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Wir wollen alles tun, um den Glauben und das Vertrauen 
unſeres Volkes immer mehr zu ſtärken und zu feſtigen und 
um es damit immer mehr fähig zu machen, die Größe ſeiner 
Zeit zu erkennen und an ihr die Größe der nötigen Opfer zu 
ermeſſen und ſo dem Volke und Reiche zu geben, was des 
Volkes und Reiches iſt. 


Adolf Hitler 


Vorwort zur zweiten Auflage 


Die erſte Auflage dieſes Handbuches war ſchon wenige Monate nach ihrer Aus⸗ 
gabe vergriffen, ſo daß ſich die Notwendigkeit einer zweiten Auflage ſehr raſch 
ergeben hat. 

Das Bedürfnis des deutſchen Rechtsarbeiters nach einer zuſammenfaſſenden 
Darſtellung des nationalſozialiſtiſchen Wollens und Handelns auf dem Geſamt⸗ 
gebiete des Rechts liegt begründet in dem autoritären Charakter unſerer Reichs⸗ 
führung ebenſo wie in der Ausſchließlichkeit der Führung des Staates durch 
die NSDAP. Der Staat, den Adolf Hitler aufbaut, iſt das Mittel zum Zwecke 
der Verwirklichung des Nationalſozialismus. Es iſt daher Aufgabe der National⸗ 
ſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiterpartei, das Wollen des nationalſozialiſtiſchen 
Staates auf dem Gebiete des Rechts zu leiten, ideell auszubauen und zu verwirk⸗ 
lichen. Völlig abweichend von der Rechtsliteratur früherer Zeiten, iſt daher dieſes 
Handbuch gleichſam ein rechtspolitiſches Bekenntnisbuch mit dem 
Charakter einer partei⸗ und reichs amtlichen Geſetzesdeu⸗ 
tung. 

Ich freue mich daher über den Erfolg dieſes Handbuches zugleich mit allen 
meinen Mitarbeitern, weil ich aus ihm den Aufſtieg der nationalſozialiſtiſchen 
Ideenwelt in der Geſamtheit des deutſchen Rechts erkenne. 

Dieſe zweite Auflage iſt nach den Grundſätzen der erſten bearbeitet. Wir haben 
uns bemüht, die Darſtellungen auf den neueſten Stand der Geſetzgebung zu bringen. 
Einige Aufſätze wurden als nicht mehr zeitgemäß (ſo z. B. der Artikel „Deutſch⸗ 
lands Recht auf die Saar“) herausgenommen, bei einigen anderen mußte unter 
dem Zwang räumlicher Beſchränkung auf die Wiederaufnahme verzichtet werden. 

Es iſt mir auch wieder Bedürfnis, allen Mitarbeitern an dieſem Handbuch, 
insbeſondere dem unermüdlichen Sachwalter, Parteigenoſſen Dr. Coblitz, auf das 
herzlichſte für ihre Mitwirkung zu danken. 

Im Kampf um das deutſche Recht haben wir in hen jüngſten Tagen durch 
die berühmten Nürnberger Parteitagsgeſetze vom 15. September 1935 (RGBl. 1 
S. 1145—1147), nämlich das Geſetz zum Schutze des deutſchen Blutes 
und der deutſchen Ehre, das Reichsbürgergeſetz ſowie das 
Reichsflaggengeſetz, die fundamentale Klarlegung auch der rechtlichen 
Entwicklungslinie Deutſchlands feſtgelegt. Dieſe Geſetze ſind von weltgeſchichtlicher 
Bedeutung. Die Juden find ein eigenes, von uns durch Raſſe und Nationalität ver: 
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ſchiedenes Volk. Reihsbürger und damit alleiniger Träger der vollen politiſchen 
Rechte iſt nur der Staatsangehörige deutſchen oder artverwandten Blutes. Damit 
iſt wieder ein Punkt des Parteiprogramms (Punkt 4) durch die Geſetzgebung 
erfüllt. Nach Punkt 5 des Programms ſtehen daher die Angehörigen des jüdiſchen 
Volkes in Deutſchland unter Eigenrecht. Das Geſetz zum Schutze des deutſchen 
Blutes und der deutſchen Ehre verhindert die Blutmiſchung zwiſchen einer art⸗ 
ungleichen Perſon mit einem Zugehörigen der deutſchen Raſſe. Das Reichsflaggen⸗ 
geſetz erhebt die Kampffahne der Bewegung, das Hakenkreuz, unter deren ſieg⸗ 
reichem Zeichen das Deutſche Reich ſeine Wiedergeburt erlebte, zur Reichs⸗ und 
Nationalflagge. Das nationalſozialiſtiſche Symbol beweiſt der Welt, daß Deutſch⸗ 
land und der Nationalſozialismus, das Deutſche Reich und die NSDAP. eins find 
und eins bleiben werden. 

Das Recht iſt nicht mehr ein Inbegriff von lebensfernen Abſtraktionen, ſondern 
im Vollbewußtſein des raſſiſch bedingten Wollens unſeres Volkes geſchaffen; ſo ſoll 
das Recht des nationalſozialiſtiſchen Reiches aus Einheit, Reinheit und Wahrheit 
dem deutſchen Volke den Segen des inneren Friedens und der Sicherheit bringen. 
Unbeugſam und unbeirrt ſetzt der Nationalſozialismus ſeinen Marſch in die deutſche 
Zukunft fort. Die nationalſozialiſtiſche Rechtspolitik iſt dabei Bannerträgerin der 
Rechtsidee des 20. Jahrhunderts überhaupt geworden. 

Bleiben wir am Werk! Arbeiten wir unermüdlich weiter, dem herrlichen Bei⸗ 
ſpiele unſeres Führers folgend! 


München, Braunes Haus, den 1. Oktober 1935. 


Heil Hitler! 


Dr. Hans Frank, Reichsleiter der NS DAP. 
Reichsminiſter 
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Vorwort zur erſten Auflage 


Das vorliegende Handbuch ſoll den Ernſt beweiſen, mit dem der Nationalſozialis⸗ 
mus ſeiner geſchichtlich gigantiſchen Aufgabe gerecht werden will, dem geſamten 
deutſchen Rechtsleben neuen Inhalt und ausgeglichene ſchöpferiſche Geſtalt zu 
geben. Das Handbuch ſtellt einen erſten Verſuch dar, in innerlich einheitlicher Form 
einen umfaſſenden, doch knapp gefaßten Überblick und Einblick zur Rechtsentwick⸗ 
lung des Dritten Reiches zu geben. 

Die Methode war durch dieſe zentrale Aufgabenſtellung vorgeſchrieben: zu 
jedem weſentlichen Lebensbereich der Nation wird das dieſem dienende Rechts⸗ 
gebiet nach Idee und Verwirklichung umfaſſend und kritiſch dargeſtellt. 

Die Auswahl der Mitarbeiter erfolgte ausſchließlich nach dem Grund⸗ 
ſatz der nationalſozialiſtiſch⸗8fachlichen Eignung mit dem Erfolg, daß tatſächlich 
dieſes Handbuch zu einem Bekenntnisbuch ernſter Forſcher und wertvoller Kämpfer 
auf dem Gebiete der nationalſozialiſtiſchen Rechtsentwicklung geworden zu ſein 
ſcheint. 

Der ſtoffliche Umfang des Buches iſt jo gewählt, daß, unter Vorbehalt der 
durch das Entwicklungsſtadium bedingten ſteten Ergänzung auf den neueſten Stand, 
der Geſamtumfang des deutſchen Rechts in ſeinen Hauptſtücken behandelt wird. 

Das Handbuch ſoll den weiten Kreiſen des deutſchen Volkes in allgemeinver⸗ 
ſtändlicher, doch wiſſenſchaftlicher Form Kenntniſſe zum deutſchen Rechtsleben ver⸗ 
mitteln. Es ſoll den Rechtsdienern aller Berufe, es ſoll den ſämtlichen öffentlichen 
Amtern und Behörden Wiſſen und Anregung zur Neugeſtaltung unſeres erhabenen 
deutſchen Rechts vermitteln. 

Der nationalſozialiſtiſche Staat Adolf Hitlers iſt ſich des Fundaments ſeines 
Lebens, der rechtlich verankerten und geſicherten Macht, bewußt, und wir, die 
Rechtswacht des Führers, haben ihm unermüdlich und treu, opferwillig und ſelbſt⸗ 
los das nationalſozialiſtiſche Recht aufzubauen. 

Als Ausdruck dieſer geſamten Arbeit lege ich hiermit dieſes Handbuch vor. 

Meinen Dank übermittle ich hier den ſämtlichen Verfaſſern der Aufſätze ſowie 
dem ſtellv. Leiter des Reichsrechtsamts der NSDAP., Dr. Ludwig Fiſche r. Meine 
Anerkennung muß ich vor allem meinem lieben Kameraden Pg. Dr. Wilhelm 
Coblitz, Hauptſtellenleiter im Reichsrechtsamt der NSDAP., auch an dieſer 
Stelle für ſeine leitende Mitarbeit an dieſem Handbuch zum Ausdruck bringen. 
Seiner unermüdlichen Energie vor allem iſt die Verwirklichung des Planes zur 
Schaffung des Handbuchs zu verdanken. 

Die Eroberung der Macht durch den Nationalſozialismus iſt geglückt. Es gilt 
jetzt, dieſe Macht zu ſtärken und den Nationalſozialismus als den großen, ewigen 
Glauben des Deutſchtums mit Liebe, Ernſt und Mut auszugeſtalten — als Sinn⸗ 
bild und Ausdruck unſeres ewigen deutſchen Rechts auf Freiheit, Gleichberechtigung, 
Frieden und Arbeit! 


München, Braunes Haus, den 24. Dezember 1934. 
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Aus den Vorbemerkungen zur erften Auflage 


I. 


Der Nationalſozialismus ſieht in der Schaffung deutſchen Rechts auf dem Boden 
deutſcher Rechts⸗ und Staatsauffaſſung ſeine hohe geſchichtliche Kulturſendung. 
Die Aufgabe, dem deutſchen Volke deutſches Recht zu geben, iſt ſeine verant⸗ 
wortungsvollſte Pflicht. 

Die Entwicklung dieſes Rechts iſt mitten im Fluß. Zielſicher vollzieht ſich die 
Abkehr von überkommenen, von unſerer Rechtsauffaſſung abgelehnten Rechtsideen 
einer Vergangenheit undeutſchen Rechts. Die feſte und unverrückbare Grundlage 
aller unſerer Rechtsreform iſt die nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung. Sie iſt 
der Weg und das Mittel zur Verwirklichung der unmittelbar in dieſer Welt⸗ 
anſchauung wurzelnden Rechtsgeſtaltungsideen, das nationalſozialiſtiſche Recht, 
das unmittelbare Ergebnis nationalſozialiſtiſchen weltanſchaulich beſtimmten 
Rechtsdenkens. Dieſes Rechts⸗ und Rechtsgeſtaltungsdenken iſt ein Ausfluß der 
blutsmäßig bedingten Geiſteshaltung unſeres Volkes. Das Recht im Dritten Reich 
iſt nicht ein Inbegriff abſtrakter wiſſenſchaftlicher Erkenntniſſe, ſondern der leben⸗ 
dige Ausdruck des weltanſchaulich und politiſch ausgerichteten inneren Wollens der 
Nation. Es iſt, wie jeder Zweig der Kultur, durch den arteigenen, blutgebundenen 
Charakter der die Volksgemeinſchaft im Innerſten zuſammenhaltenden Bindungen 
und Wertungen bedingt und beſtimmt, die Ordnung des völkiſchen Gemeinſchafts⸗ 
lebens zu gewährleiſten und Schutz der höchſten Güter der Nation zu ſein. Dieſes 
neue, deutſchem Rechts- und Sittlichkeitsempfinden, unſerer Raſſenmentalität ent⸗ 
ſprechende Recht iſt im Entſtehen begriffen. 

Das Handbuch iſt das großangelegte Unternehmen, eine zuſammenfaſſende, 
innerlich zuſammenhängende, ſyſtematiſch geordnete Darſtellung dieſer Entwicklung 
zu geben. Es iſt eine grundlegende Darlegung der bisherigen Schöpfun⸗ 
gen nationalſozialiſtiſcher Rechtsreform und ihrer fundamentalen, noch der Er⸗ 
füllung harrenden Aufgaben. 

Das Handbuch iſt ein Sammelwerk. Rund hundert Mitarbeiter aus allen deut⸗ 
ſchen Gauen von nationalſozialiſtiſch⸗fachlicher Eignung, Parteigenoſſen, Mit⸗ 
glieder der Akademie für Deutſches Recht und des Juriſtenbundes, führende 
Juriſten aller Fachgebiete aus Wiſſenſchaft und Praxis haben ihr Beſtes gegeben, 
um dem Werke unter der einheitlichen zentralen Leitung ſeines Herausgebers die 
ſachliche Geſtaltung und wiſſenſchaftliche Qualität zu geben. 


II. 


Mit Vorbedacht beginnt, nach einleitenden Ausführungen über die Grundideen 
nationalſozialiſtiſcher Rechts- und Staatsgeſtaltung, das Handbuch mit der ein— 
gehenden Darſtellung der rechtlich und politiſch bedeutſamen Fragen des Völker— 
rechts. Seit der Machtübernahme durch die nationale Regierung hat der Kampf 
um die Gleichberechtigung des deutſchen Volkes, die die unumgängliche 
moraliſche und ſachliche Vorausſetzung für jede durch Verträge ſich verwirklichende 
Rechtsordnung der Völker und die Teilnahme Deutſchlands an internationalen 
Einrichtungen (Völkerbund und Abrüſtungskonferenz) darjtellt!, der Kampf gegen 


1 Vgl. Punkt 2 des Parteiprogramms als Negierung des Artikels 4 der Weimarer 
Verfaſſung 
ſowie den Aufruf der Reichsregierung an das deutſche Volk vom 14. Oktober 1933. 
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die völkerrechtlichen Anebelungsverträge, gegen das in der Zeit tiefiter 
deutſcher Not und Schwäche erzwungene Anerkenntnis der Schuld Deutſch⸗ 
lands am Weltkriege mit einer, den Regierungen der vorhergehenden 
14 Jahre fremden, durchgreifenden Energie eingeſetzt. Die Ausführungen des völ⸗ 
kerrechtlichen Teils ſind berufen, dem deutſchen Juriſten und der Allgemeinheit 
diejenigen Kenntniſſe zu vermitteln, die notwendig ſind, um die rechtlichen Grund⸗ 
lagen der in dem allgemeinen moraliſchen Geſetz und in dem durch Verträge und 
durch hiſtoriſche Tatſachen geſchaffenen Recht fundierten Forderung der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Regierung um Ehre, Freiheit, Gleichberechtigung und den Lebens⸗ 
raum des deutſchen Volkes begreifen und würdigen zu können. 


III. 


Der ſtaats rechtliche Teil des Handbuchs bringt aus berufenſter Feder ſtam⸗ 
mende Darſtellungen der nationalſozialiſtiſchen ſtaatsrechtlichen Geſetzgebung. Zum 
erſten Male ſeit dem mit der Übernahme der Macht am 30. Januar 1933 erfolgten 
Untergang der Verfaſſung des Weimarer Reichs erſcheint — als Hauptartikel des 
ſtaatsrechtlichen Teils — eine Unterſuchung über die Quellen der gelten⸗ 
den Verfaſſung. Der nationalſozialiſtiſche Staat hat nicht, wie im Jahre 
1919 das Weimarer Reich, als erſte geſetzgeberiſche Handlung eine geſetzestechniſch 
wohl brauchbare, den Bedürfniſſen des deutſchen Volkes und den in der Entwick⸗ 
lung begriffenen ſtaatsrechtlichen Verhältniſſen aber nicht entſprechende „Reichs⸗ 
verfaſſung“ geſchaffen. Die Zeit hierfür iſt erſt dann gekommen, wenn die ſtaats⸗ 
rechtliche Evolution bis zu einer genügend klaren Konſolidierung vorgeſchritten iſt. 

Das Parteiprogramm enthält in Punkt 25 als wichtigſte ſtaatsrechtliche Forde⸗ 
rung die nach einer „ſtarken Zentralgewalt des Reichs und unbedingter Autorität 
des politiſchen Zentralparlaments über das geſamte Reich und ſeine Organiſationen 
im allgemeinen“. Mit ganz wenigen Ausnahmen enthalten ſämtliche Punkte des 
Parteiprogramms im Staatsgrundgeſetz verfaſſungsrechtlich zu verankernde For⸗ 
derungen, die zum größten Teil durch ihre Faſſung in Reichsgeſetze heute ſchon 
erfüllt ſind. Der Tendenz des Werkes entſprechend, finden dieſe Geſetze im Handbuch 
ihre Darſtellung. Als die bedeutſamſten treten hervor: Das Geſetz zur Behebung der 
Not von Volk und Reich (ſog. Ermächtigungsgeſetz), die Gleichſchaltungsgeſetze, das 
Geſetz über die Volksabſtimmung, das Geſetz zur Sicherung der Einheit von Partei 
und Staat, das Neuaufbaugeſetz und ſchließlich das die Krönung des Führer⸗ 
prinzips im nationalſozialiſtiſchen Staate enthaltende Geſetz über das Staatsober⸗ 
haupt des Deutſchen Reichs. Durch die eingehende Darſtellung dieſer Staatsgrund⸗ 
geſetze zeigt das Handbuch die in der Geſetzgebung ſich ausprägende allmähliche 
Entwicklung des Reichs zum Einheitsſtaat. 


IV. 


Auf dem Gebiete der geſamten Staatsverwaltung hat der National⸗ 
ſozialismus ſeinen Auffaſſungen von innerer Staatsführung im Geſetz weitgehend 
Ausdruck verliehen. Zunächſt war es nötig, den Beamtenkörper als den perſönlichen 
Träger der Staatsverwaltung getreu dem Raſſegedanken und entſprechend dem 
Prinzip der politiſchen Zuverläſſigkeit zu ſäubern. In gleicher Weiſe wurde die 
Verfaſſung der unterſten Organe ſtaatlicher Verwaltungstätigkeit, der Gemeinden 
und Gemeindeverbände, den nationalſozialiſtiſchen Verwaltungsgrundſätzen an⸗ 
gepaßt. Eingehendere Darlegungen über die Reform des Gemeinderechts konnten, 
neben der ausführlichen Darſtellung des geltenden Kommunalrechts, mit Rückſicht 
auf die bevorſtehende Einführung der Reichsgemeindeordnung nicht geboten werden. 

Auf dem Gebiete des Kulturrechts iſt der nationalſozialiſtiſche Staat führend 
hervorgetreten durch die Errichtung des Reichsminiſteriums für Volksaufklärung 


XI 


und Propaganda als Träger nationalſozialiſtiſcher Kulturpolitik und die damit im 
Zuſammenhang ſtehende Kulturkammergeſetzgebung. Die einſchlägigen Geſetze über 
die Errichtung der Reichskulturkammer ſowie das Funk⸗, Film⸗, Theater⸗ und 
Preſſerecht, ingleichen auch das nationalſozialiſtiſche Schul⸗ und Hochſchulweſen 
finden im Handbuch ihre Darſtellung. Unter Wirtſchaftsrecht bringt das Werk eine 
ausführliche Behandlung der geſetzgeberiſchen Maßnahmen zur Förderung und zum 
Schutze der Wirtſchaft und der geſetzgeberiſchen Maßnahmen zur Verminderung der 
Arbeitsloſigkeit und behandelt darin die aktuellſten Probleme nationalſozialiſtiſcher 
Wirtſchaftsgeſtaltung und des erfolgreichen Kampfes gegen die Arbeitsloſigkeit. 
Über die Grundſätze nationalſozialiſtiſchen Steuerrechts ſowie das übrige Finanz⸗ 
recht, Geld⸗, Bank⸗ und Börſenweſen, Deviſenbewirtſchaftung, Reichsſchuldbuch 
und Reichsſchuldenweſen referieren in eingehenden, zum Teil erſtmals zuſammen⸗ 
faſſend erſcheinenden Veröffentlichungen führende Sachkenner dieſer Rechtsgebiete. 

Dem Arbeits⸗ und Sozialrecht, insbeſondere der ſeit der Machtübernahme erfolg⸗ 
ten Ordnung der nationalen Arbeit, dem nationalſozialiſtiſchen Sozialempfinden 
angepaßten Verſicherungs⸗, Verſorgungs⸗ und Fürſorgerecht iſt, der praktiſchen Be⸗ 
deutung dieſer Geſetze halber, weiter Raum gewidmet. In dieſem Abſchnitt iſt 
auch das rein nationalſozialiſtiſcher Initiative entſprungene Geſetz zur Verhütung 
erbkranken Nachwuchſes ausführlich behandelt. Das Verkehrsrecht ſowie die neue 
Polizeirechtsgeſetzgebung bilden den Schluß des ſehr umfangreichen verwaltungs⸗ 
rechtlichen Teils. 

Das Handbuch verſucht, erſtmalig bereits konkrete Lehren eines allgemeinen 
nationalſozialiſtiſchen Verwaltungsrechts zu formulieren. 


V 


Vorwiegend rechtspolitiſcher Natur iſt der bürgerlich⸗ rechtliche Teil. Hier kann 
es nicht Aufgabe des Handbuchs ſein, geltendes, durch neue Geſetzgebung noch nicht 
erfaßtes Recht darzuſtellen. Es gilt vor allem aufzuzeigen die grundſätzliche Ein⸗ 
ſtellung des Nationalſozialismus zum bürgerlichen Recht als Ganzem und die die 
nationalſozialiſtiſche von der liberaliſtiſchen Rechtsauffaſſung unterſcheidende Idee 
der Gemeinſchaft im bürgerlichen Recht. Es iſt die vornehmſte aber auch die 
ſchwierigſte Aufgabe deutſcher Rechtserneuerung, das Bürgerliche Geſetzbuch teils 
ohne teils unter Umgeſtaltung ſeiner poſitiven Normen, alſo entweder auf dem 
Wege moderner Geſetzes auslegung oder Geſetzes neuſchaffung, zu einem 
der Rechtsauffaſſung des Nationalſozialismus entſprechenden Gemeinſchaftsrecht 
umzuformen. Dies gilt insbeſondere auch von der Auslegung und Anwendung der 
ſog. Generalklauſeln. Soweit bereits eine neue Geſetzgebung bürgerlich⸗-rechtlichen 
Inhalts vorliegt, iſt ſie behandelt. 

Anſchließend bringt der bürgerlich-rechtliche Teil, jeweils aus der Feder führender 
Fachleute, eingehende Abhandlungen über freiwillige Gerichtsbarkeit, die Geſetz— 
gebung zum Schutze des geiſtigen Eigentums, des ſachlichen Zuſammenhangs halber 
an dieſer Stelle, die Behandlung der modernen Geſetzgebung auf dem Gebiete des 
deutſchen Bauernrechts: Reichserbhofrecht, Reichsnährſtandsgeſetz und Agrarnotrecht. 

Ebenfalls rechtspolitiſcher Natur iſt die Behandlung des Handelsrechts, in deſſen 
Abhandlungen die nationalſozialiſtiſche Geiſteshaltung bezüglich ſeiner Reform 
zum Ausdruck kommt. 


VI. 


Aus den gleichen Erwägungen wie beim bürgerlichen Recht findet auch das 
Strafrecht vorwiegend rechtspolitiſche Betrachtung in den erſchöpfenden Dar— 
legungen der Grundprobleme nationalſozialiſtiſcher Strafrechts- und Strafprozeß— 
rechtsreform. Eine Reihe von Strafgeſetzbeſtimmungen wurde erlaſſen zum Schutze 
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der Partei und des Volkes. Hierin ſpiegelt ſich in der Geſetzgebung der Gegenſatz zur 
liberaliſtiſchen Zeit wieder, die nur einen Schutz des einzelnen und ſeiner Rechts⸗ 
güter und des Staates durch das Strafgeſetz kannte. Zur prozeſſualen Durchführung 
dieſer Schutzbeſtimmungen wurden die Sondergerichte und der Volksgerichtshof ins 
Leben gerufen. Die erhöhte Bedeutung des Wehrgedankens verlangte eine beſondere 
Darſtellung des Militärſtrafrechts und der neu geſchaffenen Militärſtrafgerichts⸗ 
ordnung. Aus dem Prinzip der Höherwertigkeit der Gemeinſchaft gegenüber dem 
einzelnen entſprangen die Maßnahmen zu ihrem Schutze vor dem unverbeſſerlichen 
Verbrecher. Das Geſetz gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecher ſtellt eine deutliche 
Ablage an die überhumane liberaliſtiſche Strafrechtsauffaſſung dar, die im Straf⸗ 
geſetz die magna charta des Rechtsbrechers erblickte. 


VII. 


Der der Rechtspflege gewidmete Abſchnitt des Handbuchs wird eingeleitet 
durch die Darſtellung des Übergangs der Juſtizhoheit von den Ländern auf das Reich, 
der die Grundlage für den Neubau eines einheitlichen deutſchen Rechtspflegerechts 
bildet. Die Durchdringung des Zivilprozeßrechts mit nationalſozialiſtiſchem Ge⸗ 
dankengut ſteht unter dem Leitſatz, daß auch das Prozeßrecht weltanſchaulich bedingt 
und daher von dem nationalſozialiſtiſchen Gemeinſchaftsgedanken ebenſo erfüllt 
ſein muß wie vom Führergrundſatz, der für das Gebiet des Prozeßrechts den Richter 
zum autoritären Führer des Prozeßverfahrens erhebt. Die ſich hieraus ergebenden 
einzelnen Reformgedanken finden ihre kritiſche Würdigung. Daneben konnte in 
dieſem Zuſammenhang nicht vorbeigegangen werden an einer Betrachtung des 
Rechts der übrigen Rechtspflegeorgane, der Rechtsanwälte, Patentanwälte und der 
Notare. Die poſitiv⸗rechtliche Ausgeſtaltung dieſer Rechtsgebiete durch die national⸗ 
ſozialiſtiſche Geſetzgebung wie auch die hier einſchlägigen Reformpläne wurden 
einer ausführlichen Betrachtung unterzogen. 


VIII. 
Das Werk ſchließt mit einer erſtmals veröffentlichten Darſtellung der Organe 
nationalſozialiſtiſcher Rechtsreform: 
Reichsrechtsamt der NSDAP., 
Bund Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher Juriſten, 
Akademie für Deutſches Recht, 
Reichsjuſtizkommiſſariat. 
Wegen ihrer vielſeitigen und verantwortungsvollen Aufgabe ſei hier auf ihre 
Darſtellung im Handbuch verwieſen. 


Dr. Coblitz 
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Grundſaͤtze des nationalſozialiſtiſchen 
Rechtsdenkens und Rechtswollens 


Der Kampf, den wir deutſchen Juriſten in dieſen Tagen der Wiedergeburt des 
Volkes und des Aufbaus des Staates kämpfen, ſteht unter der kraftvollen Loſung 
des nationalſozialiſtiſchen Rechtsideals. Dieſes nationalſozialiſtiſche Rechtsideal 
entſpricht dem Ideal des Nationalſozialismus an ſich. 

Der Nationalſozialismus iſt die Weltanſchauung des Deutſchen, die ihren erſten 
Ausdruck in den ſoldatiſch⸗heroiſchen Stimmungen des Krieges gefunden hat. Auf 
der Grundlage dieſes Erlebens erſtrebt die Weltanſchauung 
des Nationalſozialismus durch Zuſammenballung aller 
weſentlichen Kräfte des Volkes und unter Ausſchaltung 
aller ſchädlichen und zerſetzenden Strömungen und Partei⸗ 
ungen die machtvolle Einheit eines wahrhaft deutſchen 
Staats» Kultur⸗ und Soziallebens. Somit iſt der Nationalſozialis⸗ 
mus Adolf Hitlers die weltanſchauliche Einheitsbaſis des geſamten deutſchen Lebens 
geworden. 

Er mußte im Kampf um die Macht im Staate ſiegen, weil ſeine Gegner nur 
Stützen hatten in materialiſtiſchen und formaliſtiſch erſtarrten Gewalten, während 
er ſelbſt um das ewige Recht des jungen, zukunftweiſenden Deutſchtums kämpfte. 
Den naturgeſetzlichen, volksverbundenen Gewalten des Nationalſozialismus ſtanden 
zeitbedingte, formgebundene Machtordnungen und Geſetze gegenüber. 

In engſter Verbindung mit den politiſchen Ideengeſtaltungen des National⸗ 
ſozialismus mußte ſich auch das deutſche Rechtsleben, ausgehend vom Recht der 
Volksgemeinſchaft und des Volksganzen, die ſeeliſch⸗geiſtige Verbundenheit mit 
dem Volksganzen erkämpfen und ſo dem deutſchen Recht neue Ideen und neuen 
Inhalt geben. 


L 
Unſere Aufgabe iſt es, dieſe Ideen in Beziehung zur Wirklichkeit des deutſchen 
Volkslebens zu bringen. Als Grundlage und Richtlinie für dieſen Aufbau gilt 
Punkt 19 des Programms der NSDAP., der folgende Theſe aufſtellt: 


Wir fordern Erſatz für das der materialiſtiſchen Welt⸗ 
ordnung dienende römiſche Recht durch ein deutſches Ge⸗ 
meinrecht. 


Durch dieſe Theſe ſind uns Weg und Aufgaben klar vorgeſchrieben. Die national⸗ 
ſozialiſtiſche Rechtspolitik fordert von uns: 

Die Sicherung des deutſchen Volkes in einem national⸗ 
ſozialiſtiſchen Staat, aufgebaut auf dem Führergedanken, 
durch die Verwirklichung des nationalſozialiſtiſchen Pro⸗ 
gramms. 

Es iſt klar, daß die uns aufgegebenen Arbeiten an die Wurzeln des ſtaatlichen 
Denkens und des Volkslebens gehen. Gilt es doch, das Recht vom Volke aus 
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aufzubauen und den Staat in den Mittelpunkt des völkiſchen Lebens zu ſtellen. 
Recht und Staat find nicht Selbſtzweck, ſondern Mittel zum Zweck. Das national: 
ſozialiſtiſche Rechtsdenken iſt nicht vereinbar mit einem Recht, deſſen Inhalt ſich 
in blutleerer Abſtraktion ergeht. Solange man im Recht ein Endziel theoretiſcher 
Abſtraktion glaubte erkannt zu haben, mußte die Entfremdung zwiſchen 
demlebensnahen Volksempfinden und dem Recht immer weiter 
gehen. Rechtliche Theorien, die nur um dieſer Theorien willen abgewandelt wurden, 
Abſtraktionen, die nur um der Abſtraktion willen gebraucht wurden, konnten nie 
als Ausdruck und Inhalt eines volksnahen und volksverbundenen Rechtslebens 
dienen. 

Der andere Grund dieſer Entwicklung liegt in der liberaliſtiſch⸗marxiſtiſchen 
Weltanſchauung, die in den letzten Jahrzehnten das geſamte deutſche Rechtsleben 
ſo unheilvoll beeinflußt hat. Dieſe liberaliſtiſch⸗marxiſtiſche Weltanſchauung ſtellte 
die Einzelperſon in den Mittelpunkt ihres Rechtsdenkens und Rechtswirkens. 
Der Staat wurde nach dieſer Anſchauung gebildet durch den freiwilligen Zuſammen⸗ 
ſchluß von Einzelperſonen. Aus der ſummariſchen Aneinanderreihung der Einzel: 
intereſſen ergab ſich das „Volksintereſſe“. Dieſe Einzelintereſſen bedurften dem⸗ 
nach des weitgehendſten Schutzes untereinander. 

Auf der anderen Seite erging ſich der Staat in Maßnahmen und Geſetzen zum 
Schutze ſeiner Vertreter und verſuchte auf dieſe Weiſe, die „Staatsautorität“ zu 
begründen und aufrechtzuerhalten. Im Privatrecht konnte die Einzelperſon im 
liberaliſtiſch⸗marxiſtiſchen Staate auf Grund des formellen Rechtsſatzes ihre In⸗ 
tereſſen auch gegen das Wohl des Volksganzen durchſetzen, denn das Geſetz be⸗ 
zweckte ja den Schutz der Einzelintereſſen. Im Strafrecht konnte der Täter mit 
Hilfe des Geſetzes und der liberaliſtiſchen Rechtsanwendung einen Freibrief für 
ſeine verbrecheriſchen und volksſchädigenden Handlungen bekommen — war er doch 
Mittelpunkt und Schützling einer volksfremden, dekadenten Strafverfolgung. 

Der Nationalſozialismus geht demgegenüber davon aus, daß es kein Recht gibt 
um des Rechtes wegen, ſondern ein Recht um des Volkes wegen. Diele 
Zweckmäßigkeitserwägung des Nationalſozialismus iſt nicht materialiſtiſch, ſondern 
im letzten und wahrſten Sinne idealiſt iſch. 

Im Mittelpunkt des liberaliſtiſchen Rechtsdenkens ſtand das Indivi⸗ 
duum — im Mittelpunkt der nationalſozialiſtiſchen Rechtspolitik ſteht 
die Geſamtheit. Die Rechtsordnung darf nicht mißbraucht werden zum Scha— 
den der Volksgemeinſchaft. Niemand darf imſtande ſein, etwas dem Geſamtvolk 
Schädliches im Wege der Rechtsanwendung durchzuſetzen. Der Verbrecher kann und 
darf das Strafgeſetzbuch nicht als magna charta libertatum für ſich betrachten, ſon— 
dern das Strafgeſetzbuch iſt im nationalſozialiſtiſchen Staat die klare, ſcharfe Re— 
aktion der geſunden Volksgemeinſchaft auf die ſchädlichen und verbrecheriſchen 
Anſchläge des Untermenſchentums. 

So erblickt die nationalſozialiſtiſche Rechtspolitik ihre weſentliche Aufgabe darin, 
daß das Recht allein dem deutſchen Volke dienſtbar gemacht wird. Ich habe im 
Jahre 1926 bei einem Vortrag vor Juriſten im Union-Saal in e dieſem 
Gedanken folgende Formulierung gegeben: 


„Alles, was dem Volk nützt, it Recht; 
alles, was ihm ſchadet, iſt Unrecht.“ 


Aus dieſem Grundſatz ergibt ſich: Der Nutzen, den das Volk aus der Rechtsanwen— 
dung haben ſoll, überträgt ſich auf ſeine Subſtanzwerte. Denn der Begriff 
des Volkes umfaßt deſſen innere Werte. Das Recht hat nicht nur die Aufgabe, For— 
malwerte zu ſchützen, wie etwa die Rechtsordnung oder den Juſtizmechanismus, 
ſondern der Schutz muß ſich auf die Su bſtanz werte der Nation erſtrecken. 


4 


Das iſt das grundlegend Neue und Umwälzende an der nationalſozialiſtiſchen 
Rechtsauffaſſung, daß die nationalſozialiſtiſche Rechtspolitik bewußt auf dieſe S u b⸗ 
ſt anz werte des Volkes ihr Blickfeld richtet und ihren Kampf um die Rechts⸗ 
erneuerung unter der Deviſe des Schutzes der Subſtanzwerte führt: Parallelität 
von naturgeſetzlicher Notwendigkeit und Rechtsſatzung! — 

Solche Su bſtanzwerte der Nation find: 

. Der Staat 

Die Raſſe 

Der Boden 

„Arbeit und Wirtſchaft 

Die Ehre 

Die kulturell⸗geiſtigen Werte 
Die Wehrkraft 

Indem die nationalſozialiſtiſche Rechtspolitik zielbewußt und mit kämpferiſcher 
Kraft ſich für den Schutz dieſer Subſtanzwerte einſetzt, hat eine Entwicklung ihr 
Ende gefunden, die infolge der liberaliſtiſchen und marxiſtiſchen Denkungsweiſe 
zu einem völligen Verfall nicht nur der Rechtsordnung ſelbſt, ſondern der Moral 
des Staates und der Gemeinſchaft geführt hatte. 

Im Recht zeigt ſich nicht nur Wert und Größe des Gemeinſchaftslebens eines 
Volkes. Das Recht iſt mehr. Es iſt die Funktion einer Kraft, Spie⸗ 
gelbild eines beſtimmten Kulturwillens und der Kultur⸗ 
höhe eines Volkes. In jedem geſunden Volk ſchlummert ein echtes Rechts⸗ 
empfinden. Es iſt das Recht, das mit uns geboren iſt. So iſt das Volk der 
Träger des Rechts. 

Eine Rechtsordnung kann nur dann wahres Recht enthalten, wenn eine 
organiſche Verbindung des Naturgeſetzlichen mit dem Formalrechtlichen geſchaffen 
iſt. Nur wenn die naturgeſetzlichen Möglichkeiten und Vorausſetzungen einer 
Volksgemeinſchaft in der Rechtsordnung ihre Form bekommen haben, kann die 
Rechtsordnung für das Volksleben von Nutzen ſein. Je näher eine Rechts⸗ 
ordnung dieſen naturgeſetzlichen Gegebenheiten eines Vol⸗ 
kes kommt, deſto „beſſer“ iſt ſie. Mit der Beſeitigung der parlamen⸗ 
tariſchen Machtverhältniſſe durch den Nationalſozialismus hat die Anwendung 
eines volksfremden Geſetzrechts, das nur den Alltagsbedürfniſſen diente und zur 
Knebelung des Volkes und ſeiner Entfaltungsmöglichkeit führte, ſein Ende ge⸗ 
funden. 

Das Germanentum hatte infolge ſeiner engen Verbundenheit mit dem Na⸗ 
turhaften eine außerordentlich hochſtehende Rechtsordnung. Sein Recht war ein 
wahres Volksrecht. In der hiſtoriſchen Entwicklung allein liegt es begründet, daß 
dieſes deutſche Volksrecht uns in den letzten Jahrhunderten fremd geworden iſt. Es 
beſteht die Tatſache, daß die Rezeption des römiſchen Rechts auf die 
deutſche Rechtsentwicklung einen Einfluß ausgeübt hat, der für die Entwicklung des 
Volkes und ſeine Gemeinſchaft als in hohem Maße ſchädlich anzuſehen iſt. Es gibt 
ausgeſprochen römiſch⸗rechtliche Methoden und Begriffe, die mit dem deutſchen 
Lebensgefühl nicht vereinbar ſind. Es iſt eben nicht wahr, daß das, was früheren 
Völkern einmal Recht war, ſchon deshalb für das deutſche Volk gut genug iſt. Wir 
müſſen unſeren berechtigten deutſchen Stolz auch auf dem Gebiete des Rechts hoch⸗ 
halten! 

Damit ſoll nichts gegen den Wert des römiſchen Rechts geſagt ſein. Wir 
haben es nicht nötig, den Kampf gegen das römiſche Recht in kleinlicher Weiſe zu 
führen. Das römiſche Recht war ein hervorragendes Kulturrecht, ja man kann es 
als eines der Kulturdenkmäler der Menſchheit bezeichnen. Worum es bei dem 
Kampf der nationalſozialiſtiſchen Rechtspolitik geht, iſt, daß der Nationalſozialis⸗ 
mus zum erſtenmal ſich anhebt, eine Rechtsordnung bis in die letzten Auswir— 
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kungen aus den deutſchen Lebensnotwendigkeiten aufzubauen. Das hat mit 
anderen Rechtsordnungen nichts zu tun. 

Die Schaffung dieſes Rechts durch den Nationalſozialismus bedeutet gleichzeitig 
für das deutſche Volks⸗ und Staatsleben die Schaffung einer vollkommenen Rechts⸗ 
ſicherheit. Denn nach der nationalſozialiſtiſchen Rechtsauffaſſung iſt das Recht 
das Mittel zur Aufrechterhaltung der inneren und äußeren Ordnung des Volks⸗ 
und Staatslebens. Iſt dieſe innere und äußere Ordnung durch ein deutſches Rechts⸗ 
ſyſtem und durch eine volksverbundene Rechtsanwendung gewährleiſtet, ſo iſt der 
Grundſatz der Rechtsſicherheit im vollkommenſten Sinne durchgeführt. 

Getragen wird dieſer Grundſatz der Rechtsſicherheit im nationalſozialiſtiſchen 
Staate durch das Führerprinzip. 


II. 


Betrachten wir unter den angeführten Geſichtspunkten — Schutz der Subſtanz⸗ 
werte des deutſchen Volkes — die Arbeit, die der Nationalſozialismus zur Durch⸗ 
führung ſeiner Rechtspolitik bisher auf dem Wege der Geſetzgebung geleiſtet hat, 
ſo ergibt ſich eine Fülle von Geſetzen und Verordnungen, von denen im folgenden 
die wichtigſten herausgegriffen werden ſollen. 


1. Auf dem Gebiete des Staatsrechts. 


Hier hatte der Nationalſozialismus die hiſtoriſche Aufgabe, der Einheit des 
Deutſchtums durch einen einheitlichen verfaſſungsmäßigen Aufbau des Reiches 
nach außen hin Ausdruck zu verleihen. Es iſt das geſchehen durch eine hiſtoriſch 
und rechtspolitiſch überragende Leiſtung des Führers, der im Laufe eines Jahres 
mit einer Reihe von Geſetzen den einheitlichen Aufbau des Deutſchen Reiches 
durchgeführt hat. 

Am Anfang dieſer kurzen Entwicklungsperiode ſteht das Zweite Geſetz zur 
Gleichſchaltung der Länder mit dem Reich vom 7. April 1933 
(R G Bl. 1 S. 173), das ſogenannte Reichsſtatthaltergeſetz, auf Grund deſſen in 
den deutſchen Ländern mit Ausnahme von Preußen Reichsſtatthalter ernannt 
wurden, deren Aufgabe es nach dem Wortlaut des Geſetzes iſt, „für die Beobachtung 
der vom Reichskanzler aufgeſtellten Richtlinien der Politik zu ſorgen“. Voraus⸗ 
gegangen war ein Vorläufiges Geſetz zur Gleichſchaltung der 
Länder mit dem Reich vom 31. März 1933 (RG Bl. I S. 153), durch 
das die Auflöſung und Neuzuſammenſetzung der Volksvertretungen in den Ländern 
erfolgte. Durch das Geſetz über den Neuaufbau des Reiches vom 
30. Januar 1934 (R G Bl. 1 S. 75) wurde die erſtrebte Einheit des Reiches 
herbeigeführt. Die Volks vertretungen der Länder wurden aufgehoben, die Hoheits⸗ 
rechte gingen auf das Reich über, die Landesregierungen wurden der Reichs⸗ 
regierung unterſtellt. Damit waren auch die Aufgaben des Reichsrats erledigt, der 
nach der Weimarer Verfaſſung die Länder bei der Geſetzgebung und Verwaltung 
des Reichs zu vertreten hatte. Er wurde durch das Geſetz über die Auf: 
hebung des Neichsrats vom 14. Februar 1934 (RG Bl. I S. 89) 
aufgehoben. 

Mit dieſer Geſetzesreihe wurde ein jahrhundertealter Traum der Deutſchen zur 
Wirklichkeit: Das deutſche Volk war in einem Deutſchen Reich vereint. Das bundes— 
ſtaatliche Syſtem, das ſeit je das Hindernis bildete auf dem Wege zur Reichs— 
einheit, war beſeitigt. Die Länder hörten auf, eine politiſche Sonderheit dem Reich 
gegenüber zu bilden. 

Ermöglicht war dieſe Entwicklung durch das Geſetz zur Behebung der 
Not von Volk und Reich vom 24. März 1933 (R GüBl. 1 S. 141), das 
ſogenannte „Ermächtigungsgeſetz“. Durch dieſes verfaſſungsrechtlich außerordentlich 
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bedeutungsvolle Geſetz wurde die Reichsregierung vom Reichstag bevollmächtigt, 
Geſetze, und zwar auch Verfaſſungsgeſetze, im Wege des Beſchluſſes zu erlaſſen, 
alſo ohne Mitwirkung der Volksvertretung. 

Zu erwähnen ſind in dieſem Zuſammenhang zwei weitere, für die ſtaatsrechtliche 
Entwicklung entſcheidende Gejege: das Geſetz gegen die Neubildung 
von Parteien und das Geſetzüber die Volksabſtimmung, beide 
vo m 14. Juli 1933 (RG Bl. 1 S. 479). Durch das erſtere wurde dem Parteien⸗ 
ſyſtem der Todesſtoß verſetzt, indem die NSDAP. als einzige politiſche Partei in 
Deutſchland anerkannt und die Aufrechterhaltung oder Bildung anderer Parteien 
unter Strafe geſtellt wurde. Damit iſt die innerpolitiſche Lage in Deutſchland 
geklärt: die NSDAP. tft die alleinige Trägerin des Volkswillens geworden. Durch 
das zweite Geſetz wurde es der Reichsregierung ermöglicht, in jedem Falle, alſo 
auch bei politiſchen Fragen Be der Geſetzgebung, das Volk direkt zu bes 
fragen. 

Beſonders bedeutungsvoll für den nationalſozialiſtiſchen Staatsaufbau iſt 
ferner das Geſetz vom 1. Dezember 1933 zur Sicherung der 
Einheit von Partei und Staat (RG Bl. I S. 1016). Die NSDAP. 
wird durch dieſes Geſetz eine Körperſchaft des öffentlichen Rechts, ſie wird die ſtaats⸗ 
tragende Bewegung, indem ſie mit dem Staate in eins verbunden wird. Damit iſt 
die NSDAP., ihrer Bedeutung entſprechend, in das Staatsgefüge eingebaut. ö 

Das Geſetz über das Staatsoberhaupt des Reiches vom 
1. Aug uſt 1934 (R G Bl. I S. 747), durch das der Führer das Oberhaupt des 
Reiches wurde, indem das Amt des Reichspräſidenten mit dem des Reichskanzlers 
vereinigt wurde und die bisherigen Befugniſſe des Reichspräſidenten auf den 
Führer und Reichskanzler Adolf Hitler übergingen, führte den Führergrundſatz 
bis zur letzten Konſequenz durch: Die Einheit der Staatsgewalt ruht in einer 
Hand, der Führer iſt oberſter Gerichtsherr des deutſchen Volkes, Verwaltung und 
Geſetzgebung liegen in ſeiner Hand, die Wehrmacht ſteht unter ſeinem Oberbefehl. 
Das kommt auch durch das Geſetzüber die Vereidigung der Beamten 
und der Soldaten der Wehrmacht vom 20. Aug uſt 1934 (RG Bl. 
S. 785) zum Ausdruck, auf Grund deſſen die Beamten und die Soldaten der 
Wehrmacht den Eid auf den Führer zu leiſten haben. Auch die Reichsminiſter ſind 
nicht mehr dem Reichstag verantwortlich, ſondern allein dem Führer. Sie haben 
ebenfalls auf Grund des Geſetzes über den Eid der Reichsminiſter 
und der Mitglieder der Landesregierungen vom 17. Oktober 
1934 (R G Bl. I S. 973) den Eid auf den Führer zu leiſten. 

Das Reichsſtatthaltergeſetz vom 30. Januar 1935 (RG Bl. I S. 65), 
das an die Stelle des Zweiten Geſetzes zur Gleichſchaltung der Länder mit dem 
Reich vom 7. April 1933 (RGBl. I S. 173) getreten iſt, bedeutet einen weiteren 
Schritt zur Feſtigung des Reichsgedankens. 

Die Reichsſtatthalter ſind in ihrem Amtsbezirk die ſtändigen Vertreter der 
Reichsregierung, die für die Beobachtung der vom Führer und Reichskanzler auf⸗ 
geſtellten Richtlinien der Politik zu ſorgen haben. 

Sie können — anders als bisher — vom Führer und Reichskanzler auch mit der 
Führung der Landesregierung beauftragt werden, bilden alſo die Zwiſcheninſtanz 
zwiſchen der Volksführung und der geſamten unteren Verwaltung und Organi⸗ 
ſation. 

Hand in Hand damit geht die Neuordnung des deutſchen Gemeindeweſens 
durch die Deutſche Gemeindeordnung vom 30. Januar 1935 (RGBl. I 
S. 35). 

Die Deutſche Gemeindeordnung ſchafft die Grundlage für eine einheitliche deut⸗ 
ſche Gemeindeverfaſſung, die der Partei den ihr gebührenden Einfluß auf die 
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Gemeindeverwaltung ſichert und die Verwaltungstätigkeit von dem Führer⸗ 
gedanken und dem Grundſatz der perſönlichen Verantwortlichkeit, nicht anonymer 
Abſtimmungsmehrheiten, beherrſcht ſein läßt. 

Wohl das bedeutſamſte Ereignis in dem dritten Jahre der nationalſozialiſtiſchen 
Regierung iſt das Geſetz für den Aufbau der Wehrmacht vom 
16. März 1935 (RGBl. I S. 375), durch das der Führer dem deutſchen Volke nach 
langen Jahren ohnmächtiger Wehrloſigkeit wieder die Wehrhoheit zurückgegeben hat. 

Der Dienſt in der Wehrmacht erfolgt auf der Grundlage der allgemeinen Wehr⸗ 
pflicht. Das deutſche Friedensheer einſchließlich der überführten Truppenpolizeien 
gliedert ſich in 12 Korpskommandos und 36 Diviſionen. 

Auf Grund des Geſetzes für den Aufbau der Wehrmacht erging das Wehr: 
geſetz vom 21. Mai 1935 (RGBl. I S. 609). 

Wehrdienſt iſt hiernach Ehrendienſt am deutſchen Volke. Jeder deutſche Mann 
iſt wehrpflichtig und im Kriege iſt über die Wehrpflicht hinaus jeder deutſche 
Mann und jede deutſche Frau zur Dienſtleiſtung für das Vaterland verpflichtet. 
Die Wehrmacht iſt der Waffenträger und die ſoldatiſche Erziehungsſchule des 
deutſchen Volkes. Oberſter Befehlshaber der Wehrmacht iſt der Führer und Reichs⸗ 
kanzler; unter ihm übt der Reichskriegsminiſter als Oberbefehlshaber der Wehr⸗ 
macht Befehlsgewalt über die Wehrmacht aus. 

Nach dem Geſetz zur Anderung des Geſetzes über die Vereidi⸗ 
gung der Beamten und der Soldaten der Wehrmacht vom 20. 
Juli 1935 (RGBl. I S. 1035) wird der Dienſteid dementſprechend dem Führer 
des Deutſchen Reiches und Volkes, Adolf Hitler, als Oberſtem Befehlshaber der 
Wehrmacht geleiſtet. 

Der Reichsverteidigung dient ferner das Luftſchutzgeſetz vom 26. Juni 1935 
(RGBl. I S. 827), das für alle Deutſchen die Luftſchutzpflicht begründet. 

Die Einführung der allgemeinen Wehrpflicht wird ſinnvoll ergänzt durch die 
Einführung der allgemeinen Arbeitsdienſtpflicht. 

Das Reichsarbeitsdienſtgeſetz vom 26. Juni 1935 (RGBl. 1 S. 769) 
verpflichtet alle jungen Deutſchen beiderlei Geſchlechts, ihrem Volk im Reichs⸗ 
arbeitsdienſt, der wie der Wehrdienſt Ehrendienſt am deutſchen Volke iſt, zu dienen. 

Der Reichsarbeitsdienſt, deſſen Erfüllung Vorausſetzung für den aktiven Wehr⸗ 
dienſt iſt, ſoll die deutſche Jugend im Geiſte des Nationalſozialismus zur Volks⸗ 
gemeinſchaft und zur wahren Arbeitsauffaſſung, vor allem zur gebührenden Ach⸗ 
tung der Handarbeit erziehen. 

Mit Erlaß vom 27. Juni 1935 (RGBl. 1 S. 772) hat der Führer und Reichs⸗ 
kanzler die Dienſtzeit im Reichsarbeitsdienſt bis auf weiteres auf ein halbes 
Jahr und die Stärke des Reichsarbeitsdienſtes für die Zeit vom 1. Oktober 1935 
bis 1. Oktober 1936 auf durchſchnittlich 200 000 Mann einſchließlich des Stamm: 
perſonals feſtgeſetzt. | 

Das Reichsflaggengeſetz vom 15. September 1935 (RGBl. I, S. 1145) 
beſtimmt im Artikel 2 als Reichs- und Nationalflagge die Haken kreuz⸗ 
flagge, die zugleich Handelsflagge wird. Damit weht nur mehr das hehre Sym— 
bol unſerer Bewegung über dem von ihr befreiten Deutſchland. 

Das Reichsbürgergeſetz vom 15. September 1935 (RGBl. S. 1146) 
trennt Staatsangehörige und Reichsbürger. Kein Jude kann Reichsbürger ſein. 


2. Raſſeſchutzgeſetzgebung 

Der Nationalſozialismus erblickt in der Sorge um die Erhaltung des Lebens— 
quells der Nation, alſo der Förderung und Sicherſtellung der Raſſe als Subſtanz— 
wert des Volkes, eine Hauptaufgabe des Staats. Er geht hierbei davon aus, daß 
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alle ſchöpferiſche Kraft eines Volkes und feine weltanſchauliche Einſtellung von der 
blutsmäßigen Zuſammenſetzung abhängig iſt. Der Staat hat durch ſeine Geſetz⸗ 
gebung die Sicherſtellung und Reinhaltung der Raſſe zu Bemabrieiten und damit 
die deutſche Volkskraft zu heben und zu erhalten. 

Nach dieſer naturgeſetzlichen und raſſekundlichen Notwendigkeit hat der Pattenal⸗ 
ſozialiſtiſche Staat gehandelt. Die klare Erkenntnis dieſer Werte durch den Natio⸗ 
nalſozialismus fand ihren furchtbaren Ausgangspunkt in dem Tiefſtand der mora⸗ 
liſchen, ſittlichen und geiſtigen Zuſtände des verfloſſenen Staates, herbeigeführt 
durch den Einfluß fremdraſſiger Elemente auf allen Gebieten des Lebens. 


Soweit ſich alſo der Staat durch die Geſetzgebung mit der Beſeitigung dieſer 
jüdiſchen Einflüſſe aus dem öffentlichen Leben befaßte, handelte es ſich um 
eine für den Beſtand des deutſchen Volkes notwendige Maßnahme. Damit er⸗ 
übrigt ſich jede Debatte mit der übrigen Welt über dieſe Maßnahme, ihre Not⸗ 
wendigkeit, Zweckmäßigkeit, Rechtfertigung und Auswirkung. Es handelt ſich, das 
möchte ich auch an dieſer Stelle nochmals betonen, um die Sicherung und die Er⸗ 
haltung der deutſchen Volkskraft — und darüber haben wir Deutſche 
allein zu entſcheiden. Es iſt eben eine Unmöglichkeit, daß ein Jude 
deutſches Recht ſetzen und anwenden kann, wobei an der logiſchen Wahrheit, 
daß der Jude nicht Deutſcher iſt, nicht vorübergegangen werden kann. Nicht aus 
Haß irgendeiner anderen Raſſe gegenüber iſt die Raſſeſchutzgeſetzgebung entſtanden, 
ſondern aus Liebe zu unſerem eigenen Volk! 

Zu erwähnen iſt hier zunächſt das Geſetz zur Wiederherſtellung des 
Berufsbeamtentums vom 7. April 1933 (RG Bl. IC. 175) ſowie 
das Geſetz über die Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft vom 
gleichen Tage (RG Bl. I S. 188). Gemäß 8 3 des zuerſt genannten Geſetzes 
ſind Beamte, die nichtariſcher Abſtammung ſind, in den Ruheſtand zu verſetzen. 
Ausgenommen find die Beamten, die bereits ſeit dem 1. Auguſt 1914 Beamte 
geweſen ſind oder die im Welttrieg auf deutſcher Seite oder verbündeter Seite ge⸗ 
kämpft haben oder deren Väter oder Söhne im Weltkrieg gefallen ſind. Die Zu⸗ 
laſſung von Rechtsanwälten, die im Sinne des genannten Geſetzes nichtariſcher 
Abſtammung ſind, kann auf Grund des Geſetzes über die Zulaſſung zur Rechts⸗ 
anwaltſchaft zurückgenommen werden. Auch für die Zukunft kann Nichtariern ae 
Zulaſſung verſagt werden, auch wenn ſonſtige Gründe nicht vorliegen. 

Damit hat der Nationalſozialismus den fremdraſſigen Einfluß auf das Beamten- 
tum und insbejondere auf die Juriſtenſchaft in folgerichtiger Durchführung feiner 
Anſchauungen unter Vermeidung aller Härten beſeitigt. Wie groß dieſer jüdische 
Einfluß war, möchte ich an Hand einiger weniger Zahlen erläutern. 

Am 7. April 1933 waren in Preußen 11814 Rechtsanwälte zugelaſſen, 
davon 3370 nichtariſche, das ſind alſo etwa 28,5%. Im Kammergerichtsbezirk Ber: 
lin allein betrug die Geſamtzahl der zugelaſſenen Rechtsanwälte: 3890; Nichtariet 
waren davon 1879, alſo etwa 48%. Dieſelben Zahlen lauten für den Oberlandes⸗ 
gerichtsbezirk Frankfurt: Gefamtzahl 607, davon 275 Nichtarier (etwa 45%), 
für den Oberlandesgerichtsbezirk Breslau: Geſamtzahl 1056, davon 376 Nicht: 
arier (etwa 350 /o). Bis zum 1. Mai 1934 ſind von der oben angegebenen Geſamt⸗ 
zahl in Preußen 1364 nichtariſche Rechtsanwälte ausgeſchieden, davon 1084 auf 
Grund des Geſetzes über die Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft, 280 aus anderen 
Gründen. 

Notare waren in Preußen am 7. April 1933 insgeſamt 6226 vorhanden, 
davon waren 2051 Nichtarier, aljo etwa 330. Ausgeſchieden ſind bis zum 1. Mai 1934 
hiervon 1199 nichtariſche Notare, und zwar 1055 infolge Zurücknahme der Zulaſſung 
zur Rechtsanwaltſchaft und auf Grund des Geſetzes zur Wiederherſtellung des 
Berufsbeamtentums, 144 aus anderen Gründen. | 
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Wie groß heute noch der Prozentſatz der nichtariſchen Rechtsanwälte im Verhält⸗ 
nis zur Geſamtzahl der in Deutſchland lebenden Juden iſt, geht daraus hervor, 
daß Ende 1933 von der Geſamtzahl von 18 053 in Deutſchland zugelaſſenen 
Rechtsanwälten 2900 Nichtarier find, alſo etwa 16%. Alſo der ſechzehnfache Satz des 
Prozentanteils der Juden an der Bevölkerung Deutſchlands! — 

Ebenſo wichtig für die Erhaltung der höchſten Werte des deutſchen Volkes iſt das 
Geſetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes vom 14. Juli 
1933 (RG Bl. I S. 529). Ausgehend von der Erkenntnis, daß nur durch die 
Ausſchaltung des biologiſch minderwertigen Erbgutes die Entwicklung zur Ent⸗ 
artung aller Kulturvölker gehemmt werden kann, hat der Nationalſozialismus, 
geſtützt auf die Ergebniſſe gründlichſter und modernſter wiſſenſchaftlicher Forſchun⸗ 
gen, durch dieſes Geſetz die allmähliche Reinigung des Volkskörpers und die end⸗ 
gültige Ausmerzung von krankhaften Erbanlagen gewährleiſtet. Es iſt das nicht 
nur eine bedeutſame ſoziale Tat, die die betreffenden Familien von dem erbkranken 
Nachwuchs befreit, ſondern eine überragende Kulturtat, deren ſegensreiche Aus⸗ 
wirkungen die geſamte Kulturwelt erkennen ſollte. 

Durch das Geſetzgegen Mißbräuche bei der Eheſchließung und 
der Annahme an Kindes Statt vom 23. November 1933 
(R G—Bl. 1 S. 979) iſt beſonders das Inſtitut der Eheſchließung und der Ehe 
ſelbſt vor geſchäftlichen Spekulationen geſchützt. Weiterhin ſind Verfallserſcheinun⸗ 
gen auf dem Gebiete des Familienrechts, gegen die das BGB. keinen genügenden 
Schutz gewährt, durch dieſes Geſetz beſeitigt. 

Um fremdraſſigen Einfluß im Heere auszuſchalten, iſt im 8 15 des Wehr⸗ 
geſetzes beſtimmt, daß ariſche Abſtammung eine Vorausſetzung für den aktiven 
Wehrdienſt bildet. 

Nur in begrenztem Umfange können auf Grund eines beſonderen Prüfungs⸗ 
verfahrens Ausnahmen zugelaſſen werden, deren Vorausſetzungen in der Vers 
ordnung über die Zulaſſung von Nichtariern zum aktiven 
Wehrdienſt vom 25. Juli 1935 (RGBl. IT S. 1047) niedergelegt find. 

Auch zum Reichsarbeitsdienſt kann nicht zugelaſſen werden, wer nichtariſcher 
Abſtammung oder mit einer Perſon nichtariſcher Abſtammung verheiratet iſt, 
8 7 des Reichsarbeitsdienſtgeſetzes. Nur diejenigen Nichtarier, die 
ausnahmsweiſe für wehrwürdig erklärt worden find, können zum Arbeitsdienſt 
zugelaſſen werden; keinesfalls jedoch können ſie Vorgeſetzte im Reichsarbeitsdienſt 
ſein. 

Entſcheidende weltgeſchichtlich⸗ fundamentale Bedeutung für die Entwicklung der 
Raſſengeſetzgebung hat aber das Geſetz zum Schutze des deutſchen Blu⸗ 
tes und der deutſchen Ehre vom 15. September 1935 (RGBl. I S. 1146), 
wonach Ehen und Geſchlechtsverkehr zwiſchen Juden und deutſchen Staatsange⸗ 
hörigen verboten ſind. Damit iſt der Quell weiterer Vergiftung deutſchen Bluts 
verſtopft. 


3. Blut und Boden 


Die Schaffung und Erhaltung eines bodenſtändigen Bauerntums iſt eine Grund⸗ 
forderung des nationalſozialiſtiſchen Programms. Die Durchführung dieſer For— 
derung bedeutet die rechtliche Sicherung des deutſchen Bodens. Der Bauernſtand 
iſt der Urſtand allen Deutſchtums. Er muß mit der deutſchen Scholle feſt verwurzelt 
ſein und ſomit geſichert ſein gegen die Zufälligkeiten wirtſchaftlicher Zins- oder 
Kreditſituationen und des Handelsverkehrs. Dieſe Sicherungen ſind gewährleiſtet 
durch das Reichserbhofgeſetz vom 29. September 1933 (RG Bl. I 
S. 6 8 5). Der deutſche Boden iſt durch dieſes Geſetz einer durchaus geſunden deutſch— 
blütigen Erbfolge unterſtellt. Somit enthält das Reichserbhofgeſetz eine tiefwurs 
zelnde Neuſicherung des deutſchen Bodens und des wertvollſten deutſchen Raſſeguts. 
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Weſentlich für die Durchführung des nationalſozialiſtiſchen Programms war 
weiterhin der Neuaufbau der deutſchen Landwirtſchaft. Dieſer Neuaufbau auf 
ſtändiſcher Grundlage iſt durchgeführt durch das Geſetz über die Zuſtän⸗ 
digkeit des Reichs für die Neuregelung des ſtändiſchen Auf⸗ 
baus der Landwirtſchaft vom 15. Juli 1933 (RG Bl. I S. 495) 
ſowie das Geſetz über den vorläufigen Aufbau des Reichs nähr⸗ 
ſt andes und Maßnahmen zur Markt⸗⸗ und Preisregelung für 
landwirtſchaftliche Erzeugniſſe vom 13. September 1933 
(R G Bl. I S. 62 6). 

Um der Verſchuldung des landwirtſchaftlichen Grundbeſitzes Einhalt zu gebieten 
und die deutſche Landwirtſchaft vor dem endgültigen Untergang zu bewahren, be⸗ 
durfte es umfaſſender und umwälzender Maßnahmen, die die nationalſozialiſtiſche 
Geſetzgebung mit ſicherer Hand ergriffen hat. Zu erwähnen find: die Verord⸗ 
nung über den landwirtſchaftlichen Vollſtreckungsſchutz vom 
14. Februar 1933 (RG Bl. I S. 63), das Geſetz zur Regelung der 
landwirtſchaftlichen Schuldverhältniſſe vom 1. Juni 1933 
(RG Bl. I S. 331) ſowie die Geſetze über den landwirtſchaft⸗ 
lichen Vollſtreckungsſchutz vom 15. Oktober (RG Bl. 1 S. 779) 
und vom 27. Dezember 1933 (RG Bl. I S. 1115). 

Auf dem Gebiete des Jagdweſens hat das Reichs jagdgeſetz vom 3. Juli 
1934 (RG Bl. I S. 549), das dem deutſchen Volke Wild und Jagd als wertvolle 
deutſche Volksgüter für alle Zukunft erhalten ſoll, bereits einheitliches Reichs⸗ 
recht geſchaffen. 

Auf dem Gebiete des Bergweſens iſt die Vereinheitlichung durch das Geſetz 
zur Überleitung des Bergweſens auf das Reich vom. 28. Februar 
1935 (RGBl. I S. 315), das Berghoheit und Bergwirtſchaft als Reichsſache er⸗ 
klärt und die Leitung des Bergweſens dem Reichswirtſchaftsminiſter überträgt, an⸗ 
gebahnt worden. 

Zur Sicherung zweckvoller Geſtaltung des deutſchen Raumes und zur Deckung 
des für Zwecke der öffentlichen Hand erforderlichen Landbedarfs nach einheitlichen 
Geſichtspunkten hat die Reichsregierung das Geſetz über die Regelung 
des Landbedarfs der öffentlichen Hand vom 29. März 1935 (RGBl. 
I S. 468) erlaſſen. Auf Grund dieſes Geſetzes iſt eine „Reichsſtelle für Raums 
ordnung“ errichtet worden (Erlaß des Führers und Reichskanzlers vom 26. Juni 
1935), welche die zuſammenfaſſende, übergeordnete Planung des deutſchen Raumes 
für das geſamte Reichsgebiet übernimmt. 

Um auch dem ärmſten Volksgenoſſen ſeinen Anteil an deutſcher Naturſchönheit 
zu ſichern, hat die Reichsregierung in der Erkenntnis, daß heute wie einſt die 
Natur in Wald und Feld des deutſchen Volkes Sehnſucht, Freude und Erholung 
iſt, das Reichs naturſchutzgeſetz vom 26. Juni 1935 (RGBl. I S. 821) 
erlaſſen. Es dient dem Schutze und der Pflege der heimatlichen Natur in allen 
ihren Erſcheinungen. 


4. Das Arbeitsrecht 


Wohl auf keinem Rechtsgebiet war bei der Rechtsreform ſo ſehr mit der über⸗ 
kommenen marxiſtiſchen Ideenwelt aufzuräumen wie auf dem Gebiete des Arbeits⸗ 
rechts. Die marxiſtiſche Klaſſenkampfidee, die ſcharfe wirtſchaftliche Trennung 
zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer durch die verſchiedenen Organiſationen 
und Verbände, überhaupt die ganze rein wirtſchaftliche Grundlage des Arbeit⸗ 
nehmerverhältniſſes, alles das galt es zu beſeitigen. Es iſt beſeitigt worden durch 
die umwälzende nationalſozialiſtiſche Arbeitsrechtsreform. So kann man ſich heute 
keinen größeren Unterſchied denken, als zwiſchen dem von der Klaſſenkampfidee 
getragenen liberaliſtiſch⸗marxiſtiſchen Arbeitsrecht und der neuen Arbeitsordnung, 


11 


die auf dem nationalſozialiſtiſchen Grundſatz der Treueverbundenheit und der 
Gemeinſamkeit von Unternehmern und Arbeitnehmern in der Betriebsgemeinſchaft 
beruht. Die Grundlage dieſes neuen Arbeitsrechts bildet das Geſetz zur Ord⸗ 
nung der nationalen Arbeit vom 20. Januar 1934 (RG Bl. I 
S. 45) und das Geſetz zur Ordnung der Arbeit in öffentlichen 
Verwaltungen und Betrieben vom 23. März 1934 (R G Bl. I 
S. 2 2 0). Beſonders hervorzuheben iſt bei dieſen Geſetzen die Neuſchöpfung und 
die Geſtaltung der ſozialen Ehrengerichtsbarkeit, wird ſich doch auf dem hier im 
Geſetz verankerten Gedanken das geſamte Sozialſyſtem der Zukunft aufbauen 
laſſen. Dieſe Geſetze haben gezeigt, daß der Nationalſozialismus wirklicher Sozia⸗ 
lismus iſt und nicht, wie etwa der Marxismus, Zweckmäßigkeitsſozialismus. 

Durch das Geſetz über Treuhänder der Arbeit vom 19. Mai 
1933 (RG Bl. I S. 285) und das Geſetz über die Übertragung der 
Reſtaufgaben der Schlichter auf die Treuhänder der Arbeit 
vom 20. Juli 1933 (RG Bl. 1 S. 520) iſt das Schlichtungsweſen beſeitigt. 
Denn Streiks und Ausſperrungen ſind im nationalſozialiſtiſchen Staate nicht mehr 
möglich. Damit hat der Nationalſozialismus die rechtshiſtoriſch ungeheuer bedeut⸗ 
ſame Tat vollbracht, die Spaltungen im deutſchen Sozialleben zu beſeitigen. 

Gleichzeitig mit dieſer rechtlichen Entwicklung vollzog ſich das gigantiſche Werk 
des Aufbaus der Deutſchen Arbeitsfront mit dem Ziele der Erfaſſung aller 
ſchaffenden Deutſchen nach den Grundſätzen des Nationalſozialismus. Der Führer 
und Reichskanzler hat durch die Verordnung vom 25. Oktober 1934 
über Weſen und Ziel der Deutſchen Arbeitsfront dieſer eine Ver⸗ 
faſſung gegeben und damit ihre Wichtigkeit im Leben des deutſchen Volkes an⸗ 
erkannt. 

Auch die Einführung der Arbeitsdienſtpflicht iſt eine Forderung des national⸗ 
ſozialiſtiſchen Programms. Auch hier diente die Arbeit dem Aufbau und dem 
Ausbau dieſes für die Gedanken der Volksgemeinſchaft und Volksverbundenheit 
unentbehrlichen Mittels zur Erziehung und Ertüchtigung der beſten Kräfte unſeres 
Volkes. Geſetzgeberiſch iſt beſonders hervorzuheben die Verordnung zur An⸗ 
derung der Ausführungsvorſchrift zur Verordnung über den 
Freiwilligen Arbeitsdienſt vom 28. September 1933 (RG Bl. J 
S. 621) und die zweite Verordnung über den Freiwilligen Ar⸗ 
beitsdienſt vom 3. Juli 1934 (RG Bl. I S. 58 1). Durch die letztere Ver: 
ordnung wurde ein Reichskommiſſar für die einheitliche Leitung des freiwilligen 
Arbeitsdienſtes beſtimmt. 

Als beſonders wichtig für den Wiederaufbau der deutſchen Wirtſchaft iſt in 
dieſem Zuſammenhang zu erwähnen: das Geſetz zum Schutze des Einzel⸗ 
handels vom 12. Mai 1933 (RG Bl. 1 S. 262, das Geſetz über den 
vorläufigen Aufbau des deutſchen Handwerks vom 29. No⸗ 
vember 1933 (R GBl. I S. 1015) und das Geſetz zur Vorbereitung 
des organiſchen Aufbaus der Wirtſchaft vom 27. Februar 
1934 (R G Bl. I S. 185). Die Aufzählung der zur Bekämpfung der Arbeits⸗ 
loſigkeit und zur Arbeitsbeſchaffung erlaſſenen Geſetze und Verordnungen würde 
den Rahmen dieſer kurzen Zuſammenfaſſung überſchreiten. (Vergl. hierzu die Ab— 
handlung: Die geſetzgeberiſchen Maßnahmen zum Schutze und zur Förderung der 
Wirtſchaft S. 543—575.) 

Der Einführung der Arbeitsdienſtpflicht durch das Reichs arbeitsdienſt⸗ 
geſetz vom 26. Juni 1935 (RGBl. I S. 769) iſt ſchon gedacht worden. 

Aus dem Arbeitsrecht iſt weiter zu erwähnen das Geſetz über die Ein— 
führung eines Arbeitsbuches vom 26. Februar 1935 (RGBl. I S. 311). 

Das Arbeitsbuch ſoll die zweckentſprechende Verteilung der deutſchen Arbeits— 
kräfte in der deutſchen Wirtſchaft gewährleiſten; als amtlicher Ausweis über die 
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Berufsausbildung und die berufliche Entwicklung der Arbeiter und Angeſtellten 
ſoll es einen planmäßigen Arbeitseinſatz ſichern und die Berufsüberfüllung, die 
Landflucht und Schwarzarbeit wirkſam bekämpfen helfen. 


Aus dem Bereich des Wirtſchaftsrechts iſt hervorzuheben das Geſetz über 
die Umwandlung von Kapitalgeſellſchaften vom 5. Juli 1934 
(RGBl. I S. 569), das die Abkehr von der anonymen Kapitalform zur Eigenver⸗ 
antwortung des Unternehmers erleichtern will und daher die Umwandlung von 
Kapitalgeſellſchaften in Einzelunternehmungen oder Perſonalgeſellſchaften in ver⸗ 
einfachten Formen zuläßt. 

Das Geſetz über Steuererleichterung bei der Umwandlung 
und Auflöſung von Kapitalgeſellſchaften vom 5. Juli 1934 
(RGBl. I S. 572) ſucht dieſe Beſtrebungen noch durch die Einräumung ſteuerlicher 
Begünſtigungen zu fördern. 

Die neue Vergleichsordnung vom 26. Februar 1935 (RGBl. I S. 321) 
hat in einer Reihe von Punkten die Vergleichsordnung vom 5. Juli 1927 (RGBl. I 
S. 139) verbeſſert. Sie hat insbeſondere das außergerichtliche Vorverfahren ab⸗ 
geſchafft und dem Gericht im übrigen geeignete Mittel in die Hand gegeben, einer 
mißbräuchlichen Ausnutzung des Vetgleichsverfahrens durch zahlungsunwillige 
Schuldner oder ſelbſtſüchtige Gläubiger zu ſteuern, andererſeits bringt ſie dem un⸗ 
verſchuldet in Schwierigkeiten geratenen Schuldner eine Reihe von Erleichterungen, 
um die Auswirkungen, die mit jeder Betriebszerſtörung auch für dritte Perſonen, 
Arbeiter und Angeſtellte, verbunden ſind, im Intereſſe des Gemeinwohls unter 
Hintanſtellung der Belange der Gläubiger nach Möglichkeit zu vermeiden. 


5. Sicherung der nationalen Ehre; Strafrechtsreform 


Das große Gut der Ehre des einzelnen und der Ehre der Nation bedarf nach 
nationalſozialiſtiſcher Anſchauung des weitgehendſten Schutzes. Der Nationalſozialis⸗ 
mus hat den Begriff der Ehre wieder in den Mittelpunkt des Lebens der Nation 
und des Staats geſtellt. Alle Angriffe gegen den Staat oder gegen die Volks⸗ 
gemeinſchaft, vor allem der Hoch⸗ und Landesverrat, müſſen deshalb der ſtrengſten 
Beſtrafung unterliegen. Die nationalſozialiſtiſche Geſetzgebung hat daher durch 
eine Reihe von Geſetzen und Verordnungen dieſe ſtaats⸗ und gemeingefährlichen 
Verbrechen unter beſonders hohe Strafe geftellt: Die Verordnung gegen 
Verrat am deutſchen Volk und hochverräteriſche Umtriebe 
vom 28. Februar 1933 (RG Bl. I S. 85), die Verordnung zur Ab⸗ 
wehrheimtückiſcher Angriffegegen die Regierung der natio⸗ 
nalen Erhebung vom 21. März 1933 (RG Bl. I S. 135) und das Ge⸗ 
ſetz zur Abwehr politiſcher Gewalttaten vom 4. April 1933 
(R GB l. J S. 162). Gleichzeitig mit dieſen geſetzgeberiſchen Maßnahmen wurde 
ein wirkſamer Strafſchutz der Gerichte, Polizeibehörden und Amtsorgane der 
NSDAP. geſchaffen, vgl. das Geſetz zur Gewährleiſtung des Rechts⸗ 
friedens vom 13. Oktober 1933 (R GBl. I S. 723). 

Die nationalſozialiſtiſche Geſetzgebung begnügte ſich jedoch nicht mit der An⸗ 
drohung erhöhter Strafen, ſondern ſie ſorgte auch für deren Vollzug und für die 
Verfolgung und Aburteilung dieſer Straftaten. Der in ganz Deutſchland wieder 
eingeführte Vollzug der Todesſtrafe, die Errichtung von Sondergerichten und ins⸗ 
beſondere die Schaffung des für die Aburteilung von Hochverrats- und Landes⸗ 
verratsſachen zuſtändigen Volksgerichtshofes (vgl. Verordnung über den 
Volksgerichtshof vom 12. Juni 1934, RG Bl. 1 S. 492) laſſen klar 
erkennen, daß der nationalſozialiſtiſche Staat mit harter Fauſt dieſe Schädlinge der 
Volksgemeinſchaft beſeitigt. 
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Hinweiſen möchte ich in dieſem Zuſammenhang beſonders noch auf die Geſetze, 
durch die der Nationalſozialismus der liberaliſtiſchen Behandlungsweiſe der Ver⸗ 
brecher, insbeſondere der Gewohnheitsverbrecher, ein Ende bereitet hat. Die Zeit, 
in der der Verbrecher im Mittelpunkt des Mitleids der Staats: und Rechts⸗ 
geſinnung ſtand, tft für Deutſchland vorbei. Hierher gehören das Geſetz gegen 
gefährliche Gewohnheits verbrecher und über Maßregeln 
der Sicherung und Beſſerung vom 24. November 1933 (RGBl. 1 
S. 995), in dem die Sicherungsverwahrung, Entmannung und Reichsverweiſung 
als Mittel zur Unſchädlichmachung dieſer Verbrecher feſtgelegt find, das Geſetz 
zur Anderung von Vorſchriften des Strafrechts und des 
Strafverfahrens vom 24. April 1934 (RG Bl. 1 S. 341) ſowie die 
Verordnung über den Vollzug von Freiheitsſtrafen und von 
Maßregeln der Sicherung und Beſſerung, die mit Freiheits⸗ 
entziehung verbundenſind, vom 14. Mai 1934 (R G Bl. I S. 383). 


Die angeführten Geſetze vom 24. November 1933 und vom 24. April 1934 bilden 
gleichzeitig, gemeinſam mit dem Geſetz zur Abänderung ſtrafrecht⸗ 
licher Vorſchriften vom 26. Mai 1933 (R G Bl. I S. 295) die Anfänge 
der nationalſozialiſtiſchen Strafrechtsreform. 

Ergänzend iſt noch zu erwähnen, daß auch der Zivilprozeß im Sinne 
größerer Wahrhaftigkeit, der Unmittelbarkeit und der Beſchleunigung des Ver⸗ 
fahrens der Reform unterzogen worden iſt (vgl. Bekanntmachung der 
neuen Faſſung der Zivilprozeßordnung vom 8. November 
1933, RG Bl. I S. 8 2 1). 

Die Strafrechtserneuerung iſt durch das Geſetzzur Anderung des Straf⸗ 
geſetzbuches vom 28. Juni 1935 (RGBl. I S. 839) einen weiteren bedeutſamen 
Schritt vorwärts gebracht worden. 

Durch die Aufhebung des Verbots der Analogie im Strafrecht iſt der formale 
Verbrechensbegriff zurückgedrängt und dem materiellen Unrechtsbegriff Eingang 
in das deutſche Strafrecht verſchafft worden. Dieſe grundlegende Erneuerung er⸗ 
möglicht es, den Satz: „Kein Verbrechen ohne Strafe“ in die Tat umzuſetzen 
und auch denjenigen der verdienten Strafe zuzuführen, der bisher aus rein for⸗ 
malen Geſichtspunkten der gerechten Sühne entgehen konnte, obwohl ſein Tun 
nach geſunder Volksanſchauung ſtrafwürdig war. 

Dem gleichen Ziele dient die Novelle durch Zulaſſung der Wahlfeſtſtellung, die 
nunmehr platzgreifen kann, wenn feſtſteht, daß jemand gegen eines von mehreren 
5 verſtoßen hat, eine Tatfeſtſtellung aber nur wahlweiſe getroffen wer⸗ 

en kann. 

Das gleiche Geſetz ſtellt die Verletzung der Wehrpflicht und Wehrkraft im Hin⸗ 
blick auf die durch die Neueinführung der allgemeinen Wehrpflicht veränderten 
Verhältniſſe unter entſprechende Strafe. Ferner fügt es die Vorſchriften über 
den Schutz der Partei, ihrer Gliederungen und Symbole unmittelbar in das 
Strafgeſetzbuch ein und führt damit die im Geſetz gegen heimtückiſche 
Angriffe auf Partei und Staat und zum Schutze der Partei⸗ 
uniformen vom 20. Dezember 1934 (RGBl. I S. 1269) bereits begonnene Ent⸗ 
wicklung weiter. 

Das Geſetz zur Anderung von Vorſchriften des Strafver⸗ 
fahrens und des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes vom 28. Juni 1935 
(RGBl. 1 S. 844) paßt dem geänderten materiellen Recht die Verfahrensvorſchrif— 
ten an und bringt vor allem eine gewiſſe Auflockerung des Strafverfahrens; ſo 
ſtellt die Strafprozeßnovelle den Richter freier in der Behandlung von Beweis— 
anträgen, befreit das Rechtsmittelgericht von einſeitigen Bindungen und beſei⸗ 
tigt die notwendige Vorunterſuchung. 
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6. Schutz der kulturell⸗geiſtigen Werte 


Auch zur Sicherung der Kulturwerte des deutſchen Volkes hat die national⸗ 
ſozialiſtiſche Geſetzgebung weitgehendſte Maßnahmen getroffen, vgl. das Reichs⸗ 
kulturkammergeſetz vom 22. September 1933 (R G Bl. 1 S. 6 6 1), 
das Schriftleitergeſetz vom 4. Oktober 1933 (R G Bl. 1 S. 713), das 
Lichtſpielgeſetz vom 16. Februar 1934 (R G Bl. 1 S. 95) und das 
Theatergeſetz vom 15. Mai 1934 (R G Bl. I S. 411). 


III. 


Dieſe kurze Zuſammenfaſſung der Geſetzgebung vom Zeitpunkt der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Revolution zeugt von der umwälzenden Ideengeſtaltung und der 
ſchöpferiſchen Kraft des Nationalſozialismus. Sie iſt ein verheißungsvoller Anfang 
auf dem mühſamen und ſchweren Weg zur Reform des geſamten deutſchen Rechts» 
nn hu Beginn eines Kampfes um die Zurüdführung deutſchen Geiſtes 
n das Recht. 


Der Nationalſozialismus hat dem deutſchen Rechtsleben die hiſtoriſch einzig 
daſtehende Möglichkeit gegeben, die deutſche Rechtsordnung im Sinne der Inter⸗ 
eſſen des geſamten deutſchen Volkslebens neu aufzubauen und die unſelige Kluft 
zwiſchen Juriſten und Volk für alle Zeiten zu ſchließen. Wir nationalſozialiſtiſchen 
Juriſten find deshalb heute Diener des Staates, Diener des Volkes, wir ſind damit 
im Dienſte des Rechts auch die Führer des ſozialen Aufbaus auf allen Gebieten. 
Unſere Arbeit am Aufbau der deutſchen Rechtsordnung hat ſich in tiefſter Ver⸗ 
bundenheit mit dem Volke zu vollziehen. 


Es entſpricht dabei dem hohen Niveau der deutſchen Rechtswiſſenſchaft, daß wir 
mit tiefem Ernſt, mit Gründlichkeit und Gewiſſenhaftigkeit an unſere Arbeiten 
herangehen und ſie unter voller Anwendung der Ergebniſſe wiſſenſchaftlicher 
Methoden zu Ende führen. Unſer Werk ſoll ſich würdig den Errungenſchaften der 
jahrhundertealten deutſchen Geiſtesforſchung und Geiſteswiſſenſchaft angliedern. 
Wir werden vor allem den Erforderniſſen einer organiſchen Entwicklung der Dinge 
folgen und uns zu keinen überſtürzten oder voreiligen Maßnahmen hinreißen 
laſſen. 

Ich habe gerade unter Berückſichtigung dieſer Geſichtspunkte die Akademie 

für Deutſches Recht als Zentralinſtitut für die geſamten Fragen des deut⸗ 
ſchen Nechts ins Leben gerufen. Die grundlegenden Probleme des Rechtslebens, 
der Geſetzgebung, der Verwaltung und der Rechtspflege ſollen hier von einer 
höheren Warte allgemeiner Betrachtung und wiſſenſchaftlicher Methode aus be⸗ 
handelt werden. Tief durchdrungen und beſeelt von den Ideen nationalſozialiſtiſcher 
Rechtserneuerung wird die Akademie für Deutſches Recht ein Hort fein für die 
Schöpfung eines wahrhaft deutſchen Rechts. „Sie will nicht ſein ein Faktor der 
Geſetzgebung, ſondern nur eine Beraterin des Geſetzgebers, deren Gewicht auf 
nichts anderem beruht als auf dem Wert der eigenen Leiſtung. Sie will nicht ſein 
eine weltfremde Gelehrtenzunft, ſondern eine im Volk und Leben verwurzelte und 
für Volk und Leben praktiſch nützbare Einrichtung. Sie will nicht ſein eine Ver⸗ 
einigung von feierlichen Bonzen, ſondern eine Genoſſenſchaft demütiger Diener 
am Werk!“ (Aus der Rede des ſtellvertretenden Präſidenten der Akademie für 
Deutſches Recht, Geheimrat Profeſſor Dr. W. Kiſch, München, anläßlich der Pro⸗ 
klamation der Akademie für Deutſches Recht.) 
Die feierliche Proklamation der Akademie für Deutſches Recht erfolgte anläßlich 
des Deutſchen Juriſtentages in Leipzig am 2. Oktober 1933. Die Akademie war 
zunächſt Körperſchaft des öffentlichen Rechts in Bayern, wurde jedoch durch Geſetz 
vom 11. Juli 1934 (RG Bl. 1 S. 605) eine öffentliche Körperſchaft des Reichs. 
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Für die einzelnen Rechtsgebiete ſind bei der Akademie Ausſchüſſe gebildet, bei 
deren Zuſammenſetzung mit beſonderer Sorgfalt auf die Berückſichtigung ſowohl 
der Wiſſenſchaft als auch der Praxis Bedacht genommen worden iſt. Die überaus 
gründlichen Arbeiten dieſer Ausſchüſſe enthalten ſchon heute einen unentbehrlichen 
Beitrag zur deutſchen Rechtsreform. Hinweiſen möchte ich insbeſondere auf die 
Arbeiten der Ausſchüſſe für Strafrechts⸗ und Strafprozeßreform, die durch wiſſen⸗ 
ſchaftliche Durchdringung der Strafrechtsprobleme den Neubau des Strafrechts im 
nationalſozialiſtiſchen Geiſte vorbereiten, eines Strafrechts, das dem Rechts⸗ 
empfinden des Volkes entſpricht und den Beſtand des Staats ſichert. 

Weſentliche Vorausſetzung für die geſamten Arbeiten an der Rechtsreform 
war die Schaffung eines einheitlichen deutſchen Rechtsſtandes. Das iſt geſchehen 
durch die Bildung der Deutſchen Rechtsfront, in der ich alle deutſchen 
Rechtswahrer und Rechtsdiener in einer einheitlichen Organiſation zuſammen⸗ 
gefaßt habe. Bei dieſer Zuſammenfaſſung iſt nicht wie früher eine Grenze gemacht 
durch die Vorausſetzung akademiſcher Vorbildung, ſondern alle am Recht arbeiten⸗ 
den deutſchen Volksgenoſſen ſind in dieſer Rechtsfront zum e vereint. Auch 
die Wirtſchaftsrechtler ſind mit einbegriffen. 

Die Gründungskundgebung der Deutſchen Rechtsfront fand am 1. Zuni 1933 in 
Hamburg ſtatt, nachdem der Führer durch Verfügung vom 30. Mai 1933 den von 
mir durchgeführten Aufbau des Rechtsſtandes in vollem Umfange gebilligt und 
gutgeheißen hatte. Damit iſt die Deutſche Rechtsfront eine reichsamtlich und partei⸗ 
amtlich anerkannte Inſtitution geworden. 

Dieſe Entwicklung iſt das Ergebnis eines jahrelangen, zähen und opferfreudigen 
Kampfes des Bundes Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher Juri⸗ 
ten, der von mir im Jahre 1926 gegründet worden iſt. Heute iſt der BNS DJ. der 
Träger der Deutſchen Rechtsfront mit einer Mitgliederzahl von über 80 000. 
Alle früheren weit zerſplitterten Verbände und Organiſationen ſind in ihm auf⸗ 
gegangen: ſo z. B. der Deutſche Richterbund, der Deutſche Anwaltverein, der 
Deutſche Notarverein, der Reichsverband der deutſchen Volkswirte, der Reichs⸗ 
verband deutſcher Diplomkaufleute, der Bund der deutſchen Rechtspfleger u. a. m. 
Weſentliche Förderung der nationalſozialiſtiſchen Rechtserneuerung bildete weiter⸗ 
hin die Arbeit des Reichs juſtizkommiſſariats: Am 22. April 1933 
wurde ich durch den Herrn Reichspräſidenten von Hindenburg zum „Reichs— 
kommiſſar für die Gleichſchaltung der Juſtiz in den Ländern und für die Erneue— 
rung der Rechtsordnung“ ernannt. Die planmäßige Vorbereitung einer einheit⸗ 
lichen Reichsjuſtizverwaltung, die Beſeitigung der bisherigen ländermäßigen Zer— 
riſſenheit der Rechtspflege, die organiſche Vereinheitlichung der Juſtizorgane, die 
ſelbſtändige und unterſtützende Mitarbeit an der Rechtsreform, das alles waren die 
großen Aufgaben des Reichsjuſtizkommiſſariats. Das Geſetzzur Überleitung 
der Rechtspflege auf das Reich vom 16. Februar 1934 (R G Bl. I 
S. 91) und die Juſtizausbildungsordnung vom 22. Juli 1934 
(R G Bl. I S. 727) find Markſteine auf dem Wege zur Erreichung dieſer Ziele. — 
Durch Verfügung des Führers wurde das Reichsjuſtizkommiſſariat, nachdem ſeine 
Aufgabe der Gleichſchaltung der Juſtiz in den Ländern mit dem Erlaß des zweiten 
Geſetzes zur Überleitung der Rechtspflege von den Ländern 
auf das Reich vom 5. Dezember 1934 (RG Bl. S. 1214) erledigt war, aufgelöſt. 

Im engſten Zuſammenhang mit dieſen Inſtitutionen arbeitet das Reichs- 
rechts amt der NS D A P. Es iſt die maßgebliche Parteiinſtanz für das ge— 
ſamte Rechtswollen des Volkes. 

Das Volk wird über die Arbeiten der angeführten Inſtitutionen fortlaufend 
und eingehend unterrichtet. Es liegt auf der Hand, daß die deutſche Offentlich— 
keit hieran regſten Anteil nimmt. Aber darüber hinaus findet auch im geſamten 
Ausland die deutſche Rechtsreform lebhafte Aufmerkſamkeit und Anteilnahme. So 
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ſtoßen die Veröffentlichungen der Akademie für Deutſches Recht in der Zeit⸗ 
ſchrift der Akademie für Deutſches Recht und die Zeitſchriften der 
Deutſchen Rechtsfront (z. B. „Das Deutſche Recht“, „Die Deutſche Ver⸗ 
waltung“, „Die Deutſche Juriſtenzeitung“) auf immer ſteigendes 
Intereſſe im In⸗ und Ausland. 

Dieſes Intereſſe iſt in der Tat gerechtfertigt und begründet. Liegt doch in der 
Neugeſtaltung des deutſchen Rechtslebens im Nationalſozialismus mehr als eine 
Anderung irgendeiner formellen Rechtsordnung! Es vollzieht ſich in ihr etwas 
Höheres, etwas Gewaltiges und Wunderbares: Der Zuſammenklang der deutſchen 
Seele mit dem ewigen deutſchen Recht. 

Um dieſes ewige deutſche Recht müſſen wir kämpfen. Wir werden den Kampf 
ſolange führen müſſen, bis das deutſche Volk ſich ſelbſt das erkämpft und erobert 
hat, was es zu ſeinem Daſein und zu ſeiner Durchſetzung gegenüber der Welt 
braucht. Sicherheit nach innen, Wehrkraft nach außen, Heroismus in der Geſinnung, 
tatfreudige Jugendfriſche, opferfreudige Selbſthingabe — das find die Werte, auf die 
fih unſer Kampf aufbauen wird und von denen ſein ſiegreiches Ende abhängt. 

Dieſer Kampf erfordert das Letzte von uns. Er muß getragen ſein von dem Geiſt 
der alten deutſchen Rechtskämpfer, eines Eike von Repkow, Michael Kohlhaas, 
Conring und all der unbekannten deutſchen Kämpfer um das Recht, die nichts 
anderes wollten, als aus dem Volke heraus dem deutſchen Rechtsleben die deutſche 
Seele und den deutſchen Geiſt zu retten. 

Es iſt ein Kampf um hohe und hehre Ideale. Es gilt, endlich zu brechen mit 
allen materialiſtiſchen Formen der Vergangenheit, die das Volk entwurzelten, ent⸗ 
arteten und entſeelten. 


IV. 


Dreifach iſt das hiſtoriſche Antlitz des Nationalſozialismus. Wir können in ihm, 
geſchichtlich betrachtet, zunächſt die Form einer mit ausſchließlichem Machtanſpruch 
geführten innerpolitiſchen Oppoſitions bewegung mit dem nächſten Ziel 
der Erringung der Regierungsmacht über den Staat ſehen. Die Geſchichte dieſes 
Kampfes, der im weſentlichen die Jahre von 1919 bis zum 30. Januar 1933, dem 
Tage der Ernennung Adolf Hitlers zum Reichskanzler, umfaßt, iſt die Epoche des 
ſchweren, heroiſchen, unter ſtetem Lebenseinſatz geführten Ringens der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Kämpfer um das Reich. 

Die zweite große Betrachtung des Nationalſozialismus zeigt uns die NSDAP. 
in der Erfüllung ihres Programms von dem Augenblick der Machtergreifung an. 
Hier liegt die große Führertat Adolf Hitlers, daß er dieſe Epoche zu der großen 
Syntheje unſeres Geſamtvolkslebens geführt hat, die aus der Ein⸗ 
heit der ſchöpferiſchen Kraft der beſten Deutſchen mit dem revolutionären Kampf⸗ 
drang einer zukunftsbegeiſterten Jugend von monumentaler, weltgeſchichtlicher 
Vorbildlichkeit iſt. 

Hier liegt die ganz große Miſſion des Nationalſozialismus in ſeinem dritten 
großen Aſpekt, Zuſammenfaſſung der großen Weltanſchauung des 
deutſchen Menſchentums im Geſamtraum der Kultur zu ſein. 

Während ſo der Nationalſozialismus als Oppoſitions bewegung Be⸗ 
ſtandteil der innerſtaatlichen Geſchichte iſt, ſeit dem 30. Januar 1933 der Welt⸗ 
geſchichte angehört, iſt er als Weltanſchauungskünder in die ſeit Jahr⸗ 
tauſenden nun ſtolzaufſteigende deutſche Geiſtesgeſchichte hineingeſtellt. Die 
Rechtspolitik des Nationalſozialismus iſt entſprechend dem Punkt 19 des Partei— 
programms von mir vom erſten Tag an vertreten worden. Ich habe entſprechend 
dieſen verſchiedenen Epochen des Nationalſozialismus die Rechtspolitik der Be— 
wegung ſo geführt, daß in jedem Fall mit dem Rechtsſchutze der NSDAP., ihrer 
Führer und ihrer Angehörigen zugleich immer der Schutz der höchſten Kultur— 
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werte unſeres Volkes verbunden war und iſt. Heute nach 15jährigem Ringen 
kann ich zu meinem Stolz bekennen, daß die Grundjäße, die ich ſeit dieſer 
Zeit für die nationalſozialiſtiſche Rechtspolitik aufgeſtellt und in Hunderten von 
Kundgebungen dem deutſchen Volk und dem deutſchen Rechtswahrer immer 
wieder vorgetragen habe, zum ſelbſtverſtändlichen Gemeingut des deutſchen Nechts⸗ 
dienſtes geworden find. Wir werden uns in unſerem unermüdlichen Kampfe um 
die Erzielung der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauungseinheit zwiſchen Volks⸗ 
denken und Juſtizwirklichkeit, zwiſchen Geſetzgeber und Rechtsverwirklichung weiter 
unbeirrt zeigen. 


V. 


Der Nationalſozialismus als Weltanſchauung trennt Staat 
und Volk nicht mehr, ſondern faßt ſie zu einer einzigen ſchöpferiſchen Ein⸗ 
heit zuſammen. Die Einheit von Partei und Staat iſt gleichſam ein organiſches 
Geſamtgebilde, das, aus dem völkiſchen Urgrund aufſteigend, mit der Er⸗ 
kenntnis der Notwendigkeit von Geſamtregelungen zum Vorteil des Geſamtvolkes 
dem Staat gegenüber fortlaufend den Volkswillen repräſentiert und den 
Staat autoritär veranlaßt, durch ſeine Einrichtung Norm und Verwirk⸗ 
lichung der Norm zu ſchaffen. Aus den Erfahrungen, die daraufhin wiederum 
im Volke mit der Verwirklichung des nationalſozialiſtiſchen Wollens durch den 
Staat gemacht werden, erwächſt neue Erfahrung, die wiederum förderlich auf dem 
Wege über die Parteiorganiſation zu einer Umgeſtaltung des ſtaatlichen 
Rechtsſatzes und ſeiner Verwirklichung führen wird. So vollzieht ſich zwiſchen 
Partei und Staat eine ſtete, lebendige Ausgleichung derart, daß der National⸗ 
ſozialismus das Rechte erkennt und der Staat im Einklang das rechte natio⸗ 
nalſozialiſtiſche Ziel verwirklicht. Die Bewegung iſt in dieſem Geſamt⸗ 
bau unſeres Volkskörpers das dynamiſche Element, das ſtets vorwärtsreißende, 
unermüdlich ſtürmiſch vordrängende, allen Schäden den Krieg erklärende Kampf⸗ 
element, während der Staat das nicht nur vom Idealismus, ſondern von dem 
für eine Volksgemeinſchaft ebenſo notwendigen Gedankengang der Zweckmäßig⸗ 
keit und der Erkenntnis der Verwirklichungsmöglichkeit getragene objektive ſt a⸗ 
tiſche Element darſtellt. So vertritt die Bewegung gleichſam den 
ihr vorgegebenen Inhalt des Staates, den ja immer das Volk 
darſtellt, während der Staat die Sicherungs funktionen der 
Volksgemeinſchaft nach außen repräſentiert. 

Demnach erwächſt aus dieſem ſteten, lebendigen Ausgleich von Idee und Tat die 
nationalſozialiſtiſche Rechtslehre nach folgenden Geſichtspunkten: 

1. Ich bin bei meinem rechtspolitiſchen Wirken von dem von mir damals formu⸗ 
lierten Gedanken ausgegangen, daß alles, was dem Volke nützt, Recht, 
alles, was ihm ſchadet, Unrecht iſt. Ich glaube, daß dieſe Formulierung 
völlig glücklich das trifft, was die NSDAP. auf dem Gebiete des Rechts zu er» 
klären und zu verwirklichen gedenkt. Nicht der Stolz, prunkende Geſetzesnormen 
aufzuſtellen, ſondern der Stolz, dem Geſamtwerk des Aufbaues unſeres national⸗ 
ſozialiſtiſchen Reiches rechtlich zu dienen, iſt das Ziel unſeres Wirkens, und nicht 
der Staat an ſich iſt der hauptſächlich Intereſſierte an der Rechtsgeſtaltung, 
ſondern das Volk. Denn der Staat iſt ebenſo wie das Recht nur ein Mittel 
zum Zweck der Wohlfahrt des Volkes. Es gibt keinen Selbſtzweck des Staates 
und keinen Selbſtzweck des Rechts. Der Staat an ſich iſt eine Maſchine, immer 
bereit, irgendeinem Willen, der von ihr Gebrauch macht und ſie benützen kann, zu 
dienen. Es gibt ſchöpferiſche Völker mit reichen Gedanken und reichem Kulturgut. 
Es gibt ſchöpferiſche Perſönlichkeiten von ſeltenem, natürlich vorausgegebenem 
Maß ſchaffender Fruchtbarkeit; aber es gibt niemals ſchöpferiſche Staaten. Brechen 
wir mit dieſer Vorſtellung eines Staates, deſſen Selbſtherrlichkeit eines geſunden 
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Volkes unwürdig ift. Adolf Hitler hat immer wieder zum Ausdruck gebracht, daß 
der Nationalſozialismus in dem Staat nur ſein Werkzeug ſieht. 

Der Geſichtspunkt des Volksnutzens iſt daher das erſte 
Dogma des nationalſozialiſtiſchen Rechtsglaubens. Nur was 
mit dieſem Dogma übereinſtimmt, kann nationalſozialiſtiſches Recht ſein; nur was 
dieſem Dogma dient, kann vom nationalſozialiſtiſchen Geſetzgeber geſchaffen werden; 
nur was von dieſem Dogma getragen iſt, kann nationalſozialiſtiſche Rechtſprechung ſein. 

2. Das Recht iſt etwas dem Staate Aufgegebenes. In den natür⸗ 
lichen Vorausſetzungen der Volksgemeinſchaft liegt die Geſamtheit der Möglich⸗ 
keiten auch des Geſetzgebers. Die Lehre vom Recht iſt daher die Lehre von der 
Betrachtung des deutſchen Lebens unter dem Geſichtspunkt 
der Gemeinſchaftsſicherung, d. h. der nationalſozialiſtiſche Geſetzgeber 
wird bei ſeinen Überlegungen von der Einheit des deutſchen Volkes und von 
der Selbſtſicherheit des nationalſozialiſtiſchen Parteiprogramms als 
unverrückbarer Grundlage der Zukunft unſeres Volkes ausgehen. Unſer 
Recht iſt nicht ein Naturrecht im Sinne eines für alle Zeiten und alle Völker gleich⸗ 
mäßig geltenden internationalen Rechtsſtatuts, nicht ein hiſtoriſches Recht im Sinne 
einer nach eigener rechtsgeſetzlicher Entwicklung vor ſich gehenden Geſetzesgeſchichte 
formeller Art, nicht das ſoziologiſche Recht einer völlig raum⸗ und zeitloſen, 
aber dafür atomiſtiſch⸗individualiſtiſch aufgelöſten, blutloſen „Geſellſchaft“, auch 
nicht irgendein kanoniſches oder ſogenanntes „göttliches“ Recht — das ja in 
Wirklichkeit nur die konfeſſionaliſtiſch bedingte Formulierung religiöſer An⸗ 
ſchauungen und Glaubensinhalte darſtellt —, ſondern einfach und ſchlicht das 
deutſche Recht des deutſchen Volkes auf deutſchem Boden und deutſchem Wollen. 
Die deutſche Rechtsſchule nenne ich die Rechtsſchule des National⸗ 
ſozialis mus. 

3. Rechtsſicherheit iſt das große Gut des ariſchen Rechtsdenkens. Vorbildlich 
die angelſächſiſche Entwicklung, die, ausgehend von dem Gedanken, daß der einzelne 
Mitträger des Geſamtſchickſals einer Nation in ſeinem Werte für die Gemeinſchaft 
iſt, das Gefühl der Sicherheit des Lebens auf dem völkiſchen Boden in der völkiſchen 
Staatsordnung als eine Weſensvorausſetzung ſeines Daſeins in Familie und Volk 
anſieht. Perſönliche Freiheit und Rechtsficherheit find einige der fundamentalen 
Inhalte des ariſchen Rechtsdenkens, demgegenüber der deſpotiſche Aſiatismus in 
dem Volkszugehörigen nur das Objekt der Regierungstätigkeit erblickt. Ein 
freies Volk auf freiem Grund unter einem freien Führer iſt 
das Ziel der nationalſozialiſtiſchen Staatskunſt. National⸗ 
ſozialiſtiſche Geſetzgebung und Rechtsfindung werden daher von folgenden Über⸗ 
legungen getragen: Der Volks zugehörige iſt in ſeinem Schutzbedürf⸗ 
nis rechtlich ſicherzuſtellen. Niemand kann einem ehrlich und anſtändig ſeinen 
Pflichten gegenüber dem Führer und Volk nachkommenden Volksgenoſſen 
ehrliche Freiheit, ehrliches Gut oder Ehre ungeſtraft nehmen. Der national⸗ 
ſozialiſtiſche Staat wird die Rechtsſicherheit des deutſchen Volksgenoſſen mit allen 
Machtmitteln ſicherzuſtellen und zu fördern haben. Denn auf dieſem Sicherheits⸗ 
gefühl des Einzelnen liegt jene große Erziehungsvorausſetzung eines Volkes zum 
ſtolzen Perſönlichkeitsgefühl und damit zur Steigerung der Leiſtungen des Einzel- 
nen im Dienſte der Gemeinſchaft. Völlig unerbittlich wird im Dienſte dieſer Sicher⸗ 
heit des Volksgenoſſen der Kampf des Staates gegen die Vernichter des Gemein⸗ 
ſchaftswillens, gegen die treulos Gewordenen zu führen ſein. Der Verrat an Volk 
und Volksgenoſſen, an Volks⸗ und Führeridee iſt das ſchlimmſte Verbrechen. Alles 
Strafwürdige iſt Verrat. Der Kampf gegen den Verbrecher wird vom national⸗ 
ſozialiſtiſchen Staat lediglich unter der unabdingbaren und unbeugſamen Über⸗ 
legung geführt, daß der Staat als Repräſentant des geſunden Volkes mit den 
Bazillenträgern der Verderbnis niemals paktieren darf, daß Staat und Verbreder: 
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tum in einem unüberbrückbaren Kampfe ſtehen und daß es Pflicht des national- 
ſozialiſtiſchen Geſetzgebers und Richters iſt, dieſen Kampf mit unbeugſamer Härte 
zu führen. Es muß gleichſam ein fortgeſetzter Ausrottungsfeldzug gegenüber den 
verbrecheriſchen Elementen ohne Gnade und Schonung ſtattfinden. Wer ſich gegen 
die Gemeinſchaft vergeht, verfällt der Strafe; die Strafe aber iſt ein hartes Übel 
zum ausſchließlichen Zwecke der Abſchreckung jedes Übelmollenden von vornherein. 

4. Rechts wahrheit müſſen wir in unjerem nationalſozialiſtiſchen Rechtswollen 
beſonders betonen. Der nationalſozialiſtiſche Geſetzgeber wird getragen von dem 
Willen, das Vertrauen des Volkes zum Staat und ſeinen Einrichtungen ſo aus⸗ 
zubauen, daß beiderſeits Wahrheitspflicht des Wollens und ſeiner Erklärungen 
beſteht. Da das Recht ein Urgut unſeres Volkes ift und ſchon in der Urſubſtanz 
unſerer Volkwerdung in ſeinem Kern vorhanden war — bildet es doch einen un⸗ 
trennbaren Beſtandteil des deutſchen, raſſiſch bedingten Charakters —, muß der 
nationalſozialiſtiſche Rechtsdienſt darüber hinaus Dienſt an den ewigen Wahrheiten 
des Lebens ſein. Niemals darf um augenblicklicher Vorteile wegen das Recht 
gebeugt, verfälſcht angewandt, ausgelegt oder verwirklicht werden. Der national⸗ 
ſozialiſtiſche Rechtswahrer iſt ein Prieſter des deutſchen Volkstums. Ebenſo aber 
muß in dem, was im Zeichen des Rechts zwiſchen Volksgenoſſen geſchah, allein 
ſchon um deswillen, weil in dem Appell an das Recht der Appell an die Ewigkeit 
unſeres Volkes liegt, eine unbeugſame Treue⸗ und Wahrheits⸗ 
pflicht beſchloſſen ſein. Nicht weil irgendein formeller Vertrag geſchloſſen wurde, 
wird Recht an ſich geſchaffen, ſondern, obwohl ein formeller Vertrag im Einzelfall 
geſchloſſen ſein mag, muß aus der höheren Weisheit des Nutzens des Geſamtvolkes 
dem Recht zum Siege verholfen werden. Der Dienſt an der Rechtswahrheit iſt da— 
her gleich der Pflicht für den Geſetzgeber wie für den Rechtsrepräſentanten auf dem 
Gebiete der Rechtsverwirklichung, in jedem Einzelfalle darüber zu wachen, daß 
das Recht in ſeiner Anwendung nicht etwa einer Lüge oder 
einer Ehrloſigkeit diene. Der Mantel der Rechtsform ſchützt 
den in ihn gehüllten Willen zum Unrecht nicht! Vielmehr muß 
das Unrecht jeweils dieſes formellen Mantels entkleidet, unverhüllt erkannt und 
vernichtet werden. Nicht die Form der Rechtshülle iſt daher Kennzeichen der 
wahren Rechtslage, ſondern die Übereinſtimmung eines einzelnen Lebensverhält— 
niſſes mit den allgemeinen Lebensgeſetzen der Nation. 

5. So muß das deutſche Recht wie alle Elemente eines völkiſchen Gemeinſchafts⸗ 
lebens ein immer weiteres Maß der Vervollkommnung in der Erkenntnis der 
Lebensführung und der Willensbildungen unſeres Volkes werden. Die Rechts- 
klarheit iſt nun die eigentliche Sonderaufgabe des nationalſozialiſtiſchen Rechts- 
dienſtes. Der nationalſozialiſtiſche Rechtsdiener muß im Einzelfall Streitigkeiten 
nach den Geſichtspunkten des völkiſchen Rechtsempfindens ausgleichen. Wo dem 
völkiſchen Rechtsempfinden bereits formulierter, von entſcheidender Erkenntnis 
getragener Ausdruck gegeben iſt, iſt der Rechtsdiener an dieſe entſcheidende Formu— 
lierung gebunden. Dieſe entſcheidende Formulierung finden Volk, Partei und Staat 
in Geſamtfragen wie in Einzelproblemen in dem Führerbefehl, der zumeiſt 
in der althergebrachten Form des Geſetzes ſich offenbart. Der nationalſozialiſtiſche 
Rechtsdiener ſieht vor ſich alſo als für ihn im Dienſte der Rechtsklarheit verbind— 
lich die Geſchloſſenheit des Führerbefehls in vom Führer gezeichneten oder vom 
Führer als weiterwirkend anerkannten Geſetzen. In den nicht formell von Führer— 
befehlen geregelten Lebensbereichen des Volkes hat der nationalſozialiſtiſche Rechts— 
diener nach der im nationalſozialiſchen Parteiprogramm nieder: 
gelegten herrſchenden Volksanſchauung der Rechtsklarheit zu dienen. Wo 
auch das nationalſozialiſtiſche Parteiprogramm, das in dieſem Zuſammenhang als 
Führerbefehl für die Auslegung mit Geſetzeskraft verſehen anzuſehen iſt, Regelung 
nicht getroffen hat, hat der nationalſozialiſtiſche Rechtswahrer in An wendung 
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der geſunden deutſchen Volksanſchauung zu entſcheiden. Zu den Geſetzen des Füh⸗ 
rers gehören hier als Auslegungsvorausſetzungen vor allem auch die von dem 
zuſtändigen ſtaatlichen Repräſentanten erlaſſenen Ausführungs⸗ 
beſtim mungen. | 

Die Rechtsklarheit muß den Volksgenoſſen werden. Der Rechtsdiener hat vor 
dem Führer, dem Volke und dem Staat die Verpflichtung, das Recht zu 
finden. Er kann und darf ſich dieſer Verpflichtung nicht entziehen. Dies iſt 
ſeine ausſchließliche Aufgabe im Dienſte des Volksganzen; dies iſt ſeine Ehre, und 
dieſe Aufgabe iſt ſo groß, daß der Stolz, Diener des Rechtes des deutſchen Volkes 
ſein zu dürfen, den beglückenden Inhalt eines Lebens bildet. Dabei muß der Rechts⸗ 
wahrer ſelbſt eine volksnahe Perſönlichkeit ſein. Er muß die Sorgen und Nöte des 
Volkes in allen ſeinen Schichten kennen, er muß von Liebe zu dieſem Volksleben 
auch in ſeinen ſchlichteſten Formen erfüllt ſein, er muß wiſſen, daß dem weitaus 
größten Teil des Volkes jegliches Intereſſe an theoretiſierenden Abſtraktionen ab⸗ 
geht, er muß vor allem wiſſen, daß die Entſcheidung in einem Einzelfall Dienſt an 
der Rechtsklarheit, d. h. alſo eine Förderung des völkiſchen Gemeinſchaftslebens, 
darzuſtellen hat. Inſoferne iſt der nationalſozialiſtiſche Rechtswahrer ein Richter⸗ 
könig; freiſchaffend mit der Kraft ſeiner Erkenntnis und ſeines Entſcheidungs⸗ 
willens wird er ein wahrer ſozialer Führer innerhalb der Volksgemeinſchaft ſein. 
In dem Richter hat das Gewiſſen eines großen, ſtolzen Volkes lebendig zu ſein, 
das in einer nunmehr über viele Jahrtauſende zählenden, reichen Geſchichte den 
Anſpruch darauf gewonnen hat, ein Herrenvolk zu ſein. In dem Dienſt an der 
Rechtsſicherheit, an der Rechtswahrheit und Rechtsklarheit hat der Rechtswahrer 
des nationalſozialiſtiſchen Reiches die große Miſſion, dem deutſchen Volke wieder 
ein Rechtsleben zu vermitteln, das die Beglückung dieſes Volkes darſtellen ſoll. Aus 
den von fremdrechtlicher Verunklarung unſeres völkiſchen Daſeins durch die Jahr⸗ 
hunderte erwachſenden Schäden hat der nationalſozialiſtiſche Rechtswahrer als 
Kämpfer Adolf Hitlers die unermüdlich zu erfüllende Pflicht, in jedem, auch dem 
kleinſten, Lebensvorgang eine Spiegelung des Geſamtlebens unſeres Volkes, das 
57 ja aus den unzählbaren Einzelereigniſſen moſaikartig zuſammenſetzt, zu er⸗ 

licken. 

Der nationalſozialiſtiſche Rechtswahrer darf nicht ſelbſtherrlicher Abkehr und 
Inſichgeſchloſſenheit auf irgendwelchen Vorurteilen thronen, er ſoll ſeine Würde 
nicht in äußeren Verbrämungen ſeines Amtes nach Titel oder Talar ſehen, er ſoll 
vielmehr ſeine Entſcheidung mit ſolcher Überzeugung aus ſich ſelbſt ſchaffen, daß 
auch der im Rechtskampf Unterliegende die Gerechtigkeit der Entſcheidung aner⸗ 
kennt. 

In gütigem Humor nicht abgewandter, elaſtiſcher Lebenserkenntnis muß der 
Richter der ſtete Helfer des Volkes ſein. Es muß ihn mit Stolz erfüllen, daß das 
Volk von ihm Entſcheidungen fordert, und er muß immer daran denken, daß die 
Würde eines Staates im Sinne des Nationalſozialismus nicht identiſch iſt mit 
der Möglichkeit hochgeſchraubter, äußerer Erhabenheit des Staatsapparates und 
ſeiner Diener über dem Volk, ſondern gerade in der nächſten Volksgetragenheit 
ſieht der nationalſozialiſtiſche Staat den Inhalt ſeines Geſchehens und Wirkens. 

6. Dies alſo iſt die Gerechtigkeit im Sinne des nationalſozialiſtiſchen Wol⸗ 
lens: Wenn Recht iſt, was dem Volke nützt und Unrecht, was ihm ſchadet, dann 
iſt nationalſozialiſtiſche Gerechtigkeit identiſch mit dem Vorrang des Ge⸗ 
meinnutzens vor dem Eigennutz. Dieſer berühmte Grundſatz iſt der 
Inhalt von Geſetzgebung und Rechtſprechung des Dritten Reiches. Die Gerechtigkeit 
iſt ein Poſtulat, das niemals an ſich erhoben werden kann. Soferne man den 
Wunſch äußert, Gerechtigkeit zu finden, muß man immerfort hinzuſetzen: auf 
welcher Gerechtigkeitsebene? Denn Gerechtigkeit im formellen Sinne 
könnte nur beſtehen im Rahmen eines ganz beſtimmten Geſetzesſyſtems, wobei 
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Gerechtigkeit erkennen identiſch wäre mit der Erkenntnis der Richtigkeit der 
Behandlung eines beſtimmten Lebensvorganges nach einem beſtimmten 
formellen Rechtsſatz. Die Gerechtigkeitsvorausſetzungen ebenſo wie die Ebenen, auf 
denen ſich die formellen Poſtulate nach Gerechtigkeit erheben, ſind nun aber in der 
Geſchichte fort und fort in Anderung begriffen. Der Nationalſozialismus macht in 
ſeiner Rechtspolitik daher zum Ausgangspunkt auch des Gerechtigkeitspoſtulates 
einen gewaltigen Endſtrich unter die bisherige Entwicklung. Der Gerechtigkeits⸗ 
begriff des Nationalſozialismus hat nichts zu tun mit dieſer liberaliſtiſchen Theſe 
des Rechtsſtaates, von dem Carl Schmitt unermüdlich richtig betont, daß ſein Be⸗ 
griff einer legal gebundenen Regierung aufs innerſte dem nationalſozialiſtiſchen 
Staatsgedanken zuwiderläuft. Die Gerechtigkeit, die der einzelne fordert, iſt viel⸗ 
mehr der Ausdruck ſeiner Zugehörigkeitsbereitſchaft zu der 
vom Führer geleiteten Volksgemeinſchaßft. „Gerechtigkeit fordern“ hat alſo 
zur Vorausſetzung die innere, d. h. ſeeliſche, und äußere, d. h. im Praktiſchen ver⸗ 
wirklichte Zugehörigkeit zur Schickſalsgemeinſchaft eines Volkes. Die Gerechtig⸗ 
keitsebene, von der aus der Nationalſozialismus richtet und entſcheidet, iſt alſo 
nicht eine jeweils als endgültig hingenommene, formelle Geſetzesregelung, ſon⸗ 
dern die Geſamtheit der Lebensbelange des Volkes. Der Führer des national⸗ 
ſozialiſtiſchen Reiches iſt berufen, ſich aus dieſer Führermiſſion heraus Oberſter 
Gerichtsherr des Volkes zu nennen. Der Führer ſelbſt iſt legal gebunden, ſoweit 
er dieſe legale Bindung als für ſich verbindlich anerkannt hat. Da aber über der 
formellen Legalität die ewige Schickſalsgeſetzlichkeit unſeres Volkes ſteht, repräſen⸗ 
tiert er nicht die formellen Geſetze allein, ſondern das ewige Gewiſſen uns 
ſeres Volkes. 

Der Führer iſt daher das Vorbild der deutſchen Volksanſchauung auch auf dem 
Gebiete des Rechts. Der erſte Appell, der an jeden Volksgenoſſen in allen Bes 
langen des Lebens zu richten iſt, iſt daher, gleich einem kategoriſchen Imperativ, 
ſtets der: Was würde der Führer zu meinem Verhalten in dieſem 
Falle jagen? An dieſer Anlegung des Motivenausgleichs einer Handlung im 
Einzelfall liegt das weſentliche, zukunftsgewährende Element der nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Volkserziehung. Die Ausgerichtetheit eines Volkes nach den Begriffen: 
Gemeinnutz und Volksgemeinſchaft, Treue und Führerdiſziplin, ewigem Volks⸗ 
gewiſſen und Einzelwillen, iſt die Ebene, auf der ſich nach nationalſozialiſtiſcher 
Lehre allein Gerechtigkeit entwickeln kann. 

7. Daher iſt die nationalſozialiſtiſche Rechtspolitik eine auf dieſer Erkennt⸗ 
nis der ſteten, harten Notwendigkeiten eines Volkskampfes um innere und 
äußere Freiheit und Wohlfahrt erwachſende idealiſtiſche Rechtslehre. 
Die liberaliſtiſchen Rechtsſchulen waren vor allem durch den geradezu vernichtenden 
Einbruch der jüdiſchen Mentalität immer mehr zu einem Zirkus des Rationalis⸗ 
mus geworden. In möglichſt ausgefeilter „Kommentierung“ wurde der Rechts⸗ 
gedanke weniger geklärt, als vielmehr immer mehr zermalmt, ſo daß auf dem 
Umweg über die fortlaufend künſtlicher werdenden Abſtraktionen ſelbſt ein ur⸗ 
ſprünglich geſunder Rechtsgedanke ſich in formeller Überheblichkeit einer volks— 
fremden Rechtsanwendung zum wahren Übel entwickelte. Der Idealismus gibt den 
Glauben an das Recht und dieſer Glaube an das Recht, der in einem Volk wie 
in dem einzelnen Volksgenoſſen lebendig iſt, iſt ein ungeheurer Wert für eine 
Volksgemeinſchaft. Der Glaube an das Recht und der Kampf gegen das Unrecht 
ſind die motoriſchen Kräfte, aus denen ſich ein Gemeinſchaftsleben immer wieder 
neuen Schwung und neue Kraft holt. Mit dieſem Idealismus des Kampfes ums 
Recht iſt daher unvereinbar, daß ſich zum Rechtsdienſt rationaliſtiſche Schwärmer 
berufen fühlen können. Es iſt ganz ausgeſchloſſen, daß auf die Dauer es irgend— 
wie vom deutſchen Volk ertragen werden könnte, daß dem deutſchen Volk blutmäßig 
nicht Zugehörige innerhalb des deutſchen Rechtslebens auch nur die beſcheidenſte 
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Rolle ſpielen. Ich werde in dem fortgeſetzten Appell nicht nachlaſſen, alles Uns 
deutſche aus der Rechtspraxis immer mehr und mehr auszuſchalten. Das deutſche 
Volk will Rechtsdienſt von deutſchen Richtern und Rechtsanwälten, denn nur dieſe 
verſtehen den Idealismus, mit dem in wahrhaftiger Gläubigkeit das deutſche 
Volk an ſeinem Recht hängt. 

Der Idealismus ſieht in dem Rechtsdienſt über den Alltag hingeſponnene Ewig⸗ 
keit. Es liegt in der idealiſtiſchen Auffaſſung des Rechts die wirklich klare Er⸗ 
kenntnis des Rechtslebens, während die trockene, rabuliſtiſch kommentierende, vom 
Paragraphenſchwulſt aufgeblähte rationaliſtiſche Vernünftelei bar jeden Wirk⸗ 
lichkeitswertes iſt. Wiſſen iſt Macht, Glauben aber iſt Siegl Es ſoll 
daher auch von dieſer Stelle aus der Appell an die Jugend des deutſchen Rechts⸗ 
lebens immer wieder erhoben werden: Nützt die Gelegenheit dieſer großen Zeit 
und dient dem deutſchen Rechtsleben ſchöpferiſch, ſtark, treu und idealiſtiſch! 


VI. 


Wir geben nicht nach! Dieſer unſer alter Kampfruf begleitet uns nun als 
Kampfgarde des Führers ſeit dem Jahre 1919. Wir wollen daher als treue Rechts⸗ 
diener des Führers dem deutſchen Volk immer mehr Freude bereiten am deutſchen 
Rechtsleben. Rechtsſeele und Volksſeele ſollen wieder eins werden! Noch find 
da und dort die Repräſentanten des Alten tätig; aber täglich mehr weichen 
ſie zurück, denn wir kennen keine weichliche Nachgiebigkeit, ſondern führen, 
unſeren Blick klar und ausſchließlich auf das Ziel in die Zukunft gerichtet, unſeren 
Kampf um die Erweckung des deutſchen Rechtslebens kompromißlos weiter. Wo 
wir heute noch nicht find, werden wir morgen fein; wo wir morgen noch nicht find, 
werden wir übermorgen eintreffen. So werden wir Stück um Stück die Poſitionen 
der alten Mächte auch im Recht beſetzen und Punkt um Punkt die Fahne des neuen 
deutſchen Rechts vorwärtstragen! Mögen uns die Repräſentanten ſterbender 
Welten haſſen, mögen ſie uns fortlaufend verleumden — wir wiſſen uns mit den 
70 Millionen unſeres Volkes eins in dem Gedanken: Jetzt muß in dem beglückenden 
Gefühl, daß uns der Himmel einen Adolf Hitler ſchenkte, alles nur dieſem Dienſt 
an der endlichen Aufrichtung des großen Deutſchen Reiches in Frieden und Ehren 
geweiht ſein! Denn wir, gewohnt, Geſchichte und Politik nur über Jahrhunderte 
und Kontinente hinweg zu ſchauen, wiſſen, daß alle deutſche Geſchichte bis auf den 
heutigen Tag im Guten wie im Böſen einmal nichts anderes ſein wird, als Vor⸗ 
geſchichte zu dem ewigen, heiligen Reich deutſcher Nation des Nationalſozialismus. 
Die Skeptiker und Kritiker fürchten wir nicht! Wir achten nicht die Spötteleien 
zyniſcher Gegner. Der ewige Herrgott hat uns von 10 Männer den Weg zur heu⸗ 
tigen Führungsbewegung des deutſchen Volkes gehen laſſen. So werden wir im 
Dienſte des Volkes der Deutſchen, dieſes großen, unſterblichen Werkes des Ewigen, 
unſeren wahren Gottesdienſt ſehen. 


Auf, Kameraden, im Glauben und in der Kraft unſeres ewigen Deutſchlands! 
Dr. Hans Frank 
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Der Rechtsſtaat 


Einleitung 


Wort und Begriff des Rechtsſtaates find lebhaft umſtritten. Es tft dem Denken 
und Empfinden aller geſunden Völker zu allen Zeiten ſelbſtverſtändlich geweſen, 
daß Recht und Gerechtigkeit geübt werden und daß der Staat im Dienſte des 
Rechts ſtehen muß. Das Problem des Rechtsſtaats dagegen iſt neu und entſteht 
erſt durch die Unterſcheidung von Gerechtigkeit und poſitiver ſtaatlicher Legalität. 
Auch als ſprachliche Bildung iſt das Wort Rechtsſtaat deshalb neu; im Deutſchen 
wird es erſt im Laufe des 19. Jahrhunderts gebräuchlich. Gewöhnlich wird Robert 
Mohl als derjenige bezeichnet, der es durch ſein Buch „Die Polizeiwiſſenſchaft 
nach den Grundſätzen des Rechtsſtaats“, Tübingen 1832, in die Rechtswiſſenſchaft 
eingeführt habe!. Doch finden ſich auch ſchon vor dieſem Jahre Beiſpiele für den 
Gebrauch des Wortes; jo ſpricht der romantiſche Staatsphiloſoph Adam Müller 
(in ſeinen „Deutſchen Staats⸗Anzeigen“ Band 2 S. 33, Leipzig 1817) von den 
Schwierigkeiten, mit denen ein „Geld⸗, Kriegs⸗ und Beamten⸗Staat“ zu kämpfen 
habe, „um ſich wieder zu der Würde eines Rechts⸗Staates zu erheben“. In früheren 
Jahrhunderten, die den Gegenſatz von Gerechtigkeit und poſitivem, ſtaatlich geſetztem 
Recht nicht mit der Schärfe empfanden, die ſich im Laufe des 19. Jahrhunderts 
entwickelte, iſt die Wortbildung Rechtsſtaat nicht bekannt. Das rechtswiſſenſchaftliche 
Schrifttum des Auslandes hat das Wort hauptſächlich unter dem Einfluß von 
Georg Jellinek ſeit dem Ende des 19. Jahrhunderts übernommen als «Etat 
de droit» oder «Etat juridique» im Franzöſiſchen (z. B. Hauriou und Duguit), 
als Stato di diritto, Stato giuridico und Stato legale im Italieniſchen (z. B. 
Orlando, Raneletti, Santi Romano, del Vecchio), als Estado de derecho im 
Spaniſchen (3. B. Luis Legaz y Lacambra, del Valle Pascual). Auch in der ruſſi⸗ 
ſchen Rechtsgeſchichte hat ſich der Gegenſatz von liberalen „Weſtlern“ und völkiſchen 
Slavophilen in dem Gegenſatz von Rechtsſtaat (Prawowoje Gosudarstwo) und 
Gerechtigkeitsſtaat (Gosudarstwo Prawdy) geäußert:. 

Die Klagen über die Vieldeutigkeit und den Mißbrauch des Wortes Rechtsſtaat 
find allgemein. Eindringlich und erſchütternd hat der große Volksdichter J. Gott⸗ 
helf die Idee des Rechtsſtaats als die „Quelle alles Übels“ und die „legale 
Sanktion der Selbſtſucht“ gekennzeichnet (DJZ. v. 15. Oktober 1934 Sp. 1259). Ein 
großer Staatsmann wie Otto von Bismarck bezeichnet das Wort Rechtsſtaat 
als einen „von Robert von Mohl erfundenen Kunſtausdruck, von dem noch keine 
einen politiſchen Kopf befriedigende Definition und keine Überſetzung in andere 
Sprachen gegeben ſei“ !. Die Schwierigkeit einer eindeutigen Überſetzung ergibt 


1 Lorenz von Stein und Rudolf Greiſt, die beiden bedeutendſten Theoretiker des Rechts- 
ag erkennen Mohl als den Vater dieſes Begriffes an; vgl. auch R. Thoma, Jahrbuch 

. öffl. Rechts IV (1910) S. 197 Anm. 2. 

* Den Hinweis auf dieſe wichtige Parallele in der ruſſiſchen Rechtsentwicklung verdanke 
ich Herrn Profeſſor Leontowitſch, Berlin. 

Brief an den Kultusminiſter von Goßler vom 25. November 1881, mitgeteilt von Joh. 
Heckel, Zeitſchrift der Savigny-Stiftung, Kanoniſtiſche Abt., XIX 1930 S. 268 ff.; vgl. Carl 
Schmitt, Staatsgefüge und Zuſammenbruch des Zweiten Reiches, Hamburg 1934 S. 21. 
Ein lehrreiches Gegenſtück zu dieſer Anſicht Bismarcks iſt die Tatſache, daß der Volks— 
beauftragte Ebert auf dem Kongreß der Arbeiter- und Soldatenräte im Dezember 1918 
N N Rechtsſtaat“ als den Sinn der „ſiegreichen Revolution“ vom November 1918 

ezeichnete. 
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ſich ſchon daraus, daß z. B. im Italieniſchen Stato di diritto, Stato giuridico und 
governo legale unterſchieden werden, um den Begriff deutlich zu machen, in der 
Staatslehre des Faſchismus herrſcht lebhafter Streit darüber, ob der faſchiſtiſche 
Staat ein Rechtsſtaat iſt“. Für den franzöſiſchen Sprachgebrauch gilt Ahnliches, wie 
Haurious Ausführungen in ſeinen Principes de droit public (2. Aufl. 1916 S. 12 ff.) 
zeigen. Im Grunde hat Bismarck alſo auch hier recht behalten. In der fachwiſſen⸗ 
ſchaftlichen Literatur aller Länder haben die Klagen über die Verwirrung dieſes 
Wortes nicht aufgehört. Trotzdem hat ſich das Wort ſowohl in der juriſtiſchen Fach⸗ 
ſprache wie auch im populären Sprachgebrauch durchgeſetzt. 


Rechtsſtaat als polemiſch⸗politiſcher Begriff 


Seine Beliebtheit und Verbreitung verdankt das Wort vor allem dem Umſtand, 
daß es ſich als eine wirkſame Bezeichnung für verſchiedenartige und ganz entgegen⸗ 
geſetzte Auffaſſungen von Recht und Staat gebrauchen läßt. Selbſtverſtändlich gibt 
es keinen Staat, der ſich offen als Unrechtsſtaat bekennt und inſofern will jeder 
Staat ein Rechtsſtaat ſein. In dem Bereich der politiſchen Auseinanderſetzung 
erhält das Wort daher ſeine Klarheit und Beſtimmtheit erſt durch einen beſtimmten 
Gegenbegriff. Für gewöhnlich iſt das, namentlich in der liberalen Polemik, der 
Machtſtaat. In dieſer Bedeutung hat es der Liberalismus ein Jahrhundert lang 
verſtanden, jeden nicht⸗ liberalen Staat, mag es ſich um eine abſolute Monarchie, 
einen faſchiſtiſchen, nationalſozialiſtiſchen oder bolſchewiſtiſchen Staat handeln, un⸗ 
terſchiedslos als Nicht⸗Rechtsſtaat und damit als Unrechtsſtaat hinzuſtellen“a. 

Ein Begriff wie „Rechtsſtaat“ bekommt ſeine wahre Bedeutung nicht durch einen 
bloß negativen Gegenbegriff wie Macht⸗ oder Unrechtſtaat, ſondern durch poſitive 
Gegenbegriffe wie Sittlichkeitsſtaat, Religionsſtaat, Weltanſchauungsſtaat uſw. Ur⸗ 
ſprünglich war der Gegenbegriff „chriſtlicher Staat“ oder aber Hegels Staat als 
Reich der Sittlichkeits. Als andere Gegenbegriffe gegen den Rechtsſtaat kommen 
vor: Beamtenſtaat, Geldſtaat, Wohlfahrtsſtaat (vgl. das obige Zitat von Adam 
Müller). Eine wiederum anders geartete Antitheſe macht aus dem Rechtsſtaat den 
Gegenſatz zum Feudalſtaat (ſo der Rechtshiſtoriker Felix Dahn und der 
Staatsrechtslehrer Bluntſchli); auch dieſe polemiſche Verwendung des Wortes 
iſt aus dem politiſchen Kampf des Bürgertums gegen die „feudale“ preußiſche 
Militär⸗ und Beamtenmonarchie, alſo aus der Lage des 19. Jahrhunderts, zu ver⸗ 
ſtehen; denn ſonſt wird gerade der feudale mittelalterliche Staat von den Hiſtorikern 
als ein reiner, nur auf Wahrung des geltenden Rechts und der „wohlerworbenen 
Rechte“ gerichteter Rechtsſtaat im Sinne eines bloßen „Rechtsbewahrſtaates“ (Fritz 
Kern) hingeſtellt, an welcher Eigenſchaft er übrigens auch zugrunde gegangen iſt. 

Der Gegenſatz von Redtsitaat und Polizeiſtaat iſt namentlich ſeit dem Lehr⸗ 
buch des Verwaltungsrechts von Otto Mayer (1. Aufl. 1890) als ein Dogma in 
die deutſche Verwaltungsrechtslehre übergegangen und wird in allen liberalen Lehr⸗ 
büchern des Verwaltungsrechts (Fleiner, W. Jellinek, Hatſchek) kritiklos wieder⸗ 
holt, obwohl bereits R. Mohl ſelbſt (Enzyklopädie, 1872 S. 88) gegen das Gerede 
über den Gegenſatz von Rechts⸗ und Polizeiſtaat proteſtiert hat und R. Gneiſt 


Carmelio Caristia, Ventura e Avventure di una formula „Rechtsſtaat“, Rivista di 
Diritto pubblico, Juli 1934 S. 388 ff. Cariſtia lehnt es ab, das unklare Wort dadurch noch 
unklarer zu machen, daß man nun auch noch dem faſchiſtiſchen Staate den Namen eines 
Rechtsſtaates gebe. 
1a Das Buch von Darmſtädter, Rechtsſtaat oder Machtſtaat, Berlin 1932, iſt ein beſon⸗ 
deres Beiſpiel für die Überheblichkeit, mit der ein volksfremder Liberalismus ſeine 
Be autant“ hinſtellt und Recht als „Rechtsſtaat“ und alle andern Vorſtellungen als 
„ Ma at“ hinſtellt. 

s Vgl. Carl Schmitt, Was bedeutet der Streit um den Rechtsſtaat? Zeitſchrift für die 
geſamte Staatswiſſenſchaft Bd. 95 (1935) S. 189 f. 
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(Die nationale Rechtsidee von den Ständen, Berlin, 1894 S. 95) gerade den 
deutſchen Staat des 18. Jahrhunderts, alſo den angeblichen „Polizeiſtaat“, als vor⸗ 
bildlichen Rechtsſtaat hinſtellte, worüber ſich dann wieder Otto Mayer (Verwal⸗ 
tungsrecht I. S. 45 Anm. 15) luſtig macht. Ein ausgezeichneter Kenner des deutſchen 
Verwaltungsrechts, W. Hofacker, hat die pſeudowiſſenſchaftliche Manier dieſer 
vermeintlich unpolitiſchen Antitheſen von Polizeiſtaat des 18. Jahrhunderts und libe⸗ 
ralem Rechtsſtaat des 19. Jahrhunderts vortrefflich widerlegt'. 

Durch Beiworte wie „hriſtlicher“, „bürgerlicher“, „nationaler“ oder „ſozialer“ 
Rechtsſtaat läßt ſich ſowohl ein Gegentypus gegen den bisher herrſchenden liberalen 
Rechtsſtaat wie auch eine bloße Modifikation dieſes liberalen Rechtsſtgats bezeichnen. 
So konnte unter dem Weimarer Syſtem der Weimarer Staat von der Zentrums⸗ 
partei als chriſtlicher, von der Deutſchen Volkspartei als nationaler, von Sozial⸗ 
demokraten als ſozialer Rechtsſtaat gedeutet werden. Für die letzte Möglichkeit 
enthält die Schrift des ſozialdemokratiſchen Profeſſors Hermann Heller: Rechts⸗ 
ſtaat oder Diktatur?, Tübingen 1930 ein aufſchlußreiches Beiſpiel. Vom nationalen 
Rechtsſtaat im Sinne eines Gegentypus ſprechen insbeſondere O. Koellreutter 
und H. Gerber”. | 


Rechtsſtaat als rechtsphiloſophiſcher Begriff 


Unter einem Rechtsſtaat kann ein in feiner geſamten Anlage nach Sinn 
und Zweckals Ganzes gekennzeichneter Staat verſtanden werden. Dann iſt 
ein beſtimmter, materieller, ſachinhaltlicher Begriff von Recht und Staat und eine 
beſtimmte Vorſtellung über das Verhältnis und den Zuſammenhang beider (Über⸗ 
oder Unterordnung) vorausgeſetzt. Der Begriff führt dann unmittelbar auf die 
weltanſchaulichen Auffaſſungen von Recht und Staat zurück und es hat 
dann in der Weltgeſchichte ſoviele Rechtsſtaaten gegeben, „wie es Staaten gegeben 
hat, in denen Recht in typiſcher Weiſe Geltung gefunden hats“. In dem eingangs 
genannten Werk von R. von Mohl aus dem Jahre 1832 wird der Rechtsſtaat für 
einen liberalen Rationalismus in Anſpruch genommen: „Der religiöſen Lebensrich⸗ 
tung des Volkes entſpricht nämlich die Theokratie; der bloß ſinnlichen die Deſpotie; 


° Die Staatsverwaltung und die Strafrechtsreform, 1919 S. 47. 

7 O. Koellreutter, Der nationale Rechtsſtaat, Tübingen 1932 (S. 26: Die für den 
Rechtsſtaatsbegriff als fol en gefährliche Ein eitigkeit Freislers 1985 darin, daß er in der 
Gewaltenteilung nur ein die Volkskraft atomiſierendes Moment erblickt ... In der Unter: 
ung und der richtigen Ausbalancierung von Verwaltung und Rechtspflege liegt das 

eſen des modernen Rechtsſtaates.“), derſ. Veröffentlichungen der Vereinigung der 
Deutſchen Staatsrechtslehrer, Heft 7 1932 S. 199: „Vor allem möchte ich betonen, daß 
jede wirklich wiſſenſchaftliche Haltung weſensgemäß auch immer liberal im echten Sinne 
wird ſein müſſen. Und dasſelbe gilt von dem 1 Wert des Rechtsſtaates, für 
deſſen Erhaltung ſich ſelbſtverſtändlich gerade jeder Rechtslehrer wird einſetzen müſſen. 
Aber andererſeits wird die politiſche und damit auch verfaſſungs rechtliche Ausgeſtaltung 
des Rechtsſtaatsgedankens immer weitgehend durch die konkrete politiſche Situation, in 
der ſich ein Volk befindet, beſtimmt ſein müſſen, wenn dieſe Situation hiſtoriſch bedingt iſt 
und nicht nur den Ausfluß einer vorübergehenden Lage darſtellt. In der heutigen, weſent⸗ 
lich durch den Weltkrieg und ſeine Auswirkungen bedingten Situation des deutſchen 
Volkes glaube ich aber allerdings, daß der liberaliſtiſch-individualiſtiſch getönte Rechts- 
ſtaatsgedanke zugunſten feiner ſozialen und vor allem auch nationalen Komponente zurück— 
zutreten hat, daß wir damit einen Wandel in den tragenden politiſchen Ideen haben und 
ich daraus auch verfaſſungsrechtliche Konſequenzen ergeben müſſen.“ Derſ. Vom Sinn und 

eſen der nationalen Revolution, 1933, derſ. Grundriß der Allgemeinen Staatslehre, 1933 
S. 108 f., H. Gerber, Staatsrechtliche Grundlinien des Neuen Reiches, 1933, L. 
Dennewitz, Das nationale Deutſchland ein Rechtsſtaat, 1933 „ Rechts⸗ 
. kritiſch zu dem Wort „nationaler Rechtsſtaat“: Eberhard Menzel, Grundlagen 

es neuen Staatsgedankens, Eiſenach 1934, S. 70 f. Gegen jede Loslöſung von der Ver⸗ 
aſſungslage des 19. Jahrhunderts: G. ns in der „Disputation über den Redtss 
taat“ von G. Krauß und O. von Schweinichen, Hamburg 1935. 

e O. von Schweinichen in der oben genannten „Disputation über den Rechtsſtaat.“ 
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der einfachen Familienanſicht der patriarchaliſche Staat; dem ſinnlich vernünftigen 
Lebenszwecke aber der ſogenannte Rechtsſtaat ... Die Freiheit des Bürgers iſt bei 
dieſer Lebensanſicht oberſter Grundſatz.“ Im 19. Jahrhundert hat ſich die liberal⸗ 
individualiſtiſche Staats⸗ und Geſellſchaftsauffaſſung des Wortes Rechtsſtaat be⸗ 
mächtigt. Kants Rechtsphiloſophie, die den Staat zu einer „Rechtsanſtalt“ und 
einem „Verein von Bürgern unter Rechtsgeſetzen“ machte, wurde die philoſophiſche 
Rechtfertigung eines weſentlich individualiſtiſchen Rechtsſtaats. Trendelenburg 
(Naturrecht, 1860 S. 291) ſagt darüber treffend, der Rechtsſtaat werde, beſonders 
nach Kant, zu einer „öffentlichen Anſtalt zur Sicherung der perſönlichen Freiheit 
und der Sicherheit des einzelnen, ſeines Eigentums und ſeiner Verträge“. Alle dieſe 
Theorien „ziehen den Staat unter dem Namen des Rechts nach dem Einzelweſen, 
damit er lediglich ihrer Freiheit, ihrer Ausbildung, ihrer Glückſeligkeit diene“; 
ein ſolcher Staat könne daher auch niemals Krieg führen, weil der Krieg beides, 
Leben und Eigentum, gefährden und mißachten muß. Bei Lorenz von Stein iſt 
allerdings der Verſuch gemacht, dieſen Individualismus durch Hegels Auffaſſung 
vom Staat als einem Reich der Sittlichkeit (alſo einem ethiſchen Staat, 
nicht einem bloßen Rechtsſtaat) zu überwinden; Stein hebt hervor, daß Rechts⸗ 
ſtaat ein ſpezifiſch deutſcher Begriff iſt, durch den gegenüber dem Regierungsrecht 
des Staates durch Geſetze, Selbſtverwaltung und das Recht des einzelnen eine 
Grenze geſetzt ſei, um die Selbſtändigkeit dieſer drei Faktoren auch gegen die Re⸗ 
gierungsgewalt zu wahren. Ihm ſchließt Gneiſt ih im Grundſatz an (Der Rechts⸗ 
ſtaat, 1872 S. 183, 184, Anm. 2). Aber die rein individualiſtiſche liberale Auffaſſung 
hat ſich, wenigſtens nach 1871, durchgeſetzt. „Der Staat, welcher dieſen Forderungen 
des vernünftigen Individualismus gemäß eingerichtet iſt, wird als Rechtsſtaat 
oder Verfaſſungsſtaat bezeichnet“ (O. Sarwey, Allgemeines Verwaltungsrecht, 1887 
S. 17). Von dieſer weltanſchaulichen und rechtsphiloſophiſchen Grundlage aus 
werden dann nicht nur das Verfaſſungsrecht, ſondern auch das Verwaltungs-, 
Straf⸗, Prozeß⸗ und bürgerliche Recht, kurz alle Gebiete des Rechts, im Sinne der 
liberal⸗individualiſtiſchen Weltanſchauung und ihres Rechtsſtaatsbegriffes ge⸗ 
ſtaltet. 


Rechtsſtaat als juriftifchstechnifcher Begriff des 19. Jahrhunderts 


Unter einem Rechtsſtaat kann aber auch eine beſtimmte juriſtiſch⸗techniſche 
Durchführungsweiſe der verſchiedenen weltanſchaulichen, politiſchen oder 
philoſophiſchen Auffaſſungen von Recht und Gerechtigkeit verſtanden werden. 
Der Begriff wird dadurch formaliſiert und neutraliſiert (ſog. formale Rechts⸗ 
ſtaatsidee). In der Form und Weiſe eines ſolchen Rechtsſtaats können ſich dann 
widerſprechende Welt⸗, Rechts⸗ und Staatsauffaſſungen verwirklichen. Der Rechts⸗ 
ſtaat als ein nicht inhaltlich, ſondern nur formell, nicht ſubſtantiell, ſondern 
nur funktionell beſtimmter Modus bietet ſich den verſchiedenartigſten Gerech⸗ 
tigkeitsvorſtellungen als ein Inſtrument ihrer Durchführung und Verwirklichung 
an. Dieſer Auffaſſung hat Jolſon Stahl in Deutſchland zum Siege verholfen. 
„Der Staat“, ſagt Jolſon Stahl, „ſoll Rechtsſtaat ſein. Das iſt die Loſung und iſt in 
Wahrheit der Entwicklungstrieb der neueren Zeit. Er ſoll die Bahnen und Grenzen 
ſeiner Wirkſamkeit wie die freie Sphäre ſeiner Bürger in der Weiſe des Rechts 
genau beſtimmen und unverbrüchlich ſichern.“ Aber der Rechtsſtaat, jo lautet fein 
berühmter, vielzitierter Satz, „bedeutet überhaupt nicht Ziel und Inhalt des 
Staates, ſondern nur Art und Charakter desſelben zu verwirklichen“. Inhalt und 
Verwirklichungsweiſe, materieller und formeller Begriff, werden auseinander⸗ 
geriſſen, Recht und Staat im Endergebnis auswechſelbare Formen für die durch 
Weltanſchauung, Sittlichkeit und Gerechtigkeit gegebenen Inhalte. Dieſe Auf⸗ 
faſſung vom Rechtsſtaat führt folgerichtig zu einem ebenfalls neutralen, aus— 
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wechſelbaren Geſetzespoſitivismus und verwandelt den Rechtsſtaat in jein Gegenteil, 
nämlich in einen indifferenten Geſetzesſta ate. Liberale, nationalſozialiſtiſche 
und kommuniſtiſche Gemeinweſen können dann Rechtsſtaaten ſein, ſofern ſie nur 
ihre Gerechtigkeitsideale „in einer beſtimmten Weiſe“ verwirklichen. Dieſe be⸗ 
ſtimmte Weiſe aber ſoll darin beſtehen, daß alle Ausübung der ſtaatlichen Macht 
unverbrüchlich in einer berechen baren Weile vor ſich geht. Das kann nur durch 
vorher aufgeſtellte, inhaltlich genau beſtimmte Normen und Regeln bewirkt werden, 
welche die tatbeſtandsmäßigen Vorausſetzungen und das Maß und den Umfang 
aller ſtaatlichen „Eingriffe“ genau feſtlegen und an welche der Staat und alle 
Behörden gebunden ſind. Hier kommt es nicht mehr auf Gerechtigkeit, ſondern nur 
noch auf Sicherheit und Berechenbarkeit an. Der Richter iſt, wie der liberale Straf: 
rechtslehrer G. Radbruch ausdrücklich betonte, „nicht Diener der Gerechtigkeit, 
ſondern nur der Rechtsſicherheit“. 

Dadurch wird der Rechtsſtaat ein Gegenbegriff gegen den Gerechtig⸗ 
keitsſtaat. Er dient nicht dem Recht in ſubſtanziellem Sinne, ſondern einer 
poſitiviſtiſchen Vorausſehbarkeit. Als Nutznießer dieſer Rechts⸗ 
ſicherheit wird im 19. Jahrhundert ſelbſtverſtändlich das „freie“ Individuum 
gedacht, für welches das Geſetz zum poſitiven Geſetz und das poſitive Geſetz 
zu einem Fahrplan wird, an Hand deſſen jeder Intereſſent ſich des ſtaatlichen 
Juſtiz⸗ und Verwaltungsapparates bedienen und mit deſſen „Normen“ er das ge⸗ 
ſamte öffentliche Leben berechnen und kontrollieren kann. Otto Mayer hat mit der 
ihm eigenen witzigen Formulierungsgabe den Rechtsſtaat als einen Staat bezeich⸗ 
net, in welchem jeder „weiß, weſſen er ſich vom Staat zu verſehen hat“. Dadurch 
wird trotz ſcheinbarer Neutralität und Inſtrumentalität, dieſe Art Rechtsſtaat doch 
wieder zu einem für den liberalen Individualismus typiſchen Mittel. Darüber 
kann auch die chriſtlich⸗konſervative Tarnung Jolſon Stahls, die von G. Krauß in 
der oben genannten „Disputation über den Rechtsſtaat“ endgültig entlarvt ijt!®, 
nicht hinwegtäuſchen. Wenn bedeutende italieniſche Rechtsgelehrte ſagen, Stahl habe 
durch „Zweideutigkeit“ und „theoretiſche Heuchelei“ den Begriff des Rechtsſtaats 
abgebogen und ſogar gefälſcht (l’equivoco e l’ipocrisia teoricadi Stahl, che falsifica 
i! concetto), ſo trifft das zu. Die „Fälſchung“ liegt darin, daß der Begriff des 
Rechts in „Rechtsſtaat“ in einen poſitiviſtiſchen Normativismus umgedeutet wird, 
deſſen folgerichtiger Schluß nur einem rückſichts- und bedenkenloſen Individualis⸗ 
mus oder einem volksfremden Kapitalismus zugute kommt. 


Beſtimmte Einrichtungen oder Normierungen als Kennzeichen des Rechtsſtaats 


In grundſätzlichen und in rechtspolitiſchen Erörterungen ſtoßen die Gegenſätze 
der miteinander kämpfenden Richtungen, je nach der wechſelnden Lage, an vers 
ſchiedenen Streitpunkten aufeinander. Dieſe werden dadurch zu den umſtrittenen 
Poſitionen der Auseinanderſetzung und von der einen oder der anderen Streitſeite 


» · Heinrich Lange, Vom Geſetzesſtaat zum Rechtsſtaat, Tübingen 1934 (Recht und 
Staat, Heft 114). Über den Gegenſatz von Führerſtaat und Geſetzesſtaat G. A. Walz, 
Deutſche Juriſtenzeitung 1933 S. 1338 f. und die Rede von Carl Schmitt auf der 
Kölner Gautagung des NS.-Juriſtenbundes, Jur. Wochenſchr. 1934 S. 713 f. 

10 Krauß hebt mit Recht folgende Stellen Jolſon Stahls hervor: „Ein ähnliches Bei— 
piel, wo dem Rechte völlig genügt iſt und doch die moraliſche Redlichkeit (wohl zu unter⸗ 
cheiden von der Liebe) ſich entſchieden verletzt fühlt, iſt folgendes: Ein Bankier ſchickt 
einen Militär zur Armee, der ihm nach dem Siege augenblicklich die Nachricht bringt, und 
benutzt dieſe ſogleich auf der Börſe zu Einkäufen.“ Zu dieſer kennzeichnenden Stelle be— 
merkt Krauß treffend: „Ein koſtbares Beiſpiel für eine jüdiſche Lehre vom ſiegreichen 
Krieg als dem ‚ſozialen Ideal“, Rothſchild ſiegt bei Waterloo! Der chriſtlich-konſervative 
Rechtsſtaat garantiert die Früchte ſolcher Siege! In dem Zuſammenhang von Roth⸗ 
ſchild und Rechtsſtaat dürfte ſich die innere Wahrheit der Jolſonſchen „geſchicht— 
lichen Anſicht“ von Recht und Staat erſchöpfen. 
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zu Kennzeichen des Rechtsſtaats erhoben. So find z. B. im Laufe der liberalen 
Entwicklung des 19. Jahrhunderts die Unabhängigkeit der Richter, die Sicherungen 
der Beamtenſtellung, die Vereidigung auf die Verfaſſung ſtatt auf die Perſon des 
Königs, die Einführung eines Staatsgerichtshofs für Miniſteranklagen, das Erfor⸗ 
dernis der miniſteriellen Gegenzeichnung, Preſſefreiheit, Geſchworenengerichte, freie 
Advokatur und zahlloſe andere Einzelheiten zu Kriterien des Rechtsſtaats gemacht 
worden. Es gibt überhaupt keine Einrichtung und keine politiſche Forderung, für 
die nicht in ſolcher Weiſe der Name des Rechtsſtaats beſchworen werden könnte. 
Auch iſt es ganz ſelbſtverſtändlich, daß ſich dieſer Vorgang, ſolange an dem Wort 
Rechtsſtaat feſtgehalten wird, in immer neuer Weiſe wiederholen wird, wie ſich 
das im Jahre 1934 in den Auseinanderſetzungen zwiſchen nationalſozialiſtiſchem 
Staat und evangeliſcher Kirche gezeigt hat. Beſtimmte Forderungen werden dann 
mit Recht, Gerechtigkeit und Rechtsſtaat gleichgeſetzt und ein Kampf um eine viel⸗ 
leicht gute und gerechte Sache wird dadurch mit der hundertjährigen Problematik 
des Begriffes „Rechtsſtaat“ belaſtet. Schließlich mußte die Verwirrung durch ein 
beſonderes „Geſetz über das Beſchlußverfahren in Rechtsangelegenheiten der Evan⸗ 
geliſchen Kirche“ (RG Bl. S. 774) und durch Einſetzung einer beſonderen „Beſchluß⸗ 
ſtelle“ ein Ende gemacht werden. 

In den bisherigen Lehrbüchern des Verfaſſungs⸗, Verwaltungs⸗ und Strafrechts 
ſowie anderer Rechtsdiſziplinen hat ſich ein gewiſſer feſter Katalog der beſonderen 
Einrichtungen und Normen entwickelt, die in typiſcher Weiſe als „rechtsſtaatlich“ 
gelten, in der juriſtiſchen Tagesliteratur als ſichere Kennzeichen des Rechtsſtaats 
behandelt und jede für ſich mit dem Rechtsſtaat gleichgeſtellt werden. Die wichtigſten 
Beiſpiele dieſes Katalogs ſollen im Folgenden behandelt werden; vorher bedarf es 
aber noch eines kurzen Hinweiſes darauf, daß jedes Staatsweſen ein 
zuſammenhängendes Ganzes iſt, deſſen Einrichtungen und Grund⸗ 
begriffe ſich gegenſeitig ſtützen und vorausſetzen. Aus wiſſenſchaftlichen und prak⸗ 
tiſchen Gründen kann nicht nachdrücklich genug betont werden, daß insbeſondere 
der Begriff des Geſetzes in ſeinen ſämtlichen Ausſtrahlungen — Vorrang und 
Vorbehalt des Geſetzes, Gleichheit vor dem Geſetz, Grundſatz der Geſetzmäßigkeit der 
Verwaltung — immer nur im ſtaats⸗ und verfaſſungsrechtlichen Geſamtzuſammen⸗ 
hang aufgefaßt werden kann. „Geſetz“ bedeutet etwas theoretiſch und praktiſch völlig 
Verſchiedenartiges, je nachdem es ſich um das Geſetz einer konſtitutionellen Mon⸗ 
archie, eines parlamentariſchen Geſetzgebungsſtaats oder eines modernen Führer⸗ 
ſtaats handelt. Völlig iſolierte und aus jedem ſtaatlichen Geſamtzuſammenhang 
losgelöſte Einrichtungen und Normen gibt es nicht, oder ſie wären bloße Aus⸗ 
nahmen und als ſolche je nach der grundſätzlichen Auffaſſung entweder bedeutungs⸗ 
los, oder aber Ausgangspunkte für weitere Forderungen, um das grundſätzliche 
und „totale“ Rechtsſtaatsproblem von der entgegengeſetzten Seite grundſätzlich auf⸗ 
zurollen (fiehe oben § 3). Man iſt fi z. B. darüber einig, daß die Unabhängigkeit 
der Richter eine rechtsſtaatliche Forderung iſt. Unabhängigkeit der Richter bedeutet 
aber Bindung an das Geſetz, und der Geſetzesbegriff eines Führerſtaates hat eine 
andere Struktur und führt zu anderen Auslegungsmethoden wie etwa das aus 
einem Kompromiß parlamentariſcher Parteien entſtandene „Geſetz“ oder auch der 
Geſetzesbegriff einer abſoluten oder einer konſtitutionellen Monarchie. Infolge⸗ 
deſſen würde die Anerkennung der richterlichen Unabhängigkeit für ein von der 
konſtitutionellen Monarchie her beſtimmtes rechtsſtaatliches Denken notwendiger⸗ 
weiſe dahin führen müſſen, daß damit auch die ganze konſtitutionelle Verfaſſungs⸗ 
grundlage der richterlichen Unabhängigkeit, Gewaltenteilung und konſtitutioneller 
Geſetzesbegriff anerkannt ſind, während die Einfügung der richterlichen Unabhängig: 
keit in den Rahmen eines völlig anders gearteten Staats, z. B. eines Führerſtaats, 
vom konſtitutionellen Liberalismus nicht als „wahre“ richterliche Unabhängigkeit 
anerkannt würde. Bei der folgenden Aufzählung einzelner „rechtsſtaatlicher“ Ein— 
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richtungen und Regelungen darf demnach die Unabtrennbarkeit aller dieſer Ein⸗ 
richtungen und Regelungen niemals außer acht gelaſſen werden. Eine mechaniſche 
Übertragung ſolcher Einrichtungen oder Regelungen auf die Rechtslage eines Ge⸗ 
meinweſens, das durch eine Staat und Volk tragende Bewegung ſeine politiſche 
Einheit findet, müßte Verwirrung und ſinnwidrige Ergebniſſe zur Folge haben. 

1. Im verfaſſungsrechtlichen Sinne ſind als rechtsſtaatliche Forderun⸗ 
gen überliefert und beſonders hervorgetreten: Erfordernis einer geſchriebenen 
Verfaſſung (Verfaſſungsurkunde), beſtimmter Inhalt dieſer Verfaſſungsurkunde, 
nämlich Aufbau des Staats nach den Grundſätzen der Gewaltenteilung, d. h. 
organiſatoriſche Trennung von Geſetzgebung, Regierung, Verwaltung und Rechts⸗ 
pflege; ein beſtimmter Katalog von Freiheitsrechten (perſönliche Freiheit, Privat⸗ 
eigentum, Freiheit der Meinungsäußerung, Vereins⸗ und Verſammlungsfreiheit, 
Koalitionsfreiheit, Religionsfreiheit uſw.); Unterwerfung der Regierung unter 
die geſetzgebende Körperſchaft (Verantwortlichkeit der Regierung durch Gegen⸗ 
zeichnungspflicht der Miniſter, Miniſteranklage vor dem Staatsgerichtshof, Rück⸗ 
trittspflicht bei Mißtrauensbeſchlüſſen der Volksvertretung). In dieſer Vorſtel⸗ 
lungswelt wird der Rechtsſtaat mit dem liberalen Verfaſſungsſtaat gleich⸗ 
geſtellt; dazu gehört untrennbar ein beſtimmter Geſetzesbegriff: Geſetz im 
formellen Sinn iſt nur eine unter Mitwirkung der freigewählten Volksvertretung 
in einem beſtimmten Verfahren nach öffentlicher Diskuſſion zuſtandegekommener 
Mehrheitsbeſchluß, weil nach liberaler Anſicht nur die Mitwirkung der Volks⸗ 
vertretung und nur dieſes Verfahren die für ein Geſetz notwendige Vernunft und 
Gerechtigkeit gewährleiſten können, die dem Geſetz ſeinen „Vorrang“ vor allen 
andern ſtaatlichen Willensäußerungen gibt; nur dadurch wird das Geſetz zu einer 
für alle geltenden Rechtsnorm und kann es die Grundlage der „Geſetzmäßigkeit 
des ganzen ſtaatlichen Lebens“ ſein. 


2. Die verwaltungsrechtlichen Ausprägungen dieſer Verfaſſungsvor⸗ 

ſtellungen ſind hauptſächlich folgende: 

a) Geſetzmäßigkeit der Verwaltung, Vorrang und Vorbehalt des Geſetzes. „Das 
Weſen des Rechtsſtaats liegt in der Geſetzmäßigkeit der Verwaltung“ (vgl. den 
intereſſanten Beleg aus der Praxis bei Zinſer, Verw. A. Band 39 S. 45). 
Die Beweislaſt trifft immer die verfügende Behörde; es gilt der „Grundſatz 
des geringſten Eingriffs“. „Im Rechtsſtaat iſt der Grundſatz wirkſam, daß 
Eingriffe der Polizei in die Rechte des Untertanen auf das engſte zu beſchrän⸗ 
ken find“ (a. a. O. S. 48). Die ſog. Generalklauſel für polizeiliche Befugniſſe, 
nach der die Polizei alle zur Abwendung von Gefahren und zur Aufrechterhal— 
tung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung nötigen Maßnahmen vornehmen 
darf (vgl. 8 10 II 17 des Preuß. A. LR. und § 14 des Preuß. Polizeiver— 
waltungsgeſetzes vom 30. Juni 1931) iſt daher „rechtsſtaatlich bedenklich“. 

b) Ausbildung und Erweiterung der ſubjektiven öffentlichen Rechte 
als eines Anſpruchs des einzelnen, der „vom Staat etwas verlangen 
kann“, und dadurch „Macht über den Staat“ erhält (Nachweiſe bei R. Thoma, 
Handbuch des Deutſchen Staatsrechts Bd. 2 S. 609 und Friedrichs, Sub— 
jektives Recht, Handwörterbuch der Rechtswiſſenſchaft Bd. 5 S. 823 ff. ſowie 
die treffende Kritik bei Th. Maunz, Neue Grundlagen des Verwaltungs— 
rechts, Hamburg 1934). Die ſyſtematiſche Ausbildung dieſes liberalen An— 
ſpruchsdenkens im Staats- und Verwaltungsrecht beginnt mit dem 1892 er: 
ſchienenen „Syſtem der ſubjektiven öffentlichen Rechte“ von Georg Jellinek. 

c) Ausbildung und Erweiterung eines juſtizförmigen Rechtsſchutzes 
zur Sicherung dieſer ſubjektiven öffentlichen Rechte. Hierbei iſt es relativ 
nebenſächlich, ob die ordentlichen Gerichte der bürgerlichen 
Rechtspflege dieſen Rechtsſchutz übernehmen ſollen (ſogenannter „Juſtiz— 
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ſtaat“, für den gewöhnlich, allerdings ungenau, Otto Bähr, Der Rechtsſtaat, 
Kaſſel 1864, zitiert wird), oder ob beſondere Verwaltungsgerichte den 
Rechtsſchutz wahrnehmen. Denn die Verwaltungsgerichtsbarkeit wird dabei 
weſentlich als Juſtiz und nicht als ein Stück Verwaltung aufgefaßt; die Ver⸗ 
waltungsgerichte erſcheinen dabei nur als „Nachbildungen“ der ordentlichen 
bürgerlichen Gerichtsbarkeit (ſo W. Jellinek, Verwaltungsrecht S. 209) und 
find in Wahrheit nur Sondergerichte, jo daß die Unterſcheidung von Rechts⸗ 
ſtaat und Juſtizſtaat in der Sache ohne weſentliche Bedeutung iſt. „Der deutſche 
Rechtsſtaat kann nicht als vollendet gelten, ſolange nicht grundſätzlich in jedem 
Fall behaupteter Rechtsverletzung ein Weg zu einer unabhängigen Gerichts⸗ 
behörde offen ſteht“ (R. Thoma). Auch das Reichsgericht hatte ſolche Vor⸗ 
ſtellungen vom Redtsitaat!!. Die Tendenz zur Juſtizförmigkeit des geſamten 
öffentlichen Lebens und insbeſondere der Verwaltung wurde beſonders von 
Otto Mayer (Verwaltungsrecht I S. 58, 62) als das entſcheidende Kennzeichen 
des Rechtsſtaats hingeſtellt. Ein Anwendungsfall dieſer Auffaſſung iſt hier 
(im Gegenſatz zur polizeirechtlichen Generalklauſel oben unter a) die Forde⸗ 
rung einer allgemeinen Generalklauſel für die Zuſtändig⸗ 
keit der Verwaltungsgerichte in allen Streitigkeiten des öffent⸗ 
lichen Rechts nach Art der allgemeinen Zuſtändigkeit der bürgerlichen Gerichte 
für bürgerliche Streitigkeiten (W. Jellinek, a. a. O. S. 314: „Den Forderungen 
des Rechtsſtaats wird allein die Generalklauſel gerecht“). Das ſog. 
„Enumerativprinzip“ wäre danach nicht „rechtsſtaatlich“. 

d) Ausbildung und fortwährende Erweiterung des Grundſatzes allge⸗ 
meiner Schadenshaftung des Staates oder der Körper⸗ 
ſchaften des öffentlichen Rechts ſowohl für Amtspflichtsverletzungen 
ihrer Beamten (Art. 131 Weim. Verf.), wie auch bei rechtmäßigen Einzel⸗ 
eingriffen (Auflöſung des Enteignungsbegriffes in Art. 153 Abſ. 2 Weim. 
Verf. durch die Rechtſprechung des Reichsgerichts!) unter Zuläſſigkeit des 
Rechtsweges vor den ordentlichen Gerichten. Was insbeſondere die Schadens⸗ 
haftung für Amtspflichtverletzungen angeht, jo betont RK. Thoma (bei Nip⸗ 
perdey Grundrechte I S. 28): dieſes Prinzip (des Art. 131) iſt „eine der 
tragenden Säulen des Gebäudes des deutſchen Rechtsſtaats“. 

3. Im Strafrecht führt der Gedanke des liberalen Rechtsſtaats dazu, die 
ſtrafgeſetzliche Normierung hauptſächlich unter dem Geſichtspunkt der Sicherheit 
individueller Freiheit und der Berechenbarkeit ſtaatlicher Eingriffe zu ſehen. (Vgl. 
das Analogieverbot des früheren 8 2 StGB. und des Art. 116 Weim. Pfg.) Das 
Strafgeſetzbuch wird dadurch nach der berühmten Formulierung von F. v. Liſzt 
zur „Magna Charta des Verbrechers“. An die Stelle des gerechten Grundſatzes 
„nullum crimen sine poena“ tritt der poſitiviſtiſch⸗geſetzesſtaatliche Satz „nulla 
poena sine lege“, der erſt in dem individualiſtiſchen, aufkläreriſchen Denken des 
18. Jahrhunderts entſtanden ift!. Das Verbrechen wird als eine mit Strafe 
bedrohte Handlung definiert, d. h. die Strafe erſcheint nicht mehr als Folge 
des Verbrechens, ſondern das Verbrechen wird zu einem Denkprodukt der Straf⸗ 
androhung. Die Durchführung der gerechten Strafe wird in Strafvollſtreckungs⸗ 
anſprüche des Staates aufgelöſt und dadurch relativiert“. Dadurch, daß die Liſztſche 


u Bol. RG. 121 S. 237: „Mit den Anforderungen, die in einem Rechtsſtaat auch an 
die Ermeſſensausübung durch die „„ zu ſtellen ſind, läßt es ſich nicht 
wohl vereinigen, wenn der Weiterbetrieb eines Gewerbes verhindert wird, bis ſich der 
Kechtaftrel von den gegen ihn erhobenen, noch nicht bewieſenen Vorwürfen in einem 
Rechtsſtreit 4991 8 hat“. 

1 99 0 Hofacker, DIZ. 1934 Sp. 889: „Die Konſtruktion von ſubjektiven Rechten und 
=. digungsanſprüchen in der höchſtrichterlichen Rechtſprechung. 

12 Vol. H. Henkel, Strafrichter und Geſetz im neuen Staat, Hamburg 1934. 

14 Darüber den überaus inhaltsreichen Aufſatz von Schaffſtein, DJZ. 1934 S. 1147. 
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ſoziologiſche Strafrechtsſchule ein „Täter⸗Strafrecht“ verlangte und den Gedanken 
der Spezialprävention betonte, erſchien dieſe ſozialliberale Richtung der Denk⸗ 
und Redeweiſe der Zeit als „polizeiſtaatlich“, während die konſervative oder 
nationalliberale Richtung des „Tat⸗Strafrechts“ ſich als rechtsſtaatlich bezeichnen 
konnte (vgl. Mezger, Lehrbuch des Strafrechts, S. 33, 37, 39). Dieſen Gegen⸗ 
ſatz von ſoziologiſcher und klaſſiſcher Strafrechtsſchule erkennen wir heute als 
eine intern liberale Gruppierung; er iſt — wie die Arbeiten von Dahm, 
Henkel und Schaffſtein klargeſtellt haben — für die heutige nationalſozialiſtiſche 
Problemſtellung überholt. Durch die Geſetze zur Anderung des Strafgeſetzbuchs und 
der Vorſchriften des Strafverfahrens und des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes vom 
28. Juni 1935 (RGBl. I S. 839 und 844) iſt der Satz „nulla poena sine lege“ und 
das Analogieverbot überwunden und der Gedanke der Gerechtigkeit an die Stelle 
jenes rechtsſtaatlichen Normativismus geſetzt worden. 


Schluß 


Durch die Erklärungen hervorragender nationalſozialiſtiſcher Rechtswahrer iſt 
klargeſtellt, daß ſelbſtverſtändlich auch im nationalſozialiſtiſchen Staat Rechts⸗ 
ſicherheit herrſcht, daß die Geſetze dieſes Staates unverbrüchlich gelten, die Richter 
unabhängig ſind und ein Rechtsſchutz beſteht, der ſowohl einem vernünftigen Rechts⸗ 
ſchutzbedürfnis, wie auch den Notwendigkeiten politiſcher Führung gerecht wird. Der 
nationalſozialiſtiſche Staat dient der Rechtswahrung und Rechts verwirklichung in 
weit höherem Maße als ein normativiſtiſcher Geſetzesſtaat. Man kann daher, 
wie es häufig von autoritärer Seite — Reichsminiſter Dr. Frick, Reichsjuriſten⸗ 
führer Reichsminiſter Dr. Frank, Staatsſekretär der Reichskanzlei Dr. Lammers, 
Staatsſekretär im Reichs⸗ und Preußiſchen Juſtizminiſterium Dr. Freisler u. a. — 
geſchehen iſt, den nationalſozialiſtiſchen Führerſtaat als einen Rechts ſtaat be⸗ 
zeichnen. Dabei beſteht allerdings kein Zweifel darüber, daß dieſe rechtsſtaatlichen 
Einrichtungen jetzt auf dem Boden des nationalſozialiſtiſchen Staats 
ſtehen und ſowohl die Vorſtellungen von Recht und Gerechtigkeit, wie die von 
Staat und Gemeinſchaft nach Inhalt und Form nationalſozialiſtiſch ſind, und das 
Geſetz heute weſentlich Plan und Wille des Führers ilt!’. Insbeſondere 
hat die große Rede des Reichsjuriſtenführers Dr. Frank über Nationalſozialis⸗ 
mus und Geiſtesleben vom 4. Oktober 1934 (Die Nationale Wirtſchaft, 5. Nov. 1934 
S. 273) dargelegt, daß ſowohl die Unabhängigkeit des Richters wie auch die Frei— 
heit der Wiſſenſchaft auf dieſem Boden des nationalſozialiſtiſchen Staates geſichert 
iſt. Es iſt zu beachten, was auch ſchon für den faſchiſtiſchen Staat geltend gemacht 
worden iſt, daß ein ſtarker Staat mit unbeſtrittener politiſcher 
Führung eher und wirkſamer imſtande iſt, die Sicherheit und 
Zuverläſſigkeit des öffentlichen Lebens wie der privaten 
Sphäre zu gewährleiſten als ein liberaliſtiſch unterwühl⸗ 
tes Gemeinweſen. „Der hohle Geſetzesſtaat, der im letzten einen rechtloſen 
Staat mit einem ſtaatenloſen Geſetz bedeutet, iſt durch den nationalſozialiſtiſchen 
Rechtsſtaat überwunden!é.“ Soll alſo das problematiſche Wort Rechtsſtaat auch für 
den nationalſozialiſtiſchen Staat übernommen und durch ihn überwunden werden, 
jo ſcheint mir die beſte und am wenigſten mißverſtändliche Umprägung in der 
Formel zu liegen, die Dr. Hans Frank in ſeinem Vortrag vom 20. März 1934 
(Deutſches Recht 1934 S. 120) geſchaffen hat: der deutſche Rechtsſtaat 
Adolf Hitlers. Carl Schmitt 


1s Vgl. die Rede auf der 2. Jahrestagung der Akademie für Deutſches Recht vom 
27. Juni 1935 „Die Rechtswiſſenſchaft im Führerſtaat“; Zeitſchrift der Akademie f. D. R. 
Auguſtheft 1935. 

16 H. Lange a. a. O. S. 40. 
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Volk, Raſſe und Staat 


I. 


Die Bedeutung der Raſſe für Volk, Staat und Kultur wurde im letzten Jahr⸗ 
hundert in immer ſteigenderem Maße unterſucht, hat jedoch erſt in den letzten 
30 Jahren Ergebniſſe von grundlegendem Wert gezeitigt. Eine faſt vollſtändige 
Zuſammenſtellung des Schrifttums über die Raſſenfrage wurde in dem Buche 
„Die Raſſe im Schrifttum“ im Verlag A. Metzner, Berlin 1934, vorgenommen. 
Auf Grund eingehender Unterſuchungen haben ſeinerzeit ſchon Gobineau in 
ſeinen Werken „Die Bedeutung der Raſſe im Leben der Völker“ und „Verſuch über 
die Ungleichheit der Menſchenraſſen“ und Chamberlain in ſeinen „Grund⸗ 
lagen des 19. Jahrhunderts“ auf die ausſchlaggebende Bedeutung der Raſſen in 
der Menſchheitsentwicklung hingewieſen. 

Kuhlenbeck hat in ſeiner „Entwicklungsgeſchichte des römiſchen Rechtes“ den 
erſten großangelegten Verſuch unternommen, die Wandlungen des römiſchen Rechtes 
auf die raſſiſchen Kämpfe bzw. raſſiſchen Veränderungen innerhalb des römiſchen 
Staatsvolkes zurückzuführen. Auf die Zuſammenhänge zwiſchen Raſſe, Recht und 
Staat weiſt ferner auch Kier in ſeiner Unterſuchung „Der öſterreichiſche Ver— 
faſſungsgerichtshof im Rahmen der Verfaſſungspolitik“ hin. ö 

Die ausſchlaggebende Bedeutung der raſſiſchen Gliederung der Völker für ihren 
Auf⸗ und Abſtieg weiſen folgende Werke nach: Baur, Erwin, „Der Untergang 
der Kulturvölker im Lichte der Biologie“, Eickſtedt, „Raſſenkunde und Raſſen⸗ 
geſchichte der Menſchheit“, Günther, „Die nordiſche Raſſe bei den Indo⸗Germanen 
Aſiens“, „Raſſengeſchichte des helleniſchen und des römiſchen Volkes“, „Raſſenkunde 
des deutſchen Volkes“, „Raſſenkunde Europas“, Roſenberg, „Blut und Ehre“, 
„Der Mythus des 20. Jahrhunderts“, Schemann, „Die Raſſe in den Geiſtes⸗ 
wiſſenſchaften“, Stoddard, L., „Der Kulturumſturz“ und Woltmann, „Die 
Germanen in Frankreich“ und „Politiſche Anthropologie“. 

Die Notwendigkeit der Erbgeſundheit der Raſſen weiſen folgende Werke nach: 
Baur⸗Fiſcher⸗Lenz in „Menſchliche Erblichkeitslehre und Raſſenhygiene“, 
Fiſcher, „Problem der Raſſenkreuzung beim Menſchen“, Hoffmann, G., „Die 
Raſſenhygiene in den Vereinigten Staaten von Nordamerika“, Kankeleit, O., 
„Die Unfruchtbarmachung aus raſſenhygieniſchen und ſozialen Gründen“ und 
Reichel, H., „Die Hauptaufgaben der Raſſenhygiene in der Gegenwart“. 

Für den raſſiſchen Weſensunterſchied zwiſchen dem jüdiſchen und dem deutſchen 
Volke iſt neben Günther „Die Raſſekunde des jüdiſchen Volkes“ u. a. noch 
Beyer, Karl, „Jüdiſcher Intellekt und deutſcher Glaube“ hier anzuführen. 

Die hier vorgenommene Anführung iſt eine rein beiſpielhafte und erhebt nicht 
den Anſpruch auf Vollſtändigkeit. Bei allen im einzelnen auseinandergehenden 
Unterſuchungsergebniſſen ſind jedoch alle angeführten Verfaſſer inſofern einig, daß 
die eigentümliche Ausgeſtaltung, die jeder Staat erfährt, in vielen wichtigen 
Punkten auf Raſſeneigenſchaften ſeiner Bewohner und vor allem des den Staat 
tragenden Volkes zurückzuführen ſind. In deren raſſiſcher Zuſammenſetzung liege 
Freiheit und Unfreiheit der Staatsangehörigen, Stärke und Schwäche der 
Staatsgewalt, Ausdehnungsfähigkeit des Staates durch Kriege und Koloniſation 
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mit begründet. Die tiefgreifenden Unterſchiede germaniſcher, orientaliſcher und alt- 
amerikaniſcher Staatsentwicklungen ſeien zu einem weſentlichen Teil auf anthro⸗ 
pologiſche Urſachen zurückzuführen und nur unter deren Mitberückſichtigung voll 
verſtändlich. 

In ſeiner Staatsideologie hat der Nationalſozialismus als erſter dieſen Tat⸗ 
ſachen Rechnung getragen und wir ſprechen mit Recht von einer nationalſoziali⸗ 
ſtiſchen Revolution, da die Umformung, der das ſtaatliche Leben von ihm unter⸗ 
zogen wird, aus einer neuen Lebensſinngebung erfolgt. Das menſchliche Handeln 
iſt ſtets durch die bewußte oder unbewußte Sinngebung beſtimmt, die den Einzel⸗ 
menſchen oder eine Gemeinſchaft von Menſchen leitet. Eine echte Revolution liegt 
vor allem dann vor, wenn die neuen Kräfte, die infolge eines Umbruches die Stelle 
einnehmen, von der aus ſie geſtaltend in das Leben eines Staates und Volkes ein⸗ 
greifen, von einem neuen Sinn erfüllt ſind und das Leben der Gemeinſchaft unter 
dieſem Geſichtspunkt nach einer neuen Ordnung regeln wollen. 

Alle Staatsbilder, mit denen ſich der Nationalſozialismus auseinanderzuſetzen 
hatte, wurzelten letztlich in der Aufklärung und waren geſehen vom Leben des 
einzelnen aus. Sich mit ihnen auseinanderzuſetzen, iſt hier nicht der Ort. Gemein⸗ 
ſam war ihnen aber, daß ſie alle tieferen Bindungen, die den Menſchen mit ſeinem 
Mitmenſchen verknüpfen, vernachläſſigten. Sie gaben ſich keine Rechenſchaft mehr 
über die Bedingtheit des einzelnen Menſchen und daß man ihn in ſeiner Verein⸗ 
zelung, losgelöſt aus Familie, Volk und Kulturkreis, nie begreifen kann. Aus dieſer 
Lebensſinngebung heraus ſind allein die Staatsgeſtaltung und die einzelnen 
Staatsbilder zu verſtehen, die das Denken und Handeln der Menſchen beſtimmten. 
Das Glück des einzelnen Menſchen ſtellte man in den Mittelpunkt des zu Erzielen⸗ 
den und glaubte dieſes Glück dann gewährleiſtet, wenn man dem einzelnen zur 
Entfaltung ſeiner Kräfte und Begabungen nach ſeinem eigenen Willen die größt⸗ 
mögliche „Freiheit“ im Sinne von Ungebundenheit ließ. Man vergaß, daß ſchon 
Ariſtoteles den Menſchen als ein „Zoon politicon“ bezeichnet hatte, das heißt als 
ein Weſen, das nicht in ſeiner Vereinzelung allein denkbar iſt, ſondern das erſt 
dann entfaltbar und erklärbar iſt, wenn man es in den Rahmen der Gemein⸗ 
ſchaft hineinſtellt. Dieſes tiefe Wiſſen um die innere Verbundenheit der Men⸗ 
ſchen untereinander ging ebenſo verloren wie die Erkenntnis verlorenging, daß 
die Völker gottgewollte und naturbedingte Einheiten ſind, in deren Gemein⸗ 
ſchaft der einzelne hineingeboren wird und aus der er ſich nicht löſen kann, ohne 
ſelbſt ſchwerſten ſeeliſchen und geiſtigen Schaden zu nehmen. Man vergaß auch, 
daß die einzelnen Völker bedingt ſind durch ihre blutsmäßige Zuſammenſetzung 
und daß jede Anderung dieſer blutsmäßigen Zuſammenſetzung eine Anderung im 
Weſen des Geſamtvolkes nach ſich ziehen muß. All dieſe Erkenntniſſe wieder entdeckt 
zu haben, iſt das geſchichtliche Verdienſt der nationalſozialiſtiſchen Bewegung. Der 
einzelne Menſch nun iſt keineswegs ein Weſen, das ſich ſein Lebensgeſetz willkürlich 
ſelbſt geben kann, ſondern iſt durch Abſtammung und Umwelt in ſeinem Sein 
bedingt. Alles, was er iſt und erwirbt, verdankt er ſeinen Vorfahren und der 
Gemeinſchaft, in der er lebt. Es iſt daher Pflicht des einzelnen Menſchen, dem Er⸗ 
kenntnisfähigkeit und ein Gewiſſen innewohnt, alles für die Behauptung und 
Entfaltung der Gemeinſchaft zu tun, der er ein menſchenwürdiges Daſein allein 
verdankt. Und zugleich hat er die Aufgabe, auf Grund ſeiner Gewiſſenserkenntnis 
den ſittlichen Grundſätzen der Gemeinſchaft gemäß zu handeln. Aus dieſer Grund— 
haltung ergibt ſich, daß die völkiſche Gemeinſchaft, und zwar, wie ſich ſpäter zeigen 
wird, die raſſiſch bedingte, im Mittelpunkt der nationalſozialiſtiſchen Staats- 
ideologie ſteht. Auf das ſchärfſte lehnt der Nationalſozialismus die abwegige 
Vorſtellung ab, die aus der Verſchmelzung von Humanitätsduſelei mit doktrinärem 
demokratiſchem Denken entſtanden war und in dem Satze von der Gleichheit alles 
deſſen, was Menſchenantlitz trägt, gipfelt. 
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Es ſoll hier unerörtert bleiben, welche Stellung der einzelne Menſch, welchem 
Volke oder welcher Rafje er auch immer angehören mag, Gott gegenüber befitzt. 
Der nationalſozialiſtiſchen Idee liegt es ferne, religiöſe Probleme aufzuwerfen oder 
ſie löſen zu wollen. Sie ſtellt eine beſtimmte Rangordnung menſchlicher Gemein⸗ 
ſchaftswerte auf. Den höchſten Rang in ihr nimmt das Volkstum ein. Der National⸗ 
ſozialismus billigt dem Volkstum als ſolchem einen Eigenwert zu und ſieht im 
Staat eine dem Volkstum dienende Organiſation. Der deutſche Staat hat nach ihr 
der Läuterung, Erhaltung und Erweiterung der Art und Schickſalsgemeinſchaft 
des deutſchen Volkes zu dienen. Der Nationalſozialismus ſteht hier in einem 
Gegenſatz zum Faſchismus, der dem Volk als ſolchem keinen eigenen Wert beimißt, 
was aus ſeinem Verhalten den fremdvölkiſchen Volksgruppen gegenüber klar 
hervorgeht. Das Volk wieder iſt als ſolches in ſeinen Fähigkeiten und Mängeln 
bedingt durch die raſſiſche Zuſammenſetzung, die es beſitzt. Die heutige naturwiſſen⸗ 
ſchaftliche Erkenntnis läßt uns nicht den einzelnen Menſchen, ſondern die Raſſe 
als den letzten Bauſtein der Menſchheit erkennen. Auf der verſchiedenen raſſiſchen 
Zuſammenſetzung der einzelnen Völker beruht ihre Eigenart. Erkennen wir nun, 
daß eine finnvolle Lebensentfaltung des einzelnen nur möglich iſt innerhalb der 
völkiſchen Gemeinſchaft, in die er hineingeboren iſt, ſo ergibt ſich ganz notwendig 
daraus die Folgerung, daß er die Pflicht beſitzt, dieſe Gemeinſchaft in ihrer Eigenart 
zu erhalten und ſei es beim Mann durch die Hingabe ſeines eigenen Lebens und 
bei der Frau durch die Bereitſchaft ſelbſt nur wieder artgemäßes und geſundes Leben 
zu gebären. Aufgabe jedes Volksangehörigen iſt es, die Organiſationsform ſeiner 
völkiſchen Gemeinſchaft in jeder Weiſe zu befähigen, dieſe Aufgaben zu erfüllen. 
Die erſte Aufgabe iſt es nun ſelbſtverſtändlich, alles vorzuſorgen, damit die Ge⸗ 
meinſchaft ihre raſſiſche Zuſammenſetzung behält und ſie veredelt. Daher hat die 
Gemeinſchaft die Pflicht, alles zu tun, was geeignet iſt, die geſunden raſſiſchen 
Kräfte im Volk zu pflegen und zu fördern, die Kranken zu heilen und die Unheil⸗ 
baren aus dem Blutkreislaufe auszuſcheiden. Sie hat ferner das Recht und die 
Pflicht, ſich vor ſolchem raſſiſchen Zuſtrom in die Gemeinſchaft zu ſchützen, der dem 
Volkstum ein anderes raſſiſches Gepräge aufdrücken würde. 

Ein auf dem Volkstum aufbauender Staat iſt antiimperialiſtiſch, denn er duldet 
nicht nur jedes andere Volkstum, ſondern iſt es auch zu achten bereit und aner⸗ 
kennt, wenn jedes andere Volk bemüht iſt, ſich in der ihm eigenen Weſensart zu 
entfalten und ſeine raſſiſche Zuſammenſetzung zu bewahren. Nichts liegt ihm ferner 
als jede wie immer geartete Form nationaler Unterdrückung oder gar Entnatio⸗ 
naliſierung. Letztere lehnt die nationalſozialiſtiſche Staatsidee ſchon deswegen auf 
das ſchärfſte ab, weil ſie jedem Volkstum das unabdingbare Recht auf Behauptung 
ſeiner eigenen Art zubilligt. 


II 


Der hier entwickelte neue Volksbegriff fußt auf den Ausführungen des 
Führers in ſeinem Buch „Mein Kampf“ und in ſeinen Reden als Kanzler und 
auf dem Parteitag 1933. Herangezogen wurden ferner noch die Auslaſſungen des 
Leiters des Aufklärungsamtes für Bevölkerungspolitik und Raſſenpflege Dr. Groß 
in der „RAK“! und Roſenbergs Darlegungen in „Das Weſensgefüge des 
Nationalſozialismus“. Der Volksbegriff des Nationalſozialismus unterſcheidet ſich 
grundlegend von den bisher herrſchenden Volksbegriffen, die in dem Artikel „Volk. 
Nation und Völkerrecht“ von Raſchhofer dargeſtellt werden:. Die raſſiſche Be: 
dingtheit des Volkes wurde bisher bei allen Volksbegriffen vollkommen vernach⸗ 
läſſigt. Aus dieſer Vernachläſſigung allein erklärt es ſich, daß die Entnationali⸗ 


1 „RAK“ Amtliche e des Aufklärungsamtes für Bevölkerungspolitik und 
Raſſenpflege (= FRNaſſenpolitiſche Auslands⸗Korreſpondenz). 
2 Seite 81 des Handbuchs. 
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ſierungsbeſtrebungen in Europa von den politiſch herrſchenden Völkern in jo ſtarkem 
Maße betrieben wurden. Bei Anerkennung des Volkes als eines raſſiſch bedingten 
Weſens ergibt ſich von ſelbſt die Folgerung, die Eigenſtändigkeit des Volkstums 
als ſolchen anzuerkennen. Setzt ſich der nationalſozialiſtiſche raſſiſch bedingte Volks⸗ 
begriff durch, dann wird die ganze politiſche Atmoſphäre Europas entgiftet, weil 
dann jedes Volk darauf verzichtet, Angehörige eines anderen Volkstums ſich ge⸗ 
waltſam einzugliedern. Alle europäiſchen Staaten würden dann in ihrer inner⸗ 
ſtaatlichen Ordnung dafür Sorge tragen, daß die in ihrem Herrſchaftsbereich 
lebenden, nicht zum ſtaatstragenden Volke gehörigen Volksgruppen ihr eigenes 
Volkstum bewahren und pflegen können. Die ganz Europa heute mit ſo gefähr⸗ 
lichem Sprengſtoff belaſtende Volksgruppenfrage fände mit Hilfe der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Volkstumsideologie eine allſeits befriedigende Löſung. 

Da der Nationalſozialismus dem Volkstum in ſeiner raſſiſchen Bedingtheit 
den erſten Rang unter allen Gemeinſchaftswerten zuerkennt, ſo ergibt ſich daraus, 
daß er den Stolz auf das eigene Volkstum dem Angehörigen jedes Volkes zubilligt. 
Der Nationalſozialismus ſpricht daher auch nicht von hoch- und minderwertigen 
Völkern, ſondern von ihrer Verſchiedenwertigkeit. Der Führer ſagt ausdrücklich: 
„Der nationalſozialiſtiſche Raſſegedanke und die ihm zugrunde liegende Raſſen⸗ 
erkenntnis führt nicht zu einer Geringſchätzung oder Minderbewertung anderer 
Völker, ſondern vielmehr zur Erkenntnis der geſtellten Aufgabe einer allein zweck⸗ 
mäßigen Lebensbewahrung und Lebensforterhaltung des eigenen Volkes. Er führt 
damit zwangsläufig zu einer natürlichen Reſpektierung des Lebens und des Weſens 
anderer Völker. Er erlöſt damit die außenpolitiſchen Handlungen von jenen Ver⸗ 
ſuchen, fremde Menſchen zu unterwerfen, um ſie regieren zu können oder um ſie 
gar als eine reine Zahlmaſſe durch ſprachlichen Zwang dem eigenen Volke einzu⸗ 
verleiben. Dieſer neue Gedanke verpflichtet zu einer ebenſo großen und fanatiſchen 
Hingabe an das Leben und damit an die Ehre und Freiheit des eigenen Volkes 
wie zur Achtung der Ehre und Freiheit anderer. Dieſer Gedanke kann daher eine 
weſentlich beſſere Baſis abgeben für das Streben nach einer wahren Befriedung 
der Welt als die rein machtmäßig gedachte und vorgenommene Sortierung der 
Nationen in Sieger und Beſiegte, in berechtigte und rechtlos unterworfene.“ 

Der Nationalſozialismus hat aus der Geſchichte die Lehre gezogen, daß Völker, 
die ihre urſprüngliche raſſiſche Zuſammenſetzung nicht zu bewahren imſtande ſind 
und die keinen Damm aufrichten gegen das Einſtrömen ihnen nicht ſtamm— 
verwandten Blutes, dem kulturellen Verfall preisgegeben ſind. Durch Zerſtörung 
ihrer eigenen Weſenheit erfüllen ſie die ihnen von der Vorſehung geſtellte Aufgabe 
nicht, ſich ihrem Weſen gemäß zu entfalten. Der Nationalſozialismus ſieht die 
europäiſche Kultur als eine Frucht der nordiſchen und der mit ihr ſtammverwandten 
europäiſchen Raſſen an. Diejenigen Völker, die in geſchichtlicher Zeit in Europa 
in geſchloſſener Volkstumsſiedlung beheimatet ſind oder waren, betrachtet er als 
untereinander ſtammverwandt. Für die jo blutsmäßig untereinander verbundene 
europäiſche Völkerfamilie ſieht er nun eine große Gefahr heraufziehen, wenn dieſe 
Völker nicht erkennen, daß ſie ihr ureigenſtes Weſen preiszugeben im Begriffe 
ſind, ſobald ſie fremdes Blut in ſich einſtrömen laſſen. Der Nationalſozialismus 
leugnet die Möglichkeit, aus einem Angehörigen eines Negervolkes z. B. einen 
Deutſchen zu machen oder umgekehrt, da raſſenmäßig nicht Stammverwandte in 
ein Volkstum nicht einſchmelzbar ſind, ſelbſt wenn ſie ſich ſprachlich und ziviliſa— 
toriſch vollkommen angleichen. Im Intereſſe der Erhaltung der europäiſchen Kultur 
iſt er daher der Überzeugung, daß ſich die einzelnen europäiſchen Völker auf die 
raſſiſche Bedingtheit ihres Weſens und ihres Volkstums werden beſinnen müſſen, 
wenn ſie in Zukunft Mitträger der europäiſchen Kultur bleiben wollen. Es könnte 
ſonſt dahin kommen, daß Völker, die heute noch Hauptträger europäiſcher Kultur 
ſind, ſich in ihrem raſſiſchen Bilde derart wandeln, daß ſie ein vollkommen un— 
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europäiſches Geſicht erhalten und ſich damit zugleich in ihren weſensmäßigen Zügen 
und Kulturäußerungen derart verändern, daß ſie nicht mehr als dasſelbe Volk 
angeſprochen werden können. Wenn beiſpielsweiſe ein großes europäiſches Volk 
heute in Europa über 40 Millionen Angehörige zählt und die in ſeinen Kolonien 
wohnenden ungefähr 60 Millionen zählenden fremdraſſigen Völker mit ſich ver⸗ 
ſchmelzen will, ſo würde vom nationalſozialiſtiſchen Standpunkte aus darin eine 
Preisgabe des eigenen Volkstums liegen und die nunmehr 100 Millionen zählende 
Bevölkerungsmaſſe könnte, ſelbſt wenn alle ihre Angehörigen die gleiche Sprache 
ſprechen und ſich der gleichen ziviliſatoriſchen Errungenſchaften bedienen würden, 
nicht als weſensgleich mit dem urſprünglich europäiſchen Volke angeſehen werden. 
Dieſes wäre vielmehr untergegangen. 

Da der Nationalſozialismus im Staate eine dem Volkstum dienende Organiſation 
ſieht, ſo ergibt ſich daraus die Folgerung, daß die den Staat tragenden und für 
ihn handelnden Kräfte weſensmäßig hierzu befähigt ſein müſſen. Es iſt daher 
ſelbſtverſtändlich, daß in einem vom nationalſozialiſtiſchen Geiſte getragenen Staat 
deren beide Hauptträger, die Partei und die Armee, ſich ausſchließlich aus Ange⸗ 
hörigen des den Staat tragenden Volkes oder der mit dieſem ſtammverwandten 
Volksgruppen rekrutiert. Ebenſo iſt es in einem ſolchen Staate notwendig, daß die 
für den Staat handelnden Perſonen, alſo die Beamten, ſämtliche Angehörige des 
ſtaatstragenden Volkes ſind oder einer mit dieſem ſtammverwandten Volksgruppe 
angehören. Dieſer Notwendigkeit wurde im Deutſchen Reiche mit dem Geſetz zur 
Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums vom 7. April 1933 Rechnung getragen. 

Bei der Handhabung der Einbürgerungs vorſchriften iſt für einen vom national: 
ſozialiſtiſchen Geiſte erfüllten Staat von vornherein die Richtlinie gegeben. Er wird 
darauf bedacht ſein, daß nur ſolche Perſonen die Staatsangehörigkeit erwerben, 
deren raſſiſche Abſtammung die Gewähr bietet, daß ſich die Betreffenden in das 
raſſiſche Bild des ſtaatstragenden Volkes einfügen. Der Nationalſozialismus billigt 
ſelbſtverſtändlich jedem anderen Staate und jedem anderen Volke das Recht zu, 
ſich von den gleichen Geſichtspunkten leiten zu laſſen. So wie er mit der Ver⸗ 
weigerung der Einbürgerung fremdraſſiger Elemente keine Minderbewertung 
dieſer fremden Raſſe verknüpft, genau ſowenig würde er es als eine Minder⸗ 
bewertung deutſchen Volkstums anſehen, wenn ein außereuropäiſches Volk es 
ablehnen würde, einen deutſchen Volksangehörigen wegen ſeiner raſſiſchen Fremd⸗ 
heit in ſein Volkstum aufzunehmen. 

Die verſchiedene Entwicklungsſchnelligkeit der einzelnen Raſſen läßt es als zweck⸗ 
mäßig erſcheinen, Angehörige verſchiedener Raſſen in verſchiedenen Schulen zu 
erziehen. Auch mit der Trennung der Schulen iſt keine Minderbewertung jener 
raſſiſchen Gruppen verknüpft, die ob ihrer raſſiſchen Fremdheit ausgeſondert 
werden. Dies geht ſchon daraus hervor, daß es vom nationalſozialiſtiſchen Geſichts⸗ 
punkte aus nur begrüßt werden würde, wenn deutſche Volksangehörige, die unter 
Fremdraſſigen leben, auch ihre eigenen Schulen erhalten würden. 

Die Frage der Erbgeſundheit und jene Gebiete, die unter den Begriff Raſſen⸗ 
hygiene fallen, werden in dem Artikel „Raſſe und Recht“ behandelt und können 
daher hier übergangen werden. 


III. 


„Menſchen und Völker können ihre Aufgabe im Ganzen der Schöpfung nur 
erfüllen, wenn ſie ganz nach dem eigenen Geſetz leben, das durch das Blutserbe 
der Ahnen in ſie hineingelegt iſt. Wir müſſen uns alſo vor jedem Eingriff in die 
Lebensſtruktur fremder Raſſen hüten. Deshalb hat der Nationalſozialismus auch 
die gewaltſame Ziviliſierung außereuropäiſcher fremdraſſiger Völker, die der libe— 
rale und angeblich ſo tolerante Menſch als ſchönen Fortſchritt pries, von jeher mit 
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anderen Augen angeſehen. Was aber nach unſerer einzig richtigen Auffaſſung dem 
Neger, dem Mongolen und dem Eskimo recht iſt — daß er nämlich ſeine Welt nach 
den Geſetzen ſeines Blutes geſtalten darf —, das iſt dem deutſchen Menſchen 
ebenfalls billig.“ 

Dieſer von Groß formulierte nationalſozialiſtiſche Standpunkt kennzeichnet die 
Zielrichtung, in der der Nationalſozialismus den deutſchen Staat aufbauen will. 
Er will dem deutſchen Muttervolke die ſeinem angeborenen Weſen gemäße ſtaat⸗ 
liche Form geben. 

Das Weimarer Zwiſchenreich hatte dem deutſchen Volke auf Grund einer dem 
deutſchen Weſen fremden Ideologie die parlamentariſche Demokratie beſchert. Dieſe 
führte zu einer vollkommenen Volkszerrüttung, denn ſo ausgeklügelt die demokra⸗ 
tiſch⸗parlamentariſche Herrſchaftsordnung auch war, fie ſtellte die höchſte Blüte 
vollkommener Verantwortungsloſigkeit dar. Die Abgeordneten waren unverant⸗ 
wortlich, die Verantwortung der Regierung war eine höchſt fragwürdige und 
praktiſch konnte man die wirklich Maßgeblichen nie zur Rechenſchaft ziehen, da ſie 
hinter einem kunſtvollen Netz unſichtbar blieben. Die „Intereſſen“ von Gruppen 
und anonymen Geſellſchaften beherrſchten die Politik und man ſetzte ſich hinweg 
über die durch Blut und verſchiedene Veranlagung bedingte Verſchiedenartigkeit 
und Verſchiedenwertigkeit und erſchütterte, ja zerſtörte damit die ſittlichen Grund» 
lagen der Volksgemeinſchaft. 

Im Gegenſatz dazu muß und will der vom Raſſegedanken getragene Staat in 
erſter Linie ſittlichen Grundſätzen Rechnung tragen. Und fo tritt er ein für Ehre, 
Zucht, Leiſtung und Verantwortung. 

Der Ehre des deutſchen Volkes und ſeinem Ehrbewußtſein will er voll Rech⸗ 
nung tragen. Die individuelle Aufſplitterung des liberaliſtiſchen Zeitalters hatte 
es mit ſich gebracht, daß man den einzelnen und ſeine Ehre zwar in jeder Hinſicht 
rechtlich zu ſchützen ſuchte, daß aber die Ehre des Geſamtvolkes, ſtrafrechtlich zum 
Beiſpiel, ungeſchützt blieb. Dies zeigt vielleicht am deutlichſten den ungeheueren 
Tiefſtand des Gemeinſchaftsbewußtſeins im liberaliſtiſchen Zeitalter. Aus dem 
Ehrbewußtſein eines Volkes ergibt ſich aber wieder notwendig, daß es und jeder 
ihm Angehörige alles einzuſetzen bereit ſein müſſen, um die Ehre des Volkes und 
ſeiner Führer zu ſchützen und zu wahren. So ſagte der Führer am 24. Oktober 
1933: „Wir haben aus der Geſchichte gelernt, daß auf die Dauer das Leben nur 
den Völkern gegeben wird, die gewillt ſind, ihr Leben, ihre Ehre vor der Welt zu 
vertreten.“ Und Frank am Juriſtentag 1933: „Neben den Begriff der Raſſe 
haben wir den Schutz der Ehre geſtellt. Das Recht ſchützt die Ehre dadurch, daß es 
den deutſchen Menſchen dazu erzieht, dieſen Schutz der Ehre anzuſehen als den 
Schutz eines Repräſentanten der Volksgeſamtheit, den jeder einzelne darzuſtellen 
hat.“ Und Roſenberg am 22. März 1934: „Der höchſte Wert, um den heute 
gekämpft wird .. iſt die nationale Ehre.“ 

Der vom nationalſozialiſtiſchen Raſſegedanken getragene Staat baut ferner auf 
dem Gedanken der Zucht und der Leiſtung auf. In der PO. SA., SS., HJ. 
und dem Arbeitsdienſt wurden jene großen Organiſationen geſchaffen, die den Ge⸗ 
danken der Zucht und Leiſtung verwirklichen. Sie ſind keine militäriſchen Organi⸗ 
ſationen, ſondern die Stätten, an denen der neue deutſche Menſch geformt wird. 
Hier formiert ſich das in den letzten Jahrzehnten faſt vollkommen atomiſierte 
deutſche Volk wieder. Dieſe Organiſationen waren und ſind es, die dem Zerfall 
des deutſchen Volkes Einhalt geboten und den geſunden Kern abgaben, um den 
herum es ſich neu zu gliedern begann. Sie wecken die geſunden raſſiſchen Kräfte 
im deutſchen Volke und bilden ſo ſeine Erneuerungszellen. In dieſen Organiſatio— 
nen „wird der einzelne Volksgenoſſe nicht nach der Art ſeiner Arbeit, ſondern nach 
Form und Güte ſeiner Leiſtung gewertet“. Dieſer vom Führer in ſeinem Buch 
niedergelegte Grundſatz wird von ihnen aus zum tragenden Gedanken des neuen 
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Staates gemacht. Den Leiſtungsgrundſatz glaubte der Liberalismus für fi) ge⸗ 
pachtet zu haben. Er bildete ſich ein, daß in einem von ſeinem Denken beherrſchten 
Staatsweſen der tüchtige Menſch die größte Möglichkeit beſitze, an den Platz zu 
gelangen, der ihm zukomme. Man glaubte, daß der bindungsloſe Menſch allein 
die nötigen Vorausſetzungen habe, um ſich durchzuſetzen. Hier liegt nun ein Grund⸗ 
irrtum beſchloſſen. Durch die Bindungsloſigkeit wurde ein Grundſatz über Bord 
geworfen, der der tragende Gedanke allen Rechtsdenkens und aller Rechtsgeſtaltung 
ſein muß, der Gedanke von der Ausgewogenheit der Rechte und der 
Pflichten. Eine gerechte Rechtsordnung, die ihre ſittliche Rechtfertigung in ſich 
ſelbſt trägt, liegt nur dort vor, wo ein beſtimmtes Maß von Pflichten einem 
beſtimmten Maß von Rechten gegenüberſteht und umgekehrt. Gegen dieſe Erkennt⸗ 
nis hat der liberaliſtiſche Staat auf das ſchwerſte geſündigt. Er teilte Rechte zu, 
ohne daß der damit Beteilte Pflichten übernahm, und er erlegte Pflichten auf, 
ohne dem damit Beſchwerten Rechte zu gewähren. 

Was als Ausgewogenheit der Rechte und Pflichten anzuſehen iſt, das ändert ſich 
mit Kultur und Wirtſchaft im ewigen Wandel der Zeit. Die Entſcheidung darüber, 
wann dieſe Ausgewogenheit hergeſtellt iſt, muß der politiſchen Führung überlaſſen 
bleiben; denn dieſe Entſcheidung iſt eine rein inſtinktive und rational nicht erfaß⸗ 
bar; ſie iſt höchſtes Recht und heiligſte Pflicht der Führung. Dies läßt vor allem 
aber erkennen, daß die Führung des Volkes von artgemäßen und zutiefſt volks⸗ 
verbundenen Menſchen erfolgen muß, weil nur dieſe raſſiſch bedingte Volksver⸗ 
bundenheit allein jene Inſtinktſicherheit verleiht, die notwendig iſt, um zu er⸗ 
kennen, wann dieſe Ausgewogenheit zwiſchen Rechten und Pflichten vorhanden iſt. 

Aus dem Leiſtungsgrundſatz ergibt ſich aber auch der Führer gedanke. Er 
iſt der ordnende Grundgedanke im nationalſozialiſtiſchen Staatsaufbau und beſagt, 
daß „Führen“: tragen der Verantwortung nach oben und vertreten der Autorität 
nach unten bedeute. Anſpruch auf Führung entſteht nur aus Leiſtung. Wer aber 
ſeine Fähigkeiten zu Führung unter Beweis geſtellt hat, dem kommt es auch zu, 
daß er die Führung anvertraut erhält. Der Führer des deutſchen Volkes ver⸗ 
körpert in ſeiner Perſon, in ſeinem Weſen und Wirken den Geiſt unſeres Volkes 
und nur deswegen wird er heute vom geſamten deutſchen Volke als ſein Führer 
anerkannt. Die Unterwerfung unter ſeine Führung war ein ſeeliſch⸗geiſtiger Vor⸗ 
gang, der ſich rational nicht erklären läßt, ſondern nur ſo verſtanden werden kann, 
daß im Volke die Stimmen des Blutes Antwort gaben dem Anruf des artgemäßen 
Führers. Das in ſeiner raſſiſchen Seele erwachende Volk wurde zur Gefolgſchaft 
des Führers. Darin liegt der tiefſte Weſensunterſchied zu allen anderen neuzeit⸗ 
lichen Herrſchaftsformen und findet ſein Vorbild nur in den Herrſchaftsformen der 
Jugendzeit unſeres Volkes. Hier zeigt ſich, wie der Nationalſozialismus das 
deutſche Volk wieder zu ſeiner raſſiſchen Weſenheit zurückführt und zu den ihm 
gemäßen Organiſationsformen. 

Der Führergedanke hat aber auch zur Folge, daß in einem vom nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Raſſegedanken geformten Staate eine ſtrenge Führerausleſe betrieben 
werden muß und er hat weiter zur Folge, daß ein Werkzeug vorhanden ſein muß, 
das dieſer Aufgabe dient. Dieſes Werkzeug hat ſich der Führer in der NSDAP 
geſchaffen und es wird deren hehrſte Aufgabe ſein, dieſe ihre auferlegte Pflicht zu 
erfüllen. Die Größe dieſer Aufgabe lehrt die Geſchichte der einzelnen Staaten, 
deren Schickſal und das der Völker ſtand und fiel mit der ſteigenden oder ſinkenden 
Fähigkeit, Führerausleſe zu betreiben. 

Leiſtungsfähigkeit verpflichtet aber auch zur Leiſtung. Die Aufſtellung dieſer 
Verpflichtung iſt eine der tiefſten ſittlichen Verankerungen des Nationalſozialis⸗ 
mus und ſie zeigt das tiefe Verantwortungsbewußtſein, das der Nationalſozialis⸗ 
mus in jedem erwecken will und erwecken muß. So wie eine vollbrachte Leiſtung 
Anrechte ſchafft, jo kann ein Recht auf Grund des Verſagens in der Leiſtung auch ver— 
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wirkt werden. Einer derartigen ſittlichen Grundhaltung des ganzen Volkes ent⸗ 
ſpricht die klare Verantwortlichkeit, die ein nach dem Führergedanken aufgebauter 
Staat aufweiſt. Sie allein ſchafft die Vorausſetzung, daß die Autorität jedes Füh⸗ 
rers eine freudig anerkannte iſt. 

Der Führer und andere maßgebende Nationalſozialiſten ſprechen davon, daß 
erſt der Nationalſozialismus eine wahre Demokratie herbeiführe, denn was die 
parlamentiſche Demokratie auf Grund ihrer falſchen Vorausſetzungen nicht ver⸗ 
wirklichen konnte, das will der Nationalſozialismus verwirklichen: die tiefſte 
Anteilnahme des Volkes an ſeinem Schickſal und ſeiner Schickſalsgeſtaltung. Wenn 
der Kampfruf der Bewegung lautete: „Deutſchland erwache!“, ſo hatte dies einen 
weit tieferen Sinn, als ihre Gegner es zu erfaſſen imſtande waren. Das deutſche 
Volk war ſchon ſeit Jahrhunderten in einem tiefen Schlaf befangen und nur die 
Erhebung gegen Napoleon, der Krieg des Jahres 1870 und dann das Jahr 1914 
hatten es wachgerüttelt, es waren aber nicht jene führenden Kräfte da, die es wach 
erhalten hätten und die es vor allem in ſeinem raſſiſchen Selbſtbewußtſein geweckt 
hätten. Die Anteilnahme des Volkes an ſeinem Schickſal muß ſo ſtark werden, daß 
das ganze Volk einſchließlich des letzten Volksgenoſſen weit draußen in der Welt 
ſeines Volkes Schickſal mitlebt, ſich bewußt wird, ein unlösbares Glied einer 
doppelten Einheit zu ſein: Glied in der Reihe der Geſchlechter und Glied der 
lebenden Volksgemeinſchaft. Dann erſt wird aus dem deutſchen Volk ein wahrhaft 
lebendiges Volk geworden ſein. Und wenn der Führer dem deutſchen Volk in an⸗ 
gemeſſenen Zeiträumen Fragen vorlegen will, auf die es Antwort erteilen ſoll, ſo 
hat dies eine doppelte Bedeutung: es iſt erſtens ein Weg, der den einzelnen 
denkend und fühlend zum Erleben der Volksgemeinſchaft hinführt, weil er dem 
Schickſal unmittelbar gegenübergeſtellt wird und ſeine Entſcheidung unentrinnbar 
ſelbſt fällen muß, ſo als ob es von ihm abhinge, welchen Lauf das Geſchehen 
nimmt und es ſtellt gleichzeitig eine Überprüfung des Einklanges zwiſchen Füh⸗ 
rung und Gefolgſchaft dar. Das iſt eben der grundlegende Unterſchied zwiſchen 
Diktatur und Führung, daß die erſtere eine geduldete oder erduldete Zwangsherr— 
ſchaft iſt, die letztere auf freiwilliger Gefolgſchaft beruht, was eine zutiefſt ger— 
maniſche Form der Gemeinſchaftsordnung iſt. Dieſe wirkliche Befragung und An⸗ 
rufung des Volkes iſt ferner der grundlegend andere Sinn der Stimmabgabe als 
in der parlamentariſchen Demokratie, wo jede Wahl eine Verantwortungsüber— 
wälzung auf andere bedeutete; und dieſe Verantwortungsüberwälzung entwand 
dem Volke die angeblich in ſeiner Hand liegende Entſcheidung über die Schickſals— 
geſtaltung und überantwortete ſie den Abgeordneten, die dem Volke gegenüber 
unverantwortlich waren, dafür aber denen für ihr Verhalten Rechenſchaft ablegen 
mußten, welche es ihnen ermöglichten, ſich um ein Mandat zu bewerben. Die Ent— 
ſcheidung über die Schickſalsgeſtaltung lag daher letztlich in der Hand dem Volke 
zumeiſt unbekannter Kräfte. 

Der vom nationalſozialiſtiſchen Raſſegedanken getragene Staat ſieht es ferner 
als ſeine Pflicht an, das Raſſebewußtſein des Volkes zu wecken und zu ſchärfen. Dies 
will er erzielen durch Propaganda und Erziehung, durch Pflege der Heldenehrung, 
durch Herausſtellen artgemäßer Kunſtwerke und Förderung artverbundener 
Künſtler, durch planvolle Preſſepolitik und durch Inpflichtnahme aller, die öffent— 
lich tätig ſind. Der § 14 des Schriftleitergeſetzes vom 4. Oktober 1933 iſt hier vor: 
bildlich. Ferner durch eine Geſchichtsbetrachtung, die das Schickſal des deutſchen 
Volkes und ſeiner raſſiſchen Artung in den Mittelpunkt der Betrachtung rückt. 
Durch Ehrung und Heroiſierung der Menſchen reiner deutſcher Ausprägung mit 
geſchichtlicher Leiſtung in großen, das ganze Volk erfaſſenden Feiern, wie der 
Totenfeier für den Reichspräſidenten und Generalfeldmarſchall von Hindenburg. 

Der vom nationalſozialiſtiſchen Raſſegedanken getragene Staat ſieht es als ſeine 
weitere Pflicht an, die Verbundenheit aller Deutſchen untereinander zu feſtigen 
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und fie zum volksdeutſchen Gemeinſchaftserlebnis hinzuführen und dadurch zum 
Sichſelbſtbewußtwerden des deutſchen Volkes beizutragen. Dem dient die Ver⸗ 
breitung der Kenntnis von der Größe und dem Siedlungsraum des deutſchen 
Volkes, dem dienen die großen Reden der führenden Männer, die zu gleicher 
Stunde zu hören allen Volksgenoſſen im Reiche ermöglicht wird, dem dienen die 
einzig daſtehenden großen Parteitage und Aufmärſche, die Feiertage des deutſchen 
Volkes mit großartigen, Millionen umfaſſenden Veranſtaltungen, wie der Tag 
der Arbeit und das Erntedankfeſt, das beiſpielhafte und beiſpielloſe Winterhilfs⸗ 
werk mit ſeinen Eintopfſonntagen und Spendenſammlungen, das Landjahr der 
Jugend und der Freiwillige Arbeitsdienſt, das Heranführen der breiten Schichten 
des Volkes an die Kultur und Kunſtleiſtungen ſeiner großen Söhne durch die 
Organiſation „Kraft durch Freude“ der Deutſchen Arbeitsfront und damit der 
Weckung des Stolzes auf das eigene Volkstum. 

Vollkommen ferne liegt es dem Nationalſozialismus, ſich in die Angelegenheiten 
fremder Völker, Staaten und Raſſen einzumiſchen. Dieſe müſſen ſelbſt beurteilen, 
welche Form völkiſchen oder ſtaatlichen Zuſammenlebens ihnen gemäß iſt. Ebenſo 
verlangt er aber, daß ſich andere Völker und Staaten nicht in die Angelegenheiten 
des deutſchen Staatsaufbaues einmengen. Innenminiſter Frick erklärte: „Der in 
Deutſchland eingetretenen übermäßigen Überfremdung Einhalt zu tun, war für 
das deutſche Volk eine Lebensfrage geworden, ſo daß ſeine Raſſengeſetzgebung nur 
einen Akt der Notwehr und nicht des Haſſes darſtellt.“ Vom nationalſozialiſtiſchen 
Geſichtspunkte aus war es Pflicht des Staates, alle Maßnahmen zu ergreifen, die 
das von der jüdiſchen Raſſe auf vielen Gebieten ſchon ſtark überfremdete deutſche 
Volk wiederum befreite und zu ſeinem eigenen Weſen zurückführte. Mit derſelben 
Entſchloſſenheit, mit der es das deutſche Volk einerſeits ablehnt, jemanden gegen 
ſeinen Willen ſich einzugliedern — zu „germaniſieren“ —, behält es ſich anderer: 
ſeits das Recht vor, ſelbſt zu entſcheiden, wer ihm angehören kann. Dieſes „Selbſt⸗ 
beſtimmungsrecht“ erkennt der Nationalſozialismus allen anderen Völkern und 
Volksgruppen zu, er tritt aber auch für die Pflicht der Staaten ein, dieſes Recht 
als höchſtes zu achten. Auf das ſchärfſte verurteilt er daher ſowohl die vergewal⸗ 
tigende Entnationaliſierung einer Volksgruppe oder gar eines ganzen Volkes, als 
umgekehrt das Beſtreben, ein Volk zu nötigen, ihm Raſſenfremde als ihm zugehörig 
anzuerkennen. Für den Nationalſozialismus deckt ſich daher Staatsangehörigkeit 
nicht mit Volkszugehörigkeit. Weil das Volkstum eben raſſiſch bedingt iſt, ſo genügt 
nicht der Gebrauch der deutſchen Sprache, um ihm anzugehören, ſondern das Bluts⸗ 
erbe iſt von ausſchlaggebender Bedeutung. Der Wechſel des Volkstums iſt daher 
nur zwiſchen ſtammverwandten Völkern möglich und ſetzt die innere Bereitſchaft 
und Hinneigung voraus. Mit dem deutſchen Volke nicht Stammes verwandte, wie 
es die Juden ſind, können daher unmöglich Angehörige des deutſchen Volkes werden, 
ſelbſt wenn auf ſeiten eines jüdiſchen Volksangehörigen die Bereitſchaft und der 
Wille hierzu vorliegen würde. Selbſt wenn in einem Ausnahmefall der Anſchein 
vorliegen würde, daß ein jüdiſcher Volksangehöriger auf Grund ſeiner Wejens- 
erſcheinung dem deutſchen Volke zuzurechnen ſei, ſo iſt dies deswegen unmöglich, 
weil jeder Menſch vom nationalſozialiſtiſchen Geſichtspunkte aus nie als bloßes 
Individuum gewertet werden darf, da er nur ein Glied in der Kette der Geſchlechter 
darſtellt und nur als ſolches und damit als Träger der ihm abſtammungsmäßig 
zuzurechnenden Erbmaſſe eingeſchätzt werden kann. 


IV. 


Die hier dargelegte nationalſozialiſtiſche Ideologie und die daraus zu ziehende 
Folgerung haben vielfach eine vollkommene Mißdeutung erfahren und dem 
Nationalſozialismus und dem deutſchen Volke die ſchwerſten Angriffe von den ver⸗ 
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ſchiedenſten Seiten eingetragen. Dies iſt um jo unverſtändlicher, als insbeſondere 
in den Vereinigten Staaten von Nordamerika auf vielen Gebieten geſetzliche Re⸗ 
gelungen getroffen wurden, die raſſiſchen Geſichtspunkten entſpringen. Dabei iſt 
aber in Betracht zu ziehen, daß die herrſchende politiſche Ideologie in USA. als 
vollkommen liberal und demokratiſch bezeichnet werden muß. Bei einer derartigen 
politiſchen Ideologie, die grundſätzlich von der Gleichheit all deſſen ausgeht, was 
Menſchenantlitz trägt, iſt es um ſo erſtaunlicher, wie umfangreich die raſſiſche Ge⸗ 
ſetzgebung in USA. iſt. Es ſeien hier einige Beiſpiele angeführt. So verbieten die 
Geſetze folgender nordamerikaniſcher Teilſtaaten Miſchehen zwiſchen Weißen und 
farbigen Raſſen: 


1. 


10. 


11. 


13. 


42 


Alabama, Conſt., Sec. 102; C. 1923, Secs. 5001—2. Verbot der Ehe 
zwiſchen einem Neger oder Negerſtämmling mit einer weißen Perſon. Eine 
trotzdem eingegangene Ehe wird als Vergehen angeſehen. 

Arizona, R. C. 1928, Sec. 2166. Die Ehe zwiſchen einem Weißen einerſeits 
und einem Neger, Mongolen oder Indianer andererſeits gilt als nichtig. | 
Arkanſas, CTrawf. & Moſes, Dig. 1921, Sec. 7039. Die Ehe zwiſchen einem 
Weißen einerſeits und einem Neger oder Mulatten andererſeits gilt als un⸗ 
geſetzlich und nichtig. f 


California, Ragland. C. C. 1929, Secs. 60, 69. Die Ehe zwiſchen einem 


Weißen einerſeits und Negern, Mongolen oder Mulatten andererſeits gilt 
als ungeſetzlich und nichtig. 

Delaware, R. C. 1915, Sec. 2992, amd. by Sess. L. 1921, p. 578. Die Ehe 
zwiſchen einem Weißen einerſeits und einem Neger oder Mulatten anderer⸗ 
ſeits gilt als nichtig. | 
Florida, Conft., Art. 16. Sec. 24; R. G. S. 1920, Secs. 3938 —41, 3944, 
5419—23. Die Ehe zwiſchen einem Weißen und einer Perſon, die ein Achtel 
oder mehr Negerblut hat, gilt als gänzlich null und nichtig. 

Georgia, C. 1926, C. C., Sec. 2941; Supp. 1930, Secs. 2177—2177 (20). 
Die Ehe zwiſchen einem Weißen und einem Negerſtämmling oder Indianer⸗ 
abkömmling oder einem Mongolen gilt als null und nichtig. 


Idaho, Comp. St. 1919, Sec. 4596, amd. by Sess. L. 1921, p. 291. Die Ehe 


zwiſchen Weißen einerſeits und Mongolen, Negern oder Mulatten anderer⸗ 
ſeits gilt als ungeſetzlich und nichtig. 

Indiana, Burns, Ann. St. 1926, Secs. 2880, 9862, 9863. Die Ehe zwiſchen 
Weißen und Perſonen, die ein Achtel oder mehr Negerblut haben, gilt als 
vollkommen nichtig. 

Kentucky, Caroll, St. 1922, Secs. 2097, 2114. Die Ehe zwiſchen Weißen 
einerſeits und Negern oder Mulatten andererſeits iſt verboten und wird als 
nichtig erklärt. 

Louiſiana, C. C., Secs. 94—95; 1926 Supp. to Marr, Ann. R. S. pp. 396, 
1102. Die Ehe zwiſchen einem Farbigen und Weißen als auch die Ehe zwiſchen 
Indianern und Schwarzen iſt verboten und überdies null und nichtig. 


Maryland, Bagby, Ann. C. 1924, Art. 27, Secs. 358, 365. Die Ehe zwiſchen 


einem Weißen und einem Neger oder Negerabkömmling einſchließlich der 
dritten Generation iſt nichtig und gilt als Verbrechen. 

Miſſiſſippi, Conſt., Sec. 263; C. 1930, Secs. 1103, 2361. Die Ehe zwiſchen 
einem Weißen und einem Neger oder Mulatten oder Mongolen oder Mon— 
golen⸗ und Negerſtämmling mit einem Achtel fremden Blutes gilt als un— 
geſetzlich und nichtig. 


14. 


15. 


16. 


17. 


18. 


19. 


20. 


21. 


22. 


23. 


24. 


25. 


26. 


27. 


28. 
29. 


30. 


Miſſouri, R. S. 1929, Secs. 2974, 4263. Die Ehe zwiſchen Weißen und 
Perſonen mit einem Achtel oder mehr Negerblut oder mit Mongolen iſt ver⸗ 
boten und wird als vollkommen nichtig erklärt. 

Montana, R.C. 1921, Secs. 5700 —5702. Die Ehe zwiſchen einem Weißen 
und einem Neger oder Negerſtämmling, einem Chineſen oder Japaner gilt 
als gänzlich null und nichtig. 

Nebraska, Comp. St. 1922, Sec. 1491. Die Ehe zwiſchen einem Weißen und 
jemandem, der ein Achtel oder mehr Neger⸗, Japaner⸗ und chineſiſches Blut 
hat, gilt als nichtig. 

Nevada, Comp. L. 1929, Secs. 10197—198. Die Ehe zwiſchen einem Weißen 
und einem Angehörigen der ſchwarzen oder braunen oder mongoliſchen oder 
gelben Raſſe gilt als ungeſetzlich und grobes Vergehen. 

North Carolina, Conſt. Art. XIV, Sec. 8; Conſol, St. 1919, Secs. 2495, 
4340. Die Ehe zwiſchen einem Weißen und einem Neger oder Indianer oder 
Abkömmling von Negern oder Indianern bis zur dritten Generation ſind 
verboten und nichtig. 

North Dakota, Comp. L. 1913, Secs. 9582—83, 9586. Die Ehe zwiſchen 
einem Weißen und einer Perſon mit einem Achtel oder mehr Negerblut iſt 
vollkommen null und nichtig. 

Oklahoma, Comp. St. 1921, Secs. 7499 — 7500. Die Ehe zwiſchen einem 
Weißen und Negerſtämmling iſt ungeſetzlich und verboten. 

Oregon, C. 1930, Secs. 6 (902), 14 (840), 14 (841), 33 (102). Die Ehe 
zwiſchen einem Weißen einerſeits und einem Neger oder Chineſen oder einer 
Perſon mit einem Viertel oder mehr Neger⸗ oder chineſiſchem Blut oder mit 
einem Indianer oder Halbindianer anderſeits iſt vollkommen null und nichtig. 
South Carolina, Conſt., Art. III, Sec. 33; C. 1922. Cr. L., Sec. 378; 
C. C., Sec. 5536. Die Ehe zwiſchen einem Weißen und einem Indianer oder 
Neger oder Mulatten oder Meſtizen oder Halbblut iſt gänzlich null und nichtig. 
South Dakota, Comp. L. 1929, Secs. 128—30. Die Ehe zwiſchen einem 
Weißen und einem Angehörigen der afrikaniſchen, koreaniſchen, malaiſchen 
oder mongoliſchen Raſſe wird für null und nichtig vom Anbeginn an erklärt. 
Tenneſſee, Conſt., Art. XI, Sec. 14; Thompſon, Shannon's C. 1917, Sec. 
4186—87. Die Ehe zwiſchen Weißen einerſeits und Negern, Mulatten oder 
miſchblütigen Nachkömmlingen bis einſchließlich der dritten Generation ander⸗ 
ſeits iſt verboten und ungeſetzlich. 

Texas, Baldwin, Complete St. 1925, C. C., Sec. 4607; P. C., Secs. 492—94. 
Die Ehe zwiſchen einem Weißen und einem Afrikaner oder Abkömmling eines 
Afrikaners einſchließlich der dritten Generation iſt null und nichtig. 

Utah, Comp. L. 1917, Sec. 2967. Die Ehe zwiſchen einem Weißen und einem 
Neger oder Mongolen iſt verboten und wird für nichtig erklärt. 
Virginia, C. 1930, Secs. 4540, 4546, 5087, 5099 a. Die Ehe zwiſchen einem 
Farbigen, das iſt einer Perſon mit mehr als einem Sechzehntel nichtkaukaſi⸗ 
ſchem Blut, und einem Weißen gilt als vollkommen nichtig. 

Weſt Virginia, Barnes, Ann. C. 1923, Ch. 64, Sec. 1; Ch. 149, Sec. 8. 
Die Ehe zwiſchen Weißen und Negern iſt verboten und nichtig. 
Wyoming, Comp. St. 1920, Secs. 4972—73. Die Ehe zwiſchen Weißen und 
Negern, Mulatten, Mongolen oder Malaien iſt ungeſetzlich und nichtig. 
Colorado, Comp. L. 1921, G. S., Sec. 5548. Die Ehe zwiſchen Weißen und 
Negern oder Mulatten iſt abſolut nichtig. 


Die hier aufgezählten 30 Staaten haben alſo alle Miſcheheverbote, die mit einer 
einzigen Ausnahme alle den Zweck verfolgen, die amerikaniſche Bevölkerung mit 
urſprünglich europäiſcher Abkunft vor der Vermiſchung mit Raſſen außereuro— 
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päiſcher Abkunft zu bewahren. Nur in North Carolina beſteht außerdem noch das 
Verbot der Miſchehe zwiſchen Indianern und Negern. Aber auch der außereheliche 
Geſchlechtsverkehr zwiſchen Angehörigen verſchiedener Raſſen iſt in einzelnen 
Staaten verboten oder gar unter Strafe geſtellt, jo 3. B. in Alabama und Ar⸗ 
kanſas. In den meiſten Südſtaaten der Anion werden weiße und farbige Kinder 
auf Grund geſetzlicher Beſtimmungen verſchiedenen Schulen zugewieſen. Die meiſten 
amerikaniſchen Staaten fordern ferner bei Geburts⸗, Trau⸗ und Todesſcheinen die 
Angabe der Raſſe. Ja viele amerikaniſche Teilſtaaten gehen ſo weit, daß ſie geſetz⸗ 
lich eine nach Farbigen und Weißen geſonderte Zuweiſung der Abteile in Warte⸗ 
räumen, Eiſenbahnwagen, Schlafwagen, Straßenbahnwagen, Omnibuſſen, Dampf⸗ 
ſchiffen, ja ſogar in Gefängniſſen und bei Einkerkerungen feſtlegen. In einzelnen 
Staaten, wie in Florida, können nur Weiße Mitglieder der Zivilgarde ſein, in 
anderen wieder, wie in Arkanſas, werden die Wählerliſten nach Raſſen getrennt 
angelegt und in demſelben Staate erfolgt auch eine Trennung zwiſchen Farbigen 
und Weißen bei der Steuerveranlagung. Dieſe bunte Fülle raſſengeſetzlicher Beſtim⸗ 
mungen in den Einzelſtaaten der Union beweiſt, daß ſich die Notwendigkeit der 
Sonderung der Menſchen nach ihrer raſſiſchen Abſtammung ſelbſt dort elementar 
durchſetzt, wo dieſer Erkenntnis eine politiſche Ideologie im Wege ſteht, die eine 
Verſchiedenwertigkeit der Menſchen auf Grund ihrer Abſtammung leugnet. Einen 
ganz knappen Überblick über das amerikaniſche Raſſenrecht hat H. Krieger im 
Bd. 39, Heft III, des Verwaltungsarchivs gegeben. 

Ebenſo läßt die amerikaniſche Einwanderungsgeſetzgebung erkennen, daß man 
ſich in USA. klar geworden iſt, daß aus dem „Schmelztiegel“ Nordamerika nur 
dann ein einheitlicher Volkskörper hervorgehen kann, wenn zu dem urſprünglich 
engliſch⸗ſkandinaviſch⸗deutſchen Bevölkerungskern, der alſo raſſiſch verwandten 
Völkern entſtammte, nicht raſſiſch vollkommen fremde Bevölkerungsmaſſen hinzu⸗ 
ſtoßen, die ſich wechſelſeitig als ſo fremd empfinden, daß ſie einer Zuſammen⸗ 
ſchweißung widerſtehen. Iſt dieſe grundſätzliche Erkenntnis einmal gewonnen, dann 
iſt es nur eine Frage der Folgerichtigkeit des Denkens, ihr auch in der politiſchen 
Ideologie und vor allem bei der Bildung des Volksbegriffes Rechnung zu tragen. 
Der Nationalſozialismus hat dies als erſter getan und es wird hoffentlich noch 
einmal die Zeit kommen, wo die dem europäiſchen Kulturkreis zuzuzählenden 
Völker dies als eine zeitwendende Tat erkennen werden, die ſie zur Beſinnung 
auf ihre urſprünglichſten und weſenhaften Werte aufrief. 

Kier 
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Raſſe und Recht 


Staatsangehörigkeit, Volkstum und Raſſe ſtehen in engſten Beziehungen zu: 
einander; Staatsangehörigkeit, Volkstum und Raſſe ſind aber Begriffe, die ſich 
nicht decken, ſie liegen auf verſchiedenen Gebieten. Staatsangehörigkeit iſt ein recht⸗ 
licher Begriff, Volkstum ein ſprachlicher und geſchichtlicher, Raſſe aber iſt ein Be— 
griff der Naturwiſſenſchaft. Biologiſch betrachtet ſtellt ſich die Raſſe dar „als eine 
Menſchengruppe, die ſich durch die ihr eignende Vereinigung körperlicher Merkmale 
und ſeeliſcher Eigenſchaften von jeder anderen (in ſolcher Weiſe zuſammengefaßten) 
Menſchengruppe unterſcheidet und immer nur ihresgleichen zeugt“ (Günther S. 14). 

Der Nationalſozialismus hat die Raſſe zum Subſtanzwert der Nation erhoben. 
Er iſt ein Elementarbegriff einer Weltanſchauung. Im Zeitalter des Liberalismus 
mußte man natürlich den „Raſſefanatiker außerhalb jeder Soziologie und außer⸗ 
halb Ethik“ jtellen!, denn die Anwendung der raſſekundlichen Forſchungsergebniſſe 
hätte an den Grundfeſten eines Syſtems gerüttelt, das im Einzelmenſchen den 
höchſten Wert ſieht. Der Nationalſozialismus dagegen konnte dieſen Ergebniſſen 
klar in die Augen ſehen, er konnte und mußte als Verkünder einer völkiſchen Welt⸗ 
anſchauung die Nutzanwendung aus dieſen Forſchungen ziehen. 

Der nordiſche Kern im heutigen deutſchen Volke iſt auf die frühmittelalter⸗ 
lichen Germanenſtämme zurückzuführen. Tacitus bezeichnete in ſeiner „Germania“ 
die Germanen noch als ein Volk, das „rein und nur ſich ſelbſt gleich“ iſt. Allmäh⸗ 
lich ſetzte jedoch eine Entnordung des deutſchen Volkes ein, die durch mannigfache 
Bedingungen gefördert wurde. Mit der Einführung des Chriſtentums wurden die 
erſten Raſſenſchranken eingeriſſen. Die einzelnen Umſtände hier aufzuzählen, die 
weiter zur Entnordung des deutſchen Volkes führten, würde den Rahmen dieſer 
Arbeit überſchreiten, ſo ſei nur darauf hingewieſen, daß in letzter Zeit durch den 
Weltkrieg, dem gerade die Beſten des Volkes zum Opfer fielen, die Entnordung 
des deutſchen Volkes beſchleunigt wurde, daß insbeſondere die Not der Nachkriegs⸗ 
zeit durch Geburtenbeſchränkung die Entnordung förderte. In dem gleichen Maße 
wie die nordiſche Raſſe immer mehr im Schwinden begriffen war, machte ſich 
fremdes Blut im deutſchen Volke breit. 

Dieſer Wandel hat ſich naturnotwendig im ſeeliſchen Verhalten des deutſchen Volkes 
geoffenbart auf dem Gebiete der Kunſt, der Moral, der Religion, des Rechtes und 
überall da, wo die Seele eines Volkes in Erſcheinung tritt. So konnte der Jude 
Goldſtein im Jahre 1910 ſchreiben, die deutſche Kultur ſei zu einem nicht geringen 
Teil jüdiſche Kultur. Dieſer Bemerkung muß man allerdings, mit Günther 
(S. 449), mit Recht entgegenhalten, daß das, was weder recht deutſch noch recht 
jüdiſch iſt, nicht „Kultur“ ſein kann. 

Eines iſt gewiß, die Entnordung des deutſchen Volkes war im vollen Gang, als 
der Nationalſozialismus die Macht übernahm. Schon im Jahre 1910 ſchrieb Eugen 
Fiſcher (zitiert bei Günther S. 472): „Ausgemerzt iſt heute ſchon das Germanenblut, 
die nordiſche Raſſe, in Italien, in Spanien und Portugal. Rückgang, zum Teil Be— 
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deutungsloſigkeit, iſt die Folge! — Frankreich iſt das nächſte Volk, das daran 
glauben muß — und dann wir — mit abſoluter Sicherheit, wenn's ſo weiter geht 
wie bisher und heute!“ 

Es war eine der vornehmſten Aufgaben des nationalſozialiſtiſchen Geſetzgebers, 
die Entartung und Entnordung des deutſchen Volkes aufzuhalten und durch eine 
durchgreifende Aufnordung die tüchtigen und geſunden Erbanlagen, das nordiſche 
Blut zu mehren, zumal ein fortſchreitender Raſſenwandel, eine etwaige gänzliche 
Entnordung des deutſchen Volkes den Untergang der eigenſtämmigen, ſchöpferiſchen 
deutſchen Geſinnung bedeutet hätte. Die Geſchichte lehrt, daß jedes Volk dem ſicheren 
Zerfall entgegengeht, wenn es ſich nicht ſeiner Art beſinnt, daß jede Raſſe entartet, 
die ſich der Vermiſchung hingibt, die Geſchichte lehrt, daß alle nordiſch bedingten 
Völker zerfallen ſind, wenn ſie der Entnordung nicht Einhalt gebieten konnten oder 
wollten, daß ſie höchſtens unſchöpferiſch weiterlebten und politiſch oder wirtſchaftlich 
beherrſcht wurden von Völkern, die ihre Art behaupteten. So iſt „eine folgerichtige, 
reine und werterzeugende Entfaltung deutſchen Lebens nur möglich aus dem Blut 
und Geiſt der Nordraſſe heraus“, und „aus dem drohenden Untergang kann ein 
neuer Aufſtieg nur dann werden, wenn das nordiſche Blut, dem die geſchichtliche 
Gruppe aller indogermaniſchen Völker zu danken iſt, wieder erſtarkt und nordiſche 
Menſchen wieder zahlreich kinderreich und führend werden“ (Günther S. 463 und 
464). Der Nationalſozialismus hat ſich das große Ziel geſetzt, im völkiſchen Staat 
die Raſſe in den Mittelpunkt des allgemeinen Lebens zu ſetzen und für ihre Rein⸗ 
erhaltung zu ſorgen, und er hat mit der Verwirklichung dieſes Zieles begonnen 
durch eine tiefgreifende Raſſe⸗ und Erbpflege. 

Die Reinerhaltung und Beſtandserhaltung des deutſchen Volkskörpers wird in 
erſter Linie bewirkt durch die Raſſenpflege. 

In dieſer Richtung war deshalb vordringlichſt eine Säuberung der für die 
Volksgemeinſchaft wichtigſten Berufe von raſſenfremden Elementen nötig. Von 
hervorragender und beiſpielgebender Bedeutung iſt hier das Reichsgeſetz zur 
Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums vom 7. 4. 1933 (RGBl. 1933, I, 175). 
Zweck des Geſetzes war die Reinigung des Beamtenkörpers im Reich, in den Län⸗ 
dern und Gemeinden von dem Judentum. Es iſt getragen von der grundlegenden 
Arierbeſtimmung ($ 3), wonach Beamte, die Nichtarier find, in den Ruheſtand zu 
verſetzen find. Die erſte Durchführungsverordnung vom 11. 4. 1933 (RGBl. 1933, 
I, 195) definiert den Geſetzesbegriff Nichtarier wie folgt: 


„Als nichtariſch gilt, wer von nichtariſchen, insbeſondere jüdiſchen Eltern oder Groß: 
eltern abſtammt. Es genügt, wenn ein Elternteil oder ein Großelternteil nichtariſch 
iſt. Dies iſt insbeſondere dann anzunehmen, wenn ein Elternteil oder ein Großeltern: 
teil der jüdiſchen Religion angehört hat.“ 

Der Begriff Arier erfuhr in der nationalſozialiſtiſchen Kampfperiode eine beſon— 
dere Prägung. Er wurde nämlich durchwegs für den Nichtjuden gebraucht. In dem 
oben bezeichneten Geſetz ergab ſich aber die Notwendigkeit, den Begriff Arier enger 
zu faſſen, jo daß Nichtarier jeder iſt, der jüdiſches oder farbiges Blut in ſich trägt. 
Mit dieſem Geſetz begann die Verwirklichung der nationalſozialiſtiſchen Raſſen— 
pflege. Es war eine Selbſtverſtändlichkeit, daß der Arierparagraph auch im Wehr— 
geſetz (RGBl. 1935, J, 609) Aufnahme finden mußte, einem Geſetz, das von der 
Erkenntnis ausgeht, daß Wehrdienſt Ehrendienſt am deutſchen Volke iſt. Das gleiche 
gilt für das Arbeitsdienſtgeſetz (RGBl. 1935, I, 769). 

Auch Geſetze auf dem Gebiete des Kulturweſens enthalten gleiche Beſtimmungen, 
ſo das Geſetz gegen die Überfüllung deutſcher Schulen und Hochſchulen (RGBl. 
1933, J, 225), das Geſetz über die Bildung von Studentenſchaften an den wiſſen— 
ſchaftlichen Hochſchulen (RGBBl. 1933, J, 215), das Schriftleitergeſetz (RGBl. 
1933, I, 713). Ebenſo hat im Theater- und Filmweſen der Arierparagraph ſeinen 
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Einzug gehalten. Maßgebend find hierbei das Kulturkammergeſetz (RNGBI. 1933, I, 
661) und feine erſte Durchführungsverordnung (RGBl. 1933, I, 797) ſowie der 
Erlaß des Reichsminiſters für Volksaufklärung und Propaganda über die Nicht⸗ 
arier auf deutſchen Bühnen vom 5. März 1934, ferner das Geſetz über die Errich⸗ 
tung einer vorläufigen Filmkammer (RGBl. 1933, I, 483) und die Verordnung 
über die Errichtung einer vorläufigen Filmkammer (RGBl. 1933, I, 531). 


Von raſſepolitiſcher Bedeutung iſt auf dem Gebiete des Staatsangehörigkeits⸗ 
rechtes das Geſetz über den Widerruf von Einbürgerungen und Aberkennung der 
deutſchen Staatsangehörigkeit (RG Bl. 1933, I, 480). Dieſes Geſetz unterſcheidet 
zwiſchen erwünſchter und unerwünſchter Einbürgerung. Bei dieſer Gelegenheit ſei 
darauf hingewieſen, daß der Unterſchied zwiſchen erwünſchter und unerwünſchter 
Einbürgerung bzw. Einwanderung in der Einwanderungsgeſetzgebung der Ver⸗ 
einigten Staaten von Amerika ſchon ſeit Jahren eine bedeutende Rolle ſpielt. 


Nach § 1 des Geſetzes können Einbürgerungen, die in der Zeit zwiſchen dem 
9. November 1918 und dem 30. Januar 1933 vorgenommen worden ſind, wider⸗ 
rufen werden, falls die Einbürgerung nicht als erwünſcht anzuſehen iſt. Die Durch⸗ 
führungs verordnung zu dieſem Geſetz (RG Bl. 1933, I, Nr. 87) beſtimmt: 


„Ob eine Einbürgerung als nicht erwünſcht anzuſehen iſt, beurteilt ſich nach völkiſch⸗ 
nationalen Grundſätzen. Im Vordergrund ſtehen die raſſiſchen ſtantsbürgerlichen 
und kulturellen Geſichtspunkte für eine den Belangen von Reich und Volk zuträgliche 
Vermehrung der deutſchen Bevölkerung durch Einbürgerung ...“ 


Die Durchführungsverordnung beſtimmt weiter, daß für den Widerruf der Ein⸗ 
bürgerung insbeſondere „Oſtjuden“ in Betracht kommen. Eine Ausnahme gilt für 
die Fälle, daß ſie auf deutſcher Seite im Weltkrieg an der Front gekämpft oder ſich 
um die deutſchen Belange beſonders verdient gemacht haben. Das Geſetz über die 
Reichsverweiſung (RGBl. 1934, J, 213) ſteht im engſten Zuſammenhang zu dem 
Geſetz über den Widerruf von Einbürgerungen. 


Auf dem Gebiete der Rechtspflege iſt die Naſſenpolitik des nationalſozialiſtiſchen 
Staates verwirklicht durch Arierparagraphen im Geſetz über die Zulaſſung zur 
Rechtsanwaltſchaft (RGBBl. 1933, I, 188), im Geſetz betreffend die Zulaſſung zur 
Patentanwaltſchaft und zur Rechtsanwaltſchaft (RGBl. 1933, I, 27), in der Juſtiz⸗ 
ausbildungsordnung (RGBl. 1934, I, 727), im Geſetz zur Anderung einiger Vor⸗ 
ſchriften der Rechtsanwaltsordnung, der Zivilprozeßordnung und des Arbeits⸗ 
gerichtsgeſetzes (RGBl. 1933, I, 522), im Reichserbhofgeſetz (RG Bl. 1933, I, 685). 
Dieſem Geſetz kommt eine ganz beſondere Bedeutung zu. Es iſt ein Geſetz der Be⸗ 
völkerungspolitik und dient der Beſtandserhaltung des deutſchen Volkes. Der 
deutſche Bauer iſt gegenüber dem ſtändigen, durch Geburtenrückgang bedingten Ver⸗ 
fall des deutſchen Volkes widerſtandsfähig geblieben, und gerade im deutſchen 
Bauernſtand gedieh rein deutſchblütiges Volkstum. Schon ergriff auch den deutſchen 
Bauern die Not, da war es eine der ſelbſtverſtändlichſten Pflichten des Nationalſozia⸗ 
lismus, dieſes deutſche Bauerntum als Quelle des deutſchen Volkes zu erhalten. 
Naturgemäß war deshalb auch für das Erbhofrecht der raſſiſche Gedanke von über⸗ 
ragender Bedeutung. Es waren raſſefremde Volksteile auszumerzen und die natür⸗ 
lichen Erbanlagen beim deutſchen Bauern zu ſtärken. Deshalb beſtimmt § 13 des 
NErbhGeſ.: 


„Bauer kann nur fein, wer deutſchen oder ſtammesgleichen Blutes ilt. _ a 
Deutſchen oder ſtammesgleichen Blutes iſt nicht, wer unter ſeinen Vorfahren väter: 
licher⸗ oder mütterlicherſeits jüdiſches oder farbiges Blut hat.“ 


Das Geſetz beſtimmt weiter, daß die Nachprüfung dieſer Vorausſetzung bis auf 
die am 1. 1. 1800 lebenden Vorfahren zurückgehen muß. Im Zuſammenhang mit 
dem Erbhofgeſetz muß auch das Geſetz über die Neubildung des deutſchen Bauern— 
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tums (RGBl. 1933, I, 9518) und das Gejeß zur Ergänzung des Reichsſiedelungs⸗ 
geſetzes (RGBl. 1935, J, 1) erwähnt werden. 

Der Reinhaltung der durch die Raſſe bedingten Eigenart des deutſchen Volkes 
dient auch das Geſetz gegen Mißbräuche bei der Eheſchließung und der Annahme 
an Kindesſtatt (RGBl. 1933, I, 979). Dieſem Geſetz kommt injofern eine beſondere 
Bedeutung zu, als damit zum erſtenmal raſſenpolitiſche Geſichtspunkte im Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuch ihre Aufnahme fanden. Der durch dieſes Geſetz neugeſchaffene 
§ 1325a des BGB. hat folgenden Wortlaut: 


„Eine Ehe iſt nichtig, wenn ſie ausſchließlich oder vorwiegend zu dem Zweck ge— 
ſchloſſen iſt, der u die Führung des Familiennamens des Mannes zu ermöglichen, 
ohne daß die eheliche Lebensgemeinſchaft begründet werden ſoll. 

Haben die Ehegatten nach der Eheſchließung fünf Jahre oder, falls einer von ihnen 
vorher verſtorben iſt bis zu ſeinem Tode, jedoch mindeſtens drei Jahre als Ehegatten 
miteinander gelebt, ſo iſt die Ehe als von Anfan ng an gültig ul Diele Vor: 
ſchrift findet keine Anwendung, wenn bei dem Ablauf der fünf ahre oder zur Zeit 
des Todes des einen Ehegatten Nichtigkeitsklage erhoben iſt.“ 


Mit Rückſicht auf dieſe grundlegende Beſtimmung mußten auch noch andere 
Normen des BGB. geändert werden, jo die SS 1699 und 1703 BGB. 

Die Vorſchriften über das Ehenichtigkeits- und Feſtſtellungsverfahren ſind im 
Art. II des Geſetzes gegen Mißbräuche bei der Eheſchließung und der Annahme von 
Kindesſtatt niedergelegt. Eine grundlegende Anderung hat durch dieſes Geſetz auch 
der 8 1754 BGB. erfahren. Die neue Faſſung dieſer Beſtimmung lautet: 


„Die Annahme an Kindesſtatt tritt mit der rechtskräftigen Beſtätigung des Ausnahme⸗ 

vertrages in Kraft. Die Vertragsſchließenden ſind ſchon vor der Beſtätigung gebunden. 

5 Beſtätigung iſt nur zu verſagen 

1. wenn ein geſetzliches Erfordernis der Annahme an Kindesſtatt fehlt, 

2. wenn begründete Zweifel daran beſtehen, daß durch die Annahme ein dem Eltern— 
und Kindesverhältnis entſprechendes Familienband hergeſtellt werden ſoll, 

3. wenn vom Standpunkt der Familie des Annehmenden oder im öffentlichen Inter- 
eſſe wichtige Gründe gegen die Herſtellung eines Familienbandes zwiſchen den Ver— 
tragsſchließenden ſprechen. 

Wird die Beſtätigung endgültig verſagt, ſo verliert der Vertrag ſeine Kraft. 

Vor der Entſcheidung über den Beſtätigungsantrag iſt die höhere Verwaltungs— 

behörde zu hören.“ 


Dieſe neue Beſtimmung des BGB. veranlaßte eine Anderung des § 1770 BGB. 

Der Artikel III des Geſetzes gegen Mißbräuche bei der Eheſchließung und der An: 
nahme an Kindesſtatt iſt dem Kindesannahmeverfahren gewidmet. Im übrigen 
darf in dieſem Zuſammenhang auf die beſonderen Ausführungen an anderer Stelle 
dieſes Handbuches Bezug genommen werden. 

Der Leitgedanke des Geſetzes iſt: Verſchiedene Teile des deutſchen Volkes haben 
es verſtanden, in einer unſittlichen Auffaſſung von dem Weſen der Familie aus 
Ehe und Kindſchaft ein Geſchäft zu machen. Dieſe Mißſtände auf dem Gebiete des 
Familienrechtes zu beſeitigen, die Auffaſſung von dem Weſen der Familie in 
ſittlicher und raſſenpolitiſcher Beziehung zu vertiefen, die Familie über alle indivi— 
dualiſtiſchen und materialiſtiſchen Intereſſen zu ſtellen, das iſt die Aufgabe dieſes 
Geſetzes. In dieſem Zuſammenhang ſei auf die wiederholte berechtigte Verweige— 
rung des Aufgebots durch Standesbeamte hingewieſen, in Fällen, wo ein Teil der 
Antragſteller Jude iſt. Wenn auch heute ein formalgeſetzliches Verbot ariſch-jüdiſcher 
Miſchehen noch nicht beſteht und eine ausdrückliche geſetzliſcche Ermächtigung zur 
Verweigerung des Aufgebotes in ſolchen Fällen fehlt, ſo verſtößt dieſe Verweige— 
rung nicht gegen das Recht als Geſamtheit der volklichen Lebensordnung, die aus 
Gründen der Reinerhaltung der Raſſe und zur Vermeidung jeder Raſſenſchändung 
gebieteriſch die Ablehnung des Aufgebotsantrages verlangt. Einer der oberſten 
Grundſätze der nationalſozialiſtiſchen Staatsführung iſt die blutmäßige Reinerhal— 
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tung der Raſſe. Dieſes Ziel iſt daher auch von den Rechtspflegeorganen in der 
Praxis mit allen Kräften anzuſtreben. 

Vom Geſichtspunkt der Raſſenpflege iſt im Gebiete des Sozialweſens von Be⸗ 
deutung die Verordnung über die Zulaſſung von Arzten zur Tätigkeit bei den 
Krankenkaſſen (RGBl. 1933, I, 222), wonach die Tätigkeit von Kaſſenärzten nicht⸗ 
ariſcher Abſtammung beendet wird und Neuzulaſſung von ſolchen Arzten bei den 
Krankenkaſſen nicht mehr ſtattfindet (ARt. I). Eine entſprechende Regelung be: 
findet ſich in der Verordnung über die Tätigkeit von Zahnärzten und Zahntech⸗ 
nikern bei den Krankenkaſſen (RGBl. 1933, I, 350) und den im Zuſammenhang 
mit dieſen VO. ergangenen Vorſchriften, aber auch im Geſetz über Ehrenämter in 
der ſozialen Verſicherung und der Reichsverſorgung (RGBl. 1933, I, 277) mit den 
dazugehörigen Durchführungsverordnungen (RGBl. 1933, I, 283, RGBl. 1933, I, 397). 

Im Finanzweſen iſt von gleichartiger Bedeutung das Geſetz über die Zulaſſung 
von Steuerberatern (RGBl. 1933, I, 257). Nach Art. I dieſes Geſetzes iſt die Zu: 
laſſung von Steuerberatern, die nichtariſcher Abſtammung ſind, ausgeſchloſſen. 

An letzter Stelle ſei noch der von Dr. Ruttke in JW. 1935/1375 zitierte Rund⸗ 
erlaß über die Zuſtändigkeit der Anderung von Familien- und Vornamen erwähnt, 
der beſonders geeignet iſt, einem der jüdiſchen Mentalität entſprechenden Tarnungs⸗ 
verſuch entgegenzutreten. Nach dieſem Runderlaß iſt einem Antrag von Perſonen 
nichtariſcher Abſtammung auf Namensänderung grundſätzlich nicht ſtattzugeben, 
weil durch die Anderung des Namens die nichtariſche Abſtammung verſchleiert 
würde. Auch durch den Übertritt zum Chriſtentum kann dieſer Grundſatz nicht um- 
gangen werden. 

Dieſe gedrängte Darſtellung zeigt, wie der Geſetzgeber durch eine Reihe von Ge: 
ſetzen zur Raſſenpflege getreu dem Parteiprogramm für die blutsmäßige Hebung 
des deutſchen Volkes bisher Sorge getragen hat. 

Mit der Raſſenpflege allein iſt aber das hohe Ziel der Rein- und Geſund⸗ 
erhaltung des deutſchen Blutes noch nicht zu erreichen. Neben der Raſſenpflege iſt 
die Erbpflege die vornehmſte Aufgabe des nationalſozialiſtiſchen Geſetzgebers. 
Mit der Erbpflege ſoll eine Förderung der wertvollen Erbanlagen des Volkes, das 
allmähliche Ausſcheiden der ſchlechten Erbanlagen erreicht werden. 

Die Erbpflege geht von der erbkundlichen Erkenntnis aus, daß die leiblichen und 
ſeeliſchen Unterſchiede zwiſchen Menſchen, Volksſtämmen, Völkern und Raſſen nicht 
durch die landſchaftliche Umwelt, die Ernährung oder Lebensgewohnheiten bedingt 
ſind, ſondern durch die Erbanlagen, die Geſetzmäßigkeit der Vererbung. Sowohl 
die guten wie die ſchlechten Eigenſchaften eines Menſchen vererben ſich. Die ärztliche 
Wiſſenſchaft hat ſich die naturgeſetzliche Regel zu eigen gemacht, die der Abt Gregor 
Mendel in Brünn entdeckte (1822 bis 1884). Die Erfahrungen Mendels auf Grund 
von Verſuchen an Pflanzen hat ſein Zeitgenoſſe Francis Galton (1822— 1911) auf 
die Menſchen angewandt, ſo wurde durch die Feſtſtellung, daß ſich die Eigenſchaften 
des Menſchen aus Erbanlagen entwickeln, Galton der Begründer der menſchlichen 
Erblehre. Ein Wandel in den äußeren und inneren Lebenserſcheinungen des 
Menſchen kann nach dieſem Naturgeſetz nur durch Ausleſe oder Ausmerze bewirkt 
werden. „Eine Steigerung der leiblichen und ſeeliſchen Tüchtigkeit einer Bevölkerung 
iſt nur möglich durch Erhöhung der Kinderzahl ihrer leiblich und ſeeliſch tüchtigen 
Familien bei Hemmung der Fortpflanzung der Erblich-Minderwertigen aller 
Stände?.“ 

Die Forderung des Nationalſozialismus auf dem Gebiete der Erbpflege hat der 
Führer mit folgenden Worten gekennzeichnet: 

„Wer körperlich und geiſtig nicht geſund und würdig iſt, darf ſein Leid nicht im 
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Körper feines Kindes verewigen! Der Staat muß Sorge tragen, daß nur wer 
geſund iſt, Kinder zeugen darf. Umgekehrt aber muß es als verwerflich gelten, 
geſunde Kinder dem Staate vorzuenthalten. (Mein Kampf.)“ 


Erbpflege umfaßt demnach zwei Aufgaben: 

Zunächſt war es die wichtigſte für den Nationalſozialismus, die Arbeitsloſigkeit 
zu bekämpfen, damit diente er unbedingt der Erbpflege, der Förderung des erb⸗ 
geſunden Nachwuchſes. Die Keimzelle der biologiſchen Gemeinſchaft iſt die Familie, 
es galt alſo vor allen Dingen, die Zahl der Eheſchließungen zu erhöhen, dies konnte 
aber nur dadurch geſchehen, daß die durch die ungeheuere Arbeitsloſigkeit hervor⸗ 
gerufenen ſchlechten ſozialen Verhältniſſe beſeitigt wurden. Unter dieſem Geſichts⸗ 
punkt betrachtet, bedeuten alle Geſetze des nationalſozialiſtiſchen Staates, die zur 
Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit ergangen ſind, Maßnahmen zu einer aufbauenden 
Erbpflege. 

Von führender Bedeutung ſind folgende Geſetze. 

Geſetz zur Verminderung der Arbeitsloſigkeit (RGBl. 1933, I, 323; RGBl. 
1933, 1, 651). 

Geſetz über Steuererleichterung (RGBl. 1933, I, 491). 

Geſetz über die Einſchränkung der Anwendung von Maſchinen in der Zigaretten⸗ 
induſtrie (RG Bl. 1933, I, 493). 

Geſetz betreffend die Steuerbefreiung neuerrichteter Wohngebäude (RGBl. 
1933, J, 493). | 

Geſetz über die Errichtung eines Unternehmens „Reichsautobahn“ (RGBl. 
1933, II, 509). 

Verordnung über die Übernahme von Reichsbürgſchaften für den Kleinwohnungs⸗ 
bau (RGBl. 1934, I, 128). 

Geſetz über die Regelung des Arbeitseinſatzes (RGBl. 1934, I, 381). 

Geſetz zur Erhaltung und Hebung der Kaufkraft (RGBl. 1934, J, 235). 

Geſetz über die Heimarbeit (RGBl. 1934, I, 214). 

Verordnung über die Verteilung von Arbeitskräften (RGBl. 1934, I, 786). 

Kraftfahrzeugſteuergeſetz (RGBl. 1935, I, 407) und viele andere. 

Die Förderung eines erbgeſunden Nachwuchſes bezweckt in hervorragender Weiſe 
das Geſetz zur Förderung der Eheſchließungen (Abſchnitt V des Geſetzes zur Minde⸗ 
rung der Arbeitsloſigkeit (RG Bl. 1933, I, 323) in der Faſſung der Geſetze vom 
28. 3. 1934 und 24. 1. 1935 (RGBl. 1934, I, 253; 1935, J, 47). 

An dieſer Stelle muß auch nochmals das Geſetz über die Neubildung des deutſchen 
Bauerntums (RGBl. 1933, I, 517) und das Reichserbhofgeſetz (RGBl. 1933, I, 685) 
erwähnt werden. 

Von Bedeutung iſt ferner die Steuerreform, ſo das Einkommenſteuergeſetz 
(RG Bl. 1934, I, 1005) mit feinen Steuerermäßigungsſätzen für kinderreiche Fa— 
milien, das Vermögensſteuergeſetz (RGBl. 1934, I, 1052), das Geſetz zur Anderung 
der Erbſchaftsſteuer (RGBl. 1934, I, 1056) u. a. 

Geſetze zur Erbpflege ſind ferner die Verordnung des Reichspräſidenten zum 
Schutze der Volksgeſundheit (RGBl. 1933, J, 215) und verſchiedene Rauſchmittel— 
geſetze (RG Bl. 1933, I, 257; 1934, I, 22; 1935, I, 208), das Nitritgeſetz (RGBl. 
1934, I, 513), dann vor allem das Geſetz über die Vereinheitlichung des Geſund— 
heitsweſens (RGBl. 1934, I, 531). 

Mit einer nur aufbauenden Erbpflege iſt eine aktive Raſſenpolitik aber nur halb 
verwirklicht. Notwendig für zielbewußte Erbpflege iſt die Ausmerzung des erbkranken 
Nachwuchſes. Dieſen Zweck verfolgt in erſter Linie das Geſetz zur Verhütung erb— 
kranken Nachwuchſes vom 14. Juli 1933 (RGBl. 1933, I. 529) mit dem Ergänzungs⸗ 
geſetz (RG BBl. 1935, I, 773). Das Geſetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes iſt 
ein Markſtein in der deutſchen Rechtsgeſchichte, es dient dem Raſſegedanken, es 
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dient dem Volk und dem Staat, es dient aber auch der von ihm betroffenen 
Familie. Mit Rückſicht auf ſeine Bedeutung hat dieſes Geſetz im Rahmen des 
Handbuches durch einen beſonderen Artikel ſeine Würdigung erfahren. Der weſent⸗ 
liche Inhalt iſt folgender: 


Nach 8 1 des Geſetzes kann unfruchtbar gemacht werden, wer erbkrank iſt, wenn 
nach den Erfahrungen der ärztlichen Wiſſenſchaft mit großer Wahrſcheinlichkeit zu 
erwarten iſt, daß die Nachkommen des Erbkranken an ſchweren körperlichen oder 
geiſtigen Erbſchäden leiden werden. Nur ganz beſtimmte Erbkrankheiten begründen 
das Recht auf Unfruchtbarmachung. Durch einen verhältnismäßig geringfügigen 
Eingriff werden erbkranke Perſonen aus dem Fortpflanzungsprozeß ausgeſchieden. 
Durch das Ergänzungsgeſetz vom 26. 7. 1935 kann neuerdings auch nach rechts⸗ 
kräftigem Beſchluß des Erbgeſundheitsgerichtes auf Unfruchtbarmachung einer 
Frau die Schwangerſchaft unterbrochen werden, wenn die Frucht noch nicht lebens⸗ 
fähig iſt und die Schwangere ihr Einverſtändnis erklärt hat. 


Wie oben ſchon erwähnt, blieb es dem Nationalſozialismus vorbehalten, dieſes 
Geſetz zu verkünden. Der Liberalismus war kein Boden für eine ſolche Beſtim⸗ 
mung, die für die Geſamtheit des Volkes von Bedeutung iſt und die Intereſſen 
der Gemeinſchaft denen des Einzelmenſchen vorausſtellt. Der nationalſozialiſtiſche 
Staat war allein dazu berufen, beim Volke ein Verſtändnis für die Notwendigkeit 
dieſes Geſetzes zu finden. „Wir ſtehen heute auf dem Standpunkt, daß die Fort⸗ 
pflanzung und Fortzüchtung ſchwer erbkranker Menſchen ein völlig unnatürlicher 
Vorgang iſt, der den Geſetzen und der Ordnung des Lebens und der Schöpfung 
direkt widerſpricht und bloß möglich geworden iſt durch eine mißbräuchliche An⸗ 
wendung des menſchlichen Verſtandes und der menſchlichen Wiſſenſchaft. Nach der 
natürlichen Ordnung des Lebens iſt ein aus erblichen Gründen untaugliches Lebe⸗ 
weſen früher oder ſpäter dem Tode und damit auch der Ausſchaltung aus dem 
Fortpflanzungsprozeß verfallen. Wenn wir heute dasſelbe, was die Natur ſeit 
Jahrtauſenden mit oft harten und ſcheinbar brutalen Methoden erreicht, durch das 
humane Mittel der Steriliſierung erzielen, wobei der kranke Steriliſierte im 
übrigen unſeres Mitleides und unſerer liebevollſten Pflege gewiß bleibt, dann 
ſtellen wir mit dieſer Maßnahme nur eine gottgewollte Ordnung der Dinge wieder 
her, die menſchliche Anmaßung in der liberalen Zeit willkürlich durchbrochen und 
zerſtört hatte.“ (Dr. Walter Groß im „V. B.“ vom 5. Juni 1935, Mchn. Ausgabe.) 


Dieſe Ausführungen des Leiters des raſſenpolitiſchen Amtes der NSDAP. 
zeigen klar, daß das Geſetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes vom Stand⸗ 
punkt der Vernunft aus notwendig iſt; das Geſetz iſt darüber hinaus aus ſozial⸗ 
politiſchen Geſichtspunkten von Bedeutung, wenn man bedenkt, daß das Deutſche 
Reich jährlich 350 Millionen Mark an Fürſorgelaſten zu tragen hat, daß ein großer 
Teil dieſer Koſten durch aſoziale und geiſtig minderwertige Perſonen verurſacht iſt, 
daß ſich dieſe ſozialen Laſten noch erhöhen werden, weil gerade durch den oft 
hemmungsloſen Geſchlechtstrieb geiſtig minderwertiger Elemente eine Steigerung 
des erbkranken Nachwuchſes zu befürchten iſt. 


Ohne Rückſicht auf alle Gründe der Vernunft, ohne Rückſicht auf den Selbſt⸗ 
erhaltungstrieb des deutſchen Volkes hat die katholiſche Kirche es für notwendig 
erachtet, dieſes Geſetz zu bekämpfen. 


Schon lange bevor dieſes Geſetz verkündet werden ſollte, fand es ſeine Verurtei⸗ 
lung von dem Papſte. Die Enzyklika „Casti connubii“ vom 31. 12. 1930 will die 
Gründe gegen ein Geſetz zur Verhütung des erbkranken Nachwuchſes, das damals 
noch im Schoße einer Oppoſitionspartei der ſeinerzeitigen Regierung des Deutſchen 
Reiches lag, fixieren. Von geringer Bedeutung war dann die Anweiſung für die 
Verleſung des Ehehirtenbriefes vom 14. Januar 1934 und die Verlautbarung des 
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vatikaniſchen „Oſſervatore Romano“ vom 9. Juli 1934. Erſt in jüngſter Zeit hat 
jedoch der Papſt anläßlich einer Audienz der Teilnehmer des Kongreſſes der Kran⸗ 
kenhäuſer am 24. Mai 1935 in einer Weiſe gegen das Geſetz zur Verhütung des 
erbkranken Nachwuchſes Stellung genommen, die eine abſolute Verkennung der dem 
Geſetz zugrunde liegenden Schutz- und Notwehrgedanken gegen das Umſichgreifen 
des geſundheitlichen, erbmäßig bedingten Zerfalls des deutſchen Blutes darſtellt. 

Aus dem Bericht eines Teilnehmers am internationalen Krankenhauskongreß 
lei über die Audienz beim Papſt folgende Stelle (die ſich übrigens mit der Über- 
ſetzung der Papſtrede aus dem „Oſſervatore Romano“ vom 20. 5. 1935 deckt) ent⸗ 
nommen. 

„Er (der Papſt) wolle jedenfalls jagen, daß ihm die Behandlung dieſes Eugenik— 
themas auch für jeden anderen Kongreß abſolut ungeeignet erſcheine. Wenn man 
auf dem Kongreß geſagt habe, daß in wenigen Jahren alle Nationen Deutſchland 
auf ſeinem Weg folgen würden, ſo lege er, als der Heilige Vater, Wert darauf zu 
erklären, daß bei aller Wertſchätzung, die er Deutſchland entgegenbrächte, er eine 
ſolche Entwicklung für unglücklich halten würde. Er hielt es auch nicht für wahr: 
ſcheinlich, daß die anderen Völker, Staaten und Regierungen von dieſen unglüd- 
lichen Strömungen ergriffen würden. Sollten dieſe Gedanken aber in das prak⸗ 
tiſche Leben weiter eingreifen, ſo würde ſeine Pflicht ihm klar vorſchreiben, was 
er als oberſter Hirte zu verbieten hätte und was er mit allen ihm zur Verfügung 
ſtehenden Möglichkeiten tun müſſe. Die Maßnahmen in Deutſchland würden mit 
einer neuen Weltanſchauung begründet, die aus dem Heidentum käme. Ihre An⸗ 
ſchauung habe einen engen Geſichtskreis und gründe ſich auf Bücherweisheit, ohne 
Wiſſen um die allumfaſſende Kraft der Nächſtenliebe.“ 

Dieſe Ausführungen des Papſtes konnten in Deutſchland nicht unwiderſprochen 
bleiben. Die Antwort darauf gab Pg. Dr. Walter Groß in einem Vortrag, ge— 
halten am 16. Juni 1935 auf der Jahrestagung der Thüringer Arzteſchaft in Wei— 
mar. Dort wurde von autoritativer Stelle zunächſt feſtgeſtellt, daß alle wiſſenſchaft⸗ 
lichen Kreiſe in allen Ländern und bei allen Völkern, die nicht aus politiſchen Rüd- 
ſichten Deutſchland heute die Freude einer Zuſtimmung verſagen, all die Maß: 
nahmen, die in Deutſchland nach reiflicher Prüfung heute Form gewinnen, in rein 
nüchternen wiſſenſchaftlichen Auseinanderſetzungen bejahen würden. Wie berechtigt 
dieſe Feſtſtellung iſt, beweiſt die Tatſache, daß in einzelnen Staaten von Amerika 
Maßnahmen gegen die Raſſenmiſchung und Steriliſierungsgeſetze ergangen ſind, 
daß geſetzliche Regelungen der Steriliſation z. B. im Staate Alberta (Kanada), 
in Dänemark und im Kanton Waadt (Schweiz) vorgenommen wurden. 

Zur Form des Widerſtandes der katholiſchen Kirche gegen das Geſetz zur Ver— 
hütung erbkranken Nachwuchſes erklärte Dr. W. Groß: 

„Wenn man jetzt hergeht und geſtützt auf den Zwangsausſpruch eines geiſtigen 
Dogmas beginnt, die Geſetze des nationalſozialiſtiſchen Staates zu ſabotieren, nicht 
nur zur Kritik, ſondern zum Widerſtand, zur Auflehnung, zur offenen Sabotage 
aufzurufen, wenn man jetzt jedem einzelnen Menſchen ſagt: weil du geiſtig zu mir 
gehörſt, deshalb mußt du jetzt politiſch und materiell, obwohl du Staatsbürger 
dieſes Reiches biſt, dich zur Wehr ſetzen gegen ein Geſetz, das der Führer und das 
die Regierung dieſes Reiches erlaſſen haben;, wenn man dem Menſchen jagt: Du 
darfſt die Durchführung dieſes Geſetzes nicht dulden und darfit ſie nicht unterſtützen, 
ſondern du mußt dich zur Wehr ſetzen und darfſt im einzelnen Fall lediglich der 
polizeilichen Gewalt weichen, dann iſt das nicht bloß die Verkündung eines geiſtigen 
Dogmas, mit dem man ſich geiſtig auseinanderſetzen kann, ſondern dann iſt das 
bereits rechtlich oder zum mindeſten politiſch der Tatbeſtand eines glatten Hoch— 
und Landesverrats, der nun allerdings in der Ebene des ſtaatlichen und politiſchen 
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Lebens liegt und deswegen auch mit ſtaatlichen und politiſchen Mitteln beantwortet 
werden muß und beantwortet werden wird.“ 

Dieſe Worte motivieren am beſten den am 9. Juli 1935 ergangenen Erlaß des 
Reichs: und preußiſchen Miniſters des Innern, wonach bei Hetzen gegen das Geſetz 
zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes Strafanzeige wegen eines Deliktes nach 8 110 
StGB. oder wegen eines Vergehens gegen das Geſetz gegen heimtückiſche Angriffe ö 
auf Staat und Partei (RGBl. 1934, I, 1269) zu erſtatten iſt. 

In gleicher Richtung wie das Geſetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes wirkt 
das Geſetz gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecher und über Maßregel der Siche— 
rung und Beſſerung (RGBl. 1933, J, 995). Nach Artikel 2 dieſes Geſetzes iſt als 
Maßregel zur Sicherung und Beſſerung der Gewohnheitsverbrecher die Entman⸗ 
nung gefährlicher Sittlichkeitsverbrecher vorgeſehen. Während das Geſetz zur Ber: 
hütung erbkranken Nachwuchſes ausſchließlich der Erbpflege dient, verfolgt dieſes 
Geſetz daneben den Zweck, die Volksgemeinſchaft gegen verbrecheriſche Schädlinge 
zu ſchützen. 

Die Geſetzgebung des nationalſozialiſtiſchen Staates in der Raſſenfrage ſteht noch 
an ihrem Ausgangspunkt. Das Ziel der Raſſenpolitik und Raſſengeſetzgebung iſt 
der nationalſozialiſtiſche Staat, der einſt eine Gemeinſchaft phyſiſch und ſeeliſch 
gleichartiger, hochwertiger Lebeweſen ſein wird. 

Deisz 
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Deutſche 
Rechtsentwicklung und Rechtserneuerung 


I. Begriff und Geiſt des Deutſchen Rechts 


„Ein Volk, das keine Vergangenheit haben will, hat auch keine Zukunft“ 
(Jakob Grimm). 


Das Deutſche Recht gilt es! Nicht als ob ein deutſches Recht der Zukunft urſäch⸗ 
lich in der deutſchen Rechtsgeſchichte bedingt wäre; geiſtige Geſchehniſſe und Ent⸗ 
wicklungen ſind keine Urſachverhältniſſe. Man kann nicht Kauſalzuſammenhänge 
der Rechtsinſtitute untereinander und mit den Kulturverhältniſſen aufdecken wollen 
(a. M. K. v. Amira, Grr. d. germ. N., S. 2), da das geiſtige Geſchehen ſich aus 
geiſtigen und natürlichen Bedingungen zuſammenfügt, die ſich wechſelſeitig über⸗ 
ſchneiden. Die Geſchichte weiſt daher auch dann oft ein einheitliches Rechtsbild auf, 
wenn gleichzeitig widerſtrebende Kräfte am Werke find. Es kommt im geiſtigen 
Geſchehen, vermöge feiner Eigengeſetzlichkeit, auch nicht auf Urſachzuſammenhänge 
an, die es nicht einmal zu erklären vermöchten, ſondern auf das Verſtändnis des 
Erlebensinhaltes. Denn das geiſtige Geſchehen iſt das Zeugnis ſeeliſcher Kräfte, 
gleichgültig, welche natürlichen zu ihrer Geſtaltung mitwirken. Die geiſtige Kultur 
will erlebt, nicht bloß erklärt ſein. Im Erleben liegt ihr Verſtändnis. Wer das 
Deutſche Recht verſtehen will, muß es daher erleben können. Dies iſt nicht ohne 
gewiſſenhafteſte Kenntnis aller rechtsgeſchichtlichen Tatſachen möglich, in welchen 
ſich ja der Rechtsgeiſt niederſchlägt. 

Die germaniſche Zeit, wie die geſamte deutſche Rechtsentwicklung, beherrſcht der 
Grundſatz, daß das Deutſche Recht nicht als geſchriebenes, ſondern als ungeſchrie⸗ 
benes Recht gelte. Es bedarf der Ergänzung. Die Rechtsaufzeichnungen waren nicht 
Vorbedingung ſeiner Geltung, ſondern glücklicher Zufall, der ſeiner Erhaltung zu⸗ 
ſtatten kam. Sie erſchöpfen demgemäß das geltende Recht nicht. 

Das Recht lebte im Volke. Man pflegt von Gewohnheitsrecht zu reden, ohne da⸗ 
mit der Erkenntnis näherzukommen. Die Savignyſche Vorſtellung einer Rechts— 
überzeugung trifft die Sache. Sie befähigte auch zur Rechtsneuſchöpfung, wo es nots 
tat. Die äußere Erſcheinung dieſes Rechts tritt in dem deutſchen Rechtsſprichwort 
beredt hervor. Kein Volk kann fi mit dem deutſchen darin meſſen — deutſch völs 
kiſch, nicht politiſch verſtanden —. Die Urſache hierfür liegt in der Überlieferung 
des Rechts: Es war ein Recht, das im Volke von Mund zu Mund, von Geſchlecht zu 
Geſchlecht wanderte. Nirgends iſt es zu leſen; jeder kennt es. Nur ſchwer überwand 
man den Widerwillen gegen die Schriftlichkeit im Rechtsverkehr, aber auch gegen 
die Rechtsaufzeichnung und gar gegen die Schriftlichkeit des Gerichtsverfahrens. 
Nicht aus Ungelehrſamkeit, ſondern weil die Schriftlichkeit nicht wie das Mannes⸗ 
wort der eingewurzelten deutſchen Rechtsförmlichkeit genügte. Noch in der Gegen— 
wart galt in edler Volksanſchauung das Ehrenwort für ſtärker als Brief und 
Siegel. Mit Recht berief ſich entgegen der von ihm unterzeichneten, aber nicht ge— 
leſenen Vertragsurkunde der einfache Mann auf das geſprochene Wort. Erſt die 
jüngſte Rechtſprechung hat ihm hierin recht gegeben. 
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Über ein ſolches Recht, das jedermann kund war oder fein konnte, gab es keinen 
Gelehrtenſtreit. Es wurde aus dem Volk geſchöpft. Die Schöffen, die aus dem un⸗ 
gelehrten Volk ſtammten, fanden es. Der, Richter tat es kund. Ein ſolches Recht war 
immer anwendungsbereit. Aus ſeinen wenigen Grundlehren, die allem Volke ver⸗ 
traut waren, konnte die Entſcheidung auch für verwickelte Nechtsfälle gefunden 
werden. Die Schöffenſpruchſammlungen find eine Quelle gefunden Rechtsempfindens. 

Man nennt die Rechtsfindung durch Erholung zum Zwecke der Einzelentſcheidung 
Weistum. Inſoweit hatte das Deutſche Recht und die deutſche Rechtsfindung Weis⸗ 
tumscharakter. 

Die ſeeliſche Beſchaffenheit des Deutſchen Rechts erſchließt ſich aus feinen Rechts⸗ 
grundſätzen ſelbſt. Strenge und Erbarmen, Gerechtigkeit und ſoziale Billigkeit, Ver⸗ 
ſtand und Gemüt reichen ſich die Hand. 

Deutſches Recht iſt Gemeinſchaftsrecht, jagt Gierke (Das BGB. und der Deutſche 
Reichstag 1896 S. 39): „Es ſtellt auch im Privatrecht das Individuum nicht aus 
dem geſellſchaftlichen Zuſammenhang heraus, ſondern mißt alle Rechte, die es dem 
einzelnen zuteilt, an ihrer Funktion im Leben des Ganzen.“ 

Wenn das nationalſozialiſtiſche Programm den Satz aufſtellt: Gemeinnutz vor 
Eigennutz, belebt es einen alten deutſchen Rechtsſatz, der da heißt: Gemeiner Nutz 
geht vor ſonderlichem Nutz und der Abwägung der Berechtigungen an der Allmende 
diente. Der ſozialen Billigkeit entſprechen folgende Rechtsſätze: Wer einſammelt, 
ſoll auch ausſäen. Wer dient, iſt jo gut, als wer lohnt. 

Ein Recht des Volkes iſt es, das Sätze prägte, wie folgende: Es iſt niemanden 
eine Traub' verwehrt, nämlich das Recht auf Wegzehrung. Hungersnot geht über 
alle Not. 

Nach altem germaniſchen, nämlich weſtgotländiſchen Recht darf der Arme ſogar 
ſeine ganze Familie im ſelben Gerichtsbezirk zweimal eigenmächtig mit fremden 
Lebensmitteln ernähren, das dritte Mal erſt würde er ſtraffällig. 

Die Stellung der Juden im nationalſozialiſtiſchen Staate entſpricht durchaus 
deutſchem Rechtsempfinden. Schon im Schwabenſpiegel gilt der Beweisſatz: Kein 
Judeneid geht über einen Chriftenmann. 

Gegenüber hohen Anforderungen an die Gerechtigkeit, wie ſie der Satz ausdrückt: 
Geſchieht einem ſein Recht nicht, jo geſchieht ihm Unrecht, iſt das Recht aber grund⸗ 
ſätzlich aller unnötigen Streiterei abhold: Beſſer klein Unrecht gelitten, als vor 
Gericht geſtritten. 

Über allem Recht aber ſteht der urgermaniſche Satz: Wer andern nicht Recht 
gönnen will, ſoll auch kein Recht genießen. 


II. Grundzüge der Rechtsentwicklung 


1. Das germaniſche Recht 


Die deutſche Rechtsentwicklung kann nicht ohne Darſtellung des germaniſchen 
Rechts gezeichnet werden, da das älteſte Deutſche Recht einen Teil des gemein⸗ 
germaniſchen Rechts bildet, von dem es ſich vermutlich nicht weſentlich unterſchied, 
ſolange die Völker in innigeren oder loſeren Gemeinſchaften in der nordiſchen 
Heimat zuſammenlebten. Unmittelbare Rechtsquellen ſtehen nur in beſcheidenem 
Maße zur Verfügung. Die Forſchung iſt auf Rückſchlüſſe angewieſen. Als Quelle 
der Erkenntnis des deutſchgermaniſchen Rechts dienen vornehmlich die vom 
Chriſtentum wenig berührten nordgermaniſchen Rechte, die ſchwediſchen, norwegi⸗ 
ſchen und isländiſchen, vorwiegend aber auch die angelſächſiſchen Rechte, welche als 
die älteſten deutſchen Rechtsdenkmale die wertvollſte Kunde liefern. Dazu treten 
die Geſchichtsſchreiber und Reiſebeſchreiber des Altertums, welche als Zeitgenoſſen 
die Germanen und insbeſondere die alten Deutſchen kennengelernt haben. Im Wege 
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der rückſchließenden Rechtsvergleichung kommen auch die fränkiſchen und mittel: 
alterlichen Rechtsquellen Deutſchlands, insbeſondere die Weistümer, die ländlichen 
Rechtsquellen der Bauern und Marktgemeinde in Betracht, nicht zuletzt die Dich⸗ 
tungen und Märchen, welche tiefſten Einblick in das Rechtsaltertum gewähren 
und bedeutſame Zeugniſſe aufbewahren. 


a) Allgemeine Zuſtände N 
Es iſt längſt geſichertes Gut der Wiſſenſchaft, daß die Germanen nicht Nomaden 
waren, ſondern ein bodenſtändiges Bauernvolk, das in der Hauptſache von Vieh⸗ 
wirtſchaft lebte, aber auch Ackerbau pflegte. Soweit nicht die Altertumskunde durch 
Ausgrabungen und Denkmäler Aufſchluß bietet, gewährt noch der Sprachbeſtand 
kulturgeſchichtliche Einblicke in die älteſten Zeiten. Die Germanen ſiedelten in 
Einzelhöfen oder ſich weit dehnenden Dörfern. Ihre Verfaſſung bildete die Volks⸗ 
verſammlung der freien, bewehrten Männer, das Thing, das ebenſo politiſche wie 
gerichtliche Aufgaben bewältigte. Wahrſcheinlich wurde auf dem Thing, das Tage 
und ſpäter ſogar Wochen dauerte, ſchon in älterer Zeit auch das geltende Recht 
vorgetragen (a. M. Schröder S. 28). Dafür ſpricht nicht bloß die nordgermaniſche 
Übung, ſondern auch die Form der ſüdgermaniſchen Rechte, der pacta. Die Volks⸗ 
verſammlung blieb auch bei den Stämmen, welche in ihr Könige aus alten, edlen 
Geſchlechtern wählten, der Mittelpunkt der Verfaſſung. Das Thing konnte den 
ſtets auf Lebenszeit Gewählten unter beſonderen Umſtänden wieder abſetzen. Die 
römiſchen Schriftſteller berichten von Gaufürſten, deren Hauptaufgabe Verwal⸗ 
tungstätigkeit war. Ihre Rechts⸗ und Verfaſſungsſtellung iſt noch heute nicht 
unbeſtritten ermittelt. Von großer und in ſeiner Fortentwicklung weltgeſchichtlicher 
Bedeutung war das Gefolgſchaftsweſen, das wehrhafte Männer in freiwilligem 
Dienſt und in Treue an einen Gefolgsherrn band. Die germaniſche Geſellſchaft ſetzte 
ſich aus den Freien, den Unfreien und dem Adel zuſammen. Der Adel war 
Geſchlechtsadel mythiſchen Urſprungs. Auf den römiſchen Landſiedelungen erwuchs 
der Stand der Laten oder Halbfreien, der ſpäter in das germaniſche Ständeweſen 
eindrang. 
b) Grund und Boden | 
Ackerbau bedingt nicht Grundeigentum. Der Urzeit war es unbekannt. „Grund 
und Boden iſt wie die Welt, wie die Luft, in der wir leben; niemand kann ein 
Stück davon für ſich beſitzen, ſie ſind gemein wie Feuer, Waſſer allen gemein ſind.“ 
(Grimm, Rechtsaltertümer, 4. Aufl. Bd. II S. 2.) Die Germanen bewohnten Haus 
und Hof, brachen ſie ab, wenn es die Land- oder Viehwirtſchaft erforderte, um in güns 
ſtigeren Verhältniſſen neu zu ſiedeln. In Island pflegt man dies bis in die Gegen— 
wart. Im Gegenſatz zur herkömmlichen, aber in nichts begründeten Meinung vom 
Agrarkommunismus der Urzeit darf angenommen werden, daß die Rechtsvorſtel— 
lung des Eigentums an Grund und Boden durchaus urſprünglich iſt und einer 
Zeit angehört, in welcher die ſtetige Bearbeitung des Bodens dieſe Rechtsbeziehung 
knüpfen lehrte. (R. Bechert, Völkiſcher Beobachter 1930, Der Heimatboden in der 
Geſchichte des Rechts.) Aus der Rechtsvorſtellung des Sondereigentums an dem 
bebauten Acker leitete ſich erſt die verwickeltere Vorſtellung von dem Gemeineigen— 
tum an der Allmende ab, während die von Grimm bezeichnete Auffaſſung dem 
Rechtsbewußtſein vorausgeht und es bis in die Gegenwart in mancher Beziehung 
begleitet. 
c) Rechtsgeſchäfte 
Die Rechtsgeſchäfte wurden vor Zeugen in genau vorgezeichneten Formeln und 
Gebärden vorgenommen, welche ſich nach den Rechtsgeſchäften abwandelten. Beſon— 
ders altertümlich waren ſie im Familienrecht und Bodenrecht. Urform des Vertrags 
war der Kauf (chouf). Hiernach kennzeichneten jeden Vertrag Leiſtung und Gegen: 
leiſtung, ſelbſt die Schenkung (widerlon). Das Schuldverhältnis, das auf einem 
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Treueverhältnis beruhte, mußte durch Haftung gefihert werden. Die Haftung 
wurde durch Geiſelſtellung (Bürgſchaft), Verpfändung oder Selbſtvergeiſelung 
begründet. Jedes Schuldverhältnis umfaßt rechtlich das Erfüllungsgeſchäft mit. 
d) Ehe 

Auch die Ehe beruhte auf Vertrag. Der Brautgabe (gift) ging die Leiſtung des 
Wittums (widemo), des Brautgeldes, voran. Kauf iſt jedoch weder in der Bedeu⸗ 
tung des Frauenkaufes noch ſonſt ſchlechthin mit Marktkauf, Feilſchen zu verſtehen. 
Er iſt vielmehr der allgemeinſte Rechtsausdruck für Vertrag. Verlobung und 
Brautkauf fielen meiſt zeitlich zuſammen. Vorbereitet wurden ſie durch die Braut⸗ 
werbung. Den Ehevertrag ſchloß man im Ring der Blutsfreunde, der Verwandten. 
Die Braut wurde dem Bräutigam unter Überreichung eines Speeres, des Munt⸗ 
zeichens, vom Vater oder Muntwalter der Braut angetraut, übergeben. Der Bräu⸗ 
tigam hatte die Braut nach Hauſe zu führen, wo er unter Zeugen das Beilager 
hielt. Zwar ſtehen für dieſen Rechtsbrauch nur ſpäte und vom Chriſtentum nicht 
unberührte Quellen zur Verfügung, er iſt jedoch indogermaniſch (Weinhold, 
Deutſche Frauen, 3. Aufl. S. 384). Die Ehemündigkeit der Männer trat erſt mit dem 
20. Lebensjahre ein, die der Frauen in der Regel mit der Mannbarkeit. Ehehinder⸗ 
niſſe kannte das germaniſche Recht kaum; ſelbſt die Geſchwiſterehe begegnete wohl 
ſchwerlich rechtlichem Widerſtand. Die nordgermaniſchen Rechte ſtehen, ſoweit ſie 
Eherechte vortragen, unter chriſtlichem Einfluß. Sie kennen demgemäß die kano⸗ 
niſchen Ehehinderniſſe. Raſſemiſchungen waren der alten Zeit unbekannt. Geſundes 
Empfinden ſchloß ſie aus. Das Deutſche Recht wirkt im ſpäten Mittelalter mit 
grauſamer Strenge dagegen, und zwar, wie es ſcheint, aus dem Geſichtspunkt der 
widernatürlichen Unzucht. Das Gut der Frau gelangte in die Hausgemeinſchaft, in 
welcher es bei bekinderter Ehe verblieb. Die Muntſchaft des Ehemannes erſtreckte 
ſich in gleicher Weiſe über Gut wie über Weib und Kind. Die Ehe war ein auf 
Fortpflanzung gerichtetes Lebensverhältnis, welches eine Rechtseinheit ſchuf, die 
Familiengemeinſchaft. Ihre Rechtseinheit war namentlich im Erbrecht von 
Bedeutung. 

e) Verwandtſchaft 

Sie war bei den Indogermanen vaterrechtlich aufgebaut. Die Germanen unter⸗ 
ſchieden die männlichen Verwandten des Mannesſtammes als Schwertmagen von 
den männlichen und den weiblichen Verwandten des Weiberſtammes als Spindel⸗ 
magen. Innerhalb der Verwandtſchaft gliederte ſich die Hausgenoſſenſchaft, nämlich 
Eltern, Kinder und Geſchwiſter, aus der übrigen Verwandtſchaft aus. Außerhalb 
dieſes engeren Kreiſes rechnete die Verwandtſchaft nach Knieen, Vetternſchaften. 
Mit der Geſchlechtsreife wurden die Knaben feierlich wehrhaft gemacht. Heiratende 
Töchter ſchieden aus der väterlichen Munt aus. Unwürdige Verwandte konnten 
durch förmliche Entſippung aus der Sippe ausgeſtoßen werden, andererſeits konn⸗ 
ten Fremde durch Geſchlechtsleite in die Sippe aufgenommen werden. 


f) Erbrecht 
Letztwillige Verfügungen kannten die germaniſchen Rechte nicht. Der Nachlaß ver⸗ 


blieb in der Hausgenoſſenſchaft, ſoweit er nicht den Toten ins Grab folgte. Über die 
Hausgenoſſenſchaft hinaus wurde in älteſter Zeit nicht geerbt. 


g) Strafrecht 
Zivilrechtliche und ſtrafrechtliche Klaganſprüche können für die älteſte Zeit nicht 
unterſchieden werden. Unſere Unterſcheidungen kommen nur als Hilfsmittel der 
Deutung in Betracht (R. Bechert, Sav. Zſchr. germ. Abt. Bd. 47 S. 4, 52). Das 
älteſte Recht kannte bußwürdige und bußloſe Taten, Meintaten, Neidingswerke. 
Grundſätzlich galt: Solange ein Recht nicht außer Streit geſetzt war, konnte über: 
haupt kein Unrecht gegeben ſein (v. Amira, Norwegiſches Vollſtreckungs— 
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verfahren, ©. 231). Die ſchweren, bußloſen Friedensbrüche, Meintaten, wurden 
durch Opferſtrafen geſühnt, welche nach der Art des Verbrechens abgewandelt waren. 
Meintaten waren heimliche Taten: Mord, Diebſtahl, Mordbrand, Zauberei; und 
Treuebrüche: Landesverrat, Heeresflucht, Tötung des Gefolgsherrn, Meineid, 
Walraub. Als Opferſtrafe wurde beiſpielsweiſe vollzogen: Erhängen des Diebes 
am Weidenſtrang, Rückenbrechen des Mörders am Opferſtein, Verſenken und 
Pfählung des Heeresflüchtigen und Feigen. Die bußwürdigen Taten, als welche 
insbeſondere der Totſchlag, aber auch alle anderen Friedensbrüche zu gelten haben, 
die durch die Nichterfüllung übernommener Verpflichtungen begangen wurden, ver⸗ 
fällten den Täter in Buße. Nach dem gemeingermaniſchen Grundſatze, daß der⸗ 
jenige, der anderen den Frieden nicht gönnen will, auch ſelbſt des Friedens nicht 
genießen ſoll, ſetzte ſich der Täter ſelbſt aus dem Frieden. Er wurde friedlos. Aber 
nicht bloß wegen unſühnbarer Verbrechen, Meintaten wurde man friedlos, auch 
bußwürdige Taten machten dem Verletzten und ſeiner Sippe gegenüber friedlos. 
Die Friedloſigkeit enthielt das Recht und im allgemeinen die Pflicht, den Friedloſen 
zu töten. 

Das germaniſche Strafrecht war Willensſtrafrecht. Dies kommt ſchon in der Hervor⸗ 
hebung der Meintaten, welche ein beſonders verbrecheriſcher Wille kennzeichnet, 
zum Ausdruck. Allerdings wurde der Verbrechenswille an dem Erfolg feſtgeſtellt. 
An ihm erkannte man auch den Mangel des verbrecheriſchen Willens: Ungefähr⸗ 
taten. Als ſolche galten die Tötung, die durch das Herabfallen eines aufgehängten 
Schwertes oder durch das Stürzen eines gefällten Baumes verurſacht wurde. 
Das Ungefährwerk verpflichtete den Eigentümer der Waffe oder des Baumes zur 
Zahlung des Wergeldes, der Buße, machten ihn aber nicht friedlos. 

Da die Tat den Täter friedlos legt, kann er, handhaft betroffen, ſofort getötet 


e bh) Gericht und Rechtsgang 

Das Gericht tagte nach feierlicher Hegung an der ordentlichen Thingſtatt. Mit 
Sonnenuntergang wurde es enthegt. Jeder Freie war thingpflichtig. Die Thing⸗ 
verſammlung als Verſammlung aller Heerespflichtigen brachte es mit ſich, daß die 
Thingpflichtigen bewaffnet erſchienen. Die Waffe war ein Zeichen germaniſcher 
Ehre und Freiheit; das Waffenverbot der von den Römern unterworfenen Ger⸗ 
manen verwanden dieſe innerlich nie. Die Verletzung der Thingpflicht machte unter 
dem Geſichtspunkt der Rechtsverweigerung ſtraffällig und friedlos. Das Thing fand 
vermutlich auch im Altertum zu beſtimmten Zeiten ſtatt, und zwar zur Zeit des 
Vollmondes oder Neumondes. Es gab jedoch neben dieſen ungebotenen auch ges 
botene Thinge, zu welchen mittels eines von Hof zu Hof wandernden Speeres oder 
Hammers geladen wurde. Auf der Verzögerung der Botſchaft ſteht im Nordiſchen 
Recht Strafe. Der Richter fragte das Urteil aus der Thingverſammlung. Hatte die 
Gemeinde dem Vorſchlag durch Waffenlärm zugeſtimmt, ſo verkündete der Richter 
das gefundene Urteil. 

Neben das ordentliche Gericht tritt im Laufe der Zeit ein Güteverfahren, lufe, 
Minne, das nicht nach ſtrengem Recht, ſondern nach Billigkeit richtet. Das ordent- 
liche Verfahren iſt an ſtrenge Formen gebunden. In althergebrachten Formeln 
muß der Gegner angeſprochen werden, in feſten Formeln muß er antworten. Form⸗ 
fehler bedeuten in der Regel Rechtsverluſt: Ein Mann ein Wort. 

Es gab keine Trennung zivilrechtlichen und ſtrafrechtlichen Verfahrens. Das 
Gericht hatte es ſtets mit der Richtung und Schlichtung von Unrecht zu tun, eine 
Auffaſſung, die heute noch zutiefſt im Volke ſchlummert. In zivilrechtlicher Hinſicht 
bedeutet dies: Der Gegner mußte wenigſtens formell ins Unrecht geſetzt werden 
dadurch, daß er, zur Erfüllung aufgefordert, ſie verweigerte. 

Es gab aber weder eine ausſchließliche Gerichtsbarkeit des Volksſtaates in der 
Volksverſammlung, noch ein ausſchließliches Anklagerecht. Die Parteien erſchienen 
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vielmehr vor Gericht nur, wenn fie feiner zu einem Urteil bedurften. Das Urteil 
verbürgte ihnen die Rechtshilfe der Volksgenoſſen gegen den Rechtsweigerer. Ver⸗ 
weigerung wiederum dieſer allgemeinen Rechtshilfe machte gleichfalls friedlos. 

Der Kläger ſuchte den Gegner an der Wohnſtätte auf, um daſelbſt ſeine Sache 
unter Beiziehung von Zeugen vorzubringen. Verweigerte der Gegner die Erfüllung 
einer Verpflichtung oder Genugtuung, ſo lud ihn der Kläger vor das Thing. Ver⸗ 
ſäumte der Gegner bis Sonnenuntergang den Gerichtstag, ſo wurde er in eine 
Ungehorſamsbuße gelegt. Bei dreimaliger vergeblicher Vorladung wurde über ihn 
wegen Rechtsverweigerung die Friedloſigkeit verhängt. Gewiſſe rechtliche Hin⸗ 
derungsgründe, echte Not, entſchuldigten jedoch. 

Nach der wortförmlichen, durch feierlichen Anruf der Götter beſtärkten Anſprache 
des Klägers, welche den Gegner zur Antwort aufrief, ſtellte der Kläger die Urteils⸗ 
bitte. Das Urteil erkannte ſtets entweder zweizüngig auf Beweis (Beweisurteil) 
oder Erfüllung oder auf eines von beiden. 

Beſondere Klagearten waren die Klagen mit dem toten Mann, in welchen ein 
Blutsfreund des Toten mit dem Leichnam vor Gericht erſchien, um die Klage als 
deſſen Beiſtänder zu erheben, während der Tote als Kläger galt, und die Klagen 
gegen den toten Mann, in welchen der Kläger gegen den Erſchlagenen ſich noch 
vor Erhebung der Totſchlagsklage ſeitens der Verwandten des Toten rechtfertigte 
und ſich reinigte. 

Das Urteil zwang den Gegner zum Abſchluß des Vrteilerfüllungsvertrags. 
Weigerung des Klägers machte ihn ſachfällig; Weigerung des Gegners machte ihn 
friedlos. Der Beweis, auf den das Urteil erkannte, war dem Gegner zu führen. 
Er diente nicht der Überzeugung des Gerichts, vor dem in älteſter Zeit und im 
Norden die Beweisverhandlungen nicht notwendig ſtattfinden mußten, ſondern 
der Darlegung einer formellen Gewißheit, die den Beweisgegner band. Auf Wahr⸗ 
heit oder Wahrſcheinlichkeit kam deshalb nichts an, weil es niemand gab, der 
ſie hätte prüfen können oder ſollen (a. M. Mayer⸗Homberg, Beweis und Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit; Schwerin⸗Brunner, Rechtsgeſchichte II S. 499 ff.; wie hier: Brunner, 
Rechtsgeſchichte I S. 258). Der Beweisgegner aber hätte ſich ſchwerlich von Wahrheit 
oder Wahrſcheinlichkeit überzeugen laſſen, deren Beurteilung in ſeinem Ermeſſen 
gelegen wäre. Dem formellen Charakter des Beweiſes entſpricht auch die Art der 
Beweismittel: Zeugen und Eid. Hieraus erklärt ſich weiter, daß es grundſätzlich 
nur Geſchäftszeugen gab, die ſchon beim Geſchäftsabſchluß zugezogen worden waren 
und daher formelle Gewißheit zu ſchaffen vermochten. Ein Erfahrungszeugnis hätte 
nur durch Prüfung der Ausſage Wert erlangt, woran es eben fehlte. Immerhin 
war ein Nachbarzeugnis für dauernde Rechtszuſtände zuläſſig. Die Geſchäftszeugen 
verlegten den Leugnungseid. Auch dieſer verſchaffte in ſeiner Selbſtverwünſchungs⸗ 
form formelle Gewißheit. Ihre Erhöhung und ſeine Bekräftigung erlangte der Eid 
durch die Eidhilfe, welche ihm in Geſtalt von 2 bis 12, in manchen Rechten bis 
zu 24 und 48 Eidhelfern zur Seite trat. Die Gottesurteile ſind zum Teil Erzeug⸗ 
nis chriſtianiſterten Geiſtes, zum Teil jedoch, wie das Losurteil und der Raſengang, 
heidniſchen Urſprungs. Auch ſie ſind ein Zeugnis für die formelle Natur des 
Beweiſes. Der altgermaniſche Zweikampf war kein Gottesurteil, ſondern ein 
„anderes Verfahren“, wie ſich nordgermaniſche Rechte ausdrücken, das heißt, ein 
an Stelle des Gerichtsverfahrens tretendes Verfahren, welches zur Erledigung der 
Streitſache gewählt werden konnte. Da es im Beweisrecht nur auf die Schaffung 
einer formellen Gewißheit ankam, konnten die Parteien zu dieſem Zwecke ſtatt der 
urteilsmäßigen Beweismittel auch andere vereinbaren. 


i) Vollſtreckung 
Nach dem bereits erwähnten Grundſatz, daß die Tat den Täter aus dem Frieden 
ſetze, verſteht ſich, daß der auf handhafter Tat betroffene Täter ſofort getötet wer⸗ 


59 


den darf, da er bereits friedlos iſt. In dieſem Racherecht beſteht das ſog. Fehderecht. 
Es iſt ein Strafvollzug an einem bereits durch ſeine Tat friedlos Gewordenen. Die 
Tötung in Fehde ſühnte Taten an Blut und Ehre: Blutrache. Sie dehnte ſich im 
Altertum über Geſchlechter aus. An ihre Stelle konnte treten und trat im Laufe 
der Zeit ausſchließlich die Buße, welche der Täter an die verletzte Sippe zu zahlen 
hatte. Ein Teil dieſer Buße war an die Gemeinſchaft als Friedensgeld geſchuldet. 

Auf die Buße wurde im Falle der Klage gegen den Täter durch Urteil erkannt, 
das lediglich den Reinigungseid zur Wahl ſtellte, ſofern nicht handhafte Tat vor⸗ 
lag. Nichtzahlung der Buße machte als Rechtsweigerung friedlos. 

Die Vollſtreckung der Opferſtrafen (ſ. oben g) geſchah öffentlich als Opferhand⸗ 
lung, wobei uralte Gebräuche beobachtet wurden, z. B. das Mithängen von Hunden. 

Außer dem bereits beſprochenen Handhaftverfahren, das hierher zu rechnen iſt, 
gab es ein beſonderes Vollſtreckungsverfahren nicht. Da die Nichterfüllung des 
Urteilerfüllungsvertrages wegen Rechtsweigerung friedlos machte, konnte der 
Kläger ſich auf jede Weiſe ſein Recht ſchaffen. Später war ihm nur eine Pfändung 
unter gewiſſen Formen erlaubt. Widerſtand des Gegners legte dieſen friedlos, ſo 
daß die Volksgemeinſchaft dem Kläger durch Wüſtung von Haus und Hof und 
Fronung des ſchuldneriſchen Viehes zu Hilfe kam. Allerdings findet trotz der Be: 
friedigung des Klägers hierbei das Rechtsverfahren ſeine Grenze an dem Umſtand, 
daß der Gegner friedlos war und daher aufhörte, Rechtsgenoſſe zu ſein. 


k) Anefang und Spurfolge 


Sie waren ein außerordentliches Rechtsverfahren zur Auffindung einer unfrei⸗ 
willig abhanden gekommenen Sache, im Laufe der Zeit wohl auch zur Grundſtücks⸗ 
ergreifung bei unfreiwilliger Beſitzentſetzung. Anefang und Spurfolge haben ſich 
voneinander unabhängig entwickelt (a. M. mit Einſchränkung Schwerin-Brunner. 
NGeſch. II, 650 ff.). Die Spurfolge iſt vielleicht das älteſte Rechtsverfahren überhaupt. 
Sie findet ſich im Indiſchen Recht und diente der Verfolgung von entlaufenem 
oder geſtohlenem Vieh. Im Verfahren ähnelt ihr der Anefang, der die Wieder— 
erlangung abhanden gekommener Fahrhabe zum Ziele hatte. In förmlicher Weiſe 
mußte das fremde Haus betreten und, wenn die Sache nicht gefunden war, die 
Spur weitergeleitet werden, wozu nunmehr auch der Angegangene verpflichtet 
war, ſo daß ſich ſchließlich mehrere an dem Zuge beteiligten. Gab der Beſitzer die 
Sache heraus, ſo war das Verfahren beendet, andernfalls konnte er ſich auf einen 
Gewähren ziehen, zu welchem er nunmehr zu leiten hatte. Bei dem Verfahren er— 
griff der Kläger die Sache in rechtsförmlicher Weiſe mit der Behauptung, daß ſie 
ſein ſei: Anefang. Die beiden Verfahren konnten ſich inſoweit ergänzen. Mißlang 
der Gewährenzug, ſo hatte der Angegriffene die Sache herauszugeben und galt als 
Dieb. Waren Anefang oder Spurfolge innerhalb kurzer Friſt erfolgreich betrieben, 
lo galt der Überführte als handhaft betroffen. 


2. Das fränkiſche und mittelalterliche Recht 


Die völlig veränderten politiſchen Verhältniſſe der fränkiſchen Zeit und der tiefe 
Einfluß des Chriſtentums geſtalteten die germaniſchen Rechte weſentlich um. Der 
Ackerbau behauptete nunmehr den Vorrang, jo daß ſich feſte Grund beſitzverhältniſſe 
bildeten. Wirtſchaftliche und politiſche Mächte halfen zuſammen, die Einheit der 
germaniſchen Volksgemeinſchaft zu zerſtören. Es entſtanden Abhängigkeitsverhält— 
niſſe. Der Sippe ging ihre Vorherrſchaft verloren. Die königliche Rechtsſetzung tat 
das ihre, um die Überlieferung abzubrechen, wo ſie der Politik im Wege ſtand. 

Mit Recht wird die Wohltat der römiſchen Kultur und des Chriſtentums in 
ihrem Wert für die germaniſche Welt bezweifelt. Sie haben mehr zerſtört als ge: 
nützt, da ſie aufgezwungen wurden. Kultur iſt Verarbeitung. Verarbeiten kann nur, 
wer aufnahmebereit iſt. Die rückſichtsloſe Aufnötigung des Chriſtentums insbeſon— 
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dere hat die germaniſche Sittlichkeit geſchädigt, teilweiſe zerbrochen. Es hat auch 
durch ſeine Lehre viel dazu beigetragen, den Zerfall der germaniſchen Volks⸗ 
gemeinſchaft zu beſchleunigen und den Widerſtand dagegen zu ſchwächen. 

Aus der mittelalterlichen Ständegliederung entwickelte ſich ein mannigfaches 
Ebenburtsrecht. Der Grundſatz, daß die Rechtsfähigkeit von der Rechtsgenoſſenſchaft 
abhänge, wird jedoch beibehalten. Er erfuhr aber Abwandlungen im Maße der 
Rechtsfähigkeit. 

Im Lichte der wirtſchaftlichen Gegenſätze entwickelte nunmehr das Deutſche Recht 
ſeinen eigenartigen Geiſt, wenngleich nicht ohne äußere Bedrängung. 

So ſehr als die Rechtsfähigkeit des einzelnen an ſeine Zugehörigkeit zur Volks⸗ 
und Friedensgemeinſchaft gebunden war und hierin auch ihre Grenze hatte, ſo ſehr 
beurteilte ſich auch das Sachen⸗ und Schuldrecht von ihr aus. Niemals iſt das 
Deutſche Recht zu einem ausſchließenden, unabhängigen Vollrecht gelangt, wie es 
das römiſche Eigentum darſtellt. Das Mittelalter ſchuf aus dem Grundeigen eine 
Fülle von Sachnutzungsformen, welche ſich mit dem deutſchen Eigentum gleichzeitig 
vertrugen: Lehens⸗ und Leiherechte. Näher⸗ und Beiſpruchsrechte beſchränkten es. 
Den reiſenden und armen Volksgenoſſen waren Rechte daran zugeſtanden. Im 
Schuldrecht herrſchte die Haftung unter Einſatz der Perſon und der Treue. Der 
ſäumige Schuldner verwirkte die eingeſetzte Ehre. „Manneswort iſt Mannesehre.“ 
(Vgl. Sachſenſpiegel III, 41, 1.) Auch das Schuldrecht iſt in der Volksgemeinſchaft 
verwurzelt. Gemeinde, Gerichtsgenoſſen hafteten wie früher und teilweiſe noch die 
Sippe für Angehörige. Dies gilt verſtärkt im Strafrecht. Manche Rechte kennen zu 
dieſem Zwecke eine Rechtsbürgſchaft der Gemeinde (Angelſächſiſches Recht). Im 
ganzen wahrte das Mittelalter die Grundlinien des Rechts, welche die Geſchichte des 
germaniſchen Altertums aufweiſt, wenngleich die bewegenden Kräfte mehr und 
mehr der Auflöſung der alten Gemeinſchaft zuſtrebten. 

Die Grundſätze des Volksrechts mußten dem Fremden ungünſtig ſein. Aber auch 
die Juden ſtanden außerhalb des gemeinen Volksrechts und damit der Volksgemein⸗ 
ſchaft. Das Mißtrauen, das die Weſtgoten zu leges in Judaeorum perfidiam ver: 
anlaßte, wich niemals aus dem Deutſchen Recht. „Getaufter Jude, beſchnittener 
Chriſt“, ſagte bedeutſam der Volksmund. 

Die zahlreiche mittelalterliche Genoſſenſchaftsbildung war eine der wertvollſten 
Früchte der Rechtsentwicklung. Aus den Gilden, deren Wurzel in der Blutsbrüder⸗ 
ſchaft zu finden iſt, erwachſen, erfahren ſie vielfältige Verwendung: in Markgenoſ⸗ 
ſenſchaften, Alpgenoſſenſchaften, Gewerbegenoſſenſchaften, Zünften, dienen ſie wirt⸗ 
ſchaftlichen und unterſtützenden Aufgaben. Ihre Zucht iſt ſtrenge, aber ihre menſch⸗ 
liche und kulturelle Bedeutung unſchätzbar. 


III. Vorbedingungen der Weiterbildung des Deutſchen Rechts 


Es iſt klar, daß es ſich bei der Weiterbildung des Deutſchen Rechts nicht um die 
Wiedereinſetzung des in den Grundzügen geſchilderten germaniſchen und alt⸗ 
deutſchen Rechts handeln kann. Nicht bloß unſere Wirtſchaftsverhältniſſe, unſere 
ſozialen Anſchauungen, ja auch unſere Geiſteshaltung müßten dies verbieten. Die 
Formen, welche ein Recht findet, ſind zeitgebunden, allein der Geiſt iſt es, der 
fortlebt. Aus ihm wird das Recht ſtets neu geſchöpft, welches Geſtalt annimmt, 
aus ihm muß es auch in Zukunft wieder geſchöpft werden können. 

Die Frage, in welchem Maße ältere deutſche Rechtseinrichtungen an dem Neu— 
bau des Deutſchen Rechts beteiligt werden ſollen, muß nach zwei verſchiedenen 
Geſichtspunkten beantwortet werden: zunächſt danach, ob und in welcher Geſtalt 
ſie ſich in die moderne Rechtswelt fügen laſſen, und dann, ob ſie noch heute das 
Rechtsleben zu verſittlichen und damit zu erziehen geeignet ſind. 

Anter dieſer Einſchränkung laſſen ſich etwa folgende Betrachtungen anſtellen, 
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wobei beachtet werden mag, daß die Romaniſierung in der Hauptſache das Zivil: 
recht betraf, in welches ſie auch vermöge des dem Privatrechtsleben eigentüm⸗ 
lichen Trägheitsgeſetzes, das in der Rechtsſicherheit begründet iſt, am tiefſten 
gedrungen iſt. Man möchte freilich wünſchen, daß durch eine deutſchrechtliche Zu⸗ 
9 des ganzen Rechtslebens ein wahrhaft deutſcher e 
gelänge ! 

Ohne Berückſichtigung der im Laufe der Geſchichte hervortretenden unterſchei⸗ 
dung des privaten und öffentlichen Rechts, welche nicht bloß in der wiſſenſchaft⸗ 
lichen Kritik abgelehnt wird, ſondern auch in der Sache keine Berechtigung findet, 
ließe ſich die Rechtsordnung nach den an der Gemeinſchaft orientierten Belangen 
gliedern. Es liegt im Laufe der geſchichtlichen Entwicklung des Sozialismus, welche 
Rechtsgebiete dann aus der Einzelrechtswelt in die Gruppe der volksgebundenen 
Rechte abwandern; z. B. möchte dies in gewiſſer Weiſe in Zukunft auch für das 
Mietrecht und ſogar für das Fahrnisrecht gelten, nachdem bereits das Bodenrecht 
im nationalſozialiſtiſchen Staat dieſen Weg genommen hat. 

Die Rechtserneuerung hat gerade im bürgerlichen Recht die Möglichkeit, das 
Deutſche Recht wieder in ſeine Herrſchaft einzuſetzen, von dem wir überzeugt find, 
daß es vermöge ſeiner nationalen und ſozialen Haltung dem Ideale einer national⸗ 
ſozialiſtiſchen Rechtsordnung beſonders nahe komme. 

Im Perſonenrecht unterſcheidet das Deutſche Recht Perſonen und Körperſchaften, 
während ihm die Unterſcheidung juriſtiſcher und natürlicher Perſonen fremd iſt. 
Sie verkennt, wie Gierke gründlich dargetan hat, die organiſchen Kräfte der Rechts⸗ 
geſtaltung. Aus dem Begriffe der juriſtiſchen Perſon konnten die kapitaliſtiſchen 
Geſellſchaftsformen erwachſen, welche durch ihre unperſönliche Verantwortungs⸗ 
loſigkeit unſerer Wirtſchaft ſo überaus abträglich waren. Die Akademie für 
Deutſches Recht hat ſich um dieſe Aufgabe der Rechtserneuerung bereits bemüht. 
Der gelehrte Meinungsaustauſch des In⸗ und Auslandes iſt gegenwärtig noch zu 
keinem Ausgleich gelangt. Es iſt jedoch eine unbeſtrittene Forderung der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Rechtsgeſtaltung, die deutſche Körperſchaft in ihrer verantwortungs⸗ 
reichen, gemeinſchaftsbedingten Ausprägung zum Siege zu führen, und ſie von 
den romaniſtiſchen Anachronismen, die ihr Weſen verdunkelten, zu reinigen. An 
anderer Stelle des Perſonenrechts hat die nationalſozialiſtiſche Rechtserneuerung 
teilweiſe dem altdeutſchen Rechtsdenken wieder Platz gemacht, nämlich in der 
Unterſcheidung von Volksgenoſſen und Volksfremden. Bisher betraf die Regelung 
freilich vornehmlich das öffentliche Recht. Die Unterſcheidung iſt jedoch auch im 
Privatrecht begründet. Von beſonderer politiſcher Bedeutung iſt ſie im Bodenrecht. 
weshalb der nationalſozialiſtiſche Geſetzgeber im Erbhofrecht den Fremden von der 
Rechtsordnung ausnahm. Ins Perſonenrecht gehört ferner der Grundſatz der Ehr⸗ 
barkeit. Auch dieſen Grundſatz hat der nationalſozialiſtiſche Geſetzgeber bereits in 
dem politiſch überaus wichtigen Teil des Privatrechts, im Bodenrecht, verwirklicht. 
Der Erbhofbauer muß ehrbar ſein. Das Deutſche Recht bringt jedoch die Ehre im 
geſamten Privatrecht, wie Claudius von Schwerin im Deutſchen Recht 1934 
Seite 394 dargetan hat, zur Geltung. Ehrenminderung hat Rechtsminderung zur 
Folge. Dieſer Grundſatz erzieht ſittlich und ſozial. Er verhindert, daß es dem 
Unehrlichen auf Koſten des Ehrlichen gut gehe. 

Über dem geſamten Perſonen- und Schuldrecht thront der Grundſatz der aus⸗ 
gleichenden Gerechtigkeit. Er muß für die Auslegung der Willenserklärung, ins⸗ 
beſondere im Falle der Anfechtung wegen Irrtums und im Falle der Nichtigkeit 
Geltung haben. Unverkennbar haben Rechtſprechung und Schrifttum dieſer aus— 
gleichenden Gerechtigkeit längſt die Wege geebnet; aber aus dem Wirrſal konſtru— 
ierter Entſcheidungen müſſen Rechtsſätze gemeißelt werden. Dies gilt ſowohl für 
den vom Reichsgericht Ziv. 95, 124, 97, 327 entwickelten Grundſatz, daß jeder ſeine 
Handlungen ſo gegen ſich gelten laſſen müſſe, wie ſie von der Verkehrsanſchauung 
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aufgefaßt werden, als auch für den vom Reichsgericht Ziv. 105, 185 und 126, 351 
erarbeiteten Grundſatz, daß jeder ſeine Erklärungen ſo gegen ſich gelten laſſen 
müſſe, wie fie von der Verkehrsauffaſſung verſtanden würden (vgl. J. W. 1933, 
2310). Nicht vom Einzelnen, von der Geſamtheit aus ſind die Rechtsverhältniſſe 
zu beurteilen. Der Begriff gute Sitten kann durch nationalſozialiſtiſche Geſinnung 
erſetzt werden, da in ihr der Forderung genügt wird, daß ſich Recht und Sittlich⸗ 
keit die Hände reichen ſollen. 

Die ausgleichende Gerechtigkeit erfordert auch die Rechtsbefriedung ungewiſſer 
Zuſtände nach einer Zeitſpanne, in welcher die Rechte hätten ſichergeſtellt werden 
können. Dieſer Rechtsbefriedung dienen die Rechtsgedanken der Verſchweigung, 
welche ſchon das altdeutſche Recht als Rechtseinwirkung kannte, und der vom 
Reichsgericht entwickelten Verwirkung (RG. Ziv. 123, 215; 127, 323). Sie erfordert 
aber auch die Wiederbelebung des Beweisvorzuges des Beſitzers, den ihm das alte 
Recht gewährte. 

Die reformatoriſche Kraft des altdeutſchen Rechtes würde auch das Schuldrecht 
gänzlich umgeſtalten. Die Vertragsfreiheit hatte ihre Grenzen an der ſozialen 
Gerechtigkeit, ein Grundſatz, den auch H. Dölle, Das deutſche bürgerliche Recht im 
nationalſozialiſtiſchen deutſchen Staat in Schmollers Jahrbuch 1933, Band 57, als 
Richtſchnur der Reform erkennt. Der Grundſatz ausgleichender Gerechtigkeit, welcher 
das Recht der Willenserklärungen im Gleichgewicht hielt, wacht auch über dem 
Schadensrecht. Das Verſchulden muß wieder der Billigkeit an Bedeutung weichen. 
Es kann keinem Bedenken begegnen, wenn im Rechte der unerlaubten Handlungen, 
oder, wie wir richtiger ſagen, im Rechte der Schadensſtiftungen zukünftig der 
deutſche Veranlaſſungsgrundſatz auch da Platz greift, wo ihn die Folgerichtigkeit 
des Verſchuldensgrundſatzes verbot. Es ſollte nicht Sache des Geſchädigten ſein, 
das Verſchulden zu beweisen, vielmehr muß der Entlaſtungsbeweis allüberall dem 
Schädiger obliegen. Dies muß auch für Schadensſtiftung durch Tiere und Angeſtellte 
gelten. Es wird ſich fragen, inwieweit der bloße Entlaſtungsbeweis überhaupt 
vom Standpunkt des Verkehrs noch verteidigt werden kann. Dazu treten die 
Bedenken, welche gegen die Trennung der ſchuldrechtlichen und der deliktiſchen 
Schadenshaftung ſprechen; Bedenken, über die Heinrich Lange, Vom alten zum 
neuen Schuldrecht 1934 S. 29 ff. geiſtvolle Ausführungen macht. In gleicher Rich⸗ 
tung liegen die Erwägungen gegen die individualiſtiſche Abſtufung des Verſchul⸗ 
dens (H. Lange, ebenda, S. 30). Es iſt unerfreulich, wenn zur Erzielung geſunder 
Rechtsergebniſſe konſtruktive Umwege verſucht werden müſſen, ſo daß ſie nur 
praeter legem erzielt werden können, z. B. in der Konſtruktion des Schadenserſatzes 
des Beauftragten als Aufwendungserſatz. Die Schuldverhältniſſe ſelbſt hat das 
Deutſche Recht nach ihren Zwecken unterſchieden: ſei es, daß ſie auf dinglichen 
Rechtserwerb gerichtet find, oder perſönliche Verpflichtungen ſchaffen ſollen. Das 
deutſche, ſchon das germaniſche Obligationenrecht zielte begrifflich auf das Zu⸗ 
bekommenhaben, ebenſo Zuleiſtenhaben ab und unterſchied ſich ſchon dadurch 
weſentlich von dem römiſchen Obligationsbegriff, der ſich in der bloßen Ver⸗ 
pflichtung erſchöpfte. Der deutſche Schuldrechtsbegriff umfaßte die geſchuldete 
Leiſtung. Er verſchaffte Eigentum an der Schuld, z. B. am geſchuldeten Bußgeld, 
das noch nicht geleiſtet war. Mit der germaniſch⸗deutſchen Obligation läßt ſich die 
Trennung von Kauſal⸗ und Traditionsgeſchäft und die Lehre von ihrem geſon⸗ 
derten Schickſal nicht vereinbaren: in der Tat ſind auch ſeine Rechtsfolgerungen 
geſünder als die des römiſchen Rechts, das zu einer befriedigenden Löſung der 
verletzten Schuldverpflichtung nur auf dem Umweg des Schadenserſatzanſpruches 
gelangen kann. Der deutſche Vertrag aber, die gegenſeitige Schuldverpflichtung, 
gründet im Verſprechen der Leiſtung, welches jeweils einen Treueeinſatz bedeutet. 
In den einzelnen Schuldverhältniſſen hat bereits das BGB. aus der deutſchrecht⸗ 
lichen Auffaſſung die richtige Folgerung gezogen und beim Kauf beiſpielsweiſe die 
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Verſchaffung des Eigentums als Inhalt der Verpflichtung angeſehen. Es hielt den 
Schlüſſel zum deutſchen Schuldrecht in der Hand, ohne ihn gebrauchen zu können. 
Die Rechtſprechung hat die deutſchrechtliche Entwicklung durch die Ausbildung 
des Vertrauensbegriffs im Schuldverhältnis gefördert. 

Das Pacht⸗ und Mietverhältnis iſt nach deutſcher Auffaſſung ein dingliches, 
wenn auch begrenztes Recht. Es iſt in der Regelung des BGB. ein verſchämter, 
dem romaniſtiſchen Schuldrecht heterogener Überreſt aus dem deutſchen Leiherecht. 

Die Eigenheimbewegung wird das Mietrecht zum Stockwerkseigentum, welches 
unter dem Sachenrecht zu berühren iſt, ſteigern müſſen und hierzu den Vertrags⸗ 
parteien den Weg öffnen müſſen, wenn das Volk wieder bodenſtändig und heimat⸗ 
feſt werden ſoll. Das Erbpachtrecht konnte als Anlauf zu. dieſer Rechtsregelung 
angeſehen werden. 

Im Sachenrecht herrſchte der römiſche Eigentumsbegriff unumſchränkt. Kaum, 
daß das Nachbarrecht zur Geltung kam, welche durch eine einſchränkende Auslegung, 
die den Zwecken des herrſchenden Eigentums diente, möglichſt beengt wurde (J. W. 
1934, 2309). 

Das deutſche Eigentum kann Beſchränkungen erleiden, die ſein Weſen ſo wenig 
bedrängen, daß ſie es im Gegenteil erſt erfüllen. Das deutſche Eigentum an Haus 
und Grund verträgt Stockwerkseigentum, eine Rechtseinrichtung, die von allergröß⸗ 
ter ſozialer und politiſcher Bedeutung iſt. Lediglich der individualiſtiſche, ausſchlie⸗ 
ßend perſönliche römiſche Eigentumsbegriff erforderte den Satz: superficies solo 
cedit. Aus dem Rechtsbegriff des Eigentums an ſich geht er nicht hervor, ſobald 
man ihn in Beziehung mit einer gemeinſchaftsgebundenen Rechtsordnung bringt. 
So iſt gerade der Eigentumsbegriff die Parole, unter der ſich die Geiſter ſcheiden: 
hie Individualiſt, hie Sozialiſt. Das deutſche Eigentum iſt jeder ſozialen Beſchrän⸗ 
kung zugänglich, welche der Mitgebrauch des Nachbarn und des Volkes fordert. 
Kein Wunder, daß der Nationalſozialismus den Ruf nach der Erneuerung des 
Stockwerkseigentums erhebt. Staatsſekretär Dr. Freisler hat in der Sitzung des 
Ausſchuſſes der Akademie für Deutſches Recht in Jena am 3. Oktober 1934 einen 
ausführlichen Bericht über die Wiedereinführung des Stockwerkseigentums gehalten. 
Die Arbeiten der Akademie ſind auf dieſem Gebiete jedoch noch nicht abgeſchloſſen. 
Es ſei bemerkt, daß Stockwerkseigentum beiſpielsweiſe in München noch erhalten 
iſt, und es möge darauf hingewieſen werden, daß es im italieniſchen codice civile 
Art. 562 bis 564 berückſichtigt und in Griechenland mit Geſetz vom 15. März 1927 
eingeführt worden iſt. 

Eine wichtige Ergänzung zum ſchuldrechtlichen Auftragsverhältnis bietet im 
Sachenrecht die Treuhand. Es iſt an der Zeit, ſie aus dem Streit der Gerichte und 
wiſſenſchaftlichen Meinungen in die Geſellſchaft der bürgerlichen Rechtsinſtitute 
einzuführen. Der Geſetzgeber darf nicht vor der angeblichen Schwierigkeit, daß die 
Treuhand weder obligatoriſch, noch dinglich zu erfaſſen ſei, zurückſchrecken. Dieſe 
Schwierigkeiten beſtehen für den Romaniſten, nicht für den Germaniſten. Ihre 
Schrecken bezeugen, daß der deutſche Rechtsgeiſt noch über den Waſſern ſchwebt, ohne 
in der Rechtswelt Geſtalt angenommen zu haben. Die Treuhand iſt ein ſachenrecht— 
liches Inſtitut, welches gerade im deutſchen Eigentumsbegriff ſeine Erklärung fin— 
det. Es ähnelt in der Vertrauensſeite dem Mietverhältnis, hat aber eine Eigen— 
geſetzlichkeit, welche rechtlich geſtaltet werden muß. Das engliſche und amerikaniſche 
Recht kann hierzu, wie W. Siebert, Das rechtsgeſchäftliche Treuhandverhältnis 1933 
S. 20, 53 ff., erwieſen hat, vorzügliche Dienſte leiſten (ogl. Deutſches Recht 1933, 
S. 128). 

Im rechtlichen Sachbegriff muß bewußt von den heutigen Romanismen abgerückt 
werden. Das Deutſche Recht bekennt ſich zur Sachgeſamtheit. Die Rechtſprechung 
hat dies bereits erkannt und nutzbar gemacht (J. W. 1933, 2312). Die Beligüber: 
gabe im constitutum possessorium iſt eine lebloſe Vorſtellung, die gegenüber der 
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Verkehrswirklichkeit aufgegeben werden muß. Ohnehin hat bisher nur der unehrliche 
und geriebene Geſchäftsmann bei den beliebten Sicherungsübereignungen gewußt, 
um was es ſich dabei dreht. Der ehrliche arme Schlucker hatte einen ungültigen 
Sicherungsübereignungsvertrag gefertigt, obgleich er ſich nicht anders verhielt als 
der Gauner, mit dem einzigen Anterſchied, daß dieſer gewöhnlich die geſetzliche 
Vorbedingung der Tradition kannte. Ein beſchämendes Spiel, wenn Richter mit 
mehr oder minder verhaltener Genugtuung dieſe Rechtsunkenntnis dem Verkauften 
aus der Naſe zogen. Kein Vernünftiger kann ſich der Erkenntnis entziehen, daß die 
Sicherungsübereignung geregelt werden müſſe (vgl. krit. Viſchr. 63, 1934 ©. 151). 
Inwieweit ſie mit der zu regelnden Treuhand in Verbindung gebracht werden 
kann und muß, kann unerörtert bleiben. 

Hat man einmal begriffen, daß das Deutſche Recht in der Schuldverpflichtung die 
Erfüllung rechtlich mit umfaßt, ſo erübrigt ſich die romaniſtiſche Konſtruktion eines 
dinglichen Vertrags mit nachfolgender Tradition, welche, wie bereits angedeutet, 
lediglich dem gewandten Geſchäftsmann unbillige Rechtsvorteile zuſtatten kommen 
läßt. Aus der deutſchrechtlichen Rechtsvermutung des Beſitzes müſſen, wie in ande⸗ 
rem Zuſammenhang erkannt, die Folgerungen gezogen werden: Es geht nicht an, 
vom Befitzer den Beweis gutgläubigen Erwerbs zu verlangen. Die Notwendigkeit 
aber der Neugliederung des Sachenrechtes überhaupt nach deutſchrechtlichen Geſichts⸗ 
punkten und vor allem in verkehrsfreundlicherer Klarheit liegt auf der Hand. Es 
gibt nur wenige Gebiete des bürgerlichen Rechtes, in welchen die Pſeudo⸗Juris⸗ 
prudenz ſolche Triumphe ſcholaſtiſcher Verzwicktheit feiert, wie in der Ordnung des 
Beſitz⸗ und Eigentumsrechts, ein wahres Paradies für Staatsprüfungskommiſſionen 
und daher ungeſundes Recht. Kaum der Erwähnung bedarf, da allgemein bekannt, 
daß das Bürgerliche Geſetzbuch auch dem deutſchen Grundſatz: Wer ſäet, der mähet, 
das Gehör verſagt hat, wenn es auch verſchämte Annäherungsverſuche hierzu 
unternahm. Wir können uns auf dieſem Gebiete mit dem Hinweis begnügen, daß 
lediglich eine vollſtändige Neugeſtaltung nicht zuletzt auch des Grundpfandrechts 
den Bedürfniſſen wird genügen können, welche ein deutſches Geſetzbuch zu erfüllen 
hat. Das Erbhofrecht hat bereits den Weg zum nationalſozialiſtiſchen Sachenrecht 
geöffnet. Gerade das Sachenrecht ſchloß ſich vermöge ſeiner feſten Grenzen, die jeder 
Erweiterung widerſtrebten, gegen ſozialiſtiſche Rechtsanwendung ab. Das Reichs⸗ 
gericht hat vom romaniſtiſchen Standpunkt des bürgerlichen Eigentumsrechts aus 
daher auch die Anwendbarkeit des $ 242 BGB. im Sachenrecht verneint (J. W. 33 
S. 2309). Der Weg zu einem nationalſozialiſtiſchen Sachenrecht geht über den Ge⸗ 
meinſchaftsgrundſatz (vgl. Siebert, Deutſches Recht 1934 S. 303 ff.). 

Sachenrecht und Schuldrecht ſind im deutſchen Rechtsdenken keine ſich aus⸗ 
ſchließenden Gegenſätze, ſondern ſich verſchränkende Arme einer Gemeinſchafts⸗ 
ordnung des lebendigen Verkehrs. Das Schuldrecht ergreift mit ſeinem Arme zu⸗ 
gleich das ſachenrechtliche Erfüllungsgeſchäft, und dieſes kann nicht ohne die ſchuld⸗ 
rechtlichen Treupflichten verwirklicht werden. Für beide Rechtsgebiete gilt der 
Grundſatz des engliſchen Rechts, den Hans Otto de Boor, Die Methode des 
engliſchen Rechts und die deutſche Rechtsreform (Schriften der Akademie für 
Deutſches Recht, Heft 7 1934 S. 53) herausgeſtellt hat, daß niemand nach der 
Billigkeit Anſprüche hat, der nicht ſelbſt ein gutes Gewiſſen hat. Ein gutes Gewiſſen 
iſt das Volksgewiſſen. Wer mit ihm zuſammenſtimmt, genieße ruhig ſeines Rechtes! 

Niemand verſchließt ſich der Einſicht, daß die lebendige Rechtsanwendung nicht 
durch Geſetze erſetzt werden könne. Sie müſſen ihr aber die Wege bereiten. Dies 
geſchieht durch rechtliche Grundſätze, welche man unter dem Begriffe: national⸗ 
ſozialiſtiſches Denken im Recht zuſammenfaſſen kann (vgl. Bayer. Reg Anz. Beilage 
zum VB. Nr. 200/17 vom 19. 7. 1934). 

Stärker noch als andere Teile des bürgerlichen Rechtes iſt das Familienrecht 
gemeinſchaftsgebunden. Seine Reformbedürftigkeit iſt ſeit langem erkannt. Seine 
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geiſtige Zwieſpältigkeit tritt zutage, am ſchlimmſten im Rechte der Eheſchulden und 
des Güterrechts, aber auch ſonſt verſündigt ſich das geltende Recht gegen deutſchen 
Rechtsgeiſt. Hie Mann, hie Frau! Vom deutſchen Hausgeiſt keine Spur! Wenn 
die deutſche Familie ſich nach dem BGB. eingerichtet hätte, ſo hätte ſich jeder 
Ehegatte zeitlebens einen Rechtsanwalt halten müſſen, um ſeine Rechte zu wahren 
und fie gegenüber dem Gatten zu verteidigen (vgl. Gierke, Der Entwurf eines 
Bürgerlichen Geſetzbuches und das Deutſche Recht, 1889 S. 394). In der Vorſtellung 
des BGB. gibt es keine Familie, ſondern nur Einzelperſonen, vom Schickſal zu⸗ 
ſammengeführt, auf dem Sprunge, jederzeit ſich wieder zu trennen. Glücklicherweiſe 
hat ſich jedoch das Leben nicht nach dieſen Grundſätzen eingerichtet. Auch hier hat 
das Leben das Recht geſtaltet, und die deutſche Ehe blieb trotz Romanismus deutſch. 

Die Verſuche, dem deutſchen Vorſtellungsleben auch im Familienrecht, und hier 
beſonders im Eherecht Ausdruck zu geben, find mannigfaltig (vgl. F. Mößmer, 
Eherecht, Werbeſchriften des BNSDI. Nr. 2). Grundſätzlich jedenfalls muß die 
Familiengemeinſchaft als Rechtseinheit betrachtet werden. Es ſei nur nebenbei 
bemerkt, daß dieſe deutſchrechtliche Auffaſſung auch ſtrafrechtliche Bedeutung hat. 
Es iſt bei dem völkiſchen Selbſterhaltungskampf auch klar, daß ſie raſſenrein er⸗ 
halten werden muß. Wie dagegen das Eheſcheidungsrecht zu geſtalten ſei, wird man 
vornehmlich nach rechtspolitiſchen Geſichtspunkten, nicht allein nach deutſchrecht⸗ 
lichen, zu beurteilen haben. Eindeutiger wird man die deutſchrechtliche Seite im 
Verwandtſchaftsrecht betonen können. Entſprechend dem männlichen Übergewicht in 
der Familiengemeinſchaft wird die kurze Friſt für Ehelichkeitsanfechtung eines 
Kindes zu beſeitigen ſein. Dies kann ſchon deshalb ohne Gefahr geſchehen, da in 
dieſer Hinſicht vorbelaſtete Ehen ſelten halten werden und die rechtspolitiſchen 
Belange der Raſſenfeſtſtellung nicht in Frage geſtellt werden dürfen. 

Es iſt lebenswidrig, den Vater in der elterlichen Gewalt auf die Schranken des 
Vormundes zu verweiſen, inſoweit ihm die Vertretung nicht zukommen ſoll. Es 
bedarf lediglich einer Ausſchöpfung der deutſchrechtlichen Familiengemeinſchaft, um 
in dieſem Punkte zu einer vernünftigen Regelung zu gelangen. 

Hinſichtlich des Rechts der unehelichen Kinder hat die Arbeitsgemeinſchaft für 
Zivilrecht bei der Reichsleitung einen Vorſchlag in der Zeitſchrift „Deutſches Recht“ 
vorgelegt (Deutſches Recht 1934 S. 422 u. 442), welcher im weſentlichen von 
deutſchen Rechtsgedanken ausgehend die rechtliche Verwandtſchaft des unehelichen 
Kindes mit dem Vater proklamiert. Die Vaterſchaft ſelbſt wird von Amts wegen 
feſtgeſtellt, wobei auch die Beihälter feſtzuſtellen ſind. Mehrere Beihälter werden 
gleichmäßig zum Unterhalt angehalten, den der Vater entſprechend wie beim ehe- 
lichen Kinde zu gewähren hat. Der von den Beihältern zu leiſtende Unterhalt wird 
von der Fürſorgebehörde eingefordert und im erforderlichen Maß an das Kind 
geleiſtet, während die überſchüſſigen Beiträge anderen Fürſorgezwecken zugeführt 
werden. Die Mutter iſt neben dem Vater zum Unterhalt verpflichtet. Dies und die 
Übertragung der elterlichen Gewalt auf den Vater ſoll das Band zum Kind enger 
knüpfen und vor allem dem Wohle des Kindes dienen. Bei Mißbrauch kann die 
elterliche Gewalt entzogen werden. Die Sorge für die Perſon des Kindes würde 
rechtlich davon getrennt und nach der Sachlage bei der Mutter belaſſen. Das Kind 
hat Erbrecht gegen den Vater. Über die Kritik erſcheint ein Sammelbericht im 
„Deutſchen Recht“. 

Die individualiſtiſche und gemeinſchaftsfremde Haltung des BGB. durchſäuert 
auch im Erbrecht die Rechtsvorſtellungen. Freilich bedeutet dies in Rückſicht auf 
das Familienrecht eine unumgängliche Notwendigkeit. Das Erbrecht kann nur von 
dieſem aus reformiert werden. Dann wird der Pflichtteilsanſpruch als obliga— 
toriſcher Anſpruch von ſelbſt das Feld räumen müſſen. 

Dann werden aber auch die individualiſtiſchen Erbanſprüche aus der geſetzlichen 
Regelung verſchwinden und auf die geſunde Beſchränkung des engeren und weiteren 
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Verwandtſchaftskreiſes zurückgeführt werden können. Die Teſtierfreiheit des Erb⸗ 
laſſers muß im Falle des Überlebens des engeren Verwandtſchaftskreiſes aus 
gemeinſchaftsgebundenen Gründen ausgeſchloſſen werden. In welcher Weiſe der 
Geſetzgeber durchgreifen könne, hat auch hier das Reichserbhofgeſetz gelehrt (vgl. 
nunmehr Gulland, Deutſches Recht 1934 S. 362). Dem Nationalſozialismus darf es 
nicht auf Syſtemtreue ankommen, er muß auf Volkstreue bedacht ſein. 

Wenn wir die Vorbedingungen der Weiterbildung des Deutſchen Rechts unter⸗ 
ſuchen, ſo dürfen wir nicht vor der Mühe zurückſcheuen, das bürgerliche Recht neu 
aufzureißen. Überall fehlt es an dem geſunden, deutſchen, gemeinſchaftsfeſtigenden 
Recht, überall aber bietet das Deutſche Recht die kräftige Hand dazu, die Zukunft 
des Volkes zu ſichern. 

Weniger Jurisprudenz und mehr Recht: darin liegt die Zukunft beſchloſſen! 

Bechert 
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Nationalſozialiſtiſche Gesetzgebung 
und ſtatiſtiſche Forſchung 


A. Einleitung 


Die nationalſozialiſtiſche Forderung auf Einordnung der Wiſſenſchaft in den 
Dienſt am völkiſchen Lebensganzen trifft die Statiſtik im allgemeinen wohl vor⸗ 
bereitet. Entſtanden als die eigentliche Wiſſenſchaft vom Staat, oder, 
wie Achenwall es ausdrückte, als „Inbegriff der wirklichen Merkwürdigkeiten des 
Staats“, iſt ſich die Statiſtik in ihren berufenen Trägern des engen Zuſammen⸗ 
hangs zwiſchen Forſchung und Staatszweck ſtets bewußt geblieben. Zwar haben 
ſich auch hier Tendenzen auf „Autonomiſierung“ geltend gemacht, die namentlich 
im Gewande der jog. mathematiſchen Statiſtik auf die Formung einer Art von 
„höherer“ Statiſtik hinzielten, die eigentliche ſtatiſtiſche Arbeit aber, wie ſie vor⸗ 
zugsweiſe in den Statiſtiſchen Amtern geübt wird, zeigte fortgeſetzt das Beſtreben, 
die gewonnenen Erkenntnistatſachen an Hand wiſſenſchaftlich geſicherter Methodik 
möglichſt klar und gemeinverſtändlich zum Ausdruck zu bringen. 


Die Statiſtik hat es mit Maſſen zu tun und dieſem Umſtande gerade verdankt 
ſie ihre bedeutſame Entfaltung in den letzten Jahrzehnten. Die ſich im 19. Jahr⸗ 
hundert durchſetzende Maſſenhaftigkeit in der Menſchen⸗ und Güterwelt, die Aus⸗ 
bildung eines Maſſenbedarfs in materieller und kultureller Hinſicht ließ die Sta⸗ 
tiſtik, nach G. v. Mayr, als die beſondere Wiſſenſchaft von den ſozialen Maſſen 
erſcheinen. Überdies entſprach es der damals herrſchenden individualiſtiſch⸗demo⸗ 
kratiſchen Richtung, einen unperſönlichen, vom Individuum losgelöſten Maſſenaus⸗ 
druck des politiſchen, wirtſchaftlichen und geſellſchaftlichen Lebens zu gewinnen. 
Ferner erſchien die Statiſtik als das geeignete Werkzeug einer umfaſſenden Rechen⸗ 
ſchaftsablegung der Staatsgewalt gegenüber dem Parlament?. Indeſſen wäre es 
abwegig, die Statiſtik demnach als eine Art Funktion der liberaliſtiſchen Welt— 
anſchauung anzuſehen. Die Statiſtik iſt vielmehr — ähnlich wie die Mathematik — 
ihrem Weſen nach unpolitiſch, objektiv, es handelt ſich lediglich um die Art ihrer 
Handhabung und dieſe war ſchon bisher im weſentlichen auf den Gemeinſchafts⸗ 
zweck gerichtet. Seit der Machtübernahme durch Adolf Hitler hat ſich dieſe Tendenz 
ſichtbar verſtärkt und ſie wird in Zukunft noch deutlicher hervortreten. Für den 
Nationalſozialismus iſt die Statiſtik von um ſo höherem Wert, als er ſich ja 
bewußt an Maſſen wendet und auf faſt allen Lebensgebieten die Führung von 
Maſſen übernimmt, allerdings nicht von Maſſen im nivellierenden marxiſtiſchen 
Sinne, ſondern mit dem Ziele, die Maſſen im Sinne der Volksgemeinſchaft zu 
formen, aus Maſſe Volk zu machens. Demnach kann unſere Einſtellung zur Statiſtik 


. Krieck, Das Ende einer Wiſſenſchaftsideologie, Deutſches Recht 1934 Nr. 13 
S. 297 ff. 
8. Zahn, Statiſtik, Handwörterbuch der Staatswiſſenſchaften, 4. Aufl. 1925 VII. Band. 


Bülow, Deutſcher Sozialismus, e Aufbau, Beilage der Nationalſozia— 
lift chen Monatshefte 1934 Heft 50 S. 


68 


wohl ähnlich ſein wie die des faſchiſtiſchen Italien; dort nannte der Miniſter 
Belluzo bei Eröffnung der Tagung des Internationalen Statiſtiſchen Inſtituts in 
Rom 1925 die Statiſtik L’occhio del governante, das Auge des Herrſchers“. 


B. Die Bedeutung der Statiſtik 
für die Einzelgebiete der nationalſozialiſtiſchen Geſetzgebung 


I. Volkstum 


Die nationalſozialiſtiſche Staatsführung ſtellt den deutſchen Menſchen, 
die Pflege des deutſchen Volkstums, in den Mittelpunkt ihrer Beſtre⸗ 
bungen. Sie muß deshalb über die Volkszahl in Stand und Entwicklung, über die 
mannigfache Gliederung des Volkes, über ſeine regionale Verteilung unterrichtet 
ſein. Mit Recht hat dementſprechend Reichsinnenminiſter Frick folgende Forderung 
aufgeſtellt: „Ohne Beobachtung der Bevölkerungsbewegung, ohne Statiſtik auf dem 
Gebiete des Geſundheitsweſens und ohne Deutung deren Ergebniſſe laſſen ſich 
weder die Erforderniſſe einer quantitativen noch die der qualitativen Bevölke⸗ 
rungspolitik erkennen. Darum iſt die Pflege der bevölkerungspolitiſchen Wiſſen⸗ 
ſchaften die Grundlage der Erbgeſundheits⸗ und Raſſenpflege und die Voraus⸗ 
ſetzung einer aufbauenden Staats⸗ und Familienpolitik.“ 

Die wichtigſten herkömmlichen Inſtrumente der Bevölkerungsſtatiſtik 
ſind die Beſtandsaufnahmen im Wege der Volkszählung und die laufende Ver⸗ 
zeichnung der Bewegungserſcheinungen am Volkskörper, die ſich als Eheſchließun⸗ 
gen, Ehelöſungen, Geburten, Sterbefälle, Erkrankungen, Wanderungen vollziehen. 
Ihre Daten geben die entſcheidenden Aufſchlüſſe über Zu: oder Abnahme der 
Volkszahl, im ganzen und regional, bis hinunter zu den kleinſten geographiſchen 
Einheiten: den Gemeinden und Ortſchaften, ſie bekunden zugleich, wieweit die 
Geburten und Sterbefälle, wieweit Zu- oder Abwanderung an derartigen Wand⸗ 
lungen beteiligt ſind. Daraus laſſen ſich die großen Richtlinien gewinnen für die 
allgemeine Tendenz der Bevölkerungspolitik, für familien⸗ und nachwuchsför⸗ 
dernde Maßnahmen, für die Regelung der Wanderbewegung, für die Reichspla⸗ 
nung mit ihren Zielen der Großſtadtauflockerung, der Induſtrieverlagerung (von 
der Stadt aufs Land), der Raumſicherung menſchenarmer Gebiete, namentlich 
ſolcher an den Reichsgrenzen. Die weitere Gliederung der Bevölkerung nach Ge⸗ 
ſchlecht und Alter zeigt, ob das gegenſeitige zahlenmäßige Verhältnis der 
Geſchlechter ſeinen naturgewollten Gleichgewichtszuſtand aufweiſt, oder ob durch 
einen Frauenüberſchuß oder auch einen Männerüberſchuß, namentlich in den 
einander entſprechenden heiratsfähigen Altersjahrgängen, dieſes Verhältnis ge⸗ 
ſtört iſt. Maßnahmen der Heiratsförderung und zur Regelung der außerhäuslichen 
weiblichen Berufsarbeit werden von hier auszugehen haben. Die Statiſtik des 
Altersaufbaus im ganzen gibt querſchnittartig einen leicht faßbaren Einblick in 
das konſtitutionelle Gefüge des Volkskörpers. Ein normaler Altersaufbau gleicht 
— graphiſch ausgedrückt — einer Pyramide: Die Baſis derſelben bildet die breite 
Schicht der jüngſten Lebensalter, dann ſchrumpft die Beſetzung der einzelnen 
Altersjahre allmählich ein, um ſchließlich in die ſchmale Spitze der wenigen Über: 
hundertjährigen auszulaufen. Einen ſolchen normalen Altersaufbau, deſſen Voraus⸗ 
ſetzung ein großer Kinderreichtum iſt, haben bekanntlich weder Deutſchland noch 
die übrigen Staaten des europäiſchen Kulturkreiſes. Unſer jetziger Altersaufbau 


Bulletin de l' Institut International de Statistique, Tome XXII. 1. Livr. Roma 1926 S. 36. 


5 Geleitwort au Heft 1 des „Archiv für Bevölkerungswiſſenſchaft (Volkskunde) und 
Bevölkerungspolitik“. S. Hirzel, Leipzig 1933/1934. 
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ift vielmehr gekennzeichnet durch eine ſchmale Kinderbaſis und eine verhältnis: 
mäßig überſtarke Beſetzung der mittleren Altersſchichten und des Greiſe nalters. 
Urſachen: unzureichende Nachwuchsleiſtung der letzten Jahrzehnte und Geburten⸗ 
reichtum der Vorkriegszeit, dem die große Zahl der gegenwärtig Zwanzig⸗ bis 
Vierzigjährigen zu verdanken iſt. Die wichtigſte Folgeerſcheinung der fetzigen 
Altersgliederung iſt zunächſt eine verhältnismäßig günſtige Sterblichkeit, da die 
Todesbedrohung in den mittleren, ſo zahlreich vorhandenen Altersjahrgängen 
am geringſten iſt. In weiterer Folge aber führt dieſer Zuſtand zur unweigerlichen 
„Vergreiſung“ des Volkes, denn die im mittleren Lebensalter ſtehenden Perſonen 
werden älter und erhalten von unten her einen nur unzulänglichen Nachſchub. 
F. Burgdörfer hat deshalb den Ausdruck von einer „Hypothek des Todes“ geprägt, 
die in 10 bis 20 Jahren fällig iſt, und eine ſog. „bereinigte Lebensbilanz“ des 
deutſchen Volkes berechnet, in welcher, ausgehend von der Sterbetafel 1924/1926, 
ein ſozuſagen genormter Altersaufbau, unter Ausſchaltung der jetzigen abnormen 
Verhältniſſe, aufgeſtellt wird. An Hand dieſer Berechnung ergibt ſich, daß bereits 
ſeit 1926 ſtatt eines nominellen Geburtenüberſchuſſes ein Sterblichkeitsüberſchuß 
beſteht, ja daß die Geburtenzahl um faſt ein Drittel hinter dem zur bloßen Er⸗ 
haltung der jetzigen Volkszahl erforderlichen Geburtenſoll zurückbleibt. 


Auch ſonſt liefert die Altersſtatiſtik wichtige Unterlagen für bevölkerungspoli⸗ 
tiſche Erkenntniſſe und Maßnahmen, namentlich im Zuſammenhang mit der Hei⸗ 
rats⸗ und Sterbefallſtatiſtik. Die Ausgliederung der Eheſchließenden nach dem 
Alter läßt z. B. den Anteil der Frühehe erkennen, deren Förderung ja dem Führer 
beſonders am Herzen liegt®. In der Sterbefallſtatiſtik hat die Kinder⸗, namentlich 
die Säuglingsſterblichkeit, ſchon ſeit langem eifrige Pflege erfahren. Es ſteht auch 
feſt, daß der Kampf gegen die Säuglingsſterblichkeit erſt auf Grund der einſchlä⸗ 
gigen ſtatiſtiſchen Kenntniſſe einſetzen und erfolgreich geführt werden konnte“. 

Indeſſen kann ſich die nationalſozialiſtiſche Staatsführung mit einem ſolchen, 
vom Einzelweſen ausgehenden Maſſenausdruck nicht zufrieden geben. Sie muß 
weit tiefer in den Organismus des Volkskörpers hineinſehen können gemäß der 
großen geiſtigen Wandlung, wie ſie Reichsinnenminiſter Frick bei der Gründungs⸗ 
verſammlung des Reichsausſchuſſes für Volksgeſundheitsdienſt (20. Nov. 1933) 
treffend gekennzeichnet hat: „Ausgehend von dem Wohl des Einzelweſens hat man 
ſich im liberaliſtiſchen Zeitalter in erſter Linie mit dem Einzelweſen beſchäftigt 
und vergaß dabei den Urſprung des Einzelweſens: die Familie und die Raſſe. 
Anders die nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung, die im Gegenſatz die erbgeſunde 
Familie in den Mittelpunkt des Denkens und Geſchehens ſtellt und die Geſamtheit 
des deutſchen Volkes als eine übergeordnete Einheit betrachtet.“ 

Dieſe Erkenntnis wird ſich auch im Bereiche der Statiſtik in weitem Umfange 
durchzuſetzen haben, denn eine praktiſche Familien- und Raſſenpolitik iſt ohne ent⸗ 
ſprechende ſtatiſtiſche Unterlagen ſchlechthin undenkbar. Seitens des früheren 
Staats iſt darin verhältnismäßig wenig getan worden trotz wiederholter Mah— 
nungen, die namentlich aus den Kreiſen der amtlichen Statiſtik kamen (Zahn, 
Burgdörfer). Tatſächlich iſt die erſtmalige Erſtellung einer Familienſtatiſtik 
erſt im Zuſammenhang mit der ſchon im neuen Reich durchgeführten Volks-, 
Berufs: und Betriebszählung vom 16. Juni 1933 gelungen. Darnach wurden er— 
mittelt: die Familien nach der Zahl der im Haushalt lebenden Kinder unter 
15 Jahren, die verheirateten Frauen nach Eheſchließungs- und Geburtsjahren und 
Kinderzahl (ſoweit in der „jetzigen“ Ehe geboren) in Kombination mit der Sied— 
lungsweiſe (Stadt oder Land), dem Beruf und Religionsbekenntnis des Familien— 

s Adolf Hitler, Mein Kampf, I. Bd. S. 274 (Volksausgabe). 
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oberhauptes und, joweit in Frage kommend, der von der Familie bewirtſchafteten 
Bodenfläche. Dazu tritt die Fortſchreibung der Gebärleiſtungen der Ehefrauen nach 
Geburts⸗ und Heiratsjahrgängen, was durch entſprechende Feſtſtellungen in den 
ſtandesamtlichen Zahlkarten ermöglicht wirds. | 


Indeſſen bewegt ſich dieſe Familienſtatiſtik ungeachtet ihres bedeutſamen Er: 
kenntniswertes im Grunde nach wie vor im Rahmen individualiſtiſchen Denkens, 
ſie erfaßt die Familie nur als Einzelfamilie, gewiſſermaßen als Kollektivindivi⸗ 
duum. Die Familie iſt aber nicht nur eine Gruppe von Lebenden, ſondern eine 
Kette von Generationen. Es handelt ſich darum, in das innere Gefüge des Volks⸗ 
körpers, in die tatſächlichen genealogiſchen Zuſammenhänge einzudringen, das kann 
erſt die — heute noch nicht vorhandene — Sippenſtatiſtik bringen. Sie wird 
auszugehen haben von der Tätigkeit der Standesämter, ſobald dieſe zu Sippen⸗ 
ämtern ausgebaut find. Ein erſter Anfang dazu iſt in Geſtalt des vom Reichsbund 
der Standesbeamten Deutſchlands ab 1926 herausgegebenen Familienſtammbuchs, 
dem auf Anregung F. Burgdörfers ein beſonderes Familienregiſter beigegeben 
mwurde?, bereits gemacht. Die eigentliche Grundlage der neuen Statiſtik wird aber 
nach dem Programm von Reichsinnenminiſter Frick das Sippenblatt bilden, das 
der bisher üblichen Perſonenſtandsurkunde beizufügen ijt!‘. Dann werden die 
Standesämter voll befähigt ſein, „das Grundbuch des deutſchen Blutes“ zu ver⸗ 
walten. 

Allerdings würde ſich die Sippenſtatiſtik zunächſt auf die jetzt lebende Gene⸗ 
ration beſchränken und ihren eigentlichen genealogiſchen Wert erſt in ſpäterer 
Zukunft erhalten. Wollten wir ſchon jetzt die entſprechenden Einblicke gewinnen, 
ſo müßte auf das ja vorhandene Material der Kirchenbücher und älteren Standes⸗ 
amtsregiſter zurückgegriffen werden, und zwar, nach dem Vorſchlag von A. Gercke, 
im Wege einer „Verkartung“ des Inhalts ſämtlicher Kirchenbücher. Damit würde 
ſich eine zuſammenhängende ſippenmäßige Überſchau der verſtreuten Einzelangaben 
gewinnen laſſen. 

Zu erwähnen iſt noch der Vorſchlag von W. Scheidt auf Anlage eines „bevöl: 
kerungsbiologiſchen Reichsarchivs“ an Hand eines umfaſſenden Meldedienſtes. Dar: 
nach ſollten neben den genealogiſchen Zuſammenhängen ſämtliche bedeutſame Er⸗ 
eigniſſe im Leben des einzelnen — z. B. Schulaustritt, Berufsantritt, Verehe⸗ 
lichung, Wohnungswechſel — verzeichnet werden. Endlich ſei an die im Sommer 
1934 durchgeführte Sammlung der Ahnentafeln der Politiſchen Leiter erinnert, 
deren hoffentlich zu erwartende ſtatiſtiſche Auswertung wichtige genealogiſche Auf⸗ 
ſchlüſſe bieten wird. 


Nun handelt es ſich bei der nationalſozialiſtiſchen Bevölkerungspolitik aber nicht 
bloß um die Familie und die Kinderaufzucht an ſich, ſondern um die Förderung 
der erbgeſunden Familie, um die Pflege erbgeſunden zahlreichen Nachwuchſes und 
im letzten Ziele um die Formung eines neuen deutſchen, vorwiegend nordiſch be⸗ 
ſtimmten Raſſentypus. 

Hier ſteckt die Statiſtik noch ganz in den Anfängen. In Frage kommen die bereits 
vorhandenen Arbeiten auf dem Gebiete der Erbforſchung. Solche werden bis⸗ 
her in größerem Umfange geleiſtet in der Deutſchen Forſchungsanſtalt für Pſychia⸗ 


s Ph. Schwartz, Familienſtatiſtik, Allgemeines Statiſtiſches Archiv, 23. Bd. 1934 S. 478 ff. 


eh Das Familienſtammbuch, Allgemeines Statiſtiſches Archiv, 19. Bd. S. 102 ff. 
— F. Burgdörfer, Die neue deutſche Volkszählung, Archiv für Bevölkerungswiſſenſchaft 
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trie in Münden (Rüdin), in der Kriminalbiologiſchen Sammelſtelle in München 
(Viernſtein) und in der Kartei belaſteter Familien in Dresden (Fetſcher). Das 
meiſte Material hat wohl die genealogiſche Abteilung der Deutſchen Forſchungs⸗ 
anſtalt für Pſychiatrie geſammelt; ſie ſucht an Hand alter Grundbücher von Irren⸗ 
anſtalten die Vererbbarkeit der menſchlichen Anlagen zu pſychiſchen Anomalien 
aller Art zu erfaſſen und bedient ſich dazu ſog. Verwandtſchaftstafeln!:. 


Weitere Nachweiſe laſſen ſich aus der ſpeziellen Medizinalſtatiſtik entnehmen. 
z. B. Ausgliederung der durch die Reichsgebrechlichenzählung von 1925/1926 ermit⸗ 
telten Gebrechlichen nach der Kinderzahl, Ausgliederung der Geiſteskranken in 
Bayern nach ihrer erblichen Belaſtung“. Ein ſehr weitgehendes Programm hat 
auch hier W. Scheidt aufgeſtellt. Danach ſollen Erhebungen mittels ſog. familien⸗ 
anthropologiſcher Fragebogen vorgenommen werden, welche ſich in eine Perſonen⸗ 
tafel — für das befragte Ehepaar ſelbſt —, eine Ahnentafel — für die Eltern 
und Großeltern des Ehepaares — und in eine Nachkommentafel — für noch le⸗ 
bende und verſtorbene Kinder — gliedern. Die beabſichtigte Frageſtellung iſt 
freilich nur auf einen engbegrenzten freiwilligen Zenſitenkreis zugeſchnitten, da 
neben den üblichen Merkmalen allgemeiner Natur auch nicht ohne weiteres ver⸗ 
ſtändliche anthropologiſche Tatſachen, ferner recht heikle Dinge wie geiſtige Fähig⸗ 
keiten, Liebhabereien, Gedächtnisſtärke ermittelt werden ſollen!s. Jedenfalls wäre 
es untunlich, derartige Erhebungen in breitem Rahmen durchzuführen, denn dann 
könnte es leicht geſchehen, daß der eigentliche Zweck aller bevölkerungspolitiſchen 
Maßnahmen: die Stärkung des raſſiſchen Willens durch Aufrühren von allerlei 
Bedenklichkeiten gehemmt und lediglich Wiſſensſtoff und Forſchungsmaterial an⸗ 
geſammelt wird. 


Anderſeits wird die Forderung auf eine fortlaufende „Beſtandsaufnahme des 
deutſchen Erbguts“ nach wie vor mit Nachdruck erhoben, wobei die zur Zeit im 
Aufbau befindlichen Geſundheitsämter die Führung haben ſollen!. 


Zur Feſtſtellung der raſſen mäßigen Gliederung des deutſchen 
Volkes wird vorwiegend die repräſentative Methode in Frage kommen. Aber 
auch das wäre ſchon ein großer Gewinn gegenüber der jetzt herrſchenden Unkennt⸗ 
nis auf dieſem lebenswichtigſten Forſchungsgebiete. Zunächſt ſei feſtgeſtellt, daß 
Daten, die eine vergangene Zeit für die Erkenntnis des „nationalen Beſitzſtandes“ 
als ausreichend erachtete, jetzt nicht mehr genügen können, z. B. die Scheidung in 
Deutſche und Nichtdeutſche nach der formalen Staatsangehörigkeit, die Ermittlung 
des jüdiſchen Elements allein auf Grund der Bekenntniszugehörigkeit, ja auch die 
Gliederung der Bevölkerung nach der Sprache (Mutterſprache, Umgangsſprache). 
Erforderlich iſt vielmehr eine Überſchau des Blutanteils der verſchiedenen Raſſen 
im Deutſchen Reich mit Feſtſtellung der ganz oder vorwiegend reinraſſigen Fälle, 
namentlich der Perſonen nordiſcher Raſſe. Dazu bedarf es eingehender anthropo⸗ 
metriſcher und genealogiſcher Unterſuchungen. Die jetzigen Kenntniſſe auf dieſem 
Gebiete aber fußen, einſchließlich der raſſenkundlichen Unterſuchungen in den 
Werken von Baur-Fiſcher-Lenz und Hans Günther, in der Hauptſache auf den 


— 


12 B. Schulz. Über Arbeitsgebiet und Arbeitsweiſe der genealogiſchen Abteilung der 
Deutſchen Forſchungsanſtalt für Pſychiatrie, Pſychiatriſch-neurolog. Wiſſenſchaft 31. Ihg. 
1929 Nr. 37/38. — F. Luxenburger, Die Ergebniſſe der Erbprognoſe in den vier wichtig— 
ſten pſychiſchen Erbkreiſen, Zeitſchrift für pſychiſche Hygiene 1933 6. Bd. Heft 5. 

13 Ph. Schwartz, Die kinderreiche 1 in der bayeriſchen Statiſtik, Zeitſchrift des 
Bayer. Statiſtiſchen Landesamts 1930 S. 3 

14 Die Geiſteskranken in den bayeriſchen a und Pflegeanſtalten 1910 bis 1913, Zeit- 
ſchrift d. Bayer. Statiſtiſchen Landesamtes 1925 S. 336 ff. 

15 W. Scheidt, Familienkunde, München 1923. 


16 A. Gütt, Dienſt an der Raſſe, Völkiſcher Beobachter v. 2. Juni 1934. 
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)og. Virchowſchen Schulkinderunterſuchungen, die in den Jahren 1874/77 von der 
Deutſchen Geſellſchaft für Anthropologie durchgeführt wurden, und lediglich die 
Farbe der Augen, der Haare und der Haut berückſichtigten. In dieſem Zuſammen⸗ 
hang ſei daran erinnert, daß die für Bayern vom Bayer. Statiſtiſchen Landesamt 
vorgenommene einſchlägige Erhebung damals eine erhebliche Verſtimmung gegen 
die amtliche Statiſtik hervorrief, weil ſie ſich über ihre Zuſtändigkeit hinaus auf 
ein rein wiſſenſchaftliches Gebiet begeben hätten“. Neuerdings find ſeitens des 
Direktors des Kaiſer⸗Wilhelm⸗Inſtituts E. Fiſcher eine Reihe von Einzelſchriften 
über „Raſſen und Stämme, Volkstum und Familien im Deutſchen Volke“ unter 
dem Obertitel „Deutſche Naſſenkunde“ erſchienen, welche das Raſſenproblem nach 
dem jetzigen Stande der wiſſenſchaftlichen Erkenntnis behandeln und auch genüs 
gend großes ſtatiſtiſches Zahlenmaterial beibringen. Auf dieſem Wege wird die 
oben erwähnte repräſentative Darſtellung des deutſchen Raſſenguts wohl am 
beſten erreicht werden. 

Zur Beurteilung des allgemeinen „konſtitutionellen“ Zuſtandes 
der Bevölkerung diente in der Zeit der allgemeinen Wehrpflicht die Rekrutie⸗ 
rungsſtatiſtik. Nach Einführung der Arbeitsdienſtpflicht könnte eine entſprechende 
Statiſtik dieſelbe Aufgabe übernehmen, ähnlich wie das bereits ſeit langem in 
Bulgarien geſchieht. Sonſt beſchränkt ſich die Medizinalſtatiſtik im engeren Sinne 
auf die Feſtſtellung der Todesurſachen, der Häufigkeit einiger Infektionskrank⸗ 
heiten und auf die Krankenanſtaltsſtatiſtik, wobei die Irrenanſtalten und die 
Entbindungsanſtalten beſonders berückſichtigt werden. Ein allgemeines „Geſund⸗ 
heitsbarometer“ freilich iſt noch nicht vorhanden, zur Durchführung entſprechender 
Beobachtungen werden wohl erſt die vorgenannten Geſundheitsämter in der 
Lage ſein. 

Mit der eigentlichen Bevölkerungs⸗ und Medizinalſtatiſtik iſt ſachlich wie orga⸗ 
niſatoriſch eng verbunden die Statiſtik des Wohnungs⸗, Bau: und Sied⸗ 
lungsweſens. Die betreffenden Erhebungen ſind teils den allgemeinen 
Volkszählungen angegliedert, teils werden ſie als beſondere Wohnungszählungen 
durchgeführt, wie z. B. im Jahre 1927, teils handelt es ſich um laufende Nach⸗ 
weiſe über Bautätigkeit, Wohnungsvermittlung und Tätigkeit der Siedlungs⸗ 
ſtellen. Die entſprechenden Daten geben Aufſchluß über die Wohnungsverhältniſſe, 
den Wohnungsmarkt, über die, vorerſt noch recht langſame, Inbeſitznahme des 
deutſchen Bodens im Wege der landwirtſchaftlichen und Stadtrand⸗Siedlung und 
über die Beſitzbefeſtigung in Ausführung des Reichserbhofgeſetzes. 

Statiſtiſch verhältnismäßig ſchwer zu erfaſſen iſt die geiſtige Struktur 
des Volkstums, hier bleiben die Erhebungen weſentlich nur am Außerlichen 
haften. Immerhin zeigt die Unterrichtsſtatiſtik neben den üblichen Frequenzdaten 
auch den Lehrerfolg in Geſtalt der Prüfungsſtatiſtik an, die kirchliche Statiſtik, die 
Muſeums⸗, Bibliotheks⸗, Theater⸗ und Lichtſpielhaus⸗Statiſtik weiſen die Be⸗ 
nutzung der betreffenden Einrichtungen nach, die Statiſtik der Leibesübungen 
könnte ebenfalls in Richtung einer „Erfolgsſtatiſtik“ ausgebaut werden, was 
hoffentlich auch bald hinſichtlich einer Statiſtik des Arbeitsdienſtes und der Lei⸗ 
ſtungen der NS.⸗Gemeinſchaft „Kraft durch Freude“ der Fall ſein wird. 

Der ſittliche Zuſtand des Volkes kann weſentlich nur über die nega⸗ 
tiven Außerungen — als Kriminalität — erfaßt werden. Die Ausgliederung nach 
einzelnen Straftaten in Verbindung mit Geſchlecht, Alter und Beruf gibt ſchon 
jetzt bedeutſame Aufſchlüſſe, doch wären gerade hier weitgehendere Feſtſtellungen 
nach raſſiſcher Zugehörigkeit, erblicher Belaſtung uſw. ſehr am Platze. 


17 Die bayeriſche Jugend nach der Farbe der Augen, Haare und Haut, Zeitſchrift des 
Bayer. Statiſtiſchen Landesamtes 1875 S. 273 ff. — Geſchichte der neueren bayeriſchen 
Statiſtik, Heft 86 der Beiträge zur Statiſtik Bayerns, München 1914 S. 133. 
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II. Wirtſchaft | 


In Nr. 25 des Programms der NSDAP. ift die Bildung von Stände⸗ und 
Berufskammern vorgeſehen. Dieſe Forderung umſchließt die Dreigliederung 
der Arbeit in Menſchenführung, Betriebsführung und Berufsführung, entſprechend 
den immateriellen Kategorien der Seele, des Leibes und des Geiſtes is. Über 
mannigfache Deutungen und Auffaſſungen dieſer ſchwierigen Aufgabe hinweg ſind 
inzwiſchen folgende große Rahmengebilde geſchaffen worden: für die Menſchen⸗ 
führung: die Deutſche Arbeitsfront, für die Betriebsführung: der Reichsnährſtand 
und die Organiſation der gewerblichen Wirtſchaft, für die Berufsführung: der 
Reichsbund der deutſchen Beamten, die Reichskulturkammer, der Bund national- 
ſozialiſtiſcher deutſcher Juriſten. Dieſe Gebilde umſchließen ſämtliche im Deutſchen 
Reich erwerbstätigen Perſonen und ſämtliche Betriebe, denen die betreffenden 
Erwerbstätigen angehören. Damit tut ſich ein geradezu gigantiſches Feld der 
Maſſenbeherrſchung auf, denn „die komplizierte und feingliedrige Konſtitution 
unſeres hochwertigen Wirtſchaftskörpers, die mannigfaltige Verſchiedenheit der 
Betriebsformen, der Leiſtungsarten, der Erzeugungs⸗, Verteilungs⸗ und Ver⸗ 
brauchsbedingungen eröffnet einen Fragen⸗ und Problembereich von zunächſt faſt 
unüberſehbaren Ausmaßen“ e. Hier bieten die Ergebniſſe der Berufs: und Be: 
triebszählungen, ſpeziell diejenigen der letzten Zählung vom 16. Juni 1933, ent⸗ 
ſprechende Anhaltspunkte. Die weitgehende Untergliederung der Berufsſtatiſtik in 
99 Wirtſchaftszweige und 260 Einzelberufe, der landwirtſchaftlichen Betriebs⸗ 
ſtatiſtik nach Größenklaſſen der Betriebsflächen, unter Hervorhebung der erbhof⸗ 
berechtigten Betriebe und beſtimmter Betriebstypen (roggen⸗, weizenbauende 
Betriebe, Weidebetriebe, Forſtbetriebeꝛb), der gewerblichen Betriebsſtatiſtik nach 
Größenklaſſen der Belegſchaft und 672 Gewerbearten liefern wohl alle nur denk⸗ 
baren Elemente für die ſachgemäße Eingliederung der Erwerbstätigen und 
Betriebegruppen in die vorgenannten Organiſationen. Hinzukommt, daß die Er⸗ 
werbstätigen und Betriebsangehörigen von jeher nach der arbeitstechniſchen 
Abſtufung (z. B. nach Betriebsleitern, mithelfenden Familienangehörigen, Ange⸗ 
ſtellten, Arbeitern) ausgegliedert werden, was ja der nationalſozialiſtiſchen Auf⸗ 
faſſung voll entſpricht, keineswegs aber nach irgendwelchen Geſichtspunkten der 
bürgerlich⸗geſellſchaftlichen Wertung, des Einkommens oder der Klaſſenzugehörig⸗ 
keit im marxiſtiſchen Sinne. 

Freilich benötigen dieſe Organiſationen noch zahlreiche weitere Daten ſpeziell 
berufsſtändiſcher Natur, wie fie ihnen weder die Berufs- und Betriebszählungen 
noch die frühere Verbands⸗ und Gewerkſchaftsſtatiſtik bieten können. Zu dieſem 
Zweck ſind ſeit dem Sommer 1934 entſprechende Erhebungen ſeitens der Reichs⸗ 
betriebsgemeinſchaft der Deutſchen Arbeitsfront und des Reichsnährſtandes im 
Gange. Es wäre dankenswert, wenn dieſe Erhebungen ebenfalls ſtatiſtiſch nutzbar 
gemacht würden, und zwar, wenn möglich, unter Mitwirkung der amtlichen 
Statiſtik. 

Mit der Aufgabe der Menſchenführung iſt der Arbeitsfront — im Benehmen 
mit den Treuhändern der Arbeit — zugleich das Geſamtgebiet der Sozialpolitik 
übertragen worden. Dementſprechend wurde durch das Geſetz zur Ordnung der 
nationalen Arbeit vom 20. Januar 1934 das Schwergewicht der ſozialpolitiſchen 


1s G. Feder. Die Dreigliederung der deutſchen Arbeit, Nationalſozialiſtiſches Jahrbuch 
1934 S. 190 ff. 

1 H. Buchner auf der Tagung der „Arbeitsgemeinſchaft für ſtändiſchen Aufbau“, Be: 
zirksgruppe Bayern, am 16. Juni 1934 in München. 

2 Die nähere Kenntnis dieſer Betriebstypen iſt von beſonderer Bedeutung für die 
Tätigkeit der mit Verordnung vom 14. Juli 1934 geſchaffenen Hauptvereinigung der 
deutſchen Getreidewirtſchaft. 
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Leiſtungen in den Betrieb gelegt. Die Arbeitsfront wird danach in Zukunft als 
wichtiger Konſument der ſozialpolitiſchen Statiſtik erſcheinen. Zunächſt 
handelt es ſich dabei um die ſchon recht ausgiebig entwickelte Statiſtik des 
Betriebsſchutzes, der Selbſthilfeeinrichtungen und des Lohnweſens. Hier zeigt 
die Gegenüberſtellung der Nominallöhne bzw. der tatſächlichen Arbeitsverdienſte 
und der Lebenshaltungskoſten (hergeleitet von der Preisſtatiſtik) den Stand der 
Reallöhne an. Damit wird die für die ſozialiſtiſche Seite unſeres Programms 
lebenswichtige Frage beantwortet, ob auskömmliche Arbeitsverdienſte vorhanden 
ſind oder nicht, ob eine „Gewinnbeteiligung“ des einzelnen an der nationalen 
Geſamtproduktion jtattfindet?!. Die Reallohnſtatiſtik gibt alſo der Staatsführung 
entſprechende Hinweiſe auf die Notwendigkeit lohn⸗ und preispolitiſcher Maß⸗ 
nahmen. 

Weitere Aufgaben der Sozialpolitik liegen bei der Sozialverſicherung, der 
NS.⸗Volkswohlfahrt und der noch durchzuführenden, in 8 15 des Programms vor: 
geſehenen, Altersverſorgung. Hier bietet die gut ausgebildete Statiſtik der jetzigen 
Zweige der Sozialverſicherung, der Volkswohlfahrt und Fürſorge die nötigen 
Unterlagen. 

Ob die Regelung der Arbeitsvermittlung in Zukunft bei den Arbeitsämtern 
bleiben oder auch auf die Arbeitsfront übergehen wird, iſt vorerſt noch ungeklärt, 
jedenfalls bietet die Arbeitsmarktſtatiſtik den unentbehrlichen und ſchnell ver⸗ 
fügbaren Maßſtab für die Erkenntnis der Arbeitsmarktlage, für die Erfolge der 
„Arbeitsſchlacht“. 

Die den wirtſchaftlichen Organiſationen übertragene Betriebsführung bedeutet 
zugleich die Übertragung der wirtſchaftlichen Verwaltung. Dazu gehört genaue 
Kenntnis der allgemeinen Struktur des wirtſchaftlichen Aufbaus, 
worüber die ſchon genannten Daten der Betriebszählungen unterrichten. Dort 
finden ſich auch die wichtigſten Nachweiſe über die Arbeitsverfaſſung und die 
techniſche Ausrüſtung der Betriebe. Ferner gibt die gewerbliche Betriebszählung 
Aufſchluß über die Rechtsform der Unternehmungen; dieſe Statiſtik läßt, ergänzt 
durch die Spezialſtatiſtik der Aktiengeſellſchaften, der Geſellſchaften m. b. H. und 
A Genoſſenſchaften, den Grad der Vergeſellſchaftung annähernd er- 
ennen. | 

Weiter hinein in das zinskapitaliſtiſche Syſtem leuchten die Anleihe: und Emiſ⸗ 
ſionsſtatiſtik und die Statiſtik der Spar: und Bankeinlagen??. Auch an Hand der 
Preisſtatiſtik ſind gewiſſe diesbezügliche Rückſchlüſſe möglich. Die letzte Erkenntnis 
freilich, wieweit die Geldwirtſchaft der volkswirtſchaftlichen Bedarfsdeckung dient 
und wieweit ſie im Dienſte privatkapitaliſtiſcher Rentabilitätsbeſtrebungen ſteht, 
kann auf Grund rein ſtatiſtiſcher Unterſuchungen ſchwerlich gewonnen werden. 

Am bedeutſamſten für die Tätigkeit der wirtſchaftlichen Verwaltung ſind die 
Produktions-, Abſatz⸗, Verkehrs⸗ und Verbrauchsſtatiſtik, denn fie bieten die Grund: 
lage für die Maßnahmen der Marktregulierung und Marktüberwachung. 

Indeſſen ſind die hier erforderlichen Unterlagen nur hinſichtlich der Außen⸗ 
handelsſtatiſtik vollbefriedigend vorhanden. Die Produktionsſtati⸗ 
ſt i k, welche ſich früher vorwiegend auf die landwirtſchaftliche Erzeugung und die 
Montaninduſtrie beſchränkte, iſt zwar in den letzten Jahren erheblich weiter aus⸗ 
gebaut worden, ſie umfaßt aber noch nicht die geſamte gewerbliche Erzeugung, und 
die Statiſtik des Binnenhandels iſt vorerſt noch recht beſcheiden entwickelt. 

Die Verkehrsſtatiſtik gibt ausführlichen Aufſchluß über die vorhandenen 
Verkehrsmittel, hinſichtlich der Verkehrsleiſtungen aber zeigt ſie noch große Lücken. 

21 Das Programm der NSDAP. S. 58/59. 

22 Vgl. „Kapitalbildung und Inveſtationen in der deutſchen Volkswirtſchaft“ 1924 bis 
1928, Sonderheft 22 des Inſtituts für Konjunkturforſchung 1931. 
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So bleiben bei der Güterverkehrsſtatiſtik die Güter unter 500 kg außer Betracht, 
die Syſtematik iſt lediglich auf Maſſenware zugeſchnitten, es werden nur Mengen;, 
aber keine Wertangaben geboten. Bei der Kraftfahrzeugſtatiſtik fehlen Nachweiſe 
über den Güterverkehr überhaupt, ſie werden ſich wohl erſt nach Eröffnung des 
Autobahn⸗Verkehrs gewinnen laſſen. Hinſichtlich des Paketverkehrs der Poſt liegen 
nur Stückzahlen vor. 

Demgegenüber bietet die Statiſtik des Fremdenverkehrs mit ihrer Aus⸗ 
dehnung auf bald alle Fremdenplätze des Reichs, mit Ausgliederung der Fremden 
nach ihrer örtlichen Herkunft, mit Feſtſtellung auch der Übernachtungen neben den 
bloßen Kopfzahlen ein faſt erſchöpfendes Bild dieſes für unſere Zahlungsbilanz 
wie für unſere gegenſeitige menſchliche Fühlungnahme wichtigen Verkehrszweiges. 

Hinſichtlich der Verbrauchsſtatiſtik ſtehen die Erhebungen über Wirt⸗ 
ſchafts⸗ bzw. Haushaltungsrechnungen zur Verfügung. Aus ihnen dürften ſich 
allmählich einwandfreie Anhaltspunkte zur Beurteilung der tatſächlichen — von 
phyſiologiſchen und moraliſchen Erwägungen unbeeinflußten — Dringlichkeit der 
verſchiedenen Gebrauchsgüter gewinnen laſſen. 

Immerhin läßt ſich an Hand dieſer Daten eine annähernde Abgrenzung 
des Binnenmarkt⸗ Volumens gegenüber dem Außenmarkt⸗ 
Volumen vornehmen. Das geſchieht in der Hauptſache durch Gegenüberſtellung 
der Daten des binnenländiſchen Güterverkehrs (zu Bahn und Waſſer) zu denen 
der Ausfuhrſtatiſtik. So verführen die Reichswirtſchafts⸗Enquete in ihrem Bericht 
„Die innere Verflechtung der deutſchen Wirtſchaft“ (1931), vor ihr A. Steinmann⸗ 
Bucher (Der innere Markt, Berlin 1928) und das Statiſtiſche Reichsamt (Stati⸗ 
ſtiſches Jahrbuch für das Deutſche Reich 1934 S. 194). Weitere Berechnungen 
beziehen ſich lediglich auf die Induſtrie. Auf dieſem Gebiete liegen vor die Arbeiten 
des „Inſtituts für Konjunkturforſchung“ über den Auslandsabſatz der deutſchen 
Induſtrie in den Jahren 1925 und 1927, wobei teils von der Produktionsſtatiſtik, 
teils von den Lohnſummen ausgegangen wird. Neuerdings hat das genannte 
Inſtitut die Exportquote der geſamten Sachgüterproduktion ſowie der ſpeziellen 
Induſtrieproduktion auf Grund von Produktions: und Ausfuhrwerten errechnet 
(Vierteljahrshefte zur Konjunkturforſchung 1933 Heft 2 Teil A S. 101)“. 

Was die binnenwirtſchaftlichen Marktbeziehungen anlangt, 
ſo ſind dieſe an Hand der vorliegenden ſtatiſtiſchen Unterlagen unterſucht worden 
im genannten Enquete-Beridt: „Die innere Verflechtung der deutſchen Wirtſchaft“ 
und im Aufſatz des Präſidenten des Bayeriſchen Statiſtiſchen Landesamts F. Zahn 
„Volkswirtſchaft — Volksgemeinſchaft“?s. Es gelangt dabei die wirtſchaftliche Ver: 
flechtung nach ihrer ſachlichen wie nach ihrer räumlichen Seite zur Darſtellung. 
Beſondere Beachtung beanſprucht der nähere Nachweis der gegenſeitigen Verbun⸗ 
denheit von agrariſcher und nichtagrariſcher Wirtſchaft und der verſchiedenen land⸗ 
wirtſchaftlichen und gewerblichen Wirtſchaftszweige untereinander, ferner die Glie— 
derung des Reichs in Lieferungs- und Bedarfsgebiete mannigfachſter Art. Wenn 
die Kenntnis dieſer ſachlich nachweisbaren Beziehungen und Abhängigkeiten erſt 
einmal tiefer ins Volk eingedrungen iſt, kann ſie in vorzüglicher Weiſe zum Aus— 
gleich der verſchiedenen Intereſſen- und wirtſchaftlichen Gegenſätze beitragen und 
die große Aufgabe der nationalſozialiſtiſchen Staatsführung erleichtern, welche der 
Führer in ſeiner Regierungserklärung vom 31. März 1933 mit folgenden Worten 
umſchrieb: „Aufbauen wollen wir eine wahre Gemeinſchaft aus den deutſchen 
Stämmen, aus den Ständen, den Berufen und den bisherigen Klaſſen. Sie ſollen 


23 F. Zahn, Statiſtik des Binnenmarktes. Session de l'Institut International de Statis- 
tique, Madrid 1931 S. 6. 

1 F. Zahn, Bericht der Kommiſſion über die Statiſtik des Binnenmarktes, XXIIe Session 
de l'Institut International de Statistique, London 1934. La Haye 1934 ©. 7/8. 

25 Zeitſchrift des Bayer. Statiſtiſchen Landesamtes 1933 S. 151 ff. 
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zu jenem gerechten Ausgleich der Lebensintereſſen befähigt ſein, den des geſamten 
Volkes Zukunft erfordert. Aus Bauern, Bürgern und Arbeitern muß werden ein 
deutſches Volk.“ 

Endlich vermittelt einen Geſamtüberblick des Volkswohlſtandes die Statiſtik des 
Volksvermögens und des Volkseinkommens, abgeſtuft nach Vermögens⸗ und Ein⸗ 
kommensgrößenklaſſen, wie ſie ſich an Hand der Steuerſtatiſtik darſtellt. Für die 
Neuordnung des Steuerweſens in familienpolitiſchem Sinne, wonach weniger das 
Einkommen, als die Kopfzahl der Familie maßgebend iſt, wird die Bereitſtellung 
der vorerwähnten ns Daten mit beſonderer Dringlichkeit 
benötigt. 


III. Staat und Partei 


i es eine Statiſtik gibt, pflegt auch ihr eifrigſter Benutzer, der Staat, 
ſich ſelbſt unter ſtrenge ſtatiſtiſche Kontrolle zu ſtellen. Eine allgemeine Statiſtik 
der Staatsbeamten ſowie des ſonſtigen Perſonals im öffentlichen Dienſt wird ſtets 
geführt. Neue Nachweiſe ſtänden ſeit der Erhebung zur Durchführung des Geſetzes 
zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums vom 7. April 1933 zur Verfügung, 
die zum Teil auch in den Bereich der genealogiſchen Familienſtatiſtik fallen. 

Desgleichen pflegen ſich der Staat und die ſonſtigen öffentlichen Körperſchaften 
über ihre eigene Tätigkeit in Verwaltung und Rechtspflege fortlaufend zu unter⸗ 
richten. Ferner werden die Ergebniſſe von Wahlen und Volksabſtimmungen ſtets 
ſtatiſtiſch ausgewertet. 

Ein beſonders intereſſantes Kapitel bildet die Statiſtik der öffentlichen Finan⸗ 
zen. Sie läßt insbeſondere erkennen, wie im Zuſammenhalt von Statiſtik der 
öffentlichen Anleihen, Statiſtik des Steueraufkommens und der Steuerbelaſtung 
und Preisſtatiſtik die von Gottfried Feder aufgezeigte „verhängnisvolle Verflech⸗ 
tung: Zins — Steuer — Teuerung“ in Erſcheinung tritt ??. Von größter Bedeu⸗ 
tung iſt hier der Umfang der Auftragserteilungen der öffentlichen Hand an die 
Privatwirtſchaft wie der öffentlichen Arbeiten in eigener Regie. Bekanntlich ſind 
die Erfolge in den Arbeitsſchlachten des letzten Jahres im weſentlichen der ſtaat⸗ 
lichen Initiative zu verdanken. 

Iſt die Statiſtik des Staates im allgemeinen befriedigend entwickelt, ſo kann 
das hinſichtlich der NSDAP. leider nicht behauptet werden. Über Stand und Be⸗ 
wegung der Mitglieder verlauten nur gelegentliche abgerundete Schätzungen, auch 
das Nationalſozialiſtiſche Jahrbuch bringt nicht einen einzigen ſtatiſtiſchen Nach⸗ 
weis. Dabei wäre eine Ausgliederung der vorhandenen, der eintretenden und 
ausſcheidenden Mitglieder nach Geſchlecht, Alter, Beruf von größtem Intereſſe und 
an Hand der Kartei einwandfrei durchführbar, und zwar dürfte es ſich dabei nicht 
nur um die eigentlichen Parteigenoſſen handeln, ſondern auch um die Angehö⸗ 
rigen der SA., der SS., der HJ., des Jungvolks, des BDM., der Frauenſchaft, des 
NS. ⸗Studentenbundes. Auf das bezüglich der PO. geſammelte genealogiſche Ma⸗ 
terial wurde bereits hingewieſen. Ferner verdienen die Geſchäftsergebniſſe und 
die vielſeitige Tätigkeit der Partei eine ſorgfältige ſtatiſtiſche Regiſtrierung. So 
werden z. B. bei den Nürnberger Parteitagen die dort verſammelten Menſchen⸗ 
mengen diſziplinär, verkehrs⸗ und verpflegungstechniſch glänzend beherrſcht, aber 
ſtatiſtiſch nur ganz unzureichend erfaßt. Das könnte durch Einführung eines ein⸗ 
fachen Meldeformblatts, deſſen Ausfüllung im Wege der Parteidiſziplin zu ſichern 
iſt, und ſeine ſachgemäße ſtatiſtiſche Auswertung leicht gebeſſert werden. 

Anderſeits bedient ſich die NSDAP. ſeit langem der Statiſtik, vorzugsweiſe 
der ſtatiſtiſch⸗graphiſchen Darſtellung, in erfolgreicher Weiſe. Es ſei nur erinnert 


= G. geder, Der deutſche Staat auf nationaler und ſozialer Grundlage, 9. A. 1932, 
eite 139 
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an die von zahlreichen Verſammlungsrednern gezeigten eindrucksvollen Kurven 
der Arbeitsloſigkeit, an die dem Vortrag „Das deutſche Volk in Blut und Boden“ 
(Herbſt 1933) beigefügten vorzüglichen Diagramme, endlich an die reichhaltige 
Ausſtattung der Ausſtellung „Deutſches Volk — deutſche Arbeit“ mit ſtatiſtiſchen 
Zeichnungen und Tabellen, namentlich in den Abteilungen „Raſſe in Not“ und 
„Deutſche Arbeit“. 


C. Schluß 


Nach den obigen Darlegungen, die noch vielfacher Erweiterung fähig wären, 
erſcheint die Statiſtik nicht nur für die Staatsführung überhaupt, ſondern gerade 
für die nationalſozialiſtiſche Staatsführung mit ihren weitreichenden und eigen⸗ 
beſtimmten Aufgaben in Geſetzgebung und Verwaltung unentbehrlich. Die Bevöl⸗ 
kerungs⸗, Familien⸗ und Raſſenpolitik, die wirtſchaftliche und ſozialpolitiſche Ver: 
waltung, die Reichsplanung und die Neugliederung des Reichs ſind ohne ent⸗ 
ſprechende ſtatiſtiſche Unterlagen gar nicht durchführbar. Anderſeits hat ſich ge⸗ 
zeigt, daß die Statiſtik nach ihrem heutigen Stande den Anforderungen, die das 
Dritte Reich an ſie ſtellen muß, vielfach noch nicht voll genügt. Entſprechende Um⸗ 
ſtellungen und Ergänzungen ſind jedoch, wie auch eingangs bemerkt, ſchon im 
Gange, ſo daß die deutſche Statiſtik wohl über kurz oder lang ein ſcharf geſchlif⸗ 
fenes Inſtrument für die geiſtige Maſſenbeherrſchung und Maſſenführung ſein wird. 

Die ſtatiſtiſche Wiſſenſchaft erfährt damit ſchneller und ausgiebiger als die übri⸗ 
gen Zweige der Sozial- und Wirtſchaftswiſſenſchaft die Wiedereinordnung in den 
urſprünglichen Gemeinſchaftszuſammenhalt. Sie wird nach wie vor die ihr eigen⸗ 
tümliche Methode der Abſtraktion und Iſolierung anwenden, aber nachdrücklicher 
als bisher ihre Forſchungsergebniſſe untereinander verbinden und ſie zum Ge⸗ 
meinſchaftszweck in Beziehung ſetzen, gemäß der Weisheitslehre Goethes aus den 
Wanderjahren: „Ich betrachte alle Erſcheinungen als unabhängig voneinander 
und ſuche ſie gewaltſam zu iſolieren, dann betrachte ich ſie als Korrelate und ſie 
verbinden ſich zu einem entſchiedenen Leben.“ 

Philipp Schwartz 
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Völkerrecht 


en Google 


Volk, Nation und Voͤlkerrecht 


1. 


Die Frage nach der Natur der durch das Völkerrecht gebundenen, die Völker 
rechtsgemeinſchaft konſtituierenden Subjekte ſtand und ſteht im Mittelpunkt nie 
abreißender, je nach den verſchiedenen Standpunkten verſchieden beantworteter 
Unterſuchungen. Der Name „Völker“⸗Recht enthält zunächſt den Hinweis auf die 
Tatſache, daß die Geſamtheit der unter dieſer Bezeichnung zuſammengefaßten 
Normen ſich an beſonders geartete Rechtsunterworfene wendet. Streit ſetzt ein, 
wenn es ſich um die Beſtimmung der Eigenart der Völkerrechtsadreſſaten handelt. 
Der deutſche Ausdruck „Völkerrecht“ erſchwert nun eher die Interpretation als er 
ſie erleichtert. Völkerrecht, ſo denkt man, heißt offenſichtlich das das Leben der 
„Völker“ beſtimmende Recht, wobei man an die vom Sprachgebrauch damit ge⸗ 
meinten Seinsgrößen, jedenfalls nicht ohne weiteres an Staaten denkt. Sieht man 
aber auf die Praxis und öffnet man ein Lehrbuch, ſo erfährt man (etwa bei Liſzt⸗ 
Fleiſchmann): „Nur die Staaten ſind Subjekte des Völkerrechts, Träger von völker⸗ 
rechtlichen Rechten und Pflichten.“ Wir ſtehen damit vor der erſtaunlichen Tatſache, 
daß anſcheinend die Adreſſaten der Normen des „Völker“⸗Rechts gar nichts mit den 
Größen zu tun haben, die dieſer Bezeichnung entſprechen würden. Die entſprechenden 
fremdſprachigen Ausdrücke: droit inter national public, Inter national Law. 
diritto inter nazionale zeigen, daß im Franzöſiſchen, Engliſchen und Italieniſchen 
an Stelle des Begriffs Volk der Begriff Nation zum Ausgangspunkt genommen 
wird. (Wobei aber der im Italieniſchen geläufige Ausdruck «diritto delle genti» 
analoge Schwierigkeiten aufwirft.) Nun iſt aber gerade dem europäiſchen Gegen⸗ 
wartsbewußtſein der Unterſchied von Völkern und Staaten von unbeſtreitbarer 
und weſentlicher Evidenz, und ebenſo iſt die Tatſache geläufig, daß die vom Staat 
unterſchiedenen Völker und Volksgruppen für ſich unmittelbar Rechte in Anſpruch 
nehmen und ſich auch als Rechtsſubjekte proklamieren. Und ſo ſtellt ſich auch von 
hier aus die Frage, ob die Völkerrechtsordnung ſich wirklich als reine und aus⸗ 
ſchließliche Staatenrechtsordnung begreifen kann, ob nicht darüber hinaus die 
Exiſtenz von Völkern und Volksgruppen einen für das zeitgenöſſiſche Völkerrecht 
weſentlichen und nicht zu übergehenden Tatbeſtand bildet. 

Und ſo kann man die ſowohl vom Sprachlichen wie von der politiſchen Bewußt⸗ 
ſeinslage der Gegenwart her auftauchenden Schwierigkeiten auf die Frage bringen, 
ob es Regeln gibt, welche die Natur der Völkerrechtsſubjekte feſtſetzen, und zwar 
nicht in einem formal⸗juriſtiſchen Sinne. Hier handelt es ſich nicht um die Frage, 
welche konkreten Verpflichtungen beſtimmte organiſierte Gruppen übernehmen 
müſſen, um als Völkerrechtsſubjekte anerkannt zu werden. Die Frage iſt vielmehr 
ſozuſagen präjuriſtiſcher Natur. Gibt es Regeln für die ſoziologiſchen Eigenſchaften, 
die gewiſſe Gruppen mitbringen müſſen, um in den Kreis der Anwärter auf 
Völkerrechtsſubjektivität eintreten zu können? Regeln, die von vornherein be⸗ 
ſtimmte Gebilde zu einer Völkerrechtsfähigkeit berufen und andere davon aus⸗ 
ſchließen? Die Frage betrifft ſomit die Legitimität einer jeweiligen konkreten 
Staatengeſellſchaft. 
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Dieſe Frageſtellung geht dabei von einem Dualismus aus. Sie ſcheidet Volk und 
Staat und, ausgehend von der Bezeichnung „Völker“⸗Recht fragt ſie danach, ob 
nicht vom Begriff des Volkes aus ein direkter Zuſammenhang mit dem „Völker“ 
Recht beſteht. Es iſt dabei klar, daß hierbei alles weitere von der Grundbeſtimmung 
des Volksbegriffs abhängt. Dementſprechend find auch die Antworten verſchieden 
ausgefallen, je nach der grundſätzlichen Begriffsbeſtimmung des Volkes. 

Geſchichtlich geſehen, taucht dieſe Volk und Staat unterſcheidende Betrachtungs⸗ 
weiſe politiſch bedeutſam mit der Franzöſiſchen Revolution auf. So abweichend im 
einzelnen die politiſchen Theoretiker dieſer Epoche auch ſein mögen, gemeinſam iſt 
allen, daß ſie den Staat grundſätzlich vom „Volk“ unterſcheiden und von da aus 
zu ganz neuen Auffaſſungen gelangen. „Staat“ iſt ihnen der vom abſoluten Fürſten 
aufgebaute und ihm dienſtbare Apparat. Ihr Angriff richtet ſich gegen dieſen ab⸗ 
ſoluten Monarchen und den ihm dienſtbaren Staat, gegen die berühmte Formel 
«l' Etat c'est moi», aljo gegen die Abſorbierung alles Offentlichkeitsmomentes in 
der und durch die Perſon des Monarchen, deren direkte Folge die Umwandlung 
des Herrſchaftsunterworfenen in einen bloßen und ausſchließlichen „Untertan“ 
oder Fürſtendiener war. Der Gegenangriff erfolgt eben von dieſem Punkt aus; 
von einer Neubeſtimmung und Wiedererinnerung an Menſchenwürde und an 
unverlierbare Freiheit des einzelnen wird der abſolute Monarch und der abſolu⸗ 
tiſtiſche Staatsapparat theoretiſch und praktiſch verneint, das Volk in den Mittel⸗ 
punkt geſetzt. Am ſchärfſten formuliert dieſe neue Auffaſſung Rouſſeau («Contrat 
Social», Buch I, Kapitel 6), wo er von der Wirkung des Sozialvertrages handelt. 
An Stelle der Einzelperſon jedes Vertragſchließenden, führt er aus, bringt dieſer 
Akt der Verbindung einen moraliſchen und kollektiven Körper hervor, welcher 
durch dieſen ſelben Akt ſeine Einheit, ſein gemeinſames Ich, ſein Leben, ſeinen 
Willen empfängt. Dieſe öffentliche Perſon, welche heute Republik oder politiſcher 
Körper heißt, wird von ſeinen Gliedern Staat genannt im paſſiven Zuſtand, ſou⸗ 
verän im aktiven Zuſtand und Macht, wenn man ihn mit anderen vergleicht. Seine 
Glieder führen den Namen Volk als Kollektivität, den Namen Bürger 
als einzelne, inſofern ſie an der ſouveränen Autorität teilhaben, und Untertanen, 
inſofern ſie den Staatsgeſetzen unterworfen ſind. 

Der politiſche Verband darf nicht das Weſen und die Würde der Einzelperſon 
mit Füßen treten. Die Wiederherſtellung der Mannesehre und ihre Anerkennung 
durch den Staat war eine der Hauptforderungen jener Epoche, welche noch den 
Verkauf von „Untertanen“ an fremde Fürſten durch den eigenen Landesherrn 
geſehen hatte. Nicht der Fürſt iſt Selbſtzweck, ſondern das „Volk“. Von der Weſens⸗ 
beſtimmung des einzelnen aus ergibt ſich auch die Begriffsbeſtimmung dieſes 
„Volkes“. Von „Volk“ kann man nur dort reden, wo ein politiſcher Verband nach 
Grundſätzen regiert wird, welche Ehre und Würde des einzelnen reſpektieren: in 
abſolutiſtiſchen Fürſtenſtaaten gibt es kein „Volk“, ſondern nur eine Herde von 
Untertanen. Die auch im 19. Jahrhundert fo bedeutſam gewordene Gegenüber: 
ſetzung Volksſtaat und Obrigkeitsſtaat hat hier ihre ideengeſchichtliche Wurzel. 

Dieſe Auffaſſung berührt zunächſt noch nicht die Frage der Staatenbeziehungen 
und Völkerrechtsgemeinſchaft. Aber ſie birgt doch einen Totalanſpruch, der ſich bei 
tiefergreifenden politiſchen Konflikten äußern muß. Sie verneint bedingungslos den 
abſolutiſtiſchen Fürſtenſtaat. Für ſie iſt nur der Staat legitim, in welchem es 
„Volk“ gibt, nicht bloß und ausſchließlich Untertanen. Damit iſt aber der damaligen 
Staatswirklichkeit grundſätzlich das Urteil geſprochen. Nimmt man dazu die damals 
von den liberalen und demokratiſchen Theoretikern allgemein angenommene Theſe 
hinzu, daß Kriege nur oder faſt allgemein nur durch Ehrgeiz, Unverträglichkeit 
oder Neid der Fürſten entſtehen, die Völker dagegen als ſolche keinerlei kriegeriſche 
Neigungen beſäßen, ſo ſind die Hauptelemente der ideologiſchen Propaganda der 
erſten franzöſiſchen Republik während ihres Kampfes gegen die monarchiſche 
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Koalition Europas von 1792 bezeichnet. Das normative Element des oben ent: 
wickelten Volksbegriffs tritt jetzt plötzlich nicht minder hervor wie ſein Einfluß 
auf die Struktur der Völkergemeinſchaft. Nur diejenigen Staaten können nach der 
neuen Doktrin Mitglieder der Völkerrechtsgemeinſchaft ſein, welche, rund geſprochen, 
nach den Prinzipien des «Contrat Social» gebaut find. Nur „Volksſtaaten“, politiſche 
Körper alſo, die die Souveränität des Volkes zur Grundlage des Staates machen, 
haben in der Staatengemeinſchaft einen legitimen Platz. Alle anderen ſind 
„Tyrannien“, welche ſich von ſelbſt aus dieſer Gemeinſchaft ausſchließen. Daraus 
ergibt ſich ein neues völkerrechtliches Inſtitut. In allen dieſen „Tyrannen“ ⸗Staaten 
haben nämlich die Völker ein ſtändiges und unverjährbares Recht auf Revolution, 
ein Recht auf Vertreibung dieſer „Tyrannie“. Dieſem Recht entſpricht die Pflicht 
jener Staaten, welche bereits eine „vernünftige“ Staatsverfaſſung haben, zur 
Anterſtützung aller ſolchen Revolutionen. Die Pflicht heißt „demokratiſche Inter⸗ 
vention“ (ſie ſpielte eine bedeutſame Rolle in der Außenpolitik der erſten franzö⸗ 
ſiſchen Republik), und ſie erhält den Rang einer völkerrechtlichen Inſtitution. 

Die Forderung nach verfaſſungsgeſetzlicher Gleichartigkeit der Staaten, nach 
ſtruktureller Homogenität, welche (hier in der republikaniſch⸗demokratiſchen Form. 
ſpäter in der legitimiſtiſch⸗monarchiſchen Form) eine ſo große Rolle in der Völker⸗ 
rechtsgeſchichte des 19. Jahrhunderts ſpielte, erſcheint hier zum erſtenmal und iſt 
eine unmittelbare Folge dieſes Volksbegriffs. Und noch ein weiteres wichtigeres 
völkerrechtliches Inſtitut geht auf ihn zurück. 

Während das Inſtitut der demokratiſchen Intervention noch im Laufe des Krieges 
ſelbſt durch das Dekret Dantons vom 13. April 1793 aus der Völkerrechtspraxis 
geſtrichen wurde (und ſpäter nur ſporadiſch wiederkehrte), konnte ſich die zweite 
bedeutſame Folge der Anwendung dieſes Volksbegriffs auf das Völkerrecht durch⸗ 
aus behaupten. Wenn das Daſein eines legitimen politiſchen Körpers nicht ohne 
die Zuſtimmung der einzelnen möglich iſt, ſo iſt damit auch das Mittel der äußeren 
Abgrenzung der Staaten gefunden: im Inſtitut des Plebiſzits, der Volksabſtim⸗ 
mung. Anläßlich der Frage der Angliederung von Savoyen an die franzöſiſche 
Republik hat der Abbé Grégoire am 27. November 1792 vor der Nationalverſamm⸗ 
lung ſeine Grundgedanken entwickelt. Vorausſetzung des Plebiſzits iſt ihm die 
Souveränität des Volkes. Seine Außerung allein kann dann entſcheiden. Im kon⸗ 
kreten Falle bedeutet das die Forderung nach einer ungehinderten und unver⸗ 
fälſchten Stimmabgabe. So iſt ihm auch die entſprechende Feſtſtellung im Falle 
der Eingliederung Savoyens genügend, um den Übergang an Frankreich zu be⸗ 
gründen. 

Dieſe knappen Andeutungen zeigen, daß der oben entwickelte Volksbegriff nicht 
nur eine völkerrechtliche und völkerrechts⸗politiſche Bedeutung hatte, ſondern daß 
ſeine Verfechter überzeugt waren, von ihm aus nach einer durchgängigen Neuord⸗ 
nung einer ſtaatlichen — auch wo nötig der Grenzverhältniſſe — eine feſte und 
dauerhafte Ordnung für alle Zonen und Zeiten ſchaffen zu können. 


2. 


Die Erſchütterung dieſes Glaubens ging von jenen Größen aus, die in einem 
ſolchen politiſchen Weltbild keinen Platz gefunden hatten. Die Eigenart des eben ent⸗ 
wickelten Volksbegriffs liegt einmal in ſeiner innerpolitiſchen Ausrichtung und zum 
anderen in ſeiner anthropologiſchen Begründung. Die Art der polemiſchen Spannung, 
der politiſche Wille nach Erhebung des „Fürſtenknechts“ zum „Bürger“, nach Ver⸗ 
wandlung der „Untertanenmenge“ in ein „Volk“, bewirkt die (ſonſt völlig unver⸗ 
ſtändlichen) normativen Elemente dieſes Volksbegriffs, wie ſein völliges Abſehen 
von den wirklichen völkiſchen Verhältniſſen des damaligen Europas. Die politiſche 
Anthropologie der Zeit endlich kennt nur den „freien“, in ſich und der Vernunft 
beruhenden Menſchen, für den jede Art einer Bindung (alſo auch völkiſcher, 
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raſſiſcher, d. h. exiſtentieller Natur) unweſentlich ift. Jede Bindung kann nur von 
ihm ſelbſt gewollt ſein, ſoll ſie ſittlich beſtehen können. In dieſem politiſchen Welt⸗ 
bild fanden ſomit die vorgegebenen Bindungen und Gebilde, in denen der Menſch 
ſchon ohne ſein Zutun und Willen darinſtand, die ſein Sein und Weſen, ſeine Art 
und Richtung beſtimmen, keinen Platz. In dieſem franzöſiſchen Denken iſt „Volk“ 
die Einwohnermenge jedes beliebigen Staates, ſofern ſie im Staate beſtimmte 
Rechte beſitzt, welche aus dem Prinzip der Volksſouveränität folgen. Die Oppoſition 
gegenüber einem ſolchen Volksbegriff, eine Entgegenſetzung und damit ein ganz 
anders geartetes Idealbild auch der Struktur der Völkerrechtsgemeinſchaft mußte 
dort entſtehen, wo die politiſchen Impulſe ſich auf die Tatſache eines an ſich 
beſtehenden, unabhängig von dem Staatsganzen, ja im Gegenſatz dazu vorhandenen, 
in einem anderen Seinsgrund wurzelnden, „völkiſch“ verſtandenen Volkes bezogen. 
Und dieſe Oppoſition ſetzte eben dort ein, wo (nicht wie in Frankreich eine ver⸗ 
hältnismäßige Deckung von Volks⸗ und Staatsgrenzen beſtand, ſondern) gerade der 
Gegenſatz von lebendigem, völkiſchem Bewußtſein und ſtaatlicher Wirklichkeit das 
politiſche Denken entſcheidend zu ſeiner Bewältigung und Überwindung antrieb. 
Deutſchland und Italien waren der Schauplatz dieſer Entwicklung. Beide, wie man 
noch auf dem Wiener Kongreß höhniſch bemerkte, bloß geographiſche, nicht politiſche 
Begriffe. Deutſche wie Italiener, durch die napoleoniſchen Stürme aus der Lethargie 
ihres Daſeins aufgerüttelt, ſtolz auf eine große geſchichtliche Vergangenheit, ſicher 
in ihrem Glauben an eine glänzende Zukunft, begriffen ſich als eine völkiſche 
Einheit. Die Art dieſer Einheit und der ſie begründenden Bindungen iſt vom 
Staat durchaus unabhängig, übergreift und überdauert den Staat und wird 
ſchließlich geradezu als Grundlage und Rechtfertigung des ſtaatlichen Daſeins 
begriffen. 

Allerdings haben entſcheidende Verſchiedenheiten in der politiſchen Verfaſſung 
der beiden Völker auch eine folgenſchwere Verſchiedenheit in ihren Theorien über 
Volkstum und Staat zur Folge gehabt. Aus der Verwitterungsmaſſe des alten 
Deutſchen Reichs hatten ſich in Hfterreih und Preußen zwei Staaten heraus⸗ 
gebildet, die, zu Großmächten geworden, ſtaatlich beſtimmtes Sonderbewußtſein 
und Sondertradition ſchufen. Das deutſche Nationalgefühl als politiſche Größe 
mußte ſich daher im Kampf mit beiden Staatsweſen durchſetzen. Damit ſpaltet ſich 
aber auch die Theorie. Hegel mit ſeinem Primat des Staatlichen gegenüber dem 
Völkiſchen ſiegt und beſtimmt damit die ſtaats⸗ und völkerrechtspolitiſche Konzeption 
auch im ſpäteren Deutſchen Reich. Der zwar in einer gewiſſen Beziehung zu einem 
„völkiſch“ verſtandenen Volk ſtehende, aber keineswegs aus ihm allein geredt- 
fertigte, ja grundſätzlich und rangmäßig über ihm ſtehende Staat ſiegt in Deutſch⸗ 
land über das politiſche Volk. 

Ganz anders die Entwicklung in Italien. Hier gibt es nicht mehrere Teilſtaaten 
von wahrhaftem Staatsrang. Und jo kann ſich dort eine Lehre vom Volk und dar⸗— 
auf aufbauend vom Nationalſtaat bilden, deren Bedeutung gerade auf völkerrecht— 
lichem und außenpolitiſchem Gebiet liegt und deren Konzeption in weitem Maße 
auch für unſere politiſche Gegenwart beſtimmend ſind. Ausgangspunkt der italie— 
niſchen Staats- und Völkerrechtsdoktrin iſt eine von Vico herrührende geſchichts⸗ 
philoſophiſche Auffaſſung. Für unſer Bereich iſt hiervon weſentlich, daß er den 
weltgeſchichtlichen Geſamtprozeß als das Auftreten, Mit- und Nacheinander 
großer Völkerindividualitäten anſieht und damit ſchon dieſe Völker in die wid: 
tigſte hiſtoriſche Kategorie einreiht. P. S. Mancini, eines der Häupter der 
italieniſchen Völkerrechtsſchule, ſpäterer Außenminiſter, hat ſich in ſeiner wichtigſten 
Schrift ausdrücklich auf Vico bezogen!. Dieſe Auffaſſung wird nun weiter entwickelt. 
Von ihr aus ſind die Völker als die urſprünglichen und natürlichen Größen auch 
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die eigentlichen Subjekte des politiſchen Daſeins. Sie find von der Natur jelbit 
geſchaffen und abgegrenzt, in ihrer Eigenart gekennzeichnet und zuſammengefaßt, 
und die dazu gehörigen einzelnen erkennen ſich an der Sprache, den Sitten und 
Gebräuchen, am gleichen Fühlen und Denken, auch wenn ſie in verſchiedenen 
Staaten wohnen. Von hier aus folgt aber auch ein natürlicher Vorrang gegenüber 
den Staaten. Dieſe erſcheinen als die ſekundären, weil gemachten, künſtlichen 
Organiſationen, neben den Völkern, primären, gewachſenen Größen. Aus dieſem 
geſchichtsphiloſophiſchen und wertmäßigen Primat des Volkes als der großen, 
natürlichen Einheit folgt aber nun etwas Entſcheidendes für den Staat. Der Staat 
iſt nicht um ſeiner ſelbſt willen da und kann nicht losgelöſt oder nur unweſentlich 
mit einem fo verſtandenen Volk verbunden gedacht werden. Von dieſer Volksauf⸗ 
faſſung ergibt ſich ein neues Staatsverſtändnis und eine revolutionierende Auf⸗ 
faſſung der Völkerrechtsgemeinſchaft. Der Staat kann von hier aus nur als das 
Mittel eines Volkes verſtanden werden, d. h. negativ, ein Staat darf nur ein 
ſolches Volk umfaſſen und andererſeits das ganze Volk umfaſſen. In dieſem 
Punkte herrſcht in der italieniſchen Schule völlige Einmütigkeit, die ſich damit 
von den deutſchen Theorien abhebt, für die Volk und Staat immer verſchiedene 
Sphären bedeuten und ſich keineswegs decken müſſen. Roſſi z. B. faßt dagegen 
durchaus repräſentativ die italieniſche Anſicht dahin zuſammen: die politiſche Ver⸗ 
einigung zweier Völker, welche ſich verſchiedener Sprachen bedienen, iſt, ſolange 
dieſe Verſchiedenheit andauert, keine wirkliche, ſondern nur eine ſcheinbare?. Die 
politiſch und völkerrechtstheoretiſch beſtimmende Folgerung ſolcher Grundanſchau⸗ 
ung hat am radikalſten Mancini zu ziehen verſucht. Da eine ſolche Betrachtungs⸗ 
weiſe den abſtrakten Staat als eine tragfähige Baſis des internationalen Rechts 
ſowie der Völkerrechtsgemeinſchaft ausſchließt, proklamiert ſie als Ausgangs⸗ 
punkt des neuen Völkerrechts entſchloſſen die Nation, d. h. das ſeiner Einheit in 
Sprache, Sitten uſw. bewußte Volk. Zwar ſteht dem die politiſche Wirklichkeit 
entgegen. Aber wie die Theoretiker der Franzöſiſchen Revolution die Wirklichkeit 
der abſolutiſtiſchen Fürſtentümer vor dem Richterſtuhl der Vernunft als nichtig 
erklärt hatten, ſo auch Mancini und die Italiener die beſtehenden Staaten und 
Grenzverhältniſſe. Gegen die Wirklichkeit ſteht das Prinzip der Nationalität. 
Was beinhaltet es? Ausgehend von dem Primat des Volkes fordert es die 
Identität von Volk und Staat. Der Staat kann deshalb nur die Aufgabe haben, 
den Völkern die Erfüllung dieſer Aufgabe zu ermöglichen. Nur diejenigen 
Staaten erfüllen ihre Aufgabe und nur die allein ſind daher legitim, die die 
Form einer Nation und nicht mehr als einer Nation ſind. Die Subjekte 
dieſes neuen Völkerrechts, dieſes Diritto delle genti, ſind nicht mehr die Staaten, 
ſondern die Völker, die Nationen. Die Völkerrechtsgemeinſchaft iſt nicht mehr 
Staaten⸗ ſondern wahre Völkergemeinſchaft. Wie aber die künftige politiſche Wirk⸗ 
lichkeit der entgegengeſetzten Gegenwart der Wiener Kongreß⸗Ordnung Europas 
angleichen? Hier freilich ſind die Antworten dem Grad ihrer Deutlichkeit nach 
völlig verſchieden. Aber eine Meinung liegt doch allen zugrunde, daß jener neuen 
Form von Völkerrechtsgemeinſchaft, die dem Nationalitätsprinzip entſpricht, ein 
allgemeiner „Völkerbefreiungskrieg“ vorausgehen müßte, dem dann allerdings eine 
Art ewigen Friedens folgen würde. „Ich ſchließe“, ſagt Romagnoſi, „das Gleich⸗ 
gewicht unter den Mächten Europas wird ſo lange nicht hergeſtellt ſein, bis nicht 
jede Nation ihre Unabhängigkeit erlangt hat. Ich ſage, jede Nation, und wenn 
ich dies Wort anwende, ſo will ich damit eine Bevölkerung bezeichnen, welcher die 
Natur ſelbſt das Merkmal der geographiſchen und geiſtigen Einheit aufgedrückt 
hats.“ „Jede große Nation“, fügt Mamiani hinzu, „möge ſich die Freiheit er— 
kämpfen, entweder indem ſie den Fremdling vertreibt, der ſie bedrückt, oder indem 
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fie die zerſtreuten Glieder einander wieder nähert und jo an Kraft und Wohlſtand 
ins unendliche wieder zunimmt“.“ Die nationalen Befreiungskämpfe find nach 
Romagnoſi nur das Prinzip der Selbſterhaltung, angewendet auf das Völkerrecht. 
Allerdings iſt es die Meinung dieſer Autoren, daß dieſer allgemeine europäiſche 
Völkerbefreiungskrieg der letzte Krieg wäre. Denn merkwürdigerweiſe beſteht in 
dieſem Punkte eine über das Formale hinausgehende Übereinſtimmung mit den 
Ideologen der Franzöſiſchen Revolution. So wie dieſe die alleinige Kriegsurſache 
im böſen Willen der Fürſten geſehen hatten, ſieht ſie die italieniſche Völkerrechts⸗ 
ſchule in der unnatürlichen Verteilung der Völker auf verſchiedene Staaten. Einmal 
Staats: und Volksgrenzen in Übereinſtimmung gebracht, würde der Hauptanreiz 
zu Kriegen fehlen, da dieſer optimiſtiſchen Anſicht zufolge die Völker ſelbſt niemals 
den Wunſch haben, in einen fremdvölkiſchen Bereich einzugreifen. Hieraus recht⸗ 
fertigt ſich der geforderte allgemeine Befreiungskrieg als „letzter Krieg“. 

Es iſt außerordentlich bedeutſam, daß das utopiſche Moment, das ſowohl für die 
franzöſiſch⸗demokratiſchen wie auch für die italieniſch⸗national ſtaatlichen Theorien 
und ihre völkerrechtliche Anwendung bezeichnend iſt, jedesmal noch ihre eigenen 
Vorkämpfer und Vertreter zu einem entſcheidenden Widerruf genötigt hat. Die 
demokratiſche Interventionstheorie, die Konſequenz der Auffaſſung, daß nur auf 
der Volksſouveränität aufbauende Staaten Mitglieder der Völkerrechtsgemein⸗ 
ſchaft ſein könnten, wurde von Danton 1793 zurückgezogen mit der zwar ſehr rich⸗ 
tigen, aber für die Revolutionäre doch peinlichen Begründung, daß ſonſt auch die 
franzöſiſche Republik zum Eingreifen verpflichtet wäre, wenn es einigen Patrioten 
in China einfiele, ihren Kaiſer zu vertreiben und die Demokratie einzuführen. 
Und in Italien war es dem anerkannten Chef der Völkerrechtsſchule Mancini ſelbſt 
vorbehalten, als Miniſter des Auswärtigen 1873 die Konſequenzen ſeiner eigenen 
Doktrin abzulehnen. Der „Löſung“ der Nationalitätenprobleme auf die von der 
italieniſchen Völkerrechtsſchule entwickelte Weiſe iſt damit gerade von ihrem Haupt 
nachträglich das ſchärfſte Urteil geſprochen worden. Und heute ſagt der führende 
italieniſche Völkerrechtslehrer Anzilotti über Mancinis Beſtrebungen folgendes: 
Wenn man einen Idealgrundſatz der Gerechtigkeit aufſtellen will, ſo läßt ſich gegen 
die Berechtigung des Verfahrens nichts einwenden. Doch dieſe Berechtigung hört 
auf, wenn man dieſes Verfahren, auf welche Weiſe auch immer, in den Bereich 
des poſitiven Rechts zu übertragen ſucht. Subjekte des Völkerrechts ſind die Staa⸗ 
ten, nicht die Nationalitäten, weil die geltenden Völkerrechtsſätze ſich an dieſe und 
nicht an jene wenden, und es iſt auch völlig gleichgültig, ob ein Staat auf natio⸗ 
naler Baſis errichtet iſt oder nichts. 

Iſt damit nun wirklich das Problem erſchöpft? Ohne Zweifel hat dieſe kühle 
Stellungnahme Anzilottis ebenſo einen politiſchen Hintergrund wie die italieniſche 
Theorie des 19. Jahrhunderts. Das heutige Italien iſt national völlig geeinigt; 
durch die Einbeziehung Deutſch-Südtirols und ſloweniſcher Gebietsteile hat es ſogar 
ſeinen Staat über fremden Volksboden ausgedehnt und iſt daher an dem Rechts⸗ 
problem der Nationalität höchſtens negativ intereſſiert. Doch wird dieſes durch 
Ignorieren nicht gelöſt. Daß die Frage der Exiſtenz von Völkern und Nationali⸗ 
täten auch für eine grundſätzlich als Ordnung von Staatenbeziehungen aufgeſtellte 
Völkerrechtsordnung nicht gleichgültig ſein kann, beweiſt die theoretiſche und prak— 
tiſche Fortentwicklung des Problems. Wenn der Politiker Mancini auch den 
Völkerrechtstheoretiker Mancini dementiert, ſo kann dieſes Dementi nur den utopi— 
ſchen Elementen ſeiner Lehre gelten, der Meinung, es ließe ſich ein Zuſtand her— 
ſtellen, in dem jedes Volk, ob groß oder klein, ſtark oder ſchwach, wirtſchaftlich 
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lebensfähig oder nicht, einen eigenen Staat haben könnte, und als ob ein ſolcher 
Zuſtand eine Garantie des ewigen Friedens wäre. Dieſe utopiſche Auffaſſung des 
Nationalitätenprinzips, ſeine theoretiſche Verzerrung litt Schiffbruch. Die Er⸗ 
kenntnis aber, daß insbeſondere in Europa die eigentlichen Träger des geſchicht⸗ 
lichen und damit auch politiſchen Lebens die Völker und Volksgruppen ſind, und 
daß daher ein dauerhaftes europäiſches Statut von dieſer Tatſache auszugehen 
habe, daß das Problem der Nationalitäten eine für das europäiſche Völkerrecht 
erſtrangige Angelegenheit ſei, wird in ihrer Richtigkeit davon keineswegs berührt. 
Nicht um Prinzipien handelt es ſich, ſondern um Tendenzen und Kräfte. Mit 
dieſer realiſtiſchen Einſchränkung behält das Nationalitätsproblem auch gerade Di 
das zeitgenöſſiſche Europa eine vordringliche Bedeutung. 


3. 


Gerade der Verlauf des Weltkrieges und die ihm nachfolgende Periode haben 
das deutlich unter Beweis geſtellt. Im Weltkrieg ſelbſt haben ſowohl die Zentral⸗ 
mächte als auch insbeſondere unſere Gegner dieſe Erkenntnis für ihre Sache aus⸗ 
zunutzen verſucht. Die ungeheuere Überzahl unſerer Gegner, die damals welt⸗ 
beherrſchende Kraft der demokratiſchen Ideologie gaben der Entente die Möglichkeit, 
ſowohl die Parole der Franzöſiſchen Revolution (gegen die Kaiſerreiche, für Demo⸗ 
kratiſierung der Welt und insbeſondere Mitteleuropas) als auch die Parolen des 
italieniſchen Nationalismus (für die Selbſtändigkeit aller, auch der Kleinvölker) 
zur ſtärkſten und gefährlichſten Propagandawaffe gegen uns zu benutzen. Das 
Schlagwort „Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker“ iſt die Vereinigung dieſer beiden 
Tendenzen, und die Tatſache, daß ſie als Wilſon⸗Punkte in den Vorfriedensvertrag 
aufgenommen wurden, hat ihnen eine auch für die Gegenwart durchaus völker⸗ 
rechtspolitiſche Bedeutung verliehen. In ſeinen 14 Punkten ſtellte der Präſident 
Wilſon ein Programm für die Neugeſtaltung der europäiſchen Verhältniſſe nach 
dem Weltkrieg auf. Die Neuordnung ſollte nicht nach den Wünſchen und Diktaten 
der Sieger, ſondern nach der Lebensgefetzlichkeit der Völker und Räume erfolgen 
und auf dieſe Weiſe einen dauernden Frieden begründen. Die einzelnen völkiſchen 
Individualitäten ſollten ſich zu ſelbſtändigen Staaten konſtituieren, die ſtrittigen 
Gebiete durch Abſtimmung der Bewohner endgültige und gerechtfertigte Zuordnung 
erfahren. Es iſt hier nicht Aufgabe, die fortgeſetzte und faſt ſtändige Verleumdung 
dieſer Prinzipien, ſobald ihre Anwendung ſich irgendwie zugunſten Deutſchlands 
ausgelegt hätte, anzuwenden. Sie muß nur erwähnt werden, weil ſie den Anfang 
einer Praxis der Nichtanwendung auch jener Beſtimmungen bildet, mit welchen 
das neue europäiſche Völkerrechtsſtatut den beſonderen Nationalitätenverhält⸗ 
niſſen des mittel⸗ und oſteuropäiſchen Raumſektors gerecht zu werden hoffte. 

Grundſätzlich hat man als Idee der ſtaatlichen Neuordnung Europas den 
Gedanken bezeichnet, ſoweit als möglich allen nationalen Individualitäten einen 
eigenen Staat zu gewähren. Andererſeits aber führte eine Reihe von Gründen 
dazu, dieſen neuen Staaten, welche ſich aus dieſem Grunde als nationale Staaten 
fühlten, Angehörige verſchiedener Volkszugehörigkeit einzuverleiben. Nun hatte 
man aber eben in lauten Tönen den Gedanken nationaler Unverletzlichkeit und 
Freiheit für alle Völker verkündet. Es beſtand daher der Zwang, auch den natio⸗ 
nalen Gefühlen jener Volksgruppen und Nationalitäten, die keinen eigenen Staat 
erhalten hatten, in irgendeiner Weiſe Rechnung zu tragen. Zwei Stellen in dem 
diplomatiſchen Schriftwechſel dieſer Zeit ſcheinen auf eine Abſicht hinzudeuten, 
ſolches glaubhaft zu machen. In der an Polen gerichteten Note, in welcher 
Clemenceau als Präſident der Friedenskonferenz die im Minderheitenſchutzvertrag 
niedergelegten Abſichten der alliierten und aſſoziierten Hauptmächte auseinander: 
ſetzt, könnte man das eine Anzeichen dafür nehmen. „Unvermeidlicherweiſe“, heißt 
es da, „enthalten die jetzt an Polen und andere Staaten übertragenen Gebiete eine 
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beträchtliche Bevölkerung, die von der Mehrheit des Volkes, dem ſie einverleibt 
wurden, in Volkstum und Sprache abweicht.“ Die andere Stelle ſcheint die Ant⸗ 
wort Millerands an den Präſidenten der ungariſchen Friedensdelegation vom 
9. Mai 1920 zu liefern, in der es heißt: „Die ethnographiſchen Verhältniſſe Mittel⸗ 
europas machen es wirklich unmöglich, daß die politiſchen Grenzen in ihrer 
geſamten Darſtellung mit den ethniſchen übereinſtimmen'. Das Mittel, dieſe un⸗ 
befriedigenden Regelungen erträglich zu machen, war nun die Einführung des 
internationalen Schutzes der Minderheiten.“ Die Idee der Identität der Volks⸗ 
und Staatsgrenzen, dieſe Hauptforderung des Selbſtbeſtimmungsrechtes der Wilſon⸗ 
punkte, ſpielt alſo doch in die Entſtehungsgeſchichte der Minderheitenverträge 
hinein. 

Wir haben im erſten Abſchnitt auf die Feſtſtellung Wert gelegt, daß der Volks⸗ 
begriff der Franzöſiſchen Revolution an dem Problem des ethniſch verſtandenen, 
eigenſtändigen Volkes vorbeigegangen iſt, daß ihm Volk, weſentlich auf den Staat 
bezogen, davon untrennbar erſcheint. Die einzelnen werden zum Volk nur durch 
den Staat, beſſer durch die Staatsverfaſſung, und nur wenn die einzelnen beſtimmte 
Rechte im Staat haben, kann von einem Volk geſprochen werden. Inzwiſchen hat 
ſich auch die franzöſiſche Staats⸗ und Völkerrechtstheorie von der Exiſtenz eines 
anderen Volksbegriffs überzeugen müſſen, deſſen Weſen gerade darin beſteht, eine 
überindividuelle Größe zu ſein, in die der einzelne eingebettet, deren Glied er iſt. 
Wenn nun aber auch Übereinſtimmung herrſcht, daß dieſes ſo verſtandene Volk 
gemeint iſt, ſo bereitet offenbar ſeine theoretiſche und juriſtiſche Erfaſſung dem 
weſtlich⸗demokratiſchen Staatsdenken beſondere Schwierigkeiten. Auch hierbei 
ſpielt der einzelne noch eine bevorzugte Rolle. Als geeignetſte Rechtsform, in 
welcher die Nationalität, wenn ſie nicht Träger eines eigenen Staates wird, geſchützt 
werden kann, ergibt ſich von hier aus der Schutz der Individuen, die Konſtruktion 
von völkiſchen Individualrechten. So ſind es zwei Strömungen, die zu poſitiv⸗ 
rechtlichem „Schutz der Minderheiten“ geführt haben. Alles, was Nationalität und 
Volkstum betrifft, iſt nach dieſer Auffaſſung Angelegenheit des einzelnen (man 
könnte variieren: Volkstum iſt Privatſache), gehört daher zum „Status libertatis“ 
und iſt infolgedeſſen dem ſtaatlichen Zugriff entzogen. Es gelte alſo nur, „die 
Freiheit der Perſon zu ſchützen“, und dann ſei der „nationale Sonderbereich“ mit⸗ 
geſchützt. Dieſe Konſtruktion verweiſt auf beſtimmte vertragliche Staatsverpflich⸗ 
tungen zum Schutze von Religionsfreiheit und verknüpft das Nationalitätenproblem 
mit einer ihm im Grunde völlig fremden Tradition. Nun ſind aber im poſitiven 
internationalen Minderheitenrecht der Gegenwart nicht nur Individualrechte, 
ſondern auch Kollektivrechte anerkannt und eine Stufenreihe von Autonomien 
ſtipuliert. Letztere nun ſind von den eben entwickelten Überlegungen aus gar nicht 
zu begreifen. Sie leiten ſich von einem anderen Gedankengang ab. Dieſe zweite 
Strömung wurde auf der Friedenskonferenz von angelſächſiſcher Seite repräſentiert. 
Vom engliſchen verfaſſungsrechtlichen Denken aus ergab ſich ein ungleich größeres 
Verſtändnis für das Erfordernis, beſtimmten, hiſtoriſchen, nationalen, kulturellen, 
geſondert gelagerten Gruppen innerhalb eines Staates, insbeſondere dort, wo ſie 
geographiſch fixierbar waren, einen rechtlichen Sonderbereich, eine Autonomie 
anzuweiſen. Dem „allgemeinen Minderheitenſchutz“ ſtehen ſo ſpezielle, ebenfalls 
durch Vertrag errichtete Autonomien zur Seite. 


4. 


Der ſogenannte allgemeine Minderheitenſchutz trägt ſeinen Namen zu Unrecht. 
Denn auch für ihn iſt charakteriſtiſch, daß er nur jenen Minderheiten zugute kommt, 
deren Herbergsſtaaten einen diesbezüglichen, ſie verpflichtenden Vertrag abgeſchloſſen 
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haben. Die europäiſche Nationalitätenbewegung der Nachkriegszeit hat daher immer 
von „geſchützten“ und „ungeſchützten“ Minderheiten bzw. Nationalitäten geſprochen, 
wobei die einen Minderheitsangehörige eines verpflichteten, die anderen ſolche eines 
international nicht gebundenen Staates darſtellen. Die Notwendigkeit der Unter⸗ 
zeichnung eines Minderheitenſchutzvertrages wurde von den alliierten und aſſo⸗ 
ziierten Hauptmächten durch die Einfügung darauf gerichteter Artikel der Friedens⸗ 
verträge vorbereitet. Artikel 93 bzw. 86 des Verſailler Vertrages legen feſt: Polen 
(Tſchechoſlowakei) iſt damit einverſtanden, daß die alliierten und aſſoziierten 
Hauptmächte in einem mit ihm zu ſchließenden Vertrag die Beſtimmungen auf⸗ 
nehmen, die ſie zum Schutz der Intereſſen der nationalen, ſprachlichen und religiöſen 
Minderheiten in Polen (Tſchechoſlowakei) für notwendig halten. Entſprechende 
Artikel ſind in den übrigen Friedensverträgen enthalten. Dies war die Antwort 
auf die in der Note der deutſchen Friedensdelegation vom 29. Mai 1919 aus⸗ 
geführte Forderung: „Jedoch müſſen deutſcherſeits bereits im Friedensvertrag 
beſtimmte Zuſicherungen für diejenigen deutſchen Minderheiten verlangt werden, 
die durch Abtretung unter fremde Staatshoheit gelangen.“ Im Ultimatum vom 
19. Juli 1919 hieß es darauf: Die alliierten und aſſoziierten Hauptmächte ſind 
bereit, für die Rechte der deutſchen Minderheiten auf dem Gebiet des Unterrichts, 
der Religion und der Kultur Garantien zuzugeſtehen. 

Über die Motivierung der Minderheitenſchutzverträge (MSV.) unterrichtet aus: 
führlich die ſchon zitierte Note von Clemenceau an Polen vom 24. Juni 1920. 

Einleitend weiſt die Note darauf hin, daß Verträge dieſer Art keine Neuerung 
darſtellen. „Es iſt ein ſeit langem feſtſtehender Brauch des europäiſchen Völker⸗ 
rechts, daß anläßlich der Neuſchaffung oder beträchtlichen Vergrößerung eines 
Staates ſeine formelle und kollektive Anerkennung von ſeiten der Großmächte von 
der Zuſicherung begleitet ſein muß, daß dieſer Staat, in der Form einer inter⸗ 
nationalen Übereinkunft, ſich zur Beobachtung beſtimmter Grundſätze verpflichtet.“ 
Hierzu erinnert die Note an die Verhandlungen des Berliner Kongreſſes, wo die 
Anerkennung der neuen Balkanſtaaten von ihrer Zuſicherung abhängig gemacht 
wurde, das Prinzip der Religionsfreiheit zu beobachten. Ehe Serbien in die 
„europäilde Familie“ auf gleichem Fuß aufgenommen werde, müſſe es, jo formu⸗ 
lierte damals Waddington, die Grundſätze anerkennen, «qui sont la base de 
l’organisation sociale dans tous les &tats de l’Europe», ein Vorſchlag, welcher die 
ausdrückliche Zuſtimmung des Fürſten Bismarck fand. Die Note erinnert weiter 
an die Anſtrengungen und Opfer der alliierten und aſſoziierten Hauptmächte 
für die polniſche Unabhängigkeit, an die Tatſache, daß dank ihrer Entſcheidung 
die polniſche Selbſtändigkeit wiederhergeſtellt worden ſei. Daraus entſpringe 
für die Mächte die Verpflichtung, in feierlicher und dauerhafteſter Form die 
Garantie gewiſſer weſentlicher Rechte zu ſichern, welche den Einwohnern den not⸗ 
wendigen Schutz geben, wie auch die Anderungen in der polniſchen Verfaſſung 
ſelbſt ſein mögen. Die beſonderen Beſtimmungen, welchen Polen und die anderen 
Staaten unterworfen werden, unterſchieden ſich freilich von denen, welche den 
neuen Staaten auf dem Berliner Kongreß auferlegt wurden. „Aber die den neuen 
und Anerkennung begehrenden Staaten auferlegten Verpflichtungen haben jeder⸗ 
zeit nach dem beſonderen Umſtande gewechſelt.“ Die Mächte ſtünden vor einer 
neuen Lage, und die Erfahrungen hätten gezeigt, daß neue Maßnahmen nötig 
ſeien. Die Gebiete, welche gegenwärtig an Polen und andere Staaten übertragen 
werden, umfaſſen unvermeidlicherweiſe eine gewichtige Bevölkerung, welche nach 
Sprache und Volkstum von dem Volk abweicht, dem ſie einverleibt werden ſollen. 
Leider ſeien dieſe Völker durch lange Jahre in heftigſter Feindſchaft getrennt 
geweſen. Man glaube, daß dieſe Bevölkerung ſich leichter an ihre neue Lage ge- 
wöhne, wenn ſie von allem Anfang von der Zuſicherung wiſſe, wirkſam gegen 
ungerechte Behandlung oder Unterdrückung geſchützt zu ſein. Die einfache Tatſache 
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dieſes Willens und das Beſtehen dieſer Garantie würde, jo hoffe man, die von 
allen Seiten gewünſchte Wiederverſöhnung erleichtern und verhindern, daß fie 
mit Gewalt bewirkt werden müſſe. 

Auf Grund dieſer Überlegungen haben die alliierten und aſſoziierten Haupt: 
mächte Polen wie den übrigen Staaten (nämlich der Tſchechoſlowakei, Sſterreich, 
Ungarn, Jugoſlawien, Rumänien, Bulgarien, Griechenland und der Türkei) die 
Unterzeichnung des ſogenannten MSV. auferlegt. Die baltiſchen und kaukaſiſchen 
Staaten und Albanien wurden vom Völkerbundsrat in ſeiner 13. Sitzung (1921) 
aufgefordert, die nötigen Maßnahmen zur Beobachtung der in den Verträgen über 
den Minderheitenſchutz niedergelegten Grundſätze zu treffen. Albanien hat daraufhin 
eine diesbezügliche Erklärung im September 1921 abgegeben, Finnland zur gleichen 
Zeit 1921 den Völkerbund über die verfaſſungsrechtlichen Bedingungen der Min⸗ 
derheiten in Finnland unterrichtet, Eſtland, Lettland und Litauen haben am 
22. September 1921 eine Erklärung abgegeben, in welcher ſie ihre Bereitwilligkeit 
erklären, gemeinſam mit dem Rate Umfang und Inhalt ihrer völkerrechtlichen 
Verpflichtungen zum Schutze der Minderheiten feſtzulegen. Die Verhandlungen 
waren außerordentlich langwierig und haben aber ſchließlich zu dem gewünſchten 
(wenn auch in Einzelheiten von den allgemeinen Verträgen ſtark abweichenden) 
Ergebnis geführt. 

Die Verträge ſelbſt weiſen in ihren Grundbeſtimmungen durchgehende Gleichheit 
auf. Partner find jeweils die alliierten und aſſoziierten Hauptmächte einerjeits 
und der jeweils verpflichtete Staat andererſeits. Berechtigt aus dem Vertrag ſind 
nicht die Minderheiten (er iſt nur zu ihren Gunſten), ſondern die Vertragspartner, 
wenn auch den Minderheitsangehörigen eine gewiſſe Handlungsfähigkeit zuerkannt 
iſt. Den Eingang bildet ſtets die Verpflichtung zur Anerkennung des rechtlichen 
Vorrangs der Beſtimmungen des MSV. gegenüber allen ſtaatsrechtlichen Normen. 
Sie ſollen die Kraft von Grundgeſetzen haben, keinerlei Landesgeſetz (alſo auch 
kein Verfaſſungsgeſetz), keine Verordnung und auch keinerlei öffentliche Handlung 
damit in Widerſpruch ſtehen und gegen ſie Gültigkeit haben. Hieran ſchließen ſich 
Beſtimmungen über die Staatsangehörigkeit. Das Recht der Minderheitenange⸗ 
hörigen auf Staatsangehörigkeit iſt gegenüber dem allgemeinen Recht der Frie⸗ 
densverträge erweitert. Die Staatsbürgerſchaft wird auf Grund des Wohnſitzes 
oder Heimatrechts auf dem Gebiet der ſogenannten öſterreichiſchen Nachfolgeſtaaten 
auch auf Grund der Geburt auf Staatsgebiet ohne weiteres und ohne Unterſchied 
der nationalen Zugehörigkeit der Perſon erworben. Polen hatte aus dem Wortlaut 
des Art. 4 des MSV. herausgeleſen, daß es als Staatsangehörige nur diejenigen 
Perſonen anzuerkennen brauche, die von Eltern geboren ſind, welche ſowohl im 
Augenblick der Geburt des Kindes wie im Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
Vertrages ihren Wohnſitz auf dem polniſch gewordenen Gebiet gehabt haben. In 
dem Avis Nr. 7 vom 15. September 1923 hat der Ständige Internationale Gerichts: 
hof dieſe Auffaſſung verworfen und ſprach ſich dahin aus, daß der betreffende 
Artikel einzig und allein den Wohnort der Eltern im Zeitpunkt der Geburt des 
Kindes im Auge habe. 

Daran ſchließen ſich Beſtimmungen, die die Gleichheit aller Staatsbürger vor 
dem Geſetz ohne Unterſchied des Volkstums, der Sprache und der Religion und 
ihren gleichen Genuß der bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen Rechte feſtſetzen. Die 
Ausnahmegeſetzgebung gegen die Minderheiten iſt damit ausdrücklich verboten und 
die materiell gleiche Behandlung zur Pflicht des Staates gemacht. 

Auf den erſten Blick iſt völlig unverſtändlich die Tatſache, daß in den Verträgen 
nirgendwo eine Definition der Minderheiten gegeben iſt. Die Verträge vermeiden 
eine ausdrückliche Begriffsbeſtimmung der Minderheiten. Immerhin läßt ſich, 
wenn man den Kreis der berechtigten Perſonen betrachtet, folgendes ſagen. Die 
Verträge ſprechen einmal von habitants (Einwohner), denen ſie beſtimmte Rechte 
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verleihen, zum anderen von ressortissants (Staatsangehörige) als Rechtsträger. 
Von dieſer Zweiheit ging Polen aus und behauptete, um zu einer Minderheit zu 
gehören, müſſe man auch Angehöriger des betreffenden Staates ſein, gegen den 
man die Rechte geltend mache. Der Ständige Internationale Gerichtshof hat ſich 
dieſer Meinung nicht völlig angeſchloſſen. Nach Anſicht der Cour ſind Minderheiten 
alle diejenigen Einwohner eines Landes, alſo alle „habitants“, die von der 
Mehrheit der Bevölkerung ſich nach Raſſe, Sprache und Religion unterſcheiden. 
Lord Finlay wies allerdings in einer „opinion dissidente“ darauf hin, daß, ſo⸗ 
wenig man die Tatſache beſtreiten könnte, daß auch für Nichtſtaatsangehörige in 
den Minderheitsverträgen Rechte vorgeſehen ſind, man in der Mehrzahl der Fälle 
doch die Minderheit findet durch Vergleich mit den Staatsbürgern, von denen ſie 
ein Bruchteil bildet. So zerfallen die Minderheitenrechte in zwei Gruppen. Es gibt 
„Menſchenrechte“, die allen Einwohnern natürlicherweiſe zuſtehen (Schutz des 
Lebens, der Freiheit, der Religionsausübung, Kultur und Sitte uſw.). Daneben 
gibt es Rechte, die nur Minderheitsangehörigen zuſtehen, die Staatsbürger ſind, 
und gerade dieſe Rechte ſind die wichtigſten. 

Nur durch Rückſchluß läßt ſich alſo aus den Minderheitenverträgen auf den 
Begriff der Minderheit ſchließen, welcher auch dann noch rein formal ⸗juriſtiſch 
bleibt. 

Hinſichtlich der materiellen Rechte beſteht alſo der Unterſchied, ob es ſich um 
Einwohner oder Staatsangehörige handelt. Den erſteren ſind die erwähnten 
„Menſchenrechte“ verbürgt, der anderen Gruppe ſtehen noch weitere Rechte zu. Die 
Staatsangehörigen haben den freien Gebrauch der beliebigen Anwendung irgend⸗ 
einer Sprache. Dieſer Gebrauch kann weder in perſönlichen noch wirtſchaftlichen 
Beziehungen noch auf dem Gebiete der Religion, der Preſſe oder bei Veröffent⸗ 
lichungen jeder Art noch auch in den Verſammlungen beſchränkt werden. Das Recht 
des Staates auf Feſtſetzung einer Staatsſprache wird davon nicht berührt. Den 
Staatsangehörigen ſteht ferner das Recht zur freien Errichtung von Wohlfahrts⸗, 
Religions⸗ und Sozialeinrichtungen ſowie von Schulen und Erziehungsanſtalten zu, 
welche das Recht, ſie zu leiten und ſie zu beaufſichtigen, in ihnen ihre Sprache zu. 
gebrauchen und ihre Religion frei auszuüben, in ſich ſchließen. Ferner hat der Staat 
gegenüber den Staatsangehörigenminderheiten beſondere Leiſtungsverpflichtungen. 
Unbeſchadet des Rechts, eine Staats⸗ und Amtsſprache zu beſtimmen, müſſen 
Staatsbürgern der Minderheiten für den ſchriftlichen und mündlichen Gebrauch 
vor den Gerichten angemeſſene Erleichterungen gewährt werden. Ferner muß die 
Regierung in den Städten und Bezirken, in denen fremdſprachliche Staatsbürger 
in beträchtlicher Zahl wohnen, angemeſſene Erleichterungen ſchaffen, um ſicher⸗ 
zuſtellen, daß den Kindern dieſer Staatsangehörigen in den niederen Schulen der 
Unterricht in ihrer eigenen Sprache erteilt wird. Außerdem ſoll die Minderheit 
in den Städten und Bezirken, wo ſie in beträchtlicher Zahl vorhanden iſt, einen 
billigen Anteil am Genuß und der Verwendung der nach dem Staatsvoranſchlag. 
und nach den Gemeinde⸗ und anderen öffentlichen Voranſchlägen aus öffentlichen 
Fonds für Erziehungs⸗, Religions⸗ und humanitäre Zwecke ausgeworfenen Beträge 
erhalten. Für die Minderheiten angehörigen Staatsbürger iſt außerdem beſtimmt, 
daß kein Unterſchied der Religion, Weltanſchauung oder des Bekenntniſſes ihm im 
Genuß der bürgerlichen oder ſtaatsbürgerlichen Rechte ſchaden darf, insbeſondere 
nicht bei der Zulaſſung zu öffentlichen Amtern, Tätigkeiten und Ehrenſtellungen. 
ſowie bei der Ausübung der verſchiedenen Berufe. 

Die Minderheitenſchutzverträge find nun garantiert. Sie können einmal nur 
abgeändert werden, wenn eine Mehrheit des Völkerbundsrates zuſtimmt. Aller⸗ 
dings ſind England, Italien, Frankreich und Japan verpflichtet, einer Abänderung. 
zuzuſtimmen, wenn für ſie eine Mehrheit des Völkerbundsrates vorhanden iſt. 
Garant für die Einhaltung und Durchführung der Verträge iſt der Völkerbundsrat. 


91 


Wenn ein Staat ſeine Verpflichtungen aus dem Minderheitenſchutz verletzt oder 
auch nur die Gefahr einer Verletzung beſteht, kann der Rat alle Maßnahmen 
treffen und alle Weiſungen geben, die nach Lage des Falles zweckmäßig und 
wirkſam erſcheinen. Eine Meinungsverſchiedenheit über rechtliche und tatſächliche 
Fragen iſt zwiſchen den Vertragspartnern als Streit anzuſehen, der im Sinne des 
Art. 14 Völkerbundsſatzung internationalen Charakter beſitzt. Jede der Parteien 
kann den Fall vor den Ständigen Internationalen Gerichtshof bringen, der end⸗ 
gültig entſcheidet. 

Das Recht, die Aufmerkſamkeit des Völkerbunds rates auf die Verletzung oder 
Gefahr der Verletzung der Verträge zu lenken, haben nur Ratsmitglieder. Auch 
wenn nur ein Ratsmitglied den Rat mit einem ſolchen Falle befaßt, muß er ſich 
in die Sache einlaſſen. (Poſitiv⸗rechtliche Ausnahmen ſind möglich, ſo genügt z. B. 
nach dem Oberſchleſienabkommen bereits die Eingabe der Minderheit.) Die Petition 
einer Minderheit dagegen hat nur Informationscharakter; ſie beſchäftigt den Rat 
nur, wenn ein Ratsmitglied den Fall aufgreift. 

Für die Behandlung von Minderheitsbeſchwerden hat der Völkerbundsrat in 
den Beſchlüſſen vom 25. Oktober 1920, 27. Juni 1921, 5. Oktober 1923 und 
10. Juni 1925 ſowie 13. Juni 1929 eine feſte Ordnung geſchaffen. Jede von einem 
Nichtmitglied des Rates eingebrachte Petition unterliegt zunächſt einer Prüfung 
hinſichtlich ihrer Empfangsfähigkeit. Entſpricht die Eingabe nicht den dort umriſ⸗ 
ſenen Forderungen, ſo wird ſie von vornherein abgewieſen. Gegen eine Nicht⸗ 
abweiſung kann der beteiligte Staat, gegen den ſie gerichtet iſt, Proteſt erheben. 
Auf jeden Fall wird ihm eine Friſt zur Stellungnahme gegeben. Nach ihrem 
Einlangen ernennt der Ratspräſident zwei Mitglieder, die mit ihm zuſammen als 
ſogenannte Dreierkommiſſion die Eingaben prüfen. Dieſer Dreierkommiſſion dürfen 
nicht angehören: 1. die Vertreter des Staates, gegen den der Inhalt der Eingabe 
gerichtet iſt, 2. der Vertreter ſeines Nachbarſtaates, 3. der Vertreter eines ſolchen 
Staates, deſſen Bevölkerungsmehrheit in ethniſcher Beziehung dieſelbe iſt wie die 
beſchwerdeführende Minderheit. Der Haupteinfluß bezüglich der Verhandlungen 
der Minderheitenbeſchwerde liegt nicht beim Rat, ſondern beim Dreierkomitee. 
Seine Entſcheidung beſitzt zwar keine Rechtskraft, iſt aber praktiſch ausſchlaggebend. 
Bringt das Dreierkomitee die Beſchwerde nicht vor den Rat, ſo bleibt ſie in den 
meiſten Fällen ergebnislos, da nur ſelten ein Ratsmitglied von ſich aus die Sache 
an den Rat bringen wird. Auf der Tagung von Madrid wurden die Verfahrens⸗ 
beſtimmungen mit einigen Verbeſſerungen zugunſten der Minderheiten verſehen, 
ſie müſſen von der Abweiſung verſtändigt werden, jedes Ratsmitglied hat das 
Recht, das diesbezügliche Aktenſtück im vollen Umfang einzuſehen, das Dreier⸗ 
komitee kann das Ergebnis der Prüfung einer Minderheitsbeſchwerde veröffent⸗ 
lichen, und das Generalſekretariat hat eine Statiſtik der eingelaufenen, behandelten 
und abgewieſenen Petitionen zu veröffentlichen, ſo daß eine gewiße Publizität 
möglich iſt. | 

Eine Reihe von Staaten haben dieſe internationalen Verpflichtungen oder 
einzelnen Beſtimmungen daraus in Landesgeſetz umgewandelt und ſie in ihren 
Verfaſſungen wiederholt oder, wie z. B. Oſterreich, en bloc als Verfaſſungsbeſtand— 
teil erklärt. In Eſtland, Lettland und Litauen iſt auf Grund folder landes⸗ 
rechtlicher Normen die Bildung autonomer Perſonalverbände möglich. Rechts— 
logiſch müßte ſich hier eine Erörterung dieſes Syſtems der Perſonalautonomie 
anſchließen. Da ſie jedoch ihren Urſprung im Landesrecht haben, gehören ſie 
nicht in den Kreis unſerer Betrachtungen. 

Hingegen liegen völkerrechtliche Vereinbarungen den drei Fällen von terri— 
torialer Autonomie zugrunde, denen wir daher uns kurz zuwenden müſſen. Die 
Mehrzahl der neuen Staaten der zwiſcheneuropäiſchen Zone ſetzen ſich aus mehreren 
Volksſtämmen zuſammen, von denen jeder eine beſondere Geſchichte, beſondere 
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kulturelle Tönung und eine innere Einheit innerhalb des Staatsganzen beſitzt. 
Unterjudt man die Motive, die zur Autonomerklärung beſtimmter Gebiete 
geführt haben (wir können dies insbeſondere bei der Entſtehung des Memel⸗ 
ſtatuts ſehen), ſo zeigt ſich die Erkenntnis und Anerkennung dieſer Sonderart, 
dieſer engeren Einheit der betreffenden Gruppen als hauptbeſtimmender Beweg⸗ 
grund zur Autonomerklärung. Daraus kann allerdings unſeres Erachtens nicht 
gefolgert werden, daß für die Alliierten ſowie für den Völkerbund Autonomie 
und Minderheitenrechte nur zwei Außerungen ein und desſelben Prinzips ſind, 
wie ein Autor meint“. Das ſind fie inhaltslogiſch, doch hätte eine ſolche Auf⸗ 
faſſung, wenn ſie wirklich auf ſeiten der Entente beſtanden hätte, zu einem viel 
weitergehenden Gebrauch des Inſtituts der territorialen Autonomie führen müſſen. 
So aber liegen nur drei Fälle vor, von denen der letzte an und für ſich außer⸗ 
halb des Syſtems der kontinentalen Neuordnung liegt. Nur das Memelſtatut 
und die Beſtimmungen über Karpatho⸗Rußland gehören der letzteren an. 

Die Memelfrage wurde durch Art. 99 des Verſailler Vertrages aufgeworfen, 
welcher das Memelgebiet vom Deutſchen Reich abtrennte und ſein Schickſal einer 
ſpäteren Entſcheidung der alliierten und aſſoziierten Hauptmächte überließ. Nach 
dem Einbruch der Litauer in das Memelgebiet fügten ſich die Mächte den ge⸗ 
ſchaffenen Verhältniſſen, und die Botſchafterkonferenz beſchloß am 16. Februar 1923, 
unter beſtimmten Bedingungen das Memelgebiet an Litauen zu übertragen. Die 
Hauptbedingung der Übertragung war die Errichtung eines autonomen Regimes 
und einer Volksvertretung auf dem Memelgebiet ſowie Einrichtungen, welche 
unter offizieller Anerkennung doppelten Sprachgebrauchs das Prinzip der Gleich⸗ 
heit unter allen Einwohnern unbekümmert um Raſſe, Sprache, Religion und 
gleiche Behandlung von Staatsangehörigen und Ausländern in bürgerlichen und 
Handelsrechten feſtſetzten. Auf Grund dieſer Prinzipien wurde am 8. Mai 1924 
in Paris die Konvention über das Memelgebiet zwiſchen Litauen und den alli⸗ 
ierten und aſſoziierten Hauptmächten geſchloſſen. Die Autonomievorſchriften ſind 
in dem einen Anhang der Memelkonvention bildenden „Statut des Memel⸗ 
gebiets“ enthalten. Artikel I regelt das innerſtaatliche Verhältnis Litauens zum 
Memelgebiet. Es bildet unter der Souveränität Litauens eine Einheit, die, auf 
demokratiſchen Grundſätzen aufgebaut, in Geſetzgebung, Rechtſprechung, Verwal⸗ 
tung und Finanzen Autonomie genießt. Oberſte Organe ſind der von dem Prä⸗ 
ſidenten der litauiſchen Republik ernannte Gouverneur, der Landtag, das Lan⸗ 
desdirektorium und der Wirtſchaftsrat. Der Gouverneur hat die Geſetze zu ver⸗ 
künden, hat das Vetorecht gegen Landtagsbeſchlüſſe bei Zuſtändigkeitsüberſchrei⸗ 
tung oder Verletzung internationaler Verpflichtungen. Er ernennt den Präſi⸗ 
denten des Landesdirektoriums. Einberufung, Schließung und Vertagung außer⸗ 
ordentlicher Tagungen nimmt der Gouverneur im Einverſtändnis mit dem 
Landesdirektorium vor, deſſen Zuſtimmung zur Auflöſung des Landtages eben⸗ 
falls erforderlich iſt. Geſetzgebende Gewalt im Memelgebiet hat der von den 
Bürgern des Memelgebietes in allgemeiner, direkter, geheimer und unmittel⸗ 
barer Wahl für drei Jahre gewählte Landtag, deſſen Vertrauen das Landes⸗ 
direktorium zu feiner Amtsführung bedarf. Deſſen Präfident wird vom Gouver⸗ 
neur ernannt und beſtellt ſeinerſeits die vier übrigen Mitglieder. Es beſteht 
außerdem ein Wirtſchaftsrat, deſſen Begutachtung alle Geſetze, fiskaliſche oder 
wirtſchaftliche, bedürfen. Die Autonomie erſtreckt ſich auf folgende Sachgebiete: 
Organiſation und Verwaltung der Gemeinden und Kreiſe, Religionsunterricht, 
Wohlfahrts⸗ und Geſundheitsweſen, Arbeits⸗ und ſoziale Geſetzgebung auf dem 
Gebiet des bürgerlichen Rechts, des Strafrechts, des Landwirtſchafts⸗, Forſt⸗, 
Handels⸗ und Gewerberechts, Gerichtsverfaſſung, Geſetzgebung für direkte und 
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indirekte Steuern mit Ausnahme der Zölle, der Akziſe, der Vertragsſteuern und 
verſchiedener Monopole. Weitere Aufgaben find Orts- und Polizeiverwaltung, 
Verwaltung der Land: und Waſſerſtraßen, der Lokalbahnen, des dem Memel⸗ 
gebiet gehörenden öffentlichen Eigentums, Geſetzgebung über den Erwerb des 
Rechts als Bürger des Memelgebiets und Regelung des Aufenthalts von Aus⸗ 
ländern im Memelgebiet. Alle übrigen Angelegenheiten unterliegen ausſchließ⸗ 
lich der Zuſtändigkeit litauiſcher Organe. Das Memelgebiet hat auch eigene 
Gerichte, deren Verfaſſung und Zuſtändigkeit durch autonome Geſetze geregelt, 
deren Richter vom Landesdirektorium ernannt werden. Am Oberſten litauiſchen 
Gericht beſteht eine beſondere Memelabteilung für die Abänderung der Memel⸗ 
verfaſſung, für die die Zuſtimmung einer 3/5: Mehrheit des Landtags erforder⸗ 
lich iſt. Auch eine Volksabſtimmung iſt für die Durchführung und Beobachtung 
des Statuts nach Art. 17 der Konvention dem Völkerbund übertragen. Augen⸗ 
blicklich iſt eine heftige litauiſche Kampagne gegen die Autonomie des Memel⸗ 
gebiets im Gange, von der kaum etwas übrig geblieben iſt. Wie weit die Signatar⸗ 
mächte und der Völkerbund den ihnen übertragenen Pflichten nachkommen werden, 
iſt nicht abzuſehen. 

Der zweite Fall einer territorialen Autonomie, die Autonomiſierung Karpatho⸗ 
Rußlands, iſt bis jetzt völlig auf dem Papier geblieben. Die Autonomerklärung 
dieſes Gebiets wird durch den Minoritätenſchutzbvertrag der Großmächte mit der 
Tſchechoſlowakei vom 10. September 1919 begründet. Auch im Verſailler Ver⸗ 
trag findet ſich in Art. 81 bereits ein Hinweis auf dieſe Autonomerklärung. 
Art. 10 des zitierten Vertrags beſtimmt: die Tſchechoſlowakei verpflichtet ſich, das 
ſüdkarpathiſche Gebiet der Ruthenen in den von den Hauptmächten beſtimmten 
Grenzen des tſchechoſlowakiſchen Staates zu organiſieren und ſie mit der weiteſten, 
mit der Einheit des tſchechoſlowakiſchen Staates verträglichen Autonomie auszu⸗ 
geſtalten. Art. 11 verpflichtet die Tſchechoſlowakei, dem Gebiet einen autonomen 
Landtag zu verleihen, welchem die Geſetzgebung in Sprachen⸗, Unterrichts⸗ und 
Religionsfragen ſowie in den Fragen der Lokalverwaltung von Völkerrechts wegen 
übertragen werden muß, welchem aber der tſchechoſlowakiſche Staat außerdem 
andere Befugniſſe übertragen kann. Dem Gebiet ſoll ein vom Staatspräſidenten 
ernannter, dem Landtag verantwortlicher Gouverneur vorſtehen. Die Beamten des 
Gebiets ſollen, ſoweit als möglich, aus den Einwohnern des Gebiets genommen 
werden. Die Tſchechoſlowakei garantiert außerdem dem rutheniſchen Gebiet eine 
billige Vertretung in der geſetzgebenden Körperſchaft der tſchechoſlowakiſchen Repu⸗ 
blik, zu welcher das Gebiet die entſprechenden Vertreter entſenden wird. Die tſchecho⸗ 
ſlowakiſche Verfaſſung vom 29. Februar 1920 hat zwar die Beſtimmungen des Ver— 
trages faſt wörtlich wiederholt. Aber obwohl der Völkerbund durch ſeinen Beſchluß 
vom 29. November 1920 die internationale Garantie hinſichtlich dieſes Vertrages 
übernommen hat, iſt von der verſprochenen Autonomie bis auf den heutigen Tag 
noch nichts verwirklicht worden. Man hat nicht mit Unrecht geſagt, daß die Behands 
lung Karpatho-Rußlands ſeit ſeiner Zugehörigkeit zum tſchechoſlowakiſchen Staat 
eine in der politiſchen Geſchichte der neueren Zeit beiſpielloſe Rechtsbeugung dar— 
ſtellt. Es erſcheint überhaupt zweifelhaft, ob dem klaren Rechtsanſpruch der 
Ruthenen auf Verwirklichung der Autonomie Rechnung getragen wird, da alle 
Beſchwerden beim Völkerbund ohne Erfolg geblieben ſind. 

Den dritten Fall einer Art auf völkerrechtliche Vereinbarung zurückgehenden 
territorialen Autonomie liefern die Aalandinſeln. Sie beſitzen nicht nur eine Selbſt— 
verwaltung, ſondern auch eine autonome Geſetzgebung und eine autonome Regie— 
rung. Es gibt einen eigenen Landtag (Landsting), welcher die Geſetzgebung aus— 
übt. Die Regierung wird vom Landſchaftsausſchuß mit einem Präſidenten an der 
Spitze gebildet. Die finniſche Regierung vertritt ein Gouverneur. Der Landsting 
hat eine außerordentlich weite geſetzgeberiſche Kompetenz. Eine nähere Darſtellung 
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der rechtlichen Verhältniſſe liegt aus oben erwähnten Gründen außerhalb des Be⸗ 
reichs dieſer Darſtellung. 


5. 


Wir haben den Erörterungen der poſitiv⸗ rechtlichen Erfaſſung des Problem: 
kreiſes Volk, Nation, Völkerrecht eine geſchichtliche Uberſicht vorausgeſchickt und es 
damit konkret hiſtoriſch eingegrenzt. Es zeigte ſich, daß die franzöſiſche Auffaſſung 
an dem ethnopolitiſchen Charakter der Fragen vorüberging. Und dies gilt nicht 
nur für die klaſſiſche Völkerrechtstheorie der Franzöſiſchen Revolution, ſondern auch 
in weitem Maße für die franzöſiſchen Gegenwartstheoretiker der Nation und Natio⸗ 
nalität, die prinzipiell auch die ethniſch verſtandene Nationalität als ein Aggregat 
von einzelnen ſehen und damit für ihre eigentümlichen rechtlichen Erforderniſſe 
wenig Verſtändnis mitbringen. Die italieniſche Völkerrechtsſchule vereinfachte das 
Problem bis zur Utopiſierung, indem ſie die ſchwierigen Verſchlingungen der Völker 
und Volksgruppen in der großen Völkerverwerfungszone Zwiſcheneutopas übers 
ſchlug und den dort aus tauſendfachen Gründen unmöglichen Nationalſtaat zum 
Ordnungsgeſetz auch dieſes Raumes machen wollte. Heute ſind nun die Inſti⸗ 
tutionen, mittels deren man auf den Pariſer Friedenskonferenzen dieſes Problem 
zu löſen verſuchte, eine Anzahl von Jahren in Kraft, und es iſt möglich, ſich ein 
Urteil von ihrer Bedeutung und von ihrem Funktionieren zu machen. Eine Über⸗ 
legung iſt dafür grundlegend und darf nie außer acht bleiben. Das Syſtem des 
Minderheitenſchutzes, wie die Autonomiſierung beſtimmter Gebiete, iſt politiſches 
Recht. Es bildet einen Beſtandteil des Verſailler Syſtems zur „Ordnung“ Europas. 
Das gilt nicht nur formell in dem Sinne, daß z. B. die Verpflichtungen zum Ab⸗ 
ſchluß der MSV. im Verſailler und in den anderen Groß⸗Pariſer Friedensverträgen 
enthalten ſind. Es findet ſchon eine materielle Beſtätigung in der engen Verkop⸗ 
pelung mit dem Genfer Völkerbundsmechanismus. Es zeigt ſich aber vor allem im 
Geiſte der Inſtitution, der politiſch beſtimmten Auswahl der autonomiſierten Ge⸗ 
biete, in der Übergehung jener, die mit einem viel ſtärkeren inneren Recht eine 
Autonomie hätten in Anſpruch nehmen dürfen. Hat man ſich, wie ein Bericht der 
in das Memelgebiet entſandten Studienkommiſſion zeigt, ſogar der Anſicht nicht 
verſchloſſen, daß ſelbſt ſtammes⸗ und volksgleiche Menſchen doch bisher verſchiedener 
Staatszugehörigkeit kulturell auf ſo verſchiedenen Stufen leben können, daß ſie 
einer autonomen Sonderſtellung bedürfen, jo hätte, wenn man nicht politiſche Uber⸗ 
legungen dagegengeſtellt hätte, dieſelbe Anſicht in noch ſtärkerem Maße für volklich 
verſchiedene Gruppen gelten müſſen. Es gilt heute noch Wort für Wort, was hierzu 
ſchon einige Jahre nach dem Kriege über dieſen Punkt geſagt wurde. | 

Wo die Großmächte an einer ſolchen Entnationalifierung kein Intereſſe haben, 
will man eine größere und geſchloſſen beieinander wohnende Minderheit durch das 
Zugeſtändnis einer eigenen Selbſtverwaltung vor dieſem Schickſal bewahren. Mit 
großer Sorgfalt iſt daher den etwa 430 000 Ruthenen im äußerſten Oſten der Tſchecho⸗ 
ſlowakei, einem noch wenig ziviliſierten Bauernvolk, das ethniſch zur Ukraine 
gehört und dem tſchechoſlowakiſchen Staat nur wegen des Korridors nach Rumä⸗ 
nien einverleibt wurde, die „größtmögliche Autonomie, welche mit der Einheit 
des tſchechoſlowakiſchen Staates vereinbar iſt“, ſtipuliert. Die magyariſchen Szekler 
und die Sachſen in Siebenbürgen ſind beide als große Sprachinſeln in ähnlicher 
Lage, ſie ſind auch weit genug von Deutſchland, um der Entente national und 
ſtrategiſch gleichgültig zu ſein. Daher iſt auch ihnen eine Ausnahme gewährt. Aber 
ſie gehören immerhin ethniſch den bisher feindlichen Völkern zu, daher müſſen ſie 
ſich mit der kurzen Zuſicherung einer „lokalen Autonomie in Religions: und Schul⸗ 
fragen“ begnügen. Dagegen die Teile des geſchloſſenen deutſchen Sprachgebietes, 
die zwangsweiſe dem polniſchen und tſchechiſchen Staat einverleibt worden find, 
genießen trotz ihrer ganz unverhältnismäßigen Größe nichts als denſelben ſchein— 
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baren Schuß, der auch den Kleinsten verſtreuten Splittern zukommt. So zählt bei- 
ſpielsweiſe Deutſch⸗Böhmen allein, ohne das übrige deutſche Sprachgebiet der 
Tſchechoſlowakei, mehr als 2 Millionen Deutſche und iſt ein urdeutſches Land, in 
das nur an einigen wenigen Punkten im Laufe der letzten Jahrzehnte etwas über 
100 000 tſchechiſche Arbeiter eingewandert find. Dieſes Land, das eines der reich⸗ 
ſten Induſtriegebiete Mitteleuropas umfaßt, iſt unvergleichlich weniger geſchützt 
als die 430 000 zum großen Teil noch analphabetiſchen, in primitiven Stroh⸗ und 
Lehmhütten wohnenden rutheniſchen Bauern im Oſten; dieſem Land iſt ebenſo⸗ 
viel oder ebenſowenig zugeſichert als der tſchechiſchen Minderheit in Deutſch⸗Oſter⸗ 
reich, nämlich in Wien, die von den etwa 1,8 Millionen Einwohnern der Stadt 
ungefähr 100 000 zählt, und die hier keine andere Rolle ſpielt als Minderheiten 
von 6 Prozent in anderen Millionenſtädtens. 

Der Minderheitenſchutz und die völkerrechtlichen Territorialautonomien find alſo⸗ 
ein integrierender Beſtandteil des europäiſchen Völkerrechtsſtatuts von Verſailles. 
Sie erfüllen daher eine Teilfunttion des Geſamtgedankens von Verſailles: Organi⸗ 
ſierung des mittel⸗ und oſteuropäiſchen Raumes gegen den geſamtdeutſchen als 
politiſche Macht begriffenen Volkskörper. Die Notwendigkeiten eines den räum⸗ 
lichen und ethnopolitiſchen Eigenarten der Nationalitäten dieſes Raumes gerecht 
werdenden Statuts konnten ſich gegenüber dieſem politiſchen Hauptziel überhaupt 
nur in einem verſchwindenden Maße durchſetzen. Der Wille zu einer möglichſt 
sine ira vorgenommenen Nationalitätenordnung des nahen Oſtens fehlte. Es iſt 
daher kein Zufall, daß dieſes Syſtem in dem Augenblick in eine Kriſe gerät, wo- 
dieſes politiſche Statut von Verſailles ſelbſt in anderen entſcheidenden Punkten 
in Frage geſtellt wird. Darüber hinaus aber haftete dem Syſtem des Minder⸗ 
heitenſchutzes von vornherein ein beſonderer Mangel an: der Charakter eines 
Ausnahmeregimes. Es gilt nur für beſtimmte Staaten, während andere, die genau 
dieſelben Probleme beſaßen, ſich durch keinerlei internationale Verpflichtungen 
gebunden ſahen. Nun ſtand aber dieſe Grundkonſtruktion der Verträge wie ihre 
rechtslogiſche und politiſche Rechtfertigung damit in Widerſpruch. Die in den Ver⸗ 
trägen enthaltenen Verpflichtungen ſind konſtruiert als allgemeine Normen, 
deren Beobachtung jedem Mitglied der Völkerrechtsgemeinſchaft nicht nur zumut⸗ 
bar iſt, ſondern auch von ihm verlangt werden muß. Sie erſcheinen als ein. 
Mindeſtſtandard. Nur ſo konnte die Unterwerfung unter ſie zur Bedingung für 
die kollektive und feierliche Anerkennung der neuen Staaten durch die bisherigen 
Mitglieder der Völkerrechtsgemeinſchaft erhoben werden. Die Effektivität einer 
ſolchen Konſtruktion hängt aber davon ab, ob die übrigen Mitglieder der Völker⸗ 
rechtsgemeinſchaft und insbeſondere ihre Wortführer, die Großmächte, wirklich jene 
Regeln ebenfalls beobachten, ob ſie auch bei ihnen geltendes Landesrecht darſtellen. 
Die Clemenceau-Note zitierte aus dem Protokoll des Berliner Kongreſſes die 
bezeichnende Stelle, aus der klar hervorgeht, daß die Großmächte von Serbien die 
Anerkennung des Prinzips der Religionsfreiheit forderten, weil fie die weſent— 
liche und unbeſtrittene Grundlage ihrer eigenen Staatenorganiſationen bildete, in 
deren Geſellſchaft es aufgenommen zu ſein wünſchte. In dieſem Punkte herrſchte 
damals in der Tat eine ſtrukturelle Gleichartigkeit bei den herrſchenden Mitgliedern 
der europäiſchen Völkerrechtsgemeinſchaft. Sollte das Minderheitsregime nicht von 
dieſem Punkt aus in eine Kriſe geraten (in die es nun tatſächlich ſeit der Sep— 
tembertagung 1934 des Völkerbundes geraten iſt), ſo müßte eine analoge Gleich— 
artigkeit auf nationalitären Gebieten im Nachkriegseuropa herrſchen. Da das 
Gegenteil davon Wirklichkeit war, enthüllte ſich, je länger je mehr, die dem Minder 
heitenſchutz zugrunde liegende Konſtruktion als Fiktion. Dieſe Bedeutung blieb— 
gewiſſen im Völkerbund vertretenen Staaten und Strömungen nicht verborgen. 
Ausdruck dieſer Erkenntnis und Verſuch einer Abhilfe iſt die Reſolution der: 


Artikel „Nationalitätenfrage“ im Handwörterbuch des Völkerrechts. 


96 


Bundesverſammlung vom 21. September 1922, deren Punkt 4 folgendes bejagt: 
„Die Verſammlung drückt die Hoffnung aus, daß die Staaten, welche gegen⸗ 
über dem Völkerbund durch keine geſetzliche Verpflichtung Hinfihtli der Minder⸗ 
heiten gebunden find, trotzdem in der Behandlung ihrer völkiſchen, ſprachlichen oder 
religiöſen Minderheiten zum mindeſten denſelben Grad von Gerechtigkeit und 
Duldung beobachten, welcher durch die Verträge und die dauernde Tätigkeit des 
Rates gefordert wird.“ Die rechtliche und politiſche Wirkung dieſer Reſolution 
jedoch blieb gleich null. Je mehr es ſich aber zeigt, daß ſich gewiſſe Großmächte 
in der unhaltbarſten Weiſe über Grundſätze hinwegſetzen, deren Einhaltung fie 
von den anderen Staaten verlangten, deſto ſtärker wurde die latente Kriſe des 
Minderheitenſchutzes. Insbeſondere Italien hat mit ſeinen Methoden der Ent⸗ 
nationaliſierung der deutſchen und ſlawiſchen Gebietsanteile eine beſondere Ber: 
antwortung auf ſich geladen. 

Die Kritik der verpflichteten Staaten bewegte ſich daher im Rahmen der 6. Kom⸗ 
miſſion der Völkerbundsverſammlung ſeit langem in der angedeuteten Richtung. 
Und es war insbeſondere Polen, das auf die entwickelten Überlegungen mit deut⸗ 
lich merkbarer Tendenz immer wieder zurückkam. Schließlich nahmen die Aus⸗ 
einanderſetzungen in der 6. Kommiſſion an Deutlichkeit zu, und es wurde offen die 
Alternative geſtellt, entweder Verallgemeinerung des Minderheitenſchutzes oder 
Abſchaffung. So bildete es nur einen logiſchen Abſchluß insbeſondere der pol⸗ 
niſchen Politik, daß es im Zuge der allgemeinen Entwicklung der europäiſchen 
Politik dieſes Problem ſchon 1933 entſcheidend mit einem Antrag auf Verall⸗ 
gemeinerung des Minderheitenſchutzes und Einberufung einer mit dem Studium 
dieſer Frage beſchäftigten Konferenz aufgriff und auf der Völkerbundstagung von 
1934 nunmehr auch die Konſequenzen aus der ſeinen Antrag ablehnenden Stim⸗ 
mung der anderen zog. 

Auf der Herbſttagung des Völkerbundes von 1934 erinnerte der polniſche Außen⸗ 
miniſter an den oben zitierten Völkerbundsbeſchluß von 1922. Nach einem Hin⸗ 
weis auf die ungenügende Ausbalancierung der Organiſation des Minderheiten⸗ 
ſchutzes, welche im Zufall errichtet ſei und auf politiſchen Paradoxien beruhe, er⸗ 
Härte er ſchließlich, daß ſich die polniſche Regierung bis zur Inkraftſetzung eines 
allgemeinen und gleichmäßigen Syſtems des internationalen Schutzes der Minder⸗ 
heiten gezwungen ſehe, jede Zuſammenarbeit mit den internationalen Organen 
betreffend die Kontrolle der Anwendung des Syſtems des Minderheitenſchutzes 
durch Polen zu verweigern. Unnötig ſei hinzuzufügen, daß der Beſchluß der pol⸗ 
niſchen Regierung keineswegs gegen die Intereſſen der Minderheiten gerichtet 
ſei. Dieſe Intereſſen ſeien und blieben geſchützt durch die polniſche Geſetzgebung, 
welche den Minderheiten der Sprache, Rafje und Religion freie Entwicklung und 
gleiche Behandlung ſichere. 

Die Antwort der Wortführer der Großmächte blieb demgegenüber rein formal: 
Frankreich, England und auch Italien ſtellten ſich auf den Standpunkt, daß ſie eine 
einſeitige Losſagung von internationalen Verpflichtungen nicht anerkennen würden. 
So zog Polen zwar in der Folge ſeinen erwähnten Antrag zurück, die Erklärung 
aber wurde aufrechterhalten. In einem Interview ergänzte der polniſche Außen⸗ 
miniſter, daß ſich die Verweigerung der Mitwirkung bei der internationalen Kon⸗ 
trolle nicht auf die zweiſeitigen Verträge bezöge; das Oberſchleſien⸗Abkommen 
bleibt demnach alſo in allen ſeinen Teilen in Kraft. Mit dieſem polniſchen Schritt 
iſt die Kriſe des derzeitigen Minderheitenſchutzſyſtems offenbar geworden. Es würde 
jedoch den hier gezogenen Rahmen überſchreiten, im einzelnen zu der dadurch 
geſchaffenen Lage Stellung nehmen zu wollen. 

Außer Frage ſteht, daß alſo die Frage der Einordnungsfähigkeit und Ein⸗ 
ordnungsform von Volk und Nationalität in das Völkerrechtsſyſtem wieder neu 
geſtellt iſt. Daß das Problem von Volk und Nationalität internationale Aus— 
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wirkung von höchſter Bedeutung beſitzt und daher auch eine völkerrechtliche Rege⸗ 
lung erheiſcht, darüber kann kein Zweifel beſtehen (mag auch ſeine andere ebenſo 
wichtige Seite innerſtaatlicher und verfaſſungspolitiſcher Natur fein). Wenn wir 
grundſätzlich von unſerem Thema aus nach der Stellung des ethnopolitiſch ver⸗ 
ſtandenden Volkes und ſeiner Erfaſſung durch die Völkerrechtsordnung fragen, ſo 
werden wir von dem doppelten Aſpekt ausgehen, unter dem ſich das ethnopolitiſche 
Problem heute darſtellt. Die Verſchiedenheit von ſtaatlichem und volklichem Bereich 
iſt in unſerem Bewußtſein evident. Volk und Volkstum wird als Ganzheit erfaßt 
in der ſtaats übergreifenden Konnationale, Volk im Element des Teilhaften als 

ſtaatseingeſchloſſene Nationalität. Beide Größen verlangen rechtliche und ins⸗ 
beſondere auch völkerrechtliche Form und Anerkennung. Worauf es hierbei ankommt, 
iſt in zwei Entſchließungen des europäiſchen Nationalitätenkongreſſes ausgedrückt. 
Die eine aus dem Jahre 1925 fordert: 

„In den Staaten Europas, in deren Grenzen auch andere nationale Volks⸗ 
gruppen leben, ſoll jede nationale Volksgruppe berechtigt ſein, in eigenen öffent⸗ 
lich⸗ rechtlichen Körperſchaften, je nach den beſonderen Verhältniſſen, territorial 
oder perſonell organiſiert, ihr Volkstum zu pflegen und zu entwickeln.“ 

Die zweite Reſolution des Jahres 1928 verlangt: 

„Der Kongreß ſtellt feſt, daß ohne wechſelſeitige kulturelle Beziehungen der gleich⸗ 
nationalen Gruppen untereinander beziehungsweiſe mit dem Stammvolke eine 
gedeihliche kulturelle Entwicklung unmöglich iſt. Sich allein überlaſſen und ohne 
geiſtige Befruchtung müſſen die einzelnen Volksgruppen verkümmern, was auch 
nicht im Intereſſe der Staaten liegen kann. Die kulturelle Iſolierung der ein⸗ 
zelnen Nationalitäten macht ihre Entwicklungsfreiheit illuſoriſch. Deshalb iſt die 
Pflege dieſer gegenſeitigen Beziehungen ein unbedingtes Erfordernis für frucht⸗ 
bringendes kulturelles Leben. Der Kongreß erachtet es ſomit in der Natur des 
nationalen Weſens begründet, daß die einzelnen Volksteile untereinander und 
mit der Geſamtnation beziehungsweiſe dem Stammvolke kulturelle Beziehungen 
unterhalten und pflegen. Der Staat darf dieſe wechſelſeitigen kulturellen 
Beziehungen und ihre praktiſche Betätigung durch keine Maßnahmen irgend⸗ 
welcher Art behindern.“ 

Die Form einer ſolchen Anerkennung und Berückſichtigung kann dabei denkbar 
verſchieden ſein. So unbedingt uns aber die Forderung gilt, ſo ſehr ſetzen wir 
uns dem Utopismus der alten italieniſchen Völkerrechtsſchule entgegen, welche 
darüber hinaus ausſchließlich die Völker zu Subjekten der Völkerrechtsordnung 
machen wollten. Dieſer Radikalismus wurde jedoch ſchon dort fallen gelaſſen: nur 
die Staaten ſind ſouveräne Organiſationen, nur ſie verfügen über eine orga⸗ 
niſierte Macht und Entſcheidungsgewalt, nur von ihnen übernommene Verpflich⸗ 
tungen haben die Chance, verwirklicht und durchgeführt zu werden. Aber die 
Rechte der Konnatiale und der Nationalität müſſen und werden ihren Platz in einer 
künftigen Völkerrechtsordnung finden, ſie ſind ein notwendiger Beſtandteil einer 
tragfähigen und dauerhaften europäiſchen Völkerrechtsordnung. Der Gedanke der 
konnationalen Organiſation hat bei verſchiedenen Völkern und den ihnen zugeord⸗ 
neten Staaten bereits große Fortſchritte gemacht. Er iſt auch einer der Grund— 
gedanken des Nationalſozialismus, welcher in einem freien Neben- und Mit⸗ 
einander der Völker die Grundvorausſetzung eines dauerhaften und organiſchen 
europäiſchen Statuts ſieht. 

Raſchhofer 
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Gleichheit und Gleichberechtigung der Staaten 


N I. 
Allgemeine Kennzeichnung des Gleichheitsſatzes 


Seine Bedeutung für Deutſchland 


1., a) Der Grundſatz der Staatengleichheit, das iſt der rechtlichen Gleichheit der 
Staaten als ſolcher, als Staaten, bedeutet mehr als lediglich ein Rechtsprinzip der 
völkerrechtlichen Ordnung: Er iſt der vollkommenſte Ausdruck des Sinnes und 
Inhalts dieſer Ordnung, er iſt maßgebend für das Verhältnis von Recht und 
Macht der Staaten untereinander. Wer den Gleichheitsſatz in der Lehre und Wiſſen⸗ 
ſchaft des Völkerrechts angreift, gleichviel mit welcher Begründung, muß ſich dar⸗ 
über klar ſein, daß er damit wider das Völkerrecht ſtreitet. Ferner, ein Staat, der 
gegen den Gleichheitsſatz handelt, ſtört und verletzt die Völkerrechtsordnung. Dem⸗ 
gemäß kann bei keiner der großen praktiſchen und theoretiſchen Fragen des Völker⸗ 
rechts der Geſichtspunkt der Staatengleichheit außer acht gelaſſen werden; es gibt 
kein konkretes Problem des Völkerrechts, das nicht mit dem Gleichheitsſatz in 
Zuſammenhang ſtände. 

Unter dieſen Problemen ſteht voran die Verflechtung der Staatengleichheit mit 
der Unabhängigkeit und Exiſtenz des Staates und mit den Unterlagen dieſer 
Exiſtenz, vor allem mit der Fähigkeit zur Verteidigung und mit dem Recht der 
Waffen. Ferner, der Zuſammenhang von Gleichheit, Unabhängigkeit und Exiſtenz 
wird ſichtbar auch dort, wo erfahrungsgemäß die praktiſch⸗politiſche, zugleich mit den 
Mitteln der Theorie geführte Erörterung der Staatengleichheit ihren Ausgangs⸗ 
punkt und ihr Schwergewicht findet: Es iſt die Frageſtellung, wie das Prinzip der 
rechtlichen Staatengleichheit in Einklang zu bringen ſei mit der tatſächlichen Un⸗ 
gleichheit der Staaten. Die Konferenzen, Unionen und Vereine der Staaten waren 
von jeher das Feld, wo jene Frageſtellung ſich ergab, die man als das Problem 
der Syntheſe von abſoluter und verhältnismäßiger Staatengleichheit bezeichnen 
kann. 

b) Die Staaten bilden als Genoſſen der völkerrechtlichen Ordnung die Staaten⸗ 
gemeinſchaft, ſie ſind als ſolche rechtlich gleich und haben gleiche Rechte und gleiche 
Pflichten, in dieſem Sinne find fie gleichberechtigt. Gleichheit und Gleich⸗ 
berechtigung ſind weſentliche Merkmale des völkerrechtlichen Status jedes 
Staates als ſolchen. Sie bilden ein Grundrecht des Staates, das mit ſeinem Daſein 
als Staat untrennbar verbunden und daher unabdingbar iſt. Gleichheit und 
Gleichberechtigung der Staaten ſtehen in engſtem Zuſammenhang mit der Staaten⸗ 
Unabhängigkeit. Der normale Staat im Sinne des Völkerrechts iſt nur der un⸗ 
abhängige, der ſouveräne Staat. Die Unabhängigkeit iſt weſentliches Merkmal des 
völkerrechtlichen Staatsbegriffs. Nach einmütiger Anſchauung kommt nur dem 
unabhängigen Staat die Gleichheit und Gleichberechtigung im Kreiſe der Staaten⸗ 
gemeinſchaft zu: die Staaten ſind rechtlich gleich, da ſie als 
Staaten alle gleichermaßen unabhängig find. Inſofern deckt ſich 
die Unabhängigkeit, die man als das primäre Grundrecht des Staates betrachtet, 
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mit der Gleichheit. Die Staaten find unabhängig als höchſte politiſche Exiſtenzen; 
kein Staat iſt dem anderen unterworfen und keiner hat das Recht, ſich in die 
Angelegenheiten eines anderen Staates einzumiſchen (Verbot der Intervention), 
die Staaten ſtehen nicht unter einer überſtaatlichen Obrigkeit. Kraft ihrer Un⸗ 
abhängigkeit können die Staaten rechtlich freiwillig Verpflichtungen eingehen, 
durch die fie ihre gegenſeitigen Beziehungen ( „Interdependenz“ im Gegenſatz zur 
„Abhängigkeit“) konkret regeln mit der Schranke, die ſie in der Wahrung ihres 
unabhängigen Status finden. Die Wahrung jener äußerſten Schranke, des Status 
der Unabhängigkeit geſchieht praktiſch weſentlich durch den Vorbehalt der Kündigung 
der Verträge, insbeſondere auch der Kündigung der Mitgliedſchaft in Staatenverbin⸗ 
dungen. Soweit aber entſprechende Vorbehalte nicht ausdrücklich vereinbart find, 
hat die Auslegung der Verträge davon auszugehen, daß kein Staat als Staat 
völkerrechtlich auftreten, insbeſondere, als Staat Verträge ſchließen, und weiterhin 
Geltung als Staat beanſpruchen, zugleich aber in ſeinem Status der Gleich⸗ 
heit und Unabhängigkeit gemindert ſein könnte. 

c) Das Weſen der Unterſchiede des Ranges zwiſchen den Staaten (z. B. Groß: 
mächte) oder deren Oberhäupter iſt beſtritten. Soweit es ſich nicht lediglich um — 
nichtrechtliche — Unterſcheidungen der ſog. internationalen Courtoiſie handelt, find 
jene Abſtufungen als rechtlich vereinbart anzuſehen, wie z. B. im Völkerbund; ſie 
laſſen alſo den Grundſatz der Gleichheit des Staates, nämlich der rechtlichen Gleich⸗ 
heit des Status unberührt. 

d) Zurückzuweiſen ſind die Verſuche, den Grundſatz der Staaten⸗Unabhängigkeit 
und ſo mittelbar auch der Staatengleichheit in Frage zu ſtellen zugunſten einer 
Lehre von der „Souveränität des Rechts“, die in Wahrheit auf die Leugnung des 
Staates und mit ihm des Rechts zwiſchen den Staaten, des Völkerrechts, hinaus⸗ 
kommt. Aus demſelben Grunde iſt es auch verfehlt, wenn einige Schriftſteller die 
Staatengleichheit als gleichbedeutend hinzuſtellen ſuchen mit der ſog. Völkerrechts⸗ 
ſubjektivität (d. h. der Fähigkeit in gewiſſen Fällen und Beziehungen völker⸗ 
rechtlich als — fingierter — Staat oder wie ein Staat aufzutreten). Alle Verſuche 
ſolcher und ähnlicher Art führen in ihrem Ergebnis zur Aushöhlung und Ent⸗ 
wertung des Begriffes der Gleichheit und Unabhängigkeit und damit ebenfalls zur 
Leugnung des Völkerrechts, das ja mit dem Rechtsprinzip der Unabhängigkeit und 
Gleichheit der Staaten ſteht und fällt. Verläßt man dieſe Grundlage, ſo iſt die 
Ebene der völkerrechtlichen Ordnung verlaſſen zugunſten eines Weltbürgertums, 
das, an und für ſich eine Utopie, dem Imperialismus der Großen geſtatten würde, 
freie Nationen im Namen eines Schein⸗Völkerrechts zu unterdrücken. Es läßt ſich 
nun nicht leugnen, daß die ſog. halbſouveränen Staaten und andere Zwiſchen⸗ 
gebilde, insbeſondere auch ſolche, die durch das Syſtem der Pariſer Verträge zum 
Zweck der Verſchleierung von Annexionen geſchaffen wurden, z. B. die Kategorie 
der Mandatsgebiete, nebſt der zugehörigen Theorie und Praxis, als Auflockerung 
der Struktur des Völkerrechts durch Zerſetzung des völkerrechtlichen Staatsbegriffes 
gedeutet werden können. Auf der anderen Seite führt die gegenſeitige Rivalität 
der Großmächte ſowie die fortſchreitende Erſtarkung des Selbſtbewußtſeins der 
kleineren Nationen zu einer Neubelebung der Idee des wirklichen, nämlich des 
unabhängigen Staates. 

Es muß die vornehmſte Aufgabe der deutſchen Völkerrechtswiſſenſchaft ſein, 
gerade an dieſem Punkte im Ringen um die wirkliche Gleichberechtigung Deutſch— 
lands ihre ganze Kraft einzuſetzen. Es gibt keine lediglich „grundſätzliche“ Gleich—⸗ 
berechtigung und es gibt keine nur formalrechtliche Souveränität. 

e) Aus der Gleichberechtigung folgt das Verbot konkreter Diskriminierung (das 
no discrimination der Wilſonpunkte), der Anſpruch auf Durchführung des Prin- 
zips der Gegenſeitigkeit und der gerechten Gleichbehandlung. Der Souveränität als 
dem Prinzip der Unabhängigkeit des Staats nach außen entſpricht die Forderung 
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eines Mindeſtmaßes tatſächlicher und rechtlicher Grundlagen der Unabhängigkeit, 
der Fähigkeit, als unabhängiger Staat zu exiſtieren, und es ergibt ſich aus dieſer 
Forderung weiter die Unantaſtbarkeit jener Grundlagen. 

2. Indem Deutſchland ſeine ſachliche Gleichberechtigung verlangt, fordert 
es die tatſächliche Anerkennung der unentziehbaren und unabdingbaren rechtlichen 
Grundſtellung, die ihm zukommt. Der nationalſozialiſtiſche Staat Adolf Hitlers 
hat der Welt kundgetan, daß er entſchloſſen iſt, ſeinen Rechtsanſpruch auf wirkliche 
Gleichberechtigung Deutſchlands durchzuſetzen. In ſeiner Rede vor dem Reichstag 
vom 17. Mai 1933 hat der Führer Adolf Hitler erklärt: „Die Forderung nach 
einer tatſächlich zum Ausdruck kommenden Gleichberechtigung iſt eine Forderung 
der Moral, des Rechts und der Vernunft.“ Im Aufruf der Reichsregierung an 
das deutſche Volk vom 14. Oktober 1933 wird erklärt: „Die deutſche Reichs⸗ 
regierung und das deutſche Volk ſind daher eins in dem Beſchluſſe, die Abrüſtungs⸗ 
konferenz zu verlaſſen und aus dem Völkerbund auszuſcheiden, bis dieſe wirkliche 
Gleichberechtigung unſerem Volke nicht mehr vorenthalten wird.“ 

Der Vertrag von Verſailles ſetzt ausdrücklich die Souveränität, den unabhängigen 
Status des Deutſchen Reiches voraus, er nimmt das Reich als ſouveränen, unab⸗ 
hängigen Staat in Anſpruch, demgemäß iſt er auch rechtlich auszulegen und 
hinfichtlich der Frage der Rechtswirkſamkeit ſeiner einzelnen Beſtimmungen zu 
beurteilen. Soweit etwa gewiſſe Beſtimmungen des Vertrages von Verſailles nicht 
lediglich als einmalige Opfer, ſondern als eine Beeinträchtigung des Status 
der Gleichberechtigung und Unabhängigkeit Deutſchlands ſich herausſtellen, find 
dieſe Beſtimmungen nichtig. Soweit ſich aber inſofern bei der Auslegung Zweifel 
ergeben, iſt nach Völkerrecht diejenige Auslegung richtig und allein zuläſſig, bei 
welcher der Grundſatz der Gleichberechtigung und Unabhängigkeit gewahrt bleibt. 
Dies gilt insbeſondere für die Frage des gleichen Rechts der Waffen. 

Deutſchland beſitzt als unabhängiger Staat gleiches Waffenrecht mit den übrigen 
Staaten. Der Verſailler Vertrag, der nach dem erklärten Willen 
aller Vertragsparteien Deutſchland als einem ſouveränen, 
unabhängigen Staat völkerrechtliche Verpflichtungen auf> 
erlegt, kann nicht rechtswirkſam dem Deutſchen Reich die 
weſentliche Grundlage der Unabhängigkeit, nämlich die 
Befugnis, für deren Verteidigung zu ſorgen, aberkennen. 


II. 
Naturrechtliche und geſchichtliche Begründung der Staatengleichheit 
Die Staatengemeinſchaft 


1. Das Prinzip der Staatengleichheit trägt äußerlich das Gepräge eines natur⸗ 
rechtlichen Satzes und iſt als ſolcher von jeher vom naturrechtlichen Schrifttum ver⸗ 
treten worden. In Wahrheit iſt der Satz geſchichtlich und, wenn man will, ſozio⸗ 
logiſch, nicht aber einſeitig „naturrechtlich“ zu erklären. Die Naturrechtslehre 
namentlich des 18. Jahrhunderts hat in ihrer Weiſe den Satz von der Staaten⸗ 
gleichheit auf die Idee von der angeblichen Gleichheit der Menſchen zurückgeführt; 
die moderne ausländiſche und deutſche Völkerrechtsliteratur hat die Lehre von dem 
naturrechtlichen Weſen der Staatengleichheit zumeiſt übernommen. Indeſſen, die 
naturrechtliche Beweisführung enthält in ihrer Parallele der Gleichheit von In⸗ 
dividuum und Staat eine Art von Trugſchluß, der alsdann weiter führt zu dem 
Trugbild einer Liberaldemokratie der Staaten; zu Ende gedacht ſtellt dieſe Lehre 
das Individuum über den Staat und kann ſo den Zielen einer kosmopolitiſchen 
Denkweiſe dienſtbar gemacht werden. Dies wird deutlich in der charakteriſtiſchen Be— 
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gründung der Staatengleichheit, wie wir fie etwa bei Vattel antreffen: „Da die 
Menſchen von Natur gleich find und da ihre Rechte und ihre Verpflichtungen 
dieſelben ſind, weil ſie gleichermaßen von der Natur ſtammen, ſind auch die 
Nationen, die aus Menſchen zuſammengeſetzt ſind und wie freie Perſonen im Zu⸗ 
ſtande der Natur zuſammenleben, von Natur gleich und ſie haben von Natur die⸗ 
ſelben Verpflichtungen und Rechte. Ein Zwerg iſt ebenſo ein Menſch wie ein Rieſe: 
eine kleine Republik iſt nicht weniger ein ſouveräner Staat als das mächtigſte 
Königreich.“ 

Dieſe eigenartige naturrechtliche Dialektik hat weiterhin zu einer Uberbetonung 
der formalen Souveränität geführt und ſo, auch von dieſer Seite her, eine gewiſſe 
Entartung, um nicht zu ſagen Verfälſchung des Staatsbegriffes begünſtigt. Die 
Kategorie des nur „formal“ ſouveränen „Zwergſtaates“ hat zur Verwirrung und 
Diskreditierung der Rechtsprinzipien der Unabhängigkeit und Gleichheit der 
Staaten beigetragen, vor allem aber hat ſie ſich Jahrhunderte hindurch als ein 
brauchbares Mittel der Zerſplitterung Deutſchlands im Wege der „teutſchen Liber⸗ 
tät“ erwieſen. Die Annahme, daß es kleinſte ſouveräne Staaten geben könne, die 
weder zur Pflege auswärtiger Beziehungen mittels eigener Organe, noch zur Ver⸗ 
teidigung ihrer Unabhängigkeit imſtande ſind, iſt doch nur möglich, wenn rechtliche 
Souveränität und relative wirkliche Unabhängigkeit gewiſſermaßen auseinander⸗ 
geriſſen werden. Demgegenüber iſt in der jüngſten Entwicklung der völkerrechtlichen 
Praxis mehr und mehr die Anſchauung wahrnehmbar, daß Gleichheit und Gleich⸗ 
berechtigung nur ſolchen Gemeinweſen zukomme, die tatſächlich fähig und in der 
Lage ſind, als unabhängige Staaten zu beſtehen. 

2. Die geſchichtliche Wurzel der Staatengleichheit deckt ſich mit dem ge⸗ 
ſchichtlichen Werden des völkerrechtlichen Staatsbegriffes und der Staatengemein⸗ 
ſchaft. Es handelt ſich um die Vorgänge der Emanzipation, der Bildung politiſcher 
territorialer Einheiten und ihrer allmählichen Loslöſung von weltlicher und geiſt⸗ 
licher Oberherrſchaft, um Vorgänge, die ſeit der Epoche des Feudalismus mit dem 
fortſchreitenden Verfall des deutſchen Kaiſertums und ſeiner an das römiſche Welt⸗ 
reich anknüpfenden Tradition, den ſouveränen Staat vorbereitet haben. Dieſen 
Staat hat alsdann das Völkerrecht des 17. Jahrhunderts vorgefunden, und es iſt 
ſo der Gedanke der Gemeinſchaft ſouveräner chriſtlicher Staaten zur Grundlage des 
Völkerrechts geworden. Das, was jene Einheiten als „gleich“ für ſich in Anſpruch 
nahmen, war eben die Unabhängigkeit, die ſpätere „suprema potestas“. 

3. Dieſe Entwicklung iſt zugleich die Geſchichte der Staaten gemeinſchaft, 
der Gemeinſchaft der gleichberechtigten Staaten, die in ihren Keimen mit dem 
Gedanken der Einungen und Bündedeschriſtlichen Mittelalters 
zuſammenhängt. Die völkerrechtliche Staatengemeinſchaft war eine Gemeinſchaft 
der chriſtlichen Nationen, deren Überlieferung von den Kreuzzügen bis zur Heiligen 
Allianz und in einigen Reſten, wie z. B. der Konſulargerichtsbarkeit in einigen 
nichtchriſtlichen Ländern noch bis in die neueſte Zeit hinein fortgewirkt hat. Gegen⸗ 
über der älteren Epoche des Völkerrechts iſt bei der Staatengemeinſchaft von heute 
der Geſichtspunkt der Homogenität und einer dementſprechenden Subſtanz der 
Gemeinſchaft ſtark zurückgetreten. Die Frage einer wenigſtens relativen Gemein- 
ſchaft der Art, der Raſſe oder der Religion wird kaum geſtellt. Die Sprache des 
heutigen Völkerrechts bewegt ſich hier in allgemeinen Andeutungen, wie etwa 
„Kulturſtaaten“ (im Statut des Ständigen Internationalen Gerichtshofs); ferner 
wird zuweilen die ausdrückliche Anerkennung neuer Staaten von gewiſſen kul⸗ 
turellen, zugleich verkehrspolitiſch orientierten Vorausſetzungen, wie z. B. eines 
Mindeſtmaßes des Nechtsſchutzes, abhängig gemacht. Im übrigen ſetzen die dem 
modernen Verkehr dienenden, die Welt umſpannenden Kollektivverträge die Fähig— 
keit der Teilnehmerſtaaten voraus, den entſprechenden techniſchen Vorbedingungen 
irgendwie nachzukommen. Es kommt hinzu die Übereinſtimmung in den Formen 
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des zwiſchenſtaatlichen Verkehrs, eine Art äußerlicher Repräſentation der Staaten 
gemeinſchaft in den großen Hauptſtädten durch das diplomatiſche Korps. Dies 
alles und ebenſo das allgemeine Völkerrecht ſelbſt vermag jedoch nur dann das ver⸗ 
ſchiedene Weſen, die Heterogenität der Staaten und Nationen in gewiſſem Grade 
zu überbrücken oder auszugleichen und ſo eine Art von Subſtanz der Staaten⸗ 
gemeinſchaft zu bilden, wenn die Staaten als Gleichberechtigte loyal 
zuſammenarbeiten. Die Worte: 

„Verträge, die zur Befriedung des Lebens der Völker untereinander abgeſchloſſen 
werden, haben nur dann einen inneren Sinn, wenn ſie von einer wirklichen und 
aufrichtigen Gleichberechtigung aller ausgehen.“ 

(Adolf Hitler vor dem Deutſchen Reichstag am 17. Mai 1933.) 
gelten für den inneren Sinn auch der Staatengemeinſchaft. Der Völkerbund, der 
gemäß den univerſalen Tendenzen feiner Satzung die Rolle einer dauernden 
Organiſation der Gemeinſchaft aller Staaten anſtrebt, hat bisher gerade an dem 
entſcheidenden Punkt, bei der Aufgabe, der Träger des Grundſatzes wirklicher und 
aufrichtiger Gleichberechtigung zu ſein, weithin verſagt. 


III 


Der Begriff des Staates | 
und die Gleichberechtigung in der völkerrechtlichen Praxis 


1. Nach herkömmlicher und herrſchender Anſchauung des Völkerrechts ſind die 
Merkmale des Staates Unabhängigkeit oder unabhängige Gewalt (Souveränität), 
Volk und Gebiet; einer politiſchen Einheit ſolcher Art kommt die Gleichberechtigung 
im Sinne des Völkerrechts zu. Die in Staatenbünden und anderen Staatenver⸗ 
einigungen ſtillſchweigend oder ausdrücklich vorausgeſetzte rechtliche Gleichheit 
der Mitglieder iſt eine Beſtätigung und zugleich Folge des allgemeinen 
Prinzips der Gleichheit der unabhängigen Staaten. Der Zuſammenhang von Un⸗ 
abhängigkeit und Gleichberechtigung iſt bisher, außer in den hiſtoriſchen Staaten⸗ 
bünden und in gewiſſen internationalen Konferenzen auch im Rahmen des 
Britiſchen Reiches, namentlich aber im Kreiſe des Völkerbundes hervorgetreten 
und teils in poſitivem Sinne behandelt, zuweilen aber auch verkannt worden. Die 
Souveränität, für ſich allein betrachtet, iſt wiederholt in den Verhandlungen und 
Entſcheidungen internationaler Gerichte erörtert worden, wie z. B. im Prozeß über 
die deutſch⸗öſterreichiſche Zollunion; ferner iſt ſie als „politiſche Unabhängigkeit“ 
häufig der Gegenſtand von Garantieverträgen oder ⸗deklarationen, wobei zu 
fragen iſt, inwieweit ſolche Bindungen nicht als rechtliche und wirkliche Minderung 
der Unabhängigkeit des derart beſchützten Staates zu beurteilen ſind. — Die fol⸗ 
genden Beiſpiele ſollen den Zuſammenhang der Begriffe Staat, Unabhängigkeit 
und Gleichberechtigung und der entſprechenden Merkmale und Unterlagen aufzeigen: 

a) Das Abkommen von Montevideo über Rechte und Pflichten von Staaten, ab⸗ 
geſchloſſen am 26. Dezember 1933 zwiſchen den Teilnehmern der Panamerikaniſchen 
Union, zählt zunächſt als Merkmale des Staats im Sinne des Völkerrechts auf: 
eine ſtändige Bevölkerung, ein beſtimmt umgrenztes Gebiet, Regierung, Fähigkeit 
in Beziehung zu anderen Staaten zu treten (Art. 1). In Art. 3 wird erklärt, daß 
die politiſche Exiſtenz eines Staats von der Anerkennung durch die anderen Staa⸗ 
ten unabhängig iſt und daß „jeder Staat ſchon vor ſeiner Anerken⸗ 
nung das Recht hat, ſeine Unverſehrtheit und Unabhängig: 
keit zu verteidigen, für ſeine Selbſterhaltung und Wohl; 
fahrt zu ſorgen und dementſprechend ſich ſelbſt nach ſeinem 
Gutdünken zuorganiſieren“ (consequently to organize itself as it sees 
fit). Über die Gleichberechtigung heißt es in Art. 4: „Staaten ſind rechtlich 
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gleich, fie genießen die gleichen Rechte und haben die gleiche Fähigkeit in deren 
Ausübung. Die Rechte eines jeden von ihnen hängen nicht ab von der Macht, die 
er beſitzt, um ihre Ausübung zu ſichern, wohl aber von der einfachen Tatſache 
ſeiner Exiſtenz als einer Perſon des Völkerrechts.“ Art. 8, zu dem die Vereinigten 
Staaten von Amerika einen, weſentlich Kuba betreffenden Vorbehalt erklärt haben, 
beſtimmt, daß „kein Staat das Recht hat, ſich in die inneren oder äußeren An⸗ 
gelegenheiten eines anderen Staates einzumiſchen“. 

b) Im Sondervotum von Anzilotti zu der Entſcheidung des Ständigen Inter⸗ 
nationalen Gerichtshofs vom 5. September 1931 betreffend die deutſch⸗öſterreichiſche 
Zollunion iſt zutreffend bemerkt, daß „die Unabhängigkeit der normale Stand 
(condition) der Staaten nach dem Völkerrecht ſei und daß ſie ebenſo zutreffend 
als Souveränität (suprema potestas) oder als äußere Souveränität qualifiziert 
werden kann“. In der Tat find die Begriffe Souveränität und Unabhängigkeit 
gleichbedeutend und ſtehen nicht in dem Verhältnis eines Gegenſatzes von Form 
und Sache. Die Anſchauung, daß ein Staat völkerrechtlich ſouverän ſein könne, 
ohne zugleich ein normales Mindeſtmaß der Vorausſetzungen wirklicher ſtaatlicher 
Unabhängigkeit zu beſitzen, darf heute als überwunden gelten. 

Dieſe Frage wurde praktiſch bei der Behandlung des Geſuches des ſeit den 
Bundesurkunden des 19. Jahrhunderts als ſouverän anerkannten Fürſtentums 
Liechtenſtein um Aufnahme in den Völkerbund (1920). Der Völkerbund hat die 
Ablehnung des Aufnahmegeſuches damit begründet, daß das founeräne Fürſtentum 
Liechtenſtein infolge des geringen Umfangs ſeines Gebietes und ſeiner Bevölke⸗ 
rungszahl die Ausübung feiner ſouveränen Rechte zum Teil anderen Mächten 
übertragen habe, ferner, daß es keine Armee unterhalte und daher nicht imſtande 
ſei, alle Verpflichtungen zu erfüllen, die die Bundesſatzung verlange. Wirkliche 
Unabhängigkeit und Waffen erſcheinen hier als Vorbedingung der Mitgliedſchaft 
im Völkerbund, deſſen Rat ſeinerzeit anläßlich der Aufnahme Deutſchlands erklärt 
hat, daß er das „Prinzip der Gleichheit, das gleiche Verpflichtungen und gleiche 
Rechte nach ſich zieht, für eines der weſentlichſten Elemente hält“. 

Die Entſcheidung im Falle Liechtenſtein war, entgegen der damals im Völker⸗ 
bund vereinzelt aufgetauchten Meinung, keineswegs eine Ausnahme vom Gleich⸗ 
heitsſatz. Sie war vielmehr nur eine Folgerung aus dem richtigen Gedanken, daß 
eine nur „rechtliche“ Souveränität, alſo eine Souveränität ohne die entſprechenden 
tatſächlichen Grundlagen als Vorausſetzung der Gleichberechtigung nicht genüge. 

e) Für die Frage des Waffenrechts und der rechtlich unmöglichen und unhalt⸗ 
baren Poſition des einſeitig abgerüſteten Deutſchen Reichs als Mitglied des 
Völkerbundes ſind wichtig die Anſchauungen, die in dem vom Völkerbundsrat am 
4. September 1931 angenommenen Bericht der Ständigen Mandatskommiſſion des 
Völkerbunds zum Ausdruck kamen. Der im Hinblick auf die Aufnahme des Irak in 
den Völkerbund (1932) bedeutſame Bericht betrifft die Vorausſetzungen für die 
Aufhebung einer Mandatsordnung und bezieht ſich insbeſondere auf den Fall des 
Art. 22 Abſ. 4 der Völkerbundsſatzung, der die Entlaſſung von „vorläufig als un⸗ 
abhängige Nationen anerkannten Gemeinweſen“ aus dem Mandatsverhältnis zu 
dem Zeitpunkt vorſieht, „wo dieſe imſtande ſein werden, ſich ſelbſt zu leiten“. Aus 
dem Bericht läßt ſich die Auffaſſung des Völkerbunds entnehmen über die Voraus— 
ſetzungen des Daſeins und der Anerkennung eines neuen Staats und über die 
Forderungen, die bei der Aufnahme neuer Mitglieder von der Praxis für die 
Fähigkeit zur Mitgliedſchaft im Völkerbund geſtellt werden. Hiernach iſt u. a. ver⸗ 
langt: Die „Exiſtenz des betreffenden Gebiets als tatſächlicher Staat“ (état de 
fait), der inſoweit gewiſſe Bedingungen aufweiſen müſſe, die „ſein Daſein als uns 
abhängiger Staat ſicherſtellen“, darunter auch, daß er „fähig ſein müſſe, ſeine 
territoriale Unverſehrtheit und ſeine Unabhängigkeit als Staat aufrechtzu— 
erhalten“. Dies entſpricht dem Sinne nach inſoweit ungefähr den im Rahmen der 
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Panamerikaniſchen Union aufgeftellten Merkmalen und Sätzen. Danach erſcheint 
die Fähigkeit, einſchließlich der völkerrechtlichen Bewegungs⸗ und Entſchlußfreiheit, 
zur Verteidigung des Gebiets und der Unabhängigkeit als die wichtigſte Grund⸗ 
lage der äußeren Souveränität und damit des Staats ſelbſt: 

Der Staat, betrachtet im zwiſchenſtaatlichen Kreiſe, individualiſiert ſich als 
Staat durch ſeine Front nach außen. Die Fähigkeit zur Wahrung dieſer Front iſt 
Daſeinsbedingung des Staates. 

2. In den beiden zuletzt angeführten Beiſpielen hat die Praxis des Völkerbunds 
die Mitgliedſchaft und damit die Gleichberechtigung von Bedingungen abhängig 
gemacht, die dem normalen völkerrechtlichen Staatsbegriff, alſo dem unabhängigen 
Staat, entſprechen. Damit ſtimmt nicht voll überein der Abſatz 2 des Art. 1 der 
Satzung, der beſtimmt, daß außer Staaten auch „Dominien oder Kolonien mit 
voller Selbſtverwaltung“ (franz. Text: „qui se gouvernent librement”, engl. 
Text: „fully self-governing states) . . „Bundesmitglieder werden können“, 
und ebenſo nicht die Tatſache, daß neben Großbritannien ſelbſt eine Anzahl von 
Mitgliedern des Britiſchen Reiches dem Völkerbunde angehören. Zwar treten in 
nicht ſpezifiſch politiſchen Staatenvereinigungen, zum Beiſpiel im Rahmen ver⸗ 
kehrstechniſcher Kollektivverträge, wie des Weltpoſtvereins und des Weltfunkver⸗ 
trags in der Regel die Regierungen — nicht die Staatsoberhäupter — von 
„Ländern“ (pays) auf; als Länder werden hier außer Staaten auch Do⸗ 
minien, Kolonien und Mandatsgebiete, und zwar, wie es ſcheint, ohne Rückſicht 
auf die Frage der Autonomie, betrachtet. Beim Völkerbund aber handelt es ſich 
um einen weſentlich politiſchen völkerrechtlichen Verein, der ſich vornehmlich 
mit Fragen der ſtaatlichen Exiſtenz, wie Friedensſicherung, Streitſchlichtung und 
Abrüſtung befaſſen ſoll. Die Mitgliedſchaft nichtſouveräner Einheiten in einem 
Verein ſolcher Art bedeutet eine Abweichung von der Struktur des Völkerrechts, 
einen Widerſpruch, der durch die Konſtruktion einer beſonderen „Völkerrechts⸗ 
ſubjektivität“ nicht beſeitigt wird. Die engliſche Theſe, wie ſie gemäß den in der 
Reichskonferenz abgegebenen Erklärungen aufgeſtellt wurde, geht dahin, daß die 
Dominien unter ſich und mit dem Mutterland rechtlich gleich ſeien. Demgemäß 
wird die Anſicht vertreten, es beſtehe inſoweit auch innerhalb des Völkerbunds 
wirkliche Gleichberechtigung und nicht eine Begünſtigung des Stimmgewichts von 
Großbritannien. Es ift jedoch zu bezweifeln, ob hier die relative UÜbereinſtimmung 
zwiſchen dem Mitgliedſchaftsrecht, insbeſondere dem Stimmrecht, und der wirklichen 
Gleichberechtigung vollkommen gewahrt iſt. 

Indeſſen, ſolche Fragen treten zurück gegenüber der Verletzung der Gleichberech⸗ 
tigung, wie ſie im Kreiſe des Völkerbunds durch die Nichterfüllung der Abrüſtungs⸗ 
pflicht der hochgerüſteten Staaten geſchehen iſt. Der Völkerbund hat mit dieſem 
Verhalten der in ihm maßgebenden Mächte den Boden ſeines eigenen Rechts und 
des allgemeinen Völkerrechts verlaſſen. Es wurde der Grundſatz verleugnet, den 
der Völkerbundsrat ſelbſt für eine der weſentlichſten Grundlagen des Völkerbunds 
bezeichnet hatte. Die Fünf⸗Mächte⸗Erklärung vom 11. Dezember 1932 enthält nicht 
mehr als eben nur das endliche Eingeſtändnis jener Lage, indem ſie bekennt, daß 
„einer der Grundſätze, die die Abrüſtungskonferenz leiten ſollen, darin beſtehen 
muß, Deutſchland und den anderen durch Vertrag abgerüſteten Staaten die Gleich⸗ 
berechtigung zu gewähren“. 


IV. 
Abſolute und verhältnismäßige Staatengleichheit 
Hegemonie, Gleichheit und Gleichgewicht 


1., a) Die Frageſtellung, wie der Gleichheitsſatz zu vereinbaren ſei mit der tat⸗ 
ſächlichen Ungleichheit der Staaten an Größe, Macht und jeweiliger Geltungsmög— 
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lichkeit, alſo mit den tatſächlichen, in abſehbaren Zeiten ſich ändernden Verhält⸗ 
niſſen, wird von den Vertretern formaliſtiſcher Rechtsanſchauung abgelehnt; wer 
die Gleichheit als eine nur formale anſieht, für den exiſtiert allerdings jene Frage 
nicht. Damit würde ein für die praktiſche Zuſammenarbeit der Staaten lebens⸗ 
wichtiges Problem beiſeitegeſchoben, das vom Standpunkt des, mit der Exiſtenz der 
Staaten rechnenden Völkerrechts aus, nicht umgangen werden kann. Die Praxis 
kann der Frage nach der konkreten Durchführung des Gleichberechtigungsprinzips 
innerhalb einer Welt ungleichartiger und ungleich mächtiger Staaten nicht aus⸗ 
weichen. Schon in den Vorläufern der Staatengemeinſchaft, nämlich in den Ei⸗ 
nungen und Bünden und in den Aſſoziationen der Stände wurde es nötig, Ab⸗ 
ſtufungen der Einflußrechte und der Verpflichtungen der Mitglieder vorzunehmen, 
um eine Zuſammenarbeit möglich zu machen. 
„Die tatſächliche Ungleichheit der Staaten ſcheint dem Gedanken der Staaten⸗ 
gemeinſchaft gleicher Rechtsgenoſſen zu widerſtreben. Die damit geſtellte Aufgabe 
beſteht in der Wahrung der Idee des gleichen Rechts als des gerechten Rechts in 
verhältnismäßigem Ausgleich zwiſchen den unter ſich verſchiedenen Staaten. Die 
Gemeinſchaft der Bürger innerhalb des Staates ſcheint inſofern vor ein ähnliches 
Problem geſtellt zu ſein. Indeſſen, der Staat als die höchſte, die politiſche Exiſtenz 
kann über die Exiſtenz ſeiner Bürger rechtlich beſtimmen und er kann demgemäß 
die Art des Ausgleichs zwiſchen Individuum und Gemeinſchaft befehlen, während 
die Staaten eine überſtaatliche Inſtanz, die dieſen Ausgleich vornehmen könnte, 
nicht kennen. Es kommt hinzu, daß die Verſchiedenheit der Staaten nicht vergleich⸗ 
bar iſt mit der Verſchiedenheit der Bürger innerhalb des Staats. Daher beruhen 
die letztlich vom doktrinären Naturrecht, das von der Gleichheit der Menſchen und 
Bürger ausgeht, eingegebenen Einwendungen gegen den Gedanken der verhältnis⸗ 
mäßigen Staatengleichheit auf unrichtigen Vorausſetzungen. Verhältnis⸗ 
mäßige Staatengleichheit kann nur in konkreten, zwiſchen Staaten, innerhalb 
von Staatengruppen vereinbarten Regelungen des Ausgleichs beſtehen. Das 
Prinzip der abſoluten Staatengleichheit aber iſt dadurch gewahrt, daß die 
Staaten im gegebenen Fall gleichermaßen freiwillig und inſofern als rechtlich 
gleich ihre ſolidariſche Zuſammenarbeit vereinbaren unter Berückſichtigung der 
Unterſchiede ihrer Größe und Macht, ihrer geographiſchen Lage und ihrer Beteili⸗ 
gung an dem Gegenſtande der Zuſammenarbeit. 
b) Die Staatengleichheit hat, wie ſchon angedeutet, ihre praktiſche Bedeutung 
weſentlich auf dem Gebiet des Verfaſſungsweſens der Staatenbünde, der Organi⸗ 
ſation internationaler Unionen, Schiedsordnungen, Gerichtshöfe und anderer 
zwiſchenſtaatlicher Einrichtungen, ferner bei Staatenkonferenzen und bei Vereini⸗ 
gungen von der Art der Panamerikaniſchen Union, insbeſondere aber bei der Ent⸗ 
ſtehung und Fortbildung der Organiſation des Völkerbunds. Alle dieſe Vereini⸗ 
gungen und zwiſchenſtaatlichen Einrichtungen ſind nur denkbar auf dem Boden 
und im Rahmen der Staatengemeinſchaft. Die Staaten treffen ſich als rechtlich 
Gleiche in Delegiertenverſammlungen zur Zuſammenarbeit bei der Organiſation 
und Funktion von partikularen oder auch umfaſſenden internationalen Zweckver— 
bänden. Hier meſſen ſich gleichſam die Staaten, jeder in der Grundſtellung der 
Rechtsgleichheit. In dieſer Grundſtellung und kraft dieſer Grundſtellung vers 
ſtändigen ſich die Staaten über die etwa erforderliche Berückſichtigung der Unter— 
ſchiede der Größe und der Art und der Beteiligung des einzelnen Staats am 
Gegenſtande der Zuſammenarbeit. Auf der Baſis abſoluter Gleichheit wird ſo 
gegebenenfalls die konkrete verhältnismäßige Gleichheit (z. B. durch Einrichtung 
privilegierter Organe, wie eines Rats, durch die Bezeichnung gewiſſer Staaten als 
Hauptmächte, durch Beſtimmungen über den Vorſitz, über Pluralſtimmen uſw.) 
organiſiert. 

Die reſtloſe Durchführung „abſoluter“ Rechtsgleichheit iſt bei Vereinigungen 
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und Einrichtungen der gedachten Art häufig ſchon deshalb nicht möglich, weil die 
Laſten und Verpflichtungen der Teilnehmer nach der Leiſtungsfähigkeit abgeſtuft 
werden müſſen. Im übrigen würde dem abſoluten Prinzip entſprechen etwa eine 
vollkommen gleiche Verteilung der Einflußrechte für alle Mitgliedſtaaten, gleiches 
Stimmrecht, gleiche turnusmäßige Beſetzung des Vorſitzes, das Rotationsſyſtem 
bei der Beſtellung der Organe, die nicht von allen Teilnehmerſtaaten zugleich 
beſetzt werden können uſw. 

Indem die Praxis das abſolute und das relative Prinzip verbindet, äußert ſich 
der Einfluß der naturrechtlichen Gleichheitslehre häufig in einer Übertreibung des 
Gedankens der abſoluten Gleichheit. Es entſteht ſo ein Widerſtreit zwiſchen den 
Folgerungen aus dem Gleichheitsprinzip und andererſeits dem Ziel einer für ihre 
Zwecke aktionsfähigen Gemeinſchaft. Das Schulbeiſpiel hierfür iſt die im Schrift⸗ 
tum vertretene Theſe, das ſogenannte Verbot der Majoriſierung eines Staats er⸗ 
gebe ſich als Konſequenz des Gleichheitsſatzes. In Wahrheit kann ein Staat des⸗ 
halb, weil er unabhängig iſt, rechtlich nur dann überſtimmt werden, wenn 
er ſich freiwillig, etwa in einer Bundesſatzung, der Möglichkeit der Uberſtimmung 
unterworfen hat. Der Gleichheitsſatz kommt hier inſofern in Anwendung, als jeder 
Staat ſich vertragsmäßig der Majoriſierung unterwerfen kann, wobei ſein Status 
der Unabhängigkeit, verglichen mit dem Typus des abhängigen „Einzelſtaats“ im 
Bundesftaat, durch die Künd barkeit des Vertrages zu wahren iſt. 

Die wichtigſte Folge jener Mißdeutung des völkerrechtlichen Majoriſierungsver⸗ 
bots beſteht in der einſeitigen Betonung des Grundſatzes der Einſtimmigkeit von 
Beſchlüſſen innerhalb von Staatenvereinen. In der Ausgeſtaltung zum liberum 
veto bedeutet jener Grundſatz die Organiſation der Uneinigkeit. 

c) Auch in der Satzung des Völkerbunds hat ſich weithin, obſchon mit 
wichtigen Ausnahmen zugunſten eines einfachen oder qualifizierten Mehrheitsver⸗ 
fahrens, das Prinzip der Einſtimmigkeit der Beſchlüſſe durchgeſetzt; ſoweit in Re⸗ 
formvorſchlägen eine weitere Zurückdrängung des Grundſatzes der Einſtimmigkeit 
verlangt wird, beruft ſich die Gegenmeinung auf den Gleichheitsſatz. Da praktiſch 
vorwiegend nur ſolche Angelegenheiten bis zum Stadium des Beſchlußverfahrens 
des Rats oder der Bundesverſammlung gefördert werden dürften, bei denen die 
Ausſficht auf einen pofitiven Beſchluß beſteht, jo führt offenbar das Erfordernis der 
Einſtimmigkeit zu einem unverhältnismäßig großen Stimmgewicht einer Minder⸗ 
heit diſſentierender Bundesmitglieder; dieſes Ergebnis widerſpricht dem Sinn der 
Gleichheit und Gleichberechtigung. Dies iſt insbeſondere im Hinblick auf die Be⸗ 
ſtimmung des Art. 19 der Satzung zu beachten, der den an einer Reviſion von 
Verträgen intereſſierten Staaten ein Mittel bieten ſoll, die Erörterung der 
Reviſion in der Bundesverſammlung und zwiſchen den beteiligten Bundesmitglie⸗ 
dern in Gang zu bringen. Nach der überwiegenden Meinung iſt, gemäß Art. 5 und 
Art. 19 der Satzung zu einem Beſchluß im Sinne des Art. 19 die Einſtimmigkeit 
der in der Tagung vertretenen Bundesmitglieder erforderlich; es wird alſo prak⸗ 
tiſch immer möglich ſein, mit Hilfe einer einzigen Stimme, die das Veto ausſpricht, 
die Aufwerfung der Frage der Reviſion von Verträgen in der Bundesverſamm⸗ 
lung zu verhindern. Die offenbar als Ausweg gedachte Meinung, im Fall des 
Art. 19 handle es ſich nur um eine Meinungsäußerung, um einen Wunſch, nicht 
um eine Dezifion und daher auch nicht um einen der Einſtimmigkeit bedürftigen 
Beſchluß, beweiſt jedenfalls, welche Schwierigkeiten das Einſtimmigkeitsprinzip 
rechtlich auch dem beſcheidenſten Verſuch, eine Aktion einzuleiten, entgegenſetzt. In⸗ 
dem ſich das Prinzip der Einſtimmigkeit als typiſches und grundſätzliches Hemm⸗ 
nis zweckmäßiger Organiſation und Funktion von Staatenvereinen erweiſt und 
den pofitiven und aktiven Sinn der Gleichberechtigung der Staaten, nämlich der 
loyalen Zuſammenarbeit gefährdet, öffnet es zugleich die Tür zur Umgehung des 
Rechts. 
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d) Die Verfaſſung des ehemaligen Deutſchen Bundes kann als der Verſuch, 
ein Syſtem der Kombination abſoluter und verhältnismäßiger Gleichberechtigung 
unter den Bundesgliedern zu ſchaffen, betrachtet werden, unbeſchadet der Vorbehalte, 
die vom Standpunkt der politiſchen Kritik aus geboten find. Treitſchke bezeichnet 
dieſe Verfaſſung anſchaulich als einen „Widerſpruch zwiſchen dem formalen Rechte 
und der lebendigen Macht“ und wirft ihr vor, daß ſie die kleinen Staaten unver⸗ 
hältnismäßig bevorzuge und durch ihre Betonung des Prinzips der Einſtimmig⸗ 
keit dem Souveränitätsdünkel der kleinen Staaten entgegenkomme. Es war ein 
verwickeltes Syſtem der Verbindung von Pluralſtimmen „mit Rückſicht auf die 
Verſchiedenheit der Größe der einzelnen Bundesſtaaten“, ferner von Geſamt⸗ 
ſtimmen kleiner Staaten, weiter von Einſtimmigkeit und von abſolutem und quali⸗ 
fiziertem Majoritätsprinzip bei Beſchlüſſen mit der Organiſation eines engeren 
Rats und des Plenums. Zugleich waren allen „Bundesgliedern als ſolchen gleiche 
Rechte“ zugeſtanden, doch ſollte der Rang der Bundesglieder unberührt bleiben 
und es ſollte Oſterreich den Vorſitz bei der Bundesverſammlung führen, jo daß 
alſo auch eine Andeutung des Gedankens der Hegemonie nicht gänzlich fehlte. Der 
Deutſche Bund zeigt in einiger Hinſicht ühnlichkeit mit der Organiſation und ges 
willen Mängeln der Organiſation des Völkerbunds. In beiden Fällen tritt, 
wenn auch in verſchiedener Weiſe, die Schwierigkeit hervor, dem Grundſatz der 
Gleichberechtigung und Unabhängigkeit bei völkerrechtlichen politiſchen Staa⸗ 
tenvereinen verhältnismäßig Rechnung zu tragen. Es iſt nicht möglich, den Wis 
derſtreit, der ſich aus dem politiſch⸗exiſtentiellen Gegenſtand des Vereins und aus 
dem Prinzip der Unabhängigkeit der Teilnehmer ergibt, im Rahmen einer völker⸗ 
rechtlichen Technik zu überwinden; im Falle des Konflikts beſteht ſtets die Gefahr 
des Austritts von Mitgliedern und der Auflöſung des Ganzen. Im Deutſchen 
Bunde waren faktiſch unabhängig nur die beiden Großmächte. Der Völkerbund hat, 
im Gegenſatz zum Deutſchen Bund, keinen national homogenen Charakter und will 
in den Kündigungsklauſeln ſowie in anderen Beſtimmungen der Satzung die 
Rechtsgrundlage der Souveränität ſeiner Mitglieder, ſoweit ſie beſteht, trotz ſeiner 
„überſtaatlichen“ Anſprüche, ſchonen. Soweit aber der Grundgedanke der Einrich⸗ 
tung des Völkerbunds dennoch das Ziel eines aktionsfähigen Staatenverbands feſt⸗ 
hält, iſt dies weſentlich durch die Privilegierung des Rats und innerhalb des Rats 
durch die rechtliche Anerkennung und Stellung der Großmächte mit ſtändigem Sitz 
im Rat verſucht. Es iſt dies der Gedanke der Hegemonie und zugleich der Punkt, 
an dem während der bisherigen Entwicklung des Völkerbunds der Geltungsanſpruch 
der kleineren Staaten unter dem Geſichtspunkt der Gleichberechtigung am ſchärfſten 
verfolgt und umſtritten iſt. 

2. Die Geſchichte zeigt wiederholt Verſuche und Anſätze, die Hegemonie, die 
politiſche Vormachtſtellung und Führung eines Staats oder auch einer Gruppe von 
Staaten innerhalb eines Staatenvereins, rechtlich zu konſtituieren. Solche Vor— 
gänge laſſen ſich als Sonderfälle abgeſtuften Einflußrechts in einem Syſtem ver— 
hältnismäßiger Gleichberechtigung betrachten. Da die Hegemonie politiſche Füh— 
rung und Gefolgſchaft und nicht lediglich den Druck eines Übergewichts der Macht 
bedeuten ſoll, jo ſetzt fie, wenn fie von einer Gruppe von Großmächten in Ans 
ſpruch genommen iſt, neben wirklicher Macht der Teilnehmerſtaaten eine Methode 
beſtändig ſich erneuernder Einigung in ihrem Kreiſe voraus. Die völkerrechtliche, 
vereinbarte Begründung der Hegemonie einer Mächtegruppe, wie ſie in der 
Struktur des Völkerbunds in gewiſſem Grade angedeutet erſcheint, iſt zwar denkbar 
bei Wahrung des Kündigungsrechts, doch widerſpricht ſie der Idee der Gleichheit 
und Unabhängigkeit der Staaten. Jedenfalls zeigt die Erfahrung, daß die Hege— 
monie entweder als weſentlich politiſch und nicht weſentlich in den Methoden 
völkerrechtlicher Organe geübter Einfluß auftritt oder aber ſie erſcheint wie in der 


108 


Verfaſſung Bismarcks rechtlich im Rahmen des Bundesitaats, alſo der Form des 
Übergangs vom völkerrechtlichen Staatenbund zum Staat. 

Kann demnach die Hegemonie, wegen ihrer Unvereinbarkeit mit der völker⸗ 
rechtlichen Grundanſchauung nicht im eigentlichen Sinne eine völkerrechtliche Inſti⸗ 
tution ſein, ſo gehört ſie doch wegen ihres Zuſammenhangs mit dem Prinzip des 
„Gleichgewichts der Macht“ zur Theorie von den tatſächlichen Voraus⸗ 
ſetzungen des Völkerrechts. 

3. Das Mächte⸗Gleichgewicht, geſchichtlich zunächſt als Gleichgewicht der Macht, 
justum equilibrium potentiae des Utrechter Friedens von 1713 überliefert, iſt im 
Grunde eine hiſtoriſche und politiſche Erfahrung und Maxime, kein Rechtsprinzip, 
ſie wird aber bis heute im völkerrechtlichen Schrifttum meiſt im Zuſammenhang 
der Gleichberechtigung, erörtert. Zunächſt hat die Lehre vom „Gleichgewicht“ den 
Sinn, es müſſe zwiſchen den großen Mächten Europas eine gerechte Gleichgeltung, 
und ſo innerhalb dieſes Kreiſes eine Gleichberechtigung herbeigeführt und orga⸗ 
niſiert werden. Es iſt die Idee einer gerechten Organiſation der zentralen Macht⸗ 
faktoren Europas. Wenn alsdann in Art. 2 des Utrechter Friedens geſagt iſt, es 
handle ſich darum, „den Frieden und die Ruhe in der Chriſtenheit durch ein 
gerechtes Gleichgewicht der Macht herzuſtellen“, ſo erſcheint hier die Vorſtellung, 
daß auf ſolcher Grundlage eine gerechte Friedensordnung in der damals beſtehen⸗ 
den chriſtlich⸗europäiſchen Staatengemeinſchaft, eine Ordnung der gleichberechtigten 
Staaten errichtet werden könne. Dieſe Ideen wurden auch in das 19. Jahrhundert 
übernommen und ſie wurden praktiſch entwickelt, nachdem der Plan Napoleons, 
eine Univerſalmonarchie entſprechend der Tradition des Kaiſertums Karls des 
Großen, mindeſtens aber eine ſtändige Vorherrſchaft Frankreichs in Europa zu 
errichten, geſcheitert war. Im Wiener Kongreß und in den ihm folgenden Kon⸗ 
ferenzen wird der Gedanke des Gleichgewichts, zuweilen in Formulierungen, die 
deutlich an die Sprache des Utrechter Friedens und ſeiner Epoche anknüpfen, er⸗ 
neuert und beſtätigt. Das Gleichgewicht unter den großen Mächten erſcheint in 
Verbindung mit der Idee einer Gemeinſchaft der Staaten des chriſtlichen Europa 
als das Mittel, die Unabhängigkeit der Staaten, und damit auch ihre Gleichheit 
in Rechten und Pflichten zu ſichern und den allgemeinen Frieden zu feſtigen. Der 
Gleichgewichtsgedanke wendet ſich ebenſo gegen die politiſche Zurückſetzung einer 
großen Macht wie gegen die Verletzung der Unabhängigkeit der Staaten überhaupt. 
Demgemäß wird im zweiten Aachener Protokoll von 1818 feſtgeſtellt, daß die 
Konferenz die Beziehungen erwäge, die Frankreich den Platz verbürgen, der ihm 
im Syſtem von Europa gehört; es wird in derſelben Erklärung von dieſem, dem⸗ 
nächſt verwirklichten, Verſprechen geſagt, daß dies der Befeſtigung des allgemeinen 
Friedens diene. Seit den Befreiungskriegen bis in die erſten Jahre des 20. Jahr⸗ 
hunderts hinein läßt ſich der Gedanke des Gleichgewichts in der relativen Zu⸗ 
ſammenarbeit der Mächte, in verſchiedenen Erſcheinungsformen, den Konferenzen 
und Friedenskongreſſen des ſogenannten Konzerts der Großmächte erkennen. Die 
Anſchauung, daß die Großmächte, aber auch in ihrem Teil die kleineren Staaten 
die völkerrechtliche Pflicht zur Aufrechterhaltung des Gleichgewichts haben, daß 
alſo der Grundſatz des Gleichgewichts rechtlichen Charakters ſei, hat nur allmählich 
der richtigen Erkenntnis Platz gemacht, daß das Gleichgewicht als Tatſache der 
Erfahrung und zugleich als eine Richtſchnur zwiſchenſtaatlicher Politik zu ver⸗ 
ſtehen ſei. Man kann ſagen, daß der Gedanke des Gleichgewichts weſentlich den 
großen Mächten die Aufgabe zuweiſt, ihre Kräfte zum Fundament der Ordnung 
der Staatenwelt zuſammenzuſchließen. 

Die Zuſammenſetzung des Völkerbundsrats iſt von beachtlicher Seite (Max Huber) 
als eine — rechtliche — Einſchränkung der bisherigen politiſchen Vormachtſtellung 
der Großmächte beurteilt worden. Man muß zugeben, daß die geſchriebenen Rechts- 
normen der Satzung im Sinne auch einer ſolchen Tendenz, eines Entgegenkommens 
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der Großmächte an die kleineren Staaten auf der Linie der abjoluten Gleich: 
berechtigung gedeutet werden dürfen. Wichtiger noch iſt die Frage, ob der Völker⸗ 
bund nach dem Plan ſeiner Zuſammenſetzung den Gedanken des Gleichgewichts der 
Macht wirklich wieder aufgenommen hat. Sieht man ab von den Schwierigkeiten, 
die ſich bei jeder rechtlichen Poſitivierung des Politiſchen entgegenſtellen, ſo iſt noch 
der weitere Vorbehalt zu machen, daß eine Organiſation des Gleichgewichts von 
einer relativen Verteilung wirklicher Macht ausgehen muß. In dieſer Hinſicht iſt 
es kaum nötig, daran zu erinnern, daß das Verfahren gegen Deutſchland dem 
Sinn der Idee des Gleichgewichts zuwider war. Es entſtand das Trugbild eines 
Plans des Gleichgewichts, indem Deutſchland als einſeitig abgerüſtetes Land 
ſchließlich mit einem ſtändigen Sitz als Hauptmacht im Völkerbundsrat bedacht 
wurde, während im übrigen die ſyſtematiſche Verſchleppung der Abrüſtung der 
Mächte ihren Fortgang nahm. Damit wurde die Tradition des europäiſchen 
Syſtems verlaſſen, zum Zweck der Aufrechterhaltung der Diskriminierung Deutſch⸗ 
lands. Hierin beruht der weſentliche Grund der fortdauernden Kriſe in den poli⸗ 
tiſchen und wirtſchaftlichen Beziehungen zwiſchen den Staaten. Hier iſt zugleich 
die Schickſalsfrage des Völkerrechts und des wirklichen Friedens geſtellt. 

Die Bedeutung der Staatengleichheit läßt ſich in einer Darſtellung unter dem 
Geſichtspunkt nur des Rechts nicht erſchöpfen. Staatengleichheit iſt der gleiche 
Status der Unabhängigkeit, und dieſe wiederum kann nicht beſtehen ohne die realen 
Grundlagen des Daſeins des Staates. Die Gemeinſchaft der Staaten iſt ohne den 
Rahmen einer zugleich politiſchen, exiſtentiellen Geſamtordnung nicht denkbar; 
die rechtliche Ordnung des Völkerrechts ſetzt eine tatſächliche Ordnung voraus. Als 
der Kern dieſes dynamiſchen Syſtems hat ſich die ſtete Erneuerung des Ausgleichs 
der Kräfte der Großmächte erwieſen; ohne dieſe Erneuerung kann eine Gemein⸗ 
ſchaft gleichberechtigter Staaten nicht beſtehen. 

Bilfinger 
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Das Reich in der Rechtsgemeinſchaft der Voͤlker 


Einleitung 


Zwei Arten der Bindung: 


a) Die auf der Mitgliedſchaft in der Völkergemeinſchaft be⸗ 
ruhenden Bindungen, auf der Grundlage der Souveränität 


Schon in der Voͤktriegszeit begann eine Art ausländiſcher Propaganda gegen 
das Deutſche Reich, die, ſoviel ſie in ſchlecht unterrichteten Volksmaſſen halbwegs 
gutgläubige Hörer gefunden haben mag, im Grunde zu dem Verlogenſten gehört, 
das die Geſchichte der Neuzeit kennt. Im Kriege gedieh ſie zu gewaltigſter 
demagogiſcher Entfaltung, und auch in der Nachkriegszeit gewann ſie immer 
wieder Gipfelpunkte. Es iſt die Lüge von Deutſchlands barbariſch⸗roher Zerreißung 
aller Bande, die es mit der Gemeinſchaft der geſitteten Völker vereinigen. Deutſch⸗ 
land habe keinen Völkerrechtsgeiſt, Deutſchland erkenne keine Völkergemeinſchaft 
an. Ehe die Kriegspſychoſe die Seelen unſerer Gegner vergiftete, herrſchte in der 
ernſten Wiſſenſchaft der Geſchichte und des Völkerrechts ein ganz anderer Ton. 
Man wußte, bei aller geiſtigen Spannung, die natürlich auch damals zwiſchen den 
großen Nationen beſtand, ſehr wohl, was die Völkergemeinſchaft den Deutſchen 
verdankt. Ja, ſehr namhafte Ausländer erkannten ſogar, daß kein Volk mehr An⸗ 
teil an der Völkergemeinſchaft hatte als das deutſche. Ich denke etwa an die welt⸗ 
berühmte Darſtellung des mittelalterlichen Reiches, die der Engländer James 
Bryce geſchrieben hat!. Im Mittelalter entſtand die erſte wahre Völkergemein⸗ 
ſchaft. Und auf dieſem Mittelalter beruht, wie Dietrich Schäfer ſo oft und nach⸗ 
drücklich betonte, die Neuzeit; nicht auf der Antike, ſo ſehr der trügeriſche Schein 
der Renaiſſance auch manchen darüber täuſchen mag. Die chriſtliche Völkergemein⸗ 
ſchaft des Mittelalters hat allerdings in den Zeitaltern der Renaiſſance und 


1 James Bryce, des Deutſchen Reiches 1 nDe und Gegenwart vom engliſchen 
Standpunkt aus. Deutſche Ausgabe von Arthur Winckler, 1877 S. VII: „Zum Schluß 
wagt er die Bemerkung, daß, trotz aller voreiligen und einfältigen Außerungen eines 
gewiſſen Teiles der engliſchen Preſſe, die Erfolge, welche Deutſchland in jüngſter Zeit 
durch die Erlangung ſeiner ſtaatlichen Einheit, die Wiedererwerbung lange verlorener 
Provinzen, die Züchtigung einer Nation und ** welche die ewigen Ruhe⸗ 
ſtörer des europäiſchen Friedens waren, errungen hat, von dem größten Teile der Eng⸗ 
länder, deren Kenntnis der kontinentalen Geſchichte der letzten vier Jahrhunderte int 
Urteil einen beſonderen Wert verleiht, mit aufrichtiger Teilnahme und Freude verfolgt 
worden find. Vor allem aber gereichten die deutſchen Siege denjenigen A größten Genug» 
tuung, welche durch das Studium jeiner Literatur und Kunſt das ſen des deutſchen 
Volkes kennen und bewundern gelernt haben. Sie alle, das iſt des Verfaſſers feſte Übers 
zeugung, betrachten eine herzliche Verbindung und brüderliche Zuneigung der beiden 
größten Zweige der germaniſchen Völkerfamilie als die ſicherſte Bürgſchaft, vielleicht ſogar 
als die notwendigſte Bedingung für den Frieden und den Fortſchritt der Staatengemein⸗ 
ſchaft der europäiſchen Nationen.“ Die erſte Auflage der engliſchen Ausgabe des Holy 
Roman Empire erſchien 1864. 


111 


Reformation tiefe Erſchütterungen und Umbildungen erfahren. Und ihr altehr⸗ 
würdiges Gepräge wurde vom Feuer, Qualm und Schmutz der Franzöſiſchen Revo⸗ 
lution von 1789 ſo ziemlich ausgetilgt. Was der Vollſtrecker dieſer Revolution, 
der Bürgerkaiſer Napoleon Bonaparte, tat, war nach ſeiner Meinung ein gran⸗ 
dioſes Wegräumen „mittelalterlichen Gerümpels“ in Europa, nach unjerem 
Empfinden: ein vernünftleriſch ehrfurchtsloſes Zerſtören der Überlieferung. Was 
die Welt in den Zeiten imperialiſtiſch maßloſen Ehrgeizes der großen Nationen, in 
denen jeder Herrſcher ſein eigener Notkaiſer und Notpapſt ſein wollte, erlebt hat, 
iſt im Grunde eine jahrhundertelange Kriſe der Völkergemeinſchaft. Franzöſiſcher 
Ehrgeiz war es, der (mindeſtens ſeit dem 14. Jahrhundert) dieſe Kriſe verihuldete:. 
Das deutſche Volk als Begründer und einſtmals unbeſtritten anerkannter Führer 
der chriſtlichen Völkergemeinſchaft konnte nur eine konſervative, die Überlieferung 
dieſer Gemeinſchaft bewahrende Haltung haben. Die revolutionäre Zerſtörung 
ging von den außerhalb Deutſchlands jäh aufſchießenden Kräften eines neuartigen 
Rationalismus aus. 

Im Zeitalter des Nationalismus, mitten in der Erſchütterung und Zerreißung 
des mittelalterlichen Weltbildes wurde mit überſpitzten logiſchen Argumenten von 
Hobbes, Spinoza und vielen anderen das Völkerrecht grundſätzlich geleugnet. Dieſe 
ganze Betrachtungsweiſe war von jeher mehr eine Angelegenheit der Philoſophie 
als der Rechtswiſſenſchaft. Glänzende philoſophiſche Doktrinen finden allenthalben 
Anhänger, find aber wohl nirgends wahrer Ausdruck von Staatengewohnheit und 
volkstümlich wirklichem Recht. Es hat jahrhundertelang in Deutſchland, aber 
genau ſo in Frankreich, England, Amerika und allenthalben philoſophiſche und 
rechtsphiloſophiſche Leugner des Völkerrechts gegeben?. Nur eine bewußt unwahr⸗ 
haftige Feindespropaganda konnte es wagen, zufällig deutſche Vertreter dieſer 
international verbreiteten Geiſtigkeit willkürlich herauszugreifen, um die Völker⸗ 
rechtsleugnung als eine eigentümlich deutſche Angelegenheit zu brandmarken. Wie 
konnten die, welche den entſtellten Hegel als Zeugen für deutſchen Imperialismus 
aufriefen, verſchweigen, daß nicht bloß Macchiavelli, Hobbes, Spinoza, ſondern 
z. B. auch Auſtin und durch ihn der Profeſſor und ſpätere Präſident Woodrow 
Wilſon ganz in dieſelbe Reihe der an der Rechtsnatur des Völkerrechts rüttelnden 
Theoretiker gehörten? Auch braucht man bloß eins der verbreitetſten Staats⸗ 
rechtslehrbücher aufzuſchlagen, nämlich Dicey's Introduction to the Study of the 
Law of the Constitution“, um dieſe Leugnung der Rechtsnatur beinahe mit Selbſt⸗ 
verſtändlichkeit vorgetragen zu finden. Übrigens kam gerade Wilſons Handeln 
und nicht bloß ſein Denken in den letzten Folgen durchaus auf eine Beſeitigung 
des poſitiven, geſchichtlich gewordenen Völkerrechts heraus. Er vertrat einen aus⸗ 
geſprochenen Imperialismus (die kleineren neutralen Staaten haben es oftmals 
an ſeinem Hochmut merken müſſen), der, ähnlich wie bei Briand, nur um ſo gefähr⸗ 
licher war, je mehr er ſich mit Pazifismus tarnte. | 

Es ſoll in dieſer grundſätzlichen Vorbemerkung keineswegs geleugnet werden, daß 
es, wie überall in der Welt, auch in Deutſchland ſtaatsabſolutiſtiſche und imperia⸗ 
liſtiſche Theoretiker gab. Es iſt aber ſehr bemerkenswert, daß ſie faſt ſämtlich geiſtig 
im Liberalismus wurzeln. Und allgemach wird man es nur noch ein böswilliges 
Verkennen des jungen Deutſchland nennen dürfen, wenn das Ausland verſchweigt, 
daß das junge deutſche Geſchlecht ſich von allen Außerungen des Liberalismus ent⸗ 
ſchloſſen abwendet — auch und gerade von den imperialiſtiſchen. Es hat viel mehr 

2 Hierzu vor allem: Haller, Tauſend Jahre deutſch⸗franzöſiſcher Beziehungen, 1930. 

»Eine vollſtändige Überſicht |. bei G. A. Walz. Weſen des Völkerrechts und Kritik 
der Völkerrechtsleugner. 1930. 

‘8th edition. London 1915, p. 22. 
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Ahnlichkeit mit jener konſervativen Haltung, jener genügſamen Beharrlichkeit und 
nach innen gewandten Kraft, die im Staatswirken Bismarcks durchaus vorherrſchte 
und den Imperialismus dazu verdammte, eine Angelegenheit des Katheders und 
der bürgerlichen Literatur zu bleiben. Übrigens war er auch da harmloſer, als er 
in feindlicher Entſtellung erſcheint. Ebenſo wie viele ausländiſche Völkerrechts⸗ 
leugner beſchränkten die deutſchen Theoretiker dieſer Art ihre Leugnung auf die 
philoſophiſche Stellungnahme. Als Juriſten pflegten ſie die Einrichtungen des 
pofitiven Völkerrechtes (das fie manchmal äußeres Staatsrecht nennen“) ebenjo 
oder ähnlich anzuerkennen und darzuſtellen wie die naiveren Bejaher des Völker⸗ 
rechts. 

Es ſteht jedenfalls feſt, daß das Reich unbeſchadet aller theoretiſchen Konſtruk⸗ 
tionen zu allen Zeiten ſich als tätiges Mitglied der Völkergemeinſchaft gefühlt hat, 
als ſolches immer anerkannt war und anerkanntermaßen außerordentlich ſegensreich 
in der Gemeinſchaft freier und geſitteter Völker an der Fortbildung des Rechtes 
mitgearbeitet hat. 8 

Es iſt eine jenſeits aller Rechtsphiloſophie ſtehende nüchterne Selbſtverſtändlich⸗ 
keit, daß Deutſchland ſeine freiwillig übernommenen Bindungen nicht nur an⸗ 
erkennt, ſondern auf den Ausbau möglichſt enger und freundſchaftlicher Beziehungen 
zu den anderen Staaten immerfort bedacht iſt. In allen dieſen Beziehungen 
erſcheint das Reich als ein ſouveräner, d. h. als ein völkerrechtlich voll 
handlungsfähiger Staat. 


b) Die ungewöhnlichen Bindungen durch Verſailles, auf der 
Grundlage der Souveränitätsbeſchränkung 


Nun iſt es die beſondere Tragik von Verſailles, daß dort die Souveränität, 
d. h. eben die volle völkerrechtliche Handlungsfähigkeit Deutſchlands, beſchränkt 
wurde. Das iſt zwar nicht in der Weiſe geſchehen, daß Deutſchland in eine der bisher 
bekannten völkerrechtlichen Abhängigkeitsformen (Protektorat, Suzeränität uſw.“) 
gebracht worden wäre. Im Gegenteil ſchien man ihm bei ſeinem Eintritt in den 
Völkerbund (1926) zur vollen Souveränität hinzu den erhöhten Rang der Groß⸗ 
macht zu bewilligen (durch Einräumung eines Ratſitzes). Aber, wie jeder weiß, 
gibt es eine Reihe unleugbarer Souveränitätsbeſchränkungen im Diktat von Ver⸗ 
ſailles. Für die erſten fünf Jahre (bis Januar 1925) waren dieſe ſo umfaſſend, daß 
es Deutſchland unmöglich war, die von ihm ſtets als Lebensnotwendigkeit erachtete 
Gemeinſchaft mit den anderen Völkern fortzuſetzen: die Feindbundmächte legten 
von ſich aus Deutſchlands Handelsvertrags⸗, Schiffahrts⸗, Hafen⸗ und Verkehrs⸗ 
politik feſt. Das geſchah natürlich einſeitig zu ihren Gunſten, womit übrigens 
nicht nur in den Rechts⸗ und Handlungsbereich Deutſchlands eingegriffen wurde, 
ſondern auch in den der von der Entente reichlich verachteten, im Kriege neutral 
gebliebenen Staaten. Wichtige Beziehungen Deutſchlands zu außereuropäiſchen 
Mächten wurden ſelbſtherrlich von unſeren Feinden gelöſt (ſ. unten S. 143). 
Mit einem Wort: Deutſchland wurde aus der ihmlebensnotwen⸗ 
digen Völkergemeinſchaft herausgeſchnitten. 

Als 1925 wenigſtens die ſchamloſeſten Ausbeutungen durch Friſtablauf außer 
Kraft traten, benützte Deutſchland ſofort den eben erſt gewonnenen Spielraum 


— > 


s So nach dem Vorgange He udo Grundlinien der F des Rechts, 1821, 
SS 330—340, viele, zuletzt wohl Ludwig Schecher, Deutſches Außenſtaatsrecht, 1933, ſ. 
dagegen ein Bekenntnis zum Völkerrecht, allerdings einem Völkerrecht in beſcheidenerer 
Rolle, als es in der Heilshoffnung, der „ſoteriologiſchen Wendung“, nach dem Weltkriege 
erſcheint: Berber, Sicherheit und Gerechtigkeit. 1934 S. 164. 

»Gmelin, Politiſche Abhängigkeit von Staaten, 1932, zeigt, wie man mit Berech⸗ 
nung oft dieſe offenen Abhängigkeitsformen vermeidet. 
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für ſeine Handlungsfreiheit, um die zerriſſene alte Völkergemeinſchaft wiederher⸗ 
zuſtellen“. 

Das, was hier an völkergemeinſchaftlicher Bindung wiederhergeſtellt wurde, ſteht 
neben Verſailles und muß von dieſem Diktat ſelbſtverſtändlich ſcharf unterſchieden 
werden. Hier fängt deutſche Souveränität von neuem an zu wirken. Allerdings 
ſind bei dieſem Wirken teilweiſe die Beſchränkungen durch Verſailles ſpürbar. Wir 
denken dabei nicht an jene Abmachungen, die als unmittelbare Folge von Ver⸗ 
ſailles erſcheinen: die neuen Tributregelungen des Dawes⸗ und Poungplanes und 
die unmittelbar aus der Völkerbundspolitik ſich ergebenden Pakte; das alles ſcheidet 
als freies Abkommen überhaupt aus. Aber auch mittelbar wirkt Verſailles weiter. 
Vollkommen gebunden ging Deutſchland auf die Verkehrskonferenz von Barcelona 
(1921). Und von da datieren wichtige internationale Vereinbarungen für Welt⸗ 
verkehr und Weltwirtſchaft. Aber ſelbſt bei Verträgen, in denen Deutſchland 
ſcheinbar frei war, mit denen dem Anſcheine nach weiter nichts geſchah als die 
Fortſetzung von Bindungen der Vorkriegszeit, iſt es nötig, gründlich den geſchicht⸗ 
lichen Sachverhalt zu durchforſchen: es kann die Internationaliſierung eines 
Stromes, an welcher der preußiſche Geſandte, Wilhelm von Humboldt, auf dem 
Wiener Kongreß von 1815 mitzuwirken begann, damals einen ganz anderen Sinn 
gehabt haben als die Internationaliſierung von Oder und Elbe und die weitere 
Feſſelung von Rhein und Donau im Verſailler Inſtrument und ſcheinbar freien 
Abmachungen danach. Und die Meiſtbegünſtigungsklauſel in den Handelsverträgen 
Bismarcks kann geſchichtlich und juriſtiſch anders zu würdigen ſein als das Meiſt⸗ 
begünſtigungsſyſtem ſeit 1924. 

Der Schatten von Verſailles ſchwebt faſt überall. Trotzdem wird das Reich nicht 
ſchon alles bloß Überſchattete 8 und anfechten, ſondern nur das Tribut⸗ 
gebäude ſelber. 

I. 


Deutſchland in der Völkergemeinſchaft der Vorkriegszeit und die von da an bis 
heute anerkannten freiwilligen Bindungen. Gewohnheitsrecht und Vertragsrecht 


Wir finden unſer Reich in eine ſelbſtverſtändlich gepflegte Überlieferung von 
völkerrechtlichen Gewohnheiten und Verträgen eingebettet, die (außer in Ver⸗ 
lailles) niemals unterbrochen worden iſt. Niemals konnte (im Gegenſatz zu den 
Verhältniſſen der nach 1649 in England, nach 1789 in Frankreich und Latein⸗ 
amerika, nach 1917 in Sowjet⸗Rußland durch verbrecheriſchen Aufruhr zerſtörten 
Staatsgewalten) für ein preußiſches oder deutſches Staatsoberhaupt die Frage der 
Anerkennung aufgeworfen werden: Deutſcher Staat und deutſche Staatsgewalt ſind 
in 8155 Augenblick der Geſchichte als in der Völkergemeinſchaft ſtehend anerkannt 
geweſen. 

Völkerrecht iſt beharrlicher als irgendein anderes Rechtsgebiet. Noch gelten die 
alten Förmlichkeiten für die Staatshäupter und deren Botſchafter, Geſandte, 
Miniſterreſidenten und Geſchäftsträger aus dem Zeitalter der abſoluten Mon⸗ 
archien, wie es ſeine letzte glanzvolle Verſammlung auf dem Wiener Kongreß 
von 1815 hatte. Dort wurden die Regeln feſtgeſetzt für das äußere Gepränge, das 


"Georg Martius, ee und der Wiederaufbau des internationalen Rechts. 
In: „Das Werden in der Weltwirtſchaft“, herausgegeben von der Induſtrie⸗ und Han⸗ 
delskammer Berlin, 1926, ſ. beſonders S. 38/39: „Die in verſchiedenen folder geſchloſſenen 
1 Deutſchlands (vgl. etwa deutſch-engliſchen e vom 2. = 
1924. R6BL. 1925, II 793, Abk. über den Durchgangsverkehr 20. 4. 1921, Art. 6 Abſ. 2 
RG Bl. 1924; II S. 387; Vertrag von Locarno Anl. A v. 1. 12. 1925, RGBl. 
1925 II S. 975) zu findende Beſtimmung, wonach durch dieſe Verträge die Beſtimmungen 
des Verſailler Vertrages unberührt bleiben, enthält keine Anderung der Rechtslage zu⸗ 
ungunſten Deutſchlands, ſondern lediglich eine im internationalen Recht durchaus übliche 
Klarſtellung der Frage der Geltung ſich inhaltlich berührender Rechtsnormen. Es liegt 
darin keineswegs ein neues Anerkenntnis des Vertrags von Verſailles.“ 
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Zeremoniell, das auch bei den Empfängen und außenpolitiſchen Amtshandlungen 
des Führers und Reichskanzlers noch gewahrt wird. Von dem Gepränge kommen 
wir jedoch ſofort zu nüchtern alltäglichen Fragen, wenn wir eine Hauptart der ver⸗ 
traglichen Bindungen dieſer alten Völkergemeinſchaft prüfen: die Handels⸗ 
und Schiffahrts verträge. 

Ein Staat wie Rußland mochte Zeiten haben, wo er anſcheinend nach völliger 
Vertragsloſigkeit ſtrebte. Für das Deutſche Reich, dieſes Herzſtück des Abendlandes, 
waren geregelte auswärtige Beziehungen und infolgedeſſen Handelsverträge von 
früh an faſt eine Selbſtverſtändlichkeit. Die Art der Bindung wechſelt. Wir haben 
dabei die Aufgabe, das rechtlich Weſentliche in den wechſelnden Formen zu 
erkennen. Wenn dieſes Rechtliche auch nicht vom Wirtſchaftlichen zu trennen iſt, ſo 
müſſen wir uns doch bei der folgenden Betrachtung davor hüten, zu ſehr vom 
Völkerrechtlichen ins rein Volkswirtſchaftliche abzugleiten. Wir können nur mit 
kurzem Wort den volks⸗ und weltwirtſchaftlichen Hintergrund zeichnen und vielleicht 
noch das Verhältnis der rechtlichen Regelung zum wirtſchaftlichen Stoff. 


1. Handels⸗, Schiffahrts⸗, Niederlaſſungs⸗, Konſular-⸗, 
Freundſchafts verträge 


In den Quellen der deutſchen Geſchichte ſcheinen mir bereits bedeutſam zu ſein die Ver⸗ 
träge Ottos I. und Ottos II. mit Venedigs. Die großen Kaiſer fühlten durchaus ihren 
Beruf als Schützer des deutſchen Außenhandels. 1157 erwirkte Friedrich I. vom engliſchen 
König Heinrich II. Schutz für ſeine deutſchen Kaufleute unter Zufiherung der Gegenſeitig⸗ 
keit.“ Unter ſolchem kaiſerlichen Schutze entſtanden die Anfänge der Hanſemacht“. Mehr 
als der Kaiſer tat in mancher Hinſicht Heinrich der Löwe. . 

Aber e und Reich zerfielen ſeit dem 18. Jahrhundert, da neue Mächte, an 
der Spitze das eiferſüchtige b gegen die geſchichtlich begründete idea der 
mittelalterlichen Vö ti von Deut (Gemeinſchaft, nicht Imperium oder Univerſalmon⸗ 
archie: denn niemals iſt von Deutſchland „ i Herr Eee oder Herrſchaft überhaupt 
über andere Nationen beanſprucht worden, nie hätten dieſe, England oder Frankreich, 
augen Anſpruch geduldet) rebellierten. Und da mußte die deutſche Hanſe fih auf eigene 

üße ſtellen. Hanſa bedeutet Schar und war ur prüngli weiter nichts als eine deutſche 

aufmannsſchar im Ausland. Von Anfang an bewirkte allerdings dieſe Hanſa ein kräf⸗ 
tiges Wachſen echt deutſchen Rechtes. Über ſtammlicher Verſchiedenheit errichtete fie (in 
dieſer politiſchen Beſtimmtheit vielleicht zum erſten Male) die Gemeinſamkeit des Deutſch⸗ 
tums: dudeſche (d. i. d deutsch Hanſe. Und in dieſer ſtändiſchen Genoſſenſchaft gewann 
die Frage des Auslandsdeutſchtums eine an Großartigkeit bisher unübertroffene Löſungn. 


Monumenta Germaniae Historica, Legum Sectio IV: Constitutiones et Acta Publica 
Imperatorum et Regum, A, 1, p. 30, j 

» Sit igitur inter nos et populos nostros dilectionis et pacis unitas indivisa, commercia 
tuta. Sartorius, Urkundliche naar des pp der deutſchen Hanſe, I, 1830 
S. 5 n. 5. Siehe vor allem das große Quellenwerk: Die Rezeſſe und andere Akten der 
3 von 1256—1430. Herausgegeben durch die Hiſtoriſche Kommiſſion bei der Baye⸗ 
riſchen Kgl. Akademie der Wiſſenſchaften, I, 1870. 

10 Am packendſten und tiefſten iſt die Geſ ichte der deutſchen Hanſe wohl dargeſtellt 
worden von Dietrich Schäfer (vgl. etwa: Die Hanſeſtädte und König Waldemar von 
Dänemark, 1879; Die Hanſe und A Handelspolitik, 1885; Das Buch des lübeckiſchen 
Vogts auf Schonen, 1887, Hanf. Geſchichtsquellen Bd. IV; Die Hanſe, in Monographien 
zer Weltgeſchichte, letzte au: e 1925). Die Geſchichte der Hanſe ift, wie die Sammlung 

er Hanſerezeſſe, die Hanſ. Geſchichtsblätter u. a. beweiſen, gut gepflegt. Mit den wirt⸗ 

ſchaftlichen Fragen hat ih in letzter Zeit beſonders befaßt: Fritz Rörig, Die geiſtigen 
Grundlagen der Hanſiſchen Vormachtſtellung in Jahrb. 1929 der Hanſiche HT ſell⸗ 
ſchaft zur 0 der Künſte und nützlichen Gewerbe. Derſ., Hanſiſche Beiträge zur 
Deutſchen W Se ON, 1928; Mittelalterliche Weltwirtſchaft, 1933; ſ. u Carl 
Brinkmann, The Hanseatic League, Journal of Economic and usiness-Histo „ Vol. II. 
1930, p. 585 ff. Zu der Geſamtheit mittelalterlich⸗wirtſchaftlicher Fragen: 9. Bechtel, 
Wirtſchaftsſtil des deutſchen Spätmittelalters, 1930. . 

11 Eigenartigerweiſe lebt Verwandtes, wenn auch romaniſch Umgewandeltes, im Faſchis— 
mus Italiens wieder auf: Das neue Statut der italieniſchen Faſchi im Auslande, 
Pohl⸗ Wegner, Fälle und Fragen des Völkerrechts, 1930, S. 14—17. In der italie⸗ 
niſchen Völkerrechtswiſſenſchaft beſteht übrigens durchaus Verſtändnis für das „germaniſche 
Prinzip der Perſonalität“. (Anzilotti, Lehrbuch, deutſch 1929, S. 205.) 
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gür die geſamte iche Kecht del wurden hier an der Waſſerkante einmal, während im 

innenlande Ei: echt ſeinen Siegeszug begann, germaniſche Gedanken für Jahr: 
hunderte, ja bis auf unſere Gegenwart führend: in Seerecht und Handelsrecht“. Aus der 
Kaufmannsſchar wurde dann ein Städtebund: von Brügge, Köln über Hamburg, Lübeck bis 
nach Danzig, Wisby und Nowgorod! ste faft alle bedeutenden mittelalterlichen Nan 
ihm angehört. Ein alter engliſcher Völkerrechtsgeſchichtsſchreiber“ betrachtet dieſen Hanſi⸗ 
ſchen Städtebund, der die Sache des deutſchen Außenhandels in die Hand nahm, als vom 
Kaiſer nicht mehr genügend Schutz zu erwarten war, als Souverän. Im 14. Jahrhundert 
und noch im 15. Jahrhundert wurde Englands Außenhandel von der Hanſe geführt und 
beherrſcht's. 1370 triumphierte die Hanſe im Stralſunder Frieden über den König Walde» 
mar von Dänemark. Mit dem Aufkommen eines nationalen Handelsſtandes in England 
und den nordiſchen Staaten und wohl auch mit der Entdeckung der gen Seewege 
trat die Bedeutung der Hanſe zurück. Um 1600 iſt es mit ihrer Macht zu 8 

Die Königin Eliſabeth hat die f. Nur Pau in London, den Stahlhof, geſchloſſen. 
1669 hat ſich die Hanſe ſelbſt aufgelöſt. Nur Hamburg und Bremen blieben als eigentliche 
Erben (neben dem ſchrumpfenden Lübeck) übrig, um ſpäter doch noch neue Welthandels⸗ 
zukunft zu erringen. Im 17. Jahrhundert führten England (das ſich in der Navigations⸗ 
akte von 1651 eine gewiſſe an licherte) und zunehmend auch Frankreich die 
europäiſche Handelspolitik. Das 18. Jahrhundert zeigte ein ähnliches Bild. Der ſog. 
Merkantilismus war daß dem Höhepunkt: überall ſtrebte man danach, die Handelsver⸗ 
träge ſo zu geſtalten, daß die eigene Ausfuhr möglichſt groß, die Einfuhr fremder Güter 
auf jeden Fall geringer war. Nur für beſtimmte Gegenleiſtungen wurden dem Vertrags» 
gegner Einfuhrvergünſtigungen gegeben. Als ein Meiſterſtück merkantiliſtiſcher Handels⸗ 
politik gilt der Vertrag, den Lord Methuen 1703 mit Portugal abgeſchloſſen hat““. Mer⸗ 
kantiliſtiſch war auch das Handelsvertragsſyſtem Friedrichs des Großen. Dagegen kam im 
Anſchluß an die Lehren von Adam Smith und Ricardo allmählich das zum Durchbruch. 
was man mit vielumfaſſendem Worte Wirtſchaftsliberalismus nennt. Von einem Siege 
auf der ganzen Linie kann aber auch im 19. Jahrhundert noch keineswegs die Rede fein. 
Der Freiherr vom Stein hielt im ganzen doch an den alten Grundſätzen feft!”. Harden⸗ 
berg tat viel für den Sieg des Wirtſchaftsliberalismus. Jedoch waren im alten preußi⸗ 
ſchen Beamtentum zu allen Zeiten bemerkenswerte Widerſtände . Der Deutſche 
en von 1834 brachte wohl „Liberalismus“ im Sinne der Befreiung von kleinſtaat⸗ 
ichen Feſſeln, betonte aber im ganzen aufs ſtärkſte den Schutz der deutſchen Wirtſchaft 
gegen engliſchen und ae Wettbewerb. Im e hat natürlich ſtets jeder 
wahre Staatsmann an ſolchen Schutz der vaterländiſchen Wirtſchaft gedacht. 

Als ein völliger Umſchwung im Handelsvertragsſyſtem Europas wird ein Ereignis 
gewertet, das auf Napoleon III. zurückgeht: der engliſch⸗franzöſiſche Handelsvertrag vom 
23. Januar 1860. ſog. Cobdenvertrag. Dieſer Vertrag, wie übrigens auch der zwiſchen 
dem Deutſchen Zollverein und Frankreich vom 29. März 1862, enthielt die berühmte 
Meiſtbegünſtigungsklauſel, die von da ab anfing, „die ungeſchriebene Verfaſſung der 
Weltwirtſchaft“ zu werden““. 


12 von Holtendorff, Handbuch des Völkerrechts, I, 1885, S. 348. 

1s K. L. Goetz, Deutſch⸗ruſſiſche Handelsverträge des Mittelalters, Abh. des Hamb. 
Kolonialinſtituts Reihe A, 6. Band, 1916. 

1 Ward. An Enquiry into the Foundation and History of the Law of Nations. 
1795, I, p. XXI, II, 276 ff. 

1s Erich Obſt, England, Europa und die Welt, 1927, ©. 12 ff. 

16 Der Methuen-Vertrag wird verſchieden bewertet und ausgelegt, ſ. z. B. einerſeits 
Werner von Melle, Handels- und Schiffahrtsverträge in von Holtzendorffs Handbuch 
des Völkerrechts III. 1887, S. 151, andererſeits Guſtavb Schlotterer, Nationale Hans 
delspolitik in „Die Wirtſchaft im Neuen Staat“, herausg. von Julius Greifzu, 1934, S. 77 ff. 

7 Alfred Zimmermann, Geſchichte der preußiſch⸗deutſchen Handelspolitik, 1892, S. 3 ff. 

1s ſ. 3. B. Zimmermann a. a. O. S. 32—33 und die S. 437 abgedruckte Denkſchrift 
von Beguelins: Liegt Preußens Glück im freien Manufakturverkehr? 

10 Richard Cobden, Political writings (introductory essay by Sir L. Mallet) London 
1878. Weigert, Differentialzölle und das Recht der Meiſtbegünſtigung, 1878. Schraut, 
Syſtem der Handelsverträge und der Meiſtbegünſtigung, 1884. Lehr. La clause de la 
nation la plus favoris ée et la persistance de ses effets. In: La Revue de droit international, 
1893, S. 313 ff. Ful d, Tragweite der Meiſtbegünſtigungsklauſel in: Zeitſchrift f. internat. 
Privat- und Strafrecht, 1899. Arndt, Die Zweckmäßigkeit des Syſtems der Meiſtbegün⸗ 
ſtigung, 1901. Calwer, Die Meiſtbegünſtigung der Vereinigten Staaten von Nord— 
amerika, 1902. Viſſer, La clause de la nation la plus favorisee dans les traités de 
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Geſchichtlich geieben ift wohl dieſes Verſprechen der Meiſtbegünſtigung auf Handels 
freiheit (nicht Dagegen notwendig auf Freihandel!) gerichtet. Es enthält auf jeden Fall 
die Sufage, den ıiragsgegner am meiſten, aljo keinen Staat mehr als ihn zu begün⸗ 
ſtigen. Als in allen Handels verträgen wiederkehrende Formel ſtellte die eiſtbegünſti⸗ 

. ein Syſtem der Gleichbehandlung aller Vertragsſtaaten dar. Es könne nun, 
o meinen die Verteidiger, nicht mehr von Staat zu Staat um Vorteile und TE e 
efeilſcht werden, ſondern es find für den einzelnen Kaufmann klare Verhältniſſe, lange 
eit gleichbleibende Tarife geſchaffen. Die Geſchichte zeigt indeſſen, daß man nicht allzu 
eilig Meiſtbegünſtigung und Wirtſchaftsliberalismus gleihfegen darf. Bismarck“, der 
zunächſt das neugegründete Reich in die in der Welt damals vorherrſchenden liberalen 
Handels vertragsgrundſätze einfügte, warf 1879 energiſch das Steuer herum, führte Schutz ⸗ 
zölle ein, tat alles Erdenkliche für die Förderung des Binnenmarktes. Trotzdem blieb im 
allgemeinen die Meiſtbegünſtigungsklauſel Beſtandteil der meiſten Verträge. Es gibt 
alſo anſcheinend verſchiedene Formen ihrer Verwendung:. Das zeigt ſich auch in unſerer 
Gegenwart. In der nachbismarckiſchen Zeit kehrte man vielfach zur liberalen Verwen⸗ 
dungsart der Meiſtbegünſtigung zurück. Haushalter* ſpricht bezeichnenderweiſe in ſeinem 
1930 erſchienenen Werke von einer 40jährigen Herrſchaft des Syſtems der unbedingten 
Meiſtbegünſtigung. Ein Inſtrument des Liberalismus ſchien darin bereitzuliegen. 
Jedes Feilſchen um Gegenſeitigkeit von Staat zu Staat ſchien ausgeſchloſſen, der Staat 
gefeſſelt, der Kaufmann befreit. Der Völkerbund gab auf der Weltwirtſchaftskonferenz 


commerce. In: Revue de droit international et de législation comparée, 1902. Glier, 
Die Meiſtbegünſtigungsklauſel, 1905. Wolf, Vor d im Rahmen der Meiſt⸗ 
am q Feſtg. f. Fr. J. Neumann, 1905. Borchardt e ee edis der 
Meiſtbegün 95 im Handelsvertragsſyſtem, 1906. Farra, Les Effets de la Clause de 
la Nation la Plus Favorisee, Paris, 1910. Hornbeck. The most favoured nation clauses in 
commercial treaties, Madison, Wisconsin, 1910. Schwein Die Meiſtbegünſti⸗ 
gungsklauſel, Heidelberger Diſſ. 1911. Jaſt row, Die mitte . ſibenünſt rung 
und die Meiſtbegünſti ung, 1915. Schilder, Mitteleuropa und die Mei begünitinun 8. 
frage, 1917. Von demf, 1 und Zollbevorzugung in: Mete für Bol 
recht, 1920, S. 291 ff. Luſenſky, eſchränkte gegen beſchränkte Mei Lene 
110 und e a Zeitfragen, Hft. 52, 1918. Reichesberg, Die 2 


er⸗ 


egünftigung in den künftigen Handelsverträgen, Bern, 1918. Schmidt, Die Meiſt⸗ 
begünſtigung und ihre Bedeutung für die deutſche Handelspolitik nach dem Kriege, Kölner 
Din. 1923. Hartmann, Wa Lungen des it deife der Meiſtbegünſtigung, 1924. , 
Auslandsrecht, S. 377 ff. Eßlen, Die Politik des auswärtigen Handels, 1925. Hinſt, 
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2s Haushalter, Deutſchlands Handels verträge und ſein Anteil am Welthandel, 1930. 
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von 1927“ feinen Segen dazu. en welche früher jahrzehntelang draußen geftanden hatten, 
fern von dieſem europäiſche ſtem, u an panien und vor allem die Vereinigten 
Staaten von Amerika ae endli einfügen Un wollen Ce Vereinigten Staaten 
taten es 1923). Da lam die eltwirtſchaftskriſe. Und ſofort flüchteten ſich die Volks⸗ 
wirtſchaften h blater hung net wollten as mehr Ua ſondern nur unter 
der alten, merkantiliſtiſch gerad ten Bedingung einer entſprechenden 75 nleiſtung Meiſt⸗ 
begünſtigung gewähren. Und dennoch blieb der Form nach das alte Meiſtbegünſtigungs⸗ 
ſyſtem vielfach beſtehen. Das war nur möglich, weil man abermals die Art ſeiner Ver⸗ 
wendung änderte. 

Es lohnt ſich ſchon, die wandelbare Geſtalt eines ſolchen Grundſatzes, den man 
„die ungeſchriebene Verfaſſung der Weltwirtſchaft“ genannt hat, zu erkennen und 
darzuſtellen. Wir richten dabei zugleich den Blick auf die jetzt geltenden Handels⸗ 
verträge. 

Es gibt eine Form der Meiſtbegünſtigung, die innerlich unmöglich iſt, und doch 
nicht unmöglich genug, um nicht wenigſtens einmal angewendet worden zu ſein. 
Allerdings nur ein einziges Mal kommt ſie, ſoweit ich ſehe, in der Geſchichte vor, 
im ſogenannten Verſailler Vertrag, der damit auch an dieſer Stelle ſein Weſen 
als Diktat auf das deutlichſte offenbart. Es iſt die einſeitige Meiſtbegün⸗ 
tigung: Artikel 264 ff. Ohne Gegenſeitigkeit mußte Deutſchland fünf Jahre 
lang den Feindbundſtaaten die niedrigſten Zollſätze gewähren. Darüber hinaus be⸗ 
ſtimmt Artikel 268 für einzelne Gebiete ſogar volle Zollfreiheit für franzöſiſche 
Erzeugniſſe. Es bedarf keiner Erläuterung: Wir haben es hier mit der reinen, 
erſatzloſen, unbeſchränkten Ausbeutung des einen nur ſcheinbaren Vertragsgegners, 
der in Wirklichkeit nichts als Tributverpflichteter iſt, zu tun. Fünf Jahre lang hatte 
Deutſchland dieſe Ausbeutung zu dulden. Danach erſt trat an die Stelle des ver⸗ 
tragsloſen Zuſtandes eine neue handels vertragliche Regelung mit den Feindbund⸗ 
mächten. 

Die Vereinigten Staaten von Amerika ratifizierten das Verſailler Inſtrument 
zwar nicht, nahmen aber an den Vorteilen teil. Mit ihnen kam indeſſen der erſte 
mit einem Kriegsgegner nach Kriegsende geſchloſſene wirkliche Handelsvertrag zu⸗ 
ſtande: 1923. Dieſer deutſch-amerikaniſche Handelsvertrag iſt in der Geſchichte der 
amerikaniſchen Handelspolitik höchſt bedeutſam: er vollzieht den Übergang von der 
bedingten oder reziproken Meiſtbegünſtigung, an der Nord⸗ 
amerika zäh feſtgehalten hatte zu dem 1860 in Europa zur Herrſchaft ge⸗ 
kommenen Syſtem der unbedingten Meiſtbegünſtigung. Die Handels⸗ 
abkommen mit den Vereinigten Staaten im 19. Jahrhundert werden vielfach auch 
ausdrücklich Reziprozitätsabkommen genannt. Das Handelsabkommen zwiſchen dem 
Deutſchen Reich und den Vereinigten Staaten von Amerika vom 22. April — 2. Mai 
1907 (RGBl. S. 305) enthielt keine Meiſtbegünſtigungsklauſel. Wohl aber war für 
beſtimmte Erzeugniſſe vereinbart, daß der günſtigſte Zolltarif angewandt werden 
ſollte. 

Der Grundſatz der reziproken Meiſtbegünſtigung bedeutet: Der Staat A erklärt, 
er gebe dem Staate B dieſelben Zollſätze und Handelsbedingungen wie dem 
Staate C, welcher der bisher meiſtbegünſtigte Staat war — wennihm nur der 
Staat Bdieſelben Vorteile gewährt wie C, der z. B. Hauptabnehmer 
für landwirtſchaftliche Maſchinen iſt. Dieſem Grundſatze gemäß haben die hoch— 
ſchutzzöllneriſch eingeſtellten Vereinigten Staaten ſtets ihre Handelsverträge 
geſchloſſen. Er war wirtſchaftspolitiſch auch die Grundlage für den nächſten Abſchnitt 
der deutſch-amerikaniſchen Handelsbeziehungen, der gekennzeichnet iſt durch das 
deutſche Geſetz, betreffend die Handelsbeziehungen zu den Vereinigten Staaten von 
Amerika vom 5. Februar 1910 (RG Bl. S. 387), dem das amerikaniſche Geſetz vom 


„Reſpondek, Verlauf und Ergebnis der Int. Wirtſchaftskonferenz des Völkerbundes, 
1927. nd 9 Handelspolitik zwiſchen den beiden Weltwirtſchaftskonferenzen 
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17. Februar entſpricht. Hier iſt bezeichnenderweiſe an Stelle des Vertrages die 
Form des Geſetzes gewählt, ſtatt völkerrechtlicher Vereinbarung ſelbſtherrlich ſtaats⸗ 
rechtliche Beſtimmung. Natürlich liegt trotzdem eine Vereinbarung zugrunde, 
nämlich die: Gib du mir die niedrigſten Zollſätze, die Zollſätze der von dir am 
meiſten begünſtigten Nation, dann gebe ich dir das Entſprechende. Auch hier tritt 
alſo eine Meiſtbegünſtigung ein, aber ſie iſt rein tatſächlicher Natur. Es ſteht im 
Staatsbelieben, in jedem Augenblicke wieder davon abzugehen. So kann jederzeit 
ein unmittelbarer Druck ausgeübt werden, daß der andere Staat entſprechende 
Vorteile für das gewähre, was ihm vorläufig durch Staatsgeſetz zugeſtanden iſt. 
Man ſpricht hier auch von autonomer Meiſtbegünſtigung?s. Am 25. Auguſt 1921 
kam mit den Vereinigten Staaten ein als Sonderfriede zu bezeichnender Vertrag 
zuſtande. Amerika hatte ſein Recht auf einſeitige Meiſtbegünſtigung gleich den 
anderen Kriegsgegnern betont. Es iſt alſo auch wohl eine Folge des Verſailler 
Diktats, von dem ſich hier mittelbar auch die Vereinigten Staaten hatten begün⸗ 
ſtigen laſſen, daß ſie nunmehr von ihrem amerikaniſchen Syſtem der Reziprozität 
abgingen und in dem Freundſchafts⸗, Handels⸗ und Konſularvertrag vom 
8. Dezember 1923 (Geſetz vom 17. Auguſt 1925, RGBl. II S. 795) ſich zur un be⸗ 
dingten Meiſtbegünſtigung bekannten. Unbedingte Meiſtbegünſtigung 
heißt: Der Staat A muß, falls er dem Staate B die Meiſtbegünſtigung zugeſagt 
hat, dieſen Staat B nun ohne weiteres genau ſo behandeln wie den bisher am 
meiſten begünſtigten Staat C, ganz gleich, ob ihm der Staat B dafür entſprechende 
Vorteile gewährt wie C oder nicht. Die in dem deutſch⸗amerikaniſchen Ver⸗ 
trag von 1923 gebrauchte Formel für die unbedingte Meiſtbegünſtigung (Art. VII) 
iſt umſtändlicher als die in ähnlichen Verträgen mit anderen Staaten. Aber das 
Unbedingte der Meiſtbegünſtigung iſt mehrfach betont. Allerdings gelten zu⸗ 
gunſten der Vereinigten Staaten einige Einſchränkungen. Bemerkenswert iſt, daß 
in dem Vertrage Bindungen vereinbart ſind nicht nur für den Handelsverkehr und 
die gewöhnliche private Niederlaſſung, ſondern z. B. auch für religiöſe Betätigung. 
Bei der Stärke angelſächſiſcher internationaler Strömungen im religiöſen Leben 
iſt das eine beachtliche Bindung. | Ä 

Unbedingte gegenjeitige Meiſtbegünſtigung wurde auch in dem Handels⸗ 
vertrage mit Großbritannien gewährt, nachdem die 5 Jahre des Ver⸗ 
ſailler Ausbeutungsſyſtems der einſeitigen Meiſtbegünſtigung vorüber waren. 
Großbritannien hat aber ſeit jeher eine ſtarke Hemmung gehabt, die unbedingte 
Meiſtbegünſtigung auch wirklich uneingeſchränkt zu geben: denn es iſt ja in erſter 
Linie an ſeine Dominions gebunden. Dieſe Dominions ſchließen wie ſelbſtändige 
Staaten mit dem Mutterlande Handelsverträge. Sollen nun die Begünſtigungen, 
die ſich Mutterland und Dominion gewähren, nach dem Grundſatz der Meiſtbegün⸗ 
ſtigung, der ein Grundſatz der Gleichbehandlung aller anderen meiſtbegünſtigten 
Vertragspartner iſt, auch ohne weiteres dieſen anderen fremden Staaten zufallen? 
Weil Großbritannien dies nicht wollte, kündigte es 1898 den 1865 mit dem Deut⸗ 
ſchen Zollverein (preuß. Geſetzſammlg. 1865 S. 855) abgeſchloſſenen Vertrag. Bis 
zum Weltkriege wurde, abgeſehen von den Dominions und Kolonien, eine Art 
autonomer Meiſtbegünſtigung gewährt. Nach dem Weltkriege kam der ſchon 
erwähnte Handels⸗ und Schiffahrtsvertrag vom 2. Dezember 1924 (RGBl. 1925 II 
S. 777) zuſtande. Art. 2 und 3 bringen typiſche Formulierungen für die unbedingte 
Meiſtbegünſtigung: 

Art. 2. Die Staatsangehörigen jedes der beiden vertragſchließenden Teile In in den 
Gebieten des anderen Teiles ſowohl hinſichtlich ihrer Perſon als auch hinſichtlich ihrer 
Güter, Rechte, Intereſſen und in bezug auf ihren Handel, Gewerbe, Geſchäft, Beruf, Be⸗ 
tätigung oder irgendwelche ſonſtige Angelegenheiten in jeder Beziehung die gleiche Be⸗ 
handlung und den gleichen geſetzlichen Schutz genießen wie die Staatsangehörigen dieſes 


2s Haushalter, Deutſchlands Handelsverträge 1930, S. 169. 
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Teiles oder die des meiftbegünftigten fremden Landes, ſoweit es ſich um Steuern, Abgaben, 
een Gebühren, die ihrem Weſen nach Steuern find, oder um ähnliche Laſten 
andelt. 


Art. 3. Die beiden vertragſchließenden Teile kommen überein, daß in allen Handel, 
Schiffahrt und Gewerbe betreffenden Angelegenheiten alle Vorrechte, Begünſtigungen 
oder Befreiungen, die der eine der beiden vertragſchließenden Teile den Schiffen und 
Staatsangehörigen irgendeines anderen Landes gegenwärtig zugeſteht oder in Zukunft 
zugeſtehen wird, gleichzeitig und bedingungslos ohne Anſuchen und ohne Gegenleiſtung 
auf die Schiffe und Staatsangehörigen des anderen Teiles ausgedehnt werden ſollen. 
Hierbei iſt es ihre Abſicht, Handel, Schiffahrt und Gewerbe eines jeden der beiden vertrag⸗ 
ſchließenden Teile in jeder Hinſicht denjenigen der meiſtbegünſtigten Nation gleichzuſtellen. 

Von dieſer unbedingten Meiſtbegünſtigung find in Art. 4 jedoch einige Aus⸗ 
nahmen vorgeſehen. Einmal iſt, wie in Handelsverträgen üblich, der beſonderen 
Regelung des nahen Grenzverkehrs gedacht. Dann aber iſt in Art. 4 Z. 2 eine Aus⸗ 
nahme vorgeſehen, die für das British Empire, jedoch (wie unten noch zu zeigen 
ſein wird) nicht nur für dieſes, von hoher Bedeutung ſein kann: Es ſollen aus⸗ 
genommen ſein, „Begünſtigungen, die von einem der beiden vertragsſchließenden 
Teile einem dritten Staate auf Grund einer ſchon abgeſchloſſenen oder gegebenen⸗ 
falls ſpäter abzuſchließenden Zollunion eingeräumt werden“. 

Das find ſichtbare Einſchränkungen der Meiſtbegünſtigung. Es gibt weniger 
ſichtbare Dinge, die man beinahe als Umgehungen des Grundgedankens der Klauſel 
bezeichnen muß. Abgeſehen von der Wirkung, die Geſetze hatten, wie der Safe guar- 
ding of Industry Act von 1921 und die Finance Bill von 1926, kommen hier Praktiken 
in Betracht wie etwa folgende: Es werden im Zolltarif die Waren, die aus Deutſch⸗ 
land kommen, zwar ohne Nennung des Herkunftslandes, aber doch ſachlich ſo unzwei⸗ 
deutig und beſonders wie nur irgendmöglich hervorgehoben, daß man nun getroſt 
für dieſe ſpeziell bezeichneten Waren die Zölle allen Ländern gegenüber erhöhen 
kann — und doch nur Deutſchland trifft?. 


So ſcheint die Meiſtbegünſtigung zunächſt eine ſtarre Bindung im Sinne eines 
Syſtems der Gleichbehandlung aller Vertragsſtaaten zu ſein. Aber Geſchichte und 
juriſtiſche Analyſe der Klauſel zeigen, daß ein beſtimmter handelspolitiſcher Inhalt 
mit ihr ohne weiteres jedenfalls nicht gegeben iſt. Wir kennen eine ſog. leere 
Meiſtbegünſtigung (z. B. zwiſchen Deutſchland und England üblich), in der 
weiter nichts als dieſe Formel vereinbart wird, der zollpolitiſche Inhalt aber erſt 
durch einen Zolltarif dazukommt, der in den meiſten Staaten ein autonomer Zoll⸗ 
tarif iſt, d. h. ein ſtaatliches Gele”, kein völkerrechtlicher Vertrag. Wie durch 
beſondere Geſtaltung dieſes autonomen Zolltarifs das Meiſtbegünſtigungsverſprechen 
durchlöchert werden kann, wurde eben dargetan. Aber auch die NMeiſtbegün⸗ 
ſtigungs verträge mit Tarifabreden bieten, obgleich fie im allge⸗ 
meinen eine peinlichere Bindung ſind, nicht immer Gewähr für wirkliche Erfüllung 
des urſprünglichen Sinnes der Zuſicherung. Es muß hier einmal an die Tatſache 
erinnert werden, daß es ſtaatliche Wirtſchaftsſyſteme gibt, die jedes Meiſtbegün⸗ 
ſtigungsverſprechen eigentlich von vornherein ſinnlos machen. Ein ſolches Wirt— 
ſchaftsſyſtem hat Sowjetrußland mit ſeinem Außenhandelsmonopol. Rußland kann 


26 Haushalter, Deutſchlands Handelsverträge, 1930, S. 66: „Freilich bleibt fie (die 
Meiſtbegünſtigung) Theorie, wenn England nachträglich ſolche Waren mit neuen oder 
erhöhten Zöllen gegenüber allen Einfuhrländern belegt, die aber überhaupt nur aus 
Deutſchland eingeführt werden.“ Über Spezialiſierung des Zolltarifs und dadurch 
8 39 f Beſchränkung der Meiſtbegünſtigung: Bonhoeffer, Meiſtbegünſtigung, 1930, 

39 ff. 1 


27 Die deutſche Geſetzgebung bei Jenſen, Deutſches Zollrecht (Vereinszollgeſetz vom 
1. Juli 1869, Zolltarifgeſetz vom 25. Dezember 1902 und ſämtliche Zollordnungen) Texte 
u. Kommentar, 1934. 
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tauſendmal die Meiſtbegünſtigung verſprechen, es kann formell die niedrigſten 
Zollſätze gewähren — wenn ſeine ſtaatlichen Handelsſtellen es unterlaſſen, die not⸗ 
wendige Vorbedingung für Ein⸗ und Ausfuhr herzuſtellen, nämlich den tatſächlichen 
Abſchluß der einzelnen Handelsgeſchäfte, kann es mühelos das Verſprechen umgehen. 
Hier iſt die Meiſtbegünſtigung, wie der engliſche Handelsminiſter Runciman es 
genannt hat, weiter nichts als eine „Phraſeologie“ . Das muß natürlich auch für 
die deutſchen Verträge mit Rußland beachtet werdend“. 


Dieſes ſind altbekannte Grenzen der Meiſtbegünſtigung. Nun iſt es offenbar, daß 
ſeit Jahren das ganze Syſtem in ſchwerer Kriſe iſt. Die Weltwirtſchaftskonferenz 
von 1927 hatte es zwar noch einmal mit Nachdruck empfohlen. Aber die Weltwirt⸗ 
ſchaftskriſe drohte, unerahnt hohe Zollſchutzmauern erſtehen zu laſſen. Der Völker⸗ 
bund vermochte weiter nichts zu veranlaſſen als — Zeitaufſchub“. 


Seitdem bricht ſich der Grundſatz immer mehr Bahn, daß man nicht mehr 
bedingungslos das Tor des Landes dem fremden Handel öffnen dürfe. In Eng⸗ 
land kam das Schlagwort hoch, das dem Freihandel alter Prägung vorwarf, er 
ſei geweſen für: kree imports without free trade. In Deutſchland entſpricht immer 
mehr der Forderung der Gleichberechtigung auf dem Gebiet der Wirtſchaft das 
Verlangen nach ſtrenger Gegenſeitigkeit, nach Gleichgewicht zwiſchen Ausfuhr und 
Einfuhr. * 

Dabei iſt es allerdings möglich, die alte Formel, die alte Phraſeologie unter 
Umſtänden beizubehalten. Denn es gibt auch hier Mittel und Wege, in die alte 
Formel neuen und ganz anderen Sinn hineinzulegen. „Ein beliebtes Mittel, die 
Meiſtbegünſtigung ihres urſprünglichen Sinnes zu berauben, iſt die Feſtſetzung 
von Einfuhrkontingenten für einzelne Waren und Herkunftsländer. Dieſe 
Kontingente find ihrem Weſen nach Werkzeuge der Reziprozität, welche das 
handelspolitiſche Bild der Welt in der nächſten Zeit beſtimmen wird, wobei es 


28 S. Bloch, Chronik der Staatsverträge, Ztſchrft. f. ausländiſches öffentliches Recht 
und Völkerrecht Bd. 4 (1934), S. 637—638 (über das Abkommen von Großbritannien und 
der Sowjetunion vom 16. Februar 1934): „Die Kündigung des alten Abkommens war 
vor allem deswegen erfolgt, weil ſich gezeigt hatte, daß die in ihm enthaltene Meiſt⸗ 
begünſtigungsklauſel ihren Sinn einem Staate gegenüber verlor, der, wie die Sowjet⸗ 
union, ein Außenhandelsmonopol beſaß und ſo in der Lage war, ohne formelle Verletzungen 
der Klauſel u. U. den geſamten Handelsverkehr mit der vertraglich meiſtbegünſtigten 
Nation einzuſtellen. Außerdem hätte eine uneingeſchränkte Anwendung des Meiſtbe⸗ 
günſtigungsgrundſatzes zu Konflikten mit der durch Großbritannien in Ottawa übernom⸗ 
menen Verpflichtung geführt.“ 

>» Rußland hat allmählich immer mehr trotz aller ſozialiſtiſchen Freihandelsgrundſätze 
eine ſcharfe Schutzzollpolitik durchgeführt. Zum Banden Boris Sich ol din die alle 
„ der Gegenwart, 1930. Aus der Geſchichte der deutſch⸗ruſſiſchen Handels⸗ 

eziehungen, die ſehr wechſelvoll und wenig friedlich iſt, ſeien die folgenden einander ab⸗ 
löſenden Verträge genannt: 10. Februar, 28. Februar 1894 517 S. 153). Zuſatzvertra 
28./ 15. Juli 1904 l. 1905 S. 35). Friede von Breſt⸗Litowſk 3. März 1918 (RG Bl. 
S. 479 ff.). Erlaß des preußiſchen Finanzminiſters vom 24. Auguſt 1918 III 78/69. Ver⸗ 
ſailler Diktat, Art. 292. Rapallovertrag 16. April 1922 (RGBl. II 677); ergänzt und aus» 
gedehnt durch Vertrag vom 5. November 1922 (RG Bl. 1923 II S. 315). Der Rapallovertrag 
enthielt die i e in Art. 4. Dazu: Kon . vom 12. Oktober 1925 
(RGBl. 1926 II S. 60 ff.). Berliner Vertrag vom 24. April 1926 | GBl. 1926 II S. 360 ff.). 
Protokoll vom 21. 12. 1928 (RGBl. 1929 II S. 53). Schlichtungsabkommen 25. Januar 1929 
(RG Bl. II S. 179). Verlängerungsabkommen 24. 6. 1931 (bis 30. 6. 1933). Ferner Ber: 
ordnung vom 4. 6. 1932 (RG Bl. II S. 143). Bekanntmachung über Verlängerung des Ver⸗ 
trages vom 24. April 1926 u. d. Abſt. vom 25. Januar 1929, vom 23. Mai 1933 (RGBl. II 
S. 311). S. zu dieſen wichtigen Verträgen auch die verdienſtvolle Urkundenſammlung mit 
S von le ii okumente zur Weltpolitik der Nachkriegs⸗ 
zeit, Heft 6. Der Europäiſche Oſten 1933. 


so Genfer Handelsabkommen vom 24. März 1930 (RGBl. 1931 II S. 65). 
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unweſentlich ift, ob die Meiſtbegünſtigungsverträge daneben nach außen hin auf: 
rechterhalten werden.“ (Schlotterer, Nationale Handelspolitik, S. 8221). 

Wir müſſen hier die völkerrechtlichen Erörterungen verlaſſen, weil wir die 
Schwelle des Raumes bereits betreten haben, welcher der ſtaatsmänniſchen Tat 
gehört, die in rechtswiſſenſchaftlicher Unterſuchung nicht mehr erfaßt werden kann. 
Aus der zuletzt mehrfach herangezogenen Arbeit von Schlotterer ſeien zur Kenn⸗ 
zeichnung der Lage nur noch die folgenden Sätze angeführt: „Dem kosmopolitiſchen 
Ideal einer internationalen Arbeitsteilung um jeden Preis ſtellt der National⸗ 
ſozialismus die Forderung nach einer gefeſtigten Nationalwirtſchaft entgegen, die 
in ihren Lebensgrundlagen, alſo vor allen Dingen in der Landwirtſchaft erforder⸗ 
lichenfalls vom Ausland unabhängig iſt. Darüber hinaus gibt es keine feindſelige 
Einſtellung des Nationalſozialismus gegen den zwiſchenſtaatlichen Handel; der 
Austauſch mit anderen Volkswirtſchaften bildet die organiſche Ergänzung unjerer 
Binnenmarktpolitik — Notwendigkeit einer Syntheſe zwiſchen der wagemutigen 
Einſatzbereitſchaft des geſchulten Kaufmannes und einer planvollen, auf den 
höchſten volkswirtſchaftlichen Ertrag abgeſtellten Eingliederung des Außenhandels 
in die nationale Wirtichaft??.“ 

Kurz nur ſoll in unſerem Zuſammenhange auf die zur Zeit allerdings höchſt 
wichtige, notgedrungene Neuerſcheinung der Abkommen über den Zahlungsverkehr 
(Clearing⸗Abkommen) hingewieſen werden. Sie find entſtanden aus Deviſen⸗ 
ſchwierigkeiten? s. Daß die Weltwirtſchaftskriſe nicht nur in Deutſchland ſolche Er⸗ 
ſcheinungen verurſacht hat, zeigt ein Blick auf die Türkei und Ungarn’. 


2. Das Reich in völker rechtlichen Verwaltungs vereinen und 
⸗gemeinſchaften und VMeltübe reinkommen 


Wir haben mit Abſicht dieſer einen Art der Bindungen, der hauptſächlich handels⸗ 
politiſchen, einen verhältnismäßig breiten Raum gegönnt, weil ſie uns ein Antlitz 
des Völkerrechtes zeigen, das viel zu wenig bekannt iſt. Es iſt die nüchterne, von 
aller Philoſophie unabhängige, praktiſch alltägliche Seite unſerer Wiſſenſchaft, der 
auch der „Völkerrechtsleugner“ wohl am eheſten Notwendigkeit und rechtswiſſen⸗ 
ſchaftliche Bedeutung zugeſtehen muß. In der Richtung der nüchternen Notwendig⸗ 
keiten liegen auch viele Bindungen, die Deutſchland ſeit jeher als eifrig förderndes 
Mitglied neuzeitlicher Völkergemeinſchaft zeigen. Ich denke an Verwaltungsvereine 


s In: Die Wirtſchaft im neuen Staat, 1934, herausg. von Julius Greifzu. S. auch 
Chronik der Staatsverträge in Zeitſchrift f. ausländ. u. öff. Recht u. Völkerrecht Bd. 4 
S. 361: „Die Tendenz, unter Zurückſtellung des Meiſtbegünſtigungsprinzips zu zweiſeitigen 
Vorzugsverträgen zwiſchen Staaten zu gelangen, die aus geographiſchen, allgemein 
politiſchen oder wirtſchaftlichen Gründen beſondere Intereſſen haben, kommt zum Ausdruck 
in den Verträgen, die Deutſchland mit der Set (5. November, 17. November 1932 
RGBl. II S. 223 und Zuſatzabkommen RGBl. 1933 IT S. 135, 910, 950, 1016, 1076, 1934 II 
S. 57, 165), den Niederlanden (15. Dezember 1933 RGBl. II S. 1055, 1934 S. 107) und 
Dänemark (1. März 1934 RGBl. II S. 107) abgeſchloſſen hat.“ Ernſt Schultze, Die 
Handelsvertragspolitik Deutſchlands in: Grävell, Danielrik, des Schultze: Ausfuhr iſt 
not! 1934, weiſt (S. 83) auch auf den deutſch⸗rumäniſchen Handelsvertrag hin. Für das 
von Schultze vertretene „Prinzip der Gegenſeitigkeit“ (S. 84) ſ. a. ſchon meine „Einführung 
in die Rechtswiſſenſchaft“, 1931 JI S. 100 f. 

2 Schlotterer in: Die Wirtſchaft im neuen Staat, herausg. v. Julius Greifzu, 1934, 
S. 83. S. auch Ernſt Schultze, Die Handelspolitik Deutſchlands S. 78—96; in Grävell, 
Danielcik, Daitz, Schultze: Ausfuhr iſt not! 1934. 

Kurt Kroymann, Clearing und Kompenſation im Außenhandel, 1934. S. in 
RGBl. 1934 II zahlreiche Abkommen über den Zahlungsverkehr. S. a. Geſetz über die Er⸗ 
richtung einer deutſchen Verrechnungskaſſe vom 16. Oktober 1934, RGBl. I S. 997. 


% S. die Chronik der Staatsverträge in Zeitſchrift f. ausländ. öffentl. Recht u. Völker⸗ 
recht Bd. 4 S. 644. 
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und Verwaltungsgemeinſchaften, wie z. B. den Weltpoftverein?®. Ich denke darüber 
hinaus an ähnliche allgemein völkerrechtliche Anliegen wie den großen Londoner 
Schiffsficherheitsbertrag von 192958. Auch hier hat Deutſchland einen hervorragen⸗ 
den Anteil am Zuſtandekommen dieſes hochbedeutſamen internationalen Überein⸗ 
kommens zum Schutze des menſchlichen Lebens auf See. Das „größte Schiffsunglück 
aller Zeiten“, die Titanic⸗Kataſtrophe, gab Kaiſer Wilhelm II. Veranlaſſung, eine 
Schiffsſicherheitskonferenz anzuregen, die einen hemmungsloſen, Menſchenleben auf 
das Spiel ſetzenden Wettkampf der Reedereien um das Blaue Band verhindern 
ſollte. Was Deutſchland 1913 begann, kam in London 1929 zum Abſchluß “. 


3. Internationale Rechtshilfe 


Ganz große Rechtsgebiete des Völkerrechtes gehören in unſeren Zuſammenhang, 
die hier aber doch nur mit kurzen Worten angedeutet werden können: ſo die Ver⸗ 
träge über Auslieferung und Rechtshilfe in Strafſachen“. 


4. Arbeit am Kriegsrecht oder Kriegsverhütungsrecht? 


Ein wenig verweilen muß unſere Betrachtung indeſſen bei den Bindungen in 
bezug auf Krieg und Neutralität. Deutſchland hat nie einen Zweifel daran 
gelaſſen, daß es die völkerrechtlichen Bindungen für den Kriegsfall anerkennt, 
welche die kaiſerliche Regierung in der Zeit vor dem Weltkriege auf ſich genommen 
hat. Das Kriegsrecht hat nur für den Landkrieg einigermaßen beſtimmte Geſtalt 
gewonnen. Da iſt die Haager Landkriegsordnung anerkannte Grundlage. Für den 
Seekrieg iſt man über die Pariſer Deklaration von 1856 und das Haager Abkommen 
vom 18. Oktober 1907 über die Umwandlung von Kauffahrteiſchiffen in Kriegs⸗ 
ſchiffe ſowie über ſchwankendes Gewohnheitsrecht nicht weit hinausgekommen“. 
Die Londoner Deklaration von 1909 blieb Entwurf, da gerade Großbritannien die 
Ratifikation verweigerte. Die ungeheuerlichen Anklagen über deutſche Kriegsrechts⸗ 
verletzungen im Weltkriege, die ein weſentlicher Beſtandteil der Propaganda gegen 
Deutſchland“ waren, werden auch von einem immer größeren Teile der engliſchen 
und amerikaniſchen Völkerrechtswiſſenſchaft nicht mehr geglaubt“. 


Die Nachkriegszeit hat für die Entwicklung des Kriegsrechtes im alten Sinne 
nicht gerade viel getan“. Das hängt zuſammen mit einer eigentümlichen Wendung 


35 Weltpoſtvereinsverträge London 28. Juni 1929 (RGBI. II S. 785, 1930). Jetzt: 
S vom 24. März 1934, bekanntgemacht am 12. November 1934 (RGBl. II 


RGBl. 1931 II S. 235. RGBl. 1932 II S. 243. 

21 Walberer, Der Schutz des menſchlichen Lebens auf der See durch das Völkerrecht. 
Würzburger Diſſ. 1932, S. 3 ff. 

Wolfgang Mettgenberg, Verzeichnis der Verträge und Vereinbarungen über die 
Auslieferung und die ſonſtige Rechtshilfe in Strafſachen Heft 4 der Sammlg. „Die Rechts⸗ 
verträge des Deutſchen Reiches“. 1926. 2. Aufl. 1934. S. auch desſelben erſten Sachkenners 
zahlreiche andere Abhandlungen über Auslieferung und re e. Wiſſenſchaftlich grund⸗ 
legend: von Martitz, Internationale Rechtshilfe in Strafſachen, 1888. 

e S. Theodor Niemeyer, Urkundenbuch zum Seekriegsrecht, 1913. Pohl, Englands 
Konterbandepolitik auf der 2. Haager Friedenskonferenz, 1931. Hold⸗Ferneck, Lehr⸗ 
buch des Völkerrechts Bd. 2 1932 S. 284 ff. 

% Thimme, Weltkrieg ohne Waffen, 1932. | 

u S. meinen Aufſatz „Vom Wandel des Welturteils über die deutſche Kriegführung, 
ne ein Beitrag zu einigen ſeekriegsrechtlichen Lehren des Weltkrieges“. In eitſchrift 

Völkerrecht XVI, 1932, S. 764 — 785. 

S. aber die unter ©. 157 5 Genfer Abkommen, Verwundete, Kranke und Kriegs⸗ 
gefangene betreffend. Ferner: Genfer Prokotoll wegen Verbots des Gaskrieges vom 
17. Juni 1925 (RG Bl. 1929 II S. 175, 1930 II S. 1216). 
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des Völkerrechtes, die von pazifiſtiſcher Ideologie ausgeht, aber manchmal geradezu 
in die Organiſation eines Weltkrieges auszumünden ſcheint, wie es vielleicht in 
Lavals Zeit ſeiner erſten Miniſterpräfidentenſchaft am meiſten offenbar wurde. Die 
Loſung des Genfer Völkerbundes und auch eines bedeutenden Teiles der ameri⸗ 
kaniſchen und übrigen Weltmeinung iſt: Kriegsverhütungsrecht ſtatt Kriegsrecht“. 
Die Wurzeln liegen im Verſailler Diktat, in Artikel 10 bis 17 der Völkerbunds⸗ 
ſatzung. Ein noch radikalerer Entwurf war das ſog. Genfer Protokoll von 1924: 
während in der Völkerbundsſatzung nur durch einſtimmigen Beſchluß die „Exe⸗ 
kution“ gegen den „Angreifer“ ins Werk geſetzt werden kann, ſollte nach dem 
Genfer Protokoll ein einſtimmiger Beſchluß für das Unterlaſſen der Exekution 
nötig ſein, die ſozuſagen automatiſch mit der Erfüllung des geſetzlichen Tatbeſtands 
„Angriff“ begann. Das Genfer Protokoll war das denkbar wirkſamſte Inſtrument 
zum Schutze aller Grenzen von Verſailles. Es wurde jedoch weder von Deutſchland 
noch vom Britiſchen Reiche angenommen. Um das durch die Nichtannahme ver⸗ 
ſtimmte Frankreich zu verſöhnen, kam eine Art Erſatz zuſtande: d. i. der Locarno⸗ 
pakt vom 16. Oktober 1925“. Wollte das Genfer Protokoll nochmals alle Grenzen 
von Verſailles garantieren, ſo gewährleiſtet der Locarnopakt nur die Weſtgrenze. 
Mehr ein Ausweichen vor Briandſchen Forderungen war der von Amerika ange⸗ 
regte Kelloggpakt“. In ſeiner urſprünglichen Geſtalt darf er vielleicht im Gegenſatz 
zu den bisher erwähnten Verſuchen des Kriegsverhütungsrechtes beanſpruchen, nicht 
ein unmittelbares Erzeugnis von Verſailles zu ſein: er ſtellt hinter das Friedens⸗ 
bekenntnis nicht, wie der Völkerbund, die internationale Polizeimacht, an der 
Frankreich, weil ſie auf dem Feſtlande Europas hauptſächlich ſeine Macht wäre, 
ein ſo großes Intereſſe hat. Allerdings hat man auch verſucht, den Kelloggpakt in 
das Verſailler Sanktionenſyſtem einzuſpannen“. Mit Deutſchlands Befreiung vom 
Völkerbund ſind wir den Alpdruck ſolcher Möglichkeiten los. Die Völkerbundsmächte 
ſind entſchloſſen, bei dieſer „Kriegsverhütung“, dieſen Blockademaßnahmen nach Art 
der Hungerblockade gegen Deutſchland, brutalſte Gewalt anzuwenden, womöglich 
unter Außerachtlaſſung des bisherigen poſitiven Kriegsrechtes. In Wahrheit ift 
das keine Arbeit am poſitiven Völkerrecht, ſondern Propaganda für den Völker⸗ 
bund, durch deren Erfolg der Kern wahren Völkerrechtes und wahrer Völker⸗ 
rechtsgemeinſchaft zerſtört würde“. Damit hat das neue Deutſchland nichts zu tun. 
Vom Kelloggpakt erkennt es an, was es unterſchrieben hat. Das iſt nichts weiter 
als ein ſchlichtes Friedensbekenntnis auf der Grundlage der Gleichberechtigung der 
Völker, die ebenſo ſelbſtverſtändlich iſt wie der allgemein anerkannte Vorbehalt der 
Verteidigung des Vaterlandes. 

5. Die freien Bindungen ſämtlich vom neuen Reiche aner ⸗ 
kannt, lösbar nach allgemeinen Regeln (Kündigung uſw.) Es 


Aus dem rieſigen Schrifttum ſ. die ſorgfältige Zuſammenfaſſung von Paul Barans 
don, Das Kriegsverhütungsrecht des Völkerbundes 1933. S. aber Heinrich Rogge, Natio⸗ 
nale Friedenspolitik. Handbuch des Friedensproblems und ſeiner Wiſſenſchaft, auf der 
Grundlage ſchematiſcher Völkerrechtspolitik. Mit einem Geleitwort von Franz von Papen, 
1934. Dieſes Buch, welches einen ungeheuren Stoff bewältigt, iſt ein bemerkenswerter, 
eigenartiger Verſuch, die Frage neu zu ſtellen, ſ. a. H. Rogge, Hitlers Friedens⸗ 
politik und das Völkerrecht, 1935. 

„ RGBl. 1925 II S. 975, RGBl. 1926 II S. 583. 

45 Unterzeichnet in Paris am 27. zn 1928 (RGBl. II 1929 S. 97). S. den Text mit 
wichtigſten Vorbehalten bei Carl Schmitt, Der Völkerbund und das politiſche Problem 
der Friedensſicherung, 1930, S. 40 ff. 

4 S. vor allem Bericht über die Völkerbundsſitzungen vom 25. Februar bis 5. März 1930 
der Kommiſſion pour l'amendement du pacte de la Société en vue de le mettre en harmonie 
avec le pacte de Paris, No. officiel C. 160, M. 69, 1930 V. S. dazu meine Einführung in die 
Rechtswiſſenſchaft, 1931, 11 S. 100. 

7 S. meinen Bericht „Arbeit am poſitiven Völkerrecht oder Werbung für den Völker— 
bund?“ In Othmar Spanns „Ständiſches Leben“ Jahrg. 1932, S. 532. 
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find Bindungen z. T. aus ehrfürchtig zu achtenden Staats» 
auffaſſungen, z. T. aus überwundenen politiſchen Syſtemen. 

Deutſchland achtet den Frieden und die Völkergemeinſchaft. Es wünſcht weiter 
nichts, denn als ein gleichberechtigtes, ſouveränes (d. h. voll handlungsfähiges) 
Glied in der Gemeinſchaft der Völker wirken zu können. Der Inhalt der beſtehenden 
und anerkannten Bindungen unterliegt wechſelnder Wertung im Laufe der Ge⸗ 
ſchichte. Selbſtverſtändlich wird Deutſchland, im vollen Einvernehmen mit ſeinen 
Vertragspartnern natürlich, danach ſtreben, von überlebten Bindungen der 
Handelspolitik loszukommen. Und es wird aus der Tiefe deutſchen Volksgeiſtes 
neue Gedanken in die Völkergemeinſchaft als Rechtsgedanken hereintragen. Aber 
das geſchieht alles in ruhigem Gleichmaß geſchichtlichen Werdens. 


II. 
Verſailles 


Anders ſteht es mit der zweiten Art von Bindungen, mit denen, die aus dem 
Verſailler Diktat kommen. Hier gibt es (und das weiß die Welt ſeit langem“) nur 
Kampf aus tiefiter und letzter Leidenſchaft des ganzen Volkes. Kampf um Be: 
freiung von einer Bindung, die juriſtiſch anfechtbar iſt. Die Anfechtbarkeit des 
Verſailler Diktats wird darauf geſtützt, daß in ihm das Treuverſprechen nicht ein⸗ 
gelöſt wurde, das im Vorvertrag (Waffenſtillſtand) dem deutſchen Volke vor ſeiner 
Entwaffnung gegeben wurde. Nur unter dieſer Bedingung hat ſich das deutſche 
Volk entwaffnen laſſen“. 

Deutſchland darf in voller Ehrlichkeit ſagen, daß es Verſailles anficht auch und 
gerade um der Völkergemeinſchaft willen. Hans Gerber hat 
1927 in einer klaren und umfaſſenden Darſtellung gezeigt, daß Verſailles im 
Grunde bedeutet ein Herausſchneiden des deutſchen Volkes aus der Völkergemein⸗ 
haft. Wir behaupten darüber hinaus: damit war ein verhängnisvoller Schritt 
getan zur Auflöſung der alten, aus der mittelalterlichen Chriſtenheit hervorgegan⸗ 
genen Völkergemeinſchaft überhaupt. 


A) Das Verſailler Inſtrument fügt Deutſchland nicht ein, 

ſondern ſchneidet es heraus aus der Völkergemeinſchaft. 

Zwangsmäßige Löſung der völkerrechtlichen Beziehungen 
zu den Staaten der Velt 


Wir können in Kürze nur auf einige wenige beſonders wichtige Punkte hin⸗ 
weiten. Das Herausſchneiden Deutſchlands aus der Völkergemeinſchaft iſt hier keine 
redneriſche Übertreibung, ſondern wörtlich und juriſtiſch genau zu verſtehen. Deutſch⸗ 
lands wichtigſte Vertragsbeziehungen zur übrigen Welt wurden in Verſailles zer⸗ 
ſchnitten. Durch ungeheuren Druck (deſſen Einzelheiten viel zu wenig bekannt find) 
waren die meiſten Staaten der Welt gegen Ende des Krieges gezwungen worden, 
ihre Neutralität aufzugeben. Neutralität iſt ebenſo wie poſitives Kriegsrecht im 
alten Sinne denen, die von Kriegsverhütungsrecht (ſprich: Blockade) ſchwärmen, 


s Edgar Roels, La guerre aux Traites, Paris, 1932, p. 7: Le peuple allemand est 
unanime à denoncer comme un mensonge sa responsabilité dans la guerre. . 

lber die Gründe der Anfechtbarkeit des ſog. Verſailler Vertrags |. beſonders die Ar⸗ 
beiten von Alexander Freiherr Hold von Ferneck: Zur Frage der Rechtsverbindlichkeit 
des Friedensvertrags von Verſailles, Niemeyers geheilt int. Recht XXX, 1923, S. 110 
ff. Die Anfechtbarkeit des Friedens vertrags von Verſailles, Vortrag in „Oſtmärkiſcher a 
heitsgeiſt“ 1927. S. auch Louis T. Mac % adden, The Reparations Problem and the Bank 
for International Settlements, in Annals of the American Academy of Political and Social 
Science, 1930, p. 52 ff., 58 ff. . 

"Hans Gerber, Die Beſchränkung der deutſchen Souveränität nach dem Verſailler 
Vertrage. 1927. 
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tief verhaßt. So „verbündete“ man faſt die ganze Welt gegen Deutſchland und fo 
beſtimmte man nachher im Verſailler Diktat, daß zwiſchen Deutſchland und dieſem 
rieſigen Feindbund die bisherigen Bande der Handelsverträge und dergleichen 
zerſchnitten ſein ſollten und ſtatt deſſen die einſeitige Meiſtbegünſtigung der Kriegs: 
feinde zu gelten habe, d. h. ein vertragloſer Zuſtand der handelspolitiſchen Aus⸗ 
beutung Deutſchlands (Art. 264 ff., 211 ff., 321 ff.) s1. Die ſchlimmſten Beſtimmungen 
(vor allem Art. 268, 326) traten 1925 außer Kraft. Und an Stelle des vertrags⸗ 
loſen Zuſtandes begann endlich ein Wiederaufbau des völkerrechtlichen Vertrags⸗ 
ſyſtemes??. Dagegen waren auf Dauer berechnet und find wirkſam geblieben die 
Zerreißungen unſerer alten Privilegien und Vertragsbeziehungen zu China 
(Art. 128) 52, Siam (135), Liberia (138), Marokko (141), Agypten (147). 

Vor allem aber hat die Entente Deutſchland aus der Völkergemeinſchaft heraus⸗ 
zubringen verſucht, indem es die deutſche Souveränität beſchränkte. 
Ja, man wird von mehr noch als von Souveränitätsbeſchränkung ſprechen müſſen. 
Dieſe beſtünde lediglich in einem Eingriff in die Staatsgewalt, es iſt aber darüber 
hinaus auch in die Subſtanz der beiden anderen Grundlagen des Staates, in Volk 
und Gebiet, eingegriffen worden. 


B) Eingriffe in die völkerrechtliche Perſönlichkeit 
des Reiches 8 


a) Beſchränkungen der Herrſchaft über das Volk 


Für die Beſchränkung der Herrſchaft über das Volk iſt wohl das Kennzeichnendſte 
die Verſagung des Selbſtbeſtimmungsrechtes. Wir dürfen hier nicht 
nur an die offenbare Nichteinlöſung des Wilſonſchen Verſprechens, das ja die Vor⸗ 
bedingung für Deutſchlands Selbſtentwaffnung war, denken, nicht nur an Elſaß⸗ 
Lothringen, Danzig, Memelland und die deutſchen Oſtgebiete. Die unvermeidliche 
weltgeſchichtliche Zuſpitzung des ungerechten Verſagens mußte in der deutſch⸗ 
öſterreichiſchen Frage kommen. 


* Wie anders der Frankfurter Friedensvertrag vom 10. Mai 1871 Art. 11, der an Stelle 
der Verſailler einſeitigen Ausbeutung den Grundsatz der gegenſeitigen Behandlung 
auf dem Fuße der meiſtbegünſtigten Nation betont! Töricht überhaupt, die beiden Friedens⸗ 
inſtrumente in einem Atem zu nennen! Vgl. vor allem Alfred Zimmermann. 
Deutſchlands handelspolitiſche Lage nach dem Verſailler Vertrage, 1921, S. 10: „Frankreich 
iſt alſo in dem Frankfurter Bukunft Englan durch den Sieger lediglich verpflichtet worden, 
Handelsvorteile, die es in Zukunft England, Belgien, den Niederlanden, Schweiz, Oſter⸗ 
reich oder Rußland etwa einzuräumen ſich entſchließen ſollte, auch Deutſchland zu gewähren. 
Gegenüber Italien, Spanien und allen anderen Ländern behielt es volle Bewegungs⸗ 
Keen: Die deutſche Regierung hat ſomit lediglich Verſuchen einen Riegel vorgeſchoben, 
ranzöſiſcherſeits politiſche, gegen Deutſchland gerichtete Ziele bei England, Rußland, 
Sſterreich ſowie Belgien und Holland durch handelspolitiſche Ber eſtändniſſe zu verfolgen. 
Sie hat das getan in friſcher Erinnerung an die zahlreichen efurhe Frankreichs feit der 
Zeit Napoleons L, abwechſelnd Englands, Rußlands oder Sſterreichs Bundesgenoſſenſchaft 

egen Preußen. ... zu erkaufen .. . Bei der verhältnismäßig geringen Entwicklung, die 
118 auswärtiger Handel nach dem 70er-Kriege genommen hat, und bei der 
geringen Neigung der Franzoſen, mehr als das unbedingt Notwendige vom Auslande zu 
beziehen, hat die im Friedensvertrage Deutſchland von Frankreich eingeräumte Meiſt— 
Frankreschss des erſteren Wirtſchaftsleben ſchwerlich ſoviel Vorteil gebracht wie dem 
Frankreichs.“ 

8 Georg Martius, Deutſchland und der Wiederaufbau des internationalen Rechts 
in „Das Werden in der Weltwirtſchaft“, herausgegeben von der Induſtrie- und Handels⸗ 
kammer Berlin 1926, S. 37—61. 

n Das Reich hat ſich allerdings mit eigenem Willen gelöſt von jener Art der Ver— 
bindung mit China, die aus dieſem alten Rieſenreich ein Ausbeutungsobjekt macht. 
Das Geſetz über die Errichtung einer deutſchen Botſchaft in China (an Stelle der bis— 
herigen Geſandtſchaft) v. 16. Juli 1935 (RG Bl. II 471) iſt ein äußerliches Zeichen für das 
mit Selbſtverſtändlichkeit ſtets betonte Streben, Chinas Rang als Großmacht 
anzuerkennen. 
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1. Selbſtbeſtimmungsrecht des Deutſchtums und Berjailler 
Diktat, insbeſondere die deutſch⸗öſterreichiſche Frage 

Formaljuriſtiſch wird an dieſer Stelle vom Feindbund eingewendet werden: 
was in Artikel 80 Verſailler und Art. 88 St.⸗Germain⸗Vertrag ſich findet, ſei kein 
Eingriff in die Subſtanz des deutſchen Volkes: denn die Deutſchen Oſterreichs gehörten 
ſtaats⸗ und völkerrechtlich nicht zum Volk des Reiches. Gegen dieſes Wertlegen auf 
die ſtaatliche Grenze, die (endgültig ſeit dem europäiſchen Verbrechen des Korſen 
von 1803 und 1806) die beiden Teile des deutſchen Volkes trennt, bann einmal auf 
das Wort verwieſen werden, das der Italiener Mancini in der Völkerrechtswiſſen⸗ 
ſchaft der Welt eingebürgert hat: Staaten ſind von Menſchen gemacht, Völker aber 
von Gott. Wem das jedoch zu „naturrechtlich“ ſein ſollte, darf wohl dieſes andere 
noch geſagt werden: Man kann ein genau ſo naturrechtlich kühnes Programm, näm⸗ 
lich das vom Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker nicht nur in einem für das Deutſch⸗ 
tum negativen Sinne zur Grundlage des Friedens machen, den man ſo gern als 
neue Weltordnung anpreiſt. Dieſes aber tat der Feindbund. Nur zur Zerreißung 
des von Deutſchen geführten Mitteleuropas wurde das Schlagwort verwendet. Der 
von Wilſons illuſionärem Weltbild mitgetäuſchte Teil des deutſchen Volkes, 
welcher wähnte, Verſailles annehmen zu müſſen, ſah mit Selbſtverſtändlichkeit als 
die eine für Deutſchland günſtige Auswirkung des Selbſtbeſtimmungsrechts die 
Möglichkeit mindeſtens der völkerrechtlichen Zuſammenarbeit von Deutſchland und 
Oſterreich. Die Weimarer Verfaſſung vom 11. Auguſt 1919 beſtimmte demgemäß 
in Art. 61, daß Oſterreich ſchon vor dem „Anſchluß“ beratende Stimme im Reichsrat 
haben ſollte. Der Feindbund ſah hierin eine Verletzung von Art. 80 Verſailler 
Diktat (Note vom 2. September 1919). Dem Verlangen nach Aufhebung des Art. 61 
hat Deutſchland zwar widerſtanden, aber doch am 22. September 1919 ein demüti⸗ 
gendes Protokoll angenommen’. Und es hatte darüber hinaus in Art. 178 an⸗ 
erkannt, „daß die Beſtimmungen des am 28. Juni 1919 in Verſailles unter⸗ 
zeichneten Friedensvertrages durch die Verfaſſung nicht berührt werden“. Hier⸗ 
durch wurde die Geltung jenes Art. 61 gehemmt; er blieb Programm. Ahnliches 
ereignete ſich bei den Vorarbeiten zur öſterreichiſchen Verfaſſung. Die erſte Ver⸗ 
faſſung vom 30. Oktober 1918 hatte Sſterreich zum Beſtandteil des Deutſchen 
Reiches erklärt. Vor Art. 88 des Diktats von St. Germain wich Oſterreich zurück 
und verzichtete ſogar auf den Namen Deutſch⸗Hſterreich 's. Die deutſchbewußten 
Volksgenoſſen des Reiches und Sſterreichs haben ſeither für die Vereinigung ge⸗ 
arbeitet, gegen die ungerecht aufgezwungenen, anfechtbaren Diktate von Verſailles 
und St. Germain. Es ſprachen in dieſem Kampfe auch bittere wirtſchaftliche Lebens⸗ 
notwendigkeiten mit. Wer ſeit Jahren in der deutſch⸗öſterreichiſchen Arbeitsgemein⸗ 
ſchaft mitgearbeitet hat, weiß, wie Oſterreich der Vernichtung anheimgegeben war 
durch das Herausſchneiden aus dem wirtſchaftlichen Lebensraum, auf den es ange⸗ 
wieſen war, weiß, was allein ſchon die Trennung von Ungarn bedeutet. Es war 
nun auf das Reich, auf mindeſtens handels vertragliche Annäherung angewieſen. 
Einer wirkſamen zollpolitiſchen, handels vertraglichen Zuſammenarbeit ſtand jedoch 
das Syſtem der Meiſtbegünſtigung im Wege. Denn jede Vergünſtigung, die 
Deutſchland etwa dem Bruderlande Sſterreich gewähren wollte, kam ja automatiſch 
auch der fremdeſten Nation zugute, da auch dieſe für gewöhnlich einen Handels⸗ 
vertrag mit uns hatte und faſt alle Handelsverträge die Meiſtbegünſtigungs⸗ 
Haufel enthielten. Es gab nur eine Möglichkeit, dieſem handelspolitiſchen Wider: 
finn zu entrinnen: das war das Gebrauchmachen von einer altbekannten Aus⸗ 
nahme von der Meiſtbegünſtigung, der Abſchluß einer Zollunion, die nicht 


S. Schrifttumsnachweis in meiner „Einführung“, 1931, II S. 84 u. S. 109 a. 
3 Gerber, a. a. O. S. 35. 
Gerber, a. a. O. S. 33 ff. 
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unter die Meiſtbegünſtigung fiel. 1931 endlich wurde im Wiener Protokoll vom 
19. März 1931 der Verſuch gemacht, zu einer Zollunion (ja, eigentlich zu weniger 
als einer Union) zu gelangen. Sofort trat Frankreich mit großem Proteſt auf, 
und der Völkerbund erwies ſich als williges Werkzeug. In meiner 1931 er⸗ 
ſchienenen „Einführung“ kennzeichnete ich (auf S. 101) die Sachlage ſo: „Das 
Recht zu dieſem loſeſten wirtſchaftlichen Zuſammenſchluß iſt den Deutſchen be⸗ 
ſtritten worden, in ſo demütigender Weiſe, daß vielen Betörten wohl die Augen 
aufgegangen ſind. Der Götze von Genf hat ſich auch hier als das Werkzeug von 
Paris erwieſen — trotz ſeiner früheren Empfehlung regionaler Abkommen u. dgl.“ 
Leider erwies ſich auch der Ständige Internationale Gerichtshof im Haag als 
williges Werkzeug. In der Begründung der für Deutſchland ungünſtigen Ent⸗ 
ſcheidung (der allerdings die Gutachten überſtimmter Richter entgegenſte hen) 
ſpielte außer Art. 88 des Inſtruments von St. Germain eine beſondere Rolle das 
am 4. Oktober 1922 in Genf gezeichnete Protokoll. Dieſes Protokoll iſt ein Schul⸗ 
beiſpiel für die ſonderbare Auffaſſung, die man in Genf und Paris von der 
Unabhängigkeit Oſterreichs hats”. Man verſteht darunter lediglich: Getrenntſein 
von jeder Gemeinſchaft mit Deutſchland und um ſo ſtärkeres Abhängigſein von den 
Mächten des Völkerbundes. Victor Bruns hat's vor der Cour den Nachweis er⸗ 
bracht, daß durch jene Zollvereinigung von 1931 in keiner Weiſe die Unabhängig⸗ 
keit Oſterreichs berührt war, da in keiner Weiſe die Handlungsfreiheit Oſterreichs 
durch die völlig autonome Gewährung der Zollangleichung beeinträchtigt wurde. 
So einander als unabhängig achtend, wollten die beiden Bruderſtaaten ſich Wirt: 
ſchaftshilfe gewähren. Wie anders das Protokoll 1 von Genf 1922! Auch dort 
wurde Oſterreich Hilfe gewährt, unmittelbare geldliche Hilfe, aber nur um den 
Preis einer erheblichen Einbuße an Unabhängigkeit. Denn man legte ſpäter 
ſelbſtherrlich und willkürlich das Protokoll ſo aus, daß darin Sſterreich auf jedes 
engere Zuſammengehen mit dem Reiche bindend Verzicht geleiſtet habe. Und man 
erzwang 1931 dieſen Verzicht. Es iſt den Machern von Verſailles durchaus nicht 
verborgen, daß Oſterreich hilfsbedürftig und für ſich kaum lebensfähig iſt. Nun hat 
ſicher Bilfinger mit der Feſtſtellung recht: „Es iſt unmöglich, einem Staate, wenn 
auch in den Formen des Völkerrechts, zu diktieren, daß er leben müſſe. Ferner 
die rechtliche Sicherung der Unabhängigkeit eines Staates kann nicht ſo ausgelegt 
werden, daß unter Beharrung auf jenem verbrieften Status der Unabhängigkeit 
die normale Lebensfähigkeit des betreffenden Staates unterbunden würde“ 
(a. a. O. S. 170). Frankreich will auch gar nicht Sſterreichs Unabhängigkeit. 
Sondern es will, daß Sſterreich, ſtatt Anſchluß an das Brudervolk zu ſuchen, ge⸗ 
zwungen iſt, ſich unter das Protektorat des Völkerbundes zu 
beugen. Die Welt will Sſterreich „beſchützen“ und von Deutſchland trennen, um 
es abhängig zu machen. Der klare, früher auch in England vielfach anerkannte 
Sachverhalt wurde vielleicht verdunkelt durch die unerahnte Gewalt innerpoli⸗ 
tiſcher Auseinanderſetzungen und die antideutſche Weltpropaganda der Gegenwart. 
Aber für den, der ſehen will, ſind die Dinge nur noch klarer geworden. Genf, 
Paris und Rom bemühen ſich, untereinander ſelbſt nicht immer einig, ein Protek⸗ 
torat über das „unabhängige“ Sſterreich zu errichten. 


7 Carl Bilfinger, Der Streit um die Deutſch-öſterreichiſche Zollunion. ein Beitrag 
zum Problem des politiſchen Völkerrechts. Zeitſchrift f. ausl. öff. Recht u. Völkerrecht III, 
1932, S. 164: „Es hat ſich gezeigt, daß die Kläger ſich auch wegen der Verletzung eines 
Vertrags beſchwert haben, der ſeinerſeits als eine Kompromittierung der Unabhängigkeit 
Oſterreichs aufgefaßt werden müßte, wenn der Begriff der Unabhängigkeit den von den 
Klägern behaupteten Sinn hätte.“ 

58 Regime Douanier entre L' Allemagne et L' Autriche, exposé écrit du Gouvernement 
allemand, Observations, Plaidoirie, Replique de M. le Professeur Victor Bruns. Publi- 
cations de la Cour permanente, Section C. p. 1-97, 1931. S. beſ. S. 9 ff. 
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2. Der Verſuch, den Deutſchen die ſoldatiſche Lebenshaltung 
. anmöglid zu machen 


Ein Eingriff in den deutſchen Volkskörper iſt auch der Verſuch, den Deutſchen 
die ſoldatiſche Lebenshaltung unmöglich zu machen, von dem der Feindbund endlich 
1933 und für die meiſten mannhaften Deutſchen ſchon jahrelang davor (man 
denke an die ganz großen Aufmärſche der Wehrverbände) Abſtand nehmen mußte. 
Die hiermit zuſammenhängende Abrüſtungsfrage iſt unten bei den Eingriffen in 
die Staatsgewalt noch zu behandeln. 


3. Minderheitenrecht 


Als Ausgleich für die Unterdrückung deutſchen Volkstums in fremden Staaten 
gab man ein Minderheitenrecht, teils im Verſailler Diktat ſelbſtöe, teils in beſon⸗ 
deren Verträgen der Nachkriegszeit“. | 

Danzig, das durch frivolen Rechtsbruch vom Reiche getrennt wurde, erhielt 
etwas mehr als ein Minderheitenſtatut, es erlangte eigene Staatlichkeit, allerdings 
die eines nur beſchränkt handlungsfähigen Staates.“! Memelland, das durch klare 
Räubertat, die ſogar weit über die Widerrechtlichkeiten des Verſailler Diktats 
hinausgeht, vom Reiche losgeriſſen wurde, erhielt Minderheitenſchutz auf der 
Grundlage territorialer Autonomie. In wie furchtbarer Weiſe die Rechte der 
Deutſchen dort mit Füßen getreten werden, zeigt die Gegenwart“. In Eſtland 


ölkerrechts II 8, 1930. Feinſinnige juriſtiſche 
chriften von Carl Georg Bruns: Die nationalen Minderheiten 


als Völkerrecht, Graängungsbe 2 zu Bd. XIV der „Zeitſchrift für era — 
S. a. v. Truhart, Völkerbund und Dinderheitenpetitionen, 1931. Beginn einer Biblios 
graphie: Robinſon, Das Minoritätenproblem und feine Literatur, 1928. Als neue 
un 511984 Arbeit: Junghann, Das Minderheitenſchutzverfahren vor dem Völker⸗ 

un 5 

61 Zu Danzig beſonders etwa iu vergleichen: b lieg tellung der e der Freien 
Stadt Danzig und der Republik Polen abgeſchloſſenen Verträge, Abkommen und Ver⸗ 
einbarungen, ſeit 1920 sujammengefett und herausgegeben beim Senat der Freien 
Stadt Danzig. Cruſen, Verſailler Frieden, p) Danzig, i. Wörterbuch des Völkerrechts 
und der Diplomatie, S. 134 ff.; Karl Ludwig Schroeder, Die völkerrechtliche Stellun 
Danzigs, 1927; Hans Adolf Harder, Danzig, Polen und der Völkerbund, 1928, Adol 
Weidemann, Der Der Poſtſtreit, Würzburger Diſſ. 1931; Ernſt Albert 
Polens Kampf gegen den Danziger Hafen, 1933; Otto Loening, Danzig, 1921; Erich 
Keyſer, Der Kampf um die Weichſel. Unterfuchun en zur Geſchichte des polniſchen 
Korridors. Unter Mitwirkung von W. Geisler, H. Hübner, K. J. Kaufmann, W. L. 
Baume, M. Laubert, F. Lorentz, W. Millarb. 1926. Draeger, Die völkerrechtliche 
Grundlage des Streites zwiſchen Danzig und Polen über Edingen, i. Mitt. d. Deutſch. 
Geſ. für Völkerrecht, Heft 10, 1930, S. 69 ff. Sn Cruſen, Warlaw Makowſki, 
Andre Tibal: La question de Dantzig Centre Europeen de la Dotation Carnegie, 
Bulletin No. 5), 1933. 

2 Unentbehrlich gut Memelfrage ift der Kommentar von Albrecht Rogge: Die Ver⸗ 
faſſung des Memelgebiets. (Handbücher des e für Minderheitenrecht, heraus⸗ 
pe . von Mar 119 8 Böhm), 1928. Ferner: Memel. Denkſchrift der wirtſchaft⸗ 
ichen ne Erf aften und Verbände zur Selbſtändigkeit des Memelgebiets. Ohne Jahr 
und ohne Erſcheinungsort. Rolf Schieren berg, Die Memelfrage als Randſtaaten⸗ 
roblem, 1925; Joh. Ganß, Die völkiſchen Verhältniſſe des Memellandes, 1925. Gott⸗ 
ried Langer, Die Rechtsverhältniſſe im autonomen Memelgebiet. Mitt. der Akad. 
zur Lee. Erforſchung und zur Pflege des Deutſchtums. Deutſche Akademie. 
München, Ig. 1927, 11. Heft, S. 389 ff. Rudolf Heberle, Die Deutſchen in Litauen, 
1927. Ernſt „ Das Memelgebiet, 1928. Friedrich Janz. Die Entſtehung 
des Memelgebiets, 1928. Kurt Behrendt, Die Memelfrage. Würzburger Diſſ. 1930. 
Günther Nikolaus: Die Memelkonvention vom 8. Mai 1924 und die Rechtsſtellung 
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der Minderheiten, 1927. Als n Hier eſchichtliche und ang (ei e 


wurde ſogenannte Kulturautonomie eingeführt, in Oberſchleſien ein mehrfaches 
Schutzverfahren; für die anderen Gebiete beſtehen einfache, vom Völkerbundsrat 
garantierte Verträge. Man weiß, wie wenig dieſer vielgerühmte Minderheiten⸗ 
ſchutz die Mißhandlung des Deutſchtums in der Welt verhindern konnte. Um ein 
Bild von der Nachſicht und der läſſigen Praxis des Völkerbundsrates zu bekommen, 
ſehe man z. B. nur einmal in das Buch von von Truhart. Und eben jetzt kommt 
hinzu die unerhörte Freveltat gegen die deutſche Univerſität in Prag. Energiſch 
hat man allerdings auf Feindbundſeite darauf beſtanden, daß Deutſchland die 
vergleichsweiſe nur geringen Raum umfaſſenden Pflichten erfülle, die es ſeiner⸗ 
ſeits übernommen hat. 

Wie in das Volk, iſt auch in das Gebiet des Reiches eingegriffen worden. Es iſt 
hier nicht die Aufgabe geſtellt, die furchtbaren Verluſte an Staatsgebiet zu behan⸗ 
deln. Wir haben nur die Bindungen zu nennen, die auf dem uns verbliebenen 
Lande laſten. 


b) Bindungen in bezug auf das Staatsgebiet 


1. Entmilitariſierte Zone 

Frankreich läßt ſich nicht an dem Feſtungsgürtel genügen, der ſein auf unſere 
Koſten vergrößertes Gebiet umgibt, ſondern ſchiebt davor eine entmilitariſierte 
Zone weit in deutſches Gebiet herein (Art. 43, 44). Im Pakt von Locarno wird 
der Art. 44 des Verſailler Diktats eher verſchärft und ausgebaut“. Frankreich 
möchte am liebſten in jedem Wehrverbandsaufmarſch, in jedem harmloſen Soldaten⸗ 
transport durch die entmilitariſierte Zone einen Angriff ſehen, der es zu Sank⸗ 
tionen und völkerrechtlicher Notwehr berechtigte. 


2. Befeſtigungsverbote 


Nicht nur auf dem linken Rheinufer, ſondern weit darüber hinaus iſt Deutſch⸗ 
land die Anlage von Befeſtigungen verſagt, wie ihm ja die eigentliche Feſtungs⸗ 
(früher Fuß⸗ oder ſchwere) Artillerie ganz allgemein verboten war. Sogar die 
Befeſtigung der deutſchen Küſten ſollte demütigender Kontrolle unterliegen (Art. 
196 Abſ. 2). 

3. Saargebiet 


Das Saarunrecht des Verſailler Diktates kann hier nur in den hauptſächlichſten 
Zügen kurz gekennzeichnet werden. Die Geſamtheit der Fragen iſt im Schrifttum 
genügend erörtert worden“. Und die ganze Saarfrage gehört der Geſchichte an, 


des Memelgebiets. Breslauer Diſſ. 1931. Karl Heinz Nüſe: Litauen und Memelland, 
1932. Georg Leiſe witz, Die völkerrechtliche Stellung des Memelgebiets. Würzburger 
Diſſ. 1933. Reinhold Pregel, Die Wahrheit über den Prozeß gegen 126 Memelländer 
vor dem Kriegsgericht in Kowno, 1935. 

6. z. B. Carl Schmitt, Die Rheinlande als Objekt internationaler Politik, Flug⸗ 
ſchriften zum Rheinproblem, Heft 4, 1925. 

Ein bemerkenswertes Schrifttumsverzeichnis zur Saarfrage bei Erich Dittrich. 
Die deutſch⸗franzöſiſchen ee der Nachkriegszeit, 1931, S. 223—231. 
Außerdem viele wichtige Nachweiſe in der grundlegenden Arbeit von Walter Simons, 
Die völkerrechtliche Stellung des Saargebiets, in: „Die Grundlagen des Saarkampfes. 
Handbuch zur Volksabſtimmung“, Herausg. von Adolf Grabowſky und Georg Wil⸗ 
helm Sante, mit einem Vorwort von Franz von Papen, 1934, darin der Beitrag 
von Simons S. 91—127; außerdem: Walter Hamel, Die ſtaatsrechtliche Stellung des 
Saargebietes, S. 129—159, Maximilian Schwalb, Die Staatlichkeit des Saargebiets, 
S. 160 —174; Otto Andres, Die Bedeutung der Zeitſchranke in der Regierungsordnung 
des Saargebietes, S. 175—185; Curt Groten, Rechtsfragen der Volksabſtimmung, 
S. 186—203; Herrmann Röchling, Das Saargebiet und der Völkerbund, S. 221; 
Walz, Die Volksabſtimmung im Saargebiet in Volk und Reich, 1933, S. 921—929; derſ., 
Völkerbund und Saarſtatut, in: Völkerbund und Völkerrecht, 1. Jahrg., 1934, S. 25 ff.; 
derſ., Das deutſche Recht auf die Saar, Zeitſchrift f. Völkerrecht, Bd. XVIII, S. 3—19; 
Friedrich Grimme, Frankreich an der Saar, 1934. 
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nachdem das Deutſche Volk des Saarlandes am 13. Januar 1935 ſich einmütig zum 
Reiche bekannt und dadurch die Wiedervereinigung herbeigeführt hat. 

Nach Artikel 45 ſoll Deutſchland als Erſatz für die Zerſtörung der Kohlengruben 
in Nordfrankreich'? und als Anzahlung für die „Reparation“ das vollſtändige, 
unbeſchränkte ſchulden⸗ und laſtenfreie Eigentum an den Kohlengruben des Saar⸗ 
beckens Frankreich übertragen. „Um die Rechte und das Wohl der Bevölkerung zu 
ſichern und Frankreich volle Freiheit bei der Ausbeutung der Gruben zu verbürgen“ 
(Art. 46), iſt das in zwei Kapiteln einer Anlage geregelte Saarregime geſchaffen 
worden. Dabei iſt das Saargebiet Reichsgebiet geblieben, aber gemäß Art. 49 ver⸗ 
zichtet Deutſchland auf die Regierung dieſes Gebietes. Der Völkerbund iſt als 
Treuhänder eingeſetzt. Deutſchlands Souveränitätsverzicht iſt auf 15 Jahre 
begrenzt. Nach 15 Jahren ſoll eine Volksbefragung durchgeführt werden, für die 
bekanntlich jetzt der 13. Januar 1935 feſtgeſetzt wurde. Kapitel 3 der Anlage zu 
Art. 45—50 § 34 fieht für die Abſtimmung „die drei folgenden Alternativen vor: 
a) Aufrechterhaltung der durch vorliegenden Vertrag und vorliegendes Protokoll 
errichteten Verwaltungsordnung, b) Vereinigung mit Frankreich, c) Vereinigung 
mit Deutſchland.“ Für den Fall der Vereinigung mit Deutſchland regelt § 36 den 
Rückerwerb der Gruben. $ 38 faßt die Möglichkeit einer freivertraglichen Abän⸗ 
derung des Diktats ins Auge: Deutſchlands Führer hat ſie Frankreich angeboten, 
wie man weiß, vergeblich. 

Es iſt hier nicht Raum genug, von der langen Kette der Saarungerechtigkeiten 
= ſprechen. Eine ſehr ruhige und im Tone milde Kennzeichnung gibt Walter 

mons: | 


„Die Aal eee hatte ihre Tätigkeit zugeſtandenermaßen darauf gerichtet, 
die Bevölkerung des Gebiets von jeder Bindung an die deutſchen Volksgenoſſen jenſeits 
der 5 und an die deutſchen ſtaatlichen Verhältniſſe zu löſen. Als Grund gab 
auf die Beſchwerde der Reichsregierung ihre Pflicht an, dafür zu ſorgen, daß im Jahre 
1935 die Stimmberechtigten in voller Freiheit über die ihnen vorgelegten Alternativen 
entſcheiden könnten, ohne einem Druck deutſcher Behörden ausgeſetzt zu ſein. Dieſer Grund 
würde ſich hören laſſen, wenn die Kommiſſion mit der 18 0 rgfalt der Gefahr ent⸗ 
S wäre, daß Frankreich durch die Verwaltung der franzöſiſch gewordenen 
aargruben einen entgegengeſetzten Druck auf die Bevölkerung ausübte. Aber an ie 
Sorgfalt hat es leider durchaus gefehlt. Das 1 der Kommiſſion gegenüber 
Me war ihr durch den Völkerbundsrat ſelbſt vorgezeichnet worden, als dieſer 
auf den Vorſchlag von Caclmanos bei der Wahl ihrer Mitglieder den Franzoſen Rault 
zum Präſidenten une 
Alle Machenſchaften haben aber den deutſchfeindlichen Kräften doch nichts genützt. 
(Urkunden zur Rückgliederung des Saargebiets |. 3. für Völkerrecht XIX, 1935.) 


4. „Internationale“ Waſſerſtraßen 

Eigentümliche, auf die Dauer gedachte und als ſelbſtverſtändliche Forderungen 
weltwirtſchaftlicher Vernunft getarnte Feſſeln ſind dem Verkehrsweſen des Reiches 
angelegt worden. ö 

Hier iſt in erſter Linie an die internationaliſierten Ströme und anderen Waſſer⸗ 
ſtraßen zu denken. In Art. 331 f ſind für international erklärt, d. h. der Schiffahrt 
aller Staaten geöffnet worden: Elbe, Oder, Niemen, die Donau ab Ulm. In 
Art. 340 iſt für die Elbe, 341 für die Oder eine internationale Kommiſſion ein⸗ 
geſetzt. Dieſe Internationaliſierung iſt vielfach als nicht weiter demütigend hin⸗ 
geſtellt worden mit dem Hinweis darauf, daß hier nichts weiter geſchehen ſei als 


5 Walter Simons, „Grundlagen des Saarkampfes“, S. 121. „Bekanntlich find die 
Schäden, die der Krieg in den Gruben der franzöſiſchen Departements Du Nord und Pas 
de Calais angerichtet hatte, längſt beſeitigt, und der Ertrag dieſer Gruben hatte ſchon vor 
einigen Jahren die dan überſchritten.“ | 

Walter Simons, a. a. O.: „Als im Jahre 1932 in 1 a die Reparationsforde⸗ 
rungen der Alliierten praktiſch, wenn auch nicht theoretiſch, fallen gelaſſen wurden, wäre 
es Zeit gewelen, eine endgültige Einigung über das Saargebiet zuſtandezubringen; es 
iſt nicht dazu gekommen.“ 
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das, was 1815 nach dem Sieg im Freiheitskampf Deutſchland ſelber auf dem 
Wiener Kongreß für Rhein und Donau freiwillig vereinbart habe. Hier werden 
leider oft gedankenloſe Vergleiche angeſtellt. Rhein und Donau find wirklich inter: 
nationale Waſſerwege: dieſe meeroffenen Ströme gehören beide in ihrem ſchiffbaren 
Laufe mehreren Staaten an. Die Oder, als ſchärfſter Gegenſatz hierzu, iſt im ſchiff⸗ 
baren Laufe ein rein deutſcher Strom. Außerdem bedeutete die Internationali⸗ 
ſierung auf dem Wiener Kongreß ganz etwas anderes als die Internationaliſierung 
von Verſailles, die auch für Donau, Rhein und Moſel neue Beſtimmungen bringt 
(Art. 346—362). Heinrich Triepel hat in einer knappen und klaren Abhandlung 
über „Internationale Waſſerläufe“ feſtgeſtellt, daß von Einführung völliger Schif⸗ 
fahrtsfreiheit auf den großen Strömen durch den Wiener Kongreß gar keine Rede 
ſein kann: „Es gehört zu den vielen ſäkularen Irrtümern der Völkerrechtslehre, daß 
man dieſe Bedeutung der Wiener Beſchlüſſe bis in die neueſte Zeit faſt immer 
verkannt hat. Die Uferſtaaten, die ſich nach dem Wiener Kongreß mit der Regelung 
des Internationalen Stromrechts befaßten, mußten ſchwere Vorwürfe über ſich 
ergehen laſſen, den Vorwurf illiberaler, egoiſtiſcher Behandlung der Angelegen⸗ 
heit .. . Aber die Uferſtaaten des Rheins oder der Weſer oder der Elbe waren 
durchaus nicht im Unrecht, als ſie ſich in den von ihnen ausgearbeiteten Schiffahrts⸗ 
akten auf die Wiener Kongreßbeſchlüſſe auch dann beriefen, wenn ſie die Fluß⸗ 
ſchiffahrt auf dem internationalen Strome, alſo die Binnenſchiffahrt, zunächſt den 
Schiffen ihrer eigenen Flagge vorbehielten“ (a. a. O. S. 17) 66. Triepel gibt dafür 
Belege aus der erſten Hälfte des vorigen Jahrhunderts. Und es iſt ſein Verdienſt, 
im ganzen nachgewieſen zu haben, wie ſehr der Liberalismus jener Zeit auch auf 
dem Gebiete der Binnenſchiffahrts⸗„Freiheit“ ein nationales Vorzeichen trägt. Man 
muß daran denken, wie viele kleinſtaatliche Grenzen innerhalb Deutſchlands als 
Feſſeln auf den deutſchen Strömen lagen, um einzuſehen, daß die damalige Inter⸗ 
nationaliſterung eigentlich eine Nationaliſierung war. Sie gehört zum deutſchen 
Einigungswerk vom Freiherrn vom Stein bis zu Bismarck. Sein weltwirtſchaft⸗ 
liches Vorzeichen gewann der Liberalismus etwa im dritten Viertel des vorigen 
Jahrhunderts. Allerdings hat ſich die Verkehrs⸗ und Handelsfreiheit mit ihren 
kühnſten Anſprüchen auch damals nicht in rein europäiſchen Vertragswerken durch⸗ 
ſetzen können. Es war die Kongo⸗Akte von 1885, die für den Kongo die unein⸗ 
geſchränkte Benutzungsfreiheit feſtſetzte — wie Triepel bemerkt: „in einem faſt 
ungeheuerlichen Ausmaße“. Ganz ſoweit wie die Kongo⸗Akte konnte das Verſailler 
Diktat immerhin nicht gehen. Aber es hat jedenfalls den traurigen Ruhm, auf 
Koſten Deutſchlands eine bis dahin unbekannte „Freiheit“ für deutſche Ströme 
geſchaffen zu haben. Nach Verſailles hat das Statut von Barcelona (1921) für eine 
Reihe von Staaten das Diktat allerdings durch einen Vertrag erſetzt. Die Schran⸗ 
kenlofigkeit der Schiffahrtsfreiheit wurde da zum Teil wieder zugunſten der Ufer⸗ 
ſtaaten eingeſchränkt““. Für Deutſchland kam nichts ſonderlich Günſtiges bei dieſer 
Konferenz heraus. Außerdem iſt für Deutſchland auch das Statut von Barcelona 
nicht Vertrag, ſondern Diktat, da es gemäß Art. 379 des Verſailler Inſtruments 
verpflichtet war, die Abmachungen der Verkehrskonferenz widerſpruchslos anzu⸗ 
nehmen. 


% S. a. die Breslauer Diſſertation von Totzek, Weſen und innere Berechtigung der 
Strominternationaliſierung, Breslauer Diſſ. 1933. 

7 Triepel, Internationale Waſſerläufe, 1931, S. 19. Es kann hier nicht das reiche 
Schrifttum (das ſich bei Triepel und auch z. B. in der Breslauer Diff. von Totzek 1933 
findet) vollſtändig angeführt werden. Hingewieſen werden ſoll jedoch auf die Feſtſtellun⸗ 

en von Sarter (i. Vogt⸗Sarter⸗Beck, Verkehrsprobleme der Reichsbahn, 1932, S. 37/38), 
Über den Rückgang der deutſchen Flagge auf dem Rhein, und auf: B. N. Felders (Prof. 
i. Leiden), Der Kampf um die neuen Rheinſchiffahrtsakte, öffentl.-rechtl. Vorträge, heraus⸗ 

egeben von Wolgaſt, Heft 17, 1934. Hans-Werner Otto, Das Weſen und die innere 
Gee un der Internationaliſierung der Ströme, Breslauer Diſſ., 1934. 
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Außer den Beſtimmungen über Flüſſe iſt vor allem auf die weitgehende Inter⸗ 
nationaliſierung des Kieler Kanals hinzuweiſen“s. 


5. Beſchränkte Verfügungsmachtüber ſonſtige Verkehrswege 


Nicht genug, daß Deutſchlands Staatshoheit über ſeine Waſſerſtraßen eingeſchränkt 
wurde, man hat auch den anderen großen Verkehrswegen, den Eiſenbahnen vor 
allem, Feſſeln angelegt. Es iſt hier an Art. 311—374 zu denken. Die ſchamloſeſte, 
glücklicherweise allerdings auf die erſten 5 Jahre (bis Januar 1925) beſchränkte 
Ausbeutung findet ſich an einer Stelle des Verſailler Inſtruments, die wir ſchon 
berührt haben: durch Art. 326 war es der deutſchen Eiſenbahn unmöglich gemacht, 
die Arbeitsgemeinſchaft mit den deutſchen Häfen zu leiſten, die für uns geſchicht⸗ 
liches Lebensgeſetz iſt. Jeder Hamburg, Bremen, Lübeck, Danzig, Stettin gewährte 
Ausnahmetarif kam ſofort und ohne Gegenleiſtung unſeren Kriegsgegnern 
zugute. Es tft das ſozuſagen eine innerſtaatliche (auch die Beziehungen zu Kohlen⸗ 
gruben uſw. ergreifende) Meiſtbegünſtigungsklauſel, die eine unerhörte Feſſelung 
darſtellt. Was das bedeutet, macht ein Blick auf die volkswirtſchaftliche Lage klar. 
Für Nordweſteuropa hat Erwin von Beckerath die welt⸗ und volkswirtſchaft⸗ 
lichen Grundlagen für die Tarifgeſtaltung dargelegt. Er richtet den Blick auf die 
„Einfall⸗ und Ausfalltore des Nordweſteuropäiſchen Feſtlandes“, die „vier Welt⸗ 
häfen: Antwerpen, Rotterdam, Bremen, Hamburg“. Dabei ift das Entſcheidende, 
daß die beiden ausländiſchen Häfen bis tief nach Weſt⸗, Südweſt⸗ und Norddeutſch⸗ 
land herein ihren Wirkungsbereich erſtrecken. Schon der Eiſenbahnweg iſt für 
wichtige Induſtriezentren Deutſchlands nach belgiſchen und holländiſchen Häfen 
näher als nach den deutſchen. Aber es muß ja vor allem die ſtets billigere Binnen⸗ 
waſſerſtraße in Betracht gezogen werden. Und hier dient Europas bedeutendſte 
Waſſerſtraße, der Rhein, den ausländiſchen Häfen. Soll der Vorſprung, den die 
ausländiſchen Häfen dadurch haben, einigermaßen ausgeglichen werden, ſo kann 
das nur geſchehen, indem den deutſchen Häfen Ausnahmetarife gewährt werden. 
Bismarckiſche Wirtſchaftspolitik handelte dieſer Erkenntnis gemäß”. Wie man aber 
auch wirtſchaftspolitiſch werten möge: juriſtiſch haben wir feſtzuſtellen, daß das 
Recht, Ausnahmetarife zu geben, ein wichtiger Beſtandteil der ſtaatlichen Hand⸗ 
lungsfreiheit iſt. Daß Verſailles dieſe Handlungsfreiheit bis zum 10. Januar 1925 
(Art. 378) uns genommen hatte, daß wir ohne weiteres ausländiſchen Häfen und 
Induſtriezentren dieſelben Vergünſtigungen wie den deutſchen gewähren mußten 
(Art. 326), konnte ſich nur höchſt ſchädlich für die deutſche Volkswirtſchaft aus⸗ 
wirken. Dieſe volkswirtſchaftlichen Hinweiſe ſollen nur klarmachen, wie unendlich 
wichtig die Tariffreiheit der Eiſenbahn iſt und wie ſie als unveräußerlicher 
Beſtandteil der Souveränität begriffen und behauptet werden muß. Die fühlbarſten 
Feſſeln des Verſailler Diktats find hier am 10. Januar 1925 gefallen. Aber es iſt 
zu unterſuchen, ob nicht neue Beſchränkungen durch die internationalen Abmachun⸗ 
gen nach Verſailles gekommen find oder drohen. Hier müſſen zwei große Vertrags⸗ 
werke in Betracht gezogen werden: 1. Das am 20. April 1921 in Barcelona abge⸗ 
Da Übereinkommen und Statut über die Freiheit des Durhgangsverfehrs”!, 

. Das Übereinkommen und Statut über die internationale Rechtsordnung der 


es Wolgaſt, Der Wimbledonprozeß, 1926. 


ed Erwin von Beckerath, Die ER F und ihre Aufhebung. Jahrb. 
1920 der Hafenbautechniſchen Geſellſchaft, 

Erwin von Beckerath, Die Secgefenpoitt der deutſchen Eiſenbahnen und die 
Rohſtoffverſorgung, 1918. 

S. dazu Bekanntmachung des Reichsminiſters des Auswärtigen in Verbindung mit 
Art. 379 des Verſailler Inſtruments en 4. 10. 1924 (RGBI. II S. 387); abgedruckt auch bei 
Fritſch, Eiſenbahngeſetzgebung, 1930, S. 66 ff. 
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Eiſenbahnen vom 9. Dezember 192372. Die Bindungen, die 1923 vereinbart wurden, 
ſind — im Gegenſatz zu Barcelona — auch von Deutſchland wirklich freiwillig 
übernommen. Es find auch keine deutlich ſichtbaren Beſchränkungen der Sou⸗ 
veränität zu verzeichnen; nur in einzelnen Artikeln (19 u. 20) könnte möglicher⸗ 
weiſe ein Keim zum Souveränitätsſchwund liegen. — Die Frage der Eiſenbahn 
wurde beſonders hervorgehoben, weil das Leben der Deutſchen Reichsbahn leider 
auf das engſte mit Verſailles und ſeiner Tributeintreibung verbunden iſt. Es wird 
auch unten noch einmal bei Dawes⸗ und Poungplan, in denen die Reichsbahn in 
unwürdigſter Weiſe als Reparationsobjekt erſcheint, darauf zurückzukommen ſein. 
Die Tributeintreibung und Sanktionspolitik des Feindbundes (Ruhreinbruch!) 
zeigt allenthalben die demütigendſte Souveränitätsbeſchränkung. 


c) Eingriffe in die deutſche Staatsgewalt: Souveränitäts⸗ 
beſchränkung (d. i. Beſchränkung der vollen völkerrecht⸗ 
lichen Handlungsfähigkeit) im engeren Sinne 


1. Verſuch der Bindung an beftimmte Staats- und Verfaſ⸗ 
| jfungsform 


Die Eingriffe in die deutſche Staatsgewalt werden am beiten gekennzeichnet 
durch ein Wort, das in weiten Kreiſen der deutſchen Jugend ein geflügeltes wurde, 
und das auf den früh verſtorbenen, zuletzt in Breslau wirkenden Völkerrechts⸗ 
lehrer Heinrich Pohl zurückgeht: das Verſailler Diktat war die Oberverfaſſung des 
Weimarer Zwiſchenreiches. Wir haben heute bei den früheren Kriegsfeinden 
manche Bücher, die eine ausgezeichnete Kritik an Verſailles üben“. Aber dieſe das 
deutſche Volk in tiefſter Seele treffende Demütigung iſt noch immer nicht genug 
erkannt. Und auch in Deutſchland ſelbſt hat man zu ſchnell den ungeheuren, nach 
dem Waffenſtillſtandsvertrag rechtswidrig werdenden Druck vergeſſen, der von 
Wilſon und den Alliierten ausgeübt wurde, um die kaiſerliche Regierung zu be⸗ 
ſeitigen und eine undeutſche Verfaſſung aufzuzwingen. Das war der allgemeine 
Geiſt von Verſailles. Und im beſonderen iſt dann noch (Art. 179 Weimarer Ver⸗ 
faſſung, Protokoll vom 22. September 1919, Art. 241 Verſailler Diktat) einzeln 
und ausdrücklich hervorgehoben, daß allenthalben die Beſtimmungen des ſog. 
Friedensvertrages vorgehen. 


2. Der Mißbrauch mit dem Schlagwort Abrüſtung 


Die Entmachtung des Reiches aber tarnte man mit dem Schlagwort von der 
Abrüſtung. Wir haben dieſen ungeheuerlichen Fragenbereich ſchon mehrfach be⸗ 
rührt. Eine ausführliche Darſtellung kann hier nicht gegeben werden. Angeſichts 
vieler ausgezeichneter Handbücher und Unterſuchungen erübrigt es ſich auch“. 
Frankreich jedoch, wenn es gemahnt wurde, aus dem verlogenen Schlagwort von 
der Abrüſtung endlich ſeinerſeits Wahrheit werden zu laſſen, berief ſich jedesmal 
auf ſeine Sicherheit. Ich habe dieſen Sachverhalt in meiner Einführung (1931 
II S. 99 ff.) kurz gekennzeichnet. 


7? Deutſches Geſetz vom 31. Oktober 1927 (RGBl. II 909). 

73. B. Dawſon, Germany under the Treaty, London 1933. Seit langem bekannt: 
Keynes, Reviſion des Friedensvertrages, 1922. 

“Niemeyer, Handbuch des Abrüſtungsproblems. 192728; von Oertzen, Das iſt 
die Abrüſtung, 1931; J. H. Wilckens, Die Entwicklung des Abrüſtungsbegriffs, 1930; 
von Waldkirch, Das Abrüſtungsproblem, 1932; Hoetzſch-Bertram, Dokumente 
Heft 2, Abrüſtung und Sicherheit, 1932; Schilling, Der Verſailler Vertrag und die 
Abrüſtung. Deutſchlands militäriſche Gleichberechtigung, 1933. 
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3. Die Tributeintreibung und die zu deren Gunſten erfolgte 
Ausſchaltung der deutſchen Staatsgewalt 


Der Name Wiedergutmachung (Reparation) ſtatt Kriegsentſchädigung war mit 
kühlſter Berechnung und Rüdfiht auf die Weltſtimmung gewählt”, — Das Ber: 
ſailler Inſtrument vermied es, eine genaue Schuldſumme feſtzuſetzen. Damit war 
keineswegs der Weg frei zu vorläufig unbegrenzter Erpreſſung, ſondern es gab 
immerhin eine ſachliche Begrenzung: Reparation iſt Schadenerſatz, und zwar Erſatz 
für den Schaden, den die Zivilbevölkerung erlitten hat. Und es 
war die Pflicht gegeben, die in Verſailles noch nicht getroffene Feſtſtellung der 
Höhe dieſer Schäden nachzuholen. Auf die Verpfändung von Saar und Rheinland, 
Ruhrbeſetzung, Rheinlandabkommen uſw. kann hier nur kurz hingewieſen werden. 

Die Aufbringung der Tribute wurde zuerſt rein im Diktatwege (London 1921, 
Ruhreinbruch) verſucht. Dann kam der ſog. Dawesplan, der ein Tilgungsplan im 
Sinne von Art. 233 iſt“s. 


III. 
Mißglückte Verſuche zur Überwindung von Verſailles 


a) Die Verſchlechterung der Rechtslage durch den Dawesplan 


1. Vorteile: Milderung der Sanktionsbeſtimmungen. 
Transferſchutz 


Daß der Dawesplan nicht Befreiung, ſondern neue Belaſtung brachte, kann 
nicht beſtritten werden. Dabei laſſen wir keineswegs die vorteilhaften Abände⸗ 
rungen des Verſailler Diktates außer Betracht, die er gab. Er milderte die 
Sanktionsbeſtimmungen (führte dafür allerdings neue internationale Kontrollen 
ein) und ſchuf Schiedsgerichte für Streitigkeiten auf dem ungeheuren Gebiet der 
Tributfragen. Vor allem aber brachte er den ſog. Transferierungsſchutz. Wohl 
mußten nach wie vor die Tributlaſten bedingungslos aufgebracht werden. Aber 
der Reparationsagent entſchied darüber, wann das in deutſcher Währung Gezahlte 
in ausländiſche zu überführen ſei. Das war die ſchuldige Rückſichtnahme auf die 
ungeheure Kraftanſtrengung, die damals, 1924, vom deutſchen Volke aufgebracht 
wurde, um die Inflation zu überwinden. 


2. Nachteile: Neue Kontrollen der Reichsbahn, Neichsbank 
und Reichsinduſtrie 


Dieſen Vorteilen des Dawesplans“ ſtehen aber ſchlimmſte Nachteile gegenüber. 
Verſchärfte Pfänderkontrolle: Reichsbahn, Reichsbank, Reichsinduſtrie waren 
hauptſächlich davon betroffen. Mit Recht hebt Gerber (S. 65) hervor als kenn⸗ 
zeichnend für die neue Lage deutſche Geſetze wie: Bankgeſetz, Privatnotenbank⸗ 
geſetz, Münzgeſetz, Geſetz über Induſtriebelaſtung, Geſetz über die Deutſche Reichs» 
bahngeſellſchaft's. Und das in mutiger Unabhängigkeit von Hans Gerber 1927 


7s Gerber, Die Beſchränkung der deutſchen Souveränität nach dem Verſailler Ver⸗ 
trag, 1927, S. 43. 

“Gerber, a. a. O. ©. 64. 

77 Fritz Terhalle, Die Reparationskontrolle, 1925, K. Stieler, Der Dawesplan 
und die Reichseiſenbahnen, 1926; Max Sering, Deutſchland unter dem Dawesplan, 1928; 

riedrich Raab, Youngplan oder Dawesplan?, 1929; derſ., Die Ergebniſſe der Haager 

onfereng, 1929; Gottfried Feder, Der Dawespakt, 1929; Alexander Graf Brock⸗ 
dorff, Der Youngplan und jeine Wirkung, 1930; Hjalmar Schacht, Das Ende der 
Reparationen, 1931. 

7s Alexander Graf Brockdorff, Das Poungſyſtem und feine Wirkung, 1930, ©. 66: 
„In Wahrheit gibt es ebenſowenig mehr eine Deutſche Reichsbahn als eine Deutſche 
Reichsbank. Was es noch gibt, ſind die Namen dieſer zwei, Namen, die man irreführen⸗ 
derweiſe auf die Tributbahn und die Berliner Tributbank übertragen hat.“ 
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gefällte Geſamturteil erſcheint mir, wie feine ganze Unterſuchung, als die beite 
und weitblickendſte Kennzeichnung“. Er ſchließt es mit den Worten: „Wir find 
alſo durch die Londoner Abmachungen um die Möglichkeit einer grundlegenden 
Reviſion des Friedensvertrages gebracht, haben unſere Souveränität, nachdem 
wir fie bisher einer Reihe politiſcher Mächte geopfert hatten, nunmehr der Macht 
des internationalen Kapitals preisgegeben.“ (S. 69.) Wer ſich klarmachen will, 
wie unfrei, wie bevormundet Deutſchland nach dem Dawesplan war, der leſe den 
„Schriftwechſel zwiſchen dem Generalagenten für Reparationszahlungen und der 
Reichsregierung“ (herausg. von Friedrich Raab, 1928). 


b) Youngplan 


1. Vorteile 


Es tft nun ſicher ein Vorteil geweſen, daß der den Dawesplan ablöſende Young- 
plan dieſe Art der Kontrolle beſeitigte. Neben der Rheinlandräumung dürfte dies 
der bedeutendſte Vorteil des neuen Planes geweſen ſein. Dabei beſchränke ich 
mein Urteil auf das Rechtliches. 


2. Nachteile: Gefahr für die Währung 


Dieſen Vorteilen ſtehen aber derart große Nachteile gegenüber, daß viele von 
uns von Anfang an im Poungplan den ſchändlichſten Tributplan geſehen haben 
und daran ſich der deutſche Freiheitskampf recht eigentlich entzündete. Schon die 
erwähnten Vorteile find keine uneingeſchränkten. Wohl fiel der Reparationsagent 
als Kontrolle weg, aber neu eingeführt wurde die Bank für Internationalen 
Zahlungsausgleich, auch die Pfänder und Belaftungen des Verſailler Diktats und 
des Dawesplans blieben vielfach beſtehen. Irrtümlich iſt die manchmal gegebene 
Darſtellung, daß die Reichsbahn durch den Youngplan frei geworden ſei. Dieſe iſt 
vielmehr Reparationsobjekt geblieben (Garantie collatérale), ja, die geldliche 
Belaſtung iſt um 12—13 Millionen jährlich vermehrt worden“. Vor allem aber 
bedrohte der Voungplan die deutſche Währung. Denn während der Dawesplan 
zu deren Schutze den ſog. Transferſchutz vorſah, ſollte nach dem YVoungplan „der 
Betrag von 660 Millionen Reichsmark jährlich ungeſchützt, d. h. ohne irgend⸗ 
8 Recht zu einem Aufſchub irgendwelcher Art in ausländiſcher Währung zahl⸗ 

ar ſein d.“ | Ä 

Das Weſentliche des Youngplans war indeſſen die Rommerzialifierung 
und Mobiliſierung der Kriegsſchuld, der Tribute: d. h. die politiſchen Schul⸗ 
den wurden in Privatſchulden verwandelt. Ich habe für einen größeren Leſerkreis 
(Kreuzzeitung November 1930) den Sachverhalt ſo zu kennzeichnen verſucht: 

Der Amerikaner Louis T. Mac Fadden hat in einem Aufſatz in den Annalen der Ameri- 
can Academy of political and social science (Juli 1930) von dem Betrug der 14 Punkte des 
Waffenſtillſtandsabkommens und des Verſailler Diktats geſprochen. „Er fragt mit Recht, 
ob denn nicht allen Anſprüchen, die auf den Verſailler Vertrag in irgendeiner noch ſo 
mittelbaren Weiſe zurückgehen, die Unſittlichkeit dieſes Grundgeſchäftes anhafte. Ergreift 
dieſe Unſittlichkeit, die nach alter Juriſtenregel ohne weiteres Ungültigkeit bedeutet, nicht 
auch den Handel mit Reparationsbonds in Amerika und alles, was man im Youngplan 
fo ſchön und raffiniert kommerzialiſiert hat? ... Die amerikaniſche Regierung teilt aller- 
dings, wie ſie auf eine Anfrage Mac Faddens verſicherte, die Befürchtung nicht, daß die 

"Gerber, a. a. O. S. 65. 

so Raab hebt für das Wirtſchaftliche (Voungplan oder Dawesplan, 1929, S. 73) als 
weſentlichſten Vorteil den Wegfall des Wohlſtandsindex hervor. 

1 Sarter⸗Kittel, Die Deutſche Reichsbahn, 3. Aufl. 1931 S. 22, rechnet: Das iſt 
etwa das, was ſämtliche Bahnhofswirtſchaften im Jahre einnehmen. S. über die ſtehen⸗ 
gebliebenen Bindungen auch S. 5 und S. 103 ff. 

e: Raab, Youngplan oder Dawesplan? 1919 ©. 49. 
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Reparationsbonds ungültig find, weil fie auf dem Verſailler Vertrag beruhen. Sie 
cheint ſich auf die jurſſtiſchen Manöver zu verlaſſen, mit denen man beſtrebt iſt, die von 
eutſchland erpreßten Schulbanerkenntniſſe ſicher unter Dach zu bringen, unantaſtbar zu 
machen. Die völkerrechtlichen Vertragsgebilde werden immer verwickelter, immer ſchwerer 
durchſchaubar. Man ſpricht von Kommerzialiſierung, von wechſelähnlichen Verpflichtungen 
u. dgl. Sollte nicht der einfache Sinn von all dem ſein: der nationale Staat iſt ſo weit 
auf den Hund gekommen, daß die Weltbankiers und Weltwucherer Schindluder mit ihm 
treiben? Daß ſie dem unbeſonnenen und verwirrten Schuldner für ihre dunklen r 
weifelhaften Anſprüche Wechſel und Akzepte ablocken und erpreſſen, um von zahlun 
bauen u. Kaſſe zu bekommen? So geht man heute mit Deutſchlands Ariegsſchuld⸗ 
hauſie ren!“ 


IV. 
Der Beginn der Befreiung 


a) Lauſanne 


Lauſanne (16. Juni bis 9. Juli 1932), auf deutſcher Seite das Werk Franz von 
Papens, muß als Beginn der Befreiung bezeichnet werden. Gewiß mußte in dem 
Abkommen mit Deutſchland vom 9. Juli 1932 anerkannt werden, daß die Geltung 
der Haager Abkommen vom 30. Januar 1930 nicht in Frage gezogen werde. Auch 
hat die Reichsbank, wie ſich aus Art. 1 Abſ. 8 ergibt, noch nicht ihre volle Hand⸗ 
lungsfreiheit wiedergewonnen. Aber das Weſentliche iſt doch, daß hier zum erſten 
Male ernſtlich das Ende der Tribute ins Auge gefaßt iſt. Diplomatiſch und völker⸗ 
rechtspolitiſch meiſterhaft hat Franz von Papen in der 4. Vollverſammlung der 
Lauſanner Konferenz am 8. Juli 1932 auch die leider vorausſehbare Möglichkeit 
der Nichtratifikation vorbedacht. 

Lauſanne iſt nicht die Endlöſung geworden, ſondern ihr Beginn geblieben. Wenn 
ich im folgenden einige amerikaniſche Urteile über Lauſanne“ anführe, jo über: 
ſchätze ich dieſe nicht, halte ſie aber für leſenswert, weil ſie klar zeigen, wie auch 
auf Kriegsgegnerſeite das Ende von zwei verhängnisvollen Dingen als notwendig 
begriffen wird: das Ende der Tribute und das Ende der Kriegsſchuldlüge. 

Nicholas Murray Butlers: „Europe starts reconstruction. The fact that there were 
infelicities in the public statements and explanations concerning the work at Lausanne, 
while vexatious in itself, is quite insignificant in comparison with the fact that reparations 
have been ended... William E. Bor a hes: „The Versailles treaty is no longer sacred. 
It, too, must yield to the dictates of conscience and the demands of justice. With the 


settlement and Lausanne must inevitably go, sooner or later, the war-guilt clause, and 
other changes in the treaty will come along. 


b) Die deutſche Erhebung und die Erklärung der deutſchen 
Gleichberechtigung 


Die deutſche Erhebung von 1933 hat der Völkergemeinſchaft ein Wort zugerufen, 
in dem alle Forderungen enthalten ſind, die das Reich an die Welt und gegen 
das Syſtem von Verſailles hat: Gleich berechtigung. Beſonders aus den 
beſchämend langen und ergebnislojen Abrüſtungsverhandlungen wuchs fie her⸗ 
vors7. Aber ſie umfaßt nicht nur Militäriſches, ſondern alles, was ſeit 1918 an 
Demütigendem auf Deutſchland liegt, und was ein ehrbewußtes Volk nicht tragen 
kann. kann. Angſtliche Gemüter mochten erſchrocken ſein über das Geſchrei eines Teiles 


e Mein A. W u 1930, Ausg. C, Nr. 7, S. 928/29. 
en conciliation. Bocuments for the Year 1932. New York. 1932. Nr. 282. 
usanne Agreement. 
as Ebenda S. 317. 
b 57 Deutſchland 10 1705 chti ls Rech bl Schrift d 
ctor Bruns, Deutſchlands Gleichberechtigung als Rechtsproblem, Schriften der 
Akademie für Deutſches Recht, Nr. 3, 1 ö 
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der Welt, das zunächſt die Antwort auf das deutſche Verlangen nach Gleich⸗ 
berechtigung war. Wer das ausländiſche Schrifttum der Nachkriegszeit kannte, war 
über dieſes Geſchrei keineswegs erſtaunt, ſondern eher darüber, daß ſelbſt in Frank⸗ 
reich vieles von den deutſchen Forderungen wenigſtens als grundſätzlich berechtigt 
eingeſehen werden mußte. 1933 ift unter der Verantwortung des Pariſer Profeſſors 
de La Pradelle eine Diſſertation erſchienen von Raymond Dronne, Gleich⸗ 
berechtigung, les revendications allemandes de l'égalité des droits. Man wird 
in einer ſolchen Veröffentlichung nicht gerade feines Verſtändnis für das Deutſche 
Reich von 1933 vermuten (über deſſen Regierung ſich — S. 24 — der Verfaſſer 
nicht einmal genau unterrichtet hat). Immerhin konnte Dronne wie auch der 
bereits angeführte Roel sse nicht überſehen, daß ganz Deutſchland einig iſt in 
dem Gefühl, daß Verſailles entehrend iſt und daß das Reich um ſeiner Ehre willen 
bis zum Letzten für die Gleichberechtigung kämpfen muß (S. 27). Und wenn Dronne 
auch mit gekünſtelter Begründung die wuchtigen Angriffe nicht nur der deutſchen 
Wiſſenſchaft gegen die Rechtsgrundlagen von Verſailles zu widerlegen verſucht 
(etwa S. 68), ſo kann er doch nicht den Gerechtigkeitskern des deutſchen Verlangens 
nach Gleichberechtigung leugnen (ſ. beſonders S. 78). 


c) Die Befreiung vom Völkerbund 


In einem Augenblick, in dem es Deutſchlands Ehre gebot, verließ das Reich die 
Abrüſtungskonferenz und den Völkerbund mit der folgenden vom Führer und 
Reichskanzler gegebenen Begründung: „Nachdem ſich die Reichsregierung nach der 
am 11. Dezember 1932 ausdrücklich feſtgelegten deutſchen Gleichberechtigung neuer⸗ 
dings bereit erklärt hatte, an den Verhandlungen der Abrüſtungskonferenz wieder 
teilzunehmen, wurde nunmehr durch die offiziellen Vertreter der anderen Staaten 
in öffentlichen Reden und direkten Erklärungen an den Reichsaußenminiſter und 
unſere Delegierten mitgeteilt, daß dem derzeitigen Deutſchland dieſe Gleichberech⸗ 
tigung zur Zeit nicht mehr zugebilligt werden könnte. Da die deutſche Regierung 
in dieſem Vorgehen eine ebenſo ungerechte wie entwürdigende Diskriminierung 
des deutſchen Volkes erblickt, ſieht ſie ſich außerſtande, unter ſolchen Umſtänden 

als rechtloſe und zweitklaſſige Nation noch weiterhin an den Verhandlungen teil⸗ 
zunehmen, die damit nur zu neuen Diktaten führen könnten. Indem die deutſche 
Reichsregierung daher erneut ihren unerſchütterlichen Friedenswillen bekundet, 
erklärt ſie angeſichts dieſer demütigenden und entehrenden Zumutungen zu ihrem 
tiefſten Bedauern, die Abrüſtungskonferenz verlaſſen zu müſſen. Sie wird deshalb 
auch ihren Austritt aus dem Völkerbund anmelden.“ Wer ſich vor Augen hält, 
wie ſeit 1926 Deutſchland in ein im weſentlichen Frankreich höriges Syſtem der 
internationalen Polizei durch die Mitgliedſchaft im Völkerbunde eingeſponnen 
war, kann die Befreiung vom Völkerbunde nur begrüßen. 

Was an Welthetze gegen Deutſchland für manche überraſchend 1933 zum Aus⸗ 
bruch kam, lag jahrelang vorher in der Luft. Die von der Kriegspſychoſe ihr 
geiſtiges Leben hatten beſtimmen laſſen, ſtanden immerwährend in Bereitſchaft, 
Deutſchland zu ächten. Ich darf in dieſem Zuſammenhang Sätze anführen, die ich 
1926 in einer noch taſtenden Anfängerarbeit veröffentlichte, zu einer Zeit, als der 
Geiſt von Locarno ſpukte und die Begeiſterung für die Achtung des Krieges: „Es 
ſcheint überall, als brächte unſer Volk einen Mißklang in die ſchöne Harmonie ſo 
8 These pour le doctorat, Paris 1933. 
ed Roels, La guerre aux Traites, Paris, 1932. 


eo Aufruf des Führers und Reichskanzlers vom 14. Oktober 1933. S. auch den Aufruf 
der Reichsregierung an das deutſche Volk vom ſelben Tage mit der Bereitſchaft zu 
kontinentalen Nichtangriffspakten auf längſte Sicht. Vom neueſten Schrifttum: Hermann 
Jahrreiß, Der Reviſionskampf um Europa, die Kriſe des Völkerbundes 1934. 
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allgemeiner Begeiſterung. Mitleidige Seelen ſehen darin die krankhafte Miß⸗ 
ſtimmung des Beſiegten; die Franzoſen reden von mangelndem Friedensgeiſt und 
darum vom Mangel der Fähigkeit, an dem Aufbau des neuen Europas, der neuen 
Welt gleichberechtigt mitzuarbeiten. Sogar namhafte wiſſenſchaftliche Vereinigun⸗ 
gen, die einmal international waren, in denen Deutſche Führerſtellen hatten, 
möchten uns böſe Buben in die Ecke ſtellen, bis wir Reue zeigen und genügend 
pacifique et pacifié find. Dieſe Schulmeiſterei hat allerdings gründlich verjagt. 
Mißtrauen und Trotz gegen die Friedensſchwärmerei haben in uns den bitteren 
Vorwurf der Heuchelei aufquellen laſſen. Und wir möchten vielleicht an Blut und 
Eiſen wieder mehr als an Liebe, an Macht mehr als an Recht glauben!.“ Das 
erwachte Volk läßt ſich nicht mehr in die Ecke ſtellen. Daß ſein Erwachen von ſoviel 
Haßgeſchrei der Welt begleitet iſt — es geſchieht trotz allem und allem letzten Endes 
doch nur aus einem Grunde: weil die Welt erkennen muß, daß dieſes Volk nicht 
ruhen und raſten wird, ſolange es nicht in voller Gleichberechtigung in der Gemein⸗ 
ſchaft der Völker ſteht. 


d) Die Wiederherſtellung der Wehrhoheit 

Der entſcheidende Schritt iſt nun geſchehen: Des Reiches Wehrhoheit iſt durch 
das Geſetz vom 16. März 1935 wiederhergeſtellt. Auch dieſe Handlung des er⸗ 
neuerten Reiches wird die Welt anerkennen müſſen. Frankreich verſuchte wohl, den 
Völkerbund gegen dieſen ebenſo entſcheidenden wie unvermeidlichen Schritt auf⸗ 
zubieten. Es hat auch durch ſeine Note vom 20. März 1935 erreicht, daß der Völker⸗ 
bundsrat am 15. April 1935 zuſammenkam und am 17. April eine Entſchließung 
zuwege brachte, mit der er ſich ein ihm nicht gebührendes Richteramt über Deutſch⸗ 
land anmaßte. Er wähnte, feſtſtellen zu können und zu dürfen, daß das Reich 
völkerrechtliche Verbindlichkeiten verletzt habe, und ſpricht eine allgemein gehaltene 
(nicht bloß auf Deutſchland bezügliche) Verurteilung aus für jede einſeitige Ab⸗ 
lehnung völkerrechtlicher Verbindlichkeiten. Nun iſt es ſehr wichtig, ſich einmal 
über die Unregelmäßigkeiten und Formverſtöße beim Zuſtandekommen dieſer Ent⸗ 
ſchließung zu unterrichten??. Auf Berichterſtattung und Ausſprache wurde ver⸗ 
zichtet. Das ſpaniſche Ratsmitglied de Madariaga ließ in ſeiner beachtlichen Kritik 
des Verfahrens erkennen, daß nur äußerlich und formell, nicht aber innerlich 
und ganz freiwillig die nach der Völkerbundſatzung erforderliche Einſtimmigkeit 
dageweſen iſt. Und das völkerrechtswiſſenſchaftliche Urteil von V. Bruns dürfte 
von der Geſchichte beſtätigt werden: „Der Beſchluß des Rates iſt im Grunde 
nichts anderes als das Diktat der drei Großmächte“. Die Behandlung, die von 
ſeiten dieſer Großmächte Dänemark und Spanien zuteil wurde, erinnert an die 
Selbſtherrlichkeit, mit welcher die Feindbundmächte 1918 und 1919 das Syſtem von 
Verſailles der Welt gegenüber durchſetzten. 

Dem anmaßlichen Verſuche, dieſes Syſtem mit feiner Verewigung des Unter: 
ſchiedes von Siegern und Beſiegten aufrechtzuerhalten, iſt in ausführlicher Rede 
und einer Zuſammenfaſſung in 13 Punkten der Führer und Reichskanzler ent⸗ 
gegengetreten. Die „Gleichberechtigung muß eine praktiſche ſein und ſich auf alle 
Funktionen und Beſitzrechte im internationalen Leben erſtrecken. Die Deutſche 
Reichsregierung hat infolge der Nichterfüllung der Abrüſtungsverpflichtungen 
durch die anderen Staaten ſich ihrerſeits losgeſagt von den Artikeln, die infolge 


ei Über gerechte und ungerechte Kriege. Zeitſchrift f. öff. Recht, 1926, S. 528. 

92 S. hierzu beſonders eingehend Viktor Bruns, Der dect un des Völkerbundsrates 
vom 17. April 1935 i. Zeitschr. für ausländiſches öffentl. Recht und Völkerrecht, V (1935) 
S. 310—332. C. Rühland: Der 1 es Völkerbundsrates vom 17. April 1935 
über die 1 2 e der Rechtmäßigkeit des deutſchen Wehrgeſetzes vom 16. März 1935. Z. für 
Völkerrecht Bd. XIX (1935). 


8 g. a. O. S. 312. 
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der nunmehr einſeitigen vertragswidrigen Belaſtung Deutſchlands eine Diskrimi⸗ 
nierung der Deutſchen Nation für unbegrenzte Zeit darſtellen.“ (Aus dem 1. und 
2. der 13 Punkte.) 


Der erſte völkerrechtliche Ausdruck der wiedergewonnenen Wehrfreiheit war 
das Flottenabkommen mit Großbritannien vom 18. 6. 1935. Das 
Reich ſchaltete ſich damit in die ſeerechtliche Entwicklung der Nachkriegszeit ein, wie 
fie vor allem aus den Flottenabkommen von Waſhington und London erſichtlich 
iſt. Das Verhältnis der Flottenſtärken beider Länder iſt nicht unbedingt und 
ſtarr feſtgelegt. Die Möglichkeit neuer Vereinbarung über die Flottenſtärken bei 
außergewöhnlichen Ereigniſſen iſt vorgeſehen. Beſonders in der U⸗Bootsfrage zeigt 
ſich die Biegſamkeit des Abkommens. Nur für die normalen Verhältniſſe hat ſich 
hier das Reich mit 45 Prozent der engliſchen U⸗Bootſtärke begnügt. Iſt die nor: 
male Lage nicht mehr da, dann wird die Reichsregierung England davon in 
Kenntnis ſetzen und entſprechend handeln, allerdings in dem Bemühen um 
freundſchaftliches Einvernehmen (vgl. über die Vorbehalte des Abkommens 
„Völkerbund und Völkerrecht“, 2. Ig. 1935, S. 312/16). 


Ausblick: 


Die Wiedereinfügung des freien Deutſchen Reiches in eine 
wahre Gemeinſchaft der Völker. Neue Verträge und neues 
Gewohnheitsrecht ſeit dem 30. Januar 1933 


In ſeinem harten Daſeinskampfe um die Gleichberechtigung hat das Reich keinen 
Augenblick daran gedacht, die friedlichen Vertragsbeziehungen zu den anderen 
Staaten zu vernachläſſigen. Unter nicht durch Deutſchlands Schuld erſchwerten Ver⸗ 
hältniſſen find neue Handelsverträge von geſchichtlicher Bedeutung zuſtande ges 
kommen. Ich nenne nur zwei ſo weit auseinanderliegende wie die mit Frankreich 
und Sugoflawien®, Die neueſten Wirtſchaftsverhandlungen mit Frankreich haben 
allerdings (im Juni 1935) zu keinem Ergebnis, ſondern zu Vertragsloſigkeit 


geführt. 


Die Urkunden zum Endabſchnitt des Kampfes um die Wehrhoheit find zuſammen⸗ 
geſtellt in J feu Pin Völkerrecht XIX (1935) S. 117 f., 242 ff und 18 rift für 
ausländiſches öffentliches Recht und Völkerrecht V (1935) S. 333 ff., 599 ff. e 
etwa: Proklamation der n ae an das Deutſche Volk und das 8 ür den 
Aufbau der Wehrmacht vom 16. März 1935 RGBl. I S. 362 ff. Telegramm der fran⸗ 
zöſiſchen Regierung an den Völkerbund auf Grund von Art. 11 Abſ. 2 des Völkerbund⸗ 

aktes über die Beſchlüſſe der Reichsregierung vom 20. März 1935. C. Société des 

ations, Journal officiel XVIe Année (Mai 1935), dazu franzöſiſches Memorandum 
vom 9. April 1935. Verlautbarungen über Beſprechungen Frankreich England— Italien 
( aris 25. 3. 35), Deutichland— England (Berlin 26. 3. 35), England— Rufland (Moskau 

. 3. 35). Erklärung der Reichsregierung vom 13. April 1935. Entſchließung von Streſa, 
14. April 1935. Beſchluß des Völkerbundsrates vom 17. April 1935. Vertrag Ane 
1 und Rußland vom 2. Mai 1935. Vertrag zwiſchen Rußland und Tſchecho⸗ 
lowakei v. 16. Mai 1935. Franzöſiſche Denkſchrift vom 22. Mai 1935. 


es Handels-, Niederlaſſungs- und Schiffahrtsvertrag zwiſchen Deutſchland und Frankreich 
vom 28. Juli 1934 ne II ©. 421—448), Vereinbarung über den deutſch⸗franzöſiſchen 
Warenverkehr daſelbſt S. 450—716. (Art. 32 des Handelsvertrags enthält Einſchränkung 
der Meiſtbegünſtigung einſeitig zugunſten von Frankreich.) Sandelsnerking zwiſchen dem 
Deutſchen Reich und dem Königreich Jugoſlawien 1. Mai 1934 (RGBl. II S. 302 ff.). Die 
deutſche Geſetzgebung vereinfa te das Sntraftreten von Handelsverträgen: Geje über 
die vorläufige Anwendung zweiſeitiger Wirtſchaftsabkommen mit ausländiſchen Staaten 
ee 5 155 N ; en u nn en mit Ban ſ. auch Bekannt⸗ 

ine weitere Kündigung der Vereinbarung über den deutſch-fran e 

Warenverkehr vom 29. September 1934 (N l. II S. 824). A 
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In überraſchend neuer Weile iſt das Vertragsweſen mit Polen umgeſtaltet 
worden. 

Auch an weltumfaſſenden Vereinbarungen hat das Reich teilgenommen. Ich 
erwähne: Bekanntmachung über den europäiſchen Rundfunkvertrag, der in Luzern 
am 19. Juni 1933 geſchloſſen wurde, vom 16. September 1934 (RGBl. II S. 763). 
Ferner: Genfer Abkommen zur Verbeſſerung des Loſes der Verwundeten und 
Kranken der Heere im Felde und Abkommen über die Behandlung der Kriegs⸗ 
gefangenen (27. Juli 1929, 21. Februar 1934 RG Bl. 1934 II S. 207—262). 


Dergroße Unterſchied zwiſchen deutſcher Vertragstreue und 
Rußlands Untreue gegen die geſchichtliche Gemeinſchaft der 
geſitteten Völker 


Ein weltgeſchichtlicher Unterſchied wird heute leider weithin überſehen. Ich denke 
an den Unterſchied der bolſchewiſtiſchen Revolution vom deutſchen Freiheitskampf: 
des Sowjetſtaates, der ſich außerhalb der Völkergemeinſchaft geſtellt hat, vom Deut⸗ 
ſchen Reiche, das in keinem Augenblick ſeiner Geſchichte aufgehört hat, der Gemein⸗ 
ſchaft der chriſtlichen und gefitteten Völker anzugehören. Sowjetrußland ſagte ſich 
bedenkenlos und unbegrenzt von allen völkerrechtlichen Verpflichtungen des alten 
Rußlands los. Die Antwort der am Völkerrecht feſthaltenden Staaten, vor allem 
der Vereinigten Staaten von Amerika, war zunächſt: es wurde zwar Rußland als 
rechtsfähiger Staat anerkannt, aber ſeine Regierung ignoriert. Rußland wurde 
als völkerrechtlich geſchäftsunfähig behandelt, wie ein Kind oder ein Geiſtes⸗ 
kranker, der einen Vormund braucht“. Deutſchland hat ſich ſelbſt von den drückend⸗ 
ſten Verpflichtungen nicht losgeſagt, wenn ſie rechtmäßig waren. Des Reiches 
Regierung hat ſtets das wirkliche Völkerrecht anerkannt und demgemäß in jedem 
Augenblick auch der neueſten deutſchen Geſchichte die Anerkennung der Völker⸗ 
gemeinſchaft genoſſen. Und in dieſer Gemeinſchaft arbeitet es mit als ein Volk. 
das nach Worten aus dem Teſtamente des Freiherrn vom Stein ſtets haben wird 
„einen ernſten, milden deutſchen Sinn“. 

In dieſen Tagen geht allerdings in der Völkergemeinſchaft ein beſchämendes 
Schauſpiel vor ſich: Das feiner rechtsverachtenden Geſinnung wegen bis dahin 
draußenſtehende Sowjetrußland ſoll hereingeſchmeichelt, Deutſchland, dieſes Herz⸗ 
ſtück der abendländiſchen Völkergemeinſchaft, einſtmals Führer mittelalterlicher 
Chriſtenheit und heute ſtärkſtes Bollwerk gegen den Bolſchewismus, ſoll heraus⸗ 
gedrängt werden. Wer verrät die Völkergemeinſchaft? an 

egner 


96 Deutſch⸗polniſche Erklärung vom 26. Januar 1934 (RGBT. II 1934 S. 117). ©. a. „Oſt⸗ 
europa“, 1934, S. 440. Protokoll vom 7. März 1934 (RGGBl. II S. 99). Deutſch⸗polniſch⸗Dan⸗ 
5 er Abkommen über die Beförderung von Gefangenen im Durchgangsverkehr zwiſchen 

0 und dem 1 Deutſchland durch Polen und das Gebiet der Freien Stadt 
Danzig. Ferner zwei Abänderungsvereinbarungen des Pariſer Korridorabkommens 
vom 21. April 1921, ſämtlich vom 13. Februar 1933, bekanntgemacht 6. Juli 1934 (RG Bl. II 
S. 377 ff.), ferner Vereinbarung 11. Oktober 1934 (RG Bl. TI S. 830). S. aus dem neueſten 
Schrifttum, das von Albert Brackmann Fe e durch die Mitarbeit hervor⸗ 
ae 0 unterſtützte Sammelwerk: L’Allemagne et la Pologne dans leurs rapports 

istoriques, ; 


7 Über die Nichtanerkennung und erſt ſpäter erfolgte Anerkennung der ruſſiſchen Re⸗ 
Beten aus dem deutlichen Schrifttum: Peter Kleff, Die völkerrechtliche Anerkennung 
owjetrußlands, 1934. 
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Das Diktat von Verſailles 


Erſter Teil 


Entſtehung und Rechtsgrundlage 


Die Friedensſchlüſſe der Geſchichte waren faſt immer Machtſprüche des Siegers. 
Siegreiche Koalitionen haben ſich in Verſailles nicht zum erſten Male zur Aufrecht⸗ 
erhaltung der neugeſchaffenen Ordnung zuſammengeſchloſſen. Schon der Weſt⸗ 
fäliſche Frieden von 1648 verpflichtete alle Vertragsteilnehmer zur Waffengewalt 
gegen den Rechtsbrecher. Die Heilige Allianz von 1815 war ein Bund zur Auf⸗ 
rechterhaltung der nach den Napoleoniſchen Kriegen feſtgeſetzten oder noch feſt⸗ 
zuſetzenden europäiſchen Ordnung, mehr noch freilich ein Bund der Monarchen, um 
Revolutionen im eigenen Land mit fremder Hilfe niederzuwerfen. Das Leben iſt 
aber immer ſtärker geweſen als die von Jahrhundert zu Jahrhundert mit Ewig⸗ 
keitsanſpruch feſtgelegte europäiſche Ordnung, wenn dieſe auch jedesmal fortdauernde 
Spuren zurückgelaſſen hat. Die konkrete, in Artikeln und Paragraphen gebundene 
Rechtsordnung iſt weder ſonſt noch im Völkerleben ein Selbſtzweck. Sie hat gegen⸗ 
über dem ewigen Werden und Vergehen eine ihr innewohnende Neigung, ein Eigen⸗ 
leben zu führen, zu verſteinern. Aber gegenüber dem, was die Väter geordnet 
haben, fordern die Söhne immer wieder das Recht, das mit ihnen geboren wird. 
Der Nationalſozialismus iſt im Begriff, in einem großen und noch andauernden 
Vorgang das innerdeutſche Recht von der ſtarren formaljuriſtiſchen Denkweiſe um⸗ 
zuſchmelzen in ein Recht, das ſeinen Ausgangspunkt im Leben ſelbſt und feinen 
ewigen Geſetzen ſucht. Natürlich ſind in der engen Gemeinſchaft eines Volkes andere 
Dinge zu ordnen als in der loſen der Völkerfamilie. Viele Normen, die für ein 
Volk aus ſeiner Einmaligkeit heraus gelten, paſſen für die zwiſchenſtaatlichen Be⸗ 
ziehungen ſchon deshalb nicht, weil ſie gerade beſtimmt ſind, das eine Volk, den 
einen Staat im Kampfe gegen internationale Kräfte geſund und ſtark zu machen. 
Der Grundgedanke aber, das Recht vor formaliſtiſcher Enge zu bewahren, dem 
Werdenden lebensgeſetzliche Entwicklungsmöglichkeiten zu geben und künftige Re⸗ 
volutionen durch ſtändigen Ausgleich unnötig zu machen, dieſer Grundgedanke muß, 
ebenſo wie im innerſtaatlichen Recht, Wirklichkeit werden auch in den zwiſchen⸗ 
ſtaatlichen Beziehungen, in denen bisher der Krieg das revolutionäre Element war. 

Damit iſt das Hauptproblem nicht nur des Diktats von Verſailles, ſondern über⸗ 
haupt der Beziehungen zwiſchen den Staaten angedeutet. Im neunzehnten und 
im zwanzigſten Jahrhundert bis zum Weltkriege war der Krieg das völker⸗ 
rechtlich erlaubte Mittel, um dem Heute über das Geſtern Geltung zu 
verſchaffen. Bei Ausbruch des erſten Balkankrieges 1912 hatten die Großmächte 
feierlich erklärt, ſie würden keiner Anderung des territorialen Status quo zu⸗ 
ſtimmen. Wäre es dabei geblieben, ſtünde der Südoſten Europas noch heute unter 
türkiſcher Herrſchaft. Ohne die Kriege des neunzehnten Jahrhunderts wäre die 
deutſche Einheit vielleicht heute noch nicht vollzogen. Aus dem unermeßlichen Leid 
des Weltkrieges entſtand nun faſt überall in der Welt gleichzeitig der heiße 
Wunſch, daß dieſer Krieg der letzte ſein möge. Der Kelloggpakt hat die Welt, 
wenigſtens in der Theorie, an dieſes Ideal nahe herangebracht. Aber das revolu⸗ 
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tionäre Mittel des Völkerlebens, der Krieg, kann nur dann verſchwinden, wenn 
die völkerrechtlichen Formen gefunden werden, Schlechtes zu ändern und einen 
geſunden Ausgleich zwiſchen Sein und Werden, zwiſchen Statik und Dynamik 
und überhaupt zwiſchen den ganz natürlichen Intereſſengegenſätzen der Völker 
herzuſtellen. Das Völkerrecht von heute enthält zwar ſchwache Anſätze hierzu, hat 
aber das Problem noch nicht gelöſt. Deshalb hat auch die Welt nach 1919 immer 
wieder neue Kriege und Gewaltakte geſehen. 

Dieſe allgemeinen Gedanken mußten vorangeſtellt werden, damit ganz klar wird, 
daß der deutſche Anſpruch auf Reviſion nicht, wie manche wollen, ausſchließ⸗ 
lich aus den beſonderen Umſtänden hergeleitet werden kann, unter denen das Dik⸗ 
tat von Verſailles zuſtande gekommen iſt. Die in Verſailles, St. Germain, Tria⸗ 
non und Neuilly getroffene Regelung würde ebenſo vergänglich ſein, wie die Ord⸗ 
nung des Weſtfäliſchen Friedens oder des Wiener Kongreſſes und der ihm folgen⸗ 
den Friedensſchlüſſe, auch wenn ſie 1919 ohne Rechtsbruch geſchaffen worden wäre. 

In der Tat iſt aber das Diktat von Verſailles unter Umſtänden entſtanden, die 
in der Häufung von Rechtsbruch, Heuchelei und Gewalt und in der Unzulänglich⸗ 
keit der Arbeitsmethoden einmalig ſind. Das Thema Verſailles kann und muß von 
verſchiedenen Seiten angepackt werden. Die vorliegende Arbeit, als Teil des 
Nationalſozialiſtiſchen Handbuches für Recht und Geſetzgebung, legt den Hauptwert 
auf die aus den Quellen belegte Darſtellung von Tatſachen und den daraus 
hergeleiteten Nachweis der Rechtsgründe des deutſchen Reviſions⸗ 
anſpruchs. Gerade die Betrachtungsweiſe der Juriſten führt aber immer wie⸗ 
der dahin, daß in Verſailles der politiſche Machtwille der Geg⸗ 
ner in einer politiſchen Regelung zum Ausdruck gekommen 
i ſt, die nur in die äußere Form des Vertrags, der zwiſchen⸗ 
ſtaatlichen Rechtsordnung gekleidet wurde. Der Kampf um Ver⸗ 
ſailles wird alſo, das muß gegen weltfremde Überſchätzung juriſtiſcher Denkweiſe 
betont werden, in erſter Linie auf der Ebene der Politik ausgefochten werden. Wir 
Deutſche von 1934 wiſſen, daß auch im Kampf um Freiheit und Gleichberechtigung 
unſere ſtärkſte Waffe die innere Umwandlung des deutſchen Volkes und ſeine ent⸗ 
ſchloſſene Einſatzbereitſchaft unter ſeinem Führer Adolf Hitler iſt. In dieſem 
Kampfe ſteht uns aber das Recht zur Seite. Deshalb iſt es zwar nur eine Teil⸗ 
aufgabe, aber eine wichtige, das juriſtiſche Handwerkszeug für dieſen Kampf ſcharf 
zu halten. 


Der Vorvertrag 
J. 


Die Vorgeſchichte des Diktats von Verſailles iſt ſchon oft geſchrieben worden. Sie 
bildet aber ſo ſehr den Angelpunkt für die Beurteilung des „Vertrags“, daß wir 
Deutſche uns immer wieder darauf beſinnen müſſen. 

Den Ausgangspunkt der Verhandlungen für Waffenſtillſtand und Frieden bildet 
die deutſche Note an die Vereinigten Staaten von Amerika vom 5. Oktober 19182, 
in der es heißt: 

„Die Deutſche Regierung erſucht den Präſidenten der Vereinigten Staaten von 

Amerika, die Herſtellung des Friedens in die Hand zu nehmen... Sie nimmt 


1 Wir folgen hier meiſt der aachen Zuſammenſtellung von Kraus⸗Rödiger. — Diele 
Sammlung enthält die fremdſprachigen Urkunden im Urtext, deutſche Schriftftüe en find 
nur bei wenigen Urkunden beigefügt. — Deutſche Überſetzungen aller Schrift tücke neben 
den Urtexten in den „Materialien, betreffend die Friedensverhandlungen“. 

2 Kraus⸗Rödiger I ©. 4, wo fie als Note vom 3. Oktober bezeichnet iſt, da fie an dieſem 
Tage an die deutſche Geſandtſchaft in Bern zur Weiterleitung über die ſchweizeriſche 
Regierung an die Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika abgegangen it. e 
übliche Bezeichnung iſt jedoch Note vom 5. Oktober 1918. — Die hier im Text angeführten 
weiteren Noten ſind a. a. O. S. 15 ff. abgedruckt. 
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das vom Präfidenten der Vereinigten Staaten von Amerika in der Kongreß» 
botſchaft vom 8. Januar 1918 und in ſeinen ſpäteren Kundgebungen, namentlich 
der Rede vom 27. September, aufgeſtellte Programm als Grundlage für die 
Friedensverhandlungen an.“ 


Die Hoffnung, auf dieſer Grundlage ſchnell zu einem Waffenſtillſtand zu kommen, 
ſchlug freilich fehl. Vier Noten der Vereinigten Staaten und drei deutſche Noten 
folgten, bis endlich durch die amerikaniſche Note vom 5. November 1918 die Einigung 
herbeigeführt wurde. In dieſem Notenwechſel nimmt eine beſchämende Einmiſchung 
in die innere Geſtaltung des Deutſchen Reiches einen breiten Raum ein. Für unſer 
Thema iſt folgendes entſcheidend: In der Note vom 8. Oktober fragt die amerikaniſche 
Regierung an, wie die deutſche Annahme der Kongreßbotſchaft und der folgenden 
Kundgebungen gemeint ſei. Staatsſekretär Solf antwortet am 12. Oktober, indem 
er die Worte der amerikaniſchen Anfrage faſt wörtlich wiederholt: 


„Die Deutſche Regierung hat die Grundſätze angenommen, die Präſident Wilſon 
in ſeiner Anſprache vom 8. Januar und in ſeinen ſpäteren Kundgebungen als 
Grundlage eines dauernden Rechtsfriedens niedergelegt hat. Der Zweck der ein⸗ 
zuleitenden Beſprechungen wäre alſo lediglich der, ſich über praktiſche Einzel⸗ 
heiten ihrer Anwendung zu verſtändigen. Die Deutſche Regierung nimmt an, daß 
auch die Regierungen der mit den Vereinigten Staaten verbundenen Mächte ſich 
auf den Boden der Kundgebungen des Präſidenten Wilſon ſtellen ..“ 

Nach langwierigem weiterem Meinungsaustauſch teilte Staatsſekretär Lanſing 
ſchließlich am 5. November 1919 mit, die alliierten Regierungen, mit denen er ſich 
inzwiſchen in Verbindung geſetzt hatte, hätten ihre Bereitſchaft erklärt, mit Deutſch⸗ 
land gemäß den Friedensbedingungen der Kongreßbotſchaft vom 8. Januar 1918 und 
den in den folgenden Anſprachen niedergelegten Grundſätzen Frieden zu ſchließen. 
Nur zwei Ausnahmen wurden gemacht: Die Alliierten lehnten eine Bindung in 
der Frage der Freiheit der Meere ab. Sie gaben ferner dem Programmpunkt der 
Wiederherſtellung der beſetzten Gebiete eine erweiternde Auslegung. Gleichzeitig 
teilte die amerikaniſche Regierung mit, Marſchall Foch ſei ermächtigt, bevoll⸗ 
mächtigte Vertreter der deutſchen Regierung zur Mitteilung der Waffenſtillſtands⸗ 
bedingungen zu empfangen. 

Auf dieſe letzte amerikaniſche Note iſt eine deutſche Antwort nicht mehr erfolgt. 
Die Annahme iſt vielmehr ſtillſchweigend und durch ſchlüſſiges Handeln, nämlich 
die Entſendung der Waffenſtillſtandsabordnung geſchehen. Damit war der Vorver⸗ 
trag rechtsgültig abgeſchloſſen. 


II. 


Dieſer Vorvertrag wird rechtlich zutreffend als pactum de contrahendo be⸗ 
zeichnet'. Bei einem noch während der Feindſeligkeiten zwiſchen Kriegführenden ab⸗ 
geſchloſſenen Vertrage konnten dabei der Natur der Sache nach die friedensüblichen 
äußeren Vertragsformen nicht gewahrt werden. Daß dies die Rechtswirkſamkeit 
nicht berührt, iſt unbeſtritten. Als am 7. Mai 1919 Clemenceau den deutſchen Be⸗ 
vollmächtigten die Friedensbedingungen übergab, hat Graf Brockdorff⸗Rantzau in 
ſeiner würdigen Antwort“ bereits darauf hingewieſen, daß durch den Notenwechſel 
zwiſchen Deutſchland und den Vereinigten Staaten von Amerika ein „Vertrag 
über die Friedensgrundſätze“, alſo eine bindende Rechtsgrundlage für 
den Frieden zuſtandegekommen war. In dem folgenden Notenkampf von Verſailles 


e Bemerkungen der deutſchen Friedensdelegation zu den Friedensbedingungen, Anlage 
Fr. 1 vom 29. Mai 1919, Kraus⸗Rödiger I S. 439. Ebenſo Montgemery S. 97, 
rancke S. 4, 17. 


Kraus⸗Rödiger I S. 205. 
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hat die deutſche Abordnung immer und immer wieder dieſe Rechtsgrundlage zum 
Ausgangspunkt genommen. Eine klare und überzeugende Darſtellung findet ſich in 
den Bemerkungen der deutſchen Friedensdelegation zu den Friedensbedingungens. 


Aber auch die Kriegsgegner haben in aller Form zugegeben, daß durch den 
Notenwechſel vom Herbſt 1918 eine rechtsgültige Bindung erfolgt war. Dieſer 
entſcheidende Punkt bedarf beſonderer Hervorhebung'. Unzweideutig iſt dies Ein⸗ 
geſtändnis z. B. in der Note vom 10. Mai 19197, an verſchiedenen Stellen des 
Ultimatums vom 16. Juni 191% und in der dieſem beigefügten „Antwortnote der 
alliierten und aſſoziierten Mächte“ enthalten“. Dieſe beginnt mit folgender Feſt⸗ 
ſtellung: 

„Die alliierten und aſſoziierten Mächte ſtimmen mit der deutſchen Abord⸗ 
nung völlig überein, wenn ſie betont, daß ſich die Grundlage der Ver⸗ 
handlungen über den Friedensvertrag in dem Schriftwechſel findet, der der 
Unterzeichnung des Waffenſtillſtandes vom 11. November 1918 unmittelbar 
vorangegangen iſt. Damals wurde vereinbart, daß der Friedensvertrag als 
Grundlage die vierzehn Punkte der Rede des Präſidenten Wilſon .. haben 
ſollte, ſowie die vom Präſidenten Wilſon in ſeinen ſpäteren Reden bekannt⸗ 
gegebenen Grundſätze ... Dieſe Grundſätze find es, die im November 1918 für 
die Einſtellung der Feindſeligkeiten maßgebend waren.“ 


Neben dem Eingeſtändnis der rechtlichen Bindung an den Vorvertrag finden ſich 
in dem Notenwechſel von Verſailles freilich auch Stellen, die den Willen erkennen 
laſſen, dieſe Rechtsgrundlage zu verlaſſen und Deutſchland einen Frieden der 
Gewalt aufzuerlegen!“. Eine vollſtändige Verfälſchung der Rechtsgrundlagen des 
Friedens war es beſonders, als Clemenceau im Ultimatum vom 16. Juni 1919 
Deutſchland haßerfüllt die Worte aus einer Rede Wilſons entgegenhielt: 


„Es gibt alſo für Euch nur eine einzige mögliche Antwort: Gewalt, Gewalt 
bis zum Außerſten, Gewalt ohne Grenzen und Ende, die richtende und trium⸗ 
phierende Gewalt, die das Recht zum Geſetze der Welt machen und jede Herr⸗ 
ſchaft, deren Ziele ſelbſtſüchtig find, in den Staub ſtrecken wird.“ 


Dieſe von Clemenceau angeführten Worte Wilſons bezogen ſich keineswegs auf 
die Friedensbedingungen, die ja in ſeinen Programmpunkten klar genug als 
Rechts⸗ und nicht als Gewaltfrieden feſtgelegt waren. Sie bedeuteten vielmehr, am 
6. April 1918, dem Jahrestag des amerikaniſchen Eintrittes in den Krieg, aus» 
geſprochen, nur den Willen Wilſons, den Krieg mit allen Machtmitteln fortzu⸗ 


s Kraus⸗Rödiger I S. 433. 

„Franck, S. 8, 23 ff. vertritt im Anſchluß an andere die Auffaſſung, die Feindbund⸗ 
mächte hätten den offenbaren Bruch des Vorvertrags damit zu rechtfertigen geſucht, daß 
lie unter Berufung auf die clausula rebus sic stantibus erklärten, 5 ſeien inzwiſchen zu 
der Überzeugung von Deutſchlands Kriegsſchuld gelangt, dieſe müſſe an Stelle des Vor⸗ 
vertrags den Friedensinhalt beſtimmen. Dieſe Darſtellung findet in den Quellen keine 
Stütze. Richtig iſt, daß die Kriegsſchuldtheſe zu einer heuchleriſchen Umdeutung des Vor⸗ 
vertrages benutzt wurde. f 

7 Kraus⸗Rödiger I S. 222. | 

s Kraus⸗Rödiger I ©. 556. 

»» Kraus⸗Rödiger I S. 575. — Beſonders deutlich und prophetifh auch der Brief des 
Generals Smuts an Wilſon vom 30. Mai 1919, Baker III S. 466; vgl. ferner z. B. 
Temperley II S. 250, 254 ff. 

10 Zuſammenſtellung bei Jahrreiß. Das Problem der rechtlichen Liquidation des Welt⸗ 
krieges, Leipzig 1924. S. 121. Vgl. ferner beſonders das der amerikaniſchen Regierung am 
29. November 1918 übergebene Memorandum bei Baker III S. 56 ff. (deutſche Aus- 
gabe III S. 50 ff.). 

11 Kraus⸗Rödiger I S. 560. Bezeichnend iſt die gehäſſige Art der franzöſiſchen Überſetzung 
des engliſchen Urtextes, z. B. „et fera mordre la poussière A toute domination dont les 
fins sont égoistes“. 
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(eis: Die boshafte Unterftellung des Ultimatums, der erwähnte Satz ſei vom 
deutſchen Volke ausdrücklich und kategoriſch als leitender Grundſatz des Friedens 
angenommen, iſt frei erfunden; der Satz gehört nicht zu den angenommenen 2 
grammpunkten, auf die gleich eingegangen wird. 


III. 


Der Notenwechſel vom Oktober und November 1918 erhält ſeinen materiellen 
Inhalt, wie wir ſahen, erſt durch die erwähnten Programmpunkte des Präſidenten 
Wilſon, die zum Gegenſtand des Friedens gemacht wurden. Gemeinhin werden ſie 
die „Vierzehn Punkte Wilſons“ genannt. Tatſächlich enthält die Kongreßbotſchaft 
vom 8. Januar 1918 vierzehn Punkte. Nach dem Notenwechſel gelten aber nicht nur 
dieſe, ſondern auch die in den „ſpäteren Kundgebungen Wilſons“ aufgeſtellten 
Programmpunkte. Dies ſind vier Punkte der Kongreßrede vom 11. Februar 1918, 
die vier Punkte der Mount⸗Vernon⸗Rede vom 4. Juli 1918 und die fünf Punkte 
der New Porker Rede vom 27. September 1918; aus den 14 Punkten werden 
alſo 27. Es kommt auf ſie für die Beurteilung des Diktats von Verſailles und die 
darin enthaltene Verletzung des Vorfriedens ſo weſentlich an, daß ſie in der An⸗ 
lage I in deutſcher Überſetzung abgedruckt ſind :. Wir werden ſpäter darauf zurück⸗ 
kommen. 


IV. 


Der Vorvertrag enthielt alſo eine rechtliche Bindung auf das in Wilſons Punkten 
enthaltene materielle Programm. Dieſes war mit den beiden oben erwähnten Aus⸗ 
nahmen unverändert von allen Kriegsteilnehmern angenommen worden. Darüber 
hinaus enthielt der Vorvertrag Bedingungen, die ſich auf die Abänderung des deut⸗ 
ſchen Verfaſſungslebens bezogen. Dieſe Bedingungen waren von Deutſchland bereits 
erfüllt, als der Notenwechſel mit der Note Lanfings vom 5. November 1918 ſeinen 
Abſchluß fand. Ferner enthielt der Notenwechſel einige Beſtimmungen, die den 
Waffenſtillſtandsbedingungen vorgriffen ! und ihre Erfüllung im Waffenſtillſtands⸗ 
vertrag ſelbſt fanden. Schließlich enthielt der Vorvertrag auch noch Vereinbarungen 
über die Verhandlungs methode. Die Programmpunkte Wilſons ſollten mit 
den beiden erwähnten Ausnahmen unveränderlich fein. Über alle Fragen der 
Durchführung war aber eine „Verſtändigung durch Beſprechung“ 
(discussion) vereinbart (Noten vom 8. und 12. Oktober 1918)“. Wir werden unten 
ſehen, wie auch dieſe Bedingungen des Vorvertrags verletzt worden find. 


Der Waffenſtillſtand 


L 


Die Verletzung des Vorvertrags vom 5. November 1918 durch das Diktat von 
Verſailles wird ſpäter dargeſtellt werden. Hier muß, der zeitlichen Ordnung wegen, 
zunächſt des Waffenſtillſtandes gedacht werden. 

Daß das ruhmreiche und im Felde unbeſiegte deutſche Heer ſchließlich einen 
Waffenſtillſtand abſchließen mußte, der zwar nicht eine völlige Kapitulation im 
freien Felde bedeutete, aber doch die Siegermächte in den Zuſtand unbedingter 
militäriſcher Überlegenheit brachte, wird für immer eine der ſchmerzlichſten Wun⸗ 
den bleiben. Das Heer und ſeine Führer trifft kein Makel. Für alle Zeiten werden 


12 Siehe unten S. 193. — Der Urtext bei . I S. 1 ff. — die vollſtändigen 
Texte der Reden z. B. bei Ahrens und Brinkmann, Wilſon, Das ſtaatsmänniſche Werk 
des Präſidenten in feinen Reden, Berlin 1919. 


1s Siehe S. 164 
14 Kraus⸗Rödiger I S. 5. 
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aber diejenigen als ehrlos gelten, die in den kritiſchen Stunden des Vaterlandes 
den Geiſt der Auflehnung und der Meuterei entfachten, die an ſich dachten und 
nicht an Deutſchland. Vorausgegangen war aber auch, deſſen muß man ſich er⸗ 
innern, die Waffenſtreckung der Verbündeten: Der Zuſammenbruch der Bulgaren, 
die ſchon am 29. September den Waffenſtillſtand von Saloniki abgeſchloſſen hatten, 
der Durchbruch der Engländer durch die türkiſche Front mit dem etwas ſpäter fol⸗ 
genden Waffenſtillſtand von Mudros vom 30. Oktober 1918, die Auflöſung der 
öſterreichiſch⸗-ungariſchen Monarchie und das Sonderfriedensgeſuch ihres ſchwachen 
Kaiſers und Königs, dem am 3. November 1918 in Villa Giuſti der nachgeſuchte 
Waffenſtillſtand gewährt worden war. Durch dieſen Zuſammenbruch ſämtlicher 
Bundesgenoſſen war eine völlige Veränderung ſowohl der politiſchen wie der 
ſtrategiſchen Geſamtlage eingetreten. 


In dem Notenwechſel mit den Vereinigten Staaten war bereits vereinbart, daß 
die beſetzten Gebiete mit dem Waffenſtillſtand von Deutſchland zu räumen waren, 
und Wilſon hatte in ſeiner Note vom 23. Oktober 191815 angekündigt, der Waffen⸗ 
ſtillſtand müſſe die Vereinigten Staaten und die ihnen verbundenen Mächte in einer 
Lage laſſen, die eine Erneuerung der Feindſeligkeiten durch Deutſchland unmöglich 
mache und den Alliierten die unbeſchränkte Macht gebe, die Einzelheiten des Frie⸗ 
dens, dem Deutſchland zugeſtimmt habe, zu ſichern und zu erzwingen. Dieſe Klauſel 
des Vorfriedens ſchwächt natürlich die Einigung auf den Rechtsfrieden nicht ab; 
denn es iſt nur von dem Frieden die Rede, „dem Deutſchland zugeſtimmt hatte“, 
alſo dem Frieden der 27 Punkte. Immerhin gab dieſe Note einen traurigen Vor⸗ 
geſchmack von den Dingen, die nun kommen ſollten. 


II. 


Die Bedingungen des Waffenſtillſtandsabkommens, das am 11. November 1918 
im Walde von Compiegne von Marſchall Foch für die Siegermächte und von Erz⸗ 
berger für Deutſchland unterzeichnet wurde, haben, ſo entſcheidend ſie auch den 
weiteren Gang der Dinge beeinflußt haben, an Gegenwartsintereſſe verloren, weil 
das Waffenſtillſtandsabkommen mit dem Inkrafttreten des Diktats von Verſailles 
außer Kraft getreten iſt. Einige Ausnahmen hiervon ſind in Artikel 212 des Diktats 
aufgeführt, einige andere in Artikel 61 erwähnt. Auch dieſe Beſtimmungen ſind 
aber heute gegenſtandslos. Die Aufrechterhaltung erfolgte nur deshalb, weil nach 
Anſicht der Kriegsgegner damals einige Beſtimmungen noch unerfüllt waren“. 
Nur eine recht verſteckte Beſtimmung macht hiervon eine Ausnahme, nämlich der 
in Artikel 212 des Diktats von Verſailles erwähnte Artikel VI Abſatz 1 des 
Waffenſtillſtandsabkommens, wonach in den geräumten Gebieten niemand wegen 
der Teilnahme an Kriegsmaßnahmen, die der Unterzeichnung des Waffenſtill⸗ 
ſtands vorausgegangen waren, verfolgt werden durfte. Die Auslegung dieſer auf 
Deutſchlands Verlangen eingefügten Amneſtieklauſel hat jedoch ſchon während 
der Verhandlungen über die Verlängerung des Waffenitillitands!? zu Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten geführt. 


1s Kraus⸗Rödiger I S. 8. 

1e Die angebliche Nichtbefolgung einiger Klauſeln des Waffenſtillſtands war anderer» 
BR einer der Gründe, warum die Siegermächte die Inkraftſetzung des Vertrags von 

erſailles bis zum 10. Januar 1920 hinauszögerten, obwohl alle inneren en 
in Deutſchland ſchon am 12. Juli 1919, in England, Frankreich und Italien ſchon im 
Oktober 1919 gegeben waren. Vgl. Temperley I 348. Die nach Anſicht der Gegenſeite 
unerfüllten Waffenſtillſtandsbedingungen bilden den Gegenſtand des gleichzeitig mit der 
8 des Diktats unterzeichneten Protokolls vom 10. Januar 1920; Kraus⸗ 
Rödiger II S. 913. 
8 on Waffenſtillſtands⸗Kommiſſion, Druckſache Nr. 8 S. 17, 21; Druckſache Nr. 11 

. 16, 20 ff. 
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| II. 

Der Hauptinhalt des Waffenitillitandsablommens’® ſei hier nur kurz angedeutet. 

Die weſentliche Beſtimmung war natürlich die Einſtellung aller Feindſeligkeiten. 
Hierunter fiel jedoch nicht die Aufhebung der Blockade, die vielmehr bis zu dem 
Zeitpunkt aufrechterhalten worden iſt, in dem Deutſchland „ſeinerſeits alles zur 
Inkraftſetzung des Diktats Erforderliche getan hatte“, d. h. bis zum 12. Juli 191910. 
Die Reichsregierung iſt nicht müde geworden, gegen die Fortdauer der Blockade 
zu proteſtieren und auf ihre vernichtenden Folgen für die deutſche Bevölkerung 
hinzuweiſen. Dies alles blieb aber erfolglos. Es handelte ſich ſowohl politiſch wie 
völkerrechtlich um die Fortſetzung des Krieges auf einem entſcheidenden Gebiete. 
Vielen deutſchen Männern, Frauen und Kindern hat dieſe grauſame Maßnahme 
das Leben gekoſtet. 

Die wichtigſte weitere Beſtimmung war die ſofortige Räumung der beſetzten 
Gebiete an der Weſtfront, wobei unter „beſetzten Gebieten“ nicht nur Belgien, 
Frankreich und Luxemburg, ſondern, unter Vorausnahme der Beſtimmungen des 
Friedensſchluſſes, ſchon in dieſem Augenblicke auch Elſaß⸗Lothringen verſtanden 
wurde, ferner die Räumung und Beſetzung des linken Rheinufers mit den Brücken⸗ 
köpfen von Mainz, Köln, Coblenz, ſowie der Schaffung einer neutralen Zone auf 
dem rechten Rheinufer. Weiter mußte das deutſche Heer der Gegenſeite unendliches 
Kriegsmaterial überlaſſen, 5000 Geſchütze, 25 000 Maſchinengewehre, 3000 Minen⸗ 
werfer und 1700 Flugzeuge; dazu 5000 gebrauchsfertige Lokomotiven, 150 000 Eiſen⸗ 
bahnwagen mit allen Erſatzteilen und 5000 Laſtkraftwagen. Alle vorhandenen 
Unterſeeboote waren ſofort auszuliefern. Die von den Kriegsgegnern zu bezeich⸗ 
nenden anderen Kriegsſchiffe ſollten abgerüftet und alsdann in neutrale Häfen 
oder in deren Ermangelung in Häfen der alliierten Mächte interniert werden. 
Die deutſche Kriegsflotte fand dann bekanntlich durch das entſchloſſene Handeln 
des Admirals von Reuter bei Scapa Flow am 21. Juni 1919 noch ein ruhmreiches 
Ende. Weit unüberſichtlicher waren die militäriſchen Verhältniſſe an den 
anderen Fronten. 

Die deutſchen Truppen aus Sſterreich, Ungarn, Rumänien und der Türkei 
mußten unverzüglich nach Deutſchland zurückkehren“. Dagegen mußten bezeichnen⸗ 
derweiſe die deutſchen Truppen im Oſten belaſſen werden, ſie durften erſt dann 
nach Deutſchland zurückkehren, wenn die Alliierten den Augenblick hierfür als 
gekommen erachten würden!. Als Wacht gegen Sowjetrußland' waren fie alſo noch 
gut genug. 

Ganz beſonders ſchmerzlich und beſchämend war die Beſtimmung, daß die Kriegs» 
gefangenen der Alliierten und der Vereinigten Staaten zwar unverzüglich in die 
Heimat zurückbefördert werden mußten, daß aber die deutſchen Kriegsgefangenen 
weiter in Feindeshand blieben. Sogar die zwiſchen den Kriegführenden getroffenen 
Vereinbarungen über den Kriegsgefangenenaustauſch wurden für ungültig erklärt, 
nur für die in der Schweiz und in Holland internierten Gefangenen wurden einige 
Zugeſtändniſſe gemacht. 

In wichtigen Punkten griff der Waffenſtillſtand aber auch weit über die Ver⸗ 
einbarungen hinaus, die zu einem Waffenſtillſtand gehören, und dem künftigen 


10 Text des Waffenſtillſtandsabkommens, der drei Abkommen über die Verlängerung 
und der Nebenabkommen nebſt deutſcher Überſetzung ſowie ſämtlicher e 
niederſchriften in den Druckſachen Nr. 1—12 der 1 Waffenſtillſtandskommiſſion. 
Die Texte der Abkommen ferner bei Kraus⸗Rödiger I S. 11 ff. 


1 Note vom 27. Juni 1919; Kraus⸗Rödiger I S. 729. 
20 Ihr Schickſal kann hier nicht verfolgt werden. 


21 Die Auslegung des Art. XII war zweifelhaft. Deutſchland beſtritt dieſe Folge. Vgl. 
ferner Artikel 433 des Diktats. 


2 z. B. Temperley, I S. 346. 
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Friedensſchluſſe vor. So enthielt Artikel XV des Waffenitillftands ſchon den Ver⸗ 
zicht auf die Friedensverträge von Bukareſt und Breſt Litowſk, jo enthielt Artikel 
XIX bereits, einem Wunſche Clemenceaus? entſprechend, die lakoniſche Klauſel 
«Reparation des dommages» und beſtimmte Rücklieferungsverpflichtungen. 

Alle Beſtimmungen über Räumung und Ablieferung von Kriegs⸗ und ſonſtigem 
Material waren überdies mit Vorbedacht?“ jo gefaßt, daß ihre Durchführung in den 
kurzen im Waffenſtillſtand vorgeſehenen Friſten von vornherein unmöglich war. 
Die deutſche Waffenſtillſtandsdelegation hat hierauf ſofort hingewieſen, aber nur 
einige unbedeutende Erleichterungen erhalten. 


IV. 


Das Waffenſtillſtandsabkommen vom 11. November 1918 war nur auf 
36 Tage mit der Möglichkeit der Verlängerung abgeſchloſſen. Hierdurch behielten 
die Sieger ein dauerndes Mittel zum weiteren Druck auf Deutſchland in der Hand, 
von dem ſie dann reichlich Gebrauch gemacht haben, wenn auch Marſchall Foch 
bei den politiſchen Leitern nicht alles das durchſetzen konnte, was er im Sinne des 
von ihm zäh verfolgten Zieles der franzöſiſchen Rheingrenze vorſchlug. 

Die erſte Verlängerung des Abkommens fand am 13. Dezember 1918 in Trier 
ſtatt. Der deutſche Wunſch war, daß das Abkommen bis zum Abſchluß eines Präli⸗ 
minarfriedens verlängert werde. Tatſächlich wurde ſeine Fortgeltung jedoch nur 
für einen weiteren Monat vereinbart. Die Möglichkeit der Verlängerung bis 
zum Abſchluß des Präliminarfriedens wurde von der Zuſtimmung der alliierten 
Regierungen abhängig gemacht, die dieſe nicht gegeben haben. Ebenſo erfolglos 
waren die deutſchen Bemühungen in dieſer Hinſicht bei der zweiten Verlängerung, 
die am 16. Januar 1919 vereinbart wurde. 

Erſt die dritte Verlängerung des Waffenſtillſtands am 16. Februar 1919 fand 
für eine „kurze, unbefriſtete Zeitdauer“ ſtatt, wobei die Siegermächte das einſeitige 
Recht der Kündigung mit einer Friſt von drei Tagen erhielten. In dieſer Form 
hat das Abkommen dann bis zum Inkrafttreten des Diktats von Verſailles 
gegolten. Die kurze, einſeitige Kündigungsfriſt wurde zu einem Hauptzwangsmittel 
gegen Deutſchland. Das erſte Verlängerungsabkommen enthielt gegenüber dem 
urſprünglichen Waffenſtillſtand beſonders die Verſchärfung, daß ſich das Ober⸗ 
kommando der Alliierten das Recht vorbehielt, die neutrale Zone auf dem rechten 
Rheinufer nördlich des Kölner Brückenkopfes bis zur holländiſchen Grenze zu 
beſetzen. Das gleichzeitig in Trier abgeſchloſſene „Finanzabkommen“ nahm der 
deutſchen Regierung das Verfügungsrecht über das Gold des Staatsſchatzes und der 
Reichsbank ſowie über die Auslandsguthaben. Nach dem zweiten Verlängerungs⸗ 
abkommen mußte Deutſchland u. a. unter dem Vorwand der Lebensmittelver⸗ 
ſorgung Deutſchlands und des übrigen Europas ſeine geſamte Handelsflotte aus⸗ 
liefern ſowie der Beſetzung des Brückenkopfes von Kehl zuſtimmen. Bei der 
dritten Verlängerung verpflichtete ſich Deutſchland, alle Offenſivbewegungen 
gegen Polen aufzugeben, während es doch in Wirklichkeit die Polen waren, die 
unter Vorwegnahme der Beſtimmungen des Friedensvertrags und darüber hinaus 
deutſches Gebiet beſetzt hatten. Neben dieſen beiden Abkommen wurden zahlreiche 
andere Vereinbarungen abgeſchloſſen. In Spa tagte während der ganzen Zeit eine 
ſtändige Waffenſtillſtandskommiſſion, die es als ihre Hauptaufgabe anſah, die 
zahlreichen deutſchen Proteſte unbeantwortet zu laſſen oder mit geringſchätzigen 
Bemerkungen abzutun. In Luxemburg trat zeitweilig eine Wirtſchaftskommiſſion 
zuſammen. Ferner war ſeit Januar eine Finanz- und Schiffahrtskommiſſion ein⸗ 
geſetzt. Die Finanzkommiſſion wurde ſpäter in die Finanz- und Lebensmittel⸗ 


u Tardieu, S. 77 f. 
“Mol. z. B. Tardieu, S. 68. 
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kommiſſion umgewandelt, zu deren Hauptaufgaben die durch die Aufredt- 
erhaltung der Blockade unumgänglich gewordene Verſorgung Deutſchlands mit 
Lebensmitteln gehörte. (Abkommen von Spa vom 8. Februar 19195.) Dieſes Werk 
der Verſorgung Deutſchlands war übrigens nicht uneigennützig, da es, wie erwähnt, 
zum Vorwand genommen wurde, Deutſchlands Handelsflotte zu rauben und es 
beſonders den Amerikanern darauf ankam, ihre großen in Frankreich lagernden 
Lebensmittelvorräte abzuſetzen. 


Das Diktat 


1. 


Die Geſchichte des Diktats von Verſailles wird durch drei ſymboliſche Daten 
beſtimmt. Am 18. Januar 1919, dem Tage der Kaiſerproklamation in Verſailles, 
wurde die Friedenskonferenz der alliierten Mächte eröffnet. Am 7. Mai, dem 
Jahrestage der Verſenkung der „Luſitania“, wurden der deutſchen Delegation die 
Friedensbedingungen übergeben. Am 28. Juni, dem Tage des Mordes von Serajewo, 
wurde der Friede in dem gleichen Spiegelſaal des Schloſſes von Verſailles, der die 
Geburtsſtunde des Deutſchen Reiches geſehen hatte, unterzeichnet?“. Dieſe Daten, zu 
denen als viertes das des 10. Januar 1920 als das des Inkrafttretens des Diktats 
tritt, begrenzen zugleich die drei großen Etappen des Friedensſchluſſes. 

Die Geſchichte der Friedenskonferenz kann hier nicht gegeben werden. Ihr genaues 
Studium iſt aber für jeden unentbehrlich, der den tieferen Zuſammenhängen nach⸗ 
ſpüren will. Die großen, mit reichem Urkundenmaterial verſehenen Werke von 
Baker und Temperley, die 20 Bände der Aufzeichnungen von Hunter Miller und 
das erſt im Erſcheinen begriffene große franzöſiſche Quellenwerk: «La Paix de 
Versailles» find nicht nur für den Geſchichtsſchreiber von hohem Wert, ſondern 
liefern uns auch viele Tatſachen im Kampfe um Verſailles. Eine lebendige, zu⸗ 
ſammenfaſſende deutſche Darſtellung unter Benutzung des Quellenmaterials gibt 
Ziegler in ſeinem Buche „Verſailles“. Für den zweiten Verhandlungsabſchnitt vom 
7. Mai bis zur Unterzeichnung bilden die in Verſailles ausgetauſchten Noten einen 
wichtigen Kommentar zur Beurteilung des Diktats. 

Nur wenige Worte über die beiden Verhandlungsabſchnitte ſeien hinzugefügt. 
Der erſte Abſchnitt, in dem die alliierten Regierungen unter ſich waren, wird 
beherrſcht durch den großen Ideenkampf zwiſchen Wilſon und Clemenceau. Wilſon 
hatte der vom Alpdruck des Krieges befreiten Menſchheit den Glauben gegeben, 
die Welt werde von nun an nach neuen Geſetzen regiert werden, Selbſtſucht und 
Haß würden verſchwinden, Recht und Gerechtigkeit die Beziehungen der Völker 
regeln. Wie immer man ſonſt die Perſönlichkeit Wilſons beurteilen mag, der ſicher 
eitel und ſchwach war, und der keine ausreichende Kenntnis der Dinge beſaß, über 
die er als Schiedsrichter urteilen wollte, ſo wird man doch nicht daran zweifeln 
können, daß er an dieſe Ideale ſelbſt geglaubt, und wird zugeben müſſen, daß er 
anfangs um ſie gekämpft hat. Demgegenüber war der Ausgangspunkt Clemenceaus 
ein tiefer Haß gegen Deutſchland und der feſte Wille, Deutſchland einen demütigenden 
Frieden der Rache aufzuerlegen. Er war Realiſt durch und durch und im Innern 
von der Ideologie Wilſons völlig unberührt, wenn er es auch, wie jeder Franzoſe, 
verſtand, den Wortſchatz weltbeglückender Gedanken zu meiſtern. Das Aufeinander⸗ 
treffen zweier ſo völlig verſchiedener Weltauffaſſungen in dieſen beiden Männern 
gibt dem Kampf um die Geſtaltung des Friedens eine wahrhaft dramatiſche Note. 
Zwiſchen Wilſon und Clemenceau ſtand Lloyd George, der Opportuniſt, dem es 


25 Vgl. Bea wie überhaupt zu dem Kapitel der deutſchen Lebensmittelverſorgung 
Ziegler S. 92 ff. 


26 Vgl. Ziegler S. 259. 
151 


gelang, ſchon in der allererſten Verhandlungsperiode faſt alles das durchzuſetzen, 
was das engliſche Intereſſe erforderte. 


Trotz vieler aufklärender Schriften, von denen neuerdings die von Grimm 
erwähnt ſeien, iſt es immer noch nicht ganz in das Bewußtſein des deutſchen Volkes 
übergegangen, daß ſich in dieſer erſten Verhandlungszeit der Hauptkampf um die 
Rheingrenze drehte. Dieſes Ziel hat Frankreich nur inſoweit erreicht, als die 
Rheingrenze mit Elſaß⸗Lothringen zuſammenfällt. Gerade dieſer Kampf um den 
Rhein bildet aber den Schlüſſelpunkt auch für das Verſtändnis der franzöſiſchen 
Politik in den Jahren nach Friedensſchluß. 


Zu dem zweiten Verhandlungsabſchnitt, der mit dem Eintreffen der deutſchen 
Delegation in Verſailles und der Überreichung der Friedensbedingungen an die 
vom Grafen Brockdorff⸗Rantzau geführte deutſche Abordnung am 7. Mai 1919 
beginnt, müſſen, wie ſchon erwähnt, die in dieſer Zeit gewechſelten Noten nach⸗ 
geleſen werden. Unwürdig, wie alles um Verſailles, war ſchon die äußere Form 
der Behandlung der deutſchen Abgeordneten. Noch niemals in der neueren Geſchichte 
ſind dem Beſiegten mündliche Verhandlungen über die Friedensbedingungen ver⸗ 
ſagt worden. Noch niemals vorher ſind die Friedensdelegierten eines Volkes hinter 
Stacheldraht von der Außenwelt abgeſchnitten worden. Niemals vorher ſind Noten 
ſo von Hohn und Haß erfüllt geweſen wie diejenigen, die in der Zeit vom 7. Mai 
bis zum 28. Juni 1919 mit dem Namen Clemenceau unterzeichnet wurden. Den 
Höhepunkt dieſes Notenwechſels bildete die deutſche Note vom 29. Mai 191927 mit 
der zuſammenfaſſenden deutſchen Stellungnahme zu den Friedensbedingungen. Graf 
Brockdorff⸗Rantzau hat hier alle kommenden Schwierigkeiten klar erkannt und feine 
Sache mit Würde und Zähigkeit vertreten. Aber was nützte dies alles? Es folgte 
die berühmte Mantelnote mit dem Ultimatum vom 16. Juni 191928, in der faſt alle 
deutſchen Wünſche und Forderungen abgelehnt und das deutſche Volk darüber 
hinaus in entwürdigender Weiſe in den Staub gezogen wurde. Gleich nach Über: 
reichung dieſer Note entſchloß ſich Graf Brockdorff⸗Rantzau zur Abreiſe von Ver⸗ 
ſailles in der Erwartung, in Weimar eine Ablehnung der Friedensbedingungen 
durchſetzen zu können. Auf der Eiſenbahnfahrt von Verſailles nach Weimar hat 
die deutſche Delegation dann einen zuſammenfaſſenden Bericht an die Reichs⸗ 
regierung verfaßt, der noch heute leſenswert iſt. Der Bericht?“ faßt die Stellung: 
nahme der deutſchen Abordnung dahin zuſammen, die Friedensbedingungen ſeien 
unerträglich, unerfüllbar, rechtsverletzend und unaufrichtig, und gibt der feſten 
Überzeugung der deutſchen Delegation Ausdruck, daß die deutſche Regierung den 
Vertrag ablehnen müſſe. Das nun folgende Zwiſchenſpiel iſt bekannt: Der Ver⸗ 
ſuch Deutſchlands, wenigſtens von den Ehrenklauſeln freizukommen, die Bitte um 
Friſtverlängerung und deren Ablehnung und ſchließlich die vorbehaltloſe An— 
nahme der Friedensbedingungen durch die Note vom 23. Juni 1919. Graf Brock⸗ 
dorff⸗Rantzau nahm ſeinen Abſchied und begründete ſein Geſuch damit, daß die 
Reichsregierung aus innerpolitiſchen Gründen den Einſatz nicht wagen wolle, 
ohne den das Spiel nicht gewonnen werden könne:. Am 28. Juni 1919 fand dann 
der traurige Schlußakt ſtatt, bei dem Hermann Müller und Bell ihren Namen 
unter das Diktat ſetzten. 


7 Kraus⸗Rödiger I S. 433. 

28 Kraus⸗Rödiger I S. 555. 

2 Abgedruckt bei Kraus-Rödiger II S. 1086. 

20 Die Schriftſtücke find bei Kraus⸗Rödiger I S. 683 ff abgedruckt. 

1 Graf Brockdorff⸗Rantzau, Dokumente und Gedanken um Verſailles, S. 118. 
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Was gegenüber den Friedensbedingungen erreicht war, war zwar wenig genug. 
Immerhin iſt der erbitterte Notenkampf nicht ganz erfolglos geblieben. An die 
Stelle der Abtretung Oberſchleſiens war die Volksabſtimmung eingeführt und da⸗ 
durch im Ergebnis ein weſentlicher Teil deutſchen Landes gerettet worden. Nicht 
minder wichtig war eine Abänderung der Beſtimmungen über das Saargebiet. 
Die Friedensbedingungen enthielten die unglaubliche Klauſel, daß auch im Falle 
einer für Deutſchland günſtigen Volksabſtimmung das Gebiet an Frankreich fallen 
ſollte, wenn Deutſchland nicht innerhalb der Friſt eines halben Jahres die Frank⸗ 
reich zugeſprochenen Saargruben in barem Golde zurückgekauft hätte. Die Note 
des Grafen Brockdorff⸗Rantzau vom 13. Mai 1919 ſagt hierzu: 

„Es dürfte in der Geſchichte der neueren Zeit kein Beiſpiel dafür geben, daß 
eine ziviliſierte Macht die andere veranlaßt hat, ihre Angehörigen als Gegen⸗ 
wert für eine Summe Goldes unter fremde Herrſchaft zu bringen.“ 

Sogar Clemenceau ſcheint ſich geſchämt zu haben, als er dies las. Obwohl die 
Worte der Friedensbedingungen weder im engliſchen noch im franzöfiſchen Text 
den geringſten Zweifel über das Gemeinte zuließen, antwortete Clemenceau in 
ſeiner Note vom 25. Mai, die deutſche Auslegung unterſtelle ein Ergebnis, das 
die alliierten und aſſoziierten Regierungen niemals ins Auge gefaßt hätten; um 
jede Möglichkeit des Irrtums zu beſeitigen, ſei aber nunmehr die Faſſung der 
Beſtimmung geändert. Es iſt offenſichtlich, daß dies nur ſcheinheiliges Gerede zur 
Deckung des Rückzuges war. Tatſächlich hat dann die neue Faſſung den deutſchen 
Einwendungen Rechnung getragen; die Rückgliederung des Saargebietes iſt nicht 
von der Goldzahlung der Gruben abhängig gemacht worden. | 

Weiter find noch einige Verbeſſerungen der deutſch⸗polniſchen Grenze erreicht 
worden, nicht ſehr erheblicher Art in Poſen und Mittelſchleſien, von größerer Bes 
deutung im Norden, wo von der in Ausſicht genommenen Abtretung pommerſchen 
Gebietes Abſtand genommen wurde. a 

In Schleswig, wo urſprünglich drei Abſtimmungszonen vorgeſehen waren, wurde 
die dritte Zone, dem Wunſche der däniſchen Regierung entſprechend, geſtrichen. 
Das Zugeſtändnis war nur formal, da ein deutſcher Abſtimmungsſieg dort außer 
Zweifel ſtand. 

Alle anderen Zugeſtändniſſe waren ohne wirkliche Bedeutung. 


III. 


Die Verletzungen des Vorfriedens durch das Diktat können hier nicht im ein⸗ 
zelnen nachgewieſen werden. Es wird hierfür auf die Zuſammenſtellung von 
Raab verwieſen. Die Verletzung lag zunächſt ſchon in der äußeren Form: An die 
Stelle der Verſtändigung durch Beſprechung, die vereinbart war, trat das Diktat, 
die freie Annahme des unmittelbar betroffenen Volkes, die gemäß dem zweiten 
Wilſonpunkt vom 4. Juli 1918 vereinbart war, wurde durch Gewaltanwendung 
erſetzt. Wilſon hatte erklärt, daß jeder Teil der ſchließlichen Auseinanderſetzung 
auf der dem betreffenden Fall innewohnenden Gerechtigkeit und ſolchen Neu⸗ 
ordnungen aufgebaut ſein müſſe, auf denen die Herbeiführung eines Friedens von 
Dauer am wahrſcheinlichſten ſei. Völker und Gebiete dürfen nicht von Herrſchaft 
zu Herrſchaft herumgeworfen werden, als wären ſie nur Figuren im Spiel. Jede 
Gebietsregelung müſſe im Intereſſe und zum Wohle der betreffenden Bevölkerun⸗ 
gen erfolgen und nicht als Teil eines Kompromiſſes über Anſprüche rivaliſierender 
Staaten. Über alle Kolonialanſprüche ſollte ein offener und völlig unparteiiſcher 
Ausgleich erfolgen. Angemeſſene Garantien ſollten gegeben und genommen wer⸗ 
den, daß die nationalen Rüſtungen auf das geringſte mit der inneren Sicher⸗ 


1 Kraus⸗Rödiger I S. 242. 
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heit vereinbarte Maß herabgeſetzt werden. Erſatzpflichtig ſollte Deutſchland 
nur für den Schaden ſein, der der Zivilbevölkerung und ihrem Eigentum in den 
beſetzten Gebieten entſtanden war. Dies alles waren Worte Wilſons . Dies waren 
die materiellen Beſtimmungen des vereinbarten Vorvertrages. An die Stelle dieſer 
Vereinbarung trat die Abtrennung weiter Gebiete im Oſten und Weſten ohne 
Befragung der Bevölkerung. Die deutſchen Kolonien wurden geraubt. Deutſchland 
wurde einſeitig entwaffnet, das Abrüſtungsverſprechen der anderen, das die Vor⸗ 
ausſetzung der deutſchen Zuſage war, blieb unerfüllt. Deutſchland wurde eine 
Tributlaſt auferlegt unter Einſchluß der Militärpenſionen und des Schadens der 
Länder, die niemals beſetzt geweſen waren. Dazu wurde Deutſchland ſchwerſten 
wirtſchaftlichen Feſſeln unterworfen und es wurde durch Aufbürdung der Schuld 
am Kriege und durch den Vorwurf der Verbrechen im Kriege moraliſch diskrimi⸗ 
niert. Der vereinbarte Friede des Rechts und der Gerechtigkeit wurde erſetzt durch 
den auferlegten Gewaltfrieden. 


IV. 


Zu den äußeren Formen des Friedensſchluſſes ſeien noch folgende Angaben 
gemacht: 

Von den in der Präambel des Diktats genannten Mächten hat China nicht 
unterzeichnet, obwohl die Namen der chineſiſchen Delegierten dort bereits eingeſetzt 
waren. Die Vereinigten Staaten von Amerika haben unterzeichnet, 
aber nicht ratifiziert. Schließlich wurde Co ft a Rica wegen feiner inneren Wirren 
nicht zur Unterzeichnung des Diktats zugelaſſen. Mit China iſt die Vereinbarung 
über die Wiederherſtellung des Friedenszuſtandes vom 20. Mai 1921 (RNeichs⸗Geſetz⸗ 
blatt 1921 ©. 830), mit Amerika der Vertrag vom 25. Auguſt 1921 (Reichs⸗Geſetz⸗ 
blatt 1921 S. 1318) abgeſchloſſen worden. Der Kriegszuſtand mit Coſta Rica wurde 
durch das Geſetz vom 15. Mai 1921 eichs⸗Geſetzblatt 1921 S. 691) als beendet 
erklärt. 

Am 28. Juni 1919 wurde gleichzeitig mit dem Friedensvertrag noch ein Protokoll 
unterzeichnet, in dem einige von der deutſchen Delegation aufgeworfene Zweifels⸗ 
fragen erörtert wurden. Das Datum des gleichen Tages tragen auch die Garantie⸗ 
abkommen zwiſchen den Vereinigten Staaten von Amerika und Frankreich und 
zwiſchen Großbritannien und Frankreich, die bekanntlich nicht in Kraft getreten 
ſind, und der Minderheitenvertrag zwiſchen den fünf Hauptmächten und Polen. 

Die deutſche Ratifikationsurkunde wurde bereits am 12. Juli der franzöfiſchen 
Regierung überreicht. Aber erſt nach einer an Zwiſchenfällen reichen und mit 
ſchwierigen Verhandlungen ausgefüllten Zeit wurde am 10. Januar 1920 in 
Paris das Protokoll über die Niederlegung der Ratifikationsurkunden unterzeichnet 
und damit der Vertrag in Kraft geſetzt, und zwar zunächſt zwiſchen Deutſchland, 
dem Britiſchen Reich, Frankreich, Italien, Japan, Belgien, Bolivien, Braſilien, 
Guatemala, Peru, Polen, Siam, der Tſchechoſlowakei und Uruguays“. Die anderen 
Staaten folgten ſpäter. 


Nichtigkeit, Anfechtung, Reviſion 


I. 
Der Satz des erſten Kapitels ſei nochmals vorangeſtellt, daß in Verſailles 
der politiſche Machtwille des Gegners in einer politiſchen Regelung zum 
Ausdruck gekommen iſt, die nur in die äußere Form des Vertrags, der zwiſchen⸗ 


Pol. den Wortlaut der 27 Punkte in der Anlage S. 193. 


1 Deutiche Bekanntmachung vom 11. Januar 1920. Reichs⸗-Geſetzblatt 1920 ©. 31. — Wegen 
der nachträglichen Streichung Panamas vergl. R vom 26. Januar 1920 
Reichs⸗Geſetzblatt S. 95. 
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ſtaatlichen Rechtsordnung, gekleidet wurde. Das Wort „Diktat“ anitatt 
„Vertrag“ iſt nicht nur aus Gründen der Propagandawirkung geprägt worden, 
es entſpricht vielmehr auch der geſchichtlichen Wirklichkeit. Daß der Mangel rich⸗ 
tiger Verhandlungen ein ſchwerer Verſtoß gegen den Vorvertrag war, iſt oben 
gezeigt. In den Noten von Verſailles iſt der Ausdruck „imposer“, „auferlegen“, 
häufig gebraucht, ja er wird im Diktat ſelbſt (Artikel 379) angewendet“. Cle⸗ 
menceau ſchreibt) : «Je constate le fait et ne m' en tiens pas moins à soutenir... 
que ce traité n'est et ne peut &tre qu'une prolongation de la guerre jusqu’& com- 
plète exécution. Poincaré?“ nennt den Vertrag «un chätiment inflige aux 
vaincus pour le crime qu' ils avaient commis». 

Die Frage, ob man das Diktat deshalb völkerrechtlich überhaupt als Vertrag an⸗ 
zuſehen hat, und bei Bejahung dieſer Frage, ob ein ſolcher Vertrag von der Rechts⸗ 
ordnung Geltung beanſpruchen kann, ſpielt im Fachſchrifttum eine große Rolle. Auf 
der einen Seite iſt die weiteſtgehende Auffalliung? wohl die Niemeyers“', der die 
Lehre von der Ungültigkeit (Nichtigkeit, Anfechtbarkeit) des Diktats ſchroff ablehnt 
und von ihr ſagt, ſie ſei „nicht nur poſitivrechtlich falſch, praktiſch undurchführbar, 
wertlos, ſondern ... ſchädlich, irreführend und verhängnisvoll“. Die äußerſte 
Meinung auf der anderen Seite iſt etwa die von Jahrreiß“, der dem Diktat den 
Charakter eines Rechtstitels ſchlechthin abſpricht. 

Daneben find faſt alle juriſtiſcher Dialektik erreichbaren Zwiſchenlöſungen ver⸗ 
treten“. Dabei werden in der Regel recht vorausſetzungslos Begriffe des bürger⸗ 
lichen Rechts auf das Völkerrecht übertragen. Dies gilt beſonders von der Unter⸗ 
ſcheidung von Gründen, die Nichtigkeit, und ſolchen, die Anfechtbarkeit im Sinne 
der Pandektenlehre Savignys und des Sprachgebrauchs des deutſchen Bürgerlichen 
Geſetzbuchs zur Folge haben ſollen. Einige Schriftſteller bemühen ſich um den Nach⸗ 
weis, daß die urſprüngliche Nichtigkeit oder Anfechtbarkeit durch nachträgliche, nicht 
unter Zwang erfolgte Anerkennung geheilt ſei; in dieſem Zuſammenhang wird 
auch darauf hingewieſen, daß wir ſelbſt, wie in der Abrüſtungs⸗ und Saarfrage, 
genötigt find, uns auf Beſtimmungen des Diktats zu berufen. 

Eine Mittelmeinung geht wiederum dahin, das Diktat ſei nur inſoweit nichtig 
oder anfechtbar, als es dem Vorvertrage widerſpreche. 

Wenn man dieſe Theſe der rechtlichen Nichtigkeit zu Ende denkt, und zwar nicht 
in Rechtsbegriffen, ſondern in ihren praktiſchen Folgen, jo wird man zu dem Er⸗ 
gebnis kommen, daß fie wertlos iſt. Die Ungültigkeit mit Wirkung ex tunc würde 
zur Folge haben, daß der Zuſtand von 1914 oder 1918 die wirkliche Rechtsordnung 
wäre, ſich alſo das ganze Leben Europas nur in einer Scheinordnung abſpielte. 
Wir wollen aber ganz gewiß nicht den politiſchen Zuſtand von 1914 wiederher⸗ 
ſtellen, wobei man ja nicht nur an Verſailles zu denken hat, ſondern auch an 
St. Germain, Trianon und Neuilly“. Dieſer Appell an die praktiſche Vernunft 
gilt abgeſchwächt auch gegenüber den Vertretern der erwähnten Mittelmeinung. 


ss Jahrreiß S. 119 ff. 

26 Vorwort bei Tardieu S. XIX. 

7 Temps vom 27. Dezember 1920. 

36 Eine „ mit Schriften wie denen, die Oskar Stillich in den Jahren 
1921 und 1922 herausgeben konnte, iſt heute nicht mehr nötig. Daß ſolche Schreiberei noch 
dazu unter dem Titel „Katechismus des Friedensvertrags für Jugend und Volk“ erſcheinen 
konnte, iſt kaum faßbar. 

In „Zehn Jahre Verſailles“ I S. 133 ff. 

“ Jahrreiß, passim. 

u Erſchreckende Überficht bis 1924 bei Jahrreiß ©. 94 ff. — Aus dem ſpäteren Schrift⸗ 
tum ſeien etwa noch erwähnt die Schriften von Franck und Naab. 

Adolf Hitler, Mein Kampf S. 736: „Die Forderung nach Wiederherſtellung der 
Grenzen von 1914 iſt ein politiſcher Unſinn von Ausmaßen und Folgen, die ihn als Ver⸗ 
brechen erſcheinen laſſen.“ 
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Alle gelehrten Auseinanderſetzungen hierüber find aber auch wertlos gegenüber 
den Worten des Führers und Reichskanzlers in ſeiner Reichstagsrede vom 17. Mai 
193343. Dort heißt es vom Vertrage von Verſailles: 

.. . dennoch wird keine deutſche Regierung von ſich aus den Bruch einer 
Vereinbarung durchführen, die nicht beſeitigt werden kann, ohne durch eine 
beſſere erſetzt zu werden. 

Allein dies Bekenntnis zum Rechtscharakter eines ſolchen Vertrages kann nur 
ein allgemeines ſein. Nicht nur der Sieger hat Anſpruch auf die ihm darin ge⸗ 
gebenen Rechte, ſondern auch der Beſiegte. Das Recht aber, eine Nevis 
ſion des Vertrages zu fordern, liegt im Vertrag ſelbſt begründet. 
In dem Hinweis auf die praktiſche Wertloſigkeit des Spiels mit den Worten 

Nichtigkeit oder Anfechtbarkeit liegt nun alles andere als eine Anerkennung der 
Rechtmäßigkeit des Diktats. Nein, das Diktat iſt rechtswidrig. Der 
Nachweis hierfür iſt nicht mehr als ein Hilfsmittel, aber ein gutes, wertvolles und 
notwendiges Hilfsmittel in dem großen Kampfe um Deutſchlands Gleich⸗ 
berechtigung und um die Reviſion von Verſailles. 

Somit gehören die Gründe, die häufig für die Nichtigkeit oder Anfechtbarkeit 
des Diktats angeführt werden, in den größeren Zuſammenhang der Reviſions⸗ 
gründe, die nunmehr dargelegt werden ſollen. Dabei wird das Wort „Reviſions⸗ 
grund“ hier im weiteſten Sinn gebraucht. Es umfaßt die Gründe, die ſich aus der 
urſprünglichen Rechtswidrigkeit des Diktats ergeben ebenſo wie diejenigen, die eine 
Folge der ſeit 1919 eingetretenen Entwicklung ſind. Zu beachten iſt auch, daß nicht 
alle Revilionsgründe für alle Teile des Diktats in gleicher Weiſe gelten“. 


Erſter Reviſionsgrund: 
Verletzung des Vorvertrags 


Es verſteht ſich von ſelbſt, daß nicht darin allein ein Grund für die Rechts⸗ 
widrigkeit des Diktats liegt, daß es durch Verhandlungsmethoden zuſtande ge⸗ 
kommen iſt, die vorvertragswidrig waren und daß die meiſten ſeiner Beſtimmun⸗ 
gen im Widerſpruch zu dieſem Vorvertrag ſtehen. Hätte Deutſchland trotz alledem 
freiwillig die Unterſchrift unter das Inſtrument von Verſailles geſetzt und es frei⸗ 
willig ratifiziert, wären dieſe Mängel geheilt, denn ſelbſtverſtändlich konnte der 
Vorvertrag durch übereinſtimmenden Willen der Vertragspartner geändert werden. 

Selbſt auf Seite derer, die in dieſem Zuſammenhang von Nichtigkeit ſprechen. 
geht die überwiegende Meinung dahin, daß beim Friedensſchluß ausgeübter 
Zwang einen Friedensvertrag nicht nichtig macht. Die Begründung hierfür 
iſt allerdings meiſt mehr politiſch als juriſtiſch's. Einen ſehr beachtlichen Vorgang 
über die Behandlung erzwungener Verträge haben uns die Kriegsgegner ſelbſt 
geliefert, und zwar in den Beſtimmungen über Elſaß-Lothringen und über die 
Verträge von Breſt⸗Litowſk und Bukareſt ſowie mit unſeren Kriegsverbündeten“. 


Die Reden Hitlers als Kanzler, 3. Aufl. München 1934. 

“ Hierzu und zum Folgenden ſei betont, daß die Zuſammenfaſſung recht verſchiedener 
Rechtstitel unter den mehr politiſchen Begriff der Reviſionsgründe die Frage der recht⸗ 
lichen 5 offen läßt. Nichtigkeit und Anfechtbarkeit, Zwang, Irrtum, Verſtoß 
gegen die guten Sitten oder gegen Treu und Glauben, Notſtand, Selbſterhaltun srecht 
und andere „Grundrechte“, Unmöglichkeit, Nichterfüllung durch die Gegenſeite und ſchließlich 
die clausula rebus sic stantibus — alle dieſe, einander zum Teil überſchneidenden Prob eme 
können hier nur angedeutet, aber nicht vertieft werden. 

Es iſt aber weder politiſch, noch juriſtiſch, noch moraliſch einzuſehen, warum die 
Völkerrechtsordnung den Staat beſſer ſchützen An der Zwang ausübt, nachdem er erſt 
Krieg geführt hat, als denjenigen, der ſeinen Willen ohne Krieg erzwingt. 


4 Auf dieſe Beſtimmungen weiſt in dieſem Zuſammenhang Jahrreiß S. 108 ff. hin. 
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Den Beſtimmungen über Elſaß⸗Lothringen ift folgende Einleitung voranges 
ſtellt: 

„In Anerkennung der ſittlichen Verpflichtung, das Unrecht wiedergutzumachen, 
das Deutſchland im Jahre 1871 ſowohl dem Rechte Frankreichs als dem Willen 
der trotz des feierlichen Widerſpruchs ihrer Vertreter in der Verſammlung zu 
Bordeaux von ihrem Vaterlande getrennten elſaß⸗lothringiſchen Bevölkerung 
gegenüber begangen hat, 

kommen die Hohen vertragſchließenden Teile über folgende Artikel überein. 
Es folgen dann die Beſtimmungen über den Rückfall der 1871 abgetretenen Ge⸗ 

biete. Erläutert werden dieſe Beſtimmungen in der Anlage zum Ultimatum vom 
16. Juni 19197 u. a. auch mit dem Hinweis auf Mißbrauch der Gewalt, deren 
Opfer die elſaß⸗lothringiſche Bevölkerung geweſen ſei. 

Noch deutlicher tritt die Abſicht der Siegermächte in den zu den Artikeln 290 
und 292 gegebenen Erläuterungen hervor. Deutſchland erkennt in dieſen Artikeln 
an, daß alle von ihm ſeit dem 1. Auguſt 1914 mit Oſterreich⸗Ungarn, Bulgarien, 
der Türkei ſowie mit Rußland, deſſen Nachfolgeſtaaten und Rumänien‘ abge⸗ 
ſchloſſenen Verträge „aufgehoben ſind und bleiben“. In der Denkſchrift zum Ulti⸗ 
matum“ heißt es hierzu: „Die in den Artikeln 290 und 292 erwähnten Verträge 
gehörten ganz beſonders zu denen, die Deutſchland unter Mißbrauch abgeſchloſſen 
hat, ſei es der Umſtände, die es ſelbſt herbeigeführt hatte, ſei es des Druckes, den 
es ausgeübt hat, oder ſei es der zeitweilig überlegenen Gewalt ſeiner Waffen. 
Ihre Aufrechterhaltung iſt nach Abſchluß eines auf das Recht gegründeten Friedens 
unzuläflig...“ 

Aus all dem ergibt ſich, daß die Kriegsgegner Verträge, die regelrecht unter» 
zeichnet und in Kraft geſetzt waren, alſo „heilig“ hätten ſein müſſen, aufgehoben 
oder ihre Wirkungen rückgängig gemacht haben, weil ſie angeblich unter Druck oder 
Mißbrauch der Gewalt zuſtande gekommen waren. In abſtrakte Erwägungen über 
Nichtigkeit, Anfechtbarkeit u. dgl. verlieren ſich die Kriegsgegner dabei nicht. 
Moraliſche und juriſtiſche Erwägungen werden vermiſcht. ö N 

Wir ſahen, daß die Nichteinhaltung des Vorvertrags allein das Diktat 
von Verſailles nicht rechtsunwirkſam macht, und daß über die juriſtiſchen Folgen 
der unter Gewaltandrohung diktierten Friedensverträge die Meinungen aus⸗ 
einandergehen. Das Beſondere von Verſailles iſt nun, daß hier der Zwang, die 
Gewaltandrohung mit dem Bruch des Vorvertrags gekoppelt iſt. Hier ſteht die 
Theorie ganz überwiegend auf dem Standpunkt, daß dieſe Verkoppelung das Maß 
voll macht. Abſtrakt⸗wiſſenſchaftlich ausgedrückt lautet der Satz etwa: „Ein er⸗ 
zwungener Vertrag bindet nicht, wenn der Zwang geübt ward entgegen einer 
völkerrechtlichen Pflichts““ oder konkreter ausgedrückt und in unſere Sprache übers 
ſetzt: Das Diktat von Verſailles iſt rechtswidrig, weil es 
unter Bruch des Vorvertrags durch Ausübung und An⸗ 
drohung von Gewalterzwungen fit. Dies iſt die hier vertretene Anſicht. 

Daß bei Unterzeichnung Zwang vorgelegen hat, iſt auch von der Gegenſeite 
nicht beſtritten. Im Schrifttum wird das Vorliegen von Zwang faſt überall nur 
für den Zeitpunkt der Unterzeichnung am 28. Juni 1919 nachgewieſen “!, während 


7 Kraus⸗Rödiger I S. 590. 

Die Friedensverträge von Breſt⸗Litowſk und Bukareſt waren ſchon durch den Waffen⸗ 
ſtillſtandsvertrag aufgehoben. Zum Überfluß iſt die Aufhebung des Friedens von Breſt⸗ 
Litowſk ein drittes Mal im Artikel 116 des Diktats, ein viertes Mal im Artikel 259 und 
ein fünftes Mal, hier wieder zuſammen mit dem Bukareſter Frieden im Art. 433 erwähnt. 

Kraus⸗Rödiger I S. 649. 

80 Hold⸗Fernek in Niemeyers Zeitſchrift für Internationales Recht, Band XXX S. 110 ff. 

51 Das Ultimatum vom 16. Juni 1919 lautet an der entſcheidenden Stelle (in Über⸗ 
ſetzung): „Der genannte Waffenſtillſtand wird damit beendet ſein und die alliierten und 
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der entſcheidende Augenblick für die völkerrechtliche Bindung gemäß den Schluß⸗ 
beſtimmungen des Diktats erſt die Niederlegung der Ratifikationsurkunden durch 
Deutſchland und drei der Hauptmächte war, alſo der 10. Januar 1920. Die Fort⸗ 
dauer des Zwanges bis zu dieſem Datum iſt aber leicht nachzuweiſen. Er lag 
zunächſt in der Rückbehaltung der 800 000 deutſchen Kriegsgefangenen in Frank⸗ 
reich bis zur Inkraftſetzung des Diktats. Er lag hauptſächlich in der Weiter⸗ 
geltung des Waffenſtillſtands mit der einſeitigen dreitägigen Kündigungsmöglich⸗ 
keit durch die Siegermächte. Von der Drohung hiermit hat Clemenceau im 
Namen des Oberſten Rates der Siegermächte z. B. in der Note vom 8. Dezem⸗ 
ber 1918852 einen ſehr eindringlichen Gebrauch gemacht. Schließlich dauerte die 
Blockade als eines der wirkſamſten Zwangsmittel bis zum 12. Juli 1919 fort, dem 
Tage, an dem Deutſchland nach Erfüllung aller innerdeutſchen Vorausſetzungen 
der Ratifikation die deutſche Ratifikationsurkunde — auch hier im Gegenſatz 
zu allem internationalen Herkommen — der franzöſiſchen Regierung einſeitig 
ausgehändigt hatte. 

Deutſchland iſt aber nicht nur einem Zwang gewichen, ſondern iſt in dem ganzen 
Manöver, das vom 5. Oktober 1918 bis zur Unterzeichnung dauert, wenn wohl 
nicht von Wilſon, ſo doch von Frankreich bewußt getäuſcht worden. Frankreich iſt, 
ſeiner Zuſage entgegen, in keinem Augenblick zu einem Frieden der vierzehn 
Punkte bereit geweſen. Die Frage der Rechtswidrigkeit des Diktats wegen arg⸗ 
liſtiger Täuſchung ſoll hier, ebenſo wie der Gedanke der Unſittlich⸗ 
keit des Diktats, jedoch nur der Vollſtändigkeit wegen erwähnt, aber nicht näher 
erörtert werden. 


Zweiter Reviſionsgrund: Aufbaudes Diktats auf der Theſe 
der deutſchen Kriegsſchuld 


Neben dem moraliſchen Anſpruch Deutſchlands auf Beſeitigung des in der 
Präambel des Diktats, in deſſen Artikel 231 und in dem Notenwechſel von Ver⸗ 
ſailles enthaltenen Schuldſpruchs gibt der Aufbau des ganzen Diktats (nicht nur 
des Reparationsteils, zu dem Artikel 231 gehört), Deutſchland einen Reviſions⸗ 
anſpruch“. Für den Raub der Kolonien kommt die Begründung mit der kolonialen 
Schuldlüge hinzu. 


Dritter Reviſionsgrund: Verweigerung der Gleich⸗ 
berechtigung 
Die Verweigerung der Gleichberechtigung im Diktat von Verſailles ſpielt prak⸗ 
tiſch die Hauptrolle auf dem Gebiet der Abrüſtung. Daher iſt auch nach der 
theoretiſchen Seite die Gleichberechtigungsfrage hauptſächlich im Zuſammenhang 
mit der Abrüſtung erörtert worden?. Als ein Land minderen Rechtes wird aber 
Deutſchland in faſt allen ſeinen Abſchnitten des Diktats behandelt. Im zweiten 
Teil dieſer Arbeit wird gezeigt werden, auf welchen Gebieten eine Diskriminie⸗ 
rung Deutſchlands heute noch fortdauert. In der in Anmerkung 62 erwähnten 


aſſoziierten Mächte werden diejenigen Maßnahmen ergreifen, die ſie zur Erzwingung 
ihrer Bedingungen für erforderlich halten.“ 

5 Kraus⸗-Rödiger I S. 907. . 

* Man könnte deshalb auch den 12. Juli 1919 ftatt des 10. Januar 1920 als das in 
dieſem Zuſammenhang bedeutſame Datum anſehen. 

54 Hierzu die bekannten Außerungen von Poincaré und Millerand. Ferner Lloyd George: 
„Sie (die deutſche Verantwortlichkeit) iſt die Grundlage, auf der der Bau des Vertrags 
von Verſailles errichtet wurde; würde dieſe Anerkennung zurückgewieſen oder aufgegeben 
werden, wäre der Vertrag vernichtet.“ 

885 S. beſonders Bruns, Deutſchlands Gleichberechtigung als Rechtsproblem, Berlin 1934; 
Fa etwa Schmidt und Grabowſki, Deutſchlands Kampf um Gleichberechtigung, Ber« 
in 1934. 
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Schrift von Bruns wird das Problem nicht nur aus der beſonderen Rechtslage 
der Abrüſtungsfrage, ſondern darüber hinaus allgemein als ein Grundgeſetz der 
Völkergemeinſchaft behandelt. Die rechtliche und rechtsphiloſophiſche Begründung 
des Anſpruchs auf Gleichberechtigung kann hier nicht im einzelnen gegeben werden““. 
Rechtsphiloſophiſch wird man hier auf die eine Zeitlang verachtete Lehre von den 
Grundrechten zurückkommen müſſen. Selbitverftändlih iſt nicht jede Diss 
kriminierung eine Verletzung der Grundrechte, wie immer man dieſe im einzelnen 
benennen mag. Das Wichtigſte dieſer Grundrechte bleibt das natürliche Recht jedes 
ſouveränen Staates zur Selbſt verteidigung, wie dies in dem Notenwechſel, 
der dem Abſchluß des Kelloggpaktes voranging, allgemein Anerkennung gefunden 
hats7. Der Gedanke der Gleichberechtigung der Staaten im Sinne der Freiheit von 
fremdem Herrſchaftsanſpruch läßt ſich für diejenigen Staaten, die Völkerbunds⸗ 
mitglieder find, übrigens auch aus der Völkerbundsſatzung zwingend herleiten. 
Überall dort, wo das Diktat von Verſailles Deutſchland die Gleichberechtigung 
abſpricht, ergibt ſich aus dieſem Grundſatz der Völkergemeinſchaft der Anſpruch auf 
Reviſion. Neben dem eigentlichen Abrüſtungsproblem ſei als beſonders wichtiger 
Anwendungsfall die einſeitige Entmilitariſierung der Rheinlande erwähnt. 


Vierter Reviſionsgrund: Nichterfüllung 
der Vertragspflichten durch die Gegenſeite 
Wenn auch Vertragsverletzungen der Vertragsgegner bei faſt allen Beſtim⸗ 
mungen des Diktats vorliegen“, jo kann natürlich nicht jede dieſer Verletzungen 
ein Grund für die Reviſion des ganzen Diktats, oder, wie manche wollen, für 
ſeine Nichtigkeit bilden. In beſonderem Maße konnte der Gedanke der Nicht⸗ 
erfüllung der Vertrags verpflichtungen gegenüber dem Tributproblem in der Zeit 
zwiſchen dem Poungplan und dem Abkommen von Lauſanne geltend gemacht 
werden. Auch der deutſche Anſpruch auf Rüſtungsausgleich findet eine Haupt⸗ 
ſtütze in der Nichterfüllung der vertraglich übernommenen Abrüſtungsverpflich⸗ 
tungen der anderen Mächte. 


Fünfter Reviſionsgrund: 
Unmöglichkeit der Erfüllung 


Die juriſtiſche Fundamentierung der Lehre der Unmöglichkeit im Völkerrecht 
kann hier gleichfalls nicht verſucht werden. Ebenſo wie gegenüber den Begriffen 
wie Nichtigkeit und Anfechtbarkeit wird man ſich davor hüten müſſen, ziviliſtiſche 
Anſchauungen ohne weiteres auf das Völkerrecht zu übertragen. Von den beiden 
Hauptrechtsquellen des Völkerrechts, dem Vertragsrecht und dem durch die 
Staatenpraxis nachgewieſenen Gewohnheitsrecht ſcheidet die erſte hier aus. Die 
Behandlung in der Staatenpraxis bedürfte einer genauen Unterſuchung. Aber 
auch hier gelten nicht nur dieſe beiden Rechtsquellen, ſondern, wie überall im 
Völkerrecht, daneben auch die „von den ziviliſierten Staaten anerkannten allge⸗ 
meinen Rechtsgrundſätze“, wie dies z. B. in Art. 38 des Statuts des Ständigen 
Internationalen Gerichtshofs feſtgelegt iſt. Zu ſolchen allgemein anerkannten 
Rechtsgrundſätzen gehört aber auch der Satz „impossibilium nulla obligatio“. Auf 
dem Gebiete des Diktats von Verſailles war ein Hauptanwendungsfall wiederum 
die Tributfrage, deren ſchließliche Erledigung jedoch nicht auf dem Rechtsboden, 
ſondern auf dem Boden der wirtſchaftlichen und politiſchen Erkenntniſſe herbei⸗ 
geführt wurde. 

Die Reviſionsgründe laſſen ſich noch vermehren, auch durch Erwägungen 
moraliſcher und politiſcher Art. Zu den letzten gehört beſonders die 


6 Die Gleichberechtigungsfrage iſt von Bilfinger auf S. 117 f. dieſes Bandes behandelt. 
7 Deutſches Weißbuch: Materialien zum Kriegsächtungspakt. — Vgl. Bruns ©. 27. 
ss Zuſammenſtellung bei Raab. 
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Erkenntnis, daß die Entwicklung des Völkerlebens jeit Verſailles nicht ſtillgeſtanden 
iſt, daß das Europa von 1935 ein anderes iſt, als das von 1919; auf dieſen 
Reviſionsgrund iſt ſchon oben hingewieſen. 

Wie im zweiten Teil gezeigt werden wird, iſt das Diktat von Verſailles von 
dem Augenblick an, wo es in Kraft trat, einem fortdauernden Reviſionsprozeß 
unterworfen geweſen, der es auf weite Strecken ausgehöhlt und inhaltlos gemacht 
hat. So kann ſich der Kampf um die Reviſion heute in der Hauptſache auf wenige 
grundlegende Fragen konzentrieren. 


II. 

In der Reviſionsfrage haben wir ein wichtiges Zugeſtändnis der ehemaligen 
Kriegsgegner. In dem Ultimatum vom 16. Juni 1919 heißt es: 

„Er (der Vertrag) ſchafft aber auch gleichzeitig den Apparat für die friedliche 
Erledigung aller völkerrechtlichen Fragen durch Ausſprache und Übereinſtimmung, 
wodurch die im Jahre 1919 geſchaffene Regelung ſelbſt von Zeit zu Zeit abge⸗ 
ändert und neuen Ereigniſſen und neu entſtehenden Verhältniſſen angepaßt 
werden kann.“ 

Gegenüber dem Schlagwort von der Heiligkeit des Vertrags von Verſailles iſt 
dies immerhin ein Akt der Selbſtbeſinnung. Was iſt damit gemeint? Der Apparat 
für die friedliche Erledigung aller völkerrechtlichen Fragen durch Ausſprache und 
Übereinſtimmung iſt der Völkerbund und ganz beſonders der Artikel 19 der Bundes⸗ 
ſatzungs“. Dieſer lautet: 

„Die Bundesverſammlung kann von Zeit zu Zeit die Bundesmitglieder zu 
einer Nachprüfung der unanwendbar gewordenen Verträge und ſolcher inter⸗ 
nationaler Verhältniſſe auffordern, deren Aufrechterhaltung den Weltfrieden 
gefährden könnte.“ 

Es gibt wohlmeinende Ausländer, die uns immer wieder auf dieſen Artikel 
hinweiſen, ja uns gegen Zugeſtändniſſe auf anderen Gebieten ſogar deſſen Ver⸗ 
beſſerung in Ausſicht ſtellen. Bei näherem Zuſehen erweiſt ſich aber das Ganze 
als ein äußerſt unzulänglicher Behelf. Worauf es ankommt, iſt, daß die in den 
Fragen des Diktats von Verſailles führenden Mächte mit Deutſchland zu einer 
materiellen Einigung über die Reviſion kommen. Iſt eine ſolche Ubereinſtimmung 
vorhanden, fo iſt das Verfahren, in dem dieſe Übereinſtimmung in die Wirklichkeit 
umgeſetzt wird, eine Nebenfrage“. Natürlich iſt aber dieſes Verfahren jo ausgeſtaltet, 
daß der Weg zur Reviſion in Wirklichkeit dadurch mehr verbaut als gegeben wird. 
Der beſte Beweis hierfür iſt, daß ſich der ja ſchon dauernd auf Teilgebieten voll⸗ 
ziehende Prozeß der Reviſion niemals in den Formen des Artikels 19 abgeſpielt 
hat. Natürlich ſind auch Frankreich und ſeine Gefolgsſtaaten ſofort beſtrebt ge⸗ 
weſen, dem Artikel die denkbar ungünſtigſte Auslegung zu geben. Der Artikel 
ſelbſt beſagt ja nichts weiter, als daß die Bundesverſammlung die Bundes⸗ 
mitglieder, die Partner eines Vertrags ſind, zu einer Nachprüfung auffordern 
kann, das heißt alſo, die Bundesverſammlung gibt eine Empfehlung und damit 
hat das Verfahren bereits ſeinen Abſchluß gefunden“. Vorausgeſetzt wird aber auch, 
nach der immerhin beſtreitbaren Meinung des Völkerbunds, im erſten Teil des 
Artikels 19, daß die Verträge unabwendbar geworden ſind. Die Fehler, die dem 
Vertrage von Anfang an anhaften, ſollen nach dieſer Meinung nur auf dem Um⸗ 
weg über den zweiten Satzteil berückſichtigt werden können, die die Nachprüfung 


Daneben kommt beſonders auch Art. 15 der Satzung in Betracht. 

o Damit foll die Bedeutung von Verfahrensvorſchriften nicht allgemein herabgemindert 
werden. Wo es ſich z. B. darum handelt, zugeſicherte Rechte fortlaufend vor Verletzung 
u ſchützen, wie im Minderheitenrecht, kann das Verfahren, wie Deutſchland zu ſeinem 

achteil geſehen hat, von entſcheidender Bedeutung ſein. 

ei Wird die Empfehlung von dem betroffenen Staat nicht angenommen, können unter 
Umſtänden andere Artikel der Bundesſatzung eingreifen. 
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ſolcher internationaler Verhältniſſe vorfieht, deren Aufrechterhaltung den Welt⸗ 
frieden gefährdet. Um aber die Anwendbarkeit des Artikels völlig zu entwerten, 
wird er auch noch dahin ausgelegt, daß für die Empfehlung der Bundesverſamm⸗ 
lung Einſtimmigkeit erforderlich iſt. Es könnte alſo nach dieſer Lehre ein außer⸗ 
europäilder Kleinſtaat von ein paar hunderttauſend Einwohnern durch feine 
Stimmabgabe in der Bundesverſammlung das Zuſtandekommen einer ſolchen 
Empfehlung verhindern, auch wenn ſich alle beteiligten europäiſchen Mächte dar⸗ 
über einig find. Die Unſinnigkeit einer ſolchen Beſtimmung und die darin ent⸗ 
haltene Überſpitzung der formalen Gleichheit aller Staaten iſt offenſichtlich. Die 
Beſtrebungen, den Artikel 19 zu einem wirklich brauchbaren Verfahren umzu⸗ 
geſtalten, ſollen gewiß nicht entmutigt werden. So ſind von engliſcher Seite auf 
der Tagung des Weltverbandes der Völkerbundsligen im Jahre 1934 Vorſchläge 
gemacht worden, die eine gewiſſe Verbeſſerung des Verfahrens darſtellen würden. 
Dieſe Vorſchläge find aber ſofort auf den Widerſtand der Vertreter anderer Län⸗ 
der geſtoßen, jo daß es zu einer Annahme nicht gekommen iſt. Mit dem Austritt 
Deutſchlands aus dem Völkerbund hat der Artikel für Deutſchland noch weiter an 
Intereſſe verloren. 


Zweiter Teil 


Was gilt noch von Verſailles? 
Wie gilt es? 


Allgemeines 


Von den 440 Artikeln des Diktats und den mehr als 150 Paragraphen ſeiner 
Anlagen gilt der zahlenmäßig überwiegende Teil heute nicht mehr. Ein Teil 
der Beſtimmungen war nach ſeinem Weſen Übergangsrecht, wie etwa die Vor⸗ 
ſchriften zur Durchführung der Volksabſtimmungen. Andere Beſtimmungen be⸗ 
zweckten von vornherein eine Schlechterſtellung Deutſchlands nur für eine Über⸗ 
gangszeit. Sie find durch Zeitablauf überholt; jo zum Beiſpiel faſt alle Beſtim⸗ 
mungen, die eine unterſchiedliche Behandlung auf wirtſchaftlichem Gebiet zum 
Gegenſtand hatten. Weitere Vorſchriften gelten nicht mehr, weil ſie erfüllt, wieder 
andere, weil ſie durch neue vertragliche Abmachungen erſetzt ſind. 

Ohne dieſe ergänzenden Abmachungen iſt das Diktat überhaupt in ſeiner prak⸗ 
tiſchen Bedeutung nicht zu werten. Auf ihre Zuſammenſtellung iſt deshalb im 
folgenden unter Fortlaſſung von Einzelheiten beſonderer Wert gelegt worden. Im 
folgenden wird dementſprechend nicht nur die Frage beantwortet „Was gilt 
noch?“ ſondern auch „Wie giltes?“. 

Natürlich iſt das Wort „gelten“ mit allen den Einſchränkungen zu verſtehen, 
die gegenüber der Gültigkeit des Diktats überhaupt an anderen Stellen dieſer 
11 51 erörtert ſind und die nun nicht bei jeder Einzelheit wiederholt werden 
ollen. 

Es handelt ſich alſo in dieſem Abſchnitt um eine nüchterne techniſche Zuſammen⸗ 
ſtellung von Tatſachen. Auf die Darſtellung der harten Kämpfe und des bitteren 
Leids, das ſich dahinter verbirgt, muß hier verzichtet werden; das Weſentliche 
darüber iſt in der Geſamtwürdigung am Schluß dieſer Arbeit geſagt. 


Teil I (Völkerbund) 


enthält die mit dem Diktat nur künſtlich verbundene Satzung des Völkerbundes, 
die hier außer Betracht bleiben ſoll. 
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Teil [und 111 (Deutſchlands Grenzen und politiſche 
Beſtimmungen über Europa) 


haben zuſammen mit den Verträgen von St. Germain, Trianon, Neuilly und 
Lauſanne die neue Landkarte Europas feſtgeſetzt. Das Diktat von Verſailles wird 
in dieſer Hinſicht ergänzt durch die Ergebniſſe der Volksabſtimmungen und durch 
die auf Grund dieſer ſowie der Beſchlüſſe der Grenzfeſtſetzungsausſchüſſe erfolgten 
Entſcheidungen der Hauptmächte. Der Grenzverlauf mit den am Kriege betei⸗ 
ligten Nachbarſtaaten iſt außerdem meiſt durch zweiſeitige Grenzverträge feſtgelegt 
worden. 

Dieſe neue Landkarte iſt, jo ſehr fie an vielen Stellen mit Reviſionsanſprüchen 
behaftet iſt, bis zur Regelung dieſer Anſprüche die geltende Ordnung Europas. 
Die Regelung der Oſtgrenzen, die unter Vertragsverletzung erfolgte „Volksbe⸗ 
fragung“ in Eupen und Malmedy, die Behinderung des deutſch⸗öſterreichiſchen 
Zuſammenſchluſſes und die Vergewaltigung des Memelgebiets ſeien beſonders 
erwähnt. Für das deutſche Volkstum entſcheidende weitere Fragen ergeben ſich 
beſonders auch aus dem Vertrag von St. Germain. 

Die mit den ehemaligen Kriegsverbündeten abgeſchloſſenen Friedensverträge 
wirken gemäß Artikel 434 des Diktats auch gegen Deutſchland, das der Gebiets⸗ 
regelung dieſer Verträge zuſtimmen mußte, ohne ſie überhaupt zu kennen. Ebenſo 
hat Deutſchland den künftigen Regelungen bezüglich Belgiens (Artikel 31), 
Luxemburgs (Artikel 42) und Rußlands (Artikel 116, 117 Abſ. 2) unbeſehen im 
voraus ſeine Anerkennung geben müſſen. 

Folgendes iſt zur Beurteilung des geltenden „Rechts“ hervorzuheben: 

1. Belgien. Durch Artikel 31 des Diktats iſt Deutſchland verpflichtet, alle 
Verträge anzuerkennen und zu beobachten, die an der Stelle der Verträge 
von 1831 zwiſchen den Hauptmächten und Belgien oder den Niederlanden etwa 
abgeſchloſſen werden. Auf Verlangen muß Deutſchland ſolchen Verträgen bei: 
treten. Durch Artikel 31 war, dem eigenen Wunſche Belgiens entſprechend, die 
garantierte Neutralität des Landes beſeitigt. Zu einem ſolchen neuen Vertrag 
iſt es bisher nicht gekommen. Der belgiſch⸗niederländiſche Vertrag zur Regelung 
der Schelde⸗Frage vom 4. April 1925 wurde von der niederländiſchen erſten 
Kammer verworfen und iſt nicht in Kraft getreten. 

Durch Artikel 32 bis 39 des Diktats wurden Belgien die deutſchen Gebiete von 
Eupen, Malmedy und Moresnet zugeſprochen. Der Vertrag ſah für 
Eupen und Malmedy nicht eine Volks a bſtimmung vor, ſondern eine Volks⸗ 
befragung nach Übergabe der Gebiete an Belgien und ohne die Garantie 
einer neutralen Abſtimmungskommiſſion. Die Volksbefragung fand ſo ſtatt, daß 
ſich diejenigen, die zu Deutſchland zurückwollten, in öffentliche Liſten eintragen 
mußten. Das Ganze war das Zerrbild einer wirklichen Feſtſtellung der Volks⸗ 
meinung. Dem entſprach das Ergebnis; unter belgiſchem Druck wurde erreicht, 
daß ſich von etwa 30 000 Berechtigten nur 271 in die Liſten eintrugen. Trotz 
aller Proteſte entſchied der Völkerbundsrat zugunſten Belgiens. 

„Der belgiſche Staat hat Eupen-Malmedy ohne Not an ſich genommen, er kann 
es ohne Not zurüdgeben®?.“ 

2. Luxemburg. Neben dem dauernden Verzicht auf die deutſch-luxemburgiſche 
Zollunion und die anderen zwiſchen den beiden Ländern beſtehenden Verträge. 
beſonders auf dem Gebiete der Eiſenbahnen, enthält Artikel 40 des Diktats die 
deutſche Zuſtimmung zur Aufhebung der Neutraliſierung und die Erklärung 
Deutſchlands, im voraus alle von den Hauptmächten hinſichtlich Luxemburg getrof— 
fenen Vereinbarungen anzunehmen. 

Nachdem das Statut Luxemburgs im Sinne des Abſchluſſes der deutſch-belgiſchen 


4 Wirths bei von Loeſch und Boehm S. 224. 
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Wirtſchaftsgemeinſchaft (Vertrag vom 25. Juli 1921%%) entſchieden iſt, beſteht eine 
deutſche Verpflichtung zur Annahme anderer künftiger Verträge nicht mehr. 

3. Linkes Rheinufer. Die Beſtimmungen der Artikel 42 bis 44 über die 
Entmilitariſierung des linken Rheinufers und der Zone von 50 Kilometern auf 
dem rechten Ufer. Sie werden ergänzt durch den Rheinlandpakt von Locarno 
(Reichs⸗Geſetzbl. 1925 II S. 975) und die aus Anlaß der Rheinlandräumung abge⸗ 
ſchloſſene Vereinbarung vom 30. Aug. 1929 (Reichs⸗Geſetzbl. 1930 II S. 49). 

Hier ſei aus Teil XIV die Rheinlandbeſetzung kurz erwähnt. Die in den 
Artikeln 428 bis 432 vorgeſehene Rheinlandbeſetzung hat für die erſte Zone am 
30. Januar 1926 und für die beiden anderen Zonen am 30. Juni 1930 auf Grund 
der Haager Vereinbarung vom 30. Auguſt 1929 (Reichsgeſetzbl. 1930 II S. 51) ihr 
Ende gefunden. Damit iſt auch das gemäß Artikel 432 abgeſchloſſene Rheinland⸗ 
abkommen (Reichs⸗Geſetzbl. 1919 S. 1337) gegenſtandslos geworden. Auch das 
Wiederbeſetzungsrecht des Artikels 430, das nur für den Fall einer Verletzung der 
Tributverpflichtung gegeben war, iſt mit dem Haager Abkommen fortgefallen. 

4. Saargebiet. Dieſer Frage iſt ein beſonderer Teil des vorliegenden Ban⸗ 
des gewidmet, auf den verwieſen wird. 

5. Elſaß⸗ Lothringen. Auf die Bedeutung der Präambel zu Teil III Ab⸗ 
ſchnitt V ift bereits in anderem Zuſammenhange hingewieſen“. 

Artikel 51 enthält die grundlegende Beſtimmung des Rückfalles Elſaß⸗Loth⸗ 
ringens unter die franzöſiſche Staatshoheit. Von den Artikeln 52 bis 73 ordnet 
die Mehrzahl diejenigen Fragen, die ihrer Natur nach bei Übergang der Staats⸗ 
hoheit geregelt werden müſſen, wenn auch natürlich nicht ſo, wie hier vorgeſchrie⸗ 
ben; andere enthalten Verweiſungen auf die allgemeine Regelung im Diktat, zum 
Teil mit Vorzugsbeſtimmungen zugunſten Elſaß⸗Lothringens. Alle dieſe Beſtim⸗ 
mungen ſind ihrer Natur nach Übergangsrecht. Zu vielen dieſer Artikel ſind 
deutſch⸗franzöſiſche Sonderablommen® abgeſchloſſen worden, von denen nur noch 
wenige Gegenwartsbedeutung haben, ſo die Regelung der Penſionszahlungen, der 
Rheinbrücken und der Grenzbahnhöfe in den in Anmerkung 75 angeführten Ab⸗ 
kommen. 5 | 

Andere Artikel (Artikel 65, 68, 69) waren ebenſo wie die dazu geſchloſſenen, in 
Anmerkung 75 mit angeführten Abkommen von vornherein befriſtet und gelten 
heute nicht mehr. 

Die finanziellen Auswirkungen vieler dieſer Beſtimmungen waren beſonders bei 
der Auslegung einiger von ihnen durch das Gemiſchte Schiedsgericht ganz außer⸗ 
ordentlich und hätten Milliardenbeträge erreicht, wenn nicht das Londoner Ab⸗ 
kommen von 1924 (Dawes⸗Abkommen) hier dadurch einen Riegel vorgeſchoben 
hätte, daß die meiſten derartigen Verpflichtungen in die Tributzahlungen einbe⸗ 
zogen wurden (inclusive-amounts-Prinzip). Bezüglich der Penſionslaſten und 
einiger anderer gelang es jedoch nicht, dieſen Grundſatz durchzuſetzenss. 


63 Recueil des Traites IX S. 224. 

% Pgl. S. 173. 

WZu Artikel 53 Satz 1 und 78 (Rechtsfragen): Abkommen vom 6. Februar 1920 und 
9. April 1921; Artikel 58 (außerordentliche Kriegsabgaben): Abkommen vom 30. Juni 1920; 
Artikel 62 (Penſionen): Abkommen vom 3. März 1920; Artikel 65 (Kehler Hafen): Ab⸗ 
kommen vom 1. März 1920; Artikel 66 (Rheinbrücken): vorläufiges Abkommen vom 
1. Juli 1920, erſetzt durch den Grenzvertrag vom 14. Auguſt 1925, Artikel 67 (Grenz⸗ 
bahnhöfe): 910 bkommen vom 13. April 1925, Artikel 68, 268 (Vorzugsbehandlung 
elſaß⸗lothringiſcher Waren): Protokolle vom 19. Mai 1920, 17. November 1920 und 
16. Dezember 1921; Artikel 73 bis 75 in Verbindung mit Artikel 296 bis 305 (Privat: 
rechtsverhältniſſe, Liquidationen uſw.): Vereinbarungen vom 15. November 1919, 6. Fe⸗ 
bruar 1920, 9. April 1921, 22. September 1922 und andere; Artikel 77 (Sozial verſicherung): 
Entſcheidung des Völkerbundsrats vom 21. Juni 1921; Artikel 78: ſiehe bei Artikel 53. 

es Entſcheidung des Auslegungsgerichts vom 24. März 1926. 
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Eine heute noch fortdauernde Diskriminierung Deutſchlands iſt in Artikel 70 
enthalten (neue deutſche Beteiligung an öffentlich⸗rechtlichen Verſorgungsbetrieben, 
Gruben, Steinbrüchen und Hüttenwerken nur mit Zuſtimmung der franzöſiſchen 
Regierung). 

6. Oſterreich. Die Regelung des Artikels 80 — wonach der Zuſammenſchluß 
mit Deutſchland die einſtimmige Zuſtimmung des Völkerbundsrats vorausſetzt — 
iſt noch in Geltung. Der Zuſammenſchluß iſt danach nicht verboten, ſondern 
an die Erfüllung dieſer Vorausſetzung geknüpft. Der Vertrag von St. Germain 
enthält eine entſprechende Beſtimmung“. 

Von den Siegermächten wurde durch befriſtetes Ultimatum vom 2. September 
1919 die Außerkraftſtellung des Artikels 61 Abſatz 2 der Verfaſſung von Weimar 
erzwungen, der Öfterreich bis zu feinem Anſchluß an das Deutſche Reich im Reichs⸗ 
rat beratende Stimme, nach erfolgtem Anſchluß volle Teilnahme zuſicherte. Über 
die Angelegenheit wurde von Deutſchland und den Hauptmächten das Protokoll 
vom 22. September 1919 unterzeichnet's. 

Verſchärft wurde dieſe Regelung durch eine Reihe von Protokollen und Erklärun⸗ 
gen, an denen Deutſchland nicht beteiligt iſtes. 

Der Ständige Internationale Gerichtshof im Haag hat durch ſein mit einer 
Stimme Mehrheit erſtattetes Gutachten vom 5. September 1931 erklärt, daß der 
Plan einer Zollunion zwiſchen Deutſchland und Oſterreich vom 19. März 1931 zwar 
nicht im Widerſpruch mit Artikel 80 des Diktats von Verſailles ſtehe, wohl aber 
mit dem Genfer Protokoll I vom 4. Oktober 1922 unvereinbar jei?. Schon einige 
Tage vorher, am 3. September 1931, hatten Deutſchland und Sſterreich im Völker⸗ 
bund erklärt, den Plan nicht weiter verfolgen zu wollen. 

7. Tſchechoſlowake i. Das Hultſchiner Ländchen wurde gemäß Artikel 83 
des Diktats am 4. Februar 1920 von der Tſchechoſlowakei in Beſitz genommen. 
Die Übergabe fand auf Grund des deutſch⸗tſchechoſlowakiſchen Protokolls vom 
12. Januar 192071 ſtatt. 

Der Grenzausſchuß hat ſeine Arbeiten erſt im Jahre 1923 beendet; er wies auch 
noch die deutſchen Dörfer Haatſch und Sandau der Tſchechoſlowakei zu:. 

Einige Sonderfragen find durch deutſch⸗tſchechoſlowakiſche Abkommen geregelt, 
wie dies in Artikel 86 Abſatz 2 beſtimmt warb. Andere Fragen find noch ungeregelt 
geblieben. 

Der in Artikel 86 vorgeſehene Minderheitenſchutzvertrag zwiſchen der Tſchecho⸗ 
ſlowakei und den Hauptmächten iſt am 10. September 1919 abgeſchloſſen worden“. 


8. und 9. Polen und Oſtpreußen. Die Durchführung des Diktats im 
Verhältnis zu Polen hat Abkommen und Entſcheidungen in ſolchem Umfange 
erforderlich gemacht, daß in dieſer Überſicht nur eine Auswahl der grundlegenden 
Beſtimmungen gegeben werden kann. Zwiſchen Deutſchland und Polen ſind ſeit 
1919 nicht weniger als etwa 130 Abkommen abgeſchloſſen worden, von denen die 
große Mehrzahl mit dem Diktat zuſammenhängt. 


67 Artikel 88. 

es Der Notenwechſel und das Protokoll ſind abgedruckt bei Kraus-Rödiger II S. 808 ff. 

es Beſonders Genfer Protokolle vom 4. Oktober 1922 und vom 15. Juli 1932. Er: 
klärungen Frankreichs, Englands und Italiens vom 17. Februar und 28. September 1934. 

70 Publications de la Cour, Serie A/B No. 41. 

71 Kraus⸗Rödiger II S. 871. 

72 Weizel bei Loeſch und Boehm S. 305 ff., dort weiteres Material. 

7s Abkommen über die Überleitung der Rechtspflege vom 3. Februar 1921; Verſorgung 
der Kriegsbeſchädigten vom 12. April 1922; Grenzvermeſſung vom 28. März 1924, 
Regelung der Grenzverhältniſſe vom 3. Februar 1927. 


* Abgedruckt z. B. in Nr. 7 der „Materialien der Deutſchen Geſellſchaft für Natio⸗ 
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a) Oberſchleſien. Die Friedensbedingungen ſahen die völlige Abtretung 
vor. Die Abſtimmung wurde erſt in der Note vom 16. Juni 191975 zugeſtanden. 

Die für Amtsantritt der Abſtimmungskommiſſion, die Abſtimmung, Räumung 
und Beſetzung durch alliierte Truppen erforderlichen Vereinbarungen wurden am 
9. Januar 1919 in Paris getroffen“. 

Die Abſtimmung vom 20. März 1921 ergab für Deutſchland 717 122, für Polen 
483 514 Stimmen. Von den ſiebzehn Kreiſen hatten nur drei (Pleß, Rybnik, Tarno⸗ 
witz) polniſche Mehrheiten. Der Anfang Mai 1921 mit franzöſiſcher Hilfe ange⸗ 
zettelte polniſche Aufſtand fand ruhmreiche deutſche Abwehr (Annaberg). Auf 
Grund des Beſchluſſes des Völkerbundsrats vom 12. Oktober 1921 wurde die jetzige 
Grenzziehung — vorbehaltlich einiger ſpäter vom Grenzfeſtſetzungsausſchuß an⸗ 
gebrachten Abänderungen — am 20. Oktober 1921 in der Botſchafter⸗Konferenz 
feſtgeſetzt. Am 15. Juni 1922 ging die Staatshoheit an Polen über. 

Die ſich aus der Teilung Oberſchleſiens, beſonders der ſinnloſen Zerreißung des 
Induſtriegebiets, ergebenden Fragen find durch das am 15. Mai 1922 abge⸗ 
ſchloſſene Genfer Abkommen über Oberſchleſien (Reichsgeſetzbl. 1922 II 
S. 238 ff.) geregelt. Das Abkommen iſt auf 15 Jahre befriſtet, gilt alſo bis 15. Juni 
1937. Es dehnt u. a. den Polen durch den Vertrag mit den Hauptmächten vom 
28. Juni 1919 (vgl. Artikel 93 des Diktats) auferlegten Minderheitenſchutz auf die 
deutſch gebliebenen Teile des Abſtimmungsgebiets aus. Das Abkommen ſieht 
mehrere Inſtanzen zur Streitſchlichtung vor, es wird durch eine größere Anzahl von 
Vereinbarungen ergänzt. 


b) Allenſtein und Marienwerder. Die in den Artikeln 94 und 95 
(Allenſtein) und 96 und 97 (Marienwerder) vorgeſehenen Abſtimmungen brachten 
am 11. Juli 1920 überwältigende deutſche Siege. In Allenſtein wurden 363 209 
Stimmen für Deutſchland und 7980 für Polen abgegeben; in Marienwerder lauteten 
die Zahlen 96 894 und 7947. 

Trotzdem wurden im Gebiete von Marienwerder Polen fünf Dörfer auf dem 
rechten Weichſelufer zugeſprochen, die Grenze wurde auf das rechte Weichſelufer 
verlegt und Polen erhielt auch den einzigen Zugangshafen von Kurzebrack. Die 
Weichſeldeiche werden von der neuen Grenze fünfmal durchſchnitten. Jeder, der 
dieſes blutende Stück deutſcher Grenze jemals geſehen hat, kann in der Sinn⸗ 
widrigkeit und Torheit dieſer Regelung nur ein Symbol des es von Vers 
ſailles ſehen. 

Zur Durchführung wurden einige deutſch⸗polniſche Vereinbarungen abgeſchloſſen 
(vom 6. Juni 1921, 27. Januar, 24. Februar, 14. Juni, 23. Juni 1923 und 
21. November 1924, 16. Juni 1926). 


c) Durchgangs verkehr mit Oſtpreußen. In Ausführung des Ar⸗ 
tikels 80 iſt das Abkommen über den freien Durchgangsverkehr zwiſchen Oſtpreußen 
und dem übrigen Deutſchland vom 21. April 1921 (Reichs⸗Geſetzbl. 1921 S. 1070) 
zwiſchen Deutſchland, Polen und Danzig abgeſchloſſen worden. — Der Ergänzung 
dienen einige weitere Abkommen. 

d) Die ohne Abſtimmung abgetrennten Gebiete von Poſen 
und Weſtpreußen. Der Einfluß, den der polniſche Aufſtand von 1919 auf die 
weitere Entwicklung der Dinge genommen hat, kann hier nicht dargeſtellt werden““. 
— Gegenüber den Friedensbedingungen werden einige Verbeſſerungen der Grenz⸗ 


78 Kraus⸗Rödiger I S. 555 ff. 
7 Kraus⸗Rödiger II S. 859 ff. 
7 Abgedruckt bei Kraus⸗Rödiger I S. 741. 
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linie erreicht, insbeſondere brauchte nunmehr kein pommerſches Gebiet abgetreten 
zu werden. 

Über die Räumung und Übergabe der Zivilverwaltung wurde das Abkommen 
vom 25. November 1918 mit Zuſatzprotokoll vom 9. Januar 1919 
abgeſchloſſen?'. Weitere Einzelheiten wurden durch eine Reihe anderer in Paris 
am 9. Januar 1919 getroffener Vereinbarungen geregelt. Die Staatshoheit iſt 
am 10. Januar 1920 an Polen übergegangen. 

Der Kampf gegen das Deutſchtum in den abgetretenen Gebieten wurde von 
Polen vor allem durch die Mittel der Annullation, der Liquidation und der 
Agrarreform geführt. Der Völkerbund und andere Inſtanzen, beſonders auch der 
Ständige Internationale Gerichtshof, haben ſich häufig mit dieſen Fragen be⸗ 
faſſen müſſen. Die Entſcheidungen des Gerichtshofs haben durchweg dem deutſchen 
Standpunkt recht gegeben®!. Über weitere Fragen, beſonders die des ſogenannten 
Wiederkaufsrechts, waren Verfahren vor dem deutſch⸗polniſchen Gemiſchten Schieds⸗ 
gerichtshof eingeleitet, als in Zuſammenhang mit dem Poung⸗Plan die deutſch⸗ 
polniſche Übereinkunft vom 31. Oktober 1929 (ſogenanntes Liquidations⸗ 
abkommen — Reichsgeſetzbl. 1930 II S. 540, 549) abgeſchloſſen wurde. Dieſes 
Abkommen enthält den formell auf Gegenſeitigkeit geſtellten Verzicht auf alle finan⸗ 
ziellen Forderungen aus dem Kriege, in Wirklichkeit einen deutſchen Verzicht auf 
ſehr erhebliche Beträge und auf die Durchführung der eingeleiteten Verfahren. 
Demgegenüber ſtand der polniſche Verzicht auf die Fortführung der Liquidationen 
(Artikel 94 Abſ. 4 des Diktats). Auf der anderen Seite ſetzt Polen ſeine Politik 
gegen das Deutſchtum durch die Anwendung ſeiner Agrarreform fort. Im Zu⸗ 
ſammenhang mit dem Austritt aus dem Völkerbund hat Deutſchland die Verfol⸗ 
gung dieſer Frage vor dem Haager Gerichtshof, vor dem ſie bereits anhängig ge⸗ 
macht war, zurüdgezogen®. 

Die Beziehungen zwiſchen den beiden Ländern find durch die deutſch⸗pol⸗ 
niſche Erklärung vom 26. Januar 1934 (RNeichsgeſetzbl. 1934 II S. 117) 
auf eine neue Grundlage geſtellt worden. Neue Hoffnungen in beiden Ländern 
knüpfen ſich daran. Die Rückwirkungen auf das Deutſchtum in Polen ſtehen freilich 
noch aus. 

10. Memel. Die Siegermächte waren noch drei Jahre nach Inkrafttreten des 
Diktats unſchlüſſig, welches Schickſal das Gebiet haben ſollte, auf das Deutſchland 
in Artikel 99 zugunſten der alliierten und aſſoziierten Hauptmächte verzichten 
mußte. Während dieſer Zeit wurde es von den Hauptmächten, tatſächlich von 
Frankreich, verwaltet und militäriſch beſetzt. Ende 1922 drangen litauiſche Trup⸗ 
pen, als „Freiſcharen“ verkleidet, in das Gebiet ein und ſchafften damit einen 
tatſächlichen Zuſtand, dem ſich die Siegermächte beugten. Das zwiſchen England, 
Frankreich, Italien, Japan und Litauen abgeſchloſſene Memelabkommen vom 
8. Mai 1924, dem das Memelſtatut beigegeben iſt's, gab dem Gebiete eine weit⸗ 
reichende Autonomie unter litauiſcher Souveränität. Die nun einſetzende Leidens- 
zeit dieſes deutſchen Landes kann hier nicht dargeſtellt werden. 

Das Gutachten des Haager Gerichtshofes vom 11. Auguſt 1932, dem zwei Min⸗ 
derheitsgutachten gegenüberſtehen, diente Litauen zum Vorwand neuer Rechts— 
brüche. 

11. Danzig. In Ausführung des Artikels 100 iſt die Freie Stadt Danzig 


70 Kraus-⸗Rödiger II ©. 844 und 881. 
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durch Beſchluß der Botſchafterkonferenz vom 27. Oktober 1920% mit Wirkung vom 
15. November 1920 errichtet worden. Die Freie Stadt Danzig hat den Beſchluß 
am 9. November 1920 angenommen. Durch Beſchluß des Völkerbundsrats vom 
17. November 1920 wurde Danzig gemäß Artikel 102 des Diktats unter den Schutz 
des Völkerbunds geſtellt. Die Verfaſſung Danzigs iſt durch denſelben Beſchluß 
unter die Garantie des Völkerbunds geſtellt, Anderungen können erſt in Kraft 
treten, wenn der Völkerbund erklärt hat, keine Einwände zu erheben. Auf Grund 
des Artikels 104 wurde am 9. November 1920 der Pariſer Vertrag zwiſchen Danzig 
und Polen abgeſchloſſen, der u. a. die Führung der auswärtigen Angelegenheiten 
Danzigs Polen überträgt. Ferner hat der Völkerbundsrat durch Beſchluß vom 
22. Juni 1921 die militäriſche Verteidigung Danzigs Polen übertragen. Zahlreiche 
weitere das Verhältnis zwiſchen Danzig und Polen betreffende Fragen ſind durch 
Entſcheidungen des Hohen Kommiſſars des Völkerbunds, durch den Rat oder 
— und dies ſeit 1933 in zunehmendem Maße — durch unmittelbare Abkommen 
zwiſchen beiden Teilen geregelt. Der dauernde Streit zwiſchen Danzig und Polen 
wird beſonders durch die im Jahre 1934 abgeſchloſſenen Verträge in wichtigen 
Punkten beendet. Die Vergewaltigung Danzigs durch das Diktat wird dadurch 
natürlich nicht wiedergutgemacht. 

12. Rußland. Auf die Beſtimmungen der Artikel 116, 117 iſt bereits oben 
verwieſen. 

Die Beſtimmung des Artikels 116 Abſ. 2, wonach die Siegermächte die Rechte 
Rußlands auf Wiederherſtellung und Reparation vorbehalten, iſt durch den Ver⸗ 
trag von Rapallo vom 16. April 1922 (Reichsgeſetzbl. 1922 II S. 677) mit Er⸗ 
gänzungsvertrag vom 5. November 1922 (Reichsgeſetzbl. 1923 II S. 315) überholt. 


Teil IV (Deutſche Rechte und Intereſſen außerhalb 
Deutſchlands) 


enthält neben dem Raub der deutſchen Kolonien (Artikel 119 bis 127) 
und Kiautſchous (Artikel 156 bis 158) die Entrechtung Deutſchlands 
außerhalb Europas. 

Die China betreffenden Beſtimmungen (Artikel 128 bis 134) find, ſoweit 
China in Betracht kommt, durch den deutſch⸗chineſiſchen Vertrag vom 20. Mai 1921 
(Reichs⸗Geſetzbl. 1921 S. 829 ff.) erſetzt. 

Die völlige Entrechtung der Reichsangehörigen in Marokko (beſ. Artikel 143) 
iſt durch zweiſeitige Abmachungen mit Frankreich bereits erheblich gemildert, aber 
noch nicht beſeitigt. 

Der Verzicht Deutſchlands auf die Konſulargerichtsbarkeit in Agypten iſt 
durch unmittelbare deutſch⸗ägyptiſche Verhandlungen praktiſch aufgehoben; die 
deutſche Konſulargerichtsbarkeit iſt wieder eingeführt (vgl. Geſetz vom 24. Juli 
1925 und Verordnung vom 31. Juli 1925, Reichsgeſetzbl. 1925 II S. 735 ff.). 


Teil V (Abrüſtungsbeſtimmungen) 


Die Nichterfüllung der Verpflichtungen aus der Präambel zu Teil V und Ar⸗ 
tikel 8 der Völkerbundsſatzung durch die Vertragsgegner hat eine völlig neue Lage 
geſchaffen. Das deutſche Recht auf Gleichberechtigung iſt in der Genfer Fünfmächte⸗ 
erklärung vom 11. Dezember 1932 anerkannt“. 

Teil V enthält nicht nur die Beſtimmungen über Heer und Flotte und das Ver: 
bot jeder militäriſchen Luftfahrt, ſondern darüber hinaus die Befeſtigungs⸗ 


ss Sämtliche erwähnten Urkunden find abgedruckt im: „Danziger Staats: und Völker⸗ 
recht“, Berlin 1927. Ä 


86 Pgl. Seite 117 dieſes Bandes. 
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verbote der Artikel 180, 195 und 196, zu denen für Helgoland Artikel 115 und 
für die Rheinlande die Beſtimmungen der Artikel 42 bis 44 treten. 

Er enthält ferner die wichtige Beſtimmung des Artikels 213, der Deutſchland 
verpflichtet, jede vom Völkerbundsrat mit Mehrheitsbeſchluß angeordnete Unter⸗ 
ſuchung zu dulden (ſogenannte In veſtigation). 

Die Beſtimmungen des Abſchnittes IV des Teils V find nach vollſtändiger Durch⸗ 
führung der deutſchen Entwaffnung ſchon ſeit langem außer Geltung. 


Teil VI (Kriegsgefangene und Grabſtätten) 


Die Beſtimmungen über Kriegsgefangene find erledigt. Es befindet ſich 
kein Deutſcher mehr in Kriegsgefangenſchaft. 

Die Durchführung der auf Gegenſeitigkeit abgeſtellten Artikel 225 und 226 über 
Grabſtätten iſt eine dauernde Ehrenpflicht aller beteiligten Staaten. 


Teil VII (Strafbeftimmungen) 


Die Artikel 227 (Auslieferung und Aburteilung des Kaiſers) und 228 bis 230 
(Auslieferung der Kriegsbeſchuldigten) ſind nicht durchgeführt worden und jetzt 
gegenſtands los. 


Teil VIII (Reparationen) 


Die Tributpflicht beſteht nicht mehr. Das Abkommen von Lauſanne vom 9. Juli 
193288, das fie nach ſeinem Wortlaut „völlig beſeitigen ſoll“, iſt zwar noch nicht 
ratifiziert. Die Gewalt der Tatſachen macht aber ein Wiederaufleben unmöglich. 
Formell iſt die Durchführung der Reparations⸗ und Kriegsſchuldenzahlungen 
— außer gegenüber den Vereinigten Staaten von Amerika — durch das „Über⸗ 
gangsmaßnahmen betreffend Deutſchland“ bezeichnete zuſätzliche Abkommen von 
Lauſanne vom gleichen Tage? ausgeſetzt. Die Erklärung der Gläubigermächte 
vom 16. Juni 1932, auf die dort Bezug genommen wird, iſt in der Schlußakte der 
Lauſanner Konferenz vom 9. Juli 1932 wiedergegeben“. 

Die bis dahin die Tributfrage regelnden Abkommen (Haager Abkommen vom 
20. Januar 1930, Londoner Protokoll vom 11. Auguſt 19312 und Berliner Zuſatz⸗ 
protokoll vom 6. Juni 193293) find damit praktiſch außer Wirkſamkeit getreten“. 

Der Dienſt der Dawes⸗ und Pounganleihe wird durch dieſe Abkommen nicht 
berührte. 

Das Lauſanner Abkommen ſieht in Artikel 1 die Ausgabe von Schuld verſchreibun⸗ 
gen in Höhe von 3 Milliarden Reichsmark vor, die nicht früher als nach drei Jahren 
nach Unterzeichnung (9. Juni 1935) begeben werden dürfen, aber zu vernichten 
find, ſoweit innerhalb fünfzehn Jahren von der Unterzeichnung die Unterbringung 
zu den vorgeſehenen Ausgabebedingungen nicht möglich war. Auch hier werden 
die Tatſachen ſprechen. 


7 Notenwechſel über Fragen der Kriegsbeſchuldigten bei Kraus-Rödiger II S. 942 ff., 
vgl. ferner Reichsgeſetze vom 18. Dezember 1919 a bl. 1919 ©. 2125) und vom 
24. März 1920 (Reichs⸗Geſetzbl. 1920 ©. 341) über die Verfolgung von Kriegsverbrechen 
und Kriegsvergehen. 

os Auswärtiges Amt, „ zur Reparationsfrage (Lauſanner Konferenz 1932) 
Deutſches Weißbuch 1933 Nr. 1 „Berlin 1932, S. 11 ff. 

8 Ebenda S. 23 ff. 

(ebenda S. 7 ff. 

1 Reichs⸗Geſetzbl. 1930 II S. 82. 

» Weißbuch 1933 Nr. 1 S. 40. 

s Ebenda S. 56. 

% Nur einige wenige Beſtimmungen, wie die über die Beendigung der Tätigkeit der 
Reparationskommiſſion und über die Liquidierung der Vergangenheit bleiben wirkſam. 

s Artikel 7 des Lauſanner Abkommens. 


168 


Die Reparationstommillion ſowie der durch den Dawesplan geſchaffene Kon: 
trollapparat waren ſchon durch das Haager Abkommen vom 20. Januar 1930, 
Artikel IV, beſeitigt; ebenſo die Reparationskommiſſion, die vorübergehend noch 
außerdeutſche Arbeiten behielt, in der Form, daß „ihre Beziehungen zu Deutſchland 
aufhörten“. 

Die übelbekannten Paragraphen 17, 18 der Anlage II zu Teil VIII des Diktats ſind 
gleichfalls ſchon durch das Haager Abkommen beſeitigt. Nach dieſen Paragraphen 
hatten die Siegermächte im Falle der vorſätzlichen Nichterfüllung der Vertragsver⸗ 
pflichtungen das Recht zu allen wirtſchaftlichen und finanziellen Sperr⸗ und Ver⸗ 
geltungsmaßregeln erhalten ſowie überhaupt zu allen Maßnahmen, die dieſe Mächte 
als „durch die Umſtände geboten erachteten“. Bekanntlich haben Frankreich und 
Belgien mit dieſen Paragraphen — ganz zu Unrecht — den Ruhreinbruch von 1923 
zu rechtfertigen geſucht. Auch hätte hieraus das Recht hergeleitet werden können, 
das nach Friedensſchluß neu entſtandene Auslandsvermögen zu liquidieren. Hier⸗ 
auf hatten indes die meiſten Mächte ſchon vor 1930 verzichtet. Mit der Beendigung 
der Tributpflicht ſind aber nicht alle Laſten von Deutſchland genommen. Die fort⸗ 
dauernde Jahresbelaſtung wechſelt und wird auch durch die Entwertung der Valuta 
einiger Länder beeinflußt. Sie beträgt — ohne Berückſichtigung dieſer Entwertung 
und der noch fortdauernden inneren Kriegslaſten — im Jahresdurchſchnitt bis 
1950 etwa 220 Millionen Reichsmark. Mit dieſem Jahre endet der Dienſt der 
Dawes⸗Anleihe, mit dem Jahre 1965 der der Voung⸗Anleihe; mit den Jahren 1966 
und 1981 würden erſt mangels früherer Einigung die Verpflichtungen aus der 
belgiſchen Markſchuld und gegenüber den Vereinigten Staaten von Amerika enden“. 

Teil VIII enthält auch den Kriegsſchuldartikel (Artikel 231), der durch 
den Fortfall der Reparationen, mit denen er verknüpft war, zwar an Aktualität 
verloren hat, der aber formell noch ebenſowenig aufgehoben iſt wie die auf die 
Kriegsſchuld anſpielenden Stellen der Präambel. Auch die maßloſen Beſchimpfun⸗ 
gen der Mantelnote (Ultimatum) vom 16. Juni 1919 ſind noch nicht widerrufen. 
Der Kampf hierüber geht weiter“. 


Teil IX (Finanzielle Verpflichtungen) 

Der ganze Teil IX iſt heute ohne praktiſche Bedeutung. Die Beſtimmungen 
find zum Teil mit der Erledigung der Tribute gegenſtandslos geworden, ſo das 
Generalpfandrecht des Artikels 248 ff., die Regelung des Staatseigentums in den 
abgetrennten Gebieten (Artikel 254 bis 257). 


Teil X (Wirtſchaftliche Beſtimmunge n) 
Abſchnitt I: Handelsbezie hungen 

Die Beſtimmungen der Artikel 264 bis 272 und 276, in denen u. a. die ein⸗ 
ſeitige Verpflichtung zur Gewährung der Meiſtbegünſtigung auf dem Gebiete 
des Waren⸗ und Perſonenverkehrs enthalten war, ſind durch Ablauf der Fünf⸗ 
jahresfriſt des Artikels 280 außer Kraft getreten. Der Völkerbundsrat hat von 
der Möglichkeit der Verlängerung keinen Gebrauch gemacht. 

Artikel 273 Abſatz 1 und 2, der Deutſchland einſeitig zur Anerkennung be⸗ 
ſtimmter Schiffszeugniſſe verpflichtet, iſt praktiſch durch die Beteiligung Deutſch⸗ 
lands am Schiffsſicherheitsvertrag London 1929, Artikel 53 Reichs⸗Geſetzbl. 1931 II 
S. 236) und das Freibordabkommen, Artikel 15 (Reichs⸗Geſetzbl. 1933 II S. 708) 
erledigt. Darüber hinaus beſtehen zweiſeitige Verträge (Handbuch für die deutſche 
Handelsmarine 1933 S. 2). 

Artikel 274. Die einſeitigen Bindungen auf dem Gebiet des unlauteren Wett⸗ 

“Bol. die Zahlen in „Deutſche Wirtſchaftskunde“. Bearbeitet im Statiſtiſchen Reichs⸗ 
amt. Berlin 1933. 

7 Pgl. S. 198 dieſes Bandes. 
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bewerbs find praktiſch erjegt durch die Teilnahme Deutſchlands an der Pariſer 
Verbandsübereinkunft vom 6. November 1925 (Reichsgeſetzbl. 1928 II S. 176 ff.) 
und des Madrider Abkommens in der Haager Faſſung von 1925 (Reichsgeſetzbl. 
1928 II S. 193). 

Artikel 275, der dem Schutze der Lagebezeichnungen für Weine und Spirituoſen 
dient, iſt von vornherein auf Gegenſeitigkeit geſtellt geweſen. Auf Grund dieſer 
Beſtimmung dürfen zum Beiſpiel deutſche Erzeugniſſe nicht als „Cognac“ be⸗ 
zeichnet werden. 

Artikel 277, der den Staatsangehörigen der Siegermächte einſeitig Schutz und 
freien Zutritt zu den Gerichten zuſichert, iſt praktiſch durch die zweiſeitigen Han⸗ 
delsverträge mit den früher feindlichen Staaten erſetzt, doch bleibt die Diskrimi⸗ 
nierung Deutſchlands für die Zeiten vertragsloſen Zuſtands von Bedeutung. 

Artikel 279 (einſeitiges Recht der Ernennung von Konſuln) iſt praktiſch durch 
die auf Gegenſeitigkeit beruhenden Beſtimmungen der Handelsverträge erſetzt. 
Nur wegen Elſaß⸗Lothringens, Marokkos und Tuneſiens (außer der Stadt Tunis) 
macht Frankreich noch Vorbehalte. 


Abſchnitt II: Staatsverträge 


Die vorgeſehene Regelung iſt durchgeführt. Der Abſchnitt hat keine praktiſche 
Bedeutung mehr. 


Abſchnitte III bis VII regeln die Privatrechts verhältniſſe 


Die Beſtimmungen find durchweg erledigt. Auf die weitere Ausübung des Lis 
quidationsrechts aus Artikel 297 b haben die Mächte im Haager Abkommen vom 
20. Januar 1930 und in den gleichzeitigen Liquidationsabkommen (Reichsgeſetzbl. 
1930 II S. 539 ff.) verzichtet. Die gemäß Artikel 304 gebildeten Gemiſchten Schieds⸗ 
gerichtshöfe ſind aufgehoben mit Ausnahme derjenigen mit Frankreich, der Tſchecho⸗ 
ſlowakei, Jugoſlawien und Rumänien, die noch abwickeln. 


Abſchnitt VIII: Saozialverſicherungen in den abgetrennten 
Gebieten 


Den Beſtimmungen iſt durch zweiſeitige Verträge Rechnung getragen worden. 


Teil XI (Zivilluftfahrt) 
Dieſer Teil iſt durch Zeitablauf gemäß Artikel 320 am 1. Januar 1923 außer 
Kraft getreten. 


Teil XII (Säfen, Waſſerſtraßen, Eiſen bahnen) 


Von dieſem bunten Gemiſch von Beſchränkungen der deutſchen Verkehrshoheit 
ſind weſentliche Teile nach Ablauf der in Artikel 378 vorgeſehenen fünfjährigen 
Friſt praktiſch gegenſtandslos geworden, da ſich die Siegermächte nur noch im 
Falle der gewahrten Gegenſeitigkeit darauf berufen können. Dieſes gilt von 
Artikel 321 bis 330, 332, 365 und 367 bis 369. Praktiſch ſind die darin geregelten 
Fragen faſt durchweg in den Handelsverträgen auf der Grundlage der Gegen— 
ſeitigkeit geregelt. 

Die Eiſenbahnbeſtimmungen der Artikel 370 bis 375 find als Übergangsbeſtim⸗ 
mungen oder infolge zeitlicher Befriſtung gleichfalls erledigt, Artikel 379 iſt durch 
die Abkommen von Barcelona überholt. 

Es bleiben aber folgende Beſtimmungen in Geltung: 

a) Die Beſtimmungen der Artikel 331 und 333 bis 362 über die Interna⸗ 
tionaliſierung der deutſchen Ströme. 


on Über die Artikel 290 und 292 vgl. S. 173. 
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Unter dieſen Abſchnitt fällt auch die Ausſchaltung Deutſchlands aus der Euro: 
päiſchen Donaukommiſſion?? gemäß Artikel 346, die noch nicht rückgängig ge⸗ 
macht iſt. 

Artikel 342 (Internationalifterung der Memel) ift nicht durchgeführt worden, 
da kein entſprechender Antrag beim Völkerbund geſtellt wurde. 

Eine Verpflichtung, jetzt noch die von Deutſchland nicht gebilligte, am 29. Juli 
1932 von den anderen Mächten unterzeichnete Oderakte anzuerkennen, wird von 
Deutſchland nach Artikel 379 in Verbindung mit Artikel 338 Abſatz 2 und 343 
infolge Ablaufs der fünfjährigen Friſt abgelehnt. 

Nach der Neuordnung des ſtaatsrechtlichen Verhältniſſes in Deutſchland treten 
in den Stromkommiſſionen an Stelle der im Diktat vorgeſehenen Vertreter der 
einzelnen deutſchen Länder natürlich Vertreter des Deutſchen Reichs. 

Das in Artikel 338 vorgeſehene Abkommen über die Waſſerſtraßen 
iſt im Jahre 1921 in Barcelona mit beratender (1) deutſcher Beteiligung 
abgeſchloſſen worden!. Deutſchland iſt nicht beigetreten und zum Beitritt nicht 
aufgefordert worden. 

Nach Artikel 359 hat Frankreich unbefriſtet das Recht, zum Zweck der Kanal⸗ 
ſpeiſung Waſſer aus dem Rhein zu entnehmen und auf deutſchem Boden hierzu 
Arbeiten vorzunehmen, ſowie ferner das ausſchließliche Recht auf Nutzung der 
Stromkraftanlagen gegen Vergütung in Geld oder Strom aus Deutſchland. Den 
Entſchädigungspflichten aus Anlaß des von Frankreich gebauten Kembſer Wehrs 
und Kanals hat ſich Frankreich bisher entzogen. 

Die in Artikel 362 als möglich vorgeſehene Ausdehnung der Befugniſſe der 
Rheinſchiffahrts⸗Zentralkommiſſion auf die Moſel, den Rhein oberhalb 
Baſels und auf Seitenkanäle iſt nicht erfolgt. 

Artikel 361 verpflichtet Deutſchland noch bis zum 10. Januar 1945, auf belgi⸗ 
ſchen Wunſch den Bau eines Rhein Maas⸗Kanals auf deutſchem Gebiet 
durchzuführen oder die Erſatzvornahme durch die Rheinſchiffahrts⸗Zentral⸗ 
kommiſſion zu dulden. Mit der Durchführung eines ſolchen Planes wird nicht 
mehr gerechnet. 

b) Artikel 363 und 364 geben der Tſchechoſlowakei auf 99 Jahre das 
Recht auf Einrichtung von Freizonen in Hamburg und Stettin. Die 
Tſchechoſlowakei hat eine Freizone nur in Hamburg in Anſpruch genommen. 
Die in Artikel 364 vorgeſehene Entſcheidung einer internationalen Kommiſſion 
iſt am 2. November 1929 erfolgt. Der darauf geſtützte Pachtvertrag nebſt Sonder⸗ 
abmachungen regelt die Frage zur beiderſeitigen Zufriedenheit. Hoheitsrechte 
ſind der Tſchechoſlowakei dabei nicht eingeräumt worden. 

c) Die Beſtimmungen der Artikel 380 bis 386 über den Kieler Kanal. 

Die von Deutſchland vertretene Auffaſſung, daß die Rechte und Pflichten der 
Neutralen den Beſtimmungen der Artikel 380 ff. vorgingen — Weigerung wäh⸗ 
rend des Ruſſiſch⸗Polniſchen Krieges, den mit Kriegsmaterial für Polen beladenen 
Dampfer „Wimbledon“ durchzulaſſen — iſt vom Haager Gerichtshof in der (erjten 
von ihm überhaupt gefällten) Entſcheidung vom 17. Auguſt 1923101 nicht gebilligt 
worden. 

Teil XIII (Arbeit) 


Es handelt ſich, wie bei Teil I (Völkerbund), um eine Sonderregelung, die nur 
unorganiſch mit dem Diktat verbunden iſt. Da die Mitgliedſchaft an die im 
Völkerbund geknüpft iſt, erliſcht die deutſche Mitgliedſchaft auch formell am 
21. Oktober 1936. Auf Grund der Brüskierung des deutſchen Vertreters Dr. Ley 


oo Die nicht mit der Internationalen Donaukommiſſion zu verwechſeln iſt. 
100 Recueil des Traités No 172/173. 
101 Publications de la Cour, Serie A, No. 1. 
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durch die Arbeitervertreter anderer Länder hatte Deutſchland ſchon im Jahre 1933 
ſeine Mitarbeit im weſentlichen eingeſtellt. 


Teil XIV (Bürgſchaften für die Durchführung) 


Die Frage der Rheinlandbeſetzung iſt auf Seite 179 im Zuſammenhang mit den 
territorialen Beſtimmungen behandelt. 

Die Beſtimmung des Artikels 433 über die Zurückziehung der deutſchen Truppen 
aus dem Oſten war eine Übergangsregelung. 


Teil XV ((Verſchiedene Beſtimmungen) 


Artikel 434 iſt oben bei Teil II und III erwähnt!0:. 

Artikel 435, der den Zonenſtreit zwiſchen Frankreich und der Schweiz betrifft, 
und Artikel 436, durch den die Unterzeichner von dem Vertrage zwiſchen Frank⸗ 
reich und Marokko von 1918 Kenntnis nehmen, haben mit dem Diktat nichts 
zu tun. 

Artikel 438, der den Raub des deutſchen Miſſionseigentums beſchönigen will, 
iſt überholt. 

Bei Artikel 439 iſt nicht recht erſichtlich, wie er in die bunte Geſellſchaft des 
Teils XV kommt. Er gehört zu den finanziellen oder den Tributbeſtimmungen 
und beſagt, daß Deutſchland gegen keine der Vertragsmächte Geldforderungen 
wegen einer vor Inkrafttreten des Diktats liegenden Tatſache geltend machen 
kann. Anwendungsfälle find heute kaum noch denkbar. 

Die in Artikel 440 Abſatz 2 vorgeſehene Nachprüfung deutſcher Priſenurteile 
iſt nicht erfolgt. 


Geſamtwürdigung 


Dieſe nüchterne Darſtellung muß nun Leben und Blut durch eine kurze Dar⸗ 
ſtellung deſſen erhalten, was das Diktat von Verſailles für das deutſche Volk 
bedeutet hat und noch bedeutet. Natürlich läßt ſich nicht überall mit völliger Schärfe 
auseinanderhalten, was die Folge der Deutſchland in Verſailles auferlegten 
Friedensbedingungen iſt und was allgemein als Folge des verlorenen Krieges und 
darüber hinaus einer natürlichen geſchichtlichen Entwicklung anzuſehen iſt. 

1. Vorangeſtellt werden müſſen der moraliſche Ausgangspunkt und 
die moraliſchen Wirkungen des Diktats. Das Werk von Verſailles 
iſt, von der äußeren Behandlung der deutſchen Abordnung angefangen, über die 
haßerfüllten und hohnvollen Worte der in Verſailles von den Siegern Deutſch⸗ 
land überſandten Noten bis zu ſeinem Inhalt ſelbſt, ein „Inſtrument einer maß⸗ 
loſen Erpreſſung und ſchmachvollſten Erniedrigung“ es. Die von den Kriegsgegnern 
zunächſt zu Zwecken der Kriegspropaganda erfundene, dann aber auf Grund 
dieſer Propaganda von den feindlichen Völkern ſelbſt geglaubte Behauptung, das 
deutſche Volk und beſonders ſeine Führer ſeien gewöhnliche Verbrecher, iſt zur 
Grundlage des Friedensſchluſſes gemacht worden. Dieſe Einſtellung kommt be⸗ 
ſonders zum Ausdruck in dem erpreßten Kriegsſchuldbekenntnis und in den Bes 
ſtimmungen über die Auslieferung des Kaiſers und der angeblichen Kriegsvers 
brecher, zu denen die meiſten militäriſchen und politiſchen Führer des deutſchen 
Volkes gerechnet wurden. Dieſe Brandmarkung Deutſchlands hat dann ſchließlich 
auch große Teile des deutſchen Volkes an ſich ſelbſt irre gemacht. Von dieſer all⸗ 


102 Seite 178. 
103 Adolf Hitler, „Mein Kampf“, ©. 714. 
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gemeinen Einſtellung der moraliſchen Verfemung hat ſich die Welt nur langſam 
abgewandt, und wenn auch kein vernünftiger Menſch in der Welt heute noch an die 
Kriegsſchuldlüge von Verſailles glaubt, ſind ihre Folgen noch heute nicht annähernd 
überwunden. Die franzöſiſche Propaganda war dabei darauf bedacht, jede ſelbſt⸗ 
verſtändliche Regung des deutſchen Volkes, von den unerträglichen Feſſeln des 
Diktates freizukommen, wiederum als Verbrechen hinzuſtellen. Heute wird der 
Kampf unter der Maske der Verächtlichmachung des Nationalſozialismus weiter⸗ 
geführt. N 

2. Während ſo höchſte moraliſche Grundſätze zu einer dauernden Erniedrigung 
des deutſchen Volkes mißbraucht wurden, dient die gleiche Ideologie dazu, den 
Machtſpruch von Verſailles zu verewigen. In den Dienſt dieſes Gedankens iſt 
beſonders von vornherein der Völkerbund geſtellt worden. An Stelle einer 
Friedensorganiſation gleichberechtigter Staaten iſt dieſer Völkerbund von Ver⸗ 
ſailles ein Organ zur Gewährleiſtung und Durchführung der Friedensbedingun⸗ 
gen geworden. Der Gedanke Wilſons, die Bundesſatzung mit dem Diktat von 
Verſailles unlösbar zu verknüpfen, war freilich in den profeſſoralen Gedanken⸗ 
gängen des Präſidenten der Vereinigten Staaten anders gemeint geweſen. Aus 
den Quellen iſt nachweisbar, daß Wilſon gerade durch die Verbindung des Völker⸗ 
bundes mit dem Diktat und beſonders durch den Artikel 19 der Bundesſatzung den 
beſiegten Mächten einen Rettungsring hat zuwerfen wollen. Frankreich hat aber 
dieſe Verbindung ſofort in ſeinem Sinn auszubeuten verſtanden. So wurde der 
Völkerbund auf weiten Gebieten zum Vollſtreckungsorgan der Siegermächte. Deutſch⸗ 
land blieb in dieſer Gemeinſchaft eine rechtloſe und zweitklaſſige Nation, wie es in 
dem Aufruf des Führers und Reichskanzlers vom 14. Oktober 1933 heißt. Aus 
dieſer Verſtrickung war die Austrittserklärung vom gleichen Tage die befreiende 
Tat. 

3. Von den materiellen Beſtimmungen des Diktats, die heute noch das Geſetz 
Europas find, nimmt die in Verſailles geſchaffene territoriale Regelung 
den erſten Platz ein. Dabei muß das Diktat von Verſailles im Zuſammenhang 
mit den anderen Pariſer Vorortverträgen betrachtet werden. Die in dieſen Ver⸗ 
trägen getroffene Regelung iſt zu einem Teil als der Ausdruck des natürlichen 
Verlaufs der Weltgeſchichte anzuſehen. Die Auflöſung der alten öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Monarchie ſtand zu Beginn des zwanzigſten Jahrhunderts faſt zwangs⸗ 
läufig bevor. Die Umgeſtaltung der Landkarte Südoſteuropas war eine Fort⸗ 
ſetzung des großen geſchichtlichen Vorganges, der mit der Befreiung Griechenlands 
von dem türkiſchen Joch ſchon im Jahre 1821 begonnen hatte, oder, in noch größeren 
Zuſammenhängen geſehen, der Abſchluß des gewaltigen Kampfes, den die iſlamiſchen 
Osmanen ſeit dem vierzehnten Jahrhundert gegen die europäiſche Chriſtenheit 
geführt hatten. Die Entſtehung oder Wiedererſtehung der nationalen Staaten am 
Rande des alten ruſſiſchen Reichs war gleichfalls ein Ereignis, das nach dem Er⸗ 
wachen des Nationalgefühls im neunzehnten Jahrhundert kaum aufzuhalten war. 
Die Regelung, die nun innerhalb dieſes geſchichtlichen Verlaufs durch die zufälligen 
Machthaber von 1919 mit dem Anſpruch auf Ewigkeitsgeltung getroffen wurde, 
entſprach in keiner Weiſe den hohen Ideen, mit denen die neue Ordnung der Welt 
verkündet wurde. Man braucht ſich nur einmal den Vertrag von Sĩvres vorzu⸗ 
nehmen, der dank dem tapferen Widerſtand des türkiſchen Volks nicht in Kraft 
getreten iſt, um zu ſehen, mit welchem Eigennutz und welchem Leichtſinn die Macht⸗ 
haber über das Schickſal der Völker ſchalten zu können glaubten, wie zufällig aber 
auch dieſe Entſcheidungen waren. In dieſem Zuſammenhang muß ganz beſonders 
auch des Unrechts gedacht werden, das Ungarn durch den Vertrag von Trianon 
zuteil geworden iſt, ebenſo wie auch des Schickſals Bulgariens im Vertrag von 
Neuilly. Der Blick Deutſchlands bleibt aber vor allem auf die Schaffung eines 
künſtlich auf kleinſten Raum beſchränkten Deutſch⸗Oſterreichs durch den Vertrag von 
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St. Germain gerichtet. Die erzwungene Fernhaltung des deutſchen Grenzvolks vom 
Deutſchen Reich kann vor der Geſchichte keinen Beſtand haben. In beſonderem Maße 
haben ſich ſchließlich Unverſtand und böſer Wille an den deutſchen Oſtgrenzen 
vergriffen. Bei allen dieſen Regelungen wurden geſchichtliche, völkiſche und geo⸗ 
graphiſche Geſichtspunkte durcheinandergewürfelt, und jedesmal einer dieſer Geſichts⸗ 
punkte zum Nachteil der beſiegten Staaten willkürlich angewandt. Manche Regelungen, 
wie der Raub von Eupen⸗Malmedy und der deutſchen Kolonien, 
laſſen ſich durch keinen dieſer Geſichtspunkte rechtfertigen. 

4. Freilich haben die Siegermächte gerade auf territorialem Gebiete nach dem 
Widerſtand der Vereinigten Staaten und zum Teil auch Englands nicht alle ihre 
Ziele erreicht. Hätte jede dieſer Mächte die Forderungen durchgeſetzt, die ſie im 
Jahre 1919 zunächſt angemeldet hatten, ſo läge heute im Weſten die deutſche Grenze 
am Rhein, im Oſten wären ganz Oſtpreußen und Schleſien und dazu noch Teile 
Pommerns an Polen gefallen. Im Norden würde, obwohl Dänemark ſelbſt die 
Forderung nicht vertrat, ein Teil deutſcheſter Erde verloren worden ſein. Wir 
müſſen uns vor allen Dingen immer wieder daran erinnern, daß die in Paris 
von Frankreich vertretene Forderung der Rheingrenzen nicht ein augen⸗ 
blicklicher Einfall dieſes oder jenes Staatsmannes geweſen iſt, ſondern ſeit den 
Zeiten Richelieus ein dauernder Beſtandteil der franzöſiſchen Politik iſt. Dabei 
wollte Frankreich auf dem linken Rheinufer zunächſt durch Angliederung des Saar⸗ 
beckens ſein eigentliches Staatsgebiet vergrößern und im übrigen ſogenannte 
autonome Gebilde ſchaffen, die von jeder politiſchen, militäriſchen und wirtſchaft⸗ 
lichen Verbindung mit Deutſchland gelöſt ſein ſollten. Dieſe franzöſiſchen Wünſche 
haben in abgeſchwächter Form an drei Stellen ihren Eingang in das Diktat von 
Verſailles gefunden, nämlich in den Beſtimmungen über die Rheinlandsbeſetzung, 
über das Saargebiet und über die Entmilitarifierung des linken Rheinufers und 
einer breiten Zone öſtlich des Stromes. Es iſt wiederum aus den Quellen nad: 
weisbar, daß Frankreich noch in Verſailles und ſpäter den Wunſch und die Hoffnung 
gehabt hat, aus dieſer widerwillig zugeſtandenen Löſung doch zu ſeinen dauernden 
Zielen zu gelangen. Unter anderem kam dies in den künſtlichen rheiniſchen Los⸗ 
löſungsbeſtrebungen in den Jahren 1919, 1923 und 1924 zum Ausdruck. Der Ruf 
Frankreichs nach neuen Sicherheiten hängt mit dieſer in ihren weſentlichen Teilen 
geſcheiterten Rheinlandpolitik aufs engſte zuſammen. 

5. Ein weiteres franzöſiſches Kriegsziel war aber, über die Loslöſung des linken 
Rheinufers hinaus, die Zertrümmerung des Deutſchen Reichs. Das 
Rad der Weltgeſchichte ſollte über 1870 und 1864 hinaus rückwärts gedreht werden. 
An die Stelle Deutſchlands ſollten wieder die ohnmächtigen Gebilde deutſcher 
Kleinſtaaten treten, wobei Preußen in ſeine Grenzen des ſiebzehnten Jahrhunderts 
zurückgeſchlagen werden ſollte. Daß dieſes die wirklichen franzöſiſchen Ziele waren, 
iſt nicht eine Mutmaßung, ſondern gleichfalls quellenmäßig zu belegen. Hier hat 
nun freilich das Diktat von Verſailles gerade die umgekehrten Folgen gezeitigt 
als es Frankreich erhofft hatte. Wenn die Inanſpruchnahme der natürlichen Kräfte: 
quellen der Länder, die die Reichsgewalt ſtärkten, im Anfang auch vorzugsweiſe 
gerade im Dienſt der Erfüllungspolitik geſtanden hat, ſo verdanken wir es doch 
auch letzten Endes dem Diktat von Verſailles, daß nunmehr der Nationalſozialis⸗ 
mus im Begriff iſt, den uralten Traum der deutſchen Einheit zu verwirklichen. 


6. Die territorialen Beſtrebungen des Diktats brachten viele Millionen deutſcher 
Volksgenoſſen unter fremde Herrſchaft. Dieſem offenkundigen Verſtoß gegen den 
von Wilſon verkündeten Grundſatz des Selbſtbeſtimmungsrechtes ſollte an Wirkung 
jedenfalls etwas dadurch entzogen werden, daß den neugegründeten Staaten der 
Minderheitenſchutz auferlegt wurde. Als wie ſchwach ſich dieſes Schutz— 
mittel erwieſen hat, iſt in einem anderen Teil dieſes Werkes gezeigt. 
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7. Während nach dem vierten Wilſonpunkte und den Bedingungen des Vor⸗ 
friedens „angemeſſene Garantien gegeben und genommen werden ſollten“, daß die 
nationalen Räftungen auf den niedrigſten, mit der inneren Sicherheit der Staaten 
zu vereinbarenden Punkt herabgeſetzt werden ſollten und die Beſtimmungen des 
Diktats nur eine Vorleiſtung Deutſchlands auf dem Gebiete der Abrüſtung 
darſtellen ſollten, wurden dieſe Beſtimmungen zu dem Verſuch benutzt, Deutſchland 
in einem dauernden Zuſtand der Wehrungleichheit zu halten. Auch die grund⸗ 
ſätzliche Anerkennung der deutſchen Gleichberechtigung in der Erklärung der Mächte 
vom 11. Dezember 1932 hat nicht dazu geführt, die berechtigten Forderungen 
Deutſchlands auch in der Praxis anzuerkennen. In dem Kampfe gegen Verſailles 
ſteht die deutſche Forderung auf gleiche Sicherheit und gleiche Wehr nunmehr im 
Mittelpunkt der politiſchen Kämpfe. Auch hier wird auf die Behandlung der Frage 
an anderer Stelle dieſes Werkes verwieſen. Hier ſei nur hervorgehoben, daß in 
dieſen Zuſammenhang nicht nur die Fragen der Organiſation, der Mannſchafts⸗ 
ſtärke und der Ausrüſtung von Heer, Flotte und Luftflotte gehören, ſondern eben» 
ſoſehr die Beſchränkungen, die Deutſchland auf dem rein defenſiven Gebiete der 
Befeſtigung auferlegt find. Der Entmilitariſierung der Rheinlande iſt bereits oben 
gedacht worden. Schließlich gehören in dieſen Zuſammenhang auch noch die Be⸗ 
ſtimmungen über den Kieler Kanal. 

8. Eine weitere große geſchichtliche Wandlung hat ſich für das deutſche Volk 
dadurch vollzogen, daß es durch das Diktat von Verſailles von dem Beſtreben, ein 
Weltreich wie England zu werden, wieder auf ſeine kontinentalen Aufgaben zurück⸗ 
geführt worden iſt. Die Vernichtung der deutſchen Kriegsflotte und die Fortnahme 
der deutſchen Kolonien ſind die äußeren Zeichen dieſer Entwicklung. Freilich hat 
ſich der Raub der deutſchen Handelsflotte und die Verdrängung 
Deutſchlands aus allen ſeinen internationalen Poſitionen 
nicht ganz ſo ausgewirkt, wie es die Siegermächte, beſonders England, gewollt 
hatten. 

9. Dieſer Punkt leitet über zu den wirtſchaftlichen Folgen des Diktats. 
Das Vorkriegsdeutſchland hatte ſeine Hauptaufgabe darin geſehen, die deutſche 
Induſtrie auf Koſten der Landwirtſchaft zu entwickeln, um auf dem Wege der 
Ausfuhr induſtrieller Erzeugniſſe im Austauſch gegen Lebensmittel und Rohſtoffe 
einen Ausgleich zu finden und gleichzeitig Weltpolitik zu betreiben. Jetzt hat, nur 
zum Teil als Folge von Verſailles, eine Strukturänderung ſtattgefunden, die mit 
der Machtergreifung durch den Nationalſozialismus zu einem Geſinnungswechſel 
geführt hat. Das deutſche Volk hat ſich jetzt wieder darauf beſonnen, daß die 
ſtarken Wurzeln ſeiner Kraft in erſter Linie im deutſchen Bauerntum liegen. Die 
Wiederaufnahme des Wirtſchaftskrieges gegen Deutſchland unter der Form des 
von den Juden in der Welt organiſierten Boykotts deutſcher Waren verſtärkt 
zwangsweiſe das Beſtreben, für Rohſtoffe und Lebensmittel vom Weltmarkt in zu⸗ 
nehmendem Maße unabhängig zu werden. In der Form, wie dieſes jetzt vom 
deutſchen Volk als mittelbare und ſpäte Folge des Diktats verſucht werden muß, 
iſt dies ganz gewiß kein Selbſtzweck. Auch darf die ſtärkere Zuwendung zum 
inneren Markt nicht als ein Verzicht auf den alten Hanſegeiſt ausgelegt werden, 
der immer wieder ſein Feld in der Welt ſehen wird. 

10. In der Geſchichte der fünfzehn Jahre ſeit Friedensſchluß nimmt die Tribut⸗ 
1 rage einen entſcheidenden Raum ein. In dieſer Arbeit iſt auf eine Darlegung 
ihrer Geſchichte verzichtet worden, weil die Tributfrage ihren Abſchluß gefunden 
hat. Es gibt wohl kein Kapitel der Geſchichte, das deutlicher als dieſes zeigt, wohin 
böſer Wille und überhebliche Verblendung führen können. Die ſelbſtverſtändliche 
Wahrheit, daß Zahlungen von Land zu Land nur durch Waren, Dienſte — und 
in beſchränktem Umfang durch Gold — erfolgen können, war ſchon im Jahre 1919 
von Lloyd George klar erkannt worden, ebenſo wie die Tatſache, daß die Bezahlung 
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der Tribute in Waren dem engliſchen Intereſſe vollkommen zuwiderlief!“. 
Welcher Umwege und welcher Leiden hat es indes bedurft, bis dieſe einfache Tat⸗ 
ſache zur Grundlage der praktiſchen Politik gemacht wurde. Der Bogen war in dem 
Augenblick überſpannt, als am 10. Januar 1923 franzöſiſche und belgiſche Truppen 
unter dem Vorwand einiger nicht gelieferter Telegraphenſtangen und Kohlen in 
das Ruhrgebiet einfielen. Von dieſem Augenblick an hatte die franzöſiſche Repa⸗ 
rationspolitik nicht mehr die engliſche Unterſtützung. Trotzdem folgte dann noch 
der Dawes⸗Plan, der Deutſchland unter die Herrſchaft eines ganzen Netzes frem⸗ 
der Kommiſſionen brachte, und der Young⸗Plan, deſſen Urheber es noch im Jahre 
1929 für möglich hielten, das deutſche Volk auf Generationen hinaus unter Tri⸗ 
butpflicht zu halten. Durch ein merkwürdiges Gemiſch politiſcher Ziele und privat⸗ 
kapitaliſtiſcher Intereſſen in der Zeit zwiſchen den beiden Tributplänen floß das 
Geld, das Deutſchland als Tribut wieder abliefern mußte, auf dem Anleihewege 
zu wucheriſchen Zinſen nach Deutſchland hinein. Trotz der Beſeitigung der Tribut⸗ 
pflicht im Abkommen von Lauſanne leidet noch heute jedes Land und jeder einzelne 
an den Folgen dieſer Politik der geborgten Reparationen. Die etwa ſiebzig 
Milliarden Mark, um die Deutſchland durch die ſogenannten Reparationen 
und durch die zahlreichen daneben herlaufenden Formen der Tribute ärmer gewor⸗ 
den iſt, ſtellen einen Verluſt an Subſtanz dar, der ein Hauptgrund unſerer wirt⸗ 
ſchaftlichen Not iſt. 

11. Neben dieſen Hauptpunkten bleiben, wie wir geſehen haben, noch eine Reihe 
von anderen Gebieten beſtehen, auf denen Deutſchland nicht gleichberechtigt behandelt 
wird. Im allgemeinen iſt zu jagen, daß von den Teilen IX bis XV heute nicht mehr 
viel übriggeblieben iſt. Insbeſondere iſt die unterſchiedliche Behandlung auf wirt⸗ 
ſchaftlichem Gebiete auch in den Beſtimmungen, die formell noch als zu Recht 
beſtehend angeſehen werden könnten, in der Praxis durch neue, meiſt zweiſeitige 
Vereinbarungen erſetzt, die dieſe Diskriminierungen beſeitigen. Wir greifen aus dem, 
was noch bleibt, vor allem die Beſtimmungen über die Internationaliſie⸗ 
rung der deutſchen Ströme heraus. Der Gedanke, daß ſich die Uferſtaaten 
eines Stromes, der mehrere Gebiete durchläuft oder ihre Grenze bildet, zu einer 
gemeinſamen Regelung beſtimmter Fragen zuſammenſchließen, iſt an ſich nur natür⸗ 
lich. Er iſt aber in Verſailles wieder zum Nachteil Deutſchlands dadurch verfälſcht 
worden, daß an Stelle freier Vereinbarungen der Uferſtaaten ein einſeitig Deutſch⸗ 
land belaſtendes Regime getreten iſt, daß dieſes Regime nicht frei vereinbart iſt, 
ſondern Deutſchland auferlegt iſt, daß die deutſchen Stimmen überall in der Minder⸗ 
heit blieben, und daß auch Nichtuferſtaaten ohne jedes ſichtbare Intereſſe in den 
Stromausſchüſſen mitbeſtimmen. Dazu tritt in der Rheinſchiffahrts-Zentral⸗ 
kommiſſion noch die Beſtimmung des franzöſiſchen Dauer Vorſitzes. 

12. Was die arbeitsrechtlichen Beſtimmungen des Vertrages betrifft, ſo ſei hier 
nur ſoviel gejagt, daß ſie in ihrer grundſätzlichen Konſtruktion, die es den Ver⸗ 
tretern der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer eines jeden Landes ermöglicht, in 
Genf ihre Stimme gegeneinander und gegen die Stimme der eigenen Regierung 
abzugeben, mit den grundlegenden Gedanken des neuen Reiches nicht vereinbar 
ſind. Davon bleibt aber der Gedanke unberührt, daß gerade auf ſozialem Gebiet 
viele Fragen nur im Wege der zwiſchenſtaatlichen Zuſammenarbeit zu löſen ſind. 


Das Schlußwort zu dieſem Werke des Unfriedens kann kurz ſein. Unverändert 
bleibt das Ziel des deutſchen Volkes, wie es ſchon im Punkt 2 des national⸗ 
ſozialiſtiſchen Parteiprogramms im Jahre 1920 aufgeſtellt iſt: Gleichberech⸗ 
tigung und Aufhebung des Vertrages von Verſailles. Das 


10% Lloyd George zu Ridell am 30. November 1918: «They can pay only by means of 
gold or goods. We do not mean to take their goods, because that would prejudice our 


trade. „ (Ridell S. 3.) 
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Wort Aufhebung läßt die Formen offen, in denen ſich der Kampf gegen das Diktat 
zu vollziehen hat. Auch hier gilt, was allgemein vom Parteiprogramm gilt, daß 
Tempo, Maß, Inhalt und Methode der Verwirklichung ſich ausſchließlich nach 
dem Willen des Führers beſtimmen. In dieſem Kampfe um Gleichberechtigung 
und Aufhebung des Diktats ſtehen wir mitten drin. Zum Siege wird uns nicht 
eine wehleidige und weinerliche Einſtellung gegenüber dem uns angetanen Unrecht 
führen, ſondern nur der entſchloſſene Wille. Die Welt weiß aber auch, an die 
deutſche Loſung nach dem Willen des Führers auch lautet: 


Gleich berechtigung und Frieden! 


Woermann 


Überſetzung Anlage 
Die vierzehn Punkte der Kongreßrede vom 8. Januar 1918 


Das Programm des Weltfriedens iſt daher unſer Programm, und dieſes Pro⸗ 
gramm — unſerer Auffaſſung nach das einzig mögliche — iſt folgendes: 

I. Offene Friedensverträge, die offen zuſtande gekommen find, und danach ſollen 
keine geheimen internationalen Vereinbarungen irgendwelcher Art mehr getrof⸗ 
fen werden, ſondern die Diplomatie ſoll immer offen und vor aller Welt arbeiten. 

II. Vollkommene Freiheit der Schiffahrt auf den Meeren, außerhalb der Küſten⸗ 
gewäſſer, ſowohl im Frieden als auch im Kriege, außer inſoweit, als die Meere 
ganz oder teilweiſe durch internationale Maßnahmen zur Erzwingung interna⸗ 
tionaler Abmachungen geſchloſſen werden mögen. 

III. Beſeitigung aller wirtſchaftlichen Schranken, ſoweit möglich, und Errich⸗ 
tung gleicher Handelsbedingungen unter allen Nationen, die dem Frieden zuſtim⸗ 
men und ſich zu ſeiner Aufrechterhaltung zufſammenſchließen. 

IV. Austauſch ausreichender Garantien dafür, daß die nationalen Rüſtungen 
1 niedrigſte, mit der inneren Sicherheit vereinbarte Maß herabgeſetzt 
werden 

V. Eine freie, weitherzige und unbedingt unparteiiſche Schlichtung aller kolo⸗ 
nialen Anſprüche, die auf einer genauen Beobachtung des Grundſatzes fußt, daß 
bei der Entſcheidung aller derartigen Souveränitätsfragen die Intereſſen der be⸗ 
troffenen Bevölkerung ein ebenſolches Gewicht haben müſſen wie die berechtigten 
Forderungen der Regierung, deren Rechtsanſpruch beſtimmt werden ſoll. 

VI. Räumung des ganzen ruſſiſchen Gebiets und eine ſolche Regelung aller 
Rußland betreffenden Fragen, die ihm die beſte und freieſte Zuſammenarbeit der 
anderen Nationen der Welt für die Erlangung einer unbeeinträchtigten und un⸗ 
behinderten Gelegenheit zur unabhängigen Beſtimmung ſeiner eigenen politiſchen 
Entwicklung und nationalen Politik ſicherſtellt und es eines aufrichtigen Will⸗ 
komms in dem Bunde der freien Nationen unter von ihm ſelbſt gewählten Staats⸗ 
einrichtungen verſichert, und darüber hinaus die Gewährung von Beiſtand jeder 
Art, deſſen es bedürfen und ſelbſt wünſchen ſollte. Die Rußland in den nächſten 
Monaten von ſeinen Schweſternationen gewährte Behandlung wird der Prüfſtein 
für deren gute Abſichten und ihr Verſtändnis für ſeine Bedürfniſſe zum Unter⸗ 
ſchied von ihren eigenen Intereſſen ſowie für ihre verſtändige und ſelbſtloſe . 
pathie ein. 

VII. Belgien muß, wie die ganze Welt übereinſtimmen wird, geräumt und wie⸗ 
derhergeſtellt werden, ohne jeden Verſuch, ſeine Souveränität, deren es ſich ebenſo 
wie alle anderen freien Nationen erfreut, zu beſchränken. Keine andere Einzel⸗ 
handlung wird ſo wie dieſe dazu dienen, das Vertrauen unter den Nationen 
zu den Geſetzen wiederherzuſtellen, die ſie ſelbſt für die Regelung der Beziehungen 
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untereinander aufgeſtellt und feſtgeſetzt haben. Ohne dieſen heilenden Akt ift die 
ganze Struktur und Geltung des Völkerrechts für immer erſchüttert. 

VIII. Alles franzöſiſche Gebiet ſollte befreit und die beſetzten Teile ſollten wies 
derhergeſtellt werden, und das Frankreich von Preußen im Jahre 1871 hinſichtlich 
Elſaß⸗Lothringens angetane Unrecht, das den Weltfrieden während eines Zeit⸗ 
raumes von nahezu fünfzig Jahren in Frage geſtellt hat, ſollte wieder gutgemacht 
werden, damit erneut Friede im Intereſſe aller gemacht werde. 

IX. Es ſollte eine Berichtigung der Grenzen Italiens nach den klar erkennbaren 
Linien der Nationalität durchgeführt werden. 

X. Den Völkern Oſterreich⸗Ungarns, deren Platz unter den Völkern wir ſicher⸗ 
geſtellt und zugeſichert zu ſehen wünſchen, ſollte die freieſte Gelegenheit zu auto⸗ 
nomer Entwickelung gewährt werden. 

XI. Rumänien, Serbien und Montenegro ſollten geräumt werden; beſetzte Ge: 
biete ſollten wiederhergeſtellt werden; Serbien ſollte freier und ſicherer Zugang 
zum Meere gewährt werden; und die Beziehungen der verſchiedenen Balkan⸗ 
ſtaaten zueinander ſollten durch freundſchaftliche Verſtändigung gemäß den ge⸗ 
ſchichtlich feſtſtehenden Grundlinien von Zugehörigkeit und Nationalität beſtimmt 
werden. Auch ſollten internationale Bürgſchaften für die politiſche und wirt⸗ 
ſchaftliche Unabhängigkeit ſowie für die territoriale Unverletzlichkeit der e 
denen Balkanſtaaten übernommen werden. 

XII. Den türkiſchen Teilen des gegenwärtigen Osmaniſchen Reiches ſollte eine 
ſichere Souveränität, den anderen derzeit unter türkiſcher Herrſchaft ſtehenden 
Nationalitäten aber eine unzweifelhafte Sicherheit der Exiſtenz und unbeein⸗ 
trächtigte Gelegenheit für autonome Entwicklung zugeſichert werden; auch ſollten 
die Dardanellen unter internationaler Garantie dauernd als ein freier Durchgang 
für die Schiffe und den Handel aller Nationen geöffnet werden. 

XIII. Es ſollte ein unabhängiger polniſcher Staat errichtet werden, der die von 
unbeſtritten polniſcher Bevölkerung bewohnten Gebiete einſchließen ſollte, dem 
ein freier und ſicherer Zugang zum Meere zugeſichert werden ſollte und deſſen 
politiſche und wirtſchaftliche Unabhängigkeit und territoriale Unverletzlichkeit durch 
internationales Abkommen garantiert werden ſollten. 

XIV. Es muß zum Zwecke wechſelſeitiger Garantieleiſtung für politiſche Unab⸗ 
hängigkeit und territoriale Unverletzlichkeit der großen wie der kleinen Staaten 
unter Abſchluß ſpezifiſcher Vereinbarungen eine allgemeine Geſellſchaft von 
Nationen gebildet werden. 


Die vier Punkte der Kongreßrede vom 11. Februar 1918 


Die anzuwendenden Grundſätze ſind die folgenden: 

Erſtens, daß jeder Teil der ſchließlichen Auseinanderſetzung auf der dem betref⸗ 
fenden Falle innewohnenden Gerechtigkeit und ſolchen Adjuſtierungen aufgebaut 
ſein muß, von denen die Herbeiführung eines Friedens von Dauer am wahr: 
ſcheinlichſten iſt. 

Zweitens, daß Völker und Provinzen nicht von einer Souveränität zur anderen 
verſchachert werden dürfen, gerade als ob ſie bloße Gegenſtände oder Steine in 
einem Spiele wären, ſei es auch in dem nunmehr für immer diskreditierten 
Spiele des Mächtegleichgewichts; ſondern 

Drittens, daß jede durch dieſen Krieg aufgeworfene territoriale Regelung im 
Intereſſe und zugunſten der beteiligten Bevölkerungen getroffen werden muß, 
und nicht als Teil eines bloßen Ausgleiches oder eines Kompromiſſes der Ans 
ſprüche rivaliſierender Staaten, und 

Viertens, daß allen klar umſchriebenen nationalen Beſtrebungen die weit⸗— 
gehendſte Befriedigung gewährt werden ſoll, die ihnen gewährt werden kann, 
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ohne neue Elemente von Zwiſt und Gegnerſchaft zu ſchaffen oder alte derartige 
Elemente zu verewigen, die wahrſcheinlich mit der Zeit den Frieden Europas und 
ſomit der Welt ſtören würden. 


Die vier Punkte der Mount⸗Vernon⸗Rede vom 4. Juli 1918 


Folgendes find die Ziele, für die die verbundenen Völker der Welt kämpfen 
und die ihnen zugeſtanden werden müſſen, ehe Friede ſein kann: 

I. Die Vernichtung jeder willkürlichen Macht allerorts, die für fi allein, 
heimlich und nach eigener Wahl den Weltfrieden ſtören kann, oder, wenn ſie zur 
Zeit nicht vernichtet werden kann, wenigſtens ihre Herabdrückung zu tatſächlicher 
Machtloſigkeit. 

II. Die Regelung aller Fragen, mögen ſie Staatsgebiet, Souveränität, wirt⸗ 
ſchaftliche Vereinbarungen oder politiſche Beziehungen betreffen, auf der Grund⸗ 
lage der freien Annahme dieſer Regelung ſeitens des dadurch unmittelbar be⸗ 
troffenen Volkes, und nicht auf der Grundlage des materiellen Intereſſes oder 
Vorteiles irgendeiner anderen Nation oder irgendeines anderen Volkes, das um 
ſeines äußeren Einfluſſes oder ſeiner Vorherrſchaft willen eine andere Regelung 
wünſchen könnte. 

III. Die Einwilligung aller Nationen, ſich in ihrem Verhalten zueinander von 

denſelben Grundſätzen der Ehre und der Achtung vor dem gemeinen Recht der 
zivilifierten Geſellſchaft leiten zu laſſen, die für die einzelnen Bürger aller mo» 
dernen Staaten in ihren Beziehungen zueinander gelten, dergeſtalt, daß alle 
Verſprechen und Abmachungen gewiſſenhaft beobachtet, daß keine Sonderanſchläge 
und Verſchwörungen angezettelt werden, daß keine ſelbſtſüchtigen Schädigungen 
ungeſtraft zugefügt werden, und daß wechſelſeitiges Vertrauen geſchaffen werde 
auf der vornehmen Grundlage wechſelſeitiger Achtung vor dem Recht. 
IV. Die Errichtung einer Friedensorganiſation, die es ſicherſtellen ſoll, daß 
die Geſamtmacht der freien Nationen jede Rechtsverletzung verhüten und dazu 
dienen wird, Frieden und Gerechtigkeit dadurch noch ſicherer zu machen, daß ſie 
ein beſtimmtes Tribunal der Meinung ſchafft, dem alle ſich beugen müſſen, und 
durch das jede internationale Readjuſtierung, über die ſich die direkt beteiligten 
Völker nicht freundſchaftlich einigen können, ſanktioniert werden ſoll. 

Dieſe großen Ziele laſſen ſich in einem Satze zuſammenfaſſen. Was wir ſuchen 
iſt die Herrſchaft des Rechtes, gegründet auf die Zuſtimmung der Regierten und 
geſtützt durch die organiſierte Meinung der Menſchheit. 


Die fünf Punkte der Nede in Neuyork vom 27. September 1918 


Folgendes ſind einzelne der beſonderen Punkte, und ich gebe ſie mit um ſo 
größerem Vertrauen kund, als ich ſie autoritativ als diejenigen erklären kann, 
die die Auffaſſung dieſer Regierung von ihrer Pflicht in bezug auf den Frieden 
wiedergeben: 

Erſtens: Die unparteiiſche Gerechtigkeit, die zugemeſſen wird, darf keine Unter⸗ 
ſcheidung zwiſchen denen mit ſich bringen, denen gegenüber wir gerecht zu ſein 
wünſchen, und jenen, denen gegenüber wir nicht gerecht zu ſein wünſchen. Es muß 
eine Gerechtigkeit ſein, die keine Begünſtigungen und keine Abſtufungen kennt, 
ſondern nur die gleichen Rechte der beteiligten Völker. 

Zweitens: Kein beſonderes, abgeſondertes Intereſſe irgendeiner einzelnen Nation 
oder irgendeiner Gruppe von Nationen kann zur Grundlage irgendeines Teiles der 
Abkommen gemacht werden, wenn es ſich nicht mit dem gemeinſamen Intereſſe 
aller verträgt. 

Drittens: In der gemeinſamen Familie des Völkerbundes kann es keine Bünde 
oder Bündniſſe oder ſpezielle Verträge und Vereinbarungen geben. 
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Viertens: Mehr ſpezifiſch gejagt, es kann innerhalb des Völkerbundes keine bes 
ſonderen ſelbſtiſchen wirtſchaftlichen Kombinationen geben, und keine Anwendung 
irgendwelcher Form von wirtſchaftlichem Boykott oder Ausſchließung, außer ins 
ſoweit, als die wirtſchaftliche Strafgewalt vermittelſt Ausſchließung von den Welt⸗ 
märkten dem Völkerbunde ſelbſt als Mittel der Diſziplin und Kontrolle erteilt wird. 

Fünftens: Alle internationalen Abmachungen und Verträge jeder Art müſſen 
in ihrem vollſtändigen Umfange dem Reſt der Welt bekanntgegeben werden. 

Beſondere Bündniſſe ſowie wirtſchaftliche Rivalitäten und Feindſchaften ſind in 
der modernen Welt eine ergiebige Quelle für Pläne und Leidenſchaften geweſen, 
die Krieg erzeugen. Ein Friede, der ſie nicht in beſtimmten und bindenden Aus⸗ 
drücken ausſchlöſſe, würde ſowohl ein unaufrichtiger als auch ein ungewiſſer 
Friede ſein. 

Woermann 
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Die Verſailler Kriegsſchuldtheſe 


Die Verſailler Kriegsſchuldtheſe, d. h. die Auffaſſung der alliierten und aſſozi⸗ 
ierten Regierungen über die Verantwortlichkeit für den Weltkrieg findet ſich im 
Verſailler Diktatfrieden a) in der Präambel und b) im Artikel 231, dem erſten 
Artikel des Abſchnittes VIII über die Wiedergutmachungen. 


a) Die Präambel: Die auf den Urſprung des Krieges bezügliche Stelle hat nach⸗ 
ſtehenden Wortlaut: Die alliierten und aſſoziierten Mächte haben gleichfalls den 
Wunſch, 

„an die Stelle des Krieges, in den ſie nacheinander unmittel⸗ oder mittelbar 

verwickelt worden find, und der in der Kriegserklärung Öfterreih- Ungarns 

an Serbien vom 28. Juli 1914, in den Kriegserklärungen Deutſchlands 

an Rußland vom 1. Auguſt und an Frankreich vom 3. Auguſt 1914 

ſowie in dem Einfall in Belgien ſeinen Urſprung hat, einen feſten, gerechten 

und dauerhaften Frieden treten zu laſſen“. 


Die Auffaſſung der Präambel, daß der Krieg in den Kriegserklärungen ſeinen 
„Urſprung“ hat, iſt unzutreffend. Der Urſprung des Krieges zwiſchen Sſterreich 
und Serbien ſowie zwiſchen Deutſchland und den drei genannten Großmächten muß 
auf Ereigniſſe zurückgeführt werden, die zeitlich vor den Kriegserklärungen lagen. 
So iſt der Urſprung des Krieges zwiſchen Oſterreich und Serbien nicht in der 
Kriegserklärung Sſterreich-Ungarns zu ſehen, ſondern in der Ablehnung der Forde⸗ 
rungen Sſterreich⸗-Ungarns durch Serbien. Dieſer Auffaſſung war 1914 auch 
Serbien, das bereits nach Abbruch der diplomatiſchen Beziehungen am 25. Juli mit 
der ſofortigen Eröffnung der Feindſeligkeiten gerechnet und Belgrad geräumt hat. 


Den Urſprung des Krieges zwiſchen Deutſchland und Rußland darf man eben: 
falls nicht in der deutſchen Kriegserklärung an Rußland ſehen, ſondern in der am 
30. Juli abends befohlenen allgemeinen ruſſiſchen Mobilmachung. Die Mobil: 
machung eines Heeres iſt mit ſeinem Aufmarſch an der Grenze aufs engſte ver: 
knüpft, bedroht die Sicherheit des Nachbarſtaates aufs ſchwerſte und verlangt 
Abwehrmaßnahmen. Eine Gegenmobilmachung iſt hierfür nicht immer ausreichend. 
So war es 1914. Die deutſche allgemeine Mobilmachung am 1. Auguſt genügte 
nicht, um die durch die ruſſiſche Mobilmachung in Verbindung mit der franzöſiſchen 
bedrohte Sicherheit des Deutſchen Reiches wiederherzuſtellen. Dieſe Auffallung 
teilte auch der britiſche Botſchafter in Petersburg, Sir G. Buchanan, der den 
ruſſiſchen Außenminiſter davor warnte, den Krieg übereilt durch die „Mobilis 
ſierung“ herbeizuführen, weil er genau überſah, daß, wenn Rußland mobiliſiere, 
Deutſchland ſich nicht mit bloßer Mobilmachung begnügen könnte, „ſondern wahr: 
ſcheinlich ſofort den Krieg erklären würde“ (Brit. Dok. 125). Abgeſehen hiervon 
hatten ſchon vor der Übergabe der deutſchen Kriegserklärung ruſſiſche Koſaken⸗ 
abteilungen die Grenze überſchritten (Reichsarchiv: „Der Weltkrieg 1914—1918“, 
Bd. II S. 47). 


Die Notifizierung des Kriegszuſtandes zwiſchen Deutſchland und Frankreich 
beruhte formal auf den bereits eingetretenen Feindſeligkeiten, die allerdings zum 
Teil nicht in dem Umfange zutrafen, wie in der deutſchen Kriegserklärung an— 
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gegeben worden iſt. Der eigentliche Urſprung des Krieges muß jedoch auf die 
Bündnis verpflichtung Frankreichs gegenüber Rußland und auf die franzöſiſche 
allgemeine Mobilmachung in Verbindung mit der ruſſiſchen zurückgeführt werden. 
Wenn in der Präambel als Grund für das Eintreten Englands in den Krieg 
der Einmarſch in Belgien, der in nicht korrekter Weiſe als „Einfall“ bezeichnet 
wird, angeführt wird, ſo iſt dies formal zutreffend. Doch weicht die Präambel in 
dieſem Fall von den Grundſätzen ab, die für die Begründung des Urſprungs des 
Krieges bei den anderen Mächten angewandt worden ſind. Wenn die Alliierten in 
den Kriegserklärungen den „Urſprung“ des Krieges ſehen wollten, jo mußten fie 
in folgerichtiger Durchführung dieſer Auffaſſung in der Präambel ſagen, daß der 
Krieg zwiſchen England und Deutſchland in der Kriegserklärung Englands an 
Deutſchland, nicht aber in dem „Einfall“ in Belgien ſeinen Urſprung hat. 


Im übrigen muß darauf hingewieſen werden, daß der britiſche Marineminiſter 
Sir Winſton Churchill bereits am 30. Juli 1914, alſo fünf Tage vor der Kriegs⸗ 
erklärung Englands an Deutſchland, an die Flotte einen Befehl erlaſſen hatte, 
nach dem die im Mittelmeer befindlichen britiſchen Kriegsſchiffe unterlegene deutſche 
Streitkräfte im Verein mit franzöſiſchen Kriegsſchiffen angreifen durften. Erſt am 
4. Auguſt, kurz nach 2 Uhr nachmittags, wurde dieſer Befehl auf Einſpruch des 
engliſchen Kabinetts bis zum Ablauf des britiſchen Ultimatums um Mitternacht 
des gleichen Tages außer Kraft geſetzt. Ferner hatte die britiſche Regierung bereits 
am 2. Auguſt, 2 Uhr mittags, Frankreich offiziell mitgeteilt, daß die britiſche Flotte 
den Schutz der franzöſiſchen Nordküſte übernehmen würde. Dies war gegebenenfalls 
natürlich nicht ohne die Eröffnung von Feindſeligkeiten möglich. Die engliſche 
Flotte hatte ſich ſomit in praxi nicht viel um das Haager Abkommen vom 18. Ok⸗ 
tober 1907 über den Beginn der Feindſeligkeiten gekümmert. 

Die Auffaſſung, daß ſelbſt die anderen Mächte durch die erwähnten Kriegs⸗ 
erklärungen oder den „Einfall in Belgien“ unmittelbar in den Krieg verwickelt 
worden find, trifft noch weniger zu. Japan, Italien und die Vereinigten Staaten 
von Amerika, die am Weltkrieg gegen die Mittelmächte teilgenommen haben, ſind 
dem Kriege aus ganz anderen Gründen als den öĩſterreichiſchen und deutſchen 
Kriegserklärungen oder dem Einmarſch in Belgien beigetreten. 


b) Artikel 231. Der Abſchnitt VIII des Verſailler Diktats beginnt mit folgen⸗ 
dem Artikel: 


Teil VIII. Wiedergutmachungen. Abſchnitt I. Allgemeine Beſtimmungen. 
Artikel 231: 

„Die alliierten und aſſoziierten Regierungen erklären und Deutſchland erkennt 
an, daß Deutſchland und ſeine Verbündeten als Urheber für alle Verluſte und 
Schäden verantwortlich find, die die alliierten und aſſoziierten Regierungen 
und ihre Staatsangehörigen infolge des Krieges, der ihnen durch den Angriff 
Deutſchlands und ſeiner Verbündeten aufgezwungen wurde, erlitten haben.“ 


Der Artikel 231 hat in der Nachkriegszeit eine ſehr verſchiedene Auslegung 
gefunden und iſt ſein Sinn auch heute noch umſtritten. Die verſchiedenen Auf⸗ 
faſſungen laſſen ſich zum Teil aus Gründen politiſcher Zweckmäßigkeit erklären, 
find ſomit dem Wandel politiſcher Auffaſſungen unterworfen. Maßgebend für den 
Sinn, den der Artikel 231 bei Unterzeichnung des Vertrages haben ſollte, iſt die 
Auffaſſung feiner Verfaſſer, wie fie aus der Entſtehungsgeſchichte dieſes Artikels 
hervorgeht, ſowie die Interpretation, die der Artikel von ſeiten der Pariſer 
Friedens⸗Konferenz in dem Notenwechſel vom Mai und Juni 1919 mit der 
deutſchen Delegation gefunden hat. 

Die Entſtehung des Artikels 231: Da in dem Artikel 231 die Verantwortlichkeit 
für den Krieg mit den Wiedergutmachungen (Reparationen) verknüpft wurde, iſt 
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es notwendig, bei der Darſtellung der Geneſis des Artikels 231 auch die Ent⸗ 
ſtehung der Reparationsverpflichtungen in Kürze zu berückſichtigen. 

Im Friedensprogramm Wilſons, ſeinen „Vierzehn Punkten“, die in der Kon⸗ 
greßbotſchaft vom 8. Januar 1918 enthalten ſind, wurden die Reparationsver⸗ 
pflichtungen im Punkt VII, VIII und N erwähnt und die Wiederherſtellung Bel⸗ 
giens ſowie der beſetzten Teile Frankreichs, Rumäniens, Serbiens und Montenegros 
verlangt. Im Verlauf der Verhandlungen, die von der deutſchen Regierung 
ſeit dem 3. Oktober 1918 mit dem Präfidenten der Vereinigten Staaten über den 
Abſchluß des Waffenſtillſtandes geführt wurden, brachte die Note vom 12. Oktober 
zum Ausdruck, die deutſche Regierung würde annehmen, daß auch die mit den 
Vereinigten Staaten verbündeten Mächte ſich auf den Boden der Kundgebung 
Wilſons ſtellen würden. Hierauf erfolgte die Antwort des Unterſtaatsſekretärs 
Robert Lanſing vom 5. November 1918, die bezüglich der Reparationsverpflich⸗ 
tungen folgende Stelle enthielt: 


„Ferner hat der Präſident in den in ſeiner Anſprache an den Kongreß vom 
8. Januar 1918 niedergelegten Friedensbedingungen erklärt, daß die beſetzten 
Gebiete nicht nur geräumt und befreit, ſondern auch wiederhergeſtellt werden 
müßten. Die alliierten Regierungen ſind der Anſicht, daß über den Sinn dieſer 
Bedingungen kein Zweifel beſtehen darf. Sie verſtehen darunter, daß Deutſch⸗ 
land für allen durch ſeinen Angriff (aggression) zu Waſſer und zu Lande und in 
der Luft der Zivilbevölkerung der Alliierten und ihrem Eigentum zugefügten 
Schaden Erſatz leiſten ſoll!.“ 
Mit dieſer Note waren die von Deutſchland zu fordernden Leiſtungen in großen 

Umriſſen gekennzeichnet und eine beiderſeits verpflichtende Bindung erzielt. 


Im Waffenſtillſtand vom 11. November wurde auf Veranlaſſung Clemenceaus 
gegen den Widerſtand Lloyd Georges im Artikel XIX eine allgemeine Verpflich⸗ 
tung zur Wiedergutmachung der Schäden eingefügt. Sous réserve de toutes 
revendications et r&clamations ultérieures de la part des Alliés et des Etats Unis: 
Reparation des dommages.» 

Hierdurch entſtand im Vergleich mit den durch die Lanſing⸗Note umgrenzten 
Reparationsforderungen eine allgemeine Forderung, durch die die bereits vor⸗ 
liegende Verpflichtung für den Friedensvertrag nicht aufgehoben werden konnte, 
da der Waffenſtillſtandsvertrag mit dem Abſchluß des Friedensvertrages auto⸗ 
matiſch ablief. Im übrigen hatte die deutſche Waffenſtillſtandsdelegation zu dem 
beſagten Artikel XIX vor Unterzeichnung des Abkommens bemerkt, daß ſie dem 
Vorbehalt, die endgültigen finanziellen Abkommen ſeien im Friedensvertrag zu 
treffen, zuſtimmte. General Foch, der Wortführer der Alliierten, gab hierauf ſeiner 
Übereinſtimmung Ausdruck. 

Am 18. Januar 1919 wurde die Verſailler Friedenskonferenz eröffnet. Einem 
Reparationsausſchuß wurde am 25. Januar die Reparationsfrage zur Bearbeitung 
überwieſen. Sehr bald ſtellte es ſich heraus, daß die Auffaſſungen, zu welchen 
Zahlungen Deutſchland rechtlich verpflichtet ſei, ſtark auseinandergingen. Nach der 
franzöſiſchen Auffaſſung war die deutſche Reparationsverpflichtung als eine Folge 
der deutſchen Schuld am Kriege anzuſehen. Die Franzoſen vertraten die Auf— 
faſſung, daß Deutſchland im Sinne des $ 823 des deutſchen Bürgerlichen Geſetz⸗— 
buches für die Schäden haftbar gemacht werden müßte. Eine ähnliche Auffaſſung 
hatten die Engländer, die den Krieg als eine Angriffshandlung und ein Unrecht 
hinſtellten, für deſſen Wiedergutmachung Deutſchland verpflichtet ſei. Deutſch— 
land ſei zum Schadenserſatz verpflichtet, weil es einen unerlaubten Angriffskrieg 
geführt hat. Eine gleiche Auffaſſung zeigten auch die Vertreter der übrigen Mächte. 


ı Auswärtiges Amt, Geſchäftsſtelle für die Friedensverhandlungen, Materialien betr. 
die Friedensverhandlungen. S. 2. (Eigene Überſetzung.) 
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Anderer Meinung war die amerikaniſche Delegation, insbeſondere ihr Wort⸗ 
führer John Fuſter Dulles, der die Auffaſſung vertrat, die Alliierten hätten keinen 
Rechtsanſpruch auf Erſatz des geſamten Schadens, der den Alliierten durch den 
Krieg entſtanden ſei, da der Krieg nach dem geltenden Völkerrecht keine unerlaubte 
Handlung darſtelle, auf die ſich eine Schadenserſatzpflicht gründen könne. Dagegen 
vertrat Dulles die Auffaſſung, daß die Schadenserſatzpflicht durch die Lanſing⸗Note 
vom 5. November feſtgelegt ſei. Doch interpretierte er die Note dahin, daß der 
geſamte Schaden der Zivilbevölkerung auch außerhalb der beſetzt geweſenen Ge⸗ 
biete von Deutſchland erſetzt werden müſſe. 

In den weiteren Verhandlungen ſpitzte ſich der Gegenſatz auf die Frage zu, ob die 
Penſionen und ſonſtigen Unterſtützungen der alliierten Kriegsteilnehmer berück⸗ 
ſichtigt werden ſollten. Hierbei kam es zu unüberbrückbaren Gegenſätzen zwiſchen 
John Fuſter Dulles und dem Vertreter der engliſchen Delegation Lord Sumner, 
weswegen die Angelegenheit über den großen Reparationsausſchuß und den 
Oberſten Rat ſchließlich an „die großen Vier“, Wilſon, Clemenceau, Lloyd George 
und Orlando, überwieſen wurde. Auf Grund einer Denkſchrift des Generals Smuts 
kam ſchließlich eine Einigung zuſtande, wonach auch die Kriegspenſionen und 
zunterſtützungen als Schäden der Zivilbevölkerung im Sinne der Lanfing⸗Note 
anzuſehen ſeien. Bei der Abfaſſung des Wortlautes lag auf Wunſch Wilſons das 
Beſtreben zugrunde, ſich dem Wortlaut der Lanſing⸗Note möglichſt anzuſchließen. 
Trotzdem ergibt ein Vergleich des Sinnes und Wortlautes der Lanſing⸗Note mit 
dem des Artikels 231, daß der Artikel über die von Deutſchland übernommenen 
Verpflichtungen hinausgeht, mithin einen offenkundigen Bruch dieſer Abmachungen 
darſtellt. — 

Die Verantwortlichkeit für den Ausbruch des Weltkrieges findet ſich im Artikel 231 
in dem Relativpſatz vor, wonach der Krieg den alliierten und aſſoziierten Regierun⸗ 
gen „durch den Angriff Deutſchlands und ſeiner Verbündeten aufgezwungen 
wurde“. Die Auffaſſung entſprach zunächſt den vorgefaßten Anſichten der Pariſer 
Friedenskonferenz, wie fie in der Eröffnungsſitzung am 18. Januar in der großen 
Rede Poincarés zum Ausdruck gebracht worden war. Weiter hatte England 
einen Vorſchlag der deutſchen Regierung vom 29. November 1918, die Frage der 
Verantwortlichkeit für den Weltkrieg einer neutralen Kommiſſion zur Prüfung 
vorzulegen, über das Schweizeriſche politiſche Departement am 7. März 1919 dahin 
beantwortet, die Verantwortlichkeit Deutſchlands für den Krieg ſei „längſt unum⸗ 
ſtößlich feſtgeſtellt“. 

Im übrigen war am 25. Januar 1919 eine aus 15 Mitgliedern beſtehende Kom⸗ 
miſſion für „die Feſtſtellung der Verantwortlichkeit der Urheber des Krieges und 
die aufzuerlegende Sühne“ eingeſetzt worden. In dieſer Kommiſſion waren die 
Vereinigten Staaten von Amerika, Großbritannien, Frankreich, Italien, Japan, 
Belgien, Griechenland, Polen, Rumänien und Serbien vertreten. Deutſchland oder 
Oſterreich wurden zu dieſen Unterſuchungen weder herangezogen noch befragt. Der 
fundamentalſte Grundſatz jeder Rechtſprechung audiatur et altera pars war damit 
auf das gröbſte verletzt worden. Im übrigen iſt ſpäter nachgewieſen worden, daß 
das Material, das von dieſer Kommiſſion benutzt worden iſt, „im höchſten Grade 
unvollſtändig, lückenhaft, tendenziös, falſch und zum Teil ſogar gefälſcht war“. 
(Wegerer: „Die Widerlegung der Verſailler Kriegsſchuldtheſe“, Seite 34.) 

Am 29. März 1919 erſtattete dieſe Kommiſſion, der Robert Lanſing, James 
Brown Scott, Sir Erneſt Pollock, André Tardieu, Scialoja, Politis, Nagaoka, 
Koumanoudi und andere angehörten, folgenden Bericht: Rapport présenté à la 
Conference des Preliminaires de Paix par la Commission des Responsabilités des 
auteurs de la Guerre et sanctions»?. Das erſte Kapitel dieſes Berichts, den wir im 


„Das deutſche Weißbuch über die Schuld am Kriege“, Berlin 1927, S. 15. 
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folgenden kurz mit „Rapport“ bezeichnen, war mit einer unglaublichen Oberfläch⸗ 
lichkeit und Einſeitigkeit abgefaßt worden. Zur Charakteriſierung dieſes Berichts 
genügt es, darauf hinzuweiſen, daß in dem ganzen „Rapport“, der eine kurze 
Darſtellung des Kriegsausbruchs enthält, das Wort „ruſſiſche Mobilmachung“ 
überhaupt nicht vorkommt. 

Der Bericht ſelbſt endete mit folgenden Schlußfolgerungen: 

„Der Krieg iſt von den Zentralmächten ebenſo wie von ihren Verbündeten, der 
Türkei und Bulgarien, mit Vorbedacht geplant worden, und er iſt das Ergebnis 
von Handlungen, die vorſätzlich und in der Abſicht begangen wurden, ihn un⸗ 
abwendbar zu machen. 

In Übereinſtimmung mit Öfterreih- Ungarn hat Deutſchland vorſätzlich daran 
gearbeitet, die zahlreichen vermittelnden Vorſchläge der Ententemächte auf die 
Seite zu ſchieben und ihre wiederholten Bemühungen, um den Krieg zu ver⸗ 
hüten, zunichte zu machen?.“ 

Zur erſten Auseinanderſetzung zwiſchen der deutſchen und der Pariſer Friedens⸗ 
delegation kam és am 7. Mai bei der Überreichung des Entwurfs für den Friedens⸗ 
vertrag im Trianon⸗Palaſt⸗Hotel. Bei der kurzen Anſprache, die der Vorſitzende 
der Pariſer Friedenskonferenz, George Clemenceau, bei Übergabe des Vertrages 
an die Deutſchen hielt, brachte er zum Ausdruck, daß es die Aufgabe der Friedens⸗ 
delegation geweſen ſei, den ſchrecklichen Krieg, der den kleinen und großen Mächten 
„aufgezwungen“ worden ſei, zu Ende zu führen. In einer längeren Erwiderung 
brachte hierauf der Führer der deutſchen Friedensdelegation, Graf Brockdorff⸗ 
Rantzau, folgendes zum Ausdruck: 

„Es wird von uns verlangt, daß wir uns als die allein Schuldigen am Kriege 
bekennen; ein ſolches Bekenntnis wäre in meinem Munde eine Lüge. Wir ſind 
fern davon, jede Verantwortung dafür, daß es zu dieſem Weltkriege kam, und 
daß er ſo geführt wurde, von Deutſchland abzuwälzen. Die Haltung der früheren 
deutſchen Regierung auf den Haager Friedenskonferenzen, ihre Handlungen und 
Unterlaſſungen in den tragiſchen zwölf Julitagen mögen zu dem Unheil bei⸗ 
getragen haben, aber wir beſtreiten nachdrücklich, daß Deutſchland, deſſen Volk 
überzeugt war, einen Verteidigungskrieg zu führen, allein mit der Schuld 
belaſtet iſt“.“ 

Ferner wiederholte Graf Brockdorff⸗-Rantzau die Forderung, das Maß der Schuld 
aller Beteiligten auf Grund einer unparteiiſchen Unterſuchung durch eine neutrale 
Kommiſſion, vor der alle Hauptperſonen der Tragödie zu Worte kommen und der 
alle Archive zur Verfügung ſtehen ſollten, feſtſtellen zu laſſen. Clemenceau ging 
auf die Außerungen des Grafen Brockdorff jedoch nicht ein und ſchloß die Sitzung. 

Da der deutſchen Delegation zum Studium des Friedensvertrages und etwaiger 
Rückfragen eine Friſt von 15 Tagen zugebilligt worden war, ſetzte nunmehr ein 
Notenwechſel zwiſchen den Delegationen ein, in dem die Kriegsſchuldfrage die 
Hauptrolle ſpielte. 

So richtete Graf Brockdorff-Rantzau am 13. Mai eine Note an Clemenceau, in 
der er gegen den Artikel 231 Einſpruch erhob. In der Note wurde ausgeführt, daß 
Deutſchland die Verpflichtung zur Wiedergutmachung auf Grund der Lanſing-Note 
vom 5. November 1918 „unabhängig von der Frage der Schuld am Kriege“ über: 
nommen hätte. Das deutſche Volk habe den Krieg nicht gewollt und würde einen 
Angriffskrieg niemals unternommen haben. Auch könne die deutſche Delegation die 
Auffaſſung der alliierten und aſſoziierten Regierungen, wer als Urheber des 
Krieges zu beſchuldigen ſei, nicht teilen. Der früheren deutſchen Regierung könnten 


3 A. a. O. S. 44. 
Dieſe Stelle und die anderen aus offiziellen Noten angeführten Stellen find den 
„Materialien...“ entnommen. 
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fie nicht die alleinige oder hauptſächliche Schuld an dieſem Kriege zuſprechen. Da 
in dem vorgelegten Entwurf des Friedensvertrages nichts enthalten ſei, was dieſe 
Auffaſſung tatſächlich begründen könne und auch keinerlei Beweiſe hierfür bei⸗ 
gebracht worden ſeien, bitte die deutſche Delegation um den Bericht (Rapport) über 
die Verantwortlichkeit der Urheber des Krieges. 

Hierauf antwortete Clemenceau in einer Note vom 20. Mai, daß die Verpflich⸗ 
tung zur Wiedergutmachung nur dann verſtändlich ſei, wenn ſie als Urſprung und 
Urſache die Verantwortlichkeit des Urhebers der Schäden hat. Im übrigen habe die 
deutſche Regierung mit der Billigung der Lanſing⸗Note vom 5. November „impli⸗ 
cite aber unzweideutig ſowohl den Angriff als auch ſeine Verantwortlichkeit“ 
zugegeben. Heute ſei es zu ſpät für den Verſuch, die Verantwortlichkeit zu leugnen. 

Die Auslegung der Lanſing⸗Note durch Clemenceau war nichts weiter als eine 
niederträchtige, frei erfundene Bemerkung, um die deutſche Forderung einer ſach⸗ 
lichen Prüfung der Kriegsſchuldfrage zurückzuweiſen. Im übrigen wurde die 
Mitteilung des Berichts über die Verantwortlichkeit der Urheber des Krieges mit 
der Begründung verweigert, daß der Rapport als eine Urkunde innerer Natur 
betrachtet würde, die der deutſchen Delegation nicht übermittelt werden könnte. 

Graf Brockdorff⸗Rantzau antwortete hierauf am 24. Mai, daß es ein Miß⸗ 
verſtändnis ſei, Deutſchland habe ſich in der Note Lanfings vom 5. November ſtill⸗ 
ſchweigend mit der Verantwortlichkeit Deutſchlands für die Folgen des Krieges 
einverſtanden erklärt und verſuchte durch eine kurze Darlegung der dem Friedens⸗ 
vertrag vorausgehenden Ereigniſſe das Mißverſtändnis aufzuklären. Er erinnerte 
hierbei daran, daß der Weltkrieg nicht mit einem Machtfrieden, ſondern mit einem 
Rechtsfrieden enden ſollte, und daß keine „Strafzahlungen“ verlangt werden dürften. 
Deutſchland habe nur ſeine Verantwortlichkeit für den militäriſchen Angriff durch 
Belgien auf Nordfrankreich zugegeben, nicht aber „eine angebliche Schuld am Aus⸗ 
bruch des Krieges oder die äußerliche Tatſache, daß die formelle Kriegserklärung 
von ſeiner Seite ausgegangen war“. Ausdrücklich ſtellte Graf Brockdorff⸗Rantzau 
feſt, daß ſich die Auffaſſung der alliierten und aſſoziierten Regierungen von der 
Vereinbarung entfernt habe, die Deutſchland vor Abſchluß des Waffenſtillſtandes 
getroffen hatte. Ferner proteſtierte Graf Brockdorff⸗Rantzau dagegen, daß der 
Bericht über die Verantwortlichkeit am Kriege den Deutſchen vorenthalten würde. 

Da der deutſchen Friedensdelegation inzwiſchen inoffiziell der „Rapport“ bekannt 
geworden und die grundlegende Bedeutung der Kriegsſchuldfrage für die Be⸗ 
meſſung der Höhe der Wiedergutmachungen deutlich hervorgetreten war, wurde 
deutſcherſeits eine Kommiſſion ernannt, die die Angaben des „Rapport“ nach⸗ 
prüfen und dazu Stellung nehmen ſollte. Die Bemerkungen dieſer Kommiſſion 
wurden den deutſchen Gegenvorſchlägen beigefügt, die mit einer erläuternden 
Mantelnote Clemenceau am 29. Mai übergeben wurden. 

Auf dieſe Gegenvorſchläge antwortete die Pariſer Friedensdelegation in ihrer 
ausführlichen Note vom 16. Juni. In der Mantelnote zu dieſer Note wurden 
Deutſchland die ſchärfſten und ſchwerſten Vorwürfe bezüglich der Verantwortlichkeit 
am Kriege gemacht. So enthielt die Mantelnote folgende Stellen: 

„Nach der Anſchauung der alliierten und aſſoziierten Mächte iſt der Krieg, der 
am 1. Auguſt 1914 zum Ausbruch gekommen iſt, das größte Verbrechen gegen 
die Menſchheit und gegen die Freiheit der Völker geweſen, welches eine ſich für 
ziviliſiert ausgebende Nation jemals mit Bewußtſein begangen hat.“ 

Und weiter heißt es in der Mantelnote: 

f „Das Verhalten Deutſchlands iſt in der Geſchichte der Menſchheit faſt bei⸗ 

piellos.“ 

Zur Begründung dieſer Behauptung wurde angeführt: 
„Die ſchreckliche Verantwortlichkeit, die auf ihm laſtet, läßt ſich in der Tatſache 
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zuſammenfaſſend zum Ausdruck bringen, daß wenigſtens fieben Millionen Tote 

in Europa begraben liegen, während mehr als zwanzig Millionen Lebender 

durch ihre Wunden und ihre Leiden von der Tatſache Zeugnis ablegen, daß 

Deutſchland durch den Krieg ſeine Leidenſchaft für die Tyrannei hat befriedigen 

wollen.“ 

In der Note ſelbſt war die Auffaſſung der Alliierten über die nach ihrer Anſicht 
vorliegende Schuld der deutſchen Regierung am Kriege in dem Abſchnitt VII näher 
ausgeführt worden. Der Abſchnitt knüpfte an die Bemerkungen der deutſchen Sach⸗ 
verſtändigen an, und wurde in der Hauptſache verſucht, die Schuld der deutſchen 
Regierung am Kriege aus beſtimmten Eigenſchaften und Einrichtungen des deut⸗ 
ſchen Volkes abzuleiten. So wurden der „preußiſche Geiſt“ und der „preußiſche 
Militarismus“ als beſondere Urſachen des Weltkrieges hingeſtellt. Auch wurde 
behauptet, daß die Führer Deutſchlands aus Furcht vor der „wachſenden Flut der 
Demokratie“ Europa in den Weltkrieg geſtürzt hätten. Die wirklichen Fehler der 
deutſchen Politik wurden in der dem Krieg vorangehenden Periode geſucht. Auch 
wurden die Kriegserklärungen Deutſchlands an Rußland und Frankreich als Urſache 
des Krieges bezeichnet. Der Vorwurf der Vorſätzlichkeit bei der Herbeiführung von 
Ereigniſſen, die zum Kriege führten, wurde beſonders betont. 

Am 22. Juni wurde Clemenceau eine neue Note überreicht, in der zum Ausdruck 
gebracht wurde, daß Deutſchland die Erklärungen des Artikels 231, ſich „als 
alleiniger Urheber des Krieges zu bekennen, nicht annehmen kann und durch ſeine 
Unterſchrift nicht deckt“. Daraus folge, daß Deutſchland auch die Ableitungen der 
ihm aufgebürdeten Belaſtungen aus der ihm zu Unrecht zugeſchobenen Urheber⸗ 
ſchaft am Kriege nicht anerkennen kann. 

Bei Zurückweiſung der Artikel 227—230, die die Strafbeſtimmungen (Aus⸗ 
lieferung des Kaiſers und der ſogenannten Kriegsverbrecher) enthielten, wurde 
ebenfalls noch einmal hervorgehoben, die Regierung könne nicht anerkennen, „daß 
das deutſche Volk der Urheber des Krieges ſei“. 

In einer letzten Note vom 23. Juni brachte die deutſche Friedensdelegation, die 
nunmehr von dem Geſandten Haniel geführt wurde, da Graf Brockdorff⸗Rantzau 
inzwiſchen zurückgetreten war, ihren Entſchluß zur Annahme des Friedensvertrages 
in folgenden Worten zum Ausdruck: 

„Die Regierung der deutſchen Republik hat aus der letzten Mitteilung der 
alliierten und afloziierten Regierungen mit Erſchütterung erſehen, daß fie ent⸗ 
ſchloſſen ſind, von Deutſchland auch die Annahme derjenigen Friedensbedingungen 
mit äußerſter Gewalt zu erzwingen, die, ohne eine materielle Bedeutung zu 
beſitzen, den Zweck verfolgen, dem deutſchen Volke ſeine Ehre zu nehmen. Durch 
einen Gewaltakt wird die Ehre des deutſchen Volkes nicht berührt. Sie nach 
außenhin zu verteidigen, fehlt dem deutſchen Volke nach den entſetzlichen Leiden 
der letzten Jahre jedes Mittel. Der übermächtigen Gewalt weichend und ohne 
damit ihre Auffaſſung über die unerhörte Ungerechtigkeit der Friedensbedin⸗ 
gungen aufzugeben, erklärt deshalb die Regierung der deutſchen Republik, daß 
ſie bereit iſt, die von den alliierten und aſſoziierten Regierungen auferlegten 
Friedensbedingungen anzunehmen und zu unterzeichnen.“ 

In Verfolg dieſer Note wurde am 28. Juni um 3 Uhr nachmittags in der 
Spiegelgalerie des Verſailler Schloſſes durch die delegierten Reichsminiſter H. 
Müller und Dr. Bell der Vertrag unterzeichnet. 


Die Kriegsſchuldfrage in der Nachkriegszeit 


Bei der in London am 1. März 1921 eröffneten Konferenz, die über Abrüſtung 
und Reparationen entſcheiden ſollte, wurde der vom Reichsaußenminiſter Dr. 
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Simons vorgelegte deutſche Zahlungsplan von Lloyd George unter bejonderem 
Hinweis auf die deutſche Verantwortlichkeit am Kriege mit folgenden Worten 
abgelehnt: „Für die Alliierten iſt die deutſche Verantwortlichkeit für den Krieg 
grundlegend. Sie iſt die Baſis, auf der das Gebäude des Vertrages errichtet worden 
iſt, und wenn dieſe Anerkenntnis verweigert oder aufgegeben wird, iſt der Vertrag 
hinfällig... Wir wünſchen deshalb ein für allemal es ganz klar auszuſprechen, 
daß die deutſche Verantwortlichkeit für den Krieg als cause jugee behandelt wirds.“ 

Im weiteren Verlauf der Verhandlungen gab Dr. Simons zu, daß wir ein Urteil 
in der Schuldfrage unterzeichnet hätten, und daß Lloyd George auch betont habe, 
daß es rechtskräftig ſei. Doch gebe es eine Möglichkeit, das Urteil anzufechten, 
„wenn es dem Verurteilten gelingt, neue Beweiſe zu bringen, die die Begründung 
des Urteils erſchüttern“, worauf Lloyd George ſeine Auffaſſung wiederholte, die 
Verantwortlichkeit Deutſchlands für den Krieg ſei für die Alliierten grundlegend 
und der ganze Vertrag von Verſailles hänge davon ab. 

Das Urteil über die deutſche Schuld am Kriege wurde ſomit nicht nur zur 
Begründung für die Reparationen angeführt, ſondern als Grundlage für den 
ganzen Vertrag hingeſtellt. Hieraus ergab ſich für die deutſche Regierung die Not⸗ 
wendigkeit, ihren ſeit den Pariſer Friedensverhandlungen unterbrochenen Kampf 
gegen die Kriegsſchuldlüge als grundlegendes Mittel ihrer Reviſionspolitik wieder 
aufzunehmen. 

Nach Verabſchiedung der Geſetze über das Dawes⸗Abkommen am 29. Auguſt 1924 
wollte die deutſche Regierung wieder eine Erklärung zur Kriegsſchuldfrage abgeben. 
Der Schluß dieſer Erklärung, die zunächſt nur in der Preſſe veröffentlicht wurde, 
hatte folgenden Wortlaut: 

„Die uns durch den Verſailler Vertrag unter dem Druck übermächtiger Gewalt 
auferlegte Feſtſtellung, daß Deutſchland den Weltkrieg durch ſeinen Angriff 
entfeſſelt habe, widerſpricht den Tatſachen der Geſchichte. Die Reichsregierung 
erklärt daher, daß ſie dieſe Feſtlegung nicht anerkennt. Es iſt eine gerechte Forde⸗ 
rung des deutſchen Volkes, von der Bürde dieſer falſchen Anklage befreit zu 
werden. Solange das nicht geſchehen iſt, und ſolange ein Mitglied der Völker⸗ 
gemeinſchaft zum Verbrecher an der Menſchheit geſtempelt wird, kann die wahre 
Verſtändigung und Verſöhnung zwiſchen den Völkern nicht vollendet werden.“ 


Infolge einer Einwirkung des franzöfiſchen Botſchafters und des belgiſchen Ge⸗ 
ſandten beim Staatsſekretär von Maltzahn und einer Empfehlung des engliſchen 
Botſchafters, die Note nur in Privatbriefen des Reichskanzlers dem franzöſiſchen 
und engliſchen Miniſterpräſidenten bekanntzugeben, wurde der wohl nur mit 
halbem Herzen gefaßte und nicht genügend vorbereitete Entſchluß eines offiziellen 
deutſchen Proteſtes gegen die Schuldlüge fallen gelaſſen. 

Bei den Verhandlungen, die zum Locarno⸗Abkommen führten, wurde ein 
erneuter, ebenfalls nur ſchwächlich durchgeführter Verſuch gemacht, eine Anerken⸗ 
nung der nicht notifizierten Erklärung der deutſchen Regierung vom 29. Auguſt 1924 
zu erreichen. Während Frankreich und Belgien mitteilen ließen, daß die Frage 
durch den Verſailler Vertrag bereits geregelt ſei, brachte die britiſche Regierung 
zum Ausdruck, es ſei kein Grund vorhanden, die Frage jetzt aufzuwerfen. Auch die 
italieniſche Regierung verhielt ſich ablehnend. 


Nach der Aufnahme Deutſchlands in den Völkerbund am 9. September 1926, bei 
der eine Erörterung der Kriegsſchuldfrage gefliſſentlich vermieden wurde, ſetzte auf 


s Sammlung von 2 über die Verhandlungen auf der Konferenz zu London 
vom 1. bis 7. März 1921. S. 153. 


s A. a. O. S. 173. 
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Grund einer Rede des Reichsaußenminiſters Dr. Streſemann am 21. September 
eine in der Preſſe geführte Polemik ein, an der ſich auch Poincaré beteiligte, und 
die ebenfalls mit einer Niederlage für die deutſche Auffaſſung in der Kriegsſchuld⸗ 
frage endete. 

Erſt mit der Zurückweiſung der Kriegsſchuldlüge durch den verewigten General⸗ 
feldmarſchall und Reichspräſidenten von Hindenburg bei der Tannenbergrede am 
18. September 1927 war dem deutſchen Kampf in der Kriegsſchuldfrage ein gewiſſer 
Erfolg beſchieden, als die fremden Regierungen die Erklärungen des Staatsober⸗ 
hauptes ſtillſchweigend hinnahmen. Die unvergeßlichen Worte des Reichspräſidenten 
über die Schuldfrage lauteten folgendermaßen: 

„Die Anklage, daß Deutſchland ſchuld ſei an dieſem größten aller Kriege, 
weiſen wir, weiſt das deutſche Volk in allen ſeinen Schichten einmütig zurück! 
Nicht Neid, Haß oder Eroberungsluſt gaben uns die Waffen in die Hand. Der 
Krieg war uns vielmehr das äußerſte, mit den ſchwerſten Opfern des ganzen 
Volkes verbundene Mittel der Selbſtbehauptung einer Welt von Feinden gegen⸗ 
über. Reinen Herzens ſind wir zur Verteidigung des Vaterlandes ausgezogen, 
und mit reinen Händen hat das deutſche Heer das Schwert geführt. Deutſchland 
iſt jederzeit bereit, dies vor unparteiiſchen Richtern nachzuweiſen.“ 


Bei den Lauſanner Verhandlungen 1932 über die Einſtellung der Reparations⸗ 
zahlungen wurde die Kriegsſchuldfrage in den öffentlichen Verhandlungen zwar 
nicht berührt, doch zeigte ſich in privaten Unterredungen, daß die britiſche Regie⸗ 
rung nicht mehr an dem Verſailler Verdikt über die Kriegsſchuldfrage feſtzuhalten 
ſchien, während Frankreich (Herriot) nach wie vor ſeinen alten unverſöhnlichen 
Standpunkt aufrechterhielt. 

Erſt der Führer und Reichskanzler Adolf Hitler nahm den politiſchen Kampf 
gegen die Kriegsſchuldlüge, der ſeit der Erklärung des Reichspräſidenten geruht 
hatte, wieder auf, und hat der Führer bis jetzt keine Gelegenheit vorbeigehen laſſen, 
um den deutſchen Standpunkt in der Schuldfrage auf das energiſchſte zu vertreten. 
Gleich den Worten des Reichspräfſidenten am Tannenbergdenkmal wurden die 
Erklärungen des Führers zur Kriegsſchuldfrage im Ausland ſtillſchweigend hin⸗ 
genommen, wenn auch die feindliche Propaganda nach wie vor, namentlich in 
Frankreich, verſucht, das Verſailler Urteil in der Schuldfrage aufrechtzuerhalten. 
Drei Erklärungen des Führers zur Schuldfrage ſind von beſonderer Bedeutung 
geweſen: 

Bei dem Staatsakt in der Garniſonskirche in Potsdam am 21. März 1933 hat 
der Führer die Kriegsſchuldfrage mit folgenden Worten zurückgewieſen: 

„Als Bismarck dem kulturellen Streben der deutſchen Nation die ſtaatspolitiſche 
Einigung folgen ließ, ſchien damit für immer eine lange Zeit des Haders und 
des Krieges der deutſchen Stämme untereinander beendet zu ſein. 

Getreu der Kaiſerproklamation nahm unſer Volk teil an der Mehrung der 
Güter des Friedens, der Kultur und der menſchlichen Geſittung. — Es hat das 
Gefühl ſeiner Kraft nie gelöſt von der tief empfundenen Verantwortung für das 
Gemeinſchaftsleben der europäiſchen Nationen. 

In dieſe Zeit der ſtaats- und machtpolitiſchen Einigung der deutſchen Stämme 
fiel der Beginn jener weltanſchaulichen Auflöſung der deutſchen Volksgemein⸗ 
ſchaft, unter der wir heute noch immer leiden. 

Und dieſer innere Zerfall der Nation wurde wieder einmal, wie ſo oft, zum 
Verbündeten der Umwelt. Die Revolution des Novembers 1918 beendete einen 
Kampf, in den die deutſche Nation in der heiligſten Überzeugung, nur ihre 
Freiheit und damit ihr Lebensrecht zu ſchützen, gezogen war. 
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Denn weder der Kaiſer noch die Regierung, noch das Volk haben dieſen Krieg 
gewollt. 

Nur der Verfall der Nation, der allgemeine Zuſammenbruch zwangen ein 
ſchwaches Geſchlecht, wider das eigene beſſere Wiſſen und gegen die heiligſte 
innere Überzeugung die Behauptung unſerer Kriegsſchuld hinzunehmen.“ 


Am 17. Mai 1933 ſprach der Kanzler vor dem Deutſchen Reichstag nachfolgende 
Worte zur Kriegsſchuldfrage: . 

„Das Problem der Wiederherſtellung eines allgemeinen internationalen 
Rechtsempfindens iſt durch den Verſailler Vertrag nicht minder verkannt worden; 
denn um die Geſamtmaßnahmen dieſes Ediktes zu motivieren, mußte Deutſchland 
gegen die heiligſte Überzeugung des deutſchen Volkes und feiner Regierungen 
zum Schuldigen am Weltkrieg geſtempelt werden. Das war ein Verfahren, das 
beiſpielgebend für die Zukunft und angewendet auf die Vergangenheit die 
Urſache menſchlicher Konflikte und Kriege in der einfachſten Weiſe einmal für 
immer lehrt. Die Schuld liegt beim Beſiegten, da der Sieger ja dank ſeinem 
Siege ſtets die Möglichkeit beſitzt, dieſe Feſtſtellung als Einleitung eines Frie⸗ 
densvertrages zu treffen. 

Dieſer Vorgang führte deshalb zu furchtbarer Bedeutung, weil er damit zu⸗ 
gleich eine Begründung gab für die Umwandlung eines am Ende dieſes Krieges 
vorhandenen Kräfteverhältniſſes in eine dauernde Rechtsnorm. Die Begriffe 
Sieger und Beſiegte wurden dadurch förmlich zu einem Fundament einer neuen 
internationalen Rechts⸗ und Geſellſchaftsordnung gemacht. 

Die Disqualifizierung eines großen Volkes zu einer Nation zweiten Ranges 
und zweiter Klaſſe wurde in einem Augenblick proklamiert, in dem ein Bund der 
Nationen aus der Taufe gehoben werden ſollte. Dieſe Behandlung Deutſchlands 
konnte in der Folge nicht zu einer Befriedung der Welt führen.“ 


Die letzte bedeutſame Außerung des Reichskanzlers Adolf Hitler erfolgte am 
14. Oktober 1933 gelegentlich des Austritts Deutſchlands aus dem Völkerbund und 
enthielt über die Schuldfrage nachſtehende Stelle: 

„Wenn das Recht endgültig der Gewalt weicht, wird eine dauernde Unſicher⸗ 
heit den Ablauf aller normalen Funktionen im Völkerleben ſtören und hemmen. 
Man hatte bei der Abſchließung dieſes Vertrages völlig vergeſſen, daß der 
Wiederaufbau der Welt nicht durch die Sklavenarbeit einer vergewaltigten 
Nation, ſondern nur durch die vertrauensvolle Zuſammenarbeit aller gewähr⸗ 
leiſtet werden kann, daß aber für dieſe Zuſammenarbeit die Überwindung der 
Kriegspſychoſe die allererſte Vorausſetzung iſt, daß weiter die problematiſche 
Frage der Schuld am Kriege geſchichtlich nicht dadurch geklärt wird, daß der 
Sieger den Beſiegten als Einleitung eines Friedensvertrags ſein Schuldbekennt⸗ 
nis unterzeichnen läßt, ſondern daß dann die letzte Schuld am Kriege eher noch 
aus dem Inhalt eines ſolchen Diktats feſtzuſtellen iſt. 

Das deutſche Volk iſt zutiefſt überzeugt von ſeiner Schuldloſigkeit am Kriege. 
Es mögen die andern Teilnehmer an dieſem tragiſchen Unglück ohne weiteres 
die gleiche Überzeugung hegen. 

Um wieviel notwendiger aber iſt es dann, ſich überall zu bemühen, daß aus 
einer ſolchen überzeugten Schuldloſigkeit aller nicht erſt recht eine dauernde 
Feindſchaft für immer wird, und daß die Erinnerung an dieſe Kataſtrophe der 
Völker zu dem Zweck nicht auch noch künſtlich konſerviert wird, daß nicht durch 
eine unnatürliche Verewigung der Begriffe Sieger und Beſiegte eine ewige 
Rechtsungleichheit entſteht, die die einen mit begreiflichem Hochmut, die andern 
aber mit bitterm Grimm erfüllt.“ 
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Der wiſſenſchaftliche Kampf um die Kriegsſschuldfrage 


Es war offenkundig, daß es ſich bei dem in Verſailles gegen Deutſchland ab⸗ 
gegebenen Urteil in der Schuldfrage nur um eine politiſche Zwecklüge handelte, um 
die vertragswidrigen Reparationszahlungen und den ganzen Friedensvertrag in den 
Augen der Weltöffentlichkeit als gerecht erſcheinen zu laſſen. Da Deutſchland wäh⸗ 
rend der Friedensverhandlungen nicht erreicht hatte, daß die Kriegsſchuldlüge 
aufgegeben wurde, wurde nunmehr verſucht, mit wiſſenſchaftlichen Mitteln die 
Unhaltbarkeit dieſes politiſchen Spruchs nachzuweiſen. Zu dieſem Zweck wurde 
gleich nach dem Waffenſtillſtand von deutſcher Seite mit der Herausgabe der 
Dokumente zum Kriegsausbruch begonnen. Die erſte Auflage der Dokumente 
erſchien 1919, eine zweite vermehrte Ausgabe 1927. Auf Grund eines Beſchluſſes 
der Regierung vom Sommer 1919 wurde die Herausgabe auch der Vorkriegsakten 
ab 1871 in Angriff genommen und 1926 beendet. Die Sammlung umfaßte im 
ganzen 40 Bände. Durch das deutſche Beiſpiel angeregt, folgten mit einer Ver⸗ 
öffentlichung der Vorkriegsakten Großbritannien, Frankreich, Oſterreich⸗UAngarn 
und Rußland. Auch Jugoſlawien und Italien haben die Herausgabe von Doku: 
menten zur Vorgeſchichte des Krieges in Angriff genommen. Es wurde ferner ein 
Parlamentariſcher Unterſuchungsausſchuß einberufen, der die Verantwortlichkeit 
der deutſchen Staatsmänner und Militärs nachprüfen ſollte und ſeitdem mehrere 
Gutachten veröffentlicht hat. 1921 wurde in Berlin eine „Zentralſtelle für Erfor⸗ 
ſchung der Kriegsurſachen“ ins Leben gerufen, die fortlaufend das wiſſenſchaftliche 
Material zur Kriegsſchuldfrage ſammelt, die wiſſenſchaftliche Tätigkeit auf dieſem 
Gebiet verfolgt und durch die Herausgabe einer Zeitſchrift „Die Kriegsſchuldfrage“, 
ſpäter „Berliner Monatshefte“, in der in⸗ und ausländiſche Sachverſtändige mit⸗ 
arbeiten, die wiſſenſchaftliche Forſchung fördert. 

Abgeſehen von der Herausgabe der offiziellen Dokumente über die Vorgeſchichte 
und den Ausbruch des Weltkrieges entſtand eine gewaltige Memoirenliteratur. 
Auch folgten zahlreiche Einzeldarſtellungen und Geſamtwerke, die die Vorgeſchichte 
oder den Ausbruch des Weltkrieges behandelten. Eine Zuſammenſtellung dieſer 
Literatur iſt in der von Dr. von Wegerer herausgegebenen „Bibliographie zur 
Vorgeſchichte des Weltkrieges“ (Quaderverlag, Berlin 1934) enthalten. Abgeſehen 
hiervon wurden in Zeitſchriften und in der Preſſe fortlaufend Aufſätze polemiſchen 
oder hiſtoriſchen Inhalts zur Vorgeſchichte des Weltkrieges gebracht. In der im 
Herbſt 1924 begründeten „Geſellſchaft für Erforſchung der Kriegsurſachen“ wurden 
fortlaufend Vorträge über die Vorgeſchichte des Weltkrieges gehalten, bei der auch 
ausländiſche Hiſtoriker zu Worte kamen. Eine ähnliche Geſellſchaft, die Société 
de l'Histoire de la Guerre, beſteht in Paris; ihr Organ iſt die Revue d'Histoire 
de la Guerre Mondiale. Die Société ſieht ihre Aufgabe darin, die Verſailler 
Kriegsſchuldtheſe zu ſtützen und gegenſätzliche Auffaſſungen zu widerlegen. 

Der gegenwärtige Stand der Kriegsſchuldfrage: Die wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Erörterungen über die Kriegsſchuldfrage ſind bis jetzt nicht zum Ab- 
ſchluß gekommen. Der Grund hierfür liegt hauptſächlich darin, daß fortgeſetzt neues 
Quellenmaterial, Dokumente und Memoiren, herausgekommen iſt, wodurch ſich die 
Unterlagen für eine Syntheſe des Kriegsausbruchs immer noch erweitern und eine 
abſchließende Behandlung der Frage nicht möglich iſt. Durch die Veröffentlichung 
der Dokumente und Memoiren iſt jedoch erreicht worden, daß im großen und 
ganzen über die weſentlichſten Begebenheiten und Umſtände, die zum Kriege 
führten, ein Zweifel nicht mehr beſteht. Der Streit, der zwiſchen den Wiſſenſchaft- 
lern um die Frage der Verantwortlichkeit am Kriege geführt wird, geht im 
weſentlichen um die Beurteilung der Vorkriegspolitik und der Kriſe vor Ausbruch 
des Weltkrieges. Hier gehen die Meinungen noch vielfach auseinander und ſind 
Zeitſtrömungen, Sympathien und Antipathien unterworfen. Hier liegen auch die 
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Grenzen für eine einheitliche Auffaſſung über die Verantwortlichkeit dieſer oder 
jener Regierung am Ausbruch des Krieges. Die wiſſenſchaftliche Erforſchung der 
Kriegsurſachen hat jedoch zur Folge gehabt, daß das im Verſailler Friedensvertrag 
zum Ausdruck gebrachte Urteil von der alleinigen Verantwortlichkeit Deutſchlands 
für den Weltkrieg immer mehr verſchwindet und faſt ausnahmslos die Auffaſſung 
einer geteilten Verantwortlichkeit am Kriege Platz gegriffen hat. Aufgabe des 
deutſchen Volkes und der deutſchen Wiſſenſchaft muß es aber ſein, das falſche und 
einſeitige Urteil, wie es in der Verſailler Kriegsſchuldtheſe zum Ausdruck gebracht 
worden iſt, vollſtändig zu widerlegen und darauf zu beſtehen, daß das in der 
Verſailler Kriegsſchuldtheſe enthaltene politiſche Urteil offiziell aufgegeben 
wird. Nur wenn dies erreicht iſt, wird ein Wiederaufleben der Kriegsſchuldlüge als 
politiſches Kampfmittel zur Herabſetzung Deutſchlands in der Weltöffentlichkeit 
in Zukunft vermieden. 
v. Wegerer 


Schrifttum: 
„Materialien betreffend die Friedensverhandlungen.“ Auswärti En Amt na: 
für Friedensverhandlungen. — „Sammlung von Aktenſtücken die Verhandlun a 


auf der Konferenz zu London vom 1. bis 7. März 1921“, Berlin 1921, gedrudt in 
Reichsd ruckerei. — „Das deutſche eure über die Schuld am nn 2 un 1 — 
„Berliner Monatshefte“ (Die Kriegsſchul 12 Quaderverla ahrgang 
I- XII. — Wegerer: „Die Widerlegun She Ver ailler Kriegs ge, Berlin 928. 
— Beheim⸗Schwarzbuch: „Der Kriegsſchuldartikel“ und er die hiſtoriſche 
Literatur gibt eine ſoeben vom Quaderverlag G. H., Berlin, herausgegebene 
„Bibliographie zur Vorgeſchichte des Weltkrieges“ Aufſchluß 
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Die Abruͤſtungsfrage 
1. Begriff, politifche und rechtliche Bedeutung 


Realpolitiſch bedeutet Abrüſtung Verminderung und Begrenzung der Rüftungen. 
Die pazifiſtiſche Ideologie hat zwar den Begriff der totalen Abrüſtung, d. h. der 
Beſeitigung jeglicher Rüſtung, beſonders der ſtehenden Heere, aufgeſtellt und als 
Fernziel aller auf Rüſtungsverminderung zielenden Beſtrebungen verkündet. Die 
Regierung Sowjet⸗Rußlands hat dieſen Begriff aus Propagandagründen auf: 
genommen und der Vorbereitenden Abrüſtungskommiſſion am 15. Februar 1928 
einen bis ins einzelne ausgearbeiteten Abrüſtungsplan vorgelegt, der eine Total⸗ 
abrüſtung innerhalb von vier Jahren vorſah. Praktiſche Bedeutung hat dieſer 
Plan jedoch nicht gewonnen. Er iſt auf der Abrüſtungskonferenz von der Sowjet⸗ 
regierung auch nicht wieder aufgenommen worden. Soweit Abrüſtung als real⸗ 
politiſche Zielſetzung aufgefaßt worden iſt, wurde ſie als Verminderung und Herab⸗ 
ſetzung der beſtehenden Rüſtungen mit dem Ziel der Einſchränkung oder Be⸗ 
ſeitigung des Wettrüſtens formuliert. Die offizielle Bezeichnung für die am 2. Fe⸗ 
bruar 1932 begonnene Abrüſtungskonferenz lautet dementſprechend „Konferenz 
zur Herabſetzung und Begrenzung der Rüſtungen“. 

Punkt IV von Wilſons vierzehn Punkten, von dem die Abrüſtungsbeſtrebungen 
auf der Friedenskonferenz und im Völkerbund ausgegangen ſind, forderte den 
„Austauſch angemeſſener Bürgſchaften dafür, daß die Rüſtungen der Völker auf 
das niedrigſte mit der inneren Sicherheit zu vereinbarende Maß herabgeſetzt 
werden“. Der Artikel 8 der Völkerbundsſatzung ſpricht im Abſatz 1 vom „Grundſatz, 
daß die Aufrechterhaltung des Friedens eine Herabſetzung der nationalen Rüſtun⸗ 
gen auf das Mindeſtmaß erfordert, das mit der nationalen Sicherheit und mit der 
Möglichkeit vereinbar iſt, die Ausführung internationaler Verpflichtungen durch 
ein gemeinſames Vorgehen zu erzwingen“. Im Abſatz 2 des Artikels 8 heißt es im 
deutſchen Text: „Der Rat entwirft unter Berückſichtigung der geographiſchen Lage 
und der beſonderen Verhältniſſe eines jeden Staates die Abrüſtungspläne zur 
Prüfung und Entſcheidung durch die verſchiedenen Regierungen.“ Das Wort „Ab⸗ 
rüſtungspläne“ iſt eine ungenaue Überſetzung ſowohl des franzöſiſchen wie des 
engliſchen Textes, die bekanntlich beide maßgebend ſind. Im franzöſiſchen Text 
heißt es nämlich «Le Conseil .... prépare les plans de cette reduction», während 
der engliſche in wortgetreuer Wiedergabe lautet: „The Council.... shall for- 
mulate plans for such reduction“. Abſatz 4 des Artikels 8 ſpricht dann von der 
„auf dieſe Weiſe feſtgeſetzte Grenze der Rüſtungen“, die ohne Zuſtimmung des 
Völkerbundsrates nicht überſchritten werden dürfe. Das dritte maßgebliche Do⸗ 
kument, die Einleitung zum Teil V des Verſailler Vertrages, jagt, „um die Eins» 
leitung einer allgemeinen Rüſtungsbeſchränkung aller Nationen zu ermöglichen, 
verpflichtet ſich Deutſchland ...“. In der Antwort der alliierten und aſſoziierten 
Mächte vom 16. Juni 1919 auf die Bemerkungen der deutſchen Delegation zu den 
Friedensbedingungen wird anerkannt, „daß die Annahme ſeitens Deutſchlands 
der für ſeine Entwaffnung feſtgeſetzten Beſtimmungen die Verwirklichung einer 


194 


allgemeinen Herabſetzung der Rüſtungen erleichtern und beſchleunigen werde“, 
und es wird die Abſicht ausgeſprochen, „ſofort Verhandlungen mit dem Ziel der 
eventuellen Annahme eines Planes einer ſolchen allgemeinen Herabſetzung der 
Rüſtungen zu eröffnen“. Die Beſtimmungen über die deutſche Entwaffnung ſtellen 
nach dieſer Note „den erſten Schritt zu der allgemeinen Herabſetzung und Be⸗ 
grenzung der Rüſtungen dar, die die bezeichneten Mächte als eines der beſten 
Mittel zur Kriegsverhütung zu verwirklichen ſuchen, und die herbeizuführen zu 
den erſten Aufgaben des Völkerbundes gehören wird“. 

Die vier vorſtehend zitierten Dokumente, Punkt IV Wilſons, Artikel 8 der 
Völkerbundsſatzung, Einleitung zum Teil V des Verſailler Vertrages und die 
Note der Alliierten und Aſſoziierten vom 16. Juni 1919, find alſo in der Diktion 
einheitlich. Sie ſprechen nicht von Abrüſtung, ſondern von Herabſetzung und Be⸗ 
grenzung der Rüſtungen, formulieren das politiſche Ziel alſo durchaus real⸗ 
politiſch. Sie ſind auch darin einhellig, daß ſie Kriegsverhütung und Friedens⸗ 
ſicherung als Zweck der Rüſtungsverminderung bezeichnen. Die Divergenz beginnt 
da, wo die Grenze für die Herabſetzung der Rüſtungen bezeichnet wird. Punkt IV 
Wilſons gibt dafür die innere Sicherheit an. Das bedeutet die Verminderung der 
Rüſtungen auf das Maß von Polizeikräften. Artikel 8 der Völkerbundsſatzung 
ſetzt für innere Sicherheit „nationale Sicherheit“ und gibt noch drei weitere 
Kriterien für die Feſtſetzung des Mindeſtmaßes der Rüſtungen, nämlich die Mög⸗ 
lichkeit, „die Ausführung internationaler Verpflichtungen durch ein gemeinſames 
Vorgehen zu erzwingen“ (Artikel 16 der Satzung), ferner die „Berückſichtigung 
der geographiſchen Lage und der beſonderen Verhältniſſe eines jeden Staates“, 
die vom Völkerbundsrat bei der Feſtſetzung der Pläne für die Rüſtungsverminde⸗ 
rung berückſichtigt werden ſollen. Die Einleitung zu Teil V des Verſailler Ver⸗ 
trages und die Note vom 16. Juni 1919 bezeichnen die Durchführung des Teiles V 
über die deutſche Entwaffnung als Einleitung und vorbereitende Maßnahme für 
die Herbeiführung einer allgemeinen Herabſetzung und Begrenzung der Rüſtungen. 

Alle vier für die Abrüſtungsfrage grundlegenden Dokumente ſtellen eine all⸗ 
gemeine Herabſetzung und Begrenzung der Rüſtungen als Ziel auf, ſehen alſo 
eine die geſamte Staatenwelt der Erde umfaſſende Vereinbarung hierüber vor. 
Sie ſoll im Rahmen der alle Staaten umfaſſenden politiſchen Organiſation des 
Völkerbundes durchgeführt werden. Eine ſolche alle Staaten umfaſſende Verein⸗ 
barung über die Herabſetzung und Begrenzung ihrer Rüſtungen würde eine Art 
rüſtungspolitiſche Weltplanwirtſchaft bedeuten. An die Stelle der unbegrenzten 
Handlungsfreiheit der Staaten würde ein allgemeines Abkommen treten, das dieſe 
bei allen Staaten begrenzen und für alle einen Rahmen feſtſetzen würde, inner⸗ 
halb deſſen ſie ſich künftig mit ihren Rüſtungen zu halten hätten. Das freie Wett⸗ 
rüſten würde aufhören und durch ein Syſtem gebundener Rüſtungsrelationen 
erſetzt werden, das, je nachdem wie es konſtruiert wäre, quantitative oder quali⸗ 
tative Rüſtungsverminderung und Begrenzung oder beide enthalten könnte. Bei 
der ausſchlaggebenden Bedeutung, die den Rüſtungen für die politiſchen Größen⸗ 
verhältniſſe zukommt, würde ein ſolches Abkommen auch eine Formulierung und 
Feſtlegung der machtpolitiſchen Größenverhältniſſe der Welt, alſo nicht nur eine 
rüſtungspolitiſche, ſondern in gewiſſem Sinne zugleich eine politiſche Planwirt⸗ 
ſchaft herbeiführen oder anbahnen. Der Artikel 8 der Völkerbundsſatzung ſpricht 
von der Vermeidung der ſchlimmen Folgen der privaten Herſtellung von Munition 
und Kriegsgerät, und die Abrüſtungskonferenz hat die Reglementierung von 
Waffenhandel und Waffenherſtellung im Anſchluß an früher im Völkerbund dar⸗ 
über geführte Verhandlungen als notwendigen Beſtandteil eines Abkommens über 
die Herabſetzung und Begrenzung der Rüſtungen bezeichnet. Das bedeutet eine 
Ergänzung der rüſtungspolitiſchen Planwirtſchaft durch eine internationale Regle⸗ 
mentierung der Rüſtungsinduſtrie und des Waffenhandels. Dieſe würde angeſichts 
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des Umfangs der Waffenliſten, die bei jenen Verhandlungen aufgeftellt worden 
find, ſehr tief in die freie Wirtſchaft der einzelnen Länder eingreifen. 

Es erübrigt ſich, die Problematik einer allgemeinen Herabſetzung und Begrenzung 
der Rüftungen, wie ſie ſich aus den zitierten Dokumenten und den bisherigen 
Verhandlungen ergibt, weiter zu vertiefen. Sie iſt völkerrechtlich und politiſch ſehr 
vielſeitig und ein Teil des großen Problems der Kriegsverhütung und Friedens⸗ 
ſicherung. So wurde fie bereits von Wilſon, auf den fie weſentlich zurückgeht, 
geſehen und verkündet. Die Erkenntnis der Tatſache, daß das Wettrüſten der zwei 
rivalifierenden Mächtegruppen in Europa, des Dreibundes und der Triple⸗ 
Entente, wenn nicht eine der weſentlichen Urſachen des Weltkrieges, ſo doch ſchärfſter 
Ausdruck der politiſchen Rivalität der beiden Bündnisgruppen und damit Grad⸗ 
meſſer und Ausdruck der Friedensgefährdung in den Jahrzehnten vor dem Welt⸗ 
krieg geweſen ſei, veranlaßte Wilſon dazu, für ſeinen Plan zur Organifierung des 
Weltfriedens die Beſeitigung oder Einſchränkung des Wettrüſtens für weſentlich 
zu halten, natürlich durch eine allgemeine Herabſetzung und Begrenzung der 
Rüſtungen. 

Neben ihr und unabhängig von ihr iſt eine Rüſtungs vereinbarung 
zwiſchen einer Gruppe von Mächten denkbar und politiſch möglich. 
Eine ſolche iſt zwiſchen den großen Seemächten 1922 in Waſhington und 1930 in 
London zuſtandegekommen. Beide Abkommen legten für die beteiligten Staaten 
die Flottenſtärken feſt und begrenzten die Größe und die Bewaffnung einer Anzahl 
von Kriegsſchifftypen, hatten alſo ſowohl quantitative wie qualitative Rüſtungs⸗ 
begrenzung zum Ziele. Auch Rüſtungsverminderung brachten ſie inſofern, als auf 
Grund dieſer Abkommen erhebliche Mengen Kriegsſchiffraum, wenn auch haupt⸗ 
ſächlich von veraltetem, zerſtört wurden. Im allgemeinen wurden die Seerüſtungen 
der beteiligten Mächte jedoch ſo hoch feſtgeſetzt, daß ſie, außer von Japan, nicht 
ausgefüllt wurden. Auch die in Waſhington und London zwiſchen den großen 
Seemächten vereinbarte Begrenzung der Seerüſtungen ſollte dem Ziel der Friedens⸗ 
ſicherung dienen, indem dem Wettrüſten der Seemächte Grenzen gezogen und unter 
ihnen Rüſtungsrelationen feſtgelegt wurden. Das neueſte Beiſpiel einer freien 
Rüſtungs vereinbarung, und zwar zwiſchen zwei Mächten, iſt das deutſch⸗engliſche 
Flottenabkommen vom 18. Juni 1935, durch das ein als dauernd gedachtes Stärke⸗ 
verhältnis zwiſchen der Kriegsmarine des britiſchen Weltreiches und Deutſchland 
von 100: 35 feſtgelegt und der Gedanke eines Wettrüſtens zur See, wie es vor dem 
Weltkriege beſtand, ausgeſchaltet worden iſt. 

Beide Arten der Herabſetzung und Begrenzung der Rüſtungen, die allgemeine, 
wie ſie Wilſon und der Völkerbundspakt ſich zum Ziele ſetzten, und die auf eine 
Gruppe von Staaten oder auf zwei Staaten beſchränkte, wie ſie in Waſhington 
und London tatſächlich erreicht wurde, ſind friedwillig und grundſätzlich friedens⸗ 
fördernd, dienen der Friedensſicherung und Kriegsverhütung im gleichen Intereſſe 
aller Beteiligten. 

Anders die dritte Art der Rüſtungsverminderung und Begrenzung, die ein⸗ 
ſeitige eines oder mehrerer Staaten auf Grund des Diktates einer feindlichen 
Mächtegruppe. Für ſie bietet die Geſchichte mehr als ein Beiſpiel. Ofter hat der 
Sieger den Beſiegten ganz oder teilweiſe entwaffnet, um ihn dauernd in der 
Niederlage feſtzuhalten, ſo z. B. die Spartaner die Athener nach dem Peloponne⸗ 
ſiſchen Kriege, die Römer die Karthager nach dem zweiten Puniſchen Kriege, 
Napoleon Preußen nach 1806. Eine ſolche einſeitige Entwaffnung, die nur dem 
egoiſtiſchen Machtintereſſe des Siegers dient, iſt natürlich nicht friedwillig, im 
Gegenteil friedensgefährdend. Denn da ſie eine weſentliche Einſchränkung der 
politiſchen Handlungsfreiheit und eine Verminderung der politiſchen Stellung des 
oder der betroffenen Staaten zur Folge hat, ganz zu ſchweigen von der Verletzung 
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des nationalen Stolzes und Ehrgefühls, weckt fie natürlicherweiſe Kräfte des 
Widerſtandes und eine Stärkung des nationalen Willens zur Wiedergewinnung 
der wehrpolitiſchen Gleichſtellung mit der Umwelt. Eine einſeitige und gewaltſame 
Abrüſtung iſt deshalb auf die Dauer ein Element des Unfriedens. Sie ſteht dadurch 
im ſchärfſten Gegenſatz zu der Zielſetzung einer allgemeinen oder partiellen auf 
Gegenſeitigkeit und freier Vereinbarung beruhenden Herabſetzung und Begrenzung 
der Rüſtungen. 


2. Vorgeſchichte der Abrüſtung. Die Rechtslage 


Beide Arten der Abrüſtung, die unfriedliche der einſeitigen Entwaffnung der 
Beſiegten und die friedwillige allgemeine, auf vertraglicher Verpflichtung beruhende 
freiwillige ſtehen im Verſailler Vertrage nebeneinander, verbunden durch die Ein⸗ 
leitung zum Teil V. Für das gegenſeitige Verhältnis der beiden und für die 
Rechtslage hinſichtlich der Abrüſtungsfrage iſt grundlegend die Tatſache des Vor⸗ 
friedensvertrages, der durch den zwiſchen der deutſchen und amerikaniſchen Regie⸗ 
rung vor dem Waffenſtillſtand geführten Notenwechſel zuſtande gekommen iſt. Durch 
die Note des amerikaniſchen Staatsſekretärs des Auswärtigen Lanſing vom 
5. November 1918 wurde der deutſchen Regierung mitgeteilt, daß die Alliierten 
Wilſons 14 Punkte als Grundlage des künftigen Friedens angenommen hätten. 
Damit iſt auch Punkt IV Wilſons, d. h. das Programm einer allgemeinen Herab⸗ 
ſetzung und Begrenzung der Rüſtungen, zu einem Programmpunkt des Friedens 
erhoben und als ſolcher zwiſchen den Kriegführenden vereinbart worden; alſo nicht 
einſeitige Abrüſtung der Beſiegten, ſondern allgemeine, d. h. gleichmäßige Rüſtungs⸗ 
verminderung aller als Element der Sicherung des künftigen Friedens. 

Der zwiſchen Deutſchland und ſeinen Kriegsgegnern durch die Lanſing⸗Note vom 
5. November zuſtande gekommene Vorfriedensvertrag iſt ſo ziemlich in allen Punkten 
gebrochen worden. Dies iſt beſonders kraß hinſichtlich des Punktes IV des Wilſon⸗ 
programms geſchehen. Die europäiſchen Alliierten Wilſons hatten den Krieg durch 
ihre Propaganda als einen Kreuzzug für das Recht und zur „Vernichtung des 
preußiſchen Militarismus“ erklärt und als letzten aller Kriege hingeſtellt. Worauf 
es ihnen in Verſailles ankam, war nicht die Herbeiführung einer allgemeinen 
Rüſtungsverminderung, ſondern die Entwaffnung der Beſiegten, um ihnen jeden 
Widerſtand, ſelbſt gegen die härteſten Diktatbedingungen, unmöglich zu machen 
und den Gewinn, den ſie aus ihrem Siege zu ziehen gedachten, ſoweit als möglich 
zu ſichern. 

Wir kennen die Auseinanderſetzung, die in Verſailles zwiſchen Wilſon, der an 
ſeinen 14 Punkten feſthalten wollte, und ſeinen Verbündeten ſtattfand und wiſſen, 
wie Wilſon unterlag. Der Entwurf der Völkerbundsſatzung, den Wilſon am 
10. Januar der Friedenskonferenz vorlegte, enthielt als Artikel 4 eine Formu⸗ 
lierung der Abrüſtungsfrage, die dem urſprünglichen vierten Programmpunkt 
Wilſons durchaus entſprach. Aber in langen Verhandlungen trat an ſeine Stelle 
der Wortlaut des heutigen Art. 8 der Völkerbundsſatzung. Dies bedeutet einen 
Bruch des Vorfriedensvertrages hinſichtlich der Abrüſtung. 

Schon durch die Waffenſtillſtandsbedingungen vom 11. November 1918 wurde 
Deutſchland weitgehend entwaffnet. Die Beſtimmungen des Waffenſtillſtands⸗ 
vertrages wurden weſentlich durch die franzöſiſchen Militärs formuliert in der 
Abſicht, Deutſchland die Wiederaufnahme des Kampfes nach Ablauf des Waffen⸗ 
ſtillſtandes unmöglich zu machen. Die infolge der langen Dauer der Friedens⸗ 
verhandlungen notwendig werdende mehrmalige Verlängerung des Waffen⸗ 
ſtillſtandes wurde dazu benutzt, die möglichſt baldige Feſtſetzung einer endgültigen 
Abrüſtung Deutſchlands zu betreiben. Bereits 9 Tage nach dem Zuſammentritt 
der Friedenskonferenz am 21. Januar 1919 wurde hierüber verhandelt. Damals 
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trat der engliſche Vertreter Balfour dafür ein, Völkerbund und Abrüſtung auis 
engſte zu verbinden. Aber die Bemühungen, die Abrüſtung der Beſiegten und die 
der Sieger voneinander zu trennen, ſetzten bald ein. Am 23. Januar brachte Lloyd 
George eine Entſchließung auf Bildung einer Kommiſſion ein, „1. um eine ſofortige 
und draſtiſche Herabſetzung der Wehrmacht des Feindes anzuempfehlen, 2. um 
zuſammenhängend mit dem Völkerbunde einen Plan zur dauernden Herabſetzung 
der Laſten der Streitkräfte und Rüſtungen zu Lande, zu Waſſer und in der Luft 
vorzubereiten“. Hiermit begann ein weiterer Bruch des Vorfriedensvertrages hin⸗ 
ſichtlich der Abrüſtungsfrage. | 

Die Frage der Rüſtungsverminderung bei den Beſiegten und die der allgemeinen 
Verminderung der Rüſtungen im Rahmen des Völkerbundes ſollten voneinander 
getrennt werden, die erſtere ſollte „ſofort und draſtiſch“ geſchehen, für die andere 
ſollte „ein Plan“ aufgeſtellt werden. Lloyd George ſagte bei der Begründung ſeiner 
Entſchließung „er möchte darauf dringen, daß die erſte Klauſel des Entwurfes 
ſofort in Angriff genommen werden möge, die zweite könne ja einem ſpäteren Zeit⸗ 
punkt vorbehalten bleiben“. Dementſprechend wurde beſchloſſen und am nächſten 
Tage eine Kommiſſion zum Studium der Durchführung der Entwaffnung Deutſch⸗ 
lands niedergeſetzt. Dieſe legte ſchon am 7. Februar ein genaues Programm für 
die Entwaffnung Deutſchlands vor, zu einer Zeit, als der Kampf um die Formu⸗ 
lierung des Art. 8 der Völkerbundsſatzung noch in vollem Gange war, d. h. alſo 
bevor das Programm des Völkerbundes hinſichtlich der allgemeinen Abrüſtung 
überhaupt feſtſtand. 

Das Programm für die deutſche Abrüſtung wurde dann mehrfach geändert und 
erhielt erſt am 17. März die Form, die nachher mit einigen Ergänzungen als Teil V 
in das Verſailler Diktat überging. 

Wilſon hat fi zweifellos nicht verhehlt, daß dieſe Entwicklung zu dem vierten 
ſeiner 14 Punkte im Widerſpruch ſtand. Er hat deshalb Ende April 1919 beantragt, 
dem Teil V des Berjailler Diktats eine Einleitung vorauszuſchicken, die geeignet 
ſein würde, ihn Deutſchland annehmbarer zu machen. Auf ſeinen Vorſchlag kam 
die Einleitung zum Teil V zuſtande, durch die im Sinne von Wilſons viertem 
Punkt eine Verbindung zwiſchen der deutſchen und der allgemeinen Abrüſtung 
hergeſtellt wurde. Sie wurde dann durch die Note Clemenceaus vom 16. Juni 1919 
erläutert und beſtätigt. 

Folgendes iſt alſo feſtzuhalten: 

1. Der Vorfriedensvertrag zwiſchen Deutſchland und ſeinen Kriegsgegnern ſah 
keine einſeitige Abrüſtung der Beſiegten, ſondern eine allgemeine und gleichartige 
Abrüſtung vor. 

2. Hieran iſt auch in Verſailles grundſätzlich feſtgehalten worden (Art. 8 der 
Völkerbundsſatzung, Einleitung zum Teil V VV., Note vom 16. Juni 1919). 

3. Unter Bruch des Vorfriedensvertrages fand jedoch eine zeitliche Scheidung 
der Entwaffnung der Beſiegten und der der Sieger ſtatt. (Ausgangspunkt: Ent⸗ 
ſchließung Lloyd Georges vom 23. Januar 1919.) Die Abrüſtung der Beſiegten 
wurde ſofort in allen Einzelheiten feſtgeſetzt, die allgemeine als Programmpunkt 
des Völkerbundes (Art. 8 der Satzung) in die Zukunft verſchoben. 

4. Die Durchführung der Abrüſtung der Beſiegten wurde als Einleitung und 
0 8 Schritt zur allgemeinen Abrüſtung erklärt (Einleitung zu Teil V, Note vom 

6. Juni). 

5. Die einſeitige Abrüſtung der Beſiegten iſt alſo nur als Vorleiſtung auf die 
allgemeine, als zeitweilig und bedingt vereinbart worden. 

6. Sie mußte entweder in der allgemeinen Abrüſtung ihr Ende finden oder bei 
Ausbleiben derſelben ihre Rechtsverbindlichkeit verlieren. 
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3. Die Abrüſtung Deutſchlands 


Sie iſt feſtgelegt im Waffenſtillſtandsvertrag vom 11. 11. 1918 und ſeinen Er⸗ 
neuerungen und im Teil V des Verſailler Diktats (Art. 159—213), wozu noch aus 
Teil III die Art. 42—44 über die Entmilitarifierung der Rheinlandzone kommen. 


Der Waffenſtillſtands vertrag verpflichtete Deutſchland zur Ablieferung von 
5000 Geſchützen (je 2500 ſchwere und Feldgeſchütze), 
25 000 Maſchinengewehren, 
3000 Minenwerfern, 
1700 Jagd⸗ und Bombenflugzeugen, 
5000 Lokomotiven, 
150 000 Eiſenbahnwagen, 
5000 Laſtkraftwagen. 


Die Entwaffnungsbeſtimmungen des Verſailler Diktats haben eine intereſſante 
Vorgeſchichte, die bereits erwähnt wurde. Der erſte Bericht jener Kommiſſion zum 
Studium der Durchführung der deutſchen Entwaffnung, der am 7. Februar der 
Konferenz vorgelegt wurde, ſchlug vor, daß das deutſche Heer auf eine Stärke von 
25 Infanteriediviſtonen und 5 Kavalleriedivifionen, d. h. alſo auf 300 000 Mann 
bei allgemeiner Wehrpflicht herabgeſetzt werden ſollte. Die Kommiſſion meinte, 
dieſe Heeresſtärke ſcheine ihr „abſolut notwendig für die Beſetzung ſeiner (Deutſch⸗ 
lands) Grenze und die Aufrechterhaltung der inneren Ordnung“. An Kriegs⸗ 
material ſollten Deutſchland belaſſen werden 

1000 ſchwere Geſchütze, 
1575 Feldgeſchütze, 

3825 Maſchinengewehre, 
4500 automatiſche Gewehre, 
412 500 Gewehre, 

1400 Minenwerfer. 


Es iſt intereſſant feſtzuſtellen, daß das von Reichskanzler Adolf Hitler nach 
Deutſchlands Austritt aus dem Völkerbund geforderte Defenfivheer Deutſchlands 
zahlenmäßig dem durch den Loucheurbericht vom 7. Februar 1919 für Deutſchland 
vorgeſchlagenen Heer entſprach. 

In der Folgezeit ſchrumpften die Rüſtungen, die man Deutſchland belaſſen wollte, 
immer mehr zuſammen. Ein Bericht vom 3. März 1919, der hauptſächlich auf Mar⸗ 
ſchall Foch zurückging, ſah nur noch 15 Infanterie⸗ und 5 Kavalleriediviſionen und 
eine Kopfſtärke von 200 000 Mann, an Kriegsmaterial nur noch 180 ſchwere Ge⸗ 
ſchütze und 600 Feldgeſchütze, jedoch wie der Loucheurbericht vom 17. Februar 
die Aufrechterhaltung der allgemeinen Wehrpflicht vor. Ein weiterer Bericht Fochs 
vom 10. März war ſchon bei 140 000 Mann, Abſchaffung der Wehrpflicht, Ver⸗ 
weigerung ſchwerer Geſchütze und der Zubilligung von nur 

432 Feldgeſchützen, 

2906 Maſchinengewehren, 

150 000 Gewehren und 
| 395 Minenwerfern 
angelangt. Der große Rat der Konferenz beſchloß am 10. März eine Kopfſtärke 
von 100 000 Mann leinſchließlich 4000 Offiziere in 7 Infanterie⸗ und 3 Kavallerie⸗ 
diviſtonen) mit einem Kriegsmaterial, wie es der Fochbericht des gleichen Tages 
vorgeſchlagen hatte. Im Teil V des Diktats erfolgte dann endgültig noch eine 
weitere Verminderung des Kriegsmaterials. 

Während man alſo anfänglich Deutſchland eine auf der allgemeinen Wehrpflicht 
aufgebaute Armee laſſen wollte, die für die „Beſetzung der deutſchen Grenzen und 
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Aufrechterhaltung der inneren Ordnung“ genügen ſollte, wollte man ſpäter nur 
noch eine kleine Berufsarmee für die „Sicherung der Ordnung und Polizei⸗ 
kontrolle“ innerhalb des Landes zubilligen. Bei der Feſtſetzung der Entwaffnung 
Deutſchlands wurde alſo umgekehrt derſelbe Weg zurückgelegt, der vom Punkt IV 
Wilſons zum Art. 8 der Völkerbundsſatzung führte. Während Wilſon als Maßſtab 
für die allgemeine Abrüſtung die innere Sicherheit, d. h. alſo die Wahrnehmung 
innerer Polizeiaufgaben feſtlegen wollte, ſetzte der Art. 8 die nationale Sicher⸗ 
heit, d. h. die Verteidigung gegen äußere Feinde als Richtmaß für die allgemeine 
Abrüſtung feſt, was naturgemäß eine grundlegende Einſchränkung der Möglich⸗ 
keiten der Abrüſtung bedeutete. Bei der Bemeſſung der Deutſchland zu belaſſenden 
Streitkräfte und Bewaffnung ging man zunächſt davon aus, was „abſolut not⸗ 
wendig für die Beſetzung ſeiner Grenze und die Aufrechterhaltung der inneren 
Ordnung“ erſchien, alſo grundſätzlich von den Bedürfniſſen der „nationalen Sicher⸗ 
heit“, wie ſie der Art. 8 der Völkerbundsſatzung zugrunde legt. Man endigte ſchließ⸗ 
lich bei einer Armee, deren Zweck die Sicherung der Ordnung und Polizeikontrolle 
innerhalb des Landes ſein ſollte, d. h. man kehrte für Deutſchland zu der „inneren 
Sicherheit“ des Punktes IV von Wilſon zurück. | 

Deutlicher kann das Meſſen mit zweierlei Maß, das in Verſailles ftattfand, und 
der Bruch des Vorfriedensvertrages, den die Sieger in der Abrüſtungsfrage be⸗ 
gingen, nicht gekennzeichnet werden. 

Der Teil V des Verſailler Diktats zerfällt in 5 Abſchnitte über Landheer, Sees 
macht, militäriſche und Seeluftfahrt, interalliierte Uberwachungsausſchüſſe und all⸗ 
gemeine Beſtimmungen. Deutſchland wurde Umfang und Einteilung ſeiner Wehr⸗ 
macht bis ins einzelne vorgeſchrieben. Das deutſche Heer ſollte nicht mehr als 7 In⸗ 
fanterie⸗ und 3 Kavallerie⸗Diviſtonen umfaſſen und nur 100 000 Mann, einſchließ⸗ 
lich 4000 Offiziere, ſtark fein. Stärke und Gliederungen der Divifionen und ihre 
Bewaffnung wurden in den Anlagen zum Abſchnitt 1 genau feſtgeſetzt. Geſchütze über 
10,5 em, Tanks und Kampfwagen wurden verboten. Die Wehrpflicht wurde ab⸗ 
geſchafft und für Offiziere eine Mindeſtdienſtzeit von 25, für Unteroffiziere und 
Soldaten eine ſolche von 12 Jahren vorgeſchrieben. Die Aus⸗ und Einfuhr von 
Waffen und deren Anfertigung für das Ausland wurde verboten. Die Waffen⸗ und 
Munitionsinduſtrie mußte bis auf wenige Fabriken, die ausſchließlich den Bedarf 
der kleinen deutſchen Wehrmacht decken ſollten, zerſtört werden. Jegliche Mobil⸗ 
machungsvorbereitung wurde verboten, alle Befeſtigungen im Weſten des Reiches, 
auf Helgoland und in der Kieler Kanalzone mußten zerſtört und alle übrigen 
Befeſtigungen auf dem gegenwärtigen Stand erhalten werden. Die deutſche Flotte 
mußte zum größten Teil ausgeliefert werden. 

6 Schlachtſchiffe, 
6 kleine Kreuzer, 
12 Zerſtörer und 
12 Torpedoboote 


wurden Deutſchland gelaſſen. Dazu kamen ſpäter allerdings noch je 2 Schlachtſchiffe 
und kleine Kreuzer in Reſerve. Alle Unterſeeboote mußten zerſtört oder ausgeliefert 
werden. Die Schiffsgrößen für Neubauten wurden auf 10000 Tonnen für Schlacht⸗ 
ſchiffe, 6000 Tonnen für Kreuzer, 800 Tonnen für Zerſtörer und 200 Tonnen für 
Torpedoboote feſtgeſetzt. Flugzeugmutterſchiffe und Unterſeeboote wurden verboten. 
Am vollſtändigſten wurde Deutſchland in der Luft abgerüſtet. Jegliche Militärs 
und Marineluftfahrt wurde ihm unterſagt und die Auslieferung und Zerftörung 
der geſamten Militär- und Marineluftſtreitmacht gefordert. 

Zur Durchführung der deutſchen Entwaffnung wurden drei mit weitgehenden 
Befugniſſen verſehene interalliierte Kommiſſionen, eine Militär-, eine Marines 
und eine Luftkontrollkommiſſion eingeſetzt, die in jahrelanger Tätigkeit die Durch⸗ 
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führung des Verſailler Abrüſtungsdiktats überwachten. Deutſchland hat unter 
anderem 

6 Millionen Handfeuerwaffen, 

105 000 Maſchinengewehre, 

über 28 000 Minenwerfer und Rohre, 

über 54 000 Geſchütze und Rohre, 

über 14 000 Flugzeuge ausgeliefert bzw. zerſtört. 


ilber 7000 Fabriken wurden zerftört oder auf Friedensproduktion umgeſtellt. Die 
Kontrollkommiſſionen haben die Beſtimmungen des Teils V des Diktats vielfach 
ertenfiv interpretiert und von Deutſchland Abrüſtungsmaßnahmen gefordert und 
ihm Bindungen auferlegt, die über Verſailles noch hinausgingen. 

Die Daten für die Beendigung der deutſchen Abrüſtung find die folgenden: Die 
Luftkontrollkommiſſion wurde am 5. Mai 1922, die Marinekontrollkommiſſion am 
30. September 1924 und die Militärkontrollkommiſſion am 31. Januar 1927 zurück⸗ 
gezogen. Dies ergibt die Daten für das Ende der Durchführung der deutſchen Ab⸗ 
rüſtung auf den verſchiedenen Gebieten. Zwar find noch bis zum 31. Januar 1930 
Militärexperten bei den Berliner Botſchaften der früheren Alliierten verblieben, 
die die Durchführung der „Reſtpunkte“ der deutſchen Abrüſtung zu überwachen 
hatten. Aber dieſe Reſtpunkte waren im Verhältnis zur deutſchen Abrüſtung ſo 
minimal, daß als Termin für die tatſächliche Beendigung der deutſchen Abrüſtung 
zu Lande und damit der ganzen deutſchen Abrüſtung der 31. Januar 1927, die 
Zurückziehung der interalliierten Militärkontrollkommiſſion, anzuſehen iſt. 

Die Koſten für die ausländiſchen Kontrollkommiſſionen hatte Deutſchland zu 
tragen. Sie beliefen fi auf 106 Millionen Mark. Die durch feine Abrüſtung zu 
Lande, zur See und in der Luft Deutſchland verurſachten Verluſte beziffern ſich 
auf 8,5 Milliarden, die ſeiner induſtriellen Abrüſtung auf 3,5 Milliarden Gold⸗ 
mark. Wieviel Gewinn der deutſchen Volkswirtſchaft ſeit Kriegsende dadurch ent⸗ 
gangen iſt, daß die Ausfuhr von Munition und Kriegsgerät und der Bau von 
Kriegsſchiffen auf fremde Rechnung Deutſchland in Verſailles verboten worden 
find, läßt ſich ſchwer ſchätzen. Auch hier handelt es ſich ſicher um Milliardenbeträge. 


Die politiſchen, moraliſchen und wirtſchaftlichen Folgen der unter fortwährendem 
politiſchem Druck erfolgten einſeitigen Abrüſtung Deutſchlands find außerordentlich 
ſchwerwiegend. Ebenſo wie die Tributfrage wurde die Abrüſtungsfrage mit allen 
möglichen politiſchen Fragen verknüpft und als Druckmittel gegen Deutſchland 
benutzt. Die Räumung der erſten (Kölner) Beſatzungszone wurde von der Er⸗ 
ledigung der während der vom 8. September 1924 bis zum 25. Januar 1925 durch⸗ 
geführten Generalbeſichtigung feſtgeſtellten „Verfehlungen“ abhängig gemacht. Es 
iſt nicht zuviel geſagt, wenn man feſtſtellt, daß die Durchführung der deutſchen 
Abrüſtung eine ununterbrochene Kette von politiſchen Zwangsmaßnahmen und 
Ultimaten von ſeiten der Sieger darſtellt. 

Was politiſch militäriſche Wehrloſigkeit bedeutet, dafür find die Jahre der Durch⸗ 
führung der deutſchen Abrüſtung ein klarer Beweis. Es liegt auf der Hand, daß 
die Entwicklung der Tributfrage, beſonders die Beſetzung des Ruhrgebietes, über⸗ 
haupt nur denkbar war bei einſeitiger deutſcher Wehrloſigkeit. Für Europa hatte 
die einſeitige Abrüſtung Deutſchlands eine völlige Zerſtörung des europäiſchen 
Mächtegleichgewichts zur Folge, das durch die Hegemonie Frankreichs erſetzt wurde. 
Daraus ergab ſich von ſelbſt eine völlige Fehlkonſtruktion des Völkerbundes oder 
mindeſtens ſeiner Tätigkeit. Die einſeitige Abrüſtung Deutſchlands hat z. B. die 
Anwendbarkeit des Artikels 16 der Satzung grundſätzlich unmöglich gemacht. Dies 
iſt durch die Anlage F des Schlußprotokolls von Locarno ſelbſt von unſeren 
Locarnopartnern in aller Form anerkannt worden. Die wirtſchaftlichen Folgen der 
einſeitigen Abrüſtung Deutſchlands für Deutſchland und die übrige Welt liegen 
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auf der Hand. Die Tributfrage hätte angeſichts eines militäriſch ungebrochenen 
Deutſchlands von ſelbſt eine vernünftigere Entwicklung genommen, bevor die ge⸗ 
waltigen Schäden eingetreten wären, an deren Nachwirkungen Deutſchland und 
die Welt heute noch leiden. 


Die moraliſchen und pſychologiſchen Wirkungen der einſeitigen Abrüſtung inner⸗ 
halb Deutſchlands ſind für die Nation im höchſten Maße ſchädlich geweſen. Die 
Beſeitigung der Wehrpflicht, die Zerſtörung des auf alter Tradition beruhenden 
Aufbaues der deutſchen Wehrorganiſation, die ſyſtematiſche Ausnutzung des Pazi⸗ 
fismus zum Landesverrat durch das Ausland uſw. haben ſehr weſentlich zu den 
Verfallserſcheinungen beigetragen, die in der Nachkriegszeit in Deutſchland ſicht⸗ 
bar wurden. Es hat ſich gezeigt, daß man die Wehrkraft einer Nation nicht im 
Kern treffen kann, ohne das Leben der Nation nach innen und außen aufs 
ſchwerſte zu zerrütten. 

An ſich wäre trotzdem eine Entwicklung denkbar geweſen, bei der der Zuſtand 
der deutſchen Abrüſtung, wie er im Teil V des Verſailler Diktats feſtgelegt wurde, 
mit der Zeit für Deutſchland erträglich geworden wäre, wenn nämlich rechtzeitig 
eine entſprechende Verminderung und Begrenzung der Rüſtungen bei den anderen 
Staaten erfolgt wäre. Rüſtungen find etwas Relatives, und die Abſchaffung der 
Wehrpflicht in Deutſchland hätte wehrpolitiſch tragbar werden können, wenn 
mindeſtens alle anderen europäiſchen Staaten ebenfalls zur Abſchaffung der Wehr⸗ 
pflicht und zu einer kleinen Berufsarmee mit beſchränkter Bewaffnung über⸗ 
gegangen wären. Die Entwicklung bei den anderen Staaten iſt jedoch während 
der Durchführung der deutſchen Abrüſtung gerade gegenteilig verlaufen. Die Wehr⸗ 
pflicht wurde überall aufrechterhalten und in den neuen Staaten eingeführt, die 
Bewaffnung überall verſtärkt und techniſch weiter entwickelt. Dies gilt beſonders 
für die Deutſchland verbotenen Waffen (ſchwere Geſchütze, Kampfwagen, Giftgaſe, 
Militär: und Marineflugwaffe und Unterjeeboote). 


Die zeitliche Parallelität der Durchführung der deutſchen Abrüſtung und der 
Aufrüſtung der Verſailler Vertragspartner Deutſchlands iſt nicht nur politiſch, 
ſondern auch rechtlich bedeutſam. Wenn auch unter Bruch des Vorfriedensvertrages 
die deutſche Abrüſtung von der allgemeinen zeitlich differenziert und die Durch⸗ 
führung der deutſchen Abrüſtung in der Einleitung zum Teil V des Diktats und 
in der Note vom 16. Juni 1919 als erſter Schritt für die allgemeine Abrüſtung 
erklärt wurde, ſo ergibt ſich doch aus der Vorgeſchichte des Artikels 8 der Völker⸗ 
bundsſatzung und des Teils V des Verſailler Diktats ſowie aus dem Art. 8 ſelbſt, 
daß die Rechts verpflichtung zur Abrüſtung allgemein gegenſeitig und gleichartig iſt. 
Es war mit dieſem Rechtscharakter nicht vereinbar, wenn die Verſailler Vertrags⸗ 
partner Deutſchlands nach dem Inkrafttreten des Verſailler Vertrages am 10. Ja⸗ 
nuar 1920 die Qualität ihrer Rüſtungen weiter über die Deutſchland auferlegten 
qualitativen Beſchränkungen hinaus entwickelten. Sie konnten zwar die weitere 
Beibehaltung ſchwerer Geſchütze, Tanks, Flugzeuge uſw., die Deutſchland verboten 
waren, damit rechtfertigen, daß Deutſchlands Abrüſtung noch nicht vollzogen ſei, 
ſie durften jedoch nicht die Deutſchland verbotenen Waffen vermehren und weiter 
entwickeln. Daß ſie dies trotzdem getan haben, war ſchon nach dem 10. Januar 1920, 
erſt recht nach dem 31. Januar 1927, dem Datum der tatſächlichen Beendigung der 
deutſchen Abrüſtung, eine grobe Illoyalität gegenüber Deutſchland und eine ſchwere 
Verletzung ihrer in Verſailles eingegangenen Abrüſtungsverpflichtung. Inwieweit 
dasſelbe für die Hinausſchiebung der Abrüſtungskonferenz durch ſie und für deren 
von den gleichen Mächten verſchuldete ſchließliche Ergebnisloſigkeit gilt, wird noch 
aufzuzeigen ſein. 
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4. Die Abrüftungsfrage im Rahmen des Völkerbundes 


Der Völkerbund griff die ihm im Art. 8 feiner Satzung geftellte Aufgabe der 
Herbeiführung einer allgemeinen Verminderung und Begrenzung der Rüſtungen 
unmittelbar nach ſeiner Gründung auf. Schon eine Entſchließung der Völker⸗ 
bundsverſammlung vom 14. September 1920 ſprach die Empfehlung aus, die Res 
gierungen ſollten ſich verpflichten, „während der beiden Jahre, die dem nächſten 
Haushaltsjahr folgen, die Geſamtſumme der Militär⸗, Marine⸗ und Luftausgaben, 
die für dieſes Haushaltsjahr vorgeſehen find, nicht zu überſchreiten“. Die Durch⸗ 
führung dieſer Entſchließung wäre ein erſter Anlauf zu einer Begrenzung der 
Rüſtungen durch Beſchränkung der Wehrausgaben geweſen. Es tft ihr jedoch keine 
Folge gegeben worden, und es iſt geradezu ſymboliſch für die Erfolgloſigkeit der 
Bemühungen des Völkerbundes in der Abrüſtungsfrage, daß erſt die Völkerbunds⸗ 
verſammlung von 1931 einen einjährigen Rüſtungsſtillſtand beſchloſſen hat, der 
dann mehrmals verlängert wurde, aber ſchließlich aufhörte. Eine praktiſche Be⸗ 
deutung für die Abrüſtung hat er freilich nicht gehabt. 


Der Art. 8 der Völkerbundsſatzung erklärt im Abſatz 1 als Maßſtab für die Feſt⸗ 
ſetzung des Mindeſtmaßes der nationalen Rüſtungen die Bedürfniſſe der nationalen 
Sicherheit und die Möglichkeit einer gemeinſamen Aktion nach Art. 16 der Satzung. 
Von dieſer Verbindung zwiſchen Abrüſtung und Sicherheit ausgehend hat der 
Völkerbund unter beſtimmendem Einfluß Frankreichs jahrelang die Durchführung 
des Art. 8 faſt ausſchließlich unter dem Geſichtspunkt der Sicherheitsfrage be⸗ 
handelt. Maßgebend wurde hierfür die Reſolution XIV der 3. Völkerbundsver⸗ 
ſammlung von 1922, in der es hieß: „Bei dem gegenwärtigen Zuſtand der Welt 
könnte eine große Anzahl von Regierungen die Verantwortung für eine ernſtliche 
Herabſetzung der Rüſtungen nicht übernehmen, falls ſie nicht eine befriedigende 
Garantie für die Sicherheit ihres Landes erhalten würden. Eine ſolche Garantie 
kann durch ein allen Ländern offenſtehendes Defenſivabkommen gegeben werden, 
durch das ſich die vertragſchließenden Teile verpflichten, für den Fall eines An⸗ 
griffs auf einen von ihnen ihm nach einem vorher ausgearbeiteten Plan wirkſam 
und ſofort zur Hilfe zu kommen.“ Durch dieſe Entſchließung wurde die Arbeit 
des Völkerbundes in der Abrüſtungsfrage im Sinne Frankreichs orientiert: Keine 
Abrüſtung ohne Sicherheit. Sicherheit iſt gleichbedeutend mit Garantie der Grenzen 
durch ein Abkommen zur gegenſeitigen militäriſchen Hilfeleiſtung gegen jeden, der 
den status quo etwa bedrohen will. Die Durchführung der dem Völkerbund im 
Art. 8 der Satzung geſtellten Aufgabe einer allgemeinen Herabſetzung und Be⸗ 
grenzung der Rüſtungen ſollte alſo über den Umweg einer Aktivierung des Art. 16 
der Satzung vor ſich gehen. Die Abrüſtungsfrage ſollte zu einem Hilfsmittel für 
den Ausbau des Völkerbundes, als Inſtrument zur Sicherung der Ergebniſſe des 
Weltkrieges benutzt werden. Dies war und blieb in der Folgezeit der Sinn aller 
franzöſiſchen Bemühungen in der Abrüſtungsfrage. Die „Sicherheit“ wurde der 
Abrüſtung vorgeſchaltet. 

Ihre klaſſiſche Formulierung hat dieſe Politik nach verſchiedenen Vorſtufen im 
Genfer Protokoll von 1924 erhalten. In ihm iſt jenes „allen Ländern offenſtehende 
Defenſivabkommen“ zu ſehen, das die erwähnte Entſchließung XIV der 3. Bundes⸗ 
verſammlung als Vorausſetzung jeder Abrüſtung gefordert hatte. Alle Konflikte 
des Völkerlebens ſollen nach dem Genfer Protokoll einer obligatoriſchen ſchieds⸗ 
gerichtlichen Entſcheidung unterworfen werden, die auf Grund des geltenden 
Völkerrechts, d. h. alſo praktiſch in erſter Linie auf Grund der Friedensdiktate und 
ſomit immer zugunſten der Beſitzenden zu erfolgen hat. Wer ſich dieſer Schieds⸗ 
gerichtsbarkeit nicht fügt und zum Kriege ſchreitet, ſieht ſich einer Zwangskoalition 
aller übrigen Mächte der Erde gegenüber. Deren gemeinſame militäriſche Aktion 
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gegen den „Angreifer“ wird bis ins einzelne vorbereitet, damit die militäriſche 
Maſchine jederzeit in Tätigkeit geſetzt werden kann. 

Das Genfer Protokoll iſt am Widerſtand der engliſchen Regierung geſcheitert. 
Durch den Locarnovertrag erhielt Frankreich eine grundſätzlich gleichwertige 
Garantie regionalen Charakters für ſeine Grenze gegen Deutſchland. Durch Locarno 
und den Eintritt Deutſchlands in den Völkerbund änderte ſich inſofern das Bild, 
als nun auch Deutſchland innerhalb des Völkerbundes an der Diskuſſion der 
Abrüſtungs⸗ und Sicherheitsfrage teilnehmen konnte. Schon vor Deutſchlands Ein⸗ 
tritt erlitt die franzöſiſche Sicherheitstheſe im Völkerbund dadurch einen gewiſſen 
Rückſchlag, daß der Völkerbundsrat am 12. Dezember 1925 die Bildung der Vor⸗ 
bereitenden Kommiſſion für die Abrüſtungskonferenz beſchloß. „Die Aufgabe der 
Kommiſſion ſoll in der Vorbereitung einer Abrüſtungskonferenz beſtehen, deren 
Einberufung für einen möglichſt baldigen Zeitpunkt ins Auge gefaßt iſt.“ Zur 
Teilnahme an dieſer Kommiſſion wurde auch Deutſchland am 12. Dezember 1925 
eingeladen. Es nahm die Einladung am 22. Januar 1926 an. 


Die Vorbereitende Abrüſtungskommiſſion begann ihre Arbeit am 15. Februar 1926. 
Während Abſatz 2 des Art. 8 der Satzung dem Völkerbundsrat den Entwurf der 
Pläne für die Herabſetzung der Rüſtungen zuweiſt, ſollte alſo nun die Durchführung 
des Art. 8 auf dem Wege einer Weltſtaatenkonferenz geſucht werden, und die 
Vorbereitende Abrüſtungskommiſſion des Völkerbundes ſollte dieſe Konferenz vor⸗ 
bereiten. Durch dieſen Beſchluß wurde anerkannt, daß der Völkerbundsrat für die 
Durchführung der allgemeinen Abrüſtung nicht das geeignete Organ ſei. Es wäre 
tatſächlich nicht zu erwarten geweſen, daß die im Völkerbundsrat nicht vertretenen 
Mächte ſich einer Entſcheidung des Rates über die Höhe ihrer Rüſtungen unter⸗ 
werfen würden. Die Ausarbeitung eines alle Mächte umfaſſenden Syſtems der 
Rüſtungsverminderung und⸗Begrenzung konnte nur auf dem Weg einer allgemeinen 
Konferenz verſucht werden. 

Frankreich und die ihm verbündeten Mächte, die nach wie vor an der „Sicher⸗ 
heit“ als Vorausſetzung für die Abrüſtung feſthielten, betrieben die Bildung eines 
beſonderen Organs des Völkerbundes für die Behandlung der Sicherheitsfrage. 
Am 30. November 1927 beſchloß die Vorbereitende Abrüſtungskommiſſion die 
Bildung eines beſonderen Komitees (Comité d' arbitrage et de sécurité). Die 
Bemühungen der franzöſiſchen Politik, die Arbeiten dieſes Komitees denen der 
Vorbereitenden Abrüſtungskommiſſion vorzuſchalten, drangen jedoch nicht durch. 
Es wurde beſchloſſen, daß beide Kommiſſionen nebeneinander arbeiten ſollten. 

Das Sicherheitskomitee hat dann eine Anzahl Modellverträge ausgearbeitet, aus 
denen im Jahre 1928 jene abgeſchwächte Neuauflage des Genfer Protokolls hervor⸗ 
ging, die als Generalakte bekannt iſt. Sie iſt eine Neuformulierung des erſten 
Teiles des Genfer Protokolls, der obligatoriſchen Schiedsgerichtsbarkeit mit dem 
Ziel der Sicherung des Status quo. Deutſchland hat die Generalakte deshalb 
abgelehnt. 

Die Vorbereitende Abrüſtungskommiſſion hat ihre Arbeiten mit der Annahme 
eines Entwurfes für ein Abrüſtungsabkommen am 9. Dezember 1930 abgeſchloſſen. 
Von dieſem Entwurf hat ſich Deutſchland am 4. Mai 1929 (Erklärung des Grafen 
Bernſtorff in der Vorbereitenden Abrüſtungskommiſſion) und zum zweiten Male 
am 9. September 1929 (Erklärung Streſemanns auf der Völkerbundsverſammlung 
in Genf) diſtanziert. Die Ablehnung des Entwurfs durch Deutſchland erklärte ſich 
durch zwei Gründe. Deutſchland konnte nur einem Syſtem der Abrüſtung zuſtimmen, 
das geeignet war, einen Rüſtungsausgleich zwiſchen den Abgerüſteten und den 
Gerüſteten herzuſtellen und damit die wehrpolitiſche Gleichſtellung Deutſchlands 
mit der Umwelt herbeizuführen. Ein ſolches Syſtem war für Deutſchland nur 
annehmbar, wenn es dem Abrüſtungsſyſtem des Teils V des Verſailler Vertrages 


204 


entſprach, d. h. alle jene Rüftungsfaltoren traf, die Deutſchland verboten oder 
begrenzt worden waren, in erſter Linie alſo die Heeresſtärke, die ausgebildeten 
Neſerven, das im Dienft und in RNeſerve befindliche Kriegsmaterial und die 
Rüſtungsinduſtrie. Außerdem war zu fordern, daß das Syſtem der allgemeinen 
Abrüſtung, das aufgeſtellt wurde, auch auf Deutſchland Anwendung fand, d. h. alſo 
den Teil V des Verſailler Diktats erſetzte. In der Vorbereitenden Abrüſtungs⸗ 
kommiſſion hat Deutſchland hauptſächlich den erſten Teil dieſer Forderung ver: 
treten, d. h. es verlangte die Abrüſtung der anderen nach den Maßſtäben und 
Methoden der deutſchen Abrüſtung: Herſtellung der deutſchen Gleichberechtigung 
und des Rüſtungsausgleichs durch Abrüſtung der anderen auf das deutſche Niveau. 
Der Abkommensentwurf der Vorbereitenden Abrüſtungskommiſſion ging jedoch 
ganz andere Wege. Er ließ die weſentlichſten Faktoren der Rüſtung außerhalb 
jeder Begrenzung und enthielt einen Artikel 53, der beſagte, daß es für die 
abgerüſteten Staaten bei den Beſtimmungen der Friedensdiktate zu verbleiben 
habe; alſo nicht tatſächliche, ſondern ſcheinbare Abrüſtung der Sieger bei gleich⸗ 
zeitiger erneuter Feſtlegung der Entwaffnung der Beſiegten. Dies war das 
Ergebnis von 5 Jahren Verhandlungen der Vorbereitenden Abrüſtungskommiſſton 
des Völkerbundes. 

Deutſchlands natürliches Beſtreben mußte es nunmehr ſein, den möglichſt baldigen 
Zuſammentritt der Allgemeinen Abrüſtungskonferenz durchzuſetzen; denn auf ihr 
mußte ſich die Abrüſtungsfrage endgültig entſcheiden, mußte klargeſtellt werden, ob 
der Völkerbund die ihm im Art. 8 der Satzung geſtellte Aufgabe zu löſen imſtande 
war, und ob die Verpflichtung der Verſailler Vertragspartner Deutſchlands zur 
allgemeinen Abrüſtung, von deren Erfüllung die künftige Nechtsverbindlichkeit des 
Teils V abhing, von ihnen durchgeführt wurde. | 

Der Völkerbundsrat beſchloß am 24. Januar 1931 die Einberufung der Allge⸗ 
meinen Abrüſtungskonferenz auf den 2. Februar 1932. | 

Als die „Konferenz für die Verminderung und Begrenzung der Rüſtungen“ am 
2. Februar 1932 programmäßig in Genf unter Beteiligung beinahe der geſamten 
Staatenwelt der Erde zuſammentrat, wurde ſie in vielen Ländern mit großen Er⸗ 
wartungen begrüßt. Außerordentlich umfangreich durch die große Zahl der Dele⸗ 
gierten und Sachverſtändigen, unter dem konzentriſchen Scheinwerferlicht der 
Preſſe und Publiziſtik der ganzen Welt und vorbereitet durch eine umfangreiche 
Propaganda ſetzte ſich die Konferenz mit einer wochenlangen allgemeinen Aus⸗ 
ſprache in Bewegung, während der die Vertreter der einzelnen Staaten bald mehr, 
bald weniger klar ihre allgemeine Stellungnahme zum Abrüſtungsproblem for⸗ 
mulierten. Es wurden deutlich verſchiedene Gruppen von Mächten ſichtbar. Frank⸗ 
reich mit feinen Bundesgenoſſen Belgien, Polen, der Tſchechoſlowakei, Südſlawien 
und Rumänien traten als eine Gruppe in Erſcheinung, die die „Sicherheit“ in den 
Vordergrund ſtellte und Abrüſtung durch Sicherheit forderte. Die Vertreter Eng⸗ 
lands, der Vereinigten Staaten und der engliſchen Dominions vertraten dem⸗ 
gegenüber den Grundſatz, daß wirkſame Abrüſtung die beſte Friedensſicherung ſei. 
Ahnlich drückten ſich die Vertreter der im Weltkrieg neutral gebliebenen Staaten 
aus, die ebenfalls der franzöſiſchen Sicherheits⸗Phraſeologie entgegentraten und 
wirkſame Abrüſtung forderten. Von den Großmächten traten außer Deutſchland 
Italien und Rußland am energiſchſten für durchgreifende Abrüſtung ein, während 
ſich der Vertreter Japans der Sicherheitstheſe anſchloß. 

Deutſchlands Ziel auf der Konferenz war klar: Beſeitigung der einſeitigen 
Abrüſtung, Rüſtungsausgleich zwiſchen Deutſchland und der Umwelt, gleiche 
Sicherheit für Deutſchland und damit Wiedergewinnung der tatſächlichen Groß⸗ 
machtſtellung, die Deutſchland ſeit Verſailles infolge ſeiner einſeitigen Abrüſtung 
abhanden gekommen war. Es lag auf der Hand, daß auf einer Abrüſtungskonferenz 
die Verwirklichung ſolcher Forderungen auf dem Wege der Abrüſtung der anderen 
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zu vertreten war, jo wenig man ſich realpolitiſch darüber im Zweifel fein konnte, 
ei in a Falle nur eine beſcheidene Rüſtungsverminderung durchzuſetzen 
ein würde. 

Es wurde bald deutlich, daß der Hauptwiderſtand ſowohl gegen die deutſche 
Gleichberechtigung wie gegen jede Abrüſtung von Frankreich ausging. So tft es 
während des ganzen Verlaufs der Konferenz geblieben. Am Widerſtand Frank⸗ 
reichs iſt die Konferenz ſchließlich hauptſächlich geſcheitert, trotzdem fie zeitweilig 
das Bild eines von verſchiedenſten Seiten gegen die franzöſiſche Politik vorgetra⸗ 
genen Angriffs darſtellte, der die franzöſiſchen Delegierten öfter in ſchwierige 
Situationen brachte und mehrfach zur Räumung taktiſcher Stellungen zwang. Am 
ſichtbarſten geſchah dies im erſten Teil der Konferenz, als trotz heftigen franzöſiſchen 
Widerſtands am 22. April 1932 eine Entſchließung angenommen wurde, die den 
Grundſatz der qualitativen Abrüſtung feſtlegte, d. h. „den der Auswahl beſtimmter 
Rüſtungskategorien oder Waffenarten, deren Beſitz oder Gebrauch auf dem Wege 
eines internationalen Abkommens entweder allen Staaten unterſagt oder inter⸗ 
nationalifiert werden ſolle“. Mit dieſer Entſchließung bekannte ſich die Konferenz 
zu einem Grundſatz, dem ſich Frankreich bei den Verhandlungen der Vorbereitenden 
Abrüſtungskommiſſion mit Erfolg widerſetzt hatte. Frankreich, das das modernſte 
Kriegsmaterial zu Lande und in der Luft beſaß, wollte jede Abſchwächung dieſer 
Vorzugsſtellung vermeiden und war deshalb gegen jegliches Verbot beſtimmter 
Waffen oder ihrer Einſchränkung, wie ſie Deutſchland in Verſailles auferlegt 
worden war; denn wenn die allgemeine Abrüſtung in dieſer Richtung geſucht 
wurde, wurde der Rüſtungsausgleich mit Deutſchland hinſichtlich der Bewaffnung 
in greifbare Nähe gerückt. 

Am 22. April 1932 beſchloß die Abrüſtungskonferenz ferner, ihre techniſchen Aus⸗ 
ſchüſſe mit Unterſuchungen zu beauftragen, „um zu einer Beſtimmung derjenigen 
Waffen zu kommen, die einen ſpezifiſch offenſiven Charakter haben, gegen die 
nationale Verteidigung am wirkſamſten eingeſetzt werden können oder für die 
Zivilbevölkerung am bedrohlichſten ſind“. Die Sachverſtändigen ſollten alſo feſt⸗ 
ſtellen, welche Waffen offenſiven Charakter haben, da künftig nur noch Ver⸗ 
teidigungswaffen erlaubt bleiben ſollten. Das war eine deutliche Orientierung in 
der Richtung auf Waffenverbote der Art, wie ſie der Verſailler Vertrag Deutſch⸗ 
land auferlegt hatte. 

Die Verhandlungen der techniſchen Ausſchüſſe der Konferenz haben dann mehrere 
Monate ausgefüllt und zu einem völligen Fehlſchlag geführt, hauptſächlich wieder 
wegen des Widerſtandes Frankreichs. Es gelang nicht, eine Definition der Angriffs⸗ 
waffen vorzunehmen, weil jeder der militäriſchen Sachverſtändigen das für Ver⸗ 
teidigungswaffen erklärte, was ſein Land hauptſächlich beſaß, und das als Angriffs⸗ 
waffen bezeichnete, was der oder die mutmaßlichen Gegner ſeines Landes im 
Kriegsfalle einzuſetzen vermochten. Die erfolgloſen Verhandlungen der techniſchen 
Ausſchüſſe waren von großer Bedeutung für die deutſche Gleichberechtigungs⸗ 
forderung. Die deutſchen Vertreter verlangten natürlich, daß als Angriffswaffen 
diejenigen bezeichnet würden, die Deutſchland verboten waren. Indem die franzö⸗ 
ſiſchen Delegierten, im Beſtreben, das franzöſiſche Kriegsmaterial der Abrüſtung 
zu entziehen, ſchwere Geſchütze, Tanks und Bombenflugzeuge als für ihr Land 
unentbehrliche Verteidigungswaffen bezeichneten, legten ſie Deutſchland geradezu 
nahe, dieſe Verteidigungswaffen ebenfalls zu verlangen. Dies iſt in einem ſpäteren 
Stadium der Konferenz dann auch geſchehen. 

In die gleiche Richtung wie die Entſchließung des 22. April 1932 wies die am 
22. Juni 1932 auf der Abrüſtungskonferenz verkündete Botſchaft des amerikaniſchen 
Präſidenten Hoover. Sie wollte zu Lande, zur See und in der Luft die Verteidigung 
zuungunſten des Angriffs ſtärken durch völlige Abſchaffung der Kampfwagen, aller 
chemiſchen Kriegsmittel, der geſamten beweglichen ſchweren Artillerie, durch eine 
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erhebliche Verminderung der Perſonalbeſtände der Landheere, Abſchaffung der 
Bombenflugzeuge und abjolutes Verbot jedes Bombenabwurfs, durch Verminderung 
der Zahl und Geſamttonnage der Panzerſchiffe und Unterſeeboote um ein Drittel 
und der anderen Schiffe um ein Viertel. Auch dieſer in der Abrüſtung ziemlich 
weitgehende Vorſchlag wurde zerredet und durch Gegenargumente, vor allem 
aber durch eine unzweideutige Ablehnung Frankreichs beiſeite geſchoben. Durch 
die in der zweiten Hälfte Juni 1932 in Lauſanne tagende Tributkonferenz 
wurde die Abrüſtungskonferenz mehrere Wochen lang inaktiviert. Die dann not⸗ 
wendig erſcheinende Sommerpauſe ſollte durch eine Vertagungsreſolution eingeleitet 
werden, in der die bisherigen Ergebniſſe und das weitere Programm der Kon⸗ 
ferenz formuliert werden ſollten. 

Die Entſchließung, mit der ſich die Abrüſtungskonferenz am 23. Juli 1932 ver⸗ 
tagte, bezeichnet nicht nur einen Abſchnitt in der Entwicklung der Konferenz, 
ſondern auch in der des deutſchen Kampfes um Gleichberechtigung. In der Ent⸗ 
ſchließung wurden die Grundſätze feſtgelegt, nach denen das künftige Abrüſtungs⸗ 
abkommen geſtaltet werden ſollte. Ihr Inhalt iſt der folgende: Hinſichtlich der 
Luftſtreitkräfte ſollte der Luftangriff gegen die Zivilbevölkerung völlig verboten 
und der Bombenabwurf gegen militäriſche Ziele zwiſchen den vertragſchließenden 
Teilen abgeſchafft werden. Die Militärluftfahrt ſollte einer zahlenmäßigen Be⸗ 
grenzung und die Militärflugzeuge nach Kategorien einer Einſchränkung unter⸗ 
worfen werden, während für die großen Zivilflugzeuge eine internationale Rege⸗ 
lung zur Verminderung ihres Gebrauches im Kriege geplant war. Hinſichtlich der 
Landartillerie wurde eine Beſchränkung nach dem Kaliber und für die Kampf⸗ 
wagen eine Einheitshöchſttonnage in Ausſicht genommen. Der chemiſche und bak⸗ 
teriologiſche Krieg und die Kriegführung mit Brandgeſchoſſen ſollten verboten 
werden. Ferner war in der Entſchließung eine Herabſetzung und Begrenzung der 
Heeresſtärken, eine Beſchränkung der Wehrausgaben und eine Regelung hinſichtlich 
Waffenhandel und Waffenherſtellung vorgeſehen. 

Abgeſehen davon, daß es fi bei den in der Entſchließung in Ausfiht genom⸗ 
menen Rüſtungsverminderungen und ⸗begrenzungen meiſt nicht um zahlenmäßig 
feſtgelegte Grenzen, ſondern eben nur um Grundſätze handelte, für deren Verwirk⸗ 
lichung die bisherigen Verhandlungen keine ſehr günſtigen Ausſichten eröffneten, 
machte es die Entſchließung endgültig klar, daß das Syſtem der Verminderung 
und Begrenzung der Rüſtungen, das die Konferenz beſtenfalls aufſtellen würde, 
ſehr viel weniger weit gehen würde als das der Friedensdiktate, nach dem die 
Beſiegten des Weltkrieges entwaffnet worden waren. Das bedeutete für die ent⸗ 
waffneten Staaten, daß ihre Forderung auf Gleichberechtigung durch Abrüſtung 
der Hochgerüſteten in der Hauptſache unerfüllt bleiben würde und daß infolgedeſſen 
der Rüſtungsausgleich vorwiegend nach oben, nach dem Niveau der Gerüſteten, 
d. h. durch Rüſtungsverſtärkung der Entwaffneten geſucht werden mußte. Deutſch⸗ 
land konnte der Vertagungsentſchließung nicht zuſtimmen, wenn nicht das Prinzip 
der Gleichberechtigung in ihr einwandfrei geklärt und ſtchergeſtellt wurde, daß die 
Beſchlüſſe der Abrüſtungskonferenz auch auf Deutſchland Anwendung finden, d. h. 
an die Stelle des Entwaffnungsteils des Verſailler Diktats treten würden. Die 
deutſche Delegation bemühte ſich um die Einfügung einer entſprechenden Formel 
in die Entſchließung. Dies ſcheiterte am Widerſtand Frankreichs und ſeiner poli⸗ 
tiſchen Freunde. Die deutſche Delegation hat die Entſchließung deshalb abgelehnt 
und ihr Führer, Botſchafter Nadolny, erklärte im Namen der deutſchen Regierung, 
daß ihre weitere Mitarbeit nur möglich ſein werde, wenn bis zum Wieder⸗ 
zuſammentritt der Konferenz eine befriedigende Klärung der für Deutſchland 
entſcheidenden Gleichberechtigungsfrage erfolgt ſein würde. Deutſchland drohte alſo 
damit, die Konferenz zu verlaſſen, wenn ſie ſich der Anerkennung der deutſchen 
Gleichberechtigung weiter verſagen würde. 


207 


Da die am 29. Auguſt hierüber mit Frankreich und England aufgenommenen 
Verhandlungen erfolglos blieben, erklärte Deutſchland am 14. September 1932 
(Schreiben des Reichsminiſters des Außern Freiherrn von Neurath an den Präſi⸗ 
denten der Konferenz Henderſon) ſein Fernbleiben von den weiteren Arbeiten der 
Konferenz. Durch mühevolle Verhandlungen gelang es dann, am 11. Dezember 
1932 in Genf eine Einigung in der Gleichberechtigungsfrage in der Form einer 
Fünfmächteerklärung (Deutſchland, Vereinigte Staaten, England, Italien, Frank⸗ 
reich) herbeizuführen. Deutſchland erklärte ſeine Bereitſchaft zur Wiederbeteiligung 
an der Konferenz. Die Fünfmächteerklärung vom 11. Dezember iſt ein wichtiges 
Dokument. Es wurde am 14. Dezember von der Abrüſtungskonferenz zur Kenntnis 
genommen. Die deutſche Gleichberechtigung wurde damit von der Konferenz ein 
für allemal anerkannt. Damit war ein wichtiger völkerrechtlicher Schritt für die 
Reviſion bzw. Beſeitigung des Teils V des Verſailler Diktats getan. 

Die Abrüſtungskonferenz bot auch in der Folgezeit dasſelbe Bild eifriger Rede⸗ 
tätigkeit und anſcheinend erfolgreicher Ausſchußberatungen. Praktiſche Fortſchritte 
wurden aber nicht erzielt, und die Konferenz, die Ende Januar 1933 ihre Ver⸗ 
handlungen wieder in vollem Umfange aufgenommen hatte, ſtand bereits Anfang 
März wieder vor unüberwindlichen Schwierigkeiten. Der engliſche Miniſter⸗ 
präſident Macdonald machte nun einen groß angelegten Verſuch zur Rettung der 
Konferenz. Er legte ihr am 16. März einen ausgearbeiteten Entwurf zu einem 
Abkommen über die Verminderung und Begrenzung der Rüſtungen in 96 Artikeln 
vor. Dieſer Plan ſchob alle anderen Pläne und Anträge beiſeite und wurde am 
8. Juni von der Konferenz einſtimmig als Grundlage und Rahmen des künftigen 
Abkommens angenommen. Der Plan Macdonalds iſt der Verſuch einer Kom⸗ 
bination der franzöſiſchen Sicherheitstheſe mit einer Verminderung und Be⸗ 
ſchränkung der Rüſtungen. Gleichzeitig berückſichtigt er in ſeinem Artikel 96 
Deutſchlands Anſpruch auf Gleichberechtigung, da dieſer Artikel vorſieht, daß der 
Teil V der Friedensdiktate durch das allgemeine Abkommen erſetzt und damit eine 
gemeinſame und gleiche Rechtsgrundlage in der Abrüſtung für alle Staaten ge⸗ 
ſchaffen würde. Was die praktiſche Verwirklichung der deutſchen Gleichberechtigung 
angeht, ſo war ſie nur in ungenügender Weiſe vorgeſehen. Immerhin ſollte 
Deutſchland ein Heer von 200 000 Mann und die Wiedereinführung der Dienſt⸗ 
pflicht zugebilligt werden. Hinſichtlich der Materialausſtattung, beſonders der 
Luftwaffe, war der Plan teils lückenhaft, teils unklar. Aber er war eine Ver⸗ 
handlungsgrundlage, und die deutſche Delegation konnte hoffen, den Plan zu ver⸗ 
beſſern. 

Der Art. 96 des Macdonaldplanes bedeutete einen weiteren Fortſchritt auf dem 
Wege zur Beſeitigung des Teils V. Indem die Abrüſtungskonferenz einſtimmig am 
8. Juni den Plan Macdonalds als Grundlage des ſpäteren Abkommens annahm, 
hat fie die Fünfmächteerklärung vom 11. Dezember 1933 weiter dahin präziſtert, 
daß der Teil V des Verſailler Diktats durch die abzuſchließende Konvention erſetzt 
werden ſollte. Es liegt auf der Hand, daß auch für den Fall des Nichtzuſtande⸗ 
kommens eines Abkommens über die Rüſtungsfrage die Annahme des Art. 96 des 
Macdonaldplans durch die Abrüſtungskonferenz, d. h. durch die Vertreter ziemlich 
aller Staaten der Erde, ihre völkerrechtliche und politiſche Bedeutung behalten 
mußte. 

Am 29. Juni 1933 vertagte ſich die Abrüſtungskonferenz mit dem Beſchluß, die 
zweite Durchberatung des Abkommenentwurfs Macdonalds am 16. Oktober zu be⸗ 
ginnen. 

Bis zum Wiederzuſammentritt der Konferenz vollzog ſich nun eine völlige Vers 
änderung des politiſchen Bildes. In Paris glaubte man offenbar, daß die gegen 
das neue Deutſchland mit allen Mitteln betriebene Propaganda ſoweit wirkſam 
geweſen ſei, daß ein neuer Verſuch unternommen werden könne, Deutſchland in 
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der Abrüſtungsfrage zu iſolieren und vor ein mehr oder minder verhülltes Diktat 
zu ſtellen. Die franzöſiſchen in dieſe Richtung zielenden Bemühungen blieben in 
England, wo ſich eine ſtarke Abneigung gegen das neue Deutſchland geltend 
machte, nicht ohne Erfolg. In der Sitzung des Büros der Abrüſtungs konferenz am 
14. Oktober 1932 legte der engliſche Außenminiſter Sir John Simon als Ergebnis 
vorhergehender franzöſiſch⸗engliſcher Beſprechungen die Grundlinien eines neuen 
Abrüſtungsplans vor, der den Plan Macdonalds vom 16. März in weſentlichen 
Punkten zuungunſten Deutſchlands änderte. Simon übernahm die von den Fran⸗ 
zoſen aufgeſtellte Forderung, es müſſe, bevor mit der allgemeinen Abrüſtung 
begonnen werden könne, eine Kontrolle des gegenwärtigen Rüſtungsſtandes der 
Welt ſtattfinden, praktiſch natürlich nur des deutſchen, da Deutſchland allein unter 
den Großmächten Bindungen auferlegt waren. Die Geltungsdauer des Macdonald⸗ 
planes ſollte nicht wie bisher 5, ſondern 8 Jahre betragen und in zwei Perioden 
untergeteilt werden. Die erſte Periode ſollte den Charakter einer Bewährungsfriſt 
mit einſeitiger Rüſtungskontrolle Deutſchlands erhalten. Erſt nach Ablauf dieſer 
Bewährungsfriſt, und nur wenn ſie zur Befriedigung Frankreichs verlaufen ſein 
würde, ſollte die Abrüſtung der hochgerüſteten Staaten beginnen. Während der 
erſten vier Jahre ſollte jedoch die deutſche Reichswehr in eine kurzdienende Miliz 
umgewandelt, Deutſchland alſo praktiſch noch weiter entwaffnet werden. Die 
Deutſchland bisher verbotenen ſchweren Waffen ſollte es vom Ablauf des 5. Jahres 
an allmählich erhalten, immer vorausgeſetzt, daß die vierjährige Bewährungsfriſt 
ohne Beanſtandung ablief, was nach den Erfahrungen mit ausländiſcher Militär⸗ 
kontrolle in den früheren Jahren natürlich nicht zu erwarten war. 

Dieſer Plan des engliſchen Außenminiſters ſtellte eine Verneinung der deutſchen 
Gleichberechtigung und das Verlangen nach einer ehrenrührigen Kontrolle bei 
gleichzeitiger Anerkennung des Verſailler Entwaffnungsdiktats für weitere vier 
Jahre dar. Hierauf war eine energiſche Antwort notwendig. Reichskanzler Adolf 
Hitler gab fie unverzüglich durch die Erklärung von Deutſchlands Austritt aus der 
Abrüſtungskonferenz und dem Völkerbund. 

Die Gründe für dieſe Entſcheidung der deutſchen Politik wurden durch den Auf⸗ 
ruf der Reichsregierung an das deutſche Volk vom 14. Oktober und durch die Rede 
Adolf Hitlers vom gleichen Tage ſowie die Rede des Reichsminiſters des Aus⸗ 
wärtigen, Freiherrn von Neurath, vom 16. Oktober 1933 klar ausgeſprochen: 
Deutſchland verließ Genf, weil ihm dort die Gleichberechtigung verſagt wurde, weil 
der Völkerbund ſich dazu hergab, Deutſchland zu einer wenig verbeſſerten Neu⸗ 
auflage der Entwaffnungsbeſtimmungen von Verſailles preſſen zu wollen, um es 
unter dem Schein internationaler Zuſammenarbeit in der Lage des Beſiegten feſt⸗ 
zuhalten. Die deutſche Regierung bekannte ſich gleichzeitig zum Friedensgedanken 
und trat für den wahren Frieden ohne Anterſchied zwiſchen Siegern und Beſiegten 
und für Verſtändigung auf dem Boden der Gleichberechtigung ein. Gleichzeitig 
erklärte ſie ihre Bereitſchaft zu einer Verſtändigung über die Abrüſtungsfrage 
außerhalb der Abrüſtungskonferenz und des Völkerbundes. 

Was die Abrüſtungskonferenz getan hat, ſeitdem Deutſchland ſie verließ, iſt bald 
gejagt. Sie hat praktiſch keinerlei Fortſchritte Hinfichtlich der Löſung der ihr geſtellten 
Aufgaben erzielt. Was ſchon beim Austritt Deutſchlands klar geweſen iſt und einer 
der Gründe für dieſen Austritt war, hat ſich beſtätigt: Zu einer Herabſetzung der 
Rüſtungen, alſo zur Verwirklichung des eigentlichen Zieles der Konferenz wird es 
nicht kommen. Inſofern iſt die Abrüſtungskonferenz als geſcheitert zu bezeichnen. 
Offen iſt noch die Frage, ob es zu einem Abkommen über die Rüſtungsfrage kommt, 
durch das wenigſtens eine Beſchränkung des Rüſtungsſtandes der Welt erfolgt und 
dem Wettrüſten eine gewiſſe Einſchränkung auferlegt wird. Dies würde natürlich 
die Anerkennung eines Rüſtungsſtandes für die durch die Friedensdiktate entwaff⸗ 
neten Staaten vorausſetzen, der ihre militäriſche Sicherheit garantiert. Auch auf 
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dem Wege zu dieſem Ziel hat die Abrüſtungskonferenz, die ſich außer durch eine 
Sitzung Ende Mai und Anfang Juni 1933 hauptſächlich durch Vertagungsbeſchlüſſe 
bemerkbar machte, keinerlei Fortſchritte erzielt. Auf der Mai / Juni⸗Tagung hat 
ſogar bei Frankreich und Rußland die Abſicht beſtanden, die Abrüſtungskonferenz 
praktiſch in eine Konferenz für die Aufrechterhaltung des Status quo und damit 
von Verſailles zu verwandeln. Dieſer Verſuch iſt vorläufig geſcheitert. Er iſt von 
Litwinow auf der Völkerbundsverſammlung im September 1934 indirekt mit dem 
gleichen negativen Ergebnis wiederholt worden. Man erſtrebte die Zurückverwei⸗ 
ſung der Abrüſtungsfrage an den Völkerbundsrat in der Abſicht, dieſen zu einem 
Spiel mit weitgeſteckten Zielen gegen Deutſchland zu benutzen. 

Zuſammenfaſſend iſt über die Behandlung der Abrüſtungsfrage innerhalb des 
Völkerbundes folgendes zu ſagen: In der Tätigkeit des Völkerbundes zur Durch⸗ 
führung des Artikels 8 ſeiner Satzung laſſen ſich vier Abſchnitte unterſcheiden. 


1. Von der Gründung des Völkerbundes bis zum Beſchluß des Völkerbundsrats 
zur Bildung der „Vorbereitenden Kommiſſion für die Abrüſtungskonferenz“ 
(12. Dezember 1925); 

2. bis zum Beſchluß des Völkerbundsrats, die Allgemeine Abrüſtungskonferenz 
auf den 2. Februar 1932 einzuberufen (24. Januar 1931); 

3. bis zum Austritt Deutſchlands aus Abrüſtungskonferenz und Völkerbund 
(14. Oktober 1933); 

4. bis zur Gegenwart. 


Im erſten dieſer vier Abſchnitte vollzog ſich die Tätigkeit des Völkerbundes in 
der Abrüſtungsfrage in der Form von Verſuchen zur Löſung der hauptſächlich von 
Frankreich vertretenen Sicherheitsfrage (Reſolution XIV der 3. Völkerbunds⸗ 
verſammlung vom September 1922, Genfer Protokoll von 1924). 

Im zweiten Abſchnitt beſchäftigte ſich die Vorbereitende Abrüſtungskommiſſion 
mit der techniſchen Vorbereitung einer Abrüſtungskonferenz durch Aufſtellung eines 
Abkommensentwurfs für die Verminderung und Begrenzung der Rüſtungen. Der 
Entwurf wurde am 9. Dezember 1930 von der Kommiſſion angenommen. Er wurde 
von Deutſchland abgelehnt, weil er nur eine ſcheinbare Abrüſtung enthielt und in 
ſeinem Artikel 53 Deutſchland die Gleichberechtigung verſagte. Die Sicherheitsfrage 
wurde während dieſes Abſchnitts durch das ſogenannte Sicherheitskomitee weiter 
verfolgt, aus deſſen Verhandlungsergebniſſen auf der Völkerbundsverſammlung 
1928 die Generalakte formuliert wurde. 

Der dritte Abſchnitt wurde durch die Verhandlungen der Allgemeinen Ab⸗ 
rüſtungskonferenz ausgefüllt (Zuſammentritt am 2. 2. 1932). Der Konventions⸗ 
entwurf der Vorbereitenden Abrüſtungskommiſſion wurde größtenteils durch andere 
Pläne verdrängt, die in ihren Grundgedanken weſentlich durch das Abrüſtungs⸗ 
ſyſtem der Friedensdiktate beeinflußt waren (qualitative Abrüſtung, d. h. Verbot 
und zahlenmäßige Begrenzung der Angriffswaffen, Verbot oder wenigſtens weſent⸗ 
liche Einſchränkung der Luftrüſtung, Verbot des chemiſchen und Brandkrieges, 
zahlenmäßige Beſchränkung der Heeresſtärken, Regelung von Waffenhandel und 
Waffenherſtellung, jedoch keine Beſchränkung der Wehrmachtsausgaben). Die 
Sicherheitsfrage nahm unter beſtimmendem Einfluß Frankreichs bei den Ver— 
handlungen der Abrüſtungskonferenz einen breiten Raum ein. Der Abkommens⸗ 
Entwurf, den Macdonald am 16. 3. 1933 der Konferenz vorlegte und der am 
8. 6. 1933 von ihr als Grundlage angenommen worden iſt, enthält deshalb einen 
Abſchnitt über Sicherheit. Deutſchlands Anſpruch auf Gleichberechtigung wurde zu 
Beginn der Konferenz grundſätzlich angemeldet, bei allen Einzelverhandlungen in 
den Ausſchüſſen konſequent vertreten und fortwährend präziſiert. Er lautet formal⸗ 
rechtlich auf Erſatz des Teils V des Verſailler Vertrags durch das abzuſchließende 
Abkommen, praktiſch auf Rüſtungsausgleich zwiſchen Siegern und Beſiegten des 
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Weltkriegs und Wiederherſtellung der militäriſchen Sicherheit Deutſchlands. Durch 
ſeinen erſten Austritt aus der Konferenz erreichte Deutſchland am 11. 12. bzw. 
14. 12. 1932 die Anerkennung ſeiner Gleichberechtigung. Sie fand durch Artikel 96 
des Abkommensentwurfs Macdonalds eine nähere Präziſierung. In dem Entwurf 
ſelbſt war ihre freilich ungenügende Verwirklichung vorgeſehen. Die Zurücknahme 
der im Entwurf Macdonalds Deutſchland gemachten Zugeſtändniſſe durch die 
Erklärung Simons im Präſidium der Abrüſtungskonferenz am 14. 10. 1933 führte 
zum zweiten Austritt Deutſchlands aus der Konferenz und gleichzeitig zu ſeinem 
Austritt aus dem Völkerbund. Seit dem Austritt Deutſchlands führt die Ab⸗ 
rüſtungskonferenz ein Scheindaſein. Ihr Präſidium (Büro) und Hauptausſchuß 
und eine Anzahl techniſcher Ausſchüſſe haben von Zeit zu Zeit getagt, eine wirk⸗ 
liche politiſche Bedeutung hatten dieſe Verhandlungen nicht, weil nach dem Weg⸗ 
gang Deutſchlands aus Genf die politiſchen Entſcheidungen in den Fragen von 
Abrüſtung und Gleichberechtigung außerhalb Genfs fielen. 

Die allgemeine Abrüſtung iſt im Rahmen des Völkerbunds alſo nicht zuſtande 
gekommen. Der Völkerbund hat hinſichtlich des Artikels 8 ſeiner Satzung verſagt. 
Die Vorausſetzung für die weitere Gültigkeit des Teils V des Verſailler Vertrags 
(vergl. oben Abſchnitt 2 „Vorgeſchichte der Abrüſtung. Rechtslage“) iſt alſo nicht 
geſchaffen worden. Auf die politiſchen und rechtlichen Folgen, die ſich aus dieſer 
Entwicklung für Deutſchland ergeben mußten, wird weiter unten eingegangen. 


5. 
Die Verhandlungen über die Gleichberechtigung Deutſchlands außerhalb Genfs 
Die ſelbſtändige Verwirklichung ſeiner Gleichberechtigung durch Deutſchland 


Entſprechend der vom Führer und Reichskanzler beim Austritt aus dem Völker⸗ 
bund erklärten Bereitwilligkeit zu Verhandlungen über eine Regelung der 
Rüſtungsfrage begannen bald nach dem 14. Oktober 1933 diplomatiſche Verhand⸗ 
lungen über die Rüſtungsfrage, die mit einem Austauſch von Noten und Memo⸗ 
randen zwiſchen Deutſchland, Frankreich, England und Italien bis zum 17. April 
1934 fortgeſetzt wurden. Die deutſche Regierung ging dabei von der Feſtſtellung 
aus, daß eine weſentliche Herabſetzung der Rüſtungen der anderen Staaten nicht 
zu erwarten ſei und daß deshalb die Herſtellung der deutſchen Gleichberechtigung 
durch eine Anpaſſung der deutſchen Rüſtungen an die der Umwelt vollzogen werden 
müſſe. Der Standpunkt der deutſchen Regierung iſt in einem inzwiſchen veröffent⸗ 
lichten ausführlichen Memorandum vom 18. 12. 1933 und in einem ebenfalls ver⸗ 
öffentlichten kürzeren Memorandum vom 16. 4. 1934 dargelegt. Deutſchland forderte 
eine Armee von 300 000 Mann mit den nötigen Verteidigungswaffen, einſchließlich 
einer defenſiven Luftrüſtung. Italien und England, letzteres mit einem Vorbehalt 
hinſichtlich der Luftrüſtung, ſtimmten den deutſchen Forderungen zu. Frankreich 
lehnte ſie nach einigem Hin und Her ſchließlich ab, weigerte ſich, die Ausſprache zu 
Vieren fortzuſetzen und wollte nur noch in Genf über Abrüſtung und Gleich⸗ 
berechtigung weiterverhandeln. Dieſe ſtarre Haltung der franzöſiſchen Politik war 
weſentlich veranlaßt durch die Bildung eines ſogenannten Kabinetts der nationalen 
Einigkeit unter Doumergue mit Barthou als Außenminiſter. 

Die direkten Verhandlungen zwiſchen den vier Großmächten find aber trotz der 
Haltung Frankreichs nicht ergebnislos geweſen; denn England und Italien haben 
ihre Zuſtimmung zu den deutſchen Forderungen ſchriftlich und in aller Offentlichkeit 
feſtgelegt und ausführlich begründet. Sie haben damit anerkannt, daß ein Ver⸗ 
bleiben Deutſchlands auf den Entwaffnungsbeſtimmungen des Teils V des Ver⸗ 
ſailler Diktats nicht mehr in Frage kommen könne. Dies wurde für die formale 
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Beſeitigung des Teils V, des machtpolitiſch entſcheidendſten Teils des Verſailler 
Diktats, von großer Wichtigkeit. 

Der Reichsminiſter des Auswärtigen, Freiherr von Neurath, ſetzte die allgemeine 
Lage und den Standpunkt Deutſchlands in einer Rede vor deutſchen Preſſever⸗ 
tretern am 27. 4. 1935 auseinander und kam zu dem Schluß, daß die Fortdauer des 
Zuſtandes einſeitiger Entwaffnung Deutſchlands eine flagrante Rechtswidrigkeit 
und politiſche Unmöglichkeit ſein würde und daß für Deutſchland unter keinen 
Umftänden mehr ein Rüſtungsſtand, wie der in Verſailles feſtgelegte, in Betracht 
kommen könne. Zu Verhandlungen über die Rüſtungsfrage ſei Deutſchland weiter 
bereit. 

Solche Verhandlungen kamen aber nicht mehr in Fluß, trotzdem zunächſt ein 
lebhafter diplomatiſcher Gedankenaustauſch zum Teil in der Form von diplo⸗ 
matiſchen Reiſen einſetzte, weil Frankreich nur in Genf über die Rüſtungsfrage 
verhandeln wollte und eifrig für das Zuſtandekommen einer Einheitsfront gegen 
Deutſchland arbeitete, wobei die Annäherung an Rußland und deſſen Eintritt in 
den Völkerbund der wichtigſte Trumpf in ſeinem Spiel war. 

Die deutſche Regierung ließ ſich jedoch dadurch nicht beirren. Die Verwirklichung 
des von Adolf Hitler verkündeten Programms der Verteidigungsarmee von 
300 000 Mann wurde nunmehr in die Hand genommen. Als die engliſche Regie⸗ 
rung, die mit Rückſicht auf die Beſprechungen über die Erneuerung der Sees 
abrüſtungsverträge von Waſhington und London zunächſt kein Intereſſe an der 
Beſchleunigung der Löſung der allgemeinen Rüſtungsfrage hatte, nach dem Schei⸗ 
tern der Flottenbeſprechungen Ende November mit einer Unterhausdebatte wieder 
ihr Intereſſe der Rüſtungs⸗ und Gleichberechtigungsfrage zuwandte, ſtellten die 
engliſchen Miniſter feſt, daß das Programm Adolf Hitlers in voller Durchführung 
begriffen ſei. Dieſe Feſtſtellung erfolgte ohne Proteſt und ohne Hinweis auf die 
Verſailler Entwaffnungsbeſtimmungen. Damit war international klargeſtellt, daß 
Deutſchland fh nicht mehr an Teil V des Verſailler Vertrags hielt, d. h. aus der 
vom Reichsminiſter des Außern am 27. April gekennzeichneten politiſchen und recht⸗ 
lichen Lage die praktiſchen Folgerungen zog. Der Sinn dieſer engliſchen Feſtſtellung 
war, man ſolle den Tatſachen ins Auge ſehen, d. h. ſie anerkennen. 

Die franzöfiſche Politik vermochte ſich dazu nicht zu entſchließen und ſetzte das 
Spiel der diplomatiſchen Einkreiſung Deutſchlands in Rom, London und Moskau 
fort: Die deutſche Gleichberechtigung ſollte vom Zuſtandekommen eines Oſtpakts, 
eines Weſtluftpakts und eines Donaupaktes abhängig gemacht, die Beſeitigung 
des Teils V des Verſailler Vertrages alſo durch Deutſchland mit neuen Garantien 
für die territorialen Beſtimmungen desſelben Vertrags (Teil III) bezahlt werden. 
Es iſt klar, daß ſolche Zielſetzung mit der Rechtslage und dem Intereſſe Deutſch⸗ 
lands im Widerſpruch war. Der Teil V des Verſailler Vertrags hatte ſeine Rechts⸗ 
verbindlichkeit für Deutſchland nicht durch Deutſchlands Verſchulden, ſondern infolge 
der Nichterfüllung durch die anderen Vertragspartner, in erſter Linie Frankreichs, 
verloren. Wie kam Deutſchland dazu, für die Anerkenntnis dieſer Tatſache poli⸗ 
tiſche Bindungen zu übernehmen und Konzeſſionen zu machen? Dies kam um ſo 
weniger in Frage, als ſich ſeit der Verkündung des Wehrprogramms durch Adolf 
Hitler die Lage fortwährend weiter zugunſten der deutſchen Theſe entwickelt hatte: 
Die Nichtabrüſtung der Verſailler Vertragspartner Deutſchlands beſtand fort, ihre 
Aufrüſtung ſteigerte ſich unaufhaltſam. Für die letztere waren beſonders bezeichnend 
das engliſche Weißbuch vom 4. Mai 1935 mit ſeiner Ankündigung einer weſent⸗ 
lichen engliſchen Rüſtungsvermehrung und die franzöſiſche Regierungserklärung 
vom 15. März 1935 mit der Ankündigung der Wiedereinführung der zweijährigen 
Dienſtzeit in Frankreich. 

Die deutſche Regierung zog aus dieſer Entwicklung nur die logiſche Schluß— 
folgerung, als fie in ihrem Aufruf vom 16. März 1935 an das deutſche Volk den 
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Vertragsverzug der Verſailler Vertragspartner feſtſtellte, den Umfang der zur 
Verwirklichung der deutſchen Gleichberechtigung getroffenen Maßnahmen aufzeigte 
und in dem gleichzeitig verkündeten „Geſetz für den Aufbau der deutſchen Wehr⸗ 
macht“ die Wiedereinführung der allgemeinen Wehrpflicht und die Schaffung eines 
Friedensheeres von 36 Diviſionen ankündigte. 

Damit war die bedingungsloſe Verwirklichung der vollen Gleichberechtigung 
Deutſchlands auf dem Rüſtungsgebiet aus eigener Kraft und auf Grund der in 
jahrelanger Entwicklung zur Ausbildung gekommenen Rechtslage klargeſtellt. Der 
Teil V des Verſailler Diktats gehört ſeit dem 16. März 1935 der Vergangenheit 
an. Der Zuſtand einſeitiger deutſcher Wehrloſigkeit iſt in aller Form als beendigt 
erklärt, Deutſchland iſt militäriſch wieder Großmacht geworden. 

Das franzöſiſche Beſtreben, der Verwirklichung der deutſchen Gleichberechtigung 
in den Weg zu treten bzw. ſie von politiſchen Bedingungen abhängig zu machen, 
die den deutſchen Intereſſen widerſprechen, das Bemühen, der militäriſchen Siche⸗ 
rung des deutſchen Lebensraumes die Erfüllung franzöſiſcher Machtanſprüche vor⸗ 
zuſchalten, iſt damit geſcheitert. Das militäriſche Vacuum, das Verſailles durch die 
einſeitige deutſche Entwaffnung in der Mitte Europas ſchuf, iſt beſeitigt. Europa 
kann nun ſeine natürliche Struktur wiedergewinnen und politiſch geſunden. 

Neben dieſen Tatſachen hatte es wenig zu bedeuten, daß am 18. Mai die engliſche 
und am 21. die italieniſche und franzöſiſche Regierung in Berlin Proteſtnoten über⸗ 
reichten, die franzöſiſche Regierung am 20. März den Völkerbund anrief und eine 
außerordentliche Tagung des Völkerbundsrates beantragte, die Konferenz von 
Streſa (11.—14. April 1935), auf der England, Frankreich und Italien vertreten 
waren, die deutſche Haltung mißbilligte und ſchließlich der Völkerbundsrat am 
17. April fie in aller Form „verurteilte“. Denn die Wiederherſtellung der mili⸗ 
täriſchen Gleichberechtigung und Großmachtſtellung Deutſchlands iſt eine täglich 
wirkſame Tatſache, die erwähnten Noten und Proteſte aber wirkungsloſe Worte, 
ea nicht zuletzt deshalb, weil fie ohne moraliſche und rechtliche Fundie⸗ 
rung 5 

Die deutſche Reichsregierung hat am 20. April den Beſchluß des Völkerbunds⸗ 
rates in einer an alle Völkerbundsratsmitglieder gerichteten Note kurz und 
energiſch zurückgewieſen und ſich eine Stellungnahme im einzelnen vorbehalten. 
Dieſe wurde von Adolf Hitler in ſeiner großen Rede vom 21. Mai 1935 gegeben. 

Dieſe Rede geht über den Rahmen der Rüſtungsfrage zwar weit hinaus, das 
Rüſtungs⸗ und Gleichberechtigungsproblem ſteht in ihr jedoch an erſter Stelle. 
Unwiderlegbar iſt in ihr der deutſche Rechts⸗ und Ehrenſtandpunkt hinſichtlich 
Rüftung, Abrüſtung und Gleichberechtigung formuliert: Die Durchführung der 
deutſchen Abrüſtung und damit die Vertragserfüllung durch Deutſchland, die Nicht⸗ 
abrüſtung bzw. Aufrüſtung der anderen Vertragspartner und damit ihre Vertrags⸗ 
verletzung, die Unmöglichkeit des Standpunktes, die Nichterfüllung des Vertrages 
durch die anderen berechtige Deutſchland nicht zur autonomen Verwirklichung 
ſeiner Gleichberechtigung, und die anderen Mächte hätten ein Recht, dieſe Ver⸗ 
wirklichung von ihrer Zuſtimmung abhängig zu machen, kurz der Vertragsbruch 
der anderen und das ſelbſtverſtändliche Recht für Deutſchland, daraus die ent⸗ 
ſprechenden Folgerungen zu ziehen. 

Die Rede des Führers und Reichskanzlers bedeutet das Ende einer langen 
Entwicklung. Sie iſt zugleich die endgültige Formulierung des deutſchen Rechtes auf 
Gleichberechtigung, wie die Feſtſtellung ſeiner Verwirklichung und die Erklärung, 
daß, wer dagegen anzugehen beabſichtigte, auf den entſchloſſenen Willen des ganzen 
deutſchen Volkes ſtoßen würde. 

Sie war bei aller unbeugſamen Entſchloſſenheit ein Akt des Friedenswillens, 
weil ſie auf der Grundlage der Gleichberechtigung Verſtändigung forderte und 
ein großes Friedensprogramm entwarf. Sie unterſtrich den friedfertigen Charakter 
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der militäriſchen Wiedererſtarkung Deutſchlands auch durch die Erklärung der 
Bereitſchaft zu einer qualitativen und quantitativen Beſchränkung der Rüſtungen. 
In den am Schluß der Rede ſtehenden 13 Punkten wurde eine freiwillige 
„Begrenzung der deutſchen Luftrüſtung auf den Stand einer Parität mit den 
einzelnen anderen weſtlichen großen Nationen“ angeboten, die „jederzeit die Fixie⸗ 
rung einer oberen Zahl, die dann miteinzuhalten ſich Deutſchland bindend ver⸗ 
pflichten wird“, ermöglichen würde. Ferner wurde eine Begrenzung der deutſchen 
Kriegsmarine auf 35 Prozent der engliſchen, und zwar als eine „endgültige und 
bleibende“ angekündigt und jede Flottenrivalität mit England ein für allemal 
ausgeſchaltet (Punkt 8). Im Punkt 9 wurde die Bereitſchaft der Reichsregierung 
erklärt, „ſich an allen Beſtrebungen aktiv zu beteiligen, die zu praktiſchen Begren⸗ 
zungen uferloſer Rüſtungen führen können“, ſowie der Glaube an die Möglichkeit 
der Abſchaffung beſtimmter Waffen und Kampfmethoden ausgeſprochen, und zwar 
jener, „die in erſter Linie weniger den kämpfenden Soldaten, als vielmehr den am 
Kampf ſelbſt unbeteiligten Frauen und Kindern Tod und Vernichtung bringen“. 
„Das Verbot des Abwerfens von Gas⸗, Brands und Sprengbomben außerhalb 
einer wirklichen Kampfzone“ wird als erſte zunächſt erreichbare Möglichkeit 
erwähnt. 

Die Punkte 10 und 11 lauten ſodann: 

„10. Die deutſche Reichsregierung iſt bereit, jeder Beſchränkung zuzuſtimmen, 
die zu einer Beſeitigung der gerade für den Angriff beſonders geeigneten ſchwer⸗ 
ſten Waffen führt. Dieſe Waffen umfaſſen erſtens ſchwerſte Artillerie und 
zweitens ſchwerſte Tanks. Angeſichts der ungeheuren Befeſtigungen der franzöſiſchen 
Grenze würde eine ſolche internationale Beſeitigung der ſchwerſten Angriffswaffen 
Frankreich automatiſch in den Beſitz einer geradezu hundertprozentigen Sicherheit 
bringen. 8 

11. Deutſchland erklärt ſich bereit, jeder Begrenzung der Kaliberſtärken der 
Artillerie der Schlachtſchiffe, Kreuzer und Torpedoboote zuzuſtimmen. Desgleichen 
iſt die deutſche Reichsregierung bereit, jede internationale Begrenzung der Schiffs⸗ 
größen zu akzeptieren. Und endlich iſt die deutſche Reichsregierung bereit, der 
Begrenzung des Tonnengehalts der U-Boote oder auch ihrer vollkommenen Beſei⸗ 
tigung für den Fall einer internationalen gleichen Regelung zuzuſtimmen. 

Darüber hinaus aber gibt ſie abermals die Verſicherung ab, daß ſie ſich über⸗ 
haupt jeder internationalen und im gleichen Zeitraum wirkſam werdenden Waffen⸗ 
begrenzung oder Waffenbeſeitigung anſchließt.“ 

Der Führer und Reichskanzler hat alſo durch die von ihm durchgeſetzte Verwirk⸗ 
lichung der deutſchen Gleichberechtigung keineswegs den Weg zu vertraglicher 
Begrenzung und Verminderung der Rüſtungen verſperrt, er hat ihn durch ſeine 
Rede vom 21. Mai 1935 vielmehr breit geöffnet. Die Verwirklichung des Pro⸗ 
gramms des Artikels 8 der Völkerbundsſatzung wird durch die vollzogene deutſche 
Gleichberechtigung nicht verhindert. Eine Scheinlöſung des Abrüſtungsproblems 
einſeitig auf Koſten Deutſchlands und im Widerſpruch mit den Bedürfniſſen eines 
echten Friedens, wie ſie in Genf viele Jahre lang erſtrebt wurde, iſt freilich 
glücklicherweiſe unmöglich gemacht. Künftige Verhandlungen über Rüſtungs⸗ 
beſchränkung und -verminderung werden ſich deshalb in einer klaren Situation 
zwiſchen Nationen gleichen Rechtes und mit dem Ziele der Feſtlegung gleicher 
Rechte und gleicher Pflichten für alle vollziehen, d. h. auf der einzig möglichen 
Grundlage, auf der eine friedwillige und friedensfördernde Abrüſtung aufgebaut 
werden kann. 

Daß der von Adolf Hitler gezeigte Weg begehbar iſt und daß Deutſchland ihn 
auch wirklich begehen will, wird durch das deutſch-engliſche Flottenabkommen vom 
18. Juni 1935 erwieſen (j. Abſchnitt 6). 
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6. Die Begrenzung und Herabſetzung der Seerüſtungen 
außerhalb des Verſailler Vertrags und des Völkerbunds 


Eine Vereinbarung zur Herabſetzung und Begrenzung der Rüftungen kam außer⸗ 
halb des Völkerbunds und ohne deſſen Mitwirkung zwiſchen den Vereinigten 
Staaten, England, Japan, Frankreich und Italien durch das Seeabrüſtungs⸗ 
abkommen von Waſhington vom 6. Februar 1922 zuſtande. Der Vertrag ſetzte das 
Nüſtungsverhältnis zwiſchen dieſen Staaten für Hauptkampfſchiffe (fo läßt ſich der 
engliſche Ausdruck capital ships wiedergeben) und Flugzeugmutterſchiffe auf 
5:5:3:1,75:1,75 feſt. 

An Schlachtſchiffen dürfen nach dem Vertrag beſitzen 


die Vereinigten Staaten und das Pau ae je 525000 t 
Japan 2 315 000 t 
Frankreich und Italien je - 9. ( . 175 000 t 


An Flugzeugträgern dürfen beſitzen 
= a Staaten und das Sal. N je 135 000 t 
81 000 


; t 
3 und Italien je 5 .. 60 000 t 


Neben dieſer quantitativen Begrenzung enthält der Vertrag von Waſhington 
ſolche qualitativer Art. Die Schlachtſchiffe ſollen künftig nicht über 35 000 t groß 
ſein und keine Geſchütze mit einem Kaliber von mehr als 406 mm, die Flugzeug⸗ 
träger keine größere Tonnage als 27 000 t mit Geſchützen von höchſtens 203 mm 
haben dürfen. Die Begrenzung der Tonnage der Flugzeugträger wurde freilich 
dadurch praktiſch ziemlich illuſoriſch, daß jeder der vertragſchließenden Mächte der 
Bau von höchſtens zwei Flugzeugträgern von 33 000 t geſtattet wurde unter der 
Vorausſetzung, daß dabei über die Geſamttonnage an Flugzeugträgern, die der Ver⸗ 
trag ihr zubilligte, nicht hinausgegangen wurde. Schließlich beſtimmt der Vertrag 
von Waſhington, daß Kreuzer eine Höchſttonnage von 10 000 t mit Geſchützen von 
höchſtens 203 mm haben dürfen. Der Vertrag enthält ausführliche Vorſchriften über 
ſeine Durchführung, wie Liſten der Schlachtſchiffe, die die einzelnen Staaten be⸗ 
halten dürfen, Vorſchriften für das Abwracken von Kriegsſchiffen und über ihren 
Erſatz ſowie Definition der Begriffe Schlachtſchiff und Flugzeugträger. Schließ⸗ 
lich wurde in Waſhington am 6. Februar 1922 ein Vertrag über die Verwendung 
von U-Booten und Giftgaſen im Kriege und der ſogenannte Vier⸗Mächte⸗Vertrag 
über den Stillen Ozean vom 13. Dezember 1921 abgeſchloſſen. Eine weitere Rü⸗ 
ſtungsbegrenzung bedeutet der ebenfalls in Waſhington von den Vereinigten 
Staaten, dem Britiſchen Reich und Japan am 13. Dezember abgeſchloſſene Vertrag 
über den Status quo hinſichtlich der Befeſtigungen und Flottenſtützpunkte im 
Stillen Ozean, in dem die drei Mächte auf die Anlage neuer Befeſtigungen oder 
Flottenſtützpunkte ſowie auf den Ausbau der vorhandenen verzichteten. 

Der Vertrag von Waſhington, deſſen Gültigkeit bis zum 31. Dezember 1936 
läuft, fand ſeine Fortſetzung durch den Londoner Vertrag vom 22. April 1930, an 
deſſen weſentlichſten Teilen jedoch nur die drei größten Seemächte, Vereinigte 
Staaten, Britiſches Reich und Japan, teilnahmen. 

Die Londoner Seekonferenz, die mit dem Londoner Vertrag abſchloß, unternahm 
den Verſuch, die im Waſhingtoner Vertrag offen gelaſſenen Lücken in der Be⸗ 
ſchränkung der Seerüſtungen zu ſchließen, d. h. auch hinſichtlich der leichten Seeſtreit⸗ 
kräfte für die einzelnen Seemächte nach Schiffskategorien beſtimmte Rüſtungs⸗ 
verhältniſſe feſtzulegen und Schiffsgrößen und Bewaffnung einer Begrenzung zu 
unterwerfen. Dies iſt jedoch nur für die Vereinigten Staaten, England und Japan 
gelungen, während eine Einigung mit Frankreich und Italien ſich als unmöglich 
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erwies. Der wichtigſte Punkt des Londoner Vertrages ift die Verſtändigung zwiſchen 
England und den Vereinigten Staaten über die Kreuzerfrage und die Ein⸗ 
beziehung Japans in ſie. Der Vertrag unterſcheidet zwei Kreuzertypen, einen 
größeren mit Geſchützen von über 155 mm Kaliber (10 000 t Waſſerverdrängung) 
und einen kleineren mit Geſchützen von weniger als 155 mm (6— 7000 t). Von der 
größeren Klaſſe wurden dem Britiſchen Reich 15 Einheiten mit einer Tonnage von 
146 800, den Vereinigten Staaten 18 Einheiten von insgeſamt 180 000 t und Japan 
12 Einheiten mit 108 400 t zugebilligt. Dafür wurden dem Britiſchen Reich an 
leichten Kreuzern eine größere Quote von 192 000 t, den Vereinigten Staaten 
143 500 t und Japan 100 450 t zugeſprochen. An Torpedobooten und Torpedoboots⸗ 
zerſtörern wurden für das Britiſche Reich und die Vereinigten Staaten je 150 000 t 
und für Japan 105 500 t vereinbart. Die Quote für die Unterſeeboote wurde für 
alle drei Mächte auf 52 700 t feſtgeſetzt. | 

Zu dieſer quantitativen Beſchränkung kam eine qualitative. Die für die Kreuzer 
wurde ſchon erwähnt. Für Torpedobootszerſtörer wurde eine Höchſttonnage von 
1850 t mit Geſchützen von höchſtens 130 mm und für Unterſeeboote eine ſolche von 
2000 t feſtgeſetzt. 

In einem anderen Teil des Londoner Vertrages wurde vereinbart, daß die 
Abmachungen des Waſhingtoner Abkommens von 1922, die urſprünglich eine Lauf⸗ 
dauer von 10 Jahren hatten, bis Ende 1936 verlängert, in dieſer Zeit auf Erſatz⸗ 
bauten an Großkampfſchiffen von England, den Vereinigten Staaten und Japan 
Verzicht geleiſtet und eine Anzahl leichterer Schiffe aus den Flottenliſten geſtrichen 
werden ſollte. Italien und Frankreich find nur den Beſtimmungen des Londoner 
Vertrages über die Großkampfſchiffe und die Höchſttonnage der U-Boote beigetreten, 
jedoch nicht denen über die Beſchränkung der leichten Seeſtreitkräfte. Der Londoner 
Vertrag ſieht deshalb in Art. 21 vor, daß die durch ihn gebundenen Staaten die 
ihnen zugewieſenen Quoten überſchreiten dürfen, falls die Seerüſtungen anderer 
Staaten (gemeint iſt in erſter Linie Frankreich) ſie dazu nötigen. Im Londoner 
Vertrag wurde ſchließlich vereinbart, daß im Jahre 1935 eine neue Flottenkonferenz 
ſtattfinden ſolle. 

Die Verſuche, Frankreich und Italien in den Londoner Vertrag vollſtändig ein⸗ 
zubeziehen, ſind geſcheitert. Es kam zwar am 1. Mai 1931 zu einem engliſch⸗ 
franzöſiſch⸗italieniſchen Marineabkommen, das für Frankreich und Italien ein 
genaues Rüſtungsverhältnis für alle in Waſhington und London einer Beſchrän⸗ 
kung unterworfenen Schiffskategorien feſtlegte. Das Abkommen iſt jedoch nicht 
rechtsgültig geworden, weil Frankreich von ihm wieder zurücktrat. 

Die Verträge von Waſhington und London können kaum als Abrüſtungsabkommen 
angeſehen werden; denn ſie haben eine Rüſtungsverminderung nur in ganz 
beſcheidenem Maße gebracht. Sie ſind eher als Verträge zur Begrenzung der 
Rüſtungen zu bezeichnen, dies auch deswegen, weil ſie zwar für die einzelnen Gat⸗ 
tungen von Kriegsſchiffen Tonnage- und Geſchützkalibergrenzen feſtlegten, die zum 
Teil nicht unerheblich unter dem tatſächlich Vorhandenen zurückblieben, aber die 
modernen vorhandenen Schiffe, die über die neuen Begrenzungen hinausgingen, 
im allgemeinen beſtehen ließen. Die Einſchränkungen der Schiffsgrößen und der 
Armierung ſollten alſo im weſentlichen nur für Neubauten gelten. Die den einzelnen 
Staaten in den verſchiedenen Schiffskategorien zugebilligten Tonnagemengen waren 
im übrigen ſo groß, daß ſie bis heute noch gar nicht ausgefüllt wurden, obwohl 
alle Staaten eifrig gebaut haben. So ſind z. B. in den Vereinigten Staaten 
52 Schiffe mit einer Geſamttonnage von über 226 000 t entweder im Bau oder 
zum Bau vergeben. Trotzdem würde den Vereinigten Staaten nach Ablauf der 
Verträge von Waſhington und London an der ihnen zugebilligten Vertragsſtärke 
noch über 182 000 t fehlen. Das Wettrüſten zwiſchen den an den beiden Verträgen 
beteiligten Staaten iſt demnach keineswegs beſeitigt worden. 
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Schließlich iſt daran zu erinnern, wie gewaltig der Unterſchied zwiſchen den 
Verträgen von Waſhington und London und den Beſtimmungen des Teils V des 
Verſailler Diktats über die deutſche Abrüſtung zur See iſt, ſowohl in quantitativer 
wie in qualitativer Hinſicht. Wenn man von der quantitativen Seite abſieht und 
nur die qualitative ins Auge faßt, iſt folgendes feſtzuſtellen: Für Schlachtſchiffe wurde 
in Waſhington eine Höchſttonnage von 35 000 t, für Deutſchland in Verſailles eine 
ſolche von 10 000 t, für Flugzeugmutterſchiffe in Waſhington eine Höchſttonnage 
von 27 000 t, für Deutſchland in Verſailles ein völliges Verbot, für Kreuzer in 
Waſhington 10 000 t, für Deutſchland in Verſailles 6000 t, für Zerſtörer in London 
1850 t, für Deutſchland in Verſailles 800 t und für Torpedoboote gar nur 200 t feſt⸗ 
geſetzt, während die Höchſttonnage von U⸗Booten in London auf 2000 t beſchränkt, 
Deutſchland jedoch U⸗Boote überhaupt verboten wurden. Es liegt auf der Hand, 
daß Deutſchlands Anſpruch auf Gleichberechtigung, die für ſeine Verteidigung zu 
Lande, in der Luft und zur See in gleicher Weiſe gilt, dieſelbe Freiheit für Deutſch⸗ 
land in der Wahl der Schiffsgrößen und ⸗typen erforderlich macht, wie ſie die 
anderen Seemächte für ſich in Anſpruch genommen haben oder in Zukunft in An⸗ 
ſpruch nehmen werden. 

Die Seeabrüſtungsverträge von London und Waſhington laufen am 31. Dezem⸗ 
ber 1936 ab. Zur Vorbereitung der für das Jahr 1935 vorgeſehenen Konferenz 
über ihre Erneuerung oder Abänderung fanden von Mitte Oktober bis Mitte 
Dezember 1934 in London zwiſchen Vertretern Englands, der Vereinigten Staaten 
und Japans Vorbeſprechungen ſtatt, die jedoch ohne Ergebnis blieben, in erſter 
Linie deshalb, weil Japan den Anſpruch auf Flottengleichheit mit den beiden 
angelſächſiſchen Mächten erhob und dieſe, in erſter Linie die Vereinigten Staaten, 
ſich hierzu nicht bereit fanden. Japan hat deshalb am 29. Dezember 1934 den Ver⸗ 
trag von Waſhington gekündigt, ſo daß er alſo zum 31. Dezember 1936 abläuft. 
Ob eine vertragliche Begrenzung der Seerüſtungen für die Zeit nach dem 31. De⸗ 
zember 1936 zuſtande kommt, iſt fraglich. 

Eine zweiſeitige Begrenzung der Seerüſtungen iſt durch das von Botſchafter von 
Ribbentrop am 18. Juni 1935 in London abgeſchloſſene deutſch⸗engliſche Flotten⸗ 
abkommen zwiſchen Deutſchland und England erfolgt. Der Führer und Reichs⸗ 
kanzler hatte in ſeiner großen Rede vom 21. Mai 1935 eine endgültige und blei⸗ 
bende Begrenzung der deutſchen Marine auf 35 Prozent der engliſchen angeregt, 
d. h. Deutſchlands Anſpruch auf Gleichberechtigung zur See in einem beſtimmten 
Verhältnis zur Seemacht Englands begrenzt und „die überragende Lebenswichtig⸗ 
keit und damit die Berechtigung eines dominierenden Schutzes des britiſchen 
Weltreiches zur See“ anerkannt, in der Abſicht, „alles zu tun, um zum britiſchen 
Volk und Staat ein Verhältnis zu finden und zu erhalten, das eine Wieder⸗ 
holung des bisher einzigen Kampfes zwiſchen beiden Nationen für immer ver⸗ 
hindern wird“. 

England ſchlug in die dargebotene Hand ein. Das deutſch⸗engliſche Abkommen 
vom 18. Juni 1935, das in die Form eines Notenwechſels zwiſchen Botſchafter von 
Ribbentrop und dem engliſchen Staatsſekretär des Außeren Sir Samuel Hoare ge⸗ 
kleidet iſt, ſetzt feſt, daß „die zukünftige Stärke der deutſchen Flotte gegenüber 
der Geſamtflottenſtärke der Mitglieder des Britiſchen Commonwealth im Verhält⸗ 
nis 35:100 ſtehen ſoll“. Dieſe Vereinbarung ſoll eine „dauernde und endgültige 
Einigung zwiſchen den beiden Regierungen“ ſein. „Dieſes Stärkeverhältnis wird 
von den Baumaßnahmen anderer Länder nicht beeinflußt“, wobei jedoch das Recht 
für die deutſche Regierung vorbehalten bleibt, die engliſche Regierung zur Prüfung 
der Lage aufzufordern, „ſollte das allgemeine Gleichgewicht der Seerüſtungen 
durch irgendwelche anormalen und außerordentlichen Baumaßnahmen anderer 
Mächte heftig geſtört werden“. Es ſoll das Syſtem der Beſchränkung nach Kate⸗ 
gorien von Kriegsſchiffen zugrunde gelegt werden, das 35prozentige Stärkever⸗ 
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hältnis alſo auf die Tonnage in jeder Schiffskategorie angewandt werden. Hinſicht⸗ 
lich der Unterſeebote hat Deutſchland jedoch das Recht, eine der geſamten Unterſee⸗ 
bootstonnage der Mitglieder des Britiſchen Commonwealth gleiche Unterſeeboots⸗ 
tonnage zu beſitzen, ohne jedoch das Stärkeverhältnis 35:100 hinſichtlich der 
Geſamttonnage zu überſchreiten.“ Deutſchland verpflichtet ſich jedoch normalerweiſe, 
nicht über 45 Prozent der Geſamtunterſeeboottonnage des engliſchen Reiches 
hinauszugehen. 

Das deutſch⸗engliſche Flottenabkommen ſtellt alſo ein feſtes Stärkeverhältnis 
zwiſchen der deutſchen und engliſchen Flotte her und ſchaltet damit jedes deutſch⸗ 
engliſche Wettrüſten zur See aus. Die deutſch⸗engliſche Einigung ſoll „den Abſchluß 
eines zukünftigen allgemeinen Abkommens über eine Seerüſtungsbegrenzung 
zwiſchen allen Seemächten erleichtern“ und ſieht ausdrücklich vor, daß bei einer 
ſolchen eine qualitative und quantitative Rüſtungsbegrenzung nach Schiffs⸗ 
kategorien ſtattfindet und die Höchſttonnage der Schiffstypen und das Höchſtkaliber 
der Geſchütze begrenzt werden ſoll. 

Die folgende Zahlenreihe erläutert das deutſch⸗engliſche Abkommen: 


Stärke der engliſchen Flotte nach den Stärke der deutſchen Flotte nach 
Verträgen von Waſhington und London: dem deutſch⸗engliſchen Abkommen: 


Schlachtſchiffe 525 000 183 750 
Flugzeugträger 135 000 47 250 
Große Kreuzer 146 800 53 380 
Kleine Kreuzer 192 200 67 270 
Zerſtörer 150 000 52 500 
Unterjeeboote 52 700 davon 45°/o 23 700. 


Flugzeugträger, große Kreuzer und Unterſeeboote waren Deutſchland durch den 
Verſailler Vertrag verboten, an modernen Schlachtſchiffen verfügte es bisher über 
3 zu je 10 000, an kleinen Kreuzern über 6 von zuſammen 35 400 und an Zer⸗ 
ſtörern über 12 von zuſammen 9600 Tonnen. 

Für die Verwirklichung der deutſchen Gleichberechtigung zur See gilt dasſelbe 
wie für die zu Lande und in der Luft: Sie verhindert weder eine Begrenzung noch 
eine Verminderung der Seerüſtungen. Jede Begrenzung der Höchſttonnage der 
einzelnen Kriegsſchiffstypen und ihrer Geſchütze, jede Begrenzung oder Verminde⸗ 
rung der Geſamttonnage der großen Seemächte, die ja nur möglich find, wenn die 
Flotte des engliſchen Reiches an ihnen teil hat, wird von Deutſchland angenommen. 
Auch hier wird alſo der friedwillige und friedensfördernde Charakter der deutſchen 
Gleichberechtigung ſichtbar. 

Schwendemann 


Schrifttum: 
A. Dokumente 


J. Die Entwaffnung Deutſchlands 
Amtliche Urkunden zur un des Waffenſtillſtandes 1918. Herausgegeben vom 
Auswärtigen Amt und vom Reichsminiſterium des Innern. Berlin, Deutſche Verlags⸗ 
geſellſchaft für Politik und Geſchichte, 2. Auflage 1924. 
Der Waffenſtillſtand 1918—1919. Das Dokumenten⸗Material der Waffenſtillſtands⸗Ver⸗ 
i von Compiegne, Spa, Trier und Brüſſel. Herausgegeben im Auftrag der 
eutſchen Waffenſtillſtandskommiſſion. Berlin, Deutſche Verlagsgeſellſchaft für Politik 
und Geſchichte 1928. 3 Bände. 
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Der Vertrag von Verſailles. Reichs geiehBtatt, 185 1575 „ Die Entwaffnungs⸗ 
leihe en des Verſailler Bert tags abged ruckt 5 Dr. Karl Schwendemann 
„Glei echt und gleiche Sicherheit“. mem Berlin 1934 

Nee zur Entwaffnungsnote. Berlin 1925, Neichsdruckerei. 


II. Die Seeabrüſtung außerhalb des Völkerbundes 
Die Waſhingtoner Konferenz 1921—22: 
a) Der Vertrag, das Waſhingtoner 1 vom 6. Februar 1922, in 


„Conference on the Limitation of Armament' ashington 1922, Government Printing 
Office. Senatsdruckſache: 67th Congress, Senate Document No. 125. 182 S. Bericht 
der amerikaniſchen Delegation; das Seeabrüſtungsabkommen S. 93 ff.; der 8 
8 die Verwendung von Unterſeeboten und {tige afen im Kriege vom 6. 2. 22 

all der Viermächtevertrag über den Stillen Ozean vom 13. 12. 21 S. 111 ff.; 
die r ärung zu dem letzteren Vertrag vom 13. 12. 21 S. 114. 

b) Die Akten der Waſhingtoner Konferenz: „Conference on the Limitation of Arma- 
ment", mit Index, Washington 1922, Government Printing Office. Senatsdruckſache: 
67th Congress, Senate Document No. 126. 935 = > Seeabrüſtungsabkommen und 
die weiteren Verträge — fiehe vorſtehend — S. 871 ff. 


Die Genfer Flottenkon [e ren 3 1927, nn Coolidge⸗Konferenz (Genfer 
Dreimächtekonferenz), geſcheitert, kein Abkommen. Akten: „Conference for the Limi- 
tation of Naval Armament, Geneva 197 . Records.“ Washington, Government 
Printing Office. Senatsdruckfache: 70th Congress, Senate Document No. 55. 220 ©. 


Das engliſch⸗franzöſiſche Flottenkompromiß 1928: 


a) Dasen 65 1 198 Weißbuch: Ba Office, „Papers regarding the Limitation of Naval 
Armam ondon 1928, H. M. Stationery Office, Cmd. 3211, Miscellaneous No. 6 
(1928). 16 1 enthält 32 Schriftſtücke, vom 21. März 1927 bis 9. Oktober 1928. 


b) Das fra naöf 9 e Blaubuch: Ministere des Affaires étrangères, 1 des 
armements navals“, Paris 1928, Imprimerie des journaux officiels. 71 S., enthält 
35 Schriftſtücke vom 21 März 1927 bis 6. Oktober 1928, darunter eine Reihe von Dos 
kumenten, die im engliſchen Weißbuch nicht enthalten ſind. 


Die Londoner Seeabrüſtungskonferenz 1930: 


a) Der Londoner Seeabrüſtungs vertrag vom 22. April 1930 im engliſchen Weißbuch: 
Foreign Office, „International Treaty for the 7 and Reduction of Naval Arma- 
ment, London, April 22, 1930“, London 1930, H. ner Office, Cmd. 3556, 
Miscellaneous No. 9 (1930). (Franzöfiſch und engliſch.) 35 S 


b) Die Akten der Londoner Konferenz: Forei reign Office, Documents of the London 
aval Conference 1930”, London 1930, H. M. Stationery Öffice. (Franzöſiſch und eng⸗ 
liſch⸗) 565 S., der Vertrag Seite 2 ff. 


Die 1 ftanzöſiſch⸗italieniſche Flotten vereinbarung vom 
1. März 1931 (ni rechtskräftig), im engliſchen Weißbuch: Foreign Office, „Memo- 
randum on the Results of the Negotiations with France and Italy for the 5 
and Limitation of Naval Armaments, . March 1931“, 1 1931. H. M. 
Stationery Office, Cmd. 3812, Miscellaneous No. 10 (1931). 


Deutſche Überſetzungen der Seeabrüſtungsverträge von Waſhington und London und 
ai Su ſch⸗franzöſi 0 dle Lee otten vereinbarung vom 1. März 1931 finden ſich 

enswertes die Slemücht te und die Sestütüngen“ (Stand vom 15. Januar 
1393) eichswehrminiſterium, 1932, ſowie in dem unter genannten Handbuch von 
Schwendemann, Bd. 1 S. 699-759. 


Das i lottenabkommen vom 18. Juni 1935. Engl. 
Weißbuch: Exchange of Notes between His Majesty's Government in the United 
Kingdom and the German Government . the Limitation of Naval Arma- 
ments London, June 18, 1935. London H Stationary office 1935 Cmd. 4930. — 
Deutſcher Text Deutſches Nachrichtenbüro, 18. Juni, Nr. 926. 


II. Die allgemeine r Rahmen des Völkerbundes 
kerbundsdokumente 
(In franzöſiſcher und en liſcher Sprache. Käuflich entweder beim Sekretariat des Völker⸗ 
bundes in Genf oder Bub Carl Heymanns Verlag, Berlin W 8, Mauerſtraße 44. Diejer 
Verla überſendet auf Wunſch auch den Katalog der Veröffentlichungen des Völkerbundes 
nebſt Nachträgen: Publications Editees par la Société des Nations.) 
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1. Völkerbundsrat und Bundesverfammlungen 

a) „Journal officiel“ des Völkerbundes in Jahrgängen zu 12 Monatsheften mit „Index“ 
(als a een special) für jeden Jahrgang: Die Protokolle, Berichte und Entſchließun⸗ 

gen des Völkerbundsrats. 

b) „Suppléments spéciaux zum Journal officiel: Die Entſchließungen der 5 
lungen, die Protokolle und Dokumente der Bundes verſammlungen und der Kommiſſionen 
eder Bundes verſammlung (Abrüſtung: III. Kommiſſion) ſowie „Index“ für jede Bun⸗ 
esverſammlung und ihre Kommiſſionen. 

e) Einzelne Dokumente: Die A⸗Dokumente (A = Assemblée), die C⸗Dokumente (C = Conseil) 

und die wichtigſten Dokumente einzelner Ausſchüſſe. 


2. Die Vorbereitende Abrüſtungskommiſſion 
a) Sammlung der wichtigſten Dokumente und Protokolle: Die Serien I—XI von 


„Documents de la Commission Préparatoire de la Conference du Désarmement“ 
Braunbücher), enthaltend die Protokolle der Vorbereitenden Abrüſtungskommiſſion 
elbſt (nicht ihrer Unterkommiſſtonen und Komitees) und des Sicherheitsausſchuſſes 
owie die wichtigſten Dokumente. Serie XI iſt Index. 

b) Von den veröffentlichten Berichten der wichtigſten e e e intereſſiert beſonders 
der Bericht der (militäriſchen) Unterkommiſſion A von 1926: C. 739. M. 278. 1926. IX. 

e) Der Abrüſtungs⸗Konventionsentwurf der Vorbereitenden Abrüſtungskommiſſion 
vom 9. Dezember 1930: C. 687. M. 288. 1930. IX und der Schlußbericht der Vorbereitenden 
Abrüſtungskommiſſion vom gleichen Tage mit den Vorbehalten der Delegationen zum 
Konventionsentwurf: C. 690. M. 289. 1930. IX. 


3. Die Genfer Abrüſtungskonferenz 
a) S en mlung der wichtigſten Dokumente und Protokolle. (Blaubücher.) Bisher 4 Bände 
erſchienen: a 
„Documents de la Conférence pour la Réduction et la Limitation des Armements. 
Volume I (Pages 1 à 282)” vom Dezember 1932, Verkaufsnummer: 1932. IX. 63. 
„Ac tes de la Conference pour la Reduction et la Limitation des Armements. Serie A. 
Compte rendu des seances plénières. Volume I, 2 février — 23 juillet 1932 
(Pages 1—202)” vom Dezember 1932, Verkaufsnummer: 1932. IX. 60. 
„Actes ufw. Serie B. Procès-verbal de la Commission générale. Volume I, 
9 février — 23 juillet 1932 (Pages I a VIII et 1 à 206)“ vom Dezember 1932, Ver⸗ 
un. 1932. IX. 64. 

— desgleichen — „Volume II, 14 décembre 1932 — 29 juin 1933 (Pages IX a XIX et 

207 à 643)“ vom September 1933, Verkaufsnummer: 1933. IX. 10. 

b) Einzelne der wichtigſten Dokumente über alle Gebiete der Abrüſtung: 

Conf. D. 991 vom 25. 2. 32: Die Vorſchläge der Delegationen zu Beginn der Konferenz. 
Darin die deutſchen Vorſchläge vom 18. 2. 32, Conf. D. 79, 8 29 ff Auszüge aus den 
Reden in der Vollverſammlung S. 13. 

Eine Anzahl von Memoranden verſchiedener Delegationen mit weiteren Vorſchlägen: 
Conf. D. 106 bis 108 und 110 bis 116. 

Conf. D. 102 vom 9. 3. 32 und Conf. D. 118 vom 18. 4. 32: i Eingliede⸗ 
rung der Vorſchläge in den Rahmen des Konventionsentwurfs der Vorbereitenden 
Abrüſtungskommiſſion. 

Conf. D. 124 vom 14. 6. 32: Vorſchläge Deutſchlands wegen der qualitativen Abrüſtung. 

en ft. vom 22. 6. 32 (mit Erratum zum franzöſiſchen Wortlaut): Die Hoover⸗ 

otſchaft. 

Conf. D. 133 vom 7. 7. 32: Der engliſche Standpunkt zu den Vorſchlägen in der Hoover⸗ 
Botſchaft. Zur Flottenfrage Seite 2. j f Rus > 

Conf. D. 136 (1): Die Vertagungsentſchließung des Hauptaus chuſſes vom 23. Juli 1932. 
Feſtlegung der Punkte, über die in der erſten Tagung der Konferenz Übereinſtimmung 
erreicht werden konnte. Grundſätze für die weiteren Arbeiten der Konferenz. 

Conf. D. 151: Die Genfer Fünfmächte vereinbarung vom 11. Dezember 1932 zur Gleich⸗ 
berechtigungs⸗ und 5 Mitteilung der Vereinbarung an die Konferenz. 
Maßgebend iſt allein der engliſche Wortlaut (nicht die franzöſiſche überſetzung). Deutſche 
Überſetzung in dem Weißbuch der deutſchen Regierung: Auswärtiges Amt, „Material 
zur Gleichberechtigungsfrage“, Berlin 1933, Seite 39. 

Conf. D. 157 nebſt Addendum und Corrigendum: Der engliſche Abrüſtungskonventions⸗ 
entwurf vom 16. März 1933 (Mac Donald-Plan). 


1 Conf. D. — Conférence du Desarmement. 
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Der im Laufe der Verhandlungen bis zum 8. Juni 1933 in erfter Leſung angenommene 
Wortlaut des engliſchen Konventionsentwurfs (vgl. Band II der Protokolle des Haupt⸗ 
ausſchuſſes der Konferenz, das oben unter a) an vierter Stelle 1 0 Blaubuch) 
iſt mit den n eee ee der Delegationen in einem nicht käuflichen Dokument 

onf. D. 163 (1) vom 22. 9. 33 nieberneleg das nur in beſchränkter Stückzahl an die 
Delegationen ausgegeben worden iſt. Eine deutſche lung wird in Band II des 
ae er dd von Dr. Karl Schwendemann „Abrüſtung und Sicherheit“ (f. u.) 
erſcheinen. | 


Conf. D 166 und 166 (a): Die ſeit dem Austritt Deutſchlands aus der Abrüſtungskonferenz 
und dem Völkerbund am 14. Oktober 1933 zwiſchen Deutſchland, England, Italien und 
Fleinbeie e ie Noten über die großen Fragen der Abrüftung, Sicherheit und 

e eſe Veröffentlichung umfaßt jedoch nur die Dokumente bis zum 
17. ar 934. Die weiteren Schriftſtücke bis zum 17. April 1934 find in einem eng» 
liſchen Weißbuch und einem KH en Blaubuch veröffentlicht (vgl. auch die 1570 e 
Überſetzung in der Zeitſchrift: „Völkerbund und Völkerrecht“, Carl Heymanns Verlag, 
Berlin, Mai⸗Heft 1934, Seite 131—135). 

c) Dokumente über Einzelfragen aus den Arbeitsgebieten der Fach⸗Ausſchüſſe: 


(Vgl. hierzu die en der einzelnen Gegenſtände im Hauptausſchuß, Protokolle 
Band I und II, ſiehe oben unter 3a.) 


Sicherheit: Gewaltverzichtserklärung vom 2. März 1933 Conf. D. 156 (die übrigen 
Dokumente über Sicherheit find nicht veröffentlicht worden, vgl. jedoch die Protokolle 
des Hauptausſchuſſes, insbeſondere der Sitzungen 51, 52, 63, 65, 69, 70 und 71). Per⸗ 
ſonalbeſtände Contf. b. 162, 164. Landrüſtungen Conf. D. 122. Seerüſtungen Conf. D. 
107, 121, 150 (mit Corrigendum zum franzöſiſchen Wortlaut). Luftrüſtungen Conf. D, 
123, 141. Zivilluftfahrt Conf. D.C. A./ 8 mit Addendum 1 und 2 und Conf. D. / C. A./9. 
Waffenherſtellung und Waffenhandel Conf. D. 145, 160 und 160 (a), Conf. D. C. G./ 171, 
Conf. D. 167. Wehrausgaben Conf. D. 158 Band I und II und Addendum, 161, Conf. D. 
C. G./ 160. Chemiſcher Krieg Conf. D. 120, 142 mit Corrigendum, 152. Kontrolle Conf. D. 
140, 148, 167. Geiftige Abrüftun Conf. D. 98, 138. Mitwirkung der Preſſe bei der 
Organiſierung des Friedens Conf. D. 143; desgl. der Frauen Conf. D. 75. ö 


Ferner: Verlängerung des e bis 28. Februar 1932 Conf. D. 144 
mit Addendum 1 und 2 ſowie die Mitteilungen der Regierungen an den Völkerbund 
über den Stand ihrer Rüſtungen und über ihre Rüſtungsausgaben gemäß der Ent⸗ 
ſchließung des Völkerbundsrats vom 23. Mai 1931 — die „Indications“ von 57 Ländern 
— in den Conf.-C.⸗Dokumenten, die in der Liſte Conf. D. 105 vom 18. 3. 32 aufgeführt 
find, und in Conf. D. 109, 130 und 165 (verwertet in den letzten Ausgaben des „An- 
nuaire militaire des Völlerbundes, ſiehe dieſes unter D). 


Der Gang der n der 5 iſt dargeſtellt bei Dr. K. 
Schwendemann, Leg.⸗Rat, „Abrüſtung und Sicherheit“, 2. Auflage Bd. I (fiehe unter D) 
S. 182 ff. Alle wichtigen Dokumente ſind hier zitiert oder im Wortlaut in deutſcher 
Überſetzung wiedergegeben. Band I reicht bis Ende 1932. Der weitere Verlauf der Kon⸗ 
8 und der Verhandlungen über die Gleichberechtigungsfrage wird in Band II dar⸗ 
eſtellt werden. Als Anlage 28 und Anlage 29 S. 872 ff. iſt ein Verzeichnis der Pro⸗ 
okolle und Dokumente der Vorbereitenden e und ihres Sicher⸗ 
i ſowie der vom 2. 2. 1932 bis 31. 12. 1932 ausgegebenen Dokumente der 

brüſtungskonferenz gegeben. Eine gedrängte Darſtellung der Abrüſtungskonferenz bei 
K. Schwendemann. „Gleiches Recht und gleiche Sicherheit“, 1934 (ſiehe unter D). 

Den Gang der e verfolgt ausführlich die Zeitſchrift „Völkerbund / 
Die Abrüſtungskonferenz“, Genf, 6 rue de la Rötisserie, in deutſcher, engliſcher und fran⸗ 
zöſiſcher Ausgabe. In ihr wird der deutſche Standpunkt fortlaufend entwickelt und 
kommen alle wichtigen Dokumente zur Veröffentlichung. 


d 


— 


B. Dokumentenſammlungen allgemeinen Charakters 


Außer den ſchon genannten find noch zu erwähnen: 


5 535 Otto, Prof., Dr., in Gemeinſchaft mit W. Bertram, „Abrüſtung und u 
He . ber Dokumente zur Weltpolitik der Nachkriegszeit. Leipzig u. Berlin, B. G. Teub⸗ 
ner . ; 


Von denſelben Verfaſſern: Der ee Oſten“ und „Südoſteuropa und naher Orient“, 
Hefte 6 und 7 der angegebenen Sammlung, beide 1933. 135 u. 203 S. 


Material zur Abrüſtungsfrage II. Berlin 1931, Reichsdruckerei. 
Material zur Gleichberechtigungsfrage. Berlin 1933, Reichsdruckerei. 
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C. Bibliographien 


„Bibliographie commentee du Desarmement et de questions militaires”, aufgeſtellt von 
der Bibliothek des Völkerbundsſekretariats, Genf, Ende 1931. 
Steffes, J. P., Univerfitätsprofeffor Dr., „Die Abrüſtung“. Eine ee der Welt⸗ 
meinung und des Weltgewiſſens. Köln, Gilde⸗Verlag, 1932. 161 S. Enthält eine aus⸗ 
Beide ra ie zur Abrüſtungsfrage, und zwar: 1. Veröffentlichungen in Deut: 
cher Sprache: Selbſtändige Schriften S. 111—120, e . 121—145. 
Fremdſprachige Veröffentlichungen aus den Jahren 1925—31, S. 145—661. 
Ein je wertvoller „Kritiſcher Wegweiſer durch die internationale Abrüſtungsliteratur 
ſeit 1931“ von Major Hans Rohde bei R. Schmidt⸗A. e ee Kampf 
um Gleichberechtigung“, Sondernummer der Zeitſchrift für Politik, Berlin, Carl Hey: 
manns Verlag, 1934. S. 133—197; und zwar der deutſchen und nns Bücher 
en ae S. 133—172; der deutſchen und fremdſprachigen Zeitſchriftenaufſätze, 


Eine kurze Bibliographie zur e bei K. Schwendemann, Legationsrat, 
„Gleiches Recht und Nat Sicherheit“, Weidmannſche Buchhandlung, Berlin 1934. 
S. 146148. ebenda S. 140—145 eine „Zeittafel zur Abrüſtungs⸗ und Gleichberechti⸗ 
gungsfrage“, hier auch die Daten der deutſchen Entwaffnung. 

Schließlich enthält das Militärjahrbuch des Völkerbundes „Annuaire Militaire“, 11. Jahr⸗ 
ang, Genf 1935 (ſiehe unten) S. 1071—1088, ein Lite raturverzeichnis über die Rü⸗ 
ungen. nach Ländern geordnet: Geſetzgebung, Dienſtvorſchriften, Budgets, Jahrbücher. 
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Barandon, Paul, Vortragender Legationsrat Dr., „Das Kriegsverhütungsrecht des Völ⸗ 
kerbundes“. Berlin, Carl Heymanns Verlag 1933. 406 S. 

Böhmert, Viktor, Dr., „Die See für Deutſchlands Recht auf Abrüſtung feiner 

5 8 91 91 Heft 3 der Wiſſenſchaftlichen Beiträge zu aktuellen Fragen. Berlin, 

Ebering 1931. 61 S. 

Bruns, Victor, Deutſchlands Gleichbere tigung als Rechtsproblem; Schriften der Atlas 
demie für Deutſches Recht 3. Berlin, Carl Heymanns Verlag 1934. 

Hoffmann, Karl, „Flottenabrüſtung, Kriegsächtung und Reviſion“. Berlin, Arbeitsaus⸗ 
ſchuß Deutſcher Verbände 1932. 103 ©. 

Interparlamentariſche Union, „Wie würde ein neuer Krieg ausſehen?“, Weltmacht⸗ 
probleme 4. Zürich, Orell Füßli 1931. 395 S. 

el Dr., „Abrüftung und Völkerbund“. Göttingen, Vandenhoeck & Ruprecht 


Langsdorff, W. von, Dr.⸗Ing., „Taſchenbuch der Luftflotten 1934“. München, J. F. Leh⸗ 
mann 1934. 310 S. mit 488 Bildern. 

Montgelas, Max Graf, Dr. h. c., General der Infanterie a. D., „Frankreichs Rüſtung“. 
Leipzig, Hiſtoriſch⸗politiſcher Verlag Rudolf Hofſtetter 1932. 58 S. u. 6 Kartenſkizzen. 

Montgelas, Max Graf, Dr. h. c., General der Infanterie a. D., „Die drei Invaſionen 
Bl Sonderabdruck aus „Berliner Monatshefte“, 10. Jahrgang, Januar 1932. 
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Oertzen, K. L. von, Oberſt a. D., „Abrüſtung oder Kriegsvorbereitung?“. Mit einem 
Geleitwort von Graf von Bernſtorff. Berlin, Zentralverlag, 2. Auflage 1931. 124 S. 
mit zahlreichen Tafeln und Schaubildern. 

Oertzen, K. L. von, Oberſt a. D., „Rüſtung und Abrüſtung“. Vier Ausgaben: 1929, 1931. 
1933 und 1934 (ſtellen zugleich die entſprechenden Jahrgänge von v. Löbells Jahres⸗ 
berichten über das Heer- und Kriegsweſen dar). Berlin, E. S. Mittler & Sohn 1929, 
1931, 1933 u. 1934, 303. 224, 216 u. 303 S. Nach Oertzens Tode wurde dieſes Werk neu 
herausgegeben von Wilhelm Müller-Loebnitz, Oberſtleutnant a. D., unter dem Titel 
„Die Rüſtung der Welt“, Berlin, E. S. Mittler & Sohn 1935. 

Regendanz, W. G., Dr., und Werth-Regendanz, Alex, Dr., „Deutſchlands militäriſche 
F Eine völkerrechtliche Unterſuchung. Berlin, Transmare Verlag 1932. 
158 S. 

Rheinbaben, Werner, Frhr. von, Staatsſekretär z. D., „Genfer Abrüſtungskonferenz — 
und was nun?“. Berlin, Stollberg 1932. 79 S. 

Rogge, Heinrich, „Nationale Friedenspolitik“. Handbuch des Friedensproblems und ſeiner 
Wiſſenſchaft auf der Grundlage ſyſtematiſcher Völkerrechtspolitik. Mit einem Geleitwort 
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von Franz v. Papen, Stellvertreter des Reichskanzlers. Berlin, Junker u. Dünnhaupt 
1934. 707 S. 


Rage Heinrich: Hitlers Friedenspolitik und das Völkerrecht, Berlin, Schlieffenverlag, 
1935, 127 S. 


Rohde, Hans, Major, „Deutſch⸗franzöſiſche Machtfaktoren (Potentiels de Guerre)“. Ein 
een er Beitrag zur Abrüſtungsfrage. Berlin, Verlag der Berliner Börſen⸗ 
Zeitung 1932. 110 S. mit 60 Skizzen. 


Rohde, Hans, Major, ag Ne öſiſche Machtfaktoren (Potentiels de Paix)“. Ein 
vergleichender Beitrag zur brüftungefrage Berlin, Verlag der Berliner Börſen⸗ 
Zeitung 1932. 94 S. mit 50 Skizzen und 3 Bildtafeln. 

Beide Veröffentlichungen auch in einem Bande erſchienen. 

Rohde, Bae Major, „Der Herriot⸗Plan zur Abrüſtungsfrage“. Berlin, Verlag der Ber⸗ 
liner Börſen⸗Zeitung 1933. 63 S. mit 16 Skizzen. 

San Karl, Dr., „Der 1 Vertrag und die Abrüſtung“. 38. Heft der Samm⸗ 
lung ölkerrechtsfragen. Berlin u. Bonn, Dümmler 1933. 94 S. 


Schmidt, Richard, und a" Adolf, „Deutſchlands Kampf um ee GRD - 
atſachen und Probleme der Verhandlungen über Abrüſtung und Gleichberechtigung 
1933/1934. Sondernummer der e r Politik. Berlin, Carl Heymanns Verlag 
1934. 298 S. — Eine Sammlung von Abhandlungen, eine Bibliograph e und Dokumente. 


Schwendemann, Karl, Legationsrat Dr., „Abrüſtung und Sicherheit“. Handbuch der 
icherheitsfrage. Mit einer Sammlung der wichtigſten Dokumente. 2. Auflage Band I. 
Leipzig. Hiſtoriſch⸗politiſcher Verlag Rudolf Hofſtetter 1933. 881 S. — Enthält u. a. 
deulſche Über ungen des Abkommensentwurfs der Vorbereitenden Abrüſtungskom⸗ 
82 ion, 115 eeabrüſtungsverträge von Waſhington und London und zahl reicher anderer 
okumente. 


Schwendemann, Karl, Legationsrat Dr., „Wirkliche oder N Abrüſtung?“. Leipzig, 
iſtoriſch⸗politiſcher Verlag Rudolf Hofitetter 1931. 23 ©. 
wendemann, Karl, Legationsrat Dr., „Gleiches Recht und gleiche Sicherheit“. Berlin, 
eidmannſche Buchha lung 1934. 148 S. 
Schwendemann, Karl, Legationsrat Dr., „Verſailles nach 15 Jahren, der Stand der 
eviſion des Verſailler Diktats“. Berlin, Zentralverlag, 230 S. 


Stegemann, Hermann, „Deutſchland und Europa“. Stuttgart u. Berlin, Deutſche Verlags⸗ 
Anſtalt 1992. 448 S. ; 4 - 


Völcker, Otto, „Die Wehrausbildung der franzöſiſchen Jugend“. Leipzig, Hiſtoriſch⸗poli⸗ 
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„Deut lan fordert Gleichberechtigung“. Eine Sammlung von Aufſätzen und Rundfunk⸗ 

reden. Leipzig, Armanen⸗Verlag 1933. 93 S. 

. Taſchenbuch der Kriegsflotten“. Herausgegeben von Bredt. 28. Jahrgang 1934. 
Mit Benutzung amtlicher Quellen. Mit 600 Schiffsbildern, Skizzen, Schattenriſſen, 
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Leipzig, Hiſtoriſch⸗politiſcher Verlag Rudolf ofſtetter 1932. 29 S. 
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Nollet, E. M. E., General, „Une experience de désarmement“. Cinꝗ ans de contröle 
militaire en Allemagne. Sammlung Les documents bleus, Reihe Notre temps. Paris, 
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Die Ruͤckgliederung des Saarlandes 


Es iſt nicht ganz einfach, über die Rückgliederung in der Form eines kurzen Ab⸗ 
riſſes zu ſchreiben. Die Materie iſt ſehr groß und vielfältig, ſo daß ſelbſt ſehr wichtige 
Teilfragen nur angedeutet werden können. Zunächſt darf ich vorausſchicken, daß ich 
im nachſtehenden nur zu ſchildern beabſichtige, welche Aufgabe dem Reichskom⸗ 
miſſar oblag und wie im einzelnen verſucht wurde, die nicht leichte Arbeit zu leiſten. 
Bei der Betrachtung hat daher alles das auszuſcheiden, was in Bezug auf die Rück⸗ 
gliederung von ſeiten des Reiches vor dem 1. März 1935 in Verhandlung mit dem 
vom Völkerbundsrat eingeſetzten Ausſchuſſe für die Volksabſtimmung im Saar⸗ 
gebiet und mit der franzöſiſchen Regierung und anderen Stellen feſtgelegt worden 
war. Dieſe Vereinbarungen, wie z. B. der Schriftwechſel zwiſchen dem Präſidenten 
des Ratsausſchuſſes und dem Reichsaußenminiſter vom 2. und 3. Dez. 1934 und das 
Abkommen von Rom vom 3. Dezember 1934 ſind zwar heute noch von erheblicher 
rechtlicher Bedeutung; ſie berühren auch die Arbeit der Rückgliederung und der 
Verwaltung auf das engſte. Jedoch handelt es ſich hierbei im weſentlichen um eine 
ſpeziell zu betrachtende Materie, um die Liquidation der franzöſiſchen perſonellen 
und materiellen Intereſſen. 

Vorliegend ſoll alſo in der Hauptſache feſtgeſtellt werden, wie ſich die Rückglie⸗ 
derung nach dem 1. März 1935 entwickelte. 

Das Geſetz über die vorläufige Verwaltung des Saarlandes vom 30. Januar 1935 
iſt die rechtliche Grundlage für den Reichskommiſſar und ſeine Behörde. Es ſtellt 
die Zuſtändigkeit des Reichskommiſſars feſt und organiſiert die Behörde des Reichs⸗ 
kommiſſars. 

Nach dem Willen des Geſetzes iſt der Reichskommiſſar der ſtändige Vertreter der 
Reichsregierung im Saarland. Die ihm übertragene Aufgabe machte es erforderlich, 
ihn mit weitgehendſten Vollmachten auszuſtatten. Er mußte von jedem überflüſ⸗ 
ſigen Bürokratismus und möglichſt auch von Kompetenzſtreitigkeiten freigehalten 
werden. Seine Befugniſſe gehen daher auch über diejenigen der Reichsſtatthalter 
hinaus. Insbeſondere iſt eine ſehr wichtige Anordnung, daß die zuſtändigen Reichs⸗ 
miniſter nur tunlichſt nach Anhörung des Reichskommiſſars im Einvernehmen mit 
dem Reichsminiſter des Innern beſtimmen konnten, in welchem Umfange und zu 
welchem Zeitpunkt die Rechtsangleichung im einzelnen zu erfolgen habe. Das Saar⸗ 
land iſt zwar kein „Land“ im Sinne der übrigen Länder; es hat keine Landesre⸗ 
gierung. Jedoch ſollte nach dem Willen des Führers die Stellung des Reichskom⸗ 
miſſars ſo ausgebaut ſein, daß er der für die Rückgliederung allein Verantwortliche 
ſei. In der Tat wurde dieſe Beſtimmung von der Reichsregierung auch ſo gehand— 
habt, daß im Saarland gegen den ausgeſprochenen Willen des Reichskommiſſars in 
Fragen der Rückgliederung nichts geſchehen konnte. 

Eine für die zukünftige Reichsreform wichtige Anordnung enthält das Saar— 
landgeſetz in $ 1, indem es beſtimmt, daß nach der Beendigung der Rückgliederung 
das Saarland in einen Reichsgau einzugliedern ſei. Damit iſt klar zum Ausdruck 
gebracht, daß nach der Erklärung des Vollzugs der Rückgliederung ein Reichsgau 
im Südweſten des Reiches gebildet wird. 

Die Behörde des Reichskommiſſars iſt in verſchiedene Abteilungen gegliedert. 


224 


Eine Beſonderheit iſt, daß eine Wirtſchaftsabteilung geſchaffen wurde, der die Be: 
arbeitung aller wirtſchaftlichen Fragen obliegt. Sie iſt perſonell eng mit der Gau⸗ 
leitung verknüpft, indem der Gauwirtſchaftsberater gleichzeitig Leiter dieſer Ab⸗ 
teilung iſt. Die Bildung der Abteilung bei der Regierung war ein dringendes Er⸗ 
fordernis, da gerade die wirtſchaftlichen Dinge im Saargebiet eine ausſchlaggebende 
Rolle ſpielen. Von grundſätzlicher Bedeutung iſt auch, daß eine Zweigſtelle des 
Landesarbeitsamts Rheinland geſchaffen, und, wenn auch zunächſt nur durch Per⸗ 
ſonalunion mit dem Leiter einer Abteilung des Reichskommiſſariats, dieſem an⸗ 
gegliedert wurde. Dieſe Verbindung kann für die Geſtaltung der künftigen Gau⸗ 
regierungen richtunggebend ſein. Die notwendige enge Zuſammenarbeit zwiſchen 
Landes» (Gau⸗) Regierung und Landesarbeitsamt wird dadurch gewährleiſtet. Von 
beſonderer Bedeutung iſt auch die Regelung, daß dem Reichskommiſſar auch das 
Reichsneubauamt Saarbrücken ebenſo wie die Reichshochbauämter Saarland⸗Oſt 
und Saarland⸗Weſt unterſtellt wurden. Aus dieſen Anordnungen darf man die 
Hoffnung entnehmen, daß der weitgehenden Aufſplitterung der Verwaltung in 
voneinander unabhängige und nicht einer gemeinſamen Spitze unterſtellte Spe⸗ 
zialverwaltungen Einhalt geboten wird. 

Dieſer ſo gebildeten Behörde oblag nunmehr der Vollzug der äußerſt ſchwierigen 
und verantwortungsvollen Rüdgliederung. 

Dieſe Aufgabe kann zum erheblichſten Teile bereits als erfüllt bezeichnet werden, 
obwohl ih Schwierigkeiten verwaltungs mäßiger, wirtſchaftlicher und politiſcher Art 
in einem Umfange zeigten, wie ſie ſelbſt von den beſten Kennern der Verhältniſſe 
des Saargebietes nicht vorausgeſehen wurden. Um ſich das Maß dieſer Schwierig⸗ 
keiten vorzuſtellen, iſt nur nötig, daran zu erinnern, daß das Saarland vom No⸗ 
vember 1918 bis zum 1. März 1935, alſo 17 Jahre lang, verwaltungsmäßig, wirt⸗ 
ſchaftlich und politiſch vom Deutſchen Reich abgetrennt war: eine lange Zeit, die 
von der frankophilen Regierungskommiſſion dazu benutzt wurde, um die Saar in 
jeder Beziehung dem Deutſchen Reich zu entfremden. 

Wenn zwar auch die am 11. November 1918 geltenden deutſchen Reichsgeſetze und 
Verordnungen gemäß den Beſtimmungen des Saar⸗Statuts in Kraft geblieben 
waren, ſo mußte eine landfremde Regierung ihre Spuren in jeder der genannten 
Beziehungen hinterlaſſen. 

So hat denn auch die Regierungskommiſſion ſich reichlich geſetzgeberiſch betätigt, 
und zwar in einer Weiſe, die eine ſpätere Rückgliederung an das Reich erſchweren 
mußte. Die rechtlichen Verhältniſſe waren daher am 1. März 1935 in vieler Hin⸗ 
ſicht ſehr verſchieden von denen im Reich. Wenn dieſe Feſtſtellung ſchon bezüglich 
der Geſetzgebung vom Jahre 1919 bis zum März 1933 gemacht werden kann, ſo 
verſteht es ſich faſt von ſelbſt, daß die Regierungskommiſſion es ſtrikte abgelehnt 
hatte, die neuen Geſetze des nationalſozialiſtiſchen Staates mit ihrer dem Denken 
der Kommiſſion völlig entgegengeſetzten geiſtigen Einſtellung einzuführen. 

Wirtſchaftlich lagen die Dinge zum Teil noch weſentlich ſchwieriger, weil nach 
der Abtrennung die Saarlandswirtſchaft ſich auf den Abſatz nach Frankreich und 
deſſen Kolonien einrichten mußte. Zu bemerken iſt im übrigen, daß die franzöſiſche 
Wirtſchaft kapitalmäßig im Saargebiet nicht unerheblich beteiligt iſt. Jedenfalls 
aber waren faſt alle Unternehmungen des Landes mit dem Verkauf der von 
ihnen erzeugten Güter ganz oder doch immerhin ſehr erheblich auf Frankreich 
eingeſtellt und angewieſen; das gilt ſowohl von der Schwerinduſtrie, einſchließlich 
der unter franzöſiſcher Verwaltung ſtehenden Gruben, als auch von der weiter⸗ 
verarbeitenden Mittel⸗ und Kleininduſtrie. Die geſamte Wirtſchaft der Saar 
mußte nunmehr plötzlich ein neues Abſatzgebiet im Reich ſuchen und neue Export⸗ 
möglichkeiten finden. Denn Frankreich ſchloß ſich nach der politiſchen Rückführung 
des Saarlandes ins Reich wirtſchaftlich faſt vollkommen ab. Die bewilligten Kon⸗ 
tingente find ſehr gering bemeſſen und ſichern der ſaarländiſchen Induſtrie nur 
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einen gegenüber der früheren Ausfuhr ganz minimalen Export. Vom Standpunkt 
einer weiterſchauenden Wirtſchaftspolitik aus wird man die Verbindungen nach 
dem Weſten hin zu gegebener Zeit wieder anzuknüpfen verſuchen und wird danach 
auch ſeine jetzige Haltung einſtellen. Für den Augenblick aber muß man ſich damit 
abfinden, daß die Abſatzmöglichkeiten für die Saarwirtſchaft nur im Reich zu 
ſuchen ſind. 

Erſchwerend kommt hinzu, daß nach der Abtrennung des Saarlandes vom Reich 
eine gewiſſe Strukturveränderung der Saarwirtſchaft eingetreten war, und zwar 
einmal dadurch, daß die eigene Rohſtoffbaſis der Saarhütten ſehr erheblich ſich 
verſchlechterte und auf der anderen Seite gewiſſe neue Induſtrien im Saargebiet 
entſtanden waren, wie z. B. Textilwareninduſtrie, Schuhwareninduſtrie und andere. 

Der Reichskommiſſar und die Wirtſchaft ſtanden alſo hier vor faſt unüber⸗ 
windlichen Schwierigkeiten. 

Zur Erleichterung der Umſtellung ſtellte die Reichsregierung einen Garantie⸗ 
fonds von 4 Millionen Reichsmark zur Verfügung. Zu Laſten dieſes Fond⸗ 
können Bürgſchaften für Bankkredite übernommen werden, wenn gewerbliche 
Unternehmungen über ausreichende Sicherheiten ſelbſt nicht verfügen. 

In wirtſchaftlicher Beziehung wurde die Lage auch noch dadurch äußerſt erheblich 
erſchwert, daß die Preisverhältniſſe, die auf der Frankenwährung beruhten, all⸗ 
mählich auf die Reichsmark übergeleitet werden mußten. 

Schließlich trugen ſteuerlich wichtige Verſchiedenheiten weiterhin dazu bei, die 
Lage zu komplizieren. An ſich iſt auch hier feſtzuſtellen, daß das Steuerſyſtem des 


Reichs⸗ und Landesrechts von der Regierungskommiſſion übernommen wurde. Je⸗ 


doch waren im Laufe der Zeit von dieſer teilweiſe weitgehende Anderungen, vor 
allem auf dem Gebiete der indirekten Steuern vorgenommen worden. Die Anglei⸗ 
chung wird bis ſpäteſtens 1. Januar 1936 vollzogen ſein. Sie wird den Lohn⸗ 
empfängern gewiſſe Erleichterungen bringen. 

In politiſcher Beziehung galt es für den Reichskommiſſar und Gauleiter, das 
Abſtimmungsergebnis vom 13. Januar 1935 ſo zu verwerten, daß das allgemein 
deutſche Denken der Saarbevölkerung ſich innig mit der nationalſozialiſt iſchen 
Weltanſchauung verſchmelzen konnte. 

Dieſer kurze Umriß der dem Reichskommiſſar durch das Geſetz vom 30. Ja nuat 
1935 geſtellten Aufgaben beweiſt, wie ungeheuer groß dieſe ſind und welche erheb⸗ 
liche Verantwortung der Reichskommiſſar und ſeine Behörde vor der Geſchichte 
und vor dem deutſchen Volk übernommen hat. 

Ziel des Reichskommiſſars war, die Rückgliederung möglichſt raſch und reibungs⸗ 
los durchzuführen, dabei aber in der Bevölkerung des Saarlandes doch die Er— 
kenntnis wachzurufen, daß von ſicherer ſtarker Hand die Arbeit geleiſtet werde. 
Der Begriff des Saarlandes mußte möglichſt raſch verſchwinden, ohne daß durch 
eine übertriebene Haſt die Verwaltung in Unordnung gebracht wurde und ein 
Gefühl der Unſicherheit entſtehen durfte. 

Es iſt klar, daß infolgedeſſen hohe Anforderungen an die Beamtenſchaft geſtellt 
werden mußten. Denn man verlangte von ihr, innerhalb verhältnismäßig kurzer 
Friſt, den neuen Rechtszuſtand nicht nur in ſich aufzunehmen, ſondern ihn auch 
zur praktiſchen Durchführung zu bringen. Zwar war man beſtrebt, dieſe Diehr: 
belaſtung erträglich zu geſtalten. Jedoch bleibt die Tatſache feſtzuſtellen, daß der 
geſamte Beamtenapparat, insbeſondere auch derjenige der unteren Verwaltungs: 
behörden, in ungewöhnlichem Maße mit Arbeit überhäuft werden mußte. Gleich⸗ 
wohl kam die Verwaltung nicht ins Stocken, ſondern lief reibungslos weiter. Um 
ſich eine Vorſtellung von dieſer verwaltungsmäßigen Mehrarbeit zu machen — 
die laufenden Geſchäfte mußten natürlich auch wahrgenommen werden —, ver: 
gleiche man nur das Reichsgeſetzblatt Teil 1 Nr. 19 vom 26. Februar 1935. Wenn 
auch natürlich in die Zentralverwaltung des Reichskommiſſariats Verwaltungsbeamte 
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berufen wurden, die mit der Verwaltungsgeſetzgebung durch ihre bisherige Dienſt⸗ 
ſtellung im Reich vertraut waren, ſo war doch die Lage ſowohl bei dem unteren 
und mittleren Verwaltungsperſonal, als auch insbeſondere bei der geſamten 
Beamtenſchaft der Landratsämter, eine andere. Sie ſtanden der Geſetzgebung 
des Deutſchen Reiches zum größten Teil fremd gegenüber. Auch für die aus dem 
Reiche verſetzten Beamten, auch die der örtlichen Zentralverwaltung, ergaben 
fich dadurch beſondere Schwierigkeiten, daß fie den Nechtszuſtand im Saarland, 
der zum Teil ſogar in ſich ſelbſt Verſchiedenheiten aufweiſt (preußiſcher und 
pfälziſcher Teil des Saargebiets), nicht kannten. Es verſteht ſich daher, daß die 
Maſſe von Geſetzen und Verordnungen, auf einmal der Beamtenſchaft des Reichs⸗ 
kommiſſariats vorgeſetzt, die volle Kraft der Beamten in Anſpruch nahm. 

In der Praxis zeigte ſich bei dieſen Überleitungsarbeiten, wie notwendig es 
iſt, gerade die örtliche Erfahrung auszunutzen und dadurch die Arbeitsfreudigkeit 
der Beamtenſchaft zu heben. Nichts iſt verkehrter, als Dinge zentral regeln zu 
wollen, die einer Zentralregelung nicht bedürfen. Manche Dinge ſehen an der 
Front anders aus, als in der Zentralinſtanz. 

Aus dieſem Grunde waren daher auch, wie bereits erwähnt, dem Reichs⸗ 
kommiſſar durch Geſetz und durch das Wort des Führers weitgehendſte Voll⸗ 
machten erteilt. Von Schaden wäre es ſicher geweſen, wenn man verſucht hätte, 
die Rückgliederung unmittelbar von Berlin aus durchzuführen; denn die Arbeit 
der Rückgliederung konnte nur von der Stelle aus geleitet werden, die in dem 
Gebiete der Rückgliederung nicht nur ihren Sitz hatte, ſondern die auch mit den 
geſamten örtlichen Verhältniſſen auf das engſte vertraut war. Jede Maßnahme 
der Überleitung erforderte die pflichtmäßige Überlegung, ob der Zeitpunkt der 
Einführung der richtige ſei. Nicht bloß verwaltungsmäßige, ſondern auch wirt⸗ 
ſchaftliche und politiſche Überlegungen mußten zur Entſcheidung herangezogen 
werden, und zwar dort, wo ſich dieſe Entſcheidungen auswirken ſollten. 

Eine mechaniſche Einführung neuer Verwaltungsgeſetze als Erſatz für beſtehende 
geſetzliche Vorſchriften wird daher immer zu den größten Bedenken Veranlaſſung 
geben müſſen. Alle neuen Geſetze, ſoweit ſie nicht nur äußerliche formale Dinge 
regeln, ſondern in das Leben des Volkes tief eingreifen, bedürfen zu ihrer Wirk⸗ 
ſamkeit und damit ſie nicht als etwas Fremdes empfunden werden, der geiſtigen 
Aufnahmefähigkeit durch das Volk, und zwar entweder in dem Sinne, daß die 
geiſtige Bereitſchaft des Volkes vorhanden iſt, oder daß ſie geſchaffen wird. Liegen 
dieſe Vorausſetzungen nicht vor, ſo werden Verwaltungsmaßregeln ſich nur ſchwer 
und unter Reibungen durchſetzen können. Nun wird man gewiß ſagen dürfen, 
daß das Volk an der Saar geiſtig bereit war, die Geſetzgebung im Reich und 
ſicherlich auch die des Dritten Reiches in ſich aufzunehmen, jedoch war vieles 
ſür den Saarländer ſo überraſchend neu, daß die geiſtige Bereitſchaft in gewiſſem 
Umfange erſt geſchaffen werden mußte. Schon deshalb mußte der Reichskommiſſar 
freie Hand haben. Er mußte als der verantwortliche Mann den Zeitpunkt mit⸗ 
beſtimmen, wann ein Geſetz zur Einführung gelangen ſollte. Es mußte auch in 
ſeiner Hand liegen, den etwa ſchon feſtgeſetzten Zeitpunkt abzuändern, wenn er 
zu der Auffaſſung kam, daß infolge der veränderten Umſtände die feſtgeſetzte 
Zeit zur Einführung ſich als verfrüht erwies. Jedenfalls ſind zentraliſtiſche Er⸗ 
wägungen, daß man etwa ein Geſetz nicht abändern könne, oder daß nun endlich, 
beiſpielsweiſe auf dem Gebiet der Tabakſteuer, Rechtseinheit geſchaffen werden 
müſſe, meines Erachtens abwegig, da fie die politiſchen Momente unberückſichtigt 
laſſen. 

Trotz aller ſich aus dem Vorgetragenen ergebenden Schwierigkeiten iſt die Rechts⸗ 
angleichung auf dem Gebiete der Verwaltung im allgemeinen bereits erfolgt oder 
in der Durchführung begriffen. Zum Teil iſt auch, ſoweit eine Regelung durch 
Reichsgeſetze nicht vorlag, Angleichung an preußiſche Vorſchriften erfolgt, wenn zu 


8 | 227 


erwarten war, daß das preußiſche Geſetz Vorbild für eine zukünftige reichsgeſetzliche 
Regelung ſein werde. 

Wie die verwaltungsrechtliche Angleichung im einzelnen vor ſich ging, kann hier 
nicht geſchildert werden. Nur einige wichtigere Beiſpiele ſeien daher hervorgehoben. 

Der Reichskommiſſar fand einen ſtark aufgeblähten Beamtenapparat vor, und 
zwar galt dies ſowohl bezüglich der Zahl der Beamten und Angeſtellten, als auch 
ihrer beſoldungsmäßigen Behandlung. Die übernommenen Saarbeamten mußten 
daher zum Teil erhebliche Einbußen an Gehalt und Titeln erleiden. Daneben er⸗ 
folgte eine Verringerung der Zahl der Beamten und Angeſtellten. Es iſt weiterhin 
beabſichtigt, demnächſt nach der erfolgten Rückgliederung, einen neuen nicht uner⸗ 
heblichen Abbau eintreten zu laſſen. 

Die Frage der Beſoldung der Beamten iſt in der Hauptſache nach Reichsbeamten⸗ 
recht geregelt. Das preußiſche Vorbild war nur dann maßgebend, wenn die ent⸗ 
ſprechende Stelle im Stellenplan des Reiches nicht vorhanden war. 

Eine beſondere Schwierigkeit war folgende: 

Die Beamten des Saargebietes waren bekanntlich eingeteilt in ſogenannte 
A-, B- und CsBeamte. Unter A-Beamten wurden diejenigen verſtanden, die ent: 
weder am 10. 5. 1920 durch den Reichskommiſſar für die Übergabe des Saargebietes 
der Regierungskommiſſion zur Verfügung geſtellt oder nachträglich zur Dienſt⸗ 
leiſtung ins Saargebiet beurlaubt worden waren. Als B⸗Beamte werden diejenigen 
bezeichnet, die von der Regierungskommiſſion ſelbſt in eine Beamtenſtellung be⸗ 
rufen worden waren, ſo daß beamtenrechtliche Bindungen zum Reich, Preußen oder 
Bayern nicht beſtanden. Die C⸗Beamten bildeten eine beſondere Gruppe der B⸗ 
Beamten, nämlich ſolche, die bei ihrem Ausſcheiden aus dem Amt keinen Penſions⸗ 
anſpruch beſitzen, ſondern auf Grund von Sonderverträgen mit der Regierungskom⸗ 
miſſion Abfindungsſummen, ſogenannte PBecule, erhielten. Die deutſche Reichs⸗ 
regierung hatte ſich bereiterklärt und verpflichtet, die A- und B⸗Beamten ohne wei⸗ 
teres zu übernehmen, dagegen die Pécule⸗Beamten nur nach Möglichkeit und 
ſoweit fie die deutſche Staatsangehörigkeit beſitzen. Dieſe Pécule⸗Beamten hatten 
im Falle ihrer Übernahme ihr Psécule grundſätzlich zur Verfügung zu ſtellen. 

Die Frage der Behandlung der Pecule-Beamten hat nun in der Praxis erheb⸗ 
liche Schwierigkeiten gemacht, da die meiſten von ihnen nicht mehr in der Lage 
waren, das Pecule ganz zurückzuzahlen. 

Die Einführung der neuen deutſchen Gemeindeordnung ſteht für die allernächſte 
Zeit bevor. Sie wird im Saarland leider nicht ſofort Rechtsgleichheit ſchaffen, da 
auf dem wichtigen Gebiete der Gemeindeverfaſſung die Verhältniſſe verſchieden 
gelagert ſind. Im ehemals bayeriſchen Teil der Saar herrſcht das ſüddeutſche Bür⸗ 
germeiſterſyſtem — jede Gemeinde hat ihren (Ehren-) Bürgermeiſter —, im ehe⸗ 
mals preußiſchen Teil dagegen die rheinländiſche Bürgermeiſtereiverfaſſung, wo⸗ 
nach mehrere Gemeinden zu Bürgermeiſtereien (Berufs-Bürgermeiſter) zuſammen⸗ 
gefaßt ſind. Es darf in dieſem Zuſammenhange bemerkt werden, daß die finanzielle 
Lage der Gemeinden und Gemeindeverbände nicht ſchlecht iſt. Der Ausgleich der 
Haushalte der Gemeinden iſt im großen und ganzen geſichert. Die Schuldenlaſt iſt 
erträglich. Die Geſamtlage der Gemeinden iſt daher im Durchſchnitt beſſer als im 
übrigen Reich. 

Von den großen landwirtſchaftlichen Geſetzen des Reiches gelangten das Reichs⸗ 
nährſtandsgeſetz und das Reichserbhofgeſetz zur Einführung. Gleichzeitig wurde 
die Landesbauernſchaft Pfalz-Saar errichtet. Es wurde beſonderer Wert darauf 
gelegt, daß die Landesbauernſchaft auch dadurch eine gewiſſe behördliche Bindung 
erhielt, daß der Haupt-Stabsleiter des Landesbauernführers zum Regierungsrat in 
der Behörde des Reichskommiſſars beſtellt wurde. Dieſe organiſche Verbindung hat 
ſich auch in anderen Ländern als äußerſt zweckmäßig erwieſen, da hierdurch Rei⸗ 
bungen, wenn auch nur in der Form von Kompetenzſtreitigkeiten, vermieden wer— 
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den. Das Ziel müßte meines Erachtens allgemein fein, daß der Landesbauern⸗ 
führer und ſein Haupt⸗Stabsleiter in die Behörde als Beamte eingefügt werden. 

Eingeführt wurden ſchließlich die Vorſchriften über landwirtſchaftliche Markt⸗ 
regelung; die Marktverbände wurden gebildet. 

Auf dem Gebiete des Verkehrsweſens gelangte das preußiſche Geſetz für die 
Kleinbahnen und Privatbahnen vom 28. Juli 1892 bis zur Regelung dieſer Ma⸗ 
terie durch das Reich zur Einführung. Die Beſtimmungen über den Perſonenkraft⸗ 
verkehr find an die reichsgeſetzlichen Vorſchriften angeglichen. 

Die ſtaatliche Hochbauverwaltung des Saarlandes iſt, abgeſehen von den Sonder⸗ 
verwaltungen, wie Reichsbahn, Reichspoſt, Bergverwaltung, einheitlich beim Reichs» 
kommiſſar unter Ausſchaltung des Landesfinanzamts zuſammengefaßt. Das Baupoli⸗ 
zeirecht iſt z. Z. noch ſtark zerſplittert. Es ſind in Geltung vier, inhaltlich ſtark von ein⸗ 
ander abweichende Bauordnungen, nämlich bayeriſche Bauordnung, Bauordnung von 
Trier, Saarbrücken und Saarlouis. Bis zur Einführung einer einheitlichen Reichs⸗ 
bauordnung ſoll an dem jetzigen Rechtszuſtand nichts geändert werden. Auf dem 
Gebiete des Siedlungsweſens find die neuen Geſetze des Dritten Reiches eingeführt. 
Mehr als 3000 Siedlerſtellen wurden in Zuſammenarbeit mit dem Heimſtätten⸗ 
amt der NSDAP. feſtgelegt. Für den Bau von Eigenheimen ſowie für die Über⸗ 
nahme von Reichsbürgſchaften zum Bau von Kleinwohnungen hat das Reich in 
angemeſſener Weiſe Sorge getragen. Auf dem Gebiete der Landeskultur, der Melio⸗ 
rationen ſind erhebliche Mittel im Rahmen des Arbeitsbeſchaffungsprogramms zur 
Verfügung geſtellt. Das Kulturbauamt Saarbrücken iſt mit der Aufſtellung eines 
Generalkulturplanes für das ganze Saarland beauftragt. Dieſer ſoll alle noch not⸗ 
wendigen Ent⸗ und Bewäſſerungen, Flußregulierungen, Drainagen, Odlandkulti⸗ 
vierungen, Aufforſtungen uſw. umfaſſen. Auf dem Gebiete der Straßenverwaltung 
find die reichsgeſetzlichen Vorſchriften des Auto⸗Bahn⸗ und Straßenweſens, insbe⸗ 
ſondere das Geſetz über die einſtweilige Neuregelung des Straßenweſens der Stra⸗ 
Benverwaltung vom 26. März 1934 im Saarland mit Wirkung vom 1. Mai 1935 
eingeführt worden. Was den baulichen Zuſtand der Straßen betrifft, ſo kann man 
jagen, daß die Hauptverbindungsſtraßen, die jetzt zu Reichsſtraßen erklärt wurden, 
im allgemeinen keine Mängel aufweiſen, während die lokalen Verbindungsſtraßen 
ſtark vernachläſſigt ſind. 

Auf dem Gebiete des Wirtſchaftsrechts iſt die Rechtsangleichung im weſentlichen 
erfolgt. Auch auf dem Gebiete des Arbeits⸗ und Sozialrechts hat die Angleichung 
erhebliche Fortſchritte gemacht, wenn es auch hinſichtlich der unterſtützenden Arbeits⸗ 
loſenhilfe bei den bisherigen im Saarland geltenden geſetzlichen Vorſchriften ge⸗ 
blieben iſt. 

Das Geſundheitsweſen iſt im allgemeinen angeglichen. 

Aus dieſen Feſtſtellungen ergibt ſich, daß die verwaltungsmäßige Angleichung 
faſt völlig durchgeführt iſt und daß in der Hauptſache nur noch Vorſchriften von 
geringerer Bedeutung der Einführung harren. Jedenfalls wird bis zum 1. Oktober 
1935 die völlige Rechtsangleichung erfolgt ſein. 

Wie bereits zu Anfang meiner Erörterungen ausgeführt, mußte die wirtſchaft⸗ 
liche Rückgliederung die erheblichſten Schwierigkeiten verurſachen. Es iſt daher auch 
ſelbſtverſtändlich, daß ſich der Reichskommiſſar ſehr eingehend mit dieſen Dingen 
zu beſchäftigen hatte, da ſie letzten Endes auch von weittragendſter politiſcher Be⸗ 
deutung nicht nur für das Saarland ſelbſt, ſondern auch für das Reich find. 

Als dringlichſte Sofortaufgabe zeigte ſich, die Zahl der Erwerbsloſen zu verrin⸗ 
gern, ſie zunächſt mindeſtens dem Stand im Reich anzupaſſen. Dieſe Aufgabe war 
um ſo ſchwieriger, als ſeit dem Jahre 1918 ein ſehr erheblicher Zuſtrom von Men: 
ſchen in das Saargebiet aus dem übrigen Reich ſtattgefunden hatte. Notwendig 
waren daher zunächſt Arbeitsbeſchaffungsmaßnahmen im größten Stile, ferner der 
Verſuch, die zuſätzliche Menſchenmaſſe in das Reich zurück zu verpflanzen. Es war 
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aber von vornherein klar, daß dieſe Maßnahmen nur behelfsmäßig ſein konnten, 
daß jedoch durch die Durchführung eines Wirtſchaftsprogramms für die Saar orga⸗ 
niſche Arbeitsbeſchaffung in die Wege geleitet werden müſſe. Die erſte Aufgabe, 
zunächſt einmal einen großen Teil der Erwerbsloſen von der Straße wegzubringen, 
geſchah durch ein großzügiges Arbeitsbeſchaffungsprogramm, das im weitgehendſten 
Maße durch wertvolle Zuſchüſſe ſeitens des Reiches ermöglicht wurde. Durch da⸗ 
Arbeitsbeſchaffungsprogramm werden etwa 12 000 Arbeiter auf lange Zeit Arbeit 
finden. Straßenbau, Flußregulierungen, Meliorationen, Kanaliſierungen find der 
Hauptinhalt des Programms. Der Verſuch der Verpflanzung von Arbeitskräften 
in das Reich wird fortgeſetzt werden müſſen und zwar mit dem Endziel, daß die 
Arbeit im Reich nicht nur vorübergehend aufgenommen wird, ſondern daß dauernde 
Arbeitsplätze geſchaffen werden. Es darf allerdings nicht verkannt werden, daß 
ſolche Umſiedlungen nur nach ſorgfältigſter Vorbereitung durchgeführt werden dür⸗ 
fen, da ſonſt Fehlſchläge unvermeidlich ſind. 

Der Arbeiter an der Saar iſt im allgemeinen bodenſtändig und landverbunden. 
Dieſe in volkswirtſchaftlicher und bevölkerungspolitiſcher Beziehung äußerſt 
günſtige und wichtige Erſcheinung iſt eine Folge der in der Vorkriegszeit von der 
preußiſchen ſtaatlichen Gruben verwaltung und der Großinduſtrie betriebenen vor: 
bildlichen Siedlungspolitik. Der Arbeiter hat meiſtens ein kleines Haus und 
Garten, vielfach auch Feld. Seine ganze Einſtellung iſt hierdurch beſtimmt. Im 
übrigen iſt er zu Zeiten wirtſchaftlicher Depreſſion weniger der Not ausgeſetzt. 
Bei vorübergehendem Mangel an Beſchäftigung können die Unternehmungen 
Kurzarbeit einführen, wie dies im Saarland in der Zeit nach der Rückgliederung 
häufig der Fall war. Hierdurch werden Entlaſſungen in größerem Umfange ver⸗ 
mieden. Der Kurzarbeiter kann vorübergehend mit dem geringen Lohn auskommen, 
da er einen Teil feines Lebensunterhalts ſtets aus dem eigenen Beſitz erhält. 

Beſondere Aufmerkſamkeit verdient neben der Arbeitsbeſchaffung durch Not⸗ 
ſtandsmaßnahmen die organiſche Arbeitsbeſchaffung. Hier handelt es ſich darum, 
zuſätzliche auf die Dauer berechnete Arbeitsmöglichkeiten für die Wirtſchaft der 
Saar im Saarland ſelbſt zu ſchaffen. Dieſe Tätigkeit erfordert ſehr viel Zeit und 
iſt keineswegs terminmäßig zu erledigen. Selbſtverſtändlich kann der Reichs⸗ 
kommiſſar die Initiative des Unternehmers nicht erſetzen. Er wird daher die 
Unternehmerſchaft der Saar darauf hinweiſen müſſen, daß die wichtigſte Arbeit 
von ihr ſelbſt zu leiſten iſt. Der Reichskommiſſar kann Hilfsſtellung leiſten. 
Werbend und vorbereitend hat er die Saarwirtſchaft zu unterſtützen. Entſcheidend 
wird aber ſein, daß es der Saarwirtſchaft gelingt, durch die Güte ihrer Arbeit 
das verlorene Abſatzgebiet im Reich zu gewinnen und zu erhalten. 

Auch der Kohlenbergbau wird beſtrebt ſein müſſen, durch techniſche Erneue⸗ 
rungen die Rentabilität des Betriebes zu gewährleiſten. Dazu gehört die Wendig⸗ 
keit und die Initiative des Privatunternehmers, denn es iſt nicht möglich, ein⸗ 
zuſehen, warum z. B. eine Grubenverwaltung den elektriſchen Strom nicht ebenſo 
billig liefern kann als der Privatunternehmer. Wichtig iſt für den Saarkohlen⸗ 
Bergbau im übrigen das Problem des Abſatzes. Die Saarkohle hat ihre beſonderen 
Eigenſchaften. Sie iſt namentlich auch von der Ruhrkohle in vielem verſchieden. 
Für manche Zwecke, insbeſondere ſolche induſtrieller Art, eignet ſie ſich beſſer, 
da ihr Gehalt an Gas, Teer und anderen Stoffen größer iſt als bei anderen 
Kohlenvorkommen. Zweckmäßig wäre es, wenn man in Deutſchland nach ameri⸗ 
kaniſchem Vorbild dazu überginge, die Kohlen nicht nach Zechennamen, ſondern 
nach beſtimmten Sorten zu verkaufen. Auch die anderen Kohlenreviere Deutſch— 
lands könnten daraus Nutzen ziehen. Ihre Erzeugniſſe ergänzen ſich gegenſeitig. 
Dies aber würde durch den Verkauf nach Sorten für den Käufer beſonders ſinn⸗ 
fällig herausgeſtellt. 

Im übrigen wird das Preisſyſtem der Saargrubenverwaltung, wie es heute 
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noch beiteht, zu ändern ſein. Es wurde von der franzöſiſchen Verwaltung aus 
der Zeit vor der Rückgliederung übernommen. Als Zonenpreisſyſtem hat es 
insbeſondere den Nachteil, daß die Induſtrie, die hinſichtlich der Kohlen im Saar⸗ 
land ſtandortgebunden iſt, die höchſten Preiſe bezahlen muß. Die Preiſe ſelbſt 
find, von franzöſiſchen Franken auf Reichsmark umgerechnet, im allgemeinen 
noch die gleichen wie vor der Rückgliederung. Eine Ermäßigung wird ſich nicht 
umgehen laſſen, denn es geht nicht an, daß die Induſtrie, die auf der Kohle baſiert, 
die von ihr gebrauchte Kohle weſentlich teuerer bezahlen muß als der Unter⸗ 
nehmer, der weitab von der Kohlenbaſis wohnt und deſſen Betrieb nicht auf 
der Kohle beruht. 

Auch die Frage der zukünftigen Energieerzeugung, ob Hütte oder Bergbau, wird 
unter der maßgeblichen Einflußnahme des Reichskommiſſars zu entſcheiden ſein. 

Jedenfalls muß der Kohlenbergbau in die Lage verſetzt werden, ſeine Beleg⸗ 
ſchaft zu erhöhen. Im Jahre 1913 arbeitete der Kohlenbergbau mit einer Beleg⸗ 
ſchaft von 57 000 Mann. Diele Ziffer ſtieg auf 75 000 im Jahre 1924 und ſank 
auf 44 000 im Jahre 1934. Es muß mindeſtens möglich fein, den größten Teil 
der ſeit dem Jahre 1924 feiernden 20 000 Bergleute wieder einzuſtellen. Die 
Grubenverwaltung wird auch die Siedlungspolitik der früheren preußiſchen Ver⸗ 
waltung fortzuſetzen haben. Auch die Frage der Ferngasverſorgung wird gelöſt 
werden müſſen. Es iſt zuzugeben, daß heute noch ſehr ſtarke Kräfte gegen die 
Gasfernverſorgung eingeſtellt ſind. Es ſind im weſentlichen die materiellen 
Geſichtspunkte der Gemeinden mit eigener Gaserzeugung, die dagegen ins Feld 
geführt werden. Dieſe örtlichen Widerſtände können aber jedenfalls nicht das 
große Projekt, Schaffung der Ferngasverſorgung von der Saar und der Ruhr, 
ſtören. Selbſtverſtändlich müſſen weitgehendſte Sicherungen für den Staat und 
die Gemeinden vertragsmäßig geſchaffen werden. 

Daneben iſt das Problem der ſchlechten Transportlage des Saargebietes zu 
prüfen. Die Reichsbahnverwaltung hat zwar in anerkennenswerter Weiſe ein 
gewiſſes Entgegenkommen bezüglich der Tarife gezeigt. Dieſes dürfte aber bei 
weitem nicht ausreichen. Auch gewiſſe techniſche Verbeſſerungen des Bahnbetriebes 
in der Beförderung der Kohlen nach den Umſchlagshäfen werden notwendig ſein. 

Eine weitere ſehr wichtige Frage von größter wirtſchaftlicher Bedeutung, nicht 
nur für das Saarland, ſondern für ganz Südweſtdeutſchland, iſt der Bau eines 
Saar⸗Rheinkanals. Die Pläne für die Erbauung eines Saar⸗Rheinkanals find 
nicht neu. Sie wurden bereits in den 80er Jahren erörtert, um dann eine Zeit⸗ 
lang zugunſten eines Projektes Saar⸗Moſel⸗Kanaliſierung zurückzutreten. Dieſer 
Gedanke iſt jedoch längſt aufgegeben, da das natürliche Abſatzgebiet für die Saar, 
insbeſondere für die Saarkohle, Süddeutſchland iſt. Das Verkehrsaufkommen 
des Saar⸗Rheinkanals wäre vollkommen ausreichend. Es würde bei niedriger 
Schätzung 5,11 Millionen Tonnen betragen, davon 3,7 Millionen Tonnen nach 
oſtwärts und 1,3 Millionen Tonnen weſtwärts (Rückfracht). Gutachten in tech⸗ 
niſcher und wirtſchaftlicher Beziehung, die die Frage des Kanalbaues geprüft 
haben, ſind wiederholt erſtattet worden. Jedenfalls werden ſelbſt die günſtigſten 
Tarife der Reichsbahn nicht in der Lage ſein, einen Waſſeranſchluß auf die Dauer 
zu erſetzen. Die wirtſchaftlichen Vorteile eines Kanals für das Saarland ſind 
ſo vielfältig, mittelbar und unmittelbar, daß im Rahmen dieſer Abhandlung 
im einzelnen nicht darüber geſprochen werden kann. Es braucht wohl auch nicht 
beſonders betont zu werden, daß die Erbauung des Kanals auch von erheblicher 
politiſcher Bedeutung iſt. | 

Eine weitere wirtſchaftliche Aufgabe von ganz beſonderer Art war die An: 
gleichung der Preiſe an diejenigen im Reiche. 

Der Reichskommiſſar hatte als Grundſatz aufgeſtellt, daß ohne vorausgehende 
oder gleichzeitige Erhöhung der Löhne ein Angleichen der Preiſe nicht erfolgen 
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könne. Aus dieſer ſelbſtverſtändlichen Verkoppelung ergaben ſich ſehr erhebliche 
Schwierigkeiten, denn eine Erhöhung der Löhne iſt bloß dem Anternehmer zu⸗ 
zumuten, der einen rentablen Betrieb führt. Nun war aber, wie Bereits ge: 
ſchildert, gerade bei Beginn der Tätigkeit des Reichskommiſſariats die Lage der 
Saarwirtſchaft ſehr ungeklärt und ſehr ſchwierig. Infolgedeſſen mußte zunächft 
in intenſivſter Weiſe dafür geſorgt werden, daß die Saarinduſtrie den nötigen 
Abſatz hatte und lohnſchwache Betriebe in beſonderer Weiſe gefördert werden. 
Es muß anerkannt werden, daß die Unternehmerſchaft bereitwilligſt an die Frage 
der Lohnerhöhung heranging, obwohl für manchen Unternehmer die Steigerung 
der Löhne ein wirtſchaftliches Riſiko darſtellte. Um ſo erfreulicher war der Erfolg, 
daß faſt in der geſamten ſaarländiſchen Induſtrie Lohnerhöhungen in zunächſt 
ausreichendem Maße durchgeführt wurden. Wenn überall das gewünſchte Maß 
ſich nicht erreichen ließ, ſo lag dies nicht am böſen Willen des Unternehmers. 
Sehr begrüßt wurde auch, daß die Reichsbahndirektion Saarbrücken die Bemü⸗ 
hungen des Reichskommiſſars tatkräftig unterſtützte, indem ſie eine Lohnerhöhung 
von etwa 12 Prozent vornahm. Da auch die Beſchäftigungsſtunden zunahmen, 
die Feierſchichten im Bergbau wegfielen, wurde im großen und ganzen etwa 
eine Durchſchnittserhöhung des Einkommens des Arbeiters um 10 Prozent erreicht. 
Welche zuſätzlichen Geldmengen dadurch der Arbeitnehmerſchaft zufloſſen, ergibt 
ſich aus der Erhöhung der Geſamtlohnſumme der Eiſenhütteninduſtrie um den 
Betrag von 563 000 Reichsmark im Monat Mai 1935 im Vergleich zum März 
1935. Somit konnte die unvermeidbare Preisangleichung durchgeführt werden. 
Dies geſchah ſtufenweiſe, und zwar derart, daß etwa bis 1. September 1935 die 
völlige Preisangleichung erfolgt ſein wird. Bei einzelnen Waren trat, was der 
Vollſtändigkeit halber erwähnt werden muß, auch eine Herabſetzung des Preiſes 
ein, und zwar im weſentlichen bei ſolchen, die früher mit deutſchem Zoll belaſtet 
waren. Es find dies, in einzelnen Beiſpielen angeführt: gewiſſe Kolonialwaren. 
Textilwaren, Möbel, Drogen und pharmazeutiſche Spezialitäten. 

Es kann daher angenommen werden, daß durch das Mehreinkommen und die teil⸗ 
weiſe Verbilligung der Ware die Preiserhöhung in vollem Umfange ausge⸗ 
glichen wird. 

Beſondere Maßnahmen waren auch notwendig, um der ſaarländiſchen Bevöl⸗ 
kerung die vorhandenen billigen Waren, insbeſondere Lebensmittel, zum Verbrauch 
auf längere Zeit zu ſichern. Leider gelang dies nicht in vollem Umfange, da ſelbſt⸗ 
ſüchtige Volksgenoſſen aus dem Saarland und auch aus dem übrigen Reiche die 
Situation für eigenen müheloſen Gewinn auszubeuten verſuchten, indem ſie die 
billigen Waren des Saarlandes aufkauften und im Reich mit hohen Zuſchlägen 
abſetzten. Immerhin war es möglich, wenigſtens für die erſten Monate, die billigen Vor⸗ 
räte der ſaarländiſchen Bevölkerung zuzuführen. Bei Mehl, Brot, Zucker und Fett 
half das Reich durch Zuſchüſſe, um für eine längere Zeit dieſe wichtigſten Nah⸗ 
rungsmittel der großen Maſſe zu billigen Preiſen zu belaſſen. Der Zeitpunkt iſt 
jedoch nahe herangerückt, zu dem auch dieſe Verbilligungsaktion ihr Ende nehmen 
kann. 

Die Saarwirtſchaft war auch ſchließlich vor einem ſofortigen allzuſtarken Wett⸗ 
bewerb ſeitens der Wirtſchaft im übrigen Reich zu ſchützen. Es wurden daher Ver: 
treterausweiſe eingeführt, ſo daß Firmen außerhalb des Saarlandes in gewiſſem 
Umfange wenigſtens gehindert waren, ihre Waren im Saarland zu vertreiben. 
Man war ſich natürlich darüber klar, daß dieſe und ähnliche Beſtimmungen nur für 
eine gewiſſe, möglichſt kurze Zeit Anwendung finden durften, da ja nicht neue 
Trennungslinien geſchaffen werden ſollten. 

Mit dieſen Erörterungen glaube ich in großen Zügen ein ausreichendes Bild der 
Rückgliederung und ihrer Schwierigkeiten gegeben zu haben. Man wird daraus 
feſtſtellen können, daß auch nach der erfolgten verwaltungsmäßigen Rückgliederung 


232 


— — — — —— 


noch große wirtſchaftliche Probleme der Löſung harren. Es wird Sorge des Reichs⸗ 
kommiſſars und der zukünftigen Verwaltung des Saargebietes ſein, daß dieſe zu⸗ 
gunſten der Saar gelöſt werden und daß trotz der ſchlechten geographiſchen Lage des 
Saarlandes im Reichsgebiet die Wirtſchaft der Saar zu einem blühenden Zweig 
in der Geſamtwirtſchaft des Reiches wird. 

Einer beſonderen Hervorhebung bedarf jedoch noch die bewährte und diſzipli⸗ 
nierte Treue des Saarvolkes. Es war gewiß nicht leicht für ſie, trotz aller Begei⸗ 
ſterung, ſich in vielem umzuſtellen. Von jedem einzelnen Volksgenoſſen wurden 
Opfer gefordert. Wenn gleichwohl die Arbeit des Reichskommiſſars reibungslos 
ſich abwickelte, ſo iſt das ſicher zum großen Teil dem Vertrauen der Bevölkerung, 
aber auch ihrer Selbſtloſigkeit zu verdanken. 


Jung 
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Die politifche Stellung Danzigs zum Voͤlkerbund, 
zu Polen und zum Reich 


Einleitung 
I. Die Entſtehung der Freien Stadt 


Während des Weltkrieges haben die Vertreter des Nationalpolentums in allen 
Hauptſtädten des Feindbundes eine rege Tätigkeit entfaltet. Sie bezweckte die 
Wiederherſtellung des ſeit 1793 aus dem Beſtande der europäiſchen Staaten ver⸗ 
ſchwundenen Königreichs Polen im denkbar weiteſten Umfange. Eine der 
wichtigſten Forderungen war der freie und ungehinderte Zugang zum Meer, der 
ihnen von Wilſon im vorletzten ſeiner 14 Punkte verſprochen wurde. Zu ſeiner 
Durchführung verlangten die Polen durch den Mund ihres Vertreters Roman 
Dmowiſki die Einverleibung der Stadt Danzig mit ihrem Hinterlande und 
ſtützten dieſen Anſpruch u. a. mit den unrichtigen Behauptungen, Danzig ſei alter 
polniſcher Boden, habe von 1454 —1793 einen Beſtandteil des polniſchen Staats 
gebildet und beſitze eine faſt zur Hälfte polniſche Einwohnerſchaft. 

Dieſe Beweggründe wären erfolgreich geweſen, wenn nicht Lloyd George da⸗ 
gegen Einſpruch erhoben hätte, weil es vom Standpunkt der engliſchen Politik 
bedenklich war, aus dem erſten Hafen der Oſtſee einen unter franzöſiſchem Einfluß 
ſtehenden Marineſtützpunkt zu machen. Der endgültige Entwurf des Vertrags 
von Verſailles (Art. 100 —108) ſah deshalb zwar trotz des einſtimmigen Proteſtes 
des deutſchen Volkes die Lostrennung Danzigs vom Reich vor, aber nicht zur 
Übergabe an Polen, ſondern zur Errichtung eines ſelbſtändigen Staates unter 
dem Schutze des Völkerbundes, in dem Polen gewiſſe in Art. 104 bezeichnete 
Rechte, vorwiegend wirtſchaftlicher Art, erhalten ſollte. 

Dieſem Programm entſprechend mußte Deutſchland, ohne daß der Bevölkerung 
Gelegenheit gegeben worden wäre, durch einmütige Kundgebung ihre unabänder⸗ 
liche Verbundenheit mit dem Mutterlande zum Ausdruck zu bringen, in Art. 100 
VV. auf das Gebiet der Stadt Danzig mit feinem Hinterlande (zuſammen 1951 
Quadratkilometer) verzichten. Die Staatshoheit über dieſes Gebiet ging zunächſt 
auf die Geſamtheit der alliierten und aſſoziierten Mächte über, bis am 
15. November 1920 nach Annahme der Verfaſſung durch die Verfaſſunggebende Ver⸗ 
ſammlung und deren grundſätzliche Billigung durch den Völkerbund die „Freie 
Stadt Danzig“ als ſelbſtändiger Staat unter dem Schutze des Völkerbundes ins 
Leben trat. Mit dieſem Augenblick iſt auch die inhaltlich im weſentlichen mit der 
Weimarer Verfaſſung übereinſtimmende, in organiſatoriſchen Fragen aber viel: 
fach von den Verfaſſungen der deutſchen Hanſeſtädte beeinflußte Verfaſſung der 
Freien Stadt in Kraft getreten. Sie gilt, nach mehrfachen Anderungen, jetzt in 
dem am 17. September 1930 (GeſBl. S. 179) bekanntgemachten Wortlaut. Auch 
iſt gleichzeitig mit der Errichtung der Freien Stadt der von ihrem Bevoll: 
mächtigten mit der Republik Polen zur Durchführung des im BB. aufgeſtellten 
Programms am 9. November 1920 geſchloſſene Vertrag (Pariſer Vertrag, ab⸗ 
gekürzt: PV.) wirkſam geworden, der die Rechtsgrundlage für die Beziehungen 
zwiſchen beiden Staaten bildet. Er iſt ſeitdem durch zahlreiche Ausführungsver— 
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träge und Vereinbarungen ergänzt, von denen das Warſchauer Abkommen (MA.) 
vom 24. Oktober 1921 die größte Bedeutung beanſprucht. 

Wenn auch die Freie Stadt ein unabhängiger Staat im Sinne des Völkerrechts 
und ſelbſtändiges Mitglied der alle Kulturſtaaten umfaſſenden völkerrechtlichen 
Gemeinſchaft iſt, ſo iſt es doch in der tatſächlichen Möglicheit ſeiner Betätigung 
und freien Entwicklung mehr noch als andere Staaten von fremden Faktoren 
abhängig. Als ſolche kommen in erſter Linie in Betracht: der Völkerbund, die 
Republik Polen und das Deutſche Reich. Durch das Verhältnis zu ihnen wird 
das Schickſal Danzigs vorwiegend beſtimmt. 


II. Danzig und der Völkerbund 


Der Völkerbund hat gegenüber der Freien Stadt die dreifache Funktion des 
Garanten ſeiner Verfaſſung, des Beſchützers ſeiner Unabhängigkeit und des 
Schiedsrichters in allen völkerrechtlichen Streitigkeiten mit Polen. 

Er übt dieſe Funktionen aus teils durch den Völkerbundrat, teils durch einen 
Hohen Kommiſſar, der feinen Sitz in Danzig hat (Art. 103 Abi. 3 WV.). 
Dieſer wird vom Völkerbundrat gewählt; ſeine Amtsdauer pflegt auf höchſtens 
drei Jahre und mindeſtens ein Jahr bemeſſen zu werden. Die Stellung, die bisher 
zweimal von Engländern, zweimal von Italienern und je einmal von einem 
Holländer und einem Dänen bekleidet worden iſt, wird jetzt ſeit dem 15. Januar 
1934 von Sean Leſter (Irland) eingenommen. Der Hohe Kommiſſar genießt alle 
Vorrechte der Exterritorialität. Die durch ſeine Tätigkeit entſtehenden, nicht un⸗ 
erheblichen Koſten werden je zur Hälfte von Danzig und Polen getragen. Der 
Hohe Kommiſſar iſt keineswegs eine Art Aufſichtsbehörde für die Regierung der 
Freien Stadt. Vielmehr iſt er in erſter Linie Schiedsrichter (vgl. darüber weiter 
unten), hat aber außerdem eine Reihe von Einzelaufgaben völkerrechtlicher und 
verwaltungstechniſcher Art. Zu erwähnen iſt, außer der ſpäter zu behandelnden 
Tätigkeit im Falle eines militäriſchen Angriffs auf Danzig, ſein Recht auf 
Kenntnisnahme vom Abſchluß internationaler Verträge, an denen Danzig inter⸗ 
eſſiert iſt (PV. Art. 6), die Mitwirkung beim Abſchluß auswärtiger Anleihen 
durch die Freie Stadt (Art. 7) und bei der Ernennung des Präfidenten des Hafens 
ausſchuſſes (Art. 19 Abſ. 2). Weitere Obliegenheiten zur Unterſtützung des 
Völkerbundrats in der Erfüllung ſeiner Pflichten gegenüber Danzig ſind ihm durch 
Ratsbeſchlüſſe übertragen worden. Irgendwelche Rechte zum Eingriff in die 
autonome Verwaltung der Freien Stadt beſitzt der Hohe Kommiſſar nicht. 

Die Danziger Verfaſſung ſollte im Einvernehmen mit dem Hohen 
Kommiſſar des Völkerbundes ausgearbeitet und unter den Schutz des Völker⸗ 
bundes geſtellt werden. Das iſt geſchehen; der Völkerbundrat hat die Verfaſſung 
in ihrer jetzt geltenden Form genehmigt, nachdem auf ſeinen Wunſch an dem 
ihm vorgelegten Entwurf der Verfaſſunggebenden Verſammlung verſchiedene 
Anderungen vorgenommen worden waren, und durch Beſchluß vom 17. November 
1920, der der Regierung der Freien Stadt durch den Hohen Kommiſſar über⸗ 
mittelt worden und von ihr angenommen iſt, garantiert. Nach den Ausführungen 
des Berichterſtatters Vicomte Iſhii (Japan) bedeutet dieſe Garantie, daß die 
Verfaſſung die Zuſtimmung des Völkerbundes erhalten 
muß, nur mit ſeiner Genehmigung geändert werden kann 
und die dauernde Richtſchnur für das ſtaatliche Leben zu 
bilden hat. 

Die Garantie der Verfaſſung durch den Völkerbund beruht auf der zwiſchen 
dieſem und der Regierung der Freien Stadt zuſtande gekommenen Willenseinigung 
und iſt deshalb nicht nur für Danzig, ſondern auch für den Völkerbund verbind⸗ 
lich. Sie hat für die Freie Stadt den Vorteil, daß ſie den Völkerbund verpflichtet, 
jeden Verſuch einer Einmiſchung fremder Mächte in das Verfaſſungsleben mit 
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allen ihm zu Gebote ſtehenden Machtmitteln zu verhindern und nötigenfalls ab: 
zuwehren. Andererſeits bildet ſie eine ſtarke Feſſel für eine den veränderten 
Zeitverhältniſſen entſprechende Anpaſſung der Danziger Geſetzgebung. Nach Art. 49 
Abſ. 3 der Danziger Verfaſſung können die von den geſetzgebenden Körperſchaften 
beſchloſſenen Abänderungen der Verfaſſung erſt in Kraft treten, nachdem ſie dem 
Völkerbund mitgeteilt ſind und dieſer erklärt hat, daß er keine Einwände zu er⸗ 
heben hat. Auf Grund dieſer Vorſchrift ſind neun Artikel der Verfaſſung durch 
Geſetz vom 4. Juli 1930 geändert worden. Sie hat aber eine Umformung der 
Danziger Geſetzgebung im nationalſozialiſtiſchen Geiſte, der bei der in Danzig 
wohnenden Bevölkerung genau ſo vorhanden iſt wie im deutſchen Mutterlande, 
bisher verhindert. Da zur Zeit dieſer Wahlperiode die Nationalſozialiſtiſche Deutſche 
Arbeiterpartei, welche die Regierung trägt, noch nicht über eine verfaſſungs⸗ 
ändernde, ſondern nur über eine einfache Mehrheit im Staatsparlament, Volks⸗ 
tag genannt, verfügt, kann das demokratiſch⸗liberaliſtiſche Syſtem durch das auf 
dem Führerprinzip beruhende autoritäre im Moment nicht erſetzt werden. Deshalb 
iſt die ſeit Juli 1933 die Geſchicke der Freien Stadt lenkende nationalſozialiſtiſche 
Regierung darauf angewieſen, zur Durchſetzung der Führung und Verwaltung 
des Staates mit nationalſozialiſtiſchem Geiſt nur ſolche Mittel anzuwenden, die 
der Verfaſſung entſprechen. Dieſe Aufgabe hat die Regierung ſeit Übernahme 
der Geſchäfte auf Grund eines umfaſſenden Ermächtigungsgeſetzes (Geſetz zur Be⸗ 
hebung der Not von Volk und Staat vom 24. Juni 1933; GBl. S. 273) unver⸗ 
züglich im Wege der Notverordnungen in Angriff genommen. Dabei hat ſich 
ergeben, daß es möglich iſt, auch ohne Anderung der Verfaſſung einen Teil der 
im Reiche vorgenommenen Reformen auf Danzig zu übertragen. Die Verhältniſſe 
bringen es mit ſich, daß die Regierung zur Erreichung ihrer Ziele ſich häufig an 
der Grenze des verfaſſungsmäßig Zuläſſigen bewegen muß. Vereinzelte Verſuche 
Danziger Staatsangehöriger, vom Völkerbundrat die Feſtſtellung zu erreichen, 
daß dieſe Grenze überſchritten worden ſei, haben bisher keinen Erfolg gehabt. 

Auch das Schutzverhältnis zwiſchen Danzig und dem Völkerbunde iſt nicht etwa 
ſchon mit dem Inkrafttreten des Verſailler Vertrages entſtanden, ſondern von 
dieſem ebenfalls durch Beſchluß des Rats vom 17. November 1920 übernommen, 
der zur Kenntnis der Regierung der Freien Stadt gebracht und von dieſer an⸗ 
genommen worden iſt. Er bedeutet nach den Ausführungen des Berichterſtatters 
Vicomte Iſhii (Japan), daß der Völkerbund verpflichtet iſt, die territoriale 
Unverſehrtheit und die politiſche Unabhängigkeit in derſelben Weiſe zu achten und 
gegen alle Angriffe von außen aufrechtzuerhalten, wie er das allen Mitgliedern 
des Völkerbundes gegenüber laut Art. 10 der Völkerbundſatzung tut. Dieſer Schutz 
ſchließt, mit Ausnahme der bei Gründung der Stadt vereinbarten Einſchränkungen, 
jede Einmiſchung anderer Mächte in die Angelegenheiten Danzigs aus. 

Da der kleine Staat Danzig, dem jede militäriſche Betätigung verwehrt iſt, fich 
gegen Angriffe von außen nicht ſelbſt verteidigen kann, ſo iſt er auf den Schutz 
des Völkerbundes angewieſen. Er iſt die wichtigſte Funktion des Völkerbundes 
und die Quelle ſeiner ſonſtigen Rechte und Pflichten gegenüber der Freien Stadt. 
Das Recht des Völkerbundes geht auf die ausſchließliche Ausübung dieſes Schutzes, 
und Danzig kann verlangen, daß der Völkerbund dieſen Schutz ſelbſt ausübt. Es 
iſt daher bedenklich, wenn der Rat durch Beſchluß vom 22. Juni 1921 Polen eine 
gewiſſe Anwartſchaft darauf gegeben hat, im Falle eines Landangriffs auf Danzig 
vom Rat (und in eiligen Fällen vom Hohen Kommiſſar) unter Umſtänden damit 
betraut zu werden, die Verteidigung der Freien Stadt und die Aufrechterhaltung der 
Ordnung im Danziger Gebiete ſicherzuſtellen. Wenn auch Polen ſelbſtverſtändlich 
dabei nur als Beauftragter des Völkerbundes und nach deſſen Weiſungen han⸗ 
delnd tätig werden ſoll, ſo geht doch dieſer Beſchluß, in dem außerdem ſchon die 
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Möglichkeit der Schaffung von Vorrechten für die polniſche Flotte (wenn auch 
„ohne dadurch einen Flottenſtützpunkt zu errichten“) erwähnt, inſofern über die 
Befugniſſe des Völkerbundes hinaus, als dieſer nur die äußere Sicherheit der 
Stadt, zu deren Aufrechterhaltung Danzig keine Mittel befitzt, zu ſchützen hat, nicht 
aber für die Ordnung im Innern verantwortlich iſt, für die Danzig ſelbſt zu ſorgen 
imſtande iſt. Daß die Verteidigung Danzigs dem einzigen Staate anvertraut 
werden kann, von dem ein Angriff im Bereich der Möglichkeit liegt, macht den 
Beſchluß für Danzig auf die Dauer unerträglich. 

Die praktiſch wichtigſte Funktion des Völkerbundes gegenüber Danzig iſt die 
Tätigkeit eines Schiedsrichters in Streitigkeiten zwiſchen Danzig und Polen. Sie 
wird in erſter Inſtanz durch den Hohen Kommiſſar, in zweiter Inſtanz durch den 
Rat des Völkerbundes ausgeübt. Nach Art. 39 PV. kann jede zwiſchen beiden 
Staaten aufkommende Meinungsverſchiedenheit in bezug auf den Pariſer Vertrag 
oder alle ſpäteren Abmachungen, Vereinbarungen und Abkommen ſowie alle die 
Beziehungen Polens und der Freien Stadt berührenden Fragen von der einen 
oder anderen Partei der Entſcheidung des Hohen Kommiſſars unterbreitet werden, 
der die Angelegenheit an den Rat des Völkerbundes verweilen kann. Fällt er 
ſelbſt eine Entſcheidung, ſo kann jede Partei dagegen Berufung vor dem Rat des 
Völkerbundes einlegen. Die in dieſem Verfahren ergehenden endgültigen Ent⸗ 
ſcheidungen binden die Parteien und müſſen von ihnen beachtet und ausgeführt 
werden. Der Hohe Kommiſſar und der Rat find in zahlreichen Fällen in die 
Lage gekommen, ihr Schiedsrichteramt auszuüben, wobei der Rat häufig über 
Rechtsfragen Gutachten des Ständigen Internationalen Gerichtshofs im Haag 
eingeholt hat. 

III. Danzig und Polen 


Das Verhältnis der Freien Stadt zu Polen hat von Anfang an unter keinem 
glücklichen Stern geſtanden. Nicht durch freien Willensentſchluß, ſondern durch 
Diktat des ſiegreichen Feindbundes wurde die zu 97 Prozent deutſche Danziger 
Bevölkerung in ein enges Verhältnis zu der polniſchen Bevölkerung gebracht. 
Dazu kam, daß alle Teile durch den Inhalt des VV. und des PV. enttäuſcht 
waren. Deutſchland beklagte ſich, daß ihm ohne Beachtung des von Wilſon feier⸗ 
lichſt verkündeten Selbſtbeſtimmungsrechts der Völker ein wichtiger Gebietsteil 
entriſſen worden ſei. Danzig fürchtete für ſeine wirtſchaftliche und politiſche 
Zukunft und hoffte auf Wiedervereinigung mit dem Reich. Polen endlich fühlte 
ſich um den erhofften Beſitz des Danziger Gebiets und die uneingeſchränkte Be⸗ 
herrſchung der Weichſelmündung betrogen und ſann auf Ausdehnung ſeiner Rechte, 
mit deren Umfang es, trotz der darin liegenden ſchweren Belaſtung für Danzig, 
nicht zufrieden war. ö 

Eine derartige Stimmung iſt ein ungünſtiger Boden für die wirtſchaftliche Zu⸗ 
ſammenarbeit zweier Staaten; zumal eines kleinen mit einem großen. Immerhin 
wäre eine vielleicht langſame, aber ſtetige Annäherung möglich geweſen, wenn 
Polen großzügig unter Anerkennung des Rechtszuſtandes einerſeits und der 
ſchwierigen Wirtſchaftslage der Freien Stadt andererſeits zu einer aufrichtigen, 
die Intereſſen beider Teile berückſichtigenden Zuſammenarbeit bereit geweſen wäre. 

Das hätte Polen um ſo leichter gekonnt, als die ihm durch den PV. verliehenen 
Rechte ſo umfangreich ſind, daß ſie der polniſchen Wirtſchaft die volle Entwicklungs⸗ 
möglichkeit gewähren. Die nachfolgende kurze Überfiht möge das beweiſen. Polen 
hat vom Reich und von Preußen nicht nur einen großen Teil der Staatsgebäude, 
ſondern auch die Eiſenbahnen (mit Ausnahme der örtlichen Bedürfniſſen und dem 
Hafenverkehr dienenden) erhalten. Es betreibt im Hafen von Danzig (der Be⸗ 
griff iſt vom Völkerbunde ſehr weit gefaßt) eine vollkommen ausgebaute Poſt⸗, 
Telegraphen⸗ und Fernſprechverwaltung, die zwar für Polen verluſtbringend iſt, 
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aber andererjeits der ausgezeichneten Danziger Poſtverwaltung jährlich etwa eine 
Million Einnahme von Gebühren entzieht. Auf die Verwaltung des Hafens und 
der Waſſerwege Danzigs hat Polen dadurch einen großen Einfluß, daß es in den 
unter Leitung eines neutralen Präſidenten ſtehenden „Hafenausſchuß“ fünf Mit⸗ 
glieder entſendet (die gleiche Zahl wie Danzig). 

Infolge des vom Völkerbunde erzwungenen Entgegenkommens der Freien Stadt 
hat Polen auf der Weſterplatte im Hafen von Danzig eine militäriſche Anlage zur 
Lagerung des über See ankommenden Kriegsbedarfs nebſt einer Beſatzung von 
88 Köpfen mit der unerfreulichen Wirkung, daß Danzig im Falle eines Krieges, 
an dem Polen beteiligt iſt, nicht als neutral gelten kann. Dieſe Verwendung rein 
Danziger Gebietes durch Polen ſteht in kraſſem Widerſpruch zu der feierlichen 
Zuſicherung des Völkerbundes, die Freie Stadt dürfe keine Militär⸗ oder Marine⸗ 
baſis ſein. Die polniſche Minderheit hat einen Anſpruch auf volle Entwicklung 
und kulturelle Betätigung. Sie iſt, ſoweit fie aus Danziger Staatsbürgern be⸗ 
ſteht, mit den deutſchſtämmigen Danzigern völlig gleichberechtigt und darf im 
übrigen nicht ſchlechter behandelt werden als die Angehörigen anderer Minder⸗ 
heiten. Danzig und Polen bilden eine Zollgemeinſchaft, deren Einnahmen nach 
einem zu verabredenden Schlüſſel (zurzeit erhält Danzig 7 Prozent) verteilt 
werden, und deren Verwaltung auf Danziger Gebiet durch Danziger Beamte mit 
einem gewiſſen Kontrollrecht Polens geführt wird, wobei Danzig Millionenbeträge 
jährlich zuſetzt. Endlich hat Polen das Recht, allerdings auch die Pflicht, die 
Führung der auswärtigen Angelegenheiten Danzigs ſicherzuſtellen und den 
Schutz der Danziger Staatsangehörigen im Auslande zu gewährleiſten. 

Ein gewiſſer Ausgleich für die Polen gewährten Rechte wäre auf wirtſchaft⸗ 
lichem Gebiete möglich geweſen, wenn die Hoffnung Danzigs auf eine günſtige 
Auswirkung der Zollgemeinſchaft in Erfüllung gegangen wäre. Danzigs Be⸗ 
deutung vor dem Kriege beruhte auf ſeiner Stellung als Hafen⸗ und Handels⸗ 
ſtadt für das Hinterland, insbeſondere für das ruſſiſche — jetzt teils ruſſiſches, 
teils polniſches Hinterland —, und auf ſeiner Eigenſchaft als Sitz ſtarkbeſchäftigter 
Induſtrien (namentlich Schiffswerften und Anlagen für Herſtellung von Kriegs⸗ 
material). Infolge der Anderung der politiſchen Verhältniſſe war ſowohl das 
ruſſiſch gebliebene wie das deutſche Gebiet für die wirtſchaftliche Bearbeitung 
verlorengegangen. Nur Polen konnte auf Grund der Zollgemeinſchaft einen 
Erſatz bieten, wenn es bereit war, Danziger Erzeugniſſe aufzunehmen und ſeinen 
Außenhandel ſowohl für die Ausfuhr wie für die Einfuhr zum großen Teil über 
Danzig zu leiten. Das iſt jedoch nicht in dem Umfange geſchehen, wie es in 
Danzig erwartet wurde. Trotz des Wegfalls der Zollgrenzen zwiſchen Danzig und 
Polen wurden ſtets Unterſuchungen von Perſonen und Gütern durch Polen vor⸗ 
genommen und ſchließlich benutzt, um den Handel von Danzig nach Polen völlig 
lahmzulegen. Den Vorwand hierfür bildeten die ſogenannten „Danziger 
Kontingente“. Um der Danziger Induſtrie und dem Danziger Handwerk den 
ferneren Bezug von Rohmaterialien, Halbfabrikaten und Waren zu ſichern, die 
zur Aufrechterhaltung der Betriebe notwendig und von Polen nicht lieferbar 
waren, durfte Danzig dieſe Gegenſtände für den eigenen Bedarf auch dann ein: 
führen, wenn ihre Einfuhr nach Polen (wie das z. B. für deutſche Waren während 
des Handelskrieges zwiſchen Deutſchland und Polen der Fall war) verboten war. 
Unter der Behauptung, dieſe Kontingentswaren würden in bedeutendem Umfange 
nach Polen verſchoben, führte Polen die Unterſuchungen an der Grenze in einer 
Form durch, die fait einer völligen Verhinderung der Einfuhr von Danzig nach 
Polen gleichkam, und geſtattete ſchließlich dieſe nur noch ſolchen Firmen, die ſich 
einer jeder Handelsſpionage Tor und Tür öffnenden beſonderen Beaufſichtigung 
durch polniſche Zollbeamte unterwarfen. Dazu kam, daß Polen durch den Bau 
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der direkten Eiſenbahnlinie von Oberſchleſien nach Gdingen und durch den Aus⸗ 
bau dieſes Fiſcherdorfes zu einem modernen Hafen mit zahlreichen Vergünſti⸗ 
gungen für ſeine Benutzer den Handelsverkehr in immer größerem Maße vom 
Danziger Hafen ablenkte, obgleich es nach einer Entſcheidung des Hohen Kom⸗ 
miſſars Haking von 1921 zu deſſen voller Ausnutzung rechtlich verpflichtet iſt und 
Danzig auf dieſe Entſcheidung hin den Hafen auf eigene Koſten zu einem der 
modernſten Häfen der Welt ausgebaut hatte. 

Infolge dieſer Maßnahmen war die Danziger Wirtſchaft auf einen Tiefſtand 
geraten, der ein ſchleuniges Eingreifen erforderlich machte, wenn ſie nicht völlig 
zum Erliegen gebracht werden ſollte. Es iſt das Verdienſt der nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Regierung, nicht nur dieſe Lage rechtzeitig erkannt, ſondern auch den 
Mut beſeſſen zu haben, die zu ihrer Beſeitigung erforderlichen Opfer zu bringen. 
Nach mühevollen Verhandlungen find am 18. September 1933 und am 6. Auguſt 1934 
eine Reihe von Verträgen abgeſchloſſen worden, um Streitigkeiten nicht durch ſchieds⸗ 
richterliche Entſcheidung, ſondern durch unmittelbare Verhandlungen zu erledigen 
und um die unerträgliche Spannung zu beſeitigen und zu verſuchen, den Wirt⸗ 
ſchaftsfrieden zwiſchen beiden Staaten herzuſtellen. In dem Übereinkommen von 
1933 hat Polen die Ausnutzung des Danziger Hafens in gewiſſem Umfange und 
die Unterlaſſung ſeiner Schädigung durch unwirtſchaftliche Maßnahmen in 
Gdingen verſprochen, während Danzig der polniſchen Minderheit auf dem Gebiete 
des Schulweſens, der Anerkennung polniſcher Zeugniſſe, und des Verkehrs mit 
den Behörden wichtige Zugeſtändniſſe gemacht hat. In den ſechs Wirtſchafts⸗ 
abkommen von 1934 hat Danzig auf die Kontingente und gewiſſe Kontrollmaß⸗ 
regeln auf dem Gebiete der Lebensmittelkontrolle, der Veterinärpolizei ſowie des 
Pflanzenſchutzes für die Dauer des Abkommens verzichtet und Polen eine erhöhte 
Beteiligung an der Kontrolle des Zolldienſtes in der Freien Stadt ſowie einen 
gewiſſen Einfluß auf die perſönlichen Verhältniſſe des Danziger Zollperſonals 
zugeſtanden. Polen andererſeits hat der Danziger Wirtſchaft einen angemeſſenen 
Anteil an den polniſchen Einfuhrkontingenten eingeräumt und am 1. Oktober 1934 
die beſonderen Unterſuchungen an der gemeinſamen Grenze wie die beſonderen 
Wirtſchaftskontrollen durch polniſche Zollbeamte aufgehoben, ſo daß jetzt dem 
normalen Handelsverkehr von Danzig nach Polen nichts mehr im Wege ſtehen 
ſollte. Zur Mitwirkung bei der Abwicklung des Handels zwiſchen beiden Staaten 
iſt in Danzig eine beſondere „Kammer für Außenhandel“ gegründet worden, der 
in Kontingentfragen die gleichen Befugniſſe wie den polniſchen Handels⸗ und 
Induſtriekammern zuſtehen. Gleichzeitig ſind Vereinbarungen getroffen zur Be⸗ 
ſeitigung der Schwierigkeiten, die durch die in Danzig vorgenommene Regulierung 
des Verbrauches mit landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen entſtanden waren. Danzig 
iſt berechtigt und verpflichtet, jährlich beſtimmte (und zwar ſehr bedeutende) 
Mengen landwirtſchaftlicher Erzeugniſſe abzunehmen, die zur Deckung der Differenz 
zwiſchen der eigenen Erzeugung und dem Konſumbedarf der Danziger Bevölkerung 
erforderlich find. 

Damit ſind die Vorausſetzungen für eine harmoniſche Zuſammenarbeit beider 
Staaten geſchaffen worden. Die korrekte Anwendung der Vereinbarungen iſt 
durch die Möglichkeit der Anrufung der Organe des Völkerbundes, teils auch durch 
die Einführung eines Schiedsrichterverfahrens mit kurzen Friſten ohne die Not⸗ 
wendigkeit der Anrufung der Organe des Völkerbundes gewährleiſtet. Eine 
wirkliche Entſpannung zwiſchen Danzig und Polen iſt allerdings nur möglich, 
wenn Polen der Freien Stadt gegenüber die Rückſicht übt, die zwiſchen ſelb⸗ 
ſtändigen Kulturſtaaten herkömmlich iſt, alles unterläßt, was berechtigte Danziger 
Gefühle verletzen könnte, und auf weitere Verſuche verzichtet, ſeine ohnehin reichlich 
bemeſſenen Befugniſſe in Danzig über das von Danzig durch Verträge zuge— 
ſtandene Maß auszudehnen. 
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IV. Danzig und das Deutſche Reich 


Ebenſo wie zum Völkerbunde und zu Polen beſtehen auch zum Reich für Danzig 
nur völkerrechtliche Beziehungen. Nachdem Deutſchland durch das Diktat von 
Verſailles auf das Gebiet der Freien Stadt Danzig verzichten mußte, ſind Deutſch⸗ 
land und Danzig rechtlich füreinander Ausland. Die Reichsangehörigen haben, 
ſofern ſie nicht für Deutſchland optiert haben, ihre urſprüngliche Staatsangehörig⸗ 
keit verloren und ſind Staatsangehörige der Freien Stadt geworden. Dieſe für 
jeden nationalempfindenden Deutſchen unerträgliche Lage wird verſchärft durch 
die Tatſache, daß amtliche Verhandlungen zwiſchen den beiden Regierungen nur 
durch Vermittlung Polens geführt werden dürfen. Ausnahmen gelten nur für die 
örtlichen Verwaltungs⸗ und Gerichtsbehörden der Freien Stadt und der Nachbar⸗ 
gebiete Oſtpreußens, außerdem für alle Fälle, in denen internationale Verträge 
den unmittelbaren Verkehr der Behörden (z. B. der Poſtverwaltung) eines Landes 
mit denen der anderen Länder vorſehen. 

Dieſe unnatürlichen Feſſeln haben aber nichts geändert an der fortdauernden 
kulturellen Verbundenheit Danzigs mit dem Mutterlande. Das Geiſtesgut des 
Reichs iſt nach wie vor Gemeingut auch für Danzig. Der unveränderte Strom 
der gegenſeitigen Beſuche führender Politiker, Schriftſteller, Künſtler, Gewerbe⸗ 
treibenden und Arbeiter aller Stände und Volksſchichten ſorgt dafür, daß die deut⸗ 
ſchen Menſchen im Vaterland und im Außenpoſten ſich nicht fremd werden. Geſetz⸗ 
gebung und Verwaltungsanordnungen haben, unter Berückſichtigung der verſchie⸗ 
denen Größenverhältniſſe und örtlichen Beſonderheiten, in Danzig den gleichen 
Inhalt, wie im Reich und in Preußen, ſoweit nicht die Schwierigkeit von Ver⸗ 
faſſungsänderungen Abweichungen bedingt. So iſt es z. B. möglich geweſen, die im 
Reich vorgenommenen Verbeſſerungen auf dem Gebiete des Strafrechts und des 
Strafverfahrens ſowie die wichtigen raſſenhygieniſchen Geſetze auch in Danzig ein⸗ 
zuführen. Die innere Verbundenheit der beiden Gebiete hat auch darin ſeinen 
beredten Ausdruck gefunden, daß nach dem ſiegreichen Vorſtoß des National⸗ 
ſozialismus im Reich die in Danzig am 28. Mai 1933 vorgenommene Volkstags⸗ 
wahl dieſem auch hier die Mehrheit der Stimmen gebracht hat. Damit iſt die 
nationalſozialiſtiſche Bewegung nicht nur zum tragenden politiſchen Faktor für die 
Lenkung der Geſchicke der Freien Stadt Danzig geworden, ſondern auch zum 
Hort der geſamten deutſchen Bevölkerung. In ihr vereinigen ſich alle diejenigen 
Deutſchen und völkiſchen Kräfte, die das Fundament für die heute nicht nur im 
Oſten Europas, ſondern bereits in der ganzen Welt anerkannte Tatſache bilden, 
daß die Freie Stadt Danzig trotz ihrer politiſchen Abtrennung vom Mutterlande 
ein deutſches Gemeinweſen geblieben iſt, heute durch den Druck der vergangenen 
Jahre ſtärker noch iſt und für immer bleiben wird. 
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Das Mandatſyſtem 


Unter Mandatſyſtem verſteht man das völkerrechtliche Inſtitut, das durch Art. 22 
der Völkerbundsſatzung für gewiſſe vorderaſiatiſche Gebiete, die früher zum Tür⸗ 
kiſchen Reiche gehörten, und für den überwiegenden Teil der ehemaligen deutſchen 
Schutzgebiete unter der Aufſicht des Völkerbundes eingerichtet worden iſt. 


I. Die Entſtehung des Syſtems 
1. Die Vorbeſitzer der Mandatsgebiete 


Die deutſchen Schutzgebiete in Afrika (Togo, Kamerun, Deutſch⸗Süd⸗ 
weſtafrika, Deutſch⸗Oſtafrika), in der Südſee (Deutſch⸗Neuguinea und Samoa) und 
in China (Kiautſchou) waren im Verlaufe des Krieges ſämtlich von Truppen der 
Feindbundmächte beſetzt worden!. Durch das Waffenſtillſtandsabkommen zwiſchen 
Deutſchland und ſeinen Gegnern vom 5. November 1918 wurde der fünfte der 
14 Punkte des Präſidenten Wilſon vom 18. Januar 1918 Vertragsrecht. Darin war 
„eine freie, weitherzige und abſolut unparteiiſche Schlichtung aller kolonialen 
Anſprüche“ zugeſagt. Auf der Pariſer Friedenskonferenz faßten die Siegermächte 
trotzdem als einen der erſten den Beſchluß, die deutſchen Kolonien nicht zurück⸗ 
zugeben. Die amerikaniſchen Vertreter waren darin von vornherein mit den inter⸗ 
eſſierten alliierten Mächten einverſtanden. Die Kriegspropaganda der letzteren 
hatte durch ſkrupelloſe Behauptungen über angebliche Greueltaten gegenüber den 
Eingeborenen in den Schutzgebieten, die Unfähigkeit der deutſchen Kolonialverwal⸗ 
tung und den Mißbrauch der Kolonien zu militariſtiſchen und imperialiſtiſchen 
Zwecken die Entſcheidung, die am 24. Januar 1919 vom Rat der Zehn getroffen 
wurde, vorbereitet. Dieſer Verſuch der moraliſchen Rechtfertigung der Wegnahme 
der Schutzgebiete iſt längſt als das erwieſen, als was er deutſcherſeits ſofort gekenn⸗ 
zeichnet worden iſt: die koloniale Schuldlüge (vgl. Schnee, Die koloniale Schuldlüge, 
München 1924). Es handelte ſich vielmehr um die Verwirklichung eines der Kriegs⸗ 
ziele der Regierungen, welche die Beſetzung der Gebiete durchgeführt hatten; in 
einer Reihe von Geheimverträgen war darüber ſchon während der Dauer des Krieges 
das Einverſtändnis zwiſchen den intereſſierten Mächten hergeſtellt worden. Da die 
Begründung, wie ſie hauptſächlich in der Antwort der Siegermächte an die deutſche 
Friedensdelegation auf die Bemerkungen zu den Friedensbedingungen von Ver⸗ 
ſailles niedergelegt worden iſt, keiner unparteiiſchen Nachprüfung ſtandhält und 
der fünfte Punkt Wilſons auch nach der formellen Seite nicht beachtet worden iſt, 
war die Wegnahme der Kolonien ein offenbares Unrecht gegenüber Deutſchland 
und zugleich ein offener Vertragsbruch. Die Kolonialmandate ſind inſofern mit 
einem ſchweren moraliſchen Defekt belaſtet. 

Die Wegnahme iſt geregelt in Art. 119 des Verſailler Vertrages, in dem „Deutſch⸗ 
land zugunſten der alliierten und aſſoziierten Hauptmächte auf alle feine Rechte 
und Titel über ſeine überſeeiſchen Beſitzungen verzichtete“. Damit hat Deutſchland 
die Hoheitsrechte über die Schutzgebiete aufgegeben. Es hat fi in dem vorher— 


Die oſtafrikaniſche e die bis zum Schluſſe das Feld behauptete, befand ſich 
beim Waffenſtillſtand auf britiſchem Gebiete. 
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gehenden Art. 118 weiter verpflichtet, die von den Hauptmächten für die Gebiete 
getroffenen Maßnahmen anzuerkennen. Aber der Verzicht iſt nicht bedingungslos 
erfolgt. Art. 22 der Völkerbundsſatzung iſt ebenfalls Beſtandteil des Verſailler 
Vertrages und eine Ergänzung der den kolonialen Verzicht regelnden Artikel. Die 
Hauptmächte waren deshalb auch Deutſchland gegenüber gebunden, den Art. 22 zur 
Anwendung zu bringen. Ebenſo iſt der Völkerbund rechtlich durch die Satzung 
gebunden. Deutſchland hat, auch wenn es nicht Mitglied des Völkerbundes iſt, ein 
vertragsmäßiges Recht auf die Durchführung und Beachtung der Mandatsklauſel 
der Satzung. Dieſer Standpunkt iſt von der deutſchen Regierung dem Völkerbund 
gegenüber mehrfach vertreten worden?. 

Die arabiſchen Provinzen der Türkei wurden nach dem Kriege vom 
Ottomaniſchen Reich abgetrennt. Im Frieden von Sevres, dem die Völkerbunds⸗ 
ſatzung als Teil J vorangeſchickt war, verzichtete die Türkei zugunſten der alliierten 
und aſſoziierten Hauptmächte auf alle ihre Rechte und Titel über dieſe Provinzen 
(Art. 132). Es waren darin außerdem beſondere Beſtimmungen über die Ein⸗ 
richtung des Mandatſyſtems enthalten (Art. 94 und 95). Der Vertrag von Sèvres 
iſt nie in Kraft getreten. Der endgültige Friedensvertrag von Lauſanne vom 
24. Juli 1923 enthält nur den Verzicht der Türkei mit dem Zuſatz, daß die Zukunft 
der Gebiete von den beteiligten Vertragsparteien geregelt ſei oder werden würde 
(Art. 16); die Satzung bildet keinen Teil dieſes Vertrages. Die neue Türkei hat 
ſich mit dem Verluſt der arabiſchen Provinzen abgefundenz. Das Mandatſyſtem 
iſt aber von vornherein und bis auf den heutigen Tag von weiten Teilen der 
arabiſchen Bevölkerung bekämpft und abgelehnt worden. Die Araber berufen ſich 
dabei nicht bloß auf das in ihrem Fall beiſeite geſchobene Selbſtbeſtimmungsrecht 
der Völker, ſondern auch auf die insbeſondere von engliſcher Seite gemachten Ver⸗ 
ſprechungen der Errichtung von ſelbſtändigen Araberſtaaten (Korreſpondenz vom 
Oktober 1915 zwiſchen dem Oberkommiſſar in Agypten und dem Scherifen von 
Mekka) und auf die von ihnen gegen die türkiſchen Armeen geleiſtete Waffenhilfe. 
England hatte andererſeits mit Frankreich Geheimverträge, insbeſondere das Sykes⸗ 
Picot⸗Abkommen vom Mai 1916, abgeſchloſſen, die eine Aufteilung der fraglichen 
Gebiete zwiſchen dieſen Mächten vorſahen. Daneben war in der berühmten Balfour⸗ 
Erklärung vom 2. November 1917 ſeitens der engliſchen Regierung die Schaffung 
einer nationalen Heimſtätte in Paläſtina für das jüdiſche Volk in Ausſicht geſtellt 
worden. Durch die ſchließlich getroffene Regelung fühlen ſich die Araber weithin 
um ihr gutes Recht betrogen (vgl. G. Antonius, Syria and the French Mandate, 
„International Affairs“ July August 1934). 


2. Der Art. 22 der Völkerbundsſatzung 


Der amerikaniſche Präſident kam mit dem Gedanken zu den Friedensverhand⸗ 
lungen, daß die deutſchen Kolonien zu gemeinſchaftlichem Eigentum des Völker⸗ 
bundes erklärt und unter Aufrechterhaltung der offenen Tür für alle Mitglieder 
kleinen Staaten zur Verwaltung überlaſſen werden ſollten. Die alliierten Mächte, 
die ſich durch Geheimverträge und militäriſche Beſetzung einen neuen Titel geſichert 
zu haben glaubten, verlangten die einfache Annexion. 

Ein praktiſcher Vorſchlag, gewiſſe Gebiete durch vom Völkerbund zu beſtellende 
Staaten als Mandatare nach im einzelnen feſtzuſetzenden Grundſätzen und unter 
Aufſicht des Bundes verwalten zu laſſen, wurde zuerſt von dem Südafrikaner 


: Einmal in der Note vom 12. November 1920, die ſich auf die Verteilung der Mandate 
bezog (Text bei von Bülow, Der Verſailler Völkerbund, Berlin 1923, ©. 306) und in 
einem die Eingliederung des Mandatsgebietes Ruanda⸗Urundi in die Kongo⸗Kolonie 
betreffenden Memorandum vom 16. September 1925. 

Durch Schiedsſpruch des Völkerbundsrates vom 16. Dezember 1925 wurde auch das 
ölreiche Moſul⸗ Gebiet dem Irak zugewieſen. 
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Smuts in einer Mitte Dezember 1918 erſchienenen Broſchüre (The League of 
Nations, a practical suggestion) gemacht. Die geiſtige Vaterſchaft kann aber Smuts 
nicht für ſich allein in Anſpruch nehmen. Er war von Ideen beeinflußt, die in 
gewiſſen engliſchen Kreiſen (Zeitſchrift „The Round Table“) in den vorausgehenden 
Jahren für die Verwaltung überſeeiſcher Beſitzungen entwickelt worden waren. 
Daß die Kolonialmächte die Intereſſen der eingeborenen Bevölkerung in erſter 
Linie zu wahren haben und eine moraliſche Verantwortung für die Erfüllung 
dieſer Aufgabe vor der ganzen Welt tragen, war ein Grundſatz, der ſchon in den 
letzten Jahrzehnten vor dem Kriege immer deutlicher internationales Gemeingut 
geworden. Auf Teilgebieten hatte er ſchon früher die Geſtalt bindender internatio⸗ 
naler Vertragsverpflichtungen angenommen (z. B. in den Generalakten der Ber⸗ 
liner Konferenz von 1885 und der Brüſſeler Konferenz von 1890). Dieſe moderne 
Kolonialpolitik war beſonders auch von Deutſchland gefördert worden“. 

Wilſon übernahm den Smutsſchen Mandatsgedanken in ſeinem zweiten Satzungs⸗ 
entwurf für den neuen Völkerbund, der am 10. Januar 1919 herauskam, dehnte 
ihn aber auf die deutſchen Kolonien aus, während Smuts ſie davon ausgeſchloſſen 
hatte. Die Vertreter der britiſchen Dominions leiſteten den heftigſten Widerſtand 
gegen die Annahme des neuen Regimes für die von ihnen begehrten Kolonien. 
Auch die übrigen Anwärterſtaaten waren dagegen. Wilſon blieb aber feſt bei der 
Ablehnung der Annexion. Die Vertreter der britiſchen Reichsteile einigten ſich 
dann auf einen Kompromißvorſchlag, den wieder Smuts ausgearbeitet hatte; darin 
wurde das Mandatſyſtem für die Kolonien angenommen, aber eine beſondere 
Klaſſe von Mandaten für die Dominions geſchaffen. Die Reſolution Smuts, die 
am 30. Januar 1919 die Zuſtimmung des Rates der Zehn fand, iſt unter Weg⸗ 
laſſung der erſten beiden Abſätze, welche die angeblichen Gründe für den den Vor⸗ 
beſitzern auferlegten Verzicht enthielten, und unter Hinzufügung der beiden letzten 
Abſätze mit ganz wenigen Anderungen der endgültige Text der Mandatsklauſel 
der Völkerbundsſatzung geworden. Wenn der Wortlaut der grundlegenden Regelung 
des neuen Syſtems keine juriſtiſch einwandfreie Formulierung darſtellt und viele 
Unklarheiten aufweiſt, die zu großen Auslegungsſchwierigkeiten führen mußten, ſo 
iſt das zum guten Teil auf dieſe Entſtehungsart zurückzuführen. Übrigens ſtimmt 
der nachträglich gefertigte franzöſiſche Text nicht in allen Punkten mit dem eng⸗ 
liſchen überein. 

Art. 22 der Völkerbundsſatzung iſt die eigentliche und einzige Charte des Man⸗ 
datsſyſtems. Er begnügt ſich damit, das Allernotwendigſte zur Charakteriſierung 
der neuen völkerrechtlichen Einrichtung zu ſagen. 

Die neun Abſätze des Artikels zerfallen in drei Abſchnitte. Die beiden erſten 
Abſätze umſchreiben das Weſen des Syſtems. Die Gebiete, die dieſem unterworfen 
werden ſollen, werden als von Völkern bewohnt bezeichnet, die noch nicht imſtande 
ſind, ſich unter den ſchwierigen Verhältniſſen (strenuous conditions) der heutigen 
Welt ſelbſt zu leiten (stand by themselves). Das Wohlergehen und die Entwicklung 
dieſer Völker, ſo heißt es weiter, bilde eine heilige Aufgabe (sacred trust) der 
Ziviliſation. Der beſte Weg zur Verwirklichung dieſes Grundſatzes ſei die Über: 
tragung der Vormundſchaft (tutelage) über die Völker an beſtimmte Nationen und 
die Führung der Vormundſchaft durch ſie als Mandatare für den Völkerbund 
(Mandatories on behalf of the League). Als Mandatare ſollen fortgeſchrittene 
Nationen beſtimmt werden, die auf Grund ihrer Hilfsmittel, ihrer Erfahrungen 
oder ihrer geographiſchen Lage eine ſolche Verantwortung am beſten übernehmen 
können und die zur Annahme bereit ſind. 

Vgl. Dernburg: „Der Eingeborene iſt das wertvollſte Aktivum der Kolonien.“ Solf: 
„Koloniſieren heißt Miſſionieren.“ Letzterer hat übrigens während des Krieges die Aus⸗ 


dehnung und den Ausbau des Vertragsſyſtems der Kongo-Akte für ganz Mittelafrika als 
deutſches Kriegsziel aufgeſtellt (Kolonialpolitik Berlin 1919, S. 85 ff.). 
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Der zweite Abſchnitt des Artikels, beſtehend aus den Abſätzen 3 bis 6, führt drei 
Klaſſen von Mandaten ein mit der Begründung, daß der Charakter des Mandates 
nach der Entwicklungsſtufe der Bevölkerung, der geographiſchen Lage des Gebietes, 
nach deſſen wirtſchaftlichen Verhältniſſen und anderen ähnlichen Umſtänden ver⸗ 
ſchieden ſein müſſe. Es hat ſich allgemein die Übung herausgebildet, dieſe drei 
Klaſſen als A-, B- und C⸗Mandate zu bezeichnen. Die erſte Klaſſe ſollen die früher 
zum Türkiſchen Reiche gehörenden Gemeinweſen bilden, die „eine Entwicklungsſtufe 
erreicht haben, wo ihr Daſein als unabhängige Nationen vorläufig mit der Maß⸗ 
gabe anerkannt werden kann, daß ſie von einem Mandatar bei der Verwaltung 
Rat und Anterſtützung erhalten bis zu dem Zeitpunkt, in dem fie imſtande find, 
ſich ſelbſt zu leiten (able to stand alone)“. Bei der Wahl des Mandatars ſollen 
hier die Wünſche der Gemeinweſen hauptſächlich berückſichtigt werden. Von der 
zweiten Klaſſe, den B⸗Mandaten, zu der die Gebiete in Mittelafrika gehören ſollen, 
wird geſagt, daß mit Rückſicht auf ihre Entwicklungsſtufe der Mandatar für die 
Verwaltung verantwortlich ſein müſſe. Dabei ſoll er an eine Reihe von Verpflich⸗ 
tungen gebunden ſein, die ſich beziehen auf Gewiſſens⸗ und Religionsfreiheit, 
Sklaven⸗, Waffen⸗ und Branntweinhandel, militäriſche Maßnahmen und die offene 
Tür für die anderen Bundesmitglieder. In die dritte Klaſſe der C⸗Mandate werden 
Südweſtafrika und die Inſeln in der Südſee eingereiht. Sie ſollen nach den Geſetzen 
des Mandatars als integrierender Beſtandteil ſeines Gebietes verwaltet werden 
(administered under the law of the Mandatory as integral portion of its terri- 
tory); dabei werden die Bürgſchaften, die bei den B⸗Mandaten im Intereſſe der 
eingeborenen Bevölkerung vorgeſehen ſind, vorbehalten. Als Grund für die 
Einrichtung dieſer Sonderklaſſe wird angegeben: die ſchwache Bevölkerungsdichte, 
die geringe Ausdehnung der Gebiete, ihre Entfernung von den Mittelpunkten der 
Ziviliſation, ihre geographiſche Nachbarſchaft zum Gebiete des Mandatars und das 
Vorliegen anderer Umſtände. Tatſächlich waren nicht dieſe geſuchten Argumente, 
die ebenſo auf die mittelafrikaniſchen Gebiete angewendet werden könnten, maß⸗ 
gebend, ſondern die Notwendigkeit, den britiſchen Dominions, die vor allem von 
der offenen Tür nichts wiſſen wollten, Zugeſtändniſſe zu machen, um ihre Zuſtim⸗ 
mung zum Mandatsprinzip zu gewinnen. 

Die letzten drei Abſätze der Mandatsklauſel befaſſen ſich mit den Beziehungen 
des Völkerbundes zu den Mandataren. Einmal erhält der Rat die Ermächtigung, 
die von dem Mandatar auszuübenden Machtbefugniſſe (authority control and 
administration) in jedem Falle feſtzuſetzen, ſofern darüber nicht vorher ein Über⸗ 
einkommen zwiſchen den Bundesmitgliedern ſtattgefunden hat. Sodann wird 
beſtimmt, daß in allen Fällen der Mandatar dem Rate einen Jahresbericht über 
die Verwaltung des Mandatsgebiets vorzulegen hat. Schließlich wird ein Stän⸗ 
diger Ausſchuß geſchaffen zur Entgegennahme und Prüfung der Jahresberichte und 
zur Beratung des Rates in allen die Einhaltung der Mandate betreffenden Fragen. 

Außerhalb der Völkerbundsſatzung enthält der Verſailler Vertrag einige Be⸗ 
ſtimmungen, die für die Kolonialmandate von Bedeutung find. Neben dem Abſchnitt 
über die deutſchen Kolonien (Art. 118 bis 127) handelt es ſich dabei insbeſondere 
um Art. 257 und 297. 


3. Die Verteilung der Mandate 
Die Beſtimmung der Gebietseinheiten, die dem Regime des Art. 22 unterſtellt 
find, und der Mandatare iſt hinſichtlich der ehemaligen deutſchen Kolonien durch 
die alliierten und aſſoziierten Hauptmächte, hinſichtlich der ehemals türkiſchen Pro⸗ 
vinzen durch die alliierten Hauptmächte, allein erfolgt®. Der Beſchluß für die 


s Die Vereinigten Staaten haben, auch nachdem ſie ſich aus dem Oberſten Rat zurück⸗ 
gezogen hatten, ein Mitbeſtimmungsrecht in Anſpruch genommen. 
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Kolonialmandate datiert vom 7. Mai 1919, iſt alſo vor dem Inkrafttreten des 
Verſailler Vertrages gefaßt worden. Die Verteilung der orientaliſchen Mandate 
kam auf der Konferenz von San Remo am 25. April 1920 zuſtande, zu einer Zeit, 
wo noch kein ratifizierter Friedensvertrag mit der Türkei beſtand. 

Es iſt vielfach erörtert worden, ob der Oberſte Rat, in dem die Hauptmächte 
zuſammengeſchloſſen waren, zur Verteilung der Mandate legitimiert war oder ob 
er ſich eine Aufgabe angemaßt hat, die nach den abgeſchloſſenen Verträgen dem 
Völkerbund zufam®. Der Völkerbundsrat hat auf einer Tagung in St. Sebaſtian 
im Auguſt 1920 die Befugnis der Hauptmächte zur Mandatsverleihung unter 
Hinweis auf Art. 118 und 119 des Verſailler Vertrages ausdrücklich anerkannt 
und ſich ſelbſt nur die Rolle zugeſchrieben, von der Bezeichnung der Mandatare 
Kenntnis zu nehmen und dieſen mitzuteilen, daß er fie als mit einem Mandat 
a betrachte. Die Völkerbundsverſammlung hat daran nichts auszulegen 
gefunden. 

Durch die Hauptmächte wurden folgende Mandatsgebiete geſchaffen und den 
daneben genannten Mächten als Mandataren übertragen: 


A-Mandate: Syrien und Libanon . . n Frankreich 
Paläſt ina e .. Großbritannien 
JVC ²˙ - ůͤdvUm v,] ]˙ ?⸗n e Großbritannien 
B-Mandate: Tg aufgeteilt zwiſchen Großbritannien und Frankreich 
Kamerun .. aufgeteilt zwiſchen Großbritannien und Frankreich 


Deutſch⸗Oſtafrika . aufgeteilt zwiſchen Großbritannien (Tanganyika 
| Territory) und Belgien (Ruanda-Urundi) 


C-Mandate: Südweltaftila. . . . 2. > 2 2 2 2 0 nen Südafrikaniſche Union 
Neugu inen Auſtralien 
Nauru Be ß ee Auſtral ien“ 
Nordpazifiſches Inſelgeb ieee Japan 
Samgghag gaga Neuſeeland. 


Abgrenzung und Verteilung erfolgte ausſchließlich nach Maßgabe des Beſitz⸗ 
ſtandes am Ende des Krieges und der zwiſchen den beteiligten Mächten abgeſchloſ⸗ 
ſenen Geheimverträge. Der Art. 22 wurde dabei in weſentlichen Punkten nicht 
beachtet. Weder ſpielte die Qualifikation der Mandatsanwärter, wie fie dort ums 
ſchrieben iſt, eine Rolle, noch wurde die Bevölkerung der Mandatsgebiete nach 
ihren Wünſchen gefragt, was wenigſtens für die vorderaſiatiſchen Länder aus⸗ 
drücklich angeordnet war. Außerdem lief die Zerreißung einiger der alten Gebiets⸗ 
einheiten (Aufteilung der mittelafrikaniſchen Kolonien — Loslöſung Paläſtinas 
von Syrien) den Intereſſen der betroffenen Länder und ihrer Bewohner, die für 
Entſcheidungen in allen Mandatsfragen die einzige Richtſchnur fein ſollen, zuwider. 

Von den ehemaligen deutſchen Schutzgebieten iſt Neukamerun, d. h. der durch 
das Marokko⸗Kongo⸗Abkommen vom 4. November 1911 von Frankreich abgetretene 
Gebietsſtreifen, wieder mit der franzöſiſchen Kolonie Aquatorialafrika vereinigt 
worden, nachdem Deutſchland in Art. 125 des Verſailler Vertrages auf alle Rechte 
aus dem genannten Abkommen verzichtet hattes. Ferner iſt ein kleiner Teil von 


»Die deutſche Regierung hat in der oben ſchon erwähnten Note vom 12. November 1920 
den zweiten Standpunkt vertreten und gegen die Verletzung des Art. 22 unter Vorbehalt 
ihrer Rechte für alle Zukunft feierliche Verwahrung eingelegt. 

"Das Mandat iſt „dem Britiſchen Reiche“ erteilt. Durch ein Abkommen zwiſchen den 
Regierungen von Großbritannien, Auſtralien und Neuſeeland übernahmen dieſe ge— 
meinſam die Verwaltung, übertrugen aber die Ausübung an die auſtraliſche Regierung. 

e Frankreich hat andererſeits das ihm in demſelben Abkommen im Austauſch abgetretene 
Stück von Altkamerun, den ſog. Entenſchnabel, behalten, alſo nicht an das Mandatsgebiet 
zu rückgegeben. 
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Deutſch⸗Oſtafrika, das ſog. Kionga⸗Dreieck, obwohl dafür keine Beſtimmung des 
Verſailler Vertrages angeführt werden kann, von den Hauptmächten an Portugal 
mit vollen Souveränitätsrechten übertragen worden mit der falſchen Begründung, 
daß Deutſchland ſich das Stück Land früher widerrechtlich angeeignet habe (vgl. 
dazu Ruppel, Die Kiongafrage, Deutſche Kolonialzeitung Nr. 6 und 7 von 1934). 
Schließlich find die Rechte Deutſchlands an dem Pachtgebiet Kiautſchou durch 
Art. 156 des Verſailler Vertrages an Japan übertragen worden, welches das Land 
ſpäter an China zurückgegeben hat. 

Von den arabiſchen Provinzen der Türkei ſind die in der eigentlichen Halbinſel 
Arabien gelegenen Teile (Hedjas, Jemen, Nedid) nicht Mandatsgebiete, ſondern 
ſelbſtändige Staaten geworden. ö 

Der Völkerbund hat ſich jeder Nachprüfung darüber enthalten, ob die Abgrenzung 
der Mandatsgebiete und die Beſtimmung der Mandatare, wie ſie von den Haupt⸗ 
mächten vorgenommen wurde, mit den Vorſchriften des Art. 22 in Ubereinſtimmung 
ſtanden. Die Verantwortung für die feſtgeſtellten Unregelmäßigkeiten kann er 
deshalb nicht ablehnen. 


4. Die Mandats verträge 


Die Bedingungen und Verpflichtungen, unter denen der Mandatar die ihm 
übertragene Aufgabe zu erfüllen hat, find für jedes Mandatsverhältnis in einem 
beſonderen Inſtrument niedergelegt. Es hat die Form eines Beſchluſſes des Völker⸗ 
bundsrates, der dem Mandatar mitgeteilt worden iſt, nachdem dieſer zuvor ſich 
verpflichtet hatte, das von ihm angenommene Mandat im Namen des Völkerbundes 
gemäß den darin feſtgeſetzten Beſtimmungen auszuüben. Es handelt ſich alſo um 
ein völkerrechtliches Abkommen zwiſchen Völkerbund und Mandatar. Deshalb 
erſcheint es bei der Vieldeutigkeit des Wortes Mandat, das im Engliſchen und 
Franzöſiſchen für dieſen Akt gebraucht wird, angezeigt, von Mandatsvertrag zu 
ſprechen. 

Der Text der Mandatsverträge iſt von den alliierten Hauptmächten ausgearbeitet 
worden. Der Völkerbundsrat' hat ſich damit begnügt, die ihm vorgelegten Ent⸗ 
würfe zu beſtätigen und in die endgültige Form der „Mandate“ zu bringen. Vorher 
hat eine Prüfung und Erörterung im Schoße des Rates ſtattgefunden. Zuerſt 
wurden die C⸗Mandate durch Beſchlüſſe vom 17. Dezember 1920 in Kraft geſetzt. 
Die Regelung der B⸗Mandate verzögerte ſich, hauptſächlich wegen der von den 
Vereinigten Staaten mit den Mandataren geführten Verhandlungen, bis zum 
20. Juli 1922. Die A⸗Mandate für Paläſtina und Syrien wurden am 24. Juli 1922 
beſtätigt, traten aber erſt ein Jahr ſpäter, nach Abſchluß des Friedens von Lauſanne 
mit der Türkei, in Kraft. Für das Mandatsgebiet Irak iſt ein eigentlicher Mandats⸗ 
vertrag infolge des Widerſtandes der dortigen Bevölkerung gegen das Mandats⸗ 
ſyſtem nie zuſtande gekommen. Dafür wurde zwiſchen dem Völkerbundsrat und der 
engliſchen Regierung ein vom 27. September 1924 datierter beſonderer Vertrag 
geſchloſſen, in dem ein engliſch⸗irakiſcher Bündnisvertrag vom 10. Oktober 1922 mit 
einigen Zuſätzen gewiſſermaßen als Erſatz⸗Mandat angenommen wurde ls. 

Jedem Mandatsvertrag geht eine Präambel voraus, die damit ſchließt, daß der 
Völkerbundsrat, indem er das „Mandat“ beſtätigt, die dann folgenden Bedingungen 
feſtſetzt. Bei den Kolonialmandaten wird in der Präambel auf folgende Tatſachen 
Bezug genommen: die Verzichtserklärung Deutſchlands auf ſeine überſeeiſchen 
Beſitzungen, die Verleihung des Mandates durch die Hauptmächte und deren Bor: 
ſchlag für die Mandatsbedingungen, die Annahme⸗ und Verpflichtungserklärung 


° Das Verfahren bei der Ubfaflung der Mandatsverträge ift von der deutſchen Regie⸗ 

rung in der mehrfach erwähnten Note an den Völkerbund ebenfalls beanſtandet worden. 
„e Das Irak⸗Mandat wird im folgenden nicht weiter behandelt, da es mit der Selb⸗ 

ſtändigkeitserklärung des Landes im Oktober 1932 ſein Ende gefunden hat. 
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des Mandatars ſowie den Abf. 8 des Art. 22 der Satzung. Die Mandate für 
Kamerun und Togo weiſen eine Beſonderheit inſofern auf, als dort auf den 
Beſchluß der Hauptmächte, Frankreich und England mit der Vorlegung von Vor⸗ 
ſchlägen für die Zukunft dieſer Gebiete zu beauftragen, und auf die Vorſchläge 
dieſer Mächte wegen der Mandatsübertragung und der Mandatsbedingungen 
hingewieſen wird. Die Mandatsverträge für Syrien und Paläſtina weiſen ähnliche 
Präambeln auf. In dem letzteren wird außerdem ausdrücklich die Balfour⸗Erklärung 
wegen der Errichtung einer nationalen jüdiſchen Heimſtätte mit dem Hinzufügen 
angeführt, daß damit die hiſtoriſche Verbundenheit des jüdiſchen Volkes mit 
Paläſtina anerkannt werde. 

Die Mandatsverträge beruhen auf der Vorſchrift des Abſ. 8 des Art. 22 und 
ſind dazu beſtimmt, für jedes Mandatsverhältnis die Bedingungen und Verpflich⸗ 
tungen im einzelnen zu formulieren. Sie ſind alſo ihrer Natur nach Ausführungs⸗ 
verträge. Daraus folgt, daß ſie von den ausdrücklichen Beſtimmungen des Art. 22 
und den Grundprinzipien, die zum Weſen des neuen Regimes gehören, nicht 
abweichen dürfen. Ihre Einzelbeſtimmungen ſind im Lichte dieſer Prinzipien aus⸗ 
zulegen. Im Konfliktsfalle gilt der Vorrang den allgemeinen Rechtsgedanken des 
Syſtems vor dem Buchſtaben der konkreten Vorſchrift des Mandatsvertrages. Man 
kann begründete Zweifel äußern, ob gewiſſe Klauſeln einzelner Verträge überhaupt 
mit Art. 22 vereinbar ſind. Das geſchieht z. B. von arabiſcher Seite hinſichtlich der 
Beſtimmungen des Paläſtina⸗Mandates über das jüdiſche Nationalheim, von dem 
in der Satzung nicht die Rede iſt. Die in den franzöſiſchen Mandatsverträgen für 
Kamerun und Togo enthaltenen Ermächtigungen zur Verwendung eingeborener 
Truppen außerhalb der Gebiete ſind mit dem Pakt nicht in Einklang zu bringen. 
Auch die Rechtsbeſtändigkeit der Zulaſſung von Verwaltungsunionen mit benach⸗ 
barten Eigengebieten, wie ſie ſich in einzelnen Mandatsverträgen findet, wird 
beſtritten (vgl. Schnee, England und das oſtafrikaniſche Mandat, „Völkerbund und 
Völkerrecht“ vom April 1934). | 


II. Die Grundzüge des Mandatsrechtes 


1. Vorbemerkung 


Das Mandat, wie es durch Art. 22 der Völkerbundsſatzung geſchaffen iſt, iſt eine 
neue Inſtitution eigener Art auf dem Gebiete des Völkerrechtes. Es iſt nicht ins 
Leben getreten als ein juriſtiſch nach allen Seiten durchdachtes und wohl ab⸗ 
gewogenes Syſtem, ſondern als eine mit mehr politiſchen als rechtlichen Formeln 
umſchriebene Kompromißbildung. Die Feſtſtellung der weſentlichen rechtlichen Merk⸗ 
male des neuartigen Rechtsverhältniſſes ſtößt deshalb auf große Schwierigkeiten 
und die zahlreichen wiſſenſchaftlichen Bearbeitungen zeigen bis heute weitgehende 
Meinungsverſchiedenheiten bis in die Grundfragen. 

Mit drei Worten wird in Artikel 22 das Verhältnis hauptſächlich gekennzeichnet: 
trust — was mit Aufgabe (im franzöſiſchen Text mission) ſchlecht genug überſetzt 
wird —, Vormundſchaft und Mandatar. Die Ausdrücke haben im allgemeinen 
Völkerrecht keine feſte Bedeutung. Wohl aber erinnern ſie an gewiſſe zivilrechtliche 
Inſtitutionen: das Treuhandverhältnis, wie es ſeine beſondere Ausprägung im 
angelſächſiſchen Recht erfahren hat, die Vormundſchaft über geſchäftsunfähige oder 
beſchränkt geſchäftsfähige Privatperſonen und das Auftragsverhältnis. Wenn ſich 
auch eine uneingeſchränkte Anwendung der Analogie nach der Entſtehungsgeſchichte 
verbietet, ſo gewinnen die Begriffe doch nur Geſtalt, wenn man mit ihnen die 
grundlegenden Rechtsgedanken verbindet, die überall zum Weſen der entſprechenden 
zivilrechtlichen Rechtsverhältniſſe gehören. 

Die Konzeption des Mandates iſt zweifellos engliſcher Denkweiſe entſprungen. 
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Engliſch iſt insbeſondere die Einführung des Treuhandbegriffes. Mit „trustership“ 
wird von den Engländern in neuerer Zeit das Verhältnis zu den überſeeiſchen Be⸗ 
ſitzungen gekennzeichnet. Die engliſche Regierung betrachtet ſich als Treuhänder 
zugunſten der Bevölkerung mit dem Ziele des Schutzes und der Förderung der 
Eingeborenen. Es handelt ſich dabei um die Aufſtellung eines Fundamental⸗ 
prinzips der praktiſchen Kolonialverwaltung, mit dem man ſich von früheren 
eigennützigeren Auffaſſungen über Aufgabe und Methode der Kolonialpolitik 
abgewandt hat. Das Prinzip iſt ſeit dem Kriege in verſchiedenen amtlichen Auße⸗ 
rungen der Regierung immer ſchärfer als maßgebende Richtlinie verkündet worden 
und bildet jetzt einen anerkannten Beſtandteil der theoretiſchen und praktiſchen 
Kolonialpolitik Englands. Das Wort „trust“ wird hier im übertragenen Sinne 
gebraucht. Das ſtaatsrechtliche Verhältnis der Kolonialmacht zu der Kolonie wird 
dadurch nicht berührt. Aus der gleichen Gedankenwelt ſtammt offenbar die Ver⸗ 
wendung des Treuhandbegriffes für die Umſchreibung des Kerns des völkerrecht⸗ 
lichen Mandatsinſtituts. Wenn in England vielfach die Meinung vertreten wird, 
das Mandatſyſtem unterſcheide ſich in nichts von der gewöhnlichen engliſchen 
Kolonialverwaltung, ſo wird überſehen, daß das Treuhandprinzip dort nicht bloß 
eine frei befolgte Maxime einer ſouveränen Herrſchaftsgewalt, ſondern eine durch 
internationalen Vertrag auferlegte und der Kontrolle einer internationalen Inſtanz 
unterliegende Verpflichtung eines nur mit der Ausübung der Landesregierung 
beauftragten Vormundes darſtellt. 


2. Die Souveränität über die Mandatsgebiete 


Hier befinden wir uns auf dem umſtrittenſten Gebiet des ganzen Mandatsrechtes. 
Die Texte geben keine direkte Antwort auf die Frage, wem die Souveränität in 
dem herkömmlichen Sinne zuſteht. Die Wiſſenſchaft, der nach einer Außerung in 
dem erſten dem Völkerbundsrate erſtatteten Berichte über das Mandatsweſen die 
Löſung der Frage überlaſſen bleibt, iſt zu keiner einheitlichen Beantwortung 
gelangt. Die Ausſicht, daß darüber jemals eine Einigkeit erzielt wird, iſt gering. 
Eine erſchöpfende Darſtellung der verſchiedenen Theorien und der Argumente, mit 
denen ſie begründet oder bekämpft werden, verbietet ſich an dieſer Stelle ſchon aus 
Raummangel!!, 

Man kann vier Hauptgruppen unterſcheiden. Als Träger der Souveränität wird 
angeſehen entweder die einzelne Mandatsmacht oder die Gemeinſchaft der Haupt⸗ 
mächte oder der Völkerbund oder das einzelne Mandatsgebiet ſelbſt. Dazu kommen 
noch Theorien, welche die höchſte Gewalt mehreren der genannten Träger gemein⸗ 
ſam zuſchreiben. 

Der im Ausland zunächſt ziemlich verbreiteten Anſicht, daß die Mandatsmacht 
ſelbſt die Souveränitätsrechte beſitze, hat ſich kein deutſcher Bearbeiter angeſchloſſen. 
Sie iſt gänzlich unvereinbar ebenſo mit dem Prinzip der Nichtzulaſſung von 
Annexionen, das die Bafis des ganzen Mandatſyſtems bildet, wie mit dem der 
Vormundſchaft, das zu feinem Weſen gehört. Der Völkerbund hat fie in aller Form 
als unzutreffend verworfen. Die Mandatskommiſſion hat wiederholt Stellung 
genommen, wenn Mandatsmächte ſich Souveränitätsrechte gegenüber dem Man⸗ 
datsgebiet beilegten oder beizulegen ſchienen, und klar zum Ausdruck gebracht, daß 
dies den rechtlichen Beziehungen zwiſchen Mandatar und Gebiet nicht entſpreche. 
So bezeichnete z. B. der Präſident der Kommiſſion in der Sitzung vom 8. Juli 1929 
die Anwendung des Ausdruckes „Souverän“ des Tanganyika⸗Gebietes in einem 
Ergebenheitstelegramm des Gouverneurs als einen grundſätzlichen Irrtum, da der 


1 Eine Zuſammenſtellun d FR bei Q. Wright, Mandates under the League of 
Ballon, ©. 319 ff., die insb ondere hinſichtlich der ausländiſchen Literatur recht wertvoll 
iſt. Vgl. auch 90 Das völkerrechtliche andat, S. 42 ff. 
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König von England dieſe Souveränität nicht beſitze (Pr. V. XV 107) 12. Die Kom: 
miſſion hat ferner im Jahr 1926 eine Wendung in der Präambel eines Grenz⸗ 
vertrages zwiſchen Portugal und der Südafrikaniſchen Union beanſtandet, wo es 
hieß, „die Union beſitze die Souveränität über das Gebiet von Südweſtafrika, das 
vorher unter der Souveränität Deutſchlands ſtand“ (Pr. V. X 182). Der Rat 
machte ſich die Meinung der Kommiſſion zu eigen, indem er nacheinander zwei 
Berichte annahm, in denen feſtgeſtellt wurde, daß die Souveränität im herkömm⸗ 
lichen Sinne nicht bei der Mandatarmacht liege. Die ſüdafrikaniſche Regierung 
mußte ſich nach längerem Zögern dazu verſtehen, ausdrücklich die in den beiden 
Berichten niedergelegte Definition der Befugniſſe des Mandatars anzunehmen 
(Pr. V. XVIII 12). 

Die Anſicht, daß die Souveränität den Hauptmächten zuſtehe, wird auf den in 
Art. 119 des Verſailler Vertrages ſtipulierten Verzicht der Vorbeſitzer zugunſten 
der Hauptmächte und die entſprechenden Beſtimmungen der Verträge mit der Türkei 
geſtützt. Sie iſt hauptſächlich von engliſchen und amerikaniſchen Autoren vertreten 
worden. Im deutſchen Schrifttum iſt ſie nur in der Abwandlung anzutreffen, daß 
die Hauptmächte und der Völkerbund gemeinſam als Inhaber der Souveränität 
anzuſehen ſeien (ſo insbeſondere Schneider und v. Freytagh⸗Loringhoven). Durch 
Art. 119 iſt aber den Hauptmächten nur eine vorübergehende Aufgabe, die mit der 
Ingangſetzung des Mandatſyſtems erledigt war, übertragen worden. Gegen den 
Gedanken einer gemeinſchaftlichen Souveränität ſpricht weiter, daß die Souveräni⸗ 
tät nach der herrſchenden Lehre als begrifflich unteilbar anzuſehen iſt. 

Die dritte Gruppe von Schriftſtellern ſchreibt die Souveränität dem Völkerbund 
zu, geſtützt im weſentlichen auf die Beſtimmung in Art. 22 Abſ. 2, daß die 
Mandatare die Vormundſchaft im Namen des Bundes ausüben. Sie iſt bei weitem 
die ſtärkſte. Insbeſondere gehören dazu die meiſten deutſchen Sachbearbeiter 
(Schücking, Wehberg, Bileſki, Fleiſchmann, Knubben, Strupp, v. Bülow, Schnee). 
Auch dieſe Löſung wird ſchwerlich dem beſonderen Weſen der Mandate gerecht. Als 
ſicher darf gelten, daß ſich der Völkerbund ſelbſt nicht als Souverän betrachtet. 

Schließlich wird von einer wachſenden Zahl von Autoren die Souveränität den 
Mandatsgebieten ſelbſt zugeſchrieben. Die Gemeinweſen, die das Regime von 
A⸗ Mandaten beſitzen, find in Art. 22 ſelbſt „als unabhängige Nationen vorläufig 
anerkannt“ worden. Hier findet die Anſicht eine unmittelbare Stütze. Sie wird aber 
auch auf die B- und C⸗Mandate ausgedehnt. Die Theorie iſt vor allem von fran⸗ 
zöſiſchen Juriſten entwickelt worden (Millot, Pic, Stoyanowſky). In der deutſchen 
Spezialliteratur haben ſich ihr Mendelsſohn⸗Bartholdy (Mitteilungen der deutſchen 
Geſellſchaft für Völkerrecht, Heft 6), Pahl (Das völkerrechtliche Kolonialmandat 
S. 50 ff.) und v. Gretſchaninow (Zeitſchrift für ausländiſches öffentliches Recht und 
Völkerrecht 1934 S. 520) angeſchloſſen. In der Tat iſt dieſe Auffaſſung allen anderen 
vorzuziehen. Man gelangt dazu, wenn man den vormundſchaftlichen Charakter des 
Mandates in den Vordergrund ſtellt. Bei der Vormundſchaft iſt das Mündel der 
Rechtsträger, nicht der Vormund und auch nicht die Aufſichtsinſtanz. Die Gebiets⸗ 
bevölkerung iſt allerdings mangels genügender Reife an der Ausübung der Herr⸗ 
ſchaftsgewalt behindert; aber die Ausübung eines Rechtes iſt nicht notwendig mit 
dem Recht ſelbſt verbunden. 

Der Völkerbund hat es bisher vermieden, zu dem Problem in poſitiver Weiſe 
Stellung zu nehmen. Er hat es aber implicite in dem hier vertretenen Sinne 
getan, indem er bei der Durchführung der erſten Emanzipation eines Mandats⸗ 
gebietes die Frage der Souveränität gar nicht berührte, alſo offenbar davon aus⸗ 


1e Mit Pr. V. werden die fortlaufend veröffentlichten Protokolle der Mandatskommiſſion 
Sen Die hinzugefügte lateiniſche Ziffer bedeutet die Seſſion, die arabiſche die 
eitenzahl. 
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ging, daß eine Übertragung der Souveränität auf den neuen Staat nicht erforderlich 
ſei, weil er fie ſchon vorher virtuell beſttze und ihm mit der Mandatsbeendigung 
ipso jure auch die volle Ausübung der Staatsgewalt zufalle. 


3. Die rechtliche Selbſtändigkeit der Mandatsgebiete 


Wie man auch die Frage der Souveränität entſcheiden mag — daß die Man⸗ 
datare deren Inhaber ſind, ſcheidet als unhaltbar aus —, in jedem Falle ſind die 
Mandatsgebiete ſelbſtändige völkerrechtliche Einheiten und nicht Beſtandteile der 
Hoheitsgebiete der Mandatare. Das gilt auch für die C⸗Mandate und diejenigen 
B-⸗Mandate, die dem Mandatar die Ermächtigung geben, das Land als integrieren⸗ 
den Beſtandteil eigenen Gebietes zu verwalten; denn dieſe Ermächtigung bedeutet 
nur, daß fie verwaltet werden können, als ob fie ſolche Beſtandteile wären. Das 
Gebiet und feine Bevölkerung find auch hier ſelbſtändig. Die Mandatskommiſſion 
hat in der vom Völkerbundsrat gebilligten Entſchließung zur Frage des engliſchen 
Planes der Vereinigung von Tanganyika mit benachbarten Kolonien ausdrücklich 
das Daſein des Mandatsgebietes als beſonderer Einheit im Sinne des Völker⸗ 
rechtes beſtätigt (Pr. V. XXIII 189). 

Für die Mandatare erwächſt daraus die rechtliche Verpflichtung, die Selbſtändig⸗ 
keit der Gebiete zu reſpektieren und zu wahren. Jeder Verſuch der Eingliederung 
in eigenes Gebiet verſtößt gegen dieſen oberſten Grundſatz, der ſeine volle Gültig⸗ 
keit auch dort behält, wo in den Mandatsverträgen der Weg zu gewiſſen Ver⸗ 
waltungsunionen geöffnet worden iſt. 

Die Selbſtändigkeit von Gebiet und Bevölkerung kommt bei verſchiedenen Einzel⸗ 
ſragen zu beſonderem Ausdruck. 

a) Das öffentliche Eigentum in den Mandatsgebieten gehört nicht den 
Mandataren. Sie beſitzen und verwalten es nur in ihrer Eigenſchaft als Vormün⸗ 
der. Für die ehemaligen deutſchen Schutzgebiete beſtimmte Art. 120 in Verbindung 
mit Art. 257 des Verſailler Vertrages, daß alle Rechte beweglicher und unbeweg⸗ 
licher Art, die dort dem Deutſchen Reich oder einem deutſchen Staat zuſtanden, auf 
die Mandatarmacht als ſolche übergehen ſollten. Der wirkliche Eigentümer iſt das 
rechtsfähige Gebiet ſelbſt. Übrigens gehörte nach deutſchem Kolonialrechte alles 
öffentliche Eigentum bereits dem Schutzgebietsfiskus, nicht dem Reichsfiskus. Die 
Mandatskommiſſion hat ſich auf ihrer IV. Tagung grundſätzlich mit der Frage 
befaßt und iſt dabei zu dem gleichen Ergebnis gekommen (Pr. V. IV 157). Der 
Völkerbundsrat hat ihre Auffaſſung auf der Tagung vom Juni 1926 zu der ſeinen 
gemacht. Die Südafrikaniſche Union hatte 1922 ein Geſetz erlaſſen, durch das das 
volle Eigentum (full dominion) an den Eiſenbahn⸗ und Hafenanlagen von Süd⸗ 
weſtafrika auf die Unionsregierung übertragen wurde. Es hat wiederholter Vor⸗ 
ſtellungen der Kommiſſion bedurft, um den Mandatar dazu zu bringen, dieſe 
Maßnahme rückgängig zu machen. Im Jahre 1930 teilte die Union ſchließlich mit, 
daß ſie das Geſetz in dem gewünſchten Sinne abgeändert habe (Pr. V. XVIII 12). 

b) Was die Finanzwirtſchaft anlangt, ſo ſind die Mandatsgebiete ſelb⸗ 
ſtändige Vermögensträger und haben ihre eigenen Haushaltes. Die Mandatare 
können für ſie Anleihen und ſonſtige Kredite aufnehmen, dafür auch Pfandrechte 
beſtellen. Der Völkerbundsrat hat auf Vorſchlag der Mandatskommiſſion im 
September 1925 beſchloſſen, im Falle der Beendigung oder Übertragung eines 
Mandats dafür zu ſorgen, daß die von dem Mandatar eingegangenen finanziellen 
Verpflichtungen erfüllt und daß die unter ſeiner Verwaltung wohl erworbenen 
Rechte gewahrt werden (Völkerbundsdruckſache A. 68. 1925 VI). Das geſchah, um 


1s Eine Ausnahme machen davon aus e Gründen nur die britiſchen Mandate 
Kamerun und Togo (vgl. dazu unten S. 280). 
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den Kredit der Gebiete zu ſtärken und fremde Kapitaliſten über die Sicherheit 
ihrer Anlage zu beruhigen. Der Mandatar trägt eine Haftung nur inſoweit, als 
er eine ſolche, etwa auf Grund einer Garantie, übernommen hat. 

Wie für neue Schulden, haften die Mandatsgebiete auch für die von den 
früheren Beſitzern zu ihren Laſten aufgenommenen Verbindlichkeiten. Die drei 
vorderaſiatiſchen Mandate ſind demgemäß anteilig für die alte ottomaniſche Schuld 
haftbar gemacht worden. Die afrikaniſchen Kolonien Deutſchlands haben ſich vor 
dem Kriege im Wege von Schutzgebietsanleihen, für die das Reich nur eine 
Bürgſchaft übernahm, die Mittel zu Eiſenbahnbauten und ſonſtigen produktiven 
Zwecken beſchafft. Die Anleihen waren keine Schulden des Reiches, was übrigens 
von der Reparationskommiſſion bei der Feſtſtellung der anrechenbaren deutſchen 
Verpflichtungen ausdrücklich anerkannt worden iſt. Die Ausnahmebeſtimmung des 
Art. 257 Abſ. 1 des Verſailler Vertrages, wonach die Mandatsgebiete nicht mit 
Teilen der Reichsſchuld belaſtet werden ſollen, ſchlägt demnach nicht ein. Wenn die 
Mandatare der fraglichen Mandatsgebiete trotzdem den Dienſt dieſer Anleihen 
bisher nicht verſehen, ſo bedeutet das eine ungerechtfertigte Schuldenrepudiierung. 

c) Das Statut der Bewohner iſt der Selbſtändigkeit des Gebietes ent⸗ 
ſprechend von dem der eigenen Bevölkerung des Mandatars verſchieden. Das iſt für 
die B⸗ und C⸗Mandate in einem Beſchluß des Völkerbundsrates vom April 1923 
feſtgeſtellt worden. Die Eingeborenen ſind weder Staatsangehörige noch Unter⸗ 
tanen der Mandatarmacht. Die Europäer behalten ihre Staatsangehörigkeit. 
Generelle Verleihung der Nationalität iſt unzuläſſig, zuläſſig die Einzelnaturali⸗ 
ſierung. Die Bezeichnung der Eingeborenen lautet entſprechend dem Sonderſtatut 
„geſchützte Perſon“ oder ähnlich“. Daneben haben nach Art. 127 des Verſailler 
Vertrages die Eingeborenen früherer deutſcher Kolonien außerhalb der Gebiete 
Anſpruch auf diplomatiſchen Schutz ſeitens des Mandatars. Entſprechende Beſtim⸗ 
mungen finden ſich in den A⸗Mandatsverträgen für Syrien und Paläſtina. 

Eine generelle Verleihung des britiſchen Bürgerrechtes hat im Jahre 1924 in 
Südweſtafrika hinſichtlich der dort lebenden Deutſchen unter Vorbehalt des Rechtes 
der Ablehnung ſtattgefunden. Der Völkerbundsrat fand dagegen mit Rückſicht auf 
Art. 122 des Verſailler Vertrags nichts einzuwenden. Die deutſche Regierung hatte 
ſich in einem im Oktober 1923 in London mit der Südafrikaniſchen Union ab⸗ 
geſchloſſenen Abkommen mit der Maßnahme einverſtanden erklärt. 

In den A-Mandaten iſt durch örtliche Geſetze eine beſondere Gebietszugehörigkeit 
geſchaffen worden. Für Paläſtina beſteht dafür im Mandatsvertrag eine ausdrück⸗ 
liche Verpflichtung. Es gibt alſo paläſtinenſiſche, ſyriſche und libaneſiſche Angehörige. 
Dieſe Regelung wird in beſonderer Weiſe dem ſelbſtändigen Charakter der Man⸗ 
datsgebiete gerecht. Es würde nicht nur nichts im Wege ſtehen, ſondern dem Geiſte 
des Syſtems entſprechen, wenn auch in B- und C-Mandaten, wenigſtens dort, wo 
wie in Südweſtafrika das weiße Element eine wichtige Rolle ſpielt, ein beſonderes 
Mandatsbürgerrecht eingeführt wird. 

d) Internationale Verträge, die der Mandatar für ſein Gebiet ab⸗ 
geſchloſſen hat oder denen er beigetreten iſt, haben für das Mandatsgebiet nicht 
ipso jure Gültigkeit. Alle Mandatsverträge enthalten eine beſondere Klauſel, 
wonach der Mandatar verpflichtet iſt, allgemeine Verträge beſtimmter Art auf das 
Mandatsgebiet auszudehnen, d. h. für ſie den Beitritt zu erklären. Der Völkerbund 
hat auf die Erfüllung dieſer Verpflichtung beſtanden. Eine Liſte der auf die 
Mandatsgebiete ausgedehnten allgemeinen internationalen Verträge iſt im Oktober 
1931 veröffentlicht worden (Druckſache C. 735, M. 340. 1931 VI). Hinſichtlich der zwei⸗ 
oder mehrſeitigen Verträge hat der Völkerbundsrat in einem Beſchluß vom Sep⸗ 
tember 1925 (Druckſache A. 68. 1928 VI) den beteiligten Staaten die Ausdehnung 


10 Pgl. die Überſicht in einem Sonderbericht der Mandatskommiſſion (Pr. V. XV 276). 
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auf die Mandatsgebiete im Rahmen der Zweckmäßigkeit und der Vereinbarkeit 
mit den Mandatsvorſchriften empfohlen. 


4. Der proviſoriſche Charakter der Mandate 

Das Mandatsregime iſt ſeiner Idee nach kein endgültiger Zuſtand. Es iſt ein⸗ 
geführt für Gebiete, deren Bevölkerung noch nicht imſtande iſt, ſich ſelbſt zu leiten. 
Die „Entwicklung“ der Bevölkerung wird neben ihrem Wohlergehen als die heilige 
Aufgabe der Ziviliſation bezeichnet. Das Mandat iſt danach ein Durchgangsſtadium 
mit dem Ziele der Verſelbſtändigung des Landes. Der Gedanke des Selbſtbeſtim⸗ 
mungsrechtes der Völker ſoll ſeine Verwirklichung finden, wenn der Zeitpunkt der 
Reife erreicht iſt. 

Das iſt deutlich zum Ausdruck gebracht für die Gemeinweſen der A⸗Mandate, 
die in Art. 22 „als unabhängige Nationen vorläufig anerkannt werden bis zu dem 
Zeitpunkt, wo ſie imſtande ſein werden, ſich ſelbſt zu leiten“. Frankreich iſt durch 
den Mandatsvertrag ausdrücklich verpflichtet, die fortſchreitende Entwicklung Syriens 
und des Libanon zu unabhängigen Staaten zu erleichtern. Auch im Paläſtina⸗ 
Mandat iſt der Fall der Mandatsbeendigung beſonders erwähnt. 

Der Grundſatz gilt aber auch für die Kolonialmandate, weil er zum Weſen des 
ganzen Regimes gehört. Wenn auch, wie zuzugeben iſt, die Zeit noch nicht abgeſehen 
werden kann, wo die Eingeborenen der tropiſchen Gebiete Afrikas und der Südſee 
ſo weit fortgeſchritten ſein werden, daß ſie eigene Staaten errichten können, ſo iſt 
dies doch als Ziel aufgeſtellt. Südweſtafrika hat dagegen eine relativ ſo ſtarke weiße 
Bevölkerung und weiſt in ſeiner Struktur ſoviel Ahnlichkeiten mit der benachbarten 
Südafrikaniſchen Union und dem Dominion Südrhodeſien auf, daß nicht erſichtlich 
iſt, warum es — natürlich unter Sicherſtellung der Intereſſen der Eingeborenen — 
nicht eines Tages ein ſelbſtändiges und unabhängiges Gemeinweſen bilden ſollte. 

Aus dem Prinzip des Proviſoriums ergibt ſich für den Mandatar eine doppelte 
Pflicht: einmal alles zu unterlaſſen, was die ſpätere Emanzipation des Gebietes 
unmöglich machen oder erſchweren würde und ſodann die Entwicklung zur Selb⸗ 
ſtändigkeit, zu dem Stadium, wo alle Bedingungen dafür erfüllt ſind, zu fördern. 

Weder die Satzung noch die Mandatsverträge enthalten Vorſchriften über die 
Beendigung eines Mandatsverhältniſſes im Wege der Verſelbſtändigung des Ge⸗ 
bietes. Die Normen mußten alſo erſt gefunden werden, als ſich der erſte praktiſche 
Fall ſtellte, der des Irak. Im Auftrage des Völkerbundsrates erſtattete die Man⸗ 
datskommiſſion im Juni 1931 einen Bericht über die allgemeinen Bedingungen, 
die erfüllt ſein müſſen, bevor das Mandatsregime in bezug auf ein ihm unter⸗ 
worfenes Gebiet beendigt werden kann (Pr. V. XX 228). Danach müſſen einerſeits 
eine Reihe tatſächlicher Vorausſetzungen vorliegen, welche die Annahme recht⸗ 
fertigen, daß die Bevölkerung die Reife erlangt hat, und andererſeits von dem zu 
emanzipierenden Lande gewiſſe Garantien für die Zukunft geliefert werden. Die 
Vorausſetzungen ſind folgende: Vorhandenſein einer geordneten Regierung und 
eines ausreichenden Verwaltungsapparates, Fähigkeit zur Aufrechterhaltung der 
territorialen Integrität und der politiſchen Unabhängigkeit, Fähigkeit zur Auf⸗ 
rechterhaltung der Ruhe im Innern, Beſitz ausreichender Finanzquellen für die 
normalen Verwaltungserforderniſſe, Vorhandenſein einer Rechtsordnung und einer 
Gerichtsorganiſation, die für alle eine gleiche und regelmäßige Juſtiz gewährleiſtet. 
Die Garantien betreffen den Minderheitenſchutz, die Fremdengerichtsbarkeit, die 
Religions⸗ und Miſſionsfreiheit, die finanziellen Verpflichtungen der Regierung, 
die wohlerworbenen Rechte, die internationalen Verträge und die Aufrechterhal⸗ 
tung der offenen Tür für eine Übergangszeit auf der Baſis der Gegenſeitigkeit. 
Der Völkerbundsrat hat dieſen Bericht am 4. September 1931 mit der Maßgabe 
angenommen, daß er im Einzelfall zur Anwendung gebracht werden ſoll. Damit 
find allgemein gültige Richtlinien für die Mandatsbeendigung geſchaffen worden. 


253 


5. Der Grundſatz der Uneigennützigkeit 


Der Mandatar darf aus der Verwaltung der Mandatsgebiete keinen Nutzen für 
ſich ſelbſt ziehen. Das ergibt ſich aus dem vormundſchaftlichen und treuhänderiſchen 
Charakter des Mandates. Um die Nichtanrechnung des Wertes der Schutzgebiete zu 
rechtfertigen, haben die Feindbundmächte in der Antwort auf die deutſchen Be⸗ 
merkungen zu den Friedensbedingungen übrigens ausdrücklich erklärt, daß die 
Mandatsmächte aus ihrer Treuhänderſchaft keinerlei Vorteile haben würden. 

Der Grundſatz ſchließt in erſter Linie direkte finanzielle Gewinne der Mandats⸗ 
macht aus. Zu dieſem Zwecke iſt eine völlig getrennte Finanzverwaltung der 
Mandatsgebiete erforderlich! s. Ihre eigenen Einnahmen müſſen ihnen in voller 
Höhe ausſchließlich vorbehalten bleiben. Umgekehrt ſteht der Gewährung von Zu⸗ 
ſchüſſen ſeitens der Mandatare an die Gebiete nichts im Wege. Da dieſe ihre 
Haushalte bisher meiſtens aus eigener Kraft auszugleichen vermochten, iſt dies 
tatſächlich nur in ſehr beſchränktem Umfange geſchehen. ö 

Unterſagt iſt den Mandataren ferner die militäriſche Ausnützung der Mandats⸗ 
gebiete für eigene Zwecke. Das Verbot dient zu gleicher Zeit den Intereſſen 
der Gebietsbevölkerung und denjenigen dritter Staaten. In den Mandatsverträgen 
finden ſich darüber beſondere Beſtimmungen. Die Kolonialmandatare dürfen weder 
militäriſche oder maritime Stützpunkte errichten, noch Befeſtigungen anlegen. Die 
militäriſche Ausbildung der Eingeborenen iſt nur für die Zwecke der internen 
Polizei und der Verteidigung des Landes erlaubt. Darüber hinaus hat ſich Frank⸗ 
reich für ſeine Mandatsgebiete Togo und Kamerun das Recht vorbehalten laſſen, 
die dortigen Streitkräfte im Falle eines allgemeinen Krieges auch außerhalb der 
Gebiete zu verwenden. Dieſe Sonderbeſtimmung findet in Art. 22 keinerlei Stütze, 
ſteht vielmehr mit dem Geiſte des Syſtems in direktem Widerſpruch; ihre Rechts⸗ 
gültigkeit wird deshalb mit guten Gründen beſtritten (vgl. oben unter I 4). Den 
Mandatsgebieten muß im Kriegsfalle die volle Neutralität geſichert bleiben. Die 
A⸗Mandate enthalten ähnliche Vorſchriften wegen der Errichtung örtlicher Streit⸗ 
kräfte für Polizei und Verteidigungszwecke. 

Für die Begünſtigung der eigenen Staatsangehörigen und der eigenen Wirtſchaft 
beſteht kein allgemeines Verbot. Tatſächlich iſt der Anteil der Mandatsmächte am 
Handel und an der Wirtſchaft faſt überall größer als der ſonſtiger Länder. Es gibt 
aber zwei Schranken, die der Mandatar nicht überſchreiten darf: die beſonderen 
Klauſeln über die wirtſchaftliche Gleichberechtigung (vgl. unter II 8) und das 
Eigenintereſſe des Mandatsgebietes, das jedem anderen vorzugehen hat. 

Dem Lande, welches das Mandat ausübt, fallen trotz allem tatſächlich genug 
Vorteile zu, welche die Übernahme der Aufgabe auch unter materiellem Geſichts⸗ 
punkte rechtfertigen. Man braucht neben der Vorzugsſtellung auf wirtſchaftlichem 
Gebiete nur ar die Beſetzung der Beamtenſtellen mit eigenen Staatsangehörigen 
zu denken. - 


6. Die Machtbefugniſſe der Mandatare 


Die Beziehungen des Mandatars zu dem als ſelbſtändig anerkannten Gebiet find 
rein völkerrechtlicher Natur. Ihm iſt die Ausübung der Herrſchaftsgewalt über⸗ 
tragen, nicht dieſe ſelbſt. Seine Befugniſſe ſind alſo delegiert, wurzeln nicht in 
eigenem Rechte. Er handelt in fremdem Namen zu fremdem Recht. Der Umfang 
der Befugniſſe wird durch Art. 22 und den Mandatsvertrag beſtimmt. Nirgends 
beſitzt er ein Verfügungsrecht über das Territorium. Wohl aber nimmt er die 
auswärtigen Beziehungen des Gebietes wahr, gewährt deſſen Bewohnern diploma⸗ 
tiſchen Schutz und ſchließt internationale Verträge für das Gebiet ab. 


19 Wegen der britiſchen Mandate für Togo und Kamerun vgl. S. 280. 
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Was jeine Befugniſſe gegenüber dem Gebiete ſelbſt anlangt, jo jind die in Art. 22 
für die drei Klaſſen gegebenen allgemeinen Richtlinien nicht genau eingehalten. 

In dem A⸗Mandat Paläſtina!“ beſchränkt fi die Rolle des Mandatars nicht auf 
die Erteilung von Ratſchlägen und Unterſtützung an ein bereits konſtituiertes Ge⸗ 
meinweſen; er beſitzt vielmehr ſelbſt die volle Befugnis zur Geſetzgebung und Ver⸗ 
waltung. Das Land wird nach dem Muſter einer engliſchen Kronkolonie verwaltet. 
In Syrien und dem Libanon find dem Mandatsvertrag entſprechend durch ein 
organiſches Statut Selbſtverwaltungen mit parlamentariſchen Körperſchaften ge⸗ 
ſchaffen worden. Der direkte Einfluß des Mandatars auf die Verwaltung iſt aber 
überall noch ſehr weitgehend, zumal deſſen Politik darauf gerichtet iſt, das Geſamt⸗ 
gebiet in eine Reihe von Einheiten zu zerſtückeln (neben den beiden „Staaten“ 
Syrien und Libanon gibt es zwei „Gouvernements“ Lattaquiye und Djebel Druſe 
ſowie einen autonomen Sandjak Alexandrette). 

In den kolonialen Mandatsgebieten übt der Mandatar überall die Geſetzgebung 
und Verwaltung in vollem Umfange aus. Nur in Südweſtafrika gibt es einen mit 
beſchränkten Befugniſſen ausgeſtatteten Landesrat. Sonſt exiſtieren nur beratende 
Körperſchaften. 

Der grundſätzliche Unterſchied zwiſchen B⸗ und C⸗Mandaten iſt dadurch weit⸗ 
gehend verwiſcht, daß auch für die B⸗Mandate, mit der einzigen Ausnahme von 
Tanganyika, dem Mandatar das Recht eingeräumt worden iſt, das Gebiet als 
integrierenden Beſtandteil benachbarter Eigengebiete nach deren Geſetzen zu ver⸗ 
walten. Die Bedeutung dieſer Ermächtigung erſchöpft ſich darin, daß der Mandatar, 
ſtatt eine eigene Rechtsordnung für das Mandatsgebiet zu ſchaffen, dort die eigenen 
Geſetze und Rechtsnormen zur Anwendung bringen darf. Die rechtlichen Beziehun⸗ 
gen zwiſchen Mandatar und Mandatsgebiet dürfen, wo davon Gebrauch gemacht, 
in keiner Weiſe in ihrem Weſen verändert werden. 

In allen B⸗Mandatsverträgen iſt der Mandatar außerdem ermächtigt, Zoll-, 
fiskaliſche oder Verwaltungs⸗Unionen zwiſchen dem Mandatsgebiet und eigenen 
benachbarten Gebieten herzuſtellen; die Maßnahmen dürfen aber die Mandats⸗ 
beſtimmungen nicht verletzen. In den C⸗Mandatsverträgen iſt eine entſprechende 
Ermächtigung nicht vorgeſehen; tatſächlich ſteht aber z. B. Südweſtafrika in Zoll⸗ 
union mit dem Gebiete der Mandatsmacht. Auch dieſe Ermächtigung findet ihre 
Begrenzung ſowohl in den ſonſtigen Vorſchriften des Mandatsvertrages als 
auch in den allgemeinen Grundſätzen des Mandatſyſtems, insbeſondere dem der 
Achtung der rechtlichen Selbſtändigkeit des Mandatsgebietes. Das iſt vom Völker⸗ 
bund gegenüber den Abſichten der engliſchen Regierung, zwiſchen Tanganyika und 
den Kronkolonien Kenya und Uganda eine politiſche Verbindung — closer union — 
herzuſtellen, deutlich ausgeſprochen worden (Pr. V. XXIII 189). Die Selbſtändigkeit 
iſt verletzt, wenn gemeinſchaftliche Organe mit Exekutivgewalt für die Verwaltung 
des Mandatsgebietes und der Nachbarkolonien eingerichtet werden (vgl. Ruppel 
in der Mandatskommiſſion Pr. V. XXIII 41 und v. Gretſchaninow a. a. O. S. 797). 

Die Rechte, das Mandatsgebiet als integrierenden Beſtandteil eigenen Staats⸗ 
gebiets zu verwalten und Unionen zwiſchen beiden einzurichten, bedeuten eine Ge⸗ 
fährdung des reinen Mandatſyſtems. Sie bieten dem Mandatar die Möglichkeit, 
unter dem Schein des Rechtes Annexionspolitik zu treiben, alſo auf Umwegen das 
zu erreichen, was durch die Einführung des Regimes gerade ausgeſchloſſen werden 
jollte??, Wie die Entſtehungsgeſchichte zeigt, haben ſich die gegenwärtigen Inhaber 
der Kolonialmandate nur widerwillig zur Annahme des Syſtems bequemt; ſie 


16 Abgeſehen von dem als Transjordanien beſonders konſtituierten Teilgebiet. 
17 Eine Revifion dieſer Beſtimmungen iſt deshalb dringend erwünſcht. 
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hätten alle die einfache Annexion vorgezogen und es hat nicht an Stimmen gefehlt, 
die das Mandatſyſtem für eine verſchleierte Form der Annexion erklärten. 

Die unter britiſchem Mandat ſtehenden Teilgebiete von Togo und Kamerun 
find verwaltungsmäßig völlig mit den Nachbarkolonien Goldküſte bzw. Nigeria 
vereinigt (Pr. V. V 17). Während das küſtennahe Gebiet wenigſtens noch je einen 
beſonderen Bezirk bildet, iſt das Hinterland vielfach ſtückweiſe mit Bezirken der 
Nachbarkolonien verſchmolzen, ſo daß dort praktiſch eine Grenze gar nicht mehr 
exiſtiert. Es gibt auch keine geſonderten Finanzverwaltungen, Einnahmen und 
Ausgaben erſcheinen in den Haushalten der Kolonien. Die in Genf vorgelegten 
Abrechnungen find gekünſtelte Zahlenaufſtellungen ohne ſachliche Bedeutung. Der 
Mandatscharakter dieſer Gebiete muß ſich dabei natürlich ſtark verflüchtigen, eine 
Folge, die von dem Mandatar durchaus gewollt zu ſein ſcheint. 

Die Franzoſen haben demgegenüber bisher in ihren Mandaten Togo und 
Kamerun die Integrität der Gebiete gewahrt und keinerlei Unionen mit Nachbar⸗ 
kolonien hergeſtellt. In allerletzter Zeit iſt darin eine Wandlung eingetreten. In 
Kamerun iſt der oberſte Gerichtshof mit dem der Nachbarkolonie Aquatorialafrika 
vereinigt worden. Und für Togo wird eine Verwaltungsunion mit Dahome ange⸗ 
kündigt. 

Belgien hat Ruanda⸗Urundi für die Zwecke der Verwaltung mit ſeiner Kongo⸗ 
Kolonie verbunden. Das Gebiet hat aber ſeine finanzielle Selbſtändigkeit behalten 
und wird auch ſonſt geſondert verwaltet (Pr. V. VII 215). 

Sehr deutlich find die Abſichten der Engländer, Tanganyika durch Vereinigung 
mit Kenya und Uganda endgültig dem Britiſchen Reiche zu inkorporieren. Das 
Projekt der closer union, das jahrelang im Vordergrund ſtand und eine enge 
Verbindung der drei Gebiete durch Einrichtung gemeinſamer Verwaltungen und 
einer einheitlichen Spitze vorſieht, iſt allerdings zunächſt gefallen. Die Beſtrebungen 
gehen aber weiter. Die tatſächliche Gleichſchaltung wird durch regelmäßige Gou⸗ 
verneurkonferenzen und Einzelmaßnahmen vorwärts getrieben. Letztere über⸗ 
ſchreiten bisweilen die gezogene Grenze wie z. B. die völlige Vereinheitlichung 
der Poſtverwaltungen. Das Intereſſe des Mandatsgebietes iſt dabei durchaus 
nicht der leitende Geſichtspunkt; es würde bei völliger Trennung von den Nach⸗ 
bargebieten viel beſſer gewahrt. Im Vordergrund ſtehen vielmehr machtpolitiſche 
Eigenintereſſen des Mandatars (vgl. dazu die grundlegende Abhandlung von 
Gretſchaninow). 

Südweſtafrika leidet zweifellos unter der Zoll⸗ und Eiſenbahngemeinſchaft mit 
der Südafrikaniſchen Union. Die Vereinigung des Landes mit dem Staatsgebiet 
als fünfte Provinz, wie ſie von dem buriſch⸗engliſchen Bevölkerungsteil angeſtrebt 
wird, würde eine offene Verletzung der Mandatsprinzipien darſtellen. 

Die Mandatsgebiete in der Südſee werden als beſondere Einheiten verwaltet. 


7. Die Verpflichtungen des Mandatars gegenüber dem 
Mandatsgebiet 


Die Aufgabe des Mandatars hinſichtlich des Mandatsgebietes und ſeiner Be⸗ 
völkerung iſt in der Form rechts verbindlicher Verpflichtungen niedergelegt. Gerade 
darin kommt der beſondere Charakter des Mandats im Unterſchied von der Kolonie 
zum Ausdruck. Nach Art. 22 iſt das Wohlergehen und die Entwicklung der Bes 
völkerung, das als eine heilige Aufgabe der Ziviliſation bezeichnet wird, den 
Mandataren zur Verwirklichung anvertraut. Das Intereſſe der Gebietsbevölkerung 
— ohne Unterſchied ob Eingeborene oder Nichteingeborene — hat hiernach die 
allein entſcheidende Richtlinie für das Handeln des Mandatars zu ſein. Es geht 
allen anderen Geſichtspunkten vor. Jeder Verwaltungsakt muß unter dieſem Zeichen 
ſtehen. In den Mandatsverträgen ſind die Verpflichtungen im einzelnen formuliert. 
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In den Kolonialmandaten hat der Mandatar mit allen ihm zu Gebote ſtehenden 
Mitteln die materielle und moraliſche Wohlfahrt ſowie den ſozialen Fortſchritt 
der Bewohner des Gebietes zu fördern. In den B⸗Mandatsverträgen iſt noch hin⸗ 
zugefügt, daß er für Frieden, Ordnung und gute Verwaltung verantwortlich iſt. 
Dieſer ſelbſtverſtändliche Satz hat ebenſo Geltung für die übrigen Mandate. Die 
allgemeinen Verpflichtungen werden ergänzt durch eine Reihe von Sonderauflagen, 
die in Art. 22 angedeutet, in den Mandatsverträgen ihre Ausgeſtaltung im ein⸗ 
zelnen erfahren haben. 

In den C⸗Mandaten iſt das Verbot des Sklavenhandels und der Abgabe von 
Branntwein an die Eingeborenen, die Überwachung des Waffen: und Munitionss 
handels und die Einſchränkung der Zwangsarbeit vorgeſchrieben. Außerdem iſt 
die Gewiſſensfreiheit und die freie Ausübung aller Kulte zu garantieren. Die 
B- Mandatsverträge verlangen daneben eine Kontrolle der Arbeiteranwerbung 
und sbehandlung, eine die Intereſſen der Eingeborenen ſichernde Regelung der 
Beſitzverhältniſſe am Grund und Boden ſowie Schutz vor Bewucherung. 

In Paläſtina hat die engliſche Verwaltung eine doppelte Aufgabe auf ſich 
genommen, die Errichtung einer jüdiſchen nationalen Heimſtätte entſprechend der 
Balfour⸗Erklärung, alſo unter Wahrung der bürgerlichen und religiöſen Rechte 
der nichtjüdiſchen Bevölkerung, und die Entwicklung von Selbſtverwaltungs⸗Ein⸗ 
richtungen. Keine dieſer Verpflichtungen hat den Vorrang vor den anderen. Daß 
die aufgeſtellten Ziele nur ſchrittweiſe erreicht werden können, hat die Mandats⸗ 
kommiſſion bei beſonderer Gelegenheit feſtgeſtellt (vgl. den grundlegenden Bericht 
vom Juni 1930 Pr. V. XVIII 137 ff.). Ein Organ der Weltjudenheit, die Jüdiſche 
Agentur, iſt durch das Mandat zur Mitwirkung in allen jüdiſchen Angelegenheiten 
berufen. Jüdiſche Einwanderung, Siedlung und Einbürgerung ſind vom Mandatar 
zu fördern. Eine beſondere Verantwortung iſt dieſem ferner in bezug auf die in 
Paläſtina gelegenen heiligen Stätten auferlegt. Allgemeine Religions: und Schul⸗ 
freiheit iſt ſichergeſtellt. Die alten türkiſchen Kapitulationen find aufgehoben, 
dafür die Einrichtung einer guten Rechtspflege für Fremde und Einheimiſche zur 
Pflicht gemacht. Eine Sonderſtellung nimmt das Oſtjordanland ein. Durch einen 
vom Völkerbund genehmigten Vertrag von 1928 iſt die Ausübung der Verwaltung 
über dieſes Gebiet von der engliſchen Regierung dem Emir von Transjordanien 
übertragen worden, ohne daß dadurch an dem Mandatscharakter auch dieſes Teiles 
von Paläſtina etwas geändert iſt. Die Beſtimmungen über das jüdiſche National⸗ 
heim gelten dort nicht. 

In Syrien und dem Libanon iſt die Hauptverpflichtung des Mandatars die 
Vorbereitung der Unabhängigkeit, wobei nach dem Mandatsvertrag an zwei 
unabhängige Staaten gedacht iſt. Unter der Bevölkerung beſteht eine ſtarke Strö⸗ 
mung für die Errichtung eines ſyriſchen Einheitsſtaates, bei der Mandats⸗ 
verwaltung eine deutliche Neigung zur Aufrechterhaltung der gegenwärtigen Zer⸗ 
ſtückelung (vgl. die Haltung der Mandatskommiſſion in dem Bericht vom Oktober 
1933 Pr. V. XXIV 116). Sonderklauſeln betreffen die Rechtsſicherheiten für alle 
Teile der Bevölkerung, Gewiſſens⸗ und Kultfreiheit, den Schutz der Minderheiten. 


8. Der internationale Charakter der Mandate 

In gewiſſem Umfange ſind den Mandataren Verpflichtungen zur Wahrung der 
Intereſſen dritter Staaten auferlegt. Dem liegt offenbar der Gedanke zugrunde, 
daß ebenſo wie die Sorge für das Wohl der Mandatsgebiete eine der geſamten 
Kulturwelt geſtellte Aufgabe darſtellt, die anderen Staaten einen Anſpruch darauf 
haben, von dem Mandatar auf dem Fuße der Gleichberechtigung behandelt zu 
werden. Das Prinzip entſpricht auch dem Grundſatz der Uneigennützigkeit des 
Mandatars und dient dem großen Ziele der Förderung der Intereſſen der Be⸗ 
völkerung der Mandatsgebiete. Aber dem Prinzip iſt nirgends allgemeine Geltung 
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zugeſprochen. Es gilt nur ſoweit, als es in Einzelbeſtimmungen der Mandats⸗ 
verträge vorgeſehen iſt. Man kann alſo inſofern nur in beſchränktem Sinne von 
dem internationalen Charakter des Regimes ſprechen. 

Hierher gehören zunächſt die militäriſchen Klauſeln, von denen oben (II 5) die 
Rede war. 

Ferner iſt in allen Mandatsgebieten den Mandataren die Verpflichtung auf⸗ 
erlegt, den Miſſionaren ohne Rückſicht auf die Staatsangehörigkeit die Erfüllung 
ihrer Aufgabe zu geſtatten und zu erleichtern. Vorbehalten iſt nur die zur Auf⸗ 
rechterhaltung der öffentlichen Ordnung erforderliche Kontrolle. 

In den A⸗Mandaten iſt außerdem die Gleichbehandlung für wiſſenſchaftliche 
Ausgrabungen und archäologiſche Forſchungen ſichergeſtellt. 

Das wichtigſte Stück der pofitiven Regelung tft aber der Grundſatz der offenen 
Tür oder der wirtſchaftlichen Gleichbehandlung. Er iſt in Art. 22 ausdrücklich für 
die B⸗Mandate vorgeſehen und findet ſich in den Mandatsverträgen ſowohl für 
dieſe wie für die A⸗Mandate. Nicht dagegen iſt er auf die C⸗Mandate ausgedehnt. 
Dieſe Ausnahme war überhaupt der leitende Gedanke für die Einrichtung einer 
beſonderen C⸗Klaſſe, mit welcher der Widerſtand der britiſchen Dominions gegen 
das Mandatſyſtem überwunden wurde. Die erſten Entwürfe von Smuts und 
Wilſon enthielten die offene Tür als allgemeinen Grundſatz. Die Dominions 
befürchteten davon eine Beeinträchtigung ihrer gegen die gelbe Raſſe gerichteten 
Weißenpolitik!s. 

Die offene Tür ſichert den Fremden dieſelbe Behandlung, wie ſie die Staats⸗ 
angehörigen der Mandatsmacht genießen, in bezug auf die Niederlaſſung, den 
Schutz von Perſon und Eigentum, den Eigentumserwerb und die Berufs⸗ und 
Gewerbeausübung ſowie Tranſit⸗ und Schiffahrtsfreiheit und vollſtändige Gleich⸗ 
ſtellung auf wirtſchaftlichem, kommerziellem und induſtriellem Gebiete. Eine Ein⸗ 
ſchränkung beſteht nur für die weſentlichen öffentlichen Arbeiten und Dienſte, die 
der Mandatar, ſo wie er es für richtig hält, organiſieren kann. Die Bedeutung 
dieſes Vorbehaltes iſt beſtritten. Nach der einen Anſicht befreit er den Mandatar 
ſchlechthin von der Verpflichtung der gleichen Behandlung bei allen öffentlichen 
Lieferungen und Arbeiten, nach der anderen nur inſoweit, als es ſich wirklich um 
weſentliche Dinge handelt. Zur letzten Kategorie würde z. B. die Lieferung von 
Eiſenbahnmaterial nicht gehören. Normalerweiſe wird man die öffentliche Aus⸗ 
ſchreibung aller Lieferungen und Arbeiten verlangen müſſen. Das iſt auch weit⸗ 
gehend die Praxis der Mandatsverwaltungen (vgl. den Bericht der Mandats⸗ 
kommiſſion vom Dezember 1932 Pr. V. XXII 359). Beſondere Vorſchriften beziehen 
ſich endlich auf die Verleihung von Konzeſſionen für die Ausbeutung natürlicher 
Hilfsquellen des Landes, die eine Monopoliſierung zugunſten des Mandatars und 
ſeiner Staatsangehörigen verhindern ſollen. Selbſtverſtändlich iſt auch eine Diffe⸗ 
renzierung nach dem Herkunfts- oder Beſtimmungslande bei der Zollerhebung 
unterſagt. Eine Ausnahme beſteht nur inſofern, als Mandatsmächte das Recht 
haben, mit Nachbargebieten beſondere Zollabkommen zu treffen. 

Die Verpflichtung zur Gleichbehandlung beſteht nur zugunſten der Staaten, die 
Mitglieder des Völkerbundes ſind. Deutſchland konnte die Vorteile deshalb erſt 
nach ſeinem Eintritt in die Genfer Inſtitution in Anſpruch nehmen. Dieſer Ein⸗ 
tritt bedeutete gleichzeitig das Außerkrafttreten des berüchtigten Art. 122 des Ver⸗ 
ſailler Vertrages, der den Mandataren das Recht gab, Deutſche aus den ehe⸗ 
maligen Schutzgebieten abzuſchieben und ihren Aufenthalt und die Ausübung von 
Handel und Gewerbe an beſondere Bedingungen zu knüpfen. Das Ausſcheiden 
Deutſchlands aus dem Völkerbund kann unmöglich das Wiederaufleben dieſer 


is Japan hat gerade deshalb dem Text der C-Mandatsverträge nur mit einem ausdrüds 
lichen Vorbehalt zugeſtimmt. 
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Klauſel zur Folge haben. Die direkte Berufung auf die Mandatsverträge wird 
freilich nach ſeinem Wirkſamwerden für Deutſchland nicht mehr angängig ſein. 
Die Vereinigten Staaten haben ſich die Vorteile der Paritätsvorſchriften durch 
Sonderverträge mit den Mandatsmächten unter Berufung auf ihre Stellung als 
Siegermacht geſichert. 

Soweit reichen die poſttiven Vorſchriften über den Ausſchluß von Diskriminie⸗ 
rungen der Fremden. Darüber hinaus beſteht aber durchaus nicht volle diskretio⸗ 
näre Freiheit der Mandatare. Auch auf dieſem Gebiete haben die Grundſätze der 
Uneigennützigkeit und des Primates der Intereſſen des Mandatsgebietes ihre 
Gültigkeit. Wenn z. B. eine differentielle Behandlung fremder Staatsangehöriger 
oder ausländiſcher Waren in den C⸗Mandaten gegen dieſe Prinzipien verſtößt, ſo 
iſt ſie mandatswidrig. Das iſt auch der Standpunkt der Mandatskommiſſion, die 
in den von den Mandataren jährlich zu beantwortenden Fragebogen auch bei den 
C⸗Mandaten die wirtſchaftliche Gleichbehandlung mit aufgenommen hat. In den 
von ihr aufgeſtellten Richtlinien für den Geſundheitsdienſt (Pr. V. XIX 205) hat 
ſie die Heranziehung von Spezialiſten für die Bekämpfung von Volkskrankheiten 
und die Zulaſſung von Privatärzten und Forſchern in dem Mandatsgebiet ohne 
Rückſicht auf deren Staatsangehörigkeit empfohlen. Unter dem gleichen Geſichts⸗ 
punkte iſt die Frage der Parität hinſichtlich der politiſchen Rechte der europäiſchen 
Bewohner zu behandeln. Es wird den Intereſſen des Landes und ſeiner Bevölke⸗ 
rung, von der die Nichteingeborenen, die nicht die Staatsangehörigkeit des Man⸗ 
datars beſitzen, einen Teil bilden, nicht entſprechen, wenn dieſe von der Vertretung 
in den politiſchen Körperſchaften (Geſetzgebender Rat, Landesrat) grundſätzlich 
ausgeſchloſſen werden (vgl. Pr. V. XXIII 54). 


9. Die Kontrolle des Völkerbundes 


Der Völkerbund iſt die Aufſichtsinſtanz für jedes einzelne Mandatsverhältnis. 
Er iſt zugleich Auftraggeber (Mandant) und Obervormund. Nach Art. 22 übt der 
Mandatar die Vormundſchaft über das Mandatsgebiet in ſeinem Namen aus, be⸗ 
ſtimmt der Bund im Wege des Mandatsvertrages die Rechte und Pflichten des 
Mandatars und hat ſchließlich dieſer laufende Rechenſchaftsberichte über ſeine Ver⸗ 
waltungstätigkeit an den Bund zu richten. Die Hauptmächte, zu deren Gunſten 
die Vorbeſitzer der Mandatsgebiete verzichtet haben, hatten nur eine vorüber⸗ 
gehende Aufgabe; bei der Durchführung des Mandatsregimes find fie nicht mehr 
beteiligt. 

Jede Anderung des Mandatsverhältniſſes bedarf der Zuſtimmung des Völker⸗ 
bundes. Die Mandatsverträge enthalten entſprechende Klauſeln. Dahin gehören 
insbeſondere auch Grenzänderungen . Abgeſehen von den A-Mandaten find die 
Gebietsgrenzen in den Verträgen genau beſchrieben. Die A-Mandate enthalten 
dafür die Verpflichtung zur Aufrechterhaltung der territorialen Integrität. Der 
Mandatar hat ſelbſt keinerlei Verfügungsrecht über das ihm nicht gehörende 
Gebiet. 

Auch jede Übertragung der Ausübung der Mandatsbefugniſſe an eine andere 
Stelle iſt ohne Genehmigung unzuläſſig. Die Frage iſt praktiſch geworden hinſicht⸗ 
lich der Regelung der Verwaltung von Nauru und des Caprivi⸗Zipfels von Süd⸗ 
weſtafrika. 

Der Völkerbund iſt weiter zuſtändig für die Beendigung eines Mandats⸗ 
verhältniſſes. Dieſe ſoll eintreten, wenn das Gebiet die Reife zur ſelbſtändigen 
Ausübung der Souveränität erlangt hat. Sobald alle dafür erforderlichen Vor⸗ 
ausſetzungen (vgl. oben II 6) erfüllt find, ſpricht der Völkerbund die Beendigung 
aus. So iſt im Falle Irak zum erſten Male praktiſch verfahren worden. Die Auf: 


ı Vgl. die Debatte der Mandatskommiſſion vom 30. 5. 1934 (Pr. V. XXV 11). 
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nahme des neuen Staates als Mitglied des Völkerbundes iſt keine Vorbedingung 
der Mandatsbeendigung. 

Das einzelne Mandat kann auch endigen, ohne daß das Gebiet dem Mandats⸗ 
regime entzogen wird. Der Mandatar kann verzichten, braucht aber dazu die 
Genehmigung des Völkerbundes. Andererſeits wird man dem Völkerbund auch das 
Recht vorbehalten müſſen, dem Mandatar das Mandat durch einſeitigen Akt zu 
entziehen, wenn dieſer die Mandatsverpflichtungen gröblich verletzt. Zweifelhaft 
iſt es, ob der Austritt eines Mandatars aus dem Völkerbund die Entziehung des 
Mandates zur Folge haben muß?“. Der austretende Staat bleibt, wenn er das 
Gebiet behält, weiter Mandatar und an die übernommenen Verpflichtungen ge⸗ 
bunden; das Statut des Mandatsgebietes wird durch den Austritt nicht berührt. 
Im Falle des Ausſcheidens eines Mandatars obliegt dem Völkerbund ſchließlich 
die Übertragung des Mandates auf einen anderen Staat. 

Die zweite Aufgabe des Völkerbundes iſt die laufende Beaufſichtigung der Ver⸗ 
waltungstätigkeit der Mandatare. Die hauptſächliche Unterlage dafür bildet der 
von jedem Mandatar zu erſtattende Jahresbericht. 

Das in allen Mandatsſachen entſcheidende Organ des Völkerbundes iſt der Rat. 
Die Völkerbundsverſammlung pflegt ſich zwar auch regelmäßig mit Mandatsfragen 
zu befaſſen, beſchränkt ſich aber auf allgemein gehaltene Meinungsäußerungen. 
Dem Rate fällt die Entſcheidung in allen Fällen zu, wo die Zuſtimmung des Völker⸗ 
bundes erforderlich iſt. Er faßt auch die ſich bei Ausübung der Kontrolltätigkeit 
ergebenden Beſchlüſſe, die dem Mandatar zur Nachahmung oder Kenntnisnahme 
mitgeteilt werden. 

Die Ständige Mandatskommiſſion, der einzige Ausſchuß des Völkerbundes, der 
durch die Satzung ſelbſt berufen worden iſt, hat dem Rate über alle die Aus⸗ 
führung der Mandatsverpflichtungen angehenden Fragen ihr Gutachten zu 
erſtatten, insbeſondere auch die eingereichten Jahresberichte zu prüfen. Ihre 
Funktion iſt nur beratender Art. Sie iſt aber tatſächlich das für die Durchführung 
der Aufgabe des Völkerbundes in Mandatsſachen wichtigſte Organ. Die Mit⸗ 
glieder werden vom Rate auf Grund perſönlicher Eignung ernannt; fie dürfen 
in ihrem Heimatland kein Staatsamt bekleiden. Die Zahl iſt auf elf feſtgeſetzt, 
von denen nur vier Angehörige von Staaten ſein dürfen, deren Regierungen 
Inhaber von Mandaten ſind. Die Mandatskommiſſion hält regelmäßig zwei 
Tagungen im Jahre ab. Die Prüfung der Jahresberichte findet unter Zuziehung 
von Vertretern der betreffenden Mandatsmacht ſtatt, welche die von den Mit⸗ 
gliedern gewünſchten zuſätzlichen Auskünfte geben. Daneben werden allgemeine 
und beſondere Fragen des Mandatsweſens, die vom Rat zur Begutachtung geſtellt 
oder von der Kommiſſion ſelbſt aufgenommen werden, und die eingehenden Peti⸗ 
tionen behandelt. Die Sitzungen ſind meiſtens nicht öffentlich. Aber die Protokolle 
werden, ſobald ſie dem Rat vorgelegt ſind, fortlaufend publiziert. Die Ergebniſſe 
jeder Tagung werden in einem Bericht an den Rat niedergelegt. Die Mandats⸗ 
mächte haben die vom Rat beſtätigten Empfehlungen und Beanſtandungen der 
zn wenn auch bisweilen mit einem gewiſſen Widerſtreben und Zögern, 

efolgt. 

Schließlich iſt als letzte Inſtanz für die Auslegung und Anwendung der Mandats⸗ 
vorſchriften der durch den Völkerbundspakt geſchaffene Ständige Internationale 
Gerichtshof zuſtändig. Nach einer in allen Mandatsverträgen enthaltenen Klauſel 
kann jedes Mitglied des Völkerbundes Streitigkeiten mit dem Mandatar über 
eine ſolche Frage dieſem Gericht zur Entſcheidung vorlegen. 

Ruppel 


20 Der Fall wird demnächſt praktiſch hinſichtlich Japans. 
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Der Voͤlkerbund 


Vorbemerkung 


Die folgende Darſtellung des Genfer Völkerbundes, ſeiner Verfaſſung, Organi⸗ 
ſation und Arbeit iſt in erſter Linie dazu beſtimmt, die techniſchen und ſachlichen 
Unterlagen für eine politiſche Beurteilung zu geben. Die Darſtellung beſchränkt 
ſich daher im weſentlichen auf den gegenwärtigen Rechtszuſtand. Einer politiſchen 
Bewertung dient erſt die kurze zuſammenfaſſende Kritik am Schluſſe. 


I. Verfaſſung und Organiſation des Völkerbundes 


A. Satzung und Rechtsnatur 


Der Völkerbund iſt eine Vereinigung von zurzeit 58 Staaten (ohne Deutſchland 
und Japan, aber einſchließlich Afghaniſtan, Ekuador und Sowjetunion, die im 
Jahre 1934 Mitglieder geworden find), deren gemeinſame Beſtrebungen nach der 
Präambel der Satzung der Förderung der Zuſammenarbeit unter den Nationen 
und der Gewährleiſtung des internationalen Friedens und der internationalen 
Sicherheit dienen ſollen. Die Satzung des Völkerbundes iſt in den überein⸗ 
ſtimmenden erſten 26 Artikeln der Friedensdiktate von Verſailles, St. Germain, 
Trianon und Neuilly enthalten. Sie enthält außer den Vorſchriften über Mit⸗ 
gliedſchaft, Verfaſſung, Organiſation und Satzungsänderungen (Artikel 1—7 
und 26) vornehmlich Beſtimmungen rein politiſcher Art, nämlich ſolche über die 
allgemeine Abrüſtung (Artikel 8 und 9), über die internationale Sicherheit und 
die friedliche Regelung internationaler Streitigkeiten (Artikel 10—17), über inter⸗ 
nationale Verträge (Artikel 18—21) und über die Mandate (Artikel 22). Die Be: 
ſtimmungen, die vorwiegend unpolitiſchen oder rein humanitären Zwecken dienen 
(Artikel 23—25), nehmen nur einen geringen Raum ein. 


Der Völkerbund iſt Subjekt des Völkerrechts und des Privatrechts, aber er iſt 
kein Staat, geſchweige denn ein Überitaat. Als Völkerrechtsſubjekt ſchließt er durch 
ſeine Organe (Rat und Bundesverſammlung) und ſeine für ſolche Zwecke bevoll⸗ 
mächtigten Vertreter (Ratspräſident oder Generalſekretär) Verträge mit fremden 
Staaten (z. B. Vereinbarung mit der Schweizeriſchen Regierung über die Schaf⸗ 
fung der völkerbundseigenen Funkſtation „Radio-Nations“, Vereinbarung mit 
der italieniſchen Regierung über das von Italien finanzierte Internationale 
Inſtitut für die Vereinheitlichung des Privatrechts). Seine Gebäude und Grund— 
ſtücke ſind unverletzlich, ſeine Beauftragten genießen in der Ausübung ihres Amtes 
diplomatiſche Immunität. Als Völkerrechtsſubjekt iſt der Völkerbund auch privat: 
rechtsfähig. Er iſt als Grundſtückseigentümer in Genf im Grundbuch eingetragen 
und ſchließt durch den Generalſekretär oder Unterbevollmächtigte auch außerhalb 
der Schweiz Kauf-, Miet: und Werkverträge. Die Privatrechtsfähigkeit des 
Völkerbundes wurzelt aber nicht im Privatrecht und nicht im innerſtaatlichen 
Recht (der Völkerbund iſt nicht etwa eine nach ſchweizeriſchem Recht begründete 
juriſtiſche Perſon), ſondern in der Satzung als einer völkerrechtlichen Verein⸗ 
barung. 
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Der Völkerbund (Société des Nations, League of Nations) iſt ſchließlich 
nicht, was ſein Name ſagt. Seine Organe beſtehen nicht aus Abgeordneten der 
Völker, die Bundesverſammlung iſt kein Weltparlament, der Rat kein Weltſenat, 
ſondern der Bund iſt eine Vereinigung von Staaten und ſeine Organe beſtehen 
aus Delegierten der Staatsregierungen. 


B. Organe 
1. Bundesverſammlung und Rat 
a) Zuſammenſetzung: 

Der Völkerbund handelt durch ſeine Organe, die Bundesverſammlung und den 
Rat. Die Bundesverſammlung tritt jährlich einmal (im September) zu einer 
ordentlichen Tagung zuſammen, der Rat viermal jährlich. Außerordentliche 
Tagungen werden nach Bedarf einberufen. Die Bundesverſammlung beſteht aus 
Delegierten aller Mitgliedſtaaten, und zwar kann jede Regierung höchſtens drei 
Vertreter entſenden. Außerdem pflegen die Regierungen der größeren Staaten 
neben der erforderlichen Anzahl von Sachverſtändigen noch Hilfsdelegierte zu ent⸗ 
ſenden, damit ſtets je ein Delegierter oder Hilfsdelegierter an den Sitzungen der 
ſechs Ausſchüſſe teilnehmen kann. 


Der Rat beſteht aus ſtändigen und nichtſtändigen Mitgliedern. Als ſtändige 
Mitglieder ſind ſatzungsmäßig (Artikel 4) die Vertreter der „alliierten und 
aſſoziierten Hauptmächte“ vorgeſehen, alſo Delegierte der Vereinigten Staaten 
von Amerika, Frankreichs, Großbritanniens, Italiens und Japans. Da die Ver⸗ 
einigten Staaten niemals Mitglied geworden ſind, begann der Völkerbund ſeine 
Tätigkeit mit vier ſtändigen Ratsmitgliedern. Zu ihnen trat im Jahre 1926 
das Deutſche Reich. Seitdem Deutſchland und Japan ihre Ratsſitze nicht mehr 
einnehmen, blieben als ſtändige Mitglieder zunächſt nur noch Frankreich, Groß⸗ 
britannien und Italien übrig, bis im Jahre 1934 die Sowjetunion dazutrat. 


Als nichtſtändige Mitglieder des Rats ſind in der Satzung die Vertreter von 
vier Staaten vorgeſehen, die von der Bundesverſammlung beſtimmt werden. Das 
urſprünglich beabſichtigte Verhältnis zwiſchen ſtändigen und nichtſtändigen Mit⸗ 
gliedern war alſo (wenn man die Vereinigten Staaten mitzählt) 5:4, d. h. die 
alliierten und aſſoziierten Hauptmächte hatten nicht nur als Herren der Welt 
das politiſche Übergewicht über die vier anderen Staaten im Rat, ſondern fie 
hatten auch zahlenmäßig die Majorität. Das natürliche Beſtreben der nicht ſtändig 
im Rat vertretenen Staaten war auf Erweiterung ihres Einfluſſes gerichtet und 
führte im Jahre 1922 zu einer Vermehrung der nichtſtändigen Ratsſitze auf ſechs 
und im Jahre 1926 (gelegentlich des Eintritts Deutſchlands in den Völkerbund) 
auf neun. Solange Deutſchland und Japan im Rat ſaßen, war das Verhältnis 
zwiſchen ſtändigen und nichtſtändigen Mitgliedern alſo 5:9. Bei der turnus⸗ 
mäßig auf je drei Jahre erfolgenden Wahl der nichtſtändigen Mitglieder hatte ſich 
die Übung herausgebildet, die nichtſtändigen Ratsſitze auf Kontinente und be⸗ 
ſtimmte Staatengruppen zu verteilen, wobei in der Regel drei Sitze auf Latein⸗ 
amerika entfielen. Dieſe Übung erregte die Unzufriedenheit derjenigen Staaten, 
die den bevorzugten Gruppen nicht angehörten und ihren Einfluß im Rat weder 
unmittelbar noch durch den Vertreter eines ihnen politiſch naheſtehenden oder ver⸗ 
bündeten Staats geltend machen konnten. Hinzu kamen Preſtigegründe, aus denen 
verſchiedene Staaten eine Großmachtſtellung und damit einen ſtändigen Sitz im 
Rat beanſpruchten. Als Deutſchland Mitglied des Völkerbundes und gleichzeitig 
ſtändiges Ratsmitglied wurde, ſchied Braſilien aus, weil ſein Anſpruch auf einen 
ſtändigen Ratsfig nicht erfüllt wurde. Um derartigen Beſtrebungen Rechnung zu 
tragen, ohne gleichzeitig die Zahl der Ratsſitze zu erhöhen, ſind ſeit 1926 die ſog. 
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halbſtändigen Sitze geſchaffen worden. Dies geſchah durch eine Beſtimmung, 
wonach ein nichtſtändiges Ratsmitglied nach Ablauf ſeiner dreijährigen Mandats⸗ 
periode für wiederwählbar erklärt werden kann. Solche Erklärungen der Wieder⸗ 
wählbarkeit ſind zugunſten Polens und Spaniens ergangen. 

Die allmähliche Vermehrung der Ratsſitze war natürlich namentlich wegen des 
Einſtimmigkeitsprinzips nicht dazu angetan, die Rolle des Rats als eines in Not⸗ 
fällen zu ſchnellen Entſchließungen jederzeit bereiten Gremiums zu erleichtern. 
Gegen die Beſtrebungen auf noch weitere Vermehrung der Ratsſitze iſt daher be⸗ 
gründeter Widerſpruch erhoben worden. Gleichwohl gab die Bundesverſammlung 
von 1933 dem Drängen gewiſſer Staaten auf Vermehrung der Ratsfite inſofern 
nach, als fie vorläufig die Zahl der nichtſtändigen Ratsſitze von neun auf zehn 
erhöhte, dieſen Zuſtand jedoch ausdrücklich bis zum Jahre 1936 befriſtete. Dieſe 
Maßnahme wurde durch den Umſtand erleichtert, daß Japan zur Zeit dieſes Be⸗ 
ſchluſſes dem Rat bereits fernblieb. | 

b) Allgemeine Zuſtändigkeit und Verfahren: 

Die allgemeine Zuſtändigkeitsnorm des Völkerbundes iſt ſehr umfaſſend und 
wenig präzis. Nach Artikel 3 der Satzung befindet die Bundesverſammlung über 
jede Frage, die in den Tätigkeitsbereich des Bundes fällt oder die den Weltfrieden 
berührt. Nach Artikel 4 gilt dasſelbe für den Rat. 

Dieſe Vorſchrift iſt ſehr umfaſſend, weil der Weltfriede durch die mannigfachſten 
Fragen berührt werden kann. Sie iſt wenig präzis; denn eine Beſtimmung, 
wonach die Völkerbundsorgane für alle Fragen zuſtändig find, die in ihren Tätig: 
keitsbereich fallen, ift, für ſich allein betrachtet, völlig nichtsſagend. Sie wird 
verſtändlich erſt durch die teils in der Satzung, teils in anderweitigen Verträgen 
enthaltenen Sondervorſchriften, wodurch dem Völkerbunde konkrete Einzel⸗ 
funktionen zugewieſen werden. 

Da die allgemeine Zuſtändigkeitsnorm für die Bundesverſammlung und den 
Rat wörtlich gleichlautet, haben nach der Satzung die beiden Organe keine gegen⸗ 
einander abgegrenzte, ſondern eine konkurrierende Zuſtändigkeit. Dieſer Rechts⸗ 
zuſtand hat in der Praxis jedoch zu Kolliſionen kaum geführt. Zunächſt find kolli⸗ 
dierende Beſchlüſſe kaum denkbar, da alle Ratsmächte auch in der Bundesverſamm⸗ 
lung vertreten, und die Beſchlüſſe grundſätzlich einſtimmig zu faſſen find. Ferner 
hat ſich der Rat, da er das kleinere, häufiger tagende und beweglichere Gremium 
iſt, mehr und mehr zum Exekutivorgan des Bundes entwickelt. Schließlich iſt 
dem Rat ſowohl durch die Satzung (Artikel 8, 10, 11 Abſatz 1, 14—17) wie nament⸗ 
lich auch durch zahlreiche anderweitige Verträge (3. B. die Beſtimmungen des 
Verſailler Vertrages über das Saargebiet und Danzig, des Locarnopakts über die 
Feſtſtellung gewiſſer Verſtöße uſw.) eine ganze Reihe von Sonderfunktionen zu⸗ 
gewieſen, bei denen eine Mitwirkung der Bundesverſammlung nicht in Betracht 
kommt. Dagegen entſcheidet die Bundesverſammlung mit einer Majorität von 
zwei Dritteln über die Zulaſſung neuer Mitglieder. Sie übt auf Grund des ihr 
alljährlich vom Generalſekretär erſtatteten Berichts die allgemeine Aufſicht über 
die Bundestätigkeit aus und erläßt die allgemeinen Richtlinien. Gemeinſam 
mit dem Rat iſt ſie zuſtändig für gewiſſe organiſatoriſche Fragen, wie die Beſtim⸗ 
mung ſtändiger Ratsmitglieder, die Erhöhung der Anzahl der nichtſtändigen 
Ratsmitglieder, die Wahl der Mitglieder des Ständigen Internationalen Gerichts⸗ 
hofs uſw.; ſubſidiär zuſtändig iſt fie im Falle des Artikel 15 Abſatz 9 der Satzung 
(Verweiſung eines vor dem Rat ſchwebenden Streitfalles an die Bundes⸗ 
verſammlung). Ganz vorbehalten iſt der Bundesverſammlung das wichtige Recht 
der Bewilligung des Budgets. 

Das Verfahren der beiden Bundesorgane iſt durch Geſchäftsordnungen geregelt 
(für die Bundesverſammlung vom 30. November 1919 mehrfach abgeändert; für 
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den Rat neu vom 26. Mai 1933). Regelmäßiger Tagungsort beider Organe iſt 
Genf. Doch hat ſich der Rat bei beſonderen Veranlaſſungen auch anderswo 
verſammelt (San Sebaſtian, Lugano, Madrid). Die Bundesverſammlung wird 
durch den Ratspräfidenten eröffnet und wählt ſodann ihren Vorſitzenden ſelbſt, 
ebenſo die ſtellvertretenden Vorſitzenden und die Leiter der Ausſchüſſe. Nach 
Beendigung der Generaldebatte pflegt ſich die Bundesverſammlung in ſechs Aus⸗ 
ſchüſſe zu gliedern, in welchen die folgenden Sachgebiete behandelt werden: 
Verfaſſung und Rechtsfragen, techniſche Organiſationen, Abrüſtung, Budget und 
Finanzfragen, ſoziale Fragen, politiſche Fragen (Minderheiten, Mandate uſw. ). 
Der dritte Ausſchuß iſt in den letzten Jahren nicht gebildet worden, weil ſein 
Arbeitsgebiet auf der Abrüſtungskonferenz behandelt wurde. 

Der Ratspräfident wird nicht gewählt, ſondern die Vertreter im Rat führen 
der Reihe nach den Vorſitz, und zwar in der alphabetiſchen Reihenfolge der 
franzöſiſchen Bezeichnungen der von ihnen vertretenen Länder. Die Amtsführung 
des Präſidenten beginnt jedesmal mit der ordentlichen Tagung und dauert bis 
zum Beginn der nächſten ordentlichen Tagung, ſo daß, auch wenn der Rat nicht 
verſammelt iſt, für dringliche Angelegenheiten der geſchäftsführende Ratspräfident 
ſtets zur Verfügung ſteht. 

Der Rat iſt verhandlungs⸗ und beſchlußfähig, wenn die Mehrzahl ſeiner Mit⸗ 
glieder anweſend iſt. Gemäß Artikel 4 Abſatz 5 der Satzung wird jedes im Rat 
nicht vertretene Bundesmitglied eingeladen, zur Teilnahme an den Tagungen 
einen Vertreter abzuordnen, wenn eine ſeine Intereſſen beſonders berührende Frage 
auf der Tagesordnung ſteht. Der Vertreter eines derartig eingeladenen Staates 
hat mit Bezug auf den beſonderen Beratungsgegenſtand Sitz und Stimme im Rat 
wie ein ordentliches Mitglied. 

Seine Ausſchüſſe ernennt der Nat je nach Bedarf. Das Verfahren ift im 
übrigen durch Formvorſchriften nicht beengt, ſoweit eine beſtimmte Prozedur nicht 
in der Satzung (Verfahren nach Artikel 15) oder durch Sondervorſchriften (Ver⸗ 
fahren in Minderheitenangelegenheiten) vorgeſchrieben iſt. 

Die Entſchließungen der Bundesverſammlung und des Rats erfordern gemäß 
Artikel 5 in der Regel (Ausnahmen |. u.) Einſtimmigkeit. Die Einſtimmigkeit 
der Beſchlußfaſſung iſt ein Fundamentalprinzip der Satzung und entſpricht dem 
Weſen des Völkerbundes, der kein Überftaat, ſondern eine Vereinigung ſouveräner 
Staaten iſt. Die verbindliche Kraft derartiger Entſchließungen, ſoweit fie über⸗ 
haupt vorhanden iſt, beruht daher ſtets auf dem freien Willen der an der Beſchluß⸗ 
faſſung beteiligten Staaten. Ein Staat, der weder ſich binden noch durch ein 
negatives Votum das Zuſtandekommen einer Entſchließung verhindern will, kann 
ſich der Stimme enthalten, wodurch nach herrſchender Praxis die Einſtimmigkeit 
nicht aufgehoben wird. Eine Bindung des an der Abſtimmung nicht teilnehmenden 
Staates kann in ſolchen Fällen ſchon deshalb nicht eintreten, weil die Satzung 
(trotz der im engliſchen und franzöſiſchen Text des Artikel 5 gewählten Ausdrücke 
decision, decision) eigentliche rechtsverbindliche Entſcheidungen der Völkerbunds⸗ 
organe im allgemeinen (wegen Artikel 15) überhaupt nicht kennt, ſondern nur Vor⸗ 
ſchläge und Empfehlungen. 

Die wichtigſte Ausnahme vom Einſtimmigkeitsprinzip iſt, ſoweit die Satzung 
ſelbſt in Frage kommt, im Artikel 15 enthalten. In dieſem Artikel, der das Ver⸗ 
mittlungsverfahren des Rats zwiſchen Bundesmitgliedern in ernſten politiſchen 
Streitigkeiten enthält, iſt von einem einſtimmigen Beſchluß des Rats und von 
einem Mehrheitsbeſchluß die Rede. Die Beſchlußfaſſung erfolgt über einen den 
Streitfall der Parteien behandelnden Bericht des Rats. Je nachdem die ein⸗ 
ſtimmige Annahme dieſes Berichts erfolgt oder nicht erfolgt, ſind die Rechtsfolgen 
verſchieden. Von der Art dieſer Rechtsfolgen wird ſpäter die Rede ſein. Hier iſt 
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nur noch darauf hinzuweiſen, daß die Einſtimmigkeit im Sinne des Artikel 15 
Abſatz 4 ff. der Satzung eine andere iſt als die allgemein im Artikel 5 vorgeſehene. 
Nach Artikel 15 Abſatz 4 ff. bezieht ſich die Einſtimmigkeit nur auf diejenigen 
Ratsmitglieder, die nicht Vertreter der ſtreitenden Parteien ſind, d. h. bei Feſt⸗ 
ſtellung der Einſtimmigkeit werden die Stimmen der Parteivertreter nicht mit⸗ 
gezählt. Dieſe Sonderregelung erklärt ſich daraus, daß nach Artikel 15 Abſatz 4—9 
der Rat zwar kein echtes Schiedsrichteramt ausübt, aber doch in einer quaſi⸗ſchieds⸗ 
richterlichen Stellung den Parteien gegenübertritt und Beſchlüſſe faßt, die un⸗ 
mittelbare Rechtsfolgen auch gegen den Willen der Parteien zeitigen. Es handelt 
ſich hier alſo um eine analoge Anwendung des Grundſatzes, daß niemand Richter 
in eigener Sache ſein kann. 

Der Grundſatz der Einſtimmigkeit (ohne Parteiſtimmen) gilt nach Artikel 15 
Abſatz 4—9 nur für das Verfahren vor dem Rat. Wird der Streitfall der Bundes» 
verſammlung unterbreitet, ſo tritt gemäß Artikel 10 an die Stelle des einſtim⸗ 
migen Ratsbeſchluſſes ein Beſchluß der Bundesverſammlung, der angenommen iſt 
durch die Vertreter der Ratsmächte und der Mehrheit der anderen Bundesmit⸗ 
glieder (gleichfalls natürlich mit Ausſchluß der Parteivertreter). Ein derartiger 
Majoritätsbeſchluß hat dieſelbe Rechtswirkung wie ein einſtimmiger Ratsbeſchluß. 


Außerhalb der Völkerbundsſatzung ſind Majoritätsbeſchlüſſe des Rats mit bin⸗ 
dender Wirkung vornehmlich dort vorgeſehen, wo die alliierten und aſſoziierten 
Hauptmächte in den Jahren nach 1919 den beſiegten Völkern und den neuen 
Staaten ihren Willen diktierten, z. B. zur Regelung von Fragen des Saargebiets 
und des Memelgebiets, zur Überwachung von Abrüſtungsbeſtimmungen und zur 
Abänderung von Beſtimmungen der Minderheitenſchutzverträge. Der Völkerbunds⸗ 
55 nn in derartigen Fällen eine Rolle, die ihm verfaſſungsmäßig kaum zu: 
ommt. 

Schließlich ſind Mehrheitsbeſchlüſſe ſowohl des Rats wie der Bundesverſamm⸗ 
lung nach Artikel 5 Abſatz 2 der Satzung hinreichend zur Regelung aller Ver⸗ 
fahrensfragen, die ſich im Laufe der Tagung der Bundesverſammlung oder des 
Rats ergeben, einſchließlich der Ernennung von Ausſchüſſen zur Unterſuchung 
beſonderer Angelegenheiten. Dieſe Vorſchrift kann in ihrer Anwendung zu Zweifeln 
nicht nur deshalb Anlaß geben, weil der Unterſchied zwiſchen einer Frage des Ver⸗ 
fahrens und einer ſolchen materieller Art häufig ſchwer feſtſtellbar iſt, ſondern 
auch deshalb, weil gerade bei dem Völkerbund das Schickſal einer Frage häufig 
von der Prozedur abhängt. So iſt es ein bisher ungelöſtes Problem, ob die Ent⸗ 
ſchließung des Rats oder der Bundesverſammlung gemäß Artikel 14 Satz 3 der 
Satzung eine Frage des Verfahrens betrifft und als ſolche durch Mehrheitsbeſchluß 
erfolgen kann, oder ob Einſtimmigkeit erforderlich iſt. Nach der genannten Vor⸗ 
ſchrift können die Organe des Völkerbundes dem Ständigen Internationalen 
Gerichtshof Streitfragen oder ſonſtige Angelegenheiten zur gutachtlichen Außerung 
vorlegen. Es iſt klar, daß die Entſchlußfaſſung darüber, ob ein Gutachten des 
Gerichtshofs eingeholt werden ſoll, für das Schickſal des behandelten Streitfalls 
von entſcheidender Bedeutung ſein kann. Gleichwohl kann die Frage ſehr gut als 
eine ſolche des Verfahrens angeſehen werden. Der Rat hat Gutachten des Ständigen 
Gerichtshofes bisher ſtets auf Grund von einſtimmigen Beſchlüſſen eingeholt. 


2. Hilfsorgane 
a) Generalſekretär und ſtändiges Sekretariat: 

Dem in Artikel 6 der Satzung vorgeſehenen ſtändigen Sekretariat in Genf liegt 
die Vorbereitung und die Durchführung der von den Bundesorganen gefaßten 
Entſchließungen ob. Es führt die laufenden Geſchäfte im Rahmen der von den 
Bundesorganen erteilten Weiſungen und iſt die Zentralſtelle für den geſamten 
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techniſchen Verkehr der Bundesmitglieder in ihren gemeinſamen Bundesangelegen⸗ 
heiten. 

Das Sekretariat ſteht unter der abſoluten Leitung des Generalſekretärs. Da es 
einen ſtändigen Vorſitzenden der Bundesverſammlung nicht gibt, und da der ge⸗ 
ſchäftsführende Ratspräſident außerhalb der Tagungen ſich nicht in Genf aufhält, 
iſt der Generalſekretär die einzige ſtets alarmbereite Zentralſtelle. Ihm liegen in 
Kriſenzeiten wichtige Entſchließungen ob. Er beruft gemäß Artikel 11 Abſatz 1 der 
Satzung bei Kriegsgefahr auf Antrag eines Bundesmitglieds den Rat. Iſt der Rat 
nicht verſammelt und iſt der Generalſekretär der Anſicht, daß der amtierende Rats⸗ 
präſident infolge außergewöhnlicher Umſtände nicht in der Lage iſt, die ihm bei 
Kriegsgefahr obliegenden Demarchen zur Sicherung des Friedens zu tun, ſo hat 
der Generalſekretär den nächſtfrüheren unter den vorigen Präſidenten darum zu 
erſuchen. Der Generalſekretär entſcheidet auch darüber, ob „in Kriſenzeiten“ der 
Betrieb der völkerbundseigenen Radioſtation, die in normalen Zeiten von der 
Schweizer Geſellſchaft „Radio⸗Suiſſe“ betrieben wird, auf den Völkerbund über⸗ 
gehen ſoll. Eine ſolche Entſchließung des Generalſekretärs kann weitgehende 
Rechtsfolgen inſofern haben, als damit die Vorausſetzungen für eine Intervention 
des Rats offiziell dokumentiert werden. Das Amt des Generalſekretärs erſchöpft 
ſich ſomit nicht in der verwaltungsmäßigen Leitung des Sekretariats, ſondern 
hat ſeine beſondere politiſche Bedeutung. Erſter Generalſekretär des Völkerbundes 
(von 1920—1933) war der Brite Sir Eric Drummond, ſeit 1933 iſt es der Fran⸗ 
zoſe J. Avenol. 


Der Generalſekretär, die beiden ſtellvertretenden Generalſekretäre, die drei 
Untergeneralſekretäre und die zehn Abteilungsdirektoren bilden die ſog. oberſte 
Leitung. Dieſe Bezeichnung iſt jedoch irreführend, weil es ſich nicht um ein mit 
der Leitung des Sekretariats betrautes Kollegium handelt. Tatſächlich ruht die 
oberſte Leitung in der Hand des Generalſekretärs, der den beiden Völkerbunds⸗ 
organen allein verantwortlich iſt. Die Bezeichnung „oberſte Leitung“ rechtfertigt 
ſich für die genannten Beamten (abgeſehen vom Generalſekretär ſelbſt) nur inſo⸗ 
fern, als fie die Leiter der einzelnen Verwaltungszweige find und als ſolche ein 
Kollegium bilden, das dem allein verantwortlichen Generalſekretär beratend zur 
Seite ſteht. Eine darüber hinausgehobene Stellung kommt nur den beiden ſtell⸗ 
vertretenden Generalſekretären zu, ſolange einer von ihnen den abweſenden oder 
verhinderten Generalſekretär vertritt, was abwechſelnd geſchieht. Die Untergenerals 
ſekretäre, die regelmäßig auch eine Abteilung leiten, unterſcheiden ſich von den Ab⸗ 
teilungsdirektoren nur durch Titel und Gehalt. Die verhältnismäßig hohe Zahl der 
ſtellvertretenden und Untergeneralſekretäre erklärt ſich durch das eiferſüchtige Be⸗ 
ſtreben der Mitgliedsſtaaten, bei der Beſetzung der wichtigſten Sekretariatspoſten 
hinter den anderen Mitgliedern nicht zurückzuſtehen, wobei den Großmächten wegen 
des beſonderen Umfanges ihrer politiſchen Verantwortlichkeit eine Vorzugsſtellung 
eingeräumt iſt. Dieſer Ehrgeiz der Regierungen, möglichſt viele Staatsangehörige 
des eigenen Landes in möglichſt viele leitende Stellungen des Sekretariats zu 
bringen, iſt nur ſchwer mit dem allgemein anerkannten und ſtets proklamierten 
Grundſatz in Einklang zu bringen, wonach die Geſamtheit der Sekretariats⸗ 
beamten einſchließlich derjenigen der oberſten Leitung einen internationalen 
Dienſtkörper bilden, deſſen Mitglieder als internationale Beamte nur dem 
Generalſekretär verantwortlich find und von den Regierungen ihres Heimatlandes 
keine Weiſungen empfangen dürfen. 

Die rechtliche Stellung der Angehörigen des Völkerbundsſekretariats wird durch 
die allgemein übliche Bezeichnung als „internationale Beamte“ nur ungenau ge⸗ 
kennzeichnet. Die Satzung enthält über dieſen Perſonenkreis im Artikel 7 nur 
die Vorſchrift, daß alle Amter in gleicher Weiſe Männern wie Frauen zugänglich 


267 


fein follen, und daß die Beauftragten des Völkerbundes in der Ausübung ihres 
Amtes diplomatiſche Immunität genießen ſollen. Die Anſtellung aller Sekretariats⸗ 
mitglieder (außer dem Generalſekretär, der durch die Bundesorgane ernannt 
wird!) erfolgt durch einen mit dem Generalſekretär geſchloſſenen Vertrag, der für 
die oberen Beamten der Genehmigung durch den Rat bedarf. Weſentlicher Be⸗ 
ſtandteil dieſes Vertrages iſt das Perſonalſtatut, das für ſämtliche Angehörige 
des Sekretariats gilt und die Vorſchriften über Dienſtpflichten, Gehaltsſätze, 
Kündigung, Kranken⸗ und Altersverſicherung uſw. enthält. Der Umſtand, daß 
die Tätigkeit der Sekretariatsangehörigen in mancher Hinſicht derjenigen eines 
Miniſterialbeamten ähnlich iſt, ſowie die Tatſache, daß es ſich zweifellos um ein 
öffentlichrechtliches Dienſtverhältnis handelt, rechtfertigt nicht die Auffaſſung, als 
läge hier ein echtes Beamtenverhältnis vor. Dagegen ſpricht bereits die ſelbſt⸗ 
verſtändliche Tatſache, daß jedes Mitglied des Sekretariats die Staatsangehörig⸗ 
keit ſeines Landes behält und der Treuepflicht dieſem gegenüber unterworfen 
bleibt. Dagegen ſpricht ferner der Umftand, daß das Anſtellungsverhältnis durch 
einen zweiſeitigen Vertrag begründet wird. Als im Jahre 1931 eine große Anzahl 
von Regierungen den Wunſch hegte, die Gehälter des Völkerbundsperſonals 
ebenſo herabzuſetzen wie diejenigen der nationalen Beamten zahlreicher Länder, 
ſprach ſich ein Juriſtenausſchuß dahin aus, daß das Anſtellungsverhältnis ein 
Vertragsverhältnis ſei, das einſeitig nicht geändert werden könne. Um für die 
Folgezeit Unzuträglichkeiten zu vermeiden, enthalten die ſeitdem abgeſchloſſenen 
Anſtellungsverträge eine Beſtimmung, wonach den Bundesorganen das Recht zur 
Anderung der Bezüge vorbehalten bleibt, auch ſind die bis 1931 geltenden Sätze 
für ſpätere Anſtellungen herabgeſetzt worden. 

Streitigkeiten aus dem Anſtellungsverhältnis unterliegen einem beſonderen 
Verwaltungsgericht. 

Die organiſatoriſche Gliederung des Sekretariats entſpricht den mannigfachen 
Aufgaben, die dem Völkerbunde geſtellt find und von denen im einzelnen noch 
die Rede ſein wird. Folgt man der Einteilung im Budget für 1935, ſo findet man 
zunächſt die „allgemeine Organiſation“, nämlich die verſchiedenen ſtellvertre⸗ 
tenden Untergeneralſekretäre mit ihren Hilfsarbeitern und Büros und die ein⸗ 
zelnen Abteilungen, nämlich die Politiſche Abteilung, die Informationsabteilung 
(mit ihren Zweigbüros in London, Paris, Rom und Tokio) und die Rechtsab⸗ 
teilung, ferner die Kaſſenverwaltung und die Bibliothek. Sodann folgt der große 
Apparat der inneren Verwaltung (Perſonalamt, Stenographen⸗, Dolmetſcher⸗ 
und Überſetzungsdienſt, Regiſtratur, Archive uſw.). An dritter Stelle enthält das 
Budget die zehn Abteilungen der „ſpeziellen Organiſationen“, nämlich die Ab⸗ 
teilungen für Minderheiten, Finanzen und Wirtſchaftsſtudium, Wirtſchafts⸗ 
beziehungen, Mandate, Verkehr, Hygiene, Kontrolle des Rauſchgifthandels, ſoziale 
Fragen, Abrüſtung, geiſtige Zuſammenarbeit. 


b) Ausſchüſſe und techniſche Organiſationen: 

Zur Bewältigung der Aufgaben, die dem Völkerbund teils durch ſeine Satzung, 
teils durch Verträge und Konventionen, teils ſchließlich durch Beſchlüſſe der Bun⸗ 
desorgane geſtellt ſind, genügen die Plenarſitzungen der Bundesverſammlung und 
des Rates nicht. Von den ſechs Ausſchüſſen, in die die Bundesverſammlung wäh⸗ 
rend ihrer Tagungen ſich zu gliedern pflegt, war bereits die Rede. Aber auch in 
der Zeit zwiſchen den Tagungen iſt es erforderlich, begonnene Arbeiten fortzuſetzen 
und übernommene Funktionen auszuüben. Dieſe Aufgabe kann vom Sekretariat 
nur im allgemeinen und nur nach der techniſchen Seite gelöſt werden. Überall 


1 Der erſte Generalſekretär, Sir Eric Drummond, deſſen Amt auf ſeinen Wunſch im 
Jahre 1933 endete, war als folder ausdrücklich im Anhang zur Völkerbundsſatzung 
beſtimmt worden. 
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dort aber, wo alle oder beſtimmte Regierungen durch Delegierte einen Einfluß 
auszuüben berufen find, oder wo Spezialaufgaben von beſonderen international 
anerkannten Sachverſtändigen zu löſen find, müſſen beſondere Ausſchüſſe gebildet 
werden. 

Die Zahl der in der Organiſation des Völkerbundes beſtehenden Ausſchüſſe 
iſt ſehr groß. Die Ausſchüſſe laſſen ſich einteilen nach ihrer Rechtsgrundlage, ihrer 
Dauer, ihrer Zuſammenſetzung und ihrem Arbeitsgebiet. Eine Überſicht läßt ſich 
am beſten gewinnen, wenn man nacheinander alle vier Arten der Klaſſifizierung 
anwendet. 

Die Rechtsgrundlage der beſtehenden Völkerbundsausſchüſſe liegt zum tleineren 
Teil in der Satzung, zum größeren außerhalb derſelben. In der Satzung vorge⸗ 
ſehen iſt der ſtändige beratende Ausſchuß für Heeres⸗, Flotten⸗ und Luftfahrt- 
fragen (Artikel 9) ſowie der ſtändige Mandatsausſchuß (Artikel 22 Abſatz 9). 
Alle anderen Ausſchüſſe beruhen auf Beſchlüſſen der Bundesverſammlung oder des 
Rats oder auf Anregung internationaler Konferenzen. Der die Finanzkontrolle 
des Völkerbundes ausübende Ausſchuß beruht auf der von der Bundesverſamm⸗ 
lung erlaſſenen Finanzordnung. Faſt ſämtliche Ausſchüſſe gliedern ſich in Anter⸗ 
ausſchüſſe. 

Ihrer Dauer nach zerfallen die Ausſchüſſe in ſtändige und nichtſtändige. Ständig 
find insbeſondere die beiden in der Satzung verankerten Ausſchüſſe. Bei den 
anderen Ausſchüſſen richtet ſich ihre Dauer naturgemäß nach dem Zweck, von dem 
noch die Rede ſein wird. Ganz vorübergehender Art ſind die kleinen Sonder⸗ 
ausſchüſſe (meiſt Dreierausſchüſſe), die der Rat faſt bei jeder Tagung zum Studium 
beſonderer techniſcher oder juriſtiſcher Fragen einzuſetzen pflegt. Hierzu gehören 
insbeſondere die Dreierausſchüſſe zur Vorbereitung von Entſchließungen in 
Minderheitenfragen. 

Nach der Zuſammenſetzung ſind ſolche Ausſchüſſe zu unterſcheiden, die aus ver⸗ 
antwortlichen Regierungsvertretern beſtehen, und ſolche, deren Mitglieder als 
Sachverſtändige in perſönlicher Eigenſchaft ernannt find. Zur erſteren Kategorie 
gehört der bereits erwähnte ſtändige Ausſchuß für Heeres⸗, Flotten⸗ und Luft⸗ 
fragen, deſſen Mitglieder von den Regierungen der Ratsmächte ernannt find und 
dieſe vertreten; ferner der beratende und techniſche Verkehrsausſchuß, der be⸗ 
ratende Ausſchuß zur Kontrolle des Opium⸗ und Rauſchgifthandels uſw. Zur 
zweiten Kategorie gehören z. B. der ſtändige Mandatsausſchuß und der Ausſchuß 
für geiſtige Zuſammenarbeit. Die Ernennung der in perſönlicher Eigenſchaft 
ernannten Mitglieder erfolgt in der Regel durch den Rat, ausnahmsweiſe (beim 
Finanzkontrollausſchuß) durch die Bundesverſammlung. 

Faßt man die mannigfachen Zwecke ins Auge, denen die zahlreichen Ausſchüſſe 
dienen, ſo gewinnt man bereits damit einen ſummariſchen Überblick über das 
Arbeitsgebiet des Völkerbundes. Unmittelbar in der Satzung vorgeſehen ſind nur 
die beiden bereits genannten Ausſchüſſe, die der Vorbereitung der Abrüſtung und 
der Überwachung der Mandate dienen. Ein aus Regierungsvertretern beſtehender 
Ausſchuß, der faſt ſechs Jahre beſtand, war die vorbereitende Abrüſtungskommiſſion 
mit ihrem Unterorgan, dem Ausſchuß für Schiedsgerichts⸗ und Sicherheitsfragen. 
Von den noch beſtehenden Ausſchüſſen dient die Mehrzahl den ſogenannten tech⸗ 
niſchen Organiſationen des Völkerbundes. 

An techniſchen Organiſationen beſtehen die Hygieneorganiſation, die Wirtſchafts⸗ 
und Finanzorganiſation und die Verkehrsorganiſation. Die laufenden Verwal⸗ 
tungsgeſchäfte einer jeden dieſer drei Organiſationen werden von den ent⸗ 
ſprechenden obengenannten Abteilungen des Sekretariats geführt. 

Die Hygieneorganiſation beruht auf einer Entſchließung der Bundesverſamm⸗ 
lung von 1921 und dient der internationalen Bekämpfung von Epidemien durch 
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Nachrichtenaustauſch, Zuſammenarbeit der Geſundheitsbehörden der einzelnen 
Länder und wiſſenſchaftliches Studium. Hauptorgan iſt der Hygieneausſchuß, deſſen 
Mitglieder teils durch das Internationale Hygiene⸗Amt in Paris, teils durch 
den Völkerbundsrat ernannt werden. Der Hygieneausſchuß hat zahlreiche tech⸗ 
niſche Unterausſchüſſe eingeſetzt. Ihr Arbeitsgebiet umfaßt außer der allgemeinen 
öffentlichen Geſundheitspflege Studien und Enqueten zur Bekämpfung von Peſt, 
Krebs, Tropenkrankheiten, Sumpffieber, Tuberkuloſe uſw. Außer durch Völker⸗ 
bundsmittel wird die Organiſation durch reiche Zuwendungen der Rockefeller⸗ 
Stiftung finanziert. Zur Hygieneorganiſation gehört das epidemiologiſche Nach⸗ 
richtenbüro in Singapore. 

Die Einrichtung der Wirtſchafts⸗ und Finanzorganiſation beruht auf Emp⸗ 
fehlungen der Brüſſeler Finanzkonferenz von 1920. Die Hauptausſchüſſe dieſer 
Organiſation ſind der Wirtſchaftsausſchuß und der Finanzausſchuß. Die Mit⸗ 
glieder beider Ausſchüſſe beſtehen aus Sachverſtändigen, die vom Völkerbundsrat 
in perſönlicher Eigenſchaft ernannt werden. 

Aus der Tätigkeit des Wirtſchaftsausſchuſſes ſind die folgenden Gebiete hervor⸗ 
zuheben: Fremdenrecht (die Fremdenrechtskonferenz in Paris 1929 führte zu keinem 
Ergebnis), Freiheit des Handels (eine internationale Konvention zur Aufhebung 
der Ein⸗ und Ausfuhrverbote vom 8. November 1927 iſt praktiſch ohne Wirkung 
geblieben), handelsrechtliche Schiedsgerichtsbarkeit (Konvention zur Ausübung 
ſchiedsgerichtlicher Entſcheidungen vom 26. September 1927), Vereinheitlichung des 
Wechſel⸗ und Scheckrechts (fünf Konventionen aus den Jahren 1930 und 1931), 
Handelsſtatiſtik (Konvention vom 14. Dezember 1928) und Vereinfachung der Zoll⸗ 
förmlichkeiten (Konvention vom 3. November 1933). Die vom Wirtſchaftsausſchuß 
vorbereiteten Weltwirtſchaftskonferenzen (Genf 1927 und London 1933) haben 
keinen praktiſchen Erfolg gehabt. 

Die allgemeinen Probleme, mit denen der Finanzausſchuß ſich beſchäftigt, be⸗ 
treffen namentlich das internationale Kreditweſen, die Doppelbeſteuerung und 
Steuerflucht und die Bekämpfung der Falſchmünzerei (Konvention vom 20. April 
1929). Die Sonderprobleme ſind durchweg Folgen des Weltkrieges und der 
Friedensdiktate und betreffen u. a.: Finanzhilfe an Sſterreich, Ungarn, Danzig 
und Eſtland ſowie den Austauſch und die Anſiedlung von griechiſchen und bul⸗ 
gariſchen Flüchtlingen. 

Die Verkehrsorganiſation endlich beruht auf Artikel 23e der Völkerbundsſatzung, 
wonach die Bundesmitglieder es unternommen haben, die nötigen Anordnungen 
zu treffen, „um die Freiheit des Verkehrs und der Durchfuhr ſowie die gerechte 
Regelung des Handels aller Bundesmitglieder zu gewährleiſten und aufrechtzu⸗ 
erhalten mit der Maßgabe, daß die beſonderen Bedürfniſſe der während des 
Krieges 1914—1918 verwüſteten Gegenden berückſichtigt werden ſollen“. Unter den 
techniſchen Organiſationen des Völkerbundes iſt die Verkehrsorganiſation die⸗ 
jenige, die von den Zentralorganen des Völkerbundes am unabhängigſten iſt. Sie 
hat ihr eigenes auf der Verkehrskonferenz in Barcelona angenommenes Statut 
und iſt von den drei techniſchen Organiſationen die einzige, die nicht nur aus 
Ausſchüſſen beſteht. Denn die zur Verkehrsorganiſation gehörigen Staaten handeln 
nicht nur durch die Völkerbundsorgane (Rat und Bundes verſammlung), ſondern 
ſie haben ſich in den regelmäßig (alle vier Jahre) zuſammentretenden Verkehrs⸗ 
konferenzen eine beſondere Form der gemeinſamen Willensbildung geſchaffen. Die 
Mitglieder des Hauptausſchuſſes der Verkehrsorganiſation (des beratenden und 
techniſchen Ausſchuſſes für Verkehr und Tranſit) werden nicht durch den Völker: 
bundsrat ernannt, ſondern durch die Regierungen der Ratsmächte und gewiſſer 
anderer durch die Konferenz beſonders beſtimmter Staaten. Der beratende und 
techniſche Ausſchuß hat die folgenden ſtändigen Unterausſchüſſe eingeſetzt, aus 
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deren Benennung fih das Arbeitsgebiet der Verkehrsorganiſation ergibt: Die 
Unterausſchüſſe für Häfen und Seeſchiffahrt, für Binnenſchiffahrt, für Eiſenbahn⸗ 
transporte, für Elektrizitätsverſorgung und für Landſtraßenverkehr. Auf allen 
dieſen Gebieten ſind internationale Konventionen abgeſchloſſen worden, deren 
Aufzählung hier zu weit führen würde. 

Außer dieſen ſtändigen Ausſchüſſen der genannten drei großen techniſchen Or⸗ 
ganiſationen gibt es zur Zeit etwa zwei Dutzend anderer ſtändiger Ausſchüſſe, deren 
Tätigkeit die drei folgenden Hauptarbeitsgebiete umfaßt: Geiſtige Zuſammen⸗ 
arbeit, Verwaltungs⸗, Mandats⸗ und Minderheitenfragen, ſoziale und humanitäre 
Fragen. 

Dem Studium und der Förderung der internationalen geiſtigen Zuſammen⸗ 
arbeit dient ein im Jahre 1921 durch die Bundesverſammlung eingeſetzter Aus⸗ 
ſchuß von zur Zeit 17 Mitgliedern, die vom Rat in perſönlicher Eigenſchaft ernannt 
werden. Die Probleme, mit denen dieſer Ausſchuß ſich beſchäftigt, ſind: Die all⸗ 
gemeine Lage der geiſtigen Arbeit in der Welt; Hilfeleiſtung an Länder, in denen 
die geiſtige Arbeit notleidet; Fragen des Urheberrechts und geiſtigen Eigentums; 
Zuſammenarbeit der Univerſttäten und Bibliotheken ujw. In der Hand des Aus⸗ 
ſchuſſes für geiſtige Zuſammenarbeit liegt auch die Oberaufſicht über das mit 
Mitteln der franzöſiſchen Regierung unterhaltene, aber dem Völkerbunde unter⸗ 
ſtellte Internationale Inſtitut für geiſtige Zuſammenarbeit in Paris, desgleichen 
über die beiden von der italieniſchen Regierung finanzierten Inſtitute in Rom, 
nämlich das Internationale Lehrfilminſtitut und das Internationale Inſtitut für 
die Vereinheitlichung des Privatrechts. 

Die zweite der hier genannten Ausſchußgruppen (Verwaltungs⸗, Mandats⸗ und 
Minderheitenfragen) behandelt wichtige Angelegenheiten, die teils durch die 
Satzung, teils infolge der Friedensdiktate der Zuſtändigkeit des Völkerbundes 
unterworfen ſind. Von dem ſtändigen Mandatsausſchuß war bereits mehrfach 
die Rede. Kolonialfragen behandelt auch der auf Beſchluß der Bundesverſamm⸗ 
lung im Jahre 1932 eingeſetzte beratende Sachverſtändigenausſchuß in Angelegen⸗ 
heiten der Sklaverei. Ferner ſind hier zu nennen der Regierungsausſchuß für das 
Saargebiet (der gemäß Artikel 49 VV. als Treuhänder des Völkerbundes die 
Regierungsgewalt ſolange auszuüben hat, bis im Jahre 1935 auf Grund einer 
Volksabſtimmung endgültig über das Schickſal des Saargebiets entſchieden ſein 
wird) und ein Ausſchuß für den Austauſch der griechiſchen und türkiſchen Be⸗ 
völkerungsteile (Folge der Grenzregulierung durch den Vertrag von Lauſanne); 
ſchließlich ein Organ des Völkerbundes, das nicht in einem Ausſchuß, ſondern aus 
einer Einzelperſon beſteht, nämlich der Hohe Kommiſſar des Völkerbundes in 
Danzig (Artikel 103 VV.). — Einen ſtändigen Ausſchuß für Minderheiten gibt 
es nicht, obwohl er oft gefordert worden iſt. Minderheitenfragen werden im 
Schoße des Rates durch den jeweiligen Vorſitzenden mit Hilfe zweier Ratsdele⸗ 
gierten, die ſogenannten Dreierausſchüſſe, vorbereitet. 

Was ſchließlich die ſozialen und humanitären Fragen betrifft, ſo ſtehen hier 
Organiſationen im Vordergrund, die zur Bekämpfung des illegalen Handels mit 
Opium und anderen RNauſchgiften geſchaffen find. Die Bekämpfung des Opium⸗ 
handels war bereits vor dem Kriege Gegenſtand internationaler Abmachungen 
(Haager Abkommen vom 23. Januar 1912), deren allgemeine Überwachung ſodann 
dem Völkerbunde gemäß Artikel 230 der Satzung übertragen wurde. Zur Aus⸗ 
übung dieſer Funktion bedient ſich der Völkerbund eines beratenden Ausſchuſſes, 
deſſen Mitglieder Regierungsvertreter find. Durch die beiden unter den Auſpizien 
des Völkerbundes geſchloſſenen Genfer Opiumkonventionen vom 19. Februar 1925 
und vom 13. Juli 1931 wurden außerdem zwei Kontrollorgane geſchaffen, nämlich 
der ſtändige Opiumausſchuß (Mitglieder, vom Rat ernannt in perſönlicher Eigen⸗ 
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ſchaft) und der Kontrollausſchuß (je ein Mitglied ernannt vom beratenden Aus⸗ 
ſchuß, vom ſtändigen Opiumausſchuß, vom Hygieneausſchuß des Völkerbundes und 
vom Internationalen Amt der öffentlichen Geſundheitspflege Paris). 

Auf dem Gebiete der ſozialen Fürſorge ſind dem Völkerbund gleichfalls durch 
Artikel 230 feiner Satzung gewiſſe Funktionen übertragen worden, nämlich die 
allgemeine Überwachung der Abmachungen, betreffend den Mädchen⸗ und Kinder⸗ 
handel. Dieſe Funktionen werden ausgeübt durch den aus Regierungsvertretern 
zuſammengeſetzten beratenden Ausſchuß zum Schutze der Kindheit und Jugend. 
Zum ſozialen Gebiet gehört auch die internationale Organiſation der Flüchtlings⸗ 
fürſorge, beſtehend aus dem beratenden Ausſchuß der Regierungen und dem Inter⸗ 
nationalen Nanſenamt. Der im Jahre 1933 eingeſetzte Hohe Kommiſſar für Flücht⸗ 
linge aus Deutſchland iſt zwar vom Rat ernannt, aber kein Organ des Völker⸗ 
bundes. 


C. Die autonomen Organiſationen (Ständiger Internationaler Gerichtshof 
und Organiſation der Arbeit) 


Unter den autonomen Organiſationen des Völkerbundes (zu unterſcheiden von 
den im vorigen Abſchnitt beſprochenen techniſchen Organiſationen) verſteht man 
den Ständigen Internationalen Gerichtshof im Haag ſowie die Organiſation der 
Arbeit mit dem Internationalen Arbeitsamt in Genf. Beide Organiſationen 
ſtehen in engem Zuſammenhang mit dem Völkerbunde und werden aus Völker⸗ 
bundsmitteln unterhalten; ſie ſind jedoch autonom inſofern, als ihre Tätigkeit ſich 
im weſentlichen unabhängig von den Bundesorganen vollzieht. Auch ihr jährliches 
Budget wird geſondert von demjenigen der Völkerbundsorgane und des Sekre⸗ 
tariats aufgeſtellt. 

Das Statut des Ständigen Internationalen Gerichtshofs iſt auf Grund des 
Artikel 14 der Völkerbundsſatzung vom Rat mit Hilfe eines Juriſtenausſchuſſes 
ausgearbeitet und von der Bundesverſammlung durch Beſchluß vom 13. Dezember 
1920 angenommen worden. Die Inkraftſetzung des Statuts iſt aber nicht durch 
einen verfaſſungsmäßigen Akt des Völkerbundes, ſondern durch ein der Rati⸗ 
fizierung unterworfenes Protokoll der Völkerbundsſtaaten vom 16. Dezember 1920 
erfolgt. Auch werden die Verhandlungen über Abänderungen des Statuts und 
über allgemeine, die Funktionen des Gerichtshofs betreffende Fragen nicht in der 
Bundesverſammlung, ſondern in beſonderen Konferenzen der Signatarſtaaten des 
Protokolls geführt. Nicht alle Völkerbundsſtaaten haben das Zeichnungsprotokoll 
zum Statut ratifiziert. Andererſeits ſteht der Gerichtshof aber auch Nichtmit⸗ 
gliedern des Völkerbundes offen. Die Bedingungen hierfür ſind gemäß Artikel 35 
Abſatz 2 des Statuts durch einen Beſchluß des Völkerbundsrats vom 17. Mai 1922 
generell feſtgeſetzt worden. Eine Sonderſtellung nehmen die Vereinigten Staaten 
von Amerika ein, da ſie zwar zu den im Anhang der Völkerbundsſatzung er⸗ 
wähnten Staaten gehören, denen der Gerichtshof nach Artikel 35 Abſatz 1 ſeines 
Statuts offenſteht, aber weder Mitglied des Völkerbundes, noch dem Zeichnungs⸗ 
protokoll des Statuts bis jetzt beigetreten ſind. Obwohl der Ständige Internatio⸗ 
nale Gerichtshof eine „autonome“ Organiſation iſt, üben die Völkerbundsorgane 
doch in Organiſationsfragen wichtige Befugniſſe aus (Richterwahl, Beſtimmung 
der Anzahl der Richter, Feſtſetzung der Gehälter und Penſionen). 

Die ſachliche Zuſtändigkeit des Gerichtshofs erſtreckt ſich gemäß Artikel 36 Ab⸗ 
ſatz 1 ſeines Statuts auf alle Angelegenheiten, die die Parteien ihm unterbreiten, 
ſowie auf alle Fälle, die in internationalen Verträgen beſonders vorgeſehen find. 
Auf einige Einzelheiten der Zuſtändigkeit wird im Zuſammenhang mit der fried⸗ 
lichen Streitregelung noch zurückzukommen ſein. 

Die Organiſation der Arbeit mit dem Internationalen Arbeitsamt in Genf 
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beruht nicht auf der Völkerbundsſatzung, ſondern auf Teil XIII des Verſailler 
Vertrags. Es beſteht jedoch ein enger Zuſammenhang mit dem Völkerbund, da 
die Mitgliedſchaft im Völkerbunde auch die Mitgliedſchaft in der Organiſation 
der Arbeit mit ſich bringt, und das in Genf errichtete Internationale Arbeitsamt 
einen Beſtandteil der Bundeseinrichtungen bildet. (Artikel 387 und 392 WV.) 
Trotz des verfaſſungsmäßigen Zuſammenhangs zwiſchen der Mitgliedſchaft im 
Völkerbunde und in der Arbeitsorganiſation iſt Braſilien nach ſeinem Aus⸗ 
ſcheiden aus dem Völkerbunde Mitglied der Arbeitsorganiſation geblieben und 
hat auch Japan dieſelbe Abſicht angekündigt, während Deutſchland gleichzeitig 
mit ſeinem Austritt aus dem Völkerbunde auch ſeinen Austritt aus der 
Organiſation der Arbeit erklärt hat. Andererſeits ſind wiederum die Vereinigten 
Staaten von Amerika kürzlich der Arbeitsorganiſation beigetreten, allerdings nicht 
ohne die ausdrückliche Erklärung, daß dieſer Beitritt in keiner Weiſe die Über⸗ 
nahme irgendwelcher Verpflichtungen aus der Völkerbundsſatzung in ſich ſchließen 
ſollte. Die Stellung der Sowjetunion zur Organiſation der Arbeit iſt noch 
ungeklärt. 

Die Funktionen der internationalen Arbeitsorganiſation werden nicht durch 
die Völkerbundsorgane, ſondern durch die jährlich tagende Hauptverſammlung 
der Vertreter der Mitgliedſtaaten ausgeübt. Die Delegationen der Mitglied⸗ 
ftaaten auf der Hauptverſammlung beſtehen aus je vier Vertretern, von denen 
zwei Regierungsvertreter find, von den zwei anderen vertritt einer die Arbeit⸗ 
geber und einer die Arbeitnehmer ſeines Landes. Die Willensbildung der 
Hauptverſammlung erfolgt durch Zweidrittelmehrheit und beſteht entweder in Vor⸗ 
ſchlägen an die Mitgliedſtaaten oder im Entwurf internationaler Konventionen, 
die der Ratifizierung der einzelnen Staaten bedürfen, um für dieſe verbindlich 
zu ſein. Die Tätigkeit des Internationalen Arbeitsamtes beſteht in einem In⸗ 
formationsdienſt über die Arbeitsverhältniſſe aller Länder ſowie in der Vor⸗ 
bereitung und Durchführung der von der Hauptverſammlung gefaßten Ent⸗ 
ſchließungen, weiſt alſo eine gewiſſe Analogie mit der Tätigkeit des Völkerbunds⸗ 
ſekretariats auf. Die Rechtsverhältniſſe des Perſonals des Internationalen 
Arbeitsamts find im weſentlichen dieſelben wie beim Perſonal des Völkerbunds⸗ 
ſekretariats, jedoch unterſteht das Internationale Arbeitsamt mit ſeinem Leiter 
nicht unmittelbar den Völkerbundsorganen, ſondern einem beſonderen Ver⸗ 
waltungsrat. 

D. Finanzen 

Nach Artikel 6 Abſatz 5 der Satzung werden die Koſten des Völkerbundes von 
den Bundesmitgliedern in dem Verhältnis getragen, das die Bundesverſammlung 
beſchließt. Das Recht der Budgetbewilligung ſteht der Bundesverſammlung zu, 
die ſich zur Vorbereitung und Prüfung des Budgets eines dreigliedrigen Aus⸗ 
ſchuſſes, der Kontrollkommiſſion, bedient. Die im Budget vorgeſehenen Ausgaben 
werden auf die einzelnen Mitgliedſtaaten nach einem Verteilungsſchlüſſel um⸗ 
gelegt. Hiernach entfielen für das Jahr 1933 


auf Großbritannien . . . 105 Einheiten 
auf Deutſchland und Frankreich je i 1 
auf Italien und Japan je 60 5 uſw. 


Die Geſamtbeiträge im Jahre 1933 betrugen 27 517 495 Schweizer Franken, 
davon der Beitrag Deutſchlands 2 608 297 Schweizer Franken. 

Für den Bau des ſeiner Vollendung entgegengehenden neuen Völkerbunds⸗ 
gebäudes (Unterbringung der Bundesverſammlung, des Rats, der Ausſchüſſe und 
Konferenzen, des Sekretariats und der Bibliothek) find 25 577 050 Schweizer 
Franken bewilligt. Die völkerbundseigene Radioftation hat 2 330 464 Schweizer 
Franken gekoſtet. 


273 


II. Arbeitsgebiet und Tätigkeit des Völkerbundes 


A. Allgemeiner Uberblick 


Eine allgemeine Überſicht über das Arbeitsgebiet der Völkerbundsorgane 
bekommt man bereits, wenn man ſich die Aufgaben der oben behandelten tech⸗ 
niſchen Organiſationen und der zahlreichen Ausſchüſſe vergegenwärtigt. Ergänzend 
iſt folgendes zu bemerken: 


1. Verfaſſungsmäßige Aufgaben (Mandats kontrolle) 


An erſter Stelle ſteht die Bewältigung der Aufgaben, die dem Völkerbund durch 
ſeine Satzungen zugewieſen ſind. Vor allem alſo die geſamte der Friedens⸗ 
wahrung dienende Tätigkeit, die ſich auf die friedliche Regelung internationaler 
Streitigkeiten, auf die Sicherheit und die Abrüſtung bezieht. Dieſes wichtigſte 
Gebiet wird im nächſten Abſchnitt geſondert behandelt. 

Durch die Satzung (Artikel 22) iſt dem Völkerbunde auch die Überwachung der 
Verwaltungen der Mandatsgebiete übertragen. Der bereits mehrfach erwähnte 
ſtändige Mandatsausſchuß nimmt zu dieſem Zwecke die Jahresberichte der 
Mandatsmächte entgegen und berichtet ſeinerſeits an den Rat. Die Mandate 
ſelbſt ſind den Mandatsmächten nicht vom Völkerbund, ſondern von den alliierten 
und aſſoziierten Hauptmächten erteilt worden, die ſich durch die Friedensdiktate 
in den Beſitz der Mandatsgebiete ſetzten. Für die deutſchen Kolonien gilt 
Artikel 119 VV. 2. Wie weit die Rechte des Völkerbundes gegenüber den 
Mandataren gehen, iſt zweifelhaft. Zeitungsnachrichten zufolge hat das japaniſche 
Kabinett am 17. März 1933 einſtimmig beſchloſſen, das Mandat über die Südſee⸗ 
inſeln, alſo über die ehemals deutſchen Karolinen, auch nach dem Austritt aus 
dem Völlerbunde zu behalten. Andererſeits hat die japaniſche Regierung dem 
Mandatsausſchuß bis jetzt nach wie vor ihre Berichte erſtattet. 


2. Durch Verträge übertragene Aufgaben (Minderheitenſchutz und 
Durchführung der Friedensdiktate) 


Die zweite Stelle auf dem Arbeitsgebiet des Völkerbundes nehmen diejenigen 
Aufgaben ein, die ihm durch Sonderverträge übertragen worden ſind. Hierher 
gehört vornehmlich das Patronat des Völkerbundes über die Minderheiten. Der 
Schutz der religiöſen, nationalen und ſprachlichen Minderheiten iſt denjenigen 
Staaten, die dem Weltkriege ihre Entſtehung oder beträchtlichen Gebietszuwachs 
verdanken, durch die alliierten und aſſoziierten Hauptmächte als Vorbedingung 
für ihre Anerkennung auferlegt und in den hierüber abgeſchloſſenen Verträgen 
unter die Garantie des Völkerbundes geſtellt worden. Zur Ausübung dieſer 
Garantie bedient ſich der Völkerbund nicht (wie bei den Mandaten) eines 
ſtändigen Ausſchuſſes, es gibt keinen Minderheitenausſchuß. Beſchwerden über 
die Behandlung der Minderheiten eines Staates werden in der zuſtändigen 
Abteilung des Völkerbundsſekretariats bearbeitet und der beteiligten Regierung 
zur Außerung zugeleitet. Bevor der Rat entſcheidet, ob er ſich mit einer 
Minderheitenbeſchwerde befaſſen ſoll, wird das Material von einem aus drei 


2 Gegen dieſe Regelung hat die Deutſche Friedensdelegation in ihren Bemerkungen 
zu den Friedensbedingungen folgenden Proteſt eingelegt: 

„Die in den Artikeln 119 ff. des Friedensvertragsentwurfs vorgeſehene Forderung des 
Verzichts Deutſchlands auf ſeine überſeeiſchen Beſitzungen iſt nach der Überzeugung der 
Deutſchen Friedensdelegation mit den auf Ziffer V der Botſchaft an den Kongreß der 
Vereinigten Staaten vom 8. Januar 1918 fußenden Abmachungen des Waffenſtillſtands⸗ 
vertrages nicht in Einklang zu bringen. Die Deutſche Regierung hält vielmehr den An⸗ 
ſpruch Deutſchlands auf Wiederherausgabe ſeines Kolonialbeſitzes für gerechtfertigt. 
Deutſchland iſt aber bereit, wenn ein Völkerbund zuſtande kommt, in den es ſofort als 
gleichberechtigtes Mitglied aufgenommen wird, die Verwaltung ſeiner Kolonien nach den 
Grundſätzen des Völkerbundes zu führen, gegebenenfalls als deſſen Mandatar.“ 
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Ratsmitgliedern beſtehenden Ausſchuß geprüft. Bei der Ausübung feiner 
Schutzpflicht zugunſten der Minderheiten hat der Völkerbund vollkommen verſagt. 
Rechtlich gründet ſich die Autorität des Völkerbundes als Schutzinſtanz für die 
Minderheiten auf eine ausdrückliche Beſtimmung, die ſich in allen Minderheiten⸗ 
ſchutzverträgen findet und wonach die dem Minderheitenſchutz dienenden Beſtim⸗ 
mungen Verpflichtungen von internationalem Intereſſe darſtellen und unter 
die Garantie des Völkerbundes geſtellt werden. Dieſe Beſtimmung iſt ins⸗ 
beſondere im Artikel 12 des Minderheitenſchutzvertrages enthalten, den Polen 
am 28. Juni 1919 mit den alliierten und aſſoziierten Hauptmächten geſchloſſen 
hat. Gleichwohl hat der Vertreter der polniſchen Regierung im September 1934 
auf der Völkerbundsverſammlung die folgende Erklärung abgegeben: „In Er⸗ 
wartung der Inkraftſetzung eines allgemeinen und gleichartigen Syſtems des 
Minderheitenſchutzes ſieht ſich meine Regierung veranlaßt, von heute ab jede 
Zuſammenarbeit mit den internationalen Organiſationen abzulehnen, ſoweit ſie 
die Kontrolle der Durchführung des Minderheitenſchutzes durch Polen betrifft.“ — 
Da man auf die Inkraftſetzung eines allgemeinen und gleichartigen Syſtems 
des Minderheitenſchutzes vergeblich warten wird, iſt es klar, daß ſich die polniſche 
Regierung der Kontrolle des Völkerbundes mit dieſer Erklärung entzogen hat. 
Die politiſche Auswirkung dieſes Schrittes bleibt abzuwarten. Was den Völker⸗ 
bund betrifft, ſo ſteht feſt, daß er ſeine Autorität nicht zu wahren verſtanden hat. 

Zu den Aufgaben, die dem Völkerbunde durch Sonderverträge übertragen 
worden find, gehören ferner alle diejenigen, die in den Friedensdiktaten vorge⸗ 
ſehen ſind, alſo insbeſondere alle Funktionen, die ſich aus ſeiner Eigenſchaft als 
Treuhänder des Saargebiets oder als Schutzmacht Danzigs ergeben. Auch über 
das Memelgebiet ſteht dem Völkerbunde ein allerdings begrenztes Aufſichtsrecht 
zu, da nach Artikel 17 der zwiſchen Litauen und den alliierten und aſſoziierten 
Hauptmächten geſchloſſenen Konvention vom 8. Mai 1924 über das Memelgebiet 
jedes Mitglied des Völkerbundsrats berechtigt iſt, die Aufmerkſamkeit des Rats 
auf jede Verletzung der Beſtimmungen der Konvention ſowie des Statuts des 
Memelgebiets zu lenken. 


3. Internationale Konferenzen und Konventionen 


Die vielſeitige Tätigkeit, die der Völkerbund insbeſondere durch ſeine ſtändigen 
Ausſchüſſe und techniſchen Organiſationen entfaltet, äußert ſich auch in den zahl⸗ 
reichen unter den Auſpizien des Völkerbundes abgehaltenen internationalen 
Konferenzen und den auf dieſen Konferenzen abgeſchloſſenen Konventionen. Über 
Inhalt und Rechtszuſtand (Parteien, Ratifikationen, Inkrafttreten) dieſer Kon: 
ventionen gibt eine periodiſch vom Sekretariat veröffentlichte Liſte genauen 
Aufſchluß. Durchblättert man dieſe Liſte, ſo findet man, daß von den acht 
Protokollen zur Abänderung der Satzung kein einziges in Kraft getreten iſt. 
Auch die Haager Konferenz zur Kodifikation des Völkerrechts (1930) hat nur ein 
Abkommen und drei Protokolle über Fragen der Staatsangehörigkeit gezeitigt, 
von denen keines in Kraft getreten iſt. Von den zahlreichen auf dem Gebiete 
der Wirtſchaft und Finanzen, des Verkehrs und der ſozialen Fürſorge (Opium) 
abgeſchloſſenen Konventionen war bereits oben bei Beſprechung der techniſchen 
Organiſationen und Ausſchüſſe die Rede. 


B. Kriegsverhütung (friedliche Streitregelung, Sicherheit und Abrüſtung) 


Die wichtigſte Aufgabe des Völkerbundes und das Kernſtück ſeiner geſamten 
Tätigkeit beſteht in der Sicherung des Friedens. Wenn der Völkerbund bei 
dieſer Aufgabe verſagt — ſo äußerte dem Sinne nach vor einer Neihe von Jahren 
ein Delegierter auf der Bundesverſammlung —, ſo kommt es auf etwas mehr 


275 


Opium oder Mädchenhandel auch nicht mehr an. Die Bemühungen des Voölker⸗ 
bundes im Sinne dieſer ſeiner vornehmſten Aufgabe haben ein ganzes Rechts⸗ 
ſyſtem gezeitigt, das man Kriegsverhütungsrecht zu nennen pflegt und deſſen 
Darſtellung allein einen umfangreichen Band erfordert. Leider hat es ſich gezeigt, 
5 in abstracto durchgebildete Syſtem den Tatſachen des Lebens nicht 
genügt. 

Die weſentlichen der Kriegsverhütung dienenden Beſtimmungen der Völker⸗ 
bundsſatzung find in den Artikeln 8—17 und 19 enthalten. 


Artikel 8 und 9 enthalten die Abrüſtungsbeſtimmungen. Gemäß Artikel 8 
Abſatz 1 bekennen ſich die Bundesmitglieder zu dem Grundſatz, daß die Aufrecht⸗ 
erhaltung des Friedens eine Herabſetzung der nationalen Nüſtungen auf das 
Mindeſtmaß erfordert, das mit der nationalen Sicherheit und mit der Erzwingung 
internationaler Verpflichtungen durch gemeinſchaftliches Vorgehen vereinbar iſt. 
Die der Abrüſtung geltenden Bemühungen des Völkerbundes, ſeiner Organe und 
Mitglieder haben als Nebenprodukt ein ganzes Vertragsſyſtem zur Negelung 
internationaler Streitigkeiten und zur Gewährleiſtung der Sicherheit der Staaten 
gezeitigt; das Hauptprodukt, eine Abrüſtungskonvention, haben fie in 14 Jahren 
nicht hervorgebracht. 

Artikel 10 enthält eine Gewährleiſtung der Sicherheit aller Völkerbundsſtaaten 
gegen äußere Angriffe. Die Verpflichtung der Bundesmitglieder, die Unverſehrt⸗ 
heit des Gebietes und die beſtehende politiſche Unabhängigkeit aller anderen 
Bundesmitglieder zu achten und gegen jeden äußern Angriff zu wahren, wird 
unter die Garantie des Völkerbundes geſtellt. „Im Falle eines Angriffs, der 
Bedrohung mit einem Angriff oder einer Angriffsgefahr nimmt der Rat auf 
die Mittel zur Durchführung dieſer Verpflichtung Bedacht.“ 


Artikel 11 bildet die Baſis für die geſamte durch den Rat ausgeübte Ber: 
mittlungstätigkeit des Völkerbundes. In Abſatz 1 wird ausdrücklich feſtgeſtellt, 
daß jeder Krieg und jede Bedrohung mit Krieg, mag davon unmittelbar ein 
Bundesmitglied betroffen werden oder nicht, eine Angelegenheit des ganzen 
Bundes iſt, und daß dieſer die zum wirkſamen Schutz des Völkerfriedens geeigneten 
Maßnahmen zu ergreifen hat. Dieſe Interventionspflicht des Völkerbundes 
beſchränkt ſich nicht auf den Fall eines Krieges oder einer Kriegsdrohung. Viel⸗ 
mehr wird im Abſatz 2 weiter feſtgeſtellt, daß jedes Bundesmitglied das Recht 
hat, in freundſchaftlicher Weiſe die Aufmerkſamkeit der Bundesverſammlung oder 
des Rats auf jeden Umſtand zu lenken, der von Einfluß auf die internationalen 
Beziehungen ſein kann und daher den Frieden und das gute Einvernehmen 
zwiſchen den Nationen, von dem der Friede abhängt, zu ſtören droht. In den 
weiten Rahmen dieſes Artikels paßt jeder internationale Streitfall. Daher (und 
aus ſpäter noch zu erwähnenden Gründen) ſind die weitaus meiſten Fälle, die 
dem Nat zur Vermittlung unterbreitet worden ſind, ihm auf Grund des Artikel 11 
(und nicht des Artikel 15) unterbreitet worden. 


Artikel 12 Satz 1 enthält den wichtigen Grundſatz, daß alle Streitfragen, die 
zu einem Bruche führen können, entweder der Schiedsgerichtsbarkeit oder 
der Prüfung durch den Rat (nach Artikel 11 oder 15) zu unterwerfen ſind. Die 
Verpflichtung, die friedliche Regelung aller Streitfälle auf einem dieſer beiden 
Wege wenigſtens zu verſuchen, iſt eine abſolute. Nicht abſolut, ſondern nur 
aufſchiebend iſt das im folgenden Satze enthaltene Kriegsverbot: Nach Artikel 12 
Satz 2 kommen die Bundesmitglieder überein, in keinem Falle vor Ablauf von 
drei Monaten nach der ſchiedsgerichtlichen Entſcheidung oder dem Berichte des 
Rats zum Kriege zu ſchreiten. Dieſes aufſchiebende Kriegsverbot iſt ergänzt 
durch den Pakt von Paris (Kelloggpakt) vom 27. Auguſt 1928, dem die meiſten 
Völkerbundsſtaaten l(einſchließlich Deutſchlands, Japans und der Sowjetunion) 
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und außerdem die Vereinigten Staaten von Amerika als Vertragsparteien ans» 
gehören und in dem ſie den Krieg als Mittel für die Löſung internationaler 
Streitfälle verurteilen und auf ihn als Werkzeug nationaler Politik in ihren 
gegenſeitigen Beziehungen verzichten. 

In Artikel 13 kommen die Bundesmitglieder überein, jede Streitfrage, „die 
nach ihrer Anſicht einer ſchiedsrichterlichen oder gerichtlichen Entſcheidung zu⸗ 
gänglich iſt“ (wozu insbeſondere gewiſſe Kategorien von Rechtsſtreitigkeiten 
gehören ſollen), dem gemäß Artikel 14 eingerichteten Ständigen Internationalen 
Gerichtshof oder einem anderen Schiedsgericht zu unterbreiten und ſich dem 
Spruche zu fügen. Die hier vorgeſehene internationale Schiedsgerichtsbarkeit 
hängt demnach von einer vorherigen Einigung der Parteien ab, iſt alſo grund⸗ 
ſätzlich fakultativ und nicht obligatoriſch. 


Artikel 15 regelt das Verfahren zur friedlichen Beilegung aller Streitigkeiten, 
„die zu einem Bruche führen können“ und der Schiedsgerichtsbarkeit gemäß 
Artikel 13 nicht unterworfen werden. Hier iſt zunächſt ein Vermittlungsverfahren 
vor dem Rat vorgeſehen (Abſatz 1—3). Scheitert die Vermittlung, ſo veröffent⸗ 
licht der Rat einen „auf einſtimmigem Beſchluß oder Mehrheitsbeſchluß beruhen⸗ 
den Bericht, der die Einzelheiten der Streitfrage und die Vorſchläge wiedergibt, 
die er zur Löſung der Frage als die gerechteſten und geeignetſten empfiehlt“ 
(Abſatz 4). Dieſer „Bericht“ des Rats hat nicht die rechtsverbindliche Wirkung 
eines ſchiedsgerichtlichen Urteils. Er hat aber Rechtsfolgen, die verſchieden ſind, 
je nachdem der Bericht auf einem einſtimmigen Beſchluß oder einem Mehrheits⸗ 
beſchluß des Rats beruht. Wird der Bericht des Rats einſtimmig angenommen, 
wobei die Parteiſtimmen nicht zählen, ſo „verpflichten ſich die Bundesmitglieder, 
gegen keine Partei, die ſich dem Vorſchlage fügt, zum Kriege zu ſchreiten“ (Ab⸗ 


ſatz 6). Im anderen Falle „behalten ſich die Bundesmitglieder das Recht vor, die 


Schritte zu tun, die ſie zur Wahrung von Recht und Gerechtigkeit für nötig er⸗ 
achten“ (Abſatz 7), d. h. nach Ablauf der im Artikel 12 vorgeſehenen Dreimonats⸗ 
friſt iſt die rechtliche Möglichkeit eines kriegeriſchen Austrags gegeben (ſoweit 
nicht auch hier der Kelloggpakt entgegenſteht). Ausdrücklich ausgenommen von 
der Vermittlung des Rats nach Artikel 15 ſind Fragen, die nach internationalem 
Recht zur ausſchließlichen Zuſtändigkeit einer Partei gehören, zum domaine 
réservés, über deſſen Abgrenzung eine beſonders reiche Literatur erwachſen iſt. 
Schließlich kann das Verfahren nach Artikel 15 unter gewiſſen Vorausſetzungen 
und mit gewiſſen Modifikationen auch bei der Bundesverſammlung anhängig 
gemacht werden (Abſatz 9 und 10). 

Das Verfahren nach Artikel 15 der Satzung iſt eingehender geregelt und einem 
Prozeßverfahren ähnlicher als die Intervention des Rats nach Artikel 11. Es 
ſetzt die Gefahr eines Bruchs, alſo eine anerkannt ſchwerwiegende Bedeutung des 
Streitfalles, voraus, es wird durch die ſtreitenden Parteien ſelbſt (nicht wie im 
Artikel 11 durch irgendein Bundesmitglied) in Gang geſetzt und es endet zwar 
nicht in einem verbindlichen Urteil, aber doch in einer ohne die Parteiſtimmen ge⸗ 
faßten Entſchließung des Rats, die weitgehende Rechtsfolgen mit Bezug auf Krieg 
und Frieden zeitigt. Wird die Entſchließung einſtimmig gefaßt, ſo beſchwört die 
Partei, die entgegen der Beſtimmung des Abſatzes 6 zum Kriege ſchreitet, die 
Sanktionsfolgen des Artikel 16 herauf. Wird die Entſchließung nicht ein⸗ 
ſtimmig gefaßt, ſo bleibt die rechtliche Möglichkeit eines kriegeriſchen Austrages 
beſtehen. Bis jetzt find vier Fälle von ſchwerwiegender politiſcher Bedeutung 
unter Artikel 15 vor den Völkerbund gebracht worden 3. Der erſte Streitfall 


2 Ein fünfter Fall, nämlich der Streit zwiſchen Großbritannien und Perſien über die 
Rechte der Anglo Perſian Oil Comp., ift zwiſchen den Parteien beigelegt worden. 
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war die bis heute noch nicht beigelegte Wilnafrage (Polen— Litauen). Von den 
drei anderen iſt einer (der Leticiakonflikt zwiſchen Kolumbien und Peru) beigelegt 
worden. Die beiden übrigen dagegen (Mandſchureikonflikt und Chacokonflikt) 
haben einen ſehr wenig ermutigenden Verlauf genommen. Im Mandſchurei⸗ 
konflikt zwiſchen China und Japan kam es zu einem einſtimmigen Beſchluß der 
Bundesverſammlung, der einerſeits den Austritt Japans aus dem Völkerbunde 
zur Folge hatte und andererſeits die tatſächliche Entſtehung des Kaiſerreichs 
Mandſchukuo nicht hinderte. Der Chacokonflikt zwiſchen Bolivien und Paraguay 
iſt trotz der Anwendung des Artikel 15 in einen Krieg ausgeartet, und zwar in 
einen regelrechten Krieg im Rechtsfinne mit Kriegserklärung und Abbruch der 
diplomatiſchen Beziehungen. 

Artikel 16 der Satzung enthält die ſogenannten Sanktionsbeſtimmungen wirt⸗ 
ſchaftlicher und militäriſcher Art, die die Bundesmitglieder gegen einen Mitglieds⸗ 
ſtaat zu ergreifen haben, der entgegen den Artikeln 12, 13 und 15 „zum Kriege 
ſchreitet“. Der Artikel iſt Gegenſtand zahlreicher theoretiſcher Erörterungen 
geweſen und nicht ohne Einfluß für die Entwicklung des Völkerbundsrechts 
geblieben, hat aber niemals praktiſche Anwendung gefunden, weil jede Regierung 
ſich ſcheut, die Machtmittel ihres Landes in Konflikten einzuſetzen, an denen 
ſie nicht unmittelbar intereſſiert iſt, und weil die einwandfreie „Feſtſtellung des 
Angreifers“ nach den bisherigen Erfahrungen nicht möglich iſt. 

Artikel 17 (Streitfragen zwiſchen einem Völkerbundsmitglied und einem Nicht⸗ 
mitglied) iſt ohne praktiſche Bedeutung geblieben. 

Auch der Artikel 19 iſt ohne jede praktiſche Bedeutung geblieben. Nach dieſem 
Artikel kann die Bundesverſammlung von Zeit zu Zeit die Bundesmitglieder 
zu einer Nachprüfung der unanwendbar gewordenen Verträge und ſolcher inter⸗ 
nationalen Verhältniſſe auffordern, deren Aufrechterhaltung den Weltfrieden 
gefährden. Der Artikel iſt beſtimmt, als Baſis für die Durchführung von 
Reviſionsanſprüchen zu dienen. Bereits aus ſeinem Wortlaut ergibt ſich jedoch, 
daß dieſe Baſis völlig ungenügend iſt, weil gegen den Willen des Reviſions⸗ 
gegners nicht einmal die „Aufforderung zur Nachprüfung“, geſchweige denn die 
Reviſion ſelbſt erfolgen kann. 

Die hier angeführten elf Artikel der Satzung bilden den Kern des umfangreichen 
Rechtsgebiets, das ſich im Laufe der letzten 12 Jahre im Kreiſe der Völkerbunds⸗ 
ſtaaten entwickelt hat, und das man als Kriegsverhütungsrecht des Völkerbundes 
zu bezeichnen pflegt. Seit dem Genfer Protokoll von 1924 wird dieſes Rechts⸗ 
gebiet allgemein in drei Teile gegliedert: friedliche Streitregelung, Sicherheit 
und Abrüſtung. 

Organ des Völkerbundes zur friedlichen Streitregelung iſt, wenn man von der 
Vermittlungstätigkeit des Rats abſieht, der Ständige Internationale Gerichtshof 
im Haag. Seine Gerichtsbarkeit iſt grundſätzlich fakultativ, im Gründungs⸗ 
protokoll vom 16. Dezember 1920 iſt aber die ſog. Fakultativklauſel enthalten, 
wonach die Staaten erklären können, daß ſie ſich bei verbürgter Gegenſeitigkeit 
für gewiſſe Rechtsſtreitigkeiten (nämlich die vier im Artikel 13 der Satzung auf⸗ 
gezählten Kategorien) der obligatoriſchen Gerichtsbarkeit des Haager Gerichtshofs 
unterwerfen. Die große Mehrzahl der Völkerbundsſtaaten hat dieſe Erklärung 
abgegeben. 

Neben dem Ständigen Internationalen Gerichtshof ſpielt der auf den Haager 
Konventionen vom 29. Juli 1899 und 18. Oktober 1907 beruhende Ständige 
Schiedshof noch eine nicht unweſentliche Rolle, da er in zahlreichen Schieds⸗ 
verträgen als ſchiedsrichterliche Inſtanz oder als Muſter für die Bildung von 
Schiedsgerichten ad hoc vorgeſehen iſt. Der Ständige Schiedshof beſteht nur aus 
einem Sekretariat im Haag und aus einer Richterliſte, nach der die interelfierten 
Staaten im Einzelfalle ihr Schiedsgericht ad hoc zuſammenſetzen können. 
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Organe dieſer friedlichen Streitſchlichtung find ſchließlich die in den zweiſeitigen 
Schiedsverträgen vorgeſehenen Vergleichskommiſſionen und Schiedsgerichte. Der 
Abſchluß zweiſeitiger Schiedsverträge zwiſchen den Völkerbundsſtaaten bekam 
einen ſtarken Impuls durch die im Jahre 1925 von Deutſchland mit Frankreich, 
Belgien, Polen und der Tſchechoſlowakei je beſonders geſchloſſenen Schiedsverträge 
von Locarno, und hat im Laufe der Zeit zu einem alle Völkerbundsſtaaten 
umſpannenden Netz von Hunderten von zweiſeitigen Verträgen geführt, die in 
der Mehrzahl dieſelben typiſchen Merkmale aufweiſen. Sie ſehen faſt alle eine 
Vergleichskommiſſion und Schiedsgerichte vor. Die zur Zuſtändigkeit dieſer beiden 
Organe gehörenden Streitfälle werden meiſtens eingeteilt in Rechtsſtreitigkeiten 
(nämlich die vier im Artikel 13 der Satzung genannten Kategorien) und andere 
Streitigkeiten (in der Literatur „politiſche“ Streitigkeiten genannt). Die 
Zuſtändigkeit der Vergleichskommiſſion pflegt für die Rechtsſtreitigkeiten 
fakultativ, für die politiſchen obligatoriſch zu ſein. Für die obligatoriſche ſchieds⸗ 
gerichtliche Regelung der Rechtsſtreitigkeiten iſt entweder der Ständige Inter⸗ 
nationale Gerichtshof im Haag oder ein nach dem Muſter des Ständigen Schieds⸗ 
hofs gebildetes Schiedsgericht ad hoc zuſtändig. Für die Regelung der politiſchen 
Streitigkeiten, die vor der Vergleichskommiſſion nicht gelungen iſt, gibt es in der 
Hauptſache zwei Syſteme. Eine Anzahl von Schiedsverträgen folgt dem Syſtem 
der Locarnoverträge, die ein Schiedsgericht für politiſche Streitigkeiten überhaupt 
nicht kennen, ſondern nur die Vermittlung durch den Rat nach Artikel 15 der 
Satzung. Andere Schiedsverträge ſehen auch für die politiſchen Streitigkeiten 
eine ſchiedsgerichtliche Regelung durch ein ad hoc zu bildendes Schiedsgericht vor. 
Der Unterſchied zwiſchen beiden Syſtemen iſt jedoch mehr ſcheinbar als wirklich. 
Denn nur in ganz ſeltenen Fällen und nur zwiſchen ſolchen Staaten, die nicht 
durch weſentliche Intereſſengegenſätze getrennt ſind, iſt den für politiſche Streitig⸗ 
keiten zuſtändigen Schiedsgerichten die Befugnis zur Entſcheidung ex aequo et 
bono oder gar zur Entſcheidung contra legem (d. h. gegen geltende Verträge) 
übertragen. In der Mehrzahl der Fälle (ſo auch in der Genfer Generalakte vom 
26. September 1928, der Deutſchland nicht beigetreten iſt) iſt das Schiedsgericht 
auch in politiſchen Streitigkeiten an dieſelben Rechtsnormen gebunden wie bei 
der Entſcheidung von Rechtsſtreitigkeiten, wodurch die wichtigſten und folge⸗ 
ſchwerſten rein politiſchen Streitigkeiten, bei denen es um die Schaffung einer 
neuen Rechtslage geht, einer ſchiedsgerichtlichen Regelung praktiſch entzogen 
werden. Zuſammenfaſſend läßt ſich über die friedliche Streitregelung im Völker⸗ 
bundsrecht ſagen, daß für alle Rechtsſtreitigkeiten ein vollkommen ausgebildetes 
Syſtem der ſchiedsgerichtlichen Regelung beſteht, daß aber für die Schlichtung 
lebenswichtiger politiſcher Gegenſätze letzten Endes nur der Völkerbundsrat übrig⸗ 
bleibt, der die große Probe nicht beſtanden hat. 

Was die ſog. Sicherheit betrifft, ſo iſt dieſer Begriff im Sinne des 
Artikel 8 der Satzung zu verſtehen, wo eine Herabſetzung der nationalen Rüſtungen 
auf das Mindeſtmaß gefordert wird, das mit der nationalen Sicherheit und mit 
der Erzwingung internationaler Verpflichtungen durch gemeinſchaftliches Vor⸗ 
gehen vereinbar iſt. Es kann nicht überraſchen, daß bei der langjährigen Vorberei⸗ 
tung der Abrüſtungskonferenz und auf dieſer ſelbſt jeder Staat, der ſich der eigenen 
Abrüſtung widerſetzte, dies mit Berufung auf ſeine nationale Sicherheit tat. In 
der Völkerbundsterminologie werden „Sicherheits“beſtimmungen diejenigen ge⸗ 
nannt, durch welche die Staaten ſich verpflichten, zu keinem Kriege oder Angriff 
zu ſchreiten und dem Staate, der widerrechtlich angegriffen wird, zur Hilfe zu 
kommen. Die „Sicherheits“ beſtimmungen der Satzung find insbeſondere die Ars 
tikel 10, 12 und 16 ſowie die Artikel 13 und 15, ſoweit ſie Kriegsverbote ent⸗ 
halten. Wenn man davon ausgeht, daß Kriege ſich überhaupt durch ein lücken⸗ 
loſes juriſtiſches Syſtem vermeiden laſſen, ſo weiſen die genannten Artikel der 
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Satzung zunächſt inſofern Lücken auf, als es nach Artikel 12, 13 und 15 noch 
legale Kriege gibt. Auch der Kelloggpakt hat dieſe Lücke nicht geſchloſſen. Er hat 
ſelbſtverſtändlich vor der Tatſache haltmachen müſſen, daß die völkerrechtliche 
Notwehr ein nach wie vor anerkanntes und unverzichtbares Grundrecht der 
Staaten iſt. Notwehr und Selbſtverteidigung ſetzen einen rechtswidrigen Angriff 
voraus. Eine einwandfreie Methode zur Feſtſtellung des Angreifers iſt aber (trotz 
der neuerdings von der Sowjetunion mit ihren Nachbarn geſchloſſenen Pakte „zur 
Definition des Angreifers“, die auf Anregungen der Abrüſtungskonferenz be⸗ 
ruhen) noch nicht gefunden und kann, ſchon in Ermangelung einer in allen Fällen 
unparteiiſchen internationalen Inſtanz, nicht gefunden werden. Aus dieſem Grunde 
haben die Völkerbundsmitglieder, die für Konflikte, die ſie nicht unmittelbar be⸗ 
rühren, keine Opfer bringen wollen, es auch durchaus in der Hand, ſich ihrer 
Sanktions verpflichtung gemäß Artikel 16 der Satzung zu entziehen. Schließlich 
darf nicht vergeſſen werden, daß ein Verzicht auf den Krieg als Mittel der 
"nationalen Politik nur dann wirkſam und zuverläſſig fein kann, wenn es gleich⸗ 
zeitig ein wirkſames friedliches Verfahren zur Regelung aller Streitigkeiten gibt. 
Daß das heutige Syſtem der internationalen Schiedsgerichtsbarkeit die Regelung 
lebenswichtiger rein politiſcher Konflikte nicht nur tatſächlich, ſondern auch recht⸗ 
lich nicht umfaßt, wurde bereits betont. 


In dem Bemühen der Völkerbundsmitglieder, die hier angedeuteten Lücken 
in ihrem Rechtsſyſtem zu ſchließen, laſſen ſich zwei Methoden unterſcheiden, die der 
Prävention und diejenige der Repreſſion. Die erſte, zu der die deutſche Regierung 
ſich bekennt, beſteht in der Ausräumung der Urſachen, die einen Krieg herbei⸗ 
führen können, d. h. in einem friedlichen Ausgleich der politiſchen Spannungen, 
ſowie ferner in einer Erweiterung der bereits im Kelloggpakt übernommenen Ver⸗ 
pflichtungen (Nichtangriffspakte, deutſch⸗polniſche Erklärung vom 26. Januar 1934). 
Die zweite Methode beſteht in der Vorbereitung der gegen einen „Angreifer“ an⸗ 
zuwendenden Repreſſionsmaßnahmen und läuft letzten Endes auf Bekämpfung 
des Krieges durch den Krieg hinaus. Dieſe Methode iſt namentlich von Frankreich 
und den Staaten der Kleinen Entente angewendet worden, deren Vertragsſyſtem 
„zur gegenſeitigen Hilfeleiſtung“ ſich formell in den Rahmen der Völkerbunds⸗ 
ſatzung und deren Artikel 16 einfügt, tatſächlich aber nichts anderes iſt, als ein 
gegen dritte Staaten gerichtetes Bündnisſyſtem, das ſich von den Vorkriegs⸗ 
allianzen in nichts unterſcheidet. Der Pakt von Locarno iſt von dieſem Syſtem 
ſehr weſentlich verſchieden, denn er iſt nicht zwiſchen früheren Verbündeten, 
ſondern zwiſchen früheren Kriegsgegnern geſchloſſen, dient der Befriedung eines 
genau beſtimmten Gebiets und wird von zwei Großmächten garantiert, die nicht 
zu den Hauptbeteiligten gehören. 

Da die Verträge zur gegenſeitigen Hilfeleiſtung von den Intereſſentengruppen 
zur Verſtärkung ihrer nationalen Sicherheit abgeſchloſſen ſind, und da die nationale 
Sicherheit im Artikel 8 der Völkerbundsſatzung die bekannte wichtige Rolle ſpielt, 
kann es nicht überraſchen, daß der Ausbau des Vertragsſyſtems zur gegenſeitigen 
Hilfeleiſtung, neuerdings unter aktiver Teilnahme der Sowjetunion, gerade im 
Verlauf der Abrüſtungskonferenz einen neuen Impuls bekommen hat (Entwurf 
des ſogenannten Oſtpakts). 

Was ſchließlich die Abrüſtung im Rahmen des Artikel 8 der Völkerbundsſatzung 
betrifft, ſo kann man ſich auf die Feſtſtellung beſchränken, daß die internationale 
„Konferenz für die Herabſetzung und Begrenzung der Rüſtungen'“ nicht, wie ſeiner⸗ 
zeit (im Genfer Protokoll von 1924) vorgejehen, am Montag, dem 15. Juni 1925, 
ſondern erſt am Dienstag, dem 2. Februar 1932, zuſammengetreten iſt und daß 
ſie bis heute (Oktober 1934) kein Ergebnis gezeitigt hat. 
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III. Zuſammenfaſſende Kritik 


Wenn man ſich die Größe der Völkerbundsorganiſation und des von ihr be⸗ 
handelten Arbeitsgebiets vergegenwärtigt, ſo erſcheinen die poſitiven Ergebniſſe, 
die dieſer gewaltige Apparat gezeitigt hat, enttäuſchend gering. Gewiß haben die 
techniſchen Organiſationen auf ihren Spezialgebieten Beachtliches geleiſtet. Aber 
eine internationale Zuſammenarbeit auf dem Gebiete des Verkehrs, der Hygiene, 
der Bekämpfung des Opiumhandels und der Sklaverei uſw. hat es auch vorher 
gegeben. Für dieſe Zwecke brauchte der Völkerbund nicht geſchaffen zu werden, 
und iſt es auch nicht. Seiner Hauptaufgabe, der Befriedung der Welt zu dienen 
und die allgemeine Abrüſtung herbeizuführen, iſt der Völkerbund nicht gerecht ge⸗ 
worden. Die politiſchen Spannungen in Europa haben im Schoße des Völker⸗ 
bundes keinen Ausgleich gefunden, und die kriegeriſchen Konflikte in Oſtaſien 
und Südamerika find nicht durch den Völkerbund beigelegt worden, dagegen hat 
Japan den Völkerbund verlaſſen. Trotz der einſtimmigen Mißbilligung der Bun⸗ 
desverſammlung iſt in Oſtaſien ein neuer Staat entſtanden. Die Abrüſtungs⸗ 
konferenz iſt geſcheitert. Auf dem Gebiete der Weltwirtſchaft und der Kodifikation 
des internationalen Rechts hat ſich der Völkerbund vergeblich verſucht. Ein wirk⸗ 
ſamer Schutz der nationalen Minderheiten iſt ihm nicht gelungen, im Gegenteil 
hat neuerdings die Regierung eines großen Landes jede Kontrolle der Völker⸗ 
bundsorgane auf dieſem Gebiete offen abgelehnt. In wichtigen Fragen der großen 
Politik werden die Verhandlungen innerhalb der Völkerbundsorgane ſchon längſt 
durch ſolche von Regierung zu Regierung überſchattet (was ſich namentlich auch 
auf der Abrüſtungskonferenz bemerkbar macht). Die Liſte ließe ſich fortſetzen. 

Der Grund des Verſagens liegt in der Wurzel des Völkerbundes ſelbſt. Der 
Völkerbund iſt ſeit dem Moment ſeiner Entſtehung auf Fiktionen aufgebaut, über 
die man ſich lange hat hinwegtäuſchen können, deren Unwahrheit ſich aber ſchließlich 
durch keinerlei Phraſeologie mehr bemänteln ließ. 

Die erſte Fiktion iſt diejenige der Univerſalität. Ein Bund, der ſich das hohe 
Ziel geſetzt hat, durch ſeine Interventionen den Frieden zu wahren und den 
Friedensſtörer zur Rechenſchaft zu ziehen, muß zum mindeſten alle Großmächte 
umſchließen. Das war auch die ganz ſelbſtverſtändliche Vorausſetzung bei der 
Gründung des Wilſonſchen Bundes. Sie erfüllte ſich aber nicht, da die Vereinigten 
Staaten ihrem Präſidenten nicht folgten und feiner Schöpfung fernblieben. Wenn 
der ſo unvollſtändig ins Leben getretene Völkerbund gleichwohl eine Satzung bei⸗ 
behielt, deren Poſtulate ſich ohnehin kaum erfüllen laſſen, mußte er ſcheitern. 


Eine zweite Fiktion iſt diejenige, daß die Beziehungen zwiſchen den Bundes⸗ 
mitgliedern — wie die Präambel zur Satzung es ausdrückt — „auf Gerechtigkeit 
und Ehre gegründet“ find. Die aus der rationaliſtiſchen Gedankenwelt ihres Ur: 
hebers entſtandene Satzung hätte allenfalls dann lebendigen Beſtand haben können, 
wenn der Zuſtand, dem ſie Schutz und Dauer verleihen ſoll, auf Gerechtigkeit 
gegründet wäre. Er iſt es bekanntlich nicht. Die Friedensgarantien der Satzung 
beziehen ſich auf den Zuſtand, wie er durch die Diktate von 1919 geſchaffen iſt. Die 
an dieſem Zuſtand intereſſierten Mächte bedienen ſich des Völkerbundes und ſeiner 
Ideologie, um den Status quo ſowie die eigene militäriſche Überlegenheit zu ver⸗ 
ewigen. 

Man kann ohne Übertreibung ſagen, daß die ganze Völkerbundsideologie auf 
Fiktionen beruht. Unter dem Vorwande, die Friedensgarantien der Satzung zu 
verſtärken, wird Machtpolitik getrieben und ein Bündnisſyſtem entwickelt, dem 
ſich nunmehr auch die Sowjetunion eingegliedert hat. 

Deutſchland hat den Zuſtand einer dauernden Diskriminierung in einer Atmo⸗ 
ſphäre der Unwahrhaftigkeit nicht ertragen und der entarteten Genfer In⸗ 
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ſtitution enttäuſcht den Rücken gekehrt. Am 14. Oktober 1933 richtete der Reichs» 
miniſter des Auswärtigen an den Präfidenten der Abrüſtungskonferenz die fol⸗ 
gende Erklärung: 

„Nach dem Verlauf, den die letzten Beratungen der beteiligten Mächte 
über die Abrüſtungsfrage genommen haben, ſteht nunmehr endgültig feſt, daß 
die Abrüſtungskonferenz ihre einzige Aufgabe, die allgemeine Abrüſtung durch⸗ 
zuführen, nicht erfüllen wird. Zugleich ſteht feſt, daß dieſes Scheitern der 
Abrüſtungskonferenz allein auf den mangelnden Willen der hochgerüſteten 
Staaten zurückzuführen iſt, ihre vertragliche Verpflichtung zur Abrüſtung jetzt 
einzulöſen. Damit iſt auch die Verwirklichung des anerkannten Anſpruchs 
Deutſchlands auf Gleichberechtigung unmöglich gemacht worden und die Vor⸗ 
ausſetzung fortgefallen, unter der ſich die Deutſche Regierung Anfang dieſes 
Jahres zur Wiederbeteiligung an den Arbeiten der Konferenz bereitgefunden 
hatte. Die Deutſche Regierung fieht ſich daher gezwungen, die Abrüſtungs⸗ 
konferenz zu verlaſſen.“ 

Wenige Tage ſpäter erklärte Deutſchland ſeinen Austritt aus dem Völkerbunde 
gemäß Art. 1 Abſatz 3 der Satzung. 
Barandon 
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Internationale Schiedsgerichtsbarkeit 


I. Allgemeines 


Die internationale Schiedsgerichtsbarkeit dient der friedlichen Regelung von 
Streitigkeiten zwiſchen den Staaten. Der Unterſchied zu anderen Formen der 
friedlichen Streiterledigung beſteht darin, daß hier eine Entſcheidung gefällt 
wird, die anzuerkennen die Staaten ſchon im voraus ſich verpflichten. Sie haben 
ſich alſo der eigenen Entſcheidung begeben und dieſelbe einer außer ihnen ſtehenden 
Inſtanz übertragen. Im Gegenſatz hierzu brauchen ſie die Berichte einer Vergleichs⸗ 
kommiſſion, die nur Vorſchläge zur Regelung einer Streitigkeit unterbreiten kann, 
nicht anzunehmen, ſo daß ihnen hier die letzte Entſcheidung ſelbſt verbleibt. 

Im Gegenſatz zur innerſtaatlichen Gerichtsbarkeit, die in einer feſten Organi⸗ 
ſation über⸗ und untergeordneter Gerichte beſteht und als Teil der ſtaatlichen 
Ordnung aus der Autorität des Staates ihre Befugniſſe zur Entſcheidung über die 
Gerichtsunterworfenen herleitet, beruht die internationale Schiedsgerichtsbarkeit 
ſtets auf der freien Vereinbarung der Streitteile. Die Befugnis zur bindenden 
Entſcheidung gründet ſich alſo auf den übereinſtimmenden Willen der Parteien und 
findet an dieſem ihre Grenze. Dieſe können daher die Art des Schiedsgerichts und 
die Form des Verfahrens grundſätzlich ſelbſt beſtimmen. 

Die Staaten haben ſich die grundſätzliche Frage vorzulegen, ob ſie ſich überhaupt 
für irgendwelche Angelegenheiten der Entſcheidung einer internationalen Inſtanz 
unterwerfen und welche Streitigkeiten ſie ihr unterbreiten wollen. Vorausſetzung 
einer ſolchen Vereinbarung iſt die Gemeinſamkeit der Rechtsüberzeugung, daß eine 
Verpflichtung zur Anerkennung und Ausführung des Schiedsſpruchs beſteht, was 
natürlich nur denkbar iſt bei Anerkennung völkerrechtlicher Normen überhaupt. Für 
denjenigen, der das Völkerrecht als eine die Staaten bindende Rechtsordnung 
leugnet, kann die Schiedsgerichtsbarkeit keinen Sinn haben. 

Die Übertragung einer Streitentſcheidung an eine ſchiedsgerichtliche Inſtanz 
bedeutet nicht, daß dieſer Inſtanz vollkommene Freiheit gegeben wird. Die Schieds⸗ 
gerichte ſind grundſätzlich an die Rechtsordnung gebunden, auf Grund deren ſie 
geſchaffen ſind. Soweit ſie Rechtsſtreitigkeiten zu entſcheiden haben — und das 
wird immer ihre Hauptaufgabe ſein —, müſſen ſie die Regeln der Völkerrechts⸗ 
ordnung zur Anwendung bringen. Nur wenn die Schiedsgerichte im Rahmen der 
geltenden Ordnung bleiben, laſſen ſich die Ausſichten des Verfahrens einigermaßen 
überſehen, und nur dann beſteht eine Gewähr dafür, daß die Entſcheidung des 
Schiedsrichters nicht die völkerrechtlichen Beziehungen zwiſchen den Beteiligten 
beeinträchtigt und neue Konflikte ſchafft. Soll dem Schiedsrichter die Befugnis 
übertragen werden, andere als rechtliche Geſichtspunkte zu berückſichtigen, ſo muß 
dies beſonders vereinbart werden, ſei es, daß er als «amiable compositeur» ein⸗ 
geſetzt wird, jet es, daß ihm geſtattet wird, «ex aequo et bono zu entſcheiden. Aber 
auch in dieſen Fällen muß der Schiedsrichter von der ſich aus der geltenden Ord⸗ 
nung ergebenden Rechtslage ausgehen. 

Wenn man eine richtige Einſtellung zur Frage der internationalen Schiedsge⸗ 
richtsbarkeit gewinnen will, ſo muß man ſich klar ſein, daß das Bild, das wir uns 
heute von dieſer Einrichtung machen, in erſter Linie auf der Gerichtsbarkeit beruht, 
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die fih auf das Syſtem von Verſailles gründet und aus dieſem Syſtem heraus 
ſich entwickelt hat. Das Mißtrauen gegen die Schiedsgerichtsbarkeit iſt vor allem 
darum ſehr erklärlich, weil die ſogenannten Gemiſchten Schiedsgerichte des Ver⸗ 
ſailler Vertrages, von wenigen Ausnahmen abgeſehen, ſich nicht als zu objektiver 
Rechtſprechung verpflichtete Gerichte bewährt haben, ſondern ſich als Inſtrumente 
in der Hand der Sieger berufen gefühlt haben, deren Forderungen, auch ſoweit 
ſie in den Verträgen keine Berückſichtigung gefunden hatten, durchzuſetzen. 

Nach dem Kriege war verſucht worden, der Gemeinſchaft der Staaten eine recht⸗ 
liche Organiſation im Völkerbund zu geben. Alles gemeinſame Handeln der Staaten 
ſollte hier ſeinen Ausgangspunkt haben, die Schlichtung und Entſcheidung von 
Streitigkeiten ſollte von ihm oder zum mindeſten in ſeinem Rahmen vorgenommen 
werden. Dabei war er gleichzeitig als ein Inſtrument zur Feſthaltung des in 
Verſailles geſchaffenen Syſtems gedacht, wie ſich deutlich aus den Verträgen ergibt, 
wobei es im Zuge der Entwicklung lag, daß die von ihm geſchaffenen Organe eben⸗ 
falls für dieſe Aufgabe eingeſpannt wurden. An dieſer Tatſache konnte ſich auch 
durch die Aufnahme Deutſchlands in den Völkerbund nichts ändern, ſolange dieſer 
ſich als ein zur Aufrechterhaltung gerade des Status quo berufenes Organ anſah. 
Hier, in dieſer von Deutſchland mit Recht bekämpften Rechtsordnung von Verſailles, 
die heute noch das europäiſche Statut bildet und die Scheidung in Sieger und 
Beſiegte aufrechterhält, liegt die Schwierigkeit der augenblicklichen Lage, hier zeigt 
ſich das gerade für die internationale Gerichtsbarkeit entſcheidende Problem der 
Schaffung eines allgemeinen internationalen Rechtsempfindens, von dem der 
Führer in ſeiner Rede vom 17. Mai 1933 ſprach. Dies internationale Rechts⸗ 
empfinden kann ſich nicht bilden, ſolange man einem der weſentlichen Mitglieder 
der Staatengemeinſchaft die Gleichberechtigung verſagt, wie auch eine dauernde 
Organiſation der Staatengemeinſchaft undurchführbar iſt, ſolange man ſie unter 
Ausſchluß einer Großmacht aufbauen will. Die internationalen Gerichte der Nach⸗ 
kriegszeit kranken daran, daß ſie die Regeln der Verſailler Ordnung anwenden 
müſſen, und daß ihre Entſcheidungen daher naturgemäß im Rahmen dieſer Ordnung 
bleiben. Sie zu ändern ſind ſie nicht in der Lage. 

Können aber dieſe Zuſtände zu einer Ablehnung des Gedankens der internatio⸗ 
nalen Schiedsgerichtsbarkeit überhaupt führen? Hat er nicht innerhalb einer neu 
geſtalteten Ordnung ſeine Berechtigung? Gehen wir nicht von der ſogenannten 
Friedensordnung von Verſailles, ſondern von einer wahren Gemeinſchaftsordnung 
der Staaten aus, ſo mag ſich das Bild vollkommen ändern. Konflikte laſſen ſich 
auch dann nicht vermeiden; hier bietet die Schiedsgerichtsbarkeit ein Mittel, den 
Streitfall aus den unmittelbaren politiſchen Beziehungen herauszunehmen und 
die Gefahr eines den Frieden ſtörenden, unter Ausnutzung politiſcher Machtmittel 
geübten Zwangs abzuwenden, indem der Streitfall in ein Verfahren überführt 
wird, in welchem beide Partner als Gleichberechtigte ſich gegenüberſtehen, ohne 
daß ſich die größeren politiſchen Machtmittel der einen oder der anderen Partei 
auswirken können. Dies muß allerdings durch die Art des Verfahrens und die 
Perſönlichkeit der Schiedsrichter gewährleiſtet ſein. Weil jedes Schiedsgerichtsver⸗ 
fahren die vollkommene Gleichberechtigung der Parteien zur Vorausſetzung hat, 
kann es ſelbſt auf Grund der heutigen Rechtsordnung auch vom deutſchen Stand⸗ 
punkt aus als annehmbar erſcheinen. Es ſei in dieſem Zuſammenhang an die Worte 
des Führers in ſeiner Rede vom 14. Oktober 1933 erinnert, in der er erklärte, daß 
wir gern bereit ſind, an jeder Konferenz, an jedem internationalen Vertrag mit⸗ 
zuwirken, aber immer nur als Gleichberechtigte. 

In ſeinen Reden hat der Führer immer wieder den Friedenswillen des deutſchen 
Volkes betont. Das ſchließt die Bereitſchaft Deutſchlands ein, die zur friedlichen 
Regelung von Streitigkeiten beſtehenden Verfahren zu benutzen, ſoweit ſeine 
Gleichberechtigung geſichert iſt. 
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Um die zwiſchen Deutſchland und den anderen Staaten beſtehenden Fragen zu 
löſen, hat der Führer als weſentliches Mittel die unmittelbare Verſtändigung mit 
der jeweils intereſſierten Macht vorgeſchlagen. Sie ſcheint der einzige Weg zu ſein, 
der weiterführt, ſolange eine Löſung internationaler Fragen durch die Gemein⸗ 
ſchaft gleichberechtigter Staaten im richtig verſtandenen Intereſſe der Gemeinſchaft 
noch nicht möglich iſt und alles kollektive Handeln der Staaten ſeinen Ausgang vom 
Völkerbund nimmt oder zum mindeſten mit ihm in Zuſammenhang gebracht wird. 

Die unmittelbare Verſtändigung führt zu zweiſeitigen Verträgen, in denen ein 
richtiger Ausgleich der Intereſſen ſich ermöglichen läßt. Als Ergänzung der unmittel⸗ 
baren Verſtändigung können die verſchiedenen Verfahrensarten für die friedliche 
Regelung von Streitigkeiten dienen, zu denen die ſchiedsgerichtliche Regelung, 
namentlich für rechtliche Fragen, in erſter Linie gehört. Das beſte Beiſpiel bietet 
hier die deutſch⸗polniſche Erklärung vom 26. Januar 1934. In ihr iſt ausdrücklich 
vorgeſehen, daß die beiden Regierungen für ſolche Streitfragen, deren Bereinigung 
durch unmittelbare Verhandlungen ſich nicht ermöglichen läßt, in jedem beſonderen 
Falle auf Grund gegenſeitigen Einvernehmens eine Löſung durch andere friedliche 
Mittel ſuchen werden. Zu dieſen Mitteln gehören, wie ausdrücklich geſagt wird, 
auch diejenigen Verfahrensarten, die in den zwiſchen beiden Staaten in Kraft 
befindlichen anderweitigen Abkommen für einen ſolchen Fall vorgeſehen ſind. Unter 
dieſe Abkommen fällt u. a. der in Locarno zwiſchen Deutſchland und Polen ab⸗ 
geſchloſſene Schiedsgerichtsvertrag. 

Abgeſehen von den in früheren Verträgen, z. B. in einer Reihe von Schieds⸗ 
gerichtsverträgen, übernommenen Verpflichtungen, find noch in letzter Zeit der⸗ 
artige Verpflichtungen eingegangen worden. In der Erklärung vom 2. Juni 1934, 
die von der deutſchen Regierung im Hinblick auf die Saarabſtimmung abgegeben 
wurde, hat ſie ſich damit einverſtanden erklärt, daß Streitigkeiten über die Anwen⸗ 
dung und Auslegung der in der Erklärung übernommenen Verpflichtungen vor 
den Ständigen Schiedshof im Haag — der nicht mit dem Ständigen Internatio⸗ 
nalen Gerichtshof zu verwechſeln iſt, ſondern ſchon auf der Friedenskonferenz von 
1899 geſchaffen worden iſt — gebracht werden können. In dieſem Zuſammenhange 
ſei daran erinnert, daß die deutſche Regierung vor kurzem einen neuen Richter 
am Ständigen Schiedshof im Haag ernannt hat. 

Das Verhältnis Deutſchlands zum Ständigen Internationalen Gerichtshof, der 
ein Organ des Völkerbundes iſt, wurde naturgemäß durch die Erklärung des Aus⸗ 
tritts aus dem Völkerbunde berührt. Zunächſt hatte Deutſchland noch im Februar 1933 
ſeine Beitrittserklärung zur ſogenannten Fakultativklauſel erneuert, durch deren 
Annahme die Staaten die obligatoriſche Gerichtsbarkeit des Ständigen Internatio⸗ 
nalen Gerichtshofs gegenüber allen Staaten, die dieſelbe Verpflichtung übernehmen, 
für alle Streitigkeiten rechtlicher Natur anerkennen. Die Anerkennung gilt für 
fünf Jahre vom 1. März 1933 ab. Die Ratifikationsurkunde iſt am 5. Juli 1933 
in Genf niedergelegt worden. Auch iſt dem Gerichtshof noch am 3. Juli 1933 ein 
Streitfall zwiſchen Deutſchland und Polen über die Anwendung der Agrarreform 
auf die deutſche Minderheit in Poſen und Pommerellen unterbreitet worden. Nach⸗ 
dem der Austritt aus dem Völkerbund erklärt worden war, ſind die zwei von 
Deutſchland eingereichten Klagen, die noch im Haag anhängig waren, zurück⸗ 
gezogen worden. Deutſchland hat darauf verzichtet, dieſe Verfahren weiter durch⸗ 
zuführen. Die Zurückziehung iſt erfolgt unter Berufung auf die Erklärung des 
Austritts aus dem Völkerbunde, wohl weil die Klagen von Deutſchland in ſeiner 
Eigenſchaft als Mitglied des Völkerbundsrates eingereicht worden waren. Das 
Verhalten gegenüber dem Ständigen Internationalen Gerichtshof ſteht alſo in 
engem Zuſammenhang mit dem Verhalten gegenüber dem Völkerbund; es kann 
aus der Klagezurücknahme, vor allem im Hinblick auf die vorhergehende Stellung⸗ 
nahme, nicht unbedingt auf eine Ablehnung des Ständigen Internationalen 
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Gerichtshofs als jolden geſchloſſen werden. Wenn die Entwicklung des Gerichtshofs 
in den letzten Jahren auch mitunter bedenklich ſchien, ſo haben wir doch manche 
Rechtsanſprüche mit ſeiner Hilfe durchſetzen können. Man denke an die verſchie⸗ 
denen Entſcheidungen, die deutſch⸗polniſche Streitigkeiten betrafen, wie auch an 
manche Entſcheidungen bezüglich Danzigs. 

Es darf auch nicht überſehen werden, daß Deutſchland durch eine ganze Anzahl 
von Verträgen gebunden iſt, in denen es die Zuſtändigkeit des Ständigen Inter⸗ 
nationalen Gerichtshofs anerkannt hat. Abgeſehen von einer ſehr großen Anzahl 
ſogenannter „Kompromißklauſeln“ iſt hier die ſchon erwähnte Fakultativklauſel 
zu nennen, und ferner eine Reihe von Schiedsgerichtsverträgen, zu denen in erſter 
Linie die in Locarno unterzeichneten Schiedsgerichtsverträge mit Belgien, Frank⸗ 
reich, Polen und der Tſchechoſlowakei gehören. Daneben wurden aber auch noch 
derartige Verträge mit der Schweiz, Italien, Holland, Luxemburg, Dänemark, 
Schweden, Litauen, Finnland und der Türkei geſchloſſen. Wie man ſieht, ſind wir 
gegenüber faſt allen unſeren Nachbarn durch ſolche Schiedsgerichtsverträge gebunden. 
Selbſt wenn Deutſchland von ſich aus dem Ständigen Internationalen Gerichtshof 
keine Streitigkeiten unterbreitet, ſo iſt doch durch dieſe Verträge die Möglichkeit 
gegeben, daß ein Streit mit Deutſchland von der Gegenſeite vor dieſes Gericht 
gebracht wird. 


II. Entwicklung und Arten der internationalen Gerichte 


überblidt man die Entwicklung der Schiedsgerichtsbarkeit ſeit der Mitte des 
vorigen Jahrhunderts, ſo findet man eine ſtändige Zunahme der einer ſchieds⸗ 
richterlichen Entſcheidung unterbreiteten Fälle. Zunächſt kamen vereinzelt zwei 
Staaten überein, eine beſtimmte, bereits vorhandene Streitigkeit einem zu dieſem 
Zweck beſonders gebildeten Schiedsgericht zu unterbreiten. Dies geſchah auf Grund 
eines Kompromiſſes, das den Gegenſtand des Streites bezeichnete und gleichzeitig 
die notwendigen Regeln für die Ernennung der Richter — ſoweit ſie nicht ſchon im 
Kompromiß ſelber erfolgte — und über das Verfahren enthielt. Hier konnten die 
Parteien die Bedeutung des Streitfalles und die möglichen Auswirkungen einer 
ungünſtigen Entſcheidung genau überſehen und ſich darüber Rechenſchaft geben, 
wie dieſes Ergebnis gegenüber einer unbegrenzten Fortdauer des Konfliktes zu 
bewerten ſei. 

Ahnlich war die Lage, wenn ein Schiedsgericht nicht für einen einzelnen kon⸗ 
kreten Streitfall, ſondern für eine Mehrzahl von generell beſtimmten Anſprüchen 
aus früheren Vorgängen als Entſcheidungsinſtanz berufen wurde, etwa für 
Schadenerſatzanſprüche aus Anlaß eines beſtimmten Ereigniſſes. Beiſpiele bieten 
die amerikaniſchen Mixed Claims Commissions. 

Ganz anders liegt es dagegen, wenn ein Staat ſich im voraus verpflichtet, gewiſſe 
Kategorien künftiger Streitigkeiten einem Schiedsgericht zu unterbreiten. Die 
Tragweite einer ſolchen Verpflichtung iſt keineswegs einfach zu beſtimmen, und es 
dauerte längere Zeit, ehe die Staaten ihre Abneigung gegen die Übernahme der⸗ 
artiger Verpflichtungen überwanden. 

Erſt der Auftrieb, den die Haager Konferenzen von 1899 und 1907, insbeſondere 
die Unterzeichnung des Abkommens zur friedlichen Regelung internationaler Streis 
tigkeiten, dem Gedanken der Schiedsgerichtsbarkeit gaben, führte zum Abſchluß 
einer größeren Anzahl allgemeiner Schiedsverträge. In den Schiedsverträgen 
dieſer Epoche, die ſich bis zum Weltkriege erſtreckt, verpflichteten ſich die vertrag: 
ſchließenden Staaten, die zwiſchen ihnen beſtehenden Streitigkeiten, ſei es nur 
die rechtlicher Art, ſei es alle, einem im Einzelfall zu bildenden Schiedsgericht zu 
unterwerfen. Dabei blieb der vorherige Abſchluß eines Kompromiſſes notwendig. 

Die meiſten Verträge dieſer Art, vor allem die durch die Großmächte abgeſchloſ— 
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ſenen, enthielten indeſſen einen Vorbehalt, wonach die Streitigkeiten, die die Unab⸗ 
hängigkeit, die Ehre oder die vitalen Intereſſen der Staaten berühren, von der 
Schiedsgerichtsbarkeit ausgeſchloſſen ſein ſollten. Die in den Verträgen eingegangene 
Verpflichtung zum Abſchluß eines beſonderen Kompromiſſes ſollte entfallen, wenn 
einer der beteiligten Staaten den Ausnahmefall für gegeben erachtete. Da eine 
dahingehende einſeitige Erklärung nicht nachprüfbar war, ſtand es letztlich doch 
wieder im Belieben der Staaten, ob ſie ſich auf ein Schiedsverfahren überhaupt 
einlaſſen wollten, und die ſogenannte obligatoriſche Schiedsgerichtsbarkeit war in 
Wirklichkeit doch nur eine fakultative. Soweit keine Vorbehalte gemacht werden, 
liegt indeſſen ſchon hier eine Art obligatoriſcher Schiedsgerichtsbarkeit vor, weil 
dann eine Verpflichtung zum Abſchluß des Kompromiſſes beſteht. Verträge, die 
dieſe Art der obligatoriſchen Schiedsgerichtsbarkeit vorſahen, waren allerdings 
ſelten. Ein Vorbehalt findet ſich ſelbſt bei den Verträgen, die nur die Erledigung 
von Streitigkeiten rechtlicher Art vorſahen. Manchmal werden allerdings einige 
Arten von Streitigkeiten über Materien von geringerer Bedeutung vorbehaltlos 
der Schiedsgerichtsbarkeit unterworfen. Der auf der II. Haager Friedenskonferenz 
vom Jahre 1907 gemachte Verſuch, die obligatoriſche Schiedsgerichtsbarkeit wenig⸗ 
ſtens für wenige eng umgrenzte Arten von Streitigkeiten in einem Kollektiv⸗ 
abkommen feſtzulegen, iſt geſcheitert. 

Als die Zahl der erfolgreich durch ſchiedsgerichtliche Entſcheidung gelöſten 
Staatenſtreitigkeiten wuchs und die Staaten in größerem Umfange dazu über⸗ 
gingen, ſtatt vereinzelter Schiedsvereinbarungen Schiedsgerichtsverträge auf län⸗ 
gere Dauer zu ſchließen, machte ſich immer ſtärker das Beſtreben bemerkbar, ſtatt 
der nur für den Einzelfall gebildeten Gerichte oder neben ihnen eine dauernde 
Einrichtung, ein ſtändiges internationales Gericht, zu ſchaffen. Man glaubte, durch 
die Rechtſprechung eines ſtändigen Gerichts die Entwicklung des Völkerrechts för⸗ 
dern zu können, und man hoffte, daß eine ſolche nicht für den Einzelfall gebildete 
und auf Grund eines feſten Verfahrens richtende Inſtanz freier von den Wünſchen 
der Parteien ſei und daher unabhängiger würde urteilen können. Dabei ging man 
zunächſt von dem Gedanken aus, daß eine ſolche Inſtanz in erſter Linie nicht zur 
Löſung ſogenannter Intereſſenkonflikte, ſondern zur Entſcheidung von Rechts⸗ 
fragen berufen ſein müſſe. 

Die erſten Verſuche zur Schaffung eines ſtändigen Gerichts wurden auf den 
Haager Friedenskonferenzen von 1899 und 1907 gemacht. Dort wurde der ſoge⸗ 
nannte „Ständige Schiedshof“ geſchaffen. Der Name iſt allerdings irreführend; 
denn es gibt nur ein ſtändiges Büro, während es ſich im übrigen nur um eine 
Liſte von Perſonen handelt, die von den einzelnen Staaten benannt werden (ie 
vier), und aus denen im Einzelfalle die Richter gewählt werden, die für die 
Beſetzung des Schiedsgerichts erforderlich ſind. Immerhin war damit die oft mit 
erheblichen Schwierigkeiten verbundene Bildung des Schiedsgerichts nicht unweſent⸗ 
lich erleichtert. Ein weiterer Vorteil war, daß in den Abkommen zur friedlichen 
Regelung internationaler Streitigkeiten von 1899 und 1907 das Verfahren in 
ſeinen Grundzügen feſtgelegt war und die Staaten auf dieſe Regeln zurückgreifen 
1 ſoweit ſie nicht ſelbſt ſeine Ausgeſtaltung im konkreten Streitfall be⸗ 
timmten. 

Der auf der II. Haager Friedenskonferenz im Jahre 1907 gemachte Verſuch, ein 
wirklich ſtändiges Gericht, die ſogenannte Cour de justice arbitrale, zu ſchaffen, 
blieb erfolglos, ſo daß es vor dem Kriege kein ſtändiges internationales Gericht gab. 

Eine neue Epoche internationaler Gerichtsbarkeit beginnt nach dem Ende des 
Weltkrieges. Auf den beſonderen Charakter dieſer Epoche wurde ſchon hingewieſen. 
Eine große Zahl internationaler Schiedsgerichte wurde gebildet, eine Unzahl von 
Streitfragen, die mit der Regelung von 1919 zuſammenhingen, war zu löſen. Nun 
erſt wurde ein ſtändiges Gericht, und zwar mit Hilfe des Völkerbundes, geſchaffen, 
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der Ständige Internationale Gerichtshof im Haag. Mit ihm glaubte man die 
Hoffnungen erfüllen zu können, die an ein ſtändiges Gericht geknüpft wurden. Es 
ſollte immer bereit ſein und daher jederzeit angegangen werden können. Seit 
dieſer Zeit gibt es eine neue Form der obligatoriſchen Schiedsgerichtsbarkeit: die 
Staaten verpflichten ſich, gewiſſe Streitigkeiten der Gerichtsbarkeit zu unter⸗ 
werfen, wobei die Notwendigkeit für die Parteien, ein Kompromiß abzuſchließen, 
wegfällt, und das Gericht durch einſeitige Klage befaßt werden kann. Von der ſo 
geſchaffenen Möglichkeit iſt in weitem Umfange Gebrauch gemacht worden. Die 
Nachkriegsepoche iſt gekennzeichnet durch den Abſchluß einer Unzahl nicht nur zwei⸗ 
ſeitiger, ſondern auch kollektiver Schiedsgerichtsverträge, in denen die obligatoriſche 
Schiedsgerichtsbarkeit für die verſchiedenſten Arten von Streitigkeiten eingeführt 
wurde. 

Die einſeitige Klageerhebung hat einen großen Vorteil. Iſt ein Einzelkompromiß 
erforderlich, ſo iſt immer nicht nur das Zuſtandekommen desſelben von der konkreten 
politiſchen Lage abhängig, ſondern auch ſeine Ausgeſtaltung und die Formulierung 
der Fragen, die für den Ausgang des Verfahrens von größter Bedeutung find, wie 
auch die Auswahl der Richter. Mit der vor der Entſtehung eines Streitfalles verein⸗ 
barten Möglichkeit der einſeitigen Klage ſteht es im Belieben der klagenden Partei, 
die ihr geeignet erſcheinende Formulierung zu wählen, auch wenn ſie einem politiſch 
ſtärkeren Gegner gegenüberſteht. Außerdem bietet die Tatſache allein, daß jederzeit 
Klage erhoben werden kann, ſchon eine gewiſſe Gewähr dafür, daß die der obliga⸗ 
toriſchen Schiedsgerichtsbarkeit unterworfenen Staaten ihren völkerrechtlichen 
Pflichten nachkommen. 

Mit der Möglichkeit der einſeitigen Klage gewinnt das Recht des internationalen 
Gerichts, ſeine Zuſtändigkeit ſelbſt zu prüfen, eine ganz neue Bedeutung. Denn 
wenn eine Streitigkeit dem Gericht durch Kompromiß übertragen wird, kann keine 
der Parteien die Unzuſtändigkeit des Gerichts zur Entſcheidung des Streitfalls 
einwenden, da dieſe ja im Kompromiß begründet liegt. Es kann ſich höchſtens um 
einen Streit über die Auslegung des letzteren und den Umfang der Befugniſſe des 
Schiedsgerichts zur Nachprüfung von Einzelfragen handeln. Bei einſeitiger Klage 
kann der Beklagte aber geltend machen, daß die dem Gericht unterbreitete Streitig⸗ 
keit nicht zu denen gehöre, für die die Parteien die Zuſtändigkeit des Gerichts 
vereinbart haben, und zwar in der Form einer Einrede, über die dann das Gericht 
zu befinden hat. Die Feſtſtellung der Zuſtändigkeit erfolgt alſo im Verfahren, 
während bei den Vorbehalten der oben erwähnten Schiedsverträge es überhaupt 
nicht zur Einleitung eines Verfahrens kommt. Damit gewinnt auch die Frage 
erhöhte Bedeutung, welche Streitigkeiten internationalen Gerichten übertragen 
werden können, und vor allen Dingen, welchen Sinn die in den einzelnen Ver⸗ 
trägen enthaltenen Zuſtändigkeitsbeſtimmungen haben. | 

An fih können die Staaten den von ihnen geſchaffenen Inſtanzen jegliche Art 
von Streitigkeit unterbreiten. Bei den für den Einzelfall geſchaffenen Schieds⸗ 
gerichten iſt das ohne weiteres klar. Bei einer ſtändigen Inſtanz hängt es aber 
von ihrem Statut ab, zur Entſcheidung welcher Arten von Streitigkeiten ſie 
berufen iſt, und es iſt zu prüfen, ob nicht ihr Weſen die Entſcheidung beſtimmter 
Streitigkeiten ausſchließt. 

Welche Regelung iſt in den allgemeinen Verträgen getroffen? Nach den Ab⸗ 
kommen zur friedlichen Regelung internationaler Streitigkeiten von 1899 und 
1907 ſoll der Ständige Schiedshof für alle Schiedsfälle zuſtändig ſein. Das gleiche 
ſollte nach dem Abkommensentwurf von 1907 für die Cour de justice arbitrale», 
die man damals ſchaffen wollte, gelten, wenn auch ihre Hauptaufgabe die Ents 
ſcheidung von Rechtsſtreitigkeiten ſein ſollte. Auch die Zuſtändigkeitsbeſtimmung 
im Statut des Ständigen Internationalen Gerichtshofs, der Artikel 36, iſt ganz 
allgemein gefaßt. Denn nach Artikel 36 Abſ. I erjtredt ſich die Zuſtändigkeit des 
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Ständigen Internationalen Gerichtshofs auf alle Angelegenheiten, die die Pars 
teien ihm unterbreiten, ſowie auf alle in den geltenden Verträgen beſonders 
vorgeſehenen Fälle. Daß hiermit nicht nur Rechtsſtreitigkeiten gemeint waren, 
ergibt ih aus Artikel 36 Abſ. II, der die ſogenannte „Fakultativklauſel“ enthält, 
und der im Gegenſatz zu Abſ. I eine Beſchränkung auf die rechtlichen Streitig⸗ 
keiten enthält. 

Durch die Annahme der Fakultativklauſel verpflichten ſich die Staaten, die 
obligatoriſche Gerichtsbarkeit des Ständigen Internationalen Gerichtshofs für 
alle Streitigkeiten rechtlicher Natur anzuerkennen. Ihr find auch die meiſten Groß⸗ 
mächte einſchließlich Deutſchlands beigetreten. Auch abgeſehen davon haben die 
Staaten ſich hinſichtlich der rechtlichen Streitigkeiten in größerem Umfange ge⸗ 
bunden und ihre Entſcheidung meiſt dem Ständigen Internationalen Gerichtshof 
übertragen. 

In der Fakultativklauſel werden als Streitigkeiten rechtlicher Natur bezeichnet: 
a) die Auslegung eines Vertrages, b) jeder Punkt des internationalen Rechts, 
c) die Richtigkeit einer Tatſache, die, wenn ſie bewieſen wäre, die Verletzung 
einer internationalen Verpflichtung darſtellen würde, d) die Natur und der 
Umfang des für den Bruch einer internationalen Verpflichtung geſchuldeten 
Schadenerſatzes. Sehr glücklich iſt dieſe Formulierung fiher nicht. Sie iſt bei 
Ausarbeitung des Statuts aus Art. 13 der Völkerbundsſatzung übernommen und 
nicht geändert worden, weil man es damals für ſicherer hielt, bei einem von den 
Staaten bereits angenommenen Text zu bleiben. Man war aber der Meinung, 
daß die Aufzählung nicht limitativ ſein ſollte. Die Formel der Völkerbundsſatzung 
und des Statuts kehrt auch in anderen Verträgen wieder. Eine neue Formel 
findet ſich in den Locarno⸗Verträgen. Hier werden als rechtliche Streitigkeiten 
diejenigen bezeichnet, bei denen ſich die Parteien gegenſeitig ein Recht ſtreitig 
machen. Dieſe Formulierung iſt ſicher weit beſſer. Denn letzten Endes hängt es 
immer von der Entſcheidung der Staaten ab, ob ſie aus einem Tatbeſtand einen 
rechtlichen oder einen politiſchen Anſpruch herleiten wollen. Die Tatſache, daß die 
Begründung des Anſpruchs den Charakter der Streitigkeit beſtimmt, kommt in 
der neuen Formel gut zum Ausdruck. Dieſelbe Formel oder eine ihr ähnliche 
wurde ſeither in den meiſten Verträgen gebraucht, manchmal, z. B. in der Genfer 
Generalakte zur friedlichen Regelung internationaler Streitigkeiten von 1928, in 
Verbindung mit der des Statuts. 

Zu dem Kreis der rechtlichen Streitigkeiten gehören namentlich die, welche auf 
Grund einer ſogenannten Kompromißklauſel einer internationalen Inſtanz über⸗ 
tragen werden, d. h. auf Grund einer einem Vertrage eingefügten Beſtimmung, 
wonach Streitigkeiten über Auslegung und Anwendung des Vertrages einem Ge⸗ 
richt unterbreitet werden ſollen. Eine ſolche Beſtimmung findet ſich in vielen 
Handelsverträgen, aber auch in zahlreichen Kollektivverträgen der Nachkriegszeit. 
Da es ſich um Vertragsauslegung handelt, liegt in dieſen Fällen immer ein Rechts⸗ 
ſtreit vor. 

Als eine beſondere Form der rechtlichen Streitigkeiten ſind auch die zu nennen, 
bei denen ein Staat für ſeinen Staatsangehörigen eintritt, der durch ein völker⸗ 
rechtswidriges Verhalten eines anderen Staates verletzt worden iſt. Der Staat 
übernimmt hier den Schutz ſeines Angehörigen, der ſich nicht ſelbſt an die inter⸗ 
nationale Inſtanz wenden kann, da im allgemeinen internationale Gerichte nur 
Staaten als Parteien kennen. Eine der wenigen Ausnahmen bilden die Gemiſchten 
Schiedsgerichte des Verſailler Vertrages und der anderen Verträge von 1919/1920. 
Bei der Schaffung des Ständigen Internationalen Gerichtes hatte man zwar auch 
den Vorſchlag gemacht, Privaten unmittelbar Zugang zum Gericht zu gewähren; 
dieſer Vorſchlag wurde aber mit der Begründung abgelehnt, daß internationale 
Streitigkeiten immer Streitigkeiten zwiſchen Staaten ſeien, deren Pflicht es 
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ſei, ihre Angehörigen zu ſchützen, fie könnten für fie eintreten und auf 
dieſe Weiſe die Angelegenheit vor den Gerichtshof bringen. Wenn das geſchieht, 
handelt es ſich aber nicht mehr eigentlich um das Recht des Privaten, ſondern um 
das Recht des Staates, der in der Perſon ſeines Angehörigen verletzt worden iſt. 
Gerade dieſe Art Streitigkeiten iſt vor den internationalen Gerichten ſehr häufig 
geweſen. Dabei iſt zu beachten, daß, wenn ein Privater in ſeinen Rechten infolge 
völkerrechtswidriger landesrechtlicher Maßnahmen verletzt iſt, nach gemeinem 
Völkerrecht nicht ſofort die Möglichkeit für ſeinen Staat gegeben iſt, die Streitigkeit 
vor ein internationales Gericht zu bringen, es ſei denn, daß der andere Staat dem 
zuſtimmt. Der Private muß zunächſt verſuchen, durch die Rechtsmittel, die ihm das 
Landesrecht zur Verfügung ſtellt, Genugtuung zu erlangen, es ſei denn, daß ſolche 
fehlen, oder daß das Unrecht gerade in einer Rechtsverweigerung (déni de justice) 
liegt. Erſt wenn das nicht möglich iſt, iſt das internationale Gericht zuſtändig, ſich 
mit der Sache zu befaſſen. Dieſer Grundſatz der Erſchöpfung des internen Rechts⸗ 
weges gilt nicht, wenn durch die Verletzung der Rechte eines Privaten gleichzeitig 
eine Verletzung eines zwiſchen den Staaten beſtehenden Vertrages begangen wird. 
Dieſe Vertragsverletzung kann ſofort von dem Heimatſtaat vor das Gericht gebracht 
werden, weil hier der Vertragsgegner unmittelbar betroffen iſt. 

In all dieſen Fällen handelt es ih um Rechtsſtreitigkeiten. Wie ſteht es nun 
aber mit den ſogenannten politiſchen Streitigkeiten, die man auch als „Intereſſen⸗ 
konflikte“ bezeichnet? 

Die Unterſcheidung zwiſchen rechtlichen und politiſchen Streitigkeiten gibt zu 
Mißverſtändniſſen Anlaß. Im Grunde iſt jede Staatenſtreitigkeit eine politiſche 
Streitigkeit. Mit dem Ausdruck „politiſche Streitigkeiten“ meint man die nichtrecht⸗ 
lichen Streitigkeiten. Was iſt nun unter dieſen zu verſtehen? Aus den Verträgen 
läßt ſich nichts entnehmen. Hier werden ſie gewöhnlich rein negativ als diejenigen 
bezeichnet, die nicht unter die Kategorie der rechtlichen Streitigkeiten fallen. Sie 
werden in der verſchiedenſten Weiſe behandelt. Während die Entſcheidung der 
rechtlichen Streitigkeiten meiſt dem Ständigen Internationalen Gerichtshof über⸗ 
tragen wird, werden die nichtrechtlichen Streitigkeiten in vielen Verträgen nur 
einer Vergleichskommiſſion unterbreitet, deren Bericht die Staaten nicht bindet. 
Nach den Locarno⸗Verträgen kann die Streitigkeit, ſofern die Staaten ſich auf 
Grund des Berichts der Vergleichskommiſſion nicht einigen, vor den Völkerbundsrat 
gebracht werden, der als politiſches Organ nach Art. 15 der Völkerbundsſatzung 
verfährt. Andere Verträge wieder übertragen die Entſcheidung der nichtrechtlichen 
Streitigkeiten beſonderen Schiedsgerichten. Ein großer Teil der Staaten, von den 
Großmächten Frankreich, England und Italien, iſt durch die ſogenannte Genfer 
Generalakte zur friedlichen Regelung internationaler Streitigkeiten — ein vom 
Völkerbund entworfenes und den Mitgliedern zur Annahme empfohlenes Kollek⸗ 
tivabkommen — gebunden. Auch nach ihr werden die rechtlichen Streitigkeiten dem 
Ständigen Internationalen Gerichtshof übertragen, während für die nichtrecht⸗ 
lichen Streitigkeiten ein Schiedsgericht zuſtändig ſein ſoll. Es gibt aber auch Ver⸗ 
träge, die dieſe letzteren gleichfalls dem Ständigen Internationalen Gerichtshof 
überweijen. Es iſt ſchwer, bei der verſchiedenen Art der Behandlung der politiſchen 
Streitigkeiten und bei der Verweiſung an die verſchiedenſten Inſtanzen irgendwelche 
Schlüſſe auf ihr Weſen zu ziehen. 

Trotz der allgemeinen Beſtimmung des Artikels 36 des Statuts bleibt es merk⸗ 
würdig, daß mitunter dem Ständigen Internationalen Gerichtshof auch die Ent⸗ 
ſcheidung ſogenannter politiſcher Streitigkeiten übertragen wird. Denn dieſer iſt, 
das geht klar aus der Entſtehungsgeſchichte hervor, in erſter Linie zur Entſcheidung 
von Rechtsſtreitigkeiten geſchaffen worden. Zuſammenſetzung, Verfahren, Urteils⸗ 
findung, alles iſt unter dieſem Geſichtspunkt geregelt. Es iſt daher ſehr die Frage, 
ob er eine auch zur Entſcheidung nichtrechtlicher Entſcheidungen geeignete Inſtanz 
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darſtellt. Es handelt ih ja auch um zwei ſo verſchiedenartige Aufgaben, daß es 
ſchwer denkbar wäre, daß dasſelbe Organ beide zu erfüllen befähigt iſt. 

Eines iſt jedenfalls ſicher: es muß ſich bei den ſogenannten politiſchen Streitig⸗ 
keiten um Streitigkeiten handeln, die nicht durch Anwendung von Redtsregeln ent⸗ 
ſchieden werden können, denn in dieſem Falle läge ja eine rechtliche Streitigkeit vor. 
Dieſer Tatſache tragen auch die meiſten Verträge Rechnung, indem ſie beſtimmen, 
daß das Schiedsgericht bzw. der Ständige Internationale Gerichtshof die Streitig⸗ 
keiten nichtrechtlicher Art ex aequo et bono oder als «amiable compositeur» ent- 
ſcheiden kann. Auffallenderweiſe finden ſich aber auch Verträge, die keine derartige 
Klauſel enthalten. Angeſichts der Vertragspraxis kann man kaum behaupten, daß 
die Übertragung nichtrechtlicher Streitigkeiten an ein Schiedsgericht ohne weiteres 
die Ermächtigung einſchließe ex aequo et bono zu entſcheiden. Iſt der Ständige 
Internationale Gerichtshof zuſtändig, ſo würde er, da er nach dem Statut zu einer 
Entſcheidung ex aequo et bono ausdrücklich ermächtigt werden muß, gezwungen 
ſein, bei der Entſcheidung die im Artikel 38 des Statuts genannten Rechtsregeln 
— die internationalen Verträge, das internationale Gewohnheitsrecht, die all⸗ 
gemein anerkannten Rechtsgrundſätze und als Hilfsmittel die richterlichen Ent⸗ 
ſcheidungen und die Lehre der Wiſſenſchaft — in Anwendung zu bringen. Noch ſelt⸗ 
ſamer find die Beſtimmungen mancher Verträge, nach denen der Gerichtshof Strei⸗ 
tigkeiten aller Art entſcheiden kann, bei nichtrechtlichen Streitigkeiten zu einer Ent⸗ 
ſcheidung ex aequo et bono aber nur dann ermächtigt wird, wenn auf dieſe nicht⸗ 
rechtlichen Streitigkeiten keine Rechtsregel anwendbar iſt. Den Sinn einer der⸗ 
artigen Regelung zu erfaſſen, dürfte unmöglich ſein. 

Dieſelbe Art der Regelung findet ſich aber auch in der Genfer Generalakte. Hier 
iſt für die Entſcheidung der nichtrechtlichen Streitigkeiten ein Schiedsgericht zu⸗ 
ſtändig. Dieſes Schiedsgericht kann durch einſeitige Klage befaßt werden, wenn 
innerhalb von drei Monaten kein Kompromiß zwiſchen den ſtreitenden Parteien 
zuſtande gekommen iſt. Das Schiedsgericht ſoll nun, wenn im Kompromiß nichts 
anderes beſtimmt oder keines zuſtande gekommen iſt, die in Artikel 38 des Statuts 
des Ständigen Internationalen Gerichtshofs erwähnten Rechtsregeln anwenden 
und darf nur dann ex aequo et bono entſcheiden, wenn es keine derartige, auf den 
Streitfall anwendbare Regel gibt. Was mit dieſer an ſich vollkommen unverſtänd⸗ 
lichen Beſtimmung gemeint war, wird klarer, wenn man auf die Vorgeſchichte der 
Generalakte zurückgeht. Nach dem Wortlaut der Reſolution, durch welche der Völker⸗ 
bund den Staaten die Annahme der Generalakte empfahl, iſt er der Anſicht, daß 
die aufrichtige Beachtung der Verfahren für die friedliche Regelung von Streitig⸗ 
keiten alle Streitigkeiten zu löſen erlaube. Er ſtellt dabei feſt, daß die Achtung der 
in den Verträgen niedergelegten oder der ſich aus dem Völkerrecht ergebenden 
Rechte für die internationalen Gerichte verbindlich iſt, und daß die den Staaten 
zuſtehenden Rechte nur mit ihrer Zuſtimmung geändert werden dürfen. In den 
Vorbehalten, die die franzöſiſche Regierung bei Gelegenheit ihres Beitritts zur 
Generalakte gemacht hat, hat ſie ſich ausdrücklich auf dieſen Beſchluß berufen und 
ihn dahin ausgelegt, daß die Achtung der in den Verträgen feſtgelegten Rechte für 
die nach Art. 3 der Akte zu errichtenden Schiedsgerichte verbindlich iſt, d. h. alſo 
für die Schiedsgerichte, die die nichtrechtlichen Streitigkeiten zu entſcheiden haben. 

Was von franzöſiſcher Seite hiermit erſtrebt wurde, iſt klar. Es iſt derſelbe auf 
den verſchiedenſten Wegen immer wieder gemachte Verſuch, unter allen Umſtänden 
den Status quo zu erhalten. Daß Deutſchland unter dieſen Umſtänden der General: 
akte nicht beitreten konnte, iſt um ſo verſtändlicher, als die Vorarbeiten zur General⸗ 
akte die franzöſiſche Auslegung des Artikels 28 zu beſtätigen ſcheinen. Es war darauf 
aufmerkſam gemacht worden, daß ſich Streitigkeiten gerade aus dem Beſtehen einer 
beſtimmten Rechtslage, die als ſolche nicht beſtritten werde, ergeben könnten. Eine 
ſolche Streitigkeit könne durch ein zur Anwendung von Rechtsregeln verpflichtetes 
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Gericht nicht gelöſt werden; das Gericht müſſe daher als «amiable compositeur» 
entſcheiden können. Es wurde erwidert, daß man unmöglich dem Schiedsgericht ſo 
weitgehende Befugniſſe, die es zur Setzung neuen Rechts ermächtigen, geben könne; 
das würde die Zerftörung aller internationalen Beziehungen bedeuten. Trotz einer 
vom Schiedsrichter feſtgeſtellten Rechtsregel könne natürlich ein Intereſſenkonflikt 
beſtehen bleiben; dann gebe es nur einen Weg: Anrufung des Völkerbundsrates 
nach Art. 11 oder 15 der Satzung. 

Damit wird der Widerſpruch offenbar. Einerſeits ſoll nach dem Wortlaut der 
Generalakte die Möglichkeit gegeben ſein, alle Streitigkeiten durch ein Gericht — 
Ständiger Internationaler Gerichtshof oder Schiedsgericht — zu entſcheiden, anderer⸗ 
ſeits iſt das Schiedsgericht — es ſei denn, daß die Parteien ihm beſondere Befug⸗ 
niſſe übertragen — gar nicht in der Lage, diejenigen Streitigkeiten, bei denen die 
beſtehende Rechtslage als ſolche anerkannt wird, bei denen aber die Anderung der 
beſtehenden Rechtslage, die Setzung neuen Rechts, gefordert wird, wirklich zu ent⸗ 
ſcheiden. Und gerade dies ſind die Fälle, in denen nach der Formel der Generalakte 
die Parteien nicht über ein Recht im Streite find, gerade dies find die ſogenannten 
politiſchen Streitigkeiten, für die das Schiedsgericht allein zuſtändig iſt. Wendet 
das Gericht auf dieſe Streitigkeiten Rechtsregeln an, ſo wird durch die Entſcheidung 
der eigentliche Streit gar nicht berührt, und er kann keine Löſung finden. Der 
Verſuch, alle Streitigkeiten durch internationale Organe definitiv entſcheiden zu 
laſſen, während man dieſen Organen die Möglichkeit nimmt, die beſtehende Rechts⸗ 
lage zu ändern, iſt undurchführbar. 

Man muß ſich überhaupt fragen, ob Schiedsgerichte die geeigneten Organe zur 
Löſung politiſcher Konflikte ſind. Jedenfalls aber kann eine ſolche Aufgabe eher 
einer für den Einzelfall gebildeten Inſtanz übertragen werden als einem ſeiner 
ganzen Struktur nach zur Entſcheidung von Rechtsſtreitigkeiten berufenen Gericht. 
Doch wird auch dieſer Weg nur dann gangbar und unter Umſtänden auch zweck⸗ 
mäßig ſein, wenn die Übertragung durch Vereinbarung im Einzelfall erfolgt — 
wo alle Folgen überſehbar find und der Umfang der Befugniſſe des Gerichts klar 
feſtgelegt werden kann —; die Verpflichtung, alle politiſchen Streitigkeiten einem 
Schiedsgericht zu unterbreiten, kann zu einer unerträglichen Feſtlegung führen. 
Insbeſondere das Syſtem der Generalakte birgt eine große Gefahr in ſich, da es 
zu einer Ausſchaltung der lebendigen politiſchen Kräfte führen kann. Ein an der 
Aufrechterhaltung des Status quo intereſſierter Staat kann dieſes Syſtem benutzen, 
um ſich dem Verſuch, eine unmittelbare Verſtändigung über politiſche Streitig⸗ 
keiten herbeizuführen, zu entziehen. 

Die Generalakte geſtattet den Unterzeichnern beſtimmte Vorbehalte zu machen. 
Neben ſolchen, die ſich auf feſt umgrenzte Arten von Streitigkeiten beziehen, läßt 
ſie vor allem einen Vorbehalt zu, der ſich auch in anderen neueren Verträgen 
häufig findet, und der es erlaubt, die zur ausſchließlichen Zuſtändigkeit der Staaten 
gehörenden Angelegenheiten von der Gerichtsbarkeit auszuſchließen. Dieſer Vor⸗ 
behalt findet ſich zuerſt in Artikel 15 Abſ. 8 der Völkerbundsſatzung. Er bedeutet, 
daß ein Staat die Zuſtändigkeit des Gerichts beſtreiten kann, ſoweit es ſich um 
Angelegenheiten handelt, die nach Völkerrecht zu ſeinen inneren zählen, d. h. die⸗ 
jenigen, in welchen ihm allein die Entſcheidung zuſteht, für die ihm alſo keine 
Regeln des gemeinen Völkerrechts und keine vertraglichen Bindungen ein be⸗ 
ſtimmtes Verhalten zur Pflicht machen. Beruft ſich eine Partei auf einen ſolchen 
Vorbehalt, ſo hat das Gericht feſtzuſtellen, ob tatſächlich keine Beſchränkung der 
ausſchließlichen Zuſtändigkeit vorliegt. Der Vorbehalt wird dann nicht nötig ſein, 
wenn dem Gericht nur die Entſcheidung von Rechtsſtreitigkeiten übertragen iſt; 
denn bei einem Streit über die inneren Angelegenheiten eines Staates liegt keine 
Rechtsſtreitigkeit vor. 

Hiermit dürfte die Lage, wie ſie ſich nach dem Kriege auf dem Gebiet der 
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internationalen Schiedsgerichtsbarkeit geſtaltet hat, in ihren weſentlichen Zügen 
gekennzeichnet ſein. Wie wird ſich ein Staat wie Deutſchland demgegenüber 
verhalten? 

Deutſchland hat den Grundſatz der obligatoriſchen Schiedsgerichtsbarkeit aus⸗ 
drücklich anerkannt und ſich in vielen Verträgen zu ihm bekannt. Es wird alſo 
nicht nur bereit ſein, eine einzelne Streitigkeit einem Schiedsgericht zu unter⸗ 
breiten, ſondern auch darüber hinaus ſich in gewiſſem Umfang allgemein der 
internationalen Schiedsgerichtsbarkeit unterwerfen. Im einzelnen hängt die 
Beurteilung davon ab, welche Verpflichtungen eingegangen und wem gegenüber 
fie übernommen werden. Es kommt darauf an, welche Arten von Streitigkeiten 
der obligatoriſchen Schiedsgerichtsbarkeit unterworfen werden; dabei iſt es etwas 
ganz Verſchiedenes, ob die Verpflichtung in zweiſeitigen oder mehrſeitigen Ver⸗ 
trägen übernommen wird. Zunächſt find die ſogenannten Kompromißklauſeln zu 
erwähnen. Da es ſich hier um Streitigkeiten über Auslegung und Anwendung 
eines beſtimmten Vertrages handelt, ſo iſt die Verpflichtung genau umgrenzt. Ein 
Staat, der ſich in dieſem Umfange der obligatoriſchen Schiedsgerichtsbarkeit unter⸗ 
wirft, vermag ziemlich deutlich zu überſehen, was für Streitigkeiten eventuell in 
Frage kommen. Es handelt ſich, wie ſchon erwähnt, in jedem Falle um Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten, da die Auslegung und Anwendung eines Vertrages in Frage ſteht, 
Streitigkeiten, die in der Regel keinen ſtark politiſchen Charakter annehmen 
werden und die weſentlichen Lebensfragen der Nation nicht berühren werden. 
Wenn ſich der Inhalt der Verpflichtung aus dem Umfang des Vertrages klar ent⸗ 
nehmen läßt, beſteht auch kein Bedenken, die Verpflichtung einer Mehrheit von 
Staaten gegenüber zu übernehmen. 

Ganz anders iſt die Lage aber, wenn die Verpflichtung übernommen werden ſoll, 
ſei es alle Streitigkeiten rechtlicher Art, ſei es überhaupt alle Streitigkeiten, 
welcher Art ſie auch ſein mögen, der obligatoriſchen Schiedsgerichtsbarkeit zu 
unterwerfen. Hier läßt ſich nicht überſehen, welcher Art die Fragen ſein 
werden, für die unter Umſtänden eine richterliche Entſcheidung anerkannt 
werden muß. Das iſt der Grund, weshalb man in früheren Schiedsgerichts⸗ 
verträgen ſo häufig die Vorbehalte hinſichtlich der Unabhängigkeit, der Ehre 
und der vitalen Intereſſen findet. Nach den neueren Verträgen beſteht keine 
Möglichkeit, ſich unter Berufung auf einen derartigen Vorbehalt der Gerichtsbar⸗ 
keit zu entziehen, da das Gericht durchweg ſelbſt über ſeine Zuſtändigkeit entſcheidet. 
Wird die Verpflichtung in einem zweiſeitigen Vertrag übernommen, ſo läßt ſich der 
Kreis der möglicherweiſe entſtehenden Konflikte noch einigermaßen überſehen. Bei 
einem mehrſeitigen Vertrag iſt das aber unmöglich, vor allem, wenn er einer mehr 
oder weniger großen Zahl von Staaten zum Beitritt offenſteht, ſo daß nie genau 
bekannt iſt, welchen Staaten gegenüber eine derartige Verpflichtung übernommen 
wird. Trotzdem war ſeit dem Kriege das Beſtreben ſehr ſtark, zum Abſchluß möglichſt 
umfaſſender mehrſeitiger Verträge zu gelangen, die die obligatoriſche Unterwerfung 
der Staaten unter die Gerichtsbarkeit des Ständigen Internationalen Gerichts⸗ 
hofs oder eines Schiedsgerichts zum Gegenſtand haben, wie dies die ſogenannte 
Fakultativklauſel und die Genfer Generalakte deutlich zeigen. Da hier gegenüber 
einer großen und unbeſtimmten Zahl von Staaten Verpflichtungen übernommen 
werden, ſo iſt die Folge, daß die meiſten Staaten bei der Unterzeichnung oder beim 
Beitritt Vorbehalte machen, Vorbehalte, die zum Teil ſo weitgehend ſind, daß ſie 
die Verpflichtung faſt wieder aufheben. Bei einem zweiſeitigen Vertrag ſind der⸗ 
artige Vorbehalte nicht notwendig, weil ſie zum Inhalt des Vertrages ſelbſt gemacht 
werden können, und weil der Vertrag auf die Intereſſen der beiden Vertragsteile 
abgeſtimmt werden kann. | 

Die Gefahr einer zu weit gehenden Bindung auch für die rechtlichen Streitigkeiten 
wird noch durch die Tendenz der Gerichte verſtärkt, ihren Entſcheidungen in erſter 
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Linie die Vertragstexte zugrunde zu legen und über Einwände, die ſich auf eine 
durch die veränderten Umſtände eingetretene Rechtsänderung berufen (clausula 
rebus sic stantibus), möglichſt nicht zu entſcheiden. 

Hinſichtlich der politiſchen Streitigkeiten wird den meiſten Staaten gegenüber eine 
allgemein gefaßte Verpflichtung zur Unterwerfung unter die internationale Gerichts⸗ 
barkeit für Deutſchland nicht in Frage kommen, vor allem nicht in einem Kollektiv⸗ 
vertrag. Das Beſtreben Deutſchlands, ſich aus den Feſſeln des Verſailler Vertrages 
zu löſen, kann nicht im Wege ſchiedsgerichtlicher Entſcheidung der großen politiſchen 
Streitfragen ſeine Verwirklichung finden, ſondern nur durch das Mittel direkter 
Verhandlungen. Das ſchließt nicht aus, daß einzelne kleinere Intereſſenkonflikte von 
Fall zu Fall einem Schiedsgericht zur Löſung übertragen werden. Denn hier kann 
die Tragweite der Entſcheidung von vornherein überſehen werden. Dieſe Möglich⸗ 
keit iſt auch im Polen⸗Abkommen vom 26. Januar 1934 vorgeſehen, wenn auf die 
Möglichkeit der Löſung von Streitfragen durch andere friedliche Mittel hingewieſen 
wird. 


III. Zuſammenſetzung der Gerichte und Wahl der Richter 


Gleichgültig, welche Streitigkeiten, ob rechtliche oder politiſche, der ſchiedsgericht⸗ 
lichen Löſung zugeführt werden ſollen, immer kann dies nur unter einer Voraus⸗ 
ſetzung geſchehen, die für jede Art ſchiedsgerichtlichen Verfahrens gegeben ſein muß: 
Es muß größtmögliche Gewähr beſtehen, daß das Schiedsgericht zu einer gerechten 
Entſcheidung gelangt, die bei rechtlichen Streitigkeiten — auf Grund einer ge⸗ 
nauen Feſtſtellung des Tatbeſtandes und einer objektiven Würdigung desſelben — 
im Einklang mit dem geltenden Recht ſteht, oder die bei den politiſchen Streitig⸗ 
keiten einen Ausgleich findet, der, ausgehend von der Rechtslage, die beider⸗ 
ſeitigen Intereſſen in unparteilicher Weiſe gegeneinander abwägt. 

Damit dieſes Ergebnis erreicht wird, iſt — neben einem dazu geeigneten Ver⸗ 
fahren — eine entſprechende Beſetzung des Gerichts mit Männern erforderlich, 
die mit hervorragenden ſachlichen Kenntniſſen, frei von äußeren Bindungen, 
innere Unabhängigkeit und Charakter beſitzen, notwendige Vorausſetzung jeder 
richterlichen Tätigkeit. 

Die Möglichkeiten, dieſes Ziel zu verwirklichen, find bei den einzelnen Arten 
der Gerichte verſchieden. ö 

Unter dieſem Geſichtspunkt muß man zwiſchen dem unabhängig von den Par⸗ 
teien beſtehenden ſtändigen Gericht und den von den Parteien geſchaffenen Schieds⸗ 
gerichten unterſcheiden. Auch bei den letzteren ergeben ſich Verſchiedenheiten, je 
nachdem, ob ſie für den Einzelfall durch Kompromiß gebildet werden, oder ob ſie 
auf Grund eines Schiedsvertrags für beſtimmte Arten von Streitigkeiten geſchaffen 
ſind („iſolierte“ und „inſtitutionelle“ Schiedsgerichte). Im zweiten Fall können 
die Richter im voraus, d. h. vor Entſtehung eines konkreten Streitfalls durch die 
Parteien bzw. eine von ihnen vorgeſehene Inſtanz beſtimmt werden. Das hat den 
Vorteil, daß ein Streitfall dem Schiedsgericht ſchneller unterbreitet werden kann. 
Auf der anderen Seite kann es aber manchmal wünſchenswert ſein, Zahl und Aus⸗ 
wahl der Richter von den Bedürfniſſen des Einzelfalls abhängig zu machen. Das 
gilt beſonders für die genannten politiſchen Streitigkeiten, aber auch überall ſonſt, 
wenn zur Löſung des Streits beſondere Sachkunde erforderlich iſt; man denke etwa 
an die Regelung von wirtſchaftlichen oder Zollfragen. Ein beſonderer Vorteil des 
Einzelſchiedsgerichts liegt darin, daß es dieſe Möglichkeit bietet. 

Wie ſind nun die Schiedsgerichte zuſammengeſetzt? Das Weſen dieſer Art von 
Schiedsgerichtsbarkeit liegt in der freien Wahl der Richter durch die Parteien. 
Dieſe iſt auch dann nicht nennenswert eingeſchränkt, wenn die Streitigkeit dem 
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Haager Schiedshof übertragen iſt und die Auswahl der Richter aus deſſen Richter⸗ 
liſte zu erfolgen hat. 

Die Zahl der Richter wechſelt. In der Regel werden die Schiedsgerichte mit drei 
oder fünf Richtern beſetzt. Doch entſcheidet häufig auch ein Einzelrichter. Bei einer 
Beſetzung mit drei Richtern wird je einer, gewöhnlich ein Staatsangehöriger, von 
den beiden Parteien benannt. Bei einer Beſetzung mit fünf Richtern ernennen die 
Streitteile meiſt je zwei Schiedsrichter, und zwar gewöhnlich einen Angehörigen 
eines dritten Staats. In allen Fällen iſt die Parität bei der Beſetzung unbedingt 
geſichert, und die Parteien werden überzeugt jein, daß ihr nationaler Standpunkt 
innerhalb des Gerichts genügend zur Geltung kommt. 

Schwierigkeiten macht hier nur die Auswahl des Vorſitzenden, der meiſt von den 
Parteien gemeinſam, im Falle der Nichteinigung von einer dritten, vorher ver⸗ 
einbarten Inſtanz beſtimmt wird und durchweg nicht Staatsangehöriger eines 
Streitteils ſein darf. Die Perſönlichkeit des Vorſitzenden iſt von beſonderer Be⸗ 
deutung, wenn das Schiedsgericht nur noch mit je einem von den Parteien 
gewählten Schiedsrichter beſetzt iſt; da dieſe in der Mehrzahl der Fälle die Auf⸗ 
faſſung ihres Staates vertreten und entſprechend ſtimmen, entſcheidet letzten Endes 
der Vorſitzende allein. Dieſe Tatſache kommt bei der Organiſation der Mixed 
Claims Commissions offen zum Ausdruck, wo der Unparteiiſche allein die Ent⸗ 
ſcheidung fällt, wenn ſich die beiden Kommiſſare der Streitteile nicht einigen 
können. Die Entſcheidung wird in dieſen Fällen lediglich von der Autorität des 
Vorſitzenden getragen, und ihr Wert als Präzedenzfall im Hinblick auf die Fort⸗ 
entwicklung des Rechts hängt von der Überzeugungskraft der ihr beigegebenen 
Begründung ab. Eine gut begründete Entſcheidung ſelbſt eines Einzelſchiedsrichters 
kann größere Bedeutung haben als ein Urteil eines ſtändigen Gerichts; es ſei nur 
an den Schiedsſpruch des Schweizer Völkerrechtlers Max Huber in dem Streit 
zwiſchen den Vereinigten Staaten und den Niederlanden über die Inſel Palmas 
erinnert. Handelt es ſich um ſolche hervorragenden Perſönlichkeiten, ſo mag auch 
die Staatszugehörigkeit zu einer Partei kein Grund ſein, ihr das Amt des Vor⸗ 
ſitzenden nicht zu übertragen. So hat lange Zeit als Unparteiiſcher der deutſch⸗ 
amerikaniſchen Mixed Claims Commission, die u. a. über die aus dem Krieg her⸗ 
rührenden Anſprüche amerikaniſcher Bürger gegen Deutſchland und von Deutſchen 
9 die Vereinigten Staaten entſchied, ein amerikaniſcher Juriſt, Edwin 

B. Parker, fungiert. 

Wegen der Bedeutung des Vorſitzenden iſt es außerordentlich wichtig, wer im 
Falle der Nichteinigung der Parteien dieſen zu beſtimmen hat. Wenn dafür eine 
politiſche Inſtanz vereinbart wird, ſo muß die Gewähr beſtehen, daß ſie die Aus⸗ 
wahl unparteiiſch trifft. Dieſem Grundſatz widerſpricht Artikel 304 des Vertrages 
von Verſailles, der feſtlegte, daß bei Nichteinigung der intereſſierten Staaten über 
den Vorſitzenden der Gemiſchten Schiedsgerichte der Völkerbundsrat dieſen zu 
ernennen habe. Unter dem Druck dieſer Beſtimmung hat Deutſchland ſich mit 
Vorſitzenden abfinden müſſen, deren Tätigkeit die zahlreichen, jedem Rechts⸗ 
empfinden Hohn ſprechenden Urteile, insbeſondere der erſten Nachkriegsjahre, zu 
verdanken find, die dem Gedanken der Schiedsgerichtsbarkeit jo außerordentlich 
geſchadet haben, und denen keine Bedeutung als Präzedenzfälle für die künftige 
Entwicklung des Völkerrechts zugeſprochen werden kann. 

Der offenſichtliche Mangel an überragenden Perſönlichkeiten, die für das Amt 
eines Vorſitzenden eines mit nur drei Richtern beſetzten Schiedsgerichts in Frage 
kommen, legt den Gedanken nahe, die Verantwortung auf mehrere e zu 
verteilen und die Schiedsgerichte mit fünf Richtern zu beſetzen. 

Die Freiheit der Parteien ermöglicht eine Zuſammenſetzung der Schiedsgerichte, 
die ſie eher geeignet macht, Streitigkeiten nach Billigkeit zu entſcheiden, ſo daß 
ihnen ſogenannte politiſche Streitigkeiten eher übertragen werden können als 
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einem ſtändigen Gericht, das in feſter Beſetzung mit einer großen Anzahl von 
Richtern und auf Grund eines feſtſtehenden Verfahrens entſcheidet. Auf der 
anderen Seite kann allerdings, wie die Praxis zeigt, die Gefahr beſtehen, daß 
das Schiedsgericht, auch wenn es nach Rechtsnormen entſcheiden ſoll, geneigt iſt, 
nach einer Kompromißlöſung zu ſuchen. 

Ganz anders als bei den Schiedsgerichten iſt die Lage bei einem ſtändigen 
Gericht. Von den Beſtrebungen, ein ſolches Gericht zu ſchaffen, war ſchon die 
Rede. Der im Jahre 1907 gemachte Verſuch, ein ſtändiges Gericht zu errichten, 
ſcheiterte bezeichnenderweiſe an der Unmöglichkeit, zu einer Einigung über die 
Zuſammenſetzung des Gerichts zu gelangen. In dieſem Falle war vorgeſchlagen, 
daß die Großmächte ſtändig durch einen ihrer Angehörigen als Richter im Gericht 
vertreten ſein, während die Angehörigen der kleinen Staaten nach einem gewiſſen 
Turnus als Richter berufen ſein ſollten. Dieſe Art der Beſetzung wollten die 
kleinen Staaten, die ſich auf den Grundſatz der Gleichheit der Staaten beriefen, 
nicht annehmen. 

Erſt nach dem Kriege gelang die Errichtung eines ſtändigen Gerichts, des Stän⸗ 
digen Internationalen Gerichtshofs im Haag. Die überragende Bedeutung dieſer 
neuen Einrichtung für die internationale Gerichtsbarkeit der Nachkriegszeit macht 
es nötig, näher auf ſie einzugehen. Der Gerichtshof verdankt ſeine Entſtehung 
dem Völkerbund. Zur Durchführung der Beſtimmung des Artikels 14 der Völker⸗ 
bundsſatzung, die die Schaffung eines ſtändigen Gerichtshofs vorſah, arbeitete 
ein vom Völkerbundsrat beauftragtes Juriſtenkomitee eine Satzung aus, die vom 
Rat nach Anderung einiger Beſtimmungen im Herbſt 1920 der erſten Völkerbunds⸗ 
verſammlung vorgelegt und von dieſer durch Beſchluß vom 13. September 1920 
genehmigt wurde. Die Satzung iſt nach der Ratifikation eines beſonderen Protokolls 
am 16. Dezember 1920 durch die Mehrheit der Völkerbundsmitglieder in Kraft 
getreten. 

Es erfordert keine Begründung, daß ein ſtändiges internationales Gericht nicht 
nur, was ſeine einzelnen Mitglieder anlangt, ſondern auch als Inſtitution, dauernd 
größter Unabhängigkeit von politiſchen Einflüſſen bedarf. Iſt dieſe beim Ständigen 
Internationalen Gerichtshof gewährleiſtet? Der enge Zuſammenhang mit der 
politiſchen Inſtanz des Völkerbundes iſt nicht zu verkennen. Er ergibt ſich ſchon 
daraus, daß das Zeichnungsprotokoll des Statuts des Gerichtshofs nur von den 
Völkerbundsmitgliedern und von den in der Anlage zur Satzung bezeichneten 
Staaten unterzeichnet werden kann, und daß der Gerichtshof ohne weiteres auch 
nur dieſen offenſteht. Andere Staaten können ſich zwar auch an den Gerichtshof 
wenden, ſie müſſen aber dann eine Erklärung abgeben, wonach ſie die Zuſtändig⸗ 
keit des Gerichtshofs anerkennen und ſich verpflichten, das Urteil auszuführen. 

Rein verwaltungsmäßig geſehen, iſt der Gerichtshof eine ſogenannte autonome 
Organiſation des Völkerbundes. Dies bedeutet, daß er hinſichtlich der finanziellen 
Verwaltung unabhängig vom Völkerbundsrat und vom Völkerbundsſekretariat 
iſt. Der Etat des Gerichtshofs wird aber in den allgemeinen Etat des Völkerbunds 
aufgenommen, da nach Art. 33 des Statuts die Koſten des Gerichtshofs vom 
Völkerbund getragen werden. Der Völkerbundsverſammlung ſteht daher das Recht 
der Prüfung und Genehmigung des Etats zu. 

Die Abhängigkeit vom Völkerbund ergibt ſich weiterhin aus ſeiner in Artikel 14 
der Völkerbundsſatzung feſtgelegten Verpflichtung, auf Antrag des Völkerbundes 
Rechtsgutachten zu erſtatten, die häufig Fragen betreffen, die zuerſt im politiſchen 
Gremium des Völkerbundsrates behandelt wurden. 

Iſt es nun wirklich möglich, trotz dieſer Zuſammenhänge die Unabhängigkeit 
des Gerichtshofs nicht nur gegenüber den Parteien, ſondern auch gegenüber einer 
politiſchen Organiſation, wie ſie der Völkerbund darſtellt, zu wahren? Das in 
dieſer Hinſicht entſcheidende und am ſchwierigſten zu löſende Problem iſt die 
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Auswahl der Richter und die Zuſammenſetzung des Gerichts. Über beides entſcheidet 
der Völkerbund. Welche Geſahr hierin liegt, welche politiſchen Einflüſſe hier 
Eingang finden können, und wie die Machtverteilung innerhalb des Völkerbundes 
auf dieſe Weiſe ſich in der Zuſammenſetzung des Gerichtshofs widerſpiegeln kann, 
braucht kaum betont zu werden. 

Bei Ausarbeitung des Statuts bemühte man ſich, ein Verfahren zu finden, 
durch das einerſeits politiſche Intrigen möglichſt ausgeſchloſſen, andererſeits die 
Wünſche der Großmächte mit denen der kleinen Staaten einigermaßen in Einklang 
gebracht werden ſollten. Um den erſten Zweck zu erreichen, wurde beſtimmt, daß 
die Kandidaten nicht von den Regierungen benannt werden ſollten, ſondern von 
den Perſonen, die auf der Richterliſte des Ständigen Schiedshofs ſtehen. Und zwar 
ſollten die ſogenannten nationalen Gruppen am Ständigen Schiedshof, d. h. die 
vier von jedem Staat für den Schiedshof ernannten Perſonen, je vier Kandidaten 
benennen, davon aber nur zwei von ihrem Lande. Hierdurch ergibt ſich eine größere 
Liſte von Kandidaten, aus denen der Völkerbund die einzelnen Richter wählt. 
Um nun bei der Wahl ſelbſt einen Ausgleich zwiſchen den großen und den kleinen 
Staaten zu ſchaffen, entſchloß man ſich, nicht den Völkerbundsrat oder die Völker⸗ 
bundsverſammlung allein wählen zu laſſen, ſondern die Wahl durch beide Organe 
vorzunehmen. Als gewählt gilt, wer ſowohl im Rat als in der Verſammlung die 
Mehrheit der Stimmen auf ſich vereinen kann. Um den Wünſchen der Großmächte 
entgegenzukommen, die ſtändig einen Richter innerhalb des Gerichtshofs haben 
wollten, wurde ferner beſtimmt, daß die Richter in ihrer Geſamtheit die großen 
Formen der Ziviliſation und die wichtigſten Rechtsſyſteme der Welt vertreten 
ſollten. Wenn dieſe Beſtimmung auch nicht ganz klar war, ſo nahm man doch an, 
daß ſie die Wahl von Angehörigen der Großmächte ſichern würde, während man 
andererſeits durch dieſe Art der Formulierung vermied, die Empfindlichkeit der 
kleinen Mächte zu verletzen. 

Was nun die Qualifikation der Richter betrifft, ſo war man bei Abfaſſung des 
Statuts von dem Beſtreben ausgegangen, die Politiker auszuſchließen, da man in 
einer Beſetzung des Gerichtshofs mit Politikern eine große Gefahr für eine 
unparteiiſche Rechtſprechung ſah. Art. 2 des Statuts beſtimmt, daß die Richter 
entweder die Vorausſetzung für die Ausübung der höchſten richterlichen Amter in 
ihrem Lande erfüllen müſſen oder Juriſten von anerkannter Kompetenz auf dem 
Gebiet des Völkerrechts ſein ſollen; das bedeutet praktiſch, daß für den Poſten des 
internationalen Richters entweder bekannte Völkerrechtslehrer oder ſolche Perſonen, 
die in ihrem Lande ein hohes Richteramt innegehabt hatten, in Frage kamen. Man 
wollte damit erreichen, daß die Richter in ihrer Geſamtheit theoretiſche Kenntnis 
des Völkerrechts und prozeſſuale Erfahrung vereinigen. 

Die erſte Richterwahl fand im Jahre 1921 ſtatt. Die damals gewählten Perſonen 
entſprachen im großen und ganzen den Beſtimmungen des Artikels 2 des Statuts. 
So war es verſtändlich, daß der Gerichtshof durch ſeine Tätigkeit in den erſten neun 
Jahren ſeines Beſtehens — die Richter werden auf neun Jahre gewählt — ein 
ziemlich großes Anſehen erlangte. Da er aber gleichzeitig eine weitgehende Unab⸗ 
hängigkeit gegenüber den Tendenzen des Völkerbundes zeigte, machten ſich innerhalb 
des Völkerbundes Beſtrebungen bemerkbar, die auf eine Anderung in der Zu⸗ 
ſammenſetzung des Gerichtshofs hinzielten. Es wurde eine Beſtimmung vorgeſchlagen, 
nach der die Richter praktiſche Erfahrungen auf dem Gebiet des Völkerrechts haben 
ſollten. Hiergegen wandte ſich eine ſtarke Oppoſition, die wohl mit Recht befürchtete, 
daß eine ſolche Beſtimmung die Wahl von Politikern zur Folge haben würde und 
die Unabhängigkeit der Richter nicht mehr genügend gewährleiſtet ſein würde. 
Trotzdem wurde von der Völkerbundsverſammlung im Jahre 1929 ein ſogenannter 
„voeu” angenommen, wonach die Kandidaten die genannte Vorausſetzung erfüllen 
ſollten. Dies war einer der Gründe, aus denen der Gerichtshof nach der zweiten 
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allgemeinen Richterwahl im Jahre 1930 ſein Geſicht ſtark veränderte. Wenn dieſe 
Wahl auch formell den Beſtimmungen des Statuts entſprechend vorgenommen 
wurde, jo waren doch tatſächlich die Richter ſchon durch vorherige Abmachungen 
beſtimmt. Das erſieht man daraus, daß von den 15 zu wählenden Richtern 14 ſchon 
im erſten Wahlgang ſowohl vom Rat wie von der Völkerbundsverſammlung aus 
einer Kandidatenliſte von etwa 50 Perſonen gewählt wurden. Es iſt nicht möglich, 
hier auf Einzelheiten einzugehen; aber es ſei erwähnt, daß die Vertreter der latein⸗ 
amerikaniſchen Staaten beim Völkerbund ein Schreiben an den Generalſekretär des 
Völkerbundes gerichtet hatten, worin ſie verlangten, daß ihre Staaten beim Gerichts⸗ 
hof im ſelben Verhältnis wie im Völkerbundsrat vertreten ſein ſollten, daß alſo 
mindeſtens drei Richter den latein⸗amerikaniſchen Staaten angehören müßten. 
Tatſächlich ſind drei latein⸗amerikaniſche Richter gewählt worden, während im 
Gegenſatz hierzu kein einziger Richter aus den germaniſchen Staaten des Nordens 
dem Gerichtshof in ſeiner jetzigen Zuſammenſetzung angehört. 

Im übrigen handelt es ſich heute zum großen Teil um Perſonen, die mehrere 
Jahre ihren Staat beim Völkerbund vertreten und dadurch eine gewiſſe Kenntnis 
auf dem Gebiet der Völkerbundspolitik erlangt haben. Die Gefahr, die ſich hieraus 
ergibt, wird noch größer, wenn man bedenkt, daß häufig Fälle, die zunächſt vom 
Völkerbund behandelt wurden, in irgendeiner Form ſpäter vom Gerichtshof zu 
entſcheiden find. Das gilt vor allem von den Gutachten. Wenn der Gerichtshof ſich 
auch zunächſt eine gewiſſe Unabhängigkeit zu ſichern wußte, vor allem dadurch, daß 
er die Gutachten auf Grund eines gerichtlichen Verfahrens erſtattete — die Gut⸗ 
achten haben dadurch praktiſch die Wirkung von Urteilen erlangt —, ſo bleibt doch 
die Möglichkeit der Einflußnahme beſtehen, zumal wenn der Gerichtshof ſich zum 
großen Teil aus früheren Völkerbundsdelegierten zuſammenſetzt. 

Die Zahl der Richter war im Statut mit 11 Titularrichtern und vier Erſatz⸗ 
richtern feſtgeſetzt worden. Die Erſatzrichter ſollten dann einberufen werden, wenn 
für die Verhandlung nicht die Anweſenheit von 11 Richtern geſichert war. Obwohl 
das Gremium der Richter ſchon reichlich groß war, wurde doch im Jahre 1930 
beſchloſſen, die Zahl der Titularrichter von 11 auf 15 zu erhöhen. Dadurch ſollte die 
Einberufung von Erſatzrichtern überflüſſig gemacht werden. Eine geringere Zahl 
von Richtern als die im Statut vorgeſehene kam kaum in Frage, weil jede Groß⸗ 
macht einen Richter am Gerichtshof haben wollte und noch einige Poſten für die 
Angehörigen der anderen Staaten frei bleiben ſollten. Eine hohe Richterzahl läßt 
ſich eben bei der Schaffung eines ſtändigen internationalen Gerichts kaum ver⸗ 
meiden, da man mit den Forderungen der verſchiedenen Staaten und Staaten⸗ 
gruppen zu rechnen hat. Sie kann das Gute haben, daß ſie zu einer genauen 
Beratung zwingt und ein Ausgleich der Anſchauungen unter den durch verſchiedene 
interne Rechtsſyſteme vorgebildeten Richtern ſtattfindet. Auf der anderen Seite 
bedingt ſie aber eine gewiſſe Schwerfälligkeit des Verfahrens, vor allem der 
Beratung. Auch iſt die Wahrſcheinlichkeit, daß ungeeignete Perſönlichkeiten gewählt 
werden und damit die Gefahr politiſcher Einflüſſe bei einer hohen Anzahl von 
Richtern größer. Zudem kann, wenn die Angehörigen beſtimmter Staatengruppen 
beſonders zahlreich ſind, unter Umſtänden bei einer Partei das Gefühl Raum 
gewinnen, daß ſie durch die Art der Zuſammenſetzung benachteiligt iſt. 

Um die Gleichheit der Parteien in allen Fällen zu wahren, hat inſoweit eine 
Anpaſſung an die Form der Beſetzung der Schiedsgerichte ſtattgefunden, als ein 
Staat, der keinen Richter innerhalb des Gremiums hat, für den einzelnen Streit⸗ 
fall, in dem er Partei iſt, einen Richter benennen kann. Dieſes Recht kann von 
großer Bedeutung ſein. In der Regel wird aber der Einfluß des nationalen 
Richters gegenüber der großen Anzahl ſtändiger Richter nicht ſehr ins Gewicht 
fallen. Das gilt beſonders, wenn er nur für einen einzelnen Fall ernannt iſt und 
er die ſtändigen Richter und die Arbeitsweiſe des Gerichtes nicht kennt. 
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Der Ständige Internationale Gerichtshof hat ſeit jener Entſtehung, wenn man 
Urteile, Verfügungen und Gutachten zuſammenrechnet, ſchon etwa 60 Ent⸗ 
ſcheidungen gefällt. Obwohl man ihn gern als „Weltgerichtshof“ bezeichnet und er 
auch Nord⸗ und Südamerikaner und Aſiaten zu ſeinen Richtern zählt, hat er bisher 
doch faſt nur über europäiſche Angelegenheiten zu entſcheiden gehabt, wobei der 
größte Teil der Fälle mit der ſogenannten Friedensregelung von 1919 / 1920 zuſammen⸗ 
hing. Auch an dieſem Umſtand zeigt ſich deutlich, daß dieſe Regelung, ſtatt wirkliche 
Beruhigung zu ſchaffen, eine Unzahl neuer Streitfragen aufgeworfen hat. Die 
Nachkriegsverträge haben gerade deshalb häufig Anlaß zu Streitigkeiten gegeben, 
weil ihre Beſtimmungen vielfach ſchlecht und unklar, ja in ſich widerſpruchs voll 
abgefaßt ſind, teils weil ſie alle Möglichkeiten offen laſſen wollten, teils weil ſie 
ein Kompromiß an ſich unvereinbarer Auffaſſungen darſtellen, manchmal einfach, 
weil ſie in Eile und ohne genügende Überlegung niedergeſchrieben wurden. Unter 
ſolchen Umſtänden kann ein ſtändiges Gericht, das immer bereit iſt, von großem 
Nutzen ſein, ſelbſt dann, wenn es gezwungen iſt, auf Grund ungerechter Verträge 
zu entſcheiden. Dem Beſiegten iſt die Möglichkeit gegeben, durch Anrufung des 
Gerichts zu verhindern, daß die Vertragsauslegung von ſeiten des Gegners in einer 
Weiſe erfolgt, die ſeine Rechte noch weiter ſchmälert. Das Gericht bedarf voller 
Unabhängigkeit, um dieſer Aufgabe zu genügen. Der Ständige Internationale 
Gerichtshof hat ſich ihr nicht immer gewachſen gezeigt, wie das Gutachten über die 
deutſch⸗öſterreichiſche Zollunion beweiſt. 


IV. Grundſätze des Verfahrens 


Für jede Art internationaler Schiedsgerichtsbarkeit iſt weſentlich, daß die Ent⸗ 
ſcheidung in einem geregelten Verfahren gefunden wird. Dieſes muß ſo ausgeſtaltet 
ſein, daß einerſeits den Parteien die Gewähr einer unparteilichen Durchführung 
des Verfahrens geboten wird, die die Vorausſetzung eines gerechten Urteils iſt, 
und daß andererſeits dem Gericht die notwendigen Befugniſſe zuſtehen, um das 
Verfahren bis zur Endentſcheidung fortzuführen. Oberſter Grundſatz iſt, wie bei 
jedem gerichtlichen Verfahren, die vollkommene Gleichſtellung der Parteien, die 
nicht nur in den Verfahrensregeln Ausdruck finden, ſondern auch bei ihrer An⸗ 
wendung beobachtet werden muß. 

Erforderlich iſt zunächſt, daß die Verfahrensregeln vor Beginn des Verfahrens 
feſtgelegt werden. Das Gericht darf nicht die Befugnis haben, ſein Verfahren will⸗ 
kürlich zu ändern, es ſei denn mit Zuſtimmung oder auf Vorſchlag beider Parteien. 

Ein gut durchgebildetes Verfahren wird eine gewiſſe Sicherheit dafür bieten, daß 
alle weſentlichen, von beiden Seiten vorgebrachten Geſichtspunkte ausreichend 
berückſichtigt werden. Nun gibt es für das Verfahren vor internationalen Gerichten 
ziemlich eingehende Regeln. Für den Ständigen Schiedshof gelten die Beſtimmungen 
der Abkommen zur friedlichen Regelung internationaler Streitigkeiten von 1899 
und 1907, die zum großen Teil die Grundlage für die prozeſſualen Vorſchriften des 
Statuts des Ständigen Internationalen Gerichtshofs gebildet haben. Deſſen Ver⸗ 
fahren iſt naturgemäß am genaueſten ausgebildet. Die Grundregeln ſind im Statut, 
genauere Beſtimmungen in dem vom Gerichtshof ſelbſt feſtgeſetzten Reglement 
enthalten. Abweichungen ſind auch hier mit Zuſtimmung beider Parteien möglich, 
jedoch nur, ſoweit Beſtimmungen des Reglements in Frage ſtehen, während die 
Vorſchriften des Statuts unabdingbar ſind. In den Schiedsgerichtsverträgen wird 
ſehr häufig durch einen Verweis auf die Abkommen von 1899 oder 1907 die 
Anwendung der in ihnen enthaltenen Beſtimmungen vorgeſehen. Soweit Streit⸗ 
fälle einem Schiedsgericht durch Kompromiß unterbreitet werden, können im 
Kompromiß Regeln aufgeſtellt werden, durch die unter Umſtänden das Verfahren 
vereinfacht und ſtärker den Bedürfniſſen des Einzelfalles angepaßt werden kann. 
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Der Ständige Internationale Gerichtshof hat verſchiedentlich die Anfiht aus⸗ 
geſprochen, daß das Verfahren vor einem internationalen Gericht freier und nicht 
an ſo ſtrenge Formvorſchriften gebunden ſei, wie das vor nationalen Gerichten der 
Fall ſei. Dieſe Freiheit, die bei den Einzelſchiedsgerichten noch größer iſt, kann 
manche Vorteile bieten. Sie darf aber keinesfalls zu einer Begünſtigung einer 
Partei führen. 

Die Vertreter der Parteien im Verfahren, die ſogenannten Staatsvertreter oder 
Agenten, die ſich durch Rechtsbeiſtände unterſtützen laſſen können, ſind grundſätzlich 
gleichberechtigt. Das Gericht muß den Parteivertretern die gleichen Möglichkeiten 
geben, den Standpunkt ihrer Regierung zu vertreten. 

Die grundſätzliche Stellungnahme der Parteien muß eindeutig feſtgelegt werden. 
Daher erweiſt ſich ein ſchriftliches Verfahren als notwendig. Hierbei ſchon muß den 
Parteien gleiches Gehör gewährt werden. Gewiſſe Unterſchiede ergeben ſich jedoch, 
je nachdem, ob eine Sache dem Gericht durch einſeitige Klage oder durch Kompromiß 
unterbreitet worden iſt. In letzterem Falle werden, wenn nichts anderes verabredet 
iſt, die Schriftſätze der Parteien gleichzeitig eingereicht, während in erſterem Falle 
die Schriftſätze des Beklagten auf die des Klägers folgen. Ein mündliches Ver⸗ 
fahren braucht nicht immer ſtattzufinden; es iſt aber die Regel. Beim Ständigen 
Internationalen Gerichtshof kann auf das mündliche Verfahren nur bei An⸗ 
wendung der ſogenannten „procédure sommaire“ verzichtet werden. 

Eine gewiſſe Sicherung für die objektive Verfahrensleitung bietet den Parteien 
die Offentlichkeit des mündlichen Verfahrens und damit die Kontrolle durch die 
öffentliche Meinung. Sie iſt für das Verfahren vor dem Ständigen Internationalen 
Gerichtshof vorgeſchrieben worden, da man der Auffaſſung war, daß ſie zum Weſen 
eines Gerichtshofs gehöre. Sie kann jedoch durch Beſchluß des Gerichtshofs oder 
auf Antrag beider Parteien ausgeſchloſſen werden. 1899 und 1907 hatte man ſich 
auf einen anderen Standpunkt geſtellt: Für die Schiedsgerichte des Ständigen 
Schiedshofs iſt auch das mündliche Verfahren geheim, es ſei denn, daß das Gericht 
mit Zuſtimmung der Parteien das Gegenteil anordnet. 

Das Gericht kann eine genaue Darſtellung des Sachverhalts verlangen. An der 
Klärung des Sachverhalts haben die Staatsvertreter mitzuwirken, ihr Schweigen 
kann als Zugeſtändnis der Richtigkeit der Behauptungen der Gegenſeite gewertet 
werden. 

Bei der Bewertung der Erklärungen der Parteien iſt von dem guten Glauben 
beider Regierungen auszugehen, und tatſächliche Ausführungen ſind nur dann als 
unrichtig anzunehmen, wenn von der Gegenſeite der Gegenbeweis geliefert wird. 
Dieſer Grundſatz iſt wichtig, da gerade bei internationalen Gerichten, in denen 
meiſtens keine Berufsrichter ſitzen, die Gefahr beſteht, daß die Beweisregeln ver⸗ 
nachläſſigt werden. Manche Entſcheidungen internationaler Gerichte ſind aus 
dieſem Grunde im Ergebnis unbefriedigend. Beim Beweisverfahren muß beſonders 
darauf geachtet werden, daß der Grundſatz der gleichen Stellung der Parteien ein⸗ 
gehalten wird. Im allgemeinen kann man die Beobachtung machen, daß inter⸗ 
nationale Gerichte die Vernehmung von Zeugen zu vermeiden ſuchen und ſich, wenn 
irgend möglich, mit einem Beweis durch Dokumente begnügen. So hat beiſpiels⸗ 
weiſe vor dem Ständigen Internationalen Gerichtshof in der ganzen Zeit ſeiner 
Tätigkeit nur ein einziges Mal eine Zeugenvernehmung ſtattgefunden. 

Wenn das Urteil eine endgültige Löſung der Streitigkeit bringen und praktiſch 
überhaupt Bedeutung haben ſoll, ſo muß es ausgeſchloſſen ſein, daß eine der Par⸗ 
teien durch Einwirkung auf den Streitgegenſtand die der anderen Partei durch die 
künftige Entſcheidung evtl. zuzuſprechenden Rechte ſchmälert. In die meiſten Schieds⸗ 
gerichtsverträge iſt die Verpflichtung, ſich jeder Einwirkung auf den Streitgegenſtand 
zu enthalten, ausdrücklich aufgenommen. Manche Schiedsgerichte, vor allem der 
Ständige Internationale Gerichtshof, beſitzen in der einſtweiligen Verfügung ein 
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Mittel, Maßnahmen zur Sicherung der im Urteil etwa feſtzuſtellenden Rechte der 
einen oder anderen Partei anzugeben. In der Praxis ſind derartige Verfügungen 
bisher ſelten erlaſſen worden. 

Das Gericht muß die Möglichkeit haben, das Verfahren durchzuführen, und zwar 
in einem angemeſſenen Zeitraum, wobei natürlich zu berückſichtigen iſt, daß für 
einen Staatenprozeß längere Zeiträume notwendig find als für Prozeßverfahren 
zwiſchen Privatperſonen. Verſchleppungsverſuchen einer Partei muß das Gericht 
wirkſam entgegentreten können. 

Wird das Verfahren durch einſeitige Klage eingeleitet, ſo kann der Beklagte die 
Zuſtändigkeit des Gerichts durch Erhebung der Unzuſtändigkeitseinrede beſtreiten, 
ſofern er der Meinung iſt, daß der durch den Kläger dem Gericht unterbreitete 
Streit nicht unter diejenigen Streitigkeiten fällt, für die die Parteien die Zus 
ſtändigkeit des Gerichts vereinbart haben. Das hat zur Folge, daß die Entſcheidung 
des Streits wenn auch nicht verhindert, ſo doch ſehr verzögert wird, da über die 
Einrede in der Regel in einem beſonderen Verfahren entſchieden wird. 

Wie groß im allgemeinen die Gerichtsſcheu der Staaten iſt, zeigt die Tatſache, 
daß faſt in allen Fällen, die bisher vor den Ständigen Internationalen Gerichtshof 
durch einſeitige Klage gebracht wurden, vom beklagten Staat die Unzuſtändigkeits⸗ 
einrede erhoben wurde, auch wenn ſie zweifellos unbegründet war. Gleichzeitig iſt 
dies ein Zeichen dafür, eine wie große politiſche Bedeutung die Staaten jeder recht⸗ 
lichen Nachprüfung ihres Verhaltens durch eine internationale Inſtanz beimeſſen. 


V. Die Entſcheidung und ihre Wirkung 


Die Entſcheidung des internationalen Gerichts ſoll die endgültige Löſung der 
ihm unterbreiteten Streitigkeit darſtellen, mit der Wirkung, daß die entſchiedene 
Frage von keiner Seite erneut aufgeworfen werden kann. Der Zweck des Ver⸗ 
fahrens kann nur erreicht werden, wenn die Entſcheidung auch dann Autorität 
ſchafft, wenn ſie weder den Erwartungen der einen noch denen der anderen Partei 
entſpricht. Dieſes kann ſie nur, wenn ſie auf unparteilicher Beurteilung des Sach⸗ 
verhalts beruht, im Einklang mit den Regeln des Verfahrens gefunden wurde, 
innerhalb der Grenzen der Zuſtändigkeit des Schiedsgerichts ergangen iſt und von 
Perſönlichkeiten oder von einer Inſtanz ausgeht, deren Anſehen Zweifel an der 
Sachlichkeit der Gründe nicht aufkommen läßt. Handelt es ſich um Rechtsſtreitig⸗ 
keiten, ſo dürfen politiſche Erwägungen irgendwelcher Art keinen Einfluß auf das 
Ergebnis haben. Wenn die Staaten damit nicht mehr rechnen können, ſo werden 
ſie dieſe Inſtanz in Zukunft auszuſchalten verſuchen. 

Eine Sicherung objektiver Entſcheidung liegt in der Pflicht des Gerichts, ſeine 
Entſcheidung mit Gründen zu verſehen. Dies iſt daher meiſt ausdrücklich vorge⸗ 
ſchrieben. 1899 hatte man allerdings vorgeſchlagen, eine Verpflichtung zur Bekannt⸗ 
gabe der Entſcheidungsgründe nicht in dem Abkommen zur friedlichen Regelung 
internationaler Streitigkeiten vorzuſehen, wobei man auf die politiſche Natur des 
zwiſchenſtaatlichen Schiedsgerichts und auf die Schwierigkeit der Begründung bei 
Streitigkeiten politiſchen Charakters hinwies. Dieſe Auffaſſung hat ſich aber nicht 
durchgeſetzt, da man die Verpflichtung zur Begründung als eine grundlegende 
Garantie anſah, auf die nicht verzichtet werden könne. Zum mindeſten bei den 
Entſcheidungen rechtlicher Streitigkeiten iſt eine Begründung auch dann unerläßlich, 
wenn eine Vorſchrift darüber fehlt. Auch bei Entſcheidungen über Intereſſen⸗ 
konflikte wird das Schiedsgericht von ſich aus, mangels gegenſeitiger Vereinbarung 
der Parteien, die Gründe bekanntmachen, um ſich nicht dem Vorwurf der Willkür 
auszuſetzen. 

Die Entſcheidungen internationaler Gerichte find grundſätzlich endgültig und 
binden die Parteien vom Tage der Urteilsverkündung ab. Sie haben die Wirkung 
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vertraglicher Abmachungen der Parteien, für die fie ja auch einen Erſatz darſtellen. 
Das Urteil muß ſofort ausgeführt werden, es ſei denn, daß die Parteien über die 
Art der Ausführung unterhandeln wollen. Die Verpflichtung, die Entſcheidung 
in Treu und Glauben auszuführen, wird bereits dadurch begründet, daß ein Staat 
einen Streitfall der Entſcheidung eines internationalen Gerichts unterwirft. Es 
mag erwähnt werden, daß in Prozeſſen vor dem Ständigen Internationalen 
Gerichtshof wiederholt Anträge für den Fall geſtellt wurden, daß das Urteil 
innerhalb der vorgeſchriebenen Zeit nicht ausgeführt werde. Dieſe Anträge wurden 
abgelehnt, weil der Gerichtshof die Möglichkeit, daß ein Staat das Urteil nicht 
ausführe, nicht ins Auge faſſen könne. Die Gerichte ſelbſt haben natürlich keine 
Möglichkeit, die Ausführung des Urteils durchzuſetzen. Für den Fall der Nicht⸗ 
ausführung einer Entſcheidung im Rahmen des Artikels 13 der Völkerbunds⸗ 
ſatzung, alſo etwa eines Urteils des Ständigen Internationalen Gerichtshofs, 
ſoll nach deſſen letztem Satz der Völkerbundsrat die Maßnahmen vorſchreiben, 
die die Ausführung des Urteils ſichern. 

Dem Grundſatz der Endgültigkeit der Entſcheidung entſpricht es, daß im allge⸗ 
meinen Rechtsmittel gegen eine Entſcheidung nicht zugelaſſen werden. Es bedeutet 
bereits ein gewiſſes Mißtrauen der Parteien gegenüber dem Schiedsgericht, wenn 
die Möglichkeit einer Berufung an eine andere Inſtanz in einigen neueren Ver⸗ 
trägen vorgeſehen iſt. Wichtigſtes Beiſpiel iſt die Einſetzung des Ständigen Inter⸗ 
nationalen Gerichtshofs als Berufungsinſtanz für Entſcheidungen der zwiſchen 
Ungarn, Rumänien, der Tſchechoſlowakei und Jugoſlawien beſtehenden Schieds⸗ 
gerichte nach dem Pariſer Abkommen vom 28. April 1930. In dieſem Zuſammen⸗ 
hang iſt zu erwähnen, daß der Völkerbund mit einem Vorſchlag befaßt war, der 
allerdings zu keinem Ergebnis geſührt hat, nach welchem dem Ständigen Inter⸗ 
nationalen Gerichtshof allgemein die Zuſtändigkeit zur Nachprüfung internationaler 
Schiedsſprüche übertragen werden ſollte. 

Trotz des Grundſatzes der Endgültigkeit der Entſcheidung hat man ſich ver⸗ 
anlaßt geſehen, gewiſſe Ausnahmen zuzulaſſen, wenn durch ſchwerwiegende Umſtände 
die Autorität der Entſcheidung in Frage geſtellt iſt. 

In erſter Linie iſt die Möglichkeit der „Revifion“ zu erwähnen. Sie war ſchon in 
den Haager Abkommen von 1899 und 1907 vorgeſehen. Gegenüber den Bedenken, 
daß die der Schiedsgerichtsbarkeit übertragenen Streitigkeiten endgültig erledigt 
ſein müßten, ſetzte ſich der Gedanke durch, daß die Gerechtigkeit die Reviſion einer 
auf einem Irrtum über Tatſachen beruhenden Entſcheidung verlangt. Sowohl nach 
dem Statut des Ständigen Internationalen Gerichtshofs wie nach den Haager 
Abkommen, deren Beſtimmungen auch in die meiſten neueren Schiedsgerichts⸗ 
verträge aufgenommen ſind, kann die Reviſion verlangt werden wegen Entdeckung 
einer neuen Tatſache, die einen entſcheidenden Einfluß auf die Entſcheidung aus⸗ 
geübt hätte, und die vor Erlaß der Entſcheidung dem Gericht und der Partei, die 
die Reviſion verlangt, unbekannt war. Nach dem Statut des Ständigen Inter⸗ 
nationalen Gerichtshofs muß der Antrag auf Reviſion ſpäteſtens ſechs Monate 
nach Entdeckung der neuen Tatſache geſtellt werden. Zehn Jahre nach dem Urteil 
iſt die Reviſion überhaupt ausgeſchloſſen. Die Feſtſetzung der letzteren Friſt iſt 
damit gerechtfertigt worden, daß es zwar ungerecht wäre, eine durch eine ſchlecht 
begründete Entſcheidung geſchaffene Situation aufrechtzuerhalten, daß es aber 
eine noch größere Ungerechtigkeit bedeuten könnte, eine ſeit längerer Zeit beſtehende 
tatſächliche Lage wieder umzuſtoßen. 

Schließlich gibt es gewiſſe Fälle, in denen die Nichtigkeit der Entſcheidung 
geltend gemacht werden kann. Dies iſt dann zuläſſig, wenn nachgewieſen wird, 
daß ein Richter ſich hat beſtechen laſſen und ſomit gegen die elementarſten Pflichten 
eines Richters verſtoßen hat. Hierher gehört auch die Überſchreitung der dem Gericht 
übertragenen Befugniſſe, insbeſondere hinſichtlich der Zuſtändigkeit, der ſogenannte 
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„excès de pouvoir“. Die Frage, wann Nichtigkeit der Entſcheidung vorliegt und 
wie ſie geltend gemacht werden kann, hat bisher eine klare Antwort nicht gefunden. 
Sie iſt inſofern von Bedeutung, als die unterlegene Partei mit der Behauptung 
der Nichtigkeit der Entſcheidung verſuchen kann, den Streit aufs neue aufzurollen 
und ihn auf das politiſche Gebiet zu verſchieben, da eine Inſtanz, die die Behaup⸗ 
tungen dieſer Partei unparteiiſch nachprüfen könnte, beim Fehlen eines allgemeinen 
Schieds vertrages nicht vorhanden iſt. Die politiſchen Schwierigkeiten, die fi einer 
Neuaufrollung des Verfahrens entgegenſtellen, find allerdings erfahrungsgemäß ſo 
erheblich, daß praktiſch die Endgültigkeit der Schiedsſprüche kaum eine Beeinträch⸗ 
tigung erleidet. | 

Das Urteil wirkt nur zwiſchen den Parteien und nur für den Fall, der ent» 
ſchieden wurde. Praktiſch kann das Urteil aber eine weit darüber hinausgehende 
Wirkung ausüben. Dies gilt zunächſt für die Fälle, in denen es ſich um die Aus⸗ 
legung von Verträgen handelt, an denen nicht nur die ſtreitenden Parteien, 
ſondern noch andere Staaten beteiligt ſind. Wenn die Entſcheidung auch nur die 
beiden ſtreitenden Parteien bindet, ſo wird doch jede künftige Auslegung die in 
der Entſcheidung gegebene berückſichtigen. Das gilt um fo mehr bei der Entſcheidung 
eines ſtändigen Gerichts, dem ſpäter ähnliche Fälle vorgelegt werden können. 
Dieſes wird kaum von der einmal gegebenen Auslegung abweichen. Mit Rückſicht 
hierauf iſt für den internationalen Prozeß eine beſondere Art der Intervention 
geſchaffen worden, die ſich im Statut des Ständigen Internationalen Gerichtshofs 
und auch in einigen Schiedsgerichtsverträgen findet. In einem Streitfall um die 
Auslegung eines Abkommens, an dem außer den ſtreitenden Parteien noch andere 
Staaten teilgenommen haben, haben dieſe das Recht, zu intervenieren. Es ſoll 
ihnen damit die Möglichkeit gegeben werden, ihre Auffaſſung von der Auslegung 
des Abkommens vor dem Gericht geltend zu machen. Haben ſie von dieſer Mög⸗ 
lichkeit Gebrauch gemacht, ſo ſind auch ſie durch die in der Entſcheidung gegebene 
Auslegung rechtlich gebunden. 

Aber auch über dieſen Fall hinaus haben die Entſcheidungen weitgehende Be⸗ 
deutung als Präjudizien, vor allem deshalb, weil das Völkerrecht noch wenig 
entwickelt iſt und es eine Kodifikation dieſes Rechts nicht gibt. In dieſer Hinſicht 
iſt die Autorität der Entſcheidungen eines ſtändigen Gerichts, das eine ſtändige 
Rechtſprechung zu entwickeln in der Lage iſt, naturgemäß größer als die Ent⸗ 
ſcheidung eines Einzelſchiedsgerichts. In erfter Linie find es die Gründe, die für 
die Entwicklung des Rechts von Wichtigkeit ſind. Darum hat man ſich bei der 
Schaffung des Ständigen Internationalen Gerichtshofs trotz ſchwerer Bedenken 
entſchloſſen, den diſſentierenden Richtern das Recht zu geben, die Begründung 
ihrer abweichenden Meinung dem Urteil beizufügen. Wenn auf der einen Seite 
die Autorität der Entſcheidung dadurch geſchwächt werden könnte, ſo ſchien es auf 
der anderen Seite gerade wegen der Wirkung des Urteils als Präjudiz notwendig, 
den Richtern dieſes Recht einzuräumen. Eben wegen dieſer Wirkung kann jede 
internationale Entſcheidung von Bedeutung auch für die nicht am Verfahren be⸗ 
teiligten Staaten fein, und nur die genaue Kenntnis der internationalen Recht⸗ 
ſprechung ermöglicht einen Überblick über den jeweiligen Stand der Entwicklung 
des Völkerrechts. 
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Staatsrecht 


er Google 


Die Quellen der geltenden Verfaſſung 


I. Zwiſchenverfaſſung und Verfaſſungsgrundlagen des Dritten Reichs 


a) Unter der Herrſchaft von Weimar hatte man es ſehr eilig, den durch die 
Novemberrevolution von 1918 geſchaffenen Zuſtand in einem „Staatsgrundgeſetz“ 
zu kodifizieren und die „Errungenſchaften“ des parlamentariſchen Syſtems in dieſer 
Verfaſſung zu verankern. Gewiegte Parteipolitiker und Juriſten — aber größten⸗ 
teils Perſönlichkeiten, die dem deutſchen Weſen mehr oder weniger verſtändnislos 
gegenüberſtanden — hatten in ſtarker Anlehnung an die in den weſtlichen Demo⸗ 
kratien geltenden Grundgeſetze zwar eine geſetzestechniſch vielleicht brauchbare, in 
Wirklichkeit aber volksfremde Verfaſſungsurkunde ausgearbeitet und in ihr 
das „Ideal“ einer liberaliſtiſch⸗demokratiſch⸗parlamentariſchen Staatsauffaſſung 
niederzulegen vermeint. Zu den Weſensmerkmalen dieſer Verfaſſung gehörte eine 
beſonders fein ausgeklügelte Verteilung der Gewalten zwiſchen dem 
Reich und den Ländern, aber auch zwiſchen dem allgewaltigen Reichstag, der ihm 
hörigen Regierung, dem Reichspräſtdenten und dem aus der Geſamtheit der Par: 
teien beſtehenden Volksganzen. Dieſe Gewaltenteilung war ſo vorgenommen, daß 
jeder Partner den andern lahmzulegen vermochte. | 

Dieſes Weimarer Verfaſſungsgrundgeſetz gehört kaum 131/z Jahre nach ſeinem 
Entſtehen der Vergangenheit an, nachdem ſchon vorher auf zahlreichen Gebieten 
wichtigſte Beſtandteile dieſer Verfaſſung durch die tatſächliche Entwicklung gegen⸗ 
ſtandslos geworden waren. Es ſei in dieſer Hinſicht nur daran erinnert, daß das 
im 5. Abſchnitt der Zwiſchenverfaſſung kunſtvoll geregelte Verfahren der Reichs⸗ 
geſetzgebung ſich als immer weniger anwendbar erwies, ſo daß es in ſtets 
zunehmendem Maße durch die „Notverordnungspraxis“ abgelöſt wurde. Auch von 
der „parlamentariſchen Regierungsform“, die Art. 17 der Zwiſchenverfaſſung als 
wichtigſten Verfaſſungsgrundſatz für die Länder vorgeſehen hatte, war in der 
Wirklichkeit nicht mehr viel übriggeblieben: an Stelle von Regierungen, die nach 
der genannten Verfaſſungsbeſtimmung „das Vertrauen der Volksvertretung“ be⸗ 
ſitzen ſollten, waren immer mehr ſogenannte „geſchäftsführende“ Regierungen ge⸗ 
treten, hinter denen keine parlamentariſchen Mehrheiten ſtanden. 

Kann man hiernach bei einer Unterſuchung der ſtaatsrechtlichen Grundlagen 
des Dritten Reichs über die Weimarer Verfaſſung ohne weiteres zur Tages⸗ 
ordnung übergehen, ſo iſt doch noch ein kurzer Hinweis auf den „Vorſpruch“ 
dieſer Verfaſſung: „Das deutſche Volk, einig in feinen Stämmen, hat ſich dieſe 
Verfaſſung gegeben“, am Platze. Dieſe Faſſung könnte den Eindruck erwecken, als 
wenn damals das Volksganze etwa im Wege einer Volksbefragung ſich zu 
dieſer Verfaſſung bekannt oder durch eine Volksabſtimmung dieſe Ver⸗ 
faſſung beſchloſſen habe. Dies war keineswegs der Fall! Vielmehr hatte die aus 
423 Abgeordneten beſtehende, in der Pſychoſe des Zuſammenbruchs im Januar 
1919 unter der Herrſchaft der Arbeiter⸗ und Soldatenräte gewählte National⸗ 
verſammlung mit ganzen 262 Stimmen dieſes Geſetz beſchloſſen und ver⸗ 
abſchiedet. | 

b) Hatte das Weimarer Reich in verdächtiger Haft die Schaffung deräußeren 
Formen für das Staatsleben an den Anfang geſtellt, ſo wird im Dritten Reich 
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Adolf Hitlers erſt dann, wenn das Haus feſtgegründet ſteht, in dem das deutſche 
Volk ſich wohnlich eingerichtet hat, der Neubau in ſtaatsrechtliche 
Formen gekleidet werden. In ſeiner berühmten Reichstagsrede vom 21. März 1933 
hat der Führer darauf hingewieſen, daß eine „weitergehende Reform des Reichs 
ſich nur aus der lebendigen Entwicklung wird ergeben können. Ihr Ziel muß 
die Konſtruktion einer Verfaſſung ſein, die den Willen des Volkes mit der 
Autorität einer wirklichen Führung verbindet. Die geſetzliche Legaliſierung einer 
ſolchen Verfaſſungsreform wird dem deutſchen Volke ſelbſt zugebilligt werden.“ 
Die Kodifikation eines einheitlichen Staatsgrundgeſetzes wird alſo für das Dritte 
Reich nicht am Anfang, ſondern am Ende des Neuaufbaues ſtehen, dafür 
aber wird der Inhalt des Staatsgrundgeſetzes nicht aus theoretiſchen Rechtsnormen 
beſtehen, ſondern er wird die Erfahrungsſätze enthalten, die ſich in der 
nationalſozialiſtiſchen Staatspraxis bewährt haben. 

c) Das Staatsrecht des Dritten Reichs wird im gegenwärtigen Stand des 
Staatsaufbaues von den lebendigen Kräften der nationalſozialiſtiſchen 
Weltanſchauung beherrſcht. Sie baut ſich auf den Erkenntniſſen der Raſſen⸗ 
lehre auf und ſtellt Pflege und Erhaltung des deutſchen Volkstums in den Mittel⸗ 
punkt des ſtaatlichen Aufgabenkreiſes. Daraus erwächſt das Gemeinſchafts⸗ 
bewußtſein des raſſiſch zuſammengehörigen nationalen Volkskörpers, der Vorrang 
des Volkswohles und als deſſen Folgen der tätige Sozialismus, all dies aus⸗ 
geprägt in der germaniſchen Form des Führertums und der Gefolgſchaftstreue. 
Auf dieſen weltanſchaulichen Grundlagen haben ſich auch die Leitſätze der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Staatslehre entwickelt, die ſich in den Begriffen des Führer⸗ 
ſt aates, des Volksſtaates, des Einheits ſtaates, in der Forderung der 
Verantwortung nachoben und der Befehlsgewalt nachunten, 
im Grundſatz des Vorrangs des Gemeinnutzes vor Eigennutz und 
des Dienſtesdes einzelnen am Volksganzen zuſammenfaſſen laſſen. 
Dazu tritt die Verpflichtung des Staates zur Pflege des raſſiſch wert⸗ 
vollen Erbgutes im Volke, zur Erhaltung der weltanſchaulichen Einheit 
der Nation und zur Wahrung ihrer materiellen Lebensgrundlage durch Ent⸗ 
wicklung ihrer Wehrkraßft. Dieſe programmatiſchen RNechtsſätze haben 
Bedeutung vor allem auch bei der Auslegung des Verfaſſungsrechts. 

Im einzelnen wird unſer Staatsleben durch zehn Staatsgrundgeſetze 
beſtimmt, deren Inhalt unter III wiedergegeben iſt. Während das nationalſozia⸗ 
liſtiſche Staatsideal als bindender Beſtandteil des neuen deutſchen Staatsrechts 
fe ſt ſte ht und unabänderlich iſt, find die Geſetze, die der Verwirklichung 
dieſer Staatsauffaſſung dienen, naturgemäß Wandlungen unterworfen: Wie unten 
zu zeigen ſein wird, baut jedes dieſer Grundgeſetze den durch das Vorhergehende 
geſchaffenen ſtaatsrechtlichen Zuſtand weiter fort, ſo daß die älteren Staats⸗ 
grundgeſetze durch die neuere ſtaatsrechtliche Entwicklung in gewiſſen Teilen über⸗ 
holt werden. 

Schließlich enthalten zahlreiche Geſetze der Regierung Adolf Hitler, auch ohne 
daß ſie unter die „Staatsgrundgeſetze“ zu rechnen ſind, weſentliche Merkmale für 
das Staatsleben im Dritten Reich, indem ſie Aufgaben ſtellen und Ziele verwirk⸗ 
lichen, die als Beſtandteile der neuen Staatsidee zu gelten haben. 


II. Der Untergang der Zwiſchenverfaſſung 


Die Weimarer Verfaſſung iſt nicht mehr Grundlage des Verfaſſungslebens 
im Dritten Reich, weder als Ganzes noch in einzelnen Beſtandteilen. Dies gilt 
für die Zeit ſeit der Übernahme der Macht durch den Nationalſozialismus, d. h. ſeit 
dem 30. 1. 1933. Das Weimarer Ideengut mit ſeinen liberaliſtiſchen, demo⸗ 
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kratiſchen, parlamentariſchen Ausdrucksformen im Verfaſſungsaufbau iſt im deut⸗ 
ſchen Staatsrecht endgültig überwunden und kann, weil dem deutſchen Weſen 
fremd, nicht mehr zum Leben erweckt werden. 

Eine andere Frage iſt die, ob Rechtsnormen der Weimarer Verfaſſung zwar 
nicht als Verfaſſungsrecht, wohl aber als einfache Rechtsſätze über den Zeit⸗ 
punkt der Errichtung des Dritten Reichs hinaus von Beſtand geblieben find. Hier⸗ 
bei iſt zunächſt zu prüfen, ob allein die Tatſache der nationalſozialiſtiſchen 
Revolution die Geſamtheit der in der Weimarer Verfaſſung enthaltenen 
Rechtsſätze in Bauſch und Bogen als einfache Rechtsnorm ohne weiteres 
aufgehoben hat, oder ob dieſe Rechtsſätze erſt im Zuge der ſtaatsrechtlichen Neu⸗ 
ordnung Stück für Stück aufgehoben oder ſonſt unwirkſam geworden find. 

Dieſe Frage iſt dahin zu beantworten, daß die ihres Verfaſſungs charakters 
entkleideten Weimarer Rechtsnormen an ſich noch nicht durch einen einheit⸗ 
lichen revolutionären Akt außer Kraft geſetzt ſind, ſondern daß ſie erſt mit 
der fortſchreitenden ſtaats rechtlichen Neuordnung ihre Wirk: 
ſamkeit verloren haben. Denn der Führer und Reichskanzler hat auch nach der Macht⸗ 
übernahme immer wieder den Grundſatz von der „Legalität der nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Revolution“ betont, und der ſtaatsrechtliche Neuaufbau des Dritten Reichs hat 
ſich der äußeren Form nach auf der Rechtsgrundlage der Zwiſchenverfaſſung voll: 
zogen. Nicht nur beim Ermächtigungsgeſetz vom 23. 3. 1933, ſondern ſogar 
noch beim Neuaufbaugeſetz vom 30. 1. 1934 iſt in der Präambel darauf hinge⸗ 
wieſen worden, daß dieſe Geſetze in den Formen „verfaſſungändernder“ Geſetz⸗ 
gebung ergangen find. Das Zweite Geſetz zur Gleichſchaltung der Länder mit 
dem Reich vom 7. 4. 1933 erklärt ihm „entgegenſtehende Beſtimmungen der 
Reichsverfaſſung“ für aufgehoben. Nach S 2 des Geſetzes über Volksabſtimmung 
vom 14. 7. 1933 iſt die Mehrheit der abgegebenen Stimmen auch bei einem 
Geſetz entſcheidend, „das verfaſſungändernde Beſtimmungen enthält“. Das Geſetz 
über die Immunität der Abgeordneten vom 23. 6. 1933 ſpricht ausdrücklich von 
einem „nach Art. 37 Abſ. 3 der Reichsverfaſſung dem Reichstag zuſtehenden 
Recht . ... Die Auflöſung des Reichstags durch Verordnung des Reichspräfi⸗ 
denten vom 14. 10. 1933 wird in der Auflöſungs verordnung ausdrücklich auf 
„Art. 25 der Reichsverfaſſung“ geſtützt. Schließlich hat das Geſetz über das Staats⸗ 
oberhaupt des Deutſchen Reichs vom 1. 8. 1934 das durch die Weimarer Ver⸗ 
faſſung geſchaffene „Amt des Reichspräſidenten“ zum Gegenſtand, desgleichen „die 
durch die Weimarer Verfaſſung dem Reichspräſidenten bisher zuſtehenden Befug⸗ 
niſſe“. Wiederholt wurden auch Notverordnungen des Reichspräſidenten nach dem 
30. 1. 1933 ausdrücklich auf Art. 48 Abſ. 2 der Weimarer Verfaſſung geſtützt. (VO. 
vom 20. 3. u. 22. 4. 1933.) 

Wenn hiernach auch die Rechtsſätze der ihres Charakters als „Staatsgrundgeſetz“ 
entkleideten Weimarer Verfaſſung nicht durch die Tatſache der nationalſozialiſtiſchen 
Revolution allein als beſeitigt zu gelten haben, ſo ſind doch im Zuge des ſtaats⸗ 
rechtlichen Neuaufbaus die einzelnen Beſtandteile der Weimarer Rechtsſätze, wie 
die nachſtehende keine wegs erſchöpfende, ſich mehr auf Beiſpiele be⸗ 
ſchränkende Betrachtung zeigt, von bedeutungsloſen Ausnahmen ab⸗ 
geſehen, längſt gegenſtandslos geworden. 

Art. 1 der Zwiſchenverfaſſung, nach dem „das Deutſche Reich eine Republik“ iſt, 
iſt gegenſtandslos. Die Staatsform des Dritten Reichs läßt ſich in den hergebrachten 
Staatsformen „Republik“, „Monarchie“ uſw. nicht unterbringen. Der national⸗ 
ſozialiſtiſche Staat wird gleichermaßen beſtimmt durch den Begriff des Führer⸗ 
ſt aates und des Volksſtaates. 

Auch Art. 2 (Reichsgebiet) iſt überholt, da das Reichsgebiet nicht mehr aus 
den Gebieten der deutſchen Länder „beſteht“, d. h. nicht die Geſamtheit der deutſchen 
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Länder ftellt das Reich dar (bundesſtaatlicher Gedanke), ſondern das Einheits» 
reich iſt eingeteilt in Verwaltungsbezirke, die zur Zeit noch den deutſchen 
Ländern entſprechen. 

Die in Art. 3 geregelten Reichsfarben gehören der Vergangenheit an. 

Art. 4: Das Völkerrecht kann als Beſtandteil des neuen deutſchen Reichs⸗ 
rechts nur inſoweit gelten, als es dem Deutſchen Reich nicht die Rechte verweigert, 
die andere Staaten als ſelbſtverſtändlich für ſich in Anſpruch nehmen. 

Art. 5, der eine Staatsgewalt der Länder einer ſolchen des Reichs 
gegenüberſtellt, iſt mit dem Neuaufbaugeſetz gegenſtandslos: Es gibt nur eine 
Staatsgewalt, nämlich die des Reichs. 

Die Art. 6—12, in denen verſucht wird, die Geſetzgebungs kompetenz 
zwiſchen dem Reich und ſeinen Gliedern aufzuſpalten, iſt überholt. Die Geſetz⸗ 
gebungsgewalt liegt allein beim Reich; die Landesgeſetze ſind unter dem Rechts⸗ 
zuſtand des Neuaufbaugeſetzes Reichsgeſetze mit regionaler Begrenzung; ſie be⸗ 
dürfen der Zuſtimmung des Reichs. 

Art. 13 (Reichs recht bricht Landesrecht) iſt gegenſtandslos, nachdem 
der Gegenſatz zwiſchen Reichsrecht und Landesrecht beſeitigt iſt. 

Art. 14 und 15 (Ausführung der Reichsgeſetze, Reichs aufſicht) 
ſind mit der Aufhebung der Landeshoheit und der Beſeitigung der Gewaltenteilung 
zwiſchen dem Reich und den Ländern überholt, 

ebenſo Art. 16 („Landsmannſchaftliches Prinzip“) durch die Schaffung einer ein⸗ 
heitlichen deutſchen Staatsangehörigkeit und durch 8 5 der Neuaufbauverordnung. 

Art. 17, der „freiſtaatliche Verfaſſung“ für die deutſchen Länder 
vorſchreibt, iſt ungültig, nachdem das Statthaltergeſetz die Landes regierungen 
vom Vertrauen des Landtags abgehängt und das Neuaufbaugeſetz die Landtage 
aufgehoben hat. 

Art. 18, der die Neugliederung des Reichs hatte erleichtern ſollen, fie 
in Wirklichkeit aber unmöglich gemacht hatte, gehört der Vergangenheit an, da 
die Gebietshoheit nach dem Neuaufbaugeſetz beim Reich liegt. 

Art. 19 (Verfaſſungsſtreitigkeiten zwiſchen dem Reich und den 
Ländern) iſt im Einheitsreich überholt. 

Die beiden folgenden Abſchnitte der Zwiſchenverfaſſung, Art. 20 bis 40 und 41 
bis 58, die den Reichstag, den Reichspräſidenten, den Reichs⸗ 
kanzler und die Reichsregierung zum Gegenſtand haben, können im 
Rahmen dieſer Abhandlung nur einer ganz allgemeinen Betrachtung unter⸗ 
zogen werden. Im Verlaufe der vollkommenen Strukturänderung des Staates 
durch Beſeitigung des Parlamentarismus und Verbannung der geſamten demo⸗ 
kratiſchen Gedankenwelt haben die genannten Beſtimmungen bereits in ihren 
Grundgedanken einen anderen Gehalt bekommen. An Stelle einer Einzel⸗ 
unterſuchung der den Reichstag, den Reichspräſidenten, den Reichskanzler 
und die Reichsregierung behandelnden Beſtimmungen der Verfaſſung kann die 
allgemeine Feſtſtellung treten, daß der nationalſozialiſtiſche Rechtsgeiſt vor allem 
anderen den verfaſſungsmäßigen Staatsinſtitutionen aus dem Gedanken⸗ 
gut des Führerſtaates heraus eine neue Geſtalt gegeben hat. Das aus den bis⸗ 
herigen Funktionen des Reichspräſidenten und des Reichskanzlers geſchaffene Amt 
des Führers und Reichskanzlers bedarf zur Begründung der in ihm be⸗ 
ſchloſſenen Vollmachten nicht der früheren Verfaſſungsvorſchriften. Dieſe Voll⸗ 
machten ergeben ſich bereits aus dem Begriff des Führerſtaates als der 
erſten Grundlage unſeres Verfaſſungslebens und aus der abſoluten Autorität 
Adolf Hitlers. Auch unter dem Weimarer Rechtszuſtand war z. B. die ſog. 
„Organiſationsgewalt“ dem Reichspräſidenten nicht durch eine beſondere Ver⸗ 
faſſungsbeſtimmung übertragen; ſchon im parlamentariſchen Staate hatte ſich 


310 


vielmehr ohne weiteres die Zuſtändigkeit des oberſten Nepräſentanten des Reichs 
für dieſe Organiſationsgewalt ergeben. Wie ſonach die Stellung des Staats⸗ 
oberhauptes im Führerſtaat nicht durch die Zuſtändigkeiten beſtimmt wird, 
die die Weimarer Verfaſſung dem Neichspräſidenten und dem Reichs⸗ 
kanzler zuweiſt, fo iſt auch der Reichstag des Dritten Reichs etwas anderes 
als der auf dem Gedanken der Parteienvielheit aufgebaute Reichstag der 
Weimarer Verfaſſung. Auch die Reichsregierung hat ſowohl im Verhältnis 
zum Reichstag wie zum Führer und Reichskanzler eine völlig neue ſtaats rechtliche 
Stellung erhalten. Soweit hiernach die in Rede ſtehenden Art. 20 bis 58 nicht 
als Beſtandteile einer überwundenen Staatsauffaſſung gegenſtandslos ſind, haben 
fie noch eine gewiſſe techniſche Bedeutung; um Grundlagen des geltenden Verfaſ⸗ 
ſungsrechts handelt es ſich aber bei dieſen Beſtimmungen nicht. 

Art. 59 (Miniſteranklage durch den Reichstag) iſt infolge der Stellung 
des Reichstags im Führer⸗ und Volksſtaat gegenſtands los. 

5 (Reichsrat) ſind mit der Aufhebung des Reichsrats 
überholt. 

Art. 68-76 (Weg der parlamentariſchen Geſetzgebung) find 
praktiſch durch Einführung der vereinfachten Geſetzgebung erſetzt. N 

Art. 77 (Ausführungsvorſchriften zu Reichsgeſetzen) iſt durch das 
Ermächtigungsgeſetz ſowie durch Wegfall des Reichsrats gegenſtandslos. 

Art. 78—101, die der „Keichs verwaltung“ beſtimmte Aufgaben zu⸗ 
weiſen, haben — bis auf die etatsrechtlichen Vorſchriften der Art. 85 bis 87 — 
durch die Beſeitigung des Gegenſatzes von Reichs verwaltung und Lan⸗ 
des verwaltung im weſentlichen ihre Bedeutung verloren. Insbeſondere iſt 
Art. 79 gegenſtandslos, der bei der Wehrverfaſſung des deutſchen Volkes „Be⸗ 
rückſichtigung der beſonderen landsmannſchaftlichen Eigenarten“ vorſchreibt. 

Art. 102—108, die die Rechtspflege zum Gegenſtand haben, verdienen nur 
noch inſoweit Beachtung, als ſie ſich zum Grundſatz des Rechtsſtaates und der 
Unabhängigkeit der Rechtspflege bekennen. Vollſtändig beſeitigt find die Artikel 
103, 106 und 108. Die Juſtizhoheit iſt in vollem Umfange auf das Reich über⸗ 
gegangen; die Militärgerichtsbarkeit iſt wieder eingeführt. 

Der ganze Zweite Hauptteil der Zwiſchenverfaſſung, der ſich mit den „Grund⸗ 
rechten und Grundpflichten“ befaßt, iſt mit der nationalſozialiſtiſchen 
Staatsauffaſſung un vereinbar. Im totalen Staat iſt der Gegenſatz zwiſchen 
Staat und Volk beſeitigt, eine Freiheitsſphäre des einzelnen, die Eingriffen des 
Staates unzugänglich iſt, wird nicht anerkannt, und es bedarf daher auch nicht 
der Einſchaltung verfaſſungsmäßiger Sicherungen für dieſe falſch verſtandene 
liberale „Freiheit des Individuums“. An die Stelle der Grundrechte iſt im 
nationalſozialiſtiſchen Staat die Pflicht des Staates getreten, entſprechend dem 
Grundſatz des Rechtsſtaates, das Recht der Gemeinſchaft gegen den Rechts⸗ 
brecher zu ſichern und damit das Recht des einzelnen zu wahren. Das 
Bedürfnis nach Feſtſetzung beſonderer Grundrechte iſt nicht mehr vorhanden ange⸗ 
ſichts des organiſchen Staatsaufbaues, der in der Einheit ſowie in dem Treue⸗ 
und Gefolgſchaftsverhältnis zwiſchen dem Volk einerſeits und dem Staat und 
ſeinem Führer andererſeits ſeine Quelle hat. 


III. Das geltende Verfaſſungsrecht 


Ift ſomit die Zwiſchenverfaſſung in keiner Weiſe ein Beſtandteil der 
ſtaats rechtlichen Grundlagen des Dritten Reiches, und iſt von ihr auch 
kaum noch etwas als gewöhnlicher Rechtsſatz von Beſtand, ſo handelt es 
ſich nun darum, die Grundlagen des geltenden n, 
rechts des Dritten Reiches darzulegen. 
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a) Aus dem Programm der N SD AP., dem neben den allgemeinen welt 
anſchaulichen Grundſätzen des Nationalſozialismus als Grundlage unjeres Staats⸗ 
lebens beſondere Bedeutung zukommt, find als Beſtandteile des geltenden Ver⸗ 
faſſungsrechts, vor allem aber zur Kennzeichnung des heutigen ſtaatsrechtlichen 
Zuſtandes hervorzuheben einmal die Forderung nach „Schaffung einer ſtarken 
Zentralgewalt des Reichs und unbedingter Autorität des politiſchen Zentral⸗ 
parlaments über das ganze Reich und ſeine Organiſationen im allgemeinen“ 
(Punkt 25), ſodann die an die Stelle des Art. 4 der Zwiſchenverfaſſung, wonach 
die allgemein anerkannten Regeln des Völkerrechts als bindende Beſtandteile des 
deutſchen Reichsrechts gelten ſollen, tretende Forderung der „Gleichberechtigung 
des deutſchen Volkes gegenüber den anderen Nationen“ (Punkt 2), die Hebung 
des Mittelſtandes (Punkt 16), die Bekämpfung des Gewohnheitsverbrechertums 
und des Hoch⸗ und Landesverrats (Punkt 18) ſowie das Bekenntnis zur Wehr⸗ 
kraft des Volkes (Punkt 22). Zu nennen iſt ferner die Forderung der Deutſch⸗ 
ſt ämmigkeit als Vorausſetzung der Staatsbürgerſchaft (Punkt 4 und 5), der 
Staatsbürgerſchaft als Vorausſetzung für die Bekleidung öffentlicher 
Amter (Punkt 6), der Gleichheit der Rechte und Pflichten (Punkt 9). 
die Pflicht zur Arbeit (Punkt 10), Brechung der Zinsknechtſchaft 
(Punkt 12), ferner die aus dem Eigentum fließenden Pflichten und der 
Schutz des Eigentums (Punkt 17 und 24), der Erſatz der ſogenannten 
Preſſefreiheit als „Schimpffreiheit“ durch die Aufſtellung von Pflichten der 
Preſſe gegenüber dem Gemeinwohl. Schließlich iſt die gerade auch für die 
Rechtsauslegung wichtige Forderung des Erſatzes des der materialiſtiſchen Welt⸗ 
ordnung dienenden römiſchen Rechts durch ein deutſches Gemeinrecht 
beſonders zu erwähnen (Punkt 19). Auch die programmatiſchen Forderungen auf 
dem Gebiete des Sozialrechts (Punkt 15), des Bodenrechts (Punkt 17), des 
Bildungsweſens und der Kunſt (Punkt 20 und 23) und der körperlichen Ertüchti⸗ 
gung (Punkt 21) gehören hierher. 

b) Aus der umfangreichen Geſetzgebung des Dritten Reichs, die, 
ohne zu den neuen Staatsgrundgeſetzen im engeren Sinne zu gehören, auf wich⸗ 
tigen Gebieten des ſtaatlichen Lebens neue Zielſetzung enthält, den ſtaatlichen Auf⸗ 
gabenkreis erweitert oder ſonſt die Grundlagen der ſtaatlichen Ordnung grund⸗ 
ſtürzend umgeſtaltet, ſeien erwähnt die Geſetze zur Reinhaltung der Raſſe, zur 
Förderung erbgeſunden Nachwuchſes, zur Reinigung des Beamtentums, zur Neu⸗ 
geſtaltung des Bauerntums und alle diejenigen, die den berufsſtändiſchen Aufbau 
zum Gegenſtand haben. Beſondere ſtaatsrechtliche Bedeutung beſitzen ferner die 
Geſetze über die Einheit von Partei und Staat, über die Ordnung der nationalen 
Arbeit und über den organiſchen Aufbau der deutſchen Wirtſchaft, über die körper⸗ 
liche Ertüchtigung und weltanſchauliche Erziehung der Jugend ſowie über die Ord⸗ 
nung des kirchlichen Lebens. Schließlich war eine poſitive Bevölkerungs⸗ 
politik für zahlreiche geſetzgeberiſche Maßnahmen hinſichtlich der ſtaatlichen 
Anerkennung und Pflege der Sippenverbundenheit, der Erleichterungen für kinder⸗ 
reiche Familien und der Förderung der Siedlung leitend. Die durch dieſe Geſetze 
verwirklichten Grundgedanken und geſchaffenen Einrichtungen ſind wichtige Beſtand⸗ 
teile des geltenden Staatsrechts und des gegenwärtigen Verfaſſungsaufbaues. 

c) In erſter Linie beruht jedoch der ſtaats rechtliche Neuaufbau auf den nach⸗ 
ſtehend in ihrem wichtigſten Inhalt wiedergegebenen Staatsgrundgeſetzen: 

1. Eingeleitet wurde der Neuaufbau nach der ſtaatsrechtlichen Seite hin durch 
das Geſetz zur Behebung der Not von Volk und Reich vom 24. März 
1933, das unter der juriſtiſch nicht einwandfreien, aber ſachlich zutreffenden Be⸗ 
zeichnung „Ermächtigungsgeſetz“ bekannt geworden iſt. Durch dieſes Geſetz iſt das 
ausgeleierte Verfahren der Weimarer Geſetzgebungsmaſchine durch ein neues 
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Geſetzgebungsverfahren erfeßt: die Reichsregierung ſelbſt iſt zum Geſetzgeber be» 
ſtellt! Auf der Grundlage des Ermächtigungsgeſetzes ſind bis Ende Oktober 1934 
rund 250 „Regierungsgeſetze“ ergangen. 

2. Durch das ſchon eine Woche nach dem Ermächtigungsgeſetz ergangene Vor⸗ 
läufige Geſetz zur Gleichſchaltung der Länder mit dem Reich 
(Erſtes Gleichſchaltungsgeſetz) vom 31. März 1933 wurden die Volksvertretungen 
der Länder (Landtage und Bürgerſchaften), aber auch die gemeindlichen Selbſt⸗ 
verwaltungskörper dem am 5. März 1933 gewählten Reichstag gleichgeſchaltet. 
Außerdem gab dieſes Geſetz den Landesregierungen eine ähnliche Ermäch⸗ 
tigung zur „Regierungs“⸗Geſetzgebung, wie ſie durch das vorſtehend genannte 
„Ermächtigungsgeſetz“ der Reichsregierung erteilt worden war. 


3. Das abermals acht Tage nach dem vorerwähnten Erſten Gleichſchaltungsgeſetz 
ergangene Zweite Geſetz zur Gleichſchaltung der Länder mit 
dem Reich vom 7. April 1933 ſetzte den ſtaats rechtlichen Neuaufbau folge⸗ 
richtig fort: hatte das Erſte Gleichſchaltungsgeſetz die Parlamente im Reich 
und in den Ländern aufeinander abgeſtimmt, ſo ſchaltete das Zweite Gleich⸗ 
ſchaltungsgeſetz die Staatsführung, d. h. die Politik in den Ländern, der 
Führung und der Politik im Reiche gleich. Zu dieſem Zwecke wurden in den 
deutſchen Ländern Reichsſtatthalter als Organe des Reichs zur Sicher⸗ 
ſtellung einheitlicher Staatsführung im Reich und in den Ländern beſtellt, 
die neben der „allgemeinen Gleichſchaltungsaufgabe“ weſentliche Befugniſſe der 
Landesgewalt auf den im Geſetz genau bezeichneten Gebieten im Auftrag und 
im Namen des Reichs übernahmen. Die Landesgewalt, d. h. die Landeshoheit, 
blieb damals noch — dies iſt der grundlegende Unterſchied zu der durch das Neu⸗ 
aufbaugeſetz vom 30. Januar 1934 geſchaffenen ſtaats rechtlichen Neuregelung — 
unter der Vorausſetzung politiſcher Gleichſchaltung mit der Reichsgewalt aufrecht⸗ 
erhalten, d. h. es beſtand nach wie vor eine eigene „Staatshoheit“ der Länder 
neben der Reichshoheit. 


4. Das Geſetz über Volksabſtimmung vom 14. Juli 1933 bedeutete 
die Eröffnung eines gegenüber dem Weimarer Rechtszuſtand völlig neuen 
Verfahrens zur Herſtellung einer Verbindung zwiſchen der Reichsführung und 
dem Volksganzen. Durch dieſes Geſetz erhält die Reichsregierung jederzeit die 
Möglichkeit, aus einem von ihr herbeigeführten Votum des Volkes wichtige Rück⸗ 
ſchlüſſe für die Staatsführung zu ziehen. 

5. Das Geſetz zur Sicherung der Einheit von Partei und 
Staat vom 1. Dezember 1933 ſichert durch beſondere ſtaatsrechtliche Maßnahmen 
den ſtändigen Gleichklang und die harmoniſche Übereinſtim⸗ 
mung von Partei und Staat in all ihren Lebensäußerungen, indem es u. a. die 
NSDAP. als Trägerin des Staates zur Körperſchaft des öffentlichen Rechts erhebt 
und den Stellvertreter des Führers zum Mitglied der Reichsregierung macht. 


6. Hatte bereits das Zweite Gleichſchaltungsgeſetz das Verhältnis zwiſchen dem 
Reich und den Ländern auf eine völlig neue Grundlage geſtellt, fo gilt dies in noch 
ſtärkerem Maße von dem Geſetz über den Neuaufbau des Reichs vom 
30. Januar 1934, das einen ſtaatsrechtlichen Zuſtand herbeiführt, der die Er⸗ 
füllung eines vielhundertjährigen Traumes der Deutſchen und den Abſchluß einer 
tauſendjährigen Entwicklung bedeutet. Dieſes Geſetz ſchafft den deutſchen 
Einheitsſtaat, indem es die Staatsgewalt der Länder und deren Staats⸗ 
hoheit beſeitigt und eine einzige Staatshoheit und eine einzige Staats⸗ 
gewalt begründet, die beide allein und ausſchließlich beim Reiche liegen. Der 
Einheit der politiſchen Willensbildung, der Einheit der 
Staatsführung im Reich und in den Ländern und der Einheit von 
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Partei und Staat ift mit dem Neuaufbaugeſetz die Einheit des Reichs 
gefolgt. | 

7. Nach dem Heimgang des greiſen Reichspräfidenten Generalfeldmarſchalls 
von Hindenburg ſtellt das Geſetz über das Staatsoberhaupt des 
Deutſchen Reichs vom 1. Auguſt 1934 auch die Einheit der Führung 
im Reich her. | 

8. Das am zweiten Jahrestage der nationalſozialiſtiſchen Revolution, am 
30. Januar 1935, verkündete Reichsſtatthaltergeſetz bringt die Stellung 
der durch das Zweite Gleichſchaltungsgeſetz eingeführten Reichsſtatthalter in Über⸗ 
einſtimmung mit der neuen ſtaatsrechtlichen Lage, wie ſie durch das Neuaufbau⸗ 
geſetz gegeben war: Der Reichsſtatthalter wird zu einer zentralen Ver⸗ 
waltungsſtelle in der Mittelinſtanz des Reichs ausgebaut, indem er un⸗ 
beſchadet ſeiner beſtehenbleibenden „Gleichſchaltungsaufgabe“ zum ſtändigen Ver⸗ 
treter der Reichsregierung in ſeinem Amtsbezirk gemacht wird und neben einer 
Reihe von beſonderen Zuſtändigkeiten (Vorſchlagsrecht hinſichtlich der Ernennung 
und Entlaſſung von Mitgliedern der Landesregierung, Ausfertigung und Ver⸗ 
kündung der von der Reichsregierung gebilligten Landesgeſetze) die Befugnis 
erhält, „ſich von ſämtlichen Reichs⸗ und Landesbehörden ſowie von den Dienſt⸗ 
ſtellen der unter Aufſicht des Reichs oder Landes ſtehenden öffentlich⸗ rechtlichen 
Körperſchaften innerhalb ſeines Amtsbezirks unterrichten zu laſſen, ſie auf die 
maßgeblichen Geſichtspunkte und die danach erforderlichen Maßnahmen aufmerk⸗ 
ſam zu machen ſowie bei Gefahr im Verzuge einſtweilige Anordnungen zu tref⸗ 
fen“. Die Zuſtändigkeiten des Reichsſtatthalters als Verwaltungsinſtanz ſind alſo 
weitgehend der des Preußiſchen Oberpräfidenten angenähert, deſſen Stellung nach 
der Reichs ſeite hin durch die Zweite Neuaufbauverordnung vom 27. No⸗ 
vember 1934 (RGBl. I S. 1190) entſprechend ausgebaut worden war. 

Über die vorerwähnte Neuregelung hinaus fieht das Reichsſtatthaltergeſetz die 
Möglichkeit vor, daß der Reichsſtatthalter durch den Führer und Reichskanzler 
zum „Führer der Landesregierung“ beſtellt wird, ſo daß der Reichs⸗ 
ſtatthalter — wenn dies geſchieht — an die Stelle des bisherigen Miniſterpräſi⸗ 
denten und — in Verwirklichung des Führerprinzips — zugleich an die Stelle 
der geſamten bisherigen kollegialen Landesregierung tritt. (Bisher durchgeführt 
in Sachſen und Heſſen.) | 

9. u. 10. Zu den Staatsgrundgeſetzen gehören ſchließlich das Geſetz über den 
Aufbau der Wehrmacht vom 16. März 1935, das mit dem dieſes Geſetz 
ergänzenden Wehrgeſetz vom 21. Mai 1935 durch Einführung der allgemeinen 
Wehrpflicht die Grundlage für das nationalſozialiſtiſche deutſche Wehrrecht ab⸗ 
gibt, und das Reichsarbeitsdienſtgeſetz vom 26. Juni 1935, das den 
Arbeitsdienſt als Ehrendienſt am deutſchen Volke für alle jungen Deutſchen 
beiderlei Geſchlechts zur Pflicht macht. 

d) Schon die flüchtige Darſtellung dieſer Geſetze, die die ſtaatsrechtliche Grund⸗ 
lage unſeres heutigen Verfaſſungsrechts bilden, hat gezeigt, daß ſie hinſichtlich 
ihrer Bedeutung für das heutige Staatsrecht keineswegs als gleichrangig 
nebeneinanderſtehen. Dadurch, daß jedes nachfolgende Geſetz den durch das vor⸗ 
hergehende geſchaffenen Staatsaufbau weiterführte, iſt der heutige Geltungs⸗ 
bereich der Staatsgrundgeſetze aus der erſten Zeit des Dritten Reichs — ſo riefen» 
groß auch (dies muß immer wieder betont werden) die Bedeutung eines jeden 
von ihnen zur Zeit ihres Erlaſſes war — in mannigfacher Beziehung über⸗ 
holt. Während z. B. das Vorläufige Gleichſchaltungsgeſetz die Lan desgeſetz⸗ 
gebung vom Landesparlament auf die Landesregierung übergeleitet 
hatte, ſchuf das Zweite Gleichſchaltungsgeſetz einen mittelbaren Reichseinfluß auf 
die Landesgeſetzgebung durch Zuweiſung der Ausfertigung und der Verkündung 
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von Landesgeſetzen an den Reichsſtatthalter, bis ſchließlich das Neuaufbaugeſetz 
den Erlaß von Landesgeſetzen überhaupt von der Zuſtimmung des zu» 
ſtändigen Reichsminiſters abhängig machte. — Ein weiteres Beiſpiel für 
die Fortentwicklung verfaſſungsrechtlicher Inſtitutionen durch die erwähnten 
Staatsgrundgeſetze bietet das Schickſal der Lan desparlamente: das Vor 
läufige Gleichſchaltungsgeſetz hatte die Landtage gleichgeſchaltet und fie 
durch Einführung der „Regierungsgeſetzgebung“ ihres Hauptwirkungs⸗ 
bereichs entkleidet; das Zweite Gleichſchaltungsgeſetz nahm den Land⸗ 
tagen auch das Recht der „Regierungsbildung“ und traf Beſtimmung über die 
Lebensdauer der Landesparlamente. Das Neuaufbaugeſetz ſchließlich beſeitigte 
die Landtage vollkommen! — Auch die Stellung der Landes⸗ 
regierungen erfuhr entſprechend dem Fortſchreiten des ſtaats rechtlichen Neu⸗ 
aufbaues eine grundlegende Wandlung: das Vorläufige Gleichſchaltungsgeſetz hat 
die Landesregierungen „entpolitifiert“ und fie zum geſetzgebenden 
Organ gemacht. Das Zweite Gleichſchaltungsgeſetz beſeitigt die Abhängigkeit 
der Landesregierungen von den Landtagen, legt aber gleichzeitig ihr Schickſal in 
die Hand der Reichsſtatthalter. Das Neuaufbaugeſetz unterſtellt ſodann die 
Landesregierungen der Reichsregierung und macht fie zu nachgeordneten 
Behörden der Reichszentralinſtanz. Und noch ein letztes: Während das Zweite 
Gleichſchaltungsgeſetz die „Staats hoheit“ der Länder und die aus ihr fließenden 
Befugniſſe der Lan desgewalt trotz Einſchaltung der Reichsſtatthalter aufrecht⸗ 
erhalten hatte, beſeitigt das Neuaufbaugeſetz die Staatshoheit der Länder und da⸗ 
mit die Landesſtaatsgewalt reſtlos. Das Reichsſtatthaltergeſetz ſchließlich gibt die 
Grundlage ab für eine den Grundſatz der Einheit der Verwaltung verwirklichende 
einheitliche Reichsmittelinſtanz. 


e) Hinſichtlich des Zuſtandekommens dieſer Staatsgrundgeſetze iſt nicht 
unintereſſant, daß das Ermächtigungsgeſetz und das Neuaufbau⸗ 
geſetz auf dem durch die Weimarer Verfaſſung vorgeſehenen „parlamentariſchen“ 
Geſetzgebungswege, d. h. unter Mitwirkung von Reichstag, Reichsrat und Reichs⸗ 
präfident, zuſtande gekommen find, während die übrigen Geſetze, mit Ausnahme 
des Geſetzes über das Staatsoberhaupt des Deutſchen Reichs, „Regierungsgeſetze“ 
darſtellen, für die das „Ermächtigungsgeſetz“ die Grundlage bildet. Das Geſetz über 
das Staatsoberhaupt des Deutſchen Reichs war zwar ebenfalls in der Form eines 
Regierungsgeſetzes in ſtaatsrechtlich einwandfreier Weiſe erlaſſen worden, da nach 
dem Neuaufbaugeſetz für die Regierungsgeſetzgebung nach keiner Richtung 
mehr eine Schranke beſtand. Dennoch wurde dieſes vom Reichskabinett 
beſchloſſene und verfaſſungsmäßig gültige Geſetz auf ausdrückliche Weiſung des 
Reichskanzlers (Erlaß vom 2. Auguſt 1934 — Reichsgeſetzbl. 1 S. 751) „dem 
deutſchen Volke zur ausdrücklichen Sanktion“ vorgelegt. In der Volksabſtimmung 
vom 19. Auguſt 1934 hatte ſich das deutſche Volk bekanntlich mit 90 vH. der gültig 
abgegebenen Stimmen hinter dieſes Geſetz geſtellt! — Auch das von der Reichs⸗ 
regierung am 21. Mai 1935 beſchloſſene Wehrgeſetz hat die ausdrückliche 
und einmütige Billigung des Deutſchen Reichstags gefunden: Am gleichen Tage 
der Beſchlußfaſſung über dieſes Geſetz durch die Reichsregierung trat der Reichs⸗ 
tag zuſammen zur Entgegennahme einer großen Kundmachung des Führers und 
Reichskanzlers über die deutſche Wehrpolitik. Nachdem zu Beginn dieſer Reichstags⸗ 
ſitzung der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter des Innern, Dr. Frick, dem Reichs⸗ 
tag von der Annahme des Wehrgeſetzes durch die Reichsregierung Kenntnis ge⸗ 
geben hatte, nahm der Reichstag am Schluſſe der Sitzung mit leidenſchaftlicher 
Begeiſterung einſtimmig folgende Entſchließung an: „Der Reichstag billigt ein⸗ 
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mütig die Erklärung des Führers und Reichskanzlers und dankt ihm ſowie der 
geſamten Reichsregierung für die nachdrückliche Wahrung der deutſchen Ehre und 
Gleichberechtigung.“ 


IV. Der derzeitige Verfaſſungsaufbau 


Wenn hiernach auch das Dritte Reich einer einheitlichen Verfaſſungsurkunde 
bisher ermangelt, ſo iſt doch ſein ſtaatsrechtlicher Aufbau klar und eindeutig feſt⸗ 
gelegt. Da die Gegenſätze zwiſchen verſchiedenen Hoheitsträgern (Reich und 
Ländern) der Vergangenheit angehören, da das Parteiweſen beſeitigt iſt, da ferner 
die Ausbalancierung der Kräfte und die anonyme Verantwortung — beides 
weſentliche Grundſätze der Weimarer Verfaſſung! — durch klare Herausſtellung 
des Führergedankens und der Verantwortung erſetzt ſind, da ſchließlich über allen 
Einzelfragen der große Gedanke der Einheit von Führung und 
Gefolgſchaft ſteht, iſt der ſtaatsrechtliche Aufbau heute bereits unendlich viel 
klarer und einfacher, als es unter den Kompromiſſen und dem ausgeklügelten 
Syſtem der Zwiſchenverfaſſung der Fall war. 

Der derzeitige ſtaatsrechtliche Aufbau des Reichs ſoll nachſtehend in ſeinen 
Grundzügen an den verfaſſungsmäßigen Organen kurz dargelegt 
werden. 

1. Das Staatsoberhaupt 

Alle Funktionen ſtaatshoheitlicher und verwaltungsmäßiger Art, die die 
Weimarer Verfaſſung dem Reichspräſidenten übertragen hatte, find zuſammen mit 
den Zuſtändigkeiten des führenden Mitgliedes der Reichsregierung im Amt des 
Führers und Reichskanzlers vereinigt. In ſeiner Perſon haben ſich aber nicht nur 
die bisherigen verfaſſungsmäßigen Funktionen ſowohl des Reichspräſidenten als 
auch des Reichskanzlers zuſammengefunden, ſondern darüber hinaus ſtellt 
ſich das neue Staatsoberhaupt in der erſtmaligen Prägung als „Führer“ dar. 
Neben dem Zuſtändigkeitsbereich des früheren Reichspräſidenten und des Reichs⸗ 
kanzlers ergibt ſich alſo noch ein dritter Wirkungsbereich aus dem 
Weſen des nationalſozialiſtiſchen Führerſtaates, der dem Staatsoberhaupt eine 
bisher nicht gekannte, aus dem perſönlichen Treue verhältnis 
zwiſchen Führer und Gefolgſchaft entſpringende Machtvollkommenheit verleiht. 

Wenn der Führer und Reichskanzler in ſich eine größere Machtfülle vereinigt, 
als ſie früher der Reichspräſident und Reichskanzler gemeinſam hatten, ſo 
beruht dies einerſeits darauf, daß mit der Vereinigung der Amter Beſchrän⸗ 
kungen fortgefallen find, die eines der beiden Amter betrafen, z. B. zeitliche Bes 
ſchränkung des Artikel 43, Inkompatibilitätsvorſchrift des Artikel 44, Bindung 
an die Gegenzeichnung nach Artikel 50 der Zwiſchenverfaſſung. Vor allem aber 
iſt dies die Folge der grundlegenden Anderung, die das Amt des Führers 
und Reichskanzlers als Spitze der Reichsregierung erfahren hat. Im 
Führerſtaat iſt die Stellung des Regierungschefs naturgemäß weſentlich anders 
geartet als die Stellung, die die Zwiſchenverfaſſung für den Reichskanzler vor⸗ 
geſehen hatte. Die Aufgaben und Befugniſſe des Führers als Regierungschef kön⸗ 
nen unter dem heutigen ſtaatsrechtlichen Zuſtand nicht auf die „Beſtimmung der 
Richtlinien der Politik“ beſchränkt ſein; die Weiſungsbefugnis des Regierungschefs 
hört alſo nicht da auf, wo der ſachliche Zuſtändigkeitsbereich des Fachminiſters be⸗ 
ginnt. Die Regelung der Zwiſchenverfaſſung, nach der der Reichskanzler als „pri- 
mus inter pares“ galt, ſteht im Widerſpruch mit dem Führergrundſatz 
als einer der wichtigſten verfaſſungsrechtlichen Grundlagen des Dritten Reiches; 
ſie gilt daher nicht mehr. — Die Stellung des Staatsoberhauptes im Dritten Reich 
hat alſo, auch ſoweit es ſich um ſeine Funktionen als Regierung s ch ef handelt, 
eine grundlegende Neugeſtaltung erfahren. 
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2. Die Reichsregierung 


Die Reichsregierung beſteht aus dem Führer und Reichskanzler, den Fach⸗ 

miniſtern des Reichs und den Miniſtern ohne Geſchäftsbereich (einſchließlich des 
Reichsforſtmeiſters). 
Die Funktionen der Reichsregierung find dreierlei Art: Zunächſt find die Reichs⸗ 
miniſter die erſten Berater des Führers und Reichskanzlers; ſodann liegt bei 
der Reichsregierung die Geſetzgebung, ſoweit nicht ausnahmsweiſe der 
Reichstag oder — nach dem Geſetz über Volksabſtimmung — das geſamte Volk zur 
Mitwirkung an der Geſetzgebung aufgerufen wird. Schließlich bilden die Reſſort⸗ 
miniſter die Spitze der Reichs verwaltung für die Verwaltungszweige ihres 
Zuſtändigkeitsbereichs. 

Die Reichsminiſter zeichnen für ihren Geſchäftsbereich ſämtliche Kundmachungen 
des Führers und Reichskanzlers mit. Dieſe Mitzeichnung hat aber nichts mehr 
gemeinſam mit der in Artikel 50 der Zwiſchenverfaſſung für „alle Anordnungen 
und Verfügungen“ des Reichspräſidenten „vorgeſehenen“ „Gegenzeichnung“. Dieſe 
„Gegenzeichnung“ hatte die Bedeutung der Übernahme der Verantwortung gegen⸗ 
über dem Parlament. Die heutige „Mitzeichnung“ bedeutet lediglich die Ge⸗ 
währ für ſachliche Richtigkeit und Ordnungsmäßigkeit und die Übernahme der 
Verantwortung für beides gegenüber dem Führer und Reichs⸗ 


kanzler. 
3. Die Reichsſtatthalter 


Die Reichsſtatthalter als Organe des Reichs ſollten die einheitliche Staats⸗ 
führung im Reich und in den Ländern gewährleiſten. Zu dieſem Zwecke waren 
den Statthaltern neben der „Beobachtung der vom Reichskanzler aufgeſtellten 
Richtlinien der Politik“ die wichtigſten Funktionen der Landes» 
gewalt übertragen worden; bei Ausübung dieſer Landesgewalt handelten die 
Reichsſtatthalter im Auftrag und im Namen des Reichs. Durch das Neuaufbau⸗ 
geſetz find die Zuſtändigkeiten der Reichsſtatthalter auf den Gebieten der „Landes⸗ 
gewalt“ in gewiſſer Hinſicht eingeſchränkt: zunächſt allgemein dadurch, daß die 
Landesgewalt zur Reichsgewalt geworden iſt (Art. 2), ſodann hinſichtlich der 
einzelnen Befugniſſe durch folgende mit dem Neuaufbaugeſetz zuſammenhängenden 
Beſtimmungen: 1. Die Ernennung und Entlaſſung der Mitglieder der Landes⸗ 
regierung kann nur noch mit Zuſtimmung der Reichsregierung, d. h. des Führers 
und Reichskanzlers, erfolgen, da die Landes regierungen durch Artikel 2 des Neu⸗ 
aufbaugeſetzes in Verbindung mit 84 der Erſten Durchführungsverordnung der 
Reichsregierung bzw. den Reichsminiſtern unterftellt find; 2. durch den Fortfall 
der Landtage (Artikel 1) iſt die Befugnis des Reichsſtatthalters zur Landtags⸗ 
auflöſung gegenſtandslos; 3. die Ausfertigung und Verkündung der Landesgeſetze 
durch den Reichsſtatthalter iſt abhängig von der Zuſtimmung des zuſtändigen 
Reichsminiſters ($ 3 der Erſten DurchfVO.); 4. das Beamtenernennungsrecht und 
das Begnadigungsrecht ſind als „Hoheitsrechte“ auf das Reich, d. h. auf den Reichs⸗ 
präfidenten — jetzt den Führer und Reichskanzler! — übergegangen, von dieſem 
aber durch die beiden Erlaſſe vom 3. Februar 1934 (RG Bl. I S. 81 und 82) auf 
die Reichsſtatthalter delegiert — das Begnadigungsrecht mit gewiſſen Ein⸗ 
ſchränkungen. 

Das Reichsſtatthaltergeſetz vom 30. Januar 1935 brachte eine 
grundlegende Anderung der ſtaatsrechtlichen Stellung der Reichsſtatthalter: 
Daß hinſichtlich der Ernennung und Entlaſſung der Mitglieder 
der Landesregierungen die Reichsſtatthalter nur noch ein Bor: 
ſchlags recht an den Führer und Reichskanzler haben, daß ferner auf dem 
Gebiete der Ernennung und Entlaſſung der Landesbeamten 
die Reichsſtatthalter wegen der Zuſammenfaſſung dieſer Zuſtändigkeiten bei der 
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Reichszentrale nur noch in geringerem Umfange eingeſchaltet find und daß ſchließ⸗ 
lich auch auf dem Gebiete des auf den Führer und Reichskanzler übergegangenen 
Gnadenrechts für die Reichsſtatthalter ſich ein kleineres Betätigungsfeld 
ergibt, iſt weniger von Bedeutung. — Von weit größerer Wichtigkeit iſt die Tat⸗ 
ſache, daß die Reichsſtatthalter durch das neue Reichsſtatthaltergeſetz zu einer 
zentralen Verwaltungsſtelle des Reichs innerhalb ihres Amts⸗ 
bezirks ausgebaut worden find: Der Reichsſtatthalter iſt der ſtändige Vertreter 
der Reichsregierung; er hat für die Beobachtung der vom Führer und Reichs⸗ 
kanzler aufgeſtellten Richtlinien der Politik zu ſorgen; der Reichsſtatthalter kann 
ferner bei Durchführung der den Reichsminiſtern obliegenden Aufgaben ein⸗ 
geſchaltet werden; ſchließlich aber und vor allem: Der Reichsſtatthalter hat 
gegenüber ſämtlichen Dienſtſtellen des Reichs und des Landes 
ſowie ſämtlicher öffentlich⸗ rechtlicher Körperſchaften innerhalb 
ſeines Amtsbezirks ein Informationsrecht ſowie das Recht, Anregun⸗ 
gen zu geben und bei Gefahr im Verzuge einſtweilige Anordnungen 
zu treffen. — Darüber hinaus kann, wie ſchon erwähnt, der Führer und Reichs⸗ 
kanzler den Reichsſtatthalter ſogar mit der Führung der Landes⸗ 
regierung beauftragen. 


4. Der Reichstag 

Der Reichstag war im „Ermächtigungsgeſetz“ gegenüber der Regierungsgeſetz⸗ 
gebung als Inſtitution ausdrücklich geſchützt worden, d. h. auf dem Wege der 
Regierungsgeſetzgebung konnte der Reichstag unter dem Rechtszuſtand des „Er: 
mächtigungsgeſetzes“ nicht aufgehoben werden. Das Neuaufbaugeſetz hat dieſe 
Schranken an ſich beſeitigt. Auch die Einflußnahme des Reichstags auf die 
Regierung iſt mit der Durchſetzung des Führerprinzips erledigt; die Reichs⸗ 
regierung iſt praktiſch nicht mehr vom Reichstag abhängig. Sie bedarf ſeines Ver⸗ 
trauens nicht mehr, da ihre Mitglieder vom Führer und Reichskanzler 
berufen und entlaſſen werden. 

Die Bedeutung des Reichstags liegt nach der Überwindung des Parlamen⸗ 
tarismus vor allem darin, daß vor dieſem Forum wichtige Regierungserklärungen 
abgegeben werden und daß durch Einholung der Zuſtimmung des Reichstags zu 
beſonders bedeutungsvollen Geſetzesvorlagen immer wieder die geſchloſſene Gefolg⸗ 
ſchaft der Nation vor aller Welt bekundet werden kann. 


5. Das Volk 

Durch die unter 1 dargelegte ſtaatsrechtliche Stellung des Staatsoberhauptes 
ſtellt ſich das Dritte Reich als Führerſtaat dar. Das Geſetz über Volks⸗ 
abſtimmung vom 14. Juli 1933 enthält für den ſtaatsrechtlichen Aufbau die 
Weſensmerkmale des Volksſtaates: Während unter der Weimarer Ver⸗ 
faſſung das Volk im allgemeinen nur nach vorausgegangenem „parlamentariſchen“ 
Geſetzgebungsverfahren bei Meinungsverſchiedenheiten unter den an der Geſetz⸗ 
gebung mitwirkenden Organen zur Entſcheidung angerufen werden konnte, iſt 
durch das „Geſetz über Volksabſtimmung“ die unmittelbare Verbindung zwiſchen der 
Staatsführung und dem Volksganzen hergeſtellt. Die Regierung kann jederzeit mit 
dem Volke in Verbindung treten, ſei es, daß die Regierung aus einem Volksvotum 
Schlüſſe für ihre Politik zu ziehen beabſichtigt, oder daß zu beſonderen lebenswich⸗ 
tigen Fragen der Nation die Entſcheidung des Volkes eingeholt oder ſchließlich in 
beſonderen Fällen der Weg der „Volksgeſetzgebung“ eröffnet werden ſoll. Dieſes 
Geſetz, das binnen zehn Monaten bereits zweimal praktiſche Ver⸗ 
wendung gefunden und zu weltgeſchichtlich einzigartigen Ergebniſſen geführt 
hat, zeigt, daß es durchaus möglich iſt, die Weſensmerkmale des Führer⸗ 
ftaates und des Volksſtaates miteinander zu verbinden. 
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6. Die Bewegung 


Die nationalſozialiſtiſche Bewegung ift ein verfaſſungs⸗ 
mäßiges Organ des Dritten Reichs. Aufgabe der Bewegung ijt die 
Wachhaltung nationalſozialiſtiſchen Geiſtes und die Durchdringung des Volks⸗ 
ganzen mit dieſem Geiſt. Darüber hinaus iſt die Partei die Trägerin 
ſowohl des deutſchen Staatsgedankens wie auch des Staates ſelbſt. Die Partei 
beherrſcht den Staat dergeſtalt, daß das Führerkorps der Partei in der Regel 
zugleich die oberſten Amter und Stellen im Staate einnimmt und dadurch deſſen 
leitende Funktionen ſelbſt ausübt. Infolgedeſſen obliegen den Mitgliedern der 
Partei als der bewegenden Kraft des Staates erhöhte Pflichten gegenüber 
Führer, Volk und Staat. Für die Mitglieder gilt eine beſonders ſtrenge Ehr⸗ 
auffaſſung, die von einer beſonderen Parteigerichtsbarkeit geſchützt wird. Ver⸗ 
ſchworene Gefolgſchaftstreue gegenüber dem Führer, Opfer: 
geiſt, Gemeinſchaftsgefühl und bedingungsloſer Einſatz 
für die Idee kennzeichnen den Einfluß des „Ordensgedankens“ auf Partei 
und Staat. Die dauernde Verbindung zwiſchen der Bewegung und ihren vor⸗ 
wärtstreibenden Kräften einerſeits, dem Staat und ſeinen Organen andererſeits 
iſt durch das Geſetz über die Einheit von Partei und Staat gewährleiſtet. Dieſe 
Einheit entſpricht der Einheit von Seele und Leib. Durch ſie wird der Beſtand 
des F N Einheitsſtaates für alle Zukunft ge⸗ 


ſichert. 
Bfundtner 
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Das Geſetz zur Behebung der Not von Volk und Reich 


vom 24. März 1933 RGBl. 1 S. 141) 
ſog. Ermächtigungsgeſetz 


Als Reichspräſtdent von Hindenburg am 1. Februar 1933 den Reichstag auflöſte, 
begründete er dieſe Maßnahme damit, daß das deutſche Volk zu der am 
30. Januar 1933 neu gebildeten Regierung des nationalen Zuſammenſchluſſes 
Stellung nehmen ſolle. Der dann auf Grund der Wahlen vom 5. März 1933. 
gebildete Reichstag, der an dem denkwürdigen 21. März 1933 durch feierlichen 
Staatsakt in Potsdam eröffnet worden war, beſchloß am 23. März 1933 das 
Geſetz zur Behebung der Not von Volk und Reich, das am 24. März 1933 
ausgefertigt und verkündet wurde. 

Bei der ins einzelne gehenden Betrachtung des Geſetzes tritt als Weſentlichſtes 
hervor, daß neben dem bisherigen Geſetzgebungsweg, wie ihn die Reichsverfaſſung 
vorſah, ein neuer vereinfachter erſchloſſen wurde. Die Reichsregierung erhält 
Geſetzgebungsbefugnis; ſie kann Geſetze in formalem Sinne, nicht etwa nur 
Rechtsverordnungen erlaſſen. Die alte, bisher ſtreng gehütete Lehre, daß ein 
Geſetz in formalem Sinne die Mitwirkung der Volksvertretung vorausſetze, wurde 
damit aufgegeben. Der Reichstag wurde inſoweit als Geſetzgeber ausgeſchaltet; 
auch die Mitwirkung des Reichsrats entfiel. Müßig iſt die Frage, ob es notwendig 
war beſonders zu beſtimmen, daß auch der Haushaltsplan ſowie die Beſchaffung 
von Krediten und die Übernahme einer Sicherheitsleiſtung zu Laſten des Reiches 
im vereinfachten Geſetzgebungsweg beſchloſſen werden können. Das Geſetz hat 
durch die ausdrückliche Aufnahme einer Beſtimmung jeden Zweifel, der ſich etwa 
daraus ergeben könnte, daß es ſich hier inhaltlich um eine verwaltende und keine 
rechtſetzende Tätigkeit des Staates handelt, ausgeſchloſſen. Die eigentliche Trag⸗ 
weite des Geſetzes kommt aber beſonders in der weiteren Beſtimmung zum Aus⸗ 
druck, daß die von der Reichsregierung beſchloſſenen Geſetze von der Reichs⸗ 
verfaſſung abweichen können. Die Regierung erhält alſo das Recht, nicht nur 
Verfaſſungsvorſchriften im Einzelfall zu durchbrechen, ſondern auch allgemein durch 
neue Geſetze außer Wirkſamkeit zu ſetzen. Demgegenüber ſpielt die Frage, ob ſie 
auch den Text der Reichsverfaſſung ſelbſt ändern dürfe, eine untergeordnete Rolle. 
Die herrſchende Meinung hat es verneint; die Staatspraxis iſt bisher ſtill⸗ 
ſchweigend dieſer Anſchauung gefolgt. Die Befugnis der Reichsregierung, von der 
Reichsverfaſſung abzuweichen, wurde jedoch im Geſetz in mehrfacher Richtung 
eingeſchränkt. Die „Einrichtung des Reichstags und des Reichsrats als ſolche“ 
wurde garantiert, d. h. die Reichsregierung ſollte dieſe Inſtitutionen nicht einfach 
beſeitigen können. Dagegen ſollte nichts im Wege ſtehen, ihre Zuſtändigkeiten 
zu beſchneiden und etwa ihre Bildung und Zuſammenſetzung zu ändern. Im 
Gegenſatz zu dieſer bloß inſtitutionellen Garantie des Reichstags und Reichsrats 
beſtimmte das Geſetz grundſätzlich und generell, daß die Rechte des Reichs⸗ 
präſidenten unberührt bleiben. Freilich war ſchon mit der Ausſchaltung des 
Reichspräſidenten aus dem vereinfachten Geſetzgebungsverfahren eine gewiſſe 
Schmälerung ſeiner Rechte gegeben. Im übrigen aber ſollten dieſe gewahrt 
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bleiben, jo namentlich fein Recht zur Reichstagsauflöſung, zur Ernennung des 
Kanzlers und der Miniſter, ſein Beamtenernennungsrecht, ſein Begnadigungs⸗ 
recht ujw. Auch das Notverordnungsrecht nach Art. 48 der Reichsverfaſſung 
verblieb ihm wenigſtens theoretiſch, wenn es auch mit der Einführung der ver⸗ 
einfachten Geſetzgebung praktiſch ſo gut wie jede Bedeutung verlor. Die von der 
Reichsregierung beſchloſſenen Geſetze werden vom Reichskanzler — nicht mehr 
vom Reichspräſidenten — ausgefertigt und im Reichsgeſetzblatt verkündet. Sie 
treten, ſoweit ſie nichts anderes beſtimmen, mit dem auf die Verkündung folgenden 
Tage in Kraft. Die Anwendung der Formalvorſchriften der Reichsverfaſſung 
über das Geſetzgebungsverfahren auf die von der Reichsregierung beſchloſſenen 
Geſetze wird ausdrücklich ausgeſchloſſen. Weiterhin befreit das Geſetz Verträge 
des Reiches mit fremden Staaten, die ſich auf Gegenſtände der Reichsgeſetzgebung 
beziehen, in Abweichung von Art. 45 Abſ. 3 der Reichsverfaſſung, von der 
Zuſtimmung der an der Geſetzgebung beteiligten Körperſchaften. Das Geſetz hat 
ſeine Geltungsdauer auf die Zeit bis zum 1. April 1937 beſchränkt. Es tritt 
ferner außer Kraft, „wenn die gegenwärtige Reichsregierung durch eine andere 
abgelöſt wird“. Wann dieſer Fall eintritt, hat die Literatur eingehend beſchäftigt. 
Als ziemlich einhellige Meinung kann feſtgeſtellt werden, daß jedenfalls ein 
Wechſel in der Perſon des Kanzlers eine ſolche Ablöſung der Reichsregierung 
darſtellen würde, während ein Wechſel in der Perſon eines oder mehrerer 
Regierungsmitglieder unſchädlich wäre. 

Das ſtaatspolitiſche Ziel des Geſetzes, das der Reichsregierung eine ſo umfaſſende 
Geſetzgebungsbefugnis einräumt, erhellt am beſten aus den Worten, mit denen 
der Reichskanzler es vor dem Reichstag begründete: „Es würde dem Sinne der 
nationalen Erhebung widerſprechen und für den beabſichtigten Zweck nicht genügen, 
wollte die Regierung ſich für ihre Maßnahmen von Fall zu Fall die Genehmigung 
des Reichstags erhandeln und erbitten.“ Hiernach erſchöpft ſich der Sinn und 
Zweck des Geſetzes nicht darin, die aufs höchſte geſtiegene Not von Volk und Reich 
zu beheben. Wohl zwangen der wirtſchaftliche Tiefſtand Deutſchlands, die 
Aktionsunfähigkeit ſeines durch Parteikämpfe zerriſſenen Parlaments und nicht 
zuletzt die Tatſache, daß noch immer Staatsfeinde am Werke waren, das Gefüge 
des Reiches zum Einſturz zu bringen, zu einem entſchloſſenen und gründlichen 
Eingreifen der Regierung. Die Notwendigkeit zu einem ſolchen ergab ſich aber 
außerdem aus der rein ſachlichen Überlegung, daß — wie der Führer es aus⸗ 
drückte — „die Autorität und die Erfüllung der Aufgaben leiden würden, wenn 
im Volke Zweifel an der Stabilität des neuen Regiments entſtehen könnten“. 
Dazu mußte beim Reichstag noch die weitere Erwägung kommen, daß er auch 
ſeinerſeits der nationalen Erhebung Rechnung zu tragen habe. Die „plebiſzitären“ 
Wahlen des 5. März 1933 hatten das Vertrauen des Volks zur neuen Regierung 
überwältigend dargetan. Dieſem Vertrauensbekenntnis ſich in vollem Umfange 
anzuſchließen, war eine ſelbſtverſtändliche Pflicht der Volksvertretung. So 
repräſentiert das Geſetz, wie Koellreutter es ausdrückt, den „grundſätzlichen 
Wandel der deutſchen Staatsidee vom bürgerlich⸗liberalen Rechtsſtaat zum 
nationalen Rechtsſtaat und damit von einem führer⸗ und autoritätsloſen Staat 
zu einem Führer⸗ und autoritären Staat“. 

Das Geſetz vom 24. März 1933 iſt im Sinne der Reichsverfaſſung rechtswirkſam 
zuſtandegekommen. Es trägt verfaſſungsändernden Charakter, weil den Erforder⸗ 
niſſen des Art. 76 der Reichsverfaſſung genügt wurde. Auch die ſtaats⸗ und 
rechtsbegründende Funktion der nationalen Revolution könnte, wie dies Carl 
Schmitt getan hat, als Rechtsquelle herangezogen werden. Dies iſt aber um ſo 
weniger notwendig, als Regierung und Reichstag, wie die Art der Entſtehung 
des Geſetzes dartut, gerade auf deſſen legales Zuſtandekommen beſonderes Gewicht 
gelegt haben. 
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Literatur und Praxis haben das Geſetz von Anfang an ſchlechthin als Er⸗ 
mächtigungsgeſetz bezeichnet. Dieſe Bezeichnung iſt indes ungenügend. 
Denn, gemeſſen an dem Inhalt früherer Ermächtigungsgeſetze, iſt der Umfang der 
der Reichsregierung eingeräumten Vollmacht, die den geſamten möglichen Geſetz⸗ 
gebungsapparat in ſich begreift, viel zu überragend. Mit Recht hat deshalb Carl 
Schmitt das Geſetz geradezu als „vorläufige Verfaſſung“ charakteriſiert. 

Im übrigen hat inzwiſchen die ſtaatsrechtliche Entwicklung das Geſetz überholt, 
ſo daß ihm zum großen Teil nur noch hiſtoriſche Bedeutung zukommt. Das Geſetz 
vom 30. Januar 1934 über den Neuaufbau des Reiches hat mit elementarer 
Schwungkraft an die Stelle der „vorläufigen Verfaſſung“ ein neues, wenn auch 
vorerſt nur in den Fundamenten aufgerichtetes Verfaſſungswerk geſetzt. Sein 
Artikel 4 beſtimmt, daß die Reichsregierung neues Verfaſſungsrecht ſetzen kann, 
ohne ſachlich oder zeitlich einen Vorbehalt zu machen. Mit Geſetz vom 14. Fe⸗ 
bruar 1934 wurde ferner der Reichsrat aufgehoben. Durch das Geſetz vom 
1. Auguſt 1934 endlich wurde das Amt des Reihspräfidenten mit dem des RNeichs⸗ 
kanzlers vereinigt und ſeine bisherigen Befugniſſe auf den Führer und Reichs⸗ 
kanzler Adolf Hitler übertragen. So liegt die Bedeutung des Geſetzes vom 
24. März 1933 in der Hauptſache darin, daß es die Tore zu dem neuen Ver⸗ 
faſſungsbau des Dritten Reiches aufſtieß, an dem nunmehr unbeengt und hoch⸗ 
gemut weitergebaut werden kann. 

Meukel 
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Die Gleichſchaltungsgeſetze 
I. Vorläufiges Geſetz zur Gleichſchaltung der Länder mit dem Reich 


A. Allgemeines 


Das Bekenntnis des Volkes zur neuen Staatsidee und zur neuen Staatsführung 
des Dritten Reiches hatte in Form einer Volkswahl oder Volksabſtimmung zum 
erſten Male bei der Reichstagswahl vom 5. März 1933 äußeren Ausdruck 
gefunden. Bis dahin hatten ſich unter insgeſamt 584 Abgeordneten des Reichs⸗ 
tags 196 Abgeordnete der NSDAP. und 74 Abgeordnete der ſich mit der NSDAP. 
verbunden fühlenden Parteien befunden, d. h. die ſogenannte nationale Front 
beſaß im Reichstag mit 270 Abgeordneten 46,2 vH. der geſamten Mandatszahl. 
Demgegenüber ergab die Märzwahl des Jahres 1933 für die ſich hinter die neue 
Staatsführung ſtellenden „Parteien“ 350 Abgeordnete, d. h. die Reichs⸗ 
regierung Adolf Hitler hatte im Reichstag mit rund 62 vH. der Mandate 
die abſolute Mehrheit, beinahe eine Zwei⸗Drittel⸗ Mehrheit hinter ſich. 

Anders ſtand es mit der Zuſammenſetzung der Landtage der 17 deutſchen 
Länder mit Ausnahme des Preußiſchen Landtages, der ebenfalls am 5. März neu 
gewählt worden war. Dieſe außerpreußiſchen Landtage waren, da ſie auf lange 
zurückliegenden Wahlen (meiſt aus den Jahren 1929—1932) beruhten, überaltert 
und entſprachen in keiner Weiſe mehr dem Volkswillen. Das gleiche galt von 
den nach parlamentariſchen Grundſätzen ein Spiegelbild der Landtage bildenden 
Landesregierungen: in einer Reihe von Ländern gab es überhaupt nur 
„geſchäftsführende“ Regierungen, die keine Möglichkeit hatten, ſich „parlamen⸗ 
tariſch“ zu untermauern; mehrfach fehlten ſogar ſolche „geſchäftsführenden“ 
Regierungen, und gab es (wie in Preußen, Bayern, Sachſen, Baden, Bremen, 
Lübeck, Schaumburg⸗Lippe) an Stelle von Landesregierungen nur vom Reich 
beſtellte Kommiſſare. Es war daher, wie der Führer und Reichskanzler in 
feiner grundlegenden Regierungserklärung vor dem erſten Reichstag des Dritten 
Reiches am 21. März 1933 dies bereits angekündigt hatte, dringend notwendig, 
„diejenigen Maßnahmen zu treffen, die von nun ab und für immer eine Gleich⸗ 
mäßigkeit der politiſchen Intentionen in Reich und Ländern gewährleiſten“. 

Es wäre nun durchaus denkbar geweſen, zu allen Landtagen Neuwahlen aus⸗ 
zuſchreiben; für die Regierung hätte ein ſolches Vorgehen vielleicht um jo näher 
gelegen, als die Wahlen zu den Gemeindevertretungen in Preußen am 12. März, 
alſo 8 Tage nach der Reichstagswahl, ein weiteres ſtarkes Anwachſen der ſich zu 
Adolf Hitler bekennenden Stimmen gebracht hatten. Die Reichsregierung wollte 
aber dem deutſchen Volke, das allein in den letzten vier Jahren von 1928—1932 
viermal zu Reichstagswahlen, zweimal zur Reichspräſidenten⸗ 
wahl und dreimal zu Volksentſcheiden oder Volksbegehren auf⸗ 
gerufen worden war, weitere Wahlen zunächſt erſparen; das Volk, das unter der 
Weimarer Verfaſſung auch noch zu Landtagswahlen in Preußen ſechsmal, 
in Bayern ſiebenmal, in Sachſen ſiebenmal, in Württemberg ſechsmal, in Baden 
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fünfmal, in Thüringen ſiebenmal, in Heſſen achtmal an die Wahlurne treten 
mußte, war des Wählens überdrüſſig geworden. 

Um nun einerſeits dem Volke erneute Wahlen zu den Landtagen und Gemeinde⸗ 
vertretungen zu erſparen, um andererſeits aber die Gleichmäßigkeit der politiſchen 
Intentionen im Reich, in den Ländern und den kommunalen Körperſchaften zu 
gewährleiſten, wurden durch das Vorläufige Geſetz zur Gleich⸗ 
ſchaltung der Länder mit dem Reich vom 31. 3. 1933 (RG Bl. I S. 153) 
die Volks vertretungen der Länder ſowie die gemeindlichen Selbſtverwaltungs⸗ 
körper unter Zugrundelegung des Wahlergebniſſes neu gebildet, das ſich für die 
Reichstagswahl am 5. 3. 1933 ergeben hatte. 

Dieſe Gleichſchaltung der politiſch⸗parlamentariſchen Willensbildung, die dem 
genannten Geſetz den Namen gegeben hat, bildet aber nur den einen Teil des 
Geſetzes, demgegenüber an Bedeutung der andere Teil nicht zurückſteht, in dem 
— ähnlich dem durch das Ermächtigungsgeſetz für die Reichsregierung 
geſchaffenen vereinfachten Geſetzgebungsweg — für die Landesregierungen 
ein weitgehendes Geſetzgebungsrecht eingeführt wurde. Inſofern kann auch in dieſer 
Beziehung von „Gleichſchaltung“ geſprochen werden, als eine ähnliche Überleitung 
von Befugniſſen der Legislative auf die Exekutive, wie ſie für das Reich erfolgt 
war, nun auch für die Länder verwirklicht wurde. 


B. Ermächtigung der Landesregierung zur Geſetzgebung 


1. Neichsrechtliche Ermächtigung 

Das Vorläufige Gleichſchaltungsgeſetz „ermächtigt die Landes regierungen, außer 
in den in den Landesverfaſſungen vorgeſehenen Verfahren Landesgeſetze zu 
beſchließen“ (§ 1). Dies entſpricht — mit Einſchränkungen — der durch Art. 1 
des ſogen. „Ermächtigungsgeſetzes“ vom 24. 3. 1933 (RGBl. I S. 141) für das 
Reich getroffenen Regelung, d. h. der der Reichs regierung erteilten Vollmacht. 
Die Ermächtigung der Landesregierungen zur Rechtſetzung erfaßte auch das Haus⸗ 
haltweſen und die Kreditbeſchaffung. Außerdem aber durften die Landes⸗ 
regierungen bei der Geſetzgebung von den Landesverfaſſungen (nicht von der 
Reichsverfaſſung) abweichen, nämlich zwecks „Neuordnung der Ver⸗ 
waltung einſchließlich der gemeindlichen Verwaltung und zur Neuregelung 
von Zuſtändigkeiten“. Hiernach war alſo die Möglichkeit der Landes⸗ 
regierungen, in das Landesverfaſſungsrecht einzubrechen, erheblich enger begrenzt, 
als die entſprechende, der Reichsregierung durch das „Ermächtigungsgeſetz“ 
erteilte Vollmacht, die nur durch das Erfordernis der Wahrung der Rechte des 
Reichspräſidenten und durch die inſtitutionelle Garantie des Reichstags und des 
Reichsrats eingeſchränkt war. Der „verfaſſungsmäßige Aufbau“ eines Landes 
konnte alſo nicht Gegenſtand der den Landesregierungen eröffneten Geſetzgebung 
ſein; dagegen fielen unter die Ermächtigung der Landesregierung zur Rechtſetzung 
die vielfachen (gerade bei den kleineren Ländern) in der Verfaſſung verankerten 
Beſtimmungen, die den Ver waltungsaufbau zum Gegenſtand hatten, ohne 
daß ſie Grundfragen der Verfaſſung berührten. Die Vereinfachung der 
Landesverwaltung einſchließlich der Kommunalverwaltung war allzu häufig an 
derartigen „verſaſſungsmäßigen“ Bindungen geſcheitert. Auch die ſogen. Dietrams⸗ 
zeller Notverordnung vom 24. 8. 1931 (RG Bl. I S. 453), die den Landes regierungen 
eine weitgehende, ſelbſt vor der Landesverfaſſung nicht haltmachende Cr: 
mächtigung „zum Ausgleich der Haushalte von Ländern und Gemeinden“ erteilt 
hatte, genügte nicht, um die durch die Landesverfaſſungen der Verwaltungs⸗ 
organiſation angelegten Feſſeln zu zerreißen, da die Zielſetzung der durch die 
Dietramszeller Notverordnung erteilten Ermächtigung („Ausgleich der Haus— 
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halte“) zu eng war. Nun aber hat das Vorl. Gleichſchaltungsgeſetz den 
Weg für umfaſſende Reformmaßnahmen in der Landesverwaltung mit dem Ziele 
der Vereinheitlichung im Reich frei gemacht. 


2. Zuſätzliche landes rechtliche Ermächtigung 

Über die Ermächtigung zur Rechtſetzung hinaus, die der Reichsgeſetzgeber 
durch das Vorl. Gleichſchaltungsgeſetz den Landes regierungen erteilt hatte, haben 
die Volks vertretungen der meiſten Länder alsbald nach Erlaß dieſes 
Vorl. Gleichſchaltungsgeſetzes für ihre Regierungen weitergehende Ein⸗ 
griffsmöglichkeit in die Landesverfaſſungen geſchaffen: In allen Ländern — mit 
Ausnahme von Hamburg, Oldenburg, Bremen, Anhalt und Braunſchweig — ſind 
den Landes regierungen derartige weitergehende Vollmachten erteilt worden, die 
im allgemeinen dahin lauten, daß „die vom Staatsminiſterium auf Grund des 
8 1 des Vorl. Gleichſchaltungsgeſetzes beſchloſſenen Geſetze auch zu anderen als den 
im $ 2 des Vorl. Gleichſchaltungsgeſetzes bezeichneten Zwecken von der Verfaſſung 
abweichen dürfen“ (ſo z. B. preuß. Geſetz vom 1. 6. 1933, GS. S. 198); oder die 
zuſätzliche landesrechtliche Ermächtigung geht dahin, daß die Regierungsgeſetzgebung 
„von den Beſtimmungen der Verfaſſungsurkunde abweichen kann, ſoweit ſie nicht die 
Einrichtung des Landtages als ſolche zum Gegenſtand hat“ (ſo in Bayern 
[Geſetz vom 21. 5. 1933] und Sachſen [Geſetz vom 27. 5. 1933]). Die thürin⸗ 
giſche Formel (Geſetz vom 3. 5. 1933) lautet: „Die gegenwärtige thüringiſche 
Landesregierung wird ermächtigt, alles zu tun, was ſie im Intereſſe des 
Landes .. . für notwendig hält; fie wird daher ermächtigt, auch ohne Mitwirkung 
des Landtages Landesgeſetze zu beſchließen; dieſe können von der Landesverfaſſung 
abweichen 


C. Die Gleichſchaltung 
1. Die Gleichſchaltung der Landtage mit dem Reichstag 


a) Wenn man ſich den großen Gedanken dieſer „Gleichſchaltung“ vor Augen 
hält, daß nämlich die Landtage (und Bürgerſchaften) neu zu bilden waren auf 
der Grundlage des Reichstagswahlergebniſſes vom 5. 3. 1933, jo ift hier das 
techniſche Verfahren zur Erreichung dieſes Zieles von minderer Bedeutung. 
Die Wählergruppen, die bei der Reichstagswahl Sitze erlangt hatten, reichten 
Wahlvorſchläge ein. Für die 4 größten Länder! Bayern, Sachſen, Württem⸗ 
berg und Baden war für die Errechnung der zahlenmäßigen Zuſammenſetzung 
der Landtage eine beſtimmte Verteilungszahl feſtgeſetzt worden, wobei den 
Wählergruppen ſo viele Sitze zugewieſen wurden, als die Verteilungszahl in der 
Geſamtzahl der auf ihre Wahlvorſchläge entfallenden Stimmen enthalten war; 
für alle übrigen Länder hingegen waren abſolute Höchſtzahlen für die 
Mitgliederzahl der neu zu bildenden Landtage (Bürgerſchaften) feſtgeſetzt. Sowohl 
die Verteilungszahlen für die größeren Länder wie die abſoluten Höchſtzahlen 
für die Landtage der kleineren Länder waren ſo bemeſſen, daß die Landes⸗ 
parlamente in der Mitgliederzahl gegenüber dem Stande vor der „Gleichſchaltung“ 
vermindert wurden. Ferner wurden die auf die Kommuniſtiſche 
Partei entfallenden Sitze bei Ermittelung des Ergebniſſes, das nach dem 
jeweiligen Landeswahlrecht vorgenommen wurde, zwar in Rechnung geſtellt, dieſe 
Sitze wurden aber nicht zugeteilt. Schließlich wurde — dies vor allem war der 
Gegenſtand der drei zum Vorl. Gleichſchaltungsgeſetz ergangenen Verordnungen 


1 Der Preußiſche Landtag und die gemeindlichen Selbſtverwaltungskörper in 


Preußen wurden durch die „Gleichſchaltung“ wegen der am 5. und 12. März 1933 ſtatt⸗ 
gehabten Landtags: und Kommunalwahlen nicht erfaßt (ſ. jedoch unten zu C 1c). 
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vom 5., 8. und 11. April 1933 (RGBl. I ©. 171, 185 und 195) — Vorſorge dahin 
getroffen, daß Splitterparteien, die bei der Reichstagswahl am 5. 3. 1933 
mit ihren Stimmen ganz oder teilweije ausgefallen waren, nicht durch künſtliche 
„Verbindungen“ und „Anſchlüſſe“ lebensfähig wurden. 

b) In Ergänzung des Vorl. Gleichſchaltungsgeſetzes erging ſchließlich die „Ver⸗ 
ordnung zur Sicherung der Staatsführung“ vom 7. 7. 1933 (RG Bl. 1 S. 462); fie 
diente der Entfernung der marxiſtiſchen Abgeordneten aus den Landtagen 
und den gemeindlichen Selbſtverwaltungskörpern; die Zuteilung von Sitzen auf 
Wahlvorſchläge der SPD. wurde für unwirkſam erklärt ohne Unterſchied, ob ein 
Bewerber Mitglied der SPD. war oder nicht. 

c) Hinſichtlich der Ausſcheidung der kommuniſtiſchen und marxiſtiſchen Mandate 
aus den Volksvertretungen fanden ſowohl das Vorl. Gleichſchaltungsgeſetz wie die 
Verordnung zur Sicherung der Staatsführung auch auf den Reichstag und den 
Preußiſchen Landtag ſowie auf die gemeindlichen Selbſtverwaltungskörper in 
Preußen Anwendung, die im übrigen aus den in der Anm. auf der Vorſeite 
angegebenen Gründen durch die „Gleichſchaltung“ nicht berührt wurden. 


2. Die Gleichſchaltung der gemeindlichen Vertretungskörperſchaften 


Die Gleichſchaltung der gemeindlichen Selbſtverwaltungskörper wurde 
nach den gleichen Grundſätzen wie bei den Landtagen vorgenommen. Hin⸗ 
ſichtlich der Ungültigkeitserklärung der kommuniſtiſchen und marxiſtiſchen Mandate 
iſt jedoch eine abweichende Regelung getroffen worden: Während bei den Land: 
tagen die kommuniſtiſchen Sitze zwar rechneriſch feſtgeſtellt, aber nicht zugeteilt 
wurden, mußte bei den gemeindlichen Vertretungskörperſchaften, die u. U. nur 
4 bis 6 Mitglieder umfaßten, auf deren Arbeitsfähigkeit Rückſicht genommen 
werden; deshalb blieben die Sitze, die rechneriſch auf die Kommuniſtiſche 
Partei entfallen wären, nicht unbeſetzt, ſondern ſie wurden verhältnismäßig auf 
die anderen Parteien nach ihrer Stimmenzahl verteilt ($ 12 Abſ. 2). Als dann 
durch die vorerwähnte „Verordnung zur Sicherung der Staatsführung“ vom 
7. 7. 1933 außer den kommuniſtiſchen auch die marxiſtiſchen Mandate auf⸗ 
gehoben wurden, konnte ſich im Intereſſe der Arbeitsfähigkeit von Vertretungs⸗ 
körperſchaften die Notwendigkeit ergeben, die nachträglich ausgeſchiedenen Sitze 
neu zu beſetzen: § 3 der genannten Verordnung ermächtigt daher die Staats⸗ 
aufſichtsbehörde, die Neubeſetzung „entſprechend dem Volkswillen nach Überwindung 
des Parteienſtaates“ vorzunehmen. Dieſe Berufung von Mitgliedern der gemeind⸗ 
lichen Selbſtverwaltungskörper durch die Staatsaufſichtsbehörde „entſprechend dem 
Volkswillen nach Überwindung des Parteienſtaates“ war nicht nur für die erſt⸗ 
malige Gleichſchaltung, ſondern darüber hinaus auch für den Fall einer zukünftigen 
Auflöſung einer gemeindlichen Vertretungskörperſchaft, ſowie für den Fall der 
Ungültigkeitserklärung oder des Nichtzuſtandekommens einer Wahl oder des 
Fehlens geeigneter Erſatzmänner vorgeſehen (8 4 der BD.). 


D. Inſtitutionelle Garantien der Gleichſchaltung 


Die auf Grund des Vorl. Gleichſchaltungsgeſetzes neu gebildeten Landes⸗ 
parlamente ſollten als auf 4 Jahre gewählt gelten; eine vorzeitige Auflöſung 
wurde für unzuläſſig erklärt; dieſe Beſtimmung erſaßte auch den am 5. März 1933 
gewählten Preußiſchen Landtag (S 8 des Geſ.). Waren ſo einerſeits die Landtage 
ſtabiliſiert, ſo beſtimmte das Geſetz andererſeits, daß eine Auflöſung des 
Reichstags ohne weiteres die Auflöſung der Volksvertretungen der Länder 
zur Folge haben ſollte (8 11). Der leitende Gedanke der Gleichſchaltung, daß 
nämlich zum Reichstag und zu den Landtagen nur einheitlich gewählt werden 
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darf, fand ſomit ſeinen Niederſchlag nicht nur in der erſt maligen „Gleich⸗ 
ſchaltung“ der Landtage mit dem Reichstag; vielmehr ſollte auch fürderhin, ſo⸗ 
lange Landtage beſtanden, deren Lebensdauer von der des Reichstags abhängig 
ſein. 


II. Zweites Geſetz zur Gleichſchaltung der Länder mit dem Reich 


A. Allgemeines 


Hatte das Vorläufige Gleichſchaltungsgeſetz durch „Gleichſchaltung“ der 
Landtage mit dem Reichstag Einheit in der politiſchen Willens⸗ 
bildung in den 17 deutſchen Parlamenten herbeigeführt, ſo iſt das Ziel des 
Zweiten, eine Woche danach ergangenen Gleichſchaltungsgeſetzes vom 7. 4. 1933 
(RG Bl. I S. 173) die Einheit der Staatsführung in Reich und Ländern. 

Das Zweite Gleichſchaltungsgeſetz ſtellte erſtmalig das Verhältnis zwiſchen dem 
Reich und den Ländern auf eine völlig neue verfaſſungsmäßige Grundlage: Unter 
Erhaltung der Selbſtändigkeit der Länder wurde mit dem Weimarer Grundſatz 
der „politiſchen Gleichartigkeit von Reich und Ländern“ (Art. 17 RV.) gebrochen 
und die politiſche Führung des Reiches ſichergeſtellt. Die Frage, ob die deutſchen 
Länder als „Staaten“ anzuſehen ſeien oder ob ſie nur „hochpotenzierte Selbſt⸗ 
verwaltungskörperſchaften“ darſtellten, war bis zum Erlaß des Zweiten Gleichſchal⸗ 
tungsgeſetzes umſtritten, jedenfalls aber waren die deutſchen Länder durch Art. 17 
der Weimarer Verfaſſung „ſtaatsähnlich“ aufgezogen: Die Führung im Lande, d. h. 
die Landesregierung, war nicht nach der Reichsſpitze hin organiſiert und nicht 
dem Reichsganzen verantwortlich; vielmehr bedurfte die Landesregierung nach 
Art. 17 der Weimarer Verfaſſung des „Vertrauens der Volksvertretung“. Die 
Verantwortlichkeit beſtand alſo nicht nach oben, ſondern nach unten hin. Die 
notwendige Folge dieſer Abhängigkeit der Landesregierungen von den Volks⸗ 
vertretungen der Länder war bei der Verſchiedenheit der parteipolitiſchen Zu⸗ 
ſammenſetzung der Landesparlamente die verſchiedenartige politiſche Zuſammen⸗ 
ſetzung auch der Landesregierungen. Dieſes Grundübel des Neben⸗ und Gegen⸗ 
einander von verſchieden zuſammengeſetzten Landesregierungen, die letzten Endes 
nur auf die Wahrung vermeintlicher Rechte gegenüber dem Reich und der Reichs⸗ 
regierung bedacht waren, die nur ihrem Landtag, d. h. der jeweils vorhandenen 
Mehrheit gefügig ſein mußten, beſeitigt das Zweite Gleichſchaltungsgeſetz bei der 
Wurzel, indem es einerſeits „Mißtrauensbeſchlüſſe des Landtags gegen Vorſitzen⸗ 
den und Mitglieder der Landesregierungen für unzuläſſig“ erklärt (8 4) und ande⸗ 
rerſeits „die Ernennung und Entlaſſung des Vorſitzenden der Landesregierung ſo⸗ 
wie auf deſſen Vorſchlag der übrigen Regierungsmitglieder“ in die Hand eines Ver⸗ 
trauensmannes des Reichskanzlers, nämlich eines Reichsſtatthalters legt 


(8 1 Abſ. 1 Ziff. 1). 


B. Der Reichsſtatthalter unter dem Zweiten Gleichſchaltungsgeſetz 


1. Aufgaben des RNeichsſtatthalters 


Der durch das „Zweite Geſetz zur Gleichſchaltung der Länder mit dem Reich“ 
eingeführte Reichsſtatthalter iſt ein Organ des Reichs, das zur Gewährleiſtung 


1 Das Schrifttum der 4 55 1933 und 1934 hatte ſich daran gewöhnt, dieſes Geſetz, das 
die „Reichsſtatthalter“ ſchuf, „Reich ee e e zu nennen. Nachdem aber 
das am 2. Jahrestage der nationalſoz d. h. am 30. Januar 1935 
ergangene Geſetz die Bezeichnung „Reichsſtatthaltergeſetz“ erhalten hatte, muß das oben 
behandelte „Zweite Geſetz zur Gleichſchaltung der Länder mit dem Reich“ zur Vermeidung 
von Irrtümern wieder als „Zweites Gleichſchaltungsgeſetz“ bezeichnet werden. 


aliſtiſchen Revolution 
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einheitlicher Staatsführung in Reich und Ländern, in dem Lande, für das er 
beſtellt iſt (oder in den Ländern, für die er beſtellt iſt) Befugniſſe der Reichs⸗ 
und Landesgewalt ausübt. Im einzelnen unterſcheidet das Geſetz zwiſchen zwei 
großen Gruppen von Aufgaben: 


a) Allgemeine Gleichſchaltungsaufgabe 


Dem Reichsſtatthalter iſt durch §S 1 Abſ. 1 des Geſetzes die Aufgabe zugewieſen 
worden, „für die Beobachtung der vom Reiche aufgeſtellten Richtlinien der Politik 
zu ſorgen“. So umfaſſend der Aufgabenkreis des Statthalters hiernach auch iſt, 
ſo hat die ſtaats rechtliche Entwicklung ſchon um die Zeit des Erlaſſes des Geſetzes, 
vor allem aber auch in der Zeit danach die praktiſche Bedeutung der vorgenannten 
„allgemeinen Gleichſchaltungs aufgabe“ des Statthalters hinter 
ſeinen einzelnen Verwaltungszuſtändigkeiten (nachſtehend unter 
b aufgeführt) zurücktreten laſſen: Mit dem Durchbruch nationalſozialiſtiſchen Ideen⸗ 
guts, mit der Verwirklichung der wichtigſten nationalſozialiſtiſchen Ziele und mit 
der allgemeinen „Gleichſchaltung“ iſt bereits die Vorausſetzung für eine eigene 
„Politik“ der Länder fortgefallen. Auch waren die Landesregierungen, nachdem ſie 
zunächſt durch das Vorl. Gleichſchaltungsgeſetz das Recht der Geſetzgebung erhalten 
hatten, durch die fernere Neuregelung ihrer Stellung von der „Politik“ immer 
mehr losgelöſt und auf ſachliche Ver waltungsarbeit angeſetzt worden. 
Die Landesregierungen haben ſchließlich dadurch, daß ſie durch das Zweite Gleich⸗ 
ſchaltungsgeſetz (8 4) von der Abhängigkeit der Landtage befreit und durch das Vorl. 
Gleichſchaltungsgeſetz (8 8) ſtabiliſiert wurden, immer mehr den Charakter von Be⸗ 
hörden angenommen. Trotzdem hat die „allgemeine Gleichſchaltungsaufgabe“ der 
Reichsſtatthalter ihre Bedeutung: Die Reichsſtatthalter haben auch auf den Ver⸗ 
waltungszweigen, auf denen ihnen ein beſonderer geſetzlicher Zuſtändigkeitsbereich 
nicht eröffnet wurde, dafür zu ſorgen, daß die Verwaltung in den Ländern im 
Geiſte des Führers und damit in Übereinſtimmung mit den Grundſätzen der 
Reichsverwaltung geführt wird. 


b) Die einzelnen Verwaltungsbefugniſſe 


Neben dieſer „allgemeinen Gleichſchaltungsaufgabe“ hat das Zweite Gleichſchal⸗ 
tungsgeſetz (8 1 Abſ. 1) dem Reichsſtatthalter 5 Sonderzuſtändigkeiten auf dem 
Gebiet der Landesgewalt zugewieſen: 

1. Die Ernennung und Entlaſſung des Vorſitzenden der Landesregierung 
und auf deſſen Vorſchlag der übrigen Mitglieder der Landesregierung iſt dem 
Reichsſtatthalter übertragen, ſo daß alſo die Amtsdauer der Landesregierung 
und ihrer einzelnen Mitglieder nicht mehr vom „Vertrauen des Landtags“ ab⸗ 
hängig iſt. 

2. Auflöjung der Landtage und Anordnung der Neuwahlen wurden in die 
Hand des Statthalters gelegt; die mannigfachen Beſtimmungen der Landes⸗ 
verfaſſungen über die Auflöſung der Landesparlamente — z. B. durch die Re— 
gierung, den Regierungschef, den Landtagspräſidenten, ein Drei-Männer⸗ 
Kollegium oder durch Volksbegehren — ſind hiermit aufgehoben. Praktiſch hat 
dieſe Beſtimmung übrigens keine Bedeutung erlangt, da dieſe Regelung unter 
dem Vorbehalt des Vorläufigen Gleichſchaltungsgeſetzes erfolgt war, nach dem 
die auf Grund des Gleichſchaltungsgeſetzes gebildeten neuen Landtage als auf 
4 Jahre gewählt galten (ſ. oben unter J. D.). 

3. Dadurch, daß dem Reichsſtatthalter die Ausfertigung und Verkündung der 
Landesgeſetze übertragen wurde, hat er, ohne unmittelbar in die Geſetz⸗ 
gebung eingeſchaltet zu ſein, mittelbaren Einfluß auf das Zuſtandekommen der 
Landesgeſetze. Der Reichsſtatthalter iſt nicht gezwungen, ein Geſetz, das er den 
Reichs⸗ oder Landesintereſſen gegenüber für abträglich hält, zu verkünden. 
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4. Der Reichsſtatthalter ernennt und entläßt auf Vorſchlag der Landes regierung 
die unmittelbaren Staats beamten und Richter, ſoweit fie nach bisherigem 
Landesrecht durch die oberſte Landesbehörde ernannt wurden. Dies eröffnet dem 
Reichsſtatthalter maßgeblichen Einfluß auf dem Gebiete der Perſonal politik. 

5. Schließlich iſt durch das Zweite Gleichſchaltungsgeſetz das zu den höchſten Rech⸗ 
ten der Staatsgewalt zählende Begnadigungsred tin die Hand des Reichs⸗ 
ſtatthalters gelegt. Die Bedeutung dieſer Beſtimmung wirkte ſich in den einzelnen 
Ländern verſchieden aus, je nachdem, wie weit die Begnadigung nach Landesrecht 
der Exekutive übertragen oder der Legislative vorbehalten war. 

Zu 4 und 5: Zur Entlaſtung des Reichsſtatthalters iſt durch eine Novelle vom 
26. 5. 1933 (RGBl. 1 S. 293) die Übertragung der unter 4 und 5 genannten Ver⸗ 
waltungszuſtändigkeiten vom Reichsſtatthalter auf die Landesregierungen er⸗ 
möglicht worden. 

6. Zu dieſen in $ 1 Abſ. 1 Ziff. 1 bis 5 des Zweiten Gleichſchaltungsgeſetzes auf: 
geführten beſonderen Zuſtändigkeiten treten neben der Möglichkeit der Übernahme 
des Vorſitzes durch den Reichsſtatthalter in den Sitzungen der Landesregierungen 
(S 1 Abſ. 3) noch eine Reihe von Sonderaufgaben, die die ſpätere Geſetzgebung den 
Statthaltern zugewieſen hat: die Durchführung des Berufsbeamtengeſetzes war 
zu weſentlichen Teilen in die Hand des Reichsſtatthalters gelegt worden (Dritte 
DurchfVO. vom 6. 5. 1933 [RGBl. I S. 245] zum Berufsbeamtengeſetz); im 
Falle öffentlicher Notſtände kann der Reichsſtatthalter die Wehrmacht anfordern 
(S 17 des Reichswehrgeſetzes); in die Titelverleihung iſt der Reichsſtatthalter 
eingeſchaltet ($S 2 des Titelgeſetzes); bei der Ernennung von Biſchöfen und ihrer 
Vereidigung wirkt nach dem Reichskonkordat der Reichsſtatthalter mit. 


2. Die Rechtsſtellung des Reichsſtatthalters 


a) Der Statthalter iſt ein Organ des Reichs; er wird „vom Reichspräſidenten 
auf Vorſchlag des Reichskanzlers ernannt und vom Reichspräſidenten auf Bor: 
ſchlag des Reichskanzlers abberufen“ (§ 1 Abſ. 1). Auf das Amt des Statthalters 
finden die Vorſchriften des Reichsminiſtergeſetzes vom 27. 3. 1930 (RG Bl. I S. 96) 
ſinngemäß Anwendung. Der Statthalter leiſtet den gleichen Eid wie der Reichs⸗ 
miniſter (Geſetz vom 16. 10. 1934, RGBl. I S. 973). Der Statthalter ſteht mit 
ſeinem Büro im Reichsetat; er führt das Reichsſiegel (Erlaß des Reichspräſidenten 
vom 11. 5. 1933). Der Amtsſitz der Reichsſtatthalter, die für mehrere Länder 
gemeinſam beſtellt wurden (von insgeſamt 11 Statthaltern ſind dies 4), iſt durch 
den Reichspräſidenten (Erlaß vom 18. 6. 1933, RGBl. I S. 373) feſtgeſetzt worden. 
Die Verantwortung des Reichsſtatthalters unter dem Rechtsſtande des Zweiten 
Gleichſchaltungsgeſetzes beſteht ausſchließlich gegenüber dem Reichskanzler, dem der 
Statthalter zu beſonderer Disziplin und Treue verpflichtet iſt. 

b) Wenn von der „allgemeinen Gleichſchaltungsaufgabe“ (vorſtehend unter B 1a) 
und von den Zuſtändigkeiten, die dem Reichsſtatthalter durch die ſpätere Geſetz⸗ 
gebung übertragen ſind (vorſtehend unter B 1b Ziff. 6), abgeſehen wird, ſo liegt das 
Schwergewicht der Befugniſſe des Reichsſtatthalters bei den im Zweiten Gleichſchal⸗ 
tungsgeſetz $ 1 Abſ. 1 aufgeführten oben wiedergegebenen 5 Zuſtändigkeiten, die dem 
Reichsſtatthalter nach 8 1 Abſ. 1 des Geſetzes „als Befugniſſe der Landes⸗ 
gewalt“ zuſtehen. Ein Organ des Reiches übt alſo Landes gewalt aus. Dies 
bedeutet, daß die geſamten in Betracht kommenden Aufgabenkreiſe nicht aus dem 
Zuſtändigkeitsbereich der Landesgewalt in den der Reichsgewalt hinübergeholt 
wurden. Praktiſch wirkt ſich dies dahin aus, daß — immer unter dem damaligen 
Rechtszuſtand des Zweiten Gleichſchaltungsgeſetzes — ein unmittelbarer Einfluß 
des Reiches, etwa des für das betreffende Sachgebiet zuſtändigen Reichsfach— 
miniſters, nicht beſteht; die Einflußnahme des Reiches beſchränkt ſich allein 
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darauf, daß ein Reichsorgan, ein beſonderer Vertrauensmann des Reichs⸗ 
kanzlers, dieſe Befugniſſe handhabt. Auf der anderen Seite hat aber auch das 
Land, die Landesregierung, auf den in Betracht kommenden Gebieten keine 
ſelbſtändige Entſcheidungsmöglichkeit. — Die Bedeutung dieſer Regelung, die 
Reichs gewalt und Landes gewalt noch ſorgfältig unterſcheidet, die auch 
dadurch gekennzeichnet wird, daß der Reichsſtatthalter nicht gleichzeitig Mitglied 
der Landesregierung fein darf ($ 2), und daß die Vertretung der Länder im 
Reichsrat durch Mitglieder ihrer Regierungen ausdrücklich aufrechterhalten wird 
(S 1 Abſ. 4), tritt erſt richtig in Erſcheinung, wenn der Rechtszuſtand des Zwei⸗ 
ten Gleichſchaltungsgeſetzes mit dem des Neuaufbaugeſetzes ver⸗ 
glichen wird, welch letzteres die Landes gewalt beſeitigt, dieſe in Reichs⸗ 
gewalt überleitet, ſowie die Landesregierung der Reichsregierung und den 
Reichsſtatthalter dem Reichsminiſter des Innern unterſtellt. 


3. Das Verhältnis des Reichsſtatthalters zur Reichsregierung 
und zur Landesregierung 

Mit der ſtaatsrechtlichen Regelung, die das Zweite Gleichſchaltungsgeſetz hinſicht⸗ 
lich der Stellung des Statthalters als Reichs organ trifft, das Landes befug⸗ 
niſſe wahrnimmt, wird der Statthalter als Mittler zwiſchen die Reichs⸗ und die 
Landesregierung geſtellt. — Wenn auch auf der Rechtsgrundlage des Zweiten Gleich⸗ 
ſchaltungsgeſetzes die Reichsfachminiſter keine Befehlsgewalt auf den dem 
Reichsſtatthalter übertragenen Zuſtändigkeitsgebieten der Landesgewalt haben, 
jo it praktiſch doch auf dem Wege über die Reichsſtatthalter den Reichs⸗ 
miniſtern eine neue Einwirkungsmöglichkeit auf die Landesregierungen eröffnet. 
Schon bald nach Erlaß des Geſetzes wurde der Verkehr zwiſchen Reichsregierung 
und Landesregierungen, ſoweit er bisher über den Reichsrat, über die Bevoll⸗ 
mächtigten im Reichsrat oder über die Ländervertretungen in Berlin („Geſandt⸗ 
ſchaften“ !) ging, über die Reichsſtatthalter geleitet, es ſei denn, daß, gerade in 
fachlichen Fragen, die Reichsminiſter und Landesminiſter unmittelbar miteinander 
verkehrten. 

Stand der Reichsſtatthalter zur Reichs zentralgewalt mehr in der Rolle 
eines Vertrauensmannes und Mittlers, jo iſt ſein Verhältnis zur Lan des⸗ 
regierung durch die Notwendigkeit unmittelbarſter Zuſammenarbeit mit dieſer 
auf den wichtigſten Verwaltungsgebieten beſtimmt: ſowohl bei der Geſetzgebung 
wie bei der Beamtenernennung und bei der Begnadigung liegen den Ent⸗ 
ſcheidungen des Statthalters zwangsläufig die Vorarbeiten, wenn nicht gar die 
Vorſchläge der Landesregierung zugrunde, wie umgekehrt die Abſichten der 
Landesregierung erſt durch den Reichsſtatthalter in die Wirklichkeit umgeſetzt 
werden können. 

Neben dem Reichsſtatthalter als höchſtem Repräſentanten der Reichs⸗ und 
Landesgewalt im Lande blieb kein Raum mehr für einen beſonderen „Staats⸗ 
präſidenten“; ſoweit Landes verfaſſungen das Amt eines Staatspräfidenten vor⸗ 
ſahen (in Württemberg, Baden und Heſſen hatte der Miniſterpräſident zugleich 
die Stellung eines Staatspräſidenten), wurden dieſe Beſtimmungen außer Kraft 
geſetzt (§S 6). — Die Verbindung zwiſchen dem Reichsſtatthalter und der politi⸗ 
ſchen Organiſation der NSDAP. iſt in der Praxis meiſt durch die 
Perſonalunion des Reichsſtatthalters und des Gauleiters ſichergeſtellt. 


4. Sonderregelung für Preußen 


„In Preußen übt der Reichskanzler die (für die übrigen Länder dem 
Reichsſtatthalter übertragenen) Rechte aus“ (§ 5). Preußen wird, „in Weiters 
führung von Gedanken Bismarckſcher Staatskunſt, aber mit Herrſchafts⸗ und 
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Führungsprinzipien, die gleichzeitig alt und ſehr modern find“ (Carl Schmitt 
S. 10), als eine Art „Hausmacht“ unmittelbar in der Hand des Reiches gehalten. 
Hierdurch iſt die engſte Verbindung zwiſchen dem Reichsganzen und dem größten 
deutſchen Lande ſichergeſtellt; ſie wird durch das Geſetz noch beſonders dadurch 
betont, daß im Gegenſatz zu dem für die übrigen Länder feſtgeſetzten Verbote der 
Mitgliedſchaft des Statthalters bei der Landesregierung ausdrücklich die Zuläſſig⸗ 
keit gleichzeitiger Zugehörigkeit zur Reichsregierung und preußiſchen Landes⸗ 
regierung feſtgelegt wird. In Preußen gibt es alſo keinen eigentlichen Reichs⸗ 
ſtatthalter; auch der Reichskanzler iſt nicht Reichsſtatthalter für Preußen. Gerade 
darin zeigt ſich die enge Verbindung zwiſchen dem Reich und Preußen, daß die 
geſamten wichtigen Befugniſſe der Staatsgewalt, die ſonſt einem Reichsſtatthalter 
als Vertrauensmann des Reichs übertragen worden ſind, unmittelbar in 
der Hand des Neichskanzlers liegen. Um eine Überlaſtung des Reichs⸗ 
kanzlers mit preußiſchen Dienſtgeſchäften zu verhindern, iſt die Übertragung des 
Beamtenernennungs⸗ und Entlaſſungsrechts (8 1 Ziff. 4) und des Begnadigungs⸗ 
rechts (8 1 Ziff. 5) auf den preußiſchen Miniſterpräſidenten (nicht 
wie bei den anderen Ländern auf die Landesregierung) vorgeſehen, 
der zur weiteren Übertragung dieſer Rechte ermächtigt iſt. Durch die Novelle 
vom 25. 4. 1933 (RG Bl. I S. 225) wurde auch das Recht der Ausfertigung und 
Verkündung der Landesgeſetze auf den Minifterpräfidenten übertragen. 
Die Verkündungsformel lautet unter dem Rechtszuſtand des Neuaufbaugeſetzes: „Im 
Namen des Reichs verkünde ich für den Führer und Reichskanzler das vorſtehende 
Geſetz, dem die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat.“ Die Verkündungs⸗ 
formel vor dem 30. 1. 1934 hatte gelautet: „Das vorſtehende, vom Preußiſchen 
Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet.“ 


III. 
1. Die Bedeutung der beiden Gleichſchaltungsgeſetze unter dem Neuaufbaugeſetz 


Die beiden Gleichſchaltungsgeſetze, zwiſchen deren Erlaß ein Zeitraum von nur 
8 Tagen lag, waren Meilenſteine auf dem Wege zum Neuaufbau des Dritten 
Reiches. Wenn auch die durch dieſe beiden Geſetze geſchaffenen ſtaats rechtlichen 
Verhältniſſe im Zuge des ſtaatsrechtlichen Neuaufbaus, vor allem durch das 
Geſetz vom 30. 1. 1934 in weſentlichen Teilen überholt wurden, ſo rechtfertigt die 
Bedeutung dieſer erſten, auf Grund des Ermächtigungsgeſetzes erlaſſenen Ver⸗ 
faſſungsgeſetze der nationalſozialiſtiſchen Revolution die Darlegung ihres 
Inhalts — um ſo mehr, als die ſpäteren Staatsgrundgeſetze, wie gleich abſchließend 
an einzelnen Fragen zu zeigen ſein wird, den durch die Gleichſchaltungsgeſetze 
geſchaffenen ſtaats rechtlichen Zuſtand folgerichtig ausgebaut haben. 


a) Die Landtage 

Die Landtage waren — mit Ausnahme des Preußiſchen Landtags — durch das 
Vorläufige Gleichſchaltungsgeſetz auf der Grundlage des Reichstags neu gebildet. 
Nachdem im Zuge der Durchſetzung nationalſozialiſtiſchen Ideengutes (Führer⸗ 
prinzip! Einheitsſtaat!) die Einzelparlamente der deutſchen Länder ſchon rein 
ſtimmungsmäßig an Bedeutung verloren hatten — eine „Politik“ der Länder 
gegen die Reichspolitik war begrifflich undenkbar —, entkleidete das gleiche Geſetz 
die Landtage ihres ihnen verbliebenen Hauptwirkungsbereichs: neben dem 
parlamentariſchen Geſetzgebungsweg wurde die Geſetzgebung durch 
die Landesregierung eingeführt. — Das Zweite Gleichſchaltungsgeſetz befreite 
ſodann die Landesregierungen von der Abhängigkeit gegenüber den Volksvertretun⸗ 
gen durch Beſeitigung des Mißtrauensvotums und legte außerdem die Beſtimmung 
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der Lebensdauer der Landtage in die Hand der Reichsſtatthalter. — Die Auflöſung 
des Reichstages am 14. 10. 1933 hatte nach der durch das Vorläufige Gleich⸗ 
ſchaltungsgeſetz geſchaffenen Rechtslage automatiſch die Auflöſung der Volks⸗ 
vertretungen der Länder zur Folge, von deren Wiederwahl auf Weiſung des 
Reichskanzlers abgeſehen wurde. Das Neuaufbaugeſetz beſeitigt ſchließlich auch 
ſtaatsrechtlich die Landtage. — Die Beſtimmungen der Gleichſchaltungsgeſetze 
über die Volksvertretungen der deutſchen Länder find alſo mit dem Fortfall der 
Landesparlamente gegenſtandslos geworden. Auch ſoweit das Vorläufige Gleich⸗ 
ſchaltungsgeſetz Beſtimmungen hinſichtlich der Zuſammenſetzung des Reichstags 
enthielt, iſt dieſes Geſetz mit der am 12. 11. 1933 erfolgten Neuwahl des Reichs⸗ 
tags überholt. 


b) Die gemeindlichen Selbſtverwaltungskörper 


Mit der Durchführung der Gleichſchaltung der gemeindlichen Selbſt⸗ 
verwaltungskörper iſt das Vorläufige Gleichſchaltungsgeſetz auch in dieſer 
Beziehung gegenſtandslos. Von Rechtsbeſtand iſt lediglich die das Vorläufige 
Gleichſchaltungsgeſetz ergänzende „Verordnung zur Sicherung der Staatsführung“ 
vom 7. 7. 1933 geblieben, die zunächſt das Ausſcheiden der marxiſtiſchen Mit⸗ 
glieder aus den gemeindlichen Selbſtverwaltungskörpern zum Gegenſtand hatte. 
Dieſe Verordnung erſchöpft ſich aber nicht in der erſtmaligen „Gleichſchaltung“ 
durch Ausſcheidung der Marxiſten, ſondern fie erteilt der Staatsaufſichtsbehörde 
darüber hinaus die Ermächtigung, in den in der Verordnung (8 4) näher be⸗ 
zeichneten Fällen, in denen dies zur Aufrechterhaltung der Selbſtverwaltung 
erforderlich iſt, „die Mitglieder der gemeindlichen Selbſtverwaltungskörper ent⸗ 
ſprechend dem Volkswillen nach Überwindung des Parteienſtaates zu berufen“. 


c) Vereinfachte Geſetzgebung in den Ländern 


Lediglich in der Einführung des „vereinfachten Geſetzgebungsweges“ in den 
Ländern könnte man noch Ausſtrahlungen des Vorläufigen Gleichſchaltungsgeſetzes 
bis unter den heutigen ſtaatsrechtlichen Zuſtand unter dem Neuaufbaugeſetz 
erkennen: Die Tatſache der Regierungsgeſetzgebung iſt geblieben, d. h. dieſe 
neue Art der Geſetzgebung iſt erhalten und unter dem Rechtszuſtand des Neu⸗ 
aufbaugeſetzes iſt dieſe der einzige Weg der Geſetzgebung in den Ländern 
geworden. Freilich würde nach der Beſeitigung der Landtage, nach dem Übergang 
der Hoheitsrechte auf das Reich und nach der Delegation der Ausübung der 
Geſetzgebungsgewalt auf die „Landesbehörden“ (Neuaufbauverordnung!) für die 
Rechtſetzung in den Ländern die Zuſtändigkeit der Landesregierungen auch ohne 
die Einführung einer „Regierungsgeſetzgebung“ durch das Vorläufige Gleich⸗ 
ſchaltungsgeſetz gegeben ſein, da eine andere für die Rechtſetzung geeignete „Landes⸗ 
behörde“ in den Ländern nicht vorhanden iſt. — Das durch das Vorläufige Gleich⸗ 
ſchaltungsgeſetz den Landesregierungen erteilte Recht, „über Ausfertigung und Ver⸗ 
kündung der Regierungsgeſetze Beſtimmungen zu treffen“, iſt nach dem Zweiten 
Gleichſchaltungsgeſetz auf die Reichsſtatthalter übergegangen. 


d) Die Reichsſtatthalter 

Weniger der Zuſt ändigkeitsbereich der durch das Zweite Gleichſchal— 
tungsgeſetz eingeführten Reichsſtatthalter, als vielmehr die ſtaats rechtliche 
Stellung der Reichsſtatthalter hatte durch das Neuaufbaugeſetz eine 
Neugeſtaltung erfahren: Bis zum Neuaufbaugeſetz handhabten die Statthalter 
Landesgewalt; nach dem Neuaufbaugeſetz üben ſie Reichs gewalt aus. 
Beſtand bis zum Erlaß des Neuaufbaugeſetzes gegen die Reichsſtatthalter als 
Träger der Landes gewalt von Reichs wegen keine unmittelbare Anweilungss 
möglichkeit, jo iſt eine ſolche gegenüber den Trägern von Reichs gewalt ermög> 
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licht und durch die Unterſtellung der Reichsſtatthalter unter die Dienſtaufſicht 
des Reichsminiſters des Innern verwirklicht. Der ſachliche Zuſtändigkeitsbereich 
hat eine Einſchränkung erfahren, indem durch den Wegfall der Landtage und die 
Unterftellung der Landesregierungen unter die Reichsregierung die diesbezüg⸗ 
lichen Befugniſſe des Zweiten Gleichſchaltungsgeſetzes gegenſtands los geworden find. 
Was die Ernennung und Entlaſſung der Mitglieder der Landesregierungen betrifft, 
ſo war unter dem Rechtsſtand des Neuaufbaugeſetzes wegen der Unterſtellung der 
Landesregierungen unter die Reichsregierung und der Landesminiſter unter die 
Reichsminiſter (Art. 2 des Neuaufbaugeſetzes und § 4 der Neuaufbauverordnung) 
nur die äußere Form der Ernennung und Entlaſſung der Mitglieder der Landes⸗ 
regierungen durch den Reichsſtatthalter zu vollziehen; die ſachliche Entſcheidung 
mußte bei den zuſtändigen Reichsminiſtern liegen, „deren Anordnungen im Rah⸗ 
men ihres Aufgabenbereichs die oberſten Landesbehörden Folge zu leiſten haben“ 
(S 4 der Erſten Neuaufbauverordnung). 

Der Zuſtändigkeitsbereich auf dem Gebiete der Verwaltung (Beamten⸗ 
ernennungsrecht, Gnadenrecht, Geſetzespublikation) war geblieben, freilich mit der 
Einſchränkung, daß die zentrale Reichsgewalt durch die Unterſtellung ſowohl 
der Reichsſtatthalter wie der Mitglieder der Landesregierungen unter die zu⸗ 
ſtändigen Reichsminiſter Einwirkungsmöglichkeit auf dieſen Gebieten erhalten 
hat. Insbeſondere iſt die Verkündung der Geſetze, die nach wie vor zur Zu⸗ 
ſtändigkeit der Reichsſtatthalter gehörte, von der Zuſtimmung des zuſtändigen 
Reichsminiſters abhängig gemacht worden. — Die allgemeine Aufgabe der 
Reichsſtatthalter, dafür zu ſorgen, daß die geſamte Länderverwaltung ſich im Sinne 
des Führers und Reichskanzlers bewegt, blieb unberührt. 


2. Die Bedeutung des Zweiten Gleichſchaltungsgeſetzes 
unter dem Reichsſtatthaltergeſetz vom 30. Januar 1935 


a) Da das Erfte (Vorläufige) Gleichſchaltungsgeſetz unter dem Rechtsſtand des 
Neuaufbaugeſetzes kaum noch praktiſche Bedeutung hatte, konnte es durch das neue 
Reichsſtatthaltergeſetz vom 30. Januar 1935 nicht berührt werden. 
Um fo ſtärker aber wurde der durch das Zweite Gleichſchaltungsgeſetz geſchaffene 
ſtaatsrechtliche Zuſtand durch das neue, am zweiten Jahrestage der nationalſoziali⸗ 
ſtiſchen Revolution, am 30. Januar 1935, verkündete Reichsſtatthaltergeſetz erfaßt, 
das die mit dem Zweiten Gleichſchaltungsgeſetz eingeleitete, durch das Neuaufbau⸗ 
geſetz fortgeſetzte Reichsreform geradlinig weiterführt: Der Reichsſtatthalter, dem 
urſprünglich nur einige wenige, wenn auch wichtige Befugniſſe der Landesgewalt 
im Zuſammenwirken mit der Landesregierung übertragen worden waren, iſt durch 
das neue Reichsſtatthaltergeſetz zu einer zentralen Verwaltungsſtelle 
in der Mittelinſtanz des Reichs ausgebaut worden. 

b) Auch nach dem neuen Reichsſtatthaltergeſetz hat der Reichsſtatthalter die ſogen. 
„allgemeine Gleichſchaltungsaufgabe“ behalten ($ 1 Abſ. 2). Dadurch, daß der 
Reichsſtatthalter in ſeinem Amtsbezirk zum „ſtändigen Vertreter der Reichs- 
regierung“ beſtellt wird (S 1 Abſ. 1), wird ſeine neue Stellung als Ver⸗ 
waltungsorgan betont. Die Stellung des Reichsſtatthalters als zentrale 
Verwaltungsinſtanz offenbart ſich ferner darin, daß der Reichsſtatthalter von den 
Reichsminiſtern für die Durchführung der ihnen obliegenden Aufgaben unmittel⸗ 
bar mit Weiſungen verſehen werden kann (8 3). Während ferner nach bisherigem 
Rechtszuſtand zwiſchen dem Reichsſtatthalter einerſeits und den Dienſtſtellen der 
verſchiedenen Reichsſonderverwaltungen andererſeits keinerlei Verbindung beſtand, 
wird nunmehr eine ſolche dadurch hergeſtellt, daß der Reichsſtatthalter das Recht 
erhält, ſich von ſämtlichen Reichsbehörden in ſeinem Amtsbezirk „unterrichten zu 
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laſſen, fie auf die maßgeblichen Geſichtspunkte und die danach erforderlichen Maß⸗ 
nahmen aufmerkſam zu machen, ſowie bei Gefahr im Verzuge einſtweilige Anord⸗ 
nungen zu treffen“ (8 2). 

c) Dieſes dem Reichsſtatthalter gewährte Informationsrecht, Anregungsrecht und 
Anordnungsrecht bei Gefahr im Verzuge beſteht aber nicht nur gegenüber den 
Reichs behörden, ſondern iſt auch auf ſämtliche Landes behörden (ſowie die 
Dienſtſtellen der unter Aufſicht des Reichs oder Landes ſtehenden öffentlich⸗recht⸗ 
lichen Körperſchaften innerhalb ſeines Amtsbezirks) ausgedehnt. Die grundlegende 
Anderung in der Stellung des Reichsſtatthalters erſchöpft ſich alſo nicht in der Her⸗ 
ſtellung einer Verbindung zwiſchen dem Reichsſtatthalter und den Dienſtſtellen der 
Reichs verwaltung, vielmehr hat der hinſichtlich ſeines Wirkungsbereiches bis⸗ 
her auf wenige Zweige der Landesverwaltung beſchränkte Reichsſtatthalter auch 
innerhalb der Landes verwaltung eine zentrale Stellung erhalten. Nimmt man 
dazu noch die vorerwähnte Indienſtſtellung des Reichsſtatthalters in die Durch⸗ 
führung der den Reichsminiſtern obliegenden Aufgaben ($ 3 des Geſetzes), jo 
ergibt ſich ſchon hieraus der gewaltige Umfang der Verwaltungskompetenzen des 
Reichsſtatthalters. 

d) An der bisherigen Zuſtändigkeit des Reichsſtatthalters, die Landesgeſetze nach 
erfolgter Zuſtimmung der Reichsregierung auszufertigen und zu verkünden, hat 
ſich durch das Reichsſtatthaltergeſetz nichts geändert ($ 6); wohl aber iſt das Recht 
der Ernennung und Entlaſſung der Mitglieder der Landesregierung, das nach dem 
Zweiten Gleichſchaltungsgeſetz dem Reichsſtatthalter zuſtand, auf den Führer und 
Reichskanzler übergegangen, wobei jedoch dem Reichsſtatthalter ein Vorſchlagsrecht 
gewährt iſt (8 5). 

e) Eine grundlegende Anderung hat durch das Reichsſtatthaltergeſetz vom 
30. Januar 1935 die Zuſtändigkeit des Reichsſtatthalters auf dem Gebiete der 
Ernennung und Entlaſſung der Landesbeamten ſowie auf dem 
Gebiete des Gnadenrechts erfahren: Dieſe Rechte ſind auf den Führer und 
Reichskanzler übergegangen (88 7 und 8 des Reichsſtatthaltergeſetzes). Im Wege 
der Delegation auf die Reichsminiſter und von dieſen auf die Reichsſtatthalter 
iſt dieſen letzteren das Ernennungs⸗ und Entlaſſungsrecht für be 
ſtimmte Beamtengruppen übertragen worden (Delegationserlaß des Führers und 
Reichskanzlers vom 1. 2. 1935, RGBl. 1 S. 73 in Verbindung z. B. mit dem Dele⸗ 
gationserlaß des Reichsminiſters des Innern vom 14. 2. 1935, RGBl. I S. 201) 1. — 
Auch auf dem Gebiete des Gnadenrechts (Dienſtſtrafrechts) hat der Führer 
und Reichskanzler die Ausübung dieſes Rechts den Reichsſtatthaltern in beſtimm⸗ 
tem Umfange übertragen, die die Begnadigung „namens des Führers und Reichs⸗ 
kanzlers“ ausſprechen (Erlaß des Führers und Reichskanzlers vom 1. 2. 1935, 
RGBl. I S. 74 und z. B. Anordnung des Reichsminiſters des Innern vom 21. 2. 
1935, RGBl. I S. 213). 

) Schließlich enthält das Reichsſtatthaltergeſetz hinſichtlich der ſtaatsrechtlichen 
Stellung des Reichsſtatthalters noch eine beſonders wichtige Beſtimmung, der 
unmittelbare Wirkſamkeit jedoch nicht zukommt, da es dem Führer und 
Reichskanzler vorbehalten iſt, von dieſer Beſtimmung Gebrauch zu machen: Nach 
S 4 des Reichsſtatthaltergeſetzes kann nämlich „der Führer und Reichskanzler den 
Reichsſtatthalter mit der Führung der Landesregierung beauftragen“. Dies bes 
deutet gegenüber dem bisherigen Rechtsſtand eine grundlegende Anderung, da 
nach dem Zweiten Gleichſchaltungsgeſetz ($ 2) der Reichsſtatthalter „nicht gleich: 
zeitig Mitglied einer Landesregierung ſein durfte“, ſo daß er alſo auch nicht zum 
Vorſitzenden der Landesregierung beſtellt werden konnte. Das Reichsſtatthalter⸗ 


1 Die Delegationserlaſſe der übrigen Reichsminiſter ſind im Artikel „Das Geſetz über 
den Neuaufbau des Reichs“ unter II A d (S. 361) aufgeführt. 
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geſetz ſchafft nunmehr die ftaatsrechtlihen Vorausſetzungen für die Verbindung der 
Amter des Reichsſtatthalters und des Vorſitzenden der Landesregierung. Wird der 
Reichsſtatthalter vom Führer und Reichskanzler mit der „Führung der Landes⸗ 
regierung beauftragt“, ſo bedeutet dies nicht nur, daß der Reichsſtatthalter an die 
Stelle des Niniſterpräſidenten tritt und deſſen Befugniſſe übernimmt; 
dieſe Beauftragung bedeutet vielmehr den Übergang vom bisherigen, bei den 
Landesregierungen beſtehenden Kollegialſyſtem zum Präſidialſyſtem, d. h. 
der Reichsſtatthalter iſt auf dem Gebiete der Landesverwaltung in dieſem Falle 
allein verantwortlich. Wird alſo ein Reichsſtatthalter mit der „Führung der Lan⸗ 
desregierung“ beauftragt, was zunächſt (im Februar 1935) in Sachſen und Heſſen ge⸗ 
ſchehen iſt, ſo hat dieſer mit der Führung der Landesregierung beauftragte Reichs⸗ 
ſtatthalter hinſichtlich der Landesverwaltung weitergehende Zuſtändig⸗ 
keiten, als fie nach vorſtehender Ziffer c derjenige Reichsſtatthalter beſitzt, der 
nicht zugleich Führer der Landesregierung iſt; der Reichsſtatthalter als Führer 
der Landesregierung hat nämlich über die erwähnten Zuſtändigkeiten (Infor⸗ 
mationsrecht, Anregungsrecht, vorläufiges Anordnungsrecht) gegenüber den Dienſt⸗ 
ſtellen der Landesverwaltung hinaus noch die geſamten, ſich vor allem aus dem 
Landesrecht ergebenden Befugniſſe des Miniſterpräſidenten, verſtärkt um 
die Rechte und Zuſtändigkeiten, die der (kollegialen) Landesregierung bisher zu⸗ 
ſtanden. Der Reichsſtatthalter iſt nicht, wie bisher der Miniſterpräſident, „primus 
inter pares“, ſondern in Verwirklichung des nationalſozialiſtiſchen Führergrund⸗ 
ſatzes allein verantwortlicher Exponent der Landesverwaltung; der 
Reichsſtatthalter iſt alſo, wenn er nach Art. 4 des Reichsſtatthaltergeſetzes mit der 
Führung der Landesregierung beauftragt iſt, ſowohl an die Stelle des Miniſter⸗ 
präfidenten wie der kollegialen Landesregierung getreten. 

g) Der Vollſtändigkeit halber ſei noch darauf hingewieſen, daß dem Reichsſtatt⸗ 
halter, wie ſchon im Jahre 1933 z. B. im Titelgeſetz und im Reichskon⸗ 
kordat geſchehen, in grundlegenden Reichsgeſetzen des Jahres 1935 wichtige Auf: 
gaben übertragen worden find (3. B. durch die Reichsgemeindeordnung und durch 
das Reichswehrgeſetz). 

Ganz allgemein iſt durch das Reichsſtatthaltergeſetz die Stellung des Reichsſtatt⸗ 
halters weitgehend der des preußiſchen Oberpräſidenten angenähert worden, deſſen 
Stellung nach der Reichsſeite hin durch die Zweite Neuaufbauverordnung vom 
27. November 1934 entſprechend ausgebaut worden war. 

Medicus 


Schrifttum: 


Kaiſenberg, Gleichſchaltung der Länder mit dem Reich; Carl Schmitt, Das Reichsſtatt⸗ 
haltergeſetz (Zweites Gleinihaltungsgeieb) beide in der Schriftenreihe „Das Recht der 
nationalen Revolution“, Carl Heymanns Verlag, Berlin 1933; H. Pfundtner, Das 
Reichsſtatthaltergeſetz vom 30. Januar 1935, im Reichsverwaltungsblatt 1935 S. 85. 
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Das Geſetz über den Neuaufbau des Reiches 


Das am 30. Januar 1934, dem Jahrestage der nationalſozialiſtiſchen Revolution, 
vom Reichstag erlaſſene Staatsgrundgeſetz über den „Neuaufbau des Reichs“ 
(REBEL. I S. 75) ſtellt das ſtaats rechtliche Verhältnis zwiſchen dem Reich und den 
Ländern auf eine völlig neue ſtaats rechtliche Grundlage. Das vom Reichstag ein⸗ 
ſtimmig angenommene Geſetz, das auch die einmütige Zuſtimmung des Reichs rats 
(letzte geſetzgeberiſche Betätigung des Reichsrats!) gefunden hatte, verwirklicht den 
nationalſozialiſtiſchen deutſchen Einheitsftaat. Das „Neuaufbaugeſetz“, wie 
es genannt wird, bringt die im erſten Jahre der nationalſozialiſtiſchen Revolution 
geſchaffenen tatſächlichen Verhältniſſe in ſtaats rechtliche Form. Das 
aus nur fünf kurzen Artikeln (Art. 6 beſtimmt nur das Inkrafttreten!) beſtehende 
Geſetz verwirklicht die Einheit der Staatsgewalt, die ausſchließlich dem Reiche 
zuſteht, von dem ausſchließlich die Länder ihre Autorität herleiten. Der Gegenſatz 
zwiſchen Reichsregierung und Landesregierung, zwiſchen Reichsminiſter und 
Landesminiſter, zwiſchen Reichsgeſetzgebung und Landesgeſetzgebung, zwiſchen 
Reichsverwaltung und Landesverwaltung gehört der Vergangenheit an. 

Die grundlegenden Beſtimmungen des Neuaufbaugeſetzes ſind: 

a) die Aufhebung der Volks vertretungen der Länder (Art. 1); 

b) die Überleitung der Hoheitsrechte der Länder auf das Reich und als zwangs⸗ 
läufige Folge hiervon die Unterſtellung der Landesregierungen unter die 
Reichsregierung (Art. 2); 

c) die Unterſtellung der Reichsſtatthalter unter die Dienſtaufſicht des Reichs⸗ 
miniſters des Innern (Art. 3); 

d) die Erteilung einer unbegrenzten Vollmacht an die Reichsregierung, neues 
Verfaſſungsrecht zu ſetzen (Art. 4) und die Beauftragung des Reichsminiſters 
des Innern mit der Durchführung des Geſetzes (Art. 5). 


I. Die Aufhebung der Volksvertretungen der Länder 


Bereits im erſten Jahre der nationalſozialiſtiſchen Revolution hatten die 
17 deutſchen Landesparlamente an Bedeutung verloren. In Verwirklichung der 
nationalſozialiſtiſchen Ziele vom Führerſtaat und Ein heitsſtaat war 
ſowohl durch die Geſetzgebung wie durch mannigfache Maßnahmen der Staats⸗ 
praxis das Parlamentsweſen in den Ländern immer mehr in den Hintergrund 
getreten. So hatte das Vorl. Gleichſchaltungsgeſetz mit der Einführung 
eines vereinfachten Geſetzgebungsweges durch die Landesregierung (88 1 
und 2) den parlamentariſchen Geſetzgebungsweg jo gut wie ausgeſchaltet; außer: 
dem hatte es die Lebensdauer der Landtage vom Landesrecht unabhängig gemacht, 
indem auf der einen Seite die Landtagsdauer einheitlich auf vier Jahre feſtgeſetzt 
und ſomit eine vorzeitige Auflöſung etwa auf Grund des Landesrechts unmöglich 
gemacht wurde (8 8), indem aber auf der anderen Seite die Lebensdauer der durch 
das Vorl. Gleichſchaltungsgeſetz auf der Grundlage der Reichstagswahl vom 
5. März 1933 neugebildeten Landtage an die Lebensdauer des am 5. März 1933 
gewählten Reichstags geknüpft wurde; eine Auflöſung des Reichstags jollte 
künftig ohne weiteres die Auflöſung der Volks vertretungen der Länder zur 
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Folge haben (8 11). Das Zweite Geſetz zur Gleichſchaltung der Län⸗ 
der mit dem Reich vom 7. April 1933 hatte ſodann durch Abſchaffung des Miß⸗ 
trauensvotums ($ 4) die Landesregierungen von den Landtagen unabhängig gemacht; 
zugleich hatte dieſes Geſetz den Reichsſtatthaltern — unbeſchadet der erwähnten Bin⸗ 
dung der Lebensdauer der Landtage an die Lebensdauer des am 5. März 1933 gewähl⸗ 
ten Reichstags — die Befugnis zur Auflöſung des Landtags und zur Anordnung 
der Neuwahlen übertragen (§ 1 Abſ. 1 Ziff. 2). — Die Auflöſung des Reichstags 
vom 14. Oktober 1933 bewirkte nach der genannten Beſtimmung des Vorl. Gleich⸗ 
ſchaltungsgeſetzes automatiſch die Auflöſung der Landtage; die Anberaumung von 
Neuwahlen zu den Landtagen war auf Weiſung des Reichskanzlers unterblieben. 
Somit beſtanden ſeit dieſer Zeit in den deutſchen Ländern keine Parlamente mehr; 
dieſer tatſächliche Zuſtand wird durch das Neuaufbaugeſetz (Art. 1) ſanktioniert; im 
Einheitsreich iſt nur noch für eine Vertretung des Volkes Raum. 


II. Die Einheit der Staatsgewalt im Reich 
A. Der Übergang der Hoheitsrechte 


Das Schwergewicht der ſtaatsrechtlichen Neuregelung des Neuaufbaugeſetzes 
liegt in der Überleitung der „Hoheitsrechte von den Ländern auf das Reich“ 
(Art. 2 Abſ. 1). „Hoheitsrechte“ beſitzt nur ein Staat oder ein ſtaatsähn⸗ 
liches Gebilde. Hoheitsrechte ſind Ausdruck einer Staatsgewalt. Mit dem 
Übergang der Hoheitsrechte von den Ländern auf das Reich iſt eine ein heit⸗ 
liche Staatsgewalt, nämlich die des Reiches geſchaffen. Die Weimarer Ver⸗ 
faſſung (Art. 5) hatte der Staatsgewalt des Reiches, die durch „die Organe 
des Reiches auf Grund der Reichsverfaſſung“ ausgeübt wurde, eine beſondere 
Staatsgewalt der Länder, gehandhabt durch die „Organe der Länder auf 
Grund der Landes verfaſſungen“, gegenübergeſtellt; neben einer Geſamtſtaatsgewalt 
beſtand die Staatsgewalt der Gliedſtaaten. Dieſer Zuſtand des Nebeneinander 
verſchiedener Staatsgewalten, das unter der Zwiſchenverfaſſung ſchwerſte Gefahren 
für die Einheit des Reiches gebracht hatte, iſt durch das Neuaufbaugeſetz beſeitigt. 

a) Die geſamten Hoheitsrechte gehen von den Ländern auf das Reich über. 
Unter den Begriff der Hoheitsrechte fällt die geſamte ſtaatliche Betätigung, ſo⸗ 
weit der Staat den ſeiner Gewalt Unterworfenen als Träger ſtaatlicher Gewalt 
mit ſtaatlicher Autorität gegenübertritt. 

Mit dem Übergang der Hoheitsrechte auf das Reich war den Ländern zunächſt 
jegliche Betätigungsmöglichkeit auf ſämtlichen Gebieten der Staatshoheit ge⸗ 
nommen; deshalb mußte bis zur Neuregelung der Abgrenzung der Aufgaben 
zwiſchen dem Reich und ſeinen Gebietskörperſchaften, die erſt im Zuge des Reichs⸗ 
neubaus erfolgen kann, eine Zwiſchenlöſung geſchaffen werden, die eine Fort⸗ 
führung der bisher von den Ländern gehandhabten Verwaltung ermöglichte. 
Denn es war praktiſch unmöglich, aber auch unnötig, an Stelle eines eingeſpielten 
Verwaltungsapparates, wie die Länder ihn beſaßen, eine völlig neue Reichs⸗ 
verwaltungsorganiſation aufzubauen. Es konnte und kann ſich nur darum handeln, 
brauchbare Verwaltungseinrichtungen der Länder unter entſprechender Vereinheit⸗ 
lichung auf das Reich überzuleiten, d. h. die Verwaltungsorganiſation der Länder 
in die Verwaltungsorganiſation des Reiches einzubauen. Durch die Erſte Ver⸗ 
ordnung über den Neuaufbau des Reiches vom 2. Februar 1934 (RGBl. I S. 81) 
wurde daher zunächſt die „Wahrnehmung der Hoheitsrechte, die von den Ländern 
auf das Reich übergegangen ſind, den Landesbehörden zur Ausübung im Auftrage 
und im Namen des Reichs (unter gewiſſen Vorbehalten) übertragen“. Bei äußer⸗ 
licher Betrachtung könnte es ſo ſcheinen, als ob ſich am früheren Zuſtand nichts 
Weſentliches geändert habe, indem die Durchführungs verordnung hinſichtlich des 
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Überganges der Hoheitsrechte die Wirkſamkeit der Neuregelung hinausgeſchoben 
habe. Dem iſt aber nicht ſo; trotz dieſer „Rückübertragung“ iſt ſtaatsrechtlich ein 
gewaltiger Unterſchied gegenüber dem früheren Zuſtand eingetreten: die Länder 
haben keine Hoheitsrechte, keine Staatshoheit, keine Landesſtaatsgewalt mehr; 
auch find ihnen von Reichs wegen keine Hoheits rechte als Eigenrechte übertragen 
worden; die Landesſtaatsgewalt iſt vielmehr abgeleitete Reichsgewalt, die Landes⸗ 
gewalt verkörpert die Reichshoheit. Die Landesbehörden werden im Auftrage 
und im Namen des Reichs tätig; auch find den Ländern nicht die Hoheits⸗ 
rechte ſelbſt übertragen, ſondern nur die Wahrnehmung ihrer Aus⸗ 
übung“. Dem Reich ſteht es jederzeit frei, die Hoheits rechte allgemein oder im 
Einzelfalle für ſich in Anſpruch zu nehmen. Dies bedeutet, daß das Reich jederzeit 
die Wahrnehmung der Hoheitsrechte unmittelbaren Reichsbehörden übertragen 
oder Landesbehörden zu Reichsbehörden machen oder die mit der Wahrnehmung 
von Hoheitsbefugniſſen betrauten Landesbehörden mit Anweiſungen verſehen 
kann. 

Die „Wahrnehmung“ der Hoheitsrechte zur Ausübung im Auftrage und im 
Namen des Reichs iſt durch die Durchführungsverordnung übrigens nicht den 
„Ländern“ übertragen, ſondern den „Landesbehörden“. Es handelt ſich alſo nicht 
um eine „Auftrags verwaltung“ im ſtaats rechtlichen Sinne; eine ſolche hätte zur 
Vorausſetzung, daß ein öffentlich⸗rechtlicher Verband, in dieſem Falle alſo das 
„Land“ den Auftrag übernimmt, daß alſo das Land als Auftragsnehmer dem 
Reiche gegenüberſteht. Vielmehr ſind die Behörden der Länder unmittelbar in 
den Dienſt des Reichs geſtellt worden (8 1 der DurchfVO.). Dieſe Art der unmittel⸗ 
baren Inanſpruchnahme von Behörden oder Dienſtſtellen einer anderen Ver⸗ 
waltung wird im Gegenſatz zur Auftrags verwaltung, bei der eine 
Körperſchaft die Ausführung des Auftrags übernimmt, als „Mediat⸗ 
verwaltung“ bezeichnet. 

b) Eines der wichtigſten Hoheitsrechte iſt die Geſetzgebung. Auch dieſe iſt 
auf das Reich übergegangen und zur Ausübung im Auftrage und im Namen des 
Reichs den Landesbehörden auf Widerruf und mit der Einſchränkung zurücküber⸗ 
tragen, daß die Landesgeſetze, für deren Erlaß auf der ſtaatsrechtlichen Grund⸗ 
lage des Ermächtigungsgeſetzes und nach dem Fortfall der Landesparlamente aus⸗ 
ſchließlich die „Landesregierungen“ zuſtändig waren, jeweils der Zuſtimmung 
des zuſtändigen Reichsminiſters bedürfen (§ 3 Abſ. 1 der Durchf VO.) . Die „Landes⸗ 
geſetze“ ſind daher ihrem Weſen nach Reichs geſetze mit regionaler Begrenzung. 
Die Verkündungsformel für die von den Landesregierungen beſchloſſenen Geſetze 
lautet in den außerpreußiſchen Ländern: „Im Namen des Reichs verkünde ich 
das vorſtehende Geſetz, dem die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat“, 
in Preußen: „Im Namen des Reichs verkünde ich für den Reichskanzler (jetzt: 
Führer und Reichskanzler) das vorſtehende Geſetz, dem die Reichsregierung ihre 
Zuſtimmung erteilt hat.“ Während für den Erlaß von „Landesgeſetzen“ 
die Einholung der Zuſtimmung des zuſtändigen Reichsminiſters ein für allemal 
vorgeſchrieben iſt, iſt es hinſichtlich des Erlaſſes von Rechts ver ordnungen 
durch die Landesminiſterien dem zuſtändigen Reichsminiſter überlaſſen, ob er auch 
die Vorlage von Rechtsverordnungen anordnen will; in dieſem Fall iſt ohne ſeine 
Zuſtimmung der Erlaß von Rechtsverordnungen nicht zuläſſig. Geſetze, die ohne 
Zuſtimmung des zuſtändigen Reichsminiſters erlaſſen ſein ſollten, aber den vor⸗ 
genannten Verkündungsvermerk tragen, ſind rechtswirkſam, da dieſe Formel eine 
praesumptio juris et de jure für das ordnungsmäßige Zuſtandekommen des Geſetzes 
bildet. Anders ſteht es mit den Verordnungen, falls ein Reichsminiſter ihre 
Vorlage angeordnet hat, die Veröffentlichung aber ohne Vorlage erfolgt ſein ſollte. 
Eine ſolche Verordnung wäre nichtig; im Intereſſe der Rechtsſicherheit würde in 
einem ſolchen Falle die Reichsregierung oder der zuſtändige Reichsminiſter der 
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Landesregierung oder dem Landesminiſter die ſofortige Aufhebung der zu Uns 
recht erlaſſenen Verordnung aufgeben. 

Im Zuſammenhang mit dem den Ländern zur Ausübung übertragenen Geſetz⸗ 
gebungs recht iſt die Frage aufgeworfen worden, auf welchen Gebieten ſich die 
Geſetzgebung der Länder, d. h. der Landes regierungen bewegen kann, ob nur auf 
den Gebieten, die das Vorl. Gleichſchaltungsgeſetz (SS 1 und 2) dem 
vereinfachten Geſetzgebungsweg durch die Landes regierungen eröffnet hat, ob dar: 
über hinaus in dem erweiterten Rahmen einer etwaigen zuſätzlichen 
landesrechtlichen Ermächtigung! oder ob ſchließlich die Beſtimmungen der 
Weimarer Verfaſſung über die Zuſtändigkeitsabgrenzung zwiſchen der 
Reichsgeſetzgebung und Landesgeſetzgebung maßgeblich find. Diele Frage dürfte 
dahin zu beantworten fein, daß die Landes regierungen Landesgeſetze auf all den 
Gebieten erlaſſen können, die nicht reichsrechtlich geregelt find und auf denen ſich 
nicht allgemein oder im Einzelfall die Reichsregierung die Geſetzgebung vorbehält. 
Schwierigkeiten können ſich in dieſer Beziehung keinesfalls ergeben, da nach dem 
Geſagten für jedes „Landesgeſetz“ die ausdrückliche Zuſtimmung des zuſtändigen 
Reichsminiſters erforderlich iſt. 

c) Auch die Verwaltung iſt durch das Neuaufbaugeſetz auf das Reich über⸗ 
gegangen. Hiermit iſt die Landesverwaltung zur (mittelbaren) Reichs verwaltung 
geworden; die Landesverwaltung iſt nicht mehr wie unter dem Weimarer Rechts⸗ 
zuſtand etwas der Reichsverwaltung Gegenſätzliches, ſondern lediglich eine andere 
äußere Form der einheitlichen Reichsverwaltung. Bekanntlich hatte die Weimarer 
Verfaſſung einen ſcharfen Trennungsſtrich zwiſchen Reichs verwaltung und 
Landesverwaltung gezogen. Auf die Landesverwaltung hatte das Reich 
grundſätzlich keinen Einfluß; nur in den Fällen, in denen dem Reiche „das Recht 
der Geſetzgebung zuſtand, übte die Reichsregierung auch die Auffiht aus“ (Art. 15 
Abſ. 1 Weimarer Verf.). Dabei war aber die Reichsregierung auf den Erlaß „allge: 
meiner Anweiſungen“ beſchränkt; die Reichsregierung konnte „zur Überwachung der 
Ausführung der Reichsgeſetze zu den Landeszentralbehörden Beauftragte entſenden“. 
Bei Meinungsverſchiedenheiten konnte die Reichsregierung „die Entſcheidung des 
Staatsgerichtshofes anrufen“. Auf all den Gebieten jedoch, auf denen dem Reich 
keine Geſetzgebungskompetenz zuſtand, beſaß die Reichsverwaltung der Landes⸗ 
verwaltung gegenüber faſt keine Einwirkungsmöglichkeit. Durch die Neuregelung 
find nun dieſe Gegenſätze zwiſchen Landesverwaltung und Reichsverwaltung beſei⸗ 
tigt; die Landesverwaltung iſt (mittelbare) Reichsverwaltung. Dies zeigt ſich auch 
in der Unterſtellung der Landesregierungen und der Landesminiſter unter die 
Reichsregierung und die zuſtändigen Reichsminiſter (Art. 2 Abſ. 2 des Geſetzes, 
§ 4 der DurchfVO.), wodurch die Landeszentralinſtanzen zu nachgeordneten Be⸗ 
hörden der Reichsminiſterien geworden find. 

d) Auf dem Gebiete des Beamtenrechts iſt die ſcharfe Unterſcheidung 
zwiſchen Reichs beamten und Landes beamten gefallen. Die Landesbeamten 
find, da im Einheitsreich alle unmittelbaren Landesbeamten „im Namen des 
Reichs“ beſtellt werden, „mittelbare“ Reichsbeamte geworden. Die Durchführungs⸗ 
verordnung (8 5) zieht hieraus eine weitere Folgerung und beſtimmt ausdrücklich, 
daß „Landesbeamte jederzeit in den Reichsdienſt, Reichsbeamte in den Landes⸗ 
dienſt verſetzt werden können“. 

Indem das Hoheitsrecht der Beamtenernennung und ⸗entlaſſung von den 
Ländern auf das Reich überging, wuchſen dieſe Zuſtändigkeiten entſprechend der in 
Artikel 46 der Weimarer Verfaſſung getroffenen Regelung ohne weiteres dem 
Reichspräſidenten zu. Dieſer hat durch Erlaß vom 3. Februar 1934 (RGBl. I 
S. 81) die Ausübung des auf ihn übergegangenen Rechts zur Beamtenernennung 
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und sentlajjung auf diejenigen Stellen delegiert, die unter dem Rechtszuſtand des 
Zweiten Gleichſchaltungsgeſetzes für die Beamtenernennung zuſtändig waren, d. h. 
auf die Reichsſtatthalter und Landesregierungen nach Maßgabe ihrer bisherigen 
Befugniſſe; die Statthalter find zur Weiterübertragung auf die Landesregierungen 
ermächtigt (8 1 Abſ. 2 des Zweiten Gleichſchaltungsgeſetzes in der Faſſung des Ge: 
ſetzes vom 26. Mai 1933). Für Preußen iſt dieſes Recht auf den Reichskanzler und die 
Landesregierung übertragen worden; der Reichskanzler hat nach $ 5 des Zweiten 
Gleichſchaltungsgeſetzes die ihm für Preußen zuſtehenden Befugniſſe durch Erlaß 
vom 7. Februar 1934 (RGBl. 1 S. 87) auf den preußiſchen Miniſterpräſidenten weiter 
übertragen und dieſen zur Weiterübertragung ermächtigt. Da die Übertragung 
dieſer beamtenrechtlichen Befugniſſe durch den Reichspräſidenten durch Erlaß vom 
3. Februar 1934, die Weiterübertragung für Preußen durch Erlaß des Reichs⸗ 
kanzlers vom 7. Februar 1934 erfolgt iſt, die entſprechenden Zuſtändigkeiten der 
Länder aber bereits mit dem Inkrafttreten des Neuaufbaugeſetzes am 30. Januar 
1934 erloſchen waren, war es notwendig, die in der Zwiſchenzeit, d. h. zwiſchen 
dem 30. Januar und dem 3. Februar (bzw. in Preußen dem 7. Februar 1934) etwa 
ergangenen Ernennungen uſw. zu ſanktionieren. Dieſe Fälle werden durch das 
Geſetz über die Rechtmäßigkeit von Verordnungen und Verwaltungsakten vom 
3. Juli 1934 (RGBl. I S. 530) erfaßt und ſanktioniert. 

An der bis dahin beſtehenden Zuſtändigkeitsverteilung hinſichtlich der Beamten⸗ 
ernennungen uſw. hat ſich ſonach durch das Neuaufbaugeſetz äußerlich nichts ge⸗ 
ändert. Auf der neuen ſtaats rechtlichen Grundlage werden jedoch ſämtliche 
unmittelbaren Landesbeamten nur mehr im Auftrage und im Namen 
des Reichs ernannt, während dies bis zum Neuaufbaugeſetz nur bei denjenigen 
Beamtenkategorien der Länder der Fall war, die vom Reichsſtatthalter (für 
Preußen vom Miniſterpräſidenten) ſelbſt ernannt wurden; alle anderen Landes⸗ 
beamten, deren Ernennung unter dem Rechtszuſtand des Statthaltergeſetzes durch 
die Landesbehörden erfolgte, ſind im Namen des Landes ernannt worden. 
Dadurch hatte ſich eine bunte Verſchiedenheit ergeben, da die Zuſtändigkeiten 
auf perſonellem Gebiete in den Ländern zwiſchen den Oberſten Landesbehörden 
einerſeits, den nachgeordneten Landesbehörden andererſeits ſehr verſchieden ver⸗ 
teilt waren. Seit dem Neuaufbaugeſetz wird alſo jeder unmittelbare Landes⸗ 
beamte (= mittelbare Reichsbeamte) ohne Rückſicht darauf, von welcher Stelle aus 
ſeine Ernennung ergeht, im Namen und im Auftrage des Reichs 
ernannt. 

Eine grundlegende Anderung hat das Beamtenernennungs- und Entlaſſungsrecht 
hinſichtlich der Zuſt än digkeiten durch das Reichsſtatthaltergeſetz 
vom 30. Januar 1935 erfahren. Dieſes ſtellt den nach dem Übergang der Hoheits⸗ 
rechte von den Ländern auf das Reich ſich ergebenden ſtaatsrechtlichen Zuſtand 
nochmals ausdrücklich feſt, wonach „das Recht der Ernennung und Entlaſſung der 
Landesbeamten dem Führer und Reichskanzler zuſteht“ (8 7 a. a. O.). Der Führer 
und Reichskanzler übt „dieſes Recht ſelbſt aus oder überträgt die Ausübung ande: 
ren Stellen mit dem Rechte der Weiterübertragung“ ($ 7 Satz 2 a. a. O.). — Die 
Übertragung iſt erfolgt durch einen „Erlaß des Führers und Reichskanzlers über 
die Ernennung und Entlaſſung der Landesbeamten“ vom 1. Februar 1935 (RGBl. I 
S. 73). Auf Grund dieſes Delegationserlaſſes des Führers und Reichskanzlers 
haben die Reichsminiſter für ihre Verwaltungszweige die näheren Beſtimmungen 
getroffen und im Rahmen der ihnen erteilten Ermächtigung die Ausübung des 
Rechts zur Ernennung und Entlaſſung weiter übertragen, und zwar auch auf die 
Reichsſtatthalter: Anordnung des Reichsminiſters des Innern vom 
14. Februar 1935, RGBl. I S. 201, Ziffer Ic. Auch in das Ernennungsrecht bei den 
übrigen Reſſorts ſind die Reichsſtatthalter eingeſchaltet (z. B. Reichsfinanz⸗ 
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verwaltung: Anordnung des Reichsminiſters der Finanzen vom 9. März 1935, 
RGBl. I S. 358; Wirtſchafts verwaltung: Anordnung vom 9. April 1935, 
RGBl. I S. 511; Forſtver waltung: Anordnung vom 12. April 1935, RGBl. I 
S. 569; Sozialverwaltung: Anordnung vom 10. Mai 1935, RGBl. I S. 602; 
Unterrichts verwaltung: Anordnung vom 21. März 1935, RGBl. 
S. 751; Waſſerſtraßen verwaltung: Anordnung vom 27. Mai 1935, 
RGBl. I S. 696; Landwirtſchafts verwaltung: Anordnung vom 11. Juli 
1935, RGBl. 1 S. 1016). Über die Form der Ernennungs⸗ und Entlaſſungs⸗ 
urkunden treffen nähere Beſtimmung die Ausführungsbeſtimmungen der Reichs⸗ 
miniſter des Innern und der Finanzen vom 22. Februar 1935, RGBl. I S. 268. 


B. Unterſtellung der Landesregierungen unter die 
Reichsregierung 


Die Unterſtellung der Landesregierungen unter die Reichsregierung (Art. 2 
Satz 2) war die zwangsläufige Folge des Überganges der Hoheitsrechte von den 
Ländern auf das Reich. Die Spitze der Reichsverwaltung liegt — wenn von der 
führenden Stellung des Führers und Reichskanzlers abgeſehen wird — bei den 
Reichsminiſtern. Sie nehmen die hoheitlichen Befugniſſe für die Verwaltungs⸗ 
zweige ihres Geſchäftsbereichs in der Spitze wahr. Das Aufgehen der Landes⸗ 
verwaltungen in der Reichsverwaltung reiht die bisherigen Landesminiſterien 
notwendigerweiſe in die den Reichsminiſterien nachgeordneten Behörden 
ein. Während ſich Art. 2 Satz 2 des Neuaufbaugeſetzes mit der allgemeinen Faſſung 
begnügt, daß „die Landesregierungen der Reichsregierung unterſtehen“, ſtellt 8 4 
der Durchführungsverordnung klar, daß nicht die Landesregierungen als 
Ganzes der Reichsregierung als Ganzem, ſondern jeder einzelne Landes⸗ 
miniſter und jede Oberſte Landesbehörde dem ſachlich zuſtändigen Fachminiſter 
des Reiches unterſteht und ſeinen Anweiſungen Folge zu leiſten hat. Dieſe Unter⸗ 
ſtellung der Landesminiſter unter die Reichsminiſter bedeutet übrigens nicht die 
Schaffung eines weiteren Rechtsmittelzuges, indem etwa die Reichsminiſter ge⸗ 
zwungen wären, Beſchwerden gegen Maßnahmen und Entſcheidungen der Landes⸗ 
miniſter nachzugehen: der Reichsminiſter kann eine Beſchwerde gegen eine 
oberſte Landesdienſtſtelle verfolgen; einen Anſpruch auf Nachprüfung einer Be⸗ 
ſchwerde durch den Reichs miniſter hat der Beſchwerdeführer nicht. 


III. Die Dienſtaufſicht über die Reichsſtatthalter 


Sind die Landes miniſter dem ſachlich zuſtändigen Fachminiſter des 
Reiches unterſtellt, ſo werden weiterhin die Reichsſtatthalter der 
Dienſtaufſicht des Reichs miniſters des Innern unterſtellt (Art. 3). Das 
Zweite Gleichſchaltungsgeſetz hatte ſeinerzeit die Frage der dienſtlichen Unterſtel⸗ 
lung der Statthalter offen gelaſſen, konnte dieſe Frage auch kaum regeln, und zwar 
aus folgendem Grunde: Nach dem Zweiten Gleichſchaltungsgeſetz waren die Länder 
Träger hoheitlicher Befugniſſe geblieben, jo daß es noch eine beſondere Lan des⸗ 
gewalt ( „Staatsgewalt“, § 2 Abſ. 1 Satz 2) gab; die Handhabung dieſer Landes⸗ 
ſtaatsgewalt war auf den im Zweiten Gleichſchaltungsgeſetz genau bezeichneten 
Gebieten dem Statthalter übertragen worden. Dieſe Befugniſſe des Reichsſtatt⸗ 
halters waren alſo, wenn von der beſonderen Gleichſchaltungsaufgabe abgeſehen 
wird, ſolche der Landesgewalt, nicht alſo der Reichsgewalt. Solange der 
Reichsſtatthalter Tandesgewalt — wenn auch im Auftrag und im Namen 
des Reichs — ausübte, ſolange eine ſolche Landes gewalt neben der Reichs⸗ 
gewalt aufrechterhalten wurde, war es ſtaatsrechtlich nicht wohl möglich, den Trä⸗ 
ger von Befugniſſen der Landesgewalt, und zwar von wichtigſten Befugniſſen der 
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Landesgewalt, einem Reichsminiſter zu unterſtellen. Nachdem aber die Statthalter 
unter dem ſtaatsrechtlichen Zuſtand des Neuaufbaugeſetzes nicht mehr Landes⸗ 
gewalt, ſondern nach dem Übergang der Hoheitsrechte von den Ländern auf das 
Reich Reichsgewalt ausüben, war eine ſolche Unterſtellung unter einen Reichs⸗ 
miniſter nicht nur möglich, ſondern es war auch nötig, die durch die Statthalter 
ausgeübte Reichsgewalt und die von ihnen gehandhabte Reichs verwaltung in die 
übrige, in der Reichs miniſterialinſtanz zuſammengefaßte Verwaltung einzugliedern. 
Im Intereſſe der Einheit der Verwaltung wurden daher die Reichsſtatthalter dem 
für die allgemeine Verwaltung zuſtändigen Reichsminiſter unterſtellt. Die Unter⸗ 
ſtellung unter die Dienſtaufſicht eines Reichsminiſters ändert aber daran nichts, 
daß die Statthalter nach wie vor die oberſten Repräſentanten der Reichsgewalt 
in den Gebietskörperſchaften find. 

An der Dienſtaufſicht des Reichsminiſters des Innern über den Reichsitatthalter 
hat ſich durch das Reichsſtatthaltergeſetz vom 30. Januar 1935 nichts ge⸗ 
ändert. Unbeſchadet dieſer Dienſtaufſicht können die Reichsminiſter nach 8 3 NSt. G. 
bei Durchführung der ihnen obliegenden Aufgaben den Reichsſtatthalter unmittel⸗ 
bar mit Weiſungen verſehen. — In den Fällen, in denen der Reichsſtatthalter nach 
§ 4 des Reichsſtatthaltergeſetzes mit der „Führung der Landesregierung“ beauf: 
tragt iſt, in denen alſo der Reichsſtatthalter in die Rechte und Pflichten der bisher 
kollegialen Landesregierung eintritt, greifen die Beſtimmungen des Art. 2 Abſ. 2 
des Neuaufbaugeſetzes und des 8 4 ſeiner Erſten Durchführungs verordnung, wos 
nach „die Landes regierungen der Reichsregierung unterſtehen“ und die „oberften 
Landesbehörden im Rahmen ihres Aufgabenbereichs den Anordnungen der zuſtän⸗ 
digen Reichsminiſter Folge zu leiſten haben“, gegenüber dem Reichsſtatthalter als 
Führer der Landesregierung und oberſter Landesbehörde Platz. 


IV. Die Aufhebung des Reichsrats 


a) Eine ſelbſtverſtändliche Folge des mit dem Neuaufbaugeſetz herbeigeführten 
ſtaatsrechtlichen Zuſtandes war die Aufhebung des Reichsrats, die das 
Geſetz vom 14. Februar 1934 (RGBl. 1 S. 89) ausſprach. 

Aufgabe des Reichs rats war nach der Weimarer Verfaſſung (Art. 60) die „Ver⸗ 
tretung der deutſchen Länder bei der Geſetzgebung und Verwaltung des Reichs“. 
Während das Ermächtigungsgeſetz vom 24. März 1933 (Art. 2) für den 
Reichsrat eine „inſtitutionelle Garantie“ enthalten hatte, war für eine mit den 
Befugniſſen des Reichsrats ausgeſtattete Körperſchaft kein Raum mehr, nachdem 
das Neuaufbaugeſetz vom 30. Januar 1934 die Hoheitsrechte der Länder 
auf das Reich übertragen und die Landesregierungen der Reichsregierung unter⸗ 
ſtellt hatte, nachdem alſo das Deutſche Reich zum Einheitsſtaat geworden war. 

Bei der durch das Ermächtigungsgeſetz eingeführten „vereinfachten Geſetzgebung“ 
(Regierungsgeſetze) war der Reichsrat bereits ausgeſchaltet, ebenſo bei den zur 
Ausführung der Regierungsgeſetze ergehenden Rechts- und Verwaltungs⸗ 
vorſchriften. Auch die etwa notwendige „Information der Landesregierungen über 
die Führung der Reichsgeſchäfte“ (Art. 67 Weimarer Verfaſſung) ging nicht mehr 
über den Reichsrat, ſondern über die Reichsſtatthalter. Für eine Betätigung 
des Reichsrats war ſonach im weſentlichen nur noch die Mitwirkung bei Aus⸗ 
führungsvorſchriften zu den früheren Parlamentsgeſetzen und den Notverordnungen 
übriggeblieben; außerdem war der Reichsrat durch die frühere Geſetzgebung auf 
mannigfaltige Weiſe an Verwaltungsakten beteiligt, ſei es, daß man die 
Verwaltungserfahrung des Reichsrats nutzbar machen wollte, oder daß man ihm 
Zuſtändigkeiten mit Rückſicht darauf übertragen hatte, daß eine andere hierfür ges 
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eignete Reichsinſtanz nicht vorhanden war; bewußt oder unbewußt mag hier auch 
das Beſtreben entſcheidend geweſen ſein, durch Betonung des „bundesſtaatlichen“ 
Charakters des Reichs die Organe der unmittelbaren Reichsverwaltung nicht zu 
ſtark werden zu laſſen. Auch dieſe dem Reichsrat bis dahin noch verbliebene Tätig⸗ 
keit hatte ſich nach einer im September 1933 vorgenommenen Ergänzung der Ge⸗ 
ſchäftsordnung des Reichsrats ($ 14 a) ausſchließlich in der Form eines ſchrift⸗ 
lichen (Umlauf⸗) Verfahrens abgeſpielt. 

b) Beiſpiele für die bisherige Mitwirkung des Reichsrats auf dem Gebiete der 
Verwaltung waren Penſionsgewährung bei kurzer Dienſtzeit, Anrechnung 
von Dienſtzeiten, Entſcheidung über Rekurſe bei Zwangspenfionierung, Eins 
bürgerung von Ausländern, Bewilligung von Tranſitlagern, Münzausprägung, 
Erlaubnis zur Beförderung von Auswanderern, Gewährung gewiſſer Steuer⸗ 
freiheiten. Bei der Rechtſetzung hatte — wenn von der Mitwirkung des 
Reichsrats im „parlamentariſchen“ Geſetzgebungswege abgeſehen wird — der 
Reichsrat in zahlloſen Fällen mitzuwirken, in denen — vor allem bei der Aus⸗ 
führung von Reichsgeſetzen — die Reichsregierung oder ein Reichsminiſter an die 
Zuſtimmung des Reichs rats gebunden war. 

c) Bei der Aufhebung des Reichsrats mußte Beſtimmung darüber getroffen 
werden, wer da an ſeine Stelle zu treten hatte, wo ihm nach dem vorſtehend Aus⸗ 
geführten noch ein Betätigungsfeld geblieben war. Dabei war zu unterſcheiden 
einerſeits zwiſchen den Fällen, in denen der Reichsrat neben einem anderen 
Organ — meiſt neben der Reichsregierung — tätig wurde, in denen er alſo eine 
ergänzende Tätigkeit entfaltete, und andererſeits ſolchen Fällen, in denen der 
Reichsrat ſelbſtändig, d. h. ohne Mitwirkung eines ſonſtigen Reichsorgans 
tätig wurde. In den Fällen der erſteren Art, in denen es ſich alſo um eine zu⸗ 
ſätzliche Betätigung des Reichsrats, um eine ergänzende „Mitwirkung“ 
handelte, iſt ſeine Tätigkeit ſowohl bei der Rechtſetzung wie bei Verwaltungsakten 
erſatzlos fortgefallen ($ 2 Abi. 1 des Geſetzes vom 4. Februar 1934). 

Wo der Reichsrat nicht neben einem anderen Partner, d. h. neben einem 
ſonſtigen Reichsorgan tätig wurde, wo er alſo eine ſelbſtändige Tätigkeit 
entfaltete — es handelt ſich hier faſt ausſchließlich um das Gebiet der Ver⸗ 
waltung —, mußte für den Reichsrat ein Erſatz geſtellt werden: an die 
Stelle des Reichs rats iſt in dieſen Fällen der zuſtändige Reichsminiſter oder die 
von dieſem im Benehmen mit dem Reichsminiſter des Innern beſtimmte Stelle 
getreten (8 2 Ab}. 2). Unendlich zahlreich find die Fälle dieſer ſelbſtändigen Tätig⸗ 
keit des Reichsrats; zumeiſt handelt es ſich um die Verleihung von Rechten, um 
Ernennungen, um Vornahme von Wahlen, um den Erlaß von Geboten oder Ver⸗ 
boten, um die Entziehung von Rechten, um die Feſtſetzung von Bedingungen oder 
ſonſt um eine irgendwie geartete „autoritative Feſtſetzung“. 

Schließlich war der Reichsrat kraft geſetzlicher Beſtimmungen oder auf Grund 
von Verwaltungsmaßnahmen in zahlreichen Körperſchaften und ſonſtigen 
Organen der verſchiedenſten Art vertreten. Dieſe Mitwirkung von Reichsrats⸗ 
bevollmächtigten in derartigen Organen iſt beſeitigt (8 2 Abſ. 3); der Beſtand 
dieſer Körperſchaften wird nicht berührt, vielmehr ſcheiden aus ihnen nur die 
Reichs ratsbevollmächtigten aus. 

d) Mit dem Reichsrat hat das Geſetz zugleich auch „die Vertretungen der 
Länder beim Reich“ aufgehoben. Die außerpreußiſchen Landes regierungen hatten 
ihre „ſtimmführenden Bevollmächtigten zum Reichsrat“, die ihren Amtsſitz in 
Berlin hatten, zumeiſt noch beſonders zu „Vertretern (ihrer Landes regierungen) 
bei der Reichsregierung“ beſtellt, deren Dienſtſtellen mehrfach noch bis in das 
Jahr 1932 hinein die Bezeichnung „Geſandtſchaften“ geführt hatten. Im Einheits⸗ 
reich, wie es durch das Neuaufbaugeſetz geſchaffen wurde, war kein Raum mehr 
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für geſandtſchaftsartige Vertretungen der Gebietskörperſchaften beim Staats⸗ 
ganzen. — Übrigens war bereits vor Erlaß des Geſetzes der Verkehr zwiſchen den 
Reichsminiſterien und den Landesregierungen ſtatt über die „Landes vertretungen“ 
über die Reichsſtatthalter geleitet worden, ſoweit nicht eine un mittel ⸗ 
bare Verbindung zwiſchen den Fachminiſtern des Reichs und der Länder her⸗ 
geſtellt wurde. 


V. Ermächtigung der Reichsregierung und Beauftragung 
des Reichsminiſters des Innern 


a) Das Neuaufbaugeſetz erteilt der Reichsregierung eine unbegrenzte Vollmacht, 
„neues Verfaſſungsrecht zu ſetzen“ (Art. 4). Die Grenzen, die das Ermächtigungs⸗ 
geſetz vom 24. März 1933 der Regierungsgeſetzgebung gezogen hatte, find reſtlos 
gefallen: es verblieb keine „inſtitutionelle Garantie“ mehr für den Reichstag 
und den Reichsrat; die „Rechte des Reichspräſidenten“ waren nicht 
mehr einer Neugeſtaltung durch die Reichsregierung entzogen, wenngleich ſie bis 
zur Vereinigung des Amtes des Reichspräſidenten mit dem des Reichskanzlers nach 
dem Tode des Reichspräſidenten von Hindenburg tatſächlich ſorgfältig geachtet 
worden ſind. Auch die zeitlichen Grenzen der durch das „Ermächtigungs⸗ 
geſetz“ erteilten Ermächtigung ſind gefallen. Bei der Neuordnung des Verfaſſungs⸗ 
rechts iſt die Reichsregierung nicht auf den Weg der „Geſetzgebung“ beſchränkt; 
ſie kann in dieſer Beziehung „Maßnahmen“ jeder Art treffen, kann alſo auch auf 
organiſatoriſchem Wege die Neuordnung in die Wege leiten. Der Unter⸗ 
ſchied zwiſchen „einfachen“ Geſetzen und ſolchen „verfaſſungsändernder Art“, dem 
unter der Weimarer Verfaſſung ſtaatsrechtlich große Bedeutung zugekommen war 
und den noch das Neuaufbaugeſetz ſelbſt, wie ſeine Präambel („nachdem feſtgeſtellt 
iſt, daß die Erforderniſſe verfaſſungsändernder Geſetzgebung erfüllt ſind“) ergibt, 
in legaler Fortführung der nationalſozialiſtiſchen Revolution beachtet hatte, iſt 
nun endgültig verſchwunden. 

b) Neben der unbegrenzten Bevollmächtigung der Reichsregierung 
zur Schaffung des neuen Verfaſſungsrechts übertrug das Neuaufbaugeſetz 
(Art. 5) dem Reichsminiſter des Innern die Durchführung dieſes Ge⸗ 
ſetzes. In dieſem Auftrag an den Reichsminiſter des Innern iſt die Vorbereitung 
der Neuordnung enthalten, d. h. der Reichsminiſter des Innern kann durch 
Rechtsverordnungen oder Verwaltungs vorſchriften alle diejenigen Maßnahmen 
treffen, die den Neuaufbau des Reichs zum Ziele haben, insbeſondere ſoweit es 
ih um die Behördenorganiſation und die Vereinheitlichung des öffentlichen 
Rechts handelt. Vor allem aber iſt es Sache des Reichsminiſters des Innern, im 
Zuſammenwirken mit dem zuſtändigen Reſſortminiſter diejenigen Fragen zu regeln, 
die ſich aus dem Übergang der Hoheitsrechte von den Ländern auf das Reich 
ergeben. Durch die maßgebliche Einſchaltung des Reichsminiſters des Innern 
in den Neuaufbau des Reichs und in die vorbereitenden Maßnahmen iſt die 
Einheitlichkeit der Reformmaßnahmen ſichergeſtellt. 

Medicus 


Schrifttum: 
Medicus, „Der Neuaufbau des Reichs“ im Archiv des öffentlichen Rechts, Bd. 25 S. 64. 
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Die Geſetze gegen die Neubildung von Parteien 
und zur Sicherung der Einheit von Partei und Staat 


Der Grundſatz der Totalität, von dem die nationalſozialiſtiſche Bewegung be⸗ 
herrſcht wird, ſetzt voraus, daß es im politiſchen Leben nur eine berechtigte Grund⸗ 
auffaſſung gibt. Dies hat zur Folge, daß im nationalſozialiſtiſchen Staat für ver⸗ 
ſchiedene Parteien kein Platz iſt. Eine der vordringlichſten Aufgaben der Staats⸗ 
führung im nationalſozialiſtiſchen Staat mußte es daher ſein, mit der Vielheit von 
Parteien aufzuräumen, die unter dem Weimarer Syſtem zum Nutzen ihrer eigen⸗ 
ſüchtigen Intereſſen Staat und Volk an den Rand des Abgrundes geführt haben. 
Wie morſch und abbruchreif das Gebäude der Novemberrevolution geworden war, 
zeigt der widerſtandsloſe Zerfall der Parteiklüngel, die ſich vor dem 30. Januar 
1933 als Herren Deutſchlands aufſpielten. 

Ohne Überſtürzung, aber um ſo zielbewußter und durchgreifender hat der na⸗ 
tionalſozialiſtiſche Staat die Intereſſengruppen, die ſich in Deutſchland Parteien 
nannten, zerſchlagen. Unmittelbar nach der Machtübernahme durch Adolf Hitler 
zeigten die Parteien zunächſt große Zurückhaltung. Bei den ſtaatsfeindlichen Par⸗ 
teien beruhte dieſe anfängliche Zurückhaltung offenbar auf der Furcht vor einem 
Verbot. Als ein ſolches Verbot aber nicht erging, begannen die ſtaatsfeindlichen 
Kreiſe ſich bald wieder zu regen. Die Reichsregierung ſah dieſem Treiben ruhig, 
aber mit ſcharfer Aufmerkſamkeit zu. Da gab das von kommuniſtiſcher Seite aus⸗ 
gehende verbrecheriſche Brandattentat auf den Deutſchen Reichstag am 27. Februar 
1933 das Signal, daß die bolſchewiſtiſchen Volksverräter ihre Zeit zum Angriff 
gegen den Staat für gekommen erachteten. Jetzt kam ein längeres Zuwarten nicht 
mehr in Frage. Mit wuchtigen Maßnahmen wurde die Organiſation der Kommu⸗ 
niſtiſchen Partei zerſchlagen, die kommuniſtiſche Preſſe verboten und die kommu⸗ 
niſtiſchen Führer, ſoweit ſie nicht ins Ausland geflüchtet waren, feſtgeſetzt. Jede 
kommuniſtiſche Betätigung wurde auf Grund der Verordnung des Reichspräſiden⸗ 
ten zum Schutz von Volk und Staat vom 28. Februar 1933 verboten. Das vorläu⸗ 
fige Gleichſchaltungsgeſetz vom 31. März 1933 (RGBl. I S. 153) erklärte die Zutei⸗ 
lung von Sitzen auf Wahlvorſchläge der Kommuniſtiſchen Partei für den Reichstag 
und den Preußiſchen Landtag auf Grund des Wahlergebniſſes vom 5. März 1933 
für unwirkſam und entfernte die kommuniſtiſchen Vertreter aus den Volksvertre⸗ 
a der übrigen Länder und aus den gemeindlichen Selbſtverwaltungskörper⸗ 
ſchaften. 

In ähnlicher Weiſe wurde wenige Monate ſpäter auch die Sozialdemokratiſche 
Partei aus dem politiſchen Leben Deutſchlands ausgemerzt. Eine Reihe von Vor⸗ 
gängen hatte den unumſtößlichen Beweis erbracht, daß die Sozialdemokratiſche 
Partei vor hoch⸗ und landes verräteriſchen Unternehmungen gegen Deutſchland und 
ſeine rechtsmäßige Regierung nicht zurückſchreckte. Führende Perſönlichkeiten der 
Sozialdemokratiſchen Partei ſcheuten ſich nicht, vom Ausland aus den Kampf gegen 
die nationale Regierung zu inszenieren. Die Parteileitung der Sozialdemokratiſchen 
Partei rückte von dieſen Landesverrätern nur nach außen hin und zum Schein ab, 
während gleichzeitig auch in Deutſchland ſozialdemokratiſche Führer in Geheimver⸗ 
ſammlungen gegen die Reichsregierung konſpirierten. Durch ein Rundſchreiben des 
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Reichsminiſters des Innern an die Landesregierungen vom 21. Juni 1933 wurde 
auf Grund des vorliegenden Tatſachenmaterials feſtgeſtellt, daß die Sozialdemo⸗ 
kratiſche Partei als eine ſtaats⸗ und volksfeindliche Partei angeſehen werden müſſe 
und danach keine andere Behandlung beanſpruchen könne, als ſie von der Regie⸗ 
rung der Kommuniſtiſchen Partei gegenüber angewandt ſei. Der Reichsminiſter 
des Innern erſuchte daher die Landesregierungen, dafür Sorge zu tragen, daß 
ſämtliche Mitglieder der Sozialdemokratiſchen Partei, die noch den Landesparla⸗ 
menten oder den Vertretungskörperſchaften der Gemeinden und Gemeindever⸗ 
bände angehörten, von der weiteren Ausübung ihrer Mandate ſogleich ausgeſchloſ⸗ 
ſen würden, und daß jede Betätigung für die ſozialdemokratiſchen Ziele alsbald 
unterbunden würde. In Verfolg dieſer Anordnung hat die Politiſche Polizei in den 
Ländern auch die zweite marxiſtiſche Partei zerſchlagen. Durch die Verordnung zur 
Sicherung der Staatsführung vom 7. Juli 1933 (RG Bl. I S. 462) wurde die Zu: 
teilung von Sitzen auf Wahlvorſchläge der Sozialdemokratiſchen Partei für den 
Reichstag, die Landtage und die gemeindlichen Selbſtverwaltungskörper für un: 
wirkſam erklärt. Das Vermögen der Kommuniſtiſchen und der Sozialdemokratiſchen 
Partei wurde durch die Reichsgeſetze vom 26. Mai und 14. Juli 1933 (RGBl. I 
S. 293 und 479) eingezogen. 

Inzwiſchen hatte die Durchdringung des deutſchen Volkes mit dem Nationalſozia⸗ 
lismus ſolche Fortſchritte gemacht, daß die noch übriggebliebenen Reſte der früheren 
bürgerlichen Parteien ſelbſt erkannten, daß ihre Zeit in Deutſchland zu Ende ſei. 
Sie zogen hieraus die einzig mögliche Folgerung, indem ſie ſich ſelbſt auflöſten. 
Den Anfang mit der Selbſtauflöſung machte am 27. Juni 1933 die Deutſchnationale 
Front. Es folgten am 28. Juni die Staatspartei, am 4. Juli die Deutſche Volks⸗ 
partei und die Bayeriſche Volkspartei, und als letzte am 5. Juli 1933 das Zentrum. 

Damit war der geſamte Parteienſtaat des Weimarer Syſtems der ſiegreichen 
nationalſozialiſtiſchen Revolution zum Opfer gefallen. Durch das Verſchwinden der 
Parteien war nach den Jahren innerer Zerriſſenheit die Einheit des politiſchen 
Willens in Deutſchland endlich wiederhergeſtellt. Um dieſe Einheit auf alle Dauer 
ſicherzuſtellen, erließ die Reichsregierung am 14. Juli 1933 das Geſetz gegen die 
Neubildung von Parteien (RGBl. I ©. 479). Dieſes Geſetz beſtimmt, daß in Deutſch⸗ 
land als einzige politiſche Partei die Nationalſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterpartei 
beſteht. Wer es unternimmt, den organiſatoriſchen Zuſammenhalt einer anderen 
politiſchen Partei aufrechtzuerhalten oder eine neue politiſche Partei zu bilden, 
wird, ſofern nicht die Tat nach anderen Vorſchriften mit einer höheren Strafe be⸗ 
droht iſt (z. B. als Hochverrat anzuſehen iſt), mit Zuchthaus bis zu 3 Jahren oder 
mit Gefängnis von 6 Monaten bis zu 3 Jahren beſtraft. Dadurch iſt in der Form 
des Strafgeſetzes ausgeſprochen, daß jeder, der es unternimmt, die ſchwer errungene 
politiſche Einheit in Deutſchland wieder zu zerſtören oder auch nur zu gefährden, 
ein Verbrechen an Volk und Staat begeht. 

Wenn das Geſetz vom 14. Juli 1933 die NSDAP. als einzige politiſche Partei 
in Deutſchland erklärt, ſo liegt ſchon in dieſer Erklärung, daß es ſich hierbei nicht 
um eine Partei im überwundenen Sinne des Weimarer Parteienſtaates handeln 
kann, ſondern daß vielmehr hierdurch die ganz einzigartige Stellung beſtätigt wors 
den iſt, die die NSDAP. im Leben des deutſchen Volkes und Staates erkämpft hat. 
Die verfaſſungsrechtlichen Folgerungen aus dieſem tatſächlich beſtehenden Zuſtande 
engſter Verbundenheit von Staat und Bewegung hat das Geſetz zur Sicherung der 
Einheit von Partei und Staat vom 1. Dezember 1933 (RGBl. 1 S. 1016) gezogen, 
das eines der wichtigſten Grundgeſetze des nationalſozialiſtiſchen Staats iſt. 

Dieſes Geſetz ſtellt zunächſt feſt, daß nach dem Sieg der nationalſozialiſtiſchen Re: 
volution die NSDAP. die Trägerin des deutſchen Staatsgedankens und mit dem 
Staat unlöslich verbunden iſt. Den Gleichklang von Partei und Staat in allen 
Willensäußerungen zu gewährleiſten, iſt der Sinn dieſes Geſetzes. Zu dieſem Zweck 
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ift zunächſt die äußere Rechtsform der NSDAP. ihrer umfaſſenden Bedeutung und 
Wirkſamkeit angepaßt. Rechtlich war die NSDAP. bis dahin ein eingetragener 
Verein des bürgerlichen Rechts. Tatſächlich hatte ſie dieſe Rechtsform längſt ge⸗ 
ſprengt. Das Geſetz vom 1. Dezember 1933 hat ihr nunmehr die Rechtsform einer 
Körperſchaft des öffentlichen Rechts gegeben. Es liegt auf der Hand, daß ſie auch 
als ſolche eine beſondere Stellung einnimmt. Sie iſt nicht anderen unter Aufſicht 
des Staats ſtehenden Körperſchaften des öffentlichen Rechts zu vergleichen. Sie 
wird von dem Geſetz als die führende und bewegende Kraft des nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Staats bezeichnet. Die umfaſſende politiſche Aufgabe, die ihr hierdurch 
zugewieſen iſt, macht fie zu einer das geſamte politiſche Leben in Deutſchland er⸗ 
faſſenden und geſtaltenden Körperſchaft, die den Vorrang vor allen Körperſchaf⸗ 
ten hat. 

„Die Verbundenheit von Partei und Staat erfordert engſtes Zuſammenarbeiten 
der Dienſtſtellen der Partei und der SA. mit den ſtaatlichen Behörden. Schon vor 
Inkrafttreten des Geſetzes vom 1. Dezember 1933 war dieſes Zuſammenarbeiten 
durch eine Reihe von Perſonalunionen angebahnt. Zu allen Kabinettsſitzungen 
wurde der Stellvertreter des Führers bereits regelmäßig zugezogen. Dieſer tat⸗ 
ſächlich bereits beſtehende Zuſtand iſt durch das Geſetz vom 1. Dezember 1933 recht⸗ 
lich fundiert und ergänzt worden. Um ſicherzuſtellen, daß die politiſche Organi⸗ 
ſation der Partei als der Grundpfeiler der NSDAP. in der Perſon ihres Leiters 
maßgebend an den Beſchlüſſen des Reichskabinetts mitwirkt, iſt der Stellvertreter 
des Führers zum Mitglied der Reichsregierung ernannt worden. Er hat die Stel⸗ 
lung eines Reichsminiſters ohne Geſchäftsbereich erhalten. Dadurch, daß ſeine Ar⸗ 
beitskraft nicht völlig durch ein Staatsamt in Anſpruch genommen iſt, er vielmehr 
in der Lage geblieben iſt, ſie in erſter Linie der Partei zu widmen, hat er die 
Möglichkeit, die Auswirkungen der ſtaatlichen Maßnahmen auf die Partei und 
umgekehrt zu beobachten und im Reichskabinett auf die notwendige Harmonie 
zwiſchen dieſen Maßnahmen hinzuwirken. Die organiſche Verbundenheit von Par⸗ 
tei und Staat durch die Zugehörigkeit des Stellvertreters des Führers zum Reichs⸗ 
kabinett iſt praktiſch eine außerordentlich wichtige und zweckmäßige Maßnahme, um 
den Gleichklang zwiſchen Partei und Staat zu gewährleiſten. 

Das dritte Kernſtück des Geſetzes vom 1. Dezember 1933 iſt die Einführung einer 
öffentlich⸗ rechtlichen Partei⸗ und SA.⸗Gerichtsbarkeit. Nationalſozialiſtiſcher Auf⸗ 
faſſung entſpricht es, daß die Zugehörigkeit zur NSDAP. und zur SA. nicht erhöhte 
Rechte, ſondern erhöhte Pflichten gegenüber dem Ganzen zur Folge hat. Nur wer 
die Pflichten gegenüber Führer, Volk und Staat getreulich erfüllt, darf der Ehre 
teilhaftig ſein, der NSDAP. oder der SA. anzugehören. Wer dagegen dieſe Pflich⸗ 
ten verletzt, ſoll einer beſonderen öffentlich⸗ rechtlichen Gerichtsbarkeit unterworfen 
ſein, die von Gerichten der Partei und der SA. ausgeübt wird. 

Das Geſetz hat davon abgeſehen, die Pflichten, deren Verletzung zu einem dienſt⸗ 
ſtrafgerichtlichen Verfahren führen kann, im einzelnen aufzuführen. Ahnlich wie es 
§ 10 des Reichsbeamtengeſetzes für die Reichsbeamten tut, begnügt ſich das Geſetz 
vielmehr mit einer Generalklauſel: Als Pflichtverletzung gilt jede Handlung oder 
Unterlaſſung, die den Beſtand, die Organiſation, die Tätigkeit oder das Anſehen 
der NSDAP. angreift oder gefährdet, bei Mitgliedern der SA. leinſchließlich der 
ihr unterſtellten Gliederungen) insbeſondere jeder Vorſtoß gegen Zucht und Ord⸗ 
nung. Außer den ſonſt üblichen Dienſtſtrafen (z. B. Verwarnung, Verweis, Aber⸗ 
kennung der Parteiämter oder des Dienſtranges, Ausſchluß aus der Partei) können 
auch Haft und Arreſt verhängt werden. Die öffentlichen Behörden haben im Rah⸗ 
men ihrer Zuſtändigkeit den mit der Ausübung der Partei⸗ und SA.⸗Gerichtsbar⸗ 
5 betrauten Dienſtſtellen der Partei und der SA. Amts⸗ und Rechtshilfe zu 

eiſten. 

Die Beſtimmungen des Geſetzes vom 1. Dezember 1933 über die Partei⸗ und 
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SU.:Gerihtsbarfeit ſtellen Rahmenbeſtimmungen dar, die ihren lebendigen Inhalt 
erſt durch Anordnungen erhalten ſollen, die der Reichskanzler als Führer der 
NSDAP. und als Oberſter SA.⸗Führer erläßt. Das Inkrafttreten der Vorſchrif⸗ 
ten über dieſe Gerichtsbarkeit iſt beſonderer Beſtimmung durch den Führer und 
Reichskanzler vorbehalten. Dieſe Beſtimmung iſt bisher noch nicht erlaſſen. Ebenſo 
hat der Führer und Reichskanzler bisher noch nicht die im § 8 des Geſetzes vor: 
geſehenen Vorſchriften über Aufbau und Verfahren der Partei⸗ und SA.⸗Gerichts⸗ 
barkeit erlaſſen. Eine öffentlich⸗rechtliche Gerichtsbarkeit der Partei und der SA. 
im Sinne des Geſetzes vom 1. Dezember 1933 beſteht daher zur Zeit noch nicht. 
Dies ſchließt aber natürlich nicht aus, daß auch ſchon jetzt die NSDAP. in einem 
ehrengerichtlichen Verfahren gegen Parteigenoſſen vorgeht, die gegen ihre national⸗ 
ſozialiſtiſchen Pflichten verſtoßen, oder daß die SA. im Wege der Dienſtzucht Ver⸗ 
ſtöße ihrer Angehörigen gegen Zucht und Ordnung ahndet. In dieſem Verfahren 
können aber nur die „ſonſt üblichen Dienſtſtrafen“ verhängt werden. Dagegen 
kann auf Freiheitsſtrafe erſt erkannt werden, nachdem der Führer und Reichskanz⸗ 
ler die im § 8 des Geſetzes vorgeſehenen Anordnungen erlaſſen hat. 

Zur Durchführung derjenigen Vorſchriften des Geſetzes vom 1. Dezember 1933, 
die ſich nicht auf die Partei: und SA.⸗Gerichtsbarkeit beziehen, hat der Führer und 
Reichskanzler am 29. März 1935 (RGBl. I S. 502) eine Verordnung erlaſſen, die 
zunächſt die Folgerungen aus der Erklärung der NSDAP. zur Körperſchaft des 
öffentlichen Rechts zieht. Sie ordnet die Löſchung des Nationalſozialiſtiſchen Deut⸗ 
ſchen Arbeitervereins e. V. und des Vereins Hitler⸗Jugend⸗Bewegung e. V. im 
Vereinsregiſter und den liquidationsloſen Übergang der Vermögen dieſer Vereine 
auf die NSDAP. an. Sie beſtimmt weiter, daß die Satzung des Nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Deutſchen Arbeitervereins e. V. auf die NSDAP. als Körperſchaft des 
öffentlichen Rechts ſolange ſinngemäß Anwendung findet, bis für dieſe eine eigene 
Satzung erlaſſen iſt. Die Hauptbedeutung dieſer Verordnung liegt in der Feſt⸗ 
legung, welche Verbände Gliederungen der Partei ſind und welche Eigenſchaft an⸗ 
geſchloſſene Verbände haben. Hierdurch ſind bisher beſtehende Zweifel eindeutig 
geklärt worden. Der weſentliche Unterſchied zwiſchen beiden Arten von Verbänden 
liegt darin, daß die Gliederungen der Partei keine eigene Rechtsperſönlichkeit und 
kein eigenes Vermögen beſitzen — die NSDAP. bildet mit ihren Gliederungen 
vermögensrechtlich eine Einheit, ſodaß vermögensrechtlich verpflichtbar und be⸗ 
rechtigt ausſchließlich die Geſamtkörperſchaft iſt —, während die angeſchloſſenen 
Verbände eigene Rechtsperſönlichkeit und eigenes Vermögen beſitzen können, jedoch 
der Finanzaufſicht des Reichsſchatzmeiſters unterſtehen. Die näheren Beſtimmungen 
über die vermögensrechtliche Organiſation der NSDAP. enthalten die am 29. April 
1935 erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen des Reichsſchatzmeiſters zu dieſer Ver⸗ 
ordnung (RGBl. 1 S. 583 ff.). 

Die unlösliche Verbundenheit von Partei und Staat, die das Geſetz vom 1. De⸗ 
zember 1933 ausgeſprochen hat, iſt eines der wichtigſten Verfaſſungsfundamente 
des Dritten Reiches. Die Praxis des politiſchen Lebens und die Geſetzgebung ar⸗ 
beiten daran, dieſen Grundſatz immer feſter im Volksbewußtſein zu verankern und 
ihn auf allen Lebensgebieten in Erſcheinung treten zu laſſen. Für ſeine Durd- 
ſetzung ſind die normativen Feſtſtellungen nicht das Entſcheidende, obwohl auch ſie 
nützlich und notwendig ſind, und, wie ein Blick in die Geſetzgebung des letzten 
Jahres erkennen läßt (vgl. z. B. die Deutſche Gemeindeordnung!), immer mehr Ein⸗ 
zelheiten ergreifen. Entſcheidend iſt vielmehr, daß alle Volksgenoſſen, ohne Rück⸗ 
ſicht darauf, an welcher Stelle ſie arbeiten, von der innerſten Überzeugung erfüllt 
ſind, daß Partei und Staat nicht verſchiedene Dinge ſind, ſondern daß Partei⸗ 
organiſation und Staatsapparat ſich durchdringen und zum Wohle der deutſchen 
Nation zuſammenarbeiten. 

Frick 
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Die Rechtsſtellung des Auslandsdeutſchen 
im nationalſozialiſtiſchen Staat 


Geſchichtlicher Überblick 


Das Deutſchtum jenſeits der Reichsgrenzen iſt in ſeiner heutigen Geſtalt das 
Ergebnis einer längeren geſchichtlichen Entwicklung. Die Gaue der germaniſchen 
Frühzeit waren nach völkiſchen Geſichtspunkten abgegrenzte Staaten. Noch das 
Kaiſertum des deutſchen Mittelalters umſpannte die geſchloſſenen germaniſchen 
Siedlungsgebiete in Südtirol wie in der Nordmark, in Siebenbürgen, dem Gott⸗ 
ſcheer Ländchen und im Memelgebiet, im Elſaß, in Flandern, Luxemburg, 
Liechtenſtein, der Schweiz und den Niederlanden. Wer als Koloniſt einen dieſer 
Außenpoſten bezog, ging dennoch nicht ins Ausland, ins „Elend“. Das Reich 
umſchloß alle Deutſchen. 

Erſt das Emporkommen der territorialen Fürſtentümer und die mit ihm ein⸗ 
ſetzende allmähliche Auflöſung der Reichsgewalt in Verbindung mit den Zufällig⸗ 
keiten dynaſtiſcher Verwandtſchaftsbeziehungen laſſen ein Deutſchtum außerhalb 
der Reichsgrenzen entſtehen. Willkürlich werden völkiſche Siedlungsgebiete nach 
dynaſtiſchen Geſichtspunkten von Staatsgrenzen durchſchnitten, Staats⸗ und Volks⸗ 
grenzen klaffen mehr und mehr auseinander. Jahrhunderte hindurch läßt Befangen⸗ 
ſein in dynaſtiſch⸗territorialſtaatlichem und in römiſch⸗ rechtlichem Denken die 
abgeſplitterten deutſchen Volksgruppen ſich als bloße Bürger des Landes fühlen, 
dem hiſtoriſcher Zufall, Erbgang oder Raub ſie zufallen ließ. Nichts beweiſt das 
Fehlen jedes bewußten Zuſammenhangs des deutſchen Volkes in jenem Zeitraum 
beſſer, als die gleichgültige Hinnahme der Beſetzung Straßburgs durch die Franzoſen 
im Jahre 1681. Mit dem Zeitalter der Entdeckungen beginnt außerdem die 
Abwanderung wertvoller deutſcher Volksgenoſſen nach Überſee, ſo daß wir zum 
Ende des 19. und zum Beginn des 20. Jahrhunderts nicht allein in Europa, 
ſondern auch in anderen Erdteilen, wie vor allem in Südamerika, geſchloſſene 
deutſche Siedlungen finden. Ein großer Teil dieſer Auswanderer verfiel, vor 
allem in den Ländern mit hochentwickelter Kultur, wie z. B. in Nordamerika, der 
allmählichen Aufſaugung im fremden Volkstum. Das Schickſal der Auslandsdeutſchen 
iſt von jeher abhängig von den Zuſtänden und der Entwicklung in der Heimat. 
Ein völkiſch und weltanſchaulich geſchloſſenes, vom geſamten Volke getragenes, 
ſtarkes und mächtiges Reich der Deutſchen kann den Volksgenoſſen jenſeits der 
Grenzen den Rückhalt bieten, deſſen ſie zur Behauptung ihrer völkiſchen Eigenart 
bedürfen. So erklärt es ſich, daß in der Zeit fehlender nationaler Einheit wertvolle 
Teile der ins Ausland abwandernden deutſchen Volksgenoſſen der Nation endgültig 
verloren gingen. 

Aber auch das von Bismarck geſchaffene Kaiſerreich kleindeutſcher Prägung 
konnte in dieſen Verhältniſſen noch keinen grundlegenden Wandel ſchaffen. 
Bismarck gelang, unter Überwindung ungeheurer Schwierigkeiten, die Zuſammen⸗ 
faſſung der partikularen Bundesſtaaten zu einem neuen deutſchen Nationalſtaat; 
darüber hinaus die weltanſchauliche und ſoziale Zerriſſenheit zu überwinden, blieb 
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ihm und erſt recht feinen Nachfolgern dagegen verſagt. Mit der nach Gründung 
des Reiches einſetzenden wirtſchaftlichen Blüte fanden die Ideen der franzöſiſchen 
Revolution und des Marxismus im deutſchen Volke mehr und mehr Eingang. Die 
Zerklüftung des deutſchen Volkes in Parteien, in Stände, in Konfeſſionen und in 
Klaſſen wurde immer größer. Sie mußte ſich von der Heimat auch auf das Aus⸗ 
landsdeutſchtum übertragen. Hinzu kam das Fehlen klarer Vorſtellungen über 
die raſſiſche und blutsmäßige Grundlage jedes Volkstums überhaupt. Für das 
Deutſchland der Vorkriegszeit galt als Deutſcher in erſter Linie, wer die deutſche 
Reichsangehörigkeit beſaß. In zweiter Linie wurde auch die Sprache als ein 
Merkmal der Zugehörigkeit zum deutſchen Volkstum angeſehen. Hieraus entſtand 
dann die Auffaſſung, daß fremde Volksſplitter in den Grenzgebieten des Deutſchen 
Reiches dadurch „germaniſiert“ werden könnten, daß man ihnen die deutſche 
Sprache beibrachte. So kam es auch, daß der friſch eingewanderte Jude ſich auf 
Grund der deutſchen Reichsangehörigkeit als Vollbürger fühlen konnte, während 
der deutſchſtämmige Koloniſt im fremden Land, der aus irgendeinem Grunde die 
deutſche Reichsangehörigkeit verloren hatte, den Schutz des Reiches entbehren 
mußte und ſich beſtenfalls als ein Deutſcher zweiter Klaſſe betrachten konnte. Mit 
dem Vordringen der Ideen von 1789 entwickelte ſich der Parlamentarismus, der 
ſich nach der Novemberrevolte von 1918 bis zum äußerſten Extrem ſteigerte und 
eine zielbewußte und dem geſamten Volke dienende Staatsführung unmöglich 
machte. Dem Staate von Weimar hätte der Wegfall der Dynaſtien und ihrer 
territorialen Bindungen gerade die Möglichkeit zur Schaffung eines völkiſchen 
Deutſchlands gegeben. Die Friedensdiktate von Verſailles und St. Germain, die 
Volkstum von Volkstum riſſen und in Nord und Süd, Oſt und Weſt „blutende 
Grenzen“ aufrichteten, hatten entgegen der Abſicht ihrer Urheber das Bewußtſe in 
der Bluts⸗ und Schickſalsverbundenheit aller Deutſchen wachgerufen. Das Fehlen 
einer einheitlichen Staatsidee und einer inneren Verbundenheit zwiſchen Staat 
und Volk hinderte aber während der 15 Jahre des Weimarer Syſtems die praktiſche 
Auswirkung dieſer beginnenden inneren Wiedergeburt des deutſchen Volkes. 


Rechtsſtellung 


Die rechtliche Stellung der Auslandsdeutſchen im nationalſozialiſtiſchen Staat 
kann nur aus dieſer geſchichtlichen Entwicklung heraus begriffen werden; denn auch 
ſie wird, wie das Schickſal der Auslandsdeutſchen überhaupt, durch die Entwicklung 
in der Heimat beſtimmt. Mit dem Siege der nationalſozialiſtiſchen Bewegung 
Adolf Hitlers wurde die bisherige weltanſchauliche und ſoziale Zerklüftung des 
deutſchen Volkes endgültig überwunden und eine echte Volksgemeinſchaft gegründet. 
Mit ihm wurde aber auch das Verhältnis von Volk und Staat zueinander grund⸗ 
legend erneuert. Staat und Volk bildeten unter der Herrſchaft des liberaliſtiſch⸗ 
marxiſtiſchen Syſtems von Weimar keine Einheit. Mangels einer allgemein 
anerkannten Staatsidee wurde der Staat vom Volke nur als ein notwendiges 
Übel, nicht als ſinnvolle Betätigungsform ſeines eigenen Lebens empfunden. In 
15 Jahre langem Ringen brachten Adolf Hitler und ſeine Mitkämpfer das deutſche 
Volk zur Beſinnung auf ſich ſelbſt und auf ſeine natürlichen Lebensvorausſetzungen. 
Durch dieſe Leiſtung erwarb ſich die nationalſozialiſtiſche Bewegung den Anſpruch 
auf die Führung des Staates und des Volkes. Beide ſtändig von neuem mit 
ihrem Geiſte durchdringend, gewährleiſtet ſie die Volksverbundenheit der Staats⸗ 
führung und die Erziehung des Volkes zu immerwährender opferbereiter Hingabe 
im Kampfe um die Erhaltung und Entwicklung ſeiner Art. Dieſe Wandlung in 
der Heimat konnte auch für das Auslandsdeutſchtum nicht ohne Rückwirkung 
bleiben; hatte ſich doch gerade die nationalſozialiſtiſche Bewegung von Anfang 
ihres Beſtehens an an alle deutſchen Volksgenoſſen, an jeden, der deutſches Blut 
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in feinen Adern hat, deutſch fühlt und deutſch denkt, gewandt. So hatten ſchon vor 
dem Siege der nationalſozialiſtiſchen Revolution die im Ausland lebenden deutſchen 
Nationalſozialiſten unter ihren Volksgenoſſen den Kampf für die Idee des Füh⸗ 
rers aufgenommen und — nach dem Vorbild der Heimat — Stützpunkte, Orts⸗ 
und Landesgruppen der NSDAP. gebildet. Ihr Kampf war und iſt anders ges 
artet als der Kampf der Bewegung in der Heimat. Draußen galt es nicht, die 
Macht im Staate zu erobern oder marxiſtiſchen Terror zu brechen, ſondern das 
größtenteils noch in bürgerlich⸗liberaliſtiſchen Vorkriegsanſchauungen, in Beſitz⸗ 
und Standesdünkel befangene Auslandsdeutſchtum zum Nationalſozialismus, zur 
großen Schickſalsgemeinſchaft aller Deutſchen und zur nationalen Diſziplin zu 
erziehen. In dieſer Arbeit wendet ſich die nationalſozialiſtiſche Bewegung niemals 
an fremde Völker, aber an alle Deutſchen, auch an den letzten weit draußen jenſeits 
der großen Meere. Sie achtet ſtreng die Geſetze des fremden Gaſtlandes und 
befolgt die Worte des Führers in ſeiner Reichstagsrede vom 17. Mai 1933: 
„Indem wir in grenzenloſer Liebe und Treue an unſerem eigenen Volkstum 
hängen, reſpektieren wir die nationalen Rechte auch der anderen Völker aus dieſer 
ſelben Geſinnung heraus und möchten aus tiefinnerſtem Herzen mit ihnen in 
Frieden und Freundſchaft leben.“ 

Die Auslands⸗Organiſation der NSDAP. betreut heute in mehreren hundert 
Gruppen alle im Ausland lebenden Parteigenoſſen und die auf deutſchen Handels⸗ 
ſchiffen fahrenden Seeleute. Dieſe bilden in allen Teilen der Welt unter den 
Deutſchen die Kerntruppe der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung. Sie find die 
Künder des neuen Deutſchland im Ausland und werden als ſolche von den eigenen 
Volksgenoſſen wie auch von den fremden Völkern betrachtet. Mit dem Siege der 
nationalſozialiſtiſchen Revolution und der Anerkennung der NSDAP. als der 
den Staat tragenden Bewegung durch das Reichsgeſetz zur Sicherung der Einheit 
von Partei und Staat vom 1. Dezember 1933 iſt ihnen auch die politiſche und 
weltanſchauliche Führung des Auslandsdeutſchtums zugefallen. Genau ſo wie im 
Inland neben den Staatsapparat die nationalſozialiſtiſche Bewegung als treibende 
Kraft getreten iſt und ein volksverbundenes Regiment gewährleiſtet, ſo haben 
nunmehr die amtlichen Vertretungen des Reiches im Ausland durch die auslands⸗ 
deutſchen Gliederungen der NSDAP. eine wertvolle Ergänzung erfahren. Ein 
unter einheitlicher politiſcher Leitung ſtehendes Auslandsdeutſchtum bildet im 
nationalſozialiſtiſchen Staat in innerer weltanſchaulicher Geſchloſſenheit und in 
diſzipliniertem Auftreten nach außen eine wertvolle Stütze der Staatsführung und 
ihrer Politik. Es kann umgekehrt, infolge der inneren Verbundenheit von Volk, 
Staat und Bewegung, auch mit einer eingehenderen und wirkſameren Betreuung 
in ſeinen beſonderen Wünſchen und Nöten ſeitens der Heimat rechnen. 

Dieſe grundlegende Wandlung der rechtlichen Stellung der Auslandsdeutſchen im 
nationalſozialiſtiſchen Staat muß entſprechend tiefergreifende Anderungen der dieſe 
Rechtsverhältniſſe regelnden Einzelgeſetze zur Folge haben. Dieſe Anderungen ſind 
3. T. erfolgt, zum größeren Teil ſtehen ſie noch bevor. Durch Verordnung des 
Reichspräfidenten vom 2. Februar 1933 wird den Reichsdeutſchen mit Wohnſitz 
im Ausland die Beteiligung an innerdeutſchen Wahlhandlungen in weſentlich 
größerem Umfange als bisher ermöglicht. Reichsdeutſche mit Wohnſitz im Ausland 
können ſich bei vorliegenden perſönlichen Vorausſetzungen an Reichstagswahlen 
und an ſonſtigen Volksabſtimmungen beteiligen, wenn ſie ſich am Wahltage ent⸗ 
weder vorübergehend im Reichsgebiet aufhalten oder eigens zur Ausübung des 
Wahlrechts einen Ort innerhalb des Reichsgebiets aufſuchen. Auf deutſchen 
Schiffen, die ſich außerhalb der Hoheitsgrenzen eines fremden Staates befinden, 
kann das Wahlrecht in gleicher Weiſe ausgeübt werden wie im Inland. 

Das Reichsgeſetz über den Widerruf von Einbürgerungen und die Aberkennung 
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der deutſchen Staatsangehörigkeit vom 14. Juli 1933 (RGBl. S. 480) läßt die 
grundlegende Wandlung der rechtlichen Stellung der Auslandsdeutſchen im natio⸗ 
nalſozialiſtiſchen Staat beſonders deutlich erkennen. Im liberaliſtiſchen Parteien⸗ 
ſtaat von Weimar waren die Pflichten des einzelnen gegenüber Staat und Volk 
kaſuiſtiſch beſtimmt. Außerhalb der geſetzlich ausdrücklich feſtgelegten Pflichten lag 
die „freie“ Rechtsſphäre des Individuums. Anders in der Volksgemeinſchaft des 
nationalſozialiſtiſchen, des totalen Staates, die von ihren Gliedern unbedingte 
Treue in allen Lebenslagen verlangt, ohne die hieraus ſich ergebenden Pflichten 
bis in jede Einzelheit durch geſchriebenes Geſetz feſtzulegen. Reichsangehörige im 
Ausland, die gegen die Treuepflicht gegen Reich und Volk verſtoßen oder die 
deutſchen Belange in ſonſtiger Weiſe ſchädigen, können auf Grund dieſes neuen 
Geſetzes der deutſchen Staatsangehörigkeit für verluſtig erklärt werden. Ein der 
Treuepflicht gegen Reich und Volk widerſprechendes Verhalten iſt insbeſondere 
dann gegeben, wenn ein Deutſcher der feindſeligen Propaganda gegen Deutſch⸗ 
land Vorſchub geleiſtet oder das deutſche Anſehen oder die Maßnahmen der 
nationalen Regierung herabzuwürdigen verſucht hat (Durchführungsverordnung 
vom 26. Juli 1933 — RGBl. Nr. 87 — zu $ 2 I). Desgleichen können Reichs⸗ 
angehörige im Ausland, die einer Rückkehraufforderung des Reichsminiſters des 
Innern nicht Folge leiſten, der deutſchen Staatsangehörigkeit für verluſtig erklärt 
werden. Daneben ſchafft das Geſetz die Möglichkeit, Einbürgerungen aus der Zeit 
zwiſchen dem 9. November 1918 und dem 30. Januar 1933 rückgängig zu machen, 
wenn fie nad völkiſch⸗ nationalen Grundſätzen unerwünſcht find. Bei der Beur⸗ 
teilung derartiger Einbürgerungen ſtehen die raſſiſchen, ſtaatsbürgerlichen und 
kulturellen Geſichtspunkte für eine den Belangen von Reich und Volk zuträgliche 
Vermehrung der deutſchen Bevölkerung durch Einbürgerung im Vordergrunde. 
Für den Widerruf der Einbürgerung kommen insbeſondere in Betracht: Oſtjuden, 
es ſei denn, daß ſie auf deutſcher Seite im Weltkrieg an der Front gekämpft oder 
ſich um die deutſchen Belange beſonders verdient gemacht haben, und Perſonen, 
die ſich eines ſchweren Vergehens oder eines Verbrechens ſchuldig gemacht oder ſich 
ſonſtwie in einer dem Wohle von Staat und Volk abträglichen Weiſe verhalten 
haben (Durchf V. zus 1). 

Zu den dringlichſten geſetzgeberiſchen Aufgaben der Zukunft gehört in erſter 
Linie eine grundlegende Anderung des auf liberaliſtiſchem Gedankengut auf⸗ 
bauenden Reichs⸗ und Staatsangehörigkeitsgeſetzes vom 22. Juli 1913 nach völkiſchen 
Grundſätzen und unter Wiedereinführung der Matrikelpflicht, ſowie eine Neu⸗ 
faſſung des veralteten Geſetzes über das Auswanderungsweſen vom 8. Juni 1897 
(RGBl. S. 463). 

Auch den amtlichen Vertretungen Deutſchlands im Auslande wird ein welt⸗ 
anſchaulich geſchloſſenes Auslandsdeutſchtum einen anderen Rückhalt bieten als 
bisher. In einer reibungsloſen Zuſammenarbeit der Gliederungen der Partei mit 
den amtlichen Stellen hat die Einheit von Partei und Staat im Auslande ihren 
Ausdruck zu finden. 

Gewiſſe Hemmungen beſtehen hier zur Zeit noch inſofern, als der überwiegende 
Teil der deutſchen Konſulate im Auslande mit Nichtdeutſchen beſetzt iſt. Trotzdem 
§ 9 des Deutſchen Konſulargeſetzes beſagt, daß die deutſchen Wahlkonſulate (rund 
vier Fünftel aller Konſulate) vorzugsweiſe mit Reichsangehörigen zu beſetzen ſind, 
wurde dieſer Grundſatz in der liberaliſtiſchen Epoche des Zweiten Reichs weitgehend 
dadurch verwäſſert, daß man ausländiſchen Untertanen bei der Berufung zu deut— 
ſchen Honorarkonſuln den Vorzug gab. 

Keine Art deutſcher Behörden war in der Vorkriegszeit und auch darüber hinaus 
derartig zahlreichen Vorwürfen ausgeſetzt wie gerade die deutſchen Konſulate in 
aller Welt. „Die amtlichen Vertretungen jener Zeit taten wenig, um den beſchämen— 
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den Zuſtand, den das Bild des Auslandsdeutſchtums im liberaliſtiſchen Zeitalter 
bot, zu beſeitigen. Auf vielen deutſchen Konſulaten war ein großer Unterſchied in 
der Behandlung zu merken, je nachdem man als einfacher Volksgenoſſe dorthin 
kam oder als Angehöriger der ſog. gehobenen Stände bei einem Vertreter des 
Reichs erſchien. Und mancher unſerer Volksgenoſſen hat es vorgezogen, ſich an einen 
fremden Konſul zu wenden, um bei dem eigenen nicht als läſtig empfunden und 
dementſprechend behandelt zu werden“ (E. W. Bohle auf der Sonder⸗Tagung 
der AO. 1934). Waren auch rühmliche Ausnahmen zu verzeichnen, ſo ſind infolge 
der ſkizzierten Verhältniſſe doch ungezählte Söhne der alten Heimat künſtlich und 
ohne Not entfremdet worden und ihr innerlich wie äußerlich verlorengegangen. 
Hier wiedergutzumachen und — vorzubeugen, iſt Sache des neuen Deutſchland. 


Kraneck Kramer 
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Staatsangehoͤrigkeit 


1. Der Rechtsbegriff 


Die Staatsangehörigkeit iſt eine Erſcheinungsform der Staatshoheit im Einzel⸗ 
menſchen; ſie bedeutet deſſen förmliche Bindung an den Staat. 

Die allgemein angenommene rechtliche Begriffsbeſtimmung lautet: „Staats⸗ 
angehörigkeit iſt die Rechtsſtellung einer Perſon in ihrer Beziehung zu einem 
beſtimmten Staate, und zwar als eines von dieſem gemäß deſſen Rechtsnormen 
anerkannten oder in Anſpruch genommenen Gliedes der politiſchen Gemeinſchaft“ 
(ſo v. Martitz, Laband, Jellinek). Der Staatsangehörige im ſtaatsrechtlichen Sinne 
iſt alſo ein förmlich anerkanntes Glied der politiſchen Gemeinſchaft, des 
Staatsvolkes im rechtlichen Sinne. | 

Noch zwei weitere Punkte dieſer Definition find hervorzuheben: Die Staats» 
angehörigkeit iſt eine Rechtsſtellung, die ihren rechtlichen Inhalt erſt durch 
ſonſtige Rechtsnormen erhält. Wir haben hier ein Status ⸗Recht, einen recht⸗ 
lichen Zuſtand, der an ſich nur eine Form darſtellt, die mit Inhalt verſchiedener 
Art zu füllen bleibt. Dieſe Rechtsſtellung iſt Vorausſetzung dafür, daß der In⸗ 
haber in den Genuß von Rechten, vor allem aber in Verpflichtungen eintritt, die 
andere Staatsgeſetze an den Beſitz der Staatsangehörigkeit knüpfen, z. B. Wahl⸗ 
recht, Wehrpflicht, Steuerpflicht. 
Als zweites iſt zu betonen, daß die Begriffsbeſtimmung nichts ausſagt über 

die innerliche, die organiſche Zugehörigkeit des Staatsangehörigen zu ſeinem 
Staat. Staatsangehöriger im ſtaatsrechtlichen Sinne iſt jeder, der die Staatsange⸗ 
hörigkeit nach dem hierfür geltenden Geſetz erworben hat, ſei es durch förmliche 
Verleihung, ſei es durch andere Vorgänge, die den Erwerb der Staatsangehörig⸗ 
keit zur Folge haben, wie Geburt, Eheſchließung u. a. (ſiehe unten zu 6b). Der 
Form nach gehört er damit zum Staatsvolk, ob auch dem Weſen nach, das bleibt 
offen. Es bleibt ebenfalls offen, ob jeder, der nach Abſtammung und Kultur, alſo 
dem Weſen nach, dem Staatsvolk angehört, auch die förmliche Staatsangehörig⸗ 
keit beſitzt. Die Begriffe „Staatsangehöriger“ und „Volksgenoſſe“ decken ſich alſo 
nicht, und hierin liegt eine nicht zu unterſchätzende Gefahr. An erſter Stelle muß, 
wenn die beiden Begriffe ihrem Werte nach im richtigen Verhältnis betrachtet 
werden, das Volk ſtehen, oder ſein einzelnes Glied, der Volksgenoſſe. Dieſe allein 
geſunde Anſchauung wieder zum Allgemeingut zu machen, iſt eines der Ziele des 
Nationalſozialismus. Er hat dabei aufzuräumen mit der Überſpitzung des Be⸗ 
griffes der Staatsangehörigkeit, die den in ihrem Beſitz befindlichen Menſchen, 
gleichviel ob Deutſchen, Juden oder Neger, als „Deutſchen“ bewertete, den deut⸗ 
ſchen Volksgenoſſen mit fremder Staatsangehörigkeit aber ſchlechthin als „Aus⸗ 
länder“. Auf die grundlegenden Ausführungen in dem Buche des Führers (Bd. II 
Kap. 3) zu der liberaliſtiſchen Auffaſſung von der Einbürgerung ſei ausdrücklich 
hingewieſen. 


2. Weſen und Inhalt der Staatsangehörigkeit 


Die nationalſozialiſtiſche Auffaſſung vom Staatsangehörigen iſt die Wieder⸗ 
aufrichtung einer früher einmal in Geltung geweſenen Auffaſſung, die ſo ſehr in 
der Natur der Sache liegt, daß ſie ehemals ſelbſtverſtändlich war und auch heute 
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noch jedem Unbefangenen natürlich erſcheint. Nur ift dieſe Auffaſſung umſponnen, 
eingeengt und erſtickt worden von dem irreleitenden Denken in römiſch⸗ rechtlichen 
und ſpäter in liberaliſtiſch⸗demokratiſchen Begriffen, die nur den Einzelmenſchen 
und ſeine Intereſſen ſahen und nichts darüber hinaus ernſtlich anerkannten. Das 
liberaliſtiſche Zeitalter, alſo grob gejagt die Zeit von der Franzöſiſchen Revolu⸗ 
tion von 1789 bis zum 30. Januar 1933, hat freilich die formaliſtiſche Auffaſſung 
von der Staatsangehörigkeit nicht neu erfunden. Der alte Inhalt war durch eine 
wechſelvolle Geſchichte bereits geſchwunden, und der Liberalismus tat nur ein 
übriges, indem er den Begriff der Staatsangehörigkeit mit allerhand „Menſchen⸗ 
. ausſchmückte und dieſe Rechte dem Machtanſpruch des Staates entgegen⸗ 
ellte. 


Die als Frucht der Franzöſiſchen Revolution entſtandene Sucht, nur nach 
Menſchenrechten, nicht aber nach Pflichten zu ſuchen, ließ auch die Staatsangehörig⸗ 
keit zunächſt nur als eine Summe von Rechten ihres Inhabers erſcheinen. Das 
Gewicht des durch Preußens große Könige geſchaffenen und tief ins Volk gedrun⸗ 
genen Pflichtbegriffes aber überwand allmählich jene krankhafte Auffaſſung und 
die richtige Anſicht ſetzte ſich durch, daß die förmliche Zugehörigkeit eines Menſchen 
zu einem Staate ihm in erſter Linie eine Fülle von Pflichten, zumal die 
Wehr⸗ und Steuerpflicht, gegenüber ſeinem Staate auferlege; die Rechte, vor 
allem das allgemeine Recht darauf, von ſeinem Staate geſchützt und gefördert zu 
werden, ergeben ſich erſt mittelbar als Gegenſtück zu den Pflichten. Wir heutigen 
Deutſchen haben allen Anlaß, noch ein weiteres nachdrücklich zu betonen, daß die 
deutſche Staatsangehörigkeit außer Pflichten und Rechten zuvörderſt eine Ehre 
für ihren Inhaber enthält, deren er ſich würdig zu zeigen hat, gleichviel, ob er ſie 
durch Geburt oder durch Verleihung erworben hat! 


Welche rechtlichen Folgen im einzelnen die Staatsangehörigkeit nach ſich 
zieht, kann kaum aufgezählt werden. Es ſei an das unter 1 Geſagte erinnert, daß 
Staatsangehörigkeit nur ein Rechtszuſtand iſt, dem ein greifbarer Inhalt erſt 
durch ſolche Geſetze gegeben wird, in denen die Staatsangehörigkeit ausdrücklich 
oder ſtillſchweigend eine Vorausſetzung für die Entſtehung von Rechten oder 
Pflichten bildet. Als weſentliches, in keinem Sondergeſetz ausgeſprochenes, aber in 
der Natur der Sache liegendes Recht verdient das Recht zum Aufenthalt im 
Staatsgebiet hervorgehoben zu werden: ausgewieſen werden können nur Aus⸗ 
länder. Im übrigen finden wir Beſtimmungen, deren Gegenſtand die Staats⸗ 
angehörigkeit bildet, im ganzen Gebiete des deutſchen Rechts, im öffentlichen wie 
im bürgerlichen (Aufzählung fiehe v. Keller⸗Trautmann, S. 33 ff.). Zumal die 
Pflichten, die ein Staatsangehöriger ſeinem Staate gegenüber hat, laſſen ſich 
überhaupt niemals durch Aufzählung erſchöpfen. Solche Verſuche vollſtändiger 
Niederſchrift find nicht nur überflüſſig, ſondern ſogar ſchädlich. Sie entſpringen der 
liberaliſtiſchen Neigung, den Bezirk der Rechte des einzelnen gegenüber der Macht 
des Staates mit möglichſter Schärfe abzugrenzen, und fördern die ungeſunde, in 
Deutſchland heute endlich überwundene allgemeine Neigung, gemäß der Irrlehre 
der Franzöſiſchen Revolution den Staat als den natürlichen Gegner des Indi⸗ 
viduums zu betrachten und ſeine Anſprüche an den einzelnen nach Möglichkeit auf 
ein Mindeſtmaß zu beſchränken. Auch im totalen Staat, wie wir ihn erſtreben, gibt 
es freilich ſubjektive Rechte des einzelnen gegenüber dem Staate, z. B. in Form 
von Vermögensanſprüchen, Anſprüchen auf Herauszahlung überzahlter Steuern 
und ähnliches, aber nur ſolange und ſoweit, als die Staatsnotwendigkeiten, alſo 
die Notwendigkeiten des Geſamtvolkes, dem nicht entgegenſtehen; abſolute ſubjek⸗ 
tive Rechte, die in jedem nur denkbaren Falle gegen den Staat durchzuſetzen 
wären, gibt es nicht. „Das Wohl des Staates iſt das oberſte Geſetz“, das jedem 
anderen Geſetze vorgeht. 
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Demgegenüber ſinken auch die früher jo beliebten, das Kernſtück der bisherigen 
Verfaſſungen bildenden Aufzählungen der „Grundrechte“ zu Schattengeſtalten zu⸗ 
ſammen. Dieſe Grundrechte waren freilich urſprünglich nicht nur Spielereien, 
ſondern hatten einen ſehr ernſten geſchichtlichen Hintergrund. Sie waren in ihrem 
Urſprungslande Frankreich die Gegenwirkung gegen bodenloſen Mißbrauch der 
Herrſchergewalt, wie überhaupt der politiſche Liberalismus, ſo unerfreulich und in 
höherem Sinne verwerflich er iſt, als geſchichtliche Erſcheinung richtig gewürdigt 
werden muß als ein in vielen Staaten naturnotwendiger Rückſchlag gegen frevel⸗ 
hafte Unterdrückung und Ausbeutung der Untertanen durch den Landesherrn. 


3. Untertan, Staatsbürger, Staatsangehöriger, Reichsangehöriger 


In den Zeiten der abſoluten Monarchie war das Wort Untertan die Be⸗ 
zeichnung aller, die der Landesherrſchaft unterworfen und ſomit Angehörige des 
Staates waren. Eine Ausnahme machten die Angehörigen der republikaniſchen 
freien Reichsſtädte, die ſich als Bürger bezeichneten. Die Franzöſiſche Revolution 
mißbilligte die Bezeichnung Untertan (sujet), der etwas von dem Begriffe der 
Hörigkeit anhaftete. Der „dritte Stand“, der Bürgerſtand, war der Träger dieſer 
Revolution, und ſo erhob man die Bezeichnung Bürger zur Kennzeichnung jedes 
franzöſiſchen Staatsangehörigen. 

In Deutſchland ahmte man dieſes Vorbild nach, aber die Rechtswiſſenſchaftler 
konnten ſich nicht entſchließen, von dem Bürger ſchlechthin zu ſprechen, da dieſe Be⸗ 
zeichnung nach altem Herkommen allein dem Städtebewohner vorbehalten war. 
Alſo ſchuf man den Begriff des Staats bürgers. 

Untertan wie Staatsbürger bezeichnen ein und dasſelbe, nur von grundſätzlich 
verſchiedenen Standpunkten aus betrachtet, wobei einſchränkend hinzugefügt 
werden muß, daß der Begriff Untertan überhaupt nur in einer Monarchie einen 
wirklichen Sinn haben kann, nicht aber in einer Republik. 

Später hat ſich der Begriff „Staatsangehöriger“ durchgeſetzt, der nüch⸗ 
tern die Sache ſelbſt bezeichnet, ohne eine Parole für die eine oder die andere 
ſtaatsrechtliche Auffaſſung zu ſein. Dagegen hat mit dem Vordringen der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Anſchauungen das Wort „Staatsbürger“ einen größeren Inhalt 
bekommen; es ſoll vorbehalten bleiben für eine höhere Stufe der Staatsangehörig⸗ 
keit, die erſt die ganze Fülle der Pflichten und Rechte für die Angehörigen der 
Nation in ſich birgt und deshalb durch Leiſtungen verdient werden muß. 

Im Deutſchen Reich haben wir heute die beiden Bezeichnungen „Deutſcher 
Staatsangehöriger“ und „Reichsangehöriger“ gleichberechtigt und 
gleichbedeutend nebeneinander. Bis zu dem Geſetz über den Neuaufbau des Reichs 
vom 30. Januar 1934, mit dem die letzten Reſte der Eigenſtaatlichkeit (Souveräni⸗ 
tät) der deutſchen Einzelſtaaten weggeräumt wurden, beſtand freilich ein weſent⸗ 
licher Unterſchied zwiſchen Staats- und Reichsangehörigkeit. Mit Staatsangehörig⸗ 
keit bezeichnete man die Zugehörigkeit zu einem der 16 deutſchen Länder, mit 
Reichsangehörigkeit die zum Deutſchen Reich (vgl. unten zu 5). Bis dahin beſtand 
auch ein Unterſchied zwiſchen unmittelbarer Reichsangehörigkeit, die nur 
ſelten vorkam (falls der Reichsangehörige nicht zugleich Angehöriger eines Einzel⸗ 
ſtaates war), und mittelbarer, die die Regel bildete (ſ. unten zu 5). 


4. Ausländer, Staatenloſigkeit, mehrfache Staatsangehörigkeit 
a) Ausländer 


Wer nicht die deutſche Staatsangehörigkeit beſitzt, iſt ſt a ats rechtlich „Aus: 
länder“, gleichviel ob er eine fremde Staatsangehörigkeit innehat oder über: 
haupt keine, und gleichviel ob er dem Blute nach zu dem Staatsvolk oder zu einem 
anderen gehört. 
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b) Staatenloſigkeit 


Wer überhaupt zu keinem Staat gehört, iſt ſt aa ten los (Apolid). Die Staaten⸗ 
loſigkeit hat nach dem Weltkriege in bedauerlichem Umfange zugenommen. Es 
hängt das mit den Gebietsabtretungen an andere Staaten und den dadurch entſtan⸗ 
denen vielfachen Unklarheiten zuſammen, die durch die mehrfachen Staatsverträge 
und die Optionsrechte für die davon betroffenen Menſchen oft weniger geklärt als 
weiter verwirrt worden find. 

Aber auch ſonſt tritt oft genug Staatenloſigkeit ein, weil die Geſetze der ver⸗ 
ſchiedenen Staaten den Erwerb und Verluſt ihrer Staatsangehörigkeit nach ver: 
ſchiedenartigen Grundſätzen eintreten laſſen. Eine Frau, die einen fremdſtaatigen 
Mann heiratet, wird z. B. dann ſtaatenlos, wenn ſie nach den Geſetzen ihres Heimat⸗ 
ſtaates durch Eheſchließung mit einem Ausländer die bisherige Staatsangehörig⸗ 
keit verliert (ſo nach dem noch geltenden deutſchen Geſetz), aber nach den Geſetzen 
des 1 ihres Ehemannes durch die Heirat nicht deſſen Staatsangehörigkeit 
erwirbt. 

Staatenloſigkeit iſt ein ſchweres Schickſal, da der Betroffene nirgends in der 
Welt ſtaatlichen Schutz und Heimatrecht genießt. Alle Kulturſtaaten ſtreben des⸗ 
halb grundſätzlich danach, die Fälle von Staatenloſigkeit möglichſt herabzuſetzen. 
Jedem Staat iſt überdies Klarheit in der Frage der Staatsangehörigkeit auch des⸗ 
halb erwünſcht, weil er die Staatenloſen in ſeinem Gebiete behalten muß, denn er 
kann ſie, ſelbſt wenn ſie Verbrecher ſind, in keinen anderen Staat „abſchieben“, 
im Gegenſatz zu dem eigentlichen Ausländer, dem Inhaber einer fremden Staats⸗ 
angehörigkeit, den ſein Heimatſtaat aufzunehmen verpflichtet iſt. Als letzte der 
internationalen Beſtrebungen auf dieſem Gebiet iſt die Haager Konferenz 
von 1930 zu erwähnen, deren Protokolle aber, da ſie noch nicht ratifiziert find, 
bis jetzt noch keine rechtsverbindliche Wirkung haben. 


c) Doppelte Staatsangehörigkeit 

Ebenſowenig erwünſcht iſt es grundſätzlich, daß eine Perſon mehrere 
Staatsangehörigkeiten beſitzt (sujet mixte). Dieſer Fall iſt in Deutſch⸗ 
land ſeltener als der der Staatenloſigkeit. Er kann dadurch eintreten, daß ein 
Staat nach ſeinen Geſetzen die eigene Staatsangehörigkeit nicht erlöſchen läßt, 
wenn ihr Inhaber eine fremde erwirbt, oder dadurch, daß ein Staat aus beſonderen 
Gründen im Einzelfalle dem Erwerber einer fremden Staatsangehörigkeit aus⸗ 
drücklich geſtattet, die eigene beizubehalten. 

Wirklich vermieden werden könnte die Erſcheinung der Doppelſtaatsangehörigkeit 
nur durch bindende Abmachungen zwiſchen den einzelnen Staaten; die Geſetzgebung 
des einzelnen Staates kann nur die Nachteile vermindern. Wie wenig erwünſcht 
der Befſitz zweier Staatsangehörigkeiten iſt, ſieht jeder ein, der in der Angehörigkeit 
zu einem Staate mehr erblickt als in der zu einem beliebigen Verein. Wenn man 
als ihr eigentliches Weſen die äußere Kennzeichnung tiefer Verbundenheit mit dem 
Heimatland betrachtet und den Begriff der daraus entſtehenden Verpflichtungen 
voranſtellt, ſo bringt eine mehrfache Staatsangehörigkeit einen unlösbaren Wider⸗ 
ſtreit von höchſten Pflichten mit ſich, zumal dann, wenn die beiden Staaten ſich 
feindſelig gegenüberſtehen (ſiehe auch unter 6a über das jus soli). 


— 


5. Quellen des deutſchen Staatsangehörigkeitsrechtes 


a) Bis 1933 


Wie es ſeit der Gründung des Norddeutſchen Bundes von 1867 auch äußerlich 
immer mehr erkennbar wird, daß die deutſche Geſchichte mit zunehmender Stärke 
dem Ziele der Reichseinheit zuſtrebt, ſo ſpiegelt ſich dieſe Entwicklung auch im Recht 


357 


der Staatsangehörigkeit. Die beim Zuſammenbruch des erſten Deutſchen Reiches zu 
Beginn des 19. Jahrhunderts allein übrig gebliebene Landesangehörigkeit in den 
deutſchen Einzelſtaaten wird allmählich wieder zugunſten einer einheitlichen und 
ausſchließlichen Reichsangehörigkeit zurückgedrängt. Der erſte Schritt war das 
Bundesangehörigkeitsgeſetz (1870) des Norddeutſchen Bundes. Es ſchuf 
gleichſam als Dach über den weiter beſtehenden Landesangehörigkeiten eine gemein⸗ 
ſame Bundesangehörigkeit, die jeder Angehörige eines der im Bund vereinigten 
Staaten neben ſeiner engeren Landesangehörigkeit beſaß. Die Bundesangehörigkeit 
wurde mittelbar durch den Erwerb einer Landesangehörigkeit erworben und 
im umgekehrten Fall verloren. 

Dieſes Geſetz iſt ohne Veränderungen zum Geſetz des 1871 geſchaffenen zweiten 
Deutſchen Reiches geworden und blieb in Geltung bis zu dem noch heute, wenn 
auch weſentlich verändert geltenden Reichs⸗ und Staatsangehörig⸗ 
keitsgeſetz vom 22. Juli 1913. 

Grundſätzliche Anderungen hat dieſes Geſetz von 1913 nicht gebracht, nur Einzel⸗ 
heiten wurden geändert. Vor allem wurde die leidige Beſtimmung des alten 
Geſetzes beſeitigt, wonach ein im Ausland lebender deutſcher Reichsangehöriger die 
Staatsangehörigkeit nach zehnjähriger Abweſenheit automatiſch verlor, wenn er 
ſich nicht in die Matrikel des zuſtändigen deutſchen Konſulats hatte eintragen laſſen. 
Hierdurch waren ungezählte Deutſche ohne ihr Zutun oder gar gegen ihren Willen 
zu Staatenloſen geworden. 

Das bisherige Grundübel aber war auch in das neue Geſetz übergegangen und 
hat den Krieg und die Zeit der Novemberrepublik überdauert: Es blieb dabei, 
daß, von Ausnahmen abgeſehen, die Reichsangehörigkeit nur auf dem Um⸗ 
wege über eine Landesangehörigkeit erworben (und verloren) 
werden konnte. Man konnte nicht geradezu Reichsangehöriger werden, ſondern man 
mußte Preuße, Bayer, Schaumburg⸗Lipper oder Lübecker werden, um dann mittel⸗ 
bar Reichsdeutſcher zu werden; man erhielt alſo „das Wichtigſte nur ſo nebenbei“ 
(Adolf Hitler). 

Das Verſailler Diktat hat einſchneidende Veränderungen in der Staats⸗ 
angehörigkeit der Bewohner in den abgetretenen und den Abſtimmungsgebieten 
gebracht. Es brachte auch die ſogenannte Option in neuer Form. Option in 
dieſem Sinne iſt das Recht beſtimmter Perſonen, durch ihre eigene Entſcheidung 
ihre Staatsangehörigkeit zu beſtimmen, genauer: zwiſchen zwei Staatsangehörig⸗ 
leiten unwiderruflich zu wählen. Für die Bewohner aller abgetretenen Gebiete 
gewährte das Verſailler Diktat das Optionsrecht, nur nicht für die Elſaß⸗Lothringer, 
die ohne weiteres zu franzöſiſchen Staatsangehörigen wurden. Da die Optionen 
längſt durchgeführt ſind und nur noch hier und da einige Zweifelsfälle den Schieds⸗ 
ſtellen vorliegen, kann auf die Wiedergabe von Einzelheiten verzichtet werden. 


b) Seit 1933 


Erſt die Zeit nach der nationalſozialiſtiſchen Revolution hat entſcheidende Ande⸗ 
rungen im deutſchen Staatsangehörigkeitsrecht gebracht. Am 14. Juli 1933 wurde 
das Geſetz über den Widerruf von Einbürgerungen und die 
Aberkennung der deutſchen Staatsangehörigkeit erlaſſen. 

Die zweite Anderung ging ans Grundſätzliche: Im Gefolge des Geſetzes über 
den Neuaufbau des Reiches vom 30. Januar 1934 (RGBl. I S. 75) und 
auf Grund der ihm dadurch erteilten Ermächtigung erließ der Reichsminiſter des 
Innern die Verordnung über die deutſche Staatsangehörigkeit 
vom 5. Februar 1934 (RGBl. I S. 85). Sie war der lange erſehnte und ſchwer 
erkämpfte Abſchluß einer von viel Leid und Schmach begleiteten geſchichtlichen 
Entwicklung. 
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Zu dieſer hiſtoriſchen Verordnung iſt noch folgendes zu jagen: 

Durch Art. 2 des Geſetzes über den Neuaufbau des Reiches vom 30. 1. 1934 find 
mit demſelben Tage die Hoheitsrechte der Länder auf das Reich übergegangen. 
Nachdem die eigene Staatshoheit der deutſchen Gliedſtaaten aufgehört hatte zu 
beſtehen, war auch ihre beſondere Landesangehörigkeit als ſtaatsrechtlicher Begriff 
gegenſtandslos geworden, da Staatsangehörigkeit nur eine Erſcheinungsform der 
Staatshoheit im Verhältnis des Staates zum einzelnen iſt. Damit war auch dem 
Grundſatz des bisherigen deutſchen Staatsangehörigkeitsrechts der Boden entzogen 
worden, wonach man die Reichsangehörigkeit regelmäßig nur mittelbar, als Folge 
des Beſitzes der Staatsangehörigkeit eines deutſchen Landes, erwerben und beſitzen 
konnte ($ 1 des Reichs⸗ und Staatsangehörigkeitsgeſetzes vom 22. 7. 1913). Endlich 
iſt auch der Unterſchied zwiſchen den Begriffen der mittelbaren und der — bisher 
immer nur als Ausnahme vorgekommenen — unmittelbaren Reichsangehörigkeit 
weggefallen. Seit dem 30. 1. 1934 gibt es nur noch eine unmittelbare 
Reichsangehörigkeit. 

Eine weitere einſchneidende Maßnahme, die mit einem Grundſatz aus der libera⸗ 
liſtiſchen Zeit brach, war das Geſetz zur Anderung des Reichs⸗ und 
Staatsangehörigkeitsgeſetzes vom 15. Mai 1935 (RGBl. I S. 593), 
das die ſog. Einbürgerungs anſprüche beſeitigte. Die Bedeutung dieſes Geſetzes 
wird im Zuſammenhange der folgenden Darſtellung noch näher zu würdigen ſein 
(ſiehe unter 61). 


6. Der Erwerb der Staatsangehörigkeit 
a) Allgemeines 


Das Staatsangehörigkeitsrecht aller Länder der Erde läßt ſich in zwei große 
Gruppen gliedern, je nachdem, welche Grundauffaſſung über den Erwerb der 
Staatsangehörigkeit ſie ſich zu eigen gemacht haben. 

Die einen richten ihr Augenmerk zunächſt auf ihren Staats raum und trach⸗ 
ten, ihn mit Menſchen zu füllen und dadurch nutzbar zu machen; die Menge der 
Menſchen iſt ihnen zunächſt wichtiger als deren perſönliche Beſchaffenheit. Nach den 
Geſetzen dieſer Staaten iſt der Ort der Geburt ausſchlaggebend: Staatsangehöriger 
wird, wer im Gebiete dieſes Staates geboren iſt, gleichviel, von wem er abſtammt 
und welchem Staate die Eltern angehören. Dieſe Rechtsauffaſſung herrſcht in ſämt⸗ 
lichen Staaten Südamerikas und einem Teil der Kleinſtaaten Mittelamerikas. 
Man bezeichnet dieſes Recht, das die Staatsangehörigkeit vom Staatsgebiet 
aus betrachtet, als jus soli. 

Die andere Anſchauung geht davon aus, daß die Zukunft des Staates nicht nur 
von der Zahl, ſondern mehr noch von der Art und dem Wert ſeiner Angehörigen 
abhängt. Daher gilt hier als Hauptregel, daß die Staatsangehörigkeit erworben 
wird durch Geburt von ſolchen Eltern, die ſelbſt ſchon Staatsangehörige ſind, gleich⸗ 
viel, ob das Kind im Staatsgebiet ſelbſt oder im Auslande geboren wird. Entſchei⸗ 
dend iſt die Abſtammung, das Recht des Blutes, jus sanguinis. Die an 
Bevölkerung geſättigten oder gar überfüllten Staaten Europas folgen zum großen 
Teil dieſem Grundſatz, auch Deutſchland. Abgeſehen davon, daß der Grundſatz der 
Abſtammung für uns ſchon vom Standpunkt der Raſſenpflege aus ſelbſtverſtändlich 
iſt, iſt er auch deshalb der einzig angemeſſene, weil es mit dem unabweisbaren 
Machtanſpruch des wahren Volksſtaates unvereinbar iſt, daß dem Staat durch 
jeden einzelnen Geburtsvorgang in ſeinem Gebiet ein neuer Staatsangehöriger 
beſchert wird, daß alſo über die Erwerbung ſeiner Staatsangehörigkeit Perſonen 
der allerbedenklichſten Herkunft mitbeſtimmen können, ohne daß der Staat ſich um 
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die Entſtehung und die Perſon des Inhabers eines ſeiner wichtigſten und beiten 
Ehrenrechte bekümmert. 

In einem engeren Kreiſe von Staaten, nämlich in dem der aus mehreren 
Einzelſtaaten zuſammengeſetzten, finden wir noch in anderer Richtung zwei 
verſchiedene grundſätzliche Auffaſſungen über den Erwerb der Staatsangehörigkeit 
vor: Nach der einen wird die Zugehörigkeit zum Geſamtſtaat mittelbar erwor⸗ 
ben, alſo dadurch, daß die Zugehörigkeit zu einem der Einzelſtaaten erworben wer⸗ 
den muß; nach der anderen wird umgekehrt die Staatsangehörigkeit des Geſamt⸗ 
ſtaates unmittelbar und als Folge davon die eines Einzelſtaates erworben. 
Zu der erſten Gruppe gehörte noch bis zum 30. Januar 1934 das Deutſche Reich 
(ogl. oben zu 5b), und gehört jetzt noch die Schweiz; zum Schweizer Bürger kann 
man nur durch das Mittel der Kantons bürgerſchaft werden. 

Die andere Löſung gilt in den Vereinigten Staaten von Nordamerika, wo man 
unmittelbar das Unionsbürgerrecht erwirbt; dadurch wird man dann gleichzeitig 
zum Bürger des Einzelſtaates, in dem man ſeinen Wohnſitz hat. 


b) Geſetzliche Regelung im Deutſchen Reich 
Das deutſche Staatsangehörigkeitsgeſetz von 1913 beginnt mit der Beſtim⸗ 
mung: „Deutſcher iſt, wer die Staatsangehörigkeit in einem Bundesſtaat oder die 
unmittelbare Reichsangehörigkeit beſitzt.“ Abgeſehen davon, daß ſeit dem Geſetz 
vom 30. Januar 1934 über den Neuaufbau des Reiches (ſ. oben unter 5b) dieſer 
Paragraph überholt iſt, lehnen wir es auch ab, daß in einem grundlegenden Geſetz 
des Deutſchen Reiches ausgeſprochen wird, nur der ſei Deutſcher, der die Staatsange⸗ 
hörigkeit förmlich innehabe. Für uns iſt das deutſche Volk nicht die Summe der 
Reichsangehörigen, ſondern es gehören dazu alle durch gemeinſame Abſtammung 
Verbundenen, im übrigen aber längſt nicht alle, die einen Reichsangehörigkeits⸗ 
ausweis vorlegen können. Wir müſſen uns wieder daran gewöhnen, die juri⸗ 
ſtiſchen Bezeichnungen ſo zu wählen, daß ſie nicht ein Sonderleben „im Sinne des 
Geſetzes“ führen, ſondern ſich mit dem tiefer geſchöpften, zeugungskräftigen Begriff 
decken, den jeder geſund Denkende richtig auffaßt. So ſoll im folgenden der deutſche 
Staatsangehörige, alſo der förmlich mit der Staatshoheit des Deutſchen Reiches 

Verknüpfte, ſtets als Reichsdeutſcher bezeichnet werden. 


Nach 8 3 des Staatsangehörigkeitsgeſetzes in der jetzt geltenden Form kann die 
Reichsangehörigkeit auf vier verſchiedene Arten erworben werden: 
1. durch Geburt, 
2. durch Legitimation, 
3. durch Eheſchließung, 
4. durch Einbürgerung. 

Weitere Erwerbsgründe gibt es nicht, die Aufzählung iſt erſchöpfend. 

Wiederum haben wir dieſe Erwerbsgründe in zwei weitere Gruppen zu 
teilen: Die eine läßt die Staatsangehörigkeit entſtehen als unmittelbare Folge 
eines beſtimmten anderen Lebensvorganges oder Rechtsaktes (ſogen. „automa⸗ 
tiſche“ oder „zwangsläufige“ Erwerbsgründe); die andere macht den Erwerb der 
Staatsangehörigkeit abhängig von einer darauf hinzielenden Entſchließung des 
Staates im Einzelfall. Zur erſten Gruppe gehören Geburt, Heirat und Legitima⸗ 
tion, zur anderen die Einbürgerung. 

Der zahlenmäßig weit überwiegende und nach unſerer Anſchauung auch oberſte 
Erwerbsgrund der Geburt iſt bei ehelichen Kindern durch die Reichs⸗ 
angehörigkeit des Vaters beſtimmt, bei unehelichen durch die der Mutter. Wo die 
Geburt ſtattgefunden hat, iſt belanglos; ein Kind reichsdeutſcher Eltern wird 
reichsdeutſch, auch wenn es in irgendeinem der anderen Staaten dieſer Erde ge— 
boren wird. 
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Daß eine „Legitimation“, alſo ein nachträglicher Akt, der nach deutſchen 
Geſetzen ein bisher uneheliches Kind zum ehelichen macht, für die Staatsangehörig⸗ 
keit des Kindes dieſelben Folgen hat, wie die eheliche Geburt, liegt im Weſen 
einer ſolchen Rechtshandlung. Nach deutſchem Recht wird ein Kind wirkſam legi⸗ 
timiert durch nachfolgende Ehe ſeines Erzeugers mit der unehelichen Mutter, 
oder — viel ſeltener — dadurch, daß auf Antrag des Erzeugers durch ſtaat⸗ 
lichen Hoheitsakt ſein Kind aus einer unehelichen Verbindung als ehe⸗ 
liches erklärt wird, ohne daß er ſich mit der Kindsmutter verheiratet (SS 1719 ff., 
1723 ff. BGB.). Es ſei hervorgehoben, daß eine Annahme an Kindes Statt 
(Adoption) keine Anderungen in der Staatsangehörigkeit des Kindes bewirkt. 


Erwerb der Staatsangehörigkeit durch Eheſchließung bedeutet, daß eine 
Frau, die einen reichsdeutſchen Mann ehelicht, durch die Heirat ohne weiteres 
Reichsdeutſche wird (8 6 des Geſetzes). Dieſe Beſtimmung iſt recht bedenklich, da fie 
dem Staat durch Entſchließung zweier Individuen einen neuen Angehörigen zu⸗ 
führt, deſſen völkiſcher Wert dabei unbeachtet bleibt. Sie entſpringt dem Grundſatz 
der „Familieneinheit“, er bedeutet, daß möglichſt alle Mitglieder einer 
Familie (im engſten Sinn, alſo Eltern und Kinder) dieſelbe Staatsangehörigkeit 
beſitzen ſollen. 


c) Einbürgerung 


Der politiſch weitaus wichtigſte Erwerbsgrund aber iſt die Einbürgerung, die 
„Verleihung“ der Staatsangehörigkeit (früher Naturaliſation genannt). Hier 
greift der Staat im einzelnen Fall gleichſam als Schöpfer eines neuen 
Staatsangehörigen ein. Die Einbürgerung — in groben Zügen durch das Geſetz, 
in den feineren durch Verwaltungsanweiſungen geregelt — gehört in das Gebiet 
der Politik, der inneren wie der äußeren, und hat daher in Deutſchland im Laufe 
der letzten Jahrzehnte trotz gleichgebliebenen Geſetzeswortlautes die wechſelvollſten 
Schickſale durchgemacht. 

Die geſetzlichen Vorausſetzungen (8 8 Abſ. 1) lauten: 

„Ein Ausländer, der ſich im Inland niedergelaſſen hat, kann von dem Bundes⸗ 
ſtaat, in deſſen Gebiet die Niederlaſſung erfolgt iſt, auf ſeinen Antrag eingebürgert 
werden, wenn er 


1. nach den Geſetzen ſeiner bisherigen Heimat unbeſchränkt geſchäftsfähig iſt oder 
nach den deutſchen Geſetzen unbeſchränkt geſchäftsfähig ſein würde oder der Antrag 
in entſprechender Anwendung des § 7 Abſ. 2 Satz 2 von feinem geſetzlichen Ber: 
treter oder mit deſſen Zuſtimmung geſtellt wird, 


2. einen unbeſcholtenen Lebenswandel geführt hat, 


3. an dem Orte feiner Niederlaſſung eine eigene Wohnung oder ein Unter: 
kommen gefunden hat und 
4. an dieſem Orte ſich und ſeine Angehörigen zu ernähren imſtande iſt.“ 


Das Wort „kann“ bezeichnet die Einbürgerung als Hoheitsakt des Staates, 
der nach ſeinem Ermeſſen die Einbürgerung gewähren oder verſagen kann; 
verſagen auch dann, wenn alle Vorausſetzungen des §8 erfüllt find. „Kann“ drückt 
aber auch eine Einſchränkung aus: Wer die Vorausſetzungen des 88 nicht erfüllt, 
darf nicht Reichsdeutſcher werden; es handelt ſich alſo um Minde ft voraus⸗ 
ſetzungen. Die unter der jetzt hinfälligen Ziffer 4 des 8 3 genannte „Auf: 
nahme“ gehört der Zeit an, als es noch eine eigene Staatsangehörigkeit der 
deutſchen Länder gab, und bezeichnete — als techniſcher Ausdruck im Gegenſatz zur 
Einbürgerung — die Verleihung einer Landesangehörigkeit an jemanden, der be⸗ 
reits eine andere deutſche Landesangehörigkeit beſaß, alſo ſchon Reichsdeutſcher war. 
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d) Die Erſtreckung 


Eine Einbürgerung hat von ſelbſt, alſo ohne daß es eines weiteren Hoheitsattes 
bedarf, zur Folge, daß die Ehefrau eines Eingebürgerten ſowie die minderjährigen 
Kinder durch Erſtreckung gleichfalls eingebürgert werden (8 16 Abſ. 2). Grund⸗ 
ſätzlich ausgenommen find aber verheiratete minderjährige Töchter, denn fie gehören 
nun einer anderen Familie an. Der Staat hat ſich freilich die Möglichkeit vor⸗ 
behalten, die automatiſche Erſtreckung im Einzelfall dadurch zu verhindern, daß er 
in die Einbürgerungsurkunde (ſiehe unten zu g) einen ausdrücklichen Vorbehalt 
aufnimmt. 


e) Einbürgerung von Ehefrauen 


In der Regel werden ausländiſche Ehefrauen zugleich mit ihrem Ehemann durch 
Erſtreckung eingebürgert. Es kommt aber nicht ſelten vor, daß eine Ehefrau für 
ſich allein eingebürgert werden will. Die Rechtslage iſt hierbei gegenwärtig 
folgende: 

Wenn die Bewerberin zur Zeit ihrer Heirat Reichsdeutſche war und ihre Ehe 
durch Tod des ausländiſchen Mannes oder durch Eheſcheidung beendet iſt, ſo hat 
fie zwar heute (ſeit dem Geſetz vom 15. Mai 1935 — fiehe oben unter 5b) nicht 
mehr einen förmlichen Anſpruch auf Einbürgerung, doch werden ſolche Anträge 
in mehrfacher Beziehung bevorzugt behandelt. 

Die Wiedereinbürgerung ehemals reichsdeutſcher Ehefrauen iſt ferner auch 
zuläſſig, wenn ſie ihren Wohnſitz weiter im Auslande behalten und ihre Ehe mit 
dem Ausländer fortbefteht ($ 13). 

Endlich kann eine Ehefrau, die vorher die Reichsangehörigkeit niemals beſeſſen, 
aber ihren Wohnſitz im Inlande hat, während beſtehender Ehe für ſich nach den 
allgemeinen Grundſätzen der Einbürgerung die Reichsangehörigkeit 
erwerben. Da nach deutſchem Recht eine Ehefrau unbeſchränkt geſchäftsfähig iſt, 
bedarf ſie auch nicht der Zuſtimmung ihres Ehemannes. Wenn dies auch von dem 
Grundſatz der Familieneinheit abweicht, ſo ergeben ſich doch im Leben zuweilen 
5 in denen das ſtarre Feſthalten an ſolchem Dogma nicht verantwortet werden 
önnte. 


) Sonderfälle 


Daß bei der Einbürgerung ſolche Perſonen, die früher die Reichsangehörigkeit 
ſchon einmal beſeſſen haben — alſo bei einer ſogenannten Wiedereinbürge⸗ 
rung —, Vergünſtigungen genießen, ſieht das Geſetz ausdrücklich vor. Ehemalige 
Reichsangehörige können wiedereingebürgert werden, ohne daß ſie — wie ſonſt 
gefordert — im Inlande wohnen; ebenſo ihre Abkömmlinge und hier ſogar aus⸗ 
nahmslos ihre Adoptivkinder (SS 13 und 332). Im übrigen aber wird gerade bei 
der Wiedereinbürgerung Vorſicht geboten ſein, da immer erſt der naheliegende Ver⸗ 
dacht entkräftet werden muß, daß der Verluſt der ehemaligen Reichsangehörigkeit 
auf einen Mangel an innerer Verbundenheit mit dem Vaterlande zurückzuführen iſt. 

In dieſem Zuſammenhang ſind noch die ehemaligen ſog. Ein bürgerungs⸗ 
anſprüche zu betrachten. Das Reichs- und Staatsangehörigkeitsgeſetz von 1913 
ſchrieb vor, daß man Ausländer in beſtimmten Fällen einbürgern mußte, wenn 
auf ihre Perſon beſtimmte Vorausſetzungen zutrafen. Die wichtigſten dieſer Ein⸗ 
bürgerungsanſprüche waren: 1. Der Anſpruch der Witwe oder der geſchiedenen 
Ehefrau eines Ausländers, die zur Zeit ihrer Heirat die Reichsangehörigkeit 
beſeſſen hatte; 2. der Anſpruch eines ehemaligen Reichsdeutſchen, der als Minder⸗ 
jähriger die Reichsangehörigkeit durch Entlaſſung verloren hatte, und 3. der An⸗ 
ſpruch eines Ausländers, der mindeſtens ein Jahr wie ein Deutſcher im Heere oder 
in der Marine aktiv gedient hatte. Wenn der Staat einem ſolchen Einbürgerungs⸗ 
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anſpruch nicht ſtattgab, jo hatte der Bewerber gegen die Ablehnung ſogar ein förm⸗ 
liches Rechtsmittel, den „Rekurs“ an das höchſte Verwaltungsgericht des Landes. 

Dieſer Zuſtand war im nationalſozialiſtiſchen Staate unhaltbar, da er den Staat 
ſeiner Entſchließungsfreiheit bei der Ausübung eines wichtigen Hoheitsrechtes 
beraubte und ihn unter Umſtänden zwang, die Notwendigkeiten an Volk und Staat 
hinter die Intereſſen eines einzelnen zurückzuſetzen. Denn jene Vorſchriften nahmen 
vor allem keinerlei Rüdficht darauf, ob der Bewerber raſſiſch und erbgeſundheitlich 
erwünſcht war oder nicht. Das Anderungsgeſetz vom 15. Mai 1935 (RGBl. I S. 593) 
hat deshalb dieſe Schranken beſeitigt und den Weg für eine Einbürgerungspolitik 
nach geſunden Grundſätzen völlig freigemacht. 

Jene bisher bevorzugten Fälle ſollen freilich jetzt nicht einfach unberückſichtigt 
bleiben. Denn ſie waren gerade deshalb beſonders bevorzugt, weil ein moraliſcher 
Anſpruch auf bevorrechtigte Behandlung anerkannt werden mußte. Es iſt dafür 
geſorgt, daß ſie auch weiterhin ſo behandelt werden, aber von jetzt an eben nur 
dann, wenn ſie mit den höheren Intereſſen von Volk und Reich in Einklang ſtehen. 


90 Das Verfahren (äußerer Gang) 

Das Einbürgerungsverfahren wird immer nur durch einen Antrag in Gang 
gebracht. Der Antrag iſt an die örtliche Polizeibehörde zu richten. Die 
Polizeibehörde reicht das Ergebnis ihrer Ermittlungen der vorgeſetzten Behörde 
ein. Nach Prüfung durch die höhere Verwaltungsbehörde ſtellt darauf die Landes⸗ 
regierung, wenn ſie die Einbürgerung beabſichtigt, beim Reichsminiſter des 
Innern den Antrag, ſeine Zuſtimmung zu erteilen ($ 3 der Verordnung 
vom 5. Februar 1934, ſiehe oben unter 5b). 

Das alte Verfahren ſah vor, daß jeder Einbürgerungsvorſchlag allen deutſchen 
Ländern in Form einer Umfrage vorgelegt wurde; erhob auch nur ein Land 
Bedenken, ſo mußte die Einbürgerung ausgeſetzt werden, bis die Länder, die ver⸗ 
ſchiedener Anſicht waren, ſich geeinigt hatten; konnten ſie dies nicht erreichen, und 
zog das Antragsland den Vorſchlag nicht zurück, ſo mußte der Reichsrat entſcheiden. 
Im gewöhnlichen Lauf der Dinge, alſo wenn Bedenken nicht erhoben oder wenn 
ſie ausgeräumt wurden, war das Reich an dem wichtigen Vorgang der Ein⸗ 
bürgerung überhaupt nicht beteiligt. Eine z. B. von Preußen beabſichtigte Einbür⸗ 
gerung konnte von Anhalt oder Bremen verhindert werden, vom Reichsminiſter des 
Innern oder dem Reichskanzler aber nicht. Dieſer für die Reichshoheit unhaltbare 
Zuſtand iſt nun beſeitigt. f 

Der Reichsminiſter des Innern kann ſeine Zuſtimmung verſagen oder ſie von 
weiteren Feſtſtellungen abhängig machen. Erteilt er ſie, ſo iſt das Verfahren in der 
Sache ſelbſt beendet und es folgt die förmliche Einbürgerung. Dieſe wird auch 
heute noch durch die Landesregierungen (oder ihre damit beauftragten 
Behörden) vollzogen, nicht durch das Reich. Wohl aber geſchieht ſie nur noch i m 
Namen und Auftragedes Reichs ($ 2 der Verordnung vom 5. Februar 
1934). Die Einbürgerungshandlung beſteht darin, daß dem Bewerber eine Ein⸗ 
bürgerungsurkunde ausgehändigt wird ($ 16 Abſ. 1). Erſt hierdurch tritt 
der Erwerb der Staatsangehörigkeit ein. Die Urkunde lautet heute einfach dahin, 
daß der darin Genannte „die Reichsangehörigkeit durch Einbürgerung erworben“ 
habe. 

h) Das Verfahren (Grund ſätze) 

Die im Geſetz ſelbſt ausgedrückten Vorausſetzungen der Einbürgerung 
(ſiehe oben zu c) laſſen einen weiten Spielraum für die verſchiedenartigſten 
Auffaſſungen darüber offen, welche Perſonenkreiſe für die Verleihung der Staats⸗ 
angehörigkeit in Frage kommen und welche von der Einbürgerung grundſätzlich 
auszuſchließen ſein werden. Dieſer Spielraum — gegeben durch das Wort „kann“ 
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in 8 8 — iſt unter der Herrſchaft ein⸗ und desſelben Geſetzes tatſächlich nachein⸗ 
ander von den gegenſätzlichſten Auffaſſungen ausgefüllt worden. Leider kann ge⸗ 
rade über dieſen Teil unſeres Gegenſtandes aus naheliegenden Gründen nicht alles 
geſagt werden, was des allgemeinen Intereſſes ſicher wäre. Einiges beſonders 
Wichtige ſoll aber hervorgehoben werden, um manche noch verbreiteten Irrtümer 
aufzuklären. 

Da der Staat notwendigerweiſe auf einheitliche Handhabung der Grundſätze 
halten muß, nach denen die Einbürgerung gewährt oder verſagt wird, ſo erläßt er 
hierzu Richtlinien. Die bisherigen Richtlinien waren darauf beſchränkt, daß 
der Bewerber beſtimmte Anforderungen in ſtaatsbürgerlicher, kultureller und 
wirtſchaftlicher Hinſicht erfüllen mußte, um als erwünſchter Bevölke⸗ 
rungszuwachs zu gelten. Solche Grundſätze ſind ſelbſtverſtändlich auch heute 
noch maßgebend, aber nicht mehr allein, ſondern nur als ein Teil der ſeit 1933 
weſentlich ausgedehnten Vorausſetzungen. 

Daß ſolche Bewerber vor allem erwünſcht ſind, die von Hauſe aus das Gefühl 
innerer Verbundenheit mit dem deutſchen Volke beſitzen, iſt natürlich. Da dies bei 
deutſchſtämmigen Ausländern, alſo Abkömmlingen deutſcher Voreltern, 
noch am erſten vorausgeſetzt werden kann, ſind ſie ebenſo wie frühere Reichs⸗ 
deutſche beſonders geeignet; allerdings wird man die Beweggründe der Aus⸗ 
wanderung oder der Aufgabe ihrer ehemaligen deutſchen Staatsangehörigkeit 
nicht außer acht laſſen dürfen. Im übrigen aber wurden die bisherigen Richtlinien 
von verſchiedenen Stellen der Novemberrepublik mit einer beinahe unglaublichen 
Leichtfertigkeit oder Böswilligkeit außer acht gelaſſen, und gerade der gefährlichſte 
und für das deutſche Volk verderblichſte Bevölkerungszuwachs, die O ſt juden, 
wurde in einzelnen beſonders rot oder jüdiſch beeinflußten Ländern unter faden⸗ 
ſcheinigſten Gründen „ausnahmsweiſe“ maſſenhaft eingebürgert. Um dieſe Ver⸗ 
ſündigungen am deutſchen Volk wenigſtens mit einem Feigenblatt zu bedecken, be⸗ 
halfen ſich die beteiligten Länder mit dem Begriff des „Kulturdeutſchen“. 
Als ſolcher wurde eine Perſon angeſehen, die zwar der Abſtammung und der Raſſe 
nach dem deutſchen Volke fremd war, aber ſich „angepaßt“ hatte. Dieſer Begriff 
war der Dietrich, mit dem den angeblich „kulturdeutſchen“ Oſtjuden das Tor zur 
deutſchen Staatsangehörigkeit aufgeſchloſſen wurde. Daß die Einbürgerungspolitik 
des Zwiſchenreiches von 1918 bis 1932 in ſchmählichen Verruf gekommen iſt, war 
gerade dieſem Vorgehen vieler Länder zuzuſchreiben. 

Im Programm der NS D A P. finden wir grundſätzliche Forderungen zur 
Einbürgerungspolitik als Punkt 4: „Staatsbürger kann nur ſein, wer Volksgenoſſe 
iſt. Volksgenoſſe kann nur ſein, wer deutſchen Blutes iſt, ohne Rückſichtnahme auf 
Konfeſſion. Kein Jude kann daher Volksgenoſſe ſein.“ Da wir heute neben der 
Raſſe auch die Erbgeſundheit des Volkes mit bisher nicht bekanntem Nachdruck 
pflegen, ſtehen bei der Vorprüfung zur Einbürgerung jetzt zwei Punkte im Vorder⸗ 
grunde: Die Raſſe und die Erbgeſundheit des Bewerbers, und zwar — ſo 
ſelbſtverſtändlich es zunächſt klingt — die eines jeden Bewerbers, alſo auch der 
etwa einzubürgernden Ehefrau und der Kinder. Bisher wurden nämlich die durch 
Erſtreckung einzubürgernden Perſonen im allgemeinen als ein nebenſächlicher An⸗ 
hang betrachtet. Wenn aber das Blut zum oberſten Maßſtabe wird, ſo iſt es klar, 
daß das Blut der Ehefrau — oder bei Witwen und geſchiedenen Ehefrauen das 
Blut des Ehemannes — für die raſſiſchen Eigenſchaften der Nachkommen, die ja 
Reichsdeutſche ſein werden, ebenſo entſcheidend iſt wie das des anderen Elternteils, 
des unmittelbaren Bewerbers. 

Einige in jeder Erörterung über Raſſefragen und daher auch in Fragen unſeres 
Sachgebietes ſtändig wiederkehrende Unterſcheidungen müſſen hier noch klargeſtellt 
werden, da ſie grundlegend für das richtige Verſtändnis ſind und noch überaus oft 
falſch aufgefaßt und angewendet werden: Die Begriffe deutſchblütig und 
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deutſchſtämmig, ſowie ihre Gegenftüde fremdblütig und fremd» 
ſt ä mmig. 

Deutſchſtämmig iſt, wer von deutſchen Vorfahren abſtammt; deutſch heißt 
hier: dem deutſchen Volkstum zugehörig, ohne Rückſicht auf die Staatsangehörig⸗ 
keit. Juden fallen alſo niemals unter dieſen Begriff. Fremdſtämmig iſt, wer 
von Vorfahren abſtammt, die nicht zum deutſchen Volkstum gehören. Der Begriff 
des Stammes, der den Begriffen der Deutſchſtämmigkeit und Fremdſtämmigkeit 
zugrunde liegt, iſt aus der Völker kunde entnommen, nicht aber aus der Raſſen⸗ 
kunde. Er ſtellt die Nationalität“ in den Vordergrund, alſo die kulturelle 
und ſtammesmäßige Zugehörigkeit zu einem beſtimmten Volkstum. In dieſem 
Sinne gibt es Deutſche, Polen, Tſchechen, Ruthenen, Franzoſen, Engländer, Ita⸗ 
liener, Griechen, Türken uſw., wobei die politiſchen Grenzen nicht ausſchlaggebend 
find, da viele Angehörige dieſer Völker, vor allem Deutſche, unter fremder Herr⸗ 
ſchaft leben. Von einem öſterreichiſchen, ſchweizeriſchen oder gar luxemburgiſchen 
Volkstum kann man dagegen nicht ſprechen, da dieſe Bevölkerungen keine ſtammes⸗ 
mäßige Einheit und daher kein eigenes Volkstum bilden, ſondern ſich aus An⸗ 
gehörigen verſchiedener Volksſtämme, des deutſchen, franzöſiſchen, italieniſchen * 
zuſammenſetzen. 

Da der Nationalſozialismus aber die Raſſe als die Urſache — im tiefſten Sinne 
die Ur⸗Sache — der Grundveranlagung jedes Menſchen erkannt hat, ſo tritt die 
bisher allgemein übliche und allein bekannte Unterſcheidung der Menſchen nach 
Nationen, alſo nach Deutſch⸗ oder Fremdſtämmigkeit, im Denken unſerer Tage 
zurück gegenüber der richtigeren, das Weſen der Sache erſt wirklich treffenden 
Scheidung in deutſchblütige und fremdblütige Menſchen. Die Unter⸗ 
ſcheidung deckt ſich in der großen Mehrzahl der Fälle mit der anderen, aber oft 
auch nicht. Die Zugehörigkeit zu einem beſtimmten Volkstum läßt nämlich noch 
durchaus keinen ſicheren Schluß darauf zu, welcher Raſſe das einzelne Volksglied 
angehört, da jeder Volksſtamm, der deutſche wie jeder andere ſich aus Angehörigen 
der verſchiedenen europäiſchen Raſſen (der nordiſchen, fäliſchen, dinariſchen, oſti⸗ 
ſchen, weſtiſchen uſw.) zuſammenſetzt, wobei freilich in jedem Volke eine oder die 
andere vorherrſchend iſt und ihm den Stempel aufdrückt. Es gibt aber z. B. auch 
viele Polen und Ruſſen nordiſcher und dinariſcher Raſſe; Tſchechen, Ungarn, Bul⸗ 
garen dinariſcher Raſſe, Norditaliener nordiſcher und dinariſcher Raſſe; Nord⸗ 
franzoſen nordiſcher Raſſe uſw. Umgekehrt können einzelne Angehörige ſolcher 
Völker, die vorwiegend nordiſch beſtimmt find, doch in unſerem Sinne „fremd⸗ 
blütig“ und daher raſſiſch unerwünſcht ſein. Das Ergebnis dieſer Betrachtungen 
iſt, daß nicht jeder Fremdſtämmige unter allen Umſtänden uns ewig fremd bleiben 
muß, nur aus dem Grunde, weil er aus nichtdeutſchem Volkstum ſtammt, denn er 
kann im Wichtigſten ſeiner 5 in ſeiner Raſſe, ebenſo geartet ſein wie 
ein Deutſcher. Als deutſchblütig im weiteſten Sinne haben wir alſo nicht 
nur die Abkömmlinge deutſcher Voreltern, die Deutſch ſtäm migen zu bewerten, 
ſondern auch die raſſegleichen Abkömmlinge aus anderem Volkstum, die wir 
freilich nur dann als zu uns gehörig betrachten können, wenn ſie auch ſonſt voll⸗ 
ſtändig, d. h. nach Kultur und Anſchauungen im deutſchen Weſen heimiſch ſind. 
So z. B. kann ein der Raſſe nach nordiſch beſtimmter Sohn italieniſcher, ruſſiſcher 
oder engliſcher Eltern, der durch Erziehung und Schulbeſuch von Jugend auf 
deutſches Weſen in ſich aufgenommen hat, nur als wünſchenswerter Zuwachs an⸗ 
geſehen werden, da die ausſchlaggebende Blutsgleichheit, die raſſiſche Erbmaſſe, 
die Gewähr dafür bietet, daß er und ſeine Nachkommen völlig im deutſchen Volke 
aufgehen. 

Die Anforderungen, die in geſundheitlicher und erbbiologiſcher 
Hinſicht an einen Einbürgerungsbewerber geſtellt werden müſſen, ergeben ſich aus 
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den allgemeinen bevölkerungspolitiſchen Grundſätzen, die hier nicht zu erörtern 
ſind. Es ſoll nur darauf hingewieſen werden, daß der Kreis der Krankheiten und 
Geſundheitsſchäden, die den davon Befallenen ungeeignet zum Erwerb der Reichs⸗ 
angehörigkeit machen, hier natürlich viel weiter geſteckt werden kann, als der in 
dem Geſetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes aufgezählte, 
der den Betroffenen zur Unfruchtbarmachung beſtimmt. 

Der Nachweis, daß der Einzubürgernde förmlich aus ſeiner bisherigen 
ausländiſchen Staatsangehörigkeit entlaſſen fein muß, wird 
in dieſer Allgemeinheit durch deutſche Beſtimmungen nicht gefordert. Der deutſch⸗ 
tſchechoſlowakiſche Staatsangehörigkeitsvertrag aber verpflichtet die beiden Ber: 
tragsſtaaten, eine Einbürgerung eines Angehörigen des anderen Staates nicht 
eher zu vollziehen, als bis er entlaſſen iſt (Art. 13 des Vertrages vom 29. Juni 
1920 — RGBl. I S. 2284). 

Abſchließend ſei auf die Rolle hingewieſen, die die äußere Politik immer 
wieder in dieſem oder jenem Falle einer Einbürgerung ſpielen wird. Um ein Bei⸗ 
ſpiel anzuführen, liegt es durchaus nicht im Intereſſe des deutſchen Geſamtvolkes. 
daß etwa in Zeiten, in denen Auslandsdeutſche beſonders hart zu ringen haben, 
ein großer Teil von ihnen wieder in den Raum des Deutſchen Reiches einſtrömt 
und ſich dort durch Erwerb der Reichsangehörigkeit ſeßhaft macht. Abgeſehen davon, 
daß die Reichsdeutſchen ſchon in überfülltem Raum leben, würde dieſes Verhalten 
unſer Auslandsdeutſchtum und damit eine wichtige Lebensader Deutſchlands ent⸗ 
ſcheidend ſchwächen. 


7. Der Verluſt der Staatsangehörigkeit 


Die Rechtsgründe, die zum Verluſt der Staatsangehörigkeit führen, werden nach 
denſelben zwei Gruppen unterſchieden wie die Erwerbsgründe (ſ. oben zu 6 b): 
Der Verluſt tritt entweder zwangsläufig als Folge einer anderweitigen Handlung 
ein, ohne daß der Staat zu dem einzelnen Fall des Verluſtes eine beſondere Ent⸗ 
ſchließung faßt, oder er wird durch ausdrücklichen Staatshoheitsakt herbeigeführt 
(SS 17 ff. des Geſetzes). 

Die zwangsläufigen Gründe des Verluſtes find: 

1. der Erwerb einer fremden Staatsangehörigkeit, 

2. die Legitimation eines reichsdeutſchen Kindes durch einen Ausländer, 

3. die Eheſchließung einer Reichsdeutſchen mit einem Ausländer, 

4. die Nichterfüllung oder Verletzung der Wehrpflicht — z. Zt. gegenſtandslos. 


Staatshoheitsakte, die den Verluſt bewirken, find: 


1. die Entlaſſung, 
2. der ausdrückliche Beſchluß der Behörde. 


Zu den einzelnen Rechtsgründen iſt folgendes zu ſagen: Der Verluſt der deut⸗ 
ſchen Staatsangehörigkeit durch Er werbeiner fremden tritt nur dann ein, 
wenn der Reichsdeutſche ih dauernd im Auslande aufhält und der Erwerb 
der fremden Staatsangehörigkeit auf ſeinem Antrage beruht. Der Betref⸗ 
fende kann den Verluſt abwenden, indem er ſich vorher von ſeiner Landes⸗ 
regierung ſchriftlich die Genehmigung geben läßt, daß er die Reichsangehörigkeit 
beibehält (§ 25 des Geſetzes). Eine ſolche Genehmigung erteilen die Behörden aber 
nur äußerſt ſelten, da hierdurch eine doppelte Staatsangehörigkeit mit allen ihren 
unerwünſchten Begleiterſcheinungen geſchaffen wird (vgl. oben zu 4c). 

Über die Legitimation iſt bereits (zu 6 b) das Nötige geſagt worden. 

Daß jede reichsdeutſche Frau automatiſch ihre Staatsangehörigkeit ver⸗ 
liert, wenn fie einen Ausländer (alſo auch einen Staatenloſen) heiratet, 
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beruht auf einer Überſpitzung des Grundſatzes der Familieneinheit ($ 17 des 
Geſetzes). Dieſe Beſtimmung wird wegen der vielfachen ungerechtfertigten Nach⸗ 
teile, die fie für die deutſchen Frauen zur Folge hat, weitgehend zu ändern ſein. 

Unter den Staatshoheitsakten, die den Verluſt der Staatsangehörigkeit bewirken, 
iſt in erſter Linie die Entlaſſung zu nennen. Sie ſetzt immer einen Antrag 
voraus. Ein weſentlicher Unterſchied gegenüber der Einbürgerung beſteht darin, 
daß die Entlaſſung nicht verſagt werden darf, außer, wenn es ſich um aktive 
Soldaten oder Beamte handelt. Gegen die Ablehnung iſt daher ein förmliches 
Rechtsmittel, der Rekurs nach § 40, gegeben (in Preußen an das Oberverwaltungs⸗ 
gericht). Auch die Entlaſſung wird rechtswirkſam durch Aushändigung einer 
Urkunde, mit dem Unterſchiede gegenüber der Einbürgerung, daß die Rechts⸗ 
wirkſamkeit rückwirkend hinfällig wird, wenn der Entlaſſene nach Ablauf eines 
Jahres immer noch — oder bereits wieder — ſeinen dauernden Aufenthalt im 
Inlande hat. Eine Erſtreckung (über dieſen Begriff vgl. oben zu 6d) der 
Entlaſſung tritt nicht ein, vielmehr ſind beſondere Anträge des Familienhauptes 
für die Ehefrau und die minderjährigen Kinder nötig. 

Die weiteren Arten der Staatshoheitsakte, die den Verluſt der Staatsangehörig⸗ 
keit bewirken, unterſcheiden ſich von der Entlaſſung dadurch, daß ſie nicht auf 
Antrag des Betroffenen, ſondern von Amts wegen geſchehen. Im Staats⸗ 
angehörigkeitsgeſetz ſelbſt find zwei Fälle genannt, in denen ein Reichsdeutſcher 
„durch Beſchluß der Zentralbehörde feines Heimatsſtaates“ — alſo der Regierung 
des Landes, nicht des Reiches — ſeine Staatsangehörigkeit verliert, nämlich wenn 
er einem Rückkehrbefehl im Kriegsfall nicht Folge leiſtet, und wenn 
er in fremden Staatsdienſt — ſei es zivilen oder militäriſchen — getreten 
iſt, ohne daß ſeine Regierung dies ausdrücklich geſtattet hat. 

Hierzu find durch Reichsgeſetz vom 14. Juli 1933 (RGBl. I S. 480) zwei weitere 
Arten von Maßnahmen gekommen, die den Verluſt der Staatsangehörigkeit durch 
behördlichen Beſchluß bewirken und gegenwärtig von größter praktiſcher Bedeutung 
ſind: Der Widerruf der Einbürgerung und die Aberkennung der 
Staatsangehörigkeit, die ſogenannte Ausbürgerung (Näheres hierzu ſiehe 
Artikel über Ausbürgerung). 


8. Nationalſozialiſtiſche Anforderungen an ein neues Staatsangehörigkeitsrecht 


Daß mit der Machtergreifung durch Adolf Hitler eine von Grund auf neue 
Handhabung der Einbürgerung nach raſſiſchen, geſundheitlichen und erbbiologiſchen 
Geſichtspunkten erfolgreich eingeſetzt hat, iſt ſchon dargeſtellt worden (zu 6 h). Da⸗ 
mit iſt der größte Übelſtand beſeitigt. Eine grundlegende Neugeſtaltung des Rechtes 
der Staatsangehörigkeit bleibt aber nach wie vor notwendig. Wichtige Vorläufer 
hierzu ſind das Geſetz über den Widerruf der Einbürgerung uſw. vom 14. Juli 
1933, die Verordnung über die deutſche Staatsangehörigkeit vom 5. Februar 1934 
und das Geſetz vom 15. Mai 1935 (vgl. zu 5b und 6). Nötig iſt vor allem eine 
durchgehende Einheitlichkeit aller Beſtimmungen; jede von ihnen muß auf dem 
Boden raſſiſcher und völkiſcher Grundſätze ruhen. 

Auf Teilgebieten des Staatsangehörigkeitsrechtes ſind ebenfalls Verbeſſerungen 
dringend notwendig. Es muß ſtärker herausgearbeitet werden, daß die Aufnahme 
in das Reichsvolk eine Ehrung iſt; die Verleihung der Reichsangehörigkeit muß 
feierlicher geſtaltet werden, um dem Neuaufgenommenen die Bedeutung des Vor⸗ 
ganges ſtärker zum Bewußtſein zu bringen. Ein feierlicher Treueſchwur wäre hier 
am Platze. Weiter ſind im Sinne unſerer Anſchauungen die Beſtimmungen zu 
ändern, die durch Eheſchließ ung den Erwerb oder Verluſt der Reichs⸗ 
angehörigkeit für Frauen eintreten laſſen. Wie es untragbar für den völkiſchen 
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Staat iſt, daß ihm die ſtandesamtliche Sanktion eines Liebesbundes zwiſchen einem 
Reichsdeutſchen und einer Ausländerin ohne weiteres eine neue Staatsangehörige 
zuführt, ohne daß hierbei nach ihrer Raſſe, ihrem Volksſtamm, ihrem Weſen oder 
ihren geſundheitlichen Werten gefragt wird, ſo iſt es gleichfalls untragbar, daß der 
Staat unbeteiligt zuſieht, wie reichsdeutſche Volksgenoſſen ihm in großer Zahl ver⸗ 
lorengehen, weil ihre Ehemänner die Reichsangehörigkeit nicht beſitzen. 

Das höchſte Ziel, das freilich immer nur Aufgabe, nur Ideal bleiben kann, wäre, 
daß der urſprüngliche und geſündere Zuſtand der Einheit von Volkstum und 
Staatsangehörigkeit wieder erreicht wird. Es ſollen keine imperialiſtiſchen Ziele 
geſteckt werden, aber es muß erreicht werden, daß der Begriff einer vom Volkstum 
unabhängigen und ein juriſtiſches Sonderleben im leeren Raum führenden Staats⸗ 
angehörigkeit allmählich ſtirbt. Er muß nicht nur im Geſetz, ſondern vor allem im 
Empfinden jedes reichsdeutſchen wie auslandsdeutſchen Volksgenoſſen verdrängt 
werden aus der Stellung eines Faktors, der einen Unterſchied im Weſen bezeichnet. 
Hier dürfen wir mit Recht auf das Aufgehen der Saat hoffen, die unſer Führer 
und ſeine Bewegung ausgeſtreut haben. Erſt wenn ſie aufgegangen ſein wird, 
werden wir ſo weit ſein, wie andere Völker ſchon ſeit langem: Wir werden einen 
echten Nationalſtolz beſitzen, nicht einen Dünkel, aber ein berechtigtes Bewußtſein 
unſeres völkiſchen Wertes. 
5 Löſener 
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Ausbürgerung 


I. Allgemeines 


Während durch die Einbürgerung ein Ausländer (eine Perſon mit aus: 
ländiſcher Staatsangehörigkeit oder ein Staatenloſer) zum Angehörigen des ein⸗ 
bürgernden Landes wird, bezweckt die Ausbürgerung eine Beendigung dieſer 
ſtaatsrechtlichen Zugehörigkeit. Ihrer Wirkung nach ſtellen ſich alſo die Einbür⸗ 
gerung und die Ausbürgerung, wie ja auch rein terminologiſch erkennbar, als zwei 
einander entgegengeſetzte Begriffe dar. Die Ausbürgerung (im weiteſten Sinne) 
bietet in dieſer Hinſicht lediglich die Beſonderheit, daß ſie nicht nur gegenüber den⸗ 
jenigen Staatsangehörigen Platz greifen kann, die durch Einbürgerung Inländer 
geworden find, ſondern auch gegenüber ſolchen, die die inländiſche Staatsangehörig⸗ 
keit durch Abſtammung (Geburt) erworben haben. Im übrigen iſt ſie genau wie 
die Einbürgerung ein ſtaats rechtlicher Hoheitsakt. 

Es iſt anerkannt, daß jeder ſelbſtändige Staat autonom — ſelbſtverſtändlich 
unter Wahrung der durch das Völkerrecht gezogenen Schranken — darüber be⸗ 
finden kann, wer ihm angehört und wer nicht. Insbeſondere iſt es einem Staate 
unbenommen, durch Rechtsſatzung den Verluſt der Staatsangehörigkeit an beſtimmte 
Tatbeſtände zu knüpfen, ſei es, daß der Verluſt ipso iure beim Vorhandenſein 
eines maßgeblichen Tatbeſtandes eintritt oder daß es dazu des Ausſpruchs einer 
ſtaatlichen Behörde bedarf. Wenn dieſes ſelbſtverſtändliche Recht von gewiſſer 
Seite gerade dem nationalſozialiſtiſchen Deutſchland abgeſtritten wurde, ſo darf 
dies unter den obwaltenden Verhältniſſen vorwiegend als politiſches Kampfmittel 
charakteriſiert werden. Es ſei auch darauf hingewieſen, daß in anderen europäiſchen 
Staaten (z. B. Frankreich, England) die Ausbürgerung längſt gang und gäbe iſt 
und international unwiderſprochen blieb. Und gerade auch in neuerer Zeit iſt ſie 
in Oſterreich und Belgien in den Vordergrund der Aufmerkſamkeit gelangt. 

Die Ausbürgerung zerſchneidet das zwiſchen dem Staate und einer Einzelperſon 
beſtehende ſtaatsrechtliche Band. Sieht man den Inhalt der Staatsangehörigkeit 
zutreffend an, ſo erhellt ohne weiteres, wie ſchwerwiegend die Wirkung der Aus⸗ 
bürgerung ſein muß. In einem einwandfrei geordneten Rechtsſtaat wird der 
Trennungsſtrich gewiß nicht willkürlich gezogen; es muß im Einzelfall ſchon ein 
hoher Grad von Unerwünſchtheit gegeben ſein, wie ſich weiter unten zeigen wird. 

Das deutſche Staatsangehörigkeitsrecht kennt für die vom Staate herbeigeführte 
Beendigung der Staatsangehörigkeit (Ausbürgerung) zwei Formen: Aberken⸗ 
nung der Staatsangehörigkeit und Widerruf der Einbürge⸗ 
rung. Während der Einbürgerungswiderruf — ſchon wortgemäß — nur diejenigen 
treffen kann, die durch Einbürgerung Reichsdeutſche geworden find, beſteht die 
Möglichkeit der Aberkennung gegenüber Reichsdeutſchen ſchlechthin. 


II. Die Aberkennung der Staatsangehörigkeit 


Die Aberkennung der Reichsangehörigkeit war bereits in den SS 20 und 22 des 
Geſetzes über die Erwerbung und den Verluſt der Bundes- und Staatsangehörig⸗ 
keit vom 1. Juni 1870 (Bundesgeſetzbl. S. 355) für Fälle der Nichtbeachtung 
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der Aufforderung zur Rückkehr in das Reichsgebiet bei Krieg oder Kriegsgefahr 
und des Ungehorſams gegenüber der Aufforderung zum Austritt aus ausländiſchem 
Staatsdienſt vorgeſehen. Dieſe Vorſchriften find im weſentlichen in das Reichs⸗ und 
Staatsangehörigkeitsgeſetz vom 22. Juli 1913 (RG Bl. S. 583) übernommen wor: 
den. Das letztere Geſetz fügte hinzu noch die im Hinblick auf die Belange der 
allgemeinen Wehrpflicht notwendigen Folgerungen aus der Wehrpflichtverletzung. 

Die erwähnten Tatbeſtände für die Möglichkeit einer Aberkennung der Staats⸗ 
angehörigkeit charakteriſieren ſich ihrer ganzen Natur nach als Fälle des Treu⸗ 
bruchs gegenüber Volk und Heimat. Wer treulos gegen ſein Vaterland iſt, hat 
im Grunde damit ohne weiteres ſchon das Anrecht verwirkt, ihm noch länger anzu⸗ 
gehören. Der ſtaatliche Ausſpruch über den Verluſt der Staatsangehörigkeit iſt alſo 
eigentlich nur deklaratoriſcher Art, wenn ihm auch — rechtlich geſehen — konſti⸗ 
tutive Bedeutung zukommt. 

Wenn man Weſen und Inhalt der Staatsangehörigkeit ernſthaft betrachtet, ſo 
ſpringt in der Tat die Treupflicht als der vornehmſte Weſensinhalt in die 
Augen. Was unter Treue zu verſtehen iſt, ſollte gerade dem deutſchen Menſchen zu 
geläufig ſein, als daß dieſer Begriff näher erläutert werden müßte. Gegenüber 
Volk und Staat die Treue halten, bedeutet nicht etwa nur, alles das zu unter⸗ 
laſſen, was treubrecheriſch iſt. Darüber hinaus erfordert es ein poſitives Eintreten 
für ſein Volk, wo immer ſich die Gelegenheit dazu bietet. Die Treupflicht ſtellt an die 
geſamte Perſönlichkeit Anforderungen, und zwar in jeder Beziehung, in jeder 
Lebenslage. Eine Halbheit gibt es dabei nicht; die Pflicht zur Treue verträgt es 
nicht, daß man in einer Beziehung die Treue verletzt, in der anderen aber treu zu 
ſein wähnt. Es wäre alſo ein müßiges Unterfangen, wollte man gleichſam einen 
Katalog der Fälle aufſtellen, in denen der einzelne ſeinem Vaterlande die Treue 
zu halten verpflichtet iſt. Es vertrüge ſich dies eben nicht mit dem Univerſalen 
des Treuebegriffs. 

Hieraus erhellt, wie unzulänglich die im Reichs⸗ und Staatsangehörigkeits⸗ 
geſetz enthaltene Regelung der Aberkennung der Staatsangehörigkeit iſt, da fie 
ſich auf wenige Einzelfälle der Verletzung der Treupflicht beſchränkt. Für das 
junge nationalſozialiſtiſche Staatsweſen mußte bei ſeiner gegen früher ganz anders 
gearteten Auffaſſung von dem Verhältnis zwiſchen Einzelweſen und Volksgemein⸗ 
ſchaft dieſe Lücke recht bald fühlbar werden. Ohne die große Reform des Staats⸗ 
angehörigkeitsrechts abzuwarten, hat man durch das Geſetz über den Widerruf von 
Einbürgerungen und die Aberkennung der Staatsangehörigkeit vom 14. Juli 1933 
(RGBl. I S. 480) hierin weitgehend Wandel geſchaffen. 

Dieſes Geſetz ($ 2) geſtattet ein Vorgehen gegenüber Reichsangehörigen, die fi 
im Ausland oder im Saargebiet aufhalten, gegenüber den letzteren jedoch nur 
inſoweit, als ſie in der Zeit nach der nationalſozialiſtiſchen Machtübernahme 
(30. Januar 1933) ihren Aufenthalt in das Saargebiet verlegt haben (hinſichtlich 
des Saargebietes ſeit deſſen Rückkehr zum Reich gegenſtandslos). Die Beſchränkung 
auf Deutſche im Ausland rechtfertigt ſich ohne weiteres dadurch, daß man gegen 
pflichtvergeſſene Reichsangehörige, die ſich innerhalb der Grenzen der deutſchen 
Verwaltungshoheit befinden, mit anderen geeigneten Mitteln einſchreiten kann. 

Im genannten Geſetz iſt die allgemeine Vorausſetzung für die Aberkennung der 
Staatsangehörigkeit nun ſo gefaßt, wie es nach dem oben erörterten umfaſſenden 
Weſen des Treuebegriffs erforderlich iſt: Schädigung der deutſchen Belange durch 
„ein Verhalten, das gegen die Pflicht zur Treue gegen Reich und Volk verſtößt“. 
In der Ausführungsverordnung vom 26. Juli 1933 (RGBl. I S. 538) wird dieſe 
Vorausſetzung als „insbeſondere“ dann gegeben bezeichnet, wenn ein Deutſcher der 
feindſeligen „Propaganda gegen Deutſchland Vorſchub geleiſtet oder das Anſehen 
oder die Maßnahmen der nationalen Regierung herabzuwürdigen geſucht hat“. Wir 
ſehen alſo, daß der Geſetzgeber die Schwere ſeiner Maßnahme auf treuwidrige 
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aktive Betätigung beſchränken und die Fälle außer acht laſſen will, in 
denen durch Unterlaſſen des pflichtgemäß gebotenen poſitiven Eintretens für 
Deutſchland die Treuepflicht gleichfalls verletzt wird (in letzterer Hinſicht praktiſche 
Schwierigkeit der Feſtſtellung des Tatbeftandes!). 

Neben dieſer allgemeinen Vorausſetzung bringt das Geſetz noch einen Sonder⸗ 
tatbeſtand: die Aberkennung der Staatsangehörigkeit iſt auch zuläſſig gegen 
Reichsangehörige im Ausland, die einer vom Reichsminiſter des Innern an ſie 
ergangenen Rückkehraufforderung nicht Folge leiſten. Hier iſt es alſo der 
Ungehorſam gegenüber dem Befehl einer oberſten Reichsſtelle, der die ſchwere 
Strafe der Staatsangehörigkeitsentziehung rechtfertigt. 

Die mit der Aberkennung der Staatsangehörigkeit verknüpfte Folge der 
Heimatloſigkeit dürfte von jedem, der auch nur einen Funken Heimatgefühl 
beſitzt, gewiß in ihrer ganzen Schwere gefühlt werden. Für die Miſſetäter, die ſie 
leicht achſelzuckend hinnehmen, bietet das Geſetz noch eine fühlbare Verſchärfung 
durch die Möglichkeit der Vermögens beſchlagnahme und der Verfall⸗ 
erklärung zugunſten des Reichsfiskus. 

Die Entſcheidung über die Staatsangehörigkeitsentziehung iſt den Reichsminiſtern 
des Innern und des Auswärtigen anvertraut. Sie befinden von Fall zu Fall 
auch darüber, inwieweit ſich der Verluſt der Staatsangehörigkeit auf Familien⸗ 
mitglieder erſtreckt. 

Bisher iſt auf Grund des neuen Geſetzes erſt rund 135 Perſonen die deutſche 
Staatsangehörigkeit aberkannt worden. Gemeſſen an dem großen Umfange der 
Hetze deutſcher Emigranten im Ausland beweiſt dieſe Zahl, daß die Reichs⸗ 
regierung ſich in der Anwendung der hier fraglichen Maßnahme eine ſtarke Be⸗ 
ſchränkung auferlegt. Aus guten Gründen pflegt man mit dieſer beſonderen Strafe 
nur gegen Perſönlichkeiten vorzugehen, die in der Offentlichkeit in beſtimmter 
Weiſe bekannt ſind. 


III. Der Einbürgerungswiderruf 


Das Geſetz vom 14. Juli 1933 ($ 1) bietet ferner eine Handhabe dafür, in der 
Zeit zwiſchen dem 9. November 1918 und dem 30. Januar 1933 vollzogene 
unerwünſchte Einbürgerungen zu widerrufen. Damit bringt es 
für das deutſche Staatsangehörigkeitsrecht etwas völlig Neues; bis dahin konnte 
nämlich nach der verwaltungsgerichtlichen Rechtſprechung eine ordnungsgemäß 
vollzogene und rechtswirkſam gewordene Einbürgerung ſelbſt dann nicht wider⸗ 
rufen werden, wenn ſie erſchlichen war. Der kommenden Reform des Staats⸗ 
angehörigkeitsrechts iſt es vorbehalten, den Einbürgerungswiderruf als Ganzes 
in allen Einzelheiten zu regeln. Der $ 1 a. a. O. bezieht ſich nur auf einen zeitlich 
begrenzten Kreis von Sonderfällen. Dem entſpricht es auch, daß die Vorſchrift am 
31. Dezember 1935 außer Kraft treten wird (zu vgl. Geſetz vom 10. Juli 1935 — 
ROLL. 1 S. 1015 —). 

Schmerzlich iſt die Erinnerung an die Jahre nach dem Novemberumſturz 1918, 
in denen aufs leichtfertigſte Ausländer in die deutſche Volksgemeinſchaft ungeachtet 
deſſen aufgenommen wurden, daß ſie entweder ihrer raſſiſchen Herkunft oder ihrer 
Geſinnung nach nicht für den Gnadenerweis der Einbürgerung geeignet waren. 
Unter ihnen befinden ſich in ſehr großem Umfange Elemente, die bei mangelhaft 
bewachten Grenzen Deutſchland zur Tätigung recht fragwürdiger Erwerbsgeſchäfte 
aufgeſucht haben. Unter der Bezeichnung „O ſt ju den“ find fie allenthalben wohl⸗ 
bekannt. Außer dieſen erwähnt die Ausführungsverordnung vom 26. 7. 1933 auch 
„insbeſondere“ Perſonen, „die ſich eines ſchweren Vergehens oder eines Ver⸗ 
brechens ſchuldig gemacht oder ſich ſonſtwie in einer dem Wohle von Staat und 
Volk abträglichen Weiſe verhalten haben“. | 
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Daß das nationalſozialiſtiſche Reich dieſe Einbürgerungen nicht als unabänderlich 
hinnimmt, muß aus dem Willen zur Selbſterhaltung heraus als durchaus ver⸗ 
ſtändlich angeſehen werden. Handelt es ſich doch darum, das Wertvollſte, was der 
Staat beſitzt, nämlich das Volk, von ſeinen Wert und ſeine Aufwärtsentwicklung 
gefährdenden Beſtandteilen aus einer Zeit bevölkerungspolitiſcher Fehlentſchei⸗ 
dungen zu reinigen. Während die unter II behandelte Aberkennung ſich als Aus⸗ 
ſtoßung aus der Volksgemeinſchaft und damit als Strafe entehrendſter Art kenn⸗ 
zeichnet, ſtellt alſo die Widerrufsmaßnahme lediglich eine Korrektur dar. 
Inſoweit das Geſetz auf die Frontkämpfereigenſchaft von lediglich 
raſſiſch unerwünſchten Perſonen gebührend Rückſicht nimmt, hält es ſich auf der 
Linie, die auch bei den Reinigungsaktionen auf verſchiedenen anderen Gebieten 
gewahrt iſt. 

Der Einbürgerungswiderruf, für den regelmäßig die Landesbehörden zuſtändig 
ſind, erſtreckt ſich ipso iure auf die Familienangehörigen, die die deutſche Staats⸗ 
angehörigkeit ſeinerzeit lediglich zufolge der Einbürgerung des Familienhauptes 
erworben haben (zu vgl. § 16 des Reichs⸗ und Staatsangehörigkeitsgeſetzes). Dieſe 
Verluſterſtreckung findet ihre Rechtfertigung nicht etwa nur in dem Grundſatz 
der Familieneinheit. Sie iſt gerade in den Fällen raſſiſcher Unerwünſchtheit der 
Einbürgerung ſelbſtverſtändlich auch bevölkerungspolitiſch ohne weiteres begründet. 
Soweit durch die Erſtreckung Härten entſtehen, iſt zur Abhilfe lediglich der Weg 
der Wiedereinbürgerung gegeben. Gegenüber den durch Einbürgerungserſtreckung 
zu Reichsangehörigen gewordenen Familienmitgliedern iſt der ſelbſtändige 
Widerruf nur dann ſtatthaft, wenn das eingebürgerte Familienhaupt verſtorben 
oder für tot erklärt iſt oder die deutſche Staatsangehörigkeit inzwiſchen wieder ver⸗ 
loren hatte. 

Der Widerruf der Einbürgerung kann nicht mit Rechtsmitteln angefochten 
werden (nur die allgemeine Dienſtaufſichtsbeſchwerde iſt gegeben). 

Lichter 
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chen 1914, C. H. Beckſche Verlagsbuchhandlung. 
8 e Deutſches Staatsangehörigkeitsrecht, Berlin 1928, Verlag von 
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Reichsverweiſung 


I. 


1. Jedwede Geſetzgebung iſt nach dem Maße ihrer Lebendigkeit und Gegenwarts⸗ 
einſtellung Ausdruck der weltanſchaulichen Verfaſſung und damit der zeitgeſchicht⸗ 
lichen politiſchen Lage des betreffenden Staates und Volkes. Das Geſetz über die 
Reichsverweiſung vom 23. März 1934 (RGBl. I S. 213) iſt eine der erſten grund⸗ 
legenden Verwaltungsgeſetze des nationalſozialiſtiſchen Reiches. Indem der völs 
kiſche Gedanke das neue ſtaatswiſſenſchaftliche Wertgefüge vornehmlich um Raſſe 
und Volkstum aufrichtet, zu deren Schutz und Halt das Staatsweſen zu dienen 
berufen iſt, war ein ſolches Geſetz über Verweiſung ſtaatsfeindlicher und ſonſtwie 
unlauterer volksfremder Elemente aus dem Reichsgebiet dringliches Erfordernis. 
Mehr als die bisherige geſetzliche Regelung es geſtattete, mußte durch dieſes neue 
Geſetz eine wirkſame Handhabe geſchaffen werden. Nachdem der politiſche Wille 
des neuen Deutſchlands auf allen Lebensgebieten, nicht nur in dem eigentlich 
politiſchen Bereich, ſondern auch im Bereiche des kulturellen, wirtſchaftlichen, 
ſozialen uſw. erwacht iſt, gilt es, eine Neuordnung des rechtlichen Verhältniſſes 
zwiſchen den ſchickſalsmäßig mit dem Ganzen des Volkes verbundenen Volks⸗ 
genoſſen und den volksfremden Individuen zu treffen. 

Der Staat iſt nach völkiſcher Auffaſſung nicht Selbſtzweck, ſondern findet feine 
unveräußerliche Sendung darin, die Volkheit unter beſonderer Betonung des 
Wehrwillens (hier des Abwehrwillens) zu einem ſeines Wertes bewußten Orga⸗ 
nismus zuſammenzufaſſen. Nach den Ausführungen des Führers auf dem deutſchen 
Juriſtentag Oktober 1933 gehen Recht und Moral eine Linie und ſtreben einem 
gemeinſamen Ziele zu: Erhaltung des Volkstums. 

2. a) Die praktiſch⸗rechtliche Bedeutung des neuen Reichsverweiſungsgeſetzes 
beſteht in politiſcher, wirtſchaftlicher und ſittlicher Hinſicht. In politiſcher: Die 
Träger kommuniſtiſcher Ideen einesteils, demokratiſch⸗liberaliſtiſcher anderenteils 
find mit der äußeren Machtergreifung der Staatsgewalt durch die nationalſozia⸗ 
liſtiſche Bewegung nicht mit einem Tage verſchwunden; hinzu kommen mancherlei 
aus reaktionärer Abſicht ſtammende Widerſtände, die deshalb ernſt zu nehmen 
find, weil vom Ausland her (Emigranten) ſtaatsfeindliche Einflüſſe unterſtützt 
werden. Durch die Schwierigkeiten der außenpolitiſchen Lage wird die angeſtrebte 
Bereinigung der politiſchen Verhältniſſe nur um ſo dringlicher. 

b) Der wirtſchaftliche Wiederaufbau ſetzt voraus die Aufgabe des zerſetzenden 
egoiſtiſchen Händlergeiſtes und verlangt dafür die Geltendmachung nationalſozia⸗ 
liſtiſcher Grundſätze wie „Gemeinnutz vor Eigennutz“, Sauberkeit in der Geſchäfts⸗ 
führung, Pflichterfüllung nach Maßgabe der geſetzlichen Beſtimmungen, Deviſen⸗ 
abgabe, Steuerzahlung, Zollabgabe. Eine Gefährdung des Erfolges durch gewiſſen⸗ 
loſes Hinterziehen von Werten, die dem Ganzen zugute kommen müſſen, iſt un⸗ 
tragbar. 

c) Nicht zuletzt hängt das Gelingen und der Beſtand der deutſchen Bewegung 
ab von der Erziehung, der Heranziehung eines blutsbewußten deutſchen Menſchen; 
darum iſt die Ausmerzung inſtinktloſer, weil nicht raſſegebundener Schädlinge 
nationale Pflicht und Notwendigkeit. 
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II. 

1. Bisher waren Reichs verweifungen nur möglich, wenn gegen den Ausländer 
ein rechtskräftiges Urteil wegen beſtimmter ſtrafbarer Handlungen vorlag oder 
wenn die Reichsverweiſung ausdrücklich durch beſondere geſetzliche Vorſchriften für 
zuläſſig erklärt war. Die Möglichkeit eines ungeſchriebenen Ausweiſungsrechts des 
Reiches war beſtritten (vgl. im folgenden unter 2). Im übrigen gab es nur Lan: 
desverweiſungen. 

Die Landesverweiſung war die urſprüngliche und allgemeine Form der 
Ausweiſung auf Grund der ſtaatlichen Gebietshoheit; ſie wurde verfügt aus 
polizeilichen Gründen (Gefährdung der öffentlichen Ruhe, Sicherheit und Ordnung, 
Geſundheit, Sittlichkeit ujw. durch den betr. Ausländer) oder aus politiſchen 
(Läſtigkeit, Hilfsbedürftigkeit). Viele deutſche Länder hatten eigene Geſetze (Auf⸗ 
zählung bei Kobarg S. 77) über die Vorausſetzungen und das Verfahren, über 
welches ſchon der Gothaer Vertrag wegen gegenſeitiger Verpflichtung zur Über⸗ 
nahme Ausgewieſener vom 15. Juli 1851 (Preuß. GeſS. S. 711) Vorſchriften ent: 
hielt. Die deutſchen Länder hatten bei der Landesverweiſung auf dem Gebiete der 
Fremdenpolizei ein gewiſſes Maß völkerrechtlicher Rechtsfähigkeit (Anſchütz, Anm. 3 
zu Art. 78 V.). 

Die Reichsverweiſung war für zuläſſig erklärt in folgenden Geſetzes⸗ 
vorſchriften (vgl. die Aufzählung bei Stunz S. 496), die teilweiſe z. Zt. des Er: 
laſſes des neuen Reichsverweiſungsgeſetzes ſchon nicht mehr in Kraft waren: 

Strafgeſetzbuch SS 39 Nr. 2 (Polizeiaufſicht), 44, 48, 49, 49a in Verbindung mit 
88 115 (Aufruhr), 116 (Auflauf), 122 (Meuterei), 125 (Landfriedensbruch), 146 
(Falſchmünzerei), 147 (Münzbetrug), 180, 181 (Kuppelei), 1814 (Zuhälterei), 
248 (ſchwerer und Rückfallsdiebſtahl), 256 (Raub und Erpreſſung), 284a bis 285a 
(gewerbl. Glücksſpiel), 325 (gemeingefährliche Verbrechen), 362 IV (Landſtrei⸗ 
cherei uſw.); 

Reichsgeſetz gegen den Verrat militäriſcher Geheimniſſe v. 3. 6. 1914, § 14 II, 

Reichsgeſetz gegen die Steuerflucht v. 26. 7. 1918, § 24; 

Rennwett⸗ und Lotteriegeſetz v. 8. 4. 1922, 8 51; 

Geſetz zum Schutze der Republik v. 21. 7. 1922, § 9; 

Verordnungen über Handelsbeſchränkungen v. 13. 7. 1923, $ 33; 

Preistreiberei⸗Verordnung v. 15. 8. 1923, § 28; 

Verordnung gegen verbotene Ausfuhr lebenswichtiger Gegenſtände vom 13. 7. 
1923, 8 7; 

Oele über den Verkehr mit Betäubungsmitteln (Opiumgeſetz) v. 10. 12. 1929, 
8 10 

9 1 über die Zulaſſung öffentlicher Spielbanken v. 14. 7. 1933, § 3 II. 

An die Stelle dieſer Einzelbeſtimmungen trat am 1. 6. 1933 in der Hauptſache 
der § 39 a StGB., deſſen Wortlaut dann überging in den § 42 m II StGB. in der 
Faſſung vom 24. 11. 1933: „Wird ein Ausländer zu einer Freiheitsſtrafe von 
mindeſtens drei Monaten verurteilt und bedeutet ſein Verbleiben im Inland eine 
Gefahr für andere oder für die öffentliche Sicherheit, ſo kann das Gericht es für 
zuläſſig erklären, daß ihn die zuſtändige Verwaltungsbehörde innerhalb einer Friſt 
von ſechs Monaten nach Rechtskraft der Entſcheidung aus dem Reichsgebiet ver⸗ 
weiſt. Wird gegen den Ausländer eine mit Freiheitsentziehung verbundene Maß⸗ 
regel der Sicherung und Beſſerung oder die Entmannung angeordnet, ſo kann ihn 
die zuſtändige Verwaltungsbehörde innerhalb einer Friſt von ſechs Monaten nach 
Rechtskraft der Entſcheidung aus dem Reichsgebiet verweilen.“ 

In einem Falle war zur Reichsverweiſung keine gerichtliche Verurteilung 
erforderlich, nämlich wenn der Ausländer gegen $ 2 der Verordnung über die 
Beſtrafung von Zuwiderhandlungen gegen die Paßvorſchriften vom 6. 4. 1923 
verſtoßen hatte. 
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2. Für dieſe Reichsverweiſung waren die Landesbehörden zuftändig; dieſe wurden 
zwar nicht inſoweit zu Reichsorganen, wie z. B. Kobarg S. 50 meinte, aber ihre 
Handlungen wohl zu reichsrechtlichen Verfügungen (beſtritten). Ein Anweiſungs⸗ 
recht der Reichsregierung an die Länder in Ausweiſungsſachen wurde aus dem 
Aufſichtsrecht nach Art. 15 1 RV. gefolgert, da die auswärtigen Beziehungen der 
Geſetzgebung des Reiches zuſtehen (Harm S. 175). 

Neben dieſer Reichsverweiſung auf Grund von geſetzlichen Vorſchriften, deren 
Vollzug das Reich den Ländern übertragen hatte, ſo daß es darin durch eigene 
Geſetze gebunden war, hat man verſchiedentlich ein „ungebundenes“ Ausweiſungs⸗ 
recht des Reiches angenommen: das Reich ſei berechtigt, in Fällen, in denen keine 
ausdrückliche Zuweiſung an die Länderbehörden erfolgt ſei, ſich eigener Organe 
zur Anordnung und Durchführung zu bedienen (Matthieſſen S. 28); das ſei geſetz⸗ 
lich zwar nirgends vorgeſehen, folge aber dem Sinne der RV. gemäß Art. 78 I 
(Anſchütz, Anm. 16 zu Art. 15), indem das Reich das „Hausrecht“ in feinem 
Hoheitsgebiet ausübe und Ausweiſungen insbeſondere als Vergeltungs⸗ und 
Druckmaßnahmen im Rahmen der Beziehungen zu ausländiſchen Staaten verfüge, 
wofür es die ausſchließliche Zuſtändigkeit habe (Kobarg S. 50). Dieſe Rechts⸗ 
auffaſſungen waren aber von der herrſchenden Meinung nicht anerkannt (Be⸗ 
gründung zum Geſetz); daß dieſe Unklarheit zu Mißhelligkeiten führen mußte, liegt 
nahe. 

Obwohl eine Landesverweiſung nach einer zwiſchen den Landesregierungen 
getroffenen Vereinbarung in der Regel die Ausweiſung auch aus den übrigen 
deutſchen Ländern nach ſich zog, iſt es doch lange als ein Übelſtand empfunden 
worden, daß Ausländer z. B. wegen ſtaatsfeindlicher Betätigung nur aus dem 
Landesgebiet, nicht aber aus dem Reichsgebiet ausgewieſen werden konnten. 


III. 

1. Das Reich hätte nach Art. 7 Nr. 4 RV. längſt die Möglichkeit gehabt, die 
Geſetzgebung über das Ausweiſungsweſen von ſich aus zu regeln, ohne daß es dazu 
eines weiteren Verfaſſungsgeſetzes bedurft hätte. Es hat keinen Gebrauch davon 
gemacht. Nachdem aber durch das Geſetz über den Neuaufbau des Reiches vom 
30. 1. 1934 ($ 2) die Hoheitsrechte der Länder auf das Reich übergegangen waren, 
war damit ein neuer Anſtoß gegeben, das aus der Gebietshoheit fließende Recht 
der Ausweiſung von Ausländern in die Hände des Reiches zu nehmen. Da in 
Ausübung dieſes Rechts das deutſche Staatsweſen dem Auslande gegenübertritt 
und dieſem aus Gründen der Selbſterhaltung das Bild eines geſchloſſenen Staats⸗ 
ganzen bieten muß, lag es nahe, gerade dieſes Recht zur ausſchließlichen Reichs⸗ 
ſache zu erklären. 

a) Unter der Reichsverweiſung begreift das Geſetz vom 23. 3. 1934 
einen doppelten Rechtsbefehl, nämlich das Gebot des Verlaſſens und das Verbot 
des Wiederbetretens des Reichsgebietes. Wird alſo eine Reichsverweiſung von einer 
Behörde angeordnet, ſo enthält die Verfügung kraft Geſetzes dieſe beiden Rechts⸗ 
befehle, ohne daß dieſe einzeln ausdrücklich ausgeſprochen werden müßten. Im 
übrigen dürften die beiden Befehlsbeſtandteile nicht ein gleiches Schwergewicht und 
eine gleiche innere Bedeutſamkeit haben, wie man rein ſprachlich dem Geſetzes⸗ 
wortlaut entnehmen könnte. Vielmehr iſt der erſte Befehl — Gebot des Ver⸗ 
laſſens — das Weſentliche und Überwiegende an einer Reichsverweiſung; daß 
dagegen eine Ausweiſungsverfügung, die den zweiten Befehl — Verbot der Rück⸗ 
kehr — nicht enthält, überhaupt keine Reichsverweiſung im Sinne des Geſetzes ſei 
(jo Wolff, RVerwBl. 55, S. 357), dürfte nicht dem Sinne dieſes Geſetzes entſprechen. 
Jedenfalls ſetzt es in ſeiner Begriffsbeſtimmung — wenn man bei $ 1 von einer 
ſolchen ſprechen darf — voraus, daß der Betreffende das Reichsgebiet überhaupt 
ſchon betreten hatte, während nicht unbedingt geſagt iſt, daß er ſich bei Erlaß der 
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Verfügung noch darauf befinden müßte. Es iſt zu beachten, daß das Geſetz einen 
eigenen Sprachgebrauch verwendet, der ſich nicht deckt mit dem bisher üblichen 
wiſſenſchaftlichen Sprachgebrauch: dieſer faßte unter Verweiſung ſowohl die Aus⸗ 
weiſung wie auch die Abweiſung (über dieſe unten III, 10) zuſammen (Kobarg 
S. 1, Schwartz S. 1), ſomit jeden ſtaatlichen Befehl, der einem Fremden den Auf⸗ 
enthalt im Gebiet des Deutſchen Reiches unterſagt (Matthieſſen S. 2). 

Das Reichsgebiet wird, ſolange Art. 2 RV. in Kraft iſt, dadurch umriſſen, 
daß es aus den Gebieten der deutſchen Länder beſteht, jedenfalls aber aus dieſen 
hervorgegangen iſt. 

Nur gegen Ausländer kann die Reichsverweiſung angeordnet werden, nicht 
auch gegen Reichsangehörige. Als Ausländer bezeichnet das Geſetz (8.6) jeden, der 
die Reichsangehörigkeit nicht beſitzt. Damit werden ſowohl die Angehörigen aus⸗ 
wärtiger Staaten betroffen als auch die zahlreichen Perſonen, welche überhaupt 
keine Staatsangehörigkeit beſitzen (Achler S. 4). Dieſe Staatenloſen gelten 
alſo gleichfalls als Ausländer ohne Rückſicht auf ihre Volkszugehörigkeit, wie ſchon 
von jeher unter der Herrſchaft des liberaliſtiſchen reinen Staatsbürgerprinzips 
(RGSt. in JW. 1916 S. 339, Friedrichs S. 417). Für die Frage, wohin ein Menſch 
im Grunde gehört, iſt nach nationalſozialiſtiſcher Auffaſſung aber die blutsmäßige 
Volkszugehörigkeit als eine unabänderliche und gebietende Naturtatſache das 
Weſentliche und Beſtimmende, während ihr gegenüber die Staatsangehörigkeit nur 
Menſchenwerk, nur eine juriſtiſch⸗techniſche Hilfskonſtruktion von untergeordneter 
Bedeutung iſt; damit iſt natürlich nichts gegen deren Wert als ſolche und ihre 
Unentbehrlichkeit geſagt. Das Geſetz würde aber beſſer eine Unterſcheidung der 
Staatenloſen getroffen und ſolche deutſch⸗ariſcher Abſtammung und Mutterſprache 
nicht gleich den fremdvölkiſchen Ausländern der Reichsverweiſung unterworfen 
haben; denn ein ſtaatenloſer Blutsdeutſcher hat nach völkiſcher Anſchauung immer 
noch, ſelbſt wenn er ſich gegen Geſetze vergangen hat, mindeſtens das gleiche An⸗ 
recht an den deutſchen Boden wie ein Fremdblütiger, der die Reichsangehörigkeit 
beſitzt. Das Reichsverweiſungsgeſetz ſtellt aber die Berückſichtigung dieſes Anrechts 
lediglich in das Ermeſſen der Behörden („kann“, S 2; vgl. Buchmann S. 103. Wolff, 
Arch. öff. R. 26, S. 28, begnügt ſich damit, obwohl er ſonſt keine hohe Meinung von 
der Ermeſſenspraxis hat, a. a. O. S. 20). Bei geſetzlicher Berückſichtigung würde es 
keiner Unterſcheidung bedürfen, ob der betr. deutſchſtämmige Staatenloſe früher 
einmal die deutſche Staatsangehörigkeit beſeſſen hatte oder nicht; allerdings würden 
ſolche, denen wegen Volksverrats die deutſche Staatsangehörigkeit durch Widerruf 
oder Aberkennung nach dem Reichs⸗ und Staatsangehörigkeitsgeſetz (88 27—29, 
vgl. Achler S. 39, 60) oder nach dem Geſetz vom 14. 7. 1933 (RGBl. I S. 480) 
entzogen worden iſt, gleichwohl als Ausländer zu behandeln ſein, nicht aber auch 
ihre deutſchblütigen Familienangehörigen. 

Ausländiſche Kinder unter 15 Jahren unterfallen in der Regel nicht der 
Reichsverweiſung (S8 3 1 Nr. 1 u. II). 

Ein Geſetz, welches ſich mit der Behandlung von Ausländern befaßt, greift da⸗ 
mit in die Rechtsbeziehungen des Reiches zu ausländiſchen Staaten ein und 
berührt zugleich das Gebiet des Völkerrechts. In Zeiten, als fremdblütigen 
Einwanderern in Deutſchland weitgehende Rückſicht und Förderung zuteil wurde, 
hat es nicht an Verſuchen im juriſtiſchen Schrifttum gefehlt, dem unbedingten 
Hoheitsrecht des Staates, Ausländer des Gebietes zu verweiſen, wie es noch 
v. Overbeck (S. 14) und Bittermann (S. 553) vertraten, Individualrechte der 
Betroffenen entgegenzuſetzen und ganze Reihen von angeblich völkerrechtlichen Ein: 
ſchränkungen für Vorausſetzungen und Verfahren der Ausweiſung aufzuſtellen 
(z. B. Frauſtädter-Kreutzberger, Heilborn, Iſay, Loening ulw.; vgl. Kobarg ©. 8, 
Harm ©. 175, Stunz S. 496). In Wirklichkeit gab und gibt es keine Völkerrechts⸗ 
ſätze, welche das deutſche Ausweiſungsrecht weiter einſchränken könnten, als dieſes 
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ſelbſt es tut. Insbeſondere bringt Art. 4 RV. keine Einſchränkungen, wenn er als 
geltendes Recht die allgemein anerkannten Regeln des Völkerrechts aufführt: Da 
Rechtsſubjekte des Völkerrechts nur Staaten ſind, kommt es nur auf deren An⸗ 
erkennung an, nicht etwa auf die Privatmeinungen juriſtiſcher Schriftſteller. All⸗ 
gemein iſt dieſe Anerkennung nur, wenn auch das Deutſche Reich ſie ausgeſprochen 
hat (Anſchütz, Gieſe, Poetzſch⸗Heffter zu Art. 4 RV., Kobarg ©. 48). Das Deutſche 
Reich äußert ſeinen Rechtswillen in verbindlicher Weiſe nur durch Geſetze bzw. 
Verträge. Das Geſetz über die Reichsverweiſung iſt das einzige für die Zuläſſigkeit 
der Ausweiſung geltende Geſetz, da alle ſonſtigen Beſtimmungen hierüber auf⸗ 
gehoben find ($ 7, 11). Verträge aber, die dieſem Geſetz entgegenſtehen könnten, 
find nicht vorhanden; ſolche Handels⸗ und Niederlaſſungsverträge (Aufzählungen 
bei Stunz S. 529—30, Frauſtädter S. 106, Nitzſche S. 864, Schwartz S. 22) nehmen 
in der Regel auf die geltenden Geſetze Bezug. Daher iſt das Geſetz für Reichsver⸗ 
weiſungen allein maßgebend und es gibt daneben keinerlei andere Rechtsquelle, 
zumal völkerrechtlicher Art. — Unrichtig iſt daher namentlich die ſeither vielfach 
vertretene Meinung, daß die Ausweiſung von Staatenloſen (Frauſtädter S. 107) 
oder wenigſtens ſolcher ehemals deutſcher Reichsangehörigkeit (Stunz S. 496, Harm 
S. 175) völkerrechtlich unzuläſſig ſei. Wenn Frauſtädter dieſe Behauptung damit 
begründet, die Achtung vor der Souveränität des ausländiſchen Staates verbiete 
es, ihm wider ſeinen Willen Ausländer aufzuzwingen, und die Anerkennung der 
Strafrechtspflege des ausländiſchen Staates ſchließe es aus, daß ein Staat durch 
die Aufforderung an einen Staatenloſen, ſich ohne Zuzugsgenehmigung in ein 
anderes Land zu begeben, dieſen zur Begehung einer unerlaubten Grenzüber⸗ 
tretung anſtifte, ſo iſt das falſch. Denn durch die Ausweiſung wird der Ausgewie⸗ 
ſene nicht an einen beſtimmten Staat verwieſen, vielmehr iſt es ſeine Sache, ſich 
irgendwo Zuzugsgenehmigung zu ſuchen; von Aufzwingen kann keine Rede ſein, 
da dem ausländiſchen Staate das Recht unbenommen bleibt, ſeinerſeits von ſeinem 
Ausweiſungsrechte Gebrauch zu machen; und ſchließlich iſt der Staat nicht ver⸗ 
pflichtet, die Souveränität der ausländiſchen Staaten höher zu ſtellen als ſeine 
eigene. 

Auf zwiſchenſtaatlichem Vertragsrecht beruhen auch die Auslieferungs⸗ 
beſtimmungen, insbeſ. §8 7, 3 des Auslieferungsgeſetzes vom 23. 12. 1929 / 
12. 9. 1933. Die Reichsverweiſung darf weder zur Umgehung einer Auslieferungs⸗ 
verpflichtung dienen, indem der Auszuliefernde nach einem dritten Staat ab⸗ 
geſchoben wird (Krauſe S. 9), noch zur Umgehung eines Auslieferungsverbots, 
indem der Ausländer auf Grund einer Reichsverweiſung dem verfolgenden Staat 
zwangsweiſe zugeführt wird (Nitzſche Sp. 864, Frauſtädter S. 107; vgl. dagegen 
Wolff, Arch. öff. R. 26, S. 33). Deshalb hat die Durchführung der Reichsverweiſung 
eines Ausländers, deſſen Auslieferung beantragt iſt, nach $ 2 IV der Durch⸗ 
führungs verordnung vom 29. 5. 1934 (RG Bl. I S. 467) zu unterbleiben, ſolange 
nicht über den Auslieferungsantrag entſchieden ift. 

Die Meinung, die Reichsverweiſung ſei eine Nebenſtrafe zu der Verurtei⸗ 
lung, die den Verweiſungsgrund bildet, weil fie ein Strafübel ſei (jo RGSt. 17, 
193 u. Goltd. Archiv 48, 356), iſt ſchon längſt aufgegeben (Kobarg S. 13, Nitzſche 
Sp. 864), und ſofern noch Zweifel beſtehen konnten, ſind ſie durch die Heraus⸗ 
hebung der Reichsverweiſung aus allen ſtrafrechtlichen Zuſammenhängen (88 7, 
8, 11) jetzt beſeitigt. Auf ſie finden daher allgemeine Strafrechts⸗Begriffe und 
⸗Grundſätze, wie ne bis in idem (RGSt. 27, 352), Verjährung (RGSt. 14, 382), 
Strafmündigkeit, Zurechnungsfähigkeit, Begnadigung, Amneſtie u. dgl., keine An⸗ 
wendung. 

Das Geſetz über die Reichsverweiſung tritt als eine erſchöpfende Rege⸗ 
lung der Vorausſetzungen auf, unter denen eine Reichsverweiſung angeordnet 
werden kann. Daraus ergeben ſich entſcheidende Folgerungen ſowohl für das Ver⸗ 
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hältnis zu anderen Reichs⸗ und Landesgeſetzen (vgl. unten III c), wie auch für den 
Verwaltungsrechtsſchutz des einzelnen gegenüber einer Verweiſungsverfügung 
(unten III d). 

b) Die Vorausſetzung für eine Reichsverweiſung iſt nach § 2, daß einer der 
folgenden Tatbeſtände erfüllt ſein muß: 

1. Gegen den Ausländer iſt rechtskräftig auf Strafe erkannt wegen eines Ver⸗ 
brechens oder Vergehens; eine Mindeſtſtrafhöhe wie früher in $ 42 m StGB. ift 
nicht mehr vorgeſehen; ob auf die Strafe durch gerichtliches Urteil oder Strafbefehl 
erkannt iſt oder ob fie im Verwaltungs-, etwa Steuerſtrafverfahren (88 445, 
447 RAD.) feſtgeſetzt iſt, macht keinen Unterſchied; iſt fie im Auslande verhängt 
worden, ſo bildet ſie nur dann einen Verweiſungsgrund, wenn es wegen einer Tat 
geſchehen iſt, die nach deutſchem Recht als Verbrechen oder Vergehen gilt. 

St jedoch der Ausländer nur wegen eines Vergehens beſtraft und hat er ſich 
fünf Jahre ſeit Beendigung der Strafvollſtreckung oder, falls die Strafe nicht voll⸗ 
ſtreckt worden iſt, ſeit der Verurteilung im Inlande ununterbrochen aufgehalten, 
ohne während dieſer Zeit wegen eines Verbrechens oder Vergehens wieder ver⸗ 
urteilt worden zu fein, jo ſoll nach § 3 Nr. 2 in der Regel von der Reichsverweiſung 
abgeſehen werden, ſofern dieſe nicht doch zur Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Sicherheit erforderlich iſt. 

2. Gegen ihn iſt durch rechtskräftige Verfügung einer in⸗ oder ausländiſchen Be⸗ 
hörde eine der drei folgenden Maßnahmen angeordnet worden: 

— eine mit Freiheitsentziehung verbundene Maßregel der Sicherung und 
Beſſerung (8 42 a Nr. 1—6 StGB. in der Faſſung vom 24. 11. 1933); 
insbeſondere: 

— feine Entmannung (5 42 k StGB.), nicht zu verwechſeln mit Unfruchtbar⸗ 
machung nach dem Geſetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes vom 
14. 7. 1933; 

— feine Unterbringung in einer Fürſorgeerziehungsanſtalt (88 62 ff. des 
Reichsgeſetzes für Jugendwohlfahrt vom 9. 7. 1922), nicht bei Fürſorge⸗ 
erziehung in einer Familie. 

3. Der Ausländer betätigt ſich ſtaatsfeindlich gegen das Reich oder hat es getan 
oder ſein Verbleiben im Inlande iſt ſonſt geeignet, die innere oder äußere Sicher⸗ 
heit des Staates zu gefährden. 

Dieſe Beſtimmung iſt politiſch die wichtigſte des Geſetzes. Alle Arten möglicher 
ſtaatsfeindlicher Betätigung aufzuführen, iſt nicht angängig; Hinweiſe geben außer 
dem II. Teil des StGB. 1.—7. Abſchnitt beſonders das Geſetz über die Wieder: 
herſtellung des Berufsbeamtentums vom 7. 4. 1933 ff., das Geſetz über die Ein⸗ 
ziehung volks⸗ und ſtaatsfeindlichen Vermögens vom 14. 7. 1933 uſw. Die Ge⸗ 
fährdung der Sicherheit des Reiches dürfte mit der Gefährdung der Staatsſicherheit 
im Sinne von 8 172 StPO. gleichzuſetzen ſein. 

Während bei Nr. 1 und 2 Vorausſetzung der Reichsverweiſung die abgeſchloſſene 
Entſcheidung einer anderen Behörde war, unterliegen die tatſächlichen Verhältniſſe 
bei Nr. 3 und den folgenden der ſelbſtändigen Prüfung und Beurteilung der ver⸗ 
weiſenden Behörde. 

4. Sein Verhalten iſt geeignet, die Beziehungen des Reiches zum Auslande zu 
gefährden. — Es wird hier beſonders an politiſche Agitation gegen ausländiſche 
Regierungen gedacht ſein. 

5. Er hat gegen Vorſchriften des Steuerrechts leinſchließlich des Zollrechts), des 
Monopolrechts oder des Deviſenrechts oder gegen Einfuhr- oder Ausfuhrverbote 
wiederholt oder ſchwer verſtoßen, hat insbeſondere die Pflicht zur Zahlung von 
Steuern (Zöllen) oder zur Anbietung von Deviſen wiederholt oder ſchwer ver⸗ 
nachläſſigt. — Ausländiſche Schmuggler und Deviſenſchieber können hiernach ohne 
gerichtliche Verurteilung ausgewieſen werden. 
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6. Er hat gegen die Beſtimmungen des 8 1 der Verordnung über die Zuwider⸗ 
handlung gegen die Paßvorſchriften vom 6. 4. 1923 (RG Bl. I S. 249) verſtoßen. 
Hat er dies letztmalig vor zwei Jahren getan und ſich ſeitdem unbeanſtandet im 
Inlande aufgehalten, fo ſoll nach § 3 Nr. 3 in der Regel von der Reichsverweiſung 
abgeſehen werden, falls dieſe nicht doch zur Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Sicherheit erforderlich ſein ſollte. 

7. Er hält ſich nach den ausländerpolizeilichen Beſtimmungen unbefugt im 
Inlande auf. 

8. Er hat gegen die Meldepolizeivorſchriften wiederholt oder ſchwer verſtoßen. — 
Hier gilt dieſelbe zweijährige Verjährungsfriſt wie bei Nr. 6. 

9. Sein Verhalten gefährdet die öffentliche Geſundheit oder die öffentliche 
Sittlichkeit. 

10. Er kommt der Aufforderung des Fürſorgeverbands, bei dem er öffentliche 
Fürſorge in Anſpruch nimmt, zur Abreiſe in den außerdeutſchen Staat nicht nach, 
deſſen Ubernahmeverpflichtung ohne weiteres feſtſteht oder in einem förmlichen 
Verfahren anerkannt worden iſt (vgl. Verordnung über die Fürſorgepflicht vom 
13. 2. 1924 [RGBl. I S. 100] in der Faſſung vom 19. 10. 1932 [RG Bl. I S. 4991). 

11. Er bettelt gewerbs⸗ oder gewohnheitsmäßig im Inlande oder er zieht als 
Landſtreicher umher (vgl. 8 361 Nr. 3 und 4 StGB.). 


c) Durch das neue Geſetz werden alle anderen reichs rechtlichen Vor⸗ 
ſchriften über die Reichsverweiſung erſetzt und aufgehoben; insbeſondere wird 
dieſe aus dem Zuſammenhang des Strafgeſetzbuchs und der Strafprozeßordnung 
wie auch der Nebengeſetze beider herausgehoben (88 7—11). Auch die Verfahrens⸗ 
vorſchriften des Bundesrats über die Vollziehung der Ausweiſung von Ausländern 
aus dem Reichsgebiet vom 10. 12. 1890 (Zentralbl. f. d. D. Reich S. 378) uſw. 
find durch § 10 der Durchführungsverordnung beſeitigt. 


Hingegen ſind die reichsgeſetzlichen Beſtimmungen unberührt geblieben, die eine 
Verweiſung aus Teilen des Reichsgebiets vorſehen, gleichviel ob fie Aus⸗ oder 
Inländer betrifft. Es gibt ſolche Maßnahmen, die ſich nicht auf die ja vom Reich 
übernommenen Staatshoheitsrechte der Länder ſtützen, ſondern auf reichsgeſetzliche 
oder reichsgeſetzlich zugelaſſene Einſchränkungen des innerdeutſchen Freizügigkeits⸗ 
rechts. Dazu gehören die Aufenthalts beſchränkungen oder »verweige⸗ 
rungen (vgl. Helle) durch die Länder für beſtrafte Perſonen oder ſolche, die in 
einem anderen deutſchen Lande Aufenthaltsbeſchränkungen unterliegen, nach 8 3 I 
und II des Freizügigkeitsgeſetzes vom 1. 11. 1867 (RG Bl. S. 55) und den ent⸗ 
ſprechenden Landesvorſchriften, wie § 2 des Preuß. Geſetzes vom 31. 12. 1842 (GeſS. 
1843 S. 5), Art. 3 Zf. 5 u. 6 des Bayer. Geſetzes vom 21. 8. 1914 (Geſ. u. VoBl. 
S. 590), 88 1, 2 des Sächſ. Geſetzes vom 15. 4. 1886 (Geſ. u. Vo Bl. S. 85) uſw. 
(Steinecke S. 289, Schleich S. 63). — Ferner gehören dazu dieſe SS 3 u. ff. des 
Freizügigkeitsgeſetzes in Verbindung mit §8 14, 30 der Fürſorgepflichtverordnung 
vom 13. 2. 1924 (RGBl. I S. 100), wonach einem Hilfsbedürftigen, dem Armen⸗ 
fürſorge gewährt wird, die Fortſetzung des Aufenthalts in einer Gemeinde ver⸗ 
ſagt werden kann, die nicht im Bezirk des endgültig verpflichteten Fürſorge⸗ 
verbandes liegt und wonach er in deſſen Fürſorge überführt werden kann 
(Steinecke S. 289, Jehle S. 291 ff., Hartmann S. 5). Auf ſolche innerſtaatlichen 
Aufenthaltsbeſchränkungen bezieht ſich das Geſetz über Reichsverweiſungen nicht. 

Wenn auch Landesverweiſungen unzuläſſig find (§ 1 II), jo ift doch der Landes⸗ 
geſetzgebung auf dem Gebiete des Ausweiſungsrechts im weiteren Sinne noch ein 
verhältnismäßig großer Anwendungsraum geblieben. Das gilt für die früher 
dazu gerechnete Abweiſung von Ausländern, die das Staatsgebiet überhaupt 
noch nicht betreten haben (Kobarg S. 19, 33), wie für die Erteilung und Ver⸗ 
ſagung der Aufenthaltserlaubnis ($ 5 II) ſowie für das Verfahren. 


379 


d) In den Grundzügen ift das Verfahren in der Durchführungsverordnung 
vom 29. 5. 1934 (RG Bl. I S. 467) reichsgeſetzlich geregelt, insbeſondere der 
Transport bei zwangsweiſer Abſchiebung des Ausländers. Auch greifen hier Über⸗ 
nahmeverträge des Reichs mit ausländiſchen Staaten ein (Kobarg S. 57, Auf⸗ 
zählung bei Stunz S. 498, Jehle S. 290). 

Im übrigen iſt die Anordnung der Reichsverweiſung ausſchließlich Sache der 
Landespolizeibehörden, in deren Bezirk der Ausländer ſich aufhält oder die Not⸗ 
wendigkeit zu polizeilichem Eingreifen gegen ihn ſich ergibt ($ 4), alſo nicht un⸗ 
mittelbarer Reichsorgane (vgl. oben II 2). Sie verfahren dabei weiterhin nach den 
landesrechtlichen Vorſchriften, ſoweit dieſen nicht das Reichsgeſetz oder die Durch⸗ 
führungs verordnung in einzelnen Punkten entgegenſteht (Krauſe S. 7). Für 
Preußen gilt inſoweit fernerhin die Ausländerpolizeiverordnung vom 27. 4. 1932 
(GeſS. S. 179 u. 195 [Wündiſch S. 665), deren Verhältnis zum Reichsgeſetz Wolff 
(RVerwBl. 55, S. 356) des näheren unterſucht hat. Die Mittel zur Verwirklichung 
der Reichsverweiſung find in gradweiſer Verſchärfung: 

— Bekanntgabe (Zuſtellung) der Verfügung; 

— Erteilung eines Zwangspaſſes (dieſer vertritt die Stelle des amtlichen 
Begleiters und enthält den vorgeſchriebenen Reiſeweg); 

— Zwangstransport (Abſchiebung). 


Auch das RNechtsmittelweſen richtet ſich noch nach landesrechtlichen Be: 
ſtimmungen. Doch hat das neue Reichsgeſetz durch ſeine erſchöpfende und feſt⸗ 
umriſſene Faſſung der Vorausſetzungen und die Streichung ganz allgemein ge⸗ 
haltener Bedingungen wie „Läſtigkeit“ auch dieſer Frage ein anderes Geſicht 
gegeben. Wolff (RVerwBl. 55, S. 355) hat als erſter mit Recht darauf hingewieſen, 
daß durch das neue Geſetz die Ausländer in Deutſchland eine bisher nicht dageweſene 
und ſonſt nirgends vorhandene Rechtsſicherheit erhalten, indem die Reichsverweiſung 
allein möglich iſt, wenn das perſönliche Verhalten des Ausländers einen be⸗ 
ſtimmten Tatbeſtand erfüllt. Jeder kann danach ſtets und ohne weiteres von ſich 
aus beurteilen, unter welchen Umſtänden ſein Verhalten Anlaß zur Ausweiſung 
geben könnte. Mehr noch: das Geſetz nimmt die Zuläſſigkeit der Reichsverweiſung 
aus der Freiheit des behördlichen Ermeſſens, das früher im deutſchen Ausweiſungs⸗ 
recht allgemein herrſchend geweſen iſt, heraus und macht die Reichsverweiſung zum 
geſetzlich gebundenen Verwaltungsakt. Während früher eine Nachprüfung durch 
Verwaltungsgerichte nirgends in Frage kam (Bittermann S. 558, Kobarg S. 26, 
Wündiſch S. 665), eröffnet jetzt das Reichsgeſetz mit der zugunſten der Ausländer 
aufgeſtellten geſetzlichen Gebundenheit (Buchmann S. 65, 83, 89) dieſen den Ver⸗ 
waltungsrechtsweg, jedenfalls dort, wo letzterer wie in den meiſten deutſchen Län⸗ 
dern auf Grund einer Generalklauſel zum Schutze verletzter Einzelrechte öffentlich⸗ 
rechtlicher Natur beſtimmt iſt. Ob alſo eine Reichsverweiſung angeordnet werden 
ſoll, ſteht im freien Ermeſſen der Behörde („kann“ in 8 2; vgl. Buchmann S. 79 ff., 
103, Wolff, Arch. öff. R. 26, S. 15); wenn ſie aber angeordnet wird, dann unter⸗ 
liegt ihre Geſetzmäßigkeit der verwaltungsgerichtlichen Nachprüfung. 

Schließlich ſteht hinter dem durchgeführten Verfahren noch die Straf⸗ 
androhung des $5 für unerlaubte Rückkehr eines aus dem Reichsgebiet (oder 
vor dem Inkrafttreten des Geſetzes aus dem Gebiet eines deutſchen Landes) ver⸗ 
wieſenen Ausländers, und zwar wird dieſer „Bannbruch“ nicht mehr wie bisher 
(S 361 Nr. 2 StGB.) als Übertretung, ſondern als Vergehen beſtraft. Gleiche 
Strafe trifft einen Ausländer, der einem landesrechtlichen Aufenthaltsverbot 
(Abweiſung) zuwider das Land betritt. 


2. Zuſammengefaßt ergibt ſich: Die tieferen Hintergründe und Beweggründe zum 
Reichsverweiſungsgeſetz liegen in den weltanſchaulichen Vorausſetzungen des neuen 
nationalſozialiſtiſchen Staates, die praktiſch-rechtliche Bedeutung des Geſetzes er⸗ 
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ſtreckt ſich auf politiſches, wirtſchaftliches und ſittliches Gebiet. Die bisherige Rechts⸗ 
lage war unzulänglich, weil eine Reichsverweiſung einmal nur möglich war auf 
Grund eines ſeinerſeits wieder geſetzlich gebundenen Zuläſſigkeitsurteils von ſeiten 
eines Gerichtes; in allen übrigen Fällen war lediglich die Landesverweiſung 
möglich, die nur zum Teil auch die Verweiſung aus den übrigen Gebieten des 
Reiches nach ſich zog. Im übrigen war umſtritten, ob das Reich auf Grund der 
ihm als Staat zuſtehenden Gebietshoheit ſchon nach bisherigem Rechte Reichs⸗ 
verweiſungen ausſprechen durfte. 

Der Übergang der Hoheitsrechte der Länder auf das Reich gab den unmittel- 
baren Anlaß zur Neuregelung der Reichsverweiſung. 

Einerſeits wird die Verweiſung aus dem Gebiet eines Landes aufgehoben, dafür 
andererſeits nur noch die Verweiſung aus dem geſamten Reichsgebiet zugelaſſen. 
In umfaſſender Weiſe werden ſämtliche Fälle erfaßt, die eine Reichsverweiſung 
nach den für die neue Staatsführung maßgeblichen Geſichtspunkten wünſchenswert 
erſcheinen laſſen. Die bisherige nur ſtrafgeſetzliche Beurteilung ſolcher Fälle wird 
aufgehoben. Die Reichsverweiſung iſt jetzt eine Einrichtung des Reichsverwaltungs⸗ 


rechts. Buchmann 
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Die Verordnungen zum Schutze des deutſchen Volkes 
und zum Schutze von Volk und Staat 


vom 4. und 28. Februar 1933 (RGBl. I S. 35 und 83) 
und ihre Durchführungsverordnungen 


Auf die an politiſchen Kämpfen überreiche Zeit des Kabinetts von Papen war 
im Dezember 1932 mit dem Amtsantritt des Kabinetts Schleicher eine Atempauſe 
gefolgt. Die Hoffnung, daß die eingetretene Entſpannung von Dauer ſein werde, 
bewog die Reichsregierung, dem Reichspräſidenten die Erlaſſung der am 
19. Dezember 1932 ergangenen Verordnung zur Erhaltung des inneren Friedens 
vorzuſchlagen. Der politiſchen Zielſetzung der Regierung Schleicher entſprechend 
wurde eine Reihe der gegen politiſche Ausſchreitungen erlaſſenen Vorſchriften 
wieder außer Wirkſamkeit geſetzt und damit faſt ſämtliche während der Kriſenjahre 
eingeführten Beſchränkungen auf dem Gebiete des Vereins⸗, Verſammlungs⸗ und 
Preſſerechts beſeitigt. 

Die gehegte Hoffnung erfüllte ſich jedoch nicht. Die Regierung Adolf Hitlers, 
die am 30. Januar 1933 ihr Amt antrat, mußte deshalb ſchon in den erſten Tagen 
ihrer Amtsführung dem Reichspräſidenten eine neue Notverordnung vorſchlagen, 
die am 4. Februar 1933 als Verordnung zum Schutze des deutſchen Volkes erging 
und am 7. Februar 1933 in Kraft trat. Eine amtliche Verlautbarung begründete 
ihre Notwendigkeit damit, daß die Mahnung der Regierung, „alles zu vermeiden, 
was Beunruhigung in das Volk tragen und die öffentliche Sicherheit gefährden 
könnte“, nicht befolgt worden ſei. Die Verordnung gebe der Reichs regierung 
nunmehr die abſolute Handhabe, ihre Autorität wirkſam zu wahren und ihre 
Aufbauarbeit ungeſtört durchzuführen. Sie diene ſomit dem Schutze des deutſchen 
Volkes. 

Die neue Verordnung bedeutet demnach eine bewußte Rückkehr zu den Be⸗ 
ſchränkungen früherer Verordnungen, die ſie zum Teil wortgetreu übernimmt. 


J. Verſammlungen und Aufzüge 


Art. 123 der Reichsverfaſſung hatte das Grundrecht der Verſammlungsfreiheit 
aufgeſtellt. Verſammlungen unter freiem Himmel ſollten durch Reichsgeſetz anmelde⸗ 
pflichtig gemacht und bei unmittelbarer Gefahr für die öffentliche Sicherheit verboten 
werden können. Schon die Verordnung zur Bekämpfung politiſcher Ausſchreitungen 
vom 28. März 1931 hatte, an die urſprüngliche Regelung des Reichsvereinsgeſetzes 
anknüpfend, öffentliche politiſche Verſammlungen und Verſammlungen und Aufzüge 
unter freiem Himmel für anmeldepflichtig erklärt und unter beſtimmten Voraus⸗ 
ſetzungen die Möglichkeit ihres Verbots eröffnet. Dieſe Gedanken greift die Verord— 
nung vom 4. Februar 1933 wieder auf und begründet die Pflicht, öffentliche politiſche 
Verſammlungen ſowie Verſammlungen und Aufzüge unter freiem Himmel, mit 
Ausnahme der nichtpolitiſchen, 48 Stunden vorher anzumelden. Die Anmeldepflicht 
hat nur als Ergänzung und Sicherung eines polizeilichen — vorbeugenden — Ber: 
botsrechtes Sinn und Zweck. Die Verordnung beſtimmt denn auch, daß Verſammlun⸗ 
gen und Aufzüge verboten werden können, wenn eine unmittelbare Gefahr für die 
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öffentliche Sicherheit zu beſorgen iſt, d. h. mit einer gewiſſen Wahrſcheinlichkeit 
erwartet werden muß. Dieſes Recht der Polizei erfährt jedoch eine Einſchränkung 
dadurch, daß das Verbot nur „im Einzelfall“, alſo nicht allgemein für beſtimmte 
Arten von Verſammlungen oder für alle Veranſtaltungen an beſtimmten Orten 
oder zu beſtimmten Zeiten zuläſſig iſt. Selbſtverſtändlich kann die Polizei Ver⸗ 
anſtaltungen, die an ſich verboten werden könnten, unter Auflagen genehmigen. 
Das Verbot ſowohl als auch die Genehmigung unter Auflagen iſt nach den 
Beſtimmungen des Landesrechts anfechtbar. 

Dieſe Regelung iſt nun nicht etwa erſchöpfend. Die Möglichkeit, eine Ver⸗ 
ſammlung auf Grund des Reichs vereinsgeſetzes zu verbieten, blieb beſtehen. Das 
gleiche gilt an ſich für Art. 123 Abſ. 2 der Reichsverfaſſung. Gerade hier greift 
aber die Verordnung vom 4. Februar 1933 weſentlich in die bisherige Rechtslage 
ein mit dem Ziele, die Staatsführung möglichſt zu ſtärken. 

Zunächſt wird der Neichsminiſter des Innern ermächtigt, Verſammlungen unter 
freiem Himmel und Aufzüge unter Strafandrohung zu verbieten. Das Verbot 
kann für das ganze Reichsgebiet oder einzelne Teile, es kann allgemein oder 
— das iſt neu — mit Einſchränkungen, d. h. mit Beſchränkung auf gewiſſe Ver⸗ 
einigungen oder Parteien, ergehen ($ 5). Gleichgültig iſt dabei, ob es ſich um 
politiſche oder nichtpolitiſche Verſammlungen oder Aufzüge handelt. Dagegen 
werden Verſammlungen in geſchloſſenen Räumen auch dann nicht betroffen, wenn 
fie öffentlich und politiſch find. Dieſer Erweiterung der Reichszuſtändigkeit 
entſpricht auf der anderen Seite eine Einengung der Zuſtändigkeit der Landes⸗ 
behörden. Sie dürfen Verſammlungen unter freiem Himmel und Aufzüge bei 
unmittelbarer Gefahr für die öffentliche Sicherheit nur mehr im Einzelfall und 
allgemein nur für beſtimmt abgegrenzte Ortsteile verbieten. Weitergehende 
allgemeine Verbote werden aufgehoben. Die Verordnung geht jedoch noch weiter. 
Hat die Landesbehörde ein ſolches allgemeines Verbot erlaſſen, ſo kann der 
Reichsminiſter des Innern, wenn er Bedenken hat, um Anderung oder Aufhebung 
des Verbots erſuchen und es ſelbſt aufheben, wenn die Landesbehörde ſeinem 
Erſuchen nicht entſpricht (8 6). Der Vollſtändigkeit halber iſt noch zu erwähnen, 
daß der Reichsminiſter auch das Recht erhielt, allgemein oder mit Einſchränkungen 
für das ganze Reichsgebiet oder einzelne Teile Uniformverbote zu erlaſſen. 

Der S 2 der Verordnung, wonach öffentliche politiſche Verſammlungen ſowie 
Verſammlungen und Aufzüge unter freiem Himmel beim Vorliegen gewiſſer 
Vorausſetzungen (Aufforderung zum Ungehorſam gegen Geſetze, Beſchimpfung von 
Organen, Einrichtungen oder leitenden Beamten des Staates ſowie von Religions⸗ 
geſellſchaften und ihrer Einrichtungen, Aufforderung zu Gewalttätigkeiten) auf⸗ 
gelöft werden können, entſpricht wörtlich dem 8 1 der Verordnung vom 
14. Juni 1932. Neu iſt lediglich, daß die Auflöſung auch zuläſſig iſt, wenn die 
Verſammlung nicht angemeldet oder verboten war, ferner wenn von den Angaben 
der Anmeldung abgewichen oder einer Auflage zuwidergehandelt wurde. Aus der 
Verordnung vom 19. Dezember 1932 wurde das Recht der Polizei zur Entſendung 
von Beauftragten in alle öffentlichen Verſammlungen übernommen, das ſchon 
das Reichsvereinsgeſetz kannte. Die Verweigerung der Zulaſſung der Beauftragten 
ſtellt einen weiteren Auflöſungsgrund dar (8 3). Der Leiter oder Veranſtalter 
einer aufgelöſten Verſammlung kann eine ſchriftliche Begründung der Auflöſung 
verlangen und dieſe nach den Beſtimmungen des Landesrechts anfechten. 


II. Druckſchriften 


Die Verordnung übernimmt auch hier vielfach ſchon früher in Geltung geweſene 
Vorſchriften. Was zunächſt die Beſchlagnahme betrifft, ſo war ſie allgemein ſchon 
in § 94 der Strafprozeßordnung vorgeſehen. Zuftändig zur Anordnung war der 
Richter, bei Gefahr im Verzug auch der Staatsanwalt und ſeine Hilfsbeamten. 
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Für Druckſchriften enthielt $ 23 des Geſetzes über die Preſſe eine Einſchränkung 
für den praktiſch wichtigſten Fall der Beſchlagnahme der ganzen Schrift, um deren 
Weiterverbreitung und die Vereitelung ihrer Einziehung zu verhindern. Die 
Beſchlagnahme ohne richterliche Anordnung war auf einige wenige Tatbeſtände 
beſchränkt; das Verfahren war ein beſonders ſtrenges. Hob das Gericht die vorläufige 
Beſchlagnahme auf, ſo gab es dagegen kein Rechtsmittel. Hier greift nun die Ver⸗ 
ordnung vom 4. Februar 1933 ein und erweitert die Tatbeſtände der zuläſſigen 
Beſchlagnahme von Druckſchriften ohne richterliche Anordnung ganz weſentlich 
(Hochverrat und ſogenannter diplomatiſcher Landesverrat, Aufforderung zum 
Ungehorſam gegen Geſetze und ſtrafbare Handlungen nach den 88 1—4 des Geſetzes 
gegen den Verrat militäriſcher Geheimniſſe). Ferner beſtimmt ſie, daß der Staats⸗ 
anwaltſchaft gegen den Beſchluß des Gerichts, der die vorläufige Beſchlagnahme 
aufhebt, die ſofortige Beſchwerde mit aufſchiebender Wirkung zuſteht (8 8). 

Neben dieſes wie bisher vor den Gerichten durchzuführende Verfahren tritt die 
Möglichkeit der rein polizeilichen Beſchlagnahme und Einziehung von Druck⸗ 
ſchriften, deren Inhalt geeignet iſt, die öffentliche Sicherheit und Ordnung zu 
gefährden. Sie ſoll eine raſche und umfaſſende Bekämpfung ſtaatsgefährdender 
Preſſeerzeugniſſe gewährleiſten. 

Für periodiſche Druckſchriften eröffnet 8 9 außerdem die Möglichkeit des 
zeitlich befriſteten Verbots. Die Verordnung vermehrt die Verbotsgründe und 
erklärt weiterhin auch das Verbot von Erſatzzeitungen, d. h. von periodiſchen 
Druckſchriften, die den Beziehern einer verbotenen Druckſchrift als deren Er⸗ 
ſatz zugeſtellt werden, für zuläſſig ($ 11). Ebenſo erſtreckt ſich das Verbot 
auf die Kopfblätter, d. h. auf die Ausgaben des eigentlichen Stammblattes, die 
den Intereſſen eines beſonderen Bezieherkreiſes angepaßt find. Dem Verbot find 
zeitliche Grenzen geſetzt (bei Tageszeitungen 4 Wochen, ſonſt 6 Monate). Die 
Friſten erhöhen ſich, wenn eine periodiſche Druckſchrift, die ſchon zweimal verboten 
war, innerhalb dreier Monate nach dem erſten Verbot erneut verboten wird. 
Zuſtändig für das Verbot ſind die oberſten Landesbehörden oder die von ihnen 
beſtimmten Stellen. Gegen das Verbot iſt der Beſchwerdeweg eröffnet. Hilft 
weder die oberſte Landesbehörde noch der Reichsminiſter des Innern der Be⸗ 
ſchwerde ab, ſo entſcheidet ein Senat des Reichsgerichts. Dieſer iſt auch zuſtändig, 
wenn ein Land dem Erſuchen des Reichsinnenminiſters, eine periodiſche Druck⸗ 
ſchrift zu verbieten, nicht nachkommen will oder wenn die oberſte Landesbehörde 
ſich nicht mit einer Entſcheidung des Reichsminiſters zufrieden geben will, durch 
die einer Beſchwerde abgeholfen wird. Eine Sonderregelung beſteht für aus⸗ 
ländiſche periodiſche Druckſchriften. Die Verordnung läßt ihr Verbot unter den 
gleichen Vorausſetzungen zu, unter denen eine inländiſche Zeitſchrift verboten 
werden kann, behält aber die Zuſtändigkeit ausſchließlich dem Reichsinnenminiſter 
vor, gegen deſſen Entſcheidung kein Rechtsmittel zuläſſig iſt. Das Verbot iſt in 
dieſem Falle für eine Höchſtdauer von 6 Monaten zuläſſig. 


III. Sammlungen zu politiſchen Zwecken 


In $ 14 unternimmt es die Verordnung, die in mancher Beziehung bedenklich 
gewordenen Sammlungen für politiſche Zwecke einzudämmen. Es hatte ſich als 
unhaltbar erwieſen, daß bei Hausſammlungen nicht ſelten ein unzuläſſiger Druck 
ausgeübt wurde und daß ſich bei Straßenſammlungen Unzuträglichkeiten ergaben, 
wenn Sammler verſchiedener Parteien zuſammentrafen. Es iſt fraglich, ob der 
von der Verordnung beſchrittene Weg glücklich war und ob es nicht zweckmäßiger 
geweſen wäre, wie es zuerſt erwogen und neuerdings im Spendengeſetz vom 
24. März 1934 auch durchgeführt wurde, die Sammlungen von einer Genehmigung 
abhängig zu machen. Die Verordnung ermächtigt die Landesbehörden, das Ein- 
ſammeln von Geld oder Sachſpenden zu politiſchen Zwecken oder zur Verwendung 
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durch politiſche Organiſationen — wenn auch zu nichtpolitiſchen Zwecken — von 
Haus zu Haus oder an öffentlichen Orten zu verbieten. Wird die Spende vom 
Sammelnden nicht perſönlich in Empfang genommen, jo liegt kein „Einſammeln“ 
vor, was für den Fall wichtig iſt, daß von Haus zu Haus Einzeichnungen in Liſten 
geſammelt werden, in denen ſich der Einzeichnende zu einer Spende verpflichtet. 
Das Verbot kann ein allgemeines ſein oder ſich auf einzelne Sammlungen oder 
die Sammlungen beſtimmter Vereinigungen beſchränken. Ausgenommen find 
Sammlungen, die in Verſammlungen oder im Zuſammenhang mit ihnen am Ver⸗ 
ſammlungsort ſtattfinden, ſowie Sammlungen, die ſich auf Mitglieder der 
ſammelnden Organiſation beſchränken. Daß der Reichsminiſter des Innern um 
die Aufhebung eines ſolchen Verbots erſuchen und, wenn ſein Erſuchen erfolglos 
bleibt, das Verbot ſelbſt aufheben kann, iſt als einer der frühen, wenn auch noch 
unvollkommenen Anſätze zur Stärkung der Reichsgewalt zu werten. 
| IV. Strafbeſtimmungen 

Eine Reihe von Strafvorſchriften enthält lediglich die Strafdrohungen für Zu: 
widerhandlungen gegen die erörterten Vorſchriften der Verordnung. Dagegen 
ſtellt 8 15, wörtlich übernommen aus der Verordnung vom 14. Juni 1932, einen 
ſelbſtändigen Tatbeſtand auf, indem er beſtimmt, daß mit Gefängnis nicht unter 
drei Monaten beſtraft wird, wer öffentlich oder allgemein zu Gewalttätigkeiten 
auffordert oder anreizt. Eine Verſchärfung von Strafdrohungen der allgemeinen 
Geſetze, wie ſie frühere Verordnungen, z. B. für Körperverletzungen aus politiſchen 
Beweggründen, kannten, iſt dagegen nicht vorgeſehen. Erwähnenswert iſt ferner 
das unter Strafe geſtellte Verbot der Herſtellung, Verbreitung und des Vorrätig⸗ 
haltens von ſolchen politiſchen Druckſchriften, die entgegen den Vorſchriften des 
Preßgeſetzes keine oder unrichtige Angaben über Drucker, Verleger, Verfaſſer, 
Herausgeber oder Redakteur (ſogen. Impreſſum) enthalten und den Tatbeſtand 
gewiſſer ſtrafbarer Handlungen, insbeſondere des Hochverrats, erfüllen. Eine 
gewiſſe Ergänzung dazu ftellt 8 21 dar, der eine Anzeige: und Ablieferungspflicht 
für Druckſchriften, die den Tatbeſtand ſolcher ſtrafbarer Handlungen erfüllen, 
feſtſetzt und für Zuwiderhandlungen Strafe androht. | 

Von beſonderer Bedeutung iſt § 22, der wohl zu Unrecht unter die Straf: 
beſtimmungen aufgenommen wurde. Er läßt im öffentlichen Intereſſe die Haft 
als rein polizeiliche Maßnahme zu und macht ſie nur von der Vorausſetzung ab⸗ 
hängig, daß hinſichtlich gewiſſer Verbrechen oder Vergehen dringender Tatverdacht 
beſteht. Von den in Frage kommenden ſtrafbaren Handlungen ſind allerdings 
Hochverrat, Landesverrat und Spionage, alſo die ſchwerſten Fälle, praktiſch von 
geringerer Bedeutung, da ſie regelmäßig ohnehin zur Anordnung der gerichtlichen 
Unterſuchungshaft führen. Als wichtigere Fälle ſind dagegen die Verbrechen und 
Vergehen hervorzuheben, die mittels einer Waffe begangen find oder deren 
Strafbarkeit durch unbefugtes Führen einer Waffe begründet wird. Die Höchſt⸗ 
dauer der Haft beträgt 3 Monate; ſie iſt als ein Behelfsmittel aufzuheben, wenn 
und ſolange die gerichtliche Unterſuchungshaft beſteht; gleiches gilt, auch wenn es 
nicht ausdrücklich erwähnt wird, wenn der Tatverdacht oder das öffentliche Inter⸗ 
eſſe entfällt. Gegen die Inhaftnahme hat der Betroffene Rechtsmittel, darunter 
auch die Dienſtaufſichtsbeſchwerde. Bei deren Würdigung iſt namentlich zu prüfen, 
ob die Haft im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit notwendig iſt; daneben kann 
die Aufſichtsbehörde ſelbſtverſtändlich auch die Frage des Tatverdachts würdigen. 

Eine weitere rein polizeiliche Maßnahme ſtellt die Schließung von Räumlich⸗ 
keiten dar. Sie iſt an gewiſſe, eng umſchriebene Tatbeſtände gebunden, die von 
dieſen Räumlichkeiten aus oder in ihnen erfüllt ſein müſſen, z. B. daß eine Mehr⸗ 
heit von Perſonen aus politiſchen Beweggründen von ſolchen Räumlichkeiten aus 
Gewalttätigkeiten begangen hat. Außerdem ſetzt ſie voraus, daß die Schließung 


13 NS.⸗Handbuch 385 


für die Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, insbeſondere 
um einer Wiederholungsgefahr vorzubeugen, erforderlich iſt. Vorgefundene 
Waffen können polizeilich beſchlagnahmt und eingezogen werden; handelt es ſich 
um eine Gaſt⸗ oder Schankwirtſchaft, ſo kann ferner die gewerbepolizeiliche Er⸗ 
laubnis bis zur Dauer eines Jahres entzogen werden. Als Rechtsmittel gegen 
ſolche Maßnahmen ſteht dem Betroffenen nur die Dienſtaufſichtsbeſchwerde zu. 
Der Reichsminiſter des Innern kann von ſich aus ihre Aufhebung anordnen. 

Damit iſt in den Grundzügen der Inhalt der Verordnung gekennzeichnet. Zu 
ihrer Durchführung erging die Erſte Verordnung vom 4. Februar 1933 (NRG Bl. I 
S. 41), die als leitende Beamte den Reichskanzler, die Reichsminiſter und die 
Staatsſekretäre des Reiches beſtimmt und außerdem anordnet, daß vor Erlaß des 
Verbots einer periodiſchen Druckſchrift zu prüfen iſt, ob an Stelle des Verbots 
eine Verwarnung oder eine vom Verlag oder der Schriftleitung in der Druck⸗ 
ſchrift abzugebende Erklärung ausreicht und daß in leichteren Fällen von dieſen 
Möglichkeiten Gebrauch zu machen iſt. Eine Zweite Verordnung vom 7. Februar 
1933 (RGBl. I S. 53) umſchreibt nochmals die Zuſtändigkeit des reichsgerichtlichen 
Senats, der über die Beſchwerde gegen das Verbot einer periodiſchen Druckſchrift 
zu entſcheiden hat, und regelt des näheren das Verfahren. Eine Dritte Verordnung 
vom 7. Februar 1933 (RGBl. I S. 54) ergänzt endlich die Erſte Durchführungs⸗ 
verordnung. 

Die Verordnung zum Schutze des deutſchen Volkes wurde, der damaligen Praxis 
der Rechtſetzung entſprechend, als Notverordnung auf Grund des Art. 48 Ab. 2 der 
Reichsverfaſſung erlaſſen. Sie war ein Kind ihrer Zeit und faßte jedenfalls ein 
reiches Erfahrungsmaterial aus der langen Kette politiſcher Notverordnungen in 
materiells wie formal⸗rechtlich einwandfreier Weiſe zuſammen. Gleichwohl ſtellte fie 
angeſichts der chaotiſchen Zuſtände, die die Regierung Hitler bei ihrem Amtsantritt 
antraf, noch nicht das Machtinſtrument dar, deſſen eine autoritäre Staatsleitung 
damals bedurfte. | 

Dieſes gab ihr die gleichfalls auf Grund des Art. 48 Abſ. 2 der Reichsverfaſſung 
erlaſſene Verordnung zum Schutze von Volk und Staat vom 28. Februar 1933 an 
die Hand. Der Brand des Reichstagsgebäudes am Abend des 27. Februar hatte wie 
ein letztes flammendes Memento gewirkt und blitzartig die furchtbare Gefahr erhellt, 
in der das deutſche Volk ſchwebte. Ungeſäumtes, durchgreifendes Handeln tat not. 
Die Verordnung vom 28. Februar 1933 hob zwar die Verordnung vom 4. Februar 
1933 nicht ausdrücklich auf, ſchränkte aber ihre praktiſche Bedeutung weitgehend 
ein. Sie wurde nach der Präambel „zur Abwehr kommuniſtiſcher ſtaatsgefährdender 
Gewaltakte“ erlaſſen. Damit ſollte aber keine Beſchränkung ihrer Geltung in per⸗ 
ſönlicher Richtung ausgeſprochen werden. Die Einleitungsworte wollten nur das 
Grundmotiv für die Erlaſſung umſchreiben. Das bedeutet nach dem Runderlaß des 
preußiſchen Miniſters des Innern vom 3. März 1933, daß „Maßnahmen, die gegen 
Angehörige oder Einrichtungen anderer als kommuniſtiſcher, anarchiſtiſcher oder 
ſozialdemokratiſcher Parteien oder Organiſationen notwendig werden, auf die Ver⸗ 
ordnung vom 28. Februar nur dann zu ſtützen ſind, wenn ſie der Abwehr ſolcher 
kommuniſtiſcher Beſtrebungen im weiteſten Sinne dienen“. 

Das Weſentlichſte an der Verordnung ſtellt die Schaffung des fogen. kleinen 
Zivilausnahmezuſtandes in §S 1 dar. Die in Art. 48 Abſ. 2 RV. aufgeführten 
Artikel 114, 115, 117, 118, 123, 124 und 153 wurden bis auf weiteres außer Kraft 
geſetzt; es find daher Beſchränkungen der perſönlichen Freiheit ſowohl durch völlige 
Entziehung wie durch zeitweiſe Beeinträchtigung, ſolche des Rechts der freien 
Meinungsäußerung, einſchließlich der Preſſefreiheit, des Vereins- und Verſamm⸗ 
lungsrechts und außerdem Eingriffe in das Brief-, Poſt-, Telegraphen⸗ und Fern⸗ 
ſprechgeheimnis, Anordnungen von Hausſuchungen — auch zur Nachtzeit — und 
von Beſchlagnahmen ſowie namentlich Beſchränkungen des Eigentums auch außer⸗ 
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halb der ſonſt hierfür beſtimmten geſetzlichen Schranken zuläſſig. Damit iſt die 
Rechtsgrundlage für die Verhängung der polizeilichen Schutzhaft gegeben. Es find 
ferner u. a. die Vorzenſur und Zeitſchriftenverbote ohne zeitliche Beſchränkung 
zugelaſſen. Selbſt die Schließung eines Zeitungsbetriebs iſt hiernach angängig, wenn 
die Polizei nach pflichtgemäßem Ermeſſen ſie für erforderlich hält, um das Ziel der 
Verordnung durchzuſetzen. Zu dem gleichen Zwecke können Verſammlungen jeder 
Art verboten oder aufgelöſt werden. Endlich iſt die Unverletzlichkeit des Eigentums 
weggefallen; Enteignungen ſind auch ohne Entſchädigung und ohne daß die Gerichte 
angerufen werden können, zuläſſig. Etwaige abweichende Beſtimmungen in den 
Enteignungsgeſetzen haben demgegenüber zurückzutreten. Die zuſtändigen Behörden 
können in die durch die außer Wirkſamkeit geſetzten Grundrechte umſchriebenen 
perſönlichen und ſtaatsbürgerlichen Freiheiten und Rechte nach pflichtgemäßem, ſonſt 
aber freiem Ermeſſen eingreifen, ohne an die Schranken gebunden zu ſein, die ſich 
aus eben dieſen Grundrechten und aus den auf ihnen beruhenden ſonſtigen Geſetzes⸗ 
vorſchriften ergeben. 

Weiter räumte die Verordnung in 8 2 der Reichsregierung die Befugnis ein, 
vorübergehend die Befugniſſe der oberſten Landesbehörde inſoweit wahrzunehmen, 
als in einem Lande die zur Wiederherſtellung der öffentlichen Sicherheit und Ord⸗ 
nung nötigen Maßnahmen nicht getroffen werden. Ob dies der Fall war, hatte 
allein die Reichsregierung zu entſcheiden. Dieſe Befugnis war, ſolange die Länder 
noch Staatsnatur beſaßen, von weſentlicher Bedeutung. Jetzt, wo die Hoheitsrechte 
der Länder durch das Neuaufbaugeſetz vom 30. Januar 1934 ohnehin auf das Reich 
übergegangen ſind und die Länderregierungen ſchlechthin der Reichsregierung unter⸗ 
ſtehen, ſpielt $ 2 keine Rolle mehr. Gleiches gilt für den § 3, der eine Gehorſams⸗ 
pflicht der Behörden der Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände gegenüber den 
auf Grund des S 2 erlaſſenen Anordnungen der Reichsregierung begründete. 

Die 88 4 und 5 enthalten wichtige ſtrafrechtliche Vorſchriften. 

Zunächſt ſtellt 8 4 alle — vorſätzlichen — Zuwiderhandlungen gegen Anordnun⸗ 
gen zur Durchführung der Verordnung, gleichviel, ob ſie von den oberſten Landes⸗ 
behörden, nachgeordneten Behörden oder der Reichsregierung ſelbſt getroffen worden 
ſind, unter Strafe und beſtraft in gleicher Weiſe den, der zu einer ſolchen Zuwider⸗ 
handlung auffordert oder anreizt. Wer durch eine ſolche Zuwiderhandlung eine 
gemeine Gefahr für Menſchenleben herbeiführt, wird beſonders ſchwer, und wenn 
die Zuwiderhandlung den Tod eines Menſchen verurſachte, bei Ausſchluß mildern⸗ 
der Umſtände, ſogar mit dem Tode beſtraft. Daneben kann — als Nebenſtrafe — auf 
Vermögenseinziehung erkannt werden. Zur Sicherung dieſer Einziehung iſt Ver⸗ 
mögensbeſchlagnahme nach den Vorſchriften der Strafprozeßordnung zuläſſig. Außer⸗ 
dem wird als ſelbſtändiges Verbrechen geahndet, wenn jemand zu einer ſolchen 
gemeingefährlichen Zuwiderhandlung auffordert oder anreizt. 

8 5 endlich ſtellt neue ſchwere Strafverſchärfungen auf. Zunächſt wird auf die im 
Strafgeſetzbuch mit lebenslangem Zuchthaus bedrohten Verbrechen der Giftbei⸗ 
bringung (8 229), der Brandſtiftung (8 307), der Exploſion (8 311), der Über⸗ 
ſchwemmung ($ 312), der Beſchädigung von Eiſenbahnanlagen ($ 315 Ab]. 2) ſowie 
der gemeingefährlichen Vergiftung ($ 324) die Todesſtrafe geſetzt. Auf dieſe muß 
erkannt werden; ſie iſt zwingend, nicht etwa wahlweiſe, als Strafverſchärfung gegen⸗ 
über dem lebenslangen Zuchthaus vorgeſchrieben. Der urſprünglich gleichfalls hier 
aufgeführte Hochverrat (8 81) iſt inzwiſchen in das Reichsgeſetz zur Anderung von 
Vorſchriften des Strafrechts und des Strafverfahrens vom 24. April 1934 über⸗ 
gegangen. 

Außerdem wird mit dem Tode oder, ſoweit nicht bisher eine ſchwerere Strafe 
angedroht iſt, mit lebenslangem Zuchthaus oder mit Zuchthaus bis zu 15 Jahren 
beſtraft, wer es unternimmt — gleichviel ob es zur Vollendung kommt oder beim 
Verſuch bleibt —, den Reichspräſidenten oder ein Mitglied der Reichs- oder einer 
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Landesregierung zu töten oder wer zu einer ſolchen Tötung auffordert oder ſich 
erbietet, ferner wer ſchweren Aufruhr ($ 115 Abſ. 2 StGB.) oder ſchweren Land: 
friedensbruch (8 125 Abſ. 2 StGB.) mit Waffen oder im Zuſammenwirken mit 
einem Bewaffneten begeht, endlich wer eine Freiheitsberaubung in der Abſicht 
begeht, ſich des der Freiheit Beraubten als Geiſel im politiſchen Kampfe zu bedienen. 

Die Verordnung iſt ſeinerzeit mit dem Tage der Verkündung, alſo am 28. Februar 
1933, in Kraft getreten. Sie ſchuf zuſammen mit der Verordnung vom 4. Februar 
1933 die Grundlage, auf der die Regierung die Ruhe und Ordnung in Deutſchland 
in kurzer Zeit wiederherzuſtellen und mit dem wirtſchaftlichen und nationalen 
Aufbau erfolgreich zu beginnen vermochte. 8 

eukel 


Schrifttum: 


Hoche, Verordnung an 7 e des deutſchen Volkes, Verlag Franz Vahlen, Berlin 1933, 
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Hoche, Die 83405 50 zum Schutze von Volk und Staat und gegen Verrat am deutſchen 
Volke, DI 


u Berordnung zum S des deutſchen Volkes, eg Gersbach und Sohn, 

erlin 1 

Schreiber, Die Notverordnungen zur lung des inneren Friedens und zum Schutze 
des deutſchen Volkes, DRichter Z. 1933 S. 7 


Flaggenrecht 


I. Die allgemeinen Reichsfarben. — Flaggen bilden wie die ſon⸗ 
ſtigen Nationalfarben auf Kokarden, Hoheitszeichen uſw. das Symbol der 
Staatsgewalt nach außen und nach innen. Es bedeutete daher eine 
Selbſtverſtändlichkeit, daß mit dem Siege der nationalſozialiſtiſchen Revolution die 
ſchwarz⸗rot⸗goldene Fahne der Weimarer Verfaſſung geſtrichen und die Haken⸗ 
kreuzfahne auch geſetzlich zum Symbol des neuen Reichs erklärt wurde. Es 
entſprach hierbei der Pietät, daß auch die ſchwarz⸗ weiß⸗ roten Farben 
des Kaiſerreichs als Ausdruck der ruhmvollen Vergangenheit wieder zu Ehren 
kamen und jo gemeinſam mit der Hakenkreuzflagge nunmehr die Symbole 
des neuen Staats bildeten. In dem Erlaß des Reichspräſidenten über 
die vorläufige Regelung der Flaggenhiſſung vom 
12. März 1934 (R G Bl. IJ S. 103) iſt dies, wie folgt, zum Ausdruck gebracht: 

„Am heutigen Tage, an dem in ganz Deutſchland die alten ſchwarz⸗weiß⸗ roten 
Fahnen zu Ehren unſerer Gefallenen auf Halbmaſt wehen, beſtimme ich, daß vom 
morgigen Tage bis zur endgültigen Regelung der Reichsfarben die ſchwarz⸗ 
weiß⸗rote Fahne und die Hakenkreuzflagge gemeinſam zu 
hiſſen ſind. Dieſe Flaggen verbinden die ruhmreiche Vergangenheit des Deutſchen 
Reichs und die kraftvolle Wiedergeburt der Deutſchen Nation. Vereint ſollen ſie 
die Macht des Staates und die innere Verbundenheit aller nationalen Kreiſe des 
Deutſchen Volkes verkörpern! 

Die militäriſchen Gebäude hiſſen nur die Reichskriegsflagge.“ 

Dieſer Erlaß bildet die Grundlage für die verſchiedenen Einzelregelungen, die 
ſich im Laufe der folgenden Wochen und Monate anſchloſſen. Wie in ihm, ſo iſt 
auch in den zunächſt folgenden Verordnungen nur von der „Hakenkreuzflagge“ ohne 
erläuternden Zuſatz die Rede. Erſt die Luftfahrtflaggenverordnung vom 6. Juli 1933 
(RGBl. I S. 456) enthält in ihrem § 2 Abſ. II eine nähere Beſchreibung der 
Hakenkreuzfahne. 

II. Die Sonderflaggen. — Auch bei den Sonderflaggen mußten die 
ſchwarz⸗rot⸗goldenen Farben beſeitigt und durch die neuen Farben erſetzt werden. 
Es ergingen zu dieſem Zweck mehrere Verordnungen und Erlaſſe. 

1. Die Flagge der Kauffahrteiſchiffe (Handelsflagge). — 
Beſondere Bedeutung kommt dem Flaggenrecht der Kauffahrtei⸗ 
ſchiffe, d. h. der zum Erwerb durch die Seefahrt beſtimmten Schiffe zu, indem 
die Flagge die Nationalität des Schiffes beſtimmt und von der Nationalität 
wiederum ihre rechtliche Behandlung nicht nur in heimiſchen Gewäſſern und Häfen, 
ſondern auch in fremden Hoheitsgewäſſern und Häfen abhängig iſt. Gewiſſermaßen 
Gebietsteil des Landes, deſſen Flagge es trägt, führt das Seeſchiff das Recht ſeines 
Heimatſtaates mit ſich, und zwar nicht nur des privaten, ſondern auch des öffent⸗ 
lichen. (Vgl. Apel in WbSt VR. I S. 809.) 

a) Grundlegend für die Führung der Flagge der Kauffahrtei⸗ 
ſchiffe iſt das Geſetz, betreffend das Flaggenrecht der Kauffahr⸗ 
teiſchiffe, vom 22. Juni 1899 (RG Bl. I S. 319), welches auch heute noch 
gilt. Danach haben die Kauffahrteiſchiffe (mit Einſchluß der Lotſen⸗, Hochſee⸗ 
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fiſcherei⸗, Bergungs⸗ und Schleppfahrzeuge) als Nationalflagge ausſchließlich die 
Reichsflagge zu führen. Ihre Form und die Art der Führung werden durch 
Verordnung des Reichspräſidenten beſtimmt (8 1 mit Art. 179 RV.). Für die Wei⸗ 
marer Republik findet ſich die Regelung in der Verordnung des Reichspräſidenten 
über die deutſchen Flaggen vom 11. April 1921 / 5. Mai 1926. Nach dem national⸗ 
ſozialiſtiſchen Umſturz erfuhr dieſe Ordnung eine Anderung durch die Verordnung 
über die vorläufige Regelung der Flaggenführung vom 31. März 1933 (RGBl. ! 
S. 179) Abſchnitt II und den Erlaß über das Setzen der Hakenkreuzflagge auf Kauf⸗ 
fahrteiſchiffen vom 29. April 1933 (RG Bl. 1 S. 244), welche Beſtimmungen dann, 
ebenſo wie die Verordnung vom 21. April 1921 / 5. Mai 1926, aufgehoben und erſetzt 
wurden durch die Verordnung des Reichspräſidenten über die 
vorläufige Regelung der Flaggenführung auf Kauffahrtei⸗ 
ſchiffen vom 20. Dezember 1933 (RG Bl. 1 S. 110 1). Dieſe Verord⸗ 
nung beſeitigt die Schwierigkeiten, die in der Seeſchiffahrt hinſichtlich der Fragen 
entſtanden waren, an welchen Stellen des Schiffes und bei welchen Gelegenheiten 
die deutſchen Nationalflaggen zu zeigen find. Sie beſtimmt einheitlich für alle 
deutſchen Kauffahrteiſchiffe, daß die ſchwarz⸗weiß⸗ rote Fahne am Heck 
am Flaggenſtock oder am hinteren Maſt und zwar in der Regel an der Gaffel 
dieſes Maſtes, in Ermangelung eines ſolchen am Topp oder im Want geſetzt wird, 
während die Hakenkreuzflagge am Bug am Göſchſtock (nicht mehr am 
Signalſteg oder an der Signalrahe) oder, wenn dies nicht möglich, an einer an⸗ 
deren geeigneten, der Würde dieſes Hoheitszeichens entſprechenden Stelle zu ſetzen 
iſt. — Die deutſchen Kauffahrteiſchiffe ſind nach der Verordnung verpflichtet, die 
ſchwarz⸗weiß⸗ rote und die Hakenkreuzflagge zu zeigen 
aa) beim Vorbeifahren an einer deutſchen Küſtenbefeſtigung, auf der die 
Reichskriegsflagge weht, innerhalb einer Entfernung von 3 Seemeilen — 
beim tiefſten Ebbeſtande vom Strande ab gerechnet, 
bb) beim Begegnen mit einem Schiff der Reichsmarine, das die Reichskriegs⸗ 
flagge geſetzt hat, 
cc) beim Einlaufen in einen (deutſchen und ausländiſchen) Hafen und beim 
Auslaufen, 
dd) während des Aufenthalts in einem (deutſchen und ausländiſchen) Hafen 
von 8 Uhr morgens bis Sonnenuntergang. 

Fremde Kauffahrteiſchiffe ſind verpflichtet, ihre Nationalflaggen zu 
zeigen 

aa) beim Vorbeifahren an einer deutſchen Küſtenbefeſtigung, auf der die 
Reichskriegsflagge weht, innerhalb einer Entfernung von 3 Seemeilen — 
beim tiefſten Ebbeſtande vom Strande ab gerechnet, 

bb) beim Begegnen mit einem Schiff der Reichsmarine, das die Reichskriegs⸗ 
flagge geſetzt hat, 

cc) beim Einlaufen in einen deutſchen Hafen und beim Auslaufen. 

Die Kommandanten der Kriegsſchiffe haben die Befolgung der Vorſchriften 
über die Flaggenführung zu überwachen. — 

Deutſche Schiffe, die im Auftrag der Reichspoſtverwaltung die Po ft befördern, 
führen neben der ſchwarz-weiß⸗roten Fahne und der Hakenkreuzflagge noch die 
Reichspoſtflagge (ſ. unten zu 6) am Vortopp. Die beſonderen Vorſchriften 
über das Setzen der ſchwarz-weiß-roten Fahne und der Hakenkreuzflagge auf 
Segelſchiffen und Heringsloggern in dem Erlaß vom 10. Juli 1933 
(RGBl. 1 S. 462) find durch die Verordnung vom 20. Dezember 1933 a. a. O. auf: 
gehoben. 

b) Die übrigen mit dem Flaggenrecht der Kauffahrteiſchiffe 
verbundenen Rechtsverhältniſſe beſtimmen ſich nach dem Geſetz, 
betreffend das Flaggenrecht der Kauffahrteiſchiffe, vom 
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2 2. Juni 1899 a.a.D. (abgeändert und ergänzt durch Verordnung vom 1. März 
1900, RGBl. 1 S. 41, und Geſetz vom 29. Mai 1901, RG Bl. IS. 184). Von dieſen 
Vorſchriften iſt insbeſondere wichtig, daß zur Führung der Handelsflagge die 
Kauffahrteiſchiffe nur dann befugt ſind, wenn ſie im ausſchließlichen 
Eigentum von Reichsangehörigen ſtehen (§ 2). Den Reichsangehörigen werden 
dabei gleichgeachtet aa) ohne Rückſicht auf den Sitz: offene Handelsgeſellſchaften 
und Kommanditgeſellſchaften, wenn die perſönlich haftenden Geſellſchafter ſämt⸗ 
lich Reichsangehörige find, bb) wenn ſie ihren Sitz im Inlande haben: andere 
Handelsgeſellſchaften, eingetragene Genoſſenſchaften und juriſtiſche Perſonen; 
Kommanditgeſellſchaften jedoch nur dann, wenn die perſönlich haftenden Geſell⸗ 
ſchafter ſämtlich Reichsangehörige find. — Streitig iſt, ob der Berechtigung zur 
Führung der Handelsflagge eine entſprechende Verpflichtung gegenüberſteht. Die 
unbefugte Führung der Handelsflagge iſt nach § 18 ſtrafbar; auch kann auf Ein» 
ziehung des Schiffes erkannt werden. — Für die zur Führung der Handelsflagge 
befugten Kauffahrteiſchiffe ſind in den an der See oder an Seeſchiffahrtsſtraßen 
belegenen Gebieten Schiffsregiſter zu führen (8 4). Zuftändig dafür find 
die Amtsgerichte, doch können nach Landesrecht auch andere Behörden damit be⸗ 
traut werden ($ 27). Ein Schiff kann nur in das Schiffsregiſter des Hafens ein⸗ 
getragen werden, von welchem aus, als dem Heimathafen, die Seefahrt mit dem 
Schiff betrieben werden ſoll. Iſt ein ſolcher nicht vorhanden oder ſoll die Seefahrt 
von einem ausländiſchen Hafen aus betrieben werden, ſo ſteht dem Reeder die 
Wahl des inländiſchen Regiſters frei (86). Das Geſetz enthält im übrigen genaue 
Beſtimmungen über die Erforderniſſe der Eintragung. — Über die Eintragung 
des Schiffes in das Regiſter wird von dem Regiſtergericht eine mit dem Inhalte 
der Eintragung übereinſtimmende Urkunde — das Schiffs zertifikat — aus 
geſtellt. Durch dieſe wird das Recht des Schiffes zur Führung der Handelsflagge 
nachgewieſen. Vorher darf das Recht nicht ausgeübt werden, widrigenfalls Be⸗ 
ſtrafung erfolgt. Schiffe von nicht mehr als 50 Kubikmeter Brutto⸗Raumgehalt 
find auch ohne Eintragung in das Schiffsregiſter und Erteilung des Zertifikats 
befugt, das Recht zur Führung der Handelsflagge auszuüben (88 10, 11, 16, 19). 
Nähere Beſtimmungen ſ. Bek. des Bundesrats vom 10. November 
1899 (RGBl. S. 380). 

c) Die Vorſchriften über die Führung der Handelsflagge und die damit ver⸗ 
bundenen RNechtsverhältniſſe finden nach § 26 des Geſetzes vom 22. Juni 1899 
a. a. O., in Faſſung des Geſetzes vom 29. Mai 1901 a. a. O., auch Anwendung auf 
ſeegehende Luſtjachten, auf ausſchließlich zur Ausbildung von Seeleuten be⸗ 
ſtimmte Seefahrzeuge (Schulſchiffe) ſowie auf ſolche Seefahrzeuge, welche für 
Rechnung von auswärtigen Staaten oder deren Angehörigen im Inland ers 
baut find. Machen ſolche Fahrzeuge von dem Rechte zur Führung der Handels⸗ 
flagge Gebrauch, ſo unterliegen ſie den für Kauffahrteiſchiffe geltenden Vor⸗ 
ſchriften. Durch Verordnung des Reichspräſidenten kann die Geltung der Vor⸗ 
ſchriften auch auf andere, nicht zum Erwerb durch die Seefahrt beſtimmte See⸗ 
fahrzeuge erſtreckt werden. Ferner kann durch Verordnung des Reichspräſidenten 
beſtimmt werden, daß die Vorſchriften des Geſetzes auch auf Binnenſchiffe, die 
ausſchließlich auf ausländiſchen Gewäſſern verkehren, Anwendung finden (ſ. dazu 
Verordnung vom 1. März 1900, RGBl. I S. 41); für ſolche Schiffe werden die 
Schiffsregiſter von den deutſchen Konſulaten geführt. — Für Waſſerſport⸗ 
fahrzeuge auf See iſt durch die Verordnung über die vorläufige 
Regelung der Flaggenführung der Waſſerſportfahrzeuge 
auf See vom 31. Mai 1935 (RG Bl. I S. 735) eine beſondere Regelung 
erfolgt. Es führen danach Waſſerſportfahrzeuge, die im ausſchließlichen Eigentum 
eines anerkannten deutſchen Waſſerſportverbandes ſtehen und in das Schiffsver⸗ 
zeichnis dieſes Verbandes eingetragen ſind, auf See und auf den mit der See in 
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Zuſammenhang ſtehenden, von Seeſchiffen befahrenen Gewäſſern die Hakenkreuz⸗ 
flagge und die Waſſerſportflagge gemeinſam. Die Waſſerſportflagge 
beſteht aus drei gleich breiten Querſtreifen, oben ſchwarz, in der Mitte weiß, 
unten rot; Verhältnis der Höhe zur Länge des Flaggentuches wie 3:5. Im ſchwar⸗ 
zen Streifen befindet ſich mit dem Ring am Flaggenſtock ein weißer, um 45 Grad 
ſchräg liegender klarer Anker. Die Vorſchriften des Art. 1 8 1 Abſ. 3 und 4 und 
der SS 2, 3, 5 und 6 der VO. über die vorläufige Flaggenführung auf Kauffahrtei⸗ 
ſchiffen vom 20. Dezember 1933 a. a. O. finden entſprechende Anwendung. Die 
zur Führung der Waſſerſportflagge nicht befähigten Waſſerſportfahrzeuge führen 
im Geltungsbereich der VO. die Hakenkreuzflagge und die ſchwarz⸗weiß⸗xrote 
Flagge nach den Beſtimmungen der VO. vom 20. Dezember 1933 a. a. O. Nach 
der Ausführungsverordnung vom 7. Juni 1935 (RGBl. I S. 736) iſt anerkannter 
Waſſerſportverband der Deutſche Reichs bund für Leibesübungen. 
Der Reichsſportführer regelt die Einrichtung und Führung des Schiffsverzeich⸗ 
niſſes, beſtimmt die Vorausſetzungen für die Eintragung in das Schiffsverzeichnis 
und erteilt auf Grund dieſer Eintragungen Beſcheinigungen über die Berechtigung 
zur Führung der Waſſerſportflagge. 

d) Die in der Verordnung vom 11. April 1921/5. Mai 1926 a. a. O. genannte 
„Handelsflagge mit dem Eiſernen Kreuz“ (für Schiffsführer, welche früher aktive 
oder Reſerveoffiziere der Marine geweſen find — AE. vom 1. Juli 1896, RGBl. I 
S. 181) iſt auf Grund der Dritten Verordnung über die vorläufige Regelung der 
Flaggenführung vom 16. Juli 1933 (RGBl. I S. 517) erſetzt worden durch die 
„Flagge für ehemalige Marineoffiziere als Führer von 
Handelsſchiffen“. Dieſe Regelung iſt alsdann mit einer kleinen Anderung 
in die Verordnung vom 20. Dezember 1933 a. a. O. übernommen 
worden. Danach kann Führern deutſcher Seehandelsſchiffe, die früher als See⸗ 
offiziere der Marine angehört haben und mit der Erlaubnis zum Tragen der 
Uniform verabſchiedet worden find, oder Offiziere des Beurlaubtenſtandes der 
Marine geweſen und ehrenvoll ausgeſchieden ſind, vom Reichswehrminiſter die 
Berechtigung verliehen werden, an Stelle der ſchwarz⸗weiß⸗ roten Fahne dieſe 
Fahne mit einem Eiſernen Kreuz verſehen — an der Stange im ſchwarzen 
Streifen, doppelt weißgerändert — zu führen. 

2. Die Lotſenflagge. — Die Lotſenflagge beſteht in einer am Vormaſt 
gehißten, mit einem weißen Streifen von / der Flaggenbreite umgebenen 
ſchwarz⸗weiß⸗ roten Flagge (Verordnung über die Lotſenſignal⸗ 
ordnung vom 27. Oktober 1933, RG Bl. 11 S. 909, welche die Ver⸗ 
ordnung vom 21. Juni 1933, RGBl. II S. 511 erſetzt). 

„3. Die Reichskriegsflagge. — Die Form der Reichskriegsflagge 
war bisher durch die Verordnung über die deutſchen Flaggen vom 11. April 1921 
a. a. O. geregelt. Jetzt gilt die Verordnung über die Hoheitszeichen 
der deutſchen Wehrmacht vom 14. März 1933 (RG Bl. 1 S. 133), 
Ziff. 14. Danach iſt die Reichskriegsflagge ſchwarz-weiß⸗rot, und trägt „im weißen 
Streifen, etwas nach der Stange verſchoben, ein ſchwarzes weißgerändertes Kreuz 
von der Form des Eiſernen Kreuzes, in den ſchwarzen und den roten Querſtreifen 
je etwa bis zur Hälfte übergreifend. Verhältnis der Höhe zur Länge wie 3: 5“. — 
Die Göſch der Kriegsſchiffe (bisher ebenfalls durch die Verordnung vom 
11. April 1921 geregelt — jetzt Verordnung vom 14. März 1933 a. a. O.) entſpricht 
der Reichskriegsflagge, nur hat fie kleinere Abmeſſungen. 

4. Die Standarte des Führers und Reichskanzlers. — Unter 
Aufhebung der Beſtimmung des § 1 Abſ. 1 der 2. VO. über die vorläufige Rege⸗ 
lung der Flaggenführung vom 22. April 1933 (RGBl. I S. 217) [Standarte des 
Reichspräſidenten] iſt durch Verordnung vom 11. April 1935 (RGBl. I 
S. 507) die Standarte des Führers und Reichskanzlers folgen⸗ 
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dermaßen beſtimmt: Sie bildet „ein gleichjeitiges, ſchwarz⸗weiß⸗ſchwarz gerän⸗ 
dertes, rotes Rechteck, das inmitten einer runden weißen Scheibe ein von einem 
goldenen Eichenkranz umrahmtes, ſchwarz⸗weiß gerändertes, ſchwarzes Hakenkreuz 
trägt. In den vier Ecken der Standarte befinden ſich abwechſelnd der Adler auf 
dem Hakenkreuz im Eichenlaub und der Adler der Wehrmacht, beide in Gold.“ 

5. Die Flagge des Reichskriegsminiſters und Oberbefehls⸗ 
habers der Wehrmacht. — Es gilt jetzt die Verordnung über die 
Flagge des Reichskriegsminiſters und Oberbefehlshabers 
der Wehrmacht vom 23. Juli 1935 (RG Bl. I S. 1049), welche unter 
Aufhebung des Art. I Nr. 7 der BO. über die Hoheitszeichen der deutſchen Wehr: 
macht vom 14. März 1933 (RGBl. I S. 133) folgendes beſtimmt: „Die Flagge 
des Reichskriegsminiſters und Oberbefehlshabers der Wehrmacht iſt ein weißes, 
ſchwarz⸗weiß⸗ſchwarz gerändertes gleichſeitiges Rechteck, in deſſen Mitte die Reichs⸗ 
kriegsflagge, ebenfalls in Form eines gleichſeitigen Rechtecks, ſteht. In den vier 
Ecken befindet ſich, mit dem Kopf zur Mitte, je ein ſchwarzer, rotbewehrter Adler 
der Wehrmacht.“ 

6. Die Reichspoſtflagge. — Die Reichspoſtflagge (bisher Ziff. 18 
der Verordnung vom 11. April 1921 a. a. O.) iſt nach der Verordnung über 
die vorläufige Regelung der Flaggenführung vom 31. März 
1933 (RG Bl. I S. 179) ſchwarz⸗weiß⸗ rot und trägt „in der Mitte des weißen 
Querſtreifens ein goldgelbes Poſthorn mit ſchwarz⸗weiß⸗ roter Schnur und einer 
ebenſolchen Quaſte, das Mundſtück nach der Stange gewendet. Der weiße Streifen 
iſt über und unter dem Poſthorn bogenförmig um je 7½ verbreitert.“ 

7. Die übrigen Reichsdienſtflaggen. — Nach der früheren Regelung 
beſtand hier ein Unterſchied zwiſchen den Reichsbehörden zu Lande und denen 
zur See. Hinſichtlich der letzteren erging zunächſt eine Neuordnung durch die Ver⸗ 
ordnung über die Hoheitszeichen der deutſchen Wehrmacht vom 14. März 1933 
a. a. O., Abſchnitt I, Ziff. 10 und die Verordnung über die vorläufige Regelung 
der Flaggenführung vom 31. März 1933 a. a. O., Abſchnitt I Ziff. 2. Desgleichen 
regelte die letztere Verordnung in Ziff. 3 und 4 die Setzung der Flaggen auf den 
Dienſtfahrzeugen des Reichs ſowohl zur See als auch auf Binnengewäſſern. Später 
iſt durch die Zweite Verordnung über die vorläufige Regelung 
der Flaggenführung vom 22. April 1933 (R G Bl. 1 S. 217) dieſe 
Regelung aufgehoben und eine einheitliche Reichsdienſtflagge feſtgeſetzt 
worden, die von allen Stellen, Behörden und Beamten des Reichs zu führen iſt, 
ſoweit dieſe nicht die im vorſtehenden zu 3—6 angegebenen Flaggen zu führen 
haben. Die Reichsdienſtflagge iſt danach ſchwarz⸗weiß⸗ rot, wobei ſich im weißen 
Streifen, etwas nach der Stange hin verſchoben, der Reichsadler befindet; der 
weiße Streifen iſt über und unter dem Reichsadler bogenförmig um etwa je / 
verbreitert. — Die Dienſtfahrzeuge des Reichs auf Binnengewäſſern und zur See 
führen die Reichsdienſtflagge; ſoweit dafür eine Möglichkeit beſteht, ſetzen fie 
außerdem die Hakenkreuzflagge. Reichsdienſtgebäude können mit der ſchwarz⸗weiß⸗ 
roten Flagge und der Hakenkreuzflagge oder mit der Reichsdienſtflagge und der 
Hakenkreuzflagge beflaggt werden. 

8. Die Luftfahrtflagge. — Nach der bisherigen Regelung (Verordnung 
über den Luftverkehr vom 19. Juli 1930, RGBl. I S. 363, Anlage 2, SS 2, 8) 
hatten die deutſchen Luftfahrtzeuge internationalem Brauche entſprechend als 
Hoheitszeichen nur den Buchſtaben D zu führen. Durch die Luftfahrtflag⸗ 
gen verordnung vom 6. Juli 1933 (RG Bl. 1 S. 456) iſt nunmehr 
angeordnet worden, daß alle deutſchen Luftfahrtzeuge neben dieſer Kennzeichnung 
als weiteres Hoheitszeichen die ſchwarz⸗weiß⸗rote Flagge und die Hakenkreuz⸗ 
flagge (Hoheitsflaggen) zu führen haben. Hierbei werden die Hoheitsflaggen in 
Form von Farbſtreifen am Seitenleitwerk angebracht, und zwar die ſchwarz— 
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weißsroten Farben an der Steuerbordſeite, die Hakenkreuzflagge (Beſchreibung 
und Anordnung in S 2 Abſ. II der Verordnung) auf der Backbordſeite. Die beiden 
Farbſtreifen müſſen „gleich groß und jo bemeſſen fein, daß mindeſtens die halbe 
Höhe des über dem Höhenruder liegenden Teils des Seitenleitwerks ausgefüllt 
iſt und ein Verhältnis der Höhe zur Geſamtlänge jedes der beiden Farbſtreifen 
etwa wie 3:5 entſteht“. — Luftſchiffe führen die Hoheitsflaggen in der An⸗ 
ordnung wie bei den Flugzeugen je an der oberen und unteren Floſſe des Seiten⸗ 
leitwerks, wobei ſich der Farbenſtrich auf die geſamten Floſſen⸗ und Ruderflächen 
des Seitenleitwerks erſtreckt. Segelflugzeuge und Anhängerflugzeuge führen die 
Hoheitsflaggen wie die Flugzeuge. Segelflugzeuge, Anhängerflugzeuge und Frei⸗ 
ballone müſſen die Hoheitsflaggen führen, wenn ſie die Reichsgrenzen verlaſſen. 
Freiballone ſetzen zwei gleich große Hoheitsflaggen (Tuchflaggen). 

I. Beflaggung der Dienſtgebäude. Die Beflaggung der Dienſt⸗ 
gebäude iſt durch einen Runderlaß des Reichs⸗ und Preußiſchen Miniſters des 
Innern vom 17. April 1935 (MBliV. I S. 583) geregelt. 

N Schack 


Schrifttum: 
816 . „Flagge“ im WtbStVR. I (1911 809; Weſſel im Wtb. Völkerr. I (1924) 
Muhle in Illing⸗Kautz, Hdb. III (11. Aufl. 1932) . 983 mit weiteren Angaben; 
80 und Scholz in Pfundtner⸗ Neubert, Das neue deutſche Reichs recht, Abt. Ia 5 
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Schutz der nationalen Symbole 


I. Jede Bewegung, ſei es politiſcher, religiöſer oder ſonſtiger Art, pflegt alsbald 
eine gewiſſe Induſtrie im Gefolge zu haben, der es vor allem darauf ankommt, 
aus dem der Bewegung dargebrachten Intereſſe, aus der Hingabe an ſie, nach 
Möglichkeit Nutzen zu ziehen. Die Unbedenklichkeit, mit der dies geſchieht, führt 
vielfach zu ſchlimmſten Mißbräuchen, und ein unter dem Deckmantel des Patriotis⸗ 
mus oder der Frömmigkeit auftretender Kitſch pflegt ſich breit zu machen. Die 
nationale Erhebung in Deutſchland mußte angeſichts der mit ihr 
verbundenen einprägſamen Symbole, wie dem Bilde des Führers, dem Hakenkreuz, 
dem Horſt⸗Weſſel⸗Lied uſw., dieſer Gefahr beſonders ausgeſetzt ſein, wie ſich dies 
denn auch alsbald zeigte, indem händleriſcher Geiſt dieſe Symbole in einer Weiſe 
zu verwerten begann, die geradezu eine Gefahr für die Offentlichkeit bedeutete — 
nicht nur im Sinne einer Geſchmacksverfälſchung, ſondern auch in der Richtung der 
Trübung und Verflachung der Bewegung. 

Der neue Staat ließ es ſich daher alsbald angelegen ſein, dieſer Gefahr 
zu begegnen. Bereits am 19. Mai 1933 erging das Geſetz zum Schutze 
der nationalen Symbole (RGBl. I S. 285), welches die Handhabe bot, 
Mißſtände der gekennzeichneten Art in wirkſamer Weiſe zu bekämpfen. Es erſchien 
dabei zweckmäßig, Mißbräuche der Symbole auch dann zu treffen, wenn ſie außer⸗ 
halb des Handelsverkehrs in Erſcheinung traten. Neben dem Handelsverbot enthält 
daher das Geſetz eine Ermächtigung an die Behörden, Fälle des Mißbrauchs, die 
nicht im Inverkehrbringen von Gegenſtänden beſtehen, im Wege der Polizei⸗ 
verordnung zu erfaſſen. Weiterhin erſchien es geboten, nicht nur die Symbole der 
nationalen Erhebung zu ſchützen, ſondern in Ehrfurcht vor der deutſchen Ver⸗ 
gangenheit und dem deutſchen Staat auch den Symbolen der deutſchen Geſchichte 
und des deutſchen Staats (namentlich Bildern und Namen von großen Trägern 
deutſcher Staats⸗ und Kulturüberlieferung, wie etwa Friedrichs des Großen, 
Bismarcks, Goethes) den gleichen Schutz zukommen zu laſſen. 

II. Im einzelnen trifft das Geſetz folgende Regelung: 

1. Das allgemeine Verbot der zuvor beſchriebenen Art iſt in 8 1 des 
Geſetzes enthalten. Danach iſt es unzuläſſig, „die Symbole der deutſchen Geſchichte, 
des deutſchen Staats und der nationalen Erhebung in Deutſchland öffentlich in 
einer Weiſe zu verwenden, die geeignet iſt, das Empfinden von der Würde dieſer 
Symbole zu verletzen“. Was unter Symbolen zu verſtehen iſt, iſt im Geſetz nicht 
geſagt. Jedenfalls muß, wie in den Erläuterungen zu dem Geſetz (Medicus in 
Pfundtner⸗Neubert Ia 8 S. 1 ff.; Schmidt⸗Leonhardt in RuPrVBl. 1933, S. 464) 
zum Ausdruck gebracht worden iſt, der Begriff des Symbols weit ausgelegt 
werden. Er umfaßt alles, was durch Auge oder Ohr wahrnehmbar wird, alſo neben 
Zeichen, Bildniſſen, Farben uſw. auch Wort und Lied (Beiſpiele ſ. oben zu l.). 
Ob die Verwendung an ſich einen Mißbrauch der in 8 1 gekennzeichneten Art 
darſtellt, iſt Tatfrage. — Einzelheiten für die faktiſche Handhabung der vor⸗ 
bezeichneten Beſtimmung enthalten die Richtlinien des Reichsmini⸗ 
ſters für Volksaufklärung und Propaganda vom 19. Mai 1934 
(RMinBBl. S. 75). Hierin iſt beſtimmt, daß, wenn der Gegenſtand ſelber das 
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Symbol verkörpert, feine Verwendung und Verbreitung nur dann zuläſſig iſt, 
wenn er ein Erzeugnis der bildenden Kunſt oder des Kunſtgewerbes iſt, z. B. 
Bilder und Plaketten führender Perſönlichkeiten, Hakenkreuze und Anſtecknadeln 
oder Ketten, SA.⸗Figuren. Wird das Symbol an dem Gegenſtand oder in Ber: 
bindung mit ihm dargeſtellt, ſo iſt ſeine Verwendung nur dann zuläſſig, wenn der 
Gegenſtand ſelbſt oder ſeine Beſtimmung eine innere Beziehung zu dem Symbol 
hat, z. B. das Hakenkreuz an der Fahnenſpitze. Nicht zuläſſig iſt die Verwendung 
des Symbols insbeſondere, wenn dieſes zu dem Zweck angebracht wird, den Gegen⸗ 
ſtand zu verzieren oder ſeine Abſatzfähigkeit zu ſteigern, z. B. Verwendung des 
Hakenkreuzes oder der deutſchen Farben auf Kinderſpielbällen, Sparbüchſen, Papier, 
Manſchettenknöpfen, Schokoladen⸗ und Tabakpackungen. Die Verwendung des Sym⸗ 
bols zu Reklamezwecken iſt in jedem Fall unzuläſſig. Auch in den nach dem Vor; 
ſtehenden zuläſſigen Fällen iſt die Verwendung des Symbols unſtatthaft, wenn 
deſſen Ausführung minderwertig oder mit entſtellendem Beiwerk verſehen iſt, z. B. 
künſtleriſch minderwertige Bildniſſe, ſelbſtleuchtende Hakenkreuze. Die parteiamtlich 
zugelaſſenen Abzeichen der NSDAP. ſowie Bildniſſe des Führers in Form von 
Büſten und Plaketten dürfen nach Ziff. 5 der Richtlinien nicht ohne Zuſtimmung 
der Reichsleitung der Partei verwendet werden. Liegt im Zeitpunkt der Ent⸗ 
ſcheidung eine Erlaubnis oder ein Verbot der Reichsleitung vor, ſo iſt die ent⸗ 
ſcheidende Behörde hieran gebunden. Liegt die Stellungnahme der Reichsleitung 
noch nicht vor, ſo iſt ſie vor Erlaß der Entſcheidung einzuholen und dieſer zugrunde 
zu legen. 

2. Durchführung des Verbots. Das Geſetz macht hier einen Unterſchied, 
je nachdem es ſich um Mißbräuche im Handelsverkehr oder außerhalb desſelben 
handelt. 

a) Mißbräuche im Handels verkehr. Das Durchführungsverfahren 
zum Zwecke der Feſtſtellung, ob ein Gegenſtand der Vorſchrift des § 1 zuwider 
in den Verkehr gebracht worden iſt, iſt durch das Geſetz vom 19. Mai 1933 ſelbſt 
in den 88 2—7 des näheren geordnet. 

Danach trifft die Entſcheidung im einzelnen Fall die höhere Verwal⸗ 
tungs behörde des Herftellungsorts. (Für Gegenſtände, die im Aus⸗ 
land hergeſtellt find, gilt als Herſtellungsort Berlin, Ausführungsver⸗ 
ordnung vom 23. Mai 1933.) Gegen die Entſcheidung iſt allen Beteilig⸗ 
ten das Recht der Beſchwerde binnen 2 Wochen bei der oberſten Landes⸗ 
behörde eingeräumt, welche endgültig entſcheidet. Die Beſchwerde hat keine auf⸗ 
ſchiebende Wirkung. Zur Einlegung der Beſchwerde ſind auch der Reichspropa⸗ 
gandaminiſter und die der höheren Verwaltungsbehörde übergeordnete Landes⸗ 
regierung befugt, welche dieſes Recht durch einen von ihnen (ſtändig oder für den 
einzelnen Fall) beſtellten Vertreter des öffentlichen Intereſſes ausüben. Die Ent⸗ 
ſcheidung, daß ein Gegenſtand der Vorſchrift des $ 1 zuwider in den Verkehr 
gebracht worden iſt, hat zur Folge, daß er der entſchädigungsloſen Ein: 
ziehung unterliegt. Wer einer ſolchen Entſcheidung zuwiderhandelt, alſo nach 
verfügter Einziehung gleichartige Gegenſtände wieder in den Handel bringt, wird, 
wenn er vorſätzlich oder fahrläſſig handelt, mit Geldſtrafe bis zu 150 RM. oder 
mit Haft beſtraft. Die Entſcheidungen haben, wenn rechtskräftig, Wirkung für 
das ganze Reichsgebiet. Sich widerſprechende Entſcheidungen find alſo aus⸗ 
geſchloſſen. Damit die ergangenen Entſcheidungen bekannt werden, iſt Ber: 
öffentlichung angeordnet (ſ. unten). Einſtweilen, d. h. ſchon vor der Ent⸗ 
ſcheidung der höheren Verwaltungsbehörde können die Polizeibehörden 
die Beſchlagnahme des Gegenſtandes vornehmen, wenn nach ihrem Ermeſſen ein 
Verſtoß gegen das Verbot des § 1 vorliegt. Sie haben dann unverzüglich der 
für die Entſcheidung zuſtändigen Verwaltungsbehörde Mitteilung zu machen. 
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Welche Behörden als oberſte Landesbehörde, höhere Verwaltungsbehörde und 
Polizeibehörde anzuſehen ſind, beſtimmen die Landesregierungen (für Preußen 
ſ. VO. vom 15. Dezember 1933, GS. S. 495). — Die entſcheidenden Behörden ſollen 
in Zweifelsfällen einen Sachverſtändigen hören, der künſtleriſches Verſtändnis mit 
nationalem Verantwortungsbewußtſein vereinigt. Eine Entſchädigung für die 
Wirkungen der Beſchlagnahme wird nicht gewährt, und zwar auch dann nicht, wenn 
rechtskräftig entſchieden iſt, daß ein Verſtoß gegen das Verbot des § 1 nicht vor⸗ 
liegt. — Entſcheidungen im Sinne der 88 2—7 find nur ſolche, denen eine von Amts 
wegen angeſtellte Prüfung oder eine Anzeige zum Zweck der Unterſuchung zugrunde 
liegt, gleichgültig, ob die Frage der Zuläſſigkeit des Gegenſtandes bejaht oder 
verneint wird. 


b) Mißbräuche außerhalb des Handelsverkehrs. In ſolchen 
Fällen, in denen der Mißbrauch des Symbols entſprechend § 1 des Geſetzes 
in anderer Weiſe als in dem Inverkehrbringen von Gegen⸗ 
ſtänden beſteht, iſt nach § 8 des Geſetzes die Durchführung des Verbots der 
Regelung durch Polizeiverordnungen überlaſſen. Es wird damit den 
lokalen Verhältniſſen Rechnung getragen. Entſprechend den Richtlinien des Reichs⸗ 
propagandaminiſters vom 19. Mai 1934 Ziff. 4 iſt durch Erlaß von Polizei⸗ 
ordnungen die Verwendung von Symbolen durch Singen und Spielen von Liedern 
und bei der Wiedergabe von Erzeugniſſen der Literatur für unzuläſſig zu erklären, 
wenn die künſtleriſche Geſtaltung oder die Vorführung unter Umſtänden erfolgt, 
die der Würde des Symbols nicht entſprechen. In dieſer Beziehung iſt z. B. an das 
Singen oder Spielen des Deutſchland⸗ oder Horſt⸗Weſſel⸗Liedes in Vergnügungs⸗ 
und Gaſtſtätten zu denken (für Preußen Verbot durch Polizeiverordnung vom 
18. Auguſt 1933, GS. S. 317) oder an das Spielen der Nationalhymne in 
Potpourris oder traditioneller Armeemärſche zum Tanz. Für Preußen iſt der 
Erlaß entſprechender Polizeiverordnungen in die Hand der Regierungspräſidenten 
gelegt (Runderlaß vom 21. Februar 1934, MBliV. S. 247). Betreffend die Bes 
nennung von Schiffen iſt unter dem 17. Oktober 1934 für ganz Preußen eine 
miniſterielle Polizeiverordnung ergangen (GS. S. 412). — Die Beſtimmungen 
des Geſetzes für die Einziehung uſw. gelten hier nicht, vielmehr beſtimmen hier 
die Polizeibehörden, in welcher Weiſe zu verfahren iſt. Dagegen ergreift die oben⸗ 
genannte Strafandrohung des Geſetzes gleichermaßen auch die durch Polizeiver⸗ 
ordnung geregelten Fälle. 

Rechtskräftige Entſcheidungen zu a) und b) hat die Behörde, die ſie getroffen 
hat, unverzüglich der Landesregierung und dem Reichspropagandaminiſter mit⸗ 
zuteilen. Letzterer gibt fie im Reichsminiſterialblatt und im Deutſchen Reichs⸗ 
anzeiger bekannt. Die Bekanntgabe geſchieht in Liſten. Ein Muſter der Liſte 
iſt der DurchfVO. vom 23. Mai 1933 beigegeben. Mitzuteilen find rechtskräftige 
Entſcheidungen auch dann, wenn in ihnen die Frage, ob ein Verſtoß gegen das 
Verbot des $ 1 des Geſetzes vorliegt, verneint wird. — Solche rechtskräftige Ent⸗ 
ſcheidungen ſind bereits in großer Zahl ergangen und in der vorbezeichneten Weiſe 
bekanntgegeben (ſ. z. B. Reichsminiſterialblatt 1933 S. 381, 433, 441, 458, 500, 
505, 520, 534, 681, 706); aus ihnen geht deutlich hervor, in wie würdeloſer Weiſe 
ſich ein händleriſcher Geiſt der nationalen Symbole zu bemächtigen und fie für 
ſeine ſelbſtſüchtigen Zwecke zu verwerten ſuchte. 

3. Beſtehende Beſtimmungen über Symbole und Soheits⸗ 
zeichen des Reichs und der Länder werden durch das Geſetz vom 
19. Mai 1933 nicht berührt (8 10). Sie bleiben alſo unverändert in Kraft. Doch 
wird damit nicht ausgeſchloſſen, daß gegen den Mißbrauch ſolcher Symbole und 
Zeichen mit den Möglichkeiten des Symbolſchutzgeſetzes vorgegangen wird (ſ. die 
Begründung zu § 10 des Geſetzes). 


397 


4. Die zur Durchführung des Geſetzes erforderlichen Rechts⸗ und Verwal: 
tungsvorſchriften erläßt der Reichspropagandaminiſter, und zwar, ſoweit es ſich 
um Vorſchriften über Symbole und Hoheitszeichen des Deutſchen Reichs handelt, 
im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter des Innern. Auch kann er Richt⸗ 
linien für die Handhabung des Geſetzes bekanntgeben. — Entſprechend dieſer 
Ermächtigung hat der Reichspropagandaminiſter unter dem 23. Mai 1933 eine 
Durchführungsverordnung (RGBl. I S. 320) und unter dem 19. Mai 1934 Richt⸗ 
linien für die Handhabung des Geſetzes (RMinBl. S. 75) erlaſſen. Ihre Beſtim⸗ 
mungen ſind im obigen Text mitberückſichtigt. Im Saarland iſt das Symbol: 
ſchutzgeſetz durch Verordnung vom 20. Juni 1935 (RGBl. I S. 767) eingeführt. 


Schack 


Schrifttum: 


Sn aus Der Schutz der nationalen Symbole, in Reichsverwaltungsblatt 8 
. Medicus in Pfundtner⸗Neubert, Das neue deutſche Reichsrecht, Abt. I a 
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Wehrrecht und Wehrſtaatsrecht 


I. Wehrrecht 


Der Begriff Wehrrecht iſt neu. Erſt der Nationalſozialismus hat den Begriff ge⸗ 
ſchaffen und zur Erörterung geſtellt. Man wird in den Regiſtern der früheren 
rechtswiſſenſchaftlichen Werke vergeblich nach dem Worte „Wehrrecht“ ſuchen, und 
auch das Wörterbuch der deutſchen Sprache von Grimm kennt es nicht, ſo zahlreich 
im übrigen die Zuſammenſetzungen mit dem Worte „Wehr“ geworden ſind. Aber 
nicht nur das Wort, der Begriff iſt neu, ſondern auch die Sache, das Rechtsgebiet, 
das der Begriff Wehrrecht von anderen Rechtsgebieten ſcheidet. Das wird manchem 
befremdend klingen. Wir hatten doch ſchon vor dem Kriege ſo viele ausgezeichnete 
Darſtellungen des deutſchen Wehrverfaſſungsrechts, des Militärſtrafrechts, des Militär⸗ 
prozeßrechts, Unterſuchungen von Einzelfragen auf dem Gebiet der Unterftellung 
und Befehlsgewalt, der Militärverwaltung und vieles andere mehr. Das iſt ohne 
Zweifel richtig. Nur enthalten alle dieſe Werke nicht das, was wir Wehrrecht 
nennen, ſondern Militärrecht. Es ſoll hier zunächſt keine Definition gegeben werden; 
die Materie iſt noch zu neu und bedarf noch zu ſehr der gründlichen Unterſuchung, 
als daß eine klare Begriffsbeſtimmung an die Spitze geſtellt werden könnte. Aber 
zwei Worte können uns verdeutlichen, worum es bei dem Unterſchied zwiſchen 
Militärs und Wehrrecht eigentlich geht. Friedrich der Große ſagt in feinem poli⸗ 
tiſchen Teſtament! von 1768 in dem Abſchnitt „Der Staatsſchatz“: „Der friedliche 
Bürger bleibt in ſeiner Behauſung ruhig und ungeſtört und merkt gar nicht, daß 
ſein Land Krieg führt, würde er es nicht aus den Kriegsberichten erfahren.“ Das 
andere Wort rührt von dem früheren franzöſiſchen Generalſtabschef Debeney her. 
Er ſchreibt „Ein neuer Krieg wird ſeine Schrecken nicht auf die Berufsſoldaten be⸗ 
ſchränken. Alle Bürger ohne Ausnahme werden im Dienſte der Landesverteidigung 
ftehen?.“ Hier haben wir die beiden Pole, zwiſchen denen ſich die Betrachtung des 
Krieges bewegen kann: hier reiner Krieg der Regierungen, dort Krieg der Völker 
mit allen Folgerungen, die ſich aus dieſer veränderten Anſicht vom Kriege ergeben. 
Die Rechtsordnung, die dem Krieg der Regierungen entſprach, war das Militär⸗ 
Be die Rechtsordnung, die dem Krieg der Völker angemeſſen tft, iſt das Wehr⸗ 
recht. 

Die Herausſtellung dieſer beiden Grundtypen bedeutet natürlich nicht, daß ſie ſich 
in der geſchichtlichen Wirklichkeit immer in dieſer Reinheit gezeigt haben. Der Welt⸗ 
krieg war gewiß ſchon ein Krieg der Völker, aber das Fehlen jeder Vorbereitung 
des deutſchen Volkes im ganzen auf dieſes ungeheuere Schickſal beweiſt, daß der 
Gedanke, die Kriegführung ſei Sache der Regierung und des „Militärs“, noch die 
Köpfe beherrſchte. Das berüchtigte Wort „business as usual“ zeigt, daß auch in 
England im Anfang des Krieges dieſer Irrtum beſtand. Andererſeits enthält unſer 
altes Militärrecht ſicherlich viele wehrrechtliche Gedanken, aber es fehlte die klare 
Erkenntnis des Prinzips. So iſt die allgemeine Wehrpflicht ohne Zweifel ein echt 


1 Klaſſiker der Politik, Verlag von Reimar Hobbing, 5. Band S. 129. 


2 Rittau, „Gedanken über ein neues Militärſtrafrecht“ in Willen und Wehr, Jahrg. 
1934 S. 341. 
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wehrrechtlicher Gedanke. Aber man dachte den Gedanken nicht zu Ende. So kam es, 
daß ſich Heer und Marine die größte Mühe gaben, die Soldaten zum National⸗ 
gefühl und zum Wehrwillen zu erziehen, daß man ſie aber mit dem Augenblick ihrer 
Entlaſſung aus dem aktiven Dienſt wieder völlig der Agitation der wehrfeind⸗ 
lichen Parteien preisgab. Der Gedanke der allgemeinen Wehrpflicht blieb alſo im 
Militärrecht ſtecken. 

Man unterſcheidet in dem Begriff „Recht“ herkömmlicherweiſe zwei Bedeutungen: 
Recht im ſubjektiven Sinne und Recht im objektiven Sinne, je nachdem man den 
Begriff Recht vom Standpunkt des einzelnen oder der Allgemeinheit aus betrachtet. 
Recht im ſubjektiven Sinne iſt das „Wollendürfen“, die Freiheit des einzelnen, 
etwas zu tun, zu laſſen, zu fordern; Recht im objektiven Sinne iſt die Geſamtheit 
der Rechtsvorſchriften, die ſogenannte Rechtsordnung. Man kann fragen, ob dieſe 
Unterſcheidung auch auf das Wehrrecht angewandt und ſo der Begriff weiter geklärt 
und beſtimmt werden kann. Wenn man ſich zunächſt einfach an das Wort hält, iſt 
es wohl möglich, von einem Wehrrecht im ſubjektiven Sinne zu ſprechen. Natürlich 
bleibt das Wehrrecht des einzelnen innerhalb der Rechtsordnung, die Notwehr, von 
der Erörterung an dieſer Stelle ausgeſchloſſen. Wir haben es hier nur mit dem 
Wehrrecht des Staates, der Volksgemeinſchaft, zu tun. Aber auch ſo betrachtet, 
könnte man ein ſubjektives Wehrrecht in zwei verſchiedenen Bedeutungen feſtſtellen: 
das Recht des einzelnen Volksgenoſſen, an der „Wehr“ ſeines Volkes teilzunehmen, 
und das Recht der Volksgemeinſchaft ſelbſt, ſich zu wehren. Im erſteren Sinne be⸗ 
deutet Wehrrecht nichts anderes als das, was der alte Begriff „Wehrpflicht“ be⸗ 
ſagte. Von einem ſubjektiven öffentlichen Recht gegen den Staat, den Führer der 
Volksgemeinſchaft, kann natürlich keine Rede ſein. In welchem Umfang der Führer 
die Wehrkraft des Volkes ausnutzen will, hat nur er zu entſcheiden, kein Gericht. 
Das Wort „Wehrrecht“ in dieſem Sinne ſagt vielmehr das, was in ausgezeichneten 
Worten in Anlehnung an Scharnhorſt der Abgeordnete Dr. von Delbrück in der 
Nationalverſammlung in Weimar in einem Antrag ausſprach: „Jeder Deutſche iſt 
der geborene Verteidiger ſeines Vaterlandes.“ 

Wir befinden uns hier auf einem Rechtsgebiet, wo, insbeſondere nach der natio⸗ 
nalſozialiſtiſchen Rechtsanſchauung, der Gegenſatz zwiſchen dem einzelnen und der 
Geſamtheit ſo völlig verſchwindet, daß Recht und Pflicht identiſch werden. Von dem 
Gedanken an die privatrechtliche Gegenüberſtellung des „Berechtigten“ und des 
„Verpflichteten“ muß man ſich hier völlig freimachen. Die Volksgemeinſchaft kann 
nur durch den einzelnen handeln, aber was den einzelnen zum Handeln treibt, iſt 
nicht ſein Einzelwille, ſondern, vermittelt durch den Willen des Führers, der Wille 
der Volksgemeinſchaft, den er ganz in ſeinem Einzelwirken aufnimmt. Man kann 
dieſen geheimnisvollen Vorgang mit einem Lieblingswort Goethes als das 
„Urphänomen“ des Gemeinſchaftslebens bezeichnen. Wehrrecht in dieſem Sinne iſt 
alſo Wehrpflicht. 

Warum man neuerdings das Wort „Wehrpflicht“ bekämpft und es durch andere 
Begriffe erſetzen will, iſt eigentlich nicht verſtändlich. Im Lande Kants ſollte doch 
das Wort „Pflicht“ vor der Mißdeutung, als ob es den durch einen fremden Willen 
auferlegten Zwang bedeute, geſchützt ſein. „Pflicht iſt die Notwendigkeit einer 
Handlung aus Achtung vor dem Geſetz“ jagt Kant“, aber er meint nicht ein Geſetz, 
das von einem fremden Willen auferlegt iſt und nur Zwang enthält, ſondern das 
Geſetz, das der freie Wille ſich ſelbſt gibt. Ganz ſo dem Sinne nach, wenn auch mit 
anderen Worten, ſpricht es die Einleitung des Entwurfs der Begründung zum 


Der Ausdruck wird hier der Kürze wegen gebraucht. Die Bedenken, die Carl Schmitt 
5,5 des rechtswiſſenſchaftlichen Denkens S. 12) gegen ihn erhebt, ſind durch⸗ 
aus berechtigt. 


Kant, Grundlegung zur Metaphyſik der Sitten, 1. Abſchnitt. 
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Wehrgeſetz von 1921 aus: „Der Heeresdienft, der bisher in Erfüllung einer alle 
Staatsbürger umfaſſenden ſittlichen Pflicht beſtand und zugleich das vornehmſte 
Ehrenrecht jedes Deutſchen war, ſinkt nunmehr zu einem bloßen Beruf herab.“ 
Dieſer von Semler herrührende Satz iſt in der gedruckten Begründung nicht ent⸗ 
halten. Es iſt aber klar, daß dafür lediglich pſychologiſche Gründe maßgebend waren, 
nicht etwa eine Anderung der Auffaſſung innerhalb der Wehrmacht. 

Faßt man das Wehrrecht im ſubjektiven Sinne als das Recht der Volksgemein⸗ 
ſchaft auf, ſich gegen Angriffe von außen zur Wehr zu ſetzen, ſo verlaſſen wir damit 
den Boden des innerſtaatlichen Rechts. Es iſt klar, daß dieſes Wehrrecht nicht nur 
theoretiſch, ſondern auch politiſch von allergrößter Bedeutung für Deutſchland iſt. 
Aber eine eingehende Unterſuchung würde den Rahmen dieſer Ausführungen 
ſprengen. Es ſei deshalb nur wiederholt, was der Vorſitzende des Ausſchuſſes für 
Wehrrecht bei der Arbeitstagung der Akademie für Deutſches Recht am 26. Mai 1934 
ausführte: „Wehrrecht im ſubjektiven Sinne iſt der Anſpruch eines Volkes auf 
Selbſtbehauptung in der Welt .. . Es iſt letzten Endes das erweiterte Notwehr⸗ 
recht des einzelnen, übertragen auf die ganze Nations.“ Die weitere Unterſuchung 
dieſer Frage wird eine der wichtigſten Aufgaben der Rechtswiſſenſchaft ſein müſſen. 

Wehrrecht im objektiven Sinne iſt, um eine vorläufige Begriffsbeſtimmung zu 
geben, die Geſamtheit der Rechtsvorſchriften, die der Stärkung des Wehrwillens 
und der Wehrkraft dienen ſollen. Ein Blick auf das deutſche Recht unter der Herr⸗ 
ſchaft des Verſailler Diktats zeigt hier ein abſolutes Vakuum. Wir durften kein 
Wehrrecht haben, nur ein — noch dazu verkümmertes — Militärrecht war uns 
belaſſen worden. Das Verſailler Diktat ſpricht dieſen Leitgedanken in immer neuen 
Wendungen aus: Art. 173: Die geſamte Iſtſtärke des Heeres darf nicht mehr als 
100 000 Mann einſchließlich der Offiziere und der Depots betragen. — Das Heer 
iſt nur für die Erhaltung der Ordnung innerhalb des deutſchen Gebietes und zur 
Grenzpolizei beſtimmt. Art. 174: Unteroffiziere und Gemeine verpflichten ſich zu 
einer ununterbrochenen Dauer von 12 Jahren. Art. 177: Unterrichtsanſtalten, 
Hochſchulen, Kriegervereine, Schützengilden, Sport⸗ oder Wandervereine, überhaupt 
Vereinigungen jeder Art ohne Rückſicht auf das Alter ihrer Mitglieder, dürfen ſich 
nicht mit militäriſchen Dingen befaſſen. Es iſt ihnen namentlich unterſagt, ihre 
Mitglieder im Waffenhandwerk oder im Gebrauch von Kriegswaffen auszubilden 
oder üben zu laſſen. Dieſe Vereine, Geſellſchaften, Unterrichtsanſtalten und Hoch⸗ 
ſchulen dürfen in keinerlei Verbindung mit dem Kriegsminiſterium oder irgend⸗ 
einer anderen militäriſchen Behörde ſtehen. Art. 178: Alle Mobilmachungsmaß⸗ 
nahmen oder ſolche, die auf eine Mobilmachung hinzielen, find unterſagt. Art. 198: 
Deutſchland darf Luftſtreitkräfte weder zu Lande noch zu Waſſer als Teil ſeines 
Heerweſens unterhalten. Art. 183: Die geſamte Kopfſtärke der deutſchen Reichs⸗ 
marine darf 15 000 Mann nicht überſteigen. Art. 194: Der Bau und der Erwerb 
aller Unterwaſſerfahrzeuge iſt in Deutſchland unterſagt. 

Dies die wichtigſten Beſtimmungen, alle von dem Gedanken geleitet, die Ent⸗ 
ſtehung und Entwicklung eines Wehrrechts zu verhindern. Nur ein Recht des Be⸗ 
rufsſoldaten durften wir ſchaffen. 

Betrachtet man, von dieſen Gedankengängen geleitet, das neue italieniſche Recht, 
ſo findet man, wenn man das Geſetz über die Kriegsleiſtungen und die vorberei⸗ 
tenden Leiſtungen hinzunimmt, eine faſt vollkommene Verwirklichung der Idee 
eines Wehrrechts. Es gibt in Italien kein Berufsheer mehr, ſondern auf der Grund⸗ 
lage der allgemeinen Wehrpflicht und der militäriſchen Jugenderziehung eine be⸗ 
waffnete Nation. Da Italien — abgeſehen von den vertragsmäßigen Bindungen 
bezüglich der Flotte — auch in der Verwendung der Kriegsmittel völlig frei iſt und 
für die Zwecke der Landesverteidigung jede Leiſtung gefordert werden kann, ſo 


6 Jahrbuch der Akademie für Deutſches Recht, 1. Jahrgang S. 205. 
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ergibt die Geſamtheit dieſer Rechtsvorſchriften ein ausgezeichnetes geſchloſſenes 
Syſtem des Wehrrechts. Ahnlich, wenn auch nicht ſo weitgehend, iſt bei unſeren 
Nachbarſtaaten die Geſtaltung des Wehrrechts, ſehr weitgehend wieder in Rußland 
und in Japan. Unerträglich war deshalb der Gedanke, daß das deutſche Volk, das 
wegen ſeiner gefährdeten Lage mitten zwiſchen hochgerüſteten Staaten das beſte 
Wehrrecht brauchte, überhaupt kein Wehrrecht hatte und auch keines haben ſollte. 

Dieſem unwürdigen Zuſtand hat das Geſetz vom 16. März 1935 über den Auf⸗ 
bau der Wehrmacht ein Ende gemacht. Seinem Wortlaut nach ſpricht das Geſetz 
zwar nur von der Wiedereinführung der allgemeinen Wehrpflicht, ſeinem Sinne 
nach, wie er ſich ganz unzweideutig aus der dem Geſetze vorangeſtellten Prokla⸗ 
mation ergibt, geht es weit darüber hinaus: es enthält die Beſeitigung des Ab⸗ 
ſchnitts V des Verſailler Diktats und damit die Wiederherſtellung unſerer Auto⸗ 
nomie auf dem Gebiet des Wehrrechts. Wir werden in Abſchnitt II ſehen, welche 
Geſtalt nunmehr das deutſche Wehrrecht gewonnen hat, und in welcher Richtung 
wohl ſeine Weiterentwicklung erfolgen wird. Aber man wird ſich immer wieder 
vor Augen halten müſſen, wie die Lage war, die das Geſetz vom 16. März 1935 
beſeitigt hat, aber auch, welche „Friedensbedingungen“ einem Volke auferlegt 
werden konnten, das dem Feinde mehr vertraute als der eigenen Kraft. 

Innerhalb des Geſamtbegriffs Wehrrecht laſſen ſich verſchiedene Unterbegriffe 
unterſcheiden. Die Akademie für Deutſches Recht hat in der Geſtaltung des Aus⸗ 
ſchuſſes für Wehrrecht dieſem Gedanken Ausdruck gegeben: es beſtehen in dem 
Hauptausſchuß zwei Unterausſchüſſe für Wehrſtaatsrecht und Wehrſtrafrecht. Mit 
dieſer Abgrenzung neuer Rechtsgebiete iſt aber die Bedeutung des Begriffs Wehr⸗ 
recht nicht erſchöpft, es kommt etwas hinzu, was in dieſer Eigenart vielleicht auf 
keinem anderen Rechtsgebiet zu finden iſt. Das Wehrrecht dient, wie ſchon geſagt, 
der Verwirklichung des Wehrwillens unſeres Volkes. Wie der Wehrwille unſer 
ganzes Leben durchdringen muß, ſo muß auch die ganze Rechtsordnung von dem 
Geiſt des Wehrrechts erfüllt ſein. Dieſe Dynamik des Wehrrechts iſt vielleicht ſeine 
allerwichtigſte Funktion. Wir hatten im Weltkriege ein ſehr gutes Militärrecht; 
aber das konnte nicht verhindern, daß, geſchützt durch die Beſtimmungen anderer 
Rechtsgebiete, der Feind im eigenen Lande ſich erheben und der kämpfenden Truppe 
in den Rücken fallen konnte. Wäre damals unſere ganze Rechtsordnung von wehr⸗ 
rechtlichen Gedanken erfüllt geweſen, ſo wäre das unmöglich geweſen. Von dieſer 
Durchdringung unſerer Rechtsordnung mit wehrrechtlichen Gedanken ſind wohl 
auch im geltenden Recht einzelne Spuren feſtzuſtellen. Aber das ſind allererſte An⸗ 
ſätze. Hier liegt für unſere künftige Geſetzgebung eine gewaltige Aufgabe, die erſt 
vollendet ſein wird, wenn das ganze deutſche Recht von wehrrechtlichen Gedanken 
durchdrungen iſt. 

Was ſchließlich die Methode der Behandlung des Wehrrechts betrifft, ſo wird 
hier in erſter Linie die Rechtsvergleichung ſtehen müſſen. Auf keinem anderen 
Rechtsgebiet iſt die Kenntnis deſſen, was die anderen tun, ſo wichtig wie hier, auf 
keinem anderen Gebiet wird ſich die Übernahme fremder Rechtsgedanken und die 
gegenſeitige Angleichung der verſchiedenen Syſteme ſo ſchnell vollziehen. Denn es 
dreht ſich hier nicht um theoretiſche Unterſuchungen, ſondern um außerordentlich 
praktiſche Dinge. In künftigen Kriegen wird neben der Bewaffnung und der ſeeli⸗ 
ſchen Haltung eines Volkes auch ſein Wehrrecht eine entſcheidende Rolle ſpielen. 


II. Das geltende Wehrſtaatsrecht 


Solange das Verſailler Diktat unſere Geſetzgebung beherrſchte, konnte als gelten» 
des Wehrſtaatsrecht nur das Recht dargeſtellt werden, das ſich aus den Vorſchriften 
des Wehrgeſetzes von 1921 ergab. Wenn man aber im Sinne der vorſtehenden Aus⸗ 


402 


führungen zwiſchen Militär- und Wehrrecht unterſcheidet, jo muß man feſtſtellen, 
daß das Wehrgeſetz von 1921 überhaupt nichts enthielt, was die Bezeichnung 
Wehrrecht verdient, ſondern nur Militärrecht. In ſeiner erzwungenen Beſchränkung 
auf ein kleines Berufsheer bedeutete es einen ungeheuren Rückſchritt hinter die 
Geſetzgebung der Kaiſerzeit, die doch den wehrrechtlichen Grundgedanken der all⸗ 
gemeinen Wehrpflicht enthielt, wenn auch nicht alle wehrrechtlichen Folgerungen 
aus dieſem Grundgedanken gezogen waren. Es iſt deshalb klar, daß das Wehrgeſetz 
vom 21. Mai 1935, das in Ergänzung des Geſetzes vom 16. März 1935 ergangen 
iſt, nicht auf dem Wehrgeſetz von 1921 aufbauen konnte, ſondern an die Geſetz⸗ 
gebung der Kaiſerzeit anknüpfen mußte. Aber dieſe frühere Geſetzgebung, im 
weſentlichen das Geſetz betreffend die Verpflichtung zum Kriegsdienſt vom 9. No⸗ 
vember 1867 und das Reichsmilitärgeſetz vom 2. Mai 1874, iſt nicht ohne Ver⸗ 
änderung wieder eingeführt worden, vielmehr trägt das neue Geſetz einen neuen 
eigentümlichen Charakter, der darin beſteht, daß es ein wehrrechtliches und damit 
ein nationalſozialiſtiſches Geſetz iſt. Dies zeigt ſich beſonders in der Behandlung des 
Kernſtückes des Geſetzes, der allgemeinen Wehrpflicht. Man kann deutlich beobachten, 
daß hier zwei Schichten übereinander gelagert find, eine ältere militärrechtliche und 
eine neuere wehrrechtliche Auffaſſung. Im großen und ganzen kann man ſagen, daß 
ſich das Geſetz für die Friedenswehrmacht mit jener älteren Form der allgemeinen 
Wehrpflicht begnügt, für den Krieg aber die neue Form vorſieht. Aber das trifft 
nicht ganz zu; verſchiedene Stellen des Geſetzes, die auch für die Friedenswehrmacht 
gelten, atmen einen wehrrechtlichen Geiſt, den man in der Geſetzgebung der Kaiſer⸗ 
zeit nicht findet. Das Geſetz betr. die Verpflichtung zum Kriegsdienſt von 1867 ſagt 
in 8 1: „Jeder Deutſche iſt wehrpflichtig und kann ſich in der Ausübung dieſer 
Pflicht nicht vertreten laſſen.“ Dagegen ſagt das neue Wehrgeſetz in 8 1: 
„Wehrdienſt iſt Ehrendienſt am deutſchen Volke. Jeder deutſche Mann iſt 
wehrpflichtig.“ Nun ſtelle man an beide Geſetze die Frage: wem gegenüber beſteht 
die Wehrpflicht, wem wird der Wehrdienſt geleiſtet? Das neue Geſetz antwortet 
einfach und klar: dem deutſchen Volke. Das alte Geſetz gab ſelbſt keine unmittelbare 
Antwort. Aber die Art, wie der Fahneneid in der alten Reichsverfaſſung geregelt 
war, zeigt deutlich, was auch in der Literatur ganz unbeſtritten war, daß die geſetz⸗ 
liche Wehrpflicht als eine Untertanenpflicht galt und als ſolche dem Landesherrn 
gegenüber zu erfüllen war. Dazu kam noch, daß die Mitglieder der regierenden 
Familien und des ſonſtigen hohen Adels von der Wehrpflicht ausgenommen waren. 
Der Wehrdienſt war alſo eine reine Untertanenpflicht. Nun iſt außer Zweifel, daß 
niemals einer der verbündeten Fürſten des Deutſchen Reiches eine ſo einſeitig 
dynaſtiſche Auffaſſung der allgemeinen Wehrpflicht vertreten hätte, daß dieſe nur 
das Mittel darſtellte, um den Zweck, die Erhaltung der Dynaſtie, zu erreichen. 
Aber immerhin war theoretiſch eine ſolche Anſicht möglich. Jedenfalls fanden die 
einſchlägigen Geſetze keine Formulierung, die den wehrrechtlichen Charakter der 
allgemeinen Wehrpflicht auch klar ausgeſprochen hätte; ſie blieben, wie oben geſagt, 
im militärrechtlichen Denken ſtecken. Erſt der Nationalſozialismus, für den alle 
ſtaatlichen Machtmittel nur dem Zweck des Schutzes und der Erhaltung des deutſchen 
Volkes zu dienen beſtimmt find, konnte die richtige geſetzliche Formulierung finden. 

Auch an einer anderen Stelle der für den Frieden geltenden Vorſchriften tritt 
der neue Gedanke zu Tage. Es handelt ſich hier um Beantwortung der Frage: Wie 
verhält ſich die Erfüllung der Wehrpflicht zum Dienſt der Offiziere, der ſogenannten 
Kapitulanten und der Militärbeamten? Nichts iſt ſo bezeichnend für die Grund⸗ 
auffaſſung der früheren und der heutigen Zeit wie die Antwort, die das ältere 
Recht und das Wehrgeſetz auf dieſe Frage geben. Allerdings hat die alte Geſetz⸗ 
gebung ſelbſt die Frage nicht beantwortet, ſie überließ es vielmehr der Wiſſenſchaft, 
die Antwort zu finden. Die Wiſſenſchaft gab die Antwort, und zwar ganz im Sinne 
der damals herrſchenden individualiſtiſchen Grundanſchauung. Laband, den man 
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wohl als den einflußreichſten Vertreter dieſer Richtung anſehen darf, jagt, der 
Staat bedürfe außer denen, die die geſetzliche Wehrpflicht erfüllen, auch Perſonen, 
die ſich berufsmäßig dem Militärdienſt widmeten. Dies könne aber nur durch einen 
Willensakt geſchehen, einen Vertrag. Wo geſetzliche Wehrpflicht und Vertrag zu⸗ 
ſammentreffen, komme die Wehrpflicht formell nicht zur Wirkſamkeit, denn die 
vertragsmäßige Dienſtpflicht ſei ſtets die weiterreichende, die geſetzliche Ver⸗ 
pflichtung überdeckende. (Laband, Das Staatsrecht des Deutſchen Reiches, 4. Aufl. 
§ 1071.) Nach dieſer Auffaſſung war alſo die allgemeine Wehrpflicht nur ein Not: 
behelf. Hätte man die erforderliche Zahl von Soldaten durch Werbung gewinnen 
können, ſo wäre das ebenſo gut, vielleicht noch beſſer geweſen. Es bedarf keiner 
weiteren Ausführung, daß hier jedes Verſtändnis für die ſittliche Seite der 
allgemeinen Wehrpflicht als Pflicht, die zugleich ein Recht iſt, fehlt. Allerdings 
konnte auch der Individualismus nicht zu einer ſolchen Auffaſſung gelangen; 
erſt der nationalſozialiſtiſche Gedanke der Volksgemeinſchaft kann den ſittlichen 
Gehalt, der in der allgemeinen Wehrpflicht liegt, völlig erſchließen. Es iſt aber 
klar, daß das neue Wehrgeſetz dieſe veränderte Auffaſſung auch zum Ausdruck 
bringen mußte. Wenn nach $ 1 Abſ. 1 und 2 der Wehrdienſt Ehrendienſt am 
deutſchen Volke und jeder deutſche Mann wehrpflichtig iſt, nach S 7 aber die 
Wehrpflicht durch den Wehrdienſt erfüllt wird, ſo muß auch der Dienſt der 
Offiziers und des länger dienenden Soldaten (früher Kapitulanten) Erfüllung der 
Wehrpflicht ſein. Soweit die freiwillig übernommene Pflicht über die geſetzliche 
hinausgeht, liegt nicht ein ganz anderes Rechtsverhältnis vor, ſondern nur eine 
Modifikation der Wehrpflicht. Das Geſetz kennt alſo neben der geſetzlichen Wehr⸗ 
pflicht eine freiwillig übernommene, aber beide tragen denſelben ſtaatsrechtlichen 
Charakter. Bei den Militärbeamten, die jetzt als Wehrmachtbeamte bezeichnet 
werden, gilt dies aber nur für diejenigen, die nach Erfüllung der geſetzlichen und 
freiwillig übernommenen Wehrpflicht zu Beamten ernannt werden, ohne als Sol⸗ 
daten in den Beurlaubtenſtand einzutreten ($ 7, 1a Ziff. 3). Die Wehrmacht⸗ 
beamten dagegen, die in einem Soldatendienſtverhältnis dem Beurlaubtenſtand 
angehören, erfüllen durch dieſen Dienſt die geſetzliche Wehrpflicht. Denn es iſt un⸗ 
möglich, daß man zugleich als Soldat und als Wehrmachtbeamter ſeiner Wehr⸗ 
pflicht genügt. 

Ganz beſonders deutlich tritt aber die wehrrechtliche Auffaſſung in den Beſtim⸗ 
mungen zutage, die für den Krieg vorgeſehen find, und hier namentlich in dem 
$ 1 Abſ. 3: „Im Kriege iſt über die Wehrpflicht hinaus jeder deutſche Mann und 
jede deutſche Frau zu Dienſtleiſtungen für das Vaterland verpflichtet.“ Man wird 
ſich vergebens nach einer ähnlichen Beſtimmung in der alten Geſetzgebung umſehen. 
Die Vorſchrift des § 1 Abſ. 2 des Geſetzes von 1867, die man hier zum Vergleich 
heranziehen könnte, iſt ganz eng zu verſtehen. „Diejenigen Wehrpflichtigen, welche 
zwar nicht zum Waffendienſte, jedoch zu ſonſtigen militäriſchen Dienſtleiſtungen, 
welche ihrem bürgerlichen Berufe entſprechen, fähig ſind, können zu ſolchen heran⸗ 
gezogen werden.“ Das hat, wie der Wortlaut und die Motive deutlich erkennen 
laſſen, nur den Sinn, daß nicht etwa ein Handwerker, der zu einer Truppenwerk⸗ 
ſtatt kommandiert wurde, ſich mit Berufung auf ſeine Soldateneigenſchaft weigern 
konnte, dieſen Dienſt zu verſehen. Ebenſowenig bietet das Kriegsleiſtungsgeſetz vom 
13. Juni 1873 eine Parallele zu der Vorſchrift des neuen Geſetzes. Es ſpricht nur 
von Leiſtungen an die bewaffnete Macht, und zwar in einem ganz eng umgrenzten 
Umfang. Im weſentlichen beſtanden die Leiſtungen, die dieſes Geſetz im Auge hatte, 
in Lieferung von Naturalverpflegung, Gewährung von Quartier und Leiſtung von 
Dienſten an die Truppe. Der weitumfaſſende Gedanke, den das neue Wehrgeſetz 
ausſpricht, war dem alten Geſetz völlig fremd, eine Tatſache, die ſich im Kriege 
verhängnisvoll auswirkte. 


404 


Weiter find ausgeprägt wehrrechtlichen Charakters die 88 5 Abſ. 2: „Die Be⸗ 
lange der Wehrmacht gehen im Kriege allen anderen vor“, 6 in Verbindung mit 7 
Abſ. 2, die dem Begriff Landſturm eine außerordentlich erweiterte Auslegung 
geben: für den nur im Kriege einzuberufenden Landſturm iſt keine Altersgrenze 
nach oben vorgeſehen. Die Grenze wird allein durch die ſachliche Notwendigkeit 
und die perſönliche Verwendbarkeit beſtimmt. Ein geradezu gewaltiger Gedanke, 
in dem die Bedeutung, aber auch der Ernſt der allgemeinen Wehrpflicht zutage 
tritt, in dem ſich aber auch die Wiedergeburt altgermaniſcher Rechtsgedanken voll⸗ 
zieht. In dieſen Zuſammenhang gehört auch die Beſtimmung des $ 15 Abſ. 5, wos 
nach die Verwendung der Nichtarier im Kriege beſonderer Regelung vorbehalten 
bleibt. Im Frieden werden ſie zum aktiven Wehrdienſt grundſätzlich nicht heran⸗ 
gezogen, erfüllen vielmehr die auch ihnen obliegende geſetzliche Wehrpflicht aus⸗ 
ſchließlich im Beurlaubtenſtand, ſoweit nicht beſondere Ausnahmen zugelaſſen 
werden ($ 15 Abſ. 2). 

Das neue Wehrgeſetz unterſcheidet ſich alſo von der Geſetzgebung der Kaiſerzeit 
durch einen ausgeſprochen wehrrechtlichen Charakter. Das ſchließt nicht aus, daß 
ſehr viele Beſtimmungen dieſer alten Geſetzgebung, die ſich bewährt hatten, über⸗ 
nommen worden find. Dies gilt namentlich für den Abſchnitt II „Die Wehrpflicht“, 
der etwa dem Geſetze von 1867 entſpricht. Dagegen enthält der Abſchnitt III 
„Pflichten und Rechte der Angehörigen der Wehrmacht“ weniger Gedankengut des 
etwa entſprechenden Reichsmilitärgeſetzes von 1874 als des Wehrgeſetzes von 1921. 
Denn dieſe Vorſchriften unſeres bisherigen Wehrgeſetzes waren vortrefflich, was 
ja von dem Geſetz im ganzen nicht geſagt werden kann, und blieben deshalb auch 
durch die Novelle, die unter der jetzigen Reichsregierung 1933 erlaſſen wurde, un⸗ 
berührt. Es ſind hier namentlich die Vorſchriften über Ausmerzung unwürdiger 
und ungeeigneter Elemente, die von dem neuen Wehrgeſetz übernommen wurden; 
aber auch die Regelung, die die Pflicht zur Geheimhaltung, die Nebenbeſchäftigung, 
der Rechtsweg u. a. in dem bisherigen Wehrgeſetz gefunden hatten, war in ihrer 
klaren Zuſammenfaſſung und in der Anpaſſung an die Beamtengeſetzgebung ver⸗ 
wendbar. Doch dürfte die bevorſtehende Anderung des Beamtenrechts auch dieſe 
Vorſchriften des Wehrgeſetzes beeinfluſſen. 

Wir haben bisher als geltendes Wehrſtaatsrecht nur das Geſetz über den Aufbau 
der Wehrmacht vom 16. März 1935 und das Wehrgeſetz vom 21. Mai 1935 kennen⸗ 
gelernt. Aus dem erſten Teil dieſer Abhandlung haben wir aber erſehen, daß das 
Wehrſtaatsrecht mehr umfaßt als nur die Regelung des Wehrdienſtes. Hier ſcheint 
alſo in unſerem Rechte eine Lücke zu ſein. In der Tat fehlen uns noch manche ge⸗ 
ſetzlichen Beſtimmungen, insbeſondere die Geſetze über Dienſt⸗ und Sachleiſtungen 
für die Zwecke der Landesverteidigung, wie ſie in faſt allen Ländern ſchon vor⸗ 
handen find. Bisher find hier nur die Programmſätze ausgeſprochen, die wir oben 
betrachtet haben, die aber allein noch keine praktiſche Anwendung möglich machen. 
Sie bedürfen der Ergänzung, wie das Geſetz vom 16. März 1935 der Ergänzung 
durch das Wehrgeſetz bedurfte. Aber darin liegt ja gerade die ungeheure Wand⸗ 
lung, die der Entſchluß des Führers durch das Geſetz vom 16. März herbeigeführt 
hat, daß heute keine außenpolitiſchen Hemmungen mehr beſtehen. Der Abſchnitt V 
des Verſailler Diktats, der dieſe Hemmungen enthielt, iſt beſeitigt. Wir können 
heute die Gewißheit haben, daß die uns noch fehlenden geſetzlichen Beſtimmungen 
auf dem Gebiete des Wehrſtaatsrechts kommen werden, ſobald der Führer es für 
notwendig hält, denn der Weg für die Weiterentwicklung des deutſchen Wehrrechts 
iſt jetzt frei. 
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Das Konkordat des Deutſchen Reichs 
mit der roͤmiſch⸗katholiſchen Kirche vom 20. Juli 1933 


Die Weimarer Republik hatte wie auf allen Gebieten ſo auch auf dem ſtaats⸗ 
kirchenrechtlichen Gebiete zwiſchen zwei entgegengeſetzten Standpunkten geſchwankt. 
Sollte bei der Regelung dieſer Rechtsverhältniſſe das Land wie früher die 
Gliedſtaaten oder das Reich die Zuſtändigkeit für ſich in Anſpruch nehmen? Die 
Reichsverfaſſung gab keine eindeutige Antwort auf dieſe Frage. Nach Artikel 10 
konnte das Reich die Grundſatzgeſetzgebung für die Rechte und Pflichten 
der Religionsgeſellſchaften für ſich in Anſpruch nehmen; in den Artikeln 135—141 
waren auch einige Grundſätze ausgeſprochen. Doch ließen dieſe Beſtimmungen 
den Ländern immer noch ſo viel Freiheit, daß die Buntſcheckigkeit ſowohl des 
evangeliſchen wie des katholiſchen ſtaatlichen Kirchenrechts in Deutſchland weiter 
fortbeſtand; ja ſie nahm noch zu, als Länder wie Bayern, dann auch Preußen 
und ſchließlich Baden eigene Konkordate mit Rom und Verträge mit evangeliſchen 
Landeskirchen ſchloſſen, und damit ſowohl unter ſich in manchen Punkten ab⸗ 
weichendes Recht ſchufen als auch gegenüber dem übrigen Reichsgebiet weitere 
Unterſchiede in der Rechtslage begründeten oder vertieften. Die Reichsregierung 
unternahm wiederholt Anläufe zu einem Reichskonkordat, am entſchiedenſten in 
den Jahren 1922 und 1926, aber ſie gelangen nicht: Die Gegenſätze innerhalb der 
Reichsregierung waren zu groß; der Parlamentarismus lähmte auch hier die 
Kräfte. Die Länder pochten eiferſüchtig auf ihre Rechte. 

Die katholiſche Kirche hatte die Anfänge der nationalſozialiſtiſchen 
Volksbewegung nicht ſehr beachtet, obwohl ſie ſich unter den Augen ſüd⸗ 
deutſcher Biſchöfe vollzogen. Erſt als die Macht dieſer Bewegung zunahm, ſchenkte 
fie ihr wachſende Aufmerkſamkeit. Am 14. September 1930 entjandte die NSDAP. 
107 Abgeordnete in den Deutſchen Reichstag: damit hatte der Endkampf um die 
Macht begonnen. Die katholiſche Kirche verbot nunmehr in verſchiedenen Diözeſen 
die Zugehörigkeit zur Partei; in anderen Gebieten begnügten ſich die Biſchöfe 
feſtzuſtellen, daß ſich im Programm dieſer Partei Punkte befänden, die mit dem 
Dogma im Widerſpruch ſtünden, und verweigerten führenden Männern der Be⸗ 
wegung die Spendung der Sakramente. Im „Nationalſozialiſtiſchen Jahrbuch 
1932“ hat Verf. darauf aufmerkſam gemacht, daß die NSDAP. „morgen Regie⸗ 
rungspartei auch im Reich“ ſein werde, daß dann die Kirche nach ihrer eigenen 
Lehre von der Untertanenpflicht gegenüber der Obrigkeit ihre Angehörigen auch 
gegenüber der nationalſozialiſtiſchen Regierung zum Gehorſam anhalten müſſe. 
Schneller als alle Gegner geglaubt, trat dieſer Fall ein. Das national⸗ 
ſozialiſtiſche Deutſchland erſtand, und alsbald wurde klar, daß Adolf 
Hitler ſich nicht mit einer Scheinregierung nach parlamentariſchem Muſter be⸗ 
gnügen, ſondern eine einheitliche nationalſozialiſtiſche Regierungsgewalt aufrichten 
werde. Damit war für die katholiſche Kirche eine ſchwierige Lage entſtanden. Ihre 
politiſch⸗parlamentariſche Vertretung (die ſie allerdings gelegentlich abgeſchüttelt 
hatte) verlor fie mit der Auflöſung des Zentrums. Die biſchöflichen 
Erlaſſe gegen die NSDAP., die übrigens vom Papſt ſelbſt nie ausdrücklich aner⸗ 
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kannt worden waren, ſtanden noch in Kraft. Nun galt es mit dem „Antichriſt“, 
wie einer der ſtreitbaren Kämpen im Prieſterrock den Nationalſozialismus einmal 
genannt hatte, einen Ausgleich zu treffen. Aber ſieh da: Anders als im katho⸗ 
liſchen Mexiko, anders als im frommen Spanien ward der Sieg der Revolution 
in Deutſchland der Kirche nicht nur nicht zum Nachteil, ſondern im Gegenteil: 
der chriſtentums⸗ und religionsfeindliche Bolſchewismus ward über Nacht aus 
ſeiner ungeheuren Machtſtellung in Deutſchland verdrängt, als Staatsfeind ange⸗ 
prangert und das Chriſtentum „als Baſis unſerer geſamten Moral“ erklärt. Da 
blieben auch die gläubigen Katholiken Deutſchlands nicht zurück und viele legten 
ein Bekenntnis zum nationalſozialiſtiſchen neuen Deutſchland aus innerer Über⸗ 
zeugung ab. Die römiſche Kurie ſah ſich vor vollendete Tatſachen geſtellt. Sie er⸗ 
kannte ſie an und ſuchte nun möglichſt raſch ein Verhältnis zu der neuen Reichs⸗ 
regierung zu gewinnen. 

Die Anfänge der Verhandlungen über ein Reichskonkordat 
reichen bis in die Oſtertage des Jahres 1933 zurück. Die Preſſe berichtete über 
Beſprechungen, die der Vizekanzler des Deutſchen Reichs in Rom führte. Anfangs 
Juli wurde der Reichsinnenminiſter von Konkordatsverhandlungen amtlich in 
Kenntnis geſetzt. Der vom Führer entſandte Vertreter dieſes Miniſteriums traf 
kurz vor dem Abſchluß dieſer Verhandlungen in Rom ein. Bereits am 8. Juli 
erfolgte die Paraphierung, am 20. Juli die feierliche Unterzeichnung. Die 
Ratifizierung des Konkordats geſchah am 10. September 1933; amtlich verkündet 
wurde es im Reichsgeſetzblatt vom 18. September 1933 II. Teil Nr. 38 S. 679/690 
und von kirchlicher Seite in den „Acta Apostolicae Sedis“ vom 10. Sep⸗ 
tember 1933 Band 25 Nr. 14 S. 389/414. 

Ein Ausführungsgeſetz zum Reichskonkordat iſt bis zur Drucklegung dieſes 
Werkes nicht erlaſſen. Die Verhandlungen der Vertragsparteien über die Aus⸗ 
führung wichtiger Beſtimmungen waren unmittelbar nach der Ratifizierung auf⸗ 
genommen worden und ſind noch nicht zum Abſchluß gekommen. 

Das Reichskonkordat regelt unmittelbar und mittelbar die Geſamtheit 
der rechtlichen Beziehungen zwiſchen dem Deutſchen Reich 
und der römiſch⸗katholiſchen Kirche. Alle mit ihm in Widerſpruch 
ſtehenden Beſtimmungen ſind außer Kraft geſetzt. Inwieweit die Abmachungen 
in den Länderkonkordaten noch in Geltung ſind, wird des näheren zu erörtern ſein. 

Die Einleitungsformel des Reichskonkordats (RKk.) gibt als Beweg⸗ 
grund für den Vertragsabſchluß den gemeinſamen Wunſch der Vertragsſchließenden 
an, „die zwiſchen dem Heiligen Stuhl und dem Deutſchen Reich beſtehenden 
freundſchaftlichen Beziehungen zu feſtigen und zu fördern“. Die Vertragspartner 
ſind gewillt, „das Verhältnis zwiſchen der katholiſchen Kirche und dem Staat 
für den Geſamtbereich des Deutſchen Reichs in einer beide Teile befriedigenden 
Weiſe dauernd zu regeln“. Sie haben daher beſchloſſen, eine feierliche Über⸗ 
einkunft zu treffen, welche die mit einzelnen deutſchen Ländern abgeſchloſſenen 
Konkordate ergänzen und auch für die übrigen Länder eine in den Grundſätzen 
einheitliche Behandlung der einſchlägigen Fragen ſichern ſoll. 

Das RKk. zerfällt nach ſeinem Inhalt in Beſtimmungen allgemeinen und 
beſonderen Charakters. 

Beſtimmungen allgemeiner Art ſind niedergelegt in Art. 1 
(Bekenntnisfreihꝛit und Regelung der Zuſtändigkeit der Kirche), Art. 2 (Länder: 
konkordate), Art. 3 (Diplomatiſche Vertretungen), Art. 4 (Freiheit des inner⸗ 
kirchlichen Verkehrs und der kirchl. Veröffentlichungen), Art. 33 (Geltung des 
kanoniſchen Rechts, Regelung von Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen den 
Vertragspartnern), Art. 34 (Beſtimmung über Ratifizierung und Inkraft⸗ 
treten des RKk.). 

Zu einzelnen Artikeln ſind außerdem ergänzende Beſtimmungen in einem 
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Schlußprotokoll getroffen, das gleichzeitig mit dem RKk., von dem es einen 
weſenhaften Beſtandteil bildet, in Kraft getreten iſt. 

Die zur Durchführung der Beſtimmungen des RKk. erforderlichen Rechts⸗ 
und Verwaltungsvorſchriften erläßt gemäß Reichsgeſetz vom 12. September 1933 
(RGBl. 1933 J S. 625) der Reichsminiſter des Innern. 


A. Beſtimmungen allgemeiner Art 


In Art. 1 gewährleiſtet das Deutſche Reich die Freiheit des Bekenntniſſes und 
der öffentlichen Ausübung der katholiſchen Religion. Es erkennt das Recht der 
katholiſchen Kirche an, innerhalb der Grenzen des für alle geltenden Geſetzes 
ihre Angelegenheiten ſelbſtändig zu ordnen und zu verwalten und im Rahmen 
ihrer Zuſtändigkeit für ihre Mitglieder bindende Geſetze und Anordnungen 
zu erlaſſen. 

Damit iſt feſtgeſtellt, daß die katholiſche Religion grundſätzlich in ihrem 
Bekenntnis von ſtaatlicher Einmiſchung frei ſein ſoll, worüber beſondere Be⸗ 
ſtimmungen des RKk. nähere Ausführungen bringen. Zum Verſtändnis dieſes 
Satzes iſt der ausdrückliche Hinweis auf die Grenzen des für alle geltenden 
Geſetzes erforderlich. Es iſt damit ausgeſprochen, daß die katholiſche Kirche im 
Deutſchen Reich bei der Ordnung und Verwaltung ihrer Angelegenheiten und 
bei dem Erlaß von Geſetzen und Anordnungen für ihre Mitglieder von dem 
allgemein geltenden Geſetz nicht ausgenommen iſt. Es wäre mit dem 
Anſpruch des nationalſozialiſtiſchen Staates, gleichmäßig alle Volksgenoſſen in 
der Volksgemeinſchaft zu erfaſſen und unter einheitliches Recht zu ſtellen, 
unvereinbar, wenn der katholiſche Volksteil grundſätzlich außerhalb der ſtaat⸗ 
lichen Geſetzgebung ſtünde. Auch der auf dem Boden der chriſtlichen Sittenlehre 
ſtehende Staat kann einen Herrſchaftsanſpruch der Kirche über ihre 
Gläubigen ſchlechthin nicht anerkennen. Der ausdrückliche Hinweis auf die 
Grenzen des für alle geltenden Geſetzes und ſtaatliche Vorſchriften findet ſich an 
mehreren Stellen im RKk. wieder: in Art. 4, in Art. 5, in Art. 13, in Art. 17, in 
Art. 20, in Art. 23, in Art. 25 und in Art. 28. Es hat daher, namentlich bei 
allen Fragen, die nicht ausdrücklich im Konkordat geregelt ſind, eine Prüfung 
über die Vereinbarkeit der kirchlichen Anſprüche mit der ſtaatlichen Geſetzgebung 
zu erfolgen. 

Dieſe Prüfung geſchieht nach der Beſtimmung von Art. 33 Abſ. 2 im gemein⸗ 
ſamen Einvernehmen zwiſchen dem Heiligen Stuhl und dem Deutſchen Reich, um 
eine freundſchaftliche Löſung herbeizuführen. 

Eine ſogenannte Kompetenz⸗Kompetenz iſt weder dem Staat noch der Kirche 
damit eingeräumt. Das kanoniſche Recht, das im neuen Codex iuris canonici 
vom 27. Mai 1917 niedergelegt iſt, wird lediglich für den kirchlichen Bereich 
hinſichtlich der auf kirchliche Perſonen oder kirchliche Dinge bezüglichen Stoff⸗ 
gebiete, die im RKk. nicht behandelt find, als Rechtsquelle in Art. 33 Abſ. 1 
bezeichnet. Ein Geltungsanſpruch kommt auch bei der Auslegung der Einzel⸗ 
beſtimmungen des RKk. dem kanoniſchen Recht im allgemeinen nicht zu. Dem 
ſtaatlichen Vertragsteil gegenüber kann daher eine Berufung auf die kanoniſche 
Rechtsquelle nicht erfolgen. (Eine Ausnahme wird ausdrücklich in Art. 19 gemacht.) 

In einem Staat gleichberechtigter Bekenntniſſe kann die Freiheit des Bekennt⸗ 
niſſes und der öffentlichen Ausübung der katholiſchen Religion nur jo verſtanden 
werden, daß der Grundſatz der Gleichberechtigung der Konfeſſionen niemals 
verletzt wird. Dieſer Grundgedanke iſt durch den Hinweis auf das für alle 
geltende Geſetz geſichert. 

In Art. 2 wird beſtimmt, daß die mit Bayern am 29. März 1924, mit Preußen 
am 14. Juni 1929 und mit Baden am 10. November 1932 abgeſchloſſenen 
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Konkordate beſtehen bleiben und die in ihnen anerkannten Rechte und Freiheiten 
der katholiſchen Kirche innerhalb der betreffenden Staatsgebiete unverändert 
gewahrt bleiben. Für die übrigen Länder ſollen die in dem RKk. getroffenen 
Vereinbarungen in ihrer Geſamtheit Platz greifen. Aber auch für die drei 
Konkordatsländer find die Vereinbarungen des NAL. verpflichtend, ſoweit fie 
Gegenſtände betreffen, die in den Länderkonkordaten nicht geregelt wurden oder 
ſoweit ſie die früher getroffene Regelung ergänzen. Für die Zukunft wird in 
Ausſicht genommen, daß der Abſchluß von Länderkonkordaten nur im Einver⸗ 
nehmen mit der Reichsregierung erfolgen ſolle. 
Es find alſo zu unterſcheiden: 


I. Beſtimmungen der Länderkonkordate, die unverändert beſtehen bleiben, 


II. Beſtimmungen über Angelegenheiten, die in den Länderkonkordaten nicht 


geregelt find, 


III. Beſtimmungen, die die Länderkonkordate ergänzen. 
J. Es bleiben unverändert beſtehen: 
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1. die Beſtimmungen über die Diözgejfanorganijation und über 


die Zirkumſkription, wie fie im preußiſchen Kk. in Art. 2, im 
bayer. Kk. in Art. 12 und im badiſchen Kk. in Art. II niedergelegt find, 


. die vermögens rechtlichen Beſtimmungen des preußiſchen Kk. 


in Art. 4, des bayeriſchen Kk. in Art. 10 und des badiſchen Kk. in Art. VI, 


die Beſtimmungen über die wiſſenſchaftliche Vorbildung der Geiſtlichen 


an den katholiſchen theologiſchen Fakultäten, an den Univerfitäten in 
Breslau, Bonn und Münſter und an der Akademie in Braunsberg 
ſowie über die biſchöflichen Seminarien zur wiſſenſchaftlichen Vorbildung 
der Geiſtlichen in Art. 12 des preuß. Kk., über die Ernennung oder 
Zulaſſung der Profeſſoren oder Dozenten an den theologiſchen 
Fakultäten in Art. 3, über den Unterricht an den theologiſchen 
Fakultäten der Univerfitäten und an den philoſophiſch⸗theologiſchen 
Hochſchulen in Art. 4 des bayeriſchen Kk. und über die wiſſen⸗ 
ſchaftliche Vorbildung der Geiſtlichen an der katholiſch⸗ theologiſchen 
Fakultät der Univerſität Freiburg i. B. und die Ausübung des Lehr⸗ 
amts an dieſer Fakultät in Art. IX und X des badiſchen Kk., 


die erziehungspolitiſchen Beſtimmungen: über die Theologie⸗ 


profeſſoren und Religionslehrer ſowie über den Unterricht und die 
Erziehung an den katholiſchen Volksſchulen und den Religionsunterricht 
an den Volksſchulen, Mittelſchulen und höheren Lehranſtalten in 
Art. 3—8 des bayeriſchen Kk. 

Das preußiſche Kk. enthält hierüber keine Beſtimmungen, das badiſche 
Kk. erklärt (in Art. XI) hinſichtlich des katholiſchen Religionsunterrichts 
die Vorſchriften des Art. 149 der Weimarer Verfaſſung für maßgebend. 

Hierher gehören ferner die Beſtimmungen des bayeriſchen Kk. in Ar⸗ 
tikel 9g 82, daß auch Schulen, die von Orden und religiöſen Kongre⸗ 
gationen geleitet ſind, den Charakter als öffentliche Schulen behalten 
oder daß ihnen dieſer Charakter verliehen werden kann. 


„die Einrichtung einer Seelſorge in Straf: Pflege⸗, Er⸗ 


ziehungs⸗- und Krankenanſtalten durch den Staat nach dem baye⸗ 
riſchen Kk. (Art. 11). 
Dieſe Beſtimmungen gehen über die des RKk. in Art. 28 hinaus. 


die Verpflichtung der zuſtändigen kirchlichen Stellen, vor der Beſtellung 


eines Geiſtlichen der Staats behörde Kenntnis zu geben 
bzw. nach der Beſtellung Anzeige zu machen (preuß. Kk. Art. 9 Ziff. 3), 

die Verpflichtung des Heiligen Stuhls, mit der bayeriſchen Regie⸗ 
rung in Verbindung zu treten vor Publikation der Bulle wegen Er⸗ 


nennung von Erzbiſchöfen und Biſchöfen ſowie die Verpflichtung der 
Kirche, der Staatsregierung vor Ernennung der Pfarrer die Perſonalien 
des in Ausſicht genommenen Geiſtlichen mitzuteilen (bayer. Kk. Art. 14), 

die Verpflichtung des Heiligen Stuhls zur Anfrage beim badiſchen 
Staatsminiſterium vor der Beſtellung des Erzbiſchofs und die Ver⸗ 
pflichtung der zuſtändigen kirchlichen Stelle, von der erfolgten Be⸗ 
ſtellung eines Geiſtlichen der Staatsbehörde alsbald Kenntnis zu geben 
(bad. Kk. Art. III Ziff. 2 und Art. VII Ziff. 2). 


die Beſtimmung über das Patronatsrecht, das im preußiſchen 


Kk. in Art. 11 ausdrücklich aufrechterhalten wird, ebenſo im bayeriſchen 
Kk. in Art. 14 $3, während im badiſchen Kk. in Art. IV auf das kirch⸗ 
liche Geſetzbuch verwieſen wird. 


II. Neu geregelt werden folgende in den Länderkonkordaten nicht behandelte 
Angelegenheiten: 
1. die Frage der diplomatiſchen Vertretung in Art. 3 REAL, 


2 
3 
4. 
5 


ah 


11. 
12. 
13. 


obwohl Bayern und Preußen zur Zeit ihrer Konkordatsabſchlüſſe eben⸗ 
falls diplomatiſche Vertretungen beſaßen, 


. die Freiheit des innerkirchlichen Verkehrs und der kirch⸗ 


lichen Veröffentlichungen (Art. 4), 


„die Übernahme öffentlicher Amter durch Kleriker und 


Ordensleute und Nihil obstat (Art. 6, 7), 
Befreiung des Amtseinkommens der Geiſtlichen von der Zwangs⸗ 
vollſtreckung (Art. 8), 


. das Zeugnisverweigerungsrecht der Geiſtlichen (Art. 9), 
6. der Schutz der geiſtlichen Kleidung (Art. 10), 
7. der Biſchofseid (Art. 16), 

8. die eherechtlichen Beſtimmungen (Art. 26), 

9. 
0 
1 


die Militärſeelſorge (Art. 27), 


der ſprachliche Schutz völkiſcher Minderheiten im kirch⸗ 


lich⸗religiöſen Leben (Art. 29), 

das Kirchengebet für Reich und Volk (Art. 30), 

das katholiſche Vereins weſen (Art. 31), 

das Verbot parteipolitiſcher Betätigung für Geiſtliche 
und Ordensleute (Art. 32). 


III. Ergänzt wird: 


1. 


der Art. 1 83 des bayeriſchen Kk. durch Art. 5 RKk.: Schutz des 
Staates für die Geiſtlichen in Ausübung ihrer geiſtlichen Tätig⸗ 
keit, 


der Art. 13 81 des bayeriſchen Kk. durch Art. 14 Abſ. 2 Ziff. 1 RKk.: 


Während dort hinſichtlich der Staatsangehörigkeit und Vorbildung Er⸗ 
forderniſſe aufgeſtellt ſind für die Geiſtlichen, die in der 


Leitung und Verwaltung der Diözeſen, der Diözeſanbildungsanſtalten 


ſowie in der Pfarrſeelſorge und für die Erteilung des Religionsunter⸗ 
richts an den Volksſchulen verwendet find, ſpricht Art. 14 RKk. all: 
gemein von „katholiſchen Geiſtlichen, die in Deutſchland ein geiſtliches 


Amt bekleiden oder eine ſeelſorgerliche oder Lehrtätigkeit ausüben“. 


Ebenſo iſt hier gegenüber dem preußiſchen Kk. Art. 9 Ziff. 1 eine Er⸗ 
gänzung gegeben: Dort wird nur geſprochen von Geiſtlichen, die be⸗ 
ſtellt werden zum Ordinarius eines Erzbistums oder Bistums oder 
der Praelatura nullius, zum Weihbiſchof, zum Mitglied eines Dom⸗ 
kapitels, zum Domvikar, zum Mitglied einer Diözeſanbehörde oder zum 
Leiter oder Lehrer an einer Diözeſanbildungsanſtalt. 
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Auch das badiſche Kk. zählt in Art. VII Ziff. 1 einen engeren Ber: 
ſonenkreis auf: Ordinarius des Erzbistums Freiburg i. B., Weih⸗ 
biſchof, Dompropſt, Domdekan, Mitglied eines Domkapitels oder eines 
Ordinariats, Dompräbendar, Leiter oder Lehrer am Erzbiſchöflichen 
Prieſterſeminar und am Theologiſchen Konvikt. 

3. das bayeriſche Kk. in Art. 13 § 1 Buchſt. b durch RKk. Art. 14 Abſ. 2 
Ziff. 1 Buchſt. b, wonach außer den Gymnaſien auch die übrigen 
höheren Lehranſtalten als geeignet zur Vorbildung von 
Geiſtlichen anerkannt werden. — 

Die ſtaatsrechtliche Neugeſtaltung des Deutſchen Reichs bringt es mit ſich, daß 
mit dem Wegfall der Länder als Träger der Konkordatsverpflichtungen dieſe 
Konkordate unausführbar werden. Eine Rechtsnachfolge der Reichsregierung be⸗ 
ſteht nicht. 

Aus demſelben Grunde wird die Beſtimmung in Art. 2 RKk., daß in Zukunft 
der Abſchluß von Länderkonkordaten nur im Einvernehmen mit der Reichsregie⸗ 
rung erfolgen wird, hinfällig. 

Artikel 3 ſieht vor, daß wie bisher ein Apoſtoliſcher Nuntius in der 
Hauptſtadt des Reichs und ein Botſchafter des Deutſchen Reichs beim Heiligen 
Stuhl reſidieren wird, um die guten Beziehungen zwiſchen dem Heiligen Stuhl 
und dem Deutſchen Reich zu pflegen. 

Dieſe Vertretungen ſind ſeit dem Jahr 1920 eingerichtet, während bis dahin 
nur die Länder Preußen und Bayern ſolche unterhielten. Der bayeriſche Geſandte 
iſt ſeit dem 31. Mai 1934 zurückgezogen. Der Botſchafter des Deutſchen Reichs beim 
Vatikan hat mit dieſem Tag aufgehört, den Preußiſchen Staat dort zu vertreten. 

Das Schlußprotokoll beſtimmt zu Art. 3, daß der Apoſtoliſche Nuntius 
beim Deutſchen Reich entſprechend dem Notenwechſel zwiſchen der Apoſtoliſchen 
Nuntiatur in Berlin und dem Auswärtigen Amt vom 11. und 27. März 1930 
Doyen des dort akkreditierten Diplomatiſchen Korps iſt. 

Nach Art. 4 „genießt der Heilige Stuhl in ſeinem Verkehr und ſeiner 
Korreſpondenz mit den Biſchöfen, dem Klerus und den übrigen Angehörigen 
der katholiſchen Kirche in Deutſchland volle Freiheit. Dasſelbe gilt für die Biſchöfe 
und ſonſtigen Diözeſanbehörden für ihren Verkehr mit den Gläubigen in allen 
Angelegenheiten ihres Hirtenamts. 

Anweiſungen, Verordnungen, Hirtenbriefe, amtliche Diözeſanblätter und ſonſtige 
die geiſtliche Leitung der Gläubigen betreffende Verfügungen, die von den 
kirchlichen Behörden im Rahmen ihrer Zuſtändigkeit (Art. 1 Abſ. 2) erlaſſen wer⸗ 
den, können ungehindert veröffentlicht und in den bisher üblichen Formen 
zur Kenntnis der Gläubigen gebracht werden.“ 

Die Beſtimmung des Art. 4 Abſ. 1 bezieht ſich nur auf geiſtliche Angelegen⸗ 
heiten und ſoll das Beichtgeheimnis im beſonderen ſchützen. Beachtenswert iſt in 
Abſ. 2 der Hinweis auf den Rahmen der kirchlichen Zuſtändigkeit im Sinne des 
Art. 1 Abſ. 2, ſo daß alſo für kirchliche Verfügungen, die ſich nicht „innerhalb der 
Grenzen des für alle geltenden Geſetzes“ halten, ein Anſpruch auf ungehinderte 
Veröffentlichung nicht beſteht. 

In Art. 33 werden zwei verſchiedene Fragen allgemeinen Charakters behandelt. 
In Abſ. 1 heißt es, daß die auf kirchliche Perſonen oder kirchliche Dinge bezüg⸗ 
lichen Materien, die in den Artikeln des Reichskonkordats nicht behandelt find, 
für den kirchlichen Bereich dem geltenden kanoniſchen Recht gemäß 
geregelt werden. 

Das kanoniſche Recht iſt im Codex iuris canonici vom 27. Mai 1917 neu ge⸗ 
regelt. Durch wiederholte Hervorhebung wird der ausſchließlich kirch lichte Bes 
reich der Zuſtändigkeit dieſes kirchlichen Geſetzbuches hervorgehoben. Es iſt alſo 
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nicht zur Auslegung von Vorſchriften des Reichskonkordats maßgebend. Der ſtaat⸗ 
liche Vertragspartner nimmt vielmehr lediglich von dieſer Regelung für den kirch⸗ 
lichen Bereich durch das geltende kanoniſche Recht Kenntnis. 

In ſeinem zweiten Abſatz ſetzt Art. 33 feſt: Sollte ſich in Zukunft wegen der 
Auslegung oder Anwendung einer Beſtimmung des Reichskonkordats irgendeine 
Meinungsverſchiedenheit ergeben, ſo werden der Heilige Stuhl und das Deutſche 
Reich im gemeinſamen Einvernehmen eine freundſchaftliche Löſung herbeiführen. 

Damit iſt ausgeſprochen, daß das Deutſche Reich als ſolches, alſo nicht etwa 
eine Länderregierung oder ſonſt eine Stelle im Reich auf der einen Seite, und 
der Heilige Stuhl, nicht aber eine ſonſtige kirchliche Stelle anderſeits als Vertrags⸗ 
ſchließende im Falle von Meinungsverſchiedenheiten miteinander verhandeln. Die 
in ungefähr dem gleichen Wortlaut in allen neueren Konkordaten wiederkehrende 
Beſtimmung will durch ihre Faſſung zum Ausdruck bringen, daß nicht ein Schieds⸗ 
ſpruch, ſondern lediglich Unterhandlungen zum Zweck der Herbeiführung einer 
freundſchaftlichen Löſung in Frage kommen. Auch iſt damit die Möglichkeit aus⸗ 
geſchloſſen, daß einſeitig von einem der beiden Vertragspartner Auslegungs⸗ oder 
Anwendungsregeln mit dem Anſpruch auf Gültigkeit veröffentlicht werden können. 


B. Die befonderen Beſtimmungen des NEE. 


I. Die Artikel 5—10 und Art. 32 handeln von den Angehörigen des 
geiſtlichen Standes. 

1. Sie genießen in Ausübung ihrer geiſtlichen Tätigkeit in gleicher Weiſe 
wie die Staatsbeamten den Schutz des Staates. Dieſer wird 
gegen Beleidigungen ihrer Perſon oder ihrer Eigenſchaft als Geiſtliche 
ſowie gegen Störungen ihrer Amtshandlungen nach Maßgabe der all⸗ 
gemeinen ſtaatlichen Geſetzgebung vorgehen und im Bedarfsfalle be⸗ 
hördlichen Schutz gewähren. (Art. 5.) 

Schon nach bisherigem Recht find die Geiſtlichen, wie es RStGB. $ 196 hinſicht⸗ 
lich der „Religionsdiener“ und der kirchlichen Behörden vorſieht, gegen Amts⸗ 
beleidigung ſowie entſprechend RStGB. §8 113, 114 gegen Störungen des Gottes: 
dienſtes und ſonſtiger geiſtlicher Verrichtungen geſchützt. Die vorgeſetzte Behörde 
eines Geiſtlichen iſt berechtigt, wegen Beamtenbeleidigung den Strafantrag nach 
R StGB. § 196 zu ſtellen. 

2. Kleriker und Ordensleute find frei von der Verpflichtung zur Über⸗ 
nahme öffentlicher Amter und ſolcher Obliegenheiten, die 
nach den Vorſchriften des kanoniſchen Rechtes mit dem geiſtlichen 
Stande bzw. dem Ordensſtande nicht vereinbar find. Dies gilt insbe⸗ 
ſondere von dem Amt eines Schöffen, eines Geſchworenen, eines Mit⸗ 
glieds der Steuerausſchüſſe oder der Finanzgerichte. (Art. 6.) 

Durch beſondere Vereinbarungen ſind Theologieſtudierende vom SA.⸗Dienſt be⸗ 
freit. Die Vorſchriften des kanoniſchen Rechts finden ſich im Cod. iur. can., c. 121. 

3. Zur Annahme einer Anſtellung oder eines Amtes im 
Staat oder einer von ihm abhängigen Körperſchaft des öffentlichen 
Rechts bedürfen Geiſtliche des Nihil obstat ihres Diözeſanordinarius 
ſowie des Ordinarius des Sitzes der öffentlich⸗ rechtlichen Körperſchaft. 
Das Nihil obstat iſt jederzeit aus wichtigen Gründen kirchlichen In⸗ 
tereſſes widerrufbar. (Art. 7.) 

Die beſonderen Unterordnungsverhältniſſe des katholiſchen Klerus ſind der 
Grund für dieſe weitreichende Beſchränkung der ſtaatsbürgerlichen Rechte eines 
Volksgenoſſen. 
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4. Das Amtseinfommender Geiſtlichen ilt in gleichem Maße 
von der Zwangsvollſtreckung befreit wie die Amtsbezüge der Reichs⸗ 
und Staatsbeamten. (Art. 8.) 

Die weiterreichenden Beſtimmungen des § 811 3PO. hinſichtlich der zur Aus⸗ 
übung des Berufs erforderlichen Gegenſtände ſowie anſtändiger Kleidung werden 
dadurch nicht berührt. 

5. Geiſtliche können von Gerichtsbehörden und anderen Behörden nicht 
um Auskunft über Tatſachen angehalten werden, die ihnen 
bei Ausübung der Seelſorge anvertraut worden find und deshalb 
unter die Pflicht der ſeelſorgerlichen Verſchwiegenheit fallen. (Art. 9.) 

gi Dies iſt im Deutſchen Reich ſchon bisher Recdhtens geweſen, vgl. RStPO. S 52 

ff. 1. 

6. Der Gebrauch geiſtlicher Kleidung oder des Ordensge⸗ 
wandes durch Laien oder durch Geiſtliche oder Ordensperſonen, 
denen dieſer Gebrauch durch die zuſtändige Kirchenbehörde durch end⸗ 
gültige, der Staatsbehörde amtlich bekanntgegebene Anordnung rechts⸗ 
kräftig verboten worden iſt, unterliegt ſtaatlicherſeits den gleichen 
Strafen wie der Mißbrauch der militäriſchen Uniformen. (Art. 10.) 

In RStGB. § 360 Ziff. 8 werden außer der Uniform auch die Amtskleidung, 
das Amtszeichen ſowie über die Beſtimmung dieſes Artikels hinausgehend auch 
Titel und Würden geſchützt. 

7. Der Heilige Stuhl erklärt ſich in Art. 32 bereit, Beſtimmungen zu er⸗ 
laſſen, die für die Geiſtlichen und Ordensleute die Mitgliedſchaft 
in politiſchen Parteien und die Tätigkeit für ſolche 
Parteien ausſchließen. Dieſer Satz wird im Rk. eingeleitet 
mit den Worten: „Auf Grund der in Deutſchland beſtehenden beſon⸗ 
deren Verhältniſſe wie im Hinblick auf die durch die Beſtimmungen 
des Reichskonkordats geſchaffenen Sicherungen einer die Rechte und 
Freiheiten der katholiſchen Kirche im Reich und ſeinen Ländern 
wahrenden Geſetzgebung ... Damit iſt nicht etwa zum Ausdruck ge⸗ 
bracht, daß bei irgendeiner nach dem Ermeſſen des kirchlichen Ver⸗ 
tragspartners entſtehenden Veränderung der beſonderen Verhältniſſe 
in Deutſchland oder daß erſt nach Vorleiſtung durch den Staat dieſe 
Vorſchrift in Kraft trete. Die Einleitung dieſes Artikel 32 will viel⸗ 
mehr lediglich erklären, wieſo der Heilige Stuhl ſich zu einer derartigen 
— übrigens im italieniſchen Konkordat vorgebildeten — Ausnahme⸗ 
behandlung der Geiſtlichen verſtehen konnte. Zu den unter 1—6 auf: 
gezählten Vorrechten und beſonderen Schutzbeſtimmungen zugunſten 
der Angehörigen des geiſtlichen Standes tritt hier eine Ausnahme⸗ 
ſtellung gegenüber den übrigen Volksgenoſſen, die ſich aus den Erfah⸗ 
rungen der deutſchen Geſchichte und der beſonderen Art des geiſtlichen 
Standes ergibt. Zur Zeit der Unterzeichnung des Reichskonkordats 
war infolge der Auflöſung der politiſchen Parteien und des Verbots 
ihrer Neugründung (durch das Geſetz gegen die Neubildung von Par⸗ 
teien vom 13. Juli 1933) Artikel 32 bereits in etwa überholt; denn bei 
den Konkordatsverhandlungen war wohl nicht an ein Verbot der Zu⸗ 
gehörigkeit zur NSDAP. gedacht. Der Heilige Stuhl hat denn auch die 
hier vorgeſehenen Beſtimmungen nicht erlaſſen. 

Das Schlußprotokoll ſtellt feſt, daß Einverſtändnis zwiſchen den Ver⸗ 
tragsſchließenden darüber herrſche, daß vom Reich bezüglich der nichtkatholiſchen 
Konfeſſionen gleiche Regelungen betreffend parteipolitiſche Betätigung veranlaßt 
werden. Auch ſolche Regelungen ſind daher nicht erlaſſen. Immerhin iſt be⸗ 


414 


merkenswert, daß nicht nur die Mitgliedſchaft in politiſchen Parteien, ſondern auch 
die Tätigkeit für ſolche Parteien ausdrücklich verboten werden ſollen. Damit iſt 
zum Ausdruck gebracht, daß eine verbotene parteipolitiſche Tätigkeit auch dann 
vorliegen kann, wenn die Betätigung etwa auf die Neubildung einer früheren 
oder den Zuſammenſchluß einer neuen politiſchen Partei gerichtet fein jollte; 
ebenſo, wenn auf dem Gebiet des Deutſchen Reichs Geiſtliche eine Tätigkeit für 
politiſche Parteien außerhalb des Reichsgebiets entfalten würden. Im Schluß⸗ 
protokoll iſt ferner als die übereinſtimmende Meinung der Vertragsſchließenden 
feſtgeſtellt, daß „das den Geiſtlichen und Ordensleuten Deutſchlands in Aus⸗ 
führung des Art. 32 zur Pflicht gemachte Verhalten keinerlei Einengung der 
pflichtmäßigen Verkündung und Erläuterung der dogmatiſchen und ſittlichen 
Lehren und Grundſätze der Kirche bedeute“. Im Gegenteil: der Wille des ſtaat⸗ 
lichen Vertragspartners darf wohl dahin beſtimmt werden, daß die Geiſtlichen 
auf die Ausübung ihres eigentlichen Amtes nachdrücklich hingewieſen werden 
ſollten. In dieſem Hinweis beſteht die fortwirkende Bedeutung des Art. 32. 


II. Die Organiſation und die Rechts verhältniſſe der katho⸗ 

liſchen Kirche im Deutſchen Reich regeln die Artikel 11—18 RKk. 

1. Die zur Zeit des Konkordatsabſchluſſes beſtehende Diözeſanorgani⸗ 
ſation und ⸗zirkumſkription der katholiſchen Kirche im Deutſchen Reich 
bleibt beſtehen. Eine in Zukunft etwa erforderlich erſcheinende Neu⸗ 
einrichtung eines Bistums oder einer Kirchenprovinz oder ſonſtige 
Anderungen der Zirkumſkription bleiben, ſoweit es ſich um Neu⸗ 
bildungen innerhalb der Grenzen eines deutſchen Landes handelt, der 
Vereinbarung mit der zuſtändigen Landesregierung vorbehalten. Bei 
Neubildungen oder Anderungen, die über die Grenzen eines deutſchen 
Landes hinausgreifen, erfolgt die Verſtändigung mit der Reichs⸗ 
regierung, der es überlaſſen bleibt, die Zuſtimmung der in Frage 
kommenden Länderregierungen herbeizuführen. Dasſelbe gilt ent⸗ 
ſprechend für die Neuerrichtung oder Anderung von Kirchenprovinzen, 
falls mehrere deutſche Länder daran beteiligt ſind. Auf kirchliche 
Grenzverlegungen, die lediglich im Intereſſe der örtlichen Seelſorge 
erfolgen, finden dieſe Beſtimmungen keine Anwendung. Die Reichs⸗ 
regierung ſtellt in Ausſicht. daß ſie ſich bei etwaigen Neugliederungen 
innerhalb des Deutſchen Reichs zwecks Neuordnung der Diözeſanorgani⸗ 
ſation und ⸗zirkumſkription mit dem Heiligen Stuhl in Verbindung 
ſetzen werde. (Art. 11.) 

Durch das Geſetz über den Neuaufbau des Reichs vom 30. Januar 1934 (RGBl.! 
S. 75) iſt in dieſe Beſtimmungen eine gewaltige Breſche gelegt worden. Danach 
hat die Reichsregierung bei Neubildungen oder Anderungen der Verwaltungs⸗ 
grenzen innerhalb des Reichs nicht mehr mit Länderregierungen Verhandlungen 
zu führen. Die Neueinteilung des Reichs wird eine neue Zirkumſkription und 
Diözeſanorganiſation zur Folge haben müſſen. 

2. Unbeſchadet der vorſtehenden Beſtimmungen (des Art. 11) können 
kirchliche Amter frei errichtet und umgewandelt 
werden, falls Aufwendungen aus Staatsmitteln nicht beanſprucht 
werden. Die ſtaatliche Mitwirkung bei der Bildung und Veränderung 
von Kirchengemeinden erfolgt nach Richtlinien, die mit den Diözeſan⸗ 
biſchöfen vereinbart werden und für deren möglichſt einheitliche Ge⸗ 
1 * Reichsregierung bei den Länderregierungen wirken wird. 

rt. 12. 

Auch dieſes Verſprechen iſt durch das Geſetz über den Neuaufbau des Reichs 

praktiſch überholt. Die freie Errichtung kirchlicher Amter und ihre Umwandlung 
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iſt eine innere Angelegenheit der katholiſchen Kirche, falls der Staat finanziell 
nicht beteiligt iſt, was im Reich, anders als bei den Ländern, niemals der Fall 
geweſen iſt. Richtlinien der hier angedeuteten Art ſind bisher nicht erlaſſen. 

3. Die katholiſchen Kirchengemeinden, Kirchengemeindeverbände und 
Diözeſanverbände, die Biſchöflichen Stühle, Bistümer und Kapitel, die 
Orden und religiöſen Genoſſenſchaften ſowie die unter Verwaltung 
kirchlicher Organe geſtellten Anſtalten, Stiftungen und Vermögens⸗ 
ſtücke der katholiſchen Kirche behalten bzw. erlangen die RNechts⸗ 
fähigkeit für den ſtaatlichen Bereich nach den allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften des ſtaatlichen Rechts. Sie bleiben Körperſchaften des 
öffentlichen Rechts, ſoweit ſie ſolche bisher waren; den anderen 
können die gleichen Rechte nach Maßgabe des für alle geltenden Ge⸗ 
ſetzes gewährt werden. (Art. 13.) 

Beachtlich in dieſer Beſtimmung iſt, daß ein Rechtsanſpruch ſolcher Kirchen⸗ 
gemeinden uſw., die neuerrichtet werden, Körperſchaften des öffentlichen Rechts zu 
werden, nicht begründet iſt. Die Rechtsfähigkeit regelt ſich nach den allgemeinen 
Vorſchriften des ſtaatlichen Rechts. 

4. Die Kirche hat grundſätzlich das freie Beſetzungsrecht für 
alle Kirchenämter und Benefizien ohne Mitwirkung des Staates oder 
der bürgerlichen Gemeinden, ſoweit nicht durch Länderkonkordate 
andere Vereinbarungen getroffen ſind. Bezüglich der Beſetzung von 
Biſchöflichen Stühlen findet auf die beiden Suffraganbistümer Rotten⸗ 
burg und Mainz wie auch für das Bistum Meißen die für den Metro⸗ 
politanſitz der oberrheiniſchen Kirchenprovinz Freiburg getroffene 
Regelung entſprechende Anwendung. Das gleiche gilt für die erſtge⸗ 
nannten zwei Suffraganbistümer bezüglich der Beſetzung von dom⸗ 
kapitulariſchen Stellen und der Regelung des Patronatsrechts. 
(Art. 14 Abſ. 1.) 

„Andere Vereinbarungen“ im Sinne dieſer Beſtimmungen finden ſich im 
preußiſchen Kk. in Art. 6 Ziff. 1, Art. 7, Art. 9 Ziff. 3, Art. 10 Ziff. 2. 
Danach gilt für Preußen, daß der Heilige Stuhl zum Erzbiſchof oder Biſchof 
niemand beſtellt, von dem nicht das Kapitel nach der Wahl durch Anfrage bei der 
preußiſchen Staatsregierung feſtgeſtellt hat, daß Bedenken politiſcher Art gegen 
ihn nicht beſtehen. Ebenſo hat eine ſolche Anfrage bei der Ernennung eines 
Praelatus nullius und Koadjutors eines Diözeſanbiſchofs mit dem Recht der Nach⸗ 
folge zu erfolgen. Mindeſtens zwei Wochen vor der beabſichtigten Beſtellung 
eines Geiſtlichen zum Mitglied eines Domkapitels oder zum Leiter oder Lehrer 
an einem Diözeſanſeminar hat die zuſtändige kirchliche Stelle der Staatsbehörde 
von dieſer Abſicht und von den Perſonalien des betreffenden Geiſtlichen Kenntnis 
zu geben. Eine entſprechende Anzeige iſt alsbald nach der Beſtellung des Bistums⸗ 
(Prälatur-) Verweſers, eines Weihbiſchofs und eines Generalvikars zu machen. 
Schließlich iſt im Falle der dauernden Übertragung eines Pfarramtes vom Diözeſan⸗ 
biſchof bzw. dem Praelatus nullius alsbald nach der Ernennung der Staatsbehörde 
von den Perſonalien des Geiſtlichen Kenntnis zu geben. In Bayern ſind ein⸗ 
ſchlägig die Abmachungen im bayeriſchen Kk. in Art. 14 $ 1, $ 3. Danach tritt 
der Heilige Stuhl vor der Publikation der Bulle in offiziöſer Weiſe mit der 
bayeriſchen Regierung in Verbindung, um ſich zu verſichern, daß gegen den Kandi⸗ 
daten für einen erzbiſchöflichen oder biſchöflichen Sitz Erinnerungen politiſcher 
Natur nicht obwalten. Auch hat die Kirche vor Ernennung der Pfarrer der 
Staatsregierung die Perſonalien des in Ausſicht genommenen Geiſtlichen mit⸗ 
zuteilen, allenfallſige Erinnerungen der Staatsregierung ſollen in möglichſt kurzer 
Zeit erfolgen. 
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Die Regelungen des badiſchen Konkordats, die auf die einzigen von Länder 
konkordaten nicht betroffenen Bistümer entſprechende Anwendung zu finden haben, 
beſagen (bad. Kk. Art. III): N 


. 


1. Nach Erledigung des Erzbiſchöflichen Stuhles reicht das Domkapitel dem 
Heiligen Stuhl eine Liſte kanoniſch geeigneter Kandidaten ein. 

Unter Würdigung dieſer ſowie der durch den Erzbiſchof jährlich ein⸗ 
zureichenden Liſten benennt der Heilige Stuhl dem Domkapitel drei Kandi⸗ 
daten, aus denen es in freier geheimer Abſtimmung den Erzbiſchof zu 
wählen hat. Unter den drei Benannten wird mindeſtens ein Angehöriger 
der Erzdiözeſe Freiburg i. B. ſein. 

2. Vor der Beſtellung des vom Domkapitel zum Erzbiſchof Erwählten wird 
der Heilige Stuhl beim Badiſchen Staatsminiſterium ſich vergewiſſern, ob 
gegen denſelben ſeitens der Staatsregierung Bedenken allgemein⸗politiſcher, 
nicht aber parteipolitiſcher Art beſtehen. (Da politiſche Parteien im Deut⸗ 
ſchen Reich nicht mehr vorhanden ſind und ihre Neubildung nicht zuläſſig, 
außerdem aber parteipolitiſche Betätigung für Geiſtliche und Ordensleute 
ausgeſchloſſen iſt, erfährt dieſe Einſchränkung ſinnentſprechende Abwandlung.) 

3. Bei der Aufſtellung der Kandidatenliſte und bei der Wahl wirken Ehren⸗ 
domherren gleichberechtigt neben den reſidierenden Kapitularen mit. 

Für die Beſetzung von Domkapitularſtellen und die Regelung des Patronats⸗ 
rechts in den Bistümern Rottenburg und Mainz iſt anzuwenden die Beſtimmung 
des badiſchen Kk. Art. IV Ziff. 2: | 

Der Erzbiſchof beſetzt ſämtliche kirchlichen Amter frei und unabhängig vorbehalt⸗ 
lich der auf Privatrechtstiteln beruhenden Patronate, welche künftig den zur Zeit 
geltenden Beſtimmungen des kirchlichen Geſetzbuches unterſtehen. Damit iſt feſt⸗ 
geſtellt, daß das Patronatsrecht des Staates bezüglich der Verleihung von 
Pfarreien oder anderen kirchlichen Amtern bzw. Pfründen erloſchen iſt, die Privat⸗ 
patronate aber nach den im kirchlichen Geſetzbuch (can. 1448 ff.) feſtgelegten Vor⸗ 
ſchriften geregelt werden. | 

Das RKk. fährt in Art. 14 Abſ. 2 fort: Außerdem beſteht Einvernehmen über 
folgende Punkte: | 

1. Katholiſche Geiſtliche, die in Deutſchland ein geiſtliches Amt bekleiden 

oder eine ſeelſorgerliche oder Lehrtätigkeit ausüben, müſſen: 

a) deutſche Staatsangehörige ſein, 

b) ein zum Studium an einer deutſchen Hochſchule“ berechtigendes 
Reifezeugnis erworben haben, 

c) auf einer deutſchen ſtaatlichen Hochſchule, einer deutſchen kirchlichen 
akademiſchen Lehranſtalt oder einer päpſtlichen Hochſchule in Rom 
ein wenigſtens dreijähriges philoſophiſch⸗theologiſches Studium ab⸗ 

gelegt haben. | 

Dieſe ſonſt im weſentlichen den Länderkonkordaten entſprechende Regelung ift 
getroffen ohne deren Bezugnahme auf finanzielle Leiſtungen des Staates, die das 
Reich nicht betätigt; ſie gilt außerdem, worauf bereits oben aufmerkſam gemacht 
worden iſt, für einen weiteren Kreis von Geiſtlichen als in den Länderkonkordaten, 
alſo auch für ſolche, die bloß ſtellvertretend tätig ſein ſollen. 

Eine Ausnahme iſt lediglich in Art. 15 Abſ. 2 für Provinz⸗ und Ordensobere 
vorgeſehen, deren Amtsſitz außerhalb des deutſchen Reichsgebiets liegt. 

Für die Ernennung von Erzbiſchöfen, Biſchöfen, eines Koadjutors cum iure 
successionis oder eines Praelatus nullius gilt, daß die Bulle für ihre Ernennung 
erſt ausgeſtellt wird, nachdem der Name des dazu Auserſehenen dem Reichsſtatt⸗ 
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halter in dem zuſtändigen Lande mitgeteilt und feſtgeſtellt iſt, daß gegen ihn Bes 
denken allgemein politiſcher Natur nicht beſtehen. 

Im Schlußprotokoll iſt hierzu feſtgeſtellt, es herrſche Einverſtändnis dar⸗ 
über, daß, ſofern Bedenken allgemein politiſcher Natur beſtünden, ſolche in kürzeſter 
Friſt vorgebracht würden. Liege nach Ablauf von 20 Tagen eine derartige Er⸗ 
klärung nicht vor, ſo ſei der Heilige Stuhl berechtigt, anzunehmen, daß Bedenken 
gegen den Kandidaten nicht beſtünden. Über die in Frage ſtehenden Perſönlich⸗ 
keiten ſei bis zur Veröffentlichung der Ernennung volle Vertraulichkeit zu wahren. 
Ein ſtaatliches Vetorecht ſolle durch Art. 14 nicht begründet werden. 

Bei Einverſtändnis der ſtaatlichen und kirchlichen Stellen kann von den in Abſ. 2 
Ziff. 1 a), b) und c) genannten Erforderniſſen abgeſehen werden. 

Danach iſt es alſo möglich, daß etwa im Falle einer kurzfriſtigen Vertretung in 
Grenzbezirlen von den oben aufgeſtellten Erforderniſſen Befreiung gewährt 
werden kann. 

5. Orden und religiöſe Genoſſenſchaften unterliegen in 
bezug auf ihre Gründung, Niederlaſſung, die Zahl und — vorbehalt⸗ 
lich Art. 15 Abſ. 2 — die Eigenſchaften ihrer Mitglieder, ihre Tätigkeit 
in der Seelſorge, im Unterricht, in Krankenpflege und karitativer 
Arbeit, in der Ordnung ihrer Angelegenheiten und der Verwaltung 
ihres Vermögens ſtaatlicherſeits keiner beſonderen Beſchränkung. 

Geiſtliche Ordensobere, die innerhalb des Deutſchen Reichs ihren 
Amtsſitz haben, müſſen die deutſche Staatsangehörigkeit beſitzen. 
Provinz⸗ und Ordensoberen, deren Amtsſitz außerhalb des deutſchen 
Reichsgebiets liegt, ſteht, auch wenn fie anderer Staatsangehörigkeit 
ſind, das Viſitationsrecht bezüglich ihrer in Deutſchland liegenden 
Niederlaſſungen zu. 

Der Heilige Stuhl wird dafür Sorge tragen, daß für die innerhalb 
des Deutſchen Reichs beſtehenden Ordensniederlaſſungen die Provinz⸗ 
organiſation jo eingerichtet wird, daß die Unterſtellung deutſcher 
Niederlaſſungen unter ausländiſche Provinzialobere tunlichſt entfällt 
Ausnahmen hiervon können im Einvernehmen mit der Reichsregierung 
zugelaſſen werden, insbeſondere in ſolchen Fällen, wo die geringe Zahl 
der Niederlaſſungen die Bildung einer deutſchen Provinz untunlich 
macht oder wo beſondere Gründe vorliegen, eine geſchichtlich gewordene 
und ſachlich bewährte Provinzorganiſation beſtehen zu laſſen. (Art. 15.) 

Damit iſt für Orden eine weitgehende Sicherung ihrer Freiheit gewährleiſtet. 
Das NEE. ſchließt alſo beſondere Geſetze gegen einzelne Orden und religiöſe Ges 
noſſenſchaften aus. 

6. Bevor die Biſchöfe von ihrer Diözeſe Beſitz ergreifen, haben fie in die 
Hand des Reichsſtatthalters in dem zuſtändigen Lande bzw. des Reichs⸗ 
präſidenten einen Treueid nach folgender Formel zu leiſten: 

„Vor Gott und auf die heiligen Evangelien ſchwöre und verſpreche 
ich, ſo wie es einem Biſchof geziemt, dem Deutſchen Reich und dem 
Lande. Treue. Ich ſchwöre und verſpreche, die verfaſſungs⸗ 
mäßig gebildete Regierung zu achten und von meinem Klerus achten 
zu laſſen. In der pflichtmäßigen Sorge um das Wohl und das In⸗ 
tereſſe des deutſchen Staatsweſens werde ich in Ausübung des mir 
übertragenen geiſtlichen Amtes jeden Schaden zu verhüten trachten, 
der es bedrohen könnte.“ (Art. 16.) 

Falls die Diözeſe eines Biſchofs über das Gebiet eines Reichsſtatthalters hinaus⸗ 
reicht, wird der Eid in die Hand des Reichspräſidenten, d. h. des Führers und 
Reichskanzlers, zu leiſten ſein. Der Führer und Reichskanzler bzw. die Reichs⸗ 
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ſtatthalter können die Abnahme des Treueides einem Beauftragten übertragen. 
Der biſchöfliche Treueid bindet die Perſon des Biſchofs; er bedeutet nicht etwa 
die Beauftragung des Biſchofs mit der Sorge für die Wahrung der Treuepflicht 
der Angehörigen ſeiner Diözeſe gegenüber dem Staat. Immerhin hat auch der 
Biſchof darüber zu wachen, daß in ſeinem Amtsbereich nicht unter dem geiſtlichen 
Deckmantel ſtaatsfeindliche oder den Staat ſchädigende Beſtrebungen verfolgt werden. 

7. Das Eigentum und andere Rechte der öffentlich⸗ rechtlichen 
Körperſchaften, der Anſtalten, Stiftungen und Verbände der katholiſchen 
Kirche an ihrem Vermögen werden nach Maßgabe der allgemeinen 
Staatsgeſetze gewährleiſtet. 

Aus keinem irgendwie gearteten Grunde darf ein Abbruch von gottes⸗ 
dienſtlichen Gebäuden erfolgen, es ſei denn nach vorherigem Einver⸗ 
nehmen mit der zuſtändigen kirchlichen Behörde. (Art. 17.) 

Das Schlußprotokoll ergänzt dieſe Beſtimmung: Soweit ſtaatliche Ge⸗ 
bäude oder Grundſtücke Zwecken der Kirche gewidmet find, bleiben fie dieſen, unter 
Wahrung etwa beſtehender Verträge, nach wie vor überlaſſen. 

8. Falls die auf Geſetz, Vertrag oder beſonderen Rechtstiteln beruhenden 
Staatsleiſtungen an die katholiſche Kirche abgelöſt werden 
ſollten, wird vor der Ausarbeitung der für die Ablöſung aufzuſtellenden 
Grundſätze rechtzeitig zwiſchen dem Heiligen Stuhl und dem Reich ein 
freundſchaftliches Einvernehmen herbeigeführt werden. 

Zu den beſonderen Rechtstiteln zählt auch das rechtsbegründete Her⸗ 
kommen. 

Die Ablöſung muß den Ablöſungsberechtigten einen angemeſſenen 
Ausgleich für den Wegfall der bisherigen ſtaatlichen Leiſtungen ge⸗ 
währen. (Art. 18.) 


Dieſe Beſtimmung entſpricht im allgemeinen der in den Länderkonkordaten 
vorgeſehenen Regelung. 


III. Schul⸗ und Erziehungsweſen. (Art. 19 — 25.) 


1. Die katholiſch⸗theologiſchen Fakultäten an den ſtaat⸗ 
lichen Hochſchulen bleiben erhalten. Ihr Verhältnis zur kirchlichen Be⸗ 
hörde richtet ſich nach den in den einſchlägigen Konkordaten und dazu 
gehörenden Schlußprotokollen feſtgelegten Beſtimmungen unter Be⸗ 
achtung der einſchlägigen kirchlichen Vorſchriften. Die Reichsregierung 
wird ſich angelegen ſein laſſen, für ſämtliche in Frage kommenden 
katholiſchen Fakultäten Deutſchlands eine der Geſamtheit der einſchlägi⸗ 
gen Beſtimmungen entſprechende einheitliche Praxis zu ſichern. (Art. 19.) 

Welches die hier angeführten einſchlägigen kirchlichen Vorſchriften ſind, ſagt das 
Schlußprotokoll: „Die Grundlage bietet zur Zeit des Konkordatsabſchluſſes 
beſonders die Apoſtoliſche Konſtitution Deus scientiarum Dominus“ vom 24. 5. 
1931 und die Inſtruktion vom 7. 7. 1932.“ 

Die Beſtimmungen der Länderkonkordate finden ſich im pre u ß. Kk. in Art. 12, 
wonach u. a. für die wiſſenſchaftliche Vorbildung der Geiſtlichen die katholiſch⸗ 
theologiſchen Fakultäten an den Univerſitäten in Breslau, Bonn und Münſter und 
an der Akademie in Braunsberg beſtehen bleiben. Der Erzbiſchof von Paderborn 
und die Biſchöfe von Trier, Fulda, Limburg, Hildesheim und Osnabrück find be⸗ 
rechtigt, in ihren Bistümern ein Seminar zur wiſſenſchaftlichen Vorbildung der 
Geiſtlichen zu beſitzen. Das preuß. Schlußprotokoll führt hierzu hauptſächlich fol⸗ 
gendes aus: Bevor an einer katholiſch-theologiſchen Fakultät jemand zur Aus⸗ 
übung des Lehramts angeſtellt oder zugelaſſen werden ſoll, iſt der zuſtändige 
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Biſchof zu hören, ob er gegen die Lehre oder den Lebenswandel des Vorgeſchlagenen 
begründete Einwendungen zu erheben habe. Die Anſtellung oder Zulaſſung eines 
derart Beanſtandeten wird nicht erfolgen. Sollte ein der katholiſch⸗theologiſchen 
Fakultät angehöriger Lehrer in ſeiner Lehrtätigkeit oder ſeinen Schriften der 
katholiſchen Lehre zu nahe treten oder einen ſchweren und ärgerlichen Verſtoß 
gegen die Erforderniſſe des prieſterlichen Lebenswandels begehen, ſo iſt der zu⸗ 
ſtändige Biſchof berechtigt, dem Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung 
hiervon Anzeige zu machen. Der Miniſter wird unbeſchadet der dem Staatsdienſt⸗ 
verhältnis entſprechenden Rechte Abhilfe leiſten, beſonders für einen dem Lehr⸗ 
bedürfnis entſprechenden Erſatz ſorgen. 

Im bayeriſchen Kk. iſt einſchlägig Art. 3, wonach die Ernennung oder Zu⸗ 
laſſung der Profeſſoren oder Dozenten an den theologiſchen Fakultäten der Uni⸗ 
verſitäten und an den philoſophiſch⸗theologiſchen Hochſchulen ſtaatlicherſeits erſt 
erfolgen wird, wenn gegen die in Ausſicht genommenen Kandidaten von dem zu⸗ 
ſtändigen Diözeſanbiſchof keine Erinnerung erhoben worden iſt. Sollte ein ſolcher 
Lehrer von dem Diözeſanbiſchof wegen ſeiner Lehre oder wegen ſeines ſittlichen 
Verhaltens aus triftigen Gründen beanſtandet werden, ſo hat die Staatsregierung 
unbeſchadet ſeiner ſtaatsdienerlichen Rechte alsbald auf andere Weiſe für einen 
entſprechenden Erſatz zu ſorgen. In Art. 4 des bayeriſchen Konkordats wird be⸗ 
ſtimmt, daß der Unterricht an den theologiſchen Fakultäten der Univerſitäten und 
an den philoſophiſch⸗theologiſchen Hochſchulen den Bedürfniſſen des prieſterlichen 
Berufs nach Maßgabe der kirchlichen Vorſchriften Rechnung tragen muß. 

Im badiſchen Kk. enthalten Art. IX und X ähnliche Beſtimmungen. 

2. Die Kirche hat das Recht, ſoweit nicht andere Vereinbarungen vor⸗ 
liegen, zur Ausbildung des Klerus philoſophiſche und theo⸗ 
logiſche Lehranſtalten zu errichten, die ausſchließlich von der 
en Behörde abhängen, falls keine ſtaatlichen Zuſchüſſe verlangt 
werden. 

Die Errichtung, Leitung und Verwaltung der Prieſterſeminare ſowie 
der kirchlichen Konvikte ſteht innerhalb der Grenzen des für alle gelten⸗ 
den Geſetzes ausſchließlich den kirchlichen Behörden zu. (Art. 20.) 

Hierzu beſtimmt das Schlußprotokoll, daß die unter Leitung der Kirche 
ſtehenden Konvikte an Hochſchulen und Gymnaſien in ſteuerrechtlicher Hinſicht als 
weſentliche kirchliche Inſtitutionen im eigentlichen Sinne und als Beſtandteil der 
Diözeſanorganiſation anerkannt werden. 

An landesrechtlichen Vereinbarungen ſind hier heranzuziehen im preuß. Kk. 
Art. 12 Ziff. 2, im bayeriſchen Art. 3 und 4 8 1, im badiſchen Art. IX. 

3. Der katholiſche Religions unterricht in den Volksſchulen, 
Berufsſchulen, Mittelſchulen und höheren Lehranſtalten iſt ordentliches 
Lehrfach und wird in Übereinſtimmung mit den Grundſätzen der katho⸗ 
liſchen Kirche erteilt. Im Religionsunterricht wird die Erziehung zu 
vaterländiſchem, ſtaatsbürgerlichem und ſozialem Pflichtbewußtſein aus 
dem Geiſte des chriſtlichen Glaubens- und Sittengeſetzes mit beſonderem 
Nachdruck gepflegt werden, ebenſo wie es im geſamten übrigen Unter⸗ 
richt geſchieht. Lehrſtoff und Auswahl der Lehrbücher für den Religions⸗ 
unterricht werden im Einvernehmen mit der kirchlichen Oberbehörde 
feſtgeſetzt. Den kirchlichen Oberbehörden wird Gelegenheit gegeben 
werden, im Einvernehmen mit der Schulbehörde zu prüfen, ob die 
Schüler Religionsunterricht in Übereinſtimmung mit den Lehren und 
Anforderungen der Kirche erhalten. (Art. 21.) 

Hiermit wird der katholiſchen Kirche ein weitgehender Einfluß auf den Relis 
gionsunterricht eingeräumt. Über den Religionsunterricht geht Art. 21 aber nicht 
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hinaus. Die Erwähnung des übrigen Unterrichts im zweiten Satz dieſes Artikels 
bedeutet nicht ein ſtaatliches Verſprechen, ſondern lediglich eine Feſtſtellung. Be⸗ 
achtenswert iſt, daß das Einvernehmen mit der Schulbehörde für die Kirche und 
das Einvernehmen mit der kirchlichen Oberbehörde für den Staat ausdrücklich vor⸗ 
geſchrieben werden. Für die Beurteilung deſſen, was den Grundſätzen der katho⸗ 
liſchen Kirche entſpricht, iſt die kirchliche Behörde ſelbſt zunächſt zuſtändig; ſie hat 
aber über Zeit und Art ihrer Prüfung das Einvernehmen mit der Schulbehörde 
herzuſtellen. Hier gehen die Beſtimmungen des bayer. Kk. über den Rahmen des 
Reichskonkordats weit hinaus. 

4. Bei der Anſtellung von katholiſchen Religionslehrern 
findet Verſtändigung zwiſchen dem Biſchof und der Landesregierung 
ſtatt. Lehrer, die wegen ihrer Lehre oder ſittlichen Führung vom Biſchof 
zur weiteren Erteilung des Religionsunterrichts für ungeeignet erklärt 
worden find, dürfen, ſolange dies Hindernis beſteht, nicht als Religions 
lehrer verwendet werden. (Art. 22.) 

5. Die Beibehaltung und Neuerrichtung katholiſcher Bekenntnis⸗ 
ſchulen bleibt gewährleiſtet. In allen Gemeinden, in denen Eltern 
oder ſonſtige Erziehungsberechtigte es beantragen, werden katholiſche 
Volksſchulen errichtet werden, wenn die Zahl der Schüler unter ge⸗ 
bührender Berückſichtigung der örtlichen ſchulorganiſatoriſchen Verhält⸗ 
niſſe einen nach Maßgabe der ſtaatlichen Vorſchriften geordneten Schul⸗ 
betrieb durchführbar erſcheinen läßt. (Art. 23.) 

Nicht die Neueinführung, ſondern lediglich die Erhaltung des Syſtems der katho⸗ 
liſchen Bekenntnisſchule wird durch dieſe Beſtimmung geſichert. Die Vorausſetzungen 
zur Errichtung eigener Schulen ſtellen die ſtaatlichen Behörden auf (Mindeſtſchüler⸗ 
zahl, höchſtzuläſſige Entfernung des Elternhauſes von der Schule, Klaſſeneinteilung 
uſw.), die für die Durchführung eines geordneten Schulbetriebs verantwortlich ſind. 

6. An allen katholiſchen Volksſchulen werden nur ſolche 
Lehrer angeſtellt, die der katholiſchen Kirche angehören und Gewähr 
bieten, den beſonderen Erforderniſſen der katholiſchen Bekenntnisſchule 
zu entſprechen. | ; 

Im Rahmen der allgemeinen Berufsausbildung der Lehrer werden 
Einrichtungen geſchaffen, die eine Ausbildung katholiſcher Lehrer ent» 
ſprechend den beſonderen Erforderniſſen der kath. Bekenntnisſchule ge⸗ 
währleiſten. (Art. 24.) 

Hierzu ogl. das Schlußprotokoll: Soweit nach Neuordnung des Lehrers 
bildungsweſens Privatanſtalten in der Lage ſind, den allgemein geltenden ſtaat⸗ 
lichen Anforderungen für Ausbildung von Lehrern oder Lehrerinnen zu entſprechen, 
werden bei ihrer Zulaſſung auch beſtehende Anſtalten der Orden und Kongre⸗ 
gationen entſprechend berückſichtigt werden. 

Seit dem Inkrafttreten des Reichskonkordats iſt eine Neuordnung des Lehrer⸗ 
bildungsweſens nicht erfolgt. 

Die beſonderen Sicherungen, daß ein einmal angeſtellter Lehrer in ſeiner Lehre 
oder ſittlichen Führung bei den Grundſätzen der Kirche beharrt, wie ſie hinſichtlich 
der Religionslehrer im RKk. Art. 22 und im bayer. Kk. Art. 8 §2 vorgeſehen ſind, 
fehlen hier. Hinſichtlich der Lehrer an den katholiſchen Volksſchulen gilt alſo ledig⸗ 
lich bezüglich ihrer Anſtellung die Beſtimmung, daß ſie der Kirche angehören und 
für die beſonderen Erforderniſſe einer katholiſchen Bekenntnisſchule zuverläſſig 
ſind. Dieſe Prüfung iſt in der ſtaatlichen Zuſtändigkeit gelegen; eine Einmiſchung 
katholiſcher Kirchenbehörden iſt nicht vorgeſehen. 

Es wird nicht eine konfeſſionelle Lehrerbildungsanſtalt verlangt, ſondern es ge⸗ 
nügt, wenn an einer Anſtalt dafür Sorge getragen iſt, daß der kath. Lehrer ſo aus⸗ 
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gebildet wird, daß er zu einer Betätigung an einer kath. Bekenntnisſchule be⸗ 
fähigt wird. 
7. Orden und religiöſe Kongregationen find im Rahmen der allgemeinen 
Geſetze und geſetzlichen Bedingungen zur Gründung und Führung von 
Privatſchulen berechtigt. Dieſe Privatſchulen geben die gleichen 
Berechtigungen wie die ſtaatlichen Schulen, ſoweit ſie die lehrplan⸗ 
mäßigen Vorſchriften für letztere erfüllen. 

Für Angehörige von Orden oder religiöſen Genoſſenſchaften gelten 
hinſichtlich der Zulaſſung zum Lehramte und für die Anſtellung an 
Volksſchulen, mittleren oder höheren Lehranſtalten die allgemeinen 
Bedingungen. (Art. 25.) 

Der nationalſozialiſtiſche Staat iſt im allgemeinen der Privatſchule nicht ſehr 
geneigt. Wenn auch das ausſchließliche Recht des Staates oder der Gemeinde zur 
Errichtung von Schulen bis jetzt nicht ausgeſprochen iſt, ſo wird doch im Staat 
Adolf Hitlers die Privatſchule als Ausnahme zu gelten haben. Durch die Be⸗ 
ſtimmungen des Reichskonkordats iſt der kath. Kirche nicht das Verſprechen gegeben, 
daß ihre von Orden geleiteten Gymnaſien und ſonſtigen Lehranſtalten für alle 
Zeiten aufrechterhalten werden. Die allgemeine ſtaatliche Geſetzgebung iſt hier 
ausdrücklich als Quelle des Schulrechts genannt. Soweit allerdings der Staat 
Privatſchulen zuläßt, für die er die Bedingungen vorſchreibt, dürfen die Orden 
und religiöſen Kongregationen nicht ſchlechter geſtellt werden als ſonſtige private 
Schulunternehmer. 


IV. Abgrenzung der ſtaatlichen und kirchlichen Belange in 
ſonſtigen Einrichtungen des Staates und der ſtaatlichen 
Geſetzgebung. (Art. 26 — 31.) 


1. Unter Vorbehalt einer umfaſſenden ſpäteren Regelung der eherecht⸗ 
lichen Fragen wird das Einverſtändnis der Vertragsſchließenden 
darüber feſtgeſtellt, daß außer im Falle einer lebensgefährlichen, einen 
Aufſchub nicht geſtattenden Erkrankung eines Verlobten auch im Falle 
ſchweren ſittlichen Notſtandes, deſſen Vorhandenſein durch die zuſtändige 
biſchöfliche Behörde beſtätigt ſein muß, die kirchliche Einſegnung der 
Ehe vor der Ziviltrauung vorgenommen werden darf. Der Pfarrer iſt 
in ſolchen Fällen verpflichtet, dem Standesamt unverzüglich Anzeige 
zu erſtatten. (Art. 26.) | 

Die Fälle, die dieſe Beſtimmung im beſonderen im Auge hat, find hauptſächlich 
ſolche, wo eine kirchliche Einſegnung im Intereſſe des zu erwartenden Kindes liegt 
und die für den ſtaatlichen Eheſchließungsakt notwendigen Papiere nicht oder doch 
nur ſehr ſchwer beſchafft werden könnten. 

Das Schlußprotokoll ſtellt feſt, daß ein ſchwerer ſittlicher Notſtand dann 
vorliegt, wenn es auf unüberwindliche oder nur mit unverhältnismäßigem Auf⸗ 
wand zu beſeitigende Schwierigkeiten ſtößt, die zur Eheſchließung erforderlichen 
Urkunden rechtzeitig beizubringen. Schon vor dem Abſchluß des RKk. find ſolche 
Fälle entgegenkommend behandelt worden; namentlich bei Wanderarbeitern hat 
ſich dieſe Notwendigkeit öfters ergeben. Eine größere praktiſche Bedeutung kommt 
der Beſtimmung nicht zu. Damit iſt eine ſtaatliche Anerkennung der kirchlichen 
Einſegnung der Ehe als Erſatz für die Ziviltrauung nicht ausgeſprochen. 
(Vgl. BGB. $ 1588.) 

2. Der deutſchen Reichswehr wird für die zu ihr gehörenden katholiſchen 
Offiziere, Beamten und Mannſchaften ſowie deren Familien eine 
exemte Seelſorge zugeſtanden. 
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Die Leitung der Militärſeelſorge obliegt dem Armeebiſchof. 
Seine kirchliche Ernennung erfolgt durch den Heiligen Stuhl, nachdem 
letzterer ſich mit der Reichsregierung in Verbindung geſetzt hat, um 
im Einvernehmen mit ihr eine geeignete Perſönlichkeit zu beſtimmen. 

Die kirchliche Ernennung der Militärpfarrer und ſonſtigen Militär⸗ 
geiſtlichen erfolgt nach vorgängigem Benehmen mit der zuſtändigen 
Reichsbehörde durch den Armeebiſchof. Letzterer kann nur ſolche Geiſt⸗ 
liche ernennen, die von ihrem zuſtändigen Diözeſanbiſchof die Erlaubnis 
zum Eintritt in die Militärſeelſorge und ein entſprechendes Eignungs⸗ 
zeugnis erhalten haben. Die Militärgeiſtlichen haben für die ihnen 
zugewieſenen Truppen und Heeresangehörigen Pfarrechte. 

Die näheren Beſtimmungen über die Organiſation der katholiſchen 
Heeresſeelſorge erfolgen durch ein Apoſtoliſches Breve. Die Regelung 
75 beamtenrechtlichen Verhältniſſe erfolgt durch die Reichs regierung. 

rt. 27.) 

Hierzu tft im Schlußprotokoll noch ergänzend bemerkt, daß die katholiſchen 
Offiziere, Beamten und Mannſchaften ſowie deren Familien nicht den Ortskirchen⸗ 
gemeinden angehören und nicht zu deren Laſten beitragen. Ferner ſtellt das 
Schlußprotokoll in Ausſicht, daß der Erlaß des Apoſtoliſchen Breve im Benehmen 
mit der Reichsregierung erfolge. Dieſes Breve iſt noch nicht erlaſſen. 

3. In Krankenhäuſern, Strafanſtalten und ſonſtigen 
Häuſern der öffentlichen Hand wird die Kirche im Rahmen 
der allgemeinen Hausordnung zur Vornahme ſeelſorgerlicher Beſuche 
und gottesdienſtlicher Handlungen zugelaſſen. Wird in ſolchen An⸗ 
ſtalten eine regelmäßige Seelſorge eingerichtet und müſſen hierfür 
Geiſtliche als Staats⸗ oder ſonſtige öffentliche Beamte eingeſtellt werden, 
ſo geſchieht dies im Einvernehmen mit der kirchlichen Oberbehörde. 
(Art. 28.) 

Das Schlußprotokoll ſchreibt vor, daß in dringenden Fällen der Zutritt 
dem Geiſtlichen jederzeit zu gewähren iſt. 

Es iſt oben bereits darauf hingewieſen, wie die Beſtimmungen des bayer. Kk. 
(in Art. 11) hier weitergehen. N 

4. Die innerhalb des Deutſchen Reiches wohnhaften kath. Angehörigen 
einer nichtdeutſchen völkiſchen Minderheit werden be⸗ 
züglich der Berückſichtigung ihrer Mutterſprache im Gottesdienſt, 
Religionsunterricht und kirchlichen Vereinsweſen nicht weniger günſtig 
geſtellt werden, als der rechtlichen und tatſächlichen Lage der Angehörigen 
deutſcher Abſtammung und Sprache innerhalb des Gebietes des ent⸗ 
ſprechenden fremden Staates entſpricht. (Art. 29.) 

Dazu ſagt das Schlußprotokoll: „Nachdem die Deutſche Reichsregierung ſich 
zu dem Entgegenkommen in bezug auf nichtdeutſche Minderheiten bereit gefunden 
hat, erklärt der Heilige Stuhl, in Bekräftigung ſeiner ſtets vertretenen Grund⸗ 
ſätze bezüglich des Rechtes der Mutterſprache in der Seelſorge, im Religionsunter⸗ 
richt und im kath. Vereinsleben bei künftigen konkordatären Abmachungen mit 
anderen Ländern auf die Aufnahme einer gleichwertigen, die Rechte der deutſchen 
Minderheiten ſchützenden Beſtimmung Bedacht nehmen zu wollen.“ 

Solche neuen Abmachungen mit Staaten, in denen deutſche Minderheiten vor⸗ 
handen ſind, ſind bis zur Drucklegung dieſes Werkes nicht getroffen worden. Es 
iſt angeſichts der vielen Deutſchen, die als Angehörige einer völkiſchen Minderheit. 
unter fremder Staatshoheit zu leben gezwungen ſind, erfreulich, daß deren Rechte 
auf die Mutterſprache vom Heiligen Stuhl ſeiner grundſätzlichen Einſtellung ent⸗ 
ſprechend berückſichtigt werden ſollen. 
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5. An den Sonntagen und den gebotenen Feiertagen wird in den Biſchofs⸗ 


kirchen ſowie in den Pfarr⸗, Filial⸗ und Kloſterkirchen des Deutſchen 
Reichs im Anſchluß an den Hauptgottesdienſt, entſprechend den Vor⸗ 
ſchriften der kirchlichen Liturgie, ein Gebet für das Wohl⸗ 
ergehen des Deutſchen Reiches und Volkes eingelegt. 
(Art. 30.) 


Die gebotenen Feiertage ſind im Cod. iur. can. im can. 1247 feſtgelegt. 


6. Diejenigen kath. Organiſationen und Verbände, die aus⸗ 


ſchließlich religiöſen, rein kulturellen und karitativen Zwecken dienen 
und als ſolche der kirchlichen Behörde unterſtellt ſind, werden in ihren 
Einrichtungen und in ihrer Tätigkeit geſchützt. 

Diejenigen kath. Organiſationen, die außer religiöſen, kulturellen 
oder karitativen Zwecken auch anderen, darunter auch ſozialen oder 
berufsſtändiſchen Aufgaben dienen, ſollen, unbeſchadet einer etwaigen 
Einordnung in ſtaatliche Verbände, den Schutz des Artikels 31 Abſ. 1 
genießen, ſoforn ſie Gewähr dafür bieten, ihre Tätigkeit außerhalb jeder 
politiſchen Partei zu entfalten. 

Die Feſtſtellung der Organiſationen und Verbände, die unter die 
Beſtimmungen dieſes Artikels fallen, bleibt vereinbarlicher Abmachung 
zwiſchen der Reichsregierung und dem deutſchen Episkopat vorbehalten. 

Inſoweit das Reich und die Länder ſportliche oder andere 
Jugendorganiſationen betreuen, wird Sorge dafür getragen werden, 
daß deren Mitgliedern die Ausübung ihrer kirchlichen Verpflichtungen 
an Sonn⸗ und Feiertagen regelmäßig ermöglicht wird und ſie zu nichts 
veranlaßt werden, was mit ihren religiöſen und ſittlichen Über⸗ 
zeugungen und Pflichten nicht vereinbar wäre. (Art. 31.) 


Hierzu bemerkt ergänzend das Schlußprotokoll, daß die im Artikel 31 
Abſ. 4 niedergelegten Grundſätze auch für den Arbeitsdienſt gelten. 

Die zu ſchützenden Organiſationen und Verbände zerfallen alſo in zwei Gruppen, 
die ſich hauptſächlich durch ihre Zweckbeſtimmung, dann aber auch dadurch unter⸗ 
ſcheiden, ob ſie der kirchlichen Behörde unterſtellt ſind oder nicht. Die Liſte der 
Organiſationen und Verbände war zur Zeit des Abſchluſſes dieſer Darſtellung 
100 nicht aufgeſtellt. 
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Buttmann 


Verwaltungsrecht 


ee „Google 


A. Allgemeine Staatsverwaltung 


Freiheit der Perſönlichkeit 
im nationalſozialiſtiſchen Gemeinſchaftsſtaat 


Einleitung 


Durch die Verordnung des Reichspräſidenten zum Schutze von Volk und Staat 
vom 28. 2. 1933 wurde neben den übrigen nicht „diktaturfeſten“ Grundrechts⸗ 
artikeln auch Artikel 114 der Weimarer Reichsverfaſſung bis auf weiteres 
außer Kraft geſetzt und Beſchränkungen der perſönlichen Freiheit auch außerhalb 
der ſonſt hiefür beſtimmten geſetzlichen Grenzen für zuläſſig erklärt. Dieſer auf 
Artikel 48 Abſ. II der Weimarer Reichsverfaſſung geſtützten Außerkraftſetzung des 
Grundrechts der perſönlichen Freiheit iſt heute nur mehr eine formal⸗-verfaſſungs⸗ 
rechtliche Bedeutung beizumeſſen. Durch die Reichstagswahl vom 5. 3. 1933, die 
verfaſſungsrechtlich als politiſche Geſamtentſcheidung zu werten iſt, hat das deutſche 
Volk ſein völkiſches Schickſal in die Hand des Nationalſozialismus und ſeines Füh⸗ 
rers gelegt und ſich zu der nationalſozialiſtiſchen Staatsauffaſſung bekannt. Das 
nationalſozialiſtiſche Staatsdenken hat nun ſtets auf das entſchiedenſte die typiſch 
liberale Problemſtellung eines Gegenſatzes zwiſchen Staat und Einzelperſon über⸗ 
haupt verneint. Aus der Totalität ſeiner Staatsauffaſſung folgt notwendig die Be⸗ 
ſettigung des Gegenſatzes zwiſchen Staat und Volk. Eine Freiheitsſphäre des den 
volklichen Zuſammenhang auflöſenden und als iſoliert gedachten Individuums, die 
gegen Eingriffe der Staatsgewalt verfaſſungsrechtlich zu ſichern wäre, iſt dem 
neuen Rechtsdenken fremd. Der den „Grundrechten und Grundpflichten der Deut⸗ 
ſchen“ gewidmete zweite Hauptteil der Weimarer Reichsverfaſſung, der auf dieſer 
überholten Gegenſätzlichkeit zwiſchen Staat und Einzelperſon fußt, kann daher in⸗ 
folge des tatſächlichen Geſchehens der durch die Reichstagswahl vom 5. 3. 1933 ein⸗ 
geleiteten nationalſozialiſtiſchen Revolution keine rechtliche Geltung mehr bean⸗ 
ſpruchen. In dieſer Erkenntnis liegt der verfaſſungsrechtliche Unterſchied zwiſchen 
der durch die Verordnung vom 28. 2. 1933 erfolgten Außerkraftſetzung des Artikels 
114 der Weimarer Reichsverfaſſung und der Beſeitigung ſeiner rechtlichen Geltung 
überhaupt durch die nationalſozialiſtiſche Revolution, die als konkretes geſchicht⸗ 
liches Ereignis ſelbſt Rechtsquelle mit unmittelbarer Rechtswirkung ift!. Jene ließ 
Artikel 114 in ſeiner rechtlichen Geltung unberührt und nahm ihm lediglich die 
Vollzugsfähigkeit, dieſe dagegen bedeutete eine vollſtändige und exiſtenzielle Auf⸗ 
hebung und Beſeitigung feiner rechtlichen Geltung an ſich. Ein Grundrecht 
derperſönlichen Freiheit, deſſen Inhalt ſich aus der dem Ar⸗ 
tikel 114 zugrundeliegenden liberal⸗rechtsſtaatlichen Ge⸗ 
genſätzlichkeit von Staat und Individuum erſchließen ließe, 
iſt mit nationalſozialiſtiſchem Rechtsdenken unvereinbar. 
Die verfaſſungsrechtliche Neugeſtaltung des Rechtes der Freiheit der Gemeinſchafts⸗ 
perſönlichkeit, das das liberale Grundrecht der Freiheit der Perſon abgelöft hat, hat 
ſich auszurichten einmal an den Grundlinien der nationalſozialiſtiſchen Weltan⸗ 


1 Vergl. Hoche, Die Schutzhaft nach der V. v. 28. Febr. 1933; DIZ. 1933, Sp. 1490 f. 
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ſchauung überhaupt ſowie weiterhin an denjenigen poſitiven Geſetzen des national⸗ 
ſozialiſtiſchen Staates, deren freiheitsentziehende oder in die körperliche Integrität 
des einzelnen Volksgenoſſen eingreifende Anordnungen Rückſchlüſſe auf den welt⸗ 
anſchaulich und politiſch bedingten Inhalt dieſes Rechtes zulaſſen. Unter den pofſi⸗ 
tiven Geſetzen, die grundlegend find für die wiſſenſchaftliche Ausgeſtaltung eines 
neuen Rechtes der Freiheit der Gemeinſchaftsperſönlichkeit, ragen hervor: Das Ge⸗ 
ſetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes vom 14. 7. 1933, das Geſetz gegen ge⸗ 
fährliche Gewohnheitsverbrecher und über Maßnahmen der Sicherung und Beſſe⸗ 
rung vom 24. 11. 1933, die beiden jüngſt ergangenen Geſetze zur Anderung des 
Strafgeſetzbuches und von Vorſchriften des Strafverfahrens und des Gerichtsver⸗ 
faſſungsgeſetzes vom 28. Juni 1935 ſowie vor allem die geſamte Regelung des 
Schutzhaftrechts durch allgemeine vom Reichsminiſter des Innern und vom Preu⸗ 
ßiſchen Miniſterpräſidenten erlaſſene Verwaltungsvorſchriften. 


Freiheit der Perſon * bürgerlicher Rechtsſtaat 


Die geſchichtliche Entwicklung des ie rechtsſtaatlichen Problems der per⸗ 
ſönlichen Freiheit, d. h. der Unverletzlichkeit der räumlichen Bewegungsfreiheit 
und des individuellen körperlichen Beſtandes, fällt zuſammen mit der Geſchichte der 
Grundrechte überhaupt. Die hiſtoriſche Wurzel der Grundrechte liegt in jenen 
Zeiten des Verfaſſungslebens, in denen man zum Zwecke einer möglichſt weitgehen⸗ 
den und gefeſtigten Sicherung von „Freiheit und Eigentum“ gegen Eingriffe der 
Staatsgewalt gewiſſe Rechte des einzelnen in geſchriebenen Verfaſſungsurkunden 
niederzulegen begann und ſie mit beſonderen rechtlichen Garantien umgab. Wohl 
mehr aus Achtung vor der Ehrwürdigkeit der Erſcheinung als auf Grund vertiefter 
Einſichten in die Wirklichkeit des engliſchen Verfaſſungslebens verlegte man bis 
in die jüngſte Zeit die Entſtehung der Grundrechte in die Magna Charta liber- 
tatum vom 15. 6. 1215, in deren Artikel 39 König Johann ſeinen Baronen und 
Bürgern auch das zugeſtand, was man in der Folgezeit als Grundrecht der perſön⸗ 
lichen Freiheit bezeichnete. In Wahrheit waren aber ſowohl die Magna Charta 
von 1215 wie die Habeas Corpus Akte von 1679 und die Bill of rights von 1688 
„vertragliche oder geſetzliche Regelungen der Rechte engliſcher Barone und Bürger, 
die wohl in allmählicher Entwicklung den Charakter moderner Prinzipien ange⸗ 
nommen haben, aber nicht dem urſprünglichen Sinn der Grundrechte entſprachen“:. 
Wirkliche Garantien der perſönlichen Freiheit, die weſensgemäß aus der noch zu 
erörternden „Antinomie zwiſchen Individuum und Gemeinſchaft“ entſprangen, fan⸗ 
den ſich dagegen in Artikel X der Erklärung der Menſchen⸗ und Bürgerrechte des 
nordamerikaniſchen Gliedſtaates Virginia vom 12. 6. 1776 und in Artikel I Sek⸗ 
tion 9 der Bundesverfaſſung der Vereinigten Staaten vom 17. 9. 1787. Die für 
das europäiſche Verfaſſungsleben des 19. Jahrhunderts beiſpielgebende Formu⸗ 
lierung erhielt das Grundrecht der perſönlichen Unverletzlichkeit durch Artikel VII 
der Déclaration des droits de l'homme et du citoyen vom 26. 8. 1789. Von hier 
aus hielt der Grundſatz der perſönlichen Freiheit und des geſetzlichen Schutzes gegen 
willkürliche Verhaftungen ſeinen Einzug in die bürgerlich-rechtsſtaatlichen Verfaſ⸗ 
ſungsurkunden des 19. Jahrhunderts. Von einzelnen Vorläufern in den Verfaſſun⸗ 
gen der Mitgliedſtaaten des Deutſchen Bundes abgeſehen, erſcheint die Prokla— 
mation des Rechtes der perſönlichen Freiheit in Deutſchland erſtmals in den Grund- 
rechten der Frankfurter Nationalverſammlung von 1848 (Artikel III, $ 138). Stark 
an das belgiſche Vorbild lehnte ſich Artikel 5 der preußiſchen Verfaſſung vom 30. 1. 

5 8 Carl Schmitt, „ ©. 157; vgl. auch Koellreutter, SE 5 85 
N . 101 an E. R. Huber, Bedeutungswandel der Grundrechte, Arch. öff. R 
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1850 an. Während die bismarckiſche Reichsverfaſſung vom 16. 4. 1871 bekannt⸗ 
lich keine Aufzählung von Grundrechten brachte, findet ſich in dem den „Grundrech⸗ 
ten und Grundpflichten der Deutſchen“ gewidmeten zweiten Hauptteil der Wei⸗ 
marer Zwiſchenverfaſſung auch die Garantie der perſönlichen Freiheit. Artikel 114 
Abſ. I formuliert dieſe Garantie folgendermaßen: „Die Freiheit der Perſon iſt uns 
verletzlich. Eine Beeinträchtigung oder Entziehung der perſönlichen Freiheit durch 
die öffentliche Gewalt iſt nur auf Grund von Geſetzen zuläſſig.“ 


II. 


Nach dieſer kurzen hiſtoriſchen Betrachtung, die lediglich einen ſkizzenhaften Über⸗ 
blick über die grundrechtliche Verfaſſungsgeſetzgebung der verfloſſenen bürgerlich⸗ 
rechtsſtaatlichen Epoche vermitteln ſollte, gilt es nunmehr, ſich über die verfaſſungs⸗ 
politiſchen Grundgedanken der bürgerlich⸗rechtsſtaatlichen Freiheitsrechte klar zu 
werden. Daß dabei das Grundrecht der perſönlichen Freiheit in den Vordergrund 
der Betrachtung zu treten hat, ergibt ſich aus der auf dieſes Grundrecht beſchränkten 
Zielſetzung dieſer Abhandlung. 

1. Als echtes Freiheitsrecht im Sinne der liberalen Verfaſſungstheorie iſt das 
Grundrecht der perſönlichen Unverletzlichkeit ein vorſtaatliches und überſtaatliches 
Recht, ein allgemeines „Menſchenrecht“. Der Staat verleiht dieſes Recht nicht etwa 
dem in ſeinen räumlichen Herrſchaftsbereich gelangenden oder ihm zugehörigen 
Einzelmenſchen, ſondern er erkennt es als bereits vorhanden und naturgegeben an. 
Nach der liberalen Ideologie ſoll der einzelne einen Lebensraum beſitzen, in dem 
er ſtaatsfrei und, da nach dem Prinzip der Geſetzesſtaatlichkeit die Rechtsbildung in 
der ſtaatlichen Normſetzung monopoliſiert iſt, rechtsfrei ſein ſoll. Daraus folgt aber 
weiterhin, daß eine inhaltliche Ausgeſtaltung der als naturgegeben betrachteten 
ſtaatsfreien Sphäre des einzelnen der ſtaatlichen Geſetzgebung verwehrt ſein muß 
und es daher, ſtreng genommen, ein Rechts gut der perſönlichen Freiheit im bür⸗ 
gerlich⸗freiheitlichen Rechtsſtaate nicht geben kann. Da ſich aber die Geſetzgebung des 
einzelnen konkreten, aus geſchichtlichen, völkiſchen und raſſiſchen Wurzeln erwachſe⸗ 
nen Staatsweſens einer Ausgeſtaltung des „Rechtes“ der perſönlichen Freiheit zu 
enthalten hat, iſt der liberale Freiheitsbegriff gegenüber geſchichtlichen, völkiſchen 
und raſſiſchen Forderungen des konkreten Staatsweſens unempfindlich und in die⸗ 
ſem Sinne überſtaatlicher Natur. Dieſer unvölkiſche und unraſſiſche Charakter des 
liberalen Freiheitsbegriffes kommt ſchon äußerlich in dem gleichartigen Aufbau der 
die perſönliche Freiheit garantierenden Grundrechtsartikel der Verfaſſungen des 
19. Jahrhunderts zum Ausdruck, die ſich bisweilen zum völligen Gleichlaut ſteigert 
und in beſonders deutlicher Weiſe den allſeitigen Einbruch der „überſtaatlichen“ 
Ideen der weſtlichen Demokratie des Jahres 1789 kennzeichnet. 

2. Als echtes liberal⸗bürgerliches Freiheitsrecht beruht das Grundrecht der perſön⸗ 
lichen Freiheit weiterhin auf einer Gegenſätzlichkeit zwiſchen Einzelmenſchen und 
Staat, d. h. der juriſtiſchen Perſönlichkeit des Staates. Dieſe „Antinomie zwiſchen 
Individuum und Gemeinſchaft“ (Kelſen), die ſchon vorher kurz angedeutet wurde, 
führt uns zur Erkenntnis eines das ganze liberale Staatsdenken durchziehenden 
Prinzips, für das Carl Schmitt die Bezeichnung „Verteilungsprinzip“ 
geprägt hat'. Der geſamte Raum des menſchlichen Lebens iſt hiernach auf⸗ 
geteilt zwiſchen dem Staate und dem einzelnen, die dabei als — oft feindlich — 
gegenüberſtehende Wertgrößen gedacht ſind. Der typiſch individualiſtiſche Grundton 
der liberalen Ideologie kommt dadurch zum Ausdruck, daß die Freiheitsſphäre des 
einzelnen prinzipiell unbegrenzt, die Befugniſſe des Staates zu Eingriffen in dieſe 
Freiheitsſphäre und zu Beſchränkungen derſelben prinzipiell unbegrenzt ſind. Der 


6. 104 ff. zu den folgenden Ausführungen: Carl Schmitt, Verfaſſungslehre, S. 158 f., 
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einzelne als folder iſt Träger eines abſoluten Wertes; dem Staate als Mittel zum 
Schutze dieſes abſoluten Wertes kommt daher lediglich relative Bedeutung zu. Aus 
dieſer Relativität folgt für das individualiſtiſche Staatsdenken die Begrenztheit 
und Kontrollierbarkeit der ſtaatlichen Eingriffs⸗ und Beſchränkungsbefugniſſe. 
Eine Zuſammenordnung von Staat und einzelnen zu einer höheren Einheit, 
nämlich zum Dienſte am Volk und ſeiner Gemeinſchaft, ift der liberalen Staats⸗ 
betrachtung fremd, da eine ſolche Zuſammenordnung ihren gedanklichen Mittel⸗ 
punkt, den abſoluten Wert des Individuums, aus den Angeln heben würde. 

3. Zur Sicherung der Begrenztheit dieſer ſtaatlichen Eingriffs⸗ und Be⸗ 
ſchränkungsbefugniſſe bedient ſich die liberale Verfaſſungsgeſtaltung des Schemas 
der Gewaltentrennung. Beeinträchtigung und Entziehungen der perſönlichen Frei⸗ 
heit durch die öffentliche Gewalt ſind, wie die bürgerlich⸗rechtsſtaatlichen Ver⸗ 
faſſungen durchgehends beſtimmen, nur auf Grund von Geſetzen zuläſſig. Eingriffe 
in die räumliche Bewegungsfreiheit und körperliche Unverſehrtheit gehören zum 
Vorbehalt des Geſetzes. Bei der wiſſenſchaftlichen Erfaſſung des hier maßgeblichen 
Geſetzesbegriffes neigte die liberale Staatsrechtslehre — beſonders in den letzten 
Jahrzehnten — dazu, hierunter nur das formelle Geſetz zu verſtehen, die durch 
Beſchluß oder mindeſtens unter ausſchlaggebender Mitwirkung der Volksvertretung 
in einem beſonderen verfaſſungsmäßig geregelten Verfahren zuſtandegekommene 
generelle Rechtsnorm. Der bereits erwähnte ideologiſche Gegenſatz zwiſchen Staat 
und einzelnem, der das liberale Staatsdenken beherrſchte, macht die Notwendigkeit 
einer Mitwirkung der Volksvertretung, d. h. der Vertreter jener Summe von 
einzelnen, in deren perſönliche Freiheit eingegriffen werden ſollte, verſtändlich. 
Während demgegenüber einerſeits von verſchiedenen Schriftſtellern“ die Möglich⸗ 
keit gewohnheitsrechtlicher Grundlagen für Freiheitsentziehungen anerkannt wurde, 
machten ſich andrerſeits in den letzten Jahren vor der Machtübernahme durch den 
Nationalſozialismus unter fremdblütigem Einfluß in der Theorie Beſtrebungen 
geltend, den Begriff des formellen Geſetzes einzuengen und insbeſondere die poli⸗ 
zeirechtlichen Generalklauſeln — obwohl doch formellgeſetzlicher Art — auszuſchei⸗ 
dens. Parallel mit den Verſuchen einer einengenden Auslegung des „Vorbehalts 
des Geſetzes“ lief die Tendenz einer möglichſt weiten Ausdehnung des objektiven 
Geltungsbereiches des Artikels 114 der Weimarer Zwiſchenverfaſſung, in dem 
man das allgemeine rechtsſtaatliche Prinzip der Geſetzmäßigkeit der Verwaltung 
gewährleiſtet zu ſehen glaubte®. 

4. Noch in einer anderen Richtung machte ſich das liberale Staatsdenken die 
Lehre von der Gewaltenteilung zunutze, nämlich zur Sicherung der Kontrollier⸗ 
barkeit ſtaatlicher Freiheitsentziehungen. Die bürgerlich-rechtsſtaatlichen Geſetz⸗ 
gebungen, ſeltener Verfaſſungsbeſtimmungen, knüpfen die Zuläſſigkeit von Ent⸗ 


— 


4 So z. B. Poetzſch⸗Heffter, Handkommentar zur Reichsverfaſſung, Art. 114, Anm. 2; 
auch Anſchütz Die Verfaſſung des Deutſchen Reiches (14. Aufl. 1933), Art. 114, Anm. 4. 

s Beſonders typiſch hierfür iſt die Antwort, die Mannheim bei en Die Grund: 
rechte und Grundpflichten der Deutſchen, 1. Bd. S. 324, auf die Frage „Soll jedes Gejer die 
perſönliche Freiheit beſchränken dürfen?“ erteilt: „Insbeſondere würde hiernach (d. h. 
nach der von Mannheim abgelehnten Anſchauung) die Berufung auf § 10 II 17 ALR. zur 
Außerkraftſetzung der Art. 114/5 genügen. Dieſe Anſicht würde dieſes Grundrecht ... 
großenteils wertlos machen. $ 10 II 17 würde nahezu alles decken. Es würde geradezu 
den Untergang des Prozeßrechts für die Praxis bedeuten, wollte man hierher den Satz 
verpflanzen, der nicht viel weniger ſagt als: ‚Erlaubt iſt alles, was rechtes Mittel zum 
rechten Zweck iſt!! ... Das Ergebnis wäre ein Freibrief für Behörden verſchiedenſter 
Gattung und Vertrauenswürdigkeit (!), der ihnen nahezu jeden Eingriff in die wichtig⸗ 
ſten Grundrechte des Bürgers geſtatten würde.“ Typiſcher kann m. E. die obenerwähnte 
„Antinomie zwiſchen Individuum und Gemeinſchaft“ und die daraus erwachſene Beſorgt— 
5 des liberalen Bürgers um die Achtung feiner ſtaatsfreien Sphäre kaum zum Ausdruck 

ommen. 
° So Anſchütz, a. a. O. Art. 114, Anm. 2. 
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ziehungen (nicht Beſchränkungen) der körperlichen Bewegungsfreiheit des einzels 
nen an die vorgängige oder zum mindeſten nachprüfende Entſcheidung eines mit 
perſönlicher und ſachlicher Unabhängigkeit ausgeſtatteten Rechtspflegeorgans. So 
können Freiheitsentziehungen nur erfolgen durch Richterſpruch eines ordentlichen 
Gerichts (Strafurteil, ſtrafrichterlicher Haftbefehl, Haftbefehl im Offenbarungs⸗ 
eidsverfahren oder im Verfahren auf Verhängung des perſönlichen Sicherheits⸗ 
arreſtes nach $ 918 ZPO.). Bei Freiheitsentziehungen durch Verwaltungs⸗, ins⸗ 
beſondere Polizeiorgane iſt in der Geſetzgebung des bürgerlichen Rechtsſtaates eine 
Nachprüfung dieſer Maßnahmen durch ein ordentliches oder ein mit ſachlicher und 
perſönlicher Unabhängigkeit ausgeſtattetes Verwaltungsgericht vorgeſehen. 


Freiheit der Perſönlichkeit und nationalſozialiſtiſcher Gemeinſchaftsſtaat 


1 


Der gewaltige Umbruch, der ſich ſeit der Übernahme der politiſchen Macht durch 
den Nationalſozialismus auf allen Gebieten unſeres völkiſchen Lebens vollzog, 
konnte auch jenes verfaſſungspolitiſche Problem nicht unberührt laſſen, das die 
liberale Staatslehre unter dem Grundrecht der Freiheit der Perſon begriffen hatte. 
Um den zutiefſt revolutionären Sinn des nationalſozialiſtiſchen Staatsdenkens in 
dieſem Bereiche zu erfaſſen, muß man ſich vor allem vergegenwärtigen, daß mit 
dem ſiegreichen Durchbruch des der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung allein 
entſprechenden Gemeinſchaftsdenkens in der Rechtswiſſenſchaft des neuen Deutſch⸗ 
lands auch hier die Problemſtellung als ſolche eine völlig veränderte geworden iſt. 
Man kann und darf nicht, will man ſich nicht dem berechtigten Vorwurf einer völ⸗ 
ligen Mißdeutung des nationalſozialiſtiſchen Rechtsdenkens und ſeiner wiſſenſchaft⸗ 
lichen Betrachtung ausſetzen, in den neuen gemeinſchaftsmäßigen Geſtaltungen der 
freien Perſönlichkeit des Volksgenoſſen eine weitere Station „in dem ewig hin⸗ und 
herflutenden Prozeß the man versus the State erblicken““. Wie überall, jo bedeutete 
auch hier der Nationalſozialismus eine entſchiedene Abkehr, ja einen radikalen 
Bruch mit der Ideologie der liberalen Vergangenheit. 

Wenn wir uns nunmehr nach den methodiſchen Grundlagen fragen, auf denen 
ſich der Neubau eines Rechtes der Freiheit der Gemeinſchaftsperſönlichkeit voll⸗ 
ziehen ſoll, ſo bieten ſich uns zunächſt diejenigen Elemente der nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Weltanſchauung dar, die ſich mit dem allgemeinen philoſophiſchen Problem 
der Freiheit befaſſen.s Da die nationalſozialiſtiſche Ideologie einen inhaltlichen 
Gegenſatz zwiſchen Weltanſchauung und Recht bewußtermaßen verneint, ſo gilt es 
in erſter Linie, dieſe allgemeinen philoſophiſchen Erkenntniſſe für die Löſung 
unſeres Rechtsproblems fruchtbar zu machen. Daran hat ſich eine Betrachtung der 
poſitiven nationalſozialiſtiſchen Führungsgeſetzgebung anzuſchließen, ſoweit fie Ent⸗ 
ziehungen der räumlichen Bewegungsfreiheit oder Eingriffe in die körperliche Un⸗ 
verſehrtheit des einzelnen Volksgenoſſen vorſieht. Die verfaſſungspolitiſche Sinn⸗ 
deutung dieſer Geſetze wird zeigen, daß ſie dem Schutze der Gemeinſchaft und der 
Subſtanzwerte der Nation dienen. 

1. Einer der fundamentalen Grundſätze des nationalſozialiſtiſchen Rechtsdenkens 
lautet: Recht und Staat ſind nicht Selbſtzweck, ſondern Mittel zur Erhaltung und 


7 So Richard Thoma in der Feſtgabe für das Preußiſche Oberverwaltungsgericht (1925), 
S. 187. Daß die liberale Staatslehre die erwähnte Gegenſätzlichkeit the man versus the 
State als bie bezeichnete und ſich dieſes Streitverhältnis zwiſchen einzelnem und Staat 
ſowohl für die Gegenwart des konkreten Staatsweſens wie für alle zukünftigen Zeiten 
als ewig vorſtellte, darin zeigt ſich deutlich ihre gemeinſchaftsfeindliche Grundhaltung. 

s In i Jorm grundlegend: Dietrich Dr. Otto, Die philoſophiſchen Grundlagen 
des Nationalſozialismus, S. 28 ff. 
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Förderung einer Gemeinſchaft phyſiſch und ſeeliſch gleichartiger Lebeweien?. Soll 
aber das Recht einer konkreten Volksgemeinſchaft, einem konkreten Volkstum und 
einer beſtimmten Raſſe dienen, ſo folgt daraus, daß das Recht auch ſeinem Inhalte 
nach von völkiſchen und raſſiſchen Beſonderheiten durchdrungen ſein muß. Wenn 
wir uns daher um die Erfaſſung eines nationalſozialiſtiſchen Rechtsbegriffs der 
Freiheit der Gemeinſchaftsperſönlichkeit bemühen, ſo müſſen wir uns in erſter 
Linie über Artgebundenheit, den völkiſch und raſſiſch bedingten Inhalt dieſes 
Begriffes im klaren ſein ne. Der nationalſozialiſtiſche Freiheitsbegriff kann daher 
ſeiner inneren Qualität nach niemals gleichartig ſein mit dem der weſtlichen De⸗ 
mokratien oder des faſchiſtiſchen Italiens i. Er iſt etwas gänzlich anderes 
als ein allgemeines, vor⸗ und überſtaatlich gedachtes Menſchenrecht der perſön⸗ 
lichen Freiheit, wie es die liberale Ideologie der Franzöſiſchen Revolution lehrte. 
2. Neben dieſer Überſtaatlichkeit huldigte die liberale Staatslehre dem Gedan⸗ 
ken der Gegenſätzlichkeit zwiſchen einzelnem und Staat. Das völkiſche Gemeinſchafts⸗ 
denken überwindet dieſe „Antinomie zwiſchen Individuum und Gemeinſchaft“ und 
erſetzt fie durch das aus ariſch⸗nordiſchem Empfinden geborene Führer⸗ und Gefolg⸗ 
ſchaftsprinzip. Der einzelne wird dadurch aus einem dem Staate gegenüberſtehen⸗ 
den und von ihm in ſeinem ſtaats⸗ und rechtsfreien Raum unabhängigen Indi⸗ 
viduum zu einem Glied dieſer völkiſchen, dem Führer als Gefolgſchaft zur Treue 
verpflichteten Gemeinſchaft, zum Volksgenoſſen. Ihrem Umfang nach iſt dieſe Ein⸗ 
ordnung der Einzelperſönlichkeit in die Gemeinſchaft totaler Art, d. h. ſie umfaßt 
den geſamten leiblichen und geiſtigen Lebensbereich des Volksgenoſſen und for⸗ 
dert von ihm in allen Lebenslagen ein durch die Treupflicht zu dieſer Gemeinſchaft 
und ihrem Führer bedingtes Verhalten, ohne daß deſſen Einzelheiten durch ein 
Syſtem poſitiver Normierungen kodifiziert zu ſein bräuchten. Nichts wäre aber 
verkehrter und würde dem völkiſchen Gemeinſchaftsdenken weniger entſprechen, als 
darin gegenüber der verfaſſungsrechtlichen Lage des bürgerlich⸗freiheitlichen 
Rechtsſtaates lediglich eine erhöhte Intenſität von Eingriffs⸗ und Beſchränkungs⸗ 
möglichkeiten der perſönlichen Freiheit ſehen zu wollen. Es iſt durchaus nicht ſo, 
als wäre der einzelne in ſtärkerem Maße als im liberalen Staate gehalten, ſeine 
Kräfte der Volksgemeinſchaft zur Verfügung zu ſtellen. Dieſe Annahme würde 
nichts anderes als eine Verewigung der Gegenſätzlichkeit zwiſchen einzelnem und 
Staat bedeuten, innerhalb deren lediglich eine Verſchiebung des Schwergewichts, 
diesmal zugunſten des Staates, erfolgt wären. Eine ſolche Auffaſſung ginge an der 
eingangs erwähnten radikalen Wandlung der Problemſtellung achtlos vorüber. 
Wie iſt aber nun angeſichts dieſes Frontwechſels die Gliedſtellung des Volks⸗ 
genoſſen innerhalb der Gemeinſchaft juriſtiſch zu werten? Urſprung und Gehalt 
empfängt die Rechtspoſition des Volksgenoſſen ausſchließlich von der Gemeinſchaft 
und ihren Werten. Rechte und Pflichten hat der Volksgenoſſe nur innerhalb der 
Gemeinſchaft und aus den von ihr entwickelten konkreten Ordnungsgebilden heraus. 
So verleiht die Gemeinſchaft bewußtermaßen ihren einzelnen Gliedern auch die 
rechtliche Möglichkeit freier räumlicher Bewegung und die rechtliche Sicherung kör— 
perlicher Integrität. Gegenüber der liberalen Auffaſſung des Rechtes der perſön⸗ 
lichen Freiheit, das ſich nach ihr in einem status negativus erſchöpfte, bedeutet aber 
die Zuerkennung eines Rechtes der Freiheit an die gemeinſchaftsgebundene Einzel— 
perſönlichkeit eine nicht nur ethiſch, ſondern auch juriſtiſch höher zu wertende Ge— 
ſtaltung. War nach der verfaſſungsrechtlichen Lage des liberalen Rechtsſtaates das 


d Val. Adolf Hitler, Mein Kampf (21. Aufl.) S. 433. 

10 Carl Schmitt, Nationalſozialismus und Völkerrecht, S. 7: „Es gibt ſoviele Arten 
von Grundrechten als es Arten menſchlicher Gemeinſchaft gibt.“ 

11 Hinſichtlich der faſchiſtiſchen Auffaſſung ſ. Dietrich, a. a. O. S. 27f. 

12 Höhn, Der Führerbegriff im Staatsrecht, Deutſches Recht, 1935, S. 297. 
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Grundrecht der perſönlichen Unverletzlichkeit nach dem fundamentalen Verteilungs⸗ 
prinzip ſeinem eigentlichen Kerne nach unſtaatlicher und daher unrechtlicher Natur 
und waren lediglich die dieſe rechtsfreie Sphäre ſchützenden individuellen Abwehr⸗ 
rechte juriſtiſch erfaßbar ns, fo iſt im nationalſozialiſtiſchen Gemeinſchaftsſtaat die 
Rechtspoſition des einzelnen Gemeinſchaftsgliedes mit den Werten der Gemein⸗ 
ſchaft durchdrungen und an ihnen ausgerichtet. Daraus aber, daß der National⸗ 
ſozialismus gerade dem Volk und ſeiner Gemeinſchaft den höchſten Wert zubilligt. 
ergibt ſich, daß gerade einer gemeinſchaftsmäßigen, d. h. mit dem höchſten Werte 
völkiſcher Ideologie durchdrungenen Rechtspoſition des einzelnen eine ganz andere 
und höherſtehende Bedeutung im Geſamtbau des Rechtes zukommt als dem ſeinem 
Kerne nach unrechtlichen liberalen Grundrecht der perſönlichen Freiheit, das rechts⸗ 
freie Bezirke des als iſoliert gedachten Individuums ſchützen ſollte. Zum andern 
aber ſind die den Gemeinſchaftsgliedern zuerkannten Rechtspoſitionen — und 
daher auch ihr Recht auf freie Entfaltung der Kräfte der Perſönlichkeit im Dienſte 
der Gemeinſchaft — gemeinſchaftsweſentlich in dem Sinne, daß ſie überhaupt erſt 
das Fundament der Gemeinſchaft ſind, daß ſie in einem auszeichnenden Sinne die 
Gemeinſchaft tragen“. Daß übrigens auch dem Gemeinſchaftsdenken und gerade 
ihm die Zubilligung von Rechtsſtellungen an das einzelne Gemeinſchaftsglied 
weſensgemäß fein muß, ergibt ſchon die einfache politiſche Überlegung, daß es eine 
völlige Mißdeutung des nationalſozialiſtiſchen Führer⸗ und Gefolgſchaftsprinzips 
wäre, wollte man in ihm eine Antinomie zwiſchen einer mit ſouveränen Macht⸗ 
befugniſſen ausgeſtatteten Herrſcherperſon und einer Maſſe rechtloſer Untertanen 
verſtehen. Dies wäre nichts anderes als eine Renaiſſance abſolutiſtiſch⸗polizeiſtaat⸗ 
licher Vorſtellungen, die gerade der Nationalſozialismus aus ſeiner völkiſchen 
Grundeinſtellung heraus ſtets mit aller Schärfe abgelehnt hats. 

Wenn man dieſe ſo gearteten Rechtspoſitionen des Gemeinſchaftsgliedes als 
Grundrechte bezeichnen will, ſo iſt hiergegen auch vom Standpunkt des völkiſchen 
Gemeinſchaftsdenkens nichts einzuwenden. Handelt es ſich doch um Rechtsſtellungen, 
die die Gemeinſchaft tragen und fo ihren eigentlichen Grund bilden !“. Nur wird 
man ſich dabei ſtets auf die veränderte Bedeutung des Wortes „Grundrecht“ beſin⸗ 
nen müſſen und ſich nicht an individualiſtiſche und liberale Vorſtellungen anklam⸗ 
mern dürfen. Eine ſolche überholte Vorſtellung iſt beiſpielsweiſe die Notwendigkeit 
ſchriftlicher Feſtlegung ſolcher Grundrechte in einer geſchriebenen Verfaſſungs⸗ 
urkunde, die in der liberalen Staatsrechtslehre zu dem Begriff der Grundrechte 
im formellen Sinne führte und alles das, was im ſog. Grundrechtsteil der Ver⸗ 
faſſung niedergelegt war, als Grundrecht anſah, ohne Unterſchied, ob es ſich dabei 
weſensgemäß um wirkliche und echte Grundrechte handelte oder nicht. Da die 
„Schriftlichkeit“ und poſitive Normierung dieſer Grundrechte im Streben nach 
Schutz des Individuums begründet war, dieſe Anſchauungen aber heute der Ver⸗ 
gangenheit angehören, ſo iſt eine Niederlegung von Grundrechten in einer Ver⸗ 
faſſungsurkunde des nationalſozialiſtiſchen Reiches undenkbar. Im Gegenteil ſind 
die in ihrer Ganzheit von der Gemeinſchaftsordnung durchdrungenen Rechtspoſi⸗ 
tionen des Volksgenoſſen einer inhaltlichen Erfaſſung durch Rechtsſätze oder gar 
einer in Einzelheiten gehenden normativen Regelung gar nicht fähig!‘ Weſentlich 
iſt vielmehr, daß wir uns ſtändig der gemeinſchaftsmäßigen und totalen Durch⸗ 
dringung der grundlegenden Rechtspoſitionen des einzelnen Gemeinſchaftsgliedes 
bewußt find. Die gemeinſchaftsmäßigen Wertungen aber, an denen ſich das Ber: 


12 Carl Schmitt, Verfaſſungslehre, S. 163. 

14 Carl Schmitt, Nationalſozialismus und Völkerrecht, S. 7f. 

15 Vgl. hierzu Höhn, a. a. O. S. 297 f. 

1s Pgl. zu dem ähnlich gelagerten Falle der „Kodifizierbarkeit der Ehre“ die Bemer— 
kungen von Dr. Zarnack in „Deutſches Recht“ 1935, S. 46 f. 
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halten des einzelnen Gemeinſchaftsgliedes in allen Lebensbereichen frei und ver: 
antwortungsbewußt auszurichten hat, ſind die die völkiſche und nationale Gemein⸗ 
ſchaft tragenden Subſtanzwerte. Wendet man dieſe Erkenntniſſe auf denjenigen 
Teil des natürlichen Lebensbereiches an, der die natürlich vorhandene räumliche 
Bewegungsfreiheit und Verfügungsmöglichkeit über den eigenen körperlichen Be⸗ 
ſtand umſchließt, ſo kommt die rechtliche Neuformung dieſes Lebensbereiches und 
ſeine Durchdringung mit gemeinſchaftsmäßigen Wertungen am beſten zum Aus⸗ 
druck, wenn wir an Stelle des liberalen Grundrechts der Freiheit der Perſon nun⸗ 
mehr von einem Recht der Freiheit der Gemeinſchaftsperſön⸗ 
lichkeit ſprechen. 


3. Unſere bisherigen Betrachtungen führten uns dahin, daß es auch im völkiſchen 
Gemeinſchaftsſtaat und gerade in ihm grundlegende Rechtspoſitionen einer freien, 
aber in die Gemeinſchaft eingegliederten und ihr durch gefolgſchaftsmäßige Treu⸗ 
pflicht verbundene Einzelperſönlichkeit gibt. Wie ſteht es aber nun mit der mate⸗ 
riellen Geſichertheit dieſer Rechte? 


Die liberale Rechtsſtaatsidee ließ ſtaatliche Eingriffe in die perſönliche Freiheit 
des einzelnen nur auf der Grundlage formeller Geſetze zu. Die Gewaltentrennungs⸗ 
lehre, die dieſen Begriff des formellen Geſetzes ſchuf, iſt heute überlebt. Formelles 
Geſetz iſt nach heutigem völkiſchem Rechtsdenken nicht mehr der durch das Parla⸗ 
ment unter Beobachtung eines beſtimmten Verfahrens zuſtandegekommene Ge⸗ 
ſetzesbeſchluß, ſondern die in der Form des Regierungsgeſetzes erſcheinende Wil⸗ 
lensäußerung des Staatsführers!”. Die liberale Forderung nach einer formal⸗ 
geſetzlichen Grundlage für ſtaatliche Eingriffe in die perſönliche Freiheit war be⸗ 
gründet in der Gegenſätzlichkeit zwiſchen Staat und einzelnem, den es durch gene⸗ 
relle und poſitive Normierungen zu ſchützen galt. An Stelle dieſes Individual⸗ 
ſchutzes iſt heute der Schutz der Gemeinſchaft als des oberſten Wertes völkiſchen 
Rechtsdenkens getreten. Der Schutz der Gemeinſchaft und ihrer Ordnung gegen 
den Rechtsbrecher vollzieht ſich aber nicht in regelloſer Willkür, ſondern nach Maß⸗ 
gabe einer feſtgefügten und die Gemeinſchaftsſchutzmaßnahmen umſchreibenden 
Ordnung, nämlich nach Maßgabe des Rechtes. Wenn wir uns hier auf die Maß⸗ 
geblichkeit des Rechtes als Grundlage des Gemeinſchaftsſchutzes berufen, ſo müſſen 
wir uns freilich ſtets des grundlegend gewandelten Rechtsbegriffs bewußt ſein, 
mit dem wir hierbei zu arbeiten haben. Im Gegenſatz zum geſetzesſtaatlichen Den⸗ 
ken des Liberalismus begreift nämlich der Nationalſozialismus unter Recht nicht 
bloß die Summe der in den formellen ſtaatlichen Geſetzen niedergelegten oder auf 
ſie geſtützten Normen. „Recht iſt für ihn vielmehr die Geſamtheit der volklichen 
Lebensordnung; denn für die nationalſozialiſtiſche Wee iſt nicht der Staat, ſon⸗ 
dern das Volk die entſcheidende Größe. Nicht der Staat ſetzt die Geſamtheit des 
Rechts, ſondern die volkliche Lebensordnung wächſt aus Blut und Boden hervoris.“ 
Wenn wir daher als Maßnahmen des Gemeinſchaftsſchutzes Entziehungen und 
Beſchränkungen der räumlichen Bewegungsfreiheit und Eingriffe in die körperliche 
Integrität für rechtlich zuläſſig erklären, ſo lehnen wir die Forderung, hierfür not⸗ 
wendigerweiſe in jedem Falle als Rechtsgrundlage ein formelles Regierungsgeſetz 
nachweiſen zu müſſen, als einen Rückfall in geſetzesſtaatliches und individualiſti⸗ 
ſches Rechtsdenken bewußtermaßen ab. Eine gleichwertige rechtliche Grundlage iſt 
nämlich in dem von nationalſozialiſtiſchem Geiſte erfaßten Rechtsempfinden des 
Volkes zu erblicken, das derartige Maßnahmen als zum Schutze ſeiner Gemein⸗ 
ſchaft notwendig billigt. 


17 Vgl. hierzu Höhn, Das Geſetz als Akt der Führung, Deutſches Recht ur? = 433 ff., 
und Fauſer, Das Geſetz im Führerſtaate, Arch. öff. R. NF. Bd. 26, S. 129—15 


1s So Maunz, Neue Grundlagen des Verwaltungsrechts, S. 18. 
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Vollzieht ſich aber der Schutz der Gemeinſchaft in einer feſtgefügten Ordnung, 
mag dieſe nun in einem formellen Regierungsgeſetz ihren poſitiven Niederſchlag 
gefunden haben oder mag ſie aus den durch die nationalſozialiſtiſchen Grundwer⸗ 
tungen von Blut und Boden durchdrungenen Rechtsvorſtellungen des Volkes 
erwachſen ſein, ſo ergibt ſich aus dieſem wahrem deutſchen Rechtsſtaatsdenken 
entſprechenden, weil rechtlich geregelten Ablauf des Gemeinſchaftsſchutzes als ſekun⸗ 
däre und mittelbare Folge, daß das einzelne Gemeinſchaftsglied, ſoweit ſein Ver⸗ 
halten der Gemeinſchaftsordnung entſpricht, in den ihm von der Gemeinſchaft zu⸗ 
erkannten Rechtspoſitionen rechtlich geſchützt iſt. So iſt auch nach nationalſozialiſti⸗ 
ſchem Rechtsdenken ein Schutz der Werte der freien Gemeinſchaftsperſönlichkeit 
gewährleiſtet, aber nicht, weil das Einzelindividuum und ſeine ſtaatsfreie Sphäre 
geſchützt wird, ſondern weil der Gemeinſchaftsſchutz in einer rechtlichen Ordnung 
verläuft. Umgekehrt würde eine Ungeregeltheit des Gemeinſchaftsſchutzes nicht nur 
ein allgemeines Rechtschaos darſtellen, ſondern auch, da die grundlegenden Rechts⸗ 
poſitionen der einzelnen Gemeinſchaftsperſönlichkeiten gerade gemeinſchaftsweſent⸗ 
lich find, eine Zerſtörung der Gemeinſchaft ſelbſt heraufbeſchwörent. 

4. Auch nach der verfahrensrechtlichen Seite hin erfolgt der Gemeinſchaftsſchutz 
im nationalſozialiſtiſchen Staate nach einer feſtgefügten Ordnung. Hatte die libe⸗ 
rale Ideologie unter Anwendung des Gewaltentrennungsſchemas ſich zum Schutze 
der ſtaatsfreien Individualſphäre unabhängiger Gerichte bedient, ſo durfte dies 
mit noch höherem Rechte der völkiſche Gemeinſchaftsſtaat, da nur in den Händen 
eines mit ſachlicher und perſönlicher Unabhängigkeit ausgeſtatteten, aber auch von 
den völkiſchen Grundwertungen durchdrungenen Richtertums die unparteiiſche 
Durchführung des Gemeinſchaftsſchutzes und die Unverbrüchlichkeit der materiellen 
Rechtsordnung gewahrt ſein kann. An dieſem Grundſatze hält der nationalſozia⸗ 
liſtiſche Rechtsſtaat im allgemeinen auch dann feſt, wenn der Gemeinſchaftsſchutz 
Entziehungen der räumlichen Bewegungsfreiheit und Eingriffe in die körperliche 
Unverſehrtheit des einzelnen Volksgenoſſen gebietet. Nur in einer Beziehung be⸗ 
ſteht von dieſem Grundſatz eine gewichtige Ausnahme, die letzten Endes in der 
Überwindung des liberalen Prinzips der Gewaltentrennung ihre Begründung 
findet. Freiheitsentziehungen durch Polizeiorgane ſind, ſoweit ſie aus politiſchen 
Gründen erfolgt ſind, einer richterlichen oder verwaltungsrichterlichen Nachprüfung 
auch hinſichtlich ihrer Rechtmäßigkeit unfähig. Der noch näher zu behandelnde 
Hauptanwendungsfall dieſes Grundſatzes iſt die Verhängung der Schutzhaft durch 
Verfügungen der politiſchen Polizei. Das liberale Staatsdenken war beherrſcht 
von dem Syſtem der Gewaltentrennung, „deren Sinn es war, die drei ſtaatlichen 
Funktionen: Geſetzgebung, Rechtſprechung und Verwaltung an drei verſchiedene, 
voneinander unabhängige Staatsorgane zu verteilen und die Einheit der Staats⸗ 
gewalt durch eine Dreiheit der Gewalten zu zerſetzen“?D. Daraus ergab ſich das 
Syſtem der Juſtizſtaatlichkeit, das eine Nachprüfung weſensgemäß politiſcher Ver⸗ 
waltungsakte, ja ſogar ſtaatspolitiſcher Regierungsakte durch richterliche Inſtanzen 
(im zuletzt genannten Falle durch die ſog. Staatsgerichtsbarkeit) vorſah. Dem⸗ 
gegenüber betont der Nationalſozialismus im Verfolg ſeiner totalitären Grund⸗ 
haltung den Gedanken der Einheit der Staatsgewalt und ſieht in Geſetzgebung, 
Rechtſprechung und Verwaltung nur organiſatoriſch verſchiedene Tätigkeitsgebiete, 
die von einer wirklichen und ſie zuſammenordnenden Geſamtgewalt, nämlich der 
Führungsgewalt, abgeleitet find”. Aus dieſer Verneinung einer Gegenſätzlichkeit 
zwiſchen Geſetzgebung, Rechtſprechung und Verwaltung folgt aber ſchon ganz all⸗ 
gemein, daß den Rechtspflegeorganen nicht die Möglichkeit gegeben ſein kann, 
Staatsakte politiſchen Inhalts einer Nachprüfung zu unterziehen und ihnen aus 


10 Carl Schmitt, Nationalſozialismus und Völkerrecht. S. 7 
20 So Huber E. R., Die Einheit der Staatsgewalt, DI3. 184 Sp. 950 ff. 


anderen, juſtizmäßig ausgerichteten Erwägungen die Rechtmäßigkeit abzulpredhen?!. 
Dieſer Grundſatz der Unmöglichkeit juſtizmäßiger Entſcheidung politiſcher Fragen 
hat in der poſitiven nationalſozialiſtiſchen Geſetzgebung bereits Geſtalt gewonnen 
in dem Geſetz über den Ausgleich bürgerlich⸗rechtlicher Anſprüche vom 13. 12. 1934 
und neuerdings im Geſetz über das Beſchlußverfahren in Rechtsangelegenheiten 
der evangeliſchen Kirche vom 26. 6. 1935. 


II. 

Wenn wir die nationalſozialiſtiſche Führungsgeſetzgebung an unſeren Augen 
vorüberziehen laſſen und bei unſerer Betrachtung bei denjenigen Geſetzen inne⸗ 
halten, die Entziehungen oder Beſchränkungen der räumlichen Bewegungsfreiheit 
des Volksgenoſſen oder Eingriffe in ſeine körperliche Integrität anordnen, ſo 
finden wir hierin diejenigen Grundgedanken über den völlig neuen Sinngehalt 
des Rechtes der Freiheit der Gemeinſchaftsperſönlichkeit verwirklicht und beſtätigt, 
die wir in unſeren bisherigen Ausführungen herauszuarbeiten verſucht haben. 
Nicht der Schutz einer ſtaats⸗ und rechtsfreien Sphäre des einzelnen, „des In⸗ 
begriffs aller denkbaren Betätigungsmöglichkeiten des Individuums“, gegen den 
Staat iſt der rechtspolitiſche Zweck dieſer Geſetze, ſondern der Schutz der völkiſchen 
Gemeinſchaft. Dabei drängt ſich uns ſodann als weitere Erkenntnis die auf, daß 
der Schutz der völkiſchen Gemeinſchaft ein Schutz der ihr 
weſentlichen Subſtanzwerte iſt. Staat, Raſſe, Boden, Arbeit, Ehre, 
kulturell⸗geiſtige Werte und Wehrkraft, dies ſind die Werte, an deren Durchſetzung, 
Erhaltung und Förderung der einzelne, da er in der Gemeinſchaft als Volksgenoſſe 
lebt, zu wirken hat, von denen ſein Verhalten in allen ſeinen Lebenslagen durch⸗ 
drungen ſein muß und die die Gemeinſchaft gegen den Verneiner und Feind dieſer 
Werte und gegen den Brecher der dieſe Werte repräſentierenden Rechtsordnung 
ſchützt. Bei der folgenden Betrachtung wird ſich übrigens — und dies iſt in ein⸗ 
ſchränkendem Sinne vorauszuſchicken — herausſtellen, daß nicht jede einzelne der 
zu behandelnden geſetz⸗ und verordnungsmäßigen Regelungen dem Schutze eines 
ganz beſtimmten völkiſchen Subſtanzwertes dient; vor allem die beiden bahn⸗ 
brechenden Geſetze auf ſtrafrechtlichem Gebiete, das Geſetz gegen gefährliche Ge⸗ 
wohnheitsverbrecher und über Maßnahmen der Sicherung und Beſſerung ſowie 
die Geſetze zur Anderung des Strafgeſetzbuchs und von Vorſchriften des Straf⸗ 
verfahrens und Gerichtsverfaſſungsgeſetzes vom 28. 6. 1935, bringen lediglich die 
Wendung unſeres Rechtsdenkens zum Gedanken des Gemeinſchaftsſchutzes zum 
Ausdruck. Ihr Schutzobjekt iſt vielmehr die Gemeinſchaft als ſolche und damit die 
Geſamtheit aller ihr zugehörigen Subſtanzwerte. 

1. Das Geſetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes vom 
14. 7. 1933 beſtimmt: „Wer erbkrank iſt, kann durch chirurgiſchen Eingriff 
unfruchtbar gemacht (ſteriliſiert) werden, wenn nach den Erfahrungen der ärzt⸗ 
lichen Wiſſenſchaft mit großer Wahrſcheinlichkeit zu erwarten iſt, daß feine Nach- 
kommen an ſchweren körperlichen und geiſtigen Erbſchäden leiden werden.“ Da die 
Einzelheiten dieſes Geſetzes an anderer Stelle dieſes Handbuchs behandelt werden, 
kann unſere Aufgabe nur in dem Verſuch ſeiner verfaſſungsrechtlichen Sinndeutung 
beſtehen. Das Geſetz eröffnet die rechtliche Möglichkeit von Eingriffen in die 
körperliche Integrität des einzelnen Volksgenoſſen; Ziel und Zweck dieſer Eingriffe 
iſt der Schutz eines der vornehmſten Subſtanzwerte der völkiſchen Gemeinſchaft, 
nämlich der Raſſe. Der liberalen Ideologie und Geſetzgebung war der Begriff der 
Raſſe und die Notwendigkeit der Erhaltung ihrer höherwertigen Beſtandteile im 


21 Vgl. Neubert, Die Schranken richterlichen Prüfungsrechts bei ſtaatspolitiſchen Hand— 
lungen der Verwaltung. J. W. 1933, S. 2426 f. und Hoche, Die Schutzhaft nach der V. v. 
28. Febr. 1933, D. J. 3. 1933, Sp. 1490 f. 


436 


Volkskörper fremd. Der durch die biologiſche Wiſſenſchaft nachgewieſenen Tatſache 
einer relativ ſtärkeren Vermehrung der erbkranken und aſozialen Elemente ver⸗ 
mochte man ſich zwar nicht zu verſchließen; aus falſch verſtandener, den Ideen des 
Jahres 1789 geborener Humanität wagte man aber nicht, die raſſehygieniſchen 
Folgerungen aus dieſer Erkenntnis zu ziehen und die Fortpflanzungsmöglichkeit 
der raſſiſch minderwertigen Volksteile durch geſetzgeberiſche Maßnahmen einzu⸗ 
dämmen, da die verfaſſungsmäßige Garantie der (liberal verſtandenen) Freiheit 
der Perſon jeglichen Eingriff in den körperlichen Beſtand des einzelnen verbot. 
Demgegenüber erfaßt die nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung den Lebensbereich 
des einzelnen Gemeinſchaftsgliedes in ſeiner Ganzheit und ordnet den einzelnen 
Volksgenoſſen auch hinſichtlich ſeines körperlichen Beſtandes in die Gemeinſchaft 
ein und ihren Werten unter. So finden die durch das Geſetz zur Verhütung erb⸗ 
kranken Nachwuchſes ermöglichten, die Fortpflanzungsfähigkeit verhindernden Ein⸗ 
griffe in die körperliche Integrität ihre innere Rechtfertigung in dem dem völkiſchen 
Gemeinſchaftsdenken entſpringenden Schutz des Subſtanzwertes der Raſſe. Die 
unparteiiſche Durchführung dieſes Gemeinſchaftsſchutzes iſt dadurch gewährleiſtet, 
daß die Anordnung der Unfruchtbarmachung einer beſchlußmäßigen Entſcheidung 
der mit richterlicher Unabhängigkeit ausgeſtatteten Erbgeſundheitsgerichte vor⸗ 
behalten iſt. 


2. Diente das Geſetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes dem Schutz eines 
ganz beſtimmten Subſtanzwertes der völkiſchen Gemeinſchaft, nämlich der Raſſe, 
ſo ergibt die Betrachtung des Geſetzes gegen gefährliche Gewohn⸗ 
heits verbrecher und über Maßnahmen der Sicherung und 
Beſſerung vom 24. 11. 1933 ein anders geartetes Bild. Das rechtspolitiſche 
Ziel dieſes Geſetzes beſteht nicht darin, einen ganz beſtimmten völkiſchen Subſtanz⸗ 
wert, ſondern die Gemeinſchaft als ſolche und die ihr innewohnende Ordnung als 
Ganzes gegen den Rechtsbrecher zu ſchützen. In dieſem Sinne bedeutet das Geſetz 
ein bleibendes Denkmal für den ſiegreichen Durchbruch des nationalſozialiſtiſchen 
Gemeinſchaftsdenkens auf ſtrafrechtlichem Gebiete. Neben der Strafe, die weſens⸗ 
gemäß Sühne für die begangene Tat und Vergeltung der Schuld des Täters iſt, 
tritt nach den Grundſätzen der ſog. Zweiſpurigkeit der Schutz der Gemeinſchaft vor 
dem gemeinſchädlichen Gewohnheitsverbrechertum. Der für unſer verfaſſungsrecht⸗ 
liches Problem allein intereſſierende Artikel 2 des Geſetzes ſieht als ſolche Maß⸗ 
nahmen des Gemeinſchaftsſchutzes vor: Sicherungsverwahrung des gefährlichen 
Gewohnheitsverbrechers, zwangsweiſe Unterbringung des geiſteskranken oder ver⸗ 
mindert zurechnungsfähigen Verbrechers in Heil⸗ und Pflegeanſtalten, des gemein⸗ 
gefährlichen Trinkers in Trinkerheilſtätten, des aſozialen Rechtsbrechers in Arbeits⸗ 
häuſern und endlich Entmannung des gefährlichen Sittlichkeitsverbrechers. 

a) Verfaſſungsrechtlich geſehen ſtellen ſich die Sicherungsverwahrung und die ihr 
verwandten Fälle zwangsweiſer Unterbringung in Heil⸗ und Pflegeanſtalten, Trinker⸗ 
heilanſtalten und Arbeitshäuſern als Entziehungen der räumlichen Bewegungs⸗ 
freiheit des betroffenen Rechtsbrechers dar. Ahneln ſie inſofern rein äußerlich den 
zu Strafzwecken verhängten Freiheitsentziehungen, den Zuchthaus⸗, Gefängnis⸗ 
und Haftſtrafen, ſo unterſcheiden ſie ſich von ihnen durch den vorhin angedeuteten 
Zweck des unmittelbaren Gemeinſchaftsſchutzes. Wenn auch die frühere ſtrafrecht⸗ 
liche Reformbewegung die Notwendigkeit eines Schutzes der „Geſellſchaft“ vor dem 
unverbeſſerlichen Gewohnheitsverbrecher nicht von der Hand wies, ſo mußte doch 
die poſitiv⸗geſetzliche Verwirklichung dieſes Gedankens an der liberalen Grund: 
haltung jener Zeit ſcheitern, die in dergeſtalteten Sicherungsmaßnahmen dem ein⸗ 
zelnen nicht zumutbare Eingriffe in ſein verfaſſungsmäßig garantiertes Grundrecht 
der perſönlichen Freiheit ſah. Auch hier blieb es der nationalſozialiſtiſchen Staats⸗ 
geſtaltung vorbehalten, die Belange der völkiſchen Gemeinſchaft über diejenigen 
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des ihr eingeordneten Volksgenoſſen zu ſtellen und die Gemeinſchaft gegen verbreche⸗ 
riſche Entartungserſcheinungen wirkſam zu ſchützen. Dieſer Geſichtspunkt des Ge⸗ 
meinſchaftsſchutzes hat auch bei der Rechtsanwendung der allein maßgebende und 
beherrſchende zu ſein??. 

b) Dieſelben Grundgedanken der Höchſtwertigkeit der Gemeinſchaft und ihres 
Schutzes tragen und rechtfertigen auch das Rechtsinſtitut der Entmannung. Ab⸗ 
geſehen von ſeiner mediziniſch verſchiedenen Durchführung und Wirkung treten bei 
dieſem Eingriff in die körperliche Integrität gegenüber der Unfruchtbarmachung 
nach dem Geſetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes raſſepolitiſche Erwägungen 
völlig in den Hintergrund. Die Entmannung dient nicht der Sicherung des Sub⸗ 
ſtanzwertes der Raſſe, ſondern dem Schutze der Gemeinſchaft vor dem in ſeinem 
ſittlichen Empfinden und Verhalten entarteten Gemeinſchaftsſchädling. 


3. Die grundlegende Bedeutung der Geſetze zur Anderung des Straf: 
geſetzbuchs und von Vorſchriften des Strafverfahrens und 
des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes vom 28. 6. 193 5 liegt naturgemäß 
vornehmlich auf ſtrafrechtlichem Gebiete. Das wichtigſte Stück dieſer Geſetze, die 
mehr als bloße „Novellen“ zu einer weltanſchaulich überholten Strafgeſetzgebung 
find, beſteht in der Neufaſſung des $ 2 StGB. und in der dieſe neugeſtaltete 
Geſetzesvorſchrift ergänzenden Einfügung der 88 170 a und 267 a in die Straf⸗ 
prozeßordnung. Dieſe Beſtimmungen ermöglichen die Beſtrafung einer Tat, die 
nach geſundem Volksempfinden Beſtrafung verdient, in einem Strafgeſetz aber 
nicht ausdrücklich für ſtrafbar erklärt iſt, in der Weiſe, daß durch entſprechende 
Anwendung eines auf die Tat ſeinem Grundgedanken nach zutreffenden Straf⸗ 
geſetzes der Gerechtigkeit zum Siege verholfen werden ſoll. Dadurch iſt ein alter 
Programmſatz nationalſozialiſtiſcher Strafrechtsgeſtaltung, nämlich die Ermög⸗ 
lichung der jog. ſtrafrechtlichen Analogie, d. h. die „Übertragbarkeit von Grund⸗ 
gedanken eines Strafgeſetzes auf eine andere ſtrafwürdige Tat?!“ Wirklichkeit 
geworden. Der rechtspolitiſche Gehalt dieſes Ereigniſſes reicht aber über das Gebiet 
des Strafrechts weit hinaus. Er bedeutet nicht mehr und nicht weniger als den 
Sieg des Gedankens materieller Gerechtigkeit über das individualiſtiſche Dogma 
abſtrakter Rechtsſicherheit. Wenn wir uns nun vergegenwärtigen, daß auch ſtraf⸗ 
weiſe Freiheitsentziehungen auf dem durch die Neufaſſung des $ 2 StGB. ge⸗ 
wieſenen Weg ihre Begründung finden können, und wenn wir dieſe Erſcheinung 
von verfaſſungsrechtlichen Blickpunkten aus zu deuten verſuchen, jo ergibt fich 
daraus eine Beſtätigung deſſen, was wir an einer früheren Stelle dieſer Unter⸗ 
ſuchung über den völkiſchen Begriff des Rechtes als maßgeblicher Grundlage des 
Gemeinſchaftsſchutzes ausgeführt haben. Wir hatten dabei die Forderung, für jede 
Freiheitsentziehung notwendigermaßen ein poſitives Geſetz als Rechtsgrundlage 
nachweiſen zu müſſen, abgelehnt und das von nationalſozialiſtiſchem Geiſte erfaßte 
Rechtsempfinden des Volkes als gleichwertige Rechtsgrundlage erklärt. Allerdings 
muß betont werden, daß die Neufaſſung des $ 2 StGB. keine uneingeſchränkte 
Verwirklichung dieſes Gedankens beinhaltet; denn der Strafrichter darf nicht ein⸗ 
fach unter Berufung auf die im volklichen Rechtsempfinden zum Ausdruck kom⸗ 


22 Da das völkiſche Gemeinſchaftsdenken die liberale Antinomie von Staat und ein⸗ 
zelnem beſeitigt, haben Gedankengänge, die ihrem innerſten Kerne nach auf eine Be— 
jahung oder Verneinung der Zumutbarkeit der Sicherungsmaßnahme für den betroffenen 
Rechtsbrecher abſtellen, heute keine Berechtigung mehr. In dieſem Sinne find die Ent: 
ſcheidungen des 2. Strafſenats des Reichsgerichts, RGStr. Bd. 68, S. 150 und S. 232 
nicht bedenkenlos gutzuheißen. 


22 So Reichsminiſter Dr. Frank, Revolution im Strafrecht, Mitteilungsblatt des 
BNEDI. und des Reichsrechtsamts der NSDAP. 1935, S. 55 f. 
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mende Lebensordnung der Gemeinſchaft ſtrafweiſe Freiheitsentziehungen ans 
ordnen. Er muß ſich vielmehr dabei der Brücke der Analogie, d. h. der gedanklichen 
Verbindung ſeiner Entſcheidung mit den Grundprinzipien eines anderen, und zwar 
poſitiven, Strafgeſetzes bedienen; denn der poſitive, in Form des Regierungs⸗ 
geſetzes erſcheinende Rechtsſatz iſt dem nationalſozialiſtiſchen Rechtsdenken „die 
präziſeſte und feierlichſte Form des Führerbefehls“ “. 

4. Es kann nicht die Aufgabe einer der Löſung allgemeiner verfaſſungs⸗ und 
verwaltungsrechtlicher Probleme gewidmeten Betrachtung ſein, eine erſchöpfende 
und geſchloſſene Darſtellung des Rechtes der Schutzhaft zu bieten?“. Aus dem⸗ 
ſelben Grunde methodiſcher Beſchränkung müſſen wir uns auch eine ausführliche 
Widerlegung all der Mißverſtändniſſe verſagen, denen gerade dieſes Rechtsinſtitut 
in der von extrem liberalen und marxiſtiſchen Gedankengängen beherrſchten juri⸗ 
ſtiſchen Fachliteratur des Auslandes bisweilen begegnet iſt. Gegenüber dieſen oft 
von widerwärtigſter Polemik erfüllten, wiſſenſchaftlich getarnten Mißdeutungen ſei 
hier nur feſtgeſtellt, daß ſich deren Verfaſſer — und oft gewiß mit Abſicht — der 
einen grundlegenden Erkenntnis entziehen, daß die Schutzhaft ein beſonders 
geartetes Mittel des Schutzes der völkiſchen Gemeinſchaft gegen ein beſonders 
geartetes feindſeliges Verhalten des Gemeinſchaftsgliedes iſt, nämlich gegen die 
Störung der von der nationalſozialiſtiſchen Staatsführung zum Zwecke des völki⸗ 
ſchen Wiederaufbaus ergriffenen Maßnahmen. In dieſem erhabenen nationalen 
Ziele allein müßte aber doch jeder unbefangene und der Wiſſenſchaft wirklich 
dienende Beobachter neuen deutſchen Verfaſſungslebens eine Rechtfertigung der 
mit der Schutzhaft verbundenen Freiheitsentziehungen erblicken. 


a) Die im Schrifttum unternommenen Verſuche einer allgemeinen verfaſſungs⸗ 
rechtlichen Sinndeutung unſeres Rechtsinſtitutes gehen davon aus, daß es ſich bei 
den Schutzhaftbefehlen um freiheitsentziehende ſtaatspolitiſche Anordnungen der 
Polizei handelt?“. Dieſe Auffaſſung würde aber zu der viel zu engen und daher 
irtigen Annahme führen, als ob die Schutzhaft eine Maßnahme des Gemeinſchafts⸗ 
ſchutzes nur gegenüber demjenigen ſei, der ſich gegen den völkiſchen Subſtanzwert 
des Staates vergeht. Im übrigen beſtehen darüber, worin eigentlich der poli⸗ 
tiſche Charakter der Schutzhaftverhängung liegt, im Schrifttum noch manche 
Unklarheiten. Wenn wir bei dem Verſuch einer Klärung des Problems mit Carl 
Schmitt das Weſen des Politiſchen in einer Freund⸗Feind⸗ Gruppierung ſehen, ſo 
drängt ſich hier ſofort die Notwendigkeit einer Beſchränkung dieſer Freund⸗Feind⸗ 
Unterſcheidung auf einen beſtimmt umriſſenen Bezirk des völkiſchen Gemeinſchafts⸗ 
lebens auf. Betrachten wir aber das konkrete politiſche Geſchehen ſeit der Macht⸗ 
übernahme durch den Nationalſozialismus und überblicken wir die Geſamtheit der 
polizeilichen Schutzhaftpraxis, jo ſehen wir, daß der ſpezielle Bereich, in 
dem die Freund⸗Feind⸗Unterſcheidung ſtattzufinden hat, derjenige der ges 
ſamten Aufbauarbeit und völkiſchen Erneuerung durch die 
nationalſozialiſtiſche Staatsführung iſt. Ziel dieſer Aufbauarbeit 
iſt die Durchſetzung der völkiſchen Subſtanzwerte auf allen Gebieten des völkiſchen 
Lebens. Die Durchführung dieſer Aufgabe völkiſcher Erneuerung aber liegt in den 
Händen der Staatsführung, die weſensgemäß ein politiſcher Faktor des Gemein⸗ 
ſchaftslebens iſt. Gegen den Feind dieſes von der politiſchen Führung ausgehenden 


24 So Staatsſekretär Dr. Freisler in den Geleitworten zu der neuen Geſetzgebung; vgl. 
DI3. 1935, Sp. 873. | 

2 Diefe Aufgabe erfüllt die in Einzelheiten heute freilich überholte Arbeit von Dr. 
W. Spohr, Die Schutzhaft; Düſſeldorf 1934. 
8 So z. B. Lauer, Die richterliche Nachprüfung polizeilicher Maßnahmen, JW. 1934, 

2832 ff. 
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dynamiſchen Aufbauſtrebens wendet ſich nun das beſonders geartete Gemeinſchafts⸗ 
ſchutzmittel der Schutzhaft. Dabei haben wir uns ſelbſtverſtändlich darüber im 
klaren zu ſein, daß der Bereich der Aufbauarbeit der nationalſozialiſtiſchen Staats⸗ 
führung ein außerordentlich weiter iſt; dies lehrt ſchon eine Betrachtung des kon⸗ 
kreten politiſchen Geſchehens ſeit der Machtübernahme und des dem National⸗ 
ſozialismus vom Weimarer Parteienſtaat hinterlaſſenen politiſchen Erbes. Auf 
Grund dieſer Erwägungen können wir daher die Schutzhaft bezeichnen als eine 
von ſtaatlichen Polizeiorganen ausgehende Maßnahme des Gemeinſchaftsſchutzes 
gegen denjenigen, der dem Aufbauwillen und den völkiſchen Erneuerungsbeſtre⸗ 
bungen der nationalſozialiſtiſchen politiſchen Führung feindlich gegenüberſteht. 

b) Die poſitivrechtlichen Quellen des Schutzhaftrechtes ſind zunächſt in $ 1 der 
Verordnung des Reichspräſidenten zum Schutz von Volk und Staat, im Erlaß des 
Preußiſchen Miniſterpräſidenten über Anordnung von Schutzhaftmaßnahmen vom 
11. 3. 193427 und im Erlaß des Reichsminiſters des Innern über die Verhängung 
und Vollſtreckung der Schutzhaft vom 12. 4. 1934 enthalten. 


Durch die Verordnung vom 28. 2. 1933 wurde das im Artikel 114 der Weimarer 
Zwiſchenverfaſſung verankerte Grundrecht der Freiheit der Perſon bis auf weiteres 
außer Kraft gelegt”? und Beſchränkungen der perſönlichen Freiheit auch außerhalb 
der ſonſt hierfür beſtimmten geſetzlichen Grenzen für zuläſſig erklärt. Durch die 
Wortfaſſung „auch außerhalb der ſonſt hierfür beſtimmten geſetzlichen Grenzen“ iſt 
klar zum Ausdruck gebracht, daß die Polizeibehörden auf dem Gebiete des Schutz⸗ 
haftrechts auch nicht durch alle ſonſtigen von der reichs⸗ und landesrechtlichen 
Polizeigeſetzgebung gezogenen Schranken behindert ſind. Die Polizeibehörden ſind 
daher insbeſondere berechtigt, auf dieſem Gebiete auch über die durch die SS 14 
und 15 des preußiſchen Polizeiverwaltungsgeſetzes errichteten Schranken hinaus 
einzugreifen. 


Der Erlaß des Preußiſchen Miniſterpräſidenten über Anordnung von Schutzhaft⸗ 
maßnahmen vom 11. 3. 1934 enthält die grundlegenden Zuſtändigkeits⸗ und Ver⸗ 
fahrensvorſchriften auf dem Gebiete des Schutzhaftrechts. Ausſchließlich zuſtändig 
zu polizeilichen Beſchränkungen der perſönlichen Freiheit nach $ 1 der Verordnung 
vom 28. 2. 1933 ſind das Geheime Staatspolizeiamt mit Wirkung für das geſamte 
Gebiet des Landes Preußen, die Ober- und Regierungspräſidenten, der Polizei: 
präſident in Berlin und die Staatspolizeiſtellen je für ihren örtlichen Amtsbereich. 
Die Kreispolizeibehörden (Landräte) ſowie die Dienſtſtellen der NSDAP. und der 
ihr angeſchloſſenen Verbände beſitzen keine Zuſtändigkeit zur Verhängung von 
Schutzhaft. Werden von den genannten dem Geheimen Staatspolizeiamt nach⸗ 
geordneten Polizeibehörden Schutzhaftmaßnahmen angeordnet, ſo treten ſie am 
8. Tage nach Ablauf des Tages der Vollſtreckung der Schutzhaftanordnung von 
ſelbſt außer Kraft, ſoweit nicht inzwiſchen auf entſprechenden Antrag hin die Fort- 
dauer der Schutzhaft vom Preußiſchen Miniſterpräſidenten ſelbſt angeordnet worden 
iſt. Um die genaue Durchführung dieſer Vorſchrift zu ſichern, ſind die genannten 
Polizeibehörden gehalten, über jede von ihnen verhängte Schutzhaft binnen 
24 Stunden telegraphiſch dem Preußiſchen Miniſterpräſidenten perſönlich zu be— 
richten und erforderlichenfalls die Notwendigkeit einer über 7 Tage hinaus für 
angebracht erachteten Freiheitsbeſchränkung zu begründen. 


Der Erlaß des Reichsminiſters des Innern vom 12. 4. 1934 hat die Beachtung 
der Grundgedanken dieſer Regelung, die dem rechtsſtaatlichen Prinzip der Ge: 


27 S. Deutſche Juſtiz 1934, S. 541. 

28 Der verfaſſungsrechtliche Unterſchied zwiſchen dieſer Außerkraftſetzung des Artikels 114 
und ſeiner exiſtenziellen Aufhebung durch die nationalſozialiſtiſche Revolution ſelbſt 
wurde oben näher behandelt. 
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ordnetheit des Gemeinſchaftsſchutzes dient, mit einigen Anderungen und Ergän⸗ 
zungen auch den Reichsſtatthaltern und Landesregierungen der übrigen deutſchen 
Länder zur Pflicht gemacht. Ahnlich wie in Preußen dem Geheimen Staatspolizei⸗ 
amt, ſo iſt auch in den übrigen Ländern die endgültige Verhängung der Schutzhaft 
in die Hand einer Landeszentralbehörde, der Politiſchen Polizei, gelegt. 


c) Welches ſind nun die ſachlichen Vorausſetzungen, die als Rechtsgrundlage für 
die Anordnung von Schutzhaftmaßnahmen erfüllt ſein müſſen? Mit Recht hat ſich 
heute im Schrifttum die Auffaſſung durchgeſetzt, daß Schutzhaftbefehle nicht nur 
„zur Abwehr kommuniſtiſcher ſtaatsgefährdender Gewaltakte“ ergehen dürfen. Die 
gegenteilige Meinung, die unter Berufung auf die Einleitungsworte der Ver⸗ 
ordnung vom 28. 2. 1933 die Verhängung der Schutzhaft auf dieſen Zweck be⸗ 
ſchränkt wiſſen wollte, verkannte den verfaſſungsrechtlichen Sinn dieſer Einleitungs⸗ 
worte, die lediglich den geſetzgeberiſchen Beweggrund zur Erlaſſung der Verordnung 
ſelbſt ausdrücken jollte?. Da eine Aufzählung von Schutzhaftgründen in poſitiven 
Geſetzen fehlt, müſſen wir auf andere Weiſe die ſachlich⸗ rechtlichen Vorausſetzungen 
der Schutzhaftverhängung zu erſchließen ſuchen. Die Betrachtung der allgemeinen 
verfaſſungspolitiſchen Bedeutung der Schutzhaft hat uns zu der Annahme geführt, 
daß die Schutzhaft eine beſonders geartete Maßnahme des Gemeinſchaftsſchutzes 
auf dem ſpeziellen Gebiete der Aufbauarbeit des nationalſozialiſtiſchen Staates iſt. 
Aus dieſem verfaſſungspolitiſchen Zwecke der Schutzhaft ergeben ſich auch die ſachlich⸗ 
rechtlichen Grenzen ihrer Zuläſſigkeit. Vorausſetzung für ihre Verhängung iſt eine 
die Aufbauarbeit und den Aufbauwillen der nationalſozialiſtiſchen Staatsführung 
ſtörende Handlung. Da ſich aber die Aufbauarbeit des Nationalſozialismus, wie 
gleichfalls bereits ausgeführt, auf die Durchſetzung der Geſamtheit der nationalen 
Subſtanzwerte im geſamten völkiſchen Leben erſtreckt, iſt der Kreis der Schutzhaft⸗ 
gründe bei der Mannigfaltigkeit der gegen dieſe Werte möglichen Verſtöße ein 
außerordentlich weiter. Demgemäß weiſt die Praxis der politiſchen Polizeibehörden 
eine Fülle von Fällen auf, in denen wegen feindlicher Haltung gegen die Aufbau⸗ 
arbeit der nationalſozialiſtiſchen Staatsführung Schutzhaft verhängt werden durfte. 
Auflehnung gegen die ſtaatliche Autorität durch frivole Verhöhnung des Geſetzes 
und der ſtaatlichen Behörden“, unſoziales Verhalten von Betriebsführern, zer⸗ 
ſetzende Kritik an Maßnahmen der nationalſozialiſtiſchen Staatsführung, Sabotage 
wirtſchaftlicher Maßnahmen, insbeſondere Preistreiberei, böswillige Unter⸗ 
haltsverweigerung, Arbeitsſcheu von Empfängern öffentlicher Unterſtützung und 
vor allem Raſſeſchändung, dies alles ſind gemeinſchaftsſchädigende Handlungen, 
die eine feindſelige Haltung des Täters gegen eben diejenigen Subſtanzwerte der 
Nation zum Ausdruck bringen, in deren Durchſetzung, Erhaltung und Sicherung 
der Nationalſozialismus das Ziel des völkiſchen Wiederaufbaus ſieht. 

Keiner beſonderen Hervorhebung bedarf die ſich aus dem Weſen des Schutzhaft⸗ 
befehls als einer polizeilichen Maßnahme ergebende Folgerung, daß die Ver⸗ 
hängung der Schutzhaft im Einzelfall den Grundſätzen des freien, aber pflicht⸗ 
gemäßen Ermeſſens unterſteht. Da der Schutz der Gemeinſchaft im völkiſchen Rechts⸗ 
ſtaate nach Maßgabe einer unverbrüchlichen Ordnung, der Rechtsordnung, erfolgt, 
verbieten ſich polizeiliche Willkürmaßnahmen von ſelbſt. 

d) Zum Schluſſe iſt noch kurz auf eine im Schrifttum gleichfalls oft erörterte 
Frage einzugehen, nämlich auf die der Zuläſſigkeit von Rechtsmitteln gegen die 
polizeiliche Anordnung der Schutzhafts!. 


29 Vgl. hiezu ſtatt aller: Hoche, a. a. O. Sp. 1491. 

30 Einen aufſchlußreichen Fall dieſer Art berichtet Spohr, a. a. O. S. 7. 

31 Pgl. En die e Ausführungen von Neubert, a. a. O. S. 2426 ff.; ferner 
S. 11 ff. a. O., 32 ff. und das dort angeführte Schrifttum, beſonders Spohr, a. a. O. 
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Eine ſelbſtändige Anrufung der ordentlichen Gerichte zwecks Nachprüfung der 
Rechtmäßigkeit von Schutzhaftbefehlen iſt unzuläſſig, da für eine Zuſtändigkeit der 
ordentlichen Gerichte zu ſelbſtändiger Nachprüfung polizeilicher Maßnahmen über⸗ 
haupt eine poſitiv⸗geſetzliche Grundlage fehlt?. Ebenſowenig kann der ordentliche 
Richter auf dem Umwege über eine Schadenserſatzklage (etwa nach $ 839 BGB.) 
oder über eine Anklage wegen Freiheitsberaubung im Amte (S 341 StGB.) mit 
der Prüfung der Berechtigung der Schutzhaft befaßt werden. 


Die Unzuſtändigkeit der Verwaltungsgerichte zur Nachprüfung der Schutzhaft⸗ 
anordnungen ergibt ſich aus zwei Erwägungen, die in dem politiſchen Charakter 
der Maßnahme ihre Begründung finden. Nach den einſchlägigen Verwaltungs⸗ 
geſetzen der deutſchen Länder, z. B. nach dem preußiſchen Polizeiverwaltungsgeſetz, 
hat zwar der von einer polizeilichen Verfügung Betroffene das Recht der (förm⸗ 
lichen) Verwaltungsbeſchwerde zum Regierungspräſidenten und im Falle ihrer 
abſchlägigen Verbeſcheidung die Möglichkeit, zur Klage im Verwaltungsſtreitver⸗ 
fahren überzugehen und ſo eine Nachprüfung der Sache durch das Bezirksverwaltungs⸗ 
gericht und das Oberverwaltungsgericht zu erzwingen. Hierdurch iſt aber der Ver⸗ 
waltungsrechtsweg nur für die Anfechtung von Verfügungen im allgemeinen poli⸗ 
zeilichen Bereiche eröffnet, da das Polizeiverwaltungsgeſetz nur das allgemeine 
Polizeirecht und nicht das Sondergebiet der Politiſchen Polizei regelt. Für polizei⸗ 
liche Maßnahmen, die von politiſchen Erwägungen getragen ſind, kann daher aus 
dem Polizeiverwaltungsgeſetz keine verwaltungsgerichtliche Nachprüfungsmöglich⸗ 
keit hergeleitet werden. Eine ſolche verbietet ſich aber auch aus allgemeinen ver⸗ 
faſſungspolitiſchen Erwägungen, auf deren Bedeutung ſchon früher hingewieſen 
wurde. Der Nationalſozialismus hat die im liberalen Gewaltentrennungsſchema 
begründete Antinomie der Geſetzgebung, Verwaltung und Rechtſprechung über⸗ 
wunden und fieht in der Einheit der Staatsgewalt das herrſchende Prinzip des 
völkiſchen verfaſſungspolitiſchen Denkens. Da ſich die Schutzhaft gegen den Störer 
der völkiſchen Erneuerung richtet, dieſe aber als typiſche Aufgabe der Staatsführung 
weſensgemäß politiſcher Natur iſt, folgt aus dem an früherer Stelle gewonnenen 
Grundſatze der Unmöglichkeit juſtizmäßiger Entſcheidung politiſcher Angelegenhei⸗ 
ten, daß auch eine Nachprüfung von Schutzhaftanordnungen durch juſtizmäßig 
tätig werdende Verwaltungsgerichte mit dem nationalſozialiſtiſchen Staatsgedanken 
unvereinbar iſt. 


Trotz der Tatſache, daß nach Maßgabe der unter b) behandelten verfahrens⸗ 
rechtlichen Vorſchriften eine Nachprüfung der einzelnen Schutzhaftanordnung durch 
die übergeordnete zentrale Landespolizeibehörde ohnedies ſtattfindet, wird man 
doch als einzigen Rechtsbehelf die formloſe Dienſtaufſichtsbeſchwerde für zuläſſig 
anſehen müſſen. Dies folgt aus dem allgemeinen Weſen der Schutzhaftverhängung 


als eines ſtaatlichen Verwaltungsaktes. 
' Dannbed 


* Bei der richterlichen Nachprüfung polizeilicher Stra fverfügungen nach $ 413 ff. 
StPO. handelt es ſich um ein gänzlich andersgeartetes Rechtsinſtitut. 
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Schrifttum: 
1. Zur verfaſſungsrechtlichen Lage im bürgerlichen Rechtsſtaat: 


Anſchütz, Die Verfaſſung des Deutſchen Reiches, 14. Aufl. 1933. 
Huber E. R., Bedeutungswandel der Grundrechte, Arch. öff. R. NF. Bd. 23, S. 1 ff. 
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2. Hauptteil der Reichsverfaſſung, 1929/30. 


Poetzſch⸗Heffter, Handkommentar zur RNeichsverfaſſung, 3. Aufl. 1928. 
Schmitt Carl, Verfaſſungslehre, 1928. 
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Beſtehens des preußiſchen O erverwaltungsgerichts, S S. 183 ff., 
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Hitler, Mein Kampf, 21. Aufl. 1933. 
Dietrich, Die philoſophiſchen Grundlagen des Nationalſozialismus, 1935. 
FJauſer, Das Geſetz im Führerſtaate, Arch. öff. R. NF. Bd. 26, S. 129— S. 154. 
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Lauer, Die richterliche Nachprüfung polizeilicher Maßnahmen, JW. 1934, S. 2832 ff. 
Maunz, Neue Grundlagen des Verwaltungsrechts, 1934. 


Neubert, Die Schranken richterlichen Prüfungsrechts bei ſtaatspolitiſchen Handlungen 
der Verwaltung, JW. 19 18.242 66 fungs rech ſtaatspolitiſchen 9 9 


Schmitt Carl, Nationalſozialismus und e 1934. 
Spohr, Die Schutzhaft, 1934. 
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Deutſche Juſtiz, 1934, S. 341 f. 
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Die Rechtsſtellung der Länder und Koͤrperſchaften 
des oͤffentlichen Rechts 


Die juriſtiſche Betrachtung des Länderbegriffes im liberaliſtiſchen, verfaſſungs⸗ 
mäßig gebundenen Sinne hat nach nationalſozialiſtiſcher Weltanſchauung heute bis 
zu einem gewiſſen Grade nur noch geſchichtlich⸗wiſſenſchaftliche und kulturelle Be⸗ 
deutung, wenn man unter „Ländern“ diejenigen Staatsgebilde verſteht, die auf 
Grund ihrer hiſtoriſch bedingten Begrenzung als Einzelſtaaten mit umſtrittener 
Souveränitätsſphäre Beſtandteile des deutſchen Bundesſtaates ſeit 1871 (bzw. des 
Norddeutſchen Bundes ſeit 1867) bildeten. Es handelt ſich aber nicht um den geo⸗ 
politiſchen Begriff „Land“ als Element des Staatsbegriffes, ſondern um den 
meiſtens auf dynaſtiſcher Grundlage gewachſenen, mit einer beſchränkten Landes⸗ 
hoheit ausgeſtatteten deutſchen Einzelſtaat, deſſen Charakteriſtikum und Beurteilung 
Adolf Hitler in ſeiner grundlegenden Kundgebung auf dem Nürnberger Parteitag 
1933 ſo prägnant entwickelte, wenn er ſagte: „Als ſich im Laufe der tauſendjährigen 
Entwicklung unſeres Volkes über die deutſchen Stämme und quer durch ſie hinweg 
Staaten zu bilden begannen, entſtanden auch jene Gebilde, die wir noch heute als 
Länder vor uns ſehen. Ihr Werden iſt nicht einer völkiſch geſehenen Notwendigkeit 
zuzuſchreiben, bei einem Abwägen ihrer Vorteile und Nachteile für die deutſche 
Nation verſchwinden die erſteren gegenüber den letzteren.“ Jede rechtshiſtoriſche 
Betrachtung des Länderbegriffes hat auszugehen von dem Begriff des „Bundes⸗ 
ſtaates“. Noch Georg Jellinek ſieht in ſeiner grundlegenden „Allgemeinen Staats⸗ 
lehre“ der Vorkriegszeit unter Berückſichtigung der ſtaatsrechtlichen Individualität 
der Einzelſtaaten „im Bundesſtaat die geſunde und normale Form der Staatsverbin⸗ 
dungen politiſcher Art“ und weiſt die germaniſchen Völker auf ihre Aufgabe hin, 
den Bundesſtaat zur normalen Form des politiſchen Daſeins ihrer Völker zu er⸗ 
heben. 

Ein Bundesſtaat iſt ein Geſamtſtaat, körperſchaftlich zuſammengefügt aus ein⸗ 
fachen Staaten, die einerſeits ihm unterworfen, andererſeits beteiligt ſind bei der 
Bildung des Willens. Das Primäre beim Bundesſtaat iſt der Charakter als 
„Staat“. Der Bundesſtaat tritt alſo nach außen hin als „Staat“ auf, als Ver⸗ 
körperung der politiſchen Einheit eines Volkes auf einem beſtimmten Raumk. 
Zweifellos beſaßen die Einzelſtaaten Eigenſtaatlichkeit in den verfaſſungsmäßig 
beſchränkten Grenzen, da die Reichsgründung des Fürſten Bismarck mit beſonderer 
Betonung des bündiſchen Charakters von der Anerkennung der Staatskräfte, die 
in den deutſchen Einzelſtaaten ruhen, ausging und dadurch den Inſtitutionen des 
Reiches in Kaiſer und Reichstag die volkstümliche Grundlage bots. Die ſeinerzeit 
berechtigte Schonung des ſtaatlichen Eigengefühls, die Bismarck bei der Gründung 


1 Vgl. Koellreutter: Grundriß der Allgemeinen Staatslehre, S. 217. 


2 Vgl. Koellreutter: a. a. O. S. 108 Anſchütz in der Enzyklopädie der Rechtswiſſenſchaft 
von Holtzendorff-Kohler, Bd. 4 S. 6 4 ff. 


3 Vgl. Feine: Nationalſozialiſtiſcher Staatsumbau und deutſche Geſchichte, S. 11/12. 
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des Reiches hatte walten laſſen, hat insbeſondere bei dem bekannten Prozeß vor 
dem Staatsgerichtshof des Deutſchen Reiches 1932 ſeinen Höhepunkt darin gefunden, 
daß Bayern den juriſtiſchen Nachweis führen konnte, daß ihm durch Sonderverträge 
Freiheit von der Reichsexekution nach Art. 19 der Reichsverfaſſung vom 16. April 
1871 zugeſichert worden war“. Damit war der Rechtsbegriff des Bundesſtaates 
Bayern gegenüber zu einer Unlogik geworden, da die Reichsexekution nach Art. 19 
das Rückgrat des bundesſtaatlichen Rechtsſubjektes und des Trägers der Souve⸗ 
ränitätsrechte war. Zweifellos entſpricht dem Charakter des Bundesſtaates als 
Rechtsſtaat der Anſpruch zwar verfaſſungsmäßig gebundener aber auch höchſter 
Autorität in ſeiner Eigenſchaft als abſoluter Machtträger. 

Der konſtitutionelle bündiſche Staat Bismarcks durchbrach zugunſten ſeiner Exi⸗ 
ſtenz dieſen Anſpruch und beließ einem Staat ein Übermaß von Eigenſtaatlichkeit 
im Gegenſatz zu den übrigen Staaten. Darin lag, konſtruktiv geſehen, einer der 
Grundfehler des verfaſſungsmäßigen Aufbaues des Bismarckſchen Staatsgebäudes. 
Pfundtners ſtellt in anderem Zuſammenhange mit Recht feſt, daß darin die Tragik 
Bismarcks lag, daß er genötigt war, mit unzulänglichem Material ſein einheitliches 
Deutſches Reich aufzubauen, und daß er ſelbſt alle Staatsnotwendigkeiten für die 
Zukunft Deutſchlands klar erkannte, während ſein Volk noch nicht reif genug war, 
ſeine Ideen ganz in ſich aufzunehmen. Die deutſche Verfaſſung von 1871 war 
hineingeboren worden in eine Zeit des Liberalismus, die den Wert der Einzel⸗ 
perſönlichkeit und damit der Einzelſtaatlichkeit höher einſchätzte als die Geſamt⸗ 
intereſſen der deutſchen Nation. Die Genialität eines Bismarck vermochte wohl 
dieſe Verfaſſungslücken zu umſchiffen, unter ſeinen Epigonen zeigte ſich jedoch die 
Unzulänglichkeit. Bismarck hat wohl mit Recht einem einzelnen Staat beſondere 
Rechte eingeräumt, da ſeine Zeit noch nicht reif war in der Erkenntnis der Not⸗ 
wendigkeit eines einheitlichen Deutſchen Reiches, hat es aber andererſeits ver: 
ſtanden, mit genialem Blick die Hegemonie Preußens im deutſchen Bundesſtaat 
zu ſtabiliſieren. Koellreutter“ weiſt mit bewußter Bedeutung darauf hin, daß dieſer 
Einbau Preußens nichts anderes bedeute als die Gleichſchaltung Preußens mit dem 
Reich. 

Prinzipiell darf feſtgeſtellt werden, daß nach der Reichsverfaſſung 
vom 16. April 1871 die Einzelſtaaten Staatscharakter mit 
Eigenſtaatlichkeit behielten, ihre Souveränitäts aber vers 
loren und an das Reich abgaben. Bismarck ſah in dem Bundesrat das 
Organ, in dem die Souveränität einer jeden einzelſtaatlichen Regierung ihren 
unbeſtrittenen Ausdruck fand. Bismarck ſelbſt iſt niemals Liberaliſt geweſen. Er 
war jedoch ein vorzüglicher Kenner der Gedankengänge des liberalen Konſtitutio⸗ 
nalismus, als deren letzte Konſequenz er zweifellos den Marxismus fühlte, der 
den Parteienbundesſtaat lediglich als Steigbügelhalter für ſeine extremen Ziele 
anſah. Daß der bürgerliche Liberalismus auch im ſtaatsrechtlichen Innenverhältnis 
der Einzelſtaaten grundlegende Veränderungen hervorrief, liegt auf der Hand, 
um ſo mehr, als ſich durch den liberalen Konſtitutionalismus in das Verhältnis 


4 gl. E. NR. Huber, Reichsgewalt und Staatsgerichtshof, 1932, und die Auſſatzreihe 
Deutſche Juriſtenzeitung 1933, S. 3 ff., 145 ff., 203 ff., 271 ff., beſonders 322 ff. 

s Pfundtner: Vom Bismarckreich zum Dritten Reich, ©. 18. 

Vgl. Feine: a. a. O. ©. 12, Carl Schmitt, Staatsgefüge und Zuſammenbruch des 
Zweiten Reiches. 

7 Im Reihsverwaltungsblatt und Pr. Verw.⸗Blatt 1933, S. 342. 

s Die bis jetzt zutreffendſte Definition des Begriffes „Souveränität“ hat gegeben 
Schmauß in ſeinem Compendium juris publici (1766) S. 312: „Es iſt alſo heutzutage die 
Superioritas territorialis ein Complexus aller derjenigen Rechte, die zur Regierung 
von Land und Leuten erforderlich.“ Zitiert nach Otto Mayer, Deutſches Verwaltungsrecht, 
Bd. 1 S. 27, München und Leipzig, 1924. 

» Vgl. v. Eppſtein u. Bornhak: Bismarcks Staatsrecht, S. 249. 


445 


Fürſt— Volk, Kührer— Geführte auf pluraliſtiſcher Baſis das Parlament ſtörend ein⸗ 
ſchob, das keineswegs geeignet war, in autoritärer Richtung die dynaſtiſche Regie⸗ 
rungsgewalt zu ſtärken, ſondern im Gegenteil aus dem Fürſten ein ſtaatsrechtlich 
zu wertendes, verhältnismäßig abſtraktes Organ des unſichtbaren Staates machte“. 

Das Jahr 1918 beſeitigte den bundesſtaatlichen Obrigkeitsſtaat, der in ſeinem 
letzten Lebensſtadium die Probe auf das Exempel beſtehen ſollte und der dabei 
den Beweis führte, daß die Staatengründung Bismarcks gefeſtigter zuſammenhielt, 
als ihre Gegner ahnten. Die Dynaſtien verſchwanden und an ihre Stelle trat 
— nicht etwa das einheitliche Deutſche Reich, trotzdem die Staatsgewalt nach Art. 1 
der RV. vom 11. Auguſt 1919 vom Volke ausging — ſondern der Parteienbundes⸗ 
ſtaat mit ſeinem Parlamentarismus auf marxiſtiſch⸗demokratiſcher Grundlage mit 
pluraliſtiſchem Aufbau. Dieſe ſtaatsrechtlichen Verfaſſungsgrundlagen, die die Ver⸗ 
faſſung auch ihren Einzelſtaaten aufoktroyierte (Art. 17 Abſ. 1 der RB.), führte im 
Verhältnis Reich — Länder für den Beſtand des Reiches auf die Dauer zu un⸗ 
haltbaren Konſequenzen. Ein einzelſtaatlicher, entarteter Länderparlamentaris⸗ 
mus, deſſen führende, auf Grund des Pluralitätsprinzips die Mehrheitsregierung 
bildende, parteipolitiſche Konſtellation häufig in ihrer Zuſammenſetzung und damit 
in ihrer ſtaatspokitiſchen Tendenz das Gegenteil der augenblicklichen politiſchen 
Regierungskonſtellation im Reich bildete, nahm für ſich mit verantwortungsloſer 
Selbſtverſtändlichkeit ohne Rückſicht auf die ſtaatspolitiſchen und verfaſſungsmäßi⸗ 
gen Notwendigkeiten des Reiches das Recht auf eigene Politik in Anſpruch !. Die 
letzte Konſequenz dieſes Gedankenganges wäre das logiſche Recht jedes Landes auf 
Widerſtand gegen jede Reichsregierung geweſen, deren Konſtellation zufällig eine 
andersgeartete oder andersgerichtete war als die des betreffenden Landes!:. 

Das Urteil des Leipziger Staatsgerichtshofes vom 25. Oktober 1932 zeigt mit 
erſchreckender Deutlichkeit die Klippe, an der das Reichsſchiff auf Grund mangeln⸗ 
der Staatsautorität und Reichsſtaatsgewalt gegenüber den Ländern mit ihrer 
eigenſtaatlichen Staatsgewalt und ihrer beſonderen egoiſtiſchen und die Ziele der 
Reichspolitik aus den Augen laſſenden Auffaſſung vom Weſen des deutſchen Bun⸗ 
desſtaates zu ſcheitern drohte; ohne die letzten Konſequenzen zur endgültigen Sta⸗ 
biliſierung der Autorität des Reiches zu ziehen, wählt der Staatsgerichtshof jenen 
bekannten, in ſich ſelbſt unſicheren Mittelweg, der es den damaligen Machthabern 
Preußens noch monatelang geſtattete, dieſen ſtaatsrechtlichen Zwieſpalt zwiſchen 
Reich und Ländern zur dauernden Beunruhigung des Reiches zu benutzen. Das 
Urteil zeigte aber gleichzeitig auch, wie weit Deutſchland noch von einer organiſchen 
Löſung der ſo wichtigen Frage der Reichsreform entfernt war; es iſt das typiſchſte 
Dokument für die Unmöglichkeit der Löſung der Frage der Einheitsidee des Reiches 
auf der Baſis der Weimarer Verfaſſung, das uns aus der damaligen Zeit überlie⸗ 
fert worden iſt. Der grundlegende Fehler war darin zu erblicken, daß die Weimarer 
Verfaſſung der prinzipiellen Löſung des Verhältniſſes Reich und Preußen aus dem 
Wege gegangen war, nachdem ſie bewußt die durch Bismarck feſtgelegte und be⸗ 
währte Hegemonieſtellung Preußens ohne Errichtung einer ſtarken Reichsgewalt 
hatte fallen laſſen, und es bedurfte erſt des endgültigen Durchbruches der totalen 
deutſchen Staatsidee, um die Frage der Reichsreform in Angriff nehmen zu können. 
Die grundſätzliche Ablöſung des Gedankengutes des Parteienbundesſtaates durch 
die Idee der Totalität des Deutſchen Reiches ſchuf erſt die ſtaatsrechtliche Grundlage 
für die Inangriffnahme der Frage Reich und Länder. Gerade hierbei erkennt man 


1 Schmitt: Zuſammenbruch uſw. 22 ff.; Höhn, Dr. 2 Staat als Rechts- 
begriff, Zeitſchrift d. BRS DJ., ua: Recht 1934, S. 322 
8 ee Huber: Das Ende des Parteienbundesſtaates, Jur. en 1934, Nr. 4 
8 oo. Huber: Staatsgerichtshof; vgl. Schmitt: Staatsgefüge und Zuſammenbruch uſw., 
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bewußt die Berechtigung des Anſpruches auf die Totalitätsidee im Dritten Reicht, 
der um ſo ſtärker iſt, als ſtaatsrechtlich bereits einmal durch den bekannten Preu⸗ 
ßenſchlag der Regierung Papen 1932 im Parteienbundesſtaat der Verſuch der 
Löſung der Frage der innerpolitiſchen Einheit auf dem Gebiete der Staatsführung 
gemacht worden war (vgl. die Verordnung des Reichspräſidenten auf Grund von 
Art. 48 Abſ. 1 und 2 der Reichsverfaſſung vom 20. Juli 1932, RGBl. 1932 Teil I 
S. 377), ohne daß es gelang, die verfaſſungsmäßig geſchützten, eigenſtaatlich⸗egoiſti⸗ 
ſchen Tendenzen der Länder zugunſten einer verſtärkten Reichsgewalt abzubiegen 
und umzulenken. Die Parteien benutzten ihre parlamentariſch feſtgelegten Stellun⸗ 
gen in den Ländern, um nicht die Stellung der Länder gegenüber dem Reich zu 
klären, ſondern um ihre parteipolitiſchen Intereſſen bei und gegenüber dem Reich 
durchzuſetzen. Reich, ſtaats rechtlich geſehen, find nach der Weimarer Verfaſſung die 
Länder⸗Staaten geblieben. Wer den Staatscharakter der Länder in der Weimarer 
Verfaſſung beſtreiten wollte, müßte zwangsläufig auch den Bundesſtaat negieren. 
Selbſt deer Einwand, daß die Länder nicht mehr frei waren in der Beſtimmung 
ihrer Staatsform (Art. 17 NRW.), daß ihnen wichtige Zweige der Betätigung eines 
modernen Staates (Militärweſen, Verkehrsweſen, Teile der Finanzhoheit) aus 
der Hand genommen ſeien, vermag ſie bei der Fülle der ihnen verbliebenen Staats⸗ 
rechte und Betätigungsmöglichkeiten keineswegs ihres Staatscharakters zu ent⸗ 
kleiden. 

Im einzelnen iſt zu der Frage des Staatscharakters der Länder folgendes zu 

ſagen: 

a) Die Verfaſſung der Länder muß zwar eine republikaniſche ſein 
(Art. 17 RV.) . Innerhalb dieſes rechtsbegrifflichen Rahmens beſitzen die 
Länder aber volle ſtaats⸗ und verwaltungsrechtliche Organiſationsfreiheit 
und Geſtaltungsmöglichkeit und ſomit „konſtitutive“ und urſprüngliche Herr⸗ 
ſchaftsgewalt. 

b) Die Staatsgewalt in Länderſachen üben die Länder auf Grund der Landes⸗ 
verfaſſungen aus. Da die Reichsſtaatsgewalt nach Art. 1 Abſ. 1 RV. im 
Reiche vom Volke ausgeht, iſt anzunehmen, daß fie als Lan desſtaats⸗ 
gewalt vom Volke des betreffenden Landes ausgeht. Die Lan⸗ 
desverfaſſung trägt inſoweit den Charakter einer Staatsverfaſſung. 


c) Die Landesſtaatsgewalt iſt nach der Weimarer Verfaſſung von den 
einzelnen Ländern im Rahmen der verfaſſungsmäßigen Grenzen im eige⸗ 
nen Namen als urſprünglicher Ausfluß der Eigenſtaatlichkeit ausgeübt 
worden. Die Praesumtio ſprach für die Zuſtändigkeit der Länder. 


d) Der Artikel 2 Abſ. 1 der RV. erkannte die eigenſtaatliche Selbſtän⸗ 
digkeit des Staatsgebietes an. Hervorzuheben iſt auch in dieſem Zu⸗ 
ſammenhang die weitgehende notwendige Mitwirkung der Länder bei Ge⸗ 
bietsveränderungen nach Art. 19 der RV. 


e) Die Länder hatten nach der Weimarer Verfaſſung ein eigenes Geſetz⸗ 
gebungsrecht, von dem beſonders auf dem Gebiete des Steuerweſens 
weitgehend Gebrauch gemacht worden iſt. Ein Recht zur Geſetzgebung ſteht 
aber nur und ausſchließlich Staaten zu. 


12 Es mußte doch ſchon immerhin weit gediehen ſein, wenn die Träger der Idee der 
Weimarer Verfaſſung, die Geſamtheit der damaligen nu, und Miniſterpräſiden⸗ 
ten, in der Länderkonferenz im Kongreßſaal der Reichskanzlei am 18. Januar 1928 
„einſtimmig“ folgende Entſchließung faßten: „Neichs regierung und Ländervertreter find 
der Auffaſſung, daß die Weimarer Regelung des Verhältniſſes zwiſchen Reich und Ländern 
unbefriedigend iſt und einer grundlegenden Reform bedarf.“ Vgl. Pfundtner: RVBl. I, 
Pr. Verw.⸗Blatt 1934, S. 89. Vgl. Gedanken zum kommunalpolitiſchen Aufbau, veröffent⸗ 
licht nach Reden und Abhandlungen von Oberbürgermeiſter Dr. Markmann, Verlag Carl 
Heymann, Berlin 1934, S. 50. 
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) Ein Teil der Rechtspflege blieb der landesrechtlichen Regelung über⸗ 
laſſen. 


g) Die landesrechtliche Verwaltung hatte grundſätzlich das Primat vor 
der Reichsverwaltung, die eine Ausnahme bildete (Art. 14 RV.). 


h) Die Länder beſaßen nach Art. 78 Abſ. 2 im beſchränkten Umfang völker⸗ 

rechtliche Perſönlichkeit. 

Dieſe ganzen Faktoren ſprechen dafür, daß die Länder nach den Beſtimmungen 
der Weimarer Verfaſſung Eigenſtaatlichkeit hatten, ohne Souveränität zu beſitzen. 

Die Möglichkeit der Betätigung dieſer ſtaatsrechtlichen Eigenſtaatlichkeit der 
Länder war direkt gegeben durch die Inſtitution des Reichsrates, der ſich von dem 
Bundesrat nach der Bismarckſchen Verfaſſung dadurch unterſchied, daß er weder 
bei der Geſetzgebung noch bei der Verwaltung eine rechtlich relevante Mitwir⸗ 
kung hatte. Wenngleich der realpolitiſche Einfluß des Reichsrats durch das in der 
Reichsverfaſſung vom 11. Auguſt 1919 ſtark zum Ausdruck kommende unitariſche 
Moment verhältnismäßig ſtark begrenzt war, ſo war ſeine Mitwirkung bei der 
politiſchen Willensbildung dennoch nicht ganz zu unterſchätzen (ſ. beſonders ſeine 
Eingriffe in die Verwaltung bei der Ernennung von Beamten — Reichsgerichts⸗ 
präſident). Eine weitere indirekte Möglichkeit der poſitiven Beeinfluſſung der 
Willensbildung des Reiches ſeitens der Länder beſtand in dem Recht, Vertreter zu 
den Sitzungen des Reichstages und ſeiner Ausſchüſſe zu entſenden, die berechtigt 
waren, den Standpunkt ihrer Landesregierung zum Verhandlungsgegenſtand dar⸗ 
zulegen. Die Vertreter der Landesregierungen hatten auf ihr Verlangen das 
Recht, während der Beratungen — auch außerhalb der Tagesordnung — gehört 
zu werden (Art. 33 Abſ. 2 u. 3 der Reichsverfaſſung vom 11. Auguſt 1919). 

Von hoher geſchichtlicher Warte aus geſehen hat ſich die deutſche Nation mit der 
nationalſozialiſtiſchen Revolution zu der Aufgabe bekannt, die epochenmäßig das 
20. Jahrhundert dem deutſchen Volk geſtellt hat: der Bildung des deutſchen Natio⸗ 
nalſtaates. Das 19. Jahrhundert hat die territorialen und verfaſſungsrechtlichen 
Grundlagen dazu geſchaffen, ohne den Mut und die bekennende Kraft zur endgül⸗ 
tigen ſtaatsrechtlichen Konſequenz zu beſitzen. Das 20. Jahrhundert trägt dieſe zu 
löſende Aufgabe an den nationalſozialiſtiſchen deutſchen Staat heran, der ſie mit 
ſeiner ihm eigenen Aggreſſivität aufgreift und ſie auch bis zur letzten Schluß⸗ 
folgerung löſen wird bzw. bereits gelöſt hat. Nachdem am 30. Januar 1933 der 
Reichspräſident von Hindenburg den Führer der NSDAP. zum Reichskanzler er⸗ 
nannt hatte, erließ am 24. März 1933 der Reichstag mit Zuſtimmung des Reichs⸗ 
rates das „Geſetz zur Behebung der Not von Volk und Reich“ (RGBl. 1 S. 141), 
das Staatsrat Prof. Dr. C. Schmitt als die „vorläufige Verfaſſung des neuen 
Deutſchland“ bezeichnet“. Im Rahmen unſerer hiſtoriſchen Gedankengänge inter⸗ 
eſſiert insbeſondere die Beſtimmung, daß „die von der Reichsregierung (auf Grund 
des Ermächtigungsgeſetzes) beſchloſſenen Reichsgeſetze von der Reichsverfaſſung ab⸗ 
weichen können, ſoweit ſie nicht die Einrichtungen des Reichsrates als ſolche zum 
Gegenſtand haben“. Dieſes Geſetz will alſo zweifellos zunächſt noch die Inſtitution 
des Reichsrates aufrechterhalten. 

Am 31. März 1933 erläßt die Reichsregierung ein „Vorläufiges Geſetz zur Gleich⸗ 
ſchaltung der Länder mit dem Reich“ (RGBl. J S. 153) und am 7. April 1933 ein 
zweites Geſetz mit demſelben Titel (RGBl. J S. 173 mit Anderungen vom 25. April 
1933, RGBl. I S. 225, 26. Mai 1933, RGBl. J S. 293 und 14. Oktober 1933, RGBl. I 


14 Vgl. Heft 3: Das Recht der nationalen Revolution, S. 8; ähnlich Koellreutter, DIZ. 
8 = 518; vgl. Huber: Das Ende des Parteienbundesſtaates, Jur. Wochenſchrift 1934, 

193 ff. 

1s Vgl. auch die Außerungen des Staatsſekretärs Körner vom 11. Mai 1933 bei einer 
Anſprache an den Reichsrat (Berl. Börſenzeitung 1933, Nr. 219 vom 12. Mai). 
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©. 736), durch das das Organ der Reichsſtatthalter geſchaffen wird!®. Das erite 
Gleichſchaltungsgeſetz vom 31. März 1933 wurde bereits durch die programmati⸗ 
ſchen Erklärungen des Führers am 23. März 1933 grundlegend angekündigt. Es 
verfolgte — ausgehend von dem Grundgedanken der Schaffung konformer politi⸗ 
ſcher und juriſtiſcher Grundlagen im Reich und bei den Ländern — den Zweck, den 
Ländern einerſeits entſprechend der Regelung im Reich durch das „Geſetz zur Be⸗ 
hebung der Not von Volk und Reich“ vom 24. März 1933 einen vereinfachten Ge⸗ 
ſetzgebungsweg zu ſchaffen, andererſeits die politiſche Gleichſchaltung der Volks⸗ 
vertretungen der Länder und der gemeindlichen Selbſtverwaltungskörperſchaften 
zu ermöglichen. Bereits mit der Verordnung des Reichspräſidenten zur Sicherung 
der Haushalte von Ländern und Gemeinden vom 24. Auguſt 1931 (Dietramszeller 
Verordnung — RGBl. I S. 453) war den Länderregierungen die Ermächtigung 
zu Maßnahmen im Verordnungswege gegeben, „die zum Ausgleich der Haushalte 
von Ländern und Gemeinden erforderlich ſind“. Dieſe Verordnungen konnten 
auch von dem Landesrecht und dem Landesverfaſſungsrecht abweichen. Die ver⸗ 
einfachte Landesgeſetzgebung nach dem Gleichſchaltungsgeſetz war bei weitem weiter⸗ 
reichend. Sie umfaßte alles, was „Gegenſtand des in den Landesverfaſſungen 
vorgeſehenen Geſetzgebungsverfahrens fein konnte“! “7. Die Länderregierungen 
hatten alſo nach dieſem Geſetz zwei Geſetzgebungs verfahren, einmal das nach ihrer 
Verfaſſung vorgeſehene, zum anderen das vereinfachte Geſetzgebungsverfahren 
nach dem Gleichſchaltungsgeſetz. 

Im Gegenſatz zu der der Reichsregierung durch das Geſetz vom 24. März 1933 er⸗ 
teilten nahezu unbeſchränkten Ermächtigung iſt der Wirkungsbereich für die ver⸗ 
einfachte Landesgeſetzgebung, ſoweit ſie von der Verfaſſung des betreffenden Lan⸗ 
des abweichen ſoll, beſchränkt. Die vereinfachte Landesgeſetzgebung kann inſofern 
nur von der betreffenden Verfaſſung abweichen, als es zur Neuordnung des Auf⸗ 
baues der Verwaltung einſchließlich der Kommunalverwaltungen und zur Neu⸗ 
abgrenzung der Kompetenzen erforderlich iſt. Einen Umbau der Verfaſſung vor⸗ 
zunehmen, war eine Landesregierung auf Grund der vereinfachten Geſetzgebung 
nicht imſtande. 

Am 5. März 1933 erfolgten Wahlen für das Reich und für Preußen. An und 
für ſich hätten für die übrigen Landtage der Länder gleichfalls Wahlen durch⸗ 
geführt werden müſſen. Das Gleichſchaltungsgeſetz beſtimmte jedoch die Umbildung 
der Landtage nach den Stimmzahlen, die ſich in den einzelnen Ländern bei der 
Neichstagswahl vom 5. März 1933 ergeben hatten. Die Wahlzeit dieſer neugebilde⸗ 
ten Landtage war auf vier Jahre berechnet, jedoch zog eine Auflöſung des Reichs⸗ 
tages eine Auflöſung der Landtage nach ſich. Durch die Möglichkeit der verein⸗ 
fachten Landesgeſetzgebung waren die Landtage zweifellos zu politiſcher Bedeu⸗ 
tungslofigfeit herabgeſunken. Als am 14. Oktober 1933 der Reichstag aufgelöſt 
wurde, trat gleichzeitig automatiſch auf Grund des § 11 des Gleichſchaltungs⸗ 
geſetzes die Auflöſung der Volksvertretungen in den einzelnen Ländern in Kraft. 
Auf Grund eines Erſuchens des Reichsminiſters des Innern an die Reichsſtatt⸗ 
halter ſahen dieſe von der Ausſchreibung von Neuwahlen zu den Landtagen ab. 
Das zunächſt entſtehende Vakuum wurde endgültig durch das Geſetz über den Neu⸗ 
aufbau des Reiches vom 30. Januar 1934 (Reichsgeſetzblatt I S. 75) beſeitigt, 
deſſen Artikel 1 die formelle Aufhebung der Volks vertretungen der Länder ſank⸗ 
tioniert. Damit kommen gleichzeitig in Fortfall alle diejenigen Rechte, die nach 
der bisherigen Geſetzgebung den Landtagen verblieben waren, insbeſondere das 


16 Vgl. Markmann: „Gedanken zum b Aufbau“, veröffentlicht nach 
Reden und Abhandlungen, Heymann, 1934, S. 

17 Vgl. Kaiſenberg: leichf ſchaltung der Länder mit dem Reich, Schriftenreihe: Das 
Recht der nationalen Revolution, Heft 2, S. 6. 
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Geſetzgebungsrecht. Der geſamte Komplex der Hoheitsrechte der Länder geht nach 
Artikel 2 des Reichsreformgeſetzes auf das Reich über. Es wird weiter beſtimmt, 
daß die Ausübung und Wahrnehmung dieſer Hoheitsrechte im Auftrage und im 
Namen des Reiches als Auftragsangelegenheit wieder inſoweit auf die Landes⸗ 
behörden zurück übertragen wird, als das Reich nicht allgemein oder im einzelnen 
Falle davon Gebrauch macht ($ 1 der erſten Verordnung über den Neuaufbau des 
Reiches vom 2. Februar 1934, Reichsgeſetzblatt I Seite 81). Es wird alſo hiermit 
den Landesbehörden ſeitens des Reiches eine Delegation zur Wahrnehmung der 
Hoheitsrechte gegeben, die ſich zuſammenſetzt einmal aus dem bisherigen Geſetz⸗ 
gebungsrecht der Länderregierungen, zum andern aus demjenigen Geſetzgebungs⸗ 
recht, das bisher den Landtagen zuſtand. Das zweite Gleichſchaltungsgeſetz brachte 
inſofern eine weitere Vereinheitlichung der Staatsführung, als es in den einzelnen 
Ländern Reichsſtatthalter einſetzte, welche die Aufgabe haben, für die Beobachtung 
der von dem Reichskanzler aufgeſtellten Richtlinien der Politik zu ſorgen. Den 
Reichsſtatthaltern wurde das Recht übertragen, die Landesregierungen zu bilden, 
die Volksvertretungen aufzulöſen, die Landesgeſetze auszufertigen, das Begnadi⸗ 
gungsrecht auszuüben und auf Vorſchlag der Landesregierung die unmittelbaren 
Staatsbeamten und Richter zu ernennen und zu entlaſſen. Die Reichsſtatthalter 
unterſtehen nach Art. 3 des Geſetzes über den Neuaufbau des Reiches der Dienſt⸗ 
aufſicht des Reichsminiſters des Innern. Ihre Machtbefugniſſe find daher nicht 
mehr landesrechtlicher Natur, ſondern von der Reichsverwaltung abgeleitet. 

Unberührt bleibt von der Auflöſung der Preußiſche Staatsrat. Die Landesgeſetze 
bedürfen im übrigen in Zukunft der Zuſtimmung des zuſtändigen Reichsminiſters, 
der gleichzeitig berechtigt iſt, für ſeinen Geſchäftsbereich die Anordnung zu treffen, 
daß ihm landesrechtliche Rechtsverordnungen vor Erlaß vorgelegt werden müllen!®. 
Im übrigen unterſtehen die oberſten Landesbehörden im Rahmen ihres Aufgaben⸗ 
bereiches den Anordnungen der zuſtändigen Reichsminiſter. In Konſequenz dieſer 
ganzen Neuerungen können in Zukunft Landesbeamte in den Reichsdienſt und 
Reichsbeamte in den Landesdienſt verſetzt werden, eine Beſtimmung, die durch 
einen Erlaß des Reichspräſidenten über die Ernennung und Entlaſſung der un⸗ 
mittelbaren Landesbeamten vom 3. Februar 1934 (Reichsgeſetzblatt I Seite 81) 
inſoweit modifiziert wurde, als das Ernennungs⸗ und Entlaſſungsrecht der un⸗ 
mittelbaren Landesbeamten für Preußen dem Reichskanzler und für die übrigen 
Länder den Reichsſtatthaltern und den Landesregierungen im Rahmen ihrer bis⸗ 
herigen Befugniſſe übertragen wurde. Der Reichskanzler delegierte ſeine Berech⸗ 
tigung zur Beamtenernennung und zur Ausübung des Begnadigungsrechtes in 
Preußen am 7. Februar 1934 (Reichsgeſetzblatt 1 Seite 87) auf den preußiſchen 
Miniſterpräſidenten, wohingegen in den übrigen Ländern das Begnadigungsrecht 
nach einem Erlaß des Reichspräſidenten vom 3. Februar 1934 (Reichsgeſetzblatt I 
Seite 82) auf die Reichsſtatthalter übertragen wurde. 

Es entſprach nationalſozialiſtiſcher Selbſtverſtändlichkeit, daß im weiteren Ver⸗ 
folg dieſer Geſetzgebungsarbeit die Staatsangehörigkeit in den deutſchen Ländern 
fortfiel. Die Verordnung über die deutſche Staatsangehörigkeit vom 5. Februar 
1934 (Reichsgeſetzblatt 1 Seite 85) ſchafft für die Zukunft unter Fortfall der 
Staatsangehörigkeit in den Ländern eine deutſche Staatsangehörigkeit, die ſoge⸗ 
nannte Reichsangehörigkeit. Auf dieſem Gebiete entſcheiden die Landesregierungen 
zukünftig nur noch im Namen und im Auftrage des Reiches. 

Am 14. Februar 1934 beſchloß die Reichsregierung das Geſetz über die Auf⸗ 
hebung des Reichsrates und den Fortfall der Vertretungen der Länder beim 


1s Vgl. Scheuner, Prof. Dr.: Das Verordnungsrecht der Länder nach dem Aa: über 
8 5 % des Reiches. Reichsverwaltungsblatt und Preuß. Verw.⸗Blatt Bd. 55, 


450 


Reich (Reichsgeſetzblatt I Seite 89). An die Stelle des Reichsrates tritt der zu⸗ 
ſtändige Reichsminiſter. 

Das erfte Geſetz zur Überleitung der Rechtspflege auf das Reich vom 16. Februar 
1934 (Reichsgeſetzblatt I S. 91) ſchafft die landesrechtliche Beeinfluſſung der 
Rechtsfragen ab und konſtituiert die Totalität der Rechtsfragen beim Reich. In 
Zukunft ſprechen ſämtliche deutſchen Gerichte Recht im Namen des deutſchen Volkes. 
Die Möglichkeit landesrechtlicher Amneſtien beſteht nur noch durch ein Reichsgeſetz. 
Notarielle Urkunden haben im ganzen deutſchen Reichsgebiet gleiche Wirkſamkeit. 
Entgegenſtehende Vorſchriften treten außer Kraft. 

Zur Würdigung dieſes bisher erlaſſenen Geſetzgebungswerkes iſt es notwendig, 
die rechtliche Stellung der einzelnen Landesregierungen und damit den Rechts⸗ 
charakter der Länder per se genauer zu präziſieren. Die Landesregierungen und 
damit ihre Miniſter tragen in Zukunft nach ihrer Unterſtellung unter die Reichs⸗ 
regierung nur noch dieſer gegenüber eine Verantwortung. Jegliche perſönliche 
Aktivität öffentlich⸗ rechtlichen Charakters iſt ihnen genommen, da fie in der öffent⸗ 
lich⸗rechtlichen Rechtsſphäre nur kraft Auftrages oder Delegation ſeitens der Reichs⸗ 
regierung aktiv zu werden imſtande find. Da die Länder noch im Beſitz von Ver⸗ 
mögen jeglicher Art find, üben in der privatrechtlichen Rechtsſphäre die Länder: 
regierungen und damit die Miniſter ihre Funktionen inſoweit im Namen der 
Länder aus. Im übrigen find fie jeweils auf eine beſondere Beauftragung ſeitens 
der Reichsregierung angewieſen. Ihr Betätigungsfeld iſt alſo mehr intenſiver Natur 
mit prinzipiell von Fall zu Fall vorgeſehener Reichsdelegation im Gegenſatz zur 
reinen Selbſtverwaltung, die ihrem Charakter und ihrer funktionellen Richtung 
entſprechend, ſoweit es ſich nicht um Angelegenheiten kraft Auftrages handelt, 
extenſiv ift!®, Auf Grund des vorhandenen Vermögensbeſtandes bei den Ländern 
iſt es auch nicht möglich, ſie als reine Verwaltungsbezirke des Reiches zu betrachten. 
Allgemein geſehen beſteht die Hauptfunktion der Länder heute in der Durchführung 
von delegierten Verwaltungsaufgaben des Reiches, ſo daß eine Eingruppierung in 
die extenſiven Selbſtverwaltungs⸗Körperſchaften zweifellos eine „künſtliche Kon⸗ 
ſtruktion“ bedeutet?‘. Zweifellos iſt die augenblickliche Rechtsſtellung der Länder 
ein ſtaatsrechtliches Novum, deſſen Charakteriſtikum zu bezeichnen wäre als 
Körperſchaft des öffentlichen Rechtes ohne Staatscharakter mit 
beſonders geregelter ſtaatsrechtlicher Poſition, wobei der Begriff der „Körperſchaft 
des öffentlichen Rechtes“ nach nationalſozialiſtiſcher Auffaſſung nur vom Staats⸗ 
begriff aus zu erfaſſen iſt. Der Staatsbegriff ſelbſt hat ſich aber inſofern gewandelt, 
als der Staat ſeinen abſoluten und liberaliſtiſch abſtrakten Charakter vollſtändig 
verloren hat und ſein Charakteriſtikum heute die Relativität zur Nation bildet. 
Genau fo find die Länder als Körperſchaften des öffentlichen Rechts zwar Emana⸗ 
tionen der Rechte des Reiches, aber doch nur relative Mittel für die höheren Zwecke 
der Nation. | 


1 Vgl. Meißner: Das neue Staatsrecht des Reiches und feiner Länder, 1921, S. 198. 
2 Zuftimmend vgl. Holtz, Min.⸗R. Dr. Dietrich: Die Rechtsnatur der deutſchen Länder 
E. 188 ff neuen Staatsrecht, Deutſche Verwaltung, Berlin, 11. Jahrgang, Heft 8/1934, 


1 Bol. Holtz: a. a. O. S. 196, und dortſelbſt auch der hiſtoriſch wichtige Hinweis auf die 
rechtlich gleichgelagerte, mittelalterliche Bannleihe“; g. im übrigen zu dem Begriff 
„Körperſchaften des öffentlichen Rechts“ Meißner u. a. O. S. 267; Poetzſch: Kommentar 
der Reichsverfaſſung 1928, S. 452; Gieſe: Reichsverfaſſung, 8. Auflage 931, S. 293. 

22 Vgl. Höhn, Dr. Reinhard: Staat als Rechtsbegriff, Zeitſchr. Deutſches Recht, 4. Jahr⸗ 

ang, S. 322 ff., und von demſelben Verfaſſer: Die Wandlung im ſtaatsrechtlichen Denken; 

chriftenreihe: Der Staat der Gegenwart, Han N Verlagsanſtalt, Hamburg 1934, 
insbeſondere aber das Wort des Führers: „Der Zweck des Staates liegt in der Erhaltung 
und Förderung einer Gemeinſchaft phyſiſch und ſeeliſch gleichartiger Lebeweſen.“ 
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Mit dem 30. Januar 1934 iſt aus dem Bundesſtaat ein Einheitsſtaat geworden. 
deſſen verwaltungsmäßige Gliederung auf der Grundlage von Körperſchaften des 
öffentlichen Rechtes im einzelnen ein reichs rechtlich beſtimmtes Organ vertritt, der 
Reichsſtatthalter. Die Eigenſtaatlichkeit der Länder hat aufgehört zu exiſtieren“. 
Die deutſche Nation hat damit ein politiſches Ziel erreicht, nachdem es nahezu ſeine 
ganze geſchichtliche Daſeinszeit hindurch geſtrebt hat. Ein Volk, ein Führer, ein 
Wille, das iſt das Kennzeichen des deutſchen Volkes. 


Gemeindeverbände 


Eine beſondere Form der Körperſchaften des öffentlichen Rechts ſind die Ge⸗ 
meindeverbände, die ſich aus mehreren Einzelgemeinden zuſammenſetzen und, 
wie die Einzelgemeinden ſelbſt, vom Staat mit dem Recht der Selbſtverwaltung 
ausgeſtattet find. Man unterſcheidet bei den Gemeindeverbänden Samtgemeinden 
und Zweckverbände auf der einen Seite und die eigentlichen Gemeindeverbände auf 
der anderen Seite. Alle dieſe Gemeindeverbände ſind Gebietskörperſchaften, d. h. 
ſie haben genau wie der Staat eine dingliche und eine perſönliche Grundlage, den 
Gemeindeverbandsbezirk und die Einwohnerſchaft. Während die Samtgemeinden 
und die Zweckverbände aber nur die Perſonen erfaſſen, die zu den ihnen ange⸗ 
ſchloſſenen Einzelgemeinden gehören, wird die Mitgliedſchaft zu den eigentlichen 
Gemeindeverbänden ohne die Vermittlung der den Verband bildenden Gemeinde 
herbeigeführt, ſo daß dem Gemeindeverband im Gegenſatz zur Samtgemeinde ein 
unmittelbares Herrſchaftsrecht über alle ſeine Einwohner zuſteht. Samtgemeinden 
und Zweckverbände unterſcheiden ſich ihrerſeits dadurch voneinander, daß die Samt⸗ 
gemeinden die ſogenannte Kompetenz⸗Kompetenz beſitzen, d. h. die Fähigkeit, ihre 
Verbandsaufgaben durch Satzung zu erweitern, während dem Zweckverband dieſe 
Fähigkeit fehlt. Da in der Wiſſenſchaft nach der herrſchenden Auffaſſung Zweck⸗ 
verbände, wie z. B. einer der größten, der Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk, 
nicht als Gemeindeverbände angeſehen werden, und die Samtgemeinden nur eine 
untergeordnete, rein lokale Bedeutung haben, ſoll hier nur auf die eigentlichen 
Gemeindeverbände eingegangen werden. Dieſe ſchließen ſämtliche Gemeinden oder 
Gemeindeverbände eines beſtimmten Gebietes zu einem Verband zuſammen, z. B. 
zu einem Kreis, zu einer Provinz, und zwar derart, daß es innerhalb eines Kreis⸗ 
gebietes keine Gemeinde gibt, die dem Kreis nicht angehört, und innerhalb eines 
Provinzgebietes keinen Kreis, der der Provinz nicht angehört. 

Schon vor dem Aufbau der Verwaltungsorganiſation des Staates ſchloſſen ſich 
in den verſchiedenſten Teilen Deutſchlands Gemeindeweſen zur gemeinſamen Durch⸗ 
führung gemeindlicher Aufgaben, zur gegenſeitigen Unterſtützung und Hilfeleiſtung 
zuſammen. Mit den immer höheren Anſprüchen, die die neuere Zeit an die Ge⸗ 
meindeweſen ſtellte, wuchſen die Zuſammenſchlußbeſtrebungen mehr und mehr. Die 
erſten Zuſammenſchlüſſe dieſer Art erfolgten auf rein ſtändiſcher Grundlage. So 
kannte ſchon das allgemeine Landrecht (II 9 § 46) Kreistage, die auf dieſer Grund⸗ 
lage aufgebaut waren. Der preußiſche Staat benutzte bei der Organiſierung ſeiner 
Verwaltung dieſe durch die Initiative der Gemeinden entſtandenen Gemeindever⸗ 
bände. Er unterſtützte dadurch den Zuſammenſchluß und brachte das auch durch 


s Vgl. die Rede des Führers vor dem Reichstag am 30. Januar 1934 insbeſondere: 
„Die NSDAP. kann unter keinen Umſtänden vergangene dynaſtiſche Intereſſen und die 
Ergebniſſe der Politik dieſer Intereſſen als für alle Zukunft zu reſpektierende Verpflich⸗ 
tungen des deutſchen Volkes und ſeiner Organiſation des ſtaatlichen Lebens anerken⸗ 
nen. Die deutſchen Stämme ſind gottgewollte Bauſteine unſeres Volkes. Sie ſind ein Teil 
ſeiner Subſtanz und werden daher bleiben, ſolange es ein deutſches Volk gibt. Die politi⸗ 
ſchen Gebiete der Einzelſtaaten find Ergebniſſe eines zum Teil wohl guten, zum Teil aber 
auch ſehr ſchlechten Handelns von Menſchen vergangener Zeiten.“ 


452 


Erlaß von Kreis- und Provinzialverordnungen zum Ausdruck. Dieſe erſten Ord⸗ 
nungen ſchufen im Gegenſatz zu den Abfichten des großen Reformators Stein Ge: 
meindeverbände auf ſtändiſcher Grundlage. Erſt am Ende des 19. Jahrhunderts 
ſetzten ſich in Preußen wie auch im übrigen Deutſchland, allerdings in den ver⸗ 
ſchiedenſten Formen, die Gemeindeverbände mit Vertretungskörperſchaften, die aus 
allgemeinen Wahlen hervorgegangen waren, durch. Die November⸗ Revolution von 
1918 führte allgemein in Deutſchland in den Gemeindeverbänden das in Reich 
und Staat herrſchende parlamentariſche und demokratiſche Syſtem ein (vgl. z. B. 
Artikel 17 Preuß. Verfaſſung). Seit der nationalſozialiſtiſchen Revolution iſt hier⸗ 
in eine Anderung eingetreten, der Gemeindeverband wird mehr und mehr der 
Organiſation des nationalſozialiſtiſchen Staates angeglichen. Das Führerprinzip 
und der Grundſatz der unbedingten perſönlichen Verantwortung ſetzt ſich auch bei 
den Gemeindeverbänden durch. Ein einheitliches Recht der Gemeindeverbände für 
ganz Deutſchland iſt bisher noch nicht verkündet, aber in Vorbereitung. 
Gegenſtand der Betätigung der Gemeindeverbände ſind die Selbſtverwaltungen 
und die vom Staate zugewieſenen Auftragsangelegenheiten. Klar zum Ausdruck 
gebracht war das im Preuß. Gemeindeverfaſſungsgeſetz vom 15. Dezember 1933 (81) 
für die Gemeinden. Nach dieſer Beſtimmung war es Aufgabe der Gemeinden, im 
Rahmen der Geſetze und im Einklang mit den Zielen der Staatsführung unter 
eigener Verantwortung die in der örtlichen Gemeinſchaft wirkſam werdenden 
Kräfte des Volkes zu fördern und ihre landſchaftliche, geſchichtliche und kulturelle 
Eigenart zu pflegen. Nach dieſer Beſtimmung war weiter die Gemeinde mit dem 
Staat dadurch verbunden, daß ihrem Leiter beſtimmte ſtaatliche Aufgaben zur 
Ausführung nach Anweiſung übertragen werden. Die Deutſche Gemeindeordnung 
vom 30. Januar 1935 (RGBl. I, S. 49 ff.) kennt ähnliche Beſtimmungen im 811 
Abſ. 2, demzufolge die Gemeinden öffentliche Gebietskörperſchaften find, die ſich 
ſelbſt unter eigener Verantwortung verwalten, und deren Wirken im Einklang mit 
den Geſetzen und den Zielen der Staatsführung ſtehen muß. Aufgabe der Gemein⸗ 
den iſt es nach § 2, das Wohl der Einwohner zu fördern und die geſchichtliche und 
heimatliche Eigenart zu erhalten. Die Unterſcheidung zwiſchen Selbſtverwaltungs⸗ 
und Auftragsangelegenheiten iſt beibehalten. Die Deutſche Gemeindeordnung gilt 
zwar nur für Gemeinden, was jedoch hier für die Gemeinde geſagt iſt, gilt analog 
für die Gemeindeverbände. Im Rahmen der beſtehenden Geſetze können die Ge⸗ 
meindeverbände ſich Aufgaben ſtellen, ſie ſelbſt erfüllen und ihren Willen als 
Obrigkeit erzwingen, ſoweit der Staat nicht ſelbſt beſtimmte Aufgaben ausſchließ⸗ 
lich übernommen hat. Neben dieſen Selbſtverwaltungsrechten, die der Gemeinde⸗ 
verband als Obrigkeit ausübte, ſtehen die Selbſtverwaltungsrechte, die in privat⸗ 
rechtlicher Form ausgeübt werden, insbeſondere die privatrechtliche Verwaltung des 
Vermögens. Der Gemeindeverband hat, wie jede juriſtiſche Perſon, die Pflicht und 
das Recht, ſein Vermögen zu verwalten und zu erhalten. Zu den wichtigſten Ge⸗ 
meindevermögen gehören Grundſtücke und Grundbeliß, die zur Erfüllung der Auf: 
gaben der Gemeindeverbände erforderlich ſind, und die wirtſchaftlichen Unterneh⸗ 
mungen, die von den Gemeindeverbänden im Intereſſe ihrer Einwohnerſchaft ge⸗ 
gründet find, wie z. B. Gas⸗ und Elektrizitätswerke, Hafenanlagen uſw. Während 
im liberalen Staat die Gemeindeverbände auch über dieſen Rahmen hinaus das 
Recht hatten, ſich wirtſchaftlich zu betätigen und ſich durch eine ſolche Betätigung 
Einnahmen zu verſchaffen, verbietet der nationalſozialiſtiſche Staat eine ſolche Be⸗ 
tätigung auf wirtſchaftlichem Gebiet, die nur eine Konkurrenz für die Privatwirt⸗ 
ſchaft darſtellt, weil ſie auch von den Kreiſen der Privatwirtſchaft ausgeübt wird 
(vgl. preuß. Geſetz über die wirtſchaftliche Betätigung der Gemeinden und Ges 
meindeverbände vom 17. 7. 1933). Damit iſt dieſer Teil des Selbſtverwaltungsrechts 
der Gemeindeverbände eng begrenzt. Der Gemeindeverband ſoll nicht Konkurrent 
der Wirtſchaft ſein und nur ſolche wirtſchaftliche Aufgaben erfüllen, die trotz ihrer 


453 


Wichtigkeit von der Privatwirtſchaft nicht erfüllt werden und nicht erfüllt werden 
können (SS 67 ff. Deutſche Gemeindeordnung). 

Die Gemeindeverbände treten im Rechtsverkehr durch ihre Organe auf. Dieſe 
Organe ſind nach der in der Wiſſenſchaft vorherrſchenden, vom Oberverwaltungs⸗ 
gericht (Entſcheidungen Bd. 70 S. 262) übernommenen Organ⸗Theorie nicht Stell⸗ 
vertreter der Gemeindeverbände, ſondern Funktionsträger, deren Handlungen und 
Unterlaſſungen ſolche des Gemeindeverbandes ſelbſt darſtellen. Bis zur national⸗ 
ſozialiſtiſchen Revolution wurden dieſe Organe nach dem für die Wahl zur Volks⸗ 
vertretung maßgebenden Grundſätzen gebildet. Heute iſt im Reich auch in den Ge⸗ 
meindeverbänden das nationalſozialiſtiſche Führerprinzip eingeführt. Die Ver⸗ 
tretungskörperſchaften ſind teilweiſe aufgelöſt (Provinziallandtag durch das preuß. 
Geſetz über die Erweiterung der Befugniſſe des Oberpräfidenten vom 15. Dezember 
1933), und an ihre Stelle iſt neben den Leiter des Verbandes ein Beirat geſtellt, 
der ſich nicht aus gewählten, ſondern aus ernannten Mitgliedern zuſammenſetzt, 
zu denen neben Vertretern der NSDAP., SA.⸗ und SS.⸗ Verbänden, verdiente 
und angeſehene Einwohner des Gemeindeverbandes gehören. In welchen Fällen 
dieſer Beirat gehört werden muß, iſt in den einzelnen Gemeindeverfaſſungsgeſetzen 
verſchieden geregelt. Grundſätzlich iſt die Anhörung der Beiräte nicht erforderlich in 
den zur laufenden Verwaltung gehörenden Geſchäften. Zwingend vorgeſchrieben 
iſt ſie dagegen für die Feſtſetzung der Haushaltsſatzungen. Die Mitglieder des Beirats 
ſelbſt ſind Ehrenbeamte, der Leiter des Gemeindeverbandes Beamter, und zwar 
mittelbarer Staatsbeamter, ſehr häufig ſogar unmittelbarer Staatsbeamter, wie 
z. B. der preußiſche Landrat. 

Die Gemeindeverbände find als Körperſchaften des öffentlichen Rechts nicht dem 
BGB. unterworfen. Dagegen unterſtehen ſie den allgemein bürgerlichen Geſetzen, 
ſoweit fie ſich privatrechtlich betätigen. Zu ihren Gunſten find jedoch in verſchie⸗ 
dener Hinſicht Sondervorſchriften erlaſſen (vgl. z. B. für die Aufrechnung § 395 
BGB., für den Fund § 976 BGB., für Wirtſchaftsunternehmungen $ 36 HGB.). — 
Als Selbſtverwaltungskörper beſitzen die Gemeindeverbände das vom Staat abge⸗ 
leitete Recht der Autonomie. Auf Grund dieſes Rechtes kann der Gemeindeverband 
allgemein verbindliche oder das gemeindliche Verfaſſungsrecht ergänzende Satzun⸗ 
gen und Vorſchriften erlaſſen, Gebühren und Abgaben erheben und einziehen 
und im Wege des Hoheitsaktes Beamte anſtellen. Nach Artikel 12 88 2 und 27, 
Abſ. 1 AG BGB. können die beteiligten Gemeindeverbände zur Beurkundung von 
Verträgen und Grundſtücksgeſchäften Urkundsbeamte beſtellen. Dieſe Eigengeſetz⸗ 
gebung der Gemeindeverbände iſt aber begrenzt auf das Gebiet des Gemeinde⸗ 
verbandes ſelbſt und bindet nur die Einwohner des Gemeindeverbandes. 

Schon immer übte der Staat über die Gemeindeverbände durch ſeine Organe 
eine allgemeine Aufſicht aus, ſchon immer ordnete er die Grenzen der örtlichen 
Gebiete der Gemeindeverbände durch Geſetze, beſtimmte, welche Auftragsangelegen⸗ 
heit der Gemeindeverband zu erledigen hatte und überließ durch ſein negatives 
Verhalten den Gemeindeverbänden einen beſtimmten Kreis von Selbſtverwal⸗ 
tungsangelegenheit. In der neueſten Zeit hat der Staat dieſe ſeine Aufſichts⸗ 
rechte erweitert. Die Leiter der Gemeindeverbände müſſen vom Staat beſtätigt 
werden und können von ihm abberufen werden. Darüber hinaus hat der Staat 
ſtrenge Richtlinien für die Arbeit der Gemeindeverbände aufgeſtellt, die die 
Vetternwirtſchaft und die Mißſtände in der Verwaltung der Gemeindeverbände 
verhindern ſollen (vgl. preuß. Verordnung über die Behebung von Mißſtänden. 
über die gemeindliche Verwaltung vom 22. März 1933, und die preuß. Verordnung 
. von Mißſtänden in Gemeinden und Gemeindeverbänden vom 3. Mai 1933). Der 
Staat, der heute infolge Erweiterung ſeiner Steuerhoheit den Gemeindeverbänden 
nur die Einziehung weniger Steuern überläßt, und der deshalb den Gemeinde⸗ 
verbänden zur Erfüllung ihrer Aufgaben Zuſchüſſe leiſten muß, hat ferner ein 
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großes Intereſſe an einer ſparſamen und ordnungsgemäßen Verwaltung. Mit 
Rückſicht auf dieſes Intereſſe des Staates iſt die Aufſicht der letzten Zeit ſtrenger 
geworden. Selbſtverwaltungskörper geblieben find aber die Gemeindeverbände 
trotz dieſer verſchärften Staatsaufſicht. Sie find noch nicht zu Staatsverwaltungs⸗ 
organen geworden. Auch für die Zukunft wird an dem Gedanken der Selbſtver⸗ 
waltung feſtgehalten werden. 

Ein beſonderer Gemeindeverband iſt der Deutſche Gemeindetag. Er iſt kein 
Gemeindeverband im verwaltungsrechtlichen Sinne, da ihm das Recht der Selbſt⸗ 
verwaltung nicht zugeſtanden iſt. Er iſt aber mehr als die früheren Gemeinde⸗ 
und Städteverbände, die weiter nichts als ein freiwilliger, privatrechtlicher Zu⸗ 
ſammenſchluß beſtimmter Gemeinden und Städte waren. Durch Reichsgeſetz über 
den Deutſchen Gemeindetag vom 15. Dezember 1933 iſt der Deutſche Gemeindetag 
zu einer Körperſchaft des öffentlichen Rechts erhoben worden und damit über den 
Rahmen der bisherigen Gemeindeverbände hinausgewachſen. Seine Aufgaben ſind 
aber andere als die der Gemeindeverbände. Er hat nicht ſtaatliche Auftrags⸗ 
angelegenheiten und Selbſtverwaltungsangelegenheiten zu erledigen, ſondern es iſt, 
wie der Reichsminiſter Dr. Frick bei der Einweiſung des Vorſtandes des Deutſchen 
Gemeindetages ausführte, ſeine Aufgabe, „die Gemeinden und Gemeindeverbände 
in großen und kleinen Fragen gemeindlicher Arbeit zu beraten und der Reichs⸗ 
regierung ſowie den Länderregierungen, wenn ſie ſich des Deutſchen Gemeindetages 
verſichern wollen, mit ſeinen reichen Erfahrungen zur Seite zu ſtehen“. 


Anſtalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts 


In der Geſetzgebung wird des öfteren beſonders hervorgehoben, daß auch die 
Anſtalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts als Körperſchaften des öffentlichen 
Rechts anzuſehen find. Die Anſtalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts unters 
ſcheiden ſich von den im Bürgerlichen Geſetzbuche geregelten privatrechtlichen Ver⸗ 
einen und Stiftungen dadurch, daß ſie öffentlichen Zwecken dienen, alſo Aufgaben 
erfüllen, welche an ſich dem Staate oder einer öffentlich⸗ rechtlichen Körperſchaft 
zuſtehen. Die Anſtalten des öfſentlichen Rechts ſind je nach ihrer geſetzlich geregelten 
Verfaſſung entweder (ſelbſtändige) juriſtiſche Perſonen (wie z. B. die Reichsbank 
und die gemeindlichen Sparkaſſen) oder unſelbſtändige Einrichtungen einer öffent⸗ 
lich⸗rechtlichen Körperſchaft (wie z. B. die gemeindlichen Krankenanſtalten und 
ſonſtigen Gemeindeanſtalten). Das gleiche gilt für die Stiftungen des öffentlichen 
Rechts. Ihre Rechtsfähigkeit, Entſtehung, Verfaſſung und Auflöſung beſtimmt ſich 
nach Reichs⸗ bzw. Landesrecht. So iſt z. B. durch preußiſches Geſetz vom 26. Oktober 
1933, betr. die Errichtung der Stiftung „Preußenhaus“ (GS. S. 403) zur Pflege 
des Reichsgedankens auf der Grundlage der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung 
als ſichtbares Zeichen der auf die Verwirklichung des einigen Deutſchlands gerich⸗ 
teten geſchichtlichen Sendung Preußens und als bleibendes Denkmal ſeiner großen 
Vergangenheit unter dem Namen „Preußenhaus“ eine Stiftung mit dem Sitze in 
Berlin errichtet worden. Es handelt ſich hier um eine öffentlich⸗rechtliche Stiftung, 
welche von einem Vorſtande verwaltet wird und Grundbeſitz hat. Nach §S 89 BGB. 
finden auf die Anſtalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts die Vorſchriften 
des § 31 und des § 42 Abſ. 2 BGB. entſprechende Anwendung. Danach haftet die 
Anſtalt bzw. die Stiftung des öffentlichen Rechts für den Schaden, den ihr Vorſtand 
oder ein anderer verfaſſungsmäßig berufener Vertreter einem Dritten durch eine 
in Ausübung der ihm zuſtehenden Verrichtungen begangene unerlaubte Handlung 
zufügt. Vorausſetzung für die Anwendung dieſer privatrechtlichen Vorſchrift iſt 
jedoch, daß es ſich um eine privatrechtliche Betätigung der Anſtalt oder der Stiftung 
des öffentlichen Rechts handelt. Die Haftung für Schäden in Ausübung der öffent⸗ 
lichen Gewalt regelt ſich dagegen nach Artikel 131 der Reichsverfaſſung. Soweit bei 
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Anſtalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts ein Konkurs zuläſſig iſt, hat nach 
§ 42 Abſ. 2 BGB. der Vorſtand ſchon im Falle der Überſchuldung bei Vermeidung 
ſeiner eigenen Schadenserſatzpflicht die Eröffnung des Konkurſes zu beantragen. 
Nicht zu verwechſeln mit den rechtsfähigen Stiftungen des öffentlichen Rechts find 
die unſelbſtändigen Stiftungen. Um ſolche handelt es ſich, wenn einer Körperſchaft 
des öffentlichen Rechts (z. B. einer Gemeinde) ein Vermögen mit einer Zweckbe⸗ 
ſtimmung zugewendet wird. In ſolchen Fällen geht die Zuwendung in das Ver⸗ 
mögen der öffentlich⸗rechtlichen Körperſchaft über mit der Auflage, es nach dem 
Willen des Stifters zu verwenden (vgl. $ 66 Deutſche Gemeindeordnung). 


Abberufung von Aufſichtsräten von Körperſchaften des öffentlichen Rechts 


Die Beſtellung von Aufſichtsratsmitgliedern erfolgt im Normalfalle durch die 
zuſtändigen Organe der Unternehmungen ſelbſt, d. h. regelmäßig durch die General⸗ 
verſammlung bzw. Geſellſchaftsverſammlung. Für Aktiengeſellſchaften beſtimmt der 
§ 42 Abſ. 1 HGB., daß die Mitglieder durch die Generalverſammlung zu wählen 
ſind; für Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung kommen, ſofern ein Aufſichtsrat 
überhaupt beſtellt wird, im weſentlichen die aktienrechtlichen Regeln zur Anwen⸗ 
dung (vgl. §8 52 G. m. b. H. G.) und für die Genoſſenſchaften erfolgt die Wahl der 
Aufſichtsratsmitglieder gleichfalls durch die Generalverſammlung (vgl. $ 36 des 
Gen.). Die zur Beſchlußfaſſung erforderliche Zahl von Stimmen wird durch die 
Vorſchriften der angezogenen Geſetze beſtimmt, ſofern nicht das Statut der Unter⸗ 
nehmungen ein anderes Stimmenverhältnis vorſieht. 

Die Beteiligung der Gemeinden an Unternehmungen, eine Erſcheinung, die auf 
Grund des bis zum nationalſozialiſtiſchen Umbruch bei den Gemeinden geltenden 
Univerſalitätsprinzips beſonders häufig anzutreffen war, brachte es mit ſich, daß 
nach Maßgabe der jeweiligen Kapitalbeteiligung der Gemeinden Vertreter der 
ſtädtiſchen Körperſchaften als Aufſichtsratsmitglieder in Unternehmungen abge⸗ 
ordnet wurden. Wenn auch die Mitglieder des Aufſichtsrats grundſätzlich eine Be⸗ 
fugnis, das Unternehmen nach außenhin zu vertreten, nicht beſitzen, ſo können doch 
die Funktionen des Aufſichtsrats im Innenverhältnis ſo bedeutſam ſein, daß die 
Geſchäftsführung des Unternehmens im weſentlichen nach dem Willen des Aufſichts⸗ 
rates beſtimmt wird. Die ſich aus 88 246 und 247 des HGB. ergebenden Rechte des 
Aufſichtsrats hätten beſonders in den Fällen von einem unheilvollen Einfluß auf 
das Unternehmen ſein können, in denen Reich, Länder und Gemeinden auf Grund 
ihres Beteiligungsbeſitzes Mitglieder in den Aufſichtsrat entſandt hatten, die per⸗ 
ſönlich im Gegenſatz zu der politiſchen Neuorientierung des Reichs ſtanden. 

Die Abberufung von dieſen formell wohl durch die zuſtändigen Organe ge⸗ 
wählten, praktiſch aber auf Veranlaſſung der Körperſchaften beſtellten Aufſichts⸗ 
ratsmitgliedern, die nicht das Vertrauen der neuen Führung im Reich beſaßen, 
mußte dann beſonders auf Schwierigkeiten ſtoßen, wenn in Ermangelung ab⸗ 
weichender ſtatutariſcher Beſtimmungen geſetzlich eine verſtärkte Mehrheit zur 
Abberufung erforderlich war. Zur Beſeitigung dieſer Schwierigkeiten war durch 
das Geſetz zur Gleichſchaltung der Aufſichtsräte von Körperſchaften des öffentlichen 
Rechts vom 15. Juni 1933 (Reichsgeſetzblatt I, Seite 371) Reich, Ländern und Ge: 
meinden ſowie ſonſtigen Körperſchaften, Anſtalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts die Ermächtigung erteilt worden, Perſonen, die auf ihre Veranlaſſung zu 
Mitgliedern eines Aufſichtsrates beſtellt worden ſind, in Abweichung von den evtl. 
entgegenſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen abzuberufen. Das Geſetz vom 15. Juni 
1933 findet auch auf ſolche Unternehmungen privatrechtlichen Charakters Anwen— 
dung, deren Geſellſchaftskapital ſich mit mehr als der Hälfte im Eigentume von 
Körperſchaften des öffentlichen Rechts befindet. f 

Neben dem Recht der Abberufung war durch dieſes Geſetz gleichzeitig den Körper— 
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ſchaften das Recht eingeräumt worden, die abberufenen Mitglieder des Auſſichts⸗ 
rats gegebenenfalls ſofort durch andere Perſonen zu erſetzen, ohne daß es einer 
Beſchlußfaſſung des nach Geſetz oder Satzung hierfür zuſtändigen Organs bedurfte. 

Bewußt hat die Reichsregierung das Recht der Körperſchaften des öffentlichen 
Rechts zur Abberufung von Aufſichtsratsmitgliedern nur auf diejenigen Unter⸗ 
nehmen erſtreckt, die den Körperſchaften des öffentlichen Rechts gleichzuſtellen ſind. 
Was darunter fällt, ergibt ſich aus dem dritten Teil, Kapitel V, $ 15 Abſ. 1 der 
3. Verordnung des Reichspräſidenten zur Sicherung von Wirtſchaft und Finanzen 
und zur Bekämpfung politiſcher Ausſchreitungen vom 6. Oktober 1931 (Reichs⸗ 
geſetzblatt Teil I, Seite 537). Hiernach gelten u. a. als Körperſchaften des öffent⸗ 
lichen Rechts Unternehmungen, deren Geſellſchaftskapital ſich mit mehr als der 
Hälfte im Eigentum von Körperſchaften des öffentlichen Rechts befindet. Das 
gleiche gilt für Konzerngeſellſchaften, wenn ihr Kapital und das Kapital der 
Zwiſchenglieder ſich je mit mehr als der Hälfte im Eigentum der übergeordneten 
Konzerngeſellſchaft oder von Körperſchaften des öffentlichen Rechts befindet. Des 
weiteren iſt aus dieſer Vorſchrift noch zu entnehmen, daß zu den Körperſchaften des 
öffentlichen Rechts ferner Unternehmungen uſw. gehören, deren Riſiko auf Grund 
von Geſetzen oder beſonderen Vereinbarungen von Körperſchaften des öffentlichen 
Rechts getragen wird. 

Mit den Ausführungen in dem vorangegangenen Abſatz iſt der Kreis der Unter⸗ 
nehmungen näher abgegrenzt, deren Aufſichtsratsmitglieder der Abberufung unter⸗ 
liegen, die alſo als paſſiv beteiligt anzuſehen find. Das Recht der Abberufung 
dagegen, d. i. die Aktivbeteiligung, ſteht nach dieſem Reichsgeſetz nur den eigent⸗ 
lichen Körperſchaften, Anſtalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, nicht auch 
ſolchen Unternehmungen zu, die ihnen bloß gleichgeſtellt ſind. 

Daraus ergibt ſich, daß der Hauptanwendungsfall dieſer geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen ſich auf die Unternehmungen erſtreckt, deren Geſellſchaftskapital ſich mit 
mehr als der Hälfte im Eigentum von Körperſchaften des öffentlichen Rechts be⸗ 
findet, d. ſ. die ſogenannten gemiſchtwirtſchaftlichen Betriebe. 

Zur klaren Scheidung der Rechtsverhältniſſe iſt es noch wichtig, beſonders auf 
die Beſtimmungen des Abſ. 2 Satz 1 hinzuweiſen. Durch dieſe Beſtimmungen iſt 
klar herausgeſtellt, daß die ſchuldrechtlichen Beziehungen enden, die durch die bis⸗ 
herige Beſtellung des abberufenen Aufſichtsratsmitgliedes zwiſchen ihm und dem 
Unternehmen begründet ſind. Mit dieſer Auffaſſung in Übereinſtimmung ſteht die 
Tatſache, daß das abberufene Aufſichtsratsmitglied von der laufenden Aufſichts⸗ 
ratsvergütung gemäß Abſ. 2, Satz 2 nur einen der Dauer ſeiner bisherigen Tätig⸗ 
keit entſprechenden Anteil verlangen kann. Hierbei iſt es unbeachtlich, daß das 
Unternehmen, dem das Mitglied bisher als Auffihtsrat angehört hat, dieſem dar⸗ 
über hinaus u. U. die ganze Aufſichtsratsvergütung des laufenden Geſchäftjahrs 
gewähren kann, wenn Billigkeitsgründe als vorliegend anzuſehen ſind. 

Die Befristung bis ſpäteſtens zum 30. 9. 1933, die ſich im übrigen mit der Friſt⸗ 
ſetzung im 8 7 Abſ. 2 des Geſetzes zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums 
vom 7. 4. 1933 deckt, war notwendig, um den Unternehmungen ſobald als möglich 
wieder Organe zur Seite zu ſtellen, die nach den Wirtſchaftsgrundſätzen des neuen 
Reiches ihre Arbeit fortführen konnten. 

Mit Ablauf dieſer Friſt iſt wieder der alte Rechtszuſtand in Kraft, wonach der 
Widerruf der Beſtellung von Aufſichtsratsmitgliedern im Rahmen der geſetzlichen 
Vorſchriften nur durch die zuſtändigen Organe der Unternehmungen ſelbſt erfolgen 
darf. Für die Aktiengeſellſchaften ſind dabei maßgebend die Beſtimmungen des 8243 
Abſ. 4 HGB., für die Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung die Beſtimmungen des 
§ 52 Abſ. 1 G. m. b. H. G., und für die Genoſſenſchaften die Beſtimmungen des S 36 
Abſ. 3 GnG., ſofern nicht bezügl. des Stimmenverhältniſſes durch das Statut des 
Unternehmens abweichende Beſtimmungen getroffen ſind. 
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Die Neuordnung der Gemeindeverfaſſung 


Mit dem nationalen Umbruch trat 1933 der Nationalſozialismus in den Gemein⸗ 
den ein Erbe an, deſſen Liquidation eine der ſchwierigſten Aufgaben war, die der 
neuen Regierung harrten. Ganz abgeſehen von den finanziellen Verhältniſſen und 
den Fragen ſozialer Natur war Vorausſetzung für die Schaffung einer geſunden 
Berwaltungsbafis für das ganze Reich einheitliches gemeindliches Verfaſſungswerk. 
Jedes Land hatte ſeine beſondere Gemeindeverfaſſung, teilweiſe ſogar hiſtoriſch 
bedingt mehrere; der größte Teil dieſer Gemeindeordnungen baute noch auf auf 
demokratiſch⸗parlamentariſchem Syſtem mit Beſchlußkörperſchaften und ausführen⸗ 
den Organen. So ragte denn in die Zeit ſtärkſter Führerverantwortlichkeit dieſes 
Relikt einer vergangenen Weltanſchauungsepoche hinein, deſſen jeder ſich der Un⸗ 
möglichkeit einer weiteren Exiſtenz bewußt war. Es galt, mit größter Beſchleu⸗ 
nigung dieſe partikulariſtiſch zwar noch verſtändliche, in einem Einheitsſtaat jedoch 
unhaltbare Zerſplitterung auf dem Gebiet der Gemeindeverfaſſung zu beſeitigen. 
Mit der dem Nationalſozialismus eigenen Schnelligkeit wurde zunächſt in Preußen 
das Gemeindeverfaſſungsgeſetz vom 15. Dezember 1933 mit Wirkung zum 1. Januar 
1934 erlaſſen und gleichzeitig alle dem Geſetz entgegenſtehenden und mit ihm nicht 
zu vereinbarenden und ſonſt überholten Vorſchriften aufgehoben (Pr. G. S. 
1933 S. 427 ff.). Dieſes Geſetz beſeitigte allein in Preußen die für die einzelnen 
Landesteile beſtehenden 15 verſchiedenen Gemeindeordnungen. Vom ſelben Tage 
ſtammt das zweite, das Finanzweſen der preußiſchen Gemeinden regelnde „Geſetz 
über die Haushalts⸗ und Wirtſchaftsführung der Gemeinden und Gemeindever⸗ 
bände (Gemeindefinanzgeſetz, Pr. G. S. 1933 S. 442 ff.). Während die Gemeinde⸗ 
ordnung nur für Gemeinden galt, erſtreckte ſich das Gemeindefinanzgeſetz mit ſeiner 
Wirkſamkeit auch auf Gemeindeverbände. Beide Geſetze bauten grundſätzlich auf 
dem hiſtoriſch in Preußen durch das große Reformwerk des Reichsfreiherrn vom 
und zum Stein fundierten Gedanken der Selbſtverwaltung auf. Wenn man mit 
Küchenhoff unter Selbſtverwaltung das Eigenleben einer dem Volkskörper orga⸗ 
niſch eingegliederten, ſich aus örtlich vereinten Familien als Gliedern zuſammen⸗ 
ſetzenden Zelle des Volks⸗ und Staatskörpers verſteht, dann erkennt man einer⸗ 
ſeits die ſtarke notwendige und organiſche Verankerung der Gemeinde im Geſamt⸗ 
gebilde „Staat“, andererſeits aber auch die Notwendigkeit der Heranziehung des 
einzelnen Bürgers zur verantwortungsbewußten Mitarbeit an dem Geſamtwohl 
der Gemeinde. Zum Verſtändnis für den endgültigen Aufbau des Gemeindeverfaſ⸗ 
ſungswerkes im Reich iſt erforderlich, ſich die Grundlagen des preußiſchen Gemeinde⸗ 
verfaſſungsgeſetzes vor Augen zu halten, eines Geſetzes, das im Gemeindeleben 
des geſamten Reiches völlig mit der Vergangenheit brach und neue, der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Staatsidee entſprechende Begriffe und Inſtitutionen an die Stelle der 
alten ſetzte. Vier Geſichtspunkte waren es, die das preußiſche Gemeindeverfaſſungs⸗ 
geſetz in den Vordergrund der eigentlichen gemeindlichen Verwaltung rückte, ein⸗ 
mal die poſitive Bejahung der Selbſtverwaltung, dann die Fundierung des Füh⸗ 
rerprinzips und damit verbunden die Konzentration der Verantwortung für die 
geſamte Verwaltung der Gemeinde auf den Bürgermeiſter als Gemeindeleiter, 
zum dritten die Abſchaffung des demokratiſch⸗-parlamentariſchen Syſtems, wobei an 
die Stelle beſchließender Organe das beratende Gremium der Gemeinderäte trat, 
und zum letzten die Schaffung nicht bloß einer ideellen, ſondern einer realen Ver⸗ 
bundenheit zwiſchen Partei und Gemeindeverwaltung durch den Einbau des ober⸗ 
ſten örtlichen Leiters der NSDAP. in den Gemeinderat. Die Anlegung einer Bür⸗ 
gerrolle ſollte dem Bürgerrecht wieder eine innere Bedeutung geben und damit 
die Verbindung zwiſchen gemeindlicher Verwaltung und dem einzelnen Bürger 
ſtärken. Preußen war ſich bei Erlaß der Gemeindeordnung darüber klar, daß das 
Gemeindeverfaſſungsgeſetz ſeinem Charakter nach nur vorübergehender Natur ſein 
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könne, da zwangsläufig im Einheitsſtaat eine reichsrechtliche Regelung für das ge⸗ 
ſamte Reichsgebiet folgen mußte. Dieſem Bewußtſein gab das preußiſche Staats⸗ 
miniſterium bei dem Erlaß des Geſetzes dadurch Ausdruck, daß es in der Präambel 
ausführte: 

Bis ein Reichsgeſetz demnächſt eine grundlegende Reform der Gemeindeverfaſ⸗ 
ſung für das ganze Reich durchführt, erläßt das Preußiſche Staatsminiſterium die⸗ 
ſes Gemeindeverfaſſungsgeſetz, das die nationalſozialiſtiſche Staatsauffaſſung auch 
im Gemeindeleben ſichert und die in der Gemeindeverwaltung drohende Unord⸗ 
nung beſeitigt.“ | 

Aus dieſen Worten ging unzweideutig hervor, daß die preußiſche Löſung der jo 
dringend einer Neuordnung der Verwaltung der Gemeinden zuſtrebenden Verhält⸗ 
niſſe eine Übergangslöſung rein landesrechtlicher Natur fein ſollte mit dem Ends 
ziel, der endgültigen reichsrechtlichen Regelung den Weg vorzubereiten und prak⸗ 
tiſche Erfahrungen zu ſammeln, die bei dem kommenden Reichsgeſetz Verwertung 
finden konnten. Dieſes Reichsgeſetz wurde die am 30. Januar 1935, dem Tage der 
nationalen Erhebung, verkündete „Deutſche Gemeindeordnung“ (DO.), die mit 
Wirkung vom 1. April 1935 einheitlich im ganzen deutſchen Reichsgebiet in Kraft 
trat (RG Bl. 1 Nr. 6. S. 49 ff). An grundlegenden Ausführungsbeſtimmungen find 
bis jetzt dazu ergangen: 

1. Erſte Anweiſung zur Ausführung der Deutſchen Gemeindeordnung vom 
22. März 1935 — MEI. i. V. 1935 S. 416 ff. und GVBl. S. 127. 

2. Erſte Verordnung zur Durchführung der Deutſchen Gemeindeordnung vom 
22. März 1935. — RGBl. I Nr. 31 S. 393 ff. 

3. Preußiſche Überleitungsverordnung zur Deutſchen Gemeindeordnung vom 
30. März 1935. — MEI. i. V. 1935 S. 491 ff. 

4. Erſte Anweiſung zur Ausführung der Deutſchen Gemeindeordnung. RdErl. 
d. R. u. Pr. MdJ. vom 22. März 1935. Va VI. 5671 /923 / 35 MBl. i. V. 1935 
S. 415 ff. 

5. Vorläufige Ausführungsanweiſung zum Sechſten Teil der Deutſchen Gemeinde⸗ 
ordnung. RdErl. d. R. u. Pr. Md. vom 22. März 1935 — Va VI 5671/24/35 
M Bl. i. V. 1935 S. 475 ff. 

6. Ausführung der Deutſchen Gemeindeordnung. RdErl. d. R. u. Pr. Md J. vom 
30. März 1935 — Val. 318/35 — MEI. i. V. 1935 S. 494 ff. 

Die Db. hat gleichzeitig das Preußiſche Gemeindefinanzgeſetz mit aufgehoben. 
Die Regelung der finanziellen Angelegenheiten der gemeindlichen Verwaltung ſo⸗ 
wohl in Selbſtverwaltungs⸗ als auch in Auftragsangelegenheiten erfolgt für das 
ganze Reichsgebiet einheitlich durch die DGO. 

Grundſätzlich hält die DEO. an den vier oben ſkizzierten Normen feſt, jo daß 
die Überführung der gemeindlichen Verwaltungen in Preußen aus der Rechtsſphäre 
des preußiſchen Gemeindeverfaſſungsgeſetzes in die der DGO. keinen allzu großen 
Schwierigkeiten begegnete. Aber auch in den außerpreußiſchen Gemeinden iſt der 
Übergang zu den geſetzlichen Beſtimmungen der DGD. ſehr reibungslos vonſtatten 
gegangen, ein Zeichen für die innere Elaſtizität der deutſchen Gemeinden. 

Nachdem nunmehr für das geſamte Reichsgebiet einheitliches Gemeindeverfaf- 
ſungsrecht Geltung erlangt hat, dürfte es ſich im Rahmen dieſer Abhandlung 
erübrigen, auf die materiellen Beſtimmungen des preußiſchen Gemeindeverfaſ⸗ 
ſungsgeſetzes einzugehen. 

Wie zur Zeit des Freiherrn vom Stein, auf deſſen Reformweſen und Ideen⸗ 
gut in der Einführung zur DEO. ausdrücklich Bezug genommen worden iſt, gilt 
auch die DEO. der Überwindung der Demokratie und des Liberalismus und der 
Stabilifierung des Selbſtverwaltungsgedankens, der in feiner Urſache und in dem 
Betätigungsfeld ſeiner Wirkſamkeit ſo außerordentlich eng mit dem Nationalſozia⸗ 
lismus verknüpft iſt, weil er den Wert der Volksperſönlichkeit als das höchſte Gut 
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und die fiherfte Gewähr für eine Staatserhaltung betrachtet. Das Ziel der Selbſt⸗ 
verwaltung ift deswegen in der planvollen Pflege aller derjenigen Einrichtungen 
zu erblicken, die geeignet ſind, dieſe Volksperſönlichkeit organiſch und ſyſtematiſch 
aufwachſen zu laſſen. Andrerſeits iſt die DGO. geeignet, einen gerechten und not⸗ 
wendigen Ausgleich zwiſchen der Stabilität der Macht des Staates und der Volks⸗ 
freiheit herbeizuführen. Zwar iſt dem natürlichen Grundſatz der grundſätzlichen An⸗ 
erkennung, andrerſeits der begrenzten Entfaltung der in der Gemeinde verkörper⸗ 
ten Kräfte im Geſamtrahmen des Staates ſehr häufig die abſolute Forderung 
nach dem totalen Staat entgegengehalten worden; beide Gedanken fördern, bedeu⸗ 
tet jedoch noch keine ſich diametral gegenüberſtehende Staatsauffaſſung vertreten. 
Die Behauptung der Idee des totalen Staatsanſpruches ſchließt nach nationalſozia⸗ 
liſtiſcher Weltanſchauung die Forderung auf die unbedingte Führung des Staates 
und die Totalität der nationalſozialiſtiſchen Bewegung im Staate in ſich. Der 
nationalſozialiſtiſche Führerſtaat erblickt deswegen in den deutſchen Gemeinden 
eine wertvolle Ergänzung ſeines Staatsaufbaues und ſeiner hierarchiſchen Aufglie⸗ 
derung. Die DGD. bezeichnet ſich ſelbſt als „ein Grundgeſetz des nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Staates“ und charakteriſiert die Gemeinde als „Zelle“ des Staates. Der To⸗ 
talitätsgrundſatz des Staatsbegriffes findet ſeine Auswirkungen ſelbſtverſtändlich 
auch im Wirken der Gemeinden. An und für ſich iſt die Selbſtverwaltung die 
Grundlage allen gemeindlichen Arbeitens, aber eine Selbſtverwaltung, deren Ziele 
außerhalb des Gemeinwohles und damit außerhalb des Staates liegen, würde 
vollſtändig den Grundſätzen der nationalſozialiſtiſchen Auffaſſung von der Staats⸗ 
führung und der Staatsbetrachtung liegen und ſomit unmöglich ſein. Die Gemein⸗ 
den ſind Gebietskörperſchaften öffentlich⸗rechtlichen Charakters mit Selbſtverwal⸗ 
tung unter Eigenverantwortlichkeit ($ 1 DGO.), wobei die bodenſtändige, hiſtoriſch 
gewordene und individuell bedingte Eigenart der Gemeinde beſondere Pflege ge⸗ 
nießen ſoll (§ 2). Die Gemeinde darf in ihrem Wirkungsbereich alle öffentlichen 
Aufgaben eigen verantwortlich verwalten nach dem Grundſatz der Totalität des 
Wirkungsbereiches der Kommunen, ſofern dieſe Aufgaben nicht durch Geſetz andern 
Stellen überwieſen oder vorbehalten ſind. Die Selbſtverwaltung findet ihre Gren⸗ 
zen in der Offentlichkeit der Aufgaben, private haben ſie nicht zu berühren. Die 
DEdD. hält an der alten Unterſcheidung zwiſchen Selbſtverwaltungs⸗ und Auf: 
tragsangelegenheiten feſt. Bei Auftragsangelegenheiten handelt der Gemeinde: 
leiter lediglich als Gemeindeorgan, nicht als Staatsorgan. Die Gemeinde als Selbſt⸗ 
verwaltungskörper beſitzt die volle Rechts⸗ und Parteifähigkeit, prozeßfähig iſt ſie 
nicht, zur Führung eines Prozeſſes hat fie ſich ihres geſetzlichen Vertreters, des 
Bürgermeiſters, zu bedienen. Der Umfang der den Gemeinden auferlegten Ver⸗ 
pflichtungen iſt feſtgelegt; neue Auftragsangelegenheiten können in Zukunft den 
Gemeinden nur noch durch ein Geſetz, keineswegs mehr durch eine einfache Rechts⸗ 
verordnung oder Verwaltungsanweiſung übertragen werden, um damit eine dau⸗ 
ernde Gleichartigkeit der gemeindlichen Rechte und Pflichten und ſomit eine Sta⸗ 
bilität der Verwaltung zu gewährleiſten. Zu den Durchführungsverordnungen, die 
den Gemeinden neue Pflichten auferlegen, hat der Reichsminiſter des Innern von 
Fall zu Fall feine Zuſtimmung zu geben ($ 2 DEO.) 

Als ein Ausfluß der Selbſtverwaltung iſt es anzuſehen, wenn die Gemeinden 
nach $ 3 DEO. berechtigt find, ihre Selbſtverwaltungsangelegenheiten — bei Auf: 
tragsangelegenheiten ſind ſie an die Weiſungen der den Auftrag erteilenden Stelle 
gebunden — durch Satzungen zu regeln. Interne Dienſtanweiſungen der Verwal⸗ 
tung ſind für eine ſatzungsmäßige Regelung nicht geeignet. Der Inhalt einer 
Satzung trägt den Charakter allgemein bindenden, auf den Gemeindebereich be: 
ſchränkten objektiven Rechtes. Zuſtändig zum Erlaß von Satzungen iſt der Bürger— 
meiſter. Grundſätzlich bedürfen nach der DEO. Satzungen zu ihrer Rechtswirkſam— 
keit nur noch der Genehmigung der Aufſichtsbehörde, wenn fie entweder mit Rüd: 
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wirkung in Kraft gejeßt werden ſollen oder wenn es das Geſetz ausdrücklich vor⸗ 
ſchreibt. Satzungen bedürfen zu ihrer Gültigkeit der öffentlichen Bekanntmachung. 


Zu dieſen zu ihrer Wirkſamkeit einer Zuſtimmung der Aufſichtsbehörde bedürfen⸗ 
den Satzungen gehört die Hauptſatzung, die nach 83 / II DEO. jede Gemeinde auf⸗ 
zuſtellen und zu erlaſſen hat. Der Hauptſatzung ſind zur Regelung im einzelnen 
überlaſſen: 


1. Die Bewilligung angemeſſener Aufwandsentſchädigung für ehrenamtliche Bür⸗ 
germeiſter, Beigeordnete und Kaſſenverwalter und die Feſtſetzung von Durchſchnitts⸗ 
lägen für die Entſchädigung anderer ehrenamtlich tätiger Bürger ($ 27 DEO .). 

2. Die Möglichkeit der Verleihung von Ehrenbezeichnungen an ſolche Bürger, 
die mindeſtens 20 Jahre lang ein Ehrenamt ohne Tadel verwaltet haben (8 28 
DO.). 


3. Die Beſtimmung der Zahl der Beigeordneten ($ 34 DE.). 

4. Die Regelung der Frage der Haupt⸗ oder Ehrenamtlichkeit von Bürgermeiſter⸗ 
und Beigeordnetenſtellen ($ 39 DGD.). 

5. Die notwendigen Vorausſetzungen für die Vorbildung der hauptamtlichen 
Bürgermeiſter und Beigeordneten ($ 40 DO.). 


6. Die Möglichkeit der Wiederberufung hauptamtlicher Bürgermeiſter und Bei⸗ 
geordneten auf Lebenszeit ($ 44 DGO.). 


7. Die Regelung der Frage, ob Bürgermeiſter, Beigeordnete und Ratsherrn bei 
feierlichen Anläſſen eine Amtstracht oder ein Amtszeichen tragen ($ 47 DEO.) 


8. Die Beſtimmung der Zahl der Gemeinderäte ($ 49 DEoO.). 


9. Die Beſtellung von Beiräten für beſtimmte Zweige der Verwaltung (8 58 
DEO.) . Ä 


Die ganze DGD. ſteht unter der Notwendigkeit der Dezentraliſation für wid: 
tige Entſcheidungen, die in Zukunft an den zuſtändigen Reichsſtatthalter verwieſen 
ſind, um gleichzeitig die enge Verbundenheit zwiſchen Partei und Staat zu betonen. 

1. Die Anderung der Gemeindegrenzen ſpricht nach § 15/1 DEO. der Reichsſtatt⸗ 
halter aus, der nach Anhörung der Gemeinden, die beteiligt ſind, auch gleichzeitig, 
ſoweit erforderlich, die neue Verwaltung regelt. 


2. Eine Anderung des Gemeindenamens, des Wappens und des Siegels ſpricht 
der zuſtändige Reichsſtatthalter aus (88 10, 11 DGO.). 


3. Die Hauptſatzung iſt mit Zuſtimmung des Beauftragten der NSDAP. vom 
Bürgermeiſter zu erlaſſen. Im Falle von Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen der 
Stellungnahme des Beauftragten der NSDAP. und des Gemeindeleiters entſchei⸗ 
det mit Zuſtimmung des Reichsinnenminiſters der Reichsſtatthalter, deſſen Ent⸗ 
ſcheidung auch für die Aufſichtsbehörde bindend iſt ($ 33 DGD.). 


4. Bei der Beſetzung von Stellen der Beigeordneten, außer bei Stellen von Bür⸗ 
germeiſtern, erſten Beigeordneten und Stadtkämmerern in Städten über 100 000 
Einwohnern, bei Stellen von Bürgermeiſtern und Beigeordneten in den übrigen 
Stadtkreiſen leitet der Beauftragte der Partei durch die Aufſichtsbehörde von ſämt⸗ 
lichen eingegangenen Bewerbungen nach vorheriger Beratung mit den Gemeinde⸗ 
räten bis zu 3 Vorſchläge dem Reichsſtatthalter zur Entſcheidung zu. Die Gemeinde 
hat dann die Ernennung vorzunehmen (8 41 DGO.). 

5. Nach § 45 DGO. kann die zuſtändige Behörde bis zum Ablauf des erſten 
Amtsjahres die Berufung zum Bürgermeiſter und Beigeordneten zurücknehmen. 
Hierzu bedarf es bei Beigeordneten mit Ausnahme vom Bürgermeiſter, erſten Bei⸗ 
geordneten und Stadtkämmerer in Städten über 100 000 Einwohnern, bei Stellen 
von Bürgermeiſtern und Beigeordneten in den übrigen Stadtkreiſen der Anhörung 
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des Reichsſtatthalters; in kreisangehörigen Städten iſt das Einvernehmen des Be⸗ 
auftragten der NSDAP. notwendig. 

Die Aufgaben des Reichsſtatthalters nimmt in Preußen der zuſtändige Ober⸗ 
präſident wahr. | 

An der Spitze der Gemeinde ſteht als Chef der Verwaltung mit voller und 
ausſchließlicher Verantwortung der Bürgermeiſter. Die enge Verbindung zwiſchen 
Staat und Partei kommt ausſchlaggebend bei ſeiner Berufung zum Ausdruck 
(8 41 Do.), für die ein beſonderes Verfahren vorgeſehen iſt (ſ. o.). In Stadt⸗ 
kreiſen muß die Stelle des Bürgermeiſters hauptamtlich beſetzt ſein, in Gemeinden 
unter 10 000 Einwohnern kann ſie es. Der Bürgermeiſter führt in Stadtkreiſen 
die Amtsbezeichnung Oberbürgermeiſter. Die Amtszeit des hauptamtlichen Bür⸗ 
germeiſters beträgt 12 Jahre, die des ehrenamtlichen 6 Jahre. Der Bürgermei⸗ 
ſter iſt Dienſtvorgeſetzter aller Beamten, Angeſtellten und Arbeiter der Gemeinde⸗ 
verwaltung. Er ſpricht ihre Anſtellung und Entlaſſung aus. Er vertritt die Ge⸗ 
meinde nach außen. Allgemeiner Vertreter des Bürgermeiſters iſt der Erſte Beige⸗ 
ordnete; erſt in deſſen Verhinderung wird der Bürgermeiſter durch die übrigen 
Beigeordneten vertreten. Der Erſte Beigeordnete führt in Stadtkreiſen die Amts⸗ 
bezeichnung „Bürgermeiſter“, der mit der Verwaltung des Geldweſens beauftragte 
Beigeordnete die Amtsbezeichnung „Stadtkämmerer“. 

Zur Sicherung der dauernden Fühlungnahme der Gemeindeverwaltung mit der 
Bürgerſchaft und zur Erteilung von Ratſchlägen an den Bürgermeiſter ſieht die 
Do. die Inſtitution der Gemeinderäte vor, die in Stadtkreiſen die Amtsbezeich⸗ 
nung „Ratsherrn“ führen. Ihren Rat erteilen fie in voller Eigenverantwortlich⸗ 
keit unter dem ausſchließlichen Geſichtspunkt der Wahrung und Förderung des Ge⸗ 
meinwohles. Die Gemeinderäte bilden zwar das genoſſenſchaftliche Element in der 
Gemeindeverwaltung, ſtellen aber kein Gremium dar. Jeder Gemeinderat iſt Ehren⸗ 
beamter der Gemeinde und unterſteht der Diſziplinargewalt des Bürgermeiſters. 
Eine Abſtimmung in der Sitzung der Gemeinderäte, deren Leitung dem Bürger⸗ 
meiſter obliegt, findet nicht ſtatt. Der Gemeindeleiter hat einen Anſpruch auf den 
Rat des Gemeinderates; verpflichtet, ihn einzuholen, iſt er nur in beſonderen, 
im Geſetz vorgeſehenen Fällen ($ 55 DGO.). Die Gemeinderäte werden auf 6 Jahre 
berufen. Ihr Amt iſt ein Ehrenamt, das zu einem beſonderen Treueverhältnis ver⸗ 
pflichtet. An den Beratungen teilzunehmen, ſind ſie verpflichtet. 

Entſprechend dem Prinzip der Einheit von Partei und Staat iſt durch die 
DEO. ein Beauftragter der NSDAP. in die gemeindliche Verwaltung eingebaut, 
der aber kein Gemeinderat iſt. Es iſt ihm freigeſtellt, an den Beratungen der 
Gemeinderäte teilzunehmen, ſofern es ſich um Angelegenheiten, bei denen ihm nach 
§ 33 DEO. das Geſetz eine Mitwirkung zuſichert, handelt. 

Für einzelne Zweige der Verwaltung ſieht das Geſetz die Beſtellung von Bei⸗ 
träten zur beratenden Mitwirkung vor, wobei nicht Vorausſetzung iſt, daß die Bei⸗ 
räte auch Gemeinderäte find. Das Schwergewicht der Beiräte liegt in der fach: und 
fachkundigen Beratung, alſo in Spezialkenntniſſen. 

Die ganze Verwaltung überdacht die Gemeinde, die ſich zuſammenſetzt aus Ein⸗ 
wohnern und Bürgern. Dieſe an ſich alte Unterſcheidung wurde durch die liberali⸗ 
ſtiſch⸗demokratiſchen Tendenzen der Novemberrevolution 1918 beſeitigt; das im 
nationalſozialiſtiſchen Staat vorherrſchende Leiſtungsprinzip und die angeſtrebte 
enge Verbundenheit auch des Gemeindeeinwohners mit ſeiner Heimat ließ berech⸗ 
tigterweiſe dieſe Unterſcheidung wieder aufleben. An den Bürger werden ſelbſt⸗ 
verſtändlich größere Anforderungen geſtellt als an den Einwohner. Dies entſpricht 
dem ſtaatsrechtlichen Unterſchied zwiſchen Reichsbürgern und Staatsangehöri⸗ 
gen (vgl. Hitler „Mein Kampf“, S. 488 ff.). Unter Einwohnern verſteht man 
diejenigen, die ihre Wohnung in der Gemeinde unter Umſtänden haben, die darauf 
ſchließen laſſen, daß ſie die Wohnung beibehalten und auch benutzen werden. Vor⸗ 
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ausſetzung für das Bürgerrecht iſt die fih nach reichsrechtlicher Beſtimmung rich⸗ 
tende Eigenſchaft als deutſcher Staatsbürger. Bis zum Erlaß eines Deutſchen 
Staatsbürgergeſetzes gilt als Bürger der Gemeinde jeder deutſche Staatsangehörige, 
der das fünfundzwanzigſte Lebensjahr vollendet hat, ſeit mindeſtens einem Jahr 
in der Gemeinde wohnt und die bürgerlichen Ehrenrechte beſttzt. 

Die Verwaltung des Gemeindevermögens unterliegt nicht nur kameraliſtiſchen 
Geſichtspunkten; maßgebend iſt vielmehr neben der Pflege und der Sorge für die 
Subſtanz der Geſichtspunkt der Wirtſchaftlichkeit unter Vorausſetzung des Wohles 
der Gemeinde und ihrer Einwohnerſchaft. Die Prüfung der Verwaltung auf Zweck⸗ 
mäßigkeit und Wirtſchaftlichkeit iſt Aufgabe eines beſonderen Rechnungsprüfungs⸗ 
amtes, das in Stadtkreiſen eine zwangsläufige Einrichtung iſt. Als Grundprinzip 
der gemeindlichen Vermögensverwaltung iſt feſtzuſtellen, daß die laufende Unter⸗ 
haltung, beſonders die Inſtandſetzung und Inſtandhaltung, ausſchließlich aus den 
Mitteln des ordentlichen Haushaltes zu erfolgen hat. Eine Deckung derartiger 
Beträge aus Mitteln des außerordentlichen Haushaltes, vor allem aus Anleihen, 
Verkaufserlöſen oder Darlehen, iſt verboten. Grundſätzlich iſt der Erwerb von Ver⸗ 
mögensgegenſtänden, deren Verwendungszweck außerhalb des Aufgabengebietes 
einer Gemeindeverwaltung liegt, abzulehnen. 

Die wirtſchaftliche Betätigung der Gemeinden iſt erheblich eingeengt. Wirtſchaft⸗ 
liche Unternehmen dürfen von der Gemeinde nur errichtet, erworben oder weſent⸗ 
lich erweitert werden, wenn das Unternehmen durch den öffentlichen Zweck gerecht⸗ 
fertigt erſcheint, in angemeſſenem Verhältnis zur Leiſtungsfähigkeit der Gemeinde 
ſteht und ſein Zweck nicht beſſer und wirtſchaftlicher durch einen andern erfüllt wird 
oder werden kann. 

Darlehen dürfen nur im Rahmen des außerordentlihen Haushaltsplanes aufge⸗ 
nommen werden. Sowohl der Geſamtbetrag der im außerordentlichen Haushalts⸗ 
plan enthaltenen Darlehen als auch jedes Einzeldarlehen bei ſeiner Aufnahme 
bedürfen der Genehmigung der Aufſichtsbehörde; Darlehensermächtigungen im 
außerordentlichen Haushaltsplan erlöſchen mit Ablauf des Rechnungsjahres. Dar⸗ 
lehen dürfen nur zur Beſtreitung eines außerordentlichen und unabweisbaren Be⸗ 
darfes und nur inſoweit aufgenommen werden, als die Möglichkeit einer ander⸗ 
weitigen Deckung nicht beſteht. Beſondere Sicherheiten dürfen nur mit Genehmi⸗ 
gung der Auffichtsbehörde beſtellt werden. 

Die eigentliche Grundlage für das gemeindliche Finanzgebaren bildet die Haus⸗ 
haltsſatzung, die ſich aus dem Haushaltsplan, den Steuerſätzen, dem Höchſtbetrag 
der Kaſſenkredite und dem Geſamtbetrag der Darlehen zuſammenſetzt. Die Haus⸗ 
haltsſatzung iſt eine Satzung, die nur den Bürgermeiſter bindet, aber keine Rechte 
und Pflichten für den einzelnen Bürger ſchafft. Für die eigentlichen Kaſſengeſchäfte 
ift ein beſonderer Kaſſenverwalter zu beſtimmen. Über Einnahmen und Ausgaben 
hat der Bürgermeiſter Rechnung zu legen; die Rechnungslegung iſt mit den Ge⸗ 
meinderäten zu beraten und vom Rechnungsprüfungsamt an Hand der Unterlagen 
zu prüfen. Die Entlaſtung des Bürgermeiſters ſpricht die Aufſichtsbehörde durch 
einen Staatshoheitsakt aus. 

Die Aufſichtsbehörde iſt bis auf weiteres in Preußen der Landrat für die kreis⸗ 
angehörigen Gemeinden, für die Stadtkreiſe der Regierungspräſident. Obere Auf⸗ 
ſichtsbehörde im Sinne der DGO. iſt in Preußen der Regierungspräfident. Die ober: 
ſten Landesbehörden nehmen bis auf weiteres die Aufgaben der oberſten Auf⸗ 
ſichtsbehörde wahr; fie find hierbei an die Weiſungen des Reichsminiſters des In⸗ 
nern gebunden. Der Aufſichtsbehörde ſteht nach 88 109, 110 DG O. das poſitive und 
negative Aufſichtsrecht zu. Anderen Behörden und Stellen ſtehen Auffichts rechte und 
Eingriffsmöglichkeiten in die Verwaltung nicht zu. 


Das Geſetz gilt für das geſamte Reichsgebiet mit Ausnahme der Stadt Berlin. 
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Darlehen von Gemeinden 

J. Arten des gemeindlichen Geldbedarfs 
Bei dem Geldbedarf der Gemeinden iſt zu unterſcheiden zwiſchen dem ordentlichen 
und dem außerordentlichen Geldbedarf. 
Der ordentliche Geldbedarf dient zur Beſtreitung des regelmäßig 
wiederkehrenden laufenden Ausgabebedarfs der Verwaltung und Betriebe; ſeine 
Deckung hat aus den regelmäßig wiederkehrenden laufenden Einnahmen (Benut⸗ 
zungs⸗ und Verwaltungsgebühren, Beiträgen, Erträgniſſen aus Kapital⸗ und 
Grundvermögen, Steuern uſw.) zu erfolgen. 
„Der außerordentliche Geldbedarf iſt beſtimmt zur Deckung ein⸗ 
maliger und außergewöhnlicher Ausgaben (Neuerrichtung und Erweiterung von 
Gebäuden, Anſtalten und Betrieben, Bau von Brücken, Erwerb von Grundſtücken, 
Beteiligung an gemeinnützigen Verſorgungsunternehmungen uſw.). Das Merkmal 
der außerordentlichen Ausgaben iſt, daß ſie nicht zur Erhaltung der Subſtanz, 
ſondern zur Vermögensvermehrung zu verwenden ſind. Vorausſetzung für die 
Leiſtung außerordentlicher Ausgaben iſt, daß nur ſolche Vermögensgegenſtände 
beſchafft und Mittel nur in ſolchen Anlagen inveſtiert werden, die die Gemeinde 
zur Erfüllung dieſer Aufgabe jetzt oder in abſehbarer Zeit braucht. 

Die Deckung des außer ordentlichen Geldbedarfs hat in erſter Linie 
aus den bei Vermögens⸗Veräußerungen (Grundſtücksverkäufen uſw.) erzielten Er⸗ 
löſen und aus Rücklage⸗ und Anſammlungsmitteln zu erfolgen. Bei Erfüllung 
beſtimmter geſetzlich genau vorgeſchriebener Vorausſetzungen darf der außerordent⸗ 
liche Geldbedarf auch durch Darlehens⸗ oder Anleiheaufnahmen 
beſchafft werden. 


II. Gliederung und Formen der Gemeindedarlehen 
(Anleihen) 

Die Darlehen der Gemeinden und Gemeindeverbände laſſen ſich einteilen: 

1. In die aus der Altverſchuldung herrührenden Verbindlichkeiten. Hierzu 
gehören die Ablöſungs⸗ und Aufwertungsſchulden, die an Stelle 
der durch Währungsverfall entwerteten Papiermarkverpflichtungen auf Grund des 
Anleiheablöſungsgeſetzes oder des Aufwertungsgeſetzes vom 16. 7. 1925 entſtanden 
ſind. Ferner von den Gemeinden in der Inflationszeit und in den erſten Monaten 
nach der Währungsſtabiliſierung bis zum 31. 3. 1924 aufgenommenen Feſtwert⸗ 
anleihen — lautend auf Goldmark, Feingold, ausländiſche Währung, Roggen, 
Holz, Kohlen und ſonſtige Sachwerte —, die von einigen Städten in den Jahren 
1916 / 17 aufgenommenen und im Jahre 1926 in neue Obligationsſchulden um⸗ 
gewandelten Valutaſchulden. 

2. In die aus der Neuverſchuldung ſtammenden Verbindlichkeiten, das ſind 
die ſeit 1. 4. 1924 eingegangenen. 

Innerhalb dieſer beiden zeitlich bedingten Hauptabſchnitte laſſen ſich die Schulden 
ſachlich gliedern in Darlehen, die im Ausland, alſo in ausländiſcher Währung, 
oder im Inlande in deutſcher Währung aufgenommen worden ſind, wobei die 
Geldbeſchaffung in der Regel entweder durch Ausgabe von Inhaberſchuld⸗ 
verſchreibungen (Obligationsanleihen) oder durch Ausgabe von verzins⸗ 
lichen Schatzanweiſungen (mittelfriſtig fällige Inhaber-Papiere) oder gegen 
Schuldſcheine, die auf den Namen des Gläubigers lauten (Schuldſcheindar⸗ 
lehen), vorgenommen worden iſt. 

Beſondere Arten von Schuldſcheindarlehen ſind Wechſelkredite, das ſind 
gegen Ausſtellung von Wechſeln durch die Gemeinde beſchaffte Darlehen oder 
Hypothekarkredite, das ſind durch Eintragung in das Grundbuch dinglich 
geſicherte Darlehen, die nur inſoweit zuläſſig ſind, als ſie der Verkehrsübung ent⸗ 
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ſprechen. Hierzu iſt auch der Lombardkredit (Kredit gegen Beleihung von 
Wertpapieren) zu rechnen, falls er nicht in der Form eines Bank⸗Kontokorrent⸗ 
Kredits abgeſchloſſen wird. 


Beſtimmend für die zu wählende Darlehensform (Inhaberanleihe, Schuldſchein⸗ 
darlehen) find die allgemeine Lage des Kapital⸗ und Geldmarktes, die Höhe des 
Geldbedarfs und die Art der zur Verfügung ſtehenden Geldquellen. 


Die Obligationsanleihe kommt nur in Frage für die Deckung umfang⸗ 
reichen Geldbedarfs; ſie wendet ſich durch Ausgabe von Teilſchuldverſchreibungen, 
die auf den Inhaber lauten (88 793 bis 808 BGB.) an einen unbeſtimmten Per⸗ 
ſonenkreis. Die Anleihe wird in der Regel eingeteilt in Abſchnitte von 100 bis 
10 000 RM. (Stückelung) und beſteht aus der eigentlichen Schuldurkunde (Mantel) 
und dem für zehn Jahre beigegebenen Zinsſcheinbogen nebſt Erneuerungsſchein für 
die nächſte Zinsſcheinreihe. Die Schuldverſchreibungen find ſeitens des Gläubigers 
unkündbar. Die Rückzahlung bzw. Einlöſung erfolgt zum Nenn⸗ oder Nominalwert 
oder auch mit einem Aufgeld (Agio), falls in den Anleihebedingungen vorgeſehen, 
nach Maßgabe des von der Auflichtsbehörde feſtgeſtellten Tilgungsplanes durch 
Ausloſung oder im Wege des freihändigen Ankaufs. Die Darlehensſchuldnerin be⸗ 
hält ſich zumeiſt außerdem in den Anleihebedingungen das Recht der vorzeitigen 
Teil⸗ oder Geſamtrückzahlung der Anleihe vor. Die Begebung und die ſpätere 
Durchführung des Einlöſungsdienſtes liegt in Händen von Banken, die ſich unter 
Führung einer Bank zu einem Konſortium zuſammenſchließen. Der Verkauf an das 
Publikum erfolgt zu dem zwiſchen dem Anleiheſchuldner und dem Bankenkonſortium 
vereinbarten Zeichnungs⸗ oder Emiſſionskurſe. Der Erlös wird der Gemeinde nach 
Abzug einer Bankproviſion zum ſogenannten Übernahmekurſe zur Verfügung ge⸗ 
ſtellt. Dem Inhaber der Schuldurkunde wird während der Laufzeit eine Ver⸗ 
äußerungsmöglichkeit durch Einführung der Anleihe an der Börſe geſichert. 

Die gemeindlichen Schatzanweiſungsanleihen find für den kommu⸗ 
nalen Kredit von verhältnismäßig geringer Bedeutung. Ihre Laufzeit iſt mittel⸗ 
friſtig; ſie ſind zu feſten Terminen rückzahlbar, weiſen aber ſonſt im weſentlichen 
die gleiche Form auf wie die Inhaberſchuldverſchreibungsanleihen. 

Mit beiden Anleihearten iſt der Nachteil einmaliger und laufender hoher Ver⸗ 
waltungskoſten für die Anfertigung und Ausgabe der Mäntel und Zinsſchein⸗ 
bogen ſowie für den Einlöſungsdienſt und für eine unumgänglich notwendige 
ſcharfe Wertpapierkontrolle verbunden. 

Für die Schuldſchein darlehen kommen als Geldgeber in der Regel die 
öffentlichen und privaten Kreditanſtalten, Verſicherungsgeſellſchaften, Giroverbände 
und Sparkaſſen, ferner Reich und Länder für Sondermaßnahmen (Wohnungsbau, 
Arbeitsbeſchaffung) in Frage; ſeit 1931 beſteht jedoch für Sparkaſſen ein Verbot 
zur Gewährung von Kommunalkrediten ($ 3 der Verordnung vom 5. 8. 1931, 
RGBl. I S. 429). 


Über den geſamten Darlehensbetrag wird nur eine Schuldurkunde ausgeſtellt, die 
auf den Namen des Gläubigers lautet. Die Tilgung erfolgt nach Maßgabe eines 
Tilgungsplanes. Die Verwaltungskoſten eines Schuldſcheindarlehens ſind erheblich 
niedriger als bei der Inhaberſchuldverſchreibungsanleihe, ſo daß ihm bei gleichen 
Zins⸗ und Tilgungsbedingungen der Vorzug zu geben iſt. Die allgemeine Ver⸗ 
trauenskriſe auf dem Geldmarkt hat in der Nachkriegszeit die Geldgeber im zu⸗ 
nehmenden Maße beſtimmt, an Stelle von unkündbaren Tilgungsdarlehen be⸗ 
friſtete Darlehen zu gewähren, die vor Beendigung der normalen Tilgungsdauer 
fällig werden. Nach der Laufzeit der Schuldſcheindarlehen pflegt man daher zu 
unterſcheiden 

langfriſtige Darlehen: 
ſolche mit einer Laufzeit von mehr als 10 Jahren, 
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mittelfriftige Darlehen: 

ſolche mit einer Laufzeit von 1 bis 10 Jahren, 
kurzfriſtige Darlehen: 

ſolche mit einer Laufzeit von nicht mehr als 1 Jahr. 


Nicht als ein Darlehensgeſchäft iſt die Aufnahme von Kaſſenkrediten 
anzuſehen. Der Kaſſenkredit dient lediglich zur Beſtreitung der ordentlichen, lau⸗ 
fenden Ausgaben und iſt nur zur Überbrückung der noch nicht eingegangenen lau⸗ 
fenden Einnahmen beſtimmt. Er muß ſpäteſtens innerhalb neun Monaten aus den 
laufenden Erträgniſſen wieder abgedeckt werden. 


III. Die hohe kurz⸗ und mittelfriſtige Verſchuldung der 
Gemeinden in der Nachkriegszeit als Anlaß zur Neu⸗ 
ordnung des öffentlichen Kredits im Reich 


In der Vorkriegszeit konnten die Gemeinden ihren Geldbedarf ohne jede 
Schwierigkeit durch Aufnahme unkündbarer Tilgungsdarlehen finanzieren, was 
zum überwiegenden Teil durch Begebung von Obligationsanleihen und zum klei⸗ 
neren Teil durch Aufnahme von Schuldſcheindarlehen erfolgte. Die öffentlichen 
Haushalte waren geordnet, ſo daß Kaſſenkredite ohne Schwierigkeiten an den Fäl⸗ 
ligkeitsterminen wieder abgedeckt werden konnten, während kurzfriſtige Kredite 
für außerordentliche Ausgaben nur als Zwiſchen⸗ oder Vorfinanzierung in Frage 
kamen. 

Der verlorene Krieg mit ſeinen politiſchen und wirtſchaftlichen Folgen hat das 
Bild zuungunſten der Gemeinden gründlich geändert. Einem durch Krieg, In⸗ 
flation und Reparationen auf das äußerſte zuſammengeſchmolzenen Kapital ſtand 
ein außerordentlich hoher Geldbedarf für außerordentliche Zwecke gegenüber, der 
die Gemeinden verleitete, an Stelle der nicht in genügender Höhe erhältlichen 
langfriſtigen Kapitalien, kurz⸗ und mittelfriſtige Gelder für außerordentliche Zwecke 
aufzunehmen. Trotz der damit für die Gemeinden verbundenen Gefahr, ſich bei 
Fälligkeit der Kredite vor Zahlungsſchwierigkeiten geſtellt zu ſehen, wurde vielfach 
dieſer Weg in der Annahme beſchritten, daß die ſpätere Umwandlung in lang⸗ 
friſtige Darlehen ohne Schwierigkeiten möglich ſein würde. Außerdem wurde in 
dem billigeren Zinsfuß für kurzfriſtige Kredite eine erſtrebenswerte Entlaſtung 
des ordentlichen Haushalts erblickt, wobei jedoch nicht beachtet wurde, daß die 
Geldflüſſigkeit zu einem weſentlichen Teil auf den Zufluß ausländiſcher Leihgelder 
zurückzuführen war. Die im Jahre 1931 eintretende Wirtſchaftsverſchlechterung und 
Geldkriſe, die einen ſtarken Abzug von Auslandskapitalien zur Folge hatten, ſtell⸗ 
ten die kurzfriſtig überſchuldeten Gemeinden vor die Tatſache, daß ſie zur Erfüllung 
ihrer Rückzahlungsverpflichtungen nicht mehr in der Lage waren. Zur Wiederher⸗ 
ſtellung des Vertrauens in das kommunale Kreditweſen und zur Stärkung des 
Kapital⸗ und Geldmarktes waren daher einſchneidende Maßnahmen nötig, die das 
Reich und die Länder zu einer weſentlichen Verſchärfung der für die Aufnahme 
von Darlehen durch Gemeinden und Gemeindeverbände bisher beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften ſowie zum Erlaß geſetzlicher Beſtimmungen über die Umſchuldung der 
eingefrorenen Kredite und zu einem grundſätzlichen Darlehensaufnahmeverbot bis 
zum 31. 3. 1935 veranlaßten (vergleiche hierüber unter Umſchuldung, Umſchul⸗ 
dungsverband, Seite 470). An Stelle des Darlehensaufnahmeverbots iſt inzwiſchen 
durch die SS 76/78 der Deutſchen Gemeindeordnung vom 30. 1. 1935 (RGBl. I, 
S. 49) eine Genehmigungspflicht für den geſamten Jahresdarlehensbedarf ſowie 
für jedes einzelne Darlehen eingeführt worden; die Genehmigung ſpricht nach 
vorher eingeholter Zuſtimmung der Reichsminiſter des Innern und der Finanzen 
die Aufſichtsbehörde aus. ($ 13 Gemeindeumſchuldungsgeſetz.) 
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IV. Weſen der geſetzlichen Neuordnung 


Die geſetzliche Grundlage für die Neuordnung des öffentlichen Kredits 
bildeten die zwiſchen der Reichsregierung und den Länderregierungen vereinbarten 
Richtlinien für das Schuldenweſen der Gemeinden vom 3. Dezember 1930 und die 
Beſtimmungen der Dritten Reichsnotverordnung vom 6. Oktober 1931 im dritten 
Teil, Kapitel I über Aufnahme von Anleihen und Darlehen durch Gemeinden. 

Das Land Preußen hat durch das Gemeindefinanzgeſetz vom 15. Dezem⸗ 
ber 1933 die Beſtimmungen der Dritten Reichsnotverordnung erſetzt und ferner 
zugleich die weſentlichen Vorſchriften der Richtlinien vom 3. Dezember 1930 über⸗ 
nommen. 

An Sonderbeſtimmungen, die in der vorläufigen Ausführungsanweiſung zum 
6. Teil der Deutſchen Gemeindeordnung vom 22. 3. 1935, Erläuterungen zu 8§ 76, 
Ziffer 4 (MBli V. S. 479) näher bezeichnet find, bleiben zu beachten: die Unterſagung 
von Darlehensaufnahmen bei Sparkaſſen, die Genehmigungspflicht bei Aus⸗ 
gabe von Inhaberſchuldverſchreibungen, die Vorſchrift des 8 13 Gemeindeumſchul⸗ 
dungsgeſetz in der Faſſung des Anderungsgeſetzes vom 29. 3. 1935 (RG Bl. I 
S. 456). 

Im Lande Bayern erfolgte die Neuordnung durch das Geſetz über das 
Schuldenweſen ſowie über das Haushalts-, Kaſſen⸗ und Rechnungsweſen der Ge: 
meinden, Bezirke und Kreiſe (Gemeindeſchuldengeſetz) vom 30. Auguſt 1933 (GVBl. 
S. 261 ff.). Hierzu ergingen die umfangreiche BM. über das Haushalts⸗, Kaſſen⸗ 
und Rechnungsweſen der Gemeinden vom 9. Oktober 1933 (GVBl. S. 329 ff.) und 
die BM. zum Vollzug des Gemeindeſchuldengeſetzes vom 11. Oktober 1933 (GVBl. 
S. 420). 

Dieſe landesrechtlichen Beſtimmungen haben nach Inkrafttreten der Deutſchen 
Gemeindeordnung (1. 4. 1935) jedoch nur noch Geltung für Gemeindeverbände. 
Die Darlehenswirtſchaft der Gemeinden iſt dagegen im 3. Abſchnitt des 6. Teils 
der Deutſchen Gemeindeordnung, SS 76—81, eingehend neu geregelt worden. 

Das erſtrebte Ziel, den Kapitals und Geldmarkt zu pflegen, die Geſundung der 
kommunalen Finanzen zu fördern und das Vertrauen zur Kreditfähigkeit der 
Gemeinden und Gemeindeverbände wiederherzuſtellen, geht unverkennbar aus 
ſämtlichen Geſetzesvorſchriften hervor. Ihr Inhalt iſt im weſentlichen folgender: 

Darlehensaufnahmen ſind auf das finanziell und wirtſchaftlich begründete Maß 
zu beſchränken, ſie ſollen die Ausnahme bleiben. Der Höchſtbetrag der im Rech⸗ 
nungsjahre aufzunehmenden Darlehen ſowohl des ordentlichen ſowie des außer⸗ 
ordentlichen Haushalts bedarf daher der Genehmigung durch die Aufſichtsbehörde. 
Auch hinſichtlich des Verwendungszwecks beſtehen Einſchränkungen: Darlehen 
dürfen nur zu Zwecken aufgenommen werden, die im Rahmen des gemeindlichen 
Aufgabenkreiſes liegen. Unzuläſſig iſt daher die Aufnahme von Darlehen zur 
Finanzierung oder Sanierung privater Wirtſchaftsbetriebe. Weiterhin dürfen Dar⸗ 
lehen im allgemeinen nur für werbende Zwecke, alſo nur für ſolche Betriebe 
und Einrichtungen, die den Schuldendienſt für die neuen Schulden aus hiermit er⸗ 
zielbaren Mehreinnahmen oder Ausgabeerſparniſſen zu tragen vermögen, aufge⸗ 
nommen werden. Der Geldbedarf muß ferner außerordentlicher Natur (fiehe hier⸗ 
über das eingangs unter „außerordentlicher Geldbedarf“ Geſagte) und unabweis⸗ 
bar ſein. Ein Bau: oder Beſchaffungsprojekt darf demnach nur dann mit Darlehen 
finanziert werden, wenn es ohne Schaden für die Gemeinde nicht bis zur An⸗ 
ſammlung von Rücklagen zurückgeſtellt werden kann. 

Für nicht werbende Zwecke — Einrichtungen, die den Schuldendienſt für 
die neue Schuld nicht aufbringen können — iſt die Aufnahme von Darlehen nur 
bei auch künftig geſicherter Haushaltslage zuläſſig, was die Gemeinden bei 
25jähriger Laufzeit des Darlehens durch Anſammlung einer Rücklage aus ordent⸗ 
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lichen Mitteln in Höhe des für einen Zeitraum von 5 Jahren erforderlichen 
Schuldendienſtes, bei kürzerer Laufzeit dem Verhältnis entſprechend für einen kür⸗ 
zeren Zeitraum nachzuweiſen haben. 

Wegen der Laufzeit von Gemeindedarlehen beſagt die Deutſche Ge⸗ 
meindeordnung, daß Kredite, die bis zur Fälligkeit nicht aus Mitteln des ordent⸗ 
lichen Haushalts zurückgezahlt werden können, nur aufgenommen werden dürfen, 
wenn bereits ein rechtsverbindlich zugeſagtes und genehmigtes langfriſtiges Dar⸗ 
lehen eines leiſtungsfähigen Kreditgebers vorliegt und der Kredit für den gleichen 
Verwendungszweck beanſprucht werden ſoll. Die Aufnahme des Kredits iſt dem⸗ 
nach nur geſtattet, wenn er durch ein langfriſtiges Darlehen abgelöſt wird. 

Neben der erſtrebenswerten Aufnahme langfriſtiger, nach Möglichkeit unkünd⸗ 
barer Tilgungsdarlehen iſt aber auch die Hereinnahme mittelfriſtiger Darlehen 
zuläſſig, wobei jedoch von der Auffihtsbehörde hohe Forderungen an die Siche⸗ 
rung der Rückzahlung zum Fälligkeitstermin geſtellt werden. 

Für Gläubiger und Gemeinden gleich wichtig iſt die Vorſchrift, daß Darlehen, 
gleichgültig ob kurz⸗, mittel⸗ oder langfriſtig, auch wenn ſie bereits im Rahmen 
des Haushaltsplans genehmigt worden find, nur mit vorheriger Ein zel⸗Ge⸗ 
nehmigung der Aufſichts behörde aufgenommen werden dürfen, wenn 
die Darlehensabmachungen rechtsgültig ſein ſollen. Die Aufſichtsbehörde darf ge⸗ 
mäß 8 13 Gemeindeumſchuldungsgeſetz die Einzel⸗ Genehmigung jedoch erſt dann 
erteilen, wenn die Reichsminiſter des Innern und der Finanzen ihre Zuſtimmung 
erteilt haben. Auch die vom Reich und Staat gegebenen Darlehen find genehmigungs⸗ 
pflichtig. Das gleiche gilt, wenn die Gemeinde durch Schuldüber nahme (88 414, 
415 BGB.) in einen beſtehenden Darlehensvertrag eintritt oder wenn ſie bei 
freihändigem Grundſtücksankauf Hypotheken übernimmt. Zu der Verlängerung 
eines an einem feſten Fälligkeitstage zurückzahlbaren Darlehens iſt jedoch nur die 
Genehmigung der Auſſichtsbehörde erforderlich. Weiterhin beſtehen Erleichterungen 
hinſichtlich der Genehmigungspflicht beim Erwerb von Grundſtücken im Wege der 
Zwangsverſteigerung. Genehmigungsfrei bleibt die Übernahme von Hypotheken bis 
zu einer gewiſſen Wertgrenze, die bei Großſtädten z. B. 50 000 RM. beträgt. Sinn⸗ 
gemäß muß angenommen werden, daß auch die hypothekariſche Eintragung von 
Reſtkaufgeldern innerhalb dieſer Grenzen einer Genehmigung durch die Aufſichts⸗ 
behörde nicht bedarf. 

Der Genehmigung der Aufſichtsbehörde und der Zuſtimmung der Miniſter be⸗ 
darf es ſchließlich bei der Übernahme von Bürgſchaften, von Verpflichtungen 
aus Gewährverträgen und bei der Beſtellung anderer Sicherheiten 
(z. B. Wechſel, Bürgſchaften [Avale], Ausbietungsgarantien). Bürgſchaften der 
Gemeinden ſpielen namentlich im gemeinnützigen Wohnungsbau der Nach⸗ 
kriegszeit eine große Rolle zur Sicherung zweitſtelliger, zwiſchen 40-60% der 
Herſtellungskoſten liegenden Hypotheken. Die Übernahme von Bürgſchaften iſt für 
dieſen Zweck nur noch zuläſſig beim Vorhandenſein eines Sicherungsfonds, der 
6—7% der verbürgten Summe garantiert. Bürgſchaften zugunſten der Privat- 
wirtſchaft dürfen Gemeinden nicht übernehmen. 

Soll das Darlehen durch Begebung von Inhaberſchuldverſchreibungen beſchafft 
werden, ſo hat die Aufſichtsbehörde ferner die Genehmigung der oberſten Landes- 
behörde einzuholen, die im Reichs- und Staatsanzeiger bekanntzugeben iſt (8 795 
BGB. und Geſetz über die Ausgabe wertbeſtändiger Schuldverſchreibungen vom 
23. Juni 1923); ohne ſtaatliche Genehmigung begebene Obligationen find ungültig. 

Sicherheiten dürfen für ein Darlehen grundſätzlich nicht beſtellt werden; 
ebenſowenig iſt eine Verpfändung von Einnahmen ſtatthaft. Die Gemeinde haftet 
allgemein für die eingegangenen Verbindlichkeiten mit ihrem geſamten Vermögen 
und ihrer Steuerkraft. Nur wo es der Verkehrsübung entſpricht, z. B. im Grund⸗ 
ſtücksweſen, dürfen Reſtkaufgelder, Baugelder und ſonſtige Darlehen mit Genehmi— 
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gung der Aufſichtsbehörde durch hypothekariſche Eintragung ſichergeſtellt werden. 
Zu einem nicht unweſentlichen Teil entſtehen dieſe hypothekariſchen Sicherheiten 
aber auch ohne beſonderes Zutun der Gemeinden durch die Übernahme von Hypo⸗ 
theken bei Grundſtückskäufen. Die Höhe der Hypotheken und Reſtkaufgeldſchulden 
ſtellt im Haushalt der Gemeinden nur einen kleinen Bruchteil des ſonſtigen außer⸗ 
ordentlichen Geldbedarfes dar, ſo daß dieſe Sicherheitsbeſtellungen im Verhältnis 
zum Geſamtvermögen der Gemeinden nicht ins Gewicht fallen. Statthaft iſt ferner 
die bankmäßige Lombardierung von Wertpapieren, d. h. die Kreditaufnahme gegen 
Beleihung von Wertpapieren. 

Ein weſentlicher Faktor für die Wiederherſtellung normaler Geldverhältniſſe iſt 
die Tilgung der Darlehen. Eine regelmäßige Tilgung jedes Darlehens und 
die Aufſtellung eines Tilgungsplanes iſt daher Vorſchrift. Die finanziell und wirt⸗ 
ſchaftlich am meiſten vertretbare und üblichſte Form iſt die Erhebung eines feſten 
Tilgungsſatzes vom Anfangskapital, der ſich jeweils um den Betrag der durch die 
fortſchreitende Tilgung erſparten Zinſen erhöht. Der Tilgungsſatz iſt grundſätzlich 
nach der Lebensdauer der zu errichtenden Anlage zu bemeſſen. Überſchreitet die mit 
dem Gläubiger vereinbarte Laufzeit des Darlehens die Lebensdauer der Anlage, 
ſo iſt das Darlehen aus ordentlichen Mitteln entweder verſtärkt zu tilgen oder es 
iſt ein Tilgungsſtock anzuſammeln. Auch mittelfriſtige Darlehen werden über⸗ 
wiegend während ihrer Laufzeit mit einem feſten Tilgungsſatz zuzüglich der er⸗ 
ſparten Zinſen getilgt. Weniger häufig iſt die Tilgung von Darlehen in gleichen 
Raten. 

Iſt nach den mit dem Gläubiger vereinbarten Schuldbedingungen ein Darlehen 
nicht zu tilgen, müſſen die Tilgungsraten in einer Rücklage angeſammelt werden. 
Abweichungen vom Tilgungsplan, die eine Herabſetzung der Tilgungsraten oder 
eine Tilgungsausſetzung bezwecken, muß die Aufſichtsbehörde ausdrücklich ge⸗ 
nehmigen. 

Für die Beurteilung der Zweckdienlichkeit der Aufnahme eines Darlehens ſind 
außer den vorerörterten Fragen noch von weſentlicher Bedeutung die Zinsbe⸗ 
dingungen, die Wertbeſtändigkeitsklauſel und die Art der Unterbringung des 
Darlehens. 

Das Hauptaugenmerk iſt auf Vereinbarung eines angemeſſenen Zins⸗ 
ſatzes zu richten. Um das Zinsniveau am Geldmarkt durch natürliche Maß⸗ 
nahmen zu ſenken, darf bei Gemeindedarlehen im allgemeinen ein Zinsſatz von 4% 
einſchließlich etwaiger Nebenkoſten nicht überſchritten werden, andernfalls iſt mit 
einer Verſagung der miniſteriellen Zuſtimmung zu rechnen. Entſcheidend iſt alſo 
nicht der nominelle Zinsſatz, ſondern der unter Berückſichtigung des Nominalzins⸗ 
ſatzes, etwaiger Nebenkoſten, Agio und Disagio zu errechnende Effektivzinsfuß. 

Die Erſchütterung des Vertrauens zur Währung durch die Inflation führte bei 
den ſeit 1924 aufgenommenen Darlehen zur Einführung von Feingold⸗ oder Gold⸗ 
markklauſeln, wobei gewöhnlich 1 RM. dem Werte von ½ kg Feingold gleich⸗ 
geſetzt wurde. Auch wertbeſtändige Klauſeln auf Auslandswährung (auf den 
amerikaniſchen Dollar oder auf das engliſche Pfund Sterling) waren üblich. 
Während faſt alle bisher von den Gemeinden aufgenommenen Darlehen Valuta⸗ 
klauſeln obiger Art enthielten, ſind die Aufſichtsbehörden neuerdings angewieſen 
worden, nur noch auf Reichsmark lautende Darlehen zu genehmigen und Wert⸗ 
beſtändigkeitsklauſeln nicht mehr zuzulaſſen. 

Damit iſt die Unterbringungsmöglichkeit von Darlehen gegen früher erheb⸗ 
lich eingeſchränkt. Auf weite Sicht hinaus kann als feſtſtehend angenommen 
werden, daß der Auslandsgeldmarkt für Kommunalkredite völlig ver⸗ 
ſchloſſen iſt. Die weiterhin gültigen Richtlinien über die Aufnahme von Auslands⸗ 
krediten durch Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände vom 21. Oktober 1927, 
die als Sperrvorſchrift gegen eine weitere, die Währung gefährdende Zunahme der 
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Auslandsverſchuldung gedacht find, find infolgedeſſen auf abſehbare Zeit für die 
Gemeinden bedeutungslos. Die einzige beſchränkte Möglichkeit, im Inlande befind⸗ 
liche Stillhaltegelder fremder Währung aufzunehmen, kann hierbei außer Er⸗ 
örterung bleiben. (Vgl. Deutſches Kreditabkommen 1935.) 

Auf dem Inlandsmarkt kommen gegenwärtig nur die von Reich und Staat 
für Arbeitsbeſchaffungsmaßnahmen bereitgeſtellten Geldmittel für Darlehen in 
Frage. Die Aufnahme von Darlehen bei Sparkaſſen iſt den Gemeinden auf Grund 
der VO. vom 5. 8. 1931 (RG Bl. I S. 429) zunächſt weiterhin unterſagt. 

Hinſichtlich der Beurkundung von Inhabers und Namensſchuldverſchrei⸗ 
bungen iſt bemerkenswert, daß die Schuldurkunde von dem Leiter der Gemeinde 
oder ſeinem Vertreter unter Beachtung des 8 36 Abſ. 2 DO. rechtsverbindlich 
erſt vollzogen werden darf, wenn die Gemeinderäte nach 8 55 DO. gehört worden 
ſind und die Aufſichtsbehörde, bei Inhaberanleihen die oberſte Landesbehörde, 
ſowie die Reichsminiſter des Innern und der Finanzen die Genehmigung zur 
Darlehensaufnahme erteilt haben. 

Bei den Inhaberſchuldverſchreibungen kann die Vollziehung durch Vervielfäl⸗ 
tigung der Namensunterſchriften erfolgen, außerdem bedarf es jedoch zur Erlan⸗ 
gung der Rechtsgültigkeit auf dem Mantel der eigenhändigen Unterſchrift des mit 
der Ausfertigung der Schuldurkunde beauftragten Beamten. 

Um den Erfolg der rechts⸗ und landesgeſetzlichen Darlehens vorſchriften weit⸗ 
gehend ſicherzuſtellen und Geſetzesumgehungen zu unterbinden, iſt auch für Ge⸗ 
ſeellſchaften, deren Geſellſchaftsanteile ſich in voller Höhe oder überwiegend 
im Eigentum von Gemeinden und Gemeindeverbänden befinden und bei denen 
das Privatkapital mit weniger als 25%0 beteiligt iſt, die Aufnahme von Dar: 
lehen und Kaſſenkrediten ganz weſentlich eingeengt worden. Die Gemeindever⸗ 
treter im Vorſtand oder Aufſichtsrat dürfen der Aufnahme von Darlehen und 
einer Ermächtigung zur Aufnahme von Kaſſenkrediten nur zuſtimmen, wenn die 
Auffichtsbehörde dieſe Zuſtimmung genehmigt hat. 

Am Schluſſe des Abſchnitts bleibt nach den bisherigen Auswirkungen obiger 
Maßnahmen in Verbindung mit der Umſchuldung der kurzfriſtigen Verbindlich⸗ 
keiten der Gemeinden und Gemeindeverbände und der Bekämpfung der Arbeits⸗ 
loſigkeit feſtzuſtellen, daß es der Staatsführung in wenig mehr als 2 Jahren ge⸗ 
lungen iſt, die Gemeindehaushalte in Ordnung zu bringen, die Zahlungsfähigkeit 
der Gemeindekaſſen ſicherzuſtellen und damit die Grundlage für die Wiederher⸗ 
ſtellung des Vertrauens im kommunalen Kreditverkehr zu ſchaffen. 


Gemeinde⸗Umſchuldung — Umſchuldungsverband 
I. Eutſtehung, Urſachen und Aufgaben der Umſchuldung 


Die meiſten deutſchen Gemeinden ſind in der Nachkriegszeit in eine außerordent⸗ 
lich hohe, kurzfriſtige Verſchuldung geraten. Die Urſachen lagen allgemein in einer 
verfehlten Wirtſchafts⸗, Finanz⸗ und Steuerpolitik der Nachkriegszeit, die mit der 
Novemberrevolution 1918 und dem dem Deutſchen Reiche aufgezwungenen Ver⸗ 
ſailler Friedensvertrages ihren Anfang nahmen und deren Folgen ſich letzten 
Endes in unaufhaltſam ſteigenden Erwerbsloſenlaſten und ſtark ſinkendem Steuer⸗ 
aufkommen ausprägten. Dieſe Erſchütterungen in den Haushaltsplänen konnten 
die Gemeinden durch Droſſelung ihrer Ausgaben nur zum Teil ausgleichen, ſo daß 
faſt in allen Gemeinden hohe ungedeckte Fehlbeträge entſtanden, wobei erſchwerend 
hinzukam, daß die Gemeinden in Verkennung der kommenden Entwicklung ſich ſehr 
ſtark mit hochverzinslichen lang- und kurzfriſtigen Schulden auf lange Jahre 
hinaus vorbelaſtet hatten. Es war daher unvermeidbar, daß es in einer ganzen 
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Reihe von Gemeinden zu Zahlungsſtockungen kam, die auch die pünktliche Ent: 
richtung des Schuldendienſtes in Mitleidenſchaft zogen. 

Auf dem Gebiete des gemeindlichen Schuldenweſens ergaben ſich mithin folgende 
beiden Aufgaben: 


1. Senkung der Zinſen, um die Gemeindehaushalte zu entlaſten und die volle 
Zahlungsfähigkeit der Gemeinden wiederherzuſtellen. 

2. Umſchuldung der kurzfriſtigen Schulden, da infolge der Lage des Geld⸗ und 
Kapitalmarktes den Gemeinden weder eine Umwandlung in langfriſtige 
Schulden noch aber in der Überzahl der Fälle eine Rückzahlung am Fälligkeits⸗ 
termin möglich war. 


Während bei den langfriſtigen Schulden die Vierte Reichsnotverordnung vom 
8. 12. 1931 (RG Bl. I S. 699) durch geſetzliche Senkung des Zinsfußes eine bes 
trächtliche Verringerung des Schuldendienſtes brachte, blieb es bezüglich der in der 
Dritten Reichsnotverordnung vom 6. 10. 1931 vorgeſehenen Umſchuldung kurz⸗ 
friſtiger Schulden von Ländern und Gemeinden bei einem unzulänglichen Verſuch. 
Erſt dem nationalſozialiſtiſchen Staat gelang es, die Frage der Umſchuldung der 
kurzfriſtigen Kredite und zugleich der Zinsverbilligung durch Erlaß des Gemeinde⸗ 
Umſchuldungsgeſetzes vom 21. 9. 1933 (RGBl. I S. 647) und der Geſetze zur 
Anderung des Gemeindeumſchuldungsgeſetzes vom 14. 11. 1933 (RG Bl. I S. 971), 
5. 7. 1934 (RGBl. I S. 575) und vom 29. 3, 1935 (RG Bl. I ©. 456) befriedigend 
zu löſen. Die Bedeutung und die Auswirkungen des Geſetzes werden am beſten 
durch folgende beide Zahlen charakteriſiert: 

Schon am 30. 9. 1934 belief ſich der Anteil der deutſchen Gemeinden an der 
kurzfriſtigen Inlandsverſchuldung nur noch auf 4,03 vH. gegenüber 23,44 vH. vor 
Erlaß des Gemeindeumſchuldungsgeſetzes. Der geſamte zur Umſchuldung gebrachte 
Geldbedarf der Gemeinden betrug am 31. 3. 1935 etwa 2,8 Milliarden Reichsmark. 
Die bis zum 1. 10. 1936 vorausſichtlich noch zur Umſchuldung kommenden Ber: 
bindlichkeiten werden auf weitere 300 —350 Millionen Reichsmark geſchätzt. 

Aus dieſen Zahlenangaben iſt zur Genüge zu erſehen, daß die Umſchul⸗ 
dung zu einem bedeutſamen Problem der Zahlungsfähigkeit der betroffenen 
Gemeinden wie auch der am Kommunalkredit beteiligten Kreditinſtitute geworden 
iſt. Sie ſoll nur den Intereſſen der finanzſchwachen Gemeinden dienen und unter⸗ 
bindet jeden Verſuch leiſtungsfähiger Gemeinden, ſich durch Ausnutzung der Vor⸗ 
ſchriften des Umſchuldungsgeſetzes auf Koſten ihrer Gläubiger Vorteile zu ver⸗ 
ſchaffen. Mit dem Erlaß des Umſchuldungsgeſetzes iſt ein wichtiger Grundſtein zur 
Wiedergeſundung der kommunalen Finanzen gelegt worden. 


II. Geſetzliche Beſtimmungen 


Die Umſchuldung iſt geſetzlich geregelt durch die vorerwähnten Geſetze und fol⸗ 
gende hierzu erſchienene Durchführungs⸗ und Ergänzungsbeſtimmungen: 

1. Durchführungsverordnung zum Umſchuldungsgeſetz vom 21. 9. 1933 (RG Bl. I 
S. 650), 

2. Durchführungsverordnung zum Umſchuldungsgeſetz vom 14. 11. 1933 (RG Bl. I 
S. 972), 

Grundſätze des Reichsminiſters der Finanzen vom 7. und 24. 10. 1933, ver⸗ 
öffentlicht im Deutſchen Reichs⸗ und Staatsanzeiger vom 30. 10. 1933, 

3. Durchführungsverordnung zum Gemeindeumſchuldungsgeſetz vom 7. 7. 1934 
(RGBl. I S. 598), 

Runderlaß des Reichs⸗ und Preuß. Miniſters des Innern zugleich im Namen des 
Reichsminiſters der Finanzen vom 24. 4. 1935 (MBliV. S. 605), 

Preußiſche Ausführungsbeſtimmungen vom 6. 10. 1933 (MBli V. S. 1135), 
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Preußiſche Verfahrensordnung für die Schiedsſtelle vom 26. 12. 1933 (MinBliß. 
1934 S. 11). Nach Aufhebung der Schiedsſtelle findet die Verfahrensordnung nur 
noch für die Erledigung von Reſtaufgaben Anwendung. 

Außerdem haben die übrigen Länder Ausführungsbeſtimmungen erlaſſen. 


III. Durchführung der Umſchuldung 


1. Umſchuldungs verband 
(S 1 UmſchGeſ., Durchf VO. v. 21. 9. 1933) 


Zur Durchführung der mit der Umſchuldung zuſammenhängenden Aufgaben 
iſt der Umſchuldungsverband deutſcher Gemeinden gegründet worden. Er iſt eine 
Körperſchaft des öffentlichen Rechts und ſteht unter der Aufſicht des Reichsminiſters 
der Finanzen. Sein alleiniges Verwaltungsorgan iſt der Vorſtand, beſtehend aus 
zwei Mitgliedern, die vom Reichsminiſter der Finanzen beſtellt und abberufen 
werden. Zur Verringerung der Verwaltungskoſten bedient ſich der Umſchuldungs⸗ 
verband der Einrichtungen der Preußiſchen Staatsbank (Seehandlung), Berlin. 
An Verwaltungskoſten werden jährlich 0,030èũ der umgeſchuldeten Beträge erhoben. 


2. Schuldverſchreibungen des Umſchuldungs verbandes 
(S 2 UmſchGeſ., Durchf VO. v. 21. 9. 1933), Deckung des Schuldendienſtes 
(S 3 Abſ. 2—4 UmſchGeſ.) 

Der Umſchuldungsverband gibt in Höhe der zur Umſchuldung gelangenden kurz⸗ 
friſtigen Inlandsſchulden mündelſichere Schuldverſchreibungen zum Nennwerte in 
Abſchnitten von 100 RM., 200 RM., 500 RM., 1000 RM., 5000 RM., 10 000 RM., 
20 000 RM., 50 000 RM. und 100 000 RM. aus. Spitzenbeträge unter 100 RM. 
ſind in bar auszugleichen. Die Schuldverſchreibungen lauten auf den Inhaber und 
müſſen die Unterſchrift des Vorſtandes des Umſchuldungsverbandes tragen. Sie 
find mit 4%è jährlich verzinslich (1. 4. und 1. 10.) und mit 3% jährlich zuzüglich 
erſparter Zinſen vom 1. 10. 1936 ab, alſo erſtmalig fällig am 1. 10. 1937, durch 
Ausloſung zu pari zu tilgen. Die letzte Rate iſt am 1. 10. 1958 fällig, ſo daß die 
Schuldverſchreibungen eine Laufzeit von 25 Jahren haben. Eine verſtärkte Tilgung 
iſt nach der 3. Durchführungsverordnung vom 7. 7. 1934 durch Hingabe von Um⸗ 
ſchuldungsbriefen zum Nennwert möglich. Hierüber hat der Umſchuldungsverband 
mit Genehmigung des Reichsminiſters der Finanzen nähere Richtlinien erlaſſen. 

Einlöſungsſtellen für Zinſen und Kapital ſind die Preuß. Staatsbank (Seehand⸗ 
lung) in Berlin ſowie ſonſtige bekanntzugebende Zahlſtellen. 

Der Gläubiger kann die Schuldverſchreibungen durch Verkauf oder Lombar⸗ 
dierung bei der Reichsbank (Beleihungsklaſſe II) verwerten. Bei der Aufſtellung 
kaufmänniſcher Bilanzen darf der Umſchuldungsgläubiger ſie zum Nennwert ein⸗ 
ſetzen (8 12 UmſchGeſ.), während Erwerber von Umſchuldungsbriefen die all- 
gemeinen Bilanzierungsvorſchriften beachten müſſen (vgl. $ 261 HGB. in der Faſ⸗ 
jung des Artikels V der VO. des Reichspräſidenten über Aktienrecht, Bankenaufſicht 
und über eine Steueramneſtie vom 19. 9. 1931, RGBl. I S. 493, ferner $ 40 HGB.). 

Der Zinſen⸗ und Tilgungsdienſt für die ausgegebenen Umſchuldungsbriefe iſt 
von den Gemeinden zu decken, deren Forderungen nach Maßgabe der nachſtehenden 
Vorſchriften umgewandelt worden bzw. auf den Umſchuldungsverband übergegan⸗ 
gen ſind. Die Gemeinden haben die Beträge in gleichen Raten monatlich im voraus 
abzuführen; im übrigen decken ſich die Zins- und Tilgungsbeſtimmungen mit denen 
der Schuldverſchreibungen. Bei unpünktlicher Entrichtung werden die Rückſtände 
von den Steuerüberweiſungen gekürzt (vgl. hierzu das bayeriſche Geſetz zur Ande⸗ 
rung von Vorſchriften auf dem Gebiete des Gemeindeabgabenrechts vom 9. 8. 1934, 
Art. 2, GVBl. S. 319; ferner Min BM. über die Abdeckung von Zins- und Til⸗ 
gungsrückſtänden der Gemeinden und Gemeindeverbände gegenüber dem Umſchul— 
dungsverband deutſcher Gemeinden vom 13. 9. 1934, GVBl. S. 360). 
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3. Beitritt von Gemeinden ($ 3 UmſchGeſ.) und Gemeinde⸗ 
verbänden ($ 14 UmſchGeſ.) zum Umſchuldungsverband, Bei⸗ 
tritts möglichkeit von Ländern ($ 15 UmſchGeſ.) 


Mitglieder des Umſchuldungsverbandes werden die Gemeinden und Gemeinde⸗ 
verbände, die ihren Beitritt hierzu erklären ($ 1 UmſchGeſ.). 


Der Beitritt zum Umſchuldungsverband kommt nur für ſolche Gemeinden — die 
Gemeindeverbände ſind den Gemeinden gleichgeſtellt — in Frage, die nach ihrer 
Finanzlage nicht imſtande ſind, ihren Schuldendienſt im vollen Umfange erfüllen 
zu können. Der Beitritt iſt daher an die Genehmigung der oberſten Landesbehörde 
gebunden. Die Genehmigung darf nicht erteilt werden, wenn die Haushalts⸗ und 
Finanzlage der Gemeinde geſichert iſt, was die Aufſichtsbehörde durch genaue Über⸗ 
prüfung der einzelnen Haushaltsanſätze zu prüfen hat (Grundſätze des Reichs⸗ 
miniſters der Finanzen). Ferner ſind Beträge von 5000 RM. und weniger in der 
Regel nicht umſchuldbar. 


Den Beitritt zum Umſchuldungsverband hat in rechts verbindlicher Form der 
Leiter der Gemeinde (vgl. Deutſche Gemeindeordnung), bei den Gemeindeverbänden 
das ſinngemäß zuſtändige Organ zu erklären. Falls der Gemeindeleiter ſich hierzu 
nicht bereit findet, liegt der Aufſichtsbehörde die Pflicht ob, den Beitritt zu er⸗ 
klären, wenn ſie nach Prüfung der finanziellen Verhältniſſe der Gemeinde ſich von 
der Notwendigkeit überzeugt hat. 

Der Beitrittserklärung iſt eine Aufſtellung der für die Umſchuldung in Betracht 
kommenden Schulden beizufügen (vgl. Preuß. Ausf.⸗Anweiſung vom 6. 10. 1933 
und Muſter gemäß Runderlaß des Reichs⸗ und Preuß. Miniſters des Innern zu⸗ 
gleich im Namen des Reichsfinanzminiſters vom 24. 4. 1935 — MBliV. S. 605). 

Der Beitritt war bis zum 31. 12. 1933 für ſolche Verbindlichkeiten zu erklären, 
die bis zum 31. 1. 1934 fällig geworden ſind. Für Verbindlichkeiten, die nach dem 
31. 1. 1934 fällig werden, iſt die Erklärung ſpäteſtens 3 Monate vor dem Fällig⸗ 
keitstermin abzugeben ($ 6 DurchfVO. vom 21. 9. 1933 und 14. 11. 1933). 


Mit Genehmigung des Reichsminiſters der Finanzen kann auch einem Lande bei 
vorhandener Notlage der Beitritt zum Umſchuldungsverband geſtattet werden. 

Der Beitritt zum Umſchuldungsverband gilt als vollzogen, wenn die Beitritts⸗ 
erklärung und die Genehmigung der oberſten Landesbehörde dem Umſchuldungs⸗ 
verband zugegangen ſind und der Umſchuldungsverband der Gemeinde den Beitritt 
beſtätigt hat. 


4. Umſchuldungsangebot ($S 4 UmſchGeſ.) 


Mit dem Erwerb der Mitgliedseigenſchaft kann der Gemeindeleiter jedem In⸗ 
landsgläubiger (das iſt jeder Inhaber einer inländiſchen Forderung) einer 
zur Zeit des Inkrafttretens des Umſchuldungsgeſetzes (23. 9. 1933) beſtehenden kurz⸗ 
friſtigen Forderung die Umwandlung der Forderung in Schuldverſchreibungen des 
Umſchuldungs verbandes (vgl. Ziffer III 2) durch ſchriftliche Mitteilung anbieten. 
Bei verbrieften Forderungen (Inhaberſchuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen), 
deren Inhaber der Gemeinde in der Regel nicht bekannt ſind, kann das Angebot auch 
durch öffentliche Bekanntmachung erfolgen. Vor jedem einzelnen Angebot iſt nach 
dem Anderungsgeſetz vom 29. 3. 1935 die Genehmigung der Reichsminiſter des 
Innern und der Finanzen einzuholen. Dieſe ſoll nur für größere Forderungen 
erteilt werden, die auch bei ſparſamſter Haushaltsführung nicht aus Haushalts- 
mitteln gedeckt werden können. 

Vorausſetzung für die Umſchuldung iſt, daß die Forderung bei Inkrafttreten des 
Umſchuldungs⸗Geſetzes beſtanden hat und im Zeitpunkt des Angebots und auch 
bis zum Zeitpunkt der von dem Gläubiger abzugebenden Erklärung über die An⸗ 
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nahme oder Ablehnung des Angebots noch beſteht. Die Gemeinde muß ſich jedoch 
unter Umſtänden eine Aufrechnung gefallen laſſen, wenn der Gläubiger eine fäl ⸗ 
lige privatrechtliche Schuldverpflichtung der Gemeinde gegenüber zu erfüllen hat. 
Mit der Annahme eines Umſchuldungsangebots erhält der Gläubiger einen An⸗ 
ſpruch auf Aushändigung von Schuldverſchreibungen an den Umſchuldungsverband, 
eine Aufrechnung iſt ſodann mangels eines Anſpruchs der Gemeinde nicht mehr 
möglich. Das gleiche trifft zu, wenn der Gläubiger die für die Annahme oder Ab⸗ 
lehnung des Angebots zu beachtende Erklärungsſchrift hat verſtreichen laſſen oder 
der Gläubiger das Angebot abgelehnt hat, da nunmehr die Forderung als ge⸗ 
ſtundet gilt und nicht mehr fällig iſt (ogl. Urteil der Preuß. Umſch.⸗Schiedsſtelle 
vom 23. 3. 1934). | 

Iſt eine Forderung abgetreten, jo iſt das Angebot dem neuen Gläubiger zu 
machen. | 

Das Umſchuldungsgeſetz ſtellt es in das Ermeſſen der Gemeinde, ob fie ſich zur 
Umſchuldung einer Forderung entſchließt oder nicht. Hieraus darf aber nicht ge⸗ 
folgert werden, daß auch eine Teilumſchuldung eines einheitlichen kurzfriſtigen 
Gemeindedarlehens vorgenommen werden kann. Es iſt ſtets die ganze Kapital⸗ 
forderung einſchl. der rückſtändigen und evtl. aufgelaufenen Zinſen umſchuldbar, 
ſo daß auch Gläubiger und Schuldner keine abweichende Regelung vereinbaren 
können (vgl. Erlaß des RFin Min. vom 26. 1. 1934). 

Eine Sonderregelung hat die zweite und dritte Geſetzesänderung für die den 
Kreditabkommen für deutſche öffentliche Schuldner von 1934 und 1935 beigetretenen 
ausländiſchen Gläubiger inſofern getroffen, als ſie berechtigt ſind, von der Ge⸗ 
meinde die Umwandlung des Geſamt⸗ oder auch eines Teilbetrages dieſer For⸗ 
derung in Schuldverſchreibungen des deutſchen Umſchuldungsverbandes zu ver⸗ 
langen, womit die Gemeinde Mitglied des Umſchuldungsverbandes wird, ſofern 
fie es nicht ſchon fein ſollte (vgl. Ziffer III 3). 


5. Angebotsfriſten (8 6 UmſchGeſ.) 


Zur Wirkſamkeit des Umſchuldungsangebots iſt es erforderlich, daß für die Ab⸗ 
gabe des Angebots die geſetzlich vorgeſchriebenen Friſten eingehalten werden. Im 
allgemeinen gilt, daß bei den nach dem 30. 9. 1935 fällig werdenden Forderungen 
das Angebot ſpäteſtens 1 Monat vor Fälligkeit zu erfolgen hat, es ſei denn, daß 
ſie mit höchſtens zweimonatiger Friſt gekündigt werden. In allen anderen Fällen, 
insbeſondere auch bei fällig werdenden Bürgſchaften, hat das Angebot unverzüg⸗ 
lich nach der Genehmigung durch die Reichsminiſter des Inneren und der Finanzen 
zu erfolgen. 


6. Erklärung des Gläubigers über Annahme des Angebots 
und ihre Wirkungen 


Der Gläubiger hat die Möglichkeit, das Angebot anzunehmen oder abzulehnen. 
Erklärt er innerhalb eines Monats vom Zugang des Angebots an die Annahme, 
oder gibt er innerhalb dieſer Friſt keine Erklärung ab, ſo gilt das Angebot als 
angenommen. Bei öffentlicher Bekanntmachung des Umſchuldungsangebots läuft 
die Erklärungsfriſt vom Tage der Veröffentlichung an (8 7 [1] UmſchGeſ.). Mit 
dem Tage der Annahme des Angebots bzw. dem Tage des Ablaufs der Angebots⸗ 
friſt bei Nichtabgabe einer Erklärung erwirbt der Gläubiger gegen den Umſchul⸗ 
dungsverband einen Anſpruch auf Aushändigung von Schuldverſchreibungen in 
Höhe des Nennbetrages ſeiner Forderung zuzüglich der rückſtändigen Zinſen (8 8 
und § 5 Abſ. 6 UmſchGeſ.). Bis zur Aushändigung der Schuldverſchreibungen 
ruhen die Anſprüche des Gläubigers gegen das Verbandsmitglied (8 8 UmſchGeſ.). 
Das bedingt, daß auch Rechte aus Sicherheiten nicht geltend gemacht werden dürfen. 
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Mit der Aushändigung der Schuldverſchreibungen erliſcht die Forderung des 
Gläubigers an das Verbandsmitglied. Damit erlöſchen auch die Rechte des Gläu⸗ 
bigers aus beſtellten Sicherheiten ($ 9 UmſchGeſ.). 


7. Erklärung des Gläubigers über Ablehnung des Angebots 
und ihre Wirkungen (87 UmſchGeſ.) 


Lehnt ein Gläubiger ein Umſchuldungsangebot innerhalb der vorgeſchriebenen 
Friſt von 1 Monat ab, ſo gilt die Forderung vom Tage des Angebots an 
als auf 5 Jahre geſtundet. Hieraus folgert, daß der Tag des Angebots auch als 
Stundungsbeginn für ſolche Forderungen gilt, die erſt nach dem Tage des Ange⸗ 
bots fällig werden. Die Stundung erſtreckt ſich ſowohl auf die Kapitalforderung 
wie auch auf die rückſtändigen und auf die während der 5jährigen Stundungsfriſt 
auflaufenden Zinſen. Zinſeszinſen darf der Gläubiger mit Rückſicht auf die Stun⸗ 
dung nicht berechnen. Der vertraglich vereinbarte Zinsfuß ſowie ſonſtige Neben⸗ 
entſchädigungen ſind von der Abgabe des Umſchuldungsangebotes an für die Zeit 
der Stundung auf den Höchſtſatz von 4½ vH. beſchränkt. Etwaige geſtellte Sicher: 
heiten darf der Gläubiger während der Stundungsdauer nicht verwerten. 


8. Kreis der umſchuldungsfähigen Forderungen 
($ 5 UmſchGeſ., Grundſätze des Reichsminiſters der Finanzen vom 24. 10. 1933) 


Der Kernpunkt der Umſchuldung iſt der Kreis der umſchuldungsfähigen For⸗ 
derungen. Umgeſchuldet werden nur kurzfriſtige Kapitalforderungen oder klarer ge⸗ 
ſagt, kurzfriſtig fällig werdende Forderungen, da auch urſprünglich mittel⸗ und 
langfriſtig aufgenommene Schulden, die bis zum 1. 10. 1936 fällig ſind oder 
werden, hierunter zu verſtehen find. 

Die Forderungen müſſen bis zum Inkrafttreten des Geſetzes (23. 9. 1933) 
fällig geworden ſein oder bis einſchließlich 1. 10. 1936 fällig werden. 
Ebenſo behandelt werden Forderungen, die vor Inkrafttreten des Gemeinde⸗ 
umſchuldungsgeſetzes fällig geworden waren oder bis zum 1. 10. 1936 fällig werden 
würden, aber bereits nach den Vorſchriften des Geſetzes betr. die gemeinſamen 
Rechte der Inhaber von Schuldverſchreibungen vom 24. 9. 1932 geſtundet worden 
ſind. Das Stundungsabkommen tritt mit der Abgabe des Umſchuldungsangebots 
außer Kraft. 

Zu den bis zum Inkrafttreten des Geſetzes fällig gewordenen Forderungen 
gehören auch ſolche Fälle, in denen trotz Nichtzahlung des Schuldendienſtes der 
Gläubiger bis zum Inkrafttreten des Geſetzes ein Kündigungsrecht gehabt, aber 
nicht ausgeübt hat. Auch nach der Vierten Reichsnotverordnung vom 8. 12. 1931 
zinsgeſenkte Forderungen ſind umzuſchulden, wenn die Gemeinde bei Inkrafttreten 
des Umſchuldungsgeſetzes mit dem Schuldendienſt im Verzug war. Sind bei For⸗ 
derungen, die vor dem Inkrafttreten des Umſchuldungsgeſetzes fällig geworden 
find, beiderſeitige Vereinbarungen über eine Verlängerung des Rückzahlungs⸗ 
termins bis nach dem 31. 3. 1935 getroffen worden, ſo iſt die Forderung nicht um⸗ 
ſchuldungsfähig. 

Unter Kapitalforderungen find in erſter Linie alle Forderungen gegen Gemein⸗ 
den aus der Aufnahme von Darlehen, die auch in Form von Inhaberſchuldver⸗ 
ſchreibungen und Schatzanweiſungen verbrieft ſein können, zu verſtehen, ferner 
Reſtkaufgelder für den Erwerb von Grundſtücken und ſonſtige Vermögenswerte 
erheblichen Umfanges, Geldverpflichtungen aus der Übernahme von Bürgſchaften 
ſowie beim Inkrafttreten des Umſchuldungsgeſetzes rückſtändig geweſene Staats⸗ 
ſteuern von Gemeinden in Höhe der Nichtablieferung der für den Staat erhobenen 
Steuern. Keine Kapitalforderungen ſind hingegen die von den Gemeinden ge⸗ 
ſchuldeten Staatsſteuern. 
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Nicht umſchuldbar find in der Regel: | 

a) öffentlich⸗rechtliche Forderungen, Dienſt⸗ und Verſorgungsbezüge, Umlagen 
von Gemeindeverbänden, Gebühren und Beiträge für öffentlich⸗ rechtliche 
Anſtalten, Verſicherungsbeiträge uſw. 

b) Lieferanten⸗Forderungen, worunter auch Dienſt⸗, Werk⸗, Miet⸗ und Pacht⸗ 
verträge fallen, 

c) Zins⸗ und Tilgungsarten für langfriſtige (Laufzeit mehr als zehn Jahre), 
planmäßig zu tilgende Kapitalforderungen, 

d) Aufwertungsforderungen und Forderungen aus der Ablöſung von Aufwer⸗ 
tungsverbindlichkeiten (Anleiheablöſungsſchulden), 

e) Kaſſenkredite (Laufzeit von höchſtens neun Monaten); ſoweit Kaſſenkredite 
vor dem 1. 1. 1933 aufgenommen ſind und aus den laufenden ordentlichen 
Einnahmen nicht abgeſtoßen werden konnten, ſind ſie umſchuldungsfähige 
kurzfriſtige Kapitalforderungen geworden. 

Wegen des Begriffes „Kaſſenkredite“ wird auf die Grundſätze des Reichsminiſters 
der Finanzen im Deutſchen Reichs- und Staatsanzeiger vom 30. 10. 1933 und auf 
§ 81 des Preuß. Gem FinGeſ. vom 15. 12. 1933 (Pr. G. S. S. 442) verwieſen. 

Zu a—e) find aber nach dem Anderungsgeſetz vom 5. 7. 1934 auch Ausnahmen 
von dem Grundſatz, daß nur Kapitalforderungen umſchuldbar find, zuläſſig, wenn 
der Gläubiger und das Verbandsmitglied dies gemeinſam beantragen. 

Schließlich iſt in Abſatz 3 und in dem durch das Anderungsgeſetz vom 5. 7. 1934 
neu eingefügten Abſatz 4 Vorſorge getroffen worden für ſolche langfriſtige Forde- 
rungen an Gemeinden, die der Deckung der von Grundkreditanſtalten, Giroverbän⸗ 
den und ſonſtigen Kreditinſtituten des öffentlichen Rechts herausgegebenen Obli⸗ 
gationen dienen und infolge der Einſtellung des Schuldendienſtes durch Gemeinden 
vorzeitig, d. h. vor dem 23. September 1933, fällig und damit umſchuldungs⸗ 
fähig geworden ſind. Um zu verhüten, daß die Kreditinſtitute den Obligations⸗ 
inhabern höhere Zinſen zahlen müſſen, als ſie aus den Umſchuldungsbriefen er⸗ 
halten würden, ſollen die Verzugsfolgen als nicht eingetreten gelten, wenn der 
Gläubiger das Umſchuldungsangebot des Verbandsmitgliedes innerhalb der vor⸗ 
geſchriebenen Friſt von 1 Monat vom Zugang des Antrages an ablehnt. Die 
Forderung wird mithin nicht nach §S 7 Abſ. 2 UmſchGeſ. geſtundet, ſondern es 
gelten wieder die vertraglichen Bindungen des bisher beſtehenden Schuldverhält⸗ 
niſſes. f 
Wie bei den vorſtehend unter c) erwähnten Forderungen hat das Anderungs⸗ 
geſetz vom 5. Juli 1934 auch bei den ſoeben behandelten Deckungsforderungen eine 
ſelbſtändige Umwandlung der bis zum 30. 9. 1935 aufgelaufenen Zinsrückſtände 
für zuläſſig erachtet, wenn Gläubiger und Schuldner mit Genehmigung der oberſten 
Landesbehörde und die Reichsminiſter des Innern und der Finanzen das verein⸗ 
baren. 


9. Schiedsſtelle, Entſcheidungen und Urteile der Schieds⸗ 

ſtelle (8 5 Abſ. 7 UmſchGeſ.) 

Zur Entſcheidung der bei der Durchführung des Geſetzes zu erwartenden mannig⸗ 
fachen Zweifelsfragen und etwaiger Streitfälle ſind von den oberſten Landes⸗ 
behörden Schiedsſtellen eingeſetzt worden. Die Preußiſche Schiedsſtelle hat ihren 
Sitz im Preußiſchen Miniſterium des Innern, Berlin. Sie entſcheidet nur bei 
Anrufung unter Ausſchluß des Rechtsweges. Die Geſchäftsführung iſt für Preußen 
geregelt durch die Verfahrensordnung für die Schiedsſtellen vom 26. Dezember 1933. 
An Gebühren erhebt die Schiedsſtelle für jeden Vorbeſcheid 20. — RM. und für 
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jeden Schiedsſpruch 50.— RM. Durch die Anderungsgeſetze vom 5. 7. 1934 und 
29. 3. 1935 iſt die Einrichtung der Schiedsſtelle in Fortfall gekommen; es werden 
zur Zeit nur noch Reſtaufgaben erledigt. 


IV. Verbot der Aufnahme neuer Darlehen und der Übernahme neuer Bürgſchafts⸗ 
verpflichtungen (8 13 UmſchGeſ.) 


Das Umſchuldungsgeſetz ſollte die Grundlage ſchaffen für Entſchuldung der Ge⸗ 
meinden. Der Erfolg aus der Umſchuldung würde vereitelt werden, wenn nicht zu⸗ 
gleich die Aufnahme neuer Kommunaldarlehen auf das durch die Wirtſchaftlichkeit 
gebotene Maß beſchränkt bliebe. Im § 13 des Umſchuldungsgeſetzes iſt daher ange⸗ 
ordnet, daß die Gemeinde Darlehen — abgeſehen von den auf Grund von Reichs⸗ 
oder Landesgeſetz bereitgeſtellten und von Kaſſenkrediten — nur nach vorheriger 
Zuſtimmung der Reichsminiſter des Innern und der Finanzen aufnehmen darf. 
S 78 der Deutſchen Gemeindeordnung bleibt hiervon unberührt. Durch das zweite 
Geſetz zur Anderung des Gemeindeumſchuldungsgeſetzes vom 5. Juli 1934, RGBl. I 
S. 575, iſt mit Rückwirkung vom 23. September 1933 die Übernahme von Bürg⸗ 
ſchaftsverpflichtungen, durch das dritte Anderungsgeſetz vom 29. 3. 1935 auch die 
Eingehung von Verpflichtungen aus Gewährverträgen und die Beſtellung anderer 
Sicherheiten der gleichen Regelung unterworfen worden. 

Markmann 
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Beamtenrecht 
im nationalfozialiftifchen Staat 


I. Grundlagen des Beamtenrechts 


Adolf Hitler nennt in ſeinem Werke „Mein Kampf“ unter den Säulen, auf 
denen „die wundervolle Kraft und Stärke des alten Reiches“ und die ihm inne⸗ 
wohnende Staatsautorität ruhte, neben der ſtabilen Staatsform und dem Heere 
„den unvergleichlichen Beamtenkörper des alten Reichs“. 

Der nationalſozialiſtiſche Staat baut ſein revolutionäres Erneuerungswerk nicht 
im luftleeren Raume, ſondern auf der Grundlage der überlieferten geſunden 
Einrichtungen und Werte auf. Darum ſtand von vornherein feſt, daß er auch 
das Berufsbeamtentum bejahen und alles daranſetzen würde, um dieſen über⸗ 
lieferten hohen Wert zu einer feſten Stütze auch des neuen, des nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Reiches auszugeſtalten. 

Das deutſche Berufsbeamtentum hat ſeine Wurzeln im Zeitalter der Dynaſtien. 
Es erwuchs aus einem perſönlichen Dienſt⸗ und Treueverhältnis des Beamten 
zum Landesherrn. In Preußen war König Friedrich Wilhelm I., in Bayern ſchon 
ein Jahrhundert früher Kurfürſt Maximilian I. fein Schöpfer. Als während des 
19. Jahrhunderts der monarchiſtiſche Abſolutismus mehr und mehr durch den 
Volksgedanken eingeſchränkt wurde, entwickelte ſich das Beamtentum zum Staats⸗ 
dienertum. Durch Sicherung der Lebensſtellung des Staatsdieners (Unkündbar⸗ 
keit, Ruhegeld, Hinterbliebenen⸗Verſorgung) gewann es eine innere Unabhängig⸗ 
keit, durch die das Treueverhältnis zum Monarchen dahin vertieft wurde, daß der 
Beamte — unbeſchadet ſeiner Gehorſamspflicht — ſich berufen fühlte, das im 
Staat verkörperte Geſamtintereſſe notfalls auch gegen perſönliche Wünſche des 
Fürſten in geziemender Form zur Geltung zu bringen. Das Beamtentum wurde 
zu einem Gegengewicht gegen fürſtliche Willkürneigungen. Als 1918 die mon⸗ 
archiſche Staatsform von der Parteienherrſchaft abgelöſt wurde, bewährte ſich 
dieſe Überlieferung, indem ſich nunmehr das alte Berufsbeamtentum in vielen 
Fällen als ein Damm gegen die Willkür der Parteien auswirkte. Für die Par⸗ 
teien war dieſer Damm auf die Dauer unerträglich. Sie durchlöcherten ihn plan⸗ 
mäßig. Wäre die Parteienherrſchaft beſtehen geblieben, ſo hätte die Entwicklung 
zwangsläufig zur Beſeitigung des Berufsbeamtentums geführt. 

In früherer Zeit gab es entſprechend den ſtaatsrechtlichen Verhältniſſen in 
Deutſchland nur Beamte der Länder, Gemeinden und ſonſtigen Körperſchaften 
des öffentlichen Rechts. Nachdem Bismarck die Einzelſtaaten im Deutſchen Reich 
geeint hatte, traten die erſten Reichsbeamten in Erſcheinung. 

Die Rechtsverhältniſſe der Reichsbeamten wurden durch das Reichsbeamten⸗ 
Geſetz vom 31. März 1873 (RGBl. S. 61) geregelt. Daneben blieben die einzel⸗ 
ſtaatlichen Regelungen für die Beamten der Länder, Gemeinden uſw. beſtehen. 
Dieſer Rechtszuſtand iſt zunächſt vom nationalſozialiſtiſchen Staat übernommen 
worden. Nachdem aber durch das Geſetz vom 30. Januar 1934 (RGBl. I S. 75) 
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die Staatshoheitsrechte der Länder auf das Reich übergegangen find und damit 
das Einheitsreich gegründet worden iſt, iſt die reichsgeſetzliche Regelung des 
geſamten Beamtenrechts eine Selbſtverſtändlichkeit geworden. Die Vorarbeiten 
hierzu ſind im Gange. 


II. Reinigung des Beamtentums 


1. Allgemeine Grund ſätze. 

Jeder Staat, der Beſtand haben will, braucht Beamte, die ihm treu ergeben 
ſind und ſeinen Zielen mit ganzer Hingabe dienen. Die Beamtenſchaft, die der 
nationalſozialiſtiſche Staat übernahm, bot hierfür nicht in allen Teilen die 
Gewähr. Eine Reinigung des Beamtenkörpers war daher unumgänglich. 

Es galt jedoch nicht allein, den Perſonalſtand nach politiſchen Geſichtspunkten 
zu überprüfen, ſondern die Einrichtung des deutſchen Berufsbeamtentums als 
ſolche mußte, da ſie vom Parteienſyſtem mannigfach durchlöchert und verfälſcht 
worden war, in ihrem eigentlichen Weſen wiederhergeſtellt werden. 

Die notwendige Neugeſtaltung des Beamtenkörpers war zum Wohle der Geſamt⸗ 
heit zugleich nach Möglichkeit mit einer Vereinfachung und Verbilligung der 
Verwaltung zu verbinden. 

Zu dieſen Zwecken erging das „Geſetz zur Wiederherſtellung des Berufs⸗ 
beamtentums“ vom 7. April 1933 (RGBl. J S. 175) mit feinen Ergänzungs⸗ und 
Durchführungsbeſtimmungen; entſprechend den Erfahrungen der Praxis erfuhr 
es in der Folgezeit in Einzelpunkten einige Abänderungen. 


2. Entlaſſung von Parteibuchbeamten. 

Die Parteien hatten aus Gründen der Parteipolitik oder der Verſorgung den 
alten Beamtenkörper ſeit dem 9. November 1918 mit Perſonen durchſetzt, die 
weder „die für ihre Laufbahn vorgeſchriebene oder übliche Vorbildung“ noch 
„ſonſtige Eignung“ beſaßen. Solche Beamte, im Volksmunde „Parteibuchbeamte“ 
genannt, konnte der nationalſozialiſtiſche Staat als „Berufsbeamte“ nicht aner⸗ 
kennen; ſie konnten auf die Rechte der Berufsbeamten nach geläuterter Rechts⸗ 
auffaſſung keinen Anſpruch erheben. 

8 2 des Geſetzes vom 7. April 1933 beſtimmte demzufolge, daß ſolche Beamte — 
unter Fortzahlung des Gehaltes lediglich für ein Vierteljahr — ohne Anſpruch 
auf Ruhegehalt und Hinterbliebenen⸗Verſorgung, unter Verluſt der Amts⸗ 
bezeichnung und des Titels zu entlaſſen waren. Befanden ſie ſich bereits im 
Ruheſtande, ſo war ihnen das Ruhegeld zu entziehen. Waren ſie verſtorben, ſo 
verloren die Hinterbliebenen den Anſpruch auf Verſorgung. 

Für den Fall der Bedürftigkeit des Entlaſſenen oder der Hinterbliebenen wurde 
jedoch die Möglichkeit vorgeſehen, im Billigkeitswege eine Rente zu gewähren. 


3. Entlaſſung politiſch Unzuverläſſiger. 

Nicht jeder Berufsbeamte hatte ſich in den 14 Jahren der Parteienherrſchaft 
als Sachwalter der Geſamtheit gefühlt und betätigt. Manche Beamte hatten ſich 
zu willigen Helfershelfern des Parteienſyſtems erniedrigt oder ſich die volksfeind⸗ 
lichen Beſtrebungen einzelner Parteien perſönlich zu eigen gemacht. Von ſolchen 
Beamten war eine ehrliche Einordnung in den nationalſozialiſtiſchen Staat nicht 
zu erwarten. 

Darum beſtimmte § 4 des Geſetzes vom 7. April 1933, daß „Beamte, die nach 
ihrer bisherigen politiſchen Betätigung nicht die Gewähr dafür bieten, daß ſie 
rückhaltlos für den nationalen Staat eintreten“, entlaſſen werden konnten. In 
dieſen Fällen war freilich keine geſetzliche Verpflichtung, ſondern nur eine Er⸗ 
mächtigung zur Entlaſſung ausgeſprochen. Der Sinn des Geſetzes erforderte 
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jedoch, daß im Regelfall von der Ermächtigung Gebrauch zu machen war. Nur 
in Ausnahmefällen konnte einem politiſch unzuverläſſigen Beamten die Möglich⸗ 
keit eröffnet werden, im Dienſte zu verbleiben und ſich in der Zukunft zu 
bewähren. 

Da es ſich bei dieſer Art von Beamten immerhin um „Berufsbeamte“ handelte, 
billigte ihnen das Geſetz bei der Entlaſſung — außer drei Monaten vollen Ge⸗ 
haltes — drei Viertel des Ruhegeldes und der Hinterbliebenen⸗Verſorgung zu. 
Befanden ſich ſolche Beamte bereits im Ruheſtande, jo war Kürzung des Ruhe⸗ 
geldes uſw. nach den gleichen Grundſätzen zuläſſig. 

Zu beachten iſt, daß eine Entlaſſung nach § 4 hiernach nur bei einigermaßen 
ſicherem Nachweis der politiſchen Unzuverläſſigkeit erfolgte, und auch dann nur 
in der Regel. Nicht dagegen forderte das Geſetz für die Belaſſung der Beamten 
den Nachweis der politiſchen Zuverläſſigkeit. In Zweifelsfällen iſt der Beamte 
mithin im Dienſt verblieben. Daraus folgt, daß die Belaſſung eines Beamten 
im Dienſt nicht etwa ein Anerkenntnis ſeiner politiſchen Zuverläſſigkeit in ſich 
ſchließt. Vielmehr haben die belaſſenen Beamten ihre politiſche Zuverläſſigkeit 
durch ihre fernere Tätigkeit in und außer Dienſt zu beweiſen. 


4. Entlaſſung früherer Kommuniſten. 


Bei Beamten, „die der Kommuniſtiſchen Partei, der kommuniſtiſchen Hilfs⸗ oder 
Erſatzorganiſationen angehört oder ſich ſonſt im kommuniſtiſchen Sinne betätigt 
haben“, ſieht das Geſetz vom 7. April 1933 die politiſche Unzuverläſſigkeit ohne 
weiteres als erwieſen an und ſchreibt im $ 2a ihre Entlaſſung vor. Diele Bor: 
ſchrift iſt dadurch innerlich gerechtfertigt, daß die kommuniſtiſche Weltanſchauung 
der Gegenpol der nationalſozialiſtiſchen und mit der Berufsauffaſſung eines Be⸗ 
amten ſchlechthin unvereinbar iſt. Unter dieſen Umſtänden mußten bei Beamten, 
die ſich einmal kommuniſtiſch betätigt oder organiſiert hatten, beſonders ſtarke 
Zweifel daran obwalten, daß ſie ſich jemals als zuverläſſige Glieder in den 
nationalſozialiſtiſchen Staat einfügen würden. 

Zwar haben auch unzählige Kommuniſten vor und nach der Machtübernahme 
eine ehrliche innere Umkehr vollzogen und ſind überzeugte Nationalſozialiſten 
geworden. Ihr völliger Ausſchluß vom Beamtenberuf könnte daher als Härte 
erſcheinen. Da jedoch die ehrliche innere Wandlung eines Menſchen kaum jemals 
mit völliger Sicherheit feſtſtellbar iſt, mußte das Staatsintereſſe allem anderen 
vorangeſtellt und Härte in Einzelfällen wohl oder übel in Kauf genommen 
werden. Der terroriſtiſche Einſchlag, der nun einmal zur kommuniſtiſchen Ge⸗ 
danken⸗ und Gefühlswelt gehört, ließ es als ausgeſchloſſen erſcheinen, weiterhin 
im Staate Beamte zu dulden, bei denen auch nur die leiſeſte Möglichkeit des 
Rückfalls in ihre frühere kommuniſtiſche Anſchauungsweiſe beſtand. Auch Beamte, 
bei denen mit größter Wahrſcheinlichkeit eine Abkehr vom Kommunismus an: 
genommen werden konnte, mußten daher vom Beamtenberuf ausgeſchloſſen werden. 

Eine Ausnahme geſtattete das Geſetz nur dann, wenn Beamte dieſer Art „ch 
ſchon vor dem 30. Januar 1933 einer der Parteien oder Verbände, die ſich hinter 
die Regierung der nationalen Erhebung geſtellt haben, angeſchloſſen und ſich in 
der nationalen Bewegung hervorragend bewährt hatten“. 

Im Wege der Auslegung find weiterhin Ausnahmen für zuläſſig erklärt wor: 
den bei früheren Mitgliedern des kommuniſtiſchen „Internationalen Bundes der 
Opfer des Krieges und der Arbeit“, wenn anzunehmen war, daß die Beamten 
dem Bunde nur beigetreten waren, um durch ihn ihre Verſorgungsangelegenheiten 
vertreten zu laſſen, ohne daß ſie deshalb die Zwecke und Ziele der Kommuniſtiſchen 
Partei billigen und für fie eintreten wollten, und wenn dazu einwandfrei feſt⸗ 
ſtand, daß der einzelne nicht der Kommuniſtiſchen Partei angehört und ſich auch 
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nicht im kommuniſtiſchen Sinne betätigt hatte, vor allem, wenn er durch fein 
ſpäteres Verhalten bewieſen hatte, daß er auf nationalem Boden ſteht. 

Von der Entlaſſung ehemals kommuniſtiſcher Beamter iſt ferner abgeſehen 
worden, ſoweit in einzelnen Fällen die Annahme gerechtfertigt erſchien, daß der 
Betreffende aus beſonderen Gründen (z. B. ſchwere Kriegsverletzung, ſchwere 
Leiden in der Kriegsgefangenſchaft, jugendliches Alter, Zwang und dergl.) für 
ſeine Zugehörigkeit zur Kommuniſtiſchen Partei, ihren Hilfs⸗ und Erſatzorganiſa⸗ 
tionen nicht voll verantwortlich gemacht werden konnte. 

Für die Zukunft hat nicht nur die Betätigung im kommuniſtiſchen Sinne, 
ſondern die Betätigung überhaupt im marxiſtiſchen, d. h. auch im ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Sinne, als unvereinbar mit dem Beamtentum zu gelten. Wer dem 
zuwiderhandelt, iſt nach $ 2a Abſ. 2 des Geſetzes zu entlaſſen. Laut Verfügung 
des Reichsminiſters des Innern iſt den Beamten jede, auch nur loſe Verbindung 
zur früheren Sozialdemokratie verboten, da infolge des landesverräteriſchen 
Charakters der ſozialdemokratiſchen Beſtrebungen dieſe Partei als ebenſo ſtaats⸗ 
feindlich angeſehen werden muß wie die Kommuniſtiſche Partei. 

Die Folgen einer Entlaſſung nach $ 2a des Geſetzes find die gleichen wie bei 
Parteibuchbeamten ($ 2). 


5. Penſionierung von Nichtariern. 


Schon vor dem Kriege waren verſchiedentlich Juden und Judenſtämmlinge in 
den deutſchen Beamtenkörper eingedrungen. Nach dem 9. November 1918 hatte 
dieſe Erſcheinung vollends überhandgenommen. Der nationalſozialiſtiſche Staat, 
der ſich Schutz und Reinhaltung der Raſſe und des Volkstums zur vornehmſten 
Aufgabe geſetzt hat, mußte dieſem Zuſtande ein Ende machen. Er mußte dem 
Grundſatz zur Wirklichkeit verhelfen, daß gerade an der Regierung und öffent⸗ 
lichen Verwaltung unſeres Vaterlandes nur teilhaben darf, wer deutſchen 
Blutes iſt. 

§ 3 des Geſetzes vom 7. April 1933 — der erſte Fall geſetzgeberiſcher An⸗ 
wendung des Raſſegedankens — ordnete daher an, daß „Beamte, die nichtariſcher 
Abſtammung ſind“, in den Ruheſtand verſetzt und, ſoweit es ſich um Ehrenbeamte 
handelt, aus dem Amtsverhältnis entlaſſen werden müſſen. 

Unter der Vorausſetzung, daß im Einzelfall keine ſchärferen Beſtimmungen 
(3. B. § 2, 2a, 4 des Geſetzes) anzuwenden find, erhalten ſolche nichtariſche 
Beamte, da ihnen perſönlich als Berufsbeamte nichts vorzuwerfen iſt, volle 
Penſion. 

Nachdem der Grundſatz, daß nur der Deutſchblütige Beamter ſein kann, ſicher⸗ 
geſtellt war, beſtanden keine Bedenken, für die gegenwärtige Generation Aus⸗ 
nahmen zuzulaſſen, wenn es ſich um Beamte handelte, die in der Vorkriegszeit 
oder im Kriege dem Staate einwandfrei gedient oder beſondere Opfer gebracht 
hatten. 

§ 3 Abſ. 2 des Geſetzes nimmt daher von der Penſionierung ſolche Nichtarier 
aus, „die bereits ſeit dem 1. Auguſt 1914 Beamte geweſen ſind oder die im Welt⸗ 
krieg an der Front für das Deutſche Reich oder für ſeine Verbündeten gekämpft 
haben oder deren Väter oder Söhne im Weltkrieg gefallen find“. Ausgenommen 
find ferner „weibliche Beamte, deren Ehemänner im Weltkrieg gefallen find“. 
Weitere Ausnahmen, „wenn dringende Rückſichten der Verwaltung es erfordern“, 
kann in Einzelfällen der Reichsminiſter des Innern im Einvernehmen mit der 
zuſtändigen Oberſten Reichs⸗ oder Landesbehörde geſtatten. 

Was unter Nichtariern im Sinne des Geſetzes zu verſtehen iſt, hat die erſte 
Durchführungsverordnung vom 11. April 1933 (RGBl. 1 S. 195) unter 2 wie 
folgt umriſſen: „Als nichtariſch gilt, wer von nichtariſchen, insbeſondere jüdiſchen 
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Eltern oder Großeltern abſtammt. Es genügt, wenn ein Elternteil oder Groß: 
elternteil nichtariſch iſt. Dies iſt insbeſondere dann anzunehmen, wenn ein Eltern⸗ 
teil oder ein Großelternteil der jüdiſchen Religion angehört hat.“ 


6. Penſionierung zur Vereinfachung der Verwaltung. 

Um die Erneuerung des Beamtenkörpers mit der erforderlichen Gründlichkeit 
durchführen zu können, genügten jedoch die in 88 2 bis 4 des Geſetzes vom 
7. April 1933 aufgeſtellten Tatbeſtände nicht völlig. Der Vielgeſtaltigkeit des 
Lebens konnte nur eine Vorſchrift gerecht werden, die dem Zweckmäßigkeits⸗ 
ermeſſen weiteren Spielraum ließ. Darum beſtimmte 8 6 des Geſetzes, daß „zur 
Vereinfachung der Verwaltung oder im Intereſſe des Dienſtes“ jeder Beamte in 
den Ruheſtand verſetzt (und jeder Ehrenbeamte entlaſſen) werden konnte, auch 
wenn keiner der ſonſtigen geſetzlichen Tatbeſtände auf ihn zutraf. 

Um ſicherzuſtellen, daß dieſe Ermächtigung nicht mißbraucht wurde, ſondern 
wirklich zu einer ſtrafferen Geſtaltung des Beamtenkörpers führte, wurde grund⸗ 
ſätzlich die Neubeſetzung auf dieſe Art freigewordener Beamtenſtellen unterſagt. 
Ausnahmen wurden jedoch geſtattet für „Wahlbeamte der Gemeinden und 
Gemeindeverbände und für ſonſtige Beamte der Gemeinden und Gemeinde⸗ 
verbände in leitender Stellung, die im Intereſſe des Dienſtes in den Ruheſtand 
verſetzt werden“, ferner „für Beamte in Eingangsſtellen“. 


7. Umgruppierung der Beamtenſchaft. 

Endlich war der Tatſache Rechnung zu tragen, daß in vielen Fällen der Zweck, 
einen harmoniſch arbeitenden Beamtenkörper herzuſtellen, auch ohne Entlaſſung 
lediglich durch andere Verwendung der Beamten erreicht werden konnte. Der 
nationalſozialiſtiſchen Staatsführung konnte nichts daran gelegen ſein, an ſich 
brauchbare Kräfte ohne zwingenden Grund in müßige Staatsrentner zu ver⸗ 
wandeln. Es waren Fälle denkbar, in denen Beamte ſich gerade auf den von 
ihnen bekleideten Poſten infolge der vorangegangenen politiſchen Wirrniſſe un⸗ 
möglich gemacht hatten, obwohl ihre nationale Zuverläſſigkeit nicht zu bezweifeln 
war. Auch mußte Vorſorge getroffen werden, daß Nichtarier, die auf Grund der 
vorgeſehenen Ausnahmevorſchriften im Dienſt verblieben, aus ſolchen Amtern 
entfernt werden konnten, die ihnen der nationalſozialiſtiſche Staat mit Rückſicht 
auf ihre Raſſefremdheit nicht anvertrauen durfte. 

§ 5 des Geſetzes vom 7. April 1933 eröffnete deshalb die Möglichkeit, nach 
freiem Ermeſſen Beamte „in ein anderes Amt derſelben oder einer gleichwertigen 
Laufbahn, auch in ein ſolches von geringerem Rang und planmäßigem Dienſt⸗ 
einkommen“ zu verſetzen, „wenn es das dienſtliche Bedürfnis erforderte“. 

In ſolchen Fällen waren die Umzugskoſten zu vergüten und der Beamte behielt 
ſeine bisherige Amtsbezeichnung und das Dienſteinkommen der bisherigen Stelle. 
Er hatte außerdem das Recht, innerhalb eines Monats ſtatt der Verſetzung in ein 
anderes Amt ſeine Verſetzung in den Ruheſtand zu beantragen. 


8. Zeitliche Begrenzung und Nachprüfung der Eingriffe. 

Die Durchführung all dieſer Maßnahmen geſchah ohne Dienititrafverfahren im 
Verwaltungswege durch die Oberſte Reichsbehörde oder den Reichsſtatthalter, in 
Preußen durch den Miniſterpräſidenten oder die Oberſte Landesbehörde. Der 
Rechtsweg war ausgeſchloſſen. 

Da die geſchilderten Maßnahmen tiefe Eingriffe in die Rechte bedeuten, die 
zum Weſen des Berufsbeamtentums gehören, konnten fie nur für eine Ubergangs⸗ 
zeit zugelaſſen werden. Nach Ablauf dieſer Zeit mußten die geſetzlichen Siche— 
rungen des Beamtenberufes wieder in Kraft treten, da ſonſt das Berufsbeamten— 
tum die ihm im Staatsleben geſtellten beſonderen Aufgaben auf die Dauer nicht 
hätte erfüllen können. 
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Das Geſetz vom 7. April 1933 beſtimmte daher als letzten Termin für die Ent: 
laſſung von Parteibuchbeamten, politiſch unzuverläſſigen, ehemals kommuniſtiſchen 
oder weiterhin ſich marxiſtiſch betätigenden Beamten und von Nichtariern den 
30. September 1933. War die Prüfung des Einzelfalles am 30. September 1933 
bei der Oberſten Reichs⸗ oder Landesbehörde bereits anhängig, aber noch nicht 
abgeſchloſſen, jo war die Zuſtellung der Entſcheidung bis ſpäteſtens 31. März 1934 
zuläſſig. 

Die Penſionskürzung für politiſch unzuverläſſige Ruheſtandsbeamte mußte 
ſpäteſtens bis zum 31. März 1934 ausgeſprochen werden; hier galt dieſer Termin 
auch dann, wenn am 30. September 1933 noch keine Prüfung des Einzelfalles 
anhängig geweſen war. 

Die Friſt für die Penſionierung oder Verſetzung von Beamten aus Gründen 
des Dienſtes oder der Verwaltungs⸗Vereinfachung wurde ebenfalls auf den 
31. März 1934 gelegt, durch Geſetz vom 22. März 1934 (RGBl. J S. 203) aber bis 
30. September 1934 verlängert. 

Um etwaige übereilte Entſcheidungen wieder auszugleichen oder beſonderen 
Fällen inzwiſchen eingetretener Wandlung gerecht zu werden, beſtimmte das 
Geſetz vom 22. März 1934, daß Verfügungen nach § 2 bis 4 des Geſetzes vom 
7. April 1933 zugunſten der davon betroffenen Perſonen bis zum 30. September 
1934 zurückgenommen oder geändert werden konnten. 


9. Reinigung in der Zukunft. 

Auch in Zukunft, nach Ablauf der Friſten des Geſetzes vom 7. April 1933, wird 
ſich wie bei jedem Organismus ſo auch im Beamtenkörper die Notwendigkeit 
ergeben, ungeeignete oder unwürdige Beſtandteile laufend auszuſcheiden. Hierzu 
gehören auch die Fälle, in denen ein Beamter ſich in Zukunft als politiſch unzu⸗ 
verläſſig erweiſen ſollte. 

DPieſe weitere Reinigung wird auf dem normalen Wege des Dienſtſtraf⸗ 
verfahrens erfolgen. Eine dieſen Zwecken angepaßte Reichsdienſtſtrafordnung iſt 
in Vorbereitung. 

Ohne Dienſtſtrafverfahren iſt zu entlaſſen, wer als Beamter ariſcher Ab⸗ 
ſtammung mit einer Perſon nichtariſcher Abſtammung die Ehe eingeht (S8 1a 
Abſ. 3 des Geſetzes vom 30. Juni 1933, RGBl. J S. 433). In dieſem Falle bedarf 
es keines Dienſtſtrafverfahrens, weil die Vorausſetzung zur Entlaſſung in einer 
objektiven Tatſache gegeben iſt, bei der eine Schuldfrage keine Rolle ſpielt. 


III. Neuaufbau des Beamtentums 
1. Ziel des Neuaufbaus. 

Der nationalſozialiſtiſche Staat kann ſich mit der im weſentlichen negativen 
Maßnahme, den Beamtenkörper von politiſch unzuverläſſigen, raſſefremden und 
ſonſt ungeeigneten Beſtandteilen befreit zu haben, nicht begnügen. Das große 
poſitive Ziel iſt vielmehr, den geſamten Beamtenkörper mit neuem, national⸗ 
ſozialiſtiſchem Geiſt zu erfüllen. Hierzu gibt es zwei Wege: die Durchdringung 
des Staates mit alten, erprobten Nationalſozialiſten, denen die nationalſozia⸗ 
liſtiſche Überzeugung in Fleiſch und Blut übergegangen iſt, und weiter die all: 
mähliche Erziehung aller übrigen Beamten zu Nationalſozialiſten. Das dritte, 
für die Zukunft entſcheidende Erfordernis zur Erreichung des Zieles iſt die ſorg⸗ 
fältigſte Ausleſe des Nachwuchſes. | 


2. Aufhebung von Maßregelungen. 

Ein bedeutender Kern nationalſozialiſtiſchen Beamtentums hatte ſich bereits 
während der Kampfjahre gebildet. Schon unter den erſten Vorkämpfern der 
nationalſozialiſtiſchen Idee befanden ſich Berufsbeamte. 
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Der nationalſozialiſtiſche Beamte war in der Kampfzeit der Gegenſtand mannig⸗ 
facher Verfolgungen und Benachteiligungen geweſen. Seinen höheren politiſchen 
Pflichten zuliebe hatte er gelegentlich gegen die Beamtenpflichten formal ver⸗ 
ſtoßen müſſen. In den Augen mancher Berufsgenoſſen, die für den national⸗ 
ſozialiſtiſchen Kampf kein Verſtändnis hatten, war dadurch ſein Anſehen geſunken. 
Eine der erſten Aufgaben des neuen Staates, der ſich zunächſt innerhalb des 
Staatsgefüges ausſchließlich auf die nationalſozialiſtiſchen Beamten ſtützen konnte, 
mußte daher darin liegen, die dienſtliche Ehre dieſer Beamten in unzweideutiger 
Form wiederherzuſtellen. Das ſchuldete die Bewegung auch ihrem eigenen 
Anſehen. 

Aus dieſen Erwägungen entſtand das „Geſetz über die Aufhebung der im Kampf 
für die nationale Erhebung erlittenen Dienſtſtrafen und ſonſtigen Maßregelungen“ 
vom 23. Juni 1933 (RGBl. I S. 390) mit der Durchführungsverordnung vom 
25. Juli 1933 (RGBl. I S. 535). 

Durch dieſes Geſetz wurden alle Dienſtſtrafen „für Handlungen oder Unter⸗ 
laſſungen, die im Kampf für die nationale Erhebung des deutſchen Volkes vor 
dem 21. März 1933 begangen“ waren, „aufgehoben“. Noch anhängige Verfahren 
wurden eingeſtellt. Nach dem Geſetz ſind auch alle ſonſtigen Benachteiligungen, die 
z. B. im Verwaltungswege wegen ſolcher Handlungen oder Unterlaſſungen ver⸗ 
hängt worden waren, nach Möglichkeit auszugleichen. Es ſoll möglichſt der Zu⸗ 
ſtand wieder hergeſtellt werden, der vor der Maßregelung beſtand. 

Das Geſetz geht von dem Grundgedanken aus, daß „Dienſt vergehen“, die ein 
Beamter im Kampf für die nationale Erhebung begangen hat, ihrem Weſen nach 
in Wahrheit keine Dienſt vergehen, ſondern im Gegenteil Ausdruck eines beſonders 
hohen Pflichtbewußtſeins waren. Darum verfügt das Geſetz — übrigens auch bei 
inzwiſchen verſtorbenen Beamten — die völlige „Aufhebung“ der Dienſtſtrafen, 
nicht etwa eine bloße „Amneſtie“, die ein „Vergeſſen“ des Vorgefallenen bedeutet 
hätte. Die in Frage ſtehenden Kampfhandlungen der Beamten ſollen nicht ver⸗ 
geſſen werden, ſondern umgekehrt als Beweis pflichttreuer und ehrenhafter Ge⸗ 
ſinnung im Gedächtnis bewahrt bleiben . 

3. Nationalſozialiſtiſche Durchdringung der Beamtenſchaft. 

Die notwendige Durchſetzung des Beamtenkörpers mit alten Nationalſozialiſten 
geſchah an den oberen Stellen durch Berufung nationalſozialiſtiſcher Miniſter in 
Reich und Ländern und durch die Ernennung von Nationalſozialiſten zu Reichs⸗ 
ſtatthaltern, Oberpräſidenten und Polizeipräſidenten. 

Für die nationalſozialiſtiſche Durchdringung der übrigen Beamtenſchaft waren 
die verſchiedenen Behördenleiter und Perſonalreferenten von maßgebender Be— 
deutung. Schon die Dritte Durchführungsverordnung vom 6. Mai 1933 (RGBl. I 
S. 245) hatte daher zu § 7 des Geſetzes vom 7. April 1933 unter 1 auf die Not⸗ 
wendigkeit hingewieſen, gerade bei dieſen Schlüſſelſtellungen die Säuberung 
beſonders gründlich durchzuführen und vor allem die abgelöſten Perſonalien⸗ 
Bearbeiter „durch unbedingt zuverläſſige Beamte“ zu erſetzen. Der Reichsminiſter 
des Innern hat dann in der Folgezeit wiederholt betont, daß für leitende Stellen 
und vor allem auch als Perſonalreferenten nur ſolche Beamte als geeignet 
erſcheinen, die „im nationalſozialiſtiſchen Sinne unbedingt zuverläſſig ſind“. 

Dem gleichen Ziele dienen folgende vom Reichsminiſter des Innern aufgeſtellten 
Grundſätze: Bei der Bearbeitung von Perſonalangelegenheiten der nachgeordneten 
Dienſtſtellen werde der Behördenleiter häufig darauf angewieſen ſein, ſich von dem 
in der Perſonalſtelle tätigen Bürobeamten Vorſchläge machen zu laſſen. Zur Er: 
leichterung einer Unterrichtung in politiſchen Fragen ſei es notwendig, daß die zur 
Mitarbeit berufenen Bürobeamten grundſätzlich Mitglieder der NSDAP. find. 
Nur wenn ein Beamter in der Perſonalſtelle ſich vollauf bewährt habe und bes 
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ſonders ſchwer zu erſetzen ſei, könne von dieſer Vorausſetzung abgeſehen werden. 
Bei der Auswahl der Beamten ſei auf ihre perſönliche und ſachliche Eignung be⸗ 
ſonderer Wert zu legen. Die Verantwortlichkeit des Vorſtehers für ſeine Ent⸗ 
ſcheidungen — auch in politiſchen Fragen — bleibe unberührt. 

Die Dritte Durchführungsverordnung vom 6. Mai 1933 beſtimmt zu $ 5 des 
Geſetzes vom 7. April 1933 unter Nr. 6, daß bei der Wiederbeſetzung von Stellen, 
die im Verlauf der Säuberung frei werden, in erſter Linie „Beamte, die wegen 
ihres nationalen Verhaltens benachteiligt worden ſind“, im übrigen, ſoweit irgend 
möglich, „dienſtfähige und nationalgeſinnte Warteſtandsbeamte“ berückſichtigt 
werden ſollen. Durch mehrere Erlaſſe hat ſich der Reichsminiſter des Innern für 
derartige Warteſtandsbeamte, vor allem ſolche, die ſich um die Vorbereitung der 
nationalen Erhebung verdient gemacht haben, beſonders eingeſetzt. 

Einen weiteren Fortſchritt in der Durchdringung des Staates bedeutet der Er⸗ 
laß des Reichsminiſters des Innern vom 20. März 1934. Hier wird der Grundſatz 
aufgeſtellt, daß Beamte, die ſich im Kampf um die nationale Erhebung beſonders 
verdient gemacht haben, und die Gewähr bieten, daß ſie auch fernerhin vorbildlich 
und erzieheriſch im Sinne der nationalſozialiſtiſchen Bewegung wirken werden, 
nach Maßgabe verfügbarer geeigneter Stellen außer der Reihe zu befördern ſind. 
In Zweifelsfällen wird vorheriges Benehmen mit dem zuſtändigen Gauleiter emp⸗ 
fohlen. Vorausſetzung für die Beförderung ſoll ſein, „daß die Beamten nach Lebens⸗ 
alter und ihren dienſtlichen Leiſtungen und Fähigkeiten den Anforderungen des 
höheren Amtes voll entſprechen“. 

Auch die Berufung bisher nichtbeamteter Nationalſozialiſten in öffentliche Amter 
war in vielen Fällen im Staatsintereſſe zweckmäßig. Durch gemeinſame An⸗ 
ordnungen des Reichsminiſters des Innern und des Reichs miniſters der Finanzen 
wurde Vorſorge getroffen, daß bei derartigen Berufungen — vor allem in den 
Referentendienſt bei den Miniſterien — der Gedanke des Berufsbeamtentums 
nicht Schaden leiden konnte. 

Bei all dieſen Maßnahmen zur nationalſozialiſtiſchen Durchdringung des 
Beamtenkörpers liegt nicht der Gedanke zugrunde, daß die Beamten für geleiſtete 
Parteidienſte eine Belohnung oder bevorzugte Verſorgung erhalten ſollen. Eine 
ſolche Abſicht würde mit dem nationalſozialiſtiſchen Leiſtungsgedanken unvereinbar 
ſein. Die erwähnten Maßnahmen haben nicht den Zweck, dem Intereſſe des ein⸗ 
zelnen Beamten zu dienen, ſondern einer Staatsnotwendigkeit Rechnung zu tragen. 
Der Kampf um die nationale Erhebung, die nationale Bewährung ſelbſt unter 
dem Druck des Parteienſyſtems, ſtellen eine Leiſtung und Charakterprobe dar, die 
auch für die Bewertung eines Volksgenoſſen in ſeiner Eigenſchaft als Berufs⸗ 
beamter ſtark ins Gewicht fallen und durch geeignete Verwendung des ſo erprobten 
Beamten dem Staatswohl nutzbar gemacht werden muß. 


4. Dienſtliche Erziehung zum Nationalſozialis mus. 


Um der geſamten Beamtenſchaft ſtändig die Tatſache im Bewußtſein zu erhalten, 
daß eine völlige Wandlung der Staatsauffaſſung im nationalſozialiſtiſchen Sinne 
ſich vollzogen hat, ordnete der Reichsminiſter des Innern durch Erlaß vom 
13. Juli 1933 an, daß die Beamten im Dienſt und innerhalb der dienſtlichen Ge⸗ 
bäude und Anlagen den Deutſchen Gruß anzuwenden haben, und ſprach die Er⸗ 
wartung aus, daß die Beamten dieſes Grußes ſich auch außerhalb des Dienſtes 
bedienen würden. Er wies ferner durch Erlaß vom 12. Juli 1933 auf die inzwiſchen 
im Volke allgemein gewordene, daher auch für die Beamten beachtliche Übung hin, 
beim Singen des Liedes der Deutſchen und der erſten und letzten Strophe des 
Horſt⸗Weſſel⸗Liedes den Hitler⸗Gruß zu erweiſen. Endlich erklärte er durch Erlaß 
vom 11. Februar 1934 für Ehrenpflicht der Beamten, bei Kundgebungen, Auf— 


485 


märſchen uſw. die Hakenkreuzfahne, die ſchwarzweißrote Fahne und die Fahnen 
der alten Armee zu grüßen. 

Durch Erlaß des Reichsminiſters des Innern vom 15. Juli 1933 wurde der 
Aushang von Veranſtaltungs⸗Ankündigungen der NSDAP. und ihrer Unter⸗ 
organiſationen ſowie von Werbeplakaten, parteiamtlichen Zeitungen und Zeit⸗ 
ſchriften innerhalb der Behörden zugelaſſen. Der erzieheriſche Zweck dieſer Maß 
nahme ergibt ſich aus folgenden Sätzen der Begründung: 

„Die Erziehung zum nationalſozialiſtiſchen Staatsgedanken iſt beſonders wichtig 
und dringend bei den Beamten, Angeſtellten und Arbeitern der Behörden. Im 
beſonderen können die Beamten und Angeſtellten des höheren Dienſtes ohne 
gründlichſte Beherrſchung des nationalſozialiſtiſchen Staatsgedankens in vielen 
Fällen ſachdienliche Entſcheidungen überhaupt nicht treffen. — Eine wirkſame Er⸗ 
ziehung zum nationalſozialiſtiſchen Staatsgedanken iſt ferner nur möglich, wenn 
die Beamten ... zu lebendiger Verbundenheit mit dem Volke und mit der Volks⸗ 
bewegung gelangen, die den heutigen Staat erkämpft hat, ihn geſtaltet und trägt. 
Hierzu iſt der Erwerb des Parteibuches weder erforderlich noch genügend. Auch das 
Studium von nationalſozialiſtiſchen Schriften und Zeitungen reicht für ſich allein 
nicht aus. Erforderlich iſt in erſter Linie die möglichſt rege Beteiligung an den 
öffentlichen Kundgebungen, Verſammlungen und ſonſtigen (auch kleineren) Ver⸗ 
anſtaltungen der NSDAP., von denen ſich bisher beſonders die höhere Beamten⸗ 
ſchaft in weitem Umfange zurückgehalten hat. Hierbei iſt zu beachten, daß der Be⸗ 
ſuch allgemeiner nationalſozialiſtiſcher Volksveranſtaltungen für den Beamten 
ebenſo wichtig iſt wie die Teilnahme an nationalſozialiſtiſchen Beamten⸗ 
verſammlungen. — In Erwägung dieſer erzieheriſchen Notwendigkeiten halte ich 
es für Pflicht der Behörden, die nationalſozialiſtiſche Werbung in ihrem Geſchäfts⸗ 
bereich auf jede mit dem Dienſtbetrieb vereinbare Weiſe zu fördern.“ 

Im Einklang mit dieſen Grundſätzen hat der Reichsminiſter des Innern durch 
beſondere Erlaſſe die Beamtenſchaft zu reger Beteiligung an den großen Volks⸗ 
feiern des 1. Mai (Tag der nationalen Arbeit) und des Erntedankfeſtes auf⸗ 
gerufen. Zur Schärfung des nationalen Gewiſſens hat er durch weitere Erlaſſe die 
Beamtenſchaft zur regelmäßigen Leiſtung freiwilliger Beiträge zu den großen Volks⸗ 
ſpenden für Förderung der nationalen Arbeit, für die Opfer der Arbeit, für das 
Winterhilfswerk, für Mutter und Kind und für die NS.⸗Volkswohlfahrt angehalten. 

Durch Erlaß des Reichsminiſters des Innern vom 30. September 1933 iſt der 
Beamtenſchaft eingeſchärft worden, daß „in der Pflege der deutſchen Mutterſprache 
die öffentlichen Behörden aller Verwaltungszweige beiſpielgebend wirken müſſen“. 

Auf beſonderen Wunſch des Führers hat der Reichsarbeitsminiſter durch Erlaß 
vom 22. Juli 1933 auf die unter dem Parteienſyſtem keineswegs ſelbſtverſtändlich 
geweſene — Beamtenpflicht hingewieſen, „daß Schwerkriegsbeſchädigte künftig von 
allen Behörden und Dienſtſtellen mit der ihnen gebührenden Rückſicht zu be= 
handeln ſind“. 


5. Zuſammenfaſſung der Beamten im Reichs bund. 


Die nationalſozialiſtiſche Erziehung der Beamtenſchaft kann jedoch nicht durch 
miniſterielle Erlaſſe allein und auch nicht durch Anordnungen und Einwirkungen 
der einzelnen Behördenleiter hinreichend wirkſam gemacht werden. Auch die welt: 
anſchauliche Schulung, deren Durchführung ſich wie für das ganze Volk ſo auch für 
die Beamten die NSDAP. vorbehalten hat, kann nicht die letzte Vollendung 
bringen. Die wirkſamſten und nachhaltigſten Erziehungs möglichkeiten bringt viel⸗ 
mehr das tägliche Leben. Die Erziehung im täglichen Leben jedoch kann ſich nur 
unter den Beamten ſelbſt und in ihrem Zuſammenleben mit dem übrigen Volke 
vollziehen, durch das Beiſpiel und die Fürſorge vor allem der alten National: 
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ſozialiſten, denen Standesdünkel und Klaſſenhaß ſchon in der Kampfzeit weſens⸗ 
fremde Begriffe geworden find. 

Ein unerträgliches Hemmnis für die Ausbreitung des nationalſozialiſtiſchen Ge⸗ 
dankens ſtellten die alten Beamtenverbände dar, durch die die Beamtenſchaft nach 
Intereſſengegenſätzen zerſplittert und materialiſtiſche Geſinnung unter den Beamten 
gezüchtet wurde. 

Zur Einſchmelzung dieſer etwa 900 Verbände und als Werkzeug national⸗ 
ſozialiſtiſcher Gemeinſchaftserziehung wurde Ende 1933 mit Genehmigung des 
Reichsminiſters des Innern der Reichsbund der Deutſchen Beamten gegründet. 
Er wird ausſchließlich vom Amt für Beamte der NSDAP. und den politiſchen 
Leitern dieſes Amtes betreut und verwaltet und hat ſich in ſeiner Satzung 
folgende Aufgaben geſtellt: 

1. Erziehung der Mitglieder zu vorbildlichen Nationalſozialiſten und Durch⸗ 
dringung der geſamten Beamtenſchaft mit dem nationalſozialiſtiſchen Ge⸗ 
dankengut. 

2. Erziehung der Beamten für ihre Sonderſtellung unter den Volksgenoſſen als 
Vollzieher des in der Geſetzgebung und in den Maßnahmen der Regierungen 
zum Ausdruck kommenden Willens des Führers. 

3. Unterſtützung der Regierungen als Vollzieher der Weiſungen des Führers 
in ihren beamtenpolitiſchen Maßnahmen. 

4. Unterhaltung, Ausbau und Umbau ſolcher beſtehenden geſunden Ein⸗ 
richtungen, die von der Reichsregierung als durch die Sonderſtellung der 
Beamten berechtigte Selbſthilfe⸗Einrichtungen anerkannt werden. 

5. Unterhaltung von Einrichtungen, die der Berufsausbildung dienen. 

Der Reichsminiſter des Innern und der Stellvertreter des Führers haben durch 
gemeinſamen Erlaß vom 15. Februar 1934 den Reichsbund grundſätzlich als „die 
Einheitsorganiſation für alle Beamten“ anerkannt. Die Mitgliedſchaft iſt jedoch 
freiwillig, ein Zwang oder Druck zum Beitritt wird nicht ausgeübt. Außer dem 
Neichsbund kann der Beamte unter beſtimmten Vorausſetzungen auch dem Bund 
Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher Juriſten angehören. Beamte, die Mitglieder des 
Juriſtenbundes find, find dadurch gleichzeitig Mitglieder des Reichsbundes. 


6. Einheitliches Beamtentum als Folge der Reichs reform. 


Wie im Reichsbund der Deutſchen Beamten eine außerdienſtliche Vereinigung 
der Beamtenſchaft im nationalſozialiſtiſchen Gemeinſchaftsgeiſt ſtattfindet, ſo führt 
die Reichsreform in ihrer Zielrichtung zu einer Vereinheitlichung des Beamten⸗ 
tums auch in dienſtlicher Hinſicht unter dem nationalſozialiſtiſchen Geſichtspunkte 
des Führergedankens. 

Während bisher die Beamten, je nachdem, ob fie Reichs⸗, Landes⸗, Kommunal⸗ 
beamte uſw. waren, den verſchiedenſten Herren dienten, ſind heute alle öffentlichen 
Beamten letzten Endes einem einzigen verpflichtet: dem Reichsoberhaupt, dem 
Führer und Reichskanzler. 

Durch Artikel 2 des „Geſetzes über den Neuaufbau des Reichs“ vom 30. Januar 
1934 (RGBl. I S. 75) iſt mit den übrigen Hoheitsrechten der Länder auch das 
Recht zur Beamten⸗Ernennung auf das Reich übergegangen. Die erſte Verordnung 
über den Neuaufbau des Reiches vom 2. Februar 1934 (RGBl. I S. 81) zog in 
ihrem § 4 hieraus die bedeutſame Folgerung: „Landesbeamte können in den 
Reichsdienſt, Reichsbeamte in den Landesdienſt verſetzt werden.“ Die Weiter⸗ 
entwicklung ſtrebt erkennbar dem Ziele zu, daß es ſchließlich überhaupt nur noch 
(unmittelbare und mittelbare) Reichsbeamte geben wird. 

Schon iſt durch Geſetz vom 20. Auguſt 1934 (RGBl. I S. 785) — unter Auf⸗ 
hebung der Zwiſchenlöſung des Geſetzes vom 1. Dezember 1933 (RGBl. I S. 1016) 
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— für alle „öffentlichen Beamten“ folgender gemeinſamer Dienſteid feſtgeſetzt 
worden: 

„Ich ſchwöre: Ich werde dem Führer des Deutſchen Reiches und Volkes Adolf 
Hitler treu und gehorſam ſein, die Geſetze beachten und meine Amtspflichten ge⸗ 
wiſſenhaft erfüllen, ſo wahr mir Gott helfe.“ 

Damit iſt eine jahrhundertelange Entwicklung zum Abſchluß gelangt. Die un⸗ 
natürliche Verpflichtung des Beamten auf eine papierene Verfaſſung — eine Er⸗ 
findung des Parteienſyſtems — iſt beſeitigt. Wie einſt die Beamten in einem per⸗ 
ſönlichen Treue⸗ und Pflichtverhältnis zu ihren Fürſten ſtanden, ſo ſind ſie heute, 
in edelſter Vollendung dieſes überlieferten Gedankens, durch ein perſönliches 
Treue⸗ und Pflichtverhältnis mit dem Führer verbunden, der ſeinerſeits das 
deutſche Volk verkörpert. 


7. Ausleſe des Nachwuchſes. 

Um eine im nationalſozialiſtiſchen Sinne vollwertige Ergänzung des Beamten⸗ 
tums zu ſichern, hat das Geſetz vom 30. Juni 1933 (RG Bl. I S. 433) folgende 
Grundſätze aufgeſtellt: 

a) Vorausſetzung für die Berufung eines Volksgenoſſen in das Beamten⸗ 
verhältnis iſt, daß er die „für ſeine Laufbahn vorgeſchriebene oder übliche 
Vorbildung“ oder 

b) „ſonſtige beſondere Eignung“ beſitzt. 

Damit iſt die berufsmäßige Vorbildung als regelmäßige Bedingung der 
Beamtenlaufbahn ſichergeſtellt, zugleich aber die Starrheit dieſes alten 
Grundſatzes dadurch überwunden, daß auch jedem anderen Volksgenoſſen die 
Beamtenlaufbahn offenſteht, wenn er durch Leiſtung beſondere Eignung 
dafür beweiſt. 

c) Nur der kann Beamter werden, der die Gewähr dafür bietet, daß er jeder⸗ 
zeit rückhaltlos für den „nationalen Staat“ — der inzwiſchen zum national⸗ 
ſozialiſtiſchen Staat geworden iſt (Geſetz vom 1. Dezember 1933, RGBl. I 
S. 1016) — eintritt. 

d) Nur wer ariſcher Abſtammung iſt, kann Beamter werden. 

e) Ausgeſchloſſen vom Beamtenberuf iſt auch der Arier, wenn er mit einer 
Perſon nichtariſcher Abſtammung verheiratet iſt. 

f) Geht ein Beamter ariſcher Abſtammung mit einer Perſon nichtariſcher Ab⸗ 
ſtammung die Ehe ein, ſo ſchließt er ſich ſelbſt aus dem Beamtenberuf aus 
und iſt zu entlaſſen. 

„Wenn dringende Rückſichten der Reichs verwaltung es erfordern“, kann 
in Einzelfällen ausnahmsweiſe von den raſſemäßigen Vorbedingungen ab⸗ 
geſehen werden. Bei dieſer Ausnahmevorſchrift iſt jedoch nicht an die jüdiſche 
Raſſe, ſondern an andere mit dem Deutſchtum weniger unverträgliche Raſſen 
gedacht. 

Die geſchilderten Vorbedingungen für die Einſtellung neuer Beamter in Ver⸗ 
bindung mit der allgemeinen, der Vertiefung des Volksgemeinſchaftsgefühls 
dienenden nationalſozialiſtiſchen Jugenderziehung, die der künftige Beamte ebenſo 
wie jeder andere Volksgenoſſe durchmachen wird, bürgen dafür, daß ſpäteſtens in 
der kommenden Generation der Staat über eine von der Wurzel aus national⸗ 
ſozialiſtiſche Geſamtbeamtenſchaft verfügen wird. 


IV. Einzelreformen 
Bei einer Reihe von beamtenrechtlichen Teilgebieten hat der nationalſozialiſtiſche 
Staat bereits Reformen durchgeführt, die im weſentlichen der techniſchen Ver— 
einfachung und Vervollkommung und der Klärung von Streit- und Zweifels⸗ 
fragen dienen. 
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Das „Geſetz zur Anderung von Vorſchriften auf dem Gebiet des allgemeinen 
Beamten⸗, Beſoldungs⸗ und Verſorgungsrechts“ vom 30. Juni 1933 (RGBl. I 
S. 433) befaßt ſich in der Reihenfolge ſeiner Kapitel mit folgenden Gebieten: 

Vorausſetzungen für die Schaffung von Beamtenſtellen; Begründung des 
Beamtenverhältniſſes; Rechtsſtellung der weiblichen Beamten; Nebentätigkeit der 
Beamten; Rechtsſtellung der Beamten bei der Umbildung der juriſtiſchen Per: 
ſonen des öffentlichen Rechtes; Ergänzung des Reichsminiſter⸗Geſetzes; Amts⸗ und 
Ruhegeldverluſt als Folge ſtraf⸗ und militärgerichtlicher Verurteilung; An⸗ 
gleichung der Bezüge der Beamten der Länder uſw. an die der Reichsbeamten; 
Anderung einzelner Vorſchriften des Beſoldungsgeſetzes; Einſchränkung beſoldungs⸗ 
und verſorgungs rechtlicher Sonderleiſtungen; Ergänzung und Durchführung der 
Penſionskürzungs⸗Vorſchriften; Anderung verſorgungsrechtlicher Vorſchriften. 

Durch Geſetz vom 15. Dezember 1933 (RGBl. I S. 1067) iſt eine Juſammen⸗ 
faſſung. Vereinfachung und Vereinheitlichung des Reiſekoſtenweſens der Beamten 
erreicht worden. 

Um jeden Zweifel über die Beamteneigenſchaft — bisher die Quelle zahlreicher 
Prozeſſe — von vornherein auszuſchließen, iſt in 8 3 Nr. 1 des Geſetzes vom 
30. Juni 1934 beſtimmt worden, daß das Beamtenverhältnis nur durch Aushändi⸗ 
gung einer Urkunde begründet werden kann, die die Worte „unter Berufung in 
das Beamtenverhältnis“ enthält. 

Von bevölkerungspolitiſcher Bedeutung iſt die Vorſchrift, daß Frauen erſt nach 
Vollendung des 35. Lebensjahres als planmäßige Beamte berufen werden dürfen 
(5 3 Nr. 2 a. a. O.). Frauen find aus dem Beamtenverhältnis zu entlaſſen, wenn 
der Ehemann unkündbar angeſtellter Beamter iſt oder auf andere Weiſe die wirt⸗ 
ſchaftliche Verſorgung des weiblichen Beamten nach der Höhe des Familien⸗ 
einkommens als dauernd geſichert erſcheint ($ 7 Nr. 1 a. a. O.). 

Durch die Verordnung des Reichspräſtdenten vom 30. Januar 1934 (RGBl. I 
S. 73) iſt beſtimmt worden, daß „für beſondere Verdienſte um Volk und Staat“ 
wie an Angehörige der freien Berufe ſo auch an Beamte (auch Beamte im Ruhe⸗ 
ſtand) wieder Titel verliehen werden können. Die vorgeſehenen Titel ſind in einer 
Anlage zur Verordnung aufgeführt. Vorausſetzung für die Verleihung iſt „jeder⸗ 
zeitiges rückhaltloſes Eintreten für den nationalen Staat, treue Pflichterfüllung 
und vollkommene Hingabe an Amt und Beruf“. Von der Verleihungsmöglichkeit 
ſoll nur ſparſam Gebrauch gemacht werden. Dieſe Verordnung beruht auf dem 
ſittlichen Grundgedanken des Berufsbeamtentums, daß dem Staatsdiener die Ehre 
höher zu ſtehen hat als Geld und Gut. Fabricius 
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B. Kulturrecht 


Das Reichsminiſterium 
für Volksaufklaͤrung und Propaganda 


als Traͤger nationalſozialiſtiſcher Kulturpolitik 
(RMfVup.) 


Die Errichtung des RMfVuß. ftellt etwas Erſtmaliges und Einzigartiges in 
der deutſchen Geſchichte und überhaupt in der Geſchichte der Staaten dar. Denn 
zum erſtenmal werden Aufklärung und Propaganda als ſelbſtändige Aufgaben⸗ 
gebiete der Regierung eines Landes gewertet und anerkannt. Durch dieſe Tat 
bringt die Volksregierung Adolf Hitlers zum Ausdruck, daß ſie, die durch den 
leidenſchaftlichen Volkswillen zur Macht gekommen iſt, auch nach der Machtüber⸗ 
nahme in engſter Verbundenheit mit dem Volke bleiben will. Sie will deshalb 
das Volk ſtändig über die von ihr geleiſtete Arbeit unterrichten (Aufklärung) 
und es darüber hinaus für die nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung gewinnen 
(Propaganda). Durch die Volksaufklärung will die Regierung unter Beweis 
ſtellen, daß ſie die Vollſtreckerin des Volkswillens iſt. Durch die Propaganda will 
ſie das von ihr geſteckte Ziel, „die Wiederherſtellung der Einheit des Geiſtes und 
des Willens der deutſchen Nation“ und dadurch auch „die Wiedergewinnung einer 
deutſchen Selbſtändigkeit nach außen“ erreichen). Die Propaganda hat, wie Hitler 
ſtets betont hat, kein Eigenweſen, ſondern iſt lediglich Mittel zum Zweck. Diente 
die ausgezeichnete Propaganda der NSDAP. vor dem 30. 1. 1933 der Macht⸗ 
erſtrebung, ſo hat ſie nach der Machtergreifung in ihrer ganzen Vielgeſtaltigkeit 
dem oben aufgezeichneten Zwecke zu dienen. Da ſich Propaganda ſtets an die 
breite Maſſe zu wenden hat, jo muß das RMfVup. alle vorhandenen Mittel der 
Maſſenbeeinfluſſung, wie Rundfunk, Preſſe, Film, Theater uſw., ſich unterordnen 
und mit nationalſozialiſtiſchem Geiſte durchdringen. 

Die Entſtehungsgeſchichte des RMfVuP. iſt kurz. Schon vor der Machtüber⸗ 
nahme hatte der Führer mit ſeinen Mitarbeitern, vor allem mit dem Reichs— 
propagandaleiter Dr. Goebbels, in der Erkenntnis, daß der vorhandene Staats⸗ 
apparat für Propaganda völlig unzureichend wars, von einem zu errichtenden 
neuen Reichsminiſterium geſprochen, das die Fortſetzung der bisherigen Pro— 
pagandaarbeit der nationalſozialiſtiſchen Bewegung gewährleiſten ſollte“. 

Es liegt in der Natur des nationalſozialiſtiſchen Denkens und Handelns be⸗ 
gründet, daß vor dem Erlaß über die Errichtung des RMfVuß. nicht langwierige 
Verhandlungen innerhalb oder außerhalb der Parlamente ſtattgefunden haben, 
bei denen eingehende Begründungen für und wider die Errichtung abgegeben 
wurden. Die Begründung für die Schaffung iſt aus dem Werk des Führers 
„Mein Kampf“ zu erſehen und bedurfte keiner weiteren, öffentlichen Erörterung. 


1 Vgl. Goebbels: Rede vor der Preſſe in Berlin am 16. 3. 1933. 

2 Vgl. Hitler: Mein Kampf. ©. 368; Rede gehalten in Potsdam am 21. 3. 178 

Vgl. hierzu: Hitlers Ausführungen über Kriegspropaganda, Mein Kampf. S. 193 ff. 

Val. hierzu: Goebbels, Vom Kaiſerhof zur Reichskanzlei, 1933, insbeſ. ©. 28, 140, 
258, 259, 263, 276, 277. 
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Dieſe Gedanken des Führers fanden ihren Niederſchlag in dem „Erlaß über die 
Errichtung des Reichs miniſteriums für Volksaufklärung und Propaganda vom 
13. März 1933“ (abgedruckt im RGBl. 1933 Teil I Seite 104). Durch dieſen Erlaß 
wurde der bisherige Staatsapparat um ein neues Miniſterium erweitert. Der 
Name „Reichsminiſterium für Volksaufklärung und Propaganda“ wurde amtlich 
feſtgelegt. Gemäß Abſchnitt 2 des obenerwähnten Erlaſſes führt der Leiter dieſer 
Behörde die Bezeichnung „Reichsminiſter für Volksaufklärung und Propaganda“. 
Auf dieſen Poſten berief der Reichspräſident auf Vorſchlag des Reichskanzlers am 
13. 3. 1933 den Reichspropagandaleiter der NSDAP., Dr. Goebbels. Dadurch 
wurde eine Gewähr dafür geſchaffen, daß die erfolgreiche Arbeit der Reichs⸗ 
propagandaleitung mit ſtaatlichen Mitteln dem ganzen deutſchen Volke zum Wohle 
gereichen würde. Die Verbindung der Amter des Reichsminiſters für Volksauf⸗ 
klärung und Propaganda und des Reichspropagandaleiters in einer Perſon doku⸗ 
mentierte auch äußerlich die weitgehende Vereinigung von Staat und Partei, 
die eine Untermauerung noch dadurch erfahren hat, daß innerhalb des neu⸗ 
errichteten Miniſteriums weitere Mitglieder der Reichspropagandaleitung als 
Beamte eingeſtellt wurden. Die äußere Baſis für das neue Miniſterium bildete 
die Preſſeſtelle der Reichsregierung, deren Chef bis dahin dem Reichskanzler direkt 
unterſtellt war. Der Preſſechef der Reichsregierung wurde zugleich der Staats⸗ 
ſekretär des neuen Miniſteriums, behielt aber als Preſſechef der Reichsregierung 
ſeine Funktionen bei. 

In dem Erlaß über die Errichtung des Miniſteriums wird als Motiv für die 
Errichtung in Abſ. 1 angegeben, es habe die Aufgabe, Zwecken „der Aufklärung 
und Propaganda unter der Bevölkerung über die Politik der Reichsregierung 
und den nationalen Wiederaufbau des deutſchen Vaterlandes“ zu dienen. Es 
iſt hierdurch der weite Aufgabenkreis des Miniſteriums umriſſen und gleichzeitig 
der Zweck der neuerrichteten Behörde in knapper Formulierung niedergelegt. 

In Abſchnitt 3 des obenangeführten Erlaſſes vom 13. 3. 1933, „die einzelnen 
Aufgaben des RMfVuß. beſtimmt der Reichskanzler“, kommt zum Ausdruck, daß 
der Erlaß lediglich die Baſis der neuzuerrichtenden Behörde ſchaffen ſoll. Durch 
den Erlaß iſt die Zentralinſtanz geſchaffen worden, die von nun ab für ganz 
Deutſchland einheitlich die erforderlichen Aufklärungs⸗ und Propagandamaß⸗ 
nahmen treffen und durchführen ſoll. Sofern daher irgendwelche anderen ſtaat⸗ 
lichen Stellen bisher Aufklärungs⸗ und Propagandamaßnahmen zu treffen und 
durchzuführen hatten, mußten dieſe ihre Aufgaben an die neuerrichtete Behörde 
abgeben. Dieſer Gedanke wurde in Satz 2 des Abſchnittes 3 des obenerwähnten 
Erlaſſes mit folgenden Worten ausgedrückt: der Reichskanzler „beſtimmt im Ein⸗ 
vernehmen mit den beteiligten Reichsminiſtern die Aufgaben, die aus deren 
Geſchäftsbereich auf das neue Miniſterium übergehen, und zwar auch dann, wenn 
hierdurch der Geſchäftsbereich der betroffenen Miniſterien in den Grundzügen 
berührt wird“. 

Dieſe Beſtimmung beruht auf dem dem Staatsrecht bis zur Weimarer Ver⸗ 
faſſung einſchließlich fremden Führerprinzip und iſt eine der erſten Anerkennungen 
nationalſozialiſtiſchen ſtaatsrechtlichen Denkens. Vor der nationalſozialiſtiſchen 
Revolution hätte es über die Aufgabenverteilung innerhalb des Kabinetts zur 
Abſtimmung kommen müſſen, bei der nur bei Stimmengleichheit der Reichskanzler 
den Ausſchlag mit ſeiner Stimme gegeben hättes. Für derartige Abſtimmungen 
iſt jetzt kein Raum. Daher heißt es in dem Erlaß: „der Reichskanzler beſtimmt“, 
und zwar auch dann, wenn Fragen der Löſung bedürfen, die den Geſchäftsbereich 
der betroffenen Miniſterien in den Grundzügen berühren. 


| s S. Geſchäftsordnung der ii vom 3. 5. 1924, 8 8 u. Art. 58 der Weimarer 
Reichsverfaſſung vom 11. 8. 
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Auf Grund des Erlaſſes über die Errichtung des RMfVup. vom 13. 3. 1933 
hat der Reichskanzler am 30. Juni 1933 im Einvernehmen mit den in ihrem 
zuſtändigen Geſchäftsbereich betroffenen Reichsminiſtern und dem Reichsminiſter 
für Volksaufklärung und Propaganda den Aufgabenkreis der neuen Behörde näher 
beſtimmt und ihre Zuſtändigkeit gegenüber den anderen Miniſterien abgegrenzt 
(Verordnung über die Aufgaben des RMfVup. v. 30. 6. 1933, abgedruckt im RGBl. 
Teil I S. 499). Nach dieſer Verordnung find aus dem Geſchäftsbereich des Aus⸗ 
wärtigen Amts, des Reichsminiſteriums des Innern, des Reichswirtſchaftsmini⸗ 
ſteriums, des Reichsminiſteriums für Ernährung und Landwirtſchaft, des Reichs⸗ 
poſtminiſteriums und des Reichsverkehrsminiſteriums einzelne Aufgabengebiete 
auf das RMfVup. übergegangen. 

In dieſer Verordnung werden die Aufgaben des Miniſteriums nochmals zu⸗ 
ſammengefaßt an die Spitze geſtellt. Danach iſt das Miniſterium zuſtändig „für 
alle Aufgaben der geiſtigen Einwirkung auf die Nation, der Werbung für Staat, 
Kultur und Wirtſchaft, der Unterrichtung der in⸗ und ausländiſchen Offentlich⸗ 
keit über ſie und der Verwaltung aller dieſen Zwecken dienenden Einrichtungen“. 

Damit iſt erneut zum Ausdruck gebracht, daß der Staat das Volk mit dem 
Gedankengut der Bewegung erfüllen und in der ausländiſchen Offentlichkeit Auf⸗ 
klärung und Verſtändnis für dieſe Arbeit erwecken will. Dieſe Arbeit ſetzt voraus, 
daß alle Mittel in einer Hand zuſammengefaßt ſind. Es muß vermieden werden, 
daß die Aufklärungs⸗ und Propagandaarbeit in ihrer Kraft und Wirkung durch 
Planloſigkeit oder mangelnde Einheitlichkeit, durch Doppel⸗, Nebeneinander⸗ oder 
gar Gegeneinanderarbeit in ihren organiſatoriſchen Kräften oder durch Zer⸗ 
ſplitterung finanzieller Aufwendungen der öffentlichen Hand beeinträchtigt wird. 

Daher heißt es in dem letzten Abſatz der Verordnung, nachdem die Aufgaben⸗ 
gebiete des Miniſteriums beſtimmt ſind: „Auf den bezeichneten Gebieten iſt der 
Reichsminiſter für Volksaufklärung und Propaganda für alle Aufgaben einſchließ⸗ 
lich der Geſetzgebung federführend.“ 

Die Verordnung vom 30. 6. 1933, in der dem neuen Miniſterium ſeine Auf⸗ 
gabengebiete zugewieſen ſind, iſt für den Aufbau des Miniſteriums von grund⸗ 
legender Bedeutung. Sie zählt die Aufgabengebiete des RMfVuß. auf, und dieſe 
find durch den Geſchäftsverteilungsplan ſachlich geordnet und den verſchiedenen 
Abteilungen der neuen Behörde zugeteilt worden. So ſpiegelt die Geſchäftsver⸗ 
teilung innerhalb des Miniſteriums den Inhalt der Verordnung vom 30. 6. 1933 
wider, und im Intereſſe einer klaren Überſicht iſt es zweckmäßig, an dem Auf⸗ 
gabenkreis der neun Abteilungen des Miniſteriums die Verordnung vom 30. 6. 
1933 zu erläutern. Die neun Abteilungen, deren Bezeichnungen ſchon rahmens 
mäßig ihr Arbeitsgebiet kennzeichnen, nämlich 

Abteilung 1: Verwaltung und Recht 
u 2: Propaganda 
: Rundfunk 
Preſſe 
Film 
Theater 
Abwehr 
Schrifttum 
5 : Kunſt und Muſik 
gliedern ſich im einzelnen wie folgt: 


0 N OT CcH 


Die Abteilung 1 hat neben den Aufgabengebieten des Perſonalaufbaus und des 
Haushaltweſens der ganzen Behörde die Federführung und Ausarbeitung der 
Geſetze auf den Gebieten, für die nach der Verordnung vom 30. 6. 1933 der Reichs⸗ 
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minifter für Volksaufklärung und Propaganda zuſtändig iſt, wahrzunehmen. In 
ihr läuft daher die Arbeit der übrigen acht Abteilungen des Hauſes, für deren 
ſachliche Richtigkeit und Zweckmäßigkeit dieſe verantwortlich ſind, zuſammen, ſobald 
ſie ihren rechtlichen Niederſchlag im Wege der Geſetzgebung oder im Erlaß von 
Rechts⸗ oder Verwaltungsverordnungen finden ſoll. Sie iſt u. a. für den 
ſtändiſchen Aufbau der Nation zuſtändig. Ihre Arbeit iſt in dem Reichskultur⸗ 
kammergeſetz vom 22. 9. 1933 (RGBl. I S. 661) auf dieſem Gebiete niedergelegt. 


II 


Aus dem vielgeſtaltigen Aufgabenkreis, der in der Verordnung vom 30. 6. 1933 
umriſſen iſt, hat die Abteilung 2 das wichtigſte Hauptgebiet erhalten. Sie iſt 
für die „allgemeine innenpolitiſche Aufklärung“ verantwortlich. Aus dem großen 
Gebiet der allgemeinen innenpolitiſchen Aufklärung hat die Verordnung vom 
30. 6. 1933 einige beſonders erwähnt, die meiſten Aufgaben ſind jedoch allgemeiner 
Natur und nicht exakt zu umſchreiben. Neue Aufgaben werden von Fall zu Fall 
entſtehen; ſo iſt die Tätigkeit der Abteilung 2 nur zu verſtehen und ihr Umfang 
nur dann zu ermeſſen, wenn man auf den Zweck, der bei Errichtung des Mini⸗ 
ſteriums vorgeſchwebt hat, blickt, und den Aufgabenkreis ſo definiert: Alles, was 
in den übrigen acht Abteilungen ſeine Zuſtändigkeit nicht findet, gehört in den 
Geſchäftsbereich der Abteilung 2. 

Einzelne Aufgabengebiete dieſer Abteilung nach der Verordnung vom 30. 6. 1933 
ſind: 
a) Die Verwaltung der Hochſchule für Politik, der Stätte der Erziehung des 

politiſchen Führernachwuchſes im nationalſozialiſtiſchen Geiſte (Ziffer 2 

der VO.) . 

b) Die Einführung und Begehung von nationalen Feiertagen und Staatsfeiern. 

Unter dieſen Aufgabenkreis fallen die alljährlichen Feiern des Tages der 
nationalen Arbeit (1. Mai), des Erntedankfeſtes am Büdeberg bei Hameln (vgl. 
das Geſetz über die Feiertage vom 27. 2. 1934, RGBl. I S. 129), ſowie Staats⸗ 
feiern aus beſonderem Anlaß, ſo unlängſt die Ausgeſtaltung des Staats⸗ 
begräbniſſes für den verſtorbenen Reichspräſidenten und Generalfeldmarſchall 
v. Hindenburg. 

c) Die Durchführung des Geſetzes zum Schutze der nationalen Symbole vom 

19. 5. 1933 (RGBl. 1 S. 285) und ſeiner Durchführungsverordnung vom 
23. 5. 1933 (RGBl. I S. 320). Die Formgebung des ſtaatlichen Lebens, 
wie es ſich z. B. in der Nationalhymne widerſpiegelt. 

d) Die unter Ziffer 3 aufgeführten Maßnahmen der Wirtſchaftswerbung (vgl. das 
Geſetz für Wirtſchaftswerbung vom 12. 9. 1933, RGBl. I S. 625, Verordnung 
über die Errichtung des Werberates der deutſchen Wirtſchaft vom 27. 10. 1933, 
RGBl. I S. 791), des Ausſtellungs⸗, Meſſe⸗ und Reklameweſens. 

e) Schließlich iſt das unter Ziffer 4 erwähnte Aufgabengebiet der Verkehrs⸗ 
werbung in den Geſchäftsbereich der Abteilung 2 übergeleitet worden. Ferner 
hat dieſe auch das unter Ziffer 1 der Verordnung erwähnte Aufgaben⸗ 
gebiet des Sportes im In⸗ und Ausland zu betreuen. 

f) Volksgeſundheit (Bevölkerungspolitik, Raſſenpflege, Mutter und Kind). 


III. 


Das innerhalb der Ziffer 2 der Verordnung vom 30. 6. 1933 erwähnte Aufgaben⸗ 
gebiet „Rundfunk“ wird in der Abteilung 3 des RMfVup. verwaltet. Dabei 
iſt zu beachten, daß innerhalb der Ziffer 4 der Verordnung für die techniſche 
Verwaltung außerhalb der Häuſer der Reichsrundfunkgeſellſchaft und der Rund⸗ 
funkgeſellſchaften eine beſondere Regelung getroffen iſt. In dieſen Angelegen— 
heiten der techniſchen Verwaltung iſt die Zuſtändigkeit bei dem Reichspoſt— 
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miniſterium verblieben; dieſes muß das RMfVup. nur inſoweit beteiligen, als 
es die Durchführung der Aufgaben des Propagandaminiſteriums notwendig macht. 

So iſt in der Erkenntnis, daß der Rundfunk ein ausgezeichnetes Mittel zur 
Aufklärung und Propaganda iſt, daß er dem Volke die Möglichkeit bietet, an den 
großen Zeitereigniſſen unmittelbar Anteil zu nehmen und für die Pflege deutſcher 
Kunſt, Wiſſenſchaft und Muſik von größter Bedeutung iſt, das RMfVup. be: 
ſonders beſtrebt, dem Rundfunk eine weitgehende Verbreitung im Reiche zu ver⸗ 
ſchaffen. Es iſt daher daran intereſſiert, daß die Verleihungsbedingungen für 
Rundfunkanlagen und die ſonſtigen Gebühren nicht zu hoch feſtgeſetzt werden. 
Deshalb iſt in Ziffer 4 der Verordnung dem Reichsminiſter für Volksaufklärung 
und Propaganda ein Mitbeſtimmungsrecht auch bei dieſen techniſchen Verwaltungs⸗ 
angelegenheiten zugeſprochen worden. 

Auf der anderen Seite iſt es eine Selbſtverſtändlichkeit, daß dem Reichsminiſter 
für Volksaufklärung und Propaganda die Vertretung des Reiches in der Reichs⸗ 
rundfunkgeſellſchaft und in den Rundfunkgeſellſchaften „in vollem Umfange“ über⸗ 
tragen worden iſt (Ziffer 4 der Verordnung vom 30. 6. 1933), da die Programm⸗ 
geſtaltung innerhalb des Rundfunks eines der wichtigſten Mittel zur Beeinfluſſung 
des Volkes und ſeiner Aufklärung auf allen Gebieten darſtellt. 

Auch an dem ſtändiſchen Aufbau des Dritten Reiches, ſoweit er für den Rund⸗ 
funk von Bedeutung iſt und ſich im Geſetz über die Reichskulturkammer vom 
22. 9. 1933 (RGBl. I S. 661) und die 1. Verordnung zur Durchführung des 
Reichskulturkammergeſetzes (1. VOz DdR KG.) vom 1. 11. 1933 (RGBl. I S. 797), 
durch die die Reichsrundfunkkammer errichtet worden iſt, ausdrückt, hat die Ab⸗ 
teilung 3 des Miniſteriums tätigen Anteil genommen. 


IV. 


Das unter Ziffer 2 der Verordnung angeführte Aufgabengebiet „Preſſe“ (mit 
dem Inſtitut für Zeitungswiſſenſchaft) iſt zum Geſchäftsbereich der Abteilung 4 
des RMfVuP. erhoben worden. Dadurch iſt der bedeutendſte Faktor der politiſchen 
und allgemeinen Aufklärung und Unterrichtung eng an das Miniſterium geknüpft 
und die Arbeit der Preſſe nach ſeinen Richtlinien iſt ſichergeſtellt. Vertiefung und 
geſetzlichen Unterbau hat das Verhältnis der Preſſe zu dem Miniſterium durch 
den Erlaß des Schriftleitergeſetzes vom 4. 10. 1933 (RGBl. I S. 713), das ſeit 
dem 1. 1. 1934 gemäß der Verordnung über das Inkrafttreten und die Durch— 
führung des Schriftleitergeſetzes vom 19. 12. 1933 (RGBl. I S. 1085) in Kraft 
getreten iſt, erfahren. Außerdem iſt zu bemerken, daß das Geſicht der Preſſe 
und des in ihr arbeitenden Berufsſtandes maßgebend durch das Reichskultur— 
kammergeſetz vom 22. 9. 1933 (RGBl. I S. 661) und die 1. VOz DddR KG. vom 
1. 11. 1933 (RGBl. 1 S. 797), durch die die Reichspreſſekammer errichtet worden 
iſt, im Sinne des erſtrebten ſtändiſchen Aufbaus verändert worden iſt. 

Durch die Schaffung des Reichsverbandes der deutſchen Preſſe (SS 23, 24 des 
Schriftleitergeſetzes vom 4. 10. 1933, RGBl. I S. 715) hat der Reichsminiſter 
für Volksaufklärung und Propaganda ſich fernerhin einen tiefgreifenden Einfluß 
auf die Organiſation der geſamten deutſchen Preſſe bewahrt, der ſich in dem 
Ernennungsrecht des Leiters des Reichsverbandes und in dem Auſſichtsrecht über 
dieſen Verband äußert. 

V. 

Ein dritter, wichtiger Zweig der Volksaufklärung und Propaganda, der gemäß 
Ziffer 2 der Verordnung dem Geſchäftsbereich des RMfVup. zugewieſen iſt, bes 
ſchäftigt ſich mit dem „Lichtſpielweſen“ und in engem Zuſammenhange damit mit 
der „Bekämpfung von Schund und Schmutz“, die ebenfalls unter Ziffer 2 der 
Verordnung erwähnt und dem Miniſterium zuſtändigkeitshalber zugeteilt iſt. 
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Diele Aufgaben werden von der Abteilung 5 des Miniſteriums wahrgenommen. 
Auch hier ift in Anbetracht der großen Bedeutung des Filmes als Volksbildungs⸗ 
und Aufklärungsmittel Arbeit im nationalſozialiſtiſchen Geiſte geleiſtet worden 
(vgl. das Lichtſpielgeſetz vom 16. 2. 1934, RGBl. I S. 95 f.). Auf dem Gebiete 
des ſtändiſchen Aufbaus hat die Arbeit zunächſt ihren Niederſchlag in dem Geſetz 
über die Schaffung einer vorläufigen Reichsfilmkammer vom 14. 7. 1933 (RGBl. I 
S. 483) gefunden. Durch das Reichskulturkammergeſetz vom 22. 9. 1933 (RG Bl. I 
S. 661) iſt die vorläufige Reichsfilmkammer dann durch § 5 in die Reichsfilm⸗ 
kammer innerhalb der Reichskulturkammern übergeführt worden. 

In den Aufgabenkreis dieſer Abteilung gehört auch die Betreuung des „Film⸗ 
weſens im Auslande“, dieſes Gebiet iſt unter Ziffer 1 der Verordnung vom 
30. 6. 1933 erwähnt und ſomit in den Geſchäftsbereich des RMfVupP. über: 
gegangen. 

VI. 

Die in Ziffer 2 der Verordnung in dem Aufgabengebiet „Theaterangelegen⸗ 
heiten“ zuſammengefaßten Aufgaben werden von der Abteilung 6 des Mini⸗ 
ſteriums wahrgenommen. Dem Endziel, dem deutſchen Volke ein deutſches Theater 
wiederzugeben, das geeignet iſt, ſeine Aufgaben, dem Volke künſtleriſches Gemein⸗ 
ſchaftserleben zu vermitteln, es zu erfreuen und zu erziehen, in vollem Umfange 
zu erfüllen, dient in erſter Linie das Reichstheatergeſetz vom 15. 5. 1934 (RGBl. J 
S. 411) und die Schaffung der Reichstheaterkammer durch die Verordnung vom 
1. 11. 1933 (RG Bl. I S. 797). 

i VII. | 

Die unter Ziffer 1 der Verordnung vom 30. 6. 1933 aus dem Geſchäftsbereich 
des Auswärtigen Amtes dem RMfVupP. übertragenen Aufgaben der Aufklärung 
und des Nachrichtenweſens im Auslande ſind der Abteilung 7 des Miniſteriums 
zugewieſen worden. Wie notwendig die Zuſammenfaſſung dieſer Aufgaben und 
ihre einheitliche Durchführung war, zeigte ſich beſonders, als es galt, dem aus⸗ 
ländiſchen Lügen⸗ und Greuelfeldzug und dem damit verbundenen Boykott deutſcher 
Waren im Auslande entgegenzutreten. 

VIII. 

Die Abteilung 8 des Miniſteriums, deren Aufgabengebiet vor allem die För⸗ 
derung und Pflege des nationalen Schrifttums und des geſamten literariſchen 
Lebens des deutſchen Volkes umfaßt, hat durch Ziffer 2 der Verordnung vom 
30. 6. 1933 zu ihrem Geſchäftsbereich die Verwaltung und Auffiht über die 
Bibliothek „Deutſche Bücherei“ in Leipzig übertragen erhalten. Der Deutſchen 
Bücherei iſt durch Reichsgeſetz eine Sonderſtellung inſofern eingeräumt worden, 
als ſie das Recht hat, von jedem neuerſcheinenden Werk ein Belegexemplar koſten⸗ 
los beanſpruchen zu können. Sie iſt daher und durch ſie nach der Verordnung 
vom 30. 6. 1933 nunmehr das RMfVup. in der Lage, das geſamte Schrifttum 
zu überblicken und auf ſeinen Wert hin zu prüfen. 

Durch die 1. VOz DdRKG. vom 1. 11. 1933 (RGBl. 1 S. 797) iſt die Reichs⸗ 
ſchrifttumskammer, in die der Reichsverband der deutſchen Schriftſteller auf⸗ 
gegangen iſt, geſchaffen worden und ſo hat auch dieſe Abteilung des Miniſteriums 
am ſtändiſchen Aufbau des Dritten Reiches mitgearbeitet. 


IX. 


Auf die Abteilung 9 des RMfVup. iſt nach Ziffer 2 der Verordnung die Pflege 
der Kunſt (jedoch ohne kunſthiſtoriſches Inſtitut in Florenz, Urheberrechtsſchutz 
für Werke der Literatur und Kunſt, Verzeichnis der national wertvollen Kunſt— 
werke, deutſch⸗öſterreichiſches Übereinkommen über Kunſtausfuhr, Schutz der Kunſt— 
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werke und Denkmäler, Schutz und Pflege der Landſchaft und der Naturdenkmäler, 
Naturſchutzparke, Erhaltung von Bauwerken von beſonderer geſchichtlicher Be⸗ 
deutung, Erhaltung der Nationaldenkmäler, Verband deutſcher Vereine für Volks⸗ 
kunde, Reichsehrenmal) übergegangen. Auch die Muſikpflege l(einſchließlich des 
Philharmoniſchen Orcheſters) und die Kunſtausſtellungen im In⸗ und Auslande 
gehören in ihren Geſchäftsbereich. Dadurch iſt die Möglichkeit geſchaffen, einheit- 
liche, auf nationalſozialiſtiſcher Grundlage ruhende Arbeit im Kunſt⸗ und Muſik⸗ 
leben zu leiſten, die Kunſt ſoll wieder, ihrer großen hiſtoriſchen Vergangenheit 
würdig, durch Verwendung arteigener Mittel deutſches Weſen zum Ausdruck 
bringen. 

Auch auf dem Gebiete des ſtändiſchen Aufbaus der Berufsgruppen der bildenden 
Künſtler und der Tonkünſtler iſt Grundlegendes geſchaffen worden (1. VOz DdR KG. 
vom 1. 11. 1933, RGBl. I S. 797, durch die die Kammer der bildenden Künſte 
und die Reichsmuſikkammer errichtet worden ſind). 

An dem oben beſchriebenen Aufbau des RMfVup. ſpiegelt ſich der Inhalt der 
Verordnung vom 30. 6. 1933 wider. Mit ihrer Wiedergabe iſt der Aufgabenkreis 
des RMfVup. jedoch nur in den Grundzügen umriſſen. Innerhalb jeder der 
neun Abteilungen wird darüber hinaus im nationalſozialiſtiſchen Geiſte an dem 
Wiederaufbau des deutſchen Volkes durch geeignete Aufklärung und Propaganda 
gearbeitet in dem Beſtreben, die in dem Erlaß über die Errichtung des RMfVup. 
vom 13. 3. 1933 und in der VO. über die Aufgaben des RMfVup. vom 30. 6. 1933 
geſtellten Aufgaben zu erfüllen. 

v. Hanſtein 


Schrifttum: 


„Mein Kampf“ von Adolf Hitler, München 1933, 23. Auflage. 

„Das junge Deutſchland will Arbeit und Frieden“, Reden des Reichskanzlers Adolf 
Hitler, des neuen Deutſchlands Führer. Mit einem Vorwort von Dr. Joſeph Goebbels. 
Druck und Verlag: Liebheit und Thieſen, Berlin SW 19, Niederwallſtraße 16, 1933. 

„Vom Kaiſerhof zur Reichskanzlei“ von Dr. Joſeph Goebbels, München 1934. 

„Revolution der Deutſchen“ (14 Jahre Nationalſozialismus), Goebbelsreden mit ein⸗ 
leitenden Zeitbildern von Hein Schlecht, Oldenburg 1933, 11.—16. Tauſend. 
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Deutſchlands Funkrecht 


Einleitung 


1. Die politiſche Forderung auf Schaffung eines nationalſozialiſtiſchen Funk⸗ 
rechts, welche ſich zwangsläufig mit der Übernahme der Sendehäuſer im Reiche er⸗ 
gab, iſt bereits in den vergangenen zwei Jahren ihrer Verwirklichung näher ge⸗ 
rückt. Dabei entſpricht es durchaus dem Ablauf einer organiſchen Entwick⸗ 
lung, wenn nicht alles und jedes auf dem Gebiete des Funkrechts ſeine ſofortige 
Regelung durch den Reichsgeſetzgeber erfährt. Im Gegenteil: Zwar ſchwebt uns als 
höchſtes Ziel ein Reichsrundfunk⸗Geſetz vor Augen, das, hineingeſtellt 
in den Aufgabenkreis der Reichskulturkammer, dem Rundfunk in ſeiner Totalität 
eine eherne organiſatoriſche Klammer zu gewähren hat. Dieſes Ziel jedoch kann 
nur ſchrittweiſe ſeiner Verwirklichung entgegengeführt werden, und es muß des⸗ 
halb jeder Anſatz und jeder Verſuch einer nationalſozialiſtiſchen Rechtsgeſtaltung 
im Funkrecht mit Aufmerkſamkeit verfolgt und im Falle zuverläſſiger Erprobung 
dankbar begrüßt werden. 

2. Bei der Rückſchau auf die zweijährige Entwicklung eines nationalſozialiſtiſchen 
Funkrechts iſt vor allem die Feſtſtellung erfreulich, daß das Funkrecht im Drit⸗ 
ten Reich als Volksrecht aufgefaßt und auch als ſolches vom deutſchen Richter 
geſtaltet wird. 

Die in der Volksgemeinſchaft verwurzelte Rundfunk⸗Einheit erhält da⸗ 
durch lebendigen Zuſtrom und bleibt kein leeres Gebilde kühner Propagandiſten, 
ſondern ein bluterfülltes, lebendiges Geſtaltwerden einer weltanſchaulichen Er⸗ 
kenntnis. 


Dieſe Entwicklung zum wahren Volksrecht iſt nur möglich durch das Verſtändnis, 
welches die politiſche Rundfunkführung bei allen Volksgenoſſen findet. Aus dem 
Volke heraus ſind Rechtsauffaſſungen geboren worden, welche vor Jahren noch 
undenkbar geweſen wären. Dem ſittlichen Volksempfinden Rechnung zu tragen 
und auf dieſer Grundlage das Volk für immer dem Rundfunk zu verbinden, iſt 
nicht zuletzt Aufgabe nationalſozialiſtiſcher Funkrechtsgeſtaltung. 


Die Unpfändbarkeit von Rundfunkgerät 

Während noch in der 1. Auflage an dieſer Stelle! die Pfändbarkeit von Radio⸗ 
gerät als eine funkrechtliche Streitfrage geſchildert wurde, welche Rechtslehre 
und Rechtſprechung nach der Machtübernahme beſonders häufig beſchäftigte, kann 
nunmehr dieſer Streit als beigelegt gelten. Die vom Reichsgeſetzgeber vor⸗ 
genommene Anderung des § 811 Nr. 1 ZPO. verhilft der Volksauffaſſung über die 
Unpfändbarkeit von Rundfunkgerät zum Durchbruch. 

Nach der neuen Faſſung dieſer Vorſchrift ſind ſeit dem 1. November 1934 „die 
dem perſönlichen Gebrauch oder dem Haushalt dienenden Sachen .., ſoweit der 
Schuldner ihrer zu einer angemeſſenen, beſcheidenen Lebens- und Haushaltsfüh⸗ 
rung bedarf“, der Pfändung nicht unterworfen. 


8 une Funkrecht“, im „NS.⸗Handbuch für Recht und Geſetzgebung“, 1. Auflage, 
. 530 ff. | 
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Unter dieſe Generalklauſel fällt in erſter Linie das Rundfuntgerät?. Da⸗ 
bei iſt es gleichgültig, ob es ſich um einen Volksempfänger oder einen teuren 
Luxus⸗Apparat handelt, ſolange der Schuldner überhaupt nur ein Empfangs⸗ 
gerät im Beſitz hat. Iſt der Rundfunkhörer Beſitzer eines Luxus⸗Gerätes, ſo kann 
für ihn als Schuldner die Frage auftauchen, ob er gehalten iſt, die Pfändung dieſes 
Gerätes dann zu dulden, wenn ihm der Gläubiger ein geringwertigeres, jedoch an⸗ 
gemeſſenes Erſatzſtück anbietet. Dieſe Frage iſt von allgemeiner Bedeutung und 
kann wohl nur durch den Reichsgeſetzgeber entſchieden werden, weil es 
einer Vorſchrift ermangelt, nach der es bei den unpfändbaren Gegenſtänden in 
§ 811 ZPO. dem Gläubiger überlaſſen bleiben darf, dem Pfändungsſchutz unter⸗ 
liegende Gegenſtände des Schuldners in minderwertige umzutauſchen und dieſe dem 
Schuldner zur Verfügung zu ſtellen. 

Die Unpfändbarkeit des Rundfunkgerätes iſt dem Rundfunkhandel nicht 
abträglich, denn dem Einzelhändler ſteht es frei, durch einen Eigentumsvorbehalt 
im Falle der Nichtzahlung der vereinbarten Raten den Herausgabeanſpruch ſich 
vorzubehalten. Nach herrſchender Rechtsauffaſſung behandeln die SS 883 ff. ZPO. 
nur den Herausgabeanſpruch beweglicher Sachen, wobei es auf die Pfändbarkeit 
oder Unpfändbarkeit nicht ankommt. 


Die Beſtimmungen über den Rundfunk auf Grund d. Fernmeldeanlagen⸗Geſetzes 

1.) Die an dieſer Stelle unter Nr. 1 bis 7 ſowie Nr. 9 und 10 geſchilderten Be⸗ 
ſlimmungen über den Rundfunk auf Grund des Fernmeldeanlagen-Geſetzes gelten 
nach wie vor. Dagegen find die angegebenen Beſtimmungen über die Er mäßi⸗ 
gung und die Befreiung von Rundfunkgebühren mit Wirkung 
vom 1. April 1935 aufgehoben worden. Bis zum Ablauf des Monats April 
1935 gelten jedoch noch weiter“: 

a) die z. Z. bereits gewährte Ermäßigung der Rundfunkgebühren für öffentliche 
Schulen; 

b) die z. Z. bereits gewährte Befreiung von dieſen Gebühren für bedürftige oder 
arbeitsloſe Rundfunkteilnehmer, für Krankenhäuſer, Heilanſtalten, Heime 
uſw., für öffentliche oder gemeinnützige Anſtalten für Geiſteskranke, Sieche 
und Fürſorgezöglinge und ferner für ſolche öffentlichen oder gemeinnützigen 
Anſtalten, die der vorbeugenden Armenpflege oder der Wohlfahrtspflege 
dienen. 

An die Stelle der jetzigen vorerwähnten Beſtimmungen tritt mit Wirkung vom 

1. April 1935 folgende Neuregelung: 


l. Begrenzung der Befreiung von Rundfunkgebühren 

1. Von den Rundfunkgebühren können auf Antrag befreit werden: 

a) bedürftige Volksgenoſſen, die aus öffentlichen Mitteln 
laufend unterſtützt werden, ſoweit fie nicht in Wohnungsgemein⸗ 
ſchaft mit Perſonen leben, die zur Zahlung von Rundfunkgebühren imſtande 
ſind (als aus öffentlichen Mitteln unterſtützt gelten: 

Empfänger öffentlicher Fürſorge ſallgemeine Fürſorge, Kriegsbeſchädig— 
tenfürſorge, Sozialrentnerfürſorge, Kleinrentnerfürſorge und Kleinrenter— 
hilfe]; | 

Vergleiche die Amtliche Begründung des Geſetzes in „Deutſche Juſtiz“, 1934, S. 1364, 
und die Ausführungen von Landgerichtsrat Dr. R. Pohle über die Unpfändbarkeit von 
Rundfunkgerät nach dem Reichsgeſetz vom 24. 10. 1934 im „Archiv für Funkrecht“, Amts⸗ 
blatt der Reichsrundfunkkammer, 1934, S. 69 ff. 

2 Vergleiche „Amtliche Hinweiſe“ Nr. 16/1935 der Reichsrundfunkkammer im Amtsblatt 
„Archiv für Funkrecht“, 1935, S. 121 ff. Die hier nicht wiedergegebenen Ausführungs- und 
Übergangsbeſtimmungen ſowie die Anlagen über die Durchführung der Beſtimmungen für 
Rundfunkgebührenerlaß befinden ſich a. a. O., S. 127 ff. 
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Empfänger von Arbeitsloſen⸗ und Kriſenunterſtützung; 
Zuſatzrentenempfänger nach dem Reichsverſorgungsgeſetz); 

b) bedürftige Volksgenoſſen, deren Einkommen den Richt⸗ 
ſatz der öffentlichen Fürſorge nicht überſteigt, ſoweit ſie 
nicht in Wohnungsgemeinſchaft mit Perſonen leben, die zur Zahlung von 
Rundfunkgebühren imſtande ſind; 

c) Angehörige der Deutſchen Reichspoſt ſowie Forſcher und Sachverſtändige auf 
dem Gebiete des Funkweſens, wenn ſie von der Deutſchen Reichspoſt zu be⸗ 
ſonderen Dienſtleiſtungen im Rundfunk, wie zu vergleichenden Beobachtungen, 
Meſſungen uſw. in Anſpruch genommen werden; dieſer Kreis iſt auf das 
Notwendigſte zu beſchränken; 

d) das Reichsminiſterium für Volksaufklärung und Propaganda und ſeine nach⸗ 
geordneten Stellen für ihre dem Dienſtgebrauch dienenden Rundfunk⸗ 
empfangsanlagen ſowie ferner Angehörige dieſes Miniſteriums und ſeiner 
nachgeordneten Stellen, wenn ſie von ihren vorgeſetzten Dienſtſtellen zu be⸗ 
ſonderen Dienſtleiſtungen im Rundfunk, wie zu vergleichenden Beobachtun⸗ 
gen, Meſſungen uſw. in Anſpruch genommen werden; dieſer Kreis iſt auf das 
Notwendigſte zu beſchränken, 

e) die Chefs der ausländiſchen diplomatiſchen Vertretungen und die Leiter der 
ausländiſchen konſulariſchen Vertretungen im Deutſchen Reich für ihre 
eigenen Rundfunkempfangsanlagen ſowie auch für etwaige dem 
Dienſtgebrauch der ausländiſchen diplomatiſchen und konſulariſchen 
Vertretungen dienende Rundfunkempfangsanlagen, wenn der andere Staat 
Gegenſeitigkeit gewährt. 

2. Volksgenoſſen, die mit der Zahlung von Rundfunkgebühren rückſtändig 
ſind, werden von Rundfunkgebühren erſt befreit, wenn ſie die rückſtändigen Gebühren 
entrichtet haben, oder wenn die Deutſche Reichspoſt Zahlungserleichterungen ge⸗ 
währt hat und die Teilzahlungen pünktlich entrichtet werden. 

3. Perſonen, die weder deutſche Reichsangehörige noch Danziger Staatsange⸗ 
hörige ſind, und Nichtarier dürfen von Rundfunkgebühren nicht befreit 
werden. Ausnahmen ſind nur für die unter J 1e erwähnten diplomatiſchen und kon⸗ 
ſulariſchen Vertreter zuläſſig. 


II. Zuſt ändigkeit für die Gebührenbefreiung 


1. Die Befreiung von Rundfunkgebühren liegt ausſchließlich in den Händen der 
Deutſchen Reichspoſt; dieſe beſtimmt auch die Zahl der Gebührenbefrei⸗ 
ungen für bedürftige Volksgenoſſen. Zuſtändig für die Gebührenbefreiung ſind 

a) für die unter I, 1a, b und e erwähnten Perſonen die Poſtämter; 

b) für die unter I, 1c erwähnten Perſonen das Reichspoſtminiſterium, das 
Reichspoſtzentralamt und die Reichspoſtdirektionen je für ihren Bereich; 

c) für die unter I, 1d Erwähnten das Reichspoſtminiſterium, dem das Reichs⸗ 
miniſterium für Volksaufklärung und Propaganda die in Frage kommenden 
Gebührenbefreiungen von Fall zu Fall vorſchlägt. 

2. Die Bezirksfürſorgeanſtalten ſchlagen die für die Gebührenbefrei⸗ 

ung in Betracht kommenden bedürftigen Volksgenoſſen den Poſtämtern vor. 


III. Auswahl der bedürftigen Volksgenoſſen 


1. Das Reichspoſtminiſterium fett die Zahl der Gebührenbefreiungen für be- 
dürftige Volksgenoſſen feſt. Das Reichs⸗ und Preußiſche Arbeitsminiſterium teilt 
jeder Bezirksfürſorgeſtelle durch die Landesfürſorgeverbände die auf fie entfal- 
lende Zahl von Gebührenbefreiungen für bedürftige Volksgenoſſen mit. 

2. Die der einzelnen Bezirksfürſorgeſtelle zugewieſene Zahl von Gebührenbefrei— 
ungen darf unter keinen Umſtänden überſchritten werden. Reicht bei einer Bezirks— 
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fürſorgeſtelle die ihr zur Verfügung ſtehende Zahl nicht aus, um allen Anträgen, 
deren Berückſichtigung angebracht erſcheint, zu entſprechen, oder bleibt bei einer 
Bezirksfürſorgeſtelle die Zahl der Anträge hinter der zur Verfügung ſtehenden 
Zahl der Gebührenbefreiung zurück, jo hat der Yandesfürjorgeverband, wenn mög⸗ 
lich, einen Ausgleich herbeizuführen. 

3. Die Auswahl der bedürftigen Volksgenoſſen, die für die Befreiung von Rund⸗ 
funkgebühren vorgeſchlagen werden (vgl. I, 1a und b) treffen die zuſtändigen Be⸗ 
zirksfürſorgeſtellen nach dem Grade der Bedürftigkeit. Blinde, Schwerkriegsbeſchä⸗ 
digte, durch ſchwere körperliche Leiden Behinderte, Kinderreiche, über 70 Jahre alte 
Volksgenoſſen und ferner ſolche Volksgenoſſen, die aus der Dr.⸗Goebbels⸗Geburts⸗ 
tagsſpende Rundfunkapparate erhalten haben, find in erſter Linie zu berückſichtigen. 


IV. Beſondere Beſtimmungen über die Gebührenbefreiung. 


1. Jede Befreiung von Rundfunkgebühren iſt ſtets widerruflich, fie kann 
nicht auf andere übertragen werden. 

2. Die Gebührenbefreiung erliſcht mit Ablauf des Monats, in dem die Vor⸗ 
ausſetzungen wegfallen. ö 

3. Verzieht ein bedürftiger Rundfunkteilnehmer, dem Gebührenbefreiung ge— 
währt iſt, in den Bereich einer anderen Bezirksfürſorgeſtelle, fo erliſcht die Ge⸗ 
bührenbefreiung mit Ablauf des Monats, in dem er umzieht. 

4. Stirbt ein Rundfunkteilnehmer, der von Rundfunkgebühren wegen Bedürftig⸗ 
keit befreit iſt, jo erliſſcht die Gebührenbefreiung mit Ablauf des Sterbemonats. 

5. Rundfunkteilnehmer, bei denen die Gebührenbefreiung nach IV, 2 und 3 er⸗ 
liſcht, haben hiervon dem zuſtändigen Zuſtellpoſtamt ſofort Mitteilung zu machen 
und ihm den Ausweis über die Gebührenbefreiung zurückzugeben. Unterlaſſen ſie 
dies, ſo haben ſie Strafverfolgung zu gewärtigen. Das Zuſtellpoſtamt hat die zu⸗ 
ſtändige Bezirksfürſorgeſtelle von dem Wegfall der Gebührenbefreiung zu ver⸗ 
ſtändigen. 

6. Wird ein Rundfunkteilnehmer wegen Bedürftigkeit von Rundfunkgebühren 
befreit, ſo berechtigt die ihm erteilte Rundfunkgenehmigung nur zur Errichtung 
ſowie zum Betrieb einer Rundfunkempfangsanlage in feinen Wohnräumen auf 
dem Grundſtück, das in dem Ausweis über die Gebührenbefreiung angegeben ift; 
das Errichten ſowie das Betreiben der Anlage an andern Stellen iſt ſomit 
nicht zuläſſig. Ferner darf die Empfangsanlage nicht zu gewerblichen Zwecken 
verwendet werden. 


V. Verfahren 


A. Verfahren bei den Fürſorgebehörden 


1. Bedürftige Volksgenoſſen, die die Befreiung von Rundfunkgebühren wünſchen, 
müſſen bei der für ſie zuſtändigen Bezirksfürſorgeſtelle ſchriftlich beantragen, daß 
fie für die Gebührenbefreiung vorgeſchlagen werden. Hierbei haben die Antrag: 
ſteller der Bezirksfürſorgeſtelle nachzuweiſen, daß die Vorausſetzungen für 
die Gebührenbefreiung auf ſie zutreffen. Volksgenoſſen, die aus der Dr.-Goebbels⸗ 
Geburtstagsſpende Rundfunkempfangsapparate erhalten haben, müſſen der Be— 
zirksfürſorgeſtelle eine mit dem Dienſtſtempel verſehene, jährlich zu erneu— 
ernde Beſcheinigung der zuſtändigen Gauleitung der NS D A P. vorlegen. 
Die Anträge ſind erſtmalig in der Zeit vom 1. April 1935 zu ſtellen. 

2. Die Vezirksfürſorgeſtelle prüft, ob fie den Antragſteller nach feinen Verhält— 
niſſen und nach der ihr zur Verfügung ſtehenden Zahl von Gebührenbefreiung vor— 
ſchlagen kann. Bejahendenfalls ſtellt die Bezirksfürſorgeſtelle dem Antragſteller eine 
Beſcheinigung aus. Gleichzeitig benachrichtigt ſie das für die Wohnung des 
Antragſtellers zuſtändige Zuſtellpoſtamt durch Poſtkarte oder durch ein Verzeichnis. 
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3. Fallen die Vorausſetzungen für die Gebührenbefreiung weg (vgl. IV, 2 bis 4), 
ſo hat die Bezirksfürſorgeſtelle das für die Wohnung des Volksgenoſſen 
(Rundfunkteilnehmers) bisher zuſtändige Zuſtellpoſtamt durch Poſtkarte zu benach⸗ 
richtigen, damit der Ausweis über die Gebührenbefreiung zurückgezogen werden 
kann. 

4. Erlöſchen Gebührenbefreiungen, ſo haben die Bezirksfürſorgeſtellen den zuſtän⸗ 
digen Zuſtellpoſtämtern als Erſatz andere Bedürftige vorzuſchlagen. 

5. Die Bezirksfürſorgeſtellen haben halbjährlich die Vorausſetzungen für die Ge⸗ 
bührenbefreiung nachzuprüfen. 

Zur Durchführung dieſer Prüfung haben die Inhaber von Gebührenbefreiungen 
den Bezirksfürſorgeſtellen halbjährlich ihre Vorſchlagsbeſcheinigung vorzulegen und 
erneut den Nachweis der Vorausſetzungen für die Gebührenbefreiung zu erbringen. 

6. Werden Volksgenoſſen (Rundfunkteilnehmer) zur Weiterge währung 
der Gebührenbefreiung vorgeſchlagen, ſo wird dies durch Abdruck des 
Dienſtſtempels auf der Vorſchlagsbeſcheinigung ſowie durch Angabe des Namens 
des Beamten und des Tages der Prüfung beſtätigt. Eine Benachrichtigung des Zu⸗ 
ſtellpoſtamts durch die Bezirksfürſorgeſtelle iſt nicht erforderlich. Wird der Antrag⸗ 
ſteller nicht mehr für die Weitergewährung der Gebührenbefreiung vorgeſchlagen, 
ſo behält die Bezirksfürſorgeſtelle die Vorſchlagsbeſcheinigung ſofort und benach⸗ 
richtigt das zuſtändige Zuſtellpoſtamt. Die Gebührenbefreiung erliſcht, falls ſie nach 
den Beſtimmungen unter IV, 2 bis 4, überhaupt noch zu Recht beſteht, mit Ablauf 
des Monats, in dem der Vorſchlag zur Weitergewährung der Gebührenbefreiung 
abgelehnt worden iſt. 


B. Verfahren bei den Poſtämtern 


1. Der Inhaber einer gültigen Vorſchlagsbeſcheinigung hat die Befreiung von 
Rundfunkgebühren oder die Weitergewährung der Befreiung möglichſt bald — 
ſpäteſtens bis zum 25. des Monats, der dem Monat vorhergeht, von dem an die 
Gebührenbefreiung gewünſcht oder weiterhin gewünſcht wird — beim zuſtändigen 
Poſtamt ſchriftlich zu beantragen. Die Vorſchlagsbeſcheinigung und der etwa 
bereits erteilte Ausweis über Gebührenbefreiung ſind hierbei vorzulegen. Für den 
Antrag iſt ein Formblatt zu verwenden; das Formblatt wird von den Poſtämtern 
unentgeltlich verabfolgt. 

2. Rundfunkteilnehmern, die die unter V, A5 und V, B1 angegebenen Beſtim⸗ 
mungen nicht befolgen, wird die Gebührenbefreiung nicht gewährt oder 
nicht weiterge währt. 

3. Das Antragsformblatt (vgl. V, B 1) kann unter Benutzung des Vordrucks auf 
der Rückſeite mehrmals verwendet werden, wenn der Antragſteller zur Erneuerung 
ſeines Antrages perſönlich beim Poſtamt erſcheint. Der Antragſteller hat gegebenen⸗ 
falls auf der Rückſeite ſeines erſten Antrages in Sp. 1 und 2 ſeinen Namen und 
den Tag einzutragen. Wenn die örtlichen Verhältniſſe es nicht zulaſſen, dies ver⸗ 
einfachte Verfahren bei der Erneuerung der Anträge anzuwenden, oder wenn die 
Antragſteller zur Erneuerung der Anträge nicht perſönlich beim Poſtamt erſcheinen, 
haben die Antragſteller jedesmal einen neuen ſchriftlichen Antrag einzu⸗ 
reichen. 

4. Anträge von Volksgenoſſen, die im Bereich von Poſtagenturen, Poſtſtellen 
oder Poſthilfsſtellen wohnen und ſchon eine Vorſchlagsbeſcheinigung haben, ſind 
auf Verlangen der Antragſteller von dieſen Dienſtſtellen entgegenzunehmen und 
an die zuſtändigen Abrechnungspoſtämter oder Leitpoſtämter weiterzugeben. 

5. Die Poſtämter prüfen nur nach, ob die vorgelegten Vorſchlagsbeſcheinigungen 
gültig und ob etwa noch rückſtändige Rundfunkgebühren zu entrichten ſind 
(vgl. I, 2). Ergeben ſich hierbei keine Anſtände, jo befreien die Poſt ämter 
die Antragſtellerohne weiteres von Rundfunkgebühren und 
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händigen ihnen hierüber einen Ausweis nach dem Muſter der Anlage 6 aus oder 
ergänzen den bereits erteilten Ausweis. Das Formblatt kann für die Weiter⸗ 
gewährung der Gebührenbefreiung mehrmals verwendet werden. Die Zahl der 
Gebührenbefreiungen und die Vorausſetzungen hierfür prüfen die Poſtämter nicht 
nach, fie haben aber, wenn fie Wahrnehmungen machen, die die Berechtigung des 
Vorſchlags zweifelhaft erſcheinen laſſen, die zuſtändige Bezirksfürſorgeſtelle hiervon 
zu benachrichtigen. 

6. In allen Fällen, in denen Poſtämter die Gebührenbefreiung ablehnen oder 
entziehen, haben ſie die zuſtändige Bezirksfürſorgeſtelle hiervon zu benachrichtigen, 
damit dieſe andere bedürftige Volksgenoſſen als Erſatz vorſchlagen kann (vgl. V, 
A 4). 

7. Gehen bei Poſtämtern Beſchwerden über die Ablehnung von Vorſchlägen 
für die Gebührenbefreiung ein, ſo find fie an die zuſtändigen Bezirks ⸗ 
fürſorgeſtellen abzugeben. 

2.) Seit dem 10. Februar 1935 iſt die Bekanntmachung über Verſuchs⸗ 
ſender, welche der Reichspoſtminiſter auf Grund des $ 2 des FA. erlaſſen hat, 
in Kraft getreten. Danach wird die Erlaubnis zur Errichtung und zum Betrieb 
von Verſuchsfunkanlagen für Sendezwecke jedem intereſſierten Volks ⸗ 
genoſſen von der Deutſchen Reichspoſt durch Aushändigung einer Verleihungs⸗ 
urkunde (Sendeerlaubnis) erteilt“. 

a) Funkfreund iſt, wer ſich aus rein perſönlicher Neigung und nicht zu wirt⸗ 

ſchaftlichen Zwecken mit der Funktechnik befaßt. 

b) Die Sendeerlaubnis wird nur deutſchen Reichsangehörigen im Alter von 
mindeſtens 18 Jahren — in Ausnahmefällen von mindeſtens 16 Jahren — 
erteilt, wenn die Polizeibehörde der Deutſchen Reichspoſt gegenüber 
die Unbedenklichkeit erklärt hat. 

Die Sendeerlaubnis wird, wenn der Antragſteller nichts Gegenteiliges be⸗ 
antragt, unbefriſtet erteilt. Sie kann nicht übertragen werden. 

Ein Recht auf die Erteilung der Sendeerlaubnis oder, wenn ſie erteilt 
iſt, auf ihre Belaſſung beſteht nicht. Die Sendeerlaubnis iſt jederzeit wider⸗ 
ruflich. Sie wird insbeſondere widerrufen bei Verſtößen gegen die Bedin⸗ 
gungen der Sendeerlaubnis, bei Austritt oder Ausſchluß des Funkfreundes 
aus dem Deutſchen Amateur-Sende- und Empfangsdienſt E. V. (S 3) und 
bei Zurücknahme der Unbedenklichkeitserklärung der Polizeibehörde (Abſ. 1.). 

c) Der Funkfreund muß dem der Reichsrundfunkkammer angeſchloſſenen Deut: 
ſchen Amateur-Sende- und Empfangsdienſt E. V. (D ASd.) Berlin oder einer 
ſeiner Landes- oder Ortsgruppen als Mitglied angehören. 

d) Anträge von Funkfreunden auf Erteilung der Sendeerlaubnis hat der 
DASD. an das Reichspoſtminiſterium unter genauer Angabe des Namens, 
des Standes, des Wohnortes und der Wohnung des Funkfreundes zu richten. 
Der Funkfreund muß auf Verlangen der für ſeinen Wohnort zuſtändigen 
Reichspoſtdirektion die Unterlagen für die techniſche Einrichtung der Anlage 
und deren Aufſtellungsort vorlegen. 

Einer beſonderen Senderlaubnis bedarf es nicht. Zur Mitbenutzung einer 
bereits genehmigten Sendeanlage (Mitbenutzungserlaubnis) hat 
der DASd. unter genauer Angabe des Namens, des Standes, des Wohnorts 
und der Wohnung des Funkfreundes und unter Beifügung einer beglaubig— 
ten Zuſtimmungserklärung des Inhabers der Anlage ebenfalls an das Reichs— 
poſt miniſterium zu richten. 

e) Der Funkfreund muß ſich vor Erteilung der Sendeerlaubnis einer Prü— 
fung unterziehen. Die Prüfung erſtreckt ſich auf ſeine techniſchen Fähig— 
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keiten, auf ſeine Fertigkeit, Texte in Morſezeichen zu übermitteln und fie durch 
Funkhörempfang aufzunehmen, ſowie auf feine Kenntnis des Ge⸗ 
ſetzes über Fernmeldeanlagen vom 14. Januar 1928 
(Reichsgeſetzblatt I S. 8) und der für den Verſuchsfunkverkehr maßgebenden 
Beſtimmungen des Weltnachrichtenvertrags. Die näheren 
Prüfungsbeſtimmungen erläßt die Deutſche Reichspoſt. 

Die Prüfung wird am Sitz der für den Funkfreund zuſtändigen Reichspoſt⸗ 
direktion durch die Landesgruppe des DASD. unter Beteiligung eines Ver⸗ 
treters der Reichspoſtdirektion abgenommen. Genügt der Antragſteller in ein⸗ 
zelnen Teilen der Prüfung den Anforderungen nicht, ſo kann die Prüfung 
wiederholt werden und hat ſich dann nur auf dieſe Teile zu erſtrecken. 

Die Deutſche Reichspoſt erhebt für ihre Beteiligung bei jeder Prüfung eine 
Prüfungsgebühr, die beſonders beſtimmt wird. 

f) Die techniſche Einrichtung der Anlage ſowie Art und Umfang des Verſuchs⸗ 
verkehrs werden durch die Sendeerlaubnis beſtimmt. Mehrere auf einem 
Grundſtück vereinigte Sender gelten als eine Sendeanlage. 

Alle früher an Funkvereine erteilten, z. Z. noch gültigen „Verleihungen 
des Rechts zur Errichtung und zum Betrieb von Verſuchsanlagen für Sende⸗ 
und Empfangszwecke“ erlöſchen. 

Zu dieſer Bekanntmachung über Verſuchsſender hat der Reichs⸗ 
poſtminiſter Ausführungsbeſtimmungen erlaſſen. In ihnen iſt für die 
geordnete Durchführung des Deutſchen Amateur⸗Sende⸗ und Empfangsdienſtes fol⸗ 
gendes geregelt: 

Bei Anträgen des DASTD. ermittelt das Reichspoſtminiſterium, ob die Poli⸗ 
zeibehörde die Unbedenklichkeit der Erteilung der Sendeerlaubnis oder der Mit⸗ 
benutzungserlaubnis an den Funkfreund erklärt. Der Erteilung der Sendeerlaubnis 
oder der Mitbenutzungserlaubnis an eine Perſon unter 18 Jahren wird nur näher⸗ 
getreten, wenn es ſich um beſonders begabte Perſonen handelt. Erteilt die Polizei 
die Unbedenklichkeitserklärung nicht, ſo verſtändigt das Reichspoſtminiſterium 
den DASD., daß dem Antrag aus politiſchen Gründen nicht ftattgegeben werden 
kann. Hat die Polizei die Unbedenklichkeit erklärt, ſo verſtändigt das Reichspoſt⸗ 
miniſterium die für den Wohnort des Funkfreundes zuſtändige Reichspoſtdirektion. 

Handelt es ſich um die Erteilung einer Sendeerlaubnis, ſo fordert 
die Reichspoſtdirektion von dem Funkfreund zunächſt die Unterlagen für die 
techniſche Einrichtung der Anlage und den Aufſtellungsort ein und gibt dieſe an 
das Reichspoſtzentralamt mit Stellungnahme weiter. Das Reichspoſtzen⸗ 
tralamt prüft, ob die grundſätzlichen Bedingungen für die Sendeerlaubnis 
erfüllt find und ob und inwieweit dem Antrag in techniſcher Beziehung ſtatt⸗ 
gegeben werden kann. Sind die Vorausſetzungen für die Sendeerlaubnis gegeben, 
ſo entſcheidet das Reichspoſtzentralamt über die Zulaſſung — vorbehaltlich des 
Beſtehens der Prüfung —, ſetzt im Benehmen mit dem DASD. das Rufzeichen 
feſt (das aus dem Buchſtaben D zur Bezeichnung der Reichsangehörigkeit, der 
Ziffer 4 mit nachſtehender Gruppe von drei Buchſtaben beſteht, von denen der 
letzte die Landesgruppenzugehörigkeit zum DASTD. bedeutet) und verſtändigt die 
Reichspoſtdirektion. Bei der Erteilung einer Sendeerlaubnis darf die Höchſt⸗ 
leiſtung des Senders 50 Watt nicht überſchreiten; die Höchſtleiſtung darf 
mit Genehmigung der Deutſchen Reichspoſt nachträglich — bis höchſtens 100 Watt — 
nur erhöht werden, wenn es fi) um einen beſonders zuverläſſig arbeitenden Funk- 
freund handelt und der DASd. es befürwortet. 

Bereits vor Eingang der Stellungnahme des Reichspoſtzentralamtes ſetzt ſich 
die Reichspoſtdirektion mit der Landesgruppe des DASd. ihres Bezirkes über die 
Prüfung in Verbindung, damit fie beim Vorliegen der Stellungnahme des Reichs— 


503 


poſtzentralamts möglichſt bald abgehalten werden kann. Funkfreunde, die eine 
Mitbenutzungserlaubnis beantragen, müſſen die Prüfung ebenfalls ablegen. 
Bei der Prüfung müſſen folgende MNindeſtkenntniſſe nachgewieſen werden: 


1. Allgemeines. 


a) Allgemeine Grundlagen der Elektrotechnik, 
b) Allgemeine Vorgänge der Hochfrequenztechnik. 


2. Sendetechnik. 


a) Wirkung der Röhre als Schwingungserzeuger, 

b) Schaltung und Aufbau von Oszillatoren, 

c) Bedingungen für Tongüte und Frequenzkonſtanz eines Senders, fremdge⸗ 
ſteuerte Sender, Kriſtallſteuerung, 

d) Taſtarten, unter beſonderer Berückſichtigung der Vermeidung von Störungen 
des Rundfunkempfanges, 

e) Leiſtungs⸗ und Frequenzmeſſung, 

f) Sendeantennen und deren Erregung, 

g) Handhabung von Frequenzen⸗(Wellen⸗) Meſſern in Sendeanlagen; 


3. Empfangstechnik. 


a) Wirkungsweiſe der Röhre in der Empfangstechnik, 

b) Wirkungsweiſe von Empfänger⸗ und Verſtärkerſchaltungen, 

c) Ton- und Lautſtärkerbeurteilung, 

d) Empfangsantennen, 

e) Handhabung von Frequenzen⸗(Wellen⸗) Meſſern in Empfangsanlagen; 


4. Betriebstechnik. 


a) Morſen (Geben und Aufnehmen von 70 Buchſtaben / Minute), 

b) Zwiſchenſtaatliche Abwicklung des Verkehrs der Funkfreunde, Betriebsregeln, 

c) Q⸗Schlüſſel, ſoweit zur Durchführung des Verkehrs und deſſen Aufzeich⸗ 

nungen notwendig, 

d) Abkürzungen und ihre Urſprungsbedeutung, 

e) Betriebsbuchführung (Log⸗ und QSL-Karten); 

5. Geſetzliche und ſonſtige Beſtimmungen. 

a) Geſetz über Fernmeldeanlagen vom 14. Januar 1928, 

b) Die Beſtimmungen des jeweils geltenden Weltnachrichtenvertrags nebſt Voll⸗ 

zugsordnungen über den Betrieb von Verſuchsfunkanlagen der Funkfreunde. 

An der Prüfung hat ſich der Funkfachbearbeiter oder ein ſonſt geeigneter 
Beamter der Reichspoſtdirektion zu beteiligen. Nach beſtandener Prüfung ſtellt 
die Reichspoſtdirektion eine Beſcheinigung aus, daß der Prüfling die Prüfung 
beſtanden hat. Wird die Prüfung nicht beſtanden, ſo benachrichtigt die Reichspoſt⸗ 
direktion den DASd. und vereinbart mit ihm den Zeitpunkt für die Wiederholung. 
(Die Prüfungsgebühr beträgt z. Z. RM. 3.—.) 

Sind alle Bedingungen für die Erteilung der Sendeerlaubnis erfüllt, dann 
fertigt die Reichspoſtdirektion die Urkunde über die Sendeerlaubnis aus, ver- 
ſtändigt das Reichspoſtzentralamt hiervon und veranlaßt das weitere zur Feſt⸗ 
ſetzung und Einziehung der Gebühren ſowie zur techniſchen Prüfung und 
Überwachung der Anlage. Handelt es ſich um die Mitbenutzung einer 
bereits genehmigten Anlage, ſo fertigt die Reichspoſtdirektion eine Urkunde über 
die Mitbenutzungserlaubnis aus und verſtändigt das Reichspoſtzentralamt. 

Wenn eine Sendeerlaubnis erliſcht oder widerrufen wird oder wenn der Betrieb 
der Verſuchsfunkanlage zeitweilig eingeſtellt wird, hat die zuſtändige Reichspoſt⸗ 
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direktion das Reichspoſtzentralamt unter Angabe der Gründe zu verſtändigen. Die 
Gründe des Widerrufs oder der zeitweiligen Betriebseinſtellung ſind dem Inhaber 
der Anlage mitzuteilen. Als ſchwerwiegender Verſtoß gegen die Be⸗ 
dingungen, der den Widerruf zur Folge hat, gilt z. B. Arbeiten außerhalb der 
zugeteilten Wellenbänder, Gebrauch nicht zugelaſſener oder falſcher Rufzeichen, 
Arbeiten mit Telephonie, Bildtelegraphie oder Fernſehen, Störungen des Rund⸗ 
funks, Verkehr mit Schwarzſendern, das Bedienen der Anlage durch Unbefugte 
u. dgl. Einmaliger Widerruf wegen Verſtoßes gegen die Bedingungen 
ſchließt die Wiedererteilung der Sendeerlaubnis nach Jahresfriſt und nach erneuter 
Ablegung einer Prüfung nicht aus. Dagegen hat ein zweimaliger Widerruf aus 
dem gleichen Grunde den dauernden Verluſt der Sendeerlaubnis 
zur Folge. Wird eine Sondererlaubnis wegen Zurücknahme der polizeilichen 
Anbedenklichkeitserklärung widerrufen — hiervon erhalten die Reichspoſtdirektionen 
g. F. Mitteilung vom Reichspoſtminiſterium — oder ſtützt ſich eine zeitweilige 
Betriebseinſtellung auf ein Verlangen der Polizei, ſo iſt dem Inhaber der Anlage 
mitzuteilen, daß dies aus polizeilichen Gründen geſchieht. Nimmt die 
Polizeibehörde die Unbedenklichkeitserklärung für einen Mitbenutzungsberechtigten 
zurück — auch hierüber erhalten die Reichspoſtdirektionen g. F. Mitteilung vom 
Reichspoſtminiſterium —, ſo iſt dieſer unter Benachrichtigung des Inhabers der 
Verleihung von der Mitbenutzung auszuſchließen. 

Das Reichspoſtzentralamt verſtändigt das Telegraphen⸗ und Funkbüro des 
Reichspoſtminiſteriums und den DASTD. laufend über die Erteilung, Anderung 
(auch bei etwaigen Ortsveränderungen von Sendeanlagen) und Erledigung von 
Sendeerlaubniſſen ſowie über zeitweilige Betriebseinſtellungen von Anlagen und 
die Ausſchließung von Mitbenutzungsberechtigten. 

3.) Ebenfalls auf Grund des § 2 des FAG. find die vom Reichspoſtminiſter er⸗ 
laſſenen zuſätzlichen Bedingungen für die Errichtung und den Be⸗ 
trieb von Rundfunkempfangsanlagen auf deutſchen Kauf⸗ 
fahrteiſchiffen ergangen. 

Danach dürfen auf deutſchen Kauffahrteiſchiffen, die mit einer Seefunk⸗, einer 
Funkpeilſtelle oder einer Empfangsſtelle für beſtimmte Funkdienſte leinſeitiger 
Funkverkehr, Hochſeefunk uſw.) ausgerüſtet find, weder Beſatzungsangehörige noch 
Fahrgäſte Rundfunkempfangsanlagen für den Einzelempfang errichten und be⸗ 
treiben. Auf ſolchen Schiffen ſind nur Rundfunkempfangsanlagen für Gemein⸗ 
ſchaftsempfang zugelaſſen; Inhaber der Verleihung für dieſe iſt der Reeder. 

Die Rundfunkempfangsanlage für den Gemeinſchaftsempfang auf den deutſchen 
Handelsſchiffen iſt möglichſt in dem Raum der Seefunkſtelle, der Funkpeilſtelle oder 
der beſondern Empfangsſtelle unterzubringen. 

Der Betrieb der Rundfunkempfangsanlage iſt dem Schiffsführer un⸗ 
terſtellt und kann von dieſem jederzeit unterſagt werden. 

Es iſt Vorſorge getroffen, daß bei dem Betrieb der Rundfunkempfangsanlage 
das Nachrichtengeheimnis ſicher gewahrt bleibt. Hierfür ſind der Schiffsführer und, 
falls eine Seefunkſtelle vorhanden iſt, auch deren Leiter perſönlich verant⸗ 
wortlich. 

Der Seefunkdienſt geht auf den Schiffen dem Rundfunkempfang vor. Durch 
die Rundfunkempfangsanlage darf der Seefunkdienſt nicht behindert werden. Es 
muß ſogar auf Verlangen der für den Dienſt in dieſen Funkſtellen Verantwort⸗ 
lichen die Rundfunkantenne abgetrennt werden. 

Im übrigen müſſen die Verbindungen zwiſchen Rundfunkantenne und Rundfunk⸗ 
empfänger ſowie zwiſchen dieſem und den Hör⸗Anſchlußſtellen nach den beſten Re⸗ 
geln der Technik unter beſonderer Berückſichtigung der ſchwierigen räumlichen und 
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elektriſchen Verhältniſſe an Bord (Störungen durch andere elektriſche Anlagen) her⸗ 
geſtellt ſein. 

Um das mit dem Gemeinſchafts empfang angeſtrebte Ziel zu er⸗ 
reichen, für die Schiffsbeſatzung und die deutſchen Fahrgäſt e 
durch den Rundfunkempfang die geiſtige Verbindung mit 
Volkund Heimat während der ganzen Dauer der Reiſe ſicher⸗ 
zuſtellen, ſind möglichſt hochwertige Empfangsapparate zu verwenden. Sie 
ſollen auch das in Betracht kommende Kurzwellenband aufzunehmen geſtatten. 


Das Störſchutzrecht 


Bei der Entſtörung im Reiche, welche nach der hier vertretenen Auffaſſung nur 
durch Geſetz zu löſen iſts, wird man die bisher vorliegende ausländiſche Ge⸗ 
ſetzgebung nicht außer Acht laſſen können, zumal ſie die Erkenntnis vermittelt, 
daß auf die techniſchen Maßnahmen beſondere Sorgfalt zu verwenden iſt. 

Zuerſt hat Italien durch ein Geſetz vom 15. 7. 1928 mit einem ſtaatlichen 
Aufſichtsrecht über die Produktion der Elektro⸗Induſtrie und der Aufnahme eines 
Verwaltungszwangsverfahrens zur Vermeidung von Rundfunkſtörungen den Weg 
beſchritten, die Entſtörung mit ſtaatlicher Hilfe vorwärts zu treiben. Lettland 
(Geſetz vom 21. 2. 1930), Dänemark (Geſetz vom 31. 3. 1931), Rumänien 
(Geſetz vom 20. 10. 1932), ferner die romaniſchen Länder, insbeſondere Bel ⸗ 
gien, Frankreich und Spanien haben in jüngſter Zeit ebenfalls Maß⸗ 
nahmen ergriffen, um durch Geſetze oder Verordnungen die Rundfunkſtörungen zu 
bekämpfen. 

Vor allem aber iſt der Störungsſchutz in der Schweiz in Praxis und Geſetz⸗ 
gebung zu einer zufriedenſtellenden Regelung entwickelt worden.“ In der Schweiz 
hat man richtig die wirtſchaftliche Bedeutung des Störſchutz⸗Problems erkannt und 
die Koſtenfrage jo geregelt, daß der Inhaber einer nicht einwandfreien Emp⸗ 
fangseinrichtung die Koſten der Entſtörung zu tragen hat, ſolange das 
Radiogerät fehlerhaft iſt. Liegt dagegen die Urſache der Störung aus⸗ 
ſchließlich bei der ſtör enden elektriſchen Anlage, jo iſt der Störer verpflich⸗ 
tet, auf ſeine Koſten die Entſtörung vorzunehmen. 

In der Schweiz hat man am 1. 7. 1933 eine ſogenannte Radio⸗Inſtalla⸗ 
tions⸗Konzeſſion eingeführt. Hiernach darf die gewerbliche Anlage 
von Radioempfangseinrichtungen nur durch ſolche Funkfirmen vorgenommen wer: 
den, die von der Telegraphen- und Telephon⸗Verwaltung das Recht hierzu erhalten 
haben. Der Artikel 4 der Konzeſſions⸗Vorſchriften lautet: 

„Für die Inſtallation der Anlagen und insbeſondere für die Ausführung der 
Antennen und Erdleitungen ſind die beſtehenden eidgenöſſiſchen Geſetze und Ver⸗ 
ordnungen, insbeſondere die Antennen-Vorſchriften der Telegraphen⸗Verwaltung 
und die Verordnung über Erſtellung, Betrieb und Unterhalt elektriſcher Schwach⸗ 
ſtrom-Anlagen maßgebend. Ferner müſſen die Inſtallations-Vorſchriften der 
Elektrizitätswerke beobachtet werden. 

Die Empfangsanlagen müſſen ſo aufgeſtellt werden, daß ſie von beſtehenden 
elektriſchen Anlagen ſo wenig wie möglich ſtörend beeinflußt werden (Antennen⸗ 
führung möglichſt ſenkrecht zu beſtehenden elektriſchen Leitungen und Beobach⸗ 
tung eines möglichſt großen Abſtandes aller Anlageteile von beſtehenden elef- 
triſchen Apparaten und Inſtallationen) und daß ſie ihrerſeits keine den Radio⸗ 
empfang anderer Perſonen ſtörenden elektriſchen Schwingungen ausſtrahlen.“ 
Hieraus folgt die Pflicht, Radivanlagen ſachgemäß nach den anerkann⸗ 

ten Regeln der Technik aufzuſtellen und in Betrieb zu ſetzen. 
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Man hat es alſo in der Schweiz vermieden, etwa eine Normalempfangsanlage 
als Vorausſetzung für den Schutzanſpruch auf Entſtörung anzunehmen. Dabei er⸗ 
ſcheint beachtlich, daß in der Schweiz nur mit ſolchen elektriſchen Maſchinen und 
Haushaltsgeräten Handel getrieben werden darf, bei denen auf Grund ihrer Schal⸗ 
tung oder mit Hilfe von Störſchutz⸗ und Zuſatzgeräten die Ausſtrahlung ſtörender 
elektriſcher Schwingungen ausgeſchloſſen iſt. Das ſchweizeriſche Recht kennt 
dabei im Gegenſatz zum 8 23 des deutſchen Fernmeldeanlagen-Geſetzes nicht den 
— wirtſchaftlich und ſozial untragbaren — Grundſatz der Priorität der Anlage. 

Die zwiſchenzeitlich ergangenen Leitſätze des Verbandes Deutſcher 
Elektrotechniker bieten grundſätzlich einen ausreichenden Anhalt für die 
praktiſche Durchführbarkeit der Rundfunkentſtörung im Reich. Heranzuziehen find 
dabei insbeſondere die Leitſätze für Maßnahmen an Leitungsanlagen zur Vermin⸗ 
derung von Rundfunkſtörungen — BDE. 0873 / 1934 — ſowie die Leitſätze für Maß⸗ 
nahmen an Maſchinen und Geräten zur Verminderung von Rundfunkſtörungen — 
VDE. 0874/1934 —, welche am 1. Januar 1935 in Kraft getreten ſinds. Entſpre⸗ 
chend dem Stand der Technik ſollen die VDE.⸗Leitſätze Hinweiſe geben, deren Be⸗ 
folgung zur Verminderung der Rundfunkſtörungen — unter Beachtung der 
Wirtſchaftlichkeit, Betriebsſicherheit und techniſchen Durch⸗ 
führbarkeit — dient. 

Wegen der Verſchiedenheit der Hochfrequenz⸗Beeinfluſſung durch die ein⸗ 
zelnen Maſchinen und Geräte — auch an ſich gleicher Art — wird in den WDE.⸗ 
Beſtimmungen nicht von vornherein geſagt, welche Schaltung in dem einen oder 
anderen Falle zweckmäßig verwendet wird. Vielmehr wird vorgeſchlagen, folgende 
Reihenfolge einzuhalten. 

1. Die Störungsanfälligkeit der beeinflußten Empfangsanlage durch 
Entkopplung gegenüber den Einrichtungen der Starkſtromtechnik auf ein er⸗ 
reichbares Maß herabzuſetzen; | 

2. beſonders beſchriebene Entftörungsmaßnahmen an elektriſchen Ma⸗ 
ſchinen und Geräten aus den vom VDE. aufgeſtellten Schaltungsbildern an⸗ 
zuwenden. 

Schon aus dieſer Einſtellung heraus, welche wirtſchaftlich, techniſch und rechtlich 
zu billigen iſt, ergibt ſich die Folgerung, daß ein Störſchutzrecht ſo elaſtiſch wie 
möglich zu geſtalten iſt. 

Die Technik wandelt ſich unabläſſig, und ſo erſcheint auch die weitere Einteilung 
der Maſchinen und Geräte in Generatoren, Motoren und Umformer, in Schalter 
und Schaltgeräte, in Signal⸗ und Fernmelde⸗Geräte, in Stromrichter⸗, Hochfrequenz⸗ 
Heilgeräte und Diathermie⸗Geräte dem derzeitigen Standpunkt der techniſchen 
Entwicklung angemeſſen, kann aber durch die Entwicklung neuer techniſcher An⸗ 
lagen überholt werden. 

Der Reichsgeſetzgeber wird deshalb zweckmäßigerweiſe die techniſchen 
Fortſchritte nicht dadurch hemmen, daß er nun ein für allemal die Einteilung 
der ſtörenden Maſchinen und Geräte feſtlegt, ſondern eine ſolche Aufgabe ein⸗ 
zelnen von den zuſtändigen Reichsminiſterien zu erlaſſenden Verordnungen über⸗ 
läßt, die ſich jeweils dem Wandel der Technik anpaſſen. 

Dieſe Beweglichkeit in der geſetzgeberiſchen Geſtaltung des Störſchutzes 
wird ſich auch auf die Arten der Entſtörungsmittel beziehen, als welche hauptſäch⸗ 
lich Kondenſatoren mit oder ohne Widerſtände, Droſſeln ohne oder in Verbindung 
mit Kondenſatoren, ſowie Abſchirmung heute Verwendung finden. 

Der Einſatzdes Rundfunks beiden Staatsakten der Nation 
bedeutet für alle Volksgenoſſendie Pflicht, den Empfang in ein⸗ 
wandfreier Weiſe zu ermöglichen. Wer hier bewußt Schwierigkeiten bereitet, ſtellt 
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ſich außerhalb der Volksgemeinſchaft. Diejer Gedanke, der im Programm 
der nationalſozialiſtiſchen Bewegung ſeit 1920 Fuß gefaßt hat, wird letzten Endes 
auch bei der Frage der Rundfunkentſtörung von entſcheidender Bedeutung werden 
und damit dem Reich Gelegenheit geben, im Geiſte der Volksverbundenheit die 
Entſtörung in allen Gauen zu verwirklichen. 


Das Antennenrecht 


Auf dem Gebiete des Antennenrechts hat die Reichs rundfunkkammer 
erſtmalig durch Richtlinien betreffend Hochantennen (Außen ⸗ 
luftleiter) amtlich Stellung genommen. Die Richtlinien, welche im Einver⸗ 
nehmen mit der Reichs⸗Rundfunk⸗Geſellſchaft m. b. H., dem Reichsverband Deut⸗ 
ſcher Rundfunkteilnehmer e. V. ſowie dem Zentralverband Deutſcher Haus: und 
Grundbeſitzer⸗Vereine e. V., der als alleinige Vertretung des deutſchen Haus⸗ und 
Grundbeſitzes von dem Reichsarbeitsminiſter anerkannt iſt, ergangen find, enthal⸗ 
ten folgende Grundſätzee: 

1. Jeder Rundfunkhörer hat auf Grund des Mietvertrages 
einen Anſpruch auf Anlage eines Außenluftleiters. Es wird 
hingewieſen auf die im „Archiv für Funkrecht“ zur Veröffentlichung gelan⸗ 
genden Antennenrechts⸗Urteile. 

Dabei ſoll der Empfang nicht nur auf Bezirks- oder Deutſchlandſender beſchränkt 
ſein, ſondern es erſcheint ein einwandfreier Empfang aller Reichsſender erſtre⸗ 
benswert. 

2. Die Anbringung von Hochantennen kann nach vorheriger Zuſtimmung des 
Vermieters erfolgen. Es braucht dies jedoch nicht ſchriftlich zu geſchehen. 

Der Abſchluß von ſogenannten Antennen-Verträgen iſt nach Auffaſſung der 
Reichsrundfunkkammer und des Zentralverbandes Deutſcher Haus⸗ und Grund: 
beſitzer⸗Vereine e. V., der alleinigen Vertretung des deutſchen Haus- und Grund: 
beſitzes, grundſätzlich nicht notwendig. Wo jedoch in beſonders gelager⸗ 
ten Fällen Antennen⸗Verträge abgeſchloſſen werden ſollen, iſt folgendes zu beachten: 


Entwurf eines Antennen⸗ Vertrages 


„Der Mieter verpflichtet ſich ausdrücklich, für alle Schäden, auch wenn 
ſie durch Blitz, Sturm oder andere Fälle höherer Gewalt verurſacht ſind, die aus 
der Anlage und der Unterhaltung der Anlage entſtehen, die volle Haftung zu über⸗ 
nehmen. 

Diele Haftung geht über den Umfang der Haftung aus dem Mietvertrag hin⸗ 
aus. Sie wird jedoch ebenfalls durch die Haftpflicht-Verſicherung ſämtlicher poſta⸗ 
liſch gemeldeten Rundfunkhörer gedeckt.“ 

Der Vermieter. Der Mieter. 


3. Die Antennen müſſen in jedem Falle — den BDE.-Beftimmungen 
für Außenantennenentſprechend — fachge mäß angebracht werden. 

4. Die Anbringung und der Bau der Antenne dürfen nicht zu Verunſtal⸗ 
tungen des Grundſtückes oder von Gebäudeteilen oder zur Beläſtigung anderer 
Hausbewohner führen. 

Beweispflichtig für das Vorliegen einer Verunſtaltung iſt der Hauswirt 
oder Eigentümer, deſſen Pflicht es iſt, bei der Baupolizei Erkundigungen einzu— 
ziehen, falls er die Anlage eines Außenluftleiters aus dieſem Grunde verweigern 
will. Über das Vorliegen einer Verunſtaltung entſcheidet endgültig die zuſtändige 
Verwaltungsbehörde. 

5. Die Anbringung und die ordnungsmäßige Überwachung der Anlage ſind 
Pflichten des Rundfunkhörers. 


» „Archiv für Funkrecht“, 1935, Mai-Heft, S. 158 ff. 
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6. Ausführungen über ſogenannte „Anerkennungs gebühren“ der 
Vermieter ſind unzeitgemäß, da dieſe Frage ſeit zwei Jahren nicht mehr aufs 
taucht. 

7. Die Nachprüfung der ordnungsmäßigen Überwachung der Anlage iſt 
grundſätzlich Sache des Rundfunkhörers. Liegen beſondere Umftände vor, 
ſo iſt auch der Vermieter zur Nachprüfung berechtigt. Er hat die Koſten in dem 
Falle zu tragen, wenn die Ordnungsmäßigkeit der Anlage feſtgeſtellt wird. Die 
Koſten der Nachprüfung gehen zu Laſten des Rundfunkhörers, falls die Anlage ſach⸗ 
liche Mängel aufweiſt. 

8. Aus wichtigem Grunde kann auch auf Grund des Mietvertrages die 
Beſeitigung der Außenantenne verlangt werden. In einem ſolchen Falle müſſen 
ſchon ſehr ſchwerwiegende Tatumſtände vorliegen, insbeſondere die in dieſen Richt⸗ 
linien vorgeſehenen Pflichten durch den Rundfunkhörer verletzt worden ſein. 

9. Im Falle der Mehrheit von Antennenanlagen auf einem Hauſe 
ift gegenjeitige Rückſicht zu üben im Sinne einer vertrau⸗ 
ensvollen Hausgemeinſchaft. Auszugehen iſt von dem in der Recht⸗ 
ſprechung entwickelten Grundſatz des zeitlichen Vorrangs. Wann im einzelnen 
Falle dem Vermieter die Errichtung neuer Anlagen nicht mehr zugemutet werden 
kann, iſt nur durch Sachverſtändigen⸗ Gutachten, welches durch Be⸗ 
ſragen der Reichs rundfunkkam mer oder der von ihr beauftragten Stellen 
abgegeben werden kann, feſtzuſtellen. 

10. Empfehlenswert iſt vor allem bei Neubauten die Herſtellung von Ge⸗ 
meinſchaftsantennen, welche den Rundfunkanſchluß in jeder Wohnung 
ſicherſtellen. 

Dieſe Richtlinien erſcheinen durchaus geeignet, die zukünftige Entwicklung des 
Antennenrechts in ſolche Bahnen zu lenken, welche der Volksgemeinſchaft 
zuträglich ſind. 


Lautſprecherlärm 


Um den Rundfunkhörer zur Rückſichtnahme auf feine Nachbarn anzuhalten und 
damit der Volksgemeinſchaft zu dienen, hat die Reichs rundfunkkammer 
weiter folgende amtliche Richtlinien gegen Lautſprecherlärm erlaſſen “: 

1. Das Zuſammenleben in der Volksgemeinſchaft verlangt gegenſeitige 
Rückſichtnahme bei dem Betrieb von Lautſprechern in Wohnungen. 

2. Oft iſt es nicht möglich, wegen der verſchiedenen Bauanlagen das Weitertragen 
des Schalls, der durch den Lautſprecher verurſacht wird, zu verhindern. In einem 
ſolchen Falle iſt der Lautſprecher nach Möglichkeit auf Zimmerlaut⸗ 
ſtärke einzuſtellen. 

3. Ab 23 Uhr iſt der Empfang unterallen Umſtänden auf Zimmer⸗ 
lautſtärke zu beſchränken, um den werktätigen Volksgenoſſen die für ihre Ar⸗ 
beit erforderliche Nachtruhe zu ſichern. | 

4. Wer vorſätzlich ruheſtörenden Lärm erregt und damit Störungen der 
öffentlichen Ordnung hervorruft, kann durch einen Polizeibeamten feſtgeſtellt und 
beſtraft werden. Es wird hingewieſen auf die im „Archiv für Funkrecht“, dem 
Amtsblatt der Reichsrundfunkkammer, zur Veröffentlichung gelangenden höchſt⸗ 
richterlichen Urteile. 

5. Nach bürgerlichem Recht kann der Lautſprecherlärm eine Beſitz⸗ 
ſtörung ſein, gegen welche jeder Volksgenoſſe im Wege der Klage oder auch mit— 
tels einſtweiliger Verfügung vorgehen kann. Der Mieter einer Wohnung hat 
auch die Möglichkeit, von ſeinem Vermieter zu verlangen, daß er Abhilfe ſchafft. 
Dieſes Recht folgt aus dem Mietvertrag, nach welchem der Vermieter verpflichtet 
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iſt, dem Mieter den vertragsmäßigen Gebrauch der Mieträume zu verſchaffen. 
Darunter fällt auch die Beſeitigung von Beeinträchtigungen durch übermäßigen 
Lautſprecherlärm. 

6. Die in die Tat umgeſetzte nationalſozialiſtiſche Haus ⸗ 
gemeinſchaft bietet für die Vermeidung von Lautſprecherlärm die beſte Ge⸗ 
währ. Bei beſonderen Anläſſen, z. B. beim Gemeinſchaftsempfang, iſt 
der Betrieb von Lautſprechern anders zu werten als ſonſt. Hierzu gehören ſämt⸗ 
liche Sendungen ſtaats⸗ und kultur⸗politiſchen Inhalts, die der Durchdringung mit 
nationalſozialiſtiſchem Gedankengut dienen, und an denen alle Volksgenoſſen durch 
den Rundfunk teilnehmen ſollen. 

Auch dieſe Vorſchriften, die die Pflicht auf der Empfangsſeite regeln, werden 
der Verbreitung des Rundfunks und der Minderung unnötigen Lautſprecher⸗ 
lärms dienlich ſein. 


Die Rundfunkeinheit 

Während im erſten Jahr der nationalſozialiſtiſchen Staatsführung der Rund⸗ 
funk in den Dienſt der politiſchen Erziehung und Willensbildung unſeres Volkes 
geſtellt wurde, erfolgte im zweiten Jahre gemäß den von der Bewegung ver⸗ 
folgten Richtlinien der Einſatz auch zur weltanſchaulichen Schulung des deutſchen 
Volkes. Dabei konnte das techniſche Mittel — Empfangs⸗Apparat — nicht 
mehr wie in früheren Jahren irgendein Luxusgerät ſein, mit dem man ſich dann 
und wann einſchaltete, ſondern das techniſche Gerät wurde ſtaatspolitiſch 
entſcheidend für die Aufnahme und Verbreitung der Führerreden und ſämt⸗ 
licher Staatsakte der Nation. 

Von dieſem durch die nationalſozialiſtiſche Rundfunkführung politiſch beſtimmten 
revolutionären Umbruch in der Bedeutung des techniſchen Hilfsmittels war der 
Weg zum Volksempfänger nicht mehr weit. Es war eine organiſche 
Entwicklung, die — nur von wenigen vorausgeſehen — der deutſchen Funk⸗ 
wirtſchaft einen geſunden Aufſchwung gebracht hat. 

Mit der Schöpfung des VE. 301 wurde die nationalſozialiſtiſche Rundfunk⸗Ein⸗ 
heit zum erſtenmal ſichtbar vor aller Welt in die Tat umgeſetzt. 
Rundfunk⸗Einheit iſt der organiſche Zuſammenhang der 
Kräfte aller am Rundfunk Wirkenden unter nationalſozia⸗ 
liſtiſcher Führung und unter Wahrung des Primats des Gei⸗ 
tigen. Sie birgt die Aufgabe in ſich, den Totalitätsanſpruch der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Bewegung zum Wohle des Reiches auf dem Gebiete des Rundfunks 
zu verwirklichen. 

In dem Augenblick, in welchem durch die Aktivierung des Volkes zum Rundfunk 
hin die Einheit von Sendung und Empfang ihre praktiſche Geſtalt 
findet, iſt auch die rechtliche Ordnung des nationalſozialiſtiſchen Volksfunks einheit⸗ 
lich und vollſtändig zu geſtalten aus der Idee der Rundfunk⸗Einheit. 

Beides — Sendung und Empfang — ſind zu umſchließen in der Rundfunk⸗ 
Einheit, die als Teil der Kulturhoheit überhaupt der Reichskulturkammer zu— 
kommt. Denn mit der Einrichtung der Reichskulturkammer und der Einzelkammer 
Rundfunk iſt die kulturelle Führung des nationalſozialiſtiſchen Rundfunks 
auf dieſe vom Führer geſchaffene Inſtitution übergegangen. Es gilt jetzt, die dem 
Reiche gewonnene Kulturhoheit als Rundfunkhoheit ebenſo auszugeſtalten, wie 
etwa Theater, Film oder Preſſe ihre Lebenskraft in der Reichskulturkammer durch 
beſondere Geſetze gefunden haben. Es liegt nahe, an dieſe geſetzlichen Regelungen 
im nationalſozialiſtiſchen Staat anzuknüpfen und die Frage eines Reichs rund⸗ 
funk⸗Geſetzes aus Ziel- und Zweckſetzung der Reichskulturkammer heraus zu 
löſen. Dieſe Löſung würde allein der Grundforderung nationalſozialiſtiſcher Rund⸗ 
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funkpolitik auf notwendige Einheit der geiſtigen Leiſtung und ihrer materiellen 
einheitlichen Wertbeſtimmung und Abgeltung entſprechen. 

Das Grundrecht bleibt die nationalſozialiſtiſche Idee, aus der heraus Sen— 
dung, Wirtſchaft, Technik und Recht des Rundfunks gemeinſam Geſtalt finden 
müſſen. Wie überall, muß auch auf dem Gebiete des Rechtes die Partei und ihre 
Idee den Staat lenken, denn der Staat oder der Rundfunk als alleiniges Ver— 
kündigungsmittel des Führers iſt auch im Recht nur Mittel des nationalſozialiſti— 
ſchen Staates zur Verwirklichung ſeiner Weltanſchauung. 


Collatz Pridat⸗Guzatis 


Schrifttum: 


Seit dem Wiedererſcheinen des „Archiv für Funkrecht“, welches ſeit Oktober 1934 
als Amtsblatt der Reichsrundfunkkammer herausgegeben wird, ſind in dieſer Zeitſchrift 
grundlegende Abhandlungen über die gegenwärtige und zukünftige Funkrechtsgeſtaltung 
erſchienen. Es werden u. a. genannt: 

Buſer: „Der Störungsſchutz in der Schweiz“, „Archiv für Funkrecht“, 1935, S. 8. 
Dreßler⸗Andreß: „Die Rundfunkeinheit, die Grundlage des deutſchen Funkrechts“, 

„Archiv für Funkrecht“ 1934, S. 1. 

eie Kultur und Syſtem⸗Rundfunk“, „Archiv für Funkrecht“, 1935, 


Genſel: „Zur kommenden Eingliederung der Rundfunkkünſtler in die Einzelkammern 
der n „„Archiv für Funkrecht“, 1935, S. 91. 

Knuſt: „Grundzüge des deutſchen Funkrechts“, „Archiv für Funkrecht“, 1934, S. 7. 

—: „Ein Jahr Reichsrundfunkkammer“, „Archiv für Funkrecht“, 1934, S. 65. 

L 11 4 1884 S. 13. Funktelegraphenvertrag zum 30. Januar 1933“ A „Archiv für Funk⸗ 
re 10 

— „Der e des „Rundfunks“ im neuen Staat, insbeſondere im Rahmen des 
Rechts der eichskulturkammer“, „Archiv für Funkrecht“, 1935, S. 149, 177, 214. 

Möhring: „Funkrecht und Urheberre t“, „Archiv für Funkrecht7, 1934, S. 72. 

Neſtel: ie 5 5 des zwiſchenſtaatlichen e für den Funkbetrieb in Liſſabon 
Oktober 1934“, „A Rn r Funkrecht“, 1935, ©. 81. 

re internnfionate ehandlung der Rundfunkſtörungen“, „Archiv für Funkrecht“, 

5 

Otte: „Rundfunkmarktregelung“ rtſchaf für Funkrecht“, 1934, S. 41. 

= „Grundbau gabe der Rundfun 1051 aft“, „Archiv für fir Fuee 1935, S. 5 

— 74 aftshilfe für den Rundfunkhörer“, „Archiv für Funkrecht“, 1935, € 87. 
e eo a „Die een des Schwarzſendens und des Schwarzhörens“ „ „Archiv 
für Fun recht“, 1935, S. 153. 

Bo 2 le: „Die Unpfän Sarteit von Rundfunkgerät nach dem Reichsgeſetz vom 24. 10. 1934“, 
4 ge für Funkrecht“, 1934, ©. 69. 

Prid at⸗Guzatis: „Reichs⸗Rundfunkrecht“, „Archiv für Funkrecht“, 1934, S. 33. 

—: „Fernſeh⸗ und ST DIEHEN: Rechtsprobleme des deutſchen Rundfunks“, „Archiv für 
Funkrecht“, 1935, S 
5 eines beide ee in „Deutſches Recht“, 1935, 


Reimer: „Gedanken zu einem Reichsrundfunk⸗ Geſetz“, „Archiv für Funkrecht“, 1934, ©. 36. 

S pl 5 t t ſt o Be 5 r: „Nationalſozialiſtiſche Wirtſchaft“,, Arch chiv für . 1935, S. 50. 

Werber: e Funk keinheit als Vorausſetzung erfolgreicher Werbung“, „Archiv für 
Funkrecht“, 1³³5 S. 117. 
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Der Film im nationalſozialiſtiſchen Staat 


Am Film durfte und konnte die nationalſozialiſtiſche Revolution nicht vorüber⸗ 
gehen. Denn der Film iſt ein wichtiges Glied deutſchen Kulturſchaffens. Zählt ihn 
doch die Durchführungsverordnung zum Reichskulturkammergeſetz vom 1. November 
1933 — (RGBl. I S. 797) — (Kult DV.) den Kulturgütern zu, für deren Ver: 
breitung die Zugehörigkeit zu einer der die Reichskulturkammer bildenden 
Kammern Vorausſetzung iſt (88 4, 5 Ziff. 2 a. a. O.). Die Verbreitung dieſes 
Kulturgutes hatte ſich eine Induſtrie angemaßt, die wie kaum ein anderer Wirt⸗ 
ſchaftszweig mit volksfremden Elementen durchſetzt und von Nicht⸗Deutſchen 
geführt und maßgebend beeinflußt war. Moraliſch, künſtleriſch und wirtſchaftlich 
fehlte dem deutſchen Film alles, was nationalſozialiſtiſchen Grundſätzen für ein 
deutſches Kulturſchaffen entſprach. 

Infolge ſeiner inneren Unſicherheit und ſeinem Unvermögen, den Anforde⸗ 
rungen der neuen Zeit gerecht zu werden, drohte der deutſche Film zum Erliegen 
zu kommen. Der neue Staat erkannte indes, wie vor ihm keine andere Regierung, 
die Bedeutung des Films als Kulturgut und Propagandainſtrument. Partei und 
Regierung unter Führung des Reichsminiſters für Volksaufklärung und Propa⸗ 
ganda bemühten ſich erfolgreich um den Wiederaufbau der vorhandenen und um 
die Schaffung einer neuen deutſchen Filminduſtrie. Nur eine an Haupt und 
Gliedern gereinigte, wirtſchaftlich geſunde und der ausländiſchen ebenbürtige 
deutſche Filminduſtrie konnte den Anforderungen des neuen Staates gerecht 
werden. 

Durch Schaffung einer unter ſtaatlicher Aufſicht ſtehenden Filmkreditbank 
wurde dem beſtehenden Notſtand tatkräftig begegnet. Ihr erwächſt die Aufgabe, 
geldlich geſicherte Filmvorhaben durch ihre Mithilfe zur Vollendung zu bringen 
und den notwendigen Bedarf der deutſchen Lichtſpieltheater an inländiſchen Film⸗ 
erzeugniſſen (etwa 200 bis 250 Filme) ſicherzuſtellen. Hierbei werden Filme 
bevorzugt, die neue Wege gehen und junge deutſche Kräfte ausreichend berück⸗ 
ſichtigen. Dem Walten der Filmkreditbank iſt es zu danken, daß heute der In⸗ 
landsbedarf des deutſchen Filmmarktes gedeckt und die Nachfrage nach minder⸗ 
wertigen ausländiſchen Filmerzeugniſſen erfolgreich herabgedrückt worden iſt. 

Von der Gründung der Filmbank abgeſehen, erwies ſich eine unverzügliche 
organiſatoriſche Neuordnung des Filmgewerbes aus kulturellen und wirtſchaft⸗ 
lichen Gründen als erforderlich. Durch Zuſammenfaſſung aller Kräfte auf reichs⸗ 
geſetzlicher Grundlage wurde die geiſtige Hebung und notwendige weitere wirt⸗ 
ſchaftliche Stärkung der deutſchen Filmwirtſchaft in Angriff genommen. In der 
Erkenntnis, daß eine ſolche Zuſammenfaſſung nur auf berufsſtändiſcher Grund: 
lage erfolgverſprechend iſt, wurde mit dem Geſetz über die Errichtung einer vor— 
läufigen Filmkammer vom 14. Juli 1933 — RGBl. IT S. 483 (Film KG.) — der 
ſtändiſche Aufbau der deutſchen Filminduſtrie in Angriff genommen und alsbald 
durchgeführt. Dieſes Geſetz iſt das erſte berufsſtändiſche Geſetz im totalen Staat 
und hat den berufsſtändiſchen Aufbau des deutſchen Kulturweſens erfolgreich 
eingeleitet. 
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Durch das Geſetz vom 14. Juli 1933 wurde zur Vereinheitlichung des deutſchen 
Filmgewerbes (8 1) eine vorläufige Filmkammer mit dem Sitz in Berlin er⸗ 
richtet mit der Aufgabe, „das deutſche Filmgewerbe im Rahmen der Geſamtwirt⸗ 
ſchaft zu fördern, die Belange der einzelnen Gruppen dieſes Gewerbes unterein⸗ 
ander ſowie gegenüber Reich, Ländern und Gemeinden zu vertreten und einen 
gerechten Ausgleich zwiſchen den im Arbeitsleben auf dieſem Gebiet Stehenden 
herbeizuführen“ (8 2). Mit dem Geſetz ſollte einem rechtlich etwa anders gearte⸗ 
ten Aufbau eines berufsſtändiſchen Kammerſyſtems nicht vorgegriffen und nur 
eine „vorläufige“ Regelung auf dieſem Teilgebiet des deutſchen Kulturſchaffens ge⸗ 
troffen werden. Durch das Reichskulturkammergeſetz vom 22. September 1933 
— RNBl. I S. 661 (Kult KG.) — hat die vorläufige Filmkammer den Namen 
Reichsfilmkammer erhalten und iſt als Körperſchaft des öffentlichen Rechts mit 
der Reichsſchrifttumskammer, der Reichspreſſekammer, der Reichs rundfunkkammer, 
der Reichstheaterkammer, der Reichsmuſikkammer und der Reichskammer der 
bildenden Künſte zu der Reichskulturkammer vereinigt worden (58 2, 5 Kult KG.; 
1.2 Kult DV., 1 Film KG.). Die Reichskulturkammer ſteht unter Aufſicht des 
Reichsminiſters für Volksaufklärung und Propaganda und hat ebenſo wie die 
Reichsfilmkammer ihren Sitz in Berlin (8 5 Kult KG.). 

Die Filmkammer umfaßt außer der eingangs erwähnten Filmkredit⸗Bank alle 
Berufsgruppen des Filmgewerbes. Das Geſetz (8 3 der Verordnung über die 
Errichtung einer vorläufigen Filmkammer vom 22. Juli 1933 — RGBl. I S. 531 
— Film DV. —) lehnt ſich dabei eng an die Wirtſchaftsvorgänge der Film⸗ 
erzeugung an und unterſcheidet Filmherſtellung, Filmbearbeitung, Filmvertrieb 
und Filmvorführung. Zur Fachgruppe Filmherſtellung, die alle Herſteller von 
Spiel⸗, Lehr⸗ und Werbefilmen umfaßt, gehört auch, wer Betriebsſtätten zur 
Herſtellung von Filmen (Ateliers) oder die Verarbeitung dieſer Filme (Kopier⸗ 
anſtalten) beſorgt. Auch die ſog. Patenthalter („Vergebung von Urheber⸗ und 
Patentrechten an die Filmherſtellung, den Filmvertrieb und die Filmvor⸗ 
führungen“) werden in die Wirtſchaftsgruppe Filmherſtellung einbezogen (8 3 
Abſ. 2 Film KG.; 3 litt. a Film DV.). Die Arbeitnehmer, abgeſehen von den 
techniſchen (Vorführern) und kaufmänniſchen Angeſtellten ($ 6 litt. d Kult DV.) 
bilden die zahlenmäßig bedeutendſte Fachgruppe der Filmſchaffenden. 

Die Kammerzugehörigkeit iſt obligatoriſch und Vorausſetzung jeder Berufs⸗ 
ausübung im deutſchen Film. Wer bei der Erzeugung, der Wiedergabe, der 
geiſtigen oder techniſchen Verarbeitung, der Verbreitung, der Erhaltung, dem 
Abſatz oder der Vermittlung des Abſatzes von Kulturgut mitwirkt, muß Mitglied 
der Einzelkammer ſein, die für ſeine Tätigkeit zuſtändig iſt ($ 4 Kult DV.). 
„Kulturgut iſt jede Schöpfung oder Leiſtung der Kunſt, wenn ſie der Offentlichkeit 
übermittelt wird, ſowie jede andere geiſtige Schöpfung oder Leiſtung, wenn ſie 
durch Druck, Film oder Funk der Offentlichkeit übermittelt wird“ (§ 5 a. a. O.). 
Der Reichsfilmkammer muß mithin angehören, wer gewerbsmäßig oder gemein⸗ 
nützig als Unternehmer Filme herſtellt, vertreibt oder aufführt, oder wer als 
Filmſchaffender bei der Herſtellung von Filmen mitwirkt (8 3 Abi. 1 Film KG.). 
Hierbei iſt es gleichgültig, ob eine ſolche Tätigkeit gewerbsmäßig oder gemein: 
nützig, durch Einzelperſonen oder juriſtiſche Perſonen, durch Reichsangehörige 
oder Ausländer ausgeübt wird (8 6 Kult DV.). 

Die öffentliche Vorführung eines Films iſt unzuläſſig, wenn ſein Herſteller 
nicht die Mitgliedſchaft aller an dem Film Beteiligten nachzuweiſen vermag. Her⸗ 
ſteller iſt im Zweifel, wer über das Negativ des Films verfügt. Der Nachweis 
kann ſowohl von der Filmkammer wie von der Polizei gefordert werden. Er iſt 
durch Vorlegung der Mitgliedſchaftsbeſcheinigung der Filmkammer oder einer der 
ihr angeſchloſſenen Fachverbände zu führen. Kann der Nachweis vom Herſteller 
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nicht erbracht werden, jo kann die Aufführung des Films ſeitens der Polizei von 
Amts wegen oder auf Antrag der Filmkammer verhindert werden (S8 12 
Film DV.). Die Polizeibehörden find verpflichtet, der Reichsfilmkammer Ber: 
waltungshilfe zu leiſten und die von deren Präſidenten innerhalb ſeiner Zu⸗ 
ſtändigkeit erlaſſenen Anordnungen durchzuführen (8 29 Kult DV.). Gegen den⸗ 
jenigen, der nicht Mitglied der Kammer iſt und gleichwohl eine der von ihr um⸗ 
faßten Beſchäftigungen ausübt, können Ordnungsſtrafen (in beliebiger Höhe) 
feſtgeſetzt werden (58 11 Film DV., 28 Ziff. 1 Kult DV.). Die Mitgliedſchaft bei 
der Filmkammer wird durch Zugehörigkeit zu einer der Berufsgruppen erworben 
(mittelbare Mitgliedſchaft [8 4 Film DV.]). Die Berufsgruppen gliedern ſich in 
die Fachverbände. Filmſchaffende ſind die Produktionsleiter, Regiſſeure, Kompo⸗ 
niſten, Manuſkriptverfaſſer, muſikaliſche Leiter, Muſiker, Aufnahmeleiter, Archi⸗ 
tekten, Kameraleute, Tonmeiſter, Haupt⸗ und Nebendarſteller, Kleindarſteller, 
Komparſen und dergleichen (8 3 Abſ. 3 Film KG.). Nach der Satzung der Film: 
kammer beſtehen folgende Fachverbände: Geſamtverband der Filmherſtellung und 
Filmverwertung e. V. (Fabrikanten, Verleiher, Ateliers, Exporteure, Kopier⸗ 
anſtalten); Reichsverband deutſcher Filmtheater e. V.; Reichsfachſchaft Film (Film⸗ 
ſchaffende) und Reichsvereinigung deutſcher Lichtſpielſtellen und Kulturfilmher⸗ 
ſteller (Kultur-, Lehr: und Werbefilmherſteller, Wandervorführer). Von der Bil⸗ 
dung einer Berufsgruppe der Halter von Urheber⸗ und Patentrechten auf dem Ge⸗ 
biete der Filmwirtſchaft iſt zunächſt abgeſehen worden. Die Reichsvereinigung Deut⸗ 
ſcher Lichtſpielſtellen und Kulturfilmherſteller e. V. umfaßt alle nicht im Reichs⸗ 
verband Deutſcher Filmtheater e. V. organiſierten Veranſtalter von Filmvorfüh⸗ 
rungen, insbeſondere alſo alle gemeinnützigen Spielſtellen, Wandervorführer, Film⸗ 
vortragsreiſende und zum Teil auch Werbevorführer. Auf Grund des $ 9 der 
Kult DV., wonach im Falle geringfügiger oder gelegentlicher Berufsausübung Be: 
freiung von der Kammerpflicht zugelaſſen iſt, ſind von der Zugehörigkeit zur Reichs⸗ 
filmkammer befreit: der Reichsnährſtand, ſoweit er zum Zweck der bäuerlichen 
Erziehung und Schulung ſeiner ihm angeſchloſſenen Ständeorganiſation oder zur 
Eigenwerbung Filme herſtellt, vertreibt oder in geſchloſſenen Veranſtaltungen 
vorführt; die Deutſche Reichsbahngeſellſchaft, ſoweit fie Filme herſtellt und ver⸗ 
leiht, die im Dienſtbetrieb der Reichsbahn Verwendung finden oder ihrer Eigen⸗ 
werbung dienen, die NS.⸗Kulturgemeinde und alle Unternehmer, die Werbefilme 
zur Werbung für ein eigenes induſtrielles Erzeugnis oder ihre eigene gewerbliche 
Leiſtung vorführen, ſofern dieſe Werbefilme lediglich wirtſchaftliche Reklamefilme 
oder volksbildende Lehr- oder kulturelle Aufgabe darſtellen. Filmautoren haben 
ausſchließlich der Reichsſchrifttumskammer und Filmkomponiſten und⸗mufiker aus⸗ 
ſchließlich der Reichsmuſikkammer beizutreten. Garderobiers, Maskenbildner, Re⸗ 
quiſiteure und Standphotographen müſſen der Reichsfachſchaft Film angehören. 
Filmvertreter der Verleihfirmen und Angeſtellte der Filmtheaterbeſitzer, deren Be⸗ 
ziehungen zum Filmweſen durch die Mitgliedſchaft des Theaterbeſitzers abgegolten 
ind, brauchen der Reichsfilmkammer nicht anzugehören. Unmittelbare Mitglied- 
ſchaft bei der Filmkammer iſt nur beim Fehlen eines Fachverbandes möglich. Über 
die Aufnahme entſcheidet in dieſem Falle der Vorſtand der Filmkammer ($ 4 Ab}. 3 
Film DV.). Komparſen müſſen berufszugehörig und im Beſitz eines gültigen 
Ausweiſes des zuſtändigen Arbeitsamtes über ihre Berufszugehörigkeit jein; 
Ausnahmen bewilligt der Vorſtand der Filmkammer (8 5). Zugehörigkeit ein 
und derſelben Perſon zu mehreren Kammern iſt denkbar, z. B. der Regiſſeur, der 
bei Verfilmung ſeines Werkes auch deſſen Muſik verfaßt. Das Geſetz ſieht in 
dieſem Falle vor, daß an Beiträgen nicht mehr als der Höchſtbetrag erhoben wird, 
den der Betreffende in einer der für ihn zuſtändigen Kammern zu zahlen hat 
(S 24 Abſ. 2 Kult DV.). Die Vorausſetzungen, die zur Aufnahme als Mitglied 
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der Reichsfilmkammer erfüllt ſein müſſen, find in den 88 3 Abi. 1 Film KG. und 
10 Kult DV. geregelt. Während § 3 Film KG. „die für die Ausübung des Film⸗ 
gewerbes erforderliche Zuverläſſigkeit“ verlangt, erfordert 8 10 Kult DV., daß „die 
in Frage kommende Perſon die für die Ausübung ihrer Tätigkeit erforderliche 
Zuverläſſigkeit und Eignung“ beſitzt. Danach iſt gegenüber 8 3 Film. ein 
weiteres Erfordernis aufgeſtellt, nämlich das der Eignung. Das Vorhandenſein 
der Zuverläſſigkeit kann nur von Fall zu Fall feſtgeſtellt werden: abſolute Unzu⸗ 
verläſſigkeitsgründe ſieht das Geſetz nicht vor. Bei juriſtiſchen Perſonen muß die 
Zuverläſſigkeit mindeſtens bei ihren Organen gegeben ſein. Bezüglich der 
Eignung find für die Filmherſteller und Filmſchaffenden die Beſtimmungen der 
ſogenannten Kontingentverordnung (KgtV.) i. d. F. der 4. VO. über die Vor⸗ 
führung ausländiſcher Bildſtreifen vom 28. Juli 1933 (RMBl. S. 351 [fiehe 
unten]) maßgebend (Ariereigenſchafty). Über Aufnahme und Ausſchluß von 
Kammermitgliedern befinden nicht die Fachverbände, ſondern die Reichsfilmkammer. 
Den Fachverbänden ſtehen dieſe Hoheits⸗ und Zwangsbefugniſſe der Filmkammer 
nicht zu; Maßnahmen der Fachverbände aus § 10 Kult DV. ſind rechtlich wir⸗ 
kungslos. Ein Rechtsmittel gegen die Entſcheidung des Präſidenten iſt nicht gege⸗ 
ben. Der Präſident der Reichskulturkammer kann jedoch, etwa auf Anſuchen des 
Betroffenen, die Entſcheidung der Filmkammer aufheben und ſelbſt entſcheiden 
(S 22 Kult DV.). 

Organe der Reichsfilmkammer find der Präſident, der Präſidialrat und ein gut⸗ 
achtlich wirkender Verwaltungsbeirat. Die Mitglieder des Präſidialrates werden 
vom Reichsminiſter für Volksaufklärung und Propaganda in ſeiner Eigenſchaft 
als Präſident der Reichskulturkammer, die Mitglieder des Verwaltungsbeirats 
vom Filmkammerpräſidenten ernannt (88 13, 14 Kult DV.). Reichsminiſterium 
für Volksaufklärung und Propaganda und Reichswirtſchaftsminiſterium ent⸗ 
ſenden Kommiſſare in den Präfidialrat, jo daß eine enge Zuſammenarbeit zwiſchen 
Regierung und Kammer gewährleiſtet iſt. Der Verwaltungsbeirat der Reichs⸗ 
filmkammer iſt in wichtigen das Filmgewerbe betreffenden Fragen zu hören. 
Der Filmkammerpräſident wird vom Präſidenten der Reichskulturkammer ernannt 
(8 13 Kult DV.). Er entſcheidet über die Aufnahme eines Fachverbandes in die 
Kammer (8 16 Kult DV.). Er gibt der Kammer eine vom Präſidenten der 
Reichskulturkammer zu genehmigende Satzung (8 19 a. a. O.). Er ſtellt den vom 
Präſidenten der Reichskulturkammer zu genehmigenden Haushaltsplan der 
Reichsfilmkammer auf (§ 23 a. a. O.). Er ſetzt nach Maßgabe der geſetzlichen 
Beſtimmungen Ordnungsſtrafen feſt; er genehmigt die Satzungen der Fachver⸗ 
bände und er kann die Einſetzung und Abberufung der Vorſitzenden und Ge⸗ 
ſchäftsführer der Fachverbände und ihrer Landesverbände verlangen (SS 11 
Film KG., 20, 28 Kult DV.). 

Die Reichsfilmkammer iſt ermächtigt, Bedingungen für den Betrieb, die Er⸗ 
öffnung und die Schließung von Unternehmungen des Filmgewerbes feſtzuſetzen 
und Anordnungen über wirtſchaftlich wichtige Fragen innerhalb des geſamten 
Filmgewerbes, beſonders auch über Art und Geſtaltung der Verträge auf dem 
Gebiet der einzelnen Berufsgruppen der Filmwirtſchaft zu treffen (87 Film DV.). 
§S 25 Kult DV. beſtimmt indes, daß die Einzelkammern Bedingungen für den 
Betrieb, die Eröffnung und die Schließung von Unternehmungen auf dem 
Gebiet ihrer Zuſtändigkeit feſtſetzen und Anordnungen über wichtige Fragen 
innerhalb dieſes Gebietes, inſonderheit über Art und Geſtaltung der Verträge 
zwiſchen den von ihnen umfaßten Tätigkeitsgruppen treffen können. Da nach 
§ 31 Kult DV. die Vorſchriften des Film KG. und der Film DV. unberührt bleiben, 
ſoweit fie nicht mit den Beſtimmungen der Kult DV. in Widerſpruch ſtehen, iſt die 
Reichsfilmkammer nicht mehr auf wirtſchaftliche Angelegenheiten beſchränkt, 
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ſondern allgemein berechtigt, Anordnungen auf dem Filmgebiet zu treffen. Die 
Reichsfilmkammer erhält ſich, ebenſo wie die anderen Kammern, aus Beiträgen 
ihrer Fachverbände; die Beiträge werden wie öffentliche Abgaben beigetrieben 
(88 8 Film DV., 30 Kult DV.). 

Mit der Schaffung der Reichsfilmkammer waren die Maßnahmen der Natio- 
nalen Regierung zum Wiederaufbau des deutſchen Filmweſens auf wirtſchaft⸗ 
lichem Gebiet abgeſchloſſen. Der Regierung erwuchs nunmehr die Aufgabe, dem 
Film als Kultur⸗ und Propagandainſtrument die ihm gebührende Stellung im 
neuen Staat einzuräumen und zu ſichern. Dieſem Zweck dienen in erſter Linie 
die geſetzlichen Maßnahmen, die der neue Staat zur Reinigung des Films von 
volksfremden Elementen getroffen hat. Die Ariergeſetzgebung iſt auf dem Gebiet 
des Films reſtlos durchgeführt. Auf Grund des Geſetzes über die Vorführung 
ausländiſcher Bildſtreifen vom 23. Juni 1933 — RGBl. 1 S. 393 (KgtG.) — iſt 
der Begriff des deutſchen Films eindeutig feſtgeſtellt und die Einfuhr aus⸗ 
ländiſcher Filme zur Vorführung in Deutſchland an die Genehmigung des Reichs: 
miniſters für Volksaufklärung und Propaganda geknüpft. Dieſer Miniſter 
beſtimmt die Zahl der einzuführenden ausländiſchen Filme (Kontingent) und 
darüber, welche Auslandsfilme im einzelnen würdig find, deutſchen Volksgenoſſen 
vorgeführt zu werden. Zu dieſem Zweck ſind alle ausländiſchen Filme, die in 
Deutſchland vorgeführt werden ſollen, bei einer beſonderen Kontingentſtelle 
(Berlin SWö68, Friedrichſtraße 210) anzumelden, der auch die Prüfung in: 
ländiſcher Filme auf ihre Eigenſchaft als deutſche obliegt (8 2 KgtG.). Deutſche 
Filme ſind danach nur ſolche, die von Deutſchen oder einer Geſellſchaft hergeſtellt 
find, die nach deutſchem Recht mit dem Sitz in Deutſchland errichtet iſt, bei denen 
die Atelieraufnahmen und — ſoweit die Art des verfilmten Gegenſtandes es zu⸗ 
läßt — auch die Außenaufnahmen in Deutſchland hergeſtellt find, das Manuſkript, 
bei Tonfilmen auch die Muſik von Deutſchen verfaßt iſt und deren Produktions⸗ 
leiter und Regiſſeure ſowie alle Mitwirkenden Deutſche ſind. Deutſcher im Sinne 
dieſer Verordnung iſt nur, wer deutſcher Abſtammung iſt und die deutſche Staats⸗ 
angehörigkeit beſitzt. Deutſchſtämmige Ausländer können den Deutſchen gleich⸗ 
geſtellt werden, wenn ſie ſeit dem 1. Januar 1923 ununterbrochen in Deutſchland 
anſäſſig ſind; ſofern dieſe Vorausſetzung nicht gegeben iſt, können ſie innerhalb 
eines Viertels jeder Beſchäftigungsgruppe verwendet werden. Aus kulturellen 
oder künſtleriſchen Erwägungen kann der Reichsminiſter für Volksaufklärung und 
Propaganda im Einzelfall auf Antrag des Herſtellers des Bildſtreifens die Be⸗ 
ſchäftigung von Ausländern geitatten (8 2 Abſ. 3 und 4 der 4. V. über die Bor: 
führung ausländiſcher Bildſtreifen vom 28. Juni 1933 in der Faſſung der 7. V. vom 
24. Juni 1933 — RMinBl. S. 351 und 581 —). Die energiſche und zielgerechte 
Anwendung dieſer Verordnung durch den Reichsminiſter für Volksaufklärung und 
Propaganda hat dazu geführt, daß die deutſche Filmherſtellung ſich heute ſo gut 
wie ganz in den Händen ariſcher Filmſchaffender befindet. 

Auch die Filmzenſur, wie ſie im Lichtſpielgeſetz vom 16. Februar 1934 in der 
Faſſung der Geſetze vom 13. Dezember 1934 und 28. Juni 1935 — RGBl. I S. 95, 
1236 und 811 (LiG.) — feſtgelegt iſt, wird der nationalſozialiſtiſchen Forderung 
nach kultureller und moraliſcher Bereinigung des Films in weitem Umfang 
gerecht. Nach dieſem Geſetz wird jeder Film, der in Deutſchland zur öffentlichen 
Vorführung oder zur Aufführung in Klubs, Vereinen und anderen geſchloſſenen 
Geſellſchaften gelangt, auf ſeine polizeiliche Unbedenklichkeit hin vorgeprüft. Von 
dieſer Prüfung ſind lediglich Filme befreit, die zu wiſſenſchaftlichen oder künſt⸗ 
leriſchen Zwecken in öffentlichen oder als öffentlich anerkannten Bildungs- und 
Forſchungsanſtalten vorgeführt werden ($ 4 Abſ. 1 LiG.). Das Lichtſpielgeſetz 
der Nationalen Regierung geht erſtmalig von dem Grundgedanken aus, daß die 
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Hoheitsaufgaben des Staates auf dem Gebiet der Filmzenſur nicht rein negativer, 
d. h. nur verbietender Art ſein dürfen, daß vielmehr dem neuen Staat die Auf⸗ 
gabe und die Verantwortung erwächſt, pofitiv am Werden des deutſchen Films 
mitzuarbeiten. Während im liberaliſtiſchen Staat die Zenſur erſt eingriff, wenn 
das Unglück geſchehen und der von ihr verbotene Film bereits unter Aufwendung 
hoher Koſten fertiggeſtellt worden war, führt das neue Geſetz im Rahmen der ihm 
zugrunde liegenden Präventivzenſur eine beſondere Vorprüfung ein, die ſich be⸗ 
reits auf das Filmmanuſkript erſtreckt. Zu dieſer Prüfung hat das Geſetz einen 
Reichsfilmdramaturgen berufen, dem alle Spielfilme, die in Deutſchland hergeſtellt 
werden, vor der Verfilmung im Entwurf und im Drehbuch zur Begutachtung ein⸗ 
gereicht werden können. Erachtet der Reichsfilmdramaturg den ihm vorgelegten 
Entwurf oder das Drehbuch für fördernswert, ſo kann er die Firma auf ihren 
Antrag bei der Herſtellung des Manujfripts und des Films beraten und unter⸗ 
ſtützen (8 2). Der Reichsfilmdramaturg iſt Beamter des Miniſteriums für Volks⸗ 
aufklärung und Propaganda. Dieſe Neuregelung hat ſich als geeignet erwieſen, 
die Filminduſtrie vor Zenſurſchaden zu bewahren und ſie zu veranlaſſen, von vorn⸗ 
herein auf die Verfilmung von Stoffen zu verzichten, für die im neuen Staat kein 
Raum mehr iſt. Der Reichsfilmdramaturg teilt der Filmprüfſtelle laufend ein Ver⸗ 
zeichnis der von ihm genehmigten Entwürfe und Drehbücher mit ($ 3 Li.) und 
führt zur Wahrung der Titelrechte der Fabrikanten ein Regiſter der zur Eintragung 
in dieſes Regiſter angemeldeten Filmtitel (8 3 Abſ. 2 LiG.). 

Auch in der eigentlichen Prüfung, die von der Keichsfilmprüfſtelle in Berlin, 
die dem Reichsminiſter für Volksaufklärung und Propaganda unterſtellt iſt, aus⸗ 
geübt wird ($ 4 LiG.), begnügt ſich der neue Staat nicht damit, etwa noch vor: 
kommenden Ausſchreitungen der Filmerzeugung rein negativ entgegenzutreten. 
Er verhindert vielmehr durch poſitive Mitarbeit, daß dem Geſchmack der Volks⸗ 
genoſſen abträgliche und ihren Widerſpruch auslöſende Filme die Zenſur paſſieren. 
Neben den bisherigen Verbotsgründen der Gefährdung lebenswichtiger Intereſſen 
des Staates, der öffentlichen Ordnung oder Sicherheit iſt deshalb die Möglichkeit 
geſchaffen worden, einem Film die Zulaſſung auch dann zu verſagen, wenn er 
geeignet iſt, das nationalſozialiſtiſche, religiöſe, ſittliche oder künſtleriſche 
Empfinden zu verletzen (8 7 LiG.). Eine Verletzung des nationalſozialiſtiſchen 
Empfindens iſt gegeben, wenn die Symbole und Zeichen der nationalſozialiſtiſchen 
Revolution in unwürdiger Form dargeſtellt oder nationale Symbole zu geſchäft⸗ 
lichen Zwecken benutzt werden. Bei der Verwendung der vaterländiſchen Weihe⸗ 
geſänge des deutſchen Volkes, des Deutſchlandliedes und des Horſt⸗Weſſel⸗Liedes, 
iſt, wie die Prüfſtelle in mehreren Entſcheidungen feſtgeſtellt hat, äußerſte Zurück⸗ 
haltung zu üben. Mit Recht verlangt die Zenſur, daß der Film die notwendige 
Rückſicht auf die ſozialiſtiſche Haltung des deutſchen Volkes nimmt. Ein Spiel⸗ 
film, der einen nur dem Profitverlangen ergebenen Unternehmer ohne jedes 
ſoziale Verſtändnis zur Darſtellung bringt, muß das nationalſozialiſtiſche 
Empfinden verletzen, ſofern dieſe Figur nicht als abſchreckendes Beiſpiel gezeigt 
wird. Ebenſo unterliegen dem Verbot Filme, die dem nationalſozialiſtiſchen 
Staat die Pflege des Raſſegedankens erſchweren können. Bei der ablehnenden 
Haltung, die das deutſche Volk gegenüber dem Judentum einnimmt, iſt es ver⸗ 
letzend, wenn der Hauptdarſteller eines Films Jude iſt, wobei es keinen Unter⸗ 
ſchied ausmacht, ob die Handlung im Inland oder im Ausland ſpielt, ob es ſich 
um einen Juden deutſcher oder nichtdeutſcher Nationalität handelt (Urteil der 
Film⸗Oberprüfſtelle vom 21. April 1934 — Nr. 7324 —). Dem deutſchen 
Empfinden find vor allem Beziehungen eines Juden zu nichtjüdiſchen Frauen an: 
ſtößig, weil ſolche Beziehungen unvereinbar ſind mit den Geboten der Raſſen⸗ 
ehre, die im neuen Deutſchland als ungeſchriebene Geſetze zu betrachten ſind. 
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Das Verbot dem Nationalempfinden in künſtleriſcher Hinficht entgegenwirkender 
Filme ermöglicht es, künftig die Wahrung der nationalen Würde auch im Film 
durchzuſetzen und Kitſch und Schund dem deutſchen Volk mehr als bisher fern⸗ 
zuhalten. Eine Gefährdung des deutſchen Anſehens iſt anzunehmen, wenn ein 
Film im Ausland mit einer Deutſchland abträglichen Tendenz vorgeführt wird 
oder vorgeführt worden iſt; die Prüfſtelle kann in dieſem Falle die Zulaſſung 
von der Prüfung des ausländiſchen Films in der Faſſung abhängig machen, in 
der er in feinem Urſprungsland herausgebracht worden iſt ($S 7 LiG.). Die 
Prüfung eines Films durch die Prüfſtelle hat ſich auch darauf zu erſtrecken, ob der 
Film als ſtaatspolitiſch wertvoll, als künſtleriſch, als volksbildend oder als 
kulturell wertvoll und, ſoweit es ſich um einen Spielfilm handelt, ob er als be⸗ 
ſonders wertvoll anzuerkennen iſt (8 8 Li. u. 5 DurchfVO. v. 5. November 1934 
— RGBl. I S. 1105 —). Die damit erfolgte Übertragung der äſthetiſchen Bewer⸗ 
tung der Filme auf die Filmprüfſtelle hat die von der preußiſchen und der baye⸗ 
riſchen Bildſtelle bisher geübte Beurteilung der geprüften Filme nach ſteuerlichen 
Geſichtspunkten entbehrlich gemacht (Beſtimmungen über die Vergnügungsſteuer 
vom 7. Juli 1933, RGBl. I S. 351). Die Anerkennung wird gleichzeitig mit der 
Verkündung der Entſcheidung über die Zulaſſung des Films ausgeſprochen und be⸗ 
rechtigt im Falle der Ablehnung zur Beſchwerde ($ 19 Abſ. 2 LiG.). 

Bei Schaffung des Lichtſpielgeſetzes hat ſich die Nationale Regierung in be⸗ 
ſonderem Maße auch den Schutz der Jugend vor den durch Vorführung ungeeig⸗ 
neter Filme erwachſenden Gefahren angelegen ſein laſſen; die Zulaſſungs⸗ 
bedingungen für Jugendfilme ſind verſchärft worden. Filme, die in Jugend⸗ 
vorſtellungen verwendet werden ſollen, können außer aus den für Erwachſenen⸗ 
filme geltenden Beſtimmungen ($ 7 Li.) auch dann verboten werden, wenn von 
ihnen eine ſchädliche Einwirkung auf die fittliche, geiſtige oder geſundheitliche Ent⸗ 
wicklung oder auf die ſtaatsbürgerliche Erziehung oder die Pflege des deutſch⸗ 
bewußten Geiſtes der Jugendlichen oder eine Überreizung ihrer Phantaſie zu be⸗ 
ſorgen iſt (8 11 Abſ. 2 LiG.). Die Zulaſſung von Filmen für Jugendliche 
geſchieht von Amts wegen (8 11 Abſ. 1 LiG.). Filmtitel und die Filmreklame, die 
Jugendlichen durch die Anpreiſung ebenfalls zugänglich find, find den ſtrenge ren 
für Jugendliche gültigen Verbotsgründen unterworfen (8 13 Abſ. 2 LiG.). Damit 
wird dem Unweſen begegnet, ſchwache und harmloſe Filme mit einer beſonders 
aufreizenden und anreißeriſchen Reklame auszuſtatten. Bei den Ankündigung 
eines Films darf nur der zugelaſſene Titel des Films verwendet und auf frühere 
Verbote des Films nicht Bezug genommen werden ($ 13 Abi. 1 LiG.). Kinder 
unter ſechs Jahren dürfen Filmvorführungen nur in Begleitung der Erziehungs⸗ 
berechtigten oder desjenigen beſuchen, dem die Sorge für die Perſon oder die 
Obhut obliegt (8 11 Abſ. 3 Li.., A, 4 der 2. DurchfVO. zum Li. vom 
8. März 1934 — RM Bl. S. 116 — Li DV). Der in erfreulicher Entwicklung be⸗ 
griffenen Amateur⸗ und Schmalfilmkinematografie kommt der Geſetzgeber des 
Nationalen Staates dadurch entgegen, daß er die Amateure von der Ver⸗ 
pflichtung befreit, ihre Filme der Filmprüfſtelle vorzulegen und ihnen ſtatt deſſen 
die Möglichkeit eröffnet, die erforderliche Vorführungsgenehmigung von der 
Ortspolizeibehörde zu erhalten. Von dieſer Behörde können auch Normalfilme, 
die Tagesereigniſſe oder Landſchaften darſtellen, ſofern kein Verſagungsgrund 
nach den SS 7, 11 Abſ. 2 Li. gegeben iſt, für ihren Bezirk zugelaſſen werden. 
Der Zulaſſung von Filmen durch die Polizeibehörden kommt jedoch nur örtliche 
Bedeutung zu, während die Entſcheidungen der Filmprüfſtelle für das geſamte 
Reichsgebiet Gültigkeit haben (8 16 LiG.). 

Über die Zulaſſung und Bewertung der Filme entſcheiden die beamteten Vor⸗ 
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ſitzenden der Prüfſtelle allein (8 17 Abſ. 1 LiG.). Die mit vier Beiſitzern be: 
ſetzten Prüfkammern treten nur dann in die Erſcheinung, wenn es ſich um die 
Prüfung von Spielfirmen, d. h. Filmen mit fortlaufender Spielhandlung handelt, 
nicht mehr alſo bei Aktualitäten, Wochenſchauen, Landſchaftsbildern, ſog. Kultur⸗ 
und Unterrichtsfilmen. Die zur Prüfung von Spielfilmen heranzuziehenden Bei⸗ 
ſitzer werden in der erforderlichen Anzahl von den Präſidenten der Einzelkammern 
der Reichskulturkammer vorgeſchlagen und von dem Reichsminiſter für Volks⸗ 
aufklärung und Propaganda ernannt (S 18 LiG.). Außer dem beamteten Vor⸗ 
ſitzenden muß der Prüfkammer ein Vertreter der Reichsfilmkammer, ein Vertreter 
der Reichskunſtkammer und einer der Reichsſchrifttumskammer angehören, 
während der vierte einer der übrigen Kammern, der Reichsrundfunkkammer, 
Reichstheaterkammer oder Reichsmuſikkammer entnommen wird. Eine Abs 
ſtimmung findet nicht ſtatt. Beiſitzer und etwaige Sachverſtändige (8 17 Abſ. 3 
Li.) haben nur beratende Stimme. Die Entſcheidung liegt beim Vorſitzenden, 
der jedoch gehalten iſt, die Meinung der Beiſitzer im Protokoll feſtzuſtellen (§ 17 
Abſ. 1 LiG.). Damit iſt das Führerprinzip bei der Filmprüfſtelle reſtlos zur 
Durchführung gelangt. Um etwaigen Fehlſprüchen zu begegnen und die Möglichkeit, 
nicht mehr in die heutige Zeit paſſende, von früheren Prüfſtellen zugelaſſene Filme 
vom ferneren Umlauf auszuſchließen, kann der Reichsminiſter für Volksaufklärung 
und Propaganda die Nachprüfung eines von der Filmprüfſtelle zugelaſſenen Films 
durch die Oberprüfſtelle anordnen und die weitere Vorführung des Films bis zu 
deren Entſcheidung unterſagen. Ergibt die Nachprüfung das Vorliegen eines Ver⸗ 
ſagungsgrundes, ſo wird die Zulaſſung des Films widerrufen. Das Widerrufs⸗ 
verfahren iſt auf das Hervortreten eines der Verbotsgründe der 88 7, 11 Abi. 2 
Li. beſchränkt und nicht auch für die Anerkennung gemäß 8 8 a. a. O. gegeben 
(S 12 Abſ. 1 Satz 2 LiG.). Wird der Film, deſſen Nachprüfung angeordnet iſt, 
nicht binnen einer von der Oberprüfſtelle geſetzten Friſt zur Prüfung vorgelegt, 
ſo kann der Widerruf ohne erneute Prüfung erfolgen. Da das Widerrufsverfahren 
ſich als nicht ausreichend erwieſen hat in Fällen, in denen es ſich um Filme handelt, 
die auf Grund der abſoluten Verbotsgründe des 8 7 L. nicht verboten werden 
können, deren öffentliche Vorführung jedoch aus innen⸗ oder außenpolitiſchen 
Gründen gleichwohl unerwünſcht iſt, hat das LG. durch Geſetz vom 28. Juni 1935 
— RNGBl. I S. 811 — eine Erweiterung dahin erfahren, daß beim Vorliegen drin⸗ 
gender Gründe des öffentlichen Wohls der Reichsminiſter für Volksaufklärung 
und Propaganda unabhängig von dem Verfahren vor der Filmprüfſtelle und der 
Filmoberprüfſtelle einen Film unmittelbar zu verbieten in der Lage iſt (§ 23 LG.). 
Von dem Miniſter unmittelbar verbotene Filme dürfen zur nochmaligen Prüfung 
der Filmprüfſtelle nur dann wieder vorgelegt werden, wenn der Reichsminiſter 
für Volksaufklärung und Propaganda dem zuſtimmt. 

Die Oberprüfſtelle iſt, ſoweit fie über Spielfilme zu befinden hat, ebenfalls mit 
einem beamteten Vorſitzenden und vier Beiſitzern beſetzt (S 20 Abſ. 1 LiG.). Sie 
entſcheidet als letzte Inſtanz auf Beſchwerden, die gegen die Ablehnung der Zu⸗ 
laſſung eines Films oder ſeiner Anerkennung durch die Prüfſtelle eingelegt werden 
(8 19 Li.) . Die Beſchwerdefriſt beträgt zwei Wochen vom Tage der Zuſtellung 
der Vorentſcheidung an. Die Entſcheidung der Filmprüfſtelle darf zum Nachteil des 
Antragſtellers auch dann abgeändert werden, wenn dieſer die Beſchwerde eingelegt 
hat (8 20 LiG.). Auf der Zulaſſungskarte wird vermerkt, daß der Film und in 
welchem Umfange er zur Aufführung zugelaſſen iſt, ob er eine ſteuerermäßigende 
Anerkennung gefunden hat und ob er für die Vorführung am Karfreitag, Bußtag 
und am Heldengedenktag geeignet iſt (4. LidV. vom 27. März 1934 — RMBl. 
S. 273). Die Prüfung iſt gebührenpflichtig (3. Li DV. vom 8. März 1934 — [RM Bl. 
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S. 118] — GebD.). Scharfe Strafbeſtimmungen (88 24-30) ſichern die Durch⸗ 
führung des Li. 

Durch eine beſondere Übergangsverordnung (6. DurchfVO. vom 3. Juli 1935 — 
RGBl. I S. 906 —) iſt Vorſorge getroffen, daß Filme, die vor der nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Erhebung von den Filmprüfſtellen zugelaſſen worden ſind, nunmehr einer 
Nachprüfung dahin unterzogen werden, ob ſie mit dem Geiſt der neuen Zeit noch 
vereinbar ſind. Das geſchieht dadurch, daß mit dem 31. Juli 1935 alle Zulaſſungen 
aus der Syſtemzeit außer Kraft treten. Das gilt automatiſch für alle ſtummen 
Spielfilme, für deren Vorführung in der neuen Zeit kein Bedürfnis beſteht. Aus⸗ 
nahmen find hier nur in ganz beſchränktem Umfang zugelaſſen (8 1 der 6. Durch⸗ 
führungs⸗VO.). Stumme oder tönende Kultur⸗, Lehr⸗, Werbe⸗, Aktualitäts⸗, Vers 
eins⸗, Schmal⸗ uſw. Filme, ſowie tönende Spielfilme werden in einem beſonderen 
Nachprüfungsverfahren durch die Filmprüfſtelle auf ihre Geeignetheit, auch weiter⸗ 
hin im Umlauf erhalten zu werden, nachgeprüft. Da die Filmprüfſtelle nicht ſämt⸗ 
liche Filme der Vergangenheit auf einmal nachzuprüfen in der Lage iſt, iſt hier 
eine beſondere Zeitſtaffelung vorgeſehen, die es ermöglicht, vor dem 31. Dezember 
1929 bis zum 30. Januar 1933 zugelaſſene Tonſpielfilme in vier zweimonatigen 
Zwiſchenräumen nachzuprüfen. Für die bei der Nachzenſur zur weiteren Vorfüh⸗ 
rung zugelaſſenen Filme werden neue Zulaſſungskarten erteilt oder bereits erteilte 
Karten mit einem entſprechenden Aufdruck verſehen. Das Verfahren iſt gebühren⸗ 
frei (S 5, 6 a. a. O.). 

Mit ihren vorſtehend geſchilderten Maßnahmen hat die Nationale Regierung 
dem deutſchen Film ein neues Gebäude errichtet und ein geſichertes Filmſchaffen 
in klar umriſſenen Grenzen und in einem neuen Geiſt ermöglicht. 
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Das neue oͤffentliche Theaterrecht Deutſchlands 


1. Begriff, Weſen und Bedeutung des Theaters 


Die Beſtimmung des Begriffes „Theater“ im Sinne des in dieſer Abhandlung 
zu erläuternden Geſetzes iſt inſofern nicht ganz einfach, als wir dabei nicht allein 
von dem Wortfinn ausgehen dürfen, ſondern uns klar darüber ſein müſſen, daß 
ſowohl die künſtleriſche wie die rechtliche Entwicklung hierbei eine bedeutſame 
Rolle ſpielt, und zwar in Richtung auf eine dem Wortſinn gegenüber ſtark ein⸗ 
ſchränkende, aus der Natur der Sache ſich ergebende Auslegung. Nicht alles, was 
zuhörenden und zuſehenden Menſchen von einer beſtimmten Stelle aus vorgeführt 
wird, iſt als Theater anzuſehen. Es ſind vielmehr hierunter nur diejenigen Ver⸗ 
anſtaltungen durch Menſchen zu verſtehen, die anderen Menſchen eine Handlung, 
alſo ein zur unmittelbaren Übertragung an Zuſchauer beſtimmtes Geſchehen vor⸗ 
führen, um ihnen dadurch eine unmittelbare Aufnahme des Dargebotenen 
ohne Vermittlung durch techniſche Einrichtungen zu ermöglichen. 

Wenn vom Theater ſchlechthin geſprochen wird, ſo iſt darunter zu verſtehen das 
Gebäude oder der zur Aufführung beſtimmte Raum unter freiem Himmel, das 
Inſtitut, abgeſtellt auf alle an ihm Tätigen, die Einrichtung des Theaters als 
ſolche in Abgrenzung zu anderen Künſten, wie Film, Muſik, bildende Künſte und 
dergleichen. Schon dieſe Hinweiſe geben uns einen Einblick in die mannigfaltigen, 
perſönlichen, dinglichen, rechtlichen, künſtleriſchen, wirtſchaftlichen und, wie noch 
eingehend zu erläutern ſein wird, völkiſchen, nationalen und raſſiſchen Beziehungen, 
in denen das Theater und die von ihm ausgehenden Wirkungen zur Mitwelt 
ſtehen. Dieſe verſchiedenartigen Beziehungen hat aber das Theater gemein auch 
mit vielen anderen Einrichtungen des öffentlichen Lebens, ſo daß ſowohl die 
früheren wie der jetzige Geſetzgeber ſich notwendigerweiſe darauf beſchränken 
mußten, bei der geſetzmäßigen Erfaſſung und Behandlung des Stoffes „Theater“ 
im Intereſſe einer überſichtlichen und klaren Arbeit all das und nur das zu 
regeln, was wirklich das Theater in dieſem Sinne angeht. Von jeher war bei der 
geſetzlichen Regelung des Theaterweſens von ausſchlaggebender Bedeutung die 
Tätigkeit in der Öffentlichkeit und für die Öffentlichkeit, die vom Theater ausgeht. 

Wir kommen damit auf die begriffliche Unterſcheidung zwiſchen öffentlichem und 
privatem Theaterrecht, eine Unterſcheidung, die ſich auch ſtark in der bisherigen 
Entwicklung des Theaterrechts geltend gemacht hat. 

Eine geſetzliche Definition des Begriffes Theater exiſtiert bisher nicht, auch 
das neue deutſche Theaterrecht ſieht von einer ſolchen, jedenfalls erſchöpfenden 
Begriffsbeſtimmung ab, weil ſich allgemein in unmißverſtändlicher Weiſe als feſt⸗ 
ſtehende Meinung, was unter Theater zu verſtehen iſt, eine ganz beſtimmte An⸗ 
ſchauung durchgeſetzt hat. Es iſt bei dem Begriff Theater wie bei vielen anderen 
Bezeichnungen menſchlicher, allgemein bekannter und benutzter Einrichtungen ſo, 
daß über den eigentlichen, weitbegrenzten Wortſinn hinaus ſich ganz beſtimmte 
Vorſtellungen gebildet haben, die zum Gemeingut des Volkes und ſeiner Organe 
geworden ſind. 

Wenn vom Theater ſchlechthin, ohne Zuſatz wie etwa Lichtſpieltheater, Puppen— 
theater und dergleichen, geſprochen wird, fo ſind darunter Vorführungen zu ver— 
ſtehen, die eine erdichtete Handlung aus der Menſchen⸗, Götter: oder Geiſterwelt 
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durch Menſchen in räumlich unmittelbarer Verbundenheit vor anderen Menſchen 
zur Darſtellung bringen. Mit dieſer Feſtſtellung iſt die Abgrenzung zu Film und 
Rundfunk ohne weiteres gegeben. Auch die Abgrenzung zu anderen Kunſt⸗ 
gattungen und Darbietungsformen ergibt ſich hieraus, insbeſondere zum Varieté, 
Zirkus und zur Schauſtellung. Wenn auch in der Praxis vielfach Verſchiedenheiten 
der künſtleriſchen Beurteilung einer Darbietung in dieſer Beziehung beſtehen, wie 
z. B. bei Einfügung einer Varietenummer in den Rahmen eines Schauſpiels oder 
bei Darbietungen auf der Varietébühne, ſo läßt ſich doch bei genauer und richtiger 
Würdigung des dargebotenen Stoffes regelmäßig die Grenzlinie zwiſchen der 
theatermäßigen und der Varietédarbietung erkennen. Es iſt die Handlung, das 
Geſchehen beſtimmter, gedanklich feſtgelegter Vorgänge aus dem menſchlichen Leben, 
das die Theaterdarbietung kennzeichnet, ohne daß es hierbei auf beſondere techniſche 
und ſonſtige Kunſtfertigkeiten und Einrichtungen wie bei der Varietenummer aus⸗ 
ſchlaggebend ankommt. Es iſt zum Begriff der Theatervorführung im Gegenſatz 
zur Varietédarbietung auch nicht ausſchlaggebend das Auftreten von mehr als 
einer Perſon. So hat es Theaterſtücke gegeben, in denen, wie z. B. im „Oſtpolzug“ 
von Arnold Bronnen, nur ein Schauſpieler auftritt. Es unterliegt aber keinem 
Zweifel, daß auch ein ſolches Stück ein Theaterſtück iſt. 

Beſtritten war bisher vielfach bei Sketſchen, ob ſie unter den Begriff der Theater⸗ 
veranſtaltungen fallen. Die Frage war grundſätzlich zu bejahen, da ſie regelmäßig 
eine gedichtete, wenn auch auf einen verhältnismäßig kurzen Zeitraum zuſammen⸗ 
gedrängte Handlung aus dem menſchlichen Leben darſtellen, die ſich in etwa 20 bis 
25 Minuten, alſo einer immerhin für Darbietungen auf der Bühne erheblichen 
Zeit, abſpielt. 

Es geht für die Begriffsbeſtimmung, ob eine Darbietung als Theater anzu⸗ 
ſprechen iſt oder nicht, nicht an, auf den Kunſtwert abzuſtellen. Auch eine ſchlechte 
Dilettantenvorſtellung, die ſich in Form der Darbietung eines Theaterſtückes in der 
Offentlichkeit vollzieht und jedermann zugänglich iſt, iſt begrifflich und rechtlich 
Theater. Klarheit herrſcht aber nicht abſolut darüber, ob zum Begriff des Theaters 
die unbeſchränkte Öffentlichkeit der Darbietung gehört. Geſchloſſene Vorſtellungen 
vor einem individuell beſtimmten Perſonenkreis ſind auch als Theatervorſtellungen 
aufzufaſſen, wenngleich fie rechtlich bisher anders behandelt worden find. 

Wir ſtellen hiernach feſt, daß der Begriff „Theater“ und damit auch Theater⸗ 
recht hiſtoriſch und empiriſch klar herausgearbeitet iſt und mit ihm auch unter 
der Herrſchaft des neuen Rechts weitergearbeitet werden kann. Das Theaterrecht 
iſt der Inbegriff der Normen, die ſich auf das Theater und die an und mit ihm 
beſchäftigten Perſonen beziehen, wobei zwiſchen dem öffentlichen und dem privaten 
Theaterrecht dahin zu unterſcheiden iſt, daß erſteres ſich auf das Verhältnis zwiſchen 
dem Staat als Volksgemeinſchaft und dem Theaterveranſtalter und deſſen oberſten 
Mitarbeitern bezieht, während das private Theaterrecht lediglich die Rechts⸗ 
beziehungen zwiſchen dem Theaterveranſtalter und anderen phyſiſchen und juri⸗ 
ſtiſchen Perſonen regelt, die in irgendeiner Funktion, ſei es perſönlich, ſei es durch 
Überlaſſung von Urheber- und ähnlichen Rechten bei den Theaterveranſtaltungen 
mitwirken oder ſie ermöglichen. 

Ein umfaſſendes Theatergeſetzbuch, das das geſamte öffentliche und private 
Theaterrecht unter Einſchluß der Autoren regelt, hat es bisher nicht gegeben und 
wird es auch in abſehbarer Zeit nicht geben können. Die Gründe hierfür liegen 
in der hiſtoriſchen und ſoziologiſchen Entwicklung des Theaters und der mit ihm 
beruflich Verbundenen, deren Rechtsverhältniſſe größtenteils in den vergangenen 
Jahren eine umfaſſende tarifrechtliche Regelung gefunden haben, die auch in Ge⸗ 
ſtalt von Tarifordnungen in das arbeitsrechtliche Gefüge des neuen Reiches über⸗ 
gegangen ſind und im weſentlichen eine den Verhältniſſen jedenfalls zur Zeit noch 
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genügend Rechnung tragende Regelung darſtellen. Anders liegt es dagegen auf 
dem Gebiete des öffentlichen Theaterrechts, das man gemeinhin als Theater⸗ 
konzeſſionsrecht bezeichnet. Wenn auch das bisherige, im weſentlichen im § 32 
der Reichsgewerbeordnung niedergelegte Konzeſſionsrecht vom Schauſpiel unter⸗ 
nehmer, alſo von der Perſon des Theaterveranſtalters, ausging, ſo war doch 
das Theaterweſen bisher lediglich vom Standpunkt der gewerbepolizeilichen Auf⸗ 
ſicht und Ordnung her geregelt, die Zulaſſung zum Theaterbetriebe alſo Sache 
der Polizei⸗ und nicht der Kulturbehörden. Mit dieſer Anſchauung bricht das 
neue Recht vollſtändig und reiht den Theaterveranſtalter in folgerichtiger Durch⸗ 
führung nationalſozialiſtiſcher Verantwortungs⸗ und Kulturprinzipien in den Kreis 
derjenigen Kulturſchaffenden ein, die eine beſondere Berufsverantwortung und 
Berufsaufgabe gegenüber der Voltsgemeinſchaft zu erfüllen haben. 

Der Begriff Theater hat alſo eine grundlegende Anderung in Richtung auf die 
Volksgemeinſchaft erfahren und das neue Recht macht aus dem Theaterunter⸗ 
nehmer, namentlich dem Privatunternehmer, eine Art Amtsträger, ohne daß 
natürlich damit der Unternehmer die Rechtsnatur eines Staatsbeamten oder 
Staatsangeſtellten erhält. Das Theater wird aber jetzt in höherem Sinne eine 
öffentliche Anſtalt und in ganz anderer Weiſe als bisher der Willkür des einzelnen 
entzogen, um auf ſeinem Gebiet zur Erfüllung der großen nationalſozialiſtiſchen 
Staats⸗ und Rechtsidee beizutragen. 

Aus dem polizeilich zur Aufrechterhaltung der äußeren Ordnung überwachten, 
im weſentlichen aber reiner Privatinitiative und Entſchließung überlaſſenen 
liberaliſtiſchen Privatunternehmer iſt nunmehr ein bedeutſamer Kulturfaktor im 
neuen Reich geworden, der ſich bei der Theaterführung den Gedanken und den 
wahren Intereſſen der Volksgemeinſchaft anzupaſſen hat. Es iſt daher nicht ledig⸗ 
lich eine Außerlichkeit, wenn die Regelung des Theaterweſens bis auf die rein 
polizeimäßigen Angelegenheiten der Bau⸗, Feuer⸗ und Sicherheitspolizei reſtlos 
auf den Reichsminiſter für Volksaufklärung und Propaganda als alleinigen Reichs⸗ 
theaterminiſter mit entſprechender Delegationsbefugnis übergegangen iſt. 


2. Geſchichtliche Entwicklung 


Obwohl bereits die antike Entwicklung das Theater auf eine verhältnismäßig 
hohe Stufe gebracht hatte, kann von einer beachtlichen Entſtehung und Entwick⸗ 
lung des Theaterrechts eigentlich erſt in der Neuzeit, und zwar beſonders im 
19. Jahrhundert, geſprochen werden. Opet! weiſt zutreffend darauf hin, daß die 
Geſchichte des Theaterrechts keine ununterbrochene Kontinuität aufweiſe und 
zwiſchen ſeiner aktiven Entwicklung und ſeiner modernen, im 15. Jahrhundert an⸗ 
hebenden Neubildung die ungeheure Lücke des Mittelalters klaffe, deſſen Theater⸗ 
weſen jedes Zuſammenhanges mit dem antiken Theaterweſen entbehre. Sowohl 
in Griechenland wie in Rom war das Theater als eine Staatsangelegenheit be⸗ 
trachtet worden, das ſogar den Engagementsangelegenheiten und dem Abſchluß 
von Aufführungsverträgen den öffentlichen Stempel aufdrückte. Das moderne 
Theaterweſen hat ſich aus den kirchlichen Wechſelgeſängen entwickelt, die ſich in 
fortſchreitender dramatiſcher Geſtaltung zu geiſtlichen Schauſpielen entwickelten. 
Aber bereits im 15. Jahrhundert löſte ſich das Theater von der rein kirchlichen 
Unterordnung los und auch ſeine Darſteller gehörten überwiegend und bald 
ſogar ausſchließlich dem Laienſtande an, ebenſo wie auch die Stoffe nicht mehr 
lediglich der Heiligen Schrift entnommen wurden. 

Dem modernen Theaterrecht, deſſen eigentliche Entwicklung wir erſt ſeit Be⸗ 
ginn des 19. Jahrhunderts verfolgen können, iſt deſſen Polizeicharakter eigen⸗ 


1 Vergl. Opet, 5 S. 4 ff. 
2 Pergl. Opet a. a. O. S 
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tümlich, und zwar ſowohl nach der gewerbe⸗ wie ſicherheitspolizeilichen Seite. 
Intereſſant iſt, daß Opet? in ſeinem 1897 erſchienenen Werke über Theaterrecht 
die weitere Aufrechterhaltung der paſſiven Rolle des Geſetzgebers nur gegenüber 
dem privaten Theaterrecht für unzuläſſig erklärt, dagegen kein Wort über die 
Notwendigkeit einer Umgeſtaltung auch des öffentlichen Theaterrechts ſagt. Es iſt 
auch intereſſant feſtzuſtellen, daß das private Theaterrecht in den 1919 geſchaffenen 
Tarifverträgen eine verhältnismäßig befriedigende Regelung gefunden hat, wäh⸗ 
rend der Geſetzgeber an eine zeit⸗ und ſachgemäße Neuregelung des öffentlichen 
Theaterrechts in der Vergangenheit nicht herangegangen iſt. Hier hat erſt das 
Dritte Reich, und zwar in unverhältnismäßig kurzer Zeit, gründlich und gut 
Wandel geſchaffen. 

Was in den Jahren ſeit Erlaß der Reichsgewerbeordnung von 1869 bis 1932 
auf dem Gebiete des Theaterkonzeſſionsrechts geleiſtet worden iſt, ſind verhältnis⸗ 
mäßig unbedeutende Teillöſungen, die grundlegende Dauerveränderungen zum 
Beſſeren nicht gebracht haben. Zu erwähnen ſind hier das Geſetz vom 15. Juli 1880, 
das inſofern einen Fortſchritt bedeutete, als es im Gegenſatz zu der früheren 
Regelung bei der Konzeſſionserteilung Beſchränkungen auf beſtimmte Kategorien 
theatraliſcher Darſtellungen für zuläſſig erklärte, z. B. nur für Schauſpiel oder 
Oper u. dgl. Auf der anderen Seite bedeutete das Geſetz von 1880 eine gewiſſe 
Einſchränkung zuungunſten der Konzeſſionsbehörden, als es die Unzuverläſſigkeits⸗ 
tatſachen im weſentlichen und kaſuiſtiſch auf die ſittliche, artiſtiſche und finanzielle 
Zuverläſſigkeit bezog. 

Eine weitere Anderung, die dem S 32 der Reichsgewerbeordnung die bis zu 

ſeiner jetzigen Aufhebung gültig geweſene Faſſung gegeben hat, iſt durch das 
Geſetz vom 6. Auguſt 1896 erfolgt. Es wurden durch dieſes Geſetz dem $ 32 in 
Abſ. 1 zwei Sätze hinzugefügt, die bei richtiger, den Verhältniſſen ſachgemäß Rechnung 
tragender Handhabung durch die Konzeſſionsbehörden ſich ſehr ſegensreich hätten 
auswirken können, es aber leider meiſt nicht getan haben, weil den mit der 
Konzeſſionserteilung beauftragten Behörden das erforderliche Verſtändnis und die 
Sachkunde in Theaterdingen gefehlt haben. Es handelt ſich hierbei um die Be⸗ 
ſtimmungen, daß eine erteilte Spielerlaubnis nur für das bei der Erlaubnis⸗ 
erteilung bezeichnete Unternehmen gelten und zum Betriebe eines anderen oder 
eines weſentlich veränderten Unternehmens eine neue Erlaubnis erteilt werden 
ſollte. 
Mit dieſer Geſetzesbeſtimmung hätte dem Unfug der Berufung auf völlig ver⸗ 
altete, oft vor Jahrzehnten unter ganz anderen Verhältniſſen erteilte Kon⸗ 
zeſſionen wirkſam geſteuert werden können. Leider haben es die meiſten Kon⸗ 
zeſſionsbehörden an der nötigen Einſicht und Energie auf dieſem Gebiete fehlen 
laſſen. | 

In der Folgezeit hat zwar die Gewerbeordnung ſelbſt keine Anderung mehr 
erfahren, wohl aber iſt das Konzeſſionsrecht nicht unweſentlich durch die Bundes⸗ 
ratsverordnung vom 3. Auguſt 1917 beeinflußt worden, die als weiteren Ver⸗ 
ſagungsgrund das nicht nachgewieſene Bedürfnis für Theaterveranſtaltungen 
eingeführt hatte. Die Rechtswirkſamkeit dieſer Verordnung iſt zwar in der Folge⸗ 
zeit beſtritten worden, aber in der Rechtſprechung ſowohl des Preußiſchen Ober⸗ 
verwaltungsgerichts wie des Bayeriſchen Verwaltungsgerichtshofes anerkannt 
worden, jo daß Landmann? fie mit Recht als gültig bezeichnet haben dürfte. 
Die größer angelegten Verſuche, in den Jahren 1912 bis 1932 durch Vorlegung 
von Bühnengeſetzentwürfen den Geſetzgeber zum Erlaß des namentlich von der 


Vergl. Opet a. a. O. S. 7. 
Landmann, Komm. zur Gewerbeordnung 1928, Bd. 1 S. 360. 
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Bühnengenoſſenſchaft erſtrebten Reichstheatergeſetzes zu veranlaſſen, haben nicht 
zum Ziele geführt. Charakteriſtiſch für dieſe Anregungen und Anträge iſt, daß ſie 
bei der Behandlung des Theaterkonzeſſionsrechts ſämtlich von der gewerbepolizei⸗ 
lichen Regelung der Frage ausgehen. Die Entwürfe aus den Jahren 1912/1913 
ſtellen ſich hinſichtlich des öffentlichen Theaterrechts nur als Novelle zu 88 32 ff. 
der RGO. dar, während der im Reichsinnenminiſterium in den ſpäteren Jahren 
wiederholt umgearbeitete Referentenentwurf ein eigenes Sondergeſetz als Reichs⸗ 
bühnengeſetz mit 57 Paragraphen vorſieht. Auch dieſer Entwurf bewegt ſich in 
den alten polizeilichen Bahnen, ohne etwas von der wahren und hohen Aufgabe 
irgendwie erkennen zu laſſen, die dem Veranſtalter von öffentlichen Theaterver⸗ 
anſtaltungen in einem Kultutſtaat wie Deutſchland obliegt. Dieſe Geſetzentwürfe, 
die übrigens niemals aus dem Schoße der Miniſterien an den Reichstag gelangt 
ſind, konnten daher eine brauchbare Baſis für das Theaterrecht des Dritten Reiches 
nur in ganz beſchränktem Umfang bilden. 

Die ſchnelle Aufwärtsentwicklung aller Dinge im neuen Reiche hat ſchon knapp 
8 Monate nach der Machtübernahme durch den Volkskanzler Adolf Hitler zu Ge⸗ 
ſetzestaten geführt, die auch für das deutſche Theaterweſen von grundlegender Be⸗ 
deutung ſind. Durch das am 22. September 1933 erlaſſene Kulturkammergeſetz 
wurde die Reichstheaterkammer geſchaffen, die bereits am 1. Auguſt 1933 in Form 
einer Vereinigung von ſieben Theaterfachverbänden, und zwar zunächſt als bürgerlich⸗ 
rechtlicher Verein, ins Leben trat. Die Durchführungsverordnung vom 1. November 
1933 gab der Reichstheaterkammer in ihrem $ 25 die Befugnis zur Schaffung 
eines autonomen Reichsrechts durch die Beſtimmung, Bedingungen für den Betrieb, 
die Eröffnung und die Schließung von Unternehmungen auf dem Gebiete ihrer 
Zuſtändigkeit feſtſetzen und Anordnungen über wichtige Fragen innerhalb dieſes 
Gebietes, inſonderheit über Art und Geſtaltung der Verträge zwiſchen den von ihr 
umfaßten Tätigkeitsgruppen, treffen zu können. Wenn es nach der weiten Faſſung 
dieſer Beſtimmung auch zunächſt den Anſchein haben mochte, als ob nunmehr der 
Erlaß eines beſonderen Reichstheatergeſetzes gegenſtandslos werden und die er⸗ 
forderlichen Ergänzungen und Abänderungen des geltenden Theaterrechts künftig 
ausſchließlich durch die Reichstheaterkammer vorgenommen werden ſollten, ſo hat 
ſich doch aus ſchwerwiegenden Gründen das Eingreifen des Reichsgeſetzgebers in 
der Form als notwendig und zweckmäßig erwieſen, daß das Reichskabinett am 
15. Mai 1934 ſelbſt die im Reichsminiſterium für Volksaufklärung und Propa⸗ 
ganda bearbeitete Vorlage zum Theatergeſetz als formelles Reichsgeſetz erlaſſen 
hat. Maßgebend hierbei wird wohl bei den bisher beſtehenden landesrechtlichen 
Zuſtändigkeiten für den Erlaß eines zuſammenfaſſenden Reichstheaterrechts durch 
das Reichskabinett vor allem der Gedanke geweſen ſein, daß mit dem Theater⸗ 
geſetz gewiſſermaßen die Magna Charta des Theaters vom Reiche aus für das 
geſamte Reich gegenüber manchen offen oder verborgen vorhandenen Widerſtänden 
zu ſchaffen war. Hinzukommt ferner, daß der vollſtändige und reſtloſe Übergang 
der Theaterangelegenheiten auf den Reichsminiſter für Volksaufklärung und 
Propaganda ſich erſt in dieſem Geſetz vollziehen konnte und mußte. Alle Rechts⸗ 
macht auf dem Gebiete des Theaterrechts iſt nunmehr dem Reichsminiſter für 
Volksaufklärung und Propaganda zugeteilt, ein Faktum, das ſelbſtverſtändlich 
niemals die der Aufſicht des genannten Reichsminiſters unterſtehende Reichs⸗ 
theaterkammer allein hätte vollziehen können. Wohl iſt die Reichstheaterkammer 
geeignet und berufen, das vom Reiche erlaſſene Geſetz zu betreuen, es in allen 
Einzelheiten zu vollziehen, ſoweit ihr dies durch den Reichsminiſter für Volksauf⸗ 
klärung und Propaganda übertragen wird, und je nach Bedürfnis vorhandene 
Lücken in der Theatergeſetzgebung durch entſprechende Anordnungen auszufüllen 
und auf dieſe Weiſe das Reichsgrundgeſetz zum univerſellen Theaterrecht aus— 


525 


zubauen. Hierzu bieten der Kammer das Kulturkammergeſetz und die dazu er: 
gangenen Durchführungsverordnungen ausreichende und ſichere Handhabe. 


3. Die Beſtimmungen des Theatergeſetzes vom 15. Mai 1934 


Im 51 des Geſetzes find als Theater Veranſtaltungen zur Aufführung von 
Schauſpielen, Opern und Operetten bezeichnet, wenn ſie für den allgemeinen Beſuch 
beſtimmt ſind. Damit iſt eine klare Trennungslinie gegenüber dem Theater ge⸗ 
zogen, deſſen Aufführungen nicht in der Offentlichkeit, ſondern vor einem 
abgeſchloſſenen Beſucherkreis ſtattfinden. Der Geſetzgeber hält alſo offenbar an 
der bisherigen Auffaſſung feſt und unterwirft die nicht jedermann zugänglichen 
Theaterveranſtaltungen einer beſonderen rechtlichen Behandlung. Die Richtigkeit 
dieſer Auffaſſung ergibt ſich einmal aus dem Umſtande, daß 87 Abſ. 1 Satz 1 des 
Geſetzes von nichtöffentlichen Theateraufführungen ſpricht, und außerdem aus der 
Natur des Theaters als einer öffentlichen Einrichtung. 

Der grundlegende Unterſchied des neuen Rechts gegenüber dem bisherigen 
Rechtszuſtande folgt daraus, daß ſämtliche Theater als Kultureinrichtungen be⸗ 
trachtet werden, die der Führung des Reichsminiſters für Volksaufklärung und 
Propaganda unterſtehen, der damit tatſächlich zum Reichstheaterminiſter geworden 
iſt. Aus der Begründung zum Theatergeſetz erhellt die Abkehr von dem bisherigen 
Zuſtand der lediglich polizeilichen Kontrolle unter den Geſichtspunkten der Sicher⸗ 
heit und Ordnung und der Übergang zur Behandlung der Theaterkunſt als einer 
öffentlichen Aufgabe. Es iſt daher keine Außerlichkeit, wenn das Geſetz an die 
Spitze die Unterſtellung des Theaters hinſichtlich der Erfüllung ſeiner Kultur⸗ 
aufgabe unter die Führung des Reichspropagandaminiſters ſetzt. Damit iſt den 
Dingen des Theaters eine völlige neue Richtung gegeben worden. Der Geſetzgeber 
betrachtet fürderhin den Theaterveranſtalter nicht mehr als bloßen Schauſpiel⸗ 
unternehmer, der ſich der äußeren Ordnung einzuſügen hat, ſondern er kümmert 
ſich in ganz beſonderer Weiſe auch um Art und Inhalt ſeiner Veranſtaltungen, 
weil der Theaterveranſtalter nach neuem Recht Träger einer beſonderen 
Berufsaufgabe und Berufs verantwortung geworden iſt. Der 
nationalſozialiſtiſche Staat kann auf Grund des von ihm mit Recht vertretenen 
Totalitätsprinzips nicht eine Einrichtung unbeachtet und ungeprüft laſſen, die in 
ſo hervorragender Weiſe wie das Theater die Hffentlichfeit und damit die öffent⸗ 
liche Meinung ſowie jeden einzelnen Volksgenoſſen beeinflußt, der mit dem Theater 
in Berührung kommt. 

Das Theatergeſetz gilt für alle im Gebiete des Deutſchen Reiches unterhaltenen 
Theater. Selbſtverſtändlich unterſtehen auch ausländiſche Theaterveranſtalter dem 
5 ſobald ſie im Gebiete des Deutſchen Reiches ein Theaterunternehmen 
ühren. 

Dagegen erſtreckt ſich die Geltung des Theatergeſetzes nicht auf die abgetretenen 
ehemals deutſchen Gebietsteile, alſo auch nicht auf die Freie Stadt Danzig. Durch 
Verordnung über die Kulturgeſetzgebung im Saarland vom 20. Juni 1935 iſt mit 
Wirkung vom 1. Juli 1935 das Theatergeſetz vom 15. Mai 1934 nebſt Durchfüh⸗ 
rungsverordnung auch im Saarland eingeführt worden. Im Memelgebiet galt bis⸗ 
her das deutſche und preußiſche Recht in Gewerbeſachens. 

In Helgoland galt bisher die Gewerbeordnung nicht, alſo auch nicht die Be- 
ſtimmungen über Theaterkonzeſſionen. Da das Theatergeſetz ein neues Reichs- 
geſetz außerhalb der Gewerbeordnung darſtellt, dürfte an ſeiner Geltung auch in 
Helgoland nicht zu zweifeln ſein. 

Die Führung und Verwaltung des einzelnen Theaters iſt nach 82 
des Geſetzes Aufgabe des Veranſtalters oder ſeines geſetzlichen Vertreters. Er hat 
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dieſe Aufgabe nach beſter künſtleriſcher und fittlicher Überzeugung im Bewußtſein 
nationaler Verantwortung zu erfüllen. Mit dieſer Beſtimmung hat der Geſetz⸗ 
geber des neuen Reiches den Theaterveranſtalter zu einer Art Amtsträger gemacht, 
da er ihm im Gegenſatz zu dem bisher beſtehenden Rechtszuſtande die Erfüllung 
ſeiner Aufgabe im Bewußtſein nationaler Verantwortung überträgt. Es liegt auf 
der Hand, daß der Führer des Theaters regelmäßig nicht alle Aufgaben der Ver⸗ 
waltung allein wird bewältigen können und daher Mitarbeiter und Vertreter 
wird beſtellen müſſen, die unter ſeiner Auffiht und Verantwortung die einzelnen 
Tätigkeitsgebiete, wie Anſtellung des Perſonals, Ausübung der künſtleriſchen und 
techniſchen Leitung, das Kaſſenweſen, den Verkehr mit den Behörden u. dgl., zu 
beſorgen haben. | 

Auch dem geſetzlichen Vertreter des Theaterveranſtalters kann die Führung und 
Verwaltung eines Theaters übertragen ſein. Derartige geſetzliche Vertreter haben 
Minderjährige und Entmündigte ſowie juriſtiſche Perſonen des öffentlichen und 
Privatrechts. 

Neu iſt ferner die Vorſchrift des § 2 Abſ. 2 des Geſetzes, wonach das künſtleriſche 
und ſonſtige Perſonal des Theaters dem Theaterveranſtalter bzw. ſeinem geſetz⸗ 
91100 5 zur treuen Gefolgſchaft bei der Erfüllung ſeiner Aufgaben ver⸗ 
pflichtet iſt. 

Eine der bedeutendſten Beſtimmungen des neuen Geſetzes ſtellt 8 3 dar, der die 
Zulaſſungspflicht und die Entziehung einer Zulaſſung beim Vorliegen beſtimmter 
Vorausſetzungen behandelt. Einer Zulaſſung (früher Konzeſſion oder Spiel⸗ 
erlaubnis genannt) zur Veranſtaltung von Theateraufführungen bedürfen 
natürliche Perſonen und juriſtiſche Perſonen des Privatrechts. Durch dieſe klare 
Beſtimmung des $ 3 Abſ. 1 des Geſetzes iſt die Grenze gegenüber den Theater: 
veranſtaltern des öffentlichen Rechts ſowie den ſonſtigen Veranſtaltern von Theater⸗ 
aufführungen, die nicht für den allgemeinen Beſuch beſtimmt find, gezogen. Es 
ſcheiden alſo als zulaſſungspflichtig aus: das Reich, die Länder, Gemeinden und 
Körperſchaften des öffentlichen Rechts. 

Bei der Beurteilung der Körperſchaften des öffentlichen Rechts, zu denen 
bekanntlich die NSDAP. gehört, iſt zu prüfen, ob auch beſtimmte Einrichtungen 
und Veranſtaltungen der Partei, wie z. B. die SA, SS., HJ., die Beſucher⸗ 
organiſation „Kraft durch Freude“, die Deutſche Arbeitsfront, NS.⸗Lehrerbund 
u. dgl., von der Natur der öffentlichen Körperſchaft, wie ſie nach dem Geſetz der 
Partei eignet, in dem Sinne erfaßt werden, daß öffentliche Theaterveranſtaltungen 
dieſer Organiſationen einer Zulaſſung bedürfen. Bei der Partei ſelbſt iſt die 
Frage zweifellos zu verneinen. Dasſelbe gilt wohl auch für diejenigen Theater⸗ 
veranſtaltungen, die von einer Gauleitung, einer Kreisleitung oder einer Orts⸗ 
gruppe veranſtaltet werden, wenn die Reichsleitung dieſe Organiſationen be⸗ 
auftragt und ermächtigt hat und ſomit die Haftung für die Veranſtaltungen über⸗ 
nimmt. Soweit dies aber nicht der Fall iſt und daher Gau⸗, Kreis⸗ und Orts⸗ 
gruppenleitungen ſelbſtändig als ſolche unter eigener Haftung ein Theaterunter⸗ 
nehmen führen, werden ſie einer beſonderen Zulaſſung bedürfen. 

Eine nicht ſelten vorkommende Form der Theaterveranſtaltung bilden die 
ſogenannten Teilungsunter nehmungen, die auch als Schauſpieler⸗ 
geſellſchaften oder Notgemeinſchaften auftreten. Zur Bildung derartiger Teilungs⸗ 
geſellſchaften kommt es häufig bei vorzeitigen Zuſammenbrüchen von Theater⸗ 
veranſtaltern, die alsdann nicht mehr in der Lage find, die mit ihrem Perſonal 
abgeſchloſſenen Verträge zu erfüllen. In ſolchen Fällen pflegte man bereits früher 
ausnahmsweiſe derartige Unternehmungen unter dem Geſichtswinkel eines Not⸗ 
ſtandes zuzulaſſen. 

Dagegen müſſen grundſätzlich alle Verſuche von Neugründungen in der Form 
von Teilungsgeſellſchaften zurückgewieſen werden, weil es bei dieſer Betriebsform 
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an dem vor allem wirtſchaftlich dem Perſonal gegenüber verantwortlichen Ver⸗ 
anſtalter fehlt, die Mitglieder des Unternehmens alſo für die von ihnen geleiſtete 
Arbeit keine feſten Gehalts⸗ und Lohnanſprüche ſtellen können, ſondern lediglich 
auf einen entſprechenden Anteil am Gewinn angewieſen ſind. Dieſer Anteil fällt 
aber erfahrungsgemäß meiſt fo gering aus, daß nur in ſeltenen Ausnahmefällen 
Mitglieder eines Teilungsunternehmens eine einigermaßen auskömmliche Exiſtenz 
führen können. 

Einer beſonderen Erlaubnis bedürfen alle diejenigen Unternehmer und Künſt ler, 
die Auslandsreiſen zu veranſtalten beabſichtigen. Dieſe Erlaubnispflicht 
beruht auf einer Anordnung des Präfidenten der Reichskulturkammer, der die 
Entſcheidung über die Erlaubnisanträge auf den Präfidenten der Reichstheater⸗ 
kammer übertragen hat. Die Anordnung bezieht ſich ſowohl auf Einzel⸗ wie auf 
Geſamtgaſtſpiele. 

Die Zulaſſung zur Veranſtaltung von Theateraufführungen wird bei 
ſtändigen Theaterveranſtaltern durch den Präſidenten der Reichstheaterkammer 
erteilt, verſagt oder entzogen. Die Zulaſſung muß verſagt werden, wenn der 
Bewerber oder ſein geſetzlicher Vertreter die zum Betriebe des Theaters erforder⸗ 
liche Zuverläſſigkeit, Eignung und wirtſchaftliche Leiſtungsfähigkeit nicht beſitzt. 
Die Zulaſſung iſt zu entziehen, wenn ſich einer dieſer Umſtände nachträglich ergibt. 

Die Zulaſſung kann auch von der Hinterlegung einer beſonderen Sicherheit 
abhängig gemacht werden. Nach $ 13 der Durchführungsverordnung vom 18. Mai 
1934 muß die Hinterlegung von einer Sicherheit abhängig gemacht werden, wenn 
Zweiſel beſtehen, ob der Theaterveranſtalter ſeinen Verpflichtungen zur Zahlung 
der Gehaltsanſprüche der an dem Theater beſchäftigten künſtleriſchen oder durch 
Dienſtvertrag verpflichteten Perſonen ſowie zur Tragung der für dieſe Perſonen zu 
zahlenden Soziallaſten imſtande ſein wird. 

Mit dieſen Beſtimmungen hat der Geſetzgeber des Dritten Reiches die früher 
beſtrittene Kautionspflicht auf eine feſte geſetzliche Baſis geſtellt. 

Neu iſt ferner die Einführung des Begriffes der Eignung, der in dieſer 
klaren und weiten Faſſung dem bisherigen Rechte fremd war. Es kann jemand 
die künſtleriſche, ſittliche und wirtſchaftliche Zuverläſſigkeit beſitzen, ohne deshalb 
ſchon zum Betriebe eines Theaters im neuen Reich geeignet zu ſein. Es kann deshalb 
ein Bewerber, der nicht fähig und nicht willens iſt, die ihm obliegende Kulturaufgabe 
im Bewußtſein nationaler Verantwortung zu erfüllen, vielleicht ein begabter 
Künſtler und hervorragender Regiſſeur und doch nicht wegen ſeiner politiſchen 
Vergangenheit und Einſtellung zum neuen Reich dazu geeignet ſein, als Theater⸗ 
veranſtalter zugelaſſen zu werden. 

Als ungeeignet ſind ferner grundſätzlich alle Perſonen nichtariſcher Ab⸗ 
ſt am mung abzulehnen. Obwohl weder das Kulturkammergeſetz vom 22. Sep⸗ 
tember 1933 noch die dazu ergangene Erſte Durchführungsverordnung vom 
1. November 1933 und das Theatergeſetz Arierbeſtimmungen enthalten, kann doch 
kein Zweifel daran beſtehen, daß Nichtarier zur öffentlichen Veranſtaltung von 
Theateraufführungen und auch zur Bekleidung ſonſtiger leitender Poſten ſowie 
überhaupt zu einer irgendwie gearteten künſtleriſchen Tätigkeit im Theater nicht 
zugelaſſen werden dürfen. Ihnen fehlt eben die Eignung, die der Geſetzgeber des 
Dritten Reiches bei ſolchen Perſonen vorausſetzen muß, die in der Öffentlichkeit, 
und zwar in ſo hervorragender Weiſe, wie es durch Theateraufführungen geſchieht, 
Kulturgut in nationalſozialiſtiſchem Sinne zu verbreiten haben. 

In verſchiedenen Erlaſſen und Anweiſungen des Reichsminiſters für Volksauf⸗ 
klärung und Propaganda iſt dieſer Gedanke zum Ausdruck gebracht worden, wobei 
auch darauf hingewieſen worden iſt, daß ſich nichtariſche Berufsſchaffende auf dem 
Tätigkeitsgebiete der der Reichskulturkammer eingegliederten Einzelkammern auf 
die Ausnahmebeſtimmungen für Frontkämpfer wie Beamte nicht berufen können. 
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Neu iſt weiterhin die Beſtätigungsbefugnis des Reichsminiſters für Volksauf⸗ 
klärung und Propaganda gegenüber angeſtellten Bühnenleitern, Intendanten, 
Theaterdirektoren, Erſten Kapellmeiſtern und Oberſpielleitern. Dieſen Perſonen 
kann, auch wenn ſie beſtätigt und zugelaſſen ſind, die Ausübung ihrer Tätigkeit 
unterſagt werden, wenn Tatſachen auftreten, aus denen ſich der Mangel ihrer Zu⸗ 
verläſſigkeit ergibt. 

Ein weiteres hochbedeutſames Recht, das früher der Polizei zuſtand, iſt nunmehr 
auf den Reichsminiſter für Volksaufklärung und Propaganda übergegangen, das 
Recht, die Aufführung beſtimmter Stücke im allgemeinen oder im 
einzelnen Falle zu unterſagen. Ferner iſt als neue Befugnis das Recht 
ſtatuiert worden, auch die Aufführung beſtimmter Stücke verlangen zu können. 
wenn der Miniſter es zur Erfüllung der Kulturaufgabe des Theaters für not⸗ 
wendig hält. | 

Die Reichstheaterkammer, die bekanntlich durch das Kulturkammer⸗ 
geſetz als berufsſtändiſche Geſamtorganiſation geſchaffen worden iſt, iſt im 
Theatergeſetz nochmals verankert worden durch die Beſtimmung des 8 6, wonach 
die gemeinſamen Angelegenheiten der Theater von der Reichstheaterkammer nach 
Maßgabe des Kulturkammergeſetzes und der zu ſeiner Durchführung erlaſſenen 
Vorſchriften erledigt werden. Ihr gehören alle Theaterveranſtalter und alle an 
dieſen Theatern tätigen Perſonen kraft Geſetzes an, ſoweit ſie nicht nach der Art 
ihrer Tätigkeit von der Zugehörigkeit befreit ſind. 

Es läßt ſich natürlich nicht erſchöpfend aufzählen, was alles unter gemeinſamen 
Angelegenheiten der Theater zu verſtehen iſt. Es ſei nur auf folgende Gebiete 
hingewieſen: Organiſationen des Theaterbeſuches, Schul⸗ und Prüfungsweſen, Ver⸗ 
ſorgungsweſen, Dilettanten⸗ und Laienſpiel und Stellenvermittlung. 

Wenn auch die Zugehörigkeit zur Reichstheaterkammer kraft Geſetzes beſteht, ſo 
iſt damit nicht die Beſtimmung des § 10 der Erſten DurchfVO. zum Kulturkammer⸗ 
geſetz aufgehoben, wonach die Aufnahme in eine Einzelkammer abgelehnt oder 
ein Mitglied ausgeſchloſſen werden kann, wenn Tatſachen vorliegen, aus denen 
ſich ergibt, daß die in Frage kommende Perſon die für die Ausübung ihrer Tätig⸗ 
keit erforderliche Zuverläſſigkeit und Eignung nicht befit. 

Auch ſolche Bühnenmitglieder, die vom Reiche, einem Lande, einer Gemeinde 
oder einer ſonſtigen Körperſchaft des öffentlichen Rechts angeſtellt ſind, müſſen 
Mitglieder der Reichstheaterkammer ſein. Es gilt jedoch hier die Einſchränkung 
des § 6 Abſ. 2 des Geſetzes, wonach Maßnahmen gegen Beamte und Angeſtellte bei 
Unternehmungen der öffentlichen Hand nur im Einvernehmen mit der für die 
Staats» oder Kommunalauſſicht zuſtändigen Stelle zuläſſig find. 

Im $ 7 des Geſetzes iſt dem Reichsminiſter für Volksaufklärung und Propaganda 
die wichtige Befugnis eingeräumt, Vereinigungen von Theaterbeſuchern (Theater⸗ 
beſucherorganiſationen) und Vereinigungen, die nichtöffentliche Theateraufführungen 
veranſtalten, ſeiner Aufſicht zu unterſtellen. Er kann dieſen Vereinigungen 
Anweiſungen erteilen, Richtlinien für ihre Tätigkeit feſtſetzen und ſie auflöſen, 
wenn er glaubt, daß ihre Tätigkeit dem deutſchen Theaterweſen abträglich iſt. 

Eine bedeutſame Neuerung iſt der ſchon oben erwähnte Übergang der geſamten 
früher gewerbepolizeilichen Befugniſſe hinſichtlich des Theaters von den Gewerbe⸗ 
polizeibehörden auf den Reichsminiſter für Volksaufklärung und Propaganda. 
Der bisher in Geltung befindlich geweſene $ 32 der Reichsgewerbeordnung iſt 
ebenſo aufgehoben worden, wie die übrigen in der REO. enthaltenen, auch auf 
Theater bisher anwendbaren Beſtimmungen. § 9 Abſ. 2 des Geſetzes beſtimmt 
daher ausdrücklich, daß die Zuſtändigkeit der Polizeibehörden gegenüber Theatern 
ſich nicht auf die Erledigung der künſtleriſchen Aufgabe der Theater erſtreckt und 
daß Theateraufführungen im Polizeiwege nur dann unterſagt werden dürfen, 
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wenn unmittelbare Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung droht. 
Die Polizei hat demnach nur noch die Bau⸗ und Feuerangelegenheiten zu betreuen 
und ferner für die Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ordnung zu ſorgen, be⸗ 
ſitzt dagegen keinerlei Zuſtändigkeit mehr hinſichtlich des eigentlichen Theater⸗ 
betriebes, erteilt keine Zulaſſungen, leitet kein Entziehungsverfahren gegen un⸗ 
zuverläſſige Theaterveranſtalter ein, da dieſe Angelegenheiten nunmehr von der 
Reichstheaterkammer zu erledigen find. 

Der RNeichsminiſter für Volksaufklärung und Propaganda kann Durchführungs⸗ 
und Ergänzungsbeſtimmungen zum Theatergeſetz erlaſſen und hat von dieſer Be⸗ 
fugnis gemeinſam mit dem Reichsminiſter des Innern durch den Erlaß der Ver⸗ 
ordnung vom 18. Mai 1934 und der zweiten Verordnung zur Durchführung des 
Theatergeſetzes vom 28. Juni 1935 Gebrauch gemacht, mit denen wir uns nach⸗ 
ſtehend zu beſchäftigen haben. 


4. Die Durchführungsverordnungen zum Theatergeſetz vom 
18. Mai 1934 und 28. Juni 1935 


Im $ 1 der VO. vom 18. Mai 1934 iſt ausdrücklich beſtimmt, daß es für die Bes 
urteilung von Theateraufführungen nicht darauf ankomme, ob ſie gewerbsmäßig 
oder gemeinnützig, ſtändig oder gelegentlich, durch natürliche Perſonen oder durch 
juriſtiſche Perſonen des privaten oder des öffentlichen Rechts erfolgen. Es fallen 
alſo auch ſämtliche öffentliche Theatervorführungen durch Dilettanten oder Laien⸗ 
ſpieler unter das Geſetz, fo daß in dieſer Beziehung gegenüber dem früheren Rechts⸗ 
zuſtande eine erhebliche Anderung eingetreten iſt. Nach früherem Recht waren kon⸗ 
zeſſionspflichtig nur ſolche Schauſpielunternehmer, die gewerbsmäßig, alſo in der 
Abſicht der fortgeſetzten Gewinnerzielung, Theatervorſtellungen veranſtalteten, 
während die Berufung auf Gemeinnützigkeit oder Wohltätigkeit regelmäßig die 
Konzeſſionspflicht aufhob. 

Allerdings hat die Anwendbarkeit der Beſtimmungen über die Zulaſſung von 
Theaterveranſtaltern inſofern bei nichtberufsmäßigen Theaterveranſtaltern eine 
ſtarke Einſchränkung erfahren, als der Reichsminiſter für Volksaufklärung und 
Propaganda in Abänderung ſeiner urſprünglichen Anweiſung vom 17. September 
1934 zur Durchführung des Theatergeſetzes unter dem 15. März 1935 beſtimmt hat, 
daß Laienſpiele, d. h. alle nicht berufsmäßigen Theaterſpiele, zu genehmigen ſeien, 
falls nicht im Inhalt der Stücke oder in der Perſon der Veranſtalter politiſche Be⸗ 
denken beſtehen. N 

Die Veranſtaltungen der Kleinkunſt, alſo von Varietés, Kabaretts, Zirkuſſen, 
Puppenſpielen und ähnlichen, fallen nicht unter das Theatergeſetz. Für die Dar⸗ 
bietungformen der Kunſt bleiben vielmehr bis auf weiteres die 88 33a und 33b der 
RGO. anwendbar. Gleichwohl find die Kleinkunſtſchaffenden ebenſo wie die Varieté⸗, 
Theater- und Zirkusunternehmer ſowie Schauſteller und Puppenſpieler in der Reichs⸗ 
theaterkammer organiſatoriſch erfaßt worden. Die Bildung einer beſonderen Fachſchaft 
für das geſamte Artiſtenweſen innerhalb der Reichstheaterkammer ſteht nach Auf⸗ 
löſung der bisher ſelbſtändigen Fachverbände bevor. Die Reichstheaterkammer iſt 
daher auch für Anordnungen gemäß $ 25 der erſten Durchführungsverordnung zum 
Reichskulturkammergeſetz auf dem Gebiete des Varieté- und Zirkusweſens zuſtän⸗ 
dig und hat bereits derartige Beſtimmungen betr. Einführung einer Kautions⸗ 
pflicht für artiſtiſche Betriebe, Ausgabe von Gutſcheinen auf Eintrittskarten für 
Varieté-, Kabarett- und Zirkusvorſtellungen zu ermäßigten Preiſen, den Handel 
mit Eintrittskarten getroffen und die öffentliche Ausübung von Puppenſpielen 
von der Erbringung eines Befähigungsnachweiſes abhängig gemacht. 

Den Theaterveranſtaltern muß eine beſondere Zulaſſungsurkunde ausgeſtellt 
werden, deren Vorlegung die Polizei jederzeit fordern kann. Kann der private 


530 


Theaterveranſtalter die Zulaſſungsurkunde nicht vorweiſen, jo iſt er ſeitens der 
Polizei von amtswegen an der Aufführung zu verhindern. Die Zulaſſungsurkunde 
muß insbeſondere Beſtimmungen über Ort und Dauer der Zulaſſung, Zahl der 
Darſteller, Kaution u. dgl. enthalten. Sie wird von der für die Zulaſſung zuſtän⸗ 
digen Stelle ausgefertigt. Zuſtändig iſt auf Grund miniſterieller Delegation die 
Reichstheaterkammer für alle ſtändigen Theaterveranſtalter, d. h. mehr als 
ſechsmal ſpielende Theater, während für die Zulaſſung gelegentlicher Theaterver⸗ 
anſtalter die untere Verwaltungsbehörde als zuſtändig beſtimmt worden iſt. Untere 
Verwaltungsbehörden ſind in Preußen der Landrat, in kreisfreien Städten der 
Bürgermeiſter, in Berlin der Polizeipräſident, in Bayern das Bezirksamt, in 
Sachſen der Amtshauptmann, in Württemberg das Oberamt bzw. das Polizeiprä⸗ 
ſidium in Stuttgart, in Mecklenburg der Landrat bzw. in kreisfreien Städten der 
Rat dieſer Städte, in Heſſen die Bürgermeiſtereien bzw. Kreisämter, in Hamburg 
die Behörde für Volkstum, Kirche und Kunſt, in Bremen die Behörde für Kunſt, 
Wiſſenſchaft und kirchliche Angelegenheiten. | 

Die untere Verwaltungsbehötde iſt verpflichtet, vor ihrer Entſcheidung die ört⸗ 
liche Stelle der Reichstheaterkammer gutachtlich zu hören. Will die Verwaltungs⸗ 
behörde von deren Gutachten abweichen, ſo muß ſie die Sache zur Entſcheidung an 
den Leiter der örtlich zuſtändigen Landesſtelle des Reichsminiſteriums für Volks⸗ 
aufklärung und Propaganda in ſeiner Eigenſchaft als örtlichen Vertreter der Reichs⸗ 
kulturkammer (Landeskulturwalter) abgeben. Das gleiche gilt, wenn die untere 
Verwaltungsbehörde aus andern Gründen Zweifel hat, ob dem Antrage auf Zu⸗ 
laſſung eines gelegentlichen Theaterveranſtalters entſprochen werden kann. Die 
Zulaſſungsurkunden für gelegentliche Theaterveranſtalter werden ungültig nach 
der ſechſten Aufführung und ſpäteſtens ein Jahr nach Ausſtellung. 

Die bei der Entſcheidung über Zulaſſungsanträge gelegentlicher Theaterveran⸗ 
ſtalter mitwirkenden örtlichen Stellen der Reichstheaterkammer find in einem bes 
ſonderen Verzeichnis aufgeführt und befinden ſich regelmäßig bei den einzelnen 
feſten Theatern. Sie beſtehen aus dem Bühnenleiter und den Obleuten des Golos, 
Thor⸗ und Tanzperſonals. 

Durch die Verordnung vom 28. Juni 1935 iſt ferner die Notwendigkeit der Be⸗ 
ſtellung eines Bühnenleiters für alle Theaterveranſtalter, und zwar auch 
für die juriſtiſchen Perſonen des öffentlichen Rechts, beſtimmt worden. Natürliche 
Perſonen, die als Theaterveranſtalter zugelaſſen find, können ſich ſelbſt als Bühnen⸗ 
leiter beſtellen. Der Antrag auf Zulaſſung als Theaterveranſtalter kann mit dem 
Antrage auf Beſtätigung als Bühnenleiter verbunden werden. Neu iſt ferner die 
Auslegung des § 4 Abſ. 1 des Theatergeſetzes, wonach unter die beſtätigungs⸗ 
bedürftigen leitenden Perſönlichkeiten jeder fällt, der die künſtleriſche Führung des 
Theaters ausſchließlich oder auch nur teilweiſe beſtimmt. Zur künſtleriſchen Füh⸗ 
rung gehört auch die Spielplangeſtaltung im Rahmen des Haushalts. Sind daher 
Mitglieder der Verwaltung einer ein Theater betreibenden Stadtgemeinde zur 
künſtleriſchen Mitwirkung bei der Theaterführung neben dem Intendanten be⸗ 
rufen, z. B. Theaterdezernenten, ſo bedürfen auch ſie der Beſtätigung durch den 
Reichsminiſter für Volksaufklärung und Propaganda. Zweifel darüber, ob eine 
Frage als zur künſtleriſchen Führung des Theaters gehörig anzuſehen iſt, ent⸗ 
ſcheidet der Präſtdent der Reichstheaterkammer. Bei Widerſpruch des Theaterver⸗ 
anſtalters liegt die Entſcheidung dem Reichsminiſter für Volksaufklärung und Pro⸗ 
paganda im Einvernehmen mit dem Reichsinnenminiſter ob. Für die Entſcheidung 
über Geſuche zur Beſtätigung von Bühnenleitern für gelegentliche Theaterver— 
anſtalter ſind die unteren Verwaltungsbehörden zuſtändig. Die Beſtätigung von 
Bühnenleitern ſtändiger Theaterveranſtalter erfolgt durch den Reichsminiſter für 
Volksaufklärung und Propaganda. 
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In Ausführung der im Theatergeſetz enthaltenen Kannbeſtimmung über die 
Erforderung einer Theaterſicherheit ſchreibt 8 13 der Verordnung vom 18. Mai 
1934 die Hinterlegung einer Sicherheit vor, wenn Zweifel daran beſtehen, ob der 
Theaterveranſtalter ſeinen Verpflichtungen gegenüber dem Perſonal, und zwar 
auch hinſichtlich der Tragung der Soziallaſten, nachkommen kann. 

Die z. Z. des Inkrafttretens des Theatergeſetzes ausgeſprochenen Zulaſſungen 
oder, wie es im früheren Sprachgebrauch hieß, Theaterkonzeſſionen, bleiben auf⸗ 
rechterhalten, jedoch unbeſchadet des Rechtes der neuen Zulaſſungsſtellen, dieſe 
Konzeſſionen nach den Beſtimmungen des Geſetzes vom 15. Mai 1934 zu entziehen. 

Dieſelbe Stelle, die die Zulaſſung erteilt hat, kann ſie auch entziehen, wenn ſich 
zeigt, daß der Theaterveranſtalter oder ſein geſetzlicher Vertreter die erforderliche 
Zuverläſſigkeit, Eignung oder wirtſchaftliche Leiſtungsfähigkeit nicht beſitzt oder 
wenn er eine dieſer Eigenſchaften verliert. 

Gegen die Entſcheidungen, durch die ein Antrag auf Zulaſſung als Theater⸗ 
veranſtalter abgelehnt oder eine Zulaſſung entzogen wird, iſt Beſchwerde binnen 
einem Monat nach Bekanntgabe der Entſcheidung an den Reichsminiſter für Volks⸗ 
aufklärung und Propaganda zuläſſig. Die Beſchwerde hat keine aufſchiebende 
Wirkung. 

Wie bereits erwähnt, iſt Quelle für öffentliches Theaterrecht auch die ſich aus 
§S 25 der erſten Durchführungsverordnung zum Reichskulturkammergeſetz ergebende 
Befugnis des Präſidenten der Reichstheaterkammer zum Erlaß von Anordnungen 
mit Geſetzeskraft. Hiervon hat der Präſident der Reichstheaterkammer Gebrauch 
gemacht, z. B. bei den Anordnungen über die Notwendigkeit der Anmeldung von 
Auslandsveranſtaltungen, über Thingſpiele, den Handel mit Theaterkarten in 
Berlin, den Nachwuchs des Bühnenberufs. 

Aßmann 
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Das Schriftleitergeſetz 


1. Der Schriftleiter als Träger öffentlich⸗rechtlicher Aufgaben 


Das Schriftleitergeſetz vom 4. Oktober 1933 ſchafft die Rechtsgrundlage 
für die mit der Errichtung des nationalſozialiſtiſchen Staates notwendig gewordene 
völlige Strukturänderung der deutſchen periodiſchen Preſſe. Es geht aus von der 
Notwendigkeit, die Preſſe aus einem ſtaatlich überwachten Träger individueller 
Geiſtesbetätigung in einen Träger öffentlicher Aufgaben zu verwandeln. Im 
nationalſozialiſtiſchen Staat kann die Preſſe nicht mehr Selbſtzweck ſein, ſondern 
Mittel zum Zweck; ſie iſt Mittel zur geiſtigen Einwirkung auf die Nation. Daraus 
ergibt ſich, daß ſie ihrem Weſen nach eine öffentliche Einrichtung iſt und folglich 
das Gegenteil deſſen, was die liberale Anſchauung und das liberale Recht in ihr 
ſieht. Wie die amtliche Begründung zum Schriftleitergeſetz feſtſtellt, muß dieſer 
Auffaſſung eine veränderte rechtliche Behandlung folgen. Das neue Recht der 
Preſſe, wie es im Schriftleitergeſetz verwirklicht iſt, kann nicht mehr Freiheits⸗ 
garantie und nicht mehr Polizeirecht ſein, ſondern es iſt Organiſationsrecht. National⸗ 
ſozialiſtiſcher Auffaſſung entſprechend wird hierbei nicht der anonyme Begriff der 
Preſſe eingeſetzt als vielmehr die Perſönlichkeit, der ihre Handhabung obliegt: der 
Schriftleiter. | 

Das Schriftleitergeſetz erfaßt nur die Schriftleiter der periodiſchen Preſſe, und 
zwar der Zeitungen und politiſchen Zeitſchriften, die im Geſetz 
begrifflich gleichmäßig erfaßt werden. Eine Unterſcheidung wird im Geſetz nur 
gemacht zwiſchen politiſchen und nichtpolitiſchen Zeitſchriften. Alle 
politiſchen Zeitſchriften werden den Zeitungen gleichgeſetzt. Dieſe Gleichſetzung 
dürfte jedoch nicht deswegen erfolgt ſein, weil die Grenze zwiſchen Zeitungen und 
Zeitſchriften, wie es in der amtlichen Begründung heißt, „zu flüſſig“ ſeil, ſondern 
weil es ſich bei dieſem Geſetz nicht um eine materielle, ſondern um eine politiſche 
Zuſammenfaſſung handelt, bei der politiſche Kriterien den Ausſchlag geben. Dies 
beweiſt ſich auch daraus, daß in die Rechtsvorſchriften, die für die Zeitungen und 
politiſchen Zeitſchriften getroffen werden, auch die Unternehmungen einbezogen 
werden, die ſich mit der Lieferung des geiſtigen Stoffes für ſie befaſſen, nämlich 
die Korreſpondenzbüros, Nachrichtenagenturen, ja ſogar die 
Preſſebildberichterſtatter uſw. 

Das Schriftleitergeſetz erſtreckt ſich nur auf reichsdeutſche Zeitungen und Zeit⸗ 
ſchriften, während ausländiſche polizeilich überwachte Gegenſtände des Handels⸗ 
verkehrs bleiben und dementſprechend rechtlich behandelt werden müllen. 

Da das Weſen des wirtſchaftlichen Unternehmens der Zeitung nicht berührt 
wird, bleibt auch das Anſtellungs verhältnis zwiſchen Verleger und 
Schriftleiter grundſätzlich unberührt. Die amtliche Begründung führt hierzu aus: 
An den wirtſchaftlichen Tatſachen der Geſtaltung des deutſchen Zeitungsweſens 
ſoll nichts geändert werden; die Aufgabe iſt vielmehr, dieſe wirtſchaftlichen Tat⸗ 


1 Vgl. du Prel: „Der Dorifte me eine im Urheberrecht“, Teil 1B: Die Zeitung in ihrer 
Abgrenzung von der Zeitſchrift, wo eine Abgrenzung der Zeitung von der Zeitſchrift nicht 
nur als möglich hingeſtellt wird, ſondern 0 die innere Weſensverſchiedenheit dieſer 
beiden Erſcheinungsarten der periodiſchen Preſſe verwieſen wird. 
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ſachen den ſtaatlichen Notwendigkeiten anzupaſſen, mit anderen Worten, einen 
privatrechtlichen und privatwirtſchaftlichen Wirtſchaftszweck unter verſchärfte öffent⸗ 
lich⸗rechtliche Bedingungen zu ſtellen. 

Daraus ergibt ſich ein doppeltes Verhältnis, in dem der Schriftleiter ſteht: 

1. zum Staat, d. h. zu der vom Nationalſozialismus getragenen Staats⸗ und 
Reichsidee, zur deutſchen Volksgemeinſchaft, die im Staat, ihrem Machtmittel, ver⸗ 
körpert iſt, ſteht der Schriftleiter in einem unmittelbaren Verhältnis öffentlich⸗ 
rechtlicher Natur. Dieſes Verhältnis wird in der amtlichen Begründung auch als 
„amtsähnlich“ bezeichnet, eine Bezeichnung, die weniger auf das Amt im beamten⸗ 
rechtlichen Sinne hinweiſen ſoll, als auf das Verpflichtende, das ſich aus der Stel⸗ 
lung der Schriftleiter als Träger öffentlich⸗ rechtlicher Aufgaben ergibt. Der Schrift⸗ 
leiter wird damit entgegen der preſſegeſetzlichen Regelung, wie ſie das Preſſegeſetz 
vom 7. Mai 1874 enthielt, die nur den „Journaliſten“ und den „perant⸗ 
wortlichen Redakteur“ kannte, zu einer in der Staatsidee gebundenen und 
in der Volksgemeinſchaft notwendig verwurzelten Perſönlichkeit. Hatte der Journa⸗ 
liſt von früher die Möglichkeit, die Bildung der öffentlichen Meinung aus einer Zu⸗ 
ſammentragung der verſchiedenſten Anſichten oder auch aus der Wiedergabe ſehr 
einſeitiger Anſichten zu unternehmen, indem er im Prinzip ohne ſtaatliche Auf⸗ 
ſicht jede dieſer Meinungen frei zu äußern in der Lage war, ſo hat die ſpäter auf 
Grund des Notverordnungsrechts ſich ergebende Preſſebeaufſichtigung alsbald eine 
Art von Preſſeknebelung zur Folge gehabt. Dadurch, daß der Begriff der Meinungs⸗ 
freiheit verſtanden wurde als ein notwendiges Losgelöſtſein vom nationalen und 
politiſchen Intereſſe, indem man einzelnen Individuen die abſolute Freiheit des 
Geiſtes und der Meinung garantieren wollte, mußte die Freiheit des ganzen 
Volkskörpers immer mehr Schaden nehmen. Der Reichsminiſter für Volks ⸗ 
aufklärung und Propaganda wies in feiner Rede: bei Erlaß des 
Geſetzes nachdrücklichſt darauf hin, daß der Begriff der abſoluten Preſſefrei⸗ 
heit ein ausgeſprochen liberaler iſt, denn er geht nicht vom Volk in ſeiner Geſamt⸗ 
heit, ſondern vom Individuum aus. „Was das für die Entwicklung des deutſchen 
Volkes im allgemeinen bedeutete, das haben wir ja zur Genüge am eigenen Leibe 
zu ſpüren bekommen, und zwar ſo weit, daß es ſchlechterdings unmöglich war, über⸗ 
haupt deutſche Intereſſen vor der Welt zu vertreten. Wenn deutſche Intereſſenver⸗ 
treter zu internationalen Konferenzen fuhren, jo fürchteten fie nicht jo ſehr den 
Gegner, der ihnen am Verhandlungstiſch gegenüberſaß, als den Gegner im Lande 
ſelbſt, der jede Maßnahme torpedierte und unter Inanſpruchnahme der Geiſtes⸗ 
und Meinungsfreiheit auch jeden Entſchluß ſabotierte und damit ſchon in der Anlage 
gefährdete und in einen falſchen Kurs zu drängen verſuchtes.“ 

In einer weiteren Beziehung ſteht der Schriftleiter 

2. zum Verleger ſeinem Anſtellungsverhältnis nach. Dies iſt ein Verhältnis 
privatrechtlicher Natur wie bisher; ein Dienſtverhältnis des bürgerlichen Rechts, 
allerdings mit Sondervorſchriften kraft des neuen Geſetzes (88 16, 17, 29, 30) obliga⸗ 
toriſcher Natur. 

„Aus dem Verhältnis zwiſchen öffentlichem und privatem Recht ergibt ſich der 
unbedingte Vorrang der öffentlichen Pflicht des Schriftleiters vor ſeinen Ver⸗ 
pflichtungen gegenüber dem Verleger. Notwendig aber iſt, beide Beziehungen 
miteinander zu vereinbaren. Wenn es gelingen ſoll, einen unabhängigen, innerlich 
freien Schriftleiterſtand zu ſchaffen, ihn rechtlich, wirtſchaftlich und menſchlich zu 
heben, in ihm die Kraft des öffentlichen Verantwortungsbewußtſeins lebendig zu 
machen, ſo müſſen weitgehende Sicherungen geſchaffen werden, die den Schriftleiter 


2 Rede des Reichsminiſters Dr. Goebbels vom 4. Oktober 1933. 
Aus der Rede des Reichsminiſters Dr. Goebbels (ſ. Fußnote 2). 
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in den Stand ſetzen, ſeine Unabhängigkeit auch zu wahren und zu vertreten‘.“ Des⸗ 
halb beſtimmt das Geſetz 
a) eine Beſchränkung der Anweiſungsmöglichkeit für den Verleger und eine 
Feſtſtellung der Grenzen der Freiheit des Schriftleiters durch Richtlinien 
im $ 16 des Geſetzes in folgender Form: „Der Verleger einer Zeitung kann 
einen Schriftleiter im Vertragswege auf die Innehaltung von Richtlinien 
für die grundſätzliche Haltung der Zeitung verpflichten. Die öffentlichen 
Rechte und Pflichten des Schriftleiters, die ſich aus den $ 13—15 ergeben, 
können durch die Richtlinien nicht berührt werden“; 
b) einen Kündigungsſchutz für den Schriftleiter mit der Möglichkeit der 
Anrufung einer berufsgerichtlichen Entſcheidung, geregelt durch die 88 29 und 
30 des Geſetzes, die zunächſt die Angabe der Gründe der Kündigung verlangen 
und eine Kündigung wegen der in der Zeitung von ihm vertretenen geiſtigen 
Haltung nur dann zulaſſen, wenn ſie entweder gegen die öffentliche Berufs⸗ 
pflicht des Schriftleiters oder gegen die vereinbarten Richtlinien verſtößt. 
Durch dieſe grundſätzliche Regelung iſt das ganze deutſche Preſſeweſen tatſächlich 
auf eine abſolut neue Baſis geſtellt. Monoform im Willen der Volkserhaltung, 
ſoll die Preſſe doch ſein polyform in der Ausgeſtaltung: eben dies zeitigt eine 
Preſſeförderung im nationalſozialiſtiſchen Staate in weitgehendem Ausmaße, wenn 
der Schriftleiter in der Lage iſt und die Fähigkeiten beſitzt, von dieſer polyformen 
Geſtaltungsmöglichkeit auch Gebrauch zu machen. Weit entfernt von einer Preſſe⸗ 
knebelung im polizeiſtaatlichen Sinne hat alſo der Nationalſozialismus dem 
wirklichen Schriftleiter die Möglichkeit gegeben, ſich auf dem Boden der nationalen 
Volksgemeinſchaft frei zu entfalten. Wenn heute noch in Deutſchland von einem 
gewiſſen Zeitungsſterben geſprochen wird und wenn manche typiſchen 
Erzeugniſſe der liberaliſtiſchen Zeit ihr Erſcheinen einſtellen müſſen, wenn aber 
darüber hinaus ſogar eine gewiſſe äußere Uniformität der Preſſe in Deutſchland 
ſich vorübergehend zeigt: ſo iſt dies nur ein Beweis dafür, wie viele unfähige 
Schriftleiter im Sinn einer nationalen Volksgemeinſchaft tätig waren und über 
wie wenige tatſächlich geſtaltende Kräfte das deutſche Zeitungsweſen verfügt, 
Kräfte, die in der Lage ſind, auf Poſitivem aufbauend, eine poſitive Gedanken⸗ 
ſtärke zu entwickeln. Das Gros der deutſchen Schriftleiter, wie es übernommen iſt 
aus dem liberalen Staate, hinkt heute mit einer ganz allgemeinen, beileibe nicht 
eigenen Kommentierung hinter den Ereigniſſen her, ſtatt ſchöpferiſch die vielfach 
ſich bietenden Probleme aufzugreifen und in einem poſitiven Sinn zu verarbeiten. 
Dieſes Sichtbarwerden des durchſchnittlich geiſtigen Schriftleiterniveaus am Prüf⸗ 
ſtein Nationalſozialismus hat uns zunächſt mit wenig freudiger Hoffnung auf die 
Geſtaltung der nächſten Zukunft im deutſchen Preſſeweſen erfüllt. Vielleicht wird 
man noch mehrfach vom Zeitungsſterben reden hören und noch mehrfach vom Ab⸗ 
ſpringen des Zeitungsleſers. Aber die Schuld daran kann nicht einem Geſetz zu⸗ 
gemeſſen werden, das die endliche Regelung der Zeitungsverhältniſſe vorgenommen 
hat, ſondern nur einem durch dieſes Geſetz konzeſſionierten Schriftleiterſtand, der 
ſich zum allergrößten Teil eben leider auch heute noch nicht aus Schriftleitern, 
ſondern vielfach noch aus Journaliſten alter Prägung zuſammenſetzt, die mit dem 
im Schriftleitergeſetz gemeinten Schriftleiterſtand nichts gemein haben als dieſen 
Titel und die vielfach an der Unſicherheit ihrer eigenen Einſtellung ſcheitern. Erſt 
der im nationalſozialiſtiſchen Geiſte erzogene Schriftleiter nachwuchs wird 
die großen Möglichkeiten dieſes auf weite Sicht angelegten Schriftleitergeſetzes 
beweiſen und zur vollen Entfaltung bringen. 
Schon die Begriffsbeſtimmung des Schrißftleiters, wie fie das 
Geſetz vornimmt, zeigt, daß nicht ein enger Schematismus angewandt werden ſoll. 
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Schriftleiter im Sinne des Gejeßes tft, wer an der Geſtaltung des geiftigen 
Inhalts der Zeitung und politiſchen Zeitſchrift durch Wort, Nachricht oder Bild 
mitwirkt. Die Mitwirkung kann entweder im Hauptberuf oder im Nebenberuf auf 
Grund der Beſtellung zum nebenberuflichen Hauptſchriftleiter erfolgen. Weſentlich 
aber iſt die geſtaltende Mitarbeit, gleichgültig, ob ſie am Umbruchtiſch, in der 
Redaktion oder lediglich in einer ſonſtigen geiſtigen Mitarbeit vorgenommen wird. 
Dadurch ſind auch die Grundlagen geſchaffen, die den Mitarbeiter, der ja auch und 
oft recht weſentlicher Mitträger des Inhalts von Zeitungen ſein kann, gleichwertig, 
d. h. entſprechend ſeiner geiſtigen Beteiligung, in den Schriftleiterſtand mit auf⸗ 
nehmen. 

Andererſeits aber war eine Säuberung eben dieſes neu erſtehenden Schrift⸗ 
leiterſtandes von allen jenen Elementen erforderlich, die der bisherigen Preſſe 
ſo oft mehr den Charakter eines Börſenobjektes als eines geiſtigen Erzeugniſſes 
verliehen haben. Deshalb mußte die Zulaſſung zum Schriftleiter⸗ 
beruf beſonders geregelt werden. Nur wer die deutſche Reichsangehörigkeit be⸗ 
ſitzt, die bürgerlichen Ehrenrechte und die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Amter nicht verloren hat, ariſcher Abſtammung iſt und nicht mit einer Perſon von 
nichtariſcher Abſtammung verheiratet iſt, das 21. Lebensjahr vollendet hat, ge⸗ 
ſchäftsfähig und fachmänniſch ausgebildet iſt und die Eigenſchaften hat, die die 
Aufgabe der geiſtigen Einwirkung auf die Offentlichkeit erfordert, kann als deut⸗ 
ſcher Schriftleiter zugelaſſen werden. Vor allem der letzte Punkt ſtellt eine General⸗ 
klauſel für die Ablehnung von Perſonen dar, die die zur Ausübung des Schrift: 
leiterberufes erforderlichen ethiſchen Eigenſchaften nicht beſitzen. Der Kommentar 
von Schmidt⸗Leonhardt—Gaſt zum Schriftleitergeſetz führt hierzu aus, daß erft durch 
die Rechtſprechung entwickelt werde, welche Eigenſchaften eines einzelnen zu einer 
Ablehnung nach 87 führen. Dieſer etwas formalen Auffaſſung ſoll hier gleich aus 
nationalſozialiſtiſcher Auffaſſung widerſprochen werden; es wird nicht Aufgabe 
der Rechtſprechung ſein, im bisherigen Präjudizſtile Richtlinien für die Ab⸗ 
lehnung aufzuſtellen; es kann vielmehr nur Aufgabe der Rechtſprechung ſein, im 
Einzelfall, und nur für Einzelfälle, jeweils gültig zu entſcheiden, wer von dieſer 
Generalklauſel betroffen wird und wer nicht. Die amtliche Begründung des Ge⸗ 
ſetzes gibt als Richtlinie folgende Maßgabe: „Eintreten für eine Weltanſchauung, 
die mit dem vorbehaltloſen Bekenntnis zur Nation im Widerſpruch ſtehe, würde 
als Mangel einer perſönlichen Eignung anzuſehen fein.“ Im $ 20 der Durchfüh⸗ 
rungsverordnung iſt des weiteren die Beſtimmung enthalten, daß Perſonen, die 
bis zum 30. 4. 1933 für die marxiſtiſche Preſſe tätig waren, ſchlechthin aus⸗ 
geſchloſſen ſein ſollen. 

Die Arierbeſtimmung, die gerade auf dem Preſſegebiete von einſchnei⸗ 
dender Bedeutung iſt, wurde entſprechend dem nationalſozialiſtiſchen Parteipro⸗ 
gramm und zugleich in Anlehnung an die Beſtimmungen der Beamtengeſetzgebung 
eingeſetzt. Die Beamtengeſetzgebung iſt für die Handhabung des Arierprinzips in 
vielen Berufen maßgebend geworden, nicht nur für den Schriftleiterberuf. Wir 
vermögen in der Anlehnung an die Beamtengeſetzgebung indes für den Schrift⸗ 
leiterberuf noch keine Unterſtreichung beamtenähnlicher Eigenſchaften gerade des 
Schriftleiters zu erblicken, wie dies in etwas von außen geſehener Weiſe der 
Kommentar von Schmidt-Leonhardt—aſt tut, weil wir den Schriftleiter eher als 
politiſchen Willensträger der Nation denn als Beamten ſehen müſſen. Der Schrift— 
leiterberuf hat hier vor allem bezüglich ſeiner zukünftigen Aufgabe mehr eine 
Verwandtſchaft mit dem „Politiſchen Leiter“ der NSDAP. als mit dem Beamten: 
begriff, der vielfach noch im Überfommenen wurzelt. Dies iſt aber eine mehr neben: 
ſächliche Frage. Viel wichtiger iſt die Feſtſtellung, daß die analoge Anwendung 
der Arierregelung im Sinne des § 1a des Reichsbeamtengeſetzes bei der perio— 
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diſchen Preſſe für die deutſche Offentlichkeit deshalb noch manche Gefahrenmomente 
in ſich birgt und bergen wird, weil dadurch tatſächlich eine immer noch verhältnis⸗ 
mäßig hohe Zahl von Juden mit der Ausübung einer Tätigkeit betraut bleibt, 
die ihrer ganzen Art und Einſtellung nach ſich am allerwenigſten für eine direkte 
Einwirkung auf eine deutſche Leſerſchaft eignen kann. Denn macht ſich der jüdiſche 
Geiſt vor den deutſchen Gerichten heute noch läſtig bemerkbar, um wieviel mehr kann 
er ſchädlich, ja zerſetzend ſein in der deutſchen Preſſe, dem Mittel zum Zweck der 
öffentlichen Meinungsbildung im nationalſozialiſtiſchen Staate. 

Andererſeits wird die Selbſtverantwortlichkeit jedes Schriftleiters, wie ſie das 
Schriftleitergeſetz verlangt, ſchon heute weſentlich dazu beitragen, jüdiſche Hem⸗ 
mungsloſigkeiten und Heimtücken in der deutſchen Preſſe zu unterbinden. Denn 
dadurch, daß die liberaliſtiſche Einrichtung des ſog. „verantwortlichen Redakteurs“ 
ausgeſchaltet wurde und jeder, der einen Beitrag für die Zeitung liefert, ſelbſt für 
deſſen Inhalt verantwortlich iſt, iſt ſowohl der Anonymität im Zeitungsweſen als 
55 570 demagogiſchen Haltung vieler bisheriger Preſſeerzeugniſſe ein ur vor⸗ 
geſchoben. 


II. Der Inhalt des Schriftleitergeſetzes vom 4. Oktober 1933 
(dargeſtellt unter Anlehnung an den Text der amtlichen Begründung) 


Das Schriftleitergeſetz gliedert ſich in 6 Abſchnitte. 

1. Der erſte Abſchnitt umfaßt die 88 1—4 und bringt die Begriffsbeſtimmungen 
des Schriftleiters der Zeitungen und politiſchen Zeitſchriften der Druckwerke unter 
Einbeziehung der Unternehmen, die zur Belieferung von Zeitungen mit geiſtigem 
Inhalt beſtimmt find. Bezüglich des § 3 iſt hervorzuheben, daß er die politiſchen 
Zeitſchriften für den Geltungsbereich des Geſetzes den Zeitungen gleichſtellt. Was 
unter politiſchen Zeitſchriften zu verſtehen iſt, verſucht der Kommentar von Schmidt⸗ 
Leonhardt —Gaſt zu klären, allerdings in einer nicht gänzlich geglückten Form. Es 
mag zutreffen, daß rein wiſſenſchaftliche und rein techniſche Zeit⸗ 
ſchriften nicht als politiſche Zeitſchriften aufgefaßt werden können. Wenn aber 
zu den rein wiſſenſchaftlichen Zeitſchriften auch ſolche gerechnet werden, „die im 
Rahmen von wiſſenſchaftlichen Erörterungen politiſche Probleme mit behandeln, 
etwa ſolche ſtaats rechtlicher oder verwaltungsrechtlicher Art“ unter Zitierung Br 
genden Beiſpiels: „Eine juriſtiſche Fachzeitſchrift bringt einen Aufſatz darüber, 
wieweit die Reichsverfaſſung durch das Geſetz zur Behebung der Not von Volk 
und Reich außer Kraft geſetzt iſt“, ſo kann dem nicht ſcharf genug widerſprochen 
werden, wie dies auch bereits der Hauptſchriftleiter einer juriſtiſchen Zeitſchrift in 
ſeinem eigenen Blatts unternommen hat unter Berufung auf die Ausführungen 
des Reichsjuſtizkommiſſars Dr. Frank vor den Hauptſchriftleitern und Schrift⸗ 
leitern der juriſtiſchen Fachpreſſe am 17. April 1934 auf der allwöchentlichen 
Schriftleiterkonferenz der Deutſchen Rechtsfront. Der Reichs⸗ 
juriſtenführer wies darauf hin, daß der Schriftleiter juriſtiſcher Zeit⸗ 
ſchriften das ſchöpferiſch⸗geiſtige Element der Rechtserneuerung vertrete. Kämpfer 
für ein grundſätzlich Neues zu ſein, ſei ſeine Aufgabe, ungeachtet aller Angriffe 
weltanſchaulicher Gegner, vor allem auch der im juriſtiſchen Fachſchriftentum noch 
tief verwurzelten Reaktion. Es gehe darum, die Ideenwelt des Nationalſozialismus 
zu verwirklichen, Politik in Rechtsſätzen zugeſtalten und die Lebens⸗ 
form des deutſchen Volkes immer mehr in Angleichung an das nationalſozialiſtiſche 
Wollen zu bringen. 


s Rudolf Henſen in „Juriſtiſche Wochenſchrift“ 1934/20 S. 1222. 
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Aus dieſen hier kurz zitierten Ausführungen des Reichsjuſtizkommiſſars geht 
hervor, daß es ſich bei der Schriftleitung juriſtiſcher Zeitſchriften um eine hoch⸗ 
politiſche Aufgabe handelt, die ſich entweder, und zwar in den Zeitſchriften der 
Deutſchen Rechtsfront, im nationalſozialiſtiſchen Sinne kundtue oder ſonſt ſehr oft 
auch in einer dem Nationalſozialismus abträglichen politiſchen Betrachtungsweiſe. 
Es iſt daher im Gegenſatz zu Schmidt⸗Leonhardt—Gaſt der Satz aufzuſtellen, daß 
juriſtiſche Zeitſchriften grundſätzlich als politiſche Zeitſchriften zu betrachten find, 
zumal eine „reine Wiſſenſchaft“, dieſes Wunſchgebilde einer vergangenen 
liberaliſtiſchen Epoche, in ihrer Vorausſetzungsloſigkeit vom Nationalſozialismus 
an ſich nicht mehr anerkannt werden kann. Aus dem Geſichtspunkt heraus, daß 
Veröffentlichungen aus einem perſönlichen Motiv heute keine Berechtigung mehr 
haben, ſondern lediglich dann, wenn ſie als Dienſt gegenüber der Volksgemeinſchaft 
geleiſtet werden, ergibt ſich generell die notwendige politiſche Vorausſetzung für 
alle Veröffentlichungen in „Fachzeitſchriften“. 

2. Im zweiten Abſchnitt (SS 5—11) werden die materiellen Vorausſetzungen der 
Zulaſſung zum Schriftleiterberuf feſtgelegt, die wir in Teil I ſchon aufgezählt 
haben. Auf Grund der bezeichneten materiellen Vorausſetzungen wird die Zu⸗ 
laſſung zum Schriftleiterberuf in der Form der Eintragung in Berufsliſten 
bewirkt ($ 8). Die Berufsliſten werden bei den Landesverbänden im Reichsver⸗ 
band der deutſchen Preſſe geführt. Über die Eintragung entſcheidet der Leiter des 
Landesverbandes. Der Reichsminiſter für Volksaufklärung und Propaganda hat 
ein Einſpruchsrecht gegen die Eintragung. Für Eintragungen und Löſchun⸗ 
gen iſt ein Rechtsverfahren vorgeſehen (88 10, 11, 28, 31—34). 

3. Der dritte Abſchnitt (SS 12—21) regelt die Rechte und Pflichten des Schrift: 
leiters. Im Mittelpunkt ſteht dabei § 13, durch den die Schriftleiter verpflichtet 
werden, ihre Überzeugung zur oberſten Richtlinie ihrer Berufsausübung zu 
machen. Er begründet damit eine Unabhängigkeit, die der Unabhängigkeit des 
Richters oder des wiſſenſchaftlichen Forſchers und Lehrers vergleichbar iſt. Die Be⸗ 
ſtimmung hat die Form der Übertragung einer Pflicht. In dieſer Pflicht liegt 
aber zugleich ein Recht, nämlich das für die künftige Stellung der Schriftleiter 
grundlegende Recht ihrer Freiheit von allen unzuläſſigen Einflüſſen innerhalb 
des Zeitungsunternehmens und das Recht der Herrſchaft und Selbſtbeſtimmung 
auf dem Gebiete ihrer geiſtigen Tätigkeit. 

In dieſen Beſtimmungen wird die wahre Preſſefreiheit des National⸗ 
ſozialis mus der unechten Preſſefreiheit der liberalen Demokratie oder dem 
Polizeiſtaat gegenüber deutlich. Eine Beſchränkung der Schriftleiterfreiheit beſteht 
nur da, wo im nationalſozialiſtiſchen Staat dem Individuum überhaupt Grenzen 
gezogen ſind, nämlich in der Anerkennung des Nationalſozialismus als der tragen⸗ 
den Staatsidee, in der Unterordnung unter das Wohl der Nation und der Volks⸗ 
gemeinſchaft. Eine andere Beſchränkung gibt es für den geiſtig frei und ſchöpferiſch 
tätigen Schriftleiter im nationalſozialiſtiſchen Staate nicht. Dem Verleger ſteht 
es lediglich zu, im Schriftleitervertrage beſtimmte Richtlinien für die geiſtige 
Haltung der Zeitſchrift zu geben (88 16 und 17), alſo ihr ſozuſagen einen beſtimm⸗ 
ten Sektor im Kreiſe des deutſchen Geiſteslebens zuzuweiſen. Nicht aber dürfen 
dieſe Richtlinien den Schriftleiter in ſeiner Wahrheitspflicht oder in ſeiner Auf⸗ 
gabe, nach beſtem Wiſſen zu urteilen, einengen, ebenſowenig wie die öffentlichen 
Pflichten und Rechte des Schriftleiters, die ſich aus den 88 13—15 des Geſetzes er⸗ 
geben, durch die Richtlinien berührt werden können. 

§ 14 verpflichtet den Schriftleiter, insbeſondere aus den Zeitungen alles fern⸗ 
zuhalten, was eigennützige Zwecke mit gemeinnützigen in einer die Offentlichkeit 
irreführenden Weiſe vermengt oder was geeignet iſt, die Kraft des Deutſchen 
Reiches nach außen oder im Innern, den Gemeinſchaftswillen des deutſchen Volkes, 
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die deutſche Wehrhaftigkeit, Kultur oder Wirtſchaft zu ſchwächen 
oder die religiöſen Empfindungen anderer zu verletzen. Ebenſo iſt er 
verpflichtet, aus den Zeitungen fernzuhalten, was gegen die Ehre und Würde 
eines Deutſchen verſtößt, was die Ehre oder das Wohl eines anderen widerrechtlich 
verletzt, ſeinen Ruf ſchädigt, ihn lächerlich oder verächtlich macht oder was aus 
anderen Gründen ſittenwidrig iſt. 

§ 15 verpflichtet den Schriftleiter zur gewiſſenhaften Berufsausübung und zu 
einem würdigen, angemeſſenen Verhalten in⸗ und außerhalb des Berufs. 

§ 18 beſtimmt, daß jede politiſche Zeitung oder Zeitſchrift einen Haupt⸗ 
ſchriftleiter haben muß. Deſſen beſondere Aufgaben beſtehen darin, einen 
Geſchäftsverteilungsplan aufzuſtellen ($ 19), für die Lückenloſigkeit 
der Verantwortungsverteilung unter den Schriftleitern ſowie für die Anbringung 
eines Impreſſums zu ſorgen ($20 Abſ. 3a und b) und rechtlich Intereſſierten 
darüber Auskunft zu geben, welcher Schriftleiter für einen Beitrag verantwortlich 
iſt ($S 20 Abſ. 30). Durch dieſe Auskunftspflicht wird indes das in § 53 
Abi. 1 Nr. 4 Strafprozeßordnung vorgeſehene Zeugnis verweigerungs⸗ 
recht des Redakteurs nicht berührt. Das Redaktionsgeheimnis bleibt im 
Schriftleitergeſetz alſo unberührt, wenn ein Redakteur wegen der Veröffentlichung 
beſtraft iſt und beſtraft werden kann. 

Die Verantwortung des Schriftleiters iſt in den 88 20, 21 des Schriftleitergeſetzes 
feſtgelegt. Sie bedeutet eine völlige Abkehr von der bisherigen lückenhaften 
Regelung dieſer Frage. An die Stelle einer rein polizei⸗ und ſtrafrechtlichen Ver⸗ 
antwortung ſetzt das Geſetz die perſönliche, durch nichts zu verſchließende oder zu 
beſchränkende Berufs verantwortung des einzelnen Schriftleiters. Sie iſt 
nicht nur ſtraf⸗ und zivil⸗, ſondern vor allem auch berufsrechtlicher Art, d. h. der 
Schriftleiter muß mit ſeiner Berufsexiſtenz für die Erfüllung ſeiner Aufgaben und 
die Wahrung ſeiner Pflichten und ſeiner Verantwortung einſtehen. 

4. Im vierten Abſchnitt (SS 22—35) wird der verbandsrechtliche Schutz des Schrift⸗ 
leiterberufes geregelt. Die im Reichsverband der Deutſchen Preſſe 
zuſammengefaßte Gemeinſchaft der Schriftleiter bildet als Körperſchaft des 
öffentlichen Rechts einen Selbſtverwaltungskörper, der der ſtaatlichen Auf⸗ 
ſicht durch den Reichsminiſter für Volksaufklärung und Propaganda unterſtellt iſt. 
Der Reichsverband der Deutſchen Preſſe ſtellt die berufsſtändiſche Zu⸗ 
ſammenfaſſung der Schriftleiter dar. Darüber von Othmar Spann 
entwickelte Gedanken, die das Schriftleitergeſetz als ſtändiſches Geſetz jehen®, werden 
von dem Kommentar von Schmidt⸗Leonhardt—Gaſt (1. Auflage S. 129) im weſent⸗ 
lichen beſtätigt. Sitz des Reichsverbandes der Deutſchen Preſſe iſt Berlin. Sein 
Leiter wird vom Reichsminiſter für Volksaufklärung und Propaganda ernannt. 
Der Reichsverband hat neben den allgemeinen ſtändiſchen Aufgaben, der Förde⸗ 
rung ſeiner Mitglieder, die weſentliche Aufgabe, die Berufsgerichte der 
Preſſe zu unterhalten ($ 25). Berufsgerichte 1. Inſtanz find die Bezirks ⸗ 
gerichte der Preſſe, Berufsgerichte 2. Inſtanz iſt der Preſſegerichtshof 
in Berlin ($ 27). Die Zuſtändigkeit der Berufsgerichte regelt S 28. Zur Leitung 
der Berufsgerichte müſſen Beamte mit der Fähigkeit zum Richteramt oder zum 
höheren Verwaltungsdienſt beauftragt werden, die der Staat einſetzt. Die Bei⸗ 
ſitzer find zu gleichen Teilen Schriftleiter und Verleger. 

Die 88 29 und 30 befaſſen ſich mit den Vorſchriften für die Kündigung des Schrift: 
leiters unter beſonderer Herausſtellung des in § 30 eingehend geregelten Kün⸗ 
digungsſchutzes. § 31 regelt das Verfahren bei Berufsvergehen. 

Im S 35 iſt dem Reichsminiſter für Volksaufklärung und Propaganda das Recht 


Othmar Spann: Das neue 25. ſſegeſetz — ein ſtändiſches Geſetz. „Ständiſches Leben“ 
Wien 1933, Heft 10 S. 521 —526. 5 
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vorbehalten, in beſonders dringenden Fällen aus Gründen des öffentlichen Wohles 
ſelbſt die Löſchung eines Schriftleiters in der Berufsliſte zu verfügen. 

5. Der fünfte Abſchnitt enthält die Vorſchriften über den ſtraf rechtlichen 
Schutz des Schriftleiterberufes, wobei hervorzuheben iſt, daß die 
Mehrzahl der Strafvorſchriften des Geſetzes den Charakter von Schutzvorſchriften 
hat. Die in dieſem Abſchnitt enthaltenen Beſtimmungen ſollen den Schriftleiter in 
der ungeſtörten Erfüllung ſeiner Pflicht ſichern und zwar ſowohl gegen Einflüſſe 
außerhalb des Zeitungsunternehmens als auch gegen den wirtſchaftlichen Druck des 
Arbeitgebers oder auch gegen die dem Schriftleiter übergeordneten Kollegen. 

8 43 ſieht die Möglichkeit vor, Verlegern den Gewerbebetrieb zu unterſagen, 
wenn ſie gegen die vorſtehenden Strafbeſtimmungen verſtoßen. 

6. Die im ſechſten Abſchnitt (SS 44—47) zuſammengefaßten Schlußbeſtimmungen 
enthalten die notwendigen Übergangsregelungen. So wird der Ausſchluß der 
Immunität von Abgeordneten gegenüber den Beſtimmungen des Ge⸗ 
ſetzes über die Entfernung ungeeigneter Schriftleiter beſtimmt; ferner das 
Preſſegeſetz vom 7. Mai 1874, ſoweit es Beſtimmungen über den verant⸗ 
wortlichen Redakteur enthält, mit den Vorſchriften des Geſetzes in Einklang 
gebracht. 


III. Die Verordnung über das Inkrafttreten und die Durchführung des 
Schriftleitergeſetzes vom 19. Dezember 1933 


1. Die DurchfVO. enthält in § 1 die Beſtimmung über das Inkrafttreten des 
Schriftleitergeſetzes am 1. Januar 1934 und die Eingliederung der Schriftleiter 
in die Preſſe kammer. 

2. In den 88 2—27 wird die Zulaſſung zum Schriftleiterberuf eingehend geregelt. 
Hervorzuheben iſt hier § 5, der beſtimmt, daß unter den Begriff der Schriftleiter⸗ 
arbeiten jede unmittelbare oder mittelbare Textgeſtaltung durch Wort, Nachricht 
oder Bild fällt, nicht aber die Tätigkeit für den Anzeigenteil einer Zeitung oder 
einer politiſchen Zeitſchrift. Im 87 wird ausgeſprochen, wer nicht Schriftleiter ift. 
Hierunter fallen insbeſondere die Redakteure einer im amtlichen Auftrag 
herausgegebenen Zeitung oder Zeitſchrift, da letztere gemäß 8 3 des 
Schriftleitergeſetzes nicht erfaßt werden. Dagegen gilt fachmänniſche Tätigkeit eines 
Schriftleiters zur Beobachtung der Preſſe oder zur Verbindung mit ihr bei einer 
Behörde, einem Verband oder einer ſonſtigen Stelle nicht als Aufgabe des Schrift⸗ 
leiterberufes, jo daß alſo Schriftleiter, die als Preſſereferenten, Preſſe⸗ 
amtsleiter oder Verbandsſchriftleiter tätig find, weiterhin als zum 
Beruf gehörig betrachtet werden. 

3. Die Ausübung des Schriftleiterberufes wird durch die 88 28—31 geregelt, vor 
allem bezüglich der Übergangszeit bis zum Inkrafttreten des Geſetzes. 

4. § 32 enthält die für die Bereinigung des deutſchen Schriftleiterſtandes 
notwendige Beſtimmung, daß mit dem Inkrafttreten des Geſetzes die Mitgliedſchaft 
zum Reichsverband der Deutſchen Preſſe für alle Perſonen erloſchen iſt, die nicht 
zu dieſem Zeitpunkt in die Berufsliſte eingetragen waren oder nachträglich ein⸗ 
getragen werden. 


IV. Die Verfahrensordnung für die Berufsgerichte der Preſſe 
vom 18. Januar 1934 


Die Verfahrensordnung gliedert ſich in allgemeine Vorſchriften (S8 1—7), in die 
Vorſchriften über das ehrengerichtliche Verfahren (SS 8—27) und in die Vorſchriften 
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über das Einſpruchsverfahren (88 28—43), über das Kündigungsſchutzverfahren 
(88 44—47) und in Übergangsbeſtimmungen (8 48). 

Die Berufsgerichte find Organe des Reichsverbands der Deutſchen Preſſe; 
die Richter find Beamte des Reichsverbands. Die ordentlichen Gerichte und 
ſonſtigen öffentlichen Behörden haben laut $ 6 den Berufsgerichten der Preſſe 
Amts⸗ und Rechtshilfe zu leiſten. Die Verfolgung von Berufsvergehen verjährt in 
5 Jahren. Die Verjährung beginnt mit dem Tage, an dem das Berufsvergehen 
begangen ift, ohne Rückſicht auf den Zeitpunkt des Erfolges (8 10). Iſt gegen einen 
Schriftleiter wegen einer ſtrafbaren Handlung die öffentliche Klage erhoben, ſo iſt 
das ehrengerichtliche Verfahren auszuſetzen. Die Wiederaufnahme des Verfahrens 
iſt im einzelnen im § 13 geregelt. Anzeigen wegen Berufs vergehen find 
ſchriftlich unter Angabe der Beweismittel bei dem Leiter des Landesverbandes ein⸗ 
zureichen, dem der Beſchuldigte angehört ($ 14). Im Falle der Vorſitzende des Be⸗ 
zirksgerichts oder das Bezirksgericht im Beſchlußverfahren eine Verwarnung oder 
eine Ordnungsſtrafe in Geld bis zu 100 RM. nicht als ausreichend erachtet, iſt 
durch den Vorſitzenden Termin zur mündlichen Verhandlung vor dem Bezirks⸗ 
gericht anzuberaumen (8 19). Gegen die Urteile des Bezirksgerichts iſt die Ein⸗ 
legung der Berufung an den Preſſegerichtshof in den 88 23 ff. geregelt. Für die 
mündliche Verhandlung gelten SS 176, 184—198 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes ent⸗ 
ſprechend (S 40, 1). In dem § 42, 2—5 wird die Zuſtellung der Ladungen, die Ver: 
nehmung von Zeugen und Sachverſtändigen, die Ausſchließung und Ablehnung von 
Gerichtsperſonen und die Vollſtreckung der Koſtenentſcheidungen analog den Be⸗ 
ſtimmungen der Zivilprozeßordnung geregelt, ſofern ſich aus den Beſtimmungen 
der Verfahrensordnung nichts anderes ergibt. Die 88 41—43 befaſſen ſich mit der 
Rechtsbeſchwerde gegen Entſcheidungen, durch die der Einſpruch verworfen wird. 


V. Die Satzungen des Reichsverbands der Deutſchen Preſſe 


Die Satzungen beſtimmen Begriff und Zweck des Reichsverbands als der berufs⸗ 
ſtändiſchen Vertretung der deutſchen Schriftleiter ($ 1), die Gliederung des Reichs⸗ 
verbands in Landesverbände ($ 2), die Verbandszugehörigkeit (SS 3—5), 
die Organe des Reichsverbands: Leiter, Hauptgeſchäftsführer, Beirat, Reichs⸗ 
preſſetag, Berufsgerichte (88 6—15), die Rechtsverhältniſſe zu Angehörigen des 
Reichsverbands (SS 16, 17), die Finanzen des Reichsverbands (88 18—23)7 und ent⸗ 
halten in den 88 24—26 Schluß» und Übergangsbeſtimmungen, die u. a. die Bezeich⸗ 
nungen „Schriftleiter a. D.“ oder „Schriftleiter i. R.“ zulaſſen. 

du Prel 


Schrifttum: 
Schriftleiter⸗Geſetz vom 4. Oktober 1933. 


1 über das Inkrafttreten und die Durchführung des Schriftleitergeſetzes 
Verfahren 191 für die S 
erfahrensordnung für die Berufsgerichte der Preſſe vom 18. 1. 1934. 
Satzungen des Reichsverbandes dir Deutſchen Preſſe 
Rede des Reichsminiſters Dr. Goebbels vor der deutſchen Preſſe bei Verkündung des 
Schriftleitergeſetzes vom 4. Oktober 1933. 


Reichsminiſter Dr. Joſ. Goebbels: „Das deutſche Schriftleitergeſetz“, „Zeitungswiſſenſchaft“ 


8. Jahrg. Nr. 6. 

Amtliche Begründun zum Schriftleitergeſetz, abgedruckt „Deutſche Preſſe“ 1933 Nr. 19, 
S. 285, Rei 8 1933/237 vom 10. Oktober 1933. 

Dietrich Dr. Otto, Reichspreſſechef der NSDAP.: Rede anläßlich der Verkündung des 
S es am 4. Okt. 1933, abgedruckt „Deutſche Preſſe“ 1933, Heft 19, 


7 Verbandszeitſchrift „Deutſche Preſſe“ ($ 22). 


Dietrich Dr. Otto: Der Schriftleiter im 1 Sie 3 ionale Ae che aft“, 8. Jahrg. Nr. 6. 
Guillaume Dr.: Neue Schrift erichtsbarkeit ifi Natlonale Wirtſcha „1934/3, S. 92/93. 
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C. Wirtſchaftsrecht 


Die geſetzgeberiſchen Maßnahmen 
zur Foͤrderung und zum Schutze der Wirtſchaft 


Der Staat iſt die Organiſation des nationalen Lebens eines Volkes; er ſoll 
darüber hinaus Ausdruck des völkiſchen Weſens fein. Die Wirtſchaft iſt die organi⸗ 
fierte Deckung des Bedarfs des Volkes; fie ſoll darüber hinaus eine ſichtbare 
Außerung des ewig pulſterenden Lebens dieſes Volkes ſein. Darum muß die Form 
der Wirtſchaft organiſch aus dem Leben und Erleben des Volkes wachſen. In dem 
Maße, in dem der Staat Ausdruck des Weſens der Nation iſt, kann er an der 
Formgebung der Wirtſchaft teilnehmen und er iſt der natürliche Geſtalter des 
Wirtſchaftslebens, wenn er das höchſte nationalpolitiſche Ziel, Ausdruck des Weſens 
der Nation zu fein, erreicht hat. Staat und Volk find dann eins. Das Erleben 
des Volkes findet ſeinen Ausdruck im Geſicht des Staates. Der Staat iſt zum 
ureigenen Beſtandteil des Volkes ſelbſt geworden, er iſt die harmoniſche Hülle der 
Seele des Volkes und damit das Werkzeug, um die Regungen dieſer Seele, die 
Beſtrebungen des Volkes, zu verwirklichen. 

Der nationalſozialiſtiſche Staat hat dieſe Harmonie zwiſchen Staat und Volk 
erreicht, darum kommt ihm auch die wegweiſende Führung auf dem Gebiete der 
Wirtſchaft zu. In der nationalſozialiſtiſchen Auffaſſung iſt der Staat nicht von 
der Wirtſchaft und die Wirtſchaft nicht vom Staate zu trennen. Beide gehören 
zuſammen und müſſen, wenn das Leben des Volkes reibungslos vor ſich gehen und 
geſund ſein ſoll, aufeinander abgeſtimmt ſein. Der nationalſozialiſtiſche Staat lehnt 
einen Eingriff in die Beſitzverhältniſſe der Wirtſchaft ab. Er wünſcht im Gegenſatz 
zu der Entwicklung der letzten 14 Jahre in Deutſchland keine Verſtaatlichung wirt⸗ 
ſchaftlicher Betriebe, ſondern er ſieht die Aufgabe des Staats gegenüber der 
Wirtſchaft vielmehr darin, daß die Staatsführung der volkswirtſchaftliche Regulator 
iſt und durch eine der Geſamtwirtſchaft dienende Wirtſchaftspolitik dem Wirtſchafts⸗ 
leben Rahmen und Richtſchnur gibt, nach denen es ſich entwickeln kann. Das har⸗ 
moniſche Zuſammenwirken von Wirtſchaftsführung, Arbeitsgeiſt und fachlicher 
Leiſtung wird künftig die Neugeſtaltung der deutſchen Wirtſchaft beſtimmen. Soweit 
in der Vergangenheit eine gegenſätzliche Tendenz vorhanden war, hat der National⸗ 
ſozialismus verändernd in die Wirtſchaft eingegriffen. Aber auch hier nicht, indem 
er erſt die Organiſation geſchaffen hat und dann die Menſchen in ſie hineinführt 
und von ihnen verlangt, daß ſie ſich in ihr zurechtfinden, ſondern indem er zuerſt 
alle an der Wirtſchaft Beteiligten, alle ſchaffenden Menſchen ganz mit dem national⸗ 
ſozialiſtiſchen Geiſte zu erfüllen ſucht, ſo daß ſie imſtande ſind, dem Werke, an dem 
ſie wirken, ſelbſt ſein Gepräge zu geben und durch die Einheitlichkeit ihrer Geſinnung 
dem geſamten deutſchen Wirtſchaftskörper in allen ſeinen Gliedern Einheitlichkeit 
zu verleihen. 
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Syſtem und Gelinnung 

In den erſten Monaten nach der Machtübernahme hat es unter unjeren Kauf⸗ 
leuten eine ganze Menge gegeben, die ſich keine rechte Vorſtellung von der Wirkung 
der nationalſozialiſtiſchen Staatsidee auf die Wirtſchaft und die Wirtſchaftsform 
machen konnten. Manche haben die völlig falſche Meinung vertreten, daß der 
Nationalſozialismus die private Initiative beſchränken oder gar abſchnüren würde. 
Es kann nicht oft genug mit allem Nachdruck geſagt werden: der Nationalſozialis⸗ 
mus baut ſich nicht nur auf dem Führergedanken, er baut ſich auch auf dem 
Leiſtungsprinzip auf. Und eine Bewegung, die höchſtmögliche Leiſtungen fordert 
und zur Richtſchnur für alle ihre Glieder macht, muß ganz naturnotwendig jeden 
geſunden Unternehmergeiſt nicht nur ſich entwickeln laſſen, ſondern im Gegenteil 
fördern und anregen. Darum gibt der nationalſozialiſtiſche Staat ſeinen in der 
Wirtſchaft tätigen Volksgenoſſen nicht nur ein Recht, ihre Unternehmerinitiative 
zu entfalten, er verpflichtet ſie ſogar dazu. Ebenſo iſt es ein großer Irrtum, wenn 
außerhalb der Grenzen Deutſchlands von einigen unſerer ſo zahlreichen und über⸗ 
eifrigen Kritiker die Behauptung aufgeſtellt wird, daß die perſönliche Freiheit 
oder auch die wirtſchaftliche Freizügigkeit in Deutſchland unterbunden find. Höchſtes 
Ideal nationalſozialiſtiſcher politiſcher Denkungsart iſt die Entwicklung der Freiheit 
der nationalverantwortungsbewußten Perſönlichkeit. Allerdings beſteht ein ganz 
weſentlicher Unterſchied zwiſchen dem Freiheitsideal der liberaliſtiſchen und dem 
der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung. Der Liberalismus ſtützt ſich auf den 
Grundſatz des laisser faire. Er garantiert die ungehemmte Entwicklung der Per⸗ 
ſönlichkeit ohne Rückſichtnahme auf die Intereſſen der Geſamtheit oder der Gemein⸗ 
ſchaft. Das liberaliſtiſche weltanſchauliche Denken gipfelt in der Summe erfolg⸗ 
reicher Einzelmenſchen, während der Nationalſozialismus das Ichtum dem Gemein⸗ 
ſchaftsgedanken ein⸗ und unterordnet. Die nationalſozialiſtiſche Freiheit der Perſön⸗ 
lichkeit endet alſo bei den Belangen der Geſamtheit, auf die das Individuum bei 
all ſeinem Tun und Handeln Rückſicht zu nehmen und denen es zu dienen hat. 
Die legale Vertretung der Gemeinſchaft iſt die Staatsführung. Darum iſt im 
nationalſozialiſtiſchen Wirtſchaftsleben der Staat Führer und Regulator. Er iſt der 
Garant für die Wahrnehmnug der Intereſſen der Geſamtheit und er gibt darum 
den Rahmen an, in dem ſich die freizügigen Handlungen der Wirtſchafts⸗ und 
Betriebsführer zu bewegen haben. Damit verhindert der Staat jede individualiſtiſch⸗ 
liberaliſtiſche Willkür, ohne die Freiheit der Wirtſchaft als ſolche anders als durch 
die Verantwortlichkeit gegenüber der Geſamtwirtſchaft zu beſchränken. Der libera⸗ 
liſtiſche Kapitalismus hat geſtern in dieſem und heute in jenem Gewand es in der 
Vergangenheit immer wieder verſucht, ſeinen Thron zu feſtigen und die Macht, 
die ihm verloren zu gehen drohte, aufrechtzuerhalten. Faſt in jede Außerung 
unſeres geſellſchaftlichen Lebens hatte er ſich eingeſchlichen und woran er erſt 
einmal teilnahm, da herrſchte er. Da iſt es kein Wunder, daß das Volk Gefahr 
laufen mußte, ſeine Seele zu verlieren und damit ſein Sehnen und Streben über 
den eigenen Menſchen hinaus. Der liberaliſtiſche Kapitalismus entfernte es immer 
mehr von den natürlichen Geſetzen des Lebens und den einzeln ſchaffenden Menſchen 
von der Ethik der Arbeit. Sie nannten es Wirtſchaft und meinten organiſierte 
Ertragsſteigerung. Sie nannten es natürliche wirtſchaftliche Grundgeſetze und es 
war Droſſelung der individuellen Leiſtung und legaliſierte Ausnutzung einer 
arbeitenden Vielheit zum Nutzen eines oder einiger oft arbeitsloſen Kapitalinhaber. 
Die letzte Stufe in dieſer Entwicklung war die Verſachlichung des Menſchen. Das 
war der Höhepunkt eines Zeitalters, dem nur noch der Sturz folgen konnte. Wir 
haben dieſen Sturz erlebt und wir haben die Geburtswehen eines neuen Zeitalters 
am eigenen Volkskörper und jeder einzelne von uns an ſich ſelbſt verſpürt. Das 
gewaltige Geſchehen des Weltkrieges, als deſſen Urheber die Geſchichte den libera⸗ 
liſtiſchen Kapitalismus brandmarken wird, hat der liberaliſtiſchen Weltanſchauung 
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den Grabgeſang bereitet. Die Menſchen, die in der Verteidigung eines hohen 
Ideals als Kameraden den Tod vor Augen ein halbes Jahrzehnt auf den Schlacht⸗ 
feldern der Welt ihre Pflicht erfüllten, konnten kein Verſtändnis mehr für das 
laisser faire der liberaliſtiſchen Weltanſchauung aufbringen, die dem Einzelmenſchen 
ſeine Freiheit garantierte und es ihm geſtattete, ſich völlig, unbeſchadet der Intereſſen 
der anderen, durchzuſetzen, ſich ausleben zu können, wie es ihm beliebte, und jede 
menſchliche Tätigkeit nach dem abſchätzte, was ſie an klingendem Gewinn abwarf. 
Wenn auch Maſſen arbeitender Menſchen dabei zugrunde gingen oder in tiefſtes 
Elend kamen, der Kapitalismus hatte für ſie eine Patentlöſung gefunden, die er 
mit der ſchönen Bezeichnung „ſoziale Fürſorge“ oder „Wohltätigkeit“ als höchſte 
Errungenſchaft der Ziviliſation manifeſtierte. Eine Minderheit von Beſitzern 
rentierender Eigentumstitel war der einzige Nutznießer aus der immer mehr ner⸗ 
ventötend werdenden menſchlichen Arbeit, zu deren Überſteigerung die techniſchen 
Errungenſchaften dienten, die nicht für, ſondern geradezu gegen den Menſchen 
angewandt zu einer Gütererzeugung führten, deren Zweck und Ziel mit der Be⸗ 
friedigung der Bedürfniſſe nicht mehr in Einklang gebracht wurden. Der libera⸗ 
liſtiſche Kapitalismus hatte ein Syſtem der unbeſchränkten perſönlichen Freiheit 
geſchaffen, das ſich gegen die Geſamtheit auswirkte und ſchließlich eine Gegen⸗ 
ſtrömung bei den breiten Volksmaſſen auslöſen mußte: den Sozialismus. Aber 
die Überſteigerungen und Verkrampfungen der Zeit waren auch an den breiten 
Schichten nicht ohne Einfluß vorübergegangen, und der materialiſtiſche Geiſt, der 
dieſer Zeit ihr Gepräge gab, erfüllte auch die, die ſich als „Führer der geknechteten 
Maſſen“ dem Volke verſchrieben. Das kapitaliſtiſche Syſtem hat das Volk in Klaſſen 
zerriſſen; es hat den alten aufbauenden Ständegedanken vernichtet und auf der 
einen Seite eine materiell⸗beſtimmte Überheblichkeit, auf der anderen Seite, genährt 
durch die marxiſtiſche Lehre von der Mehrwertstheorie, den Klaſſenhaß geſchaffen, 
der aus dem Gefühl der breiten Volksſchichten, die Betrogenen und Ausgebeuteten 
zu ſein, herausgewachſen war. Die bürgerliche Moral, die ganz von den liberaliſtiſch⸗ 
kapitaliſtiſchen Tendenzen ausgehöhlt worden war, verſuchte die Wunden, die das 
von ihr geprieſene und durch ſie repräſentierte Syſtem ſchlug, durch ſoziale Maß⸗ 
nahmen zu heilen, während die Verlogenheit der Marxiſten keineswegs geringer 
war, die den Maſſen Aufſtieg und Freiheit und ein Reich in Schönheit und 
Würde verſprachen, in Wahrheit aber alles unterließen, was den Verelendungs⸗ 
zuſtand des ſchaffenden Volkes irgendwie beſeitigen konnte. 

Das große gemeinſame Erleben des Weltkrieges hatte die Menſchen wieder fein⸗ 
hörig gemacht und ließ ſie die ehernen Schritte des Schickſals vernehmen, an das 
fie gebunden find. Sie fanden wieder den nötigen Abſtand von den Dingen, die 
bis dahin ihr tägliches Streben und Sorgen ausgemacht hatten. In der Kamerad⸗ 
ſchaft der Front wurde eine neue Geſinnung geſchmiedet, die dem Gefühl der 
Gemeinſchaft entſprang und aus der eine Weltanſchauung herauswuchs, der wir 
Deutſchen im Nationalſozialismus Ausdruck gegeben haben. Der unbekannte Front⸗ 
ſoldat Adolf Hitler wurde zum Wecker aller, die guten Willens ſind in der 
deutſchen Nation. Der hohe Gemeinſchaftsgedanke, der alle Glieder eines Volkes 
umfaßt, die innige Verbundenheit aller mit dem Boden, der die Urquelle der Kraft 
allen Lebens iſt, Autorität und Verantwortung nach oben: das iſt die tragende Idee 
der neuen Zeit, die aus dem Unterbewußtſein des Einſatzes aller für das große 
Gemeinſame, die Nation, keimte. Ein neues Zeitalter iſt angebrochen, das mit dem 
Namen des unbekannten Soldaten des Weltkrieges, unſeres Führers Adolf Hitler, 
alle Zeiten verbunden ſein wird. Andere Nationen haben ihrem Unbekannten Sol⸗ 
daten ein Grabdenkmal geſetzt, an dem ſie am Jahrestage des Schandfriedens⸗ 
ſchluſſes einen Kranz niederlegen. Im deutſchen Volke, das ſich ein halbes Jahr⸗ 
zehnt auf allen Schlachtfeldern der Welt ſoldatiſch behauptete, iſt ein unbekannter 
Soldat zum Meiſter neuer Volk⸗ und Zeitwerdung geworden. Es iſt in Adolf Hitler 
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der Führer des Volkes aus dem Niedergang zum Aufſtieg nationaler Würde und 
Freiheit erſtanden. In dem neuen Reiche gibt es keine Ungezügeltheit, ſondern 
herrſcht die große Idee der Gemeinſchaft, in die ſich alle einzuordnen und zu deren 
Vollendung alle ihre Pflicht zu erfüllen haben auf dem Platz, auf den ſie geſtellt 
ſind. Nicht der Gewinn der Arbeit und nicht die Art der Arbeit ſind Wertmeſſer, 
ſondern wie dieſe Arbeit geleiſtet wird, iſt allein entſcheidend. Darum iſt im neuen 
Deutſchland der Arbeiter an der Maſchine nicht weniger wert als der General⸗ 
direktor oder der Unternehmer. Jeder gilt ſo viel, wie er ſelbſt in der Verrichtung 
der Arbeit leiſtet, die ihm zugewieſen iſt. Damit führt der Nationalſozialismus 
alle ſchaffenden Volksgenoſſen wieder zur Erkenntnis der Würde ihrer Arbeit und 
zur Achtung der Leiſtungen des eigenen Berufs und der Berufe der anderen Volks⸗ 
genoſſen. Aus dieſer Haltung entſpringt der ſtändiſche Gedanke, den der national⸗ 
ſozialiſtiſche Staat wieder aufgegriffen hat und aufs neue zum Segen der Arbeit 
entwickelt. Da der Nationalſozialismus das Privateigentum unter den Schutz des 
Staates ſtellt, aber jede wirtſchaftliche Betätigung zum Nutzen der Geſamtheit vor 
dem eigenen Nutzen fordert, entwickelt er die ſtändiſche Gliederung der Wirtſchaft 
nach den Intereſſen der Geſamtheit. Wie der Nationalſozialismus in das Volk 
hineingewachſen iſt und es ſchließlich ganz erfüllt und dieſes Volk ſich ſeinen neuen 
Staat nach ſeinem Weſen ſchaffen konnte, ſo werden auch die nationalſozialiſtiſchen 
Wirtſchaftsideen in organiſchem Wachstum alle Glieder der Wirtſchaft erfaſſen 
und ſchließlich erfüllen, bis die neue nationalſozialiſtiſche Wirtſchaftsform ge⸗ 
ſchaffen worden iſt. 


Der Staat als Negulator der Wirtſchaft 


Die nationalſozialiſtiſche Staatsführung hat darum auch darauf verzichtet, der 
Wirtſchaft eine völlig neue Geſetzgebung und eine fertige Organiſation zu geben, 
in der ſie ſich zurecht finden muß. Sie hat dort verändernd zu wirken begonnen, 
wo es am dringlichſten war und wo die wichtigſten Anſatzpunkte für eine ge⸗ 
deihliche Fortentwicklung gegeben ſind. Eines der wichtigſten Geſetze auf dieſem 
Wege iſt das Geſetz über die Errichtung von Zwangskartel⸗ 
len vom 15. Juli 1933. Mit dieſem Geſetz ſollen die Beſtrebungen wirtſchaftlicher 
Verbände gefördert werden, die es ſich zum Ziele geſetzt haben, einen ehrbaren 
und wirtſchaftlich geſunden Berufsſtand aufrechtzuerhalten. Es beſtand früher keine 
Möglichkeit für den Staat, im Geſamtintereſſe der Volkswirtſchaft ordnend in die 
wirtſchaftliche Entwicklung einzugreifen. Es iſt gar kein Zweifel, daß die Errichtung 
von Zwangskartellen einen bedeutſamen Eingriff des Staats in die Wirtſchaft 
bedeutet. Aus dieſem Grunde ſoll ein Zwangszuſammenſchluß erſt dann vor⸗ 
genommen werden, wenn alle Möglichkeiten einer freiwilligen Einigung erſchöpft 
ſind. Wo es notwendig erſcheint, kann der Staat ſolche Einigungsverhandlungen 
anordnen. Es wird dabei den Unternehmern immer nahegelegt, die vorhandenen 
Schwierigkeiten ſelbſt zu beſeitigen und einem freiwilligen Zuſammenſchluß nicht 
hinderlich im Wege zu ſein. Die Wirtſchaftsordnung im nationalſozialiſtiſchen 
Staate beruht auf der Initiative und dem Verantwortungsgefühl des einzelnen 
Unternehmers. Darum will der nationalſozialiſtiſche Staat dieſe beiden 
Unternehmereigenſchaften entwickeln. Wenn er dabei marktregulierend eingreift und 
Zwangszuſammenſchlüſſe vornimmt, ſo tut er das nicht etwa, um damit einer ſtaat⸗ 
lichen Planwirtſchaft das Wort zu reden, ſondern er wird ſeine Aufſichts⸗ und Ein⸗ 
griffsbefugniſſe nur anwenden, um eine planvolle Verteidigung der Erzeugungs⸗ 
ſtätten zu ermöglichen und auch in dieſer Wirtſchaft dem nationalſozialiſtiſchen 
Grundſatz zum Durchbruch zu verhelfen, das Geſunde zu entwickeln und das Kranke, 
wenn es ſich als nicht heilbar erweiſt, zum Abſterben zu bringen. Das hat den 
Anlaß gegeben, dem Reichswirtſchaftsminiſter durch Geſetz das Recht zu geben, 
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nicht nur im Intereſſe der Marktregelung Verbände aufzulöſen oder zuſammen⸗ 
zuſchließen, ſondern auch Errichtungsverbote für einzelne Betriebe zu erlaſſen. Der 
Reichswirtſchaftsminiſter kann die Errichtung von Unternehmungen verſagen, wenn 
der Markt mit ſolchen Betrieben überſetzt iſt. Ebenſo hat er die Möglichkeit, inner⸗ 
halb eines beſtimmten Wirtſchaftskreiſes die Erweiterung des Geſchäftsbetriebes 
und der Leiſtungsfähigkeit beſtehender Unternehmungen von ſeiner Entwicklung 
abhängig zu machen. Es ſoll dadurch vermieden werden, daß, ſo wie es früher ſo 
oft geſchehen iſt, Fehlleitungen von Kapital ſtattfinden, die die Belebung der 
Wirtſchaft und die Durchführung des Arbeitsbeſchaffungsplanes gefährden. Denn 
es iſt ein Grundſatz der nationalſozialiſtiſchen Wirtſchaftspolitik: die Aufgabe der 
Volkswirtſchaft iſt die Bedarfsdeckung und nicht eine hohe Nentabilität für das 
Leihkapital. Hierhin gehört auch das Geſetz über Schiedsabreden in Kartellver⸗ 
trägen vom 18. Dezember 1933, wie die Verordnung über Verdingungskartelle vom 
9. März 19341. Durch dieſe Verordnung ſoll in erſter Linie verhindert werden, daß 
für das Anbieten von Bauleiſtungen bei Ausſchreiben der öffentlichen Hand der 
freie Wettbewerb durch Verdingungskartelle und entſprechende Einrichtungen der 
künſtlichen Preisgebung beſchränkt wird, wenn der Auftraggeber in der Ausſchrei⸗ 
bung erklärt, daß für das Vergebungsverfahren die Verdingungsordnung für Bau⸗ 
leiſtungen maßgebend ſein ſoll. 


Das werterhaltende Prinzip 


Der Nationalſozialismus geht davon aus, daß Arbeit Kapital ſchafft. Er hat 
deshalb darum beſorgt zu ſein, daß die Grundlagen der Arbeitsbeſchaffung und 
Arbeitsgeſtaltung geſund ſind. Sie können das nur ſein, wenn ein Bedarf an den 
Erzeugniſſen der Arbeit vorhanden iſt und wenn die ſchon beſtehenden Arbeits⸗ 
ſtätten nicht ausreichen, um dieſen Bedarf zu befriedigen. Darüber hinaus hat der 
nationalſozialiſtiſche Staat ein Intereſſe daran, daß die Arbeitsbeſchaffung mög⸗ 
lichſt gleichmäßig auf alle Betriebe, für die Arbeit vorhanden iſt, und auf alle 
Wirtſchaftskreiſe ausgedehnt iſt. Da der Staat durch das Arbeitsbeſchaffungs⸗ 
programm Auftraggeber iſt und ſelbſt die Initiative zur Ankurbelung der Wirt⸗ 
ſchaft gegeben hat, iſt es nur recht und billig, wenn er den Vorteil einzelner zum 
Nutzen der Geſamtheit beſchränkt. Da der Nationalſozialismus aber auch noch ein 
natürliches Intereſſe an der Erhaltung der Arbeit und damit an der Erhaltung der 
von ihr geſchaffenen Werte hat, mußte er ſich vordringlich gegen Zuſtände wenden, 
die einer Verſchleuderung und willkürlichen Minderung von Werten aus menſchlicher 
Arbeit Vorſchub leiſteten. Ein erſter Schritt hierzu wurde mit dem Geſetz zur 
Beſeitigung der Mißſtände im Verſteigerergewerbe getan, 
durch das unzuverläſſige Elemente aus dem Verſteigerergewerbe ferngehalten oder 
durch ein raſches Eingreifen des Staats beſeitigt werden konnten. Bisher konnte 
die Ausübung des Verſteigerergewerbes nur ſolchen Perſonen unterſagt werden, die 
als Gewerbetreibende ſchlechthin unzuverläſſig im Sinne der Gewerbeordnung anzu⸗ 
ſehen waren. Die Unterſagungsbefugnis in dieſem Geſetz geht weiter. Danach brauchen 
nicht mehr Tatſachen feſtgeſtellt zu werden, die als Nachweis für die Unzuverläſſigkeit 
dienen, ſondern es genügt, wenn die zuſtändige Behörde davon überzeugt iſt, daß der 
Gewerbetreibende für eine ordnungsmäßige Ausübung ſeines Berufes als Ver⸗ 
ſteigerer keine Gewähr leiſtet. Zur ordnungsmäßigen Ausübung des Gewerbes 
gehört nicht nur die Einhaltung aller geſetzlichen und polizeilichen Beſtimmungen, 
ſondern auch die Erfüllung aller Vertragsverpflichtungen, die der Verſteigerer mit 
und zu der Ausübung ſeines Gewerbes übernommen hat. Mit dem Geſetz zur Be⸗ 
ſeitigung der Mißſtände im Verſteigerergewerbe wird alſo erſt einmal die Zuver⸗ 
läſſigkeit der verantwortlichen Perſonen ſichergeſtellt. Damit iſt ſchon eine gewiſſe 
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Gewähr geboten, daß einer willkürlichen Verminderung von Werten Begrenzungen 
gegeben werden. Das Geſetz zur Beſeitigung der Mißſtände im Verſteigerergewerbe 
hat durch ergänzende Geſetze am 16. Oktober 1934, am 27. Februar 1935 und am 
31. Mai 1935 Ergänzungen erfahren. Mit Hilfe des Geſetzes zur Beſeitigung der 
Mißſtände im Verſteigerergewerbe war eine Handhabe gegeben, um unzuver⸗ 
läſſigen Verſteigerern die weitere Gewerbeausübung zu verbieten. Da aber die 
Entſcheidungen der Unterſagungsbehörde nicht in allen Fällen dem Zwecke und der 
Sinngebung des Geſetzgebers genügten und nicht klar genug zum Ausdruck kam, 
daß nicht nur ſittlich bedenkliche Perſonen, ſondern auch ſolchen Verſteigerern die 
Ausübung ihres Gewerbes zu unterſagen ſei, denen die Kenntniſſe, die Aus⸗ 
bildung oder die erforderlichen Mittel für den Gewerbezweck fehlten, war in der 
Anwendung des Geſetzes wiederholt ein Mangel der erforderlichen Einheitlichkeit 
feſtzuſtellen. Durch das Geſetz vom 16. Oktober 1934 iſt die zu erteilende Erlaubnis 
zur Ausübung des Verſteigerergewerbes von der Zuverläſſigkeit des Nachſuchenden 
und dem tatſächlichen Bedürfnis für die Errichtung eines Verſteigererbetriebes 
abhängig zu machen. Außerdem wird eine Vereinheitlichung der Handhabung für 
das ganze Reichsgebiet geſchaffen. Der Nationalſozialismus wird damit noch nicht 
haltmachen und zweifellos zu gegebener Zeit noch einmal in umfaſſender Weiſe 
regelnd in das Verſteigerungsweſen eingreifen. 


Saubere Werbung 


Am 12. September 1933 wurde folgendes Geſetz verkündet: „Zwecks einheitlicher 
und wirkſamer Geſtaltung unterliegt das geſamte öffentliche und private Werbungs⸗, 
Anzeigen⸗, Ausſtellungs⸗, Meſſe⸗ und Reklameweſen der Aufficht des Reichs. Die 
Aufſicht wird ausgeübt durch den Werberat der deutſchen Wirtſchaßft.“ 
Es heißt dann weiter: „Die Mitglieder des Werberats werden vom Reichsminiſter 
für Volksaufklärung und Propaganda im Einvernehmen mit den zuſtändigen Fach⸗ 
miniſtern berufen...“ Wirtſchaftswerbung ift die Summe von Handlungen durch 
Wort, Bild, Zeichen, Ton oder durch irgendwelche andere Art der Veröffentlichung 
im Intereſſe eines einzelnen, einer Gruppe oder der Geſamtheit bei einer Vielheit 
oder bei der Geſamtheit für das Ergebnis einer Arbeit oder einer Arbeit ſelbſt, 
für einen Gegenſtand oder für eine Unternehmung zu werben. Auf dem Gebiete 
der Wirtſchaftswerbung waren wie auf kaum einem anderen Gebiete der Wirt⸗ 
ſchaft die Mißſtände außerordentlich groß. Sie äußerten ſich in einem Auflagen⸗ 
ſchwindel bei Zeitungen, einer willkürlichen Preisſetzung auf allen Gebieten des 
Reklame⸗ und Anzeigenweſens und auf einer falſchen Darſtellung der Verſchieden⸗ 
heit oder Gegenſätzlichkeit im Wettbewerb. Darum hat ſich der nationalſozialiſtiſche 
Staat auch der Förderung der Wirtſchaftswerbung angenommen, ohne dabei, wie 
in der Begründung zu dem Geſetz über Wirtſchaftswerbung ausdrücklich hervor⸗ 
gehoben wird, die Privatinitiative ausſchalten und die Wirtſchaftswerbung 
uniformieren zu wollen. Im Gegenteil iſt es dem Staate daran gelegen, daß die 
Vielgeſtaltigkeit des deutſchen Wirtſchaftslebens auf keinem Gebiete verkümmert. 
Es ſoll nur Ordnung und Sauberkeit in das wirtſchaftliche Leben gebracht werden, 
und es ſoll verhindert werden, daß der ſpekulative Hang und eigennützige Inter⸗ 
eſſen einzelner das Wohl der Geſamtheit gefährden. Der Werberat der deutſchen 
Wirtſchaft hat Aufgaben von hoheitsrechtlicher Art zu erledigen. Er kann die 
Erteilung der Genehmigung der Werbung von der Erhebung einer Abgabe 
abhängig machen, deren Höhe durch Verordnung des Reichsminiſters für Volks⸗ 
aufklärung und Propaganda und des Reichsfinanzminiſters feſtgeſetzt wird. Darüber 
hinaus kann die Genehmigung an weitere Bedingungen geknüpft werden. An allen 
Maßnahmen des Werberats der deutſchen Wirtſchaft, zu denen eine miniſterielle 
Entſcheidung notwendig iſt, wirken die für die Wirtſchaftspolitik zuſtändigen Reichs⸗ 
miniſter ($ 2,2) gemeinſam mit. „Die Abgabe, die zur Erteilung einer Genehmi⸗ 
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gung gefordert werden kann, ift keine Steuer, ſondern eine Gebühr. Durch dieſe 
Abgabe darf die Wirtſchaft“ — wie es in der Begründung ausdrücklich heißt — 
„nicht belaſtet und die Werbung nicht verteuert werden. Es herrſcht in allen Fach⸗ 
kreiſen Einmütigkeit darüber“, ſo heißt es in der Begründung weiter, „daß dieſe 
Abgabe von den Werbeauftragnehmern leicht getragen werden kann, weil der 
Vorteil eines ehrlichen und zuverläſſigen Reklamehandels und der Fortfall des 
unlauteren Wettbewerbs außer Verhältnis ſteht zu dieſer Belaſtung, ſelbſt wenn 
ſie Sätze erreichen würde, an deren Einführung nicht gedacht wird. Auch bei einer 
Belaſtung, die unter dieſen Umſtänden für die Beteiligten kaum fühlbar ſein wird, 
kann auf dieſe Weiſe dem Reich eine neue Einnahmequelle erſchloſſen werden, deren 
Erträge ſehr hoch geſchätzt werden. Dieſe Einnahmen ſollen im Reichshaushalt beim 
Reichsminiſterium für Volksaufklärung und Propaganda ausgewieſen werden. Der 
zuſtändige Reichsminiſter verwendet ſie für Zwecke der Propaganda, d. h. für die 
Erfüllung ſeiner Aufgabe. Mag es ſich hierbei um Wirtſchafts⸗ oder um allgemeine 
Propaganda handeln, immer wird mittelbar oder unmittelbar die deutſche Wirt⸗ 
ſchaft mit dieſen Mitteln befruchtet, und ſo werden die Mittel, die für den Werberat 
aufgewendet worden find, auf dieſe Weiſe wieder der Wirtſchaft zugeleitet.“ 

Das Geſetz über Wirtſchaftswerbung regelt alſo nicht nur das Reklame⸗ und 
Werbeweſen der Wirtſchaft, es ſpannt jede einzelne werbende Unternehmung der 
deutſchen Wirtſchaft gleichzeitig in den Dienſt der Werbung für die Geſamtwirtſchaft 
und die Nation ein. Das Wohl der Geſamtheit iſt das Wohl des einzelnen. Von 
dieſem Grundſatz ausgehend werden alle wirtſchaftlichen Unternehmungen praktiſch 
zur laufenden Förderung der vom Reichsminiſter für Volksaufklärung und Pro⸗ 
paganda geführten nationalen Werbung herangezogen. Das allgemeine Wohl iſt 
oberſtes Geſetz, und jede Außerung der Wirtſchaft, die zu ihrer Verbeſſerung und 
Entfaltung beiträgt oder beitragen ſoll, hat — das will der Geſetzgeber — von dem 
Gedanken zum Wohle der Allgemeinheit geleitet zu ſein, darum verbindet er 
bewußt die Werbung der freien Wirtſchaft über den Werberat mit der Werbung 
des Staates für die Geſamtheit der Nation. 


Mittelſtandspolitik 


Die nationalſozialiſtiſche Bewegung hat ihre beſondere Aufmerkſamkeit und 
Sorgfalt von Anfang an neben der ſozialen Lage der Arbeiterſchaft dem Mittel⸗ 
ſtand gewidmet. Einen bedeutſamen Schritt zur Verwirklichung der berechtigten 
mittelſtändiſchen Forderungen macht das Geſetz zum Schutze des Einzelhandels vom 
12. Mai 1933. Dadurch wird den mittelſtändiſchen Betrieben eine Sicherung ihres 
Beſtandes gegenüber dem zunehmenden Wettbewerb der Einzelhandelsgroßunter⸗ 
nehmungen und gegenüber der Gefahr einer weiteren Überſetzung des Einzelhandels 
gewährleiſtet. In dieſem Geſetz iſt der immer größer gewordenen Gefahr der 
Ausdehnung der Einheitspreisgeſchäfte und Warenhäuſer Einhalt geboten worden. 
In den vergangenen Syſtemjahren ſchoß dieſe Art von Geſchäften wie Pilze aus 
der Erde und bedrängte den Fach⸗ und Einzelkaufmann in wachſendem Maße. 
Das war in einer Zeit des liberaliſtiſchen Kapitalismus — auf deſſen Eigenart 
im erſten Teil dieſes Aufſatzes hingewieſen worden iſt — nur zu natürlich. Der 
rückſichtsloſe Kampf des kapitalkräftigen Spekulanten war geſtattet. Die ernſte 
Arbeit des einzelnen ſelbſtändig ſchaffenden Volksgenoſſen, der nicht die nötige 
kapitalmäßige Rückendeckung hatte, war dieſen Angriffen preisgegeben und wurde 
gewöhnlich in kurzer Zeit zum Ausbeuteobjekt des Spekulantentums, ſei es nun, 
daß man die Einzelhandelsfirma für „billiges Geld“ auffraß und den ſelbſtändigen 
Unternehmer zum angeſtellten Geſchäftsführer machte, ſei es, daß man die Einzel⸗ 
handelsfirma völlig zerſtörte und den Unternehmer arbeitslos machte oder nötigte, 
wo anders ſein Brot zu verdienen. | | 
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Mit dem Geſetz zum Schutze des Einzelhandels hat die national: 
ſozialiſtiſche Bewegung gegenüber der breiten und für die Erhaltung des Staats 
ſo wertvollen Schicht des Mittelſtandes eine nationale Pflicht erfüllt. Es iſt damit 
ein bedeutſamer Schritt zur Erhaltung und geſunden Miſchung von Klein-, Mittel: 
und Großbetrieben auf allen Gebieten des wirtſchaftlichen Lebens getan worden, 
während der maßloſen Reichtumsanhäufung zum Schaden der Geſamtheit in den 
Händen einzelner eine Grenze geſetzt worden iſt. Das Geſetz, das am 12. Mai 1933 
mit ſofortiger Wirkſamkeit verkündet wurde und im Juni und Dezember 1934, wie 
auch im Mai 1935 durch zuſätzliche Geſetze ergänzt wurde, hat eine Reihe von 
Durchführungsverordnungen, bei denen anfänglich beſonderer Nachdruck auf den 
objektiven Nachweis des Bedürfniſſes zur Errichtung von Einzelhandelsverkaufs⸗ 
ſtellen gelegt wurde, ſpäter aber neben den Bedürfnisnachweis auch der Be⸗ 
fähigungsnachweis trat, der ſchließlich in der Verordnung vom 23. Juli 1934 mit 
Ausnahme der Anträge auf Erteilung der Erlaubnis zur Errichtung von Waren: 
häuſern, Serienpreisgeſchäften u. dgl. ganz an Stelle des Bedürfnis nachweiſes trat 
und die Erteilung der Errichtungsgenehmigung nur noch von der perſönlichen Zu⸗ 
verläſſigkeit und den nachweislich vorhandenen Sachkenntniſſen abhängig machte. 
Eine außerordentlich wichtige Verordnung für den Einzelhandel iſt die Ver⸗ 
ordnung über den Abbau der ſelbſtändigen Handelsbetriebe in Warenhäuſern vom 
11. Juli 1933. Mit dieſer Verordnung werden die Eingriffsrechte des Staates, die 
das Geſetz zum Schutze des Einzelhandels $ 7 vorjieht, zugunſten des ſelbſtändigen 
Handwerks in der Betriebswirtſchaft wirkſam. Auch das Geſetz zur Anderung des 
Geſetzes zum Schutze des Einzelhandels vom 9. Mai 1935 gibt einen außerordent⸗ 
lich wichtigen Beitrag zur Regelung der Warenhausfrage; denn mit dieſem Geſetz 
iſt, ebenfalls fußend auf dem 87 des Ausgangsgeſetzes, die Schließung ſämtlicher 
Erfriſchungsräume in den Warenhäuſern mit Wirkung vom 1. November 1935 
verfügt worden. 

Auch das Geſetz über die Übernahme von Garantien für Kredite 
an das Kleingewerbe vom 31. Oktober 1933 iſt eine ſehr bedeutſame Maß⸗ 
nahme zum Schutze des wirtſchaftenden Mittelſtandes. Durch dieſes Geſetz wird der 
Reichsminiſter der Finanzen ermächtigt, Reichsgarantien bis zum Betrage von 
insgeſamt 10 Millionen Reichsmark für Kredite zu übernehmen, die von gewerb⸗ 
lichen Kreditgenoſſenſchaften oder von Privatbanken an Kleingewerbetreibende 
gegeben werden. 

Die nationalſozialiſtiſche Reichsregierung hat ungeheure Anſtrengungen gemacht, 
um zu gleicher Zeit mit der Neuordnung des ſtaatlichen und wirtſchaftlichen Lebens 
die Wirtſchaft, deren Tiefſtand für die Exiſtenz des Staates bedrohlich geworden 
war, aufs neue zu beleben. Ihr Hauptaugenmerk hat die Regierung dabei erſt 
einmal darauf gerichtet, den Inlandsmarkt wieder in Gang zu bringen. Um das 
möglichſt raſch und ſicher herbeiführen zu können, iſt der Staat als Auftraggeber 
aufgetreten und hat zugleich mit der Erteilung großer, auf weite Sicht abgeſtellter 
Aufträge richtungweiſende Schritte unternommen, um eine großzügige Planung 
der Wirtſchaft von der Erzeugung her vorzubereiten. Die Arbeit, die geleiſtet 
wurde, war und iſt keine leichte. Wir mußten während der Reparatur die Maſchine 
voll in Gang halten, das iſt nicht leicht. Heute aber kann man trotz aller Schwierig⸗ 
keiten, die noch überwunden werden müſſen, ſagen: wir haben es geſchafft! Der 
Feldzug, den Staat und Partei gegen die Arbeitsloſigkeit geführt haben, hat auf 
der ganzen Linie Erfolg gehabt. Der innere Markt iſt wieder in Gang 
gekommen. Die private Initiative hat begonnen, ſich erfolgreich zu regen. Wir 
haben in Deutſchland eine innere aufſteigende Konjunktur, wenn auch unſer 
Außenhandel infolge der Einſchränkungsmaßnahmen der Abſatzländer noch ſehr 
danieder liegt und durch die Intenſivierung aller Kräfte auf die Ankurbelung 
des inneren Marktes zum Teil noch weiter rückläufig geworden iſt. Aber auch hier 
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find energiſche Schritte unternommen worden, um dieſe Gefahr abzuwenden und 
auch den deutſchen Außenhandel wieder flott zu bekommen. 


Nationalſozialiſtiſche Arbeitsbeſchaffung 
Eheſtandsdarlehen 

Als unſer Führer Adolf Hitler das Arbeitsbeſchaffungsprogramm 
verkündete, gab es rund 5,7 Millionen regiſtrierte Arbeitsloſe in Deutſchland, und 
im Sommer 1934, nach eineinhalb Jahren der Regierung Adolf Hitlers, betrug die 
Arbeitsloſigkeit nach den amtlichen Angaben des Internationalen Arbeitsamts nur 
noch 2 955 200 und am 30. Juni 1935 ſogar nur noch 1 877 000; während die Be: 
ſchäftigtenzahl der Arbeitnehmer vom 30. Januar 1933 (11 487 000) bis 31. Mai 
1935 (16 386 000) um 4 899 000 geſtiegen iſt. Die Arbeitsſchlacht iſt alſo ſelbſt in 
Genfer Augen ein ungeheurer Erfolg. Der Staat hatte zur Durchführung des 
Arbeitsbeſchaffungsprogramms 5 Milliarden Reichsmark bereitgeſtellt. Überall 
find Inſtandſetzungsarbeiten in Angriff genommen und gefördert worden. Der 
Bau eines Netzes von Autoſtraßen wurde begonnen und ſonſtige lebenswichtige 
Arbeiten für die Volkswirtſchaft ausgeführt. Durch alle dieſe Arbeiten ſtieg der 
Beſchäftigungsgrad zahlreicher deutſcher Fabriken, die in die Lage kamen, die Zahl 
ihrer Arbeiter und Angeſtellten weſentlich zu erhöhen. Die Folge war, daß ſich die 
Kaufkraft breiteſter Volksſchichten ſteigerte; denn der wieder in Lohn und Brot 
gebrachte Volksgenoſſe hatte jetzt wieder ein höheres und geregeltes Einkommen. 
Dadurch wurde er in die Lage verſetzt, ſeine Bedürfniſſe zu befriedigen, d. h. als 
Käufer auf dem Markt zu erſcheinen und damit zur Ankurbelung des Marktes von 
der Käuferſeite her beizutragen. Hinzu kam die Gewährung von Eheſtandsdar⸗ 
lehen, durch welche es Zehntauſenden junger Volksgenoſſen und Volksgenoſſinnen 
ermöglicht worden iſt, ſich ein eigenes Heim zu gründen. Auf die mit dieſen wirt⸗ 
ſchaftlichen Maßnahmen der Reichsregierung verbundenen ſozialen und ethiſchen 
Wirkungen ſoll im Rahmen dieſer Abhandlung nicht eingegangen werden. Es 
genügt hier, darauf hinzuweiſen, daß eine lange und große Arbeitsloſigkeit die 
Arbeitsbeſchaffung eines Volkes unter Umſtänden dauerhaft zu ſchädigen angetan 
iſt, daß ein beruhigender Ausblick in die Zukunft dagegen das Streben und die 
Arbeitsfreudigkeit ſtärken und daß ſchließlich die Möglichkeit zur Schaffung eines 
eigenen Heims das fürs erſte geſteckte Ziel immer höher hinaufſetzt und ſo das 
Bedarfsmaß fortgeſetzt erweitert. Ein junges Paar, das ſich eben das Notwendigſte 
angeſchafft hat, um heiraten zu können, wird, wenn es ſtrebſam ilt, bald neue 
Bedürfniſſe haben; denn eines zieht das andere nach ſich. Iſt erſt die Wohnung da, 
dann wird dies und jenes benötigt, und iſt das angeſchafft, ſo zeigen ſich neue An⸗ 
ſchaffungsnotwendigkeiten. Das ſpornt an, weiter zu kommen, und wenn nötig. 
mehr zu arbeiten, um das Ziel, das man ſich geſteckt hat, recht raſch zu erreichen. 
Da aber ſtrebſame Menſchen immer wieder ein neues Ziel haben, erlahmt auch der 
Wille zu immer wieder neuem Einſatz nicht. Eine Familie entwickelt ſich „nach 
oben“, und dieſe Fortentwicklung wird zur Fortentwicklung der geſamten Nation. 


Preisüberwachung 


Durch die Förderung der Arbeitsbeſchaffung und die anderen zur Belebung des 
Inlandsmarktes unternommenen Maßnahmen iſt alſo eine erhöhte Nachfrage 
eingetreten. In der Vergangenheit war es üblich, daß eine vermehrte oder ſich 
vermindernde Nachfrage den Kaufmann zur Nachprüfung des Preiſes veranlaßte. 
Wurde wenig gekauft, ſo war wahrſcheinlich, daß die Preiſe zu hoch waren und es 
wurde verſucht, durch eine Senkung des Preiſes die Nachfrage neu anzuregen. 
Nahm die Nachfrage in hohem Maße zu, jo konnte man die Preiſe wieder hinauf: 
ſetzen. Dieſe kaufmänniſche Weisheit verſuchten auch einige Kaufleute und Indu— 
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ſtrielle im Dritten Reich anzuwenden, obwohl fie ſelbſt weder durch die größere 
Güte ihrer Waren noch durch ihre Unternehmerinitiative das geringſte zur 
Ankurbelung der Wirtſchaft und zur vermehrten Nachfrage beigetragen hatten. Der 
nationalſozialiſtiſche Staat, deſſen Arbeitsbeſchaffungspolitik allein die Stärkung 
der Kaufkraft und die vermehrte Nachfrage zu verdanken ſind, hat darum raſch ein⸗ 
gegriffen. Denn hätte die größere Nachfrage eine aufſteigende Preistendenz zur 
Folge gehabt, ſo hätte dadurch das geſamte ſtaatliche Arbeitsbeſchaffungsprogramm 
ſabotiert werden können. Darum wurde die Preisüberwachung vom Staate neu 
organifiert und es wurden mehrere Verordnungen über das Verbot 
der Feſtſetzung von Mindeſtpreiſen, Mindeſthandelsſpan⸗ 
nen und gegen ene erlaſſen. 


u Reichskommiſſar für Preisüberwachung 


Die wichtigſten Maßnahmen des Reichswirtſchaftsminiſteriums gegen die Preis⸗ 
tteiberei find: 


1. Die Verordnung über die Verdingungskartelle vom 9. Mai 1934. 


2. Die Übertragung der Befugniſſe des Reichskommiſſars für Preisüberwachung 
vom 8. Dezember 1931 auf die dem Geſchäftsbereich des Reichswirtſchafts⸗ 

miniſters unterſtehenden Preisüberwachungsſtellen, wobei in einem Rund: 
ſchreiben zum Ausdruck gebracht wurde, daß die Begriffe „lebenswichtige 
Gegenſtände des täglichen Bedarfs“ und „lebenswichtige Leiſtungen zur Be⸗ 
friedigung des täglichen Bedarfs“ weit auszulegen ſeien. Als unzuläſſige 
Preisſteigerung wurde bezeichnet, wenn die Preiſe gegenüber dem Stand von 
Mitte 1933 erhöht worden ſind, ohne daß die Selbſtkoſten gegenüber dieſer 
Zeit geſtiegen worden wären. 


3. Hat ſich das Reichswirtſchaftsminiſterium auf dem Verordnungswege gegen die 
Preisgebarung der marktregelnden Verbände gewandt und dieſe unter be⸗ 
hördliche Kontrolle geſtellt. Neue Preisbindungen und Erhöhungen gebun⸗ 
dener Preiſe dürfen danach von Verbänden nur noch mit Einwilligung der 
Preisüberwachungsſtelle vorgenommen werden. 


Die vermehrte Nachfrage brachte aber noch eine andere Folgeerſcheinung. Durch 
die ſtärkere Tätigkeit der Fabriken wurde der Bedarf an Rohſtoffen weſentlich ver⸗ 
mehrt. Die vorhandenen Lagervorräte waren nach den vorangegangenen Kriſen⸗ 
jahren nicht ſehr groß und vor allen Dingen keineswegs auf die plötzlich geſteigerte 
innere Konjunktur vorbereitet. Die Beſtände waren alſo bald „vergriffen“ und die 
Lagervorräte verlangten nach einer Neuauffüllung. Die dazu notwendige erhöhte 
Rohſtoffeinfuhr machte eine Anſpannung unſerer Deviſenlage notwendig. Der Er⸗ 
folg des Arbeitsbeſchaffungsprogramms trug zur raſcheren Verminderung unſerer 
Deviſenvorräte bei. Da jedoch das Ausland nur Deviſen als Zahlungsmittel an⸗ 
nehmen wollte, war es nicht mehr möglich, die Rohſtofflager in entſprechendem 
Umfang zum Verbrauch zu ergänzen. So folgte der Deviſenverknappung eine Rob: 
ſtoffverknappung. Und das hat verantwortsloſen Geſchäftsleuten wiederum einen 
Anreiz gegeben, im liberaliſtiſchen Sinne Preispolitik zu machen. Da die ſcharfen 
Erlaſſe, die der Reichswirtſchaftsminiſter ſofort herausbrachte, nicht ausreichten, 
ſchaltete ſich die Partei in den Preiskampf ein und nahm unter Führung der 
NS.⸗Hago eine großzügige Preisprüfungsaktion vor. Mit dem Geſetz vom 
5. November 1934 hat dann die Regierung einen dem Reichskanzler unmittelbar 
unterſtellten Reichskommiſſar für die Preisüberwachung beſtellt. 
der mit großen Vollmachten ausgeſtattet iſt und dafür zu ſorgen hat, daß nicht 
einzelne gewiſſenloſe Geſchäfte macher aus den durch die Rohſtofflage hervorgerufenen 
Schwierigkeiten Nutzen ziehen können. Der Führer und Reichskanzler hat den 
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Oberbürgermeiſter von Leipzig, Herrn. Dr. Gördeler, der ſchon früher einmal 
den Poſten eines Reichskommiſſars für die Preisüberwachung innehatte, mit dieſem 
Amte betraut. Der Preiskommiſſar hat eine ganze Reihe wichtiger Verordnungen 
herausgebracht, um ein ſpekulatives Anſteigen der Preiſe zu unterbinden, auf der 
anderen Seite aber den gerechten Preis zu halten. Seine wichtigſten Maßnahmen 
ind vielleicht die Verordnung zur Förderung ſelbſtändiger Koſtenberechnungen in 
der Wirtſchaft vom 15. November 1934, die Verordnung über den Wettbewerb 
nom 21. Dezember 1934 und die Verordnung zur Ergänzung der Verordnung über 
Preisbindungen und gegen Verteuerung der Bedarfsdeckung vom 29. März 1935. 

Die Reichsregierung hat es aber bei dieſen Maßnahmen nicht belaſſen, um die 
Ordnung in der Wirtſchaft wieder herzustellen und Auswüchſe, die ſich zeigten, im 
Keime zu erſticken. 


Rabatt: und Zugabewejen 


Ein ſehr wichtiges Geſetz zur Wiederherſtellung der Marktordnung iſt das Ge f e tz 
über Preisnachläſſe, das ſogenannte Rabattgeſetz vom 25. November 1933. 
Mit dieſem Sondergeſetz auf dem Gebiete des Wettbewerbsrechts, das an die Notver⸗ 
ordnung zum Schutze der Wirtſchaft vom 9. März 1932 anknüpft, wird das Rabatt- 
weſen in einer wirtſchaftlich vernünftigen Weiſe geregelt. Mit der Unſitte, dem 
Käufer einer Ware dadurch einen Anreiz zu bieten, daß man ihm eine fremde, von 
der gekauften oder zu kaufenden Ware verſchiedene Ware oder Leiſtung gewährt, 
iſt durch das Geſetz endgültig aufgeräumt worden. Die Zugabe iſt grundſätzlich ver⸗ 
boten, während der Rabatt grundſätzlich erlaubt bleibt, allerdings hat das Geſetz 
Vorkehrungen getroffen, um Mißſtände, die ſich insbeſondere im Einzelhandel im 
Rabattweſen herausgebildet haben, zu beſeitigen. Im Einzelhandel lagen die Miß⸗ 
ſtände einmal in einer vielfach übertriebenen Höhe der Rabattſätze. Die Folge war, 
daß eine geſunde Kalkulation gar nicht mehr möglich war. Ebenſo war man dazu 
übergegangen, einzelnen Verbrauchergruppen als beſonderen Anreiz beſondere Preis⸗ 
nachläſſe zu gewähren und dadurch dieſe Kunden von den übrigen unterſchiedlich 
zu behandeln. Auch der ſogenannte organiſierte Rabatt, der von Firmen, die ſich 
zu Rabattvereinigungen zuſammengeſchloſſen hatten, gewährt wurde, wies erheb⸗ 
liche Mißſtände auf. Schon die größtenteils kaum überſichtlichen Rabattſyſteme — 
von ihren Trägern einmal ganz abgeſehen — haben zu einer Schädigung der Ver⸗ 
braucher geführt, die eine verantwortungsvolle Staatsführung nicht unbeachtet 
laſſen konnte. Anders iſt es mit dem ſogenannten Skonto oder dem Mengennach⸗ 
laß. Dieſe beiden Preisnachlaßformen waren eine alte Überlieferung und gelten 
auch heute noch als wirtſchaftlich berechtigt, zumal durch ſie die Flüſſigkeit des 
Unternehmens geſtärkt wird oder die Betriebsunkoſten vermindert werden. 

In der Begründung zu dem Geſetz über Preisnachläſſe heißt es, daß kein Preis⸗ 
nachlaß ohne Gegenleiſtung gewährt werden ſoll. Das zeigt deutlich, was der Geſetz⸗ 
geber will. Alles in allem kommt es ihm hier, wie überall, darauf an, daß Geſunde 
zu pflegen und zu fördern, während das Kranke oder Unnatürliche, das in das 
Wirtſchaftsleben hineingetragen worden iſt, wieder beſeitigt werden ſoll. Die Wirt⸗ 
ſchaft ſoll frei werden von allen ſie belaſtenden Schlacken, und das Vertrauen zwi⸗ 
ſchen Verkäufer und Käufer ſoll wieder geſtärkt und gefeſtigt werden. Das iſt aber 
nur möglich, wenn alle Käufer gleich gute Ware erhalten und grundſätzlich gleich 
behandelt werden. 


Schutzmaßnahmen für Handwerk und N 


Hierher gehört auch das Geſetzzur Anderung der Gewerbeordnung 
vom 18. Dezember 1933, das ſich hauptſächlich mit der Zulaſſung von Glücksſpielen 
und mit der Wirtſchaftsprüfung beſchäftigt; außerdem das Geſetz zur Anderung der 
Gewerbeordnung vom 3. Juli 1934, durch das der Gewerbebetrieb im Umherziehen 
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oder das Feilhalten von Waren wie das Aufſuchen von Beſtellungen auf Waren 
unter Bezugnahme auf die Beſchäftigung von Blinden oder auf die Fürſorge für 
ſolche geregelt wird. 

Ein ganz beſonderes Augenmerk hat der nationalſozialiſtiſche Staat auf die 
Wiedergeſundung des Handwerks gerichtet. Trotz fortſchreitender Induſtrialiſierung 
und trotz fortſchreitender Wirtſchaftskriſe, hat ſich das deutſche Handwerk am Leben 
erhalten, wenn auch ſein Fortbeſtehen oft aufs äußerſte bedroht war. Immerhin 
zählt man heute in Deutſchland noch faſt eineinhalb Millionen Handwerksbetriebe, 
in denen nahezu noch zweieinhalb Millionen Geſellen, Lehrlinge und ſonſtige Hilfs⸗ 
kräfte beſchäftigt werden. Mit den Familienangehörigen, die gerade im Handwerk 
vielfach in den Betrieben mitarbeiten, kommt man auf etwa 8 Millionen deutſcher 
Menſchen, die auf Gedeih und Verderb mit der Handwerkswirtſchaft verbunden 
find; das find nahezu 12 v. H. der geſamten deutſchen Bevölkerung, alſo ebenſoviel 
Volksgenoſſen wie die deutſche Bauernwirtſchaft ernährt. Dabei iſt noch beſonders 
zu berückſichtigen, daß faſt jeder zweite Handwerker Hausbeſitzer iſt. Eine Wande⸗ 
rung durch die deutſchen Mittel⸗ und Kleinſtädte zeigt, daß auch noch in unſerer 
heutigen Zeit das Geſicht dieſer Städte im weſentlichen durch den Handwerker be⸗ 
ſtimmt wird. Unten Laden und Werkſtatt, darüber die Wohnung des Meiſters und 
die Behauſung der Geſellen und Lehrlinge; vielleicht noch ein Stockwerk an einen 
Mieter abvermietet, um damit den Unterhalt des Hauſes leichter zu ermöglichen. 
Wie die Verbundenheit mit der Scholle den Bauern zum feſten Träger wahren 
nationalſozialiſtiſchen Denkens macht, ſo iſt auch das Handwerk durch die Verbun⸗ 
denheit mit der vielfach ererbten Werkſtatt, die manchmal durch Generationen ihr 
Domizil „im Vaterhauſe“ hat, ein Grundſtein des nationalen Lebens. 

Die große Beachtung, die der Bauer und der Handwerker im nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Staate finden, gilt dem Mittelſtand ſchlechthin und darum auch der mittel⸗ 
ſtändiſchen Induſtrie. Auch ſie iſt meiſt Familienbeſitz und hat in zahlreichen Fällen 
durch Generationen ſchöne Beweiſe inniger Verbundenheit zwiſchen „Arbeitgeber“ 
und „Arbeitnehmer“ gegeben. In dieſer Hinſicht iſt ſie oft geradezu als ein Vor⸗ 
kämpfer des volksgemeinſchaftlichen Gedankens in der Wirtſchaft anzuſprechen. Sie 
hat darüber hinaus in hohem Maße Anteil an dem Nachwuchs der deutſchen In⸗ 
telligenz, wie überhaupt der Mittelſtand den prozentual höchſten Anteil an der 
akademiſchen Jugend unſeres Vaterlandes hat. 

Im Nationalſozialismus haben die mittelſtändiſchen kleinen Unternehmer nicht 
nur einen Schutz vor der kapitaliſtiſchen Ausbeutung, der ſie ebenſo wie die Ar⸗ 
beiterſchaft im alten Syſtem ausgeliefert waren, gefunden, ſondern gerade das 
Handwerk hat von nationalſozialiſtiſcher Seite auch zahlreiche Anregungen emp⸗ 
fangen, die weit über die Grenzen Deutſchlands geprieſene Kunſtfertigkeit ihres 
Standes, die durch die Induſtrialiſierung immer mehr verkümmerte, aufs neue zu 
entwickeln. Es wären nur leere Worte und halbe Arbeit geweſen, wenn der 
Nationalſozialismus dabei nur Wegweiſer geweſen wäre und nicht gleichzeitig die 
Grundlagen zu ſchaffen unternommen hätte, die neben aller Fähigkeit und gutem 
Willen vor allem die geſicherte Exiſtenz des ſelbſtändigen Handwerks iſt. 

Der deutſche Arbeiter und der deutſche Handwerker, die heute noch in einer 
ſchwierigen ſozialen Lage ſind oder die überhaupt noch nicht die Möglichkeit gehabt 
haben, in das pulſierende Leben unſerer nationalen Wirtſchaft wieder eingegliedert 
zu werden, ſollen wieder eine neue Daſeinsgrundlage finden. 


Der Aufbau des Handwerksſtandes 
Durch das Geſetzüber den vorläufigen Aufbau des Handwerks 
vom 29. November 1933 wurden der Reichswirtſchaftsminiſter und der Reichsarbeits⸗ 
miniſter ermächtigt, den organiſatoriſchen Aufbau des Handwerks auf der Grundlage 
allgemeiner Pflichtinnungen und des Führergrundſatzes zu treffen, eine Verein⸗ 
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fachung des Aufbaues und der Verwaltung der handwerklichen Körperſchaften ber: 
beizuführen und ihre Tätigkeit und Aufgaben der Neuordnung der Staatsverhältniſſe 
in Reich, Ländern und Gemeinden anzupaſſen, insbeſondere auch ſolche Körperſchaften 
aufzulöſen oder zu ändern; die beiden Miniſter wurden ferner ermächtigt, die zur 
Durchführung des Geſetzes erforderlichen Rechtsverordnungen und allgemeinen 
Verwaltungsvorſchriften, auch ergänzender Art, zu erlaſſen und den Führer der 
Spitzenvertretung des deutſchen Handwerks zu ernennen. Weiter beſtimmte das 
Geſetz ausdrücklich, daß das deutſche Handwerk im Sinne dieſes Geſetzes alle in 
die Handwerksrolle eingetragenen Betriebe umfaßt; nähere Beſtimmungen hierzu 
ſollen im Einvernehmen mit dem Reichswirtſchaftsminiſter und dem Reichsminiſter 
für Ernährung und Landwirtſchaft erlaſſen werden. Endlich wurde beſtimmt, daß 
die in der Gewerbeordnung beſtimmten Befugniſſe der oberſten Landesbehörden 
auf den Reichswirtſchaftsminiſter übergehen. Dieſe ganze Regelung ſollte und 
konnte zunächſt nur eine vorläufige ſein, weil die Art der Durchführung des ſtändi⸗ 
ſchen Aufbaues der Wirtſchaft noch nicht feſtſtand und der handwerkliche Organi⸗ 
ſationsaufbau ſelbſtverſtändlich ſich in den Aufbau der Geſamtwirtſchaft einfügen 
muß. 

Die Reichsregierung hat ſich zu einem ſchrittweiſen Vorgehen in der Reorgani⸗ 
ſation des Handwerks entſchloſſen und zunächſt mit der Neuordnung der unterſten, 
aber auch wichtigſten Stufe des handwerklichen Organiſationsweſens, der Innun⸗ 
gen, begonnen. Zunächſt haben jedoch der Reichswirtſchaftsminiſter und der Reichs⸗ 
arbeitsminiſter einen Reichshandwerksmeiſter ernannt, damit bei der Vorbereitung 
der weiteren Maßnahmen auch das Handwerk ſelbſt in der Perſon ſeines berufenen 
Repräſentanten mitwirken kann. Der Reichshandwerksmeiſter ſtellt das Bindeglied 
zwiſchen Staat und Handwerk dar. Seine Aufgaben find im einzelnen noch nicht 
feſtgelegt; dies kann erſt im Rahmen der bevorſtehenden Regelung der Spitzen⸗ 
vertretung des deutſchen Handwerks geſchehen. Der Reichshandwerksmeiſter tft 
gleichzeitig der Leiter der Gruppe VIII der 13 Hauptgruppen der gewerblichen 
Wirtſchaft, die auf Grund des Geſetzes zur Vorbereitung des organiſchen Aufbaues 
der deutſchen Wirtſchaft vom 27. Februar 1934 gebildet wurden. ö 

Der Reichshandwerksmeiſter iſt ferner auch zum Leiter der „Reichsbetriebs⸗ 
gemeinſchaft Handwerk“ in der Deutſchen Arbeitsfront beſtellt worden. 


Organiſation des Handwerks 


Mit Zuſtimmung des Reichswirtſchaftsminiſters hat der Neichshandwerksmeiſter 
13 Landeshandwerksmeiſter ernannt, die ſeine Beauftragten in den 13 Treuhänder⸗ 
bezirken find, welche auf Grund des Geſetzes zur Ordnung der nationalen Arbeit 
gebildet wurden (Bayern, Südweſtdeutſchland, Heſſen, Rheinland, Weſtfalen, 
Niederſachſen, Nordmark, Mitteldeutſchland, Sachſen, Berlin⸗Brandenburg, Pom⸗ 
mern, Schleſien und Oſtpreußen). Den Landeshandwerksmeiſtern obliegt es, die 
Durchführung der nunmehr zu treffenden geſetzlichen Maßnahmen zu überwachen 
und zu unterſtützen. 

Weitere geſetzliche Schritte wurden eingeleitet durch die Erſte Verordnung über 
den vorläufigen Aufbau des deutſchen Handwerks vom 15. Juni 1934. Dieſe Ver⸗ 
ordnung beſtimmt einleitend, daß der Reichswirtſchaftsminiſter im Einvernehmen 
mit dem Reichsarbeitsminiſter ein Verzeichnis aller Gewerbe aufſtellt, die als 
Handwerk betrieben werden können. Gleichzeitig wird er zu einer Ausdehnung 
dieſes Verzeichniſſes auf handwerksähnliche Gewerbe ermächtigt. Ein ſolches Ver⸗ 
zeichnis hat bisher nicht beſtanden. Ebenſowenig war die Einbeziehung handwerks— 
ähnlicher Gewerbe (z. B. Glas⸗ und Gebäudereiniger) in das Handwerk möglich. 
Dieſes Verzeichnis, das unter dem 30. Juni 1934 erlaſſen worden iſt und 72 Gewerbe 
aufzählt, iſt inſofern bedeutungsvoll, als die Unternehmer ſolcher Gewerbe, die 
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darin nicht aufgeführt find, auch nicht in die Handwerksrolle eingetragen und damit 
nicht in die Organiſation des Handwerks einbezogen werden können. 

In ihrem zweiten Teil ſieht die Verordnung die Bildung obligatoriſcher Pflicht⸗ 

innungen — Fachinnungen — des Handwerks vor, die an die Stelle der bisher 
beſtehenden Freien Handwerker⸗Innungen und an Stelle der fakultativen Zwangs⸗ 
innungen treten, die nur auf Grund eines Mehrheitsbeſchluſſes der beteiligten 
Handwerker errichtet werden konnten. 
Im dritten Teil ſchreibt die Verordnung die Errichtung von Kreishandwerker⸗ 
ſchaften vor, welche die bisherigen Innungsausſchüſſe (Zuſammenſchlüſſe von 
Innungen, die innerhalb eines von der Handwerkskammer beſtimmten Bezirkes 
ihren Sitz haben) erſetzen. 


Ehrengerichtsbarkeit des Handwerksſtandes 


Im vierten Teil wird zur ethiſchen Feſtigung des Standes die handwerkerliche 
Ehrengerichtsbarkeit geſchaffen. | re 

Das Kernſtück der Verordnung bilden die Vorſchriften des zweiten Teiles über 
die Handwerksinnungen. Den künftig von der Handwerkskammer für alle Hand⸗ 
werkszweige zu errichtenden Pflichtinnungen haben ſämtliche in die Handwerksrolle 
eingetragenen Gewerbetreibenden — etwa 1,3 Millionen — kraft Geſetzes anzu⸗ 
gehören. Freie Innungen können künftig nur noch von ſolchen Gewerbetreibenden 
gebildet werden, die nicht Handwerker ſind, aber, wie z. B. die Droſchkenbeſitzer und 
die Gaſtwirte, den Vorſchriften der Gewerbeordnung unterliegen. 
Die zweite grundlegende Neuregelung auf dem Gebiete des Innungsrechtes ſtellt 
die Durchführung des Führergrundſatzes dar. $ 13 der Erſten Verordnung vom 
15. Juni 1934 ſchreibt vor: „Die Innung wird von dem Obermeiſter geführt.“ 
Das Schwergewicht der Innungsgewalt liegt alſo nunmehr nicht mehr bei der 
Innungsverſammlung, ſondern bei dem Obermeiſter als Führer der Innung. Er 
wird nicht mehr von der Innungsverſammlung, ſondern nach Anhörung des der 
Innung übergeordneten Fachverbandes (der Schmiede, Schloſſer uſw.) — ohne Be⸗ 
grenzung ſeiner Amtsdauer — von der Handwerkskammer ernannt, die ihrerſeits 
wiederum unter Anwendung des Führergrundſatzes gebildet werden ſoll. Der Ober⸗ 
meiſter führt die Geſchäfte der Innung und erledigt ihre Aufgaben; er vertritt 
die Innung gerichtlich und außergerichtlich. Er iſt befugt, Zuwiderhandlungen der 
Innungsmitglieder gegen Anordnungen und Vorſchriften, die er im Rahmen ſeiner 
Befugniſſe erlaſſen hat, mit Ordnungsſtrafen (Warnung, Verweis, Geldſtrafe bis 
zu 100 RM.) zu ahnden. Nur bei ſchweren Verſtößen gegen die Standesehre 
oder den Gemeingeiſt, insbeſondere bei unlauterem Verhalten, unlauterem Wett⸗ 
bewerb und bei Kundenübervorteilung, geht die Strafgewalt vom Obermeiſter auf 
das bei der Handwerkskammer gebildete Ehrengericht über; in dieſen Fällen hat 
der Obermeiſter Anzeige bei der Handwerkskammer zu erſtatten. Im übrigen iſt 
gegen ſeine Straffeſtſetzungen die Beſchwerde an die Handwerkskammer zuläſſig. 

Dem Obermeiſter ſteht ein Innungsbeirat zur Seite, den er aus den Innungs⸗ 
mitgliedern zu berufen hat. Deſſen Meinung hat er in allen grundſätzlichen und 
i wichtigen Fragen einzuholen, ohne allerdings an dieſe Meinung gebunden zu ſein. 
Nach näherer Beſtimmung der Satzung hat der Obermeiſter ferner Mitglieder des 
Innungsbeirates mit der Wahrnehmung beſtimmter Innungsämter zu beauftragen, 
die „Innungswarte“; einen Stellvertreter, einen Kaſſenführer und einen Lehrlings⸗ 
wart muß er ſtets beſtellen. Alle rechtsgeſchäftlichen Willenserklärungen des Ober⸗ 
meiſters, die eine Rechtsverpflichtung der Innungen begründen, bedürfen nach der 
vom Deutſchen Handwerks- und Gewerbekammertag mit Zuſtimmung des Reichs⸗ 
wirtſchaftsminiſters erlaſſenen Muſterſatzung der Schriftform und der Gegenzeich⸗ 
nung ſeines Stellvertreters oder eines ſonſtigen Innungswartes. Weiter ſind nach 
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der Erſten Durhführungsverordnung der Entſcheidung des Obermeiſters entzogen 
und der Beſchlußfaſſung der Innungsverſammlung folgende Gegenſtände vorbe⸗ 
halten: Die Abänderung der Satzung, der Erwerb, die Veräußerung oder dingliche 
Belaſtung von Grundſtücken, die Veräußerung von Innungsgegenſtänden mit ge⸗ 
ſchichtlichem, wiſſenſchaftlichem oder Kunſtwert, die Aufnahme von Anleihen, die 
Genehmigung der Jahresrechnung, die Feſtſetzung des Haushaltsplanes und die 
Genehmigung von Ausgaben, die im Haushaltplan nicht vorgeſehen ſind. 


Führergrundſatz und Gefolgſchaftsverbundenheit 


Der Obermeiſter bedarf des Vertrauens ſeiner Gefolgſchaft; deshalb hat er all⸗ 
jährlich in der Innungsverſammlung die Vertrauensfrage zu ſtellen und das 
Ergebnis unverzüglich der Handwerkskammer mitzuteilen. Wird das Vertrauen 
verſagt, ſo hat die Handwerkskammer die Frage ſeiner Abberufung zu prüfen. 
Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß der Obermeiſter aber auch des dauernden Vertrauens 
ſeines Führers, d. i. des Vorſitzenden der übergeordneten Handwerkskammer bedarf, 
der ihn berufen hat und ihn jederzeit abberufen kann, ohne daß gegen dieſe Ab⸗ 
berufung ein Rechtsmittel gegeben iſt. 

Die Aufgaben der Handwerker⸗Innungen ſind in § 43 der Verordnung wie folgt 
beſtimmt: 

„Aufgabe der Innung iſt: 

1. den Gemeingeiſt zu pflegen und die Standesehre zu wahren; 

2. a) das Lehrlingsweſen entſprechend den Beſtimmungen der Handwerkskammer 
zu regeln und die techniſche, gewerbliche und ſittliche Ausbildung der Lehrlinge 
zu überwachen; b) Streitigkeiten zwiſchen ſelbſtändigen Handwerkern und 
ihren Lehrlingen zu entſcheiden; c) Geſellenprüfungen abzunehmen; 

3. a) die techniſche, gewerbliche und ſittliche Ausbildung der Berufsangehörigen 
zu fördern, insbeſondere Fachſchulen zu unterſtützen und zu errichten ſowie 
Vorſchriften über ihren Beſuch zu erlaſſen; b) bei der Verwaltung der Berufs⸗ 
ſchulen gemäß den Reichs⸗ und landesrechtlichen Vorſchriften einzuwirken; 

a) wirtſchaftliche Einrichtungen, die dem Handwerkszweig dienen, insbeſondere 
das Genoſſenſchaftsweſen zu fördern; b) Einrichtungen zur gemeinſchaftlichen 
Übernahme von Lieferungen und Leiſtungen, ſoweit dieſe für den Handwerks⸗ 
zweig in Betracht kommen, zu fördern und bei Vergebung öffentlicher Liefe⸗ 
rungen und Leiſtungen die Vergebungsſtellen auf deren Anſuchen zu beraten; 
c) zur Erhöhung der Wirtſchaftlichkeit in Verbindung mit der Handwerks⸗ 
kammer Maßnahmen zur Verbeſſerung der Arbeitsweiſe und der Betriebs⸗ 
führung zu treffen; 

5. die Fachpreſſe zu unterſtützen; 

6. a) über Angelegenheiten des Handwerkszweiges den Behörden Gutachten und 
Auskünfte zu erſtatten; b) die handwerklichen Körperſchaften in der Erfüllung 
ihrer Aufgaben zu unterſtützen; c) mit den entſprechenden Fachverbänden 
außerhalb des Handwerks Fühlung zu halten. 

Die Errichtung und die Rechtsverhältniſſe der Innungskrankenkaſſen richten ſich 

nach der Reichsverſicherungsordnung.“ 


Die Innung als berufsſtändiſche Vertretung 


Die Innung iſt alſo die berufsſtändiſche Vertretung der Handwerker mit einer 
Fülle von zugewieſenen Aufgaben. Weitere als die hier genannten Aufgaben darf 
ſie aber nicht übernehmen. Sie darf deshalb ihre Mittel auch nur zur Erfüllung 
ihrer geſetzlichen Aufgaben einſetzen und ihre Mitglieder nicht zu Handlungen oder 
Unterlaſſungen verpflichten, die ſich nicht aus dieſem Aufgabenkreis ergeben. 

Eine grundlegende Neuerung iſt ferner die Einführung der Selbſtverwaltung 
des Handwerks und die Ausſchaltung der unmittelbaren ſtaatlichen Aufſicht. Die 
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Innungen werden nunmehr durch die Handwerkskammer, die fie errichtet hat (und 
die ihrerſeits allerdings der Aufſicht des Reichs wirtſchaftsminiſters unterſteht), 
beaufſichtigt. Die Aufſichtspflichten gehen ſehr weit. Demgemäß ſind auch die Be⸗ 
fugniſſe der Handwerkskammer ausgedehnt. Dieſe kann zur Prüfung der Recht⸗ 
mäßigkeit, aber auch der Zweckmäßigkeit der getroffenen Maßnahmen, jederzeit 
Auskünfte verlangen und Einſicht in alle Unterlagen bei der Innung nehmen. Sie 
lann Ordnungsſtrafen gegen Obermeiſter und Innungsmitglieder verhängen und 
jederzeit den Obermeiſter abberufen. 

Was die Mitwirkung der „Geſellen“ anlangt, ſo ſind die Geſellen nicht Mit⸗ 
träger der Innungen. Ihre Belange werden von einem Geſellenwart wahrgenommen, 
dem ein Beirat, der Geſellenbeirat, zur Seite ſteht. Geſellenwart und Geſellen⸗ 
beirat ſind bei der Regelung des Lehrlingsweſens, bei der Geſellenprüfung und 
in ſonſtigen durch die Satzung beſtimmten Fällen zuzuziehen. Nur inſoweit hat 
der Geſellenwart Sitz und Stimme im Innungsbeirat und nimmt gleichberechtigt 
an der Beſchlußfaſſung der Innungsverſammlung teil. Die obligatoriſchen Kreis⸗ 
handwerkerſchaften, die durch den dritten Teil der Verordnung vom 15. Juni 1934 
an Stelle der freiwilligen Innungsausſchüſſe eingeführt worden ſind und die aus 
dem Zuſammenſchluß der Innungen innerhalb eines von der Handwerkskammer 
beſtimmten Bezirks gebildet werden, haben zur Aufgabe, die Handwerkskammern 
bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zu unterſtützen und zu entlaſten. Die Mit⸗ 
gliederverſammlung wird von den Obermeiſtern der angeſchloſſenen Innungen 
geleitet. Auch hier wird der Vorſitzende, der Kreishandwerksführer wie der Innungs⸗ 
obermeiſter von der Handwerkskammer beſtellt; auch er unterliegt, wie dieſer, 
gewiſſen Einſchränkungen ſeiner Befugniſſe. Es erübrigt ſich, im einzelnen darauf 
näher einzugehen, da die Vorſchriften im weſentlichen den Innungsbeſtimmungen 
entſprechen und da die Bedeutung der Kreishandwerkerſchaften weit hinter die der 
Innungen zurücktritt. 

Die im vierten Teil der Verordnung eingeführte Ehrengerichtsbarkeit des Hand⸗ 
werks iſt eine Neuerung, die an einen alten, im Handwerk niemals erloſchenen 
Grundgedanken anknüpft. 

Die neue Ehrengerichtsbarkeit des Handwerks tritt ergänzend neben die durch 
das Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit eingeführte ſoziale Ehrengerichts⸗ 
barkeit, die vornehmlich ſoziale Verſtöße gegen Arbeitnehmer betrifft. Der Zweck 
der Ehrengerichtsbarkeit wird von der Verordnung dahin umriſſen, daß ſie ſich 
gegen diejenigen richten ſoll, die durch unlauteres Verhalten, unlauteren Wett⸗ 
bewerb oder Übervorteilen der Kunden die Ehre und das Anſehen des deutſchen 
Handwerks verletzen. Selbſtverſtändlich unterſteht der Handwerker daneben auch 
weiterhin den allgemeinen Strafgeſetzen; er unterliegt alſo nunmehr einer mehr⸗ 
fachen Verantwortung. Die Ehrengerichte werden nicht bei den Innungen, ſondern 
bei den Handwerkskammern errichtet. In erſter Inſtanz beſteht das Ehrengericht 
aus drei Mitgliedern, die von der Reichsregierung berufen werden; der Vorfigende 
und ſein Stellvertreter müſſen Richter ſein. Erfährt ein Obermeiſter, daß ein 
Innungsmitglied ſich einer Verletzung der Standesehre oder eines Verſtoßes gegen 
den Gemeingeiſt ſchuldig gemacht hat, ſo hat er nach Klärung des Sachverhalts bei 
dem Vorſitzenden der Handwerkskammer Anzeige zu erſtatten, der ſeinerſeits nach 
weiterer Prüfung gegebenenfalls bei dem Vorſitzenden des Ehrengerichts die Er⸗ 
öffnung des Verfahrens beantragt. Gegen das Urteil des Ehrengerichts iſt eine 
Berufung an den Ehrengerichtshof beim Deutſchen Handwerks- und Gewerbe⸗ 
kammertag zuläſſig, der in der Beſetzung von fünf Mitgliedern entſcheidet, der 
Vorſitzende, ſein Stellvertreter und ein Beiſitzer müſſen Richter ſein. Ehrengericht 
und Ehrengerichtshof können auf Warnung, Verweis, Ordnungsſtrafe bis zu 
1000 RM., in ſchweren Fällen auf die Aberkennung der Fähigkeit, Innungswart 
zu ſein, oder der Befugnis, Lehrlinge anzuleiten, erkennen; in beſonders ſchweren 
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Fällen kann der Meiftertitel für Zeit oder dauernd aberkannt und gegebenenfalls 
das Urteil veröffentlicht werden. Bei erheblichen Verſtößen gegen den Gemeingeiſt 
oder die Standesehre liegt alſo das Urteil in der Hand unabhängiger, unter richter⸗ 
lichem Vorſitz ſtehender Ehrengerichte; es iſt daher zu erwarten, daß die Ehren⸗ 
gerichte ein wichtiges Inſtrument zur Reinhaltung und Erziehung des Handwerks 
bilden werden. 

Die Verordnung vom 15. Juni 1934 bringt als wichtigſte geſetzliche Maßnahme 
die Übertragung der Aufſicht in die Selbſtverwaltung des Handwerks unter Ober⸗ 
aufſicht der Staatsführung, den reſtloſen Zuſammenſchluß aller Berufsangehörigen 
zu einer feſten Organiſation und ſchließlich die Erſetzung der parlamentariſchen 
Demokratie durch den nationalſozialiſtiſchen Führergedanken. Sie iſt von richtung⸗ 
gebender Bedeutung und leitet die künftige Entwicklung des deutſchen Handwerks, 
ſeinen Aufbau in Fachverbänden und in Handwerkskammern und die Zuſammen⸗ 
faſſung all dieſer Gliederungen in einer Hand geſetzlich ein. 


Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit 


Inzwiſchen iſt der ſtrukturelle Neubau der deutſchen Wirtſchaft weiter gediehen. 
Durch das Geſetz vom 20. Januar 1934 iſt die Ordnung der Arbeit geſetzlich feſt⸗ 
gelegt worden. Nach dieſem Geſetz gibt es keine Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
mehr. Im Betrieb arbeiten der Unternehmer als Führer des Betriebes, die An⸗ 
geſtellten und Arbeiter als Gefolgſchaft gemeinſam zur Förderung der Betriebs⸗ 
zwecke und zum Gemeinnutzen von Volk und Staat. Der Führergrundſatz der 
nationalſozialiſtiſchen Staatsidee iſt bis in den kleinſten und größten wirtſchaft⸗ 
lichen Betrieb übertragen. Auch der patriarchaliſche Gedanke des „königlichen Kauf⸗ 
mannes“ hat in dem neuen Geſetz ſeine Wiederauferſtehung gefunden. Der Betriebs⸗ 
führer hat für das Wohl der Gefolgſchaft zu ſorgen und dieſe hat ihm die in der 
Betriebsgemeinſchaft begründete Treue zu halten. Das Betriebsrätegeſetz der 
liberaliſtiſch⸗marxiſtiſchen Epoche iſt endgültig begraben. Es iſt wie ſeine Väter an 
ſeiner eigenen Unzulänglichkeit geſtorben. Das Geſetz zur Ordnung der 
nationalen Arbeit, das den Führer an die Spitze des Betriebes ſtellt und die 
Belegſchaft zur Gefolgſchaft werden läßt, die ihm und der er verantwortlich iſt, hat 
dem Führer einen Stab von Vertrauensmännern aus der Gefolgſchaft zur Seite 
gegeben und dadurch den Unternehmer als Betriebsführer auf das innigſte mit ſeinen 
Angeſtellten und Arbeitern verbunden. Die Lohnfrage wird vom Staate ſelbſt geregelt. 
Nicht mehr der ungleiche Kampf zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer aus der 
früheren Zeit, nicht mehr Tarifverhandlungen und Streiks, die meiſtens ihr wirt⸗ 
ſchaftliches Ziel raſch verloren, und je größer und ausſichtsreicher ſie waren, nur 
noch einen Wert und Ertrag für die politiſchen Hintermänner, die für nichts die 
Verantwortung zu tragen hatten, darſtellten. Nicht mehr ein Staatsentſcheid in 
Lohnkämpfen, der ſich hinter dem Druck der Straße oder der Drohung einer Kapital⸗ 
gruppe verkriecht. Durch den Treuhänder der Arbeit ($ 18 ff.), der an die Richt: 
linien und Weiſungen der Reichsregierung als Reichsbeamter gebunden iſt, wird 
für die Erhaltung des Arbeitsfriedens Sorge getragen und werden die Tarif⸗ 
ordnungen feſtgeſetzt und überwacht. So iſt jeder einzelne ſchaffende Volksgenoſſe, 
der Betriebsführer ſelbſt des größten Werkes und der unbekannte Arbeiter der 
kleinſten Werkſtatt, unmittelbar mit dem Staate durch dieſen Beauftragten ver⸗ 
bunden. Der nationalſozialiſtiſche Staat verſteckt ſich nicht hinter Intereſſenten⸗ 
gruppen oder parlamentariſchen Auseinanderſetzungen, er übernimmt vor aller 
Offentlichkeit die Verantwortung für jeden einzelnen in der Gemeinſchaft der 
Arbeit. Allerdings trägt jeder Angehörige einer Betriebsgemeinſchaft die Verant⸗ 
wortung für die gewiſſenhafte Erfüllung der ihm nach ſeiner Stellung innerhalb 
der Betriebsgemeinſchaft obliegenden Pflichten; beſonders hat er im ſteten Bewußt⸗ 
ſein ſeiner Verantwortung ſeine volle Kraft dem Dienſt des Betriebes, in dem 
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er arbeitet, zu widmen und fih dem Geſamtwohl unterzuordnen. Gröbliche Ver⸗ 
letzungen der durch die Betriebsgemeinſchaft begründeten ſozialen Pflichten werden 
als Verſtöße gegen die ſoziale Ehre von den Ehrengerichten geſühnt. Über Ver⸗ 
letzungen der ſozialen Ehre entſcheidet auf Antrag des Treuhänders der Arbeit ein 
Ehrengericht, das für jeden Bezirk eines Treuhänders der Arbeit zu errichten iſt 
und deſſen letzte Inſtanz der Reichsehrengerichtshof iſt ($ 35 ff.). Durch das Geſetz 
zur Ordnung der nationalen Arbeit wird alſo im nationalſozialiſtiſchen Staat das 
Verhältnis der ſchaffenden Volksgenoſſen zueinander, zum Geſamtvolke und auch 
zum Staat geregelt. Der Begriff „ſchaffender Volksgenoſſe“ iſt ein Ehrenbegriff 
geworden, der alle umfaßt, die im Volke in der Gemeinſchaft der Arbeit wirken. 
Wie das Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit ſie als Glieder einer Betriebs⸗ 
gemeinſchaft in eine der Geſamtwirtſchaft dienende Ordnung bringt, ſo werden 
ſie in der Organiſation der Deutſchen Arbeitsfront in einer großen Gemeinſchaft 
aller ſchaffenden Volksgenoſſen zuſammengefaßt. Wohl nirgends ſtärker als hier 
werden Wirtſchaft und Partei in geiſtigen Einklang miteinander gebracht. In der 
Deutſchen Arbeitsfront marſchiert der Unternehmer, der Betriebsführer neben 
ſeinen Angeſtellten und Arbeitern. Hier ſind ſie alle nur noch Kameraden der 
Arbeit und Kameraden einer Weltanſchauung, aus der das neue Deutſchland ſeine 
Kraft und ſeinen Glauben an ſeine Zukunft herleitet. Gottfried Feder, der 
Programmatiker der Nationalſozialiſtiſchen Arbeiterpartei, hatte die neugegründete 
Arbeitsfront in einer Rede „die Seele der Wirtſchaft“ genannt. Das iſt tatſächlich 
die treffendſte Bezeichnung für eine Organiſation, in der ſich volksgemeinſchaftlich 
alle zuſammenfinden, die Arbeiter der Stirn und der Fauſt, um aus ſich heraus 
die große Kameradſchaft und Kampfgemeinſchaft des Nationalſozialismus zu ent⸗ 
wickeln. 


Geſetz zur Vorbereitung des organiſchen Aufbaues der deutſchen Wirtſchaft 


Vorerſt wurde die ſtraffe Organiſation der Wirtſchaft und ihre Befähigung, 
Inſtrument der Staatsführung zu ſein, durch das Geſetz zur Vorbereitung 
des organiſchen Aufbaues der deutſchen Wirtſchaft vom 
27. Februar 1934 geſchaffen. Dieſes Geſetz ermächtigt den Reichswirtſchafts⸗ 
miniſter als verantwortlichen Führer der deutſchen Wirtſchaftspolitik, die Führung 
der gewerblichen Wirtſchaft neu zu organiſieren, indem er Wirtſchaftsverbände als 
alleinige Verbände ihres Wirtſchaftszweiges anerkennt, Wirtſchafts verbände errichtet. 
auflöſt oder miteinander verbindet, Satzungen und Geſellſchaftsverträge von Wirt: 
ſchaftsverbänden nach nationalſozialiſtiſchen Geſichtspunkten ändert oder ergänzt, 
Führer von Wirtſchaftsverbänden beſtellt oder abberuft, Unternehmer und Unter⸗ 
nehmungen an Wirtſchaftsverbände anſchließt, die gewerbliche Geſamtwirtſchaft in 
Gruppen aufteilt, Leiter für dieſe Gruppen beruft und an die Spitze der gewerblichen 
Geſamtwirtſchaft einen Leiter der Wirtſchaft ſtellt. Der Reichswirtſchaftsminiſter hat 
mit der ihm erteilten Ermächtigung eine ihm verantwortliche Selbſtverwaltungs⸗ 
organiſation der geſamten gewerblichen Wirtſchaft eingeleitet, durch die die Wirt⸗ 
ſchaft einerſeits auf das engſte mit der Staatsführung verbunden und andererſeits 
in die Lage verſetzt wird, ihre Angelegenheiten nach eigenen Geſetzen zu ordnen, 
wie ſie es in gleichem Umfange in der Vergangenheit niemals gekannt hat. Hand 
in Hand mit der Führungsorganiſation der gewerblichen Wirtſchaft wird eine 
reichsrechtliche Regelung der Handelskammergeſetzgebung im Zuge der Durchführung 
des Geſetzes über den Neuaufbau des Reichs aufgenommen. Die Induſtrie⸗ und 
Handelskammern werden als regionale Selbſtverwaltungskörperſchaften des öffent- 
lichen Rechts in die Organiſation des Aufbaues der deutſchen Wirtſchaft ein⸗ 
gegliedert. Während die Gruppen der gewerblichen Wirtſchaft branchenmäßig ge⸗ 
gliedert ſind und durch ſie der jeweilige Wirtſchaftszweig ſeine Vertretung erhält, 
nehmen die Induſtrie- und Handelskammern die gebietsmäßigen Belange für die 
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in dem jeweiligen Gebiete anſäſſige Geſamtwirtſchaft wahr. Die Gruppenordnung 
und die Handelskammern find alſo gewiſſermaßen die beiden Ruder, mit denen der 
Reichswirtſchaftsminiſter als Führer der deutſchen Wirtſchaftspolitik das Schiff der 
nationalſozialiſtiſchen Wirtſchaft über alle Fährniſſe hinweg ſicher ſteuern kann. 
Es handelt ſich bei dieſem Geſetz nicht etwa um Durchführungsmaßnahmen für 
einen ſtändiſchen Aufbau, ſondern lediglich um Maßnahmen, die einen organiſchen 
Aufbau der deutſchen Wirtſchaft vorbereiten ſollen. Auf jeden Fall iſt mit dem 
Geſetz über die Vorbereitung des organiſchen Aufbaues der deutſchen Wirtſchaft 
erſt einmal eine Aktionsbaſis geſchaffen worden. Am 27. November 1934 wurde 
die Erſte Verordnung zur Durchführung des Geſetzes erlaſſen. Damit wurde die 
Wirtſchaft in einem Kammerſyſtem fachlich und bezirklich neu gegliedert. Das Amt 
des Führers der gewerblichen Wirtſchaft wurde aufgelöſt und an die Spitze der 
Geſamtorganiſation der Leiter der neugeſchaffenen Reichswirtſchaftskammer 
(Induſtrievertreter) und ſeine Stellvertreter geſtellt. Der Deutſche Induſtrie⸗ und 
Handelstag wurde aufgelöſt. Die Handelskammern haben in der Folge in der 
Arbeitsgemeinſchaft der Induſtrie⸗ und Handelskammern bei der Reichswirtſchafts⸗ 
kammer ihre Intereſſenvertretung gefunden. Am 21. März 1935 wurde durch einen 
Erlaß des Führers und Reichskanzlers eine Vereinbarung, die der Wirtſchafts⸗ 
miniſter, der Reichsarbeitsminiſter und der Leiter der Deutſchen Arbeitsfront zu 
der Errichtung einer Gemeinſchaft aller Schaffenden getroffen hatte, beſtätigt. War 
die große Organiſation der Deutſchen Arbeitsfront ſchon ein Werk, das die Welt 
aufhorchen ließ, war die Organiſation der gewerblichen Wirtſchaft eine muſter⸗ 
gültige Maßnahme, um die Entwicklung der wirtſchaftlichen Unternehmungen aufs 
innigſte mit dem nationalen Leben zu verbinden, ſo kann die nunmehr geſchaffene 
große Selbſtverwaltungsorganiſation der Wirtſchaft und der Arbeit, die ihren 
Ausdruck in dem Reichsarbeits⸗ und Wirtſchafts⸗Rat gefunden hat, als das große 
Organiſationsgebäude bezeichnet werden, in dem der hohe Gedanke der Volks⸗ 
gemeinſchaft ſich in der ſchönſten Weiſe entfalten kann. 

Der Reichsarbeits⸗ und Wirtſchafts⸗Rat hat in gemeinſamer Ausſprache über 
alle ſchwebenden wirtſchaftlichen und ſozialpolitiſchen Fragen ſich um eine ver⸗ 
trauensvolle Zuſammenarbeit aller Gliederungen der DFA. untereinander und 
mit den Organen des Staates zu bemühen. Der Reichswirtſchaftsminiſter und der 
Reichsarbeitsminiſter müſſen zu den Arbeitstagungen des Reichsarbeits⸗ und 
Wirtſchafts⸗Rates eingeladen werden und haben Gelegenheit, die jeweilige 
Stellungnahme der Reichsregierung zu verkünden. Ebenſo hat der Reichsarbeits⸗ 
und Wirtſchafts⸗Rat Kundgebungen der Leitung der Deutſchen Arbeitsfront ent⸗ 
gegenzunehmen. Der korporative Beitritt der Reichswirtſchaftskammer zur DA. 
gibt der Geſchäftsſtelle der Reichswirtſchaftskammer die Funktion eines Wirt: 
ſchaftsamtes für die DAF. Die einheitliche wirtſchaftspolitiſche Führung wird 
dadurch ſichergeſtellt, daß dieſes Wirtſchaftsamt dem Reichswirtſchaftsminiſter 
unmittelbar unterſteht. 

In den Bezirken tritt entſprechend dem Vorbild in der Reichsſpitze der DAF. der 
Beirat der Wirtſchaftskammer mit dem Bezirksarbeitsrat der DAF. zu dem Bezirks⸗ 
arbeits⸗ und Wirtſchaftsrat zuſammen. Die Aufgaben des Bezirksarbeits⸗ und 
Wirtſchaftsrates entſprechen den Aufgaben des Reichsarbeits⸗ und Wirtſchaftsrates. 
Die Geſchäftsführung der Weihe wird zugleich das Bezirkswirt⸗ 
ſchaftsamt für die DA. 

Die Erfaſſung der Menſchen und ihre Erhaltung im nationalſozialiſtiſchen 
Geiſte wird dadurch gewährleiſtet, daß alle zur Mitarbeit in den Organen und 
Gliederungen ſowohl fachlicher wie gebietlicher Art berufenen Betriebsführer und 
Gefolgſchaftsmitglieder Mitglieder der Deutſchen Arbeitsfront ſein müſſen. Iſt der 
Leiter einer Gliederung der DAF. kein Betriebsführer, ſo ſoll zukünftig ſein Stell⸗ 
vertreter Betriebsführer ſein. Ebenſo wie der Reichsarbeits- und Wirtſchafts-Rat 
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zu regelmäßigen Arbeitstagungen zuſammentritt, jollen auch die Leiter der Unter⸗ 
gliederungen von Zeit zu Zeit Verſammlungen der ihnen angehörigen Betriebs⸗ 
führer und Gefolgſchaftsmitglieder bzw. der Betriebsführer und ihrer Vertrauens⸗ 
männer abhalten. Auf dieſen Verſammlungen werden Referate gehalten, zu denen 
dann die Verſammlung in einer freien Ausſprache Stellung nehmen kann und ſoll. 
Durch dieſe Neuregelung ſoll erreicht werden, daß Unzufriedenheiten gar nicht erſt 
aufkommen bzw. ſofort wieder beſeitigt werden können. Führer und Gefolgſchaft 
haben Gelegenheit, ſich über ihre gemeinſame Arbeit auszuſprechen. Die Gefolg⸗ 
ſchaft kann in offener Ausſprache mit den zu ihrer Führung Berufenen Klarheit 
über die Notwendigkeit von Maßnahmen erlangen, die ihr vielleicht, da ſie oft den 
großen Überblick nicht haben kann, anfangs unverſtändlich erſcheinen, und die 
Führer können die Nöte und Sorgen derjenigen unmittelbar kennenlernen, die 
ihnen anvertraut ſind. Sie können daran feſtſtellen, wie die von ihnen getroffenen 
Maßnahmen ſich praktiſch auswirken. 

Bei den Reichsbetriebsgemeinſchaften und deren örtlichen Gliederungen werden 
Arbeitsausſchüſſe errichtet, die nicht mehr als 12 Mitglieder umfaſſen ſollen, von 
denen wiederum 6 aus den Sachverſtändigenausſchüſſen bei dem Treuhänder der 
Arbeit zu berufen find. Die Zuſammenſetzung der Arbeitsausſchüſſe ſoll paritätiſch 
nach Betriebsführern und Gefolgſchaftsmitgliedern erfolgen. Der Treuhänder der 
Arbeit kann in beſonderen Fällen auf Antrag zu den Sitzungen der Arbeitsaus⸗ 
ſchüſſe hinzugezogen werden. Ganz beſonders werden dieſe Arbeitsausſchüſſe einen 
gerechten ſozialen Ausgleich herbeizuführen haben. Sie haben ſich insbeſondere mit 
überbetrieblichen Fragen zu beſchäftigen, die nach den Beſtimmungen des Geſetzes 
zur Ordnung der nationalen Arbeit der alleinigen Entſcheidung der zuſtändigen 
ſtaatlichen Organe, nämlich des Treuhänders der Arbeit, unterliegen. Auch hier 
iſt wieder die Gelegenheit gegeben, Nöte und Wünſche, die ſich auf ſozialem Gebiet, 
in der Wirtſchaft, im täglichen Leben bemerkbar machen, in gemeinſamer Aus⸗ 
ſprache mit dem Treuhänder der Arbeit zu behandeln. Werden die Verhältniſſe 
eines einzelnen Betriebes behandelt, ſo müſſen bei der Erörterung hierüber im 
Arbeitsausſchuß Betriebsführer und Vertrauensmänner des beteiligten Betriebes 
zur Mitwirkung herangezogen werden. Ebenſo dürfen Betriebsbeſichtigungen nur 
von den in der Verfügung der DAF. über Betriebsbeſichtigungen vom 10. Oktober 
1934 genannten Hoheitsträgern und DAF.⸗Leitern im Einvernehmen mit dem 
Betriebsführer des zu beſichtigenden Betriebes erfolgen. Insgeſamt ſtellt der 
Erlaß des Führers eine Ermächtigung dar, auf Grund derer Schritt für Schritt die 
große Organiſation aller Schaffenden neu geordnet werden kann. 

Der Nationalſozialismus hat mit dieſer Neugeſtaltung die Grundlagen für eine 
dauerhafte ſoziale Gerechtigkeit geſchaffen. Hier iſt die höchſte Verpflichtung des 
einzelnen gegenüber der Gemeinſchaft zur höchſten Freiheit der Perſönlichkeit 
geworden. Der hohe Gemeinſchaftsgedanke, der alle Glieder des Volkes umfaßt, 
die Autorität des berufenen Führers, die Verantwortung nach oben bei gleichzei⸗ 
tiger Verbundenheit nach unten, das iſt die tragende Idee der neuen Zeit, die ſich 
in dem gigantiſchen Werk der Selbſtverwaltung der Arbeit widerſpiegelt und aus 
dem Unterbewußtſein des Einſatzes alles für das große Gemeinſame, die Nation, 
immer wieder ihre Kraft zieht. 

Ein beſonders wichtiges Geſetz für die Organiſation der gewerblichen Wirtſchaft 
iſt das ſogenannte Umlage-Geſetz vom 28. Juni 1935, das die Reichswirtſchafts⸗ 
kammer befugt, Anordnungen über die Erhebung und Verwendung von Umlagen 
durch Gruppen oder Vereinigungen von Unternehmern und Unternehmungen der 
gewerblichen Wirtſchaft als Organe der Selbſtverwaltung zu treffen und über die 
Einziehung und Beitreibung ſolcher Umlagen durch Induſtrie- und Handelskam⸗ 
mern, Handwerkskammern oder ſonſtige öffentlich-rechtliche Vereinigungen von 
Unternehmern und Unternehmungen der gewerblichen Wirtſchaft zu beſtimmen. 
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Es war nun nur notwendig, die letzten organiſatoriſchen Überbleibjel aus den 
Syſtemjahren zu beſeitigen, ſo zum Beiſpiel den zeit ſeines Lebens im Stadium 
des Vorläufigen verbliebenen Reichswirtſchaftsrat, der auf Grund des Artikels 165 
der Weimarer Verfaſſung zur Verwirklichung des Rätegedankens im Staats⸗ und 
Wirtſchaftsleben errichtet worden war. Der Reichswirtſchaftsrat hat 
knapp 14 Jahre vegetiert. Man hatte anfangs daran gedacht, den Reichswirtſchafts⸗ 
rat im nationalſozialiſtiſchen Sinne umzubauen und aus dieſem Grunde durch ein 
Geſetz im April 1933 die rechtlichen und organiſatoriſchen Grundlagen für eine 
Neuorganiſierung des Reichswirtſchaftsrats geſchaffen. Nachdem aber wenige Mo⸗ 
nate ſpäter im Juli 1933 durch einfache verwaltungsmäßige Berufung eine Reihe 
hervorragender wirtſchaftspolitiſcher Führerperſönlichkeiten im Generalrat der 
Wirtſchaft zuſammengefaßt worden waren, war die Einrichtung auch eines neuen 
Reichswirtſchaftsrats überflüſſig geworden. So fand denn der Reichswirtſchaftsrat 
durch das Geſetz über die Aufhebung des Vorläufigen Reichs⸗ 
wirtſchaftsrats vom 23. März 1934 aus Erſparnisgründen ſein wenig 
rühmliches Ende. ö 


Plauvolle Förderung des Außenhandels 


Bald nach Beendigung des Krieges errichtete das Auswärtige Amt in den Han⸗ 
delsſtädten Hamburg, Bremen, Leipzig, Stuttgart und München unter der Bezeich⸗ 
nung „Zweigſtellen des Auswärtigen Amts für Außenhandel“ Wirtſchaftsbüros, 
die der damaligen Abteilung X des Auswärtigen Amts angegliedert wurden. 
Außerdem wurden bei den Handelskammern im Reich und in Preußen „Reichs⸗ 
nachrichtenſtellen für Außenhandel“ geſchaffen. Im Jahre 1928 wurden dann die 
Außenhandelszweigſtellen und die Reichsnachrichtenſtellen durch gemeinſamen 
Erlaß des Reichswirtſchaftsminiſters und des Reichsminiſters des Auswärtigen in 
„Außenhandelsſtellen“ umgewandelt. Kurz vor der Machtergreifung des 
Nationalſozialismus wurden dieſe Stellen neu organiſiert und ihr Aufgabengebiet 
durch gemeinſamen Erlaß der beiden Reichsminiſter vom 18. Januar 1933 neu 
geregelt. Dieſe Außenhandelsſtellen hatten ihre gemeinſame Spitze in einer Zentral⸗ 
ſtelle für Außenhandel. Da jedoch für die neue Organiſation eine geſetzliche Grundlage 
wünſchenswert war, wurde dies durch das Geſetz über Maßnahmen zur 
Förderung des Außenhandels vom 18. Oktober 1933 nachgeholt. Durch 
dieſes Geſetz wurde die Zentralſtelle für Außenhandel eine Reichsbehörde als gemein⸗ 
ſames Referat des Reichswirtſchaftsminiſteriums und des Auswärtigen Amts, die 
ihren amtlichen Charakter ſchon durch ihren neuen Namen „Reichsſtelle für den 
Außenhandel“ klar zeigt. Die Aufgabe der Zentralreichsſtellen iſt es, die ſachliche 
Arbeit der Außenhandelsſtellen, die ſich inzwiſchen auf 19 Dienſtſtellen vermehrt 
haben, zu beauffichtigen. Durch einen bei der Reichsſtelle für Außenhandel gebildeten 
Außenhandelsrat wird eine innige Verbindung mit der Wirtſchaft hergeſtellt. Dieſer 
Außenhandelsrat hat hauptſächlich die Aufgabe, Anträge und Anregungen, die aus 
der Wirtſchaft kommen, zu prüfen und dem Reichswirtſchaftsminiſterium, dem 
Auswärtigen Amt wie auch der Reichsſtelle für Außenhandel Vorſchläge für ihm 
notwendig erſcheinende Maßnahmen der Geſetzgebung oder Verwaltung zu unter⸗ 
breiten. An der Spitze der einzelnen Außenhandelsſtellen iſt ein Leiter, der durch 
einen örtlichen Beirat unterſtützt wird. Die Mitglieder des Außenhandelsrats 
find auch Mitglieder dieſer Beiräte. Die einzelnen Außenhandelsſtellen haben die 
Aufgabe, die Firmen ihres Bezirks in allen Fragen des Außenhandels zu unter⸗ 
richten, zu beraten und zu vertreten. Ihre Organiſation ſoll eine Gewähr dafür 
bieten, daß ſie eine dauernde und erſprießliche Verbindung zwiſchen der Wirtſchaft 
ihres Bezirks und den Reichsbehörden in den Fragen des Außenhandels aufrecht⸗ 
erhalten können. Es gibt vorläufig Außenhandelsſtellen für Oſtpreußen, Ober: 
ſchleſien, Niederſchleſien, Berlin mit Brandenburg, Pommern und Grenzmark, 
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ferner für Sachſen und Oſtthüringen, für Mitteldeutſchland, für Nordbayern und 
Südthüringen, für Südbayern, Württemberg, für Baden und die Pfalz, für das 
Rhein⸗Main⸗Gebiet, für das Rheinland, das Bergiſche Land und Düſſeldorf, den 
Niederrhein, Weſtfalen und Ruhrgebiet, Niederſachſen und Kaſſel; für das Weſer⸗ 
Ems⸗Gebiet, für Hamburg und die Nordmark. Die Reichsſtelle für Außenhandel mit 
ihren Untergliederungen arbeitet ſelbſtverſtändlich mit der Organiſation der Deut⸗ 
ſchen Wirtſchaft laufend und eng zuſammen. Die Verbindung wird vornehmlich 
durch den Hauptgruppenführer Handel — der Organiſation der Deutſchen Wirt⸗ 
ſchaft — wahrgenommen. Die deutſche Öffentlichkeit und die mit dem Außenhandel 
betrauten Stellen im Reiche werden durch eine eigene Korreſpondenz, die bei der 
Reichsſtelle für Außenhandel geſchaffen worden iſt und eine Fortſetzung des Reichs⸗ 
nachrichtendienſtes für Außenhandel darſtellt, über Nachrichten der Ein⸗ und Aus⸗ 
fuhrwirtſchaft unterrichtet. Außerdem iſt der früher vom Wolffſchen Telegraphen⸗ 
büro, das nach Zuſammenfaſſen mit der Telgraphenunion im Jahre 1933 in das 
offiziöſe Deutſche Nachrichtenbüro umgewandelt worden iſt, bediente Deutſche Kurs⸗ 
funk unter die Führung der Reichsſtelle für Außenhandel geſtellt worden. 


Meiſtbegünſtigungsklauſel 


Es iſt völlig falſch, wenn gelegentlich angenommen wird, daß die Herrſchaft des 
Nationalſozialismus in Deutſchland mit der Verſchlechterung unſerer Außen⸗ 
handelslage etwas zu tun hat. Die Urſache für die außenhandelspolitiſchen Schwie⸗ 
rigkeiten und die Vorausſetzung für den eiſernen Ring, der ſich wirtſchaftlich um 
Deutſchland ſchloß, ſind die drangſalierenden Wirtſchaftsbeſtimmungen des Frie⸗ 
densdiktats von Verſailles, die wir in Teil X, Abſchnitt 1, Kapitel 1, Artikel 264 
bis 269 und Kapitel 5, Artikel 280 finden. Nehmen wir von den genannten 
Artikeln des Verſailler Vertrages nur einen heraus und halten wir ihn uns in 
ſeinem Wortlaut einmal nachdenklich vor Augen: 


Alle Vergünſtigungen, Befreiungen oder Vorzugsrechte in bezug auf die 
Einfuhr, Ausfuhr oder Durchfuhr von Waren, die von Deutſchland irgend⸗ 
einem der alliierten oder aſſoziierten Staaten oder irgendeinem 
anderen fremden Staate eingeräumt werden, treten gleichzeitig 
und bedingungslos ohne beſonderen Antrag und ohne 
5 1 genleiſtung für ſämtliche alliierten oder aſſoziierten Staaten in 

eltung. 


Wenn auch durch den Artikel 280 die Meiſtbegünſtigungsklauſel des Verſailler 
Vertrages und die anderen Deutſchlands wirtſchaftliche Freiheit beſchränkenden 
Beſtimmungen zeitlich begrenzt worden ſind, ſo bedeutete das doch, daß der Ver⸗ 
ſailler Vertrag bis zum 10. Januar 1925 einer Ausbeutungspolitik irgendeines 
und aller Länder gegenüber Deutſchland Tür und Tor öffnete. Nicht nur politiſch, 
ſondern auch wirtſchaftlich wurde Deutſchland das Selbſtbeſtimmungsrecht in einem 
Friedensdiktat genommen, das ſich als Beſtandteil einer Manifeſtation des Selbſt⸗ 
beſtimmungsrechts der Völker ausgab. 

Machen wir uns es einmal an einem Beiſpiel klar: Das Deutſche Reich hatte 
nach Beendigung des Weltkrieges aus politiſchen, aus wirtſchaftlichen, aus nach⸗ 
barlichen oder traditionellen Gründen den Wunſch, mit einem anderen Lande in 
engere Beziehungen zu treten; es wollte darum dieſem Lande beſondere Vorrechte, 
beiſpielsweiſe im Warenverkehr, einräumen. Tat es dies, ſo bedeutete das nicht 
weniger, als daß alle am Verſailler Vertrag beteiligten alliierten und aſſoziierten 
Mächte dieſer dem einen Lande eingeräumten Vorrechte teilhaftig wurden, und 
zwar ohne beſonderen Antrag, rein automatiſch und ohne Gegenſeitigkeit. 
Damit war es für Deutſchland von vornherein unmöglich gemacht, mit irgend: 
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einem Lande einen wirtſchaftlichen Freundſchafts⸗ oder Vorrangvertrag abzu⸗ 
ſchließen. Wo wir aus lebensnotwendigen Gründen Entgegenkommen zeigen und 
Verbindlichleiten eingehen mußten, nahmen alle Vertragspartner des Verſailler 
Diktats daran teil. Deutſchland war als Wirtſchaftsgebiet der Tummelplatz für 
die kapitaliſtiſchen Intereſſen der übrigen Welt geworden. Und dieſer Zuſtand 
war durch das Verſailler Abkommen bis zum Jahre 1925 legaliſiert. Im Jahre 1920 
wurde er zum erſten Male von der benachbarten Tſchechoſlowakei durchbrochen. 
Die Tſchechoflowakei verzichtete auf die ihr zuſtehende einſeitige Inanſpruchnahme 
der Meiſtbegünſtigungsklauſel, d. h. wir ſchloſſen hier zum erſten Male einen 
Meiſtbegünſtigungsvertrag auf Gegenſeitigkeit. Dieſem Beiſpiel folgten dann noch 
vor Außerkrafttreten der Meiſtbegünſtigungsklauſel des Friedensdiktats andere 
Nationen, wie zum Beiſpiel Südſlawien. Wir treten damit in den Zeitabſchnitt 
der gegenſeitigen Meiſtbegünſtigungsverträge. Auf dieſer Grundlage ſchloſſen wir 
im Jahre 1923 mit den Vereinigten Staaten und im Jahre 1924 mit England 
Abkommen, die im Jahre 1925 in Kraft traten. Der Vertrag mit Amerika war 
übrigens der erſte, in dem die Amerikaner von der Reziprozität zur Meiſtbegün⸗ 
ſtigung übergingen. Er wurde auf zehn Jahre abgeſchloſſen. 

Da die einſeitigen Meiſtbegünſtigungsvorrechte der Vertragspartner von Ver⸗ 
ſailles mit dem Jahre 1925 abliefen, ſetzte gegen Ende des Jahres 1924 ein Kampf 
um die Gleichberechtigung ein. Am heftigſten und zäheſten war das Ringen mit 
Frankreich und Italien; aber ſchließlich konnte der deutſche Standpunkt durch⸗ 
geſetzt werden. Es wurde wieder ein Syſtem von Handelsverträgen mit gegen⸗ 
ſeitiger Meiſtbegünſtigung und zum großen Teil Tarifabreden, genau wie früher, 
aufgebaut. Aber der erreichte Erfolg war nur von kurzer Dauer; denn jetzt begann 
die Aushöhlung der Meiſtbegünſtigung. Die Vereinigten Staaten von Amerika 
führten Schutzzolltarife, ohne Vertragsſätze aufzuſtellen, ein, während Deutſchland 
dieſe Vertragsſätze hatte; ebenſo ging England zum Schutzzollſyſtem über, ſtellte 
ebenfalls keine Vertragsſätze auf und ſchloß das Abkommen von Ottawa. Auch die 
anderen Staaten folgten dieſer Tendenz. Sie führten Kontingente ein, Tarif⸗ 
ſpezialiſierungen, Zollförmlichkeiten, Zwang zu Urſprungsbezeichnungen uſw. Zus 
dem kam die Deviſenkontrolle und auch die Boykottbewegung. Damit war die 
Meiſtbegünſtigung faſt wertlos geworden. 

Von entſcheidender Bedeutung war die Konferenz von Ottawa, aus der ein 
handelspolitiſch vollſtändig unabhängiges Britiſches Reich hervorging. Die nor⸗ 
diſche Staatengruppe — Norwegen, Schweden, Dänemark, Finnland — und Bel⸗ 
gien, Luxemburg und Holland ſchloſſen auf der Konferenz von Oslo wirtſchaftliche 
Staatskartellverträge. Außerdem haben Belgien, Luxemburg und Holland in der 
Konvention von Ouchy ſich eine nachbarliche Vorzugsbehandlung einzuräumen 
bemüht. Die handelspolitiſche Mauer um jeden Staat wird immer höher, die 
Autarkie der einzelnen Staaten oder durch Übereinkommen geſchaffener Wirtſchafts⸗ 
gebiete vorherrſchend. 

Einſtellung des Schuldendienſtes 

Als im Jahre 1933 die nationalſozialiſtiſche Bewegung die Macht im Staate 
ergriff, war es eine ihrer erſten Handlungen gegenüber dem Auslande, die natio⸗ 
nale Freizügigkeit wieder zu gewinnen. Aus dieſem Grunde lehnte ſie auch neue 
Anleiheverbindlichkeiten gegenüber dem Auslande ab und ſtellte gleichzeitig, im 
Hinblick auf die inzwiſchen eingetretene Transferunmöglichkeit und zum Zwecke 
der Wiedererſtarkung der Wirtſchaft im Innern, den Transfer des uns aufgezwun⸗ 
genen Schuldendienſtes ein. 


Wirtſchaftliche Abwehrmaßnahmen 
Durch das Geſetz zum Schutze der deutſchen Warenausfuhr vom 
22. September 1933 iſt in Anknüpfung an die Regelung der Einfuhr vom 16. Januar 
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1917, durch die dem Reichswirtſchaftsminiſter und dem Reichsminiſter für Ernährung 
und Landwirtſchaft eine allgemeine Ermächtigung gegeben worden war, Einfuhr⸗ 
verbote anzuordnen, eine wirkſame Abwehrmöglichkeit gegen ſolche Länder geſchaffen 
worden, die deutſchen Erzeugniſſen Einfuhrbeſchränkungen auferlegen. Das Geſetz 
iſt ein Ermächtigungsgeſetz, das die beiden für die Handelspolitik zuſtändigen 
Reichsminiſter in die Lage bringen ſoll, Angriffe auf die deutſche Wirtſchaft durch 
entſprechende Abwehrmaßnahmen abzuwenden. Dadurch, daß man das Geſetz weit 
gefaßt hat, iſt es der Reichsregierung ermöglicht, bei Verhandlungen zu Handels⸗ 
abkommen das Geſetz als eine Art Verteidigungswaffe zu gebrauchen. Das Geſetz 
iſt außer von dem Reichswirtſchaftsminiſter und dem Reichsminiſter für Ernährung 
und Landwirtſchaft vom Reichsminiſter des Auswärtigen und vom Reichsminiſter 
der Finanzen unterzeichnet. Im gewiſſen Zuſammenhang mit dieſem Geſetz ſteht 
das Geſetzüber die Anwendung wirtſchaftlicher Vergeltungs⸗ 
maßnahmen gegenüber dem Auslande vom 3. Juli 1934. Dieſes Geſetz iſt als 
ein ſog. Deviſengeſetz anzuſprechen. Es iſt nach dem Scheitern der letzten Gläubiger⸗ 
beſprechungen und dem erzwungenen Transfermoratorium für die Auslandsanleihen 
des Reichs notwendig geworden. Auf die Erklärung des Reichsbankpräſidenten hin 
gingen einige Gläubigerſtaaten dazu über, Zwangsmaßnahmen für die Einfuhr aus 
Deutſchland anzudrohen. Die Reichsregierung war darum genötigt, unverzüglich 
Gegenmaßnahmen zu ergreifen. Es iſt dabei berückſichtigt worden, daß die Zwangs⸗ 
maßnahmen gegen die deutſche Einfuhr auch von den Protektoratsgebieten ein⸗ 
zelner Mächte angewendet oder ſich auf ſie erſtrecken könnten. Darum iſt die Mög⸗ 
lichkeit gegeben worden, die deutſchen Gegenmaßnahmen auch auf die Kolonien, 
Protektorate, Mandatsgebiete und alle übrigen Gebiete auszudehnen, die zu dem 
Staate, gegen den ſich die Gegenmaßnahmen richten ſollen, in einem beſonderen 
ſtaats⸗ oder völkerrechtlichen Verhältnis ſtehen. 

Das Geſetz über wirtſchaftliche Maßnahmen vom 3. Juli 1934 gibt dem Reichs: 
wirtſchaftsminiſter eine außerordentlich weitgehende Ermächtigung. Es wurde vom 
3. Juli bis zum 30. September 1934 befriſtet. Der Reichswirtſchaftsminiſter kann 
auf Grund dieſes Geſetzes innerhalb ſeines Geſchäftsbereichs alle Maßnahmen 
treffen, die er zur Förderung der deutſchen Wirtſchaft wie auch zur Verhütung und 
Beſeitigung wirtſchaftlicher Schädigungen für nötig hält. Dieſe Eingriffsbefugniſſe 
finden lediglich dort eine Begrenzung, wo ſie den Geſchäftsbereich eines anderen 
Reichsminiſters berühren. Der Reichswirtſchaftsminiſter braucht, um ſolche Maß⸗ 
nahmen durchführen zu können, die Zuſtimmung des zuſtändigen Reichsminiſters. 

Dieſe Abwehr⸗ oder Schutzmaßnahmen für die deutſche Wirtſchaft ſind durch die 
immer verworrener gewordene Lage der Weltwirtſchaft unumgänglich geworden. 
Es iſt ein kaufmänniſcher Unſinn und zeigt, wie verfahren die geſamte Weltwirt⸗ 
ſchaft iſt, daß der erhöhte und an ſich ja kaufkräftige deutſche Abſatzmarkt keine 
ausreichenden Rohſtoffe vom Ausland bekommen kann, weil man nur die (noch 
nicht einmal wertbeſtändige) Deviſe als Zahlungsmittel annehmen will. Die 
deutſche Deviſe, die Reichsbanknote, kann als Zahlungsmittel nicht verwandt 
werden; denn eine Auslieferung unſerer Reichsmarkbeſtände würde zu einer 
Erſchütterung unſerer nur durch eine ſehr dünne Goldbaſis geſicherten Währung 
führen. 

Wir haben alſo in Deutſchland das Novum einer geſteigerten inneren Kaufkraft 
und einer verminderten äußeren. Im Vertrage von Verſailles hat man Deutſch⸗ 
land, von den kolonialen und anderen wirtſchaftlich wichtigen Gebietsabtretungen 
und geradezu ungeheuren Sachleiſtungen abgeſehen, noch ſeine fremden Kapital⸗ 
anlagen, die mehr als 25 Milliarden Goldmark ausmachten und aus deren Erträg: 
niſſen es früher ſeinen Einfuhrüberſchuß bezahlte, weggenommen. Die ungeheuer: 
lichen Summen, die Deutſchland an Reparationen zu zahlen gezwungen war und 
bereits gezahlt hat, mußten und ſind in fremder Währung zu leiſten geweſen. 
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Schließlich hat man die Unmöglichkeit ſolcher Zahlungen durch die Gewährung 
von Reparationskrediten überbrücken wollen. Daß hierbei wirtſchaftliche Einſicht 
nicht Pate geſtanden haben kann, iſt unzweifelhaft; denn gerade dieſe Kredite, mit 
deren Zinſen⸗ und Abtragdienſt heute vom Auslande ſo viel Aufhebens gemacht 
wird, mußten von vornherein als Fehlinveſtitionen bezeichnet werden, die Deutſch⸗ 
land auch nur annahm, weil ſie ihm aufgezwungen wurden. Es iſt wirklich müßig, 
heute darüber zu ſtreiten, wie dieſer Zwang ausgeſehen hat. Tatſache iſt jedenfalls, 
daß ein ſo geſchwächter Staat, wie der deutſche es vor der nationalen Erhebung 
war, keinem Druck ſtandhalten konnte. Das Ausland wußte das, aber die auslän⸗ 
diſchen Regierungen munterten dennoch ihre Volksgenoſſen zur Zeichnung von 
Anleihen und zur Gewährung von Krediten auf. Damit haben ſie in erſter Linie 
die Verantwortung übernommen und ſie müſſen ſie heute tragen. Das national⸗ 
ſozialiſtiſche Deutſchland iſt für die Fehlinveſtitionen eines machthungrigen Kapita⸗ 
lismus, in welchem Gewand er auch aufgetreten ſein mag, nicht verantwortlich zu 
machen. Im übrigen iſt ein erheblicher Teil der Deutſchland gewährten Kredite 
gar nicht erſt nach Deutſchland hereingekommen, ſondern ſofort zur Abdeckung von 
Reparationspflichten an die BIZ. überwieſen worden. Dieſe völlig ungeſunden 
Verhältniſſe führten in Verbindung mit der Droſſelung der deutſchen Ausfuhr (bei 
den Dawesverhandlungen hatte man noch von einer Forcierung des deutſchen 
Exports geſprochen!) dazu, daß die Auslandsdeviſen raſcher verbraucht wurden, 
als ſie durch die Verminderung der deutſchen Ausfuhr wieder hereinkamen. 

Es darf hierbei nicht unerwähnt bleiben, daß dieſe Verminderung der deutſchen 
Ausfuhr bereits mit Beginn der deutſchen Wirtſchaftskriſe — alſo etwa ſeit 1929 — 
datiert. Sie hat eine beſondere Steigerung dadurch erfahren, daß die anderen 
Induſtrieländer abwerteten, während Deutſchlands Währung weiter hoch blieb. 
Gegen dieſe Aufrechterhaltung der deutſchen Währung ſind zahlreiche Angriffe 
geführt worden. Ausſchlaggebend für die Haltung um jeden Preis für die deutſche 
Reichsmark iſt die Überlegung geweſen, daß wir ſonſt bei dem noch großen Umfang 
unſerer Zahlungsmittel nicht mehr in der Lage ſein würden, Rohſtoffeinkäufe 
überhaupt zu tätigen. Jedenfalls obſiegte die Auffaſſung, daß, ſolange wir als 
Einkäufer vom Auslande abhängig find, Deutſchland, im Gegenſatz beiſpielsweiſe 
zum Britiſchen Imperium, das vom Rohſtoff bis zum Fertigfabrikat alles in 
ſeinem Wirtſchaftsgebiet hat, von einer Abwertung der Reichsmark abſehen muß. 


Der neue Plan 


Es iſt nun bei der wirtſchaftsfeindlichen und politiſch⸗imperialiſtiſch beeinflußten 
Haltung eines großen Teils des Auslandes damit zu rechnen, daß unſere Rohſtoff⸗ 
einfuhr eine weitere Verknappung erfahren muß. Um hier eine Notlage abzuwenden, 
iſt von dem an Stelle des erkrankten Reichswirtſchaftsminiſters Pg. Dr. Schmitt 
beauftragten Reichsbankpräſidenten Dr. Schacht der ſogenannte neue Plan 
aufgeſtellt worden. Seine weſentlichen Merkmale ſind: 

1. Einfuhr nur bei Vorhandenſein von Zahlungsmöglichkeiten, 
2. Förderung der Ausfuhr, 
3. planvolle Anwendung des Kompenſationsgeſchäfts. 

Letzteres bedeutet: Wir beziehen hauptſächlich nur noch Rohſtoffe aus den Län⸗ 
dern, die uns auch Fertigfabrikate abnehmen. Mit dem Plan ſoll verſucht werden, 
mit allem Nachdruck den Grundſatz des ehrlichen Kaufmannes, nur noch einzuführen, 
was man bezahlen kann, in der Weltwirtſchaft wieder zur Geltung zu bringen. 
Die Bezahlung iſt hierbei nicht etwa an Geld gebunden; ſie kann auch, wie beim 
Kompenſationsgeſchäft, eine Art Tauſchgeſchäft von Ware gegen Ware ſein und ſie 
hat, wie aus der Arbeit der Überwachungsſtellen, die im nachfolgenden geſchildert 
iſt, erhellt, auch noch andere Möglichkeiten. Unterbunden ſoll jedenfalls mit dem 
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neuen Plan werden, daß Einkäufe getätigt werden, für die keinerlei Möglichkeiten 
einer Bezahlung gegeben oder eine Gegenleiſtung ſichergeſtellt iſt. 

Um eine ſtändige Kontrolle über die Wirkſamkeit des Planes und eine klare 
Überſicht über die Entwicklung unſerer Beziehungen, unſeres Warenverkehrs, zum 
Auslande zu haben, wie auch die eingeführten Waren auf dem Inlandsmarkt plan⸗ 
voll verteilen zu können, find 25 Überwachungsſtellen eingerichtet worden. Es gibt 
heute Überwachungsſtellen für alle mit der Ausfuhr zuſammenhängenden Erzeug⸗ 
niſſe. Es find folgende: 


1. Reichsſtelle für Getreide, Futtermittel und ſonſtige landwirtſchaftliche Erzeug⸗ 
niſſe als Überwadungsitelle, 
2. Reichsſtelle für Tiere und tieriſche Erzeugniſſe als Überwachungsſtelle, 
3. Reichsſtelle für Milcherzeugniſſe, Ole und Fette als Überwachungsſtelle, 
4. Reichsſtelle für Eier als Überwachungsſtelle, 
5. Überwachungsſtelle für Holz, 
6. Überwachungsſtelle für Garienbauerzeugniſe, Getränke und ſonſtige Lebens⸗ 
mittel, 
7. Überwachungsſtelle für Wolle und andere Tierhaare, 
8. Überwachungsſtelle für Baumwolle, 
9. Überwachungsſtelle für Baumwollgarne und ⸗gewebe, 
10. Überwachungsſtelle für Seide, Kunſtſeide, Kleidung und verwandte Gebiete, 
11. Überwachungsſtelle für Baſtfaſern, 
12. Überwachungsſtelle für unedle Metalle, 
13. Überwachungsſtelle für Eiſen und Stahl, 
14. Überwachungsſtelle für induſtrielle Fettverſorgung, 
15. Überwachungsſtelle für Lederwirtſchaft, 
16. Überwachungsſtelle für Kautſchuk und Aſbeſt, 
17. Überwachungsſtelle für Ruß, 
18. Überwachungsſtelle für Mineralöl, 
19. Überwachungsſtelle „Chemie“, 
20. Überwachungsſtelle für Tabak, 
21. Überwachungsſtelle für Kohle und Salz, 
22. Überwachungsſtelle für Rauchwaren, 
23. Überwachungsſtelle für Papier, 
24. Uberwachungsſtelle für techniſche Erzeugniſſe, 
25. Überwachungsſtelle für Waren verſchiedener Art. 


Die Tätigkeit der Überwachungsſtellen iſt, wie ſchon oben angeführt, kontrol⸗ 
lierender und regulierender Art. Die Überwachungsſtellen haben eine wirtſchaftspoli⸗ 
tiſche Aufgabe nach innen und nach außen; ſie kontrollieren den Warenbezug nach 
Warenart und Bezugsland auf der einen Seite und ſie ſtellen andererſeits den 
tatſächlichen Bedarf an den einzuführenden Waren auf dem Inlandsmarkt feſt. 
Darüber hinaus haben ſie einen Einfluß auf den Importeur, daß er die von ihm 
eingeführte Ware auch in einer volkswirtſchaftlich richtigen Weiſe verteilt. In 
welchem Umfange für Kaſſe-Einfuhrgeſchäfte Deviſenbeſcheinigungen, die zum 
Erwerb effektiver ausländiſcher Zahlungsmittel berechtigen, von den Uberwachungs⸗ 
ſtellen für die unter ihre Zuſtändigkeit fallenden Waren ausgegeben werden können, 
wird von der Reichsſtelle für Deviſenbewirtſchaftung im Reichswirtſchaftsmini⸗ 
ſterium laufend bekanntgegeben. Bei den dem Reichsminiſterium für Ernährung 
und Landwirtſchaft unterſtellten Reichsſtellen erfolgt die Verteilung durch dieſes 
Miniſterium. Außerdem können die Überwachungsſtellen Deviſenbeſcheinigungen 
regelmäßig in der Form verbindlicher Zuſagen für Wareneinfuhrgeſchäfte erteilen, 
bei denen die Zahlung erſt in ſpäteren Monaten erfolgt, alſo für Geſchäfte, bei 
denen entweder erſt eine längere Zeit nach Abſchluß geliefert wird, z. B. Ablade⸗ 
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geſchäfte aus Überſee, oder der Kaufpreis geſtundet und erft in ſpäteren Monaten 
abgedeckt wird. Die einzelne Deviſenbeſcheinigung lautet auf einen beſtimmten 
Betrag, der durch den Kaufpreis für die Ware beſtimmt wird. Für die ſogenannten 
Nebenkoſten (Transportkoſten, Zahlungsverpflichtungen aus Transportverſiche⸗ 
rungen, Einkaufsproviſionen), die in Verbindung mit dem Einkaufsgeſchäft ent⸗ 
ſtehen, werden beſondere Deviſenbeſcheinigungen erteilt, ſoweit ſie nicht im Kauf⸗ 
preis mit enthalten oder in Reichsmark an inländiſche Stellen zu zahlen find. 
Wichtig iſt, daß eine Einfuhrbewilligung beim Reichskommiſſar für Aus⸗ und Ein⸗ 
fuhrbewilligung erſt dann beantragt werden kann, wenn dem Antragſteller eine 
Deviſenbeſcheinigung erteilt worden iſt. Hierbei wird natürlich auf vertragliche 
Vereinbarungen mit einzelnen Ländern beſondere Rüdfiht zu nehmen fein. Das 
gilt insbeſondere für die Länder, mit denen Zahlungs⸗ oder Verrechnungsabkommen 
geſchloſſen worden ſind. 


Verrechnungsabkommen 


Von Verrechnungsabkommen ſpricht man, wenn alle Zahlungen im Waren⸗ 
verkehr zwiſchen den vertragſchließenden Ländern, alſo die Zahlungen der deutſchen 
wie auch der ausländiſchen Importeure, auf eine beſtimmte, in dem Abkommen 
näher feſtgelegte Art und Weiſe zu erfolgen haben. Ein typiſches Merkmal des 
Verrechnungsabkommens iſt es, daß die Zahlung regelmäßig in einer anderen Wäh⸗ 
rung als der der vertragſchließenden Länder ausgeſchloſſen iſt. Die Verrechnungs⸗ 
abkommen ſind teils Staatsverträge, teils Vereinbarungen zwiſchen der Reichsbank 
und der Zentralnotenbank des fremden Staates. 


Zahlungsabkommen 


Als Zahlungsabkommen werden ſolche Staatsverträge bezeichnet, durch die ſeiner⸗ 
zeit die Möglichkeit geſchaffen worden iſt, über die Grenze der jetzt aufgehobenen 
allgemeinen Deviſengenehmigungen hinaus Exporte aus dem betreffenden Lande 
mit Reichsmark auf ein zum Ankauf deutſcher Waren beſtimmtes Konto der fremden 
Zentralnotenbank bei der deutſchen Reichsbank in Reichsmark zu bezahlen. 

Es iſt der Sinn des Planes, den eiſernen Ring zu durchbrechen, der ſich um 
Deutſchland herum gebildet hat. Die wirtſchaftliche Vernunft, die man auf der 
Weltwirtſchaftskonferenz im Sommer 1933 zu London zu Grabe trug, nachdem ſie 
in Verſailles bereits eine langſam tödlich wirkende Wunde empfangen hatte, muß 
wieder zu neuem Leben gebracht werden. Wenn man die wirtſchaftlichen Belange 
zwiſchen den Völkern einmal voranſtellt und die politiſche Machtpolitik etwas 
zurückzuhalten ſich bemüht, dann wird es auch gelingen. 


Nohſtoffbedarf und Deviſenpolitik 


Der Kauf von Waren aus dem Auslande war bisher unbeſchränkt zuläſſig 
geweſen. Auch die Deviſengeſetzgebung hatte hier keine weſentliche Schmälerung 
gebracht. Nur zur Erfüllung von Zahlungsverpflichtungen aus dem Auslande war 
eine deviſenrechtliche Genehmigung erforderlich. Wenn dieſe Genehmigung erteilt 
worden war, ſo konnte der Käufer ſich auch die Deviſen, die er brauchte, beſorgen. 
Erſt als die Deviſenbeſtände der Reichsbank durch den erhöhten Einfuhrbedarf und 
durch die immer ſtärkere Schrumpfung der deutſchen Ausfuhr ſo gering wurden, 
daß die angeforderten Deviſen, für die ſchon eine Genehmigung erteilt worden war, 
nicht mehr beſchafft werden konnten, wurde das Geſetz über den Verkehr 
mitinduſtriellen Rohſtoffen und Halbfabrikaten vom 22. März 
1934 und im Anſchluß daran die Verordnung über den Warenverkehr vom 4. Sep⸗ 
tember 1934 erlaſſen. Es ſollte damit der Grundſatz, nur das einzuführen, was man 
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auch bezahlen kann, geſetzlich verankert und darüber hinaus Spekulationskäufe mit 
induſtriellen Rohſtoffen und Halbfabrikaten verhindert werden. Der neue Plan 
bringt eine völlig neue Regelung der Deviſenvorſchriften wie auch eine Anderung 
und Neufaſſung aller Beſtimmungen über die Überwachung und den Verkehr mit 
induſtriellen Rohſtoffen und Halbfabrikaten. Wie er wirkt, war im vorhergehenden 
kurz dargelegt. 

Die große Rohſtoffknappheit zwingt Deutſchland in Anknüpfung an die in der 
Kriegszeit gemachten Erfahrungen zur Schaffung von möglichſt gleichwertigen 
Erzeugniſſen. Was bisher auf dieſem Gebiet geleiſtet worden iſt, zeigt bereits, 
welche Ausſichten ſich hier eröffnen. Wir brauchen heute tatſächlich in ſehr vielen 
Fällen nicht mehr von Erſatzſtoffen zu ſprechen, ſondern wir können das neu⸗ 
gewonnene deutſche Erzeugnis ſehr oft mit Stolz als deutſchen Wertſtoff bezeichnen. 
Durch die uns aufgezwungene Autarkie beſchäftigen ſich heute Tauſende von Firmen 
mit Erſatzmöglichkeiten für die uns verſperrten Rohſtoffe. Es tft kein Zweifel, daß 
zu den bisher gemachten Erfahrungen und Erfindungen noch manche ſehr wert⸗ 
vollen Neuentdeckungen kommen werden. Es ſind bereits viele Anzeichen dafür 
vorhanden. Aber noch eine andere große Wirkung, die wegweiſend für die Zukunft 
ſein kann, kommt aus dieſer Notlage. 


Grohßraumwirtſchaft 


Durch den Grundſatz, unſeren Rohſtoffbedarf in erſter Linie nur noch bei den 
Ländern zu decken, die uns auch unſere Erzeugniſſe abnehmen, kommen wir mit 
fortſchreitender Willfährigkeit bei den anderen zu einer Angleichung von National⸗ 
wirtſchaft zu Nationalwirtſchaft. Dadurch wird der erſte Schritt zur Erweiterung 
des eigenen Wirtſchaftsgebietes zu einem Großraumwirtſchaftsgebiet gemacht. Nach 
dem planmäßigen Ausgleich des innerdeutſchen Wirtſchaftsraumes, deſſen Schaf⸗ 
fung die nationalſozialiſtiſche Staatsführung bereits im erſten Regierungsjahr 
ihre beſondere Aufmerkſamkeit zugewandt hat und — wie an anderer Stelle noch 
dargelegt werden ſoll — auch weiter kraftvoll, insbeſondere durch eine wohl⸗ 
durchdachte Verkehrspolitik, vorantreiben will, iſt nunmehr die langſame Ein⸗ 
gliederung in einen organiſch wachſenden Großwirtſchaftsraum vorzubereiten. Die 
Notmaßnahmen, die wir durch unſere ſchlechte Deviſenlage ergreifen mußten, 
werden uns dieſem Ziel wahrſcheinlich nur näher bringen. Wie wichtig dieſe Auf⸗ 
gabe für die zukünftige Entwicklung der deutſchen Wirtſchaft iſt, hat u. a. der 
Staatsſekretär Pg. Dr. Poſſe, ein namhafter Verfechter der Großraumwirtſchafts⸗ 
politik, wiederholt in der Offentlichkeit überzeugend ausgeführt. Nach dem Schei⸗ 
tern aller anderen Bemühungen iſt die Blockbildung zwiſchen geſunden National⸗ 
wirtſchaften in raumwirtſchaftlicher Orientierung zweifellos die glücklichſte, wenn 
auch nicht die einzige Löſung. Das gilt nicht allein für Deutſchland, das gilt auch 
für die übrige Welt. In dieſem Zuſammenhang iſt darauf hinzuweiſen, daß man 
unter Großraumwirtſchaft nicht immer nur den Verkehr zwiſchen den unmittelbar 
benachbarten Nationalwirtſchaften verſtehen muß. Die großraumwirtſchaftlichen 
Beziehungen können auch auf räumlich entfernte Staaten hinübergreifen, ebenſo 
wie nach der Schaffung der einzelnen Großraumwirtſchaften, die ſich bereits 
überall entwickeln, innige Beziehungen zwiſchen den einzelnen großraumwirtſchaft⸗ 
lichen Blöcken, unter Umſtänden auch auf der Grundlage der Meiſtbegünſtigung, 
aufgenommen werden dürften. Innerhalb ſolcher Großraumwirtſchaften muß der 
Grundſatz der Vorzugsbehandlung vorherrſchen, und ſchon deshalb müſſen zu 
einander paſſende und aufeinander angewieſene Staaten ihre wirtſchaftlichen 
Beziehungen dadurch verbeſſern und auszudehnen verſuchen, daß fie ſich bereits 
von ihrer Erzeugung an gegenſeitig ergänzen können. Durch die ausfuhrorientierte 
Erzeugung innerhalb der einzelnen Großraumwirtſchaften, die planmäßig und 
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ſyſtematiſch herbeigeführt werden muß, kann tatſächlich die Großraumwirtſchaft 
ein geeignetes Mittel ſein, um die Wirtſchaftskriſe zu überwinden. Vorläufer der 
Großraumwirtſchaftsbildung find beiſpielsweiſe Rußland — die UdSSR. ſtellt 
ſelbſt eine Großraumwirtſchaft dar — und durch den Ottawa⸗Pakt das Britiſche 
Weltreich; ſchließlich kann man auch die Vereinigten Staaten von Nordamerika 
als großraumwirtſchaftlich gerichtetes Land anſprechen. 


Steigerung der Kaufkraft im Innern 


Die allgemeinen Abſatzſchwierigkeiten für deutſche Induſtrieerzeugniſſe und die 
in keinem Verhältnis zum Bedarf für unſere Erzeugung ſtehenden Möglichkeiten 
zur Einfuhr von Rohſtoffen hat in der Gegenwart die beſondere Aufmerkſamkeit 
auf eine planvolle Förderung der Ausfuhr gelenkt. Denn Deutſchland kann ſeinen 
internationalen Verpflichtungen nur nachkommen, wenn es ſeine Erzeugniſſe in 
befriedigender Weiſe exportieren kann. Durch den Abſatz deutſcher Waren kommen 
die Deviſen ins Land hinein, die wir brauchen, um unſeren Rohſtoffbedarf decken 
und unſeren internationalen Verbindlichkeiten nachkommen zu können. Gelingt es 
uns, mit den Schwierigkeiten, die uns umgeben, fertig zu werden und für deutſche 
Erzeugniſſe wieder ausgiebige Abſatzmärkte zu ſchaffen, ſo werden wir die akute 
Kriſe überwinden können. Eine wirklich dauerhafte Überwindung der Wirtſchafts⸗ 
kriſe iſt damit allein aber noch nicht erreicht, ebenſowenig wie das bisherige 
Arbeitsbeſchaffungsprogramm allein hier einen wirkſamen Wandel ſchaffen kann. 
Erſt wenn es uns gelingt, die Kaufkraft der Maſſe zu heben und dadurch die 
private Wirtſchaft zu regerer Tätigkeit zu bringen, iſt eine organiſche Belebung 
der Wirtſchaft erreicht. Es muß darum die vornehmſte Aufgabe einer planmäßig 
geführten Wirtſchaftspolitik ſein, die Kaufkraft breiteſter Volksſchichten zu ſteigern. 
Das iſt möglich durch Senkung der Laſten, Einſchränkung von Nebenbeiträgen, die 
Steuercharakter haben, und Überleitung des wirtſchaftlichen Aufbaues aus der 
rein konſtruktiven und ſpekulativen Zone in ein geſundes organiſches Wachstum. 

Die Mängel der Vergangenheit lagen nicht zuletzt in der rein ſpekulativen 
Orientierung. Wir haben beiſpielsweiſe neben einer für die Hebung der Geſamt⸗ 
wirtſchaft unzweckmäßigen Überorganiſation und einem unfruchtbaren Gegen⸗ 
einander im Grunde gleichartiger Wirtſchaftszweige eine Zuſammenballung der 
unternehmungsweiſen Produktion, durch die nicht zuletzt das ungeheure Anſteigen 
der Erwerbsloſigkeit wenn nicht herbeigeführt, jo doch begünſtigt worden iſt. 
Außerdem hat dieſe Zuſammenballung der Induſtrie die Vorausſetzungen für den 
ſogenannten fünften Stand geſchaffen, den Stand des eigentumsloſen Arbeiters, 
der mit zahlreichen anderen ſogenannten Arbeitnehmern der Heimat und der 
Scholle und damit auch ſeinem Volke entfremdet worden iſt. 


Nach der Arbeitsſchlacht die Beſitzſchlacht 


Der nationalſozialiſtiſche Staat hat den Gedanken der Volksgemeinſchaft im 
Volke aufgerichtet. Im nationalſozialiſtiſchen Staat gelten alle Deutſchen als 
gleichwertige Deutſche, vom Wirtſchaftskapitän bis zum unbekannten Arbeiter. 
Wie das Braunhemd die Söhne aller tragen, ob fie nun aus dem Salon, aus dem 
Bauernhaus oder vom dritten Hinterhof kommen und ſie damit ſchon äußerlich 
ihre Zuſammengehörigkeit dokumentieren, ſo fühlen ſie ſich im nationalſozialiſtiſchen 
Deutſchland alle als ein Volk, in dem keiner ohne den anderen leben kann, in dem 
ſie alle eine große Pflicht in ſich tragen und zu erfüllen haben: der Zukunft ihres 
Volkes zu dienen. Der große Gedanke der Volksgemeinſchaft, den Adolf Hitler 
unſerem deutſchen Volke nach Jahrhunderten immer wiederkehrender Zerriſſenheit 
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und nach verabſcheuungswürdigen Intereſſenkämpfen auf dem Rüden der Armſten 
geſchenkt hat, kann aber nur dann auf die Dauer zur vollen Verwirklichung 
kommen, wenn auch den Arbeiter von den anderen Volksgenoſſen nicht mehr ſeine 
Beſitzlofigkeit trennt. Der Arbeiter muß wieder davon befreit werden, letzter im 
Staate zu ſein, wozu ihn das liberaliſtiſch⸗marxiſtiſche Syſtem geſtempelt hatte. 
Darum fordert der Nationalſozialismus die Bodenverbundenheit auch des Induſtrie⸗ 
arbeiters und will ihm durch Erfüllung des Heimſtättengedankens, der ja ſchon ſo 
lange vergeblich nach ſeiner Verwirklichung gerungen hat, die Verwurzelung in 
ſeiner Heimat und damit in ſeinem Volke wiedergeben. Das iſt der große moraliſche 
Wert einer Verlagerung der verlagerungsfähigen Induſtrie aus ihren Zuſammen⸗ 
ballungen in den landwirtſchaftlichen Raum. Die Siedlung und insbeſondere die 
Heimſtätten⸗ und die Induſtrieſiedlung find in erſter Linie von wirtſchaftspolitiſcher 
Bedeutung und ſollten nicht mehr, wie in der Vergangenheit, als eine überwiegend 
ſozialpolitiſche Angelegenheit angeſehen werden. 


Induſtrieumſiedlung 


Durch eine planvolle induſtrielle Umſiedlung wird die national: 
ſozialiſtiſche Staatsführung im Zuge der weiteren Entwicklung den Arbeiter und 
Bauern näher aneinander bringen und in Verbindung mit dieſem großen moraliſchen 
Wert die innere Belebung der Wirtſchaft und die Steigerung der inneren Kauf⸗ 
kraft ſtabiliſieren. Nach dem großen Siedlungsplan, den der Reichsſiedlungs⸗ 
kommiſſar der Offentlichkeit in wiederholten Ausführungen vorgelegt hat, werden 
die Großſtädte planmäßig aufgelockert und an den neu anzulegenden oder im Bau 
befindlichen Verkehrsſtraßen neue Landortſchaften mit in den landwirtſchaftlichen 
Raum verlagerten Induſtriebetrieben entſtehen. Die bei der Ausſiedlung aus den 
induſtriellen Zuſammenballungen in den landwirtſchaftlichen Raum mitgenom⸗ 
menen Belegſchaften werden in Heimſtätten in inniger Verbindung mit dem Be⸗ 
triebe untergebracht und durch die Zuweiſung zuſätzlicher Nahrungsſtellen kriſen⸗ 
feſt gemacht und in die Lage verſetzt, bei weſentlich verkürzter Arbeitszeit in aus⸗ 
kömmlicher Weiſe ihr Brot zu finden. Bei der Durchführung dieſes gewaltigen 
Planes, der den deutſchen Raum in enger Verbindung mit der bäuerlichen Beſied⸗ 
lung tatſächlich nur ordnet, hat der Reichsſiedlungskommiſſar auch ſein beſonderes 
Augenmerk auf die ihrer Löſung harrende dringliche Frage des Althausbeſitzes 
und der Wohnungswirtſchaft zu lenken. Wir haben heute in Deutſchland eine Reihe 
von Großſtädten, die, wie ganz beſonders die Reichshauptſtadt Berlin, innerlich 
ſozuſagen ausgehöhlt ſind. Zahlreiche Wirtſchaftsunternehmungen ſind in den 
Kriſenjahren zuſammengebrochen, die Geſchäftshäuſer ſtehen leer. Die Bevölkerung 
iſt aus der Innenſtadt in die Außenbezirke abgewandert und damit wurde die 
Exiſtenz einer weiteren Anzahl von Geſchäften in der inneren Gegend, die keine 
Wohngegend mehr iſt, aufs neue gefährdet. Dieſer innerſtädtiſche Wohn⸗ und Ge⸗ 
ſchäftshausbeſitz hat durch dieſe Entwicklung ganz weſentlich an tatſächlichem Wert 
verloren; man kann ſagen, daß Vermögen von beträchtlichem Ausmaße hier glatt 
in ein Nichts zerronnen ſind. Was übriggeblieben iſt, war ſehr oft nicht viel 
viel mehr als eine ungeheure Schuldenlaſt. Draußen, „vor den Toren der Stadt“, 
ſind inzwiſchen zahlreiche Neubauten entſtanden, die angeſichts des leer gewordenen 
Althausbeſitzes wirtſchaftlich keineswegs den Bedürfniſſen entſprechen, ſo ſehr ſie 
auch hygieniſch gerechtfertigt ſein mögen. Neben dieſen neu errichteten Mietshaus⸗ 
blöcken ſind in Villenvierteln der Außenſtadt eine Menge neuer Eigenheime und 
auch Luxusvillen entſtanden und entſtehen noch, während in der unmittelbaren 
Nachbarſchaft große Eigenhausbeſitzungen völlig unbewohnt und verwahrloſt find 
und zu einem Kaufpreis angeboten werden, der tatſächlich nichts anderes als eine 
Übernahme der Laſten darſtellt, die auf dem Grundſtück liegen und den früheren 
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Eigentümer abzuwürgen drohen. Das alles find ungeſunde Zuſtände, die eine plans 
volle Regelung benötigen. Die neugeſchaffene, dem Führer und Reichskanzler 
unmittelbar unterſtellte Reichsſtelle für Raumordnung hat eine Lücke ausgefüllt, 
die ſchon lange wirtſchaftlich und bevölkerungspolitiſch als nicht mehr tragbar 
empfunden wurde. Sie wird in erſter Linie die Umſiedlung der verlagerungs⸗ 
fähigen Verbrauchsgüterinduſtrie aus ihren Zuſammenballungen in den landwirt⸗ 
ſchaftlichen Raum nach einem einheitlichen Plan leiten. Durch die Siedlungspolitik 
des Reichsarbeitsminiſters werden nicht nur der Induſtrie und der Arbeiterſchaft, 
ſondern in eben ſolchem Maße auch dem deutſchen Mittelſtand und ganz beſonders 

dem Handwerksſtand neue Wege ihrer Wiedergeſundung gewieſen. | 

So ſehr die praktiſche Siedlung eine brennende Frage iſt, jo ſehr darf fie anderer: 
ſeits nicht überſtürzt werden. Es iſt ohne Not möglich, ſich eine Zeitſpanne von 
10 Jahren für die Durchführung zu ſetzen. Darum kann auch der allgemeine Arbeits⸗ 
dienſt hier wertvolle Unterſtützungsarbeit leiſten. Nirgends beſſer als durch ihn 
können junge und arbeitsfähige Kräfte wieder in das Leben auf dem Lande und die 
Arbeit am Boden zurückgeführt werden. Der Arbeitsdienſt als Vorſtufe für alle 
künftigen Siedler iſt in höchſtem Maße wertvoll; denn nicht nur der bäuerliche 
oder gärtneriſche Siedler, ſondern ebenſo wie dieſer auch der Inhaber einer zuſätz⸗ 
lichen Nahrungsſtelle, der in ſeiner Hauptbetätigung Induſtriearbeiter iſt und 
bleibt, wird die innige Verbundenheit mit dem ländlichen Leben, den in der 
Arbeitsdienſtorganiſation gepflegten Sinn für Kameradſchaft und Kenntniſſe der 
Bodenbearbeitung dringend benötigen. Das gilt nicht nur für den Mann, das gilt 
auch für die Frau. Gerade die Frau wird den Hauptanteil an der Bewirtſchaftung 
der zuſätzlichen Nahrungsſtelle haben. 

Mindeſtens ebenſo wichtig und vielleicht noch vordringlicher als die planmäßige 
Induſtrieumlagerung und damit verbundene Beſiedlung des Landes iſt die Ge⸗ 
winnung von Neuland. Auch hierbei wird es ſehr wertvoll ſein, wenn der Staat 
junge geſunde Volksgenoſſen im Alter von 18 bis 24 Jahren für Bodenverbeſſe⸗ 
rungs⸗ und »erſchließungsarbeiten einziehen kann. Die allgemeine Arbeitsdienſt⸗ 
pflicht wird das ermöglichen. Und ſie wird, werden ihre Kräfte richtig eingeſetzt, 
ganz ohne Zweifel in hohem Maße dazu beitragen können, daß die Selbſternährung 
unſeres Volkes geſichert wird und daß wir von der Rohſtoffzufuhr des Auslandes 
noch unabhängiger werden, als es ſonſt möglich ſein würde. Alle Arbeiten, natür⸗ 
liche Rohſtoffe im Inlande in vermehrtem Umfange zu erzeugen, ſind ſchon deshalb 
von allerhöchſter nationaler Bedeutung, weil durch eine Verknappung der Roh: 
ſtoffe und ungenügenden Erſatz im Inlande auch die Verbrauchsgüter auf dem In⸗ 
landsmarkt langſam, aber unaufhaltſam eine Verminderung erfahren müſſen. Ge⸗ 
lingt es trotzdem dem autoritären Staat, eine Verknappung der Arbeitszeit oder 
ein neues Anziehen der Arbeitsloſigkeit zu verhindern und damit die Kaufkraft 
im Volke zu erhalten, ſo wird er doch nicht vermeiden können, daß das Angebot 
einer großen Menge von Waren geringer wird als die Nachfrage. Maßnahmen, 
die ein daraus ſich natürlicherweiſe ergebendes Anziehen der Preiſe verhindern 
wollen, werden ſicherlich nicht von dauerhaftem Erfolge ſein. Das erfolgreichſte und 
vielleicht auch das einzige Mittel, ſolche Preisſteigerungen unmöglich zu machen, 
iſt die Regulierung der Bedürfniſſe. Heute richtet ſich die Konſumkraft im Volke in 
erſter Linie auf reine Verbrauchsgüter und davon im weſentlichen auf ſolche des 
täglichen Bedarfs. Durch planvolle Siedlung können die Bedürfniſſe in hohem 
Maße auf das Produktionsgebiet verlegt und die Konſumkraft auf wertſchaffende 
Güter gelenkt werden, d. h. die Kaufkraft des Volkes muß von der Verbrauchs⸗ 
richtung auf die Anlagerichtung hinübergeführt werden. In dieſer Wirkung liegt 
der unmittelbare Erfolg planvoller Siedlungspolitik. Darüber hinaus aber iſt auch 
eine Vermehrung des Vertrauens und eine geſteigerte Hoffnung in weiteſten Volks⸗ 
ſchichten die Folge. 
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Kapitalpolitit 


Zum Schluß ſei noch auf ein ſehr wichtiges und richtungweiſendes Geſetz verwieſen, 
das Geſetz über die Bildung eines Anleiheſtocks bei Kapitals 
geſellſchaften, das ſog. Kapitalanlagegeſetz vom 29. März 19342. In dieſem 
Geſetz kommt die Haltung der nationalſozialiſtiſchen Regierung, die eigenen und 
produktiven Kräfte der Wirtſchaft zur vollen Entfaltung zu bringen, das ſpekulative 
Kapital in die unternehmungsweiſe Produktion zu überführen und das arbeitsloſe 
Einkommen zu droſſeln, deutlich zum Ausdruck. Mit dieſem Geſetz will die Regierung 
einen Teil der neuen und überſchüſſigen Kräfte von Kapitalgeſellſchaften, die vor allem 
durch die Belebung des Inlandsmarktes entſtanden find, zur Stärkung des Kapital: 
marktes und auf dieſe Weiſe zur organiſchen Senkung des Zinsfußes wirkſam 
werden laſſen. Kapitalgeſellſchaften, die verhältnismäßig hohe Gewinne ausſchütten, 
werden durch das Geſetz verpflichtet, einen Anleiheſtock durch Erwerb von Anleihen 
des Reichs, der Länder oder der Gemeinden zu bilden. Die Geſellſchaft ſelbſt bringt 
damit kein weſentliches Opfer. Sie hat auch kaum eine Einſchränkung ihrer Be⸗ 
wegungsfreiheit, aber ſie wird durch dieſes Geſetz nachdrücklich angehalten, ihr 
wirtſchaftliches Gebaren den Intereſſen der geſamten Wirtſchaft einzuordnen. Das 
Kapital wird vom Geſetzgeber der produktiven Arbeit zugeführt und damit für den 
Kapitalmarkt ein Anreiz zur Inveſtition geſchaffen. 

Als der greiſe Generalfeldmarſchall von Hindenburg am 30. Januar 1933 
Adolf Hitler an die Spitze der Reichsregierung berief, hat es der Führer als ſeine 
erſte Verpflichtung gegenüber der breiten Maſſe des ſchaffenden Volkes angeſehen, 
die Millionen der aus dem Arbeitsprozeß herausgeriſſenen Arbeitsloſen wieder in 
Lohn und Brot zu bringen. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß der auf dem Grundſatz der 
Autorität und Totalität aufgebaute nationalſozialiſtiſche Staat ſeine Verpflichtung 
darin ſehen mußte, die freie Wirtſchaft aufs neue zu beleben. Der Führer hat 
darum in Verbindung mit der Eröffnung der Arbeitsſchlacht große Staatsaufträge 
an die private Wirtſchaft gegeben, durch die eine Belebung des inneren Marktes 
eingetreten iſt, die wieder eine verſtärkte Kaufkraft des Volkes zur Folge hat. 
überall wurden Zeichen des inländiſchen Wirtſchaftsaufſtieges ſpürbar. Neuer 
Glaube und eine ſeit dem Zuſammenbruch von 1918 nicht mehr vorhanden geweſene 
Zuverſicht haben im ganzen Volke Platz gegriffen. Es iſt eine ſehr ſchwere, aber 
mit Zielklarheit verfolgte Arbeit der Regierung Adolf Hitlers, durch das Dornen⸗ 
geſtrüpp, das uns die Geſtrigen hinterlaſſen haben, den Weg in die deutſche Frei⸗ 
heit auch für unſere Wirtſchaft zu finden und zu bahnen. Das wird nicht von heute 
auf morgen zu bewältigen ſein, aber wir werden weiter wie in den vergangenen 
zweieinhalb Jahren ſo auch in Zukunft unter der klaren und tatkräftigen Führung 
Adolf Hitlers Schritt um Schritt vorwärtsdringen, und in einmütiger Diſziplin 
und in unerſchütterlichem Vertrauen wird das ganze Volk ſich zuſammenſchließen und 
die Giftpfeile unwirkſam machen, die heute noch von neidiſchen oder eigennützigen 
Gegnern gegen das erwachte Deutſchland abgeſchoſſen werden. 


Fritzſche 


2 Drüurch Geſetz vom 4. Dezember 1934 noch ergänzt. 
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Deviſenbewirtſchaftung 


I. Gründe zur Einführung 


Die Urſachen für die Einführung der Deviſenbewirtſchaftung ſind eine dauernd 
paſſive Zahlungsbilanz. Um einen weiteren anhaltenden Abfluß von Deviſen 
zu verhindern, iſt der betreffende Staat im Intereſſe der Aufrechterhaltung Des 
lebensnotwendigen Imports gezwungen, eine Bewirtſchaftung der vorhandenen 
und laufend anfallenden Deviſen vorzunehmen. Dieſe dürfen dann nur für volks⸗ 
wirtſchaftlich gerechtfertigte Zwecke verwandt werden. 

Mit dem Beginn der Weltwirtſchaftskriſe wurde die Möglichkeit eines freien 
Güteraustauſches, der eine wirtſchaftliche Ausgeglichenheit der Zahlungsbilanz 
zwiſchen den einzelnen Ländern zuließ, ſtark verringert. Hinzu kam eine wirt⸗ 
ſchaftlich ſinnloſe Verſchiebung der Zahlungsbilanzen durch politiſche Schuldzah⸗ 
lungen. Von den Schuldnerſtaaten, insbeſondere von Deutſchland, wurden Zah⸗ 
lungen verlangt, ohne ihnen die Vorausſetzungen zur Zahlung durch geſteigerten 
Export ins Gläubigerland zu ſchaffen. Durch die vorſtehenden Gründe, zuſammen 
mit den zunehmenden Autarkiebeſtrebungen in den einzelnen Ländern, die ihren 
Ausdruck in Zollerhöhungen, Währungsabwertungen uſw. fanden, wurden die 
Zahlungsbilanzen in Unordnung gebracht. Wir finden daher in den letzten Jahren 
in ſteigendem Maße in zahlreichen Ländern deviſengeſetzliche Beſtimmungen zum 
Ausgleich der geſtörten Deviſenbilanz. In Deutſchland begann die Deviſengeſetz⸗ 
gebung mit dem Eintritt der Bankenkriſe im Juli 1931. Im folgenden ſoll ein 
Überblick über die deutſche Deviſenbewirtſchaftung in ihren einzelnen Abſchnitten 
gegeben werden. Nach einer kurzen grundſätzlichen Stellungnahme zu der Deviſen⸗ 
bewirtſchaftung, ihren Aufgaben, Möglichkeiten und Grenzen, werden zunächſt die 
wichtigſten Maßnahmen vom Juli 1931 bis zum 30. Januar 1933 dargeſtellt. An⸗ 
ſchließend folgen die Hauptetappen der Ausgeſtaltung unter der nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Regierung bis einſchließlich Auguſt 1934. Hierbei wird beſonders auf die 
Darſtellung der Anpaſſung an die nationalſozialiſtiſche Wirtſchafts⸗ und Arbeits⸗ 
beſchaffungspolitik Wert gelegt. Es folgt dann eine eingehende Behandlung des 
neuen Planes vom Herbſt 1934 und der einheitlichen geſetzlichen Zuſammenfaſſung 
der Deviſenbeſtimmungen im Februar 1935 ſowie die Entwicklung bis einſchließlich 
Juni 1935. Zum Schluß wird dann ein Überblick über die ſeit der grundlegenden 
Verordnung vom 23 Mai 1932 erlaſſenen geſetzlichen Beſtimmungen gegeben. 


II. Aufgaben der Deviſenbewirtſchaftung 


Eine Deviſenbewirtſchaftung ſtellt immer mehr oder weniger eine Not⸗ und Ab⸗ 
wehrmaßnahme dar. Sie bringt ſtets viele Erſchwerungen für die Entwicklung des 
privaten Außenhandels mit ſich, es ſei denn, daß ein ſtaatliches Außenhandels⸗ 
monopol mit ihr verbunden wird. Die geſetzlichen Maßnahmen erſtrecken ſich auf 
eine Erhaltung und möglichſt eine Vermehrung ſowie eine Bewirtſchaftung des De⸗ 
viſenbeſtandes. Dazu iſt eine laufende Kontrolle mit Ablieferungs⸗ und Anmelde⸗ 
zwang der aus dem Export anfallenden Deviſen erforderlich. Hierher gehört auch 
die Einſchränkung des freien Zahlungsverkehrs mit dem Ausland, Überwachung 
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und Regulierung der Wareneinfuhr jowie der Zins: und Kapitalrückzahlungen 
an das Ausland. Endlich müſſen geſetzliche Beſtimmungen erlaſſen werden, die 
jede Spekulation im Keime erſticken. Dieſe unmittelbar mit der Deviſenbewirt⸗ 
ſchaftung zuſammenhängenden Maßnahmen müſſen durch eine intenſive Export⸗ 
förderung ergänzt werden, um die Vorausſetzungen für eine zukünftige Wieder⸗ 
auflockerung der Deviſenzwangswirtſchaft zu ſchaffen. 


III. Die Entwicklung der deutſchen Deviſenbewirtſchaftung von Juli 1931 
bis Januar 1933 


Zum Verſtändnis unſerer heutigen Deviſengeſetzgebung und ihrer Entwicklung 
iſt bis auf die Anfänge im Sommer 1931 zurückzugreifen. Die ungeheuren Kapital⸗ 
abzüge des Auslandes im erſten Halbjahr 1931, die Bankenkriſe im Juli 1931 
und die Unmöglichkeit, den Export in dem erforderlichen Umfange auch nur an⸗ 
nähernd zu ſteigern, zwangen die damalige Reichsregierung zu einſchneidenden 
geſetzlichen Maßnahmen auf dem Gebiet des Deviſenverkehrs. So wurde der 
Reichsregierung durch Notverordnung vom 15. Juli 1931 (RGBl. I S. 365) die 
Ermächtigung zum Erlaß von Vorſchriften über den Verkehr mit ausländiſchen 
Zahlungsmitteln und Forderungen in ausländiſcher Währung erteilt. Daraufhin 
erfolgten verſchiedene Verordnungen, die u. a. beſtimmten, daß ausländiſche Zah⸗ 
lungsmittel und Forderungen nur von der Reichsbank und durch ihre Vermittlung 
erworben oder an dieſe abgegeben werden müſſen. Zur Verhinderung der Spe⸗ 
kulation wurden Deviſentermingeſchäfte verboten. Nur amtlich notierte Briefkurſe 
wurden für Deviſengeſchäfte zugelaſſen. Dem Reichswirtſchaftsminiſter wurde ein 
weitgehendes Auskunftsrecht über Deviſengeſchäfte eingeräumt. Zuwiderhand⸗ 
lungen wurden mit Geld⸗ und Gefängnisſtrafen bedroht. Ferner wurde eine 
Verordnung am 18. Juli 1931 (RGBl. I S. 373) gegen Kapital⸗ und Steuerflucht 
erlaſſen, die u. a. Vorſchriften über die Anzeige⸗ und Anbietungspflicht auslän⸗ 
diſcher Zahlungsmittel und Forderungen an die Reichsbank enthielt. Gerade 
dieſe Beſtimmungen ſind durch mehrere ſpätere Verordnungen verſchärft worden. 
Dieſe einzelnen Verordnungen fanden zuſammengefaßt ihren Niederſchlag in der 
Verordnung des Reichspräſidenten über die Deviſenbewirtſchaftung vom 1. Auguſt 
1931 (RGBl. 1 S. 421). Dieſe iſt durch zwölf Durchführungsverordnungen bis zu 
ihrer Neufaſſung vom 23. Mai 1932 ergänzt worden, die zum Teil Lücken ſchloſſen 
und eine Erweiterung der Deviſenwirtſchaft mit ſich brachten. Wichtig war vor 
allem die Mitte November eingeführte Zwangsanmeldung aller ausgeführten 
a um hierdurch eine Kontrolle über die laufend anfallenden Deviſen zu 

affen. 

Einen Markſtein der bisherigen und der zukünftigen Deviſengeſetzgebung bildet 
die Verordnung über die Deviſenbewirtſchaftung vom 23. Mai 1932 (RGBl. I 
S. 231 ff.). Dieſe iſt auch noch in der heutigen Deviſengeſetzgebung in ihren Grund⸗ 
zügen maßgebend. Darum ſoll auch auf dieſe Verordnung kurz eingegangen werden. 
Eine große Anzahl wichtiger Deviſengeſchäfte wird durch ſie genehmigungspflichtig. 
Hierzu gehören u. a. der Erwerb ausländiſcher Zahlungsmittel und ausländiſcher 
Forderungen gegen inländiſche Zahlungsmittel. Der Erwerb und die Veräußerung 
darf nur durch die Reichsbank oder die von ihr zugelaſſenen Deviſenbanken geſchehen. 
Genehmigungspflichtig iſt ferner der entgeltliche Erwerb und die Verfügung über 
ausländiſche Wertpapiere, die nicht an einer deutſchen Börſe zugelaſſen ſind, weiter: 
hin der Erwerb von Gold und die Verfügung über Gold, die Verſendung oder Übers 
bringung von Zahlungsmitteln, Gold und Edelmetallen ins Ausland, Gewährung 
von Reichsmarkkrediten an Ausländer, Übertragung von Reichsmarkforderungen auf 
Konten im Ausland, Gutſchriften zugunſten eines Ausländers bei einem Kredit— 
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institut zu Laſten eines Inländers. Verboten find fernerhin, wie in der Verord⸗ 
nung vom Juli 1931, Deviſen⸗ und Edelmetall⸗Termingeſchäfte. 

Erreicht wird durch die vorſtehende Verordnung vor allem eine zentrale Zu⸗ 
ſammenfaſſung des ausländiſchen Zahlungsverkehrs bei der Reichsbank. Betroffen 
find auch nicht nur die Inländer, ſondern ebenfalls Kredite, Gutſchriften uſw. für 
die Ausländer durch Inländer. Auch dieſe Geſchäfte müſſen vollſtändigkeitshalber 
genehmigungspflichtig ſein. Der Spekulation iſt durch die amtlichen Kurſe ſowie 
durch Verbot der Termingeſchäfte der Boden entzogen worden. Um ſich vor Um⸗ 
gehungen und Zufälligkeiten zu ſichern, haben der Reichswirtſchaftsminiſter ſowie 
ſeine Deviſenorgane ein weitgehendes Auskunftsrecht. Die Reichsregierung kann 
ebenſo auch eine umfaſſende Anmeldung und Anbietung zum Verkauf an die 
Reichsbank für ausländiſche Zahlungsmittel, Forderungen und Wertpapiere an⸗ 
ordnen. 

Die amtlichen Stellen für die Durchführung der Verordnung find die Stellen 
für Deviſenbewirtſchaftung, die bei den Landesfinanzämtern eingerichtet werden. 
Dieſe treffen ihre Maßnahmen und Entſcheidungen nach den Richtlinien, die der 
Reichswirtſchaftsminiſter im Einvernehmen mit dem Reichsfinanzminiſter und 
dem Reichsminiſter für Ernährung und Landwirtſchaft erläßt. Derartige Richt⸗ 
linien ſind in der Verordnung für Deviſenbewirtſchaftung vom 23. Juni 1932 
(RGBl. I S. 317 ff. und S. 346) niedergelegt. Dieſe Richtlinien find Dienſtan⸗ 
weiſungen an die Deviſenſtellen und ſchaffen nur inſoweit neues Recht, als ſie 
abweichend von der grundlegenden Verordnung Ausnahmen zulaſſen. In dieſen 
Richtlinien vom 23. Juni 1932 iſt u. a. ausgeführt, daß Kapitalrückzahlungen 
nicht geſtattet ſind, ebenſo nicht die Verfügung über Bankguthaben, die vor dem 
16. Juli 1931 entſtanden find. Dagegen werden Genehmigungen für laufende 
Zinſen für lang⸗ und kurzfriſtige Kredite erteilt. Viel weſentlicher aber ſind die 
Richtlinien für die Wareneinfuhr. Hier erfolgen Einzelgenehmigungen ſowie 
monatliche Grundbetragsgenehmigungen, die den einzelnen Firmen nach Fühlung⸗ 
nahme mit der örtlich zuſtändigen Reichsbankanſtalt zugeſprochen werden. Für 
jeden Monat wird der Prozentſatz des Grundhöchſtbetrages beſtimmt, der in An⸗ 
ſpruch genommen werden darf. Beſondere Richtlinien find für den Tranſithandel, 
Reiſeverkehr, die Nebenkoſten des Handels, Verſicherungen und Auswanderer er⸗ 
laſſen. Aus allem geht hervor, daß es das feſte Beſtreben der Deviſengeſetzgebung 
iſt, ſoweit es die Deviſendecke erlaubt, den laufenden Waren⸗ und Zahlungsver⸗ 
kehr aufrechtzuerhalten und elaſtiſch zu geſtalten. 

In der Verordnung vom 23. Mai 1932 ſind abſchließend die Strafbeſtim⸗ 
mungen geregelt. Wer ſich gegen die grundlegenden Anordnungen vergeht, kann 
mit Gefängnis, Zuchthaus bis zu 10 Jahren ſowie hohen Geldſtrafen belegt wer⸗ 
den. Für leichtere Vergehen kommen nur Geldſtrafen in Betracht. Außerhalb der 
Deviſenordnungen iſt nebenher eine Regelung zwecks Aufrechterhaltung der noch 
beſtehenden kurzfriſtigen Auslandskredite mit den ausländiſchen Banken erfolgt. 
Am 17. September 1931 kam es zum Abſchluß des erſten Stillhalteabkommens 
zwiſchen deutſchen und ausländiſchen Banken. Dieſes beanſpruchte aber noch aus 
verſchiedenen Gründen erhebliche Deviſenbeträge zur Rückzahlung beſtimmter 
Forderungen, insbeſondere der Reichsmarkguthaben. Dieſem erſten Stillhalteab⸗ 
kommen folgte das deutſche Kreditabkommen von 1932, das am 1. März 1932 in 
Kraft trat. Dieſes ermöglicht in gewiſſem Umfange die Konſolidierung der kurz⸗ 
friſtigen Auslandsſchulden ſowie eine Reduzierung der Kredite und eine Zins⸗ 
herabſetzung. Die Stillhalteabmachungen unterliegen lediglich der Reichsbank und 
nicht den Deviſenſtellen. Sie verfolgen den Zweck, die reinen Kapitaldienſtzahlungen 
möglichſt zu begrenzen und die Deviſen in erſter Linie für den laufenden Waren⸗ 
verkehr zur Verfügung zu ſtellen. 
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IV. Die Entwicklung ſeit Januar 1933 bis zur Einführung des „Neuen Planes“ 


Die vorſtehende geſetzliche Grundlage übernahm die nationalſozialiſtiſche Re⸗ 
gierung am 30. Januar 1933. Der Beſtand an Gold und deckungsfähigen Deviſen 
betrug rund 922 Millionen RM. Große Aufgaben, insbeſondere die Arbeits⸗ 
beſchaffung ſowie die Belebung der Wirtſchaft, mußten in Angriff genommen 
werden. Das bedeutete einen ſtärkeren Bedarf an Deviſen für die Einfuhr in⸗ 
duſtrieller Rohſtoffe. Während in der vorhergehenden Periode der ſtetig zu⸗ 
nehmenden Depreſſion die Deviſendecke ſich ſchon als unzureichend erwies, ſo mußte 
dieſer Mangel jetzt um ſo mehr zutage treten. Hinzu kam, daß die Reichsbank 
den Reſtbetrag des im Juni 1931 aufgenommenen Auslandskredits mit 70 Mil⸗ 
lionen Dollar im April 1933 und im Juni desſelben Jahres den Auslandskredit 
der Deutſchen Golddiskontbank mit 45 Millionen Dollar zurückzahlte. Bei dieſen 
Deviſen handelte es ſich nur um Leihdeviſen. Es lag durchaus im Sinne einer 
aufrechten Wirtſchaftspolitik, dieſen Tatbeſtand zu bereinigen. Der einzige Aus⸗ 
weg, um als größerer Abnehmer auf dem Auslandsmarkt aufzutreten, war die 
Belebung des Exportes. Dieſer Einſicht verſchloß ſich aber das Ausland. Im 
Gegenteil, es wurden dem deutſchen Export aus politiſchen Motiven zahlreiche 
Schwierigkeiten bereitet. Im Intereſſe der Sicherung des notwendigen Rohſtoff⸗ 
bedarfs und des zuſammengeſchmolzenen Deviſenbeſtandes waren daher ein⸗ 
ſchneidende Maßnahmen auf dem Gebiet der Deviſenbewirtſchaftung notwendig. 
Während bis zum Auguſt 1934 die Fortentwicklung der Deviſengeſetzgebung immer 
noch unter dem Geſichtswinkel der Notmaßnahmen erfolgte, mußten die verant⸗ 
wortlichen Stellen zur Erkenntnis gelangen, daß auf eine grundſätzliche Anderung 
der Haltung in Außenhandelsfragen ſeitens des Auslandes nicht zu rechnen iſt. 
Die Beſtrebungen zur Abſchließung vom Weltmarkt ſowie zur Selbſtverſorgung 
der nationalen Wirtſchaften gewannen immer mehr Boden. In der deutſchen 
Deviſengeſetzgebung mußte daher auch eine einſchneidende Wendung eintreten, die 
die Deviſengeſetzgebung als Notmaßnahme durch eine Dauerregelung erſetzte, die 
zugleich als Grundlage für einen Neuaufbau der deutſchen Außenhandelswirtſchaft 
und zur Sicherung des notwendigen Rohſtoffbedarfs für die Belebung des Binnen⸗ 
marktes diente. Dies iſt nunmehr durch den „Neuen Plan“ vom September 1934 
geſchehen. Nachfolgend werden daher zunächſt die Maßnahmen bis Auguſt 1934 
dargeſtellt, anſchließend dann der „Neue Plan“. 

Die Verordnung vom 23. Mai 1932 iſt durch eine Reihe weiterer Durchführungs⸗ 
verordnungen und Richtlinien ergänzt worden. Vor allem galt es, Lücken zu 
ſchließen und Verſchärfungen der Vorſchriften durchzuführen, ſo u. a. auf dem 
Gebiet des Wertpapierhandels, des Erwerbes von ausländiſchen Zahlungsmitteln, 
das Verbot von Poſtſendungen von Geldſorten, Gold⸗ und Edelmetallen ins Aus⸗ 
land. Beſonders hervorzuheben iſt die Achte Verordnung zur Durchführung der 
Verordnung über die Deviſenbewirtſchaftung vom 17. April 1934 (RGBl. J S. 313). 
Sie bringt weitgehende Eingriffe in den bisherigen Zahlungsverkehr mit ſich. 
Durch dieſe Ergänzungsbeſtimmungen ſollen nach Möglichkeit alle Seitenkanäle ge⸗ 
ſchloſſen werden, durch die immer noch anſehnliche Beträge an Deviſen heraus⸗ 
floſſen. Unter den Richtlinien iſt zu erwähnen die Dritte Verordnung zur Deviſen⸗ 
bewirtſchaftung vom 7. Dezember 1933 (RGBl. 1 S. 1045). Dieſe enthält weſent⸗ 
liche Abänderungen und Ergänzungen. Sie vereinigt ferner in ſich die wichtigſten 
Beſtimmungen der Runderlaſſe, die bisher der Reichswirtſchaftsminiſter an die 
Deviſenſtellen erlaſſen hat. 


1. Schaffung einer Reichsſtelle für Deviſenbewirtſchaftung 
Auf Grund der Notverordnung vom 1. Auguſt 1931 ſind mit der praktiſchen 
Durchführung der Deviſenbewirtſchaftung, insbeſondere für die Genehmigungen die 
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Deviſenſtellen bei den Landesfinanzämtern betraut worden. Ihr Aufgabengebiet 
iſt trotz weitgehender anderweitiger Anderung der Deviſengeſetzgebung erhalten ge⸗ 
blieben und darüber hinaus erheblich erweitert worden. Sie überwachten und 
regulierten mithin zuſammen mit der Reichsbank allmählich den geſamten un⸗ 
mittelbaren und mittelbaren Zahlungsverkehr mit dem Ausland. Die Ausdehnung 
ihres Arbeitsgebietes verurſachte, daß infolge des Auftretens vieler Zweifel wich⸗ 
tige Einzelfälle dem Reichswirtſchaftsminiſter zur Entſcheidung vorgelegt wurden. 
Dieſe umfangreiche Tätigkeit ſowie auch die Herausgabe der Richtlinien ließen 
ſich auf die Dauer durch das Reichswirtſchaftsminiſterium nicht derart bewäl⸗ 
tigen, wie es im Intereſſe der deutſchen Volkswirtſchaft lag. Daher wurde der 
Reichswirtſchaftsminiſter durch das Geſetz über die Schaffung einer Reichsſtelle 
für Deviſenbewirtſchaftung vom 18. Dezember 1933 (RG Bl. I S. 1079) ermächtigt, 
ſeine Befugniſſe in dieſer Richtung auf eine Reichsſtelle für Deviſenbewirtſchaf⸗ 
tung zu übertragen. Dies iſt durch die Verordnung vom 19. Dezember 1933 
(RGBl. I S. 1088) erfolgt. Danach wird mit Wirkung vom 1. Januar 1934 
eine Reichsſtelle für Deviſenbewirtſchaftung geſchaffen, der der Reichswirtſchafts⸗ 
miniſter ſeine Befugniſſe und Aufgaben zur Durchführung der Deviſenbewirt⸗ 
ſchaftung in weitgehendem Maße überträgt. Durch dieſe Tatſache wird bereits 
dokumentiert, daß die Deviſenbewirtſchaftung nicht als vorübergehende Erſchei⸗ 
nung angeſehen wird, ſondern daß man ſie als Einrichtung von längerer Dauer 
betrachtet und ihr die entſprechenden Organe ſchafft, um ihre Aufgaben auch gemäß 
ihrer Bedeutung und zeitlichen Tragweite zu löſen. 


2. Geſetz über Zahlungsverpflichtungen gegenüber dem Ausland 
vom 9. Juni 1933 


Richtungweiſend für die neue Handhabung der Deviſengeſetzgebung wurde das 
Geſetz über Zahlungsverpflichtungen gegenüber dem Ausland vom 9. Juni 1933 
(RG Bl. I S. 349). Zu dieſem Geſetz, das den Transfer des Auslandsſchulden⸗ 
dienſtes neu ordnete, wurde die Reichsregierung durch das Zuſammenſchmelzen 
der deutſchen Deviſenvorräte gezwungen. Durch dieſes Geſetz wird die einſtweilige 
Einſtellung des Kapitaldienſtes der Auslandsſchulden, alſo vor allem die Zahlung 
von Zinſen und Tilgungsraten, durchgeführt. Erfaßt werden alle Forderungen, 
die vor dem 15. Juli 1931 entſtanden ſind. Ausgenommen ſind die unter ein 
Stillhalteabkommen fallenden Forderungen. Der Schuldner wird aber dadurch 
nicht etwa von ſeiner Zahlungspflicht befreit. Er hat zu dem Fälligkeitstermin 
anſtatt direkt an ſeinen Gläubiger zu zahlen, die fälligen Beträge an die der 
Reichsbank unterſtellte Konverſionskaſſe zu leiſten. In Kraft tritt dieſe An⸗ 
ordnung am 1. Juli 1933. Auf Grund dieſes Geſetzes wurde für das zweite Halb⸗ 
jahr 1933 eine Transferierung von Tilgungsbeträgen völlig eingeſtellt, von Zinſen 
zu 50 09. des Betrages zugelaſſen. Für das erſte Halbjahr 1934 wurde aber 
dieſer, die Deviſenbilanz noch ſtark belaſtende Betrag von 50 vH. auf 30 vH. er⸗ 
mäßigt. Daß Deutſchland ſeine Zahlungsverpflichtungen gegenüber dem Ausland 
voll und ganz anerkennt, geht daraus hervor, daß der Schuldner nicht etwa von 
ſeinen fälligen Zahlungen befreit wird, ſondern daß er nach wie vor an den Fällig⸗ 
keitsterminen ſeine Verbindlichkeiten begleichen muß, nur daß er ſie nicht direkt 
an ſeinen Gläubiger, ſondern an die Konverſionskaſſe zahlt. 


3. Kreditabkommen 
Die Regelung und weitere Aufrechterhaltung der kurzfriſtigen Auslandskredite 
wurden durch das Deutſche Kreditabkommen von 1933, das bis zum 28. Fe⸗ 
bruar 1934 lief, und das Deutſche Kreditabkommen von 1934 durchgeführt. Eine 
wirkliche endgültige Löſung dieſer Gebiete ſtellen auch dieſe beiden neuen Kredit— 
abkommen nicht dar. Sie bedeuten lediglich eine zeitlich begrenzte Regelung. In 
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dem Abkommen von 1933 war eine Kürzung der Kreditlinien, außerdem eine 
Zinsſenkung und eine Erweiterung der Konſolidierungsmöglichkeiten vorgeſehen. 
In dem Kreditabkommen von 1934 ſind keine Rückzahlungen enthalten. Das Kredit⸗ 
abkommen von 1935 bringt mit einigen Abweichungen eine Verlängerung des 
Kreditabkommens von 1934. Die Kreditlinie iſt 1934 von 2,5 auf 2 Milliarden 
verringert worden. Das iſt ein beachtlicher Fortſchritt gegenüber einer Kreditlinie 
von ca. 6 Milliarden RM. zu Beginn der erſten Stillhalte⸗Verhandlungen. Im 
Jahre 1934 iſt der Rückgang vor allem auf die Anforderungen und Abrufe von 
Regiſtermark zurückzuführen. Eine Rückzahlung auf einem anderen Wege iſt für 
Deutſchland infolge der Unmöglichkeit einer Transferierung nicht gegeben. Hier iſt 
grundlegender Wandel nur durch Ebnung des Weges für den deutſchen Export 
durch das Ausland durch deſſen Aufnahmebereitſchaft für deutſche Waren zu ſchaf⸗ 
fen. Dieſer Tatſache können ſich auch die ausländiſchen Gläubiger nicht verſchließen. 
In dem Kreditabkommen von 1935 konnte eine weitere Herabſetzung der Zinſen 
erreicht werden. Alle Gläubigerländer außer der Schweiz haben ſich zu einer Zins⸗ 
ſenkung bereit erklärt. Dieſe bedeutet eine Deviſenerſparnis von ca. 60—70 Mill. 
RM. bei Zinstransfer. In ähnlicher Weiſe wie für die privaten kurzfriſtigen Aus⸗ 
landsſchulden ſind auch für die öffentlichen kurzfriſtigen Schulden der Länder, Ge⸗ 
meinden und öffentlichen Körperſchaften Kreditabkommen abgeſchloſſen worden. So 
tragen auch dieſe neuen Stillhalteabkommen dazu bei, eine Sicherung der deutſchen 
Deviſenlage, unter voller Wahrung der Intereſſen der Gläubiger, ſoweit es unſere 
Deviſenverhältniſſe zulaſſen, zu bewirken. (Dies geht auch aus den mehrere Milliar⸗ 
den RM. umfaſſenden Rückzahlungen, die Deutſchland unter den Stillhalteabkom⸗ 
men trotz angeſpannter Deviſenlage bisher geleiſtet hat, hervor.) 


4. Weitere grundlegende Geſetze 


Zur erfolgreichen Durchführung der Deviſenbewirtſchaftung war auch eine 
Reihe von Maßnahmen notwendig, die ſich mit der Regelung der innerdeutſchen 
Wirtſchaftsverhältniſſe entſprechend dem Deviſenverkehr befaßten. So wurde am 
12. Juni 1933 das Geſetz gegen Verrat der deutſchen Volkswirtſchaft (RGBl. I 
S. 360) erlaſſen, durch das erreicht wurde, daß etwa 100 Millionen RM. von 
Deviſen, die aus Kapitalflucht und zurückgehaltenen Deviſen ſtammten, der Reichs⸗ 
bank zufloſſen. Weiterhin iſt hier zu nennen das Geſetz über den Verkehr mit 
induſtriellen Rohſtoffen und Halbfabrikaten vom 22. März 1934 (RGBl. I S. 212). 
Dieſes ſoll dazu dienen, für beſonders wichtige Rohſtoffe eine geſonderte Über⸗ 
wachung und Regelung zu ſchaffen. Auf Grund dieſes Geſetzes kann der Reichs⸗ 
wirtſchaftsminiſter für einzelne Warengattungen Überwachungsſtellen einrichten 
und Reichsbeauftragte einſetzen. So wurden z. B. durch die zahlreichen Durch⸗ 
führungsverordnungen Überwachungsſtellen für Wolle und Baumwolle, unedle 
Metalle, Felle und Häute errichtet. Mit der Quotierung der Allgemeingenehmi⸗ 
gungen ließ ſich die vordringliche Verſorgung von lebenswichtigen Rohſtoffen oder 
ihre Rückführung auf den nur unbedingt notwendigen Bedarf nicht mehr 
durchſetzen. N 

Zu erwähnen iſt weiterhin das Geſetz über wirtſchaftliche Maßnahmen vom 
3. Juli 1934, das dem Reichswirtſchaftsminiſter weitgehende Vollmachten gab 
(RGBl. 1 S. 565). Auf Grund dieſes Geſetzes wurde u. a. die Faſerſtoffverordnung 
vom 19. Juli 1934 (RGBl. I S. 819) erlaſſen, die, angepaßt an die durch die De⸗ 
viſenwirtſchaft hervorgerufene veränderte Nohſtoffgrundlage, zahlreiche Sonder: 
regelungen für faſerſtoffverarbeitende Betriebe brachte. 

Die Hauptgrundlagen der deutſchen Deviſenwirtſchaft bis Juni 1934 ſind alſo 
eine umfaſſende Kontrolle und Regelung des ausländiſchen Zahlungsverkehrs und 
des Transfers. Der Warenimport vollzog ſich auf Grund von Allgemeingenehmi— 
gungen, deren Höhe monatlich prozentual neu feſtgeſetzt wurde, und von Einzel— 
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genehmigungen in beſonderen Fällen. Eine organiſche Regelung war hiermit nicht 
getroffen, ſondern vielmehr eine ſchematiſche Einfuhrdroſſelung, die durch die 
Einrichtung der Uberwachungsſtellen zum erſtenmal durchbrochen wurde. 


5. Einführung des Nepartierungsverfahreus 


Inzwiſchen aber nahm die deutſche Deviſenlage eine immer bedrohlichere Form 
an. Mitte des Jahres 1934 war der deutſche Gold: und Deviſenbeſtand auf noch nicht 
80 Millionen RM. zuſammengeſchmolzen. Dieſer aber mußte mit allen Mitteln 
erhalten bleiben. Daher ſah ſich die Reichsbank zu ſchwerwiegenden weiteren Ein⸗ 
griffen gezwungen. Mit dem 25. Juni wurde die Deviſenrepartierung zugleich mit 
dem Verbot der Kompenſationsbefugnis der Deviſenbanken ſowie der Betriebs⸗ 
fonds der Unternehmungen, welche hiermit ihren Ein⸗ und Ausfuhrbedarf in ſich 
ausgleichen konnten, angeordnet. Außerdem wurde ab 1. Juli eine Neufeſtſetzung 
der Allgemeingenehmigungen nach der Dringlichkeit der einzelnen Warenarten 
eingeführt. Dadurch wurde erreicht, daß der geſamte Deviſenverkehr bei der 
Reichsbank konzentriert wurde. Auf die monatlich feſtgeſetzten Quoten wurden 
täglich nur ſoviel Deviſen zugeteilt, als tatſächlich anfielen. Der Importeur 
konnte alſo nicht mehr mit Sicherheit vorher darauf rechnen, daß er Deviſen 
innerhalb der ihm zugeſagten Quote der Allgemeingenehmigung erhielt. Dieſer 
Tatbeſtand mußte zu einer großen Beunruhigung im Importgeſchäft führen, ſich 
andererſeits aber auch auf den deutſchen Geſchäftskredit im Auslande ungünſtig 
auswirken, da ja niemand mehr mit ſicherem Deviſeneingang und damit Zahlung 
rechnen konnte. Die Aufhebung der Betriebsfonds bedeutete auch eine Erſchwern is 
des deutſchen Außenhandels, da durch den Ablieferungszwang aller Deviſen die 
Abwicklung der oft zuſammenhängenden Ein⸗ und Ausfuhrgeſchäfte innerhalb 
desſelben Betriebes erſchwert wurde. Trotzdem mußten dieſe Notmaßnahmen ge⸗ 
troffen werden, um den wirklich vorliegenden Notſtand erfolgreich zu bekämpfen. 


6. Einſchränkung des Bartransfers 


Auch auf dem Gebiet des Kapitaldienſtes folgten entſprechende einſchneidende 
Regelungen. Die Reichsbank erklärte nach langwierigen Gläubigerverhand⸗ 
lungen ab 1. Juli 1934 für die Dauer eines Jahres die vollſtändige Einſtellung 
des Bartransfers für alle mittel⸗ und langfriſtigen Schulden einſchließlich Dawes⸗ 
und Poung⸗-⸗Anleihe, da ihr eine Fortſetzung des Transfers auch in dem bisher 
ſchon ſtark verringerten Umfange unmöglich war. Die Stillhalteabmachungen 
der Kreditabkommen ſind nicht in die Regelung miteinbezogen. Die Reichsbank 
bot den Gläubigern an, ihre fälligen Zinſen in eine Kapitalſchuld, Fundierungs⸗ 
ſchuldverſchreibungen, umzuwandeln oder ſich bei Vorhandenſein genügender Bar⸗ 
deviſen am 1. Januar 1935 mit 40 vH. Zinſen abfinden zu laſſen. Später aber hat 
die Reichsbank bekanntgegeben, daß ſie ſich angeſichts der ungünſtigen Entwicklung 
der Deviſenlage genötigt ſieht, von dem Angebot einer 40prozentigen Barzahlung 
abzuſehen. Die Reichsbank zeigt auch hier ihren aufrichtigen Willen, den Auslands⸗ 
gläubigern ſoweit wie nur irgend möglich entgegenzukommen. Aber auch hier ban- 
delt es ſich letzten Endes nur um ein Proviſorium, nicht um eine endgültige Löſung. 
Widerſtände ergaben ſich insbeſondere bei der Einbeziehung der Reichsanleihen in 
das Moratorium, ſo daß z. B. Sonderverhandlungen mit England erforderlich 
wurden. Da ſeit dem Juli 1934 bis Juni 1935 keine Beſſerung, ſondern eine Ber: 
ſchlechterung der Deviſenlage der Reichsbank eingetreten iſt, hat die Reichs 
bank eine Verlängerung der bisherigen Regelung vom 1. Juli 1935 bis 30. Juni 
1936 vornehmen müſſen. Demnach findet auch für die angegebene Zeit kein Bar⸗ 
transfer ſtatt. 
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7. Verrechnungsabkommen 


Die Erſchwerniſſe, die ſich dem Außenhandel und dem Zahlungsverkehr durch 
die Deviſenwirtſchaft entgegenſtellten, ſuchte man durch Abſchluß von Verrech⸗ 
nungs⸗ und Deviſenabkommen ſeitens Deutſchlands mit einzelnen Staaten nach 
Möglichkeit zu erleichtern. Die Verrechnungsabkommen ſind insbeſondere für den 
Verkehr mit europäiſchen Ländern von Bedeutung, mit denen wir eine aktive 
Handelsbilanz haben. Bei derartigen Verrechnungsabkommen bildet meiſt die 
Schaffung von Sonderkonten bei den beiderſeitigen Notenbanken die Grundlage, 
über die dann die Abwicklung des geſamten Zahlungsverkehrs vor ſich geht. Die 
Verrechnungsabkommen haben indes meiſt zur Folge, daß die Einfuhr aus dieſen 
Ländern, weil keine Bardeviſen erforderlich ſind, geſteigert wird und daß damit 
der jo dringend notwendige Aktioſaldo verlorengeht. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß 
von deutſcher Seite aus alles geſchieht, um den Export zu fördern. Um aber den 
Deviſenverpflichtungen gegenüber dem Ausland durch eine Lockerung der gegen⸗ 
wärtigen Beſtimmungen nachkommen zu können, muß auch vor allem von ſeiten 
des Auslandes dem deutſchen Export der Weg geebnet werden. Durch das „Geſetz 
über die Errichtung einer deutſchen Verrechnungskaſſe“ vom 16. 10. 1934 (RGBl. I 
S. 997) iſt zur Durchführung der Verrechnungsabkommen mit ausländiſchen Re⸗ 
gierungen und Zentralnotenbanken die „Deutſche Verrechnungskaſſe“ ins Leben 
gerufen worden. Sie iſt eine Körperſchaft des öffentlichen Rechts und ſteht unter 
Aufſicht des Reichswirtſchaftsminiſters. Die Haftung übernimmt das „Deutſche 
Reich“. Ihre vornehmliche Aufgabe iſt die Führung der Verrechnungskonten. 


8. Der Neue Plan 
a) Wareneinfuhr 


Die Entwicklung des Repartierungsverfahrens zeigte derart viel Mängel, daß 
eine umfaſſende Neugeſtaltung des bisherigen Deviſennotrechts erforderlich wurde. 
An die Stelle von Übergangsmaßnahmen mußte verſucht werden, eine grund⸗ 
legende Ordnung der Deviſenbewirtſchaftung auf längere Sicht zu ſetzen. Dies iſt 
nunmehr durch die verſchiedenen Verordnungen und Erlaſſe vom September 1934 
geſchehen. Die Geſamtheit dieſer Maßnahmen wird als der „Neue Plan“ be⸗ 
zeichnet. Hervorzuheben ſind die Verordnung über den Warenverkehr vom 4. 9. 
1934 (RG Bl. I S. 816), die Verordnungen zur Anderung der Verordnung über 
die Deviſenbewirtſchaftung vom 11. 9. 1934 und 29. 9. 1984 (RG Bl. 1 S. 829 u. 864), 
der Runderlaß der Reichsſtelle für Deviſenbewirtſchaftung vom 11. 9. 1934 Nr. 1/34 
USt. und ein Erlaß des Reichsminiſters der Finanzen ſowie der Runderlaß vom 1. 9. 
1934 betr. die Warenaustauſch⸗ und Verrechnungsgeſchäfte. Das entſcheidend Neue 
iſt, daß nunmehr die Einfuhrüberwachung zentral auf alle Einfuhrwaren, auch 
auf die landwirtſchaftlichen Waren der vier Reichsſtellen ausgedehnt wird. Die 
Grundgedanken der Neuregelung find, unbedingt die Einfuhr in Einklang mit den 
Zahlungsmöglichkeiten zu bringen. Ferner ſoll unter allen Umſtänden eine ge⸗ 
nügende Verſorgung des Exports mit den erforderlichen Nohſtoffen ſtattfinden. 
Das Ausland wird vor die Entſcheidung geſtellt, ob es, unter entſprechender Auf⸗ 
nahme des deutſchen Exports, an der deutſchen Rohſtoffverſorgung teilnehmen will, 
oder ob Deutſchland weiterhin in größerem Ausmaße als bisher den Weg der 
Eigenverſorgung beſchreiten wird. 

Durch die neuen Maßnahmen iſt durchaus die Möglichkeit gegeben, auf wirt⸗ 
ſchaftlich vernünftiger Baſis die Rohſtoffeinfuhr aus dem Auslande aufrechtzu⸗ 
erhalten. Das grundſätzlich Neue iſt aber, daß zu jeder Wareneinfuhr ab 24. 9. 
1934 vorher die Erlangung einer Deviſenbeſcheinigung notwendig iſt. Nur wer 
im Beſitz einer ſolchen Deviſenbeſcheinigung iſt, kann auf die Zuteilung von 
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Deviſen für die beantragte Wareneinfuhr rechnen. Damit iſt erreicht, daß die 
Unſicherheit, in der ſich der ausländiſche Lieferant bei Rohſtofflieferungen nach 
Deutſchland hinſichtlich der Bezahlung beim Repartierungsverfahren befand, be⸗ 
ſeitigt wird. Dieſe Neuregelung wird daher zur Hebung des deutſchen Kredits im 
Auslande beitragen. Die Deviſenbeſcheinigung, die bei jeder Einfuhr der zu: 
ſtändigen Zollſtelle vorzulegen iſt, iſt auch vorgeſchrieben bei Geſchäften, die über 
Verrechnungs⸗ oder Sonderkonto ohne Bardeviſen auf Grund beſonderer Ver⸗ 
träge mit einzelnen Staaten abgewickelt werden. Dadurch wird bewirkt, daß ſich 
nicht durch Spekulation ujw. der Aktivſaldo mit den Verrechnungsländern in einen 
Paſſivſaldo verwandeln kann. Die Deviſenbeſcheinigungen werden in dieſen Fällen 
in dem Umfange der bisherigen Kontingente erteilt werden, nur ein Anwachſen 
darüber hinaus ſoll verhindert werden. 

Zur Durchführung der Einfuhrüberwachung ſind einſchließlich der bisher be: 
ſtehenden ÜUberwachungsſtellen und der vier landwirtſchaftlichen Reichsſtellen ins» 
geſamt 25 Überwachungsſtellen eingerichtet worden. Dieſe ſind Körperſchaften des 
öffentlichen Rechts und Organe der Deviſenbewirtſchaftung. Sie unterſtehen der 

eichsſtelle für Deviſenbewirtſchaftung. Die Überwadungsitellen find zuſtändig für 
die Erteilung von Deviſenbeſcheinigungen für die geſamte Wareneinfuhr und 
die mit dieſer zuſammenhängenden Nebenkoſten. Die Überwachungsſtellen über: 
nehmen alſo auf dieſem Gebiet die bisherigen Aufgaben der Deviſenſtellen. Das 
bisherige Ergebnis iſt mithin die völlige Zuſammenfaſſung der Wareneinfuhr bei 
den Überwachungsſtellen. Anträge zur Ausſtellung von Deviſenbeſcheinigungen 
werden auch grundſätzlich an den Einfuhrhandel erteilt, der dadurch ausdrücklich in 
ſeiner Bedeutung für die Wareneinfuhr anerkannt worden iſt. Eine Einfuhr außer⸗ 
halb einer Deviſenbeſcheinigung iſt nicht verboten. Nur iſt für einen derartigen 
Import in abſehbarer Zeit an eine Deviſenzuteilung nicht zu denken. Die Deviſen⸗ 
beſcheinigungen werden entweder mit der Berechtigung zur ſofortigen Bezahlung 
der eingeführten Waren oder aber auch in der Form von verbindlichen Zuſagen 
für eine ſpätere Bezahlung erteilt. 


b) Deviſenzuteilung außerhalb der Warenein fuhr 


Für die Deviſenbewirtſchaftung außerhalb der Wareneinfuhr bleiben nach wie 
vor die Deviſenſtellen zuſtändig. Zu ihrem Aufgabengebiet gehören u. a. inner⸗ 
halb der Wareneinfuhr beſtimmte Geſchäfte mit Rußland, der Warenverkehr mit 
dem Saargebiet, ferner der Tranſithandel, die Regelung der deviſenrechtlichen Ver⸗ 
hältniſſe der Agenten, Kommiſſionäre, Spediteure, der Verkehr mit Gold, die 
Nebenkoſten im Warenverkehr bei der Ausfuhr, die Genehmigung von Warenaus⸗ 
tauſch⸗ und Verrechnungsgeſchäften. Bei all dieſen Gebieten darf aber keines falls 
die Wareneinfuhr im engeren Sinne außer der Wareneinfuhr aus Rußland und 
dem Saargebiet in Frage ſtehen. 

Auch künftig kann die Erteilung von allgemeinen Verwendungsgenehmigungen 
anfallender Deviſen im eigenen Betriebe außerhalb der Wareneinfuhr erfolgen. 
Dieſe können für beſtimmte genau aufgeführte Koſten (Runderlaß der Reichsſtelle 
für Deviſenbewirtſchaftung RE. 117/34 DSt.) an Spediteure, Frachtführer, Lager⸗ 
halter, an Ausfuhrfirmen, Patentanwälte, Inhaber ausländiſcher Patente und 
ähnlicher Schutzrechte erteilt werden. Daneben können auch für feſt umriſſene 
Zwecke Erwerbsgenehmigungen bewilligt werden, d. h. zum Erwerbe ausländiſcher 
Zahlungsmittel. Für den Verſicherungsverkehr ſind beſondere Anweiſungen er⸗ 
gangen. Die allgemeinen Genehmigungen lauten jeweils für ein Kalenderviertel⸗ 
jahr. Für jeden Monat iſt ein Höchſtbetrag feſtgeſetzt. Jede Zahlung iſt von dem 
Genehmigungsbeſcheid abzuſchreiben. 
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Außer den allgemeinen Genehmigungen, die von den zuſtändigen Induſtrie⸗ und 
Handelskammern begutachtet werden müſſen, können auch Einzelgenehmigungen 
bewilligt werden. 

Bei all dieſen Maßnahmen muß die Sicherſtellung des notwendigen Imports 
im Vordergrund ſtehen. Dementſprechend iſt für die vorſtehend aufgeführten 
Koſten nur mit einer relativ geringen Deviſenzuteilung zu rechnen, wenngleich 
auch ſtets die erforderlichen Genehmigungen für die deviſenbringenden Dienſt⸗ 
leiſtungen, wie z. B. der Schiffahrt, die Nebenkoſten der Warenaus fuhr nach Mög⸗ 
lichkeit berückſichtigt werden müſſen. Es iſt klar, daß für die Anträge außerhalb 
der Wareneinfuhr, ſoweit fie nicht wieder deviſenbringend find, nur wenig Deviſen 
zur Verfügung ſtehen werden. 

Mit der ſtrengen Handhabung der Deviſenzuteilung für die Wareneinfuhr und 
den übrigen Deviſenbedarf iſt durch die Verordnung zur Anderung der Deviſen⸗ 
verordnung vom 29. 9. 1934 die für den Warenverkehr bereits durch Verordnung 
vom 11. 9. 1934 von 50 auf 10 RM. herabgeſetzte Freigrenze allgemein auf 10 RM. 
ermäßigt worden. 


e) Warenaustauſch⸗ und Verrechnungsgeſchäfte 


Beſondere Beachtung verdienen die Warenaustauſch⸗ und Verrechnungsgeſchäfte. 
Ein Importeur ſucht ſich für ſein beabſichtigtes Importgeſchäft einen Export⸗ 
partner. Dadurch wird ein Deviſenverkehr für beide ausgeſchloſſen. Forderung 
und Gegenforderung ſollen ſich möglichſt ſaldieren oder aber noch beſſer einen 
Deviſenüberſchuß aus dem Exportgeſchäft erbringen. Dieſe Geſchäftsart kommt 
vor allem für den Verkehr mit den überſeeiſchen Rohſtoffländern, mit denen wir 
eine paſſive Handelsbilanz haben, in Betracht. Die Vorausſetzungen für die Aus⸗ 
dehnung und Entwicklung dieſer Kompenſationsgeſchäfte ſind in dem Neuen Plan 
weitgehend berückſichtigt worden. Auf dieſem Gebiet fallen dem überſeeiſchen 
Importhandel für den Neuaufbau und die Erweiterung der Außenhandelswirt⸗ 
ſchaft wichtige Aufgaben zu. Während in anderer Beziehung der Importhandel 
durch die Neuordnung allergrößten Beſchränkungen in ſeiner Handlungsfreiheit 
unterworfen worden iſt, hat er in den Kompenſationsgeſchäften die Baſis für neue 
Geſchäftsanbahnungen. Keineswegs ſollen aber die Schwierigkeiten, die ſich ihm 
auch hier entgegenſtellen, verkannt werden. So wird es ſchwer ſein, immer den 
paſſenden Partner zu finden, der einen Exportauftrag für das betreffende Roh⸗ 
ſtoffland in entſprechendem Werte ausführen kann. Außerdem werden die Zah⸗ 
lungs⸗ und Lieferungsbedingungen beim Import⸗ und dem Export⸗Geſchäft im 
Kompenſationsverkehr ſelten zuſammenfallen. Hemmniſſe werden bei der Über⸗ 
brückung auftreten, ebenſo Schwierigkeiten beim Spitzenausgleich. Dennoch kann 
aber das Kompenſationsgeſchäft auch als eine Grundlage für einen neuen Aufbau 
des Außenhandels angeſehen werden. 

Die hauptſächlichſten Regelungen für die Warenaustauſch⸗ und Verrechnungs⸗ 
geſchäfte ſind in den Runderlaſſen 104/34 und 115/34 DSt. niedergelegt, die durch 
RE. Nr. 121 DSt. abgeändert und ergänzt worden ſind. Danach wird beſtimmt, 
daß die Genehmigungen für Warenaustauſch- und Verrechnungsgeſchäfte von den 
Deviſenſtellen erteilt werden, wenn die zuſtändige Überwachungsſtelle vorher er: 
klärt hat, daß ihrerſeits gegen die Einfuhr der betreffenden Ware im Kompen⸗ 
ſationswege keine Bedenken beſtehen. Die Überwachungsſtelle hat vor allem die 
Innehaltung der Verordnung über Preiſe für ausländiſche Waren vom 22. 9. 1934 
(RGBl. I S. 843) zu überprüfen, nicht aber eine Begutachtung des Geſchäftes an 
ſich vorzunehmen. Zur Beſchleunigung des Verfahrens werden daher am zweck⸗ 
mäßigſten die Anträge gleich bei der Überwachungsſtelle direkt eingereicht, die fie 
dann begutachtet an die Deviſenſtelle weiterleitet. Dieſe wird ſich meiſt einem 
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ablehnenden Entſcheid der Uberwachungsſtelle anſchließen. Durch die Preisverord⸗ 
nung iſt es verboten, für beſtimmte vom Reichswirtſchaftsminiſter im Reichs⸗ 
anzeiger veröffentlichte ausländiſche Waren einen höheren Preis zu fordern oder 
ſich oder einem anderen verſprechen oder gewähren zu laſſen, als den zur Zeit des 
inländiſchen Angebots oder Verkaufs auf den ausländiſchen Märkten allgemein 
gültigen Preis für Waren gleicher Art und Güte, zuzüglich der handelsüblichen 
Koſten und des handelsüblichen Gewinns (RE. Nr. 121 DSt.). Dieſe Anordnung 
bezweckt eine Verhinderung der Verteuerung der Rohſtoffe für die heimiſche In⸗ 
duſtrie und damit der Gefährdung des deutſchen Exports ſowie der Arbeitsbeſchaf⸗ 
fung und Induſtriebelebung in Deutſchland. Der Spekulation ſoll dadurch das 
Handwerk gelegt werden. Den Beteiligten iſt es generell verboten, Aufgelder oder 
Prämien jeglicher Art für die auszuführende Ware zu zahlen oder in Empfang zu 
nehmen, ferner für die eingeführten Waren einen höheren Preis als den zurzeit 
auf den Auslandsmärkten üblichen zu zahlen. Die Deviſenſtellen haben die Auf⸗ 
lage zu machen, daß preisgebundene Ausfuhrwaren auch im Kompenſationsgeſchäft 
nicht unter dem feſtgeſetzten Preis abgegeben werden dürfen. Die Deviſenſtellen 
können in eigener Zuſtändigkeit für jede Firma monatlich Tauſch⸗ und Ver⸗ 
rechnungsgeſchäfte bis zu 500 000 RM. genehmigen. 

So eröffnet der „Neue Plan“, im ganzen betrachtet, richtungweiſende Per⸗ 
ſpektiven für die zukünftige Entwicklung der deutſchen Deviſen⸗ und Außenhandels⸗ 
wirtſchaft. Alle verantwortungsvollen Stellen find ſich darüber klar, daß auch 
dieſe Regelung vielfach Mängel und Nachteile enthält. Aber trotzdem blieb nur 
der eine Weg, ſich voll und ganz den Tatſachen anzupaſſen. Durch rückſichtsloſes 
Eingreifen muß zunächſt der gegenwärtige Deviſenbeſtand geſichert und der 
laufende Import mit den tatſächlich anfallenden Deviſen in Einklang gebracht 
werden. Im Vordergrund ſteht andererſeits vor allem die Verſorgung der Export⸗ 
induſtrie mit den notwendigen NRohſtoffen. Darüber hinaus aber find die Anſätze 
und Vorausſetzungen für eine neue Aufwärtsentwicklung entſprechend der Neu⸗ 
orientierung in der Weltwirtſchaft geſchaffen. Von deutſcher Seite aus iſt alles 
geſchehen, um zu einem wirtſchaftlich vernünftig geregelten Güteraustauſch auf dem 
Weltmarkt zu gelangen. Es liegt nun am Ausland, das nötige Verſtändnis und 
den guten Willen hierfür mitzubringen, um wieder mit Deutſchland in einen 
engeren Güteraustauſch zu kommen. Im anderen Falle wird Deutſchland un: 
beirrt ſeinen eigenen Weg unabhängig vom Ausland gehen. 


V. Die einheitliche Zuſammenfaſſung des bisherigen Deviſenrechts 
im Februar 1935 und die neueſte Entwicklung bis einſchließlich Juni 1935 


Die zahlreichen ſeit Beſtehen der Deviſenbewirtſchaftung ergangenen geſetzlichen 
Beſtimmungen, Verordnungen, Richtlinien und Runderlaſſe erſchwerten für den 
Praktiker immer mehr die Überſicht über die z. Z. geltenden deviſenrechtlichen Vor⸗ 
ſchriften. Das bedeutete zugleich eine Erſchwernis für die reibungsloſe Abwicklung 
des deutſchen Außenhandels. Eine einheitliche Zuſammenfaſſung der deviſenrecht⸗ 
lichen Beſtimmungen war daher ſeit längerer Zeit geplant. Die Einführung des 
„Neuen Planes“ im Herbſt 1934 brachte aber derart weitgehende Umſtellungen 
in der geſamten Deviſenbewirtſchaftung mit ſich, daß zunächſt dieſer Gedanke wieder 
fallen gelaſſen werden mußte. Nachdem aber durch den „Neuen Plan“ die Rohſtoff⸗ 
verſorgung der deutſchen Wirtſchaft ſowie die Nahrungsmittelbaſis erfolgreich ſicher⸗ 
geſtellt worden war, wurde im Februar 1935 die erwartete Zuſammenfaſſung der 
Deviſengeſetzgebung zu einem einheitlichen und überſichtlichen Geſetzgebungswerk 
verwirklicht. 
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Am 4. Februar 1935 erfolgte die Bekanntmachung des Geſetzes über die Deviſen⸗ 
bewirtſchaftung und der Durchführungsverordnung zum Geſetz über die Deviſen⸗ 
bewirtſchaftung (RGBl. I S. 105 ff.). Das neue Geſetz über die Deviſenbewirt⸗ 
ſchaftung und die Durchführungsverordnung ſchaffen kein grundſätzlich neues Recht, 
ſondern ſtellen lediglich eine Zuſammenfaſſung der zur Zeit geltenden geſetzlichen 
Beſtimmungen dar. In der „Bekanntmachung des Geſetzes“ ſind dementſprechend 
die Verordnungen und Geſetze aufgeführt, auf die die Zuſammenfaſſung des neuen 
Geſetzes zurückgeht. Das neue Geſetzgebungswerk will durch möglichſt große Klar⸗ 
heit und Zurückdrängung der Bürokratiſierung der Wirtſchaft die Überſichtlichkeit 
über die Deviſengeſetzgebung erleichtern und damit der Schaffung einer feſten ge⸗ 
ſicherten Außenhandelsbaſis und der Förderung des Außenhandels dienen. 

Drei Hauptteile find in der nunmehr geltenden Deviſengeſetzgebung zu unter: 
ſcheiden: 


1. das grundlegende Geſetz über die Deviſenbewirtſchaftung vom 4. 2. 1935 
RGBl. 1 S. 106), | 


2. die Durchführungsverordnung zum Geſetz über die Deviſenbewirtſchaftung vom 
4. 2. 1935 (RGBl. 1 S. 114), 


3. die Verordnung zur Deviſenbewirtſchaftung (Richtlinien für die Deviſenbewirt⸗ 
ſchaftung) vom 4. 2. 1935 (RGBl. I S. 119). 
Die Richtlinien ſind durch zwei ſpätere Verordnungen abgeändert worden 
(vergl. RGBl. I S. 282 u. 682). 


Das Geſetz enthält die grundlegenden Beſtimmungen der Deviſenbewirtſchaftung. 
Die Durchführungs verordnung bildet eine organiſche Abrundung des Geſetzes; fie 
umfaßt in erſter Linie verfahrensrechtliche und techniſche Beſtimmungen. Sie will 
damit das Grundgeſetz in ſeiner Klarheit und Überſichtlichkeit erhalten. Geſetz und 
Durchführungs verordnung find voneinander nicht zu trennen. 

Die neue Faſſung der Richtlinien für die Deviſenbewirtſchaftung 
ſtellt die geſetzlichen Grundſätze für die Anwendung und Durchführung der Deviſen⸗ 
bewirtſchaftung in dem Wirtſchaftsleben auf. Sie regeln die praktiſche Anwendung 
der deviſenrechtlichen Beſtimmungen. In den neuen Richtlinien find die noch gel⸗ 
tenden Vorſchriften der grundlegenden Verordnung vom 23. 6. 1932, der verſchie⸗ 
denen Abänderungsverordnungen und der Runderlaſſe der Reichsſtelle für Deviſen⸗ 
bewirtſchaftung zuſammengeſtellt. 

So bildet das neue Geſetzgebungswerk in ſeinen drei Teilen ein einheitliches 
Ganzes, das jedem Praktiker, der im Wirtſchaftsleben mit der Deviſenbewirtſchaf⸗ 
tung in Berührung kommt, eine ſchnelle und zuverläſſige Information ermöglicht. 

Die Rückgliederung des Saargebietes machte eine Verordnung über den 
Zahlungsverkehr mit dem Saarland vom 13. 2. 1935 (RG Bl. I S. 187) und eine 
Verordnung zur Einführung der Geſetzgebung über die Deviſenbewirtſchaftung und 
den Zahlungsverkehr mit dem Ausland im Saarland vom 23. 2. 1935 (RG Bl. I 
S. 278) notwendig. 

Die nunmehr geltende Deviſengeſetzgebung, die vor allem durch den „Neuen 
Plan“ beherrſcht wird, hat den Zweck, in erſter Linie der deutſchen Volkswirtſchaft 
zu dienen. Die Sicherſtellung der Rohſtoffverſorgung der deutſchen Wirtſchaft iſt 
oberſtes Ziel. Dazu iſt es erforderlich, durch eine ſtraffe Deviſenbewirtſchaftung 
jedes ungeregelte Abfließen von Deviſen aus der deutſchen Wirtſchaft zu unter⸗ 
binden und die aus dem deutſchen Export und ſonſtigen Leiſtungen für das Aus⸗ 
land anfallenden Deviſen im Intereſſe der Allgemeinheit zu bewirtſchaften. Die 
Durchführung des „Neuen Planes“ im Herbſt 1934, die die Rohſtoffverſorgung des 
Winters 1934/35 ſicherſtellte, hat die für die deutſche Innen: und Außenwirtſchaft 
notwendige Grundlage zur weiteren Aufwärtsentwicklung geſchaffen. 
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VI. Überficht über die gefeßlichen Grundlagen der Deviſenbewirtſchaftung 


Nachfolgend wird eine Zuſammenſtellung der geſetzlichen Beſtimmungen über 
die Deviſenbewirtſchaftung in zeitlicher Reihenfolge gegeben. 

Verordnung des Reichspräſidenten über die Wiederaufnahme des Zahlungsver⸗ 
kehrs nach Bankfeiertagen, den Verkehr mit Deviſen und über Kursveröffentlichun⸗ 
gen vom 15. Juli 1931 (RGBl. 1 S. 365). Daraufhin wurden mehrere Verord⸗ 
nungen erlaſſen. Hinzuweiſen iſt vor allem auf die Verordnung über den Verkehr 
mit ausländiſchen Zahlungsmitteln vom 15. Juli 1931 (RGBl. I ©. 366). Die bis⸗ 
her erſchienenen Verordnungen wurden dann zuſammengefaßt in der Verordnung 
des Reichspräſidenten über die Deviſenbewirtſchaftung vom 1. 8. 1931 (RGBl. I 
S. 421). Zu dieſer Verordnung ſind 12 Durchführungsverordnungen erlaſſen worden. 

Eine grundlegende Neufaſſung fand im Mai 1932 ſtatt, die in ihren Grund⸗ 
zügen auch heute noch in Geltung iſt. So wurde am 23. Mai 1932 die Verordnung 
über die Deviſenbewirtſchaftung (RGBl. 1 S. 231 ff.) veröffentlicht. Im Anſchluß 
daran ſind zahlreiche geſetzliche Veränderungen und Durchführungsverordnungen 
herausgegeben worden, und zwar: Das Geſetz zur Anderung der Verordnung über 
die Deviſenbewirtſchaftung vom 16. Februar 1934 (RG Bl. I S. 92); Geſetz über 
Zahlungsverpflichtungen gegenüber dem Ausland vom 9. 6. 1933 (RGBl. I S. 349) ; 
Erſte Durchführungsverordnung zur Verordnung über die Deviſenbewirtſchaftung 
vom 23. 5. 1932 (RGBl. I S. 238 ff.); Zweite Durchführungsverordnung vom 
17. 3. 1933 (RGBl. I S. 107); Dritte Durchführungsverordnung vom 12. 4. 1933 
(RGBl. I S. 201); Vierte Durchführungsverordnung vom 9. 5. 1933 (RGBl. I 
S. 278); Fünfte Durchführungsverordnung vom 20. 7. 1933 (RGBl. I S. 531); 
Sechſte Durchführungsverordnung vom 19. 9. 1933 (RG Bl. I S. 678); Siebente 
Durchführungsverordnung vom 22. 12. 1933 (RG Bl. I S. 1112); Achte Durch⸗ 
führungsverordnung vom 17. 4. 1934 (RGBl. I S. 313); Neunte Durchführungs⸗ 
verordnung vom 15. 6. 1934 (RG BI I ©. 510); Zehnte Durchführungsverordnung 
vom 22. 12. 1934 (RGBl. I S. 1290); Verordnung zur Anderung der Verordnung 
über die Deviſenbewirtſchaftung vom 11. 9. 1934 (RGBl. I S. 829); Verordnung 
zur Anderung der Verordnung über die Deviſenbewirtſchaftung vom 29. 9. 1934 
(RGBl. ] S. 864). 

Verordnung zur Deviſenbewirtſchaftung (Richtlinien für die Deviſenbewirt⸗ 
ſchaftung) vom 23. 6. 1932 (RGBl. I S. 317 ff. und S. 346); Zweite Verordnung 
zur Deviſenbewirtſchaftung (Anderung der Richtlinien) vom 9. 6. 1933 (RGBl. I 
S. 363); Dritte Verordnung zur Devijenbewirtihaftung (Anderung der Richt⸗ 
linien) vom 7. 12. 1933 (RG BBl. I S. 1045); Vierte Verordnung zur Deviſenbewirt⸗ 
ſchaftung (Anderung der Richtlinien für die Deviſenbewirtſchaftung) vom 17. 4. 
1934 (RGBl. I S. 315); Fünfte Verordnung zur Deviſenbewirtſchaftung (Anderung 
der Richtlinien für die Deviſenbewirtſchaftung) vom 15. 6. 1934 (RGBl. 1 S. 511). 

Eine überſichtliche Zuſammenfaſſung aller bisherigen 
gegenwärtig gültigen geſetzlichen Beſtimm ungen erfolgte im 
Februar 1935, und zwar durch: 

Die Bekanntmachung des Geſetzes über die Deviſenbewirtſchaftung und der Durch— 
führungsverordnung zum Geſetz über die Deviſenbewirtſchaftung vom 4. 2. 1935 
(RGBl. IJ S. 105). Darin heißt es: 

„Auf Grund von Artikel Il des Geſetzes zur Anderung der Verordnung über die 
Deviſenbewirtſchaftung vom 16. Februar 1934 (RGBl. I S. 92) werden nach⸗ 
ſtehend als Geſetz über die Deviſenbewirtſchaftung und als Durchführungsver— 
ordnung hierzu neu bekanntgemacht: 

„Die Verordnung über die Devijenbewirtihaftung vom 23. Mai 1932 
(RGBl. I S. 231); die Durchführungsverordnung zur Verordnung über die 
Deviſenbewirtſchaftung vom 23. Mai 1932 (RGBl. I S. 238); die Vierte 
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Durchführungsverordnung zur Verordnung über die Deviſenbewirtſchaftung vom 
9. Mai 1933 (RGBl. I S. 278); § 6 des Geſetzes über Zahlungsverbindlichkeiten 
gegenüber dem Ausland vom 9. Juni 1933 (RGBl. I S. 349); die Fünfte Durch⸗ 
führungsverordnung zur Verordnung über die Deviſenbewirtſchaftung vom 20. Juli 
1933 (RGBl. I S. 531); die Sechſte Durchführungsverordnung zur Verordnung 
über die Deviſenbewirtſchaftung vom 19. September 1933 (RGBl. I S. 678); das 
Geſetz über die Schaffung einer Reichsſtelle für Deviſenbewirtſchaftung vom 18. De⸗ 
zember 1933 (RGBl. I S. 1079); die Verordnung über die Schaffung einer Reichs⸗ 
ſtelle für Deviſenbewirtſchaftung vom 19. Dezember 1933 (RGBl. I S. 1088); die 
Siebente Durchführungsverordnung zur Verordnung über die Deviſenbewirtſchaf⸗ 
tung vom 22. Dezember 1933 (RGBl. I S. 1112); das Geſetz zur Anderung der 
Verordnung über die Deviſenbewirtſchaftung vom 16. Februar 1934 (RGBl. I 
S. 92); die Achte Durchführungsverordnung zur Verordnung über die Deviſen⸗ 
bewirtſchaftung vom 17. April 1934 (RGBl. 1 S. 313); die Neunte Durchführungs⸗ 
verordnung zur Verordnung über die Deviſenbewirtſchaftung vom 15. Juni 1934 
(RGBl. I S. 510); die Verordnungen zur Anderung der Deviſenverordnung vom 
11. 9. 1934 (RGBl. I S. 829) und vom 29. 9. 1934 (RGBl. 1 S. 864); Abſchnitt III 
§ 27 des Steueranpaſſungsgeſetzes vom 16. 10. 1934 (RG Bl. 1 S. 925); die Zehnte 
Durchführungsverordnung zur Verordnung über die Deviſenbewirtſchaftung vom 
22. 12. 1934 (RGBl. 1 S. 1290).“ 

Geſetz über die Deviſenbewirtſchaftung vom 4. 2. 1935 (RGBl. I S. 106); Durch⸗ 
führungsverordnung zum Geſetz über die Deviſenbewirtſchaftung vom 4. 2. 1935 
(RGBl. 1 S. 114); Verordnung zur Deviſenbewirtſchaftung (Richtlinien für die 
Deviſenbewirtſchaftung) vom 4. 2. 1935 (RGBl. 1 S. 119); Erſte Verordnung der 
Reichsſtelle für Deviſenbewirtſchaftung zur Anderung der Richtlinien für die 
Deviſenbewirtſchaftung vom 25. 2. 1935 (RGBl. J S. 282); Zweite Verordnung 
zur Anderung der Richtlinien für Deviſenbewirtſchaftung vom 15. 5. 1935 (RGBl. I 
S. 605); hierzu Ergänzungsverordnung vom 21. 5. 1935 (RGBl. I S. 682); Ver⸗ 
ordnung über die Einführung der Geſetzgebung über die Deviſenbewirtſchaftung und 
den Zahlungsverkehr mit dem Ausland im Saarland vom 23. 2. 1935 (RGBl. I 
S. 278); Verordnung über den Zahlungsverkehr mit dem Saarland vom 13. 2. 1935 
(RGBl. 1 S. 187). | 

Nachfolgend werden die weſentlichſten Geſetze, die mit der Deviſenwirtſchaft 
mittelbar oder unmittelbar in Zuſammenhang ſtehen, aufgeführt. 

Geſetz gegen Verrat der deutſchen Volkswirtſchaft vom 12. 6. 1933 (RGBl. I 
S. 360); Geſetz über die Schaffung einer Reichsſtelle für die Deviſenbewirtſchaftung 
vom 18. 12. 1933 (RGBl. 1 S. 1079); Verordnung über die Schaffung einer Reichs⸗ 
ſtelle für Deviſenbewirtſchaftung vom 19. 12. 1933 (RG Bl. I S. 1088); Geſetz über 
den Verkehr mit induſtriellen Rohſtoffen und Halbfabrikaten vom 22. 3. 1934 
(RGBl. 1 S. 212) mit zahlreichen Durchführungs- und Anderungsverordnungen; 
Geſetz über wirtſchaftliche Maßnahmen vom 3. 7. 1934 (RGBl. I S. 819); Faſer⸗ 
jtoffverordnung vom 19. 7. 1934 (RG Bl. I S. 819); Geſetz über die Anwendung 
wirtſchaftlicher Vergeltungsmaßnahmen gegenüber dem Ausland vom 3. 7. 1934 
(RGBl. I S. 565); Verordnung über den Warenverkehr vom 4. 9. 1934 (RGBl. I 
S. 816); Verordnung über Preiſe für ausländiſche Waren vom 22. 9. 1934 
(RGBl. I S. 843). Bekanntmachung über den Tauſch von Wertpapieren im Aus⸗ 
lande (Reichsſtelle für Deviſenbewirtſchaftung) vom 6. 5. 1935 (Reichsanzeiger 
Nr. 112). Geſetz über die Errichtung einer Deutſchen Verrechnungskaſſe vom 16. 10. 
1934 (RGBl. I S. 997). 

Stillhalteabkommen vom 17. 9. 1931 mit fünf weiteren Verordnungen, vgl. 
RGBl. I S. 489, 490, 509, 680; Deutſches Kreditabkommen von 1932 (Deutſcher 
Reichsanzeiger Nr. 41) mit einer Ermächtigungs⸗ und drei Durchführungsver— 
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ordnungen, vgl. RGBl. I S. 85, 86, 229, 524, Kreditabkommen für deutſche öffent: 
liche Schuldner (Deutſcher Reichsanzeiger und Preußiſcher Staatsanzeiger Nr. 106 
vom 7. 5. 1932) mit einer Ermächtigungs⸗ und einer Durchführungs verordnung, 
vgl. RGBl. 1 S. 246, 247; Deutſches Kreditabkommen von 1933 (Deutſcher Reichs⸗ 
anzeiger und Preußiſcher Staatsanzeiger Nr. 56 vom 7. 3. 1933); Durchführungs⸗ 
verordnung vom 20. 3. 1933 (RG Bl. I S. 138); Deutſch⸗Schweizer Sonderkredit⸗ 
abkommen von 1933 (Deutſcher Reichsanzeiger und Preußiſcher Staatsanzeiger 
Nr. 56 vom 7. 3. 1933); Durchführungsverordnung vom 20. 3. 1933 (RGBl. I 
S. 139); Kreditabkommen für deutſche öffentliche Schuldner von 1933 (Deutſcher 
Reichsanzeiger und Preußiſcher Staatsanzeiger Nr. 63 vom 15. 3. 1933); Durch⸗ 
führungsverordnung vom 27. 3. 1933 (RG Bl. 1 S. 149); Deutſches Kreditabkommen 
von 1934 (Deutſcher Reichsanzeiger und Preußiſcher Staatsanzeiger Nr. 50 vom 
28. 2. 1934); Durchführungsverordnung vom 6. 3. 1934 (RGBl. 1 S. 186); Kredit: 
abkommen für deutſche öffentliche Schuldner von 1934 (Deutſcher Reichsanzeiger 
und Preußiſcher Staatsanzeiger Nr. 78 vom 4. 4. 1934); Durchführungsverordnung 
vom 11. 4. 1934 (RGBl. I S. 307); Deutſch⸗Schweizer Sonderkreditabkommen vom 
16. 2. 1934 (Deutſcher Reichsanzeiger und Preußiſcher Staatsanzeiger Nr. 50 vom 
28. 2. 1934); Durchführungsverordnung vom 6. 3. 1934 (RGBl. 1 S. 186); Deut⸗ 
ſches Kreditabkommen von 1935 (Deutſcher Reichsanzeiger und Preußiſcher Staats⸗ 
anzeiger Nr. 57 vom 8. 3. 1935); Durchführungsverordnung über das Deutſche 
Kreditabkommen von 1935 vom 4. 3. 35 (RGBl. I S. 401); Kreditabkommen für 
Deutſche öffentliche Schuldner von 1935 (Deutſcher Reichsanzeiger und Preußiſcher 
Staatsanzeiger Nr. 55 vom 6. 3. 1935); Durchführungsverordnung über das Kre⸗ 
ditabkommen für Deutſche öffentliche Schuldner vom 4. 3. 1935 (RGBl. I S. 401); 
Deutſch⸗Schweizer Sonderkreditabkommen vom 16. 2. 1935 (Deutſcher Reichsanzei⸗ 
ger und Preußiſcher Staatsanzeiger Nr. 55 vom 6. 3. 1935); Durchführungsverord⸗ 
nung über das Deutſch⸗Schweizer Sonderkreditabkommen vom 4. 3. 1935 (RGBl. I 
S. 402); Geſetz über die Gewährleiſtung für den Dienſt der Schuldverſchreibungen 
der Konverſionskaſſe für deutſche Auslandsſchulden vom 27. 6. 1934 (RGBl. I 
S. 709), das durch das Geſetz über die Gewährleiſtung für den Dienſt von Schuld: 
verſchreibungen der Konverſionskaſſe für Deutſche Auslandsſchulden vom 26. 2. 
1935 (RGBl. 1 S. 286) erſetzt wurde. 

Außer den Geſetzen iſt auf die Runderlaſſe und Bekanntmachungen der ver⸗ 
ſchiedenen amtlichen Stellen hinzuweiſen, ſo vor allem auf die Bekanntmachungen 
der Reichsbank, die Runderlaſſe des Reichswirtſchaftsminiſteriums an die Stellen 
für Deviſenbewirtſchaftung, ſpäterhin auf die Runderlaſſe der Reichsſtelle für 
Deviſenbewirtſchaftung an die Deviſenſtellen und auf die Anordnungen der Über: 
wachungsſtellen. Als beſonders wichtig ſind zu nennen der Runderlaß der Reichs⸗ 
ſtelle für Deviſenbewirtſchaftung an die Überwachungsſtellen vom 11. 9. 1934 
Nr. 1/34 USt. ſowie der Runderlaß vom 1. 9. 1934 bzw. der Runderlaß vom 
28. 9. 1934 Nr. 104/34 und 121/34 DSt. der Reichsſtelle für Deviſenbewirtſchaftung 
über Warenaustauſch- und Verrechnungsgeſchäfte, endlich der Runderlaß Nr. 117.34 
DSt. betr. die Neuregelung der Deviſenbewirtſchaftung außerhalb des Waren: 
verkehrs. 

Rudolph 
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Geld⸗, Bank⸗ und Boͤrſenweſen 


Nationalſozialiſtiſche Geſetzgebung 
auf dem Gebiete des Geld», Bank: und Börſenweſens 


I. Münzweſen 


1. Allgemeines 
1) V. des Reichspräſidenten über Maßnahmen auf dem Gebiete der Finanzen, der Wirt 
ſchaft und der Rechtspflege. Vom 18. März 1933, RGBl. I S. 109/119. 
2) Geſ. zur Anderung des Münzgeſetzes. Vom 5. Juli 1934, RG Bl. I S. 574. 
3) V. zur Durchführung des Münzgeſetzes. Vom 6. Juli 1934, RGBl. 1 S. 594. 
4) 8 a Einführung der Reichswährung im Saarland. Vom 25. Februar 1935, RGBI. I 


Auf dem Gebiete des Münzweſens waren grundſätzliche Anderungen nicht not⸗ 
wendig. Dem Streben des neuen Staates nach Echtheit entſprechend werden aber 
auf Grund des Geſ. 2) von einem Zeitpunkt an, den der Reichsminiſter der Finanzen 
beſtimmt, die Münzen in der Reichsmünzſtätte, alſo zentral, ausgeprägt. 
Vorläufig allerdings erfolgt die Ausprägung auf Grund der V. 3) für Rechnung 
des Reichs noch in den Münzſtätten derjenigen Länder, welche ſich dazu bereit 
erklären. Auszuprägende Beträge und die Verteilung dieſer Beträge auf die ein⸗ 
zelnen Münzſtätten beſtimmt der Reichsminiſter der Finanzen. Ebenſo erfolgt auf 
ſeine Anordnung die Beſchaffung der Münzmetalle. Der Umlauf an Münzen betrug 
Ende 1934 1894 Mill. RM. Da gegenwärtig 30 RM. je Einwohner geprägt werden 
dürfen, iſt damit die zuläſſige Höchſtgrenze faſt erreicht. 

Laut § 2 des Münggeſetzes vom 30. Auguſt 1924 wurden außer Gold- und Silber⸗ 
münzen Stücke über 1, 2, 5, 10 und 50 Reichspfennig als Reichs münzen 
ausgeprägt. Die V. 1) (Kap. X) ſetzt dafür „Stücke über 1, 2, 4, 5, 10 und 50 Reichs⸗ 
pfennig ſowie 1 Reichsmark“. 

Die Eingliederung des Saargebietes in das Deutſche Reich machte es notwendig. 
auch im Saargebiet die Reichs währung einzuführen. Dies geſchieht durch 
V. 4) mit Wirkung ab 1. März 1935. 


2. Einzelne Münzarten 
a) Silbermünzen. 
1) Bekanntmachung über die Ausprägung von Reichsſilbermünzen im Nennbetrage von 
2 und 5 Reichsmark. Vom 7. Nov. 1933, RGBl. I S. 820. 
2) Desgl. Vom 16. März 1934, RGBl. IT S. 201. 
3) Desgl. Vom 7. November 1934, RGBl. I S. 1111. 
4) Desgl. Vom 24. Juni 1935, RGBl. 1 S. 754. 
5) le über die Ausprägung von e im Nennbetrage von 
5 Reichsmark. Vom 11. Juni 1934, RGBl. I S. 
6) V. über die Außerkursſetzung der 1 im Nennbetrage von 3 Mark 
und 3 Reichsmark. Vom 6. Juli 1934, RGBl. I S. 595. 


Nach den erſten fünf Bekanntmachungen wurden neue Reichsſilbermünzen mit 
obigem Nennbetrage ausgeprägt. Sie weiſen in ihrer Prägung teilweiſe beſonders 
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auf das nationalſozialiſtiſche Deutſchland hin (Schauſeite: Bild der Garniſonkirche 
von Potsdam mit dem Datum „21. März“, Randinſchrift: „Gemeinnutz geht vor 
Eigennutz“), andere zeigen einen Luther⸗, Schiller⸗ oder Hindenburg⸗Kopf. Die 
Stücke über 2 Reichsmark haben ein Miſchungsverhältnis von 625 Teilen Silber 
und 375 Teilen Kupfer, die 5⸗Reichsmarkſtücke ein Miſchungsverhältnis von 
900 Teilen Silber und 100 Teilen Kupfer. Das Stück zu 2 Reichsmark wiegt 
8 Gramm, das Stück zu 5 Reichsmark 13,888 8889 Gramm. Die früher im Umlauf 
befindlichen großen 5⸗Reichsmarkſtücke werden eingezogen und an ihre Stelle die 
eben erwähnten Stücke geſetzt, welche die Größe der früheren 3⸗Markſtücke haben. 

Demgegenüber gelten auf Grund der V. 6) die Münzen über 3 Mark und 
3 Reichsmark ab 1. Oktober 1934 nicht mehr als geſetzliche Zahlungsmittel. 


b) Nickelmünzen. 

Bekanntmachung über die Ausprägung von eee im Nennbetrage von 
1 Reichsmark. Vom 28. Oktober 1933, RGBl. I S. 7 

Nach dieſer Bekanntmachung werden die a. Münzen aus reinem Nidel 
hergeſtellt. Sie dürfen eine Beimiſchung fremden Metalles im Betrage von mehr 
als 2 v. H. nicht enthalten. Die einzelne Münze hat ein Gewicht von 4,8 Gramm. 


c) Kupfermünzen. 

V. über die Außerkursſetzung der Vier⸗Reichspfennigſtücke aus Kupferbronze. Vom 
25. Juli 1933, RGBl. I S. 538. 

Die genannten Münzen, die erſt ſeit März 1933 in Umlauf waren, gelten ab 
1. Oktober 1933 nicht mehr als geſetzliche Zahlungsmittel. 


II. Bank⸗ und Sparkaſſenweſen 


1. Allgemeines 
1) V. des Reichspräſidenten über Maßnahmen auf dem Gebiete der Sinanzen, der Wirt⸗ 
ſchaft und der Rechtspflege. Vom 18. März 1933, RGBl. I S. 109/122 
2) 708 on 1 des bargeldloſen Zahlungsverkehrs. Vom 3. Juli 1934, 


3) Geſ. über 90 geg e von e für Kredite an das Kleingewerbe. Vom 
31. Oktober 1933, RGBl. I S. 7 


4) V. zur Durchführung der 5 Vom 21. April 1933, RG Bl. I S. 228. 
5) 15 a ll des Reichskommiſſars für das Bankgewerbe. Vom 7. Auguſt 1933, 


6) 4. V. zur Durchführung der aktienrechtlichen Vorſchriften der Verordnung des Reichs⸗ 
präſidenten über i e und über eine Steueramneſtie. Vom 
27. Nov. 1933, RGBl. 1 S. 1 


7) 8. V. zur Durchführung .. 985 vorſtehend). Vom 20. Nov. 1934, RGBl. I S. 1188. 
8) V. über eine Gründungsiperrz für Kreditinſtitute. Vom 4. Sept. 1934, RGBl. I S. 815. 
9) 1. V. zur Durchführung des Geſetzes zur nun 154 organiſchen Aufbaues der 

deutſchen Wirtſchaft. Vom 27. Nov. 1934, RGBl. 1 S. 1 

Durch V. 1) (Kap. XV) find 1 oder Verein⸗ 
barungen, wonach über Guthaben bei Verrechnungsſtellen, Banken oder 
anderen Kreditinſtituten durch Scheck, Anweiſungen jeder Art, Überweiſungs- oder 
Verrechnungsauftrag, nicht aber durch Barabhebung verfügt werden darf, ſoweit 
nichtig, wieſie die Barabhebung ausſchließen. Folgerichtig ſchließt 
ſich hier das Geſ. 2) an. Hierdurch werden Unternehmungen, die zum 
Zwecke der Einräumung von Krediten im weſentlichen auf un barem Wege 
Guthaben ſchaffen, über die durch Scheck, Anweiſungen, nicht aber durch 
Barabhebung verfügt werden ſoll, unterſagt. Weitere wichtige Beſtimmungen 
hinſichtlich des unbaren Zahlungsverkehrs enthält das Reichsgeſetz über das Kredit— 
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weſen. Der neue Staat kann nicht dulden, daß durch derartige Einrichtungen in 
un verantwortlicher Ausdehnung Giralgeld geſchaffen wird, für das jede ſtaatliche 
Kontrolle fehlt und das unvermeidlich preisſteigernde Wirkungen haben muß. 
Gerade auf dem Gebiete des Geld⸗ und Bankweſens, durch das in weiteſtem Maße 
die Geſamtwirtſchaft beeinflußt werden kann, muß nach den Grundſätzen des Natio⸗ 
nalſozialismus der ſtaatliche Einfluß, der immer nur das Wohl des Geſamtrolkes 
im Auge hat, beſonders ſtark hervortreten. 

Der Mittelſtand und vor allem das Kleingewerbe waren in der Zeit des Libera⸗ 
lismus immer mehr zum Untergang verurteilt. Der nationalſozialiſtiſche Staat 
dagegen betont immer wieder die Bedeutung gerade dieſer Volksteile für die Ent⸗ 
wicklung des Staates. Daher wurde im Kap. XVI der V. 1) der Reichsminiſter der 
Finanzen ermächtigt, zur Stützung mittelſtändiſcher Kreditinſti⸗ 
tute 30 Millionen Reichsmark in drei gleichen Teilbeträgen 1932, 1933 und 1934 
auszugeben. Das Geſ. 3) ermächtigt den Reichsminiſter der Finanzen, namens des 
Reiches Garantien bis zum Betrage von insgeſamt 10 Millionen RM. für 
Kredite zu übernehmen, die von gewerblichen Kreditgenoſſenſchaften oder von 
Privatbankiers an Kleingewerbetreibende gegeben werden. 

Nach der V. 6) gelten die im Art. 2 § 4 der 2. Durchf.⸗Verordng. vom 20. Dez. 
1932 (RGBl. I S. 561) für den Jahresabſchluß von Kreditbanken 
getroffenen Beſtimmungen auch für das Geſchäftsjahr, das nach dem 30. September 
1932 und vor dem 1. Oktober 1933 begonnen hat, nach der V. 7) weiterhin für das 
Geſchäftsjahr, das nach dem 30. September 1933 und vor dem 1. Oktober 1934 be⸗ 
gonnen hat. 

Durch Notverordnung vom 19. September 1931 war die Bankenaufſicht 
eingeführt, die im weſentlichen in den Händen des Reichskommiſſars für 
das Bankgewerbe lag. Um die allgemeine Bankpolitik beeinfluſſen zu 
können, waren ihm gewiſſe Vollmachten erteilt. Die V. 4) beſtimmt, daß die 
Koſten, welche durch die auf ſeine Veranlaſſung erfolgende Nachprüfung einer 
Bank entſtehen, von der betroffenen Bank dem Reiche zu erſtatten ſind. Durch das 
Geſ. 5) erhält der Reichskommiſſar in gewiſſen Fällen das Recht zur Verhängung 
von Ordnungsſtrafen. Späterhin iſt die Bankenaufſicht im Reichsgeſetz über 
das Kreditweſen eingehend geregelt worden (ſ. nächſtes Kapitel). 

Die V. 8) brachte eine Errichtungsſperre für das Kreditgewerbe. Es 
wurde ſowohl die Neugründung von Kreditinſtituten wie auch die Errichtung von 
Zweigniederlaſſungen, Depoſitenkaſſen, Agenturen, Annahme- und Zahlſtellen ver⸗ 
boten. Das Reichsgeſetz über das Kreditweſen enthält auch hierüber neue Beſtim⸗ 
mungen (SS 3, 5 und 6). 

Um jederzeit zugunſten des Volksganzen innerhalb der Wirtſchaft wirken zu 
können, braucht der nationalſozialiſtiſche Staat einen planmäßigen Auf⸗ 
bau der geſamten Wirtſchaftsorganiſation. Der organiſatoriſche Aufbau erfolgt 
fachlich und regional. Nach der V. 9) iſt die gewerbliche Wirtſchaft in 6 Reichs⸗ 
gruppen gegliedert. Die Reichsgruppe IV (Banken) umfaßt das Kredit⸗ 
gewerbe. Sie iſt in 6 Wirtſchaftsgruppen untergegliedert, die wiederum 
in Fachgruppen aufgeteilt ſind. 

Es beſtehen folgende Wirtſchafts- und Fachgruppen: Wirtſchaftsgruppe 1 „Pri⸗ 
vates Bankgewerbe“ (Fachgruppen: private Aktienbanken, private Hypotheken⸗ 
banken, Privatbankiers, amtliche Kursmakler, freie Börſenmakler); Wirtſchafts⸗ 
gruppe 2 „Öffentliche Banken mit Sonderaufgaben“, Wirtſchaftsgruppe 3 „Offent⸗ 
lich-rechtliche Kreditanſtalten“ (Fachgruppen: Zentrale Kreditinſtitute, Kredit⸗ 
banken, Banken für langfriſtigen Kredit und Emiſſionsbanken, Girozentralen); 
Wirtſchaftsgruppe 4 „Sparkaſſen“ (Fachgruppe: Offentliche Bauſparkaſſen); Wirt: 
ſchaftsgruppe 5 „Kreditgenoſſenſchaften“ (Fachgruppen: Ländliche Kreditgenoſſen⸗ 
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ſchaften, Gewerbliche Kreditgenoſſenſchaften); Wirtſchaftsgruppe 6 „Bauſparkaſſen 
und Zweckſparunternehmungen“ (Fachgruppen: Private Bauſparkaſſen, Zweckſpar⸗ 
unternehmungen). 

Neben der fachlichen Gliederung baut ſich die regionale Organiſation 
der Kreditwirtſchaft auf, und zwar bis zur endgültigen reichsrechtlichen Regelung 
der Reichseinteilung auf den 13 Treuhänderbezirken (Wirtſchaftsbezirken: Oſt⸗ 
preußen, Schleſien, Brandenburg, Pommern uſw.), wobei jedoch die Städte Berlin 
und Hamburg als ſelbſtändige Wirtſchaftsbezirke geführt werden. 


2. Das Reichsgeſetz über das Kreditweſen 


1) Reichsgeſetz über das Kreditweſen. Vom 5. Dezember 1934, RGBl. I S. 1203. 
2) 1. V. zur Durchführung und Ergänzung des Reichsgeſetzes über das Kreditweſen. Vom 
9. Februar 1935, RGBl. I S. 205. 


Nicht nur in Deutſchland, in nahezu allen Ländern hat man dem Kreditgewerbe 
vorgeworfen, daß es der Weltkriſe nicht hinreichend Widerſtand geleiſtet habe. Da 
in der Tat die Kreditinſtitute vielfach gezwungen waren, auf Staatshilfe zurück⸗ 
zugreifen, mußte man die im Kreditgewerbe offenbar vorhanden geweſenen 
Mängel, ſei es im Aufbau, in den Formen, in der Geſchäftsführung oder ſonſt⸗ 
wie, feſtſtellen, um eine Neuordnung des Bank⸗ und Kreditweſens 
nach nationalſozialiſtiſchen Grundſätzen in die Wege leiten zu können. 

Zu dieſem Zweck trat im September 1933 zum erſten Male der Unter⸗ 
ſuchungsausſchuß für das Bankweſen (Enquete⸗Ausſchuß) zuſammen, 
deſſen Schlußbericht am 29. November 1933 veröffentlicht wurde. Nur wenige Tage 
ſpäter, am 4. Dezember 1934, beſchloß die Reichsregierung das „Reichsgeſe tz 
über das Kreditweſen“, das am 1. Januar 1935 in Kraft trat. Es bildet 
einen typiſchen Ausdruck nationalſozialiſtiſcher Wirtſchaftsgeſinnung und gibt Ge⸗ 
währ dafür, daß das geſamte Kreditgewerbe hinfort im Sinne des neuen Staates 
mit dem Ziele des größten Nutzens für das Volksganze arbeiten wird. Das Geſetz 
iſt ein Rahmengeſetz, das in 12 Abſchnitte mit zuſammen 59 Paragraphen geglie⸗ 
dert iſt. 

a) Geltungsbereich des Geſetzes. 


Dem Geſetz unterliegen ſämtliche Kreditinſtitute, die im Inlande 
Geſchäfte betreiben, alſo auch die von ausländiſchen Kreditinſtituten in Deutſchland 
errichteten Niederlaſſungen. Die bisher beſtehende Bankenaufſicht (auf Grund der 
Verordnung vom 19. September 1931) umfaßte die Privatnotenbanken, die Spar⸗ 
kaſſen, die Hypothekenbanken, die Zweckſparunternehmungen und die Bauſparkaſſen 
nicht. In die neue geſetzliche Regelung find dieſe Inſtitute mit einbezogen. Auch 
Girokaſſen, Giroverbände, Girozentralen und ſonſtige Einrichtungen, welche dem 
Abrechnungsverkehr dienen, werden den Kreditinſtituten gleichgeſtellt. Außerhalb 
des Geſetzes bleiben lediglich die Reichsbank, die Deutſche Golddiskontbank, die 
Deutſche Reichspoſt ſowie Unternehmungen, die das Pfandleihgewerbe betreiben. 


b) Überwachung des Kreditgewerbes. 


Das Geſetz erſtrebt bewußt eine Einflußnahme auf die Geitaltung des 
Kreditapparates. Daher beſteht für das Kreditgewerbe keine Freizügigkeit, viel⸗ 
mehr bedürfen nach § 3 Unternehmungen, welche Geſchäfte von Kreditinſtituten 
im Inlande betreiben wollen, der Erlaubnis des Reichskommiſſars 
für das Kreditweſen. Dies gilt auch für die Errichtung von Filialen. Der Reichs⸗ 
kommiſſar kann weiterhin die Fortführung bereits beſtehender Betriebe unter 
gewiſſen Vorausſetzungen verbieten. 

Um das Kreditgewerbe klar von anderen Wirtſchaftszweigen zu unterſcheiden 
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und damit die breite Maſſe des Volkes vor Übervorteilung zu ſchützen, iſt die Be⸗ 
zeichnung „Bank“ und „Sparkaſſe“ unter beſonderen Schutz geſtellt. 

Die Beaufſichtigung des Kreditgewerbes erfolgt in der Hauptſache durch 
das Aufſichtsamt für das Kreditweſen (früher Kuratorium für das 
Bankgewerbe) und den Reichskommiſſar für das Kreditweſen 
(früher Reichskommiſſar für das Bankgewerbe). Dem Aufſichtsamt gehören an: der 
Reichsbankpräſident als Vorſitzender, der Reichsbankvizepräſident, ein vom Führer 
und Reichskanzler ernanntes Mitglied, die Staatsſekretäre des Reichsfinanz⸗ und 
Reichswirtſchaftsminiſteriums ſowie je ein Staatsſekretär des Reichsminiſteriums 
für Ernährung und Landwirtſchaft und des Reichsinnenminiſteriums. Das Auf⸗ 
ſichtsamt hat insbeſondere die Aufgabe, für die Beachtung allgemeinwirt⸗ 
ſchaftlicher Geſichtspunkte in der allgemeinen Kredit⸗ und Bankpolitik und für die 
Beſeitigung im Kreditweſen auftretender Mißſtände zu ſorgen. Eine General⸗ 
vollmacht hat das Aufſichtsamt durch die Beſtimmung, daß es Grundſätze für 
die Geſchäftsführung der Kreditinſtitute aufſtellen kann ($ 32 Abſ. 3). 

Dem Aufſichtsamt iſt im Geſetz noch eine Reihe von Sonderaufgaben 
zugewieſen: Es kann Normatiobeſtimmungen erlaſſen zur Begrenzung des Ge⸗ 
ſchäftsumfanges, über das Verhältnis zwiſchen Eigenkapital und den nicht liquiden 
Anlagen (8 11), über Höchſtgrenzen für Einzelkredite ($ 12), über Effektenkredite 
von Geſchäftsleitern und Angeſtellten (8 14), über Liquiditätshaltung (8 16), über 
den Beſitz an Aktien, Kuxen uſw. ($ 17), über Anlage der Spareinlagen (SS 24 
bis 26), über den unbaren Zahlungsverkehr (8 28). 

Für die Durchführung des Geſetzes nach den vom Aufſichtsamt ge⸗ 
gebenen Richtlinien hat der Reichskommiſſar für das Kreditweſen 
zu ſorgen ($ 33). Er wird vom Führer und Reichskanzler nach Anhörung des 
Reichsbankpräſidenten ernannt. Er erteilt die Erlaubnis zum Betriebe neuer 
Kreditinſtitute oder Filialen (8 3). Ihm find ferner anzuzeigen: Kapitalverände⸗ 
rungen, Fuſionen, Veränderungen im Umfange des Geſchäftsbetriebes, auch ein 
Wechſel in der Perſon der Geſchäftsleiter (8 8), Kredite, die den vom Aufſichtsamt 
beſtimmten Höchſtprozentſatz des haftenden Kapitals überſteigen (8 12). Der Reichs⸗ 
kommiſſar kann jederzeit die Einreichung von Bilanzen ſowie Erfolgstrechnungen 
verlangen, Auskünfte fordern, Prüfungen vornehmen oder vornehmen laſſen. Er 
kann an Generalverſammlungen ſowie den Sitzungen der Organe der Kredit— 
inſtitute teilnehmen ſowie die Einberufung dieſer Sitzungen verlangen (8 34). 
Beſonders wichtig iſt die Beſtimmung des § 38, daß der Reichskommiſſar Mehr— 
heitsbeſchlüſſe der Spitzenverbände der Kreditinſtitute über Geſchäftsbedingungen 
und über den Wettbewerb für allgemein verbindlich erklären kann. 

Trotz dieſer weitgehenden Vollmachten wird aber die Aufliht des Reichskom— 
miſſars mehr regulierend ſein. Die materielle Prüfung wird anderen Stellen über⸗ 
laſſen bleiben. Hier kommen z. B. in Frage die Depotprüfer ($ 35). Schließ⸗ 
lich müſſen die Bilanzen der Aktienbanken ebenſo wie die aller Aktiengeſellſchaften, 
der kommunalen Bankinſtitute, der Sparkaſſen- und Giroverbände und deren 
Anſtalten ſowie der Genoſſenſchaften von Wirtſchaftsprüfern geprüft 
werden. 

Als weitere 5. Aufſichtsſtelle kommt zu dem Aufſichtsamt, dem Reichskommiſſar, 
den Depotprüfern, den Wirtſchaftsprüfern noch die Reichsbank hinzu. Auch ihr 
ſind in beſonders vorgeſchriebener Form Bilanzen einzureichen (S 20). 


c) Vorſchriften über das Kreditgeſchäft und die Liquidität. 


Die Vorſchriften über das Kreditgeſchäft und die Liquidität (88 11—19) bilden 
einen der wichtigſten Teile des Geſetzes. Dieſe Vorſchriften ſind jedoch, da 
auf die Vielgeſtaltigkeit des deutſchen Bankweſens Rückſicht genommen werden 
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mußte, nicht ſtarr, ſondern anpaſſungsfähig gehalten. Daher gilt hier mehr denn 
je die alte Weisheit, daß nicht die Vorſchriften ausſchlaggebend find, ſondern viel: 
mehr die Männer, die ſich nach ihnen zu richten haben. Die Beſtimmungen haben 
ſämtlich das Ziel, eine möglichſt weitgehende Sicherheit der Bankgläu⸗ 
biger und jederzeit eine genügende Zahlungsbereitſchaft der 
Kreditinſtitute zu gewährleiſten. Daher wird vorgeſchrieben ein angemeſſenes Ver⸗ 
hältnis der Verbindlichkeiten zu dem Eigenkapital, die Haltung einer Barreſerve 
und ſonſtiger liquider Anlagen ſowie eine Beſchränkung in den Feſtlegungen; die 
Höhe der Einzelkredite muß auf ein beſtimmtes Verhältnis zum Eigenkapital be⸗ 
ſchränkt werden, bei Perſonalkrediten über 5000 RM. ſind die wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe des Kreditnehmers eingehend zu prüfen (Vorlage von Bilanzen), Kredite 
an Perſonen und Unternehmungen, die dem Kreditinſtitut angehören oder ihm 
naheſtehen, ſind beſonders zu behandeln. Weiterhin iſt die Verantwortlichkeit der 
leitenden Perſönlichkeiten durch perſönliche Haftung ſtark erhöht, es werden darüber 
hinaus Haftungsfonds für Geſchäfts⸗ und Zweigſtellenleiter eingerichtet. 

Alle dieſe Vorſchriften ſind angetan, die in der Vergangenheit ſichtbar gewor⸗ 
denen Mängel im Kreditgeſchäft weitgehend zu beſeitigen, denn — ſo heißt es in 
dem Bericht des Unterſuchungsausſchuſſes: „Der nationalſozialiſtiſche 
Staat hat größere und umfangreichere Aufgaben dem Volke 
gegenüber zu erfüllen als das frühere liberaliſtiſch⸗marxi⸗ 
ſtiſſche Regime“. 

d) Der Spar verkehr. 


Kernſtück der Neuordnung des deutſchen Kreditweſens iſt die Herſtellung 
eines den Aufgaben des nationalſozialiſtiſchen Staates entſprechenden Geld⸗ 
und Kapitalmarktes, , die ſcharf voneinander zu trennen find. Dazu gehört, 
daß kurzfriſtig eingelegte Gelder auch kurzfriſtig ausgeliehen werden, andererſeits 
müſſen Gelder, die von Kunden zu Anlagezwecken hereingegeben werden, eine lang⸗ 
friſtige Anlage finden, was infolge der immer noch herrſchenden Kapitalarmut für 
Deutſchland ganz beſonders wichtig iſt. In der verfloſſenen Zeit iſt dies zum 
Schaden der deutſchen Wirtſchaft ſehr oft nicht geſchehen. 

Die langfriſtigen Mittel der Kreditinſtitute beſtehen hauptſächlich aus den 
Spareinlagen. Daher beſchäftigt ſich das Geſetz mit ihnen eingehend (88 22 
bis 27). Es wird ſtreng unterſchieden zwiſchen Spareinlagen und ſonſtigen Ein⸗ 
lagen ſowie der Verwendung dieſer Gelder. Die Spareinlagen ſind beſonders 
anzulegen, und zwar nach näherer Anordnung des Aufſichtsamtes, das eine den 
jeweiligen wirtſchaftlichen Verhältniſſen angepaßte Kapitalmarktpolitik treiben 
kann. So können langfriſtige Mittel, die bisher im kurzfriſtigen Kreditgeſchäft 
verwendet wurden, auf den Kapitalmarkt gebracht werden, womit zugleich auch die 
Beſtrebungen zur Senkung des Kapitalzinſes gefördert werden. Weiterhin iſt dem 
Sparer Gewißheit gegeben, daß ſein geſpartes Geld nicht nur volks wirtſchaftlich 
wünſchenswert angelegt iſt, ſondern daß auch größte Sicherheit und Liquidität 
gewährleiſtet iſt. Die Verzinſung erfolgt einheitlich, ſowohl hinſichtlich des 
Zinsſatzes als auch der Art der Zinsberechnung. 


e) Der unbare Zahlungsverkehr. 


Der unbare Zahlungsverkehr hat ſeit den 70er Jahren in Deutſchland einen 
ſchnellen Aufſchwung genommen. Lange Zeit war die Reichsbank alleinige Trägerin 
eines umfaſſenden Giroverkehrs. Dann entſtand aber eine Reihe weiterer Giro— 
kreiſe. Der unbare Zahlungsverkehr wurde, beſonders während des Weltkrieges, 
von amtlicher Seite gefördert, weil der Zuſammenfluß der baren Zahlungsmittel 
bei den Banken die produktive Verwertung des vom Verkehr nicht unbedingt 
benötigten Metallgeldes geſtattete. Allmählich zeigte ſich aber, daß die Entwicklung 
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der Giroorganiſationen zu einer Schwächung der Zentralnotenbant 
führte. Je größer die einzelne Giroorganiſation war, um ſo mehr war ſie zum 
bargeldloſen Zahlungsausgleich in ſich ſelbſt in der Lage, konnte Giral⸗(Buch⸗)geld 
ſchöpfen und gewiſſe Liquiditätsgrundſätze bei der Kreditgewährung vernachläſſigen. 
Die Kredit⸗ und Diskontpolitik der Reichsbank wurde hierdurch mehr und mehr 
erſchwert. Nachdem bereits am 3. Juli 1934 das Geſetz gegen Mißbrauch des bar⸗ 
geldloſen Zahlungsverkehrs erlaſſen war (ſiehe den Abſchnitt „Allgemeines“), gibt 
jetzt das Geſetz dem Aufſichtsamt die Ermächtigung, Vorſchriften zur Re⸗ 
gelung des un baren Zahlungsverkehrs, ſowohl des Überweiſungs⸗ 
als auch des Scheck⸗ und Verrechnungsverkehrs, zu erlaſſen. Das Geſetz nennt vor 
allem die Möglichkeit, den un baren Zahlungsverkehr bei der Reichs⸗ 
bank und den Poſtſcheckämtern zu zentraliſieren. Hierdurch kann die Stel⸗ 
lung der Reichsbank erheblich geſtärkt werden. 

Schließlich iſt das Aufſichtsamt auch ermächtigt, für den unbaren Zahlungs⸗ 
verkehr Gebühren feſtzuſetzen, um auf dieſe Weiſe eine zweckmäßige Unkoſten⸗ 
verteilung im Kreditweſen zu erreichen. 


3. Die Zinsfrage 


Au auf die wichti Km Geſetze und Verordnungen verwieſen: 
1) Ge über die 59701 8 45 einer Zinsermäßigung bei den Kreditanſtalten. Vom 
24. Januar 1935, R 


2) 9919 Zins mäßigung 755 den öffentlichen Anleihen. Vom 27. Februar 1935, 


3) 1. Durchf.⸗V. zum Geſetz über die n einer Zinsermäßigung bei Kredit⸗ 
anſtalten. Vom 1. März 1935, RGBl. 

4) 2. V. zur Durchführung des Geſetzes über vie acm einer Zinsermäßigung bei 
Kreditanſtalten ſowie Ergänzung zur Durchführung des 8 über Zinsermäßigung 
bei öffentlichen Anleihen. Vom 26. März 1935, RGBl. 1 S. 4 


5) 3. V. zur le des Geſetzes über die Durchführung in Zinsermäßigung bei 
Kreditanſtalten. Vom 25. Juni 1935, RGBl. I S. 8 

6) Geſ. über die Bildung eines aun ee, bei ee (Kapitalanlage⸗ 
geſetzz. Vom 29. März 1934, RGBl. 


7) Geſ. über die Geminnverteilung, Bei de (Anleiheſtockgeſetzz. Vom 
4. Dezember 1934, RGBl. J S. 1 

8) 1 D Durchführung und 1 des Anleiheſtockgeſetzes. Vom 27. Februar 1935, 

9) 2. 2. hr Durhführung und Ergänzung des Anleiheſtockgeſetzes. Vom 18. April 1935, 


Der Punkt „Brechung der Zinsknechtſchaßft“ iſt das Herzſtück des 
nationalſozialiſtiſchen Programms. Seine Bedeutung wird heute, wo wir dem 
Ziele erheblich näher gekommen ſind, auch dem Laien beſonders deutlich, wenn 
man ſich ins Gedächtnis zurückruft, daß Deutſchland in der Weltwirtſchaft lange 
Zeit eine Inſel höchſter Zinsſätze war. Nicht nur unſere Auslandsſchulden mußten 
mit 8 v. H. und mehr verzinſt werden, auch auf dem inneren Geldmarkt betrug 
nach der Inflation die Verzinſung der Anleihen 10 v. H. und mehr. Damals wies 
vor allem die Landwirtſchaft darauf hin, daß ſie derartig hohe Zinsſätze nicht 
tragen könne. Nach langen ſchwierigen Zeiten wurde ſchließlich durch die berüch— 
tigte 3. Notverordnung vom Dezember 1931 mit Gültigkeit vom 1. Januar 1932 
ab der damals 8 v. H. betragende Zinsſatz für Hypotheken, Pfandbriefe und alle 
Anleihen auf 6 v. H. ermäßigt; Zinsſätze über 8 v. H. wurden im Verhältnis 8:6 
herabgeſetzt; überſtieg der Zinsſatz 12 v. H., ſo wurde von dem Mehr die Hälfte 
gekürzt. Dies brachte für die Anleihe- und Hypothekenſchuldner zwar eine große 
Erleichterung, andererſeits wurden aber alle Renteneinkommen ruckartig um ein 
Drittel gekürzt, was ſich in einer entſprechenden Minderung der Kaufkraft ſehr 
bedenklich auswirkte. Die nationalſozialiſtiſche Regierung betonte demgegenüber 


598 


von Anfang an, daß auf derartige Weiſe eine wirkſame Zinserleichterung nie zu 
erreichen ſei, ſondern daß die Zinsſenkung organiſch, getragen durch das 
zunehmende Vertrauen in die wirtſchaftliche Entwicklung Deutſchlands, erfolgen 
müſſe. In der Tat traten mit der Wiedergeſundung der deutſchen Wirtſchaft bereits 
im Jahre 1933 von ſelbſt Zinsſenkungen ein. Im Sommer 1933 ſetzten zunächſt 
einige Sparkaſſen den Zinsfuß ihrer Hypothekenzinſen von 6 auf 5,5 v. H. herab, 
im Herbſt 1933 ſchloſſen ſich ſämtliche Sparkaſſen und Hypothekenanſtalten an. Auch 
die dem Reichsaufſichtsamt für Privatverſicherungen unterſtehenden Verſicherungs⸗ 
geſellſchaften folgten zum 1. Januar 1934. 

Auf dem Anleihemarkt mußten die Verhältniſſe ebenfalls noch geändert 
werden. Immer wieder aber betonte die Reichsregierung, daß ihr gewaltſame 
Maßnahmen fernlägen, daß ſie vielmehr größten Wert darauf lege, daß jede Zins⸗ 
konverſion von der freudigen und freiwilligen Mitarbeit der großen Sparermaſſen 
getragen werde. Daher mußte der Abbau der hohen Zinsſätze auch hier einer orga⸗ 
niſchen Entwicklung überlaſſen bleiben, wenngleich die Regierung dieſe Entwick⸗ 
lung beinflußte. Als die Reichsbank (ſiehe dort) durch Geſetz vom 27. Oktober 1933 
das Recht erhielt, Offen⸗Markt⸗Politik zu treiben, wurde u. a. erſtrebt, den Kurs⸗ 
ſtand der feſtverzinslichen Werte zu heben, möglichſt bis an den Pariſtand, weil 
dann verhältnismäßig leicht Zinskonverſionen vorgenommen werden kön⸗ 
nen. Auch durch das Kapitalanlagegeſetz (Geſ. 6) wurde eine größere Auf⸗ 
nahme von Anleihen des Reiches, der Länder und Gemeinden an der 
Börſe erſtrebt. Aus dieſen Anleihen war ein Anleiheſtock, über deſſen Beſtände 
bis 31. März 1936 nicht verfügt werden durfte, von Kapitalgeſellſchaften zu bilden, 
wenn ſie 1. für ein Geſchäftsjahr, das zwiſchen dem 1. Oktober 1933 und 31. März 
1934 endete, im Verhältnis zum eingezahlten Kapital einen höheren Gewinn als 
im Vorjahre ausſchütteten und 2. der ausgeſchüttete Gewinn 6 v. H. des eingezahl⸗ 
ten Kapitals überſtieg. Auf dieſe Weiſe ſollte der Vorteil einer hohen Dividende 
nicht nur dem beſchränkten Kreis von Aktionären zufallen, ſondern es ſollten 
durch die langfriſtige Anlage in Anleihen auch dem Kapitalmarkt Mittel zugeführt 
werden, die indirekt auf eine Zinsſenkung einwirkten. 

An die Stelle dieſes Geſetzes trat im Dezember 1934 das Anleihegeſetz (Geſ. 7). 
Nach ihm dürfen nicht mehr als 6 v. H. des eingezahlten Kapitals in bar aus⸗ 
geſchüttet werden. Eine Barausſchüttung des Gewinnes bis zu 8 v. H. iſt nur 
möglich, wenn eine Geſellſchaft im Vorjahr mehr als 6 v. H. Dividende verteilt 
hat. Ein darüber hinaus verteilbarer Reingewinn iſt an die Deutſche Golddiskont⸗ 
bank abzuführen, die ihn in Reichsanleihen oder Gemeindeumſchuldungsobliga⸗ 
tionen für die Geſellſchaft anzulegen hat. Der ſo gebildete Anleiheſtock wird 
von der Golddiskontbanktreuhänderiſch für die Geſellſchafter ver⸗ 
waltet und mit Ablauf des 4. folgenden Geſchäftsjahres dieſen zur Verfügung frei⸗ 
gegeben. Auch dieſes Geſetz ſtellt eine Unterſtützung der auf eine Zinsſenkung ab⸗ 
zielenden Kapitalmarktpolitik der Reichsregierung dar. 

Im Januar 1935 hatten ſich die Kurſe der feſtverzinslichen Werte bereits 
erheblich gehoben. Im Dezember 1932 betrug das durchſchnittliche Kurs⸗ 
niveau der Pfandbriefe 79,31, im Januar 1935 dagegen 96,38. Damit war die 
Baſis für eine umfaſſende Konverſion, wie ſie im übrigen in England, 
Holland, Frankreich, Italien auch ſchon vorgenommen waren, gegeben. Das Geſ. 1) 
ermächtigte alle Pfandbriefinſtitute, innerhalb von 5 Tagen ein Um⸗ 
tauſchangebot zu machen, wonach für ſämtliche mit 6 v. H. und höherem Zins aus⸗ 
geſtattete Pfandbriefe und Kommunalobligationen mit Ausnahme der Aufwer⸗ 
tungsſchuldverſchreibungen und der im Auslande begebenen Schuldverſchreibungen 
mit Wirkung vom 1. April 1935 ab der Zinsſatz unter Gewährung einer Prämie 
von 2 v. H. des Nennbetrages auf 4½ v. H. herabgeſetzt wird, ſofern (im Regel: 
fall) die Beſitzer nicht innerhalb von 10 Tagen nach der Veröffentlichung das An⸗ 
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gebot ablehnten. Dieſe Konverſion glückte hervorragend. Es wurden Wertpapiere 
im Nennbetrage von rund 10è Milliarden RM. erfaßt. Nur für 0,23 v. H. der 
in die Konverſion einbezogenen Werte wurde die Umwandlung abgelehnt. Für die 
Realkreditinſtitute brachte dies viele Vorteile, aber auch die Darlehnsnehmer ſelbſt 
erhielten dadurch einen Zins, der nicht mehr weſentlich über dem der letzten Vor⸗ 
kriegsjahre liegt (1910/13: 4½—5 v. H. für erſte Hypotheken). Nach dieſem großen 
Erfolge konnte auch der nach den Pfandbriefen und Kommunalobligationen nächſt⸗ 
größere Betrag von Schuldverſchreibungen in die Konverſion einbezogen werden: 
rund 2,5 Milliarden RM. Anleihen des Reiches, der Länder, Pro⸗ 
vinzen und Städte. Dies geſchah durch Geſ. 2, auf Grund deſſen die techniſche 
Durchführung der Konverſion für die öffentlichen Anleihen weitgehend mit der der 
Pfandbriefobligationen übereinſtimmte. 

Etwa gleichzeitig ließ auch der Leiter der Reichsgruppe „Verſicherungen“ den 
Geſellſchaften nahelegen, den Zinsſatz für Hypotheken um ein weiteres halbes Pro: 
zent, alſo auf 5 v. H., zu ſenken. 

Damit iſt die Zinsſenkung, die im Intereſſe der deutſchen Wirtſchaft drin⸗ 
gend notwendig war, zu einem großen Teil durchgeführt. Gewiß gibt 
es auch heute noch höher verzinsliche Anlagen, aber auch dort wird der Zinsabbau 
erfolgen. Von ihm werden z. B. noch die Bankzinſen erfaßt werden. Die 
Banken vergüten heute für Einlagen auf 3-6 Monate feſt 3 v. H., für ſolche 
auf 6—12 Monate 4 v. H. Dieſe Zinsſätze bieten noch keinen großen Anreiz, die 
Einlagen in 4½ prozentige Wertpapiere umzutauſchen. Dies wird erſt geſchehen, 
wenn die Zinſen für Bankeinlagen herabgeſetzt ſind. Dann iſt zugleich die Möglich⸗ 
keit gegeben, die Zinſen für die Kreditnehmer noch weiter zu verbilligen, ohne 
daß die den Kreditinſtituten verbleibende Zinsſpanne vermindert zu werden braucht. 

Die bisherige Entwicklung zeigt zur Genüge, daß die nationalſozialiſtiſche Re⸗ 
gierung nicht auf halbem Wege Halt macht, ſondern auch die letzten Reſte einer 
etwa noch beſtehenden Zinsknechtſchaft beſeitigt. 


4. Beſondere Banken und Bankgruppen 


a) Deutſche Reichsbank. 
1) Gef. zur Anderung des Bankgeſetzes. Vom 27. Oktober 1933, RGBl. II S. 827. 


2) Geſ. über die Verwendung des Anteils des Reiches am Reingewinn der Reichsbank. 
Vom 7. März 1934, RGBl. I S. 177. 


3) Geſ. zur Anderung der Vorſchriften auf dem Gebiete des allgemeinen Beamten-, des 
Beſoldungs- und des Verſorgungsrechts. Vom 30. Juni 1933, RGBl. I S. 433. 


Durch das Geſ. 1) wird das Bankgeſetz vom 30. Auguſt 1924 in der Faſſung, die 
ſich aus den Geſetzen vom 8. Juli 1930 ſowie der Verordnung des Reichspräſidenten 
vom 1. Dezember 1930 ergibt, in weſentlichen Punkten geändert. 

Der Generalrat, dem urſprünglich auf Grund des unglückſeligen Dawes— 
Planes ſogar ausländiſche Mitglieder angehörten, wird aufgehoben (S 14). 
Der Präſident wird jetzt nach gutachtlicher Außerung des Reichsbankdirekto⸗ 
riums auf vier Jahre und die Mitglieder des Direktoriums aufVorſchlag 
des Reichsbankpräſidenten auf zwölf Jahre vom Führer und Reichskanzler ernannt. 
Damit iſt, wie es für den nationalſozialiſtiſchen Staat ſelbſtverſtändlich iſt, der 
Einfluß des Reiches auf die Reichsbankleitung wieder gegeben und ſomit 
eine einheitliche Politik von ſeiten des Reiches und der Reichsbank gewährleiſtet. 
Mit Ausnahme des Präſidenten ſcheidet jedes Mitglied des Direktoriums bei Er— 
reichung eines Lebensalters von 65 Jahren aus. Aus wichtigen Gründen kann der 
Führer und Reichskanzler den Präſidenten oder ein Mitglied des Direktoriums unter 
Wahrung der ihnen vertraglich zuſtehenden Anſprüche jederzeit abberufen (S 6). 

Die Reichsbank erhält weiterhin das Recht zur Regelung des Geldmarktes. Sie 
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kann feſtverzinsliche, zum amtlichen Börſenhandel zugelaſſene Wertpapiere kaufen 
und verkaufen (S8 21 Ziff. 4) und fie als Unterlagen für die Notenausgabe vers 
wenden ($ 36 Ziff. 2). Die jo angekauften Wertpapiere müſſen in den Wochen: 
ausweiſen der Reichsbank veröffentlicht werden (8 21 Ziff. 4). Durch dieſe ſog. 
Offen⸗Markt⸗Politik ift der Reichsbank — ebenſo wie der Bank von 
England, den amerikaniſchen Bundesreſervebanken und der Schwediſchen Reichs⸗ 
bank — nicht nur die Möglichkeit gegeben, in gewiſſem Rahmen die Kursgeſtal⸗ 
tung der feſtverzinslichen Werte zu beeinfluſſen, darüber hinaus konnte fie auch 
indirekt auf die Höhe des Zinsfußes einwirken. Die Offen⸗Markt⸗Politik 
trug mit dazu bei, den Kursſtand der feſtverzinslichen Werte nahe an den Pari⸗ 
ſtand heranzubringen, ſo daß für dieſe Papiere Zinskonverſionen leicht durchgeführt 
werden konnten (|. Abſchnitt „Zinsfrage“). 

Das Geſ. 2) hebt die Vorſchrift auf, wonach der dem Reiche auf Grund des $ 37 
des Bankgeſetzes jährlich anfallende Gewinnanteil einem Tilgungsfonds für 
Rentenbankſcheine zugeführt werden mußte. 

Das Geſ. 3) bringt eine Angleichung der Bezüge der Reichsbank⸗ 
beamten an die der Beamten und bahnt ſomit eine wünſchenswerte Einheitlich⸗ 
keit auf dieſem Gebiete an. 


b) Deutſche Rentenbank. 
Gef. zur Abänderung ſtrafrechtlicher Vorſchriften. Vom 26. Mai 1933, RGBl. I S. 295. 


Die Deutſche Rentenbank wurde am 15. Oktober 1923 als Währungsbank 
errichtet, ihre Geſchäftstätigkeit durch Geſetz vom 30. Auguſt 1924 jedoch auf die 
Abwicklung der an die Landwirtſchaft und das Reich gegebenen Kredite beſchränkt. 

§ 53 der vorläufigen Durchf.⸗Beſtimmungen zur Verordng. über die Errichtung 
der Deutſchen Rentenbank vom 15. Oktober 1923 (vom 14. Nov. 1923) beſtimmte, 
daß Mitglieder des Vorſtandes, des Aufſichts rates oder des 
Verwaltungsrates der Deutſchen Rentenbank, wenn ſie abſichtlich zum 
Nachteil der Deutſchen Rentenbank handeln, mit Gefängnis und mit Geldſtrafen 
beſtraft werden. Demgegenüber betont das obige Geſetz im Art. IV: „In beſonders 
ſchweren Fällen tritt an die Stelle der Gefängnisſtrafe Zuchthaus bis zu zehn Jahren; 
ein beſonders ſchwerer Fall liegt insbeſondere dann vor, wenn die Tat das Wohl 
des Volkes ſchädigt oder einen anderen beſonders großen Schaden zur Folge gehabt 
oder der Täter beſonders argliſtig gehandelt hat.“ Dieſe Verſchärfung der 
Strafbeſtimmungen zeigt mit aller Deutlichkeit, daß der nationalſozia⸗ 
liſtiſche Staat ſtrengſtens gegen diejenigen vorgeht, die gegen den Grundſatz 
„Gemeinnutz geht vor Eigennutz“ verſtoßen. 


c) Deutſche Renten bank⸗Kreditanſtalt. 

5. Geſ. zur Abänderung des Geſetzes über die Errichtung der Deutſchen Rentenbank⸗ 
Kreditanſtalt. Vom 31. Oktober 1933, RGBl. I S. 793. . 

Die Deutſche Rentenbank⸗Kreditanſtalt, die im Auguſt 1925 als landwirtſchaft⸗ 
liche Zentralbank gegründet wurde, hat die Aufgabe, landwirtſchaftlichen Per⸗ 
ſonal⸗ und Realkredit zu geben. In beſonderer Weiſe wurde ſie in die Durchfüh⸗ 
rung der landwirtſchaftlichen Oſthilfe einbezogen. Durch das neue Abänderungs⸗ 
geſetz wird die Zuſammenſetzung der Anſtaltsverſammlung und 
des Verwaltungsrates feſtgeſetzt. 


d) Bank für deutſche Induſtrieobligationen. 


1) Geſ. über die Höhe der Aufbringungsumlage. Vom 30. Mai 1933, RGBl. I S. 315. 
2) Geſ. über die Gleichſchaltung des Aufſichtsrates der Bank für deutſche Induſtrieobli⸗ 
ee und zur Abänderung des Induſtriebankgeſetzes. Vom 15. Juli 1933, RGBl. I 
489. e 
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Die im September 1924 gegründete Bank für deutſche Induſtrieobligationen 
wurde durch das Induſtriebankgeſetz vom 31. März 1931 vor neue Aufgaben geſtellt. 
Ihre Hauptaufgabe beſteht gegenwärtig darin, die in einem ſteuerähnlichen Ver⸗ 
fahren erhobene Aufbringungsumlage, daneben auch andere, meiſtens öffentliche 
Mittel als langfriſtige Kredite an die Mittel⸗ und Kleininduſtrie weiterzuleiten 
und die Entſchuldung der Landwirtſchaft im Oſthilfegebiet durchzuführen. 

Auf Grund des Geſ. 1) wird für die Rechnungsjahre 1933—1936 eine Auf⸗ 
bringungsumlage — dieſe war urſprünglich nur für Reparationszwecke 
beſtimmt — von je 100 Mill. RM. feſtgeſetzt ($ 2 Abſ. 1). Hiervon werden durch 
die Bank je 80 Mill. RM. für die Zwecke der landwirtſchaftlichen Entſchuldung im 
Oſthilfegebiet und je 20 Mill. RM. für Kredite an gewerbliche Betriebe, ins⸗ 
beſondere kleinen und mittleren Umfanges, zur Verfügung geſtellt. 

Das Geſ. 2) ermöglicht es, den Aufſichtsrat den neuen Verhältniſſen ent⸗ 
ſprechend zuſammenzuſetzen. Die Amtsdauer des alten Aufſichtsrates endet mit dem 
Schluß der Generalverſammlung, die über den Jahresabſchluß für das Geſchäfts⸗ 
jahr 1932/33 Beſchluß faßte (Art. 2 8 1). Der neue Aufſichtsrat beſteht einſchließlich 
des Vorſitzenden aus 21 Mitgliedern, von denen 20 von der Reichsregierung, eins 
vom Reichsbankdirektorium ernannt werden (Art. 3 § 11 Abſ. 1). Von den von 
der Reichsregierung zu ernennenden Mitgliedern ſollen je eins auf Vorſchlag der 
Deutſchen Rentenbank⸗Kreditanſtalt und der Deutſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe, 
zehn aus den Kreiſen der aufbringungspflichtigen Wirtſchaft, drei aus den Kreiſen 
der Landwirtſchaft unter Berückſichtigung der verſchiedenen Betriebsgrößen und 
Arbeitsformen, zwei auf Vorſchlag der Deutſchen Arbeitsfront ernannt werden ($ 11 
Abi. 2). Die Mitglieder des Auſſichtsrates werden auf drei Jahre ernannt. Am 
Ende des 1. und 2. Geſchäftsjahres ſcheiden je ſieben durch das Los zu beſtimmende 
Mitglieder aus (S8 11 Abſ. 6). Die Bank iſt eine Körperſchaft des öffent⸗ 
lichen Rechts. 


e) Deutſche Golddiskontbank. 


Geſ. über die e einer Zinsermäßigung bei Kreditanſtalten. Vom 24. Ja⸗ 
nuar 1935, RGBl. I S. 45. 

Dieſes unter der Führung der Deutſchen Reichsbank im Jahre 1924 errichtete 
Bankinſtitut hat einen neuen Aufgabenkreis erhalten. Es iſt ihm die treuhän⸗ 
deriſche Verwaltung der nach dem Anleiheſtockgeſetz abzuzweigenden Divi⸗ 
dendenbeträge übertragen. 


f) Deutſche Siedlungsbank. 

Geſ. 9105 Abänderung der Verordnung über die Deutſche Siedlungsbank. Vom 18. Sept. 
1933, RGBl. I S. 647. 

Die Verordnung über die Deutſche Siedlungsbank vom 26. Sept. 1930 wird in 
einigen Punkten geändert. Klar ergibt ſich auch hier jetzt der Einfluß des 
Reichs. Die Deutſche Siedlungsbank unterſteht nach dem neuen Geſetz der Auf⸗ 
ſicht des Reichsminiſters für Ernährung und Landwirtſchaft, auf den die Befug⸗ 
niſſe der bisherigen Anſtaltsverſammlung übergehen. Die Bank hat jetzt nur noch 
einen Geſchäftsführer und einen Verwaltungsrat. 


g) Deutſche Verrechnungskaſſe. 

Geſ. über die Errichtung einer Deutſchen Verrechnungskaſſe. Vom 16. Oktober 1934, 
RGBl. I S. 997. 

Die Deutſche Verrechnungskaſſe wird als Körperſchaft des öffentlichen Rechts 
gegründet und der Aufſicht des Reichs wirtſchaftsminiſters unterſtellt. Da es bereits 
mehr als 20 Verrechnungsabkommen mit anderen Staaten gibt, iſt die Zuſammen— 
faſſung aller hiermit verknüpften Arbeiten an einer Stelle zweckmäßig. Sie hat 
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vor allem die Konten zu führen, die auf Grund der Verrechnungs⸗ 
abkommen einzurichten waren. 


h) Deutſche Zentralgenoſſenſchaftskaſſe. 

1) Geſ. über Neuwahl von Mitgliedern Si . der Deutſchen Zentralgenoſſen⸗ 

ſchaftskaſſe. Vom 22. April 1933, RGBl. 1 S. 2 
2) Diüurchf.⸗V. zur V. des Reichspräſidenten über 5 Deutſche ee ee 

und das genoſſenſchaftliche Reviſionsweſen. Vom 21. Okt. 1932, RGBl. I 

Die im Jahre 1895 zur Förderung des genoſſenſchaftlichen eee der 
mittleren und unteren Schichten gegründete Preußiſche Zentralgenoſſenſchaftskaſſe 
wurde durch Notverordnung vom 21. Okt. 1932 in die Deutſche Zentralgenoſſen⸗ 
ſchaftskaſſe umgewandelt. 

Das Geſ. 1) enthält Beſtimmungen über den Ablauf der Amtsdauer des Aus⸗ 
ſchuſſes, der die Geſchäftsführung überwacht und dem Direktorium Richtlinien 
für die Kreditgewährung geben kann. Es iſt durch dieſes Geſ. die Möglichkeit ge⸗ 
geben, in den Ausſchuß neue Mitglieder zu entſenden, die in dieſem wichtigen In⸗ 
ſtitut nationalſozialiſtiſche Grundſätze praktiſch verwirklichen können. Das Geſ. 2) 
regelt den Übertritt der Beamten der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchafts⸗ 
kaſſe zur Deutſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe und ihre Beſoldung. 


i) Die Privatnotenbanken. 


1) Gef. zur Anderung des Privatnotenbankgeſetzes. Vom 18. Dez. 1933, RGBl. II S. 1034. 
2) 2. Geſ. zur 80 des Privatnotenbankgeſetzes (Überleitungsgeſetz) vom 29. Dez. 
1934, RGBl. II S. 1399. 


Durch das Privatnotenbankgeſetz vom 30. Auguſt 1924 war den Privatnoten⸗ 
banken (Bayriſche Notenbank, Sächſiſche Bank, Badiſche Bank, Württembergiſche 
Notenbank) eine Notenausgabe von insgeſamt 194 Mill. RM. geſtattet. Dieſer 
letzte Reſt eines einſt beſtehenden Partikularismus wird durch das Geſ. 1) 
beſeitigt. Es beſagt: „Die Befugnis zur Notenausgabe erliſcht mit dem 31. Dezem⸗ 
ber 1935, ohne daß daraus ein Anſpruch auf Entſchädigung entſteht.“ Damit wird 
das Ziel, eine einheitliche Banknote für das ganze Deutſche Reich zu 
ſchaffen, endlich verwirklicht. 

Das Geſ. 2) gibt den Privatnotenbanken die Möglichkeit, ſich in reine Kre⸗ 
ditbanken (Regionalbanten) umzuwandeln, ohne vor Ende 1935 auf 
das Notenausgaberecht zu verzichten. Allerdings dürfen nicht mehr Noten aus⸗ 
gegeben werden, als an dem Tage in Umlauf waren, an dem der Reichswirtſchafts⸗ 
miniſter ſeine Zuſtimmung auf Ausdehnung des Geſchäftsbereiches erteilt hat. 
Außerdem muß die Bank bei einem vom Reichsbankdirektorium zu ernennenden 
Treuhänder Deckung in Schatzanweiſungen hinterlegen. Das Geſetz nimmt beſon⸗ 
ders auf Württemberg und Baden Rückſicht, wo keine Staatsbanken und auch keine 
größeren privaten Regionalbanken beſtehen. Daher iſt es verſtändlich, daß die 
Württembergiſche Notenbank und die Badiſche Bank ſofort die erforderlichen Maß⸗ 
nahmen zur Umgeſtaltung in freie Kreditbanken ergriffen haben. 


k) Hypothekenbanken. 


V. über die Börſen⸗, Hypothekenbank⸗ und Schiffspfandbriefbankaufſicht. Vom 28. Sept. 
1934, RGBl. I S. 863. 

Auf Grund dieſer V. gehen die Aufſichtsbefugniſſe der Landesregie⸗ 
rungen mit dem Ablauf des 30. September 1934 auf den Reichswirtſchafts⸗ 
miniſter über. Dies wird insbeſondere für die einheitliche Regelung des 
Emiſſionsgeſchäftes der Hypothekenbanken von Bedeutung werden. 
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) Schiffspfandbriefbanken. 
8 595 über Schiffspfandbriefbanken (Schiffsbankgeſetz)z. Vom 14. Aug. 1933, RGBl. I 


Für dieſe Spezialbanken beſtand bisher ein Sondergeſetz nicht. Nach dem neuen 
Geſetz, das in vielem mit dem Hppothekenbankgeſetz zu vergleichen iſt, bedürfen 
die Schiffspfandbriefbanken zur Ausübung ihres Geſchäftsbetriebes der Ge⸗ 
nehmigung der Reichsregierung ($ 1 Abſ. 1) und unterliegen der 
ſtaatlichen Aufſicht (8 3). Eine Schiffspfandbriefbank darf außer der Be: 
leihung von Schiffen oder Schiffsbauwerken und der Ausgabe von Schiffspfand⸗ 
briefen nur folgende Geſchäfte betreiben: 1. den Erwerb, die Veräuße⸗ 
rung und die Beleihung von Darlehnsforderungen, für welche ein Schiffs⸗ 
pfandrecht beſtellt iſt; 2. die Vermittlung ſolcher Darlehen und deren Verwaltung 
für Dritte; 3. den kommiſſionsweiſe erfolgenden Ankauf und Verkauf von Wert⸗ 
papieren, jedoch unter Ausſchluß von Zeitgeſchäften; 4. die Annahme von Geld 
oder anderen Sachen zur Hinterlegung, jedoch mit der Maßgabe, daß der Geſamt⸗ 
betrag des hinterlegten Geldes die Hälfte des eingezahlten Grundkapitals nicht 
überſteigen darf; 5. die Beſorgung der Einziehung von Wechſeln, Anweiſungen und 
ähnlichen Papieren. 

Bei jeder Schiffspfandbriefbank iſt ein Treuhänder zu beſtellen (8 27). Dem 
Treuhänder fällt in der Hauptſache die Überwachung der Pfandbriefdeckung zu. 
Außerdem hat er die Urkunden über die in das Deckungsregiſter eingetragenen Dar⸗ 
lehnsforderungen und Schiffspfandrechte ſowie die in das Regiſter eingetragenen 
Wertpapiere und das zur Deckung der Schiffspfandbriefe beſtimmte Geld unter dem 
Mitverſchluß der Bank zu verwahren. 

In den 88 22—26 enthält das Geſetz Beſtimmungen über die Aufſtellung 
der Bilanz ſowie die Gewinn: und Verluſtrechnung. 

Nach einer Verordnung vom 28. September 1934 find die Aufſichtsbefug⸗ 
niſſe der Landesregierungen hinſichtlich der Schiffspfandbriefbanken auf den 
Reichswirtſchaftsminiſter übergegangen. 


5. Sparinſtitute 
a) Sparkaſſen. 
1) V. des Reichspräſidenten über Spar⸗ und Girokaſſen, kommunale nung und 
Giroverbände ſowie Girozentralen. Vom 13. März 1933, RGBl. 1 S. 1 


2) Gel. über Spar⸗ und Girokaſſen, kommunale Kreditinftitute und oa fowie 
Girozentralen. Vom 18. Dez. 1933, RGBl. I S. 1 


3) Desgl. Vom 13. Dez. 1934, RGBl. I S. 1242. 
4) Geſ. über den Deutſchen Sparkaſſen⸗ und Giroverband. Vom 6. April 1933, RGBl. I 


Einige, wenn auch glücklicherweiſe wenige, kommunale Kreditinſtitute hatten 
zeitweilig eine Entwicklung genommen, die nicht mehr gutgeheißen werden konnte. 
Daher wurden durch die V. 1) die Landesregierungen bis 31. Dezember 1933, 
durch das Geſ. 2) bis 31. Dezember 1934 und durch das Geſ. 3) bis 31. Dezember 
1935 ermächtigt, bei den genannten Inſtituten und Verbänden die zu einer 
zweckmäßigen Geſtaltung der Organiſation erforderlichen Maß⸗ 
nahmen zu treffen, insbeſondere beſtehende Satzungen zu ändern oder neue 
Satzungen einzuführen. Sie können zu dieſem Zweck auch Einrichtungen und An— 
ſtalten aufheben, zuſammenlegen und neu begründen; ſie dürfen jedoch nicht ohne 
Einwilligung des Reichswirtſchaftsminiſters kommunale Einrichtungen und An— 
ſtalten auf ſtaatliche oder privatrechtliche Einrichtungen und Anſtalten überführen 
oder in ſolche umwandeln. 

Durch das Gel. 4) wird der Deutſche Sparkaſſen- und Girover⸗ 
band eine öffentliche Körperſchaft des Reichs (8 1). Der Verband 
ſteht unter Aufſicht der Reichsregierung. Anderungen der Satzung be— 
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dürfen der Genehmigung der Reichsregierung ($ 3), jo daß auch hier die Sicher: 
heit gegeben iſt, daß Reichs: und Sparkaſſenpolitik in Einklang ſtehen. 


b) Zweckſparunter nehmungen. 


1) Gef. über Zweckſparunternehmungen. Vom 17. Mai 1933, RGBl. I S. 269 
2) u u. Ergänz.⸗V. über Zweckſparunternehmungen. Vom 2. Juni 1088, RGBl. I 


4 2. desgl. Vom 10. Okt. 1933, RG Bl. I S. 725. 
3. desgl. Vom 28. Mai 1934, RGBl. 1 S. 465. 

Durch Feſtſetzung eines Min deſtkapitals von 50 000 RM. und durch die 
Beſtimmung, daß Zweckſparunternehmungen künftig nur die Formeiner AG., 
einer Kommanditgeſellſchaft a. A. oder G. m.b. H. haben dürfen (S 2), 
wird eine Geſundung dieſes Wirtſchaftszweiges eingeleitet. Es iſt dieſen Unter⸗ 
nehmungen verboten (8 4), die Bezeichnung „Sparkaſſe“ oder eine 
Bezeichnung, in der das Wort „Sparkaſſe“ enthalten iſt, zu führen. Weitere Be⸗ 
ſtimmungen beziehen ſich auf weitgehende Publizität (88 5, 7) ſowie die 
Pflichtprüfung (8 6). Zum weiteren Schutz für die Zweckſparer wird ein 
dem Reichswirtſchaftsminiſter unterſtehender Reichs beauftragter für 
Zweckſparunter nehmungen beſtellt ($ 9). Im nationalſozialiſtiſchen 
Staat darf nicht jeder beliebig und ſchrankenlos ſeinen eigenen Wirtſchaftsinter⸗ 
eſſen nachgehen, daher hat auch der Reichsbeauftragte das Zweckſparweſen ſo zu 
beeinfluſſen, daß es mit der deutſchen Geſamtwirtſchaft in Einklang ſteht ($ 10). 
Seine Befugniſſe gehen jo weit, daß er unſoliden Zweckſparunternehmungen den 
Geſchäftsbetrieb unterſagen kann ($ 15). Gegen feine Entſcheidungen gibt es kein 
Rechtsmittel. Dem Reichsbeauftragten für Zweckſparunternehmungen ſteht ein aus 
Sachverſtändigen gebildeter Beirat beratend zur Seite ($ 11). Die Mitglieder 
werden vom Reichswirtſchaftsminiſter für 3 Jahre beſtellt. Hinſichtlich der Be⸗ 
zeichnung „Bank“ gelten für die Zweckſparunternehmungen die Beſtimmun⸗ 
gen des Reichsgeſetzes über das Kreditweſen. 

Die V. 2) befaßt ſich mit Anordnungen, die ein Landes beauftragter 
für Zweckſparunter nehmungen vor Inkrafttreten des Geſetzes 1) ge⸗ 
troffen hat. Die Befugniſſe eines Landesbeauftragten erlöſchen ſpäteſtens am 
30. Juni 1933. 

Die V. 3) regelt die Aufbringung der durch den Reichsbeauftragten und den 
Beirat entſtehenden Koſten. 

Die V. 4) regelt die Übertragung eines Beſtandes von Zweckſpar⸗ 
verträgen von einer Zweckſparunternehmung auf eine andere. 


c) Bauſparkaſſen. 


1) 5 3, N68. 1 8 Fa und den Beirat für Bauſparkaſſen. Vom 22. April 
2) 8. 15 8 die Bilanzierung von gemeinnützigen Baugenoſſenſchaften und Bauſparkaſſen. 
die in der Rechtsform einer eingetragenen Genoſſenſchaft betrieben werden. Vom 

7. Sept. 1933, RGBl. I S. 622. 

Nach dem Geſ. 1) fällt die Mitwirkung des Reichsrates bei der Ernennung der 
Mitglieder des Verſicherungsbeirates und des Beirates für Bau⸗ 
ſparkaſſen beim Reichsaufſichtsamt für Privatverſicherung in Zukunft fort. 

Durch die V. 2) find für Bauſparkaſſen beſondere Bilanzierungsvor⸗ 
ſchriften erlaſſen. 

Nach § 10 des Reichsgeſetzes über das Kreditweſen dürfen die Bezeichnung 
„Sparkaſſe“ oder eine Bezeichnung, in der das Wort „Sparkaſſe“ enthalten 
iſt, nur die öffentlichen oder dem öffentlichen Verkehr dienenden Spar- und Giro: 
kaſſen führen. Die öffentlich-rechtlichen Bauſparkaſſen machen auf Grund des $ 10 
Abſ. 4 des genannten Geſetzes hiervon eine Ausnahme, ebenſo ſolche privaten 
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Bauſparkaſſen, die dem Geſetz über die Beaufſichtigung der privaten Verſicherungs⸗ 
unternehmungen und Bauſparkaſſen vom 6. Juni 1931 (RGBl. I S. 315) unterliegen. 


d) Werkſparkaſſen. 


Der § 27 des Reichsgeſetzes über das Kreditweſen beendet die jahrzehntelange 
Diskuſſion über die Bedeutung der Werkſparkaſſen. Zweifellos waren urſprünglich 
bei der Errichtung dieſer Spareinrichtungen mancherlei ſoziale Erwägungen aus⸗ 
ſchlaggebend. In der Nachkriegszeit hatten ſich jedoch viele Entartungen gezeigt. 
Vor allem erwies ſich immer mehr, daß die in den Werkſparkaſſen angelegten 
Gelder nicht genügend geſchützt find. Daher beſtimmt das Geſetz, daß die Wert: 
ſparkaſſen bis 31. Dezember 1940 aufzulöſen ſind. 


III. Börſenweſen 
2 Gef. zur Abänderung ſtrafrechtlicher Vorſchriften. Vom 26. Mai 1933, RGBl. 1 ©. 295. 
2) Gel. zur Anderung des Börſengeſetzes. Vom 5. März 1934, RGBl. 1 S. 169. 
3) V. über die Börſen⸗, Hypothekenbank⸗ und Schiffspfandbriefbankaufſicht. Vom 28. Sept. 

1934, RGBl. I S. 863. 

4) Geſ. über den Wertpapierhandel. Vom 4. Dez. 1934, RGBl. I S. 1202. 
5) V. betr. die Zulaſſung von Wertpapieren zum Börſenhandel. Vom 4. Dez. 1934, 

RGBl. 1 S. 1215. 

Die Börſe war in der Zeit der Inflation und auch noch danach teilweiſe Tummel⸗ 
platz von gewiſſenloſen, nichtdeutſchen Geſchäftemachern geworden, denen jedes 
Mittel recht war, um ſich eigene Vorteile zu verſchaffen und denen der ſolide 
deutſche Bank⸗ und Börſenmann oftmals machtlos gegenüberſtand. Es iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß im nationalſozialiſtiſchen Staate auch hier ſehr bald eine weit⸗ 
gehende Säuberung durchgeführt wurde. Darüber hinaus wurden die ſtraf⸗ 
rechtlichen Vorſchriften verſchärft, die Auswüchſen entgegenwirken 
ſollen. Durch Art. IV des Gef. 1) wird $ 95 des Börſengeſetzes Abſ. 2 in der Weiſe 
geändert, daß für einen Kommiſſionär, der ſich oder einem Dritten unrechtmäßiger⸗ 
weiſe Vermögensvorteile verſchaffen will, in beſonders ſchweren Fällen nicht nur 
— wie bisher — Gefängnisſtrafe, ſondern Zuchthaus bis zu 10 Jahren eintritt. Ein 
beſonders ſchwerer Fall liegt vor allem dann vor, wenn die Tat des Kom— 
miſſionärs das Wohl des Volkes ſchädigt (vgl. hierzu die Ausführungen über die 
„Deutſche Rentenbank“). 

Beſonders die Zuſammenfaſſung der an der Börſe tätigen Perſonen in Be: 
rufsverbänden und eine allgemeine Ehrengerichtsbarkeit 
werden dafür ſorgen, daß die Börſe nicht mehr als Spielhölle betrachtet werden 
kann, an der die Kursbewegungen durch eine raffinierte Spekulation veranlaßt 
werden. Auf Grund des Geſ. 2) erfolgt die amtliche Feſtſtellung der Bör⸗ 
ſenpreiſe an Wertpapierbörſen, an denen eine Maklerkammer beſteht, nunmehr 
durch die von den Landesregierungen beſtellten Kursmakler unter Aufſicht der 
Maklerkammer (früher durch den Börſenvorſtand unter Mitwirkung der Kurs⸗ 
makler). An den ſonſtigen Börſen haben ſie bei der amtlichen Feſtſtellung des 
Börſenpreiſes von Waren und Wertpapieren mitzuwirken. Die amtlich beſtellten 
Kursmakler und ihre Stellvertreter unterliegen nicht der Gerichtsbarkeit des 
Ehrengerichts. 

Dafür, daß „an der Börſe die Intereſſen der deutſchen Volkswirtſchaft und der 
am Börſenverkehr intereſſierten Kreiſe, insbejondere der Sparer und Kleinaktio— 
näre“ gewahrt werden, hat hinfort der Börſenpräſident zu ſorgen. Dies 
iſt in der am 4. Dezember 1934 von der Induſtrie- und Handelskammer Berlin 
erlaſſenen neuen Börſenordnung feſtgelegt, die am 29. Dezember 1934 vom 
Reichswirtſchaftsminiſter genehmigt wurde. Dieſe Berliner Börſenordnung diente 
als Muſter für die übrigen deutſchen Börſen. Lediglich Hamburg hatte bereits 
früher — im Oktober 1934 — eine neue Ordnung geſchaffen. Der Börſen⸗ 
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präſident wird von der Induſtrie⸗ und Handelskammer jeweils auf 1 Jahr 
ernannt, er iſt gleichzeitig Leiter der Abteilung „Wertpapierbörſe“ und trägt allein 
die volle Verantwortung. Die früher beſtehenden Sonderausſchüſſe ſind 
zum großen Teil beſeitigt. Die Zulaſſung von Börſenbeſuchern iſt weſentlich 
erleichtert, ſo daß für die Zukunft mit ſtärkerem Börſenbeſuch gerechnet werden 
kann. Im übrigen hat der Börſenpräſident das Recht, nach freiem Ermeſſen jede 
Zulaſſung wieder zurückzunehmen. Auch auf dieſe Weiſe iſt eine Sicherheit gegeben, 
daß die Börſe nicht zum Sammelplatz ungeeigneter Elemente wird. Die Auf⸗ 
ſichtsbefugniſſe der Landesregierungen ſind auf Grund der V. 3) mit Ab⸗ 
lauf des 30. September 1934 auf den Reichswirtſchaftsminiſter über⸗ 
gegangen. 

Weil man erkannte, daß die Vielzahl der in Deutſchland beſtehenden Börſen (es 
gab 21) weder für die Kursbildung noch für die Befriedigung des Kapitalbedarfs 
zweckmäßig war, wurde durch eine im Zuſammenhang mit Geſ. 4) erlaſſene An⸗ 
ordnung des Reichswirtſchaftsminiſters die Zahl der deutſchen Wert⸗ 
papierbörſen auf 9 herabgeſetzt. Nur Berlin, Breslau, Leipzig, München, 
Stuttgart, Frankfurt am Main, Düſſeldorf, Hannover und Hamburg haben jetzt 
noch eine Börſe. Die Börſen im Reich haben auf dieſe Weiſe einen weſentlich 
größeren Geſchäftsbereich erhalten und werden damit als „H„eimatbörſen“ 
eine größere Bedeutung erlangen. Der Reichswirtſchaftsminiſter kann an einer 
Börſe zum Handel zugelaſſene Wertpapiere an eine andere Börſe überweiſen. Die 
V. 5) beſtimmt, daß Wertpapiere zum Börſenhandel nur zugelaſſen werden dürfen, 
wenn der Geſamtnennwert der Stücke einen gewiſſen Mindeſtbetrag erreicht: bei 
der Börſe in Berlin 1.5 Mill. RM., bei den Börſen in Frankfurt am Main und 
Hamburg 0.5 Mill. RM. und bei den übrigen Börſen 0.25 Mill. RM. Gewiſſe 
Ausnahmen ſind allerdings zuläſſig. 

In Berlin liegt das Schwergewicht der Börſe jetzt an der Wertpapierbörſe. Neben 
ihr beſtehen nur noch zwei Abteilungen: der Getreidegroßmarkt und eine Metall⸗ 
börſe, in Hamburg noch 6 Abteilungen für verſchiedene Warengruppen. 

Durch den Aufbau der Marktordnung, die immer mehr fortſchreitende Regelung 
von Erzeugung, Abſatz, Preiſen und Preisſpannen ſind die Warenbörſen des 
liberaliſtiſchen Syſtems verſchwunden. So gibt es z. B. keine Getreidebörſen mehr, 
ſondern nur noch Getreidegroßmärkte. Dies bedeutet mehr als eine Um⸗ 
benennung, denn auf dieſem Markt iſt heute durch ein geſetzliches Feſtpreisſyſtem 
jede ſpekulative Betätigung ausgeſchaltet. Das gleiche gilt für andere landwirt⸗ 
ſchaftliche Erzeugniſſe, z. B. Butter, Eier. Die ſtreng durchgeführte Preispolitik 
ſetzt auch hinſichtlich anderer Waren für den börſenmäßigen Handel zum Teil 
Nichtpreiſe feſt, z. B. für Metalle. Damit iſt gegenüber früher ein grundſätzlicher 
Wandel vollzogen. Es kann an dieſen Stellen nicht mehr der Eigennutz befriedigt 
werden, vielmehr ſteht über allem Handeln richtunggebend die volkswirt⸗ 
ſchaftliche Bedarfsdeckung. a 


Schrifttum: 


1 An re Stelle ſei hingewieſen auf das allgemein verſtändlich geſchriebene Stan⸗ 
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Doering, Kreditwirtſchaft und Bankenreform, München o. J. 

il er, Otto Chr., Das Bankweſen im nationalſozialiſtiſchen Staat, Berlin 1934, 
erſ., Das Neichsgeſetz über das Kreditweſen, Kommentar, Berlin, Leipzig 1935, 

Guichard. M. F., Die Neuordnung des deutſchen Geld⸗, Kredit⸗ und Börſenweſens im 
„Jahrbuch für nationalſozialiſtiſche Wirtſchaft“, herausgegeben von Otto Mönckmeier, 
Stuttgart, Berlin 1935, 

Müller, Friedrich, Das Reichsgeſetz über das Kreditweſen, Berlin 1935. 
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Die geſetzgeberiſchen Maßnahmen 
zur Verminderung der Arbeitsloſigkeit 


A. Einleitung: Die geſetzgeberiſchen Maßnahmen zur Ver⸗ 
minderung der Arbeitsloſigkeit vor der Machtübernahme 
durch den Nationalſozialismus 


Die Arbeitsloſigkeit iſt ein Problem, das bereits in der Vorkriegszeit zu aus⸗ 
gedehnten theoretiſchen Erörterungen und zu praktiſchen Verſuchen ſeiner Be⸗ 
kämpfung oder wenigſtens Linderung (Erwerbsloſenfürſorge, Arbeitsloſenver⸗ 
ſicherung) Anlaß gegeben hat, obwohl die Ziffer der Arbeitsloſen der haupt⸗ 
ſächlichen Induſtrieſtaaten damals ſelbſt in Zeiten ungünſtiger Konjunktur gering⸗ 
fügig im Vergleich zur Nachkriegszeit war. Trotzdem wurde die Arbeitsloſigkeit 
ſchon damals als ein ernſtes Problem empfunden. Drohend wurde dies Problem 
(und nicht nur in Deutſchland) jedoch erſt in den Nachkriegsjahren; praktiſche 
Maßnahmen zur Verminderung der Arbeitsloſigkeit wurden nunmehr zur poli⸗ 
tiſchen Notwendigkeit. Zwei Arten von Maßnahmen ſind gegen die Arbeitsloſig⸗ 
keit ergriffen worden: die Unterſtützung der Arbeitsloſen und die Be⸗ 
ſchaffung von Arbeit ldurch Arbeitsvermittlung und durch Vergebung 
von Arbeiten durch die öffentliche Hand). 

Die unterſtützende Arbeitsloſenfürſorge in Deutſchland fand ihren geſetz⸗ 
geberiſchen Niederſchlag in dem Reichsgeſetz über Arbeitsvermitt⸗ 
lung und Arbeitsloſenverſicherung vom 16. Juli 1927 (RGBl. I S. 187), das mit 
ſeinen ſpäter vorgenommenen zahlreichen Abänderungen auch heute noch die 
geſetzliche Grundlage für dieſen Teil der Arbeitsloſenhilfe bildet. Nebenher gingen 
Einzelmaßnahmen zur Arbeitsbeſchaffung mit Hilfe der öffentlichen Hand, die 
längſt abgeſchloſſen find und hier nicht erörtert zu werden brauchen. Den ſtärkſten 
Antrieb erhielt jedoch die öffentliche Arbeitsbeſchaffung in Verfolg der großen 
Wirtſchaftskriſe, die durch die Juli-Ereigniſſe 1931 gekennzeichnet iſt. Bei den im 
Verlauf dieſer Kriſe in bedrohlicher Weiſe anwachſenden Arbeitsloſenziffern wur⸗ 
den Maßnahmen zur Verminderung der Arbeitsloſigkeit bald zu einer unabweis⸗ 
baren Staatsnotwendigkeit. In dieſe Periode fällt die in ihrer Bedeutung weit 
über den engeren Zweck der Arbeitsbeſchaffung hinausragende Entſtehung der 
vorſtädtiſchen Kleinſiedlungt und fallen ferner die Anfänge des 
Freiwilligen Arbeitsdienſtes?. Im übrigen aber brachte das Jahr 
1931 (bis tief in das Jahr 1932 hinein) als eine auf Abbau der öffentlichen 
Ausgaben und auf Deflation eingeſtellte Periode naturgemäß keine großen öffent: 
lichen Arbeitsbeſchaffungsmaßnahmen. 

Das änderte ſich erſt im September 1932 unter dem Reichskabinett von Papen, 
das umfangreiche Maßnahmen zur Verminderung der Arbeitsloſigkeit einleitete, 
die noch heute fortwirken. Schon durch die Verordnung des Reichs 


1 Verordnung des Reichspräſidenten vom 6. 10. 1931 (RG Bl. I S. 537, 551). 

2 Verordnung des Reichspräſidenten vom 5. 6. 1931, Dritter Teil, Kap. I Ziff. 21 
(RG Bl. I S. 295). Verordnung über die Förderung des Freiwilligen Arbeitsdienſtes 
vom 23. 7. 1931 (RGB l. I S. 398). 
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präſidenten vom 5. Juni 1931, Zweiter Teil Kapitel VS 2 (RGBl. I S. 289) 
war der Reichsminiſter der Finanzen ermächtigt worden, für Kredite, die zur 
Ausführung von produktiven Arbeiten von den damit befaßten Stellen auf⸗ 
genommen werden, Garantien bis zum Höchſtbetrage von 300 Millionen RM. zu 
übernehmen. Dieſe geſetzgeberiſche Grundlage, die merkwürdigerweiſe längere Zeit 
unausgenutzt geblieben iſt, wurde im Herbſt 1932 zur finanziellen Grundlage des 
ſogenannten Papen⸗ Programms, wenigſtens ſeines auf öffentliche Ar⸗ 
beitsbeſchaffung gerichteten einen Hauptteils. 

Das Papen⸗ Programm enthält zwei Hauptteile: 

1. die auf der Verordnung des Reichspräſidenten vom 14. Juni 
1932 (Vierter Teil, RG Bl. I S. 273/283) beruhende unmittelbare Arbeits⸗ 
beſchaffungsaktion durch Vergebung öffentlicher Arbeitsaufträge und 

2. die auf der Verordnung des Reichspräſidenten vom 4. Sep⸗ 
tember 1932 (RGBl. I S. 425) beruhende, mittelbar der Arbeitsbeſchaffung 
dienende, die private Wirtſchaftsinitiative anregende Aktion der Ausgabe von 
Steuergutſcheinen. 

Der erfte Teil des Papen⸗Programms umfaßt ein Volumen von 302 Mil⸗ 
lionen RM., die in Form von Aufträgen durch die öffentliche Hand an die private 
Wirtſchaft vergeben wurden. Die Finanzierung dieſer Aufträge erfolgt durch 
Wechſel nach Art normaler Handelswechſel, wobei das Reich deren Einlöſung 
(aus ſeinen Haushaltsmitteln) verbürgt. Die Geſtaltung (das Ausſehen) der 
Wechſel iſt je nach der Art der zu finanzierenden Maßnahmen verſchieden. Jeder 
Wechſel wird nach dreimonatiger Laufzeit viermal um je drei Monate prolongiert, 
ſo daß die Beträge jeweils 15 Monate nach Ausſtellung der Erſtziehung vom 
Reich aus Haushaltsmitteln einzulöſen ſind. Die Nebenkoſten (Diskont uſw.) der 
Finanzierung ſind im weſentlichen in den 302 Millionen RM. enthalten. Zwiſchen 
die finanzierenden Inſtitute (Deutſche Geſellſchaft für öffentliche Arbeiten, Deutſche 
Baus und Bodenbank, Deutſche Rentenbank⸗Kreditanſtalt u. a.) und die den 
Rediskontrückhalt gebende Reichsbank find Bank⸗Konſortien eingeſchaltet, um die 
Belaſtung der Reichsbank im vollen Umfange der zu mobiliſterenden Mittel nach 
Möglichkeit zu vermeiden. Die vom Reich für die Einlöſung der Wechſel über⸗ 
nommene Bürgſchafts verpflichtung in Höhe von rund 300 Millionen RM. ſtützt 
ſich auf die oben erwähnte, bis dahin unausgenutzt gebliebene, für Arbeits⸗ 
beſchaffungszwecke beſtimmte geſetzliche Ermächtigung. Das Reich muß auf Grund 
der übernommenen Verpflichtung zur Einlöſung der Wechſel nach Ablauf der 
15monatigen Laufzeit, alſo während der Rechnungsjahre 1933, 1934, 1935 aus⸗ 
reichende Beträge im Reichshaushalt vorſehen. 

Der die Ausgabe der Steuergutſcheine (die zum Teil der Steuerſenkung, zum 
Teil der Mehrbeſchäftigung von Arbeitern dienen) betreffende zweite Teil des 
Papen⸗Programms dürfte ein Volumen von etwa 1500 Millionen RM. erreichen. 
Demnach ſind die fünf Haushaltsjahre 1934 bis 1938 durchſchnittlich mit je 
300 Millionen RM. belaſtet zuzüglich eines Aufgeldes von jährlich 4 Prozent 
(12 Millionen RM.), ſo daß die Haushaltsbelaſtung durch die Steuergutſcheine 
im Jahre 1934 insgeſamt 312 Millionen RM. und in jedem folgenden Jahr 
12 Millionen RM. mehr (alſo maximal 360 Millionen RM. im Jahre 1938) 
beträgt. Praktiſch wirkt ſich dieſe Belaſtung in einer Verringerung des Steuer⸗ 
aufkommens aus. 

Die Erkenntnis, daß die Maßnahmen des Papen⸗Programms allein zur merk⸗ 
lichen Verminderung der Arbeitsloſigkeit vorausſichtlich nicht genügen würden, 
führte ſofort nach dem Amtsantritt des Reichskabinetts von Schleicher zu einem 
weiteren umfangreichen Arbeitsbeſchaffungsprogramm, dem ſogenannten So⸗ 
fort⸗ Programm. Zunächſt wurde zur „einheitlichen und beſchleunigten 
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Förderung aller Maßnahmen auf dem Gebiete der Arbeitsbeſchaffung“ durch 
Verordnung des Reichspräſidenten vom 15. Dezember 1932 (RGBl. I S. 543) ein 
Reichskommiſſar für Arbeitsbeſchaffung beſtellt. Auf dieſer 
Verordnung und der zu ihrer Durchführung ergangenen Verordnung vom 6. Januar 
1933 (RG BI. I S. 11) beruht das Sofort⸗Programm. Seine finanzielle 
geſetzliche Grundlage wurde durch die Verordnung des Reichspräſidenten über 
finanzielle Maßnahmen auf dem Gebiete der Arbeitsbeſchaffung vom 28. Januar 
1933 (RGBI I S. 31) geſchaffen. 

Der finanzielle Rahmen des Sofort⸗Programms war urſprünglich 
500 Millionen RM. für Zwecke der unmittelbaren Arbeitsbeſchaffung. Dieſe 
Ziffer wurde durch Geſetz vom 13. Juli 1933 (RGBl. I S. 464) auf 600 Mil: 
lionen RM. erhöht. Die Vorfinanzierung erfolgt wiederum auf Wechſelgrund⸗ 
lage. Die Reichsbank ſtellt ſich für den Rediskont zur Verfügung. Die Wechſel 
weiſen wie üblich eine Laufzeit von drei Monaten auf und werden jeweils um 
weitere drei Monate derart prolongiert, daß der Geſamtbetrag der begebenen 
Wechſel im Laufe der Rechnungsjahre 1934 bis 1938 vom Reich aufgenommen 
wird. Auch für dieſes Programm find zur Entlaſtung der Reichsbank Konſortien 
gebildet worden. Als Sicherheit für die Einlöſung der Wechſel hat das Reich 
bei der Reichsbank Steuergutſcheine im Betrage von 600 Millionen RM. hinter⸗ 
legt; die Nebenkoſten der Finanzierung gehen zuſätzlich zu Laſten des Reichs. Aus 
der Art der Finanzierung folgt, daß das Reich durchſchnittlich je ein Fünftel der 
ausgeſtellten Wechſel in den Jahren 1934 bis 1938 aus Haushaltsmitteln ein⸗ 
zulöſen hat; außerdem hat es die Nebenkoſten der Finanzierung bereitzuſtellen. 
Nach Maßgabe der Einlöſung werden die hinterlegten Steuergutſcheine zurück⸗ 
gegeben. 

Das Sofort⸗Programm iſt die letzte große Aktion zur Verminderung der Ar⸗ 
beitsloſigkeit vor der Machtübernahme durch den Nationalſozialismus. 


B. Die geſetzgeberiſchen Maßnahmen zur Verminderung 
der Arbeitsloſigkeit ſeit der Machtübernahme durch den 
Nationalſozialismus 


I. Allgemeines 


Am 30. Januar 1933, dem Tage der Machtübernahme durch den National⸗ 
ſozialismus, betrug die Ziffer der Arbeitsloſen in Deutſchland rund 6 Millionen. 
Das Sofort⸗Programm war überhaupt noch nicht wirkſam geworden. Das Papen⸗ 
programm ſteckte in den erſten Anfängen ſeiner Auswirkung, denn zwiſchen dem 
Beſchluß und dem Beginn der Ausführung von Arbeitsbeſchaffungsprogrammen 
verſt reichen wegen der unvermeidlichen techniſchen Vorbereitungen ſtets einige 
Monate. Die nationalſozialiſtiſche Regierung, die die wirkſame Bekämpfung der 
Arbeitsloſigkeit zu einem ihrer wichtigſten Programmpunkte gemacht hat, konnte 
ſich nicht mit der bloßen Durchführung der von ihren Vorgängern übernommenen 
Maßnahmen begnügen, ſondern ſuchte nach eigenen und erfolgreichen Wegen, auf 
denen ſchnell zu einer ſichtbaren Verminderung der Arbeitsloſigkeit zu gelangen 
war. Sie knüpfte dabei an die überkommene Tradition der Arbeitsbeſchaffung, 
wie ſie insbejondere im Papen- und Sofort-Programm vorgezeichnet war, an, aber 
ſie ging in bezug auf den Umfang ihrer Maßnahmen weit darüber hinaus und 
fügte im übrigen neue Gedanken und neue Methoden den überkommenen hinzu. 
In Verbindung mit einer außerordentlichen Propaganda im Intereſſe der Unter: 
bringung brachliegender Arbeitskräfte bieten damit die Maßnahmen der jetzigen 
Reichsregierung ein gegen früher weſentlich verändertes Bild und erreichen, zumal 
lie ſich mit den bereits früher beſchloſſenen Maßnahmen kumulieren, eine Wir: 
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kung, die früher nicht erzielt worden iſt. Dabei find die geſetzgeberiſchen nur ein 
Teil der überhaupt zur Verminderung der Arbeitsloſigkeit von der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Regierung ergriffenen Maßnahmen. Die zweite Kategorie wird 
andeutungsweiſe am Schluß geſtreift werden. 

In ihrer Geſamtheit bilden die von der nationalſozialiſtiſchen Regierung ge⸗ 
troffenen geſetzgeberiſchen Maßnahmen zur Verminderung der Arbeitsloſigkeit 
ein umfangreiches Werk, das vollſtändig zu überſehen nicht leicht iſt und deſſen 
Darſtellung ſich gewiſſe Schwierigkeiten entgegenſtellen, da die einzelnen Maß⸗ 
nahmen nicht nach theoretiſch vorgefaßtem Plan, ſondern aus dem praktiſchen 
Bedürfnis heraus getroffen worden ſind. Unverrückbar iſt ſtets das Ziel jeder 
Maßnahme: die möglichſt wirkſame Verminderung der Arbeitsloſigkeit. Ihrer Art 
nach aber finden ſich innerhalb eines und desſelben Geſetzes oft Maßnahmen der 
verſchiedenſten Kategorien miteinander vereinigt. 

Man hat verſucht, dieſe Maßnahmen ſyſtematiſch nach ſolchen, die un mittel⸗ 
bar, und ſolchen, die mittelbar der Verminderung der Arbeitsloſigkeit 
dienen, zu unterſcheiden. Unter die mittelbaren Maßnahmen rechnen dabei ſolche, 
die der Belebung der privaten Wirtſchaftstätigkeit, z. B. durch ſteuerliche Erleich⸗ 
terungen oder durch Hebung des Konſums, dienen und damit zur Mehrbeſchäfti⸗ 
gung (Mehreinſtellung) von Arbeitskräften führen. Unmittelbar ſind diejenigen 
Maßnahmen, die den Einſatz öffentlicher Mittel oder die Übernahme von Ver⸗ 
pflichtungen (z. B. Bürgſchaften) der öffentlichen Hand zum Zwecke der Vergebung 
von Aufträgen oder der Ausführung von (öffentlichen) Arbeiten betreffen und damit 
die zuſätzliche Beſchäftigung von Arbeitskräften zum Ziele haben. Da jedoch die 
Grenzlinie zwiſchen mittelbarer und unmittelbarer Arbeitsbeſchaffung vielfach 
nicht ſcharf iſt, und da in den einzelnen Geſetzgebungsakten beide Arten von Maß⸗ 
nahmen häufig nebeneinander auftreten, ſo führt dieſe Einteilung zu keiner 
klaren Syſtematik, ſondern zum Auseinanderreißen zuſammengehöriger Materien. 
Für den vorliegenden Zweck dürfte es daher vorzuziehen ſein, das national⸗ 
ſozialiſtiſche Geſetzgebungswerk zur Verminderung der Arbeitsloſigkeit etwa in 
der zeitlichen Folge ſeiner Entſtehung, nach ſeiner Bedeutung und nach der inneren 
Zuſammengehörigkeit der einzelnen geſetzgeberiſchen Akte zu betrachten. 


II. Das Geſetz zur Verminderung der Arbeitsloſigkeit vom 
1. Juni 1933 (RG Bl. I S. 323) 

Die erſte umfaſſendes geſetzgeberiſche Maßnahme zur Verminderung der 
Arbeitsloſigkeit iſt das Geſetz zur Verminderung der Arbeits⸗ 
loſigkeit vom 1. Juni 1933 (RG Bl. I S. 323). Ihm war bei Gelegenheit der 
Feier des 1. Mai 1933 auf dem Tempelhofer Feld in Berlin die Ankündigung 
des Führers und Reichskanzlers vorausgegangen, daß die energiſche Bekämpfung 
der Arbeitsloſigkeit eine der wichtigſten Aufgaben der Reichsregierung ſein werde. 
Die Entſtehung des Geſetzes geht auf den Staatsſekretär im Reichs finanzminiſte⸗ 
rium Fritz Reinhardt zurück. Das Geſetz beſteht aus fünf ſelbſtändigen Abſchnitten, 
die voneinander ſehr verſchiedene Materien betreffen, aber alle das gemeinſame 
Ziel haben, die Arbeitsloſigkeit ſo wirkſam als möglich zu vermindern. Dieſe 
Abſchnitte find: 1. Arbeitsbeſchaffung; 2. Steuerfreiheit für Erſatzbeſchaffungen; 
3. Freiwillige Spende zur Förderung der nationalen Arbeit, 4. Überführung 
weiblicher Kräfte in die Hauswirtſchaft; 5. Förderung der Eheſchließungen. 

1. Arbeits beſchaffung (Reinhardt⸗Programm)“. 

Der erſte „Arbeitsbeſchaffung“ benannte Abſchnitt dieſes Geſetzes enthält das 

2 Spezielle geſetzgeberiſche Maßnahmen, auf die ſpäter zurückgekommen werden wird, 
waren zeitlich Ghei g gangen 


4 Dazu: Verordnung zur Durchführung der Arbeitsbeſchaffungsmaßnahmen auf Grund 
des Geſetzes zur Verminderung der Arbeitsloſigkeit vom 28. 6. 1933 (RGBl. I S. 425). 
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ſogenannte Reinhardt:PBrogramm. Zweck und Weſen dieſes Abſchnitts 
iſt, zuſätzlich e Arbeiten, d. h. Arbeiten, die ohne dieſes Geſetz nicht in Angriff 
genommen worden wären, in Gang zu bringen und, damit Arbeitsloſen Beſchäfti⸗ 
gung zu verſchaffen. Der Geſamtbetrag, den der Reichsminiſter der Finanzen für 
dieſen Zweck bereitzuſtellen ermächtigt wird, beträgt 1 Milliarde RM., iſt alſo 
erheblich größer als beim Papen⸗ und beim Sofort⸗Programm. Der Betrag verteilt 
ſich auf verſchiedene Kategorien von Arbeiten, die in der Hauptſache in den 
Ziffern 1 bis 8 des S 1 des Geſetzes aufgeführt find; aber auch andere als die 
genannten Kategorien von Arbeiten können gefördert werden. Tatſächlich iſt die 
Verteilung der insgeſamt bereitgeſtellten 1 Milliarde RM. wie folgt vorge⸗ 
nommen worden: 


1. Inſtandſetzungsarbeiten an öffentlichen Baulichkeiten 133,00 Mill. RM. 
2. Wohnungsinſtandſetzungen, Bau von Not⸗ und Be⸗ 
helfswohnungen, Altſtadtſanierungen . . 857,50 Mill. RM. 
3. Vorſtädtiſche Kleinſiedlungen und Eigenheimbau .. 92,25 Mill. RM. 
4. Landwirtſchaftliche Siedlung nn ae 
Bauerntums) . . j 45,00 Mill. RM. 
5. Flußregulierungen, Siedlungswege 8854 104,00 Mill. RM. 
6. Verſorgungsbetriebe einſchl. Reichsbahn und Reichspoſt 196,50 Mill. RM. 
7. Tiefbauarbeiten einſchl. Land⸗ und e 146,50 Mill. RM. 
8. Sachleiſtungen an Hilfsbedürftiges —.— 
9. a) Förderung der Seeſchiffa htte. 65,00 Mill. RM. 
bh) Sonſtige Maßnahmen 130,25 Mill. RM. 


1000,00 Mill. RM. 


Die Mittel für die genannten Arbeiten ſind im allgemeinen als Darlehen; dort, 
wo es das Geſetz beſtimmt, als verlorene Zuſchüſſe gegeben worden. 

Da die 1 Milliarde RM. des Reinhardt⸗Programms nicht in bar, ſondern nur 
in Arbeitsſchatzanweiſungen, die mit je einem Fünftel in den Rech 
nungsjahren 1934 bis 1938 vom Reich einzulöſen ſind, bereitgeſtellt werden 
konnte, da andererſeits aber die Ausführung der Arbeiten, die ſich aus Material⸗ 
lieferungen, Arbeitslöhnen, Unternehmergewinn uſw. zuſammenſetzen, die Aus⸗ 
ſchüttung von Barbeträgen erfordert, mußte auch hier durch beſondere Finan⸗ 
zierungsmethoden die Möglichkeit zu Barzahlungen (Vorfinanzierung) geſchaffen 
werden. Das iſt in ähnlicher Weiſe wie beim Papen⸗ und Sofort⸗Programm 
geſchehen. 

Die Vorfinanzierung der einzelnen Arbeitsbeſchaffungsmaßnahmen geſchieht 
wiederum durch Wechſel. Die Laufzeit der Wechſel iſt auf 3 Monate bemeſſen; 
die Abſchnitte werden auch bei dieſem Programm jeweils um 3 Monate derart 
prolongiert, daß ſie innerhalb der Jahre 1934 bis 1938 endgültig durch das Reich 
zur Einlöſung gelangen. Von der Einſchaltung von Bankenkonſortien zwiſchen 
die Finanzierungsinſtitute und die Reichsbank wurde beim Reinhardt⸗Programm 
abgeſehen; die Reichsbank hat ihre Rediskontbereitſchaft erklärt. Als Sicherheit 
für die Wechſel werden hier die ad hoc geſchaffenen Arbeits ſchatzan wei⸗ 
ſungen hinterlegt. 

Die Träger der Arbeiten, im allgemeinen die Gemeinden und ſonſtige öffentliche 
Körperſchaften, erhalten auf dem Wege über die kreditgewährenden Inſtitute 
(Deutſche Geſellſchaft für öffentliche Arbeiten, Deutſche Rentenbank-Kreditanſtalt, 
Deutſche Bau- und Bodenbank, Deutſche Siedlungsbank uſw.) die Darlehen 
langfriſtig und entrichten für die Dauer der Laufzeit der Darlehen die 
Zinſen und Tilgungsraten an die genannten Gläubigerinſtitute, die die Beträge 


® Hierfür find Mittel außerhalb des Reinhardt-Programms bereitgeſtellt worden. 
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ihrerjeits an das Reich abführen. Das Reich verſchuldet fi alſo mittelfriftig und 
tritt für die Gemeinden und öffentlichen Körperſchaften gewiſſermaßen in Vorlage, 
erhält von ihnen aber die vorgelegten und innerhalb von 5 Jahren ſeinerſeits 
abzudeckenden Beträge im Verlaufe längerer Friſten (10 bis 25 Jahre) wieder 
zurück, ſo daß die Gemeinden uſw., denen ja die Arbeiten zugute kommen, end⸗ 
gültig für die Aufbringung der Laſten einzutreten haben. Für das Reich ergibt 
ſich aus der Wechſeleinlöſung während der Rechnungs jahre 1934 bis 1938 eine 
erhebliche Haushaltsbelaſtung, auf die an anderer Stelle zurückgekommen werden 
wird (ſ. Tab. 4). Der anfänglichen Belaſtung des Reichs ſteht infolge der auf⸗ 
kommenden Zins⸗ und Tilgungsraten in den darauffolgenden Jahren eine, aller⸗ 
dings auf einen ſehr langen Zeitraum verteilte und daher in jedem einzelnen 
Rechnungsjahre entſprechend geringere Entlaſtung gegenüber. 

Das Reinhardt⸗Programm, das auf dem Prinzip der Kreditſchöpfung 
beruht, wird durch weitere im Abſchnitt I enthaltene Beſtimmungen ergänzt, nach 
denen die aus der Freiwilligen Spende zur Förderung der 
nationalen Arbeit (ſiehe weiter unten) ſtammenden Mittel gleichfalls zur 
Finanzierung von Arbeitsbeſchaffungs maßnahmen zu verwenden find. Das Bar: 
aufkommen an Spendenmitteln beträgt rund 148 Millionen RM. Es iſt voll zur 
Förderung von Arbeiten, die über ihre örtliche Bedeutung hinaus im geſamt⸗ 
deutſchen nationalen Intereſſe liegen, verwendet worden. Dieſe Mittel, die Teile 
der Kaufkraft bilden, die den Spendern — durch die Abzweigung für Zwecke der 
nationalen Arbeit — naturgemäß für ihre eigenen Zwecke fehlt, ſind hinſichtlich ihrer 
Wirkung auf die Verminderung der Arbeitsloſigkeit erklärlicherweiſe grundſätzlich 
anders zu beurteilen als die auf dem Prinzip der Kreditſchöpfung beruhende 
Arbeitsbeſchaffungs⸗Milliarde des Reinhardt⸗Programms. 


2. Steuerfreiheit für Erſatzbeſchaffungen. 


Der zweite Abſchnitt, „Steuerfreiheit für Erſatzbeſchaffungen“ hat den Zweck, 
einen Anreiz für die Anſchaffung von Maſchinen, Geräten und ähnlichen Gegen⸗ 
ſtänden des gewerblichen oder. landwirtſchaftlichen Anlagekapitals dadurch zu 
ſchaffen, daß im Falle ſolcher Anſchaffungen gewiſſe Steuererleichterungen gewährt 
werden. Erſatzbeſchaffungen dieſer Art, die zwiſchen dem 30. Juni 1933 und dem 
1. Januar 1935 vorgenommen werden und einen bisher dem Betriebe dienenden 
gleichartigen Gegenſtand erſetzen, ſind bei der Gewinnermittlung für die Ein⸗ 
kommenſteuer, Körperſchaftsſteuer und Gewerbeſteuer im Steuerabſchnitt der An⸗ 
ſchaffung oder Herſtellung in voller Höhe abzugsfähig, wenn die Verwendung 
des Gegenſtandes nicht zu einer Minderbeſchäftigung von Arbeitnehmern im 
Betriebe des Steuerpflichtigen führt. Da während der Wirtſchaftskriſe Erſatz⸗ 
inveſtitionen in der Induſtrie und Landwirtſchaft überall zurückgeſtellt worden 
find und da mithin erheblicher Inveſtitionsbedarf dieſer Art vorhanden iſt, ſo 
gibt die Steuererleichterung einen nicht unbeträchtlichen Anreiz, ſolche Inveſti⸗ 
tionen vorzunehmen. Daß dem Fiskus durch die Steuererleichterungen ein Aus⸗ 
fall an Steuereinnahmen entſteht, iſt unverkennbar; er wird jedoch durch das 
Mehraufkommen an Steuern aller Art infolge Belebung der Wirtſchaft ganz oder 
zum Teil aufgewogen. 


3. Freiwillige Spende zur Förderung der nationalen Arbeit. 


Der dritte Abſchnitt (Freiwillige Spende zur Förderung der nationalen Arbeit) 
bezweckt, weitere Mittel über die im Abſchnitt I bereitgeſtellte eine Milliarde RM. 
hinaus für Arbeitsbeſchaffungszwecke mobil zu machen. Die freiwillige Spende 
kann in offener oder ſtiller Form entrichtet werden. Sie kann zugleich der Wieder⸗ 


8 540). Durchführungsverordnung zum Arbeitsſpendengeſetz vom 24. 7. 1933 (RGBl. I 
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gutmachung von Steuerhinterziehungen dienen, dadurch, daß die ſchuldigen Ber: 
ſonen in unauffälliger Form durch Einzahlung von angemeſſenen Beträgen in 
den Spendenfonds ſich Amneſtie für die früher begangenen Steuervergehen ver⸗ 
ſchaffen. Bisher find rund 148 Millionen RM. dem Spendenfonds in bar zus 
gefloſſen. Dieſe Mittel ſind zur Durchführung von öffentlichen Arbeiten benutzt 
worden, deren Auswahl der Reichsarbeitsminiſter im Einvernehmen mit dem 
Reichsminiſter der Finanzen getroffen hat. Zum Unterſchied von den übrigen im 
Abſchnitt I geförderten Arbeiten bedarf es bei der Förderung von Arbeiten aus 
Mitteln des Spendenfonds einer beſonderen Zwiſchenfinanzierung auf Wechſel⸗ 
bafis nicht, da hierfür nur die Barmittel des Spendenfonds verwendet werden, 
während geſpendete Werttitel dem Tilgungsſtock für die Arbeitsſchatzanweiſungen 
zufließen. 


4. Überführung weiblicher Kräfte in die Hauswirtſchaft. 


Der vierte Abſchnitt (Überführung weiblicher Kräfte in die Hauswirtſchaft) 
bezweckt, eine möglichſt große Zahl von Hausangeſtellten, die zur Zeit des Erlaſſes 
des Geſetzes arbeitslos waren, der Hauswirtſchaft wieder zuzuführen. Das Geſetz 
gewährt daher dem Hausherrn im Falle der Beſchäftigung von bis zu drei Haus⸗ 
gehilfinnen bei der Berechnung der Einkommenſteuer gewiſſe Ermäßigungen”. 
Schon kurz vorher war durch das Geſetz zur Befreiung der Hausgehilfinnen von 
der Pflicht zur Arbeitsloſenverſicherung vom 12. Mai 1933 (RGBl. I S. 265) eine 
Erleichterung der mit der Beſchäftigung von Hausangeſtellten verbundenen Laſten 
vorgenommen worden; in der gleichen Richtung liegt die durch das Geſetz über 
die Herabſetzung der Beiträge zur Invalidenverſicherung für Hausgehilfinnen 
vom 16. Mai 1933 (RGBl. I S. 283) durchgeführte Senkung der Beiträge zur 
Invalidenverſicherung. Danach ſind ſeit dem 1. Mai 1933 für Hausgehilfinnen 
die Beiträge zur Invalidenverſicherung nach Lohnklaſſe II, und wenn der Bar⸗ 
lohn 50 RM. monatlich überſteigt, nach Lohnklaſſe III zu entrichten. Dieſe drei 
geſetzlichen Beſtimmungen haben zuſammen einen ſtarken Anreiz zur Neuein⸗ 
ſtellung von Hausgehilfinnen ausgeübt. Nach Ausführungen des Staatsſekretärs 
Reinhardt (in München am 20. April 1934) iſt infolge dieſer Maßnahmen die 
Zahl der Hausgehilfinnen um mehr als 100 000 geſtiegen, was eine dauernde 
Entlaſtung des Arbeitsmarktes um dieſe Kräfte bedeutet. 


5. Förderung der Eheſchließungens. 


Der fünfte Abſchnitt (Förderung der Eheſchließungen) will denjenigen Per: 
ſonen, die an ſich eine Ehe ſchließen wollen, aber die Mittel zur Einrichtung eines 
Haushalts nicht beſitzen, dieſe Mittel im Darlehenswege gewähren und damit 
die Eheſchließung erleichtern. Auf Antrag wird Arbeiterinnen und weiblichen 


7 Diele en it inzwiſchen durch das 55 vom 16. 10. 1934 
(NGBl. I S. 1005) dahin geändert, daß für jede Hausgehilfin monatlich 50 RM. von 
dem zu verſteuernden Einkommen abgezogen werden kann ($ 10 Abſ. 1 Ziff. 1 und bezüg⸗ 
lich der Lohnſteuer § 41 Abſ. 1 Ziff. 2 a. a. O.). 

s Dazu: Durchführungsbeſtimmungen über die Eheſtandsbeihilfe der Lohn- und Ge⸗ 
haltsempfänger vom 10. 6. 1933; Durchführungsverordnung über die Gewährung von 
Eheſtandsdarlehen vom 20. 6. 1933 (RGBl. I S. 377); Zweite Durchführungsverordnung 
über die Gewährung von Eheſtandsdarlehen vom 26. 7. 1933 (RGBl. I S. 540); Dritte 
Durchführungsverordnung über die Gewährung von Eheſtandsdarlehen vom 22. 8. 1933 
(RGBl. I S. 596); Vierte Durchführungsverordnung über die Gewährung von Eheſtands⸗ 
darlehen vom 2. 12. 1933 (RGBl. I S. 1019); Geſetz zur Anderung des Geſetzes über 
ne der Eheſchließungen vom 28. 3. 1931 (RGBl. 1 S. 253). Erläuterungen des 

eichsminiſters der ann zum Geſetz über Förderung der Eheſchließungen in der 
Faſſung vom 7. 3. 1934, Reichsanzeiger Nr. 76 vom 31. 3. 1934; Richtlinien für die 
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Angeſtellten, wenn fie ihren Arbeitsplatz bei der Eheſchließung aufgeben, ein 
Tilgungsdarlehn in beſtimmter Höhe gewährt. Auch die Wiederaufnahme einer 
Beſchäftigung durch die Ehefrau, die ein Eheſtandsdarlehen erhalten hat, iſt an 
beſtimmte ſtrenge Vorausſetzungen geknüpft. Die Vorausſetzungen für die In⸗ 
anſpruchnahme der Eheſtandsdarlehen und die Beſtimmungen über die Höhe des 
Darlehens (urſprünglich bis zu 1000 RM. nach dem Geſetz vom 1. Juni 1933, 
ſpäter wiederholt ermäßigt bis auf 500 RM.) haben mehrmals gewechſelt'. Die 
Nachfrage nach Eheſtandsdarlehen iſt dauernd ſo ſtark, daß es oft ſchwierig geweſen 
iſt, die Nachfrage mit dem Aufkommen an Eheſtandshilfe in Übereinſtimmung zu 
halten. Um die für die Gewährung der Darlehen notwendigen Mittel aufzu⸗ 
bringen, wird eine Eheſtandshilfe der Ledigen in Höhe von 2 bis 5 Prozent 
des Einkommens erhoben unter Wegfall der bis dahin auf Grund der Verordnung 
des Reichspräſidenten vom 1. Dezember 1930 (RGBl. I S. 527) erhobenen Ledigen⸗ 
ſteuer. Die Eheſtandshilfe iſt jetzt in vollem Umfang in die Einkommen⸗ und 
Lohnſteuer eingebaut worden (Einkommenſteuergeſetz vom 16. Oktober 1934, 
REBl. I S. 1005). 

Auch dieſer Abſchnitt dient der Entlaſtung des Arbeitsmarktes, da diejenigen 
weiblichen Arbeitskräfte, welche von dem Darlehen zur Förderung der Ehe⸗ 
ſchließung Gebrauch machen und aus ihrer bisherigen Beſchäftigung ausſcheiden, 
ihre Arbeitsplätze zur Beſetzung mit anderen, bisher brachliegenden weiblichen 
oder männlichen Arbeitskräften freimachen. 

Nach Staatsſekretär Reinhardtio wurden in zwei Jahren 450 000 Eheſtands⸗ 
darlehen mit 240 Millionen RM. gewährt, d. h. 450 000 heiratsreife Mädchen 
haben ihren Arbeitsplatz für einen bisher arbeitsloſen Volksgenoſſen freigemacht. 
Der Staatsſekretär betonte, daß es nach ſeiner Überzeugung gelingen werde, in 
einer Reihe von Jahren zu einer Zahl von Eheſchließungen zu kommen, die doppelt 
ſo groß iſt wie die Zahl der Eheſchließungen im Jahre 1932. Die Verminderung 
des Finanzbedarfs der Arbeitsloſenhilfe durch das Geſetz zur Förderung der Ehe⸗ 
ſchließungen beziffert Staatsſekretär Reinhardt auf bisher rund 200 Millionen 
Reichsmark. 


III. Zweites Geſetz zur Verminderung der Arbeitsloſigkeit 
vom 21. September 1933 (RGBl. I S. 651) 


Das zweite Geſetz zur Verminderung der Arbeitsloſigkeit vom 21. September 
1933 (RG Bl. I S. 651), das wenige Monate nach dem Erlaß des erſten Gefeßes 
gleichen Namens dieſem folgte, beſteht ebenſo wie das vorangegangene aus 
mehreren Teilen, die an ſich verſchiedene Sachgebiete betreffen, aber alle dasſelbe 
Ziel, nämlich Verminderung der Arbeitsloſigkeit, verfolgen. Auch die Maßnahmen 
dieſes Geſetzes gehören teils in die Kategorie der unmittelbaren, teils in die der 
mittelbaren Arbeitsbeſchaffungsmaßnahmen. Das Geſetz zerfällt in folgende fünf 
Abſchnitte: 1. Inſtandſetzungs⸗ und Ergänzungsarbeiten an Gebäuden, 2. Senkung 
der landwirtſchaftlichen Grundſteuer, 3. Senkung der Umſatzſteuer für die Land⸗ 
wirtſchaft, 4. Steuerbefreiung für neuerrichtete Kleinwohnungen und Eigenheime, 
5. Senkung der Grundſteuer für Neuhausbeſitz. 


Gemeinden zum Reich über Förderung der e vom 12. 7. 1933 in der Faſſung 
vom 7. 3. 1934, Reichsanzeiger Nr. 76 vom 3 

Soweit der Antrag auf Gewährung eines Eheſtundsdarlehens nach dem 31. Dezember 
1934 geſtellt iſt, gilt das Geſetz über Förderung der 1 chungen a den Faſſungen 
vom 28. Mä „ und 24. Januar 1935 (RGBl. I 1934 S. 253 und 1935 
S. 47). Dazu Erlaß des Reichsminiſters der Finanzen vom 1. 1 1935 betr. Ehe⸗ 
ſtandsdarlehen (Reichs⸗Steuer⸗Blatt 1935 Nr. 10 S. 146). 

2 Staatsſekretär Reinhardt gibt einen ausführlichen . über die Beſtimmungen 
in der „Deutſchen Steuerzeitung“ vom 13. 10. 1934, Nr. 31. 

10 Rede vom 1. 8. 35 bei Eröffnung der Keichsſteuerſchule in Herrſching. 
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1. Inſtandſetzungs⸗ und Ergänzungsarbeitenan Gebäuden. 

Um auf dem Gebiete des Baugewerbes zu einer weſentlichen Verminderung der 
Arbeitsloſigkeit zu gelangen, wurden durch das Geſetz vom 21. September 1933 
500 Millionen RM. für die Förderung von Inſtandſetzungs⸗ und Ergänzungs⸗ 
arbeiten an Gebäuden, für die Teilung von Wohnungen und für den Umbau 
ſonſtiger Räume in Wohnungen zur Verfügung geſtellt. Schon früher waren 
Reichsmittel für Inſtandſetzungsarbeiten dieſer Art bereitgeſtellt worden, und 
zwar 50 Millionen RM. innerhalb des Papen⸗Programms, 50 Millionen RM. 
innerhalb des Sofort⸗Programms und 100 Millionen RM. innerhalb des Rein: 
hardt⸗Programms, insgeſamt alſo 200 Millionen RM. Zwiſchen der Vergebung 
der früher bereitgeſtellten 200 Millionen RM. und der durch das Geſetz vom 
21. September 1933 bereitgeſtellten 500 Millionen RM. beſteht jedoch eine 
Reihe von Unterſchieden nt, namentlich in bezug auf Art und Umfang der 
zugelaſſenen Arbeiten, ferner mit Bezug auf die Tatſache, daß in den früheren 
Fällen nur Barzuſchüſſe gegeben wurden, nach dem Geſetz vom 21. September 1933 
aber daneben noch Zinsvergütungsſcheine zu 4 v. H. auf 6 Jahre für den Teil 
des Aufwandes gegeben werden, den der Hauseigentümer aus eigenen Mitteln 
oder im Darlehenswege zur Durchführung der Inſtandſetzungsarbeiten uſw. auf⸗ 
bringen muß. Der Höhe nach wurden an Zuſchüſſen für jede neu entſtandene 
Teilwohnung und für jede Wohnungserweiterung 50 v. H. der entſtandenen Koſten, 
höchſtens 600 RM., ſpäter 1000 RM., bei Inſtandſetzungsarbeiten 20 v. H. der 
entſtandenen Koſten gewährt!?. Damit wurde der Anreiz, von dieſer Möglichkeit 
Gebrauch zu machen, weit ſtärker als in den früheren Fällen. Im übrigen iſt der 
Arbeitseffekt, der mit der Hingabe der 500 Millionen RM. erreicht wurde, natur⸗ 
gemäß weit höher geweſen als er dieſer Summe entſpricht, da der Hauseigen⸗ 
tümer, der von den Inſtandſetzungszuſchüſſen Gebrauch macht, genötigt iſt, den 
größeren Teil des Geſamtaufwandes aus privaten Mitteln beizuſteuern. 
Schätzungsweiſe hat der Geſamtarbeitseffekt aus dieſen geſetzgeberiſchen Maß⸗ 
nahmen, die während des Winters 1933/34 zur Durchführung kamen, etwa 
2 Milliarden RM. betragen. Demgemäß hat die Aktion auf die Arbeitsloſigkeit 
im Baugewerbe ſtark entlaſtend gewirkt, ja eine gewiſſe Sonderkonjunktur auf 
dieſem Wirtſchaftsgebiete hervorgerufen, die bis in den Sommer 1934 hinein 
fühlbar geweſen iſt. 

Da die Bereitſtellung von Reichszuſchüſſen für dieſe Zwecke in der Finanzkraft 
des Reiches ihre natürliche Grenze findet, da aber andererſeits die Inſtand⸗ 
ſetzungsaktion außerordentlich zur Verringerung der Arbeitsloſigkeit beigetragen 
hat, ſo gewährt das Reich, um auch in Zukunft einen Anreiz zur Vornahme von 
Inſtandſetzungen an Gebäuden zu bieten, Ermäßigung der Einkommenſteuer oder 
Körperſchaftsſteuer um 10 v. H. der Aufwendungen für Inſtandſetzungen oder 
Ergänzungen an Gebäuden gemäß der Verordnung vom 20. 4. 1934 (RGBI. 1 
S. 318)18. 

2. Senkung der landwirtſchaftlichen Grundſteuer. 
3. Senkung der Umſatzſteuer für die Landwirtſchaft. 

Die weiteren Teile des Geſetzes vom 21. September 1933 verſuchen, die Ver⸗ 
minderung der Arbeitsloſigkeit auf mittelbarem Wege durch Steuererleichterungen 
zu erreichen. Die Senkung der landwirtſchaftlichen Grundſteuer und der Umſatz⸗ 


11 Vgl. im einzelnen die Rede des Staatsſekretärs Reinhardt vom 4. 12. 1933 (im 
Sportpalaſt Berlin), abgedruckt im Reichsſteuerblatt 1933 Nr. 58 S. 1265. 

12 Die Durchführung des Teils I des Geſetzes wird im einzelnen durch den Erlaß des 
Reichsarbeitsminiſters vom 9. 10. 1933 (Reichs- und Staatsanzeiger Nr. 238 vom 11. 10. 
1933 und Reichsarbeitsblatt Nr. 29 vom 15. 10. 1933) geregelt. 

1s Preſſenotiz des Reichsfinanzminiſteriums vom 27. 9. 1934 (Reichsſteuerblatt Nr. 66 
vom 28. 9. 1934). 
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ſteuer für die Landwirtſchaft können gemeinſam erörtert werden, da der Zweck 
der gleiche iſt, nämlich die Verminderung der landwirtſchaftlichen Produktions⸗ 
koſten und damit eine Kaufkraftvermehrung, die ihrerſeits entlaſtend auf den 
Arbeitsmarkt zurückwirken muß. Zu dieſem Zweck wird für die Zeit ab 1. Oktober 
1933 die ſtaatliche und gemeindliche Grundſteuer der Landwirtſchaft, Forſtwirt⸗ 
ſchaft und Gärtnerei einſchließlich Weinbau um einen Jahresbetrag bis zu 
100 Millionen RM. geſenkt. Der Senkungsbetrag der Grundſteuer wird für die 
Zeit vom 1. Oktober 1933 bis 31. März 1935 vom Reich erſetzt. Gleichfalls tritt 
ab 1. Oktober 1933 eine Senkung der Umſatzſteuer für die Landwirtſchaft von 
2 auf 1 v. H. ein. Dieſe Vorſchrift iſt jetzt in den $ 7 Abſ. 2 Ziff. 1 des neuen 
Umſatzſteuergeſetzes vom 16. Oktober 1934 (RG Bl. 1 S. 942) übernommen worden. 


4. Steuerbefreiung für neuerrichtete Klein wohnungen und 
kleine CTigenheime. 

Die Steuerbefreiung für neuerrichtete Kleinwohnungen und kleine Eigenheime 
bedeutete eine Verlängerung der durch die Verordnung des Reichspräſidenten vom 
1. Dezember 1930 (RGBl. I S. 517) gewährten Steuerbefreiung, aber unter Be⸗ 
ſchränkung auf kleinere Wohnungseinheiten. Die Beſchränkung ergab ſich aus den 
ſozialen Zielen der nationalſozialiſtiſchen Regierung. Die Steuerbefreiung ſollte 
für die Wohnungsbautätigkeit Anreiz bieten und damit zur Belebung der Ge⸗ 
ſamtwirtſchaft beitragen. 

Von der Einkommenſteuer und Vermögensſteuer, von der Grundſteuer des 
Landes und der Hälfte der Grundſteuer der Gemeinden (Gemeindeverbände) 
werden alle nach dem 31. März 1934 oder alle im Kalenderjahre 1933 im Rohbau 
vollendeten und nach dem 31. Mai 1934 bezugsfertig gewordenen Kleinwohnungen 
bis 75 Quadratmeter Wohnfläche und Eigenheime bis 150 Quadratmeter Wohn⸗ 
fläche befreit; und zwar müſſen die Kleinwohnungen bis zum Ablauf des 
Rechnungsjahres 1935 und die Eigenheime bis zum Ablauf des Rechnungs⸗ 
jahres 1938 bezugsfertig ſein. Die Befreiung gilt für Kleinwohnungen bis zum 
Ende des Steuerabſchnitts oder Rechnungsjahres 1938, für Eigenheime bis zum 
Ende des Steuerabſchnitts oder Rechnungsjahres 1943. 

5. Senkung der Grundſteuer für den Neuhausbeſitz. 

Der Reichsminiſter der Finanzen wird ermächtigt, einen Betrag von 50 Mil⸗ 
lionen RM. zur Verfügung zu ſtellen zur Senkung der Grundſteuer für in den 
Rechnungs jahren 1924 bis 1930 bezugsfertig gewordene Wohngebäude. Die 
Senkung aus Reichsmitteln erfolgt für die Zeit vom 1. Oktober 1933 bis 
31. März 1935'*. 

Die Steuerſenkung für dieſen „älteren“ Neuhausbeſitz der zu einem höheren Bau⸗ 
koſtenindex errichtet iſt und eine ſtärkere allgemeine Belaſtung zu tragen hat, 
brachte ihm eine wichtige Entlaſtung, ermöglichte ihm Neuanſchaffungen, Inſtand⸗ 
ſetzungen und dergleichen, führte alſo im Endergebnis zu einer Verminderung der 
Arbeitsloſigkeit. 


IV. Die geſetzgeberiſchen Maßnahmenüber die Errichtung 
von Reichsautobahnen und über das Straßenweſen 


Eine der auch vom Standpunkt der Verminderung der Arbeitsloſigkeit wichtigſten 
geſetzgeberiſchen Maßnahmen iſt die Errichtung von Reichsautobahnen; ſie gehört 
in die Kategorie der unmittelbaren Arbeitsbeſchaffungsmaßnahmen. Aber im 
Gegenſatz zu manchen anderen Maßnahmen dieſer Art iſt ſie nicht nur von ver⸗ 
hältnismäßig kurzer Wirkſamkeit, ſondern erſtreckt ſich auf etwa 6 bis 7 Jahre und 


14 Dazu: Verordnung über die Grundſteuerſenkung für Neuhausbeſitz vom 11. 10. 1933 
(RGBl. I S. 726). 
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trägt nicht nur wegen ihres ungewöhnlichen Umfanges, ſondern auch ihrer langen 
Zeitdauer wegen beſonders wirkſam dazu bei, die Arbeitsloſigkeit in weiten Be⸗ 
zirken Deutſchlands zu vermindern. 

Das Reichsgeſetz über die Errichtung eines Unternehmens 
„Reichsautobahnen“ und die Beſtellung eines General⸗ 
inſpekteurs für das deutſche Straßenweſen wurde unter dem 
27. Juni 1933 (RGBl. II S. 509) erlaſſen. Danach wird ein Zweigunternehmen 
der Reichsbahn mit Namen „Reichsautobahnen“ errichtet, das das ausſchließ⸗ 
liche Recht zum Bau und Betrieb von Kraftfahrbahnen erhält. Linienführung 
und Ausgeſtaltung der Kraftfahrbahnen beſtimmt ein vom Reichskanzler be⸗ 
ſtellter Generalinſpekteur für das deutſche Straßenweſen (er wurde am 
30. Juni 1933 ernannt). Die Verwaltung und Vertretung des Unternehmens hat 
die Deutſche Neichsbahn⸗Geſellſchaft. Durch Geſetz vom 18. Dezember 1933 (RGBl. I 
S. 1081) wurde das obengenannte Geſetz teils geändert, teils erweitert. Zur Durch⸗ 
führung des Geſetzes erging die Verordnung vom 7. Auguſt 1933 (RGBl. II S. 521). 
Erſtreckte ſich die Kompetenz des Generalinſpekteurs auf Grund der bisher ge⸗ 
nannten Geſetze nur auf die Errichtung der Autobahnen, ſo wurde ſie bald all⸗ 
gemein auf Bau und Verwaltung der Landſtraßen überhaupt ausgedehnt, und 
zwar durch das Geſetz vom 26. März 1934 (RGBl. I S. 243). Dies Geſetz nimmt 
eine Neuregelung des Straßenweſens und der Straßenverwaltung, eine Neu⸗ 
einteilung der Straßen, eine Neuverteilung der Straßenbaulaſten und eine Ver⸗ 
einheitlichung der Verwaltung vor. Danach übernimmt der Generalinſpekteur die 
Verwaltung gewiſſer Straßengruppen ſelbſt (Reichsſtraßen). Im übrigen übt er 
die Aufſicht über das Straßenweſen aus, inſoweit Straßengruppen in der Ver⸗ 
waltung der Länder und Gemeinden verbleiben. In Auswirkung dieſes Geſetzes 
ſtellte das Reich erſtmalig Reichsgelder für den allgemeinen Straßenbau zur Ver⸗ 
fügung, und zwar 200 Millionen RM. für die nach dem Geſetz in die Verwaltung 
des Reichs zu übernehmenden Reichsſtraßen. So wichtig dieſes letztere Geſetz in 
ſtaatsorganiſatoriſcher Beziehung iſt, unter dem Geſichtspunkt der Verminderung 
der Arbeitsloſigkeit iſt das Geſetz über die Reichsautobahnen das wichtigere. 

Das deutſche Autobahnnetz ſoll nach der Fertigſtellung insgeſamt 6000 bis 
7000 Kilometer umfaſſen. Bei ſchätzungsweiſe 600 000 RM. Baukoſten für den 
laufenden Kilometer würden die Geſamtkoſten rund 3600 Millionen RM. betragen, 
ſo daß pro Jahr bei ſechs⸗ bis fiebenjähriger Bauzeit etwa 500 bis 600 Mil: 
lionen RM. zu finanzieren wären. Bis Ende des Jahres 1934 werden voraus⸗ 
ſichtlich 300 Millionen RM. in Arbeit umgeſetzt ſein. Die Zahl der auf den 
Bauſtellen beſchäftigten Arbeiter dürfte 80 000 überſchreiten. Es iſt aber zu 
berückſichtigen, daß die Geſamtzahl der durch den Autobahnbau beſchäftigten 
Arbeiter etwa das 2 fache der auf den Bauſtellen beſchäftigten Arbeiter beträgt, 
ſo daß insgeſamt (alſo auf den Bauſtellen und in den Lieferwerken) etwa 
200 000 Arbeiter durch dieſes Unternehmen Lohn und Brot finden dürften. 

Neben der Errichtung der Reichsautobahnen geht die Unterhaltung, Ergänzung 
und der Bau des übrigen Straßennetzes als eine nunmehr gleichfalls in den 
Geſchäftsbereich des Generalinſpekteurs fallende Aufgabe einher, deren Durch— 
führung ebenfalls einer großen Zahl arbeitsloſer Volksgenoſſen Arbeit und Brot 
verſchafft. Jedoch können dieſe Arbeiten nur zum Teil als zuſätzlich angeſehen 
werden, da ſie ſonſt durch die Wegebauunterhaltungspflichtigen, wenn auch in 
wechſelndem Ausmaß, vorgenommen worden ſind und vorgenommen werden 
müßten, wenn nicht das Straßennetz verfallen ſoll. Die Mittel, die dieſem Teil 
des Straßenbaues in den Jahren 1933 und 1934 zugefloſſen find, betragen 55 Mil- 
lionen RM. aus dem Reinhardt-Programm, 200 Millionen RM. beſondere (bereits 
oben erwähnte) Reichsmittel ſowie die Beträge aus der Kraftfahrzeugſteuer, das 
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find im Jahre 1933 160 Millionen RM., dazu 40 Millionen RM. aus der Abs 
löſung der Kraftfahrzeugſteuer für Altwagen; im Jahre 1934 werden rund 
115 Mill. RM. aus dem Kraftfahrzeugfteuerauflommen dem Wegebau zufließen. 


V. Die Reichsbürgſchaft als Mittel zur Verminderung der 
Arbeitsloſigkeit (Kleinwohnungsbau und Vorſtädtiſche 
Kleinſiedlung) 


Während die im vorhergehenden dargeſtellten geſetzgeberiſchen Maßnahmen zur 
Verminderung der Arbeitsloſigkeit auf der Bereitſtellung von Reichsmitteln oder 
der Entlaſtung von Steuern und Abgaben für Zwecke der Mehrbeſchäftigung 
beruhen, bedarf nunmehr eine weitere Maßnahme kurzer Betrachtung, die den 
Effekt der Mehrbeſchäftigung ohne Aufwand öffentlicher Mittel, lediglich durch 
die Übernahme der Bürgſchaft für von dritter (privater) Seite zur Verfügung 
geſtellte Kapitalbeträge zu erreichen verſucht. Als ſekundäres Mittel zum 
Zwecke der Vor⸗ und Zwiſchenfinanzierung iſt die Reichsbürgſchaft ſchon im Laufe 
der bisherigen Darſtellung in die Erſcheinung getreten (Sofort⸗Programm, 
300⸗Millionen⸗RM.⸗Ermächtigung an den Reichsfinanzminiſter rs). Als pri⸗ 
märes Mittel der langfriſtigen Kreditbeſchaffung tritt die Reichsbürgſchaft bei 
der Förderung des Kleinwohnungsbaues und der Vorſtädtiſchen 
Kleinſiedlung in die Erſcheinung, die beide unter dem Geſichtspunkt der 
Verminderung der Arbeitsloſigkeit von hervorragender Bedeutung find. 

Ein weſentliches Element zur Förderung des Kleinwohnungsbaues war in den 
Nachkriegsjahren die Hauszinsſteuer⸗ Hypothek, die den nicht vor⸗ 
handenen zweitſtelligen Realkredit erſetzte. Mit dem Einbruch der Wirtſchafts⸗ 
kriſe vom Juli 1931 wurde die Gewährung von Hauszinsſteuer⸗Hypotheken nahezu 
unmöglich, weil die aufkommenden Mittel der Hauszinsſteuer von den Gemeinden 
faſt reſtlos für Wohlfahrtsunterſtützungen verwendet werden mußten. Das Fehlen 
der Hauszinsſteuer⸗ Hypotheken mußte für den Kleinwohnungsbau und damit für 
die Bauwirtſchaft und die in ihr beſchäftigten Arbeiter verhängnisvoll werden. 
Um wenigftens einen gewiſſen Erſatz für die fehlenden Hauszinsſteuer⸗Hypotheken 
zu ſchaffen und private Kapitalbeſitzer zur Hergabe des fehlenden Realkredits für 
den Kleinwohnungsbau anzuregen, hatte ſchon die Verordnung des Reichs⸗ 
präſidenten vom 1. Dezember 1930 (RGBl. I S. 517, 593) die Möglichkeit geſchaffen, 
daß das Reich im Rahmen der Förderung des Kleinwohnungsbaues für zweit⸗ 
ſtelliges Hypothekenkapital die Bürgſchaft übernehmen kann. Der Zweck dieſer 
Beſtimmung war, den Gläubigern der zweitſtelligen Hypotheken größtmögliche 
Sicherheit für ihr Kapital zu verſchaffen; der Umfang der vom Reich zu 
übernehmenden Bürgſchaften wurde durch Haushaltsgeſetz zunächſt auf 100 Mil⸗ 
lionen RM. beſchränkt. Lange Zeit iſt jedoch dieſe Beſtimmung ohne weſentliches 
praktiſches Ergebnis geblieben, nicht zuletzt auch wegen allerlei Hemmungen, die 
ihrer praktiſchen Anwendung entgegenſtanden. Erſt vom Jahre 1933 ab hat die 
Zahl der übernommenen Reichsbürgſchaften allmählich zugenommen und ſie nimmt 
ſchneller zu, nachdem durch die Verordnung über die Übernahme von 
Reichsbürgſchaften für den Kleinwohnungsbau vom 26. Fe⸗ 
bruar 1934 (RGBl. IT S. 128) neue und vereinfachte Beſtimmungen erlaſſen worden 
find, die insbeſondere auch das Verfahren neu regelten!®. Damit iſt dem Klein⸗ 


155 Verordnung des Reichspräſidenten vom 5. 6. 1931, Zweiter Teil, Kapital V8 2 
(RGBl. I S. 289); ferner: Verordnung über die weitere Förderung der Kleinſiedlung, 
5 durch Übernahme von Reichsbürgſchaften, vom 19. Februar 1935 (RGBl. I 


10 Vgl. Blechſchmidt: Reichsbürgſchaften für den Kleinwohnungsbau, Verlag R. Müller, 
Eberswalde, Berlin, Leipzig 1934 mit Nachtrag von 1934. 
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wohnungsbau und der Bauwirtſchaft eine nicht unbeträchtliche Anregung gegeben; 
denn es iſt zu bedenken, daß der verbürgte Teil der hypothekariſchen Belaftung 
im allgemeinen nur etwa !/s des Baus und Bodenwertes darſtellt, daß alſo auf 
dieſe Weiſe etwa das Dreifache des verbürgten Kapitalbetrages umgeſetzt wird. 
Es iſt zu hoffen und zu erwarten, daß die Bürgſchaftsübernahme für den Klein⸗ 
wohnungsbau in Zukunft noch verſtärkte Anwendung finden wird. 

Das zweite Gebiet, auf dem die Möglichkeit zum Einſatz der Reichsbürgſchaft 
im Intereſſe der Verminderung der Arbeitsloſigkeit beſteht, iſt die Vor⸗ 
ſtädtiſche Kleinſiedlung. Schon die Verordnung des Reichspräſidenten 
vom 6. Oktober 1931 (RG Bl. 1 S. 537, 551), mit der die Vorſtädtiſche Klein⸗ 
ſiedlung ins Leben trat, hatte den Einſatz der Reichsbürgſchaft für privates 
Hypothekenkapital auf vorſtädtiſche Kleinſiedlerſtellen vorgeſehen. Daß dieſe 
Möglichkeit zunächſt nicht praktiſch werden konnte, liegt auf der Hand, da zunächſt 
die Bewährung der Vorſtädtiſchen Kleinſiedlung als einer neu ins Leben tretenden 
Inſtitution abgewartet werden mußte, bevor private Geldgeber ein Intereſſe 
daran haben konnten, hypothekariſche Darlehen für dieſen Verwendungszweck her⸗ 
zugeben. Nachdem der Erfolg der Vorſtädtiſchen Kleinſiedlung feſtſteht, iſt auch 
die Aufnahme privaten Hypothekenkapitals für ihre Fortführung in den Bereich 
der Möglichkeit gerückt und die Finanzierung der Vorſtädtiſchen Kleinfiedlung 
auf dieſer Grundlage bildet zur Zeit den Gegenſtand der Bemühungen der damit 
befaßten amtlichen Stellen!?. Gelingt das Vorhaben in großem Umfang, jo iſt die 
Fortführung der Vorſtädtiſchen Kleinſiedlung ohne Einſatz erheblicher öffentlicher 
Mittel auf die Dauer geſichert und damit der von ihr ausgehende, beſonders 
nachhaltige Effekt in bezug auf die Verminderung der Arbeitsloſigkeit dauernd 
ſichergeſtellt. Hier liegt zugleich ein Ziel auf weite Sicht, das beſtehen bleibt, 
auch wenn andere Arbeitsbeſchaffungsmaßnahmen mehr oder minder vorüber⸗ 
gehender Natur zu wirken längſt aufgehört haben werden. 


VI. Spezielle ſteuergeſetzliche Maßnahmen zur 
Verminderung der Arbeitsloſigkeit 


Schon in den bisher behandelten Geſetzen iſt eine Anzahl von Maßnahmen 
enthalten, die auf dem Wege über ſteuerliche Erleichterungen, alſo 
mittelbar, eine Belebung der Wirtſchaftstätigkeit und damit die Verminderung 
der Arbeitsloſigkeit zu erreichen verſuchen. Es bleibt daher an dieſer Stelle nur 
noch übrig, derjenigen Steuergeſetze dieſer Art kurz zu gedenken, die in den 
früheren Abſchnitten noch nicht erwähnt worden ſind. 

1. Zeitlich das erſte und im übrigen eines der wichtigſten Geſetze dieſer Art, das 
die nationalſozialiſtiſche Regierung erlaſſen hat, iſt das Geſetz über Ande⸗ 


17 Inzwiſchen find folgende Beſtimmungen ergangen: Erlaß des Reichsarbeitsminiſters 
vom 12. Februar 1935, betr. Fortführung der Kleinſiedlung; insbeſondere durch Ablöſung 
von Reichsdarlehen (Ablöſungserlaß) (Reichsarbeitsblatt I Nr. 6 S. 48); Erlaß des 
Reichs⸗ und Preußiſchen Arbeitsminiſters vom 22. März 1935, betr. weitere Förderung 
der Kleinſiedlung; insbeſondere durch Übernahme von Reichsbürgſchaften (Bürgſchafts⸗ 
erlaß) (Reichsarbeitsblatt 1 Nr. 10 S. 109); Erlaß des Reichs- und Preußiſchen Arbeits⸗ 
miniſters vom 9. April 1935, betr. Fortführung der Kleinſiedlung; insbeſondere durch 
Ablöſung von Reihsdarlehen (Reichsarbeitsblatt J Nr. 13 S. 135); Erlaß des Reichs⸗ und 
Preußiſchen Wirtſchaftsminiſters vom 12. April 1935, betr. Zinsſätze für Hypotheken, ins⸗ 
beſondere für Zwecke des Kleinwohnungsbaues und der Kleinſiedlung (Reichsarbeits⸗ 
blatt 1 Nr. 18 S. 218); Erlaß des Reichsminiſters der Finanzen vom 18. April 1935, 
betr. Fortführung der Kleinſiedlung (Reichsarbeitsblatt I Nr. 14 S. 149); Erlaß des 
Reichs- und Preußiſchen Arbeitsminiſters vom 8. Juni 1935, betr. Weiterführung der 
Kleinſiedlung durch Bereitſtellung neuer Reichsmittel (VI. Siedlungsabſchnitt) (Reichs⸗ 
arbeitshlatt I Nr. 18 S. 215); Erlaß des Reichs- und Preußiſchen Arbeitsminiſters vom 
15. Juni 1935, betr. weitere Förderung der Kleinjiedlung, insbeſondere durch Übernahme 
von Reichsbürgſchaften (Reichsarbeitsblatt I Nr. 19 S. 229). 
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rung des Kraftfahrzeugſteuergeſetzes vom 10. April 1933 (RGBl. 1 
S. 192) nebſt den ſpäter ergangenen Anderungen. 

Art. I des Geſetzes befreit Perſonenkrafträder und Perſonenkraftwagen, die 
nach dem 31. März 1933 erſtmalig zum Verkehr zugelaſſen wurden, von der 
Kraftfahrzeugſteuer. Art. II ſenkt den Zuſchlag zur Kraftfahrzeugſteuer von 
10 auf 5 v. H. Art. III trifft Beſtimmungen über den Anteil der Länder an der 
Kraftfahrzeugſteuer. Art. IV bringt den Kraftdroſchkenunternehmern eine Bei⸗ 
hilfe für ihre im Betriebe befindlichen Wagen. 

Das Geſetz beſeitigt die bisherige Steuermethode nach dem Hubraum!® und 
ſchafft die Vorausſetzungen für eine durchgreifende Arbeitsvermehrung in der 
Kraftfahrzeuginduſtrie durch ſtarken Anreiz zur Beſchaffung neuer Wagen. Dabei 
erwartete der Geſetzgeber, daß eine dem Steuerausfall mindeſtens gleichwertige 
Entlaſtung auf dem Gebiete der Arbeitsloſenhilfe durch Mehrbeſchäftigung von 
Arbeitern und Angeſtellten eintreten würde. Daß man mit dieſer Annahme nicht 
fehlging, zeigen die ſteigenden Ziffern der Kraftfahrzeugproduktion. 

Allein in den Monaten Januar und Juli 1934 wurde die Abſatzziffer des 
Jahres 1933 bereits erreicht. In der Zeit vom 1. Juli 1933 bis 1. Juli 1934 
wurden rund 106 700 fabrikneue Perſonenkraftwagen und rund 16 000 fabrik⸗ 
neue Laſt⸗ und Lieferkraftwagen in den Verkehr geſtellt. Das bedeutet gegenüber 
dem gleichen Zeitabſchnitt 1932/1933 bei Perſonenkraftwagen eine Steigerung 
um 90 v.., bei den Laſtkraftwagen um 86 v.. 

In logiſcher Fortſetzung des mit dieſem Geſetz verfolgten Weges liegt der Erlaß 
des Geſetzes über Ablöſung der Kraftfahrzeugſteuer vom 
31. Mai 1933 (RGBl. 1 S. 315), durch welches für die Beſitzer alter Kraftwagen 
die Möglichkeit der Steuerablöſung geſchaffen wurde. Für die Kraftfahrzeuge, 
die vor dem 1. April 1933 erſtmalig zum Verkehr zugelaſſen ſind, kann die Kraft⸗ 
fahrzeugſteuer durch Zahlung eines einmaligen Betrages abgelöſt werden. Der 
Ablöſungsbetrag iſt geſtaffelt nach dem Zeitpunkt der erſtmaligen Zulaſſung des 
Fahrzeuges vom Dreifachen bis Eineinhalbfachen der Jahresſteuer. 

Dieſe Möglichkeit der Ablöſung ſollte die ungleiche ſteuerliche Behandlung 
älterer Wagenbeſitzer gegenüber denen, deren Wagen nach dem 31. März 1933 neu 
zugelaſſen werden, beſeitigen und vor allem den Abſatzmarkt der Automobil⸗ 
induſtrie fördern. Man ging davon aus, daß ſich mancher Wagenbeſitzer auf 
Grund der beſſeren Verkäuflichkeit des Fahrzeuges nunmehr zum Kauf eines 
neuen, ſteuerfreien Wagens entſchließen würde. Damit tritt eine Ausſchaltung 
überalterter Wagen und eine Belebung der Kraftfahrzeuginduſtrie ein. Man 
erwartete auch eine ſtärkere Benutzung der Wagen in den Wintermonaten und 
damit erhöhten Benzinverbrauch, Erhöhung des Mineralölſteueraufkommens und 
eine Umſatzſteigerung auch anderer Gewerbezweige. 

Die Ablöſung erhöhte vorübergehend das Aufkommen an Kraftfahrzeugſteuer. 
Da das geſamte Aufkommen den Ländern zur Unterhaltung öffentlicher Wege 
überwieſen wird, mußte ſich das vermehrte Aufkommen in vermehrten Straßen⸗ 
arbeiten, erhöhter Mehrbeſchäftigung, Kaufkraftſteigerung und verringerter Ar⸗ 
beitsloſenunterſtützung auswirken. 

2. In die gleiche Kategorie der mittelbaren Arbeitsbeſchaffungsmaßnahmen 
gehört das Geſetz über Steuererleichterungen vom 15. Juli 1933 
(RGBl. 1 S. 491). Es zerfällt in drei Teile. 

a) Steuerermäßigung für Inſtandſetzungs⸗ und Ergän⸗ 
zungsarbeiten an Betriebsgebäuden. Die Einkommen⸗ und 
Körperſchaftsſteuerſchuld ermäßigt ſich für die nach dem 30. Juni 1933 
und vor dem 1. Januar 1935 endenden Steuerabſchnitte um 10 v. H. der 


1s Kraftfahrzeugſteuergeſetz vom 16. 3. 1931 (RG Bl. I S. 63). 
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eigenen Aufwendungen für Inſtandſetzungs⸗ und Ergänzungsarbeiten an 
Gebäuden oder Gebäudeteilen, die dem gewerblichen Betriebe des Steuer⸗ 
pflichtigen dienen. Die Inſtandſetzungs⸗ und Ergänzungsarbeiten müſſen 
in der Zeit nach dem 30. Juni 1933 und vor dem 1. Januar 1935 durch⸗ 
geführt werden. 

b) Steuerfreiheit für n Zuwendungen an Arbeit⸗ 
nehmer. Einmalige in der Zeit vom 1. Auguſt 1933 bis 31. Dezember 1933 
in Form von Bedarfsdeckungsſcheinen vom Arbeitgeber an ſeine Arbeit⸗ 
nehmer mit nicht mehr als 3600 RM. Jahreseinkommen gegebene Zu⸗ 
wendungen werden von der Einkommen⸗ und Schenkungsſteuer befreit. 

c) Steuerfreiheit für neue Unternehmungen. Der Reichs⸗ 
miniſter der Finanzen wird ermächtigt, Steuerfreiheit für neue Unter⸗ 
nehmungen zu gewähren, die neue Herſtellungsverfahren entwickeln oder 
neuartige Erzeugniſſe herſtellen, wenn dafür ein überragendes Bedürfnis 
der geſamten deutſchen Volkswirtſchaft zuerkannt wird. 

Ziel auch dieſer drei Maßnahmen iſt die Verminderung der Arbeitslofigkeit 
durch Belebung der Wirtſchaft. Sowohl die Steuerermäßigung für Inſtand⸗ 
ſetzungs⸗ oder Ergänzungsarbeiten an Gebäuden, wie auch die Steuerfreiheit für 
einmalige Leiſtungen des Arbeitgebers an ſeine Arbeitnehmer über die tariflichen 
Leiſtungen hinaus ſollen einen Anreiz zur Arbeitsbeſchaffung bieten, die letztere 
Maßnahme durch Konſumſteigerung infolge Erwerb von Kleidung, Wäſche und 
Hausgerät aller Art. Durch die Steuervergünſtigung für neuerrichtete Unter⸗ 
nehmungen wird die Förderung neuer Herſtellungsverfahren angeſtrebt, um durch 
die davon ausgehende Befruchtung der wirtſchaftlichen Tätigkeit eine dauernde 
Arbeitsmarktbelebung zu erreichen. 

3. Sonſtige Steuererleichterungen im Intereſſe der Mehr⸗ 
beſchäftigung. Von ſonſtigen ſteuerlichen Erleichterungen, die aus⸗ 
geſprochenermaßen der Belebung der wirtſchaftlichen Tätigkeit und damit der 
Mehrbeſchäftigung dienen ſollen, ſind an dieſer Stelle noch zu erwähnen: 

a) Das Geſetz über Außerkraftſetzung des Mineralwaſſerſteuergeſetzes und des 

Schaumweinſteuergeſetzes vom 15. November 1933 (RGBl. 1 S. 975). Der 
Zweck dieſer Maßnahme iſt eine Hebung der Produktion und damit eine 
Mehrbeſchäftigung in dieſen beiden Gewerbezweigen zu erreichen. 
Eine Anzahl von Anordnungen der Zentralbehörden, die zwar keine geſetz⸗ 
geberiſchen Aktionen i. e. S. ſind, jedoch ebenfalls das Ziel verfolgen, auf 
dem Wege über die Ermäßigung von öffentlichen Abgaben und Gebühren 
zur wirtſchaftlichen Belebung und Mehrbeſchäftigung zu gelangen, ſeien hier 
wenigſtens nachrichtlich und beiſpielsweiſe erwähnt; dahin gehören: 

Steuerfreiheit für Aufwendungen des zivilen Luftſchutzes (Erlaß des Reichs: 
miniſters der Finanzen vom 10. Oktober 1933, Reichsſteuerblatt S. 1073); 

Erlaß von Steuerrückſtänden zum Zwecke der Arbeitsbeſchaffung (Erlaß des 
Reichsminiſters der Finanzen vom 28. November 1933, Reichsſteuerblatt 
S. 1233); 

Erlaß des Reichsverkehrsminiſters über die Ermäßigung der Schiffahrts⸗ 
gebühren bei Bauſtoffſendungen für Arbeitsbeſchaffung vom 29. Juni 1933 
und 26. September 1933; 

Bekanntmachungen der Reichsbahndirektion Berlin über eine zwanzig⸗ 
prozentige Frachtermäßigung für Bauſtoffſendungen mit der Reichsbahn für 
Arbeitsbeſchaffungszwecke vom 17. April 1933 und 22. September 1933 
(Tarif- und Verkehrsanzeiger I Nr. 36 und I Nr. 89). 

4. Das Geſetzzur Förderung des Wohnungsbaus vom 30. März 
1935 (RGBl. I S. 469). Dies Geſetz ſtellt inſofern einen Sonderfall dar, als hier 
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eine bereits in früheren Jahren geſetzlich feſtgelegte Steuerermäßigung dazu bes 
nutzt wird, um die durch die Steuerermäßigung freiwerdenden Mittel einem ſpe⸗ 
ziellen Verwendungszweck, nämlich der Ausführung beſtimmter Arbeiten, zuzu⸗ 
führen. Das Geſetz dient, wie ſein Name beſagt, primär der Förderung des Klein⸗ 
wohnungsbaus, damit aber ſekundär auch der Arbeitsbeſchaffung. Es verpflichtet 
die Hausbeſitzer, die ihnen ab 1. April 1935 aus der 25prozentigen Ermäßigung 
der Hauszinsſteuer zuſtehenden Beträge dem Reich „insbeſondere für Zwecke der 
Kleinſiedlung und des Kleinwohnungsbaus“ zur Verfügung zu ſtellen. Die Haus⸗ 
beſitzer erhalten dafür Anleiheſtücke, die vom Reich verzinſt und nach näherer Be⸗ 
ſtimmung eingelöſt werden. Das Reich hat für das Rechnungsjahr 1935 von dem 
aufkommenden Anleihebetrag 110 Millionen RM. für die Förderung des Klein⸗ 
wohnungsbaus bereitgeſtellt, zu denen noch 25 Millionen RM. aus dem Reichs⸗ 
haushalt 1935 und 50 Millionen RM. aus dem Aufkommen an Eheſtandshilfe 
der Ledigen fließen, zuſammen alſo 185 Millionen RM. Von dieſen Mitteln hat 
der Reichsarbeitsminiſter einſtweilen 70 Millionen RM. zur Fortſetzung der (vor⸗ 
ſtädtiſchen) Kleinſiedlung, 35 Millionen RM. für billigſte Kleinwohnungen (Volks⸗ 
wohnungen) zur Verfügung geſtellt. Dieſe Mittel dienen der Spitzenfinanzierung, 
d. h. zur Ergänzung der grundſätzlich aus dem freien Kapitalmarkt aufzubringenden 
erſt⸗ und zweitſtelligen Beleihung dieſer Bau⸗ und Siedlungs vorhaben. Der arbeits⸗ 
marktpolitiſche Effekt iſt daher ein Mehrfaches des Nominalbetrages von 185 Mil⸗ 
lionen RM. 


VII. Geſetz zur Erhaltung und Hebung der Kaufkraft 
vom 24. März 1934 (RGBl. I S. 235) 


Wie bereits der Name dieſes Geſetzes erkennen läßt, ſoll es der Hebung des 
Konſums und damit der Verminderung der Arbeitsloſigkeit dienen. Es verſucht 
zum erſten Male, dem Abgaben⸗, Spenden⸗ und Beitragsweſen, das nach der 
Machtergreifung vielfach emporgeſchoſſen war, Grenzen zu ſetzen und Ordnung 
auf dieſem Gebiet zu ſchaffen. Der weſentliche Inhalt dieſes Geſetzes iſt folgender: 

1. Regelung der Finanzgebarung und der Beitrags⸗ und Umlageerhebung bei 
den Körperſchaften des öffentlichen Rechts, und bei ſolchen Verbänden und Organi⸗ 
ſationen, an deren Finanzgebarung und Umlageerhebung ein öffentliches Intereſſe 
beſteht. 

2. Die Erhebung von Spenden wird von der Genehmigung des Stellvertreters 
des Führers im Einvernehmen mit dem Reichsfinanzminiſter abhängig gemacht. 

3. Die Abgabe zur Arbeitsloſenhilfe wird ab 1. April 1934 nach ſozialpolitiſchen 
Geſichtspunkten ermäßigt. 

Damit wird eine allgemeine Entlaſtung der Gehalts⸗ und Lohnempfänger von 
Beiträgen und Abgaben erſtrebt, um ihre Kaufkraft zu heben. Der Geſetzgeber 
geht davon aus, daß die Beiträge und Umlagen vieler Körperſchaften des öffent⸗ 
lichen Rechts und von ähnlichen Verbänden und Organiſationen oft viel zu hoch 
ſind. Durch die Begrenzung dieſer Beiträge und Abgaben auf das Notwendige, 
ſoll das Reineinkommen der Gehalts- und Lohnempfänger erhöht werden. Die jo 
eingeſparten Beträge können zum unmittelbaren Verbrauch und zur Deckung 
ſonſtiger Lebensbedürfniſſe Verwendung finden. Sie führen ſo zur Steigerung 
der volkswirtſchaftlichen Umſätze. 

Die zentrale Überwachung der Spendenerhebung und die Senkung der Abgaben 
zur Arbeitsloſenhilfe für Ehen mit Kindern oder mit kleinem Einkommen dienen 
dem gleichen Zweck. 

Der Abſchnitt II (Erhebung von Spenden) dieſes Geſetzes iſt inzwiſchen durch 
das Geſetz zur Regelung der öffentlichen Sammlungen und ſammlungsähnlichen 
Veranſtaltungen (Ssammlungsgeſetz) vom 5. November 1934 (RGBl. I 
S. 1086) erſetzt worden. 
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Die Abgabe zur Arbeitsloſenhilfe (Abſchnitt III des Geſetzes) iſt im Zuge der 
Steuerreform durch das neue Steueranpaſſungsgeſetz vom 16. Oktober 1931 
(RGBl. I S. 925) mit Wirkung vom 1. Januar 1935 aufgehoben und teilweiſe in 
die Einkommen⸗ (Lohn-) Steuer eingebaut worden. Die bevölkerungspolitiſchen 
Geſichtspunkte ſind durch die ſtarke Begünſtigung der kinderreichen Familien in den 
Steuertabellen gewahrt worden. 


VIII. Geſetz zur Regelung des Arbeitseinſatzes 
vom 15. Mai 1934 (RGBl. 1 S. 381) 


Während die bisher behandelten geſetzgeberiſchen Maßnahmen alle das Ziel 
verfolgen, durch unmittelbare oder mittelbare Arbeitsbeſchaffung neue Arbeits⸗ 
plätze bereitzuſtellen, ſucht das Geſetz zur Regelung des Arbeitseinſatzes lediglich 
die vorhandenen Arbeitsplätze anders und beſſer zu verteilen. Durch die ver⸗ 
ſchiedenen Maßnahmen zur Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit war zwar ein weſent⸗ 
licher Rückgang der Arbeitslosigkeit zu verzeichnen, aber er war in den einzelnen 
Bezirken und Orten verſchieden ſtark, weit größer auf dem Lande, als in den 
Städten und insbeſondere in den Großſtädten. Das Geſetz zur Regelung 
des Arbeitseinſatzes vom 15. Mai 1934 (RGBl. 1 S. 381) eröffnet den 
Angriff auf die Zentren größter Arbeitsloſigkeit, insbeſondere die Großſtädte. 

Der Präſident der Reichsanſtalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſen⸗ 
verſicherung wird ermächtigt zu beſtimmen: 

1. Wer in Bezirken mit großer Arbeitsloſigkeit keinen Wohnort hat, kann dort 
als Arbeitnehmer oder Angeſtellter nur mit Zuſtimmung des Präfidenten der 
Reichsanſtalt angeſtellt werden; 

2. die Einſtellung von Arbeitnehmern, die in den letzten drei Jahren in der 
Landwirtſchaft tätig waren, in anderen als landwirtſchaftlichen Betrieben iſt nur 
mit Zuſtimmung des Präſidenten der Reichsanſtalt möglich; 

3. zur Befriedigung des Bedarfs der Landwirtſchaft an Arbeitskräften wird der 
Präſident der Reichsanſtalt ermächtigt, Arbeiter oder Angeſtellte, die drei Jahre 
in der Landwirtſchaft tätig waren, in gewerblichen Betrieben zur Entlaſſung zu 
bringen. 

Der Zweck dieſer Beſtimmungen iſt deutlich: Verhinderung weiteren Anwachſens 
der Arbeitsloſenziffer in den Großſtädten durch Fernhalten des Zuzuges, Heraus⸗ 
nahme geeigneter Arbeitskräfte mit landwirtſchaftlicher Vorbildung aus Induſt rie 
und Gewerbe und Unterbringung in der Landwirtſchaft zur Deckung der dort 
vorhandenen Nachfrage. 

Zur Durchführung dieſes Geſetzes hat der Präſident der Reichsanſtalt über 
folgende Bezirke die Zuzugsſperre verhängt: 

1. Berlin durch Anordnung vom 17. Mai 1934 (Reichsarbeitsblatt 1934 J 
S. 126); 

2. Bremen, Delmenhorſt, Nordenham, Weſermünde uſw. durch Anordnung 
vom 30. Auguſt 1934 (Reichsarbeitsblatt 1934 I S. 206); 

3. Hamburg, Altona, Wandsbek, Harburg, Wilhelmsberg, durch Anordnung 
vom 30. Auguſt 1934 (Reichsarbeitsblatt 1934 I S. 205). 

Zur ſpeziellen Bekämpfung der Landflucht hat der Präſident der Reichsanſtalt 
ferner durch Anordnung vom 17. Mai 1934 (Reichsarbeitsblatt 1934 I S. 127) 
beſtimmt, daß Perſonen, die in der Landwirtſchaft beſchäftigt ſind oder innerhalb 
der letzten drei Jahre beſchäftigt waren, in beſtimmten Induſtriezweigen (Berg⸗ 
bau, Eiſen⸗ und Stahlgewinnung, Metallhütten- und Metallhalbzeuginduſt rie, 
Baugewerbe und Baunebengewerbe, Bau- und Unterhaltungsarbeiten der Reichs⸗ 
poſt und der Groß- und Kleinbahnen) nur mit vorheriger Zuſtimmung des für 
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die Arbeitsftelle zuſtändigen Arbeitsamtes als Arbeiter oder Angeſtellte ein» 
geſtellt werden dürfen. 

Weibliche Perſonen aus der Landwirtſchaft dürfen auch in Betrieben der Obſt⸗ 
und Gemüſeverwertungsinduſtrie und des Gaſt⸗ und Schankwirtſchaftsgewerbes 
nur mit vorheriger Zuſtimmung des zuſtändigen Arbeitsamtes eingeſtellt werden. 

Zur allgemeinen Erläuterung dieſer wichtigen geſetzgeberiſchen Aktion möge noch 
folgendes dienen: 

Am 15. Juni 1934 wurden 2,6 Millionen Arbeitsloſe gezählt. In einer Sonder⸗ 
erhebung hat die Reichsanſtalt dieſe Arbeitsloſen nach ihrem Alter und nach den 
Berufsgruppen Arbeiter und Angeſtellte aufgegliedert. Von den arbeitsloſen 
1,8 Millionen männlichen Arbeitern gehörten 16,1 v. H. den Altersgruppen unter 
25 Jahren an. Über drei Viertel aller arbeitsloſen Männer gehörten zur Alters⸗ 
gruppe zwiſchen 25 und 60 Jahren. Bei den männlichen Angeſtellten iſt das Ver⸗ 
hältnis zwiſchen jugendlichen Arbeitsloſen und älteren Arbeitsloſen noch un⸗ 
günſtiger als bei den Arbeitern. Hier gehörten vier Fünftel aller männlichen Ar⸗ 
beitsloſen zu den Altersgruppen zwiſchen 25 und 60 Jahren; die jugendlichen 
arbeitsloſen Angeſtellten unter 25 Jahren ſtellten nur 16 v. H. Der ungewöhnlich 
hohe Anteil der Altersgrenzen über 25 Jahre an der männlichen Arbeitsloſigkeit 
bei den Arbeitern und Angeſtellten zeigt, wie notwendig die Anordnung des 
Präſidenten der Reichsanſtalt geweſen iſt, um durch eine planmäßige Räumung 
der Arbeitsplätze jugendlicher Arbeiter für die älteren arbeitsloſen Volksgenoſſen 
Arbeit zu ſchaffen. 

Die Altersgliederung der arbeitsloſen Frauen iſt in ihrem Aufbau weſentlich 
günſtiger. Von 411 000 arbeitsloſen Arbeiterinnen gehörten 26,1 v. H. in die Alters⸗ 
gruppen unter 25 Jahren und 71,6 v. H. in die Altersgruppen von 25—60 Jahren. 
Bei den arbeitsloſen weiblichen Angeſtellten iſt der Anteil der älteren weiblichen 
arbeitsloſen Angeſtellten noch niedriger. Er beträgt bei rund 129 000 arbeits⸗ 
loſen weiblichen Angeſtellten 57,6 v. H. gegen 41,9 v. H. der arbeitsloſen weiblichen 
Angeſtellten unter 25 Jahren. 

Ein Vergleich der Altersgliederung der Arbeitsloſen am 15. Juni 1934 mit der 
Altersgliederung am 16. Juni 1933 zeigt, daß von dem Rückgang der Arbeits⸗ 
loſigkeit die jugendlichen Arbeitsloſen zwiſchen 18—25 Jahren den größten Nutzen 
gehabt haben. Ihr Anteil an der Geſamtarbeitsloſigkeit ging um 77,6 v. H. zurück 
So iſt die Anordnung des Präfidenten der Reichsanſtalt nur ein Ausgleich der 
Unebenheiten, die durch den bisherigen Einſatz der arbeitsloſen Arbeitskräfte ein⸗ 
getreten ſind. 

Eine ſpezielle Ausführungsform dieſes Geſetzes für den Bereich Groß⸗Berlin iſt 
der Göring⸗ Plan vom 25. Mai 1934. „Neun Gebote“ gibt er für den Berliner 
Arbeitskampf, darunter die folgenden wirtſchaftlicher Art: 

a) Überführung von jugendlichen Arbeitsloſen in die Landhilfe und in den 

Freiwilligen Arbeitsdienſt; 

b) Arbeitsplatzaustauſch zwiſchen beſchäftigten männlichen Jugend⸗ 

lichen, Mädchen und Frauen und älteren Erwerbsloſen und Familienvätern; 

c) Überführung jugendlicher Mädchen in die Haus wirtſchaft; 

d) Überführung älterer, ſeit Jahren Arbeitsloſer in Notſtands arbeiten 

außerhalb Berlins. 

Berlin zählte am 30. April 1934 noch über 400 000 Arbeitsloſe, davon rund 
50 000 Jugendliche. Der vom Miniſterpräſidenten Göring eingeſetzte „Ausſchuß 
zur Behebung der Berliner Arbeitsloſigkeit“ wandte zur Verringerung der 
Arbeitsloſenziffer in dieſer „Hochburg der Arbeitsloſigkeit“ beſondere Methoden 
an. Man ſicherte ſich zur Durchführung der Landhilfe die Hilfsſtellung 
durch die angrenzenden Provinzen und nahm eine Verteilung der Arbeitsloſen 
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auf Bezirke mit größeren Arbeitsmöglichkeiten vor, wie Brandenburg, Grenz- 
mark, Oſtpreußen, Pommern, Sachſen, Niederſachſen. Die Reichsanſtalt ſtellte 
30 Millionen RM. zur Verfügung, um fie in Form erhöhter Grund: 
förderungsbeträge ſolchen Trägern von Notſtands arbeiten 
außerhalb Groß⸗Berlins zuzuführen, die ſich verpflichteten, Berliner Arbeitsloſe 
in beſtimmtem Ausmaße bei Notſtandsarbeiten zu beſchäftigen . 

Eine Entlaſtung des Arbeitsmarktes und der Unterſtützungsfürſorge wurde 
ferner dadurch erſtrebt, daß an Stelle jugendlicher Arbeitskräfte weitgehendſt 
ältere Volksgenoſſen, möglichſt Familienväter, eingeſtellt werden, insbeſondere 
ſollten jugendliche Mädchen in Berliner Haushaltungen unter Mithilfe der NS.⸗ 
Frauenſchaft untergebracht werden. Alles in allem ſind auf dieſe Weiſe etwa 
150 000 überflüſſige oder entbehrliche Arbeitskräfte aus Groß-Berlin anderweitig 
untergebracht worden. 


IX. Verordnung über die Verteilung von Arbeitskräften 
vom 10. Auguſt 1934 (RG Bl. I S. 786) 


Im unmittelbaren gedanklichen Zuſammenhange mit den im vorigen Abſchnitt 
behandelten geſetzgeberiſchen Maßnahmen und ebenſo wie jene auf eine andere 
und beſſere Verteilung vorhandener Arbeitsplätze gerichtet ſteht die Ver⸗ 
ordnung über die Verteilung von Arbeitskräften vom 
10. Auguſt 1934 (RGBl. I S. 786). Sie ſtützt ſich auf das Geſetz über wirtſchaft⸗ 
liche Maßnahmen vom 3. Juli 1934 (R GBl. I S. 564), das dem Reichswirtſchafts⸗ 
miniſter außergewöhnliche Vollmachten innerhalb ſeines Geſchäftsbereiches ein⸗ 
räumt. Die Verordnung vom 10. Auguſt 1934 ſelbſt iſt, wie das Geſetz, nur eine 
Rahmenverordnung, die dem Präſidenten der Reichsanſtalt weitgehende Kompe⸗ 
tenzen hinſichtlich einer anderweitigen Verteilung der Arbeitskräfte und Arbeits⸗ 
plätze überträgt. Von der ihm erteilten Ermächtigung hat der Präfident der Reichs⸗ 
anſtalt durch die Anordnung über die Verteilung von Arbeitskräften 
vom 28. Auguſt 19342 Gebrauch gemacht. Der Inhalt dieſer Anordnung iſt von 
außerordentlicher Tragweite; er ſei daher kurz wiedergegeben: 

1. Austauſch von Arbeitsplätzen. Jeder Führer eines Betriebes iſt 
verpflichtet, die Alterszuſammenſetzung ſeiner Gefolgſchaft daraufhin zu prüfen, 
ob eine bevorzugte Beſchäftigung arbeitsloſer, älterer Arbeiter oder Angeſtellter, 
insbeſondere kinderreicher Familienväter, an Stelle von Arbeitern und An⸗ 
geſtellten unter 25 Jahren möglich iſt. Die Prüfung iſt im Laufe des Monats 
September 1934 durchzuführen, das Ergebnis iſt dem zuſtändigen Arbeitsamt vor⸗ 
zulegen. 

Bei der Freimachung von Arbeitsplätzen, die mit Perſonen unter 25 Jahren 
beſetzt ſind, ſind beſtimmte Kategorien von Arbeitern und Angeſtellten, die die 
Anordnung im einzelnen aufzählt, außer Betracht zu laſſen. Der Präſident des 
zuſtändigen Landesarbeitsamtes entſcheidet, ob, in welchem Umfange und in 
welchem Zeitraum ein Arbeitsplatzaustauſch in den einzelnen Betrieben vor: 
zunehmen iſt. 

Der Arbeitsplatzaustauſch darf nicht zu einer Verminderung der Gefolgſchaft 
oder zu unfreiwilliger Arbeitsloſigkeit der zur Entlaſſung kommenden Arbeits- 
kräfte führen. 

2. Einſtellung von Arbeitern und Angeſtellten unter 
25 Jahren. Männliche und weibliche Perſonen unter 25 Jahren dürfen (außer 


9 Vgl. die Druckſchrift „Beſchäftigung von Notſtandsarbeitern aus Groß-Berlin bei 
auswärtigen Maßnahmen“ (Göring-Plan), herausgegeben von der Reichsanſtalt für Ar⸗ 
beitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung, Berlin-Charlottenburg 2, Hardenberg» 
ſtraße 12. ö 

206 Reichsanzeiger Nr. 202 vom 30. 8. 1934; Reichsarbeitsblatt 1934 I S. 202. 
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wenn es fih um Lehrlinge handelt) nur mit vorheriger Zuſtimmung des zu⸗ 
ſtändigen Arbeitsamtes als Arbeiter oder Angeſtellte in den Betrieben eingeſtellt 
werden. Das Arbeitsamt kann verlangen, daß bei der Einſtellung von Perſonen 
unter 25 Jahren gewiſſe beſonders bezeichnete Kategorien bevorzugt werden. 

3. Leiſtungsausgleich für ältere Angeſtellte. Werden auf 
Arbeitsplätze, die bisher mit Angeſtellten unter 25 Jahren beſetzt waren, arbeits⸗ 
loſe, fachlich vorgebildete Angeſtellte über 40 Jahre eingeſtellt, die in den letzten 
drei Jahren vor der Einſtellung länger als zwei Jahre Arbeitsloſenunterſtützung 
aus öffentlichen Mitteln erhalten haben, ſo können dem Betriebe auf Antrag zum 
Ausgleich von Minderleiſtungen der Neuangeſtellten Zuſchüſſe zum Leiſtungs⸗ 
austauſch aus Mitteln der Reichsanſtalt gewährt werden. Der Leiſtungsausgleich 
beträgt für einen neuangeſtellten kinderloſen Angeſtellten über 40 Jahre höchſtens 
50 RM. monatlich, bei weniger als 100 RM. monatlichem Gehalt entſprechend 
weniger. Für jedes Kind unter 16 Jahren 5 RM. monatlich mehr. 

4. Landwirtſchaft: 

a) Die Arbeitsämter haben die in der Land⸗ und Forſtwirtſchaft vorhandenen 
offenen Stellen — ſoweit ſie nicht durch landwirtſchaftliche und forſtwirt⸗ 
ſchaftliche Berufsangehörige zu beſetzen ſind — der Unterbringung von 
Arbeitern und Angeſtellten unter 25 Jahren nutzbar zu machen, die aus 
nichtlandwirtſchaftlichen Betrieben ausſcheiden. 

b) Zuſchüſſe für neue Landarbeiter wohnungen. Werden zur 
Einſtellung land⸗ und forſtwirtſchaftlicher Arbeiter neue Familienwohnungen 
erſtellt, ſo kann dem Betriebsinhaber aus Mitteln der Reichsanſtalt auf die 
Dauer von ſechs Jahren ein jährlicher Zuſchuß zur Verzinſung und Tilgung 
der Herſtellungskoſten gewährt werden. Der Zuſchuß kann auch zum Neubau 
von Wohnungen für Landarbeiter gewährt werden. Der Geſamtzuſchuß für 
ſechs Jahre darf die Hälfte der Herſtellungskoſten nicht überſchreiten. Der 
Höchſtbetrag des jährlichen Zuſchuſſes iſt 300 RM. 


X. Die geſetzlichen Grundlagen des Freiwilligen Arbeits⸗ 
dienſtes 


Wenn innerhalb dieſer Abhandlung auch der Freiwillige Arbeitsdienſt erwähnt 
wird, ſo geſchieht das unter einem Vorbehalt: der Freiwillige Arbeitsdienſt iſt 
nicht allein und nicht einmal in erſter Linie eine der Maßnahmen zur Ver⸗ 
minderung der Arbeitsloſigkeit; ſeine Ziele ſind weiter geſteckt. Andererſeits aber 
kann nicht abgeſtritten werden, daß er auch im Sinne einer Verminderung der 
Arbeitsloſigkeit wirkt, ſchon weil die in ihm beſchäftigten Perſonen privater wirt⸗ 
ſchaftlicher Tätigkeit entzogen find. Es wäre daher nicht richtig, ihn ganz aus der 
Betrachtung herauszulaſſen. Er gehört aber an den Schluß der Maßnahmen zur 
Verminderung der Arbeitslofigkeit, da er einen Grenzfall bildet und mit den 
übrigen im vorhergehenden betrachteten Maßnahmen nicht auf gleiche Stufe ge⸗ 
ſtellt werden kann. 

Die urſprüngliche Rechtsgrundlage für den Freiwilligen Arbeitsdienſt hat $ 139a 
AV AVC. gebildet. Er beſtimmte, daß die Reichsanſtalt für Arbeits vermittlung 
und Arbeitsloſenverſicherung den Freiwilligen Arbeitsdienſt fördert und gab dem 
Reichsarbeitsminiſter die Ermächtigung, das Nähere über Art, Höhe, Dauer der 
Förderung, über den Perſonenkreis ſowie über das Verfahren zu beſtimmen. 
Auf Grund dieſer Ermächtigung iſt die Verordnung über die Förderung des Frei⸗ 
willigen Arbeitsdienſtes vom 23. Juli 1931 (RGBl. I S. 398) ergangen. Für 
den Einſatz des Freiwilligen Arbeitsdienſtes im Rahmen der land wirtſchaftlichen 
Siedlung iſt ſie ergänzt worden durch die „Verordnung zur Ergänzung der Ver— 
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ordnung über die Förderung des Freiwilligen Arbeitsdienftes“ vom 25. Mai 1932 
(RGBl. I S. 251). Beide Verordnungen find inzwiſchen außer Kraft getreten. 

Die jetzige Rechtsgrundlage für den Freiwilligen Arbeitsdienſt iſt die Ver⸗ 
ordnung vom 16. Juli 1932 (RGBl. I S. 352), die ſich auf die Verordnung 
des Reichspräſidenten vom 14. Juni 1932, 4. Teil, Kapitel I (S. 273, 283) ſtützt, 
und die zu ihrer Ergänzung und Anderung ergangenen ſpäteren Vorſchriften. 
Während früher nur unterſtützte Jugendliche zum Freiwilligen Arbeitsdienſt zu⸗ 
gelaſſen wurden, iſt die Verbindung zwiſchen Arbeitsloſenunterſtützung und 
Arbeitsdienſt nunmehr gefallen. Dieſe Anderung bedeutet eine wichtige Etappe 
in der Entwicklung des Freiwilligen Arbeitsdienſtes. Er kommt jetzt nicht mehr 
nur Unterſtützten, ſondern ſchlechthin jedem jungen Deutſchen zugute; er wird 
nicht mehr als eine Abart der Arbeitsloſenhilfe, ſondern als eine Einrichtung 
angeſehen, die jedem Deutſchen die Gelegenheit geben ſoll, zum Nutzen der Geſamt⸗ 
heit ernſte Arbeit im gemeinſamen Dienſt zu leiſten und ſich körperlich, geiſtig 
und ſittlich zu ertüchtigen. Die Arbeiten ſelbſt müſſen gemeinnützig und zuſätzlich 
ſein. Träger der Arbeit dürfen nur Körperſchaften des öffentlichen Rechts oder 
gemeinnützige Vereinigungen ſein. Als Träger des Dienſtes ſind auch Organi⸗ 
ſationen, die Arbeitsdienſtwillige zuſammenfaſſen, zugelaſſen. Der Eintritt in den 
Arbeitsdienſt begründet kein Arbeits⸗ oder Dienſtverhältnis im Sinne des Arbeits⸗ 
rechts. Trotzdem ſoll dem Arbeitsdienſtwilligen die ſoziale Verſicherung und der 
Arbeitsſchutz wie dem Arbeiter im freien Arbeitsverhältnis zugute kommen. 

Auch bezüglich der Organiſation bringt die Verordnung vom 16. Juli 1932 eine 
wichtige Neuerung. Während bis dahin die Reichsanſtalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitsloſenverſicherung für den Arbeitsdienſt zuſtändig war, wurde nunmehr 
für die Leitung des freiwilligen Arbeitsdienſtes ein Reichskommiſſar be⸗ 
ſtellt. der Reichskommiſſar wurde von Bezirkskommiſſaren unter⸗ 
ſtützt. 

Nach der Machtergreifung am 30. Januar 1933 wurde eine ſtraffere Organi⸗ 
ſation des nationalſozialiſtiſchen Arbeitsdienſtes unter dem Reichskommiſſar 
geſchaffen, indem 30 Arbeitsgaue eingerichtet wurden. An die Stelle der bis dahin 
beſtehenden 13 Bezirkskommiſſare, die mit dem Präfidenten der 13 Landesarbeits⸗ 
ämter identiſch waren, traten 30 Führer der Arbeitsgaue. Die Verbindung mit der 
Reichsanſtalt wurde inzwiſchen völlig gelöſt, ſo daß heute der Freiwillige Arbeits⸗ 
dienſt ausſchließlich durch die dem Reichskommiſſar unterſtellte Organiſation 
durchgeführt und verwaltet wird. Der Reichskommiſſar ſelbſt, der früher dem 
Reichsarbeitsminiſter unterſtand, iſt ſeit dem 1. Juli 1934 dem Reichsminiſter des 
Innern unterſtellt worden!. 

Die Verordnung vom 16. Juli 1932 beſchränkt ſich auf das Grundſätzliche, die 
Einzelheiten des Freiwilligen Arbeitsdienſtes find durch die Ausführungsvorſchriften 
vom 2. Auguſt 1932 (RGBl. I S. 392) 22 geregelt. Als Förderung wurde an⸗ 
fänglich ein Betrag von höchſtens 2 RM. wochentäglich bis zur Dauer von 
20 Wochen feſtgeſetzt. Die Förderungsdauer konnte bei volkswirtſchaftlich wert⸗ 
vollen Arbeiten bis zu 40 Wochen verlängert werden. Nunmehr iſt durch die Ver⸗ 
ordnung vom 29. Auguſt 1933 der Förderungsbetrag auf kalendertäglich 2.14 RM. 
und die Förderungsdauer allgemein auf 52 Wochen erhöht worden. 


21 Späterhin ſind mehrere Verordnungen zur Anderung der Ausführungsvorſchriften 
vom 29. 8. 1933 (RG Bl. IT S. 621), vom 27. 1. 1934 (RG Bl. I S. 72), vom 28. 2. 1934 
(RGBl. I S. 172) erlaſſen worden. 
es Verordnung über den Freiwilligen Arbeitsdienft vom 3. 7. 1934 (RG BBl. I 
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Die ſozialpolitiſchen Belange (Sozialverſicherung und Arbeitsſchutz) find teils 
durch die Ausführungsvorſchriften, teils durch die Verordnung über die Kranken⸗ 
und Unfallverſicherung beim Freiwilligen Arbeitsdienſt vom 22. Dezember 1932 
(RG Bl. 1 S. 577) geregelt. 

Der Arbeitsdienſt hat im Laufe der Zeit nicht nur in der Organiſation und 
rechtlichen Ausgeſtaltung eine weſentliche Entwicklung genommen; auch die welt⸗ 
anſchauliche Beurteilung ſeines Zwecks und ſeines Wirkens ſind fortgeſchritten. 
Bei ſeiner geſetzlichen Einführung war er in erſter Linie ein Mittel, unterſtützte 
Arbeitsloſe zu betreuen; durch die Unterbringung von Arbeitsloſen im Arbeits⸗ 
dienſt wurde die Arbeitslofigfeit unmittelbar bekämpft. Dieſer Nutzeffekt beſteht 
auch heute noch. Darüber hinaus iſt er heute ein Mittel, die deutſche Jugend zur 
Volksgemeinſchaft zu erziehen, indem er Jugendliche aller Schichten in kamerad⸗ 
ſchaftlicher Lebensgemeinſchaft für 6—12 Monate zuſammenfaßt. Die Koſten des 
Freiwilligen Arbeitsdienſtes ſind mit etwa 200 Millionen RM. jährlich zu bezif⸗ 
fern, die durch den Reichshaushalt bereitgeſtellt werden. 

Die bisherige Entwicklung hat dazu geführt, daß der Freiwillige Arbeitsdienſt 
ſich in der Praxis, insbeſondere auf Grund der zur Ausführung des Geſetzes zur 
Regelung des Arbeitseinſatzes erlaſſenen Beſtimmungen?? bereits dem Pflicht⸗ 
arbeitsdienſt genähert hat. Das hätte auf die Dauer als ungerecht empfunden 
werden können, ſolange die Pflicht nicht gleichmäßig für alle Jugendlichen galt. 
Daher war der Übergang zum allgemeinen Pflichtarbeitsdienſt ſchon aus dieſem 
Grunde nur eine Frage der Zeit. Das Reichsarbeitsdienſtgeſetz vom 
26. Juni 1935 (RG Bl. I S. 769)?“ führt mit Wirkung vom 1. Oktober 1935 den 
Pflichtarbeitsdienſt für alle jungen Deutſchen beiderlei Geſchlechts von 18—25 
Jahren ein. Für die weiblichen Jugendlichen wird dieſe Pflicht allerdings bis auf 
weiteres noch nicht praktiſch. Da der Pflichtarbeitsdienſt jährlich etwa 400 000 Per⸗ 
ſonen einſchließlich des Stammperſonals — je 200 000 halbjährlich durchſchnittlich — 
erfaßt, ſo iſt er neben ſeinen ſonſtigen erzieheriſchen Aufgaben auch ein weſent⸗ 
liches Mittel zu Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit, denn es iſt anzunehmen, daß ein 
gewiſſer Teil der einberufenen Jahrgänge ohne den Arbeitsdienſt arbeitslos ge⸗ 
weſen oder geworden wäre, und daß andererſeits durch die Einberufung von in 
Arbeit befindlichen Jugendlichen mindeſtens zeitweiſe Arbeitsplätze für ältere 
Volksgenoſſen frei werden. Da hierdurch im gewiſſen Umfange öffentliche Unter⸗ 
ſtützungsmittel erſpart werden, ſo liegt darin und in den vom Arbeitsdienſt aus⸗ 
geführten Arbeiten von wirtſchaftlichem Wert ein gewiſſer, wenn auch ziffernmäßig 
nicht ſicher errechenbarer Ausgleich für ſeine bereits oben bezifferten Koſten. 


C. Auswirkungen der geſetzgeberiſchen Maßnahmen zur 
Verminderung der Arbeitsloſigkeit 


Es wurde im Eingang erwähnt, daß beim Antritt der nationalſozialiſtiſchen 
Regierung die Zahl der Arbeitsloſen rund 6 Millionen betrug. Das umfaſſende 
geſetzgeberiſche Werk, das inzwiſchen geſchaffen wurde, um die Arbeitsloſigkeit zu 
bekämpfen, hat den erwarteten Erfolg gebracht. Am 30. September 1934 betrug 
die Arbeitsloſenziffer nur noch rund 2 280 000, davon rund 298 000 Arbeitsloſen⸗ 
unterſtützungsempfänger, rund 756 000 Kriſenunterſtützungsempfänger und rund 


23 Bol. Anordnung des Präſidenten der Reichsanſtalt für Arbeitsvermittlung und Ar⸗ 
beitsloſenverſicherung über die Verteilung von Arbeitskräften vom 28. Auguſt 1934 
(Reichsanzeiger Nr. 202, Reichsarbeitsblatt I S. 202). 

24 Dazu: Erſte Verordnung zur Durchführung und Ergänzung des Arbeitsdienſtgeſetzes 
vom 27. Juni 1935 (RGBl. I S. 772) und Erlaß des Führers und Reichskanzlers über 
8 a der Dienſtzeit und die Stärke des Arbeitsdienſtes vom 27. Juni 1935 (RGBl. 1 

. 772). 
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678 000 Wohlfahrtsunterſtützungsempfänger, iſt alſo auf etwa den dritten Teil 
zurückgegangen. Im einzelnen iſt die günſtige Entwicklung der Arbeitsloſigkeit in 
den Jahren 1933 und 1934 aus der folgenden Tabelle zu entnehmen. 


Tabelle 1 
Die Die Entwicklung der Arbeitsloſigkeit in den Jahren 1933 und 1934 der Arbeitsloſigkeit in den Jahren 1933 und 1934 
Zeitpunkt Insgeſamt dee eee eee e, eee meer — | amount | mählie | BE, | SE Art — — — 
rſtützung . (anerkannte) 
1933 

Ende Januar 6 013 612 953 117 1418 949 2459 319 
„ Februar 6 000 958 942 306 1513 122 2 476 156 
RE en 5 598 458 686 445 1479 446 2 400 953 
r 5 331 252 530 127 1 408 783 2 288 247 
„ 5 038 640 465 599 1336 331 2 160 662 
oe 4 856 942 416 304 1 310 372 2 062 744 
1 4463 841 394 495 1252 660 1931 760 
„ 4 124 288 360 305 1170 147 1769 981 
„ September. 3 849 222 316 140 1 108 672 1583 741 
„ Oktober 3 744 860 316 727 1071 885 1487 645 
„ November 3 714 646 344 957 1058 124 1 434 524 
„ Dezember. 4 059 055 553 508 1175 447 1516 581 

1934 

Ende Januar 3 772 792 549 194 1 162 304 | 1 423 907 

„ Februar 3372 611 418 759 1.083 118 | 1 291 420 
Ma er 2 798 324 249 480 91095 1079 144 
EF 2 608 621 218 712 841 309 | 984 507 
N 2 528 690 231 624 822 127 | 934 810 
N. 2 480 826 264 802 813 520 902 149 
„ö 2 426 014 290 174 798 872 866 239 
=> SUBOUN 7 =: 5320 2 397 562 309 861 788 073 830 839 
„ September 2 282 278 298 116 756 647 766 316 
Oktober 2 267 657 327 753 736 289 736 924 
November 2 352 662 387 759 | 734502 727 190 
Dezember . 2 604 700 535 296 764 540 | 747 230 
— 

Ende Januar 2 973 544 807 576 813 8885 777 687 
„ Februar 2 764 152 719 057 20 677 735 160 
N 2 401 889 457 995 815 436 | 656 339 
„ a. 2 2 233 255 336 434 787 797 605 410 
. 2019293 276673 738990 551023 
„ 1876 579 | 250 843 716002 507 390 


Selbſtverſtändlich find dieſe Ergebniſſe nicht ausschließlich auf die Wirkung des 
vorher geſchilderten geſetzgeberiſchen Werkes allein zurückzuführen. Außer ihm 
find auch andere Maßnahmen wirkſam geweſen, um die Arbeitsloſigkeit herab— 
zumindern; einige dieſer Maßnahmen werden im Schlußabſatz noch geſtreift 
werden. In der Hauptſache aber hat das im vorſtehenden geſchilderte geſetz— 
geberiſche Werk zu dem jetzt vorliegenden erfreulichen Ergebnis beigetragen. 
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Die erſte und unmittelbarſte Folge dieſer Entwicklung ift eine erhebliche Ent⸗ 
laſtung der öffentlichen Hand in bezug auf die unterſtützende Arbeitsloſenhilfers. 
Das gilt ſowohl mit Bezug auf das Reich, als auch die Reichsanſtalt für Arbeits⸗ 
vermittlung und Arbeitsloſenverſicherung, als auch hinſichtlich der Bezirksfürſorge⸗ 
verbände. Bei der Reichsanſtalt macht ſich das Sinken der Arbeitsloſenziffer und 
die Mehrbeſchäftigung im Steigen der Einnahmen und im Sinken der Ausgaben, 
beim Reich und den Bezirksfürſorgeverbänden im Sinken der von ihnen zu tragen⸗ 
den Wohlfahrtslaſten und damit in einer Erleichterung des Haushaltsausgleichs 
bemerkbar. Die folgende Tabelle gibt hierfür im einzelnen Anhaltspunkte. 


Tabelle 2 


Ausgaben und Einnahmen der Arbeitsloſenhilfe in der Zeit vom 
Januar 1933 bis Juni 1934 (in Mill. RM.) 


13933 1934 1935 

Gegenſtand Januar April | Juli [Oktober] Januar April Juli Oktobeiſ Januar April 

bis bis bis bis bis bis bis bis bis 

März Juni Sept. Dez. März Juni | Cent. | Dezbr. | März Juni 

Ausgaben 
Arbeitsloſenverſiche⸗ 

rung 57 62 51 48 68 30 42 56112 46 
Kriſenfürsor ge. . 233 | 212 | 200 | 178 | 186 | 135 133 128 144 122 


Wahlfahrtserwerbs⸗ 
loſenſürforge (Bar⸗ 


Sa. | 390 274 | 251 226 | 254 165 175 | 184 | 256 168 
leiſtungen der Be⸗ 


351 | 316 | 280 | 262 | 209 | 196 186 18325] —! 
Einnahmen 


Beiträge der Arbeit⸗ 
geber und Arbeit⸗ 
nehmer 

Abgabe zur Arbeis⸗ 
loſen hilfe 

Sa. 

Wohlfahrtshilfe des 
Reichs an die Be⸗ 

z irksfürſorgeverbändeſ 240 | 225 200 42 38 31 
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Die Rückwirkung der Mehrbeſchäftigung beſchränkt ſich jedoch nicht allein auf 
dieſen einen Zweig der Sozialverſicherung. Auch bei den anderen, insbeſondere bei 
der Invalidenverſicherung und bei der Angeſtelltenverſicherung, ſind die günſtigen 
Auswirkungen bereits ſichtbar. Sie prägen ſich in wachſenden Einnahmen und in 
dem Vermögensbeſtand dieſer Sozialverſicherungszweige aus; die Einzelheiten 
enthält die folgende Tabelle. 


25 Hierunter je 8 Millionen RM. Koſten für die Reſtfinanzierung von Notſtands⸗ 
arbeiten gem. 8 139 AVA. 

26 Noch nicht bekannt. 

27 Die Abgabe zur Arbeitsloſenhilfe iſt durch das Geſetz zur Erhaltung und Hebung 
der Kaufkraft vom 24. 3. 34 erheblich geſenkt und durch das Steueranpaſſungsgeſetz vom 
16. 10. 34 aufgehoben worden. 

28 Pgl. Poerſchke, Sozialetat uſw. im Jahre 1933. Soziale Praxis 1934, Nr. 35. 


631 


Tabelle 3 


Entwicklung der Beitragseinnahmen und des Vermögensbeſtandes der Invaliden⸗ 
und der Angeſtelltenverſicherung in den Jahren 1933—1934 in (Mill. RM.) 


Vermögensbeſtand 


Beitragsein nahmen | 


Jahr, Monat Invaliden⸗- | Angeitellten- Invaliden- Angeitellten- 
Verſicherung Verſicherung 

1933 Januar 51,5 23,8 1222,9 | 2039,8 
Februar 45,6 21,7 1204,2 2050,3 
DE 2. 51,9 36,6 1185,0 2058,4 
R 49,1 19,1 1187,8 2094.2 
R 55,9 22,3 1176,5 2113.7 
IE 5 0 54,9 22,2 1181,4 2108,3 
N 55,0 21,8 1175, 7 2132, 1 
Auguſet 58,0 22,6 1169,0 2130,3 
September. 61,3 23,4 1176,6 2139,4 
Doe. 63,7 23,8 1186,8 2158,5 
November 63,1 23,6 1188,4 | 2162,8 
Dezember ... 68,2 26,9 1193,4 | 2177,9 

1934 Januar 58,4 25,3 1218,7 2209,8 
Februar 57,7 23,9 1228,2 2219,2 
ee 65,6 26,9 1248,7 2221,5 
April! 68,3 24,9 1272,7 2248,1 
Mol 58% 69,5 25,3 1292,0 2267,9 
Juni 73,0 26,6 1291 2281,3 
U ee 712 25,8 1327,6 | 2301,0 
Auguſt 74,2 25,7 1334,8 2307,9 
September 73.7 26,2 1356,3 | 2315,5 
Ottober 80,6 279 1375,0 | 2340,7 
November. 77.5 27,6 1398,3 | 2353,5 
Dezember 72,9 30,8 1417,1 2375,6 

1935 Sanuar . 858 74,4 28,9 1428,0 Ä 2407,0 
Februue 66.3 26,8 1437,4 2421,8 
R 71.8 | 29,8 1439.1 2431.3 
K 73.0 28,2 1462.4 2434.8 
N 78,7 | 29,7 1494,4% 2455,6 
r 74,9 — 1517, 85 2465.2 


Bei der Unfallverſicherung endlich läßt ſich der Einfluß der Arbeitsbeſchaffung 
daraus erſehen, daß die der Erhebung der Umlagen zugrunde liegende Lohn— 
ſumme bei den gewerblichen Berufsgenoſſenſchaften im Jahre 1932 12 145 Mil⸗ 
lionen RM., im Jahre 1933 12 625 Millionen RM., im Jahre 1934 15 766 Mil: 
lionen RM. betragen hat. Da der Tariflohn ziemlich unverändert geblieben iſt, ſo 
kommt das Mehr der Lohnſumme ganz auf das Konto der Mehrbeſchäftigung. 

Beim Reich ſelbſt prägt ſich die Mehrbeſchäftigung in den wachſenden Steuer— 
einnahmen aus. Staatsjefretär Reinhardt führte aus?“, daß die Steuereinnahmen 
des Reiches im Rechnungsjahr 1935 um rund 2 Milliarden RM. größer ſein 
werden, als fie 1933 gewejen find. Das hat wiederum für die Länder und Ge: 


* Darin enthalten 13 Millionen RM. der Landesverſicherungsanſtalt Saarland. 
Rede bei Eröffnung der Reichsſteuerſchule in Herrſching am 1. 8. 35. 
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meinden die günſtige Wirkung, erhöhte Steuerüberweiſungen zu erhalten. Auf der 
anderen Seite aber darf natürlich nicht überſehen werden, daß die Finanzierung 
der Arbeitsbeſchaffung dem Reich — zumindeſt für die nächſten Jahre — große 
Laſten auferlegt. Die Art der Finanzierung der Arbeitsbeſchaffungsprogramme iſt 
im vorhergehenden geſchildert worden. Sie beruht auf Wechſelziehungen. Die 
Einlöſung der Wechſel liegt während der nächſten Jahre dem Reich ob. Die ſich für 
das Reich ſchätzungsweiſe ergebenden Belaſtungen ſind aus der folgenden Tabelle 
in Millionen RM. zu entnehmen. 


Tabelle 4 


1933 1934 | 1935 | 1936 | 1937 | 1938 


1. Papen⸗ Programm 


We ens einſchl. Neben⸗ | Ä 
koſte 71,0 175,0 501 — | — | — 


Steuergutſcheine zuzügl. Aufgeld — | 312,0 324, 0| 336,0 | 348,0 | 360,0 
2. Sofort⸗ Programm 

Wechſeleinlöſun ggg — 40,0 140,0 140,0 140,0 140,0 
Nebenkoſ ten 20,0 34,5 23,0 16,0 80! 1,0 
3. Reinhardt⸗ Programm 

Wechſeleinlöſununlnuꝭʒ tèEggnnnnsns — 30,0 242,0 242,0 243,0 243,0 
Nebenkoſee n 7,0 41,0 40,0 25,0 15,0 5,0 
Bedarfsdeckungsſcheine A und B. 45, 0 20,0 — — — — 


1430 652,5 825,0 975,0 754,0 749,0 


Die hiernach vom Reich in den Jahren 1934 —1938 abzudeckenden Beträge, die 
entweder aus dem Reichshaushalt oder aus Anleihen entnommen werden müſſen, 
find das unvermeidliche Korrelat für die finanzielle Entlaſtung der Gegenwart 
durch die Maßnahmen zur Arbeitsbeſchaffung. Sie ſind erfolgt in der Erwartung, 
daß aus dem durch die öffentliche Arbeitsbeſchaffung veranlaßten überaus kräf⸗ 
tigen, wirtſchaftlichen Anſtoß eine natürliche und dauernde Belebung der privaten 
Wirtſchaft hervorgehen wird, die es ermöglicht, die eingegangenen Verpflichtungen 
bei Fälligkeit zu erfüllen. 


D. Die geſetzgeberiſchen Maßnahmen zur Sn A n der 
Arbeitsloſigkeit als Teilſtück der Arbeitsbeſchaffungs⸗ 
| politik der Reichsregierung 


Mit den geſetzgeberiſchen Maßnahmen zur Verminderung der Arbeits⸗ 
loſigkeit iſt die Geſamtheit der Maßnahmen, die überhaupt ſeit der Macht⸗ 
übernahme durch die nationalſozialiſtiſche Regierung ergriffen worden ſind, um 
die Arbeitsloſigkeit zu vermindern, keineswegs erſchöpft. Neben den mit Hilfe der 
Geſetzgebung durchgeführten, gehen andere Maßnahmen einher, die auf dem Ver⸗ 
waltungswege oder durch die Initiative des einzelnen, gewerblicher oder land⸗ 
wirtſchaftlicher Betriebe, parteiamtlicher Stellen uſw. zur Bekämpfung der Arbeits⸗ 
lofigkeit ergriffen wurden. Dieſe Maßnahmen vollzählig zu ſchildern, würde den 
Rahmen dieſer Abhandlung ſprengen; jedoch bedürfen wenigſtens einige von 
ihnen der Erwähnung, um das Bild des Kampfes gegen die Arbeitsloſigkeit ab⸗ 
zu runden. 

Von den größten Verwaltungen des Reiches arbeiten Reichs bahn und 
Reichs poſt beſonders wirkſam an der Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit mit. 

Die Reichs poſt hat außer einem Programm im Jahre 1932 in Höhe von 
34 Millionen RM., das zur Hälfte aus Haushalts- und zur Hälfte aus Anleihe: 
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mitteln durchgeführt wurde, im Jahre 1933 ein Programm von 76,6 Millionen RM. 
durchgeführt und zunächſt im Wechſelwege vorfinanziert. Die fälligen Wechſel find 
in fünf Jahresbeträgen, beginnend mit dem 1. April 1934, abzudecken. 

Durch die zuſätzlichen Arbeitsbeſchaffungsprogramme der Reichspoſt von 1932 
und 1933 konnten bis Ende März 1934 rd. 29 000 Arbeitskräfte neu eingeſtellt 
und rd. 71 000 Arbeitskräfte weiterbeſchäftigt werden. 

Die Reichsbahn hat ſchon vom Jahre 1930 ab große zuſätzliche Arbeits⸗ 
beſchaffungsprogramme (über ihr Grundprogramm hinaus) durchgeführt und 
finanziert, und zwar im weſentlichen folgende: 

Im Jahre 1930 ein Programm von 150 Millionen RM., finanziert durch Reichs⸗ 
bahnſchatzanweiſungen zu 6 v.., fällig am 1. September 1935; im Jahre 1931 
ein Programm von 100 Millionen RM., davon 60 Millionen RM. finanziert durch 
einen Zuſchuß des Reiches, 40 Millionen RM. aus eigenen Mitteln; im Jahre 
1931/32 ein Programm von 262 Millionen RM., finanziert durch die ſteuerfreie 
Reichsbahnanleihe von 1931; im Jahre 1932/33 ein Programm von 280 Mil: 
lionen RM., finanziert durch Wechſelziehungen mit Hilfe der Reichsbahn⸗ 
Beſchaffungsgeſellſchaft m. b. H., wobei als Unterlage für einen Teilbetrag 
Steuergutſcheine dienten, die vom Reich für gezahlte Beförderungsſteuer der 
Reichsbahn übertragen wurden. Für die Jahre 1933 / 34 hat die Reichsbahn ein 
zuſätzliches Arbeitsbeſchaffungsprogramm von 625 Millionen RM. aufgeſtellt, 
wovon rund 275 Millionen RM. auf das Kalenderjahr 1933 und rund 350 Mil: 
lionen RM. auf das Kalenderjahr 1934 entfallen. Von dieſen 625 Millionen RM. 
(in denen 50 Millionen RM. für Reichsautobahnen enthalten ſind) wurden 
560 Millionen RM. durch Wechſelziehungen, 56 Millionen RM. aus eigenen 
Mitteln und 9 Millionen RM. durch Zuſchüſſe Dritter (Grundförderung der Reichs⸗ 
anſtalt uſw.) finanziert. Die Wechſel find vom Jahre 1940 ab fällig. 

Die zuſätzlichen Arbeitsbeſchaffungsmaßnahmen der Reichsbahn haben z. B. im 
Jahre 1934 rund 250 000 Arbeitern und Angeſtellten in Induſtrie und Handwerk 
(Lieferinduſtrien) Arbeit und Brot verſchafft. Im eigenen Betriebe der Reichsbahn 
wurden im Winter 1933/34 über 60 000 Zeitarbeiter durchgehalten, die in früheren 
Jahren entlaſſen wurden (Koſtenaufwand 30 Millionen RM.); das eigene Perſonal 
der Reichsbahn iſt um 40 000 Köpfe verſtärkt worden. Auf die von der Reichsbahn 
bei der Durchführung der Arbeitsbeſchaffungsprogramme gewährten Frachter mäßi⸗ 
gungen iſt bereits hingewieſen worden. 

Eine eigene Inſtitution, die ausſchließlich der Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit 
dient, iſt die Deutſche Geſellſchaft für öffentliche Arbeiten 
A.⸗G. (Offa) in Berlin. Die Funktion dieſer dem Reich gehörenden Geſellſchaft bei 
der Durchführung der großen öffentlichen Arbeitsbeſchaffungsprogramme ergibt ſich 
aus dem früher Geſagten. Darüber hinaus aber verfügt die Offa über jährlich 
etwa 50 Millionen RM eigener Mittel, die aus Rückflüſſen von in früheren Jahren 
hinausgelegten Arbeitsbeſchaffungsdarlehen des Reiches ſtammen, die in die Ge⸗ 
ſellſchaft eingebracht worden find. Dieſe Rückflüſſe ſtehen alljährlich zur Aus⸗ 
leihung für öffentliche Arbeitsbeſchaffungszwecke zur Verfügung und dienen in der 
Regel der Finanzierung von öffentlichen Arbeitsbeſchaffungsmaßnahmen, deren 
Finanzierung ohne die Hilfe der Offa vorausſichtlich nicht möglich ſein würde. 

Wenn noch an die zwar nicht primär dazu beſtimmte, aber doch ſekundär auch 
der Arbeitsbeſchaffung dienende Tätigkeit der Deutſchen Siedlungsbank (Land: 
wirtſchaftliche Siedlung) und der Deutſchen Bodenkultur A.-G. (landwirtſchaftliche 
Meliorationen) erinnert wird, ſo dürften die der Einflußſphäre des Reiches zu⸗ 
gehörigen Gebiete, auf die ſich die Maßnahmen zur Verminderung der Arbeits» 
loſigkeit erſtrecken, einigermaßen umriſſen ſein. Daneben laufen zahlreiche Einzel— 
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aktionen mehr örtlicher Natur von Ländern, Provinzen, Kreiſen, Gemeinden und 
anderen öffentlichen Körperſchaften, die innerhalb ihres Gebietes und Aufgaben⸗ 
kreiſes ebenfalls der Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit zu dienen beſtimmt find. 
Zuſammen mit den Maßnahmen der privaten Wirtſchaft und vieler einzelner 
Volksgenoſſen, die die Möglichkeit dazu haben, bietet der Kampf gegen die Arbeits⸗ 
lofigkeit in ſeinem bisherigen Verlauf und in dem derzeitigen Stadium ein gran: 
dioſes Bild des einheitlichen Willens eines ganzen Volkes, ſich des ſchweren Übels 
der Arbeitsloſigkeit zu entledigen. Große Ergebniſſe ſind bereits erzielt; daß ſte 
vollſtändig und dauernd werden möchten, iſt der Wunſch aller. 


Poerſchke 
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D. Steuer: und Finanzrecht 


Steuerrecht 
im nationalſozialiſtiſchen Deutſchland 


Einleitung 


I. Nationalſozialismus und Steuer 


1. Aus dem Grundgedanken des Nationalſozialismus über Sinn und Bedeutung 
der Volksgemeinſchaft der Leute deutſcher Art, Raſſe, Sitte und Kultur und deut⸗ 
ſchen Bodens ergibt ſich die Aufgabe der deutſchen Volkswirtſchaft, wenn ſie die 
Schaffung, Verteilung und Nutzung der deutſchen Wirtſchaftsgüter regeln will. 
Aber auch die Staatswirtſchaft als Teil und Einrichtung dieſer Volkswirtſchaft 
beruht auf dieſen Grundgedanken Adolf Hitlers. Der Staat, das Volk in ſeiner 
äußeren Erſcheinung und Rechtsform, gibt dem einzelnen Volksgenoſſen die Mög: 
lichkeit und macht ihm zur Pflicht, ſeine Arbeitskraft und ſeine Wirtſchaftsgüter, 
verantwortlich ſich ſelbſt und der Allgemeinheit, zu verwalten. Die Ergebniſſe dieſer 
Millionen von einzelnen treuhänderiſchen Arbeits⸗ und Güterſchaffungsleiſtungen 
allein gewährleiſten aber der Volksgemeinſchaft als Ganzem noch nicht die beſt⸗ 
möglichſte Entwicklung. Dazu bedarf es auch noch der Einheit, der Zuſammen⸗ 
faſſung, der Ordnung und des Ausgleiches der wirtſchaftlichen Beziehungen der 
einzelnen Volksgenoſſen zueinander und zum Ganzen in der Staatswirtſchafts⸗ 
verwaltung als Herzſtellwerk für die Gleiſe der deutſchen Wirtſchaft, um das 
Ergebnis der Arbeit, der Gütererzeugung in die richtigen Bahnen zu leiten. Dazu 
bedarf der Staat eigenen Kraftſtroms, nämlich des Geldes. Deutſchland verfügt 
nur über geringe ſelbſtändige Geldquellen; es iſt an ſachlichen Gütern arm und 
finanziell weithin auf den Ertrag der Arbeit und Tätigkeit der Volksgenoſſen 
angemwiejen. Deshalb haben die Volksgenoſſen Beiträge zu leiſten in die allen 
dienende gemeinſame Kaſſe. Als ſolche Beiträge kommen in Betracht — neben der 
perſönlichen Arbeits⸗ und Dienſtleiſtung und freiwilligen Opfern — gemeinſam 
geordnete Geldleiſtungen, das ſind Steuern, Abgaben und Zölle. Dieſe Beiträge 
ſind nicht eine „Enteignung“, ſondern Erfüllung der Treupflicht der Volksgenoſſen 
gegenüber dem Volksganzen. 

2. Dieſe Beiträge, die Steuern, müſſen ſo beſchaffen ſein, daß ſie das der 
Volksgemeinſchaft geſchuldete ſelbſtverantwortliche Wirtſchaftshandeln des einzelnen 
Volksgenoſſen nicht in ſeinem gemeinnützigen Beſtand und Zweck gefährden; fie 
müſſen alſo tragbar ſein. Weiterhin müſſen ſie von ſich aus dazu führen, die Ver⸗ 
waltung und Nutzung der Wirtſchaftsgüter zum gemeinen Nutzen zu erleich⸗ 
tern und zu fördern, die Wirtſchaftslage der Volksgemeinſchaft im ganzen und in 
ihren Teilen zu beſſern und zu mehren. Die Steuern ſollen alſo die Nachfrage nach 
Gütern und Leiſtungen nicht hindern, ſondern vermehren; ſie ſollen daher Umſatz. 
Einkommen und Verbrauch ſteigern, dabei die verantwortliche Einzelperſönlichkeit 
herausheben, Raſſe, Sitte und Kultur ſichern und fördern und dabei Reibungen 
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und Härten innerhalb der Teile der Volksgemeinſchaft ausgleichen und mildern, 
immer aber dabei die Geſamtaufgaben im Auge behalten, die Aufgaben und Gren⸗ 
zen der ſtaatlichen Geldwirtſchaft, der die Summe der Beiträge und ihre Vertei⸗ 
lung dienen ſoll. 

3. Zunächſt fordert der nationale Gedanke die Erhaltung, Stärkung und Ver⸗ 
mehrung der Nation als Ganzes nach außen und innen, damit eine Regelung der 
Steuern nach nationalen und bevölkerungspolitiſchen Grundſätzen. 
Das bedeutet: Berückſichtigung der nationalen Kraft — phyſiſch, machtpolitiſch und 
wirtſchaftlich, insbeſondere auch der Kraft, die im deutſchen Boden ſteckt. 

4. Weiter iſt zu berückſichtigen bei den Steuern der ſoziale Gedanke; fie müſſen 
beitragen, jeden Volksgenoſſen an den richtigen Platz in der Volks⸗ und Arbeits⸗ 
gemeinſchaft der Deutſchen zu ſtellen und ihm dazu eine angemeſſene Lebenshaltung 
zu gewähren, die ihn befriedigt, arbeitswillig, arbeitſam und arbeitsfähig erhält 
und ſein und ſeiner Familie Auskommen und Entwicklung ſichert und erleichtert, 
auch gegenüber dem Machtſtreben des unperſönlichen Kapitals. Dabei bedeutet jede 
Stärkung der Einzelwirtſchaft auch Vermehrung der Nachfrage nach Gütern, nach 
Arbeit, damit Verbeſſerung der Arbeitsbeſchaffung und Verminderung des Staats⸗ 
bedarfs für Fürſorgeleiſtungen, insbeſondere Erwerbsloſenfürſorge. 

5. Der ſoziale Ausgleich wie der Gemeinſchaftsgedanke erfordert ferner eine an⸗ 
gemeſſene Staffelung der unmittelbaren Steuern nach der Leiſt ungsfähig⸗ 
keit; die deutſche Sitte und das deutſche Rechtsbewußtſein verlangen auch hier 
Gerechtigkeit und Billigkeit, der Gedanke des gemeinen Nutzens die an⸗ 
gemeſſene Verteilung und den zweckmäßigen Einſatz des Steuerhebels und ſeine 
Bremſung durch zweckmäßige Verwaltung und unabhängige Rechtſprechung. Jede 
Beeinträchtigung der von der Staatsordnung der Einzelzelle zugewieſenen Belange 
durch falſche Verwaltungsakte ſtört die Volksordnung. | 

6. Der nunmehr zum Siege gelangte Grundſatz „Gemeinnutz geht vor 
Eigennutz“ hat nirgends mehr Berechtigung als im Steuerrecht; er hatte ſchon 
bisher dort, namentlich auch in der Rechtſprechung des Reichsfinanzhofs, einen 
dankbaren, fruchttragenden Nährboden. Aber er konnte gegenüber dem individua⸗ 
liſtiſchen Gehalt alter Steuerlehren noch nicht durchdringen; weite Kreiſe betrach⸗ 
teten in völliger Verkennung der Sachlage das Steuerrecht bisher als ein Rüſtzeug 
im Kampf zur Verteidigung ihrer Eigenſuchtsburg gegen den Racker Staat. Das 
iſt jetzt nicht mehr möglich. Die Wohlfahrt des Ganzen erfordert die Ausſchaltung 
eigenſüchtiger Belange. Das nationalſozialiſtiſche Steuerrecht kann keine ſpitzfin⸗ 
digen, juriſtiſchen und dialektiſchen Konſtruktionen mehr dulden, die — wie bisher 
vielfach — die Lehre von der Steuer zu einer Lehre von der Umgehung der Steuer 
umbogen. Derartige Beſtrebungen hat das nationalſozialiſtiſche Steuerrecht allge⸗ 
mein unmöglich gemacht, es betrachtet auch das Steuerrecht ausſchließlich vom Stand⸗ 
punkt des Volksganzen, der Allgemeinheit aus. Daraus folgt nicht nur die Steuer⸗ 
pflicht als Erfüllung der Treupflicht, ſondern auch die Pflicht zur Mithilfe bei frem⸗ 
der Steuerpflicht. 

7. Wirtſchaft iſt Bewegung, Fluß, Kraftwirkung. Das muß auch die Steuer⸗ 
geſetzgebung berückſichtigen. Die Steuer muß daher, wie es unſer Führer einmal 
ausgedrückt hat, nicht an die Quelle, ſondern in den Strom des wirtſchaft⸗ 
lichen Geſchehens geſtellt werden. Sie ſoll aber auch Richtung, Fluß und 
Stauung dieſes Stromes mit regeln helfen. Die Steuer dient daher auch dem zeit⸗ 
lichen und räumlichen Ausgleich der Bedürfniſſe der Gemein- und Ein⸗ 
zelwirtſchaft des Staates und ſeiner einzelnen Volksgenoſſen und der dazu bereiten 
Mittel, z. B. durch Vorbelaſtung künftiger Jahre, umgekehrt durch Beſeitigung alter 
Fehlbeträge, Vorratswirtſchaft. dann etwa durch einheitliche Steuereinhebung und 
ausgleichende Austeilung auf die Staatsteile (Finanzausgleich). 
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8. Das dringendſte Bedürfnis, das der nationalſozialiſtiſche Staat bei der Macht: 
übernahme vorfand, war der Kampf gegen die Arbeitsloſigkeit. — 
Ihre Verminderung und ſchließliche Beſeitigung war die Urvorausſetzung für die 
Geſundung der ſozialen, wirtſchaftlichen und finanziellen Dinge in Deutſchland. Es 
iſt das Verdienſt des Stellvertreters des Führers, als oberſten Leiters der NSDAP., 
Staatsſekretärs im Reichsfinanzminiſterium Fritz Reinhardt, daß er auch die Steuer⸗ 
geſetzgebung von vornherein in die Front der Arbeitsſchlacht ſtellte. Die bisherigen 
Regierungen hatten, — eine Folge des Parteienſtaats, — verſagt und verſagen 
müſſen. Ihre Notſtandsmaßnahmen beſtanden im weſentlichen in neuen und er⸗ 
höhten Steuern und Verminderung des Volkseinkommens durch Lohnkürzungen, ſie 
führten in einer endloſen Schraube zur ſteigenden Schrumpfung der Kaufkraft und 
im Ergebnis zu einer ſteigenden Verminderung der Steuerkraft und damit der 
Steuern, ſtatt zur wirtſchaftlichen, ſozialen und finanziellen Geſundung zu mehr 
als 6 Millionen Arbeitsloſen und zur finanziellen Kataſtrophe. Verminderung 
der Arbeitsloſigkeit, der ſozialkranken Einzelzellen, ſetzt voraus die Beſchaffung von 
Arbeit durch Erhöhung der Nachfrage nach Gütern und Leiſtungen. Die Befrie⸗ 
digung dieſer Nachfrage führt zur Erhöhung der Lohnſummen, der Vermehrung der 
Gefolgſchaften, daraus der Wirtſchaftsumſätze und des Volkseinkommens, demgemäß 
der Verkehrs⸗, Einkommens⸗ und ſchließlich Vermögensſteuern und der ſozialen Bei⸗ 
träge, andererſeits zu einer Verminderung der Staatsausgaben für Arbeitsloſen⸗ 
fürſorge. Den Weg einer Devalvation der deutſchen Währung, die nur — und das 
nur teilweiſe und vorübergehend — vielleicht die Nachfrage des Auslands nach 
deutſchen Wirtſchaftsgütern geſteigert hätte, hat die deutſche Regierung mit Recht 
abgelehnt. Sie war alſo hauptſächlich auf die Stärkung des inneren Marktes ange⸗ 
wieſen; es mußte die Kaufkraft des deutſchen Volkes geſteigert und der Anreiz zur 
Deckung des vorhandenen Bedarfs ausgelöſt werden. 

9. Dabei konnte ſie ſich vielfach nur der Beſteuerung bedienen, der Weg der An⸗ 
leihe und des freiwilligen Opfers iſt begrenzt. Aber die Aufgaben des Staates ſind 
auch ſonſt gewaltig gewachſen. Steuern aber müſſen tragbar ſein. Die Aufgabe der 
nationalſozialiſtiſchen Steuergeſetzgebung war daher, möglichſt ohne neue Steuern 
durch Umgeſtaltung der Ausgaben- und Einnahmenwirtſchaft, insbeſondere durch 
Umbau der Steuergeſetze, den Weg zur Arbeitsbeſchaffung und zur Deckung der 
Staatsausgaben im Sinne nationalſozialiſtiſcher Weltanſchauung, Staats⸗ und 
Wirtſchaftslehre frei zu machen. 

10. Deshalb wurde zunächſt das Problem der Arbeitsbeſchaffung von der Reichs⸗ 
regierung, darunter in erſter Linie von der Steuerabteilung des Reichsfinanzmini⸗ 
ſteriums, ſchon in den erſten Monaten nach dem Umbruch tatkräftig und zielbewußt 
in Angriff genommen. Erſt nach Einleitung der hier erforderlichen Schritte konnte 
man an die grundſätzliche Umgeſtaltung des deutſchen Steuerrechts im Sinne der 
Gedanken Adolf Hitlers und ſeines Reichs gehen. Es heben ſich deshalb in der 
Steuerpolitik der nationalſozialiſtiſchen Regierung unter der Oberleitung des Reichs⸗ 
miniſters der Finanzen, Grafen Schwerin von Kroſigk, und insbeſondere der Füh⸗ 
rung durch den begabten, tatkräftigen und erfolgreichen Staatsſekretär in dieſem 
Miniſterium, Fritz Reinhardt, zwei Abſchnitte in der Steuergeſetzgebung der Jahre 
1933 bis 1935 klar ab: 

1. Die Steuergeſetze zur Arbeitsbeſchaffung. 

2. Die Steuergeſetze der Steuerreform, begonnen mit den Steuergeſetzen vom 

16. Oktober 1934 und ihrer Durchführung im Jahr 1935. 

In der Zukunft liegt noch die Weiterführung der Steuerreform. 


II. Grundſätze der nationalſozialiſtiſchen Steuerpolitik 
Die von der Reichsführung befolgten Grundſätze der Steuerpolitik im Adolf— 
Hitler-Staat hat der Leiter dieſer Politik, Staatsſekretär am Reichsfinanzmini— 
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ſterium Fr. Reinhardt, dahin zuſammengefaßt (ſ. Deutſche Steuerzeitung 1934, 713; 
RStBl. 1934, 1229; Reinhardt, Die neuen Steuergeſetze, Berlin, Späth & Linde, 
1934): 

J. Gewährung von Steuervergünftigungen, die geeignet find, 
zur Deckung vorhandenen Bedarfs anzuregen und ſchließlich zu der folgenden Ent⸗ 
wicklung zu führen: 

a) Erhöhung der Nachfrage nach Gütern und Leiſtungen und Anregung zur 

Deckung vorhandenen Bedarfs, 

b) Verminderung der Arbeitsloſigkeit infolge erhöhter Nachfrage nach Gütern 
und Leiſtungen, 

c) Vergrößerung der Umſätze, der Einkommen und des Verbrauchs in der deut⸗ 
ſchen Volkswirtſchaft infolge erhöhter Nachfrage nach Gütern und Leiſtungen 
und erhöhten Einkommens der Geſamtheit aller Schaffenden, 

d) Verminderung des Finanzbedarfs der Arbeitsloſenhilfe infolge Verminderung 
der Arbeitsloſigkeit und Vergrößerung der Ergiebigkeit der Steuerquellen in⸗ 
folge erhöhter Umſätze, erhöhten Einkommens und erhöhten Verbrauchs. 

II. Allgemeine Senkung oder Beſeitigung von Steuern, jo 
weit angenommen werden kann, daß dadurch die Nachfrage nach Gütern und Lei⸗ 
ſtungen erhöht wird, und als Folge davon die oben unter Grundſatz I Buchſtabe b 
bis d bezeichneten Wirkungen erzielt werden. 

III. Umbauder Steuern nachbevölkerungspolitiſchen Grund⸗ 
ſätzen in der Weiſe, daß die kinderreichen Volksgenoſſenentlaſtet 
werden und der daraus ſich ergebende Ausfall ausgeglichen wird: entweder 

a) durch Verbindung mit Grundſatz V oder 

b) durch Umlegung auf die Ledig en und die kinderarmen Volksgenoſſen 
oder 

c) durchſonſtig e Anderungen der Steuer. 

IV. Umbau der Steuern zum Zweck der Heraus hebung des 
Werts der Perſönlichkeit und der perſönlichen Verantwor⸗ 
tung in der Wirtſchaft. 

V. Allgemeine Senkung oder Beſeitigung von Steuern, ſo⸗ 
weit ſich der allgemeinen Entwicklung des öffentlichen Haushalts gemäß der 
Steuerbedarf vermindert. 


III. Erfolge der nationalſozialiſtiſchen Steuerpolitik 


In den Jahren nach dem raſchen Verwelken der Scheinblüte Deutſchlands auf 
wirtſchaftlichem Gebiet und dem Zuſammenſturz der Kreditinflation verſuchte die 
damalige Regierung, die Lähmung der Wirtſchaft durch Deflation, — Senkung des 
Geldwerts, Droſſelung des Kredits, Anziehen der Steuerſchraube — zu beſeitigen; 
ſie tat es mit falſchen Mitteln, mit pſychologiſch falſcher Wirkung und ohne Erfolg. 
Ein erfreulicher Anfang zur Beſſerung war die Einführung der Steuergut⸗ 
ſcheine durch die Regierung v. Papen (VO. v. 4. 9. 32 RGBl. I S. 425). Der 
Umſchwung auf der ganzen Linie konnte aber erſt nach dem Umbruch, der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Revolution, im Frühjahr 1933 einſetzen. Wie vollzog ſich das? 

1. Die Ausgaben des Reichs waren von 19281932 / 33 um 7 Milliarden RM. 
von 25 auf 18 Milld. geſenkt worden, der Aufwand für Arbeitsloſenunterſtützung 
war von 1,3 Milld. auf 2,9 Milld. geſtiegen, dagegen war der Reichsſteuerertrag 
in 3 Jahren von 9,2 auf 6,6 Milld. gefallen, demgemäß war die Verwendung öffent⸗ 
licher Gelder zu Anlagen von 3,6 auf 0,8 Milld. zurückgegangen. 

2. Der Umſchwung wurde eingeleitet durch Ausweitung des Kredits im 
Wege der Vorbelaſtung künftiger Jahre durch Ausgabe von Steuergutſchei⸗ 
nen, 1500 Mill. RM., die das Reich von 1934—1939 für Reichsſteuern in Zahlung 
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nehmen muß. Dieſe Ausgabe eines handelsfähigen Wertpapiers an zahlreiche 
Steuerzahler ergab ſchon eine ſtarke Kreditvermehrung. 
3. Dazu kam die eigentliche Arbeits beſchaffung durch das Reich, das zur 


Verfügung ſtellte: 
Milliarden RM. 


Juni 1932 (Papenprogramm ꝛ . 0,3 
Januar 1933 (Sofortprogramm )) 0,6 
Juni 1933 (1. Reinhardtprogramm⸗ůy) . 1 

ab Auguſt 1933 (Reichsautob ahnen ». » d. 0,2 
September 1933 (2. Reinferdtprogtamm) . . ee 2 er ee OR 
Reichsbahn 1932/33 . . . FE a u ee a | 9: 
Reichsbahn 1933/4444. 0,7 
Reichspoſt N e 5 | 
freie Arbeitsloſengelder 1933/35 1 0,6 


4. Gleichzeitig wurde die private Wirtſchaft unmittelbar erleichtert durch 
Steuererleichterungen, insbeſondere durch 
| Entlaftung in 
Millionen RM. 
Befreiung der ab 1. 4. 1933 neuzugelaſſenen Perſonenkraft⸗ 


fahrzeuge von der Kraftfahrzeugſteuer . .. 100 
Steuerleiſtungen für Bauten, uftandlezungen, Grjatbe 

Ihaffungen . . FR „ 25 
Für Luftſchutz und Sanitätsdienft . „ u GE er 
Steuerermäßigung für Hausgehilfinnen . . nn. 40 
Herabſetzung der Grundſteuer für die Landwirtſchaft I an 100 
Senkung der Grundſteuer des älteren Hausbeſitzes 50 
Senkung der Abgabe zur Arbeitsloſenhilfe . 300 
Ermäßigung der Umſatzſteuer für den Binnengroßhankel 

Landwirtſchaft uſw. durch Umſatz⸗ StGeſ. 19344 .. 100 
Steuerreform vom 16. Oktober 1934 im übrigen . . . . . 320 
Der Hauszinsſteuer ab 1. 4. 1955. 225 


Zuſammen: 1285 
Dazu Steuergutſcheineinlöſung jährlich (bis 1938). 300 


1. Abſchnitt 
Steuergeſetze zur Überleitung auf die Geſamtreform. 


Mit der Verwirklichung der Grundſätze I und II konnte ſofort begonnen wer⸗ 
den. Es ſind demgemäß zunächſt neben den Geſetzen, die auf dem Gebiet der un⸗ 
mittelbaren Arbeitsbeſchaffung durch die öffentliche Hand liegen (Straßenbau, 
Reichsautobahnen, Bedarfsdeckung bei Reichsbahn, Reichspoſt, Beſchaffungszuſchüſſe 
uſw.), folgende ſteuerpolitiſchen Geſetze und Verordnungen erlaſſen worden: 

A. Steuergeſetze zur ſachlichen Arbeitsbeſchaffung 
I. Allgemeine Erleichterungen 
1. Geſetzüber Anderung des Kraftfahrzeugſteuergeſetzes vom 
10. 4. 1933 (RG Bl. 1 S. 192) 

Dieſem Geſetz gemäß ſind alle Perſonenkraftfahrzeuge, die nach dem 31. März 
1933 erſtmalig zugelaſſen werden, kraftfahrzeugſteuerfrei. Die Folge davon war 
eine erhöhte Nachfrage nach Kraftfahrzeugen. Die Stückzahl der Perſonenkraftfahr⸗ 
zeuge, die arbeitstäglich in Deutſchland erzeugt werden, und die Zahl der in der 
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Kraftfahrzeuginduſtrie Beſchäftigten haben ſich verdoppelt. Der Ausfall an Kraft⸗ 
fahrzeugſteuer wird ausgeglichen durch das Weniger an Arbeitsloſenhilfe und durch 
das Mehr an Steuern und ſonſtigen Abgaben infolge vermehrter Erzeugung, ver⸗ 
mehrter Umſätze, vermehrten Einkommens und vermehrten Verbrauchs. 

Das Kraftfahrzeugſteuergeſetz vom 11. April 1933 (RGBl. I S. 195) tft durch 
Gel. vom 28. März 1934 (RGBl. I S. 253) geändert und durch VO. vom 14. No: 
vember 1934 (RGBl. I S. 1163) der Reichsſtraßenverkehrsordnung vom 28. Mai 
1934 (RGBl. I S. 457) angepaßt worden. ($ 44 des StAnpGeſ. vom 16. Oktober 
1934 hatte den Reichsminiſter der Finanzen ermächtigt, das Geſetz den Verkehrs⸗ 
vorſchriften anzupaſſen.) Eine Steuermehrbelaſtung tritt damit nicht ein. 

2. Ergänzt wurde dieſes Geſetz durch das Kraftfahrzeugſteuerablö⸗ 
ſungsgeſetz vom 31. Mai 1933 (RGBl. I S. 315); es gibt die Möglichkeit, die 
Steuer auf die vor dem 1. 4. 1933 zugelaſſenen Wagen abzulöſen; ferner durch 
das 2. Geſetz zur Anderung des Kraftfahrzeugſteuergeſetzes vom 28. Februar 1935 
(RGBl. I S. 313); es brachte zur Anregung des Verbrauchs nichtflüſſiger Treib⸗ 
ſtoffe eine Steuerermäßigung für Laſtkraftwagen, dann die Beſeitigung der An⸗ 
hängerſteuer und der Steuer auf Zugmaſchinen der Landwirte. 

3. Das Geſetz zur Verminderung der Arbeitsloſigkeit vom 
1. Juni 1933 (RGBl. I S. 323) enthält neben Maßnahmen der allgemeinen 
Finanzwirtſchaft (Bereitſtellung öffentlicher Mittel zu Arbeitsbeſchaffungsdarlehen 
und verlorenen Zuſchüſſen, insbeſondere zur Inſtandſetzung und Ergänzung von 
Gebäuden, zur Siedlung und für Tiefbauarbeiten und zur Sachleiſtung an Hilfs⸗ 
bedürftige durch Bedarfsdeckungsſcheine) auch Steuermaßnahmen: 

a) In Abſchnitt II das Geſetzüber die Steuerfreiheit von Erſatz⸗ 
beſchaffungen (RGBl. IC. 324). 

Danach dürfen Aufwendungen für Gegenſtände des gewerblichen oder land⸗ 
wirtſchaftlichen Anlagekapitals, die nach dem 30. Juni 1933 und vor dem 1. Ja⸗ 
nuar 1935 gemacht wurden in den Bilanzen für 1933, 1934 und 1935 vom Gewinn 
des Steuerabſchnitts der Anſchaffung oder Herſtellung bei der Einkommen⸗, Kör⸗ 
perſchaft⸗ und Gewerbeſteuer für 1933 und 1934 abgeſetzt (abgeſchrieben) 
werden, ohne Rückſicht auf die Lebensdauer des Gegenſtandes. Dies bedeutet je 
nach der Höhe des Einkommens und der Steuerſätze eine Steuererleichterung um 
12—65 der Aufwendungen. 

Vorausſetzung der Befreiung iſt: inländiſches Erzeugnis, Erſatz eines gleich⸗ 
artigen Betriebsgegenſtandes, Vermeidung von Arbeiterentlaſſungen im Betrieb. 
Doch kann von den ſteuerbegünſtigten Gegenſtänden in den ſpäteren Gebrauchs⸗ 
jahren nichts mehr abgeſchrieben werden. — Folgen wie bei oben Ziff. 1, ins⸗ 
beſondere Belebung der Maſchinen⸗ und Geräteinduſtrie (Steigerung des Maſchi⸗ 
nenverbrauchs von 881 Mill. RM. 1932 auf über 2000 Mill. 1934). 

Die Vorſchriften ſind noch anwendbar, wenn vor 1. Januar 1935 in Auftrag 
gegebene Beſtellungen vor 1. Januar 1936 ausgeführt werden (Ergänzungs VO. 
vom 8. November 1934, RGBl. I S. 1106, und vom 16. Jan. 1935, RGBl. 1 S. 14). 

b) (Abſchnitt III des Geſ. vom 1. Juni 1933) Freiwillige Spende zur 
Förderung der nationalen Arbeit (Arbeitsſpendengeſe tz): 
Der Wert der freiwillig geleiſteten Arbeitsſpende kann am Einkommen des Steuer⸗ 
abſchnitts der Leiſtung abgeſetzt werden; der Betrag des Spendenſcheins wird auf 
hinterzogene Steuern unter beſtimmten Vorausſetzungen mit Aufgeld angerechnet. 

4. Das Geſetz über Senkung der Abgabe zur Arbeitsloſen⸗ 
hilfe vom 24. März 1934 (RGBl. I S. 237) hatte in Abſchnitt III zum Zweck 
eine Steuerſenkung, namentlich aber eine Stärkung der kinderreichen Familien und 
der minderbemittelten Volksgenoſſen: Arbeitnehmer mit mehr als 3 Kindern oder 
mit höchſtens 100 RM. Monatslohn ſind von der Abgabe befreit. 
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5. Die VO. über Steuerermäßigung für Inſtandſetzungen 
und Ergänzungen an Gebäuden vom 20. April 1934 (Ergänzungs VO. 
3. Gef. über Steuererleichterungen v. 15. Juli 1933, RGBl. I S. 318) gewährt 
jedem Gebäudeeigentümer eine Ermäßigung der veranlagten Einkommen⸗ oder 
Körperſchaftſteuer um 10 v. H. der Aufwendungen für Inſtandſetzungen und Er⸗ 
gänzungen (Aufſtallungen, Einbauten, Wohnungsteilungen, Ausbauten, Inſtal⸗ 
lationen) an Gebäuden, die bis 30. April 1935 fertiggeſtellt wurden. 

6. Erlaß von rückſtändigen Steuern zur Arbeitsbeſchaf⸗ 
fung (Erlaſſe des Reichsminiſters der Finanzen vom 28. November 1933, RStBI. 
1933 S. 1233, und vom 10. April 1935, NStBI. 1935 S. 626): 

Die Schuldner von vor 1. Januar 1933 rückſtändigen Steuern konnten bis 31. De⸗ 
zember 1933 beantragen, daß ihnen die Steuern erlaſſen werden, wenn ſie bis 
30. April 1935 Aufwendungen für Erſatzanſchaffungen im gewerblichen und land⸗ 
wirtſchaftlichen Anlagekapital, für Inſtandſetzungen oder Ergänzungen, Woh⸗ 
nungsteilungen, Umbauten, machten. (Einmalige, nicht wiederholte Sonderver⸗ 
günſtigung für den Winter 1933/34.) 


II. Sachliche Arbeitsbeſchaffung durch Steuererleichterung bei einzelnen Bevöl- 
kerungsgruppen 
A. Steuererleichterungen für Gewerbebetriebe 

1. Steuerfreie Abſchreibung für Erſatzbeſchaffungen (Geſ. 
v. 1. Juni 1933, RGBl. I S. 324) |. oben I, 3. 

2. Über die Abſchreibungsmöglichkeit nach oben I., 3 hinaus gab das Geſetz 
über Steuererleichterungen vom 15. Juli 1933 (RGBl. 1 S. 491) 
für gewerbliche Betriebe eine unmittelbare Steuerherabſetzung: Bei der Ber: 
anlagung zur Einkommen- und Körperſchaftſteuer ermäßigt fi die Steuerſchuld 
für die Steuerabſchnitte, die zwiſchen 1. Juli 1933 und 31. Dezember 1934 enden, 
um 10 v. H. der Aufwendungen für Inſtandſetzungen und Ergänzun⸗ 
gen an Gebäuden oder Gebäudeteilen des Gewerbebetriebes, wenn Beginn und 
Ende der Arbeiten in dieſe Zeit fallen ($ 1 des Geſ.). Die Ergänzungs VO. z. Geſ. 
über Steuererleichterungen vom 20. April 1934 (RGBl. I S. 318) erweiterte dieſe 
Steuererleichterungen. 

3. Steuerermäßigungen für Gebäudeinſtandſetzungen uſw. |. oben I, 5. 

4. Nach § 3 des Gej. vom 15. Juli 1933 (RGBl. I S. 491) iſt der Reichsminiſter 
der Finanzen ermächtigt, Unternehmungen zur Entwicklung neuer Her: 
ſtellungs verfahren oder zur Herſtellung neuartiger Erzeug⸗ 
niſſe für zu beſtimmende Zeit von den laufenden Steuern des Reichs und der 
Länder auf Einkommen, Ertrag, Vermögen und Umſatz ganz oder teilweiſe zu 
befreien, wenn für die Entwicklung der neuen Verfahren oder die Herſtellung 
der neuartigen Erzeugniſſe ein überragendes Bedürfnis der deutſchen Volkswirt— 
ſchaft anerkannt wird. 

5. Erlaß von rückſtändigen Steuern bei Erſatzbeſchaffungen und In: 
ſtandſetzungen (oben I, 6). 

6. Kraftfahrzeuggewerbe |. oben J, 1. u. 2. 


B. Steuererleichterungen für die Landwirtſchaft 


1. Senkung der Umſatzſteuer für die Landwirtſchaft (Gel. v. 
21. Sept. 1933, RGBl. I S. 651): Die Umſatzſteuer der Landwirtſchaft wurde damit 
von 2 v. H. auf 1 v. H. ermäßigt, um die Kaufkraft der Landwirtſchaft zu erhöhen; 
der Landwirt ſoll dadurch zur Ergänzung ſeiner Betriebseinrichtungen oder Ver— 
mehrung ſeiner Gefolgſchaft angeregt werden. Der augenblickliche Steuerausfall 
von 500 Mill. RM. wird dadurch aufgewogen. Dazu DurchfVO. vom 14. Okt. 1933 
(RGBl. I S. 741). S. jetzt UmſStG. v. 16. Okt. 1934 § 7 Abſ. 2 Ziff. 1 


642 


2. Senkung der landwirtſchaftlichen Grundfteuer (Gel. v. 
21. Sept. 1933, RGBl. I ©. 651) um 25 v. H. zu dem gleichen Zweck und mit 
gleichem Ergebnis. 

3. Steuerfreie Abſetzung für Aufwendungen auf Erſatzbeſchaffungen des 
landwirtſchaftlichen Anlagekapitals (Gef. v. 1. Juni 1933, RGBl. I ©. 324) |. 
oben 1, 3. 

4. Gebäudeinſtandſetzungen |. oben 1, 5. 

5. Erlaß rückſtändiger Steuern bei Aufwendung für Inſtandſetzungen und Erſatz⸗ 
beſchaffungen (Erl. RMin. d. F. v. 28. Nov. 1933, RStBBl. S. 1233) |. oben I, 6 


C. Arbeitsbeſchaffung beim Haus beſitz 


1. Steuerbefreiung für neu errichtete Klein wohnungen 
und Eigenheime (Geſ. v. 21. Sept. 1933, RGBl. I S. 652): 

Kleinwohnungen, die bis 31. März 1935 bezugsfertig werden, und Eigenheime, 
die zwiſchen 1. April 1934 und 31. März 1938 bezugsfertig werden, ſind frei von 
der Einkommen⸗ und Vermögenſteuer, von der Grundſteuer der Länder und der 
halben Grundſteuer der Gemeinden und Gemeindeverbände, und zwar läuft die 
Befreiung für Kleinwohnungen bis 31. März 1939, für Eigenheime bis 
31. März 1944. 

Zweck: Vermehrung der Arbeitsgelegenheit im Baugewerbe. (Dazu DurchfVO. 
v. 26. Okt. 1933, RGBl. I S. 773). 

2. Senkung der Grundſteuer für älteren Neuhausbeſitz (Geſ. 
v. 21. Sept. 1933, RGBl. 1 S. 653), d. h. für die 1924— 1930 neu erſtellten Häuſer. 
Zweck: Anregung zu Inſtandſetzungen und Ergänzungen an den Gebäuden. Aus⸗ 
fall 50 Mill. RM. an Landes⸗ und Gemeindeſteuern. 

3. Gebäudeinſtandſetzungen |. oben I, 5. 


D. Steuergeſetze zur perſönlichen Arbeitsbeſchaffung und Bevölkerungspolitik 


1. Geſetz über Senkung der Abgabe zur Arbeitsloſenhilfe 
ſ. oben I, 4. 

2. (Abſchnitt IV des Geſ. zur Verminderung der Arbeitsloſigkeit v. 1. Juni 1933): 

Geſetz über Steuerermäßigung für Hausgehilfinnen 
(RGBl. I S. 326). 

Bei Beſchäftigung von — höchſtens 3 — Hausgehilfinnen im Haushalt wurden 
dem Arbeitgeber die im Einkommenſteuergeſetz vorgeſehenen Kinderermäßigungen 
gewährt. Der Betrag iſt jedoch durch § 4 des Ge]. über die Einkommensbeſteuerung 
1933 vom 21. Dezember 1933 (RGBl. 1934 I S. 1) auf einen Einkommensbetrag 
von 50 RM. monatlich für jede Hausgehilfin beſchränkt worden. (Außerdem wur⸗ 
den die Hausgehilfinnen von der Arbeitsloſenverſicherung und der Abgabe zur 
Arbeitsloſenhilfe befreit.) 

Folge: Vermehrung der Hausgehilfinnen um mehr als 100 000, Verminderung 
des Finanzbedarfs für Arbeitsloſenunterſtützung; Vermehrung der Eheſchließungen 
und damit Förderung der Bevölkerungspolitik. 

Siehe jetzt EinkStG. v. 16. Okt. 1934 § 10 Abſ. 1 Nr. 1. 

3. (Abſchnitt V des Gel. v. 1. Juni 1933.) Geſetz zur Förderung der 
Eheſchließungen (RGBl. I S. 326): Die Eheſchließungen werden gefördert 
durch Gewährung von Eheſtands darlehen an bisherige Arbeitnehmerinnen, 
die mit der Eheſchließung den Arbeitsmarkt entlaſten. Die Mittel für dieſe — 
zinsloſen und bei Kindererzeugung teilweiſe erlaſſenen, neuerdings wieder auf bis 
zu 1000 RM. erhöhten — Darlehen werden aufgebracht durch die Eheſtands-⸗ 
hilfe aller ledigen Männer und Frauen mit wenigen Ausnahmen. (S. jetzt die 
Erhöhung der EinkSt. für Ledige nach der Steuertabelle zum Eink StG. — 60 v. 9. 
— und S 32 EinkStG. 1934.) 
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Erfolg: Zunahme der Eheſchließungen um die Hälfte; Entlaſtung des Arbeits: 
markts um über / Million Arbeitnehmerinnen; Vermehrung des Umſatzes bei 
Möbeln, Hausgeräten u. dergl.; Verminderung der Laſten für Erwerbsloſenfür⸗ 
ſorge um 200—250 Mill. RM. jährlich; Erhöhung des Aufkommens an Steuern 
und Abgaben; mittelbar Förderung der Bevölkerungspolitik. 


E. Steuergeſetze zur Förderung des Nationalbewußtſeins 

1. Vergünſtigungen für Aufwendungen zum zivilen Luft⸗ 
ſchutz (Erlaß des Reichsminiſters der Finanzen v. 10. Okt. 1933, RStBl. 1933 
S. 1073). 

Solche Aufwendungen können bei dem Einkommen aus Land⸗ und Forſtwirt⸗ 
ſchaft, Gewerbebetrieb, Vermietung und Verpachtung (auch Wohnen im Eigenhaus) 
für Einkommen⸗ und Körperſchaftſteuer im Steuerabſchnitt der Aufwendung voll 
abgeſetzt werden. Zweck: Anregung zur Erbauung oder Beſchaffung von Luftichug: 
räumen, Gas⸗ und Feuerſchutzgeräten u. dgl., zugleich Arbeitsbeſchaffung. 

(Die Vergünſtigung gilt neben der für Inſtandſetzungen und Ergänzungen an 
Gebäuden, ſ. oben zu Al, 5.) 

2. Steuervergünſtigung für Aufwendungen auf den zivilen Sanitäts⸗ 
dienſt. (Erlaß des Neichsminiſters der Finanzen v. 27. Jan. 1934, RStBl. 1934 
S. 128.) 

Umfang wie vorſtehend zu 1; für Aufwendungen für Krankenbeförderungs⸗ 
wagen, Unfallhilfskräften u. dgl. 

3. Das Geſetz zur Anderung der Reichsfluchtſteuer v. 18. Mai 1934 
(RGBl. I S. 392) brachte eine Verſchärfung der Vorſchriften über das ſteuer⸗ 
pflichtige Vermögen und verſagte die Steuerbefreiung bei Begründung eines inlän⸗ 
diſchen Scheinwohnſitzes durch formale Anmeldung. Grund: Zurückhaltung der 
großen Verbraucher im Inland. 

Nach St AnpaſſGeſ. § 43 bleibt die Reichsfluchtſteuer bis Ende 1937 in Kraft. 

4. Dem inneren nationalen Aufbau dient das Geſetz über Befreiung des 
Grundbeſitzes der NSDAP. von Grundſteuer und Gebäudeentſchuldungs⸗ 
ſteuer v. 15. April 1935 (RGBl. I S. 568). 


F. Geſetze zur Förderung der perſönlichen Verantwortlichkeit 


Das Geſetz über Steuererleichterungen bei der Umwandlung und Auf ⸗ 
löſung von Kapitalgeſellſchaften v. 5. Juli 1934 (RGBl. I S. 572) 
fördert durch Steuererleichterungen die hierauf gerichteten Beſtrebungen, unper⸗ 
ſönliche Kapitalgeſellſchaften in ſelbſtverantwortliche Unternehmerbetriebe (Einzel— 
firmen, offene Handelsgeſellſchaften uſw.) umzuwandeln, insbeſondere durch Ber: 
günſtigungen bei der Grunderwerbſteuer, Umſatzſteuer, Einkommenſteuer und der 
letzten Körperſchaftſteuer. — DurchführungsVO. v. 14. Dez. 1934 (RG Bl. I S. 1262) 
und v. 8. März 1935 (RGBl. I S. 354) ergänzen dieſes Geſetz. 


G. Steuertechniſche Geſetze 


Eine Reihe von Geſetzen und Verordnungen waren notwendig, um bis zur 
8 der allgemeinen Steuerreform die Steuererhebung zu ordnen und 
zu ſichern. 


2. Abſchnitt 
Die Steuerreform vom 16. Oktober 1934 


Vorbemerkung 


1. Die bisherigen Maßnahmen der Regierung Adolf Hitlers zur Erleichterung 
der Wirtſchaftslage, insbeſondere durch Arbeitsbeſchaffung zwecks größtmöglicher 
Beſeitigung der Arbeitsloſigkeit, durch Kreditausweitung und Verminderung der 
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unerträglichen Steuerlaſt ſetzten den Hebel da an, wo es leicht und raſch ging und 
eine ſofortige Wirkung ſich zeigen konnte. Einen weiteren Abſchnitt — erſtmals 
einen ſyſtematiſchen Teilneubau auf der finanzpolitiſchen Seite der nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Revolution, bildet die 1. Steuerreform vom 16. Oktober 1934. Sie bezweckte 
in einem Bündel von 10 Geſetzen nebſt verſchiedenen Ergänzungen einen grund⸗ 
ſätzlichen, planmäßigen Fortſchritt auf dem Wege zum Ziel, der Durchführung der 
weltanſchaulichen, bevölkerungspolitiſchen, wirtſchaftspolitiſchen und ſozialpoliti⸗ 
ſchen Grundſätze des Nationalſozialismus durch Neugeſtaltung eines national⸗ 
ſozialiſtiſchen Steuerweſens, durch Senkung der auf dem Geſamtvolk ruhenden 
Steuerlaſt und zweckmäßige Verlagerung der verbleibenden Steuerlaft nach dem 
Grundſatz: „Gemeinnutz geht vor Eigennutz!“, endlich durch Vereinfachung des 
Steuerrechts und der Steuerverwaltung. 

2. Bei Vermehrung des Staatsbedarfs wegen Erweiterung der Aufgaben, die 
der Staat ſich ſtellt, muß, wenn nicht dieſe Erweiterung von ſelbſt ein Mehrauf⸗ 
kommen an Steuern mit ſich bringt, der Staat unter Vermeidung von Steuer⸗ 
erhöhungen oder neuer Steuern verſuchen, die Mittel zur Bewältigung der neuen 
Aufgaben zu gewinnen durch Neugeſtaltung der Ausgabenwirtſchaft, aber auch 
durch Umbau der Steuern — Mehrbelaſtung tragfähiger Schultern unter Entlaſtung 
ſchonungsbedürftiger, insbeſondere kinderreicher Volksgenoſſen; Beſeitigung un⸗ 
nötiger oder gemeinwirtſchaftlich als falſch erkannter Steuervergünſtigungen. — 
ſolange eine Verminderung des Geſamtaufkommens unmöglich iſt. Eine ſolche 
Senkung iſt zur Zeit — wegen der Fehlbeträge und Vorbelaſtungen der Reichs⸗ 
finanzen aus früheren Jahren und der gewaltigen rückſtändigen Reichsaufgaben, 
dann aber auch zur Wiedergewinnung von Deutſchlands Wehrfähigkeit — ausge⸗ 
ſchloſſen. Die Regierung mußte ſich daher im weſentlichen mit einem inneren, vor⸗ 
ſichtigen Umbau begnügen, um ihre ſteuerpolitiſchen Schritte dem Ziel näher zu 
lenken. Es ſind deshalb zunächſt die wichtigſten Steuergeſetze teils ganz neu auf⸗ 
gebaut, teils zweckentſprechend umgeändert worden. Die Hauptreform umfaßt ein 
grundſätzliches, allgemeines Geſetz, das Steueranpaſſungsgeſetz, und 9 wichtige 
Einzelgeſetze. Beide enthalten auch zahlreiche ſteuertechniſche Verbeſſerungen; im 
folgenden ſollen aber nur die nationalſozialiſtiſch bedeutſamen Neuerungen hervor⸗ 
gehoben, keine dogmatiſche Darſtellung des neuen Steuerrechts gegeben werden. 


A. Allgemeine Regelung der Grundbegriffe und des Steuerverfahrens. 


Zum Zweck der alsbaldigen Einflößung nationalſozialiſtiſchen Gedankenguts in 
den inneren Gehalt und die Anwendung ſämtlicher Steuergeſetze ſowie in das Be⸗ 
ſteuerungsverfahren, zugleich als Vorläufer für ein allgemeines Steuerverwal⸗ 
tungsgeſetz, iſt bei der 1. nationalſozialiſtiſchen Steuerreform vom Herbſt 1934 
an die Spitze geſtellt: das | 

Steueranpaſſungsgeſetz vom 16. Okt. 1934 (RGBl. I S. 925). 

Es hebt die Reichsabgabenordnung von 1919/1931 nicht auf, aber ändert fie 
injoweit ab, als dies der Umbruch des Denkens alsbald notwendig macht, und 
bereitet das kommende Steuerverwaltungsgeſetz vor. 

1. Für eine Steuerreform im Sinne des Nationalſozialismus war es ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß an der Spitze des Reformwerkes die nationalſoziali⸗ 
ſtiſche Weltanſchauung als einheitliche Richtſchnur für die Anwendung 
aller Steuergeſetze feſtgelegt wurde, zugleich mit dem weiteren Grundſatz, daß die 
Steuerrechtsanwendung den Zeitverhältniſſen, der geſunden Volksanſchauung, Treu 
und Glauben und dem Gemeinwohl entſprechen müſſe, — übrigens Grundſätze, die 
in den letzten Jahren der Reichsfinanzhof, der oberſte Gerichtshof in Steuerſachen, 
mehr als manches andere obere Gericht im Rahmen des damals Möglichen heraus⸗ 
gearbeitet und angewendet hat. Dieſe Grundſätze gelten auch für Gerechtigkeit und 
Billigkeit. Billig iſt nicht, was der einzelne von ſeinem Standpunkt aus glaubt 
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verlangen zu können, um Härten zu vermeiden, jondern billig ift nur, was auch 
vom Standpunkt der Allgemeinheit aus, vom Blickpunkt der Volksgemeinſchaft 
und der für dieſe tätigen Verwaltung, angemeſſen und zweckmäßig tft. $ 1 des 
Steueranpaſſungsgeſetzes beſtimmt daher grundſätzlich: 

Die Steuergeſetze ſind nach nationalſozialiſtiſcher Welt⸗ 
anſchauung auszulegen. — Dabei find die Volksanſchauung., 
der Zweck und die wirtſchaftliche Bedeutung der Steuer⸗ 
geſetze und die Entwicklung der Verhältniſſe zu berückſich⸗ 
tigen, und § 2 Abſ. 3: Fragen der Billigkeit und Zweckmäßig⸗ 
„ nach nationalſozialiſtiſcher Weltanſchauung zu be: 
urteilen. 


2. Das SteueranpaſſGeſ. dient der Vereinheitlichung und Vereinfachung des 
Steuerrechts; deswegen beſeitigt es mehrfach die bisher beſtehende Verſchiedenheit 
der Begriffsbeſtimmung für gleiche Gegenſtände und Rechts⸗ 
fragen in den verſchiedenen Steuergeſetzen durch einheitliche Begriffsregelung 
für alle Steuergeſetze, ſo die Grundſätze über die Entſtehung der Steuerſchuld, die 
ſteuerliche Bedeutungsloſigkeit von Scheingeſchäften und rechtsgeſchäftlichen Schleich⸗ 
wegen zur Steuerminderung — (hier unter einfacherer und klarer Begriffsbe⸗ 
ſtimmung als bisher) —, über die Heranziehung der für die Steuerſchuld haft⸗ 
baren Leute, den Begriff der Angehörigen, die ſteuerliche Zurechnung von Wirt⸗ 
ſchaftsgütern nach wirtſchaftlichen, nicht nach formalrechtlichen Geſichtspunkten, den 
Begriff des Wohnſitzes, des gewöhnlichen Aufenthaltes, der Geſchäftsleitung, des 
Unternehmungsſitzes und der Betriebsſtätte, der gemeinnützigen, mildtätigen und 
kirchlichen Zwecke. Ferner vereinheitlicht das Geſetz die Beſtimmungen über die 
Perſonenſtandsaufnahme, die Melde⸗ und Steuererklärungspflicht, die Hilfspflichten 
der Behörden und Notare, die Zuſtändigkeit der Finanzämter, und verſchärft die 
Vorſchriften über die Auskunftspflicht, insbeſondere bei Schulden, Laſten und 
Werbungskoſten (Schmiergelder!) (St AnpaſſGeſ. 88 3—19; $ 21). 

3. Die Verzugs⸗ und Aufſchubzinſen für Einkommen-, Körperſchaft⸗, 
Umſatz- und Vermögenſteuer und Stundungszinſen find bejeitigt; dafür 
wird eine Liſte der ſfäumigen Steuerzahler aufgelegt. Das vereinfacht 
die Buchhaltung und Steuererhebung und führt zu einem weſentlichen Abbau der 
Vollſtreckungsabteilungen bei den Finanzämtern. Die Stundung von Steuern bei 
Glaubhaftmachung vorübergehender Zahlungsſchwierigkeit iſt aber nach wie vor 
zugelaſſen. — Demgemäß zahlt auch das Reich bei Steuererſtattung keine Zinſen 
mehr (S 20). Der Sicherung des Steueraufkommens und der Vereinfachung dient 
das ergänzende Steuerſäumnisgeſetz v. 24. Dez. 1934 (RGBl. 1 S. 1271); 
es beſeitigt die Verzugszinſen bei den wichtigſten Steuern und die Erſtattungs⸗ 
zinſen bei zu viel bezahlten Steuern und ſetzt an ihre Stelle den Säumniszuſchlag, 
der einmalig und unabhängig vom Zeitablauf dem ſäumigen Steuerſchuldner auf— 
erlegt iſt, in Höhe von 2 Prozent der rückſtändigen Steuern. Das Steuerzinsverbot 
iſt auf Länder und Gemeinden ausgedehnt. 

4. Entgegen der dem früheren liberaliſtiſchen Staat eigentümlichen Trennung von 
Geſetzgebung und Verwaltung iſt nun der oberſten Verwaltungsſpitze, dem Reichs⸗ 
finanzminiſter, die Ermächtigung gegeben, die Durchführung der 
Steuergeſetze auch durch geſetzergänzende Rechtsverordnungen unter Bindung 
der Steuergerichte zu ſichern, insbeſondere auch Zweifel zu klären und der Rechts⸗ 
entwicklung Bahn zu ſchaffen (8 21 Nr. 3). 

Ein wichtiges Beiſpiel hierfür iſt die VO. v. 20. Juni 1935 (RGBl. I S. 752) 
über die Führung eines Wareneingangsbuchs für Gewerbetreibende, und 
die VO. über landwirtſchaftliche Buchführung vom 5. Juli 1935 
(RGBl. IT S. 908). 
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5. Des weiteren gleicht das StAnpaſſGeſ. die Vorſchriften der Reichsabga⸗ 
benordnung der veränderten ſtaatsrechtlichen und weltanſchaulichen Betrach⸗ 
tungsweiſe an: 

a) Ausgemerzt ſind die Beſtimmungen, die ein Mitwirkungsrecht des Reichs⸗ 
rats, der Länder oder Gemeinden bei der Erlaſſung von Steuervorſchriften oder 
⸗grundſätzen des Reichsſteuerrechts vorſahen. 

b) Dem Führergrundſatz gemäß treten an die Stelle der beſchließenden Steuer⸗ 
ausſchüſſe der Finanzämter beratende Beiräte mit auf das Notwendige be⸗ 
ſchränkter Mitwirkung als verpflichtete Amtsträger (Sollvorſchrift!). Damit iſt 
auch ein Stück Parlamentarismus beſeitigt: die Beiräte werden nicht von Körper⸗ 
ſchaften gewählt, ſondern von der Behörde berufen aus dem Kreis der ariſchen 
Staatsbürger, die ſteuerehrliche, pünktliche Steuerzahler ſind, — wenn auch unter 
Berückſichtigung der Berufsſtände und der Landes⸗ und Gemeindebehörden. 

(S 21 Nr. 1, 4, 6—8, 14 ff.) f 

6. Mehr in das Gebiet der Deviſenerfaſſung und des Strafrechts (Amneſtie, 
tätige Reue uſw.) gehört die Verlängerung und Erleichterung der Anzeigemög⸗ 
lichkeit nach dem Volks verratsgeſetz, der 2. Steueramneſtieverordnung und 
der Deviſen VO. in SS 22 ff. des St AnpaſſöGeſ. 

7. Der Finanzausgleich zwiſchen Reich, Ländern und Gemeinden kann 
zur Zeit noch nicht endgültig geregelt werden; es fragt ſich, ob nicht die allgemeine 
Reichsreform abgewartet werden muß. Die Steuerreform von 1934 konnte daher 
hier (St AnpaſſGeſ. SS 37 ff.) nur einige Übergangsmaßnahmen treffen, die keine 
grundſätzliche Bedeutung haben, aber den Ländern und Gemeinden die Quelle aus 
den Reichsſteuern offen halten (88 37 ff.). Eine weitere derartige Ubergangsmaß⸗ 
nahme iſt das Geſetz zur Anderung des Finanzausgleichs v. 26. Febr. 1935 
(RGBl. I S. 285); es kürzt den Anteil der Länder und Gemeinden an der Ein⸗ 
kommen-, Körperſchaft⸗ und Umſatzſteuer um ) für Beträge über 1340 Millionen 
Reichsmark bei Einkommen⸗ und Körperſchaftſteuer und 573 Millionen RM. bei 
der Umſatzſteuer. 


B. Die einzelnen Steuergeſetze der Steuerreform vom Herbſt 1934. 
J. Einkommenſteuergeſetz. 


Das neue Einkommenſteuergeſetz vom 16. Oktober 1934 (RGBl. I 
S. 1005) regelt, wie bisher, die Beſteuerung der natürlichen Perſonen (auch ſoweit 
ſie ſelbſtverantwortliche Mitunternehmer eines geſellſchaftlichen Betriebes find). 
Steuerpflichtig ſind ſie mit ihrem Einkommen, unter Umſtänden mit dem Ver⸗ 
brauch. Die Steuer wird im Wege der Veranlagung (Vorauszahlungen, Abſchluß⸗ 
zahlung) und im Wege des Steuerabzugs an der Quelle erhoben. Inlandsbewohner 
ſind unbeſchränkt, Auslandsbewohner nur mit beſtimmten inländiſchen Einkünften 
ſteuerpflichtig, beide Male nur mit Einkünften der im Geſetz beſonders bezeichneten 
Einkunftsarten. Damit iſt, wie bisher, die ſogen. Quellentheorie und die Schanzſche 
Lehre von der Beſteuerung des Reinvermögenszugangs abgelehnt. Die Fälle des 
Steuerabzugs ſind für Lohn und Kapitalertrag, aber ſonſt nicht abſchließend gere⸗ 
gelt, insbeſondere iſt die Möglichkeit für ſolche Abzüge erweitert für beſchränkt 
Steuerpflichtige (§ 50 Ab]. 4, 6). 

1. Das neue Einkommenſteuergeſetz zeigt gegenüber dem EinkStG. von 1925 
keinen völligen Bruch mit der bisherigen Richtung, ſondern nur einen teilweiſen 
Umbau und Ausbau unter Berückſichtigung der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchau⸗ 
ung, aber auch unter Benutzung der ſteuerwiſſenſchaftlichen Erkenntnis und der 
Erfahrungen der Verwaltung. Insbeſondere baut das EStG. in die Geſetzgebung 
mehrfach die Ergebniſſe der Rechtſprechung des Reichsfinanzhofs ein, die ſchon bis⸗ 
her, mehr als die Rechtſprechung anderer Gerichte, von dem Gedanken des „Ge— 
meinnutz geht vor Eigennutz“, der Betrachtung vom Blickpunkt der Gemeinſchaft 
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und ihrer zweckmäßigen Verwaltung, des ſozialen Gedankens, des Grundſatzes von 
Treu und Glauben und der Einfachheit der Beſteuerung getragen war. — Es ſind 
deshalb dem Grundſatze nach der Einkommensbegriff und im Weſentlichen die 
allein ſteuerpflichtigen Einkommensarten beibehalten worden. 

2. Dagegen iſt das Geſetz neu gegliedert und vom neuen Geiſt erfüllt. An Stelle 
der bisherigen Verworrenheit und Unklarheit, ja teilweiſe Unmöglichkeit der Be⸗ 
griffsbeſtimmungen iſt eine beſtimmte, verſtändliche Geſetzesſprache, eine überſicht⸗ 
liche Anordnung und eine klaſſiſche Klarheit der Begriffe getreten. Es ſind nun 
auseinandergehalten: | 

a) Einkunftsarten, bei denen der Gewinn maßgebend ift, 

b) ſolche, bei denen der Uberſchuß der Einnahmen über die Wer⸗ 

bungskoſten maßgebend iſt. 

Zu a): Der Gewinn iſt maßgebend bei den Einkunftsarten: Lan d⸗ und 
Forſtwirtſchaft, Gewerbe, ſelbſtändige Arbeit (freie Be: 
rufe). Der Gewinn iſt aber wieder unterſchiedlich zu errechnen: 

aa) Bei dieſen Einkunfsarten wird, ſoweit es ſich nicht um buchführende Voll⸗ 
kaufleute handelt, der Gewinn regelmäßig berechnet durch Beſtandsver⸗ 
gleich (Vergleich des Betriebsvermögens am Schluß des Wirtſchaftsjahres mit 
dem vom Schluß des vorhergehenden Wirtſchaftsjahres), vermehrt um die Ent⸗ 
nahmen, vermindert um die Einlagen, unter Ausſchaltung des Grund und 
Bodens, der zum Anlagevermögen gehört. Dies gilt alſo für Land⸗ und Forſt⸗ 
wirte, für Kleingewerbe und ſelbſtändige Berufe. — Bei regelmäßig ziemlich 
ſchwankungsfreiem Betriebsvermögen kann vom Beſtandsvergleich abgeſehen und 
lediglich der Unterſchied zwiſchen Betriebseinnahmen und Betriebsausgaben zu⸗ 
grunde gelegt werden; für trotzdem noch weſentliche Schwankungen im Betriebs⸗ 
vermögen können ausnahmsweiſe Zu: oder Abſchläge angerechnet werden — der 
vom Reichsfinanzhof in der Rechtſprechung eingeſchlagene Weg der ſogenannten 
„Korrektivpoſten“ (§ 4 Abſ. 2). 

bb) Bei den ordnungsmäßig buchführen den Vollkaufleuten (alio 
nicht mehr beim Kleingewerbe) ſchließt ſich die Gewinnberechnung (Steuerbilanz) 
an die ordnungsmäßige Handelsbilanz an; dazu ſind aber die ſteuerlichen Grenz⸗ 
pfähle zu beachten, d. h. die ſteuerlichen Sondervorſchriften des CintStG. über 
Entnahmen und Einlagen, über die Betriebsausgaben ($ 4) und über die Be⸗ 
wertung ($ 6). Insbeſondere find unverwirklichte Gewinne nicht zu beſteuern. 

cc) Für alle nach dem Gewinn beſteuerten Einkommensarten find gleichmäßig 
klar herausgeſtellt die Vorſchriften über die ſteuerlichen Grenzpfähle: 

1. Entnahmen ($ 4 Abſ. 1 Satz 2); 

2. Einlagen (8 4 Abſ. 1 Satz 3); 

3. Bewertung (S 6), hier untergeteilt nach: 
— Wirtſchaftsgütern des Anlagevermögens, die der Abnutzung unterliegen (dazu 
Vorſchrift über Abſetzungen wegen Abnutzung in 8 7): hier gelten die Anſchaf⸗ 
fungs⸗ oder Herſtellungskoſten, vermindert um Abſetzung wegen Abnutzung, oder 
nach Wahl des Steuerpflichtigen der niedrigere Teilwert, der Wert im Rahmen 
des fortgeführten Betriebs, der nicht höher ſein darf als der Anfangswert. 

(Wegen der kurzlebigen Anlagegegenſtände |. unten zu 3.) 

und: 


— Wirtſchaftsgütern anderer Art (Boden, Beteiligungen, Geſchäftswert, Umlaufs⸗ 
vermögen): hier gelten die urſprünglichen Anſchaffungs- oder Herſtellungskoſten 
oder der geringere Teilwert, der auch höher ſein darf als der Anfangswert, bei 
Landwirtſchaft auch höher als die Anſchaffungskoſten. 

Dies gilt entſprechend für die Schulden des Betriebs, nur mit umgekehrten Vor⸗ 
zeichen. 
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4. Abſetzungen für Abnutzung ($ 7). 

5. Zu den Betriebsvorgängen gehört auch Veräußerung oder Aufgabe 
des Betriebs, für ſolche Fälle gelten beſondere Steuerſätze wie bisher. (SS 14, 
16, 18, 34). 

Zu b): Bei den nicht betrieblichen Einkunftsarten, d. h. Ein⸗ 
künften aus unſelbſtändiger Lohnarbeit, aus Kapital, aus Ver⸗ 
mietung und Verpachtung, aus ſonſtigen Einkünften (wieder⸗ 
kehrenden Bezügen, Spekulations⸗ und Gelegenheitsgeſchäften) iſt nur der Über⸗ 
ſchuß der (zugefloſſenen) Einnahmen über die (abgefloſſenen) Werbungskoſten maß⸗ 
gebend (SS 8, 9). „Werbungskoſten“ gibt es alſo nur noch bei dieſen Einkunfts⸗ 
arten; bei den betrieblichen ſind die Aufwendungen und Schulden des Betriebs 
maßgebend. Zu den Werbungskoſten gehören aber auch hier durchweg die Ab⸗ 
ſetzungen wegen Abnutzung und Subſtanzverringerung (8 7); gleichbleibende 
Jahresbeträge ſind für dieſe Abſetzungen nicht vorgeſchrieben. 


3. Neue Sondervorſchrift für kurzlebige Betriebsgegen⸗ 
ſt än de (8 6 Nr. 1). 


Sie bedeutet eine, insbeſondere der Arbeitsbeſchaffung dienende, weſentliche 
Vereinfachung. Buchführende Gewerbetreibende dürfen auch nach Ablauf des Ge⸗ 
ſetzes über Steuerfreiheit für Erſatzbeſchaffungen vom 1. Juni 1933 (ſ. oben 1. Ab⸗ 
ſchnitt, A I 3), kurzlebige Betriebsgegenſtände des Anlagekapitals, deren betriebs⸗ 
gewöhnliche Nutzungsdauer 5 Jahre nicht überſteigt und die in einem beſonderen 
Konto ausgewieſen find, ſchon im Jahr der Anſchaffung voll vom Gewinn abs 
ſetzen, und zwar dauernd. Dies gilt auch für ſchon vor 1. Januar 1935 angeſchaffte 
Gegenſtände, die noch zu Buch ſtehen, auch über Erſatz oder Ergänzung hinaus. 
Als ſolche kurzlebige Gegenſtände kommen in Betracht z. B. Einrichtungsgegen⸗ 
ſtände, Maſchinen und Bürohilfsmittel, Fahrzeuge, Werkzeuge, Hilfsgeräte, Mo⸗ 
delle, Gaſthofgeſchirr u. dgl. Sie find vom RFin in. in einer Lifte (Erlaß des 
NR Min. d. Fin. v. 20. Dez. 1934, RStBl. 1935 S. 1) aufgeführt. 

4. Ferner iſt an Anderungen, insbeſondere Vereinfachungen hervorzuheben: 

a) Im Anſchluß an die Rechtſprechung iſt der Begriff des „Teilwerts“ für Be⸗ 
triebsgegenſtände (Wert im Rahmen des fortgeführten Betriebs, nicht Verfil⸗ 
berungswert) geſetzlich feſtgelegt (8 6), er kann regelmäßig angeſetzt werden, wenn 
er niedriger iſt als der Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungspreis abzüglich Abnützungen. 

b) Für die Abſchreibung der kurzlebigen Betriebsgüter hat der Kaufmann 
größere Freiheit; für die kurzlebigen Wirtſchaftsgüter iſt eine Liſte aufgeſtellt 
(j. oben Ziff. 3). 

c) Der Grundſatz der Bewertungsſtetigkeit in der Bilanz iſt aufgegeben, ſoweit 
es ſich nicht um abnutzbare Wirtſchaftsgüter des Anlagevermögens handelt oder 
die gewerblichen Anſchaffungskoſten nicht überſchritten werden. 

d) Die Steuerbilanz iſt der Handelsbilanz mehr angeglichen; die willkürliche 
Bilanzänderung iſt ſteuerrechtlich erſchwert ($ 5 Abſ. 2). Eine völlige Angleichung 
von Steuer⸗ und Handelsbilanz machen die beſtehenden handelsrechtlichen Vor⸗ 
ſchriften noch nicht möglich. 

e) Die Möglichkeit der unbedingten Anwendung von Durchſchnittsſätzen iſt 
erweitert (8 29). 

f) Der „Verluſtvortrag“ iſt auch zur größeren Steuergleichmäßigkeit beſeitigt 
(für den Übergang iſt dieſe Beſtimmung erleichtert); 

g) ebenſo die Steuerbegünſtigung von Rücklagen (bisher 8 58 a EStG. 1925; 
auch hier gelten Übergangserleichterungen; $ 36 der 1. EinkSt DurchfVO. [RSt Bl. 
1935 S. 2091). 

h) Die Sonderregelung für Landwirte iſt eingeſchränkt durch Herabſetzung der 
Sondergrenzen ($ 13). 
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i) Der Veranlagungszeitraum iſt jetzt grundſätzlich das Kalenderjahr, nicht mehr 
ein beliebiger „Steuerabſchnitt“ (§ 25). 

k) Vereinfacht und geklärt iſt die Regelung bei den Dienſtaufwandsentſchädigun⸗ 
gen; §§ 3, 19 EinkStGeſ.; vgl. $ 4 Lohnſteuer⸗Durchf VO. 1934. 

J) Bei Einnahmen und Werbungskoſten iſt für den ſteuerlich maßgebenden Zeit⸗ 
punkt an Stelle des unklaren Rechtsbegriffes der Fälligkeit der klare Wirtſchafts⸗ 
begriff des Zufließens, wie ihn die Rechtſprechung entwickelt hat, getreten. 

5. Von dem Geſamtbetrag der Einkünfte ſind, um auf den Betrag des Ein⸗ 
kommens zu kommen, abzuziehen (S 10): 

a) die Ver luſte, die ſich aus einzelnen Einkommensarten ergeben, 

b) die Sonderausgaben, die außerhalb der ſonſt abziehbaren Unkoſten 
beſonders im EinkStG. genannt find (8 10). Hierunter fallen neu die Feſtbeträge 
für Hausgehilfinnen (monatlich je 50 RM.), dann Beiträge an Bauſparkaſſen 
für den Steuerpflichtigen und ſeine Familie, aber nicht mehr Ausgaben für Fort⸗ 
bildung im Beruf und geſperrte Spareinlagen. Wie bisher Schuldzinſen, Renten 
und dauernde Laſten, Verſicherungsbeiträge und Kirchenſteuern. Die Sonderaus⸗ 
gaben für Verſicherungsbeiträge und Bauſparkaſſen ſind an Höchſtgrenzen gebunden. 

Als Mindeſtbetrag der Sonderausgaben ſind 200 RM. (bei der Lohnſteuer 
210 RM.) abzuſetzen, daneben für jede Hausgehilfin monatlich 50 RM. (nicht mehr 
bloß bis zur Höchſtgrenze von 3 Hausgehilfinnen) ſowohl bei der Veranlagung wie 
bei der Lohnſteuer. Der abzugsfähige Höchſtſatz der Beiträge zu Verſicherungen iſt 
erhöht und bevölkerungspolitiſch geſtaffelt ($ 10). 

Nicht mehr abziehbar find allgemeine Repräſentationsausgaben, d. 
h. Aufwendungen für die Lebensführung, die Beruf und geſellſchaftliche Stellung 
mit ſich bringen, auch nicht, wenn fie zu Berufsförderungen dienen ſollen ($ 12 Nr. 1). 

Das Veranlagungs⸗ und Steuereinhebungsſyſtem (Voraus: 
zahlungen, Abſchlußzahlungen unter Anrechnung der einbehaltenen Steuerabzugs⸗ 
„ Vorauszahlungen, keine Erſtattung überzahlter Abzugsbeträge) iſt 
beibehalten. 


6. Einkommenſteuertarif 


a) Die Abgabe zur Arbeitsloſenhilfe, die Eheſtandshilfe und die Kriſenſteuer der 
Veranlagten, der Einkommenſteuerzuſchlag für höhere Einkommen iſt in die Ein⸗ 
kommenſteuer eingearbeitet. Dagegen konnte dies mit Rückſicht auf die Gemeinde⸗ 
finanzwirtſchaft und den Finanzausgleich bei der Bürgerſteuer noch nicht 
ermöglicht werden; ſie wird beſonders erhoben, ſ. unten IX. Verſchiedene Steuer: 
vergünſtigungen, die ſeit Frühjahr 1933 gewährt worden find, find in die EinksSt. 
eingeſchmolzen. In der Einarbeitung der gen. Steuern beſteht eine weſentliche 
Vereinfachung gegenüber dem bisherigen Recht, zugleich bedeutet fie eine Ent: 
laſtung der Verwaltung und der Arbeitgeber. Die Einſchmelzung der Abgabe zur 
Arbeitsloſenhilfe bedeutet zugleich die Heranziehung auch der Nichtlohnſteuer— 
pflichtigen zu entſprechenden Beträgen unter Entlaſtung der Lohnempfänger, 
letzteres um ſo mehr, als die Abgabe nur mit 60 Mill. RM. weniger in Rechnung 
geſtellt iſt. 

Alle Steuerſtufen, Familienermäßigungen, ſteuerfreien Teile ſind in eine ein⸗ 
heitliche, überſichtliche und klare Tabelle verarbeitet, ſo daß beſondere Beſtimmun⸗ 
gen hierfür entbehrlich wurden, und zwar für veranlagte Steuer und Lohnſteuer 
geſondert. — Die Tabelle beruht auf dem Gedanken des Anſtoßſyſtems (progreſſive, 
A ſteigenden Hundertſätzen für jeden Einkommensbruchteil durchgeſtaffelte 

teuer). 

b) Trotz der Einſchmelzung der bisherigen Nebenabgaben ergibt ſich namentlich 
für Verheiratete mit Kindern, aber auch zum Teil für kinderlos Verheiratete und 
viele Ledigen im Geſamtergebnis eine Senkung. Weſentlich höher erfaßt werden 
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nur die Beamten, die bisher bei Arbeitslojenhilfe und Kriſenlohnſteuer mit Rück⸗ 
ſicht auf die mehrfachen ſcharfen, dieſe Steuern abgeltenden Gehaltskürzungen 
begünſtigt waren. Ferner zeigt ſich eine größere Mehrbelaſtung bei den Ledigen 
und Kinderarmen mit mittlerem und höherem Einkommen. Eine ſtarke Entlaſtung 
erfahren die Kinderreichen, meiſt ſchon vom 2. Kind an. Es war einer der größten 
Mängel der bisherigen EinkSt., daß der Familienſtand ungenügend berüdjichtigt 
war; die ſoziale Gerechtigkeit gebot die Beſeitigung dieſes Mangels. Es entſpricht 
dem Gedanken der Volksgemeinſchaft und der nationalſozialiſtiſchen Bevölkerungs⸗ 
politik, daß der Ausfall, der ſich aus der ſtärkeren Berückſichtigung des Familien⸗ 
ſtandes ergibt, durch die Ledigen, Kinderloſen und Kinderarmen, insbeſondere von 
beſtimmten Einkommensgrenzen ab, übernommen wird, ſolange nicht die allgemeine 
Haushaltslage einen Verzicht auf Teile des Einkommenſteueraufkommens ermög⸗ 
licht. Im übrigen iſt die Belaſtung der gleichzuwertenden Steuerpflichtigen möglichſt 
ausgeglichen im Sinne der Gleichmäßigkeit und Gerechtigkeit der Beſteuerung. 
Unebenheiten gegen bisher müſſen dabei in Kauf genommen werden. Übergangs⸗ 
vorſchriften erleichtern plötzliche Härten. — Im Ergebnis bedeutet die Tabelle 
Steuerſätze von 8—40 v. H. (früher insgeſamt 10—46 v. H.), bei geringen Ein⸗ 
kommen geht ein ſteuerfreier Einkommensteil ab (120—720 RM.). Der Ledigen⸗ 
zuſchlag beträgt rund 60 v. H. der Regelſteuer der kinderlos Verheirateten. 
c) Die Kinderermäßigungen find weſentlich erhöht; fie betragen jetzt 
für 1 Kind 15 v. H. 
für 2 Kinder 35 v. H. 
für 3 Kinder 55 v. 
für 4 Kinder 75 v. 
für 5 Kinder 95 v. 
für 6 Kinder 100 v. 
innerhalb beſtimmter Höchſtgrenzen, die aber weſentlich höher geſetzt ind als bis⸗ 
her. Die Ermäßigungen werden jetzt auf Antrag auch für in der Berufsausbildung 
begriffene, auch nicht haushaltsangehörige Kinder bis zum 25. Jahr gewährt. Dem⸗ 
gemäß ſind auch der ſteuerfreie Einkommensteil und die Steuerſätze ſozial und 
neuzeitlich umgeſtellt worden. 
Die Ledigenſteuer iſt um 60 v. H. höher als die der kinderlos Verheirate⸗ 
ten; das iſt regelmäßig eine Entlaſtung gegenüber der bisherigen Geſamtbelaſtung. 
d) Ehegatten werden — in Angleichung an die Vermögensſteuer — als 
Einheit zuſammenveranlagt, auch wenn die Frau in einem dem Manne fremden 
Betrieb arbeitet. Ebenſo werden der Haushaltungsvorſtand und ſeine unſelbſtändi⸗ 
gen Kinder zuſammenveranlagt; nur hier iſt die Ausnahme für Arbeit in fremdem 
Betrieb beibehalten (SS 26, 27). Jedes Familienmitglied iſt unmittelbarer 
Steuerſchuldner. (Haushaltsbeſteuerung entſprechend dem Sip⸗ 
pengedanken.) Die Beſtimmungen ſind vereinfacht und zweckmäßiger geſtaltet. 


7. Sonderfragen 


a) Steuerermäßigung wegen beſonderer wirtſchaftlicher Belaſtung iſt nur 
noch bei Einkommen unter 20000 RM., erſt bei mehr als 2 Kindern bis 
30 000 RM. möglich (bisher allgemein 30 000 RM.) (S 33). 

b) Die nach Ermeſſen der Steuerbehörde zuläſſige, an beſtimmte Vorausſetzungen 
gebundene Beſteuerung nach dem Verbrauch als der Selbſtein⸗ 
ſchätzung der Leiſtungsfähigkeit iſt bei einem Verbrauch von mehr als 10 000 RM. 
(bisher 15 000 RM.) möglich; dieſer Betrag erhöht ſich um 2000 RM. für jedes 
minderjährige, haushaltsangehörige Kind. Die Verbrauchseinkommenſteuer beträgt 
aber nur % der tarifmäßigen Einkommenſteuer (8 48). Abzuſetzen ſind hier auch — 
neu — Ausgaben für politiſche, wiſſenſchaftliche, künſtleriſche, mildtätige, gemein⸗ 
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nützige Zwecke, dann wie bisher geſchäftliche Ausgaben, Werbungskoſten und ſon⸗ 
ſtige beſonders genannte zwangsläufige oder mißliche Ausgaben. 

c) Spekulationsgewinn aus Veräußerungsgeſchäften über Wirtſchafts⸗ 
güter. Die Friſt zwiſchen Anſchaffung und Veräußerung von Aktien u. dgl., bei der 
noch Spekulation anzunehmen iſt, wurde von 3 Monaten auf 1 Jahr erweitert; 
Geſchäfte in feſtverzinslichen Inlandsrenten, Schuldbuchforderungen und Reichs⸗ 
bahnvorzugsaktien bleiben aus Markſtützungsgründen hier außer Betracht. Die 
Freigrenze iſt auf 1000 RM. erhöht (8 23). Auf die Spekulationsabſicht kommt es 
nicht mehr an. 

d) Der Ertrag aus der Beteiligung an einer G. m. b. H. unterliegt jetzt 
wie bei Aktien dem Steuerabzug vom Kapitalertrag; eine Steuerermäßigung ge⸗ 
nießt dieſer Betrag nicht mehr ($ 43). 


8. Lohnſteuer 


Wie die veranlagte Einkommenſteuer wird auch die an der Quelle vom Roh: 
lohn erhobene Lohnſteuer („Steuerabzug vom Arbeitslohn“) nach einer geſetz⸗ 
lichen Tabelle an Hand der Steuerkarte erhoben. Die Lohnſteuer beginnt bei 
80,08 RM. Monatslohn = 960,96 RM. Jahreslohn. Die Lohnſteuer ift der Höhe 
nach der Veranlagungsſteuer jetzt grundſätzlich gleichgeſtellt. Auch bei nichtperiodi⸗ 
ſchen Sonderlohneinnahmen (Tantiemen, Gratifikationen) iſt die Lohnſteuer jetzt 
nach dem Familienſtand abgeſtuft ($ 40). — Eine nachträgliche Erſtattung der 
Lohnſteuer aus Billigkeitsgründen, insbeſondere wegen ſonſtiger wirtſchaftlicher Be⸗ 
laſtung, iſt nach wie vor nicht vorgeſehen. — Ein Abzug höherer Werbungskoſten 
und Sonderausgaben insbeſondere für Hausgehilfinnen, aber auch — neu — pri⸗ 
vater Dienſtaufwandsentſchädigungen bei der Lohnſteuer iſt nur bei vorheriger 
Glaubhaftmachung und nach Anderung der Steuerkarte möglich (8 41). — Hierzu 

3 über Durchführung des Steuerabzugs vom Arbeitslohn v. 29. 11. 34, RStBl. 34, 


9. Die Vorſchriften über beſchränkt Steuerpflichtige (Aus ländereinkünfte) 
ſind klar geordnet (88 49, 50). Vgl. hierzu VO. über Steuerabzug bei beſchränkt 
Steuerpflichtigen vom 6. Febr. 1935 (RGBIl. I S. 160) u. 88 32—43 der 
1. Durchf VO. z. EintStGef. v. 6. Febr. 1935 (RG Bl. I S. 153). 


10. Sonſtige Ergänzungen des Einkommenſteuergeſetzes. 

a) Weſentliche, das Geſetz teilweiſe ergänzende und maßgeblich erläuternde Be⸗ 
ſtimmungen gibt die Erſte VO. zur Durchführung des Einkommenſteuergeſetzes 
vom 6. Febr. 1935 (RGBl. 1 S. 153). Näher geregelt ſind darin u. a. Vorſchriften über 
Werbungskoſten, Aufwandsentſchädigungen, Reiſekoſten, Sonderausgaben, über 
kurzlebige Wirtſchaftsgüter, über unentgeltliche Betriebsübertragung, über den 
Begriff der ordnungsmäßigen Buchführung bei Landwirten, über die gegenſeitige 
Abſtimmung von Veranlagung und Steuerabzügen, über Gewinne aus der Ver⸗ 
äußerung von zwangsbewirtſchafteten Grundſtücken, von landwirtſchaftlichen Be⸗ 
trieben, von Kapitalbeteiligungen, über Einſchränkung des Begriffs der Ledigen. 
Ferner enthält die VO. Regelungen zum Übergang vom alten auf das neue Ein⸗ 
kommenſteuergeſetz, insbeſondere zwecks Vermeidung von Härten wegen des Weg⸗ 
falls der eingebauten früheren Sonderſteuern, weiterhin zur Überleitung der Bi: 
lanzen, deren Poſten auf den 1. Jan. 1925 zurückgehen. 

Weitere Ergänzungen dieſer VO. ſind enthalten in dem Erlaß des RMin. der 
Finanzen über Veranlagungsrichtlinien zur Einkommen- und Körperſchaftſteuer 
1934 vom 28. Febr. 1935 (RStBl. 1935 S. 377), wo zahlreiche Einzelfragen klar⸗ 
geſtellt ſind, insbeſondere zur Abgrenzung der Einkommensarten und zur Erläute⸗ 
rung wichtiger Begriffe des EinkStGeſ.; dieſe Richtlinien find wieder ergänzt durch 
Erlaß v. 4. Juni 1935 (RStBl. 1935 S. 272). 
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b) Die Einkommenſteuer betrifft auch das Geſetz über Gewinnverteilung bei Ka⸗ 
pitalgeſellſchaften (Anleiheſtockgeſetz) v. 4. Dez. 1934 (RGBl. I S. 1222) 
mit der VO. zur Durchführung v. 27. Febr. 1935 (RGBl. 1 S. 316): Die an die 
Golddiskontbank abgeführten Gewinnbeträge find erſt nach der Wiederausteilung, 
d. h. früheſtens nach 4 Jahren, zur Einkommenſteuer heranzuziehen. 


II. Körperſchaftſteuergeſetz 

Das Körperſchaftſteuergeſetz vom 16. Oktober 1934 (RGBl. I S. 1031) regelt 
wie bisher das KörpStG. 1925 die Beſteuerung des Einkommens der unperjöns 
lichen Körperſchaften, Perſonenvereinigungen und Vermögensmaſſen, insbeſondere 
der Aktiengeſellſchaften, rechtsfähigen und nichtrechtsfähigen Vereine, Stiftungen, 
Anſtalten und der wirtſchaftlichen, gewerblichen Betriebe der öffentlichen Hand. 
Das Einkommen richtet ſich nach dem EintStG.; Ausnahmen für Mitglieder⸗ 
beiträge, Schachtelgeſellſchaften, Kapitalverwaltungsgeſellſchaften, Gründungskoſten, 
Verſicherungsrücklagen, Sanierungen (88 8—11). 

Das neue Geſetz unterſcheidet ſich von dem bisherigen — neben der Verbeſſerung 
der Sprache und des Aufbaues — durch folgende Ziele: 

a) Herbeiführung einer größeren Gleichmäßigkeit der Beſteuerung, insbeſondere 
Beſeitigung von Ungleichmäßigkeiten je nach Wahl einer Rechtsform, gleich⸗ 
mäßige Beſteuerung der Erträge aus Beteiligungen am Wirtſchaftsleben. 

b) Vereinfachung der Verwaltung, ſo bei der Beſteuerung der öffentlichen Be⸗ 
triebe, der Genoſſenſchaften, der Verſicherungsvereine auf Gegenſeitigkeit und 
bei der Mindeſtbeſteuerung durch Beſeitigung des Verluſtvortrags. Der Kreis 
der Steuerpflichtigen iſt dehnbar ($ 22). 

Zu a): Das Geſetz iſt klar aufgebaut: 88 1, 2 geben eine eindeutige Lifte 
der Körperſchaften an Stelle der bisherigen teilweiſe rechtlich verworrenen und 
abſtrakten Begriffsbeſtimmungen. Es folgen die Grenzfälle (8 3), dann die per⸗ 
ſönlichen Befreiungen ($ 4), der Begriff des ſteuerpflichtigen (SS 5—7) und 
des nichtſteuerpflichtigen (SS 8—10) Einkommens und der abzugsfähigen (8 11) 
und nicht abzugsfähigen ($ 12) Ausgaben, die Sonderfälle (88 13—16) und die 
Mindeſtbeſteuerung (8 17); dann kommen die kurzen Tarif» und Veranlagungs⸗ 
beſtimmungen. 

Zu b): Größere Einfachheit und Gleichmäßigkeit der Beſteuerung 
iſt erzielt in folgendem: 

1. Die öffentlichen gewerblichen Betriebe werden jetzt gleich⸗ 
mäßig erfaßt, mögen ſie der Verſorgung (mit Waſſer, Gas, Strom, Verkehrs⸗ 
mitteln) oder daneben oder überhaupt anderen wirtſchaftlichen, gewerblichen 
Zwecken dienen. Alle dieſe Betriebe find mit dem ganzen Gewinn fteuerpflidtig; 
aber im Wege des Finanzausgleichs wird die Steuer der Körperſchaft über⸗ 
wieſen, der der Ertrag zufließt (8 39 StAnpaſſcGeſ., ſ. oben A 7), da die öffent⸗ 
lichen Körperſchaften eine Minderung des Ertrags durch die neue Beſteuerung 
nicht auf ſich nehmen können; ſie müßten alſo die Tarife erhöhen. — Damit 
find auch die die Verwaltung erſchwerenden rechtlichen Unterſchiede zwiſchen 
ſteuerfreien und ſteuerpflichtigen Betrieben und Betriebsteilen beſeitigt. 

2. Anders geregelt iſt die Steuerpflicht bei öffentlichen Banken (Landes⸗ 
banken, Girokaſſen, Stadtbanken und Kreditgenoſſenſchaften [88 4. 19 Ab]. 2]). 

3. Erwerbs» und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften find grundſätzlich 
ohne Rückſichten auf Betriebsausdehnung und Größe gleichmäßig ſteuerpflichtig; 
doch kann der Reichsfinanzminiſter Milderungen einführen ($ 23) oder die bis⸗ 
herige Steuerbefreiung übergangsweiſe gelten laſſen (8 24 Abi. 2). 

4. Verſicherungs vereine auf Gegenſeitigkeit und öffentlichrechtliche 
Verſicherungsanſtalten ſind jetzt allgemein, wie die in Form der Kapitalgeſellſchaft 
betriebenen Verſicherungsunternehmen, ſteuerpflichtig. 
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5. Gemeinnützige private Körperſchaften und gemeinnützige öffentliche 
Betriebe ſind gleichmäßig ſteuerfrei. 

6. Die Mindeſtbeſteuerung, die der Verbrauchseinkommenſteuer ent⸗ 
ſpricht, iſt gleichmäßig ſo geregelt, daß der Mindeſtbeſteuerung zugrunde gelegt 
werden: Ausſchüttungen, ſoweit ſie 4 v. H. überſteigen; Tantiemen des Aufſichts⸗ 
rats, übermäßige Tantiemen an Vorſtand und Angeſtellte. 

7. Der Verluſtvortrag iſt, wie bei der Einkommenſteuer, beſeitigt. 

8. Beſeitigt find die ermäßigten abgeſtuften Steuerſätze für zwerghafte G.m. b.. 

9. Klar gefaßt find die Vorſchriften über Auflöſung und Abwicklung (Liqui⸗ 
dation) ($ 14), Verſchmelzung (Fuſion) und Umwandlung ($ 15) und Verlegung 
ins Ausland (S 160). " 

10. Der regelmäßige Steuerſatz iſt 20 v. H. des (verteilten oder unverteilten) 
Einkommens. 

11. Ergänzt iſt das Geſetz durch die 1. VO. zur Durchführung des Körperſchaft⸗ 
ſteuergeſetzes v. 6. Febr. 1935 (RGBl. I ©. 163). 


III. Umſatzſteuergeſetz 

Das neue Umſatzſteuergeſetz vom 16. Oktober 1934 (RG Bl. I S. 942) mit 
Durchführungsbeſtimmungen vom gleichen Tag (RGBl. I S. 947, 970) hat von 
einer grundlegenden Umgeſtaltung des Umſatzſteuergeſetzes abgeſehen. Die allge⸗ 
meine Beſteuerung der Umſätze war finanziell unentbehrlich und erſchien wirt⸗ 
ſchaftlich — als Koſtenteil des Güteraustauſchs — tragbar. Die Reform ſah 
daher von finanziell gewagten, im wirtſchaftlichen und ſozialen Ergebnis un⸗ 
ſicheren Verſuchen ab, wie ſie etwa die ſogen. Phaſenpauſchalierung (nur ein⸗ 
malige, aber kräftige Umſatzſteuer für mehrere Produktionsſtufen an der engſten 
Stelle), die Kleinhandelsſteuer (Umſatzſteuer nur beim Umſatz zum letzten Wer: 
braucher), die Beſteuerung des Nettoumſatzes (Siemens'ſche „veredelte“ UmſSt.) 
darſtellen. Das neue Geſetz beſchränkt ſich daher — neben einer knappen, klaren. 
von ſchwierigen und ungreifbaren Rechtsbegriffen freien Darſtellung — unter 
Benutzung der Ergebniſſe von Verwaltung und Rechtſprechung und Berückſich⸗ 
tigung der wirtſchaftlichen und ſozialen Erforderniſſe auf: 

a) nur hauptſächliche Neuerungen (Minderaufkommen zuſammen 100 
Mill. RM.): 

1. Neuregelung der UmſSt. für Umſätze im Binnengroß⸗ 
handel. Bisher galt das ſog. Zwiſchenhandelsprivileg für Umſätze, die das 
Lager des Großhändlers nicht berührten; Lieferungen ab Lager waren ſteuer— 
pflichtig. Dies beeinträchtigte die Lagerhaltung und führte zur Zurückhaltung vor: 
ſorglicher und nichteiliger Aufträge. Daher iſt dieſer Unterſchied jetzt beſeitigt 
und die Umſatzſteuer im Großhandel einheitlich auf / der Regelſteuer = 0,5 v. H. 
feſtgeſetzt. Der Großhändler braucht alſo jetzt bei der Zeit ſeiner Beſtellung und 
bei Vorratseindeckung an die Umſatzſteuer nicht mehr zu denken. Die Anderung 
dient ſomit der Arbeitsbeſchaffung und dem Konjunkturausgleich, ſowie der Ber: 
einfachung der Steuerverwaltung. Großhändler ſind für den Zwiſchenhandel 
Händler mit mehr als 25 v. H. Großhandelsumſatz (Geſ. § 7 Abſ. 3, DurchfBBeſt. 
SS 11, 49). Vorausſetzung der Vergünſtigung iſt Weiterveräußerung ohne weſent— 
liche Bearbeitung und buchmäßiger Nachweis (DurchfBeſt. S$ 12, 13, 22). 

2. Befreit find im Großhandel (neu) von der Umſatzſteuer gewiſſe NMaſſeen⸗ 
güter (Rohſtoffe und Halbzeug): Baumwolle, Wolle, Brennſtoffe, Metalle, Ver— 
hüttungsſtoffe, Mineralöle, Dünger, Getreide, Mehl, Milch, Gemüſe, Kartoffeln. 
Grund: Erleichterung der Rohſtoffbeſchaffung und Ernährung. (Geſ. $ 4 Nr. 4, 
DurchfVeſt. SS 21 ff.) 

3. Aufgehoben iſt zwecks Vereinfachung die Steuerbefreiung im ge⸗ 
bundenen Zollverkehr und aus Zollfreilägern, beſtehen geblieben iſt die 
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Steuerbefreiung für den 1. Umſatz nach der Einfuhr und im Seehafenverkehr der 
wichtigen Plätze, jetzt einſchließlich von 5 großen Rheinhäfen (Geſ. § 4 Nr. 2, 
DurchfBeſt. 88 9 f., 19 ff.). 

Die Einfuhrfreiliſten find, insbeſondere zum Schutz der Land wirtſchaft, verein⸗ 
facht und vereinheitlicht. 

Die Neuerungen waren nötig zum Schutz des deutſchen Handels und der deut⸗ 
ſchen Gütererzeugung, alſo der nationalen Wirtſchaft, und zur Vereinfachung der 
Verwaltung. : 

Zur Förderung der deutſchen Ausfuhr iſt der Kreis der vergütungsberedtigten 
Ausfuhrumſätze erweitert (DurchfBeſt. SS 67, 72). 

4. Beſeitigt iſt endlich an einer Stelle eine Ungleichheit, die darin beſteht, daß 
Betriebe, die mehrere Stufen von Produktion und Handel in ſich ver⸗ 
einigen, dadurch Umſatzſteuer gegenüber einer Mehrzahl von einſtufigen Betrieben 
ſparen. Sie werden jetzt beſonders belaſtet durch eine Zuſatzſteuer ($ 8). Möglich 
war dies zunächſt nur bei dem größeren Spin nſtoffgewerbe, wenn es die 
Stufen der Spinnerei und Weberei durch eigene Arbeit oder durch fremde Werk⸗ 
arbeit — hier abzüglich der Steuer auf den Veredelungslohn — vereinigt (Durchf.⸗ 
Beſt. SS 54 ff.). 

Eine beſondere Ermäßigung genießen ($ 57 DurchfBeſt.) die ſog. Eigenver⸗ 
edler von Textilien, insbeſondere Stoffdrucker und Ausrüſterhändler (Steuerſatz 
0,5 v. H.). 

b) Ferner ſind als Anderungen hervorzuheben: 

1. Die von der Rechtſprechung des Reichsfinanzhofs geſchaffene Sonderbehand⸗ 
lung der Organſchaft (Steuerfreiheit der Umſätze z. B. zwiſchen Mutterfirma 
und der nur ein von ihr völlig abhängiges Organ bildenden Tochtergeſellſchaft), 
iſt zur Vermeidung von (nach nat.⸗ſoz. Grundſätzen unerwünſchten) Fuſionen und 
Arbeiterentlaſſungen hierwegen beibehalten und ins Geſetz eingearbeitet ($ 2 Abſ. 
2 Nr. 2 UmſSté6. und S 2 DurchfBeſt.). — Mehrere Einzelfirmen eines Einzel⸗ 
kaufmanns ſind für die Umſatzſteuer ein einheitliches Unternehmen, ebenſo wenn 
mehrere Kaufleute mehrere offene Handelsgeſellſchaften bilden. 

2. Die Umſatzſteuer der Gewerbebetriebe im Waren einzelhandel iſt ver⸗ 
ſchärft zum Schutz des gewerblichen Mittelſtandes, insbeſondere iſt die erſte Million 
Umſatz nicht mehr auszuſchalten (S 7 Abſ. 4. Geſ.). 

3. Nichtgewerbliche Umſätze der öffentlichen Gewalt ſind ſteuerfrei, eben⸗ 
jo jetzt private Verſteige rungen und die Vermietung eingerich⸗ 
teter Räume außerhalb des Beherbergungsgewerbes ($ 2 Abſ. 3 Geſ.). 

4. Steuerbeträge unter jährlich 20 RM. werden nicht erhoben 
(DurchfBeſt. SS 62 ff.). 

5. Im übrigen ſind die Befreiungsbeſtimmungen vereinfacht und 
verkürzt (Gef. $ 4), teilweiſe erweitert (ſ. DurchfBeſt.); beſeitigt ſind zur Verein⸗ 
fachung und zur Erzielung gleichmäßiger Beſteuerung, trotz ſozialer Bedenken, die 
Befreiungen für Umſätze in Edelmetallen, landwirtſchaftlichen Deputaten, Genoſ⸗ 
ſenſchaftsrückvergütungen, gemeinnütziger Unternehmen, Privatſchulen und An⸗ 
zeigenvermittler, die Begünſtigung der Großlandwirte bei der erhöhten Einzel⸗ 
handelsſteuer. 

6. Die Begriffsbeſtimmungen ſind herausgearbeitet (Unternehmer, 
Unternehmen, Lieferung, Organſchaft, öffentliche Gewalt, Großhandel, Be- und 
Verarbeitung u. dgl.). Geſ. SS 2, 3, DurchfBeſt. §§ 2 ff., 11 ff., 21. 


IV. Neichsbewertungsgeſetz 


Das Reichsbewertungsgeſetz vom 16. Oktober 1934 (RGBl. I S. 1035) 
faßt für die Vermögenſteuer und die Grundſteuern, weithin aber auch für Grund— 
erwerb⸗ und Erbſchaftſteuer die Bewertungsgrundſätze zuſammen. Seine Neufaj- 
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lung dient der Klarftellung, der Vereinfachung, namentlich aber wirtſchaftspoli⸗ 
tiſchen Zwecken und der Gleichmäßigkeit der Beſteuerung. Das RBemGeſ. regelt 
wie bisher die Bewertung und den Umfang des nach dieſen Geſetzen ſteuerpflich⸗ 
tigen Vermögens. 


1. Wirtſchaftspolitiſche Erleichterungen: 


a) Als Bauland in Betracht kommende landwirtſchaftlich benutzte Er bhof⸗ 
grundſtücke find regelmäßig dem Landwirtſchaftsbetriebe zuzurechnen, nicht 
mit dem Bauplatzwert zu bewerten ($ 51 Ab]. 3). 

b) Die Vorſchriften über die Land wirtſchafts bewertung find zur Er⸗ 
zielung gleichmäßiger und ſicherer Veranlagung geändert: Vergleichsbetriebe im 
Verhältnis zum Reichsſpitzenbetrieb (Reichshundertſatz), Untervergleichs betriebe 
mit rechtsverbindlichen Hundertſätzen; Ermittlung des Hektarſatzes für jeden Be⸗ 
trieb durch Vergleich mit dieſen (88 34 ff.). 

c) Die ſelbſtändige Vermögenſteuerpflicht der offenen Handelsgeſell⸗ 
ſchaften und dgl. iſt beſeitigt. 

d) Steuerfrei ſind im Inland hergeſtellte Perſonenkraftwagen, Flug⸗ 
zeuge, Motore und Segelboote ($ 67 Nr. 10). Grund: Arbeitsbeſchaffung. 


2. Wirtſchaftspolitiſche Verſchärfungen: 

a) Bei der Bewertung landwirtſchaftlicher Gebäude iſt die Größe des Betriebes 
zu berückſichtigen ($ 33); 

b) bei Genoſſenſchaften dürfen die Geſchäftsguthaben nicht mehr abgezogen wer⸗ 
den zur Gleichſtellung der Genoſſenſchaften mit den Einzelbetrieben; 

c) bei ausländiſchen, im Inland nicht zugelaſſenen Verſicherungen (zum Schutz 
der heimiſchen Wirtſchaft) (§ 67 Nr. 6); 

d) das Vermögen nicht nur der Ehegatten, ſondern auch dieſer und ihrer minder⸗ 
jährigen Kinder iſt zuſammenzurechnen (vgl. aber die Erleichterungen bei der 
Vermögenſteuer unten Y; 

e) die Bewertungsvergünſtigung für Aktien, Anteile und Genußſcheine (nur 
halber Kurswert) iſt beſeitigt, da eine Mehrbelaſtung der Kapitalgeſellſchaften 
volkswirtſchaftlich gerechtfertigt iſt; die Anderung kommt wirtſchaftlich den feſtver⸗ 
zinslichen Wertpapieren und der Zinsſenkung ſowie den ſelbſt verantwortlichen 
Unternehmern zugute. 

3. Vereinfachungen 

ſind vorgenommen: bei den Zinswertfragen (SS 14, 15, 17), bei der Ermittlung 
des Betriebsvermögens und der Betriebsgrundſtücke (SS 54 ff.), — der ſogenannte 
Dreimonatsabzug iſt geſtrichen; — die Neufeſtſtellungsmöglichkeiten ſind teils 
beſchränkt, teils erweitert (SS 21, 22); — die größeren Werte find weithin abzu⸗ 
runden, ſchon bei den Einzelwerten ($ 25). — Der Unterſchied zwiſchen zwangs⸗ 
bewirtſchafteten und zwangswirtſchaftsfreien Grundſtücken iſt aufgegeben. — (Dazu 
jetzt VO. über Bewertung bebauter Grundſtücke v. 10. Nov. 1934, RGBl. IT S. 1106.) 
Die Einheitswerte werden nur alle 6 Jahre feſtgeſtellt (8 21). 


4. Klarſtellungen 


ſind erfolgt für den Begriff des Teilwerts, der bei Betrieben an Stelle des ge— 
meinen Verſilberungswerts tritt; — für die Bewertung von Beteiligungen und 
Aktienpaketen nach dem Wert der ganzen Beteiligung, nicht der Summe der ein: 
zelnen Anteile. 

5. Ergänzt iſt das Geſetz durch die VO. v. 2. Febr. 1935 über Durchführungs⸗ 
beſtimmungen zum ReichsbewertGeſ. (RGBl. I S. 81), die insbeſondere die Be⸗ 
wertung 1935 regeln; die Gleichmäßigkeit bei der Grunderwerbſteuer ſichert 
die VO. v. 22. Jan. 1935, RGBl. I S. 97. 
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Anhang zu IV: 


Das Bodenſchätzungsgeſetz v. 16. Okt. 1934 (RG Bl. I S. 1050) ſchafft 
die Grundlagen für die Schätzung des Werts des Kulturbodens und ermöglicht 
die für das ganze Reich einheitliche, gleichmäßige Bonitierung des landwirtſchaft⸗ 
lichen Vermögens. Damit dient es nicht nur ſteuerlichen, ſondern auch den ver⸗ 
ſchiedenſten Zwecken der Landwirtſchafts⸗, Kredit⸗ und Finanzpolitik, namentlich 
aber der Reichseinheit, Gerechtigkeit und der Vereinfachung der Bewertung und 
Beſteuerung des Bodens, endlich der Siedlung. (Dazu DurchfBeſt. v. 12. Febr. 1935, 
RGBl. I S. 198.) 


V. Vermögenſteuergeſetz 


Auch das Vermögenſteuergeſetz v. 16. Okt. 1934 (RGBl. I S. 1052), 
das die Beſteuerung des Vermögens auf der Grundlage der im Reichsbewertungs⸗ 
geſetz (ſ. IV) geregelten Vermögensfeſtſtellung beſtimmt, bedeutet eine Umgeſtal⸗ 
tung im Sinne der Bevölkerungspolitik, der nationalſozialiſtiſchen Sozial⸗ und 
Wirtſchaftspolitik und der Vereinfachung der Beſteuerung. 


1. Bevölkerungspolitiſche Neuerungen: 


Eheſtand und Kinderzahl waren bisher eigentlich nur im Einkommenſteuergeſetz 
— und da ungenügend — berückſichtigt. Der notwendige Ausgleich zwiſchen Ledigen, 
Kinderloſen, Kinderarmen und Kinderreichen iſt jetzt auch bei der Vermögenſteuer 
geſchaffen. Zwar ſind jetzt nicht nur Ehegatten unter ſich, ſondern auch Eltern und 
haushaltsangehörige Kinder zuſammenveranlagt, doch gilt für jeden Ehegatten 
(auch Witwer und Witwen) ſowie jedes minderjährige, haushaltsangehörige Kind 
— hier unter Umſtänden bis zum 25. Jahr — ein Freibetrag von je 10 000 RM. 


2. Soziale und nationale Neuerungen: 


a) Freibetrag regelmäßig mindeſtens 10000 RM. (gilt nicht für beſchränkt ſteuer⸗ 
pflichtige Ausländer). 
b) Weitere Freibeträge für Alte und Erwerbsunfähige mit geringem Einkommen. 


3. Wirtſchaftspolitiſche Neuerungen: 
(insbeſondere zur Stärkung des ſelbſtverantwortlichen Unternehmertums) 


a) Mindeſtbeſteuerung für Kapitalgeſellſchaften (AG. aus 50 000 RM., G. m. b. H. 
aus 20 000 RM.). 

b) Herabſetzung der Beſteuerungsgrenze für andere Körperſchaften — unter Ein⸗ 
beziehung der Berufsverbände und nichtrechtsfähigen Hilfskaſſen — auf 10 000 RM. 

c) Beſeitigung der Schongrenze kleiner Geſellſchaften (bisher 20 000 RM.). 

d) Fortfall der ſelbſtändigen Steuerpflicht der offenen Handelsgeſellſchaften und 
Kommanditgeſellſchaften und anteilige Zurechnung ihres Vermögens an die Geſell⸗ 
ſchafter, ſo daß dieſen auch hierwegen die Freibeträge zugute kommen. (Für Ge⸗ 
noſſenſchaften iſt Sonderregelung vorgeſehen.) 


4. Vereinfachungen: 


Zuſammenveranlagung der engeren Familie — Steuerabrundung auf volle 
1000 RM. nach unten und oben. — Veranlagung nur alle 3 Jahre ohne Rückſicht 
auf Anderungen im Familienſtand oder geringe Verſchiebungen im Vermögen (be⸗ 
ſonders geregelt ſind Todesfälle). — Einheitlicher Steuerſatz 5. v. T. — Beſchrän⸗ 
kung der Neuveranlagungen. — Das Geſetz gilt zur Entlaſtung der Verwaltung 
erſt ab 1. April 1936. 

5. Durchführungsbeſtimmungen regelt die VO. v. 2. Febr. 1935 RGBl. I ©. 100. 
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VL Erbſchaftsſteuer 


Das Geſetz zur Anderung des Erbſchaftsſteuergeſetzes vom 
16. Oktober 1934 (RGBl. I S. 1056) regelt einzelne Beſtimmungen des ſonſt 
beſtehen bleibenden Erbſch st. neu, hauptſächlich nach bevölkerungspolitiſchen 
Grundſätzen: Freibeträge beſtehen für Kinder (30 000 RM.) und Enkel (10 000 
RM.), auch bei größeren Erbſchaften. Ehegatten, die nicht zur Erhaltung der Sippe 
beigetragen haben, ſind nicht mehr ſteuerfrei, im übrigen gilt auch für Ehegatten 
ein Freibetrag von 30 000 RM. — Großeltern und weitere Voreltern ſind ſteuerlich 
beſſer geſtellt worden. — Zuwendungen an die NSDAP. ſind ſteuerfrei. — Die be⸗ 
ſonderen Stundungsvorſchriften ſind als meiſt entbehrlich und zur Vereinfachung 
geſtrichen. Durch Geſ. v. 28. 6. 1935 iſt der Reichsminiſter der Finanzen ermächtigt 
worden, den Text des ErbſchStGeſ. neu zu faſſen und in Übereinſtimmung mit den 
Grundſätzen der Steuerreform von 1934 zu bringen. 


VII. Kapitalverkehrſteuergeſetz 


Das neue Kapitalverkehrſteuergeſetz vom 16. Oktober 1934 (RGBl. I S. 1058) 
beſteuert, wie das bisherige, den Verkehr in kapitaliſtiſchen Rechten, die Zu: 
ſammenballung von Kapital durch Gründung und Erweiterung von Geſellſchafter 
und von Anleihen und den Umſatz von geſellſchaftlichen Rechten und Wertpapieren 
und zwar durch die Geſellſchaftſteuer, die Wertpapierſteuer und die Börſen⸗ 
umſatzſt euer. 

Das neue Geſetz hat gegenüber Anſchauungen aus dem alten Stempelſteuerrecht 
und dem Gebührenrecht das Weſen der Kapitalverkehrſteuer als einer echten 
Verkehrſteuer klar herausgearbeitet, einer Steuer auf den Verkehr in kapita⸗ 
liſtiſchen Rechten, die auch im Dritten Reich wirtſchaftlich notwendig ſind. 

Der Aufbau des Geſetzes iſt für jede Steuerart klar und einfach: Gegenſtand 
der Beſteuerung; Ausnahmen; Steuermaßſtab; Steuerſatz; Steuerſchuldner; 
Steuerſälligkeit. Nur bei der Börſenumſatzſteuer iſt dieſes Schema aus Gründen 
des Sachſtoffes nicht ganz einzuhalten geweſen; das Beſtehen eines freien 
Effektenmarktes iſt für die nationale Wirtſchaft unentbehrlich. 


a) Geſellſchaftſteuer 


1. Steuerpflichtig iſt nicht mehr die Bezahlung, ſondern der Erwerb der Gejell: 
ſchaftsrechte bei Kapitalgeſellſchaften, — zur Vereinheitlichung mit Wertpapier⸗ 
und Börſenumſatzſteuer, Steuermaßſtab iſt, was der Geſellſchaft dauernd als 
wirtſchaftliches Kapital zufließt. — Steuerpflichtig iſt auch der Erwerb von 
Freiaktien, die wirtſchaftlich eine Bezahlung der Kapitalerhöhung aus Geſell— 
ſchaftsvermögen durch Gewinnausſchüttung darſtellen. 

2. Der Steuerſatz iſt wie bisher 2 v. H., bei Sanierungen und Bergſchadens⸗ 
zubußen 1 v. H. — Steuerſchuldner iſt die Geſellſchaft; Leiſtende, Erwerber des 
Rechts und Darlehensgeber haften für die Steuer. 

3. Steuerfrei iſt hier jetzt die Gründung, Erweiterung und der Rechtsverkehr 
in Anteilen für die nichtanonymen ſelbſtverantwortlichen Unternehmungsformen 
der offenen Handelsgeſellſchaft und Kommanditgeſellſchaft, aber auch der Genoſſen— 
ſchaft, entſprechend nat.-ſoz. Wirtſchaftsauffaſſung vom Wert der Eigenperſönlich— 
keit. Dementſprechend iſt die Steuervergünſtigung für Verſchmelzungen (Fuſionen) 
beſeitigt. — Steuerfrei ſind nicht mehr alle gemiſchtwirtſchaftlichen, unter Beteili— 
gung der öffentlichen Hand gegründeten Geſellſchaften, ſondern nur noch öffentliche 
Verſorgungsbetriebe, gemeinnützige und mildtätige Geſellſchaften. — Beſeitigt iſt 
die Steuerfreiheit für Genoſſenſchaftszentralen, Sparkaſſen und öffentliche Kredit— 
anſtalten. 
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b) Wertpapierſteuer 
1. Steuerpflichtig iſt jetzt der Erwerb (bei Auslandswerpapieren der 1. inlän⸗ 
diſche Umſatz) von verbrieften Schuldverſchreibungsforderungen und ausländiſchen 
Aktien und Anteilen. | 
2. Die Befreiungen find eingeſchränkt, insbeſondere für Schuldverſchreibungen 
öffentlicher Kreditanſtalten und Siedlungsgeſellſchaften. 
3. Im übrigen iſt das Geſetz inhaltlich hier wenig verändert. 


c) Börſenumſatzſteuer 


Sie hat keine weſentlichen Veränderungen erfahren. Die Börſenumſatzſteuer für 
die Warenbörſen iſt endgültig beſeitigt. 

d) Ergänzt iſt das Geſetz durch die VO. über Durchführungsbeſtimmungen zum 
Kapitalverkehrſteuergeſetz vom 17. Dez. 1934 (RGBl. I S. 1593), insbeſondere in 
Richtung auf die Sicherung des Steueraufkommens durch tätige Mithilfe der Steuer⸗ 
pflichtigen und der Organe der jog. freiwilligen Gerichtsbarkeit, wie denn über⸗ 
haupt im nationalſozialiſtiſchen Staat der Volksgenoſſe nicht nur Steuer zahlen, 
ſondern bei der Einhebung der Steuern tätig mitwirken ſoll. 


VIII. Kraftfahrzeugſteuer 


Wegen der Anderungen des Kraftfahrzeugſteuergeſetzes |. oben 1. Abſchnitt A I 
1 und 2. — Hierzu ergingen neue Durchführungsbeſtimmungen vom 5. Juli 1935 
(RGBl. I S. 875). | 


IX. Bürgerſteuer 


Das Bürgerſteuergeſetz vom 16. Oktober 1934 (RG Bk. I S. 985) mit 
DurchfVO. vom 17. Oktober 1934 (RGBl. I S. 987) unterſcheidet ſich von den 
früheren Bürgerſteuergeſetzen durch Erhöhung der allgemeinen Freigrenze und des 
Familienſtandes; dieſe gilt aber erſt bei zwei und mehr Kindern; auch iſt bei den 
hohen Einkommen über 12 000 RM. der Familienſtand nicht mehr berückſichtigt. 
Die Freigrenze iſt von 120 v. H. auf 130 v. H. des Wohlfahrtsunterſtützungsſatzes 
erhöht. Mit der Zeit ſoll die Bürgerſteuer allmählich abgebaut werden, wenn der 
Finanzausgleich neugeſtaltet werden kann. Die Anderung der Bürgerſteuer ver⸗ 
mindert ihren Ertrag um 40 Mill. RM. Dafür erhalten die betroffenen Gemeinden 
vom Reich 25 Mill. RM. für 1935 (§ 40 St AnpaſſGeſ.). — Der Einbau der Bürger: 
ſteuer in die Einkommenſteuer ſcheiterte am Widerſtand der Gemeinden, die 
auf die Bürgerſteuer nicht glaubten verzichten zu können. 


X. Das Schlachtſteuergeſetz 
vom 24. März 1934 (RGBl. I S. 238) vereinheitlicht die Länderſchlachtſteuer zu 
einer Reichsſteuer, die im weſentlichen den Ländern überwieſen wird (200 Mill. 
RM.); daneben Fettſteuer (240 Mill. RM.). 
XI. Das Geſetz zur Anderung des 


Tabakſteuergeſetzes 


vom 13. Dezember 1934 (RGBl. I S. 1229) ſei aus den Verbrauchsſteuervorſchriften 
beſonders hervorgehoben; es ſtellt die Technik der Steuererhebung auf eine neue 
wirtſchaftliche Grundlage. 


XII. Landes⸗ und Gemeindeſteuern im Reichsrecht 


Wichtig ſind hier: 

1. Das Geſetz über die Beſteuerung des Grundbeſitzes der 
N SD AP. vom 15. April 1935 (RGBl. I S. 508); es zieht die ſteuerlichen Fol⸗ 
gerungen aus dem Grundſatz der Einheit von Staat und Partei, indem die Partei 
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grundſätzlich wie das Reich bei der Beſteuerung eigenen Grundbefites behandelt 
wird. Unmittelbar für Parteizwecke benützte Grundſtücke ſind von der Gebäude⸗ 
entſchuldungsſteuer befreit. Hierzu DurchführungsVO. vom 28. Juni 1935 (RG Bl. 
S. 809). 

2. Das Geſetz über Förderung des Wohnungsbaues vom 30. März 
1935 nebſt DurchfBeſt. vom 18. April 1935 (RGBl. I S. 546). Es beläßt es zwar 
förmlich bei der früher vorgeſehenen Senkung der Gebäudeentſchuldungsſteuer 
(Hauszinsſteuer) um 25 v. H., nimmt aber dieſes Viertel als Darlehen der Haus⸗ 
beſitzer zur Finanzierung des Wohnungsbaues (in der Geſamthöhe von rund 
200 Millionen RM.) in Anſpruch gegen Ausreichung von Schuldverſchreibungen 
des Umſchuldungsverbandes deutſcher Gemeinden. Soziale Härten find erleichtert 
bei Stundung der Steuer wegen hilfsbedürftiger Wohnungsmieter. 

3. Das Geſetz über Inkrafttreten der reichs rechtlichen Grund⸗ 
teuer und Gewerbeſteuer kündigt die Fortführung der Reichsſteuer⸗ 
reform und der Reichsvereinheitlichung an durch Inausſichtſtellen des Inkraft⸗ 
tretens eines einheitlichen Reichsgrundſteuergeſetzes und Reichsgewerbeſteuergeſetzes 
auf 1. April 1937; deshalb wird die Durchführung der Rahmengeſetze auf dieſem 
Gebiet zugunſten der alten, bis jetzt noch beſtehenden Landesſteuergeſetze gehemmt 
(Gel. v. 21. Jan. 1935, RGBl. I S. 23). — Das Gewerbeſteuerrahmen⸗ 
geſetz iſt neu gefaßt (Bekanntmach. v. 30. Juni 1935, RGBl. I S. 830) und der 
Steuerreform 1934 angepaßt. 


Anhang 


Finanzierung der Arbeitsbeſchaffung außerhalb der Beſteuerung 


Die beſchaffte Arbeit wird finanziert durch Arbeitsbeſchaffungswechſel, die an 
Banken weitergegeben oder an die Reichsbank zurückverkauft (rediskontiert) wer⸗ 
den können, fie find zum Teil vom Reich gewährleiſtet, für den Reit hat das Reich 
Steuergutſcheine oder Arbeitsſchatzanweiſungen bei der — finanziell völlig ſelb⸗ 
ſtändigen — Reichsbank hinterlegt. Das Reich tilgt ſeine Schulden hieraus aus 
einem Sondervermögen (Tilgungsſtock). In ihn fließen die Darlehensrückzahlungen 
der beliehenen Arbeitsträger, Tilgungsbeträge der Eheſtandsdarlehen und die 
Spende zur Förderung der nationalen Arbeit. Der Reſt wird ſich decken aus der 
Verminderung der Unterſtützungslaſten und den dadurch freiwerdenden Reichs⸗ 
ſteuerbeträgen. Schon 1934/35 beträgt die Erleichterung hieraus mehr als die 
Tilgungslaſten (Mehrreinertrag der Reichsſteuern gegen das Vorjahr 1,25 Mil⸗ 
liarden, Laſtenverminderung 1,5 Milliarden, dagegen Mehrverpflichtungen 1,0 Mil⸗ 
liarden; der Unterſchied von 1,75 Milliarden war für neue Arbeitsbeſchaffung frei). 
Der Umlauf an Steuergutſcheinen iſt durch Einlöſung von 1,3 auf 0,9 Milliarden 
RM. zurückgegangen. 


C. Ausblick 


Ein erſter Teil der Steuerreform und damit der zweite Schritt auf dem ſteuer⸗ 
rechtlichen Geſetzgebungsweg im Adolf-Hitler-Staat, im Sinne dieſes Staates iſt 
damit vollendet. Ihr weiterer Ausbau wird folgen; die bisher noch fehlenden 
Steuergeſetze werden umgebaut, die Grundſatzreform wird weitergeführt werden. 
Insbeſondere iſt erſt ein Anfang gemacht mit der Vereinheitlichung der Landes⸗ 
und Gemeindeſteuern und damit zuſammenhängend dem Finanzausgleich, d. h. 
der Verteilung der Steuergewalt und des Steuerertrages auf das Reich und die 
Länder, ſpäter die Gaue, die mittleren und unteren Selbſtverwaltungskörper. 

Ein Steuerverwaltungsgeſetz wird das Steueranpaſſungsgeſetz und die Reichs⸗ 
abgabenordnung erjeßen; ſachlich wird es die Verwaltung vereinfachen. Für Er: 
hebung und Verwaltung der Grunderwerbſteuer, Wertzuwachsſteuer, Grundſteuer 
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und Gewerbeſteuer und die Gebühren (Stempelgebühren) wird ein einheitliches 
Keichsrecht geſchaffen werden, die Verwaltung dieſer Steuern wird auf die Finanz⸗ 
ämter übernommen werden. Die Hauszinsſteuer iſt ab 1. 1. 1935 geſenkt und ſoll 
bis 1940 abgebaut ſein. Schließlich wird es nur noch Reichsſteuern und eine Reichs⸗ 
finanzverwaltung geben. Eine Wehrſteuer ſoll nicht erhoben werden. 

Die Reichsfluchtſteuer wird der neuen Steuergeſetzgebung angepaßt werden. 

So iſt das große Werk nationalſozialiſtiſcher Steuerreform in weſentlichen 
Grundmauern und darüber hinaus in tüchtigen Teilſtücken durchgeführt; es bleibt 
im Fluß und wird fortſchreiten; ein wichtiger Arm im ungeheuren Strom des 
neuen deutſchen Geſchehens. 

Veiel 
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1. Reden und Leitaufſätze vom Staatsſekretär im Reichsfinanzminiſterium Fritz Rein⸗ 
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4 Feber Reinhardt, Die neuen Steuergeſetze, Berlin 1934. 
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Das Reichsſchuldenweſen 


I. Allgemeines: Begriff. Geſetzliche Grundlagen 


Ausgaben, die nicht aus regelmäßig fließenden Einnahmen laufend geleiſtet 
werden können, werden, ſoweit man ſie nicht zurückſtellen kann, nur durch Auf ⸗ 
nahme von Schulden zu begleichen ſein. Das gilt für den Haushalt des 
Privatmannes ebenſo wie für den Haushalt des Staates. Grund, Art und Dauer 
der Schuldaufnahme werden je nach den Verhältniſſen des Geldſuchenden und je 
nach Lage des Geld⸗ bzw. Kapitalmarktes verſchieden ſein. Je größer der Haus⸗ 
halt und je ſtärker er in ſeinen Einnahmen und Ausgaben mit den ſtets in Fluß 
befindlichen wirtſchaftlichen Vorgängen und ihren Wechſelwirkungen verflochten 
iſt, um ſo größer und vielſeitiger wird ſein Bedürfnis ſein, den Ausgleich durch 
Aufnahme von Schulden für einen kürzeren oder längeren Zeitraum herbeizu⸗ 
führen. Daraus erhellt die überragende Bedeutung des Schuldenweſens des 
Deutſchen Reichs im Rahmen des geſamten Schuldenweſens, und es iſt eine der 
ſchwierigſten Aufgaben ſtaatlicher Finanzpolitik, aufs ſorgfältigſte abzuwägen, ob 
im gegebenen Falle die Zurückſtellung oder Hinausſchiebung von Ausgaben, die 
Beſchaffung von Mitteln durch Erhebung neuer oder Erhöhung beſtehender 
Steuern und ſonſtiger Abgaben oder die Aufnahme von Schulden das für Gegen⸗ 
wart und Zukunft des deutſchen Volkes politiſch und wirtſchaftlich Zweckmäßigſte 
iſt. Im Hinblick auf ſeine allgemeine Bedeutung und nicht zuletzt auch auf die 
große Verantwortung gegenüber den Gläubigern iſt das Schuldenweſen des Reichs 
im weſentlichen durch geſetzliche Vorſchriften geregelt. Die Grundlage 
bildet der noch geltende Artikel 87 der Reichsverfaſſung vom 11. Auguſt 1919 
— RGBl. S. 1383 — in Verbindung mit dem Geſetz zur Behebung der Not 
von Volk und Reich vom 24. März 1933 — RGBl. I S. 141 —, die auf Grund 
des Ermächtigungsgeſetzes vom 8. Dezember 1923 — RGBl. I S. 1179 — erlaſſene 
Reichsſchuldenordnung (RSchO.) vom 13. Februar 1924 — RGBl. I S. 95 —, 
die, abgeſehen von einigen ſie ergänzenden Vorſchriften der Reichshaushalts⸗ 
ordnung, gleichſam das Ausführungsgeſetz zu der genannten Verfaſſungsvorſchrift 
darſtellt, das Geſetz zur Anderung der RSchO. vom 5. Juli 1934 — RGBl. I 
S. 574 — und das Schuldbuchgeſetz vom 31. Mai 1891 in der Faſſung der 
Bekanntmachung vom 31. Mai 1910 — RGBl. S. 840 —. 


II. Die zugelaſſenen Schuldformen 


An Schuldformen, in denen ſich das Reich nach den geſetzlichen Vorſchriften 
„zur Beſchaffung von Geldmitteln im Wege des Kredits“ verpflichten darf, ſind 
zugelaſſen: Die Schuldverſchreibung — auch als Buchſchuld —, die Schatzanweiſung, 
der Wechſel und das Darlehen gegen Schuldſchein. Die Wahl der Schuldform wird 
durch den Zweck beſtimmt. Bei langfriſtigen, ſogenannten fundierten Anleihen 
wird die Form der Schuldverſchreibung die Regel bilden, mag ſie nun 
auf Reichsmark, auf eine andere Währungseinheit oder eine Währungseinheit, 
die zwecks Sicherung ihrer Wertbeſtändigkeit mit einem Sachwert, insbejondere 
dem Gold — Goldklauſel — als Wertmeſſer in Verbindung gebracht iſt, o. a. 
lauten. Fundierte Anleihen werden nach den im Art. 87 der Reichsverfaſſung 
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feſtgelegten Grundſätzen vor allem in Betracht kommen, wenn es ſich darum 
handelt, einen außerordentlichen Finanzbedarf, deſſen Auswirkungen ſich auf 
längere Zeit hinaus erſtrecken — z. B. Geldbedarf im Kriegsfalle — oder werben⸗ 
den Zwecken dienen ſollen — z. B. Erwerb von Eiſenbahnen, Bergwerken, Forſten 
u. a. —, zu decken, um die aus der Schuldaufnahme ſich ergebenden finanziellen 
Laſten auf einen längeren Zeitraum zu verteilen und dadurch eine wirtſchaftlich 
ungerechtfertigt hohe Belaſtung der Gegenwart zu vermeiden. Regelmäßige Ver⸗ 
zinſung und allmähliche Tilgung ſind das weſentliche Merkmal der Schuldver⸗ 
ſchreibung einer ſolchen Anleihe. In früheren Zeiten waren Anleihen dieſer Art 
nur mit einer Zinszahlungs verpflichtung, nicht mit einer Rückzahlungsverpflich⸗ 
tung belaftet — ſogenannte ewige Rente —. Nach dem Weltkriege find nur noch 
Anleihen ausgegeben worden, bei denen neben der Verzinſung von vornherein 
beſtimmte Arten der Tilgung feſtgelegt wurden — ſogenannte Tilgungsanleihen —. 
Als beſondere, bisher jedoch nur ſelten angewandte Anleiheformen ſeien noch 
die Prämienanleihe, die gleichſam eine Verbindung von Anleihe und Lotterie dar⸗ 
ſtellt — ſiehe Geſetz vom 8. Juni 1871 (RG Bl. S. 210) und vom 29. Auguſt 
1919 (RG BI. S. 149) —, und die Zwangsanleihe erwähnt, ein Mittelding 
zwiſchen Anleihe und Steuer, bei der nicht der freie Markt in Anſpruch genommen 
wird, ſondern beſtimmten Perſonenkreiſen durch Geſetz die Verpflichtung zur Über⸗ 
nahme beſtimmter Anleihebeträge auferlegt wird — Geſetz vom 20. Juli 1922 
(RGBl. I S. 601) —. Neben dem Bedürfnis für langfriſtiges Geld beſteht ſodann 
für das Reich ein erheblicher Bedarf an Geld, das zu Zwiſchenfinanzierungen 
der verſchiedenſten Art benötigt wird. So kann es vor allem notwendig werden, 
eine Anleihe, die wegen ungünſtiger Lage des Kapitalmarktes noch nicht auf⸗ 
gelegt werden kann, einſtweilen vorzufinanzieren, um ſpäterhin dieſe Schuld aus 
dem Erlös der Anleihe abzudecken. Da es in der gegenwärtigen Notzeit an einem 
angemeſſenen Betriebsmittelfonds, dem die Aufgabe zukommt, alle Schwankungen 
im Fluß der planmäßigen Einnahmen bis zur Behebung der Stockungen aus⸗ 
zugleichen, fehlt — erſt die im Geſetz über die zweite Anderung der Reichshaus⸗ 
haltsordnung uſw. vom 13. Dezember 1933 (RGBl. II S. 1007) enthaltene Neu⸗ 
faſſung des § 26 der Reichshaushaltsordnung ordnet wieder die allmähliche An⸗ 
ſammlung einer Rücklage aus ordentlichen Einnahmen zur Deckung des Betriebs⸗ 
mittelbedarfs an —, ſind auch Kredite zur vorübergehenden Verſtärkung der 
Betriebsmittel des Reichshaushalts, ſogenannte Kaſſenkredite, unentbehrlich. Im 
erſteren Falle werden teils mittelfriſtige — Laufzeit etwa drei bis fünf Jahre — 
teils kurzfriſtige — Laufzeit bis zu einem Jahre oder jederzeit kündbare — Kredite 
in Frage kommen. Zu Finanzierungen dieſer Art werden die Schatzanwei⸗ 
ſungen bevorzugt, die verzinslich oder unverzinslich begeben und, ſoweit ſie zu 
einer beſtimmten Ausgabe gehören, in der Regel am gleichen Tage ſämtlich fällig 
werden. Obwohl, rein privatrechtlich betrachtet, zwiſchen Schuldverſchreibung und 
Schatzanweiſung ein Unterſchied an ſich nicht beſteht, hat ſich, wie wir hier ſehen, 
in der Praxis bei der Feſtlegung der Ausgabebedingungen doch ein gewiſſer 
Unterſchied herausgebildet. Auch das Darlehen gegen Schuldſchein, bei 
dem die Schuldverbindlichkeit im Gegenſatz zu den vorerwähnten ſogenannten ab⸗ 
ſtrakten Schuldformen nicht erſt mit der Ausſtellung der Schuldurkunde, ſondern 
ſchon vor der Ausſtellung des Schuldſcheins wirkſam begründet iſt — 8 607 
BGB. —, wird hier insbeſondere dann in Betracht kommen, wenn es ſich von 
vornherein um einen feſtbeſtimmten Geldgeber — z. B. eine öffentlich⸗- rechtliche 
Verſicherungsanſtalt — handelt, deſſen Mittel für ein im weſentlichen umgrenztes 
Vorhaben in Anſpruch genommen werden ſollen. Im zweiten Falle — Kaſſen⸗ 
kredite — wird, weil hierbei im allgemeinen nur ſehr kurzfriſtige Verpflichtungen 
in Frage kommen, neben der Schatzanweiſung und dem Schuldſcheindarlehen der 
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Wechſel — die Schuldverſchreibung ſcheidet hier aus — eine ausſchlaggebende 
Rolle ſpielen. Er iſt in allen Formen zugelaſſen, die Ausſtellung des eigenen 
Wechſels bildet jedoch für das Reich die Regel. Für alle dem letztgenannten 
Zwecke dienenden Schatzanweiſungen, Wechſel oder Darlehen beſteht die Vor⸗ 
ſchrift, daß fie nicht ſpäter als ſechs Monate nach Ablauf des Rechnungsjahres, 
für das die Verſtärkung der Betriebsmittel zugelaſſen iſt, fällig werden dürfen 
— 8 3 Abſ. 2 RSchO. —. Die Reichsbank iſt befugt, unter beſtimmten Voraus⸗ 
ſetzungen Wechſel, die das Reich bereits begeben hat, die alſo vom Markt auf⸗ 
genommen ſind, Dritten bis zum Betrage von 400 Mill. RM. zu diskontieren 
und zu lombardieren — $ 21 Abſ. 2a und 3g des Geſetzes zur Anderung des Bank⸗ 
geſetzes vom 8. Juli 1926 (RGBl. II S. 355) —. Der Verſtärkung der Betriebs⸗ 
mittel dient auch der Kredit, den die Reichsbank gemäß 8 25 des Bank⸗ 
geſetzes vom 30. Auguſt 1924 — RGBl. II S. 235 — in der Faſſung des Anderungs⸗ 
geſetzes vom 13. März 1930 — RGBl. II S. 355 — dem Reiche jeweils höchſtens 
auf drei Monate und nur bis zum Höchſtbetrage von 100 Mill. RM. gewähren 
darf. Daß unter den Begriff der „Beſchaffung von Geldmitteln im Wege des 
Kredits“ auch diejenigen Maßnahmen fallen, durch die ſofortige 
Geldausgaben vermieden, dieſe vielmehr auf einen ſpäteren Zeitpunkt 
verſchoben oder auf einen längeren Zeitraum verteilt werden ſollen, unterliegt 
keinem Zweifel. In dieſem Zuſammenhang ſeien als Beiſpiele angeführt das 
Kriegsſchädenſchlußgeſetz vom 30. März 1928 — RGBl. I S. 120 —, durch das 
den Geſchädigten gleichſam eine Zwangsanleihe auferlegt wurde, und der $ 7 des 
Reichshaushaltsgeſetzes vom 29. Juni 1929 — RGBl. II S. 443 —, in welchem 
den Trägern der Invalidenverſicherung eine Reichsbeihilfe in Geſtalt von Schuld⸗ 
verſchreibungen und Schatzanweiſungen zugeſagt wurde. Alle nicht „fundierten“ 
Schulden werden im allgemeinen Sprachgebrauch als „ſchwebende Schul⸗ 
den“ bezeichnet, indeſſen ſind dieſe Begriffe nicht ſcharf umgrenzt und daher beſſer 
zu vermeiden. 

Bereits im Eingang dieſes Abſchnitts wurde erwähnt, daß die Verſchuldung 
des Reichs ſtatt durch Ausgabe von Schuldverſchreibungen auch durch Begründung 
einer Buchſchuld zugelaſſen ſei, d. h. durch Eintragung in das Reichs ſchuld⸗ 
buch, für deſſen geſetzmäßige Führung die Reichsſchuldenverwaltung (RSchV.) 
gemäß § 23b der RSchO. ſelbſtändig und unbedingt verantwortlich iſt. Durch eine 
ſolche Eintragung wird eine abſtrakte Schuldverpflichtung des Reichs geſchaffen, die 
von weiteren Verbriefungen völlig losgelöſt iſt. Die näheren Beſtimmungen enthält 
das Schuldbuchgeſetz vom 31. Mai 1891 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 1910 — RGBl. S. 840 — und § 21 RSchᷣO. Danach waren für die Um: 
wandlung in Buchſchulden nur Schuldverſchreibungen derjenigen Reichsanleihen zu⸗ 
gelaſſen, die keiner vertraglichen Tilgungspflicht unterlagen. Dieſe einſchränkende 
Beſtimmung machte es bisher erforderlich, die Schuldbucheintragung derjenigen An⸗ 
leihen, welche den Bedingungen des $ 21 RSchO. nicht entſprachen, indeſſen zur 
Eintragung ſonſt geeignet waren, jeweils durch ein beſonderes Reichsgeſetz zuzulaſſen. 
Es bedeutet daher einen weſentlichen Fortſchritt, wenn nach dem Geſetz zur Anderung 
der RSchO. vom 5. Juli 1934 — RGBl. J S. 574 — mit Wirkung vom 1. Juli 1934 
alle Schuldverſchreibungen über Reichsanleihen, die auf den Inhaber lauten, 
in Buchſchulden des Reichs umgewandelt werden können, ſo daß es künftig nur 
noch der Beſtimmung von Ausnahmen von dieſem Grundſatz bedarf. Eine ſolche 
Ausnahmebeſtimmung iſt in Übereinſtimmung mit dem bisherigen Rechtszuſtand 
für die Außeren Anleihen, insbeſondere für die Deutſche Außere Anleihe von 
1924 — Dawes-Anleihe — und die Internationale 5½prozentige Anleihe von 
1930 — Poung-Anleihe — zu erwarten. Um den Umweg über den Erwerb von 
eintragungsfähigen Schuldverſchreibungen zu ſparen, iſt mit Ermächtigung des 
Reichsminiſters der Finanzen die Eintragung auch unmittelbar auf Grund von 
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Barzahlung in Höhe des entſprechenden Gegenwerts von Schuldverſchreibungen 
möglich — S 2 des Schuldbuchgeſetzes —. Eine ſolche unmittelbare Eintragung 
kommt ferner auch dann nur in Frage, wenn die Ausgabe von Schuldverſchreibun⸗ 
gen durch beſondere geſetzliche Beſtimmung ausgeſchloſſen worden iſt, wie z. B. im 
S 10 des Kriegsſchädenſchlußgeſetzes vom 30. März 1928 — RGBl. 1 S. 120 —, in 
Art. 1 Abſ. 3 der Polenſchädenverordnung vom 14. Juli 1930 — RGBl. II S. 957 — 
und im § 26 Abſ. 3 der Ausführungsvorſchriften zur Verordnung über den Freiwil⸗ 
ligen Arbeitsdienſt vom 2. Auguſt 1932 — RGBl. 1 S. 392 —. Die Eintragung 
einer beſtimmten Einzelperſon oder einer Körperſchaft mit ſelbſtändiger Rechts⸗ 
perſönlichkeit als Schuldbuchgläubiger bildet die Regel. Näheres über die verſchie⸗ 
denen Schuldbücher, insbeſondere über die außerordentlichen Vorteile, die die Ein⸗ 
tragung von Forderungen in das Reichsſchuldbuch für den Gläubiger bietet, ſiehe 
unter „Reichsſchuldbuch“. 

Eine Aufgliederung der Reichsſchuld nach dem Stande von Ende Mai 
193 5 ergibt folgendes Geſamtbild: 
A. Einlöſungsbetrag der Anleiheablöſungsſchuld mit Aus⸗ Mill. RM. 

loſungsrecht 3 260,7 
B. Sonſtige vor dem 1. April 1924 entſtandene Schulden: 

a) Darlehen von der Rentenbank 408,9; b) Schuld an die 

Reichsbank 176,5; c) Auslosbare „K“⸗Schatzanweiſungen 

von 1923 0,3; d) Schatzanweiſungen von 1923, fällig 1935, 

9,1 Mill. RM., zuſammen 594,8 
C. Neuverſchuldung. N 

1. Auslandsſchulden: a) Deutſche Außere Anleihe von 

1924 370,8; b) Internationale 5 / prozentige Anleihe von 

1930 — ohne RM.⸗Anteil — 1009, 8; c) 6prozentige Außere 

Anleihe von 1930 310,1; d) Kurzfriſtige Auslandsſchulden 

66,2 Mill. RM., zuſammen 1 756,9 

2. Inlandsſchulden: a) 5prozentige Anleihe von 1927 

345,8; b) Internationale 5½prozentige Anleihe von 1930 

— RM.⸗Anteil — 33,2; c) Schuldbuchforderungen auf 

Grund des Kriegsſchädenſchlußgeſetzes vom 30. März 1928 

978,5; d) Schuldbuchforderungen auf Grund der Polen⸗ 

ſchädenverordnung vom 14. Juli 1930 186,3; e) Schuld⸗ 

buchforderungen für Freiwilligen Arbeitsdienſt 5,5; 

f) 4prozentige Anleihe des Deutſchen Reichs von 1934 

296,5; g) 4½prozentige Anleihe des Deutſchen Reichs 

von 1935 500,0; h) Gprozentiges Schuldſcheindarlehen 

vom 31. Dezember 1932 42,9; i) 6prozentige Schatzanwei⸗ 

jungen von 1932, 1934, 1935 143,0; k) 5prozentige Schatz⸗ 

anweiſungen von 1932 138,2; 1) 4½prozentige Schatz⸗ 

anweiſungen von 1933, 1934, 1935 908,2; m) 4prozentige 

Arbeitsſchatzanweiſungen von 1933 941,8; n) 4prozentige 

Schatzanweiſungen von 1933, 1934, 1935 55,7 Mill. RM., 


zuſammen 4 575,6 
Kurzfriſtige Inlandsſchulden: o) Unverzinsliche Schatz⸗ 
anweiſungen 

a) Zahlungsverpflichtungen 1 953,8; 

6) Sicherheitsleiſtungen uſw. 423,9; 


p) Reichswechſel 400,0; q) Sonſtige Darlehen 56 6: r) Be: 
triebskredit bei der Reichsbank — Mill. RM., zufammen 2834,3 7409,9 


insgeſamt: 13 022,3 
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Zu den ſogenannten „ſchwebenden“ Schulden würde man die oben unter C. 1. d) 
und C. 2. o) bis r) angeführten Schulden mit insgeſamt 66,2 + 2 834,3 = 2 900,5 
Mill. RM. zu rechnen haben. Dem Geſamtſchuldenſtand zuzurechnen iſt ſodann noch 
die durch das Umtauſchangebot der 4prozentigen Anleihe des Deutſchen Reichs vom 
Juni 1934 auf 73,4 Mill. RM. verminderte Anleiheablöſungsſchuld ohne Aus⸗ 
loſungsrechte. In dieſem Zuſammenhange müſſen ferner die zum gleichen Zeitpunkt 
im Umlauf befindlichen Steuergutſcheine (957,9 Mill. RM.) und die bei der 
Reichsbank als Sicherheit für Arbeitsbeſchaffungswechſel hinterlegten Steuergut⸗ 
ſcheine (547,1 Mill. RM.) berückſichtigt werden. Auch die Verpflichtungen aus 
Arbeitsbeſchaffungswechſeln, über deren Höhe zuverläſſige Angaben fehlen, find 
hier zu erwähnen. Ihre fortlaufende Konſolidierung iſt aus dem Anwachſen der 
Geſamtſchuld zu entnehmen. Ein Vergleich der in vorſtehender Zuſammenſtellung 
angeführten Schuldformen mit den Schuldformen früherer Zeiten läßt erkennen, 
wie ſich infolge des wachſenden und wechſelnden Geldbedarfs und der Verſchiebung 
der Unterbringungs möglichkeiten das früher verhältnismäßig einfache Bild immer 
mehr kompliziert hat. 

Endlich iſt noch zu erwähnen, daß das Reich in größerem Umfange in Form 
von Bürgſchafts⸗, Garantie⸗ oder ähnlichen Verträgen Verpflichtungen übernimmt, 
um beſtimmte wirtſchaftliche Erfolge zu erzielen, ohne zunächſt genauer überſehen 
zu können, ob es überhaupt und gegebenenfalls wann und in welcher Höhe in 
Anſpruch genommen werden wird. Die Zwecke ſind mannigfache. Im § 7 des 
Reichshaushaltsgeſetzes vom 29. März 1935 — RGBl. II S. 339 — find u. a. 
angeführt die Förderung des deutſchen Außenhandels, die Förderung der land⸗ 
wirtſchaftlichen Siedlung und des Kleinwohnungsbaues. Die Höhe der laufenden 
Bürgſchaften und Garantien belief ſich nach dem Stichtag vom 31. März 1934 auf 
insgeſamt 2 Milliarden RM. 


III. Die Vorbereitung und der Erlaß der Kreditgeſetze 

Die Prüfung der Frage, zu welchem Zweck, in welcher Höhe, zu welchem Zeit⸗ 
punkt und für welchen Zeitraum das Reich „Geldmittel im Wege des Kredits“ 
benötigt und zu welchen Bedingungen ihre Hereinnahme möglich iſt, iſt Sache 
der politiſchen Leitung und damit in erſter Linie Aufgabe des für die Finanzen 
des Reichs verantwortlichen Reichsminiſters der Finanzen — Art. 56 Reichsver⸗ 
faſſung —. Schuldverpflichtungen, die bei ſorgfältiger Abwägung aller in Betracht 
kommenden Geſichtspunkte als wirtſchaftlich notwendig und in ihren Bedingungen 
als wirtſchaftlich tragbar angeſehen werden können, ſind auch für den Haushalt 
des Reichs etwas durchaus Normales und Geſundes. Anders liegt es bei Schuld⸗ 
verpflichtungen, deren Aufnahme nicht wirtſchaftlichen, ſondern rein politiſchen 
Erwägungen entſpringt, wie z. B. bei den Anleihen zur Aufbringung unſerer 
Kriegstribute. Es iſt daher nicht verwunderlich, wenn ſich die Reichsregierung am 
14. Juni 1934 zur Verkündung eines Bartransferaufſchubs für beſtimmte Zins⸗ 
und Tilgungszahlungen für mittel- und langfriſtige deutſche Auslandsanleihen 
veranlaßt ſah. 

Sowohl zur Aufnahme fundierter wie zur Aufnahme ſchwebender Schulden und 
damit auch zur Aufnahme von ſogenannten Kaſſenkrediten bedarf es eines Reichs⸗ 
geſetzes — Art. 87 der Reichsverfaſſung in Verbindung mit dem Geſetz zur Be⸗ 
hebung der Not von Volk und Reich vom 24. März 1933 (RGBl. 1 S. 141), 
§ 2 der RSchO. —. Durch die Vorſchrift des Art. 87 ſollte ſeinerzeit im Intereſſe 
der Erhaltung des Reichskredits und zugleich zum Nutzen der Gläubiger eine 
weitgehende Offenlegung der Finanzgebarung des Reichs auf dem Gebiete des 
Schuldenweſens und eine beſonders ſorgfältige Prüfung der geplanten Maß— 
nahmen durch die geſetzgebenden Körperſchaften ſichergeſtellt werden. Der vielfach 
vertretenen Auffaſſung, daß Notverordnungen auf Grund des Art. 48 der Reichs⸗ 
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verfaſſung einem formellen Reichsgeſetz nach Art. 87 gleichzuachten ſeien, wird 
danach nicht beigetreten werden können. Ebenſowenig kann eine auf Grund eines 
einfachen, alſo nicht von einer verfaſſungändernden Zweidrittelmehrheit be⸗ 
ſchloſſenen Ermächtigungsgeſetzes erlaſſene Verordnung das nach Art. 87 verlangte 
formale Reichsgeſetz erſetzen. — Über einen aus Anlaß dieſer Rechtsauffaſſung 
zwiſchen der Reichsſchuldenverwaltung und der Reichsregierung Brüning ein⸗ 
getretenen Konfliktsfall und die Auffaſſung der jetzigen Reichsregierung zu den 
dabei aufgeworfenen Rechtsfragen ſiehe unter VIII. — Ein Kreditgeſetz enthält 
in der Regel unter Verzicht auf die Feſtlegung von Einzelheiten nur eine Er⸗ 
mächtigung für die Reichsregierung bzw. den Reichsminiſter der Finanzen, für 
einen beſtimmten Zweck einen Kredit bis zu einer beſtimmten Höchſtgrenze auf⸗ 
zunehmen, da beſonders vor der Auflegung langfriſtiger Anleihen die Lage des 
Kapitalmarkts im Inland und meiſt auch im Ausland genau zu beobachten iſt, 
um die Auflegung zu einem Zeitpunkt zu veranlaſſen, zu dem ein möglichſt großer 
Erfolg zu möglichſt günſtigen Bedingungen — hinſichtlich Ausgabekurs, Ver⸗ 
zinſung, Tilgung u. a. — erzielt werden kann. Damit iſt für die zu treffenden 
weiteren und nunmehr endgültigen Entſcheidungen der unerläßliche Spielraum 
gegeben. In dem Geſetz über Erteilung einer Kreditermächtigung vom 19. Februar 
1935 — RGBl. I S. 198 — iſt die Beſtimmung der Höhe der im Wege des Kredits 
zu beſchaffenden Mittel dem Führer und Reichskanzler vorbehalten, der ſeine Ent⸗ 
ſcheidung auf Antrag des Reichsminiſters der Finanzen trifft. Auch für die zu 
Laſten des Reichs zu übernehmenden Sicherheitsleiſtungen — Bürgſchaften, Garan⸗ 
tien o. a. — bedarf es nach Art. 87 der Reichsverfaſſung eines ſolchen Ermäch⸗ 
tigungsgeſetzes als Grundlage. Über die hierfür im einzelnen geltenden Beſtim⸗ 
mungen ſiehe § 450 der Reichshaushaltsordnung in der Faſſung der Bekannt⸗ 
machung vom 14. April 1930 — RGBl. II S. 693 — und $ 61 der Wirtſchafts⸗ 
beſtimmungen für die Reichsbehörden vom 11. Februar 1929 — RMinBl. S. 49 —. 
Die wichtigſten Kreditermächtigungen enthält das alljährliche Reichshaushalts⸗ 
geſetz — S 8a der Reichshaushaltsordnung —. Bei ſpäter eintretendem Bedarf iſt 
der Erlaß von Sondergeſetzen im Laufe des Haushaltsjahres erforderlich. 


IV. Die Kontrolle der Geſetzmäßigkeit der Schuldaufnahmen und die Ausſtellung 
der Schuldurkunden durch die Reichsſchulden verwaltung 


Nachdem ſich der Reichsminiſter der Finanzen entſchloſſen hat, von der ihm 
durch Geſetz erteilten Ermächtigung zur Aufnahme eines Kredits Gebrauch zu 
machen und die Bedingungen für die Aufnahme, die Stückelung uſw. feſtſtehen, 
veranlaßt er die Ausſtellung der Schuldurkunden in der vorgeſehenen Stückelung 
durch die RSchV. Letztere iſt eine „von der Allgemeinen Finanzverwaltung ab⸗ 
geſonderte ſelbſtändige Reichsbehörde“, die nach der RSchO., alſo kraft eigenen Rechts, 
zur „Ausſtellung der Schuldverſchreibungen und Schatzanweiſungen nebſt den zu⸗ 
gehörigen Zins⸗, Renten⸗ und Erneuerungsſcheinen, der eigenen Wechſel und 
Schuldſcheine“ ſowie zur „Annahme der gezogenen Wechſel und der Umſchreibung 
der Schuldverſchreibungen und Schatzanweiſungen“ allein und ausſchließlich be⸗ 
rechtigt iſt — 88 4 Abſ. 1, 23, 24 a. a. O. —. Die Mitglieder und Hilfsarbeiter 
der RSchV. — über deren Geſchichte, Organiſation und ſtaatsrechtliche Stellung 
ſiehe unter VII. und VIII. — haben vor dem Antritt ihres Amtes vor dem 
Kollegium einen beſonderen Eid zu leiſten, mit dem ſie geloben: „keine Schuld⸗ 
verbindlichkeiten des Reichs zu beurkunden oder beurkunden zu laſſen, welche den 
in den Reichsgeſetzen gegebenen Vorſchriften und Ermächtigungen nicht entſprechen, 
auch dafür zu ſorgen, daß die Reichsſchuld gehörig verzinſt und getilgt wird, und 
fih von der Erfüllung dieſer und der anderen der Reichsſchuldenverwaltung mit 
ſelbſtändiger und unbedingter Verantwortung übertragenen Obliegenheiten durch 
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keine Anweiſung irgendwelcher Art abhalten zu laſſen“ — $ 30 a. a. O. —. Aus 
dieſen Vorſchriften ergibt ſich, daß die RSchV. nicht etwa nur die Aufgabe hat, 
die Schuldurkunden auszuſtellen; ihre bedeutſamſte Verpflichtung beſteht vielmehr 
darin, das Erſuchen des Reichsminiſters der Finanzen zunächſt daraufhin zu 
prüfen, ob der Reichsminiſter der Finanzen zu der geplanten „Beſchaffung von 
Geldmitteln im Wege des Kredits“ durch ein ordnungsmäßig erlaſſenes Geſetz 
ermächtigt iſt und ob der aufzunehmende Kredit, insbeſondere hinſichtlich der 
Höhe und etwaiger im Geſetz feſtgelegter ſonſtiger Bedingungen, ſich im Rahmen 
dieſer geſetzlichen Ermächtigung hält. Die RSchV. übt damit als völlig unpolitiſche 
Behörde gegenüber dem politiſch verantwortlichen Reichsminiſter der Finanzen 
im Intereſſe der Erhaltung des Reichskredits eine vorbeugende Kon⸗ 
trolle aus, die bei Beanſtandungen zur Verweigerung der Ausſtellung der 
Urkunden durch die RSchV. führen muß, bis der feſtgeſtellte Mangel behoben iſt. 
— Über Konfliktfälle mit der Reichsregierung ſiehe unter VIII. — Bei der 
Prüfung iſt u. a. zu beachten, daß manche Kreditermächtigungen durch einmalige 
Inanſpruchnahme erſchöpft werden, alſo nicht erneuert werden können, während 
z. B. Kredite zur vorübergehenden Verſtärkung von Betriebsmitteln beliebig 
oft in Anſpruch genommen werden können, ſolange der Geſamtbetrag der jeweils 
umlaufenden Schuldurkunden den zugelaſſenen Höchſtbetrag nicht überſchreitet. 
Ebenſo wächſt allgemein ein Betrag, der zur Einlöſung bei Fälligkeit, zum Rüd: 
kauf oder zur Rückerſtattung aufgewendet wird, dem Anleihekredit des laufenden 
Jahres zu, ſoweit dieſer Betrag die für ſolche Zwecke im Haushaltsplan bereit⸗ 
geſtellten Mittel überſteigt. Die vorbeugende Kontrolle wäre lückenlos, wenn auch 
bei Darlehen gegen Schuldſchein die Verpflichtung erſt mit der Ausſtellung des 
Schuldſcheins wirkſam würde. Da dies nach §S 607 BGB. — wie unter II. ſchon 
erwähnt — jedoch nicht der Fall iſt, die Verpflichtung vielmehr ohne Beteiligung 
der RSchV. ſchon vorher rechtswirkſam begründet iſt, wird hier bei Überſchreitung 
nur Kürzung eines anderen noch offenen Kredits und, falls das nicht möglich 
iſt, ſofortige Tilgung gefordert werden müſſen. Bei der Übernahme von Sicherheits⸗ 
leiſtungen — Bürgſchaften, Garantien o. a. — zu Laſten des Reichs findet bisher 
eine Mitwirkung der RSchV. nicht ſtatt. Lediglich bei Sicherheitsleiſtungen im 
Sinne des $ 2 der RSchoO., alſo bei Verpfändungen und Hinterlegungen, iſt die 
NSchV. inſofern beteiligt, als fie die dort genannten Schuldurkunden auf Grund 
beſonderen Reichsgeſetzes zum Zwecke der Sicherheitsleiſtung, und. zwar hier auch 
für eigene Verpflichtungen des Reichs, auszugeben hat. 


Ergeben ſich bei der Kreditkontrolle keine Einwendungen, was die Regel 
bildet, dann veranlaßt die RSchV. alles Weitere, was zur Herſtellung und 
Vollziehung der Schuldurkunden erforderlich iſt und was wir unter 
dem Begriff der Anleihetechnik im engeren Sinne zuſammenfaſſen können. Hier⸗ 
her gehört insbeſondere die oft recht ſchwierige Feſtlegung des Wortlauts der 
verbrieften Forderung, ferner die Auswahl eines gegen Fälſchungen weitgehend 
geſicherten Papiers — ſiehe das Geſetz über den Schutz des zur Anfertigung von 
Schuldurkunden des Reichs und der Länder verwendeten Papiers gegen unbefugte 
Nachahmung vom 3. Juli 1925 (RGBl. I S. 93) und die Bekanntmachung vom 
25. Februar 1927 in Nr. 48 des Reichsanzeigers vom 26. Februar 1927 —, die 
Beſtimmung einer zuverläſſigen Druckerei — in der Regel die Reichsdruckerei —, 
die Wahl eines gegen Nachahmungen möglichſt geſchützten Druckverfahrens ſowie 
die Entſcheidung über die Form der Unterzeichnung. Für die Unterzeichnung iſt 
allgemein die namentliche Unterſchrift von mindeſtens zwei Mitgliedern der 
RSchV. erforderlich. Zur Unterzeichnung von Schuldverſchreibungen und Schatz⸗ 
anweiſungen genügen im Wege mechaniſcher Vervielfältigung hergeſtellte Namens⸗ 
unterſchriften auch dann, wenn dieſe Urkunden nicht auf den Inhaber lauten. 


668 


Die Gültigkeit der Unterzeichnung in dieſer Form iſt aber davon abhängig, daß 
die Schuldurkunden in vorſchriftsmäßiger Form ausgefertigt find, wodurch fie erſt 
den endgültigen Wertpapiercharakter erhalten. Die RSchV. hat die Form, in der 
die Urkunden ausgefertigt werden, zu beſtimmen und im Reichsanzeiger bekannt⸗ 
zumachen — ſiehe die Bekanntmachungen vom 26. Februar 1924 in Nr. 53 des 
Reichsanzeigers vom 3. März 1924, vom 9. Oktober 1925 in Nr. 241 vom 
14. Oktober 1925 und vom 20. April 1926 in Nr. 104 vom 6. Mai 1926 —. 

über die Ausführung der Kreditgeſetze hat der Reichsminiſter der Finanzen 
den geſetzgebenden Körperſchaften jährlich Bericht zu erſtatten — $ 1 Abſ. 3 
RSHD. —. Die letzte dem Reichstag vorgelegte „Anleihedenkſchrift“ um 
faßte das Rechnungsjahr 1928 — ſiehe Reichstagsdruckſache Nr. 1653 der IV. Wahl⸗ 
periode 1928 —. Auch der Reichshaushaltsplan, deſſen Einzelplan XIV den 
Haushalt der Reichsſchuld enthält, der früher alljährlich zum Haushalts⸗ 
plan veröffentlichte „Finanzielle Überblick“ ſowie die nach wie vor regel⸗ 
mäßig erſcheinenden Veröffentlichungen des Statiſtiſchen Reichs⸗ 
amts über die Ergebniſſe der Statiſtik der öffentlichen Schulden (Verordnung über 
Finanzſtatiſtik vom 23. Juni 1928 — RGBl. 1 S. 205 — und vom 28. Februar 
1931 — RGBl. I. S. 32 —) und die vom Reichsfinanzminiſterium veranlaßten 
periodiſchen Veröffentlichungen in der Tagespreſſe über den Stand der Reichsſchuld 
(ſchwebende Schuld monatlich, fundierte Schuld vierteljährlich) geben der Offent⸗ 
lichkeit weitreichenden Einblick in das Schuldenweſen des Deutſchen Reichs. 


V. Die Ausreichung der Wertpapiere und das weitere Verfahren bis zur 
Tilgung. Umſchreibung und Erſatzleiſtung 


Die von der RSchV. ausgefertigten Schuldurkunden werden dem Reichsminiſter 
der Finanzen oder der von ihm bezeichneten Stelle zugeleitet. Er veranlaßt die 
Weitergabe an die Gläubiger und gegebenenfalls die Zulaſſung zum Börſenhandel. 
Es iſt ferner ſeine Sache, über die Verwendung der aufgenommenen Gelder nach 
Maßgabe des Reichshaushaltsplans bzw. des Reichshaushaltsgeſetzes die erforder⸗ 
lichen Anordnungen zu treffen. Im Zuſammenhang mit der Beobachtung und 
Pflege des Kapitalmarktes wird er auch u. U. zu Kündigungen oder vorzeitigem 
Rückkauf ſchreiten, vor allem dann, wenn es ihm zweckmäßig und möglich erſcheint, 
neues Geld zu günſtigeren Bedingungen zu erlangen. Unter Umſtänden wird an 
die Zuſammenlegung mehrerer Anleihen zu einer Geſamtanleihe mit einheitlichen 
Bedingungen — Konſolidierung — gedacht werden müſſen. Die beſonderen Ver⸗ 
hältniſſe können es auch geraten erſcheinen laſſen, zum Zwecke der Zinsſenkung 
oder der Abänderung anderer Bedingungen den Umtauſch einer alten Anleihe 
in eine neue Anleihe — Konvertierung — anzubieten — ſiehe z. B. das Umtauſch⸗ 
angebot bei Ausgabe der 4% Anleihe des Deutſchen Reichs von 1934 und das 
Angebot in $ 13 des Geſetzes über Zinsermäßigung bei den öffentlichen Anleihen 
vom 27. Februar 1935 — RGBl. 1 S. 286 — in Verbindung mit der 2. Durch⸗ 
führungs verordnung zu dieſem Geſetz vom 15. Juli 1935 — RGBl. J S. 1031 —, oder 
ſogar — nach geſetzlicher Ermächtigung — zur Zwangskonvertierung zu ſchreiten. 
Die Pflege des Kurſes der begebenen Anleihe wird häufig den Ankauf zu Kurs⸗ 
ſtützungszwecken notwendig machen, dem ſpäterhin bei Beſſerung des Kurſes die 
Wiederabſtoßung der angekauften Wertpapiere folgen wird. Die für alle vor⸗ 
genannten Zwecke benötigten Mittel werden in der Regel von vornherein im 
Haushaltsplan vorgeſehen ſein; ſoweit das nicht der Fall iſt, wird das Haus⸗ 
haltsgeſetz — gegebenenfalls ein Sondergeſetz — die notwendigen Ermächtigungen 
zu erteilen haben. 

Die Verzinſung und Tilgung liegt der RSchV. ob — 8 230 a. a. O. —. 
Zur gewiſſenhaften Durchführung ſind die Mitglieder der RSchV. durch den oben 
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— fiehe unter IV. — erwähnten Sondereid verpflichtet. Da die RSchV. über 
Tilgungsfonds, ſoweit ſolche gegenwärtig überhaupt zu bilden find, im Gegenſas 
zu den Zeiten im Anfang ihrer Entwicklung — ſiehe unter VII. — nicht verfügt, 
hat der Reichsminiſter der Finanzen ihr die zur Verzinſung und Tilgung erforder⸗ 
lichen Beträge zur Verfügung zu ſtellen. Die Verzinſung und Tilgung erfolgt 
gemäß den vertraglichen oder geſetzlichen Beſtimmungen, in deren Ermangelung 
gemäß den Anordnungen des Reichsminiſters der Finanzen. Die Loslöſung zahl⸗ 
reicher Währungen vom Golde erſchwert die jeweilige Wertberechnung bei den 
auf ausländiſche Währungen lautenden Anleihen nicht unerheblich, ganz abgeſehen 
davon, daß die Fülle der gegenwärtigen deviſenrechtlichen Beſtimmungen eine 
beſondere Beachtung erfordert. Sind Ausloſungen vorgeſehen, ſo trifft die Be⸗ 
ſtimmung über ihre Ausführung allein die RSchV. — § 22 Abſ. 2 RSchO. —. 
Die getilgten Wertpapiere werden von der RSchV. vernichtet — § 23d a. a. O. —. 

Gleichfalls Aufgabe der RSchV. iſt es, gegebenenfalls die Umſchrei bung 
von auf den Inhaber lautenden Schuldverſchreibungen oder Schatzanweiſungen 
auf den Namen eines beſtimmten Berechtigten vorzunehmen — $ 11 RSchO. — 
oder auf den Namen ausgeſtellte Urkunden auf den Namen eines anderen Be⸗ 
rechtigten umzuſchreiben — 8 7 a. a. O. — und für vernichtete und nach den Bor: 
ſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs für kraftlos erklärte Urkunden Erſatz⸗ 
ſt ü cke auszufertigen — S 13 ff. —. Für die Durchführung dieſer letzterwähnten 
Maßnahmen ſteht der RSchV. ein weitgehendes Beſtimmungsrecht zu — $ 19 
a. a. O. —. 


VI. Die weiteren Aufgaben der Reichsſchulden verwaltung 


Im Rahmen der Durchführung des Geſetzes über die Ablöſung öffentlicher 
Anleihen vom 16. Juli 1925 — RGBl. I S. 137 — iſt die RSchV. Beſchwerde⸗ 
ſtelle gegen Entſcheidungen des Reichskommiſſars für die 
Ablöſung der Reichsanleihen alten Beſitzes und damit letzte 
Inſtanz in dieſen Fragen — 8 35 der Erſten Verordnung zur Durchführung dieſes 
Geſetzes vom 8. September 1925 (RGBl. 1 S. 331) —. Auch die Bearbeitung 
der Vorzugs- und Wohlfahrtsrenten, die nach dieſem Geſetz ge: 
währt werden — 88 18—27 a. a. O. —, iſt der RSchV. — 8 49 der vorgenannten 
Verordnung — mit gewiſſen für den Bezirk der Länder Bayern und Baden ver⸗ 
einbarten Einſchränkungen übertragen. Es handelt fi bei dieſen Vorzugsrenten 
für Bedürftige — in ähnlicher Weiſe auch bei den Wohlfahrtsrenten für die 
Anſtalten und Einrichtungen der Wohlfahrtspflege ſowie den Wohlfahrtsrenten 
für die Anſtalten und Einrichtungen zur Förderung wiſſenſchaftlicher Ausbildung 
und Forſchung — um Sonderleiſtungen, die Inhabern von Altbeſitz, und zwar 
ohne Rückſicht darauf, ob der Altbeſitz im Schuldbuch eingetragen iſt oder in 
freien Stücken beſteht, beim Vorliegen ganz beſtimmter Vorausſetzungen teils als 
ordentliche — ſei es einfache 80prozentige oder erhöhte 100- bzw. 120prozentige — 
Vorzugsrenten auf Grund eines Rechtsanſpruchs, teils als Sonderrenten im 
Gnadenwege — im letzteren Falle auf Grund beſonderer vom Reichsminiſter der 
Finanzen der RSchV. ſeit längerer Zeit erteilten generellen Ermächtigung — 
gewährt werden. Der Art. 2 des Geſetzes zur Anderung und Ergänzung von 
Vorſchriften auf dem Gebiet des Finanzweſens vom 23. März 1934 — RGBl. 1 
S. 232 — enthält für dieſe Vorzugs- und Wohlfahrtsrenten Vorſchriften, die eine 
auf den Stichtag des 31. März 1937 abgeſtellte weſentliche Einſchränkung der 
bisherigen Vorſchriften über die Vorzugsrenten vorſehen und bei den Wohlfahrts— 
renten ſogar deren endgültigen Ablauf zu dieſem Zeitpunkt feſtſetzen. 

Gleichfalls als Beſchwerdeſtelle entſcheidet die Reichsſchuldenverwaltung 
über Anträge auf Zuſatzverzinſung, die von Gläubigern von Reichs⸗ 


670 


ſchuldbuchforderungen, die auf Grund des Kriegsſchädenſchlußgeſetzes vom 30. März 
1928 — RGBl. I S. 120 — und der Polenſchädenverordnung vom 14. Juli 1930 — 
RGBl. II S. 957 — in das Reichsſchuldbuch eingetragen find und nach dem 31. Dezem⸗ 
ber 1937 fällig werden, im Rahmen des Zinsſenkungsangebots der Reichsregierung 
— 8 13 des Geſetzes über Zinsermäßigung bei den öffentlichen Anleihen vom 
27. Februar 1935 (RGBl. I S. 286) in Verbindung mit der 2. Durchführungsver⸗ 
ordnung zu dieſem Geſetz vom 15. Juli 1935 (RG Bl. I S. 1031) — bis zum 
31. Auguſt 1935 beſtellt und von einem Mitgliede der Reichsſchuldenverwaltung in 
erſter Inſtanz abgelehnt werden (Art. 9 Abſ. 4 der Zweiten Durchführungsverord⸗ 
nung zu dem vorgenannten Geſetz vom 15. Juli 1935 — RGBl. I S. 1031 —). 

Als weitere Aufgabe iſt zu erwähnen die Verwaltung der Schulden 
der Deutſchen Reichs poſt. Sie erfolgt grundſätzlich nach den für die Ver⸗ 
waltung der allgemeinen Reichsſchuld jeweils geltenden Grundſätzen unter Berück⸗ 
ſichtigung der Abweichungen, die ſich aus der Sonderſtellung der Reichspoſt er⸗ 
geben — fiehe das Reichspoſtfinanzgeſetz vom 18. März 1924 (RGBl. I S. 287), 
das dieſes mit Wirkung vom 1. April 1934 aufhebende Kap. II des Geſetzes zur 
Vereinfachung und Verbilligung der Verwaltung vom 27. Februar 1934 (RGBl. I 
S. 130) und die die Neuregelung enthaltende Verordnung vom 6. April 1934 
(RGBl. I S. 305) —. Befugniſſe, die ſonſt dem Reichsminiſter der Finanzen 
allein zuſtehen, werden vom Reichsminiſter der Finanzen und Reichspoſtminiſter 
gemeinſam ausgeübt, und die Ausſtellung der Schuldurkunden erfolgt durch den 
Reichspoſtminiſter und die RSchV. gemeinſchaftlich. Die Kreditermächtigungen 
wurden vor der Neuregelung ſtatt durch Reichsgeſetz durch Beſchluß des Verwal⸗ 
tungsrats der Deutſchen Reichspoſt erteilt. Nach der Neuregelung bedarf die Auf⸗ 
nahme von Anleihen uſw. der vorherigen Verſtändigung zwiſchen dem Reichspoſt⸗ 
miniſter und dem Reichsminiſter der Finanzen — § 4 der genannten Ver⸗ 
ordnung —. 

Auf Grund der SS 39 RSchO. und 23 der Preußiſchen Staatsſchuldenordnung 
— GES. S. 132 — iſt der ROHR. ferner durch Vertrag zwiſchen dem Reichsminiſter 
der Finanzen und dem Preußiſchen Finanzminiſter vom 12. März 1924 die Ver⸗ 
waltung der Preußiſchen Staatsſchuld widerruflich übertragen 
worden. Die ROHR. führt die Geſchäfte unter der Bezeichnung „Preußiſche Staats⸗ 
ſchuldenverwaltung“. An dem Charakter der RSchV. als Reichsbehörde wird hier⸗ 
durch nichts geändert. Sie handelt wie bei der Verwaltung der Reichsſchuld unter 
eigener Verantwortung, wenn auch im Auftrage des Preußiſchen Staates. — 
Näheres über die geſchichtliche Entwicklung ſiehe unter VII. — Maßgebend ſind 
für die Verwaltung die preußiſchen Vorſchriften, die im weſentlichen mit den 
reichsrechtlichen übereinſtimmen. In Betracht kommen hierbei vor allem die 
Preußiſche Staatsſchuldenordnung vom 12. März 1924 — GS. S. 132 — und 
deren Abänderungen durch das Geſetz vom 24. Oktober 1933 — GS. S. 383 — und 
den Art. III des Geſetzes über dringende Finanzmaßnahmen vom 17. März 1934 
— GES. S. 155 —. Der Sondereid der Beamten der RSchV. gilt als maßgebend 
Bar für die Verwaltung der preußiſchen Staatsſchulden — $ 24 Staatsſchulden⸗ 
ordnung —. 


VII. Die Geſchichte der Reichsſchuldenverwaltung und ihre Organiſation 


Die Geſchichte der RSchV. iſt zugleich ein Stück preußiſcher Geſchichte. Anfang 
des 19. Jahrhunderts, als die Finanzen des Preußiſchen Staates infolge der 
Napoleoniſchen Kriege völlig zerrüttet waren, war eine der vordringlichſten Auf⸗ 
gaben die Ordnung des Staatsſchuldenweſens und damit die Hebung des Staats⸗ 
kredits. Bei der Umgeſtaltung der Preußiſchen oberſten Staatsbehörden durch die 
Verordnung vom 27. Oktober 1810 — GS. S. 3 — wurde die Verwaltung der 
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Staatsſchulden einer Abteilung des Miniſteriums der Finanzen zugewieſen, aus 
der ſpäter durch Kabinettsorder vom 3. November 1817 — GS. S. 289 — das 
„Miniſterium des Schatzes und für das Staats⸗Kreditweſen“ geſchaffen wurde. 
Die erſten Maßnahmen zur Beſſerung der Lage waren in der Kabinettsorder 
vom 7. Mai 1818 enthalten, in welcher die Bildung eines Tilgungsfonds zum 
Ankauf von ſtaatlichen Schuldſcheinen angeordnet wurde. Nachdem man ſich als⸗ 
dann den bis dahin völlig fehlenden Geſamtüberblick über die ziffernmäßigen 
Schulden des Staates einſchließlich der neu erworbenen Landesteile verſchafft hatte, 
wurde die Entwicklung durch die grundlegende Verordnung „wegen 
der künftigen Behandlung des geſamten Staatsſchulden⸗ 
weſens“ vom 17. Januar 1820 — GS. S. 9 — entſcheidend vorwärts⸗ 
getrieben. Sie brachte die Schuld des Staates erſtmalig zur allgemeinen Kenntnis, 
machte die Auflage neuer Anleihen von der Genehmigung der zukünftigen Reichs⸗ 
ſtände abhängig und ſetzte die „Hauptverwaltung der Staatsſchulden“ ein als eine 
von der übrigen Staats⸗ und Finanzverwaltung „ganz abgeſonderte“ Kollegial⸗ 
behörde, deren Mitglieder neben dem allgemeinen Staatsdienereid einen be⸗ 
ſonderen Eid zu leiſten hatten, und der die „Staatsſchuldenkaſſe“ und die „Kon⸗ 
trolle der Staatspapiere“ unter Abzweigung vom Schatzminiſterium eingegliedert 
wurden. Ein zur Verzinſung und Tilgung der Staatsſchuld gebildeter beſonderer 
Fonds, dem alle Einkünfte aus dem Verkauf von Staatsgütern und aus dem 
Salzregal überwieſen wurden, wurde der Hauptverwaltung unterſtellt. Die 
Stellung der Hauptverwaltung als Miniſterialinſtanz wurde durch den Aller⸗ 
höchſten Erlaß vom 12. Februar 1820 und die Kabinettsorder vom 9. Juni 1821 — 
GS. S. 52 — ausdrücklich anerkannt. Von der allgemeinen Neuordnung der Ver⸗ 
hältniſſe in Preußen durch die Verfaſſung vom 31. Januar 1850 — GS. S. 17 — 
wurde auch das Preußiſche Staatsſchuldenweſen berührt. Ein Geſetz „betref⸗ 
fend die Verwaltung des Staatsſchuldenweſens und Bil: 
dung einer Staatsſchuldenkommiſſion“ erging am 24. Februar 
1850 — GES. S. 57 —. Die bisherige Stellung der Staatsſchuldenverwaltung 
wurde inſofern geändert, als ſie der „oberen Leitung“ des Finanzminiſters inſo⸗ 
weit unterſtellt wurde, als dies mit der ihr durch das Geſetz auf den verſchiedenſten 
Gebieten gewährleiſteten Unabhängigkeit vereinbar war. Die Schaffung der „Staats⸗ 
ſchuldenkommiſſion“, welche die fortlaufende Überſicht über alle der Hauptverwaltung 
der Staatsſchulden unter eigener Verantwortlichkeit übertragenen Geſchäfte zu führen 
und beiden Kammern zu berichten hatte, ſicherte den Kammern eine ſtändige Überficht 
über die Verwaltung der Staatsſchulden in ihren weſentlichen Beziehungen. Der 
Kommiſſion gehörten Mitglieder beider Kammern und der Preußiſchen Oberrech⸗ 
nungskammer an. Eine Anordnungsbefugnis oder ein Einſpruchsrecht gegenüber der 
Hauptverwaltung ſtand ihr nicht zu. Der Sondereid der Mitglieder der Hauptver⸗ 
waltung erhielt eine neue Faſſung. Die in den Kriegsjahren 1864 —1866 erworbenen 
Gebiete machten die Vereinigung der verſchiedenen Schulden⸗ 
verwaltungen notwendig. Dies geſchah durch Geſetz vom 29. Fe⸗ 
bruar 1868 — GS. S. 169 —. Nach Inkrafttreten der Verfaſſung des Nord⸗ 
deutſchen Bundes wurde durch das Bundesgeſetz vom 19. Juni 1868 — Bundes⸗ 
geſetzſamml. S. 339 — die Grundlage für eine Bundesſchuldenverwaltung und 
eine Bundesſchuldenkommiſſion geſchaffen. Das darin angekündigte Bundes⸗ 
ſchuldengeſetz folgte ihm indeſſen nicht. Das führte dazu, daß in den Anleihe⸗ 
geſetzen des Norddeutſchen Bundes und den Geſetzen des neuen Deutſchen Reichs 
von 1871 jeweils die Beſtimmung getroffen wurde, daß die Anleihen von der 
Preußiſchen Hauptverwaltung der Staatsſchulden verwaltet werden ſollten. In 
die damalige Zeit fällt die erſtmalige Ausgabe von Papiergeld in Geſtalt von 
Reichskaſſenſcheinen durch die Preußiſche Hauptverwaltung der Staats⸗ 
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ſchulden unter der Benennung „Reichsſchuldenverwaltung“ — Geſetz betr. die Aus⸗ 
gabe von Reichskaſſenſcheinen vom 30. April 1874 — RGBl. S. 40 —. Erſt die 
Reichsſchuldenordnung vom 19. März 1900 — RGBl. S. 129 — 
beſtimmte dann allgemein, daß die Verwaltung der Reichsanleihen bis auf 
weiteres der Preußiſchen Hauptverwaltung der Staatsſchulden unter der Be⸗ 
zeichnung „Reichsſchuldenverwaltung“ übertragen werde. Sie enthielt eine Zu⸗ 
ſammenfaſſung der über die Aufnahme und Verwaltung der Reichsſchulden in 
verſchiedenen Geſetzen enthaltenen Vorſchriften, erklärte im übrigen für die 
Verwaltung weiterhin die Vorſchriften des Preußiſchen Geſetzes vom 24. Februar 
1850 für maßgebend und ſchuf die der Preußiſchen Staatsſchuldenkommiſſion nach⸗ 
gebildete „Reichsſchuldenkommiſſion“ mit entſprechenden Befugniſſen. Aus der 
ſpäteren Entwicklung ſeien erwähnt das bei Beginn des Weltkrieges erlaſſene 
Geſetz vom 4. Auguſt 1914 — RGBl. S. 325 —, betreffend die Ergänzung der 
Reichsſchuldenordnung, durch das neben den Schuldverſchreibungen und Schatz⸗ 
anweiſungen auch der Wechſel als Schuldform für Reichskredite erſtmalig zu⸗ 
gelaſſen wurde, und das Reichsdarlehenskaſſengeſetz vom gleichen Tage — RGBl. 
S. 340 —, das zur Behebung der Zahlungsmittelnot die Ausgabe von Dar⸗ 
lehenskaſſenſcheinen durch die RSchV. anordnete. Das gewaltige An⸗ 
wachſen der Schulden des Reichs in der Kriegs⸗ und Nachkriegszeit — Erweite⸗ 
rung der Reichsaufgaben und damit im Zuſammenhang die Übernahme der 
Länderſchulden aus Anlaß der Überleitung der Staatseiſenbahnen auf das Reich — 
brachte eine völlige Umkehrung der Größenordnung der Reichsſchuld zur 
Preußiſchen Staatsſchuld. Zugleich mußten die geltenden Beſtimmungen mit dem 
Ziel überprüft werden, die Möglichkeiten der Geldſchöpfung für das Reich in An⸗ 
paſſung an die wirtſchaftliche Entwicklung und die ſtaatspolitiſchen Notwendig⸗ 
keiten freier zu geſtalten. Alle dieſe Erwägungen führten zum Erlaß der 
Reichsſchuldenordnung vom 13. Februar 1924 — Bl. I 
S. 95 —, deren Inhalt in weſentlichen Teilen bereits Gegenſtand der Erörterung 
in den vorhergehenden Abſchnitten war. 

Über die Organiſation der durch die RSHD. geſchaffenen Reichs⸗ 
ſchulden verwaltung iſt hier noch folgendes Weſentliche nachzutragen 
— 825 ff. a. a. O. —: Die RSchV. bildet ein mit Stimmenmehrheit entſcheidendes 
Kollegium, beſtehend aus einem Präfidenten, einem Vizepräfidenten als ſeinem 
Stellvertreter und mindeſtens drei — zurzeit ſieben — ſonſtigen hauptamtlichen be⸗ 
ſoldeten Mitgliedern, denen die erforderlichen Beamten beigegeben find. Zum Kolle⸗ 
gium gehört ferner ein ſchon in der Verordnung vom 17. Januar 1820 vorgeſehenes, 
bankfachmänniſch vorgebildetes, ehrenamtliches Mitglied, das gleichſam als Ver⸗ 
trauensmann der Reichs⸗ und Staatsgläubiger und als Verbindungsglied zur 
Börſe und zu den Banken anzuſehen iſt. Nebenamtlich gehörten ſodann noch je ein 
Miniſterialrat des Reichsfinanz⸗ und des Preußiſchen Finanzminiſteriums als Mit⸗ 
glieder dem Kollegium an, obwohl die RSchO. — 8 25 — dieſe Einrichtung an ſich 
nicht kennt. Der Vertreter des Reichsfinanzminiſteriums iſt im Juni 1935 aus⸗ 
geſchieden. Die hauptamtlich beſoldeten Mitglieder führen den Titel „Staats⸗ 
finanzrat“, werden auf Lebenszeit ernannt und haben — unbeſchadet der zur Zeit 
noch geltenden Ausnahmegeſetzgebung: Geſetz zur Wiederherſtellung des Berufs⸗ 
beamtentums vom 7. April 1933 (RGBl. I S. 175) und Anderungsgeſetze vom 
22. September 1933 (RGBl. I S. 655) und vom 22. März 1934 (RGBl. I 
S. 203 — hinſichtlich Verſetzbarkeit und Abſetzbarkeit eine den richterlichen Be⸗ 
amten ähnliche Stellung. Präſident und Stellvertreter dürfen weder der Reichs⸗ 
regierung noch einem Reichsminiſterium angehören, um die RSchV. „von dem 
Einfluß der Parteipolitik freizuhalten und ihre Unabhängigkeit gegenüber der 
Finanzverwaltung zu ſichern“, wie es in der Begründung zum Entwurf des Ge⸗ 
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ſetzes heißt. Die Mitglieder und Hilfsarbeiter ſollen in der Regel die Befähigung 
zum Richteramt oder zum höheren Verwaltungsdienſt haben, ein Grundſatz, der 
bisher ſtreng durchgeführt wurde. Die Mitglieder des Kollegiums werden vom 
Reichspräſidenten unter Gegenzeichnung des Reichsminiſters der Finanzen — bis 
zum Erlaß des Geſetzes über die Aufhebung des Reichsrats vom 14. Februar 1934 
(RG Bl. I S. 89) auch erſt nach Zuſtimmung des Reichsrats — ernannt, und 
zwar die Mitglieder mit Ausnahme des Präfidenten und Vizepräſidenten nach 
Anhörung des Kollegiums. Bezüglich der ebenfalls vom Reichspräſidenten unter 
Gegenzeichnung des Reichsminiſters der Finanzen zu ernennenden ſtändigen 
Hilfsarbeiter hat der Präſident das Vorſchlagsrecht. Die Dienſtſtrafgewalt nach 
Maßgabe der Vorſchriften des Reichsbeamtengeſetzes ſteht gegenüber den Mit⸗ 
gliedern des Kollegiums dem Reichsminiſter der Finanzen zu, der zu ihrer Aus⸗ 
übung bis zum Erlaß des vorerwähnten Geſetzes der Zuſtimmung des Reichsrats 
bedurfte. Vor der Entſcheidung iſt das Kollegium zu hören. Hinſichtlich aller 
übrigen Beamten ſtehen dem Präſidenten die im Reichsbeamtengeſetz vorgeſehenen 
Befugniſſe der oberſten Reichsbehörde, der vorgeſetzten Dienſtbehörde und des 
Dienſtvorgeſetzten zu und heben ihn damit in ſeiner Stellung beſonders heraus. 
Der Wortlaut des Sondereides, den die Mitglieder und Hilfsarbeiter vor 
Antritt ihres Amtes vor dem Kollegium zu leiſten haben, iſt bereits an anderer 
Stelle — ſiehe IV — erwähnt. 

Die Behörde iſt in fünf von Verwaltungsdirektoren geleitete Die nſt⸗ 
ſtellen, denen die büromäßige Abwicklung der Dienſtgeſchäfte obliegt, gegliedert: 
1. Das Hauptbüro als zentrales Verwaltungsbüro, das die Präfidialgeſchäfte 
zu bearbeiten hat, 2. die Hauptbuchhalterei, der generell die Bearbeitung 
der Verwaltungs⸗, Haushalts⸗, Rechnungs⸗ und Kaſſenſachen, die Führung der 
damit verbundenen Kontrollen, die Prüfung der Bücher und Belege ſowie die 
Abnahme der Jahresrechnung der zu 3 und 4 genannten Dienſtſtellen zugewieſen 
iſt, 3. die Kontrolle der Reichspapiere, der die Herſtellung, Aus⸗ 
fertigung, Verwahrung, Ausloſung und Vernichtung der Schuldurkunden ſowie 
die Buchführung und Rechnungslegung über alle Anleihen obliegt, 4. die 
Reichsſchuldenkaſſe, die die Verzinſung und Tilgung ſowie den ſonſtigen 
geſamten Zahlungsverkehr der Behörde zu bewältigen hat und die darüber zu 
legenden Rechnungen aufſtellt, 5. das Reichsſchuldbuchbüro, in welchem 
ſämtliche mit den verſchiedenen Schuldbüchern zuſammenhängenden Geſchäfte ein⸗ 
ſchließlich der die Vorzugs⸗ und Wohlfahrtsrenten betreffenden abgewickelt 
werden. Die Kontrolle der Reichspapiere und die Reichsſchuldenkaſſe find im 
Rahmen der Geſamtverwaltung ſo verſelbſtändigt, daß ſie ihre Geſchäfte nach 
Anweiſung des Kollegiums im weſentlichen unter ihrer eigenen Dienſtbezeichnung 
— bei Bearbeitung preußiſcher Angelegenheiten als „Preußiſche Kontrolle der 
Staatspapiere“ und „Preußiſche Staatsſchuldenkaſſe“ — abwickeln. Von dem am 
1. Juli 1935 vorhandenen Büroperſonal von insgeſamt etwa 830 Köpfen entfallen 
etwa 520, alſo weit mehr als die Hälfte aller, auf das Schuldbuchbüro, etwa 185 
auf die Kontrolle der Reichspapiere, etwa 85 auf die Reichsſchuldenkaſſe und der 
Reſt auf das Hauptbüro und die Hauptbuchhalterei. Der Umfang der Geſchäfte mag 
noch durch folgende Zahlen veranſchaulicht werden: Im Schuldbuchbüro belief ſich 
die Geſamtzahl der zu führenden RM.⸗Konten am 1. Juli 1935 auf rund 823 000. 
Die Zahl der Vorzugs- und Wohlfahrtsrentenempfänger betrug am gleichen Tage 
rund 507 000. In den Treſoren der Kontrolle der Reichspapiere lagerten am 1. Juli 
1935 mehr als 3,2 Millionen Stück Schuldurkunden im Nennbetrage von nahezu 
2 Milliarden RM. und rund 2,5 Millionen Stück zur Ausfertigung beſtimmte 
Schuldurkunden im Nennbetrage von rund 4,1 Milliarden RM. Bei der Reichs⸗ 
ſchuldenkaſſe belief ſich im Rechnungsjahr 1934 der geſamte Zahlungsverkehr auf 
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mehr als 7,3 Milliarden RM. An Vorzugs⸗ und Wohlfahrtsrenten wurden im 
gleichen Zeitraum insgeſamt rund 60 Millionen Reichsmark gezahlt. 


über alle der RSchV. unter eigener Verantwortung übertragenen Geſchäfte 
— 8 23 a. a. O. — und damit nur über dieſe übt der aus ſechs Mitgliedern des 
Reichstags und dem Präſidenten des Rechnungshofs des Deutſchen Reichs 
beſtehende Reichsſchuldenausſchuß, dem bis zur Aufhebung des Reichs⸗ 
rats auch ſechs Mitglieder dieſer Körperſchaft angehörten, die Aufſicht aus. Schon 
ſeine Zuſammenſetzung läßt erkennen, daß es ſich bei ihm ebenſo wie bei den 
früheren entſprechenden Schuldenkommiſſionen — ſiehe oben unter VII — um eine 
Einrichtung handelt, welche den geſetzgebenden Körperſchaften einen gewiſſen 
laufenden Einblick in dieſe Geſchäfte gewähren ſollte. Ihm gehen von der 
RSchV. regelmäßig die Monats⸗ und Jahresabſchlüſſe der Kalle ſowie die 
Geſchäftsüberſichten zu, während andererſeits der Reichsſchuldenausſchuß jederzeit 
die erforderlichen Auskünfte verlangen kann und mindeſtens einmal jährlich eine 
außerordentliche Prüfung der Geld⸗ und Wertpapierbeſtände vorzunehmen hat. 
Auch die vom Rechnungshof des Deutſchen Reichs zu prüfenden Rechnungen der 
Kaſſe der RSchV. werden nach dieſer Prüfung vom Rechnungshof dem Reichs⸗ 
ſchuldenausſchuß zugeſtellt. Etwaige Bemerkungen hat er der RSchV. zur 
Stellungnahme mitzuteilen — 88 31 bis 35 RSchO. —. 

Was die allgemeine Rechnungslegung und Rechnungs⸗ 
prüfung anbelangt, jo wird die RSchV., wie jede mit der Ausführung des 
Reichshaushaltsplans betraute Reichsbehörde, vom Rechnungshof des Deutſchen 
Reichs in allen ihm nach der Reichshaushaltsordnung zugewieſenen Angelegen⸗ 
heiten geprüft. Die ſich hieraus für den Rechnungshof ergebende Anordnungs⸗ 
befugnis beſteht indeſſen nicht auf denjenigen Verwaltungsgebieten, die der 
NSchV. durch $ 23 RSchoO. zur ſelbſtändigen und unbedingt verantwortlichen 
Wahrnehmung zugewieſen worden ſind. Hier wird in Streitfällen die letzte Ent⸗ 
ſcheidung durch die RSchV., vor allem mit Rückſicht auf den Sondereid ihrer 
Mitglieder, endgültig zu treffen ſein, äußerſtenfalls wird der Geſetzgeber ſelbſt 
zu entſcheiden haben. 


VIII. Die ſtaatsrechtliche Stellung der Reichsſchulden verwaltung und 2 
Wertung im nationalſozialiſtiſchen Staat 


Was die ſtaats rechtliche Stellung der RSchV. anbelangt, jo laſſen 
die geſchichtliche Entwicklung bis zur Gegenwart und die angeführten zahlreichen 
Sonderbeſtimmungen der heute geltenden Regelung erkennen, daß es ſich um eine 
ſolche beſonderer Art handelt. Im § 23 RSchO. werden die oben bereits 
behandelten Aufgaben angeführt, für deren Durchführung die RSchV. ſelbſtändig 
und unbedingt verantwortlich iſt, und der nachfolgende § 24 ſtellt feſt, daß die 
RSchV. eine „von der allgemeinen Finanzverwaltung abgeſonderte ſelbſtändige 
Reichsbehörde“ iſt, die „jedoch inſoweit der oberen Leitung des Reichsfinanz⸗ 
miniſters“ unterliegt, „als dies mit der ihr nach § 23 beigelegten Unabhängigkeit“ 
vereinbar iſt. Schon die textliche Anordnung dieſer Beſtimmungen macht es 
deutlich, daß das eigentliche Weſen der RSchV. die völlig ſelbſtändige Erfüllung 
der im § 23 aufgezählten Aufgaben ausmacht. Sie leitet dieſe Aufgaben alſo 
unmittelbar aus dem Geſetz her, und daher können ſie ihr auch nur durch Geſetz 
wieder entzogen werden. Zu Anweiſungen des Reichsminiſters der Finanzen 
iſt hier kein Raum. Umgekehrt iſt die RSchV., ſelbſt bei Wahrnehmung ihres 
ſtaatspolitiſch wichtigſten Rechts, nämlich der Kreditkontrolle — ſiehe unter IV —, 
nicht etwa dem Reichsminiſter der Finanzen übergeordnet, denn ſie kann dem 
Reichsminiſter der Finanzen ihrerſeits keine Anweiſungen erteilen. Sie hat in 
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Erfüllung der durch den Sondereid — $ 30 a. a. O. — übernommenen Pflichten 
die erforderlichen Feſtſtellungen zu treffen und gegebenenfalls jede Mitwirkung 
bei Maßnahmen zu verweigern, deren ſelbſtändige und verantwortliche Prüfung 
ihr durch Geſetz auferlegt if. Die Folgerungen, die der Reichsminiſter der 
Finanzen daraus zieht, ſind ſeine Sache. In der Regel wird er unverzüglich die 
Behebung der von der RSchV. etwa feſtgeſtellten Mängel veranlaſſen. Daß bei 
der Vielgeſtaltigkeit des Reichsſchuldenweſens Meinungsverſchiedenheiten der 
RSchV. mit dem Reichsminiſter der Finanzen, trotz beiderſeitigen Bemühens, 
möglichſt reibungslos zuſammenzuarbeiten, ſich nicht immer vermeiden laſſen, liegt 
auf der Hand. 

Aus der Zahl der Konfliktfälle ſei hier nur einer aus der neueren Zeit 
erwähnt. Als die Reichsregierung unter der Kanzlerſchaft Brünings ſich durch 
eine auf Grund des Art. 48 der Reichsverfaſſung erlaſſene Notverordnung eine 
Kreditermächtigung geben ließ, erkannte die RSchV. dieſe Verordnung nicht als 
ausreichende Grundlage im Sinne des Art. 87 der Reichsverfaſſung an und ver⸗ 
langte ein beſonderes Geſetz. Auch im Reichsſchuldenausſchuß, der ſich damals mit 
dieſer Frage befaßte, wurde unter Führung des der nationalſozialiſtiſchen Reichs: 
tagsfraktion angehörenden Mitglieds, des jetzigen Staatsſekretärs im Reichs⸗ 
finanzminiſterium, Fritz Reinhardt, dieſer Standpunkt vertreten — fiehe hierzu 
auch die Niederſchriften über die Reichstagsverhandlungen vom 26. Februar 1932, 
S. 2423, vom 9. Mai 1932, S. 2493, und vom 11. Mai 1932, S. 2561 —. Der 
Konflikt endete damit, daß die Reichsregierung unter dem 7. Mai 1932 — Reichs⸗ 
tagsdruckſache Nr. 1480, V. Wahlperiode 1930 — den Entwurf zu dem von 
der RSchWV. geforderten beſonderen Geſetz vorlegte, das alsdann unter dem 
12. Mai 1932 — RGBl. 1 S. 191 — verabſchiedet wurde. Auch die jetzige Reichs⸗ 
regierung hat durch das mit verfaſſungsändernder Mehrheit verabſchiedete Geſetz 
zur Behebung der Not von Volk und Reich vom 24. März 1933 — RGBl. I 
S. 141 —, welches beſtimmt, daß Reichsgeſetze außer in dem in der Reichsverfaſſung 
vorgeſehenen Verfahren künftig, zum mindeſten jedoch für die in Art. 5 a. a. O. 
genannte Geltungsdauer des Geſetzes, auch durch die Reichsregierung beſchloſſen 
werden können und daß dies insbeſondere auch für die in Art. 87 der Reichs⸗ 
verfaſſung bezeichneten Geſetze gilt, ausdrücklich anerkannt, daz die Aufnahme von 
Krediten nach Art. 87 unbedingt eines formellen Reichsgeſetzes bedarf. 

Schon aus dieſem Beiſpiel erhellt die einzigartige und wichtige Stellung der 
RSchV., die derjenigen des Rechnungshofs des Deutſchen Reichs, der, wie es in 
§ 118 der Reichshaushaltsordnung heißt, „eine der Reichsregierung gegenüber 
ſelbſtändige, nur dem Geſetz unterworfene oberſte Reichsbehörde“ iſt, ähnelt, von 
ihr ſich aber inſofern unterſcheidet, als dem Rechnungshof eine Präventivkontrolle 
nicht zuſteht, von ihm vielmehr nur eine Nachkontrolle, dieſe allerdings in weiteſt⸗ 
gehendem Ausmaße und nach dem Geſetz über die Zweite Anderung der Reichs⸗ 
haushaltsordnung vom 13. Dezember 1933 — RGBl. II S. 1007 — auch gegen: 
wartsnäher als bisher, durchzuführen iſt. Daß bei Würdigung aller dieſer Um⸗ 
ſtände für eine „obere Leitung“ des Reichsfinanzminiſters praktiſch kaum irgend⸗ 
welche Möglichkeiten beſtehen, liegt auf der Hand, zumal da durch die ausdrück⸗ 
liche Abſonderung und Verſelbſtändigung der RSchV. gegenüber der allgemeinen 
Finanzverwaltung ihre Sonderſtellung im Vergleich zu den anderen Finanz— 
behörden ein- für allemal feſtgelegt wurde, was äußerlich auch dadurch in Er: 
ſcheinung tritt, daß ihre Einnahmen und Ausgaben in einem beſonderen Einzel 
plan des Reichshaushalts, nämlich dem Haushalt der Reichsſchuld — Einzel⸗ 
plan XIV — ausgebracht werden. Nach alledem, insbeſondere aber ſchon nach der 
Wortfaſſung des § 24, iſt es unzutreffend, wenn in der Begründung zu dem oben 
erwähnten Geſetzentwurf vom Mai 1932 zum Ausdruck gebracht wird, die RSch. 
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unterliege grundjäglih der oberen Leitung des Reichsminiſters der Finanzen; 
im Gegenteil läßt die Wortfaſſung keinen Zweifel darüber, daß dieſe „obere 
Leitung“ grundſätzlich nicht beſteht, vielmehr nur inſoweit, als dies überhaupt mit 
S 23 vereinbar iſt. Die Begründung ſteht auch im Gegenſatz zu der Begründung 
des Entwurfs der Reichsſchuldenordnung — ſiehe Reichstagsdruckſache Nr. 6523 
I. Wahlperiode 1920/24 58 23 bis 30 —, welche betont, daß man die bisherige be⸗ 
währte ſtaatsrechtliche Stellung der Hauptverwaltung der Preußiſchen Staats: 
ſchulden, insbeſondere ihr Verhältnis zur Finanzverwaltung, ihre Selbſtändigkeit 
und Unabhängigkeit auf den wichtigſten Gebieten der ihr anvertrauten Verwaltung 
in vollem Umfange auf die neue RSchV. übertragen wolle. Je autoritärer die 
Staatsführung, und je mehr infolgedeſſen die im Parteienſtaat vorgeſehenen zahl⸗ 
reichen Ausſchüſſe von der Beauſſichtigung ausgeſchaltet find, je mehr muß auch die 
Stellung derjenigen Behörde geſtärkt werden, deren ureigenſte Aufgabe es iſt, im 
Intereſſe der Erhaltung und Hebung des Reichskredits und damit zugleich auch im 
Intereſſe der geldgebenden Kreiſe zu wirken. Alſo nicht Schwächung, ſondern 
Stärkung der Stellung der RSchV. kann nur das Ziel der nationalſozialiſtiſchen 
Staatsführung ſein. 


IX. Vorſchläge zu Reformen 


Im Verfolg der vorſtehenden Betrachtungsweiſe wird man für die weitere Ent⸗ 
wicklung folgende Forderungen aufzuſtellen haben: Zunächſt wird angeſtrebt 
werden müſſen, daß alle geſetzlich oder vertraglich vorgeſehenen Tilgungs⸗ 
fonds durch die RSchV. betreut werden. Die Verwaltung ſolcher Fonds, wie 
ſie bereits in der Verordnung vom 17. Januar 1820 der damaligen Preußiſchen 
Hauptverwaltung der Staatsſchulden übertragen war — ſiehe eingangs unter 
VII —, iſt unzweifelhaft Aufgabe der Schuldenverwaltung. Auch in der Begrün⸗ 
dung zum Geſetz, betreffend die Ergänzung der RSchO. vom 4. Auguſt 1914 -- 
RGBl. S. 325 —, wird dies unmißverſtändlich anerkannt. Der gegenwärtige 
Rechtszuſtand entſpricht dem nicht. Durch die Verwirklichung der vorgeſchlagenen 
Maßnahme würde die beſte Gewähr gegen untunliche Zwiſchennutzung ſolcher 
Fonds geboten werden. Wichtig erſcheint ferner die Ausdehnung der 
Kontrolle auf die Bürgſchafts⸗, Gewähr⸗ und ähnliche Ver: 
träge — ſiehe II (Schluß) und III (Schluß) —. Der Abſchluß dieſer Verträge, 
ſoweit ihre Bedeutung über den Rahmen der laufenden Verwaltung hinausgeht, 
iſt zwar an die vorherige Zuſtimmung des Reichsminiſters der Finanzen geknüpft, 
es beſteht aber keine Stelle, die die Einhaltung der in den Ermächtigungsgeſetzen 
beſtimmten Grenzen laufend überwacht. Hierfür wäre die RSchV. die gegebene 
Stelle. Vorbeugend wirkſam wäre eine ſolche Kontrolle allerdings nur dann, 
wenn die Wirkſamkeit der in Betracht kommenden Verträge jeweils von der Mit⸗ 
unterzeichnung durch die RSchV. abhängig gemacht würde. 

Im Zuge der großen Reichsreform liegt es, die Verwaltung der ent⸗ 
ſprechenden Schulden auch der anderen deutſchen Länder der 
RSchV. zu übertragen, wie dies Preußen 1924 getan hat. Ebenſo wird in dieſem 
Zuſammenhange an die Beauftragung der RSchV. mit der Verwaltung beſtimmter 
Schulden großer Kommunalverwaltungen zu denken ſein. Daß der 
mit allen erforderlichen Einrichtungen verſehene und für dieſes Sondergebiet be⸗ 
ſonders geſchulte Apparat der RSchV. die Verwaltung mit geringſtem Koſten⸗ 
aufwand bewältigen kann, liegt auf der Hand. Aus dem letzteren Grunde wird 
auch die Übertragung der Verwaltung der Schulden der 
Deutſchen Reichsbahn⸗Geſellſchaft — entſprechend der Reichspoſt⸗ 
ſchuld ſiehe unter VI — auf die RSchV. zu erwägen ſein. Ferner wird es ſich 
empfehlen, die der Bayeriſchen und der Badiſchen Staatsſchuldenver⸗ 
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waltung ſeinerzeit vertraglich übertragene Entſcheidung in den in ihren Bezirken 
vorkommenden Vorzugsrentenfällen — ſiehe unter VI — wieder wie 
allgemein der RSchV. vorzubehalten, da es ſich bei den damaligen Abmachungen 
um Konzeſſionen des Reichsminiſters der Finanzen an einzelſtaatliche Sonder⸗ 
wünſche handelte, welche nach der politiſchen Neuordnung der Dinge nicht mehr 
ſtichhaltig ſein dürften. 

Für den Reichsſchuldenausſchuß, der ebenſo wie ſeine Vorgänger die 
Funktion einer rein parlamentariſchen Kontrollinſtanz hat, iſt im heutigen Staate 
kein Raum mehr. Er wird aufzuheben ſein. In der Verordnung über die 
Aufhebung von Beiräten vom 13. September 1934 — RGBI. I S. 830 — iſt eine 
dahingehende Entſcheidung zunächſt noch vermieden (8 4 a. a. O.). Die Kontrolle iſt 
die ureigenſte Aufgabe der RSchV. Der Sondereid der Mitglieder der RSchV. und 
die daraus ſich ergebenden zivilrechtlichen, ſtrafrechtlichen ſowie diſziplinariſchen 
Folgen dürften hinreichende Gewähr für die ordnungsmäßige Erfüllung der Pflichten 
bieten. Auch der Fortfall der unter VII angeführten in der RSchO. nicht vor: 
geſehenen neben amtlicher Mitglieder der RSHB. wird in Ausſicht zu 
nehmen ſein. Die Mitarbeit von Referenten aus den Finanzminiſterien des Reichs 
und Preußens in dieſer Form iſt, ganz abgeſehen von der Unmöglichkeit ihrer ſtän⸗ 
digen Teilnahme an den Sitzungen und den daraus ſich für eine beſonders wertvolle 
Mitarbeit ergebenden Hemmungen, ſchon um deswillen nicht unbedenklich, weil ſie 
Vertreter gerade derjenigen Staatsſtellen find, denen gegenüber die RSchO. die 
ungewöhnlich ſelbſtändige Stellung der RSchV. gewährleiſtet ſehen will. Die aus 
der Natur des Geſchäftskreiſes ſich ergebende enge Zuſammenarbeit der Miniſterien 
mit der RSchV. würde davon in keiner Weile berührt. Es iſt daher zu begrüßen. 
daß der Reichsminiſter der Finanzen nach dem kürzlichen Ausſcheiden ſeines bis⸗ 
herigen Vertreters aus dem Kollegium der Reichsſchuldenverwaltung davon ab⸗ 
geſehen hat, einen anderen Vertreter abzuordnen. Einer weſentlichen Stärkung 
der Stellung der RSchV. würde es ferner dienen, wenn der Reichsminiſter 
der Finanzen verpflichtet würde, Anmeldungen der R Sch V. zu ihrem 
Sonderhaushalt, dem Haushalt der Reichsſchuld — Einzelplan XIV 
des Reichshaushalts —, der die Tilgungs⸗ und Zinsbeträge für die Reichs⸗ 
ſchuld und den Verwaltungsaufwand der RSchV. umfaßt, ſoweit er fie glaubt 
ablehnen zu müſſen, entſprechend den für den Haushalt des Reichspräſidenten 
und des Rechnungshofs getroffenen Beſtimmungen — S 21 Abſ. 2 der Reichs⸗ 
haushaltsordnung — in jedem Falle der Reichsregierung ausdrücklich 
mitzuteilen. In dieſem Zuſammenhang iſt auch die Frage aufzuwerfen, 
ob es nicht überhaupt angezeigt iſt, der RSchV. gleich dem Rechnungshof die Stel: 
lungeineroberſten Reichs behörde zu geben, wobei daran erinnert jet, 
daß bereits 1820, wie oben unter VII erwähnt, die damalige Preußiſche Haupt⸗ 
verwaltung der Staatsſchulden als Miniſterialinſtanz ausdrücklich anerkannt war 
— die betreffende Kabinettsorder iſt übrigens durch § 31 der neuen Preußiſchen 
Staatsſchuldenordnung vom 12. März 1924 (GS. S. 132) nicht außer Kraft geſetzt 
worden — und bis zum Erlaß der Reichsſchuldenordnung von 1924 ſtets ſo behan⸗ 
delt wurde. Der aus der Natur der vielfältigen Aufgaben erklärliche große Umfang 
der Behörde ſollte hier kein entſcheidendes Hindernis bilden. Gegebenenfalls wäre 
durch geeignete Umorganiſation der Behörde, insbeſondere eine gewiſſe Verſelbſtän⸗ 
digung des Schuldbuchbüros, der Kontrolle der Reichspapiere und der Reichsſchul— 
denkaſſe, etwa unter der neuen Behördenbezeichnung: „Reichsſchuldbuchamt“, „Reichs⸗ 
ſchuldurkundenamt“ und „Reichsſchuldkaſſe“, der eigentliche Kern der durch den 
Sondereid der Mitglieder und Hilfsarbeiter in einzigartiger Weiſe herausgehobenen 
Arbeiten der RSchV. etwa unter der Bezeichnung „Reichsſchuldhof“ zuſammen— 
zufaſſen. Die Frage der Umorganiſation führt zwangsläufig zu der Frage, 
ob nicht die Verwirklichung des Führerprinzips bei der RSchV. die 
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Aufhebung oder Abſchwächung der Befugniſſe des Kollegiums geboten erſcheinen 
läßt. Durch das Geſetz über die Zweite Anderung der Reichshaushaltsordnung 
ujw. vom 13. Dezember 1933 — RGBl. II S. 1007 — iſt das Führerprinzip 
beim Rechnungshof des Deutſchen Reichs in weitgehendem Maße verwirklicht 
worden, ohne jedoch den Hauptgrundſatz kollegialer Entſchließung preiszugeben. 
In letzterer Beziehung ſind nur die bis dahin beſtehenden erheblichen Erſchwerniſſe 
in der Beweglichkeit der Organiſation beſeitigt — z. B. nicht mehr Vollverſamm⸗ 
lung, ſondern Arbeit in Senaten — und durch Erweiterung der Befugniſſe des 
Präfidenten eine zeitgemäße Beſchleunigung in der geſamten Prüfungsarbeit und 
ihre ſchnellere Auswertung ermöglicht worden. Auch bei der RSchV. wird eine Um⸗ 
geſtaltung der Organiſation in ähnlichem Sinne nicht zu umgehen ſein. Dabei wird 
beachtet werden müſſen, daß die RSchV. nicht nur die Belange der amtlichen deut⸗ 
ſchen Stellen, ſondern ebenſoſehr auch die Belange der Gläubiger des Inlands und 
Auslands wahrzunehmen hat, wie es der Wortlaut des Sondereides klar heraus⸗ 
ſtellt. Dieſe Stellung beſonderer Art läßt es empfehlenswert erſcheinen, in einer 
Zeit, in der gerade das Schuldenweſen mit die wichtigſte, aber auch die empfind⸗ 
lichſte Stelle im Staatsweſen iſt, die Neuordnung ſo zu geſtalten, daß bei weit⸗ 
gehender Stärkung der Stellung des Präſidenten in den der RSchV. nach 8 23 
RSHD. mit unbedingter Verantwortung zugewieſenen Aufgaben der kollegialen 
Entſcheidung das letzte Wort bleibt. 

Die in dieſem Abſchnitt gegebenen Anregungen werden ſich, da es ſich vorwiegend 
um materielle Anderungen der RSHD. handelt, nur durch Reichsgeſetz verwirklichen 
laſſen, da die in dem durch das Geſetz zur Anderung der RSchO. vom 5. Juli 1934 
— NGCBl. 1 S. 574 — der RSchᷣO. neu angefügten $ 42 dem Reichsminiſter der 
Finanzen erteilte Ermächtigung, zur Durchführung und Ergänzung der NSchO. 
Rechtsverordnungen und allgemeine Verwaltungsvorſchriften zu erlaſſen, hierzu 
nicht ausreicht. Dieſes Reichsgeſetz würde nicht allein die Aufgabe haben, die in 
dieſem Abſchnitt behandelten Gedankengänge in die Tat umzuſetzen, ihm würde es 
vielmehr in erſter Linie obliegen, die, wie wir geſehen haben, in den verſchiedenſten 
Geſetzen verſtreuten ſchuldrechtlichen Beſtimmungen in einem einheitlichen Reichs⸗ 
ſchuldgeſetz zuſammenzufaſſen. Die Inangriffnahme dieſer Arbeit dürfte um ſo 
dringlicher ſein, als es im Zuge der Reichsreform unerläßlich iſt, ein für das Reich 
und ſeine Glieder einheitlich geltendes Schuldrecht zu ſchaffen. 


Grueneberg 
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Das Reichsſchuldbuch 


I. Geſchichte 


Das deutſche Reichsſchuld buch iſt im Verhältnis zu dem anderer 
Staaten noch nicht ſehr alt. Es beſteht ſeit dem 1. April 1892. Seine geſetzliche 
Grundlage hat es in dem Reichsſchuldbuchgeſetz vom 31. Mai 1891 
(RG Bl. S. 321). Das Reichsſchuldbuch iſt dem Preußiſchen Staatsſchuldbuch nach⸗ 
gebildet, das durch Geſetz vom 20. Juli 1883 geſchaffen worden war. Die in 
Preußen gemachten Erfahrungen waren ſo günſtig, daß die Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes bis auf kleine Abweichungen in das Reichsſchuldbuchgeſetz übernommen 
werden konnten. Insbeſondere die rege Benutzung des Preußiſchen Staatsſchuld⸗ 
buchs hat den Anlaß zur Einrichtung des Reichsſchuldbuchs gegeben; in den 8 / 
Jahren von 1883 bis 1892 waren bereits 12 039 Schuldkonten im Preußiſchen 
Staatsſchuldbuch eingetragen worden. 

Die Benutzung des Reichsſchuldbuchs hat ſich von Anfang an befriedigend 
entwickelt. Bis zum Weltkriege iſt ein ſtändiges ruhiges Anwachſen der Konten 
feſtzuſtellen. Im September 1914 beſtanden 30 526 Konten in Höhe von 
1½ Milliarden Mark. Eine ſprunghafte Steigerung der Benutzung des Reichs⸗ 
ſchuldbuchs ſetzte mit der Auflegung der neun Kriegsanleihen, vom 19. September 
1914 bis zum 6. November 1918, ein. Die Arbeit und die Bedeutung des Reichs⸗ 
ſchuldbuchs wuchſen damit ſehr ſtark, zumal dadurch, daß die Stückelung der Kriegs⸗ 
anleihen bei Eintragung in das Reichsſchuldbuch bis auf 100 Mark herabging, 
wodurch die Reichsſchulden verwaltung! der „Bankier des kleinen Mannes“ wurde, 
der ſie zum Teil heute noch iſt. Schon die erſte Kriegsanleihe brachte ein Anwachſen 
auf 124 269 Konten mit 23 Milliarden Mark. Mit jeder weiteren Kriegsanleihe 
wuchs die Zahl der Konten gewaltig bis zu ihrem Höch ſtſtan de am 26. No⸗ 
vember 1918 (der erſten Aufſtellung nach der Revolution von 1918) von 1 345 930 
Konten; hinzugerechnet die preußiſchen Schuldbuchkonten mit 84 781 ergab ſich eine 
Geſamtzahl von 1430711 Konten (im Betrage von 20% Milliarden Mark). 
Die Zeichnung der letzten IX. Kriegsanleihe (6. 11. 1918) wirkte ſich dahin aus, 
daß der Stand der Schuldbuchf or derungen noch weiter angewachſen war und 
im Auguſt 1919 den Höchſtſtand von 22% Milliarden erreichte. Dieſer 
ging bis zum Oktober 1925, d. h. nach der Inflation und vor dem Umtauſch von 
Papiermarkanleihen in Reichsmarkanleihen, auf 761173 Konten über 9,2 
Milliarden zurück. 

Eine wichtige Ausweitung des Bereiches des Reichsſchuldbuchs war inzwiſchen 
dadurch eingetreten, daß die Eiſen bahnen der deutſchen Bundes: 
ſtaaten auf Grund des Staatsvertrages vom 31. März 1920 (Reichsgeſetz vom 
30. 4. 1920, RGBl. S. 773) zwecks Gründung der im Verſailler Vertrag geforderten 
Reichsbahngeſellſchaft auf das Reich übergingen (Geſetz vom 29. 7. 1922, RGBl. 
S. 693, und Vollzugsordnung vom 18. 8. 1922, RGBl. S. 741). Hiernach wurden 
die Länder für Abtretung ihrer Bahnen durch Übernahme ihrer ſchwebenden 
Schulden und (auf Verlangen) auch ihrer fundierten Schulden auf das Reich abge⸗ 
funden?. Von letzterem machten die Länder Preußen, Bayern, Sachſen, Baden, 
Heſſen und Mecklenburg⸗Schwerin Gebrauch, ſo daß das Reich jetzt deren Gläu⸗ 
bigern als Schuldner haftet. Die Staatsſchuldbücher der genannten Länder werden 


1 Näheres über e ſiehe im Aufſatz „Reichsſchuldenweſen“. 
2 v. Schanz „Staatsſchuldbuch“, S. 806. 
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als beſonderes Reichsſchuldbuch weitergeführt. In Preußen gingen am 1. März 
1920 alle Staatsſchulden! auf das Reich über, jo daß das Preußiſche Staatsſchuld⸗ 
buch damit zum Reichsſchuldbuch wurde. 

Die Grundlage für das heutige Reichsſchuld buch bildet die Ab⸗ 
löſung der Markanleihen des Reichs auf Grund des Reichsgeſetze⸗ 
vom 16. Juli 1925 (RG Bl. I S. 137). Hiernach find die bis dahin ausgegebenen 
Reichsanleihen, mit Ausnahme der Zwangsanleihe von 1922 ($ 3 des Anleihe: 
ablöſungsgeſetzes), in die Anleiheablöſungsſchuld umgewandelt worden. 
Dieſe Schuld wurde hierbei um 97è vH. herabgeſetzt, d. h. auf je 500 Mark Papier: 
anleihe entfielen 12,50 RM. Anleiheablöſungsſchuld. Der Grund für dieſe Ent⸗ 
eignung der deutſchen Anleihebeſitzer lag in dem völligen Verfall der deutſchen 
Währung in Verbindung mit den ungeheuren Zahlungsverpflichtungen, welche dem 
Deutſchen Reiche im Verſailler Vertrage auferlegt waren. Nach dem Stande der 
Papiermark von 1923 waren die mit den Spargeldern des deutſchen Volkes, ins⸗ 
beſondere auch der armen Volksſchichten, aufgebrachten Anleihen völlig wertlos 
geworden. Nachdem die Mark bei einem Stande von einer Billion Papiermark zu 
einer Rentenmark unter ſpäterer Umwandlung in Reichsmark ſtabiliſiert worden 
war, waren die Reichs⸗ und Länderanleihen in Wirklichkeit nicht das Papier wert. 
auf dem ſie gedruckt waren. Dies bedeutete eine völlige Verarmung der breiteſten 
Volksſchichten, deren Entrechtung eine große, politiſch ſich auswirkende Erbitterung 
und heftige Angriffe gegen die Reichsregierung zur Folge hatte. Ein weiterer 
Grund, der zu einer Regelung der Anleihefrage drängte, lag darin, daß die 
Finanzwirtſchaft des Reichs auf eine dauernde Grundlage geſtellt werden mußte. 
Die Dritte Steuernotverordnung hatte dem Reich und den Ländern lediglich ein 
Moratorium für die Erfüllung ihrer Anleiheſchulden gegeben und die Gläubiger 
andererſeits von der Verpflichtung befreit, den Nennbetrag der Anleiheforde rung 
als Erfüllung der Schuld anzunehmen. Solange die Frage der Einlöſung der 
inneren Schuld des Reichs ungeklärt blieb, konnte von einer geregelten Finanz⸗ 
wirtſchaft nicht geſprochen werden. Steuergeſetzgebung und Verteilung der Steuer⸗ 
einnahmen konnten nicht auf die Dauer feſtgeſetzt werden, wenn nicht die Reichs: 
ſchulden feſtſtanden. Daß hierdurch auch die Kreditfähigkeit des Reichs entſcheidend 
in Frage geſtellt wurde, bedarf keiner weiteren Ausführung. Die Feſtſetzung der 
jährlichen Laſten für den Anleihedienſt war die Vorausſetzung für die Aufſtellung 
eines geregelten Reichshaushaltes, d. h. eines Voranſchlags der Einnahmen und 
Ausgaben auf weite Sicht. Hieraus ergab ſich die Notwendigkeit, die Markanleihen 
mit einer Anleiheſchuld abzulöſen, die den Zinſendienſt für die Anleihelaſten 
der Zukunft nicht ſehr erheblich vermehrte und auch noch dazu benutzt wurde, die 
Schuld allmählich zu tilgen. Nachdem im Geſetzentwurf noch ein Betrag von 5 v9. 
des Nennbetrages der Markſchuld als Höchſtgrenze vorgeſehen war, wurde dieſer 
Satz vom Reichstag ſchließlich auf 2½¼ vH. herabgeſetzt (8 5 des Anleihe⸗ 
ablöſungsgeſetzes), wobei der Grundſatz verfolgt wurde, daß die Leiſtungsfähigkeit 
des Schuldners die Höhe der Schuld beſtimmen müſſe. 

Es ergab ſich aus der Niedrigkeit der Ablöſungsbeträge, daß dieſe Regelung als 
eine Enteignung gerade der Volksſchichten aufgefaßt wurde, die im Weltkriege 
durch Zeichnung von Kriegsanleihe und Feſthalten an ihrem Anleihebeſitz ihr 
Vertrauen zur Reichsregierung bewieſen hatten. Dieſe Anleihegläubiger haben 
daher vielfach die Anleiheablöſung mehr oder weniger nur als eine Art von 
Anerkennungsgebühr des Reichs für ihre Forderung angeſehen und tun dies zum 
Teil heute noch. Es ſind dies insbeſondere die ſogenannten Anleihealt⸗ 
beſitzer, d. h. ſolche, die den Erwerb von Anleihen bis 1. Juli 1920 nachweiſen 
können (8 9 a. a. O.) und die aus Gründen der Billigkeit eine bejondere Be: 


3 Bis auf 82 000 RM. 
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handlung beanſpruchten. Tatſächlich waren die ärmeren Volksſchichten und der 
Mittelſtand, aber auch früher wohlhabende Kreiſe des Volkes nicht nur um ihre 
Erſparniſſe gebracht, ſondern teilweiſe in bitterſte Lebensnot verſetzt. Um dieſem 
Geſichtspunkte Rechnung zu tragen, wurde zwiſchen Altbeſitz und Neubeſitz in 
Keichsanleihen unterſchieden. Für die Altbeſitzer wurde die beſondere 
Vergünſtigung eingeführt, daß ſie an der Tilgung der Anleiheablöſungs⸗ 
ſchuld, d. h. an der Ausloſung (Einlöſung der ausgeloſten Stücke zum 
fünffachen Nennbetrage) teilnehmen und eine 4½½prozentige Verzinſung 
des Einlöſungsbetrages vom 1. Januar 1926 bis zum Ende des Einlöſungsjahres 
erhalten (88 12 ff. a. a. O.). Die Tilgung durch Ausloſung erfolgt halbjährlich zum 
1. April und 1. Oktober (bis 1934 jährlich) in der Weiſe, daß die Ausloſung bis 
zum Jahre 1956 beendet iſt. Die Anleihealtbeſitzer erhalten hierdurch 12,5 vH. des 
Nennbetrages ihrer Forderung nebſt angemeſſener Verzinſung von 1926 an. Die 
Anleiheablöſungsſchulden mit den Ausloſungsrechten werden auf Antrag im 
Neichsſchuldbuch eingetragen. 

Eine weitere Vergünſtigung erhalten bedürftige Anleihealtbeſitzer (oder nach 
deren Tode ihre Ehegatten oder erwerbsunfähigen Kinder) durch Gewährung 
einer Vorzugsrente, die jährlich 80 vH. (in Sonderfällen 100 und 120 09.) 
des Nennbetrages des Ausloſungsrechts beträgt (SS 18 ff. a. a. O.). Die Vorzugs⸗ 
rente wird nur dann gewährt, wenn der Gläubiger auf die Teilnahme an der Aus⸗ 
loſung verzichtet; dieſer Verzicht wird für die Zeit der Gewährung der Rente durch 
Sperrvermerk im Reichsſchuldbuch eingetragen, wenn das Ausloſungsrecht dort 
eingetragen iſt. 

Durch die Vorzugsrente ſoll die bitterſte Not der Anleihealtbeſitzer gemindert 
werden. Die Zahl der Vorzugsrentenempfänger betrug am 1. Juni 1935 495 718, 
die Höhe der Renten etwa 59,1 Millionen R M. jährlich'. 

Ferner ſind im Reichsſchuldbuch Renten von Anſtalten und Einrichtungen der 
öffentlichen Wohlfahrtspflege und von ſolchen zur Förderung wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Ausbildung und Forſchung eingetragen, inſoweit dieſe An⸗ 
leihealtbeſitzer find und ihnen Ausloſungsrechte zuſtehen ($ 27 des Anleiheablö⸗ 
ſungsgeſetzes vom 16. 7. 1925, RG Bl. I S. 137). Dieſe Anſtalten erhalten vom 
Inkrafttreten des Anleiheablöſungsgeſetzes ab elf Jahre lang „Wohlfahrts⸗ 
renten“, d. h. bis zum 31. März 19375. Hiernach ſind im Reichsſchuldbuch nach 
3 vom 1. Juni 1935 eingetragen 12 647 Renten über 8 722 486 RM. 
jährlich. 

Die Reichsſchuldenverwaltung hat mit der Anleiheablöſung in der kurzen Zeit 
von drei Jahren eine gewaltige Aufgabe bewältigt, die auch das Reichsſchuldbuch 
mitzutragen hatte. Im ganzen find 42 Millionen Stücke Schuldverſchreibungen 
des Reichs umgetauſcht und etwa 41/. Millionen Ausloſungsrechte zuerkannt 
worden. 1927 nach Beendigung des Umtauſchs hatte das Reichsſchuldbuch 741 108 
Konten über 234 308 750 RM. Anleiheablöſungsſchuld und 227 324 237 Ausloſungs⸗ 
rechte. 

Am 1. Juni 1935 betrug die im Reichsſchuldbuch eingetragene 
Anleiheablöſungsſchuld des Reichs bei 771891 Konten 202,7 Mil: 
lionen RM. und 2009 Millionen RM. Ausloſungsrechte. Ber: 
glichen mit dem Betrage der eintragungsfähigen Reichsanleihen ergibt ſich, daß 
von den Ausloſungsrechten (Altbeſitz) nur 29 vH. im Reichsſchuldbuch eingetragen 
waren. Demgegenüber ſind in Schweden 51,9 H., in Italien 85 vH., in Holland 
96 vH. der eintragungsfähigen Anleihen in den Staatsſchuldbüchern eingetragen. 

Eine weitere große Aufgabe iſt dem Reichsſchuldbuch durch das Kriegs⸗ 


Siehe auch unter „Reichsſchuldenweſen“. 
s RGeſ. v. 23. 3. 1934 (RGBl. I S. 232) Art. 2 § 1 Abſ. I Ziffer 9. 
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ſchädenſchlußgeſetz vom 30. März 1928 (RGBI. S. 120) zugewieſen worden. 
Die Entſchädigungen für Schäden, welche Deutſche durch Liquidation ihres Eigen⸗ 
tums und durch Gewalt erlitten haben, iſt durch das Verſailler Diktat dem Reiche 
auferlegt. Der Stand der Reichsfinanzen machte es jedoch unmöglich, dieſe Entſchä⸗ 
digungen in voller Höhe ſofort auszuzahlen. Dies iſt nur für die Entſchädigungen 
bis 20 000 Papiermark geſchehen. Die übrigen Beträge find für die Gläubiger ins 
Reichsſchuldbuch eingetragen worden, werden mit 6 vH. jährlich verzinſt und bis 
ſpäteſtens 31. März 1948 getilgt, wobei mit der kleinſten Entſchädigung begonnen 
wird (Verordnung vom 7. 6. 1928, RGBl. I S. 159). Am 1. Juni 1935 waren 
21 512 Konten über 895 Millionen RM. Stammentſchädigung und 83,5 Millionen 
Reichsmark Wiederaufbauzuſchlag, zuſammen rund eine Milliarde R M., 
im Reichsſchuldbuch eingetragen. 

Ferner find auf Grund der ſog. Polenſchäden verordnung vom 
25. Oktober 1930 (RGBl. II S. 1225) in das Reichsſchuldbuch diejenigen Entſchä⸗ 
digungen eingetragen worden, welche Deutſche durch Liquidation ihres Eigentums 
in Bolen® erlitten haben. Hierüber beſtanden am 1. Juni 1935 2524 Konten über 
186 349 429 R M. Für die Verzinſung der Schuldbuchforderungen der Kriegs: 
und Polengeſchädigten gelten jetzt das Geſetz über Zinsermäßigung bei den öffent⸗ 
lichen Anleihen vom 27. 2. 1935 (RG Bl. I S. 286) und die Durchführungsver⸗ 
ordnung vom 15. 7. 1935 (RGBl. I S. 1031). 

Eine grundſätzliche Anderung der Verhältniſſe des Reichsſchuldbuchs, die ſich in 
Zukunft noch bedeutend auswirken dürfte, iſt durch das Reichsgeſetz vom 
5. Juli 1934 (RGBl. S. 574) eingetreten, wonach ſämtliche Schul dver⸗ 
ſchreibungen über Reichsanleihen, die auf den Inhaber lauten, in 
Buchſchulden des Reichs umgewandelt werden können. Dieſe Um⸗ 
wandlung erfolgt durch Eintragung in das Reichsſchuldbuch. Hiermit find alſo auch 
diejenigen Reichsanleihen, die einer vertraglichen Tilgungspflicht unterliegen. 
ſchuldbuchfähig geworden, was aus grundſätzlichen Erwägungen bisher abgelehnt 
worden war. 

Die fünfprozentige Reichsanleihe von 1927 iſt durch das Geſetz 
vom 5. Juli 1934 ſchuldbuchfähig geworden. Von 500 Millionen RM. ſind darauf⸗ 
hin bisher rund 60 Millionen RM. im Reichsſchuldbuch eingetragen worden. Auch 
die vierprozentige Anleihe von 1934 iſt ſchuldbuchfähig. Eingetragen 
ſind bis zum 1. Juni 1935 25 718 500 RM. auf 2824 Konten. 

Schließlich beſtehen noch die Reichsſchuldbuchgutſchriften zu Siedlungszwecken 
für Angehörige des Freiwilligen Arbeitsdienſtes, die bei volkswirt⸗ 
ſchaftlich als wertvoll anerkannten Arbeiten beſchäftigt waren ($ 6 Abſ. 3 der Ber: 
ordnung vom 16. 7. 1932), und zwar 23 573 Konten über etwa 5 Millionen 
Reichsmark nach dem Stande vom 1. Juni 1935. 

Eine größere neue Aufgabe wird dem Reichsſchuldbuch erwachſen aus dem 
Geſetz zur Regelung der landwirtſchaftlichen Schuldverhält⸗ 
niſſe vom 1. Juni 1933 (RGBl. S. 331). Hiernach können Gläubigern landwirt⸗ 
ſchaftlicher, forſtwirtſchaftlicher und gärtneriſcher Betriebe (Grundkreditanſtalten 
und Träger ſtaatlicher Zwangsverſicherung), welche durch die Entſchuldung Aus: 
fälle erleiden, in deren Höhe Schuldbuchforderungen' gewährt werden. Dieſe Auf: 
gabe wird vorausſichtlich bei der ſtarken Verſchuldung der deutſchen Land- und 
Forſtwirtſchaft einen ganz erheblichen Umfang annehmen. 


Hierzu: Geſetz über die Abkommen mit Polen zur Regelung von Fragen des Teils X 
des Vertrages von Verſailles vom 18. 3. 1930 und der Verordnung zur Durchführung 
der Entſchädigung auf Grund des deutſch-polniſchen Liquidationsabkommens vom 
14. 7. 1930 (RGBl. II S. 957). 

7 § 65 und 29 des gen. Geſetzes in Verbindung mit Art. 37 der Sechſten Durchführungs⸗ 
verordnung vom 7. 7. 1934 (RGBl. I S. 609). 
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II. Bedeutung 


Das Reichsſchuldbuch iſt ein Verzeichnis von beſtimmten Schulden des Reichs. 
Es enthält alſo keine Zuſammenſtellung aller Schulden des Reichs. Die Schuld⸗ 
buchforderung ſtellt nur eine beſondere Schuld form dar, die darin bes 
ſteht, daß in einem öffentlichen Regiſter die Buchung für einen Gläubiger ſtatt⸗ 
findet, die für das Beſtehen der Schuld des Reichs maßgebend iſt. Eintragungs⸗ 
fähig im Reichsſchuldbuch waren bis zum Geſetz vom 5. Juli 1934 nur diejenigen 
Reichsanleihen, die nicht tilgungspflichtig waren oder bei denen die Möglichkeit 
der Eintragung beſonders beſtimmt war. Seit dem genannten Geſetz hingegen 
find alle Reichsanleihen, die auf den Inhaber lauten, eintragungs⸗ 
fähig. 

Das Reichsſchuldbuch iſt ſeinem Weſen nach eine Art von Grundbuch der Reichs⸗ 
ſchuld. Iſt eine Forderung eingetragen, ſo wird keine Schuldurkunde ausgeſtellt, 
oder wenn ſie ausgeſtellt war und die Forderung im Reichsſchuldbuch eingetragen 
wird, eingezogen. Die an die Gläubiger ergehende „Mitteilung“ über die erfolgte 
Eintragung iſt nur eine ſolche und hat keinen Wertpapiercharakter. Maß⸗ 
gebend iſt nur die Eintragung ſelbſt. Dies bedingt bei Verfügung 
über das Konto durch den Gläubiger beſtimmte Formvorſchriften, insbeſondere 
die Prüfung ſeiner Legitimation, die für Eintragungen und Löſchungen geſichert 
ſein muß, um Fehlzahlungen und Betrügereien zu verhindern. 

Gegenüber dem Inhaberpapier hat die Eintragung in das Reichsſchuldbuch 
viele bedeutſame Vorteile. Der Gläubiger iſt völlig ſicher vor Verluſt 
ſeiner Forderung durch Diebſtahl, Untreue eines Verwahrers, Brand, Natur⸗ 
ereigniſſe oder dergleichen. Ein Verluſt könnte tatſächlich nur beim Untergange 
des Reichsſchuldbuchs und der geführten Nebenakten eintreten, was jedoch kaum 
anzunehmen iſt, da beides getrennt und mit allen denkbaren Sicherungsmaß⸗ 
nahmen aufbewahrt wird. Ferner haftet bei etwaigen falſchen Eintragungen 
das Reich. 

Außerdem ſichert die Eintragung der Forderung ins Reichsſchuldbuch aber die 
Gläubiger auch vor dem Überſehen der erfolgten Ausloſung. Selbſt die Ver⸗ 
pflichtung einer Bank bei der Deponierung von Reichsſchuldverſchreibungen, die 
Ausloſung zu überwachen, iſt naturgemäß nicht ſo zuverläſſig, als wenn die Reichs⸗ 
ſchuldenverwaltung, welche die Ausloſung ſelbſt vornimmt, dieſe in ihrem Ge⸗ 
ſchäftsgang weiterbearbeitet. Bei Eintragung ins Reichsſchuldbuch erhält der 
Gläubiger den Ausloſungsbetrag von Amts wegen portofrei übermittelt. Die 
Reichsſchuldenverwaltung iſt inſoweit fein Bankier und erſpart ihm Arbeit und 
Koſten, die bei jeder Deponierung bei Banken uſw. in nicht unerheblicher Höhe 
(insbeſondere verhältnismäßig bei kleinen Stücken) entſtehen müſſen. Bei den 
nicht im Reichsſchuldbuch eingetragenen Ausloſungs rechten können erfahrungs⸗ 
gemäß bei jeder Ausloſung Millionenbeträge deshalb nicht ausgezahlt werden, 
weil die Berechtigten ſich nicht melden. Für diejenigen, welche in Wertpapier⸗ 
geſchäften unerfahren ſind, alſo Mittelſtand, Bauern, Arbeiter, iſt daher die Ein⸗ 
tragung ins Reichsſchuldbuch die beſte und billigſte Anlage und Siche⸗ 
rung ihres Geldes, denn die Schuldbuchverwaltung nimmt ſowohl die 
Intereſſen des Gläubigers wie auch des Reichs wahr. Bei zinstragenden Reichs⸗ 
anleihen werden den Gläubigern die Zinſen regelmäßig ins Haus geſchickt oder 
an deren Bank, Sparkaſſe uſw. überwieſen. Zinsſcheine brauchen die Gläubiger 
weder zu verwahren noch abzutrennen, da es dieſe bei Schuldbuchforderungen 
nicht gibt. 

Die Bedeutung des Reichsſchuldbuchs innerhalb der Finanzwirt⸗ 
ſchaft des Reichs und überhaupt Deutſchlands ergibt ſich daraus, daß rund 
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23 Milliarden RM. in ihm verwaltet werden. So ilt das Reichs⸗ 
ſchuldbuch eines der bedeutendſten Kreditkontobücher Deutſchlands. 


III. Einrichtung 


Entſprechend ſeiner Aufgabe, ein amtlich geführtes Verzeichnis von Reichs⸗ 
ſchulden zu fein, iſt die Einrichtung des Reichsſchuldbuchs ähnlich der des Grund⸗ 
buchs. Eintragung und Löſchung erfolgen nach entſprechendem Verfahren und 
ähnlich formſtreng wie dort. Denn abſolute Genauigkeit und Fehler⸗ 
loſigkeit find die Grundvorausſetzungen für beide. Nach der aus der Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte des Reichsſchuldbuchs ſich ergebenden Verſchiedenartigkeit der 
Reichsſchulden gibt es mehrere Arten von Reichsſchuldbüchern. Das weitaus um⸗ 
fangreichſte iſt das Schuldbuch der Anleiheablöſung. Dies wird für die Hundert⸗ 
tauſende von Konten nicht in einem Buche geführt, ſondern in zahlreichen Einzel⸗ 
bänden, deren jeder 300 Gläubiger umfaßt. Inhaltlich find die Eintragungen in 
ſechs Abteilungen gegliedert: 1. Natürliche Perſonen; 2. Handelsfirmen; 3. Ein⸗ 
getragene Genoſſenſchaften; 4. Juriſtiſche Perſonen; 5. Vermögensmaſſen ohne 
juriſtiſche Perſönlichkeit (Stiftungen, Anſtalten, Einzelfonds) unter Verwaltung 
oder Aufſicht einer Behörde; 6. Vermögensmaſſen, deren Verwalter gerichtlich oder 
notariell beſtellt find (Teſtamentsvollſtrecker und dergleichen). Jeder Gläu⸗ 
biger hat fein eigenes Konto auf einem beſonderen Schuld buchblatt 
(RSchbG. § 5). Dies enthält außer genauer Bezeichnung des Gläubigers und der 
von ihm für den Fall ſeines Todes zur Empfangnahme der Zahlungen beſtimmten 
Perſon, der ſogenannten „zweiten Perſon“, drei Spalten: 1. Anleiheablöſungs⸗ 
ſchuld; 2. Ausloſungsrecht; 3. Beſchränkungen. Die früher für alle Eintragungen 
beſtehende 4. Zinſenſpalte iſt für die Anleiheablöſungsſchuld weggefallen, weil bis 
zum Erlöſchen der Reparationsverpflichtungen keine Verzinſung gefordert werden 
kann. Für die Schuldbuchkonten auf Grund des Kriegsſchädenſchlußgeſetzes, der 
Polenſchädenverordnung, für Angehörige des Freiwilligen Arbeitsdienſtes und die 
neuen Reichsanleihen enthält Spalte 1 die Höhe der Schuld, Spalte 2 die Ab⸗ 
ſchreibungen, Spalte 3 die Beſchränkungen, Spalte 4 die Zinsempfänger. 

Über die Ausloſungsrechte wird bei der Kontrolle der Reichspapiere 
außer der Eintragung auf das Schuldbuchblatt ferner ein beſonderes Stamm: 
buch geführt, das eine ſchnelle Feſtſtellung der Ausloſungen ermöglicht. 

Jede Veränderung des Schuldbuchkontos iſt aus dem Schuldbuchblatt erſichtlich, 
der jeweilige Stand kann ſofort abgeleſen werden. Jeder Gläubiger der An⸗ 
leiheablöſungsſchuld hat nur ein Konto; Gemeinſchaftskonten für mehrere Per⸗ 
ſonen find nicht zuläſſig, auch nicht für Ehegatten, Miterben und dergleichen. Es 
iſt jedoch beabſichtigt, im Falle einer Reform des Schuldbuchs in dieſer Beziehung 
den Bedürfniſſen des Lebens entgegenzukommen und die Eintragung von Per⸗ 
ſonenmehrheiten zuzulaſſen, wobei aber die Vollmachtserteilung an eine Einzel⸗ 
perſon zur Bedingung gemacht werden müßte, weil ſonſt bei jeder Kontobewegung 
ſtatt einer mehrere Legitimationsprüfungen erfolgen müßten, was für Gläubiger 
und Schuldbuch umſtändlich und zeitraubend wäre. 

Der Schriftwechſel mit jedem Gläubiger wird in einem Aktenband zuſammen⸗ 
geſtellt, in welchem ſich ein beſonderes Blatt befindet, das alle Eintragungen auf 
dem Konto enthält. Dieſes Doppel der Eintragungen ſichert den Gläu⸗ 
biger auch bei Untergang des Reichsſchuldbuchs, da es getrennt aufbewahrt wird. 
Es gilt als Schuldbuchabſchrift im Sinne des § 3 des Reichsſchuldbuchgeſetzes. 
Außerdem werden ein Kapitalbuch und Namens verzeichniſſe geführt. 


Bei Schuldbuchkonten auf Grund des Kriegsſchädenſchlußgeſetzes und der Polen⸗ 
ſchädenverordnung ſind Gemeinſchaftskonten zugelaſſen, weil dort oft Perſonenmehrheiten 
geſchädigt waren. 
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IV. Rechtliche Geſtaltung 


1. Allgemeines 


Die im Reichsſchuldbuch eingetragene Forderung ſteht rechtlich der auf den In⸗ 
haber lautenden Schuldverſchreibung gleich. Zinſen, Tilgung, Termine uſw. gelten 
für beide gleichmäßig ($ 6 Abſ. 2 Reichsſchuldbuchgeſ.). Mit beiden kann Sicher⸗ 
heit geleiſtet werden, mit der Buchforderung durch Eintragung ins Schuld⸗ 
buch. Der Gläubiger hat gegen das Reichsſchuldbuch als amtlich geführtes Regiſter 
den öffentlich⸗ rechtlichen Anſpruch auf ordnungsmäßige Eintragung und Ver⸗ 
ſchwiegenheit (ſiehe unten 5). Daneben beſteht gegebenenfalls der privatrechtliche 
obligatoriſche Anſpruch auf Zahlung von Zinſen und Tilgung, ſowie bei der An⸗ 
leiheablöſungsſchuld der Anſpruch auf Aushändigung von Reichsanleiheſtücken im 
Falle der Löſchung der Forderung (fiehe IV, 4). Die Geſchäfts bedingungen 
des Verkehrs zwiſchen Gläubiger und Reich werden nicht, wie ſonſt bei Bank⸗ 
geſchäften, vertragsmäßig vereinbart, ſondern ſind durch das Reichsſchuldbuch⸗ 
geſetz geſetzlich beſtimmt. Sind dieſe Beſtimmungen erfüllt, ſo muß Ein⸗ 
tragung der Schuld erfolgen. Für das Schuldbuch beſteht alſo inſoweit nicht 
Vertragsfreiheit, ſondern Vertragszwang 

Rechtlich hat man die Eintragung der Schuldbuchforderung früher vielfach 
als Darlehnsvertrag angeſehen. Dieſe Anſicht iſt aber neuerdings allgemein auf⸗ 
gegeben worden. Es handelt ſich vielmehr bei der Ausgabe von Reichsanleihen 
rechtlich um den Verkauf von Forderungen gegen Zahlung einer be⸗ 
ſtimmten Summe. Durch die Eintragung ins Reichsſchuldbuch wird hieran nichts 
geändert, da das zugrunde liegende Schuldverhältnis dadurch nicht berührt wird; 
es iſt lediglich an Stelle der Hingabe einer Schuldurkunde die Eintragung getreten. 
Auch handelt es ſich nicht um eine Hinterlegung (Depot), da die Stücke im Falle 
der Eintragung von der Reichsſchuldenverwaltung vernichtet werden. Etwas 
Hinterlegbares beſteht alſo nicht mehr, ſondern lediglich eine abſtrakte Forderung 
gegen das Reich. 

2. Entſtehung 


Die Buchſchulden werden begründet durch Einlieferung von Schuld⸗ 
verſchreibungen des Reichs durch den Gläubiger bei der Reichsſchulden⸗ 
verwaltung und Eintragung in das Reichsſchuldbuch. Grundſätzlich iſt der 
Erwerb von Schuldverſchreibungen des Reichs notwendig. $ 1 der Reichsſchulden⸗ 
ordnung nennt unter „zugelaſſene Schuldformen“ nur Inhaberpapiere, nicht aber 
Schuldbuchforderungen. Lediglich als Kann⸗Vorſchrift enthält 8 21 in der Neu⸗ 
faſſung vom 5. Juli 1934 die Beſtimmung, daß „Schuldverſchreibungen über 
Reichsanleihen in Buchſchulden des Reichs umgewandelt werden können“. Die 
nach $ 2 des RSchbG. zugelaſſene Barzahlung kommt praktiſch zur Zeit nicht 
in Frage, da die in Betracht kommenden Anleihen abgeſchloſſen ſind. Nach der 
Eintragung der Forderung im Reichsſchuldbuch werden die eingereichten Schuld⸗ 
verſchreibungen von Amts wegen vernichtet, weil ſie im Falle der Verwahrung 
nur doppelte Arbeit verurſachen und den Gefahren jeder Depotverwaltung unter⸗ 
liegen würden. 

Die Eintragung einer Buchſchuld erfolgt in der Regel auf Antrag. Das 
Schuldbuch hat nur mit dem Antragſteller zu tun (8 4 RSchbG.). Schuldbuch⸗ 
gläubiger wird die vom Antragſteller beſtimmte Perſon, die nicht der Antrag⸗ 
ſteller zu ſein braucht. Schuldbuchforderungen können alſo auch für Dritte (Kinder, 
Ehegatten oder beliebige andere Perſonen) begründet werden. Mit der Eintragung 
find dieſe dem Schuldbuch gegenüber allein berechtigt. Iſt eine Ehefrau Schuld⸗ 
buchgläubigerin, ſo iſt ſie ohne Zuſtimmung ihres Ehemannes, auch bei Güter⸗ 
gemeinſchaft, zur Verfügung über ihr Konto berechtigt. 
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3. Beränderungen 


Dieſe können beitehen in Zuſchreibungen, Teilabſchreibungen, Übertragungen, 
Beſchränkungen des Gläubigers (Verpfändungen, Sicherheitsleiſtungen, Nießbrauch 
und ähnl.) (8 8 RSchbG.). Sie erfordern ſämtlich einen Antrag des Gläubigers 
oder ſeines Vertreters ($ 9 RSchbG.). Das Schuldbuch prüft nicht das zugrunde 
liegende Rechtsgeſchäft, ſondern handelt ſtets nach dem von ihr einwandfrei feſt⸗ 
zuſtellenden Willen des verfügungsberechtigten Gläubigers. Von Amts 
wegen eingetragen werden nur Pfändungen bei Zwangsvollſtreckung oder Arreſt, 
ſowie gerichtlich angeordnete Beſchränkung des Gläubigers, ferner Konkurseröff⸗ 
nung (wegen des darin enthaltenen offenen Arreſtes), ebenſo gerichtliche oder 
finanzamtliche Vermögensbeſchlagnahmen, ſowie Beſchränkungen durch das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht, d. h. grundſätzlich behördliche Eingriffe. Lediglich 
durch Zeitablauf oder tatſächlich erledigte Vermerke werden von Amts wegen 
gelöſcht oder berichtigt. 

4. Löſchung 


Auch hierzu bedarf es des Antrags des Gläubigers oder ſeines Vertreters 
(S 9 RSchbG.). Von Amts wegen kann Löſchung und Hinterlegung von 
Schuldverſchreibungen erfolgen bei Pfändung, Konkurs, Verſchollenheit des Gläu⸗ 
bigers, Fehlen eines legitimierten Rechtsnachfolgers des verſtorbenen Gläubigers 
oder einem ſonſtigen geſetzlichen Hinterlegungsgrund. Leitgedanke 
iſt hierbei die Entlaſtung des Reichsſchuldbuchs bei unſicheren Rechtsverhältniſſen. 
Außerdem erfolgt Löſchung von Amts wegen natürlich bei Ziehung des ein⸗ 
getragenen Ausloſungsrechts. | 

Bei Löſchung der Anleiheablöſungsſchuld werden dem Gläubiger Schuldver⸗ 
ſchreibungen des Reichs, nicht aber bares Geld, in Höhe des Kontos aus⸗ 
gereicht’; bei Tilgung von Schuldbuchforderungen auf Grund des Kriegs: 
ſchädenſchlußgeſetzes und der Polenſchädenverordnung erfolgt dagegen Auszahlung 
nur in bar; ebenſo bei den Schuldbuchgutſchriften für Angehörige des Freiwilligen 
Arbeitsdienſtes. Das Schuldbuchkonto wird dann geſchloſſen. Bei Ganzüber⸗ 
tragung des Kontos auf eine andere Perſon wird für dieſe ein neues Konto 
begründet, das alte geſchloſſen. Ebenſo beim Tode des Gläubigers. Hierbei iſt 
die Einrichtung der ſogenannten „z weiten Perſon“ bedeutſam, die den Zweck 
hat, dem Gläubiger Mühe, Zeitverluſt und Koſten, ſowie dem Schuldbuch die 
Prüfung der Erbenlegitimation zu erſparen. Die zweite Perſon wird vom 
Gläubiger beſtimmt ($ 7 NSchbG.). Sie tritt nach dem nachgewieſenen Tode 
des Gläubigers für das Schuldbuch an die Stelle des Gläubigers. Die Beſtimmung 
der zweiten Perſon iſt eine Kann⸗Vorſchrift. Es wird ſich empfehlen, ſie in eine 
Muß⸗Vorſchrift zu verwandeln. Iſt keine zweite Perſon eingetragen, jo muß 
nämlich das Reichsſchuldbuch im Falle des Todes des Gläubigers die Verfügungs⸗ 
berechtigung der ſich meldenden Erben prüfen. Da ſie dies nicht ſelbſt kann, iſt 
ſie auf die Vorlegung eines Erbſcheins oder ſonſtiger Urkunden (Verfügungs⸗ 
beſcheinigung des Nachlaßgerichts [S 16 RSchbG.], Teſtament und anderes) an⸗ 
gewieſen, welche die Erbeneigenſchaft einwandfrei nachweiſen. 

5. Schuld buchgeheimnis 

Im Gegenſatz zum Grundbuch wird Auskunft über Eintragung im Reichsſchuld⸗ 
buch nicht jedem Intereſſenten, ſondern nur dem Gläubiger, ſeinem Rechtsnach⸗ 
folger und den unmittelbar an dem Konto oder zur Verwaltung des Kontos 
Berechtigten erteilt (8 3, Abſ. 4 RSchbG.); außerdem den Fin anz⸗ 
ämtern (S 181 Reichsabgabenordnung), um Steuerhinterziehungen zu ver: 
hindern. 


9 Bei einer durch Ausloſung bedingten Löſchung erfolgt Barzahlung (S. II. Abi. 4). 
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6. Gebühren 


Die Verwaltung des Reichsſchuldbuchs wird für die Gläubiger völlig ge⸗ 
bührenfrei geführt. 


V. Staatsſchuldbücher in anderen Ländern 


Die erſten urkundlich nachweisbaren Staatsſchuldbücher gab es bereits im 
13. Jahrhundert in italieniſchen Stadtſtaaten (Vercelli, Novara, Genua). 
Forderungen gegen den Staat wurden nur dann anerkannt, wenn ſie im Schuld⸗ 
buch eingetragen waren. In England wurde das Staatsſchuldbuch zuerſt 1693 
für eine Rentenſchuld des Staates eingerichtet. In Frankreich iſt das Staats⸗ 
ſchuldbuch als Maßnahme der Revolution 1793 geſchaffen worden, um die vielen 
königlichen Schuldurkunden zu beſeitigen und eine Überſicht über die vorhandenen 
Staatsſchulden zu erlangen. Der Grand livre de la dette publique beſteht heute 
noch (Geſ. v. 7. 8. 1926). Belgien hat mit ſeiner Schaffung 1830 den Gedanken 
des Staatsſchuldbuchs übernommen. In den Niederlanden wurde es 1809 
unter Louis Napoleon nach franzöſiſchem Muſter errichtet. In der Schweiz 
führte der Kanton Genf ein Schuldbuch 1814 ein, jedoch ſetzte der Gedanke ſich 
zunächſt nicht durch; es verſchwand wieder, ebenſo in den anderen Kantonen. Erſt 
1890 führte es der Bund ein, und zwar nach dem Verwahrungsſyſtem für Schuld: 
verſchreibungen, wie es noch heute beſteht. In Spanien beſteht ein Staats⸗ 
ſchuldbuch ſeit 1851. Italien führte 1861 ſein Gran libro del debito publico 
ein, neugeordnet durch Geſetz vom 17. Juli 1910. Es folgt dem Eintragungs⸗ 
ſyſtem, nur die Eintragung erzeugt die Schuld. In Rußland iſt das 1810 
geſchaffene Staatsſchuldbuch durch die Revolution von 1917 hinfällig geworden. 
Nach Dänemark kam der Gedanke des Staatsſchuldbuchs in Form von Ein⸗ 
ſchreibungen auf Staatsanleihen bereits 1812. Erſt 1848 aber wurde ein 
Staatsſchuldbuch nach dem Depotſyſtem eingerichtet (Bekanntmachung des 
däniſchen Finanzminiſteriums vom 6. 11. 1925). Dasſelbe gilt für Nor⸗ 
wegen, das ſeit der königlichen Entſchließung vom 20. Dezember 1890 
ſein Staatsſchuldbuch hat. In Schweden iſt das Staatsſchuldbuch 1907 errichtet 
worden, anfangs nach dem Depotſyſtem, neuerdings nach dem Eintragungsſyſtem, 
wobei auch Barzahlung zugelaſſen iſt (Reglement der ſchwediſchen Schuldenver⸗ 
waltung vom 4. 2. 1918). Auch die Vereinigten Staaten von Amerika 
haben ihr Staatsſchuldbuch. Die Anleihen werden als Inhaberpapiere ausgegeben 
oder in das Schuldbuch eingetragen. Der Schuldbuchgläubiger erhält aber gleich⸗ 
wohl eine Schuldverſchreibung. Über die tatſächliche Benutzung der Staatsſchuld⸗ 
bücher in anderen Ländern ſiehe oben unter 1. 


VI. Finanzpolitiſche Bedeutung und Ausblick 


Es liegt im Intereſſe jedes Staates, daß ſeine Finanzwirtſchaft möglichſt ſtetig 
iſt. Häufiger Wechſel ſeiner Gläubiger ſchafft Schwankungen der Anleihekurſe, 
die oft innerlich nicht begründet ſein werden und ſogar Transaktionen un⸗ 
kontrollierbarer Finanzgrößen oder auch geradezu politiſcher Gegner ſein können. 
Solche Machenſchaften ſind nur möglich dadurch, daß die Inhaber der Anleihe⸗ 
ſtücke nicht bekannt ſind und daß die Forderungen gegen den Staat wie eine 
Ware hin⸗ und hergeſchoben werden können. Eine Staatsanleihe aber ſoll kein 
Spekulationsobjekt ſein. Das entſpricht nicht ihrer Bedeutung, ihrem Weſen 
und, man kann ſagen, ihrer Würde. Die Mobiliſierung des Eigen: 
tums durch die Einführung der Inhaber⸗Wertpapiere war eine der grund⸗ 
ſtürzendſten wirtſchaftspolitiſchen Maßnahmen, die noch verſtärkt wurde durch die 
Anonymität der jeweiligen Inhaber der Papiere. Dieſe unſichtbaren 
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Gläubiger find Eigentümer deutſcher Werte im größten Ausmaß und in der Lage. 
in die Geſchicke unſerer Wirtſchaft und damit auch unſeres Staates mit großer 
Wirkſamkeit einzugreifen, ohne erkannt zu werden. Werte, die telegraphiſch von 
Berlin nach Paris verkauft werden können, find „nicht mehr national“ (Spengler). 
Die Gefahr liegt in dem Zuſammen wirken von Mobilität und Un: 
ſichtbarkeit. Während die Mobilität in einem modernen Wirtſchafts körper 
bis zu einem gewiſſen Grade notwendig iſt, iſt ein Grund für die im heutigen 
Wirtſchaftsleben (außer bei Grundſtücken) geradezu herrſchende 
Anonymität nicht erſichtlich. Sie widerſpricht dem deutſch⸗rechtlichen Grund: 
ſatz, daß alle Rechtsverhältniſſe „kund bar“ ſein ſollen. Sie iſt eine Entartungs⸗ 
erſcheinung einer vorwiegend wirtſchaftlich denkenden Epoche, welche beſtrebt war, 
nicht nur jede Bindung an faßbare Größen (Arbeit, Werk, Boden) zu löſen und 
alle Werte möglichſt „beweglich“ zu machen, da nur der ſchnelle und häufige 
Beſitzwechſel Ausſicht auf vielfach ungeſunde Gewinne bot, ſondern vor allem 
unkontrollierbar und getarnt ihre Ziele verwirklichen und in Abkehr von den 
lebensgeſetzlichen Grundlagen des Volkes in der Wirtſchaft das Schickſal ſehen 
wollte. Im Aktienweſen wird dem neuerdings durch Förderung der Namensaktie 
und des Aktienbuchs entgegengewirkt. 

In verſtärktem Maße iſt dies notwendig bei den Anleihen des Staates. Diejer 
hat ein berechtigtes Intereſſe an einem möglich ſten Ruhezuſtand feiner 
Anleihen. Sie ſollen Daueranlagen ſein. Schneller Beſitzwechſel von Staats⸗ 
anleihen oder gar Börſenſpiel mit ihnen ſchädigen durch Kursſchwankungen un⸗ 
mittelbar den Staat. Schuldbuchfor derungen find nicht zum ſchnellen 
Umſatz geeignet und bilden daher einen ruhenden und kontrollierbaren 
Stock der Staatsanleihen. Jeder Staat wird daher wünſchen und an⸗ 
ſtreben, daß möglichſt große Beträge feiner Anleihen im Schuld buch 
eingetragen werden. Dieſe Beträge ſind dem unruhigen Börſenhandel ent⸗ 
zogen, und mit jeder im Schuldbuch eingetragenen Million wird die Gefahr einer 
überraſchenden oder gar panikartigen Kriſe geringer. Auch eine Kursſtützung 
wird für den Staat leichter, wenn der im freien Verkehr ſchwimmende Teil der 
Anleihen gegenüber dem eingetragenen möglichſt klein iſt. 

Noch ein weiterer Grund aber läßt die ſtarke Benutzung des Schuldbuchs er⸗ 
wünſcht erſcheinen. Der Staat muß überſehen können, werſeine Gläubiger 
ſind. Ob es eine große Zahl kleiner Sparer oder nur verhältnismäßig wenige 
größere Kapitaliſten ſind, ob Banken, Stiftungen, Korporationen, Stadt oder 
Land, In⸗ oder Ausländer. Er wird nach dieſer Kenntnis feine Finanz- und 
Kreditpolitik einrichten. Das wirkſamſte Mittel zur Brechung der Anonymität 
iſt die Eintragung der Forderung ins Reichsſchuldbuch. Durch ſie erhält der Staat 
einen Überblick über den inneren Wert und das Weſen feiner Anleihen; er hat 
nicht mehr nur mit Wertpapieren, ſondern mit Menſchen zu tun, denen er 
gleichſam Auge in Auge gegenüberſteht. 

Es wird aber noch ein weiteres erreicht, nämlich die Befriedung der 
Finanzwirtſchaft. Wer ſein Vermögen ins Reichsſchuldbuch eintragen 
läßt, wird dadurch von Spekulationen abgehalten; er gewöhnt ſich, ohne mehr als 
nötig feſtgelegt zu ſein, daran, ſein Kapital als etwas Ruhendes, 
Sicheres anzuſehen, wie es der Sinn der Kapitalbildung iſt, als einen Grund⸗ 
tod, der das Leben der Familie und die Zukunft der Kinder ſichert. Die Hait 
und Unraſt der Zeit vor und nach dem Kriege, das Drängen nach ſchnellem, mühe⸗ 
loſem Gewinn, werden dadurch im Wirtſchaftsleben eingeſchränkt. Ein Volk kann 
in ſeinem Wirtſchaftsdenken durch die allgemeine Durchſetzung einer Einrichtung. 
wie des Reichsſchuldbuchs, geradezu weltanſchaulich im Sinne der Verantwortung. 
des Gedankens der Volksgemeinſchaft und des Staates als deren Ausdruck er: 
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zogen werden. Dies aber wird wiederum die Bildung von Sparkapital 
fördern, damit die Familienbildung bis zu einem gewiſſen Grade er⸗ 
leichtern und ſich damit zugleich im Geiſte des völkiſchen Staates auswirken. So 
kann auch das Reichsſchuldbuch in ſeinem Bereich dazu beitragen, eine ungeſunde 
Epoche abzulöſen durch eine Zukunft ſtetiger, geſun der und lebensgeſetz⸗ 
licher Entwicklung des Volkes. 
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E. Arbeits: und Sozialrecht 


Die Ordnung der nationalen Arbeit 


I. Einleitung 


a) Geſchichtlicher Rückblick. 

Die marxiſtiſche Lehre ſah in dem Fortſchritt der Menſchheit das 
Ergebnis eines grundſätzlichen Kampfes zwiſchen einzelnen 
Klaſſen. Sie fand ihren Urſprung in dem natürlichen Widerſtreit der 
ſozialen Intereſſen der ſich aus der verſchiedenen Lage des ſeine Arbeits: 
kraft anbietenden Arbeitnehmers und des auf die Rentabilität ſeines Betriebes be⸗ 
dachten Unternehmers ergibt, und übertrug im Laufe der Jahre dieſen Wideritreit 
über den Bereich der Wirtſchaft hinaus als oberſte Richtlinie auf die Regelung 
aller menſchlichen Verhältniſſe. Damit erhob ſie den wirtſchaftlichen Intereſſen⸗ 
gegenſatz zu einer allgemein gültigen Norm, die ſchließlich vor dem 30. Januar 
1933 alle Geſetze und Maßnahmen des Staates, alle wirtſchaftlichen Beziehungen 
zwiſchen den am Wirtſchaftsleben Beteiligten, ſogar alle politiſchen, kulturellen. 
religiöſen und ſelbſt die ſportlichen Vorgänge im Reich beſtimmte. Nichts war des⸗ 
halb natürlicher, als daß auch das ſoziale Leben von dieſen angeblichen Gegenſätzen 
beherrſcht wurde und das ganze deutſche Sozialſyſtem auf der An⸗ 
nahme grundſätzlich gegeneinander gerichteter Inter⸗ 
eſſen von Arbeitgebern und Arbeitnehmern beruhte. Die zwiſchen den beiden 
Mitgeſtaltern unſerer Wirtſchaft beſtehenden naturbedingten Verſchiedenheiten 
wurden infolgedeſſen nicht etwa unterdrückt, ſondern, weil ſie den Anſatzpunkt und 
die Kraftquelle der marxiſtiſchen Klaſſenkampflehre bildeten, immer aufs neue 
weiter aufgeriſſen und vertieft. Nicht die Volksgemeinſchaft, ſondern der Klaſſen⸗ 
kampf bildete die Grundlage der Geſetzgebung. Das Betriebsrätegeſetz z. B. ſtellte 
die „beſonderen Intereſſen der Arbeitnehmer“ denen des Arbeitgebers gegenüber 
und ſchuf in den Betriebsräten beſondere Organe der ſog. Arbeitnehmerklaſſe mit 
einer ausgeſprochenen Frontſtellung gegen ihn. Die Tarifvertrags: und Schlich⸗ 
tungsgeſetzgebung vertiefte dieſe Gegenſätze, ja organiſierte ſie durch die faſt 
ſchrankenloſe Anerkennung von Kollektivverbänden als Intereſſen vertretungen 
auf beiden Seiten, denen als Ausfluß ihrer wirtſchaftlichen und ſozialen Macht⸗ 
ſtellung immer größere Bedeutung im ganzen ſtaatlichen Leben eingeräumt wurde. 
Nicht die Gewerkſchaften an ſich waren verdammenswert. Sie haben, wie auch der 
Führer anerkennt (Mein Kampf, Seite 352), für den deutſchen Arbeiter und damit 
das deutſche Volk viel Gutes geleiſtet. Ihre tragiſche Schuld lag aber darin, daß ſie 
im Banne des politiſchen Marxismus ihren urſprünglichen Aufgaben ſich immer 
mehr entfremdeten, ihr eigenes echtes Weſen zerſtörten und ſich dann zu 
Inſtrumenten des marxiſtiſchen Klaſſenkampfes mißbrauchen ließen. 

Am 30. Januar 1933 übernahm der nationalſozialiſtiſche Staat ſelbſt die Auf— 
gabe, ſich um die Vertretung der menſchlichen Lebensrechte des Arbeiters zu 
kümmern. Als erſtes nahm er eine dem nationalſozialiſtiſchen 
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Gemeinſchaftsgedanken entſprechende Anderung der Stellungnahme des 
Arbeiters zum Unternehmer und umgekehrt vor. Die alten Gewerkſchaften — und 
ebenſo ihre Gegenſpieler, die Arbeitgeberverbände — als Intereſſen vertretungen 
mußten verſchwinden, „weil ſie nur den Zweck hatten, die natürlichen Verſchieden⸗ 
heiten im ſozialen Leben bewußt dazu auszunutzen, das geſamte Volk zu zerſtören 
und die natürlichen Schwächen, die in den Unzulänglichkeiten der Menſchen ihre 
Wurzel haben, zu mißbrauchen“ (Adolf Hitler am 10. Mai 1933). Ihre Beſeitigung 
erfolgte aber „nicht, um dem deutſchen Arbeiter eine für ihn wertvolle Einrichtung 
zu rauben, ſondern nur um dem ganzen deutſchen Volke den Weg zu einem 
Arbeitsfrieden zu ebnen, der in Zukunft allen zugute kommen wird“ (Der Führer 
im Reichstag am 30. Januar 1934). Eine raſche Zertrümmerung der im neuen 
Staate nicht mehr lebensfähigen Gewerkſchaften wäre jedoch unzweckmäßig geweſen, 
da gerade die beſten Arbeiter in ihren Verbänden auch die Befriedigung eines 
geſunden Gemeinſchaftsgefühls fanden und die plötzliche Vernichtung der Ver⸗ 
bände, ohne daß ihnen ſofort Gleichwertiges hätte gegenübergeſtellt werden 
können, als einen Verluſt heimatlichen Bodens empfunden hätten, ganz abgeſehen 
von den durch langjährige Opfer erworbenen materiellen Anſprüchen an die 


Organiſationen. 


So übernahm denn am 2. Mai 1933 die nationalſozialiſtiſche Betriebszellen⸗ 
organiſation, die als politiſche Beauftragte der Partei jahrelang den Kampf um 
die Seele des Arbeiters in den Betrieben geführt hatte, die freien Gewerkſchaften 
und bildete damit den Grundſtock für die Deutſche Arbeitsfront, der in 
der folgenden Zeit auch die übrigen Verbände der Arbeiter, Angeſtellten und 
Arbeitgeber beigeſchloſſen wurden. Die Führung dieſer neuen Gemeinſchaft über⸗ 
nahm nicht etwa ein Arbeiterführer, ſondern der Organiſationsleiter der Partei. 
Gerade in dieſer Perſonenwahl kam klar zum Ausdruck, daß mit der Gründung 
der Arbeitsfront nicht etwa ein ſozialpolitiſches Problem gelöſt, keine neue gewerk⸗ 
ſchaftliche Organiſation gebildet, ſondern daß der Arbeiter, überhaupt jeder 
ſchaffende Menſch an den politiſchen Träger des neuen Staates herangeführt und 
zur nationalſozialiſtiſchen Lebensauffaſſung erzogen werden ſollte. 

Die allmählich fortſchreitende Auflöſung der Gewerkſchaften und der Arbeit⸗ 
geberverbände zwang die Staatsführung zu raſchen Entſchlüſſen. Auf ihrer 
Exiſtenz beruhten ja die Tarifverträge, die Grundpfeiler des deutſchen Lohn⸗ 
gebäudes, deren Fortfall in einer Zeit der wirtſchaftlichen Unſicherheit zu unabſeh⸗ 
baren Folgen geführt haben würde. Da aber mitten im revolutionären Geſchehen 
ein völliger Wandel im deutſchen Sozialſyſtem nicht vorgenommen werden konnte, 
mußte die Reichsregierung zu einer Ubergangs regelung ſchreiten. Sie 
ſchuf durch das Geſetz vom 19. Mai 1933 das Inſtitut der Treuhänder der 
Arbeit, denen an Stelle der bisherigen Tarifträger, der ſog. wirtſchaftlichen 
Vereinigungen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer, die Regelung der Bedingungen 
für den Abſchluß von Arbeitsverträgen übertragen wurde. Wenn auch mit zahl⸗ 
reichen Fiktionen, rettete man ſo unter grundſätzlicher Beibehaltung des bisherigen 
Tarifvertrages den Arbeitsfrieden, deſſen Gefährdung mitten in der revolutionären 
Neugeſtaltung des Staats unbedingt vermieden werden mußte. Wenn auch die 
vielen rechtlichen Schwierigkeiten, die ſich aus der Fiktion von Verbänden ergaben, 
die bereits aufgelöſt waren oder zum mindeſten ihren Daſeinszweck verloren 
hatten, dank der großen Diſziplin des Volkes und der realen Macht der Bewegung 
überwunden werden konnten, ſo ergab ſich doch zwangsläufig die Notwendigkeit, 
alsbald die Neugeſtaltung des deutſchen Sozialſyſtems in Angriff zu nehmen. 
Nachdem durch einen grundlegenden Aufruf der beteiligten Reichsminiſter 
gemeinſam mit dem Führer der Arbeitsfront und dem Wirtſchaftsbeauftragten 
des Führers vom 27. November 1933 die Zuſtändigkeiten der Arbeits⸗ 


693 


front im neuen Sozialgefüge grundſätzlich und abſchließend feſtgelegt waren, 
brachte die notwendige Klarheit über das künftige Sozialſyſtem und die Regelung 
der materiellen Arbeitsbedingungen das am zweiten Feiertage des deutſchen 
Volkes, dem 1. Mai 1934, in Kraft getretene Geſetz zur Ordnung der 
nationalen Arbeit vom 20. Januar 1934. 

b) Sinn des Geſetzes zur Ordnung der nationalen Arbeit. 

Das neue Geſetz baut das ſoziale Zuſammenleben der ſchaffenden Menſchen in 
erſter Linie auf den Grundſätzen der Gemeinſchaft auf, die zu ihrer Vertiefung eine 
gemeinſame ehrenhafte Sozialgeſinnung vorausſetzt. Es eilt dabei in vielen Punk⸗ 
ten der natürlichen Entwicklung voraus und ſtellt nationalſozialiſtiſche Grundſätze 
auf, deren Verwirklichung erſt eine lange Erziehungsarbeit an den beteiligten 
Menſchen zur Vorbedingung hat. Erkannte man aber als weſentliche Vorausſetzung 
für das Gelingen des neuen Werkes die Umbildung der menſchlichen 
Geſinnung, ſo konnte der Geſetzgeber nicht mit den nun einmal übernommenen 
Menſchen rechnen, ſondern mußte bei der Rechtsgeſtaltung Ziele aufſtellen, nach 
denen ſich die eingeleitete Umformung der Beziehungen zwiſchen Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern zu richten hatte. Das Geſetz iſt alſo in vielfacher Hinſicht zunächſt 
Programm, für deſſen reſtloſe Erfüllung vielleicht noch die Erziehung von Gene⸗ 
rationen erforderlich ſein wird. Es iſt klar, daß ſich gerade deshalb aus der 
Spannung zwiſchen der überkommenen Wirklichkeit und dem in die Zukunft weiſen⸗ 
den Programm zahlreiche Probleme ergeben, die unzweifelhaft in der nächſten 
Zeit zu gewiſſen Schwierigkeiten führen werden, bei gutem Willen der Beteiligten 
aber leicht gelöſt werden können. Das gilt nicht zuletzt von der unentbehrlichen 
Übertragung des Führerprinzips aus der politiſchen und militäriſchen Ebene 
in den wirtſchaftlichen Bereich. Wenn aber das vergangene Syſtem im Kampfe 
gegen jede echte Gemeinſchaftsarbeit bewußt den Betrieb, die gegebene Stätte der 
Zuſammenarbeit, aus der Geſtaltung der ſozialen Verhältniſſe zurückdrängte und 
die Perſönlichkeit des Unternehmers, der den Arbeitern nicht als der am 
gleichen Werke ſchaffende Volksgenoſſe, ſondern als der Funktionär einer be⸗ 
ſtimmungsgemäßen Ausbeuterklaſſe hingeſtellt wurde, aus der Sozialpolitik aus⸗ 
ſchaltete, jo mußten gerade im Streite gegen den marxiſtiſchen Klaſſenkampf und 
den ihm dienſtbaren nivellierenden Kollektivismus die verantwortliche 
Unternehmerperſönlichkeit in den Vordergrund gerückt und durch ſeine 
Herausſtellung die Vorausſetzungen für eine vertrauensvolle Gemeinſchaftsarbeit 
im Betriebe geſchaffen werden. Die Herbeiführung dieſer Gemeinſchafts⸗ 
arbeit iſt entſprechend den Grundſätzen der Bewegung und damit des neuen 
Staates überhaupt das Hauptziel des Geſetzes. Ihr dient die beſondere Hervor⸗ 
hebung der ſozialen Geſinnung ſozial verantwortlicher Menſchen, auf der allein 
das für die Gemeinſchaſtsarbeit notwendige gegenſeitige Vertrauen beruhen kann, 
und ihre Sicherung durch die neuartige ſoziale Ehrengerichtsbarkeit. Ihr dient 
aber nicht zuletzt auch die ſtärkere Loslöſung des einzelnen Betriebes aus allzu 
weitgehenden überbetrieblichen Bindungen und damit die Übertragung größter 
ſozialer Verantwortung auf den dieſer Verantwortung allzuſehr entwöhnten 
Unternehmer, von dem der Nationalſozialismus in dieſem Geſetze fordert, daß er 
Führer ſeines Betriebes ſei, deſſen Führertum aber nicht etwa auf dem 
Buchſtaben eines Geſetzes oder auf Gewalt, ſondern auf der inneren Autorität 
eines verantwortlichen vorbildlichen Menſchen und auf der höheren Leiſtung 
beruht. Die Verwirklichung eines ſolchen Führertums in der Wirtſchaft ließ auch 
die Zurückdrängung kollektiver Normen und den Aufbau der künftigen Sozial⸗ 
politik auf der betrieblichen Regelung zu, die ein beſonders ausgeprägtes ſoziales 
Verantwortungsgefühl des Unternehmers gegenüber dem Geſamtwohl vorausſetzt. 
Die Verlegung des ſozialen Schwergewichts in den Betrieb ſoll gerade 
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den Boden für eine verſtändnisvolle Zuſammenarbeit zwiſchen dem Unternehmer 
und ſeiner Gefolgſchaft vorbereiten und die durch das bisherige Syſtem beein⸗ 
trächtigte Selbſtverantwortlichkeit wiederherſtellen. Wenn für eine gewiſſe Über: 
gangszeit der Staat ſich ſtärker in den ſozialen Schutz einſchalten mußte, als es 
vielleicht mit dem Grundſatz vollſter Selbſtverantwortung vereinbar ſein möchte, 
ſo ergab ſich die Verpflichtung hierzu aus der Notwendigkeit, die zwiſchen dem 
Zuſammenbruch des bisherigen marxiſtiſchen Gewerkſchaftsſyſtems und dem Heran⸗ 
wachſen neuer Formen und Menſchen liegende Zeit zu überbrücken. Ziel und Sinn 
des Geſetzes iſt aber die Verwirklichung der nationalſozialiſtiſchen Forderung, auch 
im Wirtſchaftsleben die Werte der Perſönlichkeit und der Leiſtung hervorzuheben 
und die freien, nur durch die Verantwortung vor der Geſamtheit gebändigten 
Kräfte des Wirtſchaftslebens ſo weit wie möglich zur Entfaltung zu bringen. Dazu 
gehörten allgemeine Grundſätze über das Zuſammenleben der einem verantwort⸗ 
lichen Führer folgenden Gemeinſchaft, ihre Unterordnung unter das Gemeinwohl, 
die Vertiefung des gegenſeitigen Vertrauens, die Stärkung der Verantwortung 
durch ein beſonderes ſoziales Ehren⸗ und Geſinnungsrecht und ſchließlich auch die 
Regelung der ökonomiſchen Beziehungen der ſchaffenden Menſchen zueinander 
unter der leitenden und fürſorgenden Hand des das Ziel weiſenden Staates. Man 
wird den Sinn des ganzen Geſetzes nur erfaſſen, wenn man ſich ſein Endziel vor 
Augen hält, das den notwendigen Bruch mit den Grundſätzen des auf die Un⸗ 
einigkeit der Menſchen aufgebauten alten Sozialſyſtems vollzieht, um auch im 
Bereich der Wirtſchaft zu der wahren nationalſozialiſtiſchen Volksgemein⸗ 
ſchaft überzuleiten. | 


II. Die Ordnung des Betriebes 


a) Grundgedanken und Überblick. 


Der erſte Abſchnitt des Geſetzes befaßt ſich mit der Ordnung des Betriebes. Er 
bringt uns die im Betriebe ſchaffenden Menſchen, ihre Aufgaben und Pflichten 
innerhalb dieſer Gemeinſchaft nahe und erläutert die Begriffe des verantwort⸗ 
lichen Führers des Betriebes, der mit ihm am gemeinſamen Werke ſchaffenden 
Gefolgſchaft und des Vertrauensrates als des Mittlers des der gemeinſamen 
Arbeit zugrunde liegenden gegenſeitigen Vertrauens. Der Führer des Betriebes 
und ſeine Gefolgſchaft (Angeſtellte und Arbeiter) haben im Betriebe gemeinſam 
zur Förderung der Betriebszwecke und zum gemeinen Nutzen von Volk und Staat 
zu arbeiten (8 1). Der Führer, der grundſätzlich in allen ſozialen Angelegenheiten 
der Gefolgſchaft gegenüber zu entſcheiden hat, hat für das Wohl der Gefolgſchaft zu 
ſorgen, die ihrerſeits ihm die in der Betriebsgemeinſchaft begründete Treue zu 
halten hat ($ 2). Dieſes programmatiſch an die Spitze des Geſetzes geſtellte 
Treue verhältnis wird ohne Zweifel künftig das geſamte ſoziale Recht be⸗ 
herrſchen. Es iſt nicht nur Programm für dieſes Geſetz und beſtimmt nicht nur 
den Geiſt, in dem ſich nach ihm die Gemeinſchaftsarbeit zum gemeinen Nutzen 
vollziehen ſoll, ſondern iſt gleichzeitig Programm für unſer ganzes Arbeitsrecht. 
Hier wird erſtmalig geſetzgeberiſch die nationalſozialiſtiſche Auffaſſung von der 
Gemeinſchaftsarbeit zwiſchen dem Führer eines Betriebes und ſeinen Mitarbeitern 
verankert. Das Arbeitsverhältnis iſt in Anlehnung an die alten deutſchrechtlichen 
Grundſätze vom Treudienſtvertrag nicht mehr nur der Ausfluß eines gegenſeitigen 
materialiſtiſchen Schuldverhältniſſes, ſondern wird weitgehend von dem ethiſchen 
Gedanken der Treue beeinflußt, der auch dort die Richtſchnur für das Handeln 
geben ſoll, wo ſich der Geſetzgeber bewußt einer kaſuiſtiſchen Einzelregelung aller 
einzelnen Beziehungen der ſchaffenden Menſchen zueinander enthalten hat. Auf 
dieſem Treue⸗ und Fürſorgeverhältnis beruht ihr Zuſammenleben und ihre gemein— 
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ſame Arbeit, die — großzügig — in wenigen Vorſchriften des erſten Abſchnittes 
geregelt ſind. 

b) Führer des Betriebes. 

An der Spitze des Betriebes ſteht — dem deutſchrechtlichen Treuevertrag und dem 
in die wirtſchaftliche Ebene übertragenen Führergrundſatz entſprechend — ein 
Führer, der die Geſchicke der Gemeinſchaft aller Betriebsangehörigen lenkt und 
die Verantwortung für die gemeinſame Arbeit „zum gemeinen Nutzen von Volk 
und Staat“ vor der größeren Volksgemeinſchaft trägt. „Führer des Be⸗ 
triebes“ iſt der Unternehmer ($ 1). Das Geſetz kennt hier nicht, wie viel⸗ 
fach behauptet wurde, eine „Trennung der Gewalten“ und ſtellt nicht neben ihn, 
der für die wirtſchaftliche Führung allein verantwortlich iſt, noch eine andere 
Perſon mit beſonderen Führerrechten im ſozialen Bereich, ſondern überträgt in 
ſtrenger Durchführung des Führergrundſatzes dem Unternehmer auch die volle 
Verantwortung für das ſoziale Geſchehen. Er entſcheidet der Gefolg⸗ 
ſchaft gegenüber in allen betrieblichen Angelegenheiten ($ 2). Die bier 
verliehene Entſcheidungsbefugnis iſt aber nicht etwa die Begründung einer 
ſchrankenloſen Herrſchaft oder die Neubefeſtigung eines liberaliſtiſchen Herr⸗im⸗ 
Hauſe⸗Standpunktes, ſondern eine Forderung des Geſetzgebers an das ge⸗ 
ſteigerte Verantwortungsbewußtſein des Unternehmers, das, ſoweit es nötig ſein 
ſollte, durch die Kontrolle des Staates und die Forderungen der ſozialen Ehre 
geweckt wird. Zwar wird er durch das Geſetz von allen hemmenden Bindungen 
befreit, die in früherer Zeit durch ſog. Mitwirkungsrechte der Betriebs vertretungen 
und anderer Organe jede freie Entfaltung ſchöpferiſcher Führernaturen ver⸗ 
hinderten und jeden Verſuch, mit der eigenen Gefolgſchaft in unmittelbare menſch⸗ 
liche Beziehungen zu treten, verleideten, aber er wird zugleich durch die Wieder⸗ 
erweckung der Grundſätze des alten deutſchrechtlichen Treudienſtvertrages zu größter 
ſozialer Verantwortungsfreudigkeit verpflichtet. 

Das Geſetz hat den Begriff des ſo an verantwortliche Stelle geſtellten Unter⸗ 
nehmers nicht näher umſchrieben, ſondern den allgemeingültigen, vor allem in der 
wirtſchaftlichen und ſteuerlichen Geſetzgebung geprägten und von der Rechtſprechung 
näher ausgeſtalteten Unternehmerbegriff übernommen. Jedoch mußte es 
beſondere Beſtimmungen für den in der Praxis häufigen Fall treffen, daß dieſer 
Unternehmer, weil er den Betrieb nicht ſelbſt leitet, auch nicht ſein Führer ſein 
kann; denn die Stellung als Führer erfordert ja die Zugehörigkeit zu der Gemein⸗ 
ſchaft, die er führen ſoll. Die Regelung mußte auch den Fall erfaſſen, daß der 
Unternehmer durch eine juriſtiſche Perſon verkörpert wird, die wegen ihrer Hand⸗ 
lungsunfähigkeit gleichfalls nicht Führer ſein kann. Hier beſtimmt das Geſetz, daß 
die geſetzlichen Vertreter Führer des Betriebes ſeien. Sie handeln in der Mehr⸗ 
zahl gemeinſchaftlich je nach den für die juriſtiſchen Perſonen geltenden geſetzlichen 
oder Satzungsbeſtimmungen (8 3 Abſ. 1). Es iſt alſo nicht erforderlich, 
daß immer nur eine natürliche Perſon Führer des Betriebes iſt. Da die 
Eigenſchaft als Führer aus der Unternehmerfunktion abgeleitet wird, müſſen, wenn 
dieſe Funktion nach außen hin durch mehrere Perſonen ausgeübt wird, auch dieſe 
mehreren Perſonen Führer ſein. Jedoch iſt es möglich, daß mehrere ſolche Führer 
einen aus ihrer Mitte mit der Wahrnehmung der Führerfunktionen betrauen 
(S 3 Ab}. 2) und jo die zwar logiſch richtige, aber ungewöhnliche Mehrführerſchaft 
beſeitigen. $ 3 Abſ. 2 beſtimmt weiter, daß der den Betrieb nicht ſelbſt leitende 
Unternehmer — bei juriſtiſchen Perſonen gilt Gleiches für die geſetzlichen Ver— 
treter — eine an der Betriebsleitung verantwortlich beteiligte 
Perſon mit ſeiner Stellvertretung betrauen muß. Die Betrauung eines 
Stellvertreters kann übrigens auch dann erfolgen, wenn der Unternehmer zwar 
den Betrieb ſelbſt leitet, aber aus irgendwelchen Gründen ſich nicht als Führer 
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betätigen kann oder will. Mit gutem Grunde iſt als Stellvertreter des Führers 
nur ein verantwortlicher Leiter des Betriebes beſtimmbar. Die Betriebsgemein⸗ 
ſchaft zwiſchen dem Unternehmer und ſeiner Gefolgſchaft ſoll nicht dadurch geſtört 
werden, daß ſich zwiſchen beide un verantwortliche Perſonen einſchieben, die etwa 
geſchäftsmäßig auf Grund eines beſonderen Auftrages Entſcheidungen treffen, die 
der eigenen Entſchließung des Betriebsleiters vorbehalten bleiben ſollen. 

Eine Beſonderheit regelt 8 3 Abi. 3. Das ſoziale Ehrengericht kann dem 
Führer des Betriebes bei gröblicher Verletzung der ſozialen Ehre die Befähi⸗ 
gung zum Führer aberkennen. Iſt das geſchehen, kann er nicht mehr 
Führer ſeiner Gefolgſchaft ſein. Der Unternehmer muß, auch dann wenn er 
bisher den Betrieb ſelbſt leitete, alſo ſelbſt der nunmehr disqualifizierte Führer 
des Betriebes war, eine andere an der Betriebsleitung verantwortliche Perſon 
zum Führer beſtellen. 

Dem Führer des Betriebes ſind durch die Einräumung der alleinigen Ent⸗ 
ſcheidungsbefugnis in allen ſozialen Angelegenheiten große Rechte verliehen. 
Ihnen entſprechen ebenſo große Pflichten, die ſich aus dem gegenſeitigen 
Treueverhältnis, der Grundlage der Gemeinſchaftsarbeit, ergeben ($ 2). Der 
Führer iſt „für das Wohl der Gefolgſchaft“ verantwortlich. Er hat nicht nur für 
das materielle Wohlergehen ſeiner Mitarbeiter zu ſorgen, ſondern ſie auch ſeeliſch 
zu fördern, zur Gemeinſchaftsarbeit zu erziehen und zur Staatsbejahung zu führen. 
Der „Arbeitnehmer“ im neuen Staat iſt ein durch das Band der Treue mit dem 
Betrieb und ſeinem Führer verbundener Mitarbeiter geworden. Daraus folgt 
am 1 ſein Verhältnis zum Unternehmer und umgekehrt das des Unternehmers 
zu ihm. 

c) Vertrauensrat. 

Die Gemeinſchaftsarbeit wird in allen Betrieben erſchwert, deren Beſchäftigungs⸗ 
zahl über ein gewiſſes Maß hinausgeht. Deshalb muß ſich der Unternehmer in 
Betrieben mit mehr als 20 Beſchäftigten der Hilfe von Vertrauens⸗ 
mittlern bedienen. Das Geſetz ſtellt ihm daher ($ 5) Vertrauensmänner aus 
der Gefolgſchaft zur Seite, die mit ihm und unter ſeiner Leitung den Ver⸗ 
trauensrat des Betriebes bilden. Er ſoll in erſter Linie „das gegenſeitige 
Vertrauen innerhalb der Betriebsgemeinſchaft vertiefen“ (8 6 Abſ. 1). Nur ganz 
beſonders ausgezeichnete Mitarbeiter können das Amt eines Ver⸗ 
trauensmannes erfüllen. Ohne Rückſicht auf das Geſchlecht ſoll Vertrauensmann 
nur ſein, wer das 25. Lebensjahr vollendet hat, mindeſtens ein Jahr im Betriebe 
und mindeſtens zwei Jahre im gleichen Berufe tätig geweſen iſt, die bürgerlichen 
Ehrenrechte beſitzt, der Deutſchen Arbeitsfront angehört und durch vorbildliche 
menſchliche Eigenſchaften ausgezeichnet iſt, zugleich auch die Gewähr bietet, daß 
er jederzeit rückhaltlos für den nationalen Staat eintritt (8 8). Die Größe des 
Vertrauensrates richtet ſich nach der Größe des Betriebes, iſt aber vom Geſetzgeber 
wohlweislich beſchränkt, da nur ein kleiner Führerkreis die ihm obliegenden Auf⸗ 
gaben erfüllen kann. Der kleinſte Vertrauensrat beſteht einſchließlich des Führers 
des Betriebes aus drei, der größte aus elf Mitgliedern (8 7). 

Neben der allgemeinen Pflicht, das gegenſeitige Vertrauen zu vertiefen 
($ 6 Abſ. 1), aus der ſich zahlreiche Aufgaben ohnehin ableiten laſſen, iſt dem 
Vertrauensrat die Aufgabe geſtellt, alle Maßnahmen zu beraten, die der Ge— 
ſtaltung und Durchführung der Arbeitsbedingungen, der Verbeſſerung der Arbeits⸗ 
leiſtung, der Durchführung und Verbeſſerung des Betriebsſchutzes, der Stärkung 
der Verbundenheit aller Betriebsangehörigen und dem Wohle aller Mitglieder 
der Gemeinſchaft dienen. Er hat auf die Beilegung aller Streitigkeiten innerhalb 
der Betriebsgemeinſchaft hinzuwirken und iſt vor der Feſtſetzung von Bußen auf 
Grund einer Betriebsordnung zu hören (8 6 Abſ. 2). Die beratende Tätig: 
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keit des Vertrauensrats erſtreckt ſich alſo auf alle ſozialen Vorgänge des Be⸗ 
triebes. Die Entſcheidung trifft aber ſtets der Führer unter eigener Verant⸗ 
wortung. Denn „es gibt keine Majoritätsentſcheidungen, ſondern nur verant⸗ 
wortliche Perſonen und das Wort ‚Rat‘ wird wieder zurückgeführt auf ſeine 
urſprüngliche Bedeutung. Jedem Manne ſtehen wohl Berater zur Seite, allein 
die Entſcheidung trifft ein Mann“ (Mein Kampf, Seite 501). 

Eine beſonders wichtige Aufgabe iſt dem Vertrauensrat durch das Be⸗ 
ſchwerderecht des § 16 zugewieſen. Wenn auch zu hoffen iſt, daß ſich der 
deutſche Unternehmer des ihm durch dieſes Geſetz entgegengebrachten Vertrauens 
würdig erweiſt und die ihm verliehene Entſcheidungsbefugnis richtig verwertet, 
ſo mußte doch ein Ausgleich für diejenigen Fälle geſchaffen werden, in denen die 
Hoffnung auf eine nationalſozialiſtiſchen Grundſätzen entſprechende Führung im 
Betriebe trügeriſch war. Daher kann die Mehrheit des Vertrauensrates — es 
ergab ſich hier aus den angedeuteten Gründen die Notwendigkeit, von dem klaren 
Führergrundſatz abzuweichen — den Treuhänder der Arbeit gegen Entſcheidungen 
anrufen, die mit den wirtſchaftlichen oder ſozialen Verhältniſſen des Betriebes 
nicht vereinbar erſcheinen ($ 16). In Durchführungsbeſtimmungen (8 15 der 
Zweiten Durchführungsverordnung vom 10. März 1934) iſt die notwendige Vor⸗ 
ſorge getroffen, daß dieſes Beſchwerderecht nicht zu einer Entfremdung im Be: 
triebe, ſondern, ſoweit es möglich iſt, noch zu einer Stärkung der inneren Ver⸗ 
bundenheit und einer ſachlichen verantwortungsfreudigen Behandlung auftauchen⸗ 
der Streitfragen führt. Denn das verantwortungsvolle Ehrenamt der Vertrauens⸗ 
männer ſteht ſtets unter den Geſetzen der ſozialen Ehre. Sie haben Diener der 
Gemeinſchaft und Mittler des Vertrauens auch dann zu ſein, wenn Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten beſtehen, und nicht etwa, wie nach dem alten Recht, beſondere 
Intereſſen irgendeiner Gruppe im Betriebe dem Unternehmer gegenüber wahr⸗ 
zunehmen. 

Es war ſelbſtverſtändlich, daß die umſtändliche Liſtenwahl der früheren Zeit, 
aus der die Mitglieder der Betriebsvertretungen hervorgingen, beſeitigt wurde. 
Der Geſetzgeber hat die Grundſätze der Volksabſtimmung vom 12. November 1933 
übernommen und die Auswahl der Vertrauensleute den dieſen Grund⸗ 
ſätzen entſprechenden Regeln des § 9 unterſtellt, dabei auch weitgehend die poli⸗ 
tiſche Organiſation im Betriebe, die Nationalſozialiſtiſche Betriebszellen⸗ 
organiſation, eingeſchaltet. Im März jedes Jahres ſtellen der Führer des 
Betriebes und der Betriebsobmann der NSBO. gemeinſam eine Lifte der er: 
forderlichen Vertrauensmänner und ihrer nach 87 vorzuſehenden Stellvertreter 
auf. Dieſe Liſte unterbreiten ſie der Gefolgſchaft, die zu ihr in geheimer 
Abſtimmung Stellung zu nehmen hat. (Näheres über die Abſtimmung ſiehe 
SS 2 bis 14 der Zweiten Durchf.) Eine Beſonderheit des Abſtimmungsver⸗ 
fahrens liegt darin, daß die Abſtimmungsberechtigten auch einzelne der vorge⸗ 
ſchlagenen Perſonen durch Streichung der Namen auf dem Stimmzettel ablehnen 
können (8 8 DurchfVO.). Dadurch wird vermieden, daß an der Aufnahme einer 
der Gefolgſchaft unerwünſchten Perſon in die Vorſchlagsliſte die Bildung des Ver⸗ 
trauensrates überhaupt ſcheitert, anderſeits die Gewähr geboten, daß die endgültig 
beſtellten Perſonen auch wirklich das Vertrauen der Gefolgſchaft genießen. Bei 
der Feſtſtellung des Abſtimmungsergebniſſes iſt zu ermitteln, welche der auf⸗ 
geſtellten Perſonen eine Mehrheit der abgegebenen Stimmen er⸗ 
halten haben. Sie werden von dem Führer des Betriebes als Vertrauensmänner 
in den Vertrauensrat berufen. Der Treuhänder der Arbeit entſcheidet durch Aus⸗ 
übung eines auch ihm verliehenen Berufungsrechts dann, wenn eine ordnungs⸗ 
mäßige Bildung des Vertrauensrats im Betriebe nicht zu erzielen iſt ($ 9). 

Vor ihrem Amtsbeginn, der regelmäßig mit dem Feiertage des deutſchen Volkes 
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zuſammenfällt, haben die Mitglieder des Vertrauensrats einſchließlich des Führers 
des Betriebes vor der feſtlich verſammelten Gefolgſchaft des Betriebes zu ge⸗ 
loben, „in ihrer Amtsführung nur dem Wohle des Betriebes und der Gemein⸗ 
ſchaft aller Volksgenoſſen unter Zurückſtellung eigennütziger Intereſſen zu dienen 
und in ihrer Lebensführung und Dienſterfüllung den Betriebsangehörigen Vor⸗ 
bild zu fein“ (8 10). 

Eingehende Vorſchriften befaſſen ſich weiter mit dem Erlöſchen des Amtes und 
dem Recht des Treuhänders der Arbeit, ſachlich und perſönlich ungeeignete Ver⸗ 
trauensmänner abzuberufen. Sie ſehen auch vor ($ 17), daß für Unternehmen, 
die aus mehreren Betrieben beſtehen, ein Unternehmensbeirat durch den 
Führer des Unternehmens aus den Vertrauensräten der einzelnen Betriebe zu 
bilden iſt. 


III. Treuhänder der Arbeit 


a) Verfaſſung des Treuhänderamtes. 

Erſtmalig durch das Geſetz vom 19. Mai 1933 iſt die Inſtitution der Treu⸗ 
händer der Arbeit geſchaffen, denen in den erſten Monaten der revolutio⸗ 
nären Geſtaltung die Aufgabe übertragen war, den Arbeitsfrieden durch geeignete 
Maßnahmen zu ſichern und an Stelle der aufgelöſten ſog. wirtſchaftlichen 
Vereinigungen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer Tarifbeſtimmungen feſtzuſetzen. 
Das neue Geſetz hat dieſe ſo wichtige Inſtitution übernommen, die Treuhänder 
der Arbeit in den Behördenaufbau des Reiches eingegliedert und ſie zu den ſozial⸗ 
politiſchen Vertretern der Reichsregierung innerhalb des ihnen zugewieſenen 
Wirtſchaftsgebietes berufen. Sie ſind nach dem neuen Recht Reichsbeamte 
im Sinne des Reichsbeamtengeſetzes (SS 18 und 73), werden, wie alle Reichs⸗ 
beamten, vom Führer und Reichskanzler ernannt und unterſtehen der Dienſt⸗ 
auffiht des für das ganze ſoziale Geſchehen im Reich verantwortlichen Reichs⸗ 
arbeitsminiſters. Ihre Einſetzung iſt durch S 18 zwingend vorgeſchrieben. Treu⸗ 
händerämter find danach für größere Wirtſchaftsgebiete errichtet, 
deren Abgrenzung der Reichsarbeitsminiſter in Anlehnung an die Bezirke der 
Landesarbeitsämter vorgenommen hat. Die Treuhänder der Arbeit find an Richt⸗ 
linien und Weiſungen der Reichsregierung gebunden, die ihnen durch den Reichs⸗ 
arbeitsminiſter als zuſtändigen Fachminiſter übermittelt werden (8 18 Abi. 2). 
Dadurch wird der Einfluß des Staates auf ihre Tätigkeit geſichert und werden 
ſie Verwaltungsorgane des Reiches. Sie haben ebenſo wie alle ſonſtigen deutſchen 
Behörden einander Amtshilfe zu leiſten, auch Anſpruch darauf, durch alle Reichs⸗ 
und Landesbehörden bei ihrer Arbeit unterſtützt zu werden. Daß ihnen eine aus⸗ 
reichende Zahl von Hilfskräften zur Verfügung ſteht, iſt ſelbſtverſtändlich; daneben 
können ihnen durch den Reichsarbeitsminiſter auch beſondere Beauftragte 
für die ihnen obliegenden Aufgaben unterſtellt werden ($ 21). Das Geſetz gibt 
ihnen weiter die notwendigen Vollmachten, um ſich hartnäckigen Sündern gegen⸗ 
über wirkſam durchſetzen zu können. Auf ihren Antrag werden nämlich Zuwider⸗ 
handlungen gegen ihre Anordnungen mit krimineller Strafe belegt ($ 22) oder 
der Sühnung durch die ſozialen Ehrengerichte unterworfen ($ 36 Ziffer 3). 

b) Aufgaben der Treuhänder. 

Das Geſetz hat die Aufgaben der Treuhänder der Arbeit abſchließend 
geregelt. Nach dem Geſetz vom 19. Mai 1933 war ihnen nur allgemein die 
Aufgabe geſtellt, den Arbeitsfrieden zu ſichern. Für ihn haben die Treuhänder 
nach wie vor zu ſorgen; aber dieſe Pflicht gibt ihnen nicht mehr die General: 
ermächtigung wie das alte Treuhändergeſetz, deſſen dehnbare Faſſung zu einer 
ungebührlichen Inanſpruchnahme ihrer Dienſtſtellen geführt hat. Um den Arbeits- 
frieden aufrechtzuerhalten, haben fie vielmehr acht beſtimmte Aufgaben zu er: 
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füllen (§ 19). Sie haben über die Bildung und Geſchäftsführung der Vertrauens» 
räte zu wachen, Vertrauensmänner der Betriebe zu berufen und abzuberufen und 
auf Anrufung des Vertrauensrates bei Beſchwerden über Anordnungen des 
Führers des Betriebes zu entſcheiden. Weiter iſt ihnen eine Mitwirkung bei 
beabſichtigten Entlaſſungen ſowie die Durchführung der Beſtimmungen über die 
Betriebsordnung übertragen und die Aufgabe zugewieſen, durch Richtlinien oder 
Tarifordnungen auf die Geſtaltung der Arbeitsbedingungen Einfluß zu nehmen. 
Endlich haben ſie die Funktionen des Anklägers im ſozialen Ehrengerichtsver⸗ 
fahren wahrzunehmen und die Reichsregierung ſtändig über die ſozialpolitiſche 
Entwickelung in ihrem Gebiet zu unterrichten. Weitere Aufgaben können ihnen 
durch den Reichsarbeitsminiſter oder den Reichswirtſchaftsminiſter übertragen 
werden. Die zugewieſenen Aufgaben umfaſſen alſo die geſamte ſozial⸗ 
politiſche Betreuung ihres Wirtſchaftsbezirkes. Die Treuhänder der 
Arbeit ſind jo in der Tat eine Art „ſozialpolitiſcher Statthalter“ in ihrem Wirt: 
ſchaftsbezirk geworden und verkörpern den notwendigen Einfluß und die unent⸗ 
behrliche Führung des Staates auf dem jo wichtigen Gebiete der Sozialpolitik. 
In beſtimmten Fällen kann der Reichsarbeitsminiſter von Fall zu Fall auch 
Sondertreuhänder mit der Durchführung beſtimmter Aufgaben betrauen (S 33). 

c) Mitwirkung der Beteiligten. 

Die Treuhänder der Arbeit, die vor die ſchwierigſten Aufgaben geſtellt find, 
bedürfen der Beratung durch ſachkundige Perſonen. Infolgedeſſen 
ſtellt ihnen das Geſetz beſonders befähigte Sachverſtändige zur Seite, die zu einem 
großen Teil aus Vorſchlagsliſten der Deutſchen Arbeitsfront entnommen werden 
ſollen. Der Sach verſtändigenbeirat des Treuhänders ($ 23 Abſ. 1) ſoll 
ſich aus Perſönlichkeiten der verſchiedenen Wirtſchaftszweige des Treuhänder⸗ 
bezirks zuſammenſetzen und den Treuhänder in allgemeinen oder grundſätzlichen 
Fragen feines Aufgabengebietes beraten. Sach verſtändigenausſchüſſe 
(S 23 Abſ. 3) ſtehen für die Beratung im Einzelfall zur Verfügung und beſtehen 
aus geeigneten Perſonen des durch die einzelne Entſcheidung des Treuhänders 
betroffenen Wirtſchaftszweiges. Alle Sachverſtändigen werden durch den Treu⸗ 
händer der Arbeit berufen und ſind vor Beginn ihrer Tätigkeit von ihm auf eine 
unparteiiſche Amtsausübung zum Wohle der Volksgemeinſchaft zu vereidigen 
(S 24). 

Die Zuziehung der Sachverſtändigen zeigt die erſten Anſätze für eine künftig 
durchzuführende wirtſchaftliche und ſoziale Selbſt verwaltung. 
Die ſtändiſche Gliederung der Wirtſchaft ſoll ſich langſam und organiſch von unten 
herauf entwickeln. Das Geſetz läßt einer ſolchen natürlichen Entwickelung den 
weiteſten Spielraum und ſchafft damit zugleich den Rahmen für den künftigen 
Aufbau. Die Anhörung der Sachverſtändigen iſt zwingend beim 
Erlaß von Richtlinien und bei der Schaffung einer Tarifordnung vorgeſchrieben. 
Darüber hinaus wird ſich der Treuhänder aber weitgehend der Sachkunde der 
Sachverſtändigen bedienen, ſie zur Unterſtützung bei der Erledigung ſeiner ſonſtigen 
Aufgaben heranziehen und damit in zwangloſer Form die Selbſtverwaltung der 
Beteiligten ermöglichen (vgl. $ 19 Abi. 3). 


IV. Regelung der Arbeitsbedingungen 

a) Grtundſätzliches. 

Wie einleitend ausgeführt iſt, beruhte das bisherige Sozialſyſtem auf der Her⸗ 
vorkehrung und Vertiefung des Gegenſatzes zwiſchen dem Unternehmer und ſeinen 
Arbeitern und Angeſtellten und dem dadurch bedingten ſtändigen Machtkampf 
zwiſchen Unternehmerverbänden und Gewerkſchaften. An ſich lag dem früheren 
Tarifvertrag ein durchaus geſunder Gedanke zugrunde. Durch die Feſtlegung von 
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Mindeſtarbeitsbedingungen jollten ſchlechte und unſoziale Arbeitsverhältniſſe be⸗ 
ſeitigt werden. Aus dieſem Mindeſtlohn iſt aber im Laufe der Jahre ſehr bald 
der Normallohn ſchon deshalb geworden, weil die Erhebung jeder aus geſteigerter 
Verantwortungsfreude fließenden ſozialen Tat der Unternehmer zur allgemeinen 
Norm die Luſt zu ſozial⸗fortſchrittlichem Verhalten beſeitigte. Mit dieſer durch 
das unſelige, zur Unaufrichtigkeit und Verantwortungsloſigkeit erziehende Schlich⸗ 
tungsverfahren geförderten Umgeſtaltung des Tariflohncharakters ſchwand aber 
jeder vernünftige Sinn der Kollektivregelung. Sie führte zur Nivellierung 
aller Arbeits bedingungen und war Gegenſtand eines auch das Staats⸗ 
gefüge erſchütternden Machtkampfes. Bei der Neuregelung mußte die Ver⸗ 
antwortungslofigfeit des Schlichtungsſyſtems beſeitigt und der bisherige Normal: 
lohn zu einem Leiſtungslöhn umgeſtaltet werden. Die Regelung der Arbeits⸗ 
bedingungen war dem Intereſſenkampf der Unternehmer und Arbeiter zu ent⸗ 
ziehen, deſſen letzte Konſequenzen die Kampfmittel der Vergangenheit, Streik und 
Ausſperrung, find. Infolgedeſſen mußte der Staat weitgehend in die Geſtaltung 
der Arbeitsbedingungen einbezogen, dabei aber der Selbſtverwaltung der Bes 
teiligten ein möglichſt großes Betätigungsfeld gelaſſen werden. Die Neuregelung 
im Dritten Abſchnitt des Geſetzes unter der Überſchrift „Betriebsordnung und 
Tarifordnung“ iſt dieſen Erforderniſſen durch eine elaſtiſche Geſtaltung 
ſowohl der Findung der angemeſſenen Arbeitsbedingungen wie auch ihres 
materiellen Inhalts gerecht geworden. In erſter Linie werden die 
Arbeits bedingungen im Betrieb gefunden; der Unternehmer kann fie 
nach Beratung im Vertrauensrat in einer Betriebsordnung feſtlegen. Müſſen 
aus wirtſchaftlichen oder ſozialen Gründen mehrere Betriebe zu gemeinſamer 
Regelung zuſammengefaßt werden, ſo kann der Treuhänder der Arbeit nach Be⸗ 
ratung in einem Sachverſtändigenausſchuß Richtlinien für den Erlaß von 
Betriebsordnungen oder die Geſtaltung der Einzelarbeitsverträge erlaſſen und 
dadurch zwar keine bindenden Verpflichtungen begründen, wohl aber doch maß⸗ 
geblichen Einfluß auf die ſozialen Verhältniſſe in ſeinem Bezirke nehmen. Und 
endlich kann der Treuhänder ebenfalls nach Beratung in einem Sachverſtändigen⸗ 
ausſchuß Mindeſtarbeitsbedingungen für eine Gruppe von Betrieben in einer 
Tarifordnung feſtlegen, wenn deren Erlaß zwingend geboten iſt. 

b) Betriebsordnung. 

Der Führer des Betriebes iſt in Betrieben mit einer beſtimmten Mindeſtgröße 
verpflichtet, eine Betriebsordnung nach eingehender Beratung im Vertrauensrat 
ſchriftlich zu erlaſſen ($ 26). Die Entſcheidung über ihren Inhalt trifft, wie in 
allen ſozialen Angelegenheiten, der Führer des Betriebes ſelbſt. Er trägt auch 
bei dieſer ſozialen Maßnahme die Verantwortung vor ſeiner Gefolgſchaft und der 
Volksgemeinſchaft. Der Staat wacht durch die Treuhänder der Arbeit aber 
darüber, daß dieſer Verantwortung und den Grundſätzen der ſozialen Ehre bei 
der Geſtaltung der Arbeitsbedingungen auch im Betriebe Rechnung getragen 
wird. Der notwendige Inhalt der Betriebsordnung iſt im S 27 feſtgelegt. Neben 
Beſtimmungen über Beginn und Ende der regelmäßigen Arbeitszeit ſowie der 
Pauſen und über Zeit und Art der Gewährung des Arbeitsentgelts ſind, ſoweit 
im Betriebe die Vorausſetzungen dafür gegeben find, die Grundſätze für die Bes 
rechnung der Akkordarbeit oder die Gründe, aus denen die Kündigung des Arbeits⸗ 
verhältniſſes ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt erfolgen darf, und Regeln 
über die Verwendung etwa verwirkter Entgeltbeträge aufzunehmen. Es ſteht 
dem Führer des Betriebes frei, auch die Höhe des Arbeitsentgelts und 
ſonſtige Arbeits bedingungen, die Ordnung des Betriebes, das Verhalten 
der Beſchäftigten im Betriebe und die Verhütung von Unfällen durch die Betriebs⸗ 
ordnung zu regeln. Er wird von dieſer Möglichkeit Gebrauch machen, wenn 
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z. B. wegen der Größe des Betriebes die Regelung in Einzelverträgen mit den 
Angehörigen der Gefolgſchaft nicht tunlich erſcheint. Die Feſtlegung der Arbeits⸗ 
bedingungen in der Betriebsordnung, d. h. die autoritäre Regelung des Arbeits⸗ 
verhältniſſes durch den Führer des Betriebes iſt eine der wichtigſten Neuerungen 
des Geſetzes; durch ſie wird der Schwerpunkt der ſozialen Regelung künftig in 
den Betrieb verlegt. Der Unternehmer hat alſo in Auswirkung der ihm allgemein 
verliehenen Entſcheidungsbefugnis die Möglichkeit erhalten, rechtsverbindlich für 
alle Angehörigen des Betriebes ($ 30) die Arbeitsbedingungen im Betriebe zu 
beſtimmen. Er bedarf nicht mehr der Einzelvereinbarung, die bei einer Aufnahme 
der Arbeitsbedingungen in die Betriebsordnung nur inſoweit noch in Betracht 
kommen wird, als eine den Leiſtungen des einzelnen entſprechende Vergütung 
vereinbart werden ſoll. Denn in die Betriebsordnung ſind zur Durchführung des 
Leiſtungsgrundſatzes genau wie in die Tarifordnung nur Mindeſt bedingungen 
aufzunehmen, die der angemeſſenen Belohnung beſonderer Leiſtungen Raum laſſen. 

Es iſt klar, daß nach langen Jahren ſchematiſcher Kollektivregelung durch ein 
unüberſehbares Netz von Tarifverträgen nicht von heute auf morgen der Grund⸗ 
ſatz reſtlos durchgeführt werden kann, daß die Angelegenheiten des Betriebes auch 
tunlichſt im Betriebe geordnet werden. Man wird, um dieſes vom Geſetzgeber 
erſtrebte Ziel zu erreichen, vielmehr zunächſt noch Kollektivbindungen beibehalten 
müſſen, um dann langſam auflockernd die Beteiligten von der Tarifordnung über 
die Richtlinien zur eigenen Regelung ihrer eigenen Angelegenheiten zu führen. 

c) Treuhänder⸗Richtlinien. 

Das Zwiſchenglied zwiſchen der ſtrengen unabdingbaren Tarifordnung und der 
betrieblichen Regelung bilden die ſog. Richtlinien. Den Treuhändern der 
Arbeit iſt durch 8 32 Abſ. 1 die Befugnis gegeben, für eine Gruppe gleichgearteter 
Betriebe nach Beratung in einem Sachverſtändigenausſchuß Richtlinien für den 
Inhalt von Betriebsordnungen oder der Einzelarbeitsverträge feſtzuſetzen und 
in ihnen allgemeine Hinweiſe zu geben, wie zweckmäßig die Arbeitsbedingungen 
in den erfaßten Betrieben geregelt werden. Dieſe Richtlinien haben zwar für 
die von ihnen betroffenen Betriebe und die in ihnen Tätigen keine verpflichtende 
Rechtswirkung, leiten aber ihre Bedeutung aus der Autorität des Treuhänders 
ab und find jedenfalls ein Mittel für ihn, auf die ſoziale Geſtaltung in den 
einzelnen Betrieben wirkſam Einfluß zu nehmen. Mit ihrer Hilfe kann eine 
gewiſſe Einheitlichkeit der Arbeitsbedingungen erzielt und eine nicht zu billigende 
zum der dem Führer des Betriebes verliehenen Freiheiten unterbunden 
werden. 

d) Tarifordnung. 

Das ſtärkſte Mittel für den Treuhänder, auf die Geſtaltung der Arbeits⸗ 
bedingungen Einfluß zu nehmen, gibt ihm die Befugnis, für Gruppen von Be⸗ 
trieben nach Beratung in einem Sachverſtändigenausſchuß eine Tarifordnung 
feſtzuſetzen, in der rechtsverbindlich für die von ihr betroffenen Betriebe 
Mindeſt bedingungen für den Abſchluß von Einzelarbeits⸗ 
verträgen feſtzuſetzen find ($ 32 Abſ. 2). Der Inhalt der Tarifordnungen 
unterliegt dem freien Ermeſſen des Treuhänders, der als Organ des Staates die 
Arbeitsbedingungen dann feſtzuſetzen hat, wenn zum Schutze der Beſchäf— 
tigten die Feſtſetzung von Mindeſt bedingungen zwingend 
geboten iſt. Von den Tarifordnungen wird im Laufe der Entwickelung ein 
immer geringerer Gebrauch gemacht werden, von ihnen wird, abgeſehen von Aus⸗ 
nahmefällen, überhaupt Abſtand genommen werden können, wenn die durch das 
Geſetz angeſtrebte Erziehung der ſchaffenden Menſchen zu einem gemeinſamen 
Sozialempfinden durchgeführt iſt. Wenn ſich alle zu den gleichen ſozialen Grund» 
ſätzen bekennen, wird es nicht mehr nötig ſein, zum Schutze der Beſchäftigten die 
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Autorität des Staates einzujegen. Soweit aus beſtimmten wirtſchaftlichen 
Gründen eine gleichartige Regelung der Arbeitsbedingungen erforderlich ſein 
ſollte, wird es nach Abſchluß der Erziehungsarbeit den Beteiligten überlaſſen 
bleiben können, in richtiger Selbſtverwaltung ihre Angelegenheiten zu ordnen. 
Der Wortlaut des Geſetzes, das den Erlaß von Tarifordnungen ſchon jetzt an die 
Bedingung knüpft, daß eine verbindliche Regelung für eine Gruppe von Betrieben 
zwingend geboten ſei, läßt dieſes Ziel deutlich erkennen und zeigt gleichzeitig auch 
hier als Grundſatz für die Behandlung aller ſozialer Fragen die Erhebung des 
Leiſtungslohnes zur Vorausſetzung jeder Kollektivregelung. Es war natur⸗ 
gemäß weiter notwendig, das Weſen und die Rechtsnatur der Tarifordnungen 
ebenſo wie der Richtlinien mit wenigen Beſtimmungen zu regeln. Die Einzel⸗ 
vorſchriften bedürfen in dieſem Zuſammenhang jedoch keiner näheren Darſtellung. 


V. Soziale Ehrengerichtsbarkeit 
a) Grundgedanken. 


Wie einleitend ausgeführt iſt, ſoll das neue Recht dazu dienen, die ſchaffenden 
Menſchen zu einer gemeinſamen, nationalſozialiſtiſchen Grundſätzen entſprechenden 
Sozialgeſinnung zu erziehen, damit aufbauend auf dieſer Geſinnung das neue 
Sozialſyſtem die beſte Wirkung für das ganze ſoziale Leben hervorbringen kann. 
Infolgedeſſen war es notwendig, als Grundlage dieſer Sozialgeſinnung der Ehre 
die ihr gebührende Stelle im ſozialen Leben einzuräumen. Auf ihr iſt das 
Treueverhältnis zwiſchen dem Führer des Betriebes und der Gefolgſchaft auf⸗ 
gebaut. Sie verpflichtet die Angehörigen der Gefolgſchaft untereinander zur 
gegenſeitigen Achtung und Kameradſchaft. Wird ſie ſomit zu einer weſentlichen 
Grundlage des ſozialen Lebens, ſo mußte auch der Staat für ihren beſonderen 
Schutz ſorgen. Das iſt geſchehen durch die Einrichtung der ſozialen Ehrengerichte, 
die über die Innehaltung der Ehrengebote zu wachen und ihre Verletzung zu 
ſühnen haben. 

Ehre iſt Pflichterfüllung. Ehrenhaft handelt nur derjenige, der die 
ihm je nach ſeiner Stellung innerhalb der Betriebsgemeinſchaft obliegenden 
Pflichten gewiſſenhaft erfüllt und ſich durch ſein Verhalten der Achtung würdig 
erweiſt, die ſich aus ſeiner Stellung in der Betriebsgemeinſchaft ergibt, und der 
im ſteten Bewußtſein ſeiner Verantwortung ſich dem Dienſte des Betriebes widmet 
und dem Gemeinwohl unterordnet ($ 35). Die Ehrengerichte haben die Aufgabe, 
rückſichtslos alle diejenigen aus der Gemeinſchaft der deutſchen Arbeitsmenſchen 
auszumerzen oder durch Strafen zu brandmarken, Bir dieſen Geboten der Ehre 
zuwiderhandeln. 


b) Straftatbeſtände und Strafen im ehrengerichtlichen Verfahren. 


Der Geſetzgeber hat die Tatbeſtände, die eine Verletzung der ſozialen Ehre 
begründen, im einzelnen aufgeführt (8 36) und ſich dabei abſichtlich gewiſſe Be⸗ 
ſchränkungen auferlegt, um erſt auf dieſem neuen Gebiete der Geſetzgebung und 
Rechtſprechung Erfahrungen zu ſammeln. Die Menſchen müſſen ja erſt einmal zu 
den Forderungen der ſozialen Ehre erzogen werden. Die Beſtimmungen des 
Geſetzes mußten, da das Werk dieſer Erziehung erſt begonnen hat aber noch lange 
nicht beendet iſt, dem gegenwärtigen Stande angepaßt werden. Nur ſehr vorſichtig 
wird der Gedanke der ſozialen Ehre in die Wirklichkeit umgeſetzt werden können, 
jede Überſpannung der neuen Einrichtung mußte deshalb vermieden werden. 
Würde die ſoziale Ehrengerichtsbarkeit in der Zeit ihrer Erprobung für alle 
denkbaren Fälle unſozialen Verhaltens angewandt oder gar zur Korrektur lohn⸗ 
politiſcher Entſcheidungen mißbraucht werden, ſo würden die Keime, aus denen 
ſich vielleicht einmal die Wurzeln eines grundſätzlich neuen Syſtems entwickeln 
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können, ſchon in der erſten Zeit ihres organiſchen Wachstums zerſtört werden. An 
die Stelle des Paragraphen oder des ſchematiſchen Tarifvertrages träte dann nur 
das Urteil des Ehrengerichts, ohne daß der grundſätzlich gewünſchte Geſinnungs⸗ 
wechſel der Menſchen ausgelöſt würde. Infolgedeſſen ſollen nur vier einzelne und 
erſchöpfend aufgeführte Tatbeſtände den Begriff der ſtrafbaren „gröblichen 
Verletzung der ſozialen Ehre“ erfüllen. Sie befaſſen ſich mit Unter⸗ 
nehmern oder Führern, Angehörigen der Gefolgſchaft, Angehörigen der Betriebs⸗ 
gemeinſchaft ſchlechthin und Vertrauensmännern. Die Unternehmer, Führer von 
Betrieben und ſonſtigen Aufſichtsperſonen werden mit Strafe bedroht, wenn ſie 
die ihnen verliehene wirtſchaftliche Nachtſtellung böswillig miß brauchen, 
die Arbeitskraft ihrer Gefolgsleute ausnutzen oder ihre Ehre kränken, wenn ſie 
alſo von der ihnen durch das Geſetz verliehenen Führerſtellung den unrichtigen 
Gebrauch machen und ſoziales Führertum mit Willkürherrſchaft verwechſeln. An⸗ 
gehörige der Gefolgſchaft verletzen die Gebote der ſozialen Ehre gröblich und 
haben ehrengerichtliche Strafen zu gewärtigen, wenn ſie durch Verhetzung den 
Arbeitsfrieden im Betriebe gefährden, in die Betriebsleitung ein⸗ 
greifen oder den Gemeinſchaftsgeiſt innerhalb der Betriebsgemeinſchaft fortgeſetzt 
böswillig ſtören. Weiter verletzen Angehörige der Betriebsgemeinſchaft ſchlechthin, 
alſo Unternehmer, Arbeiter und Angeſtellte, die ſoziale Ehre, wenn ſie an den 
Treuhänder der Arbeit wiederholt leichtfertig unbegründete Beſchwer⸗ 
den oder Anträge richten oder ſeinen ſchriftlichen Anordnungen hartnäckig zu⸗ 
widerhandeln. Mitglieder des Vertrauensrates, Führer und Vertrauensmänner, 
handeln gegen die Pflichten der ſozialen Ehre, wenn fie unbefugt Betriebs⸗ 
geheimniſſe offenbaren. 

Dieſe vier im $ 36 umſchriebenen Tatbeſtände umfaſſen alle Handlungen, die 
ſchon beim gegenwärtigen Stand des Erziehungswerkes mit anſtändiger Geſinnung 
und ehrenhaftem Verhalten unvereinbar ſcheinen. Ihre Erfüllung führt zur Ver⸗ 
urteilung durch die Ehrengerichte, die als Strafen Warnung, Verweis, 
Ordnungsſtrafe in Geld bis zu einem Höchſtbetrage von 10 000 RM. verhängen 
und ſchließlich auch in ſchweren Fällen auf Aberkennung der Befähigung, Führer 
des Betriebes oder Vertrauensmann zu ſein, oder auf Entfernung von dem bis⸗ 
herigen Arbeitsplatz erkennen können. Gerade die beiden letztgenannten Strafen 
greifen weſentlich in die Rechtsſtellung des Unternehmers und des Vertrauens⸗ 
mannes, ja jedes Betriebsangehörigen ein. Der Führer des Betriebes, ſei er 
Unternehmer oder Angeſtellter, verliert durch den Spruch des Ehrengerichts die 
Befähigung, in ſozialen Angelegenheiten feine Gefolgſchaft zu führen. Nach 
§ 3 Abſ. 3 iſt in derartigen Fällen eine andere verantwortlich an der Betriebs⸗ 
leitung beteiligte Perſon zum Führer des Betriebes zu beſtellen. Der Vertrauens⸗ 
mann verliert durch die Verurteilung ſein Ehrenamt. Die Verurteilung zur Ent⸗ 
fernung von dem bisherigen Arbeitsplatze, die der Unternehmer im Rahmen des 
Arbeitsvertrages zu vollziehen haben wird, berührt die vertraglichen Beziehungen 
und bringt damit zum erſten Male in der ſozialen Geſetzgebung den Eingriff eines 
ſtaatlichen Organs in vertragliche Abmachungen ſelbſt gegen den Willen der 
Vertragsparteien. 

Die Strafarten entſprechen dem Grundſatz, daß die ſoziale Ehre ein beſonders 
wertvolles Gut des neuen Reiches iſt und daß diejenigen mit der Härte des Geſetzes 
getroffen werden müſſen, die in dem betrieblichen Zuſammenleben die Grundſätze 
der neuen ſozialen Geſinnung nicht verwirklichen wollen. 


c) Verfahren. 
Die ſoziale Ehrengerichts barkeit iſt eine neue Inſtitution der ſtaat⸗ 


lichen Gerichtsbarkeit überhaupt. Wenn auch gewiſſe Verfahrensvorſchriften des 
Strafprozeſſes übernommen werden konnten, ſo mußte doch der Geſetzgeber ein⸗ 
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gehende Vorſchriften über den Gang des Verfahrens treffen. Sie find in den 
88 39—55 behandelt und bedürfen hier keiner eingehenden Darſtellung. In erſter 
Inſtanz entſcheiden die aus einem richterlichen Vorſitzenden und zwei von der 
Deutſchen Arbeitsfront namhaft gemachten Beifigern — Führer des Betriebes und 
Vertrauensmann — beſtehenden Ehrengerichte, die für das Gebiet jedes 
Treuhänders der Arbeit zu errichten ſind. Nicht in allen Fällen bedarf es einer 
mündlichen Verhandlung, vielmehr iſt dem Vorſitzenden des Ehrengerichts die Be⸗ 
fugnis eingeräumt, in leichteren Fällen ſelbſtändig in einer Vorentſcheidung gewiſſe 
Strafen feſtzuſetzen. Der Verurteilte kann die Vorentſcheidung mit dem Antrage 
auf Anberaumung einer mündlichen Verhandlung anfechten. Gegen die im erſten 
Rechtszuge erlaſſenen Urteile der Ehrengerichte findet die Berufung an den 
Reichsehrengerichtshof ſtatt, der ſeinen Sitz in Berlin hat und aus 
einem richterlichen Beamten als Vorſitzenden, einem weiteren Richter, je einem 
Führer des Betriebes, einem Vertrauensmann und einer von der Reichsregierung 
zu beſtimmenden Perſon als Beiſitzer beſteht. Der Reichsehrengerichtshof iſt an 
die Feſtſtellungen des Ehrengerichts nicht gebunden und kann auch zuungunſten 
des Angeklagten die angefochtene Entſcheidung nach freiem Ermeſſen abändern 
(reformatio in peius l). Der Treuhänder der Arbeit nimmt im ehrengerichtlichen 
Verfahren die Funktionen des öffentlichen Anklägers wahr. Auf ſeinen An⸗ 
trag wird das Ehrengericht tätig, er kann der Hauptverhandlung in beiden In⸗ 
ſtanzen beiwohnen, dort Anträge ſtellen und hat die Vollſtreckung der erkannten 
Strafen durchzuführen. 


VI. Kündigungsſchutz 


Wenn auch das Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit die Hauptaufgabe 
hatte, an die Stelle des zuſammengebrochenen alten Sozialſyſtems neue Regeln für 
das Zuſammenleben der ſchaffenden Menſchen zu ſetzen, ſo konnte es dennoch nicht 
an der Behandlung des materiell⸗rechtlichen Kündigungsſchutzes vorübergehen. In⸗ 
folge der ſtarken Einſchaltung der früheren Betriebsvertretungen in das Kündi⸗ 
gungsſchutzrecht der früheren Zeit fand dieſes ſeinen Platz im Betriebsrätegeſetz, 
das aufgehoben werden mußte. Die arbeitsvertraglichen Fragen des Kündigungs⸗ 
ſchutzes bedurften alſo auch jetzt der Neuregelung und wurden zweckmäßig in das 
Geſetz aufgenommen. Der neue Kündigungsſchutz des einzelnen Betriebsangehö⸗ 
rigen geht über den des Betriebsrätegeſetzes hinaus. Während bisher der Be⸗ 
triebsrat als Intereſſenvertretung der Arbeitnehmer gegenüber dem Arbeitgeber 
maßgeblich im ſog. Kündigungseinſpruchsverfahren mitwirkte und die Befugnis 
hatte, nach eigenem und nicht immer ſachlich ausgeübtem Ermeſſen über das Schick⸗ 
ſal des Einſpruches eines Arbeitnehmers zu entſcheiden, ergibt ſich nunmehr aus 
dem Gedanken der Betriebsgemeinſchaft der von irgendwelcher Mitwirkung anderer 
Stellen unabhängige Anſpruch des einzelnen Gefolgſchaftsmitgliedes auf 
Widerruf der ausgeſprochenen Kündigung, wenn dieſe unbillig hart 
und durch die Verhältniſſe des Betriebes nicht bedingt iſt ($ 56). Erkennt das 
angerufene Arbeitsgericht auf Widerruf der Kündigung und lehnt der Unter⸗ 
nehmer kraft des ihm durch das Geſetz verliehenen Wahlrechts den Widerruf ab, ſo 
hat er dem Gekündigten eine gerichtlich feſtzuſetzende Geldentſchädigung zu ge⸗ 
währen. Der Kreis der anſpruchsberechtigten Arbeiter und Angeſtellten iſt in⸗ 
ſofern erweitert worden, als der Schutz auch dem Angehörigen eines Kleinbetriebes 
mit mindeſtens zehn Beſchäftigten zuteil wird. 

Nach Aufhebung der alten Stillegungsverordnung gibt das Geſetz vom 
20. Januar 1934 dem Treuhänder der Arbeit beſtimmte Befugniſſe bei der Ent⸗ 
laſſung einer größeren Zahl von Betriebsangehörigen, deren Wirkſam— 
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werden bis auf zwei Monate nach Erſtattung der vorgeſchriebenen Entlaſſungsanzeige 
hinausgeſchoben werden kann ($ 20). Damit bringt das Geſetz einen wirkſamen 
ſozialen und arbeitsmarktpolitiſchen Schutz. Es will einmal plötzliche Erſchütte⸗ 
rungen des Arbeitsmarktes durch Maſſenentlaſſungen vermeiden oder mildern und 
den betroffenen Arbeitern und Angeſtellten die Möglichkeit einer Wahl neuer 
Arbeitsplätze geben, ſodann aber auch die Betriebsverbundenheit zwiſchen Führer 
und Angehörigen der Gefolgſchaft ſtärken und zum Ausdruck bringen, daß das 
Schickſal von Arbeitern und Angeſtellten kein reines ökonomiſches Rechenexempel 
iſt und daß der Unternehmer auch die äußere Form notwendig werdender Ent⸗ 
laſſungen ſozialer zu geſtalten hat. Die dem Unternehmer grundſätzlich verbleibende 
Entſcheidungsfreiheit über die Zuſammenſetzung ſeiner Gefolgſchaft kann der Staat 
der Privatwirtſchaft nicht abnehmen, will er nicht Gefahr laufen, daß auch Ver⸗ 
beſſerungen der Betriebsverhältniſſe auf äußerſte Zurückhaltung in der Einſtellung 
neuer Arbeitskräfte führen. 


VII. Arbeit im öffentlichen Dienſt 


Je mehr der Staat ſich aus der eigenen Betätigung des Wirtſchaftslebens her⸗ 
auszieht, um ſo notwendiger wird eine ſcharfe Trennung zwiſchen dem Bereich der 
öffentlichen Wirtſchaft, die ihre Berechtigung aus den beſonderen Aufgaben des 
Staates herleitet, und dem der privaten Wirtſchaft ſein. Dieſer Trennung trägt 
das Sondergeſetz (vgl. $ 63) über die Ordnung der Arbeit in öffentlichen 
Verwaltungen und Betrieben vom 23. März 1934 (RG Bl. I S. 220) Rechnung, 
indem es die Grundgedanken des Hauptgeſetzes vom 20. Januar 1934 nur inſoweit 
auf die öffentliche Wirtſchaft überträgt, als ſie nicht mit den beſonderen Bedürf⸗ 
niſſen der ſtaatlichen wirtſchaftlichen Betätigung im Widerſpruch ſtehen. Der Leiter 
eines ſtaatlichen oder kommunalen Betriebes handelt nicht wie der Privatunter⸗ 
nehmer auf eigenes Riſiko, ſondern iſt in den Rahmen eines öffentlichen Etats ein⸗ 
geſpannt, erhält Weiſungen von vorgeſetzten Behörden und wird häufig auch Be⸗ 
amter fein. Er unterſcheidet ſich grundſätzlich von dem Führer eines Privat⸗ 
betriebes. Auch die beſonderen Bedürfniſſe einzelner vom Staat abhängiger oder 
für ihn arbeitender Betriebe erfordern eine geſetzliche Sonderregelung. Grund⸗ 
ſätzlich allerdings wird auch im öffentlichen Dienſt von den Gedankengängen des 
Hauptgeſetzes auszugehen ſein und vor Anwendung der im einzelnen nicht auf⸗ 
zuführenden Ausnahmen geprüft werden müſſen, wieweit der Staat, der in der 
Betätigung wahrer Sozialgeſinnung vorbildlich ſein ſoll, von den Grundſätzen ab⸗ 
weichen darf, die er für die allgemeine Wirtſchaft aufgeſtellt hat. 


VIII. Ausblick 


Das Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit muß in ſeiner Ganzheit und in 
dem Geiſte betrachtet werden, der aus ihm ſpricht und der unſer ganzes Sozial: 
leben auf eine neue Grundlage ſtellt. Entſcheidend iſt, daß durch dieſes Geſetz der 
bisherige Klaſſenkampf im Leben unferes ſchaffenden Volkes endgültig 
beſeitigt und die Erziehung zu einer gemeinſamen, nationalſozialiſtiſchen 
Grundſätzen entſprechenden ehrenhaften Sozialgeſinnung eingeleitet 
iſt. Die Handhabung des neuen Rechtes erfordert ein großes Maß von Einſicht 
bei allen Volksgenoſſen. Das Werk der Erziehung wird um ſo ſchneller vollendet 
ſein, wenn alle die Hauptpflicht des ſchaffenden Menſchen, die verantwortungs⸗ 
freudige Arbeit im Dienſte der Volksgemeinſchaft, aufgebaut auf den Grundſätzen 
der Ehre, Treue und Kameradſchaft, erkennen. 

Mansfeld 
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Die geſetzgeberiſche Neugeſtaltung des Arbeitszeitrechts 


A. Begriff und Umfang des Arbeitszeitrechts 


Unter Arbeitszeitrecht ſollen in der folgenden Darſtellung diejenigen öffentlich⸗ 
rechtlichen Normen verſtanden werden, die die Höchſtdauer der Arbeitszeit der ge⸗ 
werblichen Arbeiter und Angeſtellten, die zeitliche Lage der Arbeitszeit innerhalb 
jener Höchſtdauer ſowie die Arbeitspauſen und Ruhezeiten näher regeln. Darüber 
hinaus ſollen aber auch im Einklang mit den amtlichen Erläuterungen zur Neufaſſung 
der Arbeitszeitordnung vom 26. September 1934 (Deutſcher Reichsanzeiger 1934, 
Nr. 206) gewiſſe volle Beſchäftigungsverbote ſowie die Regelung des werktäglichen 
Ladenſchluſſes in die Betrachtung einbezogen werden, da ſie im engſten ſachlichen 
Zuſammenhang mit den eigentlichen Arbeitszeitbeſchränkungen ſtehen. Aus⸗ 
zuſcheiden ſind jedoch die Vorſchriften über die Sonntagsruhe. Obwohl dieſe Vor⸗ 
ſchriften an ſich eine Art Beſchränkung der Wochenarbeitszeit bilden, ſo handelt es 
ſich doch bei ihnen um ein nach völlig eigenartigen und ſelbſtändigen Geſichts⸗ 
punkten geordnetes Rechtsgebiet, das als beſonderes Spezialgebiet des allgemeinen 
Arbeitszeitrechtes angeſprochen werden muß und daher ebenſo einer geſonderten 
Darſtellung wie die arbeitszeitrechtlichen Beſtimmungen des Kinderſchutzgeſetzes 
vom 30. März 1903 und des Geſetzes über die Beſchäftigung vor und nach der 
Niederkunft vom 16. Juli 1927 bedarf. 


B. Die geſchichtliche Entwicklung des Arbeitszeitrechts 


l. Von den Anfängen bis zur nationalſozialiſtiſchen 
Revolution 


1. Das deutſche Arbeitszeitrecht, das dank dem erfolgreichen Kampfe des Natio: 
nalſozialismus um ein volksnahes und gemeinverſtändliches Recht heute im weſent⸗ 
lichen in einem einzigen Geſetz, der ſyſtematiſch wohlgelungenen Arbeitszeitordnung 
(AO.) vom 26. September 1934, vor uns liegt, kann auf eine über 30jährige 
geſchichtliche Entwicklung zurückblicken. Die Anfänge dieſer Entwicklung reichen 
zurück in die Sozialgeſetzgebung der 90er Jahre des vorigen Jahrhunderts. Die 
Anſätze dieſer Entwicklung — ich verweiſe auf das Arbeiterſchutzgeſetz vom 1. Juni 
1891 — mußten äußerſt beſcheiden fein; entſprangen fie doch der privatkapitaliſti⸗ 
ſchen Denkart jener Epoche, die als die Blütezeit des wirtſchaftlichen Liberalismus 
bezeichnet werden muß. Im Laufe der Jahre erſchienen ſodann die arbeitszeitrecht— 
lichen Beſtimmungen der GewO. (in der Faſſung vom 26. Juli 1900) und die 
Arbeitszeitſchutzbeſtimmungen für Kinder, jugendliche Arbeiter und Arbeiterinnen 
der Novelle zur GewO. vom 28. Dezember 1908. Kennzeichnend für dieſe ganze 
Geſetzgebung war, daß ohne Feſtlegung einer allgemeinen Höchſtarbeitsdauer die 
Arbeitszeit grundſätzlich nur inſoweit Beſchränkungen unterworfen wurde, als es 
aus Gründen der Geſundheit und Sittlichkeit notwendig erſchien. 

2. Waren ſomit bis dahin die einzigen Rechtsquellen des Arbeitszeitrechtes 
— abgeſehen von der Spezialregelung der Kinderarbeit durch das bereits er— 
wähnte Kinderſchutzgeſetz — die GewO. und die auf Grund der GewO. erlaſſenen 
Ausführungsverordnungen, und ergab ſich daraus eine klare und überfichtliche 
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Rechtslage, jo trat hierin in den Jahren 1918 und 1919 eine Anderung ein. 
Der Aufruf des aus der Novemberrevolte hervorgegangenen Rates der „Volks⸗ 
beauftragten“ vom 12. November 1918 verkündete mit „Geſetzeskraft“: „Späte⸗ 
ſtens am 1. Januar 1919 wird der achtſtündige Maximal⸗Arbeitstag in Kraft 
treten.“ Dieſe Verheißung wurde in die Tat umgeſetzt durch die Anordnung des 
Reichsamtes für wirtſchaftliche Demobilmachung über die Regelung der Arbeits⸗ 
zeit der gewerblichen Arbeiter vom 23. November 1918 (mit Ergänzungen vom 
17. Dezember 1918) und durch die Verordnung des Reichsminiſters für wirtſchaft⸗ 
liche Demobilmachung über die Regelung der Arbeitszeit der Angeſtellten wäh⸗ 
rend der Zeit der wirtſchaftlichen Demobilmachung vom 18. März 1919. Dieſe 
beiden Demobilmachungsverordnungen, die den Achtſtundentag verbindlich feſt⸗ 
legten, waren nur als vorübergehende Regelung gedacht, weshalb ſie auch die 
arbeitszeitrechtlichen Vorſchriſten der GewO., ſoweit dieſe nicht mit ihnen im 
Widerſpruch ſtanden, in Kraft beließen. Aus dieſem unklaren, bei der praktiſchen 
Durchführung eine Unmenge von Zweifelsfragen hervorrufenden Verhältnis zwi⸗ 
ſchen GewO. und Demobilmachungsverordnungen ergab ſich die Notwendigkeit, 
das Arbeitszeitrecht in einem zuſammenfaſſenden Geſetz einheitlich zu regeln. 
Diesbezügliche Verſuche, die ſich bereits zu verſchiedenen Geſetzesentwürfen ver⸗ 
dichtet hatten, mußten jedoch an der Unzulänglichkeit der damaligen politiſchen 
Verhältniſſe ſcheitern. Was aber Parteienhader und Profitgeiſt der Intereſſenten⸗ 
gruppen jahrelang zu verhindern vermochten, die Entwicklung der deutſchen Wirt⸗ 
ſchaft unter dem Einfluß des unaufhaltſamen Währungsverfalls zwang zu einer 
Erhöhung und Verbilligung der induſtriellen Erzeugung und daher zu einer 
Ermöglichung von Mehrarbeit über die achtſtündige Arbeitszeit hinaus. Auf 
Grund des Ermächtigungsgeſetzes vom 13. Oktober 1923 erließ die Reichsregierung 
die Verordnung über die Arbeitszeit vom 21. Dezember 1923 (A. 3VO.). Durch 
dieſe Verordnung wurde die Verlängerung der Arbeitszeit durch Tarifvertrag 
oder durch behördliche Genehmigung allgemein zugelaſſen und überhaupt die 
Tendenz verfolgt, die Mehrarbeit zu erleichtern. Da aber die neue A 3VO. die 
Vorſchriften der beiden Demobilmachungsverordnungen nur zum Teil erſetzte und 
ſie im übrigen unverändert fortbeſtehen ließ, da ſie es fernerhin nicht für nötig 
anſah, die immer unerträglicher gewordenen Beziehungen zwiſchen Demobil⸗ 
machungsverordnungen und GewO. zu regeln, ſo war der Rechtsſtoff nunmehr, 
unter Einrechnung der das Nachtbackverbot einführenden Verordnung über die 
Arbeitszeit in Bäckereien und Konditoreien vom 23. Dezember 1918, in nicht 
weniger als fünf Verordnungen verſtreut. Hierzu treten noch eine Unzahl von Aus⸗ 
führungsverordnungen insbejondere zu $ 7 Abſ. II, $ 15 Abſ. 1 A3 VO., und zu 
§ 139a Abſ. I Ziff. 1 und 2 GewO. (Zuſammenſtellung bei Rohmer, Arbeitszeit⸗ 
ordnung [Textausgabe], S. 155 ff. und 170 ff.). Die A3 VO. wurde übrigens in der 
Folgezeit manchen Anderungen unterworfen, deren wichtigſte jene durch das Arbeits- 
zeitnotgeſetz vom 14. April 1927 war. Dieſes Geſetz verſuchte der im Jahre 1926 ein⸗ 
ſetzenden umfangreichen Arbeitsloſigkeit durch eine Einſchränkung der Mehrarbeit 
entgegenzutreten und führte zu dieſem Zwecke für die Mehrarbeit einen Lohn⸗ 
zuſchlag ein. Gleichzeitig wurde auf Grund dieſes Geſetzes die A3 VO. einer Neu⸗ 
faſſung unterzogen und am 14. April 1927 neu bekanntgemacht. 


II. Das Arbeitszeitrecht nach der nationalſozialiſtiſchen 
Revolution 


Als die nationalſozialiſtiſche Bewegung im Vorjahre in Reich und Ländern die 
Staatsführung übernahm, fand ſie auf dem Gebiete des Arbeitszeitrechts ein 
geſetzgeberiſches Chaos vor. 14 Jahre Parteienſtaat mit marxiſtiſchen und liberal: 
parlamentariſtiſchen Regierungskünſten hatten ein Rechtsgebiet, das urſprünglich in 
der GewO. überſichtlich niedergelegt war und doch ſchon infolge ſeiner grundlegen— 
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den Bedeutung für den ſchaffenden Menſchen gemeinverſtändlich geregelt und von 
wahrhaft ſozialiſtiſchem Inhalte erfüllt ſein ſollte, zu einer Art Geheimwiſſenſchaft 
gemacht, deren genaue Kenntnis überhaupt nur noch ganz wenigen mit dem Gebiete 
ſtändig befaßten Spezialiſten möglich war. Die vordringlichſte Aufgabe war es 
daher, das geſamte allgemeine Arbeitszeitrecht, das im Weimarer Zwiſchenreich 
in vier verſchiedene Verordnungen verzettelt worden war, in einem einzigen Geſetz 
in ſyſtematiſch überſichtlicher Weiſe zuſammenzufaſſen. Vorher aber galt es, die 
A 3VO. den durch das Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit vom 20. Januar 
1934 (A OG.) veränderten organiſatoriſchen Verhältniſſen anzupaſſen. 

1. Die wichtigſte der durch 8 68 Abſ. I und II AO. herbeigeführten Anderungen 
der A3 VO. und der damit zuſammenhängenden Demobilmachungsverordnungen 
beſteht darin, daß in den 88 2 und 5 AZLO. der Tarifvertrag durch die Tarif: 
ordnung erſetzt worden iſt und die Anhörung der Betriebsvertretung bzw. der wirt⸗ 
ſchaftlichen Vereinigungen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer in Wegfall gekommen 
iſt. Es erübrigt ſich, auf die weiteren durch das AO. eingetretenen Anderungen 
hier bereits einzugehen, da dieſe in die neue A3 O. aufgenommen und unten 
beſprochen werden ſollen. Eine genaue Betrachtung dieſer Anderungen bietet die 
Abhandlung von Neitzel: Die Entwicklung und Neugeſtaltung des Arbeitszeit⸗ 
rechts in: Deutſches Arbeitsrecht, Jahrg. 1934, bei. S. 206/208. 

2. 8 68 Abſ. III AO. ermächtigte den Reichsarbeitsminiſter, im Einvernehmen 
mit dem Reichswirtſchaftsminiſter die A3 VO. unter Vornahme der ſich aus dem 
AO. ergebenden Anderungen und unter Einbeziehung der Arbeitszeitvorſchriften 
der GewO. in neuer Faſſung im RGBl. bekanntzumachen und dabei etwaige Un⸗ 
ſtimmigkeiten des Geſetzestextes zu beſeitigen. § 25 Ab}. II des Geſetzes zur Ordnung 
der Arbeit in öffentlichen Verwaltungen und Betrieben vom 23. März 1934 erteilte 
dem Reichsarbeitsminiſter die Ermächtigung, im Einvernehmen mit den Reichs⸗ 
miniſtern der Finanzen und des Innern zur Durchführung und Ergänzung dieſes 
Geſetzes Rechtsverordnungen und allgemeine Verwaltungsvorſchriften zu erlaſſen 
und hierbei auch von beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften abzuweichen. Dieſe beiden 
Ermächtigungen bilden die geſetzliche Grundlage der Verordnung über die Neu⸗ 
faſſung der AZ VO. vom 26. Juli 1934, wodurch dieſe Verordnung unter dem neuen 
Namen „Arbeitszeitordnung“ bekanntgemacht wurde. Die Ermächtigungen dienen 
dem die nationalſozialiſtiſche Geſetzgebungspolitik beherrſchenden Konzentrations⸗ 
prinzip, d. h. dem Streben der Geſetzgebung, ſachlich zuſammengehörige Gebiete 
möglichſt in einem einzigen Geſetze zu behandeln und damit die Überſichtlichkeit 
und Gemeinverſtändlichkeit des Rechts zu fördern. Man muß zugeben, daß der 
neuen A330. die Erfüllung dieſes Prinzips im beſten Sinne gelungen iſt; denn ſie 
umfaßt nicht nur das bis dahin in der AZ3VO., den beiden Demobilmachungsver⸗ 
ordnungen und der GewO. enthaltene Arbeitszeitrecht, ſondern bringt auch durch 
ſelbſtändig geſtaltende Syſtematiſierung den ganzen Rechtsſtoff in eine leicht zu 
überblickende Ordnung, die Verwirrungen nahezu ausſchließt. Allerdings geht die 
Ermächtigung des $ 68 AO. nicht jo weit, daß an dem Inhalte der Vorſchriften, 
alſo in ſachlicher Beziehung, Anderungen hätten vorgenommen werden dürfen. 
Dieſer enge Bereich der Ermächtigung iſt ihr unbeſtreitbarer und auch in den 
amtlichen Erläuterungen der Neufaſſung folgendermaßen beklagter Mangel: „Da⸗ 
mit waren die äußerſt verwickelten und verſchachtelten Vorſchriften der GewO., die 
vielfach in Ausnahmen von Ausnahmen beſtehen und zum Teil nur noch höchſt ſelten 
angewandt werden, inhaltlich unverändert zu übernehmen und es konnte nur ver⸗ 
ſucht werden, ſie ſyſtematiſch neu zu ordnen und ſprachlich etwas zu vereinfachen, 
während eine ſprachliche Neugeſtaltung die Grenzen der geſetzlichen Ermächtigung 
wohl überſchritten hätte. So läßt ſich nichts daran ändern, daß die auseinanderfal⸗ 
lenden Geltungsbereiche der A3 VO. und der GewO. beſonders auch die Beſchränkung 
der meiſten Gewerbeordnungsvorſchriften auf Betriebe von einer gewiſſen Mindeſt— 
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größe beizubehalten waren. Ferner muß in Kauf genommen werden, daß ein Teil 
der Schutzvorſchriften der GewO. für Kinder, Jugendliche und Frauen praktiſch nur 
noch geringe Bedeutung hat, weil die A3 VO. inzwiſchen für alle Arbeiter oder 
Angeſtellte ebenſo weitgehende oder ſogar weitergehende Beſchränkungen eingeführt 
hatte.“ Wenn auch eine ſachliche Anderung der Geſetzestexte und damit die Möglich⸗ 
keit, ſchon jetzt das Arbeitszeitrecht mit nationalſozialiſtiſchem Gedankengut zu 
befruchten, durch die Enge des Ermächtigungsbereichs vorerſt verhindert war, ſo iſt 
doch ſchon allein durch die Überſichtlichkeit und Klarheit, die die neue A 30. durch⸗ 
zieht, ein ſchöner Erfolg auf dem Wege zu einem neuen deutſchen Arbeitsſchutzrecht 
errungen. 

3. Auch auf einem Spezialgebiet unſeres Rechtsſtoffes, dem Arbeitszeitrecht für 
Bäckereien und Konditoreien, war die nationalſozialiſtiſche Geſetzgebung nicht 
untätig. Das bisherige Recht war niedergelegt in der bereits erwähnten Ver⸗ 
ordnung über die Arbeitszeit in Bäckereien und Konditoreien vom 23. No⸗ 
vember 1918, die das grundſätzliche Nachtbackverbot feſtlegte. Das Geſetz über 
eine vorübergehende Anderung dieſer Verordnung vom 26. März 1934 beſchränkte 
nun das Nachtbackverbot auf die Zeit von 9 Uhr abends bis 4% Uhr morgens, 
ließ aber die Beſchäftigung eines kleinen Bruchteils von Arbeitern zum 
Anheizen und anderen vorbereitenden Arbeiten ſchon von 4 Uhr ab zu. Der 
Grund dieſer Regelung war wirtſchaftspolitiſcher Natur. Da die ausgezeichnete 
Weizenernte des Jahres 1933 einen erheblichen Weizenüberſchuß lieferte, der den 
Abſatz durch die Landwirtſchaft zu tragbaren Preiſen erſchwerte, ſollte durch die 
Vorverlegung des Arbeitsbeginns ein geſteigerter Weizenverbrauch herbeigeführt 
werden. Da die Regelung nur bis zum 30. September 1934 befriſtet war, trat 
an ihre Stelle die endgültige Neugeſtaltung des Bäckereiarbeitszeitrechts durch die 
Bäckereiarbeitszeitverordnung (BäckA. 3 VO.) vom 26. September 1934, deren Eins 
zelheiten noch näher zu behandeln find. 

4. Ahnlich wie das Bäckereiarbeitszeitgeſetz vom 26. März 1934, ſo entſprangen 
auch die arbeitszeitrechtlichen Beſtimmungen der Faſerſtoffverordnung vom 
19. Juli 1934 (RGBI. S. 713) in der Neufaſſung der Bekanntmachung vom 
6. September 1934 (RGBl. S. 818) mit weiteren Anderungen durch die Verord⸗ 
nungen vom 4. Januar und 21. April 1935 (RG Bl. S. 10 und S. 561) rein wirt⸗ 
ſchaftspolitiſchen Gedanken. Die Lage der deutſchen Außenwirtſchaft zwingt zu einer 
Beſchränkung der Arbeitszeit, um einem zu ſchnellen Verbrauch der Rohſtoffvorräte 
entgegenzuwirken. Umgekehrt ſoll aber, um nicht das Arbeitsbeſchaffungsprogramm 
im Bereiche der Faſerſtoffwirtſchaft ungünſtig zu beeinfluſſen, durch Arbeits⸗ 
ſtreckung die Gefahr von Entlaſſungen wegen Rohſtoffmangels vermieden werden. 
Die Faſerſtoffverordnung geht daher in der Regelung der Arbeitszeit ſelbſtändige, 
von den allgemeinen Grundgedanken des Arbeitszeitrechts als eines Arbeiter⸗ 
ſchutzrechts abweichende Wege. 


C. Das neue Arbeitszeitrecht 
J. Die Arbeitszeitordnung vom 26. Juli 1934 


1. Der erſte Abſchnitt (88 1—14) bringt die grundlegenden Beſtimmungen über 
die allgemein zuläſſige Höchſtdauer der Arbeitszeit. Nach einleitender Klarſtellung des 
ſachlichen (8 1) und perſönlichen (8 2) Geltungsbereiches ſetzt die A3. die regel: 
mäßige werktägliche Arbeitszeit ausſchließlich der Pauſen auf höchſtens 8 Stunden 
feſt. Dieſer Grundſatz des Achtſtundentages wird durch §4 dahin modifiziert, daß 
die an einzelnen Werktagen ausgefallenen Arbeitsſtunden innerhalb der gleichen 
und der folgenden Woche nachgeholt werden dürfen (96⸗-Stunden⸗Doppelwoche). 
Von dem Grundſatz des Achtſtundentages bzw. der 96-Stunden-Doppelwode ent: 
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wickeln nun die folgenden Paragraphen ein Syſtem von Ausnahmen, das folgende 
Fälle zuläſſiger Mehrarbeit feſtlegt: 

a) An 30 ſeiner Wahl überlaſſenen Tagen im Jahre kann der Unternehmer täg⸗ 
lich bis zu 2 Stunden länger, nicht aber über 10 Stunden arbeiten laſſen (8 7). 

b) Durch eine vom Treuhänder der Arbeit gemäß § 32 ADG. erlaſſene Tarif: 
ordnung kann gleichfalls Mehrarbeit zugelaſſen werden. An Stelle der früheren 
Ausdehnung der Arbeitszeit durch Tarifvertrag, alſo durch vereinbartes Recht, iſt 
die autoritative Rechtsſetzungsbefugnis des Treuhänders der Arbeit getreten (S 8 
Abſ. I). Eine noch bedeutſamere Neuerung ſtellt aber die Vorſchrift des $ 8 Abi. II 
dar, nach der im gleichen Umfang wie eine Tarifordnung auch eine von einem 
Reichsminiſter für öffentliche Verwaltungen und Betriebe gem. $ 16 öff. AO. 
erlaſſene gemeinſame Dienſtordnung Mehrarbeit zulaſſen kann. Näheres über den 
rechtlichen Inhalt dieſer Neuerung, die in beſonders eindringlicher Weiſe den 
Führergedanken in Erſcheinung treten läßt, bietet der Aufſatz von Dietz: Das 
neue Arbeitszeitrecht, DIZ. 1934, Sp. 1245. 

c) Beſteht keine Regelung der Arbeitszeit durch Tarifordnung, ſo kann auf An⸗ 
trag des Unternehmers der zuſtändige Gewerbe⸗ oder Bergaufſichtsbeamte in wider⸗ 
ruflicher Weiſe Mehrarbeit zulaſſen, ſofern dies aus betriebstechniſchen Gründen 
geboten erſcheint (S 9). 

d) S 5 ſieht für Betriebs: und Beſchäftigtengruppen, die regelmäßig und in er⸗ 
heblichem Umfang auf ſog. Arbeitsbereitſchaft angewieſen ſind, die Feſtſetzung von 
Mehrarbeit durch Tarifordnung, den Reichsarbeitsminiſter oder den Treuhänder 
der Arbeit vor. 

e) Für ſog. Bor: und Abſchlußarbeiten ermöglicht § 6 eine Überſchreitung der 
täglichen Arbeitszeit um höchſtens 2 Stunden, bei Jugendlichen und weiblichen 
Beſchäftigten um höchſtens 1 Stunde (ſ. $ 17 Abſ. II). 

f) In außergewöhnlichen, vom Willen der Betroffenen unabhängig eintretenden 
Fällen, insbeſondere bei Gefahr des Verderbens von Rohſtoffen oder des Miß⸗ 
lingens von Arbeitserzeugniſſen kann der Unternehmer Mehrarbeit ohne feſte 
Grenzen anordnen ($ 11). 

g) S 12 geſtattet endlich für jog. kontinuierliche Betriebe zur Ermöglichung des 
Schichtwechſels innerhalb dreier Wochen eine 16ſtündige Wechſelſchicht für erwach⸗ 
ſene männliche Arbeiter. 

Zu a)—g): Wird auf Grund des 87 (30 Wahltage des Unternehmers), $ 8 (Tarif⸗ 
oder gemeinſame Dienſtordnung), $ 9 (Verwaltungsakt des Gewerbeaufſichts⸗ 
beamten) Mehrarbeit zugelaſſen, ſo darf die Arbeitszeit 10 Stunden täglich nicht 
überſchreiten. Eine Überſchreitung dieſer Zehnſtundengrenze iſt nur aus dringenden 
Gründen des Gemeinwohls durch befriſtete Genehmigung des Gewerbeaufſichts⸗ 
beamten zuläſſig. Abgeſehen von dieſen Fällen hat aber der Unternehmer, ohne 
daß er hierzu einer beſonderen behördlichen Genehmigung bedürfte, ein Recht zur 
Überſchreitung der Zehnſtundengrenze bei gewiſſen, in Ziffer 1—4 des 8 13 auf: 
geführten Vorbereitungs- und Ergänzungsarbeiten, wenn eine Vertretung der Be⸗ 
ſchäftigten durch andere Beſchäftigte des Betriebes nicht möglich und die Heran⸗ 
ziehung betriebsfremder Arbeitskräfte dem Unternehmer nicht zuzumuten iſt. Dieſes 
ſelbſtändige Überſchreitungsrecht entfällt aber wiederum dann, wenn es ſich um 
beſonders gefährliche Betriebe im Sinne des § 15 Abſ. I handelt. 

2. Die zuletzt genannte Beſtimmung des § 15 Abſ. I leitet bereits über zu 
den im 2. Abſchnitt (SS 15—24) zuſammengefaßten Beſtimmungen über den er⸗ 
höhten, insbeſondere für Kinder, Jugendliche und Frauen beſtehenden Arbeits⸗ 
zeitſchutz. Was die Herkunft dieſer Vorſchriften anlangt, jo ſtammen fie größten» 
teils aus dem VII. Titel der GewO., im übrigen aus den beiden, den Grundſatz 
des Achtſtundentages feſtlegenden Demobilmachungsverordnungen und den daraus 
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in die AZVO. übergegangenen Regelungen. Daraus erklärt ſich auch der ver» 
ſchiedene ſachliche und perſönliche Geltungsbereich der einzelnen Beſtimmungen, 
die dem ganzen 2. Abſchnitt, mag auch nunmehr das Gebiet des erhöhten Schutzes 
etwas geordneter vor uns liegen, ein immer noch reichlich unüberſichtliches Ge⸗ 
präge verleihen. Der Grund hiefür iſt in der bereits früher erwähnten, auch von 
den amtlichen Erläuterungen beklagten Enge des Ermächtigungsbereichs des $ 68 
Abſ. III AOG. zu ſuchen, der keinerlei inhaltliche Veränderungen des Rechtsſtoffes 
erlaubte. So galten z. B. die arbeitszeitrechtlichen Schutzbeſtimmungen des 
VII. Titels der GewO. nur für Betriebe mit mindeſtens 10 Arbeitern, bei Ab⸗ 
weichungen von dieſen Beſtimmungen war die vorherige Anhörung des Anter⸗ 
nehmers und der Arbeiter notwendig. Dieſe Regelung, die doch gewiß nicht 
nationalſozialiſtiſchen Rechts⸗ und Geſetzgebungsgrundſätzen entſprach, mußte un⸗ 
verändert in die neue AZD. übertragen werden, ebenſo wie die zahlreichen Aus⸗ 
nahmen und Ausnahmen von den Ausnahmen — ich verweiſe nur als Beiſpiele 
auf SS 17 Abi. V, 19 Abſ. III und 20 Abſ. II A 3O. Da gerade dieſer 2. Ab» 
ſchnitt alle Zeichen der Verbeſſerungsbedürftigkeit in inhaltlicher wie in geſetz⸗ 
gebungstechniſcher Hinſicht aufweiſt, kann es nicht Aufgabe dieſer Darſtellung ſein, 
auf die Einzelheiten der Regelung ſelbſt einzugehen. Wir müſſen uns gerade 
hier mit einem kurzen Überblick auf das Weſentliche beſchränken. 

8 15 Abſ. II und III bringt die Feſtſetzung des ſog. hygieniſchen oder ſanitären 
Maximalarbeitstages, Abſ. IV ermöglicht im Bergbau unter Tage für Betriebs⸗ 
punkte mit einer Wärme von 28 Grad Celfius eine Verkürzung der Arbeitszeit. 
§ 16 verbietet unter Klarſtellung des ſachlichen Geltungsbereichs dieſer Vorſchrift 
die Beſchäftigung von Kindern unter 13 Jahren und volksſchulpflichtigen Kindern 
über 13 Jahre, die Beſchäftigung jugendlicher Arbeiter zwiſchen 14 und 16 Jahren 
während der für den Unterricht erforderlichen Zeit, und endlich die Beſchäfti⸗ 
gung von Arbeiterinnen unter Tag und mit gewiſſen Bergwerksarbeiten. 8 17 ent⸗ 
hält eine Zuſammenſtellung der die Höchſtarbeitszeiten für Kinder, jugendliche 
Arbeiter und Arbeiterinnen regelnden Vorſchriften, während 8 18 die Mitgabe 
von Arbeit nach Hauſe näher behandelt. Das Verbot der Nachtarbeit (von 8 Uhr 
abends bis 6 Uhr morgens) für jugendliche Arbeiter und Arbeiterinnen erſcheint 
in 8 19, das Verbot iſt in ſachlicher Hinſicht beſchränkt auf Betriebe, die dem 
§ 16 entſprechen, alſo mindeſtens 10 Arbeiter beſchäftigen. Für Angeſtellte, jugend⸗ 
liche Arbeiter und Arbeiterinnen ſetzt § 20 nach Beendigung der täglichen Ar⸗ 
beitszeit eine ununterbrochene Ruhezeit von mindeſtens 11 Stunden feſt, für 
Arbeiter in offenen Verkaufslokalen eine ſolche von mindeſtens 10 Stunden. 
8 21 enthält die Regelung der den Angeſtellten, jugendlichen Arbeitern und Ars 
beiterinnen ſowie Arbeitern in offenen Verkaufslokalen zuſtehenden Arbeitspauſen. 
SS 22 und 23 laſſen unter gewiſſen dort näher bezeichneten Vorausſetzungen für 
Betriebe im Sinne des § 16 Mehrarbeit bei auftretender Arbeitshäufung oder in 
ſonſtigen außergewöhnlichen Fällen zu. 

3. Der 3. Abſchnitt faßt in knapper und überſichtlicher Form die Vorſchriften über 
den werktäglichen Ladenſchluß zuſammen und beſtimmt, daß offene Verkaufsſtellen 
von 7 Uhr abends bis 7 Uhr morgens für jeden geſchäftlichen Verkehr geſchloſſen 
bleiben müſſen ($ 24 Abſ. D und daß während dieſer Zeit auch das Feilbieten 
von Waren auf öffentlichen Wegen, Straßen und Plätzen oder anderen öffentlichen 
Orten zu unterbleiben hat ($ 25). Die Regelung des werktäglichen Ladenſchluſſes 
nebſt ihren Ausnahmen (S 24 Abſ. II—IV) findet feine Anwendung auf den Ber: 
kauf von Waren aus Warenautomaten, ſofern ſie von dem Ladeninhaber in räum⸗ 
lichem Zuſammenhang mit dem Ladengeſchäft aufgeſtellt und nur Waren feil⸗ 
geboten werden, die ſonſt auch im Ladengeſchäft ſelbſt erhältlich ſind. Dieſe Neue⸗ 
rung verdankt ihre Entſtehung dem Geſetz über den Verkauf von Waren aus Auto— 
maten vom 6. Juli 1934. 


713 


4. Ordnungsvorſchriften über Aushänge und Anzeigen, aus denen die tägliche 
Arbeitszeit des Betriebs erſichtlich fein muß, ſowie Strafvorſchriften, Beſt im⸗ 
mungen über Arbeitsaufſicht und Behördenzuſtändigkeit bilden das Kernſtück des 
IV. Abſchnitts. Von praktiſch großer Bedeutung ift die in $ 30 den oberſten Landes⸗ 
behörden beigelegte Befugnis, von den Vorſchriften der A 3O. widerruflich weiter⸗ 
gehende Ausnahmen, jedoch abgeſehen von Arbeitszeitverlängerungen, zuzulaſſen, 
ſoferne dies im öffentlichen Intereſſe, beſonders zur Bekämpfung der Arbeitsloſig⸗ 
keit, zur Sicherſtellung der Volksernährung und Förderung der deutſchen Ausfuhr 
dringend nötig iſt. 


II. Die Verordnung über die Arbeitszeit in den Bäckereien 
und Konditoreien vom 26. September 1934 


1. Die Bäck A3 VO. gilt in perſönlicher und ſachlicher Beziehung als Sonderrecht 
für Arbeiter und techniſche Angeſtellte in gewerblichen Bäckereien und Konditoreien. 
Sie erſetzt für dieſen Sonderbereich den 1. Abſchnitt der A3O., während der 2., 3. 
und 4. Abſchnitt auch für ihn ſinngemäße Geltung hat. § 1 Ab}. II A30D0., S 9 
Bäck A3 VO. 

2. Auch im Bereiche der Bäck A3 OV. beſteht der Grundſatz des Achtſtundentages 
bzw. der 96⸗Stunden⸗Doppelwoche. Die Zulaſſung von Mehrarbeit unterliegt gegen⸗ 
über den allgemeinen Regeln erheblichen Beſchränkungen. Durch Tarifordnung 
oder, falls eine ſolche nicht beſteht, durch den Reichsarbeitsminiſter kann die 
wöchentliche Arbeitsdauer auf höchſtens 54 Stunden erhöht werden (S 1 Abſ. II). 
Sonſt iſt eine Verlängerung der Arbeitszeit nur durch ſchriftliche und widerrufliche 
Genehmigung des Gewerbeaufſichtsbeamten an 20 Tagen im Jahre möglich, wenn 
ein dringendes Bedürfnis vorliegt, außerdem nur noch in den in 87 genau bezeich⸗ 
neten Fällen. Eine ſelbſtändige Befugnis des Unternehmers zu Arbeitszeit⸗ 
verlängerungen, wie fie etwa 8 7 A330. vorſieht, kennt die Bäck A3 VO. nicht. 

3. Eine beſondere Stellung innerhalb der Bäck u ZVO. nimmt das ſog. Nachtback⸗ 
verbot ein. Gemäß § 3 Abſ. I darf an Werktagen von 9 Uhr abends bis 4¼ Uhr 
morgens niemand arbeiten, auch nicht der Unternehmer ſelbſt und ſeine Ange: 
hörigen. Die Belieferung der Verbraucher mit Bäckereiwaren iſt von 6!’ Uhr 
morgens, die der offenen Verkaufsſtellen von 6% Uhr morgens zuläſſig ($ 3 Ab}. II). 

4. Auch die Betriebsruhe an Sonn- und Feiertagen iſt für Bäckereien und Kon⸗ 
ditoreien eigenartig geregelt. Grundſätzlich iſt auch hier an Sonn⸗ und Feſttagen 
jede Art Arbeit verboten. Doch darf nach 6 Uhr abends eine Stunde zum Zwecke der 
Wiederaufnahme des regelmäßigen Betriebes am folgenden Werktage gearbeitet 
werden und die oberſten Landesbehörden können während höchſtens 3 Stunden das 
Austragen leicht verderblicher Backwaren erlauben. 


1. Die Faſerſtoff verordnung vom 6. September 1934 


1. Die arbeitszeitrechtlichen Beſtimmungen der Faſerſtoffverordnung, auf deren 
rein wirtſchaftspolitiſche Zielſetzungen ſchon oben hingewieſen wurde, umfaſſen 
ihrem ſachlichen Geltungsbereich nach alle — nicht bloß die gewerblichen — Be— 
triebe der Faſerſtoffwirtſchaft, in denen Wolle, Baumwolle, Hanf, Hartfaſer oder 
Jute bis zur Weberei, Wirkerei, Strickerei, Netz- und Filzherſtellung bearbeitet 
oder verarbeitet wird. Ausgenommen find die in § 1 Abſ. I Satz 2 und Abſ. II aus: 
drücklich genannten Betriebsarten. In perſönlicher Hinſicht fallen unter die Ber: 
ordnung nur die an den Hauptproduktionsmaſchinen, z. B. Kammſtühlen, Fein— 
ſpinn⸗ und Zwirnmaſchinen, Webſtühlen, Wirk- und Strickmaſchinen tätigen Ar⸗ 
beiter. 

2. Die Regelung der Arbeitszeit iſt nun, entſprechend den rein wirtſchaftspoliti⸗ 
ſchen und nicht jo ſehr arbeitsſchutzrechtlichen Zielen der Verordnung von durch⸗ 
aus neuartigen und ſelbſtändigen Gedanken erfüllt: 
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a) An Stelle des regelmäßigen Achtſtundentages wird die Arbeitszeit gegenüber 
dem im erften Halbjahr 1934 arbeitstäglich erreichten Stundenzahlendurchſchnitt 
um 30 vom Hundert gekürzt. Würde ſich bei dieſer Berechnung eine Arbeitszeit 
unter 36 Wochenſtunden ergeben, ſo wird als nunmehrige regelmäßige Arbeitszeit 
36 Stunden feſtgeſetzt; betrug die Arbeitszeit im erſten Halbjahr an ſich ſchon 
weniger als 36 Stunden, jo verbleibt es bei dieſer Arbeitszeit ($ 2 Abſ. I). 

b) Eine Verlängerung der wöchentlichen Arbeitszeit nach Maßgabe der 88 7, 8, 9 
und 11 Abſ. II A. ZO. über die unter a) angegebenen Grenzen hinaus iſt ſtets an 
die Genehmigung des Gewerbeaufſichtsbeamten geknüpft, auch wenn der Unter⸗ 
nehmer nach den angeführten allgemeinen Vorſchriften der AZD. einer ſolchen 
gar nicht bedürfte. Stützt fi) die Zulaſſung von Mehrarbeit auf die SS 7, 8 und 9 
A 30., ſo iſt der Gewerbeaufſichtsbeamte an die allgemeine Zehnſtunden⸗Grenze 
des § 13 AO. gebunden. Sind aber dieſe in SS 7, 8, 9 und 11 Abſ. II A330. 
feſtgelegten Möglichkeiten zur Genehmigung von Mehrarbeit für den einzelnen 
Betrieb erſchöpft, ſo kann der Gewerbeaufſichtsbeamte für dieſen Betrieb gleich⸗ 
wohl weitere Mehrarbeit zulaſſen; er muß ſich aber dabei im Rahmen des Unter⸗ 
ſchiedes der nach § 2 Abf. I der Faſerſtoffverordnung verkürzten Wochenarbeitszeit 
(ſ. oben a) und der vor Erlaß der Faſerſtoffverordnung gültigen regelmäßigen 
Arbeitszeit halten ($ 3 Abſ. I in der Faſſung der Anderungsverordnung vom 
21. April 1935). Abgeſehen von der Beachtung dieſer zeitlichen Rahmen darf aber 
die behördliche Genehmigung von Mehrarbeit nur in folgenden zwei ausdrücklich 
genannten Fällen erteilt werden: Wenn nachweisbar die rechtzeitige Erledigung 
von Ausfuhraufträgen unmöglich wäre und ſoweit eine Mehrverwendung nicht 
öffentlich bewirtſchafteter Rohſtoffe oder aus ſolchen hergeſtellter Halbfertigwaren 
innerhalb eines Vierteljahres über die im gleichen Vierteljahr des Vorjahres ver⸗ 
wendete Menge hinaus nachgewieſen wird ($ 3 Abſ. II in der Faſſung der Ande⸗ 
rungsverordnung vom 21. April 1935). Es handelt ſich bei dieſen beiden von der 
Verordnung aufgezählten Fällen um ſolche, bei denen eine Erhöhung des Rohſtoff⸗ 
verbrauches und daher auch die ihn herbeiführende Mehrarbeit dem Ganzen der 
nationalen Wirtſchaft keine Nachteile bringt. Für Aufträge öffentlicher Stellen, 
für Saiſonbetriebe und ſonſtige außergewöhnliche Fälle jedoch hat ſich der Reichs⸗ 
wirtſchaftsminiſter die Bewilligung von Ausnahmen vorbehalten. Wird hierbei 
von ihm Mehrarbeit zugelaſſen, ſo darf die 48ſtündige Wochenarbeitszeit in der 
Regel nicht überſchritten werden. Dagegen iſt umgekehrt eine Verkürzung der 
Arbeitszeit unter 36 Stunden möglich bei denjenigen Saiſonbetrieben, denen 
bereits vor dem Inkrafttreten der Faſerſtoffbverordnung Mehrarbeit erlaubt wor⸗ 
den war. Jedoch darf ſich die nunmehr eintretende Verkürzung der Arbeitszeit 
unter 36 Stunden nur auf die außerhalb der Saiſon liegende, die fog. ruhige Zeit 
erſtrecken (8 3 Abſ. IV). 


D. Die rechtliche Natur des Arbeitszeitrechts 


I. Das neue Arbeitszeitrecht, das in der AZD., der Bäck A3 VO. und der Faſer⸗ 
ſtoffverordnung zuſammengefaßt iſt, iſt öffentlich⸗ rechtlicher Natur. Es erzeugt 
rechtliche Bindungen zwiſchen der öffentlichen Gewalt und dem Unternehmer und 
verpflichtet dieſen gegenüber dem Staate, die bei ihm Beſchäftigten in zeitlicher 
Hinfiht lediglich ſo arbeiten zu laſſen, wie es in den Arbeitszeitgeſetzen für zus 
läſſig erklärt iſt. Der öffentlich⸗rechtliche Charakter des Arbeitszeitrechts tritt am 
finnfälligiten in Erſcheinung durch die Tatſache, daß der Unternehmer den in 
§ 27 A3 0. feſtgeſetzten Strafen ſelbſt dann nicht entgeht, wenn die Beſchäftigten 
die von ihm verlangte, die öffentlich⸗ rechtliche Grenze jedoch überſchreitende Mehr: 
arbeit freiwillig leiſten. Dies ergibt ſich ſchon aus der zwingenden Natur des 
Arbeitszeitrechts als öffentlichen Rechts, die einen Verzicht der Beſchäftigten auf 
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den ihnen zuteil gewordenen Schutz als unzuläſſig erſcheinen läßt (vgl. Rohmer, 
Textausgabe, S. 95). 


II. Die Verpflichtung der Beſchäftigten, im Rahmen des nach Arbeitszeitrecht 
Zuläſſigen Mehrarbeit zu leiſten, bemißt ſich nach der privatrechtlichen Ausge⸗ 
ſtaltung des Arbeitsverhältniſſes durch Einzelarbeitsvertrag, Tarifordnung oder 
gemeinſame Dienſtordnung. Was die Tarifordnung und die gemeinſame Dienſt⸗ 
ordnung anlangt, ſo begründen dieſe neben der öffentlich⸗rechtlichen Ermächtigung 
des Unternehmers zur Einführung der Mehrarbeit auch die privatrechtliche Ver⸗ 
pflichtung der Beſchäftigten, dieſe Mehrarbeit zu leiſten. In allen übrigen 
Fällen aber, in denen die A3. eine Überſchreitung der Achtſtundengrenze zuläßt 
(3. B. 88 7, 9, 11), folgt aus dieſer öffentlich⸗ rechtlichen Möglichkeit allein noch 
keine privatrechtliche Pflicht der Beſchäftigten, die öffentlich⸗rechtlich zuläſſige 
Mehrarbeit zu leiſten. Dieſe heute noch herrſchende Anſicht, die den privat⸗ 
rechtlichen Charakter der Mehrarbeitspflicht der Beſchäftigten in den Vorder⸗ 
grund der Betrachtung rückt, wird einer grundlegenden Wandlung unterworfen 
werden und nationalſozialiſtiſchem Rechtsdenken Platz machen müſſen. Die neue 
im AO. niedergelegte Sozialverfaſſung geht von dem Grundgedanken der Schick⸗ 
ſalsverbundenheit von Unternehmer und ſeinen Mitarbeitern aus, die ihren ſicht⸗ 
baren Ausdruck in der Betriebsgemeinſchaft finden ſoll. Zweck dieſer Betriebs⸗ 
gemeinſchaft iſt die gemeinſame Arbeit zur Förderung der Betriebszwecke und 
zum gemeinſamen Nutzen von Volk und Staat. Für das Arbeitszeitrecht und ins⸗ 
beſondere für die Zulaſſung von Mehrarbeit ergibt ſich aber daraus die zwin⸗ 
gende Forderung, daß die der Gefolgſchaft zugehörigen Mitarbeiter des Unter⸗ 
nehmers dieſem gegenüber im Rahmen des öffentlich⸗rechtlich Zuläſſigen ohne 
weiteres zur Mehrarbeit verpflichtet ſind, ohne daß es dabei einer privatrecht⸗ 
lichen Hilfskonſtruktion bedürfte!. Wenn alſo z. B. gemäß $ 7 A330. die Beſchäf⸗ 
tigten an 30, der Wahl des Unternehmers überlaſſenen Tagen im Jahre bis 
zu 2 Stunden täglich länger beſchäftigt werden dürfen, ſo iſt darin nicht nur ein 
Recht des Unternehmers zu ſehen, von dieſer Ermächtigung Gebrauch zu machen, 
ſondern gleichzeitig eine Pflicht der Beſchäftigten zur Mehrarbeit in dieſem 
Rahmen, ohne daß etwa erſt danach zu fragen wäre, ob die Beſchäftigten in privat⸗ 
rechtlicher Hinſicht zu dieſer Mehrarbeit verpflichtet wären. 

III. Trotz ihres öffentlich⸗rechtlichen Grundzuges enthält die AZD. eine Be⸗ 
ſtimmung, die rein privatrechtlicher Natur iſt. 8 14 erteilt nämlich den Beſchäf⸗ 
tigten, die an den 30 Wahltagen des Unternehmers, auf Grund Tarifordnung, 
gemeinſamer Dienſtordnung oder behördlicher Genehmigung oder in den außer— 
gewöhnlichen Fällen des § 11 Mehrarbeit leiſten, für die die 96-Stunden⸗Doppel⸗ 
woche überſchreitende Arbeitszeit einen privatrechtlichen Anſpruch auf ange: 
meſſene Vergütung über den Lohn für die regelmäßige Arbeitszeit hinaus. Als 
angemeſſener Lohnzuſchlag gilt, ſoferne nicht die Beteiligten eine beſondere Rege- 
lung treffen, beſondere Umſtände eine ſolche rechtfertigen oder der Reichsarbeits⸗ 
miniſter oder der Treuhänder der Arbeit eine ſolche feſtſetzt, ein ſolcher von 


1 Die Auffaſſung Weigelts (Deutſches Recht, 1934, S. 129), der Gedanke der Unter: 
werfung des Arbeitsverhältniſſes unter das Geſamtwohl gebiete dem Unternehmer, 
an Stelle von Mehrarbeit neue Arbeitskräfte einzuſtellen und ſo ſeinen Teil zur ſieg— 
reichen Durchführung der Arbeitsſchlacht beizutragen, halte ich nicht für zutreffend. Der 
Gedanke der Betriebsgemeinſchaft muß, wie dies auch in § 13 Abſ. I Satz 2 A 3O. zum 
Ausdruck kommt, in erſter Linie beherrſchend ſein. Selbſtredend ſoll damit dem Unter— 
nehmer nicht die Berechtigung zugeſprochen werden, durch Ausſchöpfung ſämtlicher in der 
AO. gegebenen Möglichkeiten der Mehrarbeitszulaſſung ſich ſeiner Pflicht zur Ein⸗ 
ſtellung neuer Arbeitskräfte zu entziehen. Dem iſt aber ſchon durch 8 in den wichtiaſten 
Fällen vorgeſehene ſtaatliche Genehmigung der Mehrarbeit (vgl. z. B. 88 8 u. 9 43D.) 
ein Riegel vorgeſchoben. 
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25 vom Hundert. Dieſe privatrechtliche Lohnzuſchlagsregelung, die für den Bes 
reich der Bäcku 3 VO. in § 1 Abſ. II Satz 3 dortſelbſt für entſprechend anwend⸗ 
bar erklärt iſt, kehrt auch in 8 7 der Faſerſtoffverordnung wieder. Wegen der 
mannigfachen Rechtsfragen, die ſich in dieſem Punkte infolge der abweichenden 
Regelung der normalen Arbeitszeit durch dieſe Verordnung ergeben, vgl. die 
Ausführungen bei Dietz a. a. O. Sp. 1248 ff. 


F. Ausblick 


Die geſetzgeberiſche Neugeſtaltung des deutſchen Arbeitszeitrechts, wie ſie durch 
die Bekanntmachung der neuen AZD. und der neuen Bäck A3 VO. erfolgt iſt, ſtellt 
ſich, abgeſehen von den durch das AO. durchgeführten Anderungen, lediglich als 
eine textliche Neufaſſung und Neuſyſtematiſierung des bisher in fünf verſchiedenen 
Geſetzen verſtreuten Arbeitszeitrechts dar. Der durch die Neufaſſung unternommene 
Verſuch, das Arbeitszeitrecht in einer überſichtlicheren und gemeinverſtändlicheren 
Form zuſammenzuſtellen, muß als durchaus gelungen bezeichnet werden, ſo daß die 
Neufaſſung für den Aufbau eines ſachlich neuen, beſſeren Arbeitszeitrechts und 
ſeine Erfüllung mit nationalſozialiſtiſchem Rechtsdenken wird gute Dienſte leiſten 
können. Denn in der Tat wird es im Bereiche des Arbeitsrechtes kaum ein Teil⸗ 
gebiet geben, auf dem geſetzestechniſche wie ſachliche Reformen mehr vonnöten 
wären, Reformen, die aber, wie ein Blick auf die vergangenen und auch noch 
heutigen Zuſtände unſeres Rechtsgebietes lehrt, nur ein von nationalſozialiſtiſchem 
Geiſte erfüllter Geſetzgeber mit Erfolg wird bewältigen können. 

1. Das Arbeitszeitrecht gehört ſeiner ſyſtematiſchen Stellung nach dem umfaſſen⸗ 
deren Gebiet des Arbeitsſchutzrechtes an. Dieſes erſtreckt ſich neben dem eigentlichen 
Arbeitszeitrecht insbeſondere auch auf die Gebiete der ſonntäglichen Arbeitsruhe, 
des Ladenſchluſſes überhaupt, des Schutzes gegen Betriebsgefahren und der Arbeits⸗ 
aufſicht. Im weiteren Verfolg des oben bereits erwähnten geſetzgeberiſchen Kon⸗ 
zentrationsprinzips wird ſich daher die Geſetzgebung dieſes ganzen Rechtskomplexes 
bemächtigen und den geſamten Bereich des Arbeitsſchutzrechtes in einem zuſammen⸗ 
faſſenden Arbeitsſchutzgeſetz regeln müſſen. Auch hier iſt es, wie auf allen übrigen 
Gebieten unſeres öffentlichen Lebens, dem Geſetzgeber des Dritten Reiches vor⸗ 
behalten geblieben, ganze Arbeit zu leiſten; denn der Entwurf eines Arbeitsſchutz⸗ 
geſetzes, der im Jahre 1929 vom Reichsarbeitsminiſterium dem Reichstage vorgelegt 
wurde, wurde infolge des verantwortungsloſen Treibens der Parteien des Wei⸗ 
marer Zwiſchenreiches nie zum Geſetz. 

2. Um aber zu unſerem eigentlichen Gebiet, dem Arbeitszeitrecht, zurückzukehren, 
ſo iſt hier die vordringlichſte geſetzgebungstechniſche Forderung die einer einfacheren 
Ausgeſtaltung des ſachlichen und perſönlichen Geltungsbereichs der einzelnen Vor⸗ 
ſchriften. Wie die Betrachtung der A300. gelehrt hat, gilt ein Teil ihrer Be⸗ 
ſtimmungen nur für Arbeiter oder nur für Angeſtellte, ein anderer, aus der GewO. 
übernommener Teil nur für Betriebe, die mindeſtens 10 Arbeiter beſchäftigen. Die 
zukünftige Neuregelung des Arbeitszeitrechts wird hier vereinheitlichend eingreifen 
müſſen, ſchon aus Gründen der Klarheit und Gemeinverſtändlichkeit, die doch die 
hervorſtechenden Eigenſchaften des werdenden deutſchen Rechts ſein ſollen. 

3. Was die Ausgeſtaltung einzelner Beſtimmungen des künftigen Arbeitszeit⸗ 
rechts anlangt, jo werden alle diejenigen Normen, die Verſchachtelungen von Aus: 
nahmen ſowie Ausnahmen von Ausnahmen enthalten und die beiſpielsweiſe dem 
2. Abſchnitt der AZO. ein jo verwirrendes Bild geben, verſchwinden müſſen. Eine 
andere Frage iſt es, ob auch, wie Neitzel a. a. O. S. 210 vorſchlägt, ſolche Beſtim— 
mungen beſeitigt werden ſollen, die, wie etwa $ 11 A30., der Auslegung einen zu 
freien Spielraum gewähren könnten. Wenn auch bei ſolchen Vorſchriften die Gefahr 
mißbräuchlicher und allzu ausdehnender Auslegung und daher ungerechter Über— 
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ſchreitung der Arbeitszeit nicht geleugnet werden ſoll, jo werden ſolche Beſtimmungen 
wohl auch in Zukunft nicht entbehrt werden können, da für den Einzelfall eine 
geſetzliche Grundlage zur Verlängerung der Arbeitszeit in außergewöhnlichen 
Fällen vorhanden fein muß. 

4. Das AO. hat die Verlängerung der Arbeitszeit durch Tarifvertrag beſeitigt 
und dadurch erſetzt, daß jetzt die Tarifordnung oder die gemeinſame Dienſtordnung 
Mehrarbeit zulaſſen kann. Dieſe Arbeitszeitregelung durch einen Akt autoritativer 
ſtaatlicher Rechtsſetzung ſoll aber nach den im AO. und beſonders in deſſen § 32 
enthaltenen Grundgedanken die Ausnahme bilden. In der Regel ſoll vielmehr die 
Feſtlegung der Arbeitsbedingungen, beſonders auch der Arbeitszeit, allen Beteilig⸗ 
ten, alſo dem Unternehmer als Führer des Betriebes, den Gefolgſchaftsangehörigen 
und dem Vertrauensrat, in ihrer Geſamtheit überlaſſen bleiben und ihren ſicht⸗ 
baren Ausdruck in der vom Betriebsführer zu erlaſſenden Betriebsordnung finden. 
Gerade dieſe Beſtimmung zeigt, welch hohes Ziel das neue AO. verfolgt mit dem 
Gedanken der Erziehung von Führer und Gefolgſchaftsangehörigen zu dem Be⸗ 
wußtſein der Schickſalsverbundenheit in gemeinſamer Arbeit für Volk und Staat. 
Je mehr dieſer Gemeinſchaftsgedanke in Betriebsführern und Gefolgſchaften Wurzel 
faſſen wird, deſto weniger beſteht für den ſtaatlichen Geſetzgeber die Notwendigkeit, 
durch zwingende Geſetzesvorſchriften die Höchſtarbeitszeit durch einſchränkende Be: 
ſtimmungen zu regeln. Die Loſung für unſer deutſches nationalſozialiſtiſches Arbeits⸗ 
zeitrecht muß alſo lauten: Vom Tarifvertrag über die Tarifordnung zur freien 
verantwortungsbewußten, ſelbſtändigen Ausgeſtaltung der Arbeitszeit durch Be⸗ 
triebsführer und Gefolgſchaft! 

5. Solange aber dieſer Idealzuſtand noch nicht erreicht ſein wird und wir daher 
eine bindende geſetzgeberiſche Regelung der Arbeitszeit nicht entbehren können, 
wird ſich die ſachliche Neugeſtaltung des Arbeitszeitrechts an zwei großen Grund⸗ 
gedanken ausrichten müſſen: 

Einmal wird Bedacht genommen werden müſſen auf die gänzliche und voll⸗ 
ſtändige Meiſterung der Arbeitsloſenfrage durch das Arbeitsbeſchaffungsprogramm 
der nationalſozialiſtiſchen Regierung. Solange noch nahezu 2 Millionen Volks⸗ 
genoſſen dem Produktionsprozeß gezwungenermaßen fernſtehen, muß vom Stand⸗ 
punkt des Arbeitszeitrechts ernſtlich die Frage einer Herabſetzung der regelmäßigen 
achtſtündigen Arbeitszeit erwogen werden, um durch dieſe Verkürzung des regel⸗ 
mäßigen Achtſtundentages die Mehrbeſchäftigung von Arbeitsloſen zu ermöglichen. 
Ein Anſatz zu dieſem Gedanken findet ſich bereits in der 2. Ausnahmeverordnung 
des Reichspräſidenten zur Sicherung von Wirtſchaft und Finanzen vom 5. Juni 
1931 (3. Teil, Kap. II, Art. 1), ohne daß von der darin enthaltenen Ermächtigung 
einer generellen Herabſetzung der regelmäßigen Arbeitszeit auf wöchentlich 40 Stun⸗ 
den Gebrauch gemacht worden wäre. 

Fernerhin wird aber das neue deutſche Arbeitszeitrecht unter Achtung der Bedürf⸗ 
niſſe des neu aufblühenden deutſchen Wirtſchaftslebens die Forderungen national⸗ 
ſozialiſtiſcher Sozialpolitik in die Tat umſetzen. Der nationalſozialiſtiſche Staat, der 
nach einem Worte ſeines Führers in der „innigen Vermählung von Nationalismus 
und ſozialem Gerechtigkeitsſinn“ ſeine ſittlichen Grundfeſten hat, wird dieſe Aufgabe 
meiſtern und dem deutſchen ſchaffenden Menſchen ein neues deutſches Arbeitsſchutz⸗ 
recht bieten, das ihm mehr und Größeres als ein bloß „menſchenwürdiges Daſein“ 
gewährleiſtet. 

Dannbeck 


» Die Gefahr unſozialer und die Beſchäftigten unbilligerweiſe belaſtender Auslegung 
ſolcher Beſtimmungen iſt heute in weitem Maße ſchon dadurch gebannt, daß bei ihrer 
Vornahme „die Grundſätze des Nationalſozialismus unmittelbar und ausſchließlich maß⸗ 
gebend“ ſind. Vgl. Carl Schmitt, Fünf Leitſätze für die Rechtspraxis: Leitſatz 4. 


718 


Schrifttum: 


ei Die Arbeitszeitordnung in der Faſſung vom 26. Juli 1934, Kom⸗ 

mentar, 5. vollk. neubearbeitete Auflage, Berlin 193 

AT „Die Arbeitszeitordnung, Textausgabe mit meinen München und Ber: 
in 

Rohmer, Arbeitszeitordnung, Kommentar, 4. Auflage, München und Berlin 1935. 

Neitzel, Die Arbeitszeitordnung in a Faſſung der Verordnung vom 26. 7. 1934, Text⸗ 
Tree mit Einleitung, Berlin 1934. 

ir in: Pfundtner⸗Neubert, Das neue deutſche Reichsrecht; Abt. IV e 8: Arbeits 


recht. 

Richter, Arbeitszeit: Das Recht der deutſchen a. Heft 13, München 1935. 

Neitzel, 2 rt elung der irbeitszeit im AO.: Wirtſchafts⸗ und Sozialrecht, 13. Jahr⸗ 
gang Nr 

Neitze e 15 e ana und der Bäckereiarbeitszeitverordnung: 
Reichsarbeitsblatt 14. Jahrgang, Heft 13, S. 159. 

Neitzel, Entwicklung und 8 taltung 985 Arbeitszeitrechts: Deutſches Arbeitsrecht, 
2. Jahrgang, Heft 7/8, S 
Dietz, Das neue Arbeltszeſtregt DI. Jahrgang 1934, Sp. 1243 ff. 

le H. W.⸗Rinke, in: Pfundtner⸗Neubert, Das neue deutſche Reichsrecht; Abt. IIIa 5: 
Faſerſtoffverordnung. 
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Das Arbeitsgerichtsgeſetz 
vom 10. April 1934 


Entſtehung und Auslegung 


Das Arbeitsgerichtsgeſetz (abgekürzt: AGG.) vom 23. Dezember 1926 blieb 
bis 1933 im weſentlichen unverändert. Nach der Machtübernahme durch die 
nationale Regierung ſetzten auch auf dem Rechtsgebiete des arbeitsgerichtlichen 
Verfahrens Anderungen ein. Das Geſetz vom 4. April 1933 über Betriebsvertre⸗ 
tungen und über wirtſchaftliche Vereinigungen brachte eine Ergänzung der Vor⸗ 
ſchriften über die Prozeßvertretung vor den Arbeitsgerichtsbehörden. Eine Ver⸗ 
ordnung vom 17. Juni 1933 ſchuf Erleichterungen im Zuſtellungsweſen. Durch 
Geſetz vom 20. Juli 1933 wurde für das ſchiedsgerichtliche Verfahren das Recht 
zur Ablehnung nichtariſcher Schiedsrichter eingeführt. Die Zivilprozeßnovelle vom 
27. Oktober 1933 (Artikel 4) ſchaffte den Parteieid auch im Arbeitsgerichtsprozeß 
ab und ſchloß die eidliche Parteivernehmung im ſchiedsgerichtlichen Verfahren 
aus. Mit demſelben Geſetze, das den Zivilprozeß umwälzend neugeſtaltete, hielten 
auch viele Einzelvorſchriften und vor allem die programmatiſchen Grundſätze, 
wie ſie in der Einleitung des Geſetzes verkündet ſind, ihren Einzug in das Ver⸗ 
fahren der Arbeitsgerichtsbehörden, denn die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung 
gelten in allen Rechtszügen des arbeitsgerichtlichen Verfahrens entſprechend, ſoweit 
nicht das Arbeitsgerichtsgeſetz ſelbſt anderes beſtimmt (vgl. hierzu Volkmar in 
Deutſches Arbeitsrecht 2. Jahrg. S. 39). 

Weitere tief einſchneidende Anderungen kamen durch das Geſetz zur Ordnung 
der nationalen Arbeit (abgekürzt: AOG.) vom 20. Januar 1934. Dieſes Geſetz 
ſchuf die neue Betriebsverfaſſung, aufgebaut auf Führertum, Gefolgſchaftstreue 
und vertrauensvoller Gemeinſchaftsarbeit, es brachte ferner eine Neuordnung des 
Ta rifweſens, die ſoziale Ehrengerichtsbarkeit und eine Neuregelung des Kün⸗ 
digungsſchutzes. Als ſtaatliches Organ für die Erhaltung des Arbeitsfriedens 
wurde der Treuhänder der Arbeit beſtimmt. Die Gewerkſchaften und die Arbeit⸗ 
geberverbände waren beſeitigt und durch die Deutſche Arbeitsfront erſetzt. Die 
alten Geſetze, die dem Klaſſenhaß und Klaſſenkampf gedient hatten, wurden durch 
§ 65 AO. außer Kraft geſetzt. 

Dieſe Umwälzungen bedingten auch eine Erneuerung der Arbeitsgerichtsbarkeit. 
Die geſetzliche Grundlage hierzu hat der 8 66 AO. geſchaffen. Durch ihn wurde 
das Arbeitsgerichtsgeſetz grundlegend umgeſtaltet. Eine Reihe von Vorſchriften 
wurde aufgehoben, einzelne Beſtimmungen wurden geändert oder neugefaßt, und 
ſchließlich wurden (S 66 Abſ. 9 AO.) der Reichsarbeitsminiſter und der Reichs⸗ 
miniſter der Juſtiz ermächtigt, das Arbeitsgerichtsgeſetz neuzufaſſen und bekannt⸗ 
zumachen. Die Ermächtigung lautet auf Neufaſſung des Geſetzes unter Vornahme 
der Anderungen, die ſich aus dem AO. und früheren Geſetzen und Verordnungen 
ergeben, auf Beſeitigung von Unſtimmigkeiten des Geſetzestextes und außerdem 
auf Neuregelung der Vorſchriften über die Veiſitzerausſchüſſe und über den Aus— 
ſchluß der Arbeitsgerichtsbarkeit. 

Ehe der Auftrag durchgeführt war, erſchien noch das Geſetz zur Ordnung der 
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Arbeit in öffentlichen Verwaltungen und Betrieben vom 23. März 1934 und das 
Geſetz über die Heimarbeit vom 23. März 1934, die weitere Anderungen des AG. 
auf dem Gebiete der Zuſtändigkeit brachten. 

Alle bisher genannten Geſetze und Verordnungen ſind in dem neuen Arbeits⸗ 
gerichtsgeſetze vom 10. April 1934 berückſichtigt, das am 26. April 1934 im Reichs⸗ 
geſetzblatt Teil 1 S. 319 verkündet wurde und am 1. Mai 1934 in Kraft getreten iſt. 
Seitdem haben die Vorſchriften über die Prozeßvertretung vor den Arbeitsgerichten 
durch Gef. v. 20. 3. 1935 nochmals eine Anderung erfahren. 

Die Entſtehungsgeſchichte des neuen AGG. zeigt uns auch den Weg zu ſeiner 
Auslegung. Quellen für die Auslegung des AGG. find hiernach außer dem Worts 
laut des neuen Geſetzes alle die oben aufgezählten Geſetze und Verordnungen. 
Unter ihnen ſind für die Erforſchung des Willens des Geſetzgebers beſonders 
wichtig vor allem das AO., in deſſen Vollzug das neue Geſetz gefaßt wurde, 
namentlich ſein $ 66, der die Ermächtigung zur Neufaſſung des AGG. gibt und 
zugleich umgrenzt, ferner aber auch das Geſetz zur Anderung des Verfahrens in 
bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten vom 27. Oktober 1933 (Zivilprozeßnovelle). Was 
in der Einleitung des zuletzt genannten Geſetzes über deſſen Zweck verkündet iſt, 
hat ſeine Bedeutung auch für die Auslegung des AGG. Es iſt unverkennbar, daß 
dieſe Neuerungen eine Durchdringung der Rechtspflege mit dem Gedankengut der 
nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung bezwecken. Ihren Grundgedanken muß daher 
jede Auslegung des neuen Geſetzes gerecht werden. 


Geſetzesinhalt 


Außerlich betrachtet iſt am AGG. im Vergleich zur früheren Faſſung nicht vieles 
geändert worden. Die Beſtimmungen, die infolge der Umwälzung überflüſſig 
wurden oder in die neuen Verhältniſſe nicht mehr paſſen, find beſeitigt. Mit 
dem Außerkrafttreten des Betriebsrätegeſetzes und aller ſeiner Nebengeſetze waren 
einige Zuſtändigkeitsvorſchriften des alten AGG. hinfällig, ebenſo die damit zu⸗ 
ſammenhängenden Sondervorſchriften über Parteifähigkeit, Zwangsvollſtreckung 
und Koſtenfreiheit ſowie das ganze Beſchlußverfahren. Ferner wurden durch die 
Aufhebung der Tarifvertragsverordnung und der Verordnungen über das Schlich⸗ 
tungsweſen gewiſſe Vorſchriften über Zuſtändigkeit, Parteifähigkeit und Zuſammen⸗ 
ſetzung der Gerichte entbehrlich. Das Außerkrafttreten dieſer Vorſchriften iſt in 
§ 66 Abſ. 1 AO. ausdrücklich angeordnet. Sie fehlen demzufolge im neuen 
AG., gelten alſo nicht mehr. | 

Bei der neuen Faſſung des AGG. haben nur einige wenige Vorſchriften ein 
ſchneidende Anderungen erfahren. Das ſind außer den erwähnten Streichungen 
und Auslaſſungen vor allem die Beſtimmungen über Zuſtändigkeit und über 
Prozeßvertretung. Ebenſo wurden die Vorſchriften über Beiſitzerberufung und 
Beiſitzerausſchüſſe ſowie über den Ausſchluß der Arbeitsgerichtsbarkeit den ver⸗ 
änderten Verhältniſſen angepaßt. Auch die Neuregelung des Kündigungsſchutzes 
hatte neue Verfahrensvorſchriften im Gefolge. Dieſe Anderungen werden unten 
im einzelnen behandelt. 

Von dieſen Hauptänderungen abgeſehen, ſind die Grundzüge des ſeitherigen 
arbeitsgerichtlichen Verfahrens beibehalten. Mehr Anderungen waren auch nicht 
nötig. Die Anforderungen, die das Geſetz vom 27. Oktober 1933 (Zivilprozeß⸗ 
novelle) in ſeiner Einleitung aufſtellt, waren zum großen Teil ſchon im ſeitherigen 
AGG. erfüllt. Eine volkstümliche Rechtspflege in einem einfachen, leichtverſtänd⸗ 
lichen und ſchleunigen Verfahren unter ſtraffer Leitung des Vorſitzenden war 
ſchon immer im AGG. gewährleiſtet. Das AGE. enthält von jeher das Gebot, 
das Verfahren in allen Rechtszügen zu beſchleunigen, es hat beſonders kurze Ein- 
laſſungs⸗, Ladungs⸗ und Rechtsmittelfriſten, der Vorſitzende iſt gehalten, durch 
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vorbereitende Anordnungen den Prozeß vorwärtszutreiben, und die Gerichts⸗ 
ferien ſind auf das arbeitsgerichtliche Verfahren ohne Einfluß. Die volle Münd⸗ 
lichkeit des Verfahrens iſt im erſten Rechtszuge dadurch gewahrt, daß die Ent⸗ 
laſtungsverordnung vom 13. Mai 1924 nicht angewendet werden darf und der 
Vorſitzende die Befugnis hat, in jeder Lage des Verfahrens das perſönliche Er⸗ 
ſcheinen der Parteien — unter Umſtänden ſogar unter Zurückweiſung eines Prozeß⸗ 
bevollmächtigten — anzuordnen. Beſonders ſtark iſt die Unmittelbarkeit der Be 
weisaufnahme geſichert. Sie hat grundſätzlich vor der Kammer zu erfolgen. Dem 
Vorſitzenden kann die Beweisaufnahme dann übertragen werden, wenn fie nicht 
am Sitze, aber im Bezirk des Arbeitsgerichts erfolgt, ſonſt nicht. Die Beweis⸗ 
aufnahme durch ein erſuchtes Gericht iſt nur zuläſſig, wenn ſie außerhalb des Be⸗ 
zirks des Arbeitsgerichts ſtattfinden muß. Beeidigt werden Zeugen und Sach⸗ 
verſtändige nur ausnahmsweiſe, und nur dann, wenn die Kammer dies zur Her⸗ 
beiführung einer wahrheitsgemäßen Außerung für notwendig erachtet; dasſelbe 
gilt für die eidesſtattliche Verſicherung von ſchriftlich eingeholten Zeugenangaben. 

In dieſen Punkten waren die Anforderungen der Zivilprozeßnovelle vom 27. Ok⸗ 
tober 1933 im Arbeitsgerichtsverfahren ſchon längſt verwirklicht, ja der Arbeits⸗ 
gerichtsprozeß hat für die Zivilprozeßreform in gewiſſem Sinne als Schrittmacher 
gedient (vgl. Volkmar a. a. O.). Inſoweit hatte die Zivilprozeßnovelle dem Ar⸗ 
beitsgerichtsprozeſſe nichts Neues gebracht. Neu war die Abſchaffung des Partei⸗ 
eides und der Ausſchluß der eidlichen Parteivernehmung im ſchiedsgerichtlichen 
Verfahren, und dieſe beide Neuerungen waren die einzigen ausdrücklichen Ande⸗ 
rungen des AG. durch die Zivilprozeßnovelle. Aber die anderen grundſätzlichen 
Neuerungen der Zivilprozeßnovelle gelten infolge der entſprechenden Anwend⸗ 
barkeit der Zivilprozeßordnung auch im arbeitsgerichtlichen Verfahren. Von be⸗ 
ſonderer Wichtigkeit iſt da das Gebot an die Parteien und ihre Vertreter zur 
redlichen und ſorgfältigen Prozeßführung und das Verbot, das Gericht durch Un⸗ 
wahrheiten irrezuführen oder ſeine Arbeitskraft durch böswillige oder nachläſſige 
Prozeßverſchleppung zu mißbrauchen, ſowie auch die Mahnung an die Parteien 
und ihre Vertreter, daß die Rechtspflege nicht nur ihnen ſondern zugleich und 
vornehmlich der Rechtsſicherheit des Volksganzen dient. 

Beibehalten iſt im AGG. die Dreiteilung des Verfahrens im Rechtszug (Ar⸗ 
beitsgericht, Landesarbeitsgericht, Reichsarbeitsgericht) mit beſchränkter Möglich⸗ 
keit der Sprungreviſion. Die Mitwirkung von beeidigten Beiſitzern aus den Kreiſen 
der Unternehmer und Beſchäftigten in allen Rechtszügen iſt ein beſonderes Merk⸗ 
mal, das mit dazu beiträgt, den Arbeitsgerichten das Vertrauen der Volksgenoſſen 
zu ſichern. Alle Urteile der Arbeitsgerichte wie der Landesarbeitsgerichte find 
ſofort vollſtreckbar, und nur ausnahmsweiſe, nämlich wenn die Vollſtreckung einen 
nicht zu erſetzenden Nachteil bringen würde, darf die vorläufige Vollſtreckbarkeit 
ausgeſchloſſen und die Zwangsvollſtreckung eingeſtellt werden; eine Abwendung 
oder Einſtellung der Vollſtreckung durch Sicherheitsleiſtung kennt das AGE. nicht. 
Das Prozeſſieren bei den Arbeitsgerichten iſt nach wie vor verbilligt durch niedrige 
Gebühren, Gebührenfreiheit bei gerichtlichem Vergleich, Verbot jeder Vorſchuß⸗ 
erhebung und Ausſchluß des Anſpruches der obſiegenden Partei auf Entſchädigung 
wegen Zeitverſäumnis und auf Erſtattung der Vertretungskoſten (Anwalts⸗ 
gebühren! ). 

In jedem Falle muß am Anfang ein Güteverfahren ſtattfinden, und die Güte⸗ 
verhandlung muß — wenn nicht durch Güteklauſel eine andere Stelle vereinbart 
iſt oder bei Lehrlingsſtreitigkeiten ein Innungsausſchuß mit der Sache befaßt 
war — vor dem Vorſitzenden des Arbeitsgerichts erfolgen. Deſſenungeachtet ſoll 
während des ganzen Verfahrens im erſten Rechtszuge die gütliche Erledigung 
des Rechtsſtreites angeſtrebt werden (§ 57 Abſ. 2 AG.). 
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Das neue AG. bringt außer ſachlichen Anderungen auch die Anpaſſung an 
den Sprachgebrauch des AO., indem an Stelle der früheren Bezeichnungen Ar⸗ 
beitgeber und Arbeitnehmer die Ausdrücke Unternehmer und Beſchäftigte geſetzt 
find. Damit iſt ausgedrückt, daß der neue Geiſt das AO. auch in das Arbeits⸗ 
gerichtsverfahren eingeführt iſt und daß der alte auf Klaſſenhaß beruhende oder 
hinweiſende Gegenſatz zwiſchen den Arbeitsparteien ausgemerzt ſein ſoll. Am 
Perſonenkreis der Arbeitsgerichtsbarkeit und an der Zuſtändigkeit der Arbeits⸗ 
gerichtsbehörden iſt jedoch hierdurch nichts geändert worden. Auf dieſen Punkt 
iſt bei Behandlung der Zuſtändigkeits fragen nochmals einzugehen. 


Zuſtändigkeitsfragen 


Die Vorſchriften über Zuſtändigkeit ſind im Arbeitsgerichtsprozeß von großer 
Bedeutung, weil die ſachliche Zuſtändigkeit der Arbeitsgerichte eine ausſchließliche 
iſt und deswegen in allen Rechtszügen genau geprüft werden muß. Sie werden 
deshalb hier ausführlich behandelt. 

Der Perſonenkreis, für den die Arbeitsgerichte zuſtändig ſind, iſt nicht mehr 
ganz derſelbe wie früher. Nach dem ſeitherigen Recht wurden Tarifverträge 
zwiſchen Arbeitnehmervereinigungen auf der einen Seite und Arbeitgebervereini⸗ 
gungen oder einzelnen Arbeitgebern auf der anderen Seite vertraglich vereinbart 
oder im Wege des Schlichtungsverfahrens geſchaffen. Den wirtſchaftlichen Ber: 
einigungen dieſer Art war für das arbeitsgerichtliche Verfahren die Parteifähig⸗ 
keit gegeben, und für Streitigkeiten aus Tarifverträgen oder über Tarifverträge 
war die Zuſtändigkeit der Arbeitsgerichte beſtimmt. Durch 8 65 Ziff. 6 AO. 
wurde die Tarifvertragsverordnung aufgehoben. Tarife werden jetzt nicht mehr 
durch Verbände vereinbart, ſondern durch Anordnung des Treuhänders der Ar⸗ 
beit, alſo durch Staatsakt, geſchaffen. „Tariffähige“ Verbände gibt es nicht mehr. 
Streitigkeiten zwiſchen „Tarifvertragsparteien“ kann es ſeitdem nicht mehr geben. 
Die Sondervorſchriften des alten AGG., die hierauf Bezug hatten, find ver⸗ 
ſchwunden. In gewiſſem Maße parteifähig war auch die Arbeitnehmerſchaft, 
Arbeiterſchaft und Angeſtelltenſchaft der Betriebe im Sinne des Betriebsräte⸗ 
geſetzes, und zwar für Streitigkeiten aus 88 86 und 87 BRG. (Einſpruch gegen 
Kündigungen) und für das Beſchlußverfahren in Betriebsräteſachen. Für dieſe 
Streitigkeiten war das Arbeitsgericht zuſtändig, und die Arbeitnehmerſchaft, Ar⸗ 
beiterſchaft oder Angeſtelltenſchaft konnte ſie im eigenen Namen durchführen. Mit 
der Aufhebung des BR. iſt all das beſeitigt, und fo find auch die betreffenden 
Zuſtändigkeitsvorſchriften aus dem AGG. verſchwunden. 

Den eigentlichen Perſonenkreis, für den die Arbeitsgerichtsbarkeit geſchaffen iſt, 
bilden die an den Arbeitsverhältniſſen Beteiligten. Sie wurden früher als Ar⸗ 
beitgeber und Arbeitnehmer bezeichnet. Das neue AGG. nennt fie Unternehmer 
(Arbeitgeber) und Beſchäftigte (Arbeitnehmer). 

Der Sammelbegriff Unternehmer iſt im neuen AG. lediglich durch Beifügung 
des eingeklammerten Wortes Arbeitgeber erläutert; eine ſonſtige Erläuterung 
dieſes Begriffes gibt das Geſetz nicht. Das berechtigt, wie ſchon oben angedeutet, 
zu der Schlußfolgerung, daß in den Zuſtändigkeitsvorſchriften des AGG. mit dem 
Ausdruck Unternehmer das gemeint iſt, was man ſeither als Arbeitgeber bezeich⸗ 
nete. Das AOG., das den Begriff Unternehmer eingeführt hat, gibt ſelbſt keine 
Begriffsbeſtimmung dazu; man wird annehmen dürfen, daß es bei Unternehmer 
und Unternehmen immer einen Betrieb vorausſetzt (vgl. Mansfeld AOG. Anm. 2 
S. 82 zu $ 1). Auch im allgemeinen Sprachgebrauch denkt man bei Unternehmer 
an ein geſchäftliches Unternehmen. Daraus darf aber nicht geſchloſſen werden, daß 
unter die arbeitsgerichtliche Zuſtändigkeit künftig nur noch Arbeitsverhältniſſe in 
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geſchäftlichen Unternehmungen fallen jollen. Die Entſtehungsgeſchichte des neuen 
Geſetzes läßt keinen Zweifel aufkommen, daß der Perſonenkreis auf der Arbeit⸗ 
geberſeite nicht eingeſchränkt werden ſollte. Als Unternehmer iſt hier jeder Arbeit⸗ 
geber im weiteſten Sinne zu verſtehen, alſo jeder Dienſtberechtigte im Sinne der 
SS 611 ff. BGB. Dazu gehört beiſpielsweiſe auch der Haushaltungsvorſtand, 
der eine Hausgehilfin beſchäftigt, ebenſo öffentliche Behörden oder Verwaltungen, 
ſoweit ſie Angeſtellte oder Arbeiter beſchäftigen. Für die auf der anderen Seite des 
Arbeitsverhältniſſes Beteiligten gibt das Geſetz eine Begriffsbeſtimmung in S 5. 
Sie heißen jetzt Beſchäftigte. Gemeint ſind damit die in unſelbſtändiger Tätigkeit 
arbeitenden Perſonen. Das ſind die Arbeiter, Angeſtellten und Lehrlinge, wie 
ſie ſchon ſeither der Arbeitsgerichtsbarkeit unterſtanden. Nicht als Beſchäftigte 
im Sinne des AGG. werden die öffentlichen Beamten und Angehörigen des 
Reichsheeres und der Reichsmarine in dieſer ihrer Eigenſchaft angeſehen. Auch 
die geſetzlichen Vertreter von juriſtiſchen Perſonen und von Perſonengeſamtheiten 
des öffentlichen und privaten Rechtes gelten wie ſeither nicht als Beſchäftigte 
im Sinne des AG., obwohl fie nach dem AO. zur Gefolgſchaft ihres Betriebes 
gehören, falls ſie nicht Führer des Betriebes find (vgl. hierzu Mansfeld AOG. 
S. 94 Anm. 3b zu $ 1). Für geſetzliche Vertreter von juriſtiſchen Perſonen des 
privaten Rechts gilt jedoch die alte Sonderbeſtimmung ($ 3 Abſ. 2 AG.), daß die 
Zuſtändigkeit des Arbeitsgerichts vereinbart werden kann. 

Ausgeſchloſſen von der Gerichtsbarkeit des Arbeitsgerichts ſind nach wie vor 
die zur Schiffsbeſatzung der Seeſchiffe (HGB. § 481) gehörenden Perſonen. Da⸗ 
gegen fällt die Schiffsbeſatzung der Binnenſchiffahrt wie auch der Luftfahrt unter 
die Arbeitsgerichtsbarkeit, während fie (ebenſo wie die der Seeſchiffahrt) vom AO. 
weitgehend ausgeſchloſſen find (AOG. § 4 Abſ. 3). 

Den Arbeitern oder Angeſtellten find im AG. diejenigen Perſonen gleich⸗ 
geſtellt, die den Entgeltſchutz nach § 2 des Geſetzes über die Heimarbeit genießen. 
Dieſe Beſtimmung wurde durch S 40 des am 1. Mai 1934 in Kraft getretenen 
Geſetzes über die Heimarbeit eingeführt. Alle Perſonen, die nach § 2 dieſes Ges 
ſetzes unter Entgeltſchutz ſtehen, gelten als Beſchäftigte im Sinne des AGE. und 
fallen ſomit unter die Arbeitsgerichtsbarkeit. Es ſind dies die Heimarbeiter und 
diejenigen Hausgewerbetreibenden, die in der Regel allein oder mit ihren Fa— 
milienangehörigen oder mit nicht mehr als zwei fremden Hilfskräften (Betriebs: 
arbeitern) arbeiten. Den Beſchäftigten im Sinne des AG. iſt alſo nicht nur der 
Heimarbeiter gleichgeſtellt, ſondern auch der Hausgewerbetreibende, der noch zwei 
fremde Betriebsarbeiter beſchäftigt. Die Begriffe Heimarbeiter, Hausgewerbe— 
treibende und Familienangehörige find im Heimarbeitsgeſetz (§S 3) genau um⸗ 
ſchrieben; dieſe Begriffsbeſtimmungen ſind auch für das AEG. maßgebend. Der 
Kreis dieſer Perſonen kann noch erweitert werden, indem ihnen ſonſtige Haus⸗ 
gewerbetreibende, Zwiſchenmeiſter und andere arbeitnehmerähnliche Perſonen der 
Heimarbeit hinſichtlich des Entgeltſchutzes gleichgeſtellt werden können. Die Be— 
fugnis hierzu iſt durch S 2 Abſ. 3 des Heimarbeitsgeſetzes dem Reichsarbeits⸗ 
miniſter und von dieſem in einer Durchführungsverordnung vom 23. März 1934 
teilweiſe auf die Treuhänder der Arbeit und auf Sondertreuhänder übertragen. 
Gleichſtellungen dieſer Art müſſen im Reichsarbeitsblatt bekanntgemacht werden. 
Bei Auslegung der hier in Betracht kommenden Begriffe darf nicht engherzig ver⸗ 
fahren werden, denn das Heimarbeitsgeſetz iſt ein ausgeſprochenes ſoziales Schutz 
geſetz. Das ergibt ſich aus dem Heimarbeitsgeſetze ſelbſt (insbeſondere aus §8 1 
und den Überſchriften der Abſchnitte 2—5) und aus der veröffentlichten Be: 
gründung zu dieſem Geſetze (Deutſcher Reichsanzeiger Nr. 72 vom 26. 3. 1934). 

Außer den gewerblichen Heimarbeitern find für das AG. auch ſonſtige Per— 
ſonen den Beſchäftigten gleichgeſtellt, wenn ſie „ohne in einem Arbeitsvertrags— 
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verhältnis zu ſtehen, im Auftrag und für Rechnung beſtimmter anderer Perſonen 
Arbeit leiſten und wegen wirtſchaftlicher Unſelbſtändigkeit als arbeitnehmer⸗ 
ähnlich anzuſehen find“ (8 5 Abſ. 1 Satz 2 AG.). Mit dieſer Beſtimmung, deren 
Faſſung ebenfalls auf $ 40 des Heimarbeitsgeſetzes beruht, iſt der Begriff der 
arbeitnehmerähnlichen Perſonen aufrechterhalten. Dieſer Begriff hat unter der 
Geltung des alten AGG. ſchon viel Anlaß zu Streitigkeiten gegeben (vgl. Hueck⸗ 
Nipperdey, Lehrbuch des Arbeitsrechts, Bd. 2 S. 622). Die neue Faſſung des Be⸗ 
griffes iſt einfacher und klarer als die frühere. Es iſt jetzt im Geſetze ſelbſt zum 
Ausdruck gebracht, daß die wirtſchaftliche Anſelbſtändigkeit entſcheidet. Die pers 
ſönliche Abhängigkeit, die in Urteilen des Reichsarbeitsgerichts zu dieſer Frage 
eine Rolle geſpielt hat (z. B. Urteil vom 18. 2. 1933, RAG. 488/32, abgedruckt in 
der Bensheimer Sammlung Bd. 17 S. 420, mit Anmerkung von Gerſtel), iſt damit 
in den Hintergrund getreten. Das hat gute Gründe. Denn wo eine weitgehende 
perſönliche Abhängigkeit beſteht, wird in der Regel ein Beſchäftigungsverhältnis 
im Sinne des AGG. anzunehmen fein. Freilich kann auch die neue Begriffs⸗ 
beſtimmung noch manchen Streit verurſachen, da der Grad wirtſchaftlicher Ab⸗ 
hängigkeit oft ſchwer feſtzuſtellen iſt, namentlich dann, wenn die Vertragsparteien 
(was in Handelsvertreterverträgen vielfach vorkommt) im Vertrage ſelbſt dem 
Vertreter den Anſchein eines ſelbſtändigen Geſchäfts mannes geben. Maßgebend 
find aber nicht die Bezeichnungen, die die Vertragsparteien wählen, ſondern die 
wirklichen Tatſachen. Aus den Umſtänden des einzelnen Falles muß ermittelt 
werden, ob die wirtſchaftliche Abhängigkeit vom Geſchäftsherrn ſo groß iſt, daß 
der Arbeitleiſtende nicht mehr als wirtſchaftlich ſelbſtändig bezeichnet werden kann, 
ſondern mehr einem Angeſtellten ähnelt (vgl. dazu das obengenannte Urteil des 
RAG. und ferner Volkmar in der Arbeitsrechtsſammlung Bd. 20 S. 186). Bei 
Prüfung der wirtſchaftlichen Unſelbſtändigkeit müſſen die wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe im weiteſten Sinne berückſichtigt werden, und dabei können auch die 
ſozialen Verhältniſſe des Arbeitleiſtenden von Bedeutung ſein. Arbeitnehmer⸗ 
9 kommt nicht in Frage, wenn der Arbeitleiſtende auf eigene Rechnung 
ätig iſt. 

Unbefriedigend iſt an der neuen Regelung, daß die arbeitnehmerähnlichen Per⸗ 
ſonen den Beſchäftigten im Sinne des AG. ſchlechthin gleichgeſtellt werden. Bei 
dieſem Zuſtande müſſen die Arbeitsgerichtsbehörden von Amts wegen ihre Zu⸗ 
ſtändigkeit prüfen, unter Umſtänden auch gegen den Willen der Parteien. Die 
Volkstümlichkeit und Schnelligkeit der Rechtspflege kann darunter leiden. Solche 
Überlegungen drängen den Gedanken auf, ob nicht bei künftiger Geſetzgebung den 
arbeitnehmerähnlichen Perſonen lediglich das Recht gegeben werden ſoll, die Zu⸗ 
ſtändigkeit der Arbeitsgerichte zu vereinbaren. 

Die ausſchließliche Zuſtändigkeit der Arbeitsgerichte beſteht auch in den Fällen, 
in denen der Rechtsſtreit nicht durch die urſprüngliche Partei ſelbſt, ſondern durch 
einen Rechtsnachfolger oder durch eine Perſon geführt wird, die kraft Geſetzes an 
Stelle der urſprünglichen Partei dazu befugt iſt (AGG. § 2 Abſ. 2). Beiſpiele 
dieſer Art find der Pfändungs⸗ und Überweiſungsgläubiger ſowie der Konkurs⸗ 
verwaltet. 

Soweit der Streitgegenſtand für die ſachliche Zuſtändigkeit Bedeutung haben 
kann, bringt das neue AGG. außer den ſchon oben in der Inhaltsüberſicht be⸗ 
handelten Streichungen (Wegfall aller Betriebsräteſachen und der Verbandsſtreitig⸗ 
keiten aus Tarifverträgen, Arbeitskämpfen und Koalitionsſtreit) keine Neuerung. 
Die Arbeitsgerichte bleiben ohne Rückſicht auf den Wert des Streitgegenſtandes 
zuſtändig für alle Arbeitsſachen, wie fie in $ 2 Ziff. 1 und 2 des neuen AGG. 
genauer umſchrieben ſind. Die Arbeitsſachen laſſen ſich unterſcheiden nach Streitig⸗ 
keiten aus Arbeitsverhältnis oder Arbeitsvertrag, aus Vorverhandlungen oder 
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Nachwirkung von Arbeitsverhältniſſen und aus unerlaubten Handlungen, die mit 

dem Arbeitsverhältnis im Zuſammenhang ſtehen. An den einzelnen Beſtimmungen, 

die nicht engherzig formal ausgelegt werden dürfen (vgl. RAG. Bd. 1 S. 250), iſt 

nichts geändert. Streitigkeiten, deren Gegenſtand die Erfindung eines Be⸗ 

ſchäftigten bildet, bleiben von der arbeitsgerichtlichen Zuſtändigkeit ausgenommen, 

1 nicht die Anſprüche auf eine Vergütung oder Entſchädigung für die Er⸗ 
ung. 

Die Klagen auf Widerruf der Kündigung, die das AOG. in feinen 88 56—62 
regelt, find in den Zuſtändigkeitsvorſchriften des AGG. nicht beſonders genannt. 
Das iſt auch nicht nötig. Sie ſind Rechtsſtreitigkeiten aus dem Arbeitsverhältnis. 
Das AO. jagt in ſeinem § 56 Abſ. 1, daß fie beim Arbeitsgericht anhängig zu 
machen find, und das AGG. bringt an mehreren Stellen Sondervorſchriften für 
dieſe Klagen. Es kann hiernach kein Zweifel aufkommen, daß ſie in die Zuſtändig⸗ 
keit der Arbeitsgerichte einbezogen ſind. 

Neben der ausſchließlichen Zuſtändigkeit für die bisher genannten Arbeitsſachen 
behält auch das neue AG. eine freiwillige Zuſtändigkeit des Zuſammenhanges 
bei ($ 3 AG.). Danach ift es Unternehmern und Beſchäftigten freigeſtellt, in 
dem beim Arbeitsgericht um eine Arbeitsſache ſchwebenden oder gleichzeitig an⸗ 
hängig werdenden Rechtsſtreite auch andere Anſprüche geltend zu machen, die mit 
der anhängig gemachten Arbeitsſache in rechtlichem oder unmittelbarem wirtſchaft⸗ 
lichem Zuſammenhange ſtehen (Beiſpiel: gewiſſe Darlehens forderungen); von 
dieſer Möglichkeit ausgeſchloſſen find die ſchon einmal erwähnten Erfindungs⸗ 
ſtreitigkeiten und ferner alle Anſprüche, für deren Geltendmachung eine ausſchließ⸗ 
liche Zuſtändigkeit gegeben iſt (Beiſpiel: Grundſtücksklagen mit dinglichem Ge⸗ 
richtsſtand). 

Die örtliche Zuſtändigkeit iſt im AGG. nicht beſonders geregelt. Für fie gelten 
die einſchlägigen Vorſchriften der Zivilprozeßordnung. Eine Ergänzung dieſer Vor⸗ 
ſchriften enthält $ 48 Abſ. 2 AG., der den neuen Verhältniſſen angepaßt iſt. Nach 
ihm kann für Streitigkeiten aus einem Arbeitsverhältnis, das unter eine Tarif⸗ 
ordnung fällt, vom Treuhänder der Arbeit in der Tarifordnung die Zuſtändigkeit 
eines an ſich örtlich unzuſtändigen Arbeitsgerichts beſtimmt werden. Eine ſolche 
Tarifklauſel iſt rechtsverbindlich (§ 32 Abſ. 2 AO.); jedoch find die 88 38—10 
ZPO. auch hier anwendbar („unbeſchadet“), jo daß alſo durch Vereinbarung der 
Prozeßparteien die Zuſtändigkeit eines anderen Arbeitsgerichts begründet werden 
kann (jo Derſch⸗Volkmar, AGG. Bem. 3 zu $ 48, und Baumbach⸗Teichmann AGG. 
Bem. 4 zu § 48). Für Arbeitsverhältniſſe in öffentlichen Verwaltungen und Be⸗ 
trieben kann die örtliche Zuſtändigkeit in einer gemeinſamen Dienſtordnung be⸗ 
ſtimmt werden. 


Beiſitzerberufung und Beiſitzerausſchüſſe 

Die Beſetzung der Kammern in den Arbeitsgerichten und Landesarbeitsgerichten 
iſt in allen Sachen paritätiſch in dem Sinne, daß ein Vorſitzender und je ein Bei⸗ 
ſitzer der Unternehmer und der Beſchäftigten mitzuwirken hat. Die Vorſchrift, daß 
bei Verbandsſtreitigkeiten je zwei Beiſitzer der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer 
mitwirken, iſt beſeitigt, für fie iſt kein Raum mehr, nachdem die Tarifvertrags⸗ 
verordnung und die Schlichtungsverordnungen aufgehoben ſind. 

Die Vorſchlagsliſten für die Beiſitzerberufung wurden früher von den wirtſchaft⸗ 
lichen Vereinigungen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer oder ihren Spitzen⸗ 
verbänden und von den Körperſchaften des öffentlichen Rechts aufgeſtellt. Nachdem 
die wirtſchaftlichen Vereinigungen beſeitigt ſind, iſt an deren Stelle die Deutſche 
Arbeitsfront getreten. Sie hat ihre Vorſchläge, ſoweit durch Reichsgeſetze eine 
ſtändiſche Gliederung der Wirtſchaft durchgeführt iſt, im Einvernehmen mit den 
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Ständen zu machen und in den Vorſchlagsliſten Unternehmer und Beſchäftigte in 
gleicher Zahl zu berückſichtigen. Aus den Vorſchlagsliſten werden die Beiſitzer auf 
die Dauer von drei Jahren von der höheren Verwaltungsbehörde im Einvernehmen 
mit dem Landgerichtspräſidenten (beim Reichsarbeitsgericht vom Reichsarbeits⸗ 
miniſter im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter der Juſtiz) berufen. 

Die geſetzlichen Vorausſetzungen für das Beiſitzeramt ſind ebenfalls der neuen 
Lage angepaßt worden. Wem nach $ 38 Ziff. 4 AOC. die Befähigung, Führer des 
Betriebes zu ſein oder das Amt eines Vertrauensmannes auszuüben, aberkannt 
iſt, der iſt auch unfähig zu dem Amte eines Beiſitzers (AGG. 8 21 Abſ. 2, 8 37 
Abſ. 2, 8 43 Abf. 3). 

Für die erſte Berufung der Beiſitzer der Landesarbeitsgerichte unter dem neuen 
Geſetze gibt der 8 66 Abſ. 5 AO. eine Erleichterung. 

Durch § 66 Abſ. 9 AO. iſt die Ermächtigung zur Neuregelung der Beiſttzer⸗ 
ausſchüſſe gegeben. Darauf beruht die neue Faſſung der 88 29 und 38 AGG. Früher 
war die Bildung eines Beiſitzerausſchuſſes bei Arbeitsgerichten mit mehr als einer 
Kammer und bei allen Landesarbeitsgerichten zwingend vorgeſchrieben; er wurde 
von den Beiſitzern gewählt. Das neue Geſetz hingegen ſtellt die Bildung von Bei⸗ 
ſitzerausſchüſſen bei Arbeitsgerichten wie bei Landesarbeitsgerichten ins Ermeſſen 
und in die Zuſtändigkeit der Landgerichtspräſidenten. Die Beiſitzerausſchüſſe, die 
zur Unterſtützung der Juſtizverwaltung dienen ($ 29 Abſ. 2 AG.), find jetzt keine 
notwendige Einrichtung mehr. 

Die Verteilung der Beiſitzer auf die einzelnen Kammern und die Aufitellung 
einer Liſte über die Reihenfolge ihrer Heranziehung zu den Sitzungen hat künftig 
nicht nur vor Beginn des Geſchäftsjahres, ſondern auch vor Beginn einer neuen 
Amtsperiode der Beiſitzer neu zu erfolgen. Das gilt für Arbeitsgerichte, Landes⸗ 
arbeitsgerichte und Reichsarbeitsgericht. Für die Berliner Arbeitsgerichtsbehörden 
gelten die beſonderen Vorſchriften über die Geſchäftsverteilung weiter, wie fie durch 
Reichsgeſetz vom 1. 6. 1933 eingeführt worden find. 


Prozeßvertretung 


Die Vertretung der Parteien im arbeitsgerichtlichen Verfahren war von jeher 
— ſchon bei den Gewerbegerichten und Kaufmannsgerichten — eigenartig geregelt. 
Ihre Regelung diente immer wieder als Zankapfel, hauptſächlich deswegen, weil 
die Rechtsanwälte in der erſten Inſtanz völlig ausgeſchloſſen waren. Das AOG. 
hat dieſem Streit ein Ende bereitet und dem § 11 AGG. einen Inhalt gegeben, 
der den Intereſſen der Allgemeinheit ſowohl wie auch der an der Rechtspflege 
Beteiligten gerecht wird. Der neue Rechtszuſtand iſt folgender: 

Im erſten Rechtszuge (vor den Arbeitsgerichten) können die Parteien ſich grund⸗ 
ſätzlich jeder prozeßfähigen Perſon als Prozeßbevollmächtigter oder Beiſtand be⸗ 
dienen, wie dies in 88 79 und 90 ZPO. für die ordentlichen Gerichte beſtimmt und 
durch § 46 AGG. als Regel auch ins arbeitsgerichtliche Verfahren übernommen iſt. 
Aber für Perſonen, die die Beſorgung fremder Rechtsangelegenheiten vor Gericht 
geſchäftsmäßig — d. h. regelmäßig als Geſchäftstätigkeit, wenn auch unentgeltlich 
oder ohne Gewinnabſicht (vgl. RAG. Bd. 4 S. 341) — betreiben, gibt das AGG. 
Sondervorſchriften. Solche Perſonen find als Prozeßbevollmächtigte oder Beiſtände 
vor dem Arbeitsgericht im allgemeinen ausgeſchloſſen. Nur zwei Gruppen von „ges 
ſchäftsmäßigen“ Rechtswahrern find von dieſem Ausſchluß ausgenommen und als 
Prozeßbevollmächtigte und Beiſtände ausdrücklich zugelaſſen, nämlich Leiter und 
Angeſtellte der von der Deutſchen Arbeitsfront eingerichteten Rechtsberatungs⸗ 
ſtellen oder anderen dieſen durch Verordnung gleichgeſtellten Stellen (Gruppe I) 
und die Rechtsanwälte (Gruppe II). 
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Die zur Gruppe I gehörigen Perſonen find in erſter Linie zur Parteivertretung 
vor den Arbeitsgerichten berufen und ohne weiteres zugelaſſen, ſie ſind alſo die 
eigentlich berufenen Parteivertreter bei den Arbeitsgerichten. Nur ausnahmsweiſe 
iſt auch ſolchen Perſonen die Vertretungsbefugnis beim Arbeitsgericht entzogen, 
wenn ſie nämlich neben dieſer Vertretungstätigkeit noch die Beſorgung fremder 
Rechtsangelegenheiten vor Gericht geſchäftsmäßig betreiben. N 

Die erwähnte Gleichſtellung anderer Stellen (Vereinigungen, Körperſchaften) mit 
den Rechtsberatungsſtellen der Deutſchen Arbeitsfront iſt dem Reichsarbeitsminiſter 
(im Einvernehmen mit dem Reichswirtſchaftsminiſter und dem Reichsminiſter der 
Juſtiz) übertragen, fie hat im Verordnungswege zu erfolgen (8 11 Abſ. 3 AGG.). 
Gleichſtellungen dieſer Art waren ſchon vor dem Inkrafttreten des neuen AGG. 
auf Grund des Art. IV des Geſetzes vom 4. April 1933 erfolgt; dieſe früheren Gleich⸗ 
ſtellungen ſind vom 1. Mai 1934 an unwirkſam geworden, da der genannte 
Artikel IV durch 8 65 Ziff. 4 AO. außer Kraft geſetzt iſt (ebenſo Mansfeld AO. 
Anm. 3 zu § 66); nur in Prozeſſen, die am 1. Mai 1934 beim Arbeitsgericht an: 
hängig waren, dürfen die jo zugelaſſenen Vertreter auch jetzt noch tätig fein (A OG. 
§ 66 Abſ. 4 und Vierte Durchführungsverordnung zum ADG.). 

Die Vertretungsbefugnis der Rechtsberatungsſtellen der Deutſchen Arbeitsfront 
iſt nicht auf deren Mitglieder beſchränkt; ihre Leiter und Angeſtellten können vor 
den Arbeitsgerichten jedermann (auch Nichtmitglieder) vertreten. Dagegen wird 
den anderen ihnen „gleichgeſtellten“ Stellen nur die Prozeßvertretung ihrer Mit⸗ 
glieder geſtattet ($ 11 Abſ. 3 AG.). 

Die Parteivertreter der Gruppe J werden auf dem Gebiete der Zuſtellungen 
den Rechtsanwälten gleichbehandelt ($ 50 Abſ. 1 AG.), eine Maßnahme, die 
ſchon durch die Zuftellungsverordnung vom 17. Juni 1933 eingeführt wurde und 
formellen Schwierigkeiten abgeholfen hat. 

Rechtsanwälte (Gruppe II) können vor dem Arbeitsgericht als Prozeßbevoll⸗ 
mächtigte oder Beiſtände nur ausnahmsweiſe tätig werden. Die Ermächtigung 
hierzu wird dem Rechtsanwalt nicht durch das Gericht, ſondern durch die Deutſche 
Arbeitsfront (abgekürzt: DAF.) erteilt, und zwar immer nur für den einzelnen 
Fall. Es ſteht im freien Ermeſſen der DAF., ob ſie die Ermächtigung erteilen will. 
Der Rechtsanwalt hat die Ermächtigung dem Arbeitsgericht nachzuweiſen. Eine 
Sonderbeſtimmung iſt durch das Abänderungsgeſetz v. 20. 3. 1935 für die Fälle 
geſchaffen worden, in denen die Prozeßvertretung einer Partei durch die Rechts⸗ 
beratungsſtellen der DAF. nicht in Betracht kommt; hierzu hat der Reichsarbeits⸗ 
miniſter bindende Richtlinien erlaſſen, die im Reichsarbeitsblatt 1935 S. 203 ver⸗ 
öffentlicht find. Nach dieſen Richtlinien kommt eine Vertretung durch die DAF. 
dann nicht in Betracht, wenn die Prozeßpartei weder Mitglied der DAF. noch 
eines der DAF. korporativ angeſchloſſenen Verbände iſt, oder wenn die Vertretung 
von der DAF. abgelehnt wird; dieſe Vorausſetzungen ſind glaubhaft zu machen; 
dazu genügt die Veſcheinigung einer Rechtsberatungsſtelle der DAF. Unter Berück⸗ 
ſichtigung aller Umſtände des Einzelfalles hat dann der Vorſitzende des Arbeits: 
gerichts zu entſcheiden, ob die Zulaſſung eines Vertreters notwendig iſt und welche 
Art der Vertretung angebracht erſcheint. Als Vertreter (Prozeßbevollmächtigte 
oder Beiſtände) können in ſolchen Fällen nicht nur Rechtsanwälte ſondern auch 
andere geeignete Perſonen zugelaſſen werden. Ein Recht auf Zulaſſung beſteht nicht. 
Die Zulaſſung iſt Ermeſſensſache („kann“). Niemals wird als Parteivertreter vor 
dem Arbeitsgericht ein ehemaliger Rechtsanwalt zugelaſſen werden dürfen, deſſen 
allgemeine Zulaſſung auf Grund des Geſetzes v. 7. 4. 33 zurückgenommen iſt, denn 
das würde offenbar gegen den Geſetzesſinn verſtoßen. Aber auch nichtariſchen Rechts⸗ 
anwälten, die ſonſt noch zugelaſſen ſind, kann die Zulaſſung vor dem Arbeitsgericht 
nicht bewilligt werden; denn die Rechtswahrung des neuen, von der nationalſozialiſti⸗ 
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hen Weltanſchauung durchdrungenen Deutſchen Arbeitsrechts kann Nichtariern 
nicht überlaſſen werden, wo kein Zwang dazu beſteht; ſo hat das Arbeitsgericht 
Magdeburg am 22. 5. 1935 einen Fall (4 Ca 91/35) mit eingehender Begründung 
entſchieden. Durch die Zulaſſung nach S 11 AGE. wird ein Gebührenanſpruch des 
Anwalts gegen das Reich nicht begründet. Auch der Gegenpartei dürfen durch die 
Zuziehung eines Rechtsanwalts oder ſonſtigen Parteivertreters keine Koſten ent⸗ 
ſtehen; das folgt aus der klaren Beſtimmung des $ 61 Abſ. 1 Satz 2 AG., die 
unverändert in das neue Geſetz übernommen iſt. Durch die Ermächtigung oder 
Zulaſſung wird die Vollmacht der zu vertretenden Partei nicht entbehrlich; die Be⸗ 
vollmächtigung durch die Partei iſt dem Arbeitsgericht in jedem Falle nachzuweiſen. 

Für die Prozeßvertretung in den höheren Rechtszügen (vor den Landesarbeits⸗ 
gerichten und dem Reichsarbeitsgericht) beſteht Anwaltszwang. Bei dieſen 
Gerichten müſſen die Parteien ſich durch Rechtsanwälte als Prozeß bevollmächtigte 
vertreten laſſen. Eine Folge dieſer (nicht neuen, aber von rechtsunkundigen Volks⸗ 
genoſſen hin und wieder verſäumten) Vorſchrift iſt, daß Berufung und Reviſion 
nut durch Rechtsanwälte wirkſam eingelegt werden können. Zur Vertretung be⸗ 
rechtigt iſt jeder bei einem deutſchen Gerichte zugelaſſene Rechtsanwalt; hier iſt 
alſo die ſogenannte Freizügigkeit der Rechtsanwälte zur Durchführung gekommen. 
Der Anwaltszwang iſt bei den Landesarbeitsgerichten und dem Reichsarbeits⸗ 
gericht folgerichtig bis ins letzte durchgeführt. Es gibt keine andere Prozeßver⸗ 
tretung mehr vor dieſen Gerichten. Während früher bei den Landesarbeits⸗ 
gerichten als Prozeßbevollmächtigte auch Mitglieder und Angeſtellte von wirt⸗ 
ſchaftlichen Vereinigungen und Verbänden zugelaſſen waren, gilt das künftig 
nicht mehr. Nur für die Übergangszeit bleiben auch derartige Vertreter noch zu⸗ 
gelaſſen in Prozeſſen, die am 1. Mai 1934 bei den Landesarbeitsgerichten ans 
hängig waren (8 66 Abi. 4 àO6G.). 


Schiedsklauſel 

Das AGG. hat feine eigene ſelbſtändige Regelung des ſchieds richterlichen Vers 
fahrens mit der Dreiteilung: Schiedsklauſel, Güteklauſel und Schiedsgutachten⸗ 
klauſel; die Vorſchriften der ZPO. § 1025 ff. können hier nicht einmal ergänzend 
angewendet werden (RAG. Bd. 3 S. 250). Klauſeln der genannten drei Arten 
konnten ſchon ſeither nicht nur in Einzelarbeitsverträgen, ſondern auch im Tarife 
aufgenommen werden. Da die Tarife künftig nicht mehr durch Vertrag, ſondern 
durch Staatsakt in Tarifordnungen geſchaffen werden, mußte auch das AG. 
entſprechende Anderungen erfahren. Sie find in § 32 Abſ. 2 Satz 4 AO. ges 
geben und gelten entſprechend auch für die Tarifordnungen der öffentlichen Ver⸗ 
waltungen und Betriebe (8 18 Abſ. 3 des Geſ. z. Ordnung d. Arbeit in öffent⸗ 
lichen Verwaltungen und Betrieben). Danach kann in den Tarifordnungen die 
Arbeitsgerichtsbarkeit für bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten aus einem Arbeits⸗ oder 
Lehrverhältnis in dem gleichen Umfang ausgeſchloſſen werden, wie dies nach 
dem ſeitherigen AGG. den Tarifparteien möglich war. Dieſe Befugnis erſtreckt 
ſich auf Schiedsklauſeln, Güteklauſeln und Schiedsgutachtenklauſeln. Aber ſie um⸗ 
faßt nur die bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten aus dem Arbeits⸗ oder Lehrver⸗ 
hältnis, das ſich nach der Tarifordnung beſtimmt. Dazu gehören auch Kündi⸗ 
gungswiderrufsklagen aus 8 56 AO. (vgl. $ 99 Abſ. 3 AG.), nicht dagegen 
die Streitigkeiten aus unerlaubter Handlung, die mit dem Arbeits⸗ oder Lehr⸗ 
verhältnis nur im Zuſammenhang ſteht (ebenſo Mansfeld AOG. Anm. 10b zu 
S 32 und Derſch⸗Volkmar, AGG. Bem. 6 b zu § 91). Das Schiedsverfahren kann 
in der Tarifordnung auch ſo geregelt werden, daß nicht die Streitparteien ſelbſt, 
ſondern der Treuhänder der Arbeit oder eine von ihm beſtimmte Stelle die Mit⸗ 
glieder des Schiedsgerichts (oder der Güteſtelle oder Schiedsgutachterſtelle) zu 
ernennen haben (vgl. $ 92 Abſ. 2 Ziff. 2 AG.). In der Tarifordnung können 
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dieſe Klauſeln ſowohl für Arbeiter wie auch für Angeftellte und Lehrlinge gegeben 
werden. Für eine Übergangszeit gelten die noch laufenden Tarifverträge als Tarif⸗ 
ordnungen weiter; die Einzelheiten hierüber beſtimmt $ 72 AO. und in deſſen 
Vollzug der Reichsarbeitsminiſter oder die Treuhänder der Arbeit (Anordnung des 
Reichsarbeitsminiſters v. 28. 3. 1934). 

In Einzelarbeitsverträgen ſind — wie ſchon früher — Schiedsklauſeln, Güte⸗ 
klauſeln und Schiedsgutachtenklauſeln nur für Angeſtellte (nicht für Arbeiter) 
zuläſſig und nur dann, wenn das Jahreseinkommen des Angeſtellten die im 
Angeſtelltenverſicherungsgeſetz vorgeſehene Grenze für die Verſicherungspflicht 
(zurzeit 7200,— RM.) überſchreitet. Dieſe Klauſeln können alle Fälle des 
8 2 Abſ. 1 Ziffer 1 AGG. umfaſſen. Bei Schiedsklauſeln in Einzelarbeitsver⸗ 
trägen iſt der $ 1025 Abſ. 2 ZPO. (Unwirkſamkeit von Knebelverträgen) ent: 
ſprechend anzuwenden und, wenn die Schiedsklauſel erſt nach dem 30. April 1981 
vereinbart iſt, auch der $ 1027 Abſ. 1 ZPO., wonach der Schiedsvertrag zu feiner 
Gültigkeit ausdrücklich in Schriftform und in beſonderer Urkunde geſchloſſen ſein 
muß ($ 91 Abſ. 3 AG.). 

Perſonen, denen die Befähigung, Führer des Betriebs zu ſein oder das Amt 
eines Vertrauensmannes auszuüben, aberkannt iſt, dürfen dem Schiedsgerichte 
nicht angehören, und Nichtarier i. S. des Geſetzes zur Wiederherſtellung des 
Berufsbeamtentums und ſeiner Durchführungsverordnungen können als Schieds⸗ 
richter abgelehnt werden. Eine eidliche Parteivernehmung iſt im ſchiedsgericht⸗ 
lichen Verfahren ausgeſchloſſen. Für die Parteivertretung gilt dasſelbe wie für 
die Prozeßvertretung vor dem Arbeitsgericht; die Schiedsklauſel kann jedoch hier⸗ 
für andere Beſtimmungen treffen ($ 95 Abſ. 2 Satz 5 AG.). 

Im übrigen iſt im neuen AGG. der Ausſchluß der Arbeitsgerichtsbarkeit ge⸗ 
regelt wie ſeither. Die Rechtsgültigkeit der getroffenen Anderungen kann nicht 
angezweifelt werden, da im § 66 Abſ. 9 AO. die Ermächtigung zur Neuregelung 
dieſes Teils des AGG. ausdrücklich erteilt fit. 


Beſonderheiten für Kündigungswiderrufsklagen 


In $ 56 AO. tft den Angeſtellten und Arbeitern unter gewiſſen Voraus⸗ 
ſetzungen die Klage auf Widerruf der Kündigung gegeben, und in beſchränk⸗ 
barem Maße haben auch die Angeſtellten und Arbeiter der öffentlichen Ver⸗ 
waltungen und Betriebe dieſes Recht (8 22 Geſ. z. Ordn. d. Arbeit in öff. Ber: 
waltungen und Betrieben). Für Klagen dieſer Art iſt, wie ſchon oben dargelegt 
wurde, das Arbeitsgericht zuſtändig. Die Beſonderheiten dieſer Prozeſſe find 
ähnlich, wie es im alten AGG. für die Einſpruchsklagen aus dem BR. geicheben 
war, in einigen Sonderbeſtimmungen des AGG. geregelt, und zwar gemäß § 66 
Abſ. 7 und 8 AO. 

Im Kündigungswiderrufsprozeſſe wird dem obſiegenden Kläger eine Entſchädi⸗ 
gung für den Fall zugeſprochen, daß der Unternehmer binnen einer dreitägigen 
Friſt den Widerruf der Kündigung ablehnt (8 57 AO.). Die Vorausſetzungen 
für die Erteilung der vollſtreckbaren Ausfertigung eines ſolchen Urteils ſind in 
§ 63 AGG. beſonders geregelt. Es wird vom Gekündigten der Nachweis ver⸗ 
langt, daß der Unternehmer die Entſchädigung gewählt oder ſich binnen der ge⸗ 
ſetzlichen Friſt dem Gekündigten gegenüber nicht erklärt hat, ob er den Widerruf 
der Kündigung oder die Entſchädigung wählt. Dieſer Nachweis iſt dadurch er⸗ 
leichtert, daß er auch durch Verſicherung an Eides Statt geführt werden kann, 
während nach den Vorſchriften der ZPO. öffentliche oder öffentlich beglaubigte 
Urkunden oder eine beſondere Klage nötig wären. Eine entſprechende Beſtimmung 
gibt 8 71 AG. für den Fall, daß in der Verufungsinſtanz das Urteil des Arbeits⸗ 
gerichts abgeändert und eine Entſchädigung neu oder anderweit feſtgeſetzt wird. 
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Auch für den Fall, daß die Kündigungswiderrufsklage in einem ſchiedsgerichtlichen 
Verfahren erledigt wird, gibt das AG. die entſprechende Vorſchrift in § 99 
Abſ. 3; die Erklärungsfriſt für den Unternehmer beginnt dann mit der Zuſtellung 
der Vollſtreckbarerklärung des Schiedsſpruches oder Vergleichs. 

Bei allen Klagen auf Widerruf der Kündigung iſt die Reviſion an das Reichs⸗ 
arbeitsgericht ausgeſchloſſen. Sie kann nicht etwa wegen grundſätzlicher Bedeutung 
des Rechtsſtreits zugelaſſen werden und iſt für die Kündigungswiderrufsklage auch 
dann ausgeſchloſſen, wenn dieſe mit einem anderen Rechtsſtreit verbunden iſt, 
z. B. im Falle des $ 61 AO. Entſprechendes galt ſchon früher bei Kündigungsein⸗ 
ſpruchsklagen aus dem BRG., es war aber nicht jo klar im Geſetze ausgedrückt wie 
jetzt im $ 72 AGG. | 

Weitere Sondervorſchriften für Kündigungswiderrufsklagen enthält das neue 
AG. nicht mehr. Sie find auch nicht nötig, denn das AO. hat die Kündigungs⸗ 
widerrufsklage und ihr Verfahren einfach und klar geſtaltet, während das Kündi⸗ 
gungseinſpruchsverfahren unter dem BRG. manche Unklarheiten und Fallſtricke 
für Nechtsunkundige in ih barg. Für die Übergangszeit find Zweifelsfragen durch 
die Sechſte Verordnung zur Durchführung des AO. (v. 27. 4. 1934, RGBl. J S. 340) 
behoben. 

Geſamtwürdigung 

Zuſammenfaſſend iſt folgendes zu ſagen: Im AG. iſt ein Prozeßverfahren ge⸗ 
ſchaffen, das der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung entſpricht. Ausgemerzt find 
die Vorſchriften, die dem Klaſſenkampf gedient hatten. Auch unnötige Form⸗ 
ſchwierigkeiten und Unklarheiten ſind beſeitigt, ſo daß Streitereien um formale 
Dinge kaum mehr aufkommen können. Der Kreis der Arbeitsgerichtsbarkeit iſt 
weit gezogen, um allen im Arbeitsleben ſtehenden Volksgenoſſen die Vorteile der 
raſchen und billigen Rechtsverwirklichung zu ſichern. Die bewährten Grundſätze 
des Verfahrens ſind beibehalten. Das Verfahren iſt namentlich im erſten Rechts⸗ 
zug lebendig geſtaltet mit voller Mündlichkeit und Unmittelbarkeit. Das Ziel jeder 
ſtreitigen Rechtspflege, die Findung der Wahrheit, kann künftig ſicherer als unter 
den früheren Geſetzen erreicht werden, indem der als mittelalterlicher Schwur⸗ 
formalismus anmutende Parteieid endlich verſchwunden iſt und einer freieren 
Parteivernehmung Platz gemacht hat und allgemein jetzt auch den Prozeßparteien 
die geſetzliche Pflicht auferlegt iſt, durch redliche und ſorgfältige Prozeßführung dem 
Richter die Findung des Rechts zu erleichtern. Damit hat ein neuer Geiſt — der 
Geiſt der Wahrhaftigkeit und der Kampf gegen die Prozeßlüge — ſeinen Einzug 
ins Prozeßleben gehalten. Der Gedanke der Betriebsgemeinſchaft und der Volks⸗ 
gemeinſchaft, wie ihn das AO. durchgeführt hat, wird durch die richterliche Pflicht 
zu unabläſſiger Bemühung um einen gütlichen Ausgleich gefördert. So bietet die 
Arbeitsgerichtsbarkeit, die ſchon in der Vergangenheit dem Zivilprozeſſe in mancher 
Beziehung als Vorbild gedient hat, das Mittel und die Gewähr für einen wirk⸗ 
ſamen Rechtsſchutz dem rechtſuchenden Volksgenoſſen und zugleich die Rechtsſicher⸗ 
heit des Volksganzen durch eine volkstümliche Rechtspflege. Spiegel 
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Die Deutſche Arbeiterverſicherung (Sozialgeſetzgebung) 


Abkürzungen: 

AVG. = Verſicherungsgeſetz für Angeſtellte; Bg. = Berufsgenoſſenſchaft; Gef. = Geſetz: 
Kr. Kranken-, BBAmt — Dkerverſt erungsamt; RVO. F 
RVAmt = Reichsverſicherungsamt; Unf. — Unfall; VAmt = Verſicherungsamt; 
Verſ. Verſicherungs⸗. N 


I. Einleitung 


Die Arbeiterverſicherung, mit der das Deutſche Reich der ganzen Welt bahn⸗ 
brechend vorangegangen iſt, verdankt ihre Entſtehung einem der größten Männer, 
die das deutſche Volk je hervorgebracht hat, dem Reichskanzler Fürſten Bismarck. 
Sein ſei darum auch an dieſer Stelle in dankbarer Verehrung gedacht. Er hatte 
ein offenes Auge für die Not des arbeitenden Volkes, in die dieſes nur allzuoft 
geriet, wenn ſeine Arbeitskraft durch Alter, Krankheit oder Unfall gemindert oder 
zerſtört war. Er veranlaßte darum die berühmte Kaiſerliche Botſchaft vom 
17. 11. 1881, durch die die Schaffung einer Arbeiterverſicherung verheißen wurde. 

Dieſe Geſetzgebung hatte allerdings auf dem Gebiete der Krankenverfiche rung 
ſchon gewiſſe Vorläufer, doch waren dieſe Geſetze unvollkommen und von geringer 
Wirkung. Hierher gehört das Reichsgeſetz vom 7. 4. 1876 über die ein⸗ 
geſchriebenen Hilfskaſſen, das nur eine mittelbare Förderung ſolcher Kaſſen 
bezweckte dadurch, daß ihnen, wenn fie gewiſſe Vorausſetzungen erfüllten, beſtim mie 
Rechte verliehen werden konnten; es wurde anläßlich der Einführung der RVO. 
durch ein beſonderes Geſetz vom 20. 11. 1911 wieder aufgehoben. Dann find zu 
nennen die SS 141 ff. der Reichsgewerbeordnung in der Faſſung vom 8. 4. 1876. 
die einen bedingten Zwang zur Krankenverſicherung für Geſellen, Gehilfen und 
Fabrikarbeiter brachten; deſſen Einführung ſetzte aber ein Ortsſtatut oder einen 
Beſchluß des weiteren Kommunalverbands voraus. Das Geſetz iſt ſchon 1883 bei 
der Einführung des KrVerſGeſ. wieder aufgehoben worden. Zum Schutz des 
arbeitenden Volkes gegen Betriebsunfälle gab es damals nur die allgemeinen 
bürgerlich-rechtlichen Vorſchriften und das Haftpflichtgeſetz von 1871. Auf dem Ge: 
biet der Invaliden- und Angeſtelltenverſicherung gab es gar nichts. 

So lagen die Dinge, als ſich Bismarck der Sache annahm. Im Vollzuge der 
erwähnten Kaiſerlichen Votſchaft wurden dem Reichstag zwei Geſetzentwürfe vor: 
gelegt, je einer über die Kranken- und die Unfallverſicherung. Das KrVerſGeſ. 
kam auch zuſtande (15. 6. 1883, in Kraft getreten 1. 12. 1884). Aber bei der 
Unfallverſicherung zeigten ſich ſofort wieder die Segnungen des Parlamentarismus: 
man konnte ſich im Reichstag über den Entwurf nicht einigen! Doch kam das 
Geſetz im nächſten Jahr wirklich zuſtande (6. 7. 1884, in Kraft getreten 1. 10. 1885). 
Bei den Verhandlungen im Reichstag war namentlich der Grundgedanke Bismarcks. 
der Verſicherungszwang, auf heftigen Widerſtand geſtoßen; heute bezweifelt 
niemand mehr, daß die Sozialgeſetzgebung ohne den Verſicherungszwang niemals 
der ſtolze Bau geworden wäre, der ſie geworden iſt. 

Es folgten dann das ſog. Ausdehnungsgeſetz vom 28. 5. 1885, das namentlich 
den Kreis der unfallverſicherten Betriebe erweiterte, dann das UnfVerſGeſ. für 
Land⸗ und Forſtwirtſchaft vom 5. 5. 1886, das BauunfallverſGeſ. vom 11. 7. 1887 
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und das SeellnfVerſGeſ. vom 13. 7. 1887, endlich das Invaliditäts⸗ und Alters» 
verſGeſ. vom 22. 6. 1889. 

Damit war die Reihe der grundlegenden Geſetze zunächſt abgeſchloſſen. Es 
konnte aber nicht ausbleiben, daß ſich bei einer Geſetzgebung, die ſo wie dieſe ohne 
jedes Vorbild und ohne jede Erfahrung ſozuſagen aus dem Nichts geſchaffen 
worden war, alsbald Mängel zeigten. Der Geſetzgeber ging auch unverzüglich 
daran, ſie zu verbeſſern. Dieſem Zweck dienten auf dem Gebiete der Kranken⸗ 
verſicherung die drei Geſetze vom 10. 4. 1892, 30. 6. 1900 und 25. 5. 1903, auf dem 
Gebiete der Unfallverſicherung das Geſetz vom 30. Juni 1900 und auf dem der 
Invalidenverſicherung das Geſetz vom 13. Juli 1899. 

Inzwiſchen war aber, beſonders in der Preſſe, der Ruf nach einer „Zuſammen⸗ 
legung der Arbeiterverſicherung“ laut geworden. Es iſt nicht zu verkennen, daß die 
Spaltung der Geſetzgebung in drei getrennte Zweige gewiſſe Nachteile in ſich 
ſchließt. Aber auf der anderen Seite ſind die Bedenken und Schwierigkeiten, die 
der Zuſammenlegung im Wege ſtehen, ſo groß, daß der Kundige von vornherein 
nicht bezweifeln konnte, daß ſie zum Scheitern verurteilt ſein würde. Die 
Organiſation der Verſicherungsträger iſt zu verſchieden, das Verſicherungswagnis, 
das ſie zu tragen haben, iſt zu ungleichartig, infolge der Verſchiedenheit der Bei⸗ 
tragserhebung in den einzelnen Verſicherungszweigen war ſchon damals der Anteil 
der Arbeitgeber und der Verſicherten an den Vermögensmaſſen, die ſich bei den 
Verſicherungsträgern gebildet hatten, zu verſchieden geworden — und nicht die 
kleinſte Schwierigkeit war, daß keiner der verſchiedenen Verſicherungsträger ſeine 
Selbſtändigkeit aufgeben wollte. Gleichwohl unternahm es der damalige Staats⸗ 
jefretär des Innern, Graf v. Poſadowſky⸗Wehner, die Zuſammenlegung durch⸗ 
zuführen. Aber er ſtieß auf die ſchon erwähnten Schwierigkeiten, und während 
die Verhandlungen im Gange waren, ſchied er — aus anderen Gründen — aus 
ſeinem Amte. Sein Nachfolger von Bethmann⸗Hollweg (der nachmalige Reichs⸗ 
kanzler) ſetzte ſein Werk nicht fort. 

Er unternahm eine „Kodifizierung“ in der Weiſe, daß zwar die getrennten 
Verſicherungszweige beibehalten, daß ſie aber in einem Geſetzbuche zuſammen⸗ 
gefaßt wurden und einen gemeinſamen Unterbau erhielten durch gemeinſame 
allgemeine Beſtimmungen, einen gemeinſamen Organismus der Verſicherungs⸗ 
behörden und einen einheitlichen Rechtszug. Nebenher ging auch eine Erweiterung 
des Kreiſes der Verſicherten und eine Verbeſſerung der Leiſtungen ſowie in der 
Invalidenverſicherung die Schaffung einer Hinterbliebenenverſicherung. Den 
Grund zu dieſer hatte ſchon der § 15 des Zolltarifgeſetzes vom 25. 12. 1902 (die 
ſog. lex Trimborn) gelegt; durch Geſetz vom 8. 4. 1907 war dann ein Hinter⸗ 
bliebenenverſicherungsfonds geſchaffen worden. 

Auf Grund deſſen brachte das damalige Reichsamt des Innern im Jahre 1909 
den Entwurf einer „Reichsverſicherungsordnung“ heraus, der aber nicht dem 
Reichstag vorgelegt, ſondern veröffentlicht wurde, um ihn der allgemeinen Kritik 
zu unterſtellen. Dieſe ſetzte dann auch in reichlichem Maße ein, und das Reichs⸗ 
amt des Innern verarbeitete alle Außerungen der Kritik zu einem zweiten Ent⸗ 
wurf, der im Jahre 1910 dem Reichstag vorgelegt wurde; bei ſeiner Aufitellung 
war zur Verbeſſerung der Faſſung dankenswerterweiſe auch der Deutſche Sprach⸗ 
verein zugezogen worden. Der Reichstag verwies den Entwurf an eine 
Kommiſſion von 28 Mitgliedern, die ihre Beratungen am 28. 4. 1910 begann. 
Sie hat den Entwurf (faſt 2000 Paragraphen!) in 1 / Jahren gründlich durch⸗ 
beraten und, wie anzuerkennen iſt, brauchbare Arbeit geleiſtet. Am 19. 7. 1911 
erhielt die neue Reichsverſicherungsordnung die Kaiſerliche Unterſchrift. Den 
Zeitpunkt ſeines Inkrafttretens beſtimmte das Geſetz teils ſelbſt, und zwar hin⸗ 
fihtlich der Invaliden⸗ und Hinterbliebenenverſicherung auf den 1. 1. 1912, teils 
war die Feſtſetzung Kaiſerlicher Verordnung mit Zuſtimmung des Bundesrats 
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überlaſſen. Dieſe Verordnung erging am 5. 7. 1912 und ſetzte das Inkrafttreten 
für die Unfallverſicherung auf den 1. 1. 1913, für die Krankenverſicherung auf 
den 1. 1. 1914 feſt. 

Inzwiſchen waren aber ſchon ſeit Jahren die Beſtrebungen im Gange, auch 
eine Angeſtelltenverſicherung zu ſchaffen. Die Anregung dazu war ſchon im 
Jahre 1901 von den Angeſtellten ſelbſt ausgegangen. Nach längeren Verhand⸗ 
lungen und nachdem das Reichsamt des Innern zwei Denkſchriften, 1907 und 
1908, herausgegeben hatte, erſchien im Jahre 1910 ein Entwurf eines Geſetzes 
über die Angeſtelltenverſicherung, der im Mai 1911 dem Reichstag vorgelegt 
wurde; er wurde Geſetz am 5. 12. 1911. In Kraft getreten iſt es am 1. 1. 1913. 

Die neue Geſetzgebung war alſo erſt ſeit kurzem in Kraft, als der Weltkrieg 
ausbrach. Die Anpaſſung der Dinge an die Kriegsverhältniſſe, beſonders auch 
die Erhaltung der Leiſtungsfähigkeit der Verſicherungsträger, erforderte auch auf 
dem Gebiete der Arbeiter⸗ und Angeſtelltenverſicherung eine Reihe von Maß⸗ 
nahmen. Die Zahl dieſer Kriegsverordnungen wuchs aber immer mehr an. 
Dabei beſchränkte ſich jedoch der Geſetzgeber nicht mehr darauf, nur die Ver⸗ 
hältniſſe der Kriegszeit zu berückſichtigen, ſondern er nahm am Geſetz auch grund⸗ 
ſätzliche Anderungen vor, die nicht durch den Krieg erfordert waren. Und dieſes 
Verfahren hörte mit der Beendigung des Krieges keineswegs auf, die Zahl der 
Anderungsgeſetze und ⸗verordnungen wuchs vielmehr lawinenartig an. Dazu kam 
dann das Unglück der Inflation, die fortgeſetzt neue Vorſchriften notwendig machte, 
um Leiſtungen und Beiträge mit den geänderten Geldverhältniſſen in Einklang zu 
bringen. Aber auch während dieſer Zeit nahm der Geſetzgeber ſachliche Ande⸗ 
rungen einſchneidender Art am Geſetz vor, in welcher Hinſicht nur auf das 
große Anderungsgeſetz zur Invaliden⸗ und Angeſtelltenverſicherung vom 10. 11. 1922 
verwieſen ſei. Die Geſetzgebung wurde völlig unüberſichtlich. Nach Feſtigung der 
Währung machte zwar der Geſetzgeber im Jahre 1924 die damals gültige Faſſung 
des Geſetzes bekannt, doch war dieſe ſchon bald wieder veraltet. Weiterhin folgte 
Anderung auf Anderung. Es ergingen mehrere Geſetze zur Anderung ſowohl der 
Invaliden- und Angeſtellten⸗ wie auch der Unfallverſicherung. Von dieſen letzteren 
iſt beſonders das Geſetz vom 14. 7. 1925 zu erwähnen, das hauptſächlich eine Verbeſſe⸗ 
rung der Leiſtungen der Unfallverſicherung bezweckte, wobei jedoch der Geſetzgeber 
über das richtige Maß entſchieden hinausging und an die Stelle der Verſicherung 
die Verſorgung ſetzte, was als Mißgriff bezeichnet werden muß. Das Geſetz hatte 
zur Folge, daß ſich die Laſten der Verſicherungsträger mit einem Schlage ungefähr 
verdoppelten! Dazu kam dann ſeit 1929 die Wirtſchaftskriſe und die damit ver⸗ 
bundene Arbeitsloſigkeit, unter deren Einwirkung wie die Einnahmen des Reichs, 
der Länder und Gemeinden, ſo auch die Beitragseinnahmen der Verſicherungsträger 
in erſchreckendem Maße ſanken. Der Geſetzgeber griff nun mit „Notverordnungen“ 
ein und nahm auf dem Gebiete der Sozialverſicherung einen großen Teil deſſen, 
was er erſt kurz vorher den Verſicherten in allzu freigebiger Weiſe gewährt hatte, 
wieder zurück. Trotzdem verſchlechterte ſich aber die Lage der Verſicherungsträger 
immer mehr und drohte den Zuſammenbruch in greifbare Nähe zu rücken. 

Die Rettung kam von einer Seite, an die man früher nicht gedacht hätte. Denn 
im Laufe der letzten Jahre war eine neue Macht aufgetreten, die NSDAP. Aus 
kleinſten Anfängen hervorgegangen, in zähem Ringen zuerſt nur langſam wachſend. 
von Feinden rings umgeben, konnte ſie doch allmählich die Zahl ihrer Anhänger 
mehr und mehr vergrößern, bis dieſes Wachstum ſchließlich in einen Siegeslauf 
überging, der am 30. 1. 1933 ſein Ziel erreichte. An dieſem immer denkwürdigen 
Tage übertrug der Reichspräſident v. Hindenburg dem Führer der neuen Be— 
wegung, Adolf Hitler, das Amt des Reichskanzlers. Und die Reichstagswahl vom 
5. 3. 1933 führte den Beweis, daß die NSDAP. wirklich die Mehrheit des deutſchen 
Volkes hinter ſich hatte. 
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Die nationale Regierung machte ſich ſofort ans Werk, mit den zahlreichen Miß⸗ 
ſtänden, die ſie auf allen Gebieten des öffentlichen Lebens vorgefunden hatte, auf⸗ 
zuräumen. Es iſt hier nicht der Ort, auf die Tätigkeit, die ſie in dieſer Richtung 
entfaltete, näher einzugehen. Nur drei Maßnahmen müſſen erwähnt werden, da 
ſie mittelbar auch die Sozialverſicherung beeinfluſſen: Die Beſeitigung des Parteien⸗ 
unweſens in den Parlamenten, die Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit und die Maß⸗ 
nahmen zur Rettung des Bauernſtandes. 

Die nationale Regierung machte ſich aber auch unmittelbar an die Geſundung 
der Sozialverſicherung. 

In Punkt 15 des Parteiprogramms hatte der Führer „einen großzügigen Aus⸗ 
bau der Altersverſorgung“ gefordert, unter welchem kurzgefaßten Ausdruck die 
geſamte Sozialverſicherung verſtanden iſt. Der Geſundung der Verſicherung diente 
nun eine Reihe von geſetzgeberiſchen Maßnahmen, die ihren vorläufigen Abſchluß 
durch die „Verordnung über die Anderung, die neue Faſſung und die Durchführung 
von Vorſchriften der Reichsverſicherungsordnung, des Angeſtelltenverſicherungs⸗ 
geſetzes und des Reichsknappſchaftsgeſetzes“, vom 17. 5. 1934, und das „Geſetz über 
den Aufbau der Sozialverſicherung“ vom 5. 7. 1934 gefunden haben. Die Erlaſſung 
dieſer Geſetze vollzog ſich nun weſentlich leichter und einfacher als früher, nämlich 
ohne den hemmenden Einfluß des Parlamentarismus mit ſeinen berüchtigten 
„Kuhhändeln“, der oft die beſtgemeinten Vorſchriften des Regierungsentwurfs ver: 
wäſſert und wertlos gemacht hatte. Dienen nun dieſe Geſetze unmittelbar der 
Geſundung der Sozialverſicherung, ſo iſt auch der Einfluß nicht gering, den die 
Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit auf die Verſicherung ausübt, weil dadurch die 
Beitragseinnahmen der Verſicherungsträger, die jahrelang fortlaufend geſunken 
waren, wieder anſteigen. Und ähnlich verhält es ſich mit den Maßnahmen zur 
Rettung des Bauernſtandes, ſoweit die Durchführung der Verſicherung bei der 
Landbevölkerung in Frage ſteht. 

So hat der Geſetzgeber des jungen nationalſozialiſtiſchen Staates auf dem Ge⸗ 
biete der Sozialverſicherung in Ausführung der grundſätzlichen Forderung des 
Programmpunktes 15 einen verheißungsvollen Anfang gemacht, dem der weitere 
Ausbau dieſes ſozial ſehr bedeutungsvollen Rechtsgebietes folgen wird. 


II. Verſicherungsträger und Verſicherungsbehörden 
A. Verſicherungsträger 
a) Verſicherungsträger im allgemeinen 

Um die Zerſplitterung und Unüberſichtlichkeit in der Sozialverſicherung zu 
beſeitigen und durch eine einheitliche Zuſammenfaſſung ihre Leiſtungsfähigkeit zu 
ſtärken, baut das Geſetz vom 5. 7. 1934 die Verfiherung neu auf. Danach faßt 
die Reichsverſicherung zuſammen: 

die Krankenverſicherung, 

die Rentenverſicherungen der Arbeiter und der Angeſtellten, 

die Unfallverſicherung und 

die Knappſchaftsverſicherung (die hier nicht zu behandeln iſt). 

Träger der Verſicherung find nach $3 RVO., ſoweit das Geſetz nichts anderes 
vorſchreibt, und Art. 3 81 des Geſetzes vom 5. 7. 1934 

für die Krankenverſicherung die Krankenkaſſen, ſoweit es ſich nicht um Gemein⸗ 
ſchaftsaufgaben handelt (wovon nachherl), 

für die Unfallverſicherung die Berufsgenoſſenſchaften und 

für die Invalidenverſicherung die Verſicherungsanſtalten. 

Dazu kommt nach 8 93 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte die Reichsver⸗ 
ſicherungsanſtalt für Angeſtellte (und nach dem Reichsknappſchaftsgeſetz der Reichs⸗ 
knappſchaftsverein). 
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Ferner kommen in Betracht: 

für die Krankenverſicherung die See⸗Krankenkaſſe und auf Grund des Vor⸗ 
behalts in §S 3 RWO. die Erſatzkaſſen ($$ 503 ff. RVO.), 

für die Unfallverſicherung das Reich und die Länder nach SS 624, 625, 627 
Abſ. 1 RVO., 

die Deutſche Reichsbahn⸗Geſellſchaft nach S 626 RWO., 

Gemeinden und Gemeindeverbände, die für leiſtungsfähig erklärt ſind, nach 
§ 627 Abſ. 2 u. 3, 627 a, 628 RVO. (Gemeinde⸗AUnfallverſicherungsverband, wozu 
V. vom 21. 12. 34, Abſchn. IV), ferner auch andere Körperſchaften, Stiftungen und 
Anſtalten des öffentlichen Rechts nach $ 6285 RVO., endlich die Verſicherungs⸗ 
genoſſenſchaft für Reichsunfallverſicherung ($ 629 Abſ. 2), 

für die Invalidenverſicherung die Sonderanſtalten nach SS 1360 ff. RVO. 

Die Erſatzkaſſen der Angeſtelltenverſicherung ſind aufgehoben (Art. 4 des Geſ. 
vom 5. 7. 34). 

Nach Abſchn. II Art. 1 des Geſetzes vom 5. 7. 1934 werden die Träger der 
Kranken- und der Rentenverſicherung nach Maßgabe dieſes Geſetzes zu einer ein⸗ 
heitlichen Organiſation verbunden. Hiernach iſt (Art. 2 $ 1) die Landesverſiche⸗ 
rungsanſtalt nicht nur Trägerin der Invalidenverſicherung ihres Bezirks, ſondern 
auch Trägerin der Krankenverſicherung für ſolche Aufgaben, die zweckmäßig 
gemeinſam für ihren Bezirk durchgeführt werden (Gemeinſchaftsaufgaben); was 
hier in Betracht kommt, beſtimmt der Reichsarbeitsminiſter (V. vom 18. 12. 34). 
Ferner bilden (Art. 2 § 3) die Landesverſicherungsanſtalt und der Gemeinde: 
Unfallverſicherungsverband eine Verwaltungsgemeinſchaft unter einheitlicher 
Führung (Art. 7 § 2). Auch kann die Reichsregierung der Landesverſicherungsanſtalt 
weitere Aufgaben auf dem Gebiete der Sozialverſicherung übertragen (Art. 2 § 3). 

Die Krankenkaſſen und die Erſatzkaſſen für Arbeiter führen für die Landes⸗ 
verſicherungsanſtalten die örtlichen Aufgaben der Invalidenverſicherung durch 
(Art. 288 2, 3). 

Die Träger der Verſicherung find rechtsfähig (SA RVO .). 

Die früheren Organe der Verſicherungsträger (Vorſtand, Ausſchuß, Genoſſen⸗ 
ſchaftsverſammlung) find zufolge Art. 7 § 1 des Geſetzes vom 5. 7. 1934 weggefallen. 
Jetzt hat jeder Verſicherungsträger einen Leiter; auf dieſen find die Aufgaben und 
Befugniſſe der früheren Organe übergegangen. Wer Leiter iſt, beſtimmt Art. 7 82 
näher (es kommen in Betracht Beamte des Reichs, der Länder und Gemeinde⸗ 
verbände, Führer der verſicherten Betriebe uſw.); vergl. V. vom 21. 12. 34, Abſch. II. 
Art. 1. Neben dem Leiter werden ein oder mehrere Stellvertreter beſtellt. Zur 
Unterſtützung des Leiters wird ein Beirat beſtellt (8 3 a. a. O.); er beſteht aus 
Verſicherten und Führern von Betrieben in gleicher Zahl, ferner — was neu iſt — 
einem Arzt und einem Vertreter der Gebietskörperſchaft, für die der Verſicherungs⸗ 
träger örtlich zuſtändig iſt. Die Verſicherten und die Führer von Betrieben beruft 
die Aufſichtsbehörde nach Anhörung der Deutſchen Arbeitsfront oder des Reichs⸗ 
bauernführers ($ 4 a.a. O.). Der Beirat unterſtützt und berät den Leiter in der 
Verwaltung des Verſicherungsträgers. Vergl. V. vom 21. 12. 34, Abſch. II, Art. 2. 


b) Träger der Krankenverſicherung 


Krankenkaſſen find nach 8225 RVO. 

die Ortskrankenkaſſen, 

die Landkrankenkaſſen, 

die Betriebskrankenkaſſen und 

die Innungskrankenkaſſen. 

Die „Trägerinnen des Syſtems“ (wie man ſagt) ſind die allgemeinen Orts⸗ 
krankenkaſſen (nach dem Rechte vor der RVO. waren es die bejonderen Orts⸗ 
krankenkaſſen). Daneben können auch Landkrankenkaſſen beſtehen. Orts⸗ und 
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Landkrankenkaſſen werden in der Regel innerhalb des Bezirks eines Verſicherungs⸗ 
amts errichtet ($ 226 RVO .). Das Verhältnis der allgemeinen Orts- zu den Lands 
krankenkaſſen regeln die 88 227—230; über die Errichtung beſtimmen die 88 231—233. 
Beſondere Ortskrankenkaſſen (für einzelne oder mehrere Gewerbezweige oder Be⸗ 
triebsarten oder allein für Verſicherte eines Geſchlechts) können nicht mehr errichtet 
werden, ſie ſind nur da, wo ſie beim Inkrafttreten der RVO. bereits beſtanden, 
neben der allgemeinen Ortskrankenkaſſe zugelaſſen, ſolange ſie gewiſſen Anforde⸗ 
rungen des Geſetzes entſprechen (RVO. 88 239 — 241). Betriebskrankenkaſſen können 
durch die Arbeitgeber größerer Betriebe gemäß SS 245 ff. errichtet werden, Innungs⸗ 
krankenkaſſen gem. 88 250 ff. durch eine Innung oder durch mehrere gemeinſam 
für die der Innung angehörenden Betriebe ihrer Mitglieder. Bei den beſonderen 
Ortskrankenkaſſen, den Betriebs⸗ und den Innungskrankenkaſſen verlangt das Ge⸗ 
ſetz gewiſſe Sicherheiten dafür, daß ſie den Beſtand oder die Leiſtungsfähigkeit der 
allgemeinen Ortskrankenkaſſe des Bezirks nicht gefährden (SS 240, 248, 251). 

Die Zugehörigkeit der Verſicherten zu den Krankenkaſſen iſt in $ 234 in der 
Weiſe geregelt, daß alle Verſicherungspflichtigen, die weder in den Reichsknapp⸗ 
ſchaftsverein oder die See⸗Krankenkaſſe oder in eine der eben erwähnten beſonderen 
Kaſſen gehören, Mitglieder der allgemeinen Orts⸗ oder der Landkrankenkaſſen ſind. 
Den Landkrankenkaſſen gehören insbeſondere an die in der Landwirtſchaft und im 
Wandergewerbe Beſchäftigten ſowie die Hausgehilfen ($ 235). 

Über die Vereinigung von Kaſſen, die Ausſcheidung aus ſolchen, ihre Auflöſung 
und Schließung trifft das Geſetz eingehende Vorſchriften in den 88 264—305. 

Bei den Krankenkaſſen ſind, abweichend von den anderen Verſicherungszweigen, 
die Verſicherten ſelbſt Mitglieder. Die Mitgliedſchaft Verſicherungspflichtiger be⸗ 
ginnt mit dem Tage (d. h. mit deſſen Beginn, alſo um 0 Uhr!) des Eintritts 
in die verſicherungspflichtige Beſchäftigung ($ 306), die Mitgliedſchaft Verſiche⸗ 
rungsberechtigter mit dem Tage des Beitritts (S8 310 Abſ. 1). Die Satzung 
der Kaſſe kann das Recht zum Beitritt von der Vorlegung eines ärztlichen Ge⸗ 
ſundheitszeugniſſes abhängig machen (8 176 Abſ. 3); die Kaſſe kann auch die ſich 
zum Beitritt Meldenden ärztlich unterſuchen laſſen und Erkrankte ſowie ſolche, für 
die das ärztliche Geſundheitszeugnis nicht genügt, zurückweiſen (8 310 Abſ. 3). 
Dies gilt jedoch nur bei Verſicherungsberechtigten. Verſicherungspflichtige werden 
kraft Geſetzes Mitglieder der Kaffe, auch wenn fie ſchon erkrankt find, ſofern nur, 
trotz der Krankheit, noch ein wirkliches, ernſtliches Beſchäftigungsverhältnis zu⸗ 
ſtande gekommen iſt. Es darf nur keine Scheinbeſchäftigung und kein erfolgloſer 
Arbeitsverſuch vorliegen (von einem ſolchen ſpricht man, wenn das, was der Be⸗ 
treffende noch geleiſtet hat, für den Arbeitgeber keinen wirtſchaftlichen Wert hatte). 

Arbeitsunfähige bleiben Mitglieder, ſolange die Kaſſe ihnen Leiſtungen zu ge⸗ 
währen hat ($ 311), auch wenn das Beſchäftigungsverhältnis, auf dem die Mit: 
gliedſchaft beruhte, gelöſt iſt. 

Die Mitgliedſchaft erliſcht, ſobald der Verſicherte Mitglied einer anderen 
Krankenkaſſe oder des Reichsknappſchaftsvereins wird (8 312: Verbot der doppelten 
Kaſſenmitgliedſchaft!). Die Mitgliedſchaft Verſicherungsberechtigter kann auch 
durch Nichtzahlung der Beiträge erlöſchen nach näherer Vorſchrift des § 314. 

Den Schutz der gutgläubigen Mitgliedſchaft bezwecken die 88 213 und 315. Der 
erſte betrifft den Fall, daß jemand, der überhaupt nicht verſicherungspflichtig und 
nicht verſicherungsberechtigt war, bei einer Kaſſe gemeldet wird und dieſe dann drei 
Monate lang ununterbrochen und unbeanſtandet die Beiträge angenommen hat: 
ſie muß ihm dann beim Eintritt eines Verſicherungsfalls die ſatzungsmäßigen 
Leiſtungen gewähren; Mitglied der Kaſſe wird er aber durch eine ſolche Meldung 
nicht. Der zweite (8 315) gilt für den Fall, daß ein wirklich Verſicherungspflichtiger 
bei einer falſchen Kaſſe gemeldet wird und dieſe dann drei Monate lang ununter⸗ 
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brochen und unbeanftandet die Beiträge annimmt; fie muß ihn dann vorläufig als 
Mitglied anerkennen (§8 315, 316). 

Die Arbeitgeber haben jeden von ihren Beſchäftigten, der zur Mitgliedſchaft bei 
einer Orts⸗, Land⸗ oder Innungskrankenkaſſe verpflichtet iſt, bei der für die Kaſſe 
beſtimmten Stelle binnen drei Tagen nach Beginn der Beſchäftigung an⸗ und binnen 
der gleichen Friſt nach dem Ende der Beſchäftigung abzumelden nach näherer 
Vorſchrift der SS 317 bis 318. Dieſe Vorſchrift bezweckt jedoch nur, der Kaſſe die 
Führung eines ordnungsmäßigen Mitgliederverzeichniſſes und die Beitragsein⸗ 
hebung zu ermöglichen, die Mitgliedſchaft des Verſicherten bei der Kaſſe wird 
durch etwaige Unterlaſſung der Meldung nicht berührt, ſie tritt vielmehr, wie ſchon 
erwähnt, kraft Geſetzes ein. Anderungen des Beſchäftigungsverhältniſſes, die die 
Verſicherungspflicht berühren, find gleichfalls binnen drei Tagen zu melden. 

Für jede Krankenkaſſe iſt, ehe ſie ins Leben tritt, eine Satzung zu errichten nach 
Maßgabe der SS 320 ff., welche Beſtimmungen jedoch jetzt durch Abſchn. II Art. 7 
des Geſetzes vom 5. Juli 1934 Anderungen erfahren haben. Die Satzung bedarf 
der Genehmigung des Oberverſicherungsamts ($ 324). 

Die Rechtsverhältniſſe der Angeſtellten und Beamten der Kaſſen werden durch 
eine Dienſtordnung geregelt nach näherer Anweiſung der 88 349 — 362. Die Dienſt⸗ 
ordnung enthält auch einen Beſoldungsplan; ſie bedarf der Genehmigung des 
OVAmts. Die Entſcheidung von Streitigkeiten aus dem Dienſtverhältniſſe iſt in 
§ 358 geregelt (Verſ.⸗Amt, OVAmt; bei vermögensrechtlichen Anſprüchen der 
Rechtsweg vor den ordentlichen Gerichten). 

Der kaſſenärztliche Dienſt wird durch ſchriftlichen Vertrag der Krankenkaſſen und 
Arzte geregelt (SS 368 ff.). Dazu ſchließen die Krankenkaſſen und die kaſſenärztlichen 
Vereinigungen (8 368a) Geſamtverträge ab. Einen unmittelbaren Beſtandteil der⸗ 
ſelben bildet der Teil des Mantelvertrags, den deſſen Parteien für allgemein 
gültig erklärt haben. Die Mantelverträge werden von den Spitzenverbänden der 
Arzte und der Krankenkaſſen oder ihren bezirklichen Unterverbänden geſchloſſen. 
Die Berechtigung zum Abſchluſſe eines Einzelvertrags erwirbt der Arzt durch die 
Zulaſſung (8 368 b); fie wird für örtliche Bezirke erteilt. Zur Regelung der Be 
ziehungen zwiſchen Krankenkaſſen und Arzten wird ein Reichsausſchuß gebilde: 
($ 368). Er ſollte insbeſondere auch die Zulaſſungsordnung erlaſſen; die gegen: 
wärtig (ſeit 1. Juli 1934) geltende hat jedoch auf Grund des $ 368i Ab}. 1 Nr. 2 
und Abſ. 3 der Reichsarbeitsminiſter ſelbſt erlaſſen (Verordnung vom 17. Mai 
1934). Die von dem Reichsführer der kaſſenärztlichen Vereinigung beſtimmten 
Verwaltungsſtellen führen Arztregiſter (§ 4 Abſ. 1 der V. vom 17. Mai 1934). 
Ein Arzt, der zugelaſſen werden will, muß im Arztregiſter eingetragen ſein. Über 
die Eintragung entſcheidet der Amtsleiter der Verwaltungsſtelle, bei der das Arzt⸗ 
regiſter geführt wird (8 4 Abſ. 3 a. a. O.); fie geſchieht auf ſchriftlichen Antrag 
des Arztes (§ 25) und iſt nur zu verſagen, wenn der Arzt nicht deutſcher Staats 
angehöriger iſt oder ſich nicht im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befindet (S 5). 
Zulaſſungsinſtanzen find der Zulaſſungsausſchuß, der Reichszulaſſungsausſchuß und 
das Reichsſchiedsamt ($ 28). Der Zulaſſungsausſchuß entſcheidet über die Zus 
laſſung, ihr Ruhen und ihre dauernde Entziehung ſowie bei Streit über das Be: 
ſtehen oder Nichtbeſtehen einer Zulaſſung (8 34 Abſ. 1). Gegen ſeine Entſcheidung 
findet binnen einem Monat nach der Zuſtellung Berufung beim Reichszulaſſungs⸗ 
ausſchuß ſtatt (S 34 Abſ. 2; 35, 36, 37 Abſ. 1). Gegen deſſen Entſcheidung findet 
lediglich die Reviſion ſtatt nach 8 37 Abſ. 2, 3 a. a. O., über fie entſcheidet das 
Reichsſchiedsamt. Die Pflichten des Arztes gegenüber der Kaſſe ſind geregelt in 
§ 368d RVO., die Vergütung für die Dienſte der Arzte — mit Einſchluß der Sad: 
leiſtungen und Wegegebühren — in $ 368e. Hiernach gewährt die Krankenkaſſe 
eine Geſamtvergütung, deren Höhe ſich nach dem durchſchnittlichen Jahresbedarf 
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für ein Kaſſenmitglied beſtimmt (Kopfpauſchale). Sie entrichtet die der durch⸗ 
ſchnittlichen Mitgliederzahl entſprechende Geſamtvergütung mit befreiender Wirkung 
an die kaſſenärztliche Vereinigung; dieſe verteilt dann die Vergütung unter die 
Kaſſenärzte. Die Kaſſe kann, von dringenden Fällen abgeſehen, die Vergütung für 
die Leiſtung eines anderen Arztes als des Kaſſenarztes verweigern. 

Die Kaſſenſatzung kann den Vorſtand ermächtigen, die Krankenhausbehandlung 
nur durch beſtimmte Krankenhäuſer zu gewähren, die Bezahlung anderer Kranken⸗ 
häuſer aber, von dringenden Fällen abgeſehen, abzulehnen (8 371). Eine ähnliche 
Ermächtigung enthält $ 375 hinſichtlich der Apotheken. 

Für die in der Landwirtſchaft Beſchäftigten, die Hausgehilfen, die unſtändig Be⸗ 
ſchäftigten, die im Wandergewerbe Beſchäftigten, Hausgewerbetreibende und ihre 
hausgewerblich Beſchäftigten, für Seeleute, endlich für Lehrlinge gilt eine Reihe 
von Sondervorſchriften, die in den SS 416—494 enthalten find. Verſchiedenes da⸗ 
von wird nachher noch zu erwähnen ſein. 

Verſicherungsvereine auf Gegenſeitigkeit, denen als eingeſchriebenen Hilfskaſſen 
vor dem 1. April 1909 eine Beſcheinigung nach 8 75a des KrVerſ.⸗Geſetzes erteilt 
worden iſt, ſind auf ihren Antrag als Erſatzkaſſen zuzulaſſen, wenn ihnen dauernd 
mehr als eintauſend Mitglieder angehören und ihre Satzung den 88 504—513 ge⸗ 
nügt (8 503). Ihr Verhältnis zu den Krankenkaſſen iſt in 88 517 ff. geregelt. 


c) Träger der Unfallverſicherung 


Die Träger der Unfallverſicherung ſind ſchon vorhin unter a) genannt worden. 
Die Berufsgenoſſenſchaften als die hauptſächlichſten Verſicherungsträger umfaſſen 
die Unternehmer der verſicherten Betriebe. Mitglieder der Berufsgenoſſenſchaften 
find alſo nicht die verſicherten Beſchäftigten, ſondern die Unternehmer der Be⸗ 
triebe ($ 623). Dieſe Mitgliedſchaft tritt kraft Geſetzes ein, ſobald ein verſiche⸗ 
rungspflichtiger Betrieb eröffnet wird oder ein ſchon beſtehender eine Anderung 
erfährt, durch die er verſicherungspflichtig wird (SS 649, 650). Der Unternehmer 
hat den Betrieb binnen einer Woche der zuſtändigen Bg. durch Vermittlung des 
Verſ.⸗Amts zu melden (88 653, 654). 

Die Bg. find nach örtlichen Bezirken gebildet; fie umfaſſen darin alle Bes 
triebe und Tätigkeiten (darunter verſteht das Geſetz hauptſächlich das nicht⸗ 
gewerbsmäßige Halten von Reittieren oder Fahrzeugen), für die ſie errichtet 
find ($ 630). Teils umfaſſen fie das ganze Reichsgebiet, teils nur Teile davon 
(ſo gibt es z. B. nur 1 Tiefbau⸗Bg., dagegen — für Hochbaubetriebe — 
12 Baugewerks⸗Bg.). Umfaßt ein Betrieb weſentliche Beſtandteile verſchieden⸗ 
artiger Gewerbszweige, ſo gehört er im ganzen der Genoſſenſchaft an, der der 
Hauptbetrieb angehört ($ 631). 

Unternehmer eines Betriebes oder einer Tätigkeit iſt der, für deſſen Rechnung 
der Betrieb oder die Tätigkeit geht (8 633 Abſ. 1). 

Anderungen des Beſtands der Bg. find zuläſſig nach den 88 635—648, ferner nach 
Abſchn. II Art. 6 des Geſ. vom 5. Juli 1934. | 

Die Bg. führen über die Betriebe, die ihnen angehören, Betriebsverzeichniſſe. 
Die Mitglieder werden in das Betriebs verzeichnis nach Prüfung ihrer Zugehörig⸗ 
keit aufgenommen (88 657, 658). Der Vorſtand ſtellt den Mitgliedern, die auf⸗ 
genommen find, Mitgliedſcheine zu; dadurch wird aber die Verſicherung des Be⸗ 
triebs nicht erſt begründet, ſie beſteht vielmehr ſchon von dem Zeitpunkt an, in 
dem die geſetzlichen Merkmale der Verſicherungspflicht gegeben waren. Der Unter⸗ 
nehmer kann ſowohl gegen die Aufnahme als auch gegen die Ablehnung binnen 
einem Monat nach Zuſtellung des Mitgliedſcheines Beſchwerde an das OVAmt er⸗ 
heben (und gegen deſſen Entſcheidung weitere Beſchwerde an das RVAmt), wenn 
ſtreitig iſt, welchem Zweige der Unfallverſicherung ein Betrieb angehört; ſonſt, 
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z. B. wenn ftreitig tft, ob er verſicherungspflichtig ſei oder nicht, entſcheiden bes 
rufsgenoſſenſchaftliche Schiedsſtellen (Art. 42 des Geſetzes vom 20. Dezember 1928). 
Erhebt der Unternehmer gegen einen ablehnenden Beſcheid nicht rechtzeitig Be⸗ 
ſchwerde, jo kann das VAmt die Sache dem RVAmt (oder der Schiedsſtelle) vor⸗ 
legen; auf Antrag der Bg. muß es geſchehen (8 661). Der Zweck dieſer Vorſchrift 
iſt, unter allen Umſtänden eine Klärung der Frage herbeizuführen, ob ein Betrieb 
verſicherungspflichtig iſt und welchem Verſ.⸗Träger er angehört. 

Der Unternehmer hat einen Wechſel der Perſon, für deren Rechnung der Be⸗ 
trieb geht, in der durch die Satzung beſtimmten Friſt dem Genoſſenſchaftsleiter 
anzuzeigen. Auch Anderungen des Betriebs, die für die Zugehörigkeit zu einer 
Genoſſenſchaft wichtig find, müſſen dem Leiter in der durch die Satzung beſtimmten 
Friſt angezeigt werden. Die Überweiſung von Betrieben von einer Bg. an eine 
andere, ſei es auf Antrag oder von Amts wegen, iſt in den 88 666—673 näher 
geregelt. 

Die Bg. regeln ihre innere Verwaltung und ihre Geſchäftsordnung durch eine 
Satzung (88 675— 684). Auch dieſer Abſchnitt des Geſetzes erfährt jetzt einſchneidende 
Anderungen durch das Geſetz vom 5. Juli 1934. 

Die Bg. kann durch die Satzung in örtliche Sektionen geteilt werden (S 678 
Ziff. 2). Dadurch ſoll eine beſſere Berückſichtigung verſchiedener Verhältniſſe in 
einzelnen Teilen des Genoſſenſchaftsbezirks ermöglicht werden. 

Die Satzung bedarf der Genehmigung des RVAmts (5 681). 

Die Rechtsverhältniſſe der Angeſtellten der Bg. find in den SS 690—705a ge 
regelt. Auch für dieſe Angeſtellten iſt eine Dienſtordnung zu erlaſſen. Die Ent⸗ 
ſcheidung von Streitigkeiten aus dem Dienſtverhältniſſe bemißt ſich nach §S 705 
(RV Amt); für vermögensrechtliche Anſprüche iſt der Rechtsweg zuläſſig. 

Den 12 Baugewerks⸗Bg. und der Tiefbau⸗Bg. find Zweiganſtalten angegliedert 
für die Verſicherung der nichtgewerbsmäßigen Bauarbeiten (8 629 Abi. 1); 
Trägerin der Zweiganſtalt iſt die Bg. Die im § 629 Abſ. 2 vorgeſehenen Zweig: 
anſtalten für die Verſicherung der nichtgewerbsmäßigen Fahrzeug⸗ und Reittier⸗ 
haltung, die den Bg. für gewerbsmäßige Fuhrwerks⸗ und Binnenſchiffahrts⸗ 
betriebe angegliedert werden ſollten, ſind nicht errichtet worden; an ihrer Statt 
hat der (vorm.) Bundesrat eine Verſ.⸗Genoſſenſchaft für das ganze Reichsgebiet 
errichtet, die jetzt die Bezeichnung „Verſicherungsgenoſſenſchaft für Reichsunfall⸗ 
verſicherung“ führt. Der See-Bg. iſt eine Zweiganſtalt angegliedert für die Ver⸗ 
ſicherung des Kleinbetriebs der Seeſchiffahrt ſowie der See⸗ und Küſtenfiſche rei. 

Iſt das Reich, ein Land, die Deutſche Reichsbahn⸗Geſellſchaft, eine Gemeinde, ein 
Gemeindeverband oder eine andere öffentliche Körperſchaft Verſicherungsträger, 
ſo treten ſie an Stelle der Bg. Deren Rechte und Pflichten werden dann durch 
Ausführungsbehörden wahrgenommen (SS 892 ff.). 

Da die Unfallverſicherung im Grunde nichts anderes iſt als die bürgerlich⸗-recht⸗ 
liche Haftpflicht der Unternehmer, die der Geſetzgeber ihrer bürgerlich⸗ rechtlichen 
Art entkleidet und auf eine öffentlich-rechtliche Grundlage geſtellt, von dem Er⸗ 
forderniſſe des Verſchuldens befreit und allen Beteiligten zur gemeinſamen Tra⸗ 
gung überwieſen hat, ſo folgt daraus, daß, wenn ein Betriebsunfall vorliegt, der 
Verletzte neben dem Verſ.-Träger nicht auch noch den Unternehmer des Betriebs. 
in dem ſich der Unfall ereignet hat, nach bürgerlichem Recht belangen kann. Dieſe 
Folgerung ſpricht das Geſetz auch ausdrücklich aus in § 898. Derſelbe ſchneidet 
ſolche Entſchädigungsanſprüche ab auch für den Fall, daß der Betriebsunternehmer 
den Unfall verſchuldet hat und nach bürgerlichem Recht an ſich haftbar wäre, 
mit alleiniger Ausnahme des Falls, daß er den Unfall vorſätzlich herbeigeführt 
hat; dann beſchränkt ſich aber ſeine Verbindlichkeit auf den Betrag, um den ſie die 
Entſchädigung aus der Unfallverſicherung überſteigt. § 898 ſchneidet ferner ſolche 
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Entſchädigungsanſprüche auch dann ab, wenn zwar ein Betriebsunfall vorliegt, im 
gegebenen Fall aber kein Rentenanſpruch beſteht, z. B. wenn die Eltern eines 
durch einen Betriebsunfall Getöteten nicht bedürftig find (vgl. 8 593). Hat ein 
ordentliches Gericht über ſolche Anſprüche zu erkennen, ſo iſt es an die Entſcheidung 
gebunden, die in einem Verfahren nach der RVO. darüber ergeht, ob ein entſchädi⸗ 
gungspflichtiger Unfall vorliegt, ferner, in welchem Umfang und von welchem Ver⸗ 
ſicherungsträger die Entſchädigung zu gewähren iſt (S 901). Der Unternehmer, 
von dem der Verletzte oder ſeine Hinterbliebenen Schadenerſatz fordern, kann ſtatt 
des Berechtigten die Feſtſtellung der Entſchädigung nach der RVO. beantragen, 
auch Rechtsmittel einlegen. Anders iſt die Haftung des Unternehmers gegenüber 
den Verſicherungsträgern und den Trägern der öffentlichen Fürſorge geregelt. 
Dieſen haftet der Unternehmer für ihre Aufwendungen, wenn ſtrafgerichtlich feſt⸗ 
geſtellt iſt, daß er den Unfall mit Außerachtlaſſung derjenigen Sorgfalt herbei⸗ 
geführt hat, zu der er vermöge ſeines Amtes, Berufs oder Gewerbes beſonders 
verpflichtet war. Der entſchädigungspflichtigen Bg. haftet der Unternehmer für 
ihren Aufwand auch ohne ſtrafgerichtliche Feſtſtellung (der Tatbeſtand der vor⸗ 
ſätzlichen oder fahrläſſigen Tötung oder Körperverletzung muß aber auch in dieſem 
Falle vorliegen). 
d) Träger der Rentenverſicherung 


Dies find für die Invalidenverſicherung die Verſ.⸗Anſtalten, für die Angeſtellten⸗ 
verſicherung die Reichsverſ.⸗Anſtalt für Angeſtellte ($ 1326 RVA., § 93 AG.). 
Die Verſ.⸗Anſtalten werden nach Beſtimmung der Landes regierungen für das Ge⸗ 
biet des Landes, für Gemeindeverbände oder andere Gebietsteile errichtet. Die 
Errichtung bedarf der Genehmigung des Reichsrats. Den Sitz der Verſ.⸗Anſtalt 
beſtimmt die Landesregierung (88 1327, 1328). Die Verſ.⸗Anſtalt umfaßt alle in ihrem 
Bezirk Beſchäftigten, die nicht in Sonderanſtalten ihrer Verſ.⸗Pflicht genügen 
(8 1329). Für die Verſ.⸗Anſtalt iſt eine Satzung aufzuſtellen, die der Genehmigung 
des RVAmts bedarf (88 1338, 1339). 

Sonderanſtalten können errichtet werden nach näherer Beſtimmung der SS 1360 
bis 1380. Dies iſt insbeſondere geſchehen für die Deutſche Reichsbahn, dann bei 
der See⸗Bg. (Seekaſſe). 

Die R Anſtalt für Angeſtellte hat ihren Sitz in Berlin; fie umfaßt das ganze 
Reich. | 

B. Verſicherungsbehörden 

Die öffentlichen Behörden der Reichsverſicherung find (8 35): 

die Verſicherungsämter (SS 36—60), 

die Oberverſicherungsämter (88 61—81) und 

das Reichsverſicherungsamt (88 83— 104). 

Hiezu vergl. V. vom 25. 5. 35, RGBl. I S. 694. 


a) Verſicherungsämter 


Bei jeder unteren Verwaltungsbehörde wird eine Abteilung für Reichsver⸗ 
ſicherung errichtet; fie führt die Bezeichnung Verſicherungsamt ($ 36). Die VAmter 
nehmen nach den Vorſchriften der RVO. die Geſchäfte der Reichsverſicherung wahr 
und erteilen in Angelegenheiten der Reichsverſicherung Auskunft ($ 37). Spruch⸗ 
behörde iſt das VAmt aber nur in Sachen der Krankenverſicherung (SS 1636 ff.). 
Der Leiter der unteren Verwaltungsbehörde iſt der Vorſitzende des VAmts; es 
werden ein oder mehrere ſtändige Stellvertreter für ihn beſtellt (§ 39). In den 
vom Geſetz beſtimmten Fällen (d. h. insbeſondere in Spruchſachen) ſind als Bei⸗ 
ſitzer Verſ.⸗Vertreter beizuziehen, fie werden je zur Hälfte aus Arbeitgebern und 
aus Verſicherten entnommen (8 40) und verwalten ihr Amt unentgeltlich als 
Ehrenamt (S 54). 
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Jedes VAmt bildet einen oder mehrere Spruchausſchüſſe für die Sachen, die 
das Geſetz dem Spruchverfahren überweiſt. Das find hauptſächlich Leiſtungsſtreitig⸗ 
keiten (aus der Kr.⸗Verſicherung), ferner Erſatzſtreitigkeiten unter den Verſ.⸗ 
Trägern. Der Spruchausſchuß beſteht aus dem Vorſitzenden des VAmts und je 
einem Verſ.⸗Vertreter der Arbeitgeber und der Verſicherten (8 56). Das VAmt 
bildet ferner einen Beſchlußausſchuß für die Sachen, die das Geſetz dem Beſchluß⸗ 
verfahren überweiſt; auch er beſteht aus dem Vorſitzenden und zwei Verſ.⸗Ver⸗ 
tretern (8 57). 

Sämtliche Koſten des VAmts trägt das Land oder, wenn das VAmt bei einer 
gemeindlichen Behörde errichtet iſt, der Gemeindeverband. Die Verſ.⸗Träger haben 
die in Spruchſachen (88 1608 — 1674) erwachſenden Barauslagen des Verfahrens 
zu erſtatten (8 59). 


b) Oberverſicherungsämter 


Die OVmter nehmen nach den Vorſchriften des Geſetzes die Geſchäfte der 
Reichsverſicherung als höhere Spruch⸗, Beſchluß⸗ und Aufſichtsbehörde wahr (S 61). 
Sie ſind in der Regel für den Bezirk einer höheren Verwaltungsbehörde errichtet 
(S 62); außerdem beſtehen OVAmter auch für Betriebsverwaltungen und Dienft⸗ 
betriebe des Reichs oder der Länder, die eigene Betriebskrankenkaſſen haben, 
ferner für Gruppen von Betrieben, für deren Beſchäftigte Sonderanſtalten die 
Invalidenverſicherung beſorgen (8 63). Die OVmter find entweder an höhere 
Reichs⸗ oder Landesbehörden angegliedert oder als ſelbſtändige Landesbehörden 
errichtet (8 64). Wenn das OV Amt an eine andere Behörde angegliedert iſt. fo 
ift deren Leiter zugleich der Vorſitzende des OVAmts; als fein ſtändiger Stell⸗ 
vertreter wird ein Direktor des OV Amts beſtellt ($ 67). 

Das OVAmt beſteht aus Mitgliedern und Beiſitzern ($ 68). Es hat außer dem 
Direktor mindeſtens noch ein Mitglied zugleich als deſſen Stellvertreter. Die 
Mitglieder werden im Hauptamt oder für deſſen Dauer aus der Zahl der öffent⸗ 
lichen Beamten, der Direktor wird auf Lebenszeit oder nach Landesrecht unwider⸗ 
ruflich ernannt (8 69). Die Beiſitzer werden je zur Hälfte aus Arbeitgebern und 
Verſicherten entnommen (8 71). 

Jedes OV Amt bildet eine oder mehrere Spruchkammern für die Sachen, die das 
Geſetz dem Spruchverfahren überweiſt. Die Spruchkammer beſteht aus einem 
Mitglied des OV Amts als Vorſitzendem und je einem Beiſitzer der Arbeitgeber 
und der Verſicherten (8 77). Es bildet ferner eine oder mehrere Beſchlußkammern 
für die Sachen, die das Geſetz dem Beſchlußverfahren überweiſt. Die Beſchluß⸗ 
kammer beſteht aus dem Vorſitzenden des OV Amts, einem zweiten Mitglied und 
zwei Beiſitzern (einem Arbeitgeber und einem Verſicherten) ($ 78). 

Die Aufſicht über das OVAmt führt die oberſte Verwaltungsbehörde. Sie gibt 
ihm die erforderlichen Hilfskräfte bei und beſchafft ſeine Geſchäftsräume. Die 
Büro⸗, Kanzlei⸗ und Unterbeamten haben die Rechte und Pflichten der Reichs⸗ 
oder Landesbeamten, wenn fie im Hauptamt beſtellt find (8 79). 

Sämtliche Koſten des OV Amts trägt das Land. Die Verſ.⸗Träger haben für 
jede Spruchſache, an der ſie beteiligt ſind, einen Pauſchbetrag von 15 RM. zu ent⸗ 
richten, wenn das OV Amt im Rechtsmittelverfahren tätig geworden iſt (S 80). 
Alle Koſten der für Betriebe des Reichs oder eines Landes errichteten beſonderen 
OVumter fallen den Verwaltungen der Betriebe zur Laſt ($ 81). 


c) Reichsverſicherungsamt 


Das RWVAmt iſt die oberſte Spruch⸗, Beſchluß- und Aufſichtsbehörde der Sozial⸗ 
verſicherung. Seine Entſcheidungen ſind endgültig (Gef. vom 5. 7. 1934, 
Abſchn. III). 


742 


Das RWAmt beſteht aus ſtändigen und aus nichtſtändigen Mitgliedern ($ 85). 
Der Reichspräſident ernennt den Präſidenten und die übrigen ſtändigen Mitglieder 
auf Vorſchlag des Reichsrats auf Lebenszeit. Aus den ſtändigen Mitgliedern 
ernennt der Reichspräſident die Direktoren und die Senatspräſidenten. Die übrigen 
Beamten ernennt der Reichsarbeitsminiſter ($ 86). Die nichtſtändigen Mitglieder 
werden teils vom Reichsrat gewählt, teils von den Arbeitgebern und den Ver⸗ 
ſicherten (8 87). 

Das RVAmt bildet Spruchſenate und Beſchlußſenate, entſprechend den Aus» 
ſchüſſen und Kammern bei den unteren Inſtanzen (88 98—100). Es bildet ferner 
den Großen Senat für die Aufgaben, die das Geſetz ihm zuweiſt; er hat die Ein⸗ 
heitlichkeit der Rechtſprechung zu wahren. 

Die Koſten des RVͤAmts trägt das Reich (8 104). 


d) Aufſichtsbehörden 


Die Auffihtsbehörde wacht darüber, daß die Verſ.⸗Träger Geſetz und Satzung 
beobachten. Sie kann ihre Aufſicht auf Fragen der Zweckmäßigkeit erſtrecken; ſie 
ſoll ſich aber in dieſem Falle auf wichtige Fragen beſchränken und in das Eigenleben 
und die Selbſtverwaltung der Verſ.⸗Träger nicht unnötig eingreifen. 

Die Aufſicht führt insbeſondere: 

das RVAmt über die RVAnſtalt für Angeſtellte, die Landesverſ. Anſtalten und 
die B., 

das Verſ. Amt über die KrKaſſen. 

Das Verſ. Amt iſt bei der Ausübung ſeiner Aufſicht an Weiſungen des Leiters 
der Landesverſ.Anſtalt gebunden (Abſchn. IV, 88 1 u. 2 des Geſ. vom 5. 7. 1934). 


III. Verſicherungspflicht und Verſicherungsberechtigung 
a) In der Krankenverſicherung 


Nach dem Rechte des KrVerſ.Geſetzes von 1883 war die Verſ. Pflicht an die Be⸗ 
ſchäftigung in gewiſſen Betrieben, die das Geſetz benannte, geknüpft. Die RVO. 
hat dies grundſätzlich geändert. Es kommt jetzt nicht mehr auf die Art des Be⸗ 
triebs, ſondern auf die Art der Beſchäftigung ſelbſt an (als Arbeiter, Gehilfe uſw.). 
Demgemäß erklärt die RVO. in § 165 Abſ. 1 Ziff. 1 zunächſt die eigentliche Ars 
beiterbevölkerung im engeren Sinn für verſichert: Arbeiter, Gehilfen, Geſellen, 
Lehrlinge, Hausgehilfen. In Ziff. 2—5a, 7 a. a. O. wird aber der Verſicherung 
auch eine ganze Reihe von Angeſtellten unterworfen, die nicht zu der bloß hand⸗ 
arbeitenden Bevölkerung gehören, ſondern eine mehr geiſtige Tätigkeit verrichten, 
wie Betriebsbeamte, Werkmeiſter uſw. In Ziff. 6 a. a. O. ſind ferner die Haus⸗ 
gewerbetreibenden für verſichert erklärt. ö 

Die Verſicherung ſetzt voraus, daß ein entgeltliches Beſchäftigungsverhältnis be⸗ 
ſteht. Ausnahmen gelten nur bei den Hausgewerbetreibenden, die verſichert ſind, 
obwohl ſie in keinem Beſchäftigungsverhältniſſe ſtehen, und bei Lehrlingen, die 
auch dann verſichert ſind, wenn ſie keinen Entgelt erhalten (Abſ. 2 a. a. O.). 

Ferner beſteht zwiſchen den in Ziff. 1 und den in Ziff. 2—7 a. a. O. Genannten 
ein weſentlicher Unterſchied inſofern, als Arbeiter, Gehilfen uſw. ſtets verſicherungs⸗ 
pflichtig ſind, ohne Rückſicht auf den Betrag ihres Jahresarbeitsverdienſtes, wäh⸗ 
rend die Verſicherung der anderen davon abhängt, daß ihr Jahresarbeitsverdienſt 
(bei Hausgewerbetreibenden ihr jährliches Geſamteinkommen) den Betrag von 
3600 RM. nicht überſteigt (Abſ. 2 a. a. O.). 

Der Verſicherungspflicht würden an ſich auch Beamte (einſchl. der Arzte und Zahn⸗ 
ärzte) in Betrieben oder im Dienſte des Reichs, der Deutſchen Reichsbahn-⸗Geſellſchaft, 
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eines Landes, eines Gemeindeverbands, einer Gemeinde oder eines Verſ. Trägers 
unterliegen. Das Geſetz erklärt ſie jedoch für verſicherungsfrei, wenn ihnen Ver⸗ 
ſorgungsbezüge in anderthalbfachem Betrage des Krankengeldes gewährleiſtet find 
(8 169 Abſ. 1). Eine weitere Reihe von Befreiungen kraft Geſetzes enthält § 172, 
wie Beamte, ſolange ſie lediglich für ihren Beruf ausgebildet werden, Perſonen, 
die zu (nicht „während“) ihrer wiſſenſchaftlichen Ausbildung für den künftigen 
Beruf gegen Entgelt tätig ſind, Mitglieder geiſtlicher Genoſſenſchaften, Diakoniſſen, 
Schweſtern vom Roten Kreuz, Schulſchweſtern uſw. 

Die Reichsregierung beſtimmt, wieweit vorübergehende Dienſtleiſtungen ver⸗ 
ſtcherungsfrei bleiben (8 168, Bek. vom 17. 11. 1913/16. 12. 1927). 

Befreiungen von der Verſicherungspflicht kennt das Geſetz ferner teils auf An⸗ 
trag des Arbeitgebers (SS 170, 171, 174) oder auf eigenen Antrag des Ber: 
ſicherten ($ 173). 

Verſicherungsberechtigt ſind: 

1. Verſicherungsfreie Beſchäftigte der im § 165 Abſ. 1 bezeichneten Art, alſo 
z. B. ſolche Angeſtellte, die unentgeltlich beſchäftigt ſind (Volontäre) oder die 
unter $ 169 fallen, 

2. Familienangehörige des Arbeitgebers, die ohne eigentliches Arbeitsverhältnis 
und ohne Entgelt in ſeinem Betriebe tätig ſind, 

3. Gewerbetreibende und andere Betriebsunternehmer, die in ihren Betrieben 
regelmäßig keine oder höchſtens zwei Verſicherungspflichtige beſchäftigen. 

Die Verſicherungsberechtigung beſteht jedoch nur, wenn das jährliche Geſamt⸗ 
einkommen (alſo nicht bloß der Jahresarbeitsverdienſt) 3600 RM. nicht überſteigt. 

Die Satzung der Krankenkaſſe kann das Recht zum Beitritt von einer beſtimmten 
Altersgrenze und von der Vorlegung eines ärztlichen Geſundheitszeugniſſes ab⸗ 
hängig machen (S 176). 

Neben dieſem Recht zur Selbſtverſicherung beſteht auch das zur Weiterverſiche⸗ 
rung ($ 313). Scheidet nämlich ein Mitglied der Kalle aus der verſicherungspflich⸗ 
tigen Beſchäftigung aus, ſo kann es Mitglied bleiben, ſolange es ſich regelmäßig 
im Inland aufhält und nicht Mitglied einer anderen Kaſſe wird; es muß jedoch 
gewiſſe Anforderungen in bezug auf die Dauer der vorausgehenden Verſicherung 
erfüllen. Wer Mitglied bleiben will, muß es der Kaſſe binnen drei Wochen nach 
dem Ausſcheiden anzeigen; dem ſteht es gleich, wenn innerhalb der Friſt die 
ſatzungsmäßigen Beiträge voll gezahlt werden. 

Die Verſicherungsberechtigung erliſcht in allen Fällen, wenn das regelmäßige 
jährliche Geſamteinkommen 7200 RM. überſteigt ($ 178). Die Mitgliedſchaft Ber: 
ſicherungsberechtigter erliſcht ferner, wenn ſie zweimal nacheinander am Zahltage 
die Beiträge nicht entrichten und ſeit dem erſten Tage mindeſtens vier Wochen 
vergangen ſind. 


b) In der Rentenverſicherung 


Hier ſind die zwei Gruppen von Beſchäftigten, die in der Kr.⸗Verſicherung in 
§ 165 RVO. vereinigt find, die Arbeiter im engeren Sinn auf der einen und die 
Angeſtellten auf der anderen Seite, ſtreng getrennt; jene unterliegen nur der In⸗ 
validenverſicherung nach $ 1226 RVO. (einſchl. der Hausgewerbetreibenden), dieſe 
nur der Angeſtelltenverſicherung nach $ 1 AVG. 

Vorausſetzung der Verſicherung iſt für Arbeiter (mit Ausnahme der Haus» 
gewerbetreibenden) wie für Angeſtellte, daß ein entgeltliches Beſchäftigungsver— 
hältnis beſteht. Lehrlinge find daher in der Invalidenverſicherung nicht verſiche— 
rungspflichtig, wenn fie keinen Lohn erhalten (Abweichung von der Kr.⸗Verſiche⸗ 
rung). Eine Beſchäftigung, für die als Entgelt nur freier Unterhalt gewährt 
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wird, iſt in der Rentenverſicherung verſicherungsfrei (8 1227 RVO., $ 9 AVG. — 
ebenfalls abweichend von der Kr.⸗Verſicherung). 

Zwei Beſonderheiten beſtehen in der Angeſtelltenverſicherung: Der Angeſtellte 
darf beim Eintritt in die Beſchäftigung das Alter von 60 Jahren noch nicht voll⸗ 
endet haben (8 1 Abſ. 2 AVG.), und der Jahresarbeitsverdienſt der Angeſtellten 
darf 7200 RM. nicht überſteigen (8 3). 

Eine Beſonderheit beſteht ferner ſowohl in der Invaliden⸗ als auch in der An⸗ 
geſtelltenverſicherung für Angehörige der Schutzpolizei und für Soldaten: Sie 
können bei ihrer vorgeſetzten Dienſtſtelle die Verſicherung in dem einen oder dem 
anderen Verſicherungszweig beantragen; tun ſie das, ſo ſtehen ſie fortan den Ver⸗ 
ſicherungspflichtigen gleich (S 12262 RVO., 4 Ziff. 1 AWG.) 

In der Angeſtelltenverſicherung ſtehen ferner den Verſicherungspflichtigen gleich 
ſelbſtändige Lehrer und Erzieher, die in ihrem Betriebe keine Angeſtellten be⸗ 
ſchäftigen (8 4 Ziff. 2 AVG.) . 

Auch in der Rentenverſicherung gibt es, ganz ähnlich wie in der Kr.⸗Verſiche⸗ 
rung, verſchiedene Fälle von Verſicherungsfreiheit kraft Geſetzes (88 1232, 1235 
RWVO., 10, 11, 12 AVG.), ferner Befreiungen von der Verſicherungspflicht teils 
auf eigenen Antrag (SS 1237—1239 RVO., 14 AVG.), teils auf den des Arbeit⸗ 
gebers ($ 1242 RVO., 17 AVG.) . 

Verſicherungsfrei iſt endlich, wer invalide oder berufsunfähig iſt (eine Be⸗ 
ſtimmung, die ſich aus der Natur der Sache ergibt) oder wer Ruhegeld, Invaliden⸗ 
rente, Witwen⸗ oder Witwerrente nach den Vorſchriften der Rentenverſicherung 
bezieht ($ 1236 RVO., 13 AVG.), womit jedoch nur die Bezüge für Invalidität 
oder Berufsunfähigkeit, dagegen nicht die für die Vollendung des 65. Lebensjahrs 
gemeint find. 

Zum freiwilligen Eintritt in die Verſicherung (Selbſtverſicherung) find in der 
Inv.⸗Verſicherung berechtigt: 

1. Gewerbetreibende und andere Betriebsunternehmer, die in ihren Betrieben 
keine oder höchſtens zwei Verſicherungspflichtige beſchäftigen, 

2. wer nach den SS 1227, 1232 verſicherungsfrei ift. 

Sie dürfen jedoch das 40. Lebensjahr nicht überſchritten haben. Die Berechtigten 
können die Selbſtverſicherung beim Ausſcheiden aus dem Verhältnis, das die Be⸗ 
rechtigung begründet, fortſetzen oder ſpäter nach § 1267 erneuern. 

In der Angeſtelltenverſicherung iſt die Berechtigung zur Selbſtverſicherung ähnlich 
geregelt (S 22 AG.). 

Die Berechtigung zur Weiterverſicherung ſteht in der Inv.⸗Verſicherung jedem 
zu, der aus einem verſicherungspflichtigen Verhältnis ausſcheidet; für ſie beſteht 
auch keine Altersgrenze. In der Angeſt.⸗Verſicherung iſt ſie jedoch an die Be⸗ 
Dingung geknüpft, daß mindeſtens vier Beitragsmonate auf Grund der Verſiche⸗ 
rungspflicht zurückgelegt find. 


c) In der Unfallverſicherung 


Hier ruht die Verſicherungspflicht auf den Betrieben, ſie erfaßt nicht unmittelbar 
die einzelnen Beſchäftigten. Jeder aber, der in einem verſicherten Betriebe be— 
ſchäftigt wird, iſt damit auch verſichert, ſofern er nur ſeiner geſellſchaftlichen und 
wirtſchaftlichen Stellung nach dem Arbeiterſtande angehört oder naheſteht (wie 
Kleingewerbetreibende, kleine Landwirte). Die Unfallverſicherung erfordert kein 
Beſchäftigungsverhältnis, ſie beſteht auch, wenn kein Entgelt gezahlt wird. Die 
kürzeſte Tätigkeit für einen verſicherten Betrieb (z. B. Aufhalten der durchgehenden 
Pferde eines zum Betriebe gehörigen Fuhrwerks) iſt verſichert, der Beteiligte 
wird dabei ſo angeſehen, als ſei er in den Betrieb als Arbeiter eingetreten. 
Um die verſicherungspflichtigen Betriebe zu bezeichnen, kann der Geſetzgeber auf 
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verſchiedene Weiſe verfahren. Er kann entweder die Betriebsarten, die der Ber: 
ſicherung unterliegen ſollen, einzeln bezeichnen („kaſuiſtiſches“ Verfahren) oder er 
kann allgemeine Regeln aufſtellen, ſo daß alle Betriebe, auf die ſie zutreffen, ver⸗ 
ſichert ſein ſollen. In der RVO. hat der Geſetzgeber beide Wege beſchritten. In 
§ 537 gibt er eine lange Lifte von Betrieben, die der Verſicherung unterliegen, 
in § 538 aber allgemeine Regeln für die Verſicherungspflicht. Von den Betrieben, 
die § 537 benennt, ſeien hier nur erwähnt Bergwerke, Steinbrüche, Fabriken. 
Hüttenwerke, gewerbliche Brauereien, Betriebe, in denen Bauarbeiten ausgeführt 
werden, der Betrieb der Schauſpielunternehmungen, der Eiſenbahnen (nicht bloß 
der Deutſchen Reichsbahn), der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung, Betriebe im 
Geſchäftsbereich des Reichsluftfahrtminiſteriums und Betriebe der Verwaltung 
der Reichswehrmacht, der Binnenſchiffahrtsbetrieb und das Halten von Fahr⸗ 
zeugen auf Binnengewäſſern, der Fuhrwerks⸗ und Speditionsbetrieb, das Halten 
von anderen Fahrzeugen als Waſſerfahrzeugen, wenn ſie durch elementare oder 
tieriſche Kraft bewegt werden, und das Halten von Reittieren, endlich Betriebe 
zur Behandlung und Handhabung der Ware (womit der Geſetzgeber hauptſächlich 
die Verkaufsgeſchäfte, auch Gaſtſtätten, treffen will), wenn ſie mit einem kauf⸗ 
männiſchen Unternehmen verbunden find, das über den Umfang des Kleinbetrieb 
hinausgeht. Aus $ 538 find hervorzuheben Betriebe, die gewerbsmäßig Gegen⸗ 
ſtände bearbeiten oder verarbeiten und hierzu mindeſtens zehn Arbeiter regelmäßig 
beſchäftigen, ferner Betriebe, die nicht bloß vorübergehend Dampfkeſſel oder von 
elementarer oder tieriſcher Kraft bewegte Triebwerke verwenden; bei dieſer letzt⸗ 
genannten Gruppe von Betrieben iſt die Gewerbsmäßigkeit nicht erforderlich. 

Der Verſicherung unterliegen auch andere Betriebe, wenn ſie weſentliche Be⸗ 
ſtandteile oder Nebenbetriebe verſicherter Betriebe find ($ 539). 

Der Verſicherung unterliegen ferner die landwirtſchaftlichen Betriebe ($ 915) 
ohne Rückſicht auf ihren Umfang, einſchließlich der landwirtſchaftlichen Bauarbeiten 
(S 916) und der landwirtſchaftlichen Nebenbetriebe (88 918, 919). Nur kleine 
Haus⸗ und Ziergärten find von der Verſicherung ausgenommen (8 917 Abſ. 2). 

Die Verſicherung der Seeleute iſt in den SS 1046—1049a geregelt. 

Verſichert find, wenn fie für einen verſicherten Betrieb tätig werden — es iſt, 
wie ſchon geſagt, kein eigentliches Beſchäftigungsverhältnis erforderlich, und noch 
weniger ein entgeltliches — 

1. Arbeiter, Gehilfen, Geſellen, Lehrlinge, 

2. Angeſtellte, 8 
ſämtlich ohne Rückſicht auf die Höhe ihres Jahresarbeitsverdienſtes. Auf die Ar⸗ 
beitereigenſchaft ſind Alter, Geſchlecht und Verwandtſchaft mit dem Unternehmer 
ohne Einfluß; das gleiche gilt auch von der Staatsangehörigkeit, wenigſtens im 
Frieden (im Kriege waren für Angehörige feindlicher Staaten Ausnahmen be⸗ 
ſtimmt). Ohne Einfluß iſt ferner das Maß der Erwerbsfähigkeit (dieſes hat nur 
unter Umſtänden Einfluß auf die Bemeſſung der Unfallentſchädigung). 

Arbeitet jemand im Akkordlohn, ſo ſteht dies der Annahme der Arbeitereigen⸗ 
mL nicht im Wege, er wird durch dieſe Art der Entlohnung nicht zum Unter: 
nehmer. 

Beſteht ein Arbeitsverhältnis, wird aber, was nicht ganz ſelten vorkommt, der 
Vertrag hierüber in die Form eines Werkvertrags gekleidet, ſo liegt eine Schie⸗ 
bung vor, die rechtlich unwirkſam iſt. Solche Verträge find nichtig (§ 139), fie 
abzuſchließen iſt überdies ſtrafbar ($ 140). Denn wollte man einen ſolchen Ber: 
trag gelten laſſen, ſo würde der Arbeiter, der dadurch im Widerſpruch mit der 
Wirklichkeit zum Unternehmer geſtempelt würde, des Verſicherungsſchutzes ver: 
luſtig gehen! 

Als Arbeiter im Sinne des Geſetzes können jedoch nur Leute gelten, die im 
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Beſitz ihrer perſönlichen Freiheit find. Strafgefangene find keine Arbeiter, für 
fie iſt in anderer Weiſe geſorgt (Gef. betr. die Unfallfürſorge für Gefangene, vom 
30. 6. 1900). Auch Kriegsgefangene (d. h. gefangene Angehörige der bewaffneten 
Macht eines feindlichen Staats) find keine Arbeiter im Sinne der RWO., auch 
nicht feindliche Zivilgefangene. Auch für ſie war während des Krieges in anderer 
Weiſe geſorgt. 

Der Unternehmer ſelbſt und fein Ehegatte (8 159) unterliegen der Verſicherung 
nicht (Ausnahme in der SeesUnfallverfiherung nach $ 1058). Die Satzung der Bg. 
kann fie aber der Verſicherungspflicht unterwerfen (88 548 Ziff. 1, 922, 1059). In 
der landwirtſchaftlichen Verſicherung kann dies auch die Landesgeſetzgebung 
(S 1034 3. 1), wovon auch mehrfach Gebrauch gemacht worden iſt. 

Iſt der Unternehmer der Verſicherungspflicht nicht durch Satzung oder Landes⸗ 
geſetz unterworfen, jo kann er ſich nach $ 550 freiwillig verſichern, ohne Rückſicht 
auf die Höhe ſeines Jahresarbeitsverdienſtes oder Einkommens. 

Verſicherungsfreiheit beſteht nach näherer Vorſchrift von 8 554 insbeſondere für 
Soldaten, Angehörige der Schutzpolizei und Beamte. Ferner kann in der land⸗ 
wirtſchaftlichen Verſicherung die Landesgeſetzgebung nach $ 1034 Z. 2 beſtimmen, 
wieweit Angehörige des Unternehmers verſicherungsfrei ſein ſollen. 


IV. Verſicherungsleiſtungen 
a) In der Krankenverſicherung 


Die Leiſtungen der Kr. Verſicherung find Krankenhilfe, Wochenhilfe, Sterbegeld 
und Familienhilfe. Dieſe gelten als Regelleiſtungen, d. h. die Krankenkaſſe iſt 
verpflichtet, ſie zu gewähren. Die Satzung kann jedoch auch Mehrleiſtungen ein⸗ 
führen, aber nur, ſoweit das Geſetz es vorſieht (8 179). 

Die Verſicherung gewährt Sachleiſtungen und Barleiſtungen. Dieſe werden 
nach einem Grundlohn bemeſſen. Als ſolcher gilt der auf den Kalendertag ent⸗ 
fallende Teil des Arbeitsentgelts, wobei ein Betrag, der 10 RM. überſteigt, außer 
Anſatz bleibt. Den Grundlohn ſetzt die Satzung feſt, und zwar entweder nach dem 
wirklichen Arbeitsverdienſt oder nach Lohnſtufen oder nach Mitgliederklaſſen. Die 
Satzung kann auch mehrere dieſer Berechnungsarten miteinander verbinden 
(S 180). 

Als Krankenhilfe wird gewährt (S 182): 

1. Pflege vom Beginn der Krankheit an. Sie umfaßt ärztliche Behandlung und 
Verſorgung mit Arznei ſowie Brillen, Bruchbändern und anderen kleineren Heil⸗ 
mitteln, und 

2. Krankengeld in Höhe des halben Grundlohns für jeden Kalendertag, wenn 
die Krankheit den Verſicherten arbeitsunfähig macht; es wird vom vierten Tage 
der Arbeitsunfähigkeit an gewährt (ſog. Wartezeit). 

Die Krankenpflege muß ausreichend und zweckmäßig ſein; ſie darf jedoch das 
Maß des Notwendigen nicht überſchreiten. 

Krankheit iſt jede Störung des regelmäßigen Körper⸗ oder Geiſteszuſtands, die 
ärztliche Hilfe erfordert oder den Verſicherten arbeitsunfähig macht (Krankheit im 
Rechtsſinn). Dieſer Begriff iſt daher enger als der der Krankheit im ärztlichen 
Sinn, wo unter Krankheit jeder regelwidrige Körper⸗ oder Geiſteszuſtand ver⸗ 
ſtanden wird. 

Arbeitsunfähigkeit iſt gleichbedeutend mit Berufsinvalidität, d. h. der Unfähig⸗ 
keit des Verſicherten, „ſeine“ Arbeit zu leiſten oder fortzuſetzen, d. h. eben die 
Arbeit, auf Grund deren er verſichert und Kaſſenmitglied geworden war. 

Bei der Abgabe von Arznei, Heil⸗ und Stärkungsmitteln hat der Verſicherte 

den Betrag von 25 Pf. ſelbſt zu zahlen nach näherer Vorſchrift der SS 182a und 
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182b. Ferner hat er für die Krankenhilfe einen Krankenſchein zu löſen (Gebühr 
25 Pf.) nach Maßgabe von SS 187b und 1870. 

Die Krankenhilfe endet (§ 183) ſpäteſtens mit Ablauf der ſechsundzwanzigſten 
Woche nach Beginn der Krankheit, wird jedoch Krankengeld erſt von einem 
ſpäteren Tage an bezogen, nach dieſem — eine Vorſchrift, infolge deren ſich die 
Dauer der Krankenhilfe unter Umſtänden faſt bis auf 52 Wochen erſtrecken kann. 
Fällt in den Krankengeldbezug eine Zeit, in der nur Krankenpflege gewährt wird 
(weil der Verſicherte in dieſer Zeit nicht arbeitsunfähig war), ſo wird dieſe Zeit 
auf die Dauer des Krankengeldbezugs bis zu 13 Wochen nicht angerechnet. 

An Stelle der Krankenpflege und des Krankengelds kann die Kaſſe Kur und 
Verpflegung in einem Krankenhauſe (Krankenhauspflege) gewähren. Dieſe Maß⸗ 
nahme ſteht jedoch ausſchließlich im pflichtgemäßen Ermeſſen der Kaſſe, der Ver⸗ 
ſicherte hat darauf keinen Anſpruch. Hat der Kranke einen eigenen Haushalt oder 
iſt er Mitglied des Haushalts ſeiner Familie, jo bedarf es feiner Zuftimmung; 
dies gilt aber nicht insbeſondere dann, wenn die Krankheit eine Behandlung der 
Pflege verlangt, die in der Familie des Erkrankten nicht möglich iſt, oder wenn die 
Krankheit anſteckend iſt (§ 184). Hat der Verſicherte Angehörige, die er bisher 
ganz oder überwiegend unterhalten hat, ſo iſt für ſie ein Hausgeld im Betrage des 
halben Krankengelds zu zahlen. Dieſer Anſpruch ſteht zwar dem Verſicherten ſelbſt 
zu, das Hausgeld kann aber unmittelbar an die Angehörigen gezahlt werden. 

Unter den Mehrleiſtungen, die die Krankenkaſſe gewähren kann, ſind beſonders 
hervorzuheben die Erweiterung der Krankenhilfe bis auf ein Jahr (8 187 Z. 1), 
dann die Gewährung von Zuſchlägen zum Krankengeld für Verſicherte mit Ange⸗ 
hörigen ($ 191 Abſ. 1), die Erhöhung des Krankengelds bis auf 60 vH. des Grund⸗ 
lohns (8 191 Abſ. 2) und die Erhöhung des Hausgelds nach § 194. 

Um eine zu ſtarke Ausnützung der Krankenkaſſe durch ſolche Verſicherte, die nicht 
recht geſund ſind und die ſie daher öfter in Anſpruch nehmen, zu verhindern, kann 
die Kaſſe für ſolche Mitglieder die Krankenhilfe auf die Regelleiſtungen und auf 
die Geſamtdauer von 13 Wochen beſchränken. Dies gilt jedoch nur, wenn die 
Krankenhilfe durch dieſelbe nicht gehobene Krankheitsurſache (Krankheit im ärzt⸗ 
lichen Sinn) veranlaßt wird ($ 188). 

Da der Verſicherte, um als arbeitsunfähig zu gelten, nicht zur Verrichtung 
einer jeden, ſondern nur ſeiner Arbeit unfähig zu ſein braucht, ſo wäre er an ſich 
nicht gehindert, eine Arbeit, die er trotz ſeines Krankheitszuſtands noch leiſten 
kann, zu verrichten. Wegen der Unzuträglichkeiten, die das im Gefolge hätte, hat 
jedoch der Geſetzgeber in $ 189 beſtimmt, daß der Anſpruch auf Kranken- und 
Hausgeld ruht, wenn und ſoweit der Verſicherte während der Krankheit Arbeits⸗ 
entgelt erhält. | 

Die Satzung kann Mitgliedern das Krankengeld — aber nur dieſes, nicht auch 
die anderen Leiſtungen — ganz oder teilweiſe verſagen, wenn ſie (8 192) 

1. die Kaſſe durch eine ſtrafbare Handlung geſchädigt haben, die mit Verluſt 
= Ehrenrechte bedroht ift, für die Dauer eines Jahres nach der 

raftat, 

2. ſich eine Krankheit vorſätzlich oder durch ſchuldhafte Beteiligung bei Schlä⸗ 
gereien oder Raufhändeln zugezogen haben, für die Dauer dieſer Krankheit. Hierzu 
hat das RVAmt ausgeſprochen, daß eine Krankheit, die durch einen Selbſtmord⸗ 
verſuch zugezogen iſt, eine „vorſätzlich“ zugezogene im Sinn des $ 192 ſei. Dieſe 
Entſcheidung erſcheint als hart und mit dem Rechtsempfinden des Volks nicht 
vereinbar. 

Als Sterbegeld wird beim Tode eines Verſicherten das Zwanzigfache des 
Grundlohns gezahlt (§ 201); die Satzung kann den Betrag erhöhen ($ 204). Vom 
Sterbegeld werden zunächſt die Koſten der Beerdigung beſtritten und an den ge— 
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zahlt, der die Beſtattung beſorgt hat. Bleibt ein Überſchuß, jo find nacheinander 
der Ehegatte, die Kinder, der Vater, die Mutter, die Geſchwiſter bezugsberechtigt, 
wenn ſie mit dem Verſtorbenen zur Zeit ſeines Todes in häuslicher Gemeinſchaft 
gelebt haben. Fehlen ſolche Bezugsberechtigten, fo verbleibt der Überſchuß der 
Kalle ($ 203). 

Die Wochenhilfe gliedert fih in die für Wöchnerinnen, die ſelbſt Kaſſen⸗ 
mitglieder find ($ 195 a) und in die für Familienangehörige (Ehefrauen, Töchter, 
Stief⸗ und Pflegetöchter) verſicherter Männer, die mit dieſen in häuslicher Ge⸗ 
meinſchaft leben ($ 2054). Die Ehefrauen ufw. erhalten aber die Wochenhilfe nur, 
wenn ſie ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Inland haben, ihnen kein Anſpruch 
auf Wochenhilfe nach § 195a zuſteht, und der Verſicherte (alſo der Ehemann uſw.) 
eine gewiſſe Mindeſtzeit vor der Niederkunft der Ehefrau uſw. verſichert war 
(S 205 a Abſ. 1 Ziff. 1—3). Den gleichen Anforderungen in bezug auf voraus: 
gehende Verſicherung müſſen auch die Frauen genügen, die ſelbſt verſichert ſind 
($ 195 a Abſ. 1). Als Wochenhilfe wird gewährt: 

1. bei der Entbindung oder bei Schwangerſchaftsbeſchwerden Hebammenhilfe, 
Arznei und kleinere Heilmittel ſowie, falls es erforderlich wird, ärztliche Be⸗ 
handlung; 

2. ein einmaliger Beitrag zu den ſonſtigen Koſten der Entbindung und bei 
Schwangerſchaftsbeſchwerden in Höhe von 10 RM.; 

3. ein Wochengeld in Höhe des Krankengeldes, jedoch mindeſtens 50 Pf. täglich, 
für vier Wochen vor und ſechs zuſammenhängende Wochen unmittelbar nach der 
Niederkunft, und 

4. ſolange ſie ihre Neugeborenen ſtillen, ein Stillgeld in Höhe des halben 
Krankengeldes, jedoch mindeſtens 25 Pf. täglich, bis zum Ablauf der zwölften 
Woche nach der Niederkunft. 

Familienhilfe endlich wird gewährt ſolchen Verſicherten, die eine gewiſſe 
Mindeſtdauer der Verſicherung zurückgelegt haben; fie erhalten nämlich ($ 205) 
für den unterhaltsberechtigten Ehegatten und die unterhaltsberechtigten Kinder, 
wenn dieſe ſich gewöhnlich im Inland aufhalten und nicht anderweit einen geſetz⸗ 
lichen Anſpruch auf Krankenpflege haben, bis zur Dauer von 13 Wochen ärztliche 
Behandlung im gleichen Umfang wie Verſicherte. Von den Koſten für Arznei und 
kleinere Heilmittel wird die Hälfte erſtattet. Wer als Kinder gilt, ift in $ 205 
Abſ. 2 beſtimmt, wobei der Geſetzgeber jedoch die durch nachfolgende Ehe Legi⸗ 
timierten vergeſſen hat. Die Satzung kann die Familienkrankenpflege erweitern 
(S 205 Abſ. 3). 

Die Satzung kann ($ 205 b) dem Verſicherten beim Tode des Ehegatten oder 
eines Kindes und ſonſtiger Angehöriger, die mit ihm in häuslicher Gemeinſchaft 
gelebt haben und von ihm überwiegend unterhalten worden ſind, ein Sterbegeld 
zubilligen. 

Für die Verſicherungspflichtigen entſteht der Anſpruch auf die Regelleiſtungen 
der Kaſſe mit ihrer Mitgliedſchaft (S 206), d. h. mit dem Eintritt in die verſiche⸗ 
rungspflichtige Beſchäftigung (8 306), und zwar auch ſür ſchon beſtehende Krank⸗ 
heiten. Vorausſetzung iſt nur, daß ein wirkliches Arbeitsverhältnis zuſtande ge⸗ 
kommen iſt, daß es ſich alſo nicht um eine bloße Scheinbeſchäftigung oder um einen 
erfolgloſen Arbeitsverſuch handelt. Den Anſpruch auf Mehrleiſtungen kann die 
Kaſſenſatzung an eine Wartezeit (von höchſtens 6 Monaten) knüpfen ($ 208). Ver: 
ſicherungsberechtigte, die der Kaſſe freiwillig beitreten, erwerben für eine ſchon 
beſtehende Krankheit keinen Leiſtungsanſpruch ($ 310 Abſ. 2). Der Leiſtungs⸗ 
anſpruch kann ferner für ſie allgemein, auch hinſichtlich der Regelleiſtungen, von 
der Zurücklegung einer Wartezeit von höchſtens ſechs Wochen abhängig gemacht 
werden ($ 207). 
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Die Barleiſtungen — mit Ausnahme des Sterbegeldes — werden mit Ablauf 
jeder Woche ausgezahlt ($ 210). 

Unter dem früheren Recht war es ſtreitig, welche Kaſſe leiſtungspflichtig jet, 
wenn ein Verſicherter, der Kaſſenleiſtungen bezieht, während dieſer Zeit zu einer 
anderen Kaſſe übertritt (3. B. durch Wechſel der Beſchäftigung). Die RVO. hat 
dieſe Frage dahin entſchieden, daß die Kaſſe, zu der er übertritt, die weitere 
Leiſtung nach ihrer Satzung zu übernehmen hat. Die Zeit der bereits genoſſenen 
Leiſtung wird angerechnet ($ 212). 

§ 214 behandelt den Fall des Ausſcheidens wegen Erwerbsloſigkeit. Darunter 
iſt das Fehlen einer entgeltlichen Beſchäftigung zu verſtehen, deſſen Urſache iſt 
gleichgültig. War ein ſolcher Verſicherter entweder in den vorausgegangenen zwölf 
Monaten mindeſtens 26 Wochen oder unmittelbar vor dem Ausſcheiden mindeſtens 
ſechs Wochen verſichert, jo verbleibt ihm der Anſpruch auf die Regelleiſtungen der 
Kaſſe, wenn der Verſicherungsfall während der Erwerbsloſigkeit und binnen drei 
Wochen nach dem Ausſcheiden eintritt. Dieſer Anſpruch fällt weg, ſobald der 
Erwerbsloſe auf Grund des Geſetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenfür⸗ 
ſorge vom 12. Oktober 1929 88 117—128 verſichert iſt. 

In gewiſſen Fällen ruht die Krankenhilfe ($ 216), beſonders ſolange der Be⸗ 
rechtigte eine Freiheitsſtrafe verbüßt oder ſich in Unterſuchungshaft befindet uſw. 
Der Anſpruch auf Krankengeld ruht, ſolange die Arbeitsunfähigkeit der Kaſſe 
nicht gemeldet wird ($ 216 Abſ. 3). 


b) In der Rentenverſicherung 


Regelleiſtungen find nach S 1250 RVO., 23 AVG. Renten (SS 1253, 
1256 RVO., 26, 28 AVG.) und Heilverfahren (8 1310 ff. RVO., 51 AV.), 
wozu in der Angeſtelltenverſicherung noch Beitragserſtattungen kommen (SS 46, 
47 AVG.). Der Reichsarbeitsminiſter kann zulaſſen, daß fie durch Mehr: 
leiſtungen ergänzt werden ($ 1251 RVO., 24 AVG.) . 

Invalidenrente erhält der Verſicherte, der (§ 1253 RWO.) : 

1. dauernd invalide iſt, oder 

2. vorübergehend invalide, wenn die Invalidität ununterbrochen 26 Wochen 
gedauert hat oder nach Wegfall des Krankengeldes noch beſteht, oder 

3. das 65. Lebensjahr vollendet hat, 
wenn die Wartezeit erfüllt und die Anwartſchaft erhalten iſt. 

Die Angeſtelltenverſicherung gewährt ein Ruhegeld, deſſen Vorausſetzungen 
in ganz ähnlicher Weile geregelt find ($ 26 AWG.) 

Nach § 1254 RWO. gilt als invalide der Verſicherte, der infolge von Krankheit 
oder anderen Gebrechen oder Schwäche ſeiner körperlichen oder geiſtigen Kräfte 
nicht imſtande iſt, durch eine Tätigkeit, die ſeinen Kräften und Fähigkeiten ent⸗ 
ſpricht und ihm unter billiger Berückſichtigung ſeiner Ausbildung und ſeines bis⸗ 
herigen Berufs zugemutet werden kann, ein Drittel deſſen zu erwerben, was 
körperlich und geiſtig geſunde Perſonen derſelben Art mit ähnlicher Ausbildung 
in derſelben Gegend durch Arbeit zu verdienen pflegen. 

Die Regelung in der Angeſtelltenverſicherung iſt wiederum ganz ähnlich, nur 
genügt es ſchon, wenn der Verſicherte weniger als die Hälfte deſſen erwerben kann, 
was geſunde Vergleichsperſonen verdienen. 

Dieſe Regelung iſt nicht gleichbedeutend mit der Berufsinvalidität, enthält aber 
doch eine bedeutende Annäherung daran. 

Darauf, was der Verſicherte wirklich verdient, kommt es nicht an, ſondern nur 
auf die Erwerbsfähigkeit. 

Hinterbliebenenrenten find Witwen-, Witwer⸗ und Waiſenrenten. 
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Sie werden gewährt, wenn für den Verſtorbenen zur Zeit feines Todes die 
Wartezeit erfüllt und die Anwartſchaft erhalten iſt ($ 1255). 


Die Vorausſetzungen für die Witwenrente ſind die gleichen wie für die In⸗ 
validenrente (8 1256: Dauernde Invalidität der Witwe, oder vorübergehende von 
mindeſtens 26 Wochen, oder Vollendung des 65. Lebensjahres). 


Witwerrente erhält nach dem Tode ſeiner verſicherten Ehefrau der Ehemann, 
wenn er erwerbsunfähig und bedürftig iſt und die Verſtorbene den Unterhalt der 
Familie überwiegend beſtritten hat ($ 1257). | 

Waiſenrente erhalten nach dem Tode des Verſicherten ſeine Kinder bis zum 
vollendeten 15. Lebensjahr (8 1258). 

In der Angeſtelltenverſicherung ſind die Hinterbliebenenrenten ebenſo geregelt, 
aber mit einer weſentlichen Abweichung: Die Witwe braucht nämlich nicht invalide 
(berufsunfähig) oder 65 Jahre alt zu fein (8 28 AVG.) 

Die Hinterbliebenenrenten werden auch gewährt, wenn der Verſicherte ver⸗ 
ſchollen iſt (S8 1259, 1260 RVO.; 28 Abi. 6 AVG.) 


Die Wartezeit dauert in der Invalidenverſicherung 250 Beitragswochen, 
ſind aber weniger als 250 Pflichtbeiträge geleiſtet, 500 Beitragswochen. Die Warte⸗ 
zeit für Vollendung des 65. Lebensjahrs dauert 750 Beitragswochen ($ 1262). 


Auf die Wartezeit werden ſogenannte Erſatzzeiten angerechnet. Das ſind insbe⸗ 
ſondere Zeiten, in denen der Verſicherte zeitweiſe arbeitsunfähig und nachweislich 
verhindert geweſen iſt, ſeine Berufstätigkeit fortzuſetzen (§§ 1263, 1264). Dieſe 
Wochen werden aber nur bei den Verſicherten berückſichtigt, die vorher berufsmäßig 
nicht nur vorübergehend verſicherungspflichtig beſchäftigt geweſen find, d. h. bei 
freiwilliger Verſicherung gibt es keine Erſatzzeiten! 

In der Angeſtelltenverſicherung dauert die Wartezeit 60 Beitragsmonate, wenn 
aber weniger als 60 Pflichtbeiträge geleiſtet ſind, 120 Beitragsmonate. Für das Ruhe⸗ 
geld wegen Vollendung des 65. Lebensjahrs dauert die Wartezeit 180 Beitrags⸗ 
monate (8 31 AVG.) Krankheitszeiten find hier nicht als Erſatzzeiten anrechenbar, 
ſondern nur Zeiten, in denen der Verſicherte während des Weltkriegs Kriegsdienſte 
geleiſtet hat ($ 32 AG.). 

Die Anwartſchaft der Invalidenverſicherung wird nur erhalten, wenn wäh⸗ 
rend zweier Jahre nach dem auf der Quittungskarte verzeichneten Ausſtellungstag 
(nicht nur der erſten, ſondern jeder Quittungskarte!) mindeſtens 20 Beitrags⸗ 
wochen, im Falle der Selbſtverſicherung aber mindeſtens 40 Beitragswochen zurück⸗ 
gelegt werden (8 1265 Abſ. 1). Eine Anwartſchaft, die hiernach erloſchen wäre, 
gilt aber als erhalten, wenn die Zeit, die zwiſchen dem erſtmaligen Eintritt in die 
Verſicherung und dem Verſicherungsfalle liegt, mindeſtens zu drei Vierteln 
durch Wochenbeiträge belegt iſt (ſogenannte Dreiviertelsdeckung, § 1265 Abſ. 2). 
Auch für die Erhaltung der Anwartſchaft find Erſatzzeiten anrechenbar nach 
näherer Vorſchrift von § 1266. 

Die erloſchene Anwartſchaft lebt wieder auf, wenn von neuem auf Grund der 
Verſicherungspflicht oder ⸗ berechtigung mindeſtens 200 Beitragswochen zurückgelegt 
worden ſind. Für ältere Verſicherte beſtehen jedoch verſchiedene Erſchwerungen, 
je nachdem ſie bei der Erneuerung des Verſicherungsverhältniſſes ſchon das 40. oder 
das 60. Lebensjahr vollendet haben ($ 1267). 

In der Angeſtelltenverſicherung müſſen, um die Anwartſchaft zu wahren, nach dem 
Schluſſe des Kalenderjahres, in dem der erſte Beitrag entrichtet worden iſt, bis 
zum Beginn des Kalenderjahrs, in dem der Verſicherungsfall eintritt, jährlich 
mindeſtens ſechs Beitragsmonate zurückgelegt werden. Die ſogenannte Dreiviertels— 
deckung gilt auch hier. Alle Anwartſchaften gelten als bis zum 31. Dezember 1925 
erhalten ($ 33 Abſ. 1 u. 2). Als Erſatzzeiten find hier auch Krankheitszeiten ans 
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rechenbar (8 34). Auch hier beſteht die Möglichkeit, eine erloſchene Anwartſchaft 
zum Wiederaufleben zu bringen nach Vorſchrift des § 35. 


Die Invalidenrente beſteht aus Grundbetrag, Steigerungsbetrag und 
Kinderzuſchuß. 

Der Grundbetrag iſt 72 RM. jährlich. Ihn trägt das Reich. Die jährlichen 
Steigerungsbeträge richten ſich nach den Lohnklaſſen, in denen die Beiträge ent⸗ 
richtet find ($ 1268). Der Steigerungsbetrag iſt mindeſtens 72 RM. jährlich. Sind 
weniger als 500 ſteigerungsfähige Wochenbeiträge entrichtet, ſo werden die an 
dieſer Zahl fehlenden Wochenbeiträge aus der erſten Klaſſe ergänzt ($ 1269). Der 
Kinderzuſchuß beträgt 90 RM. jährlich für jedes Kind unter 15 Jahren (S 1271). 

Für die Witwen⸗ und Witwerrente iſt der Grundbetrag 72 RM., für die 
Waiſenrente 36 NM. jährlich. Ihn trägt das Reich. Als Steigerungsbetrag werden 
bei der Witwen⸗ und Witwerrente fünf Zehntel, bei der Waiſenrente vier Zehntel 
des Steigerungsbetrags der Invalidenrente gewährt ($ 1272). Die Hinterblie⸗ 
benenrenten dürfen zuſammen gewiſſe Höchſtbeträge nicht überſteigen (S 1273). 


Die Berechnung des Ruhegelds der Angeſtelltenverſicherung 
iſt in gleicher Weiſe geregelt, nur beträgt hier der Grundbetrag 360 RM. im 
Jahre ($ 36 AWG.) und wirken gewiſſe Erſatzzeiten rentenſteigernd ($ 37). Für 
den Kinderzuſchuß gilt das nämliche wie nach der RVO. (8 38 AVGG.). Witwen: 
und Witwerrente betragen fünf Zehntel, Waiſenrenten vier Zehntel des Ruhe⸗ 
gelds ohne Kinderzuſchuß (8 39). Für den Höchſtbetrag der Hinterbliebenen renten 
gilt $ 1273 RVO. 


In gewiſſen Fällen ruhen die Invalidenrente und das Ruhegeld, ſo namentlich 
neben Verletztenrente aus der Unfallverſicherung und Bezügen auf Grund der 
Reichsverſorgungsgeſetze ($ 1274 RVO., 40 AVG.), bis zur Höhe dieſer Bezüge. 
Das gleiche gilt für die Hinterbliebenenrenten (8 1275 RVO., 40 AVG.). Treffen 
mehrere Renten aus der Invalidenverſicherung zuſammen (z. B. eine Witwen: 
rente mit der aus eigener Verſicherung erworbenen Invalidenrente der Witwe) 
oder eine Invalidenrente mit einer Hinterbliebenenrente aus der Angeſtellten⸗ 
verſicherung oder aus der knappſchaftlichen Penſionsverſicherung und umgekehrt. 
fo erhält der Berechtigte nur die höchſte Rente ($ 1279). Die Rente ruht ferner in 
gewiſſen Fällen, wenn der Berechtigte eine Freiheitsſtrafe verbüßt oder ſich im 
Ausland aufhält oder, wenn er Ausländer iſt, aus dem Reichsgebiet verwieſen iſt 
(SS 1280, 1281, 1282). 

Die Rente beginnt mit dem erſten Tage des Monats, der auf den Monat 
folgt, in dem die Vorausſetzungen für deren Gewährung erfüllt ſind; ſie beginnt 
jedoch, wenn Krankengeld gewährt wird, mit dem auf deſſen Wegfall folgenden 
Tage oder, wenn kein Krankengeld gewährt wird, bei vorübergehender Invalidität 
mit dem erſten Tage des Monats, in dem die 26 Wochen ablaufen ($ 1286). 

Die Witwen- und die Witwerrente fallen mit dem Ablauf des Monats weg. 
in dem der Berechtigte wieder heiratet. Die Witwe wird mit dem Betrag ihrer 
Jahresrente abgefunden (8 1287). Die Waiſenrente fällt mit dem Ablauf des Mo— 
nats weg, in dem die Waiſe das fünfzehnte Lebensjahr vollendet oder heiratet 
(S 1288). 

Iſt beim Tode des Berechtigten die fällige Rente noch nicht abgehoben. 
ſo ſind nacheinander bezugsberechtigt der Ehegatte, die Kinder, der Vater, die 
Mutter, die Geſchwiſter, wenn ſie mit dem Berechtigten zur Zeit ſeines Todes in 
häuslicher Gemeinſchaft gelebt haben (§ 1291). Sind keine Bezugsberechtigten vor: 
handen, ſo kommen die bürgerlich-rechtlichen Erben zum Zuge. 

Stirbt ein Verſicherter oder ein zum Bezug einer Witwen- oder Witwerrente 
Berechtigter, nachdem er ſeinen Anſprucherhoben hatte, jo find die 
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obengenannten Angehörigen berechtigt, das Verfahren fortzuſetzen und die bis zum 
Todestage (richtig: für den Sterbemonat, § 1290) fälligen Beträge zu beziehen. 

Iſt der zum Bezug einer Invaliden⸗ oder Witwenrente Berechtigte infolge 
einer weſentlichen Anderung in ſeinen Verhältniſſen nicht mehr in valide, 
jo wird die Rente entzogen ($ 1293), ebenſo, wenn der zum Bezug einer Witwer: 
> j un nicht mehr erwerbsunfähig oder nicht mehr bedürftig iſt 

4). 

Entzieht ſich ein Berechtigter ohne Grund einer Nachunterſuchung oder 
Veobachtung, jo kann ihm die Rente auf Zeit (alſo nicht dauernd) entzogen werden, 
wenn er auf dieſe Folge hingewieſen worden iſt ($ 1295). 

Ausgezahlt werden die Renten durch die Deutſche Reichspoſt, und zwar in der 
Regel durch die Poſtanſtalt, in deren Bezirk der Empfänger wohnt, in Teilbe⸗ 
trägen monatlich im voraus (88 1297, 1298). 

Die Verſ. Anſtalt kann ein Heilverfahren einleiten, wenn zu erwarten iſt, 
daß es die infolge einer Erkrankung drohende Invalidität eines Verſicherten oder 
einer Witwe abwendet, oder daß es den zum Bezug einer Invaliden⸗, Witwen⸗ 
oder Witwerrente Berechtigten wieder erwerbsfähig macht. Sie kann insbeſondere 
den Erkrankten in einem Krankenhaus oder in einer Anſtalt für Geneſende 
unterbringen (88 1310, 1311 Abſ. 1). Unter Umſtänden bedarf es dazu der Zu⸗ 
ſtimmung des Erkrankten ($ 1311 Abſ. 2). Für die Angehörigen des Erkrankten, 
die er überwiegend unterhalten hat, iſt während des Heilverfahrens ein Haus⸗ 
geld zu zahlen nach näherer Vorſchrift des § 1312. Entzieht ſich ein Berechtigter 
ohne Grund dem Heilverfahren und wäre die Invalidität durch dieſes voraus⸗ 
ſichtlich verhütet oder beſeitigt worden, ſo kann die Rente auf Zeit ganz oder teil⸗ 
weiſe verſagt werden, wenn er auf dieſe Folge hingewieſen worden iſt (8 1313). 

Die Einleitung eines Heilverfahrens ſteht im freien, pflichtgemäßen Ermeſſen 
der Verſ. Anſtalt, der Verſicherte hat darauf keinen Anſpruch. 

In der Angeſtelltenverſicherung gelten für das Ruhen der Renten, ihren Beginn 
und Wegfall, das Bezugsrecht beim Tode des Berechtigten, die Entziehung der 
Rente, die Weigerung des Berechtigten, ſich nachunterſuchen zu laſſen, die Auszah⸗ 
lung der Renten und das Heilverfahren die Beſtimmungen der RVO. (SS 40 bis 
43, 51 AVG.) 

Die Angeſtelltenverſicherung kennt noch eine Verſicherungsleiſtung, die der RVO. 
fremd iſt: die Beitragserſtattung. Sie wird nur für weibliche Verſicherte 
gewährt, wenn die Wartezeit für das Ruhegeld wegen Berufsunfähigkeit erfüllt 
iſt. Dann wird, wenn entweder die Verſicherte ſtirbt und kein Anſpruch auf Hin⸗ 
terbliebenenrente beſteht, oder die Verſicherte heiratet und binnen drei Jahren aus 
der verſicherungspflichtigen Beſchäftigung ausſcheidet, auf Antrag im erſten Falle 
den Bezugsberechtigten, im zweiten der Verſicherten ſelbſt die Hälfte der Beiträge, 
die vom 1. Januar 1924 bis zum Tode oder Ausſcheiden aus der Verſicherung ent⸗ 
richtet worden find, erſtattet (88 46, 47 AVG.) Der Anſpruch verfällt, wenn er 
nicht innerhalb eines Jahres nach dem Tode der Verſicherten, im zweiten Fall 
binnen drei Jahren nach der Verheiratung geltend gemacht wird. Die Erſtattung 
ſchließt in dieſem Falle weitere Anſprüche an die RW Anſtalt aus den erſtatteten 
Beiträgen aus. 


c) In der Unfallverſicherung 


Gegenſtand der Unfallverſicherung iſt der Unfall „beim verſicherten Betriebe“ 
(Betriebsunfall, $ 544). Darunter iſt zu verſtehen jede plötzliche Schädigung der 
körperlichen oder geiſtigen Unverſehrtheit, die durch den Betrieb verurſacht wird. 
Die weiteren Erforderniſſe, die man früher aufſtellen wollte, nämlich daß der 
Unfall auch zeitlich und örtlich mit dem Betriebe zuſammenhängen müſſe, haben 
ſich längſt als unhaltbar erwieſen (z. B. ein Verſicherter wird abends nach Be— 
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triebsſchluß vom Arbeitgeber beauftragt, noch eine Beſorgung für den Betrieb 
auszurichten, und erleidet dabei auf der Straße einen Verkehrsunfall; hier liegt 
ſelbſtverſtändlich ein Betriebsunfall vor, obwohl der zeitliche und der örtliche Zus 
ſammenhang mit dem Betriebe fehlt!). 

Weſentlich für den Begriff des Betriebsunfalls iſt die Plötzlichkeit; denn dadurch 
unterſcheidet ſich derſelbe von der Berufskrankheit. Auf ſolche erſtreckt ſich im all⸗ 
gemeinen die Unfallverfiherung nicht. Doch kann nach § 547 die Reichsregierung 
durch Verordnung beſtimmte Krankheiten als Berufskrankheiten bezeichnen, in 
welchem Falle ſich die Verſicherung auch darauf erſtreckt. Dies iſt auch geſchehen 
durch mehrere Verordnungen, die ihre derzeit gültige Faſſung am 11. Februar 1929 
und 18. Juli 1930 erhalten haben. Das Erfordernis der Plötzlichkeit wird aller⸗ 
dings von der Rechtſprechung nicht allzu ſtreng ausgelegt; ſo wird eine Schädigung, 
die noch in den Rahmen einer Arbeitsſchicht eingeſchloſſen iſt, als eine plötzliche 
anerkannt. 

Die Gefahr, der der Verletzte erlegen iſt, braucht keineswegs eine dem Betrieb 
eigentümliche geweſen zu ſein; auch die „Gefahr des gewöhnlichen Lebens“ 
wird für den Verſicherten zur Betriebsgefahr, wenn er ihr durch den Betrieb aus⸗ 
geſetzt iſt. So hat der Große Senat des RVAmts im Jahre 1914 die Streitfragen, 
die hierwegen beſtanden hatten, entſchieden. Der Betrieb braucht auch weder die 
unmittelbare noch die alleinige Urſache der eingetretenen Schädigung geweſen ſein; 
es genügt vielmehr, wenn dieſe nur mittelbar mit dem Betriebe zuſammenhängt, 
und wenn dieſer von mehreren zuſammenwirkenden Urſachen eine weſentlich 
mitwirkende war. 

Eigene Fahrläſſigkeit des Verſicherten bei Herbeiführung des Unfalls ſchadet 
nicht, der Anſpruch iſt vielmehr nach $ 556 nur dann ausgeſchloſſen, wenn der 
Verletzte den Unfall vorſätzlich herbeigeführt hat. Iſt der Unfall durch Fahr⸗ 
läſſigkeit eines anderen herbeigeführt worden, ſo ſchadet das vollends nicht, wenn 
nur der Betrieb weſentlich mitgewirkt hat. Vorſätzliche Verletzung durch einen 
anderen kann nach der Anſchauung des RVAmts dann ein Betriebsunfall ſein. 
wenn die Veranlaſſung zu dem Angriff weſentlich im Betriebe beruht hat und 
die Verletzung für den Verſicherten ſich als Ausfluß einer Betriebsgefahr dar⸗ 
ſtellt (Nachtwächter, der die Betriebsanlage zu bewachen hat, dabei einen Ein⸗ 
brecher betrifft und von dieſem verletzt wird). 

Der Arbeiter iſt während der Betriebstätigkeit nicht nur an ſeinem Arbeits⸗ 
platz im engeren Sinne verſichert, ſondern überhaupt, ſolange er ſich „im Banne 
des Betriebs“ befindet. Dazu gehört aber bei Fabrikarbeitern das ganze Fabrik⸗ 
grundſtück, bei Bauarbeitern die ganze Bauſtelle, bei Straßenarbeitern die ganze 
Straßenſtrecke, auf der ſie zu tun haben, uſw. Die Arbeiter ſind daher in der 
Regel auch während der Arbeitspauſen verſichert, ſolange ſie ſich während der⸗ 
ſelben auf der Betriebsſtätte aufhalten. 

Auch bei Wegen und Reiſen für den Betrieb ſind die Arbeiter verſichert, auch 
im Ausland. Dagegen hat der Weg nach und von der Arbeitsſtätte früher in 
der Regel als unverſichert gegolten; hierin iſt jedoch ſeit 1925 durch Einfügung 
des SS 545a—c eine Anderung eingetreten. Hat aber bei der Entſtehung eines 
Wegunfalls ein Verſchulden des Verſicherten mitgewirkt, ſo kann nach einer 
neueren Beſtimmung in der Notverordnung vom 8. 12. 1931 der Schadenserſatz 
ganz oder teilweiſe verſagt werden. 

Nach § 546 erſtreckt ſich die Verſicherung auch auf häusliche und andere Dienſte, 
zu denen Verſicherte, die hauptſächlich im Betriebe beſchäftigt ſind, von dem 
Unternehmer herangezogen werden. 

Verbotswidriges Handeln ſchließt die Annahme eines Betriebsunfalls nicht aus. 
Doch muß die Handlung, bei der das Verbot übertreten wird, an ſich dem Be⸗ 
triebe zurechenbar ſein. 
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Die Verſicherungsleiſtungen beitehen nach 8 555 in Erſatz des 
Schadens, der durch Körperverletzung oder Tötung entſteht. 

Nicht ſelten wird es ſtreitig, ob ein gewiſſer Schade, den der Verſicherte geltend 
macht, wirklich die Folge eines Unfalls ſei. Dieſe Frage kann in der Regel nur 
durch Gutachten erfahrener Arzte entſchieden werden. 

Das Geſetz regelt die Entſchädigung bei Verletzung und die bei Tötung. 

Bei Verletzung hat der Verſicherungsträger zu gewähren 

1. Krankenbehandlung, 

2. Berufsfürſorge und 

3. eine Rente oder Krankengeld, Tagegeld, Familiengeld für die Dauer der 

Erwerbsunfähigkeit. 

Die „Erwerbsunfähigkeit“ iſt in der Unfallverſicherung nicht gleichbedeutend mit 
der Berufsinvalidität (wie die „Arbeitsunfähigkeit“ der Krankenverſicherung). 
Der Verſicherte kann alſo nicht verlangen, als völlig erwerbsunfähig anerkannt 
zu werden, wenn er ſeinen bisherigen Beruf nicht mehr ausüben kann. Er wird 
vielmehr auf den allgemeinen Arbeitsmarkt verwieſen, und nur nach dem Maße 
deſſen, um wieviel er hier in ſeiner Erwerbsmöglichkeit geſchädigt iſt, bemißt 
ſich die Barentſchädigung (Unfallrente). 

Die Kranken behandlung und die Berufs fürſorge ſollen ($ 558a) 
mit allen geeigneten Mitteln 
1. die durch den Unfall hervorgerufene Geſundheitsſtörung oder Körperbeſchädi⸗ 
gung und die durch ihn verurſachte Erwerbsunfähigkeit beſeitigen und eine Ver⸗ 
ſchlimmerung verhüten, 

2. den Verletzten befähigen, ſeinen früheren Beruf oder, wenn das nicht möglich 
1 einen neuen aufzunehmen, und ihm zur Erlangung einer Arbeitsſtelle ver⸗ 

elfen. 

Die Krankenbehandlung umfaßt (8 558b) ärztliche Behandlung, Verſorgung 
mit Arznei uſw., ferner die Gewährung von Pflege ($ 5586). Als Kranken⸗ 
behandlung kann der Verſicherungsträger freie Kur und Verpflegung in einer 
Heilanſtalt gewähren ($ 558d), der Verſicherte hat aber — wie in der Kranken⸗ 
verſicherung — auch hier keinen Anſpruch darauf. 

Die Anfallrente wird nach dem Maße der Erwerbsbeſchränktheit, die der 
Anfall hinterlaſſen hat, abgeſtuft (Vollrente, Teilrente, 8 5592). Die Vollrente 
beträgt zwei Drittel des Arbeitsverdienſtes, die Teilrente einen entſprechenden 
Bruchteil davon. Für Schwerverletzte, d. h. ſolche, die durch die Unfallsfolgen um 
mindeſtens 50 vH. erwerbsbeſchränkt find, erhöht ſich für jedes Kind unter 
15 Jahren die Rente um 10 vH. (8 595b). 

Keine Rente wird gewährt, wenn die nach der Unfallverſicherung zu ent⸗ 
ſchädigende Erwerbsunfähigkeit nicht über die 13. Woche (nach dem Unfall) hinaus 
andauert (8 559), ferner nach der Notverordnung vom 8. 12. 1931, wenn die 
Erwerbsfähigkeit des Verletzten infolge des Unfalls um weniger als ein Fünftel 
gemindert iſt. 

Die Unfallrente beginnt bei Verletzten, die der Krankenverſicherung unterliegen, 
mit dem Wegfall des Krankengeldes aus der Krankenverſicherung, ſpäteſtens aber 
mit der 27. Woche nach dem Unfall, bei anderen Verſicherten mit dem Tage nach 
dem Unfall (S 559c). 

Bis zum Ablauf der 26. Woche nach dem Unfall kann der Verſicherungsträger 
an Stelle der Rente ein Krankengeld gewähren, das ſich nach den Vorſchriften 
der Krankenverſicherung bemißt (S 559d). 

Iſt eine Krankheit die Folge eines entſchädigungspflichtigen Unfalls, ſo iſt auch 
die Krankenkaſſe des Verletzten leiſtungspflichtig, und zwar hat ſie vorzuleiſten; 
der Träger der Unfallverſicherung darf aber dieſe Leiſtungen auf die ſeinigen 
anrechnen ($S 557 a). Übernimmt der Träger der Unfallverſicherung das Heil: 
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verfahren, jo endet mit dem Beginn diefes Tages die Verpflichtung der Kranken: 
kaſſe, Krankenpflege zu gewähren (§ 5599). Beginnt der Träger der Unfall⸗ 
verſicherung mit der Gewährung von Barleiſtungen, ſo ermäßigt ſich das Kranken⸗ 
geld aus der Krankenverſicherung von dieſem Tage an entſprechend (§ 559h). So⸗ 
lange der Träger der Unfallverſicherung Heilanſtaltspflege oder Anſtaltspflege 
gewährt, fallen die Anſprüche aus der Krankenverſicherung weg (8 559i). 

Die Unfallrente wird in der gewerblichen Verſicherung nach dem Entgelt be⸗ 
rechnet, den der Verſicherte während des letzten Jahres, vom Unfall zurückgerechnet, 
im Betriebe bezogen hat (8 563). Der Unternehmer hat der Berufsgenoſſenſchaft 
auf Verlangen dieſen Entgelt nachzuweiſen ($ 1581). War der Verletzte ſchon ein 
volles Jahr vor dem Unfall in dem Betriebe beſchäftigt, ſo gilt als Jahresarbeits⸗ 
verdienſt das 300 fache des durchſchnittlichen Verdienſtes für den vollen Arbeitstag; 
ergibt die übliche Betriebsweiſe eine höhere oder niedrigere Zahl von Arbeits⸗ 
tagen, jo wird mit dieſer Zahl ſtatt mit 300 vervielfältigt (8 564). War der 
Verletzte noch kein volles Jahr im Unfallbetriebe beſchäftigt, ſo wird für die an 
300 fehlende Zahl von Tagen der durchſchnittliche Verdienſt gleichartiger Arbeiter 
herangezogen (8 565). Erreicht der Jahresarbeitsverdienſt nicht das 300fache des 
Ortslohns für Erwachſene über 21 Jahre, jo gilt dieſes 300 fache als Jahresarbeits⸗ 
verdienſt (8 570). | 

In der landwirtſchaftlichen Verſicherung gilt die angegebene Berechnungsweiſe 
für Angeſtellte ebenfalls; für Arbeiter aber werden Durchſchnittsſätze feſtgeſetzt. 
Die Berechnung des Jahresarbeitsverdienſtes für verſicherte Unternehmer und 
deren Ehegatten kann die Satzung des Verſicherungsträgers regeln (88 930—941). 

Bei Tötung des Verſicherten iſt zu gewähren ($ 586) 

1. als Sterbegeld der 15. Teil des Jahresarbeitsverdienſtes, mindeſtens aber 
50 RM., 

2. vom Todestag an den Hinterbliebenen eine Rente, die in einem Bruchteil 
des Jahresarbeitsverdienſtes beſteht. Dieſer wird in gleicher Weiſe berechnet wie 
im Fall der Körperverletzung. 

Als Hinterbliebene kommen in Betracht die Witwe, der Witwer, wenn er be⸗ 
dürftig iſt und die Getötete ihn wegen ſeiner Erwerbsunfähigkeit ganz oder über⸗ 
wiegend aus ihrem Arbeitsverdienſt unterhalten hatte, die Kinder bis zum 
vollendeten 15. Lebensjahr, endlich Verwandte der aufſteigenden Linie, wenn ſie 
bedürftig ſind und der Getötete ſie aus ſeinem Arbeitsverdienſt weſentlich unter⸗ 
halten hat (SS 588, 589, 593). Die Witwe erhält ein Fünftel des Jahres⸗ 
arbeitsverdienſtes oder, wenn ſie wenigſtens zur Hälfte erwerbsunfähig iſt, zwei 
Fünftel; fie braucht hier nicht invalide oder 65 Jahre alt zu ſein. Der Witwer 
erhält zwei Fünftel, die Kinder erhalten je ein Fünftel, die Verwandten der auf⸗ 
ſteigenden Linie zuſammen ein Fünftel. Die Renten der Hinterbliebenen dürfen 
zuſammen zwei Drittel des Jahresarbeitsverdienſtes nicht überſteigen, widrigen⸗ 
falls Kürzungen eintreten (8 595). 

Der Verſicherungsträger kann jederzeit ein neues Heilverfahren ein⸗ 
treten laſſen, wenn zu erwarten iſt, daß es die Erwerbsfähigkeit des Unfall⸗ 
rentners erhöht (S 603). Neben dem Verletzten kann auch ſeine Krankenkaſſe die 
Wiederaufnahme des Heilverfahrens beantragen (S 604). Hat der Verletzte eine 
Anordnung, die die Krankenbehandlung betrifft, ohne geſetzlichen oder ſonſt 
triftigen Grund nicht befolgt und wird dadurch ſeine Erwerbsfähigkeit ungünſtig 
beeinflußt, ſo kann ihm der Schadenserſatz auf Zeit (alſo nicht auf die Dauer) 
verſagt werden, wenn er auf dieſe Folge hingewieſen worden iſt ($ 606). 

Tritt in den Verhältniſſen, die für die Feſtſtellung der Entſchädigung maßgebend 
geweſen find, eine weſentliche Anderung ein, jo kann eine neue Feſt⸗ 
ſtellung getroffen werden (S 608). Das „kann“ beſagt aber nur, daß die Rechts⸗ 
kraft der früheren Feſtſtellung nicht im Wege ſteht. Hat ſich alſo die Erwerbs⸗ 
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fähigkeit des Verletzten erhöht, jo iſt die Rente herabzuſetzen; hat fie ſich aber 
vermindert, ſo hat der Verletzte Anſpruch auf Erhöhung der Rente. Unter den 
„Verhältniſſen“ im Sinn des 8 608 find nur die zu verſtehen, die der Unfall 
geſetzt hat; eine Anderung der ärztlichen Anſchauung z. B. darüber, ob ein gewiſſes 
Leiden Unfallsfolge ſei oder nicht, iſt keine Anderung der Verhältniſſe im Sinne 
des Geſetzes. 

Um den Verletzten gegen allzu häufige und willkürliche Herabſetzungen zu 
ſchützen, hat das Geſetz die Einrichtung der ſog. Dauer rente geſchaffen (8 609). 
Dieſe iſt ſpäteſtens mit Ablauf von zwei Jahren nach dem Unfall feſtzuſtellen 
(S 1585 Abſ. 2). Auch eine Dauerrente iſt noch abänderbar, aber nur in Zeit⸗ 
räumen von mindeſtens einem Jahr. 

Hat der Berechtigte bei feinem Tode die Entſchädigung noch nicht erhalten, fo 
beſteht eine Bezugs berechtigung für den Ehegatten, die Kinder uſw., 
wenn ſie mit dem Berechtigten zur Zeit ſeines Todes in häuslicher Gemeinſchaft 
gelebt haben (S 614). 

In gewiſſen Fällen ruht die Rente (8615), jo namentlich, wenn der Be⸗ 
rechtigte eine Freiheitsſtrafe von mehr als einem Monat verbüßt, oder wenn er 
ſich im Ausland aufhält und es unterläßt, dem Verſicherungsträger ſeinen Auf⸗ 
enthalt mitzuteilen, uſw. 

Die Abfindung einer Rente kann nur ausnahmsweiſe in den vom Geſetz 
beſtimmten Fällen ſtattfinden (88 616—618a). 


V. Vermögens verwaltung und Beitragserhebung 
| 1. Bermögensverwaltung 


Die Mittel der Verſicherungsträger dürfen ($ 25 RVO., 204 AVG.) nur für die 
geſetzlich vorgeſchriebenen oder zugelaſſenen Zwecke verwendet werden. Die Ein⸗ 
nahmen und Ausgaben ſind geſondert zu verrechnen, die Beſtände geſondert zu 
verwahren. Die Verſicherungsträger dürfen nur die Geſchäfte übernehmen, die 
ihnen das Geſetz überträgt. 

Das Vermögen muß verzinslich und, ſoweit Anlagemöglichkeit vorhanden iſt. 
auch wertbeſtändig angelegt werden. Über die zuläſſigen Anlagen gibt das Geſetz 
genaue Vorſchriften ($ 26 RVO., 205 AVG.) 

Rückſtände werden wie Gemeindeabgaben beigetrieben (8 28 RVoO., 212 AVG.) 


2. Beitragserhebung 


a) In der Krankenverſicherung 

Die Mittel für die Krankenverſicherung ſind von den Arbeitgebern und den 
Verſicherten aufzubringen ($ 380). Nach bisheriger Regelung hatten die Arbeit⸗ 
geber ein Drittel, die Verſicherten zwei Drittel zu zahlen. Nach der neuen Regelung 
(Geſ. vom 5. 7. 1934) hat jeder Teil die Hälfte zu tragen. 

Bei Arbeitsunfähigkeit ſind für die Dauer der Krankenhilfe keine Beiträge zu 
entrichten (8 383). 

Die Beiträge werden in Hundertſteln des Grundlohnes feſtgeſetzt (S 385). Über 
die zuläſſigen Höchſtbeträge gibt das Geſetz nähere Vorſchriften in den SS 386—390. 

Die Arbeitgeber haben die Beiträge für ihre Verſicherungspflichtigen — alſo 
Arbeitgeber⸗ und Verſichertenanteil — an den Tagen einzuzahlen, die die 
Satzung feſtſetzt ($ 393). An denſelben Tagen haben die Verſicherungsberechtigten 
die Beiträge einzuzahlen. Die Verſicherungspflichtigen müſſen ſich bei der Lohn⸗ 
zahlung ihre Beitragsanteile vom Barlohn abziehen laſſen (S 394). Die Arbeit: 
geber dürfen die Beitragsanteile nur auf dieſem Wege wieder einziehen. Steht 
der Verſicherte gleichzeitig in mehreren verſicherungspflichtigen Arbeitsverhältniſſen, 


757 


ſo haften die Arbeitgeber als Geſamtſchuldner für die Beiträge; auf Antrag eines 
der Arbeitgeber verteilt das Verſicherungsamt die Beiträge (8 396). 


b) In der Rentenverſicherung 


Auch hier find die Beiträge von den Arbeitgebern und den Verſicherten je zur 
Hälfte zu tragen. Sie werden in der Invalidenverſicherung wöchentlich, in der 
Angeſtelltenverſicherung monatlich entrichtet. 

In der Angeſtelltenverſicherung iſt zur Ergänzung der geſetzlichen Vorſchriften 
über die Beitragserhebung eine Beitragsordnung erlaſſen auf Grund des $ 174 AVG. 

Zur Erhebung der Beiträge werden Marken verwendet, die von den Poſt⸗ 
anſtalten verkauft werden (88 1411, 1412 RVO. 175 AVG.) . Die Beiträge werden 
durch Einkleben der Marken in die Quittungs⸗ (Verſicherungs⸗) Karte des Ber: 
ſicherten entrichtet ($ 1413 RVO.; 176 AWG.) 

Die Ausgabeſtellen für die Quittungs⸗ (Verſicherungs⸗) Karten beſtimmt in der 
Invalidenverſicherung die oberſte Verwaltungsbehörde, in der Angeſtellten⸗ 
verſicherung der Reichsarbeitsminiſter (8 1419 RVO.; 178 AWG.) 

Die Karte darf nur die geſetzlich vorgeſchriebenen Angaben enthalten und keine 
beſonderen Merkmale tragen, namentlich darf aus ihr nichts über Führung oder 
Leiſtungen des Inhabers zu entnehmen ſein. Niemand darf eine Karte wider 
den Willen des Inhabers zurückbehalten (88 1424, 1425 RVO. 180, 181 AVG. ). 

In der Invalidenverſicherung hat der Arbeitgeber, der den Verſicherten in der 
Beitragswoche beſchäftigt hat, für ſich und ihn den Beitrag zu entrichten 
Beſchäftigen mehrere Arbeitgeber den Verſicherten während der Woche, ſo zahlt 
der erſte von ihnen den ganzen Beitrag ($ 1426). Der Verſicherungspflichtige muß 
ſich bei der Lohnzahlung die Hälfte des Beitrages abziehen laſſen ($ 1432). In 
der Angeſtelltenverſicherung iſt die Regelung ebenſo für den Fall, daß der Ver⸗ 
ſicherte den Beitragsmonat hindurch beſchäftigt worden iſt ($ 182 AVG.) Iſt der 
Verſicherte nicht den ganzen Monat hindurch beſchäftigt worden, oder iſt er gleich⸗ 
zeitig bei mehreren Arbeitgebern beſchäftigt, ſo hat er ſelbſt die Pflichten der 
Arbeitgeber zu erfüllen, der Arbeitgeber iſt ihm für die Hälfte des Beitrages 
erſtattungspflichtig (8 184). 

Die Marken müſſen entwertet werden. Als Tag der Entwertung iſt der letzte 
Tag des Zeitraumes anzugeben, für den die Marke gilt (8 1431 RVO., 9 der 
Beitragsordnung für die Angeſtelltenverſicherung). 

Auch der Verſicherte kann die vollen Beiträge entrichten. Der Arbeitgeber hat 
ihm die Hälfte der Beiträge zu erſtatten, und zwar der geſetzlichen, wenn nicht die 
Verſicherung in einer höheren Lohnklaſſe vereinbart iſt ($ 1439 RVO., 184 
Abſ. 2 AVG.) . 

Pflichtbeiträge ſind unwirkſam, wenn ſie nach Ablauf von zwei Jahren, falls 
aber die Beitragsleiſtung ohne Verſchulden des Verſicherten unterblieben iſt, nach 
Ablauf von vier Jahren feit der Fälligkeit entrichtet werden (8 1442 RVO., 
187 AVG.). Freiwillige Beiträge und Beiträge über die geſetzliche Lohnklaſſe 
hinaus dürfen für mehr als ein Jahr zurück nicht entrichtet werden, ebenſowenig 
nach Eintritt dauernder oder vorübergehender Invalidität oder für deren weitere 
Dauer ($ 1443 RVO.; 188 AG.). | 

Nach Ablauf von zehn Jahren jeit Aufrechnung der Quittungskarten kann die 
rechtsgültige Verwendung der Marken nicht mehr angefochten werden, es ſei denn, 
daß dieſelben in betrügeriſcher Abſicht verwendet worden find (§ 1445 Abſ. 3 
RWO.; 190 AG.). 

Beiträge, die in der irrtümlichen Annahme der Verſicherungspflicht entrichtet 
worden ſind und nicht zurückgefordert werden, gelten als für die Selbſtverſicherung 
oder Weiterverſicherung entrichtet, wenn das Recht dazu in der Zeit der Ent⸗ 
richtung beſtanden hat (§ 1446 RVO. 191 AG.). 
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Die Verſicherungsträger überwachen die rechtzeitige und vollſtändige Entrichtung 
der Beiträge (88 1465—1468 RVO. 199—202 ABG.). 

Die Höhe der Beiträge iſt in der Rentenverſicherung im Geſetz ſelbſt geregelt. 
Um ſie zu bemeſſen, werden für die Verſicherten nach der Höhe ihres wöchentlichen 
(monatlichen) Arbeitsverdienſtes Lohn⸗ (Gehalts⸗) Klaſſen gebildet, deren in der 
Invalidenverſicherung 8, in der Angeſtelltenverſicherung 7 errichtet find (SS 1387 
RVO. 169 ABG.). Für freiwillige Beitragsentrichtung find beſondere (höhere) 
Klaſſen beſtimmt nach 88 1388 RBO.; 170 AVG. Die Höhe der Beiträge beſtimmen 
die 88 1390 RVO. und 171 AVG. 

Zur Feſtſetzung der künftigen Höhe der Beiträge wird für die Geſamtheit der 
Verſicherten der Durchſchnittsbeitrag berechnet. Er iſt ſo zu bemeſſen, daß der 
Wert aller künftigen Beiträge ſamt dem Vermögen, in der Invalidenverſicherung 
auch den Reichsmitteln ($ 1384) und den Zahlungen der Reichsanſtalt für Arbeits» 
loſenverſicherung (8 1385) den Betrag deckt, der nach der Wahrſcheinlichkeits⸗ 
rechnung mit Zins und Zinſeszins erforderlich iſt, um alle künftigen Aufwendungen 
zu beſtreiten (Allgemeines Anwartſchaftsdeckungsverfahren, 88 1391 RVO., 172 
AVG.) Der Reichsarbeitsminiſter beſtimmt hiernach im Einvernehmen mit dem 
Reichsfinanz⸗ und dem Reichswirtſchaftsminiſter den hiernach erforderlichen 
Beitragsſatz ($ 1392 RVO., 173 AVG.) 


c) In der Unfallverſicherung 


Soweit das Reich, ein Land uſw. Verſicherungsträger iſt, findet überhaupt keine 
Beitragserhebung jtatt; die Entſchädigungen werden einfach aus Mitteln des 
Reichs uſw. geleiſtet. 

Bei den Berufsgenoſſenſchaften werden jährliche Beiträge erhoben (Umlagen), 
die von den Unternehmern der verſicherten Betriebe als den Mitgliedern der 
Berufsgenoſſenſchaften (§8 649, 956, 1123) aufzubringen find, und zwar von dieſen 
allein; die Verſicherten zahlen keine Beiträge — eine Regelung, die ſich aus der 
rechtlichen Art der Unfallverſicherung ergibt (ſ. S. 756 u.). Bei den Zweig⸗ 
anſtalten für die Verſicherung nichtgewerbsmäßiger Bauarbeiten und bei der Ver⸗ 
ſicherungsgenoſſenſchaft für Reichsunfallverſicherung werden „Prämien“ erhoben 
(SS 798, 838), die bei den Zweiganſtalten vierteljährlich zu entrichten find. 

In der gewerblichen und der Seeunfallverſicherung hat jedes Mitglied binnen 
ſechs Wochen nach Ablauf des Geſchäftsjahres (d. i. bis zum 11. 2. jedes Jahres) 
dem Verſicherungsträger einen Lohnnachweis einzureichen. In dieſem ſind die wäh⸗ 
rend des abgelaufenen Geſchäftsjahres im Betriebe beſchäftigten Verſicherten, die Zahl 
ihrer Arbeitstage und der von ihnen verdiente Entgelt anzugeben (SS 750, 1166). 
Nach dem Grade der Unfallgefahr find für die der Berufsgenoſſenſchaft zugehörigen 
Betriebe Gefahrklaſſen gebildet, nach denen die Beiträge abgeſtuft werden (SS 706 
bis 712, 1149). Nach dem zuſammengeſetzten Maßſtabe der nachgewieſenen Lohn⸗ 
ſummen und der Gefahrklaſſe berechnet ſodann der Leiter der Berufsgenoſſenſchaft 
die Beiträge; er ſtellt jedem Mitglied einen „Heberollenauszug“ zu (SS 754, 1176), 
mit der Aufforderung, den feſtgeſetzten Beitrag binnen zwei Wochen einzuzahlen. 
Die Mitglieder können gegen die Feſtſtellung ihrer Beiträge binnen zwei Wochen 
Einſpruch beim Leiter der Berufsgenoſſenſchaft erheben, ſie bleiben aber zur vor⸗ 
läufigen Zahlung verpflichtet. Wird dem Einſpruch nicht ſtattgegeben, ſo iſt dagegen 
(mit Einſchränkungen) Beſchwerde an das Oberverſicherungsamt zuläſſig (SS 757, 
758, 1178, 1179). 

Bei der Tiefbau⸗Berufsgenoſſenſchaft beſteht das Kapitaldeckungsverfahren nach 
näherer Vorſchrift des § 764. 

Die Unternehmer nichtgewerbsmäßiger Bauarbeiten haben der Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft ſpäteſtens drei Tage nach Ablauf eines jeden Monats, in dem gebaut wurde, 
einen Lohnnachweis einzureichen (§ 799). Zur Berechnung der Beiträge iſt für jede 
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Berufsgenoſſenſchaft ein Prämientarif feſtgeſetzt, und zwar vom Reichsverſicherungs⸗ 
amt ($ 804). Er ergibt, welcher Einheitsſatz von Prämien für jede angefangene 
halbe Reichsmark des anrechnungsfähigen Lohnes zu entrichten iſt (8 802). Auf 
Grund deſſen und der nachgewieſenen Lohnbeträge berechnet der Leiter der 
Berufsgenoſſenſchaft die Prämien, beſtimmt die Zeit, für welche ſie eingezogen 
werden, ſowie den Fälligkeitstag (8 807) und ſtellt jedem Unternehmer einen 
„Heberollenauszug“ zu ($ 809). Binnen zwei Wochen nach der Zuſtellung kann 
der Zahlungspflichtige gegen die Prämienberechnung beim Leiter der Berufs⸗ 
genoſſenſchaft Einſpruch erheben ($ 814). Wird dieſem nicht ſtattgegeben, jo ift 
Beſchwerde an das Oberverſicherungsamt zuläſſig (8 816) und gegen deſſen Ent: 
ſcheidung weitere Beſchwerde an das Reichsverſicherungsamt, wenn der Beſchwerde⸗ 
führer geltend macht, daß er nicht verpflichtet ſei, Prämien zu entrichten. 

In der landwirtſchaftlichen Verſicherung iſt der Satzung und der Landesgeſetz⸗ 
gebung ein weiter Spielraum gegeben, um die Beitragserhebung zu regeln 
(SS 990 ff.). Der Maßſtab, den das Geſetz in erſter Linie ins Auge faßt, iſt der 
des Arbeitsbedarfs und der Gefahrklaſſen (88 990— 1004). Statt deſſen kann aber 
die Satzung auch den Maßſtab des Steuerfußes einführen (SS 1005-1009) oder 
andere Maßſtäbe, wie z. B. die Kulturart, die Fläche in Verbindung mit der 
Grundſteuer u. dgl. (8 1010). Aber auch die Landesgeſetzgebung kann die 
Beitragserhebung regeln (88 1037, 1038). 


VI. Unfallverhütung 


Eine überaus wichtige Aufgabe hat das Geſetz den Berufsgenoſſenſchaften da⸗ 
durch übertragen, daß es ihnen die Unfallverhütung zur Pflicht gemacht hat. Die 
Berufsgenoſſenſchaften haben denn auch auf dieſem Gebiete ſchon Hervorragendes 
geleiſtet. 

Nach 8 848 müſſen die Berufsgenoſſenſchaften dafür ſorgen, daß, ſoweit es nach 
dem Stande der Technik und der Heilkunde und der Leiſtungsfähigkeit der Wirt⸗ 
ſchaft möglich iſt, Unfälle verhütet werden und daß bei Unfällen dem Verletzten 
eine wirkſame erſte Hilfe zuteil wird. 

Gerade dieſe iſt in vielen Fällen von entſcheidender Bedeutung dafür, ob die 
Erwerbsfähigkeit des Verletzten wieder vollſtändig hergeſtellt werden kann oder 
nicht. Das Reichsverſicherungsamt hat daher dieſe Frage ſchon im Jahre 1925 
zum Gegenſtand eines beſonderen Runderlaſſes an die Berufsgenoſſenſchaften 
gemacht. 

Die Berufsgenoſſenſchaften ſind verpflichtet, die erforderlichen Vorſchriften zu 
erlaſſen über 

1. die Einrichtungen und Anordnungen, die die Mitglieder (d. h. alſo die Be⸗ 
triebsunternehmer) zur Verhütung von Unfällen in ihren Betrieben zu treffen 
haben, ö 

2. das Verhalten, das die Verſicherten zur Verhütung von Unfällen in den 
Betrieben zu beobachten haben (S 848a). 

In den Unfallverhütungsvorſchriften können den Mitgliedern Verpflichtungen 
für die erſte Hilfe bei Unfällen und den Verſicherten Verpflichtungen für ihr 
Verhalten bei Unfällen auferlegt werden (8 848b). 

Zuwiderhandlungen der Mitglieder und der Verſicherten gegen die Vorſchriften 
können mit Ordnungsſtrafen in Geld bedroht werden, und zwar Zuwider⸗ 
handlungen der Mitglieder mit Geldſtrafe bis zu 10 000 RM. 

Der Entwurf der Vorſchriften iſt dem Reichsverſicherungsamt einzureichen (S 852). 
Dieſes iſt auch zu der Sitzung einzuladen, in der über den Entwurf beraten und 
beſchloſſen werden ſoll ($ 854). Dazu hat der Leiter der Berufsgenoſſenſchaft auch 
Vertreter der Verſicherten mit vollem Stimmrecht beizuziehen (8 853). 
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Die Vorſchriften bedürfen ſodann der Genehmigung des Reichsverſicherungsamts, 
worüber der Beſchlußſenat entſcheidet ($ 864). 

Die Berufsgenoſſenſchaften haben für die Durchführung der Unfallverhütungs⸗ 
vorſchriften zu ſorgen ($ 874). Sie find berechtigt und auf Verlangen des Reichs⸗ 
verſicherungsamts verpflichtet, techniſche Aufſichtsbeamte in der erforderlichen Zahl 
anzuſtellen, um die Befolgung der Unfallverhütungsvorſchriften zu überwachen 
($ 875). Als ſolcher Beamter kann auch angeſtellt werden, wer früher einem 
verſicherten Betriebe als Arbeiter angehört hat. Die Anſtellung techniſcher Auf⸗ 
ſichtsbeamter bedarf der Genehmigung des Reichsverſicherungsamts. Dieſes kann 
für die Anſtellung den Nachweis einer beſtimmten Vorbildung verlangen. 

In den 88 884 und 885 find Vorſchriften enthalten, die das Zuſammenwirken der 
berufsgenoſſenſchaftlichen mit den ſtaatlichen Gewerbeaufſichtsbeamten regeln, um 
widerſprechende oder unzweckmäßige Anordnungen zu verhindern. 

Die Unternehmer ſind verpflichtet, den techniſchen Aufſichtsbeamten ihrer Be⸗ 
rufsgenoſſenſchaft ſowie den vom Reichsverſicherungsamt beauftragten ſtändigen 
Mitgliedern des Reichsverſicherungsamts während der Betriebszeit den Zutritt 
zu den Betriebsſtätten zu geſtatten, um die Durchführung und Wirkung der 
erlaſſenen Unfallverhütungsvorſchriften feſtzuſtellen (SS 878, 889). 

Alljährlich nimmt der Leiter der Berufsgenoſſenſchaft unter Hinzuziehung von 
Vertretern der Verſicherten zu den Berichten der techniſchen Aufſichtsbeamten 
Stellung und regt die Maßnahmen an, die zur Verbeſſerung der Vorſchriften 
geboten erſcheinen. Auch zu dieſen Beratungen iſt das Reichsverſicherungsamt ein⸗ 
zuladen ($ 857). 


VII. Die Beziehungen der Verſicherungsträger zueinander und zu anderen 
Verpflichteten. Wanderverſicherung 


a) Beziehungen der Verſicherungsträger zueinander. 


1. Krankenverſicherung und Unfallverſicherung. 

Iſt eine Krankheit die Folge eines entſchädigungspflichtigen Betriebsunfalls, ſo 
gilt für die Leiſtungsanſprüche des Verletzten, was ſchon oben dargelegt iſt; 
für das Abrechnungsverhältnis der Verſicherungsträger untereinander gelten die 
SS 1504 —1513. Hiernach gehen die Aufwendungen für das Heilverfahren zu 
Laſten des Trägers der Unfallverſicherung; wenn jedoch der Anſpruch des Ver⸗ 
letzten auf Krankengeld aus der Krankenverſicherung vor dem Ablauf der achten 
Woche nach dem Unfall wegfällt, ſo gehen die Aufwendungen für das Heilver⸗ 
fahren bis zum Wegfall des Krankengeldes zu Laſten der Krankenkaſſe (8 1505). 
Die Aufwendungen für wiederkehrende Geldleiſtungen (insbeſondere Krankengeld, 
Hausgeld und Verletztenrente aus der Unfallverſicherung), die dem Verletzten 
während der erſten acht Wochen nach dem Unfall gewährt werden, gehen zu Laſten 
der Krankenkaſſe, die Aufwendungen für wiederkehrende Geldleiſtungen, die dem. 
Verletzten vom Beginn der neunten Woche an gewährt werden, dagegen zu Laſten 
des Trägers der Unfallverfiherung (88 1506, 1507). Das Sterbegeld aus der 
Krankenverſicherung geht zu Laſten des Trägers der Anfallverſicherung, ſoweit es 
das von ihm zu gewährende Sterbegeld nicht überſteigt ($ 1508). 

Hat die Krankenkaſſe Aufwendungen, die hiernach zu Laſten des Trägers der 
Anfallverſicherung gehen, gemacht, jo hat er fie ihr zu erſetzen, und umgekehrt 
(S 1509). 

Die Krankenkaſſe kann die Feſtſtellung der Unfallentſchädigung betreiben, auch 
Rechtsmittel einlegen (S 1511). 

2. Krankenverſicherung und Invalidenverſicherung. 
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Hier beſchränkt ſich die Regelung auf den Fall, daß die Verſicherungsanſtalt ein 
Heilverfahren eintreten läßt. Sie hat dann dem Kranken das zu gewähren, was 
dieſem ſeine Krankenkaſſe nach Geſetz oder Satzung zu leiſten hätte. Die Kranken⸗ 
kaſſe hat der Verſicherungsanſtalt Erſatz zu leiſten, ſoweit der Kranke von der 
Krankenkaſſe nach Geſetz oder Satzung Krankengeld zu beanſpruchen hätte 
($ 1518). Die Verſicherungsanſtalt kann der letzten Krankenkaſſe des Kranken die 
Fürſorge für ihn in dem Umfang übertragen, den ſie für geboten hält. Werden 
dadurch der Kaſſe Leiſtungen über den Umfang ihrer geſetzlichen oder ſatzungs⸗ 
mäßigen Leiſtungen hinaus auferlegt, ſo hat die Verſicherungsanſtalt die Mehr⸗ 
koſten zu erſetzen (8 1519). 

3. Unfallverſicherung und Invalidenverſicherung. 

Gewährt ein Träger der Unfallverſicherung einem Berechtigten, der eine Rente 
aus der Invalidenverſicherung bezieht, eine Rente oder Heilanſtaltpflege aus der 
Unfallverfiherung, oder treten Anderungen hierin ein, fo iſt (8 1522) die Ber: 
ſicherungsanſtalt unverzüglich zu benachrichtigen (nach § 1274 Abſ. 1 Ziff. 1 ruht 
ja die Invalidenrente neben Verletztenrente aus der Unfallverſicherung bis zur 
Höhe dieſes Bezuges). 

Gewährt die Verſicherungsanſtalt wegen einer Krankheit, die Folge eines ent⸗ 
ſchädigungspflichtigen Unfalls iſt, ein Heilverfahren, das den Eintritt der Inva⸗ 
lidität verhindert oder ſie beſeitigt, ſo iſt der Träger der Unfallverſicherung der 
Verſicherungsanſtalt erſatzpflichtig für die Koſten des Heilverfahrens, wenn auch 
er dadurch entlaſtet worden iſt. Das Heilverfahren iſt für die Entſchädigungs⸗ 
anſprüche der Berechtigten einem von dem Träger der Unfallverſicherung gewährten 
entſprechenden Heilverfahren gleichzuachten (8 1524). 


b) Beziehungen zu anderen Verpflichteten. 


Unberührt von der Reichsverſicherungsordnung und dem Angeſtelltenverſi che⸗ 
rungsgeſetz bleiben die geſetzlichen Pflichten der Gemeinden und Träger der 
Armenfürſorge zur Unterſtützung Hilfsbedürftiger und andere auf Geſetz, Satzung, 
Vertrag oder letztwilliger Verfügung beruhende Pflichten zur Fürſorge für die 
nach der Sozialgeſetzgebung Verſicherten und ihre Hinterbliebenen (SS 1527 RWO ., 
48 AWG.) . 

Unterſtützt eine Gemeinde oder ein Träger der Armenfürſorge nach geſetzlicher 
Pflicht einen Hilfsbedürftigen für eine Zeit, für die er einen Anſpruch. aus der 
Sozialverſicherung hatte oder noch hat, ſo kann die Gemeinde oder der Träger 
der Armenfürſorge, jedoch nur bis zur Höhe dieſes Anſpruches, Erſatz beanſpruchen 
(S 1531). Aus den Leiſtungen der Kranken⸗ oder der Unfallverfiderung kann 
jedoch nur dann Erſatz beanſprucht werden, wenn die Unterſtützung wegen des 
Verſicherungsfalls (Krankheit oder Unfall) gewährt worden iſt (ſog. Einheit des 
Leiſtungsgrundes, 88 1532, 1534). Für die Invalidenverſicherung beſteht dieſes 
Erfordernis nicht. 

Die erſatzberechtigten Gemeinden und Träger der Armenfürſorge können die 
Feſtſtellung der Leiſtungen aus der Reichsverſicherung betreiben, auch Rechts⸗ 
mittel einlegen (§ 1538). 

Soweit die nach der RVO. oder dem AWG. Verſicherten oder ihre Hinter⸗ 
bliebenen nach anderen geſetzlichen Vorſchriften (insbeſondere nach bürgerlichem 
Recht) Erſatz eines Schadens beanſpruchen können, der ihnen durch Krankheit. 
Unfall, Invalidität oder den Tod des Ernährers erwachſen iſt, geht der Anſpruch 
auf die Träger der Verſicherung inſoweit über, als ſie den Entſchädigungs⸗ 
berechtigten Leiſtungen zu gewähren haben. Hat ein ordentliches Gericht über 
ſolche Anſprüche zu erkennen, ſo iſt es an die Entſcheidung gebunden, die in 
einem Verfahren nach den Verſicherungsgeſetzen darüber ergeht, ob und in welchem 
Umfang der Verſicherungsträger verpflichtet iſt (SS 1542, 1543). 
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c) Wanderverſicherung. 


Wanderverſicherte nennt das Geſetz ſolche Verſicherte der Invaliden⸗, Angeſtellten⸗ 
oder knappſchaftlichen Penſionsverſicherung, für die Beiträge aus mehr als einem 
dieſer Verſicherungszweige entrichtet find. Am häufigſten kommt es dazu dadurch, 
daß die Beſchäftigung wechſelt, ſo daß der Verſicherte je nach ihrer Art bald der 
Invaliden⸗, bald der Angeſtelltenverſicherung unterworfen iſt. Die Regelung ſolcher 
Verficherungsverhältniſſe hat dem Geſetzgeber viel zu ſchaffen gemacht, ſie hat 
wiederholt gewechſelt. Die derzeit geltende iſt enthalten in den SS 1544 —1544n 
RVO. Sie iſt die folgende: 

Für die Erfüllung der Wartezeit ſowie für die Erhaltung und das Wieder⸗ 
aufleben der Anwartſchaft werden die in den verſchiedenen Verſicherungs⸗ 
zweigen entrichteten Beiträge zuſammengerechnet. Beiträge des anderen Ver⸗ 
ſicherungszweiges werden aber nur inſoweit berückſichtigt, als ſie nicht auf die 
gleiche Verſicherungszeit entfallen. Nur für die Erhaltung der Anwartſchaft durch 
die ſogenannte Dreiviertelsdeckung werden auch die für gleiche Zeiten entrichteten 
Beiträge berückſichtigt (SS 1544a, c, d). Pflichtbeiträge des einen Verſicherungs⸗ 
zweiges ſtehen Pflichtbeiträgen des anderen gleich; dasſelbe gilt für freiwillige 
Beiträge. Je 13 Beitragswochen der Invalidenverſicherung gelten als drei Bei⸗ 
tragsmonate der Angeſtelltenverſicherung; iſt die Zahl der Beitragswochen der 
Invalidenverſicherung nicht durch 13 teilbar, jo gelten je vier Beitragswochen als 
ein Beitragsmonat ($ 15440 Abſ. 2). Soweit in der Invalidenverſicherung zum 
Wiederaufleben der Anwartſchaft eine Mindeſtzahl von neuen Beitragswochen 
zurückgelegt werden muß ($ 1267), werden darauf Beiträge zur Angeſtellten⸗ 
verſicherung (knappſchaftliche Penſionsverſicherung der Angeſtellten) für Zeiten 
vor dem 1. 1. 1923 nur angerechnet, wenn zwiſchen dem Erlöſchen der Anwart⸗ 
ſchaft und dem Beginn der Beitragsentrichtung zur Angeſtelltenverſicherung ein 
Zeitraum von nicht mehr als zwei Jahren liegt (8 1544d Abſ. 2). 

Tritt ein Verſicherungsfall ein, ſo wird eine Leiſtung nur aus den Verſicherungs⸗ 
zweigen gewährt, deren Leiſtungsvorausſetzungen erfüllt ſind. Wenn in einem 
Verſicherungszweige nicht für mehr als 26 Wochen oder ſechs Monate Beiträge 
entrichtet find, jo wird aus ihm keine Leiſtung gewährt (8 15446). Der Grund⸗ 
betrag wird aus einem Verſicherungszweige voll gewährt, wenn die Wartezeit 
durch die in ihm zurückgelegten Beitragswochen (Beitragsmonate) erfüllt iſt, ſonſt 
nur zu dem Teil, der dem mit Beitragswochen (Beitragsmonaten) belegten Teil 
der Wartezeit entſpricht. Die aus mehreren Verſicherungszweigen zu gewährenden 
Grundbeträge oder Grundbetragsteile dürfen zuſammen den Grundbetrag der 
Angeſtelltenverſicherung (d. h. jährlich 360 RM.) nicht überſteigen, widrigenfalls 
eine Kürzung eintritt. Sind für dieſelbe Zeit Beiträge zu mehreren Verſicherungs⸗ 
zweigen entrichtet, jo werden fie für den Grundbetrag nur einmal berückſichtigt 
(S Shah Der Steigerungsbetrag wird grundſätzlich unverkürzt gewährt 
(S 15448). | | 


VII. Das Verfahren 


Das Verfahren gliedert ſich in das vor den Verſicherungsträgern und 
das vor den Verſicherungs behörden. 

Seine Regelung in der RWO. kann nicht beſonders glücklich genannt werden: 
Die Beſtimmungen ſind zu ſehr zerſplittert, das Geſetz enthält zu viele Ver⸗ 
weiſungen, und wichtige Grundſätze ſind im Geſetz gar nicht ausdrücklich aus⸗ 
geſprochen. 

Das 6. Buch der RVO. trägt zwar die Überſchrift „Verfahren“, gleichwohl iſt 
aber dieſes im 6. Buche nicht vollſtändig geregelt. Auch das 1. Buch enthält Vor⸗ 
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ſchriften, die eigentlich verfahrens rechtlicher Art find, wie die Beſtimmungen über 
Friſten (88 124—134), über Zuſtellungen (88 135, 136) und Gebührenfreiheit 
(SS 137, 138). Ferner find auf Grund von $ 35 Abſ. 2 drei Kaiſerliche Ver⸗ 
ordnungen vom 24. 12. 1911 ergangen, je eine für die Verſicherungsämter, die 
OVAmter und das RVAmt. Ebenſo find zum VerſGeſ. für Angeſtellte drei Ber: 
ordnungen ergangen, die aber zum Teil wieder auf die zur RVO. verweiſen. Dafür, 
wie die zahlreichen Verweiſungen das Verſtändnis des Geſetzes erſchweren, ſei nur 
ein Beiſpiel gegeben: Wenn während eines Verfahrens vor dem RVAmt der 
Berechtigte ftirbt, wo findet ſich dafür eine Vorſchrift im Geſetz? § 1701 verweiſt 
zunächſt auf die Beſtimmungen über das Verfahren vor dem Verſicherungsamt 
(SS 1636 bis 1674), dort findet ſich jedoch nichts! Aber $ 35 Abſ. 2 der Ber: 
ordnung über Geſchäftsgang und Verfahren der Verſicherungsämter vom 24. 12. 
1911 verweiſt wieder auf die Beſtimmungen der Zivilprozeßordnung (Unter: 
brechung des Verfahrens)! Zu den Grundſätzen, die im Geſetz nicht ausdrücklich 
ausgeſprochen ſind, gehört vor allem das ſogenannte Offizialprinzip, d. h. das 
Verfahren wird nicht von den Parteien, ſondern von Amts wegen betrieben. 
Ferner gehört hierher der Grundſatz der ſogenannten relativen Rechtskraft, d. h. 
ein Verſicherungsträger oder eine Verſicherungsbehörde kann ſeinen Beſcheid oder 
ihr Urteil, ſobald der Beſcheid zugeſtellt oder das Urteil verkündet iſt, nicht mehr 
zuungunſten des Berechtigten abändern. Endlich gehört hierher auch das ſo⸗ 
genannte Verbot der reformatio in peius, d. h. der Grundſatz, daß, wenn jemand 
gegen eine Entſcheidung ein Rechtsmittel eingelegt hat, die Entſcheidung auf 
dieſes hin nicht zu ſeinem Nachteil geändert werden kann. 


Außerlich gliedern ſich die Vorſchriften über das Verfahren im 6. Buch in vier 
Hauptſtücke: 

A. Feſtſtellung der Leiſtungen (88 1545 bis 1770b), 

B. Andere Spruchſachen (88 1771 bis 1779), 

C. Beſchlußverfahren (88 1780 bis 1801), und 

D. Koſten und Gebühren ($$ 1802 bis 1805). 


Das erſte Hauptſtück enthält Beſtimmungen über das Verfahren vor den Ver⸗ 
ſicherungsträgern und den Verſicherungsbehörden, die anderen drei Hauptſtücke 
enthalten nur Beſtimmungen über das Verfahren vor den Verſicherungsbehörden. 


Die Leiſtungen werden auf dem Gebiete der Unfallverſicherung von Amts wegen 
feſtgeſtellt, im übrigen nur auf Antrag (8 1545). 

Die Träger der Krankenverſicherung erlaſſen keine Entſcheidungen, die der 
Rechtskraft fähig wären. Der Anſpruch iſt zwar nach § 1551 bei der Krankenkaſſe 
anzumelden, deren Äußerung hierauf hat aber nur die Bedeutung einer Partei⸗ 
erklärung. Iſt der Verſicherte damit nicht zufrieden, ſo muß er Klage beim 
Verſicherungsamt ſtellen (SS 1636 ff.). Gegen deſſen Entſcheidung findet Berufung 
an das OVAmt ſtatt, das hier endgültig entſcheidet ($ 1675). 

Dagegen entſcheiden die Träger der Unfall- und der Rentenverſicherung ſelbſt 
in erſter Inſtanz über die erhobenen Anſprüche (88 1583, 1630 RVO., 248 AG.). 
Gegen dieſe Beſcheide findet Berufung ſtatt (SS 1675 RVO., 252 AG.). 
Werden ſie nicht rechtzeitig (binnen einem Monat nach der Zuſtellung) an⸗ 
gefochten, ſo werden ſie rechtskräftig, d. h. unabänderlich. Über die Berufung 
entſcheidet das OVAmt. 

Gegen deſſen Entſcheidung iſt in Sachen der Anfallverſicherung der Rekurs 
(S 1699) zuläſſig, jedoch nur mit beträchtlichen Einſchränkungen ($ 1700). In 
Sachen der Rentenverſicherung findet nur die Reviſion ſtatt ($$ 1696, 1697 RVO., 
270, 271 AG.). Beim Rekurs wird die Sache in tatſächlicher und rechtlicher 
Hinſicht geprüft; dagegen kann die Reviſion nur darauf geſtützt werden, daß 
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1. das angefochtene Urteil auf der Nichtanwendung oder der unrichtigen Ans 
wendung des beſtehenden Rechts oder auf einem Verſtoße wider den klaren Inhalt 
der Akten beruhe, | 

2. das Verfahren an weſentlichen Mängeln leide. 

über Rekurs und Reviſion entſcheidet das RVAmt (S 1708). Seine Entſcheidungen 
find endgültig (8 84). 

Die Rechtsmittel haben in der Regel keine aufſchiebende Wirkung (8 130). 
Die Entſcheidungen im Spruchverfahren find in der Regel öffentlich und mündlich. 

Unter „anderen Spruchſachen“ im Sinne des Abſchnitts B find hauptſächlich 
Erſatzſtreitigkeiten (zwiſchen zwei Verſicherungsträgern oder zwiſchen einem Ver⸗ 
ſicherungsträger und einem Träger der öffentlichen Fürſorge) zu verſtehen. 

Im Beſchlußverfahren (Abſchnitt C) werden Streitigkeiten über Verſicherungs⸗ 
pflicht und Berechtigung, Beitragsſtreitigkeiten, Strafbeſchwerden u. dgl. ent⸗ 
ſchieden. Die Rechtsmittel des Beſchlußverfahrens ſind Beſchwerde und weitere 
Beſchwerde (58 1791, 1797 RVO., 290 AWG.) 

Die Verhandlungen im Beſchlußverfahren find nicht öffentlich (§ 1790 RVO., 
288 Abſ. 1 AVG.) 

Endlich iſt noch eine beſondere Art des Verfahrens zu erwähnen, die das Geſetz 
für den Fall vorgeſchrieben hat, daß zwiſchen Trägern der Unfallverſicherung 
Streit über die Entſchädigungspflicht beſteht. Sind nämlich die beteiligten Ver⸗ 
ſicherungsträger darüber einig, daß ein entſchädigungspflichtiger Betriebsunfall 
vorliege, und beſteht nur Streit darüber, wer von ihnen zu leiſten habe, ſo darf 
der Verletzte nicht abgewieſen werden. Der Verſicherungsträger, der zuerſt an⸗ 
gegangen wurde, hat vielmehr dem Verletzten eine vorläufige Fürſorge zuzu⸗ 
wenden und ſodann die Sache dem RVAmt vorzulegen. Dieſes (oder unter 
Umſtänden eine berufsgenoſſenſchaftliche Schiedsſtelle) entſcheidet ſodann darüber, 
welcher Verſicherungsträger entſchädigungspflichtig iſt (SS 1735 bis 1738). Dieſe 
Entſcheidung bindet die Verſicherungsträger. 

Meinel 


Schrifttum: 


Amtliche Nachrichten für Reichsverſicherung (Teil IV des Reichsarbeitsblattes), Verlag 
Reimar Hobbing, Berlin. 
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Die Reichsverſorgungsgeſetzgebung 


I. Allgemeines 


Die Nationalſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterpartei hat von Anfang an, getreu 
den ideellen Gedankengängen ihres Parteiprogramms, vor aller Offentlichkeit 
erklärt, es als eine ihrer vornehmſten Aufgaben anzuſehen, den deutſchen Opfern 
des Völkerringens 1914/1918 eine würdige Verſorgung zu geben. 

Über das Verſorgungsrecht vor dem Weltkrieg bis zum Zuſammenbruch im 
November 1918 zunächſt in Kürze folgendes: 

Die erſte Anſpruchsverſorgung im deutſchen Militärverſorgungsrecht brachte das 
Preußiſche Militär⸗Reglement vom 1. Februar 1787 für die ausländiſche (1) Wer⸗ 
bung. Eine Neuregelung der Verſorgung erfolgte 1811 mit der Errichtung des 
Volksheeres unter Scharnhorſt⸗Gneiſenau. Jedenfalls hat es aber, als 1806 das 
Heilige Römiſche Reich Deutſcher Nation unterging, eine einheitliche Verſorgung 
nicht gegeben. 

Die Befreiungskriege ſelbſt hatten keinen beſonderen Einfluß auf die Ver⸗ 
ſorgung. Erſt die Kriege von 1864 und 1866 bringen neue Regelungen: als 
weſentlichſte die Anerkennung der Verſorgungsberechtigung bei Erkrankung 
im Heer (bisher nur bei Verwundungen). Nach der Gründung des Deutſchen 
Reiches wurde die Verſorgung aller beſchädigten Soldaten erſtmals von 
Reichs wegen geregelt: Geſetz vom 27. Juni 1871 „betreffend die Penſionierung 
und Verſorgung der Militärperſonen des Reichsheeres und der Kaiſerlichen 
Marine ſowie die Bewilligungen für die Hinterbliebenen ſolcher Perſonen“, kurz 
genannt Militärpenſionsgeſetz 71. 

1896 entſtand das Geſetz „Bezüglich der Kaiſerlichen Schutztruppen in den 
afrikaniſchen Schutzgebieten uſw.“, 1901 das Geſetz aus Anlaß des China⸗ 
Feldzuges. 

Durch die im Laufe der Jahre in Berückſichtigung der Veränderungen in den 
wirtſchaftlichen und ſtaatlichen Verhältniſſen notwendig gewordenen zahlreichen 
Anderungen und Erweiterungen iſt die ganze Verſorgungsgeſetzgebung ſchließlich 
ſo unüberſichtlich geworden, daß eine Reviſion des geſamten Militärpenſionsweſens 
erforderlich wurde. 

Die 1901 angekündigte Reviſion des geſamten Militärpenſtonsweſens fand im 
Jahre 1906 in zwei Geſetzen vom 31. Mai ihren Niederſchlag: 

1. Geſetz betreffend die Penſion der Offiziere einſchließlich Sanitätsoffiziere des 
Reichsheeres, der Kaiſerlichen Marine und der Kaiſerlichen Schutztruppen, kurz 
genannt Offizierspenſionsgeſetz (OP. 1906). 

2. Geſetz über die Verſorgung der Perſonen der Unterklaſſen des Reichsheeres, 
der Kaiſerlichen Marine und der Kaiſerlichen Schutztruppen, kurz genannt Mann⸗ 
ſchaftsverſorgungsgeſetz (MVG. 1906). 

3. Der bisher in gleicher Weiſe durch die zahlreichen Geſetzesänderungen und 
ergänzungen verzettelte Rechtsſtoff über die Hinterblie benenverſor⸗ 
gung wurde, ein Jahr ſpäter, gleichfalls in einem neuen Geſetz zuſammengefaßt, 
in dem Militärhinterbliebenengeſetz (MHG.) vom 17. Mai 1907. 
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Dieſes große Geſetzgebungswerk der Jahre 1906 und 1907 war ohne Zweifel 
bedeutungsvoll, ganz beſonders auch durch die Schaffung klarer Rechtsbegriffe, 
und für die damaligen Verhältniſſe ausreichend. Es bezog ſich in erſter Linie 
auf den aktiven Soldatenſtand, das ſtehende Heer. 


Sehr bald nach Ausbruch des Weltkrieges wurde offenſichtlich, daß die beſtehende 
Verſorgungsgeſetzgebung in keiner Weiſe den gewaltigen Anforderungen gerecht 
wurde, die die Verſorgung der Millionen von Kriegsbeſchädigten und Kriegs⸗ 
hinterbliebenen — Witwen, Waiſen, Eltern — ſtellte, weder nach der rechtlichen 
noch nach der wirtſchaftlichen, ganz beſonders aber nach der ſozialen und nationalen 
Seite hin. 

Es wurde deshalb ſchon im Jahre 1915 der Ruf nach einer Geſetzes reform laut. 
Es erfolgten jedoch nur kleinere geſetzgeberiſche Maßnahmen, wie die Kapital⸗ 
abfindungsgeſetze für Offiziere und Mannſchaften vom Jahre 1916 bzw. 1918, 
das Geſetz über die Fürſorge für Kriegsgefangene vom 15. Auguſt 1917. Im 
übrigen leiſtete der im Jahre 1915 gegründete Reichsausſchuß der Kriegs⸗ 
beſchädigten⸗ und Kriegshinterbliebenenfürſorge ſehr dankenswerte Hilfe. 


Das Ende des Völkerringens war gekommen, Deutſchland zuſammengebrochen. 
Neben dieſen Zuſammenbruch und all ſeinen Folgen trat das Problem der 
Soldatenverſorgung, das in ſolch unerhörtem Ausmaß niemals bekannt war. 
Voller Sorgen ſahen die Millionen alter deutſcher Frontſoldaten und Kriegs⸗ 
opfer in die Zukunft. Sie riefen laut nach der Einlöſung des ſeinerzeit gegebenen 
feierlichen Verſprechens: „Der Dank des Vaterlandes iſt euch gewiß.“ 

Ganz im Syſtem eines Sozialverſicherungsweſens trat der Staat von 1918 an 
die Löſung des Verſorgungsproblems heran; er ließ dabei vollkommen außer acht, 
daß der Anſpruch der Kriegsopfer vom Felde der Ehre herrührte und niemals 
in das Schema der Sozialverſicherung zu zwingen war. 


Trotz der großen ſeeliſchen und materiellen Not der Kriegsopfer währte es 
1 Jahre, bis die Verfaſſunggebende Deutſche Nationalverſammlung in Weimar 
am 28. April 1920 das Geſetz „über die Verſorgung der Militärperſonen und ihrer 
Hinterbliebenen“, kurz genannt Reichsverſorgungsgeſetz (RVG.), annahm. Es iſt 
charakteriſtiſch für die Weimarer „National“ verſammlung, daß das Reichsverſor⸗ 
gungsgeſetz das letzte größere Geſetz war, das ſie verabſchiedete. Muſter für 
dieſes deutſche Soldatenverſorgungsgeſetz war das Geſetz eines anderen zuſammen⸗ 
gebrochenen Staates, nämlich das öſterreichiſche Invaliden⸗Entſchädigungs⸗Geſetz 
(JEG.) vom 25. April 1919, 

Das Reichsverſorgungsgeſetz wurde infolgedeſſen ein Geſetz, das in Anbetracht 
ſeiner materiellen Gedankengänge den ideellen Forderungen nach einer geiſtigen 
Erneuerung und damit einer grundlegenden Reform des Rechts der alten 
deutſchen Soldaten und Kriegsopfer nicht gerecht wurde und deren würdige Ver⸗ 
ſorgung nicht gewährleiſtete. Es war nur eine Verſorgungsart wie 
jede andere auch, aber keine Kriegsbeſchädigtenverſor⸗ 
gung. Von einer Anerkennung der körperlichen und ſeeliſchen Leiden und 
Leiſtungen des deutſchen Soldaten und der Seinen iſt keine Spur darin, auch 
nicht davon, daß all das Große und Schwere für das deutſche Volk und die 
deutſche Nation geſchah. 

Dem Nationalſozialismus blieb es deshalb vorbehalten, auch das ganze Kriegs⸗ 
opferproblem im Laufe der Jahre, insbeſondere aber ſeit der Machtübernahme, 
neu aufzurollen und das ganze Volk für dieſe Frage zu intereſſieren. 

Über die bisherige Verſorgungsgeſetzgebung, das RVG. 1920, iſt hier in Kürze 
zu ſagen: 

Die Anderungen, die gegenüber den Vorkriegsgeſetzen kamen, halten ſich voll⸗ 
kommen an die inzwiſchen bekanntgewordenen Maßnahmen der Sozialverſicherung 
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(Reichsverſicherungsordnung): Erſtmals iſt in der Verſorgungsgeſetzgebung der 
Anſpruch auf Heilbehandlung und unentgeltliche Berufsausbildung feſtgelegt. 
Das RV. brachte ferner: eine gleichmäßige Regelung für Mannſchaften und 
Offiziere des Beurlaubten⸗Standes ohne Unterſcheidung von Dienſt⸗ 
grad und Rang. Es beſeitigte den Unterſchied zwiſchen Dienſt⸗ 
beſchädigung und Kriegsdienſtbeſchädigung (d. h. zwiſchen 
Front einerſeits, Etappen⸗ und Heimatsdienſt anderſeits) und nahm immer mehr 
Fürſorgecharakter an. 

Zur Ergänzung der Rentenverſorgung iſt die ſoziale Kriegsbeſchädigten⸗ und 
Kriegshinterbliebenenfürſorge — erſte Regelung nach dem Krieg, am 8. Fe⸗ 
bruar 1919 — geſchaffen worden, ferner das „Geſetz über die Beſchäftigung 
Schwerbeſchädigter vom 6. April 1920, kurz genannt Schwerbeſchädigtengeſetz“, 
das grundſätzlich alle öffentlichen und privaten Arbeitgeber gleichmäßig ver⸗ 
pflichtet, in einem beſtimmten prozentualen Verhältnis zur Geſamtbelegſchaft ihre 
Arbeitsſtellen mit Schwerbeſchädigten zu beſetzen. 

Alle dieſe Feſtſtellungen ändern aber nichts an der Tatſache, daß das RVG. 
eben doch zu ſehr auf materiellen Gedankengängen aufgebaut war in der 
bewußten Abſicht, die Leiſtungen, das ſind die Heldentaten der deutſchen 
Kämpfer des Weltkrieges für Volk und Vaterland, bei dieſen ſelbſt wie bei der 
ganzen Nation immer mehr in Vergeſſenheit geraten zu laſſen. Die Kriegsopfer 
ſchloſſen ſich — in Erkenntnis ihrer troſtloſen Lage — in einer Vielzahl von 
Organiſationen zuſammen, deren Streben unabläſſig nur noch nach Verbeſſe⸗ 
rungen der geldlichen Verſorgung ging. Denn an Dank, an ein auch nach 
außen hin ſichtbares, den ungeheuren Opfern entſprechendes würdiges Recht 
und an Ehre glaubten ſie längſt nicht mehr. 

Wie ſehr dieſer ihr Glaube berechtigt war, zeigten die mehrfachen Abänderungs⸗ 
geſetze zum RVG. in den Jahren 1923 mit 1927 zur Genüge. Mit ſeinen geſetz⸗ 
geberiſchen Maßnahmen dieſer Jahre hätte der Marxismus, zuſammen mit 
dem Pazifismus, Zeit und Gelegenheit gehabt, die Mängel des RVG. 
auszumerzen und durch eine würdige Verſorgung die deutſchen Kriegsopfer en d⸗ 
lich ſeeliſch und körperlich wieder aufzurichten. 

Nichts geſchah in dieſer Richtung. 

Im Gegenteil: Abfindung, Kannbezüge, Rentenkürzung und dergleichen mehr, 
ſorgten für eine weitere Entwürdigung und Verelendung des deutſchen Front⸗ 
ſoldaten bzw. ſeiner Hinterbliebenen, bis ſchließlich der Dank und die Leiſtung 
des Staates feinen Kriegsopfern gegenüber ſeine Krönung erfuhr unter der Über: 
ſchrift: Not verordnung. 

Bei allem Verſtändnis für Notmaßnahmen auf verſchiedenen Gebieten des ſtaat⸗ 
lichen Lebens, die ihre Urſache auch in einer ſchlechten Verwaltung der Staats⸗ 
einnahmen und insbeſondere der Staatsausgaben hatten, blieb doch eines unver: 
ſtändlich: daß nicht bei der Kriegsopferverſorgung mit ſolchen Maßnahmen halt⸗ 
gemacht wurde. 

Für die deutſchen Kriegsopfer hätte niemals auchnur eine 
Not verordnung, und wäre ſie in ihrer Auswirkung noch jo 
gering geweſen, in Krafttreten dürfen. 

Eines ſteht feſt: jede der Notverordnungen vom 26. Juli 1930 bis 14. Juni 1932 
zeigte, daß die Kriegsopfer immer mehr im Syſtem der allgemeinen Maßnahmen 
zur Behebung finanzieller, wirtſchaftlicher und ſozialer Notſtände verſchwanden und 
der Untergang der Sonderſtellung und des Sonderrechts, auf das die Kriegsopfer 
Anſpruch haben, immer deutlicher wurde. Das deutſche Verſorgungs⸗ 
recht war nicht nur nicht zum Stillſtand gekommen, es befand 
ſich vielmehr im fortgeſetzten Rückſchritt. Wer dieſe Tatſache im 
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Jahre 1930, dem Geburtsjahr der erſten Notverordnung, noch nicht erkannte oder, 
beſſer geſagt, hatte erkennen wollen, die letzte der Notverordnungen mit dem 
Datum vom 14. Juni 1932 und dem inhaltsſchweren Titel: „Verordnung des 
Reichspräſidenten über Maßnahmen zur Erhaltung der Arbeitsloſenhilfe und 
der Sozialverſicherung ſowie zur Erleichterung der Wohlfahrtslaſten der 
Gemeinden“ beleuchtete blitzartig das Abſinken des hehren Begriffes „Kriegs⸗ 
opferrecht“ in eine ganz allgemeine Angelegenheit. Die Teilnahmsloſigkeit 
am Los des deutſchen Frontſoldaten und ſeiner Angehörigen war erſchreckend groß. 

Was hatte die Reichsverſorgung mit der Sozialverſicherung, mit der Arbeits. 
loſenhilfe zu tun? Hier beſtand und beſteht doch ein ganz gewaltiger Unterſchied: 
das eine ſind Verſicherungsleiſtungen (Anſpruch aus Beitragsleiſtungen), das 
andere, die Kriegsopferverſorgung. Ehrenſchulden der Nation. 

Zunächſt jedoch noch die anderen Verſorgungskreiſe: Die Regelung der Ver⸗ 
ſorgung der früheren Angehörigen der Wehrmacht und ihrer Hinterbliebenen, 
deren Dienſtleiſtung vor dem 1. Auguſt 1914 beendet worden iſt, erfolgte durch 
das mit Wirkung vom 1. Januar 1921 in Kraft getretene Geſetz vom 18. Juli 1921, 
kurz genannt Altrentnergeſetz (ARG.). Einſchränkungen in der Verſorgung dieſer 
Perſonen — „Altrentner“ — gegenüber den Weltkriegsteilnehmern brachte das 
AR. nur hinſichtlich der Heilbehandlung; die im RV. enthaltenen Vorſchriften 
betr. den Anſpruch auf berufliche Ausbildung, das Übergangsgeld, den Beamten⸗ 
ſchein, wurden in das ARG. nicht übernommen. 

Noch eines weiteren Perſonenkreiſes von Kriegsopfern wurde durch eine 
beſondere geſetzliche Regelung gedacht: der Reichsangehörigen, die durch den Welt⸗ 
krieg innerhalb oder außerhalb des Reichsgebietes Schädigungen an Leib und 
Seele erlitten hatten und nicht an ſich ſchon zu den nach dem RVG. verſorgungs⸗ 
berechtigten Perſonen, das ſind die Angehörigen der Wehrmacht und ihrer Hinter⸗ 
bliebenen ſowie die in $ 96 des RVG. genannten Perſonen, gehören. $ 21 des 
Geſetzes vom 3. Juli 1916 betr. Erſatz von Kriegsſchäden im Reichsgebiet hatte 
bereits beſtimmt, daß der Erſatz für die durch den Krieg verurſachten Schädigungen 
an Leib und Leben, unbeſchadet bereits beſtehender geſetzlicher Vorſchriften, durch 
ein beſonderes Reichsgeſetz geregelt wird. Hierbei war damals ſchon in erſter 
Linie an die Perſonenſchäden gedacht, die infolge der Einfälle der Ruſſen 1914 
in Oſtpreußen und infolge feindlicher Fliegerangriffe auf das Reichsgebiet der 
Zivilbevölkerung entſtanden waren. Das Geſetz über den Erſatz der durch den Krieg 
verurſachten Perſonenſchäden vom 15. Juli 1922, kurz genannt Kriegsperſonen⸗ 
ſchädengeſetz (KP SG.), regelte die Anſprüche dieſes Perſonenkreiſes nach den 
Grundſätzen des RVG. Die Höhe der Verſorgungsgebührniſſe, geſtaffelt nach 
Altersſtufen, der Anſpruch auf Heilbehandlung, auf berufliche Ausbildung, die 
Hinterbliebenenverſorgung und die Anwendung des Schwerbeſchädigtengeſetzes 
find in beſonderen Paragraphen des KPS. feſtgelegt. | 

Daß die Ara der Notverordnungen naturgemäß auch an ARG. und KPS. 
nicht ſpurlos vorüberging, ſei der Vollſtändigkeit halber feſtgeſtellt. 

Nun ein kurzes Wort zum Verfahren in Verſorgungsſachen. 
Schon wenige Wochen nach Beendigung des Weltkrieges wurde die Neugeſtaltung 
des Verfahrens in Verſorgungsſachen in Angriff genommen. Durch die Verord— 
nung der Reichsregierung vom 1. Februar 1919 wurde die gerichtliche Nachprüfung 
der Beſcheide der Verwaltungsbehörden in einem beſonderen Spruchverfahren vor 
den neu errichteten Militärverſorgungsgerichten als Berufungsinſtanz und dem 
Reichsverſorgungsgericht als Rekursinſtanz eingeführt. Alsdann wurden die 
im Verwaltungsverfahren entſcheidenden Stellen als Zivilbehörden dem Reichs⸗ 
arbeitsminiſterium unterſtellt. Mit der Neuregelung ihrer ſachlichen und örtlichen 
Zuſtändigkeit ging einher die Anderung des Verfahrens, die grundlegende und 
durchgreifende Maßnahmen, insbeſondere durch das Inkrafttreten des RVG. vom 
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12. Mai 1920, notwendig machte. Denn wie auf dem Gebiete des materiellen 
Militärverſorgungsrechts der Vorkriegs⸗ und Kriegszeit durch die Fülle der geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen und oberſten Verwaltungserlaſſe eine Unüberſichtlichleit 
ſondergleichen entſtanden war, ſo war es auch auf dem Gebiete des Verfahrens⸗ 
rechtes. Das Geſetz über das Verfahren in Verſorgungsſachen vom 10. Januar 1922, 
in Kraft getreten am 1. Februar 1922, kurz genannt Verfahrensgeſetz (Verf. G.). 
ſchaffte für die Praxis gute klare Verhältniſſe. 

In drei Hauptteilen behandelt das Verf. G. die Aufgaben und Zuſtändigkeit 
der Verſorgungsbehörden, ferner das Verſorgungsverfahren vor den Verwaltungs⸗ 
und vor den Spruchbehörden und ſchließlich die Schutz⸗ und Strafvorſchriften wie 
die Schluß⸗ und Übergangsvorſchriften. Aus dem 160 Paragraphen umfaſſenden 
Verf. G. ſeien hier nur die für die Kriegsopfer wie für die mit der Durchführung 
des geſamten Verſorgungsrechts betrauten Behörden gleichermaßen bedeutungs- 
vollſten Beſtimmungen hervorgehoben: die Beſtimmungen über die örtliche Zu: 
ſtändigkeit, die Verfahrensfriſten, die Rechtskraft und die Wiederaufnahme des 
Verfahrens ſowie der ganze zweite Hauptteil über das Verſorgungsverfahren 
vor den Verwaltungs⸗ und Spruchbehörden. Aus den Schluß⸗ und Übergangs⸗ 
vorſchriften iſt erwähnenswert, daß mit Inkrafttreten des Geſetzes die Maſſe 
der bisherigen Verfahrensvorſchriften außer Kraft geſetzt wurde. 

Keine Anwendung dagegen findet das Verf. G.: 1. im Verwaltungsverfahren 
in Penſionsfragen der aktiven Offiziere der alten Wehrmacht und der auf Grund 
des § 32 OGG. 1906 Penſion beanſpruchenden Perſonen und deren Hinterbliebenen 
nach den vor dem Inkrafttreten des RVG. ergangenen Militärverſorgungsgeſetzen. 
2. hinſichtlich des Offizierentſchädigungsgeſetzes und des Kapitulantenentſchädi⸗ 
gungsgeſetzes, beide vom 13. September 1919. 

Ebenſo wie das RVG., ARG. und KPS. erfuhr auch das Verf. G. im Laufe 
der Jahre verſchiedene Abänderungen und Ergänzungen, um ſchließlich in der 
Zeit der Notverordnungen gleichfalls Einſchränkungen, beſonders auf dem Gebiet 
des Spruchverfahrens, zu erfahren, die an den bisherigen Rechten der Kriegs⸗ 
opfer ebenfalls erheblich rüttelten. 

So haben es die vergangenen Regierungen fertiggebracht, nicht nur die 
materielle Verſorgung der Kriegsopfer immer unwürdiger zu geſtalten, ſondern 
auch die ihnen im urſprünglichen Verf. G. eingeräumten Rechte immer mehr zu 
ſchmälern. Der gänzliche Verfall der deutſchen Kriegsopferverſorgung ſtand vor 
der Tür. 

So war die Lage, als die Bewegung Adolf Hitlers zu einem machtvollen Faktor 
des deutſchen Staatslebens geworden war. Es war klar, daß Wandel auch auf 
dem Gebiete des Verſorgungsrechts geſchaffen werden mußte. Dieſer Forderung 
und Notwendigkeit konnte aber nur der Nationalſozialismus gerecht werden. 

Denn daß die Nation ihren Kriegsopfern dieſe Ehren⸗ 
ſchuldenſobald als möglich in würdiger Form, unter Beſei⸗ 
tigung der durch die Notver ordnungen allmählich geradezu 
entwürdigend gewordenen Verſorgungsart, begleichen 
würde, dafür bürgte Adolf Hitler. 

In jahrelanger Vorbereitungsarbeit mußte aber erſt der Boden zur Durchſetzung 
dieſer Forderung geebnet, das ganze weite Feld des Verſorgungsweſens und Ver⸗ 
ſorgungsrechts in echt nationalſozialiſtiſcher Art propagandiſtiſch beackert werden. 
Im Zuge dieſer Arbeit galt es vor allem, dem deutſchen 
Volk erſt einmal das fait Unfaßbare der Leiſtungen und 
Opfer der Helden des Weltkrieges klarzumachen, dann das 
Selbſtbewußtſein der Frontkämpfer wiederherzuftellen, 
und erſt, wenn das geſchafft war, ein vollkommenes und 
würdiges Verſorgungsrecht auszuarbeiten. 


770 


Daß dieſes planmäßige, von ausſchließlich ideellen Gedanken geleitete Vorgehen 
zum endgültigen Ziele führen wird, das zeigte bereits der erſte Erfolg, der gebucht 
werden konnte: die Zuſammenfaſſung aller in den bisherigen Kriegsopfer⸗ 
verbänden organiſierten Kameraden, Kameradenfrauen und Eltern in der 
„Nationalſozialiſtiſchen Kriegsopferverſorgung“ am 12. Juli 1933. Die Bedeu⸗ 
tung dieſer Tat wurde nach außen hin dadurch ſinnfällig gekennzeichnet, daß der 
neuen Organiſation die Fahne Adolf Hitlers und ein ee Kriegsopfer⸗ 
abzeichen gegeben wurden. 

An dieſem für alle Kriegsopfer bedeutungsvollen Tag übergab der Reichs⸗ 
arbeitsminiſter Franz Seldte im ehemaligen Preußiſchen Herrenhaus dem Führer 
der neugeſchaffenen, nunmehr einzigen deutſchen Kriegsopferorganiſation, dem 
Reichskriegsopferführer Hanns Oberlindober, M. d. R., den ſchriftlichen Auftrag für 
die Geſtaltung des neuen Rechts der deutſchen Kriegsopfer. 

In Würdigung der Arbeit, die bewältigt werden muß, müſſen wir uns aber 
auch über eins klar ſein: erſt mußten Volksanſehen und Staatsautorität wieder⸗ 
hergeſtellt, der Neuaufbau der Nation durchgeführt und eine weitgehendſte Klärung 
der innen⸗ und außenpolitiſchen und wirtſchaftlichen Verhältniſſe herbeigeführt 
fein. Denn bei der Machtübernahme vor rund 1¼⁰ Jahren ſtand der National⸗ 
ſozialismus vor einem zuſammenbrechenden, teilweiſe ſogar ſchon vor einem zu⸗ 
ſammengebrochenen Reichs⸗ und Wirtſchaftsgebäude. Dieſe Tatſache hinderte aber 
nicht, ſofort nach der Machtübernahme mit aller Kraft an die Schaffung des neuen 
deutſchen Verſorgungsrechts heranzugehen. 

Das Geſetzgebungswerk, das ſicher ein Werk echter nationalſozialiſtiſcher Staats⸗ 
auffaſſung und Rechtſchaffung werden wird, iſt in ſeiner Geſamtheit noch nicht da. 
Aber das am 3. Juli 1934 vom Reichskabinett verabſchiedete Geſetz zum RVG. 
und die Novelle zum Verf. G. atmet bereits den Geiſt des Nationalſozialismus, 
den Geiſt echter, reiner Frontkameradſchaft, und zeigt ſomit, daß 
das neue Recht vollwertig und vorbildlich ſein wird, in materieller Hinſicht — das 
muß klar und eindeutig geſagt werden und wird von jedem wahrhaft deutſch⸗ 
denkenden Kriegsopfer auch ſicherlich verſtanden und gewürdigt werden — natür⸗ 
lich zunächſt nur nach Maßgabe der verfügbaren Reichsmittel. 

Die Schaffung der Frontzulage für die wirklichen Kämpfer, die materielle 
Beſſerſtellung eines Großteils der Witwen, die Hereinnahme der 40 Prozent er⸗ 
werbsbeſchränkten Kriegsbeſchädigten in den Schutz des Schwerbeſchädigtengeſetzes, 
die Beſeitigung einer Anzahl von Mißſtänden auf dem Gebiet des Verfahrens 
ſowie verſchiedene ſonſtige kleinere Verbeſſerungen und Vereinfachungen ſind ein 
Beweis dafür, daß das nationalſozialiſtiſche Deutſchland 
ſein Verſprechen einlöſen und den Kriegsopfern, inſonder⸗ 
heit den Frontkämpfern wie deren Hinterbliebenen, das 
geben wird, was ihnen ſchon längſt gebührt hätte, aber be⸗ 
wußt vorenthalten wurde: eine würdige Verſorgung. 


II. Die Reichsverſorgungsgeſetze 
Reichsverſorgungsgeſetz 


Das Reichsverſorgungsgeſetz (RG.) regelt die auf einer Dienſt⸗ 
beſchädigung (DB.) beruhenden Verſorgungsanſprüche der Angehörigen der deut⸗ 
ſchen Wehrmacht und ihrer Hinterbliebenen und findet Anwendung auf alle Per⸗ 
ſonen, deren Verſorgungsanſprüche ſich auf eine nach dem 31. 7. 1914 beendete 
Dienſtleiſtung gründen. Die Offiziere, Deckoffiziere und Beamten des Beurlaubten⸗ 
ſtandes erhalten nur noch Verſorgung nach dem RVG. ($ 106). Die Offiziere des 
Friedensſtandes, die Deckoffiziere der Marine, die Beamten, deren Verſorgungs⸗ 
anſpruch ſich auf eine nach dem 31. 7. 1914 und vor dem 1. 1. 1921 beendete Dienſt⸗ 
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leiſtung gründet, haben gemäß Artikel 7 § 1 des Gejeßes vom 3. 7. 1934 (Reichsgeſ. 
Bl. Ib ©. 541) die Wahl zwiſchen der Verſorgung nach dem RVG. und nach den 
bisherigen Geſetzesvorſchriften (SS 109 und 111). Die Hinterbliebenen von Ber: 
ſtorbenen, deren Dienſtleiſtung nach dem 31. 7. 1914 und vor dem 1. 1. 1921 be⸗ 
endet worden iſt, haben Anſpruch auf Verſorgung nach den früheren Geſetzen, wenn 
dieſe für fie günſtiger iſt (§ 110). 

Die Deutſche Wehrmacht im Sinne des RVG. umfaßt das frühere 
Heer, die frühere Marine und Schutztruppe, die vorläufige Reichswehr und 
Reichsmarine, ſonſtige Übergangsverbände ſowie das Reichsheer, die Reichs marine 
und die Luftwaffe (vgl. hierzu die Zuſammenſtellung im Handbuch der Reichs⸗ 
verſorgung (HdR.) S 1, Ausführungsbeſtimmungen (AB.) zu 8 1 und die Aus: 
dehnung dieſes Perſonenkreiſes im $ 96 RVG., ferner WG. § 2. 

Ein Verſorgungsanſpruch iſt nur dann gegeben, wenn ein Rechts⸗ 
anſpruch beſteht. Das Geſetz gibt dies durch die Wahl des Ausdrucks zu er⸗ 
kennen: „hat Anſpruch, erhält, wird gewährt.“ Der Anſpruch auf Rente wird je⸗ 
doch nicht ſchon dadurch begründet, daß die Vorausſetzungen der 88 24 ff. RVG. 
gegeben ſind. Der Antrag auf Verſorgung iſt die materiellrechtliche Vorausſetzung 
des Anſpruchs auf Verſorgung. Dies gilt ſowohl für die erſtmalige Anmeldung 
eines Verſorgungsanſpruchs, als auch nach $ 57, $ 55 Abſ. 2 RVG. für den Fall, daß 
der Beſchädigte früher ſchon eine Rente nach dem RV. bezogen hat, damit ab: 
gefunden iſt und ſpäter einen höheren Anſpruch geltend macht. 

Soweit Rechts anſprüche beſtehen, iſt das Recht auf Verſorgung vererblich, ſo⸗ 
fern es ſich um einen Anſpruch handelt, der nach den allgemeinen Grundſätzen des 
bürgerlichen Rechts der Vererblichkeit unterliegt und das Recht auf Verſorgung 
durch rechtzeitige Antragſtellung noch zu Lebzeiten des Verſorgungsberechtigten 
überhaupt zur Entſtehung gelangt iſt. Der Kreis der Erben SS 1942 ff. Bürger: 
liches Geſetzbuch (BGB.) deckt ſich nicht mit den verſorgungsberechtigten Hinter: 
bliebenen des RVG. | 

Unter „verſorgungsberechtigt“ find in den das Verwaltungs: und Spruchver⸗ 
fahren umfaſſenden Vorſchriften auch ſolche Perſonen zu verſtehen, die zwar Ver⸗ 
ſorgung beanſpruchen, über deren Anſpruch aber noch nicht endgültig entſchieden iſt. 
während das Verfahrensgeſetz im Verwaltungsverfahren auch von Antragſtellern 
und im Spruchverfahren von Klägern ſpricht. 

Kannbezüge. Neben der Verſorgung auf Grund von Rechtsanſprüchen kennt 
das RV. eine Verſorgung, deren Gewährung in das pflichtgemäße Ermeſſen der 
Verſorgungsbehörde geſtellt iſt. Auf dieſe Verſorgungsart beſteht auch dann lein 
Rechtsanſpruch, wenn dieſe Verſorgung innerhalb der Friſt der SS 52—54 RVG. 
geſtellt iſt. Die Höhe dieſer Verſorgungs⸗Kannbezüge wird innerhalb der zu: 
gelaſſenen Höchſtſätze nach Lage des Einzelfalles in Form von Teilbeträgen der 
geſetzlichen Renten, Beihilfen und Zuwendungen feſtgeſetzt. 

Der Rechtsanſpruch iſt im Spruchverfahren vor den Verſorgungsgerichten rer: 
folgbar, ſoweit es ſich nicht um den Anſpruch auf Berufsausbildung (S 21 Abi. 3 
u. 5 RWE.) und Zuſatzrente (vgl. Geſetz über Anderungen auf dem Gebiete der 
Reichsverſorgung vom 3. 7. 34 Artikel 4 — HdR. S. 368, d) handelt. Bei 
Kannbezügen ſteht das Beſchwerdeverfahren offen: a) Beſchwerde als Rechts⸗ 
behelf im Sinne der SS 61, 64 Verfahrensgeſetzes und b) die ſogenannte Dienit: 
aufſichtsbeſchwerde, für welche die allgemeinen verwaltungsrechtlichen Grundſätze 
maßgebend ſind. 

Auf den anerkannten Verſorgungsanſpruch als ſolchen kann nicht verzichtet 
werden, wohl aber auf die Auszahlung der an in ſtets wider⸗ 
ruflicher Weiſe. 
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Dienſtbeſchädigung. Verſorgung wird nur gewährt wegen der geſund⸗ 
heitlichen und wirtſchaftlichen Folgen der DB. Unter Dienſtbeſchädigung find die 
ſchädigenden Folgen zu verſtehen, nicht aber eine als Folge dieſer Vorgänge auf⸗ 
tretende Geſundheitsſtörung oder Minderung der Erwerbsfähigkeit. Die Urſachen 
der DB. find in § 2, Abſ. 1 RVG. erſchöpfend aufgezählt. Der Verſorgungsanſpruch 
beſteht nur dann, wenn erwieſen oder mindeſtens wahrſcheinlich iſt, daß der 
ſchädigende Vorgang eingetreten iſt, in urſächlichem Zuſammenhang mit dem 
Militärdienſt oder einem während des Dienſtes erlittenen Unfall ſteht und eine 
Geſundheitsſtörung zur Folge hat. 

Frontzulage erhalten Beſchädigte, deren Erwerbsfähigkeit infolge einer 
Kriegsdienſtbeſchädigung um mindeſtens 70 vH. gemindert iſt. Bei einer Minde⸗ 
rung der Erwerbsfähigkeit von 30—60 vH. jedoch nur dann, wenn der Beſchädigte 
das 50. Lebensjahr vollendet hat. Die Frontzulage beträgt 60 RM. jährlich; 
früheſter Zahlungsbeginn der 1. 7. 1934 — ſofern bis 31. 3. 1935 gewährt 
oder beantragt —, nach dem 31. 3. 1935, bei Gewährung von Amts wegen, der 
Bewilligungsmonat, ſonſt der Antragsmonat. Die Frontzulage ruht, wenn die 
Verſorgung nach $ 61 Abſ. 1 RV. ruht, außerdem bei marxiſtiſcher Betätigung, 
beim Aufenthalt im Auslande ohne behördliche Genehmigung, ſchließlich ſolange 
das Roheinkommen aus Arbeit und die Verſorgungsgebührniſſe den Betrag von 
600 RM. monatlich überſteigen. Sie unterliegt weder dem Steuerabzug noch ſonſti⸗ 
gen öffentlichen Abgaben. Dagegen kann ſie nach Maßgabe der Vorſchriften der 
SS 68—71 RWG. übertragen, verpfändet und gepfändet werden. 

Kriegsdienſtbeſchädigung liegt vor, wenn die Dienſtbeſchädigung in 
unmittelbarem Zuſammenhang mit der Kriegsführung ſteht. Im Heimat⸗ und 
Etappengebiet muß die Kriegsdienſtbeſchädigung durch ein Übergreifen der kriege⸗ 
riſchen Ereigniſſe oder Zuſtände von der Front herbeigeführt oder die dienſtliche 
Tätigkeit durch Kampfhandlungen unmittelbar beeinflußt ſein. In den Schutz⸗ 
gebieten erlittene Dienſtbeſchädigungen, die auf die beſonderen, nur dem Dienſt in 
der Schutztruppe eigentümlichen Verhältniſſe zurückzuführen ſind, ſtehen im Sinne 
der Vorſchrift Artikel I S 1 des Geſetzes über Anderungen auf dem Gebiete der 
Reichsverſorgung vom 3. 7. 1934 (Reichsgeſ. Bl. I S. 541) einer Kriegsdienſt⸗ 
beſchädigung gleich. Das Vorliegen einer ſolchen iſt auch Vorausſetzung für Ver⸗ 
ſorgungsanſprüche der im § 96 Abſ. 1 Ziff. 5, 6 und 7 RVG. genannten Perſonen 
(freiwillige Dienſtleiſtung auf Erſuchen eines militäriſchen Befehlshabers oder 
Dienſtleiſtung auf Grund privatrechtlichen Dienſtvertrages mit der Wehrmacht und 
Schiffsjungen). | | 

Urſächlicher Zuſammenhang zwiſchen Heeresdienſt und einer Geſund⸗ 
heitsſtörung iſt als wahrſcheinlich anzunehmen, wenn die Einwirkungen des Mili⸗ 
tärdienſtes weſentlich bei dem Zuſtandekommen einer DB. mitgewirkt haben. 
wenn alſo vernünftigerweiſe anzunehmen iſt, daß die geſundheitsſchädigende Ein⸗ 
wirkung ohne jene weſentliche Mitwirkung nicht oder nicht in der gleichen Art, dem 
gleichen Maß oder der gleichen Zeit ſich eingeſtellt hätte. Nicht jeder Umſtand, 
der irgendwie zum Erfolg der Schädigung beigetragen hat, iſt als rechtlich be⸗ 
achtliche Miturſache anzuſehen. Entſcheidend im Rechtsfinne iſt, ob ein Umitand 
weſentlich zum Erfolg mitgewirkt hat. Der urſächliche Zuſammenhang darf auch 
nicht durch eigene Willensbeſtimmung des Beſchädigten unterbrochen werden. Es 
geht auch nicht an, den vollen urſächlichen Zuſammenhang einfach aus dem bloßen 
zeitlichen Zuſammenhang zu folgern, weil das Leiden während des Militärdienſtes 
entſtanden ſei und eine andere äußere Urſache nicht verantwortlich gemacht werden 
könne. Haben mehrere Umſtände zur Schädigung beigetragen und kommt einem 
dieſer Umſtände gegenüber den anderen eine überragende Bedeutung und Trag⸗ 
weite für den Eintritt des Erfolges zu, jo iſt dieſer Umſtand allein Urſache im 
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Rechtsſinne; die anderen können nur als unweſentliche Bedingungen, alſo nicht als 
Urſache angeſprochen werden. Es muß alſo unterſchieden werden zwiſchen Bedin- 
gungen des Erfolges, die im Rechtsſinne als Urſache und Miturſache zu gelten 
haben, und ſolchen, die es nicht find. Das Reichsverſorgungsgericht hat ſich bezüglich 
des Begriffes der Urſächlichkeit der Rechtſprechung des Reichsverſicherungsamts an⸗ 
geſchloſſen. Grundſätzliche Ausführungen hierzu macht die Entſcheidung III 199 
Nr. 65 im Anſchluß an die EdRGiZivS. Band 42 S. 291. Auch das bayer. Landes⸗ 
verſorg.⸗Gericht hält nach einer Entſcheidung vom 6. 5. 1926 den Grundſatz der 
adäquaten Verurſachung für entſprechend anwendbar auf dem Gebiete der Reichs⸗ 
verſorgung. Slg. Nr. 84. 

Wahrſcheinlichkeit des urſächlichen Zuſammenhangs. Für 
die Auslegung des Begriffs „wahrſcheinlich“ iſt der allgemeine Sprachgebrauch 
maßgebend; es genügt nicht, wenn ein urſächlicher Zuſammenhang nur möglich iſt. 
Für die Annahme der Wahrſcheinlichkeit genügt es, wenn für die rechtsbegründen⸗ 
den Tatſachen des Verſorgungsanſpruchs (Vorliegen von DB. und urſächlicher Zu⸗ 
ſammenhang zwiſchen der DB. und der Geſundheitsſtörung) ein ſolcher Grad von 
Wahrſcheinlichkeit beſteht, daß vernünftigerweiſe die Überzeugung von dem Bor: 
liegen der DB. und des urſächlichen Zuſammenhangs ſich darauf gründen kann. 


Eine eigentliche Beweislaſt oder Beweispflicht iſt dem Verfahren in Ver⸗ 
ſorgungsſachen fremd. Sie beſteht alſo regelmäßig weder für den Beklagten noch 
für den Kläger, vielmehr iſt ohne Rückſicht auf alles Vorbringen die materielle 
Wahrheit zu erforſchen. Auch § 2 Abi. 2 RVG. gibt keine Beweisregel; es wird 
nur ausgeſprochen, was ohnehin für eine ordnungsgemäß begründete Entſcheidung 
notwendig iſt. Im Verſorgungsverfahren iſt die DB. zu erweiſen. Iſt ſie zweifel⸗ 
haft, ſo wirkt dies gegen den Antragſteller (Kläger) und zugunſten des in Anſpruch 
genommenen Fiskus. 

Die Verſorgung nach dem Reichsverſorgungsgeſetz umfaßt: 

1. Heilbehandlung, Krankengeld und Hausgeld (88 4—20); 

2. ſoziale Fürſorge (88 21—23); | 

3. Rente (SS 24—30a), Pflegezulage ($ 31) und Zuſatzrente (wie oben); 

4. Beamtenſchein (8 33); 

5. Sterbegeld und Gebührniſſe für das Sterbevierteljahr (88 34 u. 35); 

6. Hinterbliebenenrente (SS 36—50) und Zuſatzrente (wie oben). 

Heilbehandlung als Rechtsanſpruch wird gewährt, um die Geſundheits⸗ 
ſtörung oder die dadurch bewirkte Beeinträchtigung der Erwerbsfähigkeit zu be⸗ 
ſeitigen oder weſentlich zu beſſern, eine Verſchlimmerung zu verhüten oder körper⸗ 
liche Beſchwerden zu beheben (8 4 RVG.). Einen Rechtsanſpruch (S 4 Abi. 1 
Satz 1) haben nur ſolche Beſchädigte, denen wegen einer durch eine Dienſtbeſchädi⸗ 
gung verurſachten Geſundheitsſtörung eine Rente unter Anerkennung eines Rechts⸗ 
anſpruchs bewilligt worden iſt, und zwar nur für die den Rentenanſpruch be⸗ 
gründende Geſundheitsſtörung. Bei allen übrigen Geſundheitsſtörungen als Folge 
einer Dienſtbeſchädigung (8 4 Abſ. 1 Satz 2 Abſ. 2 und 3) wird die Behandlung 
nach dem RVG. als Kannleiſtung gewährt, die von Fall zu Fall zu befriſten iſt. 
Berufung gegen die Entſcheidung der Verwaltungsbehörde iſt in dieſem Falle aus⸗ 
geſchloſſen. Die Heilbehandlung umfaßt ärztliche Behandlung, Verſorgung mit 
Arznei und anderen Heilmitteln ſowie die Ausſtattung mit Körpererſatzſtücken. 
orthopädiſchen und anderen Hilfsmitteln, die erforderlich ſind, um den Erfolg der 
Heilbehandlung zu ſichern oder die Folgen der Dienſtbeſchädigung zu erleichtern. 
An Stelle der ärztlichen Behandlung, Verſorgung mit Arznei und anderen Heil⸗ 
mitteln können Kur und Verpflegung in einer Heilanſtalt (Heilanſtaltspflege) oder, 
wenn andere Behandlungsverfahren keinen genügenden Erfolg haben oder in ab⸗ 


774 


ſehbarer Zeit erwarten laſſen, Kur und Verpflegung in einem Badeorte (Badekur) 
gewährt werden. Blinde erhalten einen Führerhund. 

Körpererſatzſtücke, orthopädiſche und andere Hilfsmittel ſowie die Führerhunde 
für Blinde werden vom Reiche geliefert. Sie ſind bei der Orthopädiſchen Ver⸗ 
ſorgungsſtelle zu beantragen. Die Badekuren gewährt das Reich. Der Antrag iſt 
an das Verſorgungsamt zu richten. Im übrigen wird die Heilbehandlung durch 
die Krankenkaſſen gewährt. Bedarf das „Anſpruchsrentenleiden“ der Behandlung, 
ſo iſt der Antrag ſtets an die Krankenkaſſe, im übrigen in der Regel unmittelbar 
an das Verſorgungsamt zu richten. Wird eine Heilbehandlung ohne Inanſpruch⸗ 
nahme der hiernach zuſtändigen Krankenkaſſe durchgeführt, ſo beſteht kein Anſpruch 
auf Erſtattung der dadurch entſtandenen Koſten; ſie können jedoch in angemeſſenem 
Umfang erſtattet werden, wenn zwingende Gründe die Inanſpruchnahme der zu⸗ 
ſtändigen Krankenkaſſe unmöglich machten. Im Ausland wohnende reichsdeutſche 
Beſchädigte haben keinen Rechtsanſpruch auf Heilbehandlung; auch als Kann⸗ 
leiſtung darf ſie nur in beſonders gearteten Ausnahmefällen gewährt werden. Ge⸗ 
wöhnlich werden Unterſtützungen durch die zuſtändigen Verſorgungsämter auf An⸗ 
trag bewilligt. N 

Verſorgungskrankengeld ſtellt eine zur Heilbehandlung gehörende 
Nebenleiſtung dar. Einen Rechtsanſpruch hierauf haben nur Beſchädigte, die als 
Krankenkaſſenmitglieder oder Arbeitsloſe aus der Krankenhilfe bei der Kranken⸗ 
kaſſe ausgeſteuert ſind (Ausgeſteuerte) oder die in keinem verſicherungsrechtlichen 
Verhältnis zu der Krankenkaſſe ſtehen, dieſer aber zur Durchführung der Ver⸗ 
ſorgungsheilbehandlung zugeteilt find (Zugeteilte), und denen ein Rechtsanſpruch 
auf Rente und Heilbehandlung zuerkannt iſt. Ihnen gleichgeſtellt werden Ver⸗ 
ſicherte für die Zeit, in der ſie noch keinen oder nur einen bedingten Anſpruch 
auf Krankenhilfe gegen die Krankenkaſſe haben. Der Anſpruch auf Verſorgungs⸗ 
krankengeld beſteht jedoch nur, ſolange die Rente wegen des Anſpruchsrenten⸗ 
leidens bezogen wird. 

Verſorgungshausgeld ſtellt eine zur Heilbehandlung gehörende Neben⸗ 
leiſtung dar und dient zur Verhütung einer Notlage, in welche die Angehörigen 
des Beſchädigten geraten können, wenn dieſem eine Heilanſtaltspflege oder Bade⸗ 
kur (Heilſtättenkur) gewährt wird. Verſorgungshausgeld iſt nur für Zugeteilte 
und Ausgeſteuerte vorgeſehen. Ein Rechtsanſpruch auf Verſorgungshausgeld be⸗ 
ſteht bei Behandlung des Anſpruchsrentenleidens nur während einer Heilanſtalts⸗ 
pflege. Bei den vom Reiche gewährten Bade⸗ und Heilſtättenkuren iſt die Zahlung 
lediglich eine Kannleiſtung, die in das pflichtmäßige Ermeſſen der Verwaltungs⸗ 
behörden geſtellt wird. 

Rente. Der Geſetzgeber unterſcheidet zwiſchen Rente und Hinterbliebenen⸗ 
rente. Dieſer Sprachgebrauch ergibt ſich aus SS 3, 24, 36, 55, 56 RVG. Im 8 57 
Abſ. 1, der ſich auf Beſchädigten⸗ und Hinterbliebenenrente bezieht, iſt der gemein⸗ 
ſame Ausdruck „Verſorgungsgebührniſſe“ gewählt. Die Rente ſtellt die in Geld 
ausgedrückte Leiſtung dar, ſoweit auf ſie der Beſchädigte einen Rechts anſpruch 
hat, und beſteht im allgemeinen in der regelmäßig wiederkehrenden Zahlung einer 
ſich gleichbleibenden Geldſumme, ſolange in den Verhältniſſen, die für die Feſt⸗ 
ſtellung maßgebend geweſen ſind, keine weſentliche Anderung eintritt. 

Der Monatsbetrag der Verſorgungsgebührniſſe iſt im allgemeinen den Renten⸗ 
tafeln zu entnehmen (HdR. Anl. 12 S. 355 ff.). 

Der Anſpruch auf Rente ſetzt voraus: Zugehörigkeit zum Perſonenkreis SS 1, 96 
RWVG., eine DB. § 2 Abſ. 1 RWGG., eine geſundheitliche und wirtſchaftliche Folge 
dieſer DB. 88 1, 2 Abſ. 2 RVG., eine dadurch bedingte Minderung der Erwerbs⸗ 
fähigkeit (MdE.) um wenigſtens 25 vH., oder ſchwere Beeinträchtigung der körper⸗ 
lichen Unverſehrtheit $ 24 RVG., einen rechtzeitig geſtellten Antrag SS 1, 52, 53 
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RVG. Fehlt es an einer diefer Vorausſetzungen, ſo ift ein Anſpruch nicht gegeben. 
Die Bemeſſung der Rente richtet ſich nach SS 26—30a, 51 RVG., der Zahlungs: 
beginn nach $ 55 RVG., die Zahlung ſelbſt nach 8S 67 RVE., die Zuſatzrente nach 
Art. 4, SS 3 und 4 des Geſetzes vom 3. 7. 1934 (wie oben), Ruhen der Verſorgung 
nach SS 61 ff. RVG., Kapitalabfindung nach SS 72 ff. RVG. und Anderung uſw. 
der Verſorgungsgebührniſſe nach $ 55 Abſ. 3, 88 57 ff. RVG. Das RVG. geht von 
dem Fürſorgegedanken aus und will ein Hinabgleiten in eine tiefere ſoziale Schicht 
verhindern. Sache der Geſetzgebung des Dritten Reichs wird es ſein, den Ehren: 
ſtandpunkt in der Verſorgung der Kriegsopfer bewußt zum Ausdruck zu bringen. 

Als Anſpruchsrentenleiden gilt die Geſundheitsſtörung, wofür Rente 
als Rechtsanſpruch gewährt wird; das iſt bei den vor dem 1. Auguſt 1920 aus⸗ 
geſchiedenen Beſchädigten nur inſoweit der Fall, als es ſich um Geſundheits⸗ 
ſtörungen (DB.⸗Folge) handelt, für die am 31. 7. 1930 Rente bezogen wurde. 

Erwerbsfähigkeit bedeutet die Fähigkeit des Beſchädigten, ſeine Ar⸗ 
beitskraft auf dem ihm zu Gebote ſtehenden Arbeitsmarkt wirtſchaftlich zu ver⸗ 
werten. Nicht gleichbedeutend iſt die Erwerbstätigkeit, deren Ergebnis der Ver⸗ 
dienſt iſt; dieſer kann höchſtens als Anhaltspunkt, nie aber als Maßſtab für die 
Bemeſſung des Grades der Erwerbsfähigkeit dienen. Zu ſcheiden von der Er⸗ 
werbsfähigkeit iſt die Erwerbsmöglichkeit, d. h. die Möglichkeit, die vorhandene 
und an ſich wirtſchaftlich verwertbare Arbeitsfähigkeit tatſächlich nutzbringend an⸗ 
zuwenden. Es iſt deshalb unerheblich, ob und aus welchem Grunde etwa trotz 
vorhandener Erwerbsfähigkeit ein Verdienſt nicht erzielt wird, z. B. Mangel an 
Arbeitsgelegenheit oder andere in der Perſon des Beſchädigten liegende Um: 
ſtände. Nicht die Erwerbsloſigkeit, ſondern nur die Erwerbsunfähigkeit iſt für den 
Verſorgungsanſpruch maßgebend. 

Minderung der Erwerbsfähigkeit. Die Erwerbsfähigkeit gilt in⸗ 
ſoweit als gemindert, als der Beſchädigte infolge der Beſchädigung nicht mehr 
oder nur unter Aufwendung außergewöhnlicher Tatkraft fähig iſt, ſich Erwerb 
durch eine Arbeit zu verſchaffen, die ihm unter Berückſichtigung ſeiner Lebens⸗ 
verhältniſſe, Kenntniſſe und Fähigkeiten billigerweiſe zugemutet werden kann. 
Die Verdienſtverhältniſſe bilden leinen Maßſtab. Die durch DB. herbeigeführte 
MdéE. wird in Hundertteilen der normalen Erwerbsfähigkeit des Beſchädigten aus: 
gedrückt. Die urſprüngliche volle Erwerbsfähigkeit iſt gleich 100 zu ſetzen, unter 
der Annahme im Regelfall, daß der Beſchädigte bei der Einziehung voll erwerbs⸗ 
fähig war. Die MdE. wird von 10 zu 10 v9. abgeſtuft. Eine bis zu 5 09. geringere 
Minderung wird davon mitumfaßt; nur die Stufe 100 vH. umfaßt auch eine bis 
9 09H. geringere Minderung. Die Einbuße an Erwerbsfähigkeit in den Graden 
bis zu 90 vH. gilt als „Minderung der Erwerbsfähigkeit“, „Er werbsun⸗ 
fähigkeit“ bedeutet die Minderung der Erwerbsfähigkeit um mehr als 90 vH. 
(S 27 RVG.) . 

Der nach dieſem Maßſtab feſtzuſtellende Hundertſatz ändert ſich, wenn DB. nur 
im Sinne der Verſchlimmerung vorliegt. Bei Beeinträchtigung der Erwerbsfähig⸗ 
keit durch mehrere Geſundheitsſtörungen iſt die Geſamteinwirkung der Geſund— 
heitsſtörungen auf die Erwerbsfähigkeit maßgebend und eine einheitliche Rente 
feſtzuſetzen. 

Außergewöhnliche Tatkraft. Zur Beurteilung der Frage, ob der 
Beſchädigte nur unter Aufwendung außergewöhnlicher Tatkraft fähig iſt, ſich 
einen Erwerb zu verſchaffen und welche Arbeit ihm billigerweiſe zugemutet wer: 
den kann, laſſen ſich bei der großen Mannigfaltigkeit und Verſchiedenheit der 
Einzelfälle nur allgemeine Richtlinien geben. Neben dem körperlichen Befund ſind 
ſeeliſche Begleiterſcheinungen und Schmerzen in ihrer Wirkung auf die berufliche 
Tätigkeit maßgebend, ebenſo wie die Lebensverhältniſſe, das Alter, der bisher 
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ausgeübte Beruf, erworbene Kenntniſſe, Fähigkeiten und Fertigkeiten, desgleichen 
beſondere Aufwendungen zur Erhaltung und Verwertung der Erwerbsfähigkeit, 
vorhandene Anſteckungsgefahr und ſchwere Ausfallserſcheinungen. 

Schwere Beeinträchtigung der körperlichen Anverſehrt⸗ 
heit. Maßgebend iſt die Verordnung vom 1. 9. 1920 (RGBl. S. 1633) in 
der Faſſung vom 21. 12. 1927 (RGBl. I S. 491). Grundſätzlich kommen für 
weitere Fälle nur ſolche Schäden in Betracht, die nach einem ſchweren, durch eine 
DB. bedingten Eingriff in den Beſtand oder die Unverſehrtheit des Körpers zu⸗ 
rückgeblieben ſind und funktionell die Erwerbsfähigkeit nicht oder in einem un⸗ 
erheblichen Grad vermindern. In der Regel wird eine ſolche ſchwere Beeinträchti⸗ 
gung außer geſundheitlichen auch wirtſchaftliche Folgen haben. Selbſt wenn dies 
aber nicht der Fall iſt, ſteht Rente unter der Vorausſetzung des § 25 Abſ. 3 
RWG. zu. 

Feſtſtellung des Rentenanſpruchs. Iſt ein Rentenanſpruch einmal 
rechtskräftig durch Beſcheid oder Urteil formell anerkannt, ſo können — abge⸗ 
ſehen von den Ruhensbeſtimmungen — Anderungen nur im Wege des $ 57 RWG. 
(weſentliche Anderung der für die Feſtſtellung maßgebend geweſenen Verhält⸗ 
niſſe), S 65 Abſ. 2 VerfGeſ. (Berichtigungsbeſcheid), SS 66—70 VerfGeſ. (Wieder: 
aufnahme des Verfahrens), Artikel 2 des 5. Geſetzes zur Anderung des Geſetzes 
über das Verfahren in Verſorgungsſachen vom 3. 7. 34 — RGBl. I S. 544 — 
(erweiterter Berechtigungsbeſcheid) und 8 71 VerfGeſ. (Erteilen eines neuen Be: 
ſcheides zugunſten der Berechtigten nach pflichtgemäßem Ermeſſen der Verwal⸗ 
tungsbehörde) erfolgen. 

Grundrente und Schwerbeſchädigtenzulage ($ 27 RWG.) find 
nach dem Grade der MdE. abgeſtuft. Die MdE. wird grundſätzlich in Stufen von 
10 zu 10 beurteilt; nur die Stufe von 100 vH. umfaßt eine bis 9 09. geringere 
Minderung. Bei einer MdE. von 50 vH. beginnt in Übereinſtimmung mit dem 
Geſetz über die Einſtellung Schwerbeſchädigter die Schwerbeſchädigtenzulage, die 
ebenfalls nach dem Grade der MdE. abgeſtuft iſt und von ſelbſt zum entſprechen⸗ 
den Hundertſatz der Grundrente hinzutritt. Hierdurch wird ein progreſſives An⸗ 
ſteigen der Rente zugunſten der Schwer⸗ und Schwerſtbeſchädigten erreicht, die 
ſchwerer oder überhaupt nicht den geringen Reſt ihrer Arbeitsfähigkeit auf dem 
allgemeinen Arbeitsmarkt verwerten können und daher auf die Rente ange⸗ 
wieſen ſind. 

Ausgleichszulage (§ 28 RWG.) iſt kein ſelbſtändiger Anſpruch, ſondern 
ein Teil des Rentenanſpruchs. Wenn bei der gleichen MdE. auch ſtets die gleiche 
Rente zu bezahlen wäre und nicht zwiſchen dem ungelernten und dem gelernten 
Arbeiter unterſchieden würde, jo wäre ſchon bei einer MdE. von 50 vH. — rein 
wirtſchaftlich betrachtet — für den gelernten Arbeiter ein größerer Schaden ge⸗ 
geben als für den Taglöhner. Dieſer Unterſchied würde beſonders ſcharf hervor⸗ 
treten bei einem Erwerbsunfähigen, der ausſchließlich auf die Rente angewieſen 
iſt. Aus techniſchen Gründen hat der Geſetzgeber im Belange der Beſchleunigung 
der Rentenfeſtſetzung davon abgeſehen, das frühere Arbeitseinkommen des Be⸗ 
ſchädigten als Maßſtab für die Vollrente zu benutzen und eine Berückſichtigung 
des Arbeitseinkommens in der Form angeſtrebt, daß die Geſichtspunkte, nach 
denen letzten Endes auch das Arbeitseinkommen bemeſſen wird, nämlich Kennt⸗ 
niſſe und Fertigkeiten, Leiſtung und Verantwortung im Beruf in gewiſſem Um⸗ 
fang auch bei der Rentenbemeſſung berückſichtigt werden, um einen Ausgleich zu 
ſchaffen in den Fällen, in denen die lediglich auf die MdE. abgeſtellte Rente in 
ſtarkem Mißverhältnis zu der durch die Beſchädigung verurſachten Einbuße an 
Arbeitseinkommen ſteht. Dieje ſtarke Betonung des auf Grund von Kenntniſſen 
und Fertigkeiten erreichten oder erſtrebten Berufes ſteht im ſtärkſten Gegenſatz 
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zu der früheren Rentenbemeſſung nach militäriſchem Rang und militäriſchem 
Dienſtgrad. Eigenartig iſt es, daß ſpäter gerade die Linksparteien gegen die 
Ausgleichszulage Sturm liefen und einem Einbau derſelben in die Grundrente 
das Wort redeten. Ob die Schaffung der Ausgleichszulage im RVG. gerade eine 
ren Löſung gegenüber der früheren Regelung darſtellt, kann dahingeſtellt 
leiben. 

Kinderzulage. Für jedes eheliche und den ehelichen Kindern gleichgeſtellte 
Kind (vgl. $ 30 RVG.) wird bis zur Vollendung des 16. Lebensjahres dem Be⸗ 
ſchädigten eine Kinderzulage in Höhe von 20 09. der nach § 27 Abſ. 1 und § 28 
RVG. zuſtehenden Gebührniſſe gezahlt. Dieſe Kinderzulage kommt nicht dem 
Kinde unmittelbar zu, ſondern bildet nur einen Teil der dem Beſchädigten zu⸗ 
ſtehenden Rente. Sie wird in den Fällen, in welchen eine Unterhaltspflicht nicht 
beſteht, alſo bei Stief⸗ und Pflegekindern, davon abhängig gemacht, daß der Be⸗ 
ſchädigte unentgeltlichen Unterhalt gewährt. Für die Beurteilung „Stiefkind“ 
fehlt eine geſetzliche Begriffsbeſtimmung. Nach dem allgemeinen Sprachgebrauch 
und der im Volke herrſchenden Anſchauung ſind Stiefkinder die ehelichen, für 
ehelich erklärten oder an Kindes Statt angenommenen Kinder des anderen Ehe⸗ 
gatten, die nicht zugleich eigene Kinder ſind, ſowie die unehelichen Kinder der 
Ehefrau. Pflegekind iſt eine Perſon, für die ein Dritter mit dem Willen und 
in der Art ſorgt, daß zwiſchen beiden ein auf familienähnlichen Beziehungen be⸗ 
ruhendes dauerndes fittlihes Band erkennbar begründet iſt (vgl. E. II 256 Nr. 97). 
Bei unehelichen Kindern iſt Erfordernis, daß ſie vor Anerkennung der Folgen der 
DB. erzeugt worden ſind und die Vaterſchaft des Beſchädigten glaubhaft gemacht 
iſt. Als Zeitpunkt der Anerkennung der Folgen der DB. gilt der Tag der Zu: 
ſtellung der Entſcheidung, in der erſtmals ein Leiden als Folgen einer DB. nach 
altem oder neuem Recht anerkannt iſt. Unehelich im Sinne des RVG. iſt das Kind. 
auf das die Vorſchriften des $ 1591 BGB. nicht zutreffen, oder das nach § 1591 
BGB. nicht als vom Ehemann empfangen gilt, ferner das Kind aus nichtiger oder 
anfechtbarer Ehe nach $ 1699 BGB. Im Falle von körperlichen oder geiſtigen 
Gebrechen des Kindes kann unter beſtimmten Vorausſetzungen dem Beſchädigten 
die Kinderzulage auch über das 16. Lebensjahr hinaus gezahlt werden. Als Ge⸗ 
brechen im Sinne dieſer Vorſchriften wird ein von der Regel abweichender kör⸗ 
perlicher oder geiſtiger Zuſtand, mit deſſen Dauer für nicht abſehbare Zeit zu rech⸗ 
nen iſt, angeſehen. Von dem Gebrechen ſind die Krankheiten auszuſchließen, deren 
Verlauf ſich auf eine kürzere oder längere, jedenfalls aber abſchätzbare Dauer be⸗ 
ſchränkt. Gebrechlich im Sinne der Vorſchriften iſt in Anlehnung an § 1259 
Reichsverſicherungsordnung (RWO .), wer außerſtande iſt, den notwendigen Le: 
bensunterhalt mit eigener Arbeit zu verdienen. Hat das Kind bei Vollendung 
des 16. Lebensjahres die Berufsausbildung noch nicht beendet, ſo kann dem 
Schwerbeſchädigten die Kinderzulage bis zum vollendeten 21. Jahre gewährt 
werden. 

Pflegezulage ($ 31 RWG.) ſtellt einen Teil des Rentenanſpruchs, aber 
keinen ſelbſtändigen Verſorgungsanſpruch dar. Das RVG. hat mit dem Syſtem der 
Verſtümmelungszulage der früheren Geſetzgebung gebrochen und über die Be⸗ 
ſtimmungen der Schwerbeſchädigtenzulage hinaus für die Beſchädigten, die infolge 
der DB. ſo hilflos ſind, daß ſie nicht ohne fremde Warte und Pflege beſtehen 
können, die Pflegezulage vorgeſehen. Dieſe Beſtimmung lehnt ſich im weſentlichen 
an die Hilfloſenrente nach §S 560 RWO. alter Faſſung an. 

Hilfloſigkeit im Sinne der Beſtimmungen muß durch eine DB. ausgelöſt. 
aber nicht ausſchließlich auf eine DB. zurückzuführen ſein. Sie liegt nur vor, wenn 
der Beſchädigte zu den gewöhnlichen Verrichtungen des täglichen Lebens in erheb: 
lichem Umfange einer Hilfskraft dauernd bedarf. Iſt die Geſundheitsſtörung ſo 
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ſchwer, daß fie dauerndes Krankenlager oder außergewöhnliche Pflege erfordert, 
wird die Zulage ſtufenweiſe erhöht. Außergewöhnliche Pflege liegt nur dann vor, 
wenn die Geſundheitsſtörung in außerordentlichem Umfange fremde Hilfe 
erfordert. 

Übergangsgeld (8 32 RWG.) kann einem nicht verſorgungsberechtigten 
Angehörigen der Wehrmacht, deſſen Erwerbsfähigkeit bei dem Ausſcheiden aus dem 
Militärdienſt infolge einer Geſundheitsſtörung gemindert iſt, im Falle der Bedürf⸗ 
tigkeit längſtens bis zum Ablauf von drei Jahren nach dem Ausſcheiden gewährt 
werden. Auf das Übergangsgeld beſteht kein Anſpruch. Vorausſetzung iſt, daß durch 
die Geſundheitsſtörung die Erwerbsfähigkeit bei dem Ausſcheiden aus dem Militär⸗ 
dienſt um wenigſtens 25 vH. gemindert iſt. Neben Rente oder Übergangsgebühr⸗ 
niſſen (WVG. § 2 Abſ. 1, 2, SS 7, 32, 33) wird Übergangsgeld nicht gewährt. 

Beamtenſchein. Die Vorſchriften über den Beamtenſchein haben im we⸗ 
ſentlichen durch den Gang der Verhältniſſe heute ihre Bedeutung verloren (vgl. 
S 33 RVG. und die im Kommentar von Ahrends zu $ 33 niedergelegten umfang⸗ 
reichen Ausführungen und Literaturbelege, desgl. Kommentar von Reichsverſor⸗ 
gungsbeamten an gleicher Stelle). 

Sterbegeld ($ 34 RWG.) . Der Anſpruch auf Sterbegeld in der Militärs 
verjorgung iſt durch das RV. neu geſchaffen worden. Das Sterbegeld ſoll in erſter 
Linie dazu dienen, aus ihm die Koſten der Beſtattung des Rentenempfängers zu 
beſtreiten. Ein etwaiger Überſchuß ſoll daher nur den Verwandten des Verſtor⸗ 
benen, die mit ihm in häuslicher Gemeinſchaft gelebt haben, zukommen. 

Die Gebührniſſe für das Sterbevierteljahr ($ 35 RWG.) tragen 
der mißlichen Lage Rechnung, in welche die Verwandten unmittelbar nach dem 
Tode des Rentenempfängers infolge der unvermeidlichen Ausgaben, Auflöſung 
der Mietverbindlichkeiten, Umzug uſw. geraten. Die in beiden 88 34 und 35 ge⸗ 
nannten Perſonen haben einen Rechtsanſpruch auf dieſe Bezüge. Rentenemp⸗ 
fänger im Sinne dieſer Beſtimmungen iſt ein Beſchädigter, der im Zeitpunkt 
jeines Todes einen Anſpruch auf Rente nach dem RV. hatte. Dies ſetzt voraus, 
daß der Anſpruch auf Gewährung oder Wiedergewährung der Rente ſo rechtzeitig 
angemeldet worden iſt, daß dem Beſchädigten wenigſtens für den Sterbemonat eine 
Rente zu gewähren iſt. Der Geſetzgeber hat beim Sterbegeld für die Verteilung 
eines etwaigen Überſchuſſes und bei den Sterbevierteljahrgebührniſſen für die 
Auszahlung derſelben die Reihenfolge der Bezugs berechtigten ſelbſt feſt⸗ 
geſetzt und an das Erfordernis geknüpft, daß die bezugsberechtigte Perſon zum 
Zeitpunkt des Todes in häuslicher Gemeinſchaft mit dem Verſtorbenen gelebt hat. 

Häusliche Gemeinſchaft ſetzt im allgemeinen räumliches Zuſammenleben 
voraus. Vorübergehende Trennungen heben ſie nicht auf, wenn die Abſicht beſteht, 
nach Beſeitigung des Trennungsgrundes die Wiedervereinigung herzuſtellen. Die 
im Geſetz aufgeführten Perſonen ſind nacheinander bezugsberechtigt. Eine früher 
aufgeführte Perſon ſchließt die nachfolgende aus. Das Vorliegen von Bedürftigkeit 
iſt bei beiden Bezügen nicht erforderlich. 

Hinterbliebenenrente ($ 36 RVG.) wird als Witwenrente, Waiſen⸗ 
rente, Elternrente gewährt. Hinterbliebene im Sinne des RVG. ſind die Witwen, die 
Waiſen, die Eltern und gegebenenfalls die Großeltern, alſo ein vom Geſetzgeber 
gebildeter Perſonenkreis, der rechtlich ſelbſtändig iſt und mit demjenigen der Erben 
zwar oft zuſammenfällt, aber durchaus nicht zuſammenzufallen braucht. Die 
Hinterbliebenen haben einen Anſpruch kraft eigenen Rechtes. Vorausſetzung für 
die Gewährung der Hinterbliebenenrente iſt, daß der Tod die Folge einer DB. iſt. 
Dem Tod ſteht die Todeserklärung gleich. Verſchollenheit allein begründet keinen 
Hinterbliebenenrenten anſpruch. Eine Verſchollenheitsrente als Kannbezug iſt 
möglich. Der Tod gilt ſtets dann als die Folge einer DB., wenn ein Renten⸗ 
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empfänger an einem Leiden ftirbt, das als Folge einer DB. anerkannt war, und 
für das er bis zum Tode Rente bezogen hat. Keinen Anſpruch auf Witwen⸗ 
rente hat die Witwe, wenn der Verſtorbene mit ihr die Ehe nach dem Aus⸗ 
ſcheiden aus dem Militärdienſt und nach dem 6. 6. 1931 geſchloſſen hat. 

Witwenrente ($ 37 RVG). Die Witwe erhält jetzt 60 vH. der Vollrente, 
die dem Verſtorbenen im Falle der Erwerbsunfähigkeit bei Lebzeiten zuſtehen 
würde (neuer und einheitlicher Satz durch Artikel 3 8 1 des Geſetzes über Ande⸗ 
rungen auf dem Gebiete der Reichsverſorgung vom 3. 7. 1934 (RGBl. I S. 511). 
Als Witwe gilt die Frau, mit der der Verſtorbene im Zeitpunkt ſeines Todes 
durch eine rechtsgültige Ehe verbunden war. Es iſt unerheblich, ob die Eheleute 
zuſammen oder getrennt gelebt haben. 

Der Begriff der Erwerbs unfähigkeit iſt in Anlehnung an den 
Begriff der Invalidität im Sinne der RVO. im RWG. feſtgelegt. Als erwerbs⸗ 
unfähig gilt demnach die Witwe, die infolge körperlicher oder geiſtiger Gebrechen 
nicht nur vorübergehend außerſtande iſt, durch eine Tätigkeit, die ihr unter Be⸗ 
rückſichtigung ihrer Lebensverhältniſſe, Kenntniſſe und Fähigkeiten zugemutet 
werden kann, ein Drittel deſſen zu erwerben, was geſunde Frauen derſelben Art, 
mit ähnlicher Ausbildung, in derſelben Gegend durch Arbeit zu verdienen pflegen. 
Durch den nunmehr einheitlichen Rentenſatz für die Witwen hat dieſe Begriffs⸗ 
beſtimmung ihre Bedeutung für dieſen Perſonenkreis verloren und gilt nur noch 
für die Elternverſorgung (8 45 RVG.) 

Im Falle der Scheidung oder Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft erhält die 
frühere Ehefrau des Verſtorbenen Witwenrente, wenn der Verſtorbene allein für 
ſchuldig erklärt oder wenn die Ehe wegen Geiſteskrankheit des Verſtorbenen 
rechtskräftig geſchieden worden iſt. Im Falle der Wiederverehelichung iſt eine 
Heiratsabfindung vorgeſehen ($ 39 RVG.) 

Witwenbeihilfe. Iſt der Tod nicht die Folge einer DB., ſo kann der 
Witwe eines Schwerbeſchädigten im Falle der Bedürftigkeit eine Witwenbeihilie 
(S 40 RWG.) bis zu zwei Dritteln, den Witwen von Pflegezulageempfängern bis 
zum vollen Betrage der Witwenrente gewährt werden. Bedürftigkeit im 
Rahmen der Witwenbeihilfe wird angenommen, wenn das Geſamtein⸗ 
kommen der Witwen und Waiſen einſchließlich der Witwen⸗ und Waiſenbeihilfe 
den doppelten Betrag der Witwen- und Waiſenrente ohne Zuſatzrente nicht über⸗ 
ſteigt, den die Witwe und die Waiſen erhalten hätten, wenn der Rentenempfänger 
infolge DB. verſtorben wäre. 

Waiſenrente. Iſt der Tod die Folge einer DB., ſo erhalten die ehelichen 
und die ihnen im $ 41 RG. gleichgeſtellten Kinder des Verſtorbenen bis zur 
Vollendung des 16. Lebensjahres Waiſenrente, die unter beſonderen Voraus⸗ 
ſetzungen auch darüber hinaus gewährt werden kann. Es ſtehen die Anſprüche der 
Mutter und Waiſen ſelbſtändig und unabhängig einander gegenüber. Bei unehe⸗ 
lichen Kindern iſt der geſetzliche Vertreter antragsberechtigt oder das Kind ſelbſt, 
wenn es das 16. Lebensjahr überſchritten hat. Die Vorſchriften über die Waiſen⸗ 
rente entſprechen im weſentlichen den Vorſchriften über die Kinderzulage. 

Waiſenbeihilfe. Iſt der Tod nicht die Folge einer DB., fo kann den Kin: 
dern eines Schwerbeſchädigten im Falle der Bedürftigkeit Waiſenbeihilfe bis zu 
zwei Dritteln der Waiſenrente, den Waiſen von Pflegezulageempfängern bis zum 
vollen Betrag bewilligt werden. 

Elternrente (SS 43 ff. RVG.) . Auf Gewährung der Elternrente beſteht ein 
Anſpruch. Er iſt jedoch vom Vorliegen der Ernährereigenſchaft und Bedürftigkeit 
abhängig. Antragsberechtigt ſind Vater und Mutter, der Großvater und die Groß— 
mutter; den Eltern werden die Adoptiveltern, wenn ſie den Verſtorbenen vor der 
DB. an Kindes Statt angenommen, die Stief- und Pflegeeltern, wenn fie den Ver: 
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ſtorbenen vor der DB. unentgeltlich unterhalten haben, gleichgeſtellt. Die Eltern⸗ 
rente wird gewährt für die Dauer der Bedürftigkeit, wenn der Verſtorbene der 
Ernährer geweſen iſt oder nach dem Ausſcheiden aus dem Militärdienſt ge⸗ 
worden wäre. 

Bedürftigkeit erkennt der Geſetzgeber in bezug auf die Eltern nur dann 
an, wenn jemand erwerbsunfähig im Sinne des $ 37 Abſ. 3 RW. iſt, oder als 
Mutter das 50., als Vater das 60. Lebensjahr vollendet hat und keinen Unter⸗ 
haltsanſpruch gegenüber Perſonen hat, die imſtande ſind, ausreichend für ihn 
zu ſorgen. Außerdem darf das monatliche Einkommen der Eltern, je nach Orts⸗ 
klaſſen geſtuft, beſtimmte im Geſetz feſtgelegte Beträge nicht überſteigen. Wegen 
Höhe der Eltern» und Großelternverſorgung vgl. SS 46 und 48 RVG. und Art. 3 
§ 2 des Geſetzes vom 3. 7. 1934. Der Anſpruch auf Elternrente kann nur bis zum 
Ablauf von drei Jahren nach dem Tode des Beſchädigten erhoben werden, die Vor⸗ 
ausſetzungen des $ 45 RVG. müſſen bis zum Ablauf dieſer Friſt erfüllt ſein. 

Ernährer. Die Feſtſtellung, daß ein Sohn der Ernährer geweſen iſt, wird 
im weſentlichen durch Tatſachen bewieſen. Die Feſtſtellung, daß er der Ernährer 
geworden wäre, ſtützt ſich mehr auf Vermutungen. Der erſtere Begriff iſt der 
wertvollere und der beſtimmtere; aber auch hier iſt die Entſcheidung häufig erſt 
möglich, wenn die tatſächlichen Feſtſtellungen durch Vermutungen ergänzt ſind. 
Tatſache und Vermutungen greifen in den Feſtſtellungen der Ernährereigenſchaft 
ineinander, beide Begriffe müſſen rechtlich gleichbewertet werden. Nach der Spruch⸗ 
praxis des Reichsverſorgungsgerichts gilt als Ernährer ſeiner Eltern, wer zu ihrem 
angemeſſenen Lebensunterhalt regelmäßig in ſo erheblichem Maße beiſteuert, daß 
er ſie vor Not ſchützt. Im allgemeinen darf der Unterhaltsbeitrag von der Hälfte 
der Geſamtkoſten des Lebensunterhalts der Eltern nicht allzu weit ſich entfernen. 
Der Verſtorbene muß dieſe Leiſtungen längere Zeit fortgeſetzt haben. Die Art der 
Leiſtung (Arbeits⸗, Sach⸗, Geldleiſtungen) iſt nicht ausſchlaggebend. Es kommen 
aber nur diejenigen Leiſtungen in Frage, die der Verſtorbene freiwillig oder auf 
Grund ſeiner geſetzlichen Unterhaltspflicht gemacht hat, nicht aber Leiſtungen, die 
dem Verſtorbenen aus einem entgeltlichen Vertrag erwachſen ſind. 

Jede Überſchreitung der Einkommensgrenze ſchließt den Anſpruch auf Eltern⸗ 
rente aus und iſt eine weſentliche Anderung der Verhältniſſe im Sinne des $ 57 
RVG. Der Einkommensbegriff in den Vorſchriften über Elternrente und Eltern⸗ 
beihilfe iſt in wirtſchaftlichem Sinne zu verſtehen. Eine Zuſammenfaſſung, was 
als Einkommen bei Eltern anzuſehen iſt, findet ſich im HdR. 1 S. 141 ff., 8 45 Ziff. 8. 

Unterhaltsanſpruch. Unerheblich, ob ein Unterhaltsanſpruch auf Geſetz 
oder Vertrag beruht. An geſetzlichen Unterhaltsanſprüchen kommen insbeſondere 
die gegenüber dem Ehegatten und den in gerader Linie verwandten Perſonen 
(SS 1360 ff. BGB.), an vertraglichen Unterhaltsanſprüchen z. B. Altenteilsver⸗ 
träge in Betracht. Stets iſt ein Antrag auf Elternverſorgung auch als ein Antrag 
auf Gewährung von Elternbeihilfe anzuſehen. 

Elternbeihilfe kann gewährt werden, wenn die im § 45 Abſ. 2 RVG. 
genannte Einkommensgrenze überſchritten iſt oder die unterhaltspflichtigen Per⸗ 
ſonen nur unter beſonderen Schwierigkeiten ausreichend für die Eltern ſorgen 
können. Sie iſt auch vorgeſehen, wenn die Vorausſetzung der Ernährereigenſchaft 
nicht voll gegeben iſt. 

Großeltern können Elternrente oder Elternbeihilfe nur dann erhalten, wenn 
keine Eltern vorhanden ſind, oder wenn die Eltern keine Elternverſorgung be⸗ 
ziehen. Ein Elternteil, der Elternrente bezieht, ſchließt die Verſorgung der Groß⸗ 
eltern aus. 

Verſchollenheitsrente (8 50 RWG.). Hinterbliebenenverſorgungs⸗ 
gebührniſſe als Kannbezüge können den Angehörigen Verſchollener, ſofern die 
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ſonſtigen Vorausſetzungen vorliegen, im Falle des Bedürfniſſes gewährt werden. 
Der Antrag auf Gewährung einer Verſorgung nach $ 50 RWG. gilt aber nicht als 
Anmeldung des Anſpruchs im Sinne des § 54 RVG. 

Friſten (S8 52 ff. RVG.). Der Beſchädigte muß ſeine Verſorgungsanſprüche 
innerhalb zwei Jahren nach dem Ausſcheiden aus dem Militärdienſt anmelden. Nach 
Ablauf der Friſt kann der Anſpruch noch geltend gemacht werden: 1. wenn die 
Folgen einer DB. erſt ſpäter in einem die Verſorgung begründenden Grade be⸗ 
merkbar geworden ſind, oder 2. zwar ſchon innerhalb der Friſt in einem die Ver⸗ 
ſorgung begründenden Grade bemerkbar geworden ſind, ſich aber erſt nach Ablauf 
der Friſt, wenn auch in allmählicher gleichmäßiger Entwicklung des Leidens, weſent⸗ 
lich verſchlimmert haben, oder 3. wenn ein gewiſſer Beharrungszuſtand in dem 
Verſorgungsleiden erſt nach Ablauf der Friſt eingetreten iſt und die Nachprüfung 
ergibt, daß der Antrag ohne Friſtverſäumnis zweifelsfrei zur Rentengewährung 
geführt haben würde, ferner noch 4. infolge Behinderung an der Anmeldung durch 
Verhältniſſe, die außerhalb ſeines Willens liegen, oder falls der Berechtigte durch 
unfreiwilligen Aufenthalt im Ausland ſich in einer entſchuldbaren Unkenntnis 
über die Friſtvorſchrift befunden hat. In dieſen Fällen muß der Anſpruch inner⸗ 
halb ſechs Monaten, nachdem die Folgen oder die Verſchlimmerung der DB. bemerk⸗ 
bar geworden find oder die Behinderungsgründe weggefallen find, angemeldet 
werden. Die Notverordnung des Reichspräſidenten vom 26. 7. 1930 4. Abſchnitt 
3. Titel Artikel 1 (RGBl. I S. 311 ff.) hat hier grundlegende Anderungen ge» 
bracht. Beſchädigte, die vor dem 1. 8. 1920 aus dem Militärdienſt ausgeſchieden 
ſind, können nach dem 27. 7. 1930 keinen Anſpruch auf Verſorgung mehr geltend⸗ 
machen (vgl. auch Notverordnung vom 14. 6. 1932 1. Teil Kapitel 3 Artikel 2 
Abſ. 1 [RGBl. I S. 273). Soweit nicht eine Kannverſorgung gewährt werden 
kann, kommt ein Härteausgleich in Betracht. Die Verſorgungsämter können Härte⸗ 
ausgleiche für Beſchädigte bei Antragſtellung nach Friſtablauf ohne Prüfung des 
Bedürfniſſes unter gleichen Vorausſetzungen und in gleicher Höhe gewähren, wie 
bei rechtzeitiger Antragſtellung, wenn es ſich um mittelbare oder unmittelbare 
Folgen einer Kriegsdienſtbeſchädigung handelt. Bei Geſundheitsſtörungen, die nicht 
auf Kriegsdienſtbeſchädigung, ſondern auf ſonſtigen Dienſtbeſchädigungen beruhen, 
kommt die Gewährung von Verſorgungsgebührniſſen im Wege des Härteausgleichs 
im Falle des Bedürfniſſes in der Regel nur dann in Betracht, wenn die Erwerbs⸗ 
fähigkeit um mindeſtens 50 vH. gemindert iſt. Der Anſpruch auf Rente iſt ein 
einheitlicher. Ein einmal rechtzeitig geſtellter Antrag auf Rente wahrt die Friſt 
für alle ſpäter hinzugetretenen Leiden. Hinterbliebene müſſen den Verſorgungs⸗ 
anſpruch zur Vermeidung des Ausſchluſſes innerhalb von 2 Jahren nach dem Tode 
des Beſchädigten anmelden. 


Beginn der Verſorgung ($ 55 RG.) . Die Zahlung der Rente beginnt, 
wenn der Anſpruch auf Verſorgung vor dem Ausſcheiden aus dem Militärdienſt 
angemeldet wurde, mit Ablauf des Monats, für den Beſoldungsgebührniſſe zu⸗ 
geſtanden haben. Iſt der Anſpruch erſt nach Ausſcheiden aus dem Dienſt an⸗ 
gemeldet, ſo beginnt die Zahlung mit dem Monat, in dem die Vorausſetzungen für 
die Gewährung erfüllt ſind, früheſtens mit dem Monat, in dem die Anmeldung 
erfolgt iſt. 

Minderung oder Entziehung der Rente ($ 55 RWG.) tritt mit 
Ablauf des Monats ein, der auf die Zuſtellung des die Veränderung ausſprechen⸗ 
den Beſcheides folgt, bei Kinder- und Ortszulagen mit dem Monat, in dem die 
Vorausſetzungen wegfallen. Bei Heilbehandlung und beruflicher Ausbildung iſt 
der Tag, an dem die Bedingungen erfüllt ſind, früheſtens der Tag der Anmeldung 
(bei Anmeldung nach dem Ausſcheiden aus dem Dienſt) maßgebend. 
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Die Zahlung der Hinterbliebenenrente ($ 56 RG.) beginnt 
früheſtens mit dem auf den Sterbetag folgenden Monat, wenn jedoch Gebührniſſe 
für das Sterbevierteljahr nicht gezahlt werden, mit dem auf den Sterbetag folgen⸗ 
den Tage. Sind Gebührniſſe für das Sterbevierteljahr gewährt, ſo werden ſie auf 
die für den gleichen Zeitraum zu zahlende Hinterbliebenenrente angerechnet. Be⸗ 
züglich der Einzelbeſtimmungen über Zahlung der Hinterbliebenenrente ſiehe 
§ 56 RWG. 

Neufeſtſtellung der Verſorgungsgebührniſſe (8 57 RWG.) 
findet ſtatt, wenn in den Verhältniſſen, die für die Feſtſtellung maßgebend geweſen 
find, eine weſentliche Veränderung eintritt. Die Notverordnungen vom 26. 7. 1930 
und 14. 6. 1932 haben hier einſchränkende Beſtimmungen getroffen. Der $ 57 
Abi. 1 RV. findet bis auf weiteres auf Beſchädigte, die vor dem 1. 8. 1920 aus 
dem Militärdienſt ausgeſchieden ſind, nur inſoweit Anwendung, als es ſich um 
Geſundheitsſtörungen handelt, für die am 3 1. 7. 1930 Rente bezogen wurde. 
Es können jedoch Verſorgungsgebührniſſe der Beſchädigten neu feſtgeſtellt werden, 
wenn die weſentliche Veränderung durch eine Geſundheitsſtörung hervorgerufen 
iſt, die mit der Geſundheitsſtörung, für die am 31. 7. 1930 Rente bezogen wurde, 
in urſächlichem Zuſammenhang ſteht, ferner wenn eine Geſundheitsſtörung bis zum 
31. 7. 1930 rechtskräftig als Folge einer DB. anerkannt worden war und der 
Geſundheitszuſtand ſich durch Verſchlimmerung dieſer Geſundheitsſtörung oder durch 
eine andere mit ihr in urſächlichem Zuſammenhang ſtehende Geſundheitsſtörung 
weſentlich verändert hat. Beſchädigten, die vor dem 1. 8. 1920 aus dem 
Militärdienſt ausgeſchieden ſind und am 31. 7. 1930 keine Rente bezogen haben, 
kann nur noch eine Verſorgung entſprechend der Notverordnung vom 26. Juli 
1930 Artikel 2 Abſ. 2b (RG Bl. I S. 311 ff.) gewährt werden. Hierunter fallen 
die nach 8 103 RVG. Abgefundenen und die vor Inkrafttreten des RVG. wegen 
Beſſerung des DB.⸗Leidens aus der Rentenverſorgung ausgeſchiedenen Beſchädigten, 
ferner Beſchädigte, bei denen DB. anerkannt iſt, die MdE. aber unter 25 09. be⸗ 
trug, oder weil ſie nur Heilbehandlung und Feſtſtellung der DB. beantragt hatten, 
ferner Beſchädigte, bei denen nach Aktenlage eine Geſundheitsſtörung bis zum 
31. Juli 1930 von einer für die Zuerkennung von Verſorgungsgebührniſſen zu⸗ 
ſtändigen Stelle als Folge von DB. anerkannt worden iſt. Bei als DB.⸗Folge anzu: 
ſehenden Geſundheitsſtörungen, die weder mit dem Rentenleiden, noch mit einer 
bis einſchließlich 31. Juli 1930 als DB.⸗Folge anerkannten Geſundheitsſtörung in 
urſächlichem Zuſammenhang ſtehen, kann in der Regel nur ein Härteausgleich in 
Frage kommen, wenn die neue Geſundheitsſtörung allein eine MdE. von wenigſtens 
50 09. bedingt, es ſei denn, daß es ſich um eine Kriegsverwundung handelt. 
Grundrente und Schwerbeſchädigtenzulage dürfen nicht vor Ablauf von zwei Jahren 
nach Zuſtellung des Feſtſtellungsbeſcheides gemindert oder entzogen werden. Eine 
frühere Feſtſtellung erfolgt nur bei weſentlicher und nachhaltiger Beſſerung der 
Erwerbsfähigkeit infolge von Heilbehandlung oder beruflicher Ausbildung. Dieſe 
Vorſchrift findet keine Anwendung auf Verſorgungsgebührniſſe, die als Kann⸗ 
bezüge oder im Wege des Härteausgleichs gewährt werden, ſowie auf Hinter⸗ 
bliebenenrente. Im Sinne dieſer Notverordnungen iſt der Begriff Geſundheits⸗ 
ſtörungen mit dem Begriff Rentenleiden gleichzuſtellen. Ergibt ſich bei der 
Prüfung eines Rentenerhöhungsantrags, daß der frühere Beſcheid der Verwal⸗ 
tungsbehörde zweifellos unrichtig iſt, ſo kann ein Berichtigungsbeſcheid mit einem 
Beſcheid nach §S 57 RVG. verbunden werden. Die in einem die Elternrente be⸗ 
willigenden Beſcheid getroffene Feſtſtellung, daß der Verſtorbene der Ernährer 
war oder geworden wäre, unterliegt nicht der Nachprüfung. Jede Überſchreitung 
der Einkommensgrenzen jedoch ſchließt den Anſpruch auf Elternrente aus. Nach 
rechtskräftiger Feſtſtellung der Rente kann die Pflegezulage als Teil der Rente 
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unter den Vorausſetzungen des § 57 Abi. 1 RVG. gewährt, wiedergewährt, er: 
höht, gemindert oder entzogen werden. 

Entzug der Rente kann erfolgen (8 58 RVG.), wenn ein Rentenempfänger 
ohne triftigen Grund einer ſchriftlichen Aufforderung zum Erſcheinen zu einer 
ärztlichen Unterſuchung nicht nachkommt oder ſich weigert, die zur Durchführung 
des Verfahrens von ihm geforderten Angaben zu machen, obwohl er auf die Folgen 
ſchriftlich hingewieſen wurde. 

Verſorgung ruht in den in 8 61 RWG. aufgezählten Fällen (bei Wieder⸗ 
verwendung im aktiven Militärdienſt, bei Verluſt der Reichsangehörigkeit, bei 
rechtskräftiger Verurteilung wegen Hochverrats, Landesverrats, Kriegsverrats 
und Verrats militäriſcher Geheimniſſe, bei dieſen Verbrechen ſchon im Falle der 
Klageerhebung, falls der Aufenthalt des Verſorgungsberechtigten unbekannt iſt. 
ferner falls der Verſorgungsberechtigte eine Freiheitsſtrafe von wenigſtens drei 
Monaten verbüßt). Der Geſetzgeber hat jedoch unter Umſtänden, falls der Ver⸗ 
ſorgungsberechtigte der Ernährer ſeiner Angehörigen geweſen iſt, an dieſe eine 
Überweiſung eines Teils der Bezüge im Falle der Bedürftigkeit vorgeſehen (ſoweit 
es ſich nicht um Wiederverwendung im aktiven Militärdienſt und um Verlufſt 
der Reichsangehörigkeit des Verſorgungsberechtigten handelt). 


Einkommen aus einer Verwendung im öffentlichen Dienſt 
(S 62 RVG.) (hierzu gehören auch die auf Grund einer ſolchen Verwendung ge⸗ 
währten Wartegelder, Ruhegelder oder ruhegeldähnlichen Verſorgungsbezüge und 
Hinterbliebenenbezüge) hat ein Ruhen der Verſorgungsgebührniſſe in Höhe der 
Hälfte des Betrages zur Folge, um den dieſes Einkommen 170 RM. monatlich 
überſteigt. Zugunſten der Schwerbeſchädigten iſt eine Sonderregelung getroffen. 
Ihnen bleiben 10 ihrer Verſorgungsgebührniſſe, wenn das monatliche Einkommen 
die Einkommensgrenze des § 62 Abſ. 1 RVG. um nicht mehr als 360 RM. über⸗ 
ſteigt. Überfteigt es dieſen Betrag, jo bleiben ihnen /10 der Verſorgungsgebühr⸗ 
niſſe. Den übrigen Verſorgungsberechtigten bleiben mindeſtens /10 der nach SS 27, 
28, 37—50 und 51 RVG. zu gewährenden Gebührniſſe. Bei erwerbsunfähigen 
Beſchädigten gelten jedoch die alten Vorſchriften des S 62 RWG. weiterhin, d. h. 
ein Ruhen tritt erſt ein, wenn das Einkommen monatlich 329.— RM. erreicht. 
Ferner finden auf die Empfänger von Pflegezulage ($ 31) die Ruhensvorſchriften 
des § 62 keine Anwendung. Im übrigen find noch weitere Einzelvorſchriften für 
das Ruhen der Verſorgungsgebührniſſe getroffen. 

Bei der Einkommensgrenze ſind die nach dem Einkommenſteuergeſetz zuläſſigen 
Abzüge, Werbungskoſten, Ermäßigungen entſprechend berückſichtigt. Hat der Ver⸗ 
ſorgungsberechtigte Kinder, für die Verſorgungsgebührniſſe gewährt werden, ſo iſt 
für jedes Kind ein Betrag von 10 RM. vom Einkommen abzuſetzen. Bezüglich 
Einkommen aus öffentlichen Mitteln vgl. hierzu HdR. I S. 170 ff. 

Verwendung im öffentlichen Dienſt, vgl. hierzu HdR. I S. 170 ff. 

Ruhen des Rechts des Beſchädigten auf Verſorgungs⸗ 
gebührniſſe ſieht das Geſetz weiter vor neben einer Unfallrente aus der 
Reichsunfallverſicherung, wenn beide Renten durch dieſelbe Geſundheitsſtörung be⸗ 
dingt ſind und die der Unfallrente zugrunde gelegte Minderung der Erwerbs⸗ 
fähigkeit bei Feſtſtellung der MdE. im Sinne des RV. in vollem Umfang ein: 
bezogen worden iſt, ferner neben Verſorgungsgebührniſſen, die aus einem anderen 
Militärverſorgungsgeſetz gezahlt werden, und letzten Endes neben einer Penſion, 
die an einen penſionierten Beamten der Wehrmacht jeweils in Höhe dieſer Ge⸗ 
bührniſſe und Penſionen gezahlt wird. Die Verſorgungsgebührniſſe ruhen jedoch 
nicht, wenn bis zur Verſetzung in den Ruheſtand Verſorgungsgebührniſſe zu zahlen 
waren. 
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Das Recht auf Witwen⸗ und Waiſenrente ruht, wie bei den Be⸗ 
ſchädigten, neben Witwen⸗ und Waiſenrente aus der Reichsunfallverſicherung, 
neben Witwen⸗ und Waiſengeld aus einem anderen Militärverſorgungsgeſetz, 
neben Witwen⸗ und Waiſengeld als Hinterbliebene eines Beamten der Wehr⸗ 
macht jeweils in Höhe dieſer Bezüge. 

Elternrente ruht neben Elternrente aus der Reichsunfallverſicherung in 
Höhe dieſer Rente. Dieſe Vorſchrift iſt nur anwendbar, wenn beide Bezüge auf 
dem gleichen ſchädigenden Ereignis beruhen. Sie findet keine Anwendung, wenn 
Elternrente aus der Reichsunfallverſicherung für einen Sohn bezogen wird, deſſen 
Tod nicht auch die Folge einer DB. iſt. 

Das Recht auf laufende Verſorgung ruht außerdem, wenn der Verſorgungs⸗ 
berechtigte nach Feſtſtellung durch die oberſte Reichsbehörde ſich im marxiſtiſchen 
Sinne betätigt hat ($ 75 Abſ. 1 und 2 des Geſetzes zur Anderung von Vorſchriften 
auf dem Gebiete des allgemeinen Beamten⸗, Beſoldungs⸗ und Verſorgungsrechts 
vom 30. Juni 1933, RGBl. I S. 446) oder wenn er ohne Zuſtimmung der oberſten 
Reichsbehörde ſeinen Wohnſitz oder dauernden Aufenthalt außerhalb des Deutſchen 
Reiches hat (vgl. Dritte Verordnung des Reichspräſidenten zur Sicherung von 
Wirtſchaft und Finanzen uſw. vom 6. Oktober 1931, Dritter Teil, Kapitel V, 
Abſchn. IS 10 — RGBl. 1 S. 537, 547 —, in der Faſſung des S 62 Ziff. 1b des 
vorerwähnten Geſetzes vom 30. Juni 1933). 

Zahlung der Verſorgungsgebührniſſe erfolgt in Monatsbeträgen 
und werden monatlich voraus gezahlt. Hausgeld wird jedoch tageweiſe zuerkannt 
und mit Ablauf jeder Woche gezahlt; die Gebührniſſe für das Sterbevierteljahr 
können auf einmal gezahlt werden. 

Übertragung, Verpfändung und Pfändung des Anſpruchs auf 
Verſorgungsgebührniſſe iſt nur in den im $ 68 RVG. vorgeſehenen Ausnahme⸗ 
fällen geſtattet, und zwar 1. wegen eines Darlehens oder Vorſchuſſes, die dem 
Verſorgungsberechtigten auf ſeine Anſprüche von einer Fürſorgeſtelle der Kriegs⸗ 
beſchädigten und Kriegshinterbliebenen, von Gemeinden, von Armenverbänden 
ſowie von ſolchen gemeinnützigen Einrichtungen gewährt werden, denen von der 
Landeszentralbehörde die Genehmigung zur Gewährung von Darlehen und Vor⸗ 
ſchüſſen erteilt iſt, 2. wegen eines Anſpruchs auf Erfüllung einer geſetzlichen Unter⸗ 
haltspflicht, 3. wegen des Anſpruchs einer Krankenkaſſe auf Rückzahlung zu Un⸗ 
recht empfangenen Krankengeldes und Hausgeldes und 4. wegen eines Anſpruchs 
einer öffentlich⸗ rechtlichen Körperſchaft auf Rückzahlung einer nach geſetzlicher Vers 
pflichtung gewährten Leiſtung. Abgeſehen davon kann mit Genehmigung der 
Hauptfürſorgeſtelle der Verſorgungsberechtigte den Anſpruch auf Verſorgungs⸗ 
gebührniſſe ganz oder zum Teil auf andere übertragen. Das RVG. geht von der 
grundſätzlichen Unpfändbarkeit der Verſorgungsgebührniſſe aus und hat die 
wenigen Ausnahmefälle im Geſetz erſchöpfend geregelt. Dies iſt zum Schutze der 
Verſorgungsberechtigten geſchehen, um die Renten dem Zugriff Dritter zu ent⸗ 
ziehen. Umgekehrt hat man aber auch zum Teil im öffentlichen Intereſſe, zum 
Teil im Belange der Verſorgungsberechtigten ſelbſt eine Erweiterung der 
Pfändung uſw. in wenigen Fällen zugelaſſen, um die Kreditbeſchaffung zu er⸗ 
leichtern, wenn eine Kapitalabfindung nicht möglich iſt. Verſorgungsgebührniſſe 
im Sinne dieſer Beſtimmungen ſind nur die auf dem RVG. beruhenden Geld⸗ 
leiſtungen, auch wenn ein Anſpruch auf ſie nicht beſteht. Die Vorſchriften der ZPO. 
SS 850, 850 a, 850 f, 850 fg in der Faſſung des Geſetzes zur Anderung von Bor: 
ſchriften über die Zwangsvollſtreckung vom 24. 10. 34 (RGBl. I S. 1070 über die 
Beſchränkung und Unzuläſſigkeit der Pfändung der Ruhegelder uſw.) finden auf die 
Anſprüche auf Verſorgungsgebührniſſe nach dem RVG. keine Anwendung. Dieſe 
Vorſchriften find für Renten durch die Sondervorſchrift der SS 68 ff. RVG. erſetzt. 
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Der $ 68 RVG. ſelbſt hat, abgejehen von S 40 MVGG., $ 37 OPGG., ſein Vorbild 
in § 119 RVO. Grundſätzlich ſind Renten unübertragbar uſw., um ſie dem Be⸗ 
ſchädigten ſelbſt zu erhalten, der ſie meiſtens reſtlos zum Lebensunterhalt braucht. 
Eine Abtretung oder Verpfändung, die ſich nicht in dem engen Rahmen des § 68 
RW. hält, iſt ungültig. Die Abtretung ſtellt nach S 398 BGB. einen Vertrag 
dar zwiſchen Zedenten und Zeſſionar, er kann einſeitig vom Verſorgungs⸗ 
berechtigten nicht widerrufen werden. Die Verpfändung iſt die rechtsgeſchäftliche 
Sicherſtellung für eine Forderung des Pfandgläubigers dergeſtalt, daß letzterer die 
Zahlung der Rente an Gläubiger (Verſorgungsberechtigten) und Pfandgläubiger 
gemeinſam oder Hinterlegung der Rente für beide, dagegen Zahlung der Rente an 
den Pfandgläubiger nur nach Fälligkeit feiner geſicherten Forderung und nur in 
ihrer Höhe verlangen kann (88 1279, 1281, 1282 BGB.). Abtretung und Ver⸗ 
pfändung ſtellen freiwillige Akte des Verſorgungsberechtigten dar (88 398, 1280 
BGB.). Für die Ausführung dieſer beiden rechtsgeſchäftlichen Akte trägt das Ber: 
ſorgungsamt allein die volle Verantwortung, während ſie bei Pfändungs⸗ und 
Überweiſungsbeſchlüſſen (Staatshoheitsakt — Gerichtsbeſchluß SS 828 ff. ZPO.) das 
Gericht übernimmt. Die Übertragung, Verpfändung und Pfändung ſtehen in einem 
rechtlichen Wechſelſeitigkeitsperhältnis. Was übertragbar, abtretbar iſt, iſt pfänd⸗ 
bar ($ 400 BGB.), iſt verpfändbar (8 1274 Abſ. 2 BGB.) und umgekehrt (S 851 
ZPO.). Ferner gilt das auch für die Aufrechnung ($ 394 BGB.) und für die Zu⸗ 
rüdbehaltung (8 273 BGB.). 

Einſchränkung der vollen Übertragung und Verpfändung der Verſorgungsgebühr⸗ 
niſſe, ſoweit es ſich um Fälle des $ 68 Nr. 2 RVG. handelt, regelt der $ 70 RVG., 
ſoweit es ih um Pfändung in den Fällen des § 68 Nr. 3 RVG. handelt, der § 71 
RVG. Der § 71a RV. regelt die Übertragung der Verſorgungsgebührniſſe kraft 
Geſetzes, falls ein Verſorgungsberechtigter oder ein Kind, für das Kinderzulage 
zu gewähren iſt, in Fürſorgeerziehung oder auf ſtrafgerichtlicher Anordnung in 
einer Heil⸗ und Pflegeanſtalt, in einer Trinkerheilanſtalt, Entziehungsanſtalt, 
einem Arbeitshaus oder Aſyl untergebracht iſt. 

Kapitalabfindung. Perſonen, die auf Grund des RVG. Anſpruch auf 
Verſorgungsgebührniſſe haben, können zum Erwerb oder zur wirtſchaftlichen 
Stärkung eigenen Grundbeſitzes durch Zahlung eines Kapitals abgefunden werden, 
ſofern der Verſorgungsberechtigte das 21. Lebensjahr vollendet und das 55. Le⸗ 
bensjahr noch nicht zurückgelegt hat (Ausnahmen zuläſſig), ferner der Verſor⸗ 
gungsanſpruch anerkannt iſt und nach Art des Verſorgungsgrundes nicht zu er⸗ 
warten iſt, daß ſpäter die Verſorgungsgebührniſſe ganz wegfallen; des weiteren 
muß für eine nützliche Verwendung des Abfindungskapitals Gewähr beſtehen. Die 
wirtſchaftliche Not der letzten Jahre hat es mit ſich gebracht, daß Mittel für Er⸗ 
werb von Grundbeſitz nicht mehr bereit geſtellt werden konnten. Sie ſtehen nur 
in beſchränktem Umfange zur Verhütung von Zwangsmaßnahmen in vorhandenen 
Grundbeſitz zur Verfügung. Der immer mehr erkennbaren Notlage der abgefun⸗ 
denen Kriegsopfer und der ſonſtigen Kriegsbeſchädigten mit Grundbeſitz hat die 
nationalſozialiſtiſche Regierung unmittelbar nach der Machtübernahme durch wirk⸗ 
ſame Unterſtützungsmaßnahmen abzuhelfen verſucht (vgl. Erlaß des Reichsarbeits⸗ 
miniſters vom 20. Februar 1933 Ia 730/33 mit Nachträgen). Freilich iſt es unmög⸗ 
lich, die Folgen einer langjährigen Entwicklung lediglich durch Unterſtützungsmaß⸗ 
nahmen in Kürze zu beheben. Sache der nationalſozialiſtiſchen Regierung wird es 
ſein, durch großzügige Entſchuldungs- und Umſchuldungsmaßnahmen die abgefunde⸗ 
nen Kriegsbeſchädigten und Kriegshinterbliebenen von ihrer Schuldenlaſt zu be⸗ 
freien oder dieſe Jo erträglich zu geſtalten, daß ein geſundes und erfolgreiches Wei: 
terwirtſchaften wieder auf die Dauer möglich iſt. Die Abfindungsſumme wird nach 
beſonderen geſetzlichen Beſtimmungen errechnet (vgl. 88 74—76 RBG.). Die bes 
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ſtimmungsgemäße Verwendung des Abfindungskapitals iſt durch die Form der 
Auszahlung und durch geeignete Maßnahmen zur Verhinderung alsbaldiger Wei⸗ 
terveräußerung des Grundſtücks und des an ihm beſtehenden Rechts zu ſichern. Zu 
dieſem Zwecke kann insbeſondere die Eintragung des Weiterveräußerungs⸗ und Be⸗ 
laſtungsverbots des auf Grund der Kapitalabfindung erworbenen Grundftüdes 
innerhalb einer Friſt von nicht über fünf Jahren durch das zuſtändige Haupt⸗ 
verſorgungsamt angeordnet werden. Dieſe Anordnung wird mit der Eintragung 
in das Grundbuch wirkſam. Die Not der Nachkriegszeit hat es mit ſich gebracht, 
daß dieſe Maßnahme an praktiſcher Bedeutung zum Schutze der Abgefundenen 
ſehr viel verloren hat. Fremdes Geld wurde von den Banken und Sparkaſſen 
und auch von privaten Geldgebern nur dann noch zur Verfügung geſtellt, wenn 
der Fiskus im Grundbuch mit feinen Rechten in Abteilung II und III auswich. 
Der jahrelange Streit über die rechtliche Wirkung des Belaſtungs⸗ und Ver⸗ 
äußerungsverbots iſt durch die Entſcheidung des Reichsgerichts in Zivilſachen 
(Urteil vom 6. November 1930 VI 22/30, Entſch. i. Z. Band 130 Seite 209) ent⸗ 
ſchieden. Das Verbot wirkt nicht abſolut gegen voreingetragene Rechte. Nach der 
neueſten Rechtsauffaſſung kann dieſes Verbot im Belange der Abgefundenen ſeitens 
des Hauptverſorgungsamts nicht mehr wirkſam geltend gemacht werden, wenn mit 
Genehmigung des Hauptverſorgungsamts im Range nach den fiskaliſchen Rechten 
Belaſtungen erfolgen. Bei Vereitelung des Zweckes der Kapitalabfindung iſt auf 
Erfordern der Behörde die Abfindungsſumme zurückzuzahlen. Die Rückzahlung 
beſchränkt ſich auf den Betrag, auf den die Abfindungsſumme feſtzuſetzen geweſen 
wäre, wenn der Abgefundene den Antrag auf Kapitalabfindung im Zeitpunkt der 
Rückforderung geſtellt hätte. Zur Sicherung der Rückzahlung der Abfindungs⸗ 
ſumme kann die Behörde die Eintragung einer Sicherungshypothek verlangen. 
Der erloſchene Rentenanſpruch nach S 75 Abſ. 2 RVG. lebt mit Wirkung vom 
Erſten des Monats wieder auf, in dem die Abfindungsſumme wieder zurückgezahlt 
iſt. Schließt eine abgefundene Witwe eine weitere Ehe, ſo iſt die Abfindungsſumme 
binnen drei Monaten nach der Eheſchließung zurückzuzahlen. Die Berechnung der 
Rückzahlungsſumme ergibt ſich aus $ 82 RVG. Auch hier kann zur Sicherung der 
Rückzahlung die Eintragung einer Sicherungshypothek oder eine andere Sicherheit 
verlangt werden. Aus der Bewilligung einer Kapitalabfindung kann nicht auf 
Auszahlung geklagt werden. Innerhalb der geſetzten Friſt für die Durchführung 
der im Kapitalabfindungsbeſcheid gemachten Auflagen iſt ein der ausgezahlten Ab⸗ 
findungsſumme gleichkommender Betrag an Geld, Wertpapieren oder Forderungen 
der Pfändung nicht unterworfen. 

Zuſatzrente wird Schwerbeſchädigten, Witwen und Waiſen im Falle des 
Bedürfniſſes gewährt, weil die Rente allein die geſundheitlichen und wirtſchaft⸗ 
lichen Folgen der Dienſtbeſchädigung häufig nicht ausgleicht. Die Zuſatzrente iſt neu 
geregelt durch Artikel 4 SS 2, 3 und 5 des Geſetzes über Anderung auf dem Gebiete 
der Reichsverſorgung vom 3. Juli 1934. Ihre Feſtſtellung und Auszahlung obliegt: 

für Schwerbeſchädigte ſowie für Empfänger von Haus⸗ und Ülber⸗ 
1 den Fürſorgeſtellen der Kriegsbeſchädigten⸗ und Kriegshinterbliebenen⸗ 
fürſorge, 

für Hinterbliebene den Verſorgungsämtern. 

Härteausgleiche. Der $ 113 RWG. ſieht die Gewährung eines Ausgleichs 
durch den Reichsarbeitsminiſter im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter der 
Finanzen in Fällen vor, die bei Schaffung des Geſetzes unbeachtet geblieben ſind 
oder nicht vorausgeſehen werden konnten, oder die ſchon bei Schaffung des Ge⸗ 
ſetzes für den Härteausgleich in Ausſicht genommen waren. 

Im Rahmen dieſer Vorſchrift wurde früheren Angehörigen der deutſchen Wehr⸗ 
macht, die während des Weltkrieges Dienſt geleiſtet hatten, ſowie ihren Hinter⸗ 
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bliebenen Verſorgung gewährt, wenn der urſächliche Zuſammenhang zwiſchen dem 
Leiden und dem Militärdienſt nicht ausreichend erwieſen war. Neuanträgen und 
Erhöhungsanträgen auf Verſorgung bei zeitlichem Zuſammenhang im 
Härteausgleich wird nicht mehr entſprochen; nur für Hinterbliebene von Pflege⸗ 
zulageempfängern, deren Tod die Folge des Rentenleidens iſt, kann im Fall der 
Bedürftigkeit mit Genehmigung des Reichs⸗ und preußiſchen Arbeitsminiſters die 
Gewährung oder Erhöhung von Verſorgungsgebührniſſen in Betracht kommen. 


Altrentnergeſetz (ARG.) 


Das ARG. vom 18. Juli 1921 (RGBl. I S. 953) in der Faſſung vom 22. De: 
zember 1927 (RGBl. I S. 531) regelt die Verſorgung der früheren Ange⸗ 
hörigen der deutſchen Wehrmacht und ihrer Hinterbliebenen, ſoweit ſie Verſor⸗ 
gungsgebührniſſe nur infolge einer vor dem 1. Auguſt 1914 beendeten Dienſt⸗ 
leiſtung nach altem Recht bereits erhalten haben oder noch erhalten können. Es 
gilt für dieſen Perſonenkreis grundſätzlich das RVG. Abweichend von den Vor⸗ 
ſchriften des RV. iſt geregelt a) die Heilbehandlung (8 3 AR.); hier wird, 
abgeſehen von der Verſorgung mit Körpererſatzſtücken, orthopädiſchen und anderen 
Hilfsmitteln, kein Rechtsanſpruch auf Heilbehandlung eingeräumt; b) die Kapital⸗ 
abfindung (8 6 AR.), fie ſetzt Anſpruch auf Kriegsverſorgung nach altem Recht 
voraus; c) die Verſorgung der Kapitulanten und ihrer Hinterbliebenen 
(SS 8 und 9 AR.). 

Die Vorſchriften des RVG. § 32 Übergangsgeld, § 33 Beamtenſchein und § 52 
Friſten finden keine Anwendung. 

Kapitulanten find nach MVG. 1908 $ 1 Abſ. 4 (SS 49 und 63) diejenigen 
Unteroffiziere und Mannſchaften, die ſich über die geſetzliche Dienſtpflicht hinaus 
zum aktiven Dienſt verpflichtet hatten und in deſſen Ableiſtung begriffen waren. 
Bezüglich des Perſonenkreiſes der Kapitulanten ſiehe HdR. S. 376 AB. zu § 8 
Ziff. 5, 6 und 7. 

Die Dienſtzeit war für den Anſpruch der Kapitulanten auf Verſorgung nach 
MWG. § 1 Abſ. 2 und 3 maßgebend. Zu unterſcheiden a) tatſächlich zurückgelegte 
Militärdienſtzeit (MVG. 88 5 und 53), b) Kriegsjahre (MVG. § 6 Abſ. 1 und 87), 
c) Doppelrechnung von Dienſtzeit (MVG. § 6 Ab], 2, SS 54, 65), d) erhöhte An⸗ 
rechnung der Dienſtzeit zwiſchen 1. Auguſt 1914 bis 31. Dezember 1918 — Geſetz 
vom 4. Juli 1921 (RG Bl. I S. 825). Hieraus errechnet ſich insgeſamt die ver⸗ 
ſorgungsberechtigende Dienſtzeit für den Anſpruch auf die Dienſtzeitleidensrente 
nach 8: oder die Dienſtzeitrente nach 18jähriger Dienſtzeit (8 1 Abſ. 2 und 3 
MVG. 1906 bzw. § 8 Abſ. 1—3 ARG.). Der Anſpruch auf Dienſtzeitrente nach 
18jähriger Dienſtzeit ſetzt bei Doppelrechnung von Dienſtzeit voraus, daß 
deren wirkliche Dauer 12 Jahre beträgt. Als wirkliche Dienſtzeit in dieſem Sinne 
rechnen außer der tatſächlich abgeleiſteten Dienſtzeit auch die Kriegsjahre ſowie 
die erhöhte Anrechnung der Dienſtzeit (ſiehe oben b und d). 

Soweit hiernach ehemalige Kapitulanten und ihre Hinterbliebenen noch Ver⸗ 
ſorgung nach altem Recht erhalten, haben auch deſſen Ruhensvorſchriften auf ſie 
Anwendung zu finden. Die günſtigere Verſorgung wird ſtets von Amts wegen 
gewährt. 

Eine Pfändung der VerſGeb. nach $ 8 Abſ. 1—3 ARE. iſt jedoch nicht zuläſſig 


Kriegsperſonenſchädengeſetz (KPSE.) 
vom 15. Juli 1922 (RGBl. I S. 620) in der Faſſung vom 22. Dezember 1927 
(RGBl. I S. 515, 533) unter Berückſichtigung der Anderung durch das Geſetz 
zur Anderung des KPS. v. 27. 2. 34 (RGBl. I S. 135) 
Reichsangehörige, die durch den letzten Krieg innerhalb oder außerhalb des 
Reichsgebiets Schädigungen an Leib und Leben erlitten haben und nicht zu den 
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nach dem RVG. verjorgten Perſonen gehören, erhalten für fih und ihre Hinter: 
bliebenen Verſorgung nach dem RVG. 

Der Begriff „Schädigung an Leib und Leben“ iſt im $ 2 KPS. genau um⸗ 
ſchrieben. Die ſchädigenden Ereigniſſe ſtehen einer Dienſtbeſchädigung im Sinne 
des RVG. gleich. Die Rentenſätze werden bei jugendlichen Beſchädigten ent⸗ 
ſprechend 8 4 und 5 KPS. gekürzt. Sterbegeld wird im Gegenſatz zum 
RWG. auch gewährt, wenn der Verſtorbene nicht Rentenempfänger war. Vor⸗ 
ausſetzung jedoch iſt, daß der Verſtorbene den Folgen eines ſolchen Ereigniſſes 
erlag. 

Der Anſpruch auf Verſorgung iſt zur Vermeidung des Ausſchluſſes binnen 
ſechs Monaten vom Tage der Kenntnis des Schadens oder Todes anzumelden. 
Die Ruhensvorſchriften des RVG. find anzuwenden, werden aber durch $ 13 
KPS. noch erweitert. 

In gleicher Weiſe werden nach dieſen Vorſchriften behandelt die Anſprüche für 
Schäden an Leib und Leben, die im Zuſammenhang mit inneren Unruhen durch 
offene Gewalt oder durch ihre Abwehr unmittelbar verurſacht werden. Keinen 
Anſpruch auf Verſorgung begründen jedoch Geſundheitsſchädigungen, die jemand 
als Angehöriger einer ſtaatsfeindlichen Partei oder einer ihrer Hilfs⸗ oder Erſatz⸗ 
organiſationen oder bei der Förderung der Beſtrebungen einer ſtaatsfeindlichen 
Partei im Zuſammenhang mit inneren Unruhen erlitten hat. Bereits zuerkannte 
Verſorgung kann wieder entzogen werden. | 


Geſetz über die Verſorgung der Kämpfer für die nationale Erhebung 
vom 27. Februar 1934 (RG Bl. I S. 133) (NK.) 


Angehörige der NSDAP. und des Stahlhelms, Bund der Frontſoldaten, ſowie 
ihrer Gliederungen und deren Hinterbliebene erhalten nach Zuſtimmung der 
Hilfskaſſe, Hauptabteilung der Reichsleitung der NSDAP. oder auf deren An⸗ 
trag wegen der die Geſundheit ſchädigenden Folgen von Körperver⸗ 
letzungen, die ſie während der Zugehörigkeit zur NSDAP. oder zum Stahl⸗ 
helm oder ihrer Gliederungen vor dem 13. November 1933 im Zu⸗ 
ſammenhang mit dem politiſchen Kampf für die nationale 
Erhebung durch politiſche Gegner erlitten haben, auf Antrag Ver⸗ 
ſorgung unter entſprechender Anwendung der Vorſchriften des RVG. mit folgenden 
Ausnahmen: 

8 32 RVG. Übergangsgeld findet keine Anwendung. Der Lauf der Friſten in 
SS 33, 49, 52, 54 beginnt früheſtens mit dem 1. Januar 1934. Bei Anwendung der 
SS 28, 33, 36, 41 Abſ. 2 Nr. 4, 45, 52, 55 Abſ. 2 und 4 RW. tritt an Stelle der 
Militärdienſtzeit der Zeitpunkt der Schädigung. Die Rente iſt bei Jugendlichen 
entſprechend S 2 gekürzt. Sterbegeld ſteht bei Vorliegen der Vorausſetzung des 
§ 1 auch zu, wenn der Verſtorbene nicht Rentenempfänger war. 

Zuſtändig zur Entſcheidung ſind die Verwaltungsbehörden (Verſorgungsämter). 
Gegen deren Entſcheidung iſt binnen einem Monat nach Zuſtellung Anrufung eines 
beim Hauptverſorgungsamt Bayern in München gebildeten Ausſchuſſes vorgeſehen, 
der endgültig entſcheidet. 


Das Verfahrensgeſetz 


vom 10. Januar 1922 (RGBl. S. 59) in der Faſſung der Bekanntmachung 
v. 2. 11. 34 (RGBl. I S. 1113) 


Das Verfahrensgeſetz in der Faſſung vom 20. März 1928 hat durch die 
Notverordnungen des Reichspräſidenten vom 26. Juli 1930 und vom 5. Juni 1931, 
ferner durch das 5. Geſetz zur Anderung des Geſetzes über das Verfahren in Ver⸗ 
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ſorgungsſachen vom 3. Juli 1934 (RGBl. I S. 544) einſchneidende Anderungen er⸗ 
fahren. Es behandelt in drei Hauptteilen die Verſorgungsbehörden (Verſorgungs⸗ 
ämter und Hauptverſorgungsämter als Verwaltungsbehörden, Verſorgungsgerichte 
und Reichsverſorgungsgericht als Spruchbehörden), das Verſorgungsverfahren (Ver⸗ 
waltungs⸗ und Spruchverfahren) und Schutz⸗, Straf⸗ und Übergangsvorſchriften. Das 
RVG. verſteht unter „Verſorgungsbehörden“ nur die „Verwaltungsbehörden“ im 
Sinne des Verfahrensgeſetzes. In Verſorgungsſachen iſt der ordentliche Rechtsweg 
ausgeſchloſſen. Im Verwaltungsverfahren liegt der Schwerpunkt bei den Verſor⸗ 
gungsämtern. Der Sachverhalt iſt von Amts wegen aufzuklären. Die Beteiligten ſind 
zur Mitwirkung bei der Aufklärung verpflichtet. Gegen Beſcheide der Verwaltungs⸗ 
behörde iſt die Berufung zuläſſig, ſoweit es ſich nicht um Kannbezüge handelt, deren 
Gewährung in das pflichtmäßige Ermeſſen der Behörde geſtellt iſt. Nach dem 5. Ge⸗ 
ſetz zur Anderung des Geſetzes über das Verfahren in Verſorgungsſachen vom 
3. Juli 1934 Artikel 1 Ziffer 4 iſt jedoch die Berufung ausgeſchloſſen gegen die 
Entſcheidung des Verſorgungsamts bezüglich Bedürftigkeit im Sinne der SS 45, 97 
RWVG., §S 7 KPS. und bezüglich der Ernährereigenſchaft $ 45 RVG. Während 
die Berufung im übrigen uneingeſchränkt gegeben iſt, iſt der Rekurs in beſtimmten 
Fällen von geringerer Bedeutung ausgeſchloſſen (vgl. hierzu $ 90 Abſ. 1 des 
VerfG. in der Faſſung vom 3. Juli 1934). In dieſen Fällen iſt nach Inkrafttreten 
des Geſetzes vom 3. Juli 1934 das Verſorgungsgericht für die Entſcheidung zu⸗ 
ſtändig, in den übrigen entſcheidet die Berufung das Reichsverſorgungsgericht. 
Gegen die Entſcheidung des Verſorgungsamts über den Anſpruch auf die Front⸗ 
zulage (Artikel 1 des Geſetzes über Anderungen auf dem Gebiete der Reichsver⸗ 
ſorgung vom 3. Juli 1934 — RGBl. I S. 541) kann binnen einem Monat nach 
der Zuſtellung des Beſcheides, bei der Zuſtellung außerhalb Europas binnen ſechs 
Monaten, die Entſcheidung des beim Hauptverſorgungsamt gebildeten Ausſchuſſes 
angerufen werden, wenn der Anſpruch mit der Begründung abgelehnt worden iſt, 
daß die Geſundheitsſtörung nicht auf eine Kriegsdienſtbeſchädigung im Sinne des 
Artikel IS 1 Abſ. 2 des Geſetzes über Anderungen auf dem Gebiete der Reichs⸗ 
verſorgung zurückzuführen iſt. Die Anrufung des Ausſchuſſes iſt jedoch aus⸗ 
geſchloſſen, wenn bereits entſchieden iſt, daß die Geſundheitsſtörung nicht Folge 
einer Dienſtbeſchädigung iſt. Die Entſcheidung des Ausſchuſſes iſt endgültig. Den 
Bedürfniſſen der Praxis entſprechend iſt vorgeſehen, daß nicht nur unzuläſſig oder 
verſpätet eingelegte, ſondern auch ſachlich unbegründete Rechtsmittel ohne münd⸗ 
liche Verhandlung durch Verfügung des Vorſitzenden zurückgewieſen werden können. 
Die Entſcheidungen der Kammern und Senate ergehen durch Urteil auf Grund 
mündlicher und öffentlicher Verhandlung, ſoweit nicht Ausnahmen zugelaſſen ſind. 
Artikel 2 des 5. Geſetzes zur Anderung des Verfahrensgeſetzes vom 3. Juli 1934 
räumt den Verwaltungsbehörden nach vorheriger Genehmigung des Herrn Reichs⸗ 
arbeitsminiſters die Möglichkeit ein, rechtskräftige Entſcheidungen zu ändern, 
wenn ſie, ohne daß eine Anderung der für die Entſcheidung maßgebend geweſenen 
Verhältniſſe eingetreten iſt, der Sach⸗ und Rechtslage nicht entſprechen und daher 
der Bezug der Verſorgungsgebührniſſe nicht oder nicht in der zugeſprochenen Höhe 
gerechtfertigt iſt. Gegen die Entſcheidung der Verwaltungsbehörde iſt die Be⸗ 
rufung an das Reichsverſorgungsgericht zuſtändig, das endgültig entſcheidet. 


Loeſch 
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Schrifttum: 

HdR. — Handbuch der Reichsverſorgung, herausgegeben vom Reichsarbeitsminiſterium 
Band I. 

Arendts Reichsverſorgungsgeſetz. 2. Aufl. Berlin 1929. 

Kommentar von Reichsverſorgungsbeamten zum Reichsverſorgungsgeſetz, Berlin 1929. 

von Olshauſen und Schulte⸗Holthauſen, Verfahren in Verſorgungsſachen, 4. Aufl. Mün⸗ 
hen—Berlin— Leipzig 1935. | 

Die Entſcheidungen des Reichsverſorgungsgerichts. 

Reichsverſorgungsblatt 1934 und die darin enthaltenen Ausführungsbeſtimmungen und 
Erläuterungen zum Geſetz über Anderungen auf dem Gebiete der Reichsverſorgung 
vom 3. Juli 1934 (RGBl. I S. 541) und 5. Geſetz zur Anderung des Geſetzes über 
das Verfahren in Verſorgungsſachen vom 3. Juli 1934 (RGBl. I S. 544). 

Wehrgeſetz vom 31. Mai 1935. 


791 


Das Fuͤrſorgerecht des nationalſozialiſtiſchen Staates 


I. Begriff 


Über den Begriff der Fürſorge und Wohlfahrtspflege herrſcht noch keine einheit⸗ 
liche Auffaſſung. Das bisherige grundlegende Geſetz, die Reichsfürſorgeverordnung. 
hat zwar in ihrem Namen den Begriff der Fürſorge geſetzlich verankert, wenngleich 
in Beſtimmungen der Fürſorgegeſetze (z. B. RF V. § 5 u. Erläuterg. z. d. RGrumdi. 
zu § 8 Abſ. 2) neben dem Begriff der Fürſorge der der Wohlfahrtspflege verwendet 
wird. Die Geſetzgebung der Länder hat bis auf zwei Ausnahmen (Sachſen und 
Lübeck) den Begriff der Fürſorge bei der Schaffung ihrer Beſtimmungen auf⸗ 
genommen. Sachſen und Lübeck dagegen ſind im „Sächſiſchen Wohlfahrtsgeſetz“ und 
im „Geſ. über d. öff. Wohlfahrtspflege“ vom Begriff der Wohlfahrtspflege aus⸗ 
gegangen. Sachſen erklärt ($ 2) zu Pflichtaufgaben der öffentlichen Wohlfahrts⸗ 
pflege: „1. Fürſorge nach ...“ und erklärt zu Trägern der öffentlichen Wohl⸗ 
fahrtspflege ($ 6) die Bezirks fürſorge verbände. Schon dieſe kleine Aus: 
leſe beweiſt, daß wir im Fürſorgerecht von einer Begriffsklärung noch weit 
entfernt ſind. Eine Definition hat nur Sachſen gegeben!. Dort beſtimmt § 1 
„Als Wohlfahrtspflege im Sinne dieſes Geſetzes gilt die Förderung des Volks⸗ 
wohles in geſundheitlicher, wirtſchaftlicher, ſittlicher und erzieheriſcher Hinſicht.“ 
Eine einheitliche Begriffsbeſtimmung kennt auch die wiſſenſchaftliche Literatur 
nicht. Mannigfaltige Verſuche laſſen die Schwierigkeiten einheitlicher und ein⸗ 
wandfreier Formulierungen erkennen. Wohlfahrtspflege im weiteren Sinne iſt 
die geſamte planmäßige Betätigung (insbeſondere) des Staates, die die Hebung 
der Wohlfahrt der Bevölkerung auf geſundheitlichem, wirtſchaftlichem und fitt⸗ 
lichem Gebiete zum Ziele hat. Nach Karſtedt (Hdwb. d. WF.⸗Pflege) iſt Wohl⸗ 
fahrtspflege die „Einwirkung auf die Lebensverhältniſſe der Völker mit dem 
Ziel ihrer Erhaltung und Fortentwicklung“. Nach ihm erwachſen aus den Zielen 
der Sozialpolitik und den Erforderniſſen der Fürſorge die vielfältigen Einzel⸗ 
maßnahmen des umfaſſenden Geſamtgebietes der Wohlfahrtspflege. Definitionen 
eines nationalſozialiſtiſchen Fürſorge- oder Wohlfahrtsbegriffes fehlen noch. 


II. Kurzer geſchichtlicher Überblick 


Die Fürſorge iſt aus der früheren Armenpflege hervorgegangen. Die Uranfänge 
einer öffentlichen Armenpflege gehen bis in das Altertum zurück. Während die 
primitive Geſellſchaft oft die Schwachen und Hilfsbedürftigen als Fremdlinge aus⸗ 
ſcheidet, entwickelt ſich ſchon auf der Grundlage der Kultur des alten Orients der 
Gedanke, dieſen Schwachen und Unterdrückten zu helfen. Dieſer Gedanke geht oft 
vom König aus, der teils aus realpolitiſchen Erwägungen (um ſich willige Unter: 
tanen zu ſchaffen), teils aus religiöſen Erwägungen ſeines orientaliſchen Gottkönig⸗ 
tums den Unterdrückten Wohltaten erweiſt. Schon Hammurabi (um 2250 v. Chr.) 
verſucht die Fürſorge in geſetzmäßige Form zu bringen. Im Chriſtentum wird das 

ı Außerhalb der eigentlichen Fürſorgegeſetzgebung wird eine Definition des Begriffes 
„Wohlfahrtspflege“ gebracht in § 2 der dritten VO. zur Durchf. des Gel. ü. die Ablöſung 
öff. Anleihen. Vom 4. 12. 1926 (RGBl. I Bl. 64/1926). 
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Wohltun aus der Liebe zum Mitmenſchen geboren und die Karitas zur Grundlage 
der Wohltätigkeit gemacht. Die fränkiſche Kirche, Karl der Große, Klöſter und Orden 
und die aufblühenden Städte des Mittelalters haben ſich weiterhin um die Or⸗ 
ganiſierung des Gedankens der Armenpflege verdient gemacht. Luther legt die 
Grundgedanken einer geſunden Armenordnung in ſeiner Schrift „An den Adel 
deutſcher Nation“ nieder, in der vor allem beſtimmt wird, daß jede Stadt ihre 
Armen ſelbſt verſorgen muß. Eine Neuordnung des Kirchen⸗ und Armenweſens 
geht alsdann nicht von Luther, ſondern von Karlſtadt aus. Nach den Wirrniſſen 
des Dreißigjährigen Krieges iſt von geordneter Armenpflege ſelbſt in den Städten 
kaum noch die Rede. Die Zerſplitterung Deutſchlands in unzählige kleine Dyna⸗ 
ſtien mit eigenem Landes⸗ und Heimatrecht bewirkt, daß alle zu Fremden gemacht 
werden, die nicht in einem Gemeinweſen förmlich verbürgert ſind. Mit dem Er⸗ 
ſtarken der Staatsgewalt wird dem Begriff des Gemeindegenoſſen der des Staats⸗ 
bürgers entgegengeſtellt, der das Recht ſchafft, daß ſich jeder an jedem Orte nieder⸗ 
laſſen kann. Nach der Zeit der Aufklärung entſtehen die gemeinnützigen patrioti⸗ 
ſchen Geſellſchaften, die die Durchführung der Armenpflege zu ihrer Aufgabe 
machen und durch weitgehende Erfaſſung der Bedürftigen die Bettelei völlig be⸗ 
ſeitigen. Doch nur für kurze Zeit. Die Hamburger Armenanſtalt z. B. hat bereits 
1801, bald nach der Gründung, ein Defizit von 60 000 M., das von Jahr zu Jahr 
ſteigt. Die folgenden Kriegszeiten des 19. Jahrhunderts ſteigern die Not und das 
Bettelunweſen. Die Zuſtände drängen zu einer Regelung, die zuerſt von Preußen 
im Geſetz vom 3. Dezember 1842 bewirkt wird. Die Gemeinde wird Orts-, die Pro⸗ 
vinz Landarmenverband. Es entſteht das Unterſtützungswohnſitzgeſetz vom 6. Juni 
1870, das allen Reichsangehörigen die gleiche wirtſchaftliche Freiheit verbürgt. 
Die Länder folgen allmählich durch Schaffung eigener Geſetze, und es entfaltet ſich 
eine reiche freie Liebestätigkeit. Der Weltkrieg bringt beſondere Aufgaben in der 
Fürſorge. Nach der Wiederaufnahme der Friedensarbeit werden dann in der Zeit 
der Ermächtigungsgeſetze die Reichsfürſorgepflichtverordnung vom 13. Februar 
1924 (und ſpäter die Reichsgrundſätze v. 4. 12. 1924) geſchaffen, die den Ländern 
als Grundlage für ihre Ausführungsbeſtimmungen dienen. 


III. Auswirkungen der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung und Staats⸗ 
auffaſſung auf die Fürſorge (in Theorie, Praxis und Geſetzgebung) 
1. Grund ſätzliches 


Fürſorge als ſozialpolitiſche Maßnahme des nationalſozialiſtiſchen Staates iſt nur 
unter dem Geſichtswinkel des nationalſozialiſtiſchen Staatsbegriffes möglich. „Der 
Staat iſt ein Mittel zum Zweck. Sein Zweck liegt in der Erhaltung und Förderung 
einer Gemeinſchaft phyſiſch und ſeeliſch gleichartiger Lebeweſen. Dieſe Erhaltung 
ſelber umfaßt erſtlich den raſſenmäßigen Beſtand und geſtattet dadurch die freie 
Entwicklung aller in dieſer Raſſe ſchlummernden Kräfte.“ „Somit iſt der höchſte 
Zweck des völkiſchen Staates die Sorge um die Erhaltung derjenigen raſſiſchen 
Urelemente, die, als kulturſpendend, die Schönheit und Würde eines höheren 
Menſchentums ſchaffen.“ („Mein Kampf.“) Wichtige Fürſorgemaßnahmen des 
nationalſozialiſtiſchen Staates, ja, die wichtigſten, liegen demnach auf geſund⸗ 
heitspolitiſchem Gebiete. Punkt 21 des Parteiprogramms erhebt daher die He⸗ 
bung der Volksgeſundheit und die dazu erforderlichen Einzelmaßnahmen zur 
grundlegenden Forderung. In Verbindung mit der Verpflichtung, „für die Er⸗ 
werbs⸗ und Lebensmöglichkeit der Staatsbürger zu ſorgen“ (Punkt 7 des Pro: 
gramms), iſt damit die ſozialpolitiſche Miſſion des nationalſozialiſtiſchen Staates 


2 Als Grundlage des formalen Fürſorgerechtes. 
s Als Grundlage des materiellen Fürſorgerechtes. 
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zu erheblichem Teile umriſſen. In dieſen ſozialpolitiſchen Aufgabenbereich des 
nationalſozialiſtiſchen Staates baut ſich die Fürſorge als großes Teilgebiet ein. 
Ihr Herrſchaftsbereich iſt um ſo größer, die von ihr zu löſenden Fragen find 
um ſo umfaſſender und zwingender, je tiefer und ſcheinbar unbeſiegbarer die 
große Not der Zeit ſich in den einſt geſunden Volkskörper eingegraben hat. 
Fürſorge iſt Mittel zum Zweck, ſie iſt Hilfe zur Selbſthilfe. Auch im alten Für⸗ 
ſorgerecht (8 1 Abſ. 2 RGrundſ.) iſt dieſer Gedanke verankert, der das Grund⸗ 
element aller Fürſorge iſt; doch ſeine Verwirklichung war im Strudel des Hinein⸗ 
gleitens immer neuer Volksmaſſen in den Kreis der Hilfsbedürftigen unter⸗ 
gegangen. Vorausſetzung für eine praktiſche Kursänderung, Rettung, war allein, 
dem lawinenartigen Niedergang Halt zu gebieten, die niederſtürzenden Erwerbs⸗ 
loſenmaſſen nach rückwärts aufzurollen, war: erfolgreiche Arbeitsbeſchaffung. So 
zeitigte die Arbeitsſchlacht in der Zeit vom 15. Juni 1933 bis 15. Juni 1934 einen 
Rückgang von 67,6% in der Altersgruppe 18—25, von 44,9% in der Altersgruppe 
26—40 und von 36—38 % in der Altersgruppe über 40 Jahre. — Für die ver: 
bleibenden Millionen Arbeitsloſen und Bedürftigen muß dem Gedanken der Ab⸗ 
löſung der Fremdhilfe durch Selbſthilfe Rechnung getragen werden. Idealziel müßte 
ſein, Verhältniſſe zu ſchaffen, die die Fürſorge von ſelbſt auf ein geringſtes Maß 
zurückführen. Auch ohne die Realiſierbarkeit ſolches Idealzieles mußten neue, för⸗ 
dernde Wege beſchritten werden. So wurde in der Frage des Nebenerwerbs durch 
Rundſchreiben des RAM. und RIM. an die Sozialminiſterien der Länder vom 
23. März 1934 gefordert, daß bei Anrechnung der Bezüge aus Nebenerwerb dem 
Geſichtspunkte der Erhaltung des Arbeitswillens ausreichend Geltung verſchafft, 
daß möglichſt der Arbeitswille des einzelnen wirkſam gefördert würde (Frei⸗ 
laſſung eines nicht ſummenmäßig, ſondern verhältnismäßig feſtgeſetzten, nicht an: 
rechnungsfähigen Teils). Kleine Vermögen wurden ſichergeſtellt zwecks Wer: 
meidung einer völligen Entblößung des Hilfsbedürftigen von eigenen Mitteln. 
(Dritte VO. des Reiches vom 26. Mai 1933.) Mit der Geltendmachung der 
Erſatzforderung iſt ſo lange zu warten, bis der Erſatzpflichtige wieder den 
notwendigen wirtſchaftlichen Rückhalt gewonnen hat. (Erl. RAM. u. RIM. 
vom September 1933.) Den Hilfsbedürftigen, insbeſondere den Sozialrentnern 
ſoll eine weitgehend ſchonende Behandlung und entgegenkommende Feſtlegung 
des Begriffes der Bedürftigkeit widerfahren. — Auch in der Fürſorge hat 
eine Umwertung vom Eigennutz zum Gemeinnutz zu erfolgen. Alleiniger Maßſtab 
für die Bemeſſung der Fürſorge iſt der Wert des Hilfsbedürftigen für die Volks⸗ 
gemeinſchaft. Früher erfolgte — auf der Grundlage einer Kollektivverantwor⸗ 
tung — das Eintreten der Geſamtheit für jeden Hilfsbedürftigen, ohne Prüfung. 
welchen Wert er für die Volksgemeinſchaft hatte. So war die Praxis nicht arm 
an Fällen, in denen dem Hilfsbedürftigen, oft ſogar dem unheilbar Kranken, grö⸗ 
ßere Aufwendungen (z. B. für teure Medikamente, durch Anwendung ſpezialärzt⸗ 
licher Apparaturen, teure Verpflegungsſätze in Anſtalten) zuteil wurden, als fie 
weite Kreiſe der Bevölkerung ſich leiſten konnten, die nicht hilfsbedürftig waren. 
Das Wort Nietzſches: „Was fällt, das ſoll man auch noch ſtoßen“, wird im national⸗ 
ſozialiſtiſchen Staate ernſt genommen. „Es wäre nicht richtig, wenn die im völ⸗ 
kiſchen Sinne Untüchtigen in Paläſten untergebracht wären, während die Tüch⸗ 
tigen in ſolchen Hütten und Behauſungen wohnen, daß der menſchliche Wert ge⸗ 
ſchädigt oder gefährdet wird.“ „Die nationalſozialiſtiſche Auffaſſung geht dahin, 
daß die öffentlichen Mittel für die Erhaltung der wertvollen Volksgenoſſen ein⸗ 
gelegt werden müſſen, daß aber im übrigen die öffentliche Fürſorge auf das Aller: 
notwendigſte zu beſchränken iſt, und daß in ſolchen Fällen nach Möglichkeit die 
freie Wohlfahrtspflege Pflege und Bewachung in einfachſter Form zur Verfügung 
ſtellen ſoll. Die Reichsregierung hat bereits eine Reihe von Geſetzen erlaſſen, die 
dieſen Geſichtspunkten Rechnung tragen.“ Nach den „Anregungen“ des Gemeinde⸗ 
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tages haben die Fürſorgebehörden die Pflicht, bereits jetzt im Rahmen des be⸗ 
ſtehenden Fürſorgerechtes den nationalſozialiſtiſchen Grundſätzen Rechnung zu 
tragen. Zur Erhaltung der Arbeitsfähigkeit und Geſundheit ſoll die Fürſorge auch 
vorbeugend helfen und dadurch drohende Hilfsbedürftigkeit verhüten. Gerade hierin 
liegt eine wichtige Aufgabe der öffentlichen Fürſorge. Die mit der Durchführung 
der Maßnahmen betrauten Stellen müſſen ſich die raſſenpolitiſchen Ziele, Geſetze 
und geplanten Maßnahmen der Reichsregierung zu eigen machen, um die Hilfe 
der öffentlichen und privaten Fürſorge damit in Einklang zu bringen. „Raſſen⸗ 
politik und Fürſorge entſpringen derſelben Idee: das Volk geſund und ſtark zu 
machen.“ „Wir haben“, ſagt Reichswart Hilgenfeld, „nicht die Pflicht, mit dem ein⸗ 
zelnen barmherzig zu ſein, ſondern wir haben die Pflicht, mit der Vielheit, mit 
der Geſamtheit barmherzig zu ſein und das Unglück der Vernichtung zu verhindern.“ 
Angeſichts jo großer und weittragender Ziele erwächſt der Fürſorge unter völlig 
neuer Betrachtungsweiſe ein großer Aufgabenbereich: Zur Vermeidung künftiger 
Belaſtungen der Geſamtheit mit körperlich, geiſtig oder moraliſch Minderwertigen 
als erſtes die Verhütung erbkranken Nachwuchſes (Geſ. vom 14. Juli 1933). Erb⸗ 
kranke müſſen auf eigene Kinder verzichten. „Es gibt nur eine Schande, bei eigener 
Krankheit und eigenen Mängeln dennoch Kinder in die Welt zu ſetzen, doch eine 
höchſte Ehre: darauf zu verzichten.“ („Mein Kampf.“) Beſondere Pflege gebührt 
alsdann der Mutter als Trägerin der zukünftigen Generation und dem Kinde. 
Beſondere Fürſorge gilt der Familie als natürlicher kleinſter Gemeinſchaft inner⸗ 
halb des Volksganzen und zugleich als dem Nährboden, auf dem die gegenwärtige 
und die zukünftige Generation erwächſt. Als letztes Glied in der Kette dieſer Auf⸗ 
gabenbereiche, als Schlußſtein gegenwärtiger und zugleich als ſtarke Säule zukünf⸗ 
tiger Fürſorge, folgt die Geſundheitsführung des Volkes, die die Höchſtentwicklung 
der erbbiologiſch und raſſiſch wertvollen Volkskräfte umfaßt. „Kein erbbiologiſch 
und raſſiſch wertvoller Volksgenoſſe, ganz gleich, was Not, Unfall, Trauma aus 
ihm gemacht haben, darf ſeinem ‚Schidjal‘ überlaſſen bleiben, darf aus der Ge⸗ 
ſtaltung unſeres Volkes ausgeſchaltet bleiben.“ (Bericht der Sondertagung des 
NS. ⸗Arztebundes in Nürnberg 1934.) 
2. Organiſatoriſches 


Im Bereiche dieſer Umwertung finden organiſatoriſche Umwandlungen ſtatt, die 
unter Abweichung von $ 5 Abſ. 4 RFV. (Vorrangſtellung der öffentlichen Fürſorge⸗ 
ſtellen) eine Führerſtellung der NS.⸗Volkswohlfahrt begründen. Mit dieſer Um⸗ 
geſtaltung geht die Einreihung eines umfaſſenden ehrenamtlichen eee in 
die Fürſorge einher (ſ. auch Abſ. VI). 

3. Geſetzgebung 

Am klarſten würde eine völlige reichsgeſetzliche Neuregelung dieſer neuen Betrach⸗ 
tungsweiſe der Fürſorgeproblematik gerecht; doch die Wandlungen erweiſen ſich 
als ſo eingreifend, daß ein praktiſches, ſyſtematiſches Hineinwachſen in den neuen 
Ideenkreis der neuen Geſetzesmaterie zum Vorteil gereichen wird. 

4. Schluß betrachtungen 

Es fehlte der Fürſorge als ſtaatspolitiſchem Bereich von wachſender Bedeutung an 
einem emporreißenden, tragenden Ziel. So konnte nur durch eine „Neugeburt aus 
dem Geiſte die beſeelte Fürſorge geſchaffen werden, die das geſamte Volksleben 
auf ein höheres Niveau erhebt“. 


IV. Die Fist che ſesgebeng 


1. Reichsgeſetze 
A. Bis 29. 1. 33: a) Reichsfürſorgepflicht VO. (RF V.) 13. 2. 24 — b) RGrumd!. 
ü. V., A. u. Maß 4. 12. 24 — c) Gef. ü. d. Unterſt.⸗Wohnſ. 30. 5. 08 — d) Erläut. z. 
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NF V. 13. 2. 24 — e) Erläut. d. RGrundſ. 4. 12.24 — B. Dienat.:]03,.R Ge: 
fege ab 30. 1. 33: a) Erl. d. RAM. ü. Ausſt.⸗Sperre 15. 3. 33 — b) Dritte 
VO. z. Ae. d. RGrundſ. 26. 5. 33 — c) Fünfte DfVoOO. z. Wfhilfe VO. 12. 9. 33 — 
d) Geſ. betr. Abä. Geſchl.⸗Krht.⸗Geſ. 26. 5. 33 — e) Gel. z. Verhütg. erbkr. N. 
14. 7. 33 — e) AusfVO. dazu 5. 12. 33 — f) Erl. RAM. ü. WVerbill.⸗Sch. 13 
9. 33 — g) Erl. ü. KlRentn.⸗Fürſ. (RA Bl. I 285 / 33) — h) Gel. geg. Gewohnhts.⸗ 
Verbr. 24. 11. 33 — i) Vierte VO. z. Ae. d. RGrundſ. 10. 2. 34 — j) Verſorg.⸗Geſ. 
27. 2. 34 — k) DfVO. d. Verſorg.⸗Geſ. 27. 2. 34 — 1) KPS. Ae.⸗Geſ. 27. 2. 34 — 
m) RVG. Ae.⸗Geſ. 3. 7. 34 — n) Gel. ü. Geſundh.⸗Weſen 3. 7. 34 — o) KlRtn.⸗Hi.⸗ 
Gel. 5. 7. 34 — p) Grundſ. RAM. u. RIM. 23. 8. 34 — q) Erl. d. RAM. v. 
29. 11. 34 — r) BO. ü. Ausl.⸗Deutſche v. 13. 3. 34. 


2. Die Ländergeſetze 


A. Bis 2 9. 1. 33: Dieſe erſtrecken ſich auf Ausführungsgeſetze z. R V. u. z. d. 
RGrundſ. Daneben gelten noch in Einzelbeſtimmungen zum Teil Beſtimmungen der 
alten öffentlichen Armenpflege. Wichtiger find hier B. Die nat. ⸗ ſo z. LGeſetze 
a b 30. 1. 33: 1. Anhalt: Verwaltungsverfügungen. 2. Baden: a) Zw. Bad. 
AusfVO. z. RF V. 15. 9. 33 — b) WO. ü. Geſchber. d. Min. 26. 3. 34 — c) Dritte 
VO. ü. Ae. d. AusfVO. Jug.⸗Wf. 28. 5. 34 — d) Erl. Md. 28. 7. 33 u. 20. 9. 33. — 
3. Bayern: a) Neuflig. d. Ausf.⸗Geſ. z. RF V. 7. 4. 33 — b) Entſchl. St Min. 
betr. WfErwerbsl. 27. 7. 33. 4. Braunſchweig: a) AeVO. d. AusfVO. ü. 
Fürſ. 16. 5. 33 — b) Ae. d. Geſ. ü. vorb. Krüppfürſ. 7. 6. 33 — c) Bkm. d. Md. 
ü. Abgr. d. Aufg. 20. 6. 33 — d) Erl. StMin. ü. 2. Ae. d. Gef. ü. vorb. Krüppf. 
31. 7. 33 — e) Ae. d. Gel. ü. Krüppf. 20. 1. 34 — f) DfVoO. ü. Wf. Laſten 20. 3. 34. 
5. Bremen: Ausf. ⸗Geſ. z. RFV. 25. 7. 33. 6. Ham burg: a) VO. 
ü. erbkr. Nachw. 14. 12. 33 — b) VO. ü. Erbgeſ. Ger. 14. 12. 33 — c) 2. VO. ü. 
erbkr. Nachw. 29. 12. 33 — d) PO. geg. Gewohnhts.⸗Verbr. 9. 3. 34 — e) BD. ii. 
Chef. Zeugn. 1. 8. 34. 7. Heſſen: a) KlRtn. 10. 8. 33 — b) Anr. d. Einf. d. 
Ehefr. 23. 8. 33 — c) Arb.⸗Beſch. f. KB. 30. 10. 33 — d) Erſt. d. Fürſ.⸗Koſt. 
29. 9. 33 — e) Fürſ. ſelbſt. Handw. 22. 3. 34 — f) Ldw. Arb. (Weigerg.) 31. 8. 34 
— g) Bevorz. Kinderr. 20. 9. 34 — h) Arzt⸗, Arzneikoſt. 24. 9. 34. 8. Lippe⸗ 
Detmold: a) Erg. d. Richtl. ü. Fürſ. 16. 10. 33 — b) Geſ. Kreisfrht. 29. 1. 34. 
9. Lübeck: a) Ge]. ü. Aufb. d. Verwlt. 18. 8. 33 — b) AusfVO. dazu 18. 8. 33 — 
c) VO. ü. Sperrg. 29. 8. 33 — d) 2. Nachtr. zu b) 28. 11. 33 — e) Bkm. Hs. d. 
Jug. 28. 11. 33 — f) Geſ. 5. Wf. 16. 1. 34 — g) AusfVO. z. $ 28 desſelb. 16. 1. 34 — 
h) O. ü. Pflegki. 24. 1. 34 — i) VO. erbkr. Nachw. 16. 1. 34. 10. Mecklenburg: 
Verwaltungsverfügungen. 11. Oldenburg: a) Geſ. Vereinf. d. Verwlt. f. 
Oldb. 27. 4. 33 — b) 2. Geſ. z. Ae. z. a) 28. 6. 33 — c) Geſ. wie a) f. Lbck. 8. 9. 33 
— d) Gef. wie a) f. Birkf. 22. 9. 33 — e) Bkm. z. $ 6 RFV. 21. 6. 33 — f) Geſ. 
f. Oldb. betr. WfAusſchü. 4. 4. 34 — Zu f) Verfg. Md. 17. 4. 34. 12. Preußen: 
a) VO. z. AusfVO. z. RFV. 17. 3. 33 — b) RErl. Umbau d. Wf. 15. 5. 33 — 
c) NErl. ü. 5. u. fr. Wf. 1. 6. 33 — d) Verbill. d. Speiſef. 26. 7. 33 — e) wie d) 
f. Minderbem. 26. 7. 33 — f) Bekä. d. Bettelns 2. 9. 33 — g) Geſ. ü. Anp. d. 
Verwlt. 15. 12. 33 — h) BD. erbkr. Nachw. 29. 1. 34 — i) RErl. Anr. Arb.⸗Verd. 
21. 4. 34. 13. Sachſen: a) VO. ü. Erſt. Pflicht 25. 7. 33 — b) VO. ü. WföHilfe 
6. 2. 34 — c) Ge). z. Ae. d. Wfpfl. Gef. 20. 3. 34 — d) VO. ü. Notſts Gem. 12. 4. 34 
— e) Erl. z. S 28 RJ V. 20. 4. 34 — f) Zw. Ausf VO. z. § 28. 29. 4. 34 — g) BO. 
betr. Koſtenerſatz 30. 5. 34 — h) Ae. d. AusfVO. z. Wf. Geſ. 18. 6. 34. — 14. 
Schaum burg ⸗Lippe: Prakt. Angleichung an NS.⸗Fürſorgegrundſätze. 
klare Abgrenzung unter Führung der NSV. 15. Thüringen: VO. z. Ae. d. 
Thür. VO. z. RFV. 16. Württemberg: a) Erl. zw. Durchf. d. Führerprinz. 
23. 4. 33 — b) Erl. ü. Verſo. d. Hilfsbedü. 25. 1. 34 — c) Erl. ü. ö. Fürſ. 21. 4. 4. 
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V. Geltendes Recht 
1. Träger der Fürſorge (Fürſorgeverbände) 

a) Begriff. S 4 Fürſorgeverbände find Körperſchaften d. öffentl. Rechts. 
Das Land beſtimmt, wer Fürſorgeverband iſt (88 2 u. 3). b) Aufgaben. 
Aufzählung $ 1 a bis k, ferner $ 2 und S 5, weitere Aufgaben beſtimmt das 
Land. c) Zuſtändigkeit. SS 7ff. d) Koſtenerſatz. 8 7 Abſatz 2 und 3, 
ss 16 ff. e) Rechtshilfe. $ 27. 

2. Fürſorgegrund ſätze 

a) Vorausſetzung. Hilfsbedürftigkeit iſt Vorausſetzung für Gewährung der 
Fürſorge 88 1—5. b) Art und Maß der Fürſorge. Gewährung des 
notwendigen Lebensbedarfs gemäß $ 6. Einſetzung der Arbeitskraft vor vn) 
rung der Fürſorge (8 7) und des Vermögens ($ 8). 


3. Beſondere Beſtimmungen 


beſtehen für einzelne Gruppen Hilfsbedürftiger, wie Kleinrentner, Sozialrentner, 
Kriegsbeſchädigte und deren Hinterbliebene. Die für ſie vorgeſehene gehobene Für⸗ 
ſorge ſichert für fie kleine Vermögen, angemeſſenen Hausrat, Familien- und Erb: 
ſtücke u. a. vor dem Zugriff des Fürſorgeträgers (8 15) und ſieht für fie erhöhte 
oder Mehrleiſtungen vor ($ 6 Abſ. 3 RJ V.). Dieſe und andere Verbeſſerungen 
bzw. Leiſtungsſteigerungen ſind durch Reichs⸗ und Ländergeſetze, teils auch in der 
allgemeinen Fürſorge inzwiſchen durchgeführt worden. Der Höhe der in der Für⸗ 
ſorge gewährten materiellen Unterſtützung find, beſonders für die Zeit der ein⸗ 
geſetzten Winterhilfe, die aus dieſer fließenden Beträge zuzurechnen. Das geltende 
Recht wird in mancherlei Hinſicht durch die Neugeſtaltung der privaten Fürſorge 
beeinflußt. 


VI. Die Reichsgrundſätze über Vorausſetzung, Art und Maß der öffentlichen 
Fürſorge als Grundlage des materiellen Fürſorgerechts 


Der Wunſch, die Grundzüge des materiellen öffentlichen Fürſorgerechts im 
Deutſchen Reiche einheitlich zu geſtalten, hat am 4. Dezember 1924 zum 
Erlaß der Reichsgrundſätze geführt, nachdem die Verordnung über Fürſorge⸗ 
pflicht vom 13. Februar 1924 im $ 6 Abſ. 2 eine reichsrechtliche Regelung 
in Form von Grundſätzen in Ausſicht geſtellt hatte. Daneben verſchaffen die gemäß 
8 6 Abſ. 3 RFV. feſtgeſetzten Richtſätze den örtlich verſchiedenen Verhältniſſen 
angemeſſene Berückſichtigung. 

Die RGrundſ. gliedern ſich in drei Teile, deren erſter die Fürſorge im allgemeinen 
behandelt, während der zweite Sonderbeſtimmungen für gewiſſe Gruppen der 
Hilfsbedürftigen, insbeſondere für Kleinrentner und Kriegsopfer, der dritte Schluß⸗ 
beſtimmungen enthält. 

Die RGrundſ. gehen von dem Gedanken aus, daß öffentliche Hilfe erſt dann voll 
oder ergänzend einſetzt, wenn der Hilfsbedürftige außerſtande iſt, ſich und ſeine 
Familie aus eigener Kraft oder durch die Unterſtützung ſeiner Angehörigen zu 
erhalten (Grundſatz der Subſidiarität der Fürſorge; vergl. hierzu beſonders $ 5, 
7, 8 RGrundſ.). Der Grundſatz der Subſidiarität erleidet allerdings inſofern eine 
Einſchränkung, als insbeſondere bei alten und erwerbsbeſchränkten Perſonen Unter⸗ 
ſtützung gewährt wird, ohne daß die vorherige Verwertung des geſamten Ver⸗ 
mögens verlangt worden iſt (S 8). Schematiſche Behandlung der Fürſorgefälle 
widerſpricht dem Sinne der RGrundſ., die Hilfe iſt vielmehr den Bedürfniſſen des 
Einzelfalles anzupaſſen (Grundſatz der Individualiſierung; vgl. SS 1 Abſ. 1 S. 2 
u. 10 ff.). Art und Dauer der Not, perſönliche und wirtſchaftliche Verhältniſſe müſſen 
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Beachtung finden. Die Hilfe, die geleiſtet wird, geht über den Rahmen deſſen nicht 
hinaus, was zum notwendigen Lebensbedarf gehört. Sie iſt bei Arbeitsſcheu oder 
unwirtſchaftlichem Verhalten „auf das zur Friſtung des Lebens Unerläßliche zu 
beſchränken“ ($ 13). In begrenztem Umfange, vor allem wenn es ſich um die 
Entwicklung Jugendlicher handelt, greift die Fürſorge auch vorbeugend ein (SS 2 
und 11). Was darüber hinaus an vorbeugender Fürſorge geleiſtet wird, geſchieht 
aus eigenem Antrieb der einzelnen Fürſorgeverbände und iſt abhängig von der 
Finanzkraft der Gemeinden. 

Die Beſtimmungen des zweiten Teiles der RGrundſ. ſehen vor, daß bei Unter: 
ſtützung von Kleinrentnern, Sozialrentnern und ihnen Gleichgeſtellten auf ihre 
früheren Lebensverhältniſſe Rückſicht zu nehmen iſt (SS 14, 16, 17). Ferner genießt 
dieſer Perſonenkreis beſondere Vergünſtigungen hinſichtlich des Vermögens, von 
deſſen vorheriger Verwertung das Eintreten der Fürſorge nicht abhängig gemacht 
werden darf (SS 15 u. 15a). Für Kriegsopfer, die mindeſtens den Kleinrentnern 
gleichzuſtellen find (8 18), enthalten die Paragraphen 18 bis 32 eine Reihe von 
Vergünſtigungen hinſichtlich des Maßes und der Art der Unterſtützung. 

Die RGrundſ. find ſeit der Machtübernahme durch den Nationalſozialismus durch 
die Dritte VO. zur Anderung der RGrundſ. vom 26. Mai 1933 und durch die 
Vierte VO. zur Anderung der RGrundſ. vom 10. Februar 1934 geändert worden. 
Die Dritte VO. brachte u. a. insbeſondere eine Schutzbeſtimmung zugunſten der 
Kleinrentner, indem für dieſe kleinere Vermögen (8 15 Abſ. 1a RGrundſ.) auch 
von der Sicherſtellung (8 9 Abſ. 2) ausgeſchloſſen wurden. Wichtig ift in der 
Vierten VO. die Vorſchrift, die den zu Notſtandsgemeinden erklärten Gemeinden 
erlaubt, Zuziehenden nur Anſtaltspflege oder das zur Friſtung des Lebens Uner⸗ 
läßliche zu geben. Hier gewinnt zum erſtenmal der Gedanke geſetzliche Geſtalt, daß 
die Fürſorge es nicht nur mit dem Einzelfall und ſeiner Not zu tun hat, ſondern 
daß jeder einzelne hineingeſtellt iſt in den Zuſammenhang der Volksgemeinſchaft, 
und daß ſeine Not nicht unabhängig von den großen Bedürfniſſen und gebieteriſchen 
Forderungen der Gemeinſchaft gelöſt werden darf, ſelbſt wenn dann im Einzelfall 
einmal ein Bedürfnis unbefriedigt bleiben muß. 

Trotz dieſer geſetzestextlich geringfügigen bisherigen Anderungen der RGrundſ. 
und mithin trotz des vorerſt noch beſtehenden alten Beſtimmungsgebäudes durch⸗ 
zieht ſchon heute ein neuer Geiſt die Fürſorge, der keineswegs nur in Erwei⸗ 
terungen der Fürſorgeanſprüche und ⸗leiſtungen, ſondern auch hier und da in 
durchaus gewollten Einſchränkungen in Erſcheinung tritt. Das iſt möglich, weil die 
RGrundſ. einen weiten Rahmen bieten, bei deſſen Ausfüllung alles darauf 
ankommt, in welchem Sinne und in welchem Geiſte er ausgefüllt wird. So wird 
in der Mütter⸗ und Schwangerenfürſorge ſeit der Machtübernahme nicht nur bei 
der NSB., ſondern auch bei der öffentlichen Fürſorge mit neuer Kraftanſpannung 
gearbeitet; die Geſundheitsfürſorge wird unter ganz neuen Geſichtspunkten (Erb⸗ 
geſundheit, Steriliſation) betrieben. Auch das große Arbeitsbeſchaffungsprogramm 
des Führers iſt nicht ohne Einfluß auf die praktiſche Handhabung der Fürſorge 
geblieben. Während früher nur in beſchränktem Umfange Fürſorgearbeit vermittelt 
und bei Aſozialen die Unterſtützung von der Leiſtung von Pflichtarbeit abhängig 
gemacht werden konnte, bietet jetzt die umfaſſende Beſchaffung von Notſtands⸗ 
arbeiten und der Freiwillige Arbeitsdienſt in ganz anderem Maße die Möglichkeit, 
nicht nur erforderlichenfalls den Arbeitswillen des Hilfsbedürftigen zu prüfen, 
ſondern ihm die Wohltat zu gewähren, wieder des Segens der Arbeit teilhaftig zu 
werden. Charakteriſtiſch für die neue Einſtellung iſt die Tatſache, daß die Pflicht⸗ 
arbeit heute in weitem Maße freiwillig begehrt wird, während ſie früher im 
weſentlichen in Anwendung kam, um Arbeitswillen und Hilfsbedürftigkeit zweifel⸗ 
hafter Perſonen zu klären. 

Das bisher Erreichte liegt demnach vor allem auf dem Gebiete der praktiſchen 
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Handhabung der Fürſorge. Es wird trotzdem früher oder ſpäter notwendig fein, 
die nationalſozialiſtiſchen Forderungen an das Fürſorgerecht auch geſetzlich neu 
feſtzulegen. Bei der Neugeſtaltung dieſes Rechtes müſſen vor allem die Auf⸗ 
gaben der vorbeugenden und — wenn die Not einmal eingetreten iſt — der wieder⸗ 
aufbauenden Fürſorge in den Vordergrund geſtellt werden. 

Solange es nicht möglich iſt, alle Erwerbsfähigen in Arbeit zu bringen, muß 
der Hilfe beim Aufbau der Exiſtenz in beſonderem Maße Rechnung getragen 
werden. Dabei iſt (wie bereits unter Ziff. III grundſätzlich ausgeführt) darauf 
Bedacht zu nehmen, daß nicht Körperbehinderte und ſonſtige Erwerbsbeſchränkte 
mit großen Koſten für einen Beruf vorbereitet werden; geſunden Kindern aber nur 
unter erſchwerenden Vorausſetzungen die Koſten für die Ausbildung in einem 
einfachen Handwerk bewilligt werden. Hierbei iſt nicht nur die Zurückſetzung des 
Kranken gegenüber dem Geſunden, ſondern auch die volkswirtſchaftliche Frage nach 
der Qualität des Arbeiternachwuchſes von weſentlicher Bedeutung. 

Letzten Endes muß ſtärker als früher nicht nur der Hilfsbedürftige, ſondern auch 
die Familie — und daher jeder Volksgenoſſe — darauf hingewieſen werden, daß 
er nicht als einzelner dem Staate gegenüberſteht, ſondern daß in der Volksgemein⸗ 
ſchaft die Familie die kleinſte Zelle bildet, daß die in einem Haushalt zuſammen⸗ 
lebende Familie ſowohl eine Einkommens⸗ als auch eine Bedarfsgemeinſchaft und 
eine Notgemeinſchaft darſtellt, deren Mitglieder in weiteſtem Maße füreinander 
eintreten müſſen. Es darf nicht möglich ſein, daß ſich einzelne Mitglieder von der 
Gemeinſchaft abſpalten und unter Berufung auf die Vorſchriften des bürgerlichen 
Rechtes über Unterhaltspflicht weigern, ihren natürlichen und ſittlichen Verpflich⸗ 
tungen gegenüber der Gemeinſchaft nachzukommen. Hier müſſen unter ſorgfältiger 
Abgrenzung der Belaſtung, die nicht zu einer Zerſtörung des Familienverbandes 
führen darf, im BGB. und in den Reichsgrundſätzen im gleichen Sinne Beſtim⸗ 
mungen getroffen werden, die der natürlichen Verpflichtung der Gemeinſchaftsmit⸗ 
glieder geſetzlichen Ausdruck geben. 


VII. Die NS.⸗Volkswohlfahrt 


1. Entwicklung, geſetzliche Grundlage und Organiſation 

der N SV. 

Die „Nationalſozialiſtiſche Volkswohlfahrt“ wurde im April 1932 gegründet und 
unter dem 22. 6. 1932 beim Amtsgericht Tempelhof in das Vereinsregiſter ein⸗ 
getragen. Als erſte umfaſſende Aufgaben wurden von der NSV. durchgeführt: die 
„Adolf⸗Hitler⸗Geburtstagsſpende“ und zwei Sammeltage — am 20. April und am 
1. Mai 1933 — zum Beſten der Kinderverſchickung. 

Durch Erl. v. 3. 5. 1933 beſtimmte der Führer: 

„Die NS.⸗Volkswohlfahrt wird hiermit als Organiſation innerhalb der Partei 
für das Reich anerkannt. Sie iſt zuſtändig für alle Fragen der Volkswohlfahrt 
und Fürſorge und hat ihren Sitz in Berlin.“ 

Auf Wunſch des Führers wurde dann Mitte Juli 1933 die NSV. vom Propa⸗ 
gandaminiſterium mit der Durchführung des „Winterhilfswerkes des deutſchen 
Volkes“ beauftragt, mit dem bereits nach etwa drei Monaten, am 1. Oktober 1933, 
begonnen werden konnte. 

Der organiſatoriſche Aufbau der NSV. entſpricht dem Aufbau der Partei. An 
der Spitze der NEL. ſteht die Reichsamtsleitung der NSV., ihr iſt in jedem der 
32 Gaue der NSDAP. die Gauamtsleitung der NSV. nachgeordnet. Den Gau⸗ 
amtsleitungen ſind die Kreisamtsleitungen (etwa 800) und dieſen die Orts⸗ 
gruppenamtsleitungen (etwa 22 000) unterſtellt. Jede Amtsleitung der NSV. 
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unterfteht der politiſchen Aufſicht der ihr entſprechenden vertikalen Gliederung 
der NSDAP. 

Die horizontale Gliederung jeder Amtsleitung der NSV. ergibt ſich aus den der 
NSV. zugewieſenen Aufgabengebieten. Sie iſt nicht ſchematiſch für alle Amts⸗ 
leitungen in den Gauen oder Kreiſen gleich, ſondern iſt abhängig von den ört⸗ 
lichen oder bezirklichen Verhältniſſen und den durch ſie bedingten Sondermaß⸗ 
nahmen. Im allgemeinen unterſcheidet man im horizontalen Aufbau der Amts⸗ 
leitungen der NSVV. fünf Abteilungen: Organiſationsabteilung, Finanzverwal⸗ 
tung, Wohlfahrts⸗, Geſundheits⸗ und Preſſe⸗ und Propagandaabteilung, die jede 
wieder eine Reihe von Unterabteilungen aufweiſt. Die vertikale Gliederung bis 
in die Ortsgruppe, die Zelle und den Block abwärts verbürgt die Erfaſſung jedes 
bedürftigen Volksgenoſſen, wie die horizontale Aufgliederung innerhalb der 
Abteilungen jedes Amtes eine weitgehendſte Erfaſſung aller zum Aufgabengebiete 
der NSV. gehörenden Einzelaufgaben gewährleiſtet. 


2. Die een der N SV. innerhalb der geſamten 
Fürſorgeorganiſation 


Auch in der bisherigen Fürſorgegeſetzgebung wurde die Zuſammenarbeit der ge⸗ 
ſamten Fürſorge, der öffentlichen und privaten gefordert (SS 5 Abſ. 4 RF V.). 
Mittelpunkt aller Fürſorgetätigkeit ſollten die kommunalen Fürſorgeſtellen ſein. 
Auf dieſer Grundlage iſt es nicht zu einer organiſchen Zuſammenarbeit gekommen, 
weil die innere Zugehörigkeit fehlte. 

Durch die Verfügung des Führers und Reichskanzlers v. 3. 5. 1933 wurde die 
NSV. zur führenden und zuſtändigen parteiamtlichen Organiſation für das Ge⸗ 
ſamtgebiet der Volkswohlfahrt und Fürſorge erklärt. Sie hat „ſich einerſeits in die 
bisherige Wohlfahrtspflege mit ganzer Kraft einzuſchalten und zum andern von 
hier aus die einzelnen Aufgaben der Wohlfahrtspflege im nationalſozialiſtiſchen 
Sinne von innen heraus neu zu geſtalten“. Nach den Richtlinien ſind „Abkehr vom 
Eigennutz der liberaliſtiſchen Sozialpolitik und die Bejahung des Dienſtes am 
Volksganzen Grundideen der NS.⸗Volkswohlfahrt“. Ihr wird ſtärkere Fürſorge 
für die Geſunden und für die Jugend zur beſonderen Pflicht gemacht. Das be⸗ 
deutet einen vorſorglichen Dienſt an der Volksgeſundheit und ſteht im Gegenſatz 
zu dem Verhalten der früheren Zeit. 

Die Zuſammenarbeit der NSV. mit den ſtädtiſchen Fürſorgeſtellen wird rein 
äußerlich ſchon dadurch gekennzeichnet, „daß in vielen Fällen der Dezernent des 
ſtädtiſchen Wohlfahrtsamtes gleichzeitig Amtsleiter der NSV!. iſt, und daß Mit⸗ 
arbeiter der NSV. als Beauftragte des Amtes für Volkswohlfahrt im Rahmen 
des, Elberfelder Syſtems als Bezirksvorſteher, Wohlfahrtspfleger uſw. tätig ſind“. 

Für die Neugeſtaltung der Zuſammenarbeit zwiſchen öffentlicher und freier 
Wohlfahrtspflege iſt vom preußiſchen Innenminiſter unter dem 1. 6. 1933 (MBli V. 
S. 663) ein Runderlaß herausgegeben worden, der für die Zuſammenarbeit grund: 
ſätzliche Richtlinien enthält. Danach hat ſich das Streben der Vergangenheit, die 
Aufgaben der Volkswohlfahrt grundſätzlich durch öffentliche Stellen zu erfüllen, 
als verhängnisvoller Fehlſchlag erwieſen. Es wurden eigene Einrichtungen von 
der öffentlichen Wohlfahrtspflege auch dort geſchaffen, wo ſolche der freien Wohl⸗ 
fahrtspflege ausreichend vorhanden waren. In der Wohlfahrtspflege kann wirk⸗ 
ſame Hilfe am beſten von Menſch zu Menſch geleiſtet werden. Niemals können 
Wohlfahrt und insbeſondere Jugendwohlfahrt der Kräfte entbehren, die ſich frei— 
willig, aus chriſtlicher Nächſtenliebe oder aus Verantwortungsgefühl der Volks⸗ 
gemeinſchaft zur Verfügung ſtellen. Es wird daher zukünftig insbeſondere die 
Heimfürſorge an Alten, Kranken und Gefährdeten, nachgehende erzieheriſche und 
fürſorgeriſche Betreuung von Kindern, Mündeln und Schutzbefohlenen, in Kinder⸗ 
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gärten und Horten, in Heimen und Erziehungsanſtalten in weiteſtem Umfange 
durch die freie Wohlfahrtspflege und deren Einrichtungen zu erfolgen haben. Die 
Wohlfahrtsarbeit der NSV. dagegen wird ſich vornehmlich auf die vorbeugende 
Fürſorge, auf die Pflege der Geſunden und raſſiſch wertvollen Beſtandteile des 
deutſchen Volkes erſtrecken. 

Mit den nach Eingliederung des früheren Paritätiſchen Wohlfahrtsverbandes 
in die NSV. noch beſtehenden drei großen Spitzenverbänden der freien Wohl: 
fahrspflege (Zentralausſchuß für innere Miſſion der deutſchen evangeliſchen 
Kirche, Deutſcher Caritas⸗Verband, Deutſches Rotes Kreuz) iſt die NSV. in der 
durch die Vereinbarung vom 21. Februar 1934 geſchaffenen Reichsarbeitsgemein⸗ 
ſchaft der freien Wohlfahrtspflege zuſammengeſchloſſen. Die Führung dieſer 
Arbeitsgemeinſchaft liegt in den Händen des Hauptamtsleiters des Hauptamtes 
für Volkswohlfahrt. Gleichartige Arbeitsgemeinſchaften beſtehen unter Leitung 
des zuſtändigen Amtsleiters in den vertikalen Gliederungen der NEL. je nach 
Erfordernis im Gau, Kreis oder in der Ortsgruppe. Nach $ 2 der Vereinbarung iſt 
das Ziel der Arbeitsgemeinſchaft die Sicherſtellung der einheitlichen und planwirt⸗ 
ſchaftlichen Geſtaltung der geſamten Wohlfahrtspflege im Sinne des national⸗ 
ſozialiſtiſchen Staates. Die Spitzenverbände behalten im Rahmen der Arbeits⸗ 
gemeinſchaft unter Wahrung der dem Weſen der Verbände gemäßen grundſätz⸗ 
lichen Rechte und Pflichten ihre Selbſtändigkeit. Verlangt wird von ihnen die 
Ausrichtung auf das nationalſozialiſtiſche Ziel einer Vereinheitlichung der freien 
Wohlfahrtspflege, und es kommt darauf an, dieſen Weg vom Alten zum Neuen 
in verantwortungsvoller Mitarbeit zu finden. 


3. Die Stellung der NS V. innerhalb der Geſundheits⸗ 
organiſation 


„Was wir erſtreben“, jagt Gütt‘, „iſt Raſſen⸗ und Voltsgeſundheitsdienſt, 
ſowohl des Staates wie jedes einzelnen. Dazu iſt aber ſowohl eine Vereinheit⸗ 
lichung des öffentlichen Geſundheitsweſens notwendig, wie eine Umſtellung unſerer 
Sozialpolitik und der Zielſetzung im Verſicherungsweſen, um ſo gemeinſam den 
Beſtand unſeres Volkes und ſeine Aufartung zu ermöglichen“. „Raſſendienſt am 
deutſchen Volke heißt, unſere ſoziale Geſetzgebung, die Reichs⸗ und Staatsverwal⸗ 
tung in ihrer Zielſetzung umzuſtellen, um die erbgeſunden und raſſenreinen deut⸗ 
ſchen Familien zu fördern.“ 

Eine der grundlegenden Vorausſetzungen dafür iſt im Geſetz über die Verein⸗ 
heitlichung des Geſundheitsweſens v. 3. 7. 1934 (RGBl. 1/531) ſowie in den dazu 
bisher ergangenen Durchführungsbeſtimmungen v. 6. 2. 1935 (RGBl. 17/177), 
v. 22. 2. 1935 (RGBl. 1/215) und v. 30. 3. 1935 (RMinBl. S. 327) erfüllt. Den 
Geſundheitsämtern liegt hiernach nur die ärztliche Feſtſtellung und die Begut⸗ 
achtung ob, wie etwaige geſundheitliche Gefahren oder Mißſtände zu beheben oder 
ſonſt Maßnahmen zur Förderung der Volksgeſundheit zu treffen ſind. Die Durch⸗ 
führung der von ihnen vorgeſchlagenen Maßnahmen verbleibt denjenigen Stellen, 
die bisher dazu verpflichtet waren, oder die ſie freiwillig übernommen haben. Die 
erſte Durchführungsverordnung ſieht z. B. vor, daß geſundheitliche Volksbelehrung, 
durch die allgemein anerkannte Grundſätze auf dem Gebiete des Geſundheits⸗ 
weſens und der Erblehre und Raſſenpflege Gemeingut der Bevölkerung werden 
ſollen, vom Geſundheitsamt in engem Einvernehmen mit den die gleichen Ziele 
verfolgenden Organiſationen der NSDAP. durchzuführen ſind. Die NSDAP. 
hat für die Erledigung aller die Geſundheitspolitik betreffenden Fragen bei der 


Min.⸗Dir. Dr. Gütt: „Ausmerzung krankhafter Erbanlagen“, „Dienſt an der Raſſe 
als Aufgabe d. Staatspolitik“. 
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Reichsleitung das „Hauptamt für Volksgeſundheit“ gebildet, bei dem die bisher 
von den einzelnen Verbänden, der Partei, der Staatsjugend, den Wehrverbänden, 
dem Arbeitsdienſt und der Arbeitsfront durchgeführten Aufgaben der Geſundheits⸗ 
führung zuſammenlaufen, und deren Ziel nach der Anleitung zum Geſundheits⸗ 
ſtammbuch die erbgeſunde kinderreiche Familie iſt. 

Der NSV. obliegt die Durchführung eines umfaſſenden Teiles derjenigen Auf⸗ 
gaben, die für die Erreichung dieſes Zieles zu löſen ſind, ſo insbeſondere das Ge⸗ 
ſamtgebiet der Pflege des erblich Wertvollen. Die Aufgaben laſſen ſich ohne eine 
ausgedehnte einheitliche Geſundheitsfürſorge nicht durchführen. Daher arbeitet die 
NSV. auf das engſte mit dem „Hauptamt für Volksgeſundheit“ bei der Reichs⸗ 
leitung der NSDAP. zuſammen. Das Zuſammenwirken wird gewährleiſtet durch 
das im „Hauptamt für Volkswohlfahrt“ errichtete „NSV.⸗Amt für Volksgeſund⸗ 
heit“, das noch dazu jetzt durch Perſonalunion mit dem „Hauptamt für Volks⸗ 
geſundheit“ bei der Reichsleitung der NSDAP. verbunden iſt. 


4. Die rechtliche Stellung der N SV. 


Die Durchführungsverordnung v. 29. 3. 1935 (RGBl. 1/502) zum Geſetz zur 
Sicherung der Einheit von Partei und Staat erklärt die NSDAP. zur Körper⸗ 
ſchaft des öffentlichen Rechts. Die Geſamtorganiſation der Partei unterſcheidet 
danach: 


1. die Partei als ſolche, 

2. die Gliederungen der Partei, 

3. die der Partei angeſchloſſenen Verbände. 

Die Verwaltung der Partei iſt neben der reinen organiſatoriſchen politiſchen 
Leitung nach Sachgebieten gegliedert, deren Bearbeitungsſtellen als Amter be⸗ 
zeichnet werden. So wird das Sachgebiet der Wohlfahrtspflege vom „Hauptamt für 
Volkswohlfahrt“ bearbeitet. Das „Hauptamt für Volkswohlfahrt“ iſt demnach 
Dienſtſtelle der Reichsleitung der NSDAP. Dasſelbe gilt für die Gauämter für 
Volkswohlfahrt, die Dienſtſtellen der Gauleitungen der NSDAP. ſind. Nur als 
Dienſtſtellen der Partei haben die Amter für Volkswohlfahrt behördenähnlichen 
Charakter und die Politiſchen Leiter beamtenähnliche Stellung, die beiden nicht 
in ihrer Eigenſchaft als Dienſtſtelle und als Dienſtſtellenleiter der NSV. zukommen. 

Die NS.⸗Volkswohlfahrt e. V. als eingetragener Verein und als ſelbſtändige, 
juriſtiſche Perſon wird in den als Dienſtſtellen der Partei geſchaffenen Amtern für 
Volkswohlfahrt verwaltet. Daraus ergibt ſich, daß auch dieſe Dienſtſtellen wie alle 
andern Dienſtſtellen der Partei durch dieſe überwacht werden. Die „NS.⸗Volks⸗ 
wohlfahrt e. V.“ iſt (mit ihren über vier Millionen Mitgliedern die bei 
weitem größte Wohlfahrtsorganiſation der Welt) die Organiſation, die der Partei 
m al der geſamten Aufgaben auf dem Gebiete der Volkswohlfahrt 

ient. 


5. Der Wirkungs⸗ und Aufgabenbereich der N SV. 


Nach dem Erlaß des Führers v. 3. 5. 1933 iſt die Aufgabe der NSV. die Löſung 
aller Fragen auf dem Gebiete der Volkswohlfahrt und Fürſorge. Dazu gehört eine 
umfaſſende Gruppe von Teilaufgaben, die ſich in faſt alle Lebensbereiche hinein 
erſtrecken, und deren Umfang und Bedeutung in der horizontalen Aufgliederung 
der NSV.-Amter ihren Ausdruck findet. Jedoch bedeutet nationalſozialiſtiſche 
Wohlfahrtspflege „bewußte Abkehr vom Geiſte des Individualismus und ſtellt 
dem überwundenen Gedanken des Rechtes auf Verſorgung durch den Staat den 
Gedanken der Selbſtverantwortung, der Selbſthilfe gegenüber, die unterſtützt und 
ergänzt wird durch die freiwillige Tat einer ſich dem Ganzen verpflichtet fühlenden 
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Volksgemeinſchaft“. Daher iſt auch „nicht Pflege, ſondern Erziehung die wichtigſte 
Aufgabe der NS.⸗Volkswohlfahrt“. | Ä 


6. Die bisherigen Leiſtungen der N SV. 


„Alle Arbeit der NSV. ging in den vergangenen zwei Jahren von der kleinſten 
Gemeinſchaft des Volkes, der Familie, aus, in der das Kind als Träger der Zu⸗ 
kunft der Nation und die Mutter als Quelle des Lebens der Nation im Vorder⸗ 
grund ſtehen.“ Die NSV. führt für die Winterzeit, die Zeit der größten Not der 
bedürftigen Bevölkerungskreiſe, das „Winterhilfswerk des deutſchen Volkes“ 
durch. Daneben beſtehen als ſtändige Maßnahmen andere Hilfswerke (wie z. B. 
das Hilfswerk „Mutter und Kind“, das „Erholungswerk der deutſchen Jugend“ 
mit ſeiner Landverſchickung, Heimverſchickung und örtlichen Erholungspflege, die 
Schadenverhütung u. a.). Im Mittelpunkt aller Arbeit der NSV. ſteht der leben⸗ 
dige Menſch, und in ihr Aufgabengebiet gehören alle Maßnahmen, die den Zweck 
haben, die ſoziale, wirtſchaftliche, geſundheitliche oder geiſtig⸗ſittliche Notlage von 
Gliedern der Volksgemeinſchaft zu beheben. 

Welche Leiſtungen von dieſer in der Welt einzig daſtehenden Organiſation bis⸗ 
her gewährt wurden, geht daraus hervor, daß 1934 allein insgeſamt 550 000 000 RM. 
in den verſchiedenen Hilfsmaßnahmen eingeſetzt worden ſind. Gewährt wurden: 
Erholungsaufenthalt für 200 000 Kinder und 40 000 Mütter in Erholungsheimen, 
Ferienaufenthalt für 349 000 Kinder als Pflegekinder bei Volksgenoſſen in Stadt 
und Land, Erholungsaufenthalt für 200 000 Mitglieder der Organiſationen und 
50 000 andere Volksgenoſſen durch die „Hitler⸗Freiplatz⸗Spende“. 

Der Führer hat am 3. 4. 1935 den Wert der im Winterhilfswerk zuſammen⸗ 
getragenen Spenden und Opfer charakteriſiert mit den Worten: „Es iſt ein Unter⸗ 
ſchied, ob man 350 Millionen Mark als Steuer einbringt oder ob man dieſen Be⸗ 
trag einbringen läßt durch das ſoziale Gewiſſen der Nation, durch das Gefühl und 
Herz des Volkes“. | 


7. Die Mittelbeſchaffung für die N SV. 


Die Mittel der NSV. werden zunächſt durch die Beiträge der Mitglieder auf: 
gebracht, dieſe machen jedoch nur einen geringen Teil der erforderlichen Summen 
aus. Der überwiegende Teil der Mittel der NSV., insbeſondere die des Winter⸗ 
hilfswerkes, werden in Geldſpenden und Geldopfern vielfacher Art aufgebracht, in 
monatlichen Gehalts⸗ und Lohnopfern, monatlich durchzuführenden Eintopf⸗ und 
Straßenſammlungen, daneben in Abbuchungen von Poſtſcheck⸗, Bank⸗ und Giro⸗ 
konten und in Spenden von Induſtrie, Handel und Gewerbe und der Angehörigen 
der freien Berufe, ferner durch beſondere reichseinheitliche oder Gau⸗, Kreis⸗ oder 
Ortsgruppenveranſtaltungen. Hinzu kommen Sachſpenden an Nahrungs: und 
Genußmitteln, Pfundſpenden, Sammlungen von Kleidungsſtücken, Brennmaterial. 
Dazu kommen im Winterhilfswerk Frachtfreiheit für die Beförderung der Spenden, 
im Erholungswerk Fahrpreisabſchläge großen Ausmaßes. 


8. Zukunfts aufgaben der N SV. 


Die umfaſſendſten Gegenwartsaufgaben der NEL. ſind, gemeſſen am Wert der 
aufgewendeten Beträge, durch die noch verbliebene Belaſtung des Arbeitsmarktes 
und des geſamten Wirtſchaftsapparates bedingt. Dennoch liegt auch heute ſchon 
das weſentliche Merkmal nationalſozialiſtiſcher Wohlfahrtsarbeit in ihrer „Aus⸗ 
richtung auf die raſſenbewußte Geſundheitsführung“. Der NSV. iſt die ſchwere 
Aufgabe zugefallen, „ein zwei Jahrtauſende altes Denken auf dem Gebiete der 
Wohlfahrtspflege umzuwandeln und ihm einen neuen Geiſt, ein nationalſoziali— 
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ſtiſches Gepräge zu geben“. „Gerade bei der Wohlfahrtspflege tritt der Unterſchied 
in der Grundhaltung der Weltanſchauungen ſo klar hervor, daß die Wohlfahrts⸗ 
pflege als Muſterbeiſpiel für den geſamten Geſinnungsumſchwung vom Liberalis⸗ 
mus zum Nationalſozialismus in Deutſchland genommen werden kann.“ 

Eine beſondere Aufgabe erwächſt der NSV. in der verantwortlichen Mitarbeit 
an der Reform des Wohlfahrtsrechtes, für die das Hauptamt für Volkswohl fahrt 


die erforderlichen Unterlagen erhält, aus den Berichten der Gaue, Kreiſe und 
Ortsgruppen. 


Walberg Gro py 
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Das Geſetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes 


Die im 19. und 20. Jahrhundert durch die Arbeiten von Mendel, Galton, Ploetz, 
Correns, Tſchermak, de Vries, Baur, Fiſcher, Lenz, Rüdin, Günther und anderen 
Forſchern immer mehr aufkommenden Erkenntniſſe auf den Gebieten der Erb⸗ und 
Raſſenkunde, der Erb⸗ und Raſſenpflege, haben die Urſachen für den Verfall der 
Völker erkennen gelehrt. Baur ſagt in ſeiner als Sonderdruck der Zeitſchrift „Volk 
und Raſſe“ Heft 2 1932 erſchienenen Abhandlung „Der Untergang der Kultur⸗ 
völker im Lichte der Biologie“, S. 7 u. a. folgendes: 

„Wenn aber durch viele Generationen hindurch in einem Volke gerade die hervor⸗ 
ragenden Menſchen keine oder unter Durchſchnitt wenig Kinder bekommen, dann wird 
im Laufe der Generationen dieſes Volk auch prozentual immer weniger Talente und 

Führerperſönlichkeiten hervorbringen und ſchließlich ſo wenige, daß nicht mehr genug 

Träger der Kultur vorhanden ſind. Die Kulturhöhe des Volkes muß dann ſinken.“ 

Die größere dauernde Vermehrung der weniger wertvollen Beſtandteile inner⸗ 
halb eines Volkes, nämlich der Erbkranken und Aſozialen, muß zu einer Ver⸗ 
ſchlechterung der Beſchaffenheit des geſamten Volkes führen. Die fortſchreitende 
Ziviliſation mit ihrer humanitären Einſtellung hat dazu beigetragen, gerade den 
weniger wertvollen Volksbeſtandteilen einen beſonderen Schutz durch den Staat 
zuteil werden zu laſſen. Insbeſondere war das die Folge der Gedanken der Fran⸗ 
zöſiſchen Revolution von der Gleichheit, Freiheit, Brüderlichkeit, die beſonders 
durch Judentum und Freimaurertum in der Vergangenheit ſtarke Förderung 
erfahren haben. Einzelne raſſenhygieniſche Vorkämpfer haben ſchon vor Jahr⸗ 
zehnten ihre warnende Stimme gegen die Auswirkungen einer ſolchen Staats⸗ 
politik erhoben und beſtimmte geſetzgeberiſche Maßnahmen in ihren Ländern durch⸗ 
geſetzt. 

Für die Entwicklung des Gedankens der Unfruchtbarmachung Erbkranker war die 
Tatſache wichtig, daß der Chikagoer Arzt Dr. A. J. Ochsner an Stelle der Verſchnei⸗ 
dung die von ihm in einigen Fällen erfolgreich durchgeführte Durchtrennung der 
Samenleiter zur Verhütung der Fortpflanzung Minderwertiger in Vorſchlag 
brachte. 1899 wurde dieſes Verfahren zuerſt von Dr. Harry Sharp, Gefängnisarzt 
in Jefferſonville, durchgeführt. Erſt allmählich befaßte ſich die amerikaniſche Geſetz⸗ 
gebung mit der Frage der menſchlichen Unfruchtbarmachung. Im Staate Michigan 
wurde im Jahre 1897 zwar ein Geſetzentwurf eingebracht, aber er ſcheiterte an 
einer kleinen Mehrheit. Ebenſo ging es der Geſetzesvorlage des Staates Pennſyl⸗ 
vania vom Jahre 1900 (Vorlage betr. die Verhütung von Idiotie), da der 
Gouverneur des Staates ſein Veto einlegte. 

Das erſte Geſetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes wurde auf Veranlaſſung 
von Sharp im Jahre 1907 im Staate Indiana verabſchiedet. In ihm wurde vor⸗ 
geſehen, daß eingewurzelte Verbrecher, Idioten, Notzuchts verbrecher, Imbezille, 
wenn ihre Fortpflanzung nicht wünſchenswert erſchiene und eine Beſſerung ihres 
geiſtigen Zuſtandes unwahrſcheinlich wäre, unfruchtbar gemacht werden ſollten. 
Jedoch erklärte im Jahre 1919 der Vezirtsgerichtshof das Geſetz für verfaſſungs⸗ 
widrig. 
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Im Staate Waſhington wurde 1909 ein ſtrafrechtliches Steriliſierungsgeſetz 
angenommen, und nun folgt allmählich eine Reihe von Staaten der Vereinigten 
Staaten, wie ſich aus folgender Überſicht ergibt: 

Arizona 1929, California 1909 — 1913 — 1917 — 1923 — 1929, Delawate 
1923 — 1929, Idaho 1923 — 1925 — 1929, Indiana 1907 — 1927 — 1931, Jowa 
1911 — 1913 — 1915 — 1924 — 1925 — 1929, Kanſas 1913 — 1917, Maine 1925 
— 1929 — 1931, Michigan 1913 — 1923 — 1925 — 1929, Minneſota 1925, 
Miſſiſſippi 1928, Montana 1923, Nebraska 1915 — 1929, Newada 1912, New 
Hampihire 1917 — 1921 — 1926 — 1929, New Jerſey 1912 — 1929, North 
Carolina 1912 — 1929, North Dakota 1913 — 1927, Oregon 1917 — 1923 — 1925, 
Utah 1925 — 1929, Virginia 1924, Waſhington 1909 — 1918 — 1919 — 1921. 
Weſt⸗Virginia 1929, Wisconſin 1913 — 1917 — 1919, Oklahoma 1931, Alabama 
1919 — 1923, Connecticut 1909 — 1918 — 1919, South Dakota 1917 — 1919 — 
1921 — 1925 — 1927, Vermont 1931, Neuyork 1912. 

Außer in den oben angegebenen Staaten der Vereinigten Staaten von Nord⸗ 
amerika iſt noch in der Provinz Alberta in Canada ein Geſetz im Jahre 1928 
erlaſſen worden. Ferner im Kanton Waadt in der Schweiz im Jahre 1925, in 
Britiſh Columbia am 7. April 1933. Dänemark erhielt ein Geſetz betreffs Zuläſſig⸗ 
keit der Steriliſation am 1. Juni 1929, in dem jedoch ausdrücklich beſtimmt wurde, 
daß das Geſetz dem Reichstage ſpäteſtens zu feiner ordentlichen Tagung 1933 34 
vorgelegt werden ſoll. Das iſt inzwiſchen geſchehen, und es iſt zur Verabſchiedung 
der Geſetze vom 16. Mai 1934 über Maßnahmen bezüglich geiſtesſchwacher Perſonen 
und vom 11. Mai 1935 über Genehmigung der Steriliſation und Konſt ration 
gekommen, durch die das Geſetz vom 1. Juni 1929 aufgehoben worden iſt. In Finn⸗ 
land wurde am 13. Juni 1935 ein Steriliſationsgeſetz erlaſſen, in Norwegen am 
1. Juni 1934 und in Schweden am 18. Mai 1934. 

Auch in England, Eſtland, Japan, Neuſeeland, Polen und Tasmania find 
Verhandlungen wegen Einführung von Steriliſierungsgeſetzen geführt worden. 
Beſonders in England hat man ſich ſehr eingehend mit dieſer Frage beſchäftigt, 
wie der umfangreiche, im Dezember 1933 vom Geſundheitsminiſter im Parlament 
vorgelegte Bericht des Steriliſationsausſchuſſes beweiſt. 

Bei der Geſchichte des Deutſchen Geſetzes zur Verhütung erbkranken Nach⸗ 
wuchſes kann man folgende Abſchnitte unterſcheiden: 

Jahre bis 1914 

1914 —1925 

1925—1932 

1932 bis zum Erlaß des Reichsgeſetzes. 


a) Die Jahre bis 1914: 

1889 empfahl bereits Medizinalrat Paul Näcke die Unfruchtbarmachung ge⸗ 
wiſſer Klaſſen von Entarteten. Für ihn war es eine „heilige Pflicht des Staates“, 
auf dieſem Gebiete geſetzliche Maßnahmen zu ergreifen. 1903 forderte Rüdin, ein 
Schüler Auguſt Forels, auf dem 9. Internationalen Antialkoholkongreß in Bremen 
die Steriliſation unheilbarer Trinker. Wenn auch damals die Forderung Rüdins 
allgemein mit großer Entrüſtung abgelehnt wurde, ſo fand doch bald eine ein⸗ 
gehende Erörterung der geſamten Fragen ſtatt. Mit dem Fortſchreiten der medi⸗ 
ziniſchen Wiſſenſchaft, insbeſondere auf operativem Gebiete, haben ſich immer mehr 
und mehr zahlreiche angeſehene Pſychiater und Juriſten für die Einführung der 
Steriliſation eingeſetzt. 

b) 1914 — 1925: 

Am 4. Juli 1914 legte Bethmann⸗Hollweg dem Reichstag einen Geſetzesentwurf 
vor, in dem eine Regelung der Unfruchtbarmachung und Schwangerſchaftsunter⸗ 
brechung vorgeſehen war. In ihm wurde jedoch nur die Unfruchtbarmachung aus 
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rein mediziniſcher Indikation geſtattet. In der amtlichen Begründung wurde 
ausdrücklich die ſoziale, eugeniſche und ſonſtige Indikation abgelehnt. Dieſer Ent⸗ 
wurf iſt jedoch wegen des Weltkrieges 1914—1918 niemals beraten worden. 

In der Nachkriegszeit hat ſich dann Medizinalrat Dr. Boeters⸗Zwickau ſehr 
ſtark für die Unfruchtbarmachung eingeſetzt, der Steriliſierungen veranlaßte, die 
nach Lenz in „Menſchliche Ausleſe und Raſſenhygiene (Eugenik)“, Band 2 des 
großen Werkes „Menſchliche Erblichkeitslehre und Raſſenhygiene“ von Baur⸗ 
Fiſcher⸗Lenz, München 1932, S. 276 in der Regel in dem ſtaatlichen Krankenhauſe 
in Zwickau von dem Chirurgen Braun und ſeinen Mitarbeitern ausgeführt wurden. 
Beachtlich iſt, daß der Staatsanwalt nicht gegen die Steriliſierungen eingeſchritten 
iſt. Immer wieder und wieder hat Boeters in Veröffentlichungen und Vorträgen 
auf die dringende Notwendigkeit der Unfruchtbarmachung hingewieſen. 

c) 1925 — 1932: 

Der Preußiſche Landtag hat ſich mehrfach mit der Angelegenheit befaßt. Der 
Antrag Körner (Deutſch⸗völkiſche Freiheitspartei), Haake (NSDAP.) und Haaſe 
(Wirtſchaftliche Vereinigung) vom 26. September 1925, die Regierung möge die 
Forſchungen über die Erblichkeit der Verbrecheranlagen weitgehend unterſtützen 
und dem Landtage ein Gutachten über die in Amerika aus eugeniſchen Gründen 
geſetzlich geregelte Steriliſierung erblich belaſteter Schwerverbrecher vorlegen, 
wurde in der 88. Sitzung der zweiten Wahlperiode 1925 abgelehnt. 

Am 18. Oktober 1925 hat Boeters ſeine Forderungen in der bekannten Lex 
Zwickau dem Reichstag vorgelegt. Bei der damaligen Einſtellung der Reichstags⸗ 
mehrheit iſt es kein Wunder, daß der Entwurf keine Gegenliebe finden konnte. 
Boeters ließ ſich jedoch in ſeinem Kampfe für die Unfruchtbarmachung nicht beirren 
und verſuchte, durch Anwendung in der Praxis die Richtigkeit der dieſem Geſetz 
zugrunde gelegten Gedanken nachzuweiſen. Braun und Boeters berichten, daß ſie 
bereits derartige Operationen (Vaſektomie oder Tubektomie) ſeit 1921 vor⸗ 
genommen hätten, und zwar auf Grund einer mediziniſchen Indikation. Hierunter 
verſteht man, daß Regeln und Erwägungen der Heilkunde in dieſem Falle die 
Unfruchtbarmachung als geboten anzeigen, daher Indikation (lateiniſch indicare 
= anzeigen). Boeters ſtand bereits damals im Gegenſatz zu einer großen Anzahl 
von Rechtsgelehrten auf dem Standpunkt, daß ſeine Operationen ſtraffrei im Sinne 
der Entſcheidung des Reichsgerichts vom 3. Juli 1908 — RGSt. 41, 392 — und 
des OLG. Celle vom 10. Juli 1913 (Goltd. Arch. 63, 142) wären. Die Anträge 
Boeters' haben nicht nur den Reichstag, ſondern auch die Landtage der einzelnen 
Länder beſchäftigt, ohne daß es jedoch in irgendeinem Lande zu einem Geſetz 
gekommen wäre. 

Im Jahre 1928 leiteten die ſächſiſchen Miniſterien des Innern und der Juſtiz 
dem Reichsjuſtizminiſterium folgenden Entwurf des ſächſiſchen Landesgeſundheits⸗ 
amtes zu: ’ 

„Eine ſtrafbare Körperverletzung liegt an vor, wenn durch einen Arzt zeugungs⸗ 
unfähig gemacht worden iſt, wer an einer Geiſteskrankheit, einer dieſer gleich zu er⸗ 
achtenden anderen Geiſtesſtörung oder an einer betätigten ſchweren verbrecheriſchen 
Veranlagung leidet oder gelitten hat, die nach dem Gutachten zweier hierfür amtlich 
anerkannter Arzte mit großer Wahrſcheinlichkeit ſchwere Erbſchädigungen ſeiner Nach⸗ 
kommen erwarten läßt. Der Eingriff muß mit ſeiner Einwilligung oder bei Un⸗ 
mündigen mit Bewilligung des geſetzlichen Vertreters und in beiden Fällen mit Zu⸗ 


ſtimmung des Vormundſchaftsgerichts vorgenommen worden ſein. Als Gutachter 
un nur gelten ein Pſychiater und ein in Eugenik und Raſſenhygiene erfahrener 
r ee 


Mit dem Fortſchreiten der mediziniſchen Wiſſenſchaft, insbeſondere auf opera: 
tivem Gebiete, haben ſich immer mehr und mehr zahlreiche angeſehene Piydiater 
und Juriſten, u. a. auch Gaupp, Baur, Fiſcher, Lenz, Rüdin, Kankeleit, Fetſcher. 
für die Einführung der Steriliſation eingeſetzt. Insbeſondere war dies auch der 
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Kriminaliſt Hans Groß, der im Jahre 1930 die „energieloſe, weichherzige Sen: 
timentalität“ verurteilte, mit der man bisher an die Erörterung dieſer Fragen 
herangegangen wäre. Seine Ausführungen ſchloß er damals mit den Worten: 
„Man ſchaudere vor a rien nt oder vor tatkräftigem Vorgehen; eine Reibe 
von Einwänden und Wi —85 en würde ehrlich en lauten: Wir haben 
eben die Courage nicht!“ o habe man ſie doch endlich einmal! 
Von Hentig, der bekannte Kriminaliſt, prägte damals den Satz: 
„Nicht durch Diskuſſionen über Geſetze, nur durch Experimente werden wir in 
dieſer Frage vorwärtskommen.“ 


d) Von 1932 bis zum Erlaß des Geſetzes: 


Von beſonderer Bedeutung wurde jedoch der Bericht über die Verhandlungen 
eines zuſammengeſetzten Ausſchuſſes des Preußiſchen Landesgeſundheitsrates vom 
2. Juli 1932, aus deſſen Arbeiten der Entwurf eines Steriliſationsgeſetzes hervor⸗ 
ging, der in der Offentlichkeit ſehr ſtark erörtert wurde, und der jedoch auch nur 
ein Entwurf blieb. Inzwiſchen hatte Rüdin in ſeiner Eigenſchaft als Direktor des 
Kaiſer⸗Wilhelm⸗Inſtituts für Genealogie und Demographie der ſtaatlichen For⸗ 
ſchungsanſtalt für Pſychiatrie in München ſeine Forſchungen über die Vererbung 
von Geiſteskrankheiten planmäßig fortgeſetzt und auf Grund dieſer langjährigen 
Forſchungsarbeiten ſeine empiriſche Erbprognoſe aufgeſtellt. Zahlreiche Veröffent⸗ 
lichungen von ihm liegen vor, insbeſondere weiſe ich auf die Veröffentlichung 
„Empiriſche Erbprognoſe“ im „Archiv für Raſſen⸗ und Geſellſchaftsbiologie“ 
Band 27, S. 271 hin. Rüdin ſelbſt hat ſich durch ſeine exakten Forſchungsarbeiten 
und insbeſondere auch durch fein planmäßiges Vorgehen die größten Verdienſte 
um das Zuſtandekommen des Deutſchen Geſetzes zur Verhütung erbkranken Nach⸗ 
wuchſes erworben. Ihm iſt es zu danken, daß die nationalſozialiſtiſche Regierung 
bald nach dem 30. Januar 1933 die Vorarbeiten für das Geſetz zur Verhütung erb⸗ 
kranken Nachwuchſes nach nationalſozialiſtiſcher Auffaſſung in Angriff nehmen 
konnte. Die Vorbereitungsarbeiten für dieſes grundlegende erbbiologiſche Geſetz 
wurden vom Reichsminiſterium des Innern durchgeführt, das bei allen bevölke⸗ 
rungspolitiſchen Geſetzen federführend iſt. Im Mai 1933 wurde der im Jahre 1930 
beim Reichsminiſterium des Innern gebildete Reichsausſchuß für Bevölkerungs⸗ 
fragen in den Sachverſtändigenbeirat für Bevölkerungs⸗ und Raſſenpolitik um⸗ 
gewandelt. Bereits am 28. Mai 1933, alſo vor der Tagung der Kriminalbiologiſchen 
Geſellſchaft in Hamburg vom 7. bis 10. Juni 1933, auf der auch über dieſes Thema 
geſprochen wurde, wurde bereits der Entwurf des Geſetzes zur Verhütung erb⸗ 
kranken Nachwuchſes behandelt. Es iſt das Verdienſt von Miniſterialdirektor 
Dr. Gütt, dem Leiter der Abteilung Volksgeſundheit im Reichs⸗ und Preußiſchen 
Miniſterium des Innern, mit aller Entſchiedenheit die Verhandlungen über dieſes 
Geſetz nicht nur in die Wege geleitet, ſondern ſobald wie möglich zum Abſchluß ge⸗ 
bracht zu haben, ſo daß bereits in der Kabinettsſitzung am 14. Juli 1933 dieſes Geſetz 
verabſchiedet werden konnte. Es iſt mehrfach die Behauptung aufgeſtellt worden, 
das Reichsgeſetz vom 14. Juli 1933 hätte im weſentlichen den gleichen Inhalt 
— ausgenommen die Beſtimmungen über die Zwangsſteriliſierung — wie der oben 
erwähnte preußiſche Entwurf des Preußiſchen Landesgeſundheitsrats vom 2. Juli 
1932. Dieſe Behauptung entſpricht jedoch nicht den Tatſachen. Das Reichsgeſetz läßt 
in aller Deutlichkeit die nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung erkennen und muß 
ſich daher in ſeinen grundlegenden Beſtimmungen von dem preußiſchen Entwurf 
unterſcheiden. 

Während z. B. der preußiſche Entwurf auch die Träger krankhafter Erbanlagen 
erfaßt, beſchränkt ſich das Reichsgeſetz abſichtlich auf Perſonen, die ſelbſt an einer 
Erbkrankheit leiden. Auch machte der preußiſche Entwurf die Durchführung 
des Verfahrens und der Unfruchtbarmachung von der Einwilligung des Unfrucht⸗ 
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barzumachenden abhängig. Ferner ſah der preußiſche Entwurf einen Ausſchuß, 
beſtehend aus einem Vormundſchaftsrichter und zwei in Deutſchland approbierten 
Arzten, von denen wenigſtens einer in der menſchlichen Erblehre erfahren ſein 
muß, vor, das Reichsgeſetz dagegen ein Erbgeſundheitsgericht, beſtehend aus einem 
Amtsrichter als Vorſitzenden, einem beamteten Arzt, einem für das Deutſche 
Reich approbierten Arzt, der beſondets mit der Erbgeſundheitslehre vertraut iſt. 
Im Gegenſatz zum preußiſchen Entwurf, der keine umfaſſenden Verfahrensvor⸗ 
ſchriften gibt, ſchreibt das Reichsgeſetz ein feſtumriſſenes Verfahren vor: die not⸗ 
wendigen Ermittlungen ſind auf jeden Fall anzuſtellen. Gerichts⸗ und Ver⸗ 
waltungsbehörden ſowie Krankenanſtalten ſind zur Auskunft ohne jede Ein⸗ 
ſchränkung verpflichtet. Nach dem preußiſchen Entwurf war die Einlegung 
eines Rechtsmittels nicht möglich. Das Reichsgeſetz läßt die Beſchwerde beim Erb⸗ 
geſundheitsobergericht, das endgültig entſcheidet, und außerdem die Wiederauf⸗ 
nahme des Verfahrens zu. Der preußiſche Entwurf ſchreibt vor, daß die Opera⸗ 
tion durch einen Arzt auszuführen iſt, das Reichsgeſetz beſtimmt ausdrücklich, daß 
die Operation nur durch einen chirurgiſch geſchulten Arzt und nur in 
einer zugelaſſenen Krankenanſtalt vorgenommen werden darf. Der der Schweige⸗ 
pflicht unterliegende Perſonenkreis iſt inſofern erweitert, als auch die an der Aus⸗ 
führung des chirurgiſchen Eingriffs beteiligten Perſonen der Schweigepflicht unter⸗ 
liegen. Die Verletzung der Schweigepflicht gilt als Antragsdelikt. Im Gegenſatz 
En preußiſchen Entwurf beſchränkt das Reichsgeſetz dieſe Antragsberechtigung 
nicht. 

Dieſe Beiſpiele mögen genügen. 

Das Reichsgeſetz weicht alſo in weſentlichen Punkten von dem preußiſchen 
Entwurf ab. Zu bemerken iſt noch, daß vor Verabſchiedung des Geſetzes zur 
Verhütung erbkranken Nachwuchſes vom 14. Juli 1933 im Strafgeſetzbuch §S 226a 
durch das Geſetz zur Abänderung ſtrafrechtlicher Vorſchriften vom 26. Mai 1933 
(REBI. 1 S. 295) eingefügt wurde: 

„Wer eine Körperverletzung mit e des Verletzten vornimmt, handelt 
verſtößt. rechtswidrig, wenn die Tat trotz der Einwilligung gegen die guten Sitten 
Die Bedeutung dieſer geſetzlichen Beſtimmung lag darin, daß ſie die Unfruchtbar⸗ 

machung mit Einwilligung des Unfruchtbarzumachenden nach nationalſozialiſtiſcher 
Auffaſſung inſoweit freigab, ſofern es ſich um Verhütung erbkranken Nachwuchſes 
handelte; denn nach nationalſozialiſtiſcher Auffaſſung verſtößt es gegen die guten 
Sitten, krankes Erbgut weiterzugeben. Der Zweck des Geſetzes vom 14. Juli 1933 
liegt, wie in der Überſchrift auch zum Ausdruck gebracht wird, in der Verhütung 
erbkranken Nachwuchſes. Die nationalſozialiſtiſche Regierung hat damit bewieſen, 
daß ſie gewillt iſt, aufbauend auf den Grundſätzen der wiſſenſchaftlichen Erkennt⸗ 
niſſe, die Belange des erbkranken Einzelweſens dem Geſamtwohle des erbgeſunden 
deutſchen Volkes unterzuordnen. Das Geſetz geht dabei von der Vorausſetzung 
aus, daß es heute möglich iſt, in beſtimmten Fällen, z. B. bei gewiſſen Anlagen, 
Zuſtänden und Mißbildungen, die zukünftige Beſchaffenheit des Nachwuchſes vor⸗ 
auszuſagen, abgeſehen von der Feſtſtellung der Geſetzmäßigkeit ſelbſt. Auf Angabe 
von Einzelheiten muß hier verzichtet werden. In dem Erläuterungswerk von 
Gütt⸗Rüdin⸗Ruttke „Zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes“, München 1934, 
And in der Einführung hierüber umfangreiche Angaben gemacht worden. Aus⸗ 
gehend von den wiſſenſchaftlichen Erkenntniſſen der Erkrankungswahrſcheinlichkeit 
der Nachkommen iſt die Frage zu beantworten, warum ein Staat mit geſetzlichen 
Beſtimmungen eingreifen muß, um den Nachwuchs erbkranker Perſonen zu ver⸗ 
hüten. Mit der Beantwortung dieſer Frage iſt die Beantwortung des Zweckes 
des Geſetzes gegeben. Der Liberalismus hat immer wieder und wieder das 
Einzelweſen in den Vordergrund aller geſetzgeberiſchen Maßnahmen geſtellt. Der 
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Nationalſozialismus fieht es dagegen als ſeine Aufgabe an, die erbgeſunde, kinder: 
reiche Familie und damit die erbgeſunden Volksbeſtandteile überhaupt zu ſchützen 
und zu fördern. Damit iſt jedoch nicht geſagt, daß dem ſchon geborenen kranken 
Einzelweſen der notwendige Schutz und die notwendige Verſorgung verſagt werden 
ſollen. Liberaliſtiſche und nationalſozialiſtiſche Auffaſſung unterſcheiden ſich jedoch 
grundlegend voneinander durch die Blickrichtung. Der heutige Staat betrachtet 
es als feine Pflicht, nicht nur für das jetzt lebende Geſchlecht Sorge zu tragen, 
ſondern insbeſondere auch vorausſchauend die Vorausſetzungen zu ſchaffen für 
erbgeſunde, raſſiſch wertvolle, kinderreiche Familien. Während früher die natür⸗ 
liche Ausleſe die ſtärkere Fortpflanzung der Wertvollen mit ſich brachte, führte 
die Ziviliſation, die ihren beſonderen Schutz den Schwachen und Erbkranken an⸗ 
gedeihen ließ, zur Gegenausleſe. Die Wirkung dieſer Gegenausleſe wurde durch 
die geringe Kinderzahl der wertvollen Schichten des Volkes gegenüber den weniger 
wertvollen allmählich weſentlich verſtärkt. Der Geburtenrückgang hat alſo nicht 
nur mengenmäßige Bedeutung, ſondern er wirkt auch bezüglich der Beſchaffenheit 
eines Volkes im Sinne der Gegenausleſe. Die Lage des deutſchen Volkes war 
bei der Machtübernahme durch den Nationalſozialismus ſo, daß ſtändig fort⸗ 
ſchreitender Geburtenrückgang und ſtändig fortſchreitende Beſchaffenheitsänderung 
des Volkes zugunſten der Minderwertigen alle verantwortlichen Stellen mit 
ernſter Sorge erfüllen mußte. Aus dieſen ſchwerwiegenden Gründen mußte alſo 
ſobald wie möglich nach der Machtübernahme ein Geſetz geſchaffen werden, das 
zunächſt einmal der übermäßigen Vermehrung der Erbkranken Einhalt gebot. 
Das konnte nur dadurch geſchehen, daß beſtimmte Erbkrankheiten, die bereits 
genügend durchforſcht waren, im Geſetz verankert wurden, und daß die zwangs⸗ 
weiſe Unfruchtbarmachung vorgeſehen wurde. In der amtlichen Begründung wird 
mit Recht folgendes geſagt: 

EEE So ſoll die Unfruchtbarmachung eine allmähliche Reinigung des Volks⸗ 

körpers und die Ausmerzung von krankhaften Erbanlagen bewirken. 

Da die Steriliſierung das einzig ſichere Mittel iſt, um die weitere Vererbung von 
Geiſteskrankheiten und een Erbleiden zu verhüten, muß ſie demnach als eine Tat 
der Nächſtenliebe und Vorſorge für die kommende Generation angeſehen werden. So 
iſt das Geſetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes eine wahrhaft ſoziale Tat für 
die betroffenen erbkranken Familien.“ 

Der Zweck des Geſetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes iſt alſo im 
Grunde genommen nicht nur ein ausmerzender, d. h. Verhinderung der Fort⸗ 
pflanzung beſtimmter Erbkranker, ſondern darüber hinaus hat das deutſche Geſetz 
auch erzieheriſch in der Richtung zu wirken, daß es die deutſche Jugend vor dem 
wichtigen Schritt der Eheſchließung anregt, ſich über die Erbgeſundheit der eigenen 
Familie und der des zukünftigen Lebensgefährten zu unterrichten. 

Wer erbkrank iſt, kann durch chirurgiſchen Eingriff unfruchtbar gemacht 
(ſteriliſiert) werden, wenn nach den Erfahrungen der ärztlichen Wiſſenſchaft mit 
großer Wahrſcheinlichkeit zu erwarten iſt, daß ſeine Nachkommen an ſchweren 
körperlichen oder geiſtigen Erbſchäden leiden werden (§ 1 Abi. 1). 

f an im Sinne des Gejeßes iſt, wer an einer der folgenden Krankheiten 
eidet: 

angeborenem Schwachſinn, 

Schizophrenie, 

zirkulärem (maniſch-depreſſivem) Irreſein, 

erblicher Fallſucht, 

erblichem Veitstanz (Huntingtonſche Chorea), 

erblicher Blindheit, 

erblicher Taubheit, 

ſchwerer erblicher körperlicher Mißbildung ($ 1 Abſ. 2). 
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Ferner kann unfruchtbar gemacht werden, wer an ſchwerem Alkoholismus leidet 
(8 1 Abſ. 3). 

Unter Nachkommen ſind in erſter Linie die leiblichen Kinder gemeint. Da dieſe 
infolge Erbſchaft beſonders ſtarker krankhafter Erbanlagen von ſeiten der Eltern 
durchſchnittlich in einem beſonders ſtarken Prozentſatz wieder von der gleichen 
Erbkrankheit wie der unfruchtbar zu machende Elternteil ſowie von anderen 
geiſtigen und körperlichen Leiden und Abwegigkeiten betroffen werden, ſo liegt die 
Notwendigkeit der Unfruchtbarmachung beſonders deutlich auf der Hand. 

Die Unfruchtbarmachung ſetzt voraus, daß die Krankheit durch einen für das 
Deutſche Reich approbierten Arzt einwandfrei feſtgeſtellt iſt, mag ſie auch nur 
vorübergehend aus einer verborgenen Anlage ſichtbar geworden ſein. Nur das 
Vorhandenſein einer verborgenen (verdeckten) Veranlagung zu einem Leiden, und 
mag dieſes auch noch ſo verhängnisvoll für die einzelnen Glieder einer Familie 
ſein, genügt nach dem Wortlaut des Geſetzes nicht zur Vornahme einer Unfrucht⸗ 
barmachung. Nicht⸗Kranke können nach dem vorliegenden Geſetz nicht unfruchtbar 
gemacht werden, auch wenn in ihrer Verwandtſchaft zahlreiche Erbkrankheiten vor⸗ 
gekommen ſein ſollten. Das Verbot der Unfruchtbarmachung gilt heute noch für 
alle Erbkrankheiten, die den Beſtimmungen dieſes Geſetzes nicht unterliegen. Es 
wird Aufgabe der dazu berufenen Stellen ſein, durch Aufklärung und Eheberatung 
die Wirkſamkeit dieſes Geſetzes zu vervollſtändigen, d. h. die von dem Geſetz nicht 
erfaßten Erbkranken und vor allem die geſunden Träger von Erbkrankheiten von 
der Fortpflanzung abzuhalten. 

Das Wörtchen „leidet“ im 8 1 Abſ. 2 iſt finngemäß zu ergänzen durch die 
Worte „oder gelitten hat“. 

Bei der Antragsberechtigung find nach § 2 folgende Fälle zu unterſcheiden: 

1. Iſt der Unfruchtbarzumachende voll geſchäftsfähig, ſo kann er den Antrag ſelbſt 
und allein ſtellen. 

2. Iſt der Unfruchtbarzumachende geſchäftsunfähig ($ 104 BGB.), oder wegen 
Geiſtesſchwäche entmündigt, oder hat er das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet, 
ſo kann für ihn nur ein geſetzlicher Vertreter den Antrag ſtellen. Er bedarf dazu 
5 Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts. 

3. Iſt der Unfruchtbarzumachende ſonſt beſchränkt geſchäftsfähig, ſo kann er den 
Antrag zwar ſelbſt und allein ſtellen, bedarf aber dazu der Zuſtimmung ſeines 
geſetzlichen Vertreters; hierfür iſt eine Mitwirkung des Vormundſchaftsgerichts 
nicht erforderlich. Sonſt beſchränkt geſchäftsfähig iſt, wer: 

a) wegen Verſchwendung oder Trunkſucht entmündigt iſt oder deswegen nach 
§ 1906 BGB. einen vorläufigen Vormund erhalten hat (8 114 BGB.); 

b) zwar das 18., aber noch nicht das 21. Lebensjahr vollendet hat, alſo noch 
nicht volljährig iſt (8 106 BGB.), es ſei denn, daß er für volljährig erklärt worden 
iſt (S 3 BGB.). 

Außerdem können nach § 3 die Unfruchtbarmachung auch beantragen: 

1. der beamtete Arzt, 

2. für die Inſaſſen einer Kranken⸗, Heil⸗ oder Pflegeanſtalt oder einer Straf⸗ 
anſtalt der Anſtaltsleiter. 

Für die Antragsberechtigten des § 2 hat das Geſetz ausdrücklich beſtimmt, daß 
eine Rücknahme ihres Antrages jederzeit zuläſſig iſt, und zwar ohne daß hierbei, 
wie bei der Antragsſtellung durch beſchränkt Geſchäftsfähige, der geſetzliche Ver⸗ 
treter oder Pfleger zuzuſtimmen hat. Hat der Unfruchtbarzumachende den Antrag 
allein geſtellt, ſo kann er ihn ſogar noch nach rechtskräftig abgeſchloſſenem Ver⸗ 
fahren und endgültigem Beſchluß der Unfruchtbarmachung zurücknehmen, wie ſich 
aus S 12 Abſ. 1, Satz 1 des Geſetzes ergibt. Danach kann die Unfruchtbarmachung 
gegen den Willen des Unfruchtbarzumachenden nicht erfolgen, wenn er allein 
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den Antrag geftellt hatte. Verweigert er alſo in ſolchem Falle nach endgültigem 
Beſchluß die Unfruchtbarmachung, ſo liegt darin eine Rücknahme des Antrags. 
Es wird dann Sache eines anderen Antragsberechtigten, etwa des beamteten 
Arztes (nach § 3 des Geſetzes), jein, ein neues Unfruchtbarmachungs verfahren 
gegen den widerſpenſtigen Erbkranken von ſich aus zu beantragen, falls er dies von 
vornherein noch nicht getan hat. 

Die Antragsberechtigten des $ 3 können ihren Antrag nicht zurücknehmen. 

Wird einem approbierten Arzt in ſeiner Berufstätigkeit eine Perſon bekannt, 

die an einer Erbkrankheit ($ 1 Abſ. 1, 2) oder an ſchwerem Alkoholismus leidet. 
ſo hat er dem zuſtändigen Amtsarzt hierüber nach Vordruck Anlage 3 unverzüglich 
Anzeige zu erſtatten. Die gleiche Verpflichtung haben ſonſtige Perſonen, die ſich 
mit der Heilbehandlung, Unterſuchung oder Beratung von Kranken befaſſen. Bei 
Inſaſſen von Anſtalten trifft den Anſtaltsleiter die Anzeigepflicht (Art. 3 der 
1. AV. Abſ. 4). 
Hält der beamtete Arzt die Unfruchtbarmachung für geboten, ſo ſoll er dahin 
wirken, daß der Unfruchtbarzumachende ſelbſt oder ſein geſetzlicher Vertreter den 
Antrag ſtellt. Unterbleibt dies, ſo hat er ſelbſt den Antrag zu ſtellen (Art. 3 der 
1. AV. Abſ. 5). 

Der Antrag iſt ſchriftlich oder zur Niederſchrift der Geſchäftsſtelle des Erb⸗ 
geſundheitsgerichts zu ſtellen. Die dem Antrag zugrunde liegenden Tatſachen find 
durch ein ärztliches Gutachten oder auf andere Weiſe glaubhaft zu machen. Die 
Geſchäftsſtelle hat dem beamteten Arzt von dem Antrag Kenntnis zu geben (S 4). 

Für die Stellung des Antrages iſt durch Art. 3 Abſ. 6 die Benutzung eines 
beſonderen Vordrucks vorgeſchrieben. 

Für die Glaubhaftmachung in anderer Weiſe als durch ärztliches Gutachten 
ſtehen dem Antragſteller alle Beweismittel (Augenſchein, Zeugen: oder Sachver⸗ 
ſtändigenbenennung, Vorlegen von Urkunden) zur Verfügung; auch zur Ver⸗ 
ſicherung an Eides Statt kann der Antragſteller nach freiem Ermeſſen des Gerichtes 
zugelaſſen werden (8 294 Abi. 1 ZPO., $ 15 Abſ. 2 GG.). 

Zuſtändig für die Entſcheidung über den geſtellten Antrag iſt das Erbgeſund⸗ 
heitsgericht, in deſſen Bezirk der Unfruchtbarzumachende ſeinen allgemeinen Ge⸗ 
richtsſtand hat (S 5). 

Für die Inſaſſen einer Kranken-, Heil⸗ oder Pflegeanſtalt oder einer Straf⸗ 
anſtalt ſind auch das Erbgeſundheitsgericht und der Amtsarzt zuſtändig, in deren 
Bezirk die Anſtalt liegt (Art. 1 Abſ. 2, 2. AV.) (RG Bl. I S. 475). 

Das Geſetz gibt alſo als Richtſchnur den allgemeinen Gerichtsſtand. Da fich 
jedoch gewiſſe Schwierigkeiten herausgeſtellt hatten, iſt durch Erlaß der Zweiten 
Ausführungsverordnung vom 29. Mai 1934 deshalb eine Erweiterung des allge⸗ 
meinen Gerichtsſtandes für die Zwecke dieſes Geſetzes eingetreten, weil der Geſetz⸗ 
geber auf eine möglichſt beſchleunigte Durchführung des Verfahrens und insbe⸗ 
ſondere auch auf eine perſönliche Beurteilung des Unfruchtbarzumachenden durch 
das Gericht ſelbſt Wert legt. 

Das Erbgeſundheitsgericht iſt einem Amtsgericht anzugliedern. Es 
beſteht aus einem Amtsrichter als Vorſitzenden, einem beamteten Arzt und einem 
weiteren für das Deutſche Reich approbierten Arzt, der mit der Erbgeſundheits⸗ 
lehre beſonders vertraut iſt. Für jedes Mitglied iſt ein Vertreter zu beſtellen. Als 
Vorſitzender iſt ausgeſchloſſen, wer über einen Antrag auf vormundſchaftsgericht⸗ 
liche Genehmigung nach § 2 Abſ. 1 entſchieden hat. Hat ein beamteter Arzt den 
Antrag geſtellt, ſo kann er bei der Entſcheidung nicht mitwirken. 

Insgeſamt ſind 205 Erbgeſundheitsgerichte und 31 Erbgeſundheitsobergerichte 
errichtet worden. Da nach § 16 der Vollzug des Geſetzes den Landesregierungen 
obliegt, und die oberſten Landesbehörden vorbehaltlich der Vorſchriften des S 6 
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Abſ. 1 Satz 1 und des § 10 Abi. 1 Satz 1 Sitz und Bezirk der entſcheidenden 
Gerichte beſtimmen, entfällt in den einzelnen Ländern auf die einzelnen Erb⸗ 
geſundheitsgerichte eine verſchiedene Bevölkerungszahl. Zweifellos wird hier im 
Laufe der Zeit eine Anderung eintreten müſſen, da der Geſetzgeber eine möglichſt 
beſchleunigte Durchführung des Geſetzes im Intereſſe der Erbgeſundheit des Volkes 
verlangen muß. 

Das Erbgeſundheitsgericht hat die notwendigen Ermittlungen anzuſtellen; es 
kann Zeugen und Sachverſtändige vernehmen ſowie das perſönliche Erſcheinen 
und die ärztliche Unterſuchung des Unfruchtbarzumachenden anordnen und ihn bei 
unentſchuldigtem Ausbleiben vorführen laſſen. Auf die Vernehmung und Beeidi⸗ 
gung der Zeugen und Sachverſtändigen ſowie auf die Ausſchließung und Ab⸗ 
lehnung der Gerichtsperſonen finden die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung finn⸗ 
gemäße Anwendung. Arzte, die als Zeugen oder Sachverſtändige vernommen 
werden, ſind ohne Rückſicht auf das Berufsgeheimnis zur Ausſage verpflichtet. 
Gerichts⸗ und Verwaltungsbehörden ſowie Krankenanſtalten haben dem Erbgeſund⸗ 
heitsgericht auf Erſuchen Auskunft zu erteilen. 

Grundſätzlich finden nach Art. 4 Abſ. 2 der 1. AV. auf das Verfahren vor den 
Erbgeſundheitsgerichten oder Erbgeſundheitsobergerichten die Vorſchriften des 
Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 
17. Mai 1898 (FGG.) entſprechende Anwendung. Es gelten alſo folgende Ver⸗ 
fahrensgrundſätze: 

a) Klärung des Tatbeſtandes von Amts wegen, 

b) mündliche Verhandlung, 

c) Nichtöffentlichkeit. 

Nur in den Fällen, in denen ausdrücklich auf beſtimmte Paragraphen der ZPO. 
verwieſen iſt, findet die ZPO. Anwendung. 

Das Gericht hat unter Berückſichtigung des geſamten Ergebniſſes der Verhand⸗ 
lung und Beweisaufnahme nach freier Überzeugung zu entſcheiden. Die Beſchluß⸗ 
faſſung erfolgt auf Grund mündlicher Beratung mit Stimmenmehrheit. Der 
Beſchluß iſt ſchriftlich abzufaſſen und von den an der Beſchlußfaſſung beteiligten 
Mitgliedern zu unterſchreiben. Er muß die Gründe angeben, aus denen die Un⸗ 
fruchtbarmachung beſchloſſen oder abgelehnt worden iſt. Der Beſchluß iſt dem 
Antragſteller, dem beamteten Arzt ſowie demjenigen zuzuſtellen, deſſen Unfrucht⸗ 
barmachung beantragt worden iſt, oder, falls dieſer nicht antragsberechtigt iſt, 
ſeinem geſetzlichen Vertreter. 

Der Grundſatz der freien Beweiswürdigung nach dem pflichtgemäßen Ermeſſen 
des Gerichtes gilt ohne jede Ausnahme, da es in der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
keine geſetzliche Beweisregel gibt. 

Es müſſen ſtets von den das Erbgeſundheitsgericht bildenden Perſonen zwei 
für die Unfruchtbarmachung ſtimmen. Im Einzelfalle beſitzen demnach die beiden 
ärztlichen Vertreter des Gerichts die abſolute Mehrheit, andererſeits wieder Richter 
und beamteter Arzt gegenüber dem ſtaatlich nicht angeſtellten Arzt. 

Die Zuſtellung der Beſchlüſſe des Erbgeſundheitsgerichts erfolgt von Amts 
wegen. Für ihre Bewirkung hat die Geſchäftsſtelle Sorge zu tragen ($ 209 ZPO.). 

Das einzige zuläſſige Rechtsmittel gegen den die Unfruchtbarmachung anordnenden 
oder ablehnenden Beſchluß iſt die Beſchwerde. Sie kann eingelegt werden vom: 

1. Antragſteller (S 2 Abſ. 1), 

2. beamteten Arzt (8 3 Ziff. 1 und $ 8), 

3. Anſtaltsleiter ($ 3 Ziff. 2), 

4. Unfruchtbarzumachenden, und wenn dieſer nicht antragsberechtigt (8 2 

Abſ. 1 Satz 2 des Geſetzes) iſt, 

5. geſetzlichen Vertreter. 
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Die Einlegung der Beſchwerde muß nach der Beſtimmung im Gele zur Ande⸗ 
rung des Geſetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes vom 26. 6. 1935 (RG Bl.! 
S. 773) nicht mehr, wie urſprünglich im § 9 Satz 1 des Geſetzes vorgeſehen, inner⸗ 
halb einer Notfriſt von einem Monat, ſondern innerhalb einer Notfriſt von 
14 Tagen erfolgen. ($ 223 Abſ. 2 und 3 ZPO., § 224 Abſ. 1 ZPO., $ 222 Abt. 2 
und 3 ZPO., § 187 Abſ. 1 BGB., $ 188 Abſ. 2 BGB. und § 188 Abi. 3 BGB.). 

Nach Art. 3 der Zweiten Verordnung zur Ausführung des Geſetzes vom 29. Mai 
1934 (RGBl. I S. 476) kann auf die Beſchwerde verzichtet werden. Der Verzicht 
iſt ſchriftlich oder zur Niederſchrift des Gerichts oder der Geſchäftsſtelle zu erklären 
Die Vollzugsorgane haben darauf zu achten, daß Geiſteskranke und Geiſtesſchwache 
oder ſonſt unzuverläſſige Perſonen, wie Landſtreicher, Dirnen uſw., auf andere 
Weiſe nach Möglichkeit daran gehindert werden, ſich während des Laufes der Be⸗ 
ſchwerdefriſt fortzupflanzen. Sie werden aus einer Anſtalt vor Ausführung des 
Eingriffes nicht zu entlaſſen ſein, während bei ſonſt unzuverläſſigen Perſonen oft 
allgemeine polizeiliche Sicherheitsmaßnahmen ergriffen werden können, desgleichen 
in den Fällen, die dem Geſetz über Maßregeln der Sicherung und Beſſerung vom 
24. November 1933 unterliegen. Jedoch iſt im Abſ. 2 Art. 4 der Zweiten Aus⸗ 
führungsverordnung vom 29. Mai 1934 vorgeſehen. 

Anträge auf Unfruchtbarmachung jugendlicher Perſonen zwiſchen dem zehnten 
und vierzehnten Lebensjahr ſind ſo rechtzeitig zu ſtellen, daß der Eingriff bei Frei⸗ 
willigkeit der Antragſtellung rechtzeitig während der Schulzeit erfolgt, im Falle 
1 Zwanges jedoch unmittelbar nach der Schulentlaſſung vorgenommen werden 
ann. 

Das Erbgeſundheitsobergericht, das über die Beſchwerde entſcheidet, wird einem 
Oberlandesgericht angegliedert und umfaßt deſſen Bezirk. Es beſteht aus einem 
Mitglied des Oberlandesgerichts, einem beamteten Arzt und einem weiteren für 
das Deutſche Reich approbierten Arzt, der mit der Erbgeſundheitslehre befonders 
vertraut iſt. Für jedes Mitglied iſt ein Vertreter zu beſtellen. Das Beſchwerde⸗ 
gericht hat die Sache in tatſächlicher und rechtlicher Beziehung erneut zu prüfen. 
Die Beſtimmungen für das Verfahren vor dem Erbgeſundheitsgericht gelten ent: 
ſprechend auch für das Verfahren vor dem Erbgeſundheitsobergericht, das end⸗ 
gültig entſcheidet. 

Hat das Gericht die Unfruchtbarmachung endgültig beſchloſſen, ſo hat der be⸗ 
amtete Arzt den Unfruchtbarzumachenden ſchriftlich aufzufordern, den Eingriff 
binnen zwei Wochen vornehmen zu laſſen; die in Betracht kommenden Anſtalten 
ſind ihm dabei zu benennen. 

Hat der Unfruchtbarzumachende nicht allein den Antrag geſtellt, ſo iſt ihm ferner 
mitzuteilen, daß der Eingriff auch gegen ſeinen Willen vorgenommen werden kann. 

Sit der Eingriff laut Urteil des ausführenden Arztes wegen beſonderer Um: 
ſtände mit Lebensgefahr für den Erbkranken verbunden oder aus einem anderen 
wichtigen geſundheitlichen Grunde nicht alsbald ausführbar, ſo kann der zuſtändige 
Amtsarzt auf Antrag des Arztes, der den Eingriff ausführen ſoll, anordnen, daß 
die Vornahme des Eingriffs einſtweilen unterbleibt. Die Ausſetzung erfolgt auf 
beſtimmte Zeit. Die wiederholte Ausſetzung iſt zuläſſig. Die Ausſetzung iſt dem 
Erbgeſundheitsgericht anzuzeigen. 

Hat ſich der Unfruchtbarzumachende auf ſeine Koſten in eine geſchloſſene An⸗ 
ſtalt aufnehmen laſſen, die volle Gewähr dafür bietet, daß die Fortpflanzung 
unterbleibt, ſo ordnet das Gericht auf ſeinen Antrag an, daß die Vornahme des 
Eingriffes ſolange ausgeſetzt wird, als er ſich in dieſer oder in einer gleichartigen 
Anſtalt befindet. Iſt der Unfruchtbarzumachende geſchäftsunfähig, oder hat er das 
18. Lebensjahr noch nicht vollendet, ſo iſt ſein geſetzlicher Vertreter antrags⸗ 
berechtigt. Iſt die Ausſetzung vor Vollendung des 18. Lebensjahres erfolgt, ſo 
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kann der Unfruchtbarzumachende nach dieſem Zeitpunkt die Wiederaufhebung der 
Ausſetzung beantragen. 

Sit bei Ablauf der Friſt (Abſ. 1) der Eingriff noch nicht erfolgt und hat ſich 
der Unfruchtbarzumachende auch nicht in eine geſchloſſene Anſtalt begeben, oder 
iſt er daraus wieder entwichen, ſo iſt der Eingriff mit Hilfe der Polizeibehörde 
nötigenfalls unter Anwendung unmittelbaren Zwanges in der von dem beamteten 
Arzt bezeichneten Anſtalt auszuführen. Bei Jugendlichen darf der Eingriff unter 
Anwendung unmittelbaren Zwanges nicht vor Vollendung des 14. Lebensjahres 
ausgeführt werden. Die Polizeibehörde hat den beamteten Arzt über die ge⸗ 
troffenen Maßnahmen zu unterrichten. 

Der Leiter einer Anſtalt, die eine Perſon aufnimmt, deren Unfruchtbarmachung 
endgültig beſchloſſen iſt, hat dem für das Verfahren zuſtändigen beamteten Arzt 
die Aufnahme unverzüglich mitzuteilen. Entweicht der Unfruchtbarzumachende, ſo 
iſt der beamtete Arzt unverzüglich zu benachrichtigen. Der Unfruchtbarzumachende 
darf nur dann aus der Anſtalt entlaſſen oder beurlaubt werden, wenn er un⸗ 
fruchtbar gemacht oder die Entſcheidung über die Unfruchtbarmachung wieder auf⸗ 
gehoben worden iſt. 

Die Unfruchtbarmachung erfolgt in der Weiſe, daß ohne Entfernung der Hoden 
oder Eierſtöcke die Samenleiter oder Eileiter verlegt, undurchgängig gemacht oder 
durchgetrennt werden. Eine Unfruchtbarmachung, die nicht nach den Vorſchriften 
dieſes Geſetzes erfolgt, iſt grundſätzlich verboten. Dazu gehört auch die Unfrucht⸗ 
barmachung mittels Röntgen⸗ oder Radiumbeſtrahlung. 

Der ausführende Arzt hat dem beamteten Arzt einen ſchriftlichen Bericht über 
die Ausführung der Unfruchtbarmachung unter Angabe des angewendeten Ver⸗ 
fahrens einzureichen. 

Um eine zuverläſſige und ſachgemäße Ausübung zu ſichern, darf der Eingriff 
nur von chirurgiſch geſchulten Arzten in ſtaatlichen oder kommunalen Kranken-, 
Heil⸗ und Pflegeanſtalten ausgeführt werden, in anderen Anſtalten nur, wenn 
ſie ſich dazu bereit erklären. Um jeden Verdacht eines nicht ganz unparteiiſchen 
Verhaltens von vornherein auszuſchließen, ſind nur ſolche Arzte zugelaſſen, die 
in dem Verfahren weder als Antragſteller aufgetreten find, noch als Beiſitzer mit⸗ 
gewirkt haben. Über den ausgeführten Eingriff iſt unter Benutzung eines vom 
Geſetzgeber vorgeſchriebenen Vordruckes dem beamteten Arzt ſchriftlich Bericht zu 
erſtatten. 

Ergeben ſich Umſtände, die eine nochmalige Prüfung des Sachverhalts erfordern, 
ſo hat das Erbgeſundheitsgericht das Verfahren wieder aufzunehmen und die Aus⸗ 
führung der Unfruchtbarmachung vorläufig zu unterſagen. War der Antrag ab⸗ 
gelehnt worden, ſo iſt die Wiederaufnahme nur zuläſſig, wenn neue Tatſachen 
eingetreten ſind, welche die Unfruchtbarmachung rechtfertigen. 

Wenn die Unfruchtbarmachung endgültig beſchloſſen worden iſt, ſo kann auf die 
Ausführung auch dann nicht verzichtet werden, wenn die freiwillige Duldung des 
chirurgiſchen Eingriffes nicht zu erreichen iſt. Da es dem Geſetzgeber darauf an⸗ 
kam, eine Bereinigung des Volkskörpers von beſtimmten Erbkrankheiten zu er⸗ 
reichen, ſo mußte in dem Geſetz auch die zwangsweiſe Durchführung der Sterili⸗ 
ſierung vorgeſehen werden. Auf der anderen Seite ſollte jedoch die größtmögliche 
Sicherheit gegen einen Mißbrauch des Geſetzes gegeben werden. Daher iſt die 
Wiederaufnahme des Verfahrens nicht wie in der ZPO. an beſtimmte Voraus⸗ 
ſetzungen gebunden worden, vielmehr hat der Geſetzgeber eine Art Generalklauſel 
geſchaffen. Für Anwendung und Handhabung dieſer Generalklauſel durch den 
Richter ſind aber die Grundſätze des Nationalſozialismus unmittelbar und aus⸗ 
ſchließlich maßgebend. Erbbiologiſches Denken im Sinne einer völkiſchen Erb— 
und Raſſenpflege muß hier unbedingt das Erbgeſundheitsgericht beherrſchen. 
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Die Koſten des gerichtlichen Verfahrens trägt die Staatskaſſe. 

Die Koſten des ärztlichen Eingriffes trägt bei den der Krankenverſicherung an⸗ 
gehörenden Perſonen die Krankenkaſſe, bei anderen Perſonen im Falle der Hilfs⸗ 
bedürftigkeit der Fürſorgeverband. In allen anderen Fällen trägt die Koſten bis 
zur Höhe der Mindeſtſätze der ärztlichen Gebührenordnung und der durchſchnitt⸗ 
lichen Pflegeſätze in den öffentlichen Krankenanſtalten die Staatskaſſe. Darüber 
hinaus der Unfruchtbargemachte. 

Nach § 13 des Geſetzes find hinſichtlich der Koſten des ärztlichen Eingriffe⸗ 
(gleichbedeutend mit dem von dem Geſetz und der Verordnung gebrauchten 
„chirurgiſcher Eingriff“) drei Gruppen von Perſonen zu unterſcheiden: 

1. Die der Krankenverſicherung angehörenden Perſonen. Hier trägt die Kranken⸗ 
kaſſe die Koſten. 

2. Die nicht der Krankenverſicherung angehörenden Perſonen, die an und für fich 
die Koſten ſelbſt tragen könnten. 

Hier fallen die Koſten in dem im $ 13 Abſ. 2 Satz 2 des Geſetzes bezeichneten 
Umfange der Staatskaſſe zur Laſt. 

5 Die übrigen Perſonen, die weder zu der Gruppe 1 noch zu der Gruppe 2 
gehören. 

Hinſichtlich der Gruppe 3 ſpricht § 13 Abſ. 2 Satz 1 des Geſetzes ſelbſt von Hilfs⸗ 
bedürftigkeit und beſtimmt, daß der Fürſorgeverband einzutreten hat. 

Die an dem Verfahren oder an der Ausführung des chirurgiſchen Eingriffes 
beteiligten Perſonen ſind zur Verſchwiegenheit verpflichtet. Wer der Schweige⸗ 
pflicht unbefugt zuwiderhandelt, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahre oder 
mit Geldſtrafe beſtraft. Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. Den Antrag 
kann auch der Vorſitzende ſtellen. Die notwendige Wahrung ſchutzwürdiger Privat⸗ 
geheimniſſe gebietet, den Kreis der Beteiligten im Sinne des § 15 Abſ. 1 des Ge⸗ 
ſetzes ſo weit wie möglich zu faſſen. 

Dagegen ſind in der 3. Verordnung zur Ausführung des Geſetzes zur Verhütung 
erbkranken Nachwuchſes vom 25. 2. 1935 (RGBl. 1 S. 289 ff.) insbeſondere folgende 
wichtige Beſtimmungen getroffen worden: 

Ein fortpflanzungsfähiger Erbkranker, der in einer geſchloſſenen Anſtalt ver⸗ 
wahrt wird, darf nicht entlaſſen oder beurlaubt werden, bevor die Unfruchtbar⸗ 
machung durchgeführt oder der Antrag endgültig abgelehnt worden iſt; dies gilt 
nicht, wenn der für die Anſtalt zuſtändige Amtsarzt aus beſonderen Gründen der 
Entlaſſung oder Beurlaubung ausnahmsweiſe zuſtimmt. 

Einem Unfruchtbarzumachenden, der wegen krankhaften Geiſteszuſtandes ſeine 
Belange nicht ſelbſt wahrnehmen kann, iſt von dem Erbgeſundheitsgericht für 
dieſes Verfahren ein Pfleger zu beſtellen. Der Pfleger hat die Stellung eines ge⸗ 
ſetzlichen Vertreters. Der Unfruchtbarzumachende ſteht einer wegen Geiſtesſchwäche 
entmündigten Perſon gleich. Der Pfleger bedarf zur Stellung des Antrags auf 
Unfruchtbarmachung nicht der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts. 

Ein Pfleger ſoll nicht beſtellt werden, wenn der Unfruchtbarzumachende unter 
elterlicher Gewalt oder unter Vormundſchaft ſteht, oder einen Pfleger für ſeine 
Perſon erhalten hat. 

In dem dem Antrag auf Unfruchtbarmachung beizufügenden ärztlichen Gut⸗ 
achten iſt auch zu der Frage Stellung zu nehmen, ob die Beſtellung eines Pflegers 
nach Abſ. 1 erforderlich iſt. 

Die Pflegſchaft endigt, falls das Gericht ſie nicht früher aufhebt, mit der Durch⸗ 
führung der Unfruchtbarmachung oder der endgültigen Ablehnung des Antrags. 

Der Pfleger erhält Erſatz ſeiner notwendigen baren Auslagen aus der Staats⸗ 
kaſſe. 

Ferner ſind dort Beſtimmungen enthalten über die Entſchädigung der Beiſitzer 
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der Erbgeſundheitsgerichte und Erbgeſundheitsobergerichte, über das Unterſagen des 
Auftretens von Bevollmächtigten und Beiſtänden vor den Erbgeſundheitsgerichten 
und Erbgeſundheitsobergerichten. Der Beſchluß iſt unanfechtbar. 

Daß der Geſetzgeber großen Wert auf ein richtiges pſychologiſches Vorgehen 
legt, iſt aus folgender Beſtimmung in der 3. Durchführungsverordnung zu er⸗ 
ſehen: 

„Falls der Beſchluß des Erbgeſundheitsgerichtes oder Erbgeſundheitsobergerich⸗ 
tes dem Unfruchtbarzumachenden perſönlich zuzuſtellen iſt, kann nach dem Ermeſ⸗ 
ſen des Gerichts von einer Mitteilung der Gründe abgeſehen werden. Auf Ver⸗ 
langen iſt dem Unfruchtbarzumachenden eine Ausfertigung des vollſtändigen Be⸗ 
ſchluſſes koſtenlos zu erteilen. Die Zuſtellung eines abgekürzten Beſchluſſes ſteht 
in den Wirkungen der Zuſtellung eines vollſtändigen Beſchluſſes gleich.“ 

Da der Geſetzgeber allmählich die krankhaften Erblinien innerhalb des Volkes 
kennenlernen will, um danach weitere geſetzgeberiſche Maßnahmen durchführen 
zu können, war eine Zuſammenfaſſung der Entſcheidungen der Erbgeſundheits⸗ 
gerichte notwendig. Daher wird im Art. 10 der Erſten Ausführungsverordnung 
vom 5. Dezember 1933 (RGBl. I S. 1021) beſtimmt: 


„Die Gerichtsakten und die Berichte über die Ausführung des Eingriffs ſind nach 
Abſchluß des Verfahrens einer durch den Reichsminiſter des Innern zu beſtimmenden 
Dienſtſtelle zur Aufbewahrung zu überſenden.“ 


Während urſprünglich durch Erlaß des Reichsminiſteriums des Innern vom 
12. 5. 34 als dieſe Dienſtſtelle das Reichsgeſundheitsamt beſtimmt worden war, 
iſt durch Runderlaß des Reichs⸗ und Preußiſchen Miniſters des Innern vom 
28. 3. 1935 — Ab. 1. IV. 1935 — angeordnet worden, daß die Akten nicht mehr 
dem RGA., ſondern dem für den Wohnort des Unfruchtbargemachten zuſtändigen 
Geſundheitsamt zur Aufbewahrung zu überſenden find. Dies gilt auch für die 
Fälle, in denen gemäß Art. 1 Abſ. 2 der 2. Ausführungsverordnung vom 29. Mai 
1934 für die Durchführung des Verfahrens die Zuſtändigkeit eines anderen Erb⸗ 
geſundheitsgerichtes oder Kreisarztes gegeben war. Um Schwierigkeiten bei den 
Geſundheitsämtern zu vermeiden, ſollen die Akten nicht vor dem 1. 5. 1935 ein⸗ 
geſandt werden. Dieſe Sammlung kann bereits als ein wertvoller Schritt zur erb⸗ 
biologiſchen Beſtandsaufnahme des geſamten Volkes angeſehen werden. 

In der Durchführung des Geſetzes hatte ſich im Laufe der Zeit die Notwendig⸗ 
keit herausgeſtellt, auch über die Schwangerſchaftsunterbrechung in beſonderen 
Fällen eine geſetzliche Regelung herbeizuführen. Daher iſt durch das Ergänzungs⸗ 
geſetz vom 26. 6. 1935 folgendes beſtimmt worden: 

„(1) Hat ein Erbgeſundheitsgericht rechtskräftig auf Unfruchtbarmachung einer 
Frau erkannt, die zur Zeit der Durchführung der Unfruchtbarmachung ſchwan⸗ 
ger iſt, ſo kann die Schwangerſchaft mit Einwilligung der Schwangeren unter⸗ 
brochen werden, es ſei denn, daß die Frucht ſchon lebensfähig iſt oder die 
Unterbrechung der Schwangerſchaft eine ernſte Gefahr für das Leben oder die 
Geſundheit der Frau mit ſich bringen würde. 

(2) Als nicht lebensfähig iſt die Frucht dann anzuſehen, wenn die Unter⸗ 
brechung vor Ablauf des 6. Schwangerſchaftsmonats erfolgt.“ 

Der Einbau dieſer Vorſchriften für die Schwangerſchaftsunterbrechung hat auch 
eine u: Ergänzung des $ 12 und des $ 14 Abſ. 1 des Geſetzes zur Folge 
gehabt. 

$ 11 hat jetzt durch das Anderungsgeſetz vom 26. 6. 1935 folgende Faſſung erhalten: 

„Der zur Unfruchtbarmachung und Schwangerſchaftsunterbrechung notwendige 
chirurgiſche Eingriff darf nur in einer Krankenanſtalt von einem für das 
Deutſche Reich approbierten Arzt ausgeführt werden. Dieſer darf den Ein⸗ 
griff erſt vornehmen, wenn der die Unfruchtbarmachung anordnende Beſchluß 
endgültig geworden iſt. Die oberſte Landesbehörde beſtimmt die Kranken⸗ 
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anftalten und Arzte, denen die Ausführung der Unfruchtbarmachung und 

Schwangerſchaftsunterbrechung überlaſſen werden darf. Der Eingriff darf nicht 

durch einen Arzt vorgenommen werden, der den Antrag geſtellt oder in dem 

Verfahren als Beiſitzer mitgewirkt hat. 

Der ausführende Arzt hat dem beamteten Arzt einen ſchriftlichen Bericht über 
die Ausführung der Unfruchtbarmachung und Schwangerſchaftsunterbrechung 
unter Angabe des angewendeten Verfahrens einzureichen.“ 
§ 14 Abſ. 1 hat nunmehr folgende Faſſung: 

„Eine Unfruchtbarmachung oder Schwangerſchaftsunterbrechung, die nicht nach 
den Vorſchriften dieſes Geſetzes erfolgt, ſowie eine Entfernung der Keimdrüſen 
ſind nur dann zuläſſig, wenn ein Arzt ſie nach den Regeln der ärztlichen Kunſt 
zur Abwendung einer ernſten Gefahr für das Leben oder die Geſundheit des⸗ 
jenigen, an dem er ſie vornimmt, und mit deſſen Einwilligung vollzieht.“ 

Nach dem Geſetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes iſt alſo jetzt eine 
Schwangerſchaftsunterbrechung — die mediziniſche Indikation ausgenommen — 
nur bei einer Erbkranken zuläſſig, die ſelbſt unter das Geſetz fällt. 

Dagegen iſt die Unfruchtbarmachung unzuläſſig, wenn die Schwangere ſelbſt 
nicht unter das Geſetz fällt, wohl aber der Erzeuger. Der Geſetzgeber hat ſich ab⸗ 
ſichtlich Beſchränkungen auferlegt, um erſt nach und nach das deutſche Volk durch 
ſeine geſetzgeberiſchen Maßnahmen zu erbgeſundheitlichem Denken zu erziehen. 

Wichtig iſt der durch das Ergänzungsgeſetz dem § 14 angefügte Abſatz 2: 

„(2) Eine Entfernung der Keimdrüſen darf beim Manne mit ſeiner Ein⸗ 
willigung auch dann vorgenommen werden, wenn ſie nach amts⸗ oder gerichts⸗ 
ärztlichem Gutachten erforderlich iſt, um ihn von einem entarteten Geſchlechts⸗ 
trieb zu befreien, der die Begehung weiterer Verfehlungen im Sinne der SS 175 
bis 178, 183, 223 bis 226 des Strafgeſetzbuches befürchten läßt. Die Anordnung 
. im Strafverfahren oder im Sicherungsverfahren bleibt un⸗ 

erührt.“ — 


Hier iſt beſonders zu beachten, daß dieſe Entfernung der Keimdrüſen als eine 
therapeutiſche Maßnahme bewertet werden muß und nicht als eine Strafmaßnahme. 

Das Ergänzungsgeſetz zeigt, daß die Reichsregierung gewillt iſt, das Geſetz zum 
Wohle der Erbgeſundheit des deutſchen Volkes durchzuführen. Auch hat der Reichs: 
und Preußiſche Miniſter des Innern erſt kürzlich in einem Erlaß die zuſtändigen 
Behörden angewieſen, daß einer Hetze gegen das Geſetz entgegenzutreten und in 
den bekannt werdenden Fällen Strafanzeige wegen Verſtoßes gegen $ 110 des 
Reichsſtrafgeſetzbuches oder gegen das Geſetz gegen heimtückiſche Angriffe auf Staat 
und Partei und zum Schutz der Parteiuniform vom 20. 12. 34 zu erſtatten iſt. Auf⸗ 
forderungen, die unter das Geſetz fallenden Perſonen ſollten den geſetzlichen Ge⸗ 
boten auf Unfruchtbarmachung nicht freiwillig nachkommen, vielmehr nur dem 
unmittelbaren polizeilichen Zwange weichen, ſind als eine Hetze gegen das Geſetz 
anzuſehen. Auch nach den Beſtimmungen des Konkordates iſt das Geſetz zur Ber: 
hütung erbkranken Nachwuchſes von jedem deutſchen Katholiken zu beachten. 

Eine Unfruchtbarmachung, die nicht aus Gründen der Erbgeſundheit und nach 
den Vorſchriften dieſes Geſetzes erfolgt, iſt nach wie vor grundſätzlich verboten. 
Wird dagegen die mediziniſche Indikation (vgl. S. 814) unter Beachtung der Be: 
ſtimmungen des § 14 des Geſetzes vorgenommen, dann iſt dies ein Rechtfertigungs⸗ 
grund im Sinne von $ 54 RStGB. 

Nimmt ein Arzt eine Unfruchtbarmachung oder eine Entfernung der Keimdrüſen 
zur Abwendung einer ernſten Gefahr für das Leben oder die Geſundheit vor, jo 
hat er dem zuſtändigen Amtsarzt binnen drei Tagen nach Vornahme des Eingriffes 
einen ſchriftlichen Bericht nach einem vom Geſetzgeber vorgeſchriebenen Vordruck 
zu erſtatten. Wegen der Sonderregelung im § 14 des Geſetzes kommt eine An: 
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wendung des durch das Geje zur Abänderung ſtrafrechtlicher Vorſchriften vom 
26. Mai 1933 (RGBl. I S. 295) eingefügten § 226a: 


„Wer eine Körperverletzung mit Einwilligung des Verletzten vornimmt, handelt nur 
dann e wenn die Tat trotz der Einwilligung gegen die guten Sitten 


verftößt, 
für die Unfruchtbarmachung nicht in Frage. 

Die von der Unfruchtbarmachung ſcharf zu trennende Entfernung der Keim⸗ 
drüſen, die im Gegenſatz zur Unfruchtbarmachung das Geſchlechtsempfinden weit⸗ 
gehend beeinflußt, darf jetzt vorgenommen werden, 

1. wenn ein Gericht ſie als Maßnahme der Sicherung und Beſſerung gegen einen 
gefährlichen Sittlichkeitsverbrecher verhängt hat, 

2. wenn ein Sittlichkeitsverbrecher, bei dem die Vorausſetzungen zur zwangs⸗ 
weiſen Entfernung noch nicht gegeben waren, dieſe wünſcht, um die Gefahr weiterer 
ſittlicher Verfehlungen zu vermeiden, 

3. wenn ſie zur Abwendung ernſter Gefahr für das Leben oder die Geſundheit 
erforderlich iſt. 

Die 4. Verordnung zur Ausführung des Geſetzes zur Verhütung erbkranken Nach⸗ 
wuchſes vom 18. Juli 1935 RGBl. I S. 1035) gibt beſtimmte Anweiſungen für die 
jetzt nach 8 10a unter beſtimmten Vorausſetzungen zuläſſige Unterbrechung der 
Schwangerſchaft. Eine Unfruchtbarmachung oder Schwangerſchaftsunterbrechung 
gemäß $ 14, Abſ. 1 darf erſt vorgenommen werden, nachdem eine Gutachterſtelle 
den Eingriff für erforderlich erklärt hat, es ſei denn, daß er wegen unmittelbarer 
Gefahr für Leben oder Geſundheit nicht aufgeſchoben werden kann. 

„Der Reichsminiſter des Innern bildet nach Bedarf Gutachterſtellen, die darüber 
entſcheiden, ob geſundheitliche Gründe die Unterbrechung der Schwangerſchaft oder 
die Unfruchtbarmachung erfordern. 

Der Reichsminiſter des Innern erläßt Richtlinien über die Vorausſetzungen, 
unter denen ſolche Gründe als vorhanden anzuſehen ſind. 

Der Leiter der Gutachterſtelle wird von dem Reichsminiſter des Innern berufen 
und abberufen.“ (Art. 6 der 4. AV.) 

„Der Leiter der Gutachterſtelle regelt die Beſtellung von Arzten zu Gutachtern 
und beſtimmt die Reihenfolge ihrer Heranziehung zur Gutachtertätigkeit. Zum 
Gutachteramt dürfen nur Arzte ariſcher Abſtammung im Sinne der Ziffer 2 Abſ. 1 
der Erſten Verordnung zur Durchführung des Geſetzes zur Wiederherſtellung des 
Berufsbeamtentums vom 11. April 1933 (RG Bl. I S. 195) berufen werden. Von 
der Gutachtertätigkeit iſt der Arzt ausgeſchloſſen, der die Maßnahme beantragt hat. 
Ausnahmen hiervon kann der Reichsminiſter des Innern zulaſſen.“ (Art. 7 der 
4. AV.) 

Der Reichsminiſter des Innern hat von der ihm im Artikel 16 dieſer 4. Aus⸗ 
führungsverordnung gegebenen Befugnis der Übertragung ſeiner Rechte aus 
Artikel 6 und 7 Gebrauch gemacht, indem er den Reichsärzteführer Dr. Wagner, 
zugleich Hauptamtsleiter im Hauptamt für Volksgeſundheit in der Reichsleitung 
der NSDAP., mit der Durchführung der Verordnung über die Regelung der 
Schwangerſchaftsunterbrechmueng bzw. Unfruchtbarmachung aus geſundheitlichen 
Gründen betraut hat. 

Durch die Anderungen vom 26. Juni 1935 iſt außerdem eine Ergänzung der als 
Anlage 6 und 7 der Verordnung vom 5. Dezember 1933 (RGBl. I S. 1021) bei⸗ 
gegebenen Vordrucke notwendig geworden. Jetzt find hierfür die Vordrucke nach den 
dem Runderlaß des Reichs⸗ und Preußiſchen Miniſters des Innern vom 29. Juli 
1935 — IV 5031/1067 beigefügten Muſtern 1 und 2 zu benutzen. Außerdem iſt für 
die Anzeige gemäß Artikel 12 der Vierten Verordnung zur Ausführung des Geſetzes 
zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes ein neuer Vordruck geſchaffen worden, der 
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in dieſem Runderlaß als Muſter 3 abgedruckt ift. Dieſer Vordruck iſt auch bei den 
Polizei⸗ und Standesämtern vorgedruckt zu erhalten. 


Die für das Deutſche Geſetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes verant⸗ 
wortlichen Stellen haben ſich, wie ich das aus eigener Mitarbeit am Geſetz ſelbſt 
weiß, eingehend mit den im Auslande gemachten Erfahrungen beſchäftigt, um ein 
Geſetz ſchaffen zu können, das alle Anforderungen, die an ein ſolches grundlegendes 
Geſetz geſtellt werden müſſen, auch tatſächlich erfüllt. Es kam darauf an, den 
größtmöglichen Erfolg für das Geſetz ſicherzuſtellen. Das deutſche Geſetz unter⸗ 
ſcheidet ſich von den Geſetzen ähnlicher Art in anderen Staaten der Welt im 
weſentlichen durch folgende Geſichtspunkte: 

1. Keine Verknüpfung mit ſtrafrechtlichen Geſichtspunkten, 


2. Beſchränkung auf eine beſtimmte Anzahl von im Geſetz genannten Erbkrank⸗ 
heiten einſchließlich ſchwerem Alkoholismus, 


3. Verankerung der Möglichkeit der Zwangsſteriliſierung, 

4. Einbau von Sicherungsmaßnahmen, um einen Mißbrauch des Geſetzes zu 
verhüten, 

5. keine Beſchränkung der Unfruchtbarmachung auf beſtimmte Perſonenkreiſe, 
etwa auf Inſaſſen von Irrenanſtalten. 


Wenn der deutſche Geſetzgeber Verſtändnis für das erſte große erbbiologiſche 
Geſetz in ſeinem Volke finden wollte, dann mußte alles vermieden werden, was 
etwa dazu beigetragen hätte, einen Erbkranken grundſätzlich einem Verbrecher 
gleichzuſtellen. Erbkrank zu ſein, bedeutet keine Schande. Dagegen verſtößt es 
gegen unſere Sittenauffaſſung, krankes Erbgut an künftige Geſchlechter weiter⸗ 
zugeben. Zu dieſer Auffaſſung mußte das deutſche Volk erzogen werden. Daher 
haben wir es vermieden, in dem Geſetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes 
etwas über die Unfruchtbarmachung von Verbrechern zu ſagen. Daß wir mit 
dieſen Gedankengängen auf dem richtigen Wege find, das haben die Erfahrungen 
gezeigt, die wir ſeit dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des Geſetzes, alſo ſeit dem 
1. Januar 1934, ſammeln konnten. Aus der großen Anzahl der freiwillig ge⸗ 
ſtellten Anträge auf Unfruchtbarmachung iſt zu erſehen, daß die Erkenntnis der 
Bedeutung dieſes Geſetzes im ſteten Wachſen begriffen iſt. Da es dem National⸗ 
ſozialismus darauf ankam, ein Geſetz zu ſchaffen, das wirklich durchgeführt werden 
kann, war weiſe Beſchränkung auf gewiſſe Erbkrankheiten notwendig, wenn man 
andererſeits die Zwangsſteriliſierung vorſehen wollte. Die Erfahrungen, die nach 
unſerer Auffaſſung in den verſchiedenſten Staaten der Welt mit der freiwilligen 
Steriliſierung gemacht worden ſind, haben uns gezeigt, daß, wenn eine planmäßige 
Bereinigung des geſamten Volkskörpers vorgenommen werden ſoll, dann lieber 
eine Beſchränkung auf beſtimmte Erbkrankheiten mit in Kauf genommen werden 
muß. Die Durchführung des Geſetzes hat die Richtigkeit unſerer Gedankengänge 
bewieſen. Bereits zahlreiche Unfruchtbarmachungen ſind vorgenommen worden. 
Etwa 7 09. der geſtellten Anträge auf Unfruchtbarmachung find der Ablehnung 
verfallen. 

Der Geſetzgeber iſt zunächſt von dem Gedanken der freiwilligen Steriliſierung 
ausgegangen. Daher iſt auch die Möglichkeit vorgeſehen, daß der Unfruchtbar⸗ 
zumachende ſelbſt den Antrag ſtellen kann. Im übrigen iſt noch zu beachten, daß 
es dem Geſetzgeber nur darauf ankommt, den Zweck des Geſetzes: Verhütung erb⸗ 
kranken Nachwuchſes, zu erreichen. Daher kann nach der Erſten Durchführungs⸗ 
verordnung auf Antrag die Unfruchtbarmachung ausgeſetzt werden, wenn ſich der 
Unfruchtbarzumachende auf ſeine Koſten in eine geſchloſſene Anſtalt aufnehmen 
läßt, die volle Gewähr dafür bietet, daß die Fortpflanzung unterbleibt. 

Zur Beurteilung der Notwendigkeit der Zwangsſteriliſierung gilt noch immer 
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das, was im Urteil des Oberſten Gerichtshofes der Vereinigten Staaten von 
Nordamerika im Oktober 1916 wie folgt ausgeführt worden iſt: 

„Wir haben mehr als einmal geſehen, daß das Gemeinwohl von den beſten Bürgern 
das Opfer ihres Lebens fordert. Es wäre ſeltſam, wenn es nicht von denen, die 
ohnehin die Kraft des Staates beanſpruchen, dieſe geringen Opfer, die von den 
Betroffenen oft nicht als ſolche empfunden werden, 9 könnte zwecks Abwehr 
unſerer Überflutung durch Minderwertigkeit. Es iſt beſſer für alle Welt, wenn die 
Geſellſchaft, ſtatt abzuwarten, bis ſie entartete Nachkommenſchaft für die Verbrechen 

inzurichten n oder ſtatt ſie wegen ihres Schwachſinns hungern zu laſſen, verhüten 
ann, daß offenſichtlich Minderwertige ihre Weſensart fortpflanzen. Der Grundſatz, 
ee Zwangsimpfung rechtfertigt, ift breit genug, die Durchſchneidung der Eileiter 
zu decken.“ 

Wenn der Geſetzgeber ſich zur Zwangsſteriliſierung entſchloß, dann mußte durch 
ein in beſtimmten Grenzen durchzuführendes Verfahren die Gewähr geboten 
werden, daß ein Mißbrauch des Geſetzes — ſoweit das menſchenmöglich iſt — von 
vornherein ausgeſchaltet wurde. Daher: 


a) Einführung eines beſtimmten Verfahrens vor Erbgeſundheitsgerichten. 

b) Beſetzung der Erbgeſundheitsgerichte mit einem Richter als Vorſitzenden 
und zwei Arzten, und zwar einem beamteten Arzt und einem weiteren für das 
Deutſche Reich approbierten Arzt, der mit der Erbgeſundheitslehre beſonders ver⸗ 
traut iſt. 

c) Einführung der Möglichkeit einer Beſchwerde vor dem Erbgeſundheitsober⸗ 
gericht, die auſſchiebende Wirkung hat. 

d) Vorſehen der Möglichkeit der Wiederaufnahme des Verfahrens, ſofern Um: 
ſtände ſich ergeben, die eine nochmalige Prüfung des Sachverhalts erfordern bzw. 
neue Tatſachen eingetreten find, die die Unfruchtbarmachung rechtfertigen. Alſo 
keine Bindung des Wiederaufnahmeverfahrens an beſtimmte Gründe, etwa wie 
in der deutſchen Zivilprozeßordnung oder Strafprozeßordnung. Vielmehr iſt ge⸗ 
wiſſermaßen eine Generalklauſel für die Wiederaufnahme des Verfahrens im 
Geſetz eingebaut worden. 

e) Die Koſten des gerichtlichen Verfahrens trägt die Staatskaſſe. Dadurch ſoll 
verhindert werden, daß etwa nur bei Begüterten das Verfahren durchgeführt wird. 

f) Die an dem Verfahren oder an der Ausführung des chirurgiſchen Eingriffes 
beteiligten Perſonen ſind zur Verſchwiegenheit verpflichtet. Es ſoll alſo eine geſell⸗ 
ſchaftliche Schädigung des Unfruchtbargemachten vermieden werden. 

Während in einer Reihe von Geſetzen, insbeſondere in einigen Staaten der 
Vereinigten Staaten von Nordamerika, die Geſetze beſchränkt worden ſind auf 
Inſaſſen von ſtaatlichen Inſtituten für Geiſteskranke und Geiſtesſchwache, kennt 
das deutſche Geſetz ein ſolches Vorgehen nicht. Es kam dem Geſetzgeber auf die 
Bereinigung des geſamten Volkskörpers von beſtimmten Erbkrankheiten an und 
daher auch die Beſchränkung auf beſtimmte Erbkrankheiten einſchließlich ſchwerem 
Alkoholismus, aber keine Beſchränkung auf einen beſtimmten Perſonenkreis. 

Das Geſetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes zeigt deutlich, wie der Na⸗ 
tionalſozialismus nur das Wohl des Volkes als Ganzheit im Auge hat, und wie 
er beſtrebt iſt, nicht Geſetze vom grünen Tiſch zu erlaſſen, ſondern eine Geſetz⸗ 
gebung herbeizuführen, die vom Volke auch verſtanden wird. Daher kam es gerade 
bei dieſem Geſetz darauf an, die Volksverbundenheit herbeizuführen, wenn das 
Volk für den Gedanken der Zwangsſteriliſierung gewonnen werden ſollte. Das 
deutſche Geſetz durfte auf keinen Fall, wie dies bei einigen ausländiſchen Geſetzen 
der Fall geweſen iſt, nur eine Arbeit beſonderer Vorkämpfer des Steriliſierungs⸗ 
gedankens bleiben. Das Geſetz mußte, um erfolgreich wirken zu können, im 
Volksbewußtſein verankert werden, zumal die Bereinigung des Volkskörpers von 
Erbkrankheiten zweifellos noch andere geſetzgeberiſche Maßnahmen, abgeſehen von 
der bereits erwähnten erbbiologiſchen Beſtandsaufnahme, notwendig machen wird. 
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Das Geſetz erfährt jedoch eine notwendige Ergänzung durch die raſſenhygieniſche 
Erziehung des geſamten Volkes, ſo daß in Zukunft die deutſche Jugend bei der 
Eheſchließung von ſich aus ſchon erbgeſundheitlich denken und danach ihre Ent⸗ 
ſchließungen einrichten wird. Auch wird der Staat den größten Wert auf die 
Durchführung fördernder und vorbeugender raſſenhygieniſcher Maßnahmen legen, 
denn jede ausmerzende Raſſenhygiene muß nur ein Notbehelf ſein. Unſer Volk 
muß ſo erzogen ſein, daß jeder Volksgenoſſe von ſich aus ſtets raſſenhygieniſch 
handelt. 

Danzig iſt durch ſeine Rechtsverordnung zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes 
vom 24. November 1933 und die dazu ergangenen Ausführungsverordnungen im 
weſentlichen der deutſchen Geſetzgebung gefolgt. 
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F. Verkehrsrecht 


Die Stellung 
der Reichsbahn in Recht und Geſetzgebung 


Einleitung 


Das Eiſenbahnrecht iſt kein ſcharf abgegrenztes Rechtsgebiet wie z. B. das Berg⸗ 
recht oder das Waſſerrecht. Es umfaßt nicht nur die Rechtsnormen, die als Sonder⸗ 
recht ausſchließlich für die Eiſenbahnen beſtimmt find, wie das Preußiſche Eiſen⸗ 
bahngeſetz von 1838 oder das Reichsbahngeſetz von 1924. Der Begriff muß vielmehr 
auf die allgemeinen Rechtsgebiete ausgedehnt werden, die die Eiſenbahnen als 
ſolche berühren; das iſt z. B. der Fall beim Strafrecht, das für die Eiſenbahnen 
eine Sonderregelung vorſieht, oder beim Enteignungsrecht, das beim Bau von 
Eiſenbahnanlagen ſein hauptſächliches Anwendungsgebiet findet. Ohne dieſe Er⸗ 
weiterung des Begriffs könnte man der Vielfältigkeit der Rechtsbeziehungen der 
Eiſenbahnen zur Umwelt nicht gerecht werden. Unter „Eiſenbahnrecht“ im Rahmen 
dieſer Darſtellung iſt alſo das Eiſenbahnrecht im weiteſten Sinne zu verſtehen. 

Die Anwendbarkeit des Eiſenbahnrechts iſt verſchieden je nach dem Zweck und 
der wirtiſchaftlichen Bedeutung der einzelnen Eiſenbahnunternehmen. Die deutſchen 
Eiſenbahnen werden entſprechend ihrer Zweckbeſtimmung eingeteilt in Bahnen des 
öffentlichen Verkehrs, die von jedermann benutzt werden können, und in die einer 
öffentlichen Benutzung nicht zugänglichen Bahnen des nichtöffentlichen Verkehrs, 
z. B. Grubenbahnen, Privatanſchlußbahnen. Die Bahnen des öffentlichen Verkehrs 
werden je nach ihrer wirtſchaftlichen Bedeutung weiter geſchieden in Bahnen des 
allgemeinen Verkehrs, wenn ſie eine über örtliche Belange hinausgehende wirt⸗ 
ſchaftliche Bedeutung haben (Großbahnen: Reichsbahn, private Großbahnen), und 
in die ſich auf die örtliche Verkehrsbedienung beſchränkenden Bahnen des nicht⸗ 
allgemeinen Verkehrs. Rechtlich bedeutſam iſt ferner die Unterſcheidung der 
Großbahnen nach der betrieblichen Seite hin in Haupt⸗ und Nebenbahnen 
und ſchließlich die Trennung nach den Eigentumsverhältniſſen in Staats⸗ und 
Privatbahnen. 

Gegenüber den Privatbahnen nimmt die Deutſche Reichsbahn Geſellſchaft im 
Verkehrsleben eine überragende Stellung ein, und zwar ſowohl nach dem Umfang 
ihres Betriebes wie auch nach ihrer Bedeutung für die Geſamtwirtſchaft. So 
beträgt beiſpielsweiſe die Betriebslänge des Reichsbahnnetzes rund 54 000 km 
gegenüber rund 4500 km Streckenlänge der anderen Bahnen des allgemeinen 
Verkehrs. Dem entſpricht es, daß im Verkehr der Bahnen des allgemeinen Verkehrs 
z. B. im Jahre 1932 von rund 268 Millionen Tonnen beförderter Güter 242 Mil⸗ 
lionen, alſo etwa 90 v., auf die Reichsbahn entfielen, und daß von rund 1351 
Millionen Reiſenden etwa 96,5 vH. auf der Reichsbahn befördert wurden. 

Danach erſcheint es gerechtfertigt, die Stellung der Reichsbahn in Recht und 
Geſetzgebung vornehmlich zu behandeln und das Recht der anderen Bahnen nur 
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ergänzend zu erwähnen, zumal der zur Verfügung ſtehende Raum zu einer 
Beſchränkung zwingt. 

Eine weitere Begrenzung des Stoffes wird dadurch erforderlich, daß es im 
Rahmen einer gedrängten Darſtellung unmöglich iſt, das weitverzweigte Eiſen⸗ 
bahnrecht auch nur annähernd erſchöpfend zu behandeln. Es kann deshalb unter 
Verzicht auf Einzelheiten nur auf grundſätzliche Fragen eingegangen werden. 
Dabei ſollen vor allem die Rechtsgebiete hervorgehoben werden, die im 
Sinne des nationalſozialiſtiſchen Programms einer Neugeſtaltung bedürfen. 
Von dieſem Geiſt find auch die Rechtserneuerungsvorſchläge zu einzelnen Rechts⸗ 
gebieten getragen. Abgeſehen werden mußte insbeſondere von einer Darſtellung 
der großen Gebiete der Finanzverwaltung und der Vergebungs⸗ und Einkaufs⸗ 
tätigkeit der Reichsbahn, die ſämtlich dem Eiſenbahnjuriſten eine Fülle ſchwieriger 
Rechtsfragen vorlegen. 

Zur beſſeren Überſicht iſt im folgenden an der Trennung zwiſchen öffentlichem 
und privatem Recht feſtgehalten worden. 

Das Verhältnis der Reichsbahn zu anderen Verkehrsmitteln bedarf wegen ſeiner 
Wichtigkeit für das Verkehrsleben beſonderer Erörterung. Auch die Reichsauto⸗ 
bahnen, das jüngſte Tochterunternehmen der Reichsbahn, haben mit Rüdfiht auf 
ihre künftige Bedeutung für die deutſche Verkehrswirtſchaft eine beſondere Darſtel⸗ 
lung erfahren. 


1. Abſchnitt 


Rechtsgeſchichtlicher Überblick 

Die Entwicklung des Eiſenbahnrechts war in den einzelnen deutſchen Ländern 
je nach ihrer Einſtellung zum Staatsbahnſyſtem verſchieden. 

In Preußen trat die Frage, ob der Staat den Bau und Betrieb von Eiſenbahnen 
ſelbſt übernehmen ſollte, ſchon bald nach Eröffnung der erſten engliſchen Eiſenbahn 
im Jahre 1825 an die Regierung heran. Nachdem ſchon im Jahre 1833 zunächſt in 
einem Einzelfall dieſe Frage in verneinendem Sinne entſchieden war, ſprach ſich 
eine Kabinettsorder von 1835 grundſätzlich gegen das Staatsbahnſyſtem aus. Damit 
war die Entwicklung für längere Zeit entſcheidend beeinflußt. Man ſah zunächſt von 
einer geſetzlichen Regelung ab und übernahm die Feſtlegung der Rechte und 
Pflichten der Unternehmer in die Konzeſſionen, von denen der Bau und Betrieb 
abhängig gemacht wurde. Mängel dieſer Konzeſſionen, der unzulängliche Schutz 
öffentlicher Belange und die noch offene Frage der Behandlung des Poſtregals 
führten ſchließlich zum Erlaß des Geſetzes über Eiſenbahnunternehmungen vom 
3. November 1838. Mit dieſem weitſchauenden Geſetz, das in wichtigen Teilen noch 
heute Gültigkeit hat, war die Grundlage für die ſpätere Recdtsentwidlung 
geſchaffen; es wurde richtunggebend für das Recht außerpreußiſcher Länder. Als 
Grundſatz wurde das Privatbahnſyſtem beibehalten, dem Staat aber ein Ankaufs⸗ 
recht nach Ablauf von 30 Jahren eingeräumt. Der rechtliche und finanzielle Aufbau 
der Eiſenbahngeſellſchaften, der Bau und Betrieb, das Entgelt für die Benutzung, 
die Haftpflicht bei Betriebsunfällen, die Entſchädigung der Poſt, die Enteignung, 
das Aufſſichtsrecht des Staates uſw. wurden nunmehr geſetzlich geregelt. Immerhin 
waren die Vorſchriften des Geſetzes über Rechte und Pflichten des Unternehmers 
nur ſubſidiärer Art; der Regierung blieb das Recht vorbehalten, Konzeſſionen 
unter anderen als den im Geſetz genannten Bedingungen zu erteilen. 

In den außerpreußiſchen Ländern nahm die Entwicklung dadurch einen anderen 
Verlauf, daß ſich die meiſten Regierungen, beſonders in Süddeutſchland, ſchon früh⸗ 
zeitig dem Staatsbahnſyſtem zuwandten, ſo daß ſich vielfach eine geſetzliche Regelung 
erübrigte. In Sachſen wurde mit Dekret vom 8. Februar 1843 für eine namhafte 
Beteiligung des Staates am Bau von Privatbahnen und für ſeinen Einfluß auf 
die Verwaltung Sorge getragen. Soweit in anderen Ländern eine geſetzliche 
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Regelung getroffen wurde, lehnte fie fih an das Preußiſche Eiſenbahngeſetz von 
1838 an. | 

Eine Vereinheitlichung des Rechts ſcheiterte an der ſtaatlichen Zerriſſenheit 
Deutſchlands und an dem Fehlen einer ſtarken Reichsgewalt. Lücken in der Geſetz⸗ 
gebung mußten die Eiſenbahnverwaltungen ſelbſt dadurch ausfüllen, daß ſie ihre 
Beziehungen zueinander und zu den Verkehrtreibenden einer gemeinſamen ver⸗ 
traglichen Regelung unterwarfen. Der für dieſe Zwecke in den Jahren 1846/47 
gegründete Verein Deutſcher Eiſenbahnverwaltungen (jetzt Verein Mitteleuro⸗ 
päiſcher Eiſenbahnverwaltungen) hat ſich dabei beſondere Verdienſte erworben, 
vor allem durch die Einführung einheitlicher Normen für Bau, Betrieb und Ver⸗ 
kehr unter ſeinen Mitgliedern. Das von ihm geſchaffene einheitliche Vertragsrecht, 
dem auch die dem Verein beigetretenen Staatsbahnverwaltungen unterlagen, hat 
die Grundlage für die ſpätere Geſetzgebung gebildet. 

Nachdem ſchon das Allgemeine Deutſche Handelsgeſetzbuch vom Jahre 1861 
wenigſtens auf dem Gebiet des Frachtrechts eine einheitliche Regelung gebracht 
hatte, begann mit der Gründung des Norddeutſchen Bundes ein neuer Entwick⸗ 
lungsabſchnitt des Eiſenbahnrechts. Art. 4 der Bundesverfaſſung vom Jahre 1867 
unterwarf das Eiſenbahnweſen der Geſetzgebung und Beaufſichtigung des Bun⸗ 
des. Das Bahnpolizeireglement vom 3. Juni 1870 und das Betriebsreglement 
vom 10. Juni 1870 waren wichtige Schritte zur Vereinheitlichung des Eiſenbahn⸗ 
rechts. | 

Die Reichsverfaſſung von 1871 dehnte die grundlegenden Beſtimmungen des 
Norddeutſchen Bundes auf Baden, Heſſen und Württemberg aus. Das Reich hatte 
jetzt allgemein die Aufſicht und Geſetzgebung über das Eiſenbahnweſen „im 
Intereſſe der Landesverteidigung und des allgemeinen Verkehrs“ (Art. 4). In 
Bayern, dem durch Art. 46 Sonderrechte eingeräumt waren, wurden die auf Be⸗ 
ſchlüſſen des Bundesrats beruhenden allgemeinen Vorſchriften faſt gleichlautend 
übernommen, ſo u. a. die Bau⸗ und Betriebsordnung, die Verkehrsordnung und 
die Signalordnung. Die Ausübung des Aufſichtsrechts des Reichs wurde dem im 
Jahre 1873 eingeſetzten Reichseiſenbahnamt unter Leitung des Reichskanzlers 
übertragen, ohne daß es jedoch entſcheidenden Einfluß ausüben konnte. Bismarcks 
Plan eines einheitlich verwalteten deutſchen Eiſenbahnnetzes ſcheiterte am Wider⸗ 
ſtand der um ihren wirtſchaftlichen und politiſchen Einfluß beſorgten ſüddeutſchen 
Staaten. Bismarck ſuchte nunmehr den Einfluß Preußens durch Schaffung eines 
einheitlichen preußiſchen Staatsbahnſyſtems zu heben. Seit 1879 wurden plan⸗ 
mäßig faſt ſämtliche Privatbahnen für den Staat erworben und neue Staatsbahn⸗ 
ſtrecken gebaut, nachdem man ſchon im Jahre 1849 den grundſätzlichen Widerſtand 
gegen das Staatsbahnſyſtem aufgegeben hatte. Die oberſte Leitung der Reichs⸗ 
bahnen in Elſaß⸗Lothringen durch Preußen und die Staatsbahngemeinſchaft mit 
Heſſen konnten das Übergewicht Preußens nur erhöhen. Im übrigen hielt man 
daran feſt, daß die Befriedigung rein örtlicher Verkehrsbedürfniſſe nicht die Auf⸗ 
gabe des Staates ſei. Die Kleinbahnen, denen dieſe örtlichen Aufgaben zugewieſen 
waren, ſtellte man unter das Kleinbahngeſetz vom 28. Juli 1892. 

Eine völlige Umgeſtaltung des deutſchen Eiſenbahnrechts brachte erſt die Reichs⸗ 
verfaſſung von 1919 (RV.), nachdem ſchon während des Weltkriegs die Beſtrebun⸗ 
gen zur Vereinheitlichung wieder in Gang gekommen waren. Art. 89 RV. bezeich⸗ 
nete es als Aufgabe des Reichs, die dem allgemeinen Verkehr dienenden Eiſen⸗ 
bahnen in ſein Eigentum zu übernehmen und als einheitliche Verkehrsanſtalt zu 
verwalten. Als Zeitpunkt der Vereinheitlichung wurde der 1. April 1921 feſtgeſetzt. 
Die in Art. 171 vorgeſehene Verſtändigung zwiſchen dem Reich und den Ländern 
mit Staatsbahnbeſitz wurde mit dem durch Geſetz vom 30. April 1920 genehmigten 
gemeinſamen Staatsvertrag vom gleichen Tage erzielt; die Staatsbahnen der ver⸗ 
tragſchließenden Länder gingen am 1. April 1920 in das Eigentum des Reichs über. 
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Die fo endlich in einer Hand vereinigten Reichseiſenbahnen waren nach Art. 92 
NV. ungeachtet der Eingliederung ihres Haushalts in den Haushalt des Reichs 
als ein ſelbſtändiges wirtſchaftliches Unternehmen zu verwalten, das ſeine Aus⸗ 
gaben einſchließlich Verzinſung und Tilgung der Eiſenbahnſchuld ſelbſt zu be⸗ 
ſtreiten hatte. Die Verwaltung führte zunächſt der Reichsverkehrsminiſter. Nach 
einem erfolgloſen Verſuch des Reichsverbandes der Deutſchen Induſtrie im Jahre 
1921, die Reichseiſenbahnen in die Hand der Privatwirtſchaft zu überführen, trat 
man dem Gedanken näher, ihnen größere rechtliche und tatſächliche Freiheit zu 
geben. Bevor es dazu kam, entzog der Reichsfinanzminiſter am 15. November 1923 
angeſichts der allgemeinen Finanzlage den Reichseiſenbahnen die bisherigen Reichs⸗ 
zuſchüſſe. Damit waren dieſe finanziell auf ſich ſelbſt geſtellt. Um die zur Weiter⸗ 
führung des Betriebs notwendigen Kreditaufnahmen zu ermöglichen, ſchuf man in 
Erfüllung des Art. 92 RV. mit der Verordnung vom 12. Februar 1924 das juriſtiſch 
ſelbſtändige Unternehmen „Deutſche Reichsbahn“. Dem neuen Unternehmen wurde 
das Betriebsrecht an den Reichseiſenbahnen übertragen, während das Eigentum 
dem Reich verblieb. Die Verwaltung des Unternehmens führte der Reichsverkehrs⸗ 
miniſter; Reichsaufſicht und Verwaltung waren alſo nicht getrennt. 

Das Unternehmen, das nur als Übergang bis zum Erlaß eines Reichsbahngeſetzes 
gedacht war, ſollte in dieſer Form nicht von langem Beſtand ſein. Nach den von der 
Reparationskommiſſion unter Vorſitz des Amerikaners Dawes ausgearbeiteten 
Forderungen wurde im Rahmen des Dawes⸗Planes das Geſetz über die Deutſche 
Reichsbahn⸗Geſellſchaft (RBahnG.) vom 30. Auguſt 1924 erlaſſen. Am 11. Oktober 
1924 ging das Betriebsrecht auf die neue Geſellſchaft über. Die Schaffung eines 
ſelbſtändigen Unternehmens mit eigener und alleiniger Verantwortlichkeit für 
ſeine Wirtſchaftsführung hatte eine weitgehende Herauslöſung des Unternehmens 
aus den Bindungen des Parlamentarismus zur Folge. 

Weit weniger einſchneidend waren die Beſtimmungen der Reichsverfaſſung von 
1919 für die Privatbahnen. Mit dem Übergang des Eigentums an den Staats⸗ 
bahnen auf das Reich übernahm dieſes neben der ihm nach Art. 7 RV. zuſtehenden 
Geſetzgebung die Enteignungsbefugniſſe und die ſtaatlichen Eiſenbahnhoheitsrechte 
(Art. 90). Die Aufſicht über die Privatbahnen des allgemeinen Verkehrs führt nach 
Art. 95 RV. und nach dem Eiſenbahnaufſichtsgeſetz vom 3. Januar 1920 der Reichs⸗ 
verkehrsminiſter, der ſich der Präſidenten der Reichsbahndirektionen zu ihrer Aus⸗ 
übung bedient. Im übrigen unterliegen die Privatbahnen des allgemeinen Ver⸗ 
kehrs zumeiſt den gleichen Beſtimmungen wie die Reichsbahn. Es gilt u. a. auch 
für fie die Eiſenbahn⸗Verkehrsordnung, die Bau- und Betriebsordnung, die Signal: 
ordnung, das HGB. und das Reichshaftpflichtgeſetz. 

Für die Kleinbahnen in Preußen iſt weiter in Kraft das Kleinbahngeſetz vom 
28. Juli 1892, das zur Herſtellung und zum Betrieb einer Kleinbahn eine polizei⸗ 
liche Genehmigung verlangt, nicht wie das Eiſenbahngeſetz von 1838 für Privat⸗ 
bahnen des allgemeinen Verkehrs eine Konzeſſion. Das Bahneinheitsgeſetz vom 
8. Juli 1902, das auch für die Privatbahnen des allgemeinen Verkehrs gilt, trifft 
Beſtimmungen über die Veräußerung und Belaſtung von Bahneigentum ſowie 
über die Zwangsvollſtreckung in ſolches und die Anlegung von Bahngrundbüchern. 
In den außerpreußiſchen Ländern fehlt es vielfach an einer Regelung des Klein: 
bahnweſens; zum Teil ſind darüber Beſtimmungen enthalten in den allgemeinen 
Eiſenbahngeſetzen, ſoweit ſolche überhaupt vorhanden find. 

Die Weiterentwicklung des Privatbahnrechts ſteht unter dem Zeichen des Geſetzes 
über den Neuaufbau des Reichs vom 30. Januar 1934. Nach Art. 2 find die Hoheits⸗ 
rechte der Länder, alſo auch die nach der RV. noch den Ländern zuſtehenden Eiſenbahn⸗ 
hoheitsrechte, auf das Reich übergegangen; ſie werden von den nunmehr der Reichs: 
regierung unterſtehenden Landesbehörden im Auftrag und im Namen des Reichs 
wahrgenommen, ſoweit dieſes nicht ſelbſt von ſeinen Rechten Gebrauch macht. Da 
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Landesgeſetze über das Eiſenbahnweſen künftig der Zuſtimmung des Reichsverkehrs⸗ 
miniſters bedürfen und da dieſer den ihm unterſtehenden Landesregierungen 
Weiſungen erteilen kann, ſind die Forderungen nach einer ſtarken Zentralgewalt 
und der vollen Durchführung der Reichsgewalt auch im Verkehrsweſen erfüllt. 
Damit iſt der Weg frei für eine Neuordnung des ſtark zerſplitterten und unüber⸗ 
ſichtlichen Rechts der Privatbahnen. 


2. Abſchnitt 


Die Reichsbahn im öffentlichen Recht 
A. Sonderrecht der Reichsbahn 


Die oben in Abſchnitt 1 geſchilderte Freiſtellung der Reichsbahn von Partikularis⸗ 
mus und Parlamentarismus erklärt es, daß die Verfaſſung der Reichsbahn, obwohl 
oder vielleicht gerade weil ſie von den Vertretern des früheren „Syſtems“ oft 
angefochten worden war, im neuen Staat in ihren weſentlichen Grundlagen erhalten 
geblieben iſt. Indeſſen hat, abgeſehen von der eigentlichen Form der Reichsbahn⸗ 
verfaſſung, die Umwälzung des Jahres 1933 auch auf die Reichsbahn ſtark eingewirkt. 
Die Gleichſchaltung der Willensbildung hat ſich auch hier alsbald durchgeſetzt, und 
die neue Zeit hat, da die Reichsbahn ganz öffentlichen Zwecken dient, ihr neue große 
Aufgaben der Mitarbeit am Wiederaufbau des Ganzen geſtellt. So fieht heute, trotz 
Erhaltung der alten Formen und der alten Elemente der Verfaſſung, die Stellung 
der Reichsbahn im öffentlichen Recht nach der praktiſchen Seite hin doch weſentlich 
anders aus als vor einigen Jahren, und erſt recht anders, als ſie es im Jahre 1920 
nach der Verreichlichung der Staatseiſenbahnen war. 

Die ſtaatsrechtlich⸗formale Grundlage für die Verfaſſung der Reichsbahn iſt heute 
noch der Artikel 92 RV., wonach das Reich die Reichseiſenbahnen als ein „ſelb⸗ 
ſtändiges wirtſchaftliches Unternehmen“ zu verwalten hat. Und daran ſchließt ſich 
unmittelbar an das Reichsbahngeſetz in ſeiner letzten Faſſung von 1930, das den 
organiſchen Aufbau der Reichsbahn als Unternehmen und deſſen Beziehungen zum 
Reich im einzelnen regelt. Dieſes Reichsbahngeſetz war in ſeiner urſprünglichen 
Faſſung vom 30. Auguſt 1924 aufgebaut auf zwei Grundgedanken: 

1. Herausnahme der Reichsbahn aus dem Einflußgebiet des parlamentariſchen 
Syſtems und des Parteibetriebs. Inſoweit iſt das Reichsbahngeſetz eine klare Fort⸗ 
ſetzung der innerdeutſchen Geſetzgebung, die bei der Stabiliſierung der Währung im 
November 1923 / Februar 1924 die Reichsbahn zu einer öffentlichen Körperſchaft 
(Anſtalt) mit eigener Wirtſchaftsführung machte. 

2. Ausgeſtaltung der Reichsbahn zu einem Hauptträger der Reparationen. In⸗ 
ſoweit iſt das Reichsbahngeſetz international entſtanden und beruht auf völker⸗ 
rechtlicher Regelung. Indeſſen ſind durch ſpätere internationale Abmachungen, die 
in der Geſetzesänderung von 1930 ihren Niederſchlag fanden, die urſprünglich (1924) 
eingeführten ausländiſchen Organe zur Kontrolle und Mitwirkung in der Reichs⸗ 
bahnverwaltung (ausländiſcher Eiſenbahnkommiſſar, ausländiſche Mitglieder im 
Verwaltungsrat) beſeitigt worden; endlich hat 1932 nach dem bekannten Lauſanner 
Abkommen die geſamte Reparationsleiſtung der Reichsbahn tatſächlich aufgehört. 

Das Wichtige an dieſer Entwicklung iſt, daß nunmehr ſeit 1930 bzw. 1932 di e 
Reichsbahn ein rein deutſches Unternehmen des Reichs iſt, 
das als öffentliche Körperſchaft in Anſtaltsform für das 
Reich verwaltet wird und ausſchließlich den Intereſſen des 
Reichs zu dienen hat. 

Ein Reſt aus der früheren Zeit, der über das Weſen der Reichsbahn täuſchen 
könnte, aber eben nicht mißverſtanden werden darf, iſt der Name: Deutſche Reichs⸗ 
bahn⸗Geſellſchaft. Er ergibt ſich aus dem finanziellen Aufbau, den die 
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Reichsbahn 1924 erhielt und bis heute hat. Danach beſteht das Grundkapital der 
Reichsbahn⸗„Geſellſchaft“ aus 11 Milliarden Stammaktien, die allein das Reich 
beſitzt, aber auf die Länder als Geſellſchafter übertragen könnte (— was tatſächlich 
nicht geſchehen iſt —). Dazu kommen noch etwas über 1 Milliarde ſogenannte 
Vorzugsaktien, die ſich zum Teil in privater, zum Teil in öffentlicher Hand (Reich 
uſw.) befinden. Die Vorzugsaktien verkörpern jedoch keinen Anteil an dem Ver⸗ 
mögenswert Reichsbahn, weil ſie (wie Obligationen) ſpäter vor Liquidation der 
„Geſellſchaft“ eingelöſt werden müſſen; fie find alſo Schuldverſchreibungen gleich⸗ 
zuachten. So iſt in Wirklichkeit trotz des Namens „Geſellſchaft“ und trotz der in 
der Bilanz erſcheinenden „Aktien“ das Reich der alleinige Geſellſchafter und der 
alleinige Stammaktionär der Reichsbahn, und eine ſpätere Geſetzgebung wird zu 
allererſt den Namen in die frühere Bezeichnung „Deutſche Reichsbahn“ zu berich⸗ 
tigen haben, die im Geſchäftsverkehr, auch bei der Reichsbahn ſelbſt, heute ſchon 
durchaus gebräuchlich iſt. 

Da die Deutſche Reichsbahn, wie geſagt, eine Körperſchaft des öffentlichen Rechts 
in Geſtalt einer öffentlichen Anſtalt iſt und ſo nach Geſetz und Verfaſſung ihre 
Wirtſchaft „ſelbſtändig“ zu führen hat, braucht ſie dazu ihre eigene Organiſation 
und ihre eigene verantwortliche Leitung. Andererſeits bringt es die öffentliche 
Rechtsform und die rein öffentliche Zweckbeſtimmung der Reichsbahn mit ſich, daß 
ſie ihre geſamte Tätigkeit in enger Verbindung mit der Reichsregierung führt. 
Ihrem Weſen nach, und ganz beſonders im neuen Staat, find das keine Gegenſätze. 

Seit 1924 ſteht an der Spitze der Reichsbahn, ausgeſtattet mit einem unbedingten 
Anordnungsrecht, und als der höchſte Vorgeſetzte jedes einzelnen Bedienſteten, 
zugleich aber auch verantwortlich für den ganzen weiten Geſchäftsbereich der 
Reichsbahn: der Generaldirektor. Ihm ſteht in der „Hauptverwaltung der Deutſchen 
Reichsbahn⸗Geſellſchaft“, der Zentralbehörde der Deutſchen Reichsbahn, ein Stamm 
von Mitarbeitern zur Verfügung, an deren Spitze die Leiter der fünf großen 
Fachabteilungen der Hauptverwaltung als „Vorſtandsmitglieder“. Eines der 
Vorſtandsmitglieder iſt als „Stellvertretender Generaldirektor“ beſonders heraus⸗ 
gehoben und teilt ſich unter Wahrung des Führergrundſatzes mit dem General⸗ 
direktor in deſſen Aufgabenkreis. Einen zweiten, räumlich orientierten Kreis 
engſter Mitarbeiter des Generaldirektors bilden die Präſidenten der 27 „Re ichs⸗ 
bahndirektionen“, in deren Bezirke das große Netz der Reichsbahn gegliedert iſt. 
Die Präſidenten arbeiten, als die Führer ihres Bezirks weitgehend ſelbſtändig 
geſtellt, gleichwohl in enger Fühlung mit dem Generaldirektor und der Haupt⸗ 
verwaltung. Gemeinſame Richtlinien erhalten ſie in den regelmäßigen, vom 
Generaldirektor perſönlich geleiteten Präſidentenkonferenzen. 

Trotz der nach außen hin ſtark betonten Führerſtellung des Generaldirektors 
erfahren ſeine Befugniſſe, namentlich in den allgemeinen Fragen der Geſamtpolitik 
und Wirtſchaftsführung des Unternehmens, in doppelter Hinſicht eine Einſchränkung. 
Einmal muß er ſich, was heute ſich von ſelbſt verſteht, gewiſſen Einwirkungen der 
Reichsregierung in Geſtalt einer vom Geſetz ſo genannten „Aufſicht“ der Reichs⸗ 
regierung unterwerfen. Sodann iſt für die grundlegenden Entſcheidungen ein 
beſonderer Verwaltungsrat beſtellt. Seine Mitglieder werden je für drei Jahre 
von der Reichsregierung ernannt. Nachdem durch die Gleichſchaltung der Länder 
deren frühere partikulariſtiſche Vorſchlagsrechte beſeitigt find, iſt jetzt die Reichs» 
regierung in der Auswahl der Verwaltungsratsmitglieder völlig frei. Der 
Verwaltungsrat iſt ein ausgeſprochenes Vertrauensorgan der Reichsregierung; da 
er nicht nur die wichtigſten Entſcheidungen zu treffen, ſondern auch den General⸗ 
direktor (mit Beſtätigung des Führers und Reichskanzlers) zu wählen und alle 
leitenden Beamten auf Vorſchlag des Generaldirektors zu ernennen hat, iſt die 
Vertrauensſtellung auch mit den notwendigen Machtbefugniſſen ausgeſtattet. Wie 
nach der Rechtsordnung die juriſtiſche Perſon „Deutſche Reichsbahn⸗Geſellſchaft“ 


828 


das koſtbare Reichseigentum, das die Deutſche Reichsbahn verkörpert, „für das 
Reich“ zu verwalten hat, jo find nach der perſönlichen Seite hin der Verwaltungs⸗ 
rat mit ſeinem Präſidenten und mit jedem ſeiner Mitglieder und der General⸗ 
direktor die Treuhänder des Reichs, denen die Reichsbahn anvertraut iſt. Der 
Verwaltungsrat tagt in der Regel alle zwei Monate in Berlin. Sein Präfident 
ſteht auch in der Zwiſchenzeit in enger Verbindung mit dem Generaldirektor, der 
ſeinerſeits alle Geſchäfte der laufenden Verwaltung in eigener Verantwortung 
führt. 

Neuerdings (jeit 1933) find der Reichsbahn als Zweigunternehmen die „Reichs⸗ 
autobahnen“ angegliedert. Dieſe Angliederung hat verfaſſungsmäßig die Form, 
daß die Deutſche Reichsbahn⸗Geſellſchaft die Satzung für dieſes neue Unternehmen 
erläßt und daß der Generaldirektor der Reichsbahn für ſeine Perſon gleichzeitig 
Vorſitzender des Vorſtands und des Verwaltungsrats der Reichsautobahnen iſt. 
Der Präſident des Verwaltungsrats der Reichsbahn ernennt (im Einvernehmen 
mit der Reichsregierung) die Mitglieder des Verwaltungsrats der Reichsautc⸗ 
bahnen. Auf dieſe Weiſe iſt die Verbindung von den Reichsautobahnen auch zum 
Verwaltungsrat der Reichsbahn hergeſtellt. (Siehe den Abſchnitt: Reichs⸗ 
autobahnen.) 

In allen Ländern und ſolange es Eiſenbahnen gibt, nimmt die Regierung auf 
die Entwicklung ihres Eiſenbahnnetzes und die Verwaltung ihrer Eiſenbahnen 
mehr oder weniger Einfluß. In Deutſchland, wo im Anfang vorwiegend Privat⸗ 
bahnen entſtanden, kam das auch ſchon dadurch zum Ausdruck, daß dieſe Privat⸗ 
bahnen eine „ſtaatliche Konzeſſion“ erhielten. Die Schwierigkeiten, bei dieſen 
Privatbahnen die privatkapitaliſtiſchen Intereſſen den öffentlichen Bedürfniſſen 
unterzuordnen, haben dann zur Verſtaatlichung geführt. Es iſt deshalb geradezu 
eine Selbſtverſtändlichkeit, daß im neuen Staat bei einer Reichsbahn die Reichs⸗ 
regierung in allen für die Staatsführung im ganzen und für die Wirtſchaftsführung 
des Reichs wichtigen Fragen in der Lage fein muß, auch die Reichsbahnpolitik im 
Sinne ihrer Ziele maßgebend zu beeinfluſſen. Hier hat ſich mit dem Staatsumbau 
von 1933 ein ſchwieriges Verfaſſungsproblem von ſelbſt gelöſt. So unentbehrlich 
die Eiſenbahnhoheit des Staates iſt, um die öffentlichen Intereſſen zu ſchützen, 
ebenſo unmöglich iſt es, die Wahrnehmung dieſer Hoheit durch ein Parlament 
unter parteipolitiſcher Herrſchaft ausüben zu laſſen. Das hat man nach der Ein⸗ 
führung der Weimarer Verfaſſung ſehr bald erkannt und deshalb 1924 für den 
Fall von Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen der Körperſchaft Reichsbahn und 
der parlamentariſch gebundenen Reichsregierung die Entſcheidung einem Reichs⸗ 
bahngericht (beim Reichsgericht) übertragen. Das Gericht hatte überhaupt nur einige 
wenige Streitfälle zu ſchlichten; ſeine ganz offen ausgeſprochene Hauptaufgabe war 
die, allein durch ſein Daſein Eingriffe des Parlaments abzuhalten. Mit dem 
Verſchwinden des Parlamentarismus und mit dem Aufkommen der neuen ſtarken 
Reichsgewalt, deren Autorität ſich ſelbſtverſtändlich auch die Reichsbahn unter⸗ 
wirft, hat das Reichsbahngericht ſeine Betätigung von ſelbſt verloren, da die Be⸗ 
teiligten nicht mehr zu ihm Zuflucht zu nehmen brauchen. 

In dem Reichsbahngeſetz von 1924 mußte, eben wegen der Schlüſſelſtellung des 
Parlaments im Staatsleben, genau abgegrenzt werden, welche Befugniſſe die 
Reichsregierung gegenüber ihrer eigenen Reichsbahn hatte (z. B. Genehmigung 
der Tarife, Genehmigung gewiſſer Baupläne und techniſcher Grundlagen ujw.). 
Heute hat ſolche Abgrenzung der Reichsaufſicht noch gewiſſen Wert als Zuſtändig⸗ 
keitsregelung zwiſchen den Behörden (Reichsbahn gegenüber Reichsverkehrs⸗ 
miniſter). Dagegen iſt die früher darin liegende Abgrenzung der Einflußmöglich⸗ 
keiten von ſelbſt in den Hintergrund gerückt zugunſten eines unbedingten Primats 
der Reichsregierung bzw. ihres Führers in allen Lebensfragen der Nation. Neben 
dem ungeſchriebenen oberſten Geſetz der Kompetenz⸗Kompetenz des Führers gehört 
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neuerdings hierher auch noch das Geſetz zur Vereinfachung der Verwaltung vom 
27. Februar 1934, durch deſſen $ 1 dem Reichsverkehrsminiſter die Entſcheidung in 
allen Streitfragen über das Ineinandergreifen der verſchiedenen Verkehrsarten 
und die Zuſammenarbeit der einzelnen Verkehrszweige übertragen worden iſt. Dieſe 
Vorſchrift hat ihre beſondere Bedeutung für die Beziehungen der Reichsbahn zu 
anderen, mit ihr in wirtſchaftlichem Wettſtreit ſtehenden Verkehrsmitteln. Sie be⸗ 
deutet ebenſoſehr, wie ſie der Reichsbahn Unterordnung unter die höhere Führung 
auferlegt, zugleich auch eine wichtige ganz allgemeine Schutzvorſchrift, weil ſie dem 
Reichsverkehrsminiſter unbeſchränkte Befugniſſe des Ausgleichs gibt. 

Die in der Weimarer Verfaſſung und im Reichsbahngeſetz niedergelegte Reichs: 
bahnverfaſſung ordnet den Aufbau der Deutſchen Reichsbahn⸗Geſellſchaft als einer 
juriſtiſchen Perſon des öffentlichen Rechts in ihren Organen und in ihren Be⸗ 
ziehungen zum Reich, namentlich zur Reichsregierung. Sie enthält außerdem die 
wichtigſten Grundlagen für den finanziellen Aufbau der Reichsbahn als Unter⸗ 
nehmen des Reichs und regelt auch in dieſer Hinſicht die Beziehungen zum Reich. 

Demgegenüber wird von der Reichsbahn ſelbſt durch ihre inneren Beſtimmungen 
geordnet der Aufbau der Betriebsorganiſation, d. h. die Verteilung der Verwal⸗ 
tungsaufgaben auf die einzelnen Geſchäftsſtellen. Dieſe Regelung iſt niedergelegt 
in der Geſchäftsordnung der Deutſchen Reichsbahn⸗Geſellſchaft (erlaſſen vom Ge⸗ 
neraldirektor mit Zuſtimmung des Verwaltungsrats, letzte Faſſung vom 28. Novem- 
ber 1933, abgedruckt im Reichsminiſterialblatt 1934 S. 2) und in den Geſchäfts⸗ 
anweiſungen für die einzelnen Arten von Behörden und Geſchäftsſtellen der Reichs⸗ 
bahn (abgedruckt in dem amtlichen Nachrichtenblatt „Die Reichsbahn“). Die 
Grundzüge dieſes Behörden⸗ uſw. Aufbaus ſind folgende: 

Das Geſamtnetz der Reichsbahn iſt in 27 Bezirke von durchſchnittlich etwa 2000 
Kilometer Streckenlänge gegliedert, deren jeder von einer „Reichsbahndirektion“ 
als Behörde verwaltet wird. Die Reichsbahndirektionen, an deren Spitze ein Präſi⸗ 
dent ſteht, führen die Geſchäfte ihres Bezirks unmittelbar unter dem Generaldirektor 
bzw. der Hauptverwaltung. Sie verkörpern die Reichsbahn ſowohl gegenüber dem 
Publikum (Reiſenden und Verfrachtern) wie gegenüber dem eigenen Perſonal; die 
Hauptverwaltung befaßt ſich mit keinerlei Geſchäften der laufenden Betriebsver⸗ 
waltung, auch nicht als Beſchwerdeinſtanz. Als Behörden find die Reichsbahn⸗ 
direktionen in Abteilungen und dieſe wieder in Dezernate gegliedert, die von den 
Dezernenten („Mitgliedern“) der Reichsbahndirektionen verwaltet werden. Der 
Außendienſt wird von den „Dienſtſtellen“ ausgeführt, und zwar der eigentliche Be⸗ 
triebs⸗ und Verkehrsdienſt von den Bahnhöfen und Güterabfertigungen, die Unter: 
haltung und Erneuerung der Schienenwege und Bauten von den Bahnmeiſtereien, 
die Bereitſtellung der Fahrzeuge und der Lokomotivdienſt von den Betriebswerken. 
Mit der örtlichen Aufſicht und Anleitung der Dienſtſtellen ſind als Außenſtellen 
der Reichsbahndirektionen die „Amtsvorſtände“ (der Betriebsämter, der Verkehrs⸗ 
ämter und der Maſchinenämter) betraut. 

Die Unterhaltung der Lokomotiven und Wagen wird in beſonderen großen Werk⸗ 
ſtätten, den „Reichsbahn-Ausbeſſerungswerken“, beſorgt, die in der Regel für mehrere 
Direktionsbezirke zuſammengefaßt von beſonderen Abteilungen größerer Reichs⸗ 
bahndirektionen verwaltet werden; dieſe Reichsbahndirektionen führen dafür die 
Bezeichnung „Geſchäftsführende Direktion für das Werkſtättenweſen“. 

Die Oberleitung des Güterzugverkehrs über weite Strecken und die Aufſtellung 
der Reiſezugfahrpläne des Fernverkehrs bilden die Aufgabe dreier dafür beſonders 
eingerichteter „Oberbetriebsleitungen“ in Berlin, Eſſen und Würzburg. 

Für eine Reihe wichtiger Verwaltungsaufgaben, die aus Zweckmäßigkeit für das 
geſamte Gebiet der Reichsbahn einheitlich und an einer Stelle beſorgt werden, be- 
ſtehen außerdem noch fünf „Reichsbahn-Zentralämter“ (vier in Berlin, eins in 
München). Sie bearbeiten die bautechniſche und maſchinentechniſche Konſtruktion, 
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namentlich die des Oberbaus, der Lokomotiven, der Wagen und der Sicherungs⸗ 
anlagen, den zentralen Einkauf der wichtigſten Fahrzeuge und Stoffe (z. B. Kohle, 
Schienen) und beſtimmte gemeinſame Aufgaben des Finanzdienſtes (Rechnungen 
und Statiſtik). Dieſe Zentralämter arbeiten, in ſich als Behörden organiſiert, im 
unmittelbaren Auftrag der Hauptverwaltung. 

Endlich ſteht noch, nur dem Präfidenten des Verwaltungsrats unterſtellt und 
ſogar dem Generaldirektor nur beſchränkt verantwortlich, in voller Unabhängigkeit 
neben dieſem Verwaltungsapparat der Reichsbahn ein „Hauptprüfungsamt“ in 
Berlin, das, wie bei den Reichsbehörden der Rechnungshof, für die Reichsbahn die 
Wirtſchaftskritik und Rechnungsprüfung durchzuführen hat; ihm unterſteht bei jeder 
Reichsbahndirektion und bei den Zentralämtern ein gleichfalls im übrigen unab⸗ 
hängiger Oberbeamter als Leiter eines örtlichen Prüfungsamts. 


B. Die Reichsbahn im allgemeinen öffentlichen Recht 


Zu dem allgemeinen öffentlichen Recht, das nicht Sonderrecht der Reichsbahn 
iſt, ergeben ſich eine Fülle wichtiger Beziehungen, die für den Bau und Betrieb 
der Reichsbahn und für ihre Verwaltung von weſentlicher Bedeutung find. 


a) Baurecht, Planfeſtſtellungsrecht, Enteignungsrecht 

Der Bau der Bahnanlagen und vielfach auch ihre Veränderung hat zur natür⸗ 
lichen Folge, daß nicht nur private Intereſſen davon in Mitleidenſchaft gezogen 
werden, ſondern häufig auch in öffentliche Belange eingegriffen werden muß. Zur 
Ermittlung und Ausgleichung dieſer dem Bau widerſtreitenden Intereſſen bedarf 
es eines geregelten Verfahrens, das im jetzigen Reichsrecht als ſogenannte Plan⸗ 
feſtſtellung vorgeſehen iſt. Die Planfeſtſtellung iſt die Feſtſtellung der Baupläne 
durch einen Staatshoheitsakt. 

Für die Reichsbahn iſt das Planfeſtſtellungsrecht durch S 37 RBahnG. in Ver: 
bindung mit Art. 94 Abi. 1 RV. geregelt. Danach hat die Reichsbahn vor der 
Feſtſtellung der Baupläne die Landesbehörden anzuhören, wenn der Bau neuer 
oder die Veränderung beſtehender Reichseiſenbahnanlagen den Geſchäftsbereich der 
Landespolizei berührt. Reichseiſenbahnanlagen ſind diejenigen Anlagen (Bauten, 
Grundſtücke und feſte techniſche Einrichtungen), die unmittelbar der Abwicklung 
‚und Sicherung des Verkehrs⸗ und Betriebsdienſtes dienen und die nicht ohne 
weſentliche Beeinfluſſung des Verkehrs und Betriebs auf der Reichsbahn geändert 
werden können. Landespolizei im Sinne der erwähnten geſetzlichen Beſtimmungen 
iſt die geſamte Polizei der Länder, alſo z. B. auch die Ortspolizei, im Gegenſatz 
insbeſondere zum Sprachgebrauch des preußiſchen Rechts, das unter „Landespolizei“ 
nur die höhere Verwaltungsbehörde verſteht. 

Die Pläne werden grundſätzlich von der Reichsbahn feſtgeſtellt. Nur beim Bau 
neuer Reichsbahnſtrecken und in den Fällen, in denen zwiſchen der Reichsbahn 
und den Landesbehörden Meinungsverſchiedenheiten beftehen, ſtellt die Reichs⸗ 
regierung den Plan feſt. 

Das Verfahren, nach dem die Landesbehörden anzuhören ſind, iſt reichsrechtlich 
nicht geregelt, ſondern richtet ſich nach landesrechtlicher Vorſchrift oder Verwaltungs⸗ 
1 5 = Preußen iſt die Behörde, die den Plan begutachtet, der Regierungs⸗ 
präfident. 

Die Planfeſtſtellung umfaßt die endgültige Entſcheidung über alle von der Plan⸗ 
geſtaltung berührten Intereſſen und die ausſchließliche rechtswirkſame Beſtimmung 
über Lage, Geſtalt und Beſchaffenheit der Bahnanlage. Sie hat eine doppelte 
Wirkung: eine öffentlich⸗ rechtliche, indem fie alle ſonſt erforderlichen Genehmigungen 
erſetzt (baupolizeiliche, feuerpolizeiliche, Anſiedlungsgenehmigung uſw.), und eine 
privatrechtliche, aus der ſich ergibt, daß Anſprüche auf Anderung oder Beſeitigung 
der Anlage nicht erhoben werden können. 
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Das hier dargeſtellte Verfahrensrecht wird, dem Grundgedanken des national: 
ſozialiſtiſchen Staates entſprechend, der die Einfachheit und Einheitlichkeit des 
Verfahrens verlangt, für das ganze Reichsgebiet einheitlich zu regeln ſein. 

Für die Bauten der Reichsbahn, die nicht Reichseiſenbahnanlagen im Sinne des 
RBahn6. find, beſteht kein Sonderrecht. Jedoch gilt der Grundſatz des $ 37 Abi. 5 
RBahnb., wonach die Reichsbahn ſelbſt dafür einzuſtehen hat, daß ihre ſämtlichen 
Bauten allen Anforderungen der Sicherheit und Ordnung genügen. 

Das neue Recht wird für Bauten Dritter und für die Fluchtlinienfeſtſetzung in 
Bahnnähe den Zuſtimmungszwang der Reichsbahn vorſehen und ihr damit den 
unerläßlichen Einfluß auf Überſichtlichkeit und Erweiterungsmöglichkeit ihrer 
Anlagen einräumen müſſen. Damit würde ſie auch in der Lage ſein, im Intereſſe 
des Feuerſchutzes für Gebäude in Bahnnähe rechtzeitig Bedenken geltend zu machen 
(vgl. 8 6 PrFluchtl., PrMuſterbauordnung und RegPol Verordnungen). Über: 
haupt ſollte der Sonderſtellung, die der Reichsbahn als gemeinnützigem Unter⸗ 
nehmen zukommt, gerade auf dem Gebiete des Nachbarrechts in ähnlicher Weiſe 
durch Geſetz Rechnung getragen werden, wie dies beiſpielsweiſe das Reichsgeſetz 
vom 13. Dezember 1933 für Betriebe, die der Volksertüchtigung dienen, oder das 
Reichsgeſetz vom 18. Dezember 1933 für die Reichsautobahnen ausgeſprochen haben. 

Vielfach kann der Grund und Boden, der zum Bau oder zur Veränderung von 
Eiſenbahnanlagen erforderlich iſt, nur im Wege der Enteignung erworben werden. 
Der Reichsbahn iſt deshalb wegen des überwiegenden öffentlichen Intereſſes am 
Eiſenbahnverkehr das Enteignungsrecht verliehen ($ 38 RBahnG.). Die Zuläſſig⸗ 
keit der Enteignung im Einzelfall ſtellt jetzt der Führer und Reichskanzler feſt, 
während der Reichsverkehrsminiſter nach Anhörung der Landespolizeibehörde über 
Umfang der Enteignung und Art der Durchführung des Verfahrens entſcheidet, 
ſoweit dieſe Entſcheidung nicht durch Landesrecht einem Verwaltungsſtreitverfahren 
vorbehalten iſt. Im übrigen gelten, da das Reich — von einigen Sonderregelungen 
abgeſehen — von ſeinem Geſetzgebungsrecht keinen Gebrauch gemacht hat, ſowohl 
für das Verfahren wie für Art und Höhe der Entſchädigung die Enteignungsgeſetze 
der Länder. 

Unter der zur Zeit beſtehenden, kaum mehr zu überbietenden Rechtszerſplitterung 
leidet die Reichsbahn beſonders, da ſie — oft für ein und dieſelbe Strecke — den 
verſchiedenſten Enteignungsrechten unterworfen iſt. Es beſteht deshalb ein dringen⸗ 
des Bedürfnis, das Enteignungsrecht für das ganze Reich und für alle Ent⸗ 
eignungsfälle ſowohl bezüglich des Verfahrens als auch der Entſchädigungsgrund⸗ 
ſätze einheitlich zu regeln. Dabei ſollten Planfeſtſtellungs⸗ und Entſchädigungs⸗ 
verfahren, etwa nach dem Muſter des preußiſchen Geſetzes über ein vereinfachtes 
Enteignungsverfahren vom 26. Juli 1922, zuſammengefaßt werden. Die endgültige 
Feſtſtellung des Planes müßte der Reichsregierung oder den von ihr beſtimmten 
Stellen zuſtehen. Damit würde, entſprechend der neuerlichen Rechtsentwicklung, die 
Zuſtändigkeit der Länderregierungen für dieſe Feſtſtellung ebenſo beſeitigt wie die 
jetzt noch in einigen Ländern beſtehende ſchwerfällige Regelung, die dieſe Feſt⸗ 
ſtellung einem Verwaltungsſtreitverfahren zuweiſt. Eine ſofortige Inbeſitznahme 
unbebauter Grundſtücke durch den Enteignungsunternehmer ſollte nach dem Gedanken 
der Dritten Verordnung zur Durchführung der Arbeitsbeſchaffung vom 16. Mai 1933 
allgemein für zuläſſig erklärt werden. Für bebaute Grundſtücke wäre die Inbefitz⸗ 
nahme nach dem Vorbild der Regelung für die Reichsautobahnen (RGeſ. vom 
18. Dezember 1933 $ 9a) dann vorzuſehen, wenn zugunſten des Reiches, der Länder 
oder ſonſtiger öffentlicher Körperſchaften enteignet wird. Der in allen deutſchen 
Enteignungsgeſetzen anerkannte Gedanke der vollen oder angemeſſenen Entſchädi⸗ 
gung wäre mit der Maßgabe aufrechtzuerhalten, daß der Enteignete grundſätzlich 
vor Schaden bewahrt und demgemäß entſchädigt werden muß, ohne daß dabei 
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müheloſe und ſpekulative Wertſteigerungen, die die zu enteignende Sache er⸗ 
fahren hat oder noch erfahren könnte, in Anſatz gebracht werden. Bei Teilenteig⸗ 
nungen müßte eine etwaige Wertſteigerung des Reſtbeſitzes auf die ganze Ent⸗ 
ſchädigung anzurechnen ſein. Auch ſollte es, wie jetzt ſchon bei Enteignungen zu⸗ 
gunſten der Reichsautobahnen, zuläſſig ſein, ſtatt Geld Naturalerſatz anzubieten. 

Allen dieſen Vorſchlägen liegt die geſunde, im Volke herrſchende Anſchauung 
zugrunde, daß der zu Enteignende zwar keinen Nachteil erleiden, aber auch keines⸗ 
falls einen Vorteil auf Koſten der Allgemeinheit erhalten ſoll. 


b) Wege⸗ und Waſſerrecht. Bergrecht 


Auch auf dem Gebiet des Wege⸗ und Waſſerrechts wirkt ſich die ſtarke Zer⸗ 
ſplitterung in der Geſetzgebung ungünſtig aus. Ein einheitliches Wegerecht für 
das Reich gibt es nicht. Reichsrechtlich iſt lediglich die Wegegeſtaltung im Rah⸗ 
men der Planfeſtſtellung des $ 37 RBahnG. und das Verhältnis der Reichs⸗ 
bahn zum Wegebaupflichtigen bei Veränderung von Kreuzungsanlagen geregelt 
(S 39 RBahnG.). Im übrigen fehlen gemeingültige Regeln für Anlage, Mit⸗ 
benutzung, Unterhaltung und Veränderung öffentlicher Wege durch die Eiſen⸗ 
bahn. Ländergeſetze, provinzielle Wegeordnungen, Gewohnheitsrecht und Her⸗ 
kommen füllen unvollkommen die Lücken des Reichsrechts aus. Deshalb geht die 
erſte Forderung, die zu ſtellen gerade die Reichsbahn berufen iſt, auf Schaffung 
eines einheitlichen Reichs⸗Wegerechts, über deſſen Einzelheiten ſpäter zu ent⸗ 
ſcheiden ſein wird, das aber ohne Zweifel die eigengeartete Zweckbeſtimmung der 
Reichsbahn materiell⸗ und verfahrensrechtlich berückſichtigen und dieſe von Auf: 
lagen freiſtellen wird, die ihr weſensfremd find. | 

Das gleiche gilt auf dem Gebiet des Waſſerrechts, für das bisher nur im Rah⸗ 
men des § 37 RBahnG. eine reichsrechtliche Regelung geſchaffen iſt. Die dort 
getroffene verfahrensrechtliche Beſtimmung, die die letzte Entſcheidung über Mei⸗ 
nungsverſchiedenheiten in die Hand des Reichsverkehrsminiſters legt, ſollte für 
die Reform des Wege⸗ und Waſſerrechts richtunggebend ſein, zumal ſie id prak⸗ 
tiſch bewährt hat. 

Im Bergrecht find Sonderbeſtimmungen über die Rechtsverhältniſſe zwiſchen 
Eiſenbahn und Bergbautreibenden in einzelnen deutſchen Berggeſetzen enthalten; 
ſie weichen aber in weſentlichen Punkten voneinander ab. Es erſcheint deshalb 
und mit Rückſicht auf die volkswirtſchaftliche Bedeutung des Bergbaus gerecht⸗ 
fertigt, einheitliche reichsgeſetzliche Beſtimmungen zu treffen, wobei die öffent⸗ 
lichen Intereſſen der Eiſenbahnen in weiterem Umfange als bisher berückſichtigt 
werden müßten. Das gilt einmal hinſichtlich der Stellung des Bergbaues gegen⸗ 
über neuen Verkehrsanlagen. Die Beſtimmungen der SS 153, 154 des Preußiſchen 
Allg. Berggeſetzes (Pr ABG.) vom 24. Juni 1865, wonach dem Bergbautreibenden 
gegen die Ausführung von Eiſenbahnen kein Widerſpruchsrecht zuſteht und wo⸗ 
nach er, wenn er früher als die Eiſenbahn zum Betrieb berechtigt war, nur ein 
beſchränktes Entſchädigungsrecht hat, ſollten auch für den Bergwerksbetrieb der 
anderen Länder durchgeführt werden. Ferner ſollten die Eiſenbahnen hinſichtlich 
ihrer Schadenserſatzanſprüche, ſoweit ihre Verkehrsanlagen durch Grubenabbau 
Schaden erleiden, anders geſtellt werden als private Grundeigentümer. Eine Be⸗ 
ſchränkung des zivilrechtlichen Schadenserſatzanſpruchs, wie ſie die gegenwärtige 
Rechtſprechung in Preußen aus den 88 148, 150 Pr ABE. ableitet, müßte zugunſten 
der Eiſenbahnen, die im öffentlichen Intereſſe zu baulichen Maßnahmen im 
Grubengebiet oft gezwungen ſind, völlig entfallen. Die Beſtimmungen des 
§ 149 PrABG über die geſamtſchuldneriſche Haftung mehrerer Bergwerksbeſitzer 
werden zweckmäßig auf das ganze Reich ausgedehnt. Auch die Genehmigung von 
Grubenanſchlußbahnen bedarf einer reichsrechtlichen Regelung in dem Sinne, daß 
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dieſe inſoweit ebenſo zu behandeln find wie die Privatanſchlußbahnen im al: 
gemeinen. N 
c) Gewerberecht 


Der Gewerbebetrieb der Eiſenbahnunternehmungen allgemein iſt durch § 6 der 
GewoO., der der Reichsbahn im beſonderen durch 8 16 Abſ. 5 RBahnG. von den 
Beſtimmungen der GewO. freigeſtellt. Der Betrieb der Reichsbahn iſt daher vor 
allem nicht an die in der GewO. vorgeſchriebenen Genehmigungen gebunden und 
unterliegt auch nicht der Aufſicht der Gewerbepolizei. Zum Betrieb im Sinne dieſer 
Vorſchriften gehören auch die Hilfsbetriebe, und zwar nicht nur, wenn fie, wie 
etwa die Ausbeſſerungswerke, unmittelbar den Zwecken der Reichsbahn als 
Betriebsunternehmerin dienen, ſondern auch dann, wenn ſie dazu beſtimmt ſind, 
dringende Bedürfniſſe des reiſenden Publikums zu erfüllen, wie z. B. Bahnhofs⸗ 
wirtſchaften, Bahnhofsbuchhandlungen u. a. 

Auch das Gaſtſtättengeſetz vom 28. April 1930, das ein Teilgebiet des Gewerbe⸗ 
rechts regelt, findet auf die Reichsbahn keine Anwendung, ſoweit $ 16 Abi. 5 
RBahnG. eingreift ($ 27 Ziff. 3 a. a. O.). Danach find insbeſondere die Bahn⸗ 
hofswirtſchaften von der Befolgung der Polizeiſtunden⸗Vorſchrift befreit. Mei⸗ 
nungsverſchiedenheiten haben ſich vorübergehend daraus ergeben, daß das Preu⸗ 
Bilde Oberverwaltungsgericht im Gegenſatz zur Rechtſprechung des Reichsgerichts 
die Konzeſſionspflicht der Bahnhofswirtſchaften, die durch Pächter betrieben wer⸗ 
den, gelegentlich bejaht hat. Obſchon die Praxis ſich der Auffaſſung des Reichs⸗ 
gerichts angeſchloſſen hat, iſt es doch notwendig, den Widerſpruch zwiſchen den beiden 
höchſtrichterlichen Inſtanzen durch eindeutige reichsrechtliche Regelung zu beſeitigen. 


d) Patentrecht 


Es liegt auf der Hand, daß die Reichsbahn als techniſches Betriebsunternehmen 
in enger Fühlung mit der Technik und ihren ſtändigen Fortſchritten ſteht. Dem⸗ 
gemäß hat auch das Patentrecht ihre beſondere Aufmerkſamkeit zu finden. Sonder⸗ 
beſtimmungen für die Reichsbahn kennt das geltende Patentrecht nicht. Der Zweck 
der Reichsbahn aber, ebenſo wie Reich, Länder und Gemeinden ſowie die Anſtal⸗ 
ten des öffentlichen Rechts dem öffentlichen Intereſſe zu dienen, läßt die Forderung 
gerechtfertigt erſcheinen, ihre Rechtsſtellung und die der anderen Körperſchaften 
des öffentlichen Rechts auch auf dem Gebiet des Patentrechts gegenüber dem 
bisherigen Recht zu verbeſſern. Das Ziel dieſer Rechtserneuerung muß ſein, den 
öffentlichen Körperſchaften das Recht zu ſichern, alle Gedankenarbeit, die von ihren 
Beamten in Erfüllung der Dienſtaufgaben geleiſtet worden iſt, jederzeit für die 
eigenen Bedürfniſſe der Verwaltung nutzen zu können, ohne durch fremde, nach⸗ 
träglich entſtandene Schutzrechte gehemmt zu ſein. Um dieſen Erfolg ſicherzuſtellen. 
iſt es nötig, den öffentlichen Körperſchaften ein weitergehendes Vorbenutzungs⸗ 
recht, als es in der bisherigen Patentgeſetzgebung geſchehen iſt, einzuräumen. Das 
wird nach der Richtung hin geſchehen müſſen, daß das Vorbenutzungsrecht nicht 
auf die Fälle der tatſächlichen Benutzung oder der Veranſtaltung zur Benutzung 
beſchränkt bleibt. Es ſollte genügen, wenn die Erfindung im Zeitpunkt der An⸗ 
meldung durch einen Dritten bereits in einem amtlichen Schriftſtück aufgezeichnet 
iſt, ohne daß dieſe Aufzeichnung auf einer Mitteilung des Anmelders beruht. 
Unter dieſer Vorausſetzung ſollten die Behörden des Reichs, der Länder und der 
Gemeinden ſowie die Anſtalten des öffentlichen Rechts befugt ſein, die Erfindung 
für die Erfüllung ihrer eigenen Aufgaben entweder ſelbſt oder durch Dritte zu 
benutzen, eine Forderung, die im engliſchen Rechtsſyſtem bereits verwirklicht iſt. 

Darüber hinaus wird zu prüfen bleiben, ob nicht bei der Erteilung von Zwangs⸗ 
lizenzen gemäß § 11 des Patentgeſetzes ein öffentliches Intereſſe immer dann 
angenommen werden ſoll, wenn der Patentinhaber nach Ablauf von 3 Jahren 
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ſeit Bekanntmachung der Patenterteilung die Erfindung nicht in angemeſſener 
Weiſe benutzt hat und dies nicht durch ausreichende Gründe rechtfertigen kann. 

Bei einer Neugeſtaltung des Patentrechts nach nationalſozialiſtiſchem Rechts⸗ 
denken wird vom Standpunkt der Reichsbahn aus geſehen auch die Frage geſetzlich 
zu klären ſein, wie die Erfindungen von Beamten und Angeſtellten zu behandeln 
find. 


e) Steuer- und Zollredt 


Grundlegend für die Beſteuerung der Reichsbahn iſt S 14 RBahnG,., der die 
Geſellſchaft von allen direkten Steuern des Reichs, der Länder, der Gemeinden 
(Gemeindeverbände) und der ſonſtigen öffentlichen Körperſchaften befreit, denen 
das Unternehmen „Deutſche Reichsbahn“ am 12. Februar 1924 nicht unterworfen 
war. Demgemäß unterliegt die Reichsbahn weder der Körperſchaftsſteuer noch der 
Vermögensſteuer noch den von den Ländern erhobenen Grund⸗ und Gebäude⸗ 
ſteuern, der Hauszinsſteuer und der Gewerbeſteuer. Dagegen hat ſie an indirekten 
Reichsſteuern zu zahlen: Beförderungsſteuer, Umſatzſteuer, Grunderwerbsſteuer, 
Kraftfahrzeugſteuer, Kapitalverkehrsſteuer (Börſenumſatzſteuer) und Wechſelſteuer. 
An indirekten Landesſteuern kommt nur die Stempelſteuer in Frage und an 
Gemeindeſteuern die Gemeindegrundſteuer, Zuſchläge zur Grunderwerbsſteuer 
ſowie gemäß § 15 RBahnG. Verwaltungs koſtenzuſchläge auf Grund einer Verein⸗ 
barung mit der Reichsregierung. Dazu treten noch Gebühren und Beiträge, ſo u. a. 
Gerichtskoſten, Verwaltungsgebühren, Deichlaſten, Kanaliſationsgebühren, Müll⸗ 
abfuhrgebühren uſw. 

Von der vor ihrem Abſchluß ſtehenden umfaſſenden Reichsſteuerreform iſt zu 
erhoffen, daß die in den einzelnen Ländern voneinander abweichenden Steuer⸗ 
geſetze durch eine reichsgeſetzliche Regelung vereinheitlicht werden. Vom Stand⸗ 
punkt der Reichsbahn iſt dabei zu wünſchen, daß in das neue Geſetzeswerk der 
ſchon wiederholt betonte Gedanke Eingang finden möchte, daß die Reichsbahn 
auch ſteuerrechtlich als Zweig der Reichsverwaltung angeſprochen wird. 

An der Erhebung von Zöllen iſt die Reichsbahn inſofern ſtark beteiligt, als 
gerade ſie in der Hauptſache zollpflichtige Waren über die Grenzen bringt. Die 
grundlegenden Vorſchriften des Eiſenbahnzollrechts ſind enthalten im Vereinszoll⸗ 
geſetz vom 1. Juli 1869 und in der Eiſenbahnzollordnung vom 21. Dezember 1912. 
Grundſätzlich iſt derjenige zur Entrichtung des Zolls verpflichtet, der zu der 
Zeit, wo der Zoll zu entrichten iſt, Inhaber (natürlicher Beſitzer) des zollpflichtigen 
Gegenſtandes iſt. Die Reichsbahn hat als Warenführer und Frachtführer, wenn 
ſie ein Gut über die Grenze befördert, dieſes dem nächſten Grenzzollamt zu ſtellen, 
eine Erklärung über Inhalt, Beſchaffenheit uſw. abzugeben und einen Antrag auf 
die gewünſchte Art der Zollabfertigung zu ſtellen. Zur Anlegung und Abnahme 
des zollamtlichen Raumverſchluſſes, zur Überwachung der Be: und Entladung, zur 
Feſtſtellung des Gewichts und zur Überwachung und Beſcheinigung des Waren⸗ 
ausgangs ſind beſonders dazu ermächtigte Reichsbahnbeamte ohne Mitwirkung 
von Zollbeamten befugt. Allgemein ſind die Reichsbahnbedienſteten verpflichtet, 
das Zollintereſſe mit derſelben Gewiſſenhaftigkeit wahrzunehmen wie das Eiſen⸗ 
bahnintereſſe. 

Für das Verhältnis zwiſchen der Zollverwaltung und der Reichsbahn iſt der 
Grundſatz richtunggebend, daß die Zollverwaltung mit Hilfe der Geſetzgebung die 
für die Erhebung des Zolls notwendigen Anordnungen trifft und daß die Reichs⸗ 
bahn als Frachtführerin für die Einziehung und Ablieferung der Zollbeträge 
ſowie für die Beachtung der Zollvorſchriften verantwortlich iſt. Unterläßt ſie es, 
die Zollgefälle von den am Frachtvertrag Beteiligten zu erheben, ſo iſt ſie ſelbſt 
der Zollverwaltung gegenüber zahlungspflichtig. Das geht ſogar ſo weit, daß die 
Haftung ſelbſt dann beſtehen bleibt, wenn das unter Zollverſchluß ſtehende Gut 
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während der Beförderung in Verluſt gerät, es ſei denn, daß die Reichsbahn nad: 
weiſt, daß das Gut nicht in den freien Verkehr gelangt iſt. Unter Umjtänden muß 
ſogar nach dem höchſten Tarifſatz gehaftet werden. Dieſe weitgehende Haftung 
erſcheint um ſo unbilliger, als die Reichsbahn nur als Vertreter eines Dritten 
tätig wird und als es ſich ferner um eine reine Vermögensverſchiebung zwiſchen 
zwei Reichsſtellen handelt. 

Allgemein muß bei einer Neuordnung des Zollrechts die Reichsbahn entſprechend 
ihrer heutigen Rechtsſtellung im Zollbehandlungsverfahren als mitwirkende 
Reichsſtelle eingeſchaltet werden, um das Zollgeſchäft zu vereinfachen und Doppel: 
arbeit zu vermeiden. Die Reichsbahn iſt nicht eine Geſellſchaft, die im Intereſſe 
ihrer Benutzer gegen die Zollverwaltung arbeitet, ſondern eine Reichseinrich⸗ 
tung, die auch auf dem Zollgebiet die Belange des Staats und der Allgemeinheit 
wahrzunehmen hat. 

f) Strafrecht und Strafprozeßrecht 


Im Strafrecht enthalten die SS 305, 315 bis 316, 319 bis 320 StGB. eine Reihe 
von Sonderbeſtimmungen für die Eiſenbahnen. Nach S 315 macht ſich derjenige der 
Transportgefährdung ſchuldig, der Eiſenbahnanlagen, Beförderungsmittel oder 
ſonſtiges Zubehör der Eiſenbahnen beſchädigt oder auf der Fahrbahn Hinderniſſe 
bereitet und durch eine dieſer Handlungen einen Transport in Gefahr ſetzt. 

Außer dieſer für Betriebsfremde beſtehenden Strafvorſchrift iſt in $ 316 Abi. 2 
eine Sonderbeſtimmung für Eiſenbahnbedienſtete geſchaffen. Dieſe machen ſich ſchon 
dann der Transportgefährdung ſchuldig, wenn ſie „durch Vernachläſſigung der 
ihnen obliegenden Dienſtpflichten einen Transport in Gefahr ſetzen“. 

Die Rechtſprechung hat gezeigt, daß bei der jetzigen Faſſung des Geſetzes (§ 315) 
weder die Sicherheit des Eiſenbahnbetriebes an ſich noch auch Leib, Leben und 
Sachwerte ſtrafrechtlich hinreichend geſchützt ſind. Andererſeits hat ſich erwieſen, daß 
die Strafbarkeit von Eiſenbahnbedienſteten bei der großen Zahl der von ihnen zu 
beachtenden Dienſtvorſchriften überſpannt iſt. 

In dieſen drei Punkten — Sicherheit des Betriebes, Schutz von Leib, Leben und 
Sachwerten, ſtrafrechtliche Stellung der Eiſenbahnbedienſteten — iſt daher bei einer 
Neuſchöpfung des deutſchen Strafrechts eine Anderung geboten. 

Die Sicherheit des Eiſenbahnbetriebes und aller feiner Anlagen bedarf ſtärkerer 
Betonung. 

Bisher war die Strafbarkeit lediglich darauf abgeſtellt, daß ein Transport ge⸗ 
fährdet wurde. Bei einer Reform dieſer Vorſchrift muß ganz allgemein die Sicher⸗ 
heit des Eiſenbahnbetriebes an ſich geſchützt werden. Dies muß um jo mehr gel: 
ten, als die techniſche Entwicklung des Eiſenbahnweſens ſtändig fortſchreitet und 
damit geſteigerte Leiſtungen, zugleich aber auch eine ſtete Vermehrung der Gefähr— 
dungsmöglichkeiten ſchafft. Die „Beeinträchtigung der Sicherheit des Eiſenbahn— 
betriebes“ ſollte daher an Stelle der bisherigen „Transportgefährdung“ zum erſten 
und wichtigſten objektiven Tatbeſtandsmerkmal der neuen Vorſchrift werden. 

Weiterhin iſt auch die bisherige Faſſung des $ 315, die nur einzelne, genau be: 
zeichnete Handlungen unter Strafe ſtellt, zu eng, da ſie keineswegs alle Fälle einer 
möglichen Gefährdung erfaßt. Es wird nötig ſein, den Richter in der Beurteilung 
ſtrafbarer Handlungen auch hier freier zu ſtellen und ihm über das bisherige Maß 
hinaus die Handhabe zu geben, auch dann zu ſtrafen, wenn nicht nur „Beſchädigung 
oder Bereitung von Hinderniſſen“ vorliegt. Auch „auf andere Weiſe“ herbeigeführte 
Beeinträchtigungen der Betriebsſicherheit müſſen ſtrafrechtlich erfaßt werden. Die 
Neufaſſung würde alſo neben Beſchädigung und Bereitung von Hinderniſſen die 
Generalklauſel „ . . oder auf andere Weiſe“ enthalten müſſen. In der jetzigen ai: 
jung des § 315 Abſ. 1 beziehen ſich dieſe Worte nur auf den Tatbeſtand der 
Hindernisbereitung auf der Fahrbahn ſelbſt. 
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über die Gefährdung des eigentlichen Eiſenbahnbetriebs hinaus bietet jeder 
unbefugte Eingriff in den Eiſenbahnbetrieb auch für den geſamten übrigen 
Verkehr und damit für einen großen Kreis weiterer, außerhalb der eigentlichen 
Eiſenbahntransporte liegenden Werte Gefahr. Neben den Eiſenbahnen ſelbſt und 
den von ihnen beförderten Menſchen und Gütern ſollten alſo auch alle nicht mit ihr 
beförderten Menſchen und Güter geſchützt werden, ſoweit ſie in den Gefahrenbereich 
der Eiſenbahn geraten. Dieſem Gedanken würde dadurch Rechnung getragen wer⸗ 
den, daß neben die „Beeinträchtigung der Betriebsſicherheit“ die „Gefährdung von 
Leib, Leben oder erheblichen Werten fremden Eigentums“ als zweites objektives 
Tatbeſtandsmerkmal treten würde. Wenn künftig eine Gefährdung der Betriebs⸗ 
ſicherheit auf jede Weiſe zum objektiven Tatbeſtandsmerkmal gemacht wird, 
ſo iſt damit in gleichem Umfange der Betriebsangehörige wie der Betriebsfremde 
unter Strafe geſtellt. Es können bei dieſer Faſſung in ausreichendem Umfange auch 
diejenigen Gefährdungshandlungen beſtraft werden, die durch Pflichtvernachläſ⸗ 
ſigung von Eiſenbahnbedienſteten herbeigeführt werden. Gegenüber dem bisherigen 
Rechtszuſtand wäre damit eine Regelung getroffen, die den ſtaatlichen Strafanſpruch 
hinreichend ſichert, die aber auch der verantwortungsvollen Tätigkeit des Eiſen⸗ 
bahnbedienſteten gerechter wird, als dies jetzt der Fall iſt. 

Weiter erſcheint es erforderlich, die Eiſenbahnen allgemein vor Eingriffen anderer 
Art zu ſchützen, insbeſondere vor Stillegungen oder Störungen des Betriebes. Der 
nationalſozialiſtiſche Gedanke des ſtarken Schutzes von Volksgut verlangt dringend 
die Aufnahme derartiger Schutzbeſtimmungen gegen Sabotage lebenswichtiger Be⸗ 
triebe. Es muß beſtraft werden, wer den Betrieb von Eiſenbahnen dadurch ver⸗ 
hindert oder ſtört, daß er Beſtandteile oder Zubehör beſchädigt, zerſtört, beſeitigt, 
verändert oder in der Abſicht der Störung des Betriebes böswillig außer Tätigkeit 
ſetzt (Sachſabotage). Ferner muß beſtraft werden, wer den Betrieb dadurch ſtört, 
daß er die Arbeit in dem Betrieb während der Dauer ſeines Dienſtverhältniſſes 
widerrechtlich einſtellt oder ſeine Dienſtverrichtungen in dem Betrieb böswillig ver⸗ 
9 8 (perſönliche Sabotage). In beiden Fällen muß auch der Verſuch beſtraft 
werden. 

Als weiterer Mangel hat ſich erwieſen, daß der ſogenannte blinde Paſſagier 
nach geltendem Recht häufig ſtraflos bleibt, weil weſentliche Tatbeſtandsmerkmale 
des Betruges fehlen. Dem muß abgeholfen werden durch eine Beſtimmung, die den 
beitraft, der, abgeſehen von den Fällen des Betruges, die Beförderung durch ein 
Verkehrsmittel erſchleicht, ohne das Entgelt zu entrichten. 

Der Betrieb auf den wichtigen, mit hohen Geſchwindigkeiten und großen Laſten 
befahrenen Reichsautobahnen iſt wegen der gleichen Schutzbedürftigkeit ſtrafrecht⸗ 
lich dem Eiſenbahnbetrieb gleichzuſtellen. 

Mit Rückſicht darauf, daß im Strafverfahren wegen Transportgefährdung uſw. 
die genaue Kenntnis der Beſonderheiten des Eiſenbahnbetriebsdienſtes häufig 
von ausſchlaggebender Bedeutung iſt, erſcheint es im Intereſſe der Wahrheits⸗ 
findung erforderlich, über die bloße Anhörung von Sachverſtändigen hinaus die 
Eiſenbahnen ſelbſt an der Klarſtellung des Sachverhalts im Prozeß zu beteiligen, 
ſei es durch ihre Zulaſſung als Nebenkläger, ſei es in anderer Weiſe. 


g) Perſonalrecht 


Der Charakter der Reichsbahn als juriſtiſcher Perſon des öffentlichen Rechts hat 
auch im Perſonalrecht zu einer Sonderregelung geführt. Maßgebend für die 
Rechts⸗ und Dienſtverhältniſſe ihrer Bedienſteten iſt neben den SS 19 bis 26 
RBahnG. das Reichsbahnperſonalgeſetz vom 30. Auguſt 1924 und die für die 
Beamten vom Generaldirektor erlaſſene Perſonalordnung. Nach § 1 des Perſonal— 
geſetzes übt die Reichsbahn ihre Befugniſſe durch Reichsbahnbeamte, Angeſtellte 
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und Arbeiter aus; nad) dem Stand vom 1. Juli 1934 betrug die Zahl der Beamten 
274 279, der Arbeiter 360 458 und der Angeſtellten 2021. 

Die Reichsbahnbeamten find nicht Reichsbeamte im Sinne des Reichsbeamten⸗ 
geſetzes, ſondern Reichsbeamte beſonderer Art und beſonderen Rechts, und zwar 
öffentliche Beamte im Sinne des Staats⸗ und auch des Strafrechts. Darum gilt 
für ſie das Reichsbeamtengeſetz auch nur inſoweit, als nicht in den oben genannten 
Geſetzen etwas anderes beſtimmt iſt. Als wichtigſte Abweichungen vom Reichs⸗ 
beamtenrecht ſind zu nennen: die Möglichkeit der Verſetzung in den einſtweiligen 
Ruheſtand, ſofern beſtimmte, genau geregelte Vorausſetzungen erfüllt find, und 
das Recht der Anrufung von Einſpruchs⸗ und Beſchwerdeausſchüſſen bei beſtimm⸗ 
ten, für den Beamten beſonders einſchneidenden Anordnungen der Verwaltung, 
ſoweit ſie perſönlicher Art ſind, z. B. bei Verſetzung in den dauernden oder einſt⸗ 
weiligen Ruheſtand, bei Entlaſſung uſw., ſowie ferner die im Gegenſatz zum 
Reichsbeamten an keine weiteren Vorausſetzungen geknüpfte Penſtonsberechtigung 
der außerplanmäßigen Beamten. Die Reichsbahnbeamten gelten ebenſo wie die 
unmittelbaren Reichsbeamten als auf Lebenszeit angeſtellt, ſoweit nicht ausdrück⸗ 
lich ein Vorbehalt des Widerrufs oder der Kündigung gemacht iſt. Auch die 
Reichsbahnbeamten leiſten den Dienſteid auf den Führer und Reichskanzler Adolf 
Hitler. Gemäß Verfügung des Generaldirektors vom 14. Juni 1934 iſt die Bereini⸗ 
gung der Beamtenſchaft der Reichsbahn — ebenſo wie im Reich auf Grund des 
Geſetzes zur Herſtellung des Berufsbeamtentums vom 7. April 1933 — durch⸗ 
geführt worden. Durch Anderung der einſchlägigen Beſtimmungen der Perſonal⸗ 
ordnung iſt für die künftige Fernhaltung von ſtaatsfeindlichen und raſſefremden 
Beamten Sorge getragen. 

Auf dem Gebiet des Arbeitsrechts iſt das liberaliſtiſch⸗marxiſtiſche Denken der 
vorrevolutionären Zeit (Tarifvertragsſyſtem, Gewerkſchaften und Betriebsräte⸗ 
Organiſationen) durch das Gedankengut nationalſozialiſtiſcher Sozialpolitik erſetzt 
worden. An die Stelle des betonten Gegenſatzes zwiſchen den Tarifvertrags⸗ 
parteien iſt der Gedanke der Betriebsgemeinſchaft getreten unter Hervorkehrung 
des Führerprinzips und der Treupflicht. Das Geſetz zur Ordnung der Arbeit in 
öffentlichen Verwaltungen und Betrieben vom 23. März 1934, das auch für die 
Reichsbahn gilt, hat die Geſtaltung der Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen der 
Reichsbahnarbeiter weſentlich beeinflußt. Die bisherigen Tarifverträge und 
Arbeitsordnungen find durch eine „Dienſt⸗ und Lohnordnung“ erſetzt worden, die 
der Generaldirektor auf Grund des $ 16 des Geſetzes erlaſſen hat. Diele Dienſt⸗ 
und Lohnordnung enthält in Erfüllung der Fürſorgepflicht, die das Geſetz dem 
Betriebsführer auferlegt, für die Arbeiter weſentliche ſoziale Verbeſſerungen 
gegenüber dem bisherigen Rechtszuſtand. So iſt an die Stelle des früheren Kinder⸗ 
zuſchlages, der ohne Rückſicht auf die Lohnhöhe 3 Rpf. in der Stunde betrug, ein 
Kinderzuſchlag getreten, der 6 vH. des Lohns beträgt und dadurch ein gleich⸗ 
mäßiges Verhältnis zum Lohn bringt. Dem Gedanken der Betriebsverbundenheit 
entſpricht die Einführung von Dienſtalterszulagen und von Treugeldern und die 
Verlängerung der Kündigungsfriſten. Eine bedeutſame Neuerung iſt ferner die 
Verleihung der Unkündbarkeit an Arbeiter nach einer Dienſtzeit von 25 Jahren. 
Es iſt mit den ſozialen Anſchauungen der neuen Zeit nicht mehr vereinbar, Arbei— 
ter, die 25 und mehr Jahre treu gedient haben, aus rein wirtſchaftlichen Gründen 
entlaſſen zu können. Auf Grund von $ 3 des Geſetzes find bei den Betriebsſtellen 
der Reichsbahn Vertrauensräte gebildet worden, die durch Verordnung des 
Reichsverkehrsminiſters vom 10. April 1934 in Anlehnung an die Organiſation 
der Reichsbahn einen dreiſtufigen Aufbau erhalten haben. Es beſtehen Ver⸗ 
trauensräte bei den örtlichen Reichsbahnſtellen mit in der Regel mindeſtens 
20 Arbeitern und Angeſtellten für die örtlichen Angelegenheiten, Bezirks⸗ 
vertrauensräte bei den Reichsbahndirektionen für Angelegenheiten, die über den 
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Bereich der einzelnen Reichsbahnſtellen hinaus von Bedeutung find, und ein 
Hauptvertrauensrat bei der Hauptverwaltung für Angelegenheiten, die über den 
Bereich der einzelnen Reichsbahndirektionen hinausgehen. 

Die verhältnismäßig geringe Zahl von Angeſtellten unterſteht der für die 
Angeſtellten der Reichsbehörden geltenden Regelung. 

Die enge Verbundenheit der Verwaltung mit ihrem Perſonal hat zu einer 
beſonderen Ausgeſtaltung der ſozialen Fürſorge der Reichsbahn geführt. Für die 
Altersverſorgung ihrer Arbeiter beſteht eine nach SS 1360 ff. RVO. zugelaſſene 
Sonderanſtalt der Invalidenverſicherung, die Reichsbahnarbeiterpenſionskaſſe (Ab⸗ 
teilung A), der eine beſondere Abteilung B angegliedert iſt, die mit Hilfe nam⸗ 
hafter Zuſchüſſe der Verwaltung ihren Mitgliedern eine über das geſetzliche Maß 
hinausgehende Verſorgung gewährt. Die Krankenverſicherung der Arbeiter liegt den 
Reichsbahnbetriebskrankenkaſſen, beſonderen Anſtalten im Sinne der SS 245 ff. 
RWO., ob. Auch hier beſteht eine Zuſatzkaſſe (Kranken⸗ und Sterbegeldkaſſe), bei 
der die Arbeiter ſich über das geſetzliche Maß hinaus gegen Lohnausfall verſichern 
können. Für die Beamten iſt die Reichsbahnbeamtenkrankenverſorgung, eine Kör⸗ 
perſchaft des öffentlichen Rechts, vorgeſehen, die mit Zuſchüſſen der Verwaltung 
die Beamten und ihre Familienangehörigen unterſtützt, ſoweit nicht die Be⸗ 
dienſteten des Außendienſtes vollkommen freie ärztliche Behandlung haben. Sämt⸗ 
liche vorgenannten Einrichtungen unterſtützt die Reichsbahn noch durch Über⸗ 
nahme der geſamten Verwaltungskoſten. 


h) Bahnpolizeirecht 

Eine Sonderſtellung innerhalb des Perſonals nimmt der Teil der Bedienſteten 
ein, dem als Bahnpolizei beſondere Aufgaben zugewieſen find. Die obrigkeitliche 
Fürſorge für die Sicherheit und Ordnung des Eiſenbahnbetriebes und ⸗verkehrs eins» 
ſchließlich der Fürſorge für das die Bahnanlagen und Betriebsmittel benutzende 
Publikum kann nur auf Grund genauer Kenntnis der bahn⸗ und betriebstechniſchen 
Vorſchriften und des Bahndienſtes ausgeübt werden. Dieſer Aufgabenkreis iſt da⸗ 
her aus dem der allgemeinen Polizei herausgenommen und beſonderen Bahn⸗ 
polizeibehörden und ⸗beamten übertragen worden. 

Die Bahnpolizei beruht geſetzlich auf der Eiſenbahn⸗Bau⸗ und Betriebsordnung 
(BO .) vom 17. Juli 1928 und der Eiſenbahn⸗Verkehrsordnung vom 16. Mai 1928, 
die beide gemäß Art. 91 RV. von der Reichsregierung mit Zuſtimmung des 
Reichsrats erlaſſen worden ſind und vom Reichsverkehrsminiſter in gewiſſem Um⸗ 
fange geändert werden können. 

Das Bahnpolizeirecht iſt alſo Reichsrecht, während das deutſche Polizeirecht ſonſt 
durchweg Landesrecht iſt. Es gilt nur für die Bahnen des allgemeinen Verkehrs. 

Die Bahnpolizei erſtreckt ſich örtlich auf das Bahngebiet, d. i. der dem Beförde⸗ 
rungsgeſchäft der Eiſenbahn dienende Teil ihrer Anlagen, ohne Rückſicht auf die 
Eigentumsverhältniſſe, und ſachlich auf die zur Durchführung des Betriebes er⸗ 
forderlichen obrigkeitlichen Maßnahmen. Innerhalb dieſer Grenzen iſt die Bahn⸗ 
polizei unter Ausſchluß aller anderen Polizeibehörden und⸗beamten allein zuſtändig. 
Etwaige Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen der Bahnpolizei und einer anderen 
Polizeibehörde ſind durch die vorgeſetzten Behörden auszugleichen. 

Bahnpolizeibehörden ſind die Eiſenbahnverwaltungen, für die Reichsbahn die 
Hauptverwaltung ſowie die Reichsbahndirektionen und die Reichsbahnbetriebs⸗ 
ämter. Sie find nach SS 77 bis 82 der BO. zuſtändig zum Erlaß von allgemeinen 
Anordnungen und Einzelverfügungen, die der Aufrechterhaltung von Ruhe, Sicher⸗ 
heit und Ordnung innerhalb des Bahngebiets und im Bahnverkehr dienen. 

Einige Länder haben gemäß $ 6 Ziff. 3 EG. StPO. beſtimmten Stellen der 
Reichsbahn die Befugnis verliehen, bei Übertretungen polizeiliche Strafverfügun⸗ 
gen zu erlaſſen (z. B. Preußen den Betriebsämtern, Württemberg und Baden 
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unter anderem den Bahnhöfen). In anderen Ländern kann die Verfolgung nur 
durch die ordentlichen Polizeibehörden oder die Amtsanwaltſchaften erfolgen. Auch 
in Anſehung der Beſchwerde, der Feſtſetzung von Erſatzhaft, der Vollſtreckung und 
der Begnadigung beſteht eine große Rechtszerſplitterung im Reiche, da auch inſoweit 
Landesrecht gilt. 

Es iſt erwünſcht, daß, wie es in dem größeren Teile des Reiches bereits jetzt tech⸗ 
tens iſt, der Reichsbahn die Befugnis zum Erlaß von Strafverfügungen allgemein 
reichsrechtlich übertragen und das Verfahren einheitlich geregelt wird. 

Bahnpolizeibeamte find die Eiſenbahnbedienſteten, die zu einer der in SS 74 und 
45 BO. aufgezählten 15 Bedienſtetengruppen gehören. Dieſe geſetzliche Feſtlegung 
des Kreiſes der Bahnpolizeibeamten erſcheint jedoch zu eng. Es wäre erwünſcht, 
wenn der Reichsbahn die Befugnis zur Erweiterung des Kreiſes der Bahnpolizei⸗ 
beamten verliehen würde, damit ſie in der Lage iſt, die ihr obliegenden wichtigen 
polizeilichen Sicherheitsaufgaben jederzeit und auch unter außergewöhnlichen Ver⸗ 
hältniſſen zu erfüllen. 

Die Bahnpolizeibeamten können von der Landespolizeibehörde zu deren Hilfs⸗ 
polizeibeamten beſtellt werden. Sie können auch als Hilfsbeamte der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft berufen werden, wenn fie hierzu auf Grund des § 152 GWG. beſtellt find. 
Sie haben im letzteren Fall erweiterte Befugniſſe bei der Verfolgung ſtrafbarer 
Handlungen (Beſchlagnahme, Durchſuchung nach SS 98 und 105 StPO.) und find 
verpflichtet, Anweiſungen der Staatsanwaltſchaft zu befolgen. Die Beſtellung kann 
auf die Verfolgung beſtimmter Arten von ſtrafbaren Handlungen beſchränkt ſein. 
Die Regelungen in den einzelnen Ländern weichen ſtark voneinander ab. 


i) Landes verteidigung 


Eine der wichtigſten nationalen Aufgaben der Eiſenbahnen iſt ihre Mitwirkung 
bei der Landes verteidigung, die ohne fie gar nicht denkbar iſt. Den Bes 
weis ihrer Leiſtungsfähigkeit und Unentbehrlichkeit haben die Eiſenbahnen im 
Weltkriege in überzeugender Form erbracht. Während bis dahin ein umfaſſendes 
Militäreiſenbahnrecht die Beziehungen zwiſchen den Eiſenbahnen und der Militär⸗ 
verwaltung in zweckentſprechender Weiſe für den Friedens⸗ und Kriegszuſtand 
regelte, mußte nach dem Kriege in Auswirkung der durch das Verſailler Diktat 
erzwungenen Entwaffnung aus dieſen Rechtsgrundlagen alles beſeitigt werden, 
was für den Mobilmachungs⸗ und Kriegsfall galt. Durch das „Geſetz über die Auf⸗ 
hebung des Kriegsleiſtungsgeſetzes“ vom 19. März 1924 wurde das Kriegsleiſtungs⸗ 
geſetz vom 13. Juni 1874 nebſt den zu feiner Ergänzung, Erläuterung und Aus⸗ 
führung ergangenen Beſtimmungen aufgehoben. Damit entfiel ein erheblicher Teil 
der maßgebenden Vorſchrift, der „Militärtransportordnung für Eiſenbahnen“ vom 
18. Januar 1899. Sie iſt gemäß Verordnung des Reichskanzlers am 17. Dezember 
1931 durch eine Militär-Eiſenbahnordnung (MEO.) erſetzt. 

Grundlage für den heutigen Rechtszuſtand iſt Art. 96 RV., nach dem alle 
Eiſenbahnen den Anforderungen des Reiches auf Benutzung der Eiſenbahnen zum 
Zwecke der Landesverteidigung Folge zu leiſten haben. Alle Pläne für den Bau 
neuer Großbahnen (Art. 94 a. a. O.) und Pläne für wichtigere Veränderungen 
von Eiſenbahnen ($ 8 MED.) werden daher, ſoweit die Landesverteidigung bes 
rührt wird, im engſten Benehmen mit dem Reichsverkehrsminiſterium und Reichs⸗ 
wehrminiſterium aufgeſtellt. 

Beſondere Beſtimmungen gelten auf Grund des völlig veralteten „Geſetzes 
betreffend die Beſchränkungen des Grundeigentums in der Umgebung von 
Feſtungen“ vom 21. Dezember 1871, des ſogenannten Rayongeſetzes, in dem eine 
Mitwirkung der Feſtungskommandanturen und der Reichsrayonkommiſſion vor⸗ 
geſehen ilt. $ 15 des „Geſetzes über die Naturalleiſtungen für die bewaffnete Macht 
im Frieden“ in der Faſſung der Bekanntmachung vom 6. April 1925 enthält die 
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Verpflichtung der Eiſenbahnen, die Beförderung der bewaffneten Macht und des 
Materials des Landesheeres und der Reichsmarine gegen Vergütung nach Maß⸗ 
gabe eines Tarifs zu bewirken, und wird ergänzt durch S 13 RBahnG., nach dem 
die Preisvergünſtigungen für Militärtransporte (nicht auch für andere 
Leiſtungen an die Militärverwaltung) aufrecht erhalten werden. Die Durchführung 
der Transporte, für die im übrigen die Eiſenbahn⸗Bau⸗ und Betriebsordnung, die 
Eiſenbahn⸗Verkehrsordnung uſw. gelten, erfolgt nach Maßgabe der MED. Die 
Beſtimmungen des Verſailler Diktats haben hier weſentliche Anderungen gebracht. 
An Stelle der Kriegsminiſterien, des Chefs des Generalſtabs der Armee und der 
Eiſenbahnabteilung des Großen Generalſtabs ſind der Reichswehrminiſter und der 
Reichsverkehrsminiſter getreten. Die Linienkommiſſionen (Linienkommandanturen) 
ſind aufgehoben. Die Transportangelegenheiten werden bei den oberen Kom⸗ 
mandobehörden durch Transportoffiziere und bei den Reichsbahndirektionen durch 
Bahnbevollmächtigte bearbeitet. Die Einteilung des Eiſenbahnnetzes in Linien iſt 
fortgefallen. Die Reichsbahn gilt als ein Gebiet; jede Reichsbahndirektion iſt als 
„Eiſenbahnverwaltung“ im Sinne der MED. anzuſehen. Von Intereſſe iſt noch die 
Abweichung von den Betriebsvorſchriften der Reichsbahn im 8 12 MEO., wonach 
die Bahnpolizeibeamten gegen Angehörige von Militärtransporten nur einſchreiten 
dürfen, wenn es die Sicherheit des Betriebs unbedingt erfordert, das Leben und 
die Geſundheit von Perſonen gefährdet iſt oder Verſtöße gegen Seuchenſchutz⸗ 
vorſchriften zu verhindern find. Bei dienſtlich einzeln reiſenden Militärperſonen 
haben ſie ſich auf die Feſtſtellung der Perſon zu beſchränken. 

Militärtransporte find nach dem Militärtarif zu vergüten (MEO. § 71 und 
Bekanntmachung des Reichskanzlers betr. den Militärtarif für Eiſenbahnen vom 
18. Januar 1899 und ihre Ergänzungen). 

Aufgabe der Zukunft wird es ſein, die durch Verſailles errichteten Schranken 
zu beſeitigen und wieder ein vollſtändiges Militär⸗Eiſenbahnrecht zu ſchaffen. 


3. Abſchnitt 


Die Reichsbahn im Privatrecht 


a) Verkehrsrecht 

Die Eiſenbahn ſchließt mit ihren Kunden (Reiſenden und Verſendern von 
Reiſegepäck, Expreßgut, Leichen, lebenden Tieren und Gütern) Beförderungs⸗ 
verträge ab. Im Gegenſatz zur Poſtbeförderung, die dem öffentlichen Recht an⸗ 
gehört, hat das Geſetz die Beförderungsgeſchäfte der Eiſenbahn dem Privatrecht 
zugewieſen, und zwar vornehmlich dem Handelsrecht, das in den SS 453 bis 473 
des Handelsgeſetzbuchs (5 GB.) die grundlegenden Vorſchriften über das Eiſen⸗ 
bahnbeförderungsgeſchäft enthält. Die Eiſenbahn iſt Kaufmann im Sinne der 
SS 1 Abi. 2 Nr. 5, 453 ff. HGB.; ihre Beförderungsverträge find Werkverträge 
im Sinne des $ 631 BGB. Während das HGB. nur einige Grundſätze des Verkehrs⸗ 
rechts enthält, ſind die Beſtimmungen im einzelnen in der Eiſenbahn⸗Verkehrs⸗ 
ordnung (EVD. vom 16. Mai 1928 getroffen. Die EVO. iſt nicht eine inner⸗ 
dienſtliche Verwaltungsverordnung der Reichsbahn, ſondern eine einem Reichsgeſetz 
gleichzuſetzende Rechtsverordnung, alſo Geſetz im materiellen Sinne. Eine Ab⸗ 
änderung ihrer Vorſchriften durch Parteivereinbarung iſt nicht zuläſſig ($ 471 
HGB.). Sie gilt auf allen Bahnen des allgemeinen Verkehrs, alſo nicht auf Klein: 
bahnen, auch nicht auf den Bahnen des nichtöffentlichen Verkehrs, z. B. Privat⸗ 
anſchlußbahnen. Ihr Geltungsbereich erſtreckt ſich nur auf die deutſchen Bahnen, 
während für den internationalen Verkehr die Übereinkommen über den Perſonen⸗ 
und Gepläckverkehr (IuP.) und über den Eiſenbahnfrachtverkehr (SÜG.) gelten. 
Ergänzt wird die EVO. durch die mit Genehmigung des Reichsverkehrsminiſters 
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von der Reichsbahn erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen, die mit der EVO. und 
dem HGB. nicht in Widerſpruch ſtehen dürfen. Weitere Rechtsquellen für das 
Eiſenbahnverkehrsrecht find die gemäß 8 6 EVO. aufgeſtellten Tarife. Sie ent: 
halten einmal die dem Beförderungsvertrag zugrunde liegenden Vorſchriften der 
EVO., die Ausführungsbeſtimmungen dazu und alle ſonſtigen Vertragsbedingungen, 
insbeſondere alle zur Berechnung der Beförderungspreiſe ſowie der Gebühren für 
Nebenleiſtungen der Eiſenbahn notwendigen Angaben. Sie bedürfen zu ihrer 
Gültigkeit der Veröffentlichung ($ 6 Abſ. 4 EV O.). 

Die Maſſenhaftigkeit der von der Eiſenbahn abzuſchließenden Beförderungs⸗ 
verträge bringt es mit ſich, daß für Vereinbarungen im Einzelfall wenig Spiel⸗ 
raum gelaſſen werden kann (Reglementierung). Es überwiegt das zwingende Recht 
des HGB. und der EVO.; auch das „Vertragsrecht“ iſt in den Tarifen für alle 
Beförderungsverträge einheitlich feſtgelegt. Die Eiſenbahn hat zwar — anders 
als die Reichspoſt für den Nachrichtenverkehr — nie ein geſetzlich feſtgelegtes, wohl 
aber früher ein ſehr weitgehendes tatſächliches Beförderungsmonopol gehabt. Es 
umfaßte nahezu den geſamten über die nächſten Entfernungen hinausgehenden 
Perſonen⸗ und Güterverkehr. Dieſe tatſächliche Lage hat ſich aber gerade in den 
letzten zwei Jahrzehnten durch die Entwicklung anderer Verkehrsarten und nament⸗ 
lich durch die ſtändig zunehmende Ausbreitung des Kraftwagenverkehrs nicht 
unerheblich geändert. Vor allem für den Nahverkehr, zum Teil aber auch ſchon 
für Beförderungen auf größere Entfernungen iſt heute die frühere tatſächliche 
Monopolſtellung der Eiſenbahn nicht mehr vorhanden. Gleichwohl iſt, hergeleitet 
aus der früheren tatſächlichen Lage, uneingeſchränkt auch heute noch dem Eiſenbahn⸗ 
verkehr im Intereſſe der Geſamtheit der Verkehrsbenutzer eine Reihe von verkehrs⸗ 
geſetzlichen Sonderbindungen auferlegt. Hierher gehören insbeſondere die. durch 
§ 453 HGB. und 8$ 3, 53 EVD. ausgeſprochene Beförderungspflicht und der in 
Ss 6 EVO. begründete Tarifzwang. 

Die Beförderungspflicht, die ſich im Güterverkehr auf die durchgehende Beför⸗ 
derung nach allen deutſchen Bahnhöfen und Güternebenſtellen der Bahnen des 
allgemeinen Verkehrs erſtreckt, gilt, wenn die Tarife Kleinbahn⸗, Kraftwagen-, 
Schiffs⸗ oder Luftſtrecken einbeziehen, auch für dieſe Strecken; doch kann fie hier 
durch die Tarife ausgeſchloſſen werden ($ 2 Abſ. 7 EVO.) . Dem Reiſenden oder 
Güterverſender ſteht ein Anſpruch auf Abſchluß des Beförderungsvertrags zu. Ver: 
weigert die Eiſenbahn den Abſchluß, ſo hat er überdies einen Schadenerſatzanſpruch. 
Die Beförderungspflicht iſt aber durch die EVO. ſelbſt erheblich eingeſchränkt ſowohl 
im öffentlichen Intereſſe (z. B. Ausſchluß mit gewiſſen anſteckenden Krankheiten 
behafteter Perſonen, Ausſchluß oder bedingungsweiſe Zulaſſung zahlreicher explo— 
ſionsgefährlicher Güter uſw.), als auch aus betrieblichen Gründen: die Eiſenbahn 
kann die Beförderung verweigern, wenn fie mit den regelmäßigen Beförderungs: 
mitteln nicht möglich iſt. Sie iſt ferner von der Beförderungspflicht befreit, wenn 
die Beförderung durch Umſtände verhindert wird, die als höhere Gewalt zu 
betrachten ſind. 

Die Beförderungspflicht erhält praktiſchen Wert erſt durch den Tarifzwang. Dieſer 
beſagt, daß die Tarife bei Erfüllung der darin angegebenen Bedingungen für jeder: 
mann in derſelben Weiſe anzuwenden ſind. Jede Preisermäßigung oder ſonſtige 
Begünſtigung gegenüber dem Tarif iſt verboten und nichtig (S 6 Abſ. 1 u. 2 EV O.), 
doch iſt bei einem Verſtoß hiergegen nur die tarifwidrige Vereinbarung nichtig, 
nicht der ganze Beförderungsvertrag. Nur für Zwecke der öffentlichen Verwaltungen 
(z. B. Militärtransporte), für Wohlfahrtszwecke (z. B. für Sendungen nach Not— 
ſtandsgebieten) und für den Eiſenbahndienſt find Abweichungen mit Genehmigung 
des Reichsverkehrsminiſters zuläſſig (S 6 Abſ. 3 EW O.). 

Die Eiſenbahn haftet nach SI EVO. für ihre Leute und für andere Perſonen, deren 
ſie ſich bei Ausführung der Beförderung bedient. „Leute“ der Eiſenbahn ſind alle 
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bei ihr in einem ſtändigen Dienſtverhältnis ſtehenden Perſonen. Unter „ſonſtigen 
Perſonen“ ſind ſolche zu verſtehen, die nicht ſtändig im Eiſenbahndienſt beſchäftigt 
ſind, z. B. Aushilfsarbeiter. Gepäckträger gehören zu den Leuten der Eiſenbahn, 
wenn fie von ihr beſtellt find. Ferner fallen unter $ 5 EVO. die von der Eiſenbahn 
beſtellten Rollfuhrunternehmer. Dagegen bezieht ſich S 5 EVO. nicht auf die Tätig⸗ 
keit von Eiſenbahnbedienſteten, die vor dem Abſchluß des Beförderungsvertrages 
liegt, z. B. nicht auf Tarifauskünfte. 

Bei der Perſonenbeförderung wird der Beförderungsvertrag überwiegend dadurch 
abgeſchloſſen, daß der Reiſende am Schalter einen Fahrausweis fordert und ihn 
vom Schalterbeamten ausgehändigt erhält. Der Vertrag wird ferner gültig ge⸗ 
ſchloſſen durch die Entnahme einer Fahrkarte aus dem Selbſtgeber, ſowie dadurch, 
daß der Reiſende, der ohne Fahrkarte im Zuge Platz genommen hat, von dem 
Zugſchaffner einen Fahrausweis erhält. Auf Grund des Beförderungsvertrages iſt 
die Bahn verpflichtet, den Reiſenden wohlbehalten an den Beſtimmungsort zu 
bringen. 

Der Fahrausweis iſt rechtlich ein ſogenanntes unechtes Inhaberpapier im Sinne 
des § 807 BGB. Dagegen iſt er dann nicht als Inhaberpapier anzuſehen, wenn er 
auf den Namen lautet, ferner wenn die Reiſe angetreten iſt, oder wenn er mit 
Rückſicht auf gewiſſe perſönliche Eigenſchaften des Reiſenden zu ermäßigtem Preiſe 
ausgegeben worden iſt (z. B. Monats⸗ und andere Zeitkarten). Die von der Reichs⸗ 
bahn ausgegebenen Fahrausweiſe find öffentliche Urkunden. Für nichtbenutzte 
Fahrausweiſe wird der bezahlte Fahrpreis vorbehaltlich gewiſſer Abzüge zurück⸗ 
erſtattet. Der Erſtattungsanſpruch muß binnen 6 Monaten nach Ablauf der Gel⸗ 
tungsdauer bei der Eiſenbahn geltend gemacht werden. Für verlorene Fahrausweiſe 
wird nichts erſtattet. 

Die Fahrpläne ſind vor ihrem Inkrafttreten Feten geben Die verſpätete 
Abfahrt oder Ankunft oder das Ausfallen eines Zuges begründet keinen Erſatz⸗ 
anſpruch, auch dann nicht, wenn die Eiſenbahn oder ihre Leute ein Verſchulden trifft. 

Das mitgeführte Handgepäck muß der Reiſende ſelbſt beauffichtigen; die Eiſen⸗ 
bahn haftet aus dem Beförderungsvertrage dafür nur bei Verſchulden. Für Gegen⸗ 
ſtände, die der Reiſende im Zuge liegen läßt, haftet die Eiſenbahn nur als Finder. 

Reiſegepäck find die von einem Reiſenden in Verbindung mit der Löſung 
eines Fahrausweiſes zur Beförderung aufgegebenen Gegenſtände. Seinem Weſen 
nach iſt der Gepäckbeförderungsvertrag Frachtvertrag, auf den aber von den Vor⸗ 
ſchriften der EVO. über das Frachtgeſchäft im weſentlichen nur Beſtimmungen 
über die Haftung Anwendung finden. Der Gepäckbeförderungsvertrag kommt durch 
die übergabe und die Annahme des Gepäcks zur Beförderung zuſtande. Im Gegen⸗ 
ſatz zum Frachtgeſchäft iſt die Aushändigung eines Beförderungspapiers für das 
Zuſtandekommen des Vertrages nicht weſentlich, dagegen wird dem Reiſenden 
regelmäßig ein Gepäckſchein ausgehändigt, der aber. nur Legitimationspapier für 
die Empfangsberechtigung und zugleich Beweisurkunde und Quittung iſt. Der 
Vertrag endet mit der Auslieferung des Gepäcks an der Ausgabeſtelle. 

Als Expreßgut werden Gegenſtände angenommen, die ſich zur Beförderung 
im Packwagen eignen. Auch der Expreßgutvertrag iſt rechtlich ein Frachtvertrag, 
und zwar wie dieſer in der Regel ein Vertrag zugunſten eines Dritten im Sinne des 
§ 328 BGB. Es gelten die für den Frachtvertrag gegebenen Vorſchriften, ſoweit fie 
nach der beſonderen Natur des Expreßgutvertrages anwendbar find. Die Expreßgut⸗ 
karte iſt ein Begleitpapier, das dem Empfänger im Gegenſatz zum Frachtbrief nicht 
ausgehändigt wird. 

Beſondere Beſtimmungen gelten für die Beförderung von Leichen und lebenden 
Tieren. 

Das eigentliche Frachtgeſchäft der Eiſenbahn, die „Beförderung von 
Gütern“, iſt in 88 453 bis 471 HGB. und in SS 53 bis 96 EVO. eingehend ge: 
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regelt. Der Güterbeförderungsvertrag (Frachtvertrag) iſt Werkvertrag und zu⸗ 
gleich Vertrag zugunſten eines Dritten im Sinne des BGB. Der Vertrag (Formal⸗ 
vertrag) kommt dadurch zuſtande, daß die Güterabfertigung das Gut und den 
Frachtbrief zur Beförderung annimmt. Als Zeichen der Annahme wird zwar dem 
Frachtbrief der Tagesſtempel der Güterabfertigung aufgedrückt, doch kann der 
Beweis gegen das Beſtehen des Vertrages oder gegen ſeinen Nichtabſchluß trotz 
Fehlens oder trotz Vorhandenſeins des Stempels geführt werden. Jede Sendung 
muß von einem Frachtbrief begleitet ſein, deſſen Form und Inhalt die EVO. im 
einzelnen vorſchreibt. Die Eintragungen der Reichsbahn machen den Frachtbrief 
inſoweit zur öffentlichen Urkunde; im übrigen iſt er Privaturkunde. Der Abſender 
iſt verantwortlich für die Richtigkeit und Vollſtändigkeit der Angaben im Fracht⸗ 
brief; er trägt alle Folgen, die daraus entſtehen, daß ſeine Angaben und Er⸗ 
klärungen unrichtig, ungenau, unvollſtändig oder unzuläſſig ſind. Zuläſſig iſt die 
Ausſtellung eines Frachtbriefdoppels, das nicht nur als Beweisurkunde für den 
Abſchluß des Frachtvertrags Bedeutung hat, ſondern auch dazu dient, den Empfänger 
gegen nachträgliche Verfügungen des Abſenders zu ſchützen. Das Gut wird je nach 
der Aufgabe durch den Abſender als Frachtgut, Eilgut oder beſchleunigtes Eilgut 
befördert. Die Sendungen werden unterſchieden in Stückgutſendungen und Wagen⸗ 
ladungen. Stückgüter ſind nach dem Tarif grundſätzlich von der Eiſenbahn ein⸗ und 
auszuladen, Wagenladungen dagegen vom Abſender und Empfänger. Stückgüter 
werden dem Empfänger grundſätzlich zugeführt, Wagenladungen nicht. Der Ab⸗ 
ſender hat das Gut, ſoweit die Natur eine Verpackung erfordert, zum Schutze gegen 
Verluſt, Minderung oder Beſchädigung und zur Verhütung einer Beſchädigung von 
Perſonen, Betriebsmitteln oder anderen Gütern ſicher zu verpacken. Andernfalls 
kann das Gut zurückgewieſen werden oder die Eiſenbahn kann, wenn ſie es trotz⸗ 
dem annimmt, zu ihrem Schutz gegen Erſatzanſprüche verlangen, daß der Abſender 
im Frachtbrief das Fehlen oder die Mängel der Verpackung anerkennt. Für die 
Frachtberechnung und Frachtzahlung geben die SS 68 bis 71 EVO. und die Tarife 
nähere Vorſchriften. In gewiſſen Fällen werden nach §S 60 EVO. Frachtzuſchläge 
erhoben. Sind Fracht, Frachtzuſchläge oder ſonſtige Koſten unrichtig oder gar nicht 
erhoben worden, ſo iſt der Unterſchied auszugleichen. 

Die Eiſenbahn haftet dafür, daß bei der Beförderung gewiſſe Lieferfriſten ein⸗ 
gehalten werden, die für Frachtgut, Eilgut und beſchleunigtes Eilgut verſchieden 
ſind; der Frachtvertrag iſt alſo ein Fixgeſchäft. 

Die Eiſenbahn haftet für den Schaden, der durch Verluſt, Minderung oder Be: 
ſchädigung des Gutes in der Zeit von der Annahme zur Beförderung bis zur 
Ablieferung entſteht, es ſei denn, daß der Schaden durch ein Verſchulden oder eine 
nicht von der Eiſenbahn verſchuldete Anweiſung des Verfügungsberechtigten, durch 
äußerlich nicht erkennbare Mängel der Verpackung, durch die natürliche Beſchaffen— 
heit des Gutes, namentlich durch inneren Verderb, Schwinden, gewöhnlichen Rinn⸗ 
verluſt oder durch höhere Gewalt verurſacht iſt. Verluſt, Minderung oder Beſchädi⸗ 
gung ſind durch eine Tatbeſtandsaufnahme feſtzuſtellen. Auch kann der Abſender 
oder Empfänger die Minderung oder die Beſchädigung des Gutes durch amtliche 
Sachverſtändige oder im Wege des Beweisſicherungsverfahrens der ZPO. feſtſtellen 
laſſen. Dieſer weitgehenden Haftung der Eiſenbahn ſtehen gewiſſe geſetzlich ge— 
regelte Haftausſchließungsgründe und Haftbeſchränkungen zugunſten der Eiſenbahn 
gegenüber. 

Iſt die Fracht nebſt den ſonſt auf dem Gute haftenden Forderungen bezahlt und 
das Gut vom Empfänger angenommen, ſo ſind die Anſprüche gegen die Eiſenbahn 
aus dem Frachtvertrage erloſchen. Der Natur des Beförderungsvertrages entſpricht 
die Feſtſetzung beſonders kurzer Verjährungsfriſten. 

Das Abholen und Zuführen der Güter iſt eine Nebenleiſtung der Eiſenbahn, zu 
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der an fih aus dem Frachtvertrag eine rechtliche Verpflichtung nicht beſteht. Die 
Eiſenbahn kann jedoch ihren Tätigkeitsbereich auch hierauf ausdehnen. Sie kann 
hierzu entweder eigene Einrichtungen vorhalten oder auch Spediteure oder Fuhr⸗ 
unternehmer mit der Ausführung des Rollfuhrdienſtes betrauen. Zur Zuführung 
der Stückgüter bedarf ſie im Einzelfall keiner beſonderen Ermächtigung des ver⸗ 
fügungsberechtigten Verfrachters. Die Empfänger ſind aber berechtigt, die Stück⸗ 
güter ſelbſt abzuholen oder durch andere als die von der Eiſenbahn beſtellten 
Fuhrunternehmer (ſogenannte Vollmachtſpediteure) abholen zu laſſen. Alle 
übrigen Rollfuhrleiſtungen der Eiſenbahn, d. h. die Anfuhr der Stückgüter beim 
Verſandbahnhof ſowie die An⸗ und Abfuhr von Wagenladungen können auch im 
bahnamtlichen Rollfuhrdienſt immer nur auf Grund ausdrücklicher Weiſungen des 
verfügungsberechtigten Verfrachters ſtattfinden. Für die Zuſtellung der Stückgüter 
an den Empfänger iſt der bahnamtliche Rollfuhrunternehmer Erfüllungsgehilfe 
der Eiſenbahn im Sinne des $ 5 EV O., für den dieſe nach $ 82 EVO. haftet; er 
ſelbſt tritt zum Empfänger in kein Vertragsverhältnis. Dagegen iſt im Bereich der 
Reichsbahn für die übrigen Leiſtungen auch der bahnamtliche Rollfuhrunternehmer 
ebenſo wie der Vollmachtſpediteur Beauftragter des jeweils verfügungsberech⸗ 
tigten Verfrachters. Die Reichsbahn übernimmt aber auch in dieſen Fällen den 
a gegenüber eine Zuſatzhaftung, die die Haftung auch auf die Rollfuhr 
ausdehnt. 

In Durchführung des ſogenannten Bahnſpeditionsvertrages find 1932/33 im 
geſamten Reichsbahnbereich die Rollgebühren, und zwar zum Teil erheblich, 
ermäßigt und gleichzeitig weitgehend vereinheitlicht worden. 

Der Aufbau des Reichsbahngütertarifs iſt ganz auf die Wahrung der Intereſſen 
der deutſchen Volkswirtſchaft abgeſtellt. Das kommt einmal darin zum Ausdruck, 
daß die Güter je nach ihrem Handelswert, ihrer volkswirtſchaftlichen Bedeutung 
und dem Wert, den die Beförderung für ſie hat, in Tarifklaſſen eingeteilt ſind. So 
werden im Wagenladungsverkehr 7 Klaſſen unterſchieden. In die Klaſſe A 
gehören z. B. hochwertige Fertigerzeugniſſe und hochwertige Rohſtoffe, in die 
niedrigſte Klaſſe G Maſſengüter wie Erze, Rüben, unbearbeitete Rohſtoffe uſw. In 
den dazwiſchen liegenden Klaſſen ſind die anderen Güter ihrem Wert entſprechend 
untergebracht. Die Frachten für die Güter der einzelnen Klaſſen ſind verſchieden 
hoch, für die Güter der Klaſſe A am höchſten und für die der Klaſſe G am niedrig: 
ſten. Das hat zur Folge, daß die Frachten der oberen Tarifklaſſen, die über den 
Selbſtkoſten der Beförderung liegen, die Frachten der niedriger tarifierten, unter 
den Selbſtkoſten beförderten Güter zum Teil mittragen müſſen. Anderenfalls 
würden die Maſſengüter, die hohe Preiſe nicht vertragen, durch die Transport⸗ 
koſten ſtark verteuert und nur in der nächſten Umgebung ihrer Gewinnungsſtätte 
abgeſetzt werden können. Dazu kommt, daß ſich der Einheitsſatz je km mit der 
wachſenden Entfernung verbilligt, um den Verſand bei längeren Entfernungen 
zugunſten der von der Erzeugungsſtätte entfernt liegenden Verbraucher wirtſchaft⸗ 
lich tragbar zu machen (Staffeltarif). Bedeutſam iſt dabei vor allem, daß die 
Frachten ohne Rückſicht auf die Dichtigkeit des Verkehrs und ungeachtet der größe⸗ 
ren oder geringeren Ertragsfähigkeit einer Strecke einheitlich berechnet werden, 
ſo daß z. B. die Güter auf einer Nebenbahn, deren Einnahmen wegen des geringen 
Verkehrs die Betriebsausgaben nicht decken, doch zu der gleichen Fracht befördert 
werden wie auf einer Hauptbahn in einem Induſtriegebiet mit ſtarkem Verkehr. 
Beſonders deutlich kommt die volkswirtſchaftliche Bedeutung der Tarife in den 
zahlreichen Ausnahmetarifen zum Ausdruck, die für beſtimmte Gegenden (z. B. 
Oſtpreußen) oder für beſtimmte Güter (z. B. Kohlen), für Aus-, Ein- und Durch⸗ 
fuhr uſw. Vergünſtigungen gewähren. Auch im Perſonenverkehr werden abweichend 
vom Normaltarif in weiteſtem Umfang Fahrpreisermäßigungen gewährt, ſo z. B. 
für den Berufsverkehr, für Kinder, kinderreiche Familien, mittelloſe Kranke, 
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Schwerkriegsbeſchädigte, Parteiveranſtaltungen, SA.⸗Angehörige ujw. Man wird 
ſagen können, daß das Tarifſyſtem der Reichsbahn den Grundgedanken der natio⸗ 
nalſozialiſtiſchen Weltanſchauung gerecht wird. Es verwirklicht nicht nur den 
Grundſatz „Gemeinnutz geht vor Eigennutz“, indem es nicht auf die Belange ein⸗ 
zelner Wirtſchaftskreiſe, ſondern ganz auf gemeinwirtſchaftliche Intereſſen abgeſtellt 
iſt; es dient auch dem Gedanken der Volksgemeinſchaft, indem es den Volksgenoſſen. 
der in einer abgelegenen, insbeſondere landwirtſchaftlichen Gegend wohnt, durch 
die Ermöglichung weiter Beförderungen und durch Ausnahmetarife perſönlich und 
wirtſchaftlich der Volksgemeinſchaft näherbringt. 

Die EWO. hat ſich aus den Bedürfniſſen des Verkehrs heraus entwickelt. Sie iſt 
auf deutſchem Boden gewachſen und entſpricht im weſentlichen auch den heutigen 
Verhältniſſen. Deutſche Rechtsgedanken find in ihr zugunſten von römiſch⸗recht⸗ 
lichen Konſtruktionen nicht unterdrückt. Wo aber ausgeſprochen römiſche Rechts⸗ 
gedanken zur Geltung gekommen find, wie z. B. im Begriff der höheren Gewalt, 
ſind ſie zu einem aus dem ganzen Gebäude des Verkehrsrechts kaum noch zu ent⸗ 
fernenden Beſtandteil geworden. Inwieweit es möglich iſt, den Begriff der höheren 
Gewalt durch den Begriff des unabwendbaren Ereigniſſes zu erſetzen, bedarf ein⸗ 
gehender Prüfung. Auch die vielumſtrittene Frage des „Irrtums“ in den SS 60 
und 70 EWO. wird man zweckmäßig zunächſt der weiteren Entwicklung der Recht⸗ 
ſprechung überlaſſen, ſofern nicht eine bevorſtehende Reviſion der EVO. bereits 
die Ausmerzung des Irrtums aus der Rechtslehre der EVO. bringen ſollte. 

Allgemein darf noch darauf hingewieſen werden, daß die EVO. in engſter Über: 
einſtimmung mit der öſterreichiſchen EVO. und den internationalen Überein⸗ 
kommen (IUP. und Ill.) ſteht und daß daher auf fie bei einer Anderung der 
Beſtimmungen der EVO. Rüdfiht genommen werden muß. 


b) Haftpflichtrecht 

Die deutſchen Eiſenbahnen haben für die beim Betrieb der Bahnen eintretenden 
Perſonenſchäden nach den Beſtimmungen des Reichshaftpflichtgeſetzes vom 7. Juni 
1871 (RH G.) aufzukommen. Sie werden durch dies mehr als 60 Jahre alte Geſetz 
erheblich belaſtet, obwohl ſich die für ſeinen Erlaß maßgebenden Vorausſetzungen 
in der Zwiſchenzeit weſentlich geändert haben. Das Geſetz iſt ſeinerzeit als ſozial⸗ 
politiſches Geſetz ergangen, durch das hauptſächlich das Betriebsperſonal geſchützt 
werden ſollte. Mit der geſetzlichen Ausgeſtaltung einer beſonderen Unfallverſiche⸗ 
rung und Unfallfürſorge für das Perſonal hat das RG. jedoch einen großen 
Teil ſeines Anwendungsgebietes verloren. Es beſchränkt ſich heute im weſentlichen 
auf die Fälle von Körperverletzung und Tötung ſolcher Perſonen, die zu der Eiſen⸗ 
bahn in keinem Dienſt⸗ oder Arbeits verhältnis ſtehen. Eine weſentliche Umgeſtal⸗ 
tung des bisherigen Geſetzes im Sinne einer Einſchränkung der Haftung der 
Eiſenbahn ſowohl hinſichtlich der Vorausſetzungen als auch des Umfangs der 
Haftung iſt unerläßlich. Maßgebend für die Einführung der jetzigen nahezu 
unbegrenzten Haftung der Eiſenbahn war ſeinerzeit die Auffaſſung, daß dem 
Eiſenbahnbetrieb in hohem Grade beſondere Gefahren eigentümlich ſeien, die eine 
Sonderhaftung der Eiſenbahn rechtfertigten. Man wird aber heute eine ſolche 
beſondere erhöhte Gefahr des Eiſenbahnbetriebes billigerweiſe nicht mehr als 
gegeben anerkennen können. Die durch die Fortſchritte der Technik ermöglichte 
Ausgeſtaltung der Einrichtungen der Eiſenbahnen auf allen Gebieten, insbeſondere 
alſo auch ſoweit es ſich um Vorkehrungen für die Sicherheit während der Beförde— 
rung handelt, ſowie die in jahrzehntelanger Gewöhnung gewonnene Vertrautheit 
des Publikums mit der für jedermann unentbehrlich gewordenen Benutzung der 
Eiſenbahn laſſen es nicht mehr begründet erſcheinen, die weitgehende und nament— 
lich die Reichsbahn finanziell über Gebühr belaſtende Sonderhaftung der Eiſen— 
bahn mit dem Hinweis auf die beſondere Gefährlichkeit ihres Betriebes zu ſtützen. 
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Sit ſchon nach dieſen allgemeinen Betrachtungen die Beibehaltung der bisherigen 
ſtrengen Haftung der Eiſenbahn nicht vertretbar, ſo kommt dazu die weitere Feſt⸗ 
ſtellung, daß verſchiedene, die Haftpflicht beſtimmende geſetzliche Begriffe in der 
Rechtſprechung eine ausdehnende Auslegung erfahren haben, die eine wirkſame 
Haftungsbefreiung verhindert. 

Nach § 1 RG. haftet der Betriebsunternehmer für den Schaden, der dadurch 
entſteht, daß bei dem Betrieb einer Eiſenbahn ein Menſch getötet oder körperlich 
verletzt wird. Die Haftung entfällt nur dann, wenn der Betriebsunternehmer 
nachweiſen kann, daß der Unfall durch höhere Gewalt oder durch eigenes Ver⸗ 
ſchulden des Getöteten oder Verletzten verurſacht iſt. 

Erſte Vorausſetzung der Haftung iſt demnach Verletzung oder Tötung einer Perſon 
„bei dem Betrieb einer Eiſenbahn“. Urſprünglich hat man einen Unfall dann als 
Betriebsunfall angeſehen, wenn er auf die dem Eiſenbahnbetrieb eigentümliche 
Gefährlichkeit zurückgeführt werden konnte. Später fiel dieſe Vorausſetzung weg, 
und der Begriff „Betriebsunfall“ wurde ſtark erweitert. Heute umfaßt nach der 
Rechtſprechung der Begriff „Betrieb“ die Beförderung auf der Eiſenbahn ſelbſt, 
ſonſtige Auswirkungen der zu Zwecken der Beförderung in Tätigkeit geſetzten Be⸗ 
triebsmittel und alle Handlungen, die die Beförderung vorbereiten oder abſchließen. 

Dieſe erhebliche Erweiterung des Begriffes „Betrieb“ und damit des Begriffes 
„Betriebsunfall“ legt den Gedanken nahe, den Betriebsbegriff des $ 1 RH. durch 
eine anderweitige, einſchränkende Faſſung geſetzlich eindeutig abzugrenzen etwa in 
dem Sinne, daß hier unter Betrieb die ſich auf der Schiene abſpielende Beförderung 
zu verſtehen iſt. 

Weiter hat die Rechtſprechung die Entlaſtungsmöglichkeit durch Berufung auf 
höhere Gewalt ſtark eingeſchränkt. Nach Anſicht des Geſetzgebers ſollte der Ausdruck 
„höhere Gewalt“ dasſelbe beſagen wie der Begriff „unabwendbarer Zufall“ in 8 25 
des Preußiſchen Eiſenbahngeſetzes. Der Begriff „höhere Gewalt“ verlangte dem⸗ 
nach neben der Einwirkung von außen noch die Unabwendbarkeit. Später ſtellte 
das Reichsgericht noch das Erfordernis der Außergewöhnlichkeit auf und verneinte 
das Vorliegen der höheren Gewalt, wenn das betreffende Ereignis ſich in einer 
gewiſſen Häufigkeit wiederholt, ſo daß der Unternehmer von vornherein mit ihm 
rechnen muß. Der Einwand der höheren Gewalt muß bei ſolch hohen Anforderungen 
an ſeine Vorausſetzungen faſt immer verſagen. Auch die weitere Entlaſtungsmög⸗ 
lichkeit, das „eigene Verſchulden“ des Getöteten oder Verletzten, führt bei den 
großen Forderungen, die die Rechtſprechung an dieſen Nachweis ſtellt, nur ſelten 
zu einer vollſtändigen Befreiung von der Haftpflicht. Gelingt der Nachweis des 
eigenen Verſchuldens nicht reſtlos, ſo muß die Eiſenbahn, wenn auch nur noch 
geringe Zweifel über das eigene Verſchulden des Betroffenen übrig bleiben, in 
vollem Umfange haften, ſelbſt wenn die Umſtände des Falles mit großer Wahr: 
ſcheinlichkeit ein Selbſtverſchulden des Verletzten oder Getöteten als vorliegend an⸗ 
nehmen laſſen. 

8 1 R. ſteht in feiner gegenwärtigen Faſſung und insbeſondere mit feiner 
von der Rechtſprechung bisher erhaltenen Auslegung nicht mehr im Einklang mit 
den nationalſozialiſtiſchen Grundgedanken der neuen Rechtsgeſtaltung. Die Deutſche 
Reichsbahn vertritt in ſtärkſtem Maße öffentliche Intereſſen, das Gemeinintereſſe 
gegenüber dem Einzelintereſſe. Eine zu weitgehende und unbegründete Haftung 
ſchädigt das Volksganze zugunſten des einzelnen und iſt heute nicht mehr vertret⸗ 
bar. Der Grundſatz „Gemeinnutz geht vor Eigennutz“ muß auch im neuen Haft⸗ 
pflichtrecht Geltung gewinnen. Dies kann zunächſt dadurch geſchehen, daß die zu 
weitgehende und unverſtändliche Gefährdungshaftung des geltenden Rechts auf 
einen vernünftigen Umfang zurückgedrängt wird. Eine Zurückführung der Haftung 
auf ein vertretbares Maß iſt durch die Einführung einer gerechten und billigen 
Entlaſtungsmöglichkeit der Reichsbahn ohne weiteres möglich. An Stelle des Haf— 
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tungsausſchluſſes bei Vorliegen von „höherer Gewalt“ hat das Vorliegen eines 
„unabwendbaren Ereigniſſes“ zu treten, wie dies bereits im Kraftfahrzeuggeſetz 
ſeit Jahren ohne jede Beanſtandung der Fall geweſen iſt. Vorausſetzung des Haf⸗ 
tungsausſchluſſes wäre dann der Nachweis, daß das den Unfall herbeiführende 
Ereignis ſelbſt durch äußerſte Sorgfalt des Unternehmers oder ſeiner Leute nicht 
abgewendet werden konnte. Daneben muß noch die weitere Entlaſtungsmöglichkeit, 
das eigene Verſchulden des Getöteten oder Verletzten, eine neue Regelung erfahren. 
Die heutige Rechtſprechung hat den Begriff „erhöhte Betriebsgefahr“ geſchaffen und 
nimmt eine ſolche in faſt allen Fällen an, ſelbſt da, wo nur die gewöhnliche, die 
Gefährdungshaftung der Bahn erſt begründende Betriebsgefahr vorliegt. Die Folge 
der Annahme einer erhöhten Betriebsgefahr iſt dann immer die, daß einer ſolchen 
gegenüber faſt kein Verſchulden des Betroffenen ſo ſchwer ſein kann, daß er jeden 
Schadenserſatzanſpruch verliert. Dieſe in der Rechtſprechung begründete Unbilligkeit 
zwingt zu der Forderung, daß dem mitwirkenden Verſchulden des Betroffenen 
gegenüber die Betriebsgefahr der Reichsbahn nur dann entgegengehalten werden 
darf, wenn fie im Einzelfalle tatſächlich weſentlich erhöht iſt. 

Zu einem dem geſunden Rechtsempfinden völlig widerſprechenden Ergebnis 
kommt das geltende Recht dann, wenn Unfälle jugendlicher oder ſonſt aufſichts⸗ 
bedürftiger Perſonen durch den Aufſichtspflichtigen verſchuldet find. Da die in SS 827 
und 828 BGB. aufgeführten Perſonen nicht ſchuldhaft handeln können, kann ihnen 
auch kein eigenes Verſchulden entgegengehalten werden, es iſt aber nach dem 
geltenden Recht auch nicht möglich, ihnen ein Verſchulden des Aufſichtspflichtigen 
anzurechnen. Dieſe Rechtslage führt zu der großen Unbilligkeit, daß ſelbſt bei 
gröbſtem Verſchulden, ja ſelbſt bei Vorſatz des Aufſichtspflichtigen, die Eiſenbahn 
dem Geſchädigten haftet, wenn durch deſſen Verhalten und durch das Verſchulden 
des Aufſichtspflichtigen der Unfall herbeigeführt worden iſt. Es iſt deshalb zu 
fordern, daß bei Unfällen jugendlicher oder ſonſt aufſichtsbedürftiger Perſonen 
dem Verſchulden des Verletzten oder Geſchädigten das Verſchulden des Aufſichts⸗ 
pflichtigen gleichgeſtellt wird. 

Das RG. regelt nur die Haftung für Perſonenſchäden, nicht aber auch die für 
Sachſchäden. Dieſe überläßt es den landesrechtlichen Beſtimmungen. Die Folge 
davon iſt eine große Rechtsungleichheit in den einzelnen deutſchen Ländern. So 
hat § 25 des Preußiſchen Eiſenbahngeſetzes von 1838 die Gefährdungshaftung auch 
auf den Sachſchaden ausgedehnt, während in Bayern, Heſſen und Baden im 
allgemeinen eine Haftung für Sachſchäden nur bei Verſchulden gegeben ift. Im 
Intereſſe der Einheitlichkeit im geſamten Reichsgebiet iſt eine reichsgeſetzliche Rege⸗ 
lung der Haftung für Sachſchäden geboten. Es genügt hierbei, wenn für dieſe 
Haftung die bisherigen landesgeſetzlichen Beſtimmungen aufgehoben und die bis⸗ 
her beſtehenden allgemeinen reichsrechtlichen Beſtimmungen auch für Sachſchäden. 
die im Eiſenbahnbetrieb verurſacht werden, ausſchließlich Anwendung finden. Als 
einzige Sonderregelung im neuen Haftpflichtgeſetz iſt eine Gefährdungshaftung für 
den an einer beweglichen Sache unmittelbar entſtandenen Schaden in dem Falle 
angezeigt, wo die Reichsbahn ſtraßen- und ſchienengleiche Uberwege befährt. Dem 
heutigen Rechtsempfinden dürfte die Gleichſtellung reiner Sachwerte mit den un— 
gleich höheren Werten von Leben und Geſundheit widerſprechen. Es wäre nicht 
einzuſehen, warum ein Sachgeſchädigter beſſer geſtellt ſein ſoll, wenn der Schaden 
durch die Eiſenbahn verurſacht (nicht verſchuldet) und damit Erſatz aus öffentlichem 
Vermögen zu leiſten iſt, als dann, wenn der gleiche Schaden auf urſächlichem, aber 
mangels Verſchulden nicht zu vertretendem Handeln eines Privaten beruht. 

Den Umfang der Haftung beſtimmt § 3 RH. Hiernach iſt im Falle der Tötung 
Schadenerſatz durch Erſatz der Koſten einer verſuchten Heilung ſowie des Ver— 
mögensnachteiles zu leiſten, den der Getötete dadurch erlitten hat, daß während 
der Krankheit ſeine Erwerbstätigkeit aufgehoben oder gemindert oder eine Ver— 
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mehrung jeiner Bedürfniſſe eingetreten war. Außerdem find die Beerdigungskoſten 
zu erſetzen und iſt Schadenerſatz für entgangenen Unterhalt zu leiſten. Im Falle 
einer Körperverletzung find die Koſten der Heilung ſowie der Vermögensnachteil 
zu erſetzen, den der Verletzte dadurch erleidet, daß infolge der Verletzung zeitweiſe 
oder dauernd ſeine Erwerbsfähigkeit aufgehoben oder gemindert oder eine Ver⸗ 
mehrung ſeiner Bedürfniſſe eingetreten iſt. Eine Beſchränkung der Höhe nach kennt 
§ 7a nur hinſichtlich der Rentenzahlungen. 

Zweck der im RG. niedergelegten Gefährdungshaftung des Eiſenbahnunter⸗ 
nehmers iſt, dem bei dem Betrieb der Eiſenbahn Verletzten oder den Hinterbliebenen 
des Getöteten auch dann eine gewiſſe Entſchädigung zukommen zu laſſen, wenn den 
Unternehmer an dem Unfall kein Verſchulden trifft. Im Gegenſatz zur Verſchuldens⸗ 
haftung kann deshalb die Gefährdungshaftung ihrem Sinn und Zweck nach nie⸗ 
mals auf Erſatz des vollen Schadens gehen. Der durch die Gefährdungshaftung 
gewährte Schutz des einzelnen muß dort ſeine Grenze finden, wo die Belange der 
Allgemeinheit dies verlangen. Die Belange der Allgemeinheit und damit auch der 
ſie vertretenden Reichsbahn verlangen nun aber, daß niemand die öffentlichen 
Mittel zu einer das durchſchnittliche Maß überſchreitenden Lebensführung benutzt, 
mag er auch ſonſt aus eigenen Mitteln eine ſolche für ihn ſtandesgemäße Lebens⸗ 
führung gewohnt ſein. Es müſſen deshalb, im Gegenſatz zu dem geltenden Recht, 
künftig ſowohl die Koſten der Heilung und die Aufwendungen für vermehrte Be⸗ 
dürfniſſe als auch die Renten für Erwerbsminderung oder Erwerbsunfähigkeit und 
für entgangenen Unterhalt dieſer durchſchnittlichen Lebensführung angepaßt werden. 
Dasſelbe muß auch gelten für eine Kapitalabfindung und entſprechend auch für 
Sachſchaden. Eine ſolche Regelung ſtellt bewußt den Gemeinnutz über den Eigen⸗ 
nutz, indem ſie die Allgemeinheit vor übertriebenen, in der heutigen Zeit nicht 
mehr verſtändlichen Forderungen eines Unfallverletzten ſchützt, andererſeits aber 
dem einzelnen in jedem Falle immer noch ſo viel gewährt, wie er zu einer durch⸗ 
ſchnittlichen Lebensführung bedarf. 

Nach $ 7 RG. iſt der Schadenerſatz wegen Aufhebung oder Minderung der 
Erwerbsfähigkeit und wegen Vermehrung der Bedürfniſſe des Verletzten in Form 
einer Geldrente zu leiſten. Nach dem geltenden Recht kann nur der Verletzte 
Kapitalabfindung verlangen. Erfahrungsgemäß iſt aber bei abgefundenen Unfall⸗ 
verletzten der Geſundungs⸗ und Arbeitswille geſtärkt; der Abgefundene wird mit 
allen Kräften darauf bedacht ſein, möglichſt bald zum Wohle des Volksganzen ſich 
wieder in den Arbeitsprozeß einzugliedern. Da die Deutſche Reichsbahn die Be⸗ 
lange der Allgemeinheit vertritt und die Kapitalabfindung ein wichtiges Mittel 
zur Hebung der Volksgeſundheit iſt, muß es ihrem Ermeſſen ohne jede Einſchrän⸗ 
kung überlaſſen werden, ob und wann ſie von dem Mittel der Kapitalabfindung 
Gebrauch machen will, mit anderen Worten, es muß auch die Deutſche Reichsbahn 
zu dem Verlangen berechtigt werden, Entſchädigungen im Wege der Kapital⸗ 
abfindung zu leiſten. 

Das geltende Recht kennt keinerlei Vorſchriften über beſtimmte Formen des 
Schadensnachweiſes. Es überläßt es der freien Beweiswürdigung des Richters, 
ob und in welcher Höhe ein Schaden nachgewieſen iſt, ohne Rückſicht darauf, ob eine 
Verſchuldenshaftung oder eine Gefährdungshaftung vorliegt und ob die Entſchädi⸗ 
gung von einem Privaten oder von der Allgemeinheit zu leiſten iſt. Künftig kann 
eine ſolche Regelung nicht mehr beibehalten werden. Es muß zunächſt im Intereſſe 
der Wahrheit und zur Feſtſtellung der Wahrheit von dem Unfallverletzten verlangt 
werden können, daß er ſich von einem einwandfreien und für Abgabe eines Gut: 
achtens fähigen Arzt unterſuchen und ſeine Schäden feſtſtellen läßt. Die Höhe ſeines 
geldlichen Schadens muß er durch finanzamtliche Beſtätigungen über ſeine Steuer— 
zahlungen nachweiſen. Er muß ſich gefallen laſſen, daß ſeine Angaben gegenüber 
dem Finanzamt auch die alleinigen Unterlagen bei der Prüfung ſeines geldlichen 
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Schadens bilden. Es würde jedem Rechtsgefühl widerſprechen und wäre unfittlid, 
wenn die Angaben gegenüber der Steuerbehörde nicht auch für das Entſchädigungs⸗ 
verfahren beweiskräftig ſein ſollen. Im Intereſſe der Wahrheitsermittlung läge 
auch eine geſetzliche Verpflichtung des Verletzten, ſeinen Schaden innerhalb einer 
beſtimmten Friſt anzuzeigen, damit die erforderlichen Erhebungen über Urſache 
und Umfang des Schadens noch zu einer Zeit gepflogen werden können, wo ein 
Erfolg der Erhebungen möglich iſt. 

Alle dieſe, dem heutigen Rechtsempfinden ſelbſtverſtändlich erſcheinenden Ver⸗ 
pflichtungen des Verletzten kennt das geltende Recht nicht. Die Folgen davon find 
ſowohl auf der einen Seite ſehr häufig übertriebene Anſprüche, auf der anderen 
Seite unbillige Entſcheidungen der Gerichte, die mit der Sachlage in keiner Weiſe 
übereinſtimmen. Es iſt zu wünſchen, daß die in Ausſicht ſtehende Neugeſtaltung 
des Haftpflichtrechtes den oben erwähnten und heute ſelbſtverſtändlich gewordenen 
Forderungen des geſunden Rechtsempfindens Rechnung tragen und Beſtimmungen 
zeitigen wird, die dem Wohle der Allgemeinheit und nicht mehr nur dem Ver⸗ 
langen des einzelnen dienen. 


c) Bürgerliches Recht und Wertpapierredt 


Das übrige hier noch nicht behandelte Privatrecht weiſt im allgemeinen der 
Reichsbahn keine Sonderrechtsſtellung zu. Bei der Vielgeſtaltigkeit der Rechts⸗ 
beziehungen zwiſchen Reichsbahn und Umwelt muß im Rahmen dieſer Darſtellung 
darauf verzichtet werden, auf Einzelheiten einzugehen. Grundſätzlich wäre für eine 
Neugeſtaltung des bürgerlichen Rechts vom Standpunkt der Reichsbahn aus anzu⸗ 
ſtreben, daß ſie ebenſo wie die anderen Reichsſtellen, die Volksgut verwalten, nicht 
ſchlechthin den Privatperſonen gleichgeſtellt wird. So wäre z. B., um das von der 
Reichsbahn betreute Volksvermögen vor überſpitzten Anſprüchen aus dem ſtark 
individualiſtiſch beeinflußten Privatrecht zu ſchützen, die Ausübung von Rechten 
nicht nur wie jetzt bei ſogenannter Schikane ($ 226 BGB.), ſondern auch dann für 
unzuläſſig zu erklären, wenn ſie ſich als Mißbrauch gegenüber höheren Intereſſen 
der Volksgeſamtheit darſtellt. Auch auf dem Gebiet des Nachbarrechts muß dieſer 
Gedanke durchdringen. Einen Anfang auf dieſem Wege haben bereits die Geſetze 
vom 13. Dezember 1933 über die Beſchränkung der Nachbarrechte gegenüber Be⸗ 
trieben, die für die Volksertüchtigung von beſonderer Bedeutung ſind, und vom 
18. Dezember 1933 zur Anderung des Geſetzes über die Errichtung eines Unter: 
nehmens „Reichsautobahnen“ gemacht. Auch die uneinheitlichen landesgeſetzlichen 
Beſtimmungen über die Beurkundungsbefugnis für Grundſtücksverträge (Artikel 
142 EG. BGB.) drängen vom Standpunkt der Reichsbahn aus zu einer einheit: 
lichen reichsgeſetzlichen Regelung. — Im Wertpapierrecht läßt die grundſätzliche 
Gleichſtellung der Reichsbahn mit anderen Reichsbehörden und Reichsverwaltungen 
es gerechtfertigt erſcheinen, die Reichsbahn vom Genehmigungszwang ihrer Anleihen 
zu befreien, die Reichsbahnemiſſionen (Schuldverſchreibungen und Vorzugsaktien) 
für mündelſicher und lombardfähig zu erklären und fie hinſichtlich der Wertpapier: 
und Börſenumſatzſteuer wie Reichsanleihen zu behandeln. Daß die Reichsbahn⸗ 
vorzugsaktien nicht Aktien im handelsrechtlichen Sinne find, iſt bereits erwähnt. 


4. Abſchnitt 


Die Reichsbahn im internationalen Recht 


Der Eiſenbahnverkehr Deutſchlands mit anderen Ländern hat eine Fülle inter⸗ 
nationaler Rechtsbeziehungen zur Folge, die um ſo lebhafter ſind, als Deutſch— 
land wegen ſeiner geographiſchen Lage inmitten zahlreicher Nachbarn Durch— 
gangsland für deren Verkehr iſt. Ihre Regelung iſt Gegenſtand einer großen 
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Zahl internationaler Vereinbarungen, die teils als Staatsverträge, teils als Ver⸗ 
träge der Eiſenbahnverwaltungen untereinander abgeſchloſſen ſind. Es handelt 
ſich dabei nicht nur darum, das rein nachbarliche Verhältnis mit den Ländern 
völkerrechtlich zu regeln, deren Hoheitsrechte ſich im Grenzverkehr mit den deut⸗ 
ſchen überſchneiden. Auch die von den Landesgrenzen nicht unterbrochene Durch⸗ 
führung der Transporte führt zwangsläufig zu einer möglichſt einheitlichen Rege⸗ 
lung techniſcher, rechtlicher und finanzieller Fragen. Der Weltkrieg mit ſeinen 
Folgen hat eine Anderung nur inſofern gebracht, als durch den Völkerbund eine 
Erweiterung der ſchon vor 1914 beſtehenden ausgedehnten internationalen Be⸗ 
ziehungen angebahnt wurde. Im folgenden können nur die wichtigſten inter⸗ 
nationalen Vereinbarungen genannt werden. | 

Vorbedingung jedes internationalen Verkehrs ift die Verwendung einer ge⸗ 
meinſamen Spurweite und die gleichmäßige Beſchaffenheit der Fahrzeuge; beides 
iſt Gegenſtand der Berner Vereinbarungen über die Techniſche Einheit im Eiſen⸗ 
bahnweſen vom 15. Mai 1886, der alle europäiſchen Staaten außer Rußland, 
Großbritannien und Spanien beigetreten ſind. Demgegenüber tritt das vom 
Völkerbund veranlaßte Übereinkommen über die Freiheit des Durchgangsverkehrs 
vom 20. April 1921 an Bedeutung zurück. Von allgemeinerem Intereſſe iſt das 
Übereinkommen über die internationale Rechtsordnung der Eiſenbahnen vom 
9. Dezember 1923, eine Zuſammenfaſſung aller Rechtsgrundſätze, wie ſie für den 
internationalen Eiſenbahnverkehr künftig gelten ſollen. Es tritt ergänzend zu den 
beiden wichtigen Berner Internationalen Übereinkommen über den Eiſenbahn⸗ 
Frachtverkehr (SUG.) und über den Eiſenbahn⸗Perſonen⸗ und Gepäckverkehr 
(IuP.), die ſeit 1. Oktober 1928 in Kraft find. Ihnen haben fi alle europäiſchen 
Feſtlandsſtaaten außer Rußland, Litauen und der Türkei angeſchloſſen. 

Das internationale Transportrecht zeigt gegenüber dem deutſchen verhältnis⸗ 
mäßig wenig Verſchiedenheiten. Einmal waren die Beſtimmungen des deutſchen 
Rechts grundlegend für das alte Ill G. vom 14. Oktober 1890, zum anderen iſt die 
EVO. vom 16. Mai 1928 mit den Beſtimmungen des Il P. und des neuen IUG. 
nach Möglichkeit in Übereinſtimmung gebracht worden. Das internationale Fracht⸗ 
recht legt den am IG. beteiligten Bahnen, die inſoweit eine Zwangsgemeinſchaft 
bilden, die grundſätzliche Verpflichtung auf, alle in dem Übereinkommen zuge⸗ 
laſſenen Güter zu befördern. Auf Grund von durchgehenden internationalen 
Frachtbriefen kann die Beförderung von jeder Station des einen nach jeder 
Station des anderen Vertragsſtaates verlangt werden. Dagegen beſteht bei der 
internationalen Perſonenbeförderung nach dem IllP. eine Beförderungspflicht 
nur inſoweit, als internationale Tarife beſtehen, d. h. die beteiligten Bahnen 
können bei Vereinbarung der Tarife die Anwendbarkeit des IllP. für beſtimmte 
Verkehrsverbindungen ausſchließen. 

Die Regelung der Verhältniſſe zu den Nachbarſtaaten, mit deren Netz deutſche 
Bahnen in Verbindung ſtehen, iſt Gegenſtand zahlreicher Einzelverträge. Sie 
betreffen den Bau und die Benutzung der Verbindungsſtrecken, die Gemein⸗ 
ſchaftsbahnhöfe, die Behandlung des Perſonals auf fremdem Gebiet, die Aus⸗ 
übung der Hoheitsrechte (Bau⸗ und Bahnpolizei, Gerichtsbarkeit) uſw. Unter 
dieſen Verträgen kommt beſondere Bedeutung dem Genfer Abkommen über Ober⸗ 
ſchleſien vom 15. Mai 1922 zu, das auch eiſenbahnrechtliche Fragen behandelt, und 
dem Sonderabkommen hierzu vom 15. Mai 1922, ferner dem Pariſer Staats⸗ 
vertrag über den Durchgangsverkehr nach Oſtpreußen und Danzig vom 21. April 
1921 und dem Berliner Übereinkommen mit Polen und Danzig vom 27. März 1926 
mit zahlreichen Zuſatzvereinbarungen. Ergänzend ſeien erwähnt die Handels⸗ 
verträge, die auch über den gegenſeitigen Eiſenbahnverkehr Beſtimmungen treffen, 
und die Verträge mit Schweden und Dänemark über den Fährbootverkehr. 

Zu dieſen völkerrechtlichen Verträgen kommt eine größere Zahl von Verein— 
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barungen der Eiſenbahnverwaltungen untereinander, die ſich für die verſchiedenſten 
Zwecke zu Verbänden zuſammengeſchloſſen haben. Der wichtigſte Zuſammenſchluß 
iſt der im Jahre 1846 gegründete Verein Mitteleuropäiſcher Eiſenbahnverwaltungen 
(VMEL.). Außer der Reichsbahn und den deutſchen Privatbahnen gehören ihm 
an die Eiſenbahnverwaltungen von Sſterreich, Ungarn, den Niederlanden und 
Luxemburg; als außerordentliche Mitglieder ſind ihm angeſchloſſen die Däniſchen, 
Norwegiſchen und Schwediſchen Staatsbahnen und die Schweizeriſchen Bundes⸗ 
bahnen. Von ſeinen wichtigſten Arbeiten ſind zu nennen das Vereinswagenüberein⸗ 
kommen, das Perſonenwagenübereinkommen, die Techniſchen Vereinbarungen über 
Bau⸗ und Betriebseinrichtungen, die Übereinkommen über Fahrgelderſtattung, 
Vereinsabrechnung uſw. Ihm nachgebildet iſt der im Jahre 1922 in Paris gegrün⸗ 
dete Internationale Eiſenbahnverband mit einem Allgemeinen Ausgleichsamt in 
Brüſſel. Er verfolgt im weſentlichen dieſelben Zwecke wie der VMEWV. und umfaßt 
die hauptſächlichſten Eiſenbahnverwaltungen Europas, auch Rußlands, Chinas und 
Japans. Demgegenüber iſt die Tätigkeit der ſich über die ganze Erde erſtreckenden 
Internationalen Eiſenbahn⸗Kongreß⸗Vereinigung mehr auf wiſſenſchaftliche Unter: 
ſuchungen abgeſtellt. Ihr gehören als Mitglieder neben den Eiſenbahnverwaltungen 
auch die beteiligten Regierungen an. Als weitere Verbände ſind zu nennen das 
Internationale Eiſenbahn⸗Transport⸗Komitee (Weiterentwicklung des Ill G. und 
IllP., einheitliche Zuſatzbeſtimmungen zu dieſen), der Internationale Güterwagen⸗ 
Verband (Übereinkommen über die gegenſeitige Benutzung von Güterwagen), der 
Internationale Perſonen⸗ und Gepäckwagenverband (Übereinkommen über die Be⸗ 
nutzung der Perſonen⸗ und Gepäckwagen, Europäiſche Wagenbeiſtellungskonferenz), 
die Europäiſche Fahrplankonferenz, die Internationale Güterzugfahrplankonferenz 
und ſchließlich die internationalen Tarifverbände (Feſtſetzung von direkten Be⸗ 
förderungspreiſen und von Leitungswegen, auf denen die Güter befördert werden 
ſollen, Frachtverteilung). 


5. Abſchnitt 
Die rechtlichen Beziehungen der Reichsbahn zu anderen Verkehrsmitteln 


a) Kraftwagen verkehr 


Die Auseinanderſetzung zwiſchen den beiden Verkehrsarten Eiſenbahn und Kraft⸗ 
wagen iſt, gleichgültig ob man ſie mehr unter dem Geſichtspunkte des gegen⸗ 
ſeitigen Wettbewerbs oder mehr unter dem der zweckmäßigen Zuſammenarbeit 
betrachten will, nicht nur eine Frage der Teilung des Verkehrs auf zwei techniſch 
verſchiedenartige Verkehrsmittel. Das Problem Eiſenbahn-Kraftwagenverkehr 
umſchließt vielmehr auch die weitere, hauptſächlich volkswirtſchaftliche und zugleich 
verkehrs- und ſtaatspolitiſche Frage, inwieweit es, vom Standpunkt der Intereſſen 
der Volksgeſamtheit aus angeſehen, wünſchenswert und erträglich iſt, daß ſich ent⸗ 
weder die private nichtöffentliche, d. h. nicht der Allgemeinheit zu gleichen Be⸗ 
dingungen zur Verfügung ſtehende Verkehrsausführung, geſtützt auf das auch im 
Kleinbetrieb und im Einzelbeſitz der Verkehrsbenutzer wirtſchaftlich verwendbare 
Kraftfahrzeug, unter zunehmender Verdrängung des öffentlichen Verkehrs aus⸗ 
breitet, oder ob und inwieweit der bisher faſt ausſchließlich von den Eiſenbahnen 
bediente öffentliche Verkehr vor ſolcher Entwicklung zu ſchützen und gegebenenfalls 
durch den Einſatz des Kraftwagens im öffentlichen Verkehr ſelbſt noch weiter aus: 
zubauen iſt. 

Die den Eiſenbahnen und ihrem Schienenverkehr im Hinblick auf ihre frühere 
Monopolſtellung auch heute noch auferlegten und im Abſchnitt „Verkehrsrecht“ 
erörterten verkehrsgeſetzlichen Sonderpflichten bedeuten naturgemäß eine nicht 
unbeträchtliche Vorbelaſtung der Schiene und des öffentlichen Verkehrs gegenüber 
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der keine gleichen Verpflichtungen tragenden privaten Verkehrsausführung mit 
Kraftfahrzeugen. Das um ſo mehr, wenn dieſe gleichzeitig auch zu den Koſten des 
Baues und der Unterhaltung der von ihr benutzten Straßen und der Verkehrs⸗ 
ſicherung auf ihnen vergleichsweiſe in weit geringerem Maße herangezogen wird, 
als andererſeits der Eiſenbahnverkehr an Aufwendungen für die eigene Fahrbahn 
zu tragen hat. Es ſteht in Widerſpruch mit den Intereſſen der Volksgeſamtheit, 
wenn der Schiene und dem öffentlichen Verkehr ausſchließlich infolge der ungleichen 
Wettbewerbsbedingungen auch ſolche Transporte verlorengehen, die nach den 
Intereſſen der Verkehrsbenutzer ebenſogut oder beſſer und überdies in den Selbſt⸗ 
koſten billiger im öffentlichen Eiſenbahnverkehr bedient werden können. Vor allem 
aber bedeutet es, namentlich in den weiteren Wirkungen, eine Schädigung der 
auf den öffentlichen Verkehr angewieſenen Wirtſchafts⸗ und Bevölkerungskreiſe, 
wenn der Schiene und dem öffentlichen Verkehr durch Unterbietung der für ſie 
geltenden Tarife gerade der höchſtwertige Güterverkehr entzogen wird, der allein 
die überſchüſſe erbringen kann, die unentbehrlich find, ſowohl für die volkswirtſchaft⸗ 
lich gebotene Verbilligung der Maſſenguttransporte als auch zur Aufrechterhaltung 
eines ausreichenden öffentlichen Verkehrs auch in den weniger dicht beſiedelten und 
abgelegenen Gebieten. 

Auf der anderen Seite darf aber auch nicht etwa ausſchließlich zum Schutze der 
in den Eiſenbahnen angelegten Vermögenswerte der Kraftfahrzeugverkehr und 
namentlich auch nicht die private Verwendung der Kraftfahrzeuge eine künſtliche 
Einengung erfahren, die ihre Entwicklung auch dort behindern würde, wo ſie ohne 
die derzeitigen Vorbelaſtungen der Schiene ſchon vermöge ihrer techniſch⸗wirtſchaft⸗ 
lichen Eigenart den Verkehrsbenutzern eine in irgendeiner Beziehung der Schiene 
überlegene Leiſtung bieten können. Unter dieſem Geſichtspunkte find alle Beſchrän⸗ 
kungen des durch die Verkehrsbenutzer ſelbſt ausgeübten Kraftperſonenverkehrs, 
des Güterverkehrs mit werkeigenen Wagen und in den näheren Entfernungen auch 
der entgeltlichen Güterbeförderung mit Laſtkraftwagen von vornherein abzuleh⸗ 
nen. Auch ſoweit die Ausbreitung dieſer Arten des Kraftfahrzeugverkehrs ſich auf 
Koſten des öffentlichen Eiſenbahnverkehrs vollzieht, muß ſie als eine natürliche 
Folge der durch die techniſche Entwicklung bedingten Umſchichtung im Verkehrs⸗ 
weſen hingenommen werden. Auch im öffentlichen Verkehr ſelbſt können im Zuge 
dieſer Umſchichtung nicht alle Leiſtungen, die bisher der Schiene zufielen, ihr auch 
für die Dauer erhalten werden. Namentlich innerhalb des Nahverkehrs und für 
die Anfangs⸗ und Endſtrecken zahlreicher Fernbeförderungen, zum Teil aber auch 
im eigentlichen Fernverkehr bieten ſich auch im öffentlichen Dienſt Einſatzmöglich⸗ 
keiten des Kraftwagens, die auch dann gerechtfertigt ſind, wenn damit gleichzeitig 
eine gewiſſe Ablenkung von bisherigem Schienenverkehr zum Kraftwagen ver⸗ 
bunden iſt. 

8 In der Hauptſache handelt es ſich deshalb bei der Problemſtellung um folgende 
ragen: 

1. inwieweit und in welchen Formen der gewerbsmäßige Kraftwagenperſonen⸗ 
verkehr (Linien und Gelegenheitsfahrten) von Staats wegen im Sinne ſeiner 
zweckmäßigen Einordnung in den öffentlichen Verkehr beeinflußt werden ſoll, 

2. ob und gegebenenfalls in welcher Art das gleiche Ziel auch für den entgelt⸗ 
lichen Laſtkraftwagenfernverkehr anzuſtreben iſt, oder ob umgekehrt zum Wett⸗ 
bewerbsausgleich die bisherigen Sonderbindungen des öffentlichen Eiſen⸗ 
bahnverkehrs gelockert und die Eiſenbahn⸗Gütertarife abgeändert werden 
ſollen, ſowie 

3. inwieweit, mit welchen Zielen und in welchen Formen die Eiſenbahnen ſelbſt 
am Kraftwagenverkehr zweckmäßig aktiv teilzunehmen haben. 

Die erſte Frage darf als ſchon durch die geltende Geſetzgebung im weſentlichen 

befriedigend gelöſt bezeichnet werden. Dieſe unterwirft den regelmäßigen Linien: 
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verkehr einer mit Bedürfnisprüfung verbundenen Genehmigungspflicht. Die Ein: 
führung einer ähnlichen Regelung auch für den gewerbsmäßig mit Omnibuſſen 
betriebenen Sonderfahrtverkehr iſt erwägenswert und unter Umſtänden auch im 
Intereſſe der ſich in dieſem Kraftwagenverkehr betätigenden Unternehmungen 
geboten!. 

Die zweite Frage iſt ebenfalls ſchon durch die bisherige Geſetzgebung in dem 
Sinne beantwortet, daß die Löſung grundſätzlich nicht in der Richtung einer aus⸗ 
gleichenden Lockerung der Bindungen des öffentlichen Eiſenbahnverkehrs, ſondern 
umgekehrt in einer gewiſſen Angleichung der Bedingungen des Laſtkraftwagen⸗ 
fernverkehrs an die dem öffentlichen Schienenverkehr auferlegten Verpflichtungen 
geſucht werden ſoll. Obgleich ſich die zur Verwirklichung dieſes Zieles in der 
Notverordnung vom 6. Oktober 1931 getroffene Maßnahme der Bindung des 
Unternehmerverkehrs an behördlich feſtgeſetzte Mindeſttarife als ungenügend und 
im Hinblick auf die zahlreichen Amgehungsmöglichkeiten auch als undurchführbar 
herausgeſtellt hat, muß an dieſer Grundauffaſſung auch für die Zukunft feſtgehal⸗ 
ten werden. Dieſer Standpunkt wird auch in der Begründung des am 27. Juni 
1933 erlaſſenen Reichsautobahn⸗Geſetzes nochmals klar mit dem Satze heraus⸗ 
geſtellt, daß der Streit zwiſchen Schiene und Kraftwagen letzten Endes nur dadurch 
beizulegen ſei, daß der geſamte gewerbliche Güterfernverkehr einheitlicher Leitung 
unterſtellt wird. Allerdings läßt ſich die im Intereſſe der Volksgeſamtheit gebotene 
Einheitlichkeit des Güterfernverkehrs nicht allein ſchon durch die in gleichem 
Eigentum und unter derſelben Verwaltung ſtehenden Fahrbahnen beider Ver⸗ 
kehrsarten gewährleiſten. Dieſe Regelung bedarf vielmehr ebenſo wie die für den 
Güterverkehr geltende Konzeſſionsgeſetzgebung noch einer Ergänzung durch geſetz⸗ 
liche und auch organiſatoriſche Maßnahmen, die für die Verkehrsausführung jelbrt 
zwiſchen beiden Verkehrsarten eine engere Verbindung ſchaffen. Dies um ſo mehr, 
als ſich auch nach vollſtändiger Fertigſtellung des in Ausſicht genommenen Netzes 
der Reichsautobahnen nach wie vor ein ſehr großer Teil der Laſtkraftwagenfern⸗ 
transporte auf anderen Straßen abwickeln wird. 

Hieraus folgt, daß die Löſung der eben behandelten zweiten Frage aufs engſte 
mit der Beantwortung der dritten Frage zuſammenhängt, die die eigene Anteil⸗ 
nahme der Eiſenbahnen und beſonders der Deutſchen Reichsbahn am Kraftwagen⸗ 
verkehr und die Form betrifft, in der ſie zweckmäßig zu geſchehen hat. Zwar geht 
dieſe dritte Frage nicht nur den Güter⸗, ſondern auch den Perſonenverkehr an, 
für den heute zwiſchen den beiden großen Reichsverkehrsverwaltungen, der Reichs: 
poſt und der Reichsbahn, ein Abkommen beſteht, das die Ausführung des Kraft⸗ 
perſonenverkehrs zur Zeit im weſentlichen der Reichspoſt überläßt, der Reichsbahn 
aber einen Einfluß auf den Kraftpoſtverkehr und auch eine wirtſchaftliche Beteili⸗ 
gung an ihm ermöglicht. Das Schwergewicht der aktiven Anteilnahme der Reichs⸗ 
bahn am Kraftwagenverkehr wird jedoch unzweifelhaft zunehmend auf dem 
Güterverkehr liegen. Schon in den letzten 1/ Jahren hat die Reichsbahn ihren 
Kraftwagengüterverkehr teils mit eigenen Fahrzeugen, teils unter Heranziehung 
von Unternehmern in erheblichem Maße weiter ausgebaut. Sie iſt ſchon jent 
das weitaus größte Kraftfahrunternehmen des Güterverkehrs im Deutſchen Reiche. 


b) Schiffahrt 
Auch die Beziehungen der Reichsbahn zur Binnenſchiffahrt waren durch Wett— 
bewerbsmaßnahmen von beiden Seiten weſentlich beeinflußt, wenn auch nicht in 
dem Umfang wie beim Kraftwagen. Abgeſehen von Art. 97 Abſ. 4 RV. fehlen 
grundlegende geſetzliche Beſtimmungen für das Verhältnis zur Binnenſchiffahrt. 


Eine ſolche Regelung iſt nunmehr erfolgt durch das Reichsgeſetz „über die Beförderung 
von Perſonen zu Lande“ vom 4. Dezember 1934. 
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Auch hier muß es das Ziel fein, an die Stelle des Wettbewerbs ein planvolles 
Zuſammenarbeiten treten zu laſſen, wobei indes nicht verkannt werden ſoll, daß 
eine geſunde Regelung des Wettbewerbs der beiden Verkehrsmittel unter⸗ 
einander ſich angeſichts der geographiſchen und techniſchen Verſchiedenheit und 
Mannigfaltigkeit von Leiſtungs⸗ und Ladefähigkeit auf den verſchiedenen Waſſer⸗ 
ſtraßen in mehr als grundſätzlicher Richtunggebung nicht möglich iſt, zumal zwiſchen 
den höchſt und geringſt entwickelten Waſſerſtraßen Anterſchiede beſtehen, gegen die 
diejenigen zwiſchen Großbahnen und Kleinbahnen ſtark zurücktreten. Immerhin 
wird vor allem zu prüfen ſein, ob nicht als Baſis eines ſolchen Grundplans für 
die Regelung des Wettbewerbs der Tarifzwang und die Beförderungspflicht der 
Reichsbahn auch auf die Binnenſchiffahrt auszudehnen iſt, ſoweit ein Beförde⸗ 
rungszwang bei der Eigenart des Binnenſchiffahrtsbetriebes durchführbar iſt. Auch 
eine Angleichung der Haftung an die der Eiſenbahn wäre erwägenswert. 

Die Seeſchiffahrt nimmt eine Sonderſtellung im Verkehrsweſen ein. Beſondere 
5 zur Reichsbahn, die eine geſetzliche Regelung erforderten, beſtehen 
nicht. 

c) Luftverkehr 


Geſetzliche Beſtimmungen, die das Verhältnis zwiſchen Reichsbahn und Luftfahrt 
regeln, fehlen. Es beſtehen lediglich Vereinbarungen mit der Lufthanſa über eine 
gemeinſame Verkehrsbedienung. Nach einem Abkommen über den Flug⸗Eiſenbahn⸗ 
Expreßgutverkehr (Fleiverkehr) werden Sendungen, die der Abſender mit Luft⸗ 
frachtbrief aufgegeben hat, auf Eiſenbahn⸗ und Luftſtrecken durchgehend befördert. 
Frachtführer iſt nach außen hin nicht die Reichsbahn, ſondern die Lufthanſa; die 
Eiſenbahn iſt ihr Erfüllungsgehilfe, doch ſind neuere Rechtsformen, die vor allem 
auch die Eiſenbahn zum voll mitberechtigten und verpflichteten Mitfrachtführer 
machen, in der Bildung, nachdem das neue Ill G. ſolche Ausgeſtaltung vorgeſehen 
hat. Nach der Vereinbarung über den Flugeiſenbahnverkehr für Perſonen und 
Gepäck (Fleiperverkehr) iſt es den Reiſenden möglich, die Luftreiſe aufzugeben und 
auf die Eiſenbahn überzugehen. | | 

Seit 1933 hat die Reichsbahn in einigen deutſchen Verkehrsverbindungen zur 
Beförderung beſonders eiliger Sendungen Flugzeuglinien eingerichtet, die von der 
Lufthanſa betrieben werden. | 

d) Reidspoit 

Im Verhältnis zur Reichspoſt regeln das Eiſenbahnpoſtgeſetz vom 28. Oktober 1871/ 
20. Dezember 1875, die Vollzugsbeſtimmungen hierzu und das Reichsbahngeſetz im 
weſentlichen nur die gegenſeitigen Leiſtungen der beiden Verwaltungen, und zwar 
mit der Maßgabe, daß Briefpoſtſendungen, Zeitungen, Geld, Begleitperſonal uſw. 
gegen angemeſſene Bezahlung befördert werden müſſen. Ergänzend treten dazu Ab⸗ 
machungen über die Einzelheiten. Im Verkehrsrecht gilt als Grundſatz, daß die dem 
Poſtzwang unterliegenden Gegenſtände (Briefe und Zeitungen politiſchen Inhalts, 
die öfter als einmal wöchentlich erſcheinen) von der Beförderung als Reiſegepäck, 
Expreßgut und Frachtgut ausgeſchloſſen ſind. Andere verkehrsrechtliche Beſtimmun⸗ 
gen, die die Öffentlichkeit berühren, fehlen, abgeſehen von $ 2 Abſ. 7 EV O., der 
wegen des gemeinſam mit der Reichspoſt betriebenen Kraftwagenverkehrs auch für 
die Beziehungen zur Poſt gilt. 

Der Eiſenbahnbetrieb iſt, ſoweit es ſeine Natur und Erforderniſſe geſtatten, mit 
den Bedürfniſſen des Poſtdienſtes in Einklang zu bringen. Mit jedem für den 
regelmäßigen Beförderungsdienſt beſtimmten Zuge iſt auf Verlangen der Reichs— 
poſtverwaltung ein von dieſer geſtellter Poſtwagen zu befördern. Bei Errichtung 
neuer Bahnhofsgebäude find auf Verlangen der Poſt die erforderlichen Dienit- 
räume und beſonderen baulichen Anlagen gegen Entſchädigung zu beſchaffen und 
zu unterhalten. Beſondere Richtlinien regeln die Paketbeförderung in ſchnell— 
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fahrenden Zügen. Hinſichtlich der Entſchädigung für die gegenjeitigen Leiſtungen 
beſtimmt $ 13 R Bahn., daß fie nach den im geſchäftlichen Verkehr üblichen Sätzen 
angemeſſen abzugelten ſind. Näheres findet ſich in der Vereinbarung über die 
Abgeltung der Beförderungsleiſtungen der Reichsbahn durch die Reichspoft vom 
11. Juni 1925 mit Nachtrag vom 28. Dezember 1926 und in der Vereinbarung über 
die Mietvergütung uſw. vom 23. Februar 1926. 

Für die Rechtsfolgen, die ſich bei Verletzung oder Tötung von Beamten der Poſt 
im Eiſenbahnbetrieb ergeben, gilt Art. 8 EijPoftG. und § 12 Unfallfürjorgegeleg 
vom 18. Juni 1901. Dieſelben Grundſätze gelten gemäß einer beſonderen Verein⸗ 
barung für Angeſtellte und Arbeiter der Reichspoſt. 

Die Anſprüche der Reichspoſt gegen die Reichsbahn auf Erſatz von Sachſchäden, 
die im Eiſenbahnbetriebe an Poſteigentum entſtanden ſind, regeln ſich im allge⸗ 
meinen nach 88 823 ff. BGB., da inſoweit ein Vertragsverhältnis zwiſchen Reichs- 
bahn und Poſt nicht vorliegt, die Pflicht der Reichsbahn zur Beförderung der Poſt⸗ 
wagen vielmehr eine öffentlich⸗rechtliche Verpflichtung darſtellt. Ob die gleichen 
Grundſätze auch bei Sachſchäden an Poſtſendungen gelten, iſt beſtritten. 

Das Telegraphen⸗ und Fernſprechmonopol der Reichspoſt erſtreckt ſich nicht auf 
Telegraphen⸗ und Fernſprechanlagen, die von der Reichsbahn auf ihren Linien 
benutzt werden. Einer Genehmigung zur Herſtellung dieſer Anlagen bedarf es 
nicht. Andererſeits darf die Reichspoſt in gewiſſem Umfange das Bahngelände zur 
Anlage von Reichstelegraphen benutzen. Näheres findet ſich im Geſetz über das 
Telegraphenweſen vom 6. April 1892 / 3. Dezember 1927, den Beſtimmungen des 
Bundesrats vom 21. Dezember 1868, dem Telegraphenwegegeſetz vom 18. Dezember 
1899, der Telegraphenordnung vom 16. Juni 1904 und in zahlreichen Bekannt⸗ 
machungen. 

Die Beziehungen zwiſchen Reichsbahn und Reichspoſt, die ſich aus gemeinſamer 
Bedienung des Verkehrs durch Kraftwagen ergeben, beruhen ausſchließlich auf 
Abmachungen zwiſchen beiden Verwaltungen, z. B. dem Bahn⸗Poſtabkommen über 
die Abgrenzung der beiderſeitigen Betätigung im Perſonenkraftverkehr (1929) 
und dem Abkommen über den ſogenannten Krapeiverkehr (1930). Es wird Auf⸗ 
gabe einer nationalſozialiſtiſch eingeſtellten Verkehrspolitik, die ſich die einheitliche 
Führung des geſamten Verkehrsweſens zum Ziel ſetzt, ſein, gerade dieſe Beziehungen 
zwiſchen Reichspoſt und Reichsbahn auf geſetzlicher Grundlage zu regeln. Es ſei 
hier nur hingewieſen auf die Verkehrsbedienung auf den Reichsautobahnen, auf 
den Ausbau des Linienverkehrs, insbeſondere den Schienenerſatzverkehr, die 
Kraftomnibus⸗Sonderfahrten und auf das zweifellos beſtehende Bedürfnis einer 
Zuſammenlegung des Expreßgutverkehrs mit dem Poſtpaketverkehr, endlich auf 
die Zuſammenarbeit (Zuſammenlegung) der kleinen Dienſtſtellen der Reichspoſt 
und der Reichsbahn. 


6. Abſchnitt 
Reichsautobahnen und Reichsbahn 


Die Reichsautobahnen ſind eines der augenfälligſten Wahrzeichen der neuen 
Zeit in Deutſchland. Die kraftvolle Förderung dieſes großzügigen Straßenbaues 
folgt nicht nur zeitlich unmittelbar der Machtergreifung durch den National: 
ſozialismus, ſondern ſie iſt den eigenen Gedanken und der perſönlichen Initiative 
des Führers entſprungen. Die Gründe dafür ſind wirtſchaftlicher Art: Der Zweck 
der Reichsautobahnen iſt, der Förderung des Verkehrs mit dem neuzeitlichen Ver— 
kehrsmittel Kraftwagen möglichſt vollkommen zu dienen. Darüber hinaus und 
vielleicht für den Augenblick noch wichtiger iſt die mittelbare Aufgabe der Reichs» 
autobahnen, Arbeitsgelegenheit in großem Ausmaß zu ſchaffen und damit den 
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Arbeitsmarkt und die geſamte Wirtſchaft des Landes zu beleben. Wenige Arbeiten 
ſind ſo wie der Straßenbau für die produktive Arbeitsbeſchaffung geeignet, weil 
gerade hier der Anteil der Handarbeit am geſamten Aufwand des Werkes beſon⸗ 
ders groß iſt. 

Die ſchnelle Durchführung der Bauarbeiten der Reichsautobahnen, die überall 
Staunen erweckt hat, iſt ermöglicht worden durch geſchickte Zuſammenfaſſung aller, 
ſowohl der perſönlichen wie der wirtſchaftlichen Kräfte. An der Stellung der 
perſönlichen Kräfte, insbeſondere der Leitung und Planung der Reichsautobahnen, 
iſt die Deutſche Reichsbahn in hohem Maße beteiligt, indem ſie die zahlreichen 
gut geſchulten techniſchen Kräfte, die ihr zur Verfügung ſtehen, in den Dienſt des 
neuen Unternehmens ſtellte. Wirtſchaftlich konnte das Werk der Reichsautobahnen 
deshalb raſch durchgeführt werden, weil zunächſt die Reichsbahn das Grundkapital 
zur Verfügung ſtellte und auch im übrigen die Finanzkraft des Reiches ſich auf 
dieſes große Objekt konzentrierte. Gerechtfertigt iſt die Inangriffnahme eines fo. 
großen Werkes in wirtſchaftlicher Beziehung, ganz abgeſehen von dem zu erwar⸗ 
tenden Verkehrsaufſchwung, deshalb, weil die ungeheure Arbeitsloſigkeit der letz⸗ 
ten Jahre in der Form von Arbeitsloſenunterſtützung ohnehin Staatsgelder ver⸗ 
zehrte, und es dann natürlich viel beſſer iſt, dieſe Gelder produktiv zu verwenden, 
ſtatt fie unproduktiv zu verſchleudern. 

Der Plan, in deſſen Durchführung wir bereits mitten darin ſtehen, geht dahin: 
in Deutſchland ein zunächſt weitmaſchiges, aber doch das ganze Reich überſpan⸗ 
nendes Netz von Kraftfahrbahnen zu ſchaffen. Dieſe Kraftfahrbahnen ſind gedacht 
als techniſch in aller Vollkommenheit ausgeſtattete Verkehrsſtraßen für den Kraft⸗ 
wagenfernverkehr und ⸗ſchnellverkehr. Um dieſen Zweck ganz zu erfüllen, find die 
Kraftfahrbahnen grundſätzlich nur für den Kraftverkehr beſtimmt. Gleichzeitig 
ſollen ſie aber lediglich unter gemeinnützigen Geſichtspunkten, d. h. als öffentliche 
Verkehrswege, errichtet werden. Die Größe der Aufgabe und die dadurch bedingte 
abſolute Einheitlichkeit für das ganze Reich bringt es von ſelbſt mit ſich, daß man 
von Anfang an dieſe Straßen als Reichs ⸗ Autobahnen einrichtet (der Gedanke 
der Reichsautobahnen war ſchon geſetzlich feſtgelegt, ehe noch die Übernahme der 
Straßen von den Ländern auf das Reich durchgeführt war). 

Nach dem Stand vom Oktober 1934 war zur Durchführung in etwa 6 Jahren 
die Herſtellung eines Stammnetzes von Reichsautobahnen von etwa 7000 Kilo⸗ 
meter geplant. Der Bau war im Gange auf (rund) 800 Kilometer, und die Pläne 
waren fertig für weitere 1000 Kilometer. Die erſten Teilſtrecken werden voraus⸗ 
ſichtlich Anfang 1935 eröffnet werden. Die Bahnen find (abgeſehen von Ausnahmen) 
grundſätzlich mit zwei Fahrbahnen (getrennt für jede Richtung) geplant. In dem 
Reichsſtraßengeſetz vom 26. März 1934 find unter den deutſchen Straßen, die 
künftig das Reich (nicht mehr das Land) zu betreuen hat, an erſter Stelle die 
Reichsautobahnen aufgeführt. Mit Recht, denn fie werden immer mehr zum Rück⸗ 
grat des deutſchen Straßennetzes werden. Daraus folgt aber auch zwangsläufig. 
daß die anderen Straßen, obwohl ihre Streckenlänge viel ausgedehnter iſt (25 000 
Kilometer Reichsſtraßen des Durchgangsfernverkehrs und 300 000 Kilometer für 
den Kraftwagenverkehr überhaupt in Betracht kommende Straßen), in ihrem 
Ausbau ſich mit der Zeit den Reichsautobahnen unbedingt anpaſſen müſſen. Nur 
jo kann ſchließlich die große Einheit des deutſchen Straßenweſens entſtehen, die 
wir ſeit Jahren und Jahrzehnten vermiſſen, und die mit dem Emporwachſen des 
Kraftfahrweſens immer dringlicher wurde und derentwegen ſchließlich die Ber: 
reichlichung der Staatsſtraßen und die Zuſammenfaſſung unter einem eigenen 
„Generalinſpektor für das deutſche Straßenweſen“ geſchaffen wurde. 

Um das Ziel der Arbeitsbeſchaffung in größtem Ausmaß und zugleich möglichſt 
ſchnell zu erreichen, wurde für den Bau der Reichsautobahnen eine beſondere 
Organiſation geſchaffen. Der Erfolg hat dieſem Vorgehen recht gegeben. Tatſächlich 
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wurden die Pläne für den Bau der Reichsautobahnen raſch fertig, ſo daß bereits 
nach wenigen Monaten der Bau in großem Ausmaß beginnen konnte, die Arbeiter 
ans Werk kamen und damit auch die Lieferinduſtrie angekurbelt wurde. Beim 
Aufbau der Organiſation war zuerſt die Frage zu entſcheiden, ſoll man die Reichs⸗ 
autobahnen einem Privatunternehmen zu Bau und Ausbeutung überlaſſen (wie 
das z. B. in Italien geſchehen war), oder ſoll man ſie von Anfang an als ein 
ſtaatliches Werk aufbauen? Die Reichsregierung entſchied ſich für das letztere, um 
auch ſo nach außen hin die Gemeinnützigkeit wie die volkswirtſchaftliche Bedeutung 
dieſer neuen Verkehrswege zu betonen. Das Reich hat jedoch den Bau der Reichs⸗ 
autobahnen nicht einer der vorhandenen Reichs⸗ oder Staatsverwaltungen an⸗ 
gegliedert, ſondern damit ein beſonderes, wenn auch im Grunde völlig reichseigenes 
Unternehmen betraut, das alle ſeine Kräfte nur dieſem einen Zweck zu widmen hat. 
So entſtand das Unternehmen „Reichsautobahnen“ als juriſtiſche Perſon mit einem 
eigenen Vorſtand und Verwaltungsrat und mit einer eigenen Wirtſchaftsführung 
(Rechnung und Bilanz). Von Anfang an war aber ebenſo ein Grundgedanke der 
Organiſation der, die neuen Reichsautobahnen wirtſchaftlich und verkehrspolitiſch 
in die engſte Verbindung mit der Deutſchen Reichsbahn zu bringen. Die Begründung 
zu dem Geſetz über die Reichsautobahnen vom 27. Juni 1933 jagt dazu: „Die 
Führung auf dem Gebiet der Reichsautobahnen iſt der Deutſchen Reichsbahn⸗ 
Geſellſchaft zugedacht, weil der Streit zwiſchen Schiene und Kraftwagen letzten 
Endes nur dadurch beizulegen iſt, daß der geſamte gewerbliche Güterfernverkehr 
einheitlicher Leitung unterſtellt wird. In dieſer Richtung iſt das vorliegende Geſetz 
ein bedeutungs voller Schritt. Um die Klarheit der Finanzgebarung zu gewährleiſten, 
iſt das Unternehmen als ſelbſtändige juriſtiſche Perſon des öffentlichen Rechts 
begründet.“ Demgemäß iſt die Geſellſchaft „Reichsautobahnen“ im Geſetz ausdrück⸗ 
lich als ein Zweigunternehmen der Deutſchen Reichsbahn⸗Geſellſchaft bezeichnet und 
beſtimmt worden, daß die Verwaltung und Vertretung der Reichsautobahnen der 
Deutſchen Reichsbahn obliegt. Praktiſch iſt das ſo durchgeführt, daß die Reichsbahn 
das Grundkapital (50 Millionen RM.) für die Geſellſchaft „Reichsautobahnen“ 
voll zur Verfügung ſtellt, daß der Verwaltungsrat der Reichsautobahnen vom 
Präſidenten des Reichsbahn⸗Verwaltungsrats beſtellt wird, daß der Generaldirektor 
der Reichsbahn in ſeiner Perſon zugleich Vorſitzender des Vorſtands und des Ver⸗ 
waltungsrats der Reichsautobahnen iſt und endlich, daß der Beamtenkörper der 
Reichsautobahnen, beſonders auch die leitenden Beamten der Bauausführung, fi 
faſt reſtlos aus Beamten der Deutſchen Reichsbahn zuſammenſetzen, und daß, 
abgeſehen von den Geſchäften des Straßenbaues, die Verwaltungsgeſchäfte der 
Reichsautobahnen von den Geſchäftsſtellen und Beamten der Reichsbahn mit beſorgt 
werden. 

Der eigene Apparat der Reichsautobahnen beſteht aus folgenden Behörden bzw. 
Geſchäftsſtellen: Der Direktion der Reichsautobahnen als der Zentrale in Berlin, 
gebildet aus dem Vorſtand und den ihm unmittelbar beigegebenen Beamten 
(oberſte Leitung der Generaldirektor der Reichsbahn als Vorſitzender des Vor⸗ 
ſtands der Reichsautobahnen) und den Oberſten Bauleitungen (OBK.); im Oktober 
1934 beſtanden 15 OBK., die meiſt am Sitz einer Reichsbahndirektion und grund⸗ 
ſätzlich in der Nähe der Bauſtellen ſich befinden. Den OBK. ſind als ausführende 
Organe noch zugeteilt je einige örtliche „Bauabteilungen“, die die Ausführung 
der Bauten im einzelnen durchzuführen und zu beauflichtigen haben. 

Wenn es ſchon allgemein ein Kennzeichen des neuen Staates iſt, der Staats⸗ 
führung maßgebenden Einfluß auf alle Gebiete des öffentlichen Lebens zu geben, 
ſo gilt das für ein derart wichtiges neues Arbeitsgebiet wie die Reichsautobahnen 
ganz beſonders. Deswegen wurden von Anfang an in dem grundlegenden Geſetz 
über die Reichsautobahnen vom 27. Juni 1933 materiell der Reichsregierung ſtarke 
Befugniſſe vorbehalten, in der Organiſation innerhalb der Reichsregierung ein be⸗ 
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ſonderer Kommiſſar, der „Generalinſpektor für das deutſche Straßenweſen“, als 
oberſte Reichsbehörde eingeſetzt und mit weitgehenden Vollmachten ausgeſtattet. 

Die Einflußmöglichkeiten der Reichsregierung erſtrecken ſich einmal auf die Bil⸗ 
dung der Organe der Reichsautobahnen. Die Beſtellung des Vorſtands und des 
Verwaltungsrats unterliegt der Genehmigung der Reichsregierung. Außerdem 
hat die Reichsregierung weitgehende Aufſichtsrechte, namentlich iſt ihr die Geneh⸗ 
migung aller Baupläne vorbehalten. 

Die Zuſtändigkeit des Generalinſpektors gegenüber der des Reichsverkehrsmini⸗ 
ſters iſt ſo abgegrenzt, daß der Generalinſpektor, weil er die oberſte Inſtanz für 
das geſamte Straßenweſen iſt, auch bei den Reichsautobahnen den Ausbau des 
Netzes maßgebend beeinflußt. D. h. er legt nicht nur das Liniennetz feſt, ſondern 
hat auch in allen grundlegenden Fragen der Plangeſtaltung l(einſchließlich Ent⸗ 
eignung) und der Bauweiſe das letzte Wort. Demgegenüber liegen die Aufgaben 
des Reichsverkehrsminiſters auf dem Gebiet des „Verkehrs“. Er hat einmal für den 
Kraftverkehr die Federführung für die allgemeine Geſetzgebung und die Verkehrs⸗ 
geſtaltung (im Gegenſatz zu den Fragen des Straßenbaues). Dazu kommt durch die 
Geſetzgebung von 1934 (Reichsgeſetz vom 27. Februar 1934) noch die ganz 
allgemeine Aufgabe des Verkehrsminiſters zum Ausgleich zwiſchen allen Verkehrs⸗ 
mitteln. 

Betrachtet man die Dinge ganz allgemein, jo iſt das neue Unternehmen „Reichs⸗ 
autobahnen“ in ſeinem Aufbau als Zweigunternehmen der Reichsbahn und in 
ſeiner Stellung innerhalb der Reichsverwaltung dazu berufen, der Mittler zwi⸗ 
ſchen Straße und Schiene zu werden und dem Verkehr zu dienen unter verſtän⸗ 
digem Ausgleich zwiſchen den Verkehrsmitteln bei einheitlicher Leitung durch das 
Reich und unter dem einen Geſichtspunkt des Gemeinwohls. 


Schlußwort 


Die vorſtehende Abhandlung konnte bei der Überfülle des Stoffes und der 
durch ſeine Vielgeſtaltigkeit bedingten Mitarbeit zahlreicher Verfaſſer weder ein⸗ 
heitlich noch erſchöpfend ſein. Das Schwergewicht mußte naturgemäß auf das 
eigentliche Eiſenbahnrecht in dem in der Einleitung erörterten Sinne gelegt wer⸗ 
den. Demgegenüber konnte ſich bei den übrigen Rechtsgebieten, die kein typiſches 
Eiſenbahnrecht find, die Darſtellung des geltenden Rechts auf die Hervorkehrung 
grundſätzlicher, für die Reichsbahn bedeutſamer Punkte beſchränken, um gleichzeitig 
aufzuzeigen, welchen Weg die Rechtserneuerung, vom Standpunkt der Reichsbahn 
aus geſehen, einzuſchlagen hätte. Dabei dürfen indes dieſe Überlegungen und An⸗ 
regungen nicht dahin verſtanden werden, als ob für die Reichsbahn eine Vorzugs⸗ 
ſtellung geſchaffen werden ſollte. Leitender Gedanke war vielmehr, der Reichsbahn, 
die Dienerin des ganzen Volkes iſt und als ſolche aus Staat und Verkehrswirt⸗ 
ſchaft niemals wird weggedacht werden können, nach den Jahren ihrer Herab⸗ 
würdigung zum Reparationsobjekt nunmehr endlich die ihr als Teil der Reichs⸗ 
verwaltung gebührende Stellung wiederzugeben und damit dem Volke auch äußer⸗ 
lich zum Bewußtſein zu bringen, daß die Reichsbahn jetzt wieder ihm gehört und 
als ein rein deutſches Unternehmen an der Wiederaufrichtung unſeres deutſchen 
Vaterlandes ernſt und pflichtbewußt mitarbeitet. 


Bearbeitet von Mitgliedern des BNSDI. (Reichsfach e Unter⸗ 
gruppe Reich) unter Leitung des Sal a eichsbahn. 
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Luftrecht 


J. Die Rechtslage der deutſchen Luftfahrt in der Nach⸗ 
kriegszeit war bis 1935 gekennzeichnet durch die ſchweren Beſchränkungen, die 
das Verſailler Diktat (VV.) ihr auferlegt hat. Das Verbot der Militärluftfahrt (Art. 
198 VV.) war begleitet von Beeinträchtigungen der zivilen Luftfahrt, die in den 
erſten Jahren nach dem Kriege ihrer völligen Stillegung gleichkamen. Bis 1922 waren 
Bau und Einfuhr von Zivilluftfahrzeugen verboten, bis 1926 nur unter entwick⸗ 
lungshemmenden Beſchränkungen geſtattet. Erſt die in Auswirkung des Locarno⸗ 
Vertrages von 1926 geſchloſſenen „Pariſer Vereinbarungen über die Luftfahrt“ 
gaben wenigſtens in techniſcher Hinſicht der deutſchen Zivilluftfahrt die Bahn frei, 
um im Weltluftverkehr mit den anderen Völkern in Wettbewerb treten zu können. 
Auch jetzt noch blieben vor allem der Sportluftfahrt Grenzen gezogen; ihre Förde⸗ 
rung durch öffentliche Mittel blieb weiterhin verboten, die fliegeriſche Ausbildung 
von Soldaten und Polizei nur in engſten Grenzen geſtattet;, im ehemals beſetzten 
rheiniſchen Gebiet und dem 50⸗Km⸗Streifen rechts des Rheins wurde außerdem die 
Zahl der Flugplätze auf insgeſamt 16 beſchränkt (vgl. dazu das Geſetz vom 8. Juli 
1926 und die darauf beruhenden Verordnungen vom 12. Juli 1926 [Reichsgeſetzbl. I 
S. 397, 463, 464 ]). Trotz dieſer und manch anderer politiſchen Schwierigkeiten hat ſich 
die deutſche Luftfahrt auch vor 1933 unter Führung der Luftfahrtabteilung des 
Reichsverkehrsminiſteriums — ſeit 1924 unter Leitung des Pour-le-mèrite-Fliegers 
Miniſterialdirektors Ernſt Brandenburg — zu einem beachtenswerten Faktor der 
deutſchen Politik entwickelt. So wurde im Jahre 1926 die Deutſche Luft⸗Hanſa⸗A. G. 
als Trägerin des deutſchen Weltluftverkehrs begründet und deren Flugnetz über 
ganz Europa hin ausgeſpannt. Auch das 1928 in Dienſt geſtellte Zeppelinluftſchiff 
machte auf ſeinen Fahrten über die Länder und Meere ſichtbar, daß Deutſchlands 
Luftfahrt noch die ihr verbliebenen Kräfte nutzte. 

Ihre Rechtsgrundlage erhielt die deutſche Luftfahrt im Luftverkehrsgeſetz 
(LuftVG.) vom 1. Auguſt 1922 (RGBl. 1 S. 681) und den dazu ergangenen Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen, insbeſondere der Verordnung über Luftverkehr (Luft VO.) 
vom 19. Juli 1930 (RGBl. I S. 363). Das LuftVG., das auf Art. 4 Ziffer 19 der 
Reichsverfaſſung beruhte, hat für die Luftfahrt ein allgemeines Flug⸗ und Lan⸗ 
dungsrecht anerkannt und dieſen Rechten gewiſſe Pflichten „zum Schutze der 
Allgemeinheit und derer, die ſich der Luftverkehrsmittel bedienen“, gegenüber⸗ 
geſtellt: Luftfahrzeuge und Luftfahrer müſſen zugelaſſen, Luftfahrerſchulen, Flug— 
häfen, Luftfahrtunternehmen und »veranſtaltungen behördlich genehmigt ſein; 
außerdem haftet der Halter des Luftfahrzeuges, ähnlich wie Eiſenbahnunternehmer 
und Kraftfahrzeughalter, für allen durch Betriebsunfälle verurſachten Schaden 
nach dem Grundſatze der ſog. Erfolgshaftung, d. h. ohne Rückſicht auf ein Ver⸗ 
ſchulden. Dementſprechend regelt die LuftVO. die rechtlichen und techniſchen Bor: 
ausſetzungen des behördlichen Zulaſſungs- und Genehmigungsverfahrens; ferner 
enthält fie die Verkehrs: und Ausweichregeln für Luftfahrzeuge. Die durch das 
LuftVG. bedingten Hoheitsaufgaben waren zwiſchen Reich und Ländern geteilt. 
Dem Reiche (Reichsverkehrsminiſterium) war die Zulaſſung der Flugzeuge und 
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Luftſchiffe ſowie die Genehmigung von Luftfahrtunternehmen und Flughäfen 
übertragen worden; da jedoch das Reich in polizeilichen Angelegenheiten keinen 
Unterbau beſaß, jo oblag im übrigen die Durchführung des LuftVG. den Ländern. 
Dies galt z. B. für die Zulaſſung der Luftfahrer, vor allem aber für die unmittel⸗ 
bare Überwachung der Luftfahrt durch die Luftpolizei, die der allgemeinen Sicher⸗ 
heitspolizei der Länder eingegliedert war. Lediglich der — außerhalb der LuftVG. 
geregelte — Flugfernmeldedienſt, deſſen Aufgabe es iſt, die für den Flugbetrieb 
notwendigen Betriebs⸗, Wetter⸗ und Standortmeldungen zwiſchen Flughäfen und 
Luftfahrzeugen zu übermitteln, wurde von Anfang an vom Reich auch in der 
Ortsinſtanz durch eigene, in der Zentralſtelle für Flugſicherung zuſammengefaßte 
Dienſtſtellen wahrgenommen (vgl. VO. über Errichtung einer Behörde für den 
Flugſicherungsdienſt im Reiche vom 23. Juli 1927 [RGBl. I S. 2371). 

Beſonderer Regelung bedurfte der Luftverkehr mit dem Ausland, da nach dem 
Völkerrechtsgrundſatz von der Staatshoheit im Luftraum ſtaatsfremden Luft⸗ 
fahrzeugen das Staatsgebiet nur mit beſonderer Regierungserlaubnis oder auf 
Grund eines Staatsvertrages zwiſchen Überflug⸗ und Heimatſtaat zugänglich iſt 
(8 100 Luft VO.). Deutſchland hatte ſolche Staatsverträge (Luftverkehrsabkom men) 
bis Ende 1932 mit insgeſamt 14 Staaten und der Saarregierung geſchloſſen. Dieſe 
Abkommen ſind einander inhaltlich nahezu gleich; regelmäßig gewähren die ver⸗ 
tragſchließenden Teile ihren Luftfahrzeugen in Friedenszeiten gegenſeitig das 
Recht zum Verkehr in ihren Staatsgebieten unter beſtimmten Vorausſetzungen 
(vgl. z. B. deutſch⸗norwegiſches Luftverkehrsabkommen vom 29. Mai 1929, 
RGBl. II S. 394). Der an ſich durch die Bedürfniſſe der Luftfahrt gebotene 
allgemeine internationale Zuſammenſchluß der luftfahrttreibenden Staaten 
iſt aus allgemein politiſchen Gründen nicht zuſtande gekommen. Deutſchland iſt vor 
allem, ebenſo wie ſeine früheren Verbündeten, der im Anſchluß an den Verſailler 
Vertrag von den alliierten und aſſoziierten Mächten des Weltkrieges in Paris 
am 13. Oktober 1919 gezeichneten Convention Internationale de la Navigation 
Aerienne (Cina⸗Konvention) ferngeblieben, weil ſeine Gleichberechtigung in der 
Luftfahrt infolge des Verſailler Diktats noch nicht wieder anerkannt war. Monate⸗ 
lange Verhandlungen um die Befreiung von den Feſſeln, die der deutſchen Luft⸗ 
fahrt auferlegt waren, führten um die Jahreswende 1932/33 zu einer klaren Gegen⸗ 
überſtellung der Forderungen; ein unmittelbarer Erfolg war ihnen nicht beſchieden. 


1. Die Berufung Adolf Hitlers zum Reichskanzler am 30. Ja⸗ 
nuar 1933 wurde auch für die deutſche Luftfahrt von ſchickſalhafter Bedeutung. 
In wenig mehr als zwei Jahren gelang ihre Befreiung aus den Feſſeln des Ver⸗ 
ſailler Diktats, die Verkehrsluftfahrt wurde zu größter Leiſtungsfähigkeit entwickelt, 
der Luftſport nahm einen großen Aufſchwung, der Luftſchutz wurde vorwärts 
getrieben und die Luftwaffe begründet. 

1. Reichsluftfahrtverwaltung. Noch am Tage der Machtübernahme 
berief der neue Kanzler ſeinen langjährigen Kampfgenoſſen Hermann Göring, den 
letzten Kommandeur des in vielen Schlachten des Weltkriegs berühmt gewordenen 
Richthofen⸗-Geſchwaders, zum „Reichsminiſter ohne Geſchäftsbereich und Reichs⸗ 
kommiſſar für die Luftfahrt“ und den Direktor der Deutſchen Luft- 
hanſa, Erhard Milch, zu deſſen Staatsſekretär. Die Verordnung des Reichspräſiden⸗ 
ten über den Reichskommiſſar für die Luftfahrt vom 2. Februar 1933 (RGBl. I 
S. 35) löſte dementſprechend die Bearbeitung der Luftfahrtangelegenheiten vom 
Reichsverkehrsminiſterium ab, unterſtellte den Reichskommiſſar für die Luftfahrt 
unmittelbar dem Reichskanzler und verlieh ihm im übrigen die Rechte einer 
oberſten Reichsbehörde. Außerdem wurde ihm der zivile Luftſchutz, bisher 
Arbeitsgebiet des Reichsminiſters des Innern, übertragen. Eine zweite, auf 
Grund des Art. 48 Abi. 2 RV. erlaſſene Verordnung des Reichspräſidenten 
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vom 22. Februar 1933 (RGBl. I S. 80) ſchuf die haushaltrechtliche Grundlage 
für den neuen Reichskommiſſar und ermächtigte ihn, einzelne ſeiner Be⸗ 
fugniſſe auf die ihm unterſtellte Zentralſtelle für Flugſicherung zu übertragen. — 
Die raſch wachſenden Aufgaben machten indes bald eine umfaſſendere Geſtaltung 
notwendig. Schon durch Verordnung des Reichspräſidenten vom 5. Mai 1933 
(RGBl. I S. 241) wurde mit Wirkung vom 1. Mai 1933 „als oberſte Reichsbehörde 
für die Luftfahrt ein Reichsluftfahrtminiſteri um errichtet“, der bis⸗ 
herige Reichskommiſſar und Reichsminiſter Hermann Göring erhielt damit als 
erſter „Reichsminiſter der Luftfahrt“ dieſelbe ſtaatsrechtliche Stellung wie die 
anderen Fachminiſter des Reichs. Mit dieſer Regelung ging das Deutſche Reich 
einen Weg, den andere Staaten längſt beſchritten hatten: es eröffnete der Luftfahrt 
eine Entwicklungsmöglichkeit unabhängig von anderen Verwaltungsaufgaben und 
machte damit die Bahn frei für einen Aufbau, der allein ihre Eigenart berück⸗ 
ſichtigen konnte. — Der zweite Schritt in dieſer Richtung wurde mit dem Geſetz 
über die Reichsluftfahrt verwaltung vom 15. Dezember 1933 (RGBl. I 
S. 1077) getan. Die Durchführung des Luftverkehrsgeſetzes einſchließlich der Tätig⸗ 
keit der Luftpolizei ſowie der Flugſicherung wurde zur Aufgabe des Reichs erklärt 
und das LuftVG. entſprechend geändert. Noch war allerdings der Reichsminiſter 
der Luftfahrt damit nicht völlig freigeſtellt in der Art der Behördengliederung. 
Nach Art. 2 Nr. 6 des Geſetzes ſollte er ſich vielmehr grundſätzlich zur Durch⸗ 
führung des LuftVG. der bisher mit Luftfahrtaufgaben befaßten Landes⸗ 
behörden bedienen (Form der „mittelbaren Reichsverwaltung“); doch waren die 
Länder verpflichtet, dem Reich auf Erſuchen dieſe Behörden zur Verfügung zu 
ſtellen und deren Zuſammenſchluß mit den ſchon bisher reichseigenen Flugſicherungs⸗ 
behörden zu ermöglichen. Die Neugliederung der Reichsluftfahrtverwaltung kam 
indes in dieſer Form nicht mehr zur Verwirklichung. Das grundlegende Geſetz über 
den Neuaufbau des Reichs vom 30. Januar 1934 (RG Bl. I S. 75), vom Reichs⸗ 
kanzler mit einer bedeutungsvollen Kundgebung im Reichstag eingeleitet, über⸗ 
trug ganz allgemein die Hoheitsrechte der Länder auf das Reich, unterſtellte die 
Länderregierungen der Reichsregierung und machte damit die Bahn frei für einen 
Aufbau der einzelnen Verwaltungszweige, der ſich ausſchließlich nach deren Be⸗ 
dürfniſſen beſtimmte und, wo nötig, auch die bisherigen Verwaltungszuſtändig⸗ 
keiten neu gliedern konnte. 

Damit war aber für die Luftfahrt der Augenblick gekommen, eine reichseigene 
Sonderverwaltung einzurichten. Der bisherige, aus der bundesſtaatlichen Ver⸗ 
faſſung des Reichs erwachſene Zuſtand, der die polizeiliche Überwachung und die 
Flugſicherung zwiſchen Reich und Ländern aufteilte, war angeſichts der ſtark ge⸗ 
ſteigerten Entwicklung der Luftfahrt untragbar geworden. Luftaufſicht, Flugwetter⸗, 
Flugſignal⸗ und Flugfernmeldedienſt mußten wie in der Zentrale ſo auch auf den 
Flughäfen in einer Hand zuſammengefaßt werden. Dieſe Ziele wurden in den 
beiden VOen über den Aufbau der Reichsluftfahrtverwaltung vom 18. April 1934 
(RGBl. IS. 313) und vom 26. März 1935 (RGBl. I S. 479) verwirklicht: Die Ver: 
waltung der Luftfahrt und des Wetterdienſtes ſowie die Wahrnehmung beſonderer, 
vom Reichsminiſter der Luftfahrt zu beſtimmender Befugniſſe auf dem Gebiete des 
Luftſchutzes wurde in einer einheitlichen Verwaltung unter der Bezeichnung „Reichs⸗ 
luftfahrtverwaltung“ zuſammengefaßt; ferner wurden als nachgeordnete Behörden 
des Reichsminiſters der Luftfahrt 15 Luftämter errichtet. Bei Abgrenzung ihrer 
Bezirke (Luftgaue) wurden die vorhandenen Gebietsgrenzen der Länder und Pro- 
vinzen inſoweit berückſichtigt, als beſtehende Einheiten möglichſt nicht auseinander⸗ 
geriſſen, ſondern mit benachbarten Gebietsteilen zuſammengefaßt wurden. Die Luft⸗ 
ämter ſind ſomit Außenbehörden des Reichsluftfahrtminiſteriums mit dem Range 
von Mittelbehörden der Provinzialinſtanz; in luftpolizeilichen Angelegenheiten ha— 
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ben fie die Stellung von Landespolizeibehörden (ähnlich der Stellung der preu— 
Bilden Regierungspräſidenten in der allgemeinen Polizei). Den Luftämtern oblie⸗ 
gen grundſätzlich alle Aufgaben der Luftfahrtverwaltung in ihrem Bezirk, insbeſon⸗ 
dere alſo diejenigen, die nach der VO. über Luftverkehr vom 19. Juli 1930 (RGBl. I 
S. 363) und der VO. über Segelflug⸗ und Freiballonweſen vom 20. Oktober 1930 
(RGBl. I S. 485) bisher von den Landesbehörden und der Polizei ausgeführt wur⸗ 
den, ferner die Aufgaben, die auf dem Gebiete der Flugſicherung bisher den Außen⸗ 
ſtellen des Reichsamts für Flugſicherung übertragen waren, endlich aber auch die⸗ 
jenigen des allgemeinen Wetterdienſtes (Näheres über die Eingliederung des Wet⸗ 
terdienſtes ſ. übernächſten Abſ.). Eine Ausnahme macht nur der Luftſchutz, deſſen 
Durchführung grundſätzlich den ordentlichen Polizeibehörden verbleibt (Näheres ſ. u.). 

Den auf den größeren Flughäfen eingeſetzten Außenſtellen der Luftämter ob: 
liegt die unmittelbare luftpolizeiliche Überwachung (Exekutive) und die Aus⸗ 
führung der Flugſicherung; ſie ſind keine ſelbſtändigen Behörden, ſondern 
Organe der Luftämter; ſie handeln und zeichnen dementſprechend auch im Namen 
ihrer Luftämter (etwa Luftamt Stuttgart, Flughafen Friedrichshafen). Soweit 
reichsrechtliche Normen fehlen, insbeſondere alſo das Luftverkehrsgeſetz und deſſen 
Ausführungsbeſtimmungen keine Regelung treffen, gilt in Luftpolizeiſachen „bis 
zum Inkrafttreten eines Reichspolizeiverwaltungsgeſetzes“ das jeweilige Landes⸗ 
recht. Dies hat z. B. Bedeutung für die Anwendung polizeilichen Zwangs, die 
Befugnis zur Verhängung von Polizeiſtrafen gemäß $ 413 StPO., die Form der 
Verkündung von Polizeiverordnungen, das Recht des Waffengebrauchs der Polizei⸗ 
beamten u. a. m. Gegen luftpolizeiliche Verfügungen der Luftämter hat die Ver⸗ 
ordnung unter Ausſchaltung der Verwaltungsrechtszüge der Länder die förmliche 
Verwaltungsbeſchwerde an den Reichsminiſter der Luftfahrt eingeführt. 

Eine Sonderſtellung nimmt neben den Luftämtern das Reichsamt für 
Wetterdienſt ein, das durch die 3. Verordnung über den Reichskommiſſar 
für die Luftfahrt vom 28. Februar 1933 (RGBl. I S. 87) aus der im Jahre 1927 
errichteten Zentralſtelle für Flugſicherung zunächſt als „Reichsamt für Flugſicherung“ 
begründet wurde und durch Verordnung des Führers und Reichskanzlers vom 28. No⸗ 
vember 1934 (RGBl. I S. 1215) ſeine jetzige Bezeichnung erhalten hat. Dieſer 
Reichsbehörde, an deren Spitze ein Präſident ſteht, wurde die techniſche und wiſſen⸗ 
ſchaftliche Oberleitung des Reichs wetterdienſtes übertragen. Der Reichs⸗ 
wetterdienſt, der den Flug-, Wirtſchafts-, See⸗, Höhen⸗ und Klimawetterdienſt mit 
Ausnahme der von den Hochſchulen wahrgenommenen Forſchungs⸗ und Lehrauf⸗ 
gaben umfaßt, iſt durch Organiſationsverordnung des Reichskanzlers vom 6. April 
1934 (RGBl. I S. 301) in den Geſchäftsbereich des Reichsluftfahrtminiſteriums 
eingegliedert worden. Der angewandte Wetterdienſt war vorher unter die verſchie⸗ 
denſten Reichs- und Landesbehörden aufgeteilt. Der Flugwetterdienſt (ohne den 
Ozeanluftwetterdienſt) oblag dem Reichsamt für Flugſicherung, das ihn durch ein 
eigenes Beobachtungsnetz und verſchiedene mit Höhenflugzeugen ausgeſtattete Wet: 
terflugſtellen wahrnahm. Der Seewetterdienſt (einſchließlich des Ozeanflugwetter⸗ 
dienſtes) war Aufgabe der dem Reichsverkehrsminiſterium nachgeordneten Deut⸗ 
ſchen Seewarte in Hamburg (vgl. Geſ. über Einrichtung der Deutſchen Seewarte 
vom 9. Januar 1875, RGBl. S. 11, und VO. über deren Geſchäftskreis vom 26. De⸗ 
zember 1875, RGBl. S. 385, und vom 4. Februar 1895, RGBl. S. 151). Der Wirt: 
ſchafts- und Klimawetterdienſt wurde dagegen von den Ländern wahrgenommen, 
der Höhenwetterdienſt im weſentlichen vom Flugwetterdienſt betreut. Die verſchie⸗ 
denen Wetterdienſtorganiſationen arbeiteten ſo bei nahezu gleichen Arbeitsgrund— 
lagen vielfach nebeneinander, es fehlte ſowohl die einheitliche Führung wie die 
einheitliche Auswertung ihrer Arbeitsergebniſſe. Ihre Zuſammenfaſſung im Reichs— 
amt für Wetterdienſt, das im Flugwetterdienſt ſchon bisher über die größte deutſche 


864 


Wetterdienſtorganiſation ſowie in dem Flugfunknetz über den dafür unentbehr⸗ 
lichen Nachrichtenapparat verfügte, iſt ſomit eine bedeutſame Sonderaufgabe der 
Reichsluftfahrtverwaltung. 

Als letzte organiſatoriſche Maßnahme iſt die Übertragung der Zuſtändigkeit auf 
dem Gebiete des Fernſehweſens auf den Reichsminiſter der Luftfahrt zu 
erwähnen, die mit Rückſicht auf die beſondere Bedeutung des Fernſehweſens für 
die Flugſicherung und den nationalen Luftſchutz durch Erlaß des Führers und Reichs⸗ 
kanzlers vom 12. Juli 1935 (RGBl. I S. 1059) angeordnet wurde. 


2. Das materielle Luftrecht. Abgeſehen von der mehr formalen An⸗ 
paſſung des Luftverkehrsgeſetzes an den neuen Verwaltungszuſtand iſt vor allem 
das Recht des Reichs auf Übernahme von Luftfahrtbetrieben zu nennen. Wäh⸗ 
rend die bisherige Faſſung des 8 16 LuftVG. dieſes Recht nur als Programmſatz 
vorſah und ſeine Durchführung einem ſpäteren Geſetz überließ, hat Art. 2 Nr. 5 
des Geſetzes über die Reichsluftfahrtverwaltung es zu einer unmittelbar geltenden 
Befugnis des Reichsminiſters der Luftfahrt ausgebildet. Nunmehr kann das Reich 
gegen angemeſſene Entſchädigung übernehmen: „Luftfahrtunternehmen, Flug⸗ 
häfen, Flugſicherungseinrichtungen ſowie Ausbildungsunternehmen und Forſchungs⸗ 
anſtalten auf dem Gebiete der Luftfahrt oder das Eigentum und ſonſtige Rechte 
an Anlagen dieſer Unternehmen und an ihren dem Betriebe dienenden Gegen: 
ſtänden“, ferner „Anteile an Geſellſchaften des Handelsrechtes, die eines der vor⸗ 
bezeichneten Unternehmen betreiben“. — Mit dieſer Regelung erhielt das Reich 
eine weſentliche vermögensrechtliche Stütze für die Ausübung ſeiner Hoheitsrechte. 
Die Faſſung des Geſetzes ermöglicht es ihm dabei, in jeder ihm geeignet erſcheinen⸗ 
den Weiſe ſein Übernahmerecht auszuüben. Das Reich kann in die geſamten Rechte 
und Pflichten eines Unternehmens als Rechtsnachfolger eintreten, es kann ſich aber 
auch „auf das Recht zum Betrieb“ beſchränken, d. h. unter Belaſſung des Eigen⸗ 
tums des bisherigen Unternehmers den Betrieb nach Art eines Pächters über⸗ 
nehmen. Dabei hat die Übernahmeerklärung des Reichsminiſters der Luftfahrt 
unmittelbare dingliche Wirkung; ſie erſetzt ſomit, ähnlich wie der Zuſchlag in der 
Zwangsvollſtreckung, die nach bürgerlichem Recht zum Eigentumsübergang ſonſt 
erforderlichen Rechtshandlungen. ' 

Der Erwähnung bedarf ferner die Regelung des Luftbildweſens, die in Art. 2 
Nr. 3 und Nr. 10 des Geſetzes über die Reichsluftfahrtverwaltung eine Verſchärfung 
gegenüber bisher erfahren hat. Das unerlaubte Mitführen von verwendungs⸗ 
fähigem Lichtbildgerät in Luftfahrzeugen, das Dulden einer ſolchen Handlung durch 
den Führer eines Luftfahrzeuges, das unerlaubte Photographieren aus Luftfahr⸗ 
zeugen und das Inverkehrbringen ohne Erlaubnis hergeſtellter Luftbilder wird 
ſowohl bei vorſätzlicher wie fahrläſſiger Begehung mit Gefängnisſtrafe bedroht. 
Durch Art. 4 des Geſetzes zur Anderung des Strafgeſetzbuches vom 28. Juni 1935 
(RG Bl. I S. 839) iſt ferner die Gefährdung der Luftfahrt (Sabotage) unter den 
gleichen ſtrafrechtlichen Schutz wie die des Eiſenbahnverkehrs und der Schiffahrt 
geſtellt und der bisherige $ 33 LuftVG. dadurch entbehrlich geworden. 

Über die Luftfahrt hinaus von Bedeutung iſt die Luftfahrtflaggenverordnung 
vom 6. Juli 1933 (RG Bl. I S. 546), durch welche die deutſchen Luftfahrzeuge zur 
Führung der ſchwarzweißroten Flagge und der Hakenkreuzflagge neben dem bisher 
allein vorgeſchriebenen Buchſtaben D verpflichtet wurden. Durch dieſe Verordnung 
iſt die Hakenkreuzflagge zum erſten Male im deutſchen Staatsrecht im einzelnen 
beſchrieben worden. — Die Erſte Verordnung zur Anderung der VO. über Luft- 
verkehr vom 20. März 1934 (RGBl. I S. 204) hat ferner die Flugzeuge und Luft: 
ſchiffe verpflichtet, in Zukunft als Eintragungszeichen, internationalem Brauch 
entſprechend, nicht mehr Ziffern, ſondern Buchſtaben zu führen. Durch dieſelbe Ver⸗ 
ordnung wurde außerdem der Deutſche Luftfahrzeugausſchuß, dem bisher die Auf— 
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ſtellung der Bau⸗ und Prüfvorſchriften für Luftfahrzeuge ſelbſtändig oblag, der 
neueren ſtaatsrechtlichen Auffaſſung entſprechend, zum ausſchließlich beratenden 
Organ des Reichsminiſters der Luftfahrt umgeſtaltet. — Ein bedeutſamer Teil 
dieſer Bauvorſchriften, nämlich die Feſtigkeitsvorſchriften für Flugzeuge, ſind 1935 
in Kraft geſetzt worden (Bek. v. 15. März 1935, RMinBl. S. 116 u. Nachrichten für 
Luftfahrer S. 151); desgleichen iſt die Fernmeldebetriebsordnung für die Ver⸗ 
kehrsflugſicherung zugleich als Betriebsordnung für den zwiſchenſtaatlichen Flug⸗ 
fernmeldedienſt auf Grund internationaler Vereinbarung als Rechtsverordnung 
erlaſſen worden (Bek. v. 20. Juni 1935, RMinBl. S. 580 u. Nachrichten für Luft⸗ 
fahrer S. 339). — Die neue Seewaſſerſtraßenordnung vom 31. Oktober 1933 
(RGBl. II S. 833) regelt im § 43 die Lichter⸗ und Zeichenführung ſowie die 
Ausweichregeln für Luftfahrzeuge, die ſich auf dem Waller bewegen, und ordnet 
damit einen Fragenkomplex, deſſen Feſtlegung in den „Internationalen Regeln 
zur Verhütung von Zuſammenſtößen auf See“ im Schiffſicherheitsvertrag London 
1929 noch offen geblieben war (vgl. Geſetz vom 10. April 1931, RGBl. II S. 235, 
beſonders S. 396). — Bemerkenswert iſt ferner das Verbot „jeglicher Art Jagd⸗ 
ausübung von Luftfahrzeugen aus“ im Reichsjagdgeſetz vom 3. Juli 1934 (RGBl. J 
S. 549), endlich die VO. vom 25. Februar 1935 (RGBl. I S. 282), die mit Wirkung 
vom 1. März 1935 im Saarland „die deutſche Geſetzgebung auf dem Gebiete der 
Luftfahrt, des Luftſchutzes und des Wetterdienſtes einſchließlich der Beſtimmungen 
über die Reichsluftfahrtverwaltung“ eingeführt und die einſchlägige Geſetzgebung 
der Saarregierung außer Kraft geſetzt hat. 

Auf dem Gebiete des internationalen Luftrechts iſt das Deutſche 
Reich ebenfalls ſeit dem 30. Januar 1933 nicht untätig geweſen. Das „Abkommen 
zur Vereinheitlichung von Regeln über die Beförderung im internationalen Luft⸗ 
verkehr“, das ſog. Erſte (Warſchauer) Luftprivatrechts abkommen, das bereits am 
12. Oktober 1929 von zahlreichen Staaten einſchließlich Deutſchlands gezeichnet 
worden war, iſt von Deutſchland ratifiziert worden und am 29. Dezember 1933 mit 
Wirkung für Deutſchland in Kraft getreten (Bek. vom 30. November 1933. RGBl. II 
S. 1039, Durchführungsgeſ. vom 15. Dezember 1933, RG Bl. I S. 1079). Das 
Abkommen hat vor allem die Beförderungsſcheine und die Haftung des Luftfracht⸗ 
führers im internationalen Fluglinienverkehr einheitlich geregelt. Bemerkenswert 
iſt dabei, daß die Haftung im Gegenſatz zu der — allerdings vertraglich abding⸗ 
baren — Erfolgshaftung des deutſchen Luftverkehrsgeſetzes als ſog. Verſchuldens⸗ 
haftung mit umgekehrter Beweislaſt ausgeſtaltet wurde; bei Unfallſchäden der 
Fluggäſte haftet der Luftfahrtunternehmer nicht, wenn er beweiſt, „daß er und 
ſeine Leute alle erforderlichen Maßnahmen zur Verhütung des Schadens getroffen 
haben, oder daß ſie dieſe Maßnahmen nicht treffen konnten“. Das Warſchauer Ab⸗ 
kommen führte zu einer Neufeſtſetzung der allgemeinen Beförderungsbedingungen 
der Deutſchen Luft⸗-Hanſa und der mit ihr in Betriebsgemeinſchaft ſtehenden aus⸗ 
ländiſchen Unternehmen; es bildete außerdem die Grundlage für den weiteren 
Ausbau des Flug⸗-Eiſenbahnverkehrs („Fleiverkehrs“), d. h. der durchgehenden Ab: 
fertigung von Perſonen, Reiſegepäck und Gütern zwiſchen Flugzeug und Eiſen⸗ 
bahn. — Unter deutſcher Beteiligung wurden ferner im Mai 1933 in Rom zwei 
weitere Luftprivatrechtsabkommen geſchloſſen; das eine, das die Haftung der Luft: 
fahrzeughalter für Schäden Dritter, d. h. mit dem Luftfahrzeug nicht beförderter 
Perſonen, regelt, legte die auch im deutſchen Luftverkehrsgeſetz enthaltene Erfolgs⸗ 
haftung international feſt und verankerte damit für die Luftfahrt völkerrechtlich 
einen Gedanken, der alten deutſchrechtlichen Grundſätzen entſpricht, daß nämlich. 
wer zu ſeinem eigenen Vorteil beſondere Gefahren in den Verkehr einführt, für den 
angerichteten Schaden zu haften hat, ohne daß es auf Verſchulden ankommt. — Das 
andere Abkommen „zur Vereinheitlichung von Regeln über die Sicherungsbeſchlag⸗ 
nahme von Luftfahrzeugen“ verbietet, ähnlich wie es im Seerecht für ſegelfertige 
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Schiffe vorgeſehen iſt, die Sicherungsbeſchlagnahme wegen privater Intereſſen 
gegenüber Luftfahrzeugen, die im öffentlichen Fluglinienverkehr eingeſetzt oder ſonſt 
zum Abflug für die gewerbliche Beförderung fertig gemacht ſind. Dieſes Ab⸗ 
kommen (ſ. Bek. v. 17. März 1935 RGBl. II S. 301, und Durchführungsgeſetz vom 
gleichen Tage, RGBl. I S. 385) beruht im weſentlichen auf den Vorarbeiten des 
deutſchen Berichterſtatters. — Außerdem iſt das Deutſche Reich dem internationalen 
Luftfahrtſanitätsabkommen beigetreten, das am 12. April 1934 in Paris von zahl⸗ 
reichen Staaten abgeſchloſſen wurde mit dem Ziel, die Einſchleppung gefährlicher 
Krankheiten aus verſeuchten Ländern auf dem Luftwege zu verhindern. 

Von allgemeinpolitiſcher Tragweite iſt die Ratifikation des deutſch⸗polniſchen 
Luftverkehrsabkommens, das bereits am 29. Auguſt 1929 von den Vertragsſtaaten 
gezeichnet worden, jedoch bisher nicht in Kraft getreten war. Die Ratifikation dieſes 
Luftverkehrsabkommens, das unter dem 9. Februar 1934 (RGBl. II S. 29) ver⸗ 
kündet wurde und am 2. März 1934 in Kraft trat, iſt eine Auswirkung der vom 
Reichskanzler ſelbſt bewirkten Bereinigung der deutſch⸗polniſchen Beziehungen. Die 
ſofortige Aufnahme einer planmäßigen Flugverbindung zwiſchen Berlin und Warſchau 
war die unmittelbare Folge dieſes Abkommens. Außerdem iſt das deutſch⸗ungariſche 
Luftverkehrsabkommen, das von den Vertragsſtaaten bereits am 13. Januar 1933 
gezeichnet war, ratifiziert worden und am 1. Juni 1934 in Kraft getreten (vgl. 
Bek. vom 4. Mai 1934 RGBl. II S. 270). Desgleichen iſt durch eine Sonderver⸗ 
einbarung mit der ſpaniſchen Regierung über Luftſchifflinien vom 28. Dezember 
1934 und 7. Januar 1935 (RMinBl. 1935 S. 69) die Grundlage für den Luft⸗ 
ſchiffberkehr nach Südamerika über ſpaniſchem Gebiet geſchaffen worden. Ein 
Ruhmesblatt der Verkehrsentwicklung iſt endlich die Ausgeſtaltung des deutſch⸗ 
ſüdamerikaniſchen Flugpoſtverkehrs mit Flugzeugen der Deutſchen Lufthanſa AG., 
die heute in drei Tagen die 14 000 Kilometer lange Strecke von Berlin nach 
Buenos Aires mit größter Regelmäßigkeit durchfliegen. Die Rechtsgrundlagen für 
dieſen Verkehr, der ſich auf der Strecke über den Südatlantik der beiden Hilfsſchiffe 
„Weſtfalen“ und „Schwabenland“ bedient, find durch diplomatiſche Vorarbeiten 
mit den beteiligten Staaten, vor allem mit der braſtlianiſchen Regierung, ge⸗ 
ſchaffen worden. 

3. Luftſport. Im Frühjahr 1933 wurde der Deutſche Luftſportverband e. V. 
als deutſche Einheitsorganiſation für den Luftſport begründet. In ihn wurden 
auch die nationalſozialiſtiſchen Fliegervereinigungen übernommen; ſeine Flieger⸗ 
ſtürme und Segelfliegerſtürme ſind nunmehr grundſätzlich die Träger der Heran⸗ 
bildung des fliegeriſchen Nachwuchſes. Dieſe Regelung bedingte die weitgehende 
Gleichſtellung dieſer Stürme mit denen der SA. und der SS. Durch das Geſetz zur 
Gewährleiſtung des Rechtsfriedens vom 13. Oktober 1933 (RGBl. I S. 721) und 
das Geſetz gegen heimtückiſche Angriffe auf Staat und Partei und zum Schutze 
der Parteiuniformen vom 20. Dezember 1934 (RGBl. I S. 1269) ſowie zwei darauf 
beruhende Verordnungen vom 15. und 22. Februar 1935 (RGBl. I S. 204 und 
276) ſind demgemäß die Angehörigen des Deutſchen Luftſportverbandes und deren 
neugeſchaffene Fliegerdienſtbekleidung unter denſelben ſtrafrechtlichen Schutz ge⸗ 
ſtellt worden, wie ihn SA. und SS. genießen. 

4. Luftſchutz. Auf dem Gebiete des Luftſchutzes, der durch ſeine verwaltungs⸗ 
mäßige Betreuung im Reichsluftfahrtminiſterium einen gewaltigen Aufſchwung 
erhielt, iſt am 26. Juni 1935 ein Luftſchutzgeſetz (RGBl. I S. 827) erlaſſen worden. 
Darnach obliegt der Luftſchutz als Aufgabe des Reichs dem Reichsminiſter der 
Luftfahrt, der ſich ſeinerſeits bei der Durchführung des Luftſchutzes vor allem der 
ordentlichen Polizeibehörden bedient, aber auch andere Dienſtſtellen und Ein: 
richtungen der Länder, Gemeinden und ſonſtigen Körperſchaften des öffentlichen 
Rechts dafür in Anſpruch nehmen kann. Alle Deutſchen find „zu Dienſt- und Sad: 
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leiſtungen ſowie zu ſonſtigen Handlungen, Duldungen und Unterlajjungen ver: 
pflichtet, die zur Durchführung des Luftſchutzes erforderlich find (Luftſchutzpflicht)“. 
Die Heranziehung zur Luftſchutzpflicht, deren Umfang und Inhalt in den Durch⸗ 
führungsbeſtimmungen näher feſtgelegt wird, erfolgt durch polizeiliche Verfügung. 
Für die Leiſtung perſönlicher Dienſte im Luftſchutz wird grundſätzlich keine Ver⸗ 
gütung gewährt. Mehrfach hat der Reichsluftfahrtminiſter Göring ſelbſt in öffentlichen 
Kundgebungen auf die Bedeutung des Luftſchutzes hingewieſen, deſſen Ziel es iſt, 
das durch die Entwicklung der Luftwaffe in den rüſtungsfreien Staaten bedrobte 
deutſche Volk gegen die Gefahren von Luftangriffen zu ſchützen, ihre Wirkung 
auf Leben, Wirtſchaft und Verkehr zu mildern und die dazu erforderlichen Maß⸗ 
nahmen bereits im Frieden vorzubereiten. Tief greifen ſeine Forderungen in die 
verſchiedenſten Gebiete der öffentlichen Verwaltung ein. Dies gilt vor allem für 
das Baurecht und die Landesplanung, bei deren Regelung der Luftſchutz in dem 
Geſetz zur Erſchließung von Wohnſiedlungen vom 22. September 1933 (RGBl. I 
S. 659) erſtmals eine geſetzgeberiſche Erwähnung gefunden hat. Unter weſentlicher 
Förderung des Reichsluftfahrtminiſteriums iſt ferner der Reichsluftſchutzbund mit 
der Aufgabe gegründet worden, den Luftſchutzgedanken im Volke zu verbreiten und 
Unterricht in den Selbſtſchutzmaßnahmen des Luftſchutzes zu erteilen. Luftſchutz in 
dieſem Sinne iſt demnach ausſchließlich zivile Verwaltungsaufgabe, ziviler Luft⸗ 
ſchutz, nicht militäriſche Luftabwehr. 


5. Luftwaffe. Angeſichts der Tatſache, daß die ganze Welt in der Ent⸗ 
wicklung der Luftwaffe in der Nachkriegszeit ihre eigentliche militäriſche Aufgabe 
erblickt hat, iſt die Forderung Deutſchlands nach aktivem Luftſchutz, nach gleichem 
Recht und gleicher Sicherheit, wie ſie alle anderen Staaten genießen, nie verſtummt. 
In immer wiederholten Kundgebungen hatten der Führer des Deutſchen Reiches, 
Adolf Hitler, und Reichsluftfahrtminiſter Göring darauf hingewieſen, daß die 
deutſche Gleichberechtigung nur dann erreicht iſt, wenn entweder Deutſchlands 
frühere Gegner aus dem Weltkriege auf den gleichen Stand abrüſten, zu dem ſie 
Deutſchland und ſeine Verbündeten durch die Abrüſtungsverpflichtungen der 
Friedensinſtrumente genötigt haben, oder aber, daß ſie dem deutſchen Volke die⸗ 
ſelbe Rüſtungsfreiheit zuerkennen, die ſie ſelbſt für ſich beanſpruchen. Jahrelange 
Verhandlungen haben nicht zum Ziel geführt. Da brachten die neuen Rüſtungs⸗ 
maßnahmen der Nachbarmächte im Frühjahr 1935 die Entſcheidung: Am 6. März 
1935 verkündete der Reichsminiſter der Luftfahrt der Welt, daß Deutſchland ſich 
wieder eine Militärluftfahrt geſchaffen habe, und am 16. März 1935 wurde vom 
Führer und Reichskanzler die Wiedereinführung der allgemeinen Wehrpflicht in 
feierlicher Weiſe geſetzlich feſtgelegt. Damit waren die letzten Bande zerriſſen, 
welche die deutſche Luftwaffe, die im Weltkriege einen ruhmreichen Anfang ge⸗ 
nommen hatte, von ihrer Fortentwicklung ausgeſchloſſen. 


Die rechtliche Fundierung der neuen Wehrmacht brachte auch der Luftwaffe ihre 
geſetzliche Einordnung: durch $ 2 des Wehrgeſetzes vom 21. Mai 1935 (RGBl. I 
S. 609) wurde ſie als ſelbſtändiger Wehrmachtsteil neben Heer und Kriegsmarine 
begründet. Dem Reichsminiſter der Luftfahrt, General der Flieger, wurde, un⸗ 
beſchadet ſeiner bisherigen Zuſtändigkeit, die Stellung des Oberbefehlshabers der 
Luftwaffe übertragen. Wenige Tage ſpäter beſtimmte die VO. über die Muſterung 
und Aushebung vom 29. Mai 1935, daß der Erſatz der Luftwaffe auf der fliege⸗ 
riſchen Bevölkerung, d. h. aus den Angehörigen des Deutſchen Luftſportverbandes, 
dem Perſonal der Luftverkehrsgeſellſchaften und der Luftfahrtinduſtrie zu nehmen 
ſei. Als Hauptkommandoſtellen der Luftwaffe, zu der auch die Flugabwehr (Flak⸗ 
Artillerie) gehört, wurden ſechs Luftkreiskommandos in Königsberg, Berlin, Mün⸗ 
ſter, Dresden, München und Kiel aufgeſtellt, an deren Spitze je ein Luftkreis⸗ 
befehlshaber ſteht. 
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Mit dieſer Geftaltung iſt für das deutſche Quftrecht eine neue Epoche angebrochen: 
Auf wahrhaft freier Grundlage kann nunmehr das Deutſche Reich auf dieſem 
Gebiete ſein Recht geſtalten, wie es ſeine Lebensbedingungen erfordern. Daß es 
ſich bei dieſer Aufgabe ſeiner hohen Verantwortung bewußt bleibt, die es im 
Kreiſe der Großmächte zu erfüllen hat und ſtets allen Beſtrebungen, die auf eine 
Verminderung der Folgen eines Luftkrieges hinzielen, ſeine Mitarbeit leihen wird, 
hat der Führer und Reichskanzler in ſeiner großen außenpolitiſchen Rede vom 
21. Mai 1935 dargetan: | 

„Die deutſche Reichsregierung hält den Gedanken, Flugzeuge abzuſchaffen, aber 
das Bombardement offen zu laſſen, für irrig und unwirkſam. Sie hält es aber für 
möglich, die Anwendung beſtimmter Waffen international als völkerrechtswidrig 
zu verbannen und die Nationen, die ſich ſolcher Waffen dennoch bedienen, als 
außerhalb der Menſchheit und ihrer Rechte und Geſetze ſtehend zu verfemen. 
Sie glaubt auch hier, daß ein ſchrittweiſes Vorgehen am eheſten zum Erfolg 
führen kann. Alſo: Verbot des Abwerfens von Gas⸗, Brand⸗ und Sprengbomben 
außerhalb einer wirklichen Kampfzone. Dieſe Beſchränkung kann bis zur voll⸗ 
ſtändigen internationalen Verfemung des Bombenabwurfes überhaupt fortgeſetzt 
werden. Solange aber der Bombenabwurf als ſolcher freiſteht, iſt jene Begrenzung 
der Zahl der Bombenflugzeuge angeſichts der Möglichkeit des ſchnellen Erſatzes 
fragwürdig. Wird der Bombenabwurf aber als ſolcher als völkerrechtswidrige Bar⸗ 
barei gebrandmarkt, ſo wird der Bau von Bombenflugzeugen damit bald als über⸗ 
flüſſig und zwecklos von ſelbſt ſein Ende finden. Wenn es einſt gelang, durch die 
Genfer Rote⸗Kreuz⸗Konvention die an ſich mögliche Tötung des wehrlos gewordenen 
Verwundeten oder Gefangenen allmählich zu verhindern, dann muß es genau ſo 
möglich ſein, durch eine analoge Konvention den Bombenkrieg gegen die ebenfalls 
wehrloſe Zivilbevölkerung zu verbieten und endlich überhaupt zur Einſtellung zu 
bringen. Deutſchland ſieht in einer ſolchen grundſätzlichen Anfaſſung dieſes Problems 
eine größere Beruhigung und Sicherheit der Völker, als in allen Beiſtandspakten 
und Militärkonventionen.“ 

Schleicher 
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Die einheitliche Geſtaltung des Waſſerrechts 
im Deutſchen Reich 


1. Entwicklung und Mängel des bisherigen Waſſerrechts 


Nach altem deutſchem Rechte ſtanden die Gewäſſer der Mark in der Nutzung der 
Markgenoſſen; die Markgenoſſenſchaft führte die Aufſicht. Die dem Schiffsverkehr 
dienenden großen Ströme ſtanden unter Königsbann, woraus ſich ein königliches 
Regalrecht entwickelte, auch waren Gewäſſer, die das dem König gehörige oder von 
ihm beanſpruchte Gelände durchfloſſen, ſeinem Schutz und ſeiner ausſchließlichen 
Nutzung vorbehalten. Das ſpätere Waſſerrecht wird durch die erſtarkende Macht der 
Grund⸗ und Lehnsherren und durch die Ausbildung der Regalrechte beſtimmt. In 
dem Maße, in dem die alten freien Bauerngemeinden unfrei und ihre Rechte und 
Allmenden von den Grundherren in Anſpruch genommen wurden, gerieten auch die 
Gewäſſer mehr und mehr unter die Macht der Grund⸗ und Lehnsherren und der 
regalen Rechte. In den öſtlichen Koloniſationsgebieten war die Beherrſchung der 
Gewäſſer durch die Grundherrſchaft von vornherein eine Regel der Siedlung. Als 
aus allen dieſen Rechtszuſtänden allmählich der Begriff der Landeshoheit empor⸗ 
wuchs, öffentliches und privates Recht ſich ſchieden und römiſches Recht eindrang. 
war der Einfluß dieſer Entwicklung auf das Waſſerrecht verſchieden. Aus den landes⸗ 
herrlichen Rechten entwickelten ſich Befugniſſe der Staatshoheit; aus dem Schiffahrts⸗ 
regal wurde die ſtaatliche Fürſorge für den Schiffsverkehr, aus dem Mühlenregal 
die landesherrliche Genehmigung. Aber in verſchiedenen Territorien gewann eine 
privatrechtliche Auffaſſung der Gewäſſerrechte Geltung, nicht nur bei den kleineren 
Gewäſſern, ſondern auch in der Annahme eines ſtaatlichen Eigentums an den größe⸗ 
ren. In anderen Gebieten wiederum, insbeſondere in denjenigen des ſogenannten 
gemeinen Rechtes, verband ſich die Erinnerung an die urſprüngliche Freiheit der 
Gewäſſer mit der juriſtiſchen Anlehnung an das römiſche Recht, das die ſtändig 
fließenden Gewäſſer als flumina publica dem Privateigentum entzogen und das 
darin fließende Waſſer als res communis omnium dem allgemeinen Gebrauch frei⸗ 
gegeben hatte; dies wurde dem deutſchrechtlichen gemeinen Gebrauchsrecht der Ge⸗ 
bietsangehörigen gleichgeſetzt. Daneben haben ſich aber deutſchrechtliche Anſchauun⸗ 
gen in einzelnen Gebieten noch lange bis ins 19. Jahrhundert erhalten, ſo in Mit⸗ 
teldeutſchland die des ſächſiſchen Rechtes. Es entſtand der Begriff der „öffentlichen“ 
Flüſſe. Ob als ſolche — nach römiſchem Recht — alle von Natur ſtändig fließenden 
anzuſehen ſeien oder — nach deutſchem Recht — nur die von Natur ſchiff⸗- und 
flößbaren, war lange ſtreitig und hat ſeine Löſung im erſteren Sinne erſt im 
19. Jahrhundert gefunden. Ein einheitliches deutſches Waſſerrecht beſtand nicht, 
ſelbſt nicht im Sinne einheitlicher Rechtsgedanken. Die Bismarckiſche Reichsver⸗ 
faſſung und das Bürgerliche Geſetzbuch haben auch in privatrechtlicher Hinficht das 
Waſſerrecht der Landesgeſetzgebung überlaſſen und die größeren deutſchen Länder 
haben erſchöpfende Kodifikationen des Waſſerrechts in Waſſergeſetzen gegeben, die 
in Grundſätzen und Einzelheiten weſentlich voneinander abweichen (Braunſchweig 
1876, Heſſen 1887 und 1899, Baden 1899/1913, Württemberg 1900, Bayern 1907. 
Sachſen 1909, Preußen 1913, Mecklenburg-Schwerin 1928, Thüringen 1932). Von 
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dieſen Geſetzen iſt das letzte, das thüringiſche, ſchon ſtark durch nationalſozialiſtiſche 
Gedanken befruchtet. Von ihnen bringt das württembergiſche und das thüringiſche 
den Gedanken der öffentlich⸗rechtlichen Herrſchaft des Staates über die Gewäſſer 
am ſtärkſten zum Ausdruck; ihnen ſteht das badiſche Geſetz nahe, während das 
bayeriſche, das preußiſche und das dieſem nachgebildete mecklenburgiſche weſentlich 
nach privatrechtlichen Geſichtspunkten geſtaltet find, teilweiſe allerdings mehr in 
der Faſſade als im Weſen. Die Weimarer Reichsverfaſſung hat dann die dem 
allgemeinen Verkehr dienenden Waſſerſtraßen in das Eigentum und die Verwal⸗ 
tung des Reichs überführt, ohne dieſem aber die Befugnis zu einer materiellen 
Regelung des Waſſerrechts zu geben. Erſt der Staat Adolf Hitlers hat die Bahn 
freigemacht zu einer einheitlichen Regelung für das ganze Reichsgebiet und dieſe 
zur Notwendigkeit gemacht, nachdem durch das Reichsgeſetz vom 30. Januar 1934 
über den Neuaufbau des Reichs der bisherigen Landesgeſetzgebung die Grund⸗ 
lage ihres Beſtehens genommen iſt. 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß ſich aus dieſer Zerſplitterung des Rechtes große 
Mißſtände ergeben haben. Für die Schiffahrt auf gemeinſamen Waſſerſtraßen hat 
man Abhilfe durch Staatsverträge geſucht und auf demſelben Wege bei Unter⸗ 
haltungs⸗ und Regulierungsbauten und bei der Kraftausnutzung für die Berück⸗ 
ſichtigung der Intereſſen und Rechte benachbarter Länder geſorgt. Auf anderen 
Gebieten, z. B. der Abwaſſerbeſeitigung und der Schaffung eines einheitlichen 
Rechtes für die Reichswaſſerſtraßen, iſt es bei Verſuchen reichsrechtlicher Regelung 
geblieben. Die ſteigenden Anſprüche an den deutſchen Waſſerſchatz infolge der wach⸗ 
ſenden Bevölkerungsziffer und der ſtarken wirtſchaftlichen Betätigung des deutſchen 
Volkes, aber auch infolge des zunehmenden hygieniſchen Verſtändniſſes haben die 
landesrechtliche Abſchließung des Wafferrechts ſchon lange als unmöglich erkennen 
laſſen. Die Akademie für Deutſches Recht hat daher in richtiger Erkenntnis dieſer 
Aufgabe ſchon vor dem Reichsgeſetz vom 30. Januar 1934 einen Ausſchuß für 
Waſſerrecht eingeſetzt mit der Aufgabe, den Entwurf eines Reichswaſſergeſetzes 
vorzulegen. 


2. Grundlagen für den Neuaufbau eines Reichs waſſerrechts 


Das Reichswaſſergeſetz wird an den alten deutſchen Gedanken anzuknüpfen haben, 
daß die Gewäſſer für die Bedürfniſſe aller deutſchen Volksgenoſſen beſtimmt find und 
der Wohlfahrt des ganzen Volkes zu dienen haben; war der Anſpruch an den Waſſer⸗ 
ſchatz unter den damaligen wirtſchaftlichen Verhältniſſen auf den Kreis der Mark⸗ 
genoſſen beſchränkt, ſo erweitert er ſich jetzt auf das ganze deutſche Volk. Nach national⸗ 
ſozialiſtiſcher Auffaſſung iſt das Waſſer Volksgut als weſentlicher Beſtandteil deutſchen 
Bodens und als unentbehrliche Vorausſetzung für Leben, Geſundheit und Wirt⸗ 
ſchaft des deutſchen Volkes. Seine Verwendung individueller Willkür zu überlaſſen, 
kann heute um ſo weniger in Frage kommen, als der Waſſerſchatz des deutſchen 
Bodens keiner Vermehrung fähig iſt und die berechtigten Anſprüche daran ſtetig 
wachſen. Dieſe Anſprüche mit dem vorhandenen Waſſervorrat in die richtige Be⸗ 
ziehung zu ſetzen, erfordert eine planmäßige Verwaltung des Waſſerſchatzes und 
demnach eine umfaſſende Beherrſchung, wie ſie einheitlich nur durch das Reich 
erfolgen kann. Dieſe Aufgabe des Reichs iſt nicht privatrechtliche Tätigkeit, ſon⸗ 
dern Reichshoheit, öffentliches Recht. Ihm liegt es ferner ob, die Gewäſſer dauernd 
in dem Zuſtand zu erhalten, der ihre Inanſpruchnahme nach den jeweiligen be⸗ 
rechtigten Bedürfniſſen ermöglicht. Schließlich liegt ihm der Schutz gegen Waſſer⸗ 
gefahr ob. Daraus ergeben ſich die großen Aufgabengebiete der Benutzung, der Un⸗ 
terhaltung und des Ausbaus der Gewäſſer ſowie des Hochwaſſerſchutzes. Eine weis 
tere durch das Reichswaſſergeſetz zu behandelnde Aufgabe erwächſt in der Rege⸗ 
lung der Verhältniſſe der der Reichsgewalt unterſtehenden Meeresgewäſſer und 
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des Meeresſtrandes, eine Aufgabe, die bisher — mit einer Ausnahme — noch nicht 
Gegenſtand waſſerrechtlicher Kodifikation geweſen iſt. 

Die dem Reiche obliegende Aufgabe geht nicht dahin, daß es ſämtliche Gewäſſer 
und ſämtliches Waſſer innerhalb des Reichsgebiets ſelbſt zu verwalten hätte. Das 
würde die Kraft der Verwaltung überſteigen, durch kein Bedürfnis gerechtfertigt 
und daher unnötig ſein. Niederſchlagswaſſer, das wild, d. h. außerhalb eines Bet: 
tes, von den Grundſtücken abläuft, iſt flüchtig und geſtaltlos, auch zu unwichtig. als 
daß es ſich zur Beherrſchung durch die öffentliche Gewalt eignen könnte. Das Reich 
hat ſich hier darauf zu beſchränken, die Beziehungen der Grundſtücke untereinander 
zum Ablauf und zur Aufnahme des Waſſers zu regeln. Eine wirkliche Verwaltung 
und Beherrſchung des oberirdiſchen Waſſers, wenigſtens des Binnen⸗ 
waſſers, ſetzt voraus, daß es als Gewäſſer, alſo in dauernder Geſtalt auftritt und 
ein durch den Erdboden geſchaffenes Bett erfüllt, mag dieſes natürlicher oder künſt⸗ 
licher Herkunft ſein. Weiter aber wird das Reich ſich in höherem Maße als bisher 
eine maßgebliche Beſtimmung auch über die Verwendung des unterirdiſchen Waſ⸗ 
ſers, des Grundwaſſers, ſichern müſſen, nicht nur, weil die Inanſpruchnahme 
der unterirdiſchen Waſſervorkommen mit ſteigendem Waſſerbedarf ſtetig geſtiegen 
iſt und noch weiter ſteigen wird und weil gewiſſe Bedürfniſſe der Waſſerverſorgung 
aus hygieniſchen und wirtſchaftlichen Rückſichten gerade auf dieſes Waſſer ange: 
wieſen ſind, ſondern auch, weil die Bodenkultur von der Regelung des Grund: 
waſſerſtandes abhängig iſt und weil die nahen Beziehungen zwiſchen den ober⸗ 
irdiſchen und den unterirdiſchen Waſſervorkommen, wie wiſſenſchaftlich immer mehr 
erkannt iſt, aus Gründen planmäßiger Waſſerwirtſchaft auch die Beherrſchung des 
Grundwaſſers fordern. 

In welcher Weiſe das Reich ſeine Herrſchaft über die Gewäſſer ausübt, wird je 
nach deren Beſtimmung und Verhältniſſen verſchieden ſein. Nur in Ausnahme⸗ 
fällen wird das Reich ſich ſelber des Waſſers zu bedienen haben. Die Regel iit, 
daß es das Waſſer denjenigen überläßt, die ſeiner bedürfen, mögen es öffentliche 
Stellen, Körperſchaften oder Private ſein; gerade die privatwirtſchaftliche Ver⸗ 
wendung hat ihre große Bedeutung. Der maßgebende Grundſatz muß ſein, das 
Waſſer derjenigen Verwendung zuzuführen, die für die Geſamtheit des Volkes 
und ſeine Wohlfahrt die nützlichſte iſt, und das gilt nicht nur für die Verwaltung 
des Waſſerſchatzes durch das Reich und ſeine Behörden, ſondern auch für die Ver⸗ 
wendung des den einzelnen überlaſſenen Waſſers durch dieſe. Auch die Verwer⸗ 
tung des überlaſſenen Waſſers durch den einzelnen iſt nicht ein Recht, ſondern eine 
Aufgabe am Wohle der Geſamtheit. In welcher Weiſe das Reich über das Waſſer 
verfügt, iſt nicht weſentlich, das kann geſchehen durch Überlaſſung im Einzelfalle 
mittels Erlaubnis oder Verleihung, aber auch allgemein durch Geſetz, alſo z. B. 
durch die geſetzliche Beſtimmung des Gemeingebrauchs oder indem von vornherein 
gewiſſe Gewäſſergruppen der privaten Wirtſchaft und Verfügung überlaſſen wer⸗ 
den, weil bei ihnen das Intereſſe der Allgemeinheit an ihrer Verwertung in 
dieſer Art am beſten gewahrt wird. Daraus ergeben ſich dann im großen und 
ganzen zwei Gruppen von Gewäſſern, ſolche, in denen das Reich das Waſſer ganz 
ſeiner Beſtimmung und Verfügung vorbehält, und ſolche, bei denen die Verfügung 
— mit gewiſſen mehr oder minder bedeutſamen Einſchränkungen — anderen über⸗ 
laſſen wird. Gewäſſer der erſteren Art unterliegen nicht dem Privateigentum; die 
Herrſchaft, die das Reich über ſie ausübt, vollzieht ſich nach Normen des öffent⸗ 
lichen Rechtes. Nur wird es aus Rückſichten der Grundbuchverfaſſung und zur Er⸗ 
leichterung des Rechtsüberganges erlaubt ſein, das Eigentum am Bett ſolcher Ge⸗ 
wäſſer, wo ein ſolches beſteht, mit der Beſchränkung aufrechtzuerhalten, daß der 
Eigentümer alle Maßnahmen dulden muß, die ſich aus der Herrſchaft des Reichs 
über das Gewäſſer (Benutzung, Unterhaltung, Ausbau, Bewilligung von Zwangs⸗ 
rechten) ergeben. Die Verfügung der einzelnen über die ihnen überlaſſenen Ge— 


872 


wäſſer wird ſich dagegen nach privatrechtlichen Normen zu vollziehen haben, joweit 
das Geſetz nichts anderes beſtimmt. Auch bei dieſen Gewäſſern muß ſich das Reich 
die Machtmittel ſichern, um einer ſchädlichen Benutzung entgegenzutreten. Daß dem 
Reiche die Befugnis zuſtehen muß, die Überlaſſung ſolcher Gewäſſer an andere 
zu beſchränken oder wieder ganz zurückzunehmen, wo es Rückſichten der Volksge⸗ 
meinſchaft erfordern, ergibt ſich aus ſeiner umfaſſenden Befugnis über das Waſſer. 

Zu den Gewäſſern, die das Reich in vollem Umfange ſeiner Beſtimmung und 
Verfügung vorbehalten muß, gehören in erſter Linie alle natürlichen Waſ⸗ 
ſerläufe, die Ströme, Flüſſe und Bäche mit ihren Quellen, ferner die Schiff ⸗ 
fahrtskanäle und die Mühlen⸗(Triebwerks⸗) Gräben, in denen 
Waſſer aus Gewäſſern dieſer Art zu Kraftzwecken abgeleitet und wieder zurück⸗ 
geleitet wird. Allerdings iſt ſolches Waſſer anderen überlaſſen, aber nur zum Ge⸗ 
brauch und ohne daß es dauernd dem Bereiche des Hauptgewäſſers entfremdet 
wird; außerdem ſind dieſe Gräben für die Waſſerführung des Hauptgewäſſers von 
großer Bedeutung. Im Gegenſatz dazu ſteht das Waſſer, das in Gräben zur 
Bewäſſerung von Ländereien oder zur Waſſerverſorgung, 
z. B. von Ortſchaften, Fabriken oder Einzelhaushalten, aus einem Fluß fortgeleitet 
wird, weil über dieſes Waſſer bereits zugunſten der betreffenden Unternehmungen 
voll verfügt iſt, es in dieſen verwendet oder verbraucht werden darf. Solche Gräben 
bilden alſo ein Beiſpiel für die andere Gewäſſergruppe. Unter den natürlichen 
Waſſerläufen wird man diejenigen, die dem öffentlichen Verkehr durch Schiffahrt 
(einſchl. der Floßfahrt) dienen und für dieſen Zweck vom Reiche zu unterhalten 
find, mit den Schiffahrtskanälen und denjenigen Seen, auf denen ein öffentlicher 
Verkehr ſtattfindet, als Waſſerſtraßen zuſammenfaſſend zu behandeln haben, 
da ſie mit Rückſicht auf ihre beſondere Beſtimmung Sondervorſchriften zu unter⸗ 
ſtellen ſind. Da ſie einer beſonderen Verwaltung durch das Reich unterliegen wer⸗ 
den, wird man dieſem hier auch das Eigentum am Bett übertragen müſſen. Die 
Zugehörigkeit der Gewäſſer zu dem Bereich der Waſſerſtraßen wird durch ein Ver⸗ 
zeichnis maßgeblich feſtzulegen ſein. Eine beſondere Stellung nehmen die natür⸗ 
lichen und künſtlichen Seen ein. Sie ſind einerſeits wegen ihres Zuſammen⸗ 
hanges mit dem oberirdiſchen Gewäſſerſyſtem oder dem Grundwaſſer waſſerwirt⸗ 
ſchaftlich wichtig, die Feſtlegung des Seewaſſerſpiegels iſt vielfach auch von großer 
Bedeutung für die Bodenkultur benachbarter Ländereien; das Reich muß daher, 
will es planmäßig Waſſerwirtſchaft betreiben, auch auf ſie ſeinen Einfluß ſichern. 
Auf der anderen Seite ſind die Seen aber bisher überwiegend als Privatgewäſſer 
behandelt und privatwirtſchaftlich genutzt worden, vielfach ſind ſie wertvolle Fiſch⸗ 
gewäſſer, und bei zahlreichen Seen iſt dieſe Art der privatwirtſchaftlichen Nutzung 
diejenige, die auch vom Standpunkt des Nutzens für die Volksgemeinſchaft die ge⸗ 
gebene und zweckmäßigſte darſtellt. Das Reich wird daher nicht in allen, ſondern 
nur in einem Teil der Seen, nämlich in denjenigen, die für die Volksgemeinſchaft 
Bedeutung haben und durch ein Verzeichnis feſtzulegen find, ſich die alleinige Ver: 
fügung über das Waſſer vorbehalten können, die anderen der Privatwirtſchaft 
überlaſſen und ſich an dieſen nur eingeſchränktere Befugniſſe ſicherſtellen müſſen. 
Weiter wird bei den dem Reiche vorzubehaltenden Seen darauf Rückſicht zu neh⸗ 
men fein, daß fie jetzt meiſt ſehr wertvolle Beſtandteile des Grundbeſitzes und wid: 
tige Unterlagen des Grundkredits ſind; man wird daher hier den Übergang in den 
neuen Rechtszuſtand dadurch erleichtern müſſen, daß man die Nutzungen den bis⸗ 
herigen Eigentümern beläßt und beim Gemeingebrauch ſowie bei der Begebung 
von Sondernutzungen durch Erlaubnis oder Verleihung auf die im volkswirt⸗ 
ſchaftlichen Intereſſe nützliche Hauptbeſtimmung des Sees die gebotene Rückſicht 
nimmt. Inwieweit für Seen, die zu einem Erbhof gehören, eine beſondere Rege—⸗ 
lung erforderlich iſt, wird zu prüfen ſein. Eine beſondere Behandlung werden mit 
Rückſicht auf ihre Zweckbeſtimmung auch die Talſperren und die Häfen zu 
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erfahren haben. Dasſelbe wird gelten für die große Zahl von Entwäſſerungs⸗ 
gräben, ſoweit ſie nicht lediglich der Entwäſſerung eines einheitlichen Grund⸗ 
beſitzes dienen und daher unzweifelhaft privater Natur ſind; auch bei den anderen 
überwiegt der private oder — bei Waſſergenoſſenſchaften und ähnlichen Gemein⸗ 
ſchaften — der genoſſenſchaftliche Charakter, andererſeits aber dienen fie aus Rück⸗ 
ſichten der Bodenkultur namentlich im Flachlande wichtigen allgemeinen Intereſſen 
und bedürfen ſtrenger Normen und Aufſicht hinſichtlich ihrer Unterhaltung; auch 
wird fremden Grundeigentümern der Anſchluß an beſtehende Entwäſſerungsſyſteme 
zu ermöglichen ſein, ſoweit es ohne erhebliche Weiterungen erfolgen kann. 

Bei den in Betracht kommenden Meeresgewäſſern — es kann ſich hier 
nur um die Küſtengewäſſer und die ſogenannten Territorialgewäſſer (Seehäfen. 
Reeden, Buchten, Bodden, Wattenmeer) handeln — und beim Meeresſtrand 
iſt grundſätzlich von der unbeſchränkten Reichshoheit auszugehen. Die Verhältniſſe 
der Meeresgewäſſer, deren Regelung ſich vorausſichtlich nur auf wenige Punkte zu 
erſtrecken haben wird, wie Seepolizei, Inſeln, Anlagen, werden wegen ihrer völker⸗ 
rechtlichen Seite mit der gebotenen Zurückhaltung zu behandeln ſein. Beſondere 
Wichtigkeit wird das Recht der Landgewinnung haben. Beim Meeresſtrande wird 
ſich die Regelung im weſentlichen auf die Feſtlegung der ſchon bisher beobachteten 
Rechtsgrundſätze in bezug auf Strand» und Küſtenſchutz, Gemeingebrauch, Konzeſ⸗ 
ſtonierung von Badeunternehmungen und ſonſtige Sonderrechte am Strande be⸗ 
ſchränken können. 


3. Benutzung der Gewäſſer 


Das weite Reich der Benutzung kann nur andeutungsweiſe behandelt werden. 
An den ganz dem Reiche vorbehaltenen oberirdiſchen Gewäſſern ergibt ſich ohne 
weiteres das Benutzungsſchema: Gemeingebrauch oder Sondernutzung auf Grund 
beſonderer behördlicher Bewilligung. Der Gemeingebrauch ſteht jedem kraft 
geſetzlicher Vorſchrift zu; eine Befugnis zum Betreten oder zur Benutzung von 
Ufergrundſtücken gibt er nicht. Er ſtellt kein Recht des Benutzenden dar, ſondern iſt 
nur objektive Rechtsnorm, deren Anwendung allein von der Verwaltungs behörde 
zu regeln und zu entſcheiden iſt, die ihn auch nach Bedarf beſchränken oder ganz 
unterſagen kann. Bei Schiffahrtskanälen, Triebwerksgräben, Talſperren und Seen 
wird jedenfalls ein Gemeingebrauch nur beſchränkt zuzulaſſen ſein. Inhaltlich 
bezieht er ſich auf eine Reihe geringfügiger und unſchädlicher Benutzungen, wie 
Baden, Tränken, Schwemmen, Kahnfahren und dgl., die unſchädliche Entnahme 
von Waſſer und die unſchädliche Einleitung von Waſſer und Abwäſſern. Ferner 
gehört zum Gemeingebrauch der öffentliche Verkehr, insbeſondere die Schiffahrt 
und die Flößerei auf Waſſerſtraßen und auf ſolchen kleineren Gewäſſern, auf denen 
ſie herkömmlich oder beſonders zugelaſſen iſt oder wird. Beſondere Beachtung wird 
der Sport- und der ſonſtige Kleinverkehr auf Gewäſſern finden müſſen, auch werden 
Beſtimmungen zu erwägen ſein, durch welche eine Benutzung der Ufer von Seen 
und anderer natürlicher Gewäſſer für den Wanderverkehr und zur Volkserholung 
ermöglicht wird. Zu jeder über den Gemeingebrauch hinausgehenden Sondernutzung 
ſolcher Gewäſſer wird es beſonderer behördlicher Bewilligung, alſo einer Erlaubnis 
oder einer Verleihung bedürfen. Erwünſcht wäre es, wenn an kleineren natür⸗ 
lichen Waſſerläufen den Anliegern, vielleicht auch den Eigentümern dahinter 
liegender Grundſtücke, die Benutzung für ländliche Zwecke, namentlich zur Ent: 
oder Bewäſſerung, innerhalb gewiſſer Schranken auch über den Gemeingebrauch 
hinaus als geſetzliches Recht zugebilligt werden könnte, um für ſolche Fälle, wenn 
dabei berechtigte Intereſſen anderer nicht weſentlich berührt werden, die jedes⸗ 
malige Inanſpruchnahme der Behörde zu erſparen. 

Für die behördliche Bewilligung kommen in Betracht die ohne beſondere Förm— 
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lichkeit zu erteilende Erlaubnis für weniger wichtige Fälle, im übrigen, ins» 
beſondere wenn in Rechte oder berechtigte Intereſſen anderer weſentlich eingegriffen 
werden ſoll, die förmliche Verleihung. Ein Recht auf die Erlaubnis oder 
Verleihung kann es nicht geben; ob ſie erteilt werden ſollen und ob im gegebenen 
Falle eine Erlaubnis oder eine Verleihung zu erteilen ſei, hängt vielmehr allein 
vom Ermeſſen der Behörde ab. Die Erlaubnis — ſtets widerruflich — gibt kein 
Recht auf die Benutzung gegenüber anderen, in deren Rechte eingegriffen wird; 
ſie wird „unter dem Vorbehalt der Rechte Dritter“ erteilt, muß alſo der begrün⸗ 
deten Klage des verletzten Berechtigten weichen. Dagegen begründet die Verleihung 
ein Benutzungsrecht auch gegenüber Dritten, ſie wird in einem förmlichen Ver⸗ 
fahren erteilt, in welchem den Vertretern entgegenſtehender Rechte und Intereſſen 
Gelegenheit zur Geltendmachung ihrer Anſprüche gegeben wird, und ſtellt einen 
neuen maßgeblichen Rechtszuſtand im Gewäſſer her, über den von der Behörde in 
Abwägung der für und wider ſprechenden Rechts⸗ und Intereſſenlage entſchieden 
wird. Der Behörde muß dabei weitgehende Befugnis zu Auflagen, Vorbehalten 
und Entſchädigungsverpflichtungen gegeben werden, es muß ihr ferner freiſtehen, 
die Verleihung dauernd oder auf beſtimmte Zeit, unter beſtimmten Umſtänden auch 
auf Widerruf zu erteilen, indes werden für den letzteren einſchneidenden Fall die 
Vorausſetzungen geſetzlich zu beſtimmen ſein. Ob der Schutz des verliehenen Rechtes 
in den Verwaltungsrechtsweg oder in den Zivilrechtsweg verlegt, ob alſo das Recht 
im weſentlichen als öffentliches oder als privates behandelt werden ſoll, wird ſich 
erſt beurteilen laſſen, wenn bekannt wird, von welchen Grundſätzen der neue Staat 
hinſichtlich der Verwaltungsrechtspflege ausgeht; an ſich iſt die öffentliche Rechts⸗ 
ſtellung die richtige. 

Soweit Gewäſſer der Verfügung Privater überlaſſen find, wird ſich deren 
Benutzung nach Normen des Privatrechts vollziehen. Indes wird für eine Reihe 
von Benutzungsfällen, durch die Gemeinintereſſen oder Verhältniſſe anderer Ge⸗ 
wäſſer oder benachbarter Grundſtücke nachteilig berührt werden können, die behörd⸗ 
liche Genehmigung vorzuſchreiben ſein, die aber nur beim Vorhandenſein beſtimmter 
geſetzlicher Vorausſetzungen verſagt werden könnte; Fälle dieſer Art könnten ſein 
die Herſtellung von Stauanlagen, die Verunreinigung des Waſſers oder die Senkung 
eines Seewaſſerſpiegels. 

Beſtehende ältere Benutzungsrechte werden grundſätzlich aufrechtzu⸗ 
erhalten fein, auch ſoweit fie lediglich auf geſetzlicher Norm beruhen, falls fie aus⸗ 
geübt werden. Die Aufrechterhaltung des alten Rechtszuſtandes begegnet Schwierig⸗ 
keiten durch die verſchiedene jetzige Rechtslage der einzelnen Länder, da die behörd⸗ 
liche Zulaſſung zur Sondernutzung in einigen Ländern nicht als Begründung eines 
Rechtes, ſondern als bloße Erlaubnis ausgeſtaltet iſt. Man wird die erlaubten 
Sondernutzungen den Rechten gleichzuſtellen haben, wenn ſie dieſen an wirtſchaft⸗ 
licher Bedeutung entſprechen und nur unter beſtimmten geſetzlichen Vorausſetzungen 
gegen Entſchädigung zurückgenommen werden dürfen. Erlaubte Benutzungen, die 
dieſen Anforderungen nicht entſprechen, werden nur als widerruflich erlaubt im 
Sinne des neuen Geſetzes zu behandeln ſein. In ihrer Rechtsnatur werden ältere 
Rechte an Gewäſſern, die der Verleihung zugänglich ſind, den verliehenen gleich⸗ 
zuſtellen, alſo gegebenenfalls als öffentlich⸗rechtliche zu behandeln ſein. 

Daß die zur Benutzung desſelben Gewäſſers Berechtigten in einem gewiſſen 
natürlichen Gemeinſchafts verhältnis ſtehen, war ſchon bisher nicht 
unbeachtet geblieben. In den jetzigen Waſſergeſetzen finden ſich ſchon Sätze, wonach 
die Benutzung eines Waſſerlaufs derart zu erfolgen hat, daß es ſämtlichen 
Benutzungsberechtigten möglich iſt, für ihre Grundſtücke den tunlichſten Vorteil 
aus dem Waſſer zu ziehen, daß kein nutzloſer Verbrauch oder keine nutzloſe Auf⸗ 
ſtauung des Waſſers zum Nachteil anderer Berechtigter erfolgen, die Benutzung 
nur unter billiger Berückſichtigung der zuläſſigen Benutzung anderer ausgeübt 
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werden dürfe. Es entſpricht nationalſozialiſtiſchen Anſchauungen, daß dieſe aus der 
Gemeinſchaft ſich natürlich ergebende Rückſichtnahme eine noch ſchärfere Betonung 
erfährt. Insbeſondere für den Fall, daß das vorhandene Waller nicht zur Befrie⸗ 
digung aller berechtigten Bedürfniſſe hinreicht, wird der Behörde die Befugnis zur 
Waſſerverteilung und zur Ausgleichung der Benutzungen gegeben werden müſen. 
Daß gewiſſe Notbedürfniſſe, wie bei Feuersgefahr, bei Waſſermangel, zur not⸗ 
wendigen Verſorgung von Ortſchaften, vorzugsweiſe Befriedigung beanſpruchen 
dürfen, war ſchon bisher rechtens. 

Zur Gewinnung von Grundwaſſer galt bisher jeder Grundeigentümer auf 
feinem Grundſtück für berechtigt. Dieſes Recht ift ſchon jetzt durch die Waſſergeſetze 
zum Schutze öffentlicher und nachbarlicher Intereſſen beſchränkt worden, teils durch 
Vorſchriften des Privatrechts, teils, indem für wichtigere Fälle die polizeiliche 
Genehmigungspflicht oder die Zuläſſigkeit polizeilicher Unterſagung vorgeſehen iſt. 
Jetzt wird man das Grundwaſſer ſchlechthin der Verfügung des Reichs unterſtellen 
und ſeine Entnahme von einer lediglich nach Ermeſſen der Behörde zu erteilenden 
Bewilligung (Erlaubnis oder Verleihung) abhängig zu machen haben, auf die 
der Grundeigentümer kein Recht hat. Die Gründe dafür find bereits angedeutet 
worden. Ein geſetzliches Recht, ohne behördliche Bewilligung Grundwaſſer ent: 
nehmen zu können, wird man aber dem Grundeigentümer zur Verwendung für 
ſeine Wirtſchaft und ſeinen Haushalt geben. Man wird ferner das Abpumpen von 
Grundwaſſer nicht nur dann unter die ſtaatliche Einflußnahme ſtellen müſſen. 
wenn es zu Verbrauchszwecken geſchieht, ſondern auch in anderen Fällen, z. B. zum 
Leerpumpen von Baugruben und zur erleichterten Fundierung größerer Bauten. 
Die Beziehungen zum Bergrecht find beſonders zu regeln. Die gewöhnliche Boden: 
entwäſſerung von Grundſtücken muß unberührt bleiben. Auch werden die erforder⸗ 
lichen Vorſchriften zu treffen ſein, um eine Verunreinigung des Grundwaſſers zu 
verhüten. Um die Kenntnis der unterirdiſchen Waſſerverhältniſſe zu vertiefen, wird 
man für die am Grundwaſſer beteiligten Unternehmer und Bergwerksbeſitzer die 
Verpflichtung zu Auskünften, zur Bereitſtellung von Anlagen und zur Beteiligung 
an den Koſten für entſprechende behördliche Unterſuchungen vorſehen müſſen. 

Ein beſonders wichtiger Punkt iſt die Reinhaltung der Gewäſſer. Die 
Frage, in welcher Weiſe die Einleitung nachteiliger Abwäſſer in oberirdiſche 
Gewäſſer zu regeln ſei, ſoweit es dazu einer behördlichen Bewilligung bedurfte. 
iſt bisher in den einzelnen deutſchen Ländern verſchieden gelöſt worden: in Süd⸗ 
deutſchland und teilweiſe in Sachſen wird ſie nur widerruflich zugelaſſen, Preußen. 
Mecklenburg⸗Schwerin und Thüringen laſſen dafür wie für jede andere Benutzung 
die Verleihung auf die Dauer bzw. auf Zeit zu, aber unter dem Vorbehalt, daß 
die Behörde jederzeit nachträglich erhöhte Auflagen zur Reinhaltung machen darf. 
Für die erſtere Methode ſprechen allgemeine Rückſichten der Reinhaltung des 
Waſſers, für die letztere Gründe einer erhöhten Sicherheit, auch Kreditſicherung 
wichtiger Unternehmungen. Der praktiſche Unterſchied darf nicht überſchätzt werden. 
da die Behörden auch bei widerruflicher Zulaſſung in der Regel Anſtand nehmen 
werden, wichtigen Unternehmungen, nachdem ſie ſie einmal zugelaſſen haben, die 
Benutzung des Gewäſſers ſpäter zu widerrufen; in wenigen Fällen, z. B. bei der 
Ortſchaftsentwäſſerung, kann ein Widerruf praktiſch überhaupt nicht erwogen 
werden. Jedenfalls werden die Gründe für die eine oder die andere Methode ein⸗ 
gehend überlegt werden müſſen. Das Geſetz wird aber alle Handhaben bieten 
müſſen, die für den Kampf der Behörden gegen die Verunreinigung der Gewäſſer 
erforderlich ſind. Die dahin gehenden Beſtrebungen, deren wiſſenſchaftliche Unter⸗ 
lagen und Hilfsmittel ſich ſtetig vervollkommnen, verdienen nicht nur aus hngient: 
ſchen und wirtſchaftlichen Gründen eine Förderung, ſondern auch, weil ſie geeignet 
ſind, das Waſſer zu wiederholter Verwendung fähig zu machen und damit den 
knappen Waſſerſchatz beſſer auszunützen. Daß aus dieſen Rückſichten auch für das 
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Grundwaſſer und das in privater Verfügung ſtehende Gewäſſer ſtaatliche Befug⸗ 
niſſe vorzuſehen ſeien, wurde bereits erörtert. Ferner kommt in Frage die Zu⸗ 
laſſung von Waſſergenoſſenſchaften zur Verwertung ſtädtiſcher Abwäſſer und zur 
Reinhaltung von Gewäſſern; Körperſchaften der letzteren Art find für ganze Fluß⸗ 
gebiete durch preußiſche Sondergeſetze mit hervorragendem Erfolg gebildet worden. 
Schließlich wird die Einrichtung von Veranſtaltungen zur einheitlichen hygieni⸗ 
ſchen Flußwaſſerüberwachung zu fördern ſein, worin Preußen gleichfalls vorbild⸗ 
lich vorgegangen iſt. 

Daß Benutzungsrechte wegen überwiegender Nachteile und Gefahren für das 
Gemeinwohl gegen Entſchädigung entzogen werden können, entſpricht ſchon der 
jetzigen Rechtslage. Davon abgeſehen wird die Beſchränkung oder Entziehung von 
Benutzungsrechten zur Durchführung waſſerwirtſchaftlicher Unternehmungen von 
überwiegender Nützlichkeit gegen Entſchädigung vorzuſehen ſein, ſei es im Wege 
des Verleihungsverfahrens, ſei es im Wege von Zwangsrechten, worunter 
beſondere waſſerwirtſchaftliche Enteignungsrechte zu verſtehen find. Andere 
Zwangsrechte werden vorzuſehen ſein für den Anſpruch auf Mitbenutzung fremder 
Benutzungsanlagen, ſchließlich zur Inanſpruchnahme von fremdem Grundeigentum 
für waſſerwirtſchaftliche Unternehmungen, z. B. für die Durchleitung durch fremde 
Grundſtücke, für die Errichtung von Benutzungsanlagen oder für die Überſtauung 
von Landflächen. Das Verfahren zur Begründung ſolcher Zwangsrechte wird, 
wenn ſie einem zu verleihenden Rechte dienen ſollen, mit dem Verleihungsver⸗ 
fahren zu verbinden ſein. 

Für die bei der Begründung oder Beſeitigung von Benutzungsverhältniſſen zu 
leiſtenden Entſchädigungen iſt bisher der Grundſatz der vollen Entſchädi⸗ 
gung überwiegend geweſen; daneben findet ſich eine Entſchädigung „ſoweit die 
Billigkeit nach den Umſtänden eine Entſchädigung rechtfertigt“ — ſo in Preußen 
für Schäden durch Anderung des Grundwaſſerſtandes — oder — teilweiſe in 
Baden — eine Beſchränkung auf die Abgeltung des tatſächlich erwachſenden 
Schadens ohne Berückſichtigung des entgangenen Gewinns, mitunter in gering⸗ 
fügigen Erſatzfällen auch Entſchädigung nach billigem Ermeſſen der Verwaltung. 
Bei letzteren iſt der Rechtsweg ausgeſchloſſen, während er im übrigen Regel iſt, 
ſei es unmittelbar, ſei es auf Grund einer vorgängigen Verwaltungsentſcheidung. 
Wo es ſich um die Inanſpruchnahme von Grundeigentum handelt, wird man an der 
vollen Entſchädigung und dem Rechtsweg (nach Vorentſcheidung durch die Verwal⸗ 
tung) feſthalten müſſen. In anderen Fällen, namentlich bei der Entziehung oder 
Beſchränkung von Benutzungsrechten, erſcheint die Abgeltung des tatſächlich er⸗ 
wachſenden Schadens ausreichend, weil es nicht im Sinne der Überlaſſung des 
Waſſers an einzelne liegen dürfte, ihnen einen Gewinn auch für die Zeit zu ge⸗ 
währleiſten, in der ſie ſich des Waſſers nicht mehr bedienen dürfen, wenn aus 
Rückſichten der Volkswohlfahrt feine anderweitige Verwendung angezeigt iſt. Für 
geeignete Fälle wird an der Billigkeitsentſchädigung feſtzuhalten ſein. Statt des 
Rechtswegs wird man mit der oben gemachten Ausnahme den Verwaltungsweg 
wählen, vorausgeſetzt, daß Streitigkeiten über die verliehenen oder aufrechterhal⸗ 
tenen Benutzungsrechte gleichfalls auf dieſem Wege entſchieden werden. Gering⸗ 
fügige Entſchädigungsfälle, z. B. bei Benutzung des Leinpfads, beim Anlegen von 
Fahrzeugen am Ufer ujw., könnten der Verwaltung unter Ausſchluß des Rechts⸗ 
wegs überlaſſen bleiben. 


4. Unterhaltung und Ausbau 


Die Gewäſſer, insbeſondere die fließenden und die Schiffahrtskanäle, müſſen 
dauernd in einem ihrer Beſtimmung entſprechenden Zuſtand erhalten und den 
jeweiligen Bedürfniſſen entſprechend verändert werden. Die Erhaltung im bis— 
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herigen Zuſtand ift Unterhaltung, die Beſſerung Ausbau. Das Ziel wird bei den 
Waſſerſtraßen durch die Bedürfniſſe des öffentlichen Verkehrs und der Vorflut 
gegeben, d. h. der unſchädlichen Abführung des natürlich zufließenden Waſſers, bei 
den anderen Waſſerläufen allein durch die Vorflut. Bei hochwaſſergefährlichen 
Flüſſen und Bächen kann die Bekämpfung von Hochwaſſergefahr, bei den zur 
Flößerei benutzten kleineren Flüſſen und Bächen die Erhaltung des für die 
Flößerei erforderlichen Zuſtandes wichtig ſein. Das preußiſche Syſtem hat die Unter⸗ 
haltung unter dem Geſichtspunkt polizeilich erzwingbarer Verpflichtung geregelt. 
andere Geſetze unter dem Geſichtspunkt einer Aufgabe, alſo unter ſtärkerer Be⸗ 
tonung eigener Selbſtändigkeit und eigenen Ermeſſens. Den Grund für dieſen 
Unterſchied wird man vielleicht darin finden müſſen, daß die norddeutſche Tiefebene 
wegen des geringeren Gefälles erheblich ſtrengere Anforderungen an einen guten 
Zuſtand der Vorfluter ſtellt. Gegen die Pflichtauffaſſung wird geltend gemacht, daß 
die Zivilgerichte Anlaß genommen hätten, durch eine weitgehende Zulaſſung von 
Schadenerſatzklagen wegen mangelnder Unterhaltung eine unzuläſſige Kontrolle 
über die Verwaltung für ſich in Anſpruch zu nehmen. Das trifft an ſich zu. Die 
darin liegenden individualiſtiſchen Gedankengänge widerſprechen aber national⸗ 
ſozialiſtiſchen Anſchauungen und deshalb kann angenommen werden, daß dieſe 
Rechtſprechung in Zukunft eine Wandlung erfahren wird. Jedenfalls wird das 
Reichswaſſergeſetz, ſoweit möglich, der Verwaltung das erforderliche freie Ermeſſen 
zu ſichern haben, aber deshalb nicht von dem Begriff einer Unterhaltungspflicht 
ganz abſehen können. Soweit das Reich ſelbſt Träger der Unterhaltung wird, 
handelt es ſich allerdings um eine Aufgabe und nicht um eine Verpflichtung, und 
davon wird man auch ausgehen können, ſoweit öffentlichen Körperſchaften, wie 
z. B. Waſſergenoſſenſchaften oder Deichverbänden, die Unterhaltung auferlegt wird. 
Gegenüber Privatperſonen, z. B. bei Entwäſſerungsgräben, kann aber nur die 
Unterhaltungsverpflichtung mit behördlichen Zwangsbefugniſſen in Frage kommen. 

Bei der Wahl der Unterhaltungsträger wird man von einfachen Grundſätzen 
ausgehen und von einer Übernahme der beſtehenden vielfach unüberſichtlichen und 
verwickelten Verhältniſſe — dieſe ſpielen z. B. in Preußen eine große Rolle — 
abzuſehen haben. Der Ausgleich für die Befreiung von vorhandenen Laſten kann 
durch Unterhaltungsbeiträge erfolgen. Bei den Waſſerſtraßen iſt das Reich der 
gegebene Unterhaltungsträger, bei Schiffahrtskanälen evtl. derjenige, dem das 
Reich die Unterhaltung überträgt. Triebwerksgräben wird in der Regel der Unter⸗ 
nehmer, Entwäſſerungsgräben der Eigentümer oder Anlieger zu unterhalten haben. 
Wem die Unterhaltung der nicht zu den Waſſerſtraßen gehörenden Flüſſe und der 
Bäche zu übertragen ſei, hängt mit der zukünftigen Organiſation der Reichsgewalt 
zuſammen und kann noch nicht beantwortet werden. Empfehlenswert erſcheint hier 
eine ſtarke Beteiligung des genoſſenſchaftlichen Gedankens, vielleicht in der Glie⸗ 
derung in Ober: und Untergenoſſenſchaften für die Haupt: und Nebenwaſſerläufe, 
die aber nur unter beſonderen Verhältniſſen wird durchgeführt werden können. 
Die Anregung, die Unterhaltung eines Waſſerlaufs aus Gründen einheitlicher und 
planmäßiger Behandlung möglichſt in eine Hand zu legen, verdient jedenfalls 
Beachtung und hat ſich in Preußen bei den ſchleſiſchen und brandenburgiſchen Hoch⸗ 
waſſerflüſſen und bei gewiſſen größeren von waſſerwirtſchaftlichen Sonderverbänden 
unterhaltenen Flußſyſtemen bewährt. 

Der Ausbau der natürlichen Waſſerläufe und der Bau und Ausbau von Schiff⸗ 
fahrtskanälen wird dem Reiche zuſtehen oder demjenigen, dem das Reich die Er: 
laubnis dazu erteilt. Ein beſonderes Ausbauverfahren, das auf die Feſtſtellung 
des Ausbauplans zielt und in dem über den Schutz und die Schadloshaltung benach⸗ 
teiligter Rechte und Intereſſen auf Grund von Einſprüchen zu entſcheiden iſt, wird 
bei allen wichtigeren Ausbauten vorzuſehen ſein. In Preußen hat es ſich auf Grund 
vielſeitiger praktiſcher Erfahrung aus dem Enteignungsverfahren als zweckmäßig 
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entwickelt. Der Schutz fremder Rechte und Intereſſen und die Entſchädigung für 
Nachteile und Gefahren wird in ähnlicher Weiſe zu behandeln ſein wie bei der 
Verleihung. Soweit ein Landaustauſch in Frage kommt, wie bei Erbhofgrund⸗ 
ſtücken, wird eine Beziehung zu den Vorſchriften über Umlegung von Grundſtücken 
zu ſchaffen ſein. 


5. Hochwaſſerſchutz 


Arbeiten für den Hochwaſſerſchutz innerhalb des Waſſerlaufs fallen in den Bereich 
der Unterhaltung oder des Ausbaus. Die beſonderen Vorſchriften über den Hoch⸗ 
waſſerſchutz beziehen ſich dagegen auf das Überſchwemmungsgebiet — dasjenige, 
das bei Hochwaſſer von dem austretenden Waſſer eingenommen wird, mit Aus⸗ 
nahme des Waſſerlaufs — und das Hochwaſſerabflußgebiet — denjenigen Teil 
des Überſchwemmungsgebiets, über den ſich die Strömung des Hochwaſſers hinweg⸗ 
bewegt. Sie ſollen dafür ſorgen, daß ſich der Abfluß des Hochwaſſers möglichſt 
unſchädlich vollzieht und daß entgegenſtehende Hinderniſſe verhütet oder, wo ſie 
vorhanden find, beſeitigt werden. Ferner behandeln fie den Schutz der dem Hoch⸗ 
waſſer ausgeſetzten Ländereien durch Eindeichung. Dem erſteren Zwecke dienen 
gewiſſe Beſchränkungen in der Benutzung von Grundſtücken, die Genehmigungs⸗ 
pflicht für die Herſtellung und Anderung von Gebäuden, Anlagen, Erderhöhungen 
und dgl. im Hochwaſſerabflußgebiet und die Zuläſſigkeit von Enteignungen zur 
Beſeitigung von Hinderniſſen des Abfluſſes. Der Deichſchutz liegt in Norddeutſch⸗ 
land regelmäßig in der Hand von Deichverbänden, in Süddeutſchland in der des 
Staates oder anderer öffentlicher Körperſchaften, welche die Eigentümer der der 
Überſchwemmung ausgeſetzten Grundſtücke zu den Koſten teilweiſe heranziehen. 
Nationalſozialiſtiſchen Grundſätzen dürfte die Übertragung des Deichſchutzes auf 
genoſſenſchaftliche Verbände beſſer genügen, finanzielle Rückſichten können aber 
für die letztere Regelung ſprechen, wenigſtens an ſolchen Flußſtrecken, an denen die 
Deiche beſonders gefährdet find und die Koſten ihrer Erhaltung und zeitgemäßen 
Umgeſtaltung im Mißverhältnis zur Leiſtungsfähigkeit eines Verbandes ſtehen. 
Für die Deich⸗ und Sielverbände der Nordſeemarſchen beſtehen noch ältere Vor⸗ 
ſchriften, deren Moderniſierung zu erwägen ſein wird. 


6. Waſſergenoſſenſchaften 


Beſonders reiche Erfahrungen auf dieſem Gebiet hat Preußen, deſſen Vor⸗ 
ſchriften auch zum Muſter dienen könnten, nachdem ſie in nationalſozialiſtiſchem 
Sinne, insbeſondere hinſichtlich des Führerprinzips, der Aufſicht und der ſtaat⸗ 
lichen Befugniſſe bei der Bildung verändert find. Ferner wird die Vereinigung 
mit dem Typ der ſeit dem Kriege vielfach gebildeten Bodenverbeſſerungsgenoſſen⸗ 
ſchaften vorzunehmen ſein. Kommt es zu einem Bodenkulturrecht, ſo entſteht die 
Frage, ob die Waſſergenoſſenſchaften in dieſem oder im Waſſerrecht zu behandeln 
find. Gewichtige Gründe ſprechen für das letztere. Einmal find nicht alle Waſſer⸗ 
genoſſenſchaften Bodenkulturgenoſſenſchaften, ſo diejenigen zum Ausbau oder zur 
Unterhaltung von Waſſerläufen, zur Reinhaltung von Gewäſſern, zum Bau von 
Talſperren, zur Beſeitigung von Hinderniſſen des Hochwaſſerabfluſſes; auch dienen 
viele Deichverbände nicht allein der Bodenkultur, ſondern auch dem Schutz von 
Ortſchaften vor gemeiner Gefahr. Für das Waſſerrecht würde in jedem Falle die 
Notwendigkeit beſtehen, die in ſeinen alleinigen Bereich fallenden Waſſergenoſſen⸗ 
ſchaften zu regeln, alſo gegebenenfalls neben dem Bodenkulturrecht gleichartige 
Vorſchriften zu erlaſſen. Im übrigen find auch die Aufgaben der Bodenkultur: 
genoſſenſchaften in hervorragendem Maße waſſerwirtſchaftlicher Art und nur 
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durch Mittel des Waſſerrechts zu erfüllen. Das ſpricht für die Behandlung der 
Waſſergenoſſenſchaften im Waſſerrecht. 


7. Aufſicht über die Gewäſſer und deren Benutzung. Behörden. Strafrecht 


Daß das Reich über die Gewäſſer und deren Benutzung die Aufſicht zu führen 
hat, ohne Rückſicht darauf, ob es ſich um Gewäſſer handelt, die es ſeiner alle intgen 
Beſtimmung vorbehält oder anderen überläßt, bedarf keiner Begründung. Über 
die dazu dienlichen Machtmittel wird man erſt entſcheiden können, nachdem die 
Grundſätze für die Verwaltungsordnung des Reichs bekanntgeworden find. Im 
weſentlichen fällt hierunter auch alles, was man bisher unter dem Begriff der 
Waſſerpolizei verſtanden hat. Über die Behörden kann einſtweilen gleichfalls 
nichts gejagt weiden, ſolange nicht die Organiſation des neuen Reichs in ihren 
Linien erkennbar wird. Nur das eine wird man ſchon jetzt feſtſtellen können., daß 
man bemüht ſein muß, den Behördenapparat des Waſſerrechts einfach zu geſtalten. 
Thüringen iſt in dieſer Hinſicht mit gutem Beiſpiel vorangegangen. Das Waſſer⸗ 
ſtrafrecht beſteht jetzt meiſt aus einer Reihe in ſich nicht zuſammenhängender Vor⸗ 
ſchriften. Es wird neu aufzubauen ſein nach dem Grundſatz, daß Verſtöße gegen 
die Ordnung der waſſerrechtlichen Verhältniſſe gegen die Gemeinſchaft des Volkes 
oder jedenfalls gegen die engere Gemeinſchaft der am Waſſer Beteiligten gerichtet 
ſind, deren Schutz dieſe Ordnung dient, und daß grobe Verſtöße dieſer Art auch 
ihre ſtrafrechtliche Sühne finden müſſen. 

Schlegelberger 
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G. Polizeirecht 


Einziehungsrecht 


IJ. Einleitung 


Die Einziehung von Gegenſtänden, die als gerichtliche Nebenſtrafe im § 40 
StGB. geregelt iſt, iſt im Verwaltungsrecht keine Strafe, ſondern eine 
Sicherungsmaßregel, die die Mittel für ſtaatsgefährliche oder ſonſt polizei⸗ 
widrige Beſtrebungen entziehen ſoll. Ihr Weſen liegt in der Entziehung des 
Eigentums, nicht in der Übertragung des Eigentums von dem bisherigen 
Inhaber auf einen anderen. Die Maßnahme enthält daher keine Enteignung im 
engeren Sinne. Die Wirkung der Einziehung beſteht darin, daß mit der Rechtskraft 
der Anordnung das Eigentum an den eingezogenen Gegenſtänden auf den Fiskus 
übergeht und dieſer zur freien Verfügung über ſie befugt iſt. Iſt der Fiskus noch 
nicht auf Grund einer vorhergegangenen Beſchlagnahme Beſitzer der eingezogenen 
Gegenſtände, ſo kann er nunmehr die Herausgabe von dem Beſitzer beanſpruchen. 
Die Einziehung im Verwaltungswege als polizeiliche Sicherungs⸗ 
maßregel war ſchon vor der nationalen Revolution in einer Reihe von geſetzlichen 
Vorſchriften für zuläſſig erklärt; ſo z. B. die Einziehung des Vermögens auf⸗ 
gelöſter Vereinigungen (8 18 des alten Republikſchutzgeſetzes vom 21. Juli 1922, 
§ 10 des neuen Republikſchutzgeſetzes vom 15. 5. 1930, $ 4 der Verordnung zur 
Erhaltung des inneren Friedens vom 19. 12. 1932), die Einziehung von Druck⸗ 
ſchriften ($ 12 der Verordnung zur Bekämpfung politiſcher Ausſchreitungen vom 
28. 3. 1931) und die Einziehung von Waffen (7. Teil $ 7 der Verordnung zur 
Sicherung von Wirtſchaft und Finanzen und zur Bekämpfung politiſcher Aus⸗ 
ſchreitungen vom 6. 10. 1931). In der neuen Geſetzgebung iſt von dieſer Sicherungs⸗ 
maßnahme in den Fällen Gebrauch gemacht worden, in denen das Verbleiben 
der Gegenſtände in der Hand ihrer bisherigen Eigentümer 
Gefahren für die Staatsſicherheit oder (im Falle zu 4) für das 
Anſehen des Staates beſorgen läßt. In folgenden Fällen iſt demgemäß 
die Einziehung für zuläſſig erklärt worden: 
1. die Einziehung von Druckſchriften, deren Inhalt geeignet iſt, die öffent⸗ 
liche Sicherheit oder Ordnung zu gefährden (nachſtehend zu II); 

2. die Einziehung volks⸗ und ſtaats feindlichen Vermögens (nad) 
ſtehend zu III); 

3. die Verfallerklärung des Vermögens der Perſonen, denen die deutſche 
Staatsangehörigkeit aberkannt iſt (nachſtehend zu IV); 

4. die Einziehung von Gegenſtänden, die geeignet ſind, das Empfinden von der 
Würde der nationalen Symbole zu verletzen (nachſtehend zu V). 


II. Einziehung von Druckſchriften 


Nach § 7 der Verordnung zum Schutze des deutſchen Volkes vom 4. 2. 1933 
(RG Bl. 1 S. 35) können Druckſchriften, deren Inhalt geeignet iſt, 
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die öffentliche Sicherheit oder Ordnung zu gefährden, poli- 
zeilich beſchlagnahmt und eingezogen werden. Dieſe Vorſchrift, die 
ſich ſchon in den früheren politiſchen Notverordnungen findet, trifft alle Druck⸗ 
ſchriften im Sinne des § 2 des Preßgeſetzes, und zwar ſowohl periodiſche wie nicht⸗ 
periodiſche Druckſchriften. Vorausſetzung der Maßnahme iſt, daß der Inhalt der 
Druckſchrift geeignet iſt, die öffentliche Sicherheit oder Ordnung zu gefährden. 
Nicht verlangt wird, daß ſchon eine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit oder 
Ordnung eingetreten iſt. Es genügt, wenn die Druckſchrift geeignet iſt, eine ſolche 
Gefährdung hervorzurufen, was auf Grund allgemeiner Erfahrungen nach pflicht⸗ 
mäßigem polizeilichem Ermeſſen zu entſcheiden iſt. Nicht notwendig iſt, daß ſchon 
mit der Verbreitung der Druckſchrift begonnen iſt (Hoche, Verordnung zum 
Schutze des deutſchen Volkes, Berlin 1933, zu $ 7). Zuſtändig zu der Anordnung 
ſind die Ortspolizeibehörden, ſoweit die oberſten Landesbehörden nicht andere Be⸗ 
hörden für zuſtändig erklärt haben. Die Einziehung von Druckſchriften iſt eine 
polizeiliche Verfügung. Ihre Anfechtbarkeit beſtimmt ſich ſomit nach den Vor⸗ 
ſchriften, die in den einzelnen Ländern über die Anfechtbarkeit polizeilicher Ver⸗ 
fügungen erlaſſen worden ſind. Es iſt alſo in der Regel ein verwaltungsgericht⸗ 
liches Verfahren zuläſſig. 


II. Die Einziehung volks⸗ und ſtaats feindlichen Vermögens 


Auf Grund des $ 1 der Verordnung des Reichspräſidenten zum Schutz von Volk 
und Staat vom 28. 2. 1933 (RG Bl. I S. 83), die zur Abwehr kommuniſtiſcher 
ſtaatsgefährdender Gewaltakte erlaſſen war, hatten die Polizeibehörden das kom⸗ 
muniſtiſche Vermögen, das in ihre Hand gefallen war, beſchlagnahmt. Um das 
kommuniſtiſchen Beſtrebungen dienende Vermögen auf die Dauer einer ſtaats⸗ 
feindlichen Verwendung zu entziehen, iſt das Geſetz über die Einziehung 
kommuniſtiſchen Vermögens vom 26. 5. 1933 (RGBl. 1 S. 293) er⸗ 
laſſen. Die Vorſchriften dieſes Geſetzes ſind durch das Geſetz über die Ein⸗ 
ziehung volks⸗ und ſtaats feindlichen Vermögens vom 14. 7. 
1933 (RGBl. 1 S. 479) auf das ſozialdemokratiſche und auf ſonſtiges Vermögen 
ausgedehnt worden, das zu volks- und ſtaatsfeindlichen Zwecken gebraucht oder 
beſtimmt iſt. Dieſe Geſetze ſind durch zwei vom Reichsminiſter des Innern erlaſſene 
Verordnungen vom 5. Auguſt und 26. September 1933 (RGBl. 1 S. 572 und 668) 
ergänzt worden. Von dieſen ſetzt die erſte Verordnung bei vermieteten oder unter 
Eigentumsvorbehalt gelieferten Sachen eine Ausſchlußfriſt für die Anmeldung der 
Rechte der Berechtigten. Die zweite Verordnung regelt die Zuſtändigkeit zur An⸗ 
ordnung der Einziehung, wenn ſich die Vermögensbeſtandteile in verſchiedenen 
Ländern befinden. 

Den Gegenſtand der Einziehung können bilden: 

1. Sachen und Rechte der Kommuniſtiſchen oder Sozialdemokratiſchen Partei 
ſowie Sachen und Rechte, die zur Förderung kommuniſtiſcher oder ſonſtiger marxi⸗ 
ſtiſcher Beſtrebungen gebraucht oder beſtimmt ſind; 

2. Sachen und Rechte, die zur Förderung anderer volks- und ſtaatsfeindlicher 
Beſtrebungen gebraucht oder beſtimmt find; im Intereſſe der Einheitlichkeit des 
Vorgehens iſt die Entſcheidung darüber, was als ſtaats⸗ und volksfeindliche 
Beſtrebung anzuſehen iſt, der Entſcheidung des Reichsminiſters des Innern unter: 
worfen. 

Eingezogen werden können Sachen und Rechte, und zwar ſowohl obligatoriſche 
wie dingliche Rechte. Der Einziehung unterliegt nur das Aktivvermögen. Das 
Paſſivvermögen (Schulden) geht nicht auf das Land über. Über die Frage, inwie⸗ 
weit Gläubigerrechte zu berückſichtigen ſind, vgl. weiter unten. Wie ſich aus der 
Formulierung „zur Förderung volks- und ſtaatsfeindlicher Beſtrebungen gebraucht 
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oder beſtimmt“ ergibt, find die Eigentumsverhältniſſe nicht entſcheidend. Auch ein 
Treuhandverhältnis hindert z. B. die Einziehung nicht. Die Einziehung ſetzt auch 
nicht voraus, daß der Gegenſtand noch zur Zeit der Einziehung zur Förderung 
volks⸗ und ſtaatsfeindlicher Beſtrebungen gebraucht oder beſtimmt iſt. Es genügt 
vielmehr, wenn er zu irgendeiner Zeit hierfür gebraucht oder beſtimmt war. 
Natürlich muß nach dem Zweck des Geſetzes die Verwendung zu ſtaatsfeindlichen 
Zwecken noch im Bereich der Möglichkeit liegen. 

Eine Ausnahme von der Einziehungs möglichkeit iſt für ſolche 
Sachen gegeben, die demjenigen, der ſie zur Förderung volks⸗ und ſtaatsfeindlicher 
Beſtrebungen gebraucht hat, vermietet oder unter Eigentumsvorbehalt geliefert 
worden find ($ 2 des Geſetzes vom 26. 5. 1933). Der Vermieter oder Lieferant 
ſoll nicht dadurch geſchädigt werden, daß die Sachen ohne ſeine Abſicht zu ſtaats⸗ 
feindlichen Zwecken gebraucht worden find. Hierunter fallen z. B. vermietete 
Häuſer, in denen der Mieter ein kommuniſtiſches Büro eingerichtet hat, oder Druck⸗ 
maſchinen, die marxiſtiſchen Zeitungsunternehmen unter Eigentumsvorbehalt ge⸗ 
liefert waren. Dieſe Ausnahme greift jedoch dann nicht Platz, wenn der Vermieter 
oder Lieferant mit der Hingabe der Sachen eine Förderung volks⸗ und ſtaatsfeind⸗ 
licher Beſtrebungen beabſichtigt hat, z. B. wenn der Eigentümer das Haus zu dem 
Zweck vermietet hat, Gelegenheit zu ſtaatsfeindlicher Betätigung in den Räumen 
zu ſchaffen. Daß eine ſolche Abſicht beſtanden hat, wird bei vermieteten oder unter 
Eigentumsvorbehalt gelieferten Sachen nicht vermutet. Die einziehende Behörde 
muß vielmehr eine ſolche Abſicht feſtſtellen, um die Einziehung ausſprechen zu 
können. Dieſe Feſtſtellung iſt nach pflichtmäßigem Ermeſſen der einziehenden Be⸗ 
hörde zu treffen, das nur im Dienſtwege nachprüfbar iſt. Da die einziehende Be⸗ 
hörde nicht immer wiſſen kann, ob eine zu ſtaatsfeindlichen Zwecken gebrauchte 
Sache dem Inhaber vermietet oder unter Eigentumsvorbehalt geliefert war, hat 
die Verordnung vom 5. 8. 1933 eine Ausſchlußfriſt für die Anmeldung der Rechte 
der Berechtigten geſetzt: Vermietete oder unter Eigentumsvorbehalt gelieferte 
Sachen können eingezogen werden, wenn der Berechtigte nicht ſeine Rechte inner⸗ 
halb eines Monats nach der Beſchlagnahme der Sachen oder, wenn die Sachen beim 
Inkrafttreten dieſer Verordnung bereits beſchlagnahmt waren, bis zum 30. 9. 1933 
bei der Stelle, die die Beſchlagnahme durchgeführt hat, anmeldet. 

Die Wirkung der Einziehung beſteht in dem Übergang der eingezogenen 
Sachen und Rechte auf das Land, deſſen Behörde die Einziehung angeordnet hat. 
Das Land wird Eigentümer der eingezogenen Sachen und Inhaber (Gläubiger) 
der eingezogenen Rechte mit der Zuſtellung der Einziehungsanordnung an den 
Berechtigten oder mit der öffentlichen Bekanntmachung der Einziehungsanord⸗ 
nung. Nicht notwendig iſt, daß die Einziehungsanordnung allen Betroffenen 
zugeſtellt wird. Die an den eingezogenen Gegenſtänden beſtehenden Rechte erlöſchen 
kraft Geſetzes mit der Wirkſamkeit der Einziehungsverfügung. Mit dem Erlöſchen 
von Verbindlichkeiten erlöſchen auch Bürgſchaften, die für die Verbindlichkeiten 
übernommen worden find. Eine Ausnahme von dem Grundſatz des Erlöſchens der 
an den eingezogenen Gegenſtänden beſtehenden Rechte iſt für die an Grundſtücken 
beſtehenden Rechte geſchaffen. Hier gilt als Grundſatz die entgegengeſetzte Beſtim⸗ 
mung, nämlich, daß die an dem Grundſtück beſtehenden Rechte (Erbbaurecht, Grund⸗ 
dienſtbarkeiten, Nießbrauch, Vorkaufsrecht, Reallaſten, Hypotheken, Grundſchulden, 
Rentenſchulden) durch die Einziehung nicht berührt werden. Von dieſem Grundſatz 
gilt jedoch wieder eine Ausnahme für den Fall, daß mit der Hingabe des Gegen⸗ 
werts eine Förderung volks⸗ und ſtaatsfeindlicher Beſtrebungen beabſichtigt war. 
Ein ſolcher Fall iſt z. B. gegeben, wenn jemand die Kommuniſtiſche Partei durch 
ein Darlehen unterſtützt hat und ſich zur Sicherung dieſes Darlehens eine Hypothek 
auf einem einer kommuniſtiſchen Organiſation gehörenden Grundſtück hat beſtellen 
laſſen. Hier kann die einziehende Behörde ein ſolches Recht für erloſchen erklären. 
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Ihre dahingehende Entſcheidung, die nach pflichtmäßigem Ermeſſen zu treffen iſt. 
iſt nur im Dienſtauffichtswege nachprüfbar. 

Durch die Einziehung wird das Land nicht Rechtsnachfolger der Organiſation 
oder des Unternehmens, deren Sachen und Rechte eingezogen find. Es haftet alſo 
auch nicht für deren Schulden. Auf der anderen Seite geht der Sinn des Geſetzes 
nicht etwa dahin, daß ſich die Länder an dem eingezogenen Vermögen bereichern 
ſollen. Vielmehr ſoll im Wege der Einziehung eine wenn auch vereinfachte Liqui⸗ 
dation der in Frage kommenden Vereinigungen unter Berückſichtigung ihrer Ver⸗ 
pflichtungen erfolgen. Um unbillige Härten zu vermeiden, iſt daher vorgeſehen, daß 
Gläubiger der von der Einziehung Betroffenen aus dem eingezogenen Vermögen 
befriedigt werden können. Die Anwendung dieſer Vorſchrift liegt im Ermeſſen der 
zuſtändigen Behörden, wobei dem angegebenen Zweck des Geſetzes Rechnung zu 
tragen iſt. 

Daß für die Einziehung keine Entſchädigung gewährt wird, 
iſt im Geſetz ausdrücklich ausgeſprochen. Dieſe Vorſchrift dient aber lediglich der 
Klarſtellung, denn die Einziehung iſt, wie ſchon oben ausgeführt iſt, keine Ent⸗ 
eignung im engeren Sinne. Mit dem Zweck der Maßnahme, die den weiteren 
Gebrauch der eingezogenen Gegenſtände zu ſtaatsgefährdenden Handlungen ver⸗ 
hindern will, wäre die Zahlung einer Entſchädigung nicht vereinbar. 

Zuſtändig zur Anordnung der Einziehung find die oberſten 
Landesbehörden oder die von ihnen beſtimmten Stellen des Landes, in dem die 
Organiſation oder das Unternehmen, deren Sachen und Rechte eingezogen werden, 
ihren Sitz haben. Befinden ſich die einzuziehenden Gegenſtände in den Gebieten 
mehrerer deutſcher Länder, ſo regelt ſich die Zuſtändigkeit zur Einziehung nach der 
2. Verordnung vom 26. 9. 1933. Dieſe Verordnung unterſcheidet zwiſchen Orga ni⸗ 
ſationen, deren Grundlage ein Perſonenverband bildet und deren Zweck nicht auf 
einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb gerichtet war — hierzu gehören beſonders 
politiſche Organiſationen, Sportvereine u. ä. — und ſolchen Organiſationen, deren 
Grundlage kein Perſonenverband bildet oder deren Zweck auf einen wirtſchaftlichen 
Geſchäftsbetrieb gerichtet war — z. B. eine marxiſtiſche Druckerei. Im erſten Falle 
iſt für die Zuſtändigkeit zur Einziehung der Ort entſcheidend, an dem ſich Ver⸗ 
mögensbeſtandteile einer ſolchen Organiſation befinden; jedes Land kann alſo die 
Einziehung der in ſeinem Gebiet befindlichen Vermögensteile, aber auch nur dieſer, 
ſelbſt anordnen und die eingezogenen Gegenſtände zu ſeinen Gunſten verwerten. 
Im zweiten Falle ſind für die Anordnung der Einziehung die Behörden des Landes 
zuſtändig, in dem das Unternehmen ſeinen Sitz hat oder ſeinen letzten Sitz gehabt 
hat. Die Verwertung der in einem anderen Lande befindlichen Vermögensbeſtand— 
teile eines ſolchen Unternehmens hat im Einvernehmen mit den Behörden dieſes 
Landes zu erfolgen. Der ſich hierbei ergebende Vermögensüberſchuß iſt zwiſchen den 
in Frage kommenden Ländern angemeſſen zu verteilen. In Zweifels⸗ und Streit⸗ 
fällen entſcheidet der Reichsminiſter des Innern. 

Über die Anfechtbarkeit der Einziehungsanordnung enthält 
das Geſetz vom 26. 5. 1933 keine Beſtimmung. Ihre Zuläffigfeit richtet ſich nach 
Landesrecht. In Preußen iſt gegen die Einziehungsverfügung kein Rechtsmittel 
gegeben, da dieſe Verfügung keine polizeiliche Verfügung im Sinne des Preußiſchen 
Polizeiverwaltungsgeſetzes, ſondern eine ſtaatliche Hoheitsmaßnahme beſonderer 
Art iſt, auf die die Vorſchriften des Polizeiverwaltungsgeſetzes keine Anwendung 
finden (Erlaß des Preuß. Miniſters des Innern vom 20. 7. 1933, MBliV. J S. 870). 


IV. Verfallerklärung des Vermögens bei Aberkennung der 
deutſchen Staatsangehörigkeit 


Nach §S 2 des Geſetzes über den Widerruf von Einbürgerungen 
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und die Aberkennung der deutſchen Staatsangehörigkeit 
vom 14. 7. 1933 (RGBl. I S. 480) können Reichsangehörige, die ſich im Aus⸗ 
lande aufhalten, der deutſchen Staatsangehörigkeit für verluſtig erklärt werden, 
ſofern ſie durch ein Verhalten, das gegen die Pflicht zur Treue gegen Reich und 
Volk verſtößt, die deutſchen Belange geſchädigt haben. Das gleiche gilt für Reichs⸗ 
angehörige, die einer Rückkehraufforderung nicht Folge leiſten, die der Reichs⸗ 
miniſter des Innern unter Hinweis auf dieſe Vorſchrift an ſie gerichtet hat. Ein 
der Treupflicht gegen Reich und Volk widerſprechendes Verhalten iſt insbeſondere 
gegeben, wenn ein Deutſcher der feindſeligen Propaganda gegen Deutſchland Vor⸗ 
ſchub geleiſtet oder das deutſche Anſehen oder die Maßnahmen der nationalen 
Regierung herabzuwürdigen geſucht hat (DurchfVO. v. 26. 7. 1933, RGBl. I 
S. 538). Ebenſo wie bei dem vorſtehend unter III behandelten volks⸗ und ſtaats⸗ 
feindlichen Unternehmen beſteht auch hier die Beſorgnis, daß die Reichsangehö⸗ 
rigen, die außerhalb des deutſchen Hoheitsgebietes gegen ihr Vaterland hetzen, ihr 
inländiſches Vermögen zu ſtaatsgefährdender Betätigung gebrauchen. Um dies zu 
verhindern, iſt die Möglichkeit gegeben, das Vermögen dieſer Perſonen einzuziehen. 

Bei der Einleitung des Aberkennungsverfahrens oder bei Erlaß der Rückkehr⸗ 
aufforderung kann das Vermögen dieſer Perſonen beſchlagnahmt, nach Aberken⸗ 
nung der deutſchen Staatsangehörigkeit kann es als dem Reich verfallen erklärt 
werden. Die — nicht anfechtbare — Entſcheidung trifft der Reichsminiſter des 
Innern im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter des Auswärtigen in der Regel 
nach Anhörung der Regierungen der beteiligten Länder; als beteiligt gelten das 
Land, dem der Reichsangehörige angehört hat, und diejenigen Länder, in denen 
er innerhalb der letzten Jahre ſeine dauernde Niederlaſſung gehabt hat. Die Ver⸗ 
fallerklärung wird im Reichsanzeiger veröffentlicht. Sie wird mit dem Zeitpunkt 
der Veröffentlichung wirkſam. Anders als in den oben unter III behandelten 
Fällen geht hier das eingezogene Vermögen nicht auf das Land, ſondern auf das 
Reich über. Die Durchführung der Maßnahme liegt dem zuſtändigen Finanz⸗ 
amt ob. Grundſtücke, die dem Reich verfallen ſind, werden auf Antrag des Finanz⸗ 
amts im Grundbuch auf den Namen des Reichs umgeſchrieben. Entſprechendes gilt 
für Forderungen, die im Reichsſchuldbuch oder im Schuldbuch eines deutſchen 
Landes, einer deutſchen Gemeinde oder eines deutſchen Gemeindeverbandes ein⸗ 
getragen find. Für die Umſchreibungen werden weder Gebühren noch Auslagen 
erhoben. 


V. Einziehung von Gegenſtänden nach dem Geſetz zum Schutze 
der nationalen Symbole 


Nach dem Geſetz zum Schutze der nationalen Symbole vom 
19.5.1933 (RGBl. J S. 285) iſt es verboten, die Symbole der deutſchen Geſchichte, 
des deutſchen Staates und der nationalen Erhebung in Deutſchland öffentlich in 
einer Weiſe zu verwenden, die geeignet iſt, das Empfinden von der Würde dieſer 
Symbole zu verletzen. Richtlinien für die Handhabung dieſes Geſetzes hat der 
Reichsminiſter für Volksaufklärung und Propaganda am 12. 2. 1934 (R MöBl. S. 75) 
erlaſſen. Ob ein Gegenſtand den Vorſchriften des Geſetzes zuwider in den Verkehr 
gebracht worden iſt, entſcheidet die höhere Verwaltungsbehörde des Herſtellungs⸗ 
ortes. Wird die Frage bejaht, Jo unterliegt dieſer Gegenſtand der entſchä⸗ 
digungsloſe n Einziehung. Gegen die Entſcheidung der höheren Verwaltungs⸗ 
behörde können Beteiligte binnen zwei Wochen Beſchwerde bei der oberſten Landes⸗ 
behörde einlegen. Die Beſchwerde hat keine aufſchiebende Wirkung. Der Reichs— 
miniſter für Volksaufklärung und Propaganda ſowie die der höheren Verwaltungs: 
behörde übergeordnete Landesregierung können durch einen von ihnen beſtellten 
Vertreter des öffentlichen Intereſſes ebenfalls binnen zwei Wochen die Entſcheidung 
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der oberſten Landesbehörde anrufen. Bis zur Rechtskraft der Entſcheidung gilt die 
von der höheren Verwaltungsbehörde verfügte Einziehung als Beſchlagnahme. Für 
die Wirkungen einer Beſchlagnahme wird Entſchädigung auch dann nicht gewährt, 
wenn rechtskräftig entſchieden wird, daß ein Verſtoß gegen das Verbot des Geſetzes 
nicht vorliegt. 

Hoche 


Schrifttum: 


50 e, Verordnung zum Schutze des deutſchen Volkes (Kommentar), Berlin 1933. 

oche, Geſetz über die Einziehung kommuniſtiſchen Vermögens nebſt ergänzenden Vor⸗ 
0 riften, in Pfundtner⸗Neubert: „Das neue Deutſche Reichs recht.“ 

Löſener, Verordnung über die deutſche Staatsangehörigkeit, in Pfundtner⸗Neubert: „Das 
neue Deutſche Reichsrecht.“ 
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Offentliche Spielbanken in Deutfchland 


Die öffentlichen Spielbanken, die im vorigen Jahrhundert in Deutſchland beſtan⸗ 
den haben, find durch das Geſetz, betreffend die Schließung und Beſchränkung der 
öffentlichen Spielbanken vom 1. Juli 1868 (Bundesgeſetzblatt des Norddeutſchen 
Bundes S. 367) mit Ablauf des Jahres 1872 beſeitigt worden ($ 2). Das erwähnte 
Geſetz ſchrieb weiter vor ($ 1), daß künftig öffentliche Spielbanken weder konzeſ⸗ 
ſioniert noch geduldet werden dürfen. 

Der Gedanke, öffentliche Spielbanken in Deutſchland wieder zuzulaſſen, iſt be⸗ 

ſonders in den Nachkriegsjahren aufgetaucht. Für dieſen Gedanken find in erſter 
Linie die an der Förderung des deutſchen Fremdenverkehrs beteiligten Kreiſe ein⸗ 
getreten, während ſich ſtarke Gegenſtrömungen vornehmlich von kirchlicher Seite 
geltend machten. Die Freunde des Gedankens begründeten ihre Beſtrebungen damit, 
daß moraliſch ein Unterſchied zwiſchen den auch ſonſt öffentlich zugelaſſenen Glücks⸗ 
ſpielen ſowie glücksſpielähnlichen Einrichtungen (Totaliſatorbetrieb, Lotterie⸗ und 
Börſenſpiele) einerſeits und den Spielbanken andererſeits kaum beſtehe; ſie konnten 
ferner nicht zu Unrecht darauf hinweiſen, daß ſich das Ausland (in neuerer Zeit 
insbeſondere Italien und die Schweiz) die öffentlichen Glücksſpiele in Form einer 
Spielbank oder ſpielbankähnlicher Einrichtungen mit Erfolg für die Heranziehung 
zahlungskräftiger Ausländer zunutze gemacht und damit dem Fremdenverkehr einen 
weſentlichen Auftrieb gegeben habe. 
Nach der Machtübernahme hat die nationale Regierung, welche die große Be⸗ 
deutung eines geſteigerten Fremdenverkehrs nicht nur in wirtſchaftlicher Beziehung 
für das Inland, ſondern in ſeinen — Verſtändnis für das neue Deutſchland ſchaf⸗ 
fenden — Auswirkungen auf das Ausland erkannte, das Spielbankproblem auf⸗ 
gegriffen und durch das „Geſetz über die Zulaſſung öffentlicher Spielbanken vom 
14. Juli 1933“ (Reichsgeſetzbl. I S. 480) in pofitivem Sinne entſchieden. Über die 
Erwägungen, die im einzelnen zu dem Erlaß dieſes Geſetzes geführt haben, iſt aus 
der Begründung folgendes zu entnehmen: 

Nach den Erfahrungen des letzten Jahrzehnts kann das nichterlaubte Glüdsipiel 
hinter verſchloſſenen Türen gerade in den Bade⸗ und Kurorten tatſächlich nicht ganz 
unterbunden werden. Eine behördliche Zulaſſung von öffentlichen Spielbetrieben 
wird den beobachteten Mißſtänden abhelfen und die Spielluſtigen beſtimmen, auf 
ihre bisher im Verborgenen geübte, ſtändig von Strafe bedrohte Tätigkeit zu ver⸗ 
zichten. Außerdem werden ſich Spieler, die wegen der Spielmöglichkeit bisher aus⸗ 
ländiſche Bäder aufgeſucht haben, zum Beſuch der in Betracht kommenden deut⸗ 
ſchen Kurorte entſchließen. Auch ſoll einem unerwünſchten Wettbewerb ein Ende 
gemacht werden, der ſich daraus ergeben hatte, daß in den letzten Jahren das 
benachbarte Ausland verſchiedentlich in unmittelbarer Nähe deutſcher Bäder an der 
Reichsgrenze Spielkaſinos lediglich zu dem Zwecke gegründet hatte, aus dem Spiel⸗ 
verbot in Deutſchland Vorteile zu ziehen. 

Die Begründung weiſt ferner darauf hin, daß gerade die großen Bäder, von denen 
das eine oder andere für die Errichtung einer Spielbank in Betracht kommt, unter 
den Verhältniſſen der gegenwärtigen Notzeit, die den Kreis der früher zahlungs⸗ 
kräftigen Kurgäſte ſtändig einengt, beſonders zu leiden haben. Für ſie in erſter 
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Linie wird ſich die zu erwartende Zunahme des Fremdenverkehrs naturgemäß wirt: 
ſchaftlich günſtig auswirken. Dieſe Bäder werden dadurch in die Lage verſetzt wer⸗ 
den, die bisher aus Mangel an Mitteln unterbliebene Ausgeſtaltung ihrer Ein⸗ 
richtungen und Anlagen vorzunehmen und dabei durch Einſtellung neuer Arbeits⸗ 
kräfte zu ihrem Teil der allgemeinen Arbeitsloſigkeit zu ſteuern. Schließlich wird 
mit den Spielbetrieben nicht nur eine neue Steuerquelle erſchloſſen, ſondern dar: 
über hinaus werden aus dem Aufkommen der Spielergebniſſe alle die Beträge 
abzuzweigen ſein, die den Spielbetrieben nach den Grundſätzen der Wirtſchaftlich⸗ 
keit nicht unbedingt belaſſen werden müſſen. Dieſe Beträge ſollen u. a. der För⸗ 
derung des allgemeinen Fremdenverkehrs, d. h. für die Geſamtheit der deutſchen 
Kur⸗ und Badeorte und damit der Allgemeinheit nutzbar gemacht werden. 

Das neue Geſetz gibt dem Reichsminiſter des Innern die Ermächtigung ($ 1), 
in Kur⸗ und Badeorten, die entweder in den Jahren 1924 bis 1930 eine durch⸗ 
ſchnittliche Beſucherzahl von jährlich mindeſtens 70 000 Beſuchern, darunter 15 v9. 
Ausländer, aufgewieſen haben oder die in der Nähe einer ausländiſchen Spielbank 
liegen, öffentliche Spielbanken zuzulaſſen. Aus der Umſchreibung der Voraus⸗ 
ſetzungen, unter denen hiernach eine Zulaſſung erfolgen kann, erhellt, daß der Kreis 
der zuzulaſſenden Spielbanken nur ein beſchränkter ſein kann und ſoll. Die Begrün⸗ 
dung hebt einleitend ausdrücklich hervor, daß für die Zulaſſung von öffentlichen 
Spielbanken überhaupt nur einige wenige deutſche Bade- und Kurorte von Welt⸗ 
ruf, wie z. B. Baden⸗Baden, in Frage kommen. 

Der Gedanke der Gemeinnützigkeit, der u. a. bei der Zulaſſung öffentlicher 
Spielbanken verfolgt wird, findet ſeinen Ausdruck im § 1 Abſ. 2 des Geſetzes. 
Danach iſt das Aufkommen aus den Spielergebniſſen, ſoweit es nicht nach den 
Grundſätzen der Wirtſchaftlichkeit dem Spielunternehmer zu belaſſen iſt, für 
gemeinnützige Zwecke zu verwenden. 

Das Geſetz beſchränkt ſich im weſentlichen auf dieſe grundſätzlichen Beſtimmungen 
und überläßt es im übrigen dem Reichsminiſter des Innern ($ 3 Abſ. 1), zur 
Durchführung und Ergänzung des Geſetzes Rechtsverordnungen und allgemeine 
Verwaltungsvorſchriften zu erlaſſen ſowie für Zuwiderhandlungen gegen die 
erlaſſenen Durchführungs⸗ und Ergänzungsvorſchriften Freiheitsſtrafen bis zu drei 
Monaten oder Geldſtrafen allein oder in Verbindung miteinander anzudrohen. 
Die Beſtimmung in § 3 Abſ. 2, wonach die Landespolizeibehörden nichtreichsange⸗ 
hörige Perſonen, die wegen einer Zuwiderhandlung nach Abſ. 1 rechtskräftig 
verurteilt ſind, aus dem Reichsgebiet verweiſen können, iſt auf Grund des § 11 
Nr. 5 des Geſetzes über Reichsverweiſungen vom 23. März 1934 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 213), das das Recht der Reichsverweiſungen allgemein regelt, weggefallen. 

Durch das vorliegende Geſetz werden, wie der $ 2 klarſtellt, das eingangs 
erwähnte Geſetz von 1868 ſowie die Vorſchriften der SS 284 bis 285a des Reichs⸗ 
ſtrafgeſetzbuchs in der Faſſung des Geſetzes gegen das Glücksſpiel vom 23. Dezember 
1919 (Reichsgeſetzbl. S. 2145) nicht außer Kraft geſetzt, ſondern lediglich die 
Anwendung dieſer früheren Beſtimmungen wird eingeſchränkt. Nicht in Frage 
kommt daher nach wie vor die Zulaſſung öffentlicher Spielbanken außerhalb des 
Rahmens des neuen Geſetzes (etwa durch eine Landesregierung oder Kurverwal— 
tung). Auch die Strafbarkeit aller Arten von Glücksſpielen, die nicht durch das 
neue Geſetz oder durch andere geſetzliche Beſtimmungen (vgl. z. B. die Bekannt- 
machung, betr. Ausführungsvorſchriften zu dem Geſetz gegen das Glücksſpiel vom 
27. Juli 1920 — Reichsgeſetzbl. S. 1482) zugelaſſen ſind, bleibt fernerhin geſichert. 

Auf Grund des oben erwähnten S 3 des Geſetzes hat der Reichsminiſter des 
Innern am 18. Auguſt 1933 zwei „Verordnungen über öffentliche Spielbanken“ 
(vgl. Reichsgeſetzbl. I S. 593) erlaſſen. Nach der Erſten Verordnung iſt das Spiel 
in öffentlichen Spielbanken an beſtimmten ſtaatlichen und kirchlichen Feiertagen 
(S 1) und außerhalb der von der Ortspolizeibehörde feſtzuſetzenden Spielſtunden 
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(S 2) verboten. Ferner ſchreibt die Verordnung vor ($ 3), daß an einer Spielbank 
nicht ſpielen darf, wer das einundzwanzigſte Lebensjahr noch nicht vollendet hat 
oder wer am Spielort oder in einer Gemeinde anſäſſig iſt, die in einem durch den 
Reichsminiſter des Innern beſtimmten Umkreis von dem Spielort liegt, und nicht 
für ſeine Perſon nach beſonderen Beſtimmungen zum Spielen zugelaſſen iſt. Mit 
Gefängnis bis zu drei Monaten und mit Geldſtrafe oder mit einer dieſer Strafen 
wird beſtraft, wer vorſätzlich oder fahrläſſig der Verordnung zuwiderhandelt (S 4). 
Die Zweite Verordnung, die im Benehmen mit dem Reichsminiſter der Finanzen 
erlaſſen worden iſt, regelt die Frage der Abgaben aus dem Spielbetrieb ($ 1). Die 
Höhe der Abgaben, die von dem Spielunternehmen zu erheben find, wird danach 
im einzelnen bei der Erteilung der Spielerlaubnis feſtgeſetzt. Die Art der Ver⸗ 
wendung dieſer Abgaben beſtimmt der Reichsminiſter des Innern im Benehmen 
mit dem Reichsminiſter der Finanzen. Mit Rückſicht auf die Abgabenregelung im 
S 1 werden nach S 2 die zugelaſſenen öffentlichen Spielbanken von den laufenden 
Steuern des Reichs, die vom Einkommen, vom Vermögen oder vom Umſatz erhoben 
werden, ſowie von der Lotterieſteuer und von der Geſellſchaftsſteuer befreit (vgl. 
Satz 1). Darüber hinaus beſtimmt die zuſtändige oberſte Landesbehörde, inwieweit 
zugelaſſene Spielbanken auch von Landes⸗ und Gemeindeſteuern zu befreien find 
(vgl. Satz 2). Die perſönliche Steuerpflicht der an der Spielbank beteiligten Einzel⸗ 
perſonen ſowie der Angeſtellten wird durch dieſe Beſtimmungen nicht berührt. Die 
urſprüngliche Befriſtung der ſteuerlichen Regelung auf den 31. März 1934 iſt durch 
die Dritte Verordnung über öffentliche Spielbanken vom 27. März 1934 (Reichs⸗ 
geſetzbl. I S. 255) zunächſt auf den 30. September 1934 ausgedehnt und neuerdings 
(vgl. Vierte Verordnung über öffentliche Spielbanken vom 27. September 1934 — 
Reichsgeſetzbl. I S. 848) ganz beſeitigt worden. 

Der Reichsminiſter des Innern hat bisher nur die Errichtung einer Spielbank 
in Baden-Baden zugelaſſen. Bei der Erteilung der Spielerlaubnis find in der 
darüber ausgefertigten Urkunde die einzelnen Bedingungen niedergelegt worden, 
die der Spielunternehmer und im Falle der Verpachtung des Spielbetriebs der 
Spielpächter dem Reich gegenüber zu erfüllen hat. Insbeſondere hat dabei die 
Frage eine ins einzelne gehende Regelung erfahren, welche Abgaben aus dem 
Spielbetrieb zu entrichten find (vgl. oben § 1 der Zweiten Durchführungs⸗ 
verordnung). 

Krauſe 
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Das Geſetz über das Schlachten von Tieren 
vom 21. April 1933 (RGBl. I. S. 203) 


Das Geſetz über das Schlachten von Tieren vom 21. April 1933, in Kraft getreten 
am 1. Mai 1933, iſt das zeitlich erſte der drei Geſetze, die die nationalſozialiſtiſche 
Regierung noch im Jahre der Machtübernahme zum Schutze der Tiere erlaſſen hat. 
Schon am 26. Mai folgte das Geſetz zur Abänderung ſtrafrechtlicher Vorſchriften 
(RGBl. I S. 295), das u. a. auch die Strafdrohungen des Reichsſtrafgeſetzbuches 
gegen Tierquälerei verſchärfte und erweiterte, und am 24. November 1933 das 
Tierſchutzgeſetz (RG Bl. I S. 987; ſieh die Beſprechung in dieſem Handbuch). 

Daß der Geſetzgeber eine möglichſt ſchmerzloſe Tötung der Schlachttiere vor⸗ 
ſchreibe, möchte als eine Selbſtverſtändlichkeit erſcheinen, da es einen Streit dar⸗ 
über in geſitteten Ländern überhaupt nicht geben könne. In Wirklichkeit iſt der 
Erlaß ſolcher geſetzlicher Vorſchriften bis in die jüngſte Zeit bei uns und anders⸗ 
wo an dem Verlangen der Juden geſcheitert, das Schächten ohne Betäubung vor⸗ 
nehmen zu dürfen. Auf der einen Seite konnten ſich die Geſetzgeber nicht entſchlie⸗ 
Ben, dieſer Forderung entgegenzutreten und auch für die Schächttiere die Betäubung 
vorzuſchreiben, auf der anderen Seite ſcheuten ſie ſich aber doch, bei einer geſetz⸗ 
lichen Regelung des Schlachtweſens einen Teil der Tiere ausdrücklich von ihrem 
Schutz auszunehmen, und die Folge war, daß jede geſetzliche Regelung unterblieb 
und daß erhebliche Grauſamkeiten und Mißſtände, über deren Abſchaffung unter 
anderen Umſtänden alle Welt einig geweſen wäre, unter den Augen der Regie⸗ 
rungen bis in unſere Tage fortdauerten. So lag der jüdiſche Anſpruch jahrzehnte⸗ 
lang wie ein Block der geſetzlichen Regelung des Schlachtens und z. T. auch dem 
Ausbau des Tierſchutzes überhaupt im Wege, in Deutſchland ſowohl wie im Aus⸗ 
lande. Für Deutſchland vgl. die Vorgänge der Jahre 1910 und 1911, wo an dieſem 
Anſpruch das ganze von den Verbündeten Regierungen vorgelegte Notgeſetz zur 
Abänderung des Reichsſtrafgeſetzbuches und damit auch der Vorſchriften über Tier: 
quälerei ſcheiterte (ſieh unter Tierſchutzgeſetz). Für das Ausland vgl. die Verhand⸗ 
lungen 1929 im norwegiſchen Storting, wo der Wortführer der Mehrheit, der Ab⸗ 
geordnete Barbe, fragte: „Sit nicht dieſe Rückſicht auf das jüdiſche Schächten die 
Urſache, daß in der ganzen Welt noch heute veraltete Schlachtverfahren in ſo großer 
Ausdehnung fortbeſtehen? Und weiter: Iſt fie nicht auch die Arſache, warum die 
Amerikaner und Dänen, dadurch geſchützt, noch heute das grauſame Schweine⸗ 
ſchlachten haben?“ 

Das Schächten unterſcheidet ſich von dem bei uns üblichen Schlachten erſtens da⸗ 
durch, daß das Tier nicht betäubt wird, und zweitens zum Teil, nämlich beim 
Großvieh, durch eine andere Art des Blutentzuges: Während unſere Metzger beim 
Großvieh durch einen Bruſtſtich die großen Blutgefäße nahe am Herzen noch 
vor ihrer Teilung in Halsblutgefäße und Wirbelblutgefäße öffnen, macht der 
Schächter bei allen Tieren einen Halsſchnitt, der die Halsblutgefäße durch⸗ 
ſchneidet, die Wirbelblutgefäße (Vertebralarterien) aber unverletzt läßt, ſo daß 
hier die Blutverſorgung des Gehirns durch die Wirbelſchlagadern weiterdauert. 
Die Wirbelſchlagadern führen dem Gehirn unſerer Schlachttiere ungefähr ebenſo 
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viel Blut zu wie die durchſchnittenen Halsſchlagadern. Bei den Kleintieren iſt die 
Eröffnung bloß der Halsblutgefäße auch der deutſche Handwerksbrauch. 

Den Vorgang beim Schächten in wohleingerichteten öffentlichen Schlachthäuſern 
— in privaten Schlachthäuſern wirkt es ſich meiſt noch viel tierquäleriſcher aus — 
beſchreibt Schlachthofdirektor Dr. Klein ſo: „Dem Schlachttiere wird ein Seil um 
die Füße gelegt, dieſes Seil wird über eine Winde geführt, durch Andrehen der 
Winde werden die Füße zuſammengezogen, und das Tier wird ſo zum Abſtürzen 
gebracht. Natürlich geht das nicht ohne heftigen Widerſtand, beſonders bei jungen, 
unruhigen Tieren. Sobald ſie die Feſſelung merken, ſpringen ſie hin und her, 
ſtoßen ein ängſtliches Brüllen aus, ſtürzen bald vorn in die Knie, bald hinten 
auf die „Hacken“, um ſich jedesmal wieder zu erheben, und kommen endlich mit 
mehr oder minder dröhnendem Aufſchlagen des Körpers, des Kopfes und beſonders 
der Hörner auf die Seite zu liegen. In dieſer Lage wird der Kopf nach hinten auf 
die Hörner geſetzt, ſo daß die unteren Halspartien nach oben zu liegen kommen. 
Durch Druck auf den jetzt nach oben gekehrten Unterkiefer — die Hörner bilden 
dabei den Drehungspunkt — werden die Halsmuskeln geſpannt, und nun durch⸗ 
ſchneidet der Schächter mit einem langen, ſcharfen Meſſer in drei Zügen die Hals⸗ 
muskeln mit den darunterliegenden Organen bis auf die Halswirbel. Weit ſpritzt 
das Blut aus den Halsblutgefäßen und das Tier rüttelt mit Gewalt an ſeinen 
Feſſeln. Ebenſo verſucht es, den Kopf frei zu bekommen, was auch vielfach gelingt, 
wenn zum Feſthalten nicht beſondere, mit Benutzung der Hebelkraft arbeitende 
Apparate verwendet werden. Gelingt den Tieren die Befreiung des Kopfes, ſo 
heben ſie ihn vom Boden auf und bewegen ihn heftig hin und her. Die zerrenden 
Bewegungen der Beine gegen die Feſſeln, denen man zielbewußte Arbeit deutlich 
anmerkt, kehren dabei während der Ausblutung immer wieder. Das Herausſpritzen 
des Blutes aus den durchſchnittenen großen Halsgefäßen läßt meiſtens nach etlicher 
Zeit nach. In den Fällen faßt der Metzger in die klaffende Wunde, ſucht den durch⸗ 
ſchnittenen Gefäßſtumpf der dem Herzen zugekehrten Seite auf, zieht ihn vor und 
ſchneidet ihn nochmals durch, worauf dann das Blut wieder ſtärker fließt. Dieſer 
Eingriff muß in vielen Fällen noch ein⸗ oder zweimal wiederholt werden. Faſt 
immer ſieht man dabei die Abwehrbewegungen von neuem einſetzen, wohl ein 
Zeichen dafür, daß das Tier es als Schmerz empfindet. Iſt die Ausblutung bald 
vollendet, ſo geht ein mehr oder minder heftiges Muskelzittern über den Körper 
des Tieres, es dehnt und ſtreckt ſich noch mehrere Male und liegt dann ohne Be⸗ 
wegung da. Die ſeit Anbringung des Schnittes bis dahin verfließende Zeit wird 
von den verſchiedenen Gutachtern bei den verſchiedenen Schlachttieren auf vier bis 
zehn Minuten geſchätzt.“ 

Hinzuzufügen iſt: Beim Schächten werden 18 Körperteile durchſchnitten, darunter 
mehrere Nerven mit höchſt empfindlichen Nervenfaſern. — Das oben beſchriebene 
Nachſchneiden iſt ein rituell verbotener Eingriff; er wird von dem nichtjüdiſchen 
Metzger vorgenommen, der Schächter blickt währenddeſſen zur Seite. Das gleiche 
gilt auch von dem — eine Lähmung herbeiführenden — Genickſtich, der rituell 
unzuläſſig iſt und gleichwohl häufig gemacht wird, und zwar unauffällig von der 
offenen Halswunde aus. Auch hier blickt der Schächter weg. 

Anläßlich der obenerwähnten Vorgänge des Jahres 1910 richteten 612 deutſche 
Schlachthoftierärzte und 41 deutſche tierärztliche Vereine an den Deutſchen Reichs⸗ 
tag eine Erklärung, in der es heißt: „Faſt alle deutſchen Tierärzte halten heute 
das rituelle Schächten der Juden für eine tierquäleriſche, den Forderungen der 
Humanität nicht entſprechende Schlachtmethode, die im Vergleiche mit der modernen 
Anwendung der Schußbetäubung vor der Blutentziehung, durch welche ſich 
die Schlachtviehtötung blitzſchnell und ſchmerzlos, ohne Feſſelung und 
Niederwerfung und ohne hygieniſche oder gewerbliche Nachteile bewerkſtelligen 
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läßt, als verwerflich angeſehen werden muß. — Bei der Schächtmethode find ſchon 
die unumgänglichen Vorbereitungen, das Feſſeln und Niederwerfen, ſowie das 
gewaltſame Verbringen des Halſes in die Strecklage quäleriſch und in hohem Grade 
ängſtigend für die Tiere, zumal ſich in der täglichen Praxis erfahrungsgemäß dieſe 
Handlungen kaum je ſchonend ausführen laſſen; quäleriſch iſt zweifellos der bei 
großen Tieren bis zu 75 cm lange Schächtſchnitt ſelbſt, der die Tiere bei vollem 
Bewußtſein und Empfindungsvermögen trifft, die meiſt auch nicht, wie in der 
Theorie irrtümlich angenommen wird, ſchon nach wenigen Sekunden dauernd 
ſchwinden, ſondern häufig erſt nach Verlauf von für die Tiere qualvollen Minuten. 
— Der ganze Schächtakt wirkt auf den unbefangenen Zuſchauer grauenerregend 
und iſt danach angetan, bei der heranwachſenden Metzgerjugend Verrohung hervor⸗ 
zurufen. — Während ſich die Technik der Betäubungsmethoden von Jahr zu Jahr 
vervollkommnet, iſt dies hinſichtlich der Schächtmethode bei Befolgung der dafür 
beſtehenden Ritualvorſchriften vollkommen ausgeſchloſſen. — Die unterzeichneten 
Vereine ſowie die perſönlich unterzeichneten Schlachttierärzte, die wohl Anſpruch 
auf Sachverſtändigkeit erheben dürfen, fühlen nach alledem die unabweisbare 
Pflicht, davor zu warnen, daß eine Schlachtmethode geſetzlich ſanktioniert werde, 
die den von ihr betroffenen Tieren Qualen bereitet, die Jugend verroht und dem 
Volksempfinden zuwider iſt.“ 

Von jüdiſcher Seite pflegt zur Verteidigung des Schächtens vorgebracht zu 
werden, daß mit dem Schächtſchnitt Bewußtſein und Empfindungsvermögen der 
Tiere faſt augenblicklich ſchwinde. Dieſe Behauptung iſt — abgeſehen davon, daß 
ſie an den tierquäleriſchen Vorbereitungen und an der Schmerzhaftigkeit des 
Schächtſchnittes vorbeigeht — falſch, wie ſich allein ſchon daraus ergibt, daß ſeit 
Jahrzehnten von deutſchen Schlachttierärzten immer wieder Fälle berichtet wurden, 
in denen kunſtgerecht geſchächtete Tiere die Feſſeln zerriſſen, aufſtanden und, z. T. 
unter Vermeidung von Hinderniſſen, der Schlachthoftüre zugingen. 

Als der Münchener Tierſchutzverein 1925 vom Bayeriſchen Landtag den geſetz⸗ 
lichen Betäubungszwang forderte, erhielt er Hunderte von Zuſchriften deutſcher 
Schlachttierärzte, in denen ſie das Schächten ohne Betäubung als „unmenſchlich 
grauſam“, „furchtbar verrohend“, als eine „gräßliche“, „ſcheußliche“, „geradezu 
entſetzliche“ Tierquälerei bezeichneten. Der Anblick der „minutenlang ſich krüm⸗ 
menden und windenden Tiere“, der „minutenlang bei vollem Bewußtſein ſich 
im Todesſchmerz mit weitklaffender Halswunde quälenden Tiere“ ſei „erſchütternd“, 
„widerlich und ekelerregend“. Immer wieder lieſt man in dieſen Briefen: „Ich 
habe niemals ohne innere Seelenqual dem Schächtakt beiwohnen können“, „Wer 
auch nur einmal dem Schächtakt beigewohnt hat, wird das Furchtbare dieſer 
Schlachtmethode nimmermehr vergeſſen“, das betäubungsloſe Schächten ſei „eines 
modernen Kulturvolkes unwürdig“, „für unſer ganzes Volk herabwürdigend“, 
„eine zum Himmel ſchreiende Schande“, ein Staat, der ſo etwas dulde, verdiene 
„den Namen Kulturſtaat nicht“. 

1926 ſahen bäuerliche Beſucher einer Maſtviehausſtellung in München im 
Schlachthof das Schächten. Sie empörten ſich darüber ſo, daß die Hallenmeiſter an 
dieſem Tage das weitere Schächten einſtellen mußten. 

Seit die Juden aus dem Ghetto traten und, durch den Schlachthauszwang 
gezwungen, in öffentlichen Schlachthäuſern ſchächten, iſt von allen, die je das 
Schächten ſahen, gegen die weitere Duldung dieſer Tierquälerei Sturm gelaufen 
worden, in Deutſchland ſowohl wie im Ausland. Faſt überall ohne Erfolg. Nur 
einzelne Gemeinden ſchrieben in ihren Schlachthofordnungen die ausnahmsloſe 
Betäubung aller Tiere vor. Regierungen und Volksvertretungen aber beugten ſich 
überall vor dem Anſpruch auf Duldung, der nicht nur von der kleinen Minder⸗ 
heit jener Juden, die noch die Speiſegeſetze befolgen, ſondern, von einer Reihe 
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von Ausnahmen abgeſehen, auch von den liberalen Juden erhoben wurde. Hierbei 
wirkte — außer dem Druck des internationalen jüdiſchen Kapitals und den 
Drohungen mit Vergeltungsmaßnahmen (vgl. z. B. die Verhandlungen des nor: 
wegiſchen Stortings vom Jahre 1929) — Verſchiedenes zuſammen. Zunächſt ver⸗ 
ſtanden es die Juden in weiteſtem Umfang, die Beamten der Miniſterien und die 
Abgeordneten davon abzuhalten, ſich ſelbſt einmal das Schächten anzuſehen. Als 
der Vertreter des Münchener Tierſchutzvereines 1926 ſechs Landtagsabgeordneten 
und ſechs weiteren ebenfalls im öffentlichen Leben ſtehenden Männern das Schäch⸗ 
ten im Schlachthaus gezeigt hatte, beſchwerte ſich ſofort die Iſraelitiſche Kultus⸗ 
gemeinde beim Stadtrat über die „Maſſenführungen“, durch die die Schächtbeamten 
in der „Sicherheit ihrer Funktionsausübung“ und in der Ruhe ihrer Bewegungen 
beeinträchtigt würden; die Eingabe regte zugleich an, daß das Schächten künftig in 
einem abgeſchloſſenen Raume erfolgen und der Zutritt nur aus beſonderen Gründen 
mit beſonderer Erlaubnis ſtatthaft ſein ſolle. Anſtatt auf den Augenſchein ver⸗ 
wieſen die Juden auf Gutachten, die ſie eingezogen hatten und die ſie, ſoweit ſie für 
ihre Zwecke brauchbar erſchienen, der Offentlichkeit vorlegten. Ein großer Teil 
der Gutachten ſtammt von Theoretikern, namentlich Humanmedizinern, die z. T. 
das Schächten von Schlachtvieh überhaupt nie geſehen hatten oder die es ſich nur, 
um die von den Rabbinern vorgelegten Fragebogen beantworten zu können, ein⸗ 
oder einige Male hatten vorführen laſſen. Dieſe Herren können ſohin als Sach⸗ 
verſtändige in dieſer Frage nicht angeſehen werden. So hat einer der Gutachter 
mit bekanntem Namen ſpäter ſelbſt zugegeben, er habe bei der Abfaſſung nicht 
gewußt, daß die Wirbelſchlagadern, die der Schächtſchnitt unverletzt läßt, bei den 
Schlachttieren viel mehr Blut ins Gehirn führen als bei ſeinen Verſuchstieren 
(Kaninchen uff.), ja daß man bei den Schlachttieren ſogar die beiden Halsſchlag⸗ 
adern ſchon unterbunden habe, ohne daß die Tiere zugrunde gingen. Viele von 
dieſen Gutachten ſtellen ſich ferner bei näherem Zuſehen nur als lehrhafte Ant⸗ 
worten auf Fragen des jüdiſchen „Schächtſchutzbüros“ dar; den im Fragebogen be⸗ 
haupteten Tatbeſtand aber hatten die Gutachter nicht nachgeprüft und die Irre⸗ 
führung der Fragen daher nicht bemerkt. Andere Gutachten ſtammten von Herren, 
die gewohnt waren, qualvolle viviſektoriſche Verſuche vorzunehmen, bei denen jedes 
Mitgefühl mit den Tieren unterdrückt wurde; die Auffaſſung ſolcher Gutachten über 
Tierquälerei kann nicht maßgebend ſein. — 1927 erging von tierſchützeriſcher Seite 
eine Rundfrage an die ſämtlichen Profeſſoren der Anatomie und der Phyſiologie 
auf den tierärztlichen Lehrkanzeln des Deutſchen Reiches. 17 von den 20 Profeſ⸗ 
ſoren antworteten. Sie alle erklärten das Schächten ohne Betäubung als „tier: 
quäleriſch“, „barbariſch“, „grauenhaft“, als „abſcheulich“, eine „Unmenſchlichkeit“ 
uſw. | 
Der jüdiſche Haupteinwand gegen einen ſtaatlichen Betäubungszwang iſt, eine 
ſolche Vorſchrift ſei ein unzuläſſiger Eingriff in das verfaſſungsmäßige Recht der 
ungeſtörten Religionsausübung und der Gewiſſensfreiheit. Ein unbeſchränktes 
Recht gibt es indes weder auf das eine noch auf das andere, weder der Form noch 
der Sache nach. Für die Weimarer Verfaſſung vgl. Art. 135: „Die allgemeinen 
Staatsgeſetze bleiben hiervon unberührt.“ Unſer Gewiſſen verbietet uns, Tiere 
auf deutſchem Boden Martern auszuliefern, damit die bei uns lebenden Juden 
Fleiſch eſſen können, ohne dabei eine Formvorſchrift zu verletzen (Fleiſch zu eſſen, 
iſt den Juden durch keine religiöſe Vorſchrift geboten). Falls daher den Juden 
ihre Ritualgeſetze vorſchreiben, die Tiere ohne Betäubung zu ſchlachten, ſo iſt die 
Befolgung einer ſolchen Vorſchrift unzuläſſig, nicht aber ein Staatsgeſetz, das bei 
allen Schlachtungen die Betäubung erzwingt. Dies iſt nicht nur unſere deutſche 
Einſtellung. So führte bei den Verhandlungen im norwegiſchen Storting im Jahre 
1929 der Abgeordnete der Bauernpartei Os aus: „Der wichtigſte Einwand, der 
hier gemacht wird, iſt, daß wir die religiöſen Empfindungen des jüdiſchen Volkes 
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kränken. Dazu möchte ich jagen: Die jüdiſche Schlachtweiſe kränkt uns, die wir 
Haustiere haben, damit umgehen und ſie lieben, in unſeren beſten und zarteſten 
Gefühlen. Dieſe Gefühle find für uns Religion und niemand kann es ungereimt 
finden, wenn wir uns dafür zur Wehr ſetzen. Die Rückſicht auf dieſe Gefühle und 
auf die Haustiere, denen gegenüber wir eine rechtliche und ſittliche Verantwortung 
haben, muß über der Rückſicht auf die jüdiſche Schlachtweiſe ſtehen. Ich will gerne 
zugeben, daß die jüdiſche Schlachtart unter einem wärmeren Himmel begreiflich 
ſein kann, bei einem Volk, das anders denkt und gegen Menſch und Tier herzloſer 
und härter iſt. Aber zu uns paßt ſie nicht. Man muß ſich ſtets den Geſetzen, Sitten 
und der Denkart des Landes anpaſſen, bei dem man zu Gaſt ſein will.“ („Forhand⸗ 
lingar i Odelstinget [nr. 71]“ S. 569.) 

Der Anſpruch auf Duldung des Schächtens ohne Betäubung bedeutet außerdem, 
daß die Wirtsvölker ſelbſt dazu mithelfen müſſen, dieſes tierquäleriſche Verfahren 
wirtſchaftlich überhaupt erſt möglich zu machen: Mehr als ein Zehntel des Fleiſches 
der geſchächteten Tiere wird nämlich, obwohl völlig geſund, vom jüdiſchen Kultus⸗ 
beamten auf Grund ritueller Fleiſchbeſchauvorſchriften für trepha erklärt und an 
die nichtjüdiſche Bevölkerung abgeſtoßen, ebenſo auch die Hinterkeulen aller ge⸗ 
ſchächteten Tiere. 

Im übrigen iſt feſtzuſtellen: In die rituellen Vorſchriften als ſolche greift ein 
ſtaatlicher Betäubungszwang gar nicht ein. Nach einer Erklärung der Bayeriſchen 
Rabbinerkonferenz vom 13. April 1926 und des Ausſchuſſes des Allgemeinen deut: 
ſchen Rabbinerverbandes vom gleichen Jahre beſagen die Speiſegeſetze, die „im 
bibliſchen und nachbibliſchen Schrifttum ihre Begründung haben“, daß ein Tier 
nur dann geſchlachtet werden dürfe, „wenn es in keinem ſeiner weſentlichen Organe 
irgend verletzt iſt“. Dieſe Unverletztheit iſt weſentlich. Durch das Gebot der Un⸗ 
verletztheit, urſprünglich augenſcheinlich eine Geſundheitsvorſchrift, damit nicht zer⸗ 
riſſene (terepha) und ſchon halb verendete Tiere noch geſchlachtet werden, ſind nach 
jüdiſcher Auffaſſung unſere gebräuchlichen Betäubungsverfahren (Verletzung der 
Hirnhaut durch Schuß oder Schlag) ausgeſchloſſen. Nicht verboten dagegen iſt durch 
die rituellen Vorſchriften, wie auch von den zuſtändigen jüdiſchen Stellen ſelbſt 
anerkannt wird, die vorherige Betäubung als ſolche. Vielmehr erklärte die Baye⸗ 
riſche Rabbinerkonferenz in ihrer Sitzung vom 29. März 1929 ausdrücklich, daß 
bisher keines der Betäubungsverfahren den Religionsgeſetzen entſpreche, daß die 
Rabbinerkonferenz aber mit Nachdruck die Verſuche fortſetzen werde, eine 
rituell zuläſſige Betäubung ausfindig zu machen. Dementſprechend hatte ſchon in 
den vorausgehenden Jahren, als der Bayeriſche Landtag den geſetzlichen Betäu⸗ 
bungszwang gefordert hatte und den Juden verſchiedene neue Betäubungsverfahren 
vorgeſchlagen wurden, der Verband Bayeriſcher Ifſraelitiſcher Gemeinden darüber 
Verſuche vornehmen laſſen. Die chemiſchen Verfahren lehnten die zuſtändigen jüdi⸗ 
ſchen Stellen aus Geſundheitsgründen ab, zu der aufſehenerregenden, von Profeſſor 
Dr. Max Müller, München, und Oberingenieur Weinberger, München, ausgearbei⸗ 
teten Erfindung der elektriſchen Betäubung aber erklärte die Bayeriſche Rabbiner: 
konferenz, die ſie ſich am 23. November 1927 vorführen ließ, es ſeien erſt gewiſſe 
Forſchungen und Unterſuchungen nötig, ob nicht vielleicht doch durch den elektriſchen 
Strom gewiſſe Schädigungen des Tieres, namentlich im Gehirn auftreten, und zwar 
ſtützte ſich die Konferenz dabei auf Bedenken, die der jüdiſche Profeſſor Jellinek 
(Wien) geltend gemacht hatte. Jellineks Bedenken bezogen ſich, wie der Regierungs⸗ 
vertreter im Bayeriſchen Landtag am 22. Januar 1930 mitteilte, „auf allerfeinſte 
hiſtologiſche Veränderungen“, „die nur mit ganz beſonderen Spezialapparaten — 
Spezialmikroſkope, Spezialbeleuchtungsapparate uſw. — und nur von einem ganz 
beſonders in dieſen Gebieten eingearbeiteten Fachmann feſtgeſtellt werden könnten“. 
Der Regierungsvertreter fügte hinzu: „Seit Ausübung der Fleiſchbeſchau, auch der 
iſraelitiſchen, habe man noch niemals in der praktiſchen Fleiſchbeſchau bei geſchäch— 
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teten Tieren hierauf auch nur die allergeringite Aufmerkſamkeit verwendet.“ Ein 
anderer Sachverſtändiger der Rabbinerkonferenz hatte beanſtandet, daß bei der 
elektriſchen Betäubung „die religionsgeſetzlich geforderten Extremitätenbewegungen“ 
ausbleiben. — — 

Die Schweiz iſt das erſte Land, das dem Schächten ohne Betäubung ein Ende 
gemacht hat. Schon ſeit 1854 beſtand der Betäubungszwang im größten Teil des 
Kantons Aargau, 1889 ſchrieb ihn der Kanton Bern vor. Da die Rechtsgültigkeit 
ſolcher Vorſchriften von jüdiſcher Seite unter Berufung auf die verfaſſungsmäßige 
Gewährleiſtung freier Ausübung gottesdienſtlicher Handlungen („innerhalb der 
Schranken der Sittlichkeit und öffentlichen Ordnung“, Art. 50) mit Erfolg ange⸗ 
fochten wurde, fügte das Schweizer Volk durch Volksabſtimmung, gegen die 
Empfehlung von Regierungsſeite, am 20. Auguſt 1893 mit großer Mehrheit fol: 
genden Art. 25 bis der eidgenöſſiſchen Bundesverfaſſung ein: „Das Schlachten von 
Tieren ohne vorherige Betäubung iſt bei jeder Schlachtart und Viehgattung aus⸗ 
nahmslos unterſagt.“ 

Vorübergehend beſtand der Betäubungszwang durch Regierungsverordnungen im 
Königreich Sachſen (1892—1910) und in Finnland (1902— 1913). 

Die erſte Volksvertretung, die ihn nach dem Vorgang der ſchweizeriſchen Volks⸗ 
abſtimmung beſchloß, war der Bayeriſche Landtag. Dieſer forderte, nachdem ſich 
eine Reihe von Abgeordneten das Schächten mit eigenen Augen angeſehen hatte, 
am 8. Juli 1926 mit großer Mehrheit entſprechend einem Antrag des Völkiſchen 
Blockes (gez. Dr. Glaſer, Drexler und Fraktion) von der Regierung die Vorlage 
eines ſolchen Geſetzes ein. Berichterſtatter im Ausſchuſſe war der jetzige Führer 
des Deutſchen Tierſchutzes — ſieh unter Tierſchutzgeſetz in dieſem Handbuch —, 
Abgeordneter Dr. Rudolf Buttmann geweſen. Für den Beſchluß und für das nach 
dreieinhalbjährigem Hinauszögern von der bayeriſchen Regierung endlich ein⸗ 
gebrachte Geſetz ſtimmte unter Führung des Abgeordneten Dr. Hoegner auch die 
große Mehrheit der Sozialdemokraten, wodurch das Zuſtandekommen des Geſetzes 
mit ermöglicht wurde. In der Schlußſitzung wurde das Geſetz mit den Stimmen 
aller Parteien gegen die Bayeriſche Volkspartei angenommen (Geſetz vom 17. Mai 
1930, in Kraft getreten am 1. Oktober 1930, Bayer. Geſetz⸗ und Verordnungsblatt 
S. 133). 

Mit e vom 21. Juni 1929, in Kraft getreten am 1. Januar 1930, führte als 
zweiter ausländiſcher Staat Norwegen den Betäubungszwang ein (Norsk Lov⸗ 
tidende, Teil I, Nr. 25 vom 25. Juni 1929, S. 388). 

Es folgte eine Reihe von Ländern des Deutſchen Reiches: nach dem Amts» 
antritte nationalſozialiſtiſcher Landes⸗Innenminiſter Braunſchweig und Thüringen 
durch Geſetze von 27. Juni 1931 und 15. Dezember 1931 und nach der Machtüber⸗ 
nahme durch Verordnungen andere deutſche Länder. 

Für das Deutſche Reich iſt der ſeit mehr als einem halben Jahrhundert geführte 
Kampf gegen das Schächten ohne Betäubung nunmehr durch das Geſetz vom 
21. April 1933 entſchieden. 

g 1 Abſ. 1: „Warmblütige Tiere ſind beim Schlachten vor Beginn der Blut: 
entziehung zu betäuben.“ 

Der 81 Abſ. 1 iſt kein Schächtverbot, ſondern befiehlt allgemein, für Schächtungen 
ſowohl wie für alle anderen Schlachtungen, die Betäubung. Wenn die Juden ihre 
Tiere vor dem Blutentzug betäuben, können ſie auch im Deutſchen Reich ſchächten. 
In die Art des Blutentzugs, alſo durch Halsſchnitt (Schächtſchnitt), greift das 
Geſetz nicht ein. . BR 

Für Oberſchleſien hat im Herbſt 1934 die Gemiſchte Kommiſſion, deren Vor⸗ 
ſitzender der ſchweizeriſche Staatsangehörige Herr Calonder iſt, mit Mehrheits⸗ 
beſchluß das Schächten durch die Juden ohne Betäubung wieder zugelaſſen. 
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Die Vorſchrift des § 1 Abſ. 1 wirkt weit über das Schächten für den Bedarf der 
rituell lebenden Juden hinaus. Zwar war ſchon ſeit langen Jahren in den meiſten 
Gebieten Deutſchlands die Betäubung der Schlachttiere, mit Ausnahme der rituell 
geſchächteten, durch Polizeivorſchriften vorgeſchrieben. Aber die Zahl der Tiere, die 
rituell geſchächtet werden durften, war durch die Polizeivorſchriften meiſt nicht 
begrenzt und bedauerlicherweiſe pflegten viele nichtjüdiſche Fleiſchverkäufer vor: 
ſorglich, damit ſie auch an jüdiſche Kundſchaften verkaufen konnten, alle ihre 
Schlachttiere ſchächten zu laſſen. In Bayern wurde 1926 durch eine Miniſterial⸗ 
entſchließung das Schächten in öffentlichen Schlachthäuſern auf den Bedarf der 
jüdiſchen Bevölkerung begrenzt, wie es ſchon vorher mehrere Gemeinden, z. B. 
München, durch ihre Schlachthofordnungen getan hatten. Infolgedeſſen betrugen 
ſeit 1926 die Schächtungen in den bayeriſchen öffentlichen Schlachthäuſern 1,6 bis 
2 v. H. der Schlachtungen. In Preußen war damals der Hundertſatz der Schächtun⸗ 
gen noch 30 bis 50 aller Schlachtungen, in einzelnen Gemeinden noch höher. So 
wurden z. B. nach dem Ergebnis einer Rundfrage vom 15. November 1928 im 
öffentlichen Schlachthaus in Aurich (Hannover) 99 v. H. des Großviehs und 100 v. H. 
der Schafe, Hammel und Ziegen geſchächtet. 

Ein Verbot, das Fleiſch geſchächteter Tiere einzuführen, iſt noch nicht erlaſſen, 
wird aber noch ergehen müſſen, da ſonſt infolge des deutſchen Geſetzes mehr Tiere 
als bisher im Ausland geſchächtet werden. 

Über das Schächten hinaus wirkt der § 1 Abſ. 1 auch noch inſofern, als in 
manchen Gegenden Deutſchlands bisher — nach Handwerksbrauch — das Be⸗ 
täuben von Kälbern und anderen kleinen Tieren nicht üblich war. 


§ 1 Abſ. 2: „Der Reichsminiſter des Innern kann beſtimmen, daß die Vorſchrift 
des Abſ. 1 auch beim Schlachten anderer Tiere anzuwenden iſt. Solange er von dieſer 
Befugnis keinen Gebrauch macht, können die Landesregierungen oder die von ihnen 
beſtimmten Stellen ſolche Beſtimmungen erlaſſen.“ 

Auf Grund des S1 Abſ. 2 ſind bisher reichsrechtliche Beſtimmungen nicht 
ergangen. Dagegen verfügt die Verordnung des Preußiſchen Mini⸗ 
ſters des Innern vom 28. April 1933 (Preuß. Geſetzesſammlung ©. 154) 
in der Faſſung der Verordnung vom 11. September 1933 (Preuß. Geſetzesſamm⸗ 
lung S. 377): 

„S 1. (1) Fiſche, deren Fleiſch zum Genuß für Menſchen beſtimmt iſt und die ſich 
im lebenden Zuſtand im Handelsverkehr befinden, ſind im Kleinverkauf vor der Ab⸗ 
gabe an den Käufer nach vorheriger Betäubung mit ſofort ſich anſchließender Blut⸗ 
entziehung zu töten. Die Betäubung hat durch einen wuchtigen Schlag auf den Kopf 
oberhalb der Augen (Kopfſchlag) mittels eines genügend ſchweren und geeigneten 
Holzſtücks zu erfolgen. Dieſe Beſtimmungen gelten nicht für den Verkauf von lebenden 
Fiſchen an Gaſtſtätteninhaber, ſofern der Transport ſowie die Aufbewahrung der 
Fiſche in geeigneten Behältern mit friſchem Waſſer ſtattfinden und die Tiere gleich⸗ 
falls in der oben vorgeſchriebenen Weiſe betäubt und geſchlachtet werden. 

(2) Krebſe und Hummern, deren Fleiſch zum Genuß für Menſchen beſtimmt 
iſt, ſind, ſoweit ſie unmittelbar vor ihrer Zubereitung noch leben, in der Weiſe zu 
töten, daß ſie möglichſt einzeln in ſtark kochendes Waſſer geworfen werden. Das 
Hineinwerfen dieſer Tiere in kaltes oder warmes Waſſer und das alsdann erfolgende 
Aufkochen iſt verboten, desgleichen auch das Herausreißen des Darmes, bevor dieſe 
Tiere tot ſind. 

(3) Wo das Fleiſch von Fröſchen zum Genuß für Menſchen oder zu Köder⸗ 
zwecken verwendet wird, ſind die Fröſche vor ihrer Zerlegung durch Schlag auf den 
Kopf mit einem genügend ſchweren und geeigneten Holzſtück zu betäuben. Vor ihrer 
Zerlegung iſt die Blutentziehung in der Weiſe vorzunehmen, daß unmittelbar nach 
erfolgter Betäubung der Fröſche der Kopf abgeſchnitten wird. 
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8 2. Zuwiderhandlungen gegen dieſe Verordnung werden, ſofern die Tat nicht nach 
anderen Vorſchriften mit einer höheren Strafe bedroht iſt, mit Geldſtrafe bis zu ein⸗ 
hundertfünfzig Reichsmark oder in beſonders ſchweren Fällen mit Haft bis zu zwei 
Wochen beſtraft.“ 

„Andere Vorſchriften“ im Sinne des § 2: Sieh Schlacht⸗ und Tierſchutzgeſetz! 

Die Vorſchrift des § 1 der preußiſchen Verordnung wurde von Bayern mit Ver⸗ 
ordnung vom 18. Dezember 1933, GVBl. S. 521, inhaltlich übernommen. Ahnliche 
Vorſchriften wie in Preußen ſind bisher in Sachſen (20. Mai 1933) und Anhalt 
(27. Juni 1933) ergangen. 

Fiſche, z. B. Aale, wurden bisher oft unbetäubt und, infolge Unverſtandes, in 
grauſamſter Weiſe abgeſchlachtet. 

Aufgabe der Naturwiſſenſchaftler iſt es, nach einem ſchonenden Verfahren zur Tötung 
von Krebſen und Hummern zu ſuchen. 

Wegen der Fröſche ſieh auch Tierſchutzgeſetz, § 2 Ziff. 12, in dieſem Handbuch. 

8 2: „Die näheren Beſtimmungen über das Schlachten der in $ 1 bezeichneten 
Tiere erläßt der Reichsminiſter des Innern. Solange er von dieſer Befugnis keinen 
Gebrauch macht, können die Landesregierungen oder die von ihnen beſtimmten 
Stellen ſolche Beſtimmungen treffen.“ 

Zu 8 2 iſt die Vollzugs verordnung des Reichsminiſters des 
Innern noch am gleichen Tage wie das Geſetz erlaſſen worden (Verordnung über 
das Schlachten von Tieren vom 21. April 1933, RGBl. S. 212). Ihre wichtigſten 
Vorſchriften find: 

8 1: „Unter Schlachten iſt jede Tötung eines Tieres zu verſtehen, bei der eine 
Blutentziehung ſtattfindet. Als Schlachten gilt auch das Töten von Tauben oder 
anderem Geflügel durch Erſticken.“ 

§ 6 Abſ. 1: „Die Betäubung muß jo vorgenommen werden, daß unnötige Auf⸗ 
regungen und Schmerzen der Tiere vermieden werden. Sie muß ſchnell erfolgen 
und nachhaltig ſein. Sie hat unter Anwendung beſonderer Betäubungsapparate 
(Bolzenſchußapparat, Schlagbolzenapparat, Schlagbolzenmaske) oder durch Schlag 
auf den Schädel (Kopfſchlag, Keulung, bei Kaninchen Genickſchlag) mit einem be⸗ 
ſonderen Hammer oder behelfsmäßig mit einer Axt zu erfolgen. Bei ſchweren 
Kühen, ferner bei über zwei Jahre alten Ochſen und Bullen darf die Betäubung 
durch Kopfſchlag wegen der bei dieſen Tieren nicht immer ſicheren Wirkung dieſer 
Betäubungsart nur ausnahmsweiſe vorgenommen werden. Der Kopfſchlag bei 
Kälbern, Lämmern, Zickeln, Saugferkeln und Hunden kann auch mit einer Holz⸗ 
keule, bei Geflügel und Kaninchen mit einem genügend ſchweren Holzſtück aus⸗ 
geführt werden.“ g 
„Der Kopfſchlag führt ſowohl beim Großvieh wie beim Kleinvieh, hier nament⸗ 
lich bei Schweinen, häufig zu Fehlſchlägen und iſt dann in hohem Grade tier⸗ 
quäleriſch. Bei Schafen und Ziegen iſt er meiſt überhaupt wirkungslos, da der 
Schädel dieſer Tiere viel zu hart und dabei ſpitz zugewölbt iſt und da unter dem 
Schädel nicht gleich das Gehirn, ſondern zunächſt noch ein Hohlraum liegt. 
Als ein ſicher wirkendes Betäubungsgerät kann der Kopfſchlag nur bei Span⸗ 
ferkeln, kleineren Schaf⸗ und Ziegenlämmern, Kaninchen und Geflügel angeſehen 
werden. Der Kreis derjenigen Tiere, die nur mit mechaniſch wirkenden Geräten 
betäubt werden dürfen, iſt in der Verordnung daher verhältnismäßig eng gezogen. 
Der $ 6 bleibt in dieſer Beziehung ſogar hinter den Vorſchriften zurück, die vor 
dem Schlachtgeſetz in weiten Gebieten Deutſchlands erlaſſen worden waren. So war 
— immer mit Ausnahme der rituell geſchächteten Tiere — durch oberpolizeiliche 
Vorſchriften, z. T. ſchon ſeit Jahrzehnten, für alle Schlachtungen innerhalb wie 
außerhalb der Schlachthöfe der Kopfſchlag verboten und dafür Bolzenſchuß (oder 
Kugelſchuß) oder Schlagbolzen vorgeſchrieben worden: für das Großvieh und für 
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Pferde und Schweine: in der Provinz Sachſen (Verordnung des Oberpräſidenten 
vom 5. 2. 1909), im Regierungsbezirk Aurich (7. 5. 21), in Anhalt (18. 2. 14), 
Schaumburg⸗Lippe (5. 4. 24); für das ausgewachſene Rind: im Freiſtaat Sachſen 
(20. 12. 10), in Lippe (9. 8. 23); für die Schweine: in der Provinz Schleswig⸗ 
Holſtein (28. 9. 22), im Regierungsbezirk Lüneburg (21. 11. 24). Die bayeriſche 
Vollzugsbekanntmachung vom 17. Mai 1930 (Geſetz⸗ und Verordnungsblatt S. 133) 
zum bayeriſchen Geſetz über das Schlachten von Tieren vom gleichen Tage hatte den 
Kopfſchlag in allen öffentlichen Schlachthäuſern ſowie in allen größeren gewerb⸗ 
lichen und privaten Betrieben verboten, und zwar für Großtiere, Schweine, Schafe 
und Ziegen, ausgenommen Saugferkel, Lämmer und Kitze. — Wenn auch die 
Schlachthausordnungen der Gemeinden in der Ausſchließung des Kopfſchlages meiſt 
erheblich weiter gehen als $ 6 Abſatz 1, jo iſt doch eine baldige Ausdehnung des 
Kopfſchlagverbotes des 8 6 nicht zu vermeiden, damit nicht da und dort in Metzgereien 
und bei Hausſchlachtungen der Kopfſchlag wieder an Boden gewinnt. 

Die Auslegung des Begriffs „ſchwere Kühe“ iſt nicht den einzelnen Beteiligten 
überlaſſen, ſondern Sache der Vollzugsbehörden, die dabei die in den einzelnen 
Landesteilen heimiſchen Schläge zu berückſichtigen haben. Ebenſo iſt nicht den 
Beteiligten überlaſſen, darüber zu befinden, wann ſie bei ſchweren Kühen und 
über zwei Jahre alten Ochſen und Bullen „ausnahmsweiſe“ vom Kopfſchlag ab⸗ 
ſehen können. Die einzige Ausnahme im Sinne des $ 6 Abſ. 2 iſt der Fall, daß es 
ſich um eine Notſchlachtung im Sinne des $ 1 Abſ. 3 des Geſetzes über die Schlacht⸗ 
vieh⸗ und Fleiſchbeſchau vom 3. Juni 1900, RGBl. S. 547, handelt und daß ſich 
zugleich nach Lage der Verhältniſſe die Betäubung mit den in der Verordnung 
genannten mechaniſchen Verfahren nicht ausführen läßt. Auch hierüber ſind durch 
die Vollzugs⸗ und Aufſichtsbehörden die beteiligten Kreiſe aufzuklären. 

§ 6 Abſ. 2 bezeichnet als zuläſſiges Betäubungsverfahren u. a. auch die elek⸗ 
triſche Betäubung unter der Vorausſetzung, „daß dazu in der Praxis erprobte und 
bewährte Apparate verwendet werden“. 

Die elektriſche Betäubung wird ſeit einer Reihe von Jahren in deutſchen und 
auch in ausländiſchen Schlachthöfen namentlich bei der Schlachtung von Schweinen 
in großem und wachſendem Umfang angewandt. Sie iſt, obwohl von manchen 
Seiten beſtritten wird, daß der elektriſche Strom (oft unterbrochener Schwachſtrom) 
wirklich eine Betäubung bewirkt — vgl. Dr. Klein, Lennep, z. B. Flugblatt 426 
des Reichstierſchutzbundes und Deutſche Schlachthofzeitung 1934, Folge 21, und 
dagegen Prof. Max Müller, z. B. Tierärztliche Rundſchau 1931, Nr. 35 und 
Münchner Tierärztliche Wochenſchrift 1932, Nr. 3 — durch das Geſetz über das 
Schlachten von Tieren ausdrücklich zugelaſſen worden. Nur für das Gebiet des 
Tierſchutzgeſetzes wurde ſie nunmehr vom Reichsminiſter des Innern durch die 
„Erſte Verordnung zur Ausführung des Tierſchutzgeſetzes“ vom 20. Juni 1934 
(RG Bl. I S. 516) bis auf weiteres verboten. 8 1 Abſ. 1: „Es iſt verboten, zur 
Betäubung von Tieren elektriſche Apparate oder Verfahren zu verwenden, es ſei 
denn, daß es ſich um eine Schlachtung oder Tötung handelt.“ In Abſ. 2 und 3 
behält ſich der Reichsminiſter vor, zur Erprobung von elektriſchen Geräten oder 
Verfahren gegebenenfalls vom Verbot des Abſ. 1 zu befreien. Die Gründe ſieh unter 
„Tierſchutzgeſetz“!!“ Immerhin wird, wenn eine einwandfreie Klärung nicht in 
bemeſſener Zeit erfolgt, der Frage nähergetreten werden müſſen, ob nicht auch beim 
Schlachten und — ſoweit nicht Starkſtrom verwendet wird — Töten der Tiere die 
Anwendung des elektriſchen Stromes bis auf weiteres zu verbieten iſt. 

§ 8: „Die Betäubung von Geflügel vor der Schlachtung iſt nicht erforderlich, 
wenn das Schlachten durch ſchnelles, vollſtändiges Abtrennen des Kopfes vom 
Rumpfe erfolgt.“ 

Das gleiche beſtimmt das norwegiſche Schlachtgeſetz in $ 1 Abſ. 1 für Federvieh 
und Kaninchen. 
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§ 9: „Der Genickſchlag und Genickſtich ſowie das Brechen des Genicks bei Schlacht⸗ 
tieren ſind verboten, ausgenommen der Genickſchlag bei Kaninchen.“ 

Der Genickſtich pflegte vielerorts nach der Betäubung vorgenommen zu werden, 
damit das Tier während des Blutentzugs nicht zu heftige Bewegungen mache. 
Wenn die Betäubung vorſchriftsmäßig erfolgt, iſt ſie ſo tief, daß es den Genickſtich 
nicht braucht. Andererſeits iſt dieſer ein Eingriff von ſolcher Heftigkeit und an 
ſo empfindlicher Stelle, daß durch den Schmerz ſelbſt gut betäubte Tiere aus der 
Betäubung wieder aufwachen können. Der Genickſtich war ſchon bisher in vielen 
Polizeivorſchriften und gemeindlichen Schlachthofordnungen verboten, ebenſo in der 
Vollzugsbekanntmachung zum bayeriſchen Schlachtgeſetz. — Weitere tierquäleriſche 
Eingriffe, die an manchen Orten Handwerksbrauch ſind, wie z. B. das Brechen 
oder Schränken der Beine bei Schafen, find auf Grund des Tierſchutzgeſetzes $ 1 
zu verfolgen. 

§ 10: „Schlachttiere dürfen, ſoweit beim Schlachten eine Feſſelung erforderlich iſt, 
erſt unmittelbar vor der Betäubung gefeſſelt werden. 

555 Aufhängen von Schlachttieren an den Hinterfüßen vor der Betäubung iſt 
verboten.“ 

Hierzu Verordnung des Reichs⸗ und Preußiſchen Miniſters des Innern vom 
14. November 1934 (RGBl. S. 1163), in der er ſich vorbehält, auf Antrag der 
oberſten Landesbehörden für das Schlachten der Kälber von der Vorſchrift des 
Abſ. 2 Ausnahmen in beſonderen Fällen zuzulaſſen. N 

Das Aufhängen der Kälber an den Hinterfüßen vor der Betäubung war bisher 
in manchen Gebieten üblich und iſt dann keine Tierquälerei, wenn dem Aufhängen 
ſofort, d. i. in den nächſten Sekunden, Betäubung und Blutentzug folgen. In öffent⸗ 
lichen Schlachthäuſern mit zuverläſſiger Aufſicht kann dies ſichergeſtellt werden. Da 
zugleich manche Schlachthäuſer räumlich ſo beengt ſind, daß ein anderes Verfahren 
beim Schlachten der Kälber zur Zeit auf Schwierigkeiten ſtieße, iſt nunmehr die 
Möglichkeit von Ausnahmen vom Verbot des $ 10 Abſ. 2 vorgeſehen worden. In 
Betracht kommen und in Ausſicht genommen ſind für eine ſolche Ausnahme aus⸗ 
ae öffentliche Schlachthäuſer, in denen eine entſprechende Aufſicht gewähr⸗ 
eiſtet iſt. 

§ 11: „Mit dem Enthäuten, Schneiden, Stechen, Brühen, Aufhängen geſchlachteter, 
d. h. betäubter und bereits entbluteter Tiere, und mit dem Rupfen von geſchlachtetem 
Geflügel darf erſt begonnen werden, wenn der Tod des Tieres eingetreten iſt und 
Bewegungen an dem Tiere nicht mehr wahrzunehmen ſind.“ 

Es bleibt alſo dem Schlachtenden nicht mehr überlaſſen, zu beurteilen, ob die 
Zuckungen des Tieres noch geordnete, von Bewußtſein zeugende Bewegungen oder 
ſchon — durch die zunehmende Blutleere herbeigeführt — Reizbewegungen (Reflexe) 
ſind. Damit ſind, eine entſprechende Aufſicht vorausgeſetzt, viele aus Unverftand 
begangene Quälereien abgeſtellt. 

53des Geſetzes, Strafen: Vorſätzliches oder fahrläſſiges Zuwiderhandeln 
gegen die Vorſchriften des $ 1 Abſ. 1 des Geſetzes oder gegen eine auf Grund des 
Geſetzes erlaſſene Beſtimmung wird mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder mit 
Geldſtrafe beſtraft. Verjährungsfriſt: fünf Jahre. 
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3. Neues vom betäubungsloſen Schächten, 1927. 

4. Schlachttierſchutz! 1929. 
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und ſchweizeriſchen öffentlichen Schlachthöfen, 1929. 


Gutachten von Profeſſoren der Anatomie und der Phyſiologie of den tier⸗ 


15 Lehrkanzeln des Deutſchen Reiches über das betäubungsloſe Schächten, 


Entwurf eines Geſetzes über das Schlachten von Tieren, dem Bayeriſchen Land⸗ 


tag vorgelegt vom Münchener Tierſchutzverein, 1930 
liche Betäubungszwang vor den Volksvertretungen in Bayern, 
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Stortings über den geleslihen etäubungszwang, 1930. 
ungszwang vor dem norwegiſchen Storting, 1932. 
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ächten ohne vorherige Betäubung. 
Zur Schächtfrage, Vorſtellung des Verbandes Bayeriſcher Iſraelitiſcher Ge⸗ 
meinden und der Bayeriſchen Rabbinerkonferenz an den Bayeriſchen Landtag 
vom 10. Mai 1926. 


Verlag des Münchener Tierſchutzbvereins, München 2 M., Peruſaſtraße 5// II, 
. und 6. zugleich Verlag des Reichstierfi utzbundes. 


3 
11. Erhältlich beim Leipziger Tierſchutzverein, Königſtraße 9. 


Verlag des 8 (früher Berliner Tierſchutzverein), Berlin 
SW61, Großbeerenſtraße 68. 
Verlag B. Heller, München 25, Plinganſerſtraße 64. 


Das Tierſchutzgeſetz 
vom 24. November 1933 (RGBl. 1 S. 987) 


Die Tierſchutzvorſchrift des vornationalſozialiſtiſchen Deutſchen Reiches, der $ 360 
Ziffer 13 des RStGB. vom 15. Mai 1871, bedrohte den mit Strafe (Geldſtrafe bis 
zu 150 RM. oder Haft bis zu ſechs Wochen), der ein Tier öffentlich oder in 
ärgerniserregender Weiſe boshaft quälte oder roh mißhandelte. Nicht das Tier als 
lebendes und fühlendes Weſen wurde ſohin geſchützt, ſondern die Empfindungen 
der Menſchen, die nicht durch den Anblick einer Tierquälerei verletzt werden ſollten. 
Das Tatbeſtandsmerkmal „boshaft“ bedeutete eine weitere erhebliche Einſchrän⸗ 
kung. — Daneben beſtanden auf Grund Landesrechts zahlreiche, aber auch unüber⸗ 
ſichtliche Verbote einzelner tierquäleriſcher Handlungen. 

Die Vorſchrift des Reichsſtrafgeſetzbuches entſtammte einer Lebensauffaſſung, die 
im Nutzen für den Menſchen den einzigen Wertmaßſtab fieht. Sie widerſprach dem 
Volksempfinden und wurde von den weiteſten Kreiſen, auch der Juriſten, als 
ungenügend bekämpft. Eine Geſetzesvorlage der Verbündeten Regierungen im 
Jahre 1910, die eine Reihe ſtrafgeſetzlicher Vorſchriften, darunter auch die über 
den Tierſchutz, zu verbeſſern bezweckte, ſcheiterte daran, daß die Reichstagsmehrheit 
unter Führung des Zentrums dem Tierſchutzparagraphen des Entwurfes folgenden 
Abſatz 3 anfügte: „Landesrechtliche Beſtimmungen, welche in die rituellen Vor⸗ 
ſchriften einer Religionsgeſellſchaft über das Schlachten von Tieren eingreifen, 
ſind unzuläſſig“; die Verbündeten Regierungen zogen darauf den ganzen Geſetz⸗ 
entwurf zurück (Verhandlungen des Reichstages, XII. Legislaturperiode II. Seſſion 
Band 275, Anlagen zu den Stenographiſchen Berichten, Nr. 392 S. 2071, 2091; 
Bd. 263, Sten. Ber., S. 3822, 3827). 

Vier Monate nach Übernahme der Macht, am 1. 6. 1933, traten mit dem Geſetz 
zur Abänderung ſtrafrechtlicher Vorſchriften vom 26. Mai 1933 (RGBl. I S. 295, 
ſieh Ziff. 11 und Ziff. 19) folgende neue Vorſchriften in Kraft: 

Das Tatbeſtandsmerkmal der Offentlichkeit oder Argerniserregung wurde be⸗ 
ſeitigt. — Tierquälerei wurde als Vergehen mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten 
oder mit Geldſtrafe beſtraft. — Wegen Übertretung wurde beſtraft, wer einer zum 
Zwecke des Tierſchutzes erlaſſenen Vorſchrift zuwiderhandelte. 

An Stelle dieſer Vorſchriften trat ſodann das Tierſchutzgeſetz vom 
24. November 1933, in Kraft getreten am 1. Februar 1934. Es hob, zuſammen 
mit dem Geſetz über das Schlachten von Tieren vom 21. April 1933 (RGBl. I 
S. 203, ſieh die Beſprechung in dieſem Handbuch), den Tierſchutz im Reich auf eine 
neue Ebene. Alle Vorſchriften des Tierſchutzgeſetzes ſind — ſieh die amtliche Be⸗ 
gründung, Reichsanzeiger Nr. 281 vom 1. Dezember 1933 — „von dem Gedanken 
geleitet, Roheiten und Pflichtvergeſſenheiten des Menſchen gegenüber dem Tiere 
entgegenzuwirken und das Mitgefühl, einen der höchſten ſittlichen Werte des 
Volkes, zu erwecken und zu fördern“. So kennzeichnet auch die Tierſchutzgeſetzgebung 
des Dritten Reiches den Nationalſozialismus als eine Bewegung, die im Grunde 
der Volksſeele wurzelt und ſich von jeder platten Nützlichkeitslehre abkehrt. 
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Im Begriff „Tierquälerei“ wird „abſichtlich“ durch „unnötig“ erſetzt ($ 1). — 
Die Strafe auf Tierquälerei wird noch erheblich verſchärft. — Das Geſetz trifft eine 
Reihe von beſonderen „Vorſchriften zum Schutze der Tiere“ ($ 2) und ermächtigt 
den Reichsminiſter des Innern, Rechts⸗ und Verwaltungsvorſchriften zu erlaſſen, 
nicht nur zur Durchführung, ſondern auch zur Ergänzung des Geſetzes; ſoweit er 
davon keinen Gebrauch macht, können die Landesregierungen die erforderlichen 
Durchführungsvorſchriften erlaſſen (8 14). — Das Geſetz ſchränkt ſchmerzhafte 
Verſuche an lebenden Tieren auf ein Mindeſtmaß ein und befiehlt, ſie, ſoweit 
fie noch zuläſſig find, in der Ausführung möglichſt ſchonend zu geſtalten ($ 5 mit 
§ 8). — Nicht nur wer ſelbſt dem Geſetz zuwiderhandelt, ſondern auch der iſt nun⸗ 
mehr ftrafbar (Übertretungsitrafe), der es unterläßt, Kinder oder andere Menſchen, 
die ſeiner Aufſicht unterſtehen und zu ſeiner Hausgemeinſchaft gehören, von einer 
ſolchen Zuwiderhandlung abzuhalten ($ 9 Abſ. 3 Nr. 4). — Als Nebenſtrafen und 
weitere Maßnahmen ſehen die SS 10 und 11 vor: Einziehung oder Tötung des 
Tieres oder anderweitige Unterbringung und Verpflegung bis zur Dauer von drei 
Monaten auf Koſten des Verurteilten; eine anderweitige pflegliche Unterbringung 
— ſolange bis die Gewähr für eine einwandfreie Tierhaltung vorhanden iſt — iſt 
ohne Urteil und ohne Strafanzeige auch dann auf Koſten des Schuldigen möglich, 
wenn es ſich um eine erhebliche Vernachläſſigung in der Tierhaltung handelt. 
Demjenigen, der wegen vorſätzlicher Zuwiderhandlung gegen das Geſetz oder eine 
auf Grund des Geſetzes erlaſſene Vorſchrift wiederholt rechtskräftig verurteilt iſt, 
kann die Haltung von beſtimmten Tieren oder die berufsmäßige Beſchäftigung oder 
der Handel mit ihnen auf Zeit oder Dauer von der zuſtändigen Landesbehörde 
unterſagt werden. 


Abſchnitt J. Tierquälerei (8 1) 


„§ 1: 1. Verboten iſt, ein Tier unnötig zu quälen oder roh zu mißhandeln. 


2. Ein Tier quält, wer ihm länger dauernde oder ſich wiederholende erheb⸗ 
liche Schmerzen oder Leiden verurſacht; unnötig iſt das Quälen, ſoweit es 
keinem vernünftigen, berechtigten Zwecke dient. Ein Tier mißhandelt, wer ihm 
erhebliche Schmerzen verurſacht; eine Mißhandlung iſt roh, wenn ſie einer 
gefühlloſen Geſinnung entſpringt.“ 

Um ein Quälen ſtraflos erſcheinen zu laſſen, genügt es ſohin nicht, daß es ſich mit 
einem vernünftigen Zweck begründen läßt. Der Zweck muß auch ſittlich berechtigt 
ſein, und zwar entſcheidet darüber das ſittliche Empfinden des deutſchen 
Volkes. Wir Deutſche ſind wie alle nordiſch beſtimmten Völker tierliebend und 
ſehen im Tier nicht eine Sache, auch nicht ein Weſen, über das man rückſichtslos 
hinweggehen kann, wenn man ſich davon irgendeinen, ſei es auch noch ſo kleinen 
Nutzen verſpricht, ſondern ein beſeeltes und empfindendes Geſchöpf, dem Menſchen 
unterworfen, aber nicht ſchrankenlos, ſondern mit einem eigenen Recht auf Schonung 
und Güte. Nach dieſer Einſtellung der geſund empfindenden, der menſchlichen Ver⸗ 
antwortung gegenüber dem Tier bewußten Volksgenoſſen hat der Richter zu 
urteilen, ob ein Quälen berechtigt war oder nicht, d. h. er hat abzuwägen, ob 
im einzelnen Falle der in Frage ſtehende Vorteil für den Menſchen es als recht 
erſcheinen läßt, dem Tier die damit verbundenen Schmerzen oder Leiden zuzufügen. 
Außer Betracht müſſen dagegen bleiben abweichende Auffaſſungen einzelner Kreiſe, 
ſowohl ſolcher von gefühlsduſeliger Empfindelei als ſolcher, deren Mitgefühl gegen⸗ 
über dem Tier durch Berufsgebräuche, Sportunſitten uſw. abgeſtumpft iſt. 

„Leiden“, z. B. auch die Erregung dauernder Angſtzuſtände und andere nicht 
durch körperliche Schmerzen bewirkte Quälereien. Verurſachung von Leiden und 
zwar — trotz des Vergnügens oder der Anregung oder Belehrung, die es Menſchen 
bringt — zu keinem berechtigten Zweck, iſt z. B. auch das Käfigen von Waldvögeln 
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oder das Einſperren weitſchwingender Vögel, wie der Adler und Geier, in Tiers 
gärten, ſei es auch in noch ſo „geräumigen“ Käfigen. 

Unter den Begriff des „Mißhandelns“ fällt im Sinne des Tierſchutzgeſetzes 
auch eine Geſundheitsſchädigung. Ob ein Mißhandeln im einzelnen Fall „roh“ iſt, 
alſo aus einer gefühlloſen Geſinnung entſtammt, entſcheidet ſich wiederum nach 
dem ſittlichen Empfinden des deutſchen Volkes. 

Das mutwillige Töten von Tieren iſt verboten. Dies ergibt ſich, auch ohne daß 
es der Geſetzgeber ausdrücklich ausgeſprochen hätte, daraus, daß ſchon das unnötige 
Quälen oder rohe Mißhandeln ſtrafbar iſt. Im übrigen fällt das mutwillige Töten 
auch unter den Begriff des rohen Mißhandelns, da die gewaltſame Vernichtung 
des Lebens einem unbetäubten Tiere immer „erhebliche Schmerzen“ verurſacht. 

Sowohl Handeln wie Unterlaſſen können den Tatbeſtand der Tierquälerei be⸗ 
er Unterlaffen dann, wenn eine Rechtspflicht oder ſittliche Pflicht, zu handeln, 

eſteht. 

Strafen. Vorſätzliches Zuwiderhandeln gegen § 1 wird mit Gefängnis bis 
zu zwei Jahren und mit Geldſtrafe oder mit einer dieſer Strafen beſtraft (8 9 
Abſ. 1). Eine Strafdrohung gegen fahrläſſige Tierquälerei fehlt zur Zeit. Immer⸗ 
hin iſt zu prüfen, ob ſie nicht noch erlaſſen werden ſoll, man ſetze z. B. den Fall, 
daß jemand ſeine Katze zu töten unternimmt und ſie dann in der Meinung, ſie 
ſei ſchon tot, fahrläſſigerweiſe noch lebendig verſcharrt. 

Der Rahmen der Geldſtrafen reicht von 3 RM. bis 10000 RM. Der Höchſt⸗ 
betrag kann überſchritten werden, wenn der Täter aus der Tat einen Gewinn 
gezogen hat und ſich ohne Überſchreitung des Höchſtmaßes der Grundſatz nicht 
durchführen läßt, daß die Geldſtrafe höher ſein ſoll als der Gewinn. Beruht die 
Tat auf Gewinnſucht, ſo kann die Geldſtrafe bis zu 100 000 RM. . werden 
(R StGB. SS 27, 27 c, 27 a). 


Verjährungsfriſt: fünf Jahre. 


Abſchnitt Il. Vorſchriften zum Schutz der Tiere (88 2-4) 


§ 2. Die Tatbeſtände des S 2 können entweder — und werden in ſchwe⸗ 
teren Fällen regelmäßig — eine Tierquälerei im Sinne des $ 1 fein, 
die dann als ſolche beſtraft wird, oder ſie ſtellen ein ſonſtiges ſchonungsloſes Ver⸗ 
halten gegen Tiere dar, das der Geſetzgeber zwar nicht mit denſelben Höchſtſtrafen 
wie die Tierquälerei bedroht, aber dennoch beſtraft wiſſen will. Vielfach handelt 
es ſich dabei um ein Verhalten, das aus Unverſtand oder Gleichgültigkeit ſtammt, 
das in den Kreiſen des Täters bisher ſo gebräuchlich war und das der Staat 
früher zu dulden pflegte. Die Lifte kann (§ 14) und wird, ſoweit ſich ein Bedürf⸗ 
nis danach ergibt, erweitert werden. 

Im einzelnen lauten die Vorſchriften des § 2: 

„Verboten iſt“: 

„1. ein Tier in Haltung, Pflege oder Unterbringung oder bei der Beförderung 
derart zu vernachläſſigen, daß es dadurch erhebliche Schmerzen oder erheb⸗ 
lichen Schaden erleidet.“ 

Beiſpiele: der Kettenhund, der oft lebenslang und ohne Unterbrechung 
ſeines natürlichen Rechtes auf Bewegung beraubt wird, nicht ſelten noch da⸗ 
zu an ganz kurzer Kette liegt, der auch oft der Kälte, dem Hunger, dem 
Durſt, dem Ungeziefer ausgeſetzt iſt; das angeſpannte Pferd, das der Fuhr⸗ 
mann ſtundenlang ſchutzlos der Witterung preisgibt; verſchmutzte oder kalte 
Viehſtälle; die von Schauſtellern von Dorf zu Dorf mitgeführten Tiere, 
die faſt nie ein Obdach erhalten; die Menagerien mit ihren Behältern, ſo 
eng, daß die Tiere kaum die Beine rühren können; die engen und niedrigen 
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Käfige, in denen Geflügel und andere Kleintiere oft befördert werden. 
Beim Verſand von Schlachtvieh mit der Bahn kommt es immer wieder vor, 
daß die Tiere mehrere Tage lang nicht getränkt und daß bei der Ankunft 
Tiere mit gebrochenen Beinen oder totgedrückt aus den überfüllten Wagen 
herausgezogen werden; alte, kaum mehr gehfähige Schlachtpferde werden, 
um Bahnkoſten zu ſparen, viele Tage lang und Hunderte von Kilometer 
weit auf harten Landſtraßen getrieben. 


. ein Tier unnötig zu Arbeitsleiſtungen zu verwenden, die offenſichtlich ſeine 


Kräfte überſteigen oder die ihm erhebliche Schmerzen bereiten oder denen 
es infolge ſeines Zuſtandes nicht gewachſen iſt.“ 

ein Tier zu Abrichtungen, Filmaufnahmen, Schauſtellungen oder ähnlichen 
Veranſtaltungen zu verwenden, ſoweit ſie mit erheblichen Schmerzen oder 
erheblichen Geſundheitsſchädigungen für das Tier verbunden find.“ 

Man erinnere ſich z. B. an Filme von Tierkämpfen (meiſt Hahnenkämpfe), 
in denen ſich gegeneinandergehetzte zahme, in der Gefangenſchaft geborene 
Tiere gegenſeitig zerfleiſchen; an das gewaltſame Abſtürzen lebender Tiere 
von Felſen oder Flugzeugen, ebenfalls zu Filmzwecken. 


ein gebrechliches, krankes, abgetriebenes oder altes Haustier, für das das 


Weiterleben eine Qual bedeutet, zu einem anderen Zwecke als zur als⸗ 
baldigen ſchmerzloſen Tötung zu veräußern oder zu erwerben.“ 

Da der Genuß des Pferdefleiſches ſeit ſeiner Achtung mit Einführung des 
Chriftentums einem Vorurteil begegnet und das Pferd deshalb nicht in ſeiner 
guten Zeit, wenn es noch geſund und vollfleiſchig iſt, als Schlachttier getötet 
wird, pflegt es, je älter es wird, um ſo tiefer von Stufe zu Stufe zu ſinken, 
und noch die ausgemergelte Mähre, die vom Schlachthof und von der Fleiſch⸗ 
verwertung zurückgewieſen werden muß, weil der letzte Fettvorrat, das Knochen⸗ 
mark, in Fluß gekommen iſt, wird von geldgierigen Leuten für ein paar Mark 
verkauft, gekauft und, für den Schein zurechtgerichtet, für einen höheren Preis 
weiterverkauft, um ein Geſchäft zu machen, bis noch das letzte Leben aus dem 
Tier geſchunden iſt. 


. ein eigenes Haustier auszuſetzen, um ſich des Tieres zu entledigen.“ 


Die Vorſchrift bedroht nicht nur den Eigentümer, ſondern auch den, der das 
Tier in ſeiner Gewalt hat. 


Hunde auf Schärfe an lebenden Katzen, Füchſen oder anderen Tieren abzurich⸗ 


ten oder zu prüfen.“ 

Die Schärfeprüfung bedeutet für die gehetzten Tiere, denen vorher ihre Ver⸗ 
teidigungswaffen verſtümmelt werden, ein grauſames Zutodequälen. Auf die 
Einwände mancher Jagdkreiſe, fie laſſe ſich nicht entbehren, konnte keine Rück⸗ 
ſicht genommen werden. Durch planmäßige Zucht von Jagdhunden mit ange⸗ 
ne Schärfe wird ſich die erforderliche Zahl von Gebrauchshunden ſichern 
aſſen. 
einem über zwei Wochen alten Hund die Ohren oder den Schwanz zu kürzen. 
Das Kürzen iſt zuläſſig, wenn es unter Betäubung vorgenommen wird.“ 

Auf Grund der Erſten Verordnung zur Ausführung des Tierſchutzgeſetzes — 
ſieh unten — kommt für das Kürzen bei einem über zwei Wochen alten 
Hund jetzt nur noch ein approbierter Tierarzt in Betracht. Das Kürzen von 
Hunde⸗Ohren oder ⸗Schweifen iſt, von wenigen Ausnahmen abgeſehen, eine 
verwerfliche Modetorheit und Kreiſe, die jetzt noch daran feſthalten möchten, 
weil es „zur Raſſe gehört“, oder weil ſie glauben, mit ſolcher Verſtüm⸗ 
melung und Verunſtaltung das Formbild eines Geſchöpfes zu verbeſſern, haben 
heute keinen Anſpruch mehr auf Rückſicht. Einem lebenden Tiere mit Schere 
und Meſſer Ohren und Rute zurechtzuſchneiden, verrät eine Einſtellung, die 


„10. 


„11. 


mit Ehrfurcht vor dem Leben, Achtung vor der Natur und mit nationalſozia⸗ 
liſtiſcher Lebens⸗ und Weltanſchauung unvereinbar iſt. Es wird daher, ſoweit 
es nicht aus tierärztlichen Gründen notwendig erſcheint, in abſehbarer Zeit 
bei alten und jungen Hunden ganz zu verbieten ſein. 


einem Pferd die Schweifrübe zu kürzen (kupieren). Das Kürzen iſt zuläſſig, 


wenn es zur Behebung einer Untugend oder einer Erkrankung der Schweifrübe 
durch einen Tierarzt unter Betäubung vorgenommen wird.“ 

Das Kürzen des Pferdeſchweifes, d. i. die Durchtrennung der verlängerten 
Wirbelſäule mit dem Ausläufer des Rückenmarks und zahlreichen Nerven, ur⸗ 
ſprünglich ein Roßtäuſcherkniff, um das Tier hinten breiter erſcheinen zu laſſen, 
beeinträchtigt den Lauf des Pferdes — weil der Schweif als Steuer fehlt —, 
beraubt es ſeiner Wehr gegen Fliegen und Bremſen und iſt, wenn es nicht 
ganz ſachgemäß und unter Betäubung vorgenommen wird, ein überaus ſchmerz⸗ 
hafter Eingriff. 

Über das Inkrafttreten dieſes Verbotes ſieh unten! 


. an einem Tier in unſachgemäßer Weiſe und ohne Betäubung einen ſchmerz⸗ 


haften Eingriff vorzunehmen. Die Kaſtration iſt als ſchmerzhafter Eingriff 
anzuſehen bei Pferden, bei über drei Monate alten Rindern und Schweinen 
und bei geſchlechtsreifen Schaf⸗ und Ziegenböcken. Einer Betäubung bedarf es 
nicht, ſofern der mit dem Eingriff verbundene Schmerz nur geringfügig iſt oder 
bei gleichen oder ähnlichen Eingriffen am Menſchen eine Betäubung in der 
Regel unterbleibt oder die Betäubung im einzelnen Falle nach tierärztlichem 
Ermeſſen nicht durchführbar erſcheint.“ 

Auch bei den unter Nr. 9 fallenden, unter Betäubung vorzunehmenden Ein⸗ 
griffen find auf Grund des § 2 der Erſten Ausführungsverordnung die Laien 
nunmehr ausgeſchaltet. Die Vorſchrift der Nr. 9 in Verbindung mit der Aus⸗ 
führungsverordnung erfüllt eine ſeit Jahrzehnten erhobene Forderung des 
Tierſchutzes und bedeutet einen großen Fortſchritt. Die Zahl der ſchmerzhaften 
Eingriffe, einſchließlich der Verſchneidungen, die jährlich an Pferden, Rindern 
und Schweinen im Deutſchen Reich vorgenommen werden, beträgt ſchätzungs⸗ 
weiſe etwa drei Millionen. Zum großen Teil wurden dieſe Eingriffe von Laien 
ausgeführt, ohne Betäubung und nicht ſachgemäß. Pferde pflegten die Laien — 
leider auch manche Tierärzte — beim Verſchneiden regelmäßig nicht zu betäuben. 
Die Verfahren, die die Laienbehandler beim Verſchneiden anwandten, waren 
oft überaus roh und ſchmerzhaft (bei Stieren z. B. Abreißen oder Zerquetſchen 
der Hoden). 

Die an ſich wünſchenswerte Erſtreckung der Vorſchrift auch auf das Ver⸗ 
ſchneiden junger Rinder, Schweine, Schaf⸗ und Ziegenböcke iſt aus wirtſchaft⸗ 
lichen Gründen bisher unterblieben. 
ein in einer Farm gehaltenes Pelztier anders als unter Betäubung oder 
ſonſt ſchmerzlos zu töten.“ N 

Auch hier ſind nunmehr, ſoweit ein Verfahren mit Betäubung in Frage 
ſteht, auf Grund der Erſten Ausführungsverordnung die Laien ausgeſchaltet. 

In Pelztierfarmen war es bisher vielfach üblich, die Tiere, insbeſondere 
Füchſe, „totzuknien“ oder zu erwürgen, damit der Pelz möglichſt wenig ent⸗ 
wertet wird. Dies iſt, wie die Begründung ausdrücklich feſtſtellt, eine tier⸗ 
quäleriſche Handlung und daher nunmehr verboten. 


Geflügel durch Stopfen (Nudeln) zur Futteraufnahme zu zwingen.“ 

Den zugleich möglichſt bewegungslos und im Dunkeln gehaltenen Maſt⸗ 
gänſen oder Maſtenten wird beim Stopfen in kurzen Zeitabſtänden gewalt⸗ 
ſam Nahrung in den Kropf gezwängt, mit der Hand, mit einem Trichter, 
manchmal mit einer Art Wurſtfüllmaſchine, um ſie fettleberkrank zu machen 
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und die — oft auf das Mehrfache vergrößerte — Leber zur Herſtellung von 
Gänſeleber⸗Paſtete verkaufen zu können. 

Über das Inkrafttreten dieſes Verbotes ſieh unten! 

„12. lebenden Fröſchen die Schenkel auszureißen oder abzutrennen.“ 

Der Froſchjäger, der dem lebenden Froſch die Schenkel abſchneidet oder 
abreißt und das verſtümmelte Tier fortwirft, ſo daß es noch tagelang ſich 
herumquält und in ſeiner Bewegungsloſigkeit leicht von anderen Tieren 
angefreſſen wird, begeht Tierquälerei im Sinne des $ 1. Die Schutzvorſchrift 
Nr. 12 macht darüber hinaus auch den ſtrafbar, der — nach ſeiner nicht 
widerlegbaren Angabe — den Froſch vor der Verſtümmelung betäubt und 
nach der Verſtümmelung ſofort getötet hat, und nimmt inſofern eine Aus⸗ 
nahmeſtellung unter den Vorſchriften des § 2 ein. Freilich wird ſich in den 
ſeltenſten Fällen überwachen und nachweiſen laſſen, wie der Froſchjäger zu 
Werke geht. Ein wirkſamer Schutz läßt ſich jedoch dadurch ſchaffen, daß auch 
verboten wird, Froſchſchenkel roh oder zubereitet feilzuhalten, anzubieten, zu 
veräußern oder zu erwerben, wie auch ſchon bei der Beratung über den 
Geſetzentwurf der Sachverſtändigenbeirat für Volksgeſundheit in der Reichs⸗ 
leitung der NSDAP. vorgeſchlagen hatte, den Verkauf von Froſchſchenkeln 
— und Krammetsvögeln — zu verbieten (§ 3 ſeines Entwurfes). 

Oberpolizeiliche Vorſchriften über Gewinnung des Fleiſches von Fröſchen 
zum menſchlichen Genuß oder zu Köderzwecken ſieh beim Geſetz über das 
Schlachten von Tieren, Länderverordnungen auf Grund des $ 1 Abſ. 2, in 
dieſem Handbuch. 

Die Vorſchriften des S 2 des Tierſchutzgeſetzes Nr. 1—3, 6—11 werden ſchon in 
kurzer Zeit eine erziehliche Wirkung dadurch äußern, daß ſie aufklären und das 
tierſchützeriſche Gewiſſen der beteiligten Kreiſe wecken, ſo daß künftig auch die 
leichteren Zuwiderhandlungen gegen dieſe Vorſchriften bei den meiſten Tatbeſtänden 
in den weitergeſpannten Rahmen der Strafdrohung gegen Tierquälerei fallen 
werden. 

Während das Tierſchutzgeſetz im allgemeinen am 1. Februar 1934 in Kraft 
getreten iſt, treten die Verbote des $ 2 Nr. 8 und 11, desgleichen das in § 3 aus⸗ 
geſprochene Verbot, kupierte Pferde einzuführen, erſt zu dem Zeitpunkt in Kraft, 
den der Reichsminiſter des Innern im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter für 
Ernährung und Landwirtſchaft feſtſetzen wird (8 15). Es ſoll damit den beteiligten 
Kreiſen Gelegenheit gegeben werden, ſich auf das Verbot vorzubereiten. Da das 
Tierſchutzgeſetz ſeit dem 25. November 1933 veröffentlicht iſt, iſt damit zu rechnen, 
daß die Verbote nunmehr bald in Kraft geſetzt werden. Schon jetzt hat Beſtrafung 
aus 88 1, 9 zu erfolgen, wenn ſich im einzelnen Fall das Kürzen oder Stopfen als 
Tierquälerei darſtellt. 

Den SS 2 und 3 reiht fih als weitere Schutzvorſchrift in $ 4 das Verbot an, 
Einhufer ohne Genehmigung der zuſtändigen Landesbehörde unter Tag zu ver⸗ 
wenden. Der Behörde ſoll damit die Möglichkeit gegeben werden, die gute Haltung 
der Tiere — in Betracht kommen jetzt nur mehr 1500 Tiere — unter Tag und eine 
regelmäßige Erholung über Tag ſicherzuſtellen. 

Strafen. Vorſätzliches oder fahrläſſiges Zuwiderhandeln gegen die 88 2—4 
oder gegen eine Schutzvorſchrift, die der Reichsminiſter des Innern oder eine 
Landesbehörde auf Grund der § 14 erläßt, wird mit Geldſtrafe bis zu 150 RM. 
oder mit Haft beſtraft. Verjährung in drei Monaten. Stellt die Zuwiderhandlung 
zugleich eine Tierquälerei im Sinne des $ 1 dar, jo wird fie als ſolche beſtraft 
(8 9 Abſ. 3). 

Sit in einem Strafverfahren zweifelhaft, ob die Tat unter ein Verbot des $ 2 
Nr. 1 oder 2 fällt, „ſo ſollen hierüber in einem möglichſt frühen Abſchnitt des Ver⸗ 
fahrens der beamtete Tierarzt und, ſoweit es ſich um landwirtſchaftliche Betriebe 
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handelt, der Reichsnährſtand gehört werden“ ($ 12), und zwar, wie die Begrün⸗ 
dung bemerkt, um „die tierhaltende Bevölkerung vor einem übertriebenen Tier⸗ 
ſchutz zu bewahren“. Es handelt ſich um eine Sollvorſchrift. In zweifelhaften Fällen 
empfiehlt es ſich, auch einen im ſtaatlich anerkannten Tierſchutz tätigen Sachver⸗ 
ſtändigen zu hören. Gebunden an die Gutachten iſt der Richter nicht (261 RStPO., 
freie Beweiswürdigung). | 


Abſchnitt II. Verſuche an lebenden Tieren (88 5—8) 


Von den Vorſchriften des Tierſchutzgeſetzes ſtehen die über Tierverſuche im 
Vordergrunde der öffentlichen Aufmerkſamkeit. Es hatte zwar ſchon ſeit Jahr⸗ 
zehnten Ländervorſchriften, meiſt dienſtaufſichtlicher Art, gegeben; ſie waren aber 
inhaltlich ungenügend, ihre Befolgung wurde nicht wirkſam überwacht und Zu⸗ 
widerhandlungen waren ſtrafgeſetzlich nicht bedroht. 

Unter „Verſuchen an lebenden Tieren“ verſteht das Geſetz Eingriffe oder Behand⸗ 
lungen, die mit erheblichen Schmerzen oder Schädigungen verbunden ſind. Welcher 
Art die Eingriffe oder Behandlungen find, ob blutige oder ſonſtige operative Ver⸗ 
ſuche, Kälte⸗, Hitze⸗, Fütterungs⸗, Hunger⸗, Vergiftungs⸗, Infektionsverſuche oder 
ſonſtige unblutige Verſuche, begründet keinen Unterſchied. „Verbunden“ find 
Schmerzen mit dem Verſuche auch dann, wenn ſie erſt ſpäter als Folge des erſten 
Eingriffes oder der erſten Behandlung eintreten; der Begriff „Verſuch“ umfaßt 
auch die geſamte auf den erſten Eingriff oder die erſte Behandlung folgende 
Beobachtungszeit; gerade in dieſer Zeit treten regelmäßig die Schmerzen erſt auf, 
da der erſte Eingriff, ſoweit irgend angängig, unter Betäubung zu erfolgen hat. 

Das Geſetz verbietet Tierverſuche, inſo weit es nicht ſelbſt beſondere Aus⸗ 
nahmen macht oder zuläßt (S 5). 

Selbſt nimmt es vom Verbote aus (8 8): „Tierverſuche für Belange der Rechts⸗ 
pflege ſowie Impfungen und Blutentnahmen an lebenden Tieren zum Zwecke der 
Erkennung von Krankheiten der Menſchen oder Tiere oder zur Gewinnung oder 
Prüfung (Wertbeſtimmung) von Seren und Impfſtoffen nach bereits erprobten 
oder ſtaatlich anerkannten Verfahren. Doch find auch dieſe Tiere alsbald ſchmerzlos 
zu töten, wenn ſie unter erheblichen Schmerzen zu leiden haben und die Tötung 
mit dem Zwecke des Verſuchs vereinbar iſt.“ 

§ 6 ermächtigt ſodann den Reichsminiſter des Innern, „beitimmten wiſſenſchaft⸗ 
lich geleiteten Inſtituten oder Laboratorien die Erlaubnis zur Vornahme wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Verſuche an lebenden Tieren zu erteilen“. Eine ſolche Erlaubnis kann 
jederzeit ohne Entſchädigung zurückgezogen werden (Abſ. 2). 

Weitere Ausnahmen vom Verbot gibt es nicht. Alle nicht erlaubten Tierverſuche 
ſind ſtrafbar. 

Nur wiſſenſchaftliche Verſuche können auf Grund des $ 6 geſtattet 
werden, alſo Forſchungsverſuche und Lehrverſuche. Dagegen iſt z. B. nunmehr 
ſtrafbar, wer als Arzt zur Vervollkommnung ſeiner Handfertigkeit geſunde Hunde 
am Magen operiert, um ſo einen Vorſprung vor ſeinen Fachgenoſſen in der raſchen 
Ausführung von Magenoperationen am Menſchen zu gewinnen. 

Nicht alle wiſſenſchaftlichen Verſuche können auf Grund des $ 6 
geſtattet werden. Den Kreis der zuläſſigen wiſſenſchaftlichen Verſuche um⸗ 
ſchreibt das Geſetz in 8 7 jo: „Verſuche zu Forſchungszwecken find nur dann 
zu unternehmen, wenn ſie einen beſtimmten, von der Wiſſenſchaft noch nicht be⸗ 
ſtätigten Erfolg erwarten laſſen oder ſoweit ſie zur Klärung bisher ungelöſter 
Fragen dienen“ (8 7 Nr. 3). Die Vorſchrift verwehrt den Griff an das Tier dem 
freien Belieben oder Ermeſſen des einzelnen Wiſſenſchaftlers und knüpft ihn an 
ſachliche Vorausſetzungen. Die Bedingung des erſten Halbſatzes iſt nicht ſchon 
dadurch erfüllt, daß der, der den Verſuch vornahm, den vom Geſetz bezeichneten 
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Erfolg erwartet hat, der Verſuch mußte ihn auch „erwarten laſſen“, d. h. die 
Auffaſſung des betreffenden Wiſſenſchaftlers muß einer ſachkundigen Nachprüfung 
ſtandhalten. Ebenſo ſetzt der zweite Halbſatz zur Bedingung nicht, daß die Verſuche 
zur Klärung bisher ungelöſter Fragen vorgenommen werden, ſondern daß 
fie dazu „dienen“, d. h. geeignet find. Auch dies iſt eine ſachliche Vorausſetzung, 
die der Nachprüfung unterſteht. — „Tierverſuche zu Lehrzwecken find nur 
dann geſtattet, wenn andere Lehrmittel, z. B. Bild, Modell, Präparat, Film nicht 
ausreichen“ (8 7 Nr. 7). Als nicht ausreichend kann der Film im einzelnen Fall 
nicht etwa deshalb angeſehen werden, weil er — wie jeder Film — den Vorgang, 
z. B. die Wirkung eines Giftes, nicht ebenſo lebendig und wirkungsvoll zeigt, wie 
der Verſuch am lebenden Tier. Wie ferner der Reichsminiſter des Innern in den 
Vollzugsvorſchriften ausgeſprochen hat, iſt es nicht deshalb zuläſſig, Tierverſuche 
zu Lehrzwecken zu machen, weil zur Beſchaffung eines Films die Anſtaltsmittel 
nicht ausreichen. Tierverſuche zu Lehrzwecken werden hiernach nur mehr in ganz 
beſonders gelagerten Fällen als ſtatthaft angeſehen werden können. 

Als erlaubt kann das Zufügen erheblicher Schmerzen oder Schädigungen auch 
beim wiſſenſchaftlichen Verſuch nur dann angeſehen werden, wenn der Verſuch im 
Sinne der Ausführungen oben zu $ 1 als berechtigt erſcheint, wenn alſo zwiſchen 
dem wiſſenſchaftlichen Zwecke und den mit dem Verſuch verbundenen Leiden des 
Tieres kein Mißverhältnis beſteht. 

Eine Erlaubnis nach $ 6 darf der Reichsminiſter des Innern nur erteilen, „ſo⸗ 
fern der wiſſenſchaftliche Leiter über die erforderliche fachmänniſche Ausbildung 
und Zuverläſſigkeit verfügt, geeignete Einrichtungen für die Vornahme der Tier⸗ 
verſuche vorhanden find und Gewähr für gute Wartung und Unterbringung der 
Verſuchstiere gegeben iſt“. Wenn die Unterbringung zur Zeit — z. B. wegen 
räumlicher Beſchränktheit — nur notdürftig möglich iſt, ſo kann die Erlaubnis 
nicht, auch nicht vorläufig bis zur Verbeſſerung der Unterbringungsmöglichkeit, 
erteilt werden. „Notlöſungen“ gibt es nach dem klar ausgeſprochenen Willen des 
Geſetzgebers nicht. 

Weiter ſchreibt der $ 7 vor: „Die Verſuche dürfen nur unter voller Verant⸗ 
wortung des wiſſenſchaftlichen Leiters oder des von ihm beſonders bevollmächtig⸗ 
ten Stellvertreters vorgenommen werden.“ Wie die Begründung bemerkt, wird 
dafür zu ſorgen ſein, daß verantwortliche Leiter nur zuverläſſige Perſönlichkeiten 
mit abgeſchloſſener Hochſchulbildung, insbeſondere mit ärztlicher oder tierärztlicher 
Vorbildung und Fachausbildung ſind. — Ausführen oder unter ſeiner Leitung aus⸗ 
führen laſſen darf ſolche Verſuche nur, wer hierzu wiſſenſchaftlich vorgebildet iſt. — 
Die Verſuche dürfen nur unter Vermeidung jeder für den Zweck entbehrlichen 
Schmerzerregung vorgenommen werden und nur unter Betäubung, ſofern der Zweck 
des Verſuchs eine Betäubung nicht unbedingt ausſchließt oder der Verſuch 
weniger Schmerz macht als eine Betäubung; über beides entſcheidet der wiſſen⸗ 
ſchaftliche Leiter. Elektriſche Betäubung iſt durch die Erſte Verordnung zur Aus⸗ 
führung des Tierſchutzgeſetzes zur Zeit und bis auf weiteres verboten. An dem⸗ 
ſelben unbetäubten Tier darf nicht mehr als ein ſchwerer operativer oder ſchmerz⸗ 
hafter unblutiger Verſuch ausgeführt werden; die bisher vielfach geübte Grauſam⸗ 
keit, der Erſparnis wegen das gleiche Tier zu wiederholten ſchmerzhaften Ver⸗ 
ſuchen zu verwenden, iſt damit unter Strafe geſtellt. — Tiere, die nach Beendigung 
ſchwerer, insbeſondere mit operativen Eingriffen verbundener Verſuche unter erheb⸗ 
lichen Schmerzen zu leiden haben, ſind alsbald ſchmerzlos zu töten, ſofern dies nach 
dem Urteil des wiſſenſchaftlichen Leiters mit dem Zweck des Verfahrens vereinbar 
iſt; iſt die alsbaldige Tötung mit dem Verſuchszweck nicht vereinbart, ſo ſind, wie 
die Begründung betont, erhebliche Schmerzen ſoweit irgend möglich durch Linde⸗ 
rungsmittel zu beheben. — Verſuche an Pferden, Hunden, Katzen und Affen dürfen 
nur dann ausgeführt werden, wenn der Verſuchszweck an niederen Tieren nicht 
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erreicht werden kann. — Über die Art der verwendeten Tiere, den Zweck, die 
Durchführung und das Ergebnis der Verſuche ſind Aufzeichnungen zu machen. 

In den Vollzugsvorſchriften iſt u. a. angeordnet, daß die Anſtalten und Labora⸗ 
torien, die eine Erlaubnis haben, mindeſtens halbjährlich unvermutet zu beſich⸗ 
tigen find, und zwar gemeinſam von einem Regierungsveterinärrat und einem 
Regierungsmedizinalrat in Preußen und Bayern, einem Landesveterinärbeamten 
und einem Landesmedizinalbeamten in den übrigen Ländern. Bei dieſen Beſich⸗ 
tigungen iſt u. a. auch auf die Einrichtungen zu Tierverſuchen und beſonders auch 
auf die Wartung und Unterbringung der Tiere zu achten. Es iſt ferner zu erheben: 
die Anzahl der ausgeführten und der laufenden Verſuche — in manchen Hoch⸗ 
ſchulanſtalten werden wenige, in anderen jährlich Tauſende von Tieren „ver⸗ 
arbeitet“ —, die Zahl und Art der benutzten Verſuchstiere, die Dauer der Ver⸗ 
ſuche, ob und wie betäubt wurde, ob die Tiere im Anſchluß an den Verſuch — 
— noch in der Betäubung oder ſpäter — ſchmerzlos getötet wurden. 

Strafen. Wer einen Tierverſuch — vorſätzlich — ohne die erforderliche Er⸗ 
laubnis vornimmt, wird mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten und mit Geldſtrafe 
oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. Vorſatz liegt auch dann vor, wenn der Täter 
irrtümlicherweiſe der Meinung war, er brauche eine Erlaubnis nicht. Verjäh⸗ 
rungsfriſt: fünf Jahre. Wer — vorſätzlich oder fahrläſſig — einer Vorſchrift über 
Ausführung der Tierverſuche (8 7) zuwiderhandelt, wird mit Gefängnis bis zu 
150 RM. oder mit Haft beſtraft. Verjährungsfriſt: drei Monate. In beiden Fällen 
tritt Strafe wegen Tierquälerei (8 1) ein, wenn die Tat ein unnötiges Quälen 
oder rohes Mißhandeln war (8 9, Ab]. 2, 3). 

Auch die Vorſchriften über Tierverſuche bedeuten gegenüber dem bisherigen Zu⸗ 
ſtand einen großen Fortſchritt. Wichtig iſt insbeſondere, daß nunmehr eine Auf⸗ 
ſicht eingerichtet iſt. Dabei bleibt zu erwägen, ob dieſe Aufſicht nicht noch weiter 
auszugeſtalten iſt, damit der Zweck des Geſetzes unbedingt ſicher auch Widerſtreben⸗ 
den gegenüber erreicht wird. 

Zur Nachſchau in den Anſtalten und Laboratorien ſind Amtstierärzte und 
Amtsärzte herangezogen worden. Sie ſind ſachkundig, und wohl den meiſten von 
ihnen iſt der Tierſchutz ein inneres Bedürfnis. Es darf daher bei ihnen auch die 
Bereitſchaft und Entſchloſſenheit angenommen werden, ſich über die im Vollzug 
auftauchenden Fragen eine eigene, ſelbſtändige Meinung zu bilden und die Ab⸗ 
ſichten des Geſetzgebers erforderlichenfalls auch gegen die Träger eines hochange⸗ 
ſehenen wiſſenſchaftlichen Namens, die vielleicht ihre eigenen Lehrer waren, durch⸗ 
zuſetzen. Daneben wird ſich empfehlen, auch Vertreter des ſtaatlich 
anerkannten Tierfchutzes, die auf Amtsverſchwiegenheit zu verpflichten 
find, zur Mitwirkung bei der Nachſchau beizuziehen, wie dies 
ſchon der bayeriſche Kultusminiſter Schemm, als er im Herbſt 1933 die Tier⸗ 
verſuche im Bereich ſeines Miniſteriums regelte (ſiehe unten), vorgeſehen hatte. In 
dem Erlaß, durch den er die Tierſchutzvereine der drei bayeriſchen Univerſitäts⸗ 
ſtädte aufforderte, ihm zur Mitwirkung bei der Überwachung des Vollzugs geeig⸗ 
nete ſachverſtändige Perſönlichkeiten, in erſter Linie Arzte, vorzuſchlagen, ver⸗ 
fügte er: Die vom Miniſter ausgewählten Aufſichtsperſonen „ſollen das Recht 
ungehinderten Zutritts zu den in Frage kommenden Inſtituten und Arbeits⸗ 
räumen erhalten; fie ſollen von ihren Wahrnehmungen unter entſprechender An⸗ 
tragſtellung dem Miniſterium berichten; zu eigenen Verfügungen, Genehmigungen 
oder Verboten find ſie nicht berechtigt“. 

Weite Kreiſe der Bewegung erwarten, daß die nicht unter § 8 fallenden Ver⸗ 
ſuche einer vorherigen Genehmigung unterſtellt werden. Sie hatte 
Reichsjuriſtenführer Dr. Frank im Auge, als er in ſeiner Eigenſchaft als baye⸗ 
riſcher Staatsminiſter der Juſtiz am 6. Juli 1933 die Strafverfolgungsbehörden 
anwies, Tierverſuche dann zu verfolgen, wenn ſie nicht „im einzelnen Fall mit 
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Genehmigung des zuſtändigen Minifteriums . .. vorgenommen wurden“ (Baye: 
tiſcher Staatsanzeiger Nr. 155 vom 8. 7. 1933). Ebenſo erklärte Miniſterpräſident 
Göring in ſeinem Rundfunkvortrag vom 28. Auguſt 1933: „Nach nationalſoziali⸗ 
ſtiſcher Auffaſſung dürfen auch wiſſenſchaftliche Eingriffe nicht in das Belieben des 
einzelnen geſtellt werden“ (Münchener Neueſte Nachrichten Nr. 235 vom 29. 8. 
1933). In Bayern verfügte ferner Kultusminiſter Schemm mit Bekanntmachung 
Nr. V 44 189 vom 26. September 1933 (Amtsblatt für Unterricht und Kultus, 
S. 262) für den Bereich des Kultusminiſteriums: „Viviſektionen für rein wiſſen⸗ 
ſchaftliche Zwecke bedürfen der Genehmigung des Staatsminiſteriums für Unter⸗ 
richt und Kultus.“ Auch der Entwurf des Reichsinnenminiſteriums zum Reichs⸗ 
tierſchutzgeſetz ſah vor: „Die Notwendigkeit jedes Verſuches iſt zu überprüfen“ 
(S 4 des Entwurfes, Abſ. 1 Satz 3). 

Für eine vorherige Genehmigung kann geltend gemacht werden, daß naturgemäß 
bei dem Aufſichtführenden, der einem unzuläſſigen Tierverſuch entgegentreten ſoll, 
der Antrieb dazu geringer ſein wird, wenn der Verſuch ſchon geſchehen, als wenn 
er erſt beabſichtigt iſt. Auch entlaſtet die vorherige Genehmigung die Inſtitutsleiter 
von der Entſcheidung in einer Sache, in der ſich die Belange der Wiſſenſchaft und 
des Tierſchutzes gegenüberſtehen und in der ſie daher immer in gewiſſem Sinn als 
Partei erſcheinen werden. Es kann aber auch nicht bezweifelt werden, daß ſie durch 
die Lage nahegelegt wird, in der ſich der Staat heute gegenüber der Einſtellung 
weiter Kreiſe der Wiſſenſchaft befindet. 

Kein ſachkundiger Tierſchützer wird beſtreiten, daß, auch abgeſehen von den Aus⸗ 
nahmen des $ 8, Tierverſuche zu Forſchungszwecken nützlich und berechtigt fein 
können. Kein unbefangener und ſachkundiger Wiſſenſchaftler wird auf der anderen 
Seite in Abrede ſtellen, daß auf dem Gebiete der Tierverſuche vielfach — durchaus 
nicht überall — erhebliche Auswüchſe beſtanden haben. Dies iſt auch von hervor⸗ 
ragenden Forſchern zugegeben worden. 

Gewiß find es zunächſt namentlich volksfremde Kreiſe geweſen — vgl. dazu den 
eben erwähnten Rundfunkvortrag des Miniſterpräſidenten Göring —, die in dieſer 
Richtung viel geſündigt und ein ſchlechtes Beiſpiel gegeben haben, und ebenſo 
richtig iſt es, daß in letzter Zeit in Deutſchland nicht mehr ſo viele grauſame Ver⸗ 
ſuche vorgenommen werden wie früher und wie jetzt noch im Ausland. Immerhin 
macht es ſelbſt der ſo geringe Bruchteil derjenigen Verſuche, über den in den Fach⸗ 
zeitſchriften berichtet wird, wahrſcheinlich, daß nicht wenige Tierverſuche an deut⸗ 
ſchen Hochſchulen, Krankenhäuſern, Forſchungsanſtalten, Laboratorien der pharma⸗ 
zeutiſchen Induſtrie ujw. den Anforderungen des Geſetzes ($ 7 Nr. 3) nicht ent⸗ 
ſprechen. Auch wird immer wieder in den Fachzeitſchriften von Forſchungsverſuchen 
berichtet, die — durch Verhungernlaſſen, durch lang fortgeſetzte ſchwerſte und qual⸗ 
volle Vergiftungen, durch lebenzerſtörende operative Dauereingriffe ſchmerzhafteſter 
Art u. a. — über das Tier oder eine Reihe von Tieren, oft auch hochſtehende, wie 
Hunde und Katzen, für Tage, Wochen, manchmal mehrere Wochen nicht vorſtellbar 
große Qualen verhängen, bis der Tod die Tiere von ihrem Zuſtand erlöſt. Qual⸗ 
volle Forſchungsverſuche, die zunächſt nur bezwecken, unſer Wiſſen zu erweitern, 
ohne daß eine unmittelbare Beziehung zur ärztlichen Heilkunſt vorliegt, ſind 
im Einklang mit dem Volksempfinden als verwerflich abzulehnen. So hoch das 
deutſche Volk die Wiſſenſchaft hält: es verlangt auch hier aus einem feinen ſitt⸗ 
lichen Empfinden heraus die Einhaltung gewiſſer Grenzen. 

Hieraus ergibt ſich nun allerdings, daß ſich weite Kreiſe der Wiſſenſchaft heute 
gründlich umſtellen müſſen. Der Nationalſozialismus betrachtet es als eine Ehren⸗ 
pflicht der deutſchen Wiſſenſchaft, die Zahl der ſchmerzhaften Tierverſuche ſo niedrig 
wie möglich zu halten. Eine ſolche Umſtellung wird in den ſeltenſten Fällen von 
heute auf morgen möglich ſein. Vielmehr wird mancher, der bisher gewohnt war, 
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zur Erreichung wiſſenſchaftlicher Zwecke ſich ſchrankenlos über das Tier hinweg⸗ 
zuſetzen, auch unter der Herrſchaft des neuen Geſetzes ſelbſt bei beſtem Willen ver⸗ 
ſucht ſein, in der bisherigen Weiſe weiterzuarbeiten, ſoweit ihn nicht der unmittel⸗ 
bar gegenwärtige ſtaatliche Zwang abhält. 

Aus dieſen Gründen erſcheint die Forderung weiter nationalſozialiſtiſcher Kreiſe 
nach vorheriger Genehmigung ſowohl grundſätzlich wie insbeſondere angeſichts der 
heutigen Lage als berechtigt. Eine ſolche Regelung ermöglicht dem Geſetzgeber, ſeine 
Abſicht auch unter ungünſtigen Umſtänden durchzuſetzen. Die genehmigende Be⸗ 
hörde wird vor ihrer Entſcheidung außer dem Antragſteller Vertreter der Wiſſen⸗ 
ſchaft und des ſtaatlich anerkannten Tierſchutzes zu hören haben. Sie kann einzelne 
Verſuche und ganze Reihen gleichartiger oder ähnlicher Verſuche genehmigen. Sie 
kann ſich, je nach der Perſönlichkeit des Antragſtellers und ſeiner der Behörde 
bekannten Einſtellung zum Tierſchutz, mit mehr oder minder eingehenden Angaben 
über die beabſichtigten Verſuche begnügen. Die vorherige Genehmigung gibt zugleich 
die Möglichkeit, die Ausführung der Verſuche, ſoweit es zweckmäßig erſcheint, über⸗ 
wachen zu laſſen. 

Zunächſt iſt von dieſer Regelung abgeſehen worden. Das Geſetz hat aber durch 
§ 14 dem Reichsminiſter des Innern die Möglichkeit gegeben, die Vorſchriften in 
dieſem Sinne zu ergänzen, und die Aufſichtsbeamten haben bei den Beſichtigungen 
im Auftrag des Reichsminiſters ausdrücklich darauf hinzuweiſen, daß er ſich vor⸗ 
behält, falls ſich Mißſtände beim Vollzug zeigen ſollten, die vorherige Ein⸗ 
holung einer ausdrücklichen Genehmigung der Forſchungsverſuche und die 
Beaufſichtigung der Verſuche anzuordnen. 

Gieſe⸗Kahler vertreten die Auffaſſung, angeſichts der neuen Vorſchriften habe die 
bisher in weiten Kreiſen der Bevölkerung verbreitete Meinung, daß die „Vivi⸗ 
ſektion“ eine grauſame und unnötige Tierfolter ſei, keine Berechtigung mehr. Der 
lange Kampf über dieſe Frage werde um ſo raſcher beigelegt werden, „wenn die 
Tagespreſſe ſich der Verbreitung der Berichte über Verſuche an lebenden Tieren 
möglichſt enthält und andererſeits die wiſſenſchaftliche Fachpreſſe etwaige Mit⸗ 
teilungen über Tierverſuche in einer Form bringt, die der Achtung vor dem Leben 
des Verſuchstieres entſpricht“. Dieſem Rate kann nicht beigetreten werden. Eine 
Mitwirkung der Offentlichkeit bei der Aufſicht wird auch künftig nützlich ſein und 
zu dieſem Zweck iſt es beſſer, die Mitteilungen über Tierverſuche kommen wie bis⸗ 
her in die Fachzeitſchriften, und zwar in der Form, die ihnen die Einſender, ihrer 
Einſtellung zum Tier entſprechend, gegeben haben. Auch erſcheint es zweckmäßig, daß 
die Regierung der Offentlichkeit von Zeit zu Zeit Mitteilungen über die Ergebniſſe 
der Aufſicht macht. 


Unter Betäubung im Sinne des Tierſchutzgeſetzes find alle Verfahren zu 
verſtehen, die allgemein ſchmerzlos machen oder örtlich die Schmerzempfindung 
ausſchalten (8 13). Hierzu hat der Reichsminiſter des Innern in der Erſten 
Verordnung zur Ausführung des Tierſchutzgeſetzes vom 
20. Juni 1934 (RGBl. I S. 516), in Kraft getreten am 1. Juli 1934, in 8 1 
Abſ. 1 beſtimmt: „Es iſt verboten, zur Betäubung von Tieren elektriſche Apparate 
oder Verfahren zu verwenden, es ſei denn, daß es ſich um eine Schlachtung oder 
Tötung handelt.“ In Abſ. 2 und 3 behält ſich der Reichsminiſter vor, zur Erprobung 
elektriſcher Geräte oder elektriſcher Verfahren Ausnahmen zuzulaſſen und gegebenen⸗ 
falls erprobte Geräte oder Verfahren vom Verbot des Abſ. 1 zu befreien. Aus der 
Begründung des Verordnungsentwurfes: „Es iſt bekannt geworden, daß Tierärzte 
und Kaſtrierer ſchmerzhafte Eingriffe an Tieren vornehmen, die ſie zu dieſem Zweck 
mit elektriſchem Strom behandeln, ohne die geringſte Sicherheit zu haben, daß die 
Tiere wirklich betäubt find. Die Einwirkung des elektriſchen Stromes auf die Ge⸗ 
fühlsſphären des tieriſchen Körpers iſt bisher nur für die Fälle erforſcht, in denen 
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nur eine kurze, wenige Sekunden dauernde Betäubung, z. B. zum Schlachten, bes 
nötigt wird; über die Frage der Dauerbetäubung von Tieren mit elektriſchem 
Strom liegen noch keine Erfahrungen vor. Es iſt daher im Intereſſe des Tierſchutzes 
nicht angängig, daß vor einer einwandfreien Klärung der Frage der Betäubung 
mittels des elektriſchen Stromes die Tiere auf dieſe Weiſe betäubt werden, um an 
ihnen ſchmerzhafte Eingriffe vorzunehmen. Die Vorſchriften des Tierſchutzgeſetzes 
werden in dieſen Fällen nicht erfüllt.“ Siehe wegen der elektriſchen Betäubung auch 
die Beſprechung des Geſetzes über das Schlachten von Tieren in dieſem Handbuch. — 
8 2 der Verordnung lautet: „Betäubungen zur Vornahme ſchmerzhafter Eingriffe 
im Sinne des $ 2 des Tierſchutzgeſetzes dürfen nur von einem approbierten Tierarzt 
ausgeführt werden.“ Nach dem Inkrafttreten des Tierſchutzgeſetzes hatten Laien 
(Melker, Schäfer, Schmiede, Kaſtrierer oder Schinder, Tierhalter uſw.) angefangen, 
ſchmerzhafte Eingriffe unter Anwendung von Betäubungsmitteln vorzunehmen; 
der Laie kann indes mit Betäubungsmitteln nicht richtig umgehen. 

Geltungsbereich des Geſetzes. Das Geſetz ſchützt alle Tiere, nicht bloß 
Haustiere, ferner auch ſolche, für die in anderen Geſetzen beſondere Schutzvorſchriften 
getroffen ſind (z. B. Vögel, Wild, Fiſche, Schlachttiere). 

Mitwirkung des ſtaatlich anerkannten Tierſchutzes beim 
geſamten Geſetzesvollzug. 

Im Hinblick auf das Tierſchutzgeſetz hat der Reichsminiſter des Innern mit 
Entſchließung vom 5. Dezember 1933 den Tierſchutzvereinen eine Spitzenvertretung 
gegeben, die zugleich ihre berufene Vertretung gegenüber der Reichsregierung iſt, 
und zwar hat er den „Berliner Tierſchutzverein“, nunmehr „Reichstierſchutzbund“, 
Berlin SW 61, Großbeerenſtraße 68, als Spitzenvertretung aufgeſtellt. Vorſitzender 
und damit Führer des deutſchen Tierſchutzes iſt Miniſterialdirektor Dr. Buttmann 
im Reichsminiſterium. Der Sachbearbeiter für Veterinärweſen und Tierſchutz in 
dieſem Miniſterium, Miniſterialrat Dr. Gieſe, iſt in den Vorſtand eingetreten. 
Geſchäftsführer iſt der bisherige Geſchäftsführer des Berliner Tierſchutzvereins, 
Carl Krämer. 

Um dem Vollzug des Geſetzes möglichſte Wirkſamkeit zu geben, wird es ſich 
empfehlen, grundſätzlich und hinſichtlich aller Vorſchriften den ſtaatlich aner⸗ 
kannten Tierſchutz zum Zuſammenwirken mit den Behörden heranzuziehen, in 
Anlehnung an die Vorſchläge, die der Sachverſtändigenbeirat für Volksgeſundheit 
in der Reichsleitung der NSDAP. bei den Beratungen über den Geſetzentwurf 
gemacht hatte: „Der Reichsminiſter des Innern kann Vertreter oder Beauftragte 
der anerkannten Tierſchutzvereine hinzuziehen, damit fie die mit der Überwachung 
betrauten Perſonen unterſtützen und Nachſchau halten. Ebenſo ſollen Verwaltungs⸗ 
behörden Vertreter von anerkannten Tierſchutzbereinen auf Antrag beauftragen, 
die Erfüllung der Beſtimmungen dieſes Geſetzes zu überwachen und die Straf⸗ 
verfolgungsbehörden bei der Verfolgung von Zuwiderhandlungen zu unterſtützen. 
Die Beauftragten gelten im Rahmen ihres Auftrags als Hilfspolizeibeamte. — 
Anerkannte Tierſchutzvereine ſind berechtigt, ſich einer auf Grund dieſes Reichs⸗ 
geſetzes erhobenen Klage in jeder Lage des Verfahrens auch nach ergangenem 
Urteile zum Zwecke der Einlegung eines Rechtsmittels, als Nebenkläger anzu⸗ 
ſchließen.“ 

Dieſe Vorſchläge verdienen Beachtung. Aufgabe der beauftragten Tierſchutz⸗ 
vertreter wird es vor allem auch ſein, die Tierhalter ujw. durch Aufklärung 
und Mahnung zu einem ſchonenden Verhalten anzuleiten — man denke z. B. 
an den Mißbrauch von Zughunden, die Zahnmißhandlungen bei Schäferhunden, 
das unſachgemäße Rupfen lebender Gänſe, das Verſchneiden von Fiſchen, den oft 
tierquäleriſchen Lebendverſand der Fiſche, an die mancherlei unbeabſichtigten 
Küchengrauſamkeiten und die, auch wiederum meiſt im Unverſtand und Herkommen 
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wurzelnden Quälereien bei der landwirtſchaftlichen Tierhaltung, bei der Haltung 
von Singvögeln in engen niedrigen Käfigen und rauchigen Stuben, in der Fuhr⸗ 
haltung, beim Fiſchen und an ſo vieles andere. Die Beauftragten in ihrer Eigen⸗ 
ſchaft als Hilfspolizeibeamte werden dieſer Aufgabe mit größerer Wirkſamkeit 
gerecht werden können. 

Nach Erlaß des Reichsminiſters für Wiſſenſchaft, Erziehung 
und Volksbildung vom 15. November 1934 RU. II D Nr. 581 U II G. R. K. 
i ſtinallen Schulen des Deutſchen Reiches die erziehliche Wirkung des 
Tierſchutzgeſetzes lehrplanmäßig ſicherzuſtellen. Dieſer Erlaß wird ſich gleich ſegens⸗ 
reich für die Jugend wie für die Tiere auswirken. 
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Das deutſche Jagdrecht 


Einleitung 


Bis zum Erlaß des Reichsjagdgeſetzes vom 3. Juli 1934 (RGBl. 1 549) mit der 
Ausführungsverordnung vom 27. März 1935 (RGBl. I 431) war das Jagdrecht 
in Dentſchland jo verſchiedenartig geregelt, daß eine größere Zerſplitterung auf 
einem anderen Rechtsgebiete kaum feſtzuſtellen war. 

Reichsrechtlich war lediglich im 8 835 BGB. die Frage des Wildſchadenerſatzes 
und auch dieſe nur teilweiſe behandelt; die wichtigſten jagdrechtlichen Beſtim⸗ 
mungen blieben gemäß Artikel 69—71 EG. BGB. der landesrechtlichen Geſetz⸗ 
gebung vorbehalten. Die Widerſtände gegen eine reichsgeſetzliche Ordnung des 
Jagdrechtes waren ſo groß, daß beiſpielsweiſe die Entſcheidung über die Annahme 
des BGB. durch den Deutſchen Reichstag zeitweiſe davon abgehangen hat, in wel⸗ 
chem Umfange die Verpflichtung zum Erſatz des Wildſchadens im $ 835 BGB. feſt⸗ 
gelegt werden ſollte. 

Für das preußiſche Rechtsgebiet hatte die preußiſche Jagdordnung vom 15. Juli 
1907 (Gel. S. 207) landesrechtlich auch nur teilweiſe einen einheitlichen Rechts⸗ 
zuſtand geſchaffen, weil u. a. für die Provinz Hannover, die Hohenzollernſchen Lande 
und die Inſel Helgoland die älteren jagdrechtlichen Vorſchriften unberührt blieben. 

Im übrigen war das Jagdrecht in zahlreichen verſchiedenartigen landesrechtlichen 
Geſetzen und Vorſchriften behandelt, die teilweiſe bis ins 18. Jahrhundert zurück⸗ 
gingen und deren Anwendung den Belangen des deutſchen Weidwerks nicht gerecht 
werden konnte, weil die einheitliche Grundlage fehlte. 

Nachdem das Reichsgeſetz über den Neuaufbau des Reiches vom 30. Januar 1934 
(RGBl. I 75) ſämtliche Hoheitsrechte, alſo auch die Jagdhoheit der Länder auf 
das Reich übergehen ließ, war die ſtaatsrechtliche Grundlage für die reichsgeſetzliche 
Vereinheitlichung des deutſchen Jagdrechts gegeben. Dieſe fand zunächſt formellen 
Ausdruck im Geſetz zur Überleitung des Forſt⸗ und Jagdweſens auf das Reich vom 
3. Juli 1934 (RGBl. I 534) und ihren ſachlichen Niederſchlag im Reichsjagdgeſetz. 

Ahnlich wie das Reichserbhofgeſetz vom 29. September 1933 (RGBl. I 685) in 
dem Preußiſchen Bäuerlichen Erbhofrecht vom 15. Mai 1933 (Geſ. S. 165) einen 
Vorläufer hat, geht das Reichsjagdgeſetz in den grundlegenden Gedanken auf das 
Preußiſche Jagdgeſetz vom 18. Januar 1934 (Geſ. S. 13) und deſſen Ausführungs⸗ 
beſtimmungen vom 24. Februar 1934 (Geſ. S. 75) zurück. 

Durch das Reichsjagdgeſetz hat die bisherige unſägliche Rechtszerſplitterung im 
deutſchen Jagdweſen ihr Ende gefunden. Für das geſamte Reichsgebiet gelten jetzt 
nur noch die Beſtimmungen des Reichsjagdgeſetzes, weil mit Wirkung vom 1. April 
1935 alle die Jagd betreffenden Landesgeſetze außer Kraft getreten find (8 71 
Abſ. 2 3. 4 NJagdG.). In ſeiner Zielſetzung erfüllt das Reichsjagdgeſetz weit⸗ 
gehend die Wünſche, die große jagdliche Organiſationen, z. B. der 1875 in Dresden 
gegründete Allgemeine Deutſche Jagdſchutz-Verein, der Preußiſche Landes⸗Jagd⸗ 
verband und der Reichsjagdbund verfolgten. 

Nach der in der Einleitung des Geſetzes ausdrücklich ausgeſprochenen Perpflich⸗ 
tung darf in Zukunft das Jagdrecht nur nach den anerkannten Grundſätzen der 
deutſchen Weidgerechtigkeit ausgeübt werden. Soweit nicht Rückſichten auf die 
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Bedürfniſſe der Landeskultur, vor allem der Landwirtſchaft und Forſtwirtſchaft, 
entgegenſtehen, hat der Jäger die Pflicht, das Wild zu hegen, wobei er ſich als 
Sachwalter wertvollen, ihm anvertrauten Volksgutes anzuſehen hat. Das geſamte 
Reichsgebiet gilt im Sinne des Reichsjagdgeſetzes als ein großes Naturſchutzgebiet 
für die jagdbaren Tiere, in welchem für alle Zukunft ein artenreicher, kräftiger und 
geſunder Wildſtand entſtehen und erhalten bleiben ſoll. Der Naturſchutz für die nicht 
jagdbaren Tiere ſowie für Pflanzen und Naturdenkmale iſt Ziel des Reichsnatur⸗ 
ſchutzgeſetzes vom 26. Juni 1935 (RGBl. 1, 821). Wie es in der Einleitung des Reichs» 
naturſchutzgeſetzes wörtlich heißt, ſieht die deutſche Reichsregierung es als ihre 
Pflicht an, auch dem ärmſten Volksgenoſſen ſeinen Anteil an deutſcher Naturſchön⸗ 
heit zu ſichern. Die heimatliche Natur in allen ihren Erſcheinungen ſoll geſchützt 
und gepflegt und damit auch die Liebe zur Natur und ihren Geſchöpfen bei allen 
deutſchen Volksgenoſſen geweckt und gefördert werden. 

Nach älteſtem deutſchen Recht war die Jagd das Recht des freien deutſchen 
Mannes. In der Zeit, in welche unſere früheſte Kunde zurückreicht, betrieben die 
Germanen mit Vorliebe die Jagd, wobei das Jagdrecht dem Eigentümer auf ſeinem 
Grundeigentum und dem Markgenoſſen auf der Almende zuſtand. 

Seit dem 9. Jahrhundert entwickelte ſich das Jagdregal des Königs, der dieſes 
Recht durch Verleihung an Landesfürſten, Adelige und Großgrundbeſitzer vielfach 
weiter übertrug. Im Sachſenſpiegel (etwa 1230) wird beiſpielsweiſe der königliche 
Bannforſt als ein Bezirk erwähnt, „da den wilden tieren vrede geworcht iſt bi 
kunges banne, ſunder beren und wolfen und vuchſen; daz heizen vanvorſte“ (vgl. 
Sachſenſpiegel II, 61, $ 2). Das Jagdrecht wurde dadurch als ſelbſtändige Gerech⸗ 
tigkeit vom Grundeigentum losgelöſt. 

Dieſes Jagdrecht der Herren auf fremdem bäuerlichem Grund und Boden mußte 
auf die Dauer den Jäger in einen Gegenſatz zum Bauern bringen, der dadurch ſich 
in ſeiner perſönlichen und wirtſchaftlichen Freiheit immer mehr bedrückt fühlte. 
In den „Zwölf Artikeln“ des deutſchen Bauernmanifeſtes von 1525 wurde deshalb 
bei Ausbruch des deutſchen Bauernkrieges u. a. auch die Freigabe der Jagd und 
die Beſchränkung des adeligen Jagdvorrechtes gefordert (ogl. Art. 4), ein Ver⸗ 
langen, das allerdings damals nicht erfüllt wurde. 

Nachdem die Franzöſiſche Revolution von 1789/90 das Jagdrecht auf fremdem 
Boden beſeitigt hatte, erklärten die „Grundrechte des deutſchen Volkes“ von 1848 
im 8 37, daß das Jagdrecht auf fremdem Boden ohne Entſchädigung aufgehoben, 
die durch läſtigen Vertrag erworbenen Rechte abzulöſen ſeien und daß künftig ein 
Jagdrecht auf fremdem Boden nicht wieder als Grunddienſtbarkeit beſtellt werden 
könne. Damit war das Jagdregal gefallen. 

Schon bald wurde jedoch erkannt, daß die Selbſtausübung der Jagd auf kleinen 
Grundſtücken durch den Eigentümer zu einer Vernichtung der Wildbeſtände führen 
mußte, weshalb in der Folgezeit zwiſchen dem Jagdrecht des Eigentümers und dem 
Recht der Jagdausübung unterſchieden und letzteres geſetzlichen Beſchränkungen 
unterworfen wurde. 

Auch nach dem neuen Reichsjagdgeſetz ſteht das Jagdrecht, abgeſehen von gewiſſen 
Ausnahmen, dem Grundeigentümer zu ($ 3). Die Ausübung des Jagdrechts iſt 
jedoch nur auf beſtimmten Jagdbezirken zuläſſig. Als ſelbſtändiges dingliches Recht 
kann das Jagdrecht nicht mehr begründet werden. Es iſt mit dem Grundeigentum 
untrennbar verbunden. (Ausnahme für Helgoland, vgl. VO. vom 6. Juni 1935, 
RGBl. I 745.) | 

Die vorſtehenden, mit geſchichtlichem Rückblick erörterten Grundgedanken werden 
im Reichsjagdgeſetz z. T. in Form reichsrechtlicher Rahmenvorſchriften erläutert. 
Dieſe finden in der Ausführungs⸗Verordnung vom 27. März 1935 ihren ergänzen⸗ 
den Inhalt. Das Geſetz iſt ſeit dem 1. April 1935 in vollem Umfange in Kraft 
getreten. N 
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B. 
I. Formelles Jagdrecht 


1. Aufbau der Jagdverwaltung. 


In formeller, organiſatoriſcher Beziehung ſchafft das RJagdG. zunächſt einen 
ganz neuartigen, im Zuge der künftigen Reichsreform bedeutſamen Aufbau der 
Jagdverwaltung. Das geſamte Reichsgebiet wird in Jagdgaue eingeteilt. Ein 
Jagdgau umfaßt mehrere Jagdkreiſe ($ 52). An der Spitze der Reichsjagdverwal⸗ 
tung ſteht der Reichsjägermeiſter als oberſte Reichsbehörde für das geſamte deutſche 
Jagdweſen. Dem Reichsjägermeiſter ſind unterſtellt die Gaujägermeiſter und dieſen 
die Kreisjägermeiſter. Dem Reichsjägermeiſter ſteht beratend ein Reichsjagdrat 
zur Seite, dem u. a. Vertreter des Reichsnährſtandes angehören müſſen. Im Ein⸗ 
vernehmen mit den Landesregierungen kann der Reichsjägermeiſter für Länder 
mit mehreren Jagdgauen einen Landesjägermeiſter beſtellen, dem evtl. ein Landes⸗ 
jagdrat zur Seite ſteht ($ 64). Der Reichsjägermeiſter und die Landes⸗, Gau⸗ und 
Kreisjägermeiſter üben ihr Amt ehrenhalber aus (8 53). Für die jagdlichen Be⸗ 
lange der ſtaatseigenen Jagden werden die Verwaltungsbefugniſſe der Gau⸗ und 
Kreisjägermeiſter von den zuſtändigen Verwaltungsbehörden wahrgenommen ($ 55). 
Gemäß $ 65 können die Aufgaben der Gau⸗- und Kreisjägermeiſter auch beſtehenden 
Landesbehörden, z. B. den ſtaatlichen Forſtverwaltungen, übertragen werden, von 
welcher Maßnahme jedoch bisher kein Gebrauch gemacht worden iſt. Die Jäger⸗ 
meiſter haben ihr Amt im engſten Einvernehmen mit den Behörden der all⸗ 
gemeinen Verwaltung wahrzunehmen. Desgleichen ſoll eine ſtändige Zuſammen⸗ 
arbeit mit der Forſtverwaltung und der Bauernſchaft erfolgen. ($ 53 Abſ. 4 AVO.) 


2. Jagdſchein. 


Wer die Jagd ausübt, muß einen auf ſeinen Namen lautenden, mit Lichtbild 
verſehenen Jagdſchein mit ſich führen, der von der unteren Verwaltungsbehörde 
als Jahresjagdſchein für ein ganzes Jagdjahr (1. April bis 31. März) oder als 
Tagesjagdſchein für fünf aufeinanderfolgende Tage erteilt wird ($ 22). Während 
nach dem früheren Rechtszuſtande für jedes einzelne Land ein beſonderer Jagd⸗ 
ſchein verlangt wurde, gilt jetzt für das ganze Reichsgebiet der einheitliche Reichs⸗ 
jagdſchein. In dem Reichsjagdſchein, d. h. die öffentlich⸗rechtliche „Jagderlaubnis 
durch den Staat“, hat das Streben zur Reichseinheit einen beſonders ſichtbaren 
Ausdruck gefunden, der noch dadurch geſteigert wird, daß alle Inhaber von Jahres⸗ 
jagdſcheinen in dem Reichsbunde „Deutſche Jägerſchaft“ zuſammengeſchloſſen werden, 
d. h. einer Körperſchaft des öffentlichen Rechts, die der Aufſicht des Reichsjäger⸗ 
meiſters unterſteht und neben welcher andere Vereinigungen mit gleicher oder 
ähnlicher Zielſetzung unzuläſſig find (8 56 in Verb. mit $ 70 Abſ. 3). Für den 
Reichsbund „Deutſche Jägerſchaft“ hat der Reichsjägermeiſter am 27. März 1935 
eine beſondere Satzung mit einer Ehrengerichtsordnung erlaſſen. 

Das Geſetz unterſcheidet zwiſchen zwingenden und fakultativen Gründen, aus 
denen die Erteilung des Jagdſcheines verſagt werden muß oder kann. Perſonen, die 
wegen körperlicher oder geiſtiger Mängel oder wegen ihres bisherigen Verhaltens 
nicht die Gewähr für eine zuverläſſige Führung der Jagdwaffe bieten, muß der 
Jagdſchein verſagt werden. Das gleiche gilt für Perſonen, die zu einer Zuchthaus⸗ 
ſtrafe rechtskräftig verurteilt ſind oder denen die bürgerlichen Ehrenrechte ab⸗ 
erkannt wurden mit der Maßgabe, daß nach Verbüßung der Strafe noch ein Zeit⸗ 
raum von wenigſtens 10 Jahren verſtrichen ſein muß, nach welchem die Vorſtrafe 
nicht mehr berückſichtigt wird (8 23). 
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Zwingend ift im übrigen eine ausreichende Jagdhaftpflichtverſicherung für jeden 
Jagdſchein, d. h. auch für Tagesjagdſcheine, jedoch nicht für den Jahres⸗Falkner⸗ 
jagdſchein, vorgeſchrieben, eine begrüßenswerte Neuerung, die mit Rückſicht auf die 
weitgehende Haftung des Jägers auch erforderlich iſt (vgl. RGE. Bd. 128 S. 39 und 
die amtliche Anweiſung für die Ausſtellung von Jagdſcheinen vom 27. März 1935). 

Der Jagdſchein kann verſagt werden u. a. Jugendlichen, die noch nicht 18 Jahre 
alt ſind, und Perſonen, die vorbeſtraft ſind wegen Vergehen wider Leib und Leben, 
Widerſtandsleiſtung gegen die Staatsgewalt und Jagdfrevel, ferner Perſonen, die 
das Anſehen der Deutſchen Jägerſchaft gefährden. Für Perſonen unter 18 Jahren 
und über 14 Jahren kann ein Jugendjagdſchein ausgeſtellt werden, deſſen Inhaber 
die Jagd jedoch nur beſchränkt ausüben darf ($ 25). Die Erteilung des erſten 
Jahresjagdſcheines iſt von der Ablegung einer jagdlichen Prüfung abhängig ge⸗ 
macht worden vor einem vom zuſtändigen Kreisjägermeiſter regelmäßig am Wohn⸗ 
ſitze des Prüflings eingeſetzten Prüfungsausſchuß ($ 22 Ab}. 12 AVO.) Die näheren 
Einzelheiten ſind in der Prüfungsordnung des Reichsjägermeiſters vom 27. März 
1935 geregelt. Wenn nach Erteilung des Jagdſcheines Tatſachen bekannt werden, 
auf Grund deren der Jagdſchein hätte verſagt werden müſſen, iſt die Pflicht bzw. 
die Möglichkeit der nachträglichen Einziehung des Jagdſcheines angeordnet ($ 26). 

Der Inhaber eines Jahresjagdſcheines iſt verpflichtet, eine der drei amtlich zu⸗ 
gelaſſenen Jagdzeitſchriften (Deutſche Jagd, Der deutſche Jäger, Wild und Hund) 
zu halten, damit er von den darin veröffentlichten amtlichen Nachrichten der 
deutſchen Jagdbehörden laufend Kenntnis erhält. Der gewöhnliche Inländer⸗ 
Jahresjagdſchein koſtet zur Zeit RM. 50.— ausſchließlich Zeitungsbezugsgeld und 
Verſicherungsprämie. Für den Inländer⸗Tagesjagdſchein werden RM. 6.— be⸗ 
rechnet (vgl. S 27 AW O.). 


3. Jagdbezirk. 


Bei der Behandlung der Jagdbezirke tritt der bereits hervorgehobene Unterſchied 
zwiſchen dem Jagdrecht als ſolchem und dem Recht auf Ausübung der Jagd (Jagd⸗ 
ausübungsrecht) beſonders deutlich hervor. Das an ſich grundſätzlich dem Grund⸗ 
eigentümer zuſtehende Jagdrecht darf nur auf Jagdbezirken (Eigenjagdbezirken und 
gemeinſchaftlichen Jagdbezirken) und auf Grundflächen, die ſolchen Bezirken an⸗ 
gegliedert find, ausgeübt werden (8 5 Abſ. 1). Als Eigenjagdbezirk gilt jede zu⸗ 
ſammenhängende Grundfläche, auf der ein und dieſelbe Perſon oder Perſonen⸗ 
gemeinſchaft Eigentümer oder Nutznießer iſt, und die einen land-, forſt⸗ oder 
fiſchereiwirtſchaftlich nutzbaren Raum von mindeſtens 75 ha umfaßt ($ 8). Alle 
Grundflächen einer Gemeinde oder abgeſonderten Gemarkung, die nicht zu einem 
Eigenjagdbezirk gehören, bilden einen gemeinſchaftlichen Jagdbezirk, wenn ſie im 
Zuſammenhang wenigſtens 150 ha umfaſſen. Die Mindeſtgröße der Eigenjagd⸗ 
bezirke und der gemeinſchaftlichen Jagdbezirke kann für beſtimmte Gebiete herab⸗ 
geſetzt und heraufgeſetzt werden. Für Preußen iſt beiſpielsweiſe laut Anordnung 
des Landesjägermeiſters vom 5. April 1935 die Mindeſtgröße neu zu bildender 
Eigenjagdbezirke auf 125 ha und die Mindeſtgröße gemeinſchaftlicher Jagdbezirke 
auf 250 ha feſtgeſetzt worden. Gegenüber dem bisherigen Rechtszuſtande in ein⸗ 
zelnen Rechtsgebieten (vgl. Württemberg Geſ. v. 27. 10. 1855 betr. die Regelung 
der Jagd, Reg. Bl. 223) bedeutet die reichsrechtliche Feſtlegung einer Mindeſtgröße 
von 75 ha bzw. 150 ha bereits einen erheblichen Fortſchritt, weil die vielfach vor⸗ 
handen geweſenen, bedeutend kleineren Jagdbezirke, ſogenannte Zwergreviere, mit 
den Erforderniſſen der Jagdpflege nicht in Einklang zu bringen waren. 

Zur Abrundung der Bezirksgrenzen können Flächen abgetrennt oder angegliedert 
werden. Sogenannte handtuchartige Flächen, die vielfach lediglich zur Herſtellung 
der Verbindung zwiſchen getrennt liegenden Grundflächen bei Bildung von Eigen⸗ 
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jagdbezirken verwendet wurden (vgl. für Preußen OVGE. Bd. 36, 369; 37, 294; 
74, 414; 80, 304), können in Zukunft dieſen für die jagdlichen Belange meiſt un⸗ 
befriedigenden Zuſtand nicht mehr ſchaffen, wenn die Grundflächen nach Umfang 
und Geſtalt eine ordnungsmäßige Jagdausübung nicht geſtatten ($ 6 Ab}. 2). Aus 
dem gleichen Grunde können lange ſchmale Grundflächen, wie z. B. Wege, Triften, 
Eiſenbahnkörper und Waſſerläufe, für ſich allein keinen Jagdbezirk bilden. Ebenſo⸗ 
wenig haben dieſe Flächen für benachbarte Bezirke eine verbindende oder trennende 
Eigenſchaft. 

Nach der ausdrücklichen Beſtimmung des $ 8 Abſ. 4 S. 5 AWO. kann ein für die 
Bildung eines Eigenjagdbezirkes gedachtes Miteigentum einer Perſonengemein⸗ 
ſchaft nicht mehr begründet werden, wenn die Eigentümer zuſammenhängender 
Grundſtücke gegenſeitig das Miteigentum durch Rechtsgeſchäft nur zu einem geringen 
Bruchteil ſich übertragen haben. Damit iſt die in der bisherigen Rechtſprechung 
beſtehende Meinungsverſchiedenheit über die Rechtsgültigkeit der Bildung eines 
Eigenjagdbezirkes durch gegenſeitige Scheinauflaſſung winziger Bruchteile benach⸗ 
barten Grundeigentums pofitiv entſchieden (vgl. für Preußen OVGéE. Bd. 65, 318 ff., 
69, 355 gegen OVGCE. Bd. 78, 370; KG. OL GE. Bd. 23, 323; Johow⸗Ring 
Bd. 44, 213). 

Vollſtändig eingefriedigte Grundflächen unter 75 ha Größe können unter be⸗ 
ſtimmten Vorausſetzungen zu Eigenjagdbezirken erklärt werden, wobei die Aus⸗ 
übung der Jagd z. B. unter Ausſchluß des Flugwildes beſchränkt werden kann. Eine 
begrenzte Ausübung der Jagd iſt ferner vorgeſehen für Grundflächen, die als 
befriedete Bezirke gelten oder auf denen aus Gründen des Gemeinwohls die Jagd 
ruht (8 7). 

Während auf Eigenjagdbezirken der Eigentümer oder Nutznießer auch jagd⸗ 
ausübungsberechtigt iſt, ſind die Jagdberechtigten eines gemeinſchaftlichen Jagd⸗ 
bezirks zuſammengeſchloſſen in der öffentlich⸗ rechtlichen Körperſchaft der Jagd⸗ 
genoſſenſchaft, die durch den Jagdvorſteher geſetzlich vertreten wird und regelmäßig 
die Nutzung der Jagd durch Verpachtung zieht, wenn nicht für Rechnung der Jagd⸗ 
genoſſenſchaft die Ausübung der Jagd durch angeſtellte Jäger erfolgen ſoll. 


4. Pachtvertrag. 


Für die Beteiligung Dritter an der Ausübung des Jagdrechtes ſowohl bei Eigen⸗ 
jagdbezirken wie bei gemeinſchaftlichen Jagdbezirken enthält das RJagdé6. ein⸗ 
gehende Beſtimmungen, die gegenüber dem bisherigen Rechtszuſtande eine weſent⸗ 
liche Verbeſſerung bedeuten. 

Auf Grund des $ 12 Abſ. 6 RJagdG. in Verbindung mit $ 12 Abſ. 9 AVO. ift 
nach preußiſchem Vorbild ($ 16 Abſ. 1 PrJagd6.) ein Muſterpachtvertrag vor⸗ 
geſchrieben und außerdem eine beſondere Anweiſung des Reichsjägermeiſters für 
das Verfahren bei der Jagdverpachtung unter dem 27. März 1935 ergangen. 

Danach iſt die Verpachtungsart und die Durchführung der Verpachtung von 
Eigenjagd bezirken in das Ermeſſen des Jagdberechtigten geſtellt mit dem 
Vorbehalt, daß der Pachtvertrag nach Form und Inhalt den geſetzlichen Vorſchriften 
entſprechen muß und außerdem der Genehmigung des zuſtändigen Kreisjäger⸗ 
meiſters bedarf. 

Die Verpachtung gemeinſchaftlicher Jagdbezirke kann gemäß § 12 Abſ. 7 
AVO. zum Höchſtgebot erfolgen mit unbeſchränktem Perſonenkreis oder mit Be⸗ 
ſchränkung auf die Jagdgenoſſen; fie kann durch öffentliche Ausbietung (Verſteige⸗ 
rung) oder durch Abgabe ſchriftlicher Gebote vorgenommen werden. Ferner iſt mit 
Zuſtimmung der Jagdgenoſſen die freihändige Verpachtung ſowie die Verlängerung 
eines laufenden Pachtverhältniſſes im letzten Drittel der Pachtzeit zuläſſig. Pächter 
darf nur ſein, wer mindeſtens drei Jahre im Deutſchen Reiche Inhaber eines 
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Jahresjagdſcheines geweſen iſt und den Nachweis führt, daß er Mitglied der 
Deutſchen Jägerſchaft iſt, oder ſeiner Aufnahme keine Bedenken entgegenſtehen. 
Grundſätzlich darf das Jagdausübungsrecht nur im ganzen verpachtet werden, jedoch 
iſt es dem Verpächter geſtattet, ſich einen Teil der Jagdnutzung, der fi auf bes 
ſtimmte Wildarten bezieht (z. B. Rotwild oder Rehwild) vorzubehalten. 

Der weiteren Bildung von Zwergrevieren wird vorgebeugt durch die Beſtim⸗ 
mung, daß ein Teil des Jagdbezirks nur dann verpachtet werden darf, wenn ſowohl 
der verpachtete wie der verbleibende Teil den geſetzlichen Erforderniſſen, d. h. ins⸗ 
beſondere hinſichtlich der Bejagbarkeit und der Mindeſtgröße entſpricht ($ 12 II). 
Weil nur langfriſtige Verträge eine nachhaltige Wildhege ermöglichen, ſind die 
ſtets der Genehmigung des Kreisjägermeiſters bedürftigen Pachtverträge bei 
Niederwildjagden auf mindeſtens 9, bei Hochwildjagden auf mindeſtens 12 Jahre 
abzuſchließen. Der Wildhege dient gleichfalls die weitere Beſtimmung, wonach die 
Zahl der Jagdausübungsberechtigten (Pächter, Eigenjagdbeſitzer) beſchränkt iſt. Wäh⸗ 
rend auf unverpachteten Eigenjagdbezirken bis zu einer Größe von 375 ha zwei Per⸗ 
ſonen, bis zu 500 ha drei Perſonen, bis zu 625 ha vier Perſonen uſw. jagdausübungs⸗ 
berechtigt ſein können, dürfen auf verpachteten Eigenjagdbezirken und auf gemein⸗ 
ſchaftlichen Jagdbezirken bis zur Größe von 750 ha höchſtens zwei Perſonen, bis zu 
1000 ha drei Perſonen, bis zu 1250 ha vier Perſonen uſw. als Jagdausübungsberech⸗ 
tigte zugelaſſen werden (vgl. $ 5 AV O.). Sowohl die Weiterverpachtung wie die Un⸗ 
terverpachtung iſt an die Zuſtimmung des Kreisjägermeiſters gebunden, wobei Unter⸗ 
verpachtung nur dann zuläſſig iſt, wenn ſie im Pachtvertrage vorgeſehen wurde. 
Als Weiterverpachtung gilt jede auch nur teilweiſe erfolgende entgeltliche ÜUber⸗ 
tragung des Jagdausübungsrechtes an einen Dritten, es ſei denn, daß die Über⸗ 
tragung nur vorübergehend (ogl. Abſchußerlaubnis für einzelne Stücke, z. b. Reh⸗ 
bock oder Hirſch) gelten ſoll. | 

Der Jagdgaſt, der entgeltlich oder unentgeltlich in einem Jagdrevier ohne Be⸗ 
gleitung des Jagdherrn jagen will, muß einen ſchriftlichen Erlaubnisſchein des 
Jagdausübungs berechtigten bei ſich führen. Aus Gründen der öffentlichen Sicherheit 
oder der Jagdpflege kann der Kreisjägermeiſter die Zahl der Jagdgäſte beſchränken 
oder deren Beteiligung überhaupt verbieten. Im übrigen gilt der Inhaber eines 
Erlaubnisſcheines nicht als Jagdausübungsberechtigter im Sinne des Geſetzes. 
(Vgl. Poppe, Reichsjagdgeſetz, Anm. 2 zu § 5 S. 47.) 

Die Vorſchriften über die Beteiligung an der Ausübung der Jagd ſind öffentlich⸗ 
rechtlich zwingender Natur, ſo daß jedwede Verletzung die Nichtigkeit des Ver⸗ 
trages herbeiführt ($ 134 BGB., 15 RIagdG.). 

Durch den Wechſel des Grundeigentümers wird ein Pachtvertrag in ſeinem Be⸗ 
ſtande nicht berührt, weil in Anlehnung an den deutſchrechtlichen Satz: „Kauf bricht 
nicht Miete“ die Beſtimmungen der 88 571—579 BGB. auf den Jagdpachtvertrag 
entſprechende Anwendung finden ($ 16). Ebenſowenig bedingt der Tod des Jagd⸗ 
pächters eine vorzeitige Auflöſung des Pachtvertrages, weil den Erben das Recht 
der Fortſetzung grundſätzlich eingeräumt iſt. Gemäß § 20 Abſ. 2 AVO. kann der 
Pächter den Pachtvertrag mit halbjähriger Friſt zum Schluſſe des Pachtjahres 
kündigen, wenn er durch amtsärztliches Zeugnis nachweiſt, daß er wegen körperlicher 
oder geiſtiger Mängel zur Ausübung der Jagd dauernd unfähig iſt. 

Bei Veränderung des räumlichen Umfanges des Jagdbezirks um mehr als ein 
Fünftel der im Pachtvertrag erwähnten Größe hat der Pächter ein gemäß S 595 
BGB. befriſtetes außerordentliches Kündigungsrecht. Wenn der Jagdbezirk im 
Falle einer Verkleinerung allerdings unter die geſetzliche Mindeſtgröße herabſinken 
ſollte, fehlt es an einem geeigneten Pachtgegenſtande und erliſcht der Pachtvertrag 
kraft Geſetzes. Bei dem Vorhandenſein mehrerer Pächter iſt nach einer neuartigen, 
von den allgemeinen Vorſchriften des BGB. abweichenden Regelung (vgl. Mittel: 
ſtein, Die Miete, 4. Aufl. 1932, § 76 3. 4 S. 464 und $ 13 S. 89) auch eine teil⸗ 
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weile Aufhebung des Pachtvertrages zuläſſig, injofern das Pachtverhältnis wegen 
vertragswidrigen Verhaltens auch nur eines Pächters dieſem gegenüber allein 
gekündigt, im Verhältnis zu den übrigen Pächtern aber fortgeſetzt werden kann 
mit der Maßgabe, daß die Haftung der verbleibenden Mitpächter aus dem Ver⸗ 
trag ſich um den Anteil des ausgeſchiedenen Mitpächters vermindert (S 21). 


II. Materielles Jagdrecht 
1. Inhalt des Jagdrechts. 


Materiell wird das Jagdrecht im Sinne des RNJagdG. bezeichnet als die aus⸗ 
ſchließliche Befugnis, jagdbaren Tieren nachzuſtellen, ſie zu fangen oder zu erlegen 
und ſich anzueignen ($ 1). Es handelt ſich dabei um eine beſondere Art des Eigen⸗ 
tumserwerbs gemäß § 958 BGB., d. h. um ein Vermögensrecht, deſſen Verletzung 
durch $ 823 Abſ. 1 und 2 BGB. geſchützt iſt. Weil das Jagdrecht kein ſelbſtändiges 
Recht, vielmehr mit dem Grundeigentum untrennbar verbunden iſt (abgeſehen von 
der Ausnahme bei den Reichswaſſerſtraßen, vgl. RGeſ. vom 29. 7. 1931, RGBl. 
S. 960 ſowie für Helgoland, vgl. VO. vom 6. 6. 1935, und die Jagd am Meeres⸗ 
ſtrand und Küſtengewäſſern gem. $ 3 Abſ. 2 AWO.) muß es als Eigentumsinhalt 
und Eigentumsbefugnis gelten. Es iſt jedoch kein Beſtandteil des Grundſtücks 
gemäß § 96 BGB. (vgl. RGE. Bd. 70, 73). rechnet dagegen wohl zum Zubehör 
des Erbhofes (vgl. Reichserbhofgeſetz vom 29. 9. 1933, RGBl. I S. 685 in Verb. 
mit 8 2 der II. DurchfVO. vom 19. 12. 1933, RGBl. I S. 1096). 

Objektiv erſtreckt ſich das Jagdrecht zunächſt auf den Kreis der jagdbaren Tiere, 
wobei das Geſetz zwiſchen Hochwild und Niederwild und zwiſchen Haarwild und 
Federwild unterſcheidet. Zum Haarwild gehören: 

Wiſent⸗, Elch⸗, Rot⸗, Dam⸗, Sika⸗, Stein⸗, Muffel⸗, Reh⸗, Gams⸗ und Schwarz⸗ 
wild, Murmeltiere, Haſen, Alpenhaſen, wilde Kaninchen, Biber, Robben, 
Ottern, Dachſe, Füchſe, Wildkatzen, Edelmarder, Steinmarder, Iltiſſe. 

Zum Federwild rechnen: 

Auer⸗ und Birkwild, Radelwild, Haſelwild, Schneehühner, Steinhühner, Wild: 
truthühner, Rebhühner, Wachteln, Faſanen, wilde Tauben, Droſſeln (Kram⸗ 
metsvögel), Schnepfen, Trappen, Brachvögel, Wachtelkönige, Kraniche, Tag⸗ 
und Nachtraubvögel, wilde Schwäne, wilde Gänſe, wilde Enten und alle 
anderen Sumpf- und Waſſervögel. 

Zum Hochwild werden gerechnet: 

Wiſent⸗, Elch⸗, Rot⸗, Dam⸗, Sika⸗, Stein⸗, Muffel⸗, Gams⸗, Schwarzwild und 
Auerwild. 

Alle übrigen Wildarten gehören zum Niederwild (8 2 Abſ. 3). 

Daneben kennt das Geſetz noch den Begriff des Schalenwildes. Dieſer wird 
hergeleitet von dem zoologiſchen Unterſcheidungsmerkmal der Schalen (d. h. den 
außen aus Horngewebe beſtehenden Hufen bei den Paarhufern). Hierzu gehören: 

Wiſent⸗, Elch⸗, Rot⸗, Dam⸗, Sika⸗, Stein-, Muffel⸗, Reh⸗, Gams⸗ und 
Schwarzwild. 

Gemäß § 2 AWO. treten zum jagdbaren Wild noch hinzu der Luchs, der Nerz 
ſowie der Kolkrabe. 

Der Kreis der jagdbaren Tiere iſt gegenüber dem bisherigen Rechtszuſtande 
erheblich erweitert worden, indem u. a. darin aufgenommen wurden wilde Ka⸗ 
ninchen, Robben, Edelmarder, Steinmarder, Iltiſſe, alle Tag: und Nachtraub⸗ 
vögel ſowie alle Sumpf- und Waſſervögel. In dieſer Erweiterung zeigt ſich vor⸗ 
nehmlich der bereits in der Einleitung betonte Gedanke des Naturſchutzes, den 
das RJagdG., mit den Zielen der Weidgerechtigkeit und der Wildhege verknüpft, 
fördern will. Beſonders hervorgehoben werden muß die Aufnahme des wilden 
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Kaninchens, deſſen Fang in zahlreichen örtlichen Polizeiverordnungen derartig 
verſchiedenartig geregelt war, daß eine erfolgreiche Bekämpfung der Jagdfrevel 
und des Frettierunweſens nicht möglich war. Bezüglich der nicht zum jagdbaren 
Federwild gehörenden Vogelarten iſt ergänzend zu berückſichtigen das Reichsgeſetz 
betreffend den Schutz von Vögeln vom 30. Mai 1908 (RGBBl. S. 317) und für 
Preußen die Tier⸗ und Pflanzenſchutzberordnung vom 10. März 1933, Gel. S. 71, 
nach welcher mit wenigen Ausnahmen alle in Europa einheimiſchen wildlebenden 
Vogelarten geſchützt ſind. Durch das eingangs erwähnte Reichsnaturſchutzgeſetz vom 
26. Juni 1935, welches am 1. Oktober 1935 in Kraft tritt, werden das Vogelſchutzgeſetz 
und alle den Tier⸗ und Pflanzenſchutz ſowie Naturſchutz betreffenden Landesgeſetze 
erſetzt (vgl. 8 27 des Reichsnaturſchutzgeſetzes). 

In jeinem erweiterten Inhalt umfaßt das Jagdrecht auch die ausſchließliche 
Befugnis, ſich verendetes Wild, Fallwild und Abwurfſtangen ſowie die Eier 
jagdbaren Federwildes anzueignen und die Gelege nicht geſchützter Raubvögel zu 
zerſtören (8 1, II). Die Aneignungsbefugnis wird unter Umſtänden auch noch bei 
verendetem Wild in verweſtem Zuſtande in Frage kommen, weil z. B. das Geweih 
eines gefallenen Wildes, das noch mit dem Knochengerüſt verbunden iſt, nach der 
zutreffenden Anſicht des OLG. Jena (vgl. Goldtammer Arch., Bd. 60, S. 328) 
noch immer den Reſt eines Jagdtieres darſtellt. Wer das Geweih von dem ſon⸗ 
ſtigen Knochengerüſt wegnimmt, macht die Jagdbeute erſt zu einem wertloſen 

Knochenhaufen (a. A. RG., Recht, VI, S. 25, Nr. 115). 

Nicht als jagdſcheinpflichtige Ausübung des Jagdrechtes gilt die Verrichtung 
ſogenannter Hilfsdienſte ($ 22 Abſ. 11 Z. b). 

Zum weiteren Inhalt des Jagdrechts gehört auch die Befugnis des Jägers, 
einen Jägernotweg zu benutzen, deſſen Vorausſetzungen im § 28 näher beſtimmt 
find. Jagdrechtsinhalt iſt ferner die Ermächtigung des Jägers, im Revier Jagd⸗ 
einrichtungen zu ſchaffen, z. B. Anlage von Anſitzen, Jagdhütten, Futterplätzen 
(S 29). Auch das Recht der Wildfolge, die nur mit beſonderer ſchriftlicher Ver⸗ 
einbarung zuläſſig iſt, muß als ein Ausfluß des Jagdrechts bezeichnet werden 
(8 31). Wenn ein nicht zur Jagdausübung Berechtigter Beſitz oder Gewahrſam 
an lebendem oder verendetem Wild erlangt, jo iſt er verpflichtet, dies innerhalb 
24 Stunden der Ortspolizeibehörde abzuliefern oder anzuzeigen. Die Ortspolizei⸗ 
behörde ſtellt dann dieſe Sache dem am Fundort Jagdausübungs berechtigten zur 
Verfügung (vgl. 8 1 Abſ. 3 AVO). Hierbei iſt u. a. zu denken an das Überfahren 
von Wildſtücken durch Kraftwagen auf offener Landſtraße. 


2. Beſchränkung. 


Aus dem Gebot der Weidgerechtigkeit und Wildhege ergeben ſich naturgemäß 
gegenüber den Rechten des Jägers auch weitgehende Pflichten. Zu dieſen gehört 
insbeſondere die Beachtung der Jagd⸗ und Schonzeiten, die im einzelnen in 
§ 38 AVO. näher geregelt find. Nach dieſer Beſtimmung find zur Zeit folgende 
Wildarten dauernd geſchont: Wiſent⸗ und Steinwild, Luchs, Biber, Ottern (mit 
Ausnahme der in 8 9 Ziff. 4 und $ 42 AWO. vorgeſehenen Erlegungsmöglichkeit), 
Wildkatzen, Auer⸗ und Birkhennen, Wildtruthühner, Wachteln, Droſſeln, Trapp⸗ 
hennen, Wachtelkönige, Kraniche, alle Tag⸗ und Nachtraubvögel mit Ausnahme 
des Mäuſe⸗ und Rauhfußbuſſards, des Hühnerhabichts, des Sperbers und der 
Nohrweihe, der Kolkrabe, wilde Schwäne, Brandgas, Eider⸗ und Kolbenente, 
ſowie die Sumpf⸗ und Waſſervögel mit Ausnahme der Bekaſſine und der Brach⸗ 
vögel (vgl. Scherping⸗Vollbach, Das Reichsjagdgeſetz, Anm. 2 zu § 38 S. 106). 

Keine Schonzeiten genießen: wilde Kaninchen, Bläßhühner, Rohrweihe, Sperber, 
Hühnerhabicht, Fiſchreiher und Haubentaucher, ferner Schwarzwild, Füchſe und 
Iltiſſe. Jedoch dürfen führende weibliche Stücke dieſer letzten drei Wildarten in der 
Zeit vom 16. März bis 1. Auguſt nicht erlegt werden (vgl. $ 38 Abſ. 3 AVW O.). 
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Weiterhin find folgende wichtige ſachliche Beſchränkungen zu erwähnen. Der 
rauhe Schuß (Schrot⸗ und Poſtenſchuß und der Schuß mit gehacktem Blei) iſt auf 
Schalenwild und Robben verboten ($ 35 J, S. 1). Unzuläſſig iſt ferner das Ber: 
wenden künſtlicher Lichtquellen beim Fang oder Erlegen von Wild aller Art, die 
Treibjagd beim Mondſchein, das Aufſtellen von Schlingen oder Tellereiſen, das 
Erlegen von Schalenwild bei Notzeit im Umkreiſe von 200 Meter an Futterungen, 
das Vergiften jagdbarer Tiere aller Art ($ 35). Während der Notzeit hat der 
Revierinhaber für angemeſſene Wildfütterung zu ſorgen, die gegebenenfalls auf 
ſeine Rechnung durch den Kreisjägermeiſter angeordnet werden kann ($ 33). 

Um eine ſofortige Nachſuche auf krank geſchoſſenes, über die Grenze gewechſeltes 
Schalenwild zu ermöglichen, iſt der Schütze zur unverzüglichen Meldung an den 
Jagdnachbarn und zur Mitwirkung bei der Nachſuche verpflichtet ($ 30). Die Jagd 
darf nicht ausgeübt werden an Orten, wo die öffentliche Sicherheit, Ruhe und 
Ordnung oder Menſchenleben gefährdet würden ($ 36 I). Für die Jagdausübung 
an Sonn: und Feiertagen hat das RIagdG. (vgl. $ 35 I, 15) die Beſtimmung des 
S 4 I, 3 der Reichsverordnung über den Schutz der Sonn» und Feiertage vom 
16. 3. 1934 (RGBl. I S. 199) übernommen. Danach find im Gegenſatz zu den bis⸗ 
herigen Landesbeſtimmungen an Sonn⸗ und Feiertagen alle Jagdarten erlaubt mit 
der einzigen Einſchränkung, daß während der ortsüblichen Zeit des Hauptgottes⸗ 
dienſtes keine Hetz⸗ und Treibjagden abgehalten werden dürfen, wenn dadurch der 
Gottesdienſt unmittelbar geſtört wird. Nach der Legaldefinition ($ 35 J, 3) iſt als 
Treibjagd jede Jagd anzuſehen, bei der mehr als vier Schützen oder mehr als vier 
Perſonen teilnehmen, die das Wild aufſcheuchen. Die Hetzjagd iſt eine Jagdart, 
bei der Wild von Hunden verfolgt, geſtellt oder gepackt wird, worauf es der Jäger 
abfängt (z. B. hetzt man Sauen mit Hetzhunden, Haſen mit Windhunden). Die 
Ausübung der Jagd auf Naturſchutz⸗, Baumſchutz⸗ und Wildſchutzgebieten, Wild⸗ 
gärten und Gatterrevieren iſt einer beſonderen Regelung vorbehalten worden 
(S 36 III); jedoch kann der Reichsjägermeiſter bei eingefriedigten Wildgärten und 
Gatterrevieren gemäß § 36 Abſ. 6 AWO. bereits jetzt Ausnahmen zulaſſen. 

Die wichtigſte ſachliche Beſchränkung der Jagd bedeutet die nach preußiſchem 
Vorbild ($ 42 PrJagdG. v. 18. 1. 1934) erfolgte Einführung eines Abſchußplanes 
für Schalenwild mit Ausnahme des Schwarzwildes. Wiſent⸗, Elch⸗, Rot⸗, Dam⸗, 
Sika⸗, Stein⸗, Muffel⸗, Reh⸗ und Gamswild darf nur auf Grund und im 
Rahmen eines vom Kreisjägermeiſter genehmigten, alljährlich für den Zeitraum 
von drei Jahren getrennt nach Wildart und Geſchlecht zahlenmäßig feſtgeſetzten 
Abſchußplanes erlegt werden. Über den erfolgten Abſchuß iſt eine Abſchußliſte zu 
führen, die auf Verlangen dem Kreisjägermeiſter vorzulegen iſt ($ 37 II). Wichtig 
iſt hierbei die Beſtimmung des § 37 Abſ. 5 AVO., wonach jeder Abſchuß eines 
durch Abſchußplan erfaßten Stückes Schalenwildes binnen einer Friſt von drei 
Tagen nach vorgeſchriebenem Muſter an den zuſtändigen Kreisjägermeiſter zu 
melden iſt. Die Abſchußregelung für Schalenwild ſchützt und belohnt in Zukunft 
den auf das Allgemeinwohl bedachten, verantwortungsbewußten Jäger vor dem 
bedenkenloſen Schießer, der bisher an den Grenzen einer Schutzjagd alle Hege⸗ 
maßnahmen ſeines Nachbarn vereiteln konnte. Andererſeits bietet die Abſchuß⸗ 
regelung die Möglichkeit, ein geſundes Geſchlechtsverhältnis (möglichſt 1 zu 2 bis 
1 zu 1) zwiſchen männlichem und weiblichem Schalenwild durch den Abſchußplan 
herzuſtellen und einen Wildſtand heranzubilden, der ſich mit den berechtigten 
Forderungen der Landeskultur verträgt und ſich möglichſt gleichmäßig über die 
ſür die einzelnen Wildarten in Betracht kommenden Flächen verteilt. Die Ein⸗ 
führung einer Abſchußregelung auch für andere Wildarten, insbeſondere zur 
Sicherung des Niederwildbeſtandes, iſt vorbehalten worden, desgleichen ein gänz— 
liches Verbot für beſtimmte Wildarten in gewiſſen Bezirken, wenn dort eine 
Wildart im Beſtande bedroht erſcheint; andererſeits können im Intereſſe der 
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Landeskultur Schonzeiten zeitweiſe aufgehoben oder der Abſchuß zwangsweiſe ans 
geordnet werden ($ 37 III v in Verb. mit $ 38 III und § 42). 


3. Wild» und Jagdſchaden. 


Weitgehende Rückſichtnahme auf die berechtigten Anſprüche der Land⸗ und 
Forſtwirtſchaft bildet auch die Grundlage für die Regelung des Wild⸗ und Jagd⸗ 
ſchadens. Der eingangs erwähnte uralte Gegenſatz zwiſchen Bauer und Jäger, der 
namentlich bei dieſer Frage in Erſcheinung tritt, iſt durch das RJagdG. weitmög⸗ 
lichſt ausgeglichen worden. Der bäuerliche Grundeigentümer, deſſen Jagdrecht wirt⸗ 
ſchaftlich geſehen, auf einen Anteil am Ertrag der genoſſenſchaftlichen Jagd regel⸗ 
mäßig ſich beſchränkt und der durch eigne Jagdausübung gegen Wildſchäden ſelbſt 
ſich nicht ſchützen kann, wird durch die Beſtimmungen des RNJagdG. gegen wirt⸗ 
ſchaftliche Nachteile aus der Wildhege nachhaltigſt in Schutz genommen. 

Vorbehaltlich einer ſpäteren Erweiterung auf andere Wildarten ſoll in teil⸗ 
weiſer Abänderung der bisherigen reichsrechtlichen Beſtimmung des § 835 BGB. 
der Wildſchaden erſetzt werden, der durch Schalenwild oder wilde Kaninchen ver⸗ 
urſacht wird. Für dieſen Schaden haftet dem geſchädigten Grundeigentümer bzw. 
Nutzungsberechtigten eines gemeinſchaftlichen Jagdbezirkes zunächſt die Jagd⸗ 
genoſſenſchaft, hilfsweiſe auch der Jagdausübungsberechtigte, wenn im Pachtver⸗ 
trage der Wildſchaden ganz oder teilweiſe vom Pächter übernommen wurde. Im 
letzteren Falle handelt es ſich um einen echten Vertrag zugunſten eines Dritten 
im Sinne des $ 328 BGB., kraft deſſen der Geſchädigte einen unmittelbaren An⸗ 
ſpruch gegen den Pächter erwirbt (vgl. OLG. Köln, Urt. vom 14. 7. 1932, JW. 33 
S. 1341). Soweit jedoch von dem Pächter Erſatz nicht geleiſtet wird, bleibt die 
grundſätzliche Haftung der Jagdgenoſſenſchaft beſtehen ($ 44 I). Bei Grundſtücken, 
die zu einem Eigenjagdbezirk gehören, richtet ſich der Erſatz des Wildſchadens nach 
dem zwiſchen dem Geſchädigten und dem Jagdausübungsberechtigten beſtehenden 
Rechtsverhältnis. Im übrigen iſt vorbehalten worden, den Wildſchaden für be⸗ 
ſtimmte Wildarten durch Schaffung eines Wildſchadensausgleichs auf eine Mehr⸗ 
heit von Beteiligten zu verteilen, wobei insbeſondere an den Ausgleich zwiſchen 
ſogenannten Feld⸗ und Waldjagden zu denken iſt. In Ausführung dieſes Gedankens 
ſieht 8 44 Abſ. 3 und 4 AVO. die Bildung einer Wildſchadensausgleichskaſſe bei 
den Gaujägermeiſtern vor. Aus dieſer Kalle wird dem Erſatzpflichtigen evtl. die 
Hälfte des nachweislich gezahlten Wildſchadens erſtattet. Das PrJagdG. v. 
18. 1. 1934 ($ 62) hatte den Pächter an Stelle der Grundbeſitzer für den Wild⸗ 
ſchaden in einem gemeinſchaftlichen Jagdbezirk mit der Maßgabe für haftbar er⸗ 
klärt, daß abweichende Vereinbarungen nichtig ſein ſollten. Dieſe vorwiegend im 
Intereſſe der Landwirtſchaft gedachte Beſtimmung veranlaßte jedoch bei der prak⸗ 
tiſchen Anwendung, insbeſondere bei Neuverpachtungen, große Schwierigkeiten, 
weil das unbeſtimmte Riſiko des Wildſchadens die Höhe des Pachtzinſes ungünſtig 
beeinflußte. Gegenüber der preußiſchen Regelung verdient die reichsgeſetzliche Be⸗ 
ſtimmung den Vorzug namentlich durch die gegebene Möglichkeit, daß der Pächter 
mit der Jagdgenoſſenſchaft auch eine Pauſchalierung des Wildſchadens vereinbaren 
kann (z. B. auf einen Bruchteil des Geſamtſchadens mit ziffernmäßig feſtgeſetztem 
Jahreshöchſtbetrag). Der ſachliche Umfang des Wildſchadens iſt durch die Auf⸗ 
nahme des wilden Kaninchens in den Kreis der jagdbaren Tiere erheblich erweitert 
worden. Dies muß aber trotzdem von der Jägerwelt begrüßt werden, weil durch die 
Erklärung des wilden Kaninchens zum jagdbaren Wild dem bisher vergeblich 
bekämpften Frettierunweſen ein Ende gemacht und das vielfach nach Landesrecht 
gegebene Fangrecht des Grundeigentümers im Intereſſe der Jäger beſeitigt wurde. 
Die Erſatzpflicht für Wildſchaden umfaßt auch den Schaden, der an den getrennten, 
aber noch nicht eingeernteten Erzeugniſſen eines Grundſtücks eintritt. Als „ein⸗ 
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geerntet“ gilt auch die Unterbringung der Feldfrüchte auf dem Grundſtücke in 
Feldſcheunen, Mieten, Wällen, Schobern, Diemen und Staken (vgl. Ebner, Das 
Jagdrecht, Bd. I S. 107, a. A. RGKom. Anm. 3 zu § 835 BGB.). Bei Bodens 
erzeugniſſen, die vor dem Zeitpunkte der Ernte beſchädigt werden, iſt der Wild⸗ 
ſchaden in dem Umfange zu erſetzen, wie er ſich zur Zeit der Ernte darſtellt, auf 
welchen Zeitpunkt die endgültige Abſchätzung des Wildſchadens entſprechend bis⸗ 
heriger Regelung vertagt werden kann (§ 68). Nicht zum Wildſchaden gehört der 
durch Wild an Perſonen oder an beweglichen Sachen (außer den getrennten 
Erzeugniſſen) verurſachte Schaden. Beiſpielsweiſe kann kein Erſatz gefordert 
werden, wenn ein Rehbock einen Menſchen annimmt, ein Fuchs in den Hühnerſtall 
ſchleicht, ein Habicht zahme Tauben ſchlägt oder ein Iltis Weidevieh am Geſäuge 
verletzt. 

Wie ſchon in der bisherigen Rechtſprechung anerkannt wurde, ſind die geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen über Wildſchaden, abgejehen von § 62 des Pr Jagd., nach⸗ 
giebigen Rechts, ſo daß im Pachtvertrag der Erſatz des Wildſchadens auch auf 
andere Wildarten, z. B. Faſanen, ausgedehnt oder auch auf Schalenwild begrenzt 
werden kann. Derartige mit Genehmigung des Kreisjägermeiſters zu ſchließende 
Sonderabkommen find nach wie vor zuläſſig (vgl. Delius, „Das Jagdrecht“, Bd. I 
S. 195, a. A. Stelling, JW. 34 S. 2212). 

Neben dem eigentlichen Wildſchaden erwähnt das RJagdG. noch den ſogenannten 
Jagdſchaden, der durch die Ausübung der Jagd dem Grundeigentümer zugefügt 
wird. Für dieſen Schaden haftet dem Grundeigentümer oder Nutznießer der Jagd⸗ 
ausübungsberechtigte (8 48). 

Das Verfahren, in dem die Verpflichtung zum Erſatz des Wild⸗ und Jagdſchadens 
feſtgeſtellt wird, iſt im $ 50 AVO. näher geregelt. Der Wild⸗ und Jagdſchaden 
iſt binnen drei Tagen ſchriftlich oder zu Protokoll bei der Ortspolizeibehörde 
anzumelden. Dieſe beraumt unverzüglich einen Termin an Ort und Stelle an, in 
welchem zunächſt eine gütliche Einigung verſucht wird. Jedem Beteiligten 
ſteht das Recht zu, die Vertagung der Abſchätzung auf einen kurz vor der Ernte 
abzuhaltenden Termin zu verlangen, wenn nach ſeiner Meinung die Abſchätzung 
noch verfrüht iſt. Falls der Gütetermin erfolglos bleibt, wird zu einem 
zweiten Termine ein amtlicher Wildſchadenſchätzer, der von der unteren Ver⸗ 
waltungsbehörde auf Vorſchlag des Kreisjägermeiſters ernannt iſt, als Sach⸗ 
verſtändiger hinzugezogen. Auf Grund dieſer Schätzung ſetzt die Ortspolizeibehörde 
den Schaden durch einen ſogenannten „Vorbeſcheid“ feſt. Dieſer kann binnen einer 
Notfriſt von zwei Wochen ſeit Zuſtellung bei dem Amtsgericht in erſter und letzter 
Inſtanz durch Erhebung der Klage angefochten werden. Bei der ſachlichen Prüfung 
der Schäden ſoll in Anlehnung an den Rechtsgedanken des $ 254 BGB. der 
Anſpruch auf Erſatz von Wildſchaden entfallen, wenn der Verletzte die vom Jagd⸗ 
ausübungsberechtigten zur Abwehr von Wildſchäden getroffenen Maßnahmen ver⸗ 
eitelt hat oder die Herſtellung von Schutzvorrichtungen unterblieben iſt, die bei 
wertvollen Kulturen üblich ſind und unter gewöhnlichen Umſtänden zur Abwendung 
des Schadens ausreichen ($ 47). Bei Austritt von Schalenwild aus Wildgattern iſt 
ausſchließlich erſatzpflichtig derjenige, dem die Aufſicht über das Gehege obliegt, es 
ſei denn, daß das Gehege durch höhere Gewalt oder von einem Dritten beſchädigt 
und dadurch der Austritt ermöglicht wurde (8 45). Neben der dann gegebenen 
Haftung des Dritten tritt dann wieder die allgemeine Gefährdungshaftung der 
Genoſſenſchaft bzw. des Eigentümers aus $ 44. Zur Verhütung und Verminderung 
des Wildſchadens iſt der Jagdausübungsberechtigte ſowie der Grundeigentümer 
oder Nutznießer berechtigt, zu Schaden gehendes Wild zu verſcheuchen. Weilt der 
Jäger zwecks Abſchuß von Schalenwild im Revier, darf er jedoch durch derartige 
Maßnahmen nicht geſtört werden (8 41), vorausgeſetzt, daß der Jäger von feiner 
Anweſenheit den Beteiligten Kenntnis gegeben hat ($ 41 R Jagd. in Verb. mit 
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8 41 Ubi. 1 ABO.). Das Ausſetzen von wilden Kaninchen ſowie von Schwarzwild 
und deſſen Überhege in nicht genügend durch Einfriedung geſicherten Bezirken iſt 
verboten ($ 43). Bezüglich des Wildſchadens auf Grundſtücken, auf denen die Jagd 
ruht und die deshalb nicht zu einem Jagdgebiet gehören und gemäß § 11 Abſ. 4 
von der Beteiligung am Erlös der Jagd ausgeſchloſſen find, ſieht §S 7 Abſ. 4 des 
RJagdG. eine beſchränkte Ausübung der Jagd vor, die vom zuſtändigen Kreis⸗ 
jägermeiſter hinſichtlich wilder Kaninchen ſchriftlich genehmigt werden muß (vgl. 
§8 7 Abi. 2 AV O.). 


4. Jagdſchutz. 


Ausfluß des Jagdrechts iſt auch das Recht auf Ausübung des Jagdſchutzes zum 
Schutze des Wildes vor Wilderern, Raubwild und Raubzeug (8 40 I). Unter 
Raubzeug iſt neben dem im Geſetz genannten wildernden Hunde und der ſtreunen⸗ 
den Katze zu verſtehen: der Igel, das Eichhörnchen, die Krähenarten und von den 
einheimiſchen Schlangen die Kreuzotter und die Ringelnatter (vgl. Raesfeld, Die 
Hege in der freien Wildbahn, Berlin 1920, S. 224). 

Neben den Jagdausübungsberechtigten verſehen den Jagdſchutz die Beamten des 
Polizei⸗ und Sicherheitsdienſtes ſowie beſtätigte Jagdaufſeher, d. h. zuverläſſige, 
mit Genehmigung des Kreisjägermeiſters vom Jagdausübungsberechtigten an⸗ 
geſtellte volljährige Perſonen, die nach Beſtätigung durch die untere Verwaltungs⸗ 
behörde in Angelegenheiten des Jagdſchutzes die Rechte und Pflichten der Beamten 
des polizeilichen Sicherheitsdienſtes haben und dabei auch als Hilfsbeamte der 
Staatsanwaltſchaft gelten. Jagdaufſeher und Jagdausübungsberechtigte müſſen bei 
Ausüben des Jagdſchutzes durch Abzeichen und Ausweiſe ſich legitimieren können. 
Als Hilfsbeamte der Staatsanwaltſchaft ſind die beſtätigten Jagdaufſeher u. a. 
berechtigt zu körperlichen Unterſuchungen des Beſchuldigten, zur Anordnung von 
Beſchlagnahmen und Durchſuchungen (vgl. S 81a, 98, 105 StPO.). Hierin liegt 
gegenüber dem bisherigen Rechtszuſtande eine erhebliche Verbeſſerung des Jagd⸗ 
ſchutzes. Neu iſt auch die Beſtimmung des $ 39 III, wonach bei Jagdbezirken von 
über 1000 ha Größe die Anſtellung eines Jagdaufſehers durch den Kreisjäger⸗ 
meiſter evtl. angeordnet werden kann, ebenſo wie nach § 34 für große Jagdbezirke 
dem Jagdausübungsberechtigten die Verpflichtung auferlegt werden kann, Jagd⸗ 
hunde zu halten, und zwar gilt dieſe Verpflichtung nach der Ausführungsbeſtimmung 
nunmehr für einen Jagdbezirk mit einer Geſamtgröße von 500 ha. 

Die zur Ausübung des Jagdſchutzes berechtigten Perſonen, d. h. auch der Jagd⸗ 
ausübungsberechtigte, find u. a. befugt, Wildfrevler anzuhalten, ihre Wildbeute 
mit Jagdgeräten einſchließlich Hunden und Frettchen abzunehmen und ihre Per⸗ 
ſon feſtzuſtellen. Hunde, die im Jagdbezirk außerhalb der Einwirkung ihres 
Herrn, und Katzen, die in einer Entfernung von mehr als 200 m vom nächſten 
bewohnten Hauſe betroffen werden, dürfen getötet werden mit Ausnahme von 
Hirten⸗, Jagd⸗ und Blindenhunden, Sanitäts⸗ und Meldehunden der Wehrmacht 
und Polizeihunden, ſolange ſie als ſolche kenntlich ſind und zu ihrem Dienſte ver⸗ 
wandt werden oder ſich aus Anlaß des Dienſtes nur vorübergehend der Einwirkung 
ihres Führers entzogen haben. Bei einem Irrtume über das Vorliegen der Abſchuß⸗ 
berechtigung kann der Eigentümer des getöteten Hundes oder der getöteten Katze 
nur dann Schadenerſatz verlangen, wenn er nachweiſt, daß die geſetzlichen Voraus⸗ 
ſetzungen für die Zuläſſigkeit der Tötung nicht vorgelegen haben (8 40). Im 
übrigen ſind hierbei zu berückſichtigen die Beſtimmungen des Reichsgeſetzes über 
den Waffengebrauch der Forſt⸗ und Jagdſchutzberechtigten ſowie der Fiſcherei⸗ 
beamten und Fiſchereiaufſeher vom 26. 2. 1935, RGBl. 1 313 mit der hierzu er⸗ 
laſſenen Durchführungsverordnung vom 7. 3. 1935, RGBl. I 377. Daneben kommen 
noch die allgemeinen Vorſchriften des Strafgeſetzbuches über Notſtand und Notwehr 
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gemäß SS 53, 54 StGB. ſowie die zivilrechtlichen Beſtimmungen der $$ 227, 228 
BOB. in Verb. mit $ 904 BGB. in Frage. 

Die Ziele des Jagdſchutzes werden unterſtützt durch die nach bisheriger Recht⸗ 
ſprechung zuläſſige Verurteilung des Wilddiebes zum Naturalerſatz gemäß § 249 
BGB. Der Wildfrevler kann im Urteilswege zur Ausſetzung lebenden Wildes aus 
freier Wildbahn im Reviere des Geſchädigten gezwungen werden. Sofern dieſe 
Verpflichtung nicht erfüllt wird, iſt Umwandlung in Werterſatz auf Grund des 
§ 887 3PO. möglich (vgl. Urt. OLG. Hamm v. 23. 3. 1927, 5 U 321/26, und Entſch. 
LG. Münſter v. 4. 4. 1925, 11 T 66/25). 

Den Intereſſen des Jagdſchutzes dient ferner die im § 51 vorgeſehene Be: 
ſchränkung des Wildhandels während der Schonzeit ſowie die für den Handel mit 
Schalenwild zuläſſige Einführung von Wildurſprungsſcheinen und Wildhandels⸗ 
büchern, die durch die Wildhandelsordnung vom 1. 4. 1935 RGBl. I 494, verfügt 
worden iſt. 


5. Strafvorſchriften. 


Bei der Behandlung der Strafvorſchriften hat das RJagdG. davon abgeſehen, 
die bisherigen reichsrechtlichen Beſtimmungen des StGB. einheitlich neu zu faſſen. 
Nach allgemeiner Auffaſſung in den verſchiedenen Entwürfen und Denkſchriften zu 
einem neuen StGB. ſind die bisher geltenden Vorſchriften für Jagd⸗ und Wild⸗ 
frevel teilweiſe zu eng. Notwendig iſt insbeſondere neben der Erweiterung des 
Strafrahmens die Aufnahme des ſtrafbaren Unternehmens eines Jagdfrevels ſowie 
eine verſchärfte Strafbeſtimmung für die Gewaltanwendung des Wilderers (vgl. 
$ 365, Entwurf 1930 und 1927, § 332 Miniſterialentwurf 1925). Weil die bisherige 
zentrale Stellung des vermögensrechtlichen Schutzes des einzelnen im künftigen 
Strafrecht aufgegeben werden ſoll und das jagdbare Wild nach dem Grundgedanken 
des RJagdG. ein wertvolles, ſachgebundenes Volksgut iſt, wird die künftige ſyſte⸗ 
matiſche Eingliederung der Wildfrevel in den beſonderen Teil des Strafrechtes 
dieſe nicht nur, wie bisher, als ein Annex der Eigentumsdelikte behandeln dürfen, 
wie es allerdings noch in der Denkſchrift des preußiſchen Juſtizminiſters von 1933, 
S. 107, vorgeſehen iſt (vgl. jedoch hierzu den Bericht über die Arbeit der amtlichen 
Strafrechtskommiſſion, Das kommende deutſche Strafrecht, 6. Teil, herausgegeben 
vom Reichsjuſtizminiſter, Berlin 1935, S. 368). 

Von den außerhalb des RJagdG. jetzt noch geltenden Beſtimmungen des StGB. 
ſind für das Jagdrecht bemerkenswert die 88 292—294 StGB., die den einfachen, 
ſchweren und gewerbsmäßigen Jagdfrevel behandeln, ferner der Tatbeſtand des 
Forſtwiderſtandes in den 88 117—119 StGB., daneben noch die Übertretungen aus 
§ 367 Z. 8 (Schießen ohne Erlaubnis), $ 368 3. 7 (Schießen in gefährlicher Nähe 
von Gebäuden), § 268 Z. 10 (unerlaubtes Aufhalten auf fremdem Jagdgebiet in 
Jagdausrüſtung, § 368 3. 11 (unbefugtes Eierausnehmen). Daneben find noch zu 
berückſichtigen die reichsrechtlichen Strafbeſtimmungen des Tierſchutzgeſetzes vom 
24. 11. 1933 (RGBl. I S. 987) und das Reichsgeſetz über Schußwaffen und 
Munition v. 12. 4. 1928 (RGBl. I S. 143). 

Durch das Reichsgeſetz zur Anderung des Strafgeſetzbuches vom 28. Juni 1935, 
RGBl. J, 839, welches am 1. September 1935 in Kraft tritt, wird ein verſtärkter ſtraf⸗ 
rechtlicher Schutz der Jagd und Fiſcherei gewährt. U. a. find die SS 299—296 StGB. 
neu gefaßt und hierbei der Strafrahmen, insbeſondere bei ſchwerem Jagdfrevel, 
erheblich erweitert worden. In beſonders ſchweren Fällen kann der Wildfrevel mit 
Zuchthaus bis zu fünf Jahren beſtraft werden. Eine durchaus begrüßenswerte Neue⸗ 
rung enthält der neue Tatbeſtand des $ 296 StGB., wonach der Beſitz oder Gewahr⸗ 
ſam von Jagdgeräten unter Umſtänden ebenfalls ſtrafbar iſt. Begrüßenswert iſt 
ferner die Aufnahme des Begriffs des Nachſtellens in den Tatbeitand des Jagdfrevels, 
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weil damit bereits das Unternehmen der ſtrafbaren Handlung in den meiſten Fällen 
mit erfaßt ſein wird. 

Durch das NRIagdG®. ſelbſt wird im § 60 I ein neuer Vergehenstatbeſtand ge⸗ 
ſchaffen, wonach die Verletzung der Schonzeiten mit Gefängnis, Geld⸗ oder Haft⸗ 
ſtrafe beſtraft wird. Die Zuwiderhandlung gegen 16 weitere, unter Strafe geſtellte 
jagdliche Verbote wird als Übertretung nach § 1 III StGB. geahndet (S8 60 II). 
Dazu gehören u. a. die Unterlaſſung der unverzüglichen Meldung betr. Über⸗ 
wechſeln krankgeſchoſſenen Schalenwildes, die verbotswidrige Ausübung der Jagd, 
die Nichtbeachtung des Abſchußplanes (vgl. § 60 II, 6, 8, 10) ſowie die Verletzung 
der N bezüglich des durch Abſchußplan erfaßten Schalenwildes. (S 60 
3. 6 AWO.) 

Im Falle einer Verurteilung wegen Verletzung der Schonzeiten ſowie verbots⸗ 
widriger Ausübung der Jagd und Nichtbeachtung des Abſchußplanes kann neben 
der Strafe auf Einziehung der gefangenen oder erlegten Tiere erkannt werden 
(S 61 J). 

Zur Wahrung der deutſchen Jägerehre, insbeſondere zur Beachtung der Grund⸗ 
regeln einer weidgerechten Ausübung der Jagd ſchafft das RJagdG. noch die Ein⸗ 
richtung beſonderer Jäger⸗Ehrengerichte, die am Sitze der Gaujägermeiſter beſtellt 
werden (8 57). Perſonen, die den Grundſätzen deutſcher Weidgerechtigkeit vers 
ſtändnislos oder ablehnend gegenüberſtehen, werden in der Deutſchen Jägerſchaft 
nicht mehr geduldet. Das Ehrengericht kann auf Geldbußen bis zu 150.— RM. 
oder bis zur Höhe der einjährigen Jagdpacht erkennen und auch unter Umſtänden 
die Entziehung des Jagdſcheines für dauernd oder für beſtimmte Zeit anordnen. Der 
Spruch des Ehrengerichts bedarf der Beſtätigung, die in gewiſſen Fällen durch den 
Reichsjägermeiſter, ſonſt durch den zuſtändigen Gaujägermeiſter zu erfolgen hat. 
Der evtl. Ausſchluß aus der Deutſchen Jägerſchaft oder die Entziehung des Jagd⸗ 
ſcheines hat das ſofortige Erlöſchen eines Jagdpachtvertrages zur Folge (8 19), 
wobei der Pächter jedoch bis zur Neuverpachtung der Jagd evtl. dem Verpächter 
ſchadenerſatzpflichtig iſt. Das nähere Verfahren regelt im übrigen die Ehrengerichts⸗ 
ordnung, welche gleichzeitig mit der Satzung des Reichsbundes Deutſche Jägerſchaft 
am 27. März 1935 durch den Reichsjägermeiſter erlaſſen worden iſt. 


C. 


Schluß 


Mit den vorſtehend in den Grundzügen behandelten Beſtimmungen des RJagd6. 
ſind die jagdrechtlichen Belange in Deutſchland auf weite Sicht und meiſt ab⸗ 
ſchließend geregelt. Weidgerechtigkeit — Wildhege — Naturſchutz (vgl. hierzu noch 
das Reichsnaturſchutzgeſetz v. 26. 6. 1935) ſind die geſetzgeberiſchen Hochziele, deren 
vorbildliche Anwendung nach dem Urteile ausländiſcher Sachverſtändiger bereits 
richtungweiſend auch für andere Kulturnationen geworden iſt. Das Wild des 
deutſchen Waldes und der deutſchen Fluren iſt nicht mehr nur Gegenſtand privater 
Aneignungsrechte beſtimmter Einzelperſonen, vielmehr wertvolles Volksvermögen 
und Kulturgut, das dem geſamten deutſchen Volke für alle Zukunft durch die 
Deutſche Jägerſchaft treuhänderiſch verwaltet und erhalten werden ſoll. Nach 
ſtatiſtiſchen Unterlagen wurde der volkswirtſchaftliche Wert der deutſchen Wild⸗ 
ſtrecke in den letzten Jahren auf 31 bis 40 Millionen Reichsmark im Jahre geſchätzt. 
Für dieſen nicht unerheblichen Beſtandteil des deutſchen Volksvermögens wird im 
Reichsjagdgeſetz einer der beiden tragenden Leitſätze des Parteiprogramms der 
NSDAP.: „Gemeinnutz geht vor Eigennutz“ praktiſch zur Anwendung gebracht. 
Die Liebe zur deutſchen Heimat ſowie zur deutſchen Natur wird über den Kreis 
der Jägerſchaft hinaus allen deutſchen Volksgenoſſen nähergebracht. Das RJagdG. 
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einſchließlich ſeiner Nebenbeſtimmungen iſt eine hervorragende Leiſtung des 
nationalſozialiſtiſchen Staates, wofür das deutſche Volk und das deutſche Weidwerk 
dem Reichsjägermeiſter Göring, dem Schirmherrn der deutſchen Jagd, auf deſſen 
Initiative das Geſetz zurückzuführen iſt, unauslöſchlichen Dank ſchuldig ſind. In 
ſeiner volkstümlichen Bedeutung iſt das RJagdG. außerdem ein wichtiger Bauſtein 
in dem Aufbau der neuen werdenden deutſchen Volksgemeinſchaft. 
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Bürgerliches Recht 


1 1 Google 


Nationalſozialismus und buͤrgerliches Recht 


J. 


Der Nationalſozialismus hat die äußere Macht errungen, ausgebaut und ge⸗ 
ſichert. Dieſe iſt für ihn jedoch nicht Selbſtzweck, ſondern nur Mittel zur inneren 
Umgeſtaltung des Volkslebens, zur Umformung der Vielheit einer Geſellſchaft zur 
Einheit einer Gemeinſchaft. Darum ſtanden bisher Staatsrecht und Strafrecht im 
Vordergrunde; ſie bilden die äußere Form und die äußere Sicherung des Volks⸗ 
lebens, ihr Ausbau war deshalb erſtes Ziel. Das bürgerliche Recht trat dem⸗ 
gegenüber zurück. Seine Erneuerung greift tiefer. Dem Staatsrecht kann ſich der 
Gemeinſchaftsfeind, dem Strafrecht der Gemeinſchaftsfreund entziehen. Das bürger⸗ 
105 Recht erfaßt den einzelnen auf Schritt und Tritt, von der Wiege bis zum 

ode. 

Die Umgeſtaltung des Bürgerlichen Geſetzbuches zu einem Gemeinſchaftsrecht 
iſt darum noch weniger als die anderer Rechtsteile ſchon durch Erlaß von Para⸗ 
graphen vollzogen; ſie iſt vielmehr erſt dann vollendet, wenn die bürgerliche 
Klaſſengeſellſchaft zur Volksgemeinſchaft umgeformt iſt. 


II. 


Das Bürgerliche Geſetzbuch iſt das Kind des endenden 19. Jahrhunderts. Dieſes 
iſt für Deutſchland gekennzeichnet durch das Ringen des engliſch⸗franzöſiſchen 
Liberalismus gegen die deutſche Anſchauungswelt. Der Liberalismus iſt eine Ent⸗ 
artung des Freiheitsgedankens in einen überſteigerten Individualismus und 
Materialismus. Der Freiheitsgedanke wandte ſich nach und nach von der inneren 
Freiheit zur äußeren, von der Glaubens- und Gewiſſensfreiheit zur politiſchen und 
wirtſchaftlichen. Der Freiheitsgedanke des Weſtens trat ſo in immer ſchärferen 
Gegenſatz zu dem des deutſchen Idealismus. Ihm war die Freiheit Selbſtzweck, 
nicht Freiheit zur Pflichterfüllung, ſondern Freiheit von ihr, nicht innere, ſondern 
äußere Freiheit. Die Betätigungsfreiheit des einzelnen war darum das höchſte 
Ziel; dieſer löſte ſich von den Banden, die ihn an andere, die Gemeinſchaft an 
Boden, Werk und Heimat knüpften. Er wurde Selbſtzweck und Selbſtwert. 

Die Freiheit von der Pflicht führte zum Kampfe; jeder ſtritt eigennützig für ſeine 
Intereſſen. Der Kampf wurde als Grundlage aller Entwicklung angeſehen. Der 
Darwinismus bot dieſem Evangelium des Egoismus den wiſſenſchaftlichen Mantel; 
die Ausleſe der Beſten ſollte Ziel und Ergebnis des Kämpfens ſein. Die Gleich⸗ 
heit war unerwünſchte Folge der Freiheit des andern, der Ungebundenheit aller. 
Sie wurde völlig veräußerlicht. Die einzelnen wurden gezählt, nicht gewertet; ob 
wertvoll oder wertlos, ehrbar oder ehrlos, Staatsfreund oder Staatsfeind, „alles, 
was Menſchenantlitz trägt“ wurde gleichgeſtellt und gleich behandelt. 

Gegenüber dem gemeinſchaftsbewußten Freiheitsgedanken des deutſchen Idealis⸗ 
mus wie dem pflichtbewußten Gemeinſchaftsgedanken des preußiſchen Staats- 
denkens gewann der Liberalismus die Oberhand. Ihm waren ſeine Gegner nicht 
gewachſen. Dem rückſchauenden Konſervativismus von Heer, Beamtentum und 
Grundbeſitz ſtand der mancheſterliche Liberalismus von Handel und Induſtrie 
ſchroff gegenüber. Das Bürgertum ſtrebte auch hier nach einem Kompromiß, ver- 
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einigte den äußerlichen Nationalismus mit einem gemäßigten Liberalismus, war 
nationalliberal. 

Der äußerliche Nationalismus führte bei der Schaffung des bürgerlichen Rechtes 
dazu, daß die Form über den Inhalt geſtellt, die deutſche Sprache, nicht der deutſche 
Geiſt des Geſetzes erſtrebt wurde. Der Konſervativismus ſuchte und fand bei der 
Geſtaltung des neuen Rechtes Einzelvorteile für die hinter ihm ſtehenden Kreiſe. 
Der Liberalismus aber ſchuf die geiſtige Grundlage des neuen Geſetzes. Er ſtützte 
ſich auf das römiſche Recht, fußte auf dem Pandektismus, der ihm das wiſſenſchaft⸗ 
liche Rüſtzeug ſchmiedete. Dieſer hatte die in Jahrhunderten am römiſchen Recht 
ausgebildete Rechtstechnik bis zur Vollendung geſteigert und verfeinert. Er ſetzte 
den Verſtand über das Gefühl, die Technik über die Ethik und wurde ſo in der 
Zeit des Sieges der Naturwiſſenſchaften als Gipfel reiner Wiſſenſchaft betrachtet. 
Der Pandektismus wurzelte im römiſchen Recht,; ihm ſtand deſſen nüchterne Klar⸗ 
heit, Kälte und Härte nahe. Er vertiefte und verſchärfte deſſen individualiſtiſche 
und materialiſtiſche Züge, prägte das römiſch⸗gemeine Recht vollends zum Rechte 
ſeiner Zeit um. 

Dieſe liberaliſtiſche Grundhaltung des Geſetzes konnte weder das deutſche Rechts⸗ 
empfinden noch das ſozialiſtiſche Klaſſendenken zerſtören. Beide mußten ſich mit 
Einzelerfolgen begnügen. Die Wiſſenſchaft des deutſchen Rechtes ſchaute rückwärts, 
nicht vorwärts, war hiſtoriſch nicht rechtspolitiſch eingeſtellt; ihre Vertreter waren 
als Wiſſenſchaftler Germaniſten, als Bürger und Menſchen dennoch liberal. Der 
Sozialismus aber, der Todfeind der bürgerlichen Geſellſchaft, erſchien dieſer als 
Feind des bürgerlichen Rechtes und wurde totgeſchwiegen oder erbittert bekämpft. 

Die konſervative und nationalliberale Einſtellung der Geſetzesverfaſſer dämpfte 
jedoch den überſteigerten Liberalismus mancheſterlicher Prägung. Sie lenkte den 
Blick des Geſetzes nach rückwärts; das Bürgerliche Geſetzbuch iſt nicht Führer zu 
neuem Rechte, ſondern Sammler des alten, bringt die Ernte des alten Jahr⸗ 
hunderts in die Scheuer, nicht die Saat des neuen in den Boden. Aus dem Geiſte 
der Geſetzesverfaſſer heraus hat ſich ſo die verſinkende Welt der ländlichen Klein⸗ 
ſtadt ihren Anteil geſichert. Manche Anſchauungen des Pflicht⸗ und Gemeinſchafts⸗ 
gedankens ſind dadurch dem Geſetze erhalten geblieben; liebevoll werden die länd⸗ 
lichen Verhältniſſe beachtet. Kennzeichnend für die Vorſtellungswelt der Geſetzes⸗ 
verfaſſer iſt die Aufzählung des § 98 Nr. 1: „bei einer Mühle, einer Schmiede, 
einem Brauhaus, einer Fabrik“. So ſehr im einzelnen Kleinſtadt und Land der 
Großſtadt vorgezogen wurden, jo wurden fie doch mit den Augen des Liberalismus 
betrachtet. Dieſer beſtimmte eindeutig die Grundhaltung des Geſetzes; die Geſetzes⸗ 
verfaſſer mochten ihm im einzelnen entgegentreten; in den Grundfragen find fie 
als Kinder ihrer Zeit dem Geiſte dieſer Zeit um ſo ſicherer erlegen. 

Je höher im neuen Jahrhundert der Individualismus und Materialismus bran⸗ 
deten, um ſo heftiger lief der Geiſt des Fortſchritts Sturm gegen dieſe Reſte einer 
ihm fremden Welt. Er verhöhnte den ſorgſamen Familienvater als „Spießer“, die 
Beachtung des Bauern als hinterwäldiſch, Treue und Ehre als bloße Idee; die 
Großſtadtgeſinnung ſiegte. Die Rechtſprechung hatte ihr gegenüber einen ſchweren 
Stand. Sie verkörperte mitunter allein das Gefühl des billig und gerecht Denken⸗ 
den, verwirklichte nach beiten Kräften den Pflicht- und Gemeinſchaftsgedanken, 
führte ihn in zähem Einzelkampfe Schritt um Schritt vorwärts. Über das Geſetz 
konnte ſie freilich nicht hinwegſchreiten. Sie konnte im einzelnen abhelfen; die 
Grundlagen und die Grundgedanken des bürgerlichen Rechts konnte ſie nicht 
ändern. 

Der Umſturz des Jahres 1933 iſt echte Revolution geweſen. Der Sieger kämpfte 
nicht im gleichen Wertſyſtem um die Macht, ſondern errang die Macht, um ein 
neues Wertſyſtem zu ſchaffen. Der Nationalſozialismus hat an die Stelle der 
liberaliſtiſchen Lebensbetrachtung eine neue Lebenswertung geſetzt; er ſtellt den 
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einzelnen und den Staat, den einzelnen und den anderen nicht mehr als Gegner 
gegenüber, er ordnet vielmehr den einzelnen der Gemeinſchaft ein und unter. 
An Stelle der Willkür iſt damit die Bindung, an Stelle des Rechtes die Pflicht 
in den Vordergrund getreten; dennoch iſt der einzelne nicht Sklave des Staates, 
nicht Objekt eines fremden Subjekts, ſondern als Glied des Ganzen im Rahmen 
des Ganzen frei. An die Stelle veräußerlichter Gleichheit iſt die Wertung getreten; 
der einzelne erhält den Platz in der Volksgemeinſchaft, den er ausfüllen kann und 
daher ausfüllen muß. In den Leitſätzen: „Gemeinnutz geht vor Eigennutz“, 
„du biſt nichts, dein Volk iſt alles“, bringt das neue Rechtsdenken den Pflicht⸗ 
und Gemeinſchaftsgedanken zum Ausdruck. 


III. 


Einer Anſchauungswelt, der die Betätigungsfreiheit des einzelnen höchſtes Ziel 
iſt, müſſen Staat und Recht als fremde Gewalten erſcheinen. Beide können ihr 
nicht mehr als notwendiges Übel jein; fie dienen dem einzelnen bis zur Grenze 
des Erträglichen, greifen erſt ein, wenn der Eingriff unbedingt geboten ift, find 
willkommen als Vollſtrecker eigenen, unwillkommen als ſolcher fremden Willens. 
Die Zurückhaltung iſt das oberſte Gebot für Staat und Recht; der Nachtwächter⸗ 
gedanke beherrſcht dieſe Rechtsanſchauung. 

Das Recht iſt für den Liberalismus damit äußere Regelung, nicht innere Ord⸗ 
nung. Das Weſen des Rechtes ſchwindet vollkommen dahin, nur das Geſetz bleibt 
beſtehen; an Stelle der Ethik tritt ſo die Technik. Ein hohler Poſitivismus in 
Rechtslehre wie Rechtſprechung konnte ſich damit nur noch an den Geſetzeswortlaut 
klammern; er legte aus, legte unter, entwürdigte ſich zum Sklaven der Geſetz⸗ 
blätter und machte erſt dadurch das harte Wort von Kirchmann wahr: „Ein 
Federſtrich des Geſetzgebers und... Bibliotheken werden Makulatur.“ Die Berechen⸗ 
barkeit beherrſcht das Geſetzesdenken; der einzelne will die Folgen eigenen wie 
fremden Handelns klar überſehen und berechnen können; ob das Recht mit der 
Sittlichkeit, ob es mit der Volksüberzeugung übereinſtimmt, iſt gleichgültig. Aus 
der formellen Rechtskraft des Geſetzes folgt ſo ſtets die materielle ſeines Inhalts. 
Die Rechtsſicherheit iſt damit zur bloßen Geſetzesſicherheit geworden. Klare Vor⸗ 
ſchriften find für dieſes Rechtsdenken das Ziel; je eindeutiger der Tatbeſtand ge⸗ 
faßt, je eindeutiger die Rechtsfolge beſtimmt iſt, um ſo klarer iſt die Auswirkung 
der Regelung zu überſehen. Die Generalklauſeln werden darum ſcheel angeſehen, 
ſie bringen die Unſicherheit in das Rechenwerk des Eigennutzes und werden des⸗ 
halb vor allem von der Wirtſchaft bekämpft. 

Das Recht iſt damit eine Summe von Rechtsvorſchriften, die der einzelne 
außerlih beachten muß, die er verwirklichen und umgehen kann. „Was nicht ver⸗ 
boten iſt, iſt erlaubt.“ Das Recht fordert vom einzelnen kein „honeste vivere“, 
ſondern nur ein „alterum non laedere“. Die Vermutung ſpricht für die Freiheit, 
die Freiheitsbeſchränkung muß klar bewieſen werden. Nicht nur das Strafgeſetz, 
ſondern jedes Geſetz wird ſo zur Magna Charta des Rechtsfeindes. 

Der Nationalſozialismus hat das Recht wieder zu Ehren gebracht. Staat und 
Recht ſind ihm nicht ein äußerer Apparat von Zwangsmitteln und Normen, ſon⸗ 
dern äußere und innere Erſcheinungsformen des Gemeinſchaftslebens. Das Recht 
iſt nicht eine Summe von Geſetzesvorſchriften, ſondern die Lebensordnung der 
Volksgemeinſchaft. Damit iſt der hohle Poſitivismus beſeitigt, die Rückkehr zur 
Romantik und hiſtoriſchen Rechtsſchule vollzogen. Geſetz und Recht decken einander 
nicht notwendig; nicht das Recht fließt aus dem Geſetz, ſondern das Geſetz aus dem 
Rechte. Nicht die Geſetzesſchöpfung allein ſchafft darum das Recht, ſondern erſt das 
Aufgehen des Geſetzes in der Lebensordnung. Je mehr jedoch das Geſetz mit dem 
Volksempfinden verbunden, je mehr die Staatsführung vom Vertrauen des Volkes 
getragen iſt, um ſo mehr werden Geſetzesſchöpfung und Rechtswerden zufammen: 
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fallen. Das Geſetz iſt damit nicht entthront. Jede kämpfende Revolution muß mit 
dem ungeſchriebenen Rechte den ihr feindlichen Geſetzesapparat unterhöhlen. Die 
ſiegreiche Revolution aber kann nicht abwarten, bis ihre Ziele Gegenwart ge⸗ 
worden ſind, kann nicht das Rechtsleben ſeiner eigengeſetzlichen Entwicklung über⸗ 
laſſen, ſie muß es vorwärtstreiben, neuen Zielen zuführen. Der Führergedanke 
führt ſo über die Anſchauungswelt der Romantik hinaus; er hat nicht vergeſſen, 
daß dieſe trotz ihres höheren Wertes um ihrer Tatenloſigkeit willen vom wert⸗ 
loſeren aber tatenfreudigen Poſitivismus überrannt worden iſt. Das Geſetz iſt 
damit eines der wichtigſten Führungsmittel im neuen Staate, es ſtärkt den Guten, 
treibt den Lauen vorwärts und zwingt den Widerſtrebenden. Das Geſetz iſt darum 
vor allem geeignet, den Iſtſtand des Lebens zu dem Sollſtande zu führen, der das 
Ziel der neuen Lebensordnung iſt. 

Der Neubau des Gemeinſchaftsrechtes wird damit nicht Aufgabe eines gemächlich 
vorwärtsſchreitenden Fallrechtes ſein; auch hier führen der Führer, Bewegung und 
Staat die Rechtsentwicklung, beſtimmen Zeit und Abſchnitte, Wege und Ziele 
der Rechtserneuerung. Der Kampf gilt darum nicht dem Geſetze ſchlechthin, ſon⸗ 
dern nur dem ſchlechten Geſetze. Das Ziel aber iſt der Einklang von Geſetz und 
Recht. Nur dann, wenn die Gewaltenteilung von Recht, Sitte und Sittlichkeit, das 
Axiom des Liberalismus, der Verbundenheit dieſer Wertungs⸗ und Führungs⸗ 
mittel weicht, iſt die Ubereinſtimmung von Recht und Geſetz gewährleiſtet. Gewiß 
ſind nicht alle Gebote der Sittlichkeit Rechtsgebote, aber die Sittlichkeit iſt der 
Maßſtab für die Sitte wie für das Recht. Sitte ohne Sittlichkeit bedeutet Unſitte, 
Recht ohne Sittlichkeit Unrecht. 

Die am Rechtsleben Beteiligten ſind damit nicht mehr bloße Anwendungs⸗ 
maſchinen für Geſetzesvorſchriften, wie es das Ziel des Liberalismus war. Ver⸗ 
ſtand und Gefühl müſſen ſich vereinigen und im Einzelfalle das Recht durch Ent⸗ 
ſcheidung geſtalten. Gewiß iſt es ihnen verwehrt, ſelbſtherrlich nach ihrem Gut⸗ 
dünken neues Recht zu ſchaffen, ſie haben jedoch die hohe und ſchwere Aufgabe, als 
Rechtswahrer im Rahmen des Geſetzes den Geiſt des neuen Rechtes zu verwirk⸗ 
lichen, erſte Diener des Rechtes zu ſein. 


IV. 


Eine Lebensbetrachtung, die im Individualismus und Materialismus wurzelt, 
muß im Rechte um zwei Kernpunkte kreiſen: um das Individuum und die Ma⸗ 
terie. Das Individuum iſt ihm Alleinherrſcher, die Materie Herrſchaftsobjekt. 
Beide werden einander ſcharf gegenübergeſtellt. Die Welt iſt ſo aufgeteilt in 
Rechtsſubjekte und Rechtsobjekte. Der Gleichheitsgedanke herrſcht auch hier. Der 
Liberalismus zählt, er wertet nicht. Ein Menſch wird wie der andere behandelt, 
eine Sache wie die andere; alles wird ſo gleichgeſtellt, das gleichgültigſte Stück 
Holz wie das treue Haustier, Fahrnis wie Grund und Boden. Alles wird ſo 
zum Herrſchaftsobjekt des Subjektes, zum Gegenſtande unbeſchränkter Herrſcher⸗ 
macht. Dieſe Gegenſatzſtellung von persona und res entſtammt dem römiſchen 
Rechtsdenken. Dieſes prägte den Satz: „hominum causa omne ius constitutum“, 
und das 19. Jahrhundert machte aus dieſem ſchillernden Worte Hermogenians die 
Grundnorm ſeines Rechtes. 

Aus dem Individualismus und Materialismus erwuchs ein platter Rationalis⸗ 
mus. Er konnte nur begreifen, was er greifen konnte; ihm erſchienen darum alle 
Zuſammenfaſſungen von Menſchen und Werten als farbloſe Schatten, ihm wurde 
damit die juriſtiſche Perſon zur bloßen Fiktion. Aber auch hier veräußerlichte der 
Gleichheitsgedanke. Juriſtiſche Perſonen waren gleichmäßig die gleichgültige 
G. m. b. H. wie Staat und Kirche; ſie wurden, rein formal geſehen, völlig gelöſt 
von dem wirtſchaftlichen Träger ihrer Macht. Die juriſtiſche Perſon war jo deutſch, 
ſelbſt wenn ihre Hintermänner Ausländer waren. 
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Wo der Menſch das Maß aller Dinge iſt, der einzelne neben und gegen den 
anderen ſteht, dort kann die Gemeinſchaftsbildung nicht mehr als äußere Zu⸗ 
ſammenfaſſung ſein. Die Unterordnung und Eingliederung iſt dem Freiheits⸗ und 
Gleichheitsdenken unfaßlich; die vertragliche Selbſtunterwerfung muß deshalb 
vom Staate bis zum Verein herab den Zuſammenſchluß einzelner rechtfertigen. 
Sie verbinden ſich ſo zur Erreichung gleichheitlicher Einzelzwecke, richten ihre ver⸗ 
einten Kräfte auf ein ſelbſtgeſetztes Ziel aus; die Vergeſellſchaftung ſteht damit 
unter dem Leitſatze der Vereinigungsfreiheit, die als Ausfluß der Betätigungs⸗ 
freiheit erſcheint. Das Geſetz dient auch hier dem vereinigten Parteiwillen, dieſer 
beſtimmt ſouverän den Zweck der Vereinigung, mag dieſe einzelwichtig oder ge⸗ 
meinſchaftswichtig, gleichgültig oder unwillkommen ſein. Eine Wertung durch die 
Gemeinſchaft findet bis zur Grenze des Erträglichen nicht ſtatt. Die Schranken, die 
ein Staat mit Weltanſchauung gegen feindliche Vereinigungen noch durchgeſetzt 
hatte (8 61 II BGB.), beſeitigte die weltanſchauungsloſe neutrale Form des No⸗ 
vemberſtaates (a 124 II S. 2. R.). 

Individualiſtiſch und materialiſtiſch wurde vor allem die juriſtiſche Perſon im 
Privatrecht geſehen. Sie diente der Vervielfältigung der eigenen Perſönlichkeit 
und eigenen Stoßkraft; ſie kann damit im wirtſchaftlichen Kampfe die Verſchleie⸗ 
rung fördern. Der einzelne ſchiebt die juriſtiſche Perſon vor, läßt ſie als ſeine 
Puppe handeln und bleibt doch hinter ihr im Dunkel. Er läßt ſie tätig werden, 
zieht aus ihr den Vorteil, wälzt aber auf dieſes verſelbſtändigte Stück jeinet 
ſelbſt den Nachteil feines Handelns ab. 

Zwiſchen dieſen beiden Gegenſtücken, dem Rechtsſubjekt und dem Nechtsobjekt 
tennt das römiſche Rechtsdenken allein die Wahl. Mag eine einzelne Einrichtung, 
ein einzelner Wert noch ſo umfaſſend und in ſich geſchloſſen ſein, ſolange ſie nicht 
juriſtiſche Perſonen ſind, ſolange ſind ſie als Handelnde nicht vorhanden, ſolange 
ind fie lediglich Objekt fremder Rechtsſubjekte. Das Geſetz hat ſo dem Leben gegen⸗ 
über das ius vitae ac necis. Die Geſamthand iſt dieſem Rechtsdenken unfaßbar, 
fie fügt ſich in den Gegenſatz Rechtsſubjekt oder Rechtsobjekt nicht ein. Eine Rechts⸗ 
wiſſenſchaft, die das Recht mit römiſchen Maßſtäben maß, verſuchte vergeblich, ſie 
in das Prokruſtes⸗Bett römiſcher Rechtsgebilde einzuſpannen. 

Wer das Individuum vereinzelt und über alles ſtellt, für den tritt das ſub⸗ 
jektive Recht in den Vordergrund; ihm erſcheint das objektive nur als Grundlage 
und Gehilfe, als auf Vorrat lagerndes ſubjektives Recht. Die Rechtsmacht iſt der 
Gipfelpunkt liberalen Rechtsdenkens. Das römiſche Recht hat hier die Grundein⸗ 
teilung entwickelt: die Rechtsmacht beſteht zwiſchen persona und persona. Hier 
ſtoßen zwei Herrſcher zuſammen, die Gleichheit mildert darum die Rechtsmacht; 
durch Selbſtunterwerfung wird aus dem Rechtsſubjekt das Pflichtſubjekt. Die 
Rechtsmacht beſteht zwiſchen persona und res. Hier iſt ſie unbedingte und unbe⸗ 
ſchränkte Herrſchaftsmacht. In der Zweiteilung: actio in personam und actio in 
rem brachten die Römer dieſe beiden Arten klar und ſcharf zum Ausdruck. 

Das Rechtsband wird ſo iſoliert geſehen, die Umwelt verſchwindet hinter ihm. 
Dem Rechtsbande von Gläubiger und Schuldner ſtehen die übrigen Menſchen „als 
Dritte“, dem von Perſon zur Sache als „andere“ gegenüber. Die Macht wird nicht 
minder vereinzelt. Das Recht tritt damit in ſchärfſten Gegenſatz zur Pflicht. So 
weit das Recht geht, ſo weit geht die Macht, qui suo iure utitur, neminem laedit. 
Das Schikaneverbot iſt für den Individualismus die einzige Schranke, erſt wenn 
die Rechtsausübung nur den Zweck hat, Schaden zuzufügen, iſt ſie „unzuläſſig“ 
(S 226). Unter dieſer Anſchauungswelt ſtand und ſteht der Streit um den Begriff 
des Rechts. Wer ſich damit begnügt, daß Recht Macht iſt, ſchafft nicht mehr als eine 
neutrale Form für jeden Inhalt. Gewiß iſt der Zweck der Macht die Intereſſen⸗ 
verwirklichung, fraglich iſt jedoch, welches Intereſſe verwirklicht werden ſoll. Der 
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Liberalismus kannte nur das eigene Intereſſe des Berechtigten, er überließ es dem 
Gegner im Kampfe um das Recht, das ſeine geltend zu machen. 


f v. | 
Das deutſche Recht geht von der Bindung, nicht von der Freiheit aus; der ein⸗ 
zelne tritt zurück, ein dienendes Glied höherer Ordnungen. Familie und Sippe, 
Gruppe und Werk, Heimat und Volk erheben ſich über ihn. Der einzelne iſt ſo der 
Mittler zwiſchen Vergangenheit und Zukunft, ein Treuhänder höherer Werte. Der 
Gegenſatz zwiſchen Subjekt und Objekt iſt dadurch in der Gliederung und Wertung 
aufgelockert. Der Korporationsgedanke hebt ſich ſo über die einzelnen hinaus, er 
führt dieſe nicht zur Befriedigung eigennütziger Intereſſen, ſondern als Diener einer 
Aufgabe zuſammen, die nach Umfang, Inhalt und Wirkung die Kräfte des einzel⸗ 
nen überſteigt, und gliedert ſo die Gruppen der Gemeinſchaft ein und unter. Der 
Führergedanke aber heiſcht offenes Handeln unter voller Verantwortung. 

Das neue Rechtsdenken baut auf dieſer Grundlage auf. Die Pflicht, nicht das 
Recht ſteht damit im Vordergrunde. Das objektive Recht erhebt ſich als Ordner des 
Gemeinſchaftslebens hoch über das ſubjektive. Dieſes kann ſich nicht mehr als 
„wohlerworbenes Recht“ gegen die Gemeinſchaftsordnung ſtellen, den Eigennutz 
über den Gemeinnutz ſiegen laſſen. Das ſubjektive Recht findet Anfang, Inhalt und 
Ende in dieſer Ordnung. Gewiß iſt das ſubjektive Recht Macht, aber es iſt nicht nur 
eigennützige, ſondern auch fremd⸗ und gemeinnützige Macht. Pflicht und Recht 
ſtehen ſo nicht mehr in ſtarrem Gegenſatz. Die Pflicht wird zum Inhalt des Rechtes 
erhoben. Was die Rechtſprechung unter dem Deckmantel von Treu und Glauben, 
dem Rechtsſchutzbedürfnis zu verwirklichen ſtrebte, wird ſo offen zum Inhalt der 
Rechtspflicht. 

Vor allem beſteht dieſe Pflicht gegenüber der Gemeinſchaft. Der Liberalismus. 
ſchied hier ſcharf das private Recht vom öffentlichen, ſtellte beide in einen unüber⸗ 
brückbaren Gegenſatz. Im Privatrecht herrſchte der Eigennutz, im öffentlichen der 
Gemeinnutz, im Privatrecht die Macht, im öffentlichen Rechte die Pflicht. Das 
privatrechtliche Denken herrſchte jedoch vor; ihm erſchien die Pflicht des öffentlichen 
Rechtes als Eingriff in den Freiheitskreis des einzelnen, ihm mußte ſich ſelbſt der 
Staat dadurch unterwerfen, daß er im Privatrecht als Fiskus auftrat. Eine indivi⸗ 
dualiſtiſche Rechtsbetrachtung ſtellte ſo jeder Pflicht ein Recht gegenüber, zerlegte 
das Rechtsleben in die Summe unzähliger Einzelfäden zwiſchen einzelnen. Das 
privatrechtliche Denken konnte mit einer Pflicht gegenüber der Gemeinſchaft nichts 
anfangen. Die äußerſte Konſequenz eines Individualismus ohne Gemeinſchafts⸗ 
empfinden bedeutete darum die Gleichſtellung von Normenbegünſtigung und ſub⸗ 
jektivem Rechte, die Lehre von Thon, Bierling und Eltzbacher. Sie gewährte der 
Prozeßpartei einen Anſpruch gegen den Zeugen auf ehrliche Ausſage, dem in der 
Poſtkutſche Fahrenden einen Anſpruch gegen den Anlieger dieſer Straße auf Dul⸗ 
dung des Befahrens (Eltzbacher, Unterlaſſungsklage S. 119). 


VI. 

Aus dem Individualismus folgt die Zurückhaltung des Geſetzes gegenüber der 
Betätigungsfreiheit des einzelnen. Der Polizeiſtaat iſt das Schreckgeſpenſt des 
Liberalismus. Das freie Spiel der Kräfte ſoll ſo wenig als möglich geſtört werden, 
erſt bei grobem Mißbrauch greift das Geſetz ein. 

Auch hier zeigt ſich die Spaltung in privates und öffentliches Recht. Das Vor⸗ 
beugen iſt die Aufgabe des letzteren, „die Abwendung der dem Publiko oder ein⸗ 
zelner Mitglieder desſelben bevorſtehenden Gefahr iſt das Amt der Polizei“ (ALR. 
2, 17, 10). Das Privatrecht greift demgegenüber erſt ein, wenn ein Unrecht voll⸗ 
endet iſt, es kommt erſt dann als ſpäter Helfer, sine ira et studio. Seine Aufgabe 
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beſteht im Ausgleichen geſchehenen Unrechtes, im Heilen, nicht im Vorbeugen. Der 
vorbeugende RNechtsſchutz iſt darum nur unvollkommen entwickelt. Die Rechts⸗ 
ordnung iſt Streit⸗, nicht Friedensordnung; ihr Ziel iſt Entſcheidung entſtandenen, 
nicht Schlichtung entſtehenden Streites. 

Auch die Betätigungsfreiheit des einzelnen fordert den Rechtsfrieden der Geſell⸗ 
ſchaft, die Berechenbarkeit die Rechtsſicherheit. Ebenſo äußerlich wie der Rechts⸗ 
begriff iſt jedoch auch der Friedensbegriff des Liberalismus. Dieſer fordert äußeren 
Geſetzesfrieden, nicht inneren Rechtsfrieden. Der Beſitz wird darum nicht als Hülle 
der Berechtigungen, ſondern ſchon als tatſächliche Herrſchaft geſchützt. Der Iſtſtand 
ſetzt ſich jo allzu ſtark gegen den fittlichen Sollſtand, das Possessorium gegen das 
Petitorium, das Haben gegen das Recht wie das Sollen durch, ſelbſt dann, wenn 
beide klar zutage liegen. Auch der befriedigte Verkäufer kann die verkaufte Sache 
zurückfordern, wenn ſie der Käufer ohne ſeinen Willen mitnimmt; auch der Dieb 
des Kirchenkelches wird als Beſitzer gegen Dritte geſchützt. Die Betätigungsfreiheit 
fordert Ruhe um jeden Preis: „Ruhe iſt die erſte Bürgerpflicht.“ Der Nacht⸗ 
wächtergedanke tritt hier unverhüllt zutage. 


VII. ar ie 

Im Vertragsrechte herrſcht der einzelne über das Geſetz. Hier iſt das römiſche 
Recht in der Form des gemeinen Alleinſieger geworden und geblieben, das bürger⸗ 
liche zumeiſt nicht mehr als überſetztes Pandektenrecht. | 

Der Wille der Parteien herrſcht, ihm dient das Geſetz. Der Rechtserfolg tritt ein, 
weil er gewollt, nicht weil er geboten iſt oder gebilligt wird. Die Parteiautonomie 
iſt hier Parteiſouveränität. Das Geſetz iſt nur in ſeltenen Ausnahmen zwingend, 
in aller Regel iſt es Vorſchlagsregel und wartet geduldig, ob ſich die Parteien 
ſeiner bedienen wollen. Auch hier herrſcht der Gegenſatz; der ſtarren Norm ſteht 
die nachgiebige gegenüber, dem ſtrengen Herrn der gefügige Knecht; ſie weicht auch 
dem weniger billigen Willen ohne Widerſtand. Das Gewollte iſt ſo im Vertrags⸗ 
rechte lex privata. Die Auslegung wie die ergänzenden Rechtsnormen dienen ihm. 
Die Auslegung ſucht das Gewollte klarzuſtellen, die ergänzenden Vorſchriften 
das Vergeſſene auszufüllen; auch ſie handeln als Geſchäftsführer ohne Auftrag 
im Intereſſe und damit im mutmaßlichen Willen der Parteien. 

Die Willensherrſchaft kennt nur ein Alles oder Nichts; entweder wird das Ge⸗ 
wollte voll oder nicht verwirklicht. Der Satz des gemeinen Rechts „utile per inutile 
non vitiatur“ iſt darum in fein Gegenteil verwandelt (8 139). Auch in der Ver⸗ 
nichtung zeigt ſich ſo die Willensfreiheit. Der Vertrag iſt für dieſe Anſchauungs⸗ 
welt das Ergebnis eines Kampfes; ſein Inhalt bildet ſich nach dem Geſetz vom 
Parallelogramm der Kräfte. Er iſt nichts anderes als die Summe übereinſtimmen⸗ 
ar 8 iſt gültig, ſoweit ſich dieſe decken, nichtig, ſoweit ſie dies 
n un. 

Die Lehre vom Rechtsgeſchäft war in der Entſtehungszeit des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches beherrſcht von der Willens⸗ und der Erklärungstheorie; beide ſtanden auf 
individualiſtiſchem Boden, keine wertete das Gewollte oder Erklärte unter dem 
höheren Geſichtspunkte des Pflicht⸗ und Gemeinſchaftsgedankens. Die eine haftete 
am Willen, die andere am Ausdruck. Die Willenstheorie diente dem Intereſſe des 
Erklärenden, die Erklärungstheorie dem des Empfängers. Das Bürgerliche Geſetz⸗ 
buch ſtrebte auch hier nach einem Kompromiß: Die Willenstheorie herrſcht, die 
Erklärungstheorie iſt das Zugeſtändnis an die Verkehrsſicherheit, im letzten Rechts⸗ 
ſcheinwirkung. Wo zwei Willenserklärungen zuſammenprallen, dort gilt die Er⸗ 
klärungstheorie; der nicht erkannte geheime Vorbehalt iſt darum nichtig. Wo die 
Intereſſen miteinander verträglich ſcheinen, herrſcht die Willenslehre; der erkannte 
Vorbehalt macht das Geſchäft nichtig; die Wirkung nach außen bleibt unbeachtet 
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($ 116). Wo jedoch Einigkeit über das Gewollte beiteht, dort ſchreitet der ver⸗ 
einigte Wille ſouverän über die Erklärung hinweg. Er kann jeden Namen wählen, 
vom Verkehrsüblichen noch ſo abweichen. Was für die Erklärungstheorie hier 
diſſimuliert iſt, bedeutet für die Willenslehre nur eine Falſchbezeichnung, ein 
gewolltes Vergreifen im Ausdruck. Wo der einzelne daher allein und ohne Gegner 
Rechtsgeſchäfte vornimmt, dort gilt der Wille alles, die Erklärung nichts, dann 
iſt auch die Erklärung mit geheimem Vorbehalt nichtig. Dieſe Willkürherrſchaft des 
Willens gilt im Rechte der letztwilligen Verfügungen, ſie muß folgerichtig aber 
auch unter Lebenden für das dingliche Inſichgeſchäft gelten, für die Beſtellung 
eines Eigenrechts am eigenen Grunditüd. 

Der Wille erhebt ſich ſo zum Selbſtzwecke. Er allein iſt nach liberaliſtiſcher An⸗ 
ſchauung Rechtfertigung für die Verpflichtungen wie für die Verfügungen. Er iſt 
abſtrakt, losgelöſt vom objektiven Rechtfertigungsgrunde und damit auch von der 
Gerechtigkeit. Volenti non fit iniuria. Die Lehre Otto Bährs von der Anerkennung 
als Verpflichtungsgrund wie die Überſteigerung des Gedankens vom abſtrakten 
Verfügungsgeſchäft iſt der Ausdruck dieſer Anſchauungen. 

So gefliſſentlich das Geſetz dem Gewollten dient, ſo zurückhaltend iſt es gegen⸗ 
über dem Unrecht. 

Der Willensherrſchaft tritt das Geſetz erſt bei Verſtoß gegen zwingende Befehle 
oder die guten Sitten entgegen. Hier herrſcht eine ſtarre Härte. Auch hier iſt die 
Entſcheidung auf alles oder nichts geſtellt; bis zu dieſer Grenze iſt alles gültig, 
hinter dieſer alles nichtig. Wer jedoch in der Freiheit das höchſte Gut fieht, wird 
nur den gröbſten Verſtößen entgegentreten. Das Geſetz greift darum bei Be⸗ 
ſchränkung der Betätigungsfreiheit auch ein, wenn dieſe noch nicht ſittenwidrig iſt; 
gegen eine Überſteigerung dieſer Freiheit wendet es ſich erſt, wenn dieſe mit den 
guten Sitten unvereinbar iſt. Den Zwiſchenraum zwiſchen dem Gebotenen und 
Verbotenen, zwiſchen vornehmer Denkungsweiſe und Durchſchnittsempfinden über⸗ 
läßt es dem Skrupelloſen. Dieſer mag ſich in dem breiten Raum des Helldunkels 
betätigen, der von dem Anſtändigen gemieden wird. Das Geſetz greift hier nur 
in ſeltenen Fällen ein. 

Dem Vertrage wird im ſcharfen Gegenſatz das Unrecht gegenübergeſtellt und als 
„Delikt“ verdammt. Vertrag und Unrecht find jo nicht zwei Blickpunkte für die 
Begründung von Pflichten, ſondern getrennte Welten. Der Vertrag begründet 
Pflichten zwiſchen den Vertragsgegnern, das Unrecht bringt die lockere Bindung 
zwiſchen jedermann zum Ausdruck. Auch hier hält ſich das Geſetz bis zum Außer⸗ 
ſten zurück. Es wagte nicht, eine Generalklauſel aufzuſtellen, die alles Unrecht um⸗ 
faßt, befürchtete von der Willkür des Richters die Störung der Berechenbarkeit. 
Es häufte darum lediglich ein buntes Gewirr von Tatbeſtänden, die nur eins 
gemeinſam haben, die Schadenerſatzpflicht. Auch dieſe erſcheint erſt als verſpäteter 
Rächer, wenn das Unglück geſchehen iſt. 


VIII. 


Der Gedanke der Willensſouveränität iſt zerbrochen. Die Entwicklung hat ge⸗ 
zeigt, daß die Übertragung des Darwinismus aus dem Reiche des Seins in 
das des Sollens nicht den Aufſtieg zu höherem Glücke, zu größerer Wohlfahrt be⸗ 
deutete, ſondern den Kampf bis zum Letzten, den Sieg nicht des Beſten, ſondern 
oft des Bedenkenfreieſten. Der Gleichheitsgedanke hat ſich damit als ſinnloſe Fiktion 
erwieſen. Ein angemeſſener Vertragsinhalt kann unter dem Kampfgedanken nur 
bei äußerer und innerer Gleichwertigkeit der Gegner zuſtande kommen. Auch gleich 
mächtige Vertragsteile können ihre eigennützigen Intereſſen ausgleichen und doch 
über das Gemeinſchaftsintereſſe hinwegſchreiten. Die Ungleichheit von Vertrags⸗ 
gegnern führt zumeiſt zum Diktat des Mächtigen über den Schwachen. Je mehr 
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der liberale Individualismus dem Kollektivindividualismus, je mehr der Einzel: 
kampf dem Gruppenkampfe wich, je mehr die Vereinigung die Rückſichtsloſigkeit 
im Kampfe ſtärkte, um ſo mehr trat das Mißverhältnis zwiſchen Geſetzeswunſch 
und Rechtswirklichkeit zutage. Die Kautelarjurisprudenz diente den Intereſſenten⸗ 
gruppen, fie ſuchte in ſtändigem Kampfe mit der Rechtſprechung aus jeder Lücke 
des Geſetzes, aus jeder nachgiebigen Vorſchrift Vorteile zu ziehen. Das Ergebnis 
war: Das Geſetz ſchlummerte auf weiten Gebieten einen Dornröschenſchlaf. Der 
Argloſe vertraute ihm, der Kundige ſetzte es beiſeite: Ius vigilantibus non scriptum. 
Die Rechtſprechung war in dieſem Kampfe in ungünſtiger Lage. Sie hatte nur 
eine Waffe zur Verfügung: die Nichtigkeit. Dieſe handhabte ſie mit Vollkommen⸗ 
heit, baute ſie mehr und mehr aus und führte ſo das Verbotene immer mehr an 
die Grenze des Gebotenen heran. Die Schwäche dieſer Waffe lag darin, daß die 
Rechtſprechung ſtets zwiſchen: Alles oder Nichts wählen mußte. Das führte bei 
dem lebens⸗ und gemeinwichtigen Vertrage dazu, daß bei Nichtigkeit der aus⸗ 
gepreßte Arbeiter arbeitslos, der bewucherte Mieter obdachlos wurde, der Käufer 
über den Höchſtpreiſen verhungern konnte. In dieſer Zwangslage erſchien das 
Schlechte immer noch beſſer als das Nichts. Hier ſetzte ſich darum zuerſt die Auf⸗ 
rechterhaltung eines angemeſſenen Teiles durch, hier ſchritt die Rechtſprechung 
bei der Ausnutzung einer Monopolſtellung offen über die vom Geſetz geſtattete 
Abdingung faſt jeder Haftung (8 276 II, 278 S. 2) hinweg. Der Weg führte ſo 
von der Vernichtung zur Geſtaltung. Immer aber verſuchte man den Eigenwert 
des Vertrages in den Vordergrund zu rücken. Die Auslegung wie die Ergänzung 
erfolgten nach dem Willen billig und gerecht denkender Parteien. Die Aufrecht⸗ 
erhaltung eines Teiles wurde nicht nach dem eigennützigen Willen jeden Ver⸗ 
tragsgegners, ſondern nach dem billigen Ergebnis beſtimmt. In dieſen Anſätzen 
zeigt ſich das neue Rechtsdenken. Der Eigenwert des Vertrages muß in den Vorder⸗ 
grund treten. Seine rechtliche Kraft beruht nicht ſchon darauf, daß ſein Inhalt 
gewollt, ſondern daß er vom Rechte gebilligt, daß er Ausſchnitt aus der Gemein⸗ 
ſchaftsordnung iſt. Der Vertrag ſtellt eine höhere Willenseinheit dar, die auch 
pflichtwidrige Vertragsteile gegen ihren Willen feſthält. Der Pflichtgedanke ſetzt 
ſich ſo mehr und mehr gegen den eigennützigen Willen durch; die Bindung wur⸗ 
zelt in der Pflicht, nicht allein im Willen. Je lebens⸗ und gemeinwichtiger der 
Vertrag iſt, um ſo mehr wird er dem Pflicht⸗ und Gemeinſchaftsgedanken unter⸗ 
nn 
Das Recht hat damit einen erweiterten Aufgabenkreis erhalten; es beſchränkt ſich 
nicht auf den Kampf gegen das Anrecht, es ſtrebt nach der Verwirklichung des 
Rechtes, tritt nicht nur Verbotenem entgegen, ſondern ſetzt Gebotenes durch. Der 
Richter iſt damit aus dem Kämpfer gegen Unrecht zum Wahrer des Rechts ge⸗ 
worden. Der geſtaltende Eingriff tritt der Vernichtung zur Seite. Auch hier iſt 
freilich Zurückhaltung geboten. Der Richter kann nicht den Beteiligten die Ver⸗ 
antwortung für die Eigengeſtaltung ihres Lebens abnehmen, kann nicht überall 
eingreifen, nicht den Kampf um das Daſein für die Beteiligten führen. Der Führer⸗ 
gedanke, der das Rechtsleben geſtaltet, fordert auch vom einzelnen die verantwort⸗ 
liche Führung ſeines Lebenskreiſes. Das Geſetz darf darum aber nicht wie im Libera⸗ 
lismus völlig im Hintergrunde bleiben; es muß gegen die Willensſouveränität ſeine 
Herrſchaft durchſetzen, muß den Eigenwert des Rechtes betonen, die zwingenden 
Sätze verſtärken, die nachgiebigen erſt dann weichen laſſen, wenn die Beteiligten 
eine billigenswerte Regelung an ihre Stelle ſetzen. Stets wird im Vertragsrechte 
der Wille der Beteiligten in weitem Umfange herrſchen, vor allem Inhalt, Zeit 
und Ort der Leiſtung beſtimmen; die Regelung der Leiſtungsſtörungen, die Be⸗ 
ſtimmung der Folgen von Pflichtverletzungen aber darf ſich das Recht N ohne 
weiteres aus den Händen winden laſſen. 
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Die Folgen der Willensjouveränität haben fih vor allem beim lebens: und 
gemeinwichtigen Vertrage gezeigt. Weil das Geſetz dieſen der Parteiwillkür über⸗ 
ließ, mußten die wichtigſten Rechtsverhältniſſe aus dem Privatrecht ausbrechen 
und ſich unter den Schutz des öffentlichen Rechtes begeben. Der Dienſtvertrag des 
bürgerlichen Rechtes war ſchon bei ſeiner Entſtehung überlebt. Er ging vom Einzel⸗ 
vertrage aus, ſtellte den Dienſtberechtigten dem Dienſtpflichtigen gegenüber, be⸗ 
deutete aber in der Zeit des ſiegreichen Induſtrialismus nichts anderes, als die 
Unterwerfung des Dienſtpflichtigen unter die Macht des Dienſtberechtigten. Die 
einzelnen ſchloſſen ſich darum zu wirtſchaftlichen Kampfgruppen zuſammen, kämpf⸗ 
ten zunächſt erbittert gegen den Staat wie den Unternehmer, ſetzten dann aber in 
der neutralen Form des Staates ihre Gleichberechtigung durch. Den vereinigten 
Arbeitnehmern ſtanden damit die verbundenen Arbeitgeber gegenüber. Der wilde 
Kampf wurde zum geregelten. Der Einzelvertrag verſank in Tarifverträgen und 
Arbeitsordnungen. Immer mehr griff der Staat ein. Er ſetzte die Verbindlichkeit 
des Tarifvertrages auch gegen den Widerſtrebenden durch, verſuchte die Verhütung 
des Streites durch Schlichtung, die Gewährleiſtung von Arbeitsmöglichkeit durch 
Stillegungsverbote und Kündigungsſchutz. Auch er konnte aber den Kampfgedanken 
im Arbeitsrecht nicht überwinden. | 

Der Mietvertrag war in feiner geſetzlichen Regelung eher mieterfreundlich. Die 
Kautelarjurisprudenz der vereinigten Vermieterverbände kehrte ſeinen Inhalt 
jedoch in das Gegenteil um, machte aus ihm ein Vermieterdiktat, das alle nach⸗ 
giebigen Vorſchriften einſeitig zum eigenen Vorteil umbog. Die Kriegs⸗ und Nach⸗ 
kriegszeit heiſchte hier gebieteriſch den Eingriff. Das Wohnungsmangelgeſetz 
wandte ſich gegen gemeinſchaftswidrige Nichtausnützung des Wohnraumes, das 
Reichsmietengeſetz erzwang einen angemeſſenen Inhalt des Mietvertrages und 
eine erträgliche Bemeſſung des Mietzinſes; das Mieterſchutzgeſetz aber erkämpfte 
dem Mieter das Wohn⸗ und Geſchäftsheim durch Eindämmung der Kündigungs⸗ 
willkür des Vermieters auf wichtige Gründe. Der überſteigerte Individualismus 
und Materialismus der Nachkriegszeit kämpfte erbittert gegen dieſe Schranken des 
Eigennutzes und erzielte, daß ſie als letzte Reſte einer Zwangsbewirtſchaftung 
mehr und mehr verſchwanden. 

Die Kriegs: und Nachkriegszeit zeigt aber auch bei den Gegenſtänden des täg⸗ 
lichen Bedarfs, daß das freie Spiel der Kräfte, der Kampf zwiſchen Angebot und 
Nachfrage in Notzeiten verſagen muß, daß das Wucherrecht mit feiner ſtarren 
Nichtigkeitsdrohung einer Regelung weichen muß, die einen angemeſſenen Inhalt 
des Vertrages erzwingt. j 

Der Nationalſozialismus hat auf dem Gebiete des Vertragsrechtes bei dieſen 
lebens⸗ und gemeinwichtigen Verträgen zuerſt regelnd eingegriffen. 

Er hat die Arbeit aus dem Kreiſe der Waren gelöſt, den Kampfgedanken ver⸗ 
nichtet, Führer und Gefolgſchaft zu einer Einheit zuſammengefaßt, einem Betriebe 
und einer Arbeitsehre untergeordnet und damit den Gemeinſchaftsgedanken ver⸗ 
wirklicht. Im Mietrechte hat er als Zwiſchenlöſung die Vermieter⸗ wie Mieter⸗ 
verbände zuſammengefaßt und unter ſeiner Leitung zu einem Ausgleiche der 
ſchärfſten Gegenſätze geführt. Auf dem Gebiete des Verkehrs mit lebens⸗ und 
gemeinſchaftswichtigen Gegenſtänden aber hat der neue Staat vor allem in der 
Landwirtſchaft das Ziel einer gerechten Preisbildung tatkräftig erſtrebt. 

Hier zeigen ſich die zwei Wege, die das neue Recht zur Umgeſtaltung des Rechts⸗ 
lebens einſchlagen kann. Es kann dieſes durch Geſetz unmittelbar fortbilden, es 
kann aber auch auf dem Wege über die Gruppenvereinbarungen mittelbar die 
Rechtsentwicklung fördern. Den erſten Weg wird es einſchlagen, wenn es Altes 
zerbrechen und Neues geſtalten will, den zweiten wird es dort wählen, wo es die 
Fortentwicklung des Vorhandenen erſtrebt und zur Anpaſſung an wechſelnde Ver⸗ 
hältniſſe gezwungen iſt. | 
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Allenthalben aber zeigt ſich, daß die Aufgabe des neuen Rechtes nicht allein in 
der Beſeitigung geſchehenen Unrechtes, ſondern in der Verwirklichung des Rechtes 
ſelbſt, im Vorbeugen, nicht allein im Heilen liegt. Das neue Recht kann ſich darum 
nicht mehr der Pflicht entziehen, bei lebenswichtigen Verträgen auf einen an⸗ 
gemeſſenen Inhalt hinzuwirken. Die nationalſozialiſtiſche Rechtsbetreuung tritt ſo 
neben das Armenrecht, die Warnung durch die Juſtizverwaltung neben die Ge⸗ 
währung von Rechtsſchutz nach geſchehenem Unrecht. 

Hier erhalten auch die Formvorſchriften einen neuen Sinn. Während ſie bisher 
rein individualiſtiſchen und materialiſtiſchen Zwecken dienten, den Beweis ſichern, 
den Vertragsluſtigen warnen ſollten, während bisher die Schriftform herrſchte, die 
Vertragſchließenden ſich ſelbſt überließ, tritt im neuen Rechte der Überwachungs⸗ 
gedanke in den Vordergrund. Die öffentlichen Formen ſind beſtimmt und geeignet. 
bei wichtigen Verträgen durch Anteilnahme von Amtsperſonen die Belange der 
Beteiligten wie der Gemeinſchaft zu wahren, für einen gerechten Ausgleich wie für 
die Betreuung gemeinwichtiger Werte zu ſorgen. 

Der Gedanke der Vorbeugung führt weiter dazu, den Strafzweck ſtärker als bis⸗ 
her zu beachten. Der Liberalismus kannte im bürgerlichen Rechte nur gleich⸗ 
berechtigte und gleichwertige Bürger, er verwies darum jede ungleiche, ſtrafende 
Behandlung in das Strafrecht. Er kannte ſo im Deliktsrechte nur den Ausgleich 
entſtandenen Schadens, begünſtigte dadurch den verbrecheriſchen Willen, der den 
erſtrebten Erfolg nicht erzielte, kämpfte vor allem gegen die letzten Reſte des 
Strafgedankens, die ſich im Bürgerlichen Geſetzbuch noch erhalten hatten, gegen die 
ſtrafende Gleichgültigkeit des $ 817 S. 2 und ſetzte damit Bordellverkäufer und 
Wucherer dem ehrbaren Volksgenoſſen gleich. 

Der vorbeugende Rechtsſchutz hat ſich ſchließlich auch im Rechte der unerlaubten 
Handlungen durchgeſetzt. Hier hatten die Geſetzesverfaſſer den Materialismus über 
den Individualismus geſetzt, die Sache beſſer geſchützt als den Menſchen. Während 
das Objekt bei ſchuldloſem Angriff Rechtsſchutz genoß, während es gegen den 
drohenden zweiten Eingriff geſichert war, konnte das Rechtsſubjekt nur den ihm 
ſchuldhaft zugefügten Schaden erſetzt verlangen, ſtand es dem drohenden wie dem 
wiederholten Angriff wehrlos gegenüber. Hier hat erſt die Rechtſprechung rechts⸗ 
ſchöpferiſch die vorbeugende Unterlaſſungsklage entwickelt und dem Menſchen das 
gegeben, was der Sache billig war. Hier muß das neue Rechtsdenken über dieſe 
Gleichſetzung hinwegſchreiten und dem einzelnen ſchon Schutz gegen den drohenden 
erſten Angriff gewähren, dennoch aber eigennütziger Ausnützung dieſes Rechts⸗ 
behelfs entſchieden entgegentreten. 


IX. 


Im Schuldrecht ſtehen Gläubiger und Schuldner als Rechtsgegner einander 
gegenüber. Der Gläubiger hat als ſolcher nur Rechte, der Schuldner nur Pflichten. 
Der Gläubigerverzug iſt darum nicht Schuldverletzung, ſondern nur Selbſtſchädi⸗ 
gung, verpflichtet nicht zum Schadenerſatz, ſondern nur zum Erſatz von Mehrauf⸗ 
wendungen. 

Die Bindung iſt läſtige Feſſel der Betätigungsfreiheit. Sie wird darum klar 
und ſcharf umriſſen. Die Vermutung ſpricht für die Freiheit. Hier zeigt ſich das 
aktionenrechtliche Denken der Römer. Das Schuldverhältnis iſt nicht mehr als die 
Summe von Einzelanſprüchen und Einzelpflichten, ein Hin und Her von actiones. 
Das Bürgerliche Geſetzbuch ſieht darum nicht die Ganzheit, das Schuldverhältnis 
als Organismus, aus dem die einzelnen Anſprüche fließen; es teilt die Schuld⸗ 
verhältniſſe in einſeitig verpflichtende, unvollkommen zweiſeitige und gegenſeitig 
verpflichtende Verträge ein. Es blickt einſeitig auf das Umſatzgeſchäft, beachtet nur 
unvollkommen das Dauerſchuldverhältnis; es kennt jo nur die Übertragung ein⸗ 
zelner Rechte und Pflichten, nicht aber die des Schuldverhältniſſes als Organismus. 
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Das bisherige Recht war von dem Gedanken der Leiſtung beherrſcht. Dieſe ftellte 
den Gipfel des Schuldverhältniſſes dar. Die Beteiligten waren Träger der Lei⸗ 
ſtungspflicht wie des Leiſtungsrechtes; ihre perſönlichen Verhältniſſe, ihr Wert 
für die Gemeinſchaft blieben unbeachtet. Gläubiger wie Schuldner konnten und 
mußten ſtets und nur die Leiſtung fordern, die Leiſtung bewirken. Das Geſetz 
wurde ſo aus dem Knechte des Parteiwillens zum Tyrannen des Parteiſchickſals. 
Der Geſichtspunkt der ſtarren Vertragstreue herrſchte, pacta sunt servanda. Der 
Menſch lebt für Verträge. Die Leiſtungspflicht hält ihn bis zum Weißbluten feſt. 
Starr, hart und unperſönlich ſind damit die Rechtsfolgen geregelt. Der Schuldner 
iſt zur Teilleiſtung nicht berechtigt, auch wenn er unverſchuldet in Not geraten 
iſt; er muß die Gattungsſchuld erfüllen, ſolange noch ein Stück der Gattung auf 
dieſer Welt vorhanden iſt. Die Geldſchuld iſt damit unſterblich geworden. Un⸗ 
möglich iſt nur die Leiſtung, die keinem Menſchen möglich iſt; ſolange ein einziger 
ſie bewirken kann, liegt nur Unvermögen vor. Die Gefahr der Gegenleiſtung trägt 
der eine oder der andere Teil. Starr iſt vor allem die Schadenerſatzpflicht geregelt. 
Bei Verſchulden muß der Schädiger, bei Schuldloſigkeit der Geſchädigte den Schaden 
allein tragen. Stets iſt der ganze Schaden zu erſetzen, mag er groß, mag er gering 
ſein, mag er den Schädiger vernichten, mag er ihn kaum berühren; ſtets iſt der 
Schaden entweder in Geld oder durch Wiederherſtellung auszugleichen. Das Geſetz 
kennt ſo nur eine klare Entſcheidung zwiſchen Gegnern, keinen Ausgleich, es iſt auf 
alles oder nichts geſtellt. 

Die Härte und Strenge, das Streben nach raſcher Abwicklung, nach Verwirk⸗ 
lichung von Gewinn und Verluſt entſtammen dem handelsrechtlichen Denken des 
19. Jahrhunderts. Das bürgerliche Recht trieb im Schlepptau des Handelsrechtes. 
Es ſah in dieſem den Pionier allen Fortſchritts, aller Rechtsentwicklung. Das 
bürgerliche Recht blickte ſo einſeitig auf das Großgeſchäft, mißachtete aber das All⸗ 
tagsgeſchäft; ſtellte ſeine Regelung auf den Rechts⸗ und Geſchäftskundigen, nicht 
auf den Ungewandten ab, und erzielte ſo, daß ſich der Alltagsverkehr nach Regeln 
abwickelte, die jenſeits des geſetzten Rechtes liegen. Unter dem Einfluß des han⸗ 
delsrechtlichen Denkens ſtellt das bürgerliche Recht die Rechtsbehelfe der Vertrags⸗ 
treue wie der Vertragslöſung nebeneinander, überläßt die Wahl zwiſchen beiden 
nicht der Pflicht, ſondern der Willkür des Berechtigten. Dieſer kann bei Unmög⸗ 
lichkeit den ſtellvertretenden Erſatz wie Schadenerſatz wegen Nichterfüllung for⸗ 
dern, bei Verzug Verſpätungsſchaden wie Rücktritt und Schadenerſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung geltend machen, beim Kaufe Minderung wie Wandlung begehren. Hart 
und ſcharf ſind vor allem die SS 325 und 326 aufgebaut. Sie ſtellen eine harte 
Waffe des einen Vertragsgegners gegen den anderen im rückſichtsloſen Kampfe 
um Gewinn und Verluſt des Geſchäfts dar. 


X. 


Das neue Rechtsdenken erblickt in den Beteiligten nicht Vertragsgegner, von 
denen jeder eigennützig allein ſeine Belange wahrnimmt; es ſieht in ihnen Ver⸗ 
tragsgenoſſen, die im gemeinſamen Zuſammenwirken das gemeinſchaftlich geſetzte 
Ziel erſtreben. Das Schuldverhältnis iſt damit eine Einheit. Aus ihm fließen die 
einzelnen Anſprüche. Treu und Glauben ſind ſo zur Grundregel des Rechtes ge⸗ 
worden. Die einzelnen Geſetzesvorſchriften münzen ihre Gebote nur aus; der 
Pflichtgedanke ſteht im Vordergrunde. Gläubiger und Schuldner ſtehen einander 
nicht mehr als Herr und Knecht, als Träger von Leiſtungsanſprüchen und Lei⸗ 
ſtungspflichten gegenüber; ſie ſind mit gleichen Rechten und gleichen Pflichten ver⸗ 
bunden. Der verſchuldete Verzug des einen wie des anderen iſt Pflichtverletzung, 
der grobe Vertrauensbruch des einen wie des anderen berechtigt zur Löſung. 

Die Pflichten beſtehen damit vor Vertragsſchluß wie nach Vertragsende. Der 
Gedanke eines Verſchuldens bei Vertragsverhandlungen hat ſich jo mehr und 
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mehr von der Grundlage des Vertrages gelöft, ift aus einer vordatierten Ver: 
tragsverletzung zu einer ſelbſtändigen, nicht auf ſtillſchweigender Einigung, ſondern 
auf dem Pflichtgedanken beruhenden Rechtsverletzung geworden. Die Pflicht zur 
Rückſichtnahme überdauert ſelbſt die Vertragserfüllung. Die Treupflicht endet nicht 
mit ihr; der frühere Gläubiger darf auch nach Abtretung der Forderung die Lei⸗ 
ſtung des unkundigen Schuldners nicht entgegennehmen, der frühere Vermieter 
985 das Wegzugsſchild des Mieters dulden, muß ihm das Zugegangene nach⸗ 
enden. 

Die Pflicht zur Rückſichtnahme lockert ſo die ſtarre Bindung. Gewiß dürfen Ver⸗ 
träge nicht leichtfertig gelöſt werden, gewiß müſſen die Beteiligten zu ihrem Wort 
ſtehen; der Gedanke der Vertragstreue findet jedoch ſeine Grenzen an der Ver⸗ 
nichtung des Pflichtigen. Der Gedanke der clausula rebus sic stantibus, den der 
Liberalismus getötet zu haben glaubte, iſt damit zu neuem Leben erwacht. „Der 
Menſch lebt nicht für Verträge, ſondern die Verträge ſind da, das Leben des Men⸗ 
ſchen zu ermöglichen.“ Während aber die völlige Veränderung der Geſchäftsgrund⸗ 
lage nach früherer Anſchauung zur Löſung des Vertrages führte, fordert die Pflicht 
zur Vertragstreue entgegengeſetzt ein Aufrechterhalten mit verändertem Inhalt. 

Damit iſt das handelsrechtliche Denken zurückgedrängt. Das Alltagsgeſchäft wird 
ſich ſeinen Lebenskreis gegenüber dem Großgeſchäft erobern, der Kleinkauf ſeine 
Beachtung gegenüber dem Umſatzgeſchäft des Handels durchſetzen. Der Satz pacta 
sunt servanda erhält dadurch einen geänderten Inhalt, er wird zum Gebot der 
Vertragstreue. Im Rahmen des Zumutbaren müſſen die Beteiligten bei dem Ge⸗ 
wollten ſtehenbleiben. Je mehr der Vollzug des Geſchäftes fortgeſchritten iſt, je 
unwirtſchaftlicher die Rückgängigmachung des Gewollten iſt, um ſo ſchwerer muß 
die Löſung des Vertrages möglich ſein, um ſo mehr fordert die Pflicht zur Ver⸗ 
tragstreue ein Stehenbleiben ſelbſt unter Opfern. Das bloß Verſprochene wird ſo 
leichter, das bereits Vollzogene ſchwerer rückgängig gemacht werden können. Der 
Satz quieta non movere erweiſt auch hier ſeine unzerſtörbare Kraft. 

Unter dieſem Geſichtspunkte muß der Rücktritt mit Rückwirkung der Kündigung 
mit Jetztwirkung weichen, die Nachbeſſerung der Vertragslöſung vorgehen, die 
Minderung grundſätzlich der Wandlung vorangeſtellt und damit das Ziel ver⸗ 
wirklicht werden, die billige Rückſichtnahme auf den Gegner vor und neben die 
eigennützige Wahrnehmung eigenen Rechtes zu ſtellen. 

Je mehr ſich die Erkenntnis Bahn bricht, daß die Verpflichtung nicht allein auf 
dem Willen, ſondern auf der Gemeinſchaftsordnung und Gemeinſchaftspflicht 
beruht, um ſo mehr verliert die ſtarre Scheidung zwiſchen Vertragsbeteiligten und 
unbeteiligten Dritten ihre Schärfe, um ſo mehr können auch Dritte in das Pflicht⸗ 
band einbezogen werden, ohne daß die Willenslehre ſich der Brücke des ſtillſchwei⸗ 
genden Vertrages zugunſten Dritter bedienen muß. So können die Angehörigen 
in das Mietsverhältnis eingereiht, ſo können mittelbar bereicherte Dritte von dem 
Schuldverhältnis aus ungerechtfertigter Bereicherung erfaßt, ſo kann der Dritt⸗ 
geſchädigte den Erſatz eigenen Schadens fordern, ſo kann das Recht über den Stroh⸗ 
mann hinwegſchreiten und den Hintermann, den eigentlichen Drahtzieher erfaſſen. 

Damit iſt vor allem der Gegenſatz zwiſchen Vertrag und Delikt aufgelockert 
worden. Das franzöſiſche Recht iſt hier vorangegangen, hat über dem Gedanken der 
Freiheit und Gleichheit den der Brüderlichkeit nicht vergeſſen. Es hat ſo einen all⸗ 
gemeinen Tatbeſtand geſchaffen, jede widerrechtliche ſchuldhafte Schädigung zum 
Erſatz verpflichtet und die Haftung für den Verrichtungsgehilfen der für den 
Erfüllungsgehilfen gleichgeſtellt. Das franzöſiſche Recht kann darum jeden poſitiven 
Schaden aus dem Unrecht heraus erfaſſen, das Problem des Verſchuldens bei Ver⸗ 
tragsſchluß wie der poſitiven Vertragsverletzung unter dieſem Geſichtspunkt löſen. 
Das deutſche Recht dagegen hat den Gegenſatz zwiſchen Delikt und Vertrag durch 
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die Aufſtellung von Einzeltatbeſtänden wie durch verſchiedene Regelung der Haf⸗ 
tung für den Verrichtungs⸗ und Erfüllungsgehilfen noch verſchärft. Hier iſt es 
darum von entſcheidender Bedeutung, ob die Haftung auf dem einen oder dem 
anderen Rechtskreiſe beruht. Auch hier hat jedoch die Rechtſprechung verſucht, die 
Grenzen zu mildern, die Vertragshaftung auf Koſten des Unrechts zu erweitern. 
Der ſtillſchweigende Vertragsſchluß war auch hier die unaufrichtige Bemäntelung 
einer Verwirklichung gemeinſchaftsbewußten Rechtsdenkens. Die vertragliche Ver⸗ 
kehrsſicherungspflicht ging damit unmerklich in die Unrechtshaftung der unter⸗ 
laſſenen Verkehrsſicherung über. Die Rechtſprechung hat weiter den $ 826 immer 
mehr zu einer Generalklauſel ausgeweitet. Aus dem objektiven Verſtoß gegen die 
guten Sitten folgerte man immer leichter den Vorſatz und ſtellte ſo Vorſatz und 
grobe Fahrläſſigkeit gleich. Die Rechtſprechung hat ſchließlich die Haftung aus 
§ 278 und 8 831 dadurch immer mehr ausgeglichen, daß fie die Anforderungen an 
den Entlaſtungsbeweis für die Auswahl und Überwachung des Verrichtungs⸗ 
gehilfen ſo verſchärfte, daß dieſer mitunter kaum noch zu erbringen war. 

Vor allem beim Deliktsrechte hat ſich die ſtarre Schadenserſatzpflicht als hart 
erwieſen. Gleichgültig ob Vorſatz oder Fahrläſſigkeit, ob geringe oder große Schä⸗ 
digung vorliegt, gleich ob der Täter oder Verletzte arm oder reich iſt, ob der 
Geſchädigte den Schaden ſelbſt mit Leichtigkeit tragen kann, ob der Schädiger 
hieran zugrunde geht, die Schadenerſatzpflicht wird von dieſen Umſtänden nicht 
berührt; ſie iſt materialiſtiſch allein durch die Schadenshöhe beſtimmt. Dem Libera⸗ 
lismus erſcheint eine Berückſichtigung dieſer perſönlichen Verhältniſſe als Ungerech⸗ 
tigkeit. Auch hier hat die Rechtſprechung mittelbar der Billigkeit zum Siege 
verholfen. Die Lehre vom adäquaten Kauſalzuſammenhang iſt letzten Endes 
Deckmantel für Billigkeitsentſcheidungen; nicht weil der Erfolg adäquat iſt, iſt er 
zu erſetzen, ſondern weil er erſetzt werden ſoll, ſoll er adäquat ſein. Während 
aber auch hier nur ein ſtarres Alles oder Nichts möglich war, bot die Neuſchöpfung 
des Bürgerlichen Geſetzbuches, der Gedanke des mitwirkenden Verſchuldens die 
Möglichkeit, nicht nur den Verſchuldensumfang, ſondern auch die Tragbarkeit zu 
beachten und den Schaden hiernach zu verteilen. 

Das neue Recht muß hier vor allem mit dem Gedanken der ſtarren Schaden⸗ 
erſatzpflicht brechen, muß die Berückſichtigung perſönlicher Verhältniſſe geſtatten, 
muß den billigen Ausgleich vor den ſtarren Erſatz ſtellen und damit dem Gedanken 
des § 829, der im heutigen Rechte im Verborgenen blüht, für das Schadenerſatzrecht 
zum Siege verhelfen. Während ſo die Billigkeit bei fahrläſſiger Schädigung ein 
Zurückbleiben der Erſatzpflicht hinter dem Schaden rechtfertigen kann, kann ent⸗ 
gegengeſetzt bei Argliſt wie Vorſatz der Bußgedanke über die Erſatzpflicht hinaus⸗ 
ſchreiten und den Rechtsbrecher nach ſeinem Willen ſtrafen, nicht nach ſeinem 
Erfolge beurteilen. Auch im Rechte der unerlaubten Handlungen wird die Rechts⸗ 
erneuerung nicht mehr vor allgemeinen Beſtimmungen, nicht mehr vor dem 
Imperium des Richters zurückſchrecken, denn ſie weiß, daß die Rechtshandhabung 
1 En gemeinſchaftsbewußten Richter nicht Willkür, ſondern Rechtsverwirk⸗ 
ichung iſt. 

Der Ausgleich entſtandenen Schadens iſt die Grundfrage jeden Rechtes. Während 
das primitive Recht in ſeiner Härte die Haftung weit über die Schuld hindus 
ſteigerte, während das individualiſtiſche und materialiſtiſche Recht Schuld und 
Haftung einander völlig gleichſetzte, weiß das neue Recht, daß es höhere Werte 
geben kann als das Befriedigungsbedürfnis eines Gläubigers. Der Schuldnernot 
tritt damit freilich die Gläubigernot gegenüber, aber auch hier iſt der Weg klar 
vorgezeichnet. Während das frühere Recht nur einen Gläubiger und einen Schuld⸗ 
ner kannte, ſcheidet das neue ſcharf zwiſchen dem Ehrbaren und Ehrloſen, faßt den 
Gutartigen milder, den Bösartigen härter an als das gleichförmige Vollſtreckungs⸗ 
recht des Liberalismus. 
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XI. 

Im Schuldrecht ſteht dem Anſpruchsſubjekt das Pflichtſubjekt, im Sachenrecht 
dem Herrſchaftsſubjekt allein das Herrſchaftsobjekt gegenüber; im Schuldrecht 
herrſcht die Willensſouveränität, ihr dient das Geſetz, im Sachenrecht allein das 
Geſetz, ihm iſt der Wille unterworfen. Beſteht im Schuldrecht Geſtaltungs⸗ und 
Formenfreiheit, ſo herrſcht im Sachenrecht der Geſchäfts⸗ und Formenzwang, beſteht 
allein ein Kreis zugelaſſener Geſchäfte. Das Schuldrecht ſteht ſo unter dem 
Gedanken der Verkehrsfreiheit, das Sachenrecht unter dem der Verkehrsſicherheit. 
Entgegengeſetzte Grundſätze beherrſchen das Recht des Sollens und des Habens. 

Das Sachenrecht iſt die Verkörperung des Herrenſtandpunktes. Auch hier zeigt 
ſich der Sieg des römiſchen Rechtsdenkens. | 

Auch das römiſche Recht iſt als das harte, ſtarre Bauernrecht einer italiſchen 
Landſtadt in die Geſchichte eingetreten, ſah im Grund und Boden das wertvollſte 
Gut, ſchied ihn von der Fahrnis, umhüllte ihn mit Formen, ſchützte ihn gegen 
Überfremdung und Zerſchlagung und ſtellte die res mancipi in den Gegenſatz zur 
res nec mancipi. Das Bauernrecht zerfiel jedoch, der Stadtgedanke ſiegte. Das 
Verkehrsrecht ſtrebte nach Gleichſtellung aller Sachen, zerbrach die Formen, zer⸗ 
ſchlug die Bindungen. Fahrnis wie Boden wurden ſchließlich gleich behandelt. Alles 
eier zur Ware geworden. Das Sachenrecht wurde jo zum Handlanger des Schuld⸗ 
rechtes. 

Das deutſche Recht ordnete und gliederte dagegen den einzelnen wie die Sache 
nach ihrem eigenen und Gemeinſchaftswerte. Es lehnte die Gleichſtellung aller 
Dinge ab, ſchied ſcharf zwiſchen Fahrnis und Boden und hob den letzteren bis 
zuletzt hervor. Die Rezeption iſt vor allem auf dieſem Gebiete ein Unglück für das 
deutſche Recht geweſen; hier kämpfte das verfallene römiſche Recht gegen das 
blühende deutſche. Dieſes leiſtete erbitterten Widerſtand. Das Ergebnis war ein 
Vergleich, keine Unterwerfung. 

Das 19. Jahrhundert brachte den Sieg des deutſchen Pfand⸗ und Grundbuches. 
Der Liberalismus war nicht Gegner, ſondern Förderer dieſes Gedankens, denn die 
Bücher verzeichneten, die Formen ſicherten die Rechte an Grundſtücken. Beide 
dienten ſo der Verkehrsſicherheit, mobiliſierten den Boden, machten ihn zur Ware. 
Der Sieg der deutſchen Form bedeutete ſo den Sieg liberalen Geiſtes im Boden⸗ 
rechte. Die Bauernbefreiung, die Freizügigkeit des einzelnen und des Bodeneigen⸗ 
tums dienten auch dieſem Zwecke. Geſchäftig erleichterte der Handel die Verfügung 
über den Boden, über Rechtsbruchteile und Wertanteile an ihm, und verflüchtigte 
ſo völlig die Bindung von Recht und Boden. Die Herrſchaftsmacht ſelbſt erſchien 
damit nicht mehr als Ausfluß der Perſönlichkeit, ſondern als ein Stück Ware, die 
von Hand zu Hand geht. Man überträgt nicht nur Sachen zu Eigentum, ſondern 
das Eigentum ſelbſt. Die Trennung von Boden und Fahrnis iſt jo eine äußerliche, 
keine innerliche. Die Form dient auch hier nur individualiſtiſchen und materia⸗ 
liſtiſchen Zwecken; ſie ſoll Warnungs⸗ und Sicherungsform ſein, dem einzelnen 
dienen, nicht die Gemeinwichtigkeit des Bodens zum Ausdruck bringen. 

Von der Herrſchaftsmacht aus geſehen, werden unter dieſer Anſchauungswelt alle 
Sachen gleichgeſtellt, alle find gleichmäßig Objekt des Eigennutzes des einzelnen. 
Dieſe Gleichſtellung auf der einen Seite mußte notwendig zur Gleichförmigkeit und 
Erſtarrung der Herrſchaftsmacht auf der anderen führen. Das Sachenrecht wird 
einſeitig beherrſcht von dem Gedanken des Eigentums, ein Erbteil römiſchen 
Rechtsdenkens. Das Eigentum iſt die begrifflich ſchrankenloſe Herrſchaft Wind⸗ 
ſcheids, eine Herrſchaft mit unendlichem Inhalt. Dieſem ſtehen die übrigen Rechte 
als iura in re aliena gegenüber, als Belaſtungen, die das Eigentum vorüber⸗ 
gehend zurückdrängen. Wer alles vom Eigentum aus betrachtet, muß in ihnen 
Feſſeln der Herrſchaftsfreiheit ſehen. Sie werden darum abgezählt und feſt ab⸗ 
gegrenzt. Die gebundene Zahl der begrenzt dinglichen Rechte bedeutet ſo nicht 
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Überordnung des Rechtes über den Parteiwillen, ſondern des Eigentums über die 
Belaſtungen. Dieſe Starre des Sachenrechtes droht jede Rechtsfortbildung zu 
erſticken. Vaterlos irrt die Sicherungsübereignung zwiſchen dem ſtarren Eigen⸗ 
tum und dem nicht minder ſtarren Pfandrecht hin und her. Der Eigennutz be⸗ 
herrſcht den Begriff des Eigentums. Dieſes ſieht nur die Beziehungen persona- res, 
erkennt keine ſolchen zu anderen, zur Gemeinſchaft an. Darum bedeutet die Herr⸗ 
ſchaftsmacht nach innen die Möglichkeit, nach Belieben mit der Sache zu verfahren, 
nach außen, jedermann von Eingriffen in dieſe Macht auszuſchließen ($ 903). 
Kennzeichnend iſt die Form, in der das Geſetz die Herrſchaftsmacht des 
Grundeigners zum Ausdruck gebracht hat: das Eigentum erſtreckt ſich auf den 
Raum über wie unter der Oberfläche ohne Grenze; lediglich ſeine Ausübung iſt 
bei Intereſſeloſigkeit ausgeſchloſſen (§S 905). In dem durch das Grundbuch be⸗ 
ſtimmten Ausſchnitt iſt daher der einzelne nach dem Wortlaut des Geſetzes Welt⸗ 
herrſcher vom Erdkern bis in die Unendlichkeit. 

Während die iura in re aliena durch den Pflichtgedanken gegen den Eigentümer 
beſchränkt werden, hebt ſich das Eigentum begrifflich über ſie allein durch die 
Pflichtloſigkeit hinaus. Der Eigentümer kann als einziger die Sache ſinnlos preis⸗ 
geben und zerſtören, wenn es ihn gutdünkt. Er kann Getreide verfaulen laſſen, 
wenn andere hungern, kann Kohlen ins Meer ſchütten, wenn andere frieren, kann 
Häuſer niederreißen, wenn andere obdachlos ſind; er kann nach liberaliſtiſcher An⸗ 
ſchauung die wertvollſten Altertümer ins Ausland verkaufen, die älteſten Bäume 
ſchlagen. Im Privatrechte ſteht ſeiner Herrſchaftsmacht nur die des anderen gegen⸗ 
über; hier verſuchen Kolliſionsnormen den Ausgleich. Der Pflicht⸗ und Gemein⸗ 
ſchaftsgedanke war allein ins öffentliche Recht verbannt. Dieſes trat mehr und 
mehr dem ſchrankenloſen Eigentume entgegen. Anfangs nur ſchüchtern, nach und 
nach ſelbſtbewußt, ſiegte es erſtmals völlig in der Not der Kriegs⸗ und Nachkriegs⸗ 
zeit, ließ von dem ſchrankenloſen Eigentume oft nicht mehr übrig als die nuda 
proprietas, das inane nomen domini. 

Die Verteilung von Macht und Pflicht iſt auch im Sachenrechte mehr als ein 
bloßes Konſtruktionsproblem. Wer vom ſchrankenloſen Eigentum ausgeht, dem 
erſcheint jede, auch die notwendigſte Einſchränkung als Belaſtung, als Beeinträch⸗ 
tigung des Laissez faire, dem Pflichtbewußten als Notopfer, dem Eigennützigen als 
Raub. Wer dagegen unter dem Pflicht⸗ und Gemeinſchaftsgedanken Recht und 
Pflicht vereinigt, dem erſcheint damit die Eindämmung der Macht als Inhalt des 
Rechtes. Der Satz: „Eigentum verpflichtet“, wird dadurch aus einer leeren Redens⸗ 
art der Weimarer Verfaſſung zum Inhalt des Eigentums ſelbſt erhoben. Sein 
Gebrauch ſoll nicht nur „zugleich“, ſondern „vor allem“ Dienſt ſein für das gemeine 
Beſte (Art. 153 III). Damit iſt der andere nicht nur und nicht erſt als Störer, ſon⸗ 
dern ſtets als Rechtsgenoſſe von Bedeutung. Das civiliter uti wird ſo zum Kenn⸗ 
zeichen jeder Herrſchaftsmacht. Die Starre des Inhalts der dinglichen Rechtsmacht 
iſt dadurch zerbrochen; dieſe erhält einen wechſelnden Inhalt, mißt dem einzelnen 
nicht mehr zu, als er nach dem Pflicht⸗ und Gemeinſchaftsgedanken benötigt. Der 
Treuhänder muß dann eine geringere Macht als der Volleigentümer erhalten; 
überträgt er treuwidrig das Treugut an einen wiſſenden Dritten, ſo darf ſich dieſer 
auf Eigentumserwerb nicht berufen. Der Sicherungsnehmer hat dann eine be- 
grenztere Macht als der Volleigentümer, er muß auch Rückſicht auf die übrigen 
Gläubiger nehmen, kann nicht ſtarr das Eigentum geltend machen, ſondern muß 
ih bei Überjicherung auf die übrigen Sachen verweiſen laſſen oder mit dem An⸗ 
ſpruch auf vorzugsweiſe Befriedigung zufrieden geben. Alle dieſe Beſchränkungen 
können nicht lediglich auf der Krücke des Schuldrechts verwirklicht, im ſtill⸗ 
ſchweigend geſchloſſenen Vertrage oder in der Pflicht zur Unterlaſſung ſitten⸗ 
widrigen Handelns gerechtfertigt werden. Die exceptio doli, die verſchleiert neues 
Recht geltend macht, macht nicht vor den Schranken des Sachenrechtes halt. Sie 
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kann aber auch den Übergang zum neuen Rechtsdenken erleichtern, die Rechtsmacht 
im Einzelfalle zurückdrängen und ſo den Gedanken ihrer Allgemeinheit und Gleich⸗ 
heit aufrechterhalten. 

Auch der Eigentümer verletzt Pflichten gegen die Allgemeinheit, der lebens⸗ und 
gemeinwichtige Gegenſtände finnlos zerſtört oder entfremdet. Je wichtiger das Gut 
iſt, um ſo größer ſind die Pflichten. Der veräußerlichte Gleichheitsgedanke muß 
ſo der gemeinſchaftsbewußten Wertung weichen. An gleichgültiger Fahrnis wird 
die Einzelherrſchaft kaum beſchränkt fein, ftets wird der Eigentümer ein altes 
Gefäß zerſchlagen können, wenn es ihn gutdünkt. Für wichtige Sachen muß jedoch 
die Zuführung an die Allgemeinheit Pflicht ſein; geſichert durch Beſchlagnahme, 
muß ſich die Erhaltung des Volksvermögens auch gegen den pflichtwidrigen ein⸗ 
zelnen durchſetzen. 

Das Tier hat der neue Staat aus dem Kreiſe der lebloſen Sachen herausgehoben, 
in den es die Gefühlloſigkeit der Antike eingereiht hatte, als Lebeweſen anerkannt 
und ſtärker geſchützt. Die Zuführungspflicht iſt bei gemeinwichtigen Gütern, ins⸗ 
beſondere Rohſtoffen und Auslandsforderungen verwirklicht. Das Wild muß ge⸗ 
hegt, der Wald gepflegt werden. Unter dieſem Rechtsempfinden iſt der Boden nicht 
mehr allein Herrſchaftsobjekt des Eigennutzes eines einzelnen. Er iſt als Heimat, 
Lebens⸗ und Nahrungsgrundlage wichtigſtes Gut der Gemeinſchaft. Das Volk aber 
iſt nicht mehr die jeweilige Summe von einzelnen; es iſt eine mit dem Boden 
verwurzelte Einheit, in der ſich Glied an Glied in friedlichem wie kämpfendem 
Ringen um die Heimat reiht. 

Der Boden gewinnt ſo als das ewig Bleibende umgekehrt Herrſchaft über den 
einzelnen. Dieſer iſt hier nicht mehr als Treuhänder der Geſamtheit, Mittler 
vergangener und kommender Geſchlechter. Wer des Bodens nicht wert iſt, muß von 
dieſem weichen, wer ſeiner aber wert iſt, muß das höchſte Gut, das die Gemeinſchaft 
zu verleihen hat, erhalten und weiterreichen. 

Die Form des Bodengeſchäfts muß hier zur Uberwachungsform ausgebaut wer⸗ 
5 den Unwerten ausſchließen, Überfremdung verhüten und Zerſchlagung ver⸗ 

indern. 

Der Liberalismus überließ dieſe wichtigſte Aufgabe dem Landesrechte. Die 
„Verluſtliſte“ der Rechtseinheit iſt jo Gewinnliſte für das deutſche Rechtsempfinden 
geworden. Der neue Staat hat dieſe Aufgabe ſelbſt in die Hand genommen und als 
erſte geregelt. Er hat vor allem den bäuerlichen Boden aus dem Kreiſe der Waren 
herausgelöſt. Hier hat er das Erbhofrecht aufgebaut und den Treuhändergedanken 
klar verwirklicht. Nur der ehrbare deutſchſtämmige Bauer erhält und behält den 
Erbhof; dieſer wird als Einheit gegen eigene Willkür wie fremde Habgier geſchützt, 
wird als Einheit ohne Zerſchlagung unter Lebenden wie von Todes wegen in der 
Sippe weitergereicht. Der Gedanke des Fideikommiſſes, der ſich nur mühſam gegen 
das römiſche Recht, in deſſen Gewande kämpfend, entwickeln konnte, der in der 
Nachkriegszeit in verſtändnisloſem Klaſſenkampfe zerſchlagen wurde, iſt ſo, von 
ſeinen Schlacken gereinigt, neu erſtanden. 

Hinter dem Schutze der Ackernahrung ſteht das Bedürfnis nach Schutz jeden 
Bodens. Auch dieſer iſt vor Überfremdung zu ſchützen, vor gemeinſchaftswidriger 
Ausnützung zu bewahren. Die Nachkriegszeit ſpricht hier eine deutliche Sprache. 
Der deutſche Großſtadtboden, die Grundlage für Leben und Handel, Heim und 
Geſchäft des Volkes ohne Scholle, geriet mehr und mehr in die Hände von Aus⸗ 
ländern. Die Grundſtücksſperrgeſetze konnten das nicht verhüten. Ihre Handhabung 
war mitunter mehr durch den Gedanken der Kapitalsanlage durch die Städte als 
durch den der Gemeinwichtigkeit des Bodens beſtimmt. 

Ift es das Ziel des neuen Rechtes, den Boden in der Hand des Wertvollen, in 
der Hand der Familie zu erhalten, ſo muß in dieſem Ziel auch das Grundpfand⸗ 
recht ſeinen Inhalt und ſeine Grenzen finden. Es muß als Förderer, nicht als 
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Gegner des Bodens ausgebaut werden, mithelfen, ihn zu erhalten und zu beſſern, 
nicht ihn zu zerſchlagen und zu verfilbern. Solange der Eigentümer des Bodens 
wert iſt, ſolange muß die Befriedigung durch Zwangsnutzung nicht durch Zwangs⸗ 
verwertung erfolgen. 


XII. 


Das Erbrecht ſteht im geltenden Rechte in engſtem Zuſammenhang mit der 
Eigentumsordnung, iſt Fortſetzung und Krönung der Sachherrſchaft mit anderen 
Mitteln. Eine individualiſtiſche und materialiſtiſche Eigentumsordnung bedingt 
darum ein individualiſtiſches und materialiſtiſches Erbrecht. Der Wille des Erb⸗ 
laſſers herrſcht; er überlebt als letzter Wille ſeinen Träger. Die Rückſicht auf den 
Verkehr gilt nur unter Lebenden. Der Erblaſſer ſteht allein ohne Gegner, ohne 
Bindung ſelbſt an nächſte Angehörige da. Die Willensſouveränität iſt darum zur 
Willkürherrſchaft geſteigert. Der Erblaſſer kann Einheiten zerbrechen, Werte zer⸗ 
ſchlagen, Familiengut entfremden, kann pflichtvergeſſen gegen Familie wie Ge⸗ 
meinſchaft verfügen: Sein Wille gilt allein. Die Auslegung kennt nur ein Ziel, 
den Erfolg des Gewollten herbeizuführen. Die Anfechtung wird allein aus dem 
Willen heraus beſtimmt, ſie läßt die verſtändige Würdigung des Falles beiſeite 
(S 2078 J). 

Das Teſtament iſt die Magna Charta der Freiheit des Erblaſſers. Die Willens⸗ 
ſouveränität benötigt Teſtamentsformen, die ein heimliches ſchriftliches Verfahren 
geſtatten. Das handgeſchriebene Teſtament ermöglicht es, ohne jede Überwachung 
im ſtillen Kämmerlein jedem Antriebe nachzugeben, ſich von Launenhaftigkeit, 
Verärgerung, hämiſcher Geſinnung wie ſittlicher Minderwertigkeit allein beſtim⸗ 
men zu laſſen. Das Teſtament durch Überreichen der Schrift aber geſtattet es, die 
Heimlichkeit des Inhalts mit der Öffentlichkeit ſeiner Niederlegung zu verbinden. 

Das Geſetz wagt es nicht, dem pflichtwidrigen Willen offen entgegenzutreten, ihn 
zu brechen. Es kennt weder ein formelles, noch ein materielles Noterbrecht und 
damit weder eine Mahnung noch einen Zwang zur Pflicht. Es kennt nicht wie 
Frankreich und die Schweiz einen unvergebbaren Teil, der den Angehörigen vor⸗ 
behalten bleibt; es kennt allein den halben ſchuldrechtlichen Ausgleich des Pflicht⸗ 
teilsrechtes und ermöglicht ſo dem Pflichtwidrigen die Genugtuung, auch Frau und 
Kinder grundlos zu enterben. 

Die geſetzliche Erbfolge iſt demgegenüber nicht Herrſcher, ſondern lediglich Not⸗ 
helfer und Lückenbüßer. Sie iſt ergänzende Rechtsnorm, beſtrebt, dem mutmaßlichen 
Willen zu dienen, ſie teſtiert an Stelle des Erblaſſers: nolenti non fit iniuria. Sie 
ſteht am Beginn der Erbrechtsregelung, iſt dennoch aber das Ende der Erbrechts⸗ 
ordnung, weicht vor dem Erblaſſerwillen zurück. So liebevoll und eingehend die 
gewillkürte Erbfolge geregelt und ausgebaut iſt, ſo lieblos, knapp und ſtarr iſt die 
geſetzliche geſtaltet. In endloſer Reihen⸗ und Rangfolge ſind die Verwandten vom 
nächſten bis zum entfernteſten berufen, ſo daß der Staat als geſetzlicher Erbe faſt 
ſtets nur Erbſchaftsbeſitzer iſt, der von der Beweisſchwierigkeit allein zehrt. 

Das geſetzliche Erbrecht nimmt keine Rückſicht, ob die Verwandten mit dem 
Erblaſſer in Hausgemeinſchaft gelebt oder ihn nie geſehen haben, ob ſie mit ihm 
innerlich verbunden oder verfeindet waren; allein beim Ehegatten macht das Geſetz 
einen Verſuch, die perſönliche Lage zu beachten, das Erbrecht bei Scheidung oder 
Scheidungsmöglichkeit zu vernichten ($ 1933). Stets werden die Anteile ſtarr und 
endgültig beſtimmt. Der Ehegatte erhält den gleichen Bruchteil neben einem Kinde 
wie neben vielen, bei Eigenvermögen wie Mittelloſigkeit, bei Verbleiben in der 
Familie wie bei Ausſcheiden durch Wiederverehelichung. Die Berückſichtigung auch 
des entfernteſten Verwandten iſt nicht Ausfluß des Sippegedankens, wie man in 
der Entſtehungszeit des Geſetzes behauptete, ſie iſt vor allem Kehrſeite einer 
völligen Gemeinſchaftsfremdheit des Liberalismus, wendet ſich nicht der Sippe zu, 
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ſondern ſtellt ſich allein dem Fiskus entgegen. Dieſer ſoll durch jeden Verwandten 
ausgeſchloſſen werden, muß beim Teſtament auch dem raſſefremden Ausländer 
weichen. Er hat die einzige Aufgabe, die lückenloſe Eigentumsordnung zu gewähr⸗ 
leiſten, erbloſe Verlaſſenſchaften zu verhüten. 

Der Gedanke, daß wertvolles Gut wie unter Lebenden ſo über den Tod hinaus 
der Volksgemeinſchaft erhalten werden muß, iſt dem Geſetze fremd. Die gewillkürte 
Erbfolge, das bürgerliche Recht wie das Steuerrecht ſtellten den Volksgenoſſen, 
den Deutſchſtämmigen wie den Neger gleich. 

Miterben ſind in dieſer Anſchauungswelt nichts anderes als eine Notgemeinſchaft 
ohne innere Verbundenheit. Die Erbengemeinſchaft befindet ſich von Anfang an 
„im Liquidationsſtadium“, obwohl ſie Gemeinſchaft zur geſamten Hand iſt, kann 
darum jeder über ſeinen Anteil verfügen. Die Teilungsbeſchränkungen werden 
ſcheel angeſehen. Hier tritt der Freiheit des Erblaſſers die Freiheit der Erben 
entgegen; Zerſchlagung und Verſilberung des Nachlaſſes iſt das Ziel. Der Gleich⸗ 
heitsgedanke herrſcht ohne Rückſicht auf die Folgen. Das bürgerliche Recht geht 
darum noch über das gemeine hinaus. Auch dort herrſchte das Teſtament; aber 
die Herrſchaft des Richters über die Teilung, die geſtaltende Zuteilung durch 
adiudicatio frat der unwirtſchaftlichen Zerſchlagung entgegen, ermöglichte eine 
wirtſchaftliche Aufteilung auch gegen den Willen der Miterben. Das bürgerliche 
Recht wagte es nicht, dem Richter dieſe Macht in die Hand zu geben; es machte 
auch hier aus ihm eine Geſetzesanwendungsmaſchine. Solange die Parteien einig 
ſind, ſolange herrſchen ſie ſouverän über jede Teilung; ſobald aber Streit beſteht, 
können ſie nur noch nach den ſtarren Sätzen der geſetzlichen Regelung die Gemein⸗ 
ſchaft aufteilen, teilbare Sachen zerſchlagen, unteilbare verſilbern, nichts alſo als 
Einheit erhalten. Das Nachlaßgericht kann vermitteln, nicht zwingen. Der Streit⸗ 
richter kann nur ja oder nein ſagen und nur inſoweit zwingen; der Teſtaments⸗ 
vollſtrecker allein kann zuteilen, denn er leitet ſeine Macht vom Erblaſſer ſelbſt her. 

Der Bruch mit dem Individualismus und Materialismus bedeutet darum auch 
im Erbrecht eine völlige Umwertung aller Werte. Das Erbrecht wurzelt nicht im 
Vermögensrechte, ſondern im Rechte der Familie und Gemeinſchaft. Sieht man im 
einzelnen nicht mehr den abſoluten Herrſcher, erblickt man in ihm lediglich einen 
Mittler zwiſchen Vergangenheit und Zukunft, ein Glied und einen Treuhänder 
höherer Gemeinſchaften, ſo muß ſtärker noch als unter Lebenden die Willkürherr⸗ 
ſchaft im Erbrecht dem Pflicht⸗ und Gemeinſchaftsgedanken weichen. Aufgabe des 
Erbrechts iſt damit allein die Weitergabe von Werten in ſorgender Förderung von 
Familie und Gemeinſchaft, von billigenswerten Zielen und Beſtrebungen. Dieſer 
Aufgabe muß der Erblaſſer dienen. 

Damit iſt die liberaliſtiſche Rangfolge von gewillkürtem, geſetzlichem Erbrecht 
und materiellem Noterbrecht erſchüttert worden. Das geſetzliche Erbrecht ſteht im 
Vordergrunde. Auch hier darf das Geſetz nicht jedem Willen weichen. Das geſetz⸗ 
liche Erbrecht muß das Erbrecht der Verwandten auf die näheren beſchränken, 
denen die Familie noch lebende Einheit iſt. Es muß den Ehegatten beachten, ſtärker 
als bisher, ſoweit er neben Kindern und Geſchwiſtern dieſem Familienkreis an⸗ 
gehört, ſchwächer als bisher, wenn er aus dieſem ausſcheidet. Der Nießbrauch 
neben Abkömmlingen in fremden Rechten wird dieſem Gedanken beſſer als der 
ſtarre Erbteil des unſeren gerecht. Aber auch der Gedanke geſetzlicher Vermächtniſſe 
zugunſten treuer Hausangehörigen wird erwogen werden müſſen. Die langjährige 
Haushälterin, die aufopfernde Pflegerin verdienen ſicher eher Berückſichtigung als 
ein entfernter Verwandter, der erſt durch die Mitteilung ſeiner Erbberechtigung 
die Kenntnis ſeiner Verwandtſchaft erhält. Hinter dieſem begrenzten Kreiſe nahe⸗ 
ſtehender Perſonen aber ſteht der Staat, nicht als Lückenbüßer, ſondern als die 
Form der Gemeinſchaft, der der Erblaſſer entſtammt, der er Wirkungs- und Auf⸗ 
ſtiegsmöglichkeit verdankt. Mag ſein Anteil am Erbgute im Wege der Erbfolge, 
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der Einziehung oder Steuer verwirklicht werden, der Staat muß dem ausgeweiteten 
und völlig verblaßten Sippebegriff des Bürgerlichen Geſetzbuches vorgehen. Je 
ſchmiegſamer die geſetzliche Erbfolge geſtaltet iſt, um ſo mehr vermag ſie den Pflicht⸗ 
und Gemeinſchaftsgedanken zu verwirklichen, um ſo weniger Bedarf beſteht für die 
gewillkürte Erbfolge. Das Teſtament muß ſchon bei ſeiner Errichtung unter den 
Druck der Pflicht geſtellt werden, muß deshalb öffentlich mündlich, nicht heimlich 
ſchriftlich, unter der beratenden und führenden Anteilnahme der Urkundsperſon 
geſchaffen werden. Es ſoll Willensbekenntnis, nicht Willensverſteck ſein. 

Für den letzten Willen iſt damit nur im Rahmen des Pflicht⸗ und Gemein⸗ 
ſchaftsgedankens, nicht gegen dieſen Raum. Die Pflicht gegen die Familie und 
engere Sippe, gegen die Gemeinſchaft iſt ſtärker als der Wille des Erblaſſers. Erſt 
wenn deren Verſorgung, deren angemeſſener Anteil ſichergeſtellt iſt, kann der 
Verſtorbene für ſeinen billigenswerten Willen Beachtung fordern, im engeren 
Rahmen, wenn er nur überkommenes Familiengut weiterreicht, im weiteren, wenn 
er über Zugewonnenes verfügt. 

Ziel iſt aber auch hier die Erhaltung des wertvollen Gutes, der wertvollen 
Einheit. Je wichtiger dieſe ſind, um ſo mehr muß der Gedanke der Zerſchlagung 
und Verſilberung weichen. Das Bürgerliche Geſetzbuch wagt es nur, Familien⸗ 
papiere hiervor quszunehmen ($ 2047 II); das neue Recht muß hier ſowohl mit 
dem Freiheits⸗ wie mit dem Gleichheitsgedanken brechen. Wer im Familiengute 
die Familienüberlieferung erhalten will und muß, dem muß das Gut ſelbſt auf 
Koſten der Miterben erhalten werden. Hier muß der Richter aus der ſtarren Bin⸗ 
dung des Geſetzes gelöſt werden und die Macht erhalten, dieſes Ziel zu verwirk⸗ 
lichen. Auch hier bedeutet das Erbhofgeſetz den erſten Schritt zur Durchführung 
dieſes Erhaltungsgedankens; an ihm zeigt ſich die enge Verbundenheit der Herr⸗ 
ſchaftsmacht unter Lebenden wie von Todes wegen. 


XIII. 


Das Erbrecht, aus dem neuen Rechtsempfinden heraus betrachtet, leitet zum 
Familienrechte hinüber. 

Das Bürgerliche Geſetzbuch ſah im Familienrechte nicht die Krönung der Privat⸗ 
rechtsordnung, es verwies dieſes hinter das Vermögensrecht und brachte jo auch 
äußerlich die Rangfolge zum Ausdruck, die das Pandektenrecht den einzelnen 
Rechtszweigen zugewieſen hatte, im Gegenſatz zu früheren Rechten, ſelbſt zum rö⸗ 
miſchen Rechte. 

Im Familienrecht iſt jedoch in ſtarkem Umfange der Pflichtgedanke verwirklicht 
worden. Der Individualismus, Materialismus und Rationalismus der Aufklä⸗ 
rungszeit hatte in der Ehe einen Vertrag geſehen, ihre Eingehung und Löſung 
darum dem Konſens der Vertragsteile unterſtellt, ſie mit Kant ſelbſt zum gegen⸗ 
ſeitigen Vertrag auf geſchlechtliche Leiſtung entwürdigt. Die Romantik, der Kon⸗ 
ſervatismus und die Kirche haben den Vertragsgedanken geſchlagen. Die Ge⸗ 
legesverfafler ſtanden unter ihrem Einfluß, fie ſahen in der Ehe den „Eheſtand“, 
„eine von dem Willen der Ehegatten unabhängige fittliche und rechtliche Ord⸗ 
nung“, eine Gemeinſchaft, geführt vom Manne. Vor allem auf dem Gebiete des 
Eherechtes kämpfte darum der hemmungsloſe Liberalismus der Folgezeit erbittert 
gegen die geſetzliche Regelung; Genußfreiheit für die Frau gegen ihre Natur, wirt⸗ 
ſchaftliche Gleichheit mit dem Manne gegen ihre Aufgabe, Gleichheit von ehelicher 
und 5 Geſchlechtsgemeinſchaft, Probeehe und Scheidungsfreiheit waren 
die Ziele. 

Stellten ſich die Geſetzesverfaſſer in der Grundfrage dem Liberalismus entgegen, 
ſo unterlagen ſie doch auch hier auf weiten Gebieten ſeinem Einfluſſe. 

Das Geſetz wagte es nicht, den Eheſtand, den es erſtrebte, offen zu fördern, oder 
auch nur zu kennzeichnen. Mit Spott ſah die damalige Zeit auf die Einzel⸗ 
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beſtimmungen des preußiſchen Allgemeinen Landrechtes herab, empfand dieſe als 
täppiſche und ſpießige polizeiliche Bevormundung. Obwohl die Ehe die wichtigſte 
Ordnung der Gemeinſchaft iſt, wurde ſie ſo doch als privateſte Angelegenheit der 
Gatten mit äußerſter Zurückhaltung behandelt. Das Geſetz betrachtet ſich auch 
hier nicht als Führer zu beſſerer Ordnung, ſondern als ſtreitentſcheidender Poliziſt. 
Wer ſo das Recht allein unter dem Geſichtspunkt der Klagbarkeit und Vollſtreck⸗ 
barkeit ſieht, wer ſo die Ehe lediglich der ſtreitigen Gerichtsbarkeit ausliefert, dem 
müſſen Sätze wie „Ehegatten ſollen einander lieben und ehren“ als Redensarten 
ohne Folgen, mit Huſſerl als unjuriſtiſches allgemeines Sollen erſcheinen. 
„Diskret“ enthält ſich das Geſetz ſelbſt jeder Zweckbeſtimmung der Ehe und er⸗ 
leichtert dadurch dem Individualismus die Ausfüllung in ſeinem Sinne. Hätte 
das Geſetz die Kindererzeugung als Hauptzweck genannt, ſo wäre es der Recht⸗ 
ſprechung nicht möglich geweſen, nur die Unfähigkeit zum Geſchlechtsverkehr, nicht 
aber die zur Kindererzeugung als weſentlichen Mangel eines Gatten anzuſehen. 

Auch auf dem Gebiete des Eherechtes kam ein Kompromiß zwiſchen dem Pflicht⸗ 
gedanken und dem Liberalismus zuſtande; die perſönlichen Wirkungen der Ehe 
wurden dem erſteren, die wirtſchaftlichen dem letzteren ausgeantwortet; dort ſind 
die Gatten einer höheren Ordnung unterworfen, hier herrſcht ihr Wille über 
das Geſetz. Die Ehegatten können ihr Güterrecht nach ihrem freien Belieben ge⸗ 
ſtalten, können ſo Privatkodifikationen ausklügeln, das Geſetz folgt willig und 
regiſtriert getreulich, was ſie verabredet haben. Zum Glücke erwieſen ſich die Ehe⸗ 
gatten als vernünftiger als die Geſetzgeber, ſie fügten ſich in aller Regel deren 
Vorſchlägen. | Ä | 

Die Geſetzesverfaſſer gehen von der Ehe des wohlhabenden Bürgerſtandes aus. 
Die Frau bringt Ausſteuer und Vermögen mit in die Ehe ein. Die Ehe eines 
großen Teiles der Bevölkerung ihrer Zeit, die Ehe des arbeitenden Mannes mit 
der arbeitenden Frau regelt das Geſetz nur in dürftigen einleitenden Beſtim⸗ 
mungen. Eifrig ſind darum die Geſetzesverfaſſer beſtrebt, die Nutzbarmachung des 
Frauengutes für den Mann mit der Sicherung des Frauengutes vor dem Manne 
zu verbinden. Drei vertragliche und zwei geſetzliche Güterſtände ſtellt allein das 
Bürgerliche Geſetzbuch den Heiratsluſtigen zur Verfügung. Der Individualismus 
und Materialismus macht ſo die Erbſchaft des Partikularismus nutzbar. Auch hier 
verſucht es, jeder Einſtellung gerecht zu werden. Dem Gedanken der untrennbaren 
Lebensgemeinſchaft wird am vollkommenſten die allgemeine Gütergemeinſchaft, in 
beſchränktem Maße auch die Fahrnisgemeinſchaft gerecht, dem des gemeinſamen 
Wirkens die Errungenſchaftsgemeinſchaft; dem Liberalismus entſpricht die Güter⸗ 
trennung; die bürgerliche Ehe aber kommt am beſten in der Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung des Mannes zum Ausdruck. Dieſe iſt Grundlage des ordentlichen geſetz⸗ 
lichen Güterſtandes, iſt auf Vertrauen nicht ohne Mißtrauen, auf einheitliche 
Führung getrennter Vermögen durch den Mann abgeſtellt. Auch ſie aber iſt zu 
ſtark auf den Eigennutz des Mannes ausgerichtet. Deſſen Recht als Nutzverwalter 
iſt nicht als Pflichtrecht für dieſe Gemeinſchaft aufgebaut. Er beſitzt das Recht zur 
Nutznießung, kann alle Nutzungen für ſich verwenden, kann über Geld in jeder 
Höhe verfügen, kann Eingebrachtes der Frau auch dann noch in Beſitz nehmen 
und behalten, wenn die Ehegatten getrennt leben. Auch dann noch begeht ihm 
gegenüber die Frau verbotene Eigenmacht. Sinnlos iſt die Macht des Mannes am 
Eingebrachten beſſer geſchützt, als an eigenen Gütern, ſo daß die Frau an Gut⸗ 
gläubige zwar über Sachen des Mannes, nicht aber über eigene Sachen verfügen 
kann, die deſſen Nutzverwaltung unterliegen ($ 1404). 

Nach dem neuen Rechtsempfinden iſt die Ehe nicht nur durch die Pflicht gegen⸗ 
über dem Gatten, ſondern vor allem durch die gegenüber der Gemeinſchaft 
beſtimmt. Die Ehe iſt nicht nur die Summe der beiden einzelnen, ſie bringt die Ein: 
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feitigfeit und Ergänzungsbedürftigkeit beider zum Ausgleich und iſt jo Kraftquelle 
für die Ehe ſelbſt wie für die Gemeinſchaft, Quelle für Erhaltung und Förderung 
des Volkstums. Die Ehe kann dieſe Aufgabe nur als dauernde und grundſätzlich 
unlösbare Gemeinſchaft erfüllen. Das neue Recht wird darum keine Scheidungs⸗ 
erleichterung gewähren, die der individualiſtiſchen Eheauffaſſung Vorſchub leiſten 
könnte. Die Pflicht gegenüber dem Eheſtand wie gegenüber der Gemeinſchaft for⸗ 
dert die Unterordnung des Freiheitsgedankens ſelbſt unter ſchweren Opfern, Ver⸗ 
zicht auf freie Lebensgeſtaltung, ſtärker bei kindergeſegneter, ſchwächer bei kinderloſer 
Ehe. Der Gemeinſchaftsgedanke tritt aber auch der Untrennbarkeit entgegen, weil 
die völlig zerfallene Ehe nicht mehr Quelle der Kraft iſt, ſondern die Kräfte im 
gegenſeitigen erbitterten Kleinkrieg bindet, verzehrt und ſo der Gemeinſchafts⸗ 
pflicht entzieht. | 

Der Gedanke, daß die Familie der Erhaltung und Förderung des Volkstums 
dient, führt zu einer ſcharfen Trennung von ehelicher und außerehelicher Ver⸗ 
bindung. Die ſittliche Pflichtgemeinſchaft ſteht hoch über der unſittlichen Genuß⸗ 
gemeinſchaft. Das uneheliche Kind entbehrt bei aller materiellen Fürſorge der 
ideellen, der ſittlichen Heimat, der Familie. Auch hier iſt Vorbeugen beſſer als 
Heilen. Die Förderung der Ehe iſt das beſte Mittel zur Bekämpfung der Geſchlechts⸗ 
gemeinſchaft außerhalb der Ehe. Die Unterhaltspflicht darf daher nicht fo geregelt 
werden, daß der Unterhalt zum Lockmittel für unehelichen Geſchlechtsverkehr wird. 
Das wertvolle uneheliche Kind dennoch nach beſten Kräften zu fördern, ſeine Ab⸗ 
ſtammung klarzuſtellen, iſt Gebot des Gemeinſchaftsgedankens. 

Der Liberalismus faßt völlig äußerlich die Staatsangehörigen unter einer 
Herrſchergewalt als Nation zuſammen, macht auch die Staatsangehörigkeit zur 
Ware. Auch er fördert die Kindererzeugung, aber auch hier zählt er nur, wertet 
nicht, ſieht nur die Bevölkerungszahl, nicht die Volkskraft. Der Nationalſozialis⸗ 
mus baut dem entgegen die Volksgemeinſchaft auf einer inneren und zwingenden 
Verbundenheit, der durch Blut und Boden gebildeten Rafjeeinheit auf. Schutz und 
Förderung dieſer Gemeinſchaft iſt ihm oberſtes Ziel. 

Der neue Staat fördert darum nur die Ehe, die wertvolle Volksgenoſſen zu⸗ 
ſammenführt, er ſtellt die Ehegatten nicht äußerlich gleich, ſondern erhebt ſie zu 
wahrer Gleichwertigkeit durch die Anerkennung des Aufgabenkreiſes eines jeden 
für Familie und Volk. Für dieſe wertvolle Ehe iſt die Kindererzeugung Pflicht 
gegenüber dem echten Sippen⸗ wie dem Gemeinſchaftsgedanken. 

Der Liberalismus betrachtete die Ehe wie jede Geſchlechtsgemeinſchaft im letzten 
als Privatangelegenheit. Wenn auch ihre Pflichten geregelt, ihre Löſung erſchwert 
werden mußte, jo blieb doch als Reſt der Betätigungsfreiheit die Eingehungsfrei⸗ 
heit ſo gut wie völlig unangetaſtet. Auch unheilbar und erblich Kranke, ſelbſt 
Gewohnheitsverbrecher konnten ſich vereinigen und das Unglück ihrer Veranlagung 
auf ihre Nachkommen übertragen. Die Amweltlehre gab auch hier dem Freiheits⸗ 
gedanken den wiſſenſchaftlichen Mantel. Nur einige dürftige Vorſchriften, an ihrer 
Spitze das zu eng gefaßte Verbot der Verwandtenehe, bringen Anklänge an den 
Geſichtspunkt der Raſſenpflege. Der Staat durfte unter dem Liberalismus nicht ver⸗ 
hüten, er konnte nicht heilen, er mußte lediglich pflegen. Seine einzige Aufgabe 
beſtand ſo in der Fürſorge für die Opfer der Willensfreiheit. 

Der neue Staat hat hier mit dem gemeinſchädlichen Freiheits⸗ und Gleichheits⸗ 
gedanken völlig gebrochen. Mit Härte und Strenge iſt der neue Staat dem hart⸗ 
näckigen Sittlichkeitsverbrecher entgegengetreten, hat durch Entmannung dafür ge⸗ 
ſorgt, daß dieſer der Letzte ſeines Stammes wird. Er hat die unheilbar und erb⸗ 
lich Kranken verhindert, ihr Unglück auf andere zu vererben, und ſo erbkranken 
Nachwuchs verhütet. Er hat damit jedoch nicht einem als einzelnen wertvollen 
Erbkranken die Ehe verſchloſſen. Auch für dieſen wird die kinderloſe Ehe zu einer 
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Kraftquelle für fein Wirken in der Gemeinſchaft. Unter dem Geſichtspunkt der 
Raſſenpflege tritt auch die Frage der Geburtenverhütung in eine andere Beleuchtung. 
Der Liberalismus ſah ſie einſeitig entweder vom Staate oder vom einzelnen her; 
der neue Staat wird ſie auch unter dem Geſichtspunkte der Förderung der Volks⸗ 
gemeinſchaft durch Verhütung unwerteſten Lebens betrachten müſſen. Den Kampf 
gegen die Raſſeüberfremdung ſeiner führenden Gruppen hat der neue Staat mittel⸗ 
bar dadurch geführt, daß er die Raſſefremden auf den Bereich von Handel und 
Verkehr beſchränkt hat. Die wertvolle Ehe aber hat er nicht nur dadurch gefördert, 
daß er durch Arbeitsbeſchaffung die allgemeine wirtſchaftliche Lage gehoben, ſon⸗ 
dern auch dadurch, daß er durch Eheſtandsdarlehen dem wertvollen Ehewilligen die 
Eheſchließung ermöglicht hat. 

Das Ehegüterrecht ſtrebt unter dieſer Anſchauung nicht ſo ſehr nach Kapitals⸗ 
anlage und ⸗ſicherung für den Fall des Zerbrechens der Ehe, als nach Nutzbar⸗ 
machung der wirtſchaftlichen Macht der Gatten zur Förderung der Aufgabe des 
Eheſtandes. 

Unter dem Liberalismus war das Familienband nicht mehr als eine Not⸗ 
gemeinſchaft bis zur Volljährigkeit. Mit dieſer löſte ſich das volljährige Kind völlig 
aus der Gebundenheit, war durch nichts mehr gebunden, als durch eine ſchuld⸗ 
rechtliche Unterhaltspflicht. Auch dieſe aber iſt im Widerſpruche zu dem finnlos 
ausgeweiteten Verwandtenerbrecht auf Verwandte in gerader Linie und Ehegatten 
beſchränkt, kennt keine Geſchwiſter. Während das römiſche Recht den Familien⸗ 
gedanken überſteigerte, die Familienangehörigen auf Lebenszeit des Gewalthabers 
deſſen Herrſchaftsmacht unterwarf und unter dieſer ſtraffen Hausgewalt die Einzel⸗ 
ehe im Individualismus zerfallen ließ, überſteigerte der Liberalismus den berech⸗ 
tigten Freiheitsgedanken des deutſchen Rechtes zur völligen Bindungsloſigkeit. Er 
verweiſt alle Pflicht zu Achtung, Ehrerbietung und Rückſichtnahme allein in das 
Gebiet der Sitte und Sittlichkeit. Dem veräußerlichten Gleichheitsgedanken erſcheint 
jo ſelbſt eine Abmilderung der Rechtsmacht zwiſchen nächſten Angehörigen als 
Ungerechtigkeit. Er lehnt darum das gemeinrechtliche beneficium competentiae 
ſelbſt zwiſchen Eltern und Kindern ab, ſieht bei beſtehender Schuld in ihnen ebenſo 
Gläubiger und Schuldner wie in gleichgültigen Dritten, und geſtattet ſo dem Kinde, 
Vater und Mutter wie jeden anderen Schuldner wegen einer Forderung zum 
Offenbarungseide und zum Konkurſe zu treiben. Auch hier muß der neue Staat 
die Schranken errichten, die ſich aus dem Gedanken der Familie als lebender Ein⸗ 
heit, als Mittlerin zwiſchen Vergangenheit und Zukunft ergeben. 


XIV. 


Die Umformung des Bürgerlichen Geſetzbuches zu einem den Geiſt des neuen 
Rechts verwirklichenden Gemeinſchaftsrechte iſt die ſchwerſte aber höchſte Aufgabe, 
die der Rechtserneuerung geſetzt iſt. Ein weiter Weg muß hier zurückgelegt werden. 
Die Kluft, die zwiſchen Geſetz und Recht, Geſetzestechnik und Rechtsethik, Juriſt und 
Volk ſeit Jahrhunderten klafft, muß geſchloſſen werden. Es war eine Großtat des 
Zweiten Reiches, in einer innerlich zerriſſenen Klaſſengeſellſchaft zur äußeren Reichs⸗ 
einheit die äußere Rechtseinheit zu fügen. Erſt das neue Reich aber kann auf einer 
inneren Volkseinheit eine innere Rechtseinheit aufbauen, die nicht Gleichheit 
äußerer Regelung, ſondern Verbundenheit innerer Ordnung iſt. Wenn dann 
Geſetzeswollen und Rechtsempfinden, Geſetzesverwirklichung und Recht, Rechts⸗ 
wahrer und Volksgemeinſchaft eine Einheit bilden werden, wird der Neubau des 
Rechts vollendet ſein. Die lebende Generation der Arbeiter am Recht wird dieſen 
Bau tatkräftig aufführen, ihn krönen und in ihm leben wird erſt die kommende. 
Die jetzige hat ſich im inneren und äußeren Kampfe aus der alten Anſchauungs⸗ 
welt heraus zum neuen Rechtsdenken hindurchgerungen; ſie trägt noch die Wunden 
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und Narben diejer Kämpfe. Der neuen Generation wird das neue Rechtsempfin⸗ 
den ſelbſtverſtändliche, lebende Gegenwart ſein. Sie erſt wird das von uns 
erkorene wie das mit uns geborene Recht zu einer Einheit verbinden: „Wohl dir, 
daß du ein Enkel biſt.“ 

Lange 
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Die Volksgemeinſchaft im bürgerlichen Recht 


I. 


Die nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung beruht auf einigen wenigen großen 
und doch gleichzeitig beglückend einfachen Grundgedanken, die ſich ihrerſeits wieder 
noch auf eine einheitliche Grundlage zurückführen laſſen: das deutſche Volk. 
Ihm dient der Staat, ihm dient alle Entfaltung politiſcher, kultureller und wirt⸗ 
ſchaftlicher Kräfte, ihm dient der einzelne Volksgenoſſe. Dementſprechend empfangen 
Staat, Kultur und Wirtſchaft ihr Weſen und ihre Kraft aus dem Volke, ſie werden 
völkiſch, ebenſo aber, und das ſteht für uns hier im Vordergrund, empfängt auch 
der einzelne ſein Weſen, ſeine Kraft, ſeine Aufgaben, ſeine Pflichten, kurz, ſeinen 
ganzen Lebensinhalt aus dem Volk, aus der Volksgemeinſchaft. So wird der 
Gemeinſchaftsgedanke zum alles beherrſchenden und alles 
durchdringenden Lebens⸗ und Geſtaltungsgrundſatz für alle 
im Volke vorhandenen und tätigen Kräfte. 

Ein Glied in der Kette aller dieſer Mittel und Kräfte, die in dem Kampf um 
Verwirklichung und Förderung des Volkswohles eingeſetzt werden, iſt das Recht. 
Denn auchdas Recht hatdie Aufgabe, dem Volke zudienen, auch 
für das Recht iſt das Volk Entſtehungsurſache und Ziel, Aus⸗ 
gangs⸗ und Endpunkt, Weſensgrundlage und Kraftquelle. 
So wird alſo auch das Recht in den beherrſchenden Gedanken der Volksgemeinſchaft 
eingeordnet, und ſo ſteht es in der einheitlichen Front aller derjenigen politiſchen, 
kulturellen, wiſſenſchaftlichen und wirtſchaftlichen Ideen und Kräfte, die durch die 
gemeinſame Aufgabe des Dienſtes an der Gemeinſchaft zu einer großartigen Ein⸗ 
heit in Weſensgrundlage und Ziel zuſammengefaßt werden. 

Die Aufgabe, der Volksgeſamtheit zu dienen, eint aber auch die einzelnen Zweige 
der Rechtsordnung untereinander, der Gemeinſchaftsgedanke vernichtet auch hier 
überflüſſige oder gar ſchädliche Trennungen und Gegenüberſtellungen. Offentliches 
Recht und Privatrecht, Staatsrecht, Strafrecht und bürgerliches Recht verlieren 
einen guten Teil ihrer bisherigen funktionellen Verſchiedenheit, ſo daß auch hier 
Weſenseinheit und Einfachheit als Grundlagen des neuen deutſchen Rechts deut⸗ 
lich in Erſcheinung treten. 

Aus dieſen Feſtſtellungen ergibt ſich für uns die ganz weſentliche Erkenntnis, daß 
die Auswirkungen des Gedankens der Volksgemeinſchaft 
im bürgerlichen Recht, die hier dargeſtellt werden ſollen, nichts anderes 
find und nichts anderes jein dürfen als ein beſtimmter Anwendungsfall, eine 
Beſtätigung der nationalſozialiſtiſchen Welt⸗ und Rechts⸗ 
anſchauung. Unſere Aufgabe kann alſo nur darin beſtehen, aus den einheitlichen 
Grundgedanken des Nationalſozialismus für ein beſtimmtes Gebiet völkiſchen 
Lebens nähere Folgerungen zu ziehen. Der Grundgedanke bleibt einheitlich und 
unverrückbar; er muß zu klaren, einfachen und im Grunde wieder übereinſtimmen⸗ 
den Einzelergebniſſen führen, da für uns das Volk der von Geſchichte 
und Natur gegebene unabänderliche Grundwert iſt. 

Durch die Herrſchaft des Gemeinſchaftsgedankens und durch die Einordnung aller 
bisher meiſt ungebundenen Kräfte in den Dienſt am Volke iſt auf allen Lebens⸗ 
gebieten der Nation gegenüber den bisherigen Anſchauungen ein radikaler und 


95⁵ 


revolutionärer Wandel eingetreten. Es liegt alſo auch nur im Rahmen dieſer 
allgemeinen Wandlung, wenn der nationalſozialiſtiſche Gemeinſchaftsgedanke auch 
im Recht zu völlig anderen Anſchauungen geführt hat. Dabei werden entſprechend 
der Einheitlichkeit der Rechtsordnung alle Gebiete in gleicher Weiſe erfaßt, alſo 
auch das bürgerliche Recht nicht weniger und nicht anders als etwa das Staatsrecht 
und das Strafrecht. Stand doch gerade auch das bisherige ſog. bürgerliche Recht in 
einem ſchroffen Gegenſatz zu den Forderungen und Auswirkungen eines übergeord⸗ 
neten, alles erfaſſenden Gemeinſchaftsgedankens. 


II. 


Weſen und Aufgabe des bürgerlichen Rechts wurden im Zeitalter des Liberalis⸗ 
mus übereinſtimmend damit gekennzeichnet, daß das bürgerliche Recht als Pri⸗ 
vatrecht die Rechtsverhältniſſe und Rechtsbeziehungen der einzelnen als 
einzelner auf dem Boden der Gleichordnung zu regeln hätte. 

1. Dieſer Rechtsauffaſſung und Begriffsbeſtimmung lag als Ausgangspunkt der 
Grundſatz der Betätigungsfreiheit des einzelnen zugrunde, aus dem ſich, von roma⸗ 
niſtiſchen Vorſtellungen beeinflußt, der Gedanke einer Herren⸗ und Machtſtellung 
des einzelnen ergab. Dem bürgerlichen Recht fiel dann die Auf⸗ 
gabe zu, den Machtbereich für die Entfaltung der freien 
Kräfte des einzelnen zu beſtimmen, auszubauen und abzu⸗ 
grenzen, wobei dieſe Grenzziehung ideenmäßig in erſter Linie nicht dem Ge⸗ 
danken der Rückſicht auf die Mitmenſchen, ſondern vor allem der Erwägung ent⸗ 
ſprang, daß der einzelne durch die Rechtsnorm einen ſicheren und „garantierten“ 
Bereich erhalten ſollte, innerhalb deſſen er ſich ungeſtört und nach freiem Belieben 
betätigen konnte. Die nun einmal — „leider“ — notwendige Beſchränkung der 
Stellung des einzelnen diente alſo im weſentlichen der Verſtärkung und Inten⸗ 
ſivierung ſeines Machtkreiſes. Daß dieſe Beſchränkungen gleichzeitig möglichſt enge 
Ausnahmen ſein ſollten, ergab ſich als ſelbſtverſtändliche Folge aus ihrem 
individualiſtiſchen Ausgangspunkt. Die Lehre vom ſubjektiven Recht und 
ſeiner Ausübung und dabei wiederum die Lehre vom Eigentum und ſeiner 
Freiheit bildeten den Brennpunkt und die Krönung einer ſolchen Auffaſſung der 
privaten Rechtsmacht über die Sachgüter, und die Grundrechte der Weimarer Ver⸗ 
faſſung waren das deutlichſte Beiſpiel für das Beſtreben, den Tätigkeitsbereich des 
einzelnen und des ihm gegenüberſtehenden Staates ſäuberlich voneinander 
abzugrenzen und damit gleichzeitig dem einzelnen eine „verfaſſungsrechtlich 
verankerte“, alſo größtmögliche Sicherheit zu gewährleiſten. 

2. Wenn der einzelne kraft ſeiner Betätigungsfreiheit in Rechtsbeziehungen zu 
einer anderen Einzelperſon trat, jo mußte aus dem begrifflichen 
Nebeneinander mangels irgendeiner verbindenden 
höheren Einheit in dem Augenblick ein Gegeneinander 
werden, woentgegengeſetzte Intereſſen aufeinanderprall⸗ 
ten. Da dies nach Lage der Dinge regelmäßig der Fall war, jo wurde aus dem 
Recht der Gleich⸗ und Nebenordnung praktiſch eine Kampford nung, wobei 
der Kampfgedanke gefördert wurde durch die vielfach wirtſchaftlich ungleichen 
Kräfte. Sobald dann auf einer Seite mehrere gleichgerichtete Intereſſen vorhanden 
waren, ſchloſſen ſich die Träger zu Gruppen zuſammen, die den Intereſſenkampf in 
verſtärkter Form ausfochten. Das deutlichſte Beiſpiel für dieſe Entwicklung ſtellte das 
Arbeits verhältnis dar, das zu einem mit Mühe in Grenzen gehaltenen Klaſſen⸗ 
kampfverhältnis geworden war, wobei der ſog. kollektive Gedanke nicht zu einer 
Verbindung der Intereſſen, ſondern nur zu einer Stärkung des klaſſenkämpferiſchen 
Maſſenegoismus führte. Ganz allgemein war der ſchuld rechtliche Vertrag, 
die typiſche Rechtsform für die verpflichtenden Beziehungen der einzelnen unterein⸗ 
ander, ein hartes Gläubiger-Schuldner-Verhältnis geworden, getragen von dem 
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Grundſatz der Vertragsfreiheit, zugeſchnitten auf die Befriedigung und Durch⸗ 
ſetzung eigener Intereſſen, losgelöſt von jeder inneren Bindung und Verbindung 
(hierzu beſ. Lange, Vom alten zum neuen Schuldrecht). Beſonders beim ſog. 
gegenſeitigen Vertrag (SS 320 ff. BGB.) hatte dieſe Auffaſſung dazu 
geführt, daß man Weſen und Ausgangspunkt dieſer Rechtsbeziehung in dem 
Gegen einander erblickte, und daß man dann allenfalls eine Korrektur der „an 
ſich“ berechtigten eigennützigen Anſprüche durch die Rechtſprechung für notwendig 
hielt: nach Treu und Glauben ſollte dann gewiſſermaßen eine Mittellinie gezogen 
werden, die dadurch zu erreichen wäre, daß beide Parteien in ihren Forderungen 
ein wenig nachgäben. Bezeichnenderweiſe nahm man keinen Anſtoß daran, auch 
das Arbeitsverhältnis in dieſe Gruppe gegenſeitiger Verträge einzureihen. 


3. Die überſpannte individualiſtiſch⸗materialiſtiſche Einſtellung des bürgerlichen 
Rechts beherrſchte auch das Perſonen⸗, Verbands⸗ und Familienrecht. 

Man hätte denken können, daß das bürgerliche Recht ſich der Einzelperſön⸗ 
lichkeit beſonders liebevoll annehmen, ihr einen weitgehenden Rechtsſchutz zuteil 
werden laſſen und ſie überhaupt in den Mittelpunkt des Rechtsſyſtems ſtellen würde. 
Das iſt nicht geſchehen. Ein Recht an der eigenen Perſönlichkeit im ganzen wird nicht 
anerkannt; einzelne Rechte an den beſonderen Ausſtrahlungen der Perſönlichkeit 
werden nur auf Grund und im Rahmen ganz beſtimmter poſitivrechtlicher Vor⸗ 
ſchriften unter Ablehnung jeder Analogie für annehmbar erklärt. (So gibt § 12 
BGB. z. B. ein Recht am eigenen Namen, abgelehnt aber wird z. B. ein Recht an der 
Ehre.) An Stelle der ſonſt anwendbaren allgemeinen Schutzbeſtimmung des $ 823 
Abſ. 1 BGB. können alſo vielfach nur einzelne Schutznormen mit ſehr viel engerem 
Tatbeſtand herangezogen werden, womit unſer deutſches Recht hinter vielen aus⸗ 
ländiſchen Rechtsordnungen zurückbleibt (vgl. z. B. Art. 28 des Schweizer Zivil⸗ 
geſetzbuches). Von einem ausreichenden Schutz der beſonderen völkiſchen Werte, die 
der einzelne als Volksgenoſſe verkörpert, insbeſondere von einem Schutz der Raſſe, 
konnte erſt recht keine Rede ſein. Dieſe praktiſch geradezu perſönlichkeitsfeindliche 
Einſtellung des individualiſtiſchen Geſetzes erſcheint zunächſt widerſpruchsvoll. Sie 
erklärt ſich aber aus dem Beſtreben, den Betätigungsbereich der Einzelperſon mög⸗ 
lichſt unbegrenzt zu laſſen und um dieſes Zieles willen möglichſt wenige Hinde⸗ 
rungsgründe in der Perſönlichkeit des „Nachbarn“ zu ſchaffen; der Entfaltung der 
Perſönlichkeiten ſollten keine Hemmniſſe auferlegt werden. So führte der Gedanke 
der freien Perſönlichkeit dazu, die Rechtsſtellung und den Schutz der Einzelperſön⸗ 
lichkeit zu vernachläſſigen. Ein Freiheitsgrundſatz, der feine Ver⸗ 
wirklichung in äußerer Angebundenheit ſah, konnte kein 
wirkliches Perſönlichkeitsrecht aufkommen laſſen, er mußte 
in einem ſolchen Recht nur das Negative, die Hinderung für 
andere Perſönlichkeiten, ſehen. 

Die hohe Stufe wahren Gemeinſchaftsdenkens hatte unſer bürgerliches Recht auch 
dort nicht erreicht, wo es den Zuſammenhang einzelner zu Verbänden geregelt 
hat, nämlich im Geſellſchafts⸗ und Vereinsrecht. Zwar kannte auch 
das individualiſtiſche Denken eine Gemeinſchaft, nur kam dieſe „Gemeinſchaft“, und 
das war die entſcheidende Anvollkommenheit, über die Vorſtellung des einfach ſum⸗ 
mierenden Zuſammenſchluſſes, der bloßen „Koexiſtenz der Individuen“, nicht hin⸗ 
aus; die Gemeinſchaft blieb in der Vorſtellung des Nebeneinander, der Zuſammen⸗ 
ſetzung aus Individuen und damit in der Vorſtellung der künſtlichen Schöpfung — 
im Gegenſatz zu dem Gedanken der übergeordneten, natürlichen und urſprüng⸗ 
lichen Gegebenheit. So ſtellte der Geſellſchaftsvertrag des bürgerlichen Rechts 
nur eine Summierung des Eigennutzes dar, und ſo führte auch die Lehre von der 
ſog. juriſtiſchen Perſon trotz aller deutſchrechtlichen Bemühungen um die 
Erforſchung ihres Weſens zur Schaffung eines abſtrakten Rechtsgebildes, das von 
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den natürlichen Perſonen ſcharf getrennt wurde, und das auch dieſe natürlichen 
Perſonen, ihre Mitglieder, untereinander nicht zu verbinden vermochte. 

Dasjenige Rechtsgebiet, in dem naturnotwendig der Gemeinſchaftsgedanke am 
ſtärkſten zur Geltung kommen muß, iſt das Familienrecht. Selbſt hier aber 
konnte das bisherige bürgerliche Recht von ſeiner Grundeinſtellung aus dem Gemein⸗ 
ſchaftsgedanken längſt nicht voll Rechnung tragen: der Gemeinſchaftsgedanke kam 
hier meiſt nur in der Begrenzung auf die Familie, auf die an dem Familienrechts⸗ 
verhältnis gerade Beteiligten, zum Ausdruck. Es fehlte alſo die Erkenntnis oder 
wenigſtens ihre Verwirklichung, daß die Familie nur eine kleine Gemeinſchaft in 
einer größeren iſt, daß ſie, wie die Einzelperſonen, erſt in dieſer größeren Gemein⸗ 
ſchaft Grundlage und Aufgabe findet, ſo daß das Familienrecht nicht nur aus den 
Intereſſen der Familiengemeinſchaft, ſondern vorwiegend und in erſter Linie aus 
der Stellung und Bedeutung der Familie in der Volksgemeinſcha ft geſtaltet 
werden muß. Insbeſondere war die Ehe in weſentlichen Punkten als eine Privat⸗ 
angelegenheit der gerade Beteiligten aufgefaßt und dementſprechend geregelt 
worden, und dort, wo ein Intereſſe der Allgemeinheit zur Geltung gebracht 
werden mußte, war die weltanſchauliche Begründung nicht einheitlich, ſo daß die 
Regelung vielfach unbefriedigend und unvollſtändig blieb. — 

So hatte der Geſetzgeber im bürgerlichen Recht eine Rechtsordnung geſchaffen, 
die, von der Einzelperſon als der allgemeinen Grundlage ausgehend, vielfach 
Löſung ſtatt Bindung, äußere Abgrenzung ſtatt innerer Angleichung und damit 
Technik und Beziehungsloſigkeit ſtatt Ethik und ganzheitlicher Gebundenheit mit 
ſich brachte und die ſich von der Vorſtellung eines Nebeneinander nicht zu der Vor⸗ 
ſtellung einer übergeordneten Gemeinſchaft erheben konnte. Damit ſoll keinesfalls 
verkannt werden, daß auch das bisherige bürgerliche Recht Anſätze zu Gemein⸗ 
ſchaftsgedanken zeigte und daß auch die deutſche Rechtſprechung in der Fort⸗ und 
Umbildung des Geſetzes Wichtiges und Hervorragendes geleiſtet hat. Maßgebend 
und zwingend blieb jedoch die ideenmäßige Grundeinſtellung, das Geſamtgefüge 
unſeres bisherigen bürgerlichen Rechts, demgegenüber alle Verſuche einer Durch⸗ 
löcherung oder Durchbrechung unvollkommen bleiben mußten. Was bisher 
Ausnahme, was vereinzelter ſiegreicher Durchbruch war, 
das muß vom Standpunkt des Nationalſozialismus aus 
Regelfall und Beſtätigung, Kennzeichen und Ausdruckeiner 
maßgebenden und alles durchdringenden Grundanſchauung 
werden. Dieſe Grundanſchauung iſt die Volksgemeinſchaft. 


III. 


Der grundlegende Wandel, den der völkiſche Gemeinſchaftsgedanke in unſerem 
bürgerlichen Recht mit ſich bringt, läßt ſich nunmehr als Gegenſtück zu der bis⸗ 
herigen liberaliſtiſchen Rechtsordnung klar und in allen Einzelheiten erkennen. 
Er ſteht unter dem Grundgedanken: Gemeinnutz geht vor Eigennutz; an 
die Stelle des individualiſtiſchen Intereſſenſchutzes tritt der Dien ſt an der 
Gemeinſchaft. 

1. Dieſe Erkenntnis, daß die Rechtsordnung im ganzen und damit auch das bür⸗ 
gerliche Recht zum Dienſt an der Gemeinſchaft beſtimmt find, verändert mit einem 
Schlage den Grundcharakter des Rechts. Bei der Rechtsordnung im ganzen äußert 
ſich dieſe Veränderung vornehmlich darin, daß die Beziehungsloſigkeit (Iſoliert⸗ 
heit) des Rechts aufhört. Ein von dem Gedanken der Volksgemeinſchaft getra⸗ 
genes Recht muß alle in der Gemeinſchaft enthaltenen Werte zur Grundlage 
nehmen und wird ſo zu einer inneren Verbindung und zu einer Weſensgleichheit 
mit allen dieſen Werten und Kräften der Gemeinſchaft gelangen. Das bürgerliche 
Recht wird alſo danach trachten müſſen, ſich in Einklang zu bringen und in Ein⸗ 
klang zu halten mit der geſunden deutſchen Volksanſchauung; es wird den deut⸗ 
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ſchen Ehrbegriff in fih aufnehmen und ihn ſchützen; es wird, beſonders in feinem 
Perſonen⸗ und Familienrecht, ein Recht im Dienſte der Raſſe werden; es wird ſich 
nicht mehr von den Grundſätzen völkiſcher Ethik entfernen können und wollen, 
ſondern wird dieſe Grundſätze in ſich aufnehmen und verwirklichen. „Der totale 
Staat wird keinen Unterſchied dulden zwiſchen Recht und Moral“ (der Führer 
auf dem NS.⸗Juriſtentag 1933, Völk. Beob. vom 5. 10. 1933). Das Recht wird 
ſo nur noch eine Ausprägung der von dem völkiſchen Gemeinſchaftsgedanken ge⸗ 
ſchaffenen und vereinheitlichten Werte ſein. 

2. Eine weitere grundſätzliche Folge der Herrſchaft des Gemeinſchaftsgedankens 
iſt die völlige Wandlung der Stellung der Einzelperſon in der Gemein⸗ 
ſchaft. Es iſt ohne weiteres klar, daß dieſer Wandel gerade das ſog. bürgerliche 
Recht, das die Regelung der Rechte der Einzelperſonen und ihre Beziehungen zu ans 
deren Einzelperſonen enthält, aufs ſtärkſte erfaſſen muß. 

a) Für die richtige Erkenntnis des Verhältniſſes zwiſchen Gemeinſchaft und 
Einzelperſon muß zunächſt der bisherige individualiſtiſche Gemeinſchaftsbegriff 
überwunden werden. Gemeinſchaft im nationalſozialiſtiſchen Sinne iſt nicht mehr 
etwas nur Sekundäres, nicht mehr nur eine „Rechtsgemeinſchaft“ als das auf dem 
Nebeneinander der Individuen beruhende, erſt von dieſen Individuen geſchaffene 
und daher von ihnen beherrſchte Gebilde. Die Volksgemeinſchaft fit viel 
mehr und etwas ganz anderes als eine ſolche mechaniſche Summierung, ſie iſt eine 
urſprüngliche und natürliche, konkrete und aktive Gemein⸗ 
ſchaft, die ideenmäßig und praktiſch nicht Ergebnis, ſondern Aus⸗ 
gangspunkt iſt, die alſo vor der Einzelperſon ſteht, da die Einzelperſon nicht 
dieſe Gemeinſchaft ſchafft, ſondern in ſie hineingeboren wird. Die Einzelperſon wird 
ſo von der Gemeinſchaft überhaupt erſt ermöglicht, und folgerichtig tritt an die 
Stelle des auf der Vorſtellung eines gegenſätzlichen Gegenüberſtehens beruhenden 
kompromißartigen Ausgleichsgedankens die ſelbſtverſtändliche Einord⸗ 
nung, die zu Weſenseinheit und zu natürlicher Verbundenheit führt. Mit dieſer 
Auffaſſung trennen wir uns alſo bewußt von denjenigen, die den einzelnen und die 
Gemeinſchaft gleichberechtigt gegenüberſtellen, wobei der einzelne ſich dann der Ge⸗ 
meinſchaft — freiwillig oder gezwungen — zur Verfügung ſtellt. Für uns aber 
„lebt die Gemeinſchaftsperſönlichkeit in der Gemeinſchaft, ſie wird von der Gemein⸗ 
ſchaft voll erfaßt, ſie iſt in ihrem Wollen und Handeln in dieſe Gemeinſchaft einge⸗ 
ſchloſſen, fie wird erſt zur Perſönlichkeit, weil ſie in dieſer Ge⸗ 
meinſchaft lebt e und dadurch in den Stand geſetzt wird, Träger von Gemein⸗ 
ſchaftsgeiſt zu werden“ (Höhn). — 

Es kann hier nur ganz kurz angedeutet werden, daß eine ſolche Auffaſſung vom 
Weſen der Gemeinſchaft mit dem Führergedanken eng verbunden iſt. Wahre 
Gemeinſchaft erträgt es nicht, wenn ihr Wille in zerſetzender Vielfältigkeit gebildet 
werden ſoll, fie verlangt vielmehr eine geſchloſſene Einheit gerade auch in der 
Willensbildung und Leitung, wobei der Führer dann nicht etwa der Gemeinſchaft 
gegenüberſteht, ſondern ihr, ſeiner Gefolgſchaft, art: und weſensgleich 
verbunden iſt und ſein muß. 

b) Dieſe totale Herrſchaft des Gemeinſchaftsgedankens gipfelt in den Worten 
des Führers: „Du biſt nichts, Dein Volk iſt alles.“ Daraus folgt, daß eine „gemein⸗ 
ſchaftsfreie Individualſphäre“ des einzelnen nicht mehr anerkannt werden kann — 
entgegen der Auffaſſung, die noch O. v. Gierke in ſeinen deutſchrechtlichen For⸗ 
ſchungen vertrat. Auf ſolchem halbem Wege darf man aber hier nicht ſtehen⸗ 
bleiben: Der einzelne exiſtiert für die Volksgemeinſchaft und 
für ein die Volksgemeinſchaft zur Grundlage nehmendes 
Recht nur, wenn und ſoweit er in dieſer Gemeinſchaft ſteht 
und wirft; der einzelne iſt Menſch nur in der Gemeinſchaft, nur von der Ge⸗ 
meinſchaft aus erhält er Leben, Aufgabe und Wirkungskraft. Für das Recht, auch 
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für das bürgerliche Recht, folgt daraus, daß der einzelne im Recht nur jo viel 
gelten kann, als er in der Gemeinſchaft wert iſt (vgl. auch Frank, Rede auf 
dem Parteikongreß Nürnberg, 1934). 

Wer dieſen Gemeinſchaftsgedanken nicht verſtehen kann oder will, wirft dem 
Nationalſozialismus vor, daß er die Einzelperſönlichkeit knechte und vernichte, daß 
er die Staatsangehörigen ihrer Freiheit beraube und zu rechtloſen Untertanen 
erniedrige. Wer dagegen das Weſen völkiſcher Gemeinſchaft voll erfühlt, erlebt und 
verſtanden hat, der wird aus den Lehren des Führers und aus der Wirklichkeit des 
völkiſchen Lebens unſchwer zu der Erkenntnis kommen, daß der Gemeinſchafts⸗ 
gedanke zwar ſicherlich einen völligen Wandel in der Bewertung der Einzelperſon 
herbeigeführt, daß dieſe Wandlung aber die Einzelperſon auf eine höhere Stufe 
ihres Wertes, ihrer Stellung und ihrer Wirkungskraft erhebt. Wahre Gemein⸗ 
ſchaft tötet nicht die Einzelperſon, im Gegenteil, ſie ſtärkt 
und adelt den einzelnen, ſie machtihn aus einem Staatsbür⸗ 
ger, einem ſtaats angehörigen Untertan, zu einem deutſchen 
Volksgenoſſen. Darin liegt der Ausdruck höchſter Wertſchätzung, der gleich⸗ 
zeitig ſtatt zu einer abſtrakten Gleichheit zu der Anerkennung einer natürlichen, 
in der Gliedſtellung des einzelnen wurzelnden, alſo konkreten Gliederung 
führt. Da dieſe Gliederung aber unmittelbar auf die Gemeinſchaft zurückgeht, ſteht 
auch ſie unter dem Gedanken der Einheit, führt alſo niemals zu einer Trennung 
und Zerreißung. Das iſt für den Aufbau der Stände und ihres Rechtes von 
grundſätzlicher Bedeutung. 

So bringt gerade die von der Gemeinſchaft ausgehende Betrachtungsweiſe, die 
den einzelnen nur als Glied der Gemeinſchaft kennen, achten und ſchätzen will, 
für die Einzelperſon einen völlig anderen, gegenüber dem Individualis⸗ 
mus neuen und ſittlich höher ſtehenden Wertgeſichtspunkt. 
Die Ehre des Volksgenoſſen iſt mehr als die Ehre der iſolierten Einzelperſon, die 
Kaffe des einzelnen wird wertvoll und ſchutzbedürftig erſt um der Gemeinſchaft 
willen. Hinzu kommt die allgemeine Erkenntnis, daß eine ſtarke Gemeinſchaft 
auch ſtarke Einzelperſönlichkeiten verlangt, daß die Gemeinſchaft alſo ein großes 
Intereſſe an der kraftvollen Entwicklung ihrer Glieder hat, damit dieſe Glieder 
vollwertige Leiſtungen im Dienſte an der Gemeinſchaft vollbringen können. „Die 
Freiheit verſtehen wir deshalb vom nationalſozialiſtiſchen Gedanken aus nicht als 
eine Hemmungsloſigkeit des Individuums, ſondern als eine ſchöpferiſche Leiſtung 
des Einzelweſens, als Darſtellung ſeiner inneren Kräfte, zugleich aber auch als 
Darſtellung jenes Blutes und Charakters, die die Vorausſetzung für dieſe Perſön⸗ 
lichkeit abgeben. Das Einzelweſen begreifen wir deshalb heute nicht als eine ab⸗ 
getrennte Erſcheinung, ſondern in der größtmöglichen Entfaltung als die Blüte des 
geſunden Weſens eines Volkstums überhaupt“ (Alfred Roſenberg, auf der Reichs⸗ 
tagung der NS.⸗Kulturgemeinde in Düſſeldorf, „Völk. Beob.“ vom 8. 6. 1935). 

Das iſt alſo gerade das Gegenteil von einer Vernichtung der Einzelperſon. 
Eigen, Beſitz, Arbeit, Preis, Lohn, Einkommen — alle dieſe wirtſchaftsrecht⸗ 
lichen Grundbegriffe fallen nicht einer marxiſtiſch⸗kommuniſtiſchen zerſetzenden 
Auflöſung anheim, ſondern fie bleiben, ebenſo wie die Einzel perſönlichkeit ſelbſt, 
erhalten und anerkannt. Allerdings werden fie grundlegend ge wandelt: ihre 
ſittliche Rechtfertigung und ihre Aufgabe liegt einzig und allein in dem Dienſt 
an der Gemeinſchaft, ſo daß das Gemeinwohl auch hier zur Grundlage und zur 
Grenze erhoben wird. Will man denn aber nicht erkennen, daß dieſe Bindung und 
Begrenzung durch die Gemeinſchaft als etwas Natürliches, Urſprüngliches und 
ſittlich Hochſtehendes eine neue, von gemeinſchaftsbewußter Überzeugung und Ver⸗ 
antwortung getragene und dadurch wahrhaft geſicherte Freiheit ſchafft und nur eine 
geringer zu bewertende äußere Ungebundenheit und Willkürlichkeit vernichtet? 

3. a) Dieſe Wandlung in der Stellung und Bewertung der Einzelperſon führt 
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naturgemäß, wie ſoeben bereits angedeutet, zu einer entſprechenden Wandlung der 
Rechtsſtellung und der Berechtigungen dieſer Einzelperſon. 

Die von dem einzelnen ausgehende Betrachtungsweiſe arbeitete mit folgender 
Frageſtellung: Was braucht die Einzelperſönlichkeit zu ihrem notwendigen Lebens⸗ 
raum, zur freien Entfaltung ihrer Kräfte? Welches Maß von Einſchränkung iſt der 
Einzelperſon zumutbar, wieviel kann ſie von ihrem eigenen Bereich allenfalls 
abgeben, welche Beſchränkungen kann ſie im Höchſtfalle ertragen? Der grundſätz⸗ 
liche „Frontwechſel“ bei der Betrachtung der Einzelperſönlichkeit liegt nun darin, 
daß die Beſtimmung der Stellung, des Lebensbereiches und der entſprechenden 
Rechte der Einzelperſon nicht von dieſer Einzelperſon, ſondern von der anderen 
Seite, von der Gemeinſchaft aus, ihren Ausgangspunkt nimmt. Von dieſer Seite 
aus müſſen dann die entſcheidenden Fragen aufgeworfen werden. Dieſe beginnen 
dann nicht mehr damit, was der einzelne zur Erhaltung ſeiner Individual⸗ 
ſphäre verlangen kann, ſondern damit, was der Gemeinſchaftsgedanke 
verlangt, was der Gemeinſchaftsgedanke dem einzelnen geſtattet, welchen Umfang 
der Rechte die Gemeinſchaft dem einzelnen zubilligt. Auf dieſem Wege wandelt 
ſich der Inhalt aller Berechtigungen von ſelbſtherrlicher Starrheit zu konkreter 
Elaſtizität, da in den Inhalt der Rechte ein ihnen bisher fremdes Element, eben 
die lebendige und bewegliche Aufgabe des Dienens, tritt. Auch das einzelne Recht 
wird ſomit, wie die geſamte Rechtsordnung, Mittel zum Zweck, es empfängt ſeine 
rechtfertigende und geſtaltende Grundlage nicht aus ſich heraus, ſondern aus der 
Gemeinſchaft und aus der auf ihr beruhenden konkreten Pflichtſtellung. 

Es war bisher ſchon von einigen wenigen Rechten anerkannt, daß ſie im Grunde 
nur Aufgabe, nur Mittel zur Pflichterfüllung ſeien, weil ſie zum Beſten anderer 
geſchaffen worden ſeien. (Das galt z. B. von der elterlichen Gewalt im Familien⸗ 
recht.) Vom Gemeinſchaftsgedanken aus können und müſſen dieſe Fälle verall⸗ 
gemeinert werden, und ſo kommt man zu einer grundlegenden Veränderung der 
bisherigen fog. ſubjektiven Rechte. Dieſe Wandlung wirkt fi) dahin aus, daß Rechte 
und Pflichten allgemein zu einer lebendigen Einheit zuſammengefaßt werden, daß 
bei beſonders engen und perſönlichen Gemeinſchaften (z. B. bei der Familie) die 
meiſten Einzelrechte in der konkreten Gliedſtellung aufgehen und daß in jedem 
Falle die Berechtigung des Volksgenoſſen niemals mehr als ein abſtrakter Grund⸗ 
begriff, ſondern nur noch als eine konkrete Folgerung aus der perſönlichen Stel⸗ 
lung, der perſönlichen Aufgabe, der perſönlichen Leiſtung und der perſönlichen Ver⸗ 
antwortung angeſehen werden darf. 

Vom individualiſtiſchen Standpunkt aus mußten Rechte und Pflichten notwendige 
Gegenſätze bleiben. Gewiß gab es auch unter der Herrſchaft der von den einzelnen 
ausgehenden Betrachtungsweiſe „Schranken“ der Rechte, insbeſondere auch des 
Eigentums. Ihre Rechtfertigung lag aber nur in der Erkenntnis, daß der einzelne, 
weil er nun einmal nicht allein lebt, Beſchränkungen in Kauf nehmen muß. Der⸗ 
artige Schranken waren alſo ideenmäßig gewiſſermaßen unvermeidliche, bedauer⸗ 
liche und dem ſubjektiven Recht des einzelnen weſensfremde Ausnahmen, die das 
Ergebnis eines Kampfes zwiſchen dem einzelnen und der ihn erfaſſenden Orga: 
niſation darſtellten. Anders bei der Betrachtungsweiſe, die von der Gemeinſchaft 
ausgeht und jo zu einer Durchdringung der ſubjektiven Rechte mit dem Gemein⸗ 
ſchaftsgedanken führt. Die vom Gemeinſchaftsgedanken getragenen Begrenzungen 
ſind jetzt, auf dem Boden dieſer nationalſozialiſtiſchen Auffaſſung, natürliche 
und ſelbſtverſtändliche Geſtaltungen des Inhalts der Rechte. Rechts ⸗ 
macht und Schranke, Recht und Pflicht ſind nicht mehr weſens⸗ 
fremde Gegenſätze, ſondern durch den gemeinſamen Zweck 
— Dienſt an der Gemeinſchaft — innerlich verbundene Be: 
griffe und Funktionen. Was vom individualiſtiſchen Standpunkt aus 
weſensfeindliche Beſchränkung des Rechtsinhabers darſtellte, wird alſo 
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vom Gemeinſchaftsdenken aus weſens notwendige Geſtaltung des 
Rechtsinhalts! 

Die inhaltliche Ausrichtung und Geſtaltung aller Berechtigungen nach den Er⸗ 
forderniſſen des Gemeinſchaftsgedankens wird einen verſchiedenen Umfang an⸗ 
nehmen, je nach der Stellung des Volksgenoſſen und ſeiner Habe in der Gemein⸗ 
ſchaft. So wird z. B. das eigentum an Grund und Boden ſtärker mit 
Pflichten durchſetzt und alſo ſtärker umgeſtaltet werden müſſen als das Eigentum 
an einer beweglichen Sache; gerade das Bodeneigentum wird in beſonders deut⸗ 
licher Weiſe wieder zu dem gemeinſchaftsgebundenen „Eigen“ des deutſchen Rechts 
zurückgeführt werden müſſen, wodurch ſich z. B. auch das Weſen der Enteignung 
„grundſätzlich“ verändert. Aber auch dann, wenn die Gemeinſchaft im einzelnen 
Falle kein näheres Intereſſe an der Ausgeſtaltung einer Berechtigung hat, wie 
z. B. nicht ſelten im Schuldrecht, darf nicht vergeſſen werden, daß alle Rechts⸗ 
beziehungen und alle ſubjektiven Rechte unter dem Gemeinſchaftsgedanken ſtehen 
und daß dieſe Unterordnung jederzeit gewiſſermaßen automatiſch ihre jeder Rechts⸗ 
beziehung immanente geſtaltende und begrenzende Wirkung ſichtbar macht, wenn 
das Einzelrecht aus ſeiner Glied⸗ und Dienſtfunktion herausgeriſſen und entgegen 
dem Gemeinſchaftsgedanken gebraucht werden ſollte. 

b) Die gemeinſchaftsbedingte und gemeinſchaftsgebundene Betrachtung und Wer⸗ 
tung der Einzelperſönlichkeit muß auch für die Stellung der einzelnen Volks⸗ 
genoſſen zueinander zu den gleichen Ergebniſſen führen. Der Gemeinſchafts⸗ 
gedanke erfaßt ja nicht nur die Einzelperſönlichkeit in ihrem Verhältnis zur 
Gemeinſchaft, ſondern er verbindet gleichzeitig die einzelnen 
Volksgenoſſen untereinander; jeder kommt mit dem anderen als 
Glied der gleichen Gemeinſchaft zuſammen, alle ſtehen auf dem gleichen Grund, und 
über alle wölbt ſich zwingend und bindend das gleiche Dach. Wo alſo einzelne 
Volksgenoſſen zueinander in Rechtsbeziehungen treten, da darf nicht eigennütziges 
Gegeneinander die Loſung ſein, die zu einem Auseinanderreißen und zu einer 
Kampfſtellung führt, ſondern jedes Rechtsverhältnis zwiſchen dem einzelnen und 
der Gemeinſchaft ſtellt eine Einheit dar. 

Dieſe Erkenntnis wird von beſonderer Bedeutung für das Weſen des Ver⸗ 
trages. Bezeichnenderweiſe wird es auch heute noch vielfach als die notwendige 
Eigenart der meiſten ſchuldrechtlichen Verträge angeſehen, daß jede Partei hier 
ihren Intereſſen voll nachgehen kann und ſich nun nach „Treu und Glauben“ eine 
gewiſſe äußere Zurückdrängung ihrer Forderungen und Anſprüche gefallen laſſen 
muß. Bei dieſer Vorſtellung aber bleibt der Vertrag ein individualiſtiſches Kampf⸗ 
verhältnis, bei dem aus dem Gedanken „ſozialer Harmonie“ unter Umſtänden 
eine Korrektur vorgenommen werden muß, bei dem aber die Vorſtellung des „an 
ſich“ berechtigten Gegeneinander voll erhalten bleibt. Nach unſerer Auffaſſung aber 
iſt jeder Vertrag eine Betätigung innerhalb der Volksgemeinſchaft oder innerhalb 
ihrer engeren Gliederungen; die Beteiligten treten ſich von vornherein als Volks⸗ 
genoſſen gegenüber und begründen eine bindende Ordnung, in der nicht 
Intereſſen, ſondern Pflichten die entſcheidende und geſtaltende Grundlage bilden. 
Darin liegt eine völlige Wandlung gegenüber dem bisherigen individualiſtiſch⸗ 
trennenden Vertragsdenken: der Vertrag wird zu einer Grundform der Ordnung 
des völkiſchen Lebens, alle Spannungen unter den Beteiligten werden nur auf 
dieſer gemeinſchaftsmäßigen Grundlage gewertet und entſchieden. Aus einſeitigen 
Machtverhältniſſen werden wechſelſeitige Bindungen, wobei der Grundſatz von 
Treu und Glauben nicht mehr eine nur korrigierende Ausgleichsfunktion, ſondern 
eine gemeinſchaftsmäßig-konkret geſtaltende Kraft entfaltet, denn alle Rechts⸗ 
beziehungen der Volksgenoſſen untereinander werden von dem Gedanken der 
Pflicht und der Treue beherrſcht. Gerade auch auf dem Gebiete des Vertrags⸗ 
rechts wird alſo dem Gemeinſchaftsgedanken eine große Aufgabe geſtellt. 
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IV. 

Die durch den Gedanken der Volksgemeinſchaft herbeigeführte Wandlung des 
bürgerlichen Rechts findet ihre deutlichſte Verwirklichung und Beſtätigung in 
der nationalſozialiſtiſchen Geſetzgebung. Dieſe wird an anderer Stelle eingehend 
dargeſtellt werden; hier ſoll nur kurz hervorgehoben werden, wie gerade der Ge⸗ 
meinſchaftsgedanke in dieſen Geſetzen zum Ausdruck gekommen iſt. 

Die beiden großen Grundgeſetze, die hier an erſter Stelle genannt werden müſſen, 
find das Reichserbhofgeſetz vom 29. September 1933 (RGBl. I S. 685), das 
in dem Preuß. Bäuerlichen Erbhofrecht vom 15. Mai 1933 (GS. S. 165) einen 
Vorläufer hatte, und das Geſetzzur Ordnung der nationalen Arbeit 
vom 20. Januar 1934 (RGBl. I. S. 45). 

Das Erbhofrecht betrifft das ländliche Grundeigentum. Zweck und Ziel der 
geſetzlichen Regelung ſind in den Einleitungsworten des Reichserbhofgeſetzes aus⸗ 
drücklich angegeben. „Die Reichsregierung will unter Sicherung alter deutſcher 
Erbſitte das Bauerntum als Blutquelle des deutſchen Volkes erhalten. Die Bauern⸗ 
höfe ſollen vor Überſchuldung und Zerſplitterung im Erbgang geſchützt werden, 
damit ſie dauernd als Erbe der Sippe in der Hand freier Bauern verbleiben. Es 
ſoll auf eine geſunde Verteilung der landwirtſchaftlichen Beſitzgrößen hingewirkt 
werden, da eine große Anzahl lebensfähiger kleiner und mittlerer Bauernhöfe die 
beſte Gewähr für die Geſunderhaltung von Volk und Staat bildet.“ Damit enthält 
das Geſetz ganz deutlich eine Beſtätigung der oben entwickelten allgemeinen Sätze 
über das Verhältnis der Gemeinſchaft zur Einzelperſon. Ausgangspunkt für die 
geſetzliche Regelung war die Frage, welche Anforderungen der Gemeinſchafts⸗ 
gedanke, das Gemeinwohl, an die Geſtaltung des ländlichen Bodeneigentums ſtellt. 
Die Antwort lautete nicht etwa: Vernichtung des Einzeleigentums am Grund und 
Boden, ſondern: Erhaltung und Schutz dieſes Eigentums mit dem Ziele, den 
Grund und Boden möglichſt leiſtungsfähig für die Volksgeſamtheit zu machen. 
Durch dieſe Zweckbeſtimmung wurde das Privateigentum im nationalſozialiſtiſchen 
Sinne revolutionär gewandelt: durch Zuſammenfügung von Recht und Pflicht wurde 
das individualiſtiſche Eigentum überwunden, und es wurde ein volksgenöſſiſches 
„Eigen“ geſchaffen, begründet und begrenzt durch den Gemeinſchaftsgedanken, wo⸗ 
bei auch die auf Gegenüberſtehen und Ausnahme beruhende Vorſtellung der „Be⸗ 
ſchränkung“ durch die Erkenntnis einer folgerichtigen inhaltlichen Ge⸗ 
ſtaltung überwunden worden iſt (vgl. bei. $ 37 RErbhGeſ.). Es iſt auch bezeich⸗ 
nend, daß gerade der ländliche Boden zuerſt von einer ſo umfangreichen Geſetz⸗ 
gebung ergriffen worden iſt. Wir haben geſehen, daß die inhaltliche Wandlung 
der ſubjektiven Rechte einen verſchiedenen Umfang annehmen wird je nach dem 
Maße der Bedeutung des Rechts oder des Rechtsgegenſtandes für die Gemeinſchaft. 
Der Grund und Boden iſt nun eine der wichtigſten Grundlagen für das Leben 
der Nation, und das Wohl der Geſamtheit forderte hier aus bevölkerungspolitiſchen, 
wirtſchaftlichen und kulturellen Gründen beſonders ſtarke Berückſichtigung, nament⸗ 
lich dahin, daß der Möglichkeit ſchrankenloſer Zerſplitterung und Belaſtung Einhalt 
geboten wurde. So mußte der Geſetzgeber hier zuerſt Wandel ſchaffen und an die 
Stelle eines ſchrankenlos eigennützigen Rechts ein pflichtgebundenes Eigen ſetzen, 
bei dem der Gemeinſchaftsgedanke in ganz beſonders deutlicher Form zum Aus⸗ 
druck gelangen mußte und gelangt iſt. 

Das Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit verwirklicht den Gemeinſchafts⸗ 
gedanken auf dem Gebiet der Arbeit, wo ein grundſätzlicher Wandel ebenfalls be⸗ 
ſonders dringend war. Die bereits geſchilderte Entwicklung des Klaſſenkampf⸗ 
gedankens im Recht der Arbeit widerſprach aufs ſtärkſte dem Gedanken der Volks⸗ 
gemeinſchaft: das Volk hat ein ſtarkes kulturelles, ſoziales und wirtſchaftliches 
Intereſſe an einer gerechten Geſtaltung und an einem reibungsloſen Gang des 
Arbeitsprozeſſes, und ebenſo war die gegenſeitige Kampfſtellung der am Arbeits⸗ 
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verhältnis Beteiligten unvereinbar mit dem Beſtande einer übergeordneten, ver: 
bindenden Gemeinſchaft. So mußte der Geſetzgeber eingreifen. An die Stelle des 
ſtändigen Kampfes, an die Stelle des Handelns mit der Arbeit als einer Ware 
mußte eine auf Treue und Verbundenheit der beteiligten Perſonen gegründete 
Zuſammenarbeit zum Wohle des Betriebes und zum gemeinen Nutzen von Volk 
und Staat treten, wobei ein klarer Führergedanke die einheitliche Zuſammen⸗ 
faſſung der Kräfte und die Berückſichtigung des Gemeinwohls ſichern ſoll. Gleich⸗ 
zeitig wurde die Arbeit von ihrer marxiſtiſchen Verfälſchung zur Ware befreit und 
als Weſensteil der Einzelperſönlichkeit mit der ſozialen Ehre verbunden, ſo daß auch 
im Arbeitsrecht ein gewaltiger Umſchwung eingetreten iſt, deſſen geſchichtliche und 
weltanſchauliche Größe wir im Augenblick noch gar nicht voll ermeſſen können, von 
dem wir aber wiſſen, daß er den Klaſſenkampfgedanken durch den Gedanken der 
Volksgemeinſchaft überwindet. 

Das Geſetz gegen Mißbräuche bei der Eheſchließung und der Annahme an 
Kindes Statt vom 23. November 1933 (RGBl. I S. 979) will einigen Verfallserſchei⸗ 
nungen im Familienrecht vom Standpunkt des über die gerade Beteiligten hinaus⸗ 
gehenden Gemeinſchaftsgedankens entgegentreten. Eine Ehe, die ausſchließlich oder 
vorwiegend zu dem Zwecke geſchloſſen worden iſt, der Frau die Führung des 
Familiennamens des Mannes zu ermöglichen, ohne daß die eheliche Lebensgemein⸗ 
ſchaft begründet werden ſoll, ſoll nunmehr nichtig ſein. Dieſer neue Rechtsſatz 
(S 1325a BGB.) kann nur als Folge der Auffaſſung erklärt werden, daß die Ehe 
eben nicht mehr eine Privatangelegenheit der gerade Beteiligten, ſondern eine 
Aufgabe im Dienſte der Erhaltung der raſſiſchen und kulturellen Kräfte des 
Volkes iſt. Ebenſo mußte die Annahme an Kindes Statt von einem rein privaten 
Akt der unmittelbar daran Beteiligten zu einer Rechtshandlung umgeſtaltet 
werden, bei der das Intereſſe der Volksgemeinſchaft an der Verhinderung von 
Raſſevermiſchungen und ſonſtigen völkiſch unerwünſchten Folgen unmittelbar zur 
Geltung gebracht werden kann. Daher iſt die Beſtätigung des Annahmevertrages 
jetzt auch dann zu verſagen, wenn begründete Zweifel daran beſtehen, daß durch 
die Annahme ein wirkliches Familienband hergeſtellt werden ſoll oder wenn vom 
Standpunkt der Familie des Annehmenden oder im öffentlichen Intereſſe wichtige 
Gründe gegen die Herſtellung eines Familienbandes zwiſchen den Vertrags⸗ 
ſchließenden ſprechen ($ 1754 Abſ. 2 Ziff. 2, 3 BGB.). 

Auch das Geſetz über die Beſchränkung der Nachbarrechte gegenüber Betrieben, 
die für die Volksertüchtigung von beſonderer Bedeutung find, vom 13. Dezember 
1933 (RGBl. I S. 1058) iſt ſehr bezeichnend für die praktiſchen Auswirkungen des 
Gemeinſchaftsgedankens. Das Nachbarrecht war bisher lediglich auf dem Nebenein⸗ 
ander von gleichberechtigten Intereſſen aufgebaut, und es kam darauf an, einen 
Ausgleich zwiſchen den einzelnen eigennützigen Berechtigungen zu finden. Nunmehr 
iſt auch hier der Gedanke des übergeordneten Gemeinnutzes eingedrungen. 

2. Die durch die Herrſchaft des Gemeinſchaftsgedankens notwendig gewordene 
Wandlung des bürgerlichen Rechts iſt aber erfreulicherweiſe ſchon weit über die 
einzelnen neuen Geſetze hinaus geltendes Recht geworden. 

Dabei ſpielen die ſog. Generalklauſeln des BGB. eine beſonders wichtige Rolle. 
An zahlreichen Stellen hatte das Geſetz unter dem Druck der Unmöglichkeit einer 
erſchöpfenden Einzelregelung auf allgemeine, inhaltlich dehnbare und wandelbare 
Begriffe und Maßſtäbe verweiſen müſſen. Zu nennen wären hier z. B. die guten 
Sitten (SS 138, 826 BGB.), Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verfehrsfitte 
(SS 157, 242, 162 BGB.), wichtiger Grund (zur Auflöſung von Dienſtverhältniſſen, 
§ 626 BGB.) und ähnliche Fälle. 

Wenngleich alle dieſe Begriffe in der vergangenen Zeit des Zwieſpaltes und 
des Kampfes der Weltanſchauungen inhaltlich nicht einheitlich und ſicher beſtimmt 
werden konnten — jede Partei ſuchte unter Berufung auf Treu und Glauben für 
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ſich günſtige Rechtsfolgen herauszuſchlagen —, ſo hatte doch die Rechtſprechung hier 
bereits einen Weg gefunden, um allzu unbillige Ergebniſſe zu vermeiden oder 
wenigſtens abzuſchwächen. Wie bereits erwähnt, hat ſich heute der Inhalt derartiger 
genereller Beſtimmungen durch die Einheit der weltanſchaulichen Grundlagen gefeſtigt, 
und gleichzeitig iſt damit die Bedeutung dieſer Generalklauſeln erheblich geſtiegen. 
Es war bereits immer anerkannt worden, daß für den Inhalt des Begriffes der guten 
Sitten, des Begriffes „Treu und Glauben“ uſw. das herrſchende Volksbewußtſein 
maßgebend ſein müſſe. Dieſes herrſchende Volksbewußtſein iſt 
heute die nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung, und ſo be⸗ 
ſtimmt ſich nach nationalſozialiſtiſchen Grundſätzen, ob ein Rechtsgeſchäft gegen die 
guten Sitten verſtößt ($ 138 BGB.), ob jemand einem anderen in einer gegen die 
guten Sitten verſtoßenden Weile Schaden zugefügt hat ($ 826 BGB.), ob der 
Schuldner nach Treu und Glauben zu dieſer Leiſtung oder jener Unterlaſſung ver⸗ 
pflichtet iſt, ob der Gläubiger in dieſer oder jener Weiſe auf die Belange ſeines 
Schuldners Rückſicht nehmen muß (8 242 BGB.), wie das Verhalten einer Partei 
unter dem Geſichtspunkt einer darin liegenden Willensäußerung zu würdigen iſt 
(S 157 BGB.) uſw. 

Da die nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung, wie gezeigt, ganz weſentlich auf 
dem Gemeinſchaftsgedanken beruht, ſo beherrſcht dieſer Gemeinſchaftsgedanke alſo 
auf dem Wege über die guten Sitten und über Treu und Glauben den Inhalt der 
Rechtsgeſchäfte, den Inhalt der ſchuldneriſchen Leiſtung und damit gleichzeitig den 
Umfang des Forderungsrechts des Gläubigers, die Auslegung der Partei⸗ 
erklärungen und überhaupt das geſamte Verhalten der an einem Rechtsverhältnis 
Beteiligten. Beiſpielsweiſe iſt heute ein Rechtsgeſchäft, das ſeinem Inhalt nach 
gemeinſchädlich iſt, ſtets wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten nichtig 
(S 138 BGB.). 

Eine ganz beſonders weitgehende Wirkung entfalten die „Generalklauſeln“, 
namentlich die S$ 242, 826 BGB., für den Inhalt der einzelnen Berechtigungen 
des Volksgenoſſen die Einheit von Recht und Pflicht, die Wandlung vom eigen⸗ 
nützigen Machtrecht zur Aufgabe im Dienſte der Gemeinſchaft kann mit Hilfe dieſer 
Beſtimmungen ſchon im geltenden bürgerlichen Recht erreicht werden. 

Dazu muß man die bisherige Lehre von den ſogenannten Schranken der Rechte und 
der Rechtsausübung zum Ausgangspunkt nehmen. Das BGB. hat als ausdrückliche 
Schranke der Rechtsausübung nur den Schikaneparagraphen ($ 226) geſchaffen. 
Würde dieſe Beſtimmung tatſächlich der einzige Fall unzuläſſiger Rechtsausübung 
fein, jo wäre es um die poſitivrechtliche Geltung des Grundſatzes, daß Gemeinnutz 
vor Eigennutz gehen ſolle, in unſerem Privatrecht ſehr ſchlecht beſtellt. Das Verbot 
übermäßigen Eigennutzes bei der Rechtsausübung kann nämlich nicht aus § 226 
BGB. hergeleitet werden, da jedes eigene Intereſſe die Anwendung dieſer nur die 
völlig nutzloſe Schädigung Dritter betreffenden Beſtimmung notwendig aus⸗ 
ſchließt. Wir müſſen alſo nach anderen Rechtsſätzen ſuchen, die nicht den Mangel 
eines eigenen Intereſſes, ſondern die ungenügende Berückſichtigung fremder Inter⸗ 
eſſen zum Tatbeſtand unzuläſſiger Rechtsausübung erheben. Derartige Beſtim⸗ 
mungen finden wir vor allem in den §8 242 und 826 BGB. Daß $ 242 BGB. ſich 
auch rechtsbegrenzend gegen den Gläubiger wendet, iſt mit Recht nahezu un⸗ 
beſtritten, und ebenſo ſollte kein Zweifel darüber beſtehen, daß dieſe Beſtimmung 
über das Schuldrecht hinaus überall dort Anwendung findet, wo eine Rechts- 
beziehung zwiſchen beſtimmten Perſonen vorliegt. Aus § 826 läßt ſich ebenfalls 
eine allgemeine Schranke der Rechtsausübung ableiten, denn in dem dort auf⸗ 
geſtellten Tatbeſtand einer Schadenserſatzpflicht iſt der Satz enthalten, daß eine 
Rechtsausübung auch dann unzuläſſig iſt, wenn ſie gegen die guten Sitten verſtößt. 

Wenn alſo, abgeſehen von $ 226, eine Rechtsausübung dann unzuläſſig iſt, wenn 
ſie gegen Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte, und wenn ſie gegen 
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die guten Sitten verftößt, jo kann mit Hilfe dieſer beiden Beftimmungen der Ges 
meinſchaftsgedanke mit ſeiner Forderung, daß Gemeinnutz vor Eigennutz gehen 
ſoll, ſchon im geltenden Recht weitgehend verwirklicht werden. Man muß nur 
bedenken, daß Treu und Glauben der inhaltliche Ausdruck für die konkrete gemein⸗ 
ſchaftsmäßige Verbundenheit der an einem Rechtsverhältnis beteiligten Rechts⸗ 
genoſſen iſt und ſomit eine Pflichtſtellung ſchafft, wobei alle Intereſſengegenſätze 
und Spannungen auf dem Boden einer konkreten Gemeinſchaftsordnung entſchieden 
werden; man muß ferner bedenken, daß auch für den Begriff der guten Sitten die 
herrſchende Volksauffaſſung maßgebend iſt, ſo daß allgemein nach natio⸗ 
nalſozialiſtiſchen Grundſätzen zu beſtimmen iſt, welche Anforderungen 
an das Verhalten eines Rechtsinhabers zu ſtellen find. Eine irgendwie gemein⸗ 
ſchädliche oder ſonſt von übermäßigem Eigennutz getragene Rechtsausübung iſt 
daher ſtets unzuläſſig. 

Damit iſt bereits ein weites Stück aus den Anforderungen des Gemeinſchafts⸗ 
gedankens an das Privatrecht poſitivrechtlich verwirklicht. Mindeſtens ebenſo wichtig 
iſt aber, daß auf dem gezeigten Wege auch der erſtrebenswerte Wandel im In⸗ 
halt der ſog. ſubjektiven Rechte erzielt werden kann. Was bedeutet denn „unzuläſſige 
Rechtsausübung“? Handelt es ſich dabei wirklich um Ausübung eines Rechts, 
die dann aber durch eine Gegennorm (deren Verhältnis zu der das Recht ſchaffen⸗ 
den Norm logiſch und funktionell unklar bleiben würde), für unzuläſſig erklärt 
wird? Wie eine nähere, auch auf Rechtsvergleichung geſtützte Unterſuchung dieſer 
Fragen zeigen kann, iſt unzuläſſige Rechtsausübung in Wahrheit Handeln ohne 
Recht. Der Rechtsinhalt geht nicht ſo weit, daß eine ſchikanöſe Handlung, eine gegen 
Treu und Glauben oder gegen die guten Sitten verſtoßende Handlung noch Nechts⸗ 
ausübung fein kann. Unzuläſſige Rechtsausübung iſt in Wahr: 
heit nur ſchein bare Rechtsausübung, ebenſo wie Rechtsmiß⸗ 
brauch nicht ein irgendwie zu mißbilligender Gebrauch des 
Rechts, ſondern in Wahrheit Rechtsüberſchreitung iſt. 

Die Vorſchriften über unzuläſſige Rechtsausübung find alſo, richtig geſehen, Vor⸗ 
ſchriften über den Inhalt der Rechte, der insbeſondere durch die Anforderungen 
von Treu und Glauben ſowie durch die guten Sitten begrenzt iſt. Jedes Recht 
geht ſeinem Inhalt nach nur ſo weit, wie Treu und Glauben 
und die guten Sitten dies geſtatten. Und da, wie gezeigt, Treu und 
Glauben und die guten Sitten ſich nach der nationalſozialiſtiſchen Rechtsauffaſſung 
über den Vorrang der Gemeinſchaft beſtimmen, iſt der Gemeinſchaftsgedanke auf 
dieſem Wege in den Inhalt der Rechte eingedrungen, ſo daß die geforderte Wand⸗ 
lung des Privatrechts bereits auch im Inhalt aller Berechtigungen geltendes Recht 
iſt. (Im einzelnen vgl. hierzu Siebert, Verwirkung und Unzuläſſigkeit der 
Rechtsausübung, beſ. S. 83 ff., 151 ff.) 

3. Obgleich hiernach die nationalſozialiſtiſche Rechtsauffaſſung in ihrer Aus⸗ 
prägung durch den Gedanken der Volksgemeinſchaft auf dem Wege über die General⸗ 
klauſeln bereits weit in das bürgerliche Recht eingedrungen iſt, obgleich ferner 
alle Geſetze in nationalſozialiſtiſchem Geiſte auszulegen und anzuwenden find, ſo 
bleiben doch noch zahlreiche Vorſchriften und Rechtsgebiete übrig, bei denen der 
Gemeinſchaftsgedanke nur durch ein Eingreifen des Geſetzgebers reſtlos verwirklicht 
werden kann. Wo eine geſetzliche Regelung beſonders dringlich iſt und mit 
welchem Ziel ſie zu erfolgen hätte, ließ die Gegenüberſtellung des liberaliſtiſchen 
bürgerlichen Rechts mit dem Gemeinſchaftsgedanken bereits deutlich erkennen. Es 
bedarf daher jetzt nur noch einer kurzen Zuſammenfaſſung, und auch hierbei 
beſchränke ich mich auf einige Beiſpiele, die mir die Anforderungen des Gemein⸗ 
ſchaftsgedankens an den Geſetzgeber beſonders deutlich zum Ausdruck zu bringen 
ſcheinen. 

Das Recht der Einzelperſönlichkeit muß zu einem Recht des in der 
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Volksgemeinſchaft ſtehenden Volksgenoſſen umgeltaltet werden. Das bedeutet, 
daß alle diejenigen Eigenſchaften und Fähigkeiten, die den Volksgenoſſen als Glied 
der Gemeinſchaft wertvoll erſcheinen laſſen, vom bürgerlichen Recht erfaßt und 
geſchützt werden müſſen. Die Anerkennung der Ehre als eines allgemein geſchützten 
Rechts (im Sinne des § 823 Abſ. 1 BGB.) ſollte ſchon nach geltendem Recht möglich 
ſein, der Geſetzgeber wird aber hier etwa noch beſtehende Zweifel beſeitigen und 
auch die Folgen einer Ehrverletzung ausdrücklich und genau regeln müſſen. Ebenſo 
werden z. B. Raſſe und Arbeitskraft zu umfaſſend geſchützten Perſönlich⸗ 
keitsrechten erhoben werden müſſen. Der RNaſſengedanke leitet dabei ſchon über zum 
Familienrecht. Hier wird vor allem das Eherecht durch raſſiſche und medi⸗ 
ziniſche Geſichtspunkte weitgehend umgeſtaltet werden müſſen, um die Familie zur 
leiſtungsfähigen Grundlage für die Entfaltung völkiſcher Kräfte zu machen. Zu 
dieſem Zwecke wird nicht nur der Kreis der Ehehinderniſſe erweitert werden 
müſſen, ſondern ſchon die Vorausſetzungen für den Abſchluß der Ehe, ja ſchon die 
Vorausſetzungen für ein rechtsgültiges Verlöbnis werden durch ſtärkſte Berück⸗ 
ſichtigung raſſiſcher und ſozialhygieniſcher Geſichtspunkte umgeſtaltet werden müſſen. 
Ebenſo wird bei der Eheſcheidung der durch den Gemeinſchaftsgedanken in das 
Eherecht eingeführte Pflichtgedanke zu einer Anderung des bisherigen Rechts 
führen müſſen, das bei der Scheidung auf die raſſiſche Tauglichkeit der Ehe und des 
Nachwuchſes keine Rückſicht nahm. Aus dem Recht der Kinder erſcheint die Reform 
des Unehelichenrechts beſonders dringend. Auch hier müſſen die Belange der Volks⸗ 
geſamtheit maßgebend ſein, wer einen raſſiſch minderwertigen, körperlich und 
geiſtig nicht voll leiſtungsfähigen Nachwuchs erzeugt, ſchädigt die Volksgeſamtheit 
(Zur Reform des Rechts der unehelichen Kinder, vgl. jetzt den Entwurf Bechert ⸗ 
Cornelius, Deutſches Recht 1934, S. 422, 442). 

Das Recht des Zuſammenſchluſſes einzelner zu Verbänden muß mit der bis⸗ 
herigen individualiſtiſchen Gemeinſchaftsvorſtellung (ſummierter Eigennutz) brechen 
und muß dem übergeordneten Gemeinſchaftsgedanken Raum geben, was gleich⸗ 
zeitig zur Anerkennung des Führergedankens führen müßte. Im Recht der ſog. juri⸗ 
ſtiſchen Perſon muß vor allem der Begriff der Rechtsfähigkeit ſeiner künſtlichen 
und abſtrakten Natur entkleidet werden; auch hier muß der Gemeinſchaftsgedanke 
durch konkrete Maßſtäbe zu einem lebendigen, gemeinſchaftsgebundenen und des⸗ 
halb nicht ſchrankenloſen Begriff führen. (M. E. handelt es ſich hier zum guten 
Teile um bereits geltendes Recht; immerhin aber erſcheint ein Eingreifen des 
Geſetzgebers im Intereſſe voller Klärung erforderlich). Auf dieſem Wege muß ver⸗ 
hütet werden, daß Rechtsformen des Verbandsrechts dazu mißbraucht werden 
können, ſich der Verantwortlichkeit zu entziehen oder durch das Kapital die Perſön⸗ 
lichkeit zu knechten und auszuſchalten. Hier mündet das bürgerliche Recht unmittel⸗ 
bar in das Wirtſchaftsrecht ein, in deſſen Bereich dann auch das Recht der Stände 
zu regeln ſein wird. 

Daß alle ſog. Herrſchaftsrechte über Güter, vor allem das Eigentum, 
von der Stellung ihrer Träger, der Volksgenoſſen, aus umzugeſtalten ſind, iſt 
bereits bei dem Erbhofrecht deutlich geworden. Je wichtiger ein Gut für die Volks⸗ 
geſamtheit iſt, deſto ſtärker muß die Berechtigung des einzelnen Volksgenoſſen zu 
einem gemeinſchaftsverbundenen Pflichtrecht ausgebaut werden. Daher wird die 
alte deutſchrechtliche Trennung zwiſchen dem Recht der unbeweglichen Sachen und 
dem Recht der beweglichen Sachen noch viel entſchiedener durchzuführen ſein als 
im bisherigen Bürgerlichen Geſetzbuch, wobei wieder im Recht der unbeweglichen 
Sachen das ländliche und das ſtädtiſche Bodenrecht einzelne Verſchiedenheiten auf⸗ 
weiſen werden müſſen. Vor allem aber zeigt uns das Erbhofrecht die grundſätzliche 
Aufgabe, Menſchen und Dinge nicht in äußeren rechtlichen Beziehungen neben⸗ 
einander zu ſehen, ſondern den Menſchen als Volksgenoſſen zu begreifen, alſo 
ihn zuſammen mit Umwelt und Dingen gemeinſam in Ordnungen des Volkes hin⸗ 
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eingeſtellt zu jehen. — Von dieſer Einſtellung aus werden dann auch Immobiliar⸗ 
kreditrecht, Siedlungs⸗ und Wohnungsrecht ebenfalls einer Reviſion unterzogen 
werden müſſen. 

Im Recht der beweglichen Sachen muß vor allem die durch die Kreditnot und 
die vielfach ungeſunde Entwicklung des Kreditſicherungsrechts hervorgerufene Zer⸗ 
ſplitterung und Verworrenheit der Eigentumslage beſeitigt werden: der Gemein⸗ 
ſchaftsgedanke fordert hier Klarheit und Offenkundigkeit der ſachenrechtlichen Be⸗ 
rechtigungen unter Ausgleich der widerſtrebenden Intereſſen, die ſich bisher mit 
Sicherungsübereignung, Eigentumsvorbehalt und Anwartſchaftsübertragung be⸗ 
kämpften und immer neue Wege erſannen, um die Gegenintereſſenten unſchädlich 
zu machen. Auch hier iſt für eine endgültige Klärung ein Eingreifen des Geſetz⸗ 
gebers erforderlich. 

Daß das Vertragsrecht durch Ausſchaltung und Überwindung des Kampf⸗ 
gedankens auf einen grundſätzlich anderen Boden geſtellt werden muß, iſt bereits 
ausgeführt worden: der Gemeinſchaftsgedanke führt die Vertragsgegner zuſammen, 
was ſich vor allem darin äußern wird, daß jedes Rechtsverhältnis mit wechſel⸗ 
ſeitigen Pflichten ausgeſtaltet wird, um ſo den Gedanken der einſeitigen Macht⸗ 
ſtellung zu überwinden. Auch hiſtoriſch geſehen, würde eine mit Pflichten ver⸗ 
bundene Gläubigerſtellung alte deutſche Rechtsauffaſſung gegenüber römiſch⸗ 
rechtlichem Herren⸗ und Machtſtandpunkt wieder zur Geltung bringen. 

Im Zuſammenhang mit dieſer verbindenden Wirkung des Gemeinſchaftsgedankens 
ſteht die Betonung der perſonenrechtlichen Seite der Rechtsverhältniſſe, 
die namentlich im Arbeitsverhältnis, aber auch z. B. im Wohnungs mietrecht, zu 
ſtärkſter Geltung gebracht werden muß. Die ſittliche Bindung und Verpflichtung, 
die man bisher als beſondere Eigenart gewiſſer familienrechtlicher Rechtsverhält⸗ 
niſſe anſah, muß. wiederum altem deutſchem Recht folgend, auch im Schuldrecht 
einen geſetzlich klar geſicherten Platz erhalten. Es gilt hier, beſonders wieder bei 
den zu tatſächlichen perſönlichen Beziehungen führenden Dauerverhältniſſen, die 
rein materiell⸗vermögensrechtliche Geſtaltung zu überwinden und den allgemeinen 
Inhalt des Grundſatzes von Treu und Glauben, der an ſich den Gedanken der 
perſonenrechtlichen Verbundenheit ſchon enthält, in konkret gefaßten Einzeltat⸗ 
beſtänden zu verwirklichen und ſomit in verſtärkter Form zur Anwendung zu 
bringen. Treupflicht und Fürſorgepflicht werden hierbei an erſter Stelle zu regeln 
ſein. Für das Arbeitsverhältnis hat das Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit 
auch nach dieſer Richtung hin bereits ganz Weſentliches geleiſtet, während für den 
neuen Geiſt im Wohnungsmietrecht das im März 1934 herausgebrachte Muſter 
eines Einheitsmietvertrages (Deutſche Juſtiz 1934, S. 304) vielfach richtung⸗ 
gebend ſein kann. 

In der dem Vertragsrecht zugrunde liegenden allgemeinen Rechtsgeſchäftslehre 
verlangt der Gemeinſchaftsgedanke immer dringender eine Zurückdrängung der 
individualiſtiſch überſpitzten Lehre von der Willenserklärung. Die Rechtſprechung 
hat hier ſchon in weitem Umfange zu helfen verſucht, indem ſie das objektive 
Verhalten ſchlechthin für maßgeblich erklärte, wodurch die Fälle des Schutzes des 
Vertrauens auf äußere Tatbeſtände gegenüber dem Geſetzeswortlaut praktiſch 
erheblich vermehrt worden ſind. Die zahlreichen Zweifel und Lücken, die bei dieſer 
Rechtsentwicklung noch beſtehen geblieben find, laſſen eine Klärung durch den 
Geſetzgeber als ſehr wünſchenswert erſcheinen. Ausgangspunkt muß auch hier die 
Stellung des Volksgenoſſen in der großen und in den engeren Gemeinſchaften ſein, 
wie denn überhaupt unſergeſamtes „bürgerliches“ Recht von 
der Perſon des Volksgenoſſen her aufgebaut und ſo zu einem 
volksgenöſſiſchen Recht umgebaut werden muß. 

Die Aufgabe, den Gedanken der Volksgemeinſchaft im bürgerlichen Recht zu 
verwirklichen, iſt ſchwer, ja man kann vielleicht ſagen, daß das bürgerliche Recht 
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von allen Rechtsgebieten dem Gemeinſchaftsgedanken den ſtärkſten Widerſtand 
entgegenſetzen wird. Stellt doch das ſog. Privatrecht ein durch jahrhundertelange 
Syſtematik und Dogmatik vom großen bis ins kleinſte feſtgefügtes Gebäude 
individualiſtiſcher Rechtsauffaſſung dar, das ſeine Macht in der Geſchichte ſchon oft 
bewieſen hat. Demgegenüber wird nur die ganz einheitliche, in Kopf und Herz der 
deutſchen Volksgenoſſen feſt verankerte Weltanſchauung von der allein tragenden 
Kraft der Volksgemeinſchaft eine klare Rechtsidee entwickeln und verwirklichen 


können. 
Siebert 
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Nationalſozialiſtiſche Rechtsauffaſſung 
und Generalklauſeln 


1. Zivilrechtliche Generalklauſeln (Kl.) 


Im bürgerlichen Recht kommen allgemeine Beſtimmungen vor, die keinen beſon⸗ 
deren Tatbeſtand aufweiſen, ſondern Richtlinien für die Auslegung enthalten. Sie 
verdanken ihre Entſtehung der Einſicht des Geſetzgebers, daß er nicht imſtande iſt, 
alle vorkommenden Rechtslagen vorausſchauend zu regeln. Er verſucht deshalb, mit 
Hilfe eines weiten Tatbeſtandes möglichſt viel zu erfaſſen. Dadurch werden ſonſt 
vorhandene Lücken des Rechts ausgefüllt (Lückenfunktion). Auch ermöglicht die 
GKl. unter Belaſſung der Rechtsordnung, neuen weltanſchaulichen, wirtſchaftlichen, 
ſtaatspolitiſchen und techniſchen Entwicklungen Raum zu geben. Das Recht wird 
entwicklungsfähig ausgeſtaltet. Die GRI. erweiſt ſich in dieſer Eigenſchaft als 
kulturfördernd und kulturſchützend (Kulturfunktion). Weiter bezweckt die GKl., die 
geſetzlich geformten Einzeltatbeſtände mit den Forderungen der Gerechtigkeit und 
Billigkeit in Einklang zu bringen. Die Norm kann im Einzelfall zu Ergebniſſen 
führen, die dem Sinn des Rechts widerſprechen. Dann weiſen die allgemeinen Richt⸗ 
linien der GKl. Wege, um dies zu vermeiden. Der Geſetzgeber bringt in der GKl. 
zum Ausdruck, daß jede Norm an Billigkeit, Treu und Glauben, Schikane, Sitten⸗ 
widrigkeit ihre Grenze hat (Gerechtigkeitsfunktion). Zuletzt ermöglicht die GKl. die 
Schaffung neuen Rechts. Wenn die Wirtſchaft neue Erſcheinungen zeitigt (Auf⸗ 
wertung, Abwertung), die rechtlich nicht unmittelbar geregelt ſind, ſo iſt an Hand 
der HAI. eine dem Weſen gerecht werdende Löſung zu ſuchen (Rechtsſchöpfungs⸗ 
funktion). N 

Die vier Funktionen der GKl. zeigen, daß ein Teil der Rechtsſetzung dem Richter 
übertragen iſt. Es liegt, wie Hedemann ſagt (a. a. O. S. 58), eine offengelaſſene 
Geſetzgebung vor. Das Geſetz beſchränkt ſich darauf, die allgemeinen Richtlinien 
anzugeben. Der Richter hat die Ausfüllung vorzunehmen, die nach den herrſchenden 
Wert⸗ und Weltanſchauungen des Volkes erfolgt, nicht nach ſeinem ſubjektiven Er⸗ 
meſſen. Sie haben ihren Niederſchlag gefunden in den Grundſätzen der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Bewegung und in der Geſetzgebung des nationalſozialiſtiſchen Staates. 
Dieſer Rechtsgehalt ſteht im Gegenſatz zur liberaliſtiſchen Anſchauung. 

Zu dem Kampf der beiden Weltanſchauungen muß auch das Geſetz Stellung 
nehmen. Der Richter iſt durch feſte Richtlinien in der Sicherheit der Rechtsfindung 
und damit in ſeiner Unabhängigkeit zu ſtärken. Daher iſt eine Generalklauſel für 
das geſamte bürgerliche Recht erforderlich, welche die Grundanſchauung des 
national⸗ſozialen Staates verankert. Dieſer Weg iſt bereits in neuen Geſetzen be⸗ 
ſchritten worden, ſo im Reichserbhofgeſetz, Arbeitsordnungsgeſetz und Reichsjagd⸗ 
geſetz. Der Vorſpruch gibt dem Richter einen Anhalt für die Auslegung. Voraus⸗ 
gegangen mit dieſer Ausgeſtaltung iſt das Schweizer Zivilgeſetzbuch vom 10. De⸗ 
zember 1907 (36 B.). Wenn Geſetz und Gewohnheitsrecht fehlen, jo hat der Richter 
unter Befolgung bewährter Lehre und Überlieferung nach der Regel zu entſcheiden, 
die er als Geſetzgeber aufſtellen würde (Art. 1 36.) . Da er nach dem jeweiligen 
Bedürfnis zu ergänzen hat, ſo iſt er auch ermächtigt, neuen Weltanſchauungen Raum 
zu geben. Jedoch erſcheint dieſe Form der Generalklauſel zu weit. Sie überläßt es 
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dem Richter, den Ausgangspunkt ſelbſt zu beftimmen. Er darf alter oder neuer 
Auffaſſung folgen; er kann wie ein konſervativer oder fortſchrittlicher Geſetzgeber 
befinden. Die Generalklauſel weiſt dann die Gefahren auf, die Hedemann (a. a. O. 
S. 66—73) eindrucksvoll dargelegt hat, Unſicherheit des Rechtslebens und Willkür 
in der Rechtsfindung. Dieſe Gefahren müſſen gebannt werden. Die Generalklauſel 
iſt dann nicht Garant der Rechtserneuerung, ſondern auch Hort überwundener Vor⸗ 
ſtellungen. Daher iſt vor allzu vielen Generalklauſeln zu warnen. Es genügt ein 
Vorſpruch, der nicht nur das Recht der richterlichen Ergänzung normiert, ſondern 
enger ihre Richtlinien für die Rechtsfindung vorſchreibt. Er hat die Fundamental⸗ 
ſätze der nationalſozialiſtiſchen Staatsform zu enthalten. Im Vordergrund ſteht der 
völkiſche Aufbau des Reiches, nämlich Schutz der Raſſe, Pflege der Raſſeneigentüm⸗ 
lichkeiten. Es iſt die nationale Idee (Punkte 4, 5, 9 des Parteiprogramms der 
NSDAP. — Ppr.). 

Der ſoziale Aufbau des Staates liegt in dem Satz Gemeinnutz vor Eigennutz. 
Damit iſt zum Ausdruck gebracht, daß das künftige Reich der Volksgemeinſchaft, 
dem Gemeinnutz dient (Punkt 24 Ppr.). Zwangsläufig mit dieſen beiden Punkten 
iſt der Gehalt der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung Geſetz geworden. Denn 
alle anderen Grundſätze der Bewegung find nur Folgen dieſer Grundeinſtellung. 
Dazu rechnen Erhaltung des Bodens für deutſches Volkstum und deutſche Siedlung 
(Punkte 3, 17 Ppr.), Sicherung der Volksgeſundheit (Punkt 21 Ppr.), Reinheit der 
Kultur (Punkt 23 Ppr.). Sie find nationale Forderungen. Ausflüſſe des Satzes 
vom gemeinen Beſten find Schaffen für die Allgemeinheit (Punkt 10 Ppr.), Ab: 
ſchaffung des arbeits⸗ und müheloſen Einkommens (Punkt 11 Ppr.), gemeinnützige 
Bodenreform (Punkt 17 Ppr.), Verbot des Wuchers (Punkt 18 Ppr.). Die Pole 
national⸗ſozial umſpannen alle dieſe Gedankengänge. 

Angemeſſen erſcheint es daher, dem § 1 des Bürgerlichen Geſetzbuches einen 
Spruch vorauszuſchicken, der dieſe Auffaſſung feſtlegt. Eine ſolche Präambel könnte 
kurzgefaßt lauten: Der Richter ſoll Geſetz und Vereinbarung ſo auslegen, daß ſie 
dem völkiſchen Staatsbau und dem Gemeinnutz dienen. Kann ihnen keine Vor⸗ 
ſchrift entnommen werden, welche die Rechtsfrage regelt, ſo hat er ſo zu ent⸗ 
ſcheiden, wie er als Geſetzgeber im völkiſchen und gemeinnützigen Geiſt beſtimmen 
würde. 

Zu entnehmen hat der Richter dieſe Grundlagen der heutigen Volksanſchauung, 
die in den 25 Punkten des Ppr. der NSDAP. ihren Niederſchlag gefunden hat. 
Wie ſich dieſer neue Geiſt bei den einzelnen Generalklauſeln des BGB. auswirkt, 
iſt in den Abſchnitten Schikaneverbot, Treu und Glauben und Sittenwidrigkeit 


dargelegt. Sie erhalten bei gleichbleibendem Wortlaut einen gänzlich veränderten 
Inhalt. 


2. Treu und Glauben mit Nückſicht auf die Verkehrsſitte (88 157, 242 BGB.) 


Über die Bedeutung der Beſtimmungen als Generalklauſeln (GKl.) vergl. 1. Ge⸗ 
neralklauſeln, zivilrechtliche. In beſonders ſtarkem Maße treten die Funktionen 
der Lückenausfüllung, Rechtsſchöpfung, Kulturförderung und Gerechtigkeit bei dem 
Gebot von Treu und Glauben hervor. Sie gelten für die Auslegung von Rechts⸗ 
geſchäften (§ 157) und für die Erfüllung von Verbindlichkeiten (8 242). 

I. Die liberaliſtiſche Auslegung füllt die 88 242, 157 BGB. individualiſtiſch aus. 
Sie geht davon aus, daß Rechtsgeſchäfte nach ihrem Inhalt erfüllt werden müſſen. 
Eine Anpaſſung an die Verhältniſſe der Parteien wird nur ausnahmsweiſe zuge⸗ 
laſſen (pacta sunt servanda). Erforderlich iſt eine Erſchwerung, die der Unmög- 
lichkeit gleichkommt, eine Herabſetzung des Wertes der Leiſtung, ſo daß faſt der 
Nullpunkt erreicht iſt. Daraus folgt das Streben, dem ſubjektiven Recht eine mög⸗ 
lichſt weite Machtvollkommenheit zu geben. Weiter hängt damit zuſammen, daß 
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eine verbreitete Lehre den Grundſatz von Treu und Glauben nur auf die indivi⸗ 
duellen Intereſſen der Parteien anwenden will. Denn Erfüllung und Auslegung 
der Rechtsgeſchäfte dienten nicht der Allgemeinheit, ſondern den Privatbelangen. 
Nur wo beide Intereſſen fi berührten, ſei für SS 157, 242 BGB. Raum. Sie 
ſtänden im Gegenſatz zu argliſtigem Verhalten. Daher könnten durch Treu und 
Glauben nicht die Grundlagen der Rechtsordnung geändert werden. Weder 
könnten mit ihrer Hilfe unbillige Folgerungen vermieden noch ungerechte Rechts⸗ 
ausübungen verhindert werden. Die Beſtimmungen bezweckten keinen objektiven 
Intereſſenausgleich (vergl. A. Elſter, a. a. O. S. 54). 

II. Die nationalſozialiſtiſche Deutung betont im Gegenſatz dazu die Bindung 
des Rechtsinhalts und der Erfüllung an überindividualiſtiſche Intereſſen. Das ſub⸗ 
jektive Recht hat ſeine Grenze am Gemeinwohl, an überwiegenden Belangen der 
anderen Volksgenoſſen, an der Ehre. Die Schranken des Rechts folgen aus den 
Rechtsanſchauungen der Volksgemeinſchaft. Sie find enthalten in den 25 Punkten 
des nationalſozialiſtiſchen Parteiprogramms (Ppr.). Die neugeſchaffene Rechts⸗ 
form der Aufwertung fügt ſich dem Streben ein, arbeits⸗ und müheloſe Gewinne 
zu beſeitigen (Punkt 11 Ppr.). Der Schuldner kann mit einem geringen Bruchteil 
des Wertes ſeine Verbindlichkeit erfüllen. Dieſer Vorteil iſt ungerechtfertigt. Es 
bedarf eines Ausgleichs. Dasſelbe gilt für die Abwertung, wenn die Wertverän⸗ 
derung bedeutend iſt. Müheloſer Gewinn liegt auch vor, wenn infolge unvorherſeh⸗ 
barer Anderung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe für eine Partei unverhältnis⸗ 
mäßig große Nachteile entſtehen. Hier führen Treu und Glauben zu einer Be⸗ 
freiung oder Ermäßigung der Verbindlichkeit. Daraus folgt, daß bei Vorleiſtungs⸗ 
pflicht die Leiſtung verweigert werden kann, wenn ſich einwandfrei herausſtellt, 
daß der Gegner kreditunwürdig iſt und die Gegenleiſtung nicht erbringen wird. 
Sonſt läge ein arbeitsloſer Gewinn vor. Dieſe Auslegung geht über $ 321 BGB. 
hinaus. Zur Förderung des bargeldloſen Verkehrs iſt anzunehmen, daß ohne be⸗ 
ſondere Parteivereinbarung eine Zahlung durch übliche, bargeldloſe Erfüllungs⸗ 
mittel wie Bankſcheck, Poſtſcheck zuläſſig iſt, ſofern für den Gläubiger damit keine 
Gefahren verbunden ſind (Zahlungsunfähigkeit, Aufrechnung des Drittſchuldners). 
Die geſamte Arbeitsordnung unterſteht Treu und Glauben. Jede Gemeinſchafts⸗ 
ſtörung widerſpricht der Erfüllungspflicht. Die Ehre des Beſchäftigten wird dadurch 
verletzt, daß der Unternehmer ihn einer Leibesviſitation unterzieht (Torkontrolle). 
Das Verlangen verſtößt deshalb gegen Treu und Glauben. Da der Führer des 
Betriebs für das Wohl der Gefolgſchaft zu ſorgen hat (S 2 Abi. 2 AO.), jo muß 
er alle Handlungen vornehmen, die das Fortkommen des Beſchäftigten fördern. 
Dahin gehört Neuausſtellung eines verlorenen Zeugniſſes, Erteilung eines vor⸗ 
läufigen Zeugniſſes zur Neubewerbung, Auskünfte über den Beſchäftigten, Rich⸗ 
tigſtellung falſcher Mitteilungen. Da jeder Volksgenoſſe geiſtig oder körperlich 
ſchaffen ſoll (Punkt 10 Ppr.), ſo verſtoßen Hemmungen durch Vertragsſtrafen 
gegen Treu und Glauben, wenn durch die Zuwiderhandlung Belange des Gläu⸗ 
bigers nicht berührt werden. Dieſem Grundſatz der wirtſchaftlichen Schaffens⸗ 
freiheit entſpricht es, lediglich formelle Bindungen gegenüber dem dahinter ſtehen⸗ 
den Zweck zurücktreten zu laſſen. Vereinbarte Formen und Friſten ſind unbeacht⸗ 
lich, wenn der Zweck ohne ihre Innehaltung erreicht worden iſt (Beweisſicherung, 
Klarſtellung des Zuganges). Aus dem Grundſatz Gemeinnutz vor Eigennutz folgt, 
daß bei geringfügigem Rückſtand ein dem allgemeinen Verkehr oder der Volks⸗ 
verſorgung dienendes Unternehmen nicht eine Lieferungsſperre verhängen kann. 
Dem Punkt 11 Ppr., Brechung der Zinsknechtſchaft entſpricht es, daß die Bindung 
an vereinbarte Kapitalvergütungen entfällt, wenn die Parteien übereinſtimmend 
von einem beſtimmten Riſiko ausgegangen ſind, das in Wirklichkeit nicht beſtanden 
hat. Der Zinsfuß iſt nach Treu und Glauben herabzuſetzen. 
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3. Sittenwidrigkeit im bürgerlichen Recht (58 138, 826 BGB.) 


Wegen der Bedeutung als Generalklauſel (G Kl.) ſiehe 1. Generalklauſeln, zivil⸗ 
rechtliche. Die Ausfüllung der EKl. in der bisherigen liberaliſtiſchen Rechts⸗ 
anſchauung iſt der nationalſozialiſtiſchen entgegenzuſtellen. Sittenwidrig iſt alles, 
was dem Anſtandsgefühl aller billig und gerecht denkenden Volksgenoſſen wider⸗ 
ſpricht (RG. 98, 78; Seuf Arch. 85 Nr. 154). Als oberſte Grundgedanken gelten 
Freiheit, Gleichheit und Gerechtigkeit. Die Ausgeſtaltung dieſer Werte iſt im 
nationalſozialiſtiſchen Programm im einzelnen erfolgt. 

I. Die liberaliſtiſche Ausfüllung der GKl. geſchieht im individualiſtiſchen Sinne. 
Die Ausübung der ſubjektiven Rechte hat nach dieſer Auffaſſung grundſätzlich keine 
Grenzen. Sie iſt ſchrankenlos und hat nur am Rechtsinhalt ein Ende. Dieſe Rich⸗ 
tung zeigt ſich in einer Beſchränkung des $ 138 BGB. durch die bisherige Rechts⸗ 
lehre und Rechtſprechung. Trotz der Sittenwidrigkeit läßt man das abſtrakte 
Leiſtungs⸗ und Erfüllungsgeſchäft wirkſam fortbeſtehen (RG. 109, 201), obwohl 
es in beſonders ſtarkem Maße den verbotenen Zweck verwirklicht. Das ſchuldrecht⸗ 
liche Geſchäft iſt bloß die Vorbereitung. Seine Ausführung wird aber nicht unter⸗ 
bunden. Weiter wird § 138 Abſ. 1 BGB. nicht angewandt, wenn der unfittliche 
Zweck dem Erwerber nur bekannt iſt, aber von ihm nicht verfolgt wird 
(RG. 114, 338). 

II. Die nationalſozialiſtiſche Ausfüllung des Verbotes lehnt die grundſätzliche 
Schrankenloſigkeit des ſubjektiven Rechts ab. Es unterſteht den Bindungen, die 
ſich aus der weltanſchaulichen Grundlage der Bewegung ergeben. Sie haben ihren 
Niederſchlag im Parteiprogramm (Ppr.) und in den neueren Geſetzen gefunden. 
Unter Zugrundelegung dieſer Rechtsauffaſſung ergibt ſich folgende Auslegung: 

a) Gemeinnutz vor Eigennutz (Nr. 24 Ppr.) iſt der oberſte Leitſatz. Er betont, 
daß die Rechtsausübung das Gemeinintereſſe zu berückſichtigen hat. Wer in rück⸗ 
ſichtsloſem Eigennutz handelt, widerſpricht den heutigen Anſchauungen der billig 
und gerecht denkenden Volksgenoſſen. Die Ausnutzung von Monopolen und Kar⸗ 
tellen, um übermäßig hohe Gewinne zu erzielen, um einzelne Volksgenoſſen von 
der Teilnahme auszuſchließen, iſt ſittenwidrig. Dadurch wird die Bedarfsdeckung 
zurückgeſtellt und der arbeits⸗ und müheloſe Gewinn bevorzugt (Nr. 11 Ppr.). Die 
übermäßige Konkurrenzbeſchränkung, welche zu einer ungerechtfertigten Verkehrs⸗ 
belaſtung führt, iſt ebenfalls ſittenwidrig. Die Schädigung eines engeren Kreiſes 
genügt ſchon für die Anwendung des § 138 Abſ. 1 BGB. Ein Gläubiger, der beim 
Konkursabwendungsvergleich ſich beſondere Vorteile zuſagen läßt, benachteiligt 
die anderen und handelt gemein⸗ und fittenwidrig (anders RG. Recht 1914 
Nr. 895; Seuf Arch. 74 Nr. 158). Ein Verſtoß gegen die Gemeinintereſſen liegt 
auch vor, wenn der Volksgenoſſe eine allgemeine Wirtſchaftsnotlage ausnutzt, um 
daraus Vorteile zu ſchlagen. Ubermäßig hohe Gegenleiſtungen bei Warenmangel, 
Hungerlöhne bei Arbeitsmangel verſtoßen gegen die guten Sitten. Auch unmittel⸗ 
bare Schädigungen des Staates fallen darunter, ſo Geſchäfte zum Schmuggeln 
und zur Steuerhinterziehung (anders RG. Warn 1931 Nr. 41; wie hier KG. in 
IW. 1934, 436). Eine Ausnutzung des Gemeingutes für eigennützige Zwecke liegt 
auch in dem Gebrauch von Bezeichnungen wie deutſch, national, ſozial zu gewerb⸗ 
lichen Zwecken. Solche Zuſätze ſind bei Firmierungen unerlaubt (anders KG. in 
IM. 1934, 491, 1248). Wie hier jetzt RG. in DRZ. 1934 Nr. 630 für Steuern. 

b) Wirtſchaftliche Freiheit. Im Anſchluß an Punkte 8, 10, 16 Ppr. ſind Ver⸗ 
träge nichtig, welche eine wirtſchaftliche Knebelung des Schuldners herbeiführen. 
Die Lebensmöglichkeit des Verpflichteten, beſonders des Kleingewerbetreibenden 
iſt zu ſichern. Er darf nicht das willenloſe Werkzeug des Großgläubigers werden. 
Dasſelbe gilt für Konkurrenzbeſchränkungen der freien Berufe. Ihre Aufgabe 
liegt darin, gewiſſe kulturell wertvolle Leiſtungen ſchöpferiſch hervorzubringen. 
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Dieſer Zweck kann nur erreicht werden, wenn Entwicklungsfreiheit gewährleiſtet 
iſt. Jeder Volksgenoſſe muß frei ſchaffen können (Nr. 10 Ppr.). 

c) Berufsſtändiſche Pflichten. Im Anſchluß an Punkt 25 Abſ. 2 Ppr. iſt für die 
deutſchen Berufsſtände die Arbeitspflicht zur Ehrenpflicht gegenüber dem Staat 
erhoben worden. Der Werk⸗ und Berufstätige hat ſeinen Dienſt gewiſſenhaft zu 
erfüllen und durch ſein Verhalten ſich des Berufes würdig zu zeigen. Dies kommt 
zum Ausdruck in der Ehrengerichtsbarkeit der Arzte, Rechtsanwälte, Unternehmer, 
Beſchäftigten, Handwerker, Schriftleiter, Jäger. Damit werden die Standespflich⸗ 
ten zu Staatspflichten. Ihre Verletzung hat nicht nur berufliche Folgen, ſondern 
auch bürgerlich⸗ rechtliche. Solche Verſtöße find ſittenwidrig (RG. 142, 70). Dabei 
ſind die Anſchauungen des betreffenden Berufsſtandes zugrunde zu legen. über: 
mäßig hohe Vergütungen im freien Beruf, Schmiergelder an Angeſtellte, Verkauf 
der Perſönlichkeitswerte einer Praxis, Begünſtigung der Berufsausübung durch 
einen Nichtfachmann im freien Beruf (anders RG. Seuf Arch. 79 Nr. 97) wider⸗ 
ſprechen dem Anſtand und ſind ſittenwidrig. 

d) Arbeitsverfaſſung. Aus dem Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit ergibt 
ſich eine Gemeinſchaft zwiſchen Unternehmer und Beſchäftigten. Der oberſte Leit⸗ 
ſatz beſtimmt, daß beide im Intereſſe der Allgemeinheit ein gemeinſchaftliches Ziel 
verfolgen und daß die gegenſeitige Ausnutzung ehrenwidrig iſt (S8 35, 36 AO.). 
Verſtöße hiergegen ſind ſittenwidrige Handlungen. Dahin gehört die Zahlung von 
Hungerlöhnen bei nicht tarifordnungsgemäß geregelten Rechtsverhältniſſen. Dem 
Gemeinſchaftsgedanken widerſpricht es auch, wenn der Beſchäftigte mit ſehr hohen 
Vertragsſtrafen bedroht iſt, wettbewerbliche Vereinbarungen eingeht, die ſeine 
Arbeitstätigkeit übermäßig beſchränken oder zur Arbeitsloſigkeit führen (Amts⸗ 
gericht in Dorkehmen in DRZ. 1934 Nr. 199). 

e) Siedlung. Nach der heutigen Rechtsauffaſſung iſt es auch Sache des Staates, 
die Siedlungsverhältniſſe völkiſch zu regeln (Punkt 17 Ppr.). Privatrechtliche Ab⸗ 
machungen, die dieſem ſtaatlichen Zweck zuwiderlaufen, find fittenwidrig, jo wenn 
die Erwerbsbefugniſſe für Siedlungszwecke beeinträchtigt werden oder der Sied⸗ 
lungszweck bewußt zurückgeſetzt wird (anders RG. Seuf Arch. 80 Nr. 126). 

1) Raſſe und Boden. Die jetzige Rechtsanſchauung der deutſchen Volksgenoſſen 
geht dahin, daß die höchſten Kulturgüter nur deutſchen Volksgenoſſen zuſtehen. 
Dies gilt vor allem für den Boden (Punkte 4, 5, 17 Ppr.). Daher find ſchuldrecht⸗ 
liche Verträge nichtig, welche den Parteien die Verpflichtung auferlegen, Grund 
und Boden nur an Ausländer oder raſſefremde Perſonen zu veräußern (anders 
RG. 77, 419). Dagegen find Vereinbarungen gültig, welche die Veräußerung 
deutſchen Bodens an Ausländer hindern (RG. 73, 16). 

g) Zinsknechtſchaft. Der Staat der Volksgemeinſchaft ſtrebt danach, die Abhän⸗ 
gigkeit des werktätigen Volksgenoſſen vom Kapitalzins einzuſchränken. Die Be⸗ 
kämpfung der Zinsknechtſchaft hat als völkiſche Forderung ihren Niederſchlag in 
Punkt 11 Ppr. gefunden. Während der Individualwucher im § 138 Abſ. 2 BGB. 
ausdrücklich geregelt iſt, hat der Sozialwucher keine Regelung erfahren. Er muß 
daher in den $ 138 Abſ. 1 eingeordnet werden. Danach iſt eine Abhängigkeit des 
Tätigen vom Kapitalzins inſoweit ſittenwidrig, als die Zinsbedingungen für den 
Schuldner betriebsfremd ſind. Nur ſolche Verzinſungen ſchützen ihn vor Knebelung 
und gewährleiſten ihm wirtſchaftliche Freiheit. So erträgt die Landwirtſchaft nur 
langfriſtigen, niedrig verzinslichen und in kleinen Raten amortifierbaren Kredit. 
Im ſonſtigen gewerblichen Leben iſt ebenfalls auf dieſe drei Punkte abzuſtellen. 
Dabei ſind gebührend die Art der Sicherung und das Riſiko zu beachten. 

h) Familienſchutz. Die jetzige Volksauffaſſung geht dahin, die Familie zu ſchützen 
(Punkt 21 Ppr.). So ſind nach deutſchem Rechtsbewußtſein Geſchäfte nichtig, 
welche Zuwendungen an Frauen als Belohnung für geſchlechtliche Beziehungen 
zu Männern enthalten, ſofern Nachteile der nächſten Verwandten damit ver: 
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bunden find (RG. 142, 415). Desgleichen find familienrechtliche Verträge ſitten⸗ 
widrig, die nicht auf Begründung eines Familienbandes gerichtet ſind, ſondern 
aus geldlichen oder geſellſchaftlichen Gründen geſchloſſen werden. Insbeſondere ver⸗ 
ſtoßen Kindesannahme⸗Verträge gegen die guten Sitten, wenn ſie lediglich dem 
Erwerb des Namens dienen oder gegen Zahlung einer Abfindung erfolgen. 

i) Schuldenmachen. Aus $ 15 des Reichserbhofgeſetzes geht hervor, daß ein über⸗ 
mäßiges Schuldenmachen unehrenhaft iſt und vom nationalſozialiſtiſchen Staat 
verworfen wird. Der Bauer verliert den Hof. Dieſe Rechtsauffaſſung iſt auch im 
ſonſtigen Rechtsleben von Bedeutung. Insbeſondere kommt es bei Abzahlungs⸗ 
geſchäften häufig vor, daß die Käufer zum Schuldenmachen verleitet werden, ohne 
daß fie nach ihren Wirtſchaftsverhältniſſen imſtande find, die Verbindlichkeiten zu 
begleichen. Deshalb find Teilzahlungsgeſchäfte fittenwidrig, wenn der Verkäufer 
abſchließt, obwohl er bei gehöriger Sorgfalt erkennen konnte, daß der Erwerber 
zur Erfüllung außerſtande war. 

k) Volksertüchtigung. Nach Punkt 21 Ppr. hat der Staat für körperliche Ertüch⸗ 
tigung und Volksgeſundheit zu ſorgen. Deshalb ſind Abmachungen, die dieſen 
Zweck beeinträchtigen oder herabſetzen, bürgerlich⸗rechtlich nichtig. Darunter fällt 
die Gewährung geldlicher Leiſtungen für ſportliche Betätigung oder Nichteinſatz. 
Der ſportliche Wettbewerb dient der körperlichen, geiſtigen und fittlichen Extüch⸗ 
tigung. Er iſt damit Gegenſtand öffentlicher Fürſorge und Pflege (RG. 138, 
142 —143). 

J) Rechtstechnik. Die Ausgeſtaltung der Rechtsordnung darf nicht dazu führen, 
ſittenwidrigen Handlungen Vorſchub zu leiſten. Deshalb iſt auch das Erfüllungs⸗ 
geſchäft nichtig, wenn das Verpflichtungsgeſchäft gegen $ 138 BGB. verſtößt (an⸗ 
ders RG. Seuf Arch. 78 Nr. 60). Denn die Rechtsauffaſſung der Volksgenoſſen 
geht nur dahin, bei wirkſamer Bindung zu leiſten (vergl. KG. in LZ. 1915, 783). 
Die abſtrakte Natur des Geſchäftes als rechtstechniſches Gebilde kann nicht Sitten⸗ 
widrigkeiten fördern. Dies beſtätigt $ 138 Abſ. 2 BGB., der ausdrücklich das Ges 
währen der Leiſtung mitumfaßt. 


4. Schikaneverbot 


Über ſeine Bedeutung als Generalklauſel (GRI.) vergl. 1. Generalklauſel, zivil⸗ 
rechtliche. Gerade bei dem Schikaneverbot des $ 226 BGB. tritt deutlich der Gegen⸗ 
ſatz zwiſchen der individualiſtiſch⸗liberaliſtiſchen und national⸗ſozialen Auslegung 
in die Erſcheinung. j 

I. Die liberaliſtiſche Deutung des Schikaneverbotes geht von der individuali⸗ 
ſtiſchen Auffaſſung aus. Das ſubjektive Recht gilt grundſätzlich als unbeſchränkt. 
Darin folgt die Rechtslehre und Rechtſprechung dem römiſch⸗gemeinen Satz qui 
iure suo utitur, neminem laedit. Bei der Anwendung des $ 226 BGB. ſtellt man 
darauf ab, ob losgelöſt von der Abſicht des Berechtigten für einen außenſtehenden 
Beobachter die Rechtsausübung mißbräuchlich erſcheint. Entdeckt der Richter einen 
zwar fernliegenden, aber immerhin noch denkbaren, rechtlich erlaubten Zweck, ſo 
kann er den 8 226 BGB. nicht anwenden, ſelbſt wenn der Täter dieſes Ziel gar 
nicht verfolgt. Man erweitert den Schutz des ſubjektiven Rechts über die Abſicht 
des Berechtigten hinaus. Ein Intereſſe wird geſchützt, das nicht vorhanden iſt. Der 
wirklich feſtgeſtellte, ſchikanöſe Beweggrund iſt unbeachtlich. Dadurch wurde der 
§ 226 BGB. völlig wertlos. Daß überhaupt kein anderer Zweck denkbar iſt, läßt 
ſich kaum jemals dartun. Das Reichsgericht iſt dieſer individualiſtiſchen Auslegung 
gefolgt (vergl. RGZ. 98, 15, 70; Recht 1912 Nr. 2008; IR. 1926 Nr. 449, 1482). 

II. Die nationalſozialiſtiſche Deutung des Schikaneverbotes geht von dem oberſten 
Satz aus Gemeinnutz vor Eigennutz (Ppr. Nr. 24). Danach hat der Berechtigte bei 
der Rechtsausübung auf die Intereſſen der anderen Volksgenoſſen Rückſicht zu 
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nehmen. Der Rechtsſchutz iſt nur dann ſinnvoll, wenn er beachtlichen Belangen 
dient. Verfolgt der Berechtigte ſelbſt nur Schädigungszwecke, jo iſt 8 226 BGB. 
anzuwenden. Dies wirkt ſich beſonders in den nachbarrechtlichen Beziehungen aus. 
Es können nicht verboten werden ganz geringfügiger Überbau, Anlage einer Lei⸗ 
tung, durch die eine weitere Belaſtung nicht entſteht, die Benutzung eines ſelb⸗ 
ſtändig nicht brauchbaren Uferſtreifens als Lagerplatz, geringfügiges Überragen 
einer Antenne auf das Nachbargebiet, wenn der Luftraum dort nicht verwertet 
wird (vergl. RG. Soergel 10, 76; LG. Bremen, JW. 1928 2106; dagegen RG. 
Recht 1908 Nr. 287; 1916 Nr. 625). Im Wirtſchaftsleben iſt zu beachten, daß Pro⸗ 
duktion und Bedarfsdeckung vor Spekulation und Gewinnerzielung ſtehen müſſen 
(Ppr. Nr. 10, 11). Deshalb iſt ein Konkurrenzverbot wirkungslos, wenn der Berech⸗ 
tigte ſelbſt kein Geſchäft mehr betreibt und aus dem Verbot nur geldliche Vorteile 
erlangen will (vergl. RG. Recht 1901 Nr. 1). Der ſtaatlichen Geldpolitik ſteht es 
entgegen, wenn der Gläubiger einen gedeckten Scheck auf ein ſicheres Bankunter⸗ 
nehmen ablehnt, auch wenn an Barzahlung kein nachweisbares Intereſſe beſteht 
(vergl. OGH. in Saarlouis Verk. Rdſch. 1, 243). Denn die Förderung des bargeld⸗ 
loſen Verkehrs iſt ein wirtſchaftspolitiſches Gebot des nationalſozialiſtiſchen 
Staates. Das gilt auch für Bank⸗ und Poſtüberweiſung. Die nationalſozialiſtiſche 
Arbeitspolitik ſtrebt dahin, zwiſchen Unternehmern und Beſchäftigten eine Gemein⸗ 
ſchaft herzuſtellen. Dies ergibt ſich aus dem Gefolgſchaftsgedanken des AO. (8 1). 
Der Staat will jeden einzelnen als wertſchaffendes Glied in den Produktionsprozeß 
einfügen (Ppr. Nr. 10). Dem läuft zuwider, wenn der Unternehmer von ſeinem 
abſtrakten Kündigungsrecht Gebrauch macht, um den Kündigungsſchutz eines An⸗ 
geſtellten zu vereiteln, um tarif⸗ oder betriebsordnungswidrige Folgen herbeizu⸗ 
führen. Im Familienrecht hat ſich der $ 226 BGB. rechtsſchöpfend ausgewirkt. Er 
erſetzt das im geltenden bürgerlichen Recht nicht anerkannte Perſönlichkeitsrecht der 
Hinterbliebenen an den Beziehungen zu verſtorbenen Verwandten. Die Pflege des 
Familienbandes und der Tradition iſt eine Aufgabe des nationalſozialiſtiſchen 
Staates (Ppr. Nr. 21). Daher kann der Vater ſeinem Sohne nicht unbedingt und 
ausnahmslos das Betreten ſeines Schloßgartens verbieten, in dem die Mutter des 
Sohnes beigeſetzt iſt (RG. 73, 251). Das Schikaneverbot dient der Intereſſenab⸗ 
grenzung unter den Volksgenoſſen. Es verwirklicht den Grundſatz vom Vorrang 
des Gemeinnutzes. Da dies der oberſte Leitſatz des ſozialen Nationalſtaates iſt, ſo 
muß der Richter das Verbot von Amts wegen beachten. Er darf nicht eine Rechts⸗ 
ausübung zulaſſen oder fördern, die der nationalſozialiſtiſchen Rechtsanſchauung 
widerſpricht. 

Die Vorausſetzungen für die Anwendung des § 226 BGB. find mangelndes 
eigenes Intereſſe, Schädigungszweck und Verſtoß der Ausübung gegen national⸗ 
ſozialiſtiſche Grundſätze. 
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Das Mietrecht 
A. Das geltende Mietrecht und feine Reform 


J. 


In den meiſten Rechten iſt der Miete als einem der wichtigſten Verkehrsgeſchäfte 
ſtets eine beſonders eingehende Regelung zuteil geworden. Dadurch treten die 
grundſätzlichen Verſchiedenheiten, die dieſes Rechtsgebiet in ſeiner Behandlung er⸗ 
fahren hat, deutlich in den Vordergrund. Während das römiſche Recht dem Mieter 
keinen Beſitz an der Mietſache zuſprach, dem Mieter alſo auch keinen Befitzſchutz 
gewährte und in folgerichtiger Durchführung dieſes Grundſatzes den Satz gelten 
ließ: „Kauf bricht Miete“, ſtellt bereits das alte deutſche Recht die Regel auf, daß 
der bereits in den Beſitz der Mietſache gelangte Mieter dieſelbe während der Miet⸗ 
zeit behalten darf, auch wenn ſie der Vermieter inzwiſchen veräußert. Auch das 
Preußiſche Allgemeine Landrecht nahm dieſen Standpunkt ein: „Durch einen frei⸗ 
willigen Verkauf wird in den Rechten und Pflichten des Mieters nichts geändert“ 
(ALR. § 358 I 21). Dementſprechend wird auch gegenüber Dritten Befitzſchutz ge⸗ 
währt. Wie nach Deutſchem Recht ſtets, gilt auch heute noch der Grundſatz: „Miete 
geht vor Kauf“. 


II. 


1. Begrifflich iſt die Miete die entgeltliche Gewährung des Gebrauchs einer Sache 
(alſo eines körperlichen Gegenſtandes) während einer beſtimmten Zeit (Mietzeit). 
Durch dieſe Begriffsbeſtimmung werden die Grenzen gegenüber anderen Rechtsver⸗ 
hältniſſen gezogen: a) Die Miete iſt entgeltlich; die unentgeltliche Gebrauchsüber⸗ 
laſſung einer Sache iſt Leihe; b) die Miete iſt nur gerichtet auf die Gewährung des 
Gebrauchs einer Sache; tritt zu der Gebrauchsgewährung auch eine Gewährung des 
Fruchtgenuſſes, ſo liegt Pacht vor. Ein weiterer Unterſchied zwiſchen Miete und 
Pacht liegt darin, daß Gegenſtand des Mietvertrages nur Sachen, Gegenſtand des 
Pachtvertrages auch Rechte (z. B. Jagdrecht, Fiſchereirecht, Patentrecht) ſein können. 
In der Praxis macht die Unterſcheidung beider Verträge oft erhebliche Schwierig⸗ 
keiten, da der rechtliche Charakter nach dem ganzen Inhalt des zwiſchen zwei Par⸗ 
teien geſchloſſenen Vertrages, nicht aber nach der Bezeichnung, die dieſelben ihm 
gegeben haben, zu beurteilen iſt. o) Vom Darlehen unterſcheidet ſich die Miete da⸗ 
durch, daß bei ihr eine individuell beſtimmte Sache (Mietſache) gegeben wird und 
zurückzugewähren iſt, während beim Darlehen nur Sachen von gleicher Art, Güte 
und Menge zurückzuerſtatten find. 

Die Miete iſt ein Schuldverhältnis, durch das grundſätzlich nur ſchuldrechtliche 
Beziehungen zwiſchen Vermieter und Mieter geſchaffen werden; doch kann in man⸗ 
cher Hinſicht von einer gewiſſen Verdinglichung des Mietrechts geſprochen werden, 
da der Mieter einerſeits Dritten gegenüber Beſitzſchutzanſprüche genießt, anderer⸗ 
ſeits auch gegenüber einem etwaigen Rechtsnachfolger des Vermieters, zu dem er 
zunächſt in keinen ſchuldrechtlichen Beziehungen ſteht, geſchützt wird. Näheres hier⸗ 
über wird ſpäter zu Ziffer 4 zu erörtern ſein; vgl. aber auch unter III. 

2. Der Abſchluß des Mietvertrages iſt grundſätzlich formfrei. Eine Ausnahme 
beſteht jedoch für die Miete von Grundſtücken ſowie von Wohn- oder anderen Räus 
men, ſofern der Vertrag für längere Zeit als ein Jahr geſchloſſen wird; er bedarf 
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alsdann der Schriftform. Ebenſo zu behandeln find Mietverträge, bei denen eine 
beſtimmte Mietzeit zwar nicht vorgeſehen iſt, bei denen ſie aber nach dem Willen 
der Parteien länger als ein Jahr dauern ſoll (3. B. ein auf Lebenszeit einer Bar: 
tei abgeſchloſſener Vertrag). Wird in den vorgenannten Fällen die Schriftform 
nicht beobachtet, ſo iſt der Vertrag nicht unwirkſam, ſondern gilt als für un⸗ 
beſtimmte Zeit geſchloſſen und kann unter Einhaltung der geſetzlichen Kündigungs⸗ 
friſten (ſ. unten Ziffer 7) gekündigt werden, jedoch nicht für eine frühere Zeit als 
für den Schluß des erſten Jahres ($ 566 BGB.). Haben jedoch die Parteien grund⸗ 
ſätzlich vereinbart, daß ſie den Vertrag ſchriftlich abſchließen wollen, ſo finden die 
vorſtehenden Regeln im Zweifel keine Anwendung, da dann gemäß $ 154 Abſ. 2 
BGB. anzunehmen tft, daß der Vertrag erſt mit feinem ſchriftlichen Abſchluß 
zuſtande kommt. 

3. Die Verpflichtungen des Vermieters und die Rechte des Mieters. Der Ver⸗ 
mieter hat die Mietſache dem Mieter in einem zu dem vertragsmäßigen Gebrauch 
geeigneten Zuſtand zu überlaſſen und ſie während der Mietzeit in dieſem Zuſtand 
zu erhalten. Demgemäß muß er dafür einſtehen, daß die Mietſache keine Mängel 
aufweiſt, die den vertragsmäßigen Gebrauch ausſchließen oder auch nur in irgend» 
einer Weiſe beeinträchtigen. Dieſe Mängelhaftung erſtreckt ſich auf alle zur Zeit 
der Gebrauchsüberlaſſung bereits vorhandenen und während der Mietzeit ent⸗ 
ſtehenden Fehler. Die gleiche Regel gilt, wenn eine zugeſicherte Eigenſchaft (wozu 
bei einem Grundſtück auch die Zuſicherung einer beſtimmten Größe gehört) fehlt 
oder im Laufe der Mietzeit wegfällt. Für die Zeit, während deren die Tauglichkeit 
der Mietſache durch einen Mangel der geſchilderten Art aufgehoben iſt, iſt der Mie⸗ 
ter von der Entrichtung des Mietzinſes befreit, für die Zeit, während deren die 
Tauglichkeit gemindert iſt, iſt er nur zur Entrichtung eines entſprechend gemin⸗ 
derten Mietzinſes verpflichtet. Bei einer ſolchen Minderung iſt der Mietzins in dem 
gleichen Verhältnis herabzuſetzen, in dem zur Zeit des Abſchluſſes des Mietver⸗ 
trages der Wert der Mietſache in mangelfreiem Zuſtande zu dem wirklichen Wert 
geſtanden haben würde (88 537, 472 BGB.). Kommt der Vermieter mit der Beſei⸗ 
tigung eines Mangels, der bereits beim Abſchluß des Vertrages vorhanden war 
oder ſpäter infolge eines vom Vermieter zu vertretenden Umſtandes entſteht, in 
Verzug, ſo kann der Mieter, ſtatt die vorerwähnten Rechte geltend zu machen, Scha⸗ 
denerſatz wegen Nichterfüllung verlangen. All dieſe Rechte ſtehen jedoch dem Mieter 
nicht zu, wenn er den Mangel beim Abſchluß des Vertrages kennt. Wird durch Ver⸗ 
einbarung der Parteien die Mängelhaftung des Vermieters gänzlich aufgehoben 
oder eingeſchränkt, ſo iſt eine ſolche Vereinbarung nichtig, wenn der Vermieter 
einen Mangel argliſtig verſchweigt. Eine vertragliche Verſchärfung der Haftung 
des Vermieters iſt zuläſſig. 

Die vorgenannten Beſtimmungen gelten auch dann, wenn dem Mieter der ver⸗ 
tragsmäßige Gebrauch der Mietſache ganz oder zum Teil durch das Recht eines 
Dritten entzogen wird. 

Das Auftreten eines jeden Mangels der Mietſache muß der Mieter dem Ver⸗ 
mieter anzeigen. Unterläßt er dies, ſo macht er ſich ſchadenerſatzpflichtig und darf 
die ihm nach den obigen Darlegungen zuſtehenden Rechte nicht geltend machen, ſo⸗ 
weit der Vermieter infolge der Unterlaſſung der Anzeige außerſtande war, Abhilfe 
zu ſchaffen. Das Gleiche gilt, wenn ſich ein Dritter ein Recht an der Sache anmaßt. 

Wird dem Mieter der vertragsmäßige Gebrauch der Mietſache ganz oder auch 
nur zum Teil nicht rechtzeitig gewährt oder wieder entzogen, ſo muß er dem Ver⸗ 
mieter zunächſt eine angemeſſene Friſt zur Schaffung von Abhilfe ſetzen; nach frucht⸗ 
loſem Ablauf der Friſt iſt er berechtigt, das Mietverhältnis ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfriſt (friſtlos) zu kündigen. Eine vorherige Friſtbeſtimmung iſt jedoch 
dann nicht erforderlich, wenn die Erfüllung des Vertrages infolge des die Kündi— 
gung rechtfertigenden Umſtandes für den Mieter kein Intereſſe mehr hat. Wegen 
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unerheblicher Vorenthaltung des Gebrauchs iſt die friftlofe Kündigung nur zuläſſig, 
wenn ſie durch ein beſonderes Intereſſe des Mieters gerechtfertigt wird. Ein Recht 
zu friſtloſer Kündigung beſteht ferner für Wohnungen und andere zum Aufent⸗ 
halt für Menſchen beſtimmte Räume dann, wenn dieſelben ſo beſchaffen ſind, daß 
die Benutzung mit einer erheblichen Gefährdung der Geſundheit verbunden iſt. Die 
friſtloſe Kündigung iſt in dieſem Falle ſelbſt dann zuläſſig, wenn der Mieter die 
gefahrbringende Beſchaffenheit beim Abſchluß des Vertrages gekannt oder ſogar 
auf die Geltendmachung der ihm wegen dieſer Beſchaffenheit zuſtehenden Rechte 
verzichtet hat. 

Etwaige auf der Mietſache ruhende Laſten hat der Vermieter zu tragen. Vom 
Mieter gemachte notwendige Verwendungen auf die Sache ſind vom Vermieter zu 
erſetzen; bei Tieren hat jedoch die Fütterungskoſten der Mieter zu tragen 
(S 547 BGB.). | 

4. Veräußert der Vermieter die Sache während der Mietzeit, jo gilt der Grund⸗ 
ſatz: „Kauf bricht nicht Miete.“ Das Geſetz behandelt jedoch die Fälle der Vermie⸗ 
tung beweglicher Sachen und die der Vermietung eines Grundſtücks (oder von 
Wohn⸗ und anderen Räumen) verſchieden. Bei beweglichen Sachen kann der Ver⸗ 
mieter auch während der Mietzeit wirkſam das Eigentum an der Mietſache auf 
einen Dritten übertragen, und zwar gemäß $ 931 BGB. durch Abtretung des Her⸗ 
ausgabeanſpruchs; der Mieter iſt dann aber durch $ 986 Abſ. 2 BGB. in der Weiſe 
geſchützt, daß er dem Herausgabeanſpruch des neuen Eigentümers die ſich aus 
ſeinem Mietrecht ergebenden Einwendungen entgegenſetzen kann. 

Bei Grundſtücken oder Wohn⸗ bzw. anderen Räumen tritt der Erwerber an 
Stelle des Vermieters in die ſich während der Dauer ſeines Eigentums aus dem 
Mietverhältnis ergebenden Rechte und Verpflichtungen ein. (8 571 Abſ. 1 BGB.) 
Das rein ſchuldrechtliche Verhältnis zwiſchen Vermieter und Mieter geht alſo kraft 
Geſetzes auf den Erwerber über. Die Geſetzesvorſchrift iſt indes nicht zwingend; 
eine Vereinbarung, etwa dahingehend, daß das Mietverhältnis im Falle der Ver⸗ 
äußerung des Grundſtücks erlöſche oder daß jeder Vertragspartei ein Kündigungs⸗ 
recht zuſtehe, iſt zuläſſig. Greift, was meiſt der Fall iſt, die geſetzliche Regelung ein, 
ſo gehen mit dem Rechte des Vermieters auch die dafür beſtellten Sicherheiten 
über. ($ 572 Satz 1 BGB.) Zur Rückgewähr der Sicherheit (z. B. eines Pfandes, 
einer hinterlegten Geldſumme uſw.) iſt der Erwerber jedoch nur verpflichtet, wenn 
ſie ihm ausgehändigt wird oder wenn er dem Vermieter oder Mieter gegenüber die 
Verpflichtung zur Rückgewähr übernimmt. 

Der Mieter muß indes gegen die Gefahr geſchützt werden, daß ihm der Vermieter 
durch die an ſich zuläſſige Veräußerung der Sache während der Mietzeit einen 
anderen Vertragspartner gegenüberſtellt, der vielleicht ſeinen Vertragspflichten 
nicht nachkommt. Hiergegen ſchützt die Beſtimmung, daß der Vermieter, falls der 
Erwerber des Grundſtücks die Verpflichtungen aus dem Mietverhältnis nicht erfüllt, 
für einen etwa von dem Erwerber zu erſetzenden Schaden wie ein ſelbſtſchuldneri⸗ 
ſcher Bürge haftet. Von dieſer Haftung wird jedoch der Vermieter befreit, wenn er 
dem Mieter von dem Eigentumsübergang Kenntnis gibt, und wenn dieſer nicht 
das Mietverhältnis für den erſten Termin kündigt, für den die Kündigung 
zuläſſig iſt. 

Grundſätzlich ſtehen die Anſprüche aus dem Mietverhältnis (insbeſondere der 
Anſpruch auf Zahlung des Mietzinſes) dem urſprünglichen Eigentümer (Veräuße⸗ 
rer) nur bis zum Zeitpunkt der Veräußerung zu, von dieſem Zeitpunkt ab dagegen 
dem Erwerber. Eine ſtrenge Durchführung dieſes Grundſatzes iſt jedoch nicht 
möglich, da einerſeits der Vermieter in ſeiner Verfügungsfreiheit über die Miet⸗ 
zinsforderungen nicht allzuſehr beengt werden, andererſeits der Mieter nicht der 
Gefahr ausgeſetzt werden darf, zu mehrfacher Mietzinszahlung herangezogen zu 
werden. In gewiſſen Grenzen ſind daher Vorausverfügungen des Veräußerers 
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über den Mietzins auch dem Erwerber gegenüber wirkſam. Zunächſt in vollem 
Umfange inſoweit, als der Erwerber fie beim Eigentumsübergang gekannt hat. 
Hatte er von den Vorausverfügungen keine Kenntnis, ſo ſind ſie ihm gegenüber 
inſoweit wirkſam, als ſie ſich auf den Mietzins für den beim Eigentumsübergang 
laufenden Kalendermonat beziehen; erfolgt der Eigentumsübergang in der letzten 
Hälfte eines Kalendermonats, ſo iſt die Verfügung auch inſoweit wirkſam, als ſie 
ſich auf den Mietzins für den folgenden Kalendermonat bezieht. Dieſe Regelung 
gilt insbeſondere auch für die Zahlung des Mietzinſes und für andere über den 
Mietzins mit dem Mieter geſchloſſene Rechtsgeſchäfte. Außerdem ſind derartige 
Geſchäfte aber auch wirkſam, ſoweit ſie ſich nicht auf den Mietzins für eine ſpätere 
Zeit als den Kalendermonat beziehen, in dem der Mieter von dem Eigentums⸗ 
übergang Kenntnis erlangt; ſie ſind auch hinſichtlich des folgenden Kalender⸗ 
monats wirkſam, wenn der Mieter die Kenntnis erſt in der letzten Hälfte eines 
Kalendermonats erlangt. Stets iſt ein Rechtsgeſchäft zwiſchen Veräußerer und 
Mieter jedoch dann unwirkſam, wenn der Mieter bei der Vornahme des Rechts⸗ 
geſchäfts bereits Kenntnis von dem Eigentumsübergang hatte. 

Soweit nach den dargelegten Beſtimmungen die Entrichtung des Mietzinſes 
an den Vermieter dem Erwerber gegenüber wirkſam iſt, kann der Mieter natur⸗ 
gemäß auch gegen die Mietzinsforderung des Erwerbers eine ihm gegen den Ver⸗ 
mieter zuſtehende Forderung aufrechnen. Eine Aufrechnung iſt nur dann ausge⸗ 
ſchloſſen, wenn der Mieter die Gegenforderung erworben hat, nachdem er von dem 
Eigentumsübergang Kenntnis erlangt hat, oder wenn die Gegenforderung erſt nach 
der Erlangung dieſer Kenntnis und ſpäter als der Mietzins fällig geworden iſt. 

5. Die Verpflichtungen des Mieters und die Rechte des Vermieters. Hat der 
Mieter die Sache in Gebrauch genommen, wozu er allerdings nicht verpflichtet iſt 
(er iſt nicht einmal wie der Käufer einer Sache zur Abnahme verpflichtet), ſo 
haftet er für jeden ſchuldhaft (vorſätzlich oder fahrläſſig) herbeigeführten Schaden, 
nicht dagegen für zufällige oder durch den vertragsmäßigen Gebrauch der Mietſache 
herbeigeführte Veränderungen oder Verſchlechterungen. ($ 548 BGB.) Zur Weiter: 
vermietung der Sache ſowie zu jeder anderen Gebrauchsüberlaſſung an einen Drit⸗ 
ten bedarf der Mieter der Erlaubnis des Vermieters. Wird dieſe verweigert, ohne 
daß in der Perſon des Dritten ein wichtiger Grund vorliegt, ſo kann der Mieter 
das Mietverhältnis unter Einhaltung der geſetzlichen Friſt kündigen. In jedem 
Falle der Gebrauchsüberlaſſung an einen Dritten (auch wenn dies mit Erlaubnis 
des Vermieters geſchehen iſt) hat der Mieter ein dem Dritten bei dem Gebrauch 
zur Laſt fallendes Verſchulden zu vertreten, bei einer ohne Erlaubnis des Vermie⸗ 
ters erfolgenden Gebrauchsüberlaſſung hat er für jedweden, insbeſondere auch für 
zufällig eintretenden Schaden einzuſtehen. 

Macht der Mieter von der Sache einen vertragswidrigen Gebrauch und ſetzt er 
dieſen trotz Widerſpruchs des Vermieters fort, ſo kann letzterer auf Unterlaſſung 
klagen oder das Mietverhältnis friſtlos kündigen. 

Die wichtigſte Verpflichtung des Mieters, die Zahlung des Mietzinſes, iſt 
mangels anderweitiger Vereinbarung am Ende der Mietzeit zu erfüllen; iſt der 
Mietzins nach beſtimmten Zeitabſchnitten bemeſſen (z. B. nach Monaten oder nach 
Wochen), ſo hat die Entrichtung am Ende der einzelnen Zeitabſchnitte zu erfolgen. 
Wird bei Grundſtücken, Wohn⸗ oder anderen Räumen keine abweichende Verein⸗ 
barung getroffen, ſo iſt der Mietzins nach dem Ablauf jedes Kalendervierteljahrs 
am erſten Werktag des folgenden Monats zu entrichten. Macht der Mieter von 
ſeinem Mietrecht aus einem in ſeiner Perſon liegenden Grund keinen Gebrauch, ſo 
hat er den Mietzins trotzdem zu zahlen; der Vermieter muß ſich jedoch den Wert 
der erſparten Aufwendungen ſowie derjenigen Vorteile anrechnen laſſen, die er aus 
einer anderweitigen Verwertung des Gebrauchs erlangt. Solange er infolge einer 
Gebrauchsüberlaſſung (z. B. einer anderweitigen Vermietung) an einen Dritten 
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außerſtande iſt, dem Mieter den Gebrauch zu gewähren, entfällt die Verpflichtung 
zur Zahlung des Mietzinſes gänzlich. 

Gerät der Mieter mit der Entrichtung des Mietzinſes oder eines Teiles desſelben 
für zwei aufeinanderfolgende Termine in Verzug, ſo kann der Vermieter friſtlos 
kündigen. Befriedigt jedoch der Mieter den Vermieter, bevor letzterer von ſeinem 
Recht zur friſtloſen Kündigung Gebrauch gemacht hat, ſo iſt eine friſtloſe Kündigung 
dagegen ausgeſchloſſen. Die Kündigung iſt unwirkſam, wenn ſich der Mieter von 
ſeiner Schuld durch Aufrechnung befreien konnte und unverzüglich nach der Kün⸗ 
digung die Aufrechnung erklärt. 

Nach der Beendigung des Mietverhältniſſes (ſiehe unten Ziffer 7) hat der Mieter 
die Sache zurückzugeben; wegen etwaiger Anſprüche gegen den Vermieter ſteht ihm 
nur bei beweglichen Sachen, nicht dagegen bei Grundſtücken oder Wohn⸗ bzw. ande⸗ 
ren Räumen ein Zurückhaltungsrecht zu. Hat der Mieter den Gebrauch der Sache 
einem Dritten überlaſſen, ſo kann der Vermieter die Sache auch von dem Dritten 
zurückfordern. Kommt der Mieter ſeiner Rückgabeverpflichtung nicht nach, ſo kann 
der Vermieter vorbehaltlich der Geltendmachung eines weiteren Schadens für die 
Dauer der Vorenthaltung den vereinbarten Mietzins verlangen. 

6. Der Vermieter eines Grundſtücks oder eines Wohn⸗ bzw. anderen Raumes hat 
für ſeine Forderungen aus dem Mietverhältnis kraft Geſetzes ein Pfandrecht an 
den eingebrachten Sachen des Mieters. Das Pfandrecht erſtreckt ſich nur auf die 
dem Mieter ſelbſt gehörigen Sachen, gleichgültig, ob er bereits beim Einzuge Eigen⸗ 
tümer derſelben war oder es erſt im Laufe der Mietzeit wird. Insbeſondere werden 
demgemäß nicht von dem Pfandrecht ergriffen die Sachen der Ehefrau (mit Aus⸗ 
nahme etwaiger zum ehelichen Geſamtgut gehöriger Sachen) und der Kinder des 
Mieters ſowie die Sachen eines Untermieters. Darauf, ob der Vermieter die eins 
gebrachten Sachen für ſolche des Mieters hält, kommt es nicht an, ſondern nur 
darauf, wem ſie tatſächlich zu Eigentum gehören. Das geſetzliche Pfandrecht erſtreckt 
ſich nicht auf die einer Pfändung nicht unterworfenen Sachen, wie z. B. die für den 
Bedarf des Mieters oder zur Erhaltung eines angemeſſenen Hausſtandes erforder⸗ 
lichen Kleidungsſtücke, Betten, Wäſche, Haus⸗ und Küchengeräte, die zur perſön⸗ 
lichen Fortführung eines Gewerbes erforderlichen Gegenſtände und alle anderen 
gemäß § 811 ZPO. unpfändbaren Sachen. Durch das Pfandrecht werden alle For⸗ 
derungen des Vermieters (Hauptforderung, etwaige Nebenleiſtungen, Entſchädi⸗ 
gungsforderungen uſw.) aus dem Mietverhältnis geſichert mit Ausnahme künftiger 
Entſchädigungsforderungen und der Mietzinsforderungen für eine ſpätere Zeit als 
das laufende und das folgende Mietjahr. Wird ein zu den eingebrachten Sachen 
des Mieters gehöriger Gegenſtand von einem anderen Gläubiger gepfändet, ſo 
hat der Vermieter Anſpruch auf vorzugsweiſe Befriedigung, der gegebenenfalls im 
Wege der Klage geltend zu machen iſt ($ 805 ZPO.); dem Gläubiger gegenüber 
kann das Pfandrecht jedoch nicht für eine frühere Zeit als das letzte Jahr vor der 
Pfändung geltend gemacht werden. ($ 563 BGB.) 

Das Vermieterpfandrecht erliſcht mit der Entfernung der Sachen von dem Grund⸗ 
ſtück bzw. aus der Wohnung oder den ſonſtigen Räumen, es ſei denn, daß die Sachen 
ohne Wiſſen oder unter Widerſpruch des Vermieters entfernt werden. Letzterer darf 
jedoch der Entfernung nicht widerſprechen, wenn ſie im regelmäßigen Betrieb des 
Geſchäfts des Mieters oder den gewöhnlichen Lebensverhältniſſen entſprechend 
erfolgt, oder wenn die zurückbleibenden Sachen zur Sicherung des Vermieters 
offenbar ausreichen. Dem Vermieter iſt zum Schutze ſeiner aus dem Vermieter⸗ 
pfandrecht fließenden Rechte kraft Geſetzes die Erlaubnis zur Selbſthilfe gegeben; 
et darf die Entfernung der ſeinem Pfandrecht unterliegenden Sachen, ſoweit er 
ihr zu widerſprechen berechtigt iſt, auch ohne Anrufen des Gerichts verhindern und, 
wenn der Mieter auszieht, die Sachen in Beſitz nehmen. Sind die Sachen ohne ſein 
Wiſſen oder unter ſeinem Widerſpruch entfernt worden, ſo kann er die Herausgabe 
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zum Zwecke der Zurückſchaffung in das Grundſtück und, falls der Mieter bereits 
ausgezogen iſt, die Überlaſſung des Beſitzes verlangen. Dieſer Anſpruch muß inner: 
halb eines Monats nach Erlangung der Kenntnis von der Entfernung gerichtlich 
geltend gemacht werden, andernfalls erliſcht das Pfandrecht. 

Der Mieter hat die Möglichkeit, die Geltendmachung des Vermieterpfandrechts 
durch Sicherleiſtung abzuwenden; die Höhe der Sicherheitsleiſtung braucht nicht der 
Höhe der Forderung des Vermieters zu entſprechen, vielmehr kann jede einzelne 
Sache dadurch von dem Pfandrecht befreit werden, daß in Höhe ihres Wertes 
Sicherheit geleiſtet wird. 

Auf das Vermieterpfandrecht finden im übrigen die allgemeinen Vorſchriften 
über ein vertraglich beſtelltes Pfandrecht entſprechende Anwendung ($ 1257 BGB.). 
Wie dieſes erliſcht das Vermieterpfandrecht außer in den obengenannten Fällen 
auch bei Veräußerung der Sache an einen gutgläubigen Dritten ($ 936 BGB.), 
durch Pfandverkauf, durch Erlöſchen der Forderung, für die es beſteht, durch Über⸗ 
tragung der Forderung ohne Übertragung des Pfandrechts, durch Verzicht und bei 
Zuſammentreffen mit dem Eigentum in einer Perſon. 

7. Die Beendigung des Mietverhältniſſes tritt grundſätzlich mit dem Ablauf der 
Zeit, für die es eingegangen iſt, ein. Iſt weder eine beſtimmte Mietzeit vorgeſehen 
noch eine einzuhaltende Kündigungsfriſt feſtgeſetzt, ſo kann jeder Teil nach Maß⸗ 
gabe folgender Vorſchriften kündigen: 

Bei Grundſtücken ſowie Wohn⸗ bzw. anderen Räumen iſt die Kündigung grund⸗ 
ſätzlich nur für den Schluß eines Kalendervierteljahrs zuläſſig und muß ſpäteſtens 
am dritten Werktag des Vierteljahres erfolgen. Dieſe Vorſchrift entſpricht inhalt⸗ 
lich der unter Ziffer 5 erwähnten Beſtimmung, daß bei Grundſtücken und Wohn: 
bzw. anderen Räumen mangels anderer Vereinbarung der Mietzins vierteljähr⸗ 
lich zu entrichten iſt. Iſt dagegen der Mietzins vertraglich nach Monaten bemeſſen 
(es kommt auf die Art der Bemeſſung, nicht der tatſächlichen Zahlung an), ſo iſt 
die Kündigung nur für den Schluß eines Kalendermonats zuläſſig und muß ſpäte⸗ 
ſtens am 15. des Monats erfolgen; iſt der Mietzins nach Wochen bemeſſen, ſo iſt 
die Kündigung nur für den Schluß einer Kalenderwoche zuläſſig und muß ſpäteſtens 
am erſten Werktage der Woche erfolgen. Bei beweglichen Sachen hat die Kündi⸗ 
gung ſpäteſtens am dritten Tage vor dem Tage zu erfolgen, an dem das Mietver⸗ 
hältnis endigen ſoll. Einheitlich für Grundſtücke, Wohn⸗ und andere Räume ſowie 
für bewegliche Sachen iſt die Kündigungsfriſt, wenn der Mietzins nach Tagen be⸗ 
meſſen iſt; die Kündigung iſt alsdann an jedem Tage für den folgenden Tag zu⸗ 
läſſig. In den Fällen, in denen das Mietverhältnis unter Einhaltung der geſetz⸗ 
lichen Friſt vorzeitig gekündigt werden kann, iſt bei Grundſtücken, Wohn⸗ und an⸗ 
deren Räumen die Kündigung zum Vierteljahresende, bei beweglichen Sachen eine 
dreitägige Kündigungsfriſt einzuhalten. 

Außer dieſem ordentlichen Kündigungsrecht beſteht in gewiſſen Fällen ein Recht 
zu vorzeitiger Kündigung: a) Bei Verträgen, die für längere Zeit als ein Jahr 
ohne Einhaltung der Schriftform geſchloſſen ſind (ſ. hierüber unter Ziffer 2). b) Ein 
Mietvertrag, der für eine längere Zeit als dreißig Jahre geſchloſſen iſt, kann nach 
dreißig Jahren von jeder Vertragspartei unter Einhaltung der geſetzlichen Friſt 
gekündigt werden. c) Beim Tode des Mieters iſt ſowohl der Erbe wie der Ver⸗ 
mieter berechtigt, unter Einhaltung der geſetzlichen Friſt zu kündigen, jedoch kann 
dieſe Kündigung nur für den erſten Termin erfolgen, für den ſie zuläſſig iſt. Wird 
dieſer Termin verſäumt, ſo ſind Erbe und Vermieter in gleicher Weiſe an die ver⸗ 
traglich feſtgelegte Dauer des Mietverhältniſſes gebunden. d) Militärperſonen, 
Beamte, Geiſtliche und Lehrer an öffentlichen Unterrichtsanſtalten können im Falle 
der Verſetzung an einen anderen Ort das Mietverhältnis in Anſehung der Räume, 
die ſie für ſich oder ihre Familie an dem bisherigen Garniſon- oder Wohnort gemie⸗ 
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tet haben, unter Einhaltung der geſetzlichen Friſt kündigen. Auch in dieſem Falle 
muß die Kündigung für den erſten zuläſſigen Termin erfolgen. 

Ein beſonderes Kündigungsrecht iſt durch die Geſetzgebung des nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Staates für folgende Perſonengruppen geſchaffen worden: a) Für Beamte, 
die nach den Vorſchriften des Geſetzes zur Wiederherſtellung des Berufsbeamten⸗ 
tums vom 7. April 1933 ihre Bezüge ganz oder teilweiſe verlieren. b) Für Rechts⸗ 
anwälte, deren Zulaſſung auf Grund des Geſetzes über die Zulaſſung zur Rechts⸗ 
anwaltſchaft vom 7. April 1933 zurückgenommen ift. c) Für Patentanwälte, die auf 
Grund des Geſetzes betr. die Zulaſſung zur Patentanwaltſchaft vom 22. April 1933 
in der Liſte der Patentanwälte gelöſcht worden find. d) Für Arzte, Zahnärzte 
und Zahntechniker, deren Tätigkeit bei Trägern der ſozialen Verſicherung ſowie 
in der Reichsverſorgung auf Grund der Verordnungen vom 22. April 1933, 2. Juni 
1933 und 23. Juni 1933 beendet iſt (Geſetz vom 14. Auguſt 1933). e) Für Ange⸗ 
ſtellte von Rechtsanwälten oder Patentanwälten und für Dienſtverpflichtete von 
Arzten, Zahnärzten oder Zahntechnikern, die dadurch ſtellungslos geworden ſind, 
daß die Zulaſſungen ihrer Arbeitgeber zurückgenommen oder deren Tätigkeit auf 
Grund der vorſtehend genannten Beſtimmungen beendet iſt (Geſetze vom 7. April 
1933, 22. April 1933 und 14. Auguſt 1933). 

All dieſen Perſonen iſt ein außerordentliches Kündigungsrecht mit der 
Maßgabe gewährt worden, daß die Kündigung eines Mietverhältniſſes über 
Räume, die ſie für ſich oder ihre Familie gemietet haben, unter Einhaltung der 
geſetzlichen Friſt zuläſſig iſt. Auch hier muß die Kündigung jedoch für den erſten 
Termin erfolgen, für den ſie zuläſſig iſt. Der Vermieter kann gegen die Kündigung 
beim Amtsgericht, in deſſen Bezirk die Mieträume liegen, Widerſpruch erheben; 
die Kündigung iſt für unwirkſam zu erklären, wenn dem Mieter unter Berück⸗ 
ſichtigung der Verhältniſſe beider Teile die Fortſetzung des Mietverhältniſſes zuge⸗ 
mutet werden kann. Der Widerſpruch muß binnen zwei Wochen angebracht werden. 
Die tatſächlichen Behauptungen der Parteien ſind nicht zu beweiſen, ſondern nur 
glaubhaft zu machen. Gegen den mit oder ohne mündliche Verhandlung ergehenden 
Beſchluß des Amtsgerichts iſt die ſofortige Beſchwerde an das Landgericht gegeben; 
eine weitere Beſchwerde findet nicht Statt. 

8. Einen beſonderen Einfluß auf das Rechtsverhältnis zwiſchen Vermieter und 
Mieter nehmen das Zwangsverſteigerungs⸗ und das Konkursrecht. 

a) Wird das vermietete Grundſtück im Wege der Zwangsverſteigerung auf einen 
Dritten (den Erſteher) übertragen, ſo kann dieſer das Mietverhältnis unter Ein⸗ 
haltung der geſetzlichen Friſt kündigen ($ 57a Zw.), jedoch nur für den erſten 
zuläſſigen Termin. Dieſes Recht hat aber nur der Erſteher, nicht der Mieter. Macht 
der Erſteher von ſeinem vorzeitigen Kündigungsrecht Gebrauch, ſo kann ſich der 
Mieter wegen eines ihm etwa entſtehenden Schadens nur an den früheren Eigen⸗ 
tümer halten. 

Bei Vorausverfügungen über den Mietzins gelten im Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahren die gleichen Regeln, wie ſie oben zu Ziffer 4 dargelegt ſind. Statt des 
Eigentumsübergangs iſt der Zeitpunkt der Beſchlagnahme des Grundſtücks maß— 
gebend. (8 57b Zw.) 

b) Wird über das Vermögen des Vermieters der Konkurs eröffnet, ſo iſt grund— 
ſätzlich ein Mietvertrag auch der Konkursmaſſe gegenüber wirkſam, vorausgeſetzt, 
daß dem Mieter die Mietſache bereits vor der Eröffnung des Verfahrens zum Ge: 
brauch überlaſſen war ($ 21 Abſ. 1 KO.). Bei der Vermietung von Grunditüden, 
Wohn- oder anderen Räumen gelten jedoch folgende Beſonderheiten: Vorausverfü⸗— 
gungen über den Mietzins ſind der Konkursmaſſe gegenüber nur inſoweit wirt: 
ſam, als ſich die Verfügung auf den Mietzins für das zur Zeit der Eröffnung des 
Verfahrens laufende Kalendervierteljahr bezieht; erfolgt die Konkurseröffnung 
innerhalb des letzten halben Monats eines Kalendervierteljahres, ſo iſt die Verfügung 
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auch inſoweit wirkſam, als fie fih auf den Mietzins für das folgende Kalender: 
vierteljahr bezieht (8 21 Abſ. II KO.). Eine Veräußerung des Grundſtücks durch 
den Konkursverwalter wirkt auf das Mietverhältnis in gleicher Weiſe ein wie 
eine Zwangsverſteigerung, d. h. alſo insbeſondere, daß der Käufer das Mietver⸗ 
hältnis zum erſten zuläſſigen Termin kündigen kann (j. Ziffer 8a). 

War zur Zeit der Konkurseröffnung dem Mieter noch nicht der Gebrauch der 
Mietſache überlaſſen, ſo kann der Konkursverwalter an Stelle des Schuldners den 
Vertrag erfüllen und auch von dem andern Teil die Erfüllung verlangen 
(S 17 KO.). Auf Erfordern des Mieters muß aber der Konkursverwalter, auch 
wenn die Erfüllungszeit noch nicht eingetreten iſt, unverzüglich erklären, ob er die 
Erfüllung verlangen will. Bei Unterlaſſung dieſer Erklärung kann er die Er⸗ 
füllung nicht mehr verlangen. 

c) Im Konkursverfahren über das Vermögen des Mieters iſt gleichfalls zu un⸗ 
terſcheiden, ob zur Zeit der Eröffnung des Verfahrens die Mietſache dem Mieter 
bereits überlaſſen war oder nicht. Im erſteren Falle bleibt der Vertrag zunächſt in 
Kraft, jedoch kann ſowohl der Vermieter wie der Konkursverwalter das Miet⸗ 
verhältnis unter Einhaltung der geſetzlichen Friſt kündigen. Macht der Konkurs⸗ 
verwalter von dieſem Recht Gebrauch, ſo iſt der Vermieter berechtigt, Erſatz des 
ihm durch die Aufhebung des Vertrages entſtehenden Schadens zu verlangen. 
Dieſer Schaden iſt als Konkursforderung geltend zu machen. 

War die Mietſache dem Mieter zur Zeit der Konkurseröffnung noch nicht über⸗ 
geben, ſo kann der Vermieter vom Vertrage zurücktreten. Auf Erfordern des 
Konkursverwalters muß er unverzüglich erklären, ob er von dieſem Recht Gebrauch 
machen will; unterläßt er dieſe Erklärung, jo kann der Konkursverwalter den Ver: 
trag erfüllen und auch Erfüllung fordern, muß aber auch hierüber auf Erfordern 
unverzüglich eine Erklärung abgeben, da er ſonſt nicht mehr Erfüllung fordern 
kann (88 20, 17 KO.). | 

9. Hinſichtlich der Verjährung der Anſprüche aus dem Mietverhältnis find fol: 
gende Anſprüche zu unterſcheiden: 

a) Die Anſprüche auf Zahlung des Mietzinſes verjähren grundſätzlich in vier 
Jahren (8 197 BGB.), Anſprüche derjenigen Perſonen, die bewegliche Sachen 
gewerbsmäßig vermieten, jedoch ſchon in zwei Jahren (8 196 Ziff. 6 BGB.); in 
beiden Fällen beginnt die Verjährung mit dem Schluß des Jahres, in dem die 
Leiſtung fällig wird. 

b) Die Erſatzanſprüche des Vermieters wegen Veränderungen oder Verſchlechte⸗ 
rungen der Mietſache ſowie die Anſprüche des Mieters auf Erſatz von Verwendun⸗ 
gen oder auf Geſtattung der Wegnahme einer Einrichtung verjähren in ſechs Mo⸗ 
naten, und zwar hinſichtlich der Anſprüche des Vermieters von dem Zeitpunkt 
an, in dem er die Sache zurückerhält, hinſichtlich der Anſprüche des Mieters von der 
Beendigung des Mietverhältniſſes an. Die Erſatzanſprüche des Vermieters ver⸗ 
jähren jedoch ſpäteſtens zugleich mit der Verjährung des Rückgabeanſpruchs oder, 
falls die Mietſache untergegangen iſt, mit der Verjährung des Anſpruchs auf 
Entſchädigung wegen des vom Mieter verſchuldeten Untergangs der Sache, d. h. 
mit Ablauf der allgemeinen dreißigjährigen Verjährungsfriſt. 

10. Prozeſſuale Vorſchriften. Für Streitigkeiten zwiſchen dem Vermieter und 
dem Mieter von Wohn⸗ oder anderen Räumen wegen Überlaſſung, Benutzung oder 
Räumung ſowie wegen Zurückhaltung der von dem Mieter eingebrachten Sachen 
ſind ohne Rückſicht auf den Wert des Streitgegenſtandes die Amtsgerichte zuſtändig. 

Um dem Vermieter die Möglichkeit zu geben, ſeine Anſprüche auch bei einer 
etwaigen Entfernung des Mieters prozeſſual möglichſt ſchnell zur Durchführung zu 
bringen, iſt durch das Geſetz zur Ergänzung und Anderung der Vorſchriften über 
Miet⸗ und Pachtſtreitigkeiten vom 20. Juli 1933 beſtimmt worden, daß dem Mieter 
eines Gebäudes oder Gebäudeteils, der ſeinen ſtändigen inländiſchen Aufenthalts- 
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ort unter Umſtänden verlaſſen hat, die auf eine dauernde Entfernung ſchließen 
laſſen, unter der Vorausſetzung, daß ein neuer inländiſcher Aufenthaltsort nicht 
bekannt iſt, auf Antrag des Vermieters ein beſonderer Vertreter zur Wahr⸗ 
nehmung der ſich aus dem Mietverhältnis ergebenden Rechte und Pflichten zu be⸗ 
ſtellen iſt. Der Vertreter iſt insbeſondere zur Entgegennahme von Kündigungen 
befugt ſowie zur Führung eines Rechtsſtreits über die ſich aus dem Mietverhält⸗ 
nis ergebenden Anſprüche. Dem Mieter gegenüber iſt der Vertreter auch zur Schlie⸗ 
zung eines Vergleichs oder zur Abgabe eines Anerkenntniſſes berechtigt, wenn er 
keinen Anhalt dafür hat, daß dem Anſpruch des Vermieters begründete Ein⸗ 
wendungen entgegenſtehen. Für die Vergütung des Vertreters haften Vermieter 
und Mieter als Geſamtſchuldner. 

Eine beſondere Stellung nehmen nach dem Geſetz über die Pfändung von Miet⸗ 
und Pachtzinsforderungen wegen Anſprüchen aus öffentlichen Grundſtückslaſten 
vom 9. März 1934 die in wiederkehrenden Leiſtungen beſtehenden öffentlichen 
Laſten eines Grundſtücks ein. Dieſe erſtrecken ſich in folgender Weiſe auf die Miet⸗ 
zinsforderungen: Werden Mietzinsforderungen wegen des zuletzt fällig gewor⸗ 
denen Teilbetrages der öffentlichen Laſt gepfändet, ſo wird die Pfändung durch 
eine |päter von einem Hypotheken⸗ oder Grundſchuldgläubiger bewirkte Pfändung 
nicht berührt. Werden die wiederkehrenden Leiſtungen in monatlichen Beträgen 
fällig, ſo gilt dieſes Vorrecht auch für den vorletzten Teilbetrag. Iſt vor der 
Pfändung der Mietzins eingezogen oder in anderer Weiſe über ihn verfügt, ſo 
bleibt die Verfügung gegenüber dem aus der öffentlichen Laſt Berechtigten, ſoweit 
ſeine Pfändung das Vorrecht auch hinſichtlich des vorletzten Teilbetrages genießt, 
nur für den zur Zeit der Pfändung laufenden Kalendermonat und, wenn die 
Pfändung nach dem 15. Tage des Monats bewirkt iſt, auch für den folgenden 
Kalendermonat wirkſam. 

Wird durch gerichtliches Urteil auf Räumung einer Wohnung erkannt, ſo kann 
das Gericht auf Antrag dem Schuldner eine den Umſtänden nach angemeſſene Friſt 
zur Räumung gewähren ($ 721 ZPO.). Der Antrag iſt vor dem Schluß der münd⸗ 
lichen Verhandlung, auf die das Urteil ergeht, zu ſtellen. Wird über ihn im Urteil 
nicht entſchieden, jo iſt das Urteil gemäß § 321 ZPO. zu ergänzen. 

Für eine im Wege der Zwangsvollſtreckung vorzunehmende Räumung einer 
Wohnung iſt von beſonderer Bedeutung das Geſetz zur Verhütung mißbräuchlicher 
Aus nutzung von Vollſtreckungsmöglichkeiten vom 13. Dezember 1934 (Lex Köppen). 
Aus Anlaß eines beſonders kraſſen Einzelfalles, in dem ein Vermieter wegen eines 
nur noch ganz minimalen Mietrückſtandes ſein formales Recht auf Exmiſſion des 
Mieters und ſeiner Familie geltend machte, iſt die Reichsregierung der mißbräuch⸗ 
lichen Ausnutzung von Vollſtreckungstiteln, insbeſondere von ſolchen auf Räumung 
einer Wohnung, durch das erwähnte Geſetz entgegengetreten. Danach kann das 
Vollſtreckungsgericht auf Antrag des Schuldners Maßnahmen der Zwangsvollſtrek⸗ 
kung — auch wenn ihnen ſonſtige geſetzliche Vorſchriften nicht entgegenſtehen — 
ganz oder teilweiſe aufheben, unterſagen oder zeitweilig ausſetzen, wenn ſich nach 
Prüfung aller Umſtände des Falles, insbeſondere auch eines berechtigten Schutz⸗ 
bedürfniſſes des Gläubigers, deſſen Vorgehen gegen den Schuldner als eine ge⸗ 
ſundem Volksempfinden gröblich widerſprechende Härte darftellt!. War dem Schuld⸗ 
ner die rechtzeitige Anrufung des Vollſtreckungsgerichts nicht möglich, ſo darf auch 
der Gerichtsvollzieher die Zwangsvollſtreckung bis zur Entſcheidung des Vollſtrek⸗ 
kungsgerichts aufſchieben, wenn ihm das Vorliegen der genannten Vorausſetzungen 
glaubhaft gemacht wird. 

11. Das Mietnotrecht. Die Zeit nach dem Weltkriege machte mit Rückſicht auf die 


1 Vergl.: In Jur. Wochenſchrift vom 5. Januar 1935, Seite 18, den Artikel von Amts: 
gerichtsrat Dr. Grund, Berlin. 
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Wohnungsknappheit einen weitgehenden Schutz des Mieters notwendig, der ihm 
durch das Wohnungsmangelgeſetz, das Mieterſchutzgeſetz und das Reichsmietengeſetz 
gewährt wurde. Es liegt nicht im Rahmen dieſer Arbeit, das in den vergangenen 
Jahren geltende Mietnotrecht vollſtändig zur Darſtellung zu bringen, vielmehr iſt 
nur der verhältnismäßig geringe Umfang des jetzt noch geltenden Mieterſchutzes zu 
erwähnen. Die neueſte Zuſammenſtellung der ſeit dem Jahre 1928 ergangenen 
Anderungen des Mieterſchutzgeſetzes gibt die Bekanntmachung über Mieterſchutz 
vom 27. April 1933 nebſt der Anderung vom 27. Oktober 1933 (RGBl. I 787). 
Frei von jedem Mieterſchutz ſind einheitlich für das ganze Reich zunächſt alle 
Antermietverhältniſſe ſowie reine Geſchäftsräume; ferner Räume, die nur mit 
Rückſicht auf ein Dienſt⸗ oder Arbeitsverhältnis vermietet oder ohne Mietvertrag 
als Teil des Lohnes überlaſſen ſind, ſofern es ſich dabei um ein Dienſt⸗ oder 
Arbeitsverhältnis handelt, das auf die Beſorgung von Angelegenheiten des Hauſes 
gerichtet iſt, in dem ſich die Wohnung befindet; ſodann Neubauten oder durch Um⸗ 
oder Einbauten neugeſchaffene Räume, ſofern ſie nach dem 1. Juli 1918 bezugs⸗ 
fertig geworden find; ſchließlich find frei von Mieterſchutz Räume, die beim Ber: 
tragsabſchluß einer Beſchlagnahme durch das Wohnungsamt nicht mehr unterlegen 
haben, ſowie Wohnungen, deren Jahresfriedensmiete gewiſſe Grenzen überſteigen. 
Dieſe Grenzen ſind für das Reichsgebiet nicht einheitlich feſtgeſetzt, ſondern ſind in 
den einzelnen Gemeinden von der Höhe der Einwohnerzahl und von der Ortsklaſſe, 
in die die Gemeinde fällt, abhängig. Es kommt alſo nur ein verhältnismäßig 
kleiner Kreis, die ſogenannten „billigen Wohnungen“, in Betracht, die auch heute 
noch dem Mieterſchutz unterliegen. Die wichtigſte Auswirkung des Mieterſchutzes 
beſteht darin, daß der Vermieter nur unter den in den 88 2 bis da MSchG. ge⸗ 
regelten Vorausſetzungen eine Räumung verlangen kann, nämlich insbeſondere bei 
erheblicher Beläftigung ſeitens des Mieters, bei Gefährdung des Gebäudes, im 
Falle verzögerter Mietzinszahlung, ſofern der Rückſtand eine Monatsmiete über⸗ 
ſteigt, und bei dringendem eigenen Bedürfnis und Intereſſe des Vermieters an der 
Erlangung des Mietraums. 

Um beim Außerkrafttreten des Wohnungsmangelgeſetzes den Übergang zu er⸗ 
leichtern, iſt durch das Geſetz über Räumungsfriſten vom 29. März 1933 vorgejehen, 
daß bei Aufhebung des Mietverhältniſſes dem Mieter eine den Umſtänden nach an⸗ 
gemeſſene Räumungsfriſt zu gewähren iſt, ſofern hiermit für den Vermieter nicht 
unbillige Härten verbunden ſind oder ſofern die Verſagung der Friſt für den 
Mieter keine unbillige Härte darſtellt. Bei einer Aufhebung des Mietverhältniſſes 
wegen erheblicher Beläſtigung des Vermieters oder eines Hausbewohners oder 
wegen erheblicher Gefährdung des Mietraums oder des Gebäudes ſoll die Räu⸗ 
mungsfriſt nur gewährt werden, wenn beſondere Umſtände dies dringend geboten 
erſcheinen laſſen. Die Räumungsfriſt kann gemäß $ 5 Ziff. 4 MCHG. verlängert 
werden. 

12. Die Geltung der reichsgeſetzlichen Vorſchriften betr. das Mietrecht im Saar⸗ 
gebiet. Nach der Rückgliederung des Saargebiets zum Deutſchen Reich konnte das 
geltende Reichsrecht naturgemäß nicht plötzlich im Saargebiet Geltung erhalten, 
ſondern mußte, den Verhältniſſen angepaßt, in organiſcher Folge eingeführt wer⸗ 
den. Hinſichtlich des Mietrechts ſind von Bedeutung die Verordnung über die Ein⸗ 
führung bürgerlich⸗rechtlicher Vorſchriften im Saarland vom 18. März 1935, durch 
die das geſamte bürgerliche Geſetzbuch (alſo auch das Mietrecht des BGB.) mit 
Wirkung vom 1. April 1935 ab im Saarland Geltung erhielt, ſowie die Verord⸗ 
nung zur Regelung des Mietweſens im Saarland vom 17. Juni 1935, durch die 
auch das Geſetz über Mieterſchutz und Mieteinigungsämter (Mieterſchutzgeſetz) 
mit einigen den Verhältniſſen des Saargebiets angepaßten Abweichungen mit Wir⸗ 
kung vom 1. Juli 1935 an im Saarland eingeführt wurde. Im weſentlichen gilt 
daher auch im Saargebiet das im übrigen Reichsgebiet maßgebende Mietrecht. 
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III. 
Die Reformbedürftigkeit des Mietrechts. 


Das zur Zeit geltende Mietrecht kann vom Standpunkte des nationalſoziali⸗ 
ſtiſchen Staates aus noch nichts Endgültiges ſein. Wenn ſich auch gerade auf dieſem 
Rechtsgebiet eine Menge deutſcher Rechtsgedanken erhalten haben, und wenn es 
auch für die Auswirkung des geltenden Rechts letzten Endes darauf ankommt, in 
welchem Geiſte und mit welcher Geſinnung die Geſetzesvorſchriften angewendet 
werden, ſo läßt ſich doch nicht verkennen, daß auch das Mietrecht von individua⸗ 
liſtiſchen Ideen durchzogen iſt, die einer Ablöſung durch ein auf dem Grund⸗ 
gedanken der Gemeinſchaft aufgebautes Mietrecht bedürfen. Hieran ändert auch 
nichts die Tatſache, daß die nationalſozialiſtiſche Geſetzgebung bereits in wichtigen 
Punkten Anderungen herbeigeführt hat. Es konnten hierdurch zunächſt nur die 
wichtigſten Mängel beſeitigt oder gemildert werden. 

Die vielfach aufgeworfene Frage, ob die durch das Bürgerliche Geſetzbuch ge⸗ 
ſchaffene ſyſtematiſche Stellung des Mietrechts im Recht der Schuldverhältniſſe 
gegenwärtig noch gerechtfertigt ſei, iſt zur Zeit von keiner hervorragenden prak⸗ 
tiſchen Bedeutung, da die ſyſtematiſche Eingliederung in ein Rechtsſyſtem nur die 
äußere Form für einen Inhalt darſtellt, deſſen Schaffung zunächſt die wichtigſte 
Aufgabe iſt. 

Innerhalb der Geſamtheit aller Mietverhältniſſe nimmt die Vermietung von 
Grundſtücken, Wohn⸗, Geſchäfts⸗ und anderen Räumen eine beſonders hervor⸗ 
ragende Stellung ein. Ihr wird daher bei der zukünftigen Reform des Mietrechts 
das größte Augenmerk zuzuwenden ſein. Die bereits im gegenwärtig geltenden 
Recht niedergelegte mittelbare Verdinglichung der Miete (ſiehe oben II. Ziffer 1 
und 4) dürfte im nationalſozialiſtiſchen Staat hinſichtlich der Raummiete in Zu: 
kunft eine weitere Ausdehnung erfahren. Im Vordergrunde der Erwägungen ſteht 
zur Zeit der Gedanke der Einführung des Stockwerkseigentums, einer 
bereits älteren deutſchen Rechten bekannten Rechtseinrichtung, bei der einzelne 
Stockwerke eines Hauſes oder ſogar nur einzelne Zimmer im Eigentum verſchie⸗ 
dener Perſonen ſtehen, während an den gemeinſchaftlichen Treppen, Boden⸗ und 
Kellerräumen und am Baugrunde Geſamteigentum beſteht. Durch ein ſolches 
Stockwerkseigentum könnte die Vermehrung von Eigenheimen gefördert werden, da 
es die gleichen Vorteile wie das Einzeleigenheim eigener Siedlung bringt, darüber 
hinaus aber dem einzelnen geringere Koſten verurſacht. 

Während das geltende Recht nur die Beziehungen zwiſchen dem Vermieter und 
dem Mieter regelt, dürfte es zukünftig erforderlich ſein, Vermieter und Mieter 
nicht nur als Einzelperſonen zu betrachten, ſondern ſie in die Geſamtheit aller 
Mieter eines Hauſes, die Hausgemeinſchaft, hineinzuſtellen und von dieſem Stand⸗ 
punkt aus ihre Rechte und Pflichten zu beurteilen. Ein Anfang in dieſer Hinſicht 
iſt bereits durch die Anfang des Jahres 1934 erfolgte Schaffung des „Deutſchen 
Einheitsmietvertrages“ gemacht worden, der von dem Grundſatz beherrſcht wird: 
„Vermieter und Mieter verſprechen im Haus ſowohl untereinander wie mit den 
übrigen Mietern im Sinne einer vertrauensvollen Hausgemeinſchaft zuſammen⸗ 
zuleben und zu dieſem Zweck jede gegenſeitige Rückſicht zu üben.“ Der Einheits⸗ 
mietvertrag weicht in zahlreichen Einzelbeſtimmungen, in denen das Geſetz eine 
Abdingbarkeit überhaupt zuläßt, von der geſetzlichen Regelung des Bürgerlichen 
Geſetzbuches ab und trägt dadurch auch dazu bei, ein zeitgemäßes, volksnahes Miet⸗ 
recht zu ſchaffen. Für die Geſetzgebung werden die in verſtändnisvoller Zuſammen⸗ 
arbeit der Vermieter- und Mieterorganiſationen geſchaffenen Beſtimmungen des 
Einheitsmietvertrages bei der Reform des Mietrechts von erheblicher Bedeutung 
ſein können. Wie ſehr der Geſetzgeber die Mitarbeit der Vermieter- und Mieter⸗ 
organiſationen zu würdigen weiß, zeigt das Geſetz vom 7. März 1935 (RGBl. J 352) 
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über die Anerkennung und Beaufſichtigung von Vereinigungen von Hausbeſitzern 
und Mietern. 

Da Raummiete ihrer Natur nach auf längere Dauer berechnet iſt, muß, wie bei 
allen Dauerſchuldverhältniſſen, als Forderung nationalſozialiſtiſcher Rechtsauf⸗ 
faſſung der Gedanke der Parität der Vertragspartner für die Neugeſtaltung im 
Auge behalten werden. Reibungen werden dadurch am eheſten vermieden oder doch 
erheblich beſchränkt werden können. Es darf nicht eine Klaſſe bevorrechtigter, das 
Vertragsverhältnis einſeitig von ſich aus beſtimmender Vermieter einer Schicht 
abhängiger, wirtſchaftlich meiſt ſchwacher Mieter gegenüberſtehen. 

Jeder Deutſche hat ein Recht auf eine Wohnung. Die Familie iſt die Keimzelle 
des Volkes; um ihren hieraus entſpringenden Pflichten gegenüber dem Volks⸗ 
ganzen gerecht zu werden, iſt ihr durch Geſetz die Möglichkeit zu bieten, die Rechts⸗ 
beziehungen, die die rechtliche Grundlage und tatſächliche Vorausſetzung zur Ent⸗ 
faltung der Familie ſchaffen, günſtig zu geſtalten. 

Die Reformarbeit am Mietrecht ſteht vor Schwierigkeiten. Zu berückſichtigen iſt 
ſtets die Abhängigkeit von den allgemeinen wirtſchaftlichen Verhältniſſen, ins⸗ 
beſondere die enge Verflechtung mit dem empfindlichen Baumarkt und dem Bau⸗ 
kapitalmarkt. Aus dieſen Gründen iſt Vorſicht geboten vor einſeitigem, zu weit⸗ 
gehendem Schutz des Mieters. Hemmung der Baufreudigkeit und Erſchwerung der 
Kapitalbeſchaffung wären die Folge. Die allgemeine Erfahrung, daß eine Geſetz⸗ 
gebung mit zu deutlicher Schutztendenz eine Verſchärfung der Intereſſengegenſätze 
zwiſchen den Vertragspartnern erzeugen kann, würde dadurch beſtätigt werden, 
daß eine Klaſſenfeindlichkeit zwiſchen Vermietern und Mietern herbeigeführt würde. 

Es iſt weiter zu erwägen, ob trotz dieſes Grundſatzes der Parität der in S 571 
BGB. zum Ausdruck kommende Gedanke (Kauf bricht Miete nicht) dahin zu er⸗ 
weitern wäre, daß jeder neue Eigentümer, auch bei Konkurs und Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung, in den laufenden Vertrag eintritt und den Mieter nicht herausſetzen 
kann. Dieſe Frage iſt zweckmäßigerweiſe einer Reviſion des Zwangsverſteigerungs⸗ 
rechts und Konkursrechts vorzubehalten. Manche wirtſchaftlichen Gründe, Hemmung 
der Einſteigerungsluſt, Preisdrückung uſw. ſprechen dagegen. 

Mit fortſchreitender Beſſerung der Verhältniſſe, die zur Einführung der Woh⸗ 
nungszwangswirtſchaft geführt haben, iſt ihre Abſchaffung zu fordern. Grund⸗ 
ſätzlich ſoll volle Vertragsfreiheit herrſchen, jedoch muß durch eine Wuchervorſchrift, 
die zweckmäßigerweiſe in die Mietgeſetzgebung ſelbſt aufgenommen wird, der Aus⸗ 
nutzung (beſonders wirtſchaftlich ſchwacher und kinderreicher Familien) Einhalt 
geboten werden. Ein zivilrechtlicher Mietzinswucher⸗Tatbeſtand dürfte dabei den 
Erwartungen der Beteiligten beſſer entſprechen als der Hinweis auf den (neu zu 
geſtaltenden) $ 138 BGB. Dem hätte zum Ausgleich (Folge des Paritätsprinzips) 
gegenüberzuſtehen eine geſetzliche Regelung, die die richterliche Heraufſetzung 
wucheriſch niedrigen Mietzinſes ermöglicht. 

Zu erwägen iſt ferner der Gedanke einer freieren Geſtaltung der Aufhebung der 
Mietverträge (Freigabe der Kündigung): 

a) bei Mietverhältniſſen mit unbeſtimmter Dauer, die nach Ablauf der geſetz⸗ 
lichen oder vertraglichen Friſt nach Kündigung von ſeiten eines Vertragsteiles 
endigen. Trotz grundſätzlicher Beibehaltung dieſer Regelung kann aber der Fall 
eintreten, daß der Mieter durch die Kündigung in eine beſondere Notlage verſetzt 
wird. Zu deren tunlicher Vermeidung oder Milderung wird folgende Formulierung 
vorgeſchlagen: 

„Wenn der Mieter durch die Kündigung in eine beſondere Notlage ver⸗ 
ſetzt wird, kann er den Schutz des Gerichts anrufen, falls die unverzügliche Dar— 
legung ſeiner Notlage gegenüber dem Vermieter dieſen nicht zur Zurücknahme der 
Kündigung veranlaßt. 

Der Richter kann einen Ausgleich durch Auferlegung einer geldlichen Abkehr— 
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entſchädigung oder Hinausſchiebung des Auszugstermins anordnen. Wenn die 
Kündigung die Daſeinsgrundlage des Mieters erheblich ge⸗ 
fährdet, ohne durch eigene Intereſſen des Vermieters gerechtfertigt zu ſein, 
kann der Richter die Kündigung ganz zurückweiſen.“ 


(Prof. Lehmann, Köln, i. d. Sung 1 Mietrechtsausſchuſſes der Akademie für 
Deutſches Recht vom 4. und 5. Juni 1 34.) 


Es wäre noch zu erwägen, ob nicht 1 zugunſten des Vermieters eine ähnliche 
geſetzliche Sicherung gegen den Mieter zu geben wäre. 

b) bei Mietverhältniſſen von beſtimmter Dauer. Hier kann eine Verlängerung 
durch den Richter aus Billigkeitsgründen weniger leicht in Frage kommen, da jeder 
Vertragsteil von vornherein den Zeitpunkt der Beendigung kennt. Es müßte hier 
erwogen werden, ob nicht ein vorzeitiger Abbruch wegen beſonderer Gründe, die 
außerhalb derjenigen liegen, die zur ſog. außerordentlichen Kündigung berechtigen, 
ermöglicht werden ſoll, alſo wiederum beſondere Notlage, Gefährdung der Daſeins⸗ 
grundlage uſw. 

Zur Vermeidung ſchwerer Härten iſt zugunſten ſowohl des Mieters wie auch des 
Vermieters nach dieſer Richtung eine klare geſetzliche Regelung am Platze. Hier 
ſei auf das ſchweizeriſche Recht (Art. 269) verwieſen, das nach dieſer Richtung 
einen brauchbaren Anhalt bietet. 

Die Rechtsſicherheit verlangt, daß Kündigung nur erfolgen darf bei Vorliegen 
beſtimmter, im Geſetz einzeln normierter „wichtiger“ Gründe. Zu fordern ſind feſt 
umriſſene, erſchöpfende, im Geſetz feſtgelegte Tatbeſtände; keine Generalklauſeln, 
keine dehnbaren Beſtimmungen, die die Möglichkeit verſchiedener uneinheitlicher 
Auslegung zulaſſen. 

Als ſolche kommen in Frage: 

1. Vertragswidriger Gebrauch BGB. 8 553; 

2. Verzug mit der Mietzinszahlung § 554 (vgl. S 6/II des Einheitsmiet⸗ 
vertrages); 

3. Beläſtigung des Hausbeſitzers und der Mitbewohner (vgl. $ 2 des 
Mieterſchutzgeſetzes vom 17. Februar 1928, RGBl. I 27). 

Ein Rechtsverhältnis, das der Notwendigkeit, eine Wohnung, den räumlichen 
Mittelpunkt der Lebensbeziehungen einer Familie (Wohnheim), oder Geſchäfts⸗ 
räume, Läden u. dgl. (Berufsheim) zu beſitzen, geſetzliche Regelung verleiht, darf 
weder bei der Begründung noch während der Dauer noch bei der Beendigung einem 
Teil die Möglichkeit willkürlicher Rechtserzwingung geben. 

Starrheit des Rechts iſt ſicher gutzuheißen, wo es dazu dienen ſoll, klare Ver⸗ 
hältniſſe, Sicherheit im Rechtsverkehr zu ſchaffen. Die individualiſtiſche Rechts⸗ 
auffaſſung hat dem Begriffe des abſoluten Rechts die nur durch den kaum durch⸗ 
ſchlagenden Schikaneparagraphen gemilderte Möglichkeit rückſichtsloſer Rechtsver⸗ 
folgung zur Seite geſtellt. Soziales Rechtsempfinden, aus dem Sinne der Volks⸗ 
gemeinſchaft entſprungen, muß gerade in die Mietrechtsgeſetzgebung Eingang finden. 

Schmitz 
Schrifttum: 

Außer den anerkannten Kommentaren und Lehrbüchern des Bürgerlichen Rechts, die 

ſich durchweg eingehend mit dem Mietrecht befaſſen: 

Mittelſtein: Die Miete nach dem Recht des BGB. 

Niendorff: Miete. 

Siber: Das geſetzliche Pfandrecht des Vermieters, des Verpächters und des Gaſtwirts. 

Zirndorfer: Miete von Wohnungs- uſw. Räumen. 

Ruth: Das Mietrecht der Wohn- und Geſchäftsräume (enthält eine ſyſtematiſche wiſſen⸗ 
ſchaftliche Darſtellung des Mietnotrechts). 

Eltzbacher: Groß-Berliner Mietverträge. 

Zeitſchriften: „Das Grundeigentum“. 


. ing, Entſcheidungen des Kammergerichts in Miet- uſw. 
achen. 
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B. Der Mieterſchutz 


Eine beſondere Mietgeſetzgebung war der Vorkriegszeit unbekannt, da dieſe 
Materie im ſchuldrechtlichen Teil des BGB. unter dem Titel „Niete“ geregelt war. 
Dieſe Regelung war zum Nachteile des wirtſchaftlich ſchwächeren Vertragsteiles, 
des Mieters, nicht zwingenden Rechtes, ſondern ließ dem Diktatwillen des wirt⸗ 
ſchaftlich monopoliſtiſch eingeſtellten Vermieters freien Spielraum. Solcher fand 
ſeinen Niederſchlag in den von den Hausbeſitzerorganiſationen geſchaffenen For⸗ 
mularmietverträgen, die nur Pflichten, aber keine Rechte für die Mieter begrün⸗ 
deten, und welche von den Wohnungsſuchenden notgedrungen unterzeichnet werden 
mußten, wollten ſie nicht der Obdachloſigkeit anheimfallen. Die ſchon oft ſeitens 
der Mieter bemängelte „Unſittlichkeit“ der vorgelegten Verträge fand aber durch 
das in Friedenszeiten beſtehende, ſich annähernd ausgleichende Verhältnis von 
Angebot und Nachfrage eine Hemmung für eine volkswirtſchaftlich feindliche Aus⸗ 
wirkung, ſo daß ſich die Hausbeſitzer zu größerem Entgegenkommen zwangsläufig 
veranlaßt ſehen mußten. 

Der Ausbruch des Weltkrieges, insbeſondere die Nachwirkungen des verlorenen 
Krieges ſchufen die Vorausſetzungen, daß der Staat bzw. das Reich in dieſer Rich⸗ 
tung Maßregeln zum Schutze der Mieter treffen mußte, die den ſich einer Monopol⸗ 
ſtellung erfreuenden Hausbeſitzern gegenüberſtanden. 

Schon gleich bei Kriegsbeginn wurden in verſchiedenen Bezirken der General⸗ 
kommandos Verordnungen mietrechtlichen Inhalts zum Schutze der Kriegsteilneh⸗ 
mer und ihrer zurückgebliebenen Familienangehörigen erlaſſen, die aber ein ein⸗ 
heitliches Rechtsgebilde nicht darſtellten. 

Die Mieterſchutzgeſetzgebung ſelbſt entwickelte ſich erſt aus dem jeweiligen entſpre⸗ 
chenden Bedürfnis heraus, als der Krieg eine längere Dauer hatte, als man ur⸗ 
ſprünglich erwartete. 

Man kann dieſe Tatſache leicht aus der Entwicklung der Geſetzgebung verfolgen. 


Als im Kriegslaufe das Geld knapp bzw. teuerer wurde, machte ſich dies zuerſt 
in der Steigerung der Mieten und der Erhöhung der Hypothekenzinſen bemerkbar. 
Hiergegen erging auf Grund des 8 3 des Geſetzes über die Ermächtigung des Bun⸗ 
desrates zu wirtſchaftlichen Maßnahmen vom 4. Auguſt 1914 (RGBl. S. 327) die 
„Bekanntmachung betr. Einigungsämter“ vom 15. Dezember 1914 (RGBl. ©. 511), 
welche Ausgleichsſtellen zwiſchen Vermieter und Mieter bei angeſtrebten Mieter⸗ 
höhungen, daraus folgenden Kündigungen, ſowie zwiſchen Hypothekengläubigern 
und Hypothekenſchuldnern in Hypothekenangelegenheiten ſchuf. 

Ausgebaut wurde dieſe Einrichtung durch die nachfolgenden Geſetze: 

a) Bekanntmachung zum Schutze der Mieter vom 26. Juli 1917 (RG Bl. S. 659). 

b) Verordnung zum Schutze der Mieter vom 22. Juni 1919 (RGBl. S. 591). 

Der weitere Ausbau auf dem Mietrechtsgebiete ließ dann als Grundgeſetze 

das Reichsmietengeſetz vom 24. März 1922 (RGBl. S. 273), 

das „Geſetz über Mieterſchutz und Mieteinigungsämter“ vom 1. Juni 1923 
(RG Bl. S. 353) mit den Ergänzungen bzw. Abänderungen vom 24. Dezember 
1923 (RG Bl. S. 1247) und vom 14. Februar 1924 (RGBl. S. 111) entſtehen. 
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Der allmählich infolge Unterbleibens jeglicher Bautätigkeit auftretende Mans 
gel an Wohnraum führte zwangsläufig die Schaffung einer den Erhalt des Wohn⸗ 
raumes ſichernden Verordnung herbei, es iſt dies: 

die Bekanntmachung über Maßnahmen gegen Wohnungsmangel vom 23. Sep⸗ 
tember 1918 (RGBl. S. 1143). 

Die Mieterſchutzgeſetzgebung umfaßt alſo in logiſch entwickelter Weiſe den Schutz 
der wirtſchaftlichen Kraft des Mieters durch das Reichsmietengeſetz, ſeines Wohn⸗ 
rechtes durch das Mieterſchutzgeſetz, ſeines Wohnraumes durch das Wohnungs⸗ 
mangelgeſetz. a 

Die Reichsgeſetzgebung, die nur Rahmengeſetze in dieſer Richtung ſchuf, wird 
und wurde bis in die jüngſte Zeit hinein durch eine Unzahl landesrechtlicher und 
gemeinderechtlicher Verordnungen ergänzt, die den jeweiligen beſonderen Bedürf⸗ 
niſſen entſprachen. 

Die zeitliche Geltungsdauer der betreffenden Rechtsnormen war ſtets eine 
begrenzte, deren Verlängerung aus Anlaß von abändernden Geſetzen oder in beſon⸗ 
deren Geſetzen erfolgte. 

Hiſtoriſch zeigte ſich im einzelnen folgendes Entwicklungsbild: 


I. Neichsmietengeſetz 


1. Bekanntmachung betr. Einigungsämter vom 15. Dez. 1914 (RG Bl. S. 511). 

Sie ſchafft Ausgleichsſtellen zwiſchen Mietern und Hausbeſitzern zum Schutze 

der Kündigung und Mietſteigerung, ferner zwiſchen Hypothekengläubigern 
und ihren Schuldnern. 


2. Bekanntmachung zum Schutze der Mieter vom 26. Juli 1917 (RGBl. S. 659), 
ergänzt durch die Bundesratsverordnung vom 23. September 1918 (RGBl. 
S. 1135). 

Es wird vorgeſchrieben, daß die Vornahme von Mieterhöhungen anzeige⸗ 
pflichtig iſt und dem Mieter die Möglichkeit gegeben, durch Anrufung des 
Mieteinigungsamtes eine angemeſſene Miete feſtſetzen zu laſſen. 


„Verordnung vom 22. Juni 1919 (RGBl. S. 591), erlaſſen auf Grund des Ge⸗ 
ſetzes über die vereinfachte Form der Geſetzgebung für die Zwecke der Über⸗ 
gangswirtſchaft vom 17. April (RGBl. S. 394) 

dehnt die Mietfeſtſetzung auf gewerbliche Räume aus. 


„Reichsmietengeſetz vom 24. März 1922 (RGBl. S. 273) 
baut die Mietberechnung auf dem Begriff der „Geſetzlichen Miete“, d. h. der 
Miete vom 1. Juli 1914 auf und aus. 


5. Geſetz zur Abänderung des Mieterſchutzgeſetzes v. 29. Juni 1926 (RGBl. S. 
317/320) 
nimmt die Teilwohnungen von Wohnungen und Gewerberäume aus dem 
RMC. heraus auf Grund des Mieterſchutzgeſetzes $ 33 und 33a. 


„Geſetz über die Abänderung des Reichsmietengeſetzes vom 14. Februar 1928 
(RGBl. S. 21) 

gibt die gewerblichen Räume jeder Art, große Wohnungen über 100 Qua⸗ 
dratmeter aus dem RM. frei, und trifft Regelung der Mietzinsbildung für 
die Übergangszeit. 
7. Neue Veröffentlichung und Bekanntmachung des Reichsmietengeſetzes vom 
20. Februar 1928 (RGBl. S. 38) 

berückſichtigt die bis dahin ergangenen Abänderungen. 
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8. Verordnung des Reichspräſidenten zur Sicherung von Wirtſchaft und Fi: 
nanzen vom 1. Dezember 1930 (RGBl. S. 517/598). 
VII. Teil: Wohnungswirtſchaft, Kap. IV: Abbau und Beendigung der Woh⸗ 
nungszwangswirtſchaft, 
ſchließt in 8 1a in beſtimmten Fällen den Rückgriff auf die geſetzliche Miete 
aus (Art. III) und befriſtet das Geſetz bis zum 1. April 1936, ſofern bis dahin 
ein ſoziales Mietrecht geſchaffen iſt (Art. II). 


9. Verordnung des Reichspräſidenten zur Sicherung der Wirtſchaft und Finan⸗ 
zen und zum Schutze des inneren Friedens vom 8. Dezember 1931 (RGBl. 
S. 699/708) 

hebt die Berufung auf die geſetzliche Miete für die nach Ortsklaſſen ein⸗ 
geteilten Orte auf, ebenſo für alle Neubauten, Ein⸗ und Umbauten ſeit dem 
1. Juli 1918 ſowie Teilwohnungen aus Wohn⸗ und Gewerberäumen; die 
Geltungsdauer des Geſetzes wird unter Aufhebung der Verordnung vom 1. De⸗ 
zember 1930 bis zum 1. April 1934 befriſtet unter dem Geſichtspunkte, daß 
bis dahin ein ſoziales Mietrecht geſchaffen iſt. 


10. Verordnung zur Regelung des Mietweſens im Saarland. Vom 17. Juni 1935. 
(RGBl. ©. 761.) | 
„Geſetzliche Miete“ — (der Ausdruck findet ſich zwar im Geſetze nicht, ergibt 
ſich aber zwangsläufig aus den weiterhin gegebenen Verfahrensvorſchrif⸗ 
ten) — iſt der Mietzins, der vor dem 1. Januar 1935 zuletzt galt, wobei ein 
in Franken ausgedrückter Betrag im Verhältnis von 6,08:1 in Reichsmark 
umgerechnet wird. Sie ergreift auch die gemiſchten Mietverhältniſſe ſchlecht⸗ 
hin. Sofern eine Werterhöhung der Räume oder erhöhte Belaſtung des 
Grundſtückes vorliegt, kann das zuſtändige Mieteinigungsamt eine entſpre⸗ 
chende Miete als neue Baſis feſtlegen. (S 2.) 


II. Mieterſchutzgeſetz 


1. Bekanntmachung zum Schutze der Mieter vom 26. Juli 1917 (RGBl. S. 659) 
gibt dem Mieter ein Einſpruchsrecht gegen eine Kündigung, die das Miet⸗ 
einigungsamt unter Erhöhung des Mietzinſes für unwirkſam erklären kann. 


2. Bekanntmachung betr. Anderung der Verordnung zum Schutze der Mieter 
vom 23. September 1918 (RGBl. S. 1135) 
erweitert die Kompetenz des Mieteinigungsamtes zur einjährigen Ver⸗ 
tragsverlängerung unter den Vorausſetzungen der Verordnung vom 26. 7. 
1917, und macht die Kündigung des Vermieters zuſtimmungsbedürftig. 


3. Verordnung zum Schutze der Mieter vom 22. Juni 1919 (RGBl. S. 591) 
unterſtellt dem Mieterſchutz nunmehr auch Läden und gewerbliche Räume. 


4. Geſetz über Mieterſchutz und Mieteinigungsämter vom 1. Juni 1923 (RGBl. 
S. 353) mit Ergänzung bzw. Abänderungsgeſetz vom 24. Dezember 1923 
(RGBl. S. 1247) und vom 14. Februar 1924 (RGBl. S. 11) 

hebt die privatrechtliche Kündigung für die geſchützten Räume auf und 
beſchränkt die Zahl der Kündigungs⸗ bzw. Mietaufhebungsfälle auf 3 Tat⸗ 
beſtände: Erhebliche Beläſtigung des Vermieters, Mietrückſtand, Eigenbedarf 
des Vermieters. 

Dieſes Geſetz bietet dem Mieter den vollkommenſten Schutz! 

Mit den nachfolgenden Geſetzen wird der Abbau des Mieterſchutzes in kur⸗ 
zen Zeiträumen in die Wege geleitet: 
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5. Bekanntmachung des Geſetzes über Mieterſchutz und Mieteinigungsämter vom 
30. Juni 1926 (RGBl. S. 347), 
in dem die mit Geſetz vom 29. Juni 1926 (RG Bl. S. 317) eingetretenen 
Abänderungen berückſichtigt werden, wie: Verkürzung der Mietverzugsfriſt, 
Teilaufhebungsklagen bei Wohnungen und Hausgärten, Wegfall des Erſatz⸗ 
raumes bei § 2 und 3, Erſetzung des angemeſſenen Erſatzraumes bei $ 4 durch 
ausreichenden, Freigabe der neugeſchaffenen Teilwohnung. Einführung des 
Mietwucherbegriffes $ 49a. 


6. Bekanntmachung des Geſetzes über Mieterſchutz und Mieteinigungsämter vom 
17. Februar 1928 (RC Bl. S. 25) 
läßt neben der Aufhebungsklage die Kündigung in Form eines dem Mahn⸗ 
verfahren nachgebildeten, erleichterten Kündigungsverfahrens zu. 


7. Verordnung des Reichspräſidenten zur Sicherung von Finanzen und Wirt⸗ 
ſchaft vom 1. Dezember 1930 (RGBl. S. 517/698) 
gibt dem dreijährigen Grundſtücksbeſitzer erleichterte Mietaufhebungsklage 
im Falle des Eigenbedarfs; Wegfall der Erſatzraumbeſchränkung nach zwei⸗ 
jährigem Friſtablauf; die Hausmanns⸗ und Hausverwalterswohnungen wer⸗ 
den kündigungsfrei; Wegfall des MSchG. in wohnungs mangelfreien Gemein: 
den; Herausnahme der Geſchäfts⸗ und Gewerberäume aus dem Mieterſchutz⸗ 
geſetz ab 1. April 1931. 


8. Vierte Verordnung des Reichspräſidenten zur Sicherung von Wirtſchaft und 
Finanzen und zum Schutze des inneren Friedens v. 8. Dezember 1931 (RGBl. 
S. 698 ff.) 

II. Teil. Wohnungswirtſchaft. Kap. IV. Abbau und Beendigung der Woh⸗ 

nungszwangswirtſchaft; 

erweitert in Art. I die Freiwohnungen durch neue Ortsklaſſenſtaffelung; in 
Art. II Freigabe der ſelbſtändigen Untermietverhältniſſe, Wegfall der Unter: 
vermietungserlaubniserſetzung und des Schiedsverfahrens nach § 52e bei der 
Kündigung von Gewerberäumen im w. S. Die Geltungsdauer des Geſetzes 
wird in Art. VIII bis zum 1. April 1934 abgekürzt, wenn bis dahin ein ſo⸗ 
ziales Mietrecht in Kraft getreten iſt. 


9. Bekanntmachung über Mieterſchutz vom 27. März 1932 (RGBl. S. 166) 
ſtellt die geltenden Mieterſchutzbeſtimmungen neu zuſammen. 


10. Bekanntmachung über Mieterſchutz vom 27. April 1933 (RGBl. S. 235) 
hebt die Bekanntmachung vom 27. März 1932 auf und veröffentlicht den 
neuen Wortlaut des Geſetzes mit den ab 27. März 1932 ſtattgefundenen Ver⸗ 
änderungen, insbeſondere das Geſetz über Räumungsfriſten vom 29. März 1933 
und die neuen Wohnungsfreigrenzen. 


11. Verordnung zur Regelung des Mietweſens im Saarland. Vom 17. 6. 35. 
(RGBl. S. 761.) 

Mit Wirkung vom 1. 7. 35 wird das Geſetz über Mieterſchutz und Miet⸗ 
einigungsämter in den Rechtsbereich der Gemeinden Saarbrücken, Dillingen, 
Dudweiler, Friedrichsthal, Homburg, Merzig, Neunkirchen, Saarlouis, St. 
Ingbert, Püttlingen, Sulzbach und Völklingen eingeführt. Es gilt auch für 
die in § 32b bezeichneten Räume, ferner für diejenigen des § 32a, ſofern 
nicht in Saarbrücken die Miethöhen von 800 RM., in anderen Gemeinden von 
600 RM. überſchritten werden (8 1). 

Auf die gleichzeitige Geltung des $ 49a für alle Raumüberlaſſungsver⸗ 
träge in ſämtlichen Gemeinden des Saarlandes wird beſonders hingemwie- 
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jen unter dem Grundſatz, daß § 49a nicht gilt für ſolche Mieten, die am 
1. 1. 35 die Miete vom 1. 7. 14 unerheblich überſteigen; zuſtändige Nachprü⸗ 
fungsſtelle das Mieteinigungsamt. (S 3.) 


III. Wohnungsmangelgeſetz 


1. Bekanntmachung über Maßnahmen über Wohnungsmangel vom 23. Sep⸗ 
tember 1918 (RGBl. S. 1143) 
beſtimmt die Richtlinien über die Behandlung des vorhandenen Wohn⸗ 
raumes. 


2. Verordnung zum Schutze der Mieter vom 22. Juni 1919 (RGBl. S. 591). 
3. Geſetz über Maßnahmen gegen Wohnungsmangel vom 11. Mai 1920 (RGBl. 
S. 949) 


ermächtigt die Landesbehörden zu Eingriffen in die Grundrechte der Frei⸗ 
zügigkeit, der Unverletzlichkeit der Wohnung und des Eigentums zugunſten 
der Beſchaffung von Wohnraum. 


4. Novelle zum Wohnungsmangelgeſetz vom 26. Juli 1923 (RGBl. S. 754) 
gibt Richtlinien für die Erhaltung des vorhandenen Wohnraumes und 
regelt die bevorzugte Zuweiſung leerwerdender Wohnungen an beſtimmte 
Wohnungsſuchende. 


5. Geſetz vom 2. März 1927 (RGBl. S. 69 Teil J) 
ermächtigt in einem zuſätzlichen § 8a den Reichsarbeitsminiſter mit Zuſtim⸗ 
mung des Reichsjuſtizminiſters, Vorſchriften über die Anlage und Führung 
von Liſten für Wohnungsſuchende und über die Verwendung 2. vorhandenen 
Wohnraumes und deren Geltungsdauer zu treffen. 


6. Verordnung des Reichspräſidenten zur Sicherung von Wirtſchaft und Finan⸗ 
zen vom 1. Dezember 1930 (RG Bl. S. 517/598). 
Siebenter Teil: Wohnungswirtſchaft. Kap. IV. Abbau und Beendigung der 
Wohnungszwangswirtſchaft 
begrenzt die Geltungsdauer des Geſetzes bis zum 1. April 1934. 


7. Vierte Verordnung des Reichspräſidenten zur Sicherung von Wirtſchaft und 
Finanzen und zum Schutze des inneren Friedens v. 8. Dezember 1931 (RGBl. 
S. 699/708) 

Zweiter Teil: Wohnungswirtſchaft. Kap. IV. Abbau und Beendigung der 
Wohnungszwangswirtſchaft 

ſchafft weitere neue Mietfreigrenzen nach Ortsklaſſen und verkürzt die Gel⸗ 
tungsdauer des Geſetzes unter Aufhebung der betreffenden Anordnung der 
Verordnung vom 1. Dezember 1930 bis zum 1. April 1933. 


Aus dieſer geſetzgeberiſchen Entwicklung ergibt ſich, daß die Mieterſchutzgeſetz⸗ 


gebung ein „Notrecht“ im vollſten Umfang des Wortes iſt, da ihr Aufgabenkreis 


ſteigt und fällt mit der Ebbe und Flut der ſie beeinfluſſenden wirtſchaftlichen Ver⸗ 


hältniſſe auf dem Wohnungsmarkt. Sie kann inſofern nur gutgeheißen werden, 


als in ihr ein Ziel ſozialer Art angedeutet iſt, und zwar dasjenige, das unper⸗ 
ſönliche Wohnrecht des Mieters zu einem „Dauerrecht der Miete“ auszugeſtalten, 
um ſomit im Gegenſatz zur bisherigen Bodenintereſſeloſigkeit des Wohnungs⸗ 
inhabers eine gewiſſe Boden beſtändigkeit der auf Mietwohnungen ange⸗ 
wieſenen Stadtbevölkerung zu gründen und zu feſtigen. Die Form des Numerus 
clausus der Kündigungsgründe des Vermieters im Umfange des Mieterſchutz⸗ 
geſetzes wird daher in einem zukünftigen ſozialen, oder richtiger nationalſoziali⸗ 
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ſtiſchen Mietrecht mit aufgenommen werden müſſen, und es wird wie bisher dem 
Mieter die Einſpruchsmöglichkeit gegen deren Rechtmäßigkeit bei den Mietfach⸗ 
abteilungen der ordentlichen Gerichte gegeben ſein müſſen. 

Das Mietrecht muß im neuen Dritten Reich mehr denn je auf die ökonomiſche 
Lage des wirtſchaftlich ſchwächeren Mietraumbenutzers Rückſicht nehmen, denn für 
dieſen bedeutet der Wohnraum die Schutzſtätte ſeiner aufwachſenden Jugend, da⸗ 
mit die Wiege des Volkes überhaupt, die in erſter Linie unter dem national⸗ 
ſozialiſtiſchen Grundſatz: — Gemeinnutz geht vor Eigennutz — der Förderung 
ihres Wohlergehens bedarf. 

Liſt 
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C. Die Mieteinigungdämter 


Die Erledigung von Mietſtreitigkeiten fand in der Zeit bis zum Ausbruche des 
Weltkrieges vor den Amtsgerichten ſtatt, ſoweit nicht dieſelben durch die Parteien 
außergerichtlich unter Beiziehung privater Mittler verglichen wurden. Es gab 
im allgemeinen keine beſtimmte Stelle, die ſich dieſer Schlichtungstätigkeit offiziell 
annahm. Lediglich einige wenige Städte erkannten die dringende ſoziale Not⸗ 
wendigkeit, einen Intereſſenausgleich zwiſchen Vermieter und Mieter, die beide 
gleichwertig aufeinander angewieſen waren, außergerichtlich herbeizuführen. 
Soweit dieſe Erkenntnis vorlag, beſtanden bereits um dieſe Zeit bei einzelnen 
Stadtverwaltungen Stellen, die ſchon damals als „Mieteinigungsämter“ bezeichnet 
wurden, und die in dem angegebenen Sinne ſozialwirkſam tätig wurden. Gemäß 
ihrem privatwirtſchaftlichen Charakter konnten ſie eine rechtsverbindliche Tätig⸗ 
keit nicht ausüben, der Rechtsweg blieb den Parteien frei. 


Die wirtſchaftliche Auswirkung des Weltkriegsbeginnes, die eine ſcharfe Span⸗ 
nung zwiſchen den Mieter⸗ und Vermieterintereſſen einerſeits, den Belangen der 
Hypothekengläubiger und Hypothekenſchuldner andererſeits ſchuf, hatte zur Folge, 
daß das Inſtitut der Mieteinigungsämter erſt für die beſtehenden eine geſetzliche 
Grundlage erhielt, ſpäterhin dieſe Stellen allgemein für die Erledigung eines 
beſtimmten, geſetzlich feſtgelegten Aufgabenkreiſes in den Rechtsbau der Kriegs» 
notgeſetzgebung einführte. 


Die geſetzgeberiſche Entwicklung war dabei folgende: 


1. Bekanntmachung betreffend Einigungsämter. 
Vom 15. Dezember 1914. (RG Bl. ©. 511.) 

Dieſe Verordnung beſtätigte die vorhandenen ſtädtiſchen MEI. und wies 
ihnen einen geſetzlichen Charakter als Ausgleichsſtelle zwiſchen Vermieter und 
Mieter einerſeits, und Hypothekengläubiger und Hypothekenſchuldner ander⸗ 
ſeits zu. Das „Einigungsverfahren“ wurde in einfachſter Form geregelt. Eine 
die Parteien bindende Entſcheidung erging nicht; es blieb der ordentliche 
Rechtsweg offen. 


2. Bekanntmachung zum Schutze der Mieter. 
Vom 26. Juli 1917. (RG Bl. S. 659.) 
Die Landesbehörden konnten die Gemeinden zur Errichtung von MEA., wo 
ſolche noch nicht beſtanden, anhalten. 
Das Verfahren regelte: 


3. Anordnung des Reichskanzlers für das Verfahren vor den eee 
Vom 26. Juli 1917. (RGBl. S. 661.) 
Es wurde das MEA. mit Laienbeiſitzern beſetzt. 
Das Verfahren endete mit einem Beſchluß, der unanfechtbar war, der nicht 
nach ſtarren Geſetzesregeln, ſondern nach „billigem Ermeſſen“ erging. 


4. Verordnung des Reichsminiſters der Juſtiz und des Reichsarbeitsminiſters 
für das Verfahren vor dem Mieteinigungsamt und der Beſchwerdeſtelle. 
Vom 19. September 1923. (RGBl. S. 888.) 
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Sie ergänzte das unter dem gleichen Datum veröffentlichte Geſetz über 
Mieterſchutz und Mieteinigungsämter 2. Abſchnitt: Mieteinigungsämter in 
gerichtsverfaſſungsmäßigem Sinne, alſo internen Ausbau durch Einführung 
der Rechtsbeſchwerde und überwies die Aufgabe der Rechtſprechung den Amts⸗ 
gerichten als „Mietgerichten“. 

5. Bekanntmachung des Geſetzes über Mieterſchutz und Mieteinigungsämter. 
Vom 30. Juni 1926. (RG Bl. S. 347/354.) 

Die Aufgabe der MEA. war die Ausführung der Aufgaben des Reichs⸗ 

mietengeſetzes, Wohnungsmangelgeſetzes und Teile des Mieterſchutzgeſetzes. 


6. Verordnung des Reichspräſidenten zur Sicherung von Wirtſchaft und Finan⸗ 
zen und zum Schutze des inneren Friedens. 

Vom 8. Dezember 1931. (RG Bl. S. 699 / 708 Teil I.) 

II. Teil. Wohnungswirtſchaft. Kap. IV. Abbau und Beendigung der Woh⸗ 
nungszwangswirtſchaft. 

Dieſe Verordnung veränderte in einſchneidender Weiſe das mieteinigungs⸗ 
amtliche Verfahren: Beſeitigung der Laienbeiſitzer, Aufhebung des Schieds⸗ 
verfahrens nach $ 52a des MSHG., Begrenzung der Rechtsbeſchwerdeſumme 
auf RM. 50.—. 

7. Anordnung für das Verfahren vor dem Mieteinigungsamt und der Be⸗ 
ſchwerdeſtelle. 

Vom 27. März 1932. (RG Bl. Teil I. S. 167/170.) 

Sie brachte in 8 Paragraphen eine Reihe von Beſtimmungen der Anord⸗ 
nung, entſprechend der Lage der Geſetzgebung im Wortlaut neugefaßt, z. T. 
wurde feſtgeſtellt, welche Beſtimmungen wegfallen. Weſentliche Punkte ſind: 
Vereinfachung des Vorverfahrens, Verkürzung der Wiedereinſetzungsfriſt für 
verſäumte Rechtsbeſchwerdefriſt auf eine Woche, Ergänzung der Verfahrens⸗ 
vorſchriften durch die ZPO. 

8. Verordnung über das Mieteinigungsverfahren im Saarland. Vom 21. Fe⸗ 
bruar 1935. (RG Bl. S. 253.) 

Dieſe Verordnung führt gegen die Entſcheidungen der MEA. die ſofortige 
Beſchwerde ein, für welche die Zuſtändigkeit der Zivilkammer des Landgerichtes 
Saarbrücken begründet wird. (§ 1 Abi. 1.) 

§ 1 Abſ. 2 regelt die Überleitung der am 21. 2. 35 ſchwebenden Mietverfahren 
auf das Landgericht Saarbrücken, unter Hinweis, daß als Verfahrensvorſchrift 
die Richtlinien der ſofortigen Beſchwerde gelten. In Abſ. 3 werden die alten 
Koſtenberechnungsgrundſätze (Berufungs⸗ bzw. Reviſionskoſtenberechnung) 
aufrechterhalten. 

SS 2 und 3 regeln die Wiederaufnahmemöglichkeiten alter Verfahren bzw. die 
Rechtsmittelmöglichkeit der bis zum 1. 2. 35 abgeſchloſſenen Rechtsſtreite erſter 
Inſtanz. 

Verordnung zur Regelung des Mietweſens im Saarland. Vom 17. Juni 1935. 
(RGBl. S. 761.) 

Mieteinigungsamt iſt das Amtsgericht, Beſchwerdeſtelle die Zivilkammer des 
Landgerichtes Saarbrücken. (8 4 Abſ. 1. 

Das Verfahren beider Stellen regelt ſich nach den Vorſchriften des 2. Ab⸗ 
ſchnittes des Mieterſchutzgeſetzes und nach der Anordnung für das Verfahren 
vor dem Mieteinigungsamt und der Beſchwerdeſtelle ($ 4 Abſ. 2). 

Die Verordnung über das Mieteinigungsverfahren im Saarland vom 
21. Februar 1935 fällt fort. 


Die rechtliche Stellung der MEA. innerhalb des Rechtskörpers des Staats war 
keine einheitliche. Sie veränderte ihren Charakter gemäß ihrer geſetzlichen Ent— 
wicklung. 
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In der Zeit vor dem Weltkriege hatten die MEA. keine rechtliche Bedeutung, 
ſie waren keine Verwaltungsbehörden, da ſie als Nebenſtellen der Stadtverwaltung 
keinen Rechtszwang vornehmen konnten. Sie waren de facto privatrechtliche Aus⸗ 
gleichſtellen in Mietangelegenheiten, wie ſie von privater Seite in gleicher Weiſe 
und mit gleicher negativer Wirkung ins Leben gerufen werden konnten. 

Die Verordnung vom 15. Dezember 1914 gab den vorhandenen MEA. den 
Charakter einer geſetzlichen Ausgleichsſtelle zwiſchen Vermieter und Mieter, die 
eine gewiſſe Ahnlichkeit mit der ſtrafrechtlichen Friedensrichterſtelle hatte, ohne 
ſie aber wie dieſe als zwingende Vorſtation in die gerichtliche Mietſtreitigkeit 
einzubauen. Die MEA. hatten in dieſem Stadium den Charakter einer Kolkrecht; 
lichen „Sühneſtelle“ in Mietſachen. 

Die obligatoriſche Einführung der MEI. auf Grund der SEN vom 
26. Juli 1917 und der Ausbau derſelben in der Verfahrensanordnung des Reichs⸗ 
kanzlers vom gleichen Datum gliederte ſie in die deutſche Rechtsverfaſſung ein 
und ließ ihren rechtlichen Charakter an den Tag treten. 

Bis 1923 gingen die Meinungen über letzteren auseinander. Die einer Stadt⸗ 
behörde angegliederten, beſtehenden MEA. wurden als eine den Verwaltungs⸗ 
gerichten ähnliche Verwaltungsbehörde betrachtet, während die bei den Miet⸗ 
gerichten neugeſchaffenen MEA. den Zivilgerichten gleichgeachtet wurden. 

Eine definitive Klärung dieſer Streitfrage ſchuf erſt im Jahre 1923 eine reichs⸗ 
gerichtliche Entſcheidung (RG3. 107, S. 286), worin ausgeführt wird, das Miet⸗ 
einigungsamt ſei „nach Art und Bedeutung ſeiner Aufgaben und Wirkſamkeit 
im ganzen als ein Organ zur Ausübung ſozialer Fürſorge, aber nicht als ein 
Rechtspflegeorgan zu betrachten und demgemäß nicht den Gerichten, ſondern den 
Verwaltungsbehörden zuzuzählen“. 

Einen einheitlichen rechtlichen Charakter erhielten die MEA. erſt durch die 
Notverordnung vom 8. Dezember 1931, die auf der einen Seite die Mitwirkung 
der Laien, auf der anderen die Bearbeitung der wohnraumrechtlichen Fragen auf 
Grund des Wegfalles des Wohnungsmangelgeſetzes ausſchaltete, ſo daß die 
ME., ſelbſtändig oder angegliedert, nur noch rein zivilrechtliche Mietfragen 
entſcheiden, ſie alſo reine „Fachabteilungen“ der ordentlichen Gerichte 
darſtellen. 

In dem Aufbau des nationalſozialiſtiſchen Rechtsſtaats werden deshalb beſon⸗ 
dere ME. nicht eingegliedert werden, ſondern es werden ihre Rechtsaufgaben 
in den Ausbau eines nationalſozialiſtiſchen Mietrechtes aufgenommen, und in 
der entſprechenden „Fachabteilung“ der örtlich zuſtändigen Amtsgerichte ent⸗ 
ſchieden werden. 

Lift 
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Freiwillige Gerichtsbarkeit im Familien» und Jugendrecht 


I. 


1. Das Recht der freiwilligen Gerichtsbarkeit hat ſeit dem Umbruch noch keine 
Neugeſtaltung erfahren. Das gilt ſowohl von den Verfahrensvorſchriften als auch 
von dem materiellen Recht, dem dieſe dienen, insbeſondere von dem uns beſchäfti⸗ 
genden Familien⸗, Vormundſchafts⸗ und Jugendwohlfahrts⸗ 
recht. Einzelne geſetzliche Anderungen und Ergänzungen ſind freilich auch hier 
erfolgt, wie namentlich das Geſetz gegen Mißbräuche bei der Eheſchließung und der 
Annahme an Kindes Statt vom 23. November 1933 (RGBl. I S. 979), deſſen 
Artikel III auch die Vorſchriften des Kindesannahmeverfahrens geändert hat, ſowie 
die die Rechtseinheit fördernden Verordnungen zur Vereinheitlichung der Zuſtändig⸗ 
keit in Familien⸗ und Nachlaßſachen vom 31. Mai und 27. Juli 1934 (RGBl. I 
S. 472) und ferner die Verordnung über Auflaſſung, landesrechtliche Gebühren und 
Mündelſicherheit vom 11. Mai 1934 (RG Bl. I S. 378) 1. Das Sinngefüge der be⸗ 
ſtehenden Ordnung haben dieſe Anderungen unberührt gelaſſen?. Dies darf jedoch 
nicht darüber hinwegtäuſchen, daß auch hier, ja gerade hier, der Geiſt des Ge⸗ 
ſetzes ſich mit dem Sieg der nationalſozialiſtiſchen Bewegung grundlegend ge⸗ 
wandelt hat. Rein machtpolitiſche, lediglich die Staats⸗ oder die Wirtſchafts⸗ 
verfaſſung ergreifende Revolutionen laſſen freilich weite Bezirke des Rechts nicht 
nur in ihrem Normenbeſtand, ſondern auch in ihrem Sinngehalt unverändert. 
Für den Nationalſozialismus gilt ſolche Beſchränkung nicht: Er iſt keine bloß 
politiſche Bewegung, ſondern eine neue Weltanſchauung, ausgehend von dem Ge⸗ 
danken der auf Blut und Raſſe beruhenden Volksgemeinſchaft als der natur⸗ 
gegebenen Grundlage unſeres Seins. Sein Sieg iſt deshalb die Aufrichtung einer 
neuen (in vielem freilich als urgegeben empfundenen) Wertordnung gegenüber 
einer wertelos gewordenen Welt, und damit ein Umbruch auf allen Lebensge⸗ 
bieten, alſo auch des Rechts in allen ſeinen Bezirken. Es kann daher zwar der 
alte Normenbeſtand formell in „Geltung“ bleiben, ſein Sinngehalt aber hat mit 
dem Sieg der neuen Wertordnung ohne weiteres, d. h. ohne Anderung des Geſetzes⸗ 
buchſtabens eine entſcheidende Umgeſtaltung erfahren. 

2. Am wenigſten iſt dies freilich der Fall bei den Verfahrens vorſchriftens. 


1 Die Verordnungen ſind vom Reichsminiſter der Juſtiz erlaſſen auf Grund Art. 5 
ie Geſetz zur „ der Rechtspflege auf das Reich vom 16. Februar 1934 
(RGBl. I S. 91), deſſen Art. 4 zugleich die ſog. Freizügigkeit der Notariatsurkunden 

en An noch die VO. über die Amtsbezirke der Notare vom 17. Juni 1934, 

S. 514). Die Gerichte der Länder üben auch die freiwillige Gerichtsbarkeit, 
nix 1 55 auch in den landes rechtlich geregelten Angelegenheiten „im Auftrag und 
im Namen des Reichs“ aus (Art. 2, 5 des Denen und 8 1 der Erſten Verordnung über 
den Neuaufbau des Reichs, RGBl. 1934, I S. 75, 81). 

»Das neue SGeſetz über die freiwillige Gerichtsbarkeit und andere Rechtsangelegen⸗ 
heiten in der Wehrmacht vom 24. April 1934 (RGBl. I S. 335, 352) faßt ohne nennens⸗ 
werte ſachliche Anderungen nur die bisherigen Vorſchriften in Anpaſſung an die wieder⸗ 
eingeführte Militärgerichtsbarkeit zuſammen. 

3 Eine ſachliche Anderung der allgemeinen Verfahrensvorſchriften (88 2—33 EG.) iſt 
nicht erforderlich und wohl auch nicht beabſichtigt. Ergänzende Anwendun 1 im Verfahren 
vor den Anerbenbehörden: $ 46 RErbhG., $ 11 Erſte DurchfVO. z. RErbh. 
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Sie jollen deshalb im folgenden außer Betracht bleiben. Doch erſcheint an dieſer 
Stelle ein Hinweis darauf notwendig, daß auch hier der Geiſt des Nationalſozialis— 
mus ſich auswirken muß. Dies gilt ſelbſt für die — den größten Teil der Ber: 
fahrensnormen bildenden — Formvorſchriften. Der Nationalſozialismus iſt freilich 
nichts Formales. Aber ſeine, das ganze Leben umſpannende Kraft drückt ſich not⸗ 
wendig auch in der Art des juriſtiſchen Denkens aus. Nationalſozialiſtiſches Rechts⸗ 
denken iſt weſensmäßig konkretes Ordnungsdenken“. Und zwar auch im Gebiet des 
formellen Rechts. Allerdings haben auch die poſitiviſtiſche Rechtslehre und Recht— 
ſprechung in ihren beſten Vertretern ſich bemüht, dieſem Ziel durch Auffaſſung der 
Verfahrensvorſchriften als Zweckmäßigkeitsnormen gerecht zu werden. Sie waren 
aber bei ihrer normativen Einſtellung, die ſich zwangsläufig aus dem Fehlen der 
das Recht in ſeiner Geſamtheit tragenden völkiſchen Wertordnung ergab und durch 
die daraus folgende enge Bindung an den Geſetzeswortlaut noch geſteigert wurde, 
immer in Gefahr, auch die Verfahrensſätze unmittelbar abſtrakten, dazu meiſt for⸗ 
malen Kategorien unterzuordnen und damit ihren konkreten Ordnungszweck zu 
überſehen. Ein Beiſpiel mag es veranſchaulichen. Da die 88 21 Abſ. 2, 29 Abſ. 4 
566. für die mündliche Beſchwerde und weitere Beſchwerde Einlegung zum Pro— 
tokoll der Geſchäftsſtelle vorſchreiben, hält die herrſchende, auch vom Reichsgericht 
vertretene Anſicht eine durch den Richter, insbeſondere den Vorderrichter auf— 
genommene Beſchwerde, ſoweit ſie nicht als ſchriftliche angeſehen werden kann, für 
unzuläſſigs. Statt hier ohne weiteres einen Mangel der ſog. Verrichtungszuſtändig⸗ 
keit anzunehmen und daraus die Unzuläſſigkeit des Aktes zu folgern, hätte man 
zunächſt nach dem Grund der Vorſchrift fragen müſſen, um ſo mehr als doch der 
Richter das „Gericht“ bildet, bei dem zufolge $ 21 Abſ. 1 FGG. die Beſchwerde ein⸗ 
zulegen iſt. Der Sinn der Regelung geht nun nicht ſowohl dahin, dem Richter die 
Zuſtändigkeit zu entziehen als vielmehr, ihn davon zu entlaſten, daß er in der 
Beſchwerdeniederſchrift gegen ſich Stellung nehmen muß oder als Richter des 
höheren Gerichts ſich in den Augen des Beſchwerdeführers feſtlegt: Es beſteht für 
den Richter keine Amtspflicht zur Aufnahme der Beſchwerde, ja er ſoll ſie gar 
nicht aufnehmen, kann es aber mit der Wirkung tun, daß ſie gleichwohl zuläſſig 
iſt. Selbſt wenn die Vorſchrift durch Mißtrauen in die Unparteilichkeit des Vorder— 
richters veranlaßt worden ſein ſollte, wäre nicht einzuſehen, wieſo es der Sinn des 
Geſetzes ſein könnte, dem Beſchwerdeführer, deſſen Schutz doch die Vorſchrift dann 
bezwecken würde, den Verſtoß des Richters entgelten zu laſſen. 

3. Viel tiefergreifend iſt jedoch der Wandel im materiellen Recht, denn 
hier vor allem muß ſich die neue, das Recht tragende Wertordnung auswirken. 
Die durch den Umbruch nicht nur zu tatſächlicher Herrſchaft, ſondern auch zu 
rechtlicher Maßgeblichkeit gekommene Wertordnung des Nationalſozialismus er: 
fordert auch eine neue Haltung des Richters und eine ſchöpferiſche Rechtsfindung. 
Es ſoll daher im folgenden gezeigt werden, wie und wo der Richter der freiwil⸗ 
ligen Gerichtsbarkeit ſchon jetzt im Bereich des für die Volksgemeinſchaft ſo bedeut⸗ 


Als ordnendes Denken hat man das 1100 f Denken ſchon früher aufgefaßt (io 
namentlich Rumpf, Volk und Recht, 1910, S. 100 ff.). Aber erſt die völkiſche Wertordnung 
kann die je Verwirklichung des Ziels geeigneten Maßſtäbe geben, die einerjeits über⸗ 
individuell find, andererſeits aber zugleich alle der lebendigen Volksgemeinſchaft weſens⸗ 
fremden Abſtraktionen ausſchließen. Über die Eigenart des nationalſozialiſtiſchen Rechts⸗ 
denkens als eines konkreten Ordnungsdenkens grundlegend Carl Schmitt, Über die 
drei Arten des ee eee Denkens (Schriften der Akademie für Deutſches 
Recht), 1934, vgl. auch ee Recht, 4. Jahrg., 1934, S. 227 ff.; dazu Larenz, Zeit: 
ſchrift für Beutſche Kulturphiloſophie, Bd. 1 Sp. 112 ff. Dieſe Eigenart zeigt ſich aber 
nicht nur auf den Lebensgebieten, die ſich „inſtitutionell“ geſtaltet haben, ſondern auch 
auf den „verkehrsmäßig⸗techniſch“ geregelten. Auch hier iſt, wie das im Text folgende 
Beiſpiel zeigt, Raum für konkretes Ordnungsdenken. 

8 De 9 7 19. März 1925 110 311. Nachw. für und wider bei Schlegelberger Fe. 
nm. 2. 
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ſamen Familienrechts im Sinne des Nationalſozialismus wirken kann und als 
auf den Führer vereidigter Richter auch wirken muß. Dieſe Forde⸗ 
rung bedeutet weder ein Überſchreiten der dem Richter der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit im Rahmen der Rechtspflege geſtellten Aufgaben, noch führt ſie gar zu 
Willkür, Rechtsunſicherheit und Ungerechtigkeit. Sie macht aber zuvor ein Ein⸗ 
gehen auf die Stellung des Richters der e Gerichtsbarkeit und ſein Ver⸗ 
hältnis zum Geſetz notwendig. 
II. 

1. Sehen wir von der für die 8 Verfahrensvorſchriften maßge⸗ 
benden poſitiv⸗rechtlichen Zuweiſung einer Sache zur freiwilligen oder zur ſtrei⸗ 
tigen Gerichtsbarkeit ab, ſo unterſcheiden ſich beide weſensmäßig durch ihren inſti⸗ 
tutionellen Zweck, d. i. den Sinn, der ihnen im ganzen der Rechtsordnung vom 
Standpunkt der Rechtsgemeinſchaft aus zukommt. Sinn des zivilprozeſſualen Er⸗ 
kenntnisverfahrens (als Inſtitution) iſt die Bewährung des objektiven Rechts durch 
Anwendung desjelben auf den Einzelfall”. Die freiwillige Gerichtsbarkeit da⸗ 
gegen iſt, jo ſelbſtverſtändlich auch ihre Akte unter Anwendung oder wenigſtens 
in den Schranken des Rechts zu geſchehen haben, in erſter Linie eine — im einzelnen 
freilich verſchieden geartete und motivierte — Fürſorgetätigkeits. Und dies 
auch dann, wenn durch Eintrag in öffentliche Bücher oder Regiſter ein ſubjektives 
Recht oder eine Rechtslage feſtgeſtellt (deklariert) wirds. Sie kennt deshalb auch 
dort, wo fie echte Entſcheidung iſt, keine materielle Rechtskraft“. Daraus folgt 


* Der Treueid auf den Führer iſt Ausdruck der unbedingten nn der national⸗ 
Ib, jondern Weltanſchauung für den deutſchen 21 15 Damit ſteht nicht im Gegen⸗ 


ondern ſtimmt durchaus überein, daß die Gerichte im Namen des nchen Volkes 

ah 1 (Art. 1 Erſtes Geſetz zur Überleitung der Rechtspflege auf das Reich vom 

16. Februar 1934). Das bedeutet nicht nur die Einheitlichkeit der geſamten Rechtspflege, 

ſondern zugleich die Forderung, daß der Richter ſich nicht als Vertreter einer als ormat 

edachten nn fühlen darf, vielmehr den Willen der Volksgemeinſchaft aus⸗ 

prechen ſoll. Deren Wille aber wird wieder durch die nationalſozialiſtiſche Bewegung 
Ind Aa durch den Führer beſtimmt. 

7 So die h. M.; vgl. ſtatt aller Sauer, e 925 * S. 40 ff.; Bley 
Klagrecht und tehtlihes reis 1923, S. 8 ff. mit Verw., u noch Binder, Philo⸗ 
ſophie des Rechts, S. 656. Vom inſtitutionellen ist ber one le Zweck des Prozeſſes 
u une Heiden, d. i. der Zweck, den die Partei mit dem e Pruzeß im Sinne der 

11355 nung verfolgen darf. Er geht auf Sachentſcheidung (Bley a O., S. 12 f., 
15 ff.). Aus der Verwechſlung beider Geſichtspunkte und der damit meiſt verbundenen 
fehlerhaften Gleichſetzung des rechtsordnungsmäßigen Klagzwecks mit dem Individual⸗ 
zweck (d. i. Schutz der Partei in ihren behaupteten Rechten, alſo Obſieg) erklärt ſich 
ſowohl die Unmöglichkeit einer ſinngemäßen e der ſtreitigen von der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit, als auch die unzuläſſige Betrachtung des Zivilprozeßrechts vom 
einſeitigen Parteiſtandpunkt aus, die, wie Blomeyer, Deutſches Recht, 1934. 475, inſoweit 
zutreffend ausführt, heute cha „oh nicht allenthalben überwunden ift. 

s So treffend Sauer a. a. O., 4 f. Daraus erklärt ſich auch, daß ſie ſo oft als Ver⸗ 
waltung angeſehen wurde und 15 wird. Sie hat es aber im Gegenſatz zu dieſer mit 
Privatrechtsverhältniſſen zu tun. 

»Das bedeutet keine autoritative Feſtſtellung deſſen, was im Einzelfall rechtens iſt, 
in dem Sinne, wie ſie das Urteil, auch das rechtsgeſta tende, enthält. Daß auch die ſtreitige 
Gerichtsbarkeit, wie gerade das Geſtaltungsurteil zeigt, Fürſorgefunktion haben kann, iſt 
richtig; ſie ſteht aber, vom inſtitutionellen Prozeßzwech aus geſehen, erſt in zweiter 
Linie ns a. a. O.). 

10 Nachw. für und wider bei Schlegelberger (F SGe. 8 16 Anm. 8). Der Grund 
dafür liegt aber nicht in der Poſitivität der Rechtskraftnorm, auch nicht allein in dem 
Fehlen echter Parteien noch, wie Ehe- und Kindſchaftsprozeß ſowie Strafverfahren zeigen, 
im Vorwiegen des öffentlichen Intereſſes, ſondern wieder im inſtitutionellen Verfahrens⸗ 
zweck. Die Anerkennung der materiellen Rechtskraft iſt l ugs nichts begrifflich 
Gegebenes. Es fragt ſich aber, ob ſie nicht teleologiſch gefordert iſt. Das iſt ſie jedoch nur 
in den inſtitutionell zur Bewährung des objektiven Rechts beſtimmten Verfahren. Nur 
den in dieſen ergehenden Urteilsſprüchen kommt eine, der des Geſetzes vergleichbare Kraft 
au, was für die Beteiligten wieder deshalb tragbar erſcheint, weil ihnen als Parteien 
feſte Mitwirkungsrechte im Verfahren zuſtehen. 
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nun aber keineswegs, daß dem Richter der freiwilligen Gerichtsbarkeit Geſtaltung 
und Handhabung des Rechts im nationalſozialiſtiſchen Geiſt verſchloſſen wäre. 
Denn einmal gibt es, und zwar gerade in bezug auf Jugend und Familie, weite 
Gebiete, auf die der Streitrichter weder unmittelbar noch auch nur mittelbar ein⸗ 
wirken kann. Zum anderen beſteht auf dieſen, dem Streitrichter entzogenen Ge⸗ 
bieten die Aufgabe des Richters der freiwilligen Gerichtsbarkeit zu einem weſent⸗ 
lichen Teil in der Rechtsgeſtaltung oder wenigſtens in der Mitwirkung an dieſer 
und damit auch in Ermeſſensakten. Dadurch aber gewährt ſie, gleich der Verwal⸗ 
tung, weit größere Möglichkeiten des Eingreifens in das Rechtsleben als die 
ſtreitige Zivilrechtspflege. Und anders als in der Verwaltung, wo oft äußere 
Zweckmäßigkeitserwägungen oder rein techniſche Geſichtspunkte maßgebend find, 
entſcheiden in der freiwilligen Gerichtsbarkeit, jedenfalls ſoweit ſie Jugend und 
Familie betrifft, letzten Endes weltanſchauliche Bewertungen. Und eben weil es 
ſich dabei um Verhältniſſe des Pri vat rechts handelt, iſt die Verwirklichung der 
völkiſchen Werte und des Gemeinſchaftsgedankens um ſo dringlicher. Liegen doch 
für den Nationalſozialismus Sinn und Rechtfertigung (auch) des Privatrechts nicht 
im Wohle des Individuums, ſondern in der Erhaltung und Förderung der blut: 
mäßig gebundenen Volksgemeinſchaft. Allerdings iſt dem Nationalſozialismus das 
Privatrecht ein notwendiges Mittel des völkiſchen Lebens und damit der Kultur!. 
Um dieſe Funktion zu erfüllen, muß es aber in ſeinem ganzen Umfang, nicht bloß 
ſoweit es das Recht der Perſonenverbände betrifft, „Sozialrecht“ ſein. 

2. Die Wichtigkeit, die danach für den Nationalſozialismus der freiwilligen Ge⸗ 
richtsbarkeit im Familien⸗ und Jugendrecht zukommt, nötigt dazu, auf ſeiten der 
Richter mit dem hier noch vielfach beſtehenden Vorurteil zu brechen, die richterliche 
Tätigkeit in der freiwilligen Gerichtsbarkeit mit Ausnahme der Grund buchſachen 
als nicht vollwertig oder wenigſtens als der des Streitrichters nicht ebenbürtig an⸗ 
zuſehen, auf ſeiten der Juſtizverwaltung aber den Einſatz nationalſozialiſtiſcher 
Richter und die Ausbildung der Jungjuriſten in der freiwilligen Gerichtsbarkeit, 
beſonders für die Zeit bis zur Neuordnung des Familien⸗ und Jugendrechts, zu 
fördern. Denn einerſeits macht die dogmatiſche Schärfe allein nicht den Richter, 
ja macht ihn nicht einmal in erſter Linie. Zum andern trifft es auch gar nicht zu, 
daß die freiwillige Gerichtsbarkeit im Familien⸗ und Jugendrecht keine weſentlichen 
techniſch⸗juriſtiſchen Fragen böte. Können doch hier ſehr wohl ſchwierigſte Fragen 
des Wirtſchaftsrechts oder des zwiſchenſtaatlichen Rechts praktiſch werden, von 
denen die erſteren außer dogmatiſchem Können auch wirtſchaftliches Verſtändnis 
erfordern. Daneben aber ſind es noch drei Dinge, die gerade für die jungen natio⸗ 
nalſozialiſtiſchen Juriſten die richterliche Betätigung auf den hier behandelten Ge⸗ 
bieten beſonders wertvoll erſcheinen laſſen, nämlich die Beherrſchung eines äußerſt 
ſchmiegſamen und damit in hohem Maße Gerechtigkeit gewährleiſtenden Verfahrens, 
ſodann die im Regelverfahren der Streitgerichtsbarkeit meiſt ſehr ſtiefmütterlich 
behandelte Pſychologie des Beweiſes, und ſchließlich die Notwendigkeit ſelbſtändiger 
Entſchließung, zu der die freiwillige Gerichtsbarkeit viel mehr Gelegenheit bietet 
als die ſtreitige. Im Hinblick darauf, daß es dabei nicht um formale Geſchäfte, ſon⸗ 
dern um Betreuung weſentlichſter Rechtsgüter ſowie um weltanſchauliche Bewer⸗ 


11 So der Führer auf dem Parteitag 1933. Deshalb kann auch „ein Freimachen vieler 
Einzelkräfte“ ſehr wohl „eine ſozialiſtiſche Tat“ bedeuten, „wenn dieſes Freiwerden eine 
Stärkung der Geſamtheit nach ſich zieht“ (Alfred Roſenberg, Mythus des zwanzigſten 
Jahrh., 3. Buch, III 4). Deshalb iſt aber auch der Unterſchied von öffentlichem und pri⸗ 
vatem Recht, von Grenzgebieten abgeſehen, keineswegs nur poſitiv. Die „begriffliche“ 
Gleichſetzung von öffentlichem und privatem Recht entſtammt dem Gedankenkreis der 
log. reinen Rechtslehre, alſo dem kontradiktoriſchen Gegenteil der raſſiſch⸗völkiſchen. 
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tungen geht, dürfte auch eine Erweiterung der Zuſtändigkeit der Rechtspfleger in- 
ſoweit nicht in Frage kommen!. 

3. Was nun das Verhältnis des Richters der freiwilligen Gerichtsbarkeit zum 
Geſetz betrifft, ſo ſind die Ermeſſensakte und die geſetzlich gebundenen Akte zu unter⸗ 
ſcheiden. Auch der Ermeſſensakt iſt inſofern geſetzlich gebunden, als es zu ſeinem 
Erlaß geſetzlicher Ermächtigung bedarf und meiſt auch der Kreis der möglichen 
Maßnahmen vom Geſetz inhaltlich feſtgelegt oder wenigſtens umgrenzt iſt. Inner⸗ 
halb dieſer Grenzen aber beſteht Ermeſſensfreiheit in dem Sinne, daß die Ent⸗ 
ſcheidung nicht nach inhaltsbeſtimmenden Geſetzesvorſchriften zu treffen iſt, ſondern 
nach Billigkeit und Zweckmäßigkeit. Fragen der Billigkeit und Zweckmäßigkeit aber 
ſind nach nationalſozialiſtiſcher Weltanſchauung zu beurteilen. Das gilt nicht nur 
im Berwaltungsverfahren!?, insbeſondere auch dem des Steuerrechts, für welches es 
§ 2 Abſ. 3 StAnpG. vom 16. Oktober 1934 (RGBl. I S. 925) nunmehr ausdrücklich 
ausſpricht, ſondern ebenſo für die freiwillige Gerichtsbarkeit, und zwar auch in den 
Fällen, in denen das Geſetz das private Einzelintereſſe durchaus in den Vorder⸗ 
grund ſtellt. So hat mit Recht das Vormundſchaftsgericht die einem Minderjährigen 
vom elterlichen Gewalthaber erteilte Ermächtigung zum ſelbſtändigen Gewerbe⸗ 
betrieb um deswillen nicht genehmigt, weil der Minderjährige ſich trotz körperlicher 
Leiſtungsfähigkeit bisher ohne triftigen Grund vom Arbeitsdienſt ferngehalten 
hatte. Das, was die Entſcheidung von der nationalſozialiſtiſchen Rechtsauffaſſung 
aus trägt, iſt nicht erſt der das Individualintereſſe berückſichtigende Umſtand, daß 
der Minderjährige, falls er ſpäter zur Aufgabe ſeines Erwerbsgeſchäfts gezwungen 
ſein ſollte, ohne Arbeitsdienſtpaß eine Arbeitsſtelle viel ſchwerer finden könnte. Sie 
rechtfertigt ſich vielmehr ſchon aus der Beſtimmung des Arbeitsdienſtes als des die 
geſamte deutſche Jugend umfaſſenden Erziehungsmittels zur Volksgemeinſchaft: 
Auch bei Fragen der Exiſtenzbegründung, nicht bloß bei unmittelbaren Vermögens⸗ 
intereſſen, geht Gemeinnutz vor Eigennutz. N 

Von den Ermeſſensentſcheidungen abgeſehen, iſt der Richter der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit gleich dem Prozeßrichter nach wie vor an das Geſetz gebunden (8 1 
GVG.) “. Daraus folgt nun aber keineswegs, daß nur bei Ermeſſensentſcheidungen 
und bei Anwendung der ſog. Generalklauſeln das herrſchende Rechtsbewußtſein im 
Sinne der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung maßgebend wäre. Vielmehr muß 
auch in den geſetzlich gebundenen Entſcheidungen das herrſchende Rechtsbewußtſein 
zum Ausdruck kommen!s: Gebunden find die Gerichte an das „Geſetz“ nur inſoweit 
als es Recht iſt, worauf es ja beruht, daß Geſetz, und zwar auch für den Bereich 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit, jede Rechtsnorm iſt (Art. 2 EGBGB., § 185 Abſ. 2 


= page n erſcheint das Rechtspflegeramt nach anderer Richtung ausbaufähig. Es ilt 
zur Entlaſtung der Richter, alſo als Abſchluß ſtellung geſchaffen, müßte aber — bis zur 
Gewinnung praktiſch brauchbarer Grundſätze der igtelt und Bewähe ohne Rückſicht auf die 
Vermögenslage — bei ganz außergewöhnlicher Fähigkeit und Bewährung die Möglichkeit des 
Aufrückens in Richte rſtellen, namentlich in ſolche der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
gewähren. Da der Vorſchlag als ſeltene Ausnahme und nur zur Förderung der Richter⸗ 
ausleſe gedacht iſt, liegt darin auch weder eine wirtſchaftliche Erſchwerung für die Jung⸗ 
juriſten noch gar die Preisgabe des Akademikergrundſatzes, wohl aber deſſen ſinngemäße, 
weil auf beiden Seiten zu Höchſtleiſtungen anſpornende Ergänzung. 

19 Für dieſes inſoweit zutreffend Preuß OVG. vom 28. Februar 1934; DI3. Sp. 931. 

1 Preuß OVG. a. a. O.; RGZ. vom 6. Juli 1934 144 310 f., mit dem ausdrücklichen Hin⸗ 
weis auf die Fortgeltung des § 336 StGB. (Rechtsbeugung). 

15 Beſonders kennzeichnend für die hier herrſchende Begriffs: und Sprachverwirrung 
der Satz, daß die durch die nationale Revolution geſchaffene Rechtslage dem Richter nicht 
die Befugnis gebe, vom geſchriebenen Recht abzuweichen (fo Preuß OVG. vom 15. Februar 
1934 91 215 RuPrVerwBl. 55, 286 — JW. 1934, 1269, vgl. auch DIZ. 1934, Sp. 931). 
Vom Age wollen wir gar nicht abweichen, ſondern nur fragen, ob, inwieweit und mit 
welchem Inhalt eine überkommene Geſetzesvorſchrift noch Recht iſt. Und das iſt ſie eben 
nur, ſoweit ſie der „durch die nationale Revolution geſchaffenen Rechtslage“, die doch 
auch das OVG. als Fundament unſerer Rechtsordnung anerkennt, entſpricht. 
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FGG.) . Deshalb iſt es Aufgabe des nationalſozialiſtiſchen Richters, jede Geſetzes⸗ 
vorſchrift aus der Zeit vor dem Umbruch erforderlichenfalls auf ihre Vereinbarkeit 
mit dem herrſchenden, d. i. dem nationalſozialiſtiſchen Rechtsbewußtſein zu prüfen. 
Und zwar kann die Prüfung notwendig werden nicht nur hinſichtlich des Sinn⸗ 
gehalts (der Auslegung), ſondern auch mit Bezug auf die Tatſache der Fortgeltung 
oder den Geltungsbereich der Vorſchrift. 

Für die Auslegung — und damit im Ergebnis auch für die Frage des Geltungs⸗ 
bereichs — iſt mit Bezug auf die Steuergeſetze die Maßgeblichkeit der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Weltanſchauung jetzt in $ 1 StAnpG. vom 16. Oktober 1934 aus⸗ 
drücklich ausgeſprochen, alſo ſelbſt Geſetz geworden. Dabei iſt nun aber zweierlei zu 
beachten. Einmal, daß die Beſtimmung nichts anderes als eine ſog. authentiſche 
Interpretation bedeutet, alſo nur einen bereits ſeit dem Umbruch beſtehenden 
Rechtszuſtand autoritativ feſtſtellt. Zum andern, daß damit keineswegs eine Bes 
ſchränkung dieſes Auslegungsgrundſatzes lediglich auf die Steuergeſetze gewollt iſt. 
Denn nur bei Erſtreckung des Auslegungsgrundſatzes auf den geſamten Normen⸗ 
beſtand und beſonders auf die übernommenen, in ihrem Wortlaut unverändert 
gebliebenen Geſetze, iſt eine Gewähr für Gerechtigkeit und Rechtsfrieden gegeben. 
Beides wird gewährleiſtet nicht durch formale Übereinitimmung mit einem, ſei es 
an ſich noch jo klaren Geſetzeswortlaut, ſondern er ſt undallein durchſinn⸗ 
deutende Beziehung der einzelnen Vorſchriften auf das Geſamt⸗ 
gefüge der Rechtsordnung und damit auf die deren Einheit 
und Widerſpruchsloſigkeit bedingenden raſſiſch⸗völki⸗ 
ſchen Werte des Nationalſozialismus . Auf dieſe Weile allein ges 
winnen wir auch einen, nicht bloß für die Schaffung des künftigen, ſondern zugleich 
für die Auslegung des geltenden Rechts brauchbaren ſubſtantiellen Begriff der 
Gerechtigkeit. Zuzugeben iſt, daß eine Lage, bei der eine neue Weltanſchauung und 
Rechtsidee, noch dazu mit der Gewalt eines Umbruchs, auf ein überkommenes 
Normenſyſtem trifft, ſtets ein Moment der Unſicherheit bedeutet. Das liegt in den 
Umſtänden begründet und kann jedenfalls nicht durch ſtarres Feſthalten am Alten 
ausgeſchaltet, ſondern nur durch ſchöpferiſche Rechtsfindung überwunden werden, 
deren es ſelbſt noch auf den Gebieten bedarf, auf denen inzwiſchen neues Recht ge⸗ 
ſetzt wurde. Es kommt, zumal die völkiſche Wertordnung als echte Weltanſchauung 
im letzten nicht rational auflösbar iſt, nachgerade alles auf die Inſtinktſicherheit des 
Richters an!®. Gerade deshalb aber iſt der Vorwurf der Willkür jo unbegründet. 
Die Inſtinktſicherheit hängt von der Richterperſönlichkeit ab. Die jeweilige Rechts⸗ 
auffaſſung kann ihr immer nur die Betätigung erſchweren oder freigeben. Das 
letztere tut die nationalſozialiſtiſche Rechtsauffaſſung, das erſtere der Poſitivismus, 
der darum trotz äußerer Rechtsſicherheit keine Gewähr für Gerechtigkeit und Befrie⸗ 
dung bietet. 

Anders verhält es ſich bei der Frage, ob ein Rechtsſatz aus der Zeit vor dem 
Umbruch überhaupt noch fortgilt (nicht bloß einſchränkend auszulegen 
ift): Die Fortgeltung kann nicht ſchon wegen feiner Unvereinbarkeit mit der 
nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung verneint werden, und zwar ſelbſt dann nicht, 
wenn der Rechtsſatz unmittelbar dem nationalſozialiſtiſchen Parteiprogramm 
widerſpricht“. Vielmehr darf der Richter einen ſolchen Rechtsſatz nur dann als be⸗ 


16 Durch den Hinweis auf die Inſtinktſicherheit ſoll nicht etwa der freirechtlichen Auf: 
faſſung das Wort geredet werden: Es entſcheiden nicht ſubjektive Maßſtäbe des Richters, 
ſondern die nationalſozialiſtiſche Wertordnung. Ihre Einfügung in den Normenkomplex 
und deſſen Anpaſſung an ſie erfordern aber in erſter Linie Takt des Blutes (daher eben 
der Ausſchluß von Nichtariern aus den öffentlichen Amtern). 

17 Darüber herrſcht jetzt Einigkeit; vgl. neueſtens Henkel, Die Unabhängigkeit des A 
ters in ihrem neuen Sinngehalt (Der deutſche Staat der Gegenwart, Heft 10, ©. 27 f.). 
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feitigt anſehen, wenn er dies aus inzwiſchen ergangenen Geſetzen als Willen der 
Staatsführung erſchließen kann. Umgekehrt bleibt der Rechtsſatz verbindlich, wenn 
die Staatsführung dies, ſei es auch erſt nachträglich, als ihre Abſicht irgendwie 
zum Ausdruck bringt. Dazu bedarf es nicht notwendig eines (interpretierenden) 
Rechtsſatzes, ſondern genügt jeder politiſche Willensausdruck der Staatsführung, 
denn hierbei, und nur hierbei, nicht auch bei der Frage der Auslegung und des 
Geltungsumfanges ſteht der Gedanke der (äußeren) Rechtsſicherheit im Vorder⸗ 
grund und hat deshalb letztlich nicht die richterliche Schlußfolgerung, ſondern der 
Wille der Staatsführung zu entſcheiden. Entſprechende Einſchränkungen müſſen 
gelten für die richterliche Aufſtellung neuer, der nationalſozialiſtiſchen 
Weltanſchauung entſprechenden Rechtsſätze. So iſt z. B. die von einem (einer) 
Deutſchen nach dem Umbruch bewußt mit einer (einem) Fremdraſſigen geſchloſſene 
Ehe nicht aus dieſem Grunde nichtig. Der bisherige Rechtsſatz, daß Ehen ohne 
Rückſicht auf die nichtariſche Abſtammung des einen Teils gültig ſind, iſt, von der 
Anfechtbarkeit wegen Irrtums über die eine perſönliche Eigenſchaft bildende Ab⸗ 
ſtammung (S 1333 BGB.) abgeſehen, nicht beſeitigt, vielmehr, wenigſtens fürs 
erſte, als fortbeſtehend beſtätigt, wie es ſich aus 8 1a Abſ. 3 Satz 2 RBeamt6. 
mit SS 3, 6 des G. v. 30. Juni 1933 (RGBl. I S. 433) ergibt, wonach öffent⸗ 
liche Beamte ariſcher Abſtammung, die mit einer Perſon nichtariſcher Abſtam⸗ 
mung (künftig) die Ehe eingehen, zu entlaſſen ſind. Eine andere Frage aber 
iſt es, ob der Standesbeamte zu einer ſolchen Eheſchließung mitwirken, der Amts⸗ 
richter ihn bei Weigerung dazu anhalten muß (vgl. $ 11 Abſ. 3 PerſSt6.), oder ob 
nicht die raſſiſche Verſchiedenheit anders als bisher ein — aufſchiebendes — Ehe⸗ 
hindernis bildet. Hierbei iſt zunächſt zu beachten, daß der Nationalſozialismus 
ebenſowenig wie den fremden Staaten deren Angehörigen (ſowie den Staaten⸗ 
loſen) ſeine raſſiſche Weltanſchauung aufzwingen will. Daher darf der Standes⸗ 
beamte, wenn keiner der Verlobten die deutſche Reichsangehörigkeit beſitzt, ſeine 
Mitwirkung nicht verſagen. Gleiches muß ſinngemäß gelten, wenn beide Verlobte 
nichtariſcher Abſtammung ſind. Anders bei ariſcher Abſtammung und Reichs⸗ 
angehörigkeit des einen Teils. Hier würde das Gebot der Mitwirkung für den 
Standesbeamten eine öffentliche Amtspflicht zur Legaliſation der Verraſſung des 
deutſchen Volkes und für den Verlobten ein ſubjektives öffentliches Recht auf ſolche 
Legaliſierung bedeuten. Dies widerſtreitet nicht bloß der nationalſozialiſtiſchen 
Weltanſchauung, ſondern auch dem Sinn unſeres völkiſchen Rechts, wie er ſchon 
jetzt aus den Anſätzen zu einer Raſſegeſetzgebung erkennbar ijt!®. Sollte aber die 
Staatsführung — ſei es auch nur aus Zweckmäßigkeitserwägungen, etwa um ſich 
alle Möglichkeiten einer künftigen Regelung offen zu halten — den gegenteiligen 
Standpunkt zum Ausdruck bringen, ſo wäre dies aus Gründen der Rechtsſicherheit 
nicht nur für den Standesbeamten, ſondern auch für den Richter bindend. 


1s Daß das Geſetz auch künftig mit miſchraſſigen Ehen als gültigen rechnet, iſt kein 
durchſchlagender Einwand gegen die obige Folgerung. Denn einmal kann die Ehe im 
Ausland geſchloſſen worden ſein, zum andern braucht der Standesbeamte die Fremd⸗ 
raſſigkeit nicht gekannt zu haben. Ein Nachweis der ariſchen Abſtammung iſt ja hier nicht 
vorgeſchrieben (aus den Geburtsurkunden der vor 1920 geborenen Perſonen iſt aber 
wenigſtens das Religionsbekenntnis der Eltern erſichtlich). Daraus folgt nun aber keines⸗ 
wegs die Unbeachtlichkeit der fremdraſſigen Abſtammung (Kongoneger!) für die Amts⸗ 
pflicht des Standesbeamten. Wohl aber wird dieſer ſeine Mitwirkung nur bei Farbigen 
und bei Volle und Halbjuden (mit einem jüdiſchen Elternteil oder je einem jüdiſchen 
Großelternteil von Vater- und Mutterſeite) verweigern dürfen. Schärfere Erforderniſſe 
der ariſchen Abſtammung (wie für die Berufung zum öffentlichen Beamten, den Beſuch 
von Schulen außer den Pflichtſchulen und das Hochſchulſtudium oder gar die Bauern: 
fähigkeit) gelten nur für dieſe beſonderen Zwecke, wie die Ausnahmevorſchrift des § 4 
Abſ. 3 G gegen die Überfüllung deutſcher Schulen und Hochſchulen v. 25. April 1933. 
RGBl. I S. 225, deutlich ergibt. 
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II. 


Es iſt immer die weſentlichſte Aufgabe einer richtig verſtandenen Wiſſenſchaft 
vom Recht geweſen, der Rechtsanwendung vorzuarbeiten. Der Nationalſozialismus 
verpflichtet auch hier zur Tat, da er auch bei der Wiſſenſchaft eine Iſolierung 
— im Sinne einer Beſchränkung der Aufgabe auf eine bloße Betrachtung und 
Darſtellung des Seienden und des Geweſenen — ausſchließt. Deshalb kann es 
nicht genügen, lediglich Tatſache, Bedeutung und Grenzen des Einfluſſes der 
nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung auf das bisherige Recht im allgemeinen 
feſtzuſtellen. Vielmehr muß die Auswirkung dieſes Rechtswandels, wie ſchon oben 
gelegentlich verſucht, an einzelnen Vorſchriften und Inſtituten aufgewieſen werden. 
Mehr als Beiſpiele kann der Aufſatz freilich nicht geben; an ſolchen aber iſt der 
Praxis wohl zur Zeit auch am meiſten gelegen. 

1. Die der Erhaltung des Volkskörpers dienenden raſſenhygieniſchen 
Forderungen des Nationalſozialismus muß auch der Vormundſchaftsrichter 
in erſter Linie und in größtmöglichem Umfang durchzuſetzen ſuchen. Er iſt hierbei 
keineswegs auf die Rolle beſchränkt, den Antrag des geſetzlichen Vertreters auf 
Unfruchtbarmachung eines Erbkranken, der geſchäftsunfähig oder wegen Geiſtes⸗ 
ſchwäche entmündigt iſt oder das achtzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hat, 
zu genehmigen ($ 2 Abſ. 1 Satz 2 des Geſ. zur Verhütung erbkranlen Nachwuchſes 
v. 14. Juli 1933). Die Rolle iſt übrigens durchaus nicht ſo paſſiv wie es zunächſt 
ſcheint, da nicht nur in dieſen Fällen, ſondern auch in den ſonſtigen Fällen be⸗ 
ſchränkter Geſchäftsfähigkeit ſowie einer Pflegeſchaft über Volljährige ſehr wohl 
aus den Umſtänden die Amtspflicht des Vormundſchaftsrichters folgen kann, eine 
ärztliche Unterſuchung und daraufhin den Antrag auf Unfruchtbarmachung, ſei es 
bei dem geſetzlichen Vertreter des Erbkranken, dieſem ſelbſt oder dem zuſtändigen 
Amtsarzt anzuregen. 

Der Vorrang der raſſenhygieniſchen Geſichtspunkte vor allen andern zeigt ſich 
beſonders deutlich bei der Volljährigkeits erklärung, die ja nur erfolgen 
ſoll, wenn fie das Beſte des Minderjährigen befördert (85 BGB.). Darunter verſtand 
man freilich auch früher ſchon nicht lediglich das individuelle Wohl des Minder⸗ 
jährigen. Man zog auch ſittliche Rückſichten in Betracht, wie die ſittliche Pflicht des 
Minderjährigen, die von ihm Geſchwängerte zu ehelichen und dem zu erwartenden 
Kinde die Rechte eines ehelichen Kindes zu verjhaffen!? Für die nationalſozia⸗ 
liſtiſche Rechtsauffaſſung gilt dieſe Rückſicht nur bei erwieſener Geſundheitee, ent⸗ 
ſprechendem Alter und annehmbar raſſiſcher Tüchtigkeit des Mädchens (wie auch 
ſelbſtverſtändlich des Minderjährigen). Die Schwängerung iſt in erſter Linie 
biologiſch zu werten als Zeichen dafür, daß eine Verbindung der beiden Leute 
überhaupt Nachkommenſchaft verſpricht. Iſt die eheliche Verbindung aber, was der 
Vormundſchaftsrichter prüfen muß, raſſenhygieniſch betrachtet, unerwünſcht oder 
auch nur von zweifelhaftem Wert, ſo haben alle „ſittlichen Rückſichten“ zu ſchweigen. 
Ebenſo hat gegenüber raſſenhygieniſchen Bedenken das individuelle „Intereſſe des 
Mündels“, z. B. eines wegen Trunkſucht Entmündigten, bei der Frage, ob das 
Vormundſchaftsgericht die Genehmigung des Vormunds zur Eheſchließung erſetzen 
muß, trotz des allein auf das Mündelintereſſe abſtellenden $ 1304 Abſ. 2 Satz 2 
BGB. zurückzutreten. 

2. Die zweite große Aufgabe iſt dem nationalſozialiſtiſchen Richter in der 
Erhaltung des raſſiſchen Sinns (Wachſeins) geſtellt. Daher muß er 
z. B. einem elterlichen Gewalthaber die Perſonenſorge wegen Mißbrauchs derſelben 


19 Nachw. in RG Komm. BGB. 8 5. 

20 Ein ärztliches Geſundheitszeugnis ku Durchf VO. z. VO. zur Vereinheitlichung der 
5 in Familien⸗ und Nachlaßſachen v. 27. Aug. 1934 Nr. 2 Abſ. 2) iſt auch hier 
zu fordern. 
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entziehen, wenn dieſer ſein Kind im jugendlichen Alter durch völlig artfremde 
Pflegeeltern oder Erzieher aufziehen läßt (§ 1666 BGB.). Auch muß er eine ſolche 
völlig fremdraſſige Perſon, wenn ſie der elterliche Gewalthaber als Vormund 
benannt hat ($ 1776 Abſ. 1 Nr. 1, 2 BGB.), übergehen. Die Beſtellung würde, 
vom raſſiſch⸗völkiſchen Standpunkt aus geſehen, das Intereſſe des Mündels gefähr⸗ 
den ($ 1778 Abſ. 1). Ihre Unzuläſſigkeit folgt aber noch aus zwei weiteren Geſichts⸗ 
punkten. Einmal daraus, daß Kindesannahme wie Ehelichkeitserklärung bei erheb⸗ 
licher raſſiſcher Verſchiedenheit der Beteiligten unſtreitig dem öffentlichen Intereſſe 
zuwiderlaufen? !. Sodann daraus, daß Vormund wie Pfleger zwar nicht Beamte 
find und deshalb auch nicht den raſſengeſetzlichen Vorſchriften des neuen Beamten⸗ 
rechts unterliegen, aber gleichwohl ein öffentliches Amt bekleiden??. Zu dieſem 
aber ſind ſie bei ariſcher Abkunft und Minderjährigkeit des Mündels nur geeignet, 
wenn ſie vorbehaltlos den nationalſozialiſtiſchen Staat anerkennen und ihrer 
eigenen Herkunft nach überhaupt anerkennen können. Bei Volljährigkeit des 
Mündels ſowie bei Gebrechlichkeits⸗ oder bloßer Vermögenspflegſchaft ſpielt die 
Einſtellung der Amtsperſon freilich keine Rolle. 

3. Nicht ſo einfach zu beantworten iſt die Frage, ob und inwieweit der Vor⸗ 
mundſchaftsrichter ſeine Maßnahmen mit dem ausgeſprochenen Ziel der Ver⸗ 
wirklichung der nationalſozialiſtiſchen Forderungen treffen 
darf oder muß. Daß derartiges bei einzelnen vormundſchaftsgerichtlichen Akten 
zuläſſig, ja geboten iſt, ſteht außer Zweifel und wurde bereits am Beiſpiel des 
Freiwilligen Arbeitsdienſtes als Vorausſetzung für die Ermächtigung des Minder⸗ 
jährigen zu einem ſelbſtändigen Geſchäftsbetrieb entwickelt (oben II 3). Ebenſo 
handelt der Vormundſchaftsrichter pflichtmäßig, wenn er den für einen Minder⸗ 
jährigen zu beſtellenden Vormund nach deſſen poſitiver Einſtellung zum National⸗ 
ſozialismus auswählt. Er darf aber andererſeits einen nach $ 1776 BGB. zuläſſi⸗ 
gerweiſe als Vormund Benannten nicht ſchon um deswillen übergehen, weil dieſer 
weder Nationalſozialiſt iſt noch einer Untergliederung der Partei als Mitglied 
angehört. Das einzige, was er hier verlangen kann, iſt nur, daß der Betreffende 
nicht gegen den nationalſozialiſtiſchen Staat eingeſtellt iſt?s. Dieſer Geſichts⸗ 
punkt bildet auch die ideellſte, in der praktiſchen Handhabung freilich oft ſchwer 
feſtzuſtellende Grenze des richterlichen Eingriffs in die elterliche Gewalt wie auch 
in die Führung der Vormundſchaft. Die elterliche Gewalt iſt auch heute noch 
Privatrechtsmacht: Sie beſteht inſoweit als ihre Ausübung weder dem Intereſſe 
des Kindes noch den Belangen der Rechtsgemeinſchaft und damit der Staats⸗ 
führung widerſtreitet. Deshalb kann dem elterlichen Gewalthaber das Recht der 
Perſonenſorge entzogen und über den Minderjährigen die Schutzaufſicht oder, falls 
dies zur Verhütung oder zur Beſeitigung der Verwahrloſung nach Lage der Dinge 
erforderlich erſcheint, die Fürſorgeerziehung angeordnet werden nicht nur, wenn 
der Gewalthaber das Kind im ſtaatsfeindlichen, etwa kommuniſtiſchen Sinne 
erzieht, ſondern auch ſchon dann, wenn der Minderjährige durch die Erziehung 
der Gemeinſchaft und dem Vaterland entfremdet wird?“. Dagegen wird die Ver⸗ 


218 1754 Abſ. 2 Nr. 3 BGB. und die in der deutſchen Juſtizzeitung 1933, S. 765 ff. ab⸗ 
gedruckte Begründung zu dem G. gegen Mißbräuche bei der „ und der An⸗ 
nahme an Kindes Statt; Nr. 7 der Belinmungen zur Durchf. der VO. zur Vereinheit⸗ 
lichung der Zuſtändigkeit in Familien⸗ und Nachlaßſachen v. 27. Juli 1934. 

*: Über die Natur dieſes Amtes Bley, Die Rechtsnatur der geſetzlichen Betriebsver⸗ 
tretungen, 1932 S. 23 ff. 

» Eine ſolche Einſtellung kann ſich einerſeits ſehr ernſt, muß ſich andererfeits aber 
keineswegs ſtets aus dem Fernhalten von der zuſtändigen Untergliederung der Partei 
(3. B. DAF., NS.⸗Lehrerbund) ergeben. 

2 Früher im Hinblick auf die Faſſung des 8 56 JW. beſtritten; zutreffend DG. in 
DIZ. 1917 Sp. 755. 
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ſagung des Eintritts in Jungvolk oder Hitlerjugend nur ausnahmsweiſe, nämlich 
wenn der Gewalthaber keinerlei vernünftige Gründe für ſeine Weigerung 
anführen kann, einen Mißbrauch des Sorgerechts darſtellen. Und an jedem 
Grund zum Einſchreiten fehlt es, wenn dem elterlichen Gewalthaber lediglich 
zum Vorwurf gemacht würde, daß er nicht poſitiv zur NSDAP. eingeſtellt ſei, 
was ja noch keineswegs eine Einſtellung auch gegen den nationalſozialiſtiſchen 
Staat und ſeine Grundwerte zu bedeuten braucht. Wer dieſen Grundwerten des 
Raſſegedankens, der Volksgemeinſchaft und der autoritären Staatsführung bei der 
Erziehung gerecht wird, ſteht auf dem Boden des Rechts. Ihn einem gerichtlichen 
Eingriff ausſetzen würde nur allzu leicht Geſinnungsheuchelei großziehen und 
letzten Endes nur die Kraft der Bewegung ſchwächen. Das vorſtehend Entwickelte 
gilt gleichermaßen für die Erziehungsgewalt des Vormunds und Pflegers. Vor⸗ 
mund und Pfleger haben, wenn ſie auch im öffentlichen Antrag und in Erfüllung 
einer ſtaatlichen Fürſorgeaufgabe handeln, nur eine, der elterlichen nachgebildete 
und weſensgleiche, alſo privatrechtliche Erziehungsgewalt®. Die Pflicht des Vor⸗ 
mundſchaftsrichters, dieſe möglichſt einem mit der Bewegung ſympathiſierenden 
Vormund oder Pfleger anzuvertrauen, wird davon jedoch nicht berührt. 

4. Die Familie iſt dem Nationalſozialismus die Urzelle der Volksgemein⸗ 
ſchaft. Sie genießt deshalb gegen früher einen größeren Schutz (vgl. beſonders 
§ 1754 Abſ. 2 Nr. 3 BGB. i. d. F. des Gef. vom 23. November 1933; Nr. 7 der 
Beſt. zur Durchf. der VO. zur Vereinheitlichung der Zuſtändigkeit in Familien⸗ 
und Nachlaßſachen vom 27. Juli 1934). Aus dieſen Vorſchriften ergibt ſich aber, 
und zwar auch für die Auslegung der familienrechtlichen Beſtimmungen des BGB., 
zweierlei: Familie ſind nicht nur die nächſten Angehörigen; vielmehr können auch 
entfernte Verwandte dazu zählen. Auch in deren Perſon kann daher z. B. ein 
beſonderer Grund liegen, der im Intereſſe des Kindes eine von der Regel des 
§ 1635 BGB. abweichende Anordnung über die Perſonenſorge rechtfertigt. Zum 
andern iſt das Intereſſe der Familie vom nationalſozialiſtiſchen Standpunkt aus 
nicht ein ſolches des Beſitzes, der geſellſchaftlichen Stellung und in dieſem Sinne 
der Geburt, ſondern, von raſſiſcher Tüchtigkeit und Geſundheit abgeſehen, ein ſolches 
der Ehre, der Sitte und echter Kultur. Das wird z. B. bedeutſam für die Frage, 
ob das Vormundſchaftsgericht die elterliche Einwilligung in die Eheſchließung 
eines volljährigen Kindes erſetzen ſoll. (§ 1308 BGB.) 

5. Was ſchließlich die religiöſe Kindererziehung betrifft, jo gilt an 
fich noch das Reichsgeſetz vom 15. Juli 1921. Wenn auch die Partei als ſolche den 
Standpunkt eines pofitiven Chriftentums (ohne konfeſſionelle Bindung) vertritt, 
ſo fordert das Parteiprogramm (Punkt 24) doch in erſter Linie die Freiheit aller 
religiöjen Bekenntniſſe im Staat, ſoweit fie nicht deſſen Beſtand gefährden oder 
gegen das Sittlichkeits⸗ und Moralgefühl der germaniſchen Raſſe verſtoßen. Reli⸗ 
giöſe Bekenntniſſe in dieſem Sinne ſind auch die nicht bekenntnismäßigen Welt⸗ 
anſchauungen, die nach § 6 Rel Kinder ErzG. den Bekenntniſſen gleichſtehen. Aus⸗ 
geſchloſſen davon ſind, und das iſt ſchon jetzt geltendes Recht, namentlich alle die 
Bekenntniſſe, die unter dem Deckmantel der Weltanſchauung eine den Beſtand des 
nationalſozialiſtiſchen Staates gefährdende politiſche Schulung oder (und) Betäti⸗ 
gung zum Inhalt haben. Und auch gegenüber den chriſtlichen Bekenntniſſen iſt die 
Stellung des nationalſozialiſtiſchen Staates keine ſchlechthin gleichgültige. Bei der 
Auswahl des Vormunds iſt zwar auf das religiöſe Bekenntnis des Mündels Rück⸗ 
ſicht zu nehmen ($ 1779 Abſ. 2, vgl. auch §8 1801 BGB.). Hier geht aber, wenn ſich 
kein dem Bekenntnis des Mündels angehöriger Vormund oder Pfleger von poſi⸗ 
tiver Einſtellung zum nationalſozialiſtiſchen Staat findet, keine politiſch geeignete 
Perſönlichkeit anderer Konfeſſion vor. Bley 


Bley a. a. O. S. 25 fg. 
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Urheberrecht und Verlagsrecht 


A. Urheberrechtsreform und geltendes Recht 


IJ. Das Reformproblem 


1. Die nationalſozialiſtiſche Revolution fand das Urheberrecht im Zuſtand der 
Reformarbeit. Die letzten Anderungen der revidierten Berner Übereinkunft (j. u. 
S 8 II) ſollten eingearbeitet, zugleich der in mehrere Geſetze auseinandergezogene 
Stoff in einem Geſetz zuſammengefaßt, das Ganze den neuen Entwicklungen, die 
namentlich Film und Rundfunk gebracht hatten, angepaßt werden. Ein Regierungs⸗ 
entwurf war im Jahre 1932 veröffentlicht worden!. 

2. Der neue Staat hat dieſe Aufgabe übernommen. Darüber hinaus aber erwächſt 
ihm die ſchwerere und wichtigere Aufgabe, das Urheberrecht dem neuen Staats⸗ 
gedanken gemäß zu geſtalten. Bei dieſer Lage nützt es nichts, das geltende Recht, 
das nur mehr ein kurzes Daſein vor ſich hat, darzuſtellen. Unſere Darſtellung 
wird es vielmehr im weſentlichen mit dem Urheberrecht von morgen, mit der 
Reformaufgabe zu tun haben. Vor allem gilt es, die leitenden Geſichtspunkte für 
dieſe Reform und ihr Verhältnis zum gegebenen alten Stoff feſtzuſtellen. 


II. Soziale Gebundenheit des Urheberrechts 


1. Die heutige deutſche Rechtsauffaſſung ſieht alles Recht, ſowohl das des Staats 
wie das Privatrecht von der Volksgemeinſchaft aus. Was dem Leben des Volkes 
dient, was ihm eine geſunde Entwicklung für alle Zukunft gewährleiſtet, das ſollen 
wir zum Rechte formen. Das iſt der letzte Sinn der Rechtsreform. Sieht man von da 
aus auf den einzelnen, ſo fallen zunächſt ſeine Pflichten ins Geſichtsfeld, das, was 
er ſeinem Volke ſchuldet. Dann erſt wendet ſich der Blick auf ſeine Rechte. Dieſe 
werden ihm freilich nicht verkümmert, denn er braucht ſie, um ſeinen Pflichten zu 
genügen. Aber ſie finden ihre Schranke im Geſamtwohl. Alles Recht und alſo auch 
das Urheberrecht iſt ſozial gebundenes Recht. Im Urheberrecht insbeſondere iſt das 
Kulturleben des deutſchen Volkes zu geſtalten, ſoweit es überhaupt vom Recht her 
erfaßt werden kann. 

2. Aber das Urheberrecht iſt noch in einem anderen Sinne ſozial gebunden. Mein 
Anzug, meine Uhr ſind mir als Eigentum zugeteilt, damit ich ſie für mich nutze 
und fo meinen Aufgaben gerecht werde. Andere find von ihrem Gebrauch aus⸗ 
geſchloſſen. Die wiſſenſchaftliche Darſtellung, das Gedicht, das Lied, das Gemälde 
dagegen find von vornherein nicht geſchaffen, um nur dem Künſtler zu dienen. 
Sie wenden ſich ihrem Sinne nach an das Volk, ſollen von ihm empfangen und 
genoſſen werden. Irgendeinmal wird alſo das Werk, ſoweit es mehr als vorüber⸗ 
gehenden Wert hat, mit dem Geiſtesleben der Nation ununterſcheidbar verwachſen. 
Das iſt der Sinn der Schutzfriſt. Und auch während der Schutzdauer wird das 
Wohl des Ganzen, z. B. das Bedürfnis nach guten und billigen Schulbüchern, dem 
Urheberrecht manche Schranken ſetzen. 


1 Entwurf eines Geſetzes über das Urheberrecht an Werken der Literatur, der Kunſt 
und der Photographie, mit Begründung, veröffentlicht durch das Reichsminiſterium der 
Juſtiz. Berlin und Leipzig 1932. 
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3. Dem Urheber geſchieht damit kein Unrecht. Denn in einem noch tieferen Sinne 
iſt ſelbſt der größte und ſelbſtändigſte Urheber vom geiſtigen Leben ſeines Volkes 
abhängig. Er hätte ſein Werk nicht ſchaffen können, wenn er nicht an dieſem 
Geiſtesleben teilhätte, wenn er nicht von ſeinem erſten Tage an die unendliche 
Fülle der Lehre und Anregung hätte aufnehmen können, die jedem einzelnen aus 
dieſem Geiſtesleben erwächſt. Es iſt ein langer Weg, der von der erſten, mühſam 
in Runen geritzten Zauberformel, von der erſten, auf die Wände einer Höhle 
gekratzten Zeichnung bis zur heutigen Freiheit der Ausdrucksformen geführt hat, 
und der, ſo hoffen wir, noch weit über uns hinausführen wird. Kein einzelner 
hat daran entſcheidenden Anteil. Das ganze Volk in ſeiner Sprache, ſeiner Muſik, 
ſeinen Darſtellungen hat anonym mitgeſchaffen. Wer ſich ernſtlich prüft, was er 
ſelbſt Neues hinzugebracht hat, der wird beſcheiden zu bekennen haben, daß er 
nichts iſt als ein Tropfen im großen Strom, der größte Künſtler ſo gut wie der 
Handlanger in Kunſt und Wiſſenſchaft. So iſt es hier doppelt gerechtfertigt, wenn 
das Urheberrecht auf das Volk zurückbezogen wird. 


II. Die Belanglage 


1. Im vorigen Jahrhundert war der Geſetzgeber geneigt, von wiſſenſchaftlichen 
Allgemeinbegriffen auszugehen und aus ihnen die einzelnen Normen durch logiſchen 
Schluß abzuleiten. Dieſer Weg iſt für die nationalſozialiſtiſche Reform nicht gang⸗ 
bar, weil er notwendig vom Leben des Volkes abführt. Wollen wir dem deutſchen 
Volke das ihm angemeſſene Recht formen, ſo müſſen wir vielmehr mit ſorgfältiger 
Beobachtung des wirklichen Lebens beginnen. So gehört denn auch an den Anfang 
der Urheberrechtsreform eine Darſtellung der Belanglage. 

2. Wie ſteht zunächſt der Staat ſelbſt zum Urheberrecht? Er kann das große 
Kunſtwerk nicht ſchaffen; es iſt immer Gnade, die dem Künſtler zuteil wird. Wohl 
aber kann und ſoll er nicht nur den Berufsſtand, ſondern auch den Beſtand national 
wertvoller Kunſt reinhalten, ihn davor ſchützen, daß er in verſchandelter Geſtalt 
dem Volke zugeführt wird, wie wir das namentlich in der Mufik, etwa im „Drei⸗ 
mäderlhaus“ oder manchen Wagner⸗Potpourris, erlebt haben. Im ſtändiſchen 
Staat hat dieſe Aufgabe nicht eine Behörde der allgemeinen Verwaltung, ſondern 
der organiſierte Berufsſtand ſelbſt zu erfüllen, alſo die Reichskulturkammer mit 
ihren Unterkammern, der Film-, Theater⸗, Schrifttums⸗, Preſſe⸗, Muſik⸗, Rund⸗ 
funkkammer und der Kammer der bildenden Künſte. Da in dieſen Kammern im 
weſentlichen alles vereinigt iſt, was für das künſtleriſche Leben Deutſchlands etwas 
bedeutet, ſo haben wir die Gewähr einer angemeſſenen Betreuung des nationalen 
Geiſtesgutes. 

3. Aber was durch die Kulturkammer geleiſtet werden kann, das ſind immer nur 
Aufgaben der Wahrung und Hegung. Im Mittelpunkt des Urheberrechts ſteht der 
ſchaffende Künſtler und Schriftſteller ſelbſt. Es gilt zunächſt, ihm einen angemeſſe⸗ 
nen Ertrag feiner Arbeit zu ſichern. Denn ohne dieſen wird er ſeiner Kulturauf⸗ 
gabe nicht nachhaltig genügen können. Ihm ſteht deshalb das ausſchließliche Ver⸗ 
wertungsrecht an ſeinem Werke zu: ohne ſeine Erlaubnis darf niemand das Werk 
veröffentlichen, drucken, verbreiten, aufführen uſw. 

Aber es wäre ganz falſch, das Recht des Urhebers auf die materielle Verwertung 
ſeines Werkes zu beſchränken. Er iſt Träger deutſchen Kulturgutes und bleibt 
ſeinem Werke, auch wenn es abgeſchloſſen iſt, verbunden, dem Volke für das Werk 
verantwortlich. Er allein befindet darüber, ob das Werk vollendet und reif iſt, 
an die Offentlichkeit zu treten, und in welchen Formen dies zu geſchehen hat. Er 
muß ſich insbeſondere gegen Verſchandelungen zur Wehr ſetzen können; dem dient 
das Urheberperſönlichkeitsrecht, ſ. u. § 3 III. 

4. Der Urheber iſt in aller Regel nicht in der Lage, ſein Werk ſelbſt an die 
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Öffentlichkeit zu bringen. Er bedarf dazu des Verlegers, des Muſikveranſtalters, 
des Theaters, des Lichtſpielhauſes, des Rundfunks, kurz des Verbreiters. Die Ver⸗ 
breitung geſchieht meiſt im Rahmen des Betriebes eines gewerblichen Unter⸗ 
nehmens. Der Verbreiter iſt ein ganz unentbehrlicher Faktor unſeres Kulturlebens. 
Soll er ſeiner Aufgabe genügen, ſo muß er lebensfähig ſein. Seine Rechtsſtellung 
kann alſo nicht ohne Rückſicht auf Rentabilität geſtaltet werden. Dabei wird ſie 
notwendig eine vom Urheber abgeleitete ſein müſſen (deſſen Erlaubnis braucht er 
ja, um überhaupt verbreiten zu können), und ſie wird durch das Perſönlichkeits⸗ 
recht des Urhebers in Schranken gehalten. Verſchandelnde Anderungen und Ver⸗ 
breitungsformen kann dieſer verbieten, auch wenn er die Verbreitungserlaubnis 
bindend gegeben hat. 

5. Die Arbeit des Urhebers und Verbreiters aber dient letzten Endes dem Kultur⸗ 
leben des Volkes. Deſſen Belange find es, die letzthin entſcheiden. Auch hier können 
wir eine finanzielle und eine ideelle Seite unterſcheiden. Das Geiſtesgut ſoll dem 
Volke ſo billig zur Verfügung ſtehen, wie es unter Wahrung der Belange von 
Urheber und Verbreiter möglich iſt, und es ſoll ihm rein und unverfälſcht zugeleitet 
werden. 

6. Es handelt ſich alſo darum, die drei großen Belanggruppen Urheber, Ver⸗ 
breiter und Empfänger des Geiſtesgutes in das angemeſſene Verhältnis zu ſetzen. 
Dabei iſt die Untergruppierung je nach den Einzelfragen ganz verſchieden. So 
werden z. B. hohe Urhebereinkünfte nur dem Urheber zugute kommen, den beiden 
anderen Gruppen aber abträglich ſein. Der Verbreiter muß ſie zunächst zahlen, 
wird fie aber auf den Hörer, eo Leſer abwälzen müllen. Ganz anders aber 
liegt die Sache, wenn wir z. B. auf den Preis des einzelnen Buchexemplares ſehen. 
Der Leſer hat ein Intereſſe daran, es möglichſt billig zu erhalten. Das gleiche 
Intereſſe hat aber auch der Urheber (ſoweit er nicht im Einzelfalle prozentual am 
Ertrage beteiligt iſt), der das Werk natürlich in der Hand möglichſt vieler Leſer 
zu ſehen wünſcht. Der Verbreiter dagegen wird dem Buche den rentabelſten Preis 
zu geben wünſchen, iſt ja übrigens durch ſeine Herſtellungskoſten von vornherein 
gehindert, beliebig tief zu gehen. Hier ſtehen alſo die Belange von Urheber und 
Leſer zuſammen gegen die des Verbreiters. Was die Reinheit des Werkes anbelangt, 
ſo ſtehen Urheber und Empfänger zuſammen, während ſich bei dem Verbreiter mit⸗ 
unter die Tendenz zeigt, dem Werke die zügigſte und rentabelſte Form zu geben, 
die keineswegs immer mit der kulturell erfreulichſten zuſammenfällt. Die Urheber⸗ 
rechtsreform wird alle dieſe Belanglagen durchzuprüfen und ihnen diejenige Löſung 
zu finden haben, die dem geſamten Kulturleben die erſprießlichſte iſt. 

7. Endlich muß eine Entwicklung der letzten Jahrzehnte im Auge behalten 
werden: die Kollektivierung der Urheber. Sie hat ſich vor allem im muſikaliſchen 
Aufführungsrecht durchgeſetzt. Eine geſchützte Kompoſition kann gleichzeitig von 
unendlich vielen Podien heruntergeſpielt, durch unendlich viele Grammophon⸗ 
platten, in Gaſtſtätten, Lichtſpielhäuſern uſw. verbreitet werden. Dem einzelnen 
Künſtler iſt es völlig unmöglich, zu kontrollieren, ob das im Einzelfalle mit ſeiner 
Erlaubnis geſchieht. Deshalb haben die Komponiſten ſich zu Verwertungsgeſell⸗ 
ſchaften zuſammengeſchloſſen, denen die Urheber ihr Verwertungsrecht übertragen, 
und die, im Befi des geſamten, für die Mufikveranſtalter wichtigen Programmes, 
mit dieſen, die natürlich auch organiſiert ſind, über Tarife verhandeln und durch 
beſondere Aufſichtsbeamte kontrollieren, ob nicht ohne Erlaubnis geſpielt wird 
(ſogen. Schwarzſpiel). 

Dieſe Entwicklung hat der neue Staat durch das Geſetz über die Vermittlung 
von Muſikaufführungsrechten vom 4. Juli 1933 zum Abſchluß gebracht. Danach 
unterliegt die Verwertung von muſikaliſchen Aufführungsrechten der Genehmi⸗ 
gung des Propagandaminiſters. Das bedeutet praktiſch: es gibt nur mehr eine 
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Verwertungsgeſellſchaft, die Stagma (Staatlich genehmigte Geſellſchaft zur Ber: 
wertung muſikaliſcher Urheberrechte). Dieſe ſchließt mit den anerkannten Organi⸗ 
ſationen der Muſikveranſtalter Benutzungsverträge für das von ihr kontrol⸗ 
lierte Programm. Einigt man ſich über die Tarife nicht, jo entſcheidet eine paris 
tätiſche Schiedsſtelle. Da ſo dafür geſorgt iſt, daß jeder Muſikveranſtalter gegen 
angemeſſenes Entgelt die nötigen Aufführungsbefugniſſe erwerben kann, konnte 
auch der letzte Schritt geſchehen: die Kontrolle übernimmt die Polizei. Sie hat 
eine Aufführung, deren Berechtigung ihr nicht ſchriftlich nachgewieſen wird, zu 
verhindern. 

Auch auf dem Gebiete des Schrifttums gibt es mancherlei Anſätze zur Organi⸗ 
ſation der Urheber und Verbreiter, wenn auch hier das Bedürfnis nicht ſo dringend 
und deshalb die Durchführung nicht jo gründlich geſtaltet iſt wie bei den Muſik⸗ 
aufführungsrechten. Doch dürfte die Entwicklung noch nicht abgeſchloſſen ſein. 
Jedenfalls iſt für die Reform zu beachten, daß die Urheber nicht immer als Einzel⸗ 
perſonen, ſondern zuſammengefaßt hervortreten, und naturgemäß kann eine Ver⸗ 
wertungsgeſellſchaft, die ſo gut wie das ganze, für die Muſikveranſtalter wichtige 
Programm kontrolliert, nicht einfach als die Summe von Komponiſten beſchrieben 
werden, ſondern hat weit größere Macht. So bildet denn auch das Geſetz über die 
Vermittlung von Mufikaufführungsrechten einen weſentlichen Teil des neuen Ur⸗ 
heberrechtes und wird vielleicht in das neue Geſetz einzuarbeiten ſein. 


IV. Das geltende Urheberrecht und ſeine Geſchichte 


1. Das Urheberrecht ſetzt die Erfindung der Buchdruckerkunſt voraus. Es iſt aus 
dem Nachdruckſchutz entſtanden. Zunächſt freilich wendete ſich das Intereſſe der neuen 
Technik zu. Buchdrucker, die zunächſt mit den Verlegern gleichbedeutend waren, 
wurden privilegiert, d. h. mit einem ausſchließlichen Gewerberecht für den Bezirk 
des privilegierenden Staats ausgeſtattet. Und auch da, wo ſolche Privilegien unmit⸗ 
telbar an Autoren erteilt wurden, z. B. an Dürer für ſeine Holzſchnitte, gingen ſie 
über den Charakter des Gewerbeſchutzes nicht hinaus. Im 18. Jahrhundert bildete 
ſich in den weſtlichen Einheitsſtaaten England und Frankreich ein echtes Urheber⸗ 
recht, d. h. ein Recht, das die geiſtige Leiſtung des Autors ſchützt, heraus. Im zer⸗ 
ſplitterten Deutſchland dagegen blieb es beim Privilegienweſen, und auch da, wo 
man davon abging, handelte es ſich um einen Akt der Gewerbepolitik: der Ver⸗ 
leger, nicht der Urheber wurde geſchützt. (So im kurſächſiſchen Edikt von 1773 mit 
dem Zweck, die Leipziger Buchmeſſe zu fördern.) 

2. Im 19. Jahrhundert wurde die Aufgabe zunächſt ſo angefaßt, daß die Länder 
ſich um gleichartige Urhebergeſetzgebung auf Grund eines Beſchluſſes des Deutſchen 
Bundes bemühten. Das werdende Deutſche Reich hat die Aufgabe ſofort aufgenom⸗ 
men: Das erſte Deutſche Urhebergeſetz iſt ein Geſetz des Norddeutſchen Bundes 
vom 11. Juni 1870, dem im Jahre 1876 ein Geſetz über das Urheberrecht an 
Werken der bildenden Künſte folgte. Dieſe Geſetze wurden erſetzt durch das Geſetz 
betreffend das Urheberrecht an Werken der Literatur und der Tonkunſt vom 
19. Juni 1901 (Abkürzung LUG. = Literariſches Urhebergeſetz), dem ſich die Rege⸗ 
lung des wichtigſten Verbreitungs vertrages, nämlich das Geſetz über das Verlags⸗ 
recht (VG.) vom gleichen Tage zugeſellte, und das durch das Geſetz betreffend das 
Urheberrecht an Werken der bildenden Künſte und der Photographie vom 9. 1. 1907 
(Abkürzung KSchG. = Kunſtſchutzgeſetz) ergänzt wurde. Dieſe Geſetze ſtellen mit 
einigen Anderungen, die vor allem der Einarbeitung des Filmrechtes dienten, 
unſer geltendes Urheberrecht dar. 

3. Vergleichen wir ihren Inhalt mit den oben entwickelten Reformzielen, ſo 
fällt zunächſt der verſchiedene Ausgangspunkt auf. Die Geſetze wollten im weſent⸗ 
lichen die Intereſſen des Urhebers ſchützen, nicht aber den Geſamtablauf des 
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Kulturgeſchehens vom völkiſchen Standpunkte aus regeln. Nun iſt freilich der 
Unterſchied nicht ſo groß ausgefallen, wie es ſcheinen möchte. Der Geſetzgeber iſt 
eben doch an den tatſächlichen Formen des deutſchen Kulturlebens nicht vorbei⸗ 
gekommen. Immerhin bleibt ein erheblicher Unterſchied. Ferner iſt der Urheber 
nur als Einzelperſon geſehen; es fehlt die Berückſichtigung der Zuſammenballung 
von Urheberrecht bei Verwertungsgeſellſchaften. Und endlich und vor allem: der 
Urheber iſt im weſentlichen nur in ſeinen finanziellen Intereſſen geſchützt. Vom 
Schutz des Perſönlichkeitsrechts ſind nur wenige ſchwache Spuren vorhanden, die 
freilich durch Lehre und Rechtſprechung mittlerweile mannigfach ergänzt worden 
find. Eine wirkliche Anerkennung und Regelung des Urheberperſönlichkeitsrechts 
fehlt, wie denn überhaupt die Überbetonung der Geldintereſſen eine weſentliche 
Schwäche unſerer Geſetzgebung um die Jahrhundertwende war. Vollends von dem 
Recht des Staats, über der Reinhaltung national wertvoller Werke zu wachen, 
findet ſich keine Spur. So bleibt vieles zu tun, um das Urheberrecht auf den 
Stand des neuen Staats zu bringen. 


B. Das Geiſteswerk und Verwandtes 


I. Die geiſtige Leiſtung als Gegenſtand des Rechtsſchutzes 


1. In allen Urheberrechtsſchutznormen kehrt der Ausdruck „Werk“ wieder (Schrift⸗ 
werke, Werke der Tonkunſt 8 1 LUG.; Werke der bildenden Künſte, Bauwerke 
88 1, 2 KSchG.) . Von ihm iſt auszugehen. Unter „Werk“ verſtehen wir einen mit⸗ 
teilbaren Gedanken — oder, beim Kunſtwerk, Gefühlsausdruck. 

2. Es iſt nicht der Gedanke ſelbſt, der im Werke geſchützt iſt. Wollten wir Gedanken 
unter Urheberrechtsſchutz ſtellen und alſo ihre Verwendung einem einzelnen vor⸗ 
behalten, ſo wäre jede lebendige Entwicklung des Geiſteslebens, insbeſondere der 
Wiſſenſchaft, unterbunden. Wohl kann man einem Erfinder, der durch eine neue 
Idee die Technik bereichert, die gewerbliche Ausnutzung ſeiner Idee vorbehalten 
(das iſt Sache des Patentgeſetzes und des Gebrauchsmuſtergeſetzes), aber dieſe 
Idee mitzuteilen, zu lehren, geiſtig weiterzuverarbeiten ſteht jedem frei. Wohl 
gilt es in der Wiſſenſchaft mit Recht als unanſtändig, fremde Gedanken bewußt 
zu verwerten, ohne ihre Quelle mitzuteilen. Wer es tut, begeht ein Plagiat, das 
ſich an ſeinem wiſſenſchaftlichen Anſehen ſchwer rächen wird, das ihn allenfalls 
auch wegen unfittliher Schadenszufügung (S 826 BGB.) ſchadenserſatzpflichtig 
machen kann: eine Urheberrechtsverletzung begeht er nicht. Geſchützt iſt vielmehr 
die Geſtalt, die der Urheber feinen Gedanken und Gefühlen gegeben hat. Man 
darf das Werk nicht abmalen, abzeichnen, abdrucken, nicht verbreiten, aufführen 
uſw., und zwar auch nicht in einer bloß abgeänderten Form, ſ. u. $ 3. 

3. Ein Vers, ein Lied, eine Melodie, die einmal erklungen und dann wieder ver⸗ 
ſchollen iſt, iſt kein geeigneter Gegenſtand des Schutzes, weil er zwecklos wäre. An⸗ 
dererſeits iſt es gleichgültig, wie die Fixierung erfolgt, ob durch Schrift, Grammo⸗ 
phonplatte oder allenfalls, was heute kaum mehr praktiſch iſt, durch das menſchliche 
Gedächtnis. Nur darauf kommt es an, daß eine Möglichkeit geſchaffen iſt, das Werk 
durch Mitteilung an andere zu verwerten. 

4. Das Geiſteswerk iſt ein geiſtiges, immaterielles Gut. Das Urheberrecht iſt 
deshalb ſtreng von dem Eigentum an der Sache zu ſcheiden, in welcher ſich das 
Werk verkörpert. Daß das Recht am Roman etwas anderes iſt als das Eigentum 
am Manuſkript, leuchtet ohne weiteres ein. Aber auch für das Recht der bildenden 
Künſte gilt das gleiche. Wer ſich ſein Haus mit Fresken ausmalen läßt, darf wohl 
die Wand abreißen, an dem Gemälde, ſolange es beſteht, etwas ändern, es photo⸗ 
graphieren oder kopieren, verbreiten uſw. darf er nicht. 

5. Der Sinn des Urheberrechts iſt, denjenigen zu ſchützen, der durch ſeine geiſtige 
Leiſtung das Geiſtesleben der Nation bereichert hat. Gewiß iſt das Urheberrecht 
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nicht nur für die große Kunſt und Wiſſenſchaft da. Auch die leichtere Tagesware 
fällt unter ſeinen Schutz. Andererſeits aber muß verlangt werden, daß eine eigen⸗ 
perſönliche Leiſtung vorliegt. Die deutſche Rechtſprechung hat den Schutz viel zu 
weit ausgedehnt. So find Lotterieliſten, Adreßbücher, Kursbücher uſw. geſchützt wor⸗ 
den, die wohl als gewerbliche Leiſtungen einen Schutz gegen unlauteren Wett⸗ 
bewerb, aber keinen echten Urheberſchutz verdienen. (Insbeſondere würden die Sätze 
über das Perſönlichkeitsrecht des Urhebers hier ſinnlos ſein.) Die Reform wird die 
Beſchränkung auf eigentliche ſchöpferiſche Leiſtungen zu bringen haben. 

6. Vor einem naheliegenden Irrtum iſt zu warnen. Geſchützt wird immer nur 
das konkrete Werk, nicht eine neue Methode des Ausdrucks, z. B. eine Abwandlung 
der Sonett⸗ oder Stanzenform, oder gar eine Methode der Fixierung, z. B. ein 
neues Stenographieſyſtem. 


II. Das geltende Recht 


1. Der Ausdruck dieſer Gedanken im geltenden Recht leidet unter der Zweitei⸗ 
lung unſerer Geſetze. 

2. Nach S 1 LUG. find Schriftwerke und ſolche Vorträge oder Reden geſchützt, 
welche dem Zweck der Erbauung, der Belehrung oder der Unterhaltung dienen. Im 
Wort „Schriftwerke“ klingt noch der alte Nachdruckſchutz an. Tatſächlich ſind ſchon 
heute alle Sprachwerke geſchützt, ganz gleichgültig, ob ſie ſchriftlich oder durch andere 
Methoden fixiert find. §S 1 LUG. ſchützt ferner die Werke der Tonkunſt. 

3. Das KSchG. (88 1, 2) ſchützt die Werke der bildenden Künſte, die Bauwerke 
und die Werke des Kunſtgewerbes, nebſt den zugehörigen Entwürfen (alſo wieder 
z. B. nicht jedes Gebäude, ſondern nur ein ſolches, das nach ſeiner äſthetiſchen Lei⸗ 
ſtung als Werk, alſo als Ausdruck eines ſelbſtändigen Raumgefühls gewertet wer⸗ 
den kann). Doch haben Abbildungen und Plaſtiken wiſſenſchaftlicher oder techniſcher 
Art um ihres Zuſammenhanges mit dem Schrifttum willen hier herausgenommen 
und im 8 1 LUG. untergebracht werden müſſen. 

4. Unter dieſes Schema ſind dann, ſo gut es gehen wollte, die neu entwickelten 
Kunſtformen gepreßt worden. So ſind die Werke der Tanzkunſt als „choreogra⸗ 
phiſche und pantomimiſche Werke“ nach den Regeln über Schriftwerke geſchützt. Am 
ſchlechteſten hat ſich der Film einfügen wollen. Er ſteht als pantomimiſches Werk 
unter Schriftwerkſchutz. 8 15a KSchG. ſchützt ihn gegen bildliche Wiedergabe; bei⸗ 
des natürlich nur, ſoweit es ſich um ein Werk, alſo eine eigenperſönliche Schöpfung 
handelt. Außerdem ſind die einzelnen Aufnahmen als Photographien geſchützt. So 
iſt das Filmrecht zerriſſen. 

5. Vollends die Einheit des Tonfilms iſt mit den Mitteln des geltenden Rechts 
nicht zu erfaſſen. Denn es gilt der Satz, daß Werke verſchiedener Kunſtgattungen 
einzeln zu ſchützen ſind, auch wenn ſie verbunden, ja ſelbſt wenn ſie mit Rückſicht 
aufeinander gearbeitet ſind. So entſtehen an den Illuſtrationen und dem illuſtrier⸗ 
ten Roman, an Text und Muſik der Oper geſonderte Urheberrechte, 8 5 LUG. 
Dieſer Satz iſt im weſentlichen richtig, paßt aber für den Tonfilm nicht. 

6. Die Reform wird dieſes künſtliche Schema aufzugeben haben und alſo etwa zu 
folgender Gruppierung kommen müſſen: 

Sprachwerke, 

Werke der Tonkunſt, 

Werke der Tanzkunſt, 

Filmwerke (einſchl. des Tonfilms), 

Werke der bildenden Künſte (einſchl. der Baukunſt und des Kunſtgewerbes). 


III. Bearbeitung 


1. Nimmt jemand aus einem geſchützten Werk die Anregung zu einer neuen 
eigentümlichen Schöpfung, jo iſt ihm das unverwehrt, $ 13 LUG., $ 16 KSchG. 
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Nur in der Muſfik beſteht eine Einſchränkung: Eine Melodie darf nicht erkennbar 
in dem neuen Werke wiederkehren, § 13 II LUG. Dieſer Satz, der nicht nur die 
Verbreitung und Aufführung von Variationen, ſondern auch die echte muſikaliſche 
Parodie von der Erlaubnis des urſprünglichen Urhebers abhängig macht, iſt un⸗ 
haltbar und wird ins neue Recht nicht aufgenommen werden. 

2. Aber wir dürfen andererſeits den Schutz des Geiſteswerkes nicht zu äußerlich 
faſſen. Der Nachdruck z. B. wird nicht dadurch erlaubt, daß man einiges am Text 
ändert. Selbſt die Überjegung des Sprachwerkes, die Dramatifierung oder Ver⸗ 
filmung des Romans geben das bearbeitete Geiſteswerk wieder und ſtehen alſo 
unter dem Urheberrecht des urſprünglichen Autors ($ 12 LUG.) Ebenſo iſt es mit 
dem Abzeichnen des Gemäldes, dem Abmalen der Plaſtik uſw. (8 15 Abſ. 1 KSchG.) 

3. Der Überſetzer ſchafft dem Werk ein neues Sprachkleid. Noch gründlicher wird 
eine neue Form geſtaltet, wenn ein Werk dramatiſiert oder verfilmt wird. Auch 
das iſt eigenperſönliche geiſtige Leiſtung. Auch dem Bearbeiter kommt alſo ein 
Urheberrecht zu (8 2 I LUG.) . Ebenſo ſteht es etwa mit der Klingerſchen Radierung 
nach dem „Sommertag“ von Böcklin. Wir haben es alſo hier mit zwei Urheber⸗ 
rechten zu tun, dem des urſprünglichen Urhebers und dem des Bearbeiters. 

4. Das Verhältnis dieſer Rechte zueinander iſt folgendes: Durch die Bearbeitung 
ſelbſt geſchieht noch kein Unrecht. Jeder darf ſchließlich an ſeinem Schreibtiſch 
machen, was er will. Will dagegen der Bearbeiter ſein Werk vervielfältigen, ver⸗ 
breiten, aufführen, ſo bedarf er dazu der Erlaubnis des urſprünglichen Urhebers, 
denn es iſt ja zugleich deſſen Werk, das der Offentlichkeit mitgeteilt werden ſoll. 
Andererſeits kann der urſprüngliche Urheber, wenn er dem Bearbeiter kein aus⸗ 
ſchließliches Bearbeitungsrecht eingeräumt hat, ſehr wohl anderen die Überſetzung 
oder Verfilmung feines Werkes erlauben — (8 14 LUG.) — (gegen dieſe Gefahr wird 
ſich alſo der Bearbeiter durch Vertrag mit dem Urheber zu ſichern haben). Er darf 
aber nicht einfach die Leiſtung des Bearbeiters übernehmen. Dieſe iſt ja nicht ſein, 
jondern des Bearbeiters Werk. 


IV. Verwandte Fälle 


1. Photographien ſind geſchützt, gleichviel ob ſie eigentümliche geiſtige Schöpfungen 
oder reine Zufallstreffer find (8 1 KSchG.) Sie find alſo nicht Werke im Sinne des 
Urheberrechts, ihr Schuß iſt ein mehr wettbewerblicher. Sie find deshalb zwar im 
KSchG. mitberückſichtigt, ſtehen aber unter kürzerer Schutzfriſt (10 Jahre vom Er⸗ 
ſcheinen des Werkes, $ 26 KSchG.). Auch kann der Schutz der Urheberperſönlichkeit 
auf ſie nicht oder doch nicht in gleicher Weiſe wie auf echte Geiſteswerke angewendet 
werden. 

2. Ergebniſſe techniſcher Arbeit, die ähnlich den Photographien Schutz verdienen, 
finden ſich im Zuſammenhang mit der Verbreitung von Kulturgut auch ſonſt. Zu 
nennen find die Grammophonplatte und die Rundfunkſendung als ſolche (wichtig 
vor allem, wenn es ſich um Werke handelt, deren Schutzfriſt ſchon abgelaufen iſt). 
In dieſen und ähnlichen Fällen wird die Reform Leiſtungsſchutz zu gewähren haben. 
Es handelt ſich hier aber nicht um Urheberrecht, ſondern um den Schutz des Ergeb⸗ 
niſſes ehrlicher Arbeit, der ja auch zu den Zielen der nationalſozialiſtiſchen Reform 
gehört. 

3. Wer ein Lied ſingt, eine Sonate ſpielt, ein Theaterſtück aufführt, kurz, der 
ausübende Künſtler, gibt auch eine für das Kulturleben höchſt wichtige eigenperſön⸗ 
liche Leiſtung. Ihn zu ſchützen iſt namentlich durch die Entwicklung von Grammophon 
und Rundfunk notwendig geworden. Das geltende Recht ($ 2 II LUG.) ſchützt ihn, 
ſoweit ſeine Leiſtung fixiert iſt, wie einen Bearbeiter. Doch handelt es ſich nicht um 
Schaffung eines Geiſteswerkes, nicht um echten Urheberſchutz, ſondern um eine 
andersartige Leiſtung, die denn auch in der Reform geſondert behandelt werden 
wird. 
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4. Briefe genießen, ſofern fie nicht ausnahmsweiſe ein geſchloſſenes Sprachwerk 
darſtellen, keinen Urheberrechtsſchutz. Sie dienen ja der Verſtändigung zwiſchen 
einzelnen, nicht der Bereicherung des Kulturlebens der Nation. Gleichwohl iſt ein 
Schutz gegen unbefugte Veröffentlichung (der im geltenden Recht fehlt) aus einem 
anderen Geſichtspunkt erſtrebenswert: Das Privatleben ſoll nicht ohne Grund in 
die Offentlichkeit gezerrt werden. Es verſteht ſich aber von ſelbſt, daß dieſer Schutz 
höheren Intereſſen, namentlich ſolchen des öffentlichen Lebens, wird weichen müſſen 

5. Der Schutz des Privatlebens iſt in 88 22 ff. KSchG. zum Recht am eigenen Bilde 
ausgeſtaltet worden. Bildniſſe dürfen nur mit Einwilligung des Abgebildeten ver⸗ 
breitet oder öffentlich zur Schau geſtellt werden. Dieſes Recht iſt ein höchſtperſön⸗ 
liches (das für die Dauer von 10 Jahren nach dem Tode des Abgebildeten von 
ſeinen nächſten Angehörigen ausgeübt wird) und ſtellt ſich dem Urheberrecht des 
Künſtlers, der die Abbildung geſchaffen hat, entgegen. Auch dieſes Recht iſt natur⸗ 
gemäß durch die Belange der Offentlichkeit und der Rechtspflege eingeſchränkt. So 
dürfen z. B. „Bildniſſe aus dem Bereich der Zeitgeſchichte“ veröffentlicht werden 
(S 23 KSchG. ). 

6. Ein gleicher Schutz gegen erkennbare, namentlich abwertende Darſtellung des 
Privatlebens im Roman und auf der Bühne ſollte gewährt werden, fehlt aber im 
geltenden Recht. Nur in den kraſſeſten Fällen hat die Rechtſprechung von ſich aus 
geholfen. 


C. Der Urheber 


J. Perſon des Urhebers 


1. Urheber iſt, wer das Werk geſchaffen hat. Sein Recht entſteht mit der Schöpfung. 
Dieſe iſt nicht erſt dann vollzogen, wenn der letzte Pinſelſtrich getan iſt. Auch die 
Skizze, der Entwurf ſteht unter Schutz, ſofern er nur als Werk angeſprochen wer⸗ 
den kann. 

2. Schöpfer des Werkes iſt immer ein Menſch. Deshalb ſollte es ſcheinen, als ob 
juriſtiſche Perſonen nicht Träger des Urheberrechts ſein könnten. Der Satz gilt 
aber nicht ausnahmslos. Nach $ 3 LUG., 8 5 KSchG. ſind ſolche juriſtiſchen Per: 
ſonen des öffentlichen Rechts, welche als Herausgeber ein Werk ohne Urheber⸗ 
bezeichnung veröffentlichen, regelmäßig Träger des Urheberrechts. Dieſe Ausnahme 
iſt notwendig, weil ſie die angemeſſene Rechtsform für die kollektive wiſſenſchaft⸗ 
liche Arbeit abgibt, wie ſie namentlich in unſeren Akademien geleiſtet wird. Der 
Gedanke wird alſo auszubauen ſein. 

3. Von dem an ſich zweifellos richtigen Grundgedanken aus, daß das Urheber⸗ 
recht den geiſtigen Schöpfer zu ſchützen berufen ſei, iſt die Frage nicht zu löſen, wer 
eigentlich Urheber des Films iſt. Sie iſt deshalb nach geltendem Recht hoffnungs⸗ 
los umſtritten. Denn es kommen zu viele einzelne Perſonen in Betracht. Mög⸗ 
licherweiſe ſchon der Verfaſſer des Drehbuchs, jedenfalls der Spielleiter, die Schau⸗ 
ſpieler, die aufnehmenden Techniker. Sie alle ſind beteiligt und ihre Arbeiten ſind 
untrennbar ineinandergefügt. Wollte man ihnen allen Urheberrecht geben, ſo würde 
ein zu ſchwerfälliges Rechtsgebilde entſtehen (ganz abgeſehen davon, daß dann der 
Filmſchauſpieler rechtlich völlig anders daſtehen würde als der Bühnenkünſtler, 
ſ. o. 8 2 IV, 3, obwohl doch ihre Leiſtungen weſentlich dieſelben find). Die einzig 
ſachgemäße Löſung wird ſein, den Filmunternehmern ſelbſt das Urheberrecht zu 
übertragen. 


II. Miturheber 


1. Wer unſelbſtändige Vorarbeiten für ein Werk liefert, Material ſammelt, Red: 
nungen nachprüft uſw., erwirbt kein Urheberrecht. Er hat ja an der geiſtigen 
Schöpfung ſelbſt keinen Anteil. 
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2. Nicht ſelten aber kommt es vor, daß ein einheitliches Werk von mehreren ges 
ſchaffen wird. So haben wir Dichterfirmen zur Herſtellung von Schwänken nach 
franzöſiſchem Muſter erlebt. So gibt der berühmte Schlagerkomponiſt häufig nur 
den muſikaliſchen Einfall her, der dann von anderen ausgearbeitet wird. So fin⸗ 
den wir in der älteren Kunſt Bilder, bei denen das Figürliche von einem, die 
Landſchaft von einem anderen Künſtler ſtammt. In ſolchen Fällen, in welchen alſo 
ein einheitliches Werk vorliegt, die Arbeiten der einzelnen ſich aber nicht wie etwa 
Text und Lied trennen laſſen, ſind alle zuſammen Träger des Urheberrechts. Wir 
nennen ſie Miturheber. | 

3. Nach S 6 LUG., $ 8 KSchG. ſollen auf dieſes Verhältnis die Normen des 
BGB. über Gemeinſchaft Anwendung finden, alſo die Sätze, welche den Fall regeln, 
daß ein Vermögensſtück zufällig mehreren zuſammen gehört. Dieſe rein vermögens⸗ 
rechtlich gedachte Regelung paßt aber auf die Miturheberſchaft nur teilweiſe. Tat⸗ 
ſächlich iſt es ſo, daß über jede Veröffentlichung, über jeden Verwertungsakt die 
Miturheber nur gemeinſam befinden können. Das Verhältnis ſteht alſo der deutſch⸗ 
rechtlichen Geſamthand, wie wir ſie etwa im Recht der Geſellſchaft oder der Erben⸗ 
gemeinſchaft finden, viel näher und wird entſprechend auszugeſtalten ſein. 


III. Sammelwerke 


1. Eine Enzyklopädie, überhaupt jede geſchloſſene Darſtellung eines größeren Ge⸗ 
bietes menſchlichen Wiſſens, wie etwa das Nationalſozialiſtiſche Handbuch für Recht 
und Geſetzgebung, geht über die Kräfte des einzelnen regelmäßig hinaus. Sie be⸗ 
ſteht aus den Einzeldarſtellungen vieler Mitarbeiter. Hier hat jeder Mitarbeiter 
ſein Urheberrecht an ſeinem Beitrag. Solche Sammelwerke kommen auch auf dem 
Gebiete der bildenden Künſte vor. 

2. Aber die Planung, die Auswahl der zu bearbeitenden Einzelmaterien, ihre 
Verteilung auf die Mitarbeiter, ſo daß das Ganze doch ein einheitliches Werk wird, 
kann auch eigenperſönliche ſchöpferiſche Leiſtung ſein. Dann ſteht dem Schöpfer 
des Sammelwerkes an dieſem als Ganzem ein eigenes Urheberrecht zu, $ 4 LUG 
S 6 Sch. 


D. Verwertungsrecht und Perlönlichkeitsrecht 
J. Das Verwertungsrecht 


1. Der Urheber hat das ausſchließliche Recht, ſein Werk zu nutzen und ſo Ein⸗ 
künfte aus ihm zu ziehen. Der Ertrag ſeiner Arbeit ſoll in erſter Linie ihm zu⸗ 
kommen. Die erſte Frage iſt alſo: Wie kann man ein Geiſteswerk nutzen? 

2. Der Sinn des Geiſteswerkes iſt, in das Geiſtesleben des Volkes einzugehen, 
alſo, der Offentlichkeit mitgeteilt zu werden. Das geſchieht in vielfacher Form durch 
Verbreitung von Vervielfältigungsſtücken (Buch, Zeitung), durch Vortrag, Auf⸗ 
führung (Film, Theater, Muſikveranſtaltung), durch Rundfunkſendung. 

3. Die Arbeit, das Werk an die Offentlichkeit zu bringen, wird nur in den 
ſeltenſten Fällen vom Urheber ſelbſt geleiſtet werden können. Er bedarf dazu des 
Verlegers, des Konzertunternehmens und der ausübenden Künſtler, des Theaters, 
des Rundfunks. Zwiſchen den Urheber und das Volk ſchaltet ſich der Verbreiter ein, 
ſ. o. 8 1 III, 4. Das ändert aber nichts daran, daß dem Urheber das ausſchließliche 
Verwertungsrecht zuſteht. Der Nutzungsvorgang ſpielt ſich vielmehr ſo ab, daß der 
Verbreiter die Verbreitungsbefugnis vom Urheber (oder denn von demjenigen, 
dem er ſein Recht übertragen hat, z. B. bei Muſikaufführungsrechten von der Ver⸗ 
wertungsgeſellſchaft) erwirbt und dafür zahlt. Der Urheber hat alſo das urſprüng⸗ 
liche, der Verbreiter nur ein abgeleitetes Nutzungsrecht, wie es ihm im einzelnen 
der Vertrag mit dem Urheber einräumt. Näheres unten 8 7. 
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4. Das Urheberrecht hat eine notwendige Schranke. Wer in ſeinem Haufe vor 
feiner Familie, ſeinem vertrauten Freundeskreiſe, ein geſchütztes Muſikwerk ſpielt 
oder ein geſchütztes Luſtſpiel aufführt, tut urheberrechtlich nicht unrecht. Wollte 
man das Urheberrecht ſo ausgeſtalten, daß auch dieſe privaten Vorgänge kontrolliert 
werden könnten, ſo würde man dem Urheber nicht weſentlich nützen, da ſich dieſe 
Vorgänge überwiegend ſeiner Kontrolle entziehen würden, würde aber den Haus⸗ 
frieden ſtören und vor allem namentlich dem häuslichen Muſikleben ſchweren 
Schaden zufügen. Somit bezieht ſich das Urheberrecht nur auf die Mitteilung in 
der Offentlichkeit. 

II. Das geltende Recht 


1. In unſerem geltenden Recht ſind dieſe Gedanken nur unvollkommen zum 
Ausdruck gekommen, weil man, ſtatt ein allgemeines Verwertungsrecht zu geben, 
die einzelnen damals üblichen Verwertungsarten aufzählte und damit die Befug⸗ 
nis des Urhebers abſchließend geregelt zu haben glaubte. Von dieſen Einzelbefug⸗ 
niſſen iſt alſo auszugehen. 

2. Der Urheber hat die ausſchließliche Befugnis, ſein Werk zu vervielfältigen 
und gewerbsmäßig zu verbreiten, $ 11 LUG., 8 15 KSchG. Die Vervielfältigung 
iſt an ſich noch nicht Mitteilung an die Offentlichkeit, ſondern nur Vorbereitung 
ſolcher Mitteilung. Gleichwohl iſt es notwendig, ſie zur beſonderen Urheberbefug⸗ 
nis auszugeſtalten. Soll das Urheberrecht eine wirkſame Waffe ſein, ſo muß der 
Urheber den Nachdruck ſchon beim Drucker faſſen können. Dürfte er ſich nur gegen 
Verbreitungshandlungen wehren, ſo würde er hinter den einzelnen Exemplaren 
herjagen müſſen und hätte keine Ausſicht, ſie wirklich alle zu faſſen. Deshalb iſt 
gerade das Vervielfältigungsrecht beſonders ſtreng ausgeſtaltet. Auch die Ver⸗ 
vielfältigung in nur einem einzigen Exemplar, etwa durch Abſchreiben, iſt an ſich 
verboten. Das gilt freilich nur für das Nachbauen unbeſchränkt. Bei anderen 
Werken iſt eine Vervielfältigung zuläſſig, wenn ſie nur zum perſönlichen Gebrauch 
und unentgeltlich erfolgt, z. B. das Kopieren zu Studienzwecken, 8 15 Abſ. 2 LUG., 
§ 18 KSchG. 

3. Unter Verbreiten verſteht das Geſetz im weſentlichen die Mitteilung durch 
den Druck, alſo durch Buch⸗ und Zeitungsexemplareꝛ. Verbreitung iſt der ganze 
Vorgang, welcher die Exemplare aus der Hand des Druckers in die des Leſers 
bringt. Davon gilt eine Ausnahme. Das Urheberrecht bezieht ſich nicht auf das 
Verleihen, womit nicht nur das unentgeltliche Verleihen (öffentliche Bibliotheken), 
ſondern auch das Vermieten, alſo der Betrieb der Mietbüchereien, vom Urheber⸗ 
recht freigeſtellt iſt. 

Dieſe Regelung iſt inſofern unzweckmäßig, als ſie eine genaue Abgrenzung 
zwiſchen der urheberrechtlichen Befugnis und dem Eigentum am einzelnen Exem⸗ 
plar vermiſſen läßt. Iſt einmal ein Exemplar von dem Berechtigten in den Ver⸗ 
kehr gebracht, ſo ſollte es urheberrechtlich frei ſein und nur mehr der Eigentums⸗ 
ordnung unterliegen. Das iſt ſchon für den Betrieb der Antiquariate notwendig, 
würde übrigens auch Sondernormen für die Büchereien überflüſſig machen. 

Sehr unglücklich iſt auch die Abgrenzung zwiſchen öffentlicher Verbreitung und 
privatem Verſchenken oder Verkaufen eines Exemplares gefaßt. Dem Urheber iſt 
nur die gewerbsmäßige Verbreitung vorbehalten. Danach würde alſo eine Gratis⸗ 
verteilung eines geſchützten Werkes regelmäßig erlaubt ſein, was dem Sinn des 
Arheberrechts nicht entſpricht. 

4. Der Urheber hat das ausſchließliche Recht, das Bühnenwerk, den Film, das 
Muſikſtück öffentlich aufzuführen, 8 11 II LUG. 

Der Ausdruck „Verbreiter“ iſt alſo in der bisherigen Darſtellung in weiterem Sinne 
gebraucht, als es im Geſetz geſchieht. Uns fehlt ein allgemeiner Ausdruck für die Ver⸗ 
mittler von Urhebergut. 
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5. Der Urheber eines Sprachwerkes hat das ausſchließliche Recht, das Werk aus 
dem Manuſkript öffentlich vorzutragen. Dagegen iſt nach geltendem Recht der Vor⸗ 
trag frei, ſobald das Werk erſchienen iſt ($ 11 III LUG.) . Dieſe Einſchränkung iſt 
unhaltbar. Auch der Vortrag iſt Mitteilung an die Offentlichkeit, und es beſteht 
kein Grund, das Sprachwerk hier anders zu behandeln als etwa das Werk der Ton⸗ 
kunſt, das ja unter Aufführungsſchutz ſteht. 

6. Ein Werk der bildenden Künſte darf nur vom Urheber mittels mechaniſcher 
oder optiſcher Einrichtungen vorgeführt werden ($ 15 KSchG.). Dagegen beſteht ein 
ausſchließliches Ausſtellungsrecht nicht. Der Eigentümer des Bildes kann dieſes 
alſo auf die Ausſtellung ſchicken und ſo dem Publikum zugänglich machen. Bei Wer⸗ 
ken, die nicht ſchon vom Künſtler ſelbſt öffentlich ausgeſtellt waren, wäre aber ein 
ſolcher Schutz durchaus erwägenswert; denn auch die Ausſtellung iſt Mitteilung an 
die Offentlichkeit. 

7. Mit dieſen einzelnen Befugniſſen, wie ſie das Geſetz regelte, kam man ganz 
leidlich aus, ſolange ſie die einzigen waren, die praktiſch in Betracht kamen. Die 
Schwierigkeiten begannen, als der Rundfunk aufkam. Zwar war von vornherein 
klar, daß das Senden eines Muſikſtücks öffentliche Aufführung ſei, daß alſo die 
Rundfunkgeſellſchaften die Erlaubnis des Urhebers einholen und für ſie zahlen 
müßten. Dagegen meinten ſie, das Senden von Sprachwerken ſei Vortrag, erſchie⸗ 
nene Sprachwerke dürften ſie alſo ohne Erlaubnis ſenden. Das Reichsgericht hat 
dieſe Anſicht mit Recht verworfen. Es iſt in der Tat etwas anderes, ob ein Werk 
in einem geſchloſſenen Saal vor einem begrenzten Publikum vorgetragen, oder ob 
es Millionen von Rundfunkhörern mitgeteilt wird. Nicht jedes Gedicht eignet ſich 
dazu; darüber hat der Dichter allein zu befinden. Auch iſt nicht einzuſehen, weshalb 
er im Gegenſatz zum Komponiſten ſein Werk gratis hergeben ſoll. Aber da nun 
einmal die Sendebefugnis nicht im Geſetze ſtand, ſo hat das Reichsgericht gemeint, 
ſie unter einen der gegebenen Begriffe bringen zu müſſen, und hat dazu den der 
Verbreitung gewählt. Dieſer aber verfolgte einen ganz anderen Zweck und wurde 
durch die falſche Einordnung bis zur Unbrauchbarkeit erweitert. Dieſe Erfahrung 
lehrt, daß wir nicht bei der Aufzählung einzelner Befugniſſe ſtehenbleiben dürfen 
— wie es denn überhaupt im Sinne des neuen Rechtes liegt, die Fülle der Einzel⸗ 
heiten durch Betonung der großen Linie zu erſetzen —, ſondern ein allgemeines 
Verwertungsrecht ſchaffen müſſen. Denn wir können nicht wiſſen, was für neue 
Mitteilungsformen uns die Technik noch ſchenken wird. 


III. Das Perſönlichkeitsrecht 


1. Ein allgemeines Perſönlichkeitsrecht des Urhebers fehlt im geltenden Recht. 
Nur einzelne hierher gehörige Sätze würden ſich aus einigen vorhandenen Normen 
entwickeln laſſen. Aber die wirkliche Ausbildung dieſes Rechtes wird erſt Sache der 
Rechtsreform ſein. 

2. Dabei handelt es ſich nicht um den allgemeinen Schutz der Perſönlichkeit, wie 
er etwa im Recht auf Freiheit, auf Ehre, auf körperliche Unverſehrtheit zum Aus⸗ 
druck kommt, ſondern darum, daß das Werk, ſelbſt wenn der Urheber es ſeinem 
Volke hingegeben hat, doch ſein Werk iſt, daß er dem Werke als Schöpfer verbun⸗ 
den bleibt. Er iſt deshalb auch der Nation dafür verantwortlich, daß es in einer 
Weiſe verbreitet wird, die den Belangen des Kulturlebens entſpricht. Daraus er⸗ 
gibt ſich Verſchiedenes. 

3. Der Urheber allein befindet darüber, ob das Werk unter ſeinem Namen er⸗ 
ſcheinen und wie die Urheberbezeichnung gefaßt werden ſoll. Niemand darf daran 
etwas ändern (vgl. $ 13 KSchG.). Auch nachträglich ſteht ihm das Recht zu, die 
Vaterſchaft ſeines Werkes, das er anonym hat erſcheinen laſſen, in Anſpruch zu 
nehmen (vgl. $ 31 II LUG.) 
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4. Manche der Belange, die hier in Frage kommen, könnte der Urheber ſchon 
durch richtige Ausübung des Verwertungsrechts ſchützen. Hält er ſein Werk der 
Veröffentlichung nicht für wert oder für die Veröffentlichung noch nicht für reif, 
ſo braucht er ja niemandem die Veröffentlichung zu erlauben. Dieſe Möglichkeit 
wird verſtärkt durch das Verbot, den weſentlichen Inhalt eines Werkes vor der 
Veröffentlichung, etwa durch Vorauskritik, ohne Erlaubnis des Urhebers öffentlich 
mitzuteilen (8 11 1, 2 LUG.) . Erteilt er eine Verbreitungserlaubnis, jo gilt ſie 
grundſätzlich für das Werk nur in der Form, die ihm der Urheber gegeben hat. 
Weſentliche Anderungen darf der Verleger, das Theater, der Rundfunk nicht vor⸗ 
nehmen. Inſofern alſo erſcheint zunächſt die Reinhaltung des Werkes als geſichert. 

5. Aber das genügt nicht. Oft genug ſieht ſich der Urheber genötigt, Verträge zu 
ſchließen, die dem Vertragsgegner weitgehende Anderungsbefugnis geben (ſ. u. 
§S 7 1, 4). Hier muß der Urheber trotz ſeiner vertraglichen Bindung das Recht 
haben, darüber zu wachen, daß die neue Form des Werkes würdig ſei. Sein Per⸗ 
ſönlichkeitsrecht muß ſich gegen Verſchandelungen zur Wehr ſetzen können. Ferner 
muß er ſich gegen eine unwürdige Verbreitungsart des an ſich unveränderten 
Werks wehren können. So brauchten die Erben Stefan Georges nicht zu dulden, 
daß ſeine Dichtungen im Tingeltangel zwiſchen ſchlüpfrigen Verſen vorgetragen 
würden. 

6. Die Ausgeſtaltung dieſes Schutzes gehört zu den wichtigſten Aufgaben der 
Urheberrechtsreform. Dabei kann es aber nicht das Ziel ſein, die unendlichen und 
unüberſehbaren Einzelfälle zu regeln. Dazu fehlt uns einſtweilen die Erfahrung, 
da ein ſolches allgemeines Perſönlichkeitsrecht bislang nicht ausgebildet war. Wir 
werden den allgemeinen Grundſatz aufzuſtellen und die nähere Ausgeſtaltung dem 
praktiſchen Leben zu überlaſſen haben. 


IV. Schutz national wertvoller Kunſtwerke 


1. An der kleinen Zahl von Geiſteswerken, die wirklich eine Dauerbedeutung 
für die deutſche Kultur haben, hat auch der Staat ein Intereſſe. Er muß das Kultur⸗ 
leben dagegen ſchützen, daß ſie verſchandelt oder in unwürdiger Weiſe verbreitet 
werden, |. o. $ 1 III, 2. Dieſer Schutz fehlt im geltenden Recht, wird alſo völlig 
neu zu geſtalten ſein. 

2. Solange zwar der Urheber lebt, ſtellt ſich dem Staate dieſe Aufgabe nicht. 
Denn keine Behörde, keine Berufsorganiſation iſt bei aller Einfühlung dem Werke 
ſo nahe verbunden wie der Schöpfer ſelbſt. Ihm muß es alſo überlaſſen bleiben, 
über der Reinhaltung ſeines Werkes zu wachen. 

3. Auch nach dem Tode des Urhebers wird die Aufgabe zunächſt denjenigen zu 
überlaſſen ſein, welche dem Blute nach dem Urheber verbunden oder durch ſein 
Vertrauen letztwillig dazu berufen find, |. u. $ 7 J, 5. Inſofern bleiben wir noch 
auf dem Boden des Privatrechts. Aber hier ergeben ſich ſchon Bedenken. Wie, wenn 
die Berufenen ſich paſſiv verhalten, etwa weil ſie den Rechtsſtreit ſcheuen? Wie, wenn 
ſie gar in die Verſchandelung des Werkes willigen, um ſo ihre Einkünfte zu 
ſteigern? Hier muß der Staat die Möglichkeit haben, im Notfalle einzugreifen. 

4. Mit Ablauf der Schutzfriſt (ſ. u. § 5 III) hört jede Möglichkeit für irgend⸗ 
einen Privaten, das Werk zu ſchützen, auf. Und gerade die Werke, die die Schutz⸗ 
friſt überleben, ohne vergeſſen zu ſein, ſind wertvollſtes Kulturgut, aber darum 
auch nach den bisherigen Erfahrungen der Gefahr der Verſchandelung beſonders 
ausgeſetzt (Dreimäderlhaus; Wagner-Potpourris). Hier fällt die Aufgabe allein 
dem Staate zu. 

5. Der Staat wird ſich zur Löſung dieſer Aufgabe der Kulturkammer und ihrer 
Einzelkammern zu bedienen haben. Denn in ihr iſt dasjenige literariſche und künſt⸗ 
leriſche Können vereint, das allein einer ſo verantwortlichen und in Grenzfällen 
ſo ſchwierigen Aufgabe gewachſen iſt. Ob ein Werk verſchandelt oder durch die Art 
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der Wiedergabe herabgewürdigt wird, das muß man nicht den Staatsanwalt, 
ſondern die ſchaffenden Künſtler ſelber fragen. 


E. Begrenzung des Urheberrechts 
I. Urheberrecht und Eigentum 


1. In einem gewiſſen Sinne kann man ſagen, daß das Werk dem Schöpfer gehört. 
Es wird ihm vom Recht zugewieſen, damit er es nutze (Verwertungsrecht). Er 
bleibt ferner dem Werke als Schöpfer in einer Art geiſtiger Vaterſchaft verbunden 
(Perſönlichkeitsrecht). Alles in allem hat er eine weitgehende Machtſtellung bezüg⸗ 
lich des Werkes. 

2. Ebenſo richtig iſt aber, daß er das Werk, indem er es veröffentlicht, zu einem 
Teil des Geiſteslebens der Nation macht. In deſſen mannigfachen Bedürfniſſen 
findet das Urheberrecht ſeine natürlichen Grenzen. Auch hier geht Gemeinnutz vor 
Eigennutz. Die wenigen Werke endlich, die ſich auf längere Zeit halten und ſo völlig 
mit dem Geiſtesleben des Volkes verwachſen, müſſen deshalb ſchließlich einmal 
aufhören, Gegenſtand von Privatrechten zu ſein. Dem Urheberrecht iſt deshalb die 
Begrenzung durch die Schutzfriſt weſentlich. 

3. Das alles iſt eine Beſonderheit des Urheberrechts, die es vom Sacheigentum 
ſcheidet. Die richtige Rechtsform für die Nutzung der Sache, namentlich der beweg⸗ 
lichen Sache, iſt die volle und dauernde Herrſchaft des einzelnen. Hier liegt ein 
Grundunterſchied. Man darf deshalb das Urheberrecht nicht als geiſtiges Eigentum 
bezeichnen (ſ. o. §S 1 II, 2). 


II. Sachliche Grenzen des Urheberrechts 


1. Die Bedürfniſſe des Geiſteslebens der Nation und damit die Grenzen des 
Urheberrechts ſind mannigfaltig. Ihr Inhalt und die Reformbedürftigkeit dieſes 
Rechtsteils können hier nicht in allen Einzelheiten dargeſtellt werden. Nur bei⸗ 
ſpielsweiſe ſeien einige Gruppen hervorgehoben. 

2. Da iſt zunächſt das politiſche Leben. Geſetzliche Verordnungen, amtliche Erlaſſe 
und Entſcheidungen und andere, zum amtlichen Gebrauch hergeſtellte Schriften ſind 
Ausdruck des Staatswillens und ſtehen deshalb überhaupt unter keinem privaten 
Urheberrecht. Ihr Abdruck iſt frei (S 16 LUG.). Aber auch ſolche Vorträge und 
Reden, die Gegenſtand öffentlicher Verhandlung geworden ſind, dürfen in Zeitungen 
und Zeitſchriften abgedruckt, vor Gericht oder bei ähnlichen Verhandlungen ge⸗ 
haltene Reden dürfen frei vervielfältigt und verbreitet werden ($ 17 LUG.) 

3. Aus ähnlichen Gründen iſt das Urheberrecht der Preſſe beſonders geregelt, 
§ 18 LUG. Vermiſchte Nachrichten tatſächlichen Inhaltes und Tagesneuigkeiten 
find frei, ſchon weil fie in aller Regel nicht den Anforderungen an ein Geiſtes⸗ 
werk genügen. Daß ihre Sammlung, alſo das Ergebnis der Reporter⸗Tätigkeit, 
als Arbeitsergebnis unter Leiſtungsſchutz geſtellt werden ſollte, ſteht auf einem 
anderen Blatt (vgl. $ 2 IV, 2) und hat mit Urheberrecht nichts zu tun. 

Das Feuilleton, alſo Artikel wiſſenſchaftlichen, techniſchen oder unterhaltenden 
Inhalts, iſt geſchützt wie andere Geiſteswerke auch. 

Anders aber ſteht es mit den politiſchen, einſchließlich der religions⸗ und wirt⸗ 
ſchaftspolitiſchen Artikeln. Sie dürfen in anderen Zeitungen frei nachgedruckt wer⸗ 
den, nur darf der Sinn nicht entſtellt und die Quelle muß deutlich angegeben 
werden. Ein ſolcher Abdruck gehört zum politiſchen Leben und iſt im allgemeinen 
der nachgedruckten Zeitung erwünſcht. Sollte es ausnahmsweiſe einmal anders 
ſein, ſo mag ſie den Artikel mit einem Vorbehalt ihrer Rechte verſehen, wodurch 
er unter Urheberſchutz tritt. 

4. Das wiſſenſchaftliche Leben fordert die Möglichkeit, fremde Werke zu zitieren. 
Man darf alſo aus einem erſchienenen Werk einzelne Stellen in einer ſelbſtändigen 
literariſchen Arbeit anführen (Kleinzitat), auch in eine wiſſenſchaftliche Arbeit 
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einzelne Gedichte, kleinere Kompoſitionen, Abbildungen ujw. einfügen (Großzitat), 
immer aber ohne Anderungen und mit deutlicher Quellenangabe, 8 19 Ziff. 2, 21 
Ziff. 2, 23—25 LUG., $ 19 KSchG. 

5. Beſondere Sorgfalt iſt dem Muſikleben gewidmet, ſowohl der Verſorgung der 
Muſik mit Texten ($ 19 Ziff. 3, 20 LUG.) als auch dem öffentlichen Muſikleben 
($ 27 LUG.). Insbeſondere dürfen Werke der Tonkunſt frei aufgeführt werden, 
wenn die Aufführung keinem gewerblichen Zwecke dient und die Hörer ohne Ent⸗ 
gelt zugelaſſen werden. 

6. Weitere Begrenzungen ſorgen für die Bedürfniſſe nach billigen Kirchen⸗ und 
Schulbüchern, § 19 Ziff. 4 LUG. $ 19 KSchG., ſowie für die Belange der Land⸗ 
ſchaftsmalerei und der Anſichtskarteninduſtrie, 8 20 KSchG. 


III. Die Schutzfriſt 


1. Das Urheberrecht endet im allgemeinen nach 30 Jahren vom Ablauf des 
Todesjahres des Urhebers an gerechnet, 88 29, 34 LUG., $ 25 KSchG. 

2. Für anonyme und pſeudonyme Sprach⸗ und Muſikwerke iſt dieſe Berechnung 
ungeeignet. Hier wird die Schutzfriſt vom Jahre der Veröffentlichung an gerechnet, 
doch kann der Urheber jederzeit die gewöhnliche Berechnungsart erlangen, wenn 
er aus ſeiner Anonymität heraustritt oder ſeinen Namen in eine vom Stadtrat 
in Leipzig geführte Eintragungsrolle eintragen läßt. 88 31, 56, 57 LUG. Ebenſo 
wird beim künftigen Filmurheberrecht der Unternehmerfirma die Schutzfriſt von 
der Veröffentlichung an zu berechnen ſein. 

3. Neben dieſen Friſten läuft bei Sprach⸗ und Tonkunſtwerken noch eine zweite 
Friſt von 10 Jahren von der Veröffentlichung ab gerechnet ($ 29 LUG.). Dieſe 
Friſt kann alſo bei Manuſkripten, welche erſt längere Zeit nach dem Tode des 
Urhebers herauskommen, die gewöhnliche Schutzfriſt überdauern. Das eben iſt ihr 
Zweck. Sie ſoll einen Anreiz für das Herausbringen auch älterer Manuſkripte 
bringen. Doch iſt die Beſtimmung recht fragwürdig. 

4. Über keine Urheberrechtsfrage iſt in den letzten Jahrzehnten in Deutſchland 
mehr geſtritten worden als über die Dauer der Schutzfriſt. Derjenige, den man 
eigentlich ſchützen will, iſt der Schöpfer des Werkes ſelbſt. Sicher iſt aber, daß 
man das Recht nicht mit ſeinem Tode erlöſchen laſſen kann, ſondern es erhebliche 
Zeit über ſein Ableben verlängern muß, weil ſonſt die Rechtslage ſo unſicher 
würde, daß kein Verleger mehr das Riſiko des Verlags auf ſich nehmen könnte 
und alſo dem Urheber ſein Nutzungsrecht entwertet würde. Der Streit geht nur 
über die Frage, ob man bei der 30jährigen Schutzfriſt ſtehenbleiben ſoll, wie ſie 
Deutſchland und die Schweiz haben, oder ob man auf 50 Jahre hinaufgehen ſollte, 
wie es viele Auslandsſtaaten, neuerdings auch Öfterreich, für richtig halten. Hier 
ſtehen die Belange des Urhebers und ſeiner Erben, ſowie der Verleger in einem 
Gegenſatz zu den Belangen des Volkes, das möglichſt billig mit Geiſtesgut verſorgt 
werden ſoll, und eines Teils der Verbreiter, namentlich der Muſikveranſtalter, 
die das gleiche wünſchen. Die Frage iſt ſchwierig und vor allem nicht einfach ſo 
zu ſtellen, ob die Erben der Urheber auf Koſten der Allgemeinheit möglichſt viel 
verdienen ſollen, was natürlich zu verneinen wäre. So klagen die Muſikverleger, 
moderne Komponiſten ſetzten ſich ſo langſam durch, daß ſie innerhalb der 30 Jahre 
die gerade im Muſikverlag erheblichen Selbſtkoſten nicht wieder hereinbringen 
könnten, was ſicher in manchen Fällen zutrifft. Auch würde die 50⸗Jahres⸗Friſt 
unſere urheberrechtliche Stellung dem Auslande gegenüber erleichtern. Wie die 
Entſcheidung fallen wird, läßt ſich noch nicht fagen?. 


» Durch Geſetz au Verlängerung der Schutzfriſten im Urheberrecht vom 13. Dezember 
5 (RGBl. II 1395) § 1 iſt die dreißigjährige Schutzfriſt auf 50 Jahre verlängert 
worden. 
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F. Schuß des Urhebers 
I. Zivilrechtliche Anſprüche 


1. Der Urheber, wie jeder Träger eines ausſchließlichen Rechtes, kann ſich jede 
Verletzung verbitten; im Bedarfsfalle alſo auf Unterlaſſung klagen. Dabei kommt 
es nicht darauf an, ob der Verletzer ſchuldhaft oder im beſten Glauben handelte 
(3. B. der Verleger, der bei Annahme eines Manuſfkriptes nicht die ganze Literatur 
nachprüfen kann, ſondern ſich darauf verlaſſen muß, daß ſein Autor nicht ab⸗ 
geſchrieben hat). Nur für einen ſchuldloſerweiſe unter Verletzung fremden Geiſtes⸗ 
gutes hergeſtellten Film wird eine Einſchränkung der Unterlaſſungsklage zu erwägen 
ſein. Die Brachlegung der im Film angelegten großen Werte iſt nur gerechtfertigt, 
wenn die Verletzung ſchuldhaft erfolgte; davor kann und ſoll ſich auch der Film⸗ 
unternehmer hüten. 

2. Darüber hinaus kann der Urheber verlangen, daß die widerrechtlich her⸗ 
geſtellten und verbreiteten Exemplare, mit Ausnahme von Bauwerken, und die zu 
ihrer Herſtellung ausſchließlich beſtimmten Formen, Platten, Steine, Stereotypen 
vernichtet werden ($ 42 LUG., $ 37 KSchG.) . Das trifft den ſchuldloſen Verletzer 
hart, iſt aber unentbehrlich. Solange dieſe Gegenſtände auf der Welt find, beſteht 
die dringende Gefahr weiterer Verletzung. 

3. Jeder, auch der ſchuldloſe Verletzer, ſollte dem Urheber eine angemeſſene Ver⸗ 
gütung zahlen, alſo das, was er vernünftigerweiſe hätte aufwenden müſſen, um 
ordnungsgemäß eine Erlaubnis zu erlangen. Dieſer Anſpruch fehlt noch im gelten⸗ 
den Recht, in dem ſich ſelbſt der Anſpruch auf Hergabe deſſen, was der Verletzer 
durch ſeinen Verſtoß verdient hat (ungerechtfertigte Bereicherung, $ 812 BGB.) aus 
rechtstechniſchen Gründen (Fehlen der unmittelbaren Vermögensverſchiebung) nur 
mühſam durchgeſetzt hat. 

4. Wer vorſätzlich oder fahrläſſig fremdes Urheberrecht verletzt, ſchuldet Schaden⸗ 
erſatz, SS 36, 37 LUG., $ 31 KSchG. (freilich in ungeſchickter Faſſung, doch würde 
8 823 I BGB. zur Begründung ausreichen). Ein ſchwerer Mangel des geltenden 
Rechts liegt aber darin, daß der Urheber nur Erſatz des Geldſchadens verlangen 
kann, den er nachzuweiſen vermag. Die Einbuße an Ehre, an Anſehen, die ideelle 
Verletzung des Perſönlichkeitsrechts, Erſatz von allem alſo, was über finanzielle 
Belange hinausgeht, bleibt unberückſichtigt. Das entſpricht der fehlerhaften, nur 
aus der gar zu vermögensrechtlichen Einſtellung unſeres BGB. zu erklärenden 
Grundregel, nach welcher der Schadenerſatz, ſoweit er nicht bloße Wiederherſtellung 
iſt, mit wenigen Ausnahmen nur Erſatz des Geldſchadens bedeutet. Das iſt für das 
Urheberrecht ganz untragbar, namentlich, ſoweit es ſich um Verletzung des Perſön⸗ 
lichkeitsrechtes handelt. Es iſt eben im geltenden Recht verkannt, daß der Schadens⸗ 
erſatz nicht nur dazu dient, Lücken im Vermögen des Geſchädigten auszugleichen, 
ſondern zugleich Sanktionscharakter hat. Der ſchuldhafte Verletzer ſoll die Folgen 
ſeines Unrechtes zu ſpüren bekommen. 


U. Strafſchutz 


1. Die wichtigeren vorſätzlichen Urheberrechtsverletzungen werden auf Antrag mit 
Geldſtrafe belegt; auch auf Vernichtung iſt auf Antrag im Strafverfahren zu er⸗ 
kennen, und es kann dem Verletzten eine Buße zugeſprochen werden, die dann an 
Stelle des zivilrechtlichen Schadenserſatzanſpruches tritt (88 38 ff. LUG., 88 32 ff. 
KSchG. ). 

2. Das Urheberſtrafrecht iſt ſtark reformbedürftig. Insbeſondere werden die vielen 
kleinen Einzeltatbeſtände den Grundſätzen der Strafrechtsreform gemäß durch 
grundſätzlichere und allgemeinere Beſtimmungen zu erſetzen ſein. Dabei wird auch 
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die Frage zu entſcheiden ſein, ob für Urheberrehtsverlegungen Gefängnisitrafen 
anzudrohen ſind, was den hartnäckigeren, insbeſondere den rückfälligen Sündern 
gegenüber durchaus angemeſſen wäre. Denn die vorſätzliche Urheberrechtsverletzung 
iſt dem Diebſtahl verwandt. 


G. Urheberrechtsverkehr 
I. Übertragbarkeit des Urheberrechts 


1. Der Urheber nutzt ſein Recht in aller Regel, indem er einem anderen die Ver⸗ 
breitung geſtattet. Der Verbreiter leitet alſo die Rechtsſtellung, die ihm erſt die 
Weitergabe des Werks an die Offentlichkeit möglich macht, vom Urheber ab. Des⸗ 
halb gehört zu den Grundfragen des Urheberrechts die Frage nach feiner Übertrag⸗ 
barkeit. | 

2. Nach geltendem Recht iſt das Urheberrecht vererblich und kann beſchränkt und 
unbeſchränkt auf andere übertragen werden. Die Übertragung kann auch mit Be⸗ 
grenzung auf ein beſtimmtes Gebiet geſchehen ($ 8 LUG., $ 10 KSchG.) Dieſe Re⸗ 
gelung ſteht in ſtarkem Gegenſatz zu den Zielen der Urheberrechtsreform. Zwar 
wird der unkörperlichen Natur des Geiſteswerkes durch die Möglichkeit der räum⸗ 
lich begrenzten Übertragung Rechnung getragen. Der Dramendichter kann alſo Auf⸗ 
führungsrechte für Berlin, für Frankfurt, für München nebeneinander übertragen. 
Auch läßt die Möglichkeit, das Urheberrecht beſchränkt zu übertragen, d. h. be⸗ 
ſchränkte Rechte am Urheberrecht zu beſtellen, eine ziemlich freie Geſtaltung der 
Verträge, die Abtrennung von Aufführungs- und Vortragsbefugniſſen, von Über: 
ſetzungs⸗ und Dramatiſierungsrechten offen. Aber der Grundgedanke iſt verfehlt. 
Das Geiſteswerk wird als Ware behandelt, deren ſich der Urheber gegen Entgelt 
entäußern kann wie bei anderen Waren auch. Demgegenüber wird die Reform zur 
Geltung zu bringen haben, daß jedenfalls auch bei voller Übertragung ein Band 
zwiſchen dem Schöpfer und ſeinem Werk beſtehen bleibt. Dieſer Gedanke wird ſich 
beim Perſönlichkeitsrecht, das eben dieſes Band ſchützen ſoll, ſtärker auswirken als 
beim Verwertungsrecht. 

3. Das Verwertungsrecht nicht nur vererblich, ſondern auch übertragbar zu ge⸗ 
ſtalten, und neben die Vollübertragung den einzelnen Zwecken der in ſich ſehr ver⸗ 
ſchiedenen Verbreiterverträge entſprechend, die frei geſtaltete beſchränkte ÜUbertra⸗ 
gung zu ſetzen, iſt durchaus notwendig. Denn anders könnte der Urheber ſein Werk 
nicht nutzen. Aber ſchon nach dem Regierungsentwurf von 1932 und nach allen 
neueren Entwürfen verliert auch bei vollſter Rechtsübertragung der Urheber ſein 
Verwertungsrecht nicht ſo vollſtändig, wie der Eigentümer ſein Recht an der ver⸗ 
äußerten Sache verliert. Er iſt in höchſtem Maße am Verbreitungsvorgang inter⸗ 
eſſiert und ſucht ſich deshalb einen Verbreiter aus, dem er das Werk anvertrauen 
kann. Will deshalb der Verbreiter ſein Recht an einen anderen übertragen, ſo wird 
er künftig den Urheber um ſeine Zuſtimmung zu begrüßen haben, die dieſer freilich 
nicht ohne wichtigen Grund wird verweigern können. Weiter überträgt der Urheber 
ſein Recht, damit das Werk an das Volk herangebracht wird. Übt alſo der Ber: 
breiter ſein Recht nicht in angemeſſener Zeit aus, läßt er das Werk liegen, ſo wird 
der Urheber ſein Recht zurückrufen und das Verbreiterverhältnis löſen können. 
Somit wird das Verwertungsrecht künftig nicht mehr im ſtrengen Sinne voll über⸗ 
tragbar ſein. 

4. Die Übertragung bezieht ſich ſchon nach geltendem Recht grundſätzlich nur auf 
das Werk in der Form, die ihm der Urheber gegeben hat. Zu Anderungen, die über 
das nach Treu und Glauben notwendige Maß — Berichtigung von Schreibfehlern 
uſw. — hinausgehen, iſt der Verbreiter nicht berechtigt ($ 9 LUG., $ 12 KSchG.) 
Doch kann im Vertrage etwas anderes beſtimmt ſein, und das iſt häufig jo not- 
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wendig, daß aus dem Zweck des Vertrages eine ſtillſchweigende Anderungsverein⸗ 
barung entnommen werden kann. So wird ſich häufig die Anderung von Bühnen⸗ 
und Film⸗Manuſkripten bei der Vorbereitung der Aufführung als notwendig her⸗ 
ausſtellen. Jedenfalls bedeutet die Bearbeitung eine tiefgehende Anderung, und ſo 
liegt denn auch in jeder Vergebung eines Bearbeitungsrechts zugleich eine Ande⸗ 
rungserlaubnis. | 

5. Das Urheberperſönlichkeitsrecht kann überhaupt nicht übertragbar ſein, da es 
ja eben den Zuſammenhang des Schöpfers mit ſeinem Werk zu ſchützen beſtimmt 
iſt. Der Urheber kann ſich ſeines Rechtes, ſich gegen Verſchandelung oder unwür⸗ 
dige Darbietung ſeines Werkes zu wehren, nicht begeben. Den Tod des Urhebers 
wird freilich auch dieſes Recht überleben müſſen. Aber es ſpricht m. E. vieles dafür, 
in den ſeltenen Fällen, in denen die Angehörigen nicht die Erben des Urhebers 
ſind, das Recht nicht den Erben, ſondern den nächſten Angehörigen anzuvertrauen. 
Jedenfalls wird der Urheber durch letztwillige Verfügung einen ihm geiſtig ver⸗ 
bundenen Vertrauensmann beſtimmen können, der nach Art eines Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckers ſein Perſönlichkeitsrecht wahrt. 

6. Der Zuſammenhang zwiſchen Urheber und Werk muß alſo gegen Zwangs⸗ 
zugriffe der Geldgläubiger geſchützt werden. Das geſchieht ſchon im geltenden Recht 
(8 10 LUG., $ 14 KSchG.) . Die Zwangsvollſtreckung wegen Geldforderungen findet 
in das Recht und in das Manujfript, die zur Vervielfältigung beſtimmten Formen, 
Platten, Steine uſw. bei Lebzeiten des Urhebers ohne ſeine Einwilligung über⸗ 
haupt nicht, gegen die Erben nur dann ſtatt, wenn das Werk erſchienen iſt. 


II. Urheberrechtsverträge 


1. Auf dieſer Rechtsgrundlage bauen ſich die Urheberrechtsverträge in jo bunter 
Mannigfaltigkeit auf, daß auf Einzelheiten hier nicht näher eingegangen werden 
kann. Es ſollen nur einige Rechtstypen feſtgelegt und ſodann der einzige geſetzlich 
durchgeregelte Urhebervertrag, der Verlagsvertrag, dargeſtellt werden. 

2. Die loſeſte Form iſt die bloß ſchuldrechtliche Erlaubnis, das Werk zu benutzen, 
bei der alſo eine echte Rechtsübertragung nicht ſtattfindet; jo meiſt bei den mufi⸗ 
kaliſchen Aufführungsrechten. Der Verbreiter erwirbt kein ausſchließliches Recht, 
er kann ſich alſo nicht dagegen wehren, daß der Urheber ſeinem Konkurrenten die 
gleiche Erlaubnis erteilt. Nur inſoweit geht ſeine Rechtsſtellung über den Schuld⸗ 
vertrag des BGB. hinaus, als eine einmal erteilte Erlaubnis auch dem etwaigen 
Erwerber des Urheberrechts gegenüber wirkſam bleiben muß. In der Grammophon⸗ 
Induſtrie haben ſogar, wenn einmal der Urheber einem Gewerbetreibenden die 
Aufnahme geſtattet hat, alle anderen inländiſchen Gewerbetreibende gegen ange⸗ 
meſſene Vergütung Anſpruch auf die gleiche Erlaubnis (88 22 ff. LUG.) 

3. Ein ſtärkeres Recht gewähren die ausſchließlichen Nutzungsbefugniſſe, ſo manche 
Bühnenaufführungsrechte, ſo insbeſondere das Vervielfältigungs⸗ und Verbrei⸗ 
tungsrecht des Verlegers, das ſogenannte Verlagsrecht. Hier hat der Verbreiter 
eine wirkliche urheberrechtliche Stellung, ein beſchränktes Recht am Urheberrecht, 
ähnlich dem Nießbrauch, erworben. Er kann ſich gegen Dritte, die ſein Werk ver⸗ 
letzen, mit den urheberrechtlichen Schutzmitteln zur Wehr ſetzen, ſelbſt wenn fie 
ſich auf eine nachträglich erteilte Erlaubnis des Urhebers berufen. Denn auch 
ſolche Erlaubnis iſt ein Eingriff in ſein Recht. 

4. Von dieſen Vertragsarten bis zur vollſten Übertragung des Urheberrechts 
mit Anderungs⸗ und Bearbeitungsrecht gibt es manche Zwiſchenſtufen. Ja es iſt 
wahrſcheinlich, daß man in Einzelfällen ſelbſt Ausnahmen von dem Satz wird 
machen müſſen, daß der Urheber dem Verwertungsrecht durch Geſtattung der 
Weiterübertragung und durch Rückruf verbunden bleibt (ſ. o. I 3). So wird bei 
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kleineren Artikeln in einem Wörterbuch der Herausgeber vollite Verfügung über 
den einzelnen Beitrag anſtreben müſſen, wie denn überhaupt bei organiſierter 
wiſſenſchaftlicher Arbeit der Einfluß des Leiters den einzelnen Mitarbeitern 
gegenüber verſtärkt werden ſollte. So braucht die Filminduſtrie einigen Vorrat 
an Manuſkripten und wehrt ſich naturgemäß dagegen, daß ihr dieſer, wenn fie 
nicht innerhalb der zu ſchaffenden geſetzlichen Friſt den Film dreht, durch Rückruf 
verkürzt wird. Ahnlich geht es im Kunſtgewerbe, das auch einigen Vorrat an 
Muſterzeichnungen braucht (obgleich hier ein berechtigtes Intereſſe des Urhebers 
auf ſchnelle Verwertung drängt, weil dieſe Zeichnungen der Mode unterworfen 
ſind und oft ſchnell veralten). Doch iſt dieſer Problemkreis einſtweilen noch wenig 
geklärt. 


III. Das Verlagsrecht 


1. Der Verlagsvertrag über Sprachwerke und Werke der Tonkunſt iſt durch das 
Geſetz über das Verlagsrecht vom 19. 6. 1901 geregelt (der Kunſtverlag iſt nicht 
normiert). Dieſes Geſetz ſtellte ſich das Ziel, weniger Neues zu ſchaffen, als den 
beſten deutſchen Verlegerbrauch in Normen zu faſſen. Es ging alſo richtigerweiſe 
vom Leben aus und iſt deshalb weniger reformbedürftig als die weit ſtärker 
dogmatiſch und weltanſchaulich gebundenen Urhebergeſetze. Doch wird auch hier 
eine Überarbeitung im Rahmen der Reform des geſamten bürgerlichen Rechtes 
erforderlich ſein. Die Regelung iſt nachgiebig: ſie gilt nur, ſofern nichts anderes 
vereinbart iſt. 

2. Der Verlagsvertrag iſt zunächſt nichts als ein gegenſeitiger Schuldvertrag, wie 

etwa Kauf-, Miet: und Werkvertrag auch. Der Verfaſſer verſpricht, dem Verleger 
das Werk zur Vervielfältigung und Verbreitung zu überlaſſen. Der Verleger ver⸗ 
ſpricht, das Werk auf eigene Rechnung zu vervielfältigen und zu verbreiten, trägt 
alſo das finanzielle Riſiko (S 1 V.). Doch iſt dabei die Belanglage eine ganz 
eigenartige. Beim Austauſchvertrag verſpricht jeder die ihm obliegende Leiſtung, 
etwa die Zahlung eines Kaufpreiſes, obwohl ſie ihn belaſtet, weil er nur ſo die 
Gegenleiſtung bekommen kann. Beim Verlagsvertrag verſpricht jeder, was zugleich 
in ſeinem eigenen Intereſſe iſt. Der Verfaſſer, der dem Verleger das Werk überläßt, 
will ja gerade, daß es verbreitet wird. Der Verleger, der es zu vervielfältigen und 
zu verbreiten verſpricht, will durch eben dieſe Handlungen verdienen. Daraus ergibt 
ſich ein Zuſammenwirken beider Vertragsteile, das von beſonderem Vertrauen 
getragen ſein muß. Noch ſtärker als andere Schuldverträge ſteht deshalb der Ver⸗ 
lagsvertrag unter den Grundſätzen von Treu und Glauben. Es läge ſogar nahe, 
ihn für eine Art Geſellſchaftsvertrag zu halten. Genau beſehen, iſt aber das Ziel 
nicht ganz einheitlich. Der Verfaſſer wünſcht, daß ſein Werk in möglichſt vielen 
Exemplaren, alſo auch möglichſt billig, verbreitet werde; der Verleger wünſcht, 
möglichſt gut zu verdienen (|. o. $ 1 III 6). Die Belange decken ſich alſo nur 
teilweiſe. 
3. Ob es ſich um ein geſchütztes Werk oder etwa um die Herausgabe eines antiken 
Schriftſtellers handelt, iſt für die ſchuldrechtliche Seite des Vertrages unweſentlich. 
Ebenſo kommt es nicht darauf an, ob das Werk beim Vertragsabſchluß ſchon vor⸗ 
handen iſt oder erſt geſchaffen werden ſoll. 

4. Eine Honorarzahlung iſt dem Begriff des Verlagsvertrages nicht weſentlich. 
Oft genug kommt es vor, daß der Verfaſſer ſein Werk ohne Vergütung hergibt, oder 
daß er ſogar, inbeſondere bei wiſſenſchaftlichen Werken, noch einen Druckkoſten⸗ 
zuſchuß zahlt. Denn das Verlagsgeſchäft iſt mit hohem Riſiko belaſtet. Gegenüber 
einem Werk, das erhebliche Einnahmen bringt, ſtehen viele, bei denen der Verleger 
mit geringem Gewinn oder gar mit Verluſt arbeitet. Nicht jedes Werk kann alſo 
ein Verfaſſer-Honorar tragen. Das Geſetz überläßt die Regelung mit Recht dem 
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einzelnen Vertrage und beſchränkt ſich auf die Bemerkung, daß ein angemeſſenes 
Honorar als vereinbart gilt, wenn nach den Umſtänden eine Vergütung zu er⸗ 
warten war ($ 22 VG.). 

5. Das Geſetz geht davon aus, daß ein Verlagsvertrag regelmäßig nur für eine 
Auflage (im Zweifel = 1000 Exemplare) gelten ſoll. Praktiſch aber werden die 
Verträge immer über mehrere oder alle Auflagen geſchloſſen, da erſt bei einer 
Mehrzahl von Auflagen das Geſchäft für den Verleger erheblichen Gewinn abwirft. 
Iſt dies ausgemacht, ſo iſt der Verleger zwar berechtigt, aber nicht verpflichtet, eine 
neue Auflage herauszubringen (88 5, 17, 29 V.). 

6. Die Pflicht des Verfaſſers beſchränkt ſich nicht auf Überlaſſung eines druck⸗ 
fertigen Manuſkriptes und auf die Geſtattung der Vervielfältigung und Ver⸗ 
breitung. Er hat ſich naturgemäß auch anderweitiger Vervielfältigung und Ver⸗ 
breitung zu enthalten; er darf ſeinem eigenen Verleger nicht Konkurrenz machen 
(S 2 WG.). Doch bleiben ihm fein Aufführungs⸗, Vortrags⸗ und Senderecht, auch 
das Recht, Bearbeitungen (Überſetzungen, Verfilmung uſw.) zu geſtatten. 

7. Der Verleger hat das Werk unverändert herauszubringen, und zwar in der 
zweckentſprechenden und üblichen Weile (8 14 V.). Er hat alſo für anſtändige 
Ausſtattung, für die nötige Reklame uſw. zu ſorgen. Er beſtimmt den Ladenpreis, 
darf ihn aber nachträglich ohne Zuſtimmung des Verfaſſers nicht erhöhen, da hier⸗ 
durch die Möglichkeit weitgehender Verbreitung geſchädigt werden könnte (8 21 
V.). Dafür, daß die Buchhändler den feſtgeſetzten Ladenpreis einhalten, jorgt die 
Organiſation des deutſchen Buchhandels, der ſog. Börſenverein Deutſcher Buch⸗ 
händler. 

8. Bei urheberrechtlich geſchützten Werken hat der Verfaſſer dem Verleger das 
Verlagsrecht zu verſchaffen (88 VG.). Das bedeutet: mit der Ablieferung des Manu⸗ 
ſkriptes erlangt der Verleger das ausſchließliche Recht zur Vervielfältigung und 
Verbreitung und behält es, ſolange das Vertragsverhältnis dauert (8 9 V.). 
Er iſt alſo für ſeinen Schutz gegen dritte Nachdrucker nicht auf die Hilfe des Ver⸗ 
faſſers angewieſen, ſondern kann unmittelbar gegen ſie vorgehen, ſie auf Unter⸗ 
laſſung, auf Schadenerſatz, auf Vernichtung der Nachdruckexemplare verklagen, 
Strafantrag gegen ſie ſtellen uſw. Er könnte dies ſogar dem Verfaſſer gegenüber 
tun, wenn dieſer das Werk nachzudrucken verſuchte. Dieſer Schutz iſt notwendig, 
da der Verleger das geſamte Riſiko der Vervielfältigung und Verbreitung trägt. 

9. Kein echter Verlagsvertrag iſt der Vertrag über Beiträge zu Zeitungen und 
Zeitſchriften (SS 41—46 V.). Der Verleger nimmt fie nur an, ohne eine Pflicht 
zur Veröffentlichung zu übernehmen. Doch kann der Verfaſſer kündigen, wenn der 
Beitrag nicht binnen Jahresfriſt erſcheint. Andererſeits behält der Verfaſſer das 
Recht, über den Beitrag anderweitig zu verfügen, oder erhält, wenn er ſich vertrag⸗ 
lich gebunden hat, wenigſtens dieſes Recht bei Zeitſchriften nach einem Jahr, bei 
Zeitungen alsbald nach dem Erſcheinen zurück. 

10. Kein echter Verlagsvertrag iſt ferner der Kommiſſionsverlag. Nach außen 
tritt hier freilich der Verleger auf, wie bei anderen Verlagsverträgen auch. Im 
Innenverhältnis dagegen trägt der Verfaſſer die Koſten der Vervielfältigung und 
Verbreitung. Deshalb iſt der Verleger an die Weiſungen des Verfaſſers in weitem 
Maße gebunden, erwirbt auch kein eigenes Verlagsrecht. 

11. Literariſche Arbeiten werden häufig beſtellt und geliefert, ohne daß der Be⸗ 
ſteller die Pflicht zur Vervielfältigung und Verbreitung übernimmt ($ 47 I WG.). 
Hier handelt es ſich nicht um Verlagsverträge, ſondern um Werkverträge. Über die 
urheberrechtliche Seite dieſer Verträge läßt ſich Einheitliches nicht ſagen. So wird 
der Gelehrte, der ein Gutachten liefert, ſein Urheberrecht behalten. Der Landkarten⸗ 
zeichner, der für den Atlantenverlag arbeitet, wird es dem Verleger übertragen 
müſſen. 
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H. Internationales Urheberrecht 
IJ. Notwendigkeit des Schutzes 


1. Das Buch, die Grammophonplatte, vor allem die Rundfunkſendung macht an 
den Landesgrenzen nicht halt. Es iſt alſo für den Wert unſeres Urheberrechts von 
entſcheidender Bedeutung, inwieweit der deutſche Urheber auch im Auslande ge⸗ 
ſchützt iſt. Fehlte dieſer Schutz, ſo könnten ſeine Werke z. B. ohne ſeine Erlaubnis 
im Auslande vervielfältigt oder durch ausländiſche Sender auch nach Deutſchland 
geſendet werden. 

2. Der Text unſerer Urhebergeſetze ſcheint freilich auf den internationalen Schutz 
zunächſt nur wenig Rückſicht zu nehmen. Den Schutz des deutſchen Geſetzes genießt 
der deutſche Urheber für alle ſeine Werke, der Ausländer aber nur, ſoweit er ſein 
Werk erſtmals in Deutſchland hat erſcheinen laſſen (Grundſatz der Nationalität des 
Werks), $$ 54, 55 LUG., $ 51 KSchG. Wenn wir alſo auf den ausländiſchen Urs 
heber keine Rückſicht nehmen, ſo werden wir auch keinen Schutz des deutſchen Ur⸗ 
hebers im Auslande erwarten können. Tatſächlich iſt die Rechtslage aber eine ganz 
andere. Dieſe zunächſt ablehnende Haltung dient nur dazu, um durch Staatsver⸗ 
träge auf der Grundlage der Gegenſeitigkeit den deutſchen Urheber zu ſichern. 

3. Solche Staatsverträge beſtehen mit faſt allen Kulturländern. Der weitaus 
wichtigſte iſt die Berner Übereinkunft vom 9. 9. 1886. Sie ſchließt faſt alle europä⸗ 
iſchen Staaten mit ihren Kolonien und eine Reihe von überſeeiſchen Staaten (ſo 
Japan und Braſilien) zu einem Schutzverband zuſammen, der ein Büro in Bern 
unterhält. Sie wird in regelmäßigen Zuſammenkünften revidiert (daher Revidierte 
Berner Übereinkunft). Die letzte Reviſion wurde in Rom im Jahre 1928 vorgenom⸗ 
men und in dieſer Faſſung durch Bekanntmachung vom 31. 10. 1933 von Deutſch⸗ 
land ratifiziert. In ähnlicher Weiſe haben ſich die ſüdamerikaniſchen Staaten (außer 
Braſilien) durch die Übereinkunft von Montevideo 1889 zuſammengeſchloſſen. Auch 
dieſer Übereinkunft iſt Deutſchland beigetreten. Mit den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika beſteht ein Gegenſeitigkeitsvertrag von 1892, der freilich für die 
deutſchen Urheber ungünſtig iſt. Denn das amerikaniſche Urheberrecht knüpft den 
Schutz an gewiſſe, auch vom deutſchen Urheber in Amerika zu erfüllende Förmlich⸗ 
keiten, während das deutſche Recht den Urheber, und nach dem Vertrage alſo auch 
den Angehörigen der Vereinigten Staaten, auf Grund des Schöpfungsaktes ohne 
weiteres ſchützt. 

4. Nur mit Somjetrußland hat ein wirkſamer Schutz des deutſchen Urhebers 
bislang nicht erzielt werden können. Das iſt ein ſchwerer Schaden, nicht nur des⸗ 
halb, weil dem deutſchen Urheber ſo Einkünfte aus der Benutzung ſeines Werkes 
entgehen, auf die er billigerweiſe Anſpruch hätte. Schlimmer iſt, daß es ſich vor 
allem um Überſetzungen deutſcher Werke handelt, die ohne Erlaubnis des deutſchen 
Urhebers erfolgen. Dieſer kann alſo auch Befähigung des Überſetzers und Qualität 
der Überſetzung nicht kontrollieren, jo daß wir nicht ſicher find, daß das deutſche 
Geiſtesgut unverfälſcht in Rußland verbreitet wird. 


II. Die Berner Übereinkunft 


1. Der Schutz dieſer wichtigſten Übereinkunft beruht naturgemäß auf dem Gegen⸗ 
ſeitigkeitsgedanken. Die einem Verbandslande angehörenden Urheber genießen in 
den anderen Verbandsländern den gleichen Schutz wie die Inländer (Art. 4). 

2. Darüber hinaus aber legt die Berner Übereinkunft Mindeſtſchutzbeſtimmungen 
feſt, die den Angehörigen anderer Verbandsländer gegenüber nicht unterſchritten 
werden dürfen. Es iſt nicht nur den im Art. 2 recht vollſtändig aufgezählten 
Geiſteswerken Schutz zu gewähren, ſondern es iſt auch das Überſetzungsrecht, das 
Aufführungsrecht, das Urheberrecht der Preſſe, das Funkrecht und vieles andere 
geregelt. 
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3. Dadurch ift die Berner Übereinkunft ein wichtiger Hebel für die Entwicklung 
auch der innerſtaatlichen Urheberrechte geworden. Denn wenn ſie auch natürlich 
den Vertragsſtaaten nicht vorſchreiben kann, wie ſie ihre eigenen Staatsangehöri⸗ 
gen urheberrechtlich zu ſchützen haben, ſo kann doch kein Staat auf die Dauer den 
Inländer ſchlechter ſchützen, als er die Angehörigen der ausländiſchen Staaten zu 
ſchützen ſich verpflichtet hat. 

4. So hat auch die gegenwärtige Reform ihren Ausgang von der Notwendigkeit 
genommen, die römiſche Neviſion in das innerdeutſche Recht einzuarbeiten (hat 
ſich freilich gleich weitere Ziele geſteckt und iſt auch über dieſe durch die national⸗ 
ſozialiſtiſche Rechtsreform weit hinausgewachſen $ 1 J). Wichtig iſt hier insbeſon⸗ 
dere Art. 6, der zuerſt den internationalen Schutz der wichtigſten Belange des 
Urheberperſönlichkeitsrechtes bringt, nämlich das Namensrecht des Urhebers, oder 
wie es der Text ausdrückt, das Recht, die Urheberſchaft des Werkes in Anſpruch 
zu nehmen, und den Schutz gegen Verſtümmelung und Verſchandelung des Werkes. 
Indem die Regierung Adolf Hitlers die römiſche Faſſung der REU. ratifizierte, 
hat ſie alſo zugleich in dieſem wichtigſten Punkt der innerdeutſchen Reform den 
Weg gewieſen. 

de Boor 


Schrifttum: 


Alfeld, Baitipp. Das Urheberrecht an Werken der Literatur und der Tonkunſt, Kommen: 
tar zu dem Geſe hebe vom 19. Juni 1901 ſowie 998 den internationalen Verträgen zum 

— Das 2 des Urheberrechts. 2. Aufl. München 1928 
= cht, 2. Aufl. Münche ann zu dem Geſetz vom 19. Juni 1901 über das Verlags⸗ 


—, e zu 1 Gele: . betreffend das Urheberrecht an 1905 der bildenden 
Künſte 5.1 der Photographie vom 9. Januar 1907. München 
de Boor, O., Urheber⸗ und Verlagsrecht. Stuttgart 1917. | 
Rohren a Kunſtwerkrecht (Geſetz vom 9. Januar 1907). Stuttgart 1908. 
rheberrecht an Schriftwerken und Verlagsrecht. Stuttgart 1908. 


Zeitſchriften: 

Archiv für Arheber⸗ Film⸗ und Theaterrecht. 

Gewerblicher echtsſ utz und Urheberrecht. 

Le Droit d' Auteur. N 
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Auf dem Wege 
zu einem nationalſozialiſtiſchen Patentgeſetz 


A 


Auf Seite 496—497 des Buches „Mein Kampf“ ſchreibt der Führer: 

„Alles menſchliche Denken und Erfinden dient in ſeinen letzten Auswirkungen 
zunächſt dem Lebenskampf des Menſchen auf dieſem Planeten, auch wenn der 
ſogenannte reale Nutzen einer Erfindung oder einer tiefen wiſſenſchaftlichen Ein⸗ 
ſicht in das Weſen der Dinge im Augenblick nicht ſichtbar iſt. 

Alle Erfindungen ſind das Ergebnis des Schaffens einer Perſon. Alle dieſe 
Perſonen ſelbſt find, ob gewollt oder ungewollt, mehr oder minder große Wohl⸗ 
täter aller Menſchen. Ihr Wirken gibt Millionen, ja Milliarden von menſchlichen 
Lebeweſen ſpäter Hilfsmittel zur Erleichterung der Durchführung ihres Lebens⸗ 
kampfes in die Hand. 

Wenn wir im Urſprung der heutigen materiellen Kultur immer einzelne Per⸗ 
ſonen als Erfinder ſehen, die ſich dann gegenſeitig ergänzen und einer auf dem 
anderen wieder weiterbauen, dann aber genau fo in der Ausübung und Durch⸗ 
führung der von den Erfindern erdachten und entdeckten Dinge. Denn auch ſämt⸗ 
liche Produktionsprozeſſe find in ihrem Urſprung ſelbſt wieder Erfindungen gleich⸗ 
zulegen und damit abhängig von der Perſon. Auch die rein theoretiſche gedankliche 
Arbeit, die im einzelnen gar nicht meßbar, dennoch die Vorausſetzung für alle 
weiteren materiellen Erfindungen iſt, erſcheint wieder als das ausſchließliche Pro⸗ 
dukt der Einzelperſon. Nicht die Malle erfindet und die Majorität organiſiert und- 
denkt, ſondern in allem immer nur der einzelne Menſch, die Perſon. 

Eine menſchliche Gemeinſchaft erſcheint nur dann als gut 
organiſiert, wenn ſie den ſchöpferiſchen Kräften in mög⸗ 
lichſt entgegenkommender Weiſe ihre Arbeiten erleichtert 
und nutzbringend für die Geſamtheit anwendet. Das Wertvollſte an der 
Erfindung ſelbſt, mag ſie nun im Materiellen oder in der Welt der Gedanken 
liegen, i ſt zu nächſt der Erfinderals Perſon. Ihn alſo für die Geſamt⸗ 
heit nutzbringend anzuſetzen, iſt erſte und höchſte Aufgabe der Organiſation einer 
Volksgemeinſchaft. Ja, die Organiſation ſelbſt hat nur eine Vollſtreckung dieſes 
Grundſatzes zu ſein. Damit wird ſie auch erſt vom Fluche des Mechanismus erlöſt 
und wird ſelbſt zu etwas Lebendigem. Sie muß in fi ſelbſt eine Verkörperung. 
des Strebens ſein, die Köpfe über die Maſſe zu ſtellen und dieſe mithin den 
Köpfen unterzuordnen. 

Die Organiſation darf alſo demnach das Heraustreten der Köpfe aus der Maſſe 
nicht nur nicht verhindern, ſondern ſie muß im Gegenteil durch die Art ihres eige⸗ 
nen Weſens dies im höchſten Grade ermöglichen und erleichtern.“ 


B. 
Die Anwendung dieſer Grundſätze auf das Patentrecht im engeren Sinne ergibt 
folgende Forderungen: 
1. Die Volksgemeinſchaft iſt der Boden, auf dem das kulturelle Wachstum des. 
Volkes gedeiht. Deshalb ſind alle Werke des techniſchen Fortſchritts (Erfindungen. 
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und techniſche Verbeſſerungen), ebenſo wie die Werke der Kunſt und der Wiſſen⸗ 
ſchaft, als Früchte des geiſtigen Schaffens von Volksgenoſſen Kulturgut des ganzen 
Volkes. Die Intereſſen von Volk und Staat gehen denen des Werkſchöpfers vor. 

2. Die ſchöpferiſchen Kräfte des techniſchen Fortſchritts ſtehen im Ehrendienſt 
von Volk und Staat. 

3. Der ſchöpferiſche Menſch ſteht unter dem Schutz des Staates; die ihm durch 
Geſetz gewährleiſteten Rechte ſind unabdingbar. Der Schöpfer iſt zur treuhänderi⸗ 
ſchen Verwaltung des Werkes verpflichtet und berechtigt. Eine wirtſchaftliche Aus⸗ 
wertung durch andere als die Volkheit bedarf grundſätzlich ſeiner Zuſtimmung. 


Geſchichtliches 


Immer wieder wird die Behauptung aufgeſtellt, daß das Patentrecht ſich in Eng⸗ 
land entwickelt habe. Dies iſt irrig. In England hatte die Zeit vor Jacob I. die 
Handelsmonopole und die Erfindervorrechte nicht getrennt. Eliſabeth gewährte 
„Patente“ für alle möglichen Handelsprodukte. Dieſe „Patente“ waren in ihrem 
Weſen eine Einzelhandelserlaubnis. Jacob I. nutzte dieſe Einrichtung jo ſehr als 
Geldquelle für ſich aus, daß der Preis für wichtigſte Handelsprodukte ungeheuerlich 
geſteigert wurde. Er mußte dann anordnen, daß Streitigkeiten über Monopole vor 
die ordentlichen Gerichte gehörten, und daß der König nur noch Monopole für 
Erfindungen auf die Dauer von vierzehn Jahren vergeben dürfe. Dieſer Einſchrän⸗ 
kung eines Mißbrauchs entſpringt alſo das engliſche Patentrecht. 

Schon weit früher wurden in Deutſchland „Freibriefe“ erteilt, die ſamt und ſon⸗ 
ders auf natürliche Perſonen ausgeſtellt find. Als Beiſpiel eines ſolchen frühen 
Patents hat in den Mitteilungen der Deutſchen Patentanwälte (1934 S. 26) der 
Patentanwalt Dr.⸗Ing. Meldau, Berlin, einen Freibrief Kaiſer Karls V. 
veröffentlicht, der für einen Erfinder namens Hans Hedler erteilt war. In 
dieſem Brief wird darauf hingewieſen, daß Hedler Unkoſten und Arbeit aufgewandt 
habe, daß ſein Fleiß und ſeine Kunſt dem gemeinen Nutzen zugute komme, und 
daß es unbillig ſei, wenn ihm jeder durch Nachahmen ſeiner Erfindung Abbruch 
tun könne. Darum verbietet Kaiſer Karl für zwölf Jahre jedem, die Erfindung 
(Räderwerk) ohne Vorwiſſen und Bewilligung von Hedler nachzuahmen, und zwar 
gilt dies ſowohl für öffentliches als auch für heimliches Nachmachen. Die Straf⸗ 
ſanktion beträgt 10 Mark lötigen Goldes, von dem die Hälfte an die Reichskammer 
und die andere Hälfte dem Hedler zufällt. Sie richtet ſich gegen jeden, der die 
Erfindung nachmacht oder auf andere Art gegen das Verbot n oder in ge⸗ 
fährdender Weiſe verſtößt. 

Das Patent ſtammt vom 20. Mai 1545. 

In dem darauffolgenden Menſchenalter find eine ganze Reihe von Patenten 
bekannt, die ſich auf Eiſenkunſt, auf Goldſpinnkunſt, auf Waſſerkunſt, auf in Stahl 
geſchnittene Frakturſchrift uſw. erſtrecken und die teilweiſe einzelnen Erfindern, 
teilweiſe aber mehreren, immer aber natürlichen Perſonen geſchützt werden. 

Eine Durcharbeitung der deutſchen Rechtsquellen wird ſicher noch weitgehende 
Überraſchungen bringen und beweiſen, wie alt der Erfinderſchutz auf deutſchem 
Boden iſt; ſie ſei hiermit angeregt. 

Aus der neueren geſchichtlichen Zeit ſei nur hervorgehoben, daß das Patent⸗ 
weſen in den Verfaſſungen des Norddeutſchen Bundes und des Deutſchen Reiches 
zur Bundes⸗ und Reichsſache erklärt wurde, daß im Jahre 1868 der Bundeskanzler 
dafür eintrat, die Patente abzuſchaffen, daß aber dann am 25. Mai 1877 das erſte 
Reichspatentgeſetz erlaſſen wurde. Damit war der Gedanke des Bundeskanzlers 
nicht anerkannt worden, der geglaubt hatte, die Patente hemmten den Fortſchritt 
der Induſtrie und fielen außerdem denjenigen zu, die ſich zuerſt der Technik des 
Gebietes bemächtigten, während ſie den leer ausgehenden geiſtigen Bahnbrechern, 
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den Männern der Wiſſenſchaft, zu verdanken ſeien. Die dazwiſchenliegende Periode, 
insbeſondere die langſame Entwicklung von Patentgeſetzen in den einzelnen Län⸗ 
dern, ſei ebenſo überſprungen wie die Behandlung der Reformbeſtrebungen, die 
ſpäter einſetzten. 

Der Entwurf, den das Reichsjuſtizminiſterium im Jahre 1934 vorlegte, entſprach 
den Gedanken der Zeit vor dem Umbruch noch völlig. (Vgl. I. Auflage des Hand⸗ 
buchs S. 1038.) Die Verſuche der Bewegung, die Grundzüge dieſes Entwurfs zu 
ändern, ſind teilweiſe gelungen. Wie weit dies der Fall iſt, ſei an Hand einzelner 
Probleme gezeigt. 


Grundzüge des Patentrechts der Vereinigten Staaten 
von Amerika 


Bevor auf die Hauptprobleme des deutſchen Patentrechts eingegangen wird, 
werden die auf dem Erfindergrundſatz beruhenden Gedanken des Patentrechts der 
Vereinigten Staaten behandelt. Dieſes amerikaniſche Patent iſt ganz zweifellos 
ein deutliches Widerſpiel der deutſchrechtlichen Gedankengänge, die die deutſchen 
Auswanderer hatten; wie es denn überhaupt Eigenart germani⸗ 
ſcher Menſchen iſt, in dem Augenblick, in dem fie auswandern, 
an Sprache, Sitte und Recht feſtzuhalten, während im Inlande 
ſprachliche, ſittliche und rechtliche Entwicklung ſchnell voranſchreitet. 

Nach der Rechtslehre der Vereinigten Staaten gibt der Staat die Bedingungen 
bekannt, unter denen er bereit ift, dem Erfinder ein zeitlich beſchränktes Monopol⸗ 
recht gegenüber jedermann zu geſtatten. Erfüllt der Erfinder dieſe Bedingungen, 
ſo hat er das ſtaatliche Angebot angenommen, alſo einen Vertrag geſchloſſen. 

Es wird aber noch nicht der intuitive Gedanke, ſondern nur der Gedanke ge⸗ 
ſchützt, der in die Linie der praktiſchen Schöpfung gelangt iſt (praktiziert iſt). Eine 
Idee oder eine Entdeckung wird alſo nicht geſchützt, vielmehr iſt eine der Angebots⸗ 
bedingungen des Staates die praktiſche, konkrete Gebrauchsfähigkeit der Erfindung. 

Für den Amerikaner iſt es ſelbſtverſtändlich, daß eine Erfindung, die den Geſetzen 
oder den guten Sitten zuwiderläuft, nicht geſchützt werden kann, und daß auch das, 
was die handwerkliche Routine eines Fachmannes erreicht, nicht als Erfindung 
angeſehen werden kann. 

Andererſeits werden alle „Aquivalente“ mitgeſchützt, auch wenn ſie nicht bean⸗ 
ſprucht werden. 

Während im deutſchen Recht ein möglichſt frühzeitiger Gang zum Patentamt 
erforderlich iſt, weil damit der Schutz des Erfinders beginnt, kann der amerikaniſche 
Erfinder zuwarten, bis er das Produkt ſeiner Erfindung marktfähig gemacht hat. 
(Erſt zwei Jahre nach dem Beginn der Ausbeutung verliert er die Anmeldemög⸗ 
lichkeit.) | | 

Die Tatſache, daß in den Vereinigten Staaten der Erfinder in den Mittelpunkt 
der patentrechtlichen Überlegungen geſtellt iſt, hat zur Ausbildung eines beſonderen 
Verfahrens geführt, das den Erſterfinder an Stelle des anmeldenden Zweit⸗ 
erfinders ſetzen kann. Wie weit der ältere Erfinder geſchützt wird, zeigt ein Fall, 
in dem das Gericht der Witwe eines Tabakarbeiters die Priorität auf eine Maſchine 
zur Entrippung von Tabakblättern zuerkannte, obgleich wenige Monate vorher 
ein Patent für denſelben Zweck angemeldet wurde. Die Witwe hatte infolge Armut 
das Patent ihres verſtorbenen Mannes, der die Erfindung viele Jahre vorher 
gemacht hatte, zunächſt verfallen laſſen müſſen. In Anbetracht ihrer Armut und 
3 techniſchen Unerfahrenheit hat das Gericht dieſe Fehler nicht für weſentlich 
erachtet. 

Auch ein Ausländer kann einem amerikaniſchen Erfinder den zeitlichen Rang 
ablaufen, wenn er innerhalb der durch den Unions-Vertrag feſtgelegten Prioritäts⸗ 
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friſt eine im Ausland erfolgte Anmeldung in den Vereinigten Staaten zur Geltung 
bringt. In dieſem Falle würde er in dem eigens für die Ermittlung des Erſt⸗ 
erfinders eingeführten interference⸗Verfahren ſiegen, und dann in einer beſon⸗ 
deren equity⸗Klage erreichen, daß das Patent des Zweiterfinders für kraftlos 
erklärt würde. 

Aus den vielen ſonſtigen Eigenheiten ſei nur noch erwähnt, daß der Anmeldende 
ſeine Erfindereigenſchaft eidlich verſichern, und daß die Patenturkunde auf den 
Namen des Erfinders lauten muß. 

Wenn der Erfinder ſtirbt, ſo geht in den Staaten, die wie Deutſchland das 
Anmeldeprinzip haben, die Vererbung nach den allgemeinen Regeln des Erbrechts 
vor ſich. In den Vereinigten Staaten hat der Nachlaßverwalter das ſelbſtändige 
Verfügungsrecht über die Erfindung, bis die Erben eintreten, und er nimmt dem 
Patentamt gegenüber völlig die Stelle des Erfinders ein. Er iſt Treuhänder, aber 
Treuhänder mit eigenem Recht, ſo daß alſo das Patentamt nicht etwa mit den 
Erben verhandeln könnte. 

Zum Schluſſe ſei noch erwähnt, daß es in Amerika keine Jahresgebühren gibt. 
Die Anmeldegebühr, die das Anrecht auf die Prüfung der Anmeldung begründet, 
beträgt 25 Dollars; eben ſo hoch iſt die Erteilungsgebühr. Beide Gebühren um⸗ 
faſſen bis zu 20 Patentanſprüche. Macht der Erfinder mehr als 20 Anſprüche 
geltend, ſo hat er für jeden weiteren Anſpruch einen Dollar zuzuzahlen. Dies gilt 
ſowohl für die Anmelde⸗ als auch für die Erteilungsgebühr. 

Gefordert wird eine Beſchreibung der Erfindung, die ſo ins einzelne geht, daß 
ein Sachverſtändiger daraufhin die Erfindung nachmachen kann. 

Die Formulierungen müſſen vom Erfinder mit großer Sorgfalt vorgenommen 
werden, weil nur der Anſpruch als geſchützt gilt, den der Erfinder geltend gemacht 
hat, ſo daß alſo die in den Beſchreibungen enthaltenen Grundgedanken der Er⸗ 
findung ohne rechtlichen Schutz ſind, wenn ſie im Anſpruch nicht enthalten ſind. 

Für die Zeichnung beſtehen ganz beſonders genaue Vorſchriften; im allgemeinen 
iſt immer eine Zeichnung für alle die Vorgänge erforderlich, die überhaupt zeich⸗ 
neriſch darſtellbar ſind. 

Ein kurzes Wort ſei noch den Lizenzen gewidmet: Der Lizenznehmer darf die 
Lizenz nicht ohne ausdrückliche Erlaubnis des Patentinhabers weiterübertragen. 
Das Recht der Vereinigten Staaten betrachtet auch das Benutzungsrecht des An⸗ 
geſtellten oder eines berechtigten Beſitzers als ſtillſchweigende Lizenz. 

Das Patent kann an einen Gläubiger verpfändet werden; wird dieſe Ver⸗ 
pfändung beim Patentamt eingetragen, ſo iſt der Pfandgläubiger berechtigt, 
Lizenzen zu vergeben uſw. Der Gläubiger kann zwangsweiſe völlig an Stelle des 
Patentinhabers treten, indem er im Wege der Zwangsvollſtreckung die Übertragung 
des Patentes bewirken kann. 

Im Konkursverfahren wird der Konkursverwalter, im ganzen geſehen, Batent- 
inhaber. 

Intereſſant iſt, daß die zum Teil ausgezeichneten Gedanken des Patentrechts der 
Vereinigten Staaten nicht zum Durchbruch kommen, weil das Gerichtsverfahren zu 
verwickelt, zu koſtſpielig und zu ſchwerfällig iſt. Dazu kommt die kaum vorſtellbare 
Schrankenloſigkeit des Parteibetriebs vor Gericht. 


Hauptprobleme des deutſchen Patentrechts 
A. 
Welche Erfindung iſt patentfähig? 


Nicht jede Erfindung, die aus der geiſtigen Intuition des einzelnen Erfinders 
entſtanden iſt, ſondern nur eine Erfindung, die 
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1. neu iſt und 

2. eine gewerbliche Verwertung geſtattet. 

Neu iſt eine Erfindung dann, wenn ſie in öffentlichen Druckſchriften aus den 
letzten 100 Jahren nicht bereits beſchrieben oder im Inland ſo offenkundig benutzt 
iſt, daß andere Sachverſtändige ſie danach auch benutzen können. 

Das Geſetz ſelbſt definiert den Begriff „Erfindung“ mit Recht nicht. Der Begriff 
wird klar, wenn man ſich an die ſprachliche Überlegung „erfinden“ hält. Der 
ſchöpferiſche Gedanke, das Schaffen, nicht das Aufklären (Entdecken) gehört zur 
Erfindung. 

Das Volk läßt aber nur einer ſolchen Erfindung den Schutz des Geſetzes zuteil 
werden, die für praktiſche Zwecke verwendbar iſt. 

Die Tatſache, daß eine ganze Reihe von Erfindungen auf geduldigen, wiſſen⸗ 
ſchaftlich fundierten, immer wieder angeſtellten Proben beruhen, darf nicht dazu 
verführen, zu glauben, daß die Erfindung nur handwerksmäßig ſei. Schöpferiſche 
Gedanken ſind ſchon großenteils die Aufſtellung des Syſtems der Proben, die Er⸗ 
kenntnis des Gefundenen, dann und wann in Form eines einzelnen Gedanken⸗ 
blitzes, häufig aber in einer Vielzahl von Gedankengängen. Dieſe Gedankengänge 
erweiſen ſich oft noch nicht einmal als brauchbar; fie find ihrerſeits erſt wieder 
durch neue Proben in die richtige Bahn zu lenken. 

Im allgemeinen iſt eben ernſte Vorarbeit für eine Erfindung nötig. Um aber 
eine patentfähige Erfindung zu bekommen, iſt außerdem noch nötig, daß ſie eine 
gewerbliche Verwertung geſtattet, und ſo kommt es hier, ausgehend von der In⸗ 
tuition, die vor der Löſung oder bei der Löſung ſich zeigt, auch noch zu einer Reihe 
von Gedankenverbindungen, die erſt in ihrer Summe die Erfindung patentfähig, 
die patentierte Erfindung marktfähig und erſt in einer weiteren Entwicklung 
marktgängig machen. 

Die vergangene Epoche hat wegen dieſer die ſtarke Verflechtung des einzelnen 
aufzeigenden Sachlage den Schluß gezogen, daß — eine ſolche Erfindung überhaupt 
keine Erfindung ſei !!! 

Genau genommen iſt die patentfähige Erfindung erſt durch folgende Zeichnung 
verſtändlich (die von unten nach oben zu leſen iſt): 


Gerichtliche Stellungnahme 
| 7 7 
* * 


Patentamtliche Einflüſſe 


(weitere) Zuſätzliche Arbeit der 
Patent- und Rechtsanwälte 


Zuſätzl. Arbeit der Patentbüros 


Vom Erfinder nun f. patent⸗ 
1 fähig gehaltene Erfindung 


Pateut jetziger Stand der Technik 


Verbeſſerung oder Beſeitigung von 
Hemmungen, die ſich der Ausführung 
entgegenſtellen 


7 | Erfindung 
Anregung, Förderung uſw. 
Be ee ee re bisheriger Stand der Technik 


Bunguyjiy itzulmu sbs ſt war 


Dieſe Zeichnung iſt bewußt ſchematiſch gemacht. Sie erweckt den Anſchein, als ob 
jede dieſer zuſätzlichen Arbeiten auch eine Höherführung der Erfindung umſchließe, 


1036 


während gar oft die weiteren Arbeiten eine Verkleinerung der urſprünglich ge> 
dachten Schaffung bedingen; aber es iſt ſicher, daß die Erfindung im Sinne des 
Patentgeſetzes vom Beginn des Erfindungsgedankens bis zur letztmöglichen Kor⸗ 
tektur der Ausgeſtaltung des Patentes reicht. 

Dieſe aus Zweckmäßigkeitserwägungen heraus entſprungene Ausdehnung kann 
nicht verhindern, zu erkennen, daß der Erfinder der Ausgangspunkt der Erfindung 
iit, kann nicht darüber hinwegtäuſchen, daß „Mein Kampf“ mit Recht jagt, „das 
Wertvollſte an der Erfindung ſelbſt ſei zunächſt der Erfinder als Perſon“. 

Aus dieſem Grunde kann der Grundgedanke eines richtigen Patentrechtes nur 
ſein, daß der Erfinder grundſätzlich der Inhaber des Patents ſein muß und daß 
nur die Beteiligung an der gewerblichen Nutzung, nicht die rechtliche Beteiligung 
am Patent ſelbſt, den Unterſchied zum Ausdruck bringt, daß der Einzelerfinder 
mehr erfinderiſche und techniſche Arbeit leiſtet, als durchſchnittlich der in einer 
„Erfinderfabrik“ Beſchäftigte. 

Der Schutz des Patentgeſetzes wird, wie die Zeichnung deutlich macht, nicht jeder 
Erfindung gewährt, die neu iſt und eine gewerbliche Verwertung geſtattet, ſondern 
nur einer Erfindung, deren Abſtand von dem bisherigen Stand der Technik 
merklich iſt. Das Volk will dem Erfinder eine von ihm ausgehende beſondere 
Leiſtung beſonders hoch anrechnen, kann aber auf der anderen Seite, im Dritten 
Reich noch weniger als früher, eine Verbeſſerung mit beſonderer Berechtigung 
ausſtatten; denn jeder Volksgenoſſe iſt ſeinem Volk zur beſtmöglichen Leiſtung 
verpflichtet. Wird eine ganz beſondere Leiſtung vollbracht, ſo erhält der 
Volksgenoſſe einen ganz beſonderen Schutz, der ihn — beim Patent für eine 
beſtimmte Zeit — weitgehend in die Lage verſetzt, den anderen Volksgenoſſen 
gegenüber ſein eigenes Werk in den Vordergrund zu rücken. 

Der Maßſt ab, den ein Beamter des Patentamts, der Nationalſozialiſt iſt 
und ſein muß, an die Erfindungshöhe legen muß, iſt alſo ſtrenger, als er früher 
war. Die Erfindung muß über die gewöhnliche fachmänniſche Leiſtung hinaus⸗ 
gehen. 

Aus dieſer Darſtellung ergibt ſich bereits, daß im Einzelfall Schwierigkeiten 
für die Unterſcheidung entſtehen. Dieſe Schwierigkeiten werden noch durch die Tat⸗ 
ſache vergrößert, daß die bereits patentfähige Erfindung noch 2 Stadien durch⸗ 
läuft, deren Ablauf faſt nicht zu ſchätzen iſt, ſondern in einem gewiſſen Umfange 
die Kunſt erfordert, die niemand vollendet kann, nämlich das Prophezeien. Es 
muß nämlich neben der Möglichkeit der gewerblichen Verwertung, die das Geſetz 
fordert, nun noch die tatſächlich ee gewerbliche Verwertung herbeigeführt werden; 
und das bedeutet, daß zunächſt in vielfach mühſeliger Vorarbeit das Stadium 
der Marktfähigkeit einer Erfindung erreicht werden muß. Das zweite Stadium 
zu erreichen, iſt nicht allzu vielen Erfindungen vergönnt, nämlich das Stadium 
der Marktgängigkeit. Die Marktgängigkeit tritt vielfach erſt ein, wenn der vom 
Volk gewährte Spezialſchutz des Erfinders abläuft, und wenn die Volkheit in 
einen freien Genuß des ſchöpferiſchen Gedankengutes ihres Volksgenoſſen kommen 
kann. 

Das deutſche Patentgeſetz ſchränkt die Patentfähigkeit der Erfindung noch mehr 
ein: Auf dem Gebiete der Nahrungs-, Genuß- und Arzneimittel und der Chemie 
kann nur ein beſtimmtes Verfahren geſchützt werden. 

Nach dieſen Ausführungen ergibt ſich ganz von ſelbſt, daß die Patenterteilung 
ein konſtitutiver Akt iſt, der von einer Erfindung endgültig feſtlegt, daß fie einer- 
ſeits den Vorausſetzungen des Geſetzes entſpricht und nicht den Geſetzen und guten 
Sitten zuwiderläuft, und auf der anderen Seite dem Inhaber des Patentſchutzes 
einen großen, geſetzlichen, genauen Schutz gewährt. 

Das Patentgeſetz ſagt dagegen über die zahlreichen übrigen Erfindungen nichts 
aus. Es ſchafft ja nur das Abmaß für den Treuhänder des geiſtigen Erbguts des 
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Volks und beftimmt, wie weit deſſen Sonderleiſtung hinter der Geſamtheit des 
Volks zurücktritt und wie weit es ihm als Sonderleiſtung beſondere Berechtigungen 
verleihen ſoll. 


B. 
Wer erhält das Patent? 


1. Der Entwurf des Reichsjuſtizminiſteriums wollte die bisherigen geſetzgebe⸗ 
riſchen Gedankengänge beibehalten, die darauf hinausliefen, daß das Patent der⸗ 
jenige erhalten ſollte, der zuerſt anmeldete. 

Das Patentamt kümmerte ſich alſo um den wahren Erfinder überhaupt nicht. 
Daß dieſes Prinzip nicht bleiben konnte, iſt in der Einleitung dargeſtellt worden. 
Es muß von dem anmeldenden Erfinder verlangt werden, daß bei der Anmeldung 
die Verſicherung abgegeben wird, wer der Erfinder iſt, und daß außer ihm und 
den noch benannten Erfindergenoſſen ihm keinerlei Miterfinder bekannt find. 

Der Tag der Anmeldung iſt entſcheidend. „Wer zuerſt kommt, mahlt zuerſt.“ 

In einigen Fällen kann das Prioritätsdatum früher liegen als das Anmel⸗ 
dungsdatum. Dies iſt z. B. der Fall, wenn der Erfinder gegen einen rechtswidrigen 
Anmelder Einſpruch einlegt, anmeldet und beim Einſpruch ſiegt. 

Alle Angehörigen eines Staates, der dem Unionsvertrag beigetreten iſt, werden 
in den anderen Staaten, patentrechtlich geſehen, wie Inländer behandelt, auch 
wenn fie keinen Wohnſitz oder keine gewerbliche Niederlaſſung in den anderen 
Staaten haben. Das Patentrecht der einzelnen Staaten bleibt beſtehen; doch gilt 
derjenige, der z. B. in Deutſchland ein Patent angemeldet hat, in den anderen 
Ländern während der vereinbarten Friſt inſoweit als geſchützt, als z. B. der Ein⸗ 
wand der Priorität (des vorherigen Erfinders) nur Gültigkeit hat, wenn er für 
die Zeit vor der Anmeldung beim deutſchen Patentamt bewieſen werden kann. Die 
patentrechtliche Prioritätsfriſt der Unionsſtaaten beträgt 12 Monate. . 

Dieſe Fragen und eine ganze Reihe von techniſchen Einzelfragen, wie Abhängig⸗ 
keit der Patente untereinander, Kombinierung von Patenten, Verſchiedenheit von 
Ausführungsform und angewandten Erfindungsgedanken, Stellung eines vernich⸗ 
teten Patents gegenüber einer neuen Anmeldung uſw. find im Schrifttum aus⸗ 
führlich erörtert worden. Den Grundgedanken, die Frage des Anmeldeprinzips, 
behandelte man im allgemeinen weniger ausführlich, obgleich doch, wie ſchon er⸗ 
wähnt, der Patentgeſetzentwurf von 1913 dem Erfinder Anſpruch auf die Patent⸗ 
erteilung einräumen wollte. 

2. Sind mehrere Erfinder vorhanden, ſo erhalten ſie ein Gemeinſchaftspatent. 
Man muß dieſe Erfindergenoſſen als eine Gemeinſchaft zur geſamten Hand auf⸗ 
faſſen. Die Auffaſſung der Vereinigten Staaten iſt gegenteilig. 

Der BNEDI. und die DAF. haben vorgeſchlagen, daß jeder Erfindergenoſſe 
gegebenenfalls auf Einwilligung des oder der anderen Genoſſen klagen kann, und 
daß jeder einzelne Erfinder jeden, der ſich eine Beeinträchtigung des gemein⸗ 
ſchaftlichen Schutzrechts zuſchulden kommen läßt, verfolgen kann. Der Vorſchlag iſt 
vom RIM. nicht übernommen worden. 

3. Ein beſonderes Wort muß dem ſogenannten Angeſtelltenerfinder gewidmet 
werden. Es ergeben ſich in einfacher, logiſcher Folgerung folgende Grundgedanken: 
Da beim Erfinder ein höchſt perſönlicher, unvertretbarer Gedanke des einzelnen 
Mannes obwaltet, iſt grundſätzlich die Erfindung ſei n. Andererſeits brauchen es 
nicht ſchlechte Gründe zu ſein, die ein Unternehmen veranlaſſen, eine Erfindung 
erſt noch weiter auszuprobieren oder dieſe zur Grundlage neuer Verfahrens⸗ 
verſuche zu machen, ohne fie anzumelden. In diefem Falle haben die Erfinder 
hinter dem Gemeinſchaftswerk, das im Unternehmen ſich darſtellt, in einem 
gewiſſen Umfange zurückzutreten. Die Löſung, die vorgeſchlagen wurde, liegt im 
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Sinne des Geſetzes zur Ordnung der nationalen Arbeit, alſo im Sinne eines Zu⸗ 
gehörigkeitsgefühls des arbeitenden Menſchen zu ſeinem Betriebe. Aus dieſem 
Grunde wurde auch vorgeſchlagen, daß der in einem Betrieb Beſchäftigte ſeine 
Erfindung dem Unternehmer anzubieten hat. 

Der Vorſchlag des BN SDI. und der DAF., in völliger Reinheit und Klarheit 
das Erfinderprinzip herzuſtellen, iſt leider nur in einem gewiſſen Umfange erfüllt 
worden. Die Grundgedanken der neuen Vorſchläge nähern ſich aber dieſer 
Meinungsäußerung weſentlich an. Sie lauten: 

S a) (1) Hat ein Arbeitsgehilfe eine patentfähige Erfindung gemacht, die in das 
Arbeitsgebiet des eigenen Betriebes oder eines mit dieſem techniſch und wirtſchaft⸗ 
lich verbundenen Betriebes fällt, ſo iſt er verpflichtet, ſie dem Arbeitsherrn zur 
Förderung der Betriebszwecke zur Verfügung zu ſtellen. 

(2) Der Arbeitsgehilfe iſt verpflichtet, die Erfindung alsbald dem Arbeitsherrn 
ſchriftlich zu melden (Erfindungsmeldung). In der Meldung hat er die Aufgabe 
und ihre Löſung zu bezeichnen und unter Beifügung etwaiger Arbeitsaufzeichnun⸗ 
gen das Zuſtandekommen der Erfindung kurz zu beſchreiben, wobei die ihm vom 
Dienſtvorgeſetzten erteilten Weiſungen oder Richtlinien, die benutzten Hilfsmittel 
und Vorarbeiten des Betriebes, die Mitarbeiter ſowie Art und Umfang ihrer Mit⸗ 
arbeit anzugeben ſind. Der Arbeitsgehilfe iſt auch dann zur Erfindungsmeldung 
verpflichtet, wenn Zweifel beſtehen können, ob die Erfindung patentfähig iſt. 

(3) Haben mehrere Arbeitsgehilfen bei einer Erfindung zuſammengewirkt, ſo wird 
durch die Meldung eines Arbeitsgehilfen die Meldepflicht auch der übrigen erfüllt; 
auf Verlangen find fie jedoch zu Zuſatzmeldungen verpflichtet. 

S b) (1) Will der Arbeitsherr die Erfindung nicht in Anſpruch nehmen, fo hat 
er dies, ſobald als möglich, ſpäteſtens innerhalb einer Friſt von drei Monaten nach 
der Erfindungsmeldung dem Arbeitsgehilfen ſchriftlich zu erklären. Nach Empfang 
5 Erklärung iſt der Arbeitsgehilfe berechtigt, über die Erfindung frei zu ver⸗ 
ügen. 

(2) Erklärt der Arbeitsherr dem Arbeitsgehilfen vor Ablauf der Friſt ſchriftlich, 
daß er die Erfindung für ſich in Anſpruch nimmt, ſo geht mit dieſem Zeitpunkt 
das Recht an der Erfindung auf ihn über, wenn er dem Arbeitsgehilfen keine 
Mitteilung macht. 

(3) Der Arbeitsherr hat die Erfindung geheimzuhalten, wenn er ſie nicht in 
Anſpruch nimmt. Der Arbeitsgehilfe hat die Erfindung geheimzuhalten, bis er 
die freie Verfügung darüber erlangt. 

8 c) (1) Sit das Recht an der Erfindung auf den Arbeitsherrn übergegangen, ſo 
hat der Arbeitsgehilfe gegen den Arbeitsherrn einen Anſpruch auf angemeſſene 
Vergütung, es ſei denn, daß die Erfindung nicht verwertbar iſt, oder daß der 
Arbeitsgehilfe nach dem Inhalt des Arbeitsvertrages, nach ſeiner Stellung im 
Betrieb oder nach der Art ſeiner bei der Erfindung aufgewendeten Tätigkeit 
billigerweiſe eine beſondere Vergütung nicht erwarten kann. 

(2) Iſt in angemeſſener Friſt nach Entſtehung des Vergütungsanſpruches eine 
Vereinbarung über Art und Höhe der Vergütung nicht zuſtande gekommen, ſo hat 
der Arbeitsherr durch ſchriftliche Erklärung an den Arbeitsgehilfen die Vergütung 
feſtzuſetzen. Iſt dieſe Beſtimmung des Arbeitsherrn unbillig oder wird ſie unge⸗ 
bührlich verzögert, ſo kann der Arbeitsgehilfe die Feſtſetzung durch gerichtliches 
Urteil herbeiführen. 

(3) Wird eine Vergütung nur aus dem Grunde nicht gewährt, weil die Erfin⸗ 
dung nicht verwertbar iſt, ſo kann der Arbeitsgehilfe vom Arbeitsherrn verlangen, 
daß dieſer ihm die Rechte überträgt, die er an der Erfindung und durch die Patent⸗ 
anmeldung erlangt hat. | 

Es folgen dann in den nächſten Paragraphen Schutzvorſchriften für den Fall, 
daß die Erfindung in einem Geheimpatent oder Geheimverfahren endet, und für 
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die ſonſtigen praktiſch möglichen Fälle, in denen eine gegenjeitige Hilfe zwiſchen 
Erfinder und Arbeitsherrn erforderlich iſt. Beſonders wichtig iſt, daß im § s feſt⸗ 
gelegt wird, daß die Vorſchriften nicht zugunſten des Arbeitsgehilfen abgedungen 
werden können. 

S h ſetzt eine ausſchließliche Zuſtändigkeit des Gerichts für alle Rechtsſtreitig⸗ 
keiten feſt, die aus der Angeſtelltenerfindung ſich ergeben können: Ausſchließlich 
zuſtändig iſt das für Patentſtreitigkeiten zuſtändige Gericht. Damit iſt der Streit⸗ 
fall, ob die Angeſtelltenerfindung in das Arbeits- oder in das Patentrecht gehört. 
in Übereinſtimmung mit der Bewegung dahin gelöſt, daß es ſich um weſenhaft 
patentrechtliche Fragen handelt. 


C. 
Die Wirkungen des Patentes 


1. Das deutſche Patentgeſetz erklärt, daß der Inhaber des Patentſchutzes befugt 
ſei, den Gegenſtand der Erfindung gewerbsmäßig herzuſtellen, in Verkehr zu brin⸗ 
gen, feilzuhalten oder zu gebrauchen. Wenn das Patent für ein Verfahren erteilt 
iſt, erſtreckt ſich die Wirkung auch auf die durch das Verfahren unmittelbar her⸗ 
geſtellten Erzeugniſſe. Der Vorſchlag, die Formulierung ſo zu wählen, daß der 
Inhaber des Patentſchutzes jeden Dritten davon ausſchließen könne, den Gegenſtand 
ſeines Patentes in den gewerblichen Wettbewerb zu bringen, würde zweifelsohne 
dem Grundgedanken mehr entſprechen, daß der Erfinder ein unabdingbares Per⸗ 
ſönlichkeitsrecht beſitzt. Er fand nicht die Zuſtimmung des RIM. 

Derjenige, der eine Benutzungshandlung ohne Genehmigung des Inhabers des 
Patentſchutzes vornimmt, iſt Patentverletzer. 

Es entſpricht dem geforderten Gedanken, das perſönliche Moment des Erfinders 
mehr zu ſtärken, wenn gefordert wird, jede ſolche Verletzung als eine Beeinträch⸗ 
tigung des Erfinders zu betrachten. Es wird alſo nicht notwendig ſein, ein ſubjek⸗ 
tives Schuldmoment zu verlangen. Dieſes ſubjektive Schuldmoment iſt für die Frage 
der Erlangung des Schadenserſatzes und der als Vorbereitung dienenden Rechnungs⸗ 
legung von Bedeutung. Die richtige Regelung wäre, dem Verletzten auch dann, 
wenn kein Schuldmoment vorliegt, neben dem Unterlaſſungsanſpruch einen Ber: 
gütungsanſpruch zu geben. Die geſetzliche Formel müßte dann heißen: 

Wer unberechtigt eine Erfindung benützt, muß dem Verletzten eine Ver⸗ 
gütung entrichten, die den tatſächlich entſtandenen Schaden nicht überſteigen 
darf. 

Das Reichsjuſtizminiſterium will bei Vorſatz und Fahrläſſigkeit Schadenerſatz, 
bei leichter Fahrläſſigkeit eine Entſchädigung feſtgeſetzt wiſſen, die in den Grenzen 
zwiſchen dem dem Verletzten entitandenen Schaden und dem dem Verletzer er: 
wachſenen Vorteil bleibt. 

2. Bei dieſen Verletzungsſtreitigkeiten ſpielt die Frage eine große Rolle, was 
denn nun eigentlich patentiert ſei. Die Patenturkunden werden vom Patentamt, 
wie zuverläſſig verlautet, noch genauer zuſammengefaßt werden, die Beſchreibungen 
und die Patentanſprüche werden gegeneinander abgewogen werden, damit mög: 
lichſt weitgehende Übereinſtimmung erzielt wird, jo daß alſo Unklarheiten, wenn 
möglich, auf das geringſte Maß vermindert werden. Immerhin aber wird es nicht 
möglich ſein, jeden Zweifel zu beſeitigen. In Deutſchland gehen nun die Gerichte 
bei der Frage, ob der Schutzbereich eines Patentes verletzt ſei, von dem Erfindungs⸗ 
gedanken aus. Eine überkonſtruierte Jurisprudenz hat dabei einen Unterſchied 
zwiſchen dem Gegenſtand eines Patentes und deſſen Schutzumfang behauptet. Sehr 
mit Unrecht. Dem Erfinder iſt eine beſtimmte Erfindung geſchützt. Dieſe Erfindung 
gilt als intuitiv erfaßtes Schöpfungswerk des Erfinders, und nur ſie iſt Gegen⸗ 
ſtand des Patentes. Den ſchöpferiſchen Gedanken, der dem Patent zugrunde liegt, 
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und das, was zum Patent angemeldet wird, trennen, heißt den Grundgedanken des 
Erfindungsſchutzes verkennen. Zuzugeben iſt allerdings, daß hier Schwierigkeiten 
ſich ergeben, wenn techniſche Unklarheiten auftreten. 

So ſchützt z. B. Patent 162 438 bei Gillette-Ralierapparaten die Vorrichtung, 

durch die die dünnen Klingen gekrümmt werden, um eine beſtimmte Wirkung zu 
erreichen. Die Erreichung derſelben Wirkung durch eine andere Vorrichtung ohne 
Krümmung der Klingen würde auf einem anderen Erfindungsgedanken beruhen. 
Dagegen käme man in große Schwierigkeiten, wenn der Erfinder öfters, wie 
Ediſon bei Patent 203 284 es gemacht hat, erklärte, er ſei außerſtande, mehr als 
die Tatſache des Funktionierens der Erfindung feſtzuſtellen, wenn alſo der Erfinder 
gar nicht weiß, worauf die Wirkung ſeiner Erfindung zurückgeht. 
Dass letzte Beiſpiel iſt abſichtlich gewählt, um die Streitfrage zu kennzeichnen, ob 
denn zum Erfindungsgedanken nur gehöre, was der Erfinder ſelber erfaßt habe. 
Die anglo⸗amerikaniſche Praxis neigt dahin, dem Erfinder nur den erkannten 
Erfindungsgedanken zuzugeſtehen. Davon kann nicht ausgegangen werden. Doch 
zeigt dieſes ſelbe Beiſpiel auch, daß die Patentſchrift die Grundlage für die 
Entſcheidung zu geben hat: wenn ſie klar entſcheidet, ſo iſt das für das Gericht 
bindend. Wenn beiſpielsweiſe ein Erfinder einen Anſpruch nach drei Richtungen 
angemeldet hat, und Punkt 3 vom Patentamt abgelehnt wurde, z. B. weil er nicht 
patentfähig iſt, ſo darf das Gericht nicht etwa dieſen Punkt 3 auf einmal wieder 
zur Grundlage ſeiner Urteilsfällung machen. 

Die Patentſchrift iſt aber auch inſoweit Ausgangspunkt, und zwar für das Ge⸗ 
richt bindender Ausgangspunkt, als ſie den Stand der Technik zur Zeit der Patent⸗ 
erteilung feſtlegt. Hier liegt die tatſächlich größte Schwierigkeit, wenn die Patent⸗ 
ſchrift techniſch unklar iſt, da es ungeheuer ſchwer iſt, ſich nach 10 Jahren in den 
früheren Stand der Technik zurückzuverſetzen. Es geht nicht an, Erfindungsgedanken 
eines Erfinders zu „erfinden“. Sollte die Rechtſprechung weiterhin dazu neigen, 
den Erfinderfabriken „Erfindungsgedanken“ zu beſtätigen und die Patente dadurch 
zur wirkſamſten Waffe gegen neue gewerbliche Fortſchrittsgedanken zu machen, ſo 
müßte in allem Ernſte verlangt werden, daß das Geſetz eine Abänderung erfährt, 
ſo daß alſo nur noch nach den Patentanſprüchen zu entſcheiden wäre. Unerklärlich 
iſt es aber, wenn das Gericht dem Erfinder, der ſelbſt auf einen Teil ſeiner 
urſprünglichen Forderung auf Veranlaſſung des Patentamtes verzichtet hat, nach⸗ 
her das Verzichtete wieder zuſpricht. 

Auf jeden Fall muß die Grenze da ſein, daß von dem Erfindungsgedanken nur 
diejenigen Momente erfaßt werden können, deren Fortbildung nicht wiederum 
eine erhebliche Erfindungshöhe umſchließt. Denn nach wie vor gilt, was die 
Induſtrie⸗ und Handelskammer zu Eſſen 1925 ausführte: 


Die rechtliche Unſicherheit auf dem Gebiete des Patentrechtes wirke geradezu 
lähmend, ſo daß die hervorragendſten Sachverſtändigen eingeſtehen müßten, ver⸗ 
bindliche Gutachten über den Schutzumfang von Patenten nicht mehr abgeben 
zu können. Die Folge ſei die Belaſtung der Produktion mit Lizenzgebühren, die 
nur zur Vermeidung von Klageandrohungen oder Klagen gezahlt werden. 


Wie von den Gerichten verlangt werden muß, daß ſie nicht abſtrakt entſcheiden, 
ſondern wiſſen, daß einmal ein ganz konkreter Erfindungsgedanke während eines 
ganz konkreten Zuſtandes der Technik in ganz konkreter Weiſe zur Patentierung 
gelangte, ſo muß auch von dem Erfinder verlangt werden, daß er nicht etwa den 
Gerichten es überläßt, ſeine Erfindung zu vervollſtändigen. Andererſeits muß aber 
auch von dem Patentamt verlangt werden, daß es mit ganz beſonderer Sorgfalt 
eine möglichſt konkrete und anſchauliche Faſſung der Patentanſprüche durchſetzt und 
vor allem klar zu erkennen gibt, in welchen Punkten es den Forderungen des 
Erfinders nicht nachkommt. 
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Der heutige Zuſtand in Deutſchland hat dazu geführt, daß die Erfinder ihre 
Patente geheimhalten, weil ſie der wohlwollenden Ergänzung der Gerichte ſicher 
find, während fie in Amerika ihre Erfindung viel weitergehend offenbaren. Dies 
zeigt ſich beim Patent 257 809. Dort wurde ein Verfahren geſchützt, hochkonzentrierte 
Salpeterſäure herzuſtellen, indem man in einem Turm unten, in den die Miſch⸗ 
ſäure herabrieſelte, Waſſerdampf einließ, wodurch die Salpeterſäure gasförmig aus⸗ 
getrieben wurde. Der Erfindungsgedanke war, Salpeterſäure in konzentrierter 
Form zu gewinnen. Der Sachverſtändige meinte, dies ſei möglich, wenn der Turm 
genügend hoch ſei. Davon war aber im Patentanſpruch nicht die Rede. Das Reichs⸗ 
gericht aber hat vermutet, der Erfinder habe dies gewußt, weil er von genügender 
Bemeſſung des Gegenſtroms geſprochen habe. Das Reichsgericht ſetzt alſo ſtatt 
genügende Bemeſſung des Gegenſtroms „ein genügendes Maß der Turmhöhe“!. 
In Amerika iſt das identiſche Patent 1 031 864 genauer behandelt worden und dort 
iſt ausdrücklich auf die Länge des Turms hingewieſen worden. Dort iſt auch über 
Art und Menge des Waſſerdrucks eine Angabe enthalten. Dort ſtellte ſich aber auch 
heraus, daß das Patent wegen Vorwegnahme für unwirkſam zu erklären war!!! 

Der Einwand, daß die hier erhobenen Forderungen zu ſtreng ſeien, würde um 
ſo mehr fehlgehen, als ja das Geſetz die Einrichtung der außerordentlich billigen 
Zuſatzpatente gerade deshalb geſchaffen hat, weil es ſelbſtverſtändlich iſt, daß 
der Erfinder eine Auswirkung ſeines Erfindungsgedankens und ſeine Verbeſſerung 
geſtalten kann, die er im Augenblick der Patentierung noch gar nicht kannte und 
vielleicht nicht einmal kennen konnte. 

3. Die Wirkung des Patents tritt nicht ein für denjenigen, der ſchon vor der 
Anmeldung der Erfindung zum Patent ſie im Inlande in Benutzung genommen 
hatte. Hier iſt der Gedanke des Erſterfinders in einem mäßigen Umfange ver⸗ 
wirklicht. Vorausſetzung iſt, daß die Maßnahme des Vorbenutzers ſchon über das 
Verſuchsſtadium hinausgegangen iſt und die Kenntnis der Erfindung nicht etwa 
vom Patentinhaber abſtammt. 

Gegen die ſtarke Ausdehnung der Vorbenutzung find in letzter Zeit begründete 
Bedenken erhoben worden, ſo daß erwogen wurde, das Vorbenutzungsrecht zum 
Erlöſchen zu bringen, wenn der Inhaber des vorbenutzenden Betriebes ausſcheidet 
oder ſeinen Betrieb mit einem anderen Betriebe vereinigt. Es iſt von dem Vor⸗ 
ſchlage noch abgeſehen worden; doch wird man die praktiſche Entwicklung noch 
aufmerkſam verfolgen müſſen. Richter, die vom Geiſte des Dritten Reiches erfüllt 
ſind, werden allerdings den Vorbenutzer hemmen, indem ſie davon ausgehen, daß 
der Vorbenutzer das Perſönlichkeitsrecht des Erfinders haben ſolle, aber nicht durch 
ſeinen Egoismus den Schutz mehr beeinträchtigen dürfe, den der Inhaber des 
Patentes genießt, als es nach Recht und Billigkeit angemeſſen erſcheint. 

Keinesfalls darf eine Ausdehnung des Beſitzſtandes zugunſten des Vorbenutzers 
durch techniſche oder rechtstechniſche Umſtellungen erfolgen. 


D. 
Von den Erben des Erfinders 


Das Geſetz läßt den Anſpruch auf Patenterteilung und das Recht aus dem 
Patent unbeſchränkt auf den Erben übergehen. Hiergegen müſſen Bedenken erhoben 
werden. 

Der Erfinder iſt Erfinder aus ſeiner Blutseigenſchaft heraus. Aus dieſem Grunde 
iſt es billig, die freie Vererblichkeit innerhalb der engeren Sippengenoſſen zuzu⸗ 
laſſen. Geht aber kraft geſetzlicher und gewillkürter Erbfolge der Anſpruch aus dem 


Dies iſt um jo merkwürdiger, als im Falle des Patentes 210 251 das Reichsgericht 
fei Nichtigkeit ausſprach, weil in der Patentſchrift die Angaben nicht genügend geweſen 
eien. 
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Patent auf andere als Ehegatten oder Erben gerader Linie über, jo tritt der 
Anſpruch der Volkheit auf den Erfindungsgeiſt ihres Blutsgenoſſen in Erſcheinung. 
Es muß verlangt werden, daß in dieſem Falle die Verwertung des Patentes durch 
die Erben finanziell zur Hälfte dem Volke zukommt. Die aufkommenden Beträge 
würden am beſten dem Patentamt überwieſen, deſſen allgemeine Verwaltungs⸗ 
Abteilung zweckmäßigerweiſe allmählich zu einem planmäßigen Kulturfaktor wer⸗ 
den könnte, wenn man den Mut hätte, aus ſolchen Mitteln eine Patentplanung 
zu geſtalten. | 

Daß das Reichsjuſtizminiſterium dieſem Gedanken grundſätzlich zuſtimmt, ift 
erfreulich. Seine Meinung, daß es in einem Erbrecht zur Geltung kommen müſſe, 
iſt abwegig. Es muß aber danach getrachtet werden, daß wenigſtens der Reichs⸗ 
finanzminiſter die entſprechenden Beſtimmungen trifft. 


E. 
Von den Patentpflegern 


Eine Patentplanung, wie ſie eben erwähnt wurde, erſcheint vor allem in den 
Fällen nötig, in denen abſichtlich oder unabfihtli Patente verfallen, wodurch ge⸗ 
gebenenfalls dem deutſchen Volk Einnahmen entgehen, auf die es bei Aufrecht⸗ 
erhaltung des Patentes Anſpruch hätte. Aus dieſem Grunde wäre folgender Vor⸗ 
ſchlag angebracht: 

1. Iſt der Inhaber des Patentſchutzes unbekannt, jo kann auf Antrag des 
Patentamts nach Durchführung eines den Vorſchriften der SS 946 ff. ZPO. 
entſprechenden Aufgebotsverfahrens eine geeignete, voll geſchäftsfähige Perſon als 
Patentpfleger eingeſetzt werden. 

2. Dieſes Amt iſt ein öffentliches Ehrenamt unter Auffiht des Reichspatentamts. 

3. Dem Pfleger iſt eine Beſtallungs⸗Urkunde zu erteilen. Er hat die Stellung 
eines geſetzlichen Vertreters. Er iſt dem Reichspatentamt verantwortlich. 

4. Auf Antrag eines oder mehrerer Erben kann in derſelben Weiſe ein Pfleger 
beſtellt werden, der dann die Erben in ihrer Geſamtheit kraft Geſetzes wie ein 
geſetzlicher Vertreter vertritt. Der Pfleger kann auch ein Erbe ſein. 

Das Reichsjuſtizminiſterium hat von der Einführung der Patentpflege Abſtand 
genommen; dieſe Frage wird aber nicht zur Ruhe kommen, da die Patentpflege 
auf dieſem oder ähnlichem Wege unumgänglich notwendig geworden iſt. 


F. 
Von den Gebühren. 


Die Frage der Gebühren kann ohne Zuſammenhang mit der Frage des Armen⸗ 
rechts nur ſchwer verſtanden werden. Die hierzu notwendigen Bemerkungen finden 
ſich daher im nächſten Abſchnitt. 

G. 
Vom Armenrecht. 


Beim Armenrecht muß zunächſt davon ausgegangen werden, daß die Anmelde⸗ 
gebühr auf jeden Fall bezahlt werden muß. Die Patentgebühr beginnt vom dritten 
Jahre ab. Sie kann für das dritte bis ſechſte Jahr geſtundet und, wenn das Patent 
innerhalb der erſten 7 Jahre erliſcht, erlaſſen werden. 

Die Forderung der Bewegung, daß angemeſſene Auslagen für Zeichnungen, 
Modelle und Gutachten, deren Beibringung im Erteilungsverfahren notwendig 
war, ebenfalls geſtundet werden können, iſt erfüllt. Die Stundung muß in der 
Patentrolle vermerkt werden. Die Rückzahlung erfolgt mit den Patentjahres⸗ 
gebühren. Die ſelbſtverſtändliche weitere Forderung, daß auch die Patentanwalts⸗ 
gebühren zu vergüten ſeien, iſt nicht erfüllt. 

In einem ſtarken Umfange iſt dieſe Forderung der Bewegung nach einer ſozia⸗ 
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leren Geſtaltung des Gebühren: und Armenrechts auch bei der Lizenz, die im 
nächſten Abſchnitt behandelt iſt, berückſichtigt. 


H. 
Von Lizenz und Zwangslizenz 

Es iſt folgender Vorſchlag gemacht worden: Wenn dem Reichspatentamt gegen⸗ 
über erklärt wird, daß der Erfinder jedermann die Benutzung der Erfindung gegen 
angemeſſene Vergütung geſtattet, ſo ermäßigen ſich die Gebühren. Dieſe Erklärung 
einer „Nutzungsbereitſchaft“ wird in der Patentrolle eingetragen. 

Was die Zwangslizenzen anlangt, ſo iſt von der Bewegung folgender Gedanken⸗ 
gang verfolgt worden: 

Wenn wichtige Belange der Allgemeinheit vorliegen, ſo kann die Reichs⸗ 
regierung eine Zwangslizenz zu ihren Gunſten verlangen und ſetzt die Höhe 
der Entſchädigung feſt. 

Nutzt das Reich die patentierte Erfindung in ſeinem eigenen Betriebe, ſo wird 
eine angemeſſene Vergütung mangels Verſtändigung durch das ordentliche Gericht 
feſtgeſetzt. 

Dieſe im nationalſozialiſtiſchen Staat ſelbſtverſtändliche Forderung iſt um ſo 
mehr angebracht, als dadurch auch die bisherige merkwürdige Regelung entfällt, 
wonach ein einzelner Privatmann von ſich aus behaupten konnte, es liege im 
öffentlichen Intereſſe, wenn er eine Lizenz von den Patenten des anderen 
bekomme. Eine ſolche Entſcheidung kann heute nicht mehr Sache des Gerichts 
werden; ob ein öffentliches Intereſſe vorliegt oder nicht, muß durch einen Führerakt 
der Reichsregierung feſtgeſtellt werden. Iſt die Entſcheidung gefallen, ſo kann über 
die Frage der angemeſſenen Entſchädigung das ordentliche Gericht befinden. Der 
Mangel dieſer Vorabentſcheidung durch die Reichsregierung würde für den An⸗ 
tragsgegner deſſen, der die Zwangslizenz fordert, eine prozeßhindernde Einrede 
bilden. 

Die Vorſchläge für Lizenz und Zwangslizenz haben die Zuſtimmung der meiſten 
Reſſorts gefunden, ſo daß ihre geſetzliche Verabſchiedung zu erhoffen iſt. Danach 
kann die Reichsregierung jederzeit eine Erfindung zur Förderung des Wohles 
der Volksgemeinſchaft benutzen; die Regierung entſcheidet auch vorab, daß 
eine Zwangslizenz zu gewähren iſt, wenn die Erteilung einer Erlaubnis zur 
Wahrung der Belange der Volksgemeinſchaft geboten iſt. Die Einſchränkung, daß 
dieſe erſt drei Jahre nach der Bekanntmachung der Patenterteilung erfolgen kann, 
kann angeſichts des großen grundſätzlichen Fortſchritts vorläufig hingenommen 
werden. 

J. 
Von der Patentrolle 


Die Patentrolle muß konſtitutiven Charakter bekommen, ſoweit es ſich um die 
Eintragung des Erfinders, um Gegenſtand, Beginn und Dauer der erteilten 
Patente, um Namen und Wohnort der Patentinhaber oder ihrer Vertreter, um 
Erlöſchen, Erklärung der Nichtigkeit oder Zurücknahme der Patente, um Nutzungs— 
bereitſchaft, Stundung oder Beſtellung von Pflegern handelt. Eine Anderung 
in der Perſon des Patentinhabers oder feines Vertreters wird, wenn fie in bewei⸗ 
ſender Form zur Kenntnis des Patentamtes gebracht worden iſt, ebenfalls in der 
Rolle vermerkt werden müſſen. Bis zu dieſem Vermerk wird der bisher Einge⸗ 
tragene nach Maßgabe des Geſetzes als berechtigt und verpflichtet gelten müſſen. 


K. 
Von der einſtweiligen Verfügung 
Überall, wo es erforderlich war, wurde die einſtweilige Verfügung in das 
Patentverfahren eingebaut, eine Maßnahme, die in Anbetracht der Langwierigkeit 
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des Patentverfahrens zweckmäßig erſcheinen kann, obgleich die Verſchiedenheit der 
wirtſchaftlichen Stärke der Gegner den guten Zweck dieſes Anderungsgedankens 
nicht immer rein zum Durchbruch kommen laſſen wird. 


L. 
Von dem Verfahren bei Patent verletzungen 

Der Patentberechtigte hat den Unterlaſſungs⸗, den Feſtſtellungs⸗ und den 
Schadenserſatzanſpruch zur Verfügung. Die Erweiterung auf einen Vergütungs⸗ 
anſpruch bei objektiver Patentverletzung iſt bereits behandelt (C). Hinzu tritt 
das Nichtigkeitsverfahren. 

Sie alle ſind im Geſetz hinreichend klar geregelt. Nicht geregelt iſt dagegen die 
wirtſchaftlich ſo häufige Verſtändigung des Kunden des Gegners, des angeblichen 
Patentverletzers. Außerer Vorwand iſt hierbei die Behauptung, daß ja auch dieſer 
Kunde des Patentverletzers das Patent verletze. Würde der angeblich Verletzte nur 
ſeinem eigenen Kunden mitteilen, daß er den Konkurrenten als Verletzer betrachte, 
ſo würde vielleicht der wirtſchaftliche Schaden nicht allzu groß ſein. Das Reichs⸗ 
gericht meinte, es ſei das gute Recht des Inhabers des Patentſchutzes, der gewiſſen⸗ 
haft die Überzeugung erlangt habe, der andere verletze ſein Patent, das Publikum 
vor Verletzung zu bewahren. In Wirklichkeit wird auf dieſe Weiſe dem anderen 
der Markt weggenommen, ohne daß man viel dabei riskiert. 

Es wird Aufgabe des Richters des Dritten Reiches ſein, dieſe Frage anders zu 
entſcheiden als bisher. 

Schwierigkeiten bietet die Entſcheidung deswegen nicht, weil ja auch hier ein 
ganz klarer konkreter Rechtsvorgang in einem konkreten Falle vorliegt, und die 
Geſetze des unlauteren Wettbewerbs nicht umſonſt dieſe Bezeichnung führen. 

unerträglich iſt es jedenfalls, daß mit dieſen Mitteln und mit den Mitteln des 
Wegelagererpatentes, ſowie mit den Mitteln rigoroſeſter Prozeßtaktik der Verſuch 
gemacht wird, der Allgemeinheit Erfindungen vorzuenthalten. 

Auf jeden Fall muß Recht und Billigkeit in dem Bereich der nicht ausdrücklich 
geſetzlich geregelten Vorkommniſſe durchgreifen, wie etwa bei einer Nichtigkeitsklage 
ſelbſt. Das Geſetz hat vorgeſchrieben, daß ein Patent, das nicht patentfähig geweſen 
wäre oder das ſchon Gegenſtand des Patentes eines früheren Anmelders iſt, für 
nichtig erklärt werden kann. Dieſer Einwand kann in Deutſchland nicht im Ver⸗ 
letzungsſtreit geltend gemacht werden. Es gilt ſozuſagen als Erteilungsverfahren 
mit negativem Vorzeichen. Die Folge davon iſt, daß faſt jeder, der wegen Patent⸗ 
verletzung verklagt iſt, ſeinerſeits die Ausſetzung dieſes Prozeſſes dadurch erlangen 
will, daß er Nichtigkeitsklage anſtrengt. Dieſe Nichtigkeitsklagen ſind Popular⸗ 
klagen, die auch Ausländern zuſtehen. Sie find aber nicht allein Grund für die Ver⸗ 
nichtung eines Patents. 

Bisher hat man angenommen, daß es nicht gegen die guten Sitten verſtoße, 
wenn man mit einem faulen Patent 5 Jahre warte, da das Geſetz ein Patent für 
rechtsbeſtändig erkläre, das 5 Jahre lang beſtanden hat. Das iſt ein unmöglicher 
Zuſtand. Hier würde eine Patenterſchleichung vorliegen. Sie würde vor dem 
nationalſozialiſtiſchen Richter nicht Beſtand haben; denn dieſer hat zu erkennen, 
daß ein ſolches Patent als den guten Sitten widerſprechend nicht hätte erteilt 
werden dürfen und hätte dadurch die Sphäre der Moral und des Rechts zur Deckung 
zu bringen. Deshalb darf eine Präkluſivpfriſt für ſolche Fälle nicht mehr gelten. 
Der Nachweis, daß der Inhaber des Patentes ſich die Patentruhe erſchlichen hat, 
würde zwar im Einzelfalle vielleicht ſchwer fallen; wenn er aber möglich iſt, 
würde die Nichtigkeit feſtſtehen. 

In den Fällen, in denen der Beweis nicht oder nicht ganz glückt, würde eine 
entſprechende Zwangslizenz helfen, für die ja nunmehr eine erleichterte Möglichkeit 
beſteht (H). 
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Beſonders wichtig aber iſt die Frage, ob die Wegelagererpatente vernichtet 
werden können. Sie iſt infolge der eben genannten Neuregelung der Zwangs⸗ 
lizenzen nicht mehr von ſo großer Bedeutung, ſofern die nationalſozialiſtiſchen 
Gerichte in dieſem Falle zu der anglikaniſchen Rechtſprechung übergehen, die, 
woran ich nicht zweifle, eine Lizenzgebühr von einem Cent feſtlegen würde, wenn 
ihnen dieſer Sachfall unterbreitet würde. 

Für nichtig wird endlich auch noch ein Patent erklärt, das widerrechtlich ent⸗ 
nommen iſt. Dieſe Klage iſt keine Popularklage. 

Bedeutſam iſt, daß die Möglichkeit einer Teilnichtigkeit beſteht, wobei allerdings 
auch hier vom Gericht weder der Inhalt noch der Charakter der Erfindung geändert 
werden dürfen, wie das entſprechend bei der Behandlung der Schutzumfangsklage 
geſagt worden iſt. | 

Iſt ein Anſpruch vernichtet, ſo kann er, wie der geſunde Menſchenverſtand jagt, 
nicht mehr geſchützt werden. Die Erfindung iſt alſo frei. Nur eine überſpitzte 
Jurisprudenz konnte in dieſem Zuſammenhang die Entſcheidung zu 86 415 fällen, 
in der tatſächlich — alle Deutung kann das nicht wegſtreiten — das Reichsgericht 
ſelbſt über die rechtskräftige Teilnichtigkeit im Verletzungsſtreit glatt hinwegging 
und die im Nichtigkeitsverfahren ausgeſprochene Beſchränkung im Verletzungsſtreit 
nicht gelten ließ. Kommentar überflüſſig! 


M. 
Von der Konzentration der Gerichte 


Es iſt ſehr zu bedauern, daß auch jetzt noch Bedenken beſtehen, die Merkwürdig⸗ 
keit zu beſeitigen, daß das Reichsgericht im Nichtigkeitsverfahren (zweite) Tatſachen⸗ 
inſtanz iſt — es wäre doch ſo leicht, im Patentamt eine zweite Inſtanz ein⸗ 
zurichten —, und es iſt auch zu bedauern, daß man nicht wagte, den Inſtanzenzug zu 
vermindern. Begrüßenswert aber iſt es, daß an eine Konzentration der Gerichte 
gedacht wird: 

Es ſoll die ausſchließliche Zuſtändigkeit des Landgerichts Berlin feſtgeſetzt werden. 


N. 
Von der Drucklegung 


Einem Wunſche der Induſtrie nachgebend, ſchlug der Entwurf vor, daß bei der 
Anmeldung die Beſchreibung und die Zeichnungen in beſonderem Abdruck er⸗ 
ſcheinen ſollen. Dagegen ſind die größten Bedenken geltend gemacht worden. Es 
iſt zwar nicht zu verkennen, daß in Holland und Frankreich auch ſchon die Aus⸗ 
legung der Anmeldungen als neuheitsſchädlich gilt, und daß ähnliche Entſchei⸗ 
dungen der Gerichte in den übrigen romaniſchen Staaten theoretiſch möglich wären. 
Demgegenüber iſt aber darauf zu verweiſen, daß die bisherige geſetzliche Beſtim⸗ 
mung den kleinen Erfinder durchaus zu ſeinem Rechte kommen ließ, daß der 
deutſche Einzelerfinder zunächſt nicht die Patentbüros zur Verfügung hat und 
dadurch ſelten in die Lage kommt, mit ſeiner Patentanmeldung innerhalb eines 
Jahres in Deutſchland fertig zu werden. Die Drucklegung des Patentes würde dann 
nach amerikaniſcher Auffaſſung als frühere Bekanntmachung erſcheinen, und es 
käme nun zu der weiteren Tatſache, daß der anſtändige deutſche Erfinder der 
Großinduſtrie das Patent übergeben müßte, wenn er nicht die amerikaniſche 
Induſtrie weniger gebunden ſehen möchte als die deutſche. Hinzukommt, daß der 
ärmere deutſche Erfinder das amerikaniſche Patent erſt beantragt, nachdem er 
weiß, ob er in Deutſchland ein Patent bekommen wird, da er erſt auf Grund dieſer 
Erklärung Geld für die amerikaniſche Anmeldung zu bekommen pflegt. Endlich 
kommt hinzu, daß die Durchführung dieſes Vorſchlages die Exiſtenz derjenigen 
erledigen würde, die heute den Intereſſenten die Kenntnis von den ausgelegten 
Patentanmeldungen vermitteln. 
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O. 
Von dem techniſchen Richter 


Eine ungeheure Schwierigkeit bildet die Frage des techniſchen Richters. Der 
techniſche Richter wird mit guten Argumenten gefordert und bekämpft. Die vor⸗ 
geſchlagene Formulierung geht dahin, daß bei drei Richtern einer, bei fünf Richtern 
zwei der Technik Kundige im Sachgebiet des zu entſcheidenden Falles ausgebildete 
Mitglieder des Patentamts Richter ſein müßten. Nicht als Kompromißvorſchlag, 
ſondern als ſelbſtändiger neuer Gedanke iſt der Vorſchlag zu werten, daß das 
Patentamt in allen Patentverletzungsſtreitigkeiten dieſelbe Stellung bekommt, die 
im Zivilprozeß, im Eheſcheidungsprozeß der Staatsanwalt hat. Das Patentamt 
würde alſo hier als Anwalt des Reiches, als Anwalt des Volkes, in den die All⸗ 
gemeinheit immer berührenden Patentfragen das öffentliche Intereſſe vertreten. 
Das Patentamt würde gleichzeitig ein ſelbſtändiges Recht haben, unabhängig, ſach⸗ 
kundig und techniſch geſchult, dem rechtskundigen Gericht das Maß von Erfahrung 
zu vermitteln, das nötig iſt, um in dem techniſch⸗rechtlichen Patentverfahren zu 
richtigen Ergebniſſen zu gelangen. Das Gericht ohne ſolche techniſche Koordinate 
zu laſſen, iſt in Anbetracht der Entwicklung der Technik und des Problems der 
techniſchen Sachverſtändigen nicht angängig. Die Formulierung lautet ungefähr 
folgendermaßen: Das Gericht kann auf Antrag oder von Amts wegen den Präfi: 
denten des Reichspatentamts erſuchen, einen ſeiner Techniker in die mündliche Ver⸗ 
handlung zu entſenden. Der Präſident des Reichspatentamts kann auch ſchriftlich 
Stellung nehmen laſſen. Dieſer Vorgang wird ſich abſpielen, wenn angenommen 
werden kann, daß die richtige rechtliche Würdigung oder wenigſtens die beſſere 
Beurteilung des techniſchen Sachverhalts durch nähere Mitteilungen über den 
Gang des Erteilungsverfahrens wahrſcheinlich iſt. 


P. 
Von der Wahrheitspflicht 


In der erſten Auflage wurde zu dieſem Punkte geſagt: 

„Nicht zum wenigſten wegen der Eigenart des Nichtigkeitsverfahrens und der 
Eigenart des Patenterteilungsverfahrens muß die Wahrheitspflicht aller Be⸗ 
teiligten im Geſetz feſtgelegt werden. Dieſe Beſtimmung würde für den Verletzten 
eine nicht unerhebliche Schutzvorſchrift ſelbſt dann ſein, wenn auch hier, wie in der 
Zivilprozeßordnung, die ſtrafrechtliche Sanktion entfiele.“ 

Die Forderung iſt erfüllt. 

Qu. 


Das Gebrauchs muſter⸗ Warenzeichen⸗ und Geſchmacks⸗ 
muſterrecht 


Was das techniſche Schutzrecht des Gebrauchsmuſters anlangt, ſo darf hier auf 
die Forderungen von Ernſt Auguſt Uteſcher, Hamburg, in der Zeitſchrift „Ge⸗ 
werblicher Rechtsſchutz und Urheberrecht“ in Nr. 11/12/1933 mit deſſen Ge⸗ 
nehmigung hingewieſen werden: 

Der Tatſache, daß das Gebrauchs muſter in erhöhtem Maße einer berech⸗ 
tigten Anfechtung durch Löſchungsklage unterliegt, iſt Rechnung zu tragen durch 
Einrichtung einer fachkundig beſetzten Löſchungsabteilung beim Patentamt, wie 
dies auch in dem Geſetzentwurf von 1932 vorgeſehen war. In zweiter und letzter 
Inſtanz entſcheidet der vorerwähnte Patentgerichtshof. Die neuerdings aufgeſtellte 
Forderung, für die GM.⸗Anmeldung eine Neuheitsprüfung einzuführen, iſt völlig 
verfehlt. Es ſollte eher der ſchutzrechtlichen Überſchätzung des 
Gebrauchsmuſters entgegengetreten werden. 

(Aus dieſem Grunde wurden auch bei den Beratungen die Verbeſſerungen, die 
beim Patentgeſetz erfüllt ſind, nicht durchweg für das Gebrauchsmuſter gefordert, 
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weil eine zukünftige alsbaldige Geſetzgebung nicht nur das Erfinderprinzip noch 
klarer herausarbeiten, ſondern auch durch entſprechende Geſamtregelung des Rechts 
für den Träger des geiſtigen Erbgutes das Gebrauchsmuſtergeſetz überflüſſig 
machen wird.) | 

Das Warenzeichen wird bei einer Neuregelung in klarer Weile im Ber: 
hältnis zu den ſonſtigen Kennzeichnungsmitteln des Verkehrs abgegrenzt werden 
müſſen. Die Bindung an den Geſchäftsbetrieb muß beſtehen bleiben, jedoch unter 
der Anerkennung des Grundſatzes, daß Teile des Geſchäftsbetriebes mit dem dazu 
gehörigen Zeichen übertragen werden können. Von Bedeutung iſt es, neben dem 
Verbandszeichen auch der Firmenmarke eine ausreichende Rechtsgrundlage zu ver⸗ 
ſchaffen, insbeſondere nach der Richtung hin, um den berühmten Firmenzeichen⸗ 
ſchutz auch auf anderen Warengebieten zu gewähren. Mit dem Warenzeichenrecht zu 
verbinden iſt die geſetzliche Regelung des Markenartikels. 

Der Geſchmacksmuſterſchutz iſt von der Geſetzgebung bisher etwas ſtief⸗ 
mütterlich behandelt worden. Die Tatſache, daß Deutſchland dem Haager Ab⸗ 
kommen über den internationalen Muſterſchutz beigetreten iſt, legt es in beſon⸗ 
derem Maße nahe, die aus praktiſchen Gründen ſchon immer geforderte Zentrali⸗ 
ſierung der Muſterhinterlegung zu verwirklichen. Waren es bisher unzählige Amts⸗ 
gerichte, von denen die Muſterregiſter geführt wurden, ſo muß jetzt an deren Stelle 
eine beſondere Abteilung des Reichspatentamtes treten, die es gleichzeitig über⸗ 
nimmt, die im Intereſſe des Verkehrs notwendige Überſicht zu ſchaffen. Die 
Induſtrie muß in die Lage gebracht werden, ſich über vorhandene Muſterrechte zu 
unterrichten. Die Tatſache, daß von der Möglichkeit der Geſchmacksmuſterhinter⸗ 
legung auch in den letzten Jahrzehnten in großem Umfange Gebrauch gemacht 
worden iſt, zeigt, daß dieſem Schutzrecht nach wie vor eine erhebliche Bedeutung 
beizulegen iſt. 


Schluß 
Die in der Einleitung aufgeſtellten nationalſozialiſtiſchen Gedankengänge ſind 
zwar weitgehend der Verwirklichung nahegebracht. In Anbetracht der Tatſache 
aber, daß es ſich hier um einen zentralen Kampf nationalſozialiſtiſchen Rechts⸗ 
denkens handelt, müſſen die Forderungen eines nationalſozialiſtiſchen Patentrechts 
noch einmal zuſammengefaßt werden: 


1. Bei der Verwertung des Werkes muß den Intereſſen von Volk und Staat 
Rechnung getragen werden. 

2. Mißbräuchlich ungenutzte oder mangelhaft genutzte Erfindungen ſind durch 
den Staat einer Zwangsverwertung zu unterwerfen, ſoweit die Intereſſen 

| der Allgemeinheit es erfordern. 

3. Wenn es ſich um wichtige Belange der Allgemeinheit handelt, find Geheim: 
patente zu erteilen. 

4. Niemand iſt berechtigt, eine bedeutende Erfindung der Geſamtheit vorzuent⸗ 
halten; das Volk kann in einem ſolchen Falle ſtatt ſeiner handeln. 

5. Der Erfinder, aber auch der angeſtellte Erfinder, bleibt an ſeiner Erfindung 
beteiligt. 

6. Eine ſoziale Gebührenſtaffelung und ein nach dem Vorbild der ZPO. auszu⸗ 
geſtaltendes Armenrecht haben das Schutzintereſſe des Schöpfers zu unter⸗ 
ſtützen. 


Nicht ohne Stolz ſei vermerkt, daß die Stellungnahme des Ausſchuſſes der Aka⸗ 
demie und des Reichsjuſtizminiſteriums zu der Frage des Patentgeſetzes bereits 
abgeſchloſſen war, als der einheitliche Vorſtoß der Bewegung eine neue Durch— 
prüfung herbeiführte, die einen weſentlichen Umbruch der Grundgedanken erreichte. 
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Der Reichsjuriſtenführer Dr. Frank hat ſelbſt die Front der letzten Kampf: 
handlung geführt und dabei folgendes zum Ausdruck gebracht: 


„Die NSDAP. legt großes Gewicht darauf, daß in den kommenden Geſetzen 
der große Geſichtspunkt des Nationalſozialismus verankert wird, daß dem 
Erfinder als Träger der ſchöpferiſchen Entwickelung der Nation ein Rechts⸗ 
anſpruch auf die Sicherung ſeines geiſtigen Gutes gewährleiſtet wird. Dieſer 
Grundſatz muß das Fundament dieſer ganzen Geſetzgebung bilden.“ 


Der unter dem Reichsjuriſtenführer erfochtene Stellungswechſel des Patent⸗ 
geſetzes iſt ein wertvoller Anfang. Je raſcher er ſeinen Ausbau findet, deſto 


beſſer wird es ſein. 
Waldmann 
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Das Reichserbhofgeſetz 


I. Ziele und Grundgedanken 


Durch das Reichserbhofgeſetz vom 29. September 1933 (RG Bl. I S. 685) nebſt 
feinen drei Durchführungsverordnungen vom 19. Oktober 1933 (RGBl. I S. 749), 
vom 19. Dezember 1933 (RGBl. I S. 1096) und vom 27. April 1934 (RG Bl. I 
S. 349) iſt mit Wirkung vom 1. Oktober 1933 ab das Anerbenrecht für das ganze 
Deutſche Reich einheitlich geregelt worden. Alle bis dahin geltenden, in etwa 
vier Fünfteln Deutſchlands als Sitte oder örtliches Landesrecht beſtehenden An⸗ 
erbenrechte, darunter auch das Preußiſche bäuerliche Erbhofrecht vom 15. Mai 1933, 
find außer Kraft getreten. Unberührt geblieben find nur die landesgeſetzlichen 
Vorſchriften über das Anerbenrecht bei den auf Grund der Geſetze über die Auf⸗ 
löſung der Fideikommiſſe gebildeten Gütern (insbeſondere Wald⸗ und Deichgüter), 
ſoweit dieſe Güter nicht Erbhof geworden find (5 60 Abſ. 2 REG.), und über das 
Anerbenrecht bei Renten⸗ und preußiſchen Anſiedlungsgütern von nicht mehr als 
125 ha, ſoweit auch dieſe Güter nicht Erbhöfe geworden find ($ 26 der 2. DWO.). 
Für Beſitzungen über 125 ha, die bisher kraft Gewohnheitsrechtes oder kraft Ein⸗ 
tragung dem Anerbenrecht unterlagen, tritt dieſes mit dem Zeitpunkt außer Kraft, 
in dem über ihre Zulaſſung gemäß § 5 REG. entſchieden iſt, jedoch ſpäteſtens mit 
dem 1. Januar 1935 (§ 28 der 2. DVD. und 81 der Abänderungsverordnung hierzu 
vom 26. Juli 1934 — RGBl. I S. 594 —). 

Die hohen agrar⸗ und bevölkerungspolitiſchen Zie le des Reichs⸗ 
erbhofgeſetzes hat der Geſetzgeber ſelbſt an die Spitze des Geſetzes geſtellt: 

„Die Reichsregierung will unter Sicherung alter deutſcher 
Erbſitte das Bauerntum als Blutquelle des deutſchen Vol⸗ 
kes erhalten. 

Die Bauernhöfe ſollen vor Überſchuldung und Zerſplitte⸗ 
rung im Erbgang geſchützt werden, damit ſie dauernd als 
Erbe der Sippe in der Hand freier Bauern verbleiben. 

Es ſoll auf eine geſunde Verteilung der landwirtſchaft⸗ 
lichen Beſitzgrößen hingewirkt werden, da eine große An⸗ 
zahllebensfähiger kleiner und mittlerer Bauernhöfe, mög: 
lichſt gleichmäßig über das ganze Land verteilt, die beſte Ge⸗ 
währ für die Geſunder haltung von Volk und Staat bildet.“ 

Das Reichserbhofgeſetz ſetzt das Bauerntum wieder in die Rechte und Pflichten 
ein, die ihm nicht nur als Ernährer, ſondern auch als Erhalter und 
Mehrer unſeres Volkes und ſeines guten Blutes gebühren. Im 
Mittelpunkt dieſes großen nationalſozialiſtiſchen Bauerngeſetzes ſteht eine neue 
Auffaſſung des Eigentums am Grund und Boden, die freilich ſo alt iſt wie unſer 
Volk ſelbſt und die deshalb im Volksbewußtſein auch niemals ganz untergehen 
konnte. Neben das Recht ſtellt das Reichserbhofgeſetz wieder den Gedanken der 
Pflicht als unlöslich mit jedem Recht verbunden, den Gedanken des Dienſtes 
an Sippe und Volk, der Verbundenheit von Gejhleht und Volksgemeinſchaft, 
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den Gedanken der Ehre, und es zieht wie bisher kein zweites Geſetz die Folge⸗ 
rungen aus den Ideen der Raſſe und des Blutes. 

Die Grundgedanken des Geſetzes find: 

„Land⸗ und forſtwirtſchaftlicher Beſitz in der Größe von 
mindeſtens einer Ackernahrung und von höchſtens 125 Hektar 
it Erbhof, wenn er einer bauernfähigen Perſon gehört. 

Der Eigentümer des Erbhofs heißt Bauer. 

Bauer kann nur ſein, wer deutſcher Staatsbürger, deut⸗ 
ſchen oder ſtammesgleichen Blutes und ehrbar tft. 

Der Erbhof geht ungeteilt auf den Anerben über. 

Die Rechte der Miterben beſchränken ſich auf das übrige 
Vermögen des Bauern. Nichtals Anerben berufene Abkömm⸗ 
linge erhalteneine den Kräften des Hofes entſprechende Be⸗ 
rufs ausbildung und Ausſtattung; geraten ſie unverſchul⸗ 
det in Not, ſo wird ihnen die Heimatzuflucht gewährt. 

Das Anerbenrecht kann durch Verfügung von Todes wegen 
nicht ausgeſchloſſen oder beſchränkt werden. 

Der o unveräußerlich und unbelaſt⸗ 
bar.“ 


II. Der Erbhof 


Erbhof im Sinne des REG. iſt zunächſt jedes vom Eigentümer land⸗ oder forſt⸗ 
wirtſchaftlich genutzte Beſitztum von der Größe einer Ackernahrung 
bis zu 125 ha, wenn es von einer Hofſtelle aus bewirtſchaftet werden kann und im 
Alleineigentum einer bauernfähigen Perſon ſteht ($ 1 REG.). 

Auch Wein⸗, Obſt⸗ und Gemüſebaubetriebe ſind erbhoffähig, wie 
das Geſetz ausdrücklich beſtimmt (8 6 Abſ. 6 REG.). Über die Frage, was im ein⸗ 
zelnen zum Erbhof gehört (Zubehör), vgl. die 88 7—9 REG. Es wird im all⸗ 
gemeinen keine Schwierigkeiten bereiten, feſtzuſtellen, wann ein Grundbeſitz als 
land⸗ oder forſtwirtſchaftlich genutzt anzuſehen iſt. Reine landwirt⸗ 
ſchaftliche Nebenbetriebe (z. B. Ziegeleien, Brennereien) werden als Beſtand⸗ 
teil des landwirtſchaftlichen Hauptbetriebes behandelt; die Klärung der Frage, 
wann ein landwirtſchaftlich genutztes Grundeigentum im Einzelfall als Teil eines 
gewerblichen Unternehmens (ſog. Niſchbetriebe) anzuſehen iſt, wird im weſent⸗ 
lichen durch die Rechtſprechung der Anerbenbehörden unter Heranziehung der zu 
dieſer Frage vorhandenen Rechtſprechung des Steuer⸗ und Verwaltungsrechts zu 
erfolgen haben. 

Die Beſitzung muß grundſätzlich durch den Eigentümer ſelbſt genutzt werden, d. h. 
er muß den Hof unter eigener Verantwortung, ſei es auch mit Hilfe eines Ver⸗ 
walters oder ſonſtiger Hilfskräfte bewirtſchaften. Daher ſind ſtändig durch Ver⸗ 
pachtung genutzte Höfe (wie dies z. B. bei den oft ſehr zahlreichen verpachteten 
Einzelhöfen eines Großgrundbeſitzes üblich ift) keine Erbhöfe (§ 1 Abſ. 2); dabei 
bedarf allerdings der Begriff „ſtändige Verpachtung“ einer engen Auslegung mit 
Rückſicht auf ſolche Umſtände, die im Einzelfall eine längere Verpachtung notwen⸗ 
dig erſcheinen laſſen, ohne daß deshalb beabſichtigt wäre, den Hof zu einer rein 
kapitaliſtiſch genutzten Vermögensanlage zu machen (z. B. früher Tod des Bauern 
und große Jugend des Anerben). Das Grundeigentum muß mindeſtens die Größe 
einer Ackernahrung haben (8 2 REG). Auf den Begriff der Ackernahrung, 
der bereits in dem frühgermaniſchen Bodenrecht eine Rolle ſpielt und der land⸗ 
wirtſchaftlichen Praxis von jeher geläufig war, hat das Geſetz zurückgegriffen, weil 
ſich bei der Verſchiedenheit von Bodenart, Klima und Wirtſchaftsweiſe eine nach 
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Flächenmaßen beſtimmte Mindeſtgröße nicht aufſtellen läßt. Als Ackernahrung gilt 
diejenige Menge Landes, welche notwendig iſt, um eine Familie unabhängig vom 
Markt und von der allgemeinen Wirtſchaftslage zu ernähren und zu bekleiden 
ſowie den Wirtſchaftsablauf des Erbhofes zu erhalten. Weinbaubetriebe 
gewähren die Ackernahrung, wenn die Eigenerzeugung an Weintrauben zum Unter⸗ 
halt einer Familie ausreicht; beim Obſt⸗ und Gemüſebau liegt eine Acker⸗ 
nahrung dann vor, wenn der genutzte Grundbeſitz auch bei Umſtellung auf eine 
andere Art landwirtſchaftlicher Nutzung als Ackernahrung im Sinne des Geſetzes 
anzuſehen wäre (8 6 Abi. 2 und 3 REG.). Im Eintragungsverfahren wird als 
Anhaltspunkt davon ausgegangen, daß in der Regel 71/2 Hektar eine Ackernahrung 
darſtellen. Das entbindet jedoch die am Eintragungsverfahren beteiligten Behörden 
(Gemeindevorſteher, untere Verwaltungsbehörde, Anerbengericht und Kreisbauern⸗ 
führer) nicht von der Prüfung, ob im Einzelfall Grundbefitz dieſer Größe tatſächlich 
zur Ernährung und Erhaltung einer Familie ausreicht bzw. ob nicht auch eine 
kleinere Beſitzung eine Ackernahrung darſtellt (8 34 der 1. DO.). — Unerläßlich 
iſt ſodann für den Erbhof, daß er eine eigene Hofſtelle hat. 

Der Hof darf regelmäßig die Höchſtgrenze von 125 ha nicht über⸗ 
ſchreiten. Er muß ohne Rückſicht auf die Größe von einer Hofſtelle aus 
ohne Vorwerke bewirtſchaftet werden können; iſt dies nicht möglich, fo iſt er 
auch dann nicht Erbhof, wenn er die Grenze von 125 ha nicht erreicht ($ 3 REG.). 
Dieſe Beſtimmungen waren erforderlich, um eine geſunde Verteilung des land⸗ 
wirtſchaftlichen Grund und Bodens und die Schaffung möglichſt zahlreicher kleinerer 
und mittlerer Bauernhöfe nicht zu verhindern ſowie um zu vermeiden, daß über⸗ 
ſchuldete Großbetriebe ohne nähere Überprüfung ihres jetzigen Beſtandes und der 
Höhe ihrer Verſchuldung ohne weiteres unter das Reichserbhofgeſetz fielen. 

Nur der im Alleineigentum einer bauernfähigen Perſon ſtehende 
Hof kann Erbhof ſein (88 1 Abſ. 1 Ziffer 2, 11 ff., 17 REG.). Nicht erbhoffähig 
ſind ſomit alle Höfe, die mehreren natürlichen Perſonen zur geſamten Hand oder 
nach Bruchteilen gehören oder im Eigentum einer juriſtiſchen Perſon des privaten 
oder öffentlichen Rechtes ſtehen. Auch zu einer ehelichen Gütergemeinſchaft gehörende 
Höfe ſind grundſätzlich nicht Erbhöfe; jedoch hat das Geſetz von dem Grundſatz des 
Alleineigentums für die Übergangszeit wichtige Ausnahmen gemacht: 

a) Höfe, die bereits bei Inkrafttreten des REG. im Miteigentum von Ehegatten 
ſtanden oder die in dieſem Zeitpunkt zum Geſamtgut einer Gütergemeinſchaft 
oder einer fortgeſetzten Gütergemeinſchaft gehörten, ſind mit Inkrafttreten des 
Geſetzes Erbhof geworden ($ 62 Abſ. 1 und 4 der 1. DO.). 

b) Das gleiche gilt auch in all den Fällen, in denen eine einheitliche Beſitzung 
entweder zum Teil im Alleineigentum des Ehemanns und zum Teil im 
Alleineigentum der Ehefrau, oder zum Teil im gemeinſchaftlichen Eigentum 
der Ehegatten und zu einem weiteren Teil im Alleineigentum eines oder 
jedes Ehegatten ſtand (8 5 der 2. DO.). Solche Beſitzungen find jedoch erſt 
mit dem Inkrafttreten der 2. DVO. am 21. 12. 1933 Erbhöfe geworden. 
Schließlich beſtimmt darüber hinaus § 1 der 3. DVO., daß, wenn Ehegatten 
in einem Siedlungsverfahren im Sinne des Reichsſiedlungsgeſetzes oder des 
Geſetzes zur Neubildung deutſchen Bauerntums auf Grund eines vor dem 
1. 10. 1933 abgeſchloſſenen Vertrages nach dem 30. 9. 1933 eine Anſiedlerſtelle 
zum gemeinſamen Eigentum im Sinne des $ 62 Abſ. 1 der 1. DVD. erwer⸗ 
ben, eine ſolche Beſitzung mit der Wberfüß zung in das Eigentum der Eheleute 
Erbhof wird. 

Vorausſetzung zu a, b und c iſt immer, daß der Hof, abgeſehen vom Alleineigen⸗ 
tum, den übrigen für die Entſtehung eines Erbhofs geſtellten Anforderungen genügt. 

Liegen die vorſtehend erörterten weſentlichen Begriffs⸗ 
merkmale des Erbhofs vor (über die Bauernfähigkeit des Eigentümers 
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vgl. unten zu III), jo iſt der Hof Erbhof kraft Geſetzes. Es bedarf 
zu ſeiner Entſtehung weder einer Anmeldung noch eines Antrages noch endlich 
einer Eintragung in die Erbhöferolle. Die von Amts wegen vorzunehmende 
Eintragung in dieſe Höferolle hat keine rechtsbegründende Bedeutung, ſondern 
ſtellt nur die widerlegbare Vermutung auf, daß ein eingetragener Hof Erb⸗ 
hof iſt und umgekehrt, daß ein nach beendeter Anlegung der Höferolle nicht ein⸗ 
getragener Hof die Erbhofeigenſchaft nicht beſitzt (§ 1 Abſ. 1 der 2. DVO., vgl. § 28 
Ab]. 3 der 1. DWO.). 

Fehlen zunächſt einzelne Vorausſetzungen für das Entſtehen eines Erbhofs, jo 
erwirbt der Hof die Erbhofeigenſchaft ohne weiteres und ohne Eintragung in die 
Erbhöferolle in dem Augenblick, wo das entgegenſtehende Hindernis wegfällt. 

Von dem oben erörterten Erfordernis der Höchſtgrenze und der Möglichkeit, die 
Bewirtſchaftung von einer Hofſtelle aus ohne Vorwerke zu führen, kann auf An⸗ 
trag im Wege beſonderer Zulaſſung als Erbhof durch den Reichsminiſter für 
Ernährung und Landwirtſchaft abgeſehen werden ($ 5 REG.), jedoch ſoll Grund⸗ 
beſitz über 125 ha Größe in der Regel nur zugelaſſen werden, wenn 


a) es mit Rückſicht auf die Bodenart (z. B. leichter Sandboden, größere Wald⸗ 
fläche uſw.) oder das Klima geboten erſcheint; 

b) es ſich um einen wirtſchaftlich in ſich geſchloſſenen und in ſeinen Ländereien 
abgerundeten Hof handelt, der ſich nachweislich ſeit mehr als 150 Jahren 
(d. h. mit anderen Worten ſchon ſeit vor der Zeit des ſog. Bauernlegens) im 
Eigentum desſelben Geſchlechts befindet; 

c) wenn ein um das Geſamtwohl des deutſchen Volkes beſonders verdienter 
Deutſcher in eigener Perſon oder in ſeinem Nachkommen geehrt werden ſoll; 

d) wenn das auf dem Hof anſäſſige Geſchlecht dort Werte (z. B. Bauwerke von 
künſtleriſcher oder kulturgeſchichtlicher Bedeutung) geſchaffen hat, die bei einer 
Größe des Hofes von nicht mehr als 125 ha keine genügende wirtſchaftliche 
Grundlage für ihre Erhaltung finden. 


Ein Hof, der nur mit Vorwerken bewirtſchaftet werden kann, ſoll nur zu⸗ 
gelaſſen werden, wenn beſondere betriebswirtſchaftliche Gründe das Vorwerk not⸗ 
wendig machen. Der Antrag auf Zulaſſung iſt beim zuſtändigen Anerbengericht 
einzureichen. Der Reichsminiſter für Ernährung und Landwirtſchaft entſcheidet 
über die Zulaſſung nach vorheriger Stellungnahme zu dem Antrag durch den 
Kreisbauernführer und den Landesbauernführer (vgl. im übrigen über den Gang 
des Zulaſſungsverfahrens und darüber, in welchem Zeitpunkt ein zugelaſſener Hof 
Erbhof wird, die 88 44, 45, der 1. DO.). 

Schließlich kann ein Erbhof durch ſogenannte Teilung entſtehen, und zwar 
einmal dadurch, daß ein ſchon vorhandener Erbhof in mehrere Erbhöfe aufgeteilt 
wird, die jeder für ſich lebensfähig ſein und den Anforderungen des Geſetzes ent⸗ 
ſprechen müſſen. Zur Verhinderung einer dadurch möglichen Zerſplitterung und, um 
die Lebensfähigkeit der neu entſtehenden Erbhöfe zu gewährleiſten, iſt zu der 
Teilung die Genehmigung des Anerbengerichts erforderlich (vgl. 8 64 
Abſ. 3 der 1. DVO.). Zum andern iſt die Bildung mehrerer Erbhöfe 
durch Teilung von Grundbeſitz über 125 ha Größe, der nicht Erbhof iſt, zu: 
läſſig, wenn jeder dadurch entſtehende Hof für ſich den übrigen Erforderniſſen des 
REG. (88 1—3) entſpricht und der Geſamtbetrag der Schulden des Eigentümers 
einſchließlich der auf dem Hofe ruhenden dinglichen Laſten 30 Prozent des vor der 
Teilung zuletzt feſtgeſetzten ſteuerlichen Einheitswerts nicht überſteigt (S 4 REG.). 
Durch dieſe Erſchwerung der inner betrieblichen Teilung, d. h. der Teilung ohne 
Abveräußerung an einen anderen Eigentümer, wird verhindert, daß ſich jemand 
durch Teilung eines überſchuldeten Grundbeſitzes, alſo durch Bildung mehrerer 
Erbhöfe in ſeiner Hand, die Vorteile des Erbhofgeſetzes (Schutz vor Vollſtreckung, 
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Schuldenregelung uſw.) verſchaffen kann. § 4 Ziff. 2 REG. betrifft nur dieſe 
innere Teilung. 

Letztes Ziel des REG. iſt: ein Bauer, ein Hof. Das Geſetz hat es zugelaſſen, 
daß zwar ein Bauer zunächſt mehrere Erbhöfe haben und behalten kann. Es be⸗ 
ſtimmt aber, daß bei ſeinem Tode die als Anerben Berufenen in der Reihenfolge 
ihrer Berufung je einen Erbhof wählen können, ſo daß niemand mehr als einen 
Erbhof bekommt ($ 23 REG.). Zur Vermeidung von Härten in der Übergangszeit 
geſtattet es allerdings dem Erblaſſer, der mehrere Erbhöfe beſitzt, in Abweichung 
von $ 23 REG. durch Teſtament oder Erbvertrag zu beſtimmen, daß bei dem erſten 
nach dem Inkrafttreten des Geſetzes eintretenden Erbfall (vgl. dazu $ 4 der 
3. DVO.!) insgeſamt zwei Erbhöfe an einen Anerben fallen ſollen, ſofern der 
Anerbe ein Sohn oder Sohnesſohn iſt und beide Höfe zuſammen den Umfang von 
125 ha nicht überſchreiten ($S 58 REG.). Eine als Anerbe berufene Perſon, die 
bereits einen Erbhof beſitzt, kann nicht den zweiten Erbhof hinzuerwerben. Die 
Anerbfolge tritt nur auf Grund beſonderer Übernahmeerklärung ein, die kraft 
Geſetzes den Übergang des bisherigen, eigenen Hofes auf den nächſtberufenen An⸗ 
erben zur Folge hat. 


III. Der Bauer 


Das Reichserbhofgeſetz iſt kein Agrargeſetz im herkömmlichen Sinne, in dem der 
Menſch, der den Boden beſitzt oder bearbeitet, nur als „Arbeitnehmer“ oder 
„Arbeitgeber“, als „Verkäufer“ oder „Käufer“ u. dgl. eine Rolle ſpielt. Es iſt das 
Geſetz, das wie kein anderes den Gedanken von Blut und Boden verwirklicht, 
indem es eine unlösliche Verbindung von Bauerngeſchlecht und Bauernſcholle 
ſchafft. Dieſe Syntheſe — nicht der Gedanke des Blutes und der Raſſe allein und 
ebenſowenig der Gedanke einer Bodenreform allein — iſt das Grundſätzliche und 
Bahnbrechende im Reichserbhofgeſetz, deſſen höchſtes Ziel die Erhaltung des Bauern⸗ 
tums als Blutsquelle der Nation iſt. Deshalb macht es das Recht des 
Eigentums am Grund und Boden wieder zu einer Aufgabe, zu einer heiligen 
Verpflichtung. Die hohe Aufgabe des Bauern, der nicht nur die Ernährung des 
deutſchen Volkes in ſeinem engen Raum ſichern, ſondern der zugleich Träger und 
Wahrer unſeres guten Blutes ſein ſoll, bedingen eine Reihe perſönlicher Eigen⸗ 
ſchaften und Fähigkeiten, die das Geſetz unter dem Begriff der Bauernfähig⸗ 
keit zuſammenfaßt. Die Beſtimmung, daß Bauer nur werden und bleiben kann, 
wer bauernfähig iſt, iſt einer der Kernpunkte, in dem das im übrigen auf die ört⸗ 
lichen und perſönlichen Verhältniſſe weitgehende Rückſichtnahme zulaſſende Reichs⸗ 
erbhofgeſetz unerbittlich iſt, weil jedes Zugeſtändnis in dieſer Richtung dem Sinne 
des Geſetzes zuwiderlaufen würde. 

Bauer darf ſich nur noch der Eigentümer eines Erbhofes nennen. Alle 
anderen Eigentümer oder Beſitzer von land⸗ oder forſtwirtſchaftlich genutztem Eigen⸗ 
tum heißen Landwirte ($ 11 REG.). 

Folgende Anforderungen ſtellt das Geſetz an einen Bauer: 

1. Er muß die deutſche Staatsangehörigkeit beſitze n (S 12 REG.). 
Ausnahmen von dieſem Erfordernis können auf Antrag des Eigentümers durch 
den Reichsminiſter für Ernährung und Landwirtſchaft zugelaſſen werden ($ 3 der 
2. DVD.). 

2. Er muß deutſchen oder ſtammesgleichen Blutes fein. Das iſt 
insbeſondere dann nicht der Fall, wenn jemand unter ſeinen Vorfahren väterlicher⸗ 
oder mütterlicherſeits jüdiſches oder farbiges Blut hat. Stammesgleichen Blutes 
ſind aber Slawen und Romanen. Die Prüfung der Raſſereinheit erſtreckt ſich bis 
auf die Vorfahren, die am 1. 1. 1800 am Leben waren ($ 13 REG.), alſo bis zu 
einem Zeitpunkt, wo eine Ehe zwiſchen Ariern und Juden, jedenfalls in bäuerlichen 
Kreiſen, ſo gut wie ausgeſchloſſen war. 
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3. Rechtskräftige Entmündigung des Hofeigentümers ſchließt die Bauern: 
fähigkeit aus ($ 14 REG.). 

4. Der Bauer muß ferner ehr bar ſein (8 15 Abj. 1 Satz 1 REG.); ehrbar jedoch 
nicht allein im Sinne der allgemeinen Ehrauffaſſung, ſondern unter Zugrunde— 
legung einer beſonderen bäuerlichen Standesehre, die erhöhte Anforderungen an 
das Verhalten eines jeden Bauern ſtellt, ähnlich wie z. B. für den Offiziers⸗ oder 
Beamtenſtand ein beſonders ſtrenger Maßſtab an das Verhalten und die Führung 
ſeiner Mitglieder gelegt wird. Es iſt Aufgabe des Standes und der Anerbenbehör⸗ 
den, über die Ehrbarkeit zu wachen und im Einzelfall zu entſcheiden, ob ein beſtimm⸗ 
tes Verhalten mit der bäuerlichen Standesehre vereinbar iſt oder nicht. 

5. Endlich muß der Bauer fähig fein, feinen Hof ordnungsmäßig zu 
bewirtſchaften ($ 15 Abſ. 1 Satz 2 und 3 REG.). Dieſe Anforderung des 
Geſetzes wird man nun allerdings nicht überſpannen dürfen. Entſcheidend muß 
ſein, ob der Bauer ſeiner ganzen Perſönlichkeit nach gewillt und in der Lage iſt, 
den Hof zu erhalten und die Wirtſchaft unter eigener Verantwortung, ſei es auch 
nötigenfalls unter Heranziehung von Hilfskräften, zu führen und zu beaufſichtigen. 
Es kommt alſo neben der beruflichen Fähigkeit, die keineswegs unterſchätzt werden 
darf, ebenſo ausſchlaggebend auf die geſinnungsmäßige Einſtellung 
des Eigentümers zu ſeinem Beſitz an. Bauer kann danach grundſätzlich auch ſein, 
wer noch einen anderen Beruf (z. B. als Beamter, Offizier, Handwerker) ausübt, 
ebenſo ſelbſtverſtändlich eine Frau. Das Geſetz beſtimmt weiterhin ausdrücklich, 
daß mangelnde Altersreife kein Hinderungsgrund iſt, Bauer 
zu ſein. 

Zur Ehrbarkeit und ordnungsmäßigen Bewirtſchaftung gehört auch, daß der 
Bauer ſeinen Schuldverpflichtungen nachkommen muß, ſoweit ihm 
dies bei ordnungsmäßiger Wirtſchaftsführung möglich iſt ($ 15 Abſ. 2 REG.). Da⸗ 
mit ſchafft das Geſetz das notwendige Gegengewicht zu dem faſt vollſtändigen Voll⸗ 
ſtreckungsſchutz, den es dem Bauern gewährt und der es im Intereſſe des geſamten 
Volkes erforderlich macht, von ihm guten Willen und Zuverläſſigkeit in der Er⸗ 
füllung ſeiner Verbindlichkeiten in ganz beſonderem Maße zu verlangen. 

Das Fehlen einer der vorſtehend aufgeführten fünf Eigenſchaften und Fähig⸗ 
keiten bei Inkrafttreten des Geſetzes ſchließt die Bauernfähigkeit des Hofeigen⸗ 
tümers aus; ſein Hof iſt zunächſt nicht Erbhof geworden. Iſt ein Anerbe eines 
bereits vorhandenen Erbhofs nicht bauernfähig, ſo ſcheidet er aus; der Hof fällt 
an den nächſtfolgenden bauernfähigen Anerben (8 21 Abſ. 1 REG.). 

Der nachträgliche Verluſt der Bauernfähigkeit, nachdem der 
Hof bereits Erbhof geworden iſt, führt dazu, daß der Bauer ſich nicht mehr Bauer 
nennen darf ($ 16 REG.), ohne daß darum jedoch eine Anderung in den Eigen— 
tumsverhältniſſen eintritt oder die Erbhofeigenſchaft verlorengeht. 

Verliert der Bauer nachträglich die Ehrbarkeit oder die Fähigkeit zur ord⸗ 
nungs mäßigen Bewirtſchaftung des Hofes oder kommter ſeinen 
Schuldverpflichtungen nicht nach, obwohl ihm dies bei ordnungs— 
mäßiger Wirtſchaftsführung möglich wäre, jo kann ihm auf Antrag des Landes— 
bauernführers die Verwaltung und Nutznießung des Hofes dauernd oder 
für eine gewiſſe Zeit entzogen und der Hof auf den Ehegatten oder den Anerben 
übertragen werden. Iſt ein Anerbe oder Ehegatte nicht vorhanden oder ſind auch 
dieſe nicht bauernfähig, ſo beſteht die Möglichkeit, ihm das Eigentum am Hof auf 
Antrag des Reichsbauernführers zu entziehen. Der Hof kann ſodann 
durch das Anerbengericht einer vom Reichsbauernführer vorzuſchlagenden bauern— 
fähigen Perſon, die möglichſt ein geeigneter Verwandter des früheren Bauern ſein 
ſoll, zu Eigentum übertragen werden (die ſogenannte Abmeierung — vgl. 
§ 15 Abſ. 2—4 REG.). 


1055 


IV. Die Erbfolge kraft Anerbenrechts 


Sinn und Zweck der Anderungen, die das Reichserbhofgeſetz für die Erbfolge 
bringt, ergeben ſich aus den Zielen und Grundgedanken des Geſetzes. Der Bauernhof 
iſt mehr als ein bloßer Vermögenswert, über den ein einzelner oder eine einzige 
Generation beliebig verfügen kann. Wenn der Hof als Lebensgrundlage des 
Bauerngeſchlechts erhalten bleiben ſoll, dann muß er ſowohl der willkürlichen Ver⸗ 
fügungsmacht des einzelnen als auch dem Zugriff des Gläubigers entzogen werden. 
(Siehe Abſchnitt V.) Er muß aber ferner und vor allem davor bewahrt bleiben, 
daß er bei den ſich in jeder Generation wiederholenden Erbauseinanderſetzungen 
durch Teilung oder Überſchuldung zugrunde gerichtet wird. Dieſer Gedanke liegt 
allen Anerbengeſetzen zugrunde und iſt allen liberaliſtiſchen Geſetzen zum Trotz in 
vielen Bauerngegenden Deutſchlands (und anderer germaniſcher Länder) bis auf 
den heutigen Tag als örtliches Landesrecht oder Sitte lebendig geblieben. Das 
Reichserbhofgeſetz knüpft hier wie auch ſonſt an Jahrtauſende alte germaniſche 
Rechtsgedanken an. Dieſe Rechtsgedanken ſind für uns mehr als Reſte einer über⸗ 
wundenen Kultur: und Wirtſchaftsſtufe; wir ſehen in ihnen ewig gültige, weil art⸗ 
und bluteigene Grundgeſetze unſeres völkiſchen Lebens überhaupt. Wer dieſe Geſetze 
zerſtört, zerſtört das Bauerntum und damit Volk und Staat. Wo man unter den 
Einflüſſen artfremden Rechts dieſe Geſetze verleugnet hat, da iſt unſer Bauerntum 
bereits bis zu einem ſolchen Grade proletariſiert und zerſtört worden, daß es z. B. 
in manchen Anerbengerichtsbezirken kaum möglich war, die erforderliche Zahl von 
Anerbenrichtern zu finden. 

Am den Hof dem Bauerngeſchlecht als Lebensgrundlage zu erhalten, be⸗ 
ſtimmt das Reichserbhofgeſetz, daß der Hof auf einen Erben, den Anerben über⸗ 
geht. Wer darin (infolge einer gebietsweiſe jahrhundertelangen Fehlentwicklung 
unſeres Bauern= und Bodenrechts) eine Ungerechtigkeit ſieht, dem iſt mit Ernit 
Moritz Arndt (Ausgew. Werke Bd. 7 S. 268, Leipzig 1912) zu antworten: 

„Das einzelne Familiengefühl ſpricht: ‚Es iſt doch unrecht, daß des 
Bauern und des Edelmanns Kinder bei ſeinem Tode ſich in die hinterlaſſene, feſte 
und liegende Habe nicht gleich teilen; warum ſoll einer allein ſoviel haben und all 
die andern jo wenig?‘ Der Staat antwortet ihm: ‚Sch handle aus einem höheren 
Rechte und einer höheren Pflicht; ich muß das beſſern, was eure unzeitige Torheit, 
ja eure törichte Liebe zu eurer eigenen Zerſtörung immer tun will. Ihr mit euren 
Gefühlen würdet aus dem Bauern und Edelmann Bettler und Streuner machen; 
ich muß ſorgen, daß die beiden Stände in Wohlhabenheit, Rechtlichkeit und Ehre 
erhalten werden; ich muß auch durch meine Geſetze und Ordnungen vor allen 
Dingen den Grundſatz zu dem lebendigſten machen, daß Silber und Gold und was 
ihr Vermögen nennt, von mir nicht als das erſte hingeſtellt und geſucht werde, 
ſondern feſtes Glück und bleibende Tugend.“ 

1. Beim Tode des Bauern bildet der Erbhof einen beſonderen Teil der Erbſchaft, 
der kraft Geſetzes ungeteilt auf den Anerben übergeht. Der außer dem 
Erbhof vorhandene Nachlaß vererbt ſich nach den allgemeinen Vorſchriften des 
BOB. ($ 19 REG.). Die anderen Abkömmlinge des Bauern, die den Hof nicht be⸗ 
kommen, haben geſetzlich feſtgelegte Verſorgungsanſprüche gegen den Anerben, nicht 
aber ein Recht auf wertmäßigen Anteil am Erbhof (etwa durch Erbabfindung oder 
Teilungsherausgabe). | 

Wer Anerbe ijt, ergibt ſich aus der geſetzlichen Anerbenordnung (S 20 
REG.), die im Gegenſatz zur geſetzlichen Erbfolge des BGB. unter Beſchränkung 
auf die näherſtehenden Verwandten nur ſechs Ordnungen umfaßt. Um ein Ab⸗ 
gleiten des Erbhofes in eine hoffremde Familie zu verhindern, iſt der Ehegatte des 
Bauern nicht zum Anerben berufen. Das Geſetz bevorzugt den Mannesſtamm. Von 
der geſetzlichen Anerbenordnung abweichende Beſtimmungen über den Anerben 
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kann der Bauer im Rahmen einer gejeglih näher umgrenzten Teſtierfreiheit 
treffen (vgl. dazu 2). 

nn der geſetzlichen Ordnung find zu Anerben berufen: 

1. Die Söhne des Erblaſſers; an die Stelle eines verſtorbenen Sohnes treten 
deſſen Söhne und Sohnesſöhne; 

der Vater des Erblaſſers; 

die Brüder des Erblaſſers; an die Stelle eines verſtorbenen Bruders treten 
wieder deſſen Söhne und Sohnesſöhne; 

die Töchter des Erblaſſers; an die Stelle einer verſtorbenen Tochter treten 

deren Söhne und Sohnesſöhne (vgl. jedoch unten zu 2d und 301); 
die Schweſtern des Erblaſſers bzw. deren Söhne und Sohnesſöhne; 
die weiteren Abkömmlinge des Erblaſſers, ſoweit ſie nicht bereits zu der erſten 

und vierten Ordnung gehören; der dem Mannesſtamme des Erblaſſers Zu⸗ 

nächſtſtehende ſchließt den Fernerſtehenden aus; unter Gleichſtehenden hat der 
männliche Abkömmling den Vorzug. 

Sit ein geſetzlicher Anerbe nicht vorhanden, jo kann der Bauer durch Ver⸗ 
fügung von Todes wegen jede bauernfähige Perſon zum Anerben beſtimmen. Unter⸗ 
läßt er dieſe Beſtimmung oder iſt die von ihm bezeichnete Perſon nicht bauernfähig, 
ſo beſtimmt der Reichsbauernführer den Anerben, wobei er bauernfähige Ver⸗ 
wandte oder Verſchwägerte des Bauern berückſichtigen ſoll ($ 25 Abſ. 5 REG.). 

Nicht bauernfähige Perſonen ſcheiden als Anerben aus. Der Erbhof fällt dann 
demjenigen zu, der berufen ſein würde, wenn der Ausſcheidende zur Zeit des Erb⸗ 
falles nicht gelebt hätte ($ 21 Abſ. 1 REG.). 

Solange ein Verwandter einer vorhergehenden Ordnung vorhanden iſt, iſt keiner 
einer ſpäteren Ordnung berufen ($ 21 Abſ. 2 REG.). Innerhalb der gleichen Ord⸗ 
nung entſcheidet je nach dem in der betreffenden Gegend herrſchenden Brauch 
Alteſten⸗ oder Jüngſtenrecht. Sofern kein beſtimmter Brauch beſteht, gilt 
Jüngſtenrecht, das u. a. darauf hinzielt, eine Häufung der Geſchlechterfolge 
auf dem Hofe zu verhindern. Über Zweifel, ob oder welcher Brauch beſteht, ent⸗ 
ſcheidet das Anerbengericht auf Antrag eines der Beteiligten ($ 21 Abſ. 3 REG.). 

War der verſtorbene Bauer mehrere Male verheiratet, ſo haben von mehreren 
innerhalb einer Ordnung berufenen Abkömmlingen die aus erſter Ehe den Vor⸗ 
rang. Von den Geſchwiſtern des Bauern gehen die vollbürtigen den halbbürtigen 
vor ($ 21 Abſ. 4 REG.). 

An Kindes Statt angenommene Perſonen find, weil ihnen die 
blutsmäßige Bindung an den Bauern fehlt, grundſätzlich nicht zu Anerben berufen; 
zur Vermeidung von Härten ſind jedoch die vor dem 1. 10. 1933 adoptierten Kinder 
ausgenommen. Darüber hinaus kann das Anerbengericht zulaſſen, daß für den 
erſten Erbfall nach Inkrafttreten des Geſetzes ein an Kindes Statt angenommenes 
Kind zum Anerben beſtimmt wird, wenn es am 1. 10. 1933 bereits längere Zeit 
wie ein Kind im Hauſe des Bauern gelebt hatte ($ 21 Abſ. 6 REG., $ 63 der 
1. DVO., § 7 der 2. DO.). 

Durch nachfolgende Ehe legitimierte Kinder ſtehen den ehelichen 
gleich. Uneheliche Kinder der Eigentümerin eines Erbhofs 
gehen den ehelichen Kindern nach; das gleiche gilt für ehelich erklärte Kin⸗ 
der des Bauern. Uneheliche Kinder des Bauern ſind nie zu Anerben 
berufen ($ 21 Abſ. 6 REG.; vgl. jedoch unten 2e). | 

2. Von der geſetzlichen Anerbenordnung kann der Bauer — teils mit, teils ohne 
Zuſtimmung des Anerbengerichts — durch Teſtament oder Erbvertrag abweichen 
(S 28 REG.; vgl. dazu auch $ 9 der 2. DWO.). 

Folgende Möglichkeiten läßt das Geſetz zu, um dem Bauern weit: 
gehend die Auswahl des Tüchtigſten und Geeignetſten als Anerben zu überlaſſen: 
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a) Innerhalb der erſten Ordnung kann der Erblaſſer den Anerben auswählen, 

a) wenn in der betreffenden Gegend beim Inkrafttreten des Geſetzes An⸗ 
erbenrecht nicht Brauch iſt; 

Pf) wenn zwar Anerbenrecht Brauch, die freie Beſtimmung durch den Bauern 
aber üblich geweſen iſt; 

y) in allen übrigen Fällen mit Zuſtimmung des Anerbengerichts bei Vor⸗ 
liegen eines wichtigen Grundes (§ 25 Abſ. 1 REG.). 
Bei Zweifeln, ob eine der zu a und 5 een Vorausſetzungen gegeben 

iſt, entſcheidet das Anerbengericht. 


b) Innerhalb der folgenden Ordnungen kann der Erblaſſer unter Innehaltung 
der an der Reihe befindlichen Ordnung den Anerben völlig frei beſtimmen 
(S 25 Abſ. 4 Satz 1 REG.). 

c) Mit Zuſtimmung des Anerbengerichts kann er von der zweiten Ordnung ab 
ſogar die Reihenfolge der Ordnungen untereinander vertauſchen (8 25 
Abſ. 4 Satz 2 REG.). 

d) Des weiteren kann er mit Zuſtimmung des Anerbengerichts eine Tochter oder 
einen Tochterſohn uſw. (Angehörige der vierten Ordnung) Perſonen der vor⸗ 
gehenden Ordnungen, alſo auch der erſten Ordnung, vorziehen. Das Anerben⸗ 
gericht ſoll die Zuſtimmung nicht verſagen, wenn für dieſe Maßnahme ein 
wichtiger Grund vorliegt ($ 25 Abſ. 3 REG.). (Vgl. unter 3c.) 

e) Schließlich iſt der Bauer in die Lage verſetzt, bei Fehlen von Perſonen der 
erſten Ordnung mit Genehmigung des Anerbengerichts, das vorher den 
Landesbauernführer zu hören hat, einen unehelichen Sohn als Anerben zu 
beſtimmen ($ 25 Abſ. 2 REG.). 

f) Der Fall, daß überhaupt keine geſetzlichen Anerben da find, iſt in ſeinen 
Folgen oben unter 1. behandelt. 

Der Bauer kann ferner durch Verfügung von Todes wegen, anordnen: 

a) Daß der Vater oder die Mutter eines Anerben über deſſen Volljährigkeit, 
jedoch nicht über das 25. Lebensjahr hinaus, die Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung des Hofes erhält ($ 26 REG.). 

5) Daß ſeinem Ehegatten (der als ſolcher nicht zum geſetzlichen Anerben berufen 
iſt und auch nur dann als Anerbe beſtimmt werden kann, wenn geſetzliche An⸗ 
erben nicht vorhanden ſind) die Verwaltung und Nutznießung des Hofes 
zuſtehen ſoll, und zwar für den Fall, daß der Anerbe zur erſten bis vierten 
Ordnung gehört, bis zu deſſen 25. Lebensjahr, in allen übrigen Fällen auf 
Lebenszeit. Doch kann das Anerbengericht auf Antrag des Landesbauern⸗ 
führers die Verwaltung und Nutznießung aufheben, falls der Anerbe das 
30. Lebensjahr vollendet hat ($ 13 der 2. DWO.). 

y) Daß der Anerbe als Zuſatz zu ſeinem Namen den Hofnamen führt (8 27 

REG.). Hat er eine ſolche Anordnung getroffen, ſo tritt die Namensänderung 
kraft Geſetzes mit dem Anfall des Erbhofs ein (8 5 der 3. DO.). 
Sodann iſt es dem Bauern endlich nicht verwehrt, über einzelne für die 
Bewirtſchaftung des Hofes unweſentliche Zubehörſtücke eine letztwillige Ver⸗ 
fügung zu treffen, ſofern es ſich nicht um Hofesurkunden oder um auf den Hof 
bezügliche aus früheren Generationen ſtammende Familienbriefe, Urkunden, 
Bilder mit Erinnerungswert uſw. ($ 8 Abſ. 2 REG.) handelt ($ 24 Abſ. 2 
REG.). 


Wegen der Vorſchriften über den Austauſch eines Erbhofes ſeitens eines 
Anerben, der ſchon einen Erbhof hat, über die Aus wahl unter mehreren 
hinterlaſſenen Erbhöfen und über die Ausſchlagung eines an⸗ 
gefallenen Erbhofes kann hier auf die geſetzlichen Beſtimmungen verwieſen werden 
(vgl. 8$ 22, 23 REG.; §S 29 REG. in Verbindung mit $ 14 der 2. DO.). 
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3. An dieſer Stelle iſt noch auf einige Übergangsbeftimmungen hin⸗ 
zuweiſen, die für Fälle, in denen wegen des ſofortigen Inkrafttretens des Geſetzes 
Härten und nicht beabſichtigte Auswirkungen zu erwarten ſtanden, Abhilfe ſchaffen 
ſollen. Die bedeutſamſten, die die Vorausſetzungen für die Erbhofentſtehung (bei 
Ehegatteneigentum oder fortgeſetzter Gütergemeinſchaft) betreffen, wurden bereits 
oben (unter II) erwähnt. Die Erbfolge in einen derartigen, im Eigentum mehrerer 
Perſonen ſtehenden Erbhof iſt geſetzlich beſonders geregelt. Es ſei hierzu nur fol⸗ 
gendes bemerkt: 

a) Die Ehegatten können ſich durch Erbvertrag oder gemeinſchaftliches Teſtament 
gegenſeitig zu Anerben einfegen oder beſtimmen, daß nach dem Tode des Erſt⸗ 
verſterbenden oder nach dem Tode des Überlebenden der Hof an eine Perſon fällt, 
die nach dem REG. als Anerbe des einen oder des anderen berufen wäre oder 
(gemäß $ 25 REG.) dazu beſtimmt werden könnte. Alte Teſtamente und Erb⸗ 
verträge, die in dieſem Sinne umdeutbar find, bleiben wirkſam. (Vgl. dazu 
im einzelnen ſowie wegen der Regelung der Fälle, in denen keine gültige Beſtim⸗ 
mung des Anerben erfolgt iſt, $ 62 der 1. DVO., 88 5 und 6 der 2. DO.) 

b) Im Falle der Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft nach Inkraft⸗ 
treten des Geſetzes fällt der Hof an denjenigen, der durch Verfügung der beiden 
Ehegatten von Todes wegen zum Übernehmer beſtimmt worden war, ſofern auch 
hier die letztwillige Verfügung im Sinne der maßgebenden erbhofrechtlichen 
Vorſchriften umgedeutet werden kann (8 62 Abſ. 4 der 1. DVO.; vgl. SS 1515, 
1516 BGB.). Fehlt es an einer zuläſſigen Beſtimmung, ſo kann mit Genehmigung 
des Anerbengerichts der überlebende Ehegatte den Anerben unter den anteils⸗ 
berechtigten Abkömmlingen auch allein auswählen (8 6 Abſ. 1 der 2. DWO.). 
Iſt überhaupt keine Beſtimmung getroffen, ſo erhält der als Anerbe des Man⸗ 
nes Berufene den Erbhof (vgl. im einzelnen hierzu $ 62 Abſ. 4 Satz 2 der 
1. DVO., § 6 Abſ. 3 der 2. DVD. und — für einen Sonderfall — $ 2 der 3. DWO.). 

c) Wenn zu der Zeit, zu der ein Hof auf Grund des REG. Erbhof wird, kein 
Sohn oder Sohnesſohn des Bauern vorhanden oder die vorhandenen ſpäter weg⸗ 
gefallen ſind, ſo haben für den erſten Erbfall die Töchter und Tochterſöhne (vierte 
Ordnung) den Vorrang vor den Anerben der zweiten und dritten Ordnung 
(Vater, Brüder) ($ 21 Abſ. 7 REG., $ 8 der 2. DVO.). Wegen des „erſten Erb⸗ 
falls“ nach Inkrafttreten des Geſetzes vgl. auch $ 4 der 3. DVO. Durch dieſe Be⸗ 
ſtimmung ſoll weiten bäuerlichen Kreiſen, denen die Vererbung im Mannesſtamm 
noch ungewohnt iſt, die Umſtellung erleichtert werden (vgl. oben 2d). 

d) Außer der bereits behandelten Sonderregelung für adoptierte Kinder ſind 
weitere Sonderregelungen getroffen für Höfe, die vor Inkrafttreten des Geſetzes 
auf den Ehegatten des urſprünglichen Eigentümers übergegangen ſind ($ 12 der 
2. DVO .), ferner für die Fälle, in denen der erſte Erbfall bei Inkrafttreten des 
Geſetzes bzw. bei der Entſtehung der Erbhofeigenſchaft auf Grund eines ſogenann⸗ 
ten Berliner Teſtaments oder einer ähnlichen letztwilligen Verfügung ſchon ein⸗ 
getreten war ($ 68 Abſ. 1 der 1. DVoO. in Verbindung mit S 25 Abſ. 2 der 
2. DVD.) und ſchließlich für Höfe, die in der Hand eines Vorerben Erbhof ge⸗ 
worden find ($ 68 Ubi. 2 der 1. DWO.). 

Der außer dem Erbhof vorhandene Nachlaß des Bauern vererbt 
ſich nach den Vorſchriften des BGB. ($ 33 REG.) Das REG. ſtellt im weſentlichen 
nur das Innenverhältnis des Anerben, der nach außen als Erbe im Sinne des 
allgemeinen Rechts gilt, zu den übrigen Miterben klar. Es beſtimmt für die 
Nachlaßverbindlichkeiten, daß fie grundſätzlich (einſchließlich der auf dem Hofe 
ruhenden Hypotheken, Grund⸗ und Rentenſchulden) aus dem übrigen Nachlaß zu 
berichtigen find. Reicht dieſer nicht aus, ſo iſt der Anerbe den Miterben gegenüber 
verpflichtet, fie allein zu tragen und die Miterben von ihnen zu befreien (8 34 REG., 
vgl. ferner $ 36 REG.). 
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Die Verſorgung derjenigen Abkömmlinge, die den Hof nicht bekommen, 
der Eltern und des Ehegatten des Erblaſſers, iſt im Geſetz (S8 30—32) 
in folgender Weile geregelt: Die Abkömmlinge miüſſen, ſoweit fie nach 
bürgerlichem Recht Miterben oder pflichtteilsberechtigt find, bis zu ihrer Voll⸗ 
jährigkeit von dem Anerben angemeſſen unterhalten und erzogen 
werden. Dieſer hat auch dafür zu ſorgen, daß ſie zu einem dem Stande des Hofes 
entſprechenden Beruf ausgebildet werden. Sie haben bei ihrer Verſelb⸗ 
ſtändigung, weibliche Abkömmlinge bei ihrer Verheiratung, ein Anrecht auf eine 
Ausſtattung, ſoweit die Mittel des Hofes es geſtatten. Die Ausſtattung kann 
insbeſondere in der Gewährung von Mitteln für die Beſchaffung einer Siedler⸗ 
ſtelle beſtehen, um die vom Reich erſtrebte Neubildung deutſchen Bauerntums 
durch Anſiedlung weichender Bauernſöhne zu fördern. Geraten die Abkömmlinge 
unverſchuldet in Not, ſo können ſie jederzeit gegen Leiſtung angemeſſener Arbeits⸗ 
hilfe auf den Hof zurückkehren (Hei matzuflucht). Das gleiche Recht haben 
auch die Eltern des Erblaſſers, wenn ſie Miterben oder pflichtteilsberechtigt find, 
und zwar unbeſchadet etwaiger ſonſtiger Unterhaltsanſprüche. Schließlich ſei hier 
nochmals an die bereits erwähnte Möglichkeit der Teilung eines Erbhofs erinnert. 

Der Ehegatte des verſtorbenen Bauern, der Miterbe oder pflichtteilsberechtigt 
iſt, kann, ſofern der Erblaſſer ihm nicht die Verwaltung und Nutznießung des Hofes 
eingeräumt hat, von dem Anerben den in ſolchen Verhältniſſen üblichen lebens⸗ 
länglichen Unterhalt auf dem Hofe (Altenteil) verlangen unter der Voraus⸗ 
ſetzung, daß er auf alle ihm gegen den Nachlaß zuſtehenden Anſprüche verzichtet. 

Über alle Streitigkeiten hinſichtlich der Verſorgungsanſprüche entſcheidet 
unanfechtbar das Anerbengericht unter billiger Berückſichtigung der Ver⸗ 
hältniſſe aller Beteiligten ſo, daß der Hof bei Kräften bleibt. 


V. Veräußerung, Belaſtung und Verpachtung des Erbhofs 


Die Zwangsvollſtreckung 


Der Erbhof iſt grundſätzlich un ver äußerlich und unbelaſt bar; in ihn 
und alle ſeine Zubehörſtücke kann wegen einer Geld forderung nicht mehr 
vollſtreckt werden. (58 37 und 38 REG.). Nur Verfügungen über Zubehör⸗ 
ſtücke, die im Rahmen ordnungsmäßiger Wirtſchaftsführung getroffen werden, ſind 
zuläſſig (S8 37 Abſ. 1 Satz 2 REG.). Als Belaſtung des Grundbefites gilt kraft 
beſonderer geſetzlicher Beſtimmung auch die Veräußerung und Belaſtung einer 
Eigentümergrundſchuld (8 15 Abſ. 3 der 2. DO., vgl. jedoch § 64 Abi. 4 
der 1. DO.). Das Geſetz läßt jedoch be i wichtigem Grunde Ausnahmen 
von dem Grundſatz der Unveräußerlichkeit und Unbelaſtbarkeit durch das Anerben⸗ 
gericht zu (8 37 Abſ. 2 Satz 1). Dieſes ſoll die Übertragung genehmigen, wenn der 
Bauer den Hof einem Anerbenberechtigten übergeben will, der beim Erbfall der 
Nächſtberechtigte wäre oder gemäß $ 25 REG. als ſolcher beſtimmt werden könnte, 
allerdings nur, wenn die in dem Übergabevertrag von dem Erwerber übernomme- 
nen Verpflichtungen den Hof nicht über ſeine Kräfte belaſten ($ 37 Abſ. 3 REG.). 

Ob und wann im übrigen ein wichtiger Grund vorliegt, läßt ſich allgemein⸗ 
gültig nicht umreißen, ſondern iſt von den Anerbenbehörden unter Beachtung der 
Ziele des Geſetzes für jeden Einzelfall zu prüfen. Eine Kreditbeſchaffung ſoll im 
allgemeinen nicht durch eine dingliche Belaſtung des Hofes, ſondern im Wege des 
Perſonalkredits erfolgen (vgl. dazu die vorhandene umfangreiche Rechtſprechung 
der Erbhofgerichte). In Frage kommt die Belaſtung z. B. wegen eines Schaden⸗ 
feuers. Um eine zweckentſprechende Verwendung erzielter Erlöſe oder Kreditgelder 
zu gewährleiſten, kann das Anerbengericht die Genehmigung der Veräußerung oder 
Belaſtung an Auflagen und Bedingungen knüpfen ($ 37 Ab}. 2 Satz 2 REG.). 
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Ein wichtiger Grund zur Veräußerung von Teilen eines Erbhofs wird oft durch 
ein öffentliches Intereſſe (z. B. Reichsautobahnen, Siedlung) gegeben ſein. 

Die Einräumung einer Grunddienſtbarkeit, einer beſchränkten perſönlichen Dienſt⸗ 
barkeit oder die Beſtellung öffentlicher Laſten iſt nicht genehmigungspflichtig (8 64 
Abſ. 1 der 1. DVO.). Für weitere Sonderfälle, die ebenfalls nach ausdrücklicher 
Vorſchrift des Geſetzes der anerbengerichtlichen Genehmigung nicht bedürfen, vgl. 
§ 64 Abſ. 5 der 1. DVO., SS 16, 17 der 2. DVD. und § 6 der 3. DVD. 

Dagegen ſind genehmigungsbedürftig auch alle Verträge und Rechtsgeſchäfte, die 
vor der Erbhofentſtehung abgeſchloſſen, aber grundbuchlich noch nicht vollzogen 
waren (vgl. im einzelnen § 15 Abſ. 2 der 2. DVO.). 

Wie ſchon oben erwähnt, ſind ſtändig durch Verpachtung genutzte Höfe nicht 
Erbhöfe geworden. Es iſt nur folgerichtig, daß auch Erbhöfe in der Regel nicht 
mehr verpachtet, ſondern von dem Bauer ſelbſt bewirtſchaftet 
werden ſollen. Das Geſetz ſchreibt daher für Verpachtungen, die für länger als drei 
Jahre abgeſchloſſen werden, die Genehmigung durch das ene vor 
($ 64 Abſ. 2 der 1. DVO.). 

Die Zwangsvollſtreckung in einen Erbhof und alle Gegenſtände, 
die zu ihm gehören, iſt wegen einer Geld forderung ſchlechthin unzuläſſig (8 38 
Abſ. 1 REG.) Dadurch iſt nicht nur die Zwangsverſteigerung und 
Zwangsverwaltung, ſondern z. B. auch die Konkurseröffnung über einen 
Erbhof unzuläſſig geworden. Bei Entſtehung der Erbhofeigenſchaft eingeleitete 
Vollſtreckungsmaßregeln waren daher aufzuheben und konnten nicht mehr fort⸗ 
geſetzt werden. 

Das Vollſtreckungsverbot umfaßt grundſätzlich auch die auf dem Erbhof gewon⸗ 
nenen landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe ($ 38 Abſ. 2 REG.). In dieſe kann 
jedoch vollſtreckt werden (und zwar wegen Abgaben und Anſprüchen öffentlich⸗recht⸗ 
licher Natur immer, wegen privatrechtlicher Geldforderungen für eine gewiſſe, aber 
wohl noch auf mehrere Jahre anzunehmende Übergangszeit), ſoweit ſie nicht zum 
Zubehör gehören und nicht zum Unterhalt der bäuerlichen Familie bis zur nächſten 
Ernte erforderlich find (SS 39 Abſ. 1, 59 REG., $ 65 der 1. DO.). Beträgt die 
Vollſtreckungsforderung mehr als 150.— RM., ſo gelten hier folgende verfahrens⸗ 
rechtliche Beſonder heiten: 

Der Gläubiger muß einen Monat vor der Vollſtreckung dem Kreisbauernführer 
den Vollſtreckungstitel zuſtellen mit der gleichzeitigen Erklärung, daß er die Zwangs⸗ 
vollſtreckung gegen den Bauern einzuleiten beabſichtige. Der Kreisbauernführer 
kann dann innerhalb der Friſt, falls er dazu vom Reichsnährſtand ermächtigt worden 
iſt, dem Gläubiger gegenüber ſchriftlich erklären, daß die Schuld auf den Reichs⸗ 
nährſtand übernommen werde. Übernimmt der Reichsnährſtand die Schuld, ſo kann 
der Gläubiger nicht mehr vollſtrecken. Die Forderung geht kraft Geſetzes auf den 
Reichsnährſtand über, der nun ſeinerſeits mit den angegebenen Beſchränkungen 
gegen den Bauer vorgehen kann (8 39 Abſ. 2—5 REG., § 65 der 1. DVO.). Dem 
Gläubiger ſteht aber die Möglichkeit offen, ſich an die zuſt än dige Stelle 
des Reichsnährſtandes zu wenden, die das Recht, die Pflicht und die 
Machtmittel hat, den Bauer notfalls zur Erfüllung ſeiner Verpflichtungen anzu— 
halten (vgl. die Ausführungen oben zu III. über Abmeierung). 


VI. Die Anerbenbehörden. Aufbau und Verfahren 


1. Die Durchführung des Geſetzes und die Entſcheidung der wichtigſten mit ihm 
zuſammenhängenden Fragen iſt unter Ausſchaltung der ordentlichen Gerichte in 
die Hände eigens errichteter Aner ben behörden gelegt. Anerbenbehörden find 
die Anerbengerichte, die Erbhofgerichte und das Reichserbhof⸗ 
gericht (8 40 REG.). In ihnen find Bauern als gleichberechtigte Richter ver: 
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treten, jo daß eine lebensnahe, dem Geſetzeszweck, den bäuerlichen Sitten, Gebräuchen 
und Anſchauungen und den praktiſchen Bedürfniſſen des Bauerntums gerecht 
werdende Rechtſprechung gewährleiſtet iſt. 

Die Anerbengerichte ſind bei den örtlichen Amtsgerichten, im allgemeinen 
für deren Bezirk, gebildet. Es kann auch ein Anerbengericht für mehrere Amts⸗ 
gerichtsbezirke eingerichtet werden (vgl. die Verordnung des Pr. Juſtizminiſters 
vom 15. 8. 1933, G. S. S. 314). 

Die Anerbengerichte entſcheiden in der Beſetzung mit einem Richter (als Vor⸗ 
ſitzenden) und zwei bäuerlichen Beiſitzern (Anerbenrichter). Den beamteten 
Richter ernennt die Landesjuſtizverwaltung für ein Jahr, die Anerbenrichter auf 
Vorſchlag des TLandesbauernführers der Oberlandesgerichtspräſident auf 
die Dauer von drei Jahren ($ 41 REG., 88 1—4 der 1. DO.). 

Die Erbhofgerichte ſind bei den Oberlandesgerichten oder als ſelbſtändige 
Behörden (wie z. B. für Preußen das Landeserbhofgericht in Celle) errichtet. 
Regelmäßig hat jedes Land ein Erbhofgericht; mehrere Länder können ein gemein⸗ 
ſchaftliches Erbhofgericht bilden, auch kann ein Land mehrere Erbhofgerichte haben. 

Die Erbhofgerichte entſcheiden in der Beſetzung von drei Richtern (einem davon 
als Vorfitzenden) und zwei Bauern. Die bäuerlichen Beiſitzer (Er bhofrichter) 
ernennt auf Vorſchlag des Reichs bauernführers die Landesjuſtizverwal⸗ 
tung (S$ 43, 44 REG., $ 5 der 1. DVO.). 

Das Reichserbhofgericht iſt beim Reichsminiſterium für Ernährung und 
Landwirtſchaft gebildet. Es kann Sitzungen auch außerhalb Berlins abhalten. 
Präſident iſt der Reichsminiſter für Ernährung und Landwirt⸗ 
ſchaf t. Beim Reichserbhofgericht find Senate gebildet, deren Zahl (z. Zt. drei) 
der Reichsernährungsminiſter im Einvernehmen mit dem Reichsjuſtizminiſter be⸗ 
ſtimmt. Die Senate entſcheiden in der Beſetzung des Vorfigenden (Präſident, Vize⸗ 
präſident, Senatspräfident, ein vom Präſidenten mit dem Vorſitz beauftragtes be⸗ 
amtetes Mitglied oder ein zu ihrem Vertreter beſtimmter beamteter Beiſitzer), 
zweier weiterer Beamten und zweier bäuerlicher Beiſitzer (Reichserbhofrich⸗ 
ter). Letztere ernennt auf Vorſchlag des Reichs bauernführers der Reichs⸗ 
ernährungsminiſter jeweils auf drei Jahre. Die beamteten Beiſitzer werden haupt⸗ 
amtlich auf Lebenszeit, nebenamtlich für die Dauer ihres Hauptamtes oder auf 
mindeſtens drei Jahre ernannt (vgl. im einzelnen noch $ 47 REG. und 8 6 der 
1. DVD. in der Neufaſſung des § 8 der 3. DVD. ſowie die Geſchäftsanweiſung des 
Reichsernährungsminiſters und Reichsjuſtizminiſters vom 2. 5. 1934, Deutſche 
Juſtiz, Heft 19). 

Will ein Senat in einer grundſätzlichen Rechtsfrage von der Entſcheidung eines 
anderen Senats abweichen, ſo hat er die Sache an den Großen Senat des 
Reichserbhofgerichtes zu verweiſen (vgl. dazu § Ba der 1. DVO., eingefügt durch 
8 8 der 3. DO.). 

Die Vorſitzenden der Anerbenbehörden und die richterlichen oder beamteten Mit⸗ 
glieder der Erbhofgerichte und des Reichserbhofgerichts müſſen (ebenſo wie der 
Bauer und damit auch die bäuerlichen Beiſitzer) deutſchen oder ſtammesgleichen 
Blutes im Sinne des § 13 REG. fein (8 7 der 1. DVO.). Die Kreis: und Landes» 
bauernführer ſind von der Ausübung des Richteramts als bäuerliche Beiſitzer aus⸗ 
geſchloſſen, wenn durch ihren Antrag das Verfahren in Gang geſetzt oder in dieſer 
Sache von ihnen Beſchwerde eingelegt iſt (§ 21 der 2. DWO.). 

Die Zuſtändigkeit der Anerbenbehörden iſt in den ihnen durch das Geſetz 
und ſeine Durchführungsverordnungen übertragenen Angelegenheiten eine aus⸗ 
ſchließliche. Zu ihrer Zuſtändigkeit gehört insbeſondere die Entſcheidung über die 
Erbhofeigenſchaft eines Hofs (§ 10 REC.), über die Raſſereinheit und Bauern⸗ 
fähigkeit (SS 13 Abſ. 3 und 18 REG.), über die Genehmigung beſtimmter Ver⸗ 
fügungen von Todes wegen (8 25 REG.), über die Abmeierung (8 15 Abſ. 2 
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und 3 REG.), über die Genehmigung der Veräußerung (im ganzen oder von 
Teilen), der Belaſtung, Verpachtung, Teilung, über die Verſorgungsanſprüche 
und die Tragung von Verbindlichkeiten bei mehreren Erbhöfen (in den beiden 
letzten Fällen iſt die Entſcheidung des Anerbengerichts unanfechtbar) (SS 32, 36 
Abſ. 3 REG.), uſw. 

Das Verfahren vor den Anerbenbehörden (vgl. im einzelnen 88 11—26 
der 1. DVD.) iſt grundſätzlich dem der ſogenannten freiwilligen Gerichtsbarkeit 
angepaßt. Alle erforderlichen Ermittlungen find von Amts wegen anzuſtellen. 
Es findet keine öffentliche Verhandlung ſtatt, mündliche Verhandlung kann nach 
freiem Ermeſſen des Gerichts angeordnet werden ($ 7 der 3. DO.). Erforder⸗ 
lichenfalls kann das Gericht bis zur Hauptentſcheidung ſichernde Maßnahmen 
oder einſtweilige Anordnungen treffen. Eine Vertretung der Beteiligten durch 
Bevollmächtigte iſt zuläſſig. Vertretungsberechtigt find alle bei einem deutſchen 
Gericht zugelaſſenen ariſchen Rechtsanwälte. Anwaltszwang beſteht jedoch nur 
für die Einlegung der weiteren Beſchwerde beim Reichserbhofgericht, ſofern dieſe 
nicht vom Landesbauernführer oder einem Notar, der für den Beſchwerdeführer 
einen Antrag geſtellt hatte, eingelegt wird (§ 25 der 1. DVO., $ 10 der 2. DO.) 
und dann, wenn das Erbhofgericht oder das Reichserbhofgericht im Einzelfalle 
die Vertretung eines Beteiligten durch einen Rechtsanwalt anordnet. In dieſem 
Falle beſteht dann die Möglichkeit, das Armenrecht zu bewilligen. Die 
Anerbenbehörden können andere Gerichte und Behörden um Amtshilfe, die 
Gemeinde⸗ und Polizeibehörden ſowie den Kreis: und Landesbauernführer auch 
um gutachtliche Außerung erſuchen. Das gleiche Recht ſteht dem Reichsminiſter für 
Ernährung und Landwirtſchaft im Zulaſſungsverfahren zu (vgl. oben zu II). 

Die Anerbenbehörden fällen ihre Entſcheidungen durch begründeten Beſchluß, 
der von Amts wegen zuzuſtellen iſt. Iſt die Entſcheidung des Anerbengerichts end⸗ 
gültig, ſo kann der Vorſitzende des Gerichts allein eine Vorentſcheidung 
treffen, gegen die der Einſpruch binnen zwei Wochen zuläſſig iſt. Das gleiche 
gilt bei der Einlegung unzuläſſiger Beſchwerden in zweiter und dritter Inſtanz 
ſowie bei der Regelung der Verbindlichkeiten gelegentlich eines Hofaustauſches. 
(Vgl. S 22 Abi. 4—5 REG.). 

Die Entſcheidungen der Anerbengerichte ſind im Regelfall mit der ſofortigen 
Beſchwerde beim Erbhofgericht anfechtbar. Sie kann von jedem durch ſie in 
ſeinen Rechten betroffenen Beteiligten eingelegt werden. In den wichtigſten Fällen 
(3. B. betreffend die Erbhofeigenſchaft, Bauernfähigkeit, Alteſten⸗ oder Jüngſten⸗ 
recht, Veräußerung, Belaſtung — insbeſondere auch bei der Genehmigung eines 
Übergabevertrages gem. $ 37 Abſ. 3 —) ſteht dem Kreis bauernführer ein 
ſelbſtändiges Beſchwerderecht zu. In dieſen Fragen ergangene Entſcheidungen find 
ihm von Amts wegen zuzuſtellen ($ 48 REG.). 

Gegen die Entſcheidungen der Erbhofgerichte findet die ſofortige weitere Be⸗ 
ſch werde binnen zwei Wochen an das Reichserbhofgericht ſtatt. Das dem Kreis⸗ 
bauernführer in der erſten Inſtanz eingeräumte ſelbſtändige Beſchwerderecht iſt 
entſprechend hier für den Landesbauernführer gegeben. Die weitere 
Beſchwerde iſt nur zuläſſig, wenn die Entſcheidung des Erbhofgerichts einen neuen 
ſelbſtändigen Beſchwerdegrund enthält. Ausgenommen iſt jedoch das Beſchwerde— 
recht des Landesbauernführers, der die weitere Beſchwerde jederzeit einlegen kann. 

Die Gebühren und Auslagen der Zeugen, Sachverſtändigen und 
Gerichtsvollzieher beſtimmen ſich nach den allgemeinen Gebührenordnungen. Die 
Gerichtskoſten ſind gering bemeſſen. Die Gebühren der Rechtsanwälte richten ſich 
nach der für ſie geltenden Gebührenordnung, jedoch mit der Maßgabe, daß als 
volle Gebühr im Sinne jener Gebührenordnung die Gebühr des § 50 der 1. DVD. 
anzuſehen iſt (vgl. im einzelnen SS 49—50 der 1. DVO., § 10 der 2. DVO. und 
die Neufaſſung des § 59 der 1. DVD. in $ 9 der 3. DO.). 
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Um die Bildung von Erbhöfen zu fördern, werden bei der Überführung einer im 
übrigen erbhoffähigen Beſitzung aus dem Eigentum mehrerer Perſonen oder einer 
juriſtiſchen Perſon in das Alleineigentum einer bauernfähigen Perſon weder 
Grunderwerbsſteuer, Erbſchaftsſteuer, Stempelabgaben noch Gerichtskoſten für die 
grundbuchliche Umſchreibung erhoben; ſonſtige notarielle oder gerichtliche Gebühren 
ermäßigen ſich in dieſen Fällen auf die Hälfte. 

Bei dem Übergang des Hofes auf den Anerben hat dieſer überhaupt keine Schen⸗ 
kungs⸗, Erbſchaft⸗, Grunderwerb⸗ und Grundſtückzubehörſteuer zu zahlen. 

4. Das Eintragungs verfahren bei der Anlegung der Erbhöferolle 
(ſiehe oben II) iſt nahezu beendet. Wegen der Einzelheiten des Verfahrens kann 
hier auf die geſetzlichen Beſtimmungen verwieſen werden (88 52, 53 REG., 27—42 
der 1. DVO.). Erwähnt ſei nur, daß ſowohl gegen die Aufnahme wie auch gegen 
die Nichtaufnahme in das gerichtliche Verzeichnis der Erbhöfe, das endgültig von 
dem Vorſitzenden des Anerbengerichts aufgeſtellt wird, dem Eigentümer und dem 
Kreisbauernführer ein Einſpruchsrecht eingeräumt iſt, insbeſondere mit 
Rückſicht darauf, daß vor der Aufnahme in das Verzeichnis in zahlreichen Fällen 
wichtige Entſcheidungen, z. B. über die Erbhofeigenſchaft (Ackernahrung!) oder 
Bauernfähigkeit zu treffen ſind. 

Die Erbhöferolle wird erſtmalig 1940, danach alle 10 Jahre einer all⸗ 
gemeinen Nachprüfung auf ihre Vollſtändigkeit und Richtigkeit hin unterzogen. Die 
Prüfung erfolgt durch den Vorſitzenden des Anerbengerichts in Zuſammenarbeit 
mit der unteren Verwaltungsbehörde (in Preußen dem Landrat) bzw. bei kreis⸗ 
freien Städten mit dem Bürgermeiſter. In der Zwiſchenzeit hat der Vorſitzende 
des Anerbengerichts von Amts wegen Sorge zu tragen, daß die Erbhöferolle auf 
dem laufenden bleibt und erforderlichenfalls berichtigt wird. 
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Der Reichsnaͤhrſtand 


Vorbemerkung 


Das Reichserbhofgeſetz ſichert der bäuerlichen Sippe auf ewige Zeiten Hof und 
Scholle. Es ſchützt den bäuerlichen Boden vor Zerſplitterung und Überlaſtung und 
entreißt ihn durch den Ausſchluß der Vollſtreckung und der freien Verfügungs⸗ 
möglichkeit den Einflüſſen eines artfremden, zerſetzenden Wirtſchaftsſyſtems. Es 
verwurzelt den Bauer und ſeine Sippe als den Blutsquell des Volkes wieder feſt 
in den heimatlichen Boden und ſchafft damit zugleich die Vorausſetzungen für eine 
blühende, bodenſtändige, aus den beſten Volkstumskräften erwachſende Kultur. Im 
ungeſtörten Beſitz ſeiner Scholle ſoll der Bauer im Dienſt des ganzen Volkes und 
ſeiner Sippe wieder arbeiten und ſchaffen können. Ihm und dem Volke den Ertrag 
und die Früchte dieſer Arbeit zukommen zu laſſen und zu ſichern, iſt das Ziel 
und die Aufgabe des Reichsnährſtandes und der vom Reichsnährſtand durch⸗ 
geführten Marktordnung. Dieſe Ordnung ſoll die Ernährung unſeres Volkes 
im weſentlichen durch die Erzeugung auf ſeinem eigenen Boden ſicherſtellen und 
durch eine planvolle Regelung des Abſatzes und der Abſatzbedingungen den ge⸗ 
rechten Preis für die landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe ſchaffen, der dem Bauer den 
ihm zukommenden Lohn für ſeine mühevolle Arbeit gewährt und auf der anderen 
Seite auch für den Verbraucher tragbar und angemeſſen iſt!. 


I. Entſtehungsgründe und Geſtaltungskräfte 


Die Zeit, aus der heraus der Reichsnährſtand als erſte deutſche geſamtſtändiſche 
Organiſation entſtand, war durch folgende äußeren und inneren Tatſachen gekenn⸗ 
zeichnet: f 

Der Zuſammenbruch der im Zeitalter des Liberalismus gewordenen freien Welt⸗ 
wirtſchaft traf das Deutſche Reich, das durch die politiſchen Schulden aus dem 
Verſailler Diktat und die daraus entſtandene private Verſchuldung in unheilvoller 
Weiſe in internationale Wirtſchafts⸗ und Schuldbeziehungen verſtrickt war, mit 
beſonderer Härte. Mit der geſamten deutſchen Wirtſchaft, deren Lage in einer 
Erwerbsloſenziffer von 8 Millionen und in zahlreichen wirtſchaftlichen Zuſammen⸗ 
brüchen jeder Art eindeutig zum Ausdruck kam, war auch die deutſche Ernäh⸗ 
rungswirtſchaft auf das ſchwerſte gefährdet. Dabei ließ die weltwirtſchaft⸗ 
liche und politiſche Entwicklung erkennen, daß die Sicherung der Ernährungs⸗ 
grundlage im eigenen Lande als elementarſte Vorausſetzung völkiſchen Lebens in 
der kommenden Zeit von größter Bedeutung ſein würde. Die Gefährdung der 
eigenen Ernährungswirtſchaft hatte — abgeſehen von den Auswirkungen der freien 
Markt⸗ und Börſenwirtſchaft — weitere Gründe in der Vernachläſſigung der Land⸗ 
wirtſchaft durch die bis dahin führenden politiſchen und wirtſchaftlichen Kräfte und 
in der völligen Zerſplitterung der landwirtſchaftlichen Organiſationen, d. h. der 


1 Die Ausführungen über den Reichsnährſtand ſind wegen des ſachlichen Zuſammen⸗ 
hangs mit dem Reichserbhofgeſetz, obwohl an ſich öffentlich-rechtlicher Natur, hier ab— 
gedruckt. (Schriftleitung.) 
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zahlreichen berufsſtändiſchen Körperſchaften, Verbände, Vereine uſw. innerhalb der 
deutſchen Landwirtſchaft. 

Die Selbſtbeſinnung des deutſchen Volkes unter dem Führer der nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Bewegung und der neuerwachte völkiſche Lebenswille brachten eine klare 
Erkenntnis dieſer Lage. Das deutſche Volk wurde ſich zugleich bewußt, daß eine 
beſchleunigte Geſundung ſeiner Landwirtſchaft, insbeſondere ſeines Bauerntums, 
nicht nur aus Gründen der Ernährungswirtſchaft, ſondern auch aus bevölkerungs⸗ 
politiſchen Gründen zu ſeiner biologiſchen Erhaltung notwendig war, da nur durch 
eine geſunde, lebensſtarke Landbevölkerung dem Volksſterben ein Ende geſetzt und 
die völkiſche Blutsquelle für die Zukunft geſichert werden kann. 

Die beim Aufbau des Reichsnährſtandes wirkenden Geſtaltungskräfte waren 
alſo der im Nationalſozialismus erwachte unbedingte völkiſche Lebens wille, 
die Erkenntnis der Notwendigkeit einer geſicherten eigenen Er⸗ 
nährungswirtſchaft, das Wiſſen um die blutsmäßige Bedeu⸗ 
tung eines kraftvollen Bauerntums und ſchließlich das Bewußtſein, 
daß nach dem Zuſammenbruch der freien liberaliſtiſch⸗kapitaliſtiſchen Wirtſchaft 
eine neue Wirtſchaftsordnung aufgebaut werden muß. Die ſchöpferiſche 
Kraft des nationalſozialiſtiſchen Staates hatte hier ihre erſte große wirtſchafts⸗ 
politiſche Aufgabe zu löſen. 


II. Die geſetzlichen Grundlagen 


Die rechtliche Grundlage für den Aufbau des Reichsnährſtandes wurde durch 
wenige kurze, grundlegende Geſetze geſchaffen. Dieſe ſchnelle und zielklare Geſetz⸗ 
gebung war insbeſondere deshalb möglich, weil ſie durch den Agrarpolitiſchen 
Apparat der NSDAP. unter Leitung des erſten deutſchen Reichsbauernführers, 
R. Walther Darré, in jahrelanger Arbeit planvoll vorbereitet worden war. 

Nach dem überleitenden Geſetz über die Zuſtändigkeit des Reiches 
für die Regelung des ſtändiſchen Aufbaus der Landwirt⸗ 
ſchaft vom 15. Juli 1933 (RGBl. I S. 495), das die Einheitlichkeit des Auf⸗ 
baus für das ganze Reich und die zielbewußte Durchführung der Vorarbeiten 
ſicherte, erging das grundlegende Geſetz über den vorläufigen Aufbau 
des Reichsnährſtandes und Maßnahmen zur Markt⸗ und 
Preis regelung für landwirtſchaftliche Erzeugniſſe vom 13. 
9. 1933 (RG Bl. I S. 626). Dieſes — kurz jo bezeichnete — Reichs nährſtand⸗ 
geſetz (RNESLG.) ſtellt in feinen zehn Paragraphen die richtungweiſende Rechts⸗ 
grundlage für den Aufbau des Reichsnährſtandes und für die Durchführung der 
ihm obliegenden Aufgaben dar und kann als berufsſtändiſches Ermäch⸗ 
tigungsgeſetz gekennzeichnet werden. Es ermächtigt den Reichsminiſter für 
Ernährung und Landwirtſchaft, eine vorläufige Regelung über den Aufbau des 
Standes der deutſchen Landwirtſchaft zu treffen (§ 1 Abſ. 1) und beſtimmt in 
großen Umriſſen den Kreis der zur deutſchen Landwirtſchaft im Sinne des 
Geſetzes zu rechnenden Berufs- und Wirtſchaftsgruppen (8 1 Abſ. 2) und der 
„landwirtſchaftlichen“ Erzeugniſſe (8 7). Die allgemeinen Grundlagen für die 
geſamte ernährungswirtſchaftliche Marktordnung enthalten die 
SS 2 und 3: fie geben dem Reichsminiſter für Ernährung und Landwirtſchaft ein⸗ 
mal die Befugnis, den Reichsnährſtand oder einzelne ſeiner Gruppen zur Regelung 
der Erzeugung, des Abſatzes ſowie der Preiſe und Preisſpannen von landwirtſchaft⸗ 
lichen Erzeugniſſen zu ermächtigen (S 2), ſodann die weitere Befugnis, zur Herbei- 
führung und Durchführung einer derartigen Regelung Gruppen und Angehörige 
des Reichsnährſtandes und ſonſtige Unternehmen und Einrichtungen, die landwirt— 
ſchaftliche Erzeugniſſe herſtellen oder vertreiben, zuſammenzuſchließen oder an be— 
ſtehende Zuſammenſchlüſſe anzuſchließen (S 3). Die SS 4, 5, 6, 8, 9 und 10 Abſ. 2 
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betreffen Einzelfragen zur Durchführung der Marktordnung (Aufſichtsrecht, Über⸗ 
tragungsbefugnis, Entſchädigungsausſchluß, Straf⸗ und Zwangsmaßnahmen). 

Der weitere Aufbau des Reichsnährſtandes erfolgte durch vier Verord⸗ 
nungen über den vorläufigen Aufbau des Reichsnährſtandes 
vom 8. 12. 1933 (in der Faſſung der Anderungsverordnung vom 26. April 1935 
— RNGBl. 11933 S. 1060, 1935 S. 582 —), 15. 1. 1934 (RGBl. I S. 32), 16. 2. 1934 
(RGBl. 1 S. 100) und 4. 2. 1935 (RGBl. I S. 170), denen eine Verfügung des 
Reichsminiſters für Ernährung und Landwirtſchaft vom 19. 9. 1933 (abgedruckt 
bei Saure, Reichsnährſtandgeſetze, Berlin 1935) über die innere Organi⸗ 
ſation des Reichsnährſtandes vorangegangen war. 

Die 1. BD. enthält die den geſamten Reichsnährſtand betreffenden vers 
faſſungsrechtlichen Beſtimmungen über Rechtsnatur (8 1), die all⸗ 
gemeinen berufsſtändiſchen Aufgaben (88 2, 3), Mitgliederkreis (SS 4, 5), Füh⸗ 
rung und Vertretung (8 10), örtliche Gliederung (8 11), Beitrags: und Kaſſen⸗ 
weſen (88 12—14), Staatsaufſicht ($ 15), Satzung (8 16) und die Weitergeltung 
landesrechtlicher Beſtimmungen (8 17). Hervorzuheben iſt hier die geſetzliche Kenn⸗ 
zeichnung der allgemeinen berufsſtändiſchen Aufgaben des Reichs⸗ 
nährſtandes in $ 2: 


„Der Reichsnährſtand hat die Aufgabe, ſeine Angehörigen in Verantwortung 
für Volk und Reich zu einer lebenskräftigen Stütze für den Aufbau, die 
Erhaltung und die Kräftigung des deutſchen Volkes zuſammenzuſchließen. Er 
hat insbeſondere die Aufgabe, 


das deutſche Bauerntum und die Landwirtſchaft, die landwirtſchaftlichen 
Genoſſenſchaften und den Landhandel ſowie die Be⸗ und Verarbeiter der land⸗ 
wirtſchaftlichen Erzeugniſſe zu fördern, 


die wirtſchaftlichen und geſellſchaftlichen Angelegenheiten zwiſchen ſeinen 
Angehörigen zu regeln, 


zwiſchen den Beſtrebungen der von ihm umſchloſſenen Kräfte einen dem 
Gemeinwohl dienenden Ausgleich herbeizuführen, 


die Behörden bei allen den Reichsnährſtand betreffenden Fragen, insbeſondere 
auch durch Erſtattung von Gutachten und Beſtellung von Sachverſtändigen, zu 
unterſtützen. 


Der Reichsminiſter für Ernährung und Landwirtſchaft kann dem Reichs⸗ 
nährſtand beſondere Aufgaben übertragen.“ 


Zur Erfüllung der ihm durch § 3 der 1. VO. weiter auferlegten beſonderen Ber: 
pflichtung, über die Standesehre ſeiner Angehörigen zu wachen, iſt dem 
Reichsnährſtand in § 5 der 2. VO. die Befugnis zuerkannt, Standesgerichte 
zur Wahrung der Standesehre zu bilden. 

Die 2. VO. regelt die Stellung der nach 8 1 Abſ. 2 RNESIG. und § 4 Ziff. 3 
der 1. VO. zum Reichsnährſtand gehörigen landwirtſchaftlichen Genoſſen⸗ 
ſchaften und deren Zuſammenſchlüſſe in ihren Einzelheiten. 

Die 3. VO. enthält eine nähere Regelung der in $ 1 Abſ. 2 RN StG. und 
§ 4 Ziff. 4 der 1. VO. beſtimmten Zugehörigkeit der Betriebe des Land: 
handels und der Be⸗ und Verarbeitung landwirtſchaftlicher 
Erzeugniſſe zum Reichsnährſtand. Sie findet eine Ergänzung in den drei 
Verordnungen über die Anmeldung der Betriebe des Landhandels 
und der Be⸗ und Verarbeitung landwirtſchaftlicher Erzeugniſſe zum Reichsnährſtand 
vom 6. 7. 1934 (RGBl. I S. 591), 22. 8. 1934 (RGBl. I S. 793) und 13. 9. 1934 
(RGBl. I S. 830). Diele enthalten unter Bezugnahme auf die vom Reichsbauern⸗ 
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führer erlaſſene öffentliche Aufforderung zur Anmeldung der ge: 
nannten Betriebe bei den zuſtändigen Dienſtſtellen des Reichsnährſtandes vom 
25. 6. 1934 (Reichsanzeiger Nr. 154 vom 5. 7. 1934) im weſentlichen Friſt⸗ 
beſtimmungen für die Anmeldung und Str af beſtimmungen für die Nicht⸗ 
anmeldung. 

Die 4. VO. bezieht die zur Durchführung der ernährungswirtſchaftlichen Markt- 
ordnung gebildeten Zuſammenſchlüſſe (vgl. $ 3 R StG.) als körper ⸗ 
ſchaftliche Mitglieder in den Reichsnährſtand ein und unterſtellt ſie deſſen 
Überwachung, Aufſicht und Einflußnahme. Damit iſt die Marktordnung als Ab⸗ 
ſchluß einer etwa eineinhalbjährigen Entwicklung gewiſſermaßen in den Reichs⸗ 
nährſtand eingegliedert. Die entſprechende innere Organiſationsänderung im Ge⸗ 
füge des Reichsnährſtandes enthält die Anordnung des Reichsbauern⸗ 
führers vom 4. Februar 1935 (RN Vbl. S. 70). 


III. Der Mitgliederkreis 


Der Reichsnährſtand umfaßt nach § 4 der 1. VO. in Verbindung mit § 1 der 
4. VO. folgende fünf Gruppen von Mitgliedern: 

a) Die in der Landwirtſchaft tätigen und zu ihr in einer un⸗ 
mittelbaren Beziehung ſtehenden Perſonen. Zu dieſem 
Perſonenkreis gehören alle, die im Deutſchen Reich als Eigentümer, Eigen⸗ 
beſitzer, Eigenberechtigte, Nutznießer, Verpächter oder Pächter bäuerlicher oder 
landwirtſchaftlicher Betriebe oder als Familienangehörige, Arbeiter, An⸗ 
geſtellte oder Beamte in der Landwirtſchaft nicht nur vorübergehend tätig 
find; ferner auch frühere Eigentümer und Nutznießer landwirtſchaftlicher 
Grundſtücke, welche Anſprüche aus einem Grundſtücksüberlaſſungsvertrage 
oder aus einem mit einem ſolchen in Verbindung ſtehenden Altenteilsvertrage 
haben, alſo noch perſönlich in enger Verbindung mit ihrer früheren Scholle 
ſtehen. 

Die Landwirtſchaft im Sinne dieſer Vorſchrift wie überhaupt im 
Sinne der Reichsnährſtandgeſetze umfaßt „die Bodenbewirtſchaftung und die 
mit der Bodenbewirtſchaftung verbundene Tierhaltung zur Gewinnung 
pflanzlicher und tieriſcher Erzeugniſſe, insbeſondere den Ackerbau, die Wieſen⸗ 
und Weidewirtſchaft, die Forſtwirtſchaft, den Gartenbau, den Weinbau, die 
Fiſcherei in den Binnen⸗ und Küſtengewäſſern, die Imkerei und die Jagd“ 
(S 1 Abſ. 2 RNSt GG., § 5 der 1. VO.) 

b) Die landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften einſchließlich ihrer Zu⸗ 
ſammenſchlüſſe, insbeſondere der Reviſionsverbände und Zentral⸗ 
genoſſenſchaften, und ihrer ſonſtigen Einrichtungen. Die genaue Umgrenzung 
der als landwirtſchaftlich anzuſehenden Genoſſenſchaften gibt $ 1 der 2. VO. 
Einſchließlich der 110 Zentralgenoſſenſchaften betrug ihre Zahl am 1. Oktober 
1934 etwa 43 000. In Zweifelsfällen entſcheidet nach $ 1 Abſ. 3 der 2. VO. 
der Reichsminiſter für Ernährung und Landwirtſchaft endgültig über die 
Zugehörigkeit. Durch die weiteren Beſtimmungen der 2. Wo O. iſt die ein⸗ 
heitliche, mit der Arbeit und den Zielen des Reichsnährſtandes über⸗ 
einſtimmende Führung der geſamten Genoſſenſchaften geſichert worden, 
und zwar in folgender Weiſe: 

1. Der Reichsbauernführer oder von ihm beſtellte Vertreter treten an 
die Stelle der leitenden Organe des Reichsverbandes der deutſchen 
landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften Raiffeiſen e. V. ſowie der Reviſions⸗ 
verbände landwirtſchaftlicher Genoſſenſchaften (§ 2); er hat ferner die 
Befugnis, bei den einzelnen Mitgliedgenoſſenſchaften die Einberufung 
einer Generalverſammlung herbeizuführen (S 3). 
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2. Die nach § 5 Abſ. 1 der 2. VO. zu bildenden Standesgerichte können 
nach Maßgabe der noch zu erlaſſenden Satzung des Reichsnährſtandes 
einzelnen Organen der Genoſſenſchaften (Mitgliedern des Vorſtandes 
und des Aufſichtsrates) ſowie leitenden Geſchäftsführern bei groben 
Pflichtverletzungen und Verfehlungen die Fähigkeit aberkennen, Organ 
oder Geſchäftsführer ihrer Genoſſenſchaft zu ſein (§ 5 Abſ. 2 der 2. VO.) 

c) Alle natürlichen und juriſtiſchen Perſonen, die im Deutſchen Reich den 
Landhandel (Groß⸗ und Kleinhandel) oder die Be⸗ und Ver⸗ 
arbeitung landwirtſchaftlicher Erzeugniſſe betreiben. Zu den landwirt⸗ 
ſchaftlichen Erzeugniſſen im Sinne des Geſetzes gehören auch die durch Be⸗, 
Ver⸗ oder Weiterverarbeitung gewonnenen Erzeugniſſe, jedoch nur ſolche, 
die nach der in der Verwaltungspraxis herausgebildeten Abgrenzung zum 
Geſchäftsbereich des Reichsminiſters für Ernährung und Land wirtſchaft 
gehören (8 7 RNStG.). Die 3. VO. teilt die geſamten hier in Betracht 
kommenden Betriebe in zehn wirtſchaftliche Fachgebiete ein und 
ſcheidet für jedes Fachgebiet den Landhandel als Gruppe a) von dem 
Nährſtand handwerk und der Nährſtandinduſtrie, die in jedem Fach⸗ 
gebiet die Gruppe b) bilden ($ 1). Zum Landhandel wird auch das ſoge⸗ 
nannte Reichsnährſtandgewerbe im engeren Sinne gerechnet; dieſes umfaßt 
eine Reihe von Gewerbezweigen, die an ſich nicht zur Landwirtſchaft gehören, 
ſich aber in engſtem Zuſammenhang mit dieſer unabhängig von Induſtrie 
und Handwerk gebildet haben (z. B. Lohndreſcher und Lohnpflüger, gewerb⸗ 
liche Mäſtereien und Melkwirtſchaften, Molkereien uſw.). 

Die in § 1 der 3. VO. aufgeſtellte und durch die Anordnungen des Reichs⸗ 
miniſters für Ernährung und Landwirtſchaft vom 23. 2. 1934 und 25. 6. 1934 
(Deutſcher Reichsanzeiger Nr. 47 und 148) ergänzte genaue Liſte der 
Mitgliedsbetriebe unterſcheidet im einzelnen folgende Fachgebiete: 


1. Wirtſchaft mit Ackerbauerzeugniſſen, 

2. Viehwirtſchaft, 

Brauwirtſchaft, 

Zuckerwirtſchaft, 

Stärke⸗ und Branntweinwirtſchaft, 

Fiſchwirtſchaft, 

Fett⸗ und Milchwirtſchaft, 

Lebens⸗ und Genußmittel, 

Holzwirtſchaft und Wirtſchaft mit Garten-, Forſt⸗ und ähnlichen Ge⸗ 
wächſen, 

10. Lebensmitteleinzelhandel. 

Weitere Anderungen und Ergänzungen der Liſte kann der Reichsminiſter 
für Ernährung und Landwirtſchaft im Einvernehmen mit dem Reichswirt⸗ 
ſchaftsminiſter vornehmen. 

Die a)⸗ und b)⸗Gruppen der einzelnen Fachgebiete erfahren eine ver⸗ 
ſchiedene Behandlung. Für die zu a) gehörigen Gewerbezweige (Landhandel 
und Reichsnährſtandgewerbe im engeren Sinne) gilt der Grundſatz der aus⸗ 
ſchließlichen Zugehörigkeit zum Reichsnährſtand. Anderen Standes- und 
Berufsvertretungen dürfen fie daher nicht mehr angehören (§ 2 der 3. VO.). 
Bei den zu den b)⸗Gruppen gehörigen Betrieben iſt ihrer vielfach engen 
Verbindung zur Induſtrie und zum Handwerk weitgehend Rechnung getragen. 
Sie unterſtehen dem Reichsnährſtand nur inſoweit, als es ſich um die Regelung 
der Erzeugung, des Abſatzes ſowie der Preiſe und Preisſpannen, alſo um die 
Durchführung der Marktordnung handelt. Im übrigen bleibt ihre Zugehörig— 
keit zu den Standes- und Berufsvertretungen der Induſtrie und des Hand— 
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d) 


werks unberührt (S3 Abſ. 1 d. 3. VO.), doch bedarf bei den Bäcker⸗, Schlächter⸗, 
Müller⸗ und Konditoreninnungen ſowie den übergeordneten fachlichen Glie⸗ 
derungen dieſer reichsnährſtandangehörigen Handwerkszweige die Ernennung 
und Abberufung der Führer (Obermeiſter) der Zuſtimmung des Reichsbauern⸗ 
führers ($ 3 Abſ. 3 der 3. VO., § 54 der 1. VO. über den vorläufigen Aufbau 
des deutſchen Handwerks vom 15. 6. 1934, RGBl. I S. 509 f.). Ein Miſch⸗ 
betrieb, d. h. ein Betrieb, der neben dem Landhandel oder der Be⸗ und 
Verarbeitung landwirtſchaftlicher Erzeugniſſe auch einen nährſtandfremden 
Geſchäftszweig betreibt, gehört dann nicht zum Reichsnährſtand, wenn das 
betreffende Reichsnährſtandfach nur in einem für den Geſamtbetrieb unerheb⸗ 
lichen Ausmaße betrieben wird (8 4 Abſ. 1 der 3. VO.). Umgekehrt kommt 
eine ausſchließliche Zugehörigkeit zum Reichsnährſtand in Frage, wenn der 
neben dem Landhandel oder der Be: oder Verarbeitung landwirtſchaftlicher 
Erzeugniſſe betriebene nährſtandfremde Geſchäftszweig nur einen unerheb⸗ 
lichen Teil (etwa 10—20 Prozent) des Geſamtbetriebes ausmacht. Gehen 
ſowohl der reichsnährſtandzugehörige wie der nährſtandfremde Zweig des Be⸗ 
triebes über dieſen Umfang hinaus, tritt mit anderen Worten alſo kein 
Zweig des Geſamtbetriebes als unerheblich zurück, dann greift eine Doppel⸗ 
mitgliedſchaft Platz, d. h.: der Miſchbetrieb gehört ſowohl zum Reichs⸗ 
nährſtand als auch zu den Standes- und Berufsgliederungen (⸗ vertretungen) 
der anderen in ihm betriebenen Wirtſchaftszweige (8 4 Abſ. 2 der 3. WO.) . 
Über die Beitragslaſt dieſer Betriebe vgl. unter VII. 


Die dem Reichsnährſtand angegliederten Verbände, Vereine, 
Vereinigungen und Einrichtungen ſonſtiger Art. Näheres hierzu vgl. unter IV. 


e) Die Zuſammenſchlüſſe, die zur Regelung der Erzeugung, 


1070 


des Abſatzes, der Preiſe und Preisſpannen von land⸗ 
wirtſchaftlichen Erzeugniſſen (Mmarkt⸗ und Preisrege⸗ 
lung) auf Grund des $ 3 RNSts6. (ſ. o. II) — ſei es auch in Verbindung 
mit ſpezialgeſetzlichen Vorſchriften, z. B. auf dem Gebiete der Getreidewirt⸗ 
ſchaft, Milchwirtſchaft, Schlachtviehwirtſchaft, Zuckerwirtſchaft — oder auf 
Grund des Geſetzes über den Zuſammenſchluß von Mühlen vom 15. September 
1933 gebildet ſind oder noch gebildet werden (8 1 der 4. VO.) 

Durch die körperſchaftliche Mitgliedſchaft der Marktordnungsverbände, ⸗ver⸗ 
einigungen uſw. ſind dieſe der unmittelbaren Aufſicht und Ein⸗ 
flußnahme durch den Reichs nährſtand unterſtellt. Sie üben 
jeweils auf ihrem Wirtſchaftsgebiete in Selbſtverwaltung ihre marktordnende 
Tätigkeit aus, für die der Reichsnährſtand als beaufſichtigende, übergeordnete 
Organiſation im ganzen verantwortlich iſt. Die Überwachung und Auſſicht 
durch den Reichsnährſtand hat ſich darauf zu richten, daß (88 2—4 der 4. VO.) 
die Zuſammenſchlüſſe 

bei allen ihren Maßnahmen die Vorſchriften der Geſetze und der Satzung 
befolgen, 

bei dem Ineinandergreifen der verſchiedenen Marktgebiete die Bedürf: 
niſſe der jeweils beteiligten Marktgebiete gebührend berückſichtigen, 

ihre Anordnungen und Maßnahmen mit den allgemeinen vom Reichsnähr⸗ 
ſtand wahrzunehmenden Aufgaben (vgl. oben II und 88 2—3 der 1. BO.) 
in Einklang bringen und 

ſtets den Belangen der Geſamtwirtſchaft und des Gemeinwohls Rechnung 
tragen. 

Der Reichsnährſtand hat die Zuſammenſchlüſſe in dem erforderlichen Um— 
fange bei der Durchführung ihrer Aufgaben zu unterſtützen. Zur Durch— 
führung dieſer Überwachung, Aufſicht und Unterſtützung find dem Reichs- 


n ” 5 \ and im einzelnen folgende Befugniſſe verliehen (88 2—4 der 

4. .): 

1. Er kann Anweiſungen erlaſſen, nach denen die Zuſammenſchlüſſe 
den Geſchäftsverkehr, das Haushalts⸗, Kaſſen⸗ und Rechnungsweſen, 
ferner die Anlegung von Geldern, die Perſonalangelegenheiten ein⸗ 
ſchließlich der Beſoldung der Angeſtellten und Arbeiter ſowie die Ver⸗ 
gütung ihrer Organe zu ordnen haben. 

2. Er kann Einſicht in die Bücher, Schriften und Rechnungen der Zu⸗ 
ſammenſchlüſſe nehmen, ſich Auskunft über alle geſchäftlichen An⸗ 
gelegenheiten erteilen laſſen ſowie Nachprüfungen durch Sach⸗ 
verſtändige vornehmen. 

3. Er kann die Anberaumung von Sitzungen der Organe der Zuſammen⸗ 
ſchlüſſe und die Beſchlußfaſſung über beſtimmte Gegenſtände verlangen 
ſowie zu den Beratungen Vertreter entſenden. 

4. Er kann Mängel, die in der Geſchäftsführung und im Verkehr mit 
dem Reichsnährſtand ſowie in der Zuſammenarbeit der Zuſammenſchlüſſe 
untereinander auftreten, rügen und ihre Abſtellung verlangen. 

5. Er kann ferner Anordnungen und Maßnahmen der Zuſammen⸗ 
ſchlüſſe aufheben oder ihre Durchführung unterſagen, wenn ſie gegen 
Geſetz oder Satzung oder Anordnungen des Reichsminiſters für Ernäh⸗ 
rung und Landwirtſchaft oder Anweiſungen des Reichsnährſtandes ver⸗ 
ſtoßen. 

6. Der Reichsbauernführer als geſetzlicher Vertreter des Reichs⸗ 
nährſtandes gibt den Zuſammenſchlüſſen mit Zuſtimmung des Reichs⸗ 
miniſters für Ernährung und Landwirtſchaft ihre Satzung; die be⸗ 
ſtehenden Satzungen kann er abändern oder neufaſſen. 

7. Die leitenden Organe der Hauptvereinigungen und der für das 
Reichsgebiet beſtehenden Zuſammenſchlüſſe werden von dem Reichs⸗ 
bauernführer mit Zuſtimmung des Reichsminiſters für Ernäh⸗ 
rung und Landwirtſchaft beſtellt und abberufen, diejenigen der 
übrigen Zuſammenſchlüſſe von dem Vorſitzenden ihrer Hauptvereinigung 
mit Zuſtimmung des Reichsbauernführers. Darüber hinaus kann der 
Reichsbauernführer nach ſeinem Ermeſſen Abberufungen und Neubeſtel⸗ 
lungen von Angeſtellten der Zuſammenſchlüſſe vornehmen. 


Die Ausübung der zu 1—5 bezeichneten Befugniſſe des Reichsnährſtandes 
erfolgt in der Regel gegenüber der jeweiligen Hauptvereinigung (Reichs⸗ 
zuſammenſchluß); in dringenden Fällen kann der Reichsnährſtand die Be⸗ 
fugniſſe auch den unterſten Zuſammenſchlüſſen und Verbänden gegenüber 
unmittelbar ausüben ($ 2 Abſ. 5 der 4. VO.). Daß das gegenüber allen 
Zuſammenſchlüſſen beſtehende Aufſichts⸗ und Eingriffsrecht des 
Reichsminiſters für Ernährung und Landwirtſchaft und 
umgekehrt die Verantwortung der Zuſammenſchlüſſe dieſem gegenüber durch 
dieſe Regelung unberührt bleibt (jo ausdrücklich $ 2 Abſ. 6), folgt bereits 
aus der grundlegenden Beſtimmung über die Aufſicht in $ 4 RNStG. ſowie 
daraus, daß der Reichsnährſtand ſelbſt dieſer Aufſicht unterſteht ($ 15 der 
1. VO.) 


Für die Rechtsnatur der Mitgliedſchaft beim Reichsnährſtand iſt kennzeichnend, 
daß es ſich um eine kraft Geſetzes notwendig eintretende Mit⸗ 
gliedſchaft (Zwangsmitgliedſchaft) handelt. Sie entſteht nicht durch frei— 
willigen Beitritt oder durch Anmeldung, ſondern folgt unmittelbar aus dem 
Reichsnährſtandgeſetz und den auf Grund dieſes Geſetzes ergangenen Verordnungen 
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oder Verfügungen Sie kann nicht durch eine Austrittserklärung beendigt werden. 
Die für die Betriebe des Landhandels und der Be⸗ und Verarbeitung vorgeſchrie⸗ 
bene Anmeldung (vgl. oben II a. E.) dient nicht der Mitgliedſchaftsbegründung, 
ſondern lediglich der Erfaſſung dieſer Mitglieder. 


IV. Ablöſung und Unterordnung der früheren Körperſchaften, Verbände und 
| Vereine 


Der Aufbau des Reichsnährſtandes bezweckt die einheitliche Organiſation des 
Geſamtſtandes der deutſchen Landwirtſchaft. Mit dieſem Ziele war ein Fortbeſtehen 
der ſämtlichen bisherigen landwirtſchaftlichen Zuſammenſchlüſſe, Körperſchaften, 
Verbände uſw. neben dem Reichsnährſtand nicht vereinbar. Für die Ablöſung oder 
die Unterordnung dieſer Einrichtungen und Organiſationen und gegebenenfalls für 
die Übernahme ihrer Aufgaben durch den Reichsnährſtand wurden in der 1. VO. 
(88 6—9) vier Rechtsformen geſchaffen: 

die Rechtsnachfolge, 
die Eingliederung, 
die Auflöſung und 
die Angliederung. 


Gemäß $ 6 der 1. VO. iſt der Reichsnährſtand Rechtsnachfolger des 
Deutſchen Landwirtſchaftsrats, einer im Jahre 1872 gegründeten, 
auf freiwilligem Beitritt beruhenden Vereinigung aller landwirtſchaftlichen Ver⸗ 
tretungen der deutſchen Länder, der Preußiſchen Hauptlandwirt⸗ 
ſchaftskammer, die einen Zuſammenſchluß aller preußiſchen Landwirtſchafts⸗ 
kammern bildete, und aller Landwirtſchafts⸗ und Bauernkammern, 
d. h. der öffentlich⸗rechtlichen landwirtſchaftlichen Berufs vertretungen. Dieſe Körper: 
ſchaften verloren alſo unmittelbar durch das Geſetz ihre eigene Rechtsperſönlichkeit. 
Ihre geſamten Rechtsbeziehungen (Vermögensrechte, Beamten⸗ und Angeſtellten⸗ 
verhältniſſe uſw.) gingen auf den Reichsnährſtand kraft Geſetzes über. Die bisher 
für dieſe Organiſationen geltenden landesrechtlichen Beſtimmungen traten außer 
Kraft, ſoweit ſie mit den neuen reichsgeſetzlichen Vorſchriften in Widerſpruch ſtan⸗ 
den. So iſt z. B. das ſtaatliche Aufſichtsrecht des preußiſchen Landwirtſchafts⸗ 
miniſters über die preußiſchen Landwirtſchaftskammern ohne weiteres erſetzt durch 
das Aufſichtsrecht des Reichsminiſters für Ernährung und Landwirtſchaft über den 
geſamten Reichsnährſtand (§ 15 der 1. VO.). Soweit dagegen die landesrechtlichen 
Beſtimmungen mit den reichsrechtlichen Vorſchriften über den Aufbau des Reichs⸗ 
nährſtandes vereinbar ſind, ſollen ſie bis zu einer weiteren Regelung Geltung 
behalten ($ 17 der 1. VO.) . Das gilt z. B. für die beamten rechtlichen Vor⸗ 
ſchriften des Landesrechts (das Dienſtſtrafrecht für die früheren Kammerbeamten 
richtet ſich jedoch nach der Verordnung über das Dienſtſtrafrecht für die Beamten 
des Reichsnährſtandes vom 8. 6. 1935, RGBl. 1 S. 747). Die wichtigſten hier in 
Betracht kommenden Landesgeſetze ſind aufgeführt bei Saure, Reichsnährſtand⸗ 
geſetze, Berlin 1935, Anm. 2 zu § 17 der 1. VO. 

Die übrigen landwirtſchaftlichen Organiſationen wurden durch das Geſetz, d. h. 
durch die 1. VO., nicht unmittelbar in ihrem rechtlichen Beſtand betroffen. 
Vielmehr wurde dem Reichsbauernführer die Befugnis zur Eingliederung, 
Auflöſung oder Angliederung aller Vereine, Vereinigungen und Ver⸗ 
bände erteilt, welche die wirtſchaftspolitiſche, fachliche oder geiſtige Förderung ſowie 
die Wahrung der Belange der Landwirtſchaft oder der in 8 4 Nr. 1 der 1. VO. 
genannten Angehörigen des Reichsnährſtandes (ſ. oben III a) zum Zweck haben 
(SS 7-9 der 1.VO.). Die gleiche Befugnis iſt dem Reichsbauernführer durch 85 
der 3. VO. gegenüber ſolchen Vereinigungen und Verbänden verliehen, die die 
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wirtſchaftspolitiſche Förderung ſowie die Wahrung der Belange der Geſchäftszweige 
des Landhandels (der a⸗Gruppen, |. oben III c) oder der entſprechenden Reichs⸗ 
nährſtandangehörigen zum Ziele haben. 

Die Anordnung der Eingliederung durch den Reichsbauernführer hat zur 
Folge die Auflöſung der eingegliederten Vereinigungen unter Übergang des Ver⸗ 
mögens auf den Reichsnährſtand, deſſen Schuldenhaftung jedoch auf das Sonder⸗ 
vermögen beſchränkt bleibt ($ 7 Abſ. 3 der 1. VO. in der Faſſung der Ande⸗ 
rungs⸗VO. vom 26. 4. 1935 — RGBl. I S. 582). Im Wege der Eingliederung 
ſind im Reichsnährſtand unter zahlreichen anderen aufgegangen: der Reichsland⸗ 
bund e. V., die nationalſozialiſtiſchen Bauernſchaften, der Reichsverband der deut⸗ 
ſchen land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Arbeitgebervereinigungen e. V., der Verein zur 
Förderung des ländlichen Abſatzweſens, der Ring nationalſozialiſtiſcher Bauern⸗ 
hochſchulen e. V., die Deutſche Landwirtſchaftsgeſellſchaft (DLG.) u. a. 

Die bloße Verfügung der Auflöſung durch den Reichsbauernführer erſetzt 
lediglich die ſonſt zu einer Auflöſung erforderlichen Rechtsakte (Beſchlüſſe uſw.) 
und führt zur Liquidation nach den allgemein geſetzlichen Beſtimmungen ($ 8 der 
1. VO.). Beſondere RNechtsbeziehungen zum Reichsnährſtand werden dadurch nicht 
begründet. In dieſer Weiſe ſind z. B. aufgelöſt worden: die Vereinigung der deut⸗ 
ſchen chriſtlichen Bauernvereine e. V., der Reichsgrundbeſitzerverband e. V., der 
Reichsausſchuß der deutſchen Landwirtſchaft (geſchäftsführende Organiſation: Deut⸗ 
ſcher Landwirtſchaftsrat), der Domänenpächterverband e. V. u. a. 

Die Angliederung an den Reichsnährſtand hat im Gegenſatz zur Rechts⸗ 
nachfolge, Eingliederung und Auflöſung nicht den Verluſt der eigenen Rechts⸗ 
perſönlichkeit der angegliederten Einrichtungen zur Folge. Dieſe bleiben vielmehr 
als ſelbſtändige Vereinigungen, Verbände uſw. beſtehen und werden als ſolche 
korporative Mitglieder des Reichsnährſtandes. Zur Sicherung einer den Zielen des 
Reichsnährſtandes entſprechenden Führung und Tätigkeit dieſer Vereinigungen 
iſt dem Reichsbauernführer eine beſondere Einflußnahme auf die Beſtellung und 
Abberufung der leitenden Organe eingeräumt (8 9 der 1. VO.) . Die angegliederten 
Einrichtungen bilden die oben unter IIId angeführte vierte Mitgliedergruppe. Zu 
ihr gehören u. a. die Reichsſtelle für Siedlerberatung, die Arbeitsgemeinſchaft 
der Landlieferungsverbände, der Reichsverband der Landkrankenkaſſen e. V., der 
Deutſche Seefiſchereiverein, der Maidenbund Hannover uſw. 

Die in dieſen vier Rechtsformen bereits erfolgte weitgehende Ablöſung des viel⸗ 
geſtaltigen früheren landwirtſchaftlichen Verbandsweſens hat zur Beſeitigung 
zahlloſer überflüſſigen Rechtsgebilde und Organiſationen geführt, die zwiſchen dem 
Reichsnährſtand und den zu ihm gehörenden Menſchen ſtanden und deren Fort⸗ 
beſtand nur zu einer unfruchtbaren Doppelarbeit geführt hätte. Ihre Aufgaben 
find vom Reichsnährſtand übernommen worden und werden hier unter einheit⸗ 
licher Führung und mit Ausrichtung auf das Geſamtwohl weitergeführt. 


V. Die Rechtsnatur 


Der Reichsnährſtand iſt eine Selbſtverwaltungskörperſchaft des öffentlichen Rechts 
(8 1 Abſ. 2 der 1. VO.) . Sein vorläufiger Sitz iſt Berlin, ſein künftiger Sitz wird 
Goslar ſein. Seine inneren Verhältniſſe werden durch eine Satzung geregelt, die 
der Reichsbauernführer mit Genehmigung des Reichsminiſters für Ernährung und 
Landwirtſchaft erläßt (8 16 der 1. VO.). 

Als Körperſchaft iſt der Reichsnährſtand juriſtiſche Perſon, alſo ſelbſtändiger 
Träger von Rechten und Pflichten. Er erfüllt ſeine Aufgaben in Sel bſtverwal⸗ 
tung, d. h. durch eigene Organe, nicht durch Staatsſtellen. Der Staat hat lediglich 
ein Aufſichtsrecht, das vom Reichsminiſter für Ernährung und Landwirtſchaft aus: 
geübt wird ($ 15 der 1. VO .). 
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Wegen ſeiner Bedeutung für die Volksgeſamtheit und damit für den Staat hat 
der Reichsnährſtand gegenüber ſeinen Mitgliedern und unter Umſtänden auch 
gegenüber Nichtmitgliedern (vgl. 88 6, 7 der 3. VO.) Rechte und Befugniſſe, die 
ein rechtliches Uberordnungs verhältnis von der Art des Verhältniſſes 
zwiſchen Staat und Staatsbürger erkennen laſſen. Der Reichsnährſtand iſt daher 
eine öffentlich⸗ rechtliche Körperſchaft. Die rechtliche Überordnung kommt zum 
Ausdruck in der geſetzlichen, auch gegen den Willen des einzelnen eintretenden 
Mitgliedſchaft, in der Einrichtung der Standesgerichte ($ 5 Abſ. 1 der 2. VO.), in 
der Befugnis, auch für Nichtmitglieder geltende Marktregelungsanordnungen zu 
treffen (8 6 der 3. VO.), in der obrigkeitlichen Feſtſetzung der Beiträge, die durch 
den Erlaß von Beitragsordnungen ſeitens des Reichsbauernführers erfolgt (8 12 
Abſ. 1 der 1. VO.), wie in der Einziehung der Beiträge und Ordnungsſtrafen durch 
die Finanzämter auf Erſuchen der Stellen des Reichsnährſtandes (8 12 Abſ. 5 der 
1. VO. in der Faſſung der VO. v. 26. 4. 1935 — RGBl. I S. 582 —, VO. v. 21. 7. 
1934 — RGBl. I S. 720 — über die Beitreibung von Ordnungsſtrafen des Reichs⸗ 
nährſtandes). Nach § 15 der 1. VO. hat der Reichsminiſter für Ernährung und 
Landwirtſchaft darüber zu wachen, daß der Reichsnährſtand ſeinen Aufgaben nach⸗ 
kommt und daß ſeine Organe ſich innerhalb der geſetzlichen Schranken halten. Darin 
liegt eine ſogenannte poſitive Staatsaufſicht, die für die öffentlich⸗recht⸗ 
lichen Körperſchaften kennzeichnend iſt. In der Durchführung dieſer Staatsauſſicht 
wird der Reichsminiſter für Ernährung und Landwirtſchaft durch die preußiſchen 
Dberpräfidenten und die Reichsſtatthalter unterſtützt, die gemäß der 2. VO. über den 
Neuaufbau des Reichs (vom 27. 11. 1934, RGBl. I S. 1190) und gemäß dem Reichs⸗ 
ſtatthaltergeſetz (vom 30. 1. 1935, RGBl. I S. 65) ſtändige Vertreter der Reichs⸗ 
regierung find. In dieſer Eigenſchaft find fie befugt, ſich u. a. von den Dienſt⸗ 
ſtellen der unter Aufſicht des Reichs ſtehenden öffentlich⸗rechtlichen Körperſchaften 
innerhalb ihres Amtsbezirks (alſo auch von den Dienſtſtellen des Reichsnähr⸗ 
ſtandes) unterrichten zu laſſen; ſie können dieſe Dienſtſtellen auf die maßgeblichen 
Geſichtspunkte und die danach erforderlichen Maßnahmen aufmerkſam machen ſowie 
bei Gefahr im Verzuge einſtweilige Anordnungen treffen. Bei der Durchführung 
dieſer Aufſicht ſind ſie, ſoweit der Reichsnährſtand in Betracht kommt, unmittelbar 
an die Weiſungen des Reichsminiſters für Ernährung und Landwirtſchaft gebunden. 
— Als Rechtsnachfolger der früheren öffentlich⸗rechtlichen Berufsvertretungen der 
Landwirtſchaft iſt der Reichsnährſtand Dienſtherr zahlreicher Beamten. Auch 
hier zeigt ſich eindeutig die Rechtsnatur als öffentlich⸗rechtliche Körperſchaft. Eine 
beſondere geſetzliche Regelung des Beamtendienſtverhältniſſes im Reichsnährſtand 
ſteht noch aus, iſt jedoch in Vorbereitung. Bis zu dieſer Regelung gelten für die 
übernommenen Beamten im Reichsnährſtand die bisherigen landesrechtlichen Vor⸗ 
ſchriften. Nach der Verordnung über das Dienſtſtrafrecht für die Beamten des 
Reichsnährſtandes vom 8. Juni 1935 — RGBl. I S. 747 — findet auf fie jedoch 
das allgemeine Dienſtſtrafrecht der Reichs beamten einſchließlich der Vorſchriften 
über die vorläufige Dienſtenthebung ſinngemäß Anwendung ($ 1); die im Reichs⸗ 
beamtengeſetz der oberſten Reichsbehörde vorbehaltenen Befugniſſe nimmt inſoweit 
der Reichsbauernführer wahr, der auch die Dienſtvorgeſetzten im Sinne dieſes 
Geſetzes beſtimmt und ferner Beamte des Reichsnährſtandes mit den Aufgaben des 
Unterſuchungsführers und des Beamten der Staatsanwaltſchaft ($ 85 des Reichs- 
beamtengeſetzes) betrauen kann. 

Der Reichsnährſtand iſt eine rechtliche Einheit, die ſich über das ganze Reichs⸗ 
gebiet erſtreckt, alſo nur eine Rechtsperſon. Rechtsfähig iſt demnach nur der 
Reichsnährſtand als ſolcher. Alle fachlichen und örtlichen Untergliederungen beſitzen 
keine Rechtsperſönlichkeit, können alſo keine eigenen Rechte z. B. Grundeigentum. 
haben, ſondern ſind nur Verwaltungsſtellen. 
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Der Reichsnährſtand hat ein einheitliches „Verkündungsblatt des Reichsnähr⸗ 
ſtandes“ geſchaffen. In dieſem werden (Verordnung vom 19. 12. 1934, RGBl. I 
S. 1272) insbeſondere auch alle Anordnungen und Feſtſetzungen zur Regelung der 
Erzeugung, des Abſatzes ſowie der Preiſe und Preisſpannen von landwirtſchaft⸗ 
lichen Erzeugniſſen bekanntgemacht, die der Reichsnährſtand oder eine ſeiner 
Gruppen auf Grund einer nach $ 2 RN StG. erteilten Ermächtigung oder die ein 
nach 8S 3 RN StG. (auch in Verbindung mit anderen Vorſchriften) gebildeter Zu⸗ 
ſammenſchluß erläßt; zu ihrer Rechtswirkſamkeit bedürfen ſie dieſer Form der Ver⸗ 
kündung. Soweit Anordnungen und Feſtſetzungen nicht für das ganze Reichsgebiet 
Geltung haben, können ſie ſtatt deſſen in dem für das betroffene Gebiet örtlich 
maßgebenden Verkündungsblatt der Landesbauernſchaft verkündet werden. 


VI. Gliederung, Führung und Vertretungsmacht 


Der Reichsnährſtand als Geſamtheit iſt örtlich, gebietsmäßig gegliedert. 
Der Verwaltungskörper des Reichsnährſtandes hat neben der örtlichen 
auch eine fachliche Gliederung, die für den Aufbau und die Tätigkeit des Reichs⸗ 
nährſtandes von maßgebender Bedeutung iſt. 

Die gebietsmäßige Gliederung des Geſamtſtandes iſt in 20° Landesbauern⸗ 
ſchaften, rund 500 Kreisbauernſchaften und deren Untergliederungen, den Orts⸗ 
bauernſchaften, erfolgt. Zur Zeit ſind ferner in mehreren Fällen eine Reihe von 
Ortsbauernſchaften noch zu einer Bezirksbauernſchaft zuſammengefaßt. 

Führer des Reichsnährſtandes iſt der Reichs bauernführer, der ſeine 
Befugniſſe auf nachgeordnete Stellen übertragen kann. Sein ſtändiger Stellver⸗ 
treter iſt der Reichsobmann. In der Reichsſpitze unterſtehen dem Reichs⸗ 
bauernführer das Stabsamt und das Verwaltungs amt. 

Das Stabsamt, an deſſen Spitze der Stabsamtsführer ſteht, iſt in ſieben 
Hauptabteilungen A—G gegliedert und hat die Aufgabe, den Reichsbauernführer 
in der Führung des geſamten Standes zu unterſtützen. 

Das Verwaltungsamt unter dem Verwaltungsamtsführer hat die 
geſamten laufenden, dem Reichsnährſtand übertragenen allgemeinen und beſon⸗ 
deren Aufgaben zu betreuen. 

Neben dem Stabsamt und dem Verwaltungsamt beſtehen als geſamtſtändiſche 
Einrichtungen für das ganze Reichsgebiet noch der Reichs bauernrat als 
beſonderer Beirat des Reichsbauernführers, das Reichsbauernthing und 
der Reichsbauerntag. 

An der Spitze der Landesbauernſchaft ſteht der dem Reichsbauernführer ver⸗ 
antwortliche Landesbauernführer. Sein Stellvertreter iſt der Landes⸗ 
o bmann, dem ein dem Verwaltungsamt in der Reichsſpitze entſprechendes Ver⸗ 
waltungsamt unterſteht. Auch in den Landesbauernſchaften gibt es einen Landes⸗ 
bauernrat, ein Landesbauernthing und einen Landesbauerntag. 

Führer der Kreisbauernſchaft iſt der Kreis bauernführer, dem der 
Kreisobmann mit dem Verwaltungsamt der Kreisbauernſchaft 
untergeordnet iſt. 

Die Ortsbauernſchaften werden von dem Ortsbauernführer geführt, Bezirks: 
bauernſchaften von einem Bezirksbauernführer. 

Als beſondere Aufgabe des Reichsbauernführers, der Landesbauernführer und 
Kreisbauernführer neben den allgemeinen Nährſtandsaufgaben iſt ihre vielfache 
Mitwirkung bei der Durchführung des Reichserbhofgeſetzes und bei 
der Neubildung deutſchen Bauerntums (Siedlung) hervorzuheben. 


2 Seit der Bildung der Landesbauernſchaft Pfalz-Saar, vorher 19. 
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Die oben bereits angedeutete fachliche Gliederung ift innerhalb des 
Verwaltungskörpers des Reichsnährſtandes in den Verwaltungsämtern 
durchgeführt, und zwar gleichartig im Verwaltungsamt der Reichsſpitze unter dem 
Verwaltungsamtsführer, in den Verwaltungsämtern der Landesbauernſchaften 
unter den Landesobleuten und — mit einer unweſentlichen Abweichung — in den 
Verwaltungsämtern der Kreisbauernſchaften unter den Kreisobleuten. 

Sämtliche Verwaltungsämter haben je drei Hauptabteilungen (I-III), zu denen 
in den Verwaltungsämtern des Reichsbauernführers und der Landesbauernführer 
als beſondere Hauptabteilung für allgemeine Verwaltungsſachen (insbeſondere 
Vermögens⸗, Finanz⸗ und Perſonalangelegenheiten) noch die Reichsverwaltungs⸗ 
hauptabteilung bzw. die Landesverwaltungshauptabteilungen treten. 

Die Hauptabteilung I (das ſind die Reichs hauptabteilung I und die Haupt⸗ 
abteilungen I bei den Landes⸗ und Kreisbauernſchaften) hat den Bauer als 
Menſchen zu betreuen. Sie widmet ſich allen Aufgaben, die der menſchlichen, 
wirtſchafts⸗ und ſozialpolitiſchen, geiſtigen und ſeeliſchen Förderung der in der 
Landwirtſchaft tätigen Perſonen dienen, und führt damit im weſentlichen unter 
neuer einheitlicher Zielſetzung die Arbeit der bisherigen freien Verbände und 
Vereine der Landwirtſchaft fort. 

Die Arbeit der Hauptabteilung II gilt dem Hof, d. h. den betrieblichen und 
fachlichen Fragen der Landwirtſchaft. Sie ſtellt im weſentlichen eine Fortſetzung 
der Arbeiten der früheren öffentlich⸗rechtlichen Berufsvertretungen dar, deren 
Tätigkeit allerdings nicht ſo ſcharf abgegrenzt war. 

Die früheren Hauptabteilungen III und IV waren zunächſt nicht nach beſtimmten 
allgemeinen Aufgaben des Geſamtſtandes, ſondern für beſtimmte Mitgliedergruppen 
gebildet, und zwar die Hauptabteilung III für die Genoſſenſchaften, die Haupt⸗ 
abteilung IV für den Landhandel und die Be⸗ und Verarbeiter landwirtſchaft⸗ 
licher Erzeugniſſe. Im Gefolge der Einbeziehung der Marktordnung in den Reichs⸗ 
nährſtand durch die 4. VO. vom 4. 2. 1935 wurden ſie dann auf Grund einer 
Anordnung des Reichsbauernführers vom 4. 2. 1935 (RN WVBl. S. 70) zu einer 
einheitlichen Hauptabteilung III („Der Markt“) zuſammengelegt. Im Verwaltungs⸗ 
amt des Reichsbauernführers und in den Verwaltungsämtern der Landesbauern⸗ 
ſchaften (nicht der Kreisbauernſchaften) gliedert ſich dieſe neue Hauptabteilung III 
in die beiden Oberabteilungen A und B. In der Oberabteilung A (Marktordnung) 
wird das geſamte Gebiet der Marktordnung bearbeitet. In der Oberabteilung A 
des Verwaltungsamts des Reichsbauernführers ſind u. a. die einzelnen Hauptver⸗ 
einigungen zuſammengefaßt; ferner gehören ihr die auf einzelnen Gebieten (z. B. 
für den Abſatz von Weinbauerzeugniſſen, von Wolle uſw.) beſtellten Reichsbeauf⸗ 
tragten des Reichsnährſtandes an. Entſprechend gehören zu der Oberabteilung A 
bei den Landesbauernſchaften die Gebietsverbände ſowie die Gebietsbeauftragten 
des Reichsnährſtandes. In der Oberabteilung B (Marktförderung) werden ſowohl 
in der Reichsſpitze als auch bei den Landesbauernſchaften das Reviſionsweſen 
(Marktreviſion und genoſſenſchaftliche Reviſion), die Kredit⸗ und Verſicherungs⸗ 
fragen ſowie die allgemeinen Fragen des Genoſſenſchaftsweſens und des Land— 
handels behandelt. 

Alleiniger geſetzlicher Vertreter des Reichsnährſtandes iſt der Reichs⸗ 
bauernführer, der vom Führer und Reichskanzler ernannt wird (§ 10 der 1. VO.) 
Er kann ſeine Vertretungsbefugnis mit der Ermächtigung zur Weiterübertragung 
auf nachgeordnete Stellen übertragen. Die Befugnis zur Vertretung wird nach— 
gewieſen durch ein Zeugnis des Reichsbauernführers, das mit dem Abdruck des 
Dienſtſiegels verſehen iſt (§ 10 Abſ. 3 und 4 der 1. VO.). Bei der großen Fülle der 
Aufgaben hat der Reichsbauernführer von der Übertragbarkeit der geſetzlichen 
Vertretungsbefugnis weitgehend Gebrauch gemacht. Unbeſchränkte Vertretungs— 
befugnis haben im Falle der Verhinderung des Reichsbauernführers der Reichs: 
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obmann und weiter mit beſtimmten Maßgaben der Stabsamtsführer bzw. der 
Verwaltungsamtsführer. Die Landesbauernführer ſind vertretungsbefugt für den 
geſamten Geſchäftsbereich, die Landesobleute in den laufenden Verwaltungs⸗ 
angelegenheiten ihrer Landesbauernſchaften. | 

Der Erwerb und die Veräußerung von Grundſtücken bedürfen in jedem Falle 
der Genehmigung des Reichsobmannes. 

Die Ernennung und Abſetzung der grundſätzlich ehrenamtlich täti- 
gen Bauernführer vom Kreisbauernführer an aufwärts, die Anſtellung, 
Verſetzung und Entlaſſung von Beamten und Angeſtellten des Reichsnährſtandes 
leinſchließlich Sachbearbeitern) hat der Reichsbauernführer ſeiner perſönlichen Ent⸗ 
ſcheidung vorbehalten. 


VII. Haushalts-, Beitrags⸗, Kaſſen⸗ und Rechnungsweſen 


Die zur Durchführung ſeiner umfaſſenden Aufgaben erforderlichen Mittel fließen 
dem Reichsnährſtand im weſentlichen aus Beiträgen ſeiner Mitglieder (8 12 
der 1. VO. in der Faſſung der VO. v. 26. 4. 1935 — RGBl. I S. 582 —), aus Ge: 
bühren für die Benutzung ſeiner Einrichtungen und Veranſtaltungen ($ 13 der 
1. VO.) und aus ſtaatlichen Beihilfen zu, ſoweit ſolche noch erforderlich 
ſind. Für die Erhebung der Beiträge, die wie öffentliche Abgaben von den Finanz⸗ 
ämtern eingezogen und ohne Abzug an den Reichsnährſtand abgeführt werden 
($ 12 Abſ. 5 der 1. VO. in der Faſſung der VO. v. 26. 4. 1935 — RGBl. I S. 582 —), 
erläßt der Reichsbauernführer Beitragsord nungen, die der Zuſtimmung 
des Reichsminiſters für Ernährung und Landwirtſchaft und in Anſehung der Höhe 
der Beiträge auch des Reichsminiſters der Finanzen bedürfen. Von den drei erſten, 
mit Rückwirkung vom 1. April 1934 für das Rechnungsjahr 1934 erlaſſenen Bei⸗ 
tragsordnungen betrifft die er ſte (vom 13. September 1934 — Reichsanzeiger 
Nr. 216 vom 15. September 1934 — nebſt Nachtrag vom 18. Dezember 1934 —, 
Reichsanzeiger Nr. 4 vom 5. Januar 1935 —) die Beitragspflicht der Eigen ⸗ 
tümer bäuerlicher oder landwirtſchaftlicher Betriebe ſowie landwirtſchaftlich 
genutzter Grundſtücke und der Inhaber von Betrieben der Fiſcherei in Binnen⸗ 
und Küſtengewäſſern, die zweite (vom 21. Juli 1934 — Reichsanzeiger Nr. 216 
vom 15. September 1934 —) die Beitragspflicht der landwirtſchaftlichen Ge⸗ 
noſſenſchaften einſchließlich ihrer Zuſammenſchlüſſe und ſonſtigen Einrich⸗ 
tungen und die dritte (vom 20. Dezember 1934 — Reichsanzeiger Nr. 299 vom 
22. Dezember 1934 —) die Beitragspflicht aller natürlichen und juriſtiſchen Per⸗ 
ſonen, die im Deutſchen Reich den Landhandel oder die Be- oder Ver⸗ 
arbeitung landwirtſchaftlicher Erzeugniſſe betreiben (vgl. oben IIIc). — 
Beitragsmaßſt ab iſt für Eigentümer bäuerlicher oder landwirtſchaftlicher 
Betriebe ſowie ſonſtiger landwirtſchaftlich genutzter Grundſtücke der Einheitswert, 
für Fiſchereibetriebe die Zahl der im Vorjahre beſchäftigten Arbeitskräfte und für 
die Genoſſenſchaften die Höhe der Jahresbeiträge, die zuletzt an einen Reviſions⸗ 
verband oder an den Reichsverband gezahlt worden ſind oder im Falle der Mit⸗ 
gliedſchaft zu einem dieſer Verbände hätten gezahlt werden müſſen. Der Beitrags⸗ 
maßſtab für den Landhandel und die Be- und Verarbeitungsbetriebe iſt nicht ein⸗ 
heitlich, ſondern knüpft an das feſtgeſetzte Kontingent, an den Umſatz oder die 
Tagesleiſtung, an den Mitgliedsbeitrag zu bisherigen Verbänden, an Handwerks— 
und Handelskammer⸗Beiträge uſw. an. 

Für die Beiträge der Be- und Verarbeitungsbetriebe, die in der Regel auch zu 
anderen Berufsvertretungen und Verbänden gehören, iſt in $ 3 Abſ. 2 der 
3. VO. beſtimmt, daß eine Doppelzugehörigkeit nicht zu einer vermehrten Be: 
laſtung dieſer Betriebe führen darf und daß der Reichsnährſtand und die in Be— 
tracht kommenden anderen Organiſationen derartige Betriebe mit zweifacher Bei— 
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tragspflicht demgemäß nur in einem entſprechend gemindertem Maß heranziehen 
dürfen. Das gleiche gilt für Miſchbetriebe, die ſowohl zum Reichsnährſtand als auch 
zu andern Standes⸗ oder Berufsvertretungen gehören (§ 4 der 3. VO.; vgl. oben 
IIIc a. E.). Die Feſtſetzung der vom Reichsnährſtand in dieſen Fällen zu erhebenden 
Beiträge erfordert daher eine vorherige Verſtändigung mit den beteiligten anderen 
Berufsorganiſationen. 

Der Reichsnährſtand hat jährlich einen Haushaltsplan aufzuſtellen, der 
vom Reichsbauernführer verabſchiedet wird ($ 14 der 1. VO.). Der Plan bedarf 
der Genehmigung des Reichsminiſters für Ernährung und Landwirtſchaft und 
des Reichsminiſters der Finanzen (8 14 Abſ. 1 der 1. VO., §8 2, 4 und 6 Abſchnitt I 
des Geſetzes zur Erhaltung und Hebung der Kaufkraft vom 24. 3. 1934 — Reichs⸗ 
geſetzbl. I. S. 235 —). Die nähere Regelung des Haushalts-, Kaſſen⸗ und Rech⸗ 
nungsweſens erfolgt durch die vom Reichsbauernführer zu erlaſſende Haus ⸗ 
haltsordnung ($ 14 Abſ. 2 der 1. VO.) . 


VIII. Grundzüge, insbeſondere Rechtsformen der Marktordnung 


Auf der Grundlage der 88 2, 3 RNELG. iſt als Recht der Marktordnung für 
den Bereich der Ernährungswirtſchaft ein umfaſſendes neues Wirtſchaftsrecht ent⸗ 
ſtanden. Dieſem neuen Recht liegt der wirtſchafts⸗ und rechtspolitiſche Gedanke 
zugrunde, daß das Zeitalter einer automatiſchen Ordnung der Wirtſchaft durch 
die ungezügelte Antriebskraft eines eigenſüchtigen Gewinnſtrebens zu Ende iſt, 
und daß der Staat den Wirtſchaftskräften neue Rechtsgrundlagen zu 
einer geordneten, durch Erkenntnis und Wille geleiteten Bedarfsdeckungswirtſchaft 
ſchaffen muß. Da eine ſolche Leitung der Wirtſchaft nach nationalſozialiſtiſcher Auf⸗ 
faſſung durch die Wirtſchaftskräfte ſelbſt, alſo in Selbſtverwaltung, und nicht durch 
Staatsſtellen erfolgen ſoll, muß der Staat durch neue Rechtsformen handlungs⸗ 
fähige wirtſchaftliche Zuſammenſchlüſſe ſchaffen und ihnen die erforderlichen Be⸗ 
fugniſſe verleihen. Das umfaſſendſte handlungsfähige Wirtſchaftsgebilde für den 
Bereich der Ernährungswirtſchaft iſt der Reichsnährſtand ſelbſt, der gemäß $ 2 
RNStG. vom Reichsminiſter für Ernährung und Landwirtſchaft zu Marktrege⸗ 
lungsmaßnahmen ermächtigt werden kann. Die praktiſche Durchführung der Markt⸗ 
regelung liegt in der Hauptſache bei den gemäß $ 3 RN StG. gebildeten und dem 
Reichsnährſtand unterſtehenden Zuſammenſchlüſſen für einzelne Erzeugniſſe oder 
Erzeugnisgruppen (Getreide, Milch und Milcherzugniſſe, Vieh und Fleiſch, Garten⸗ 
bauerzeugniſſe, Eier, Zucker und Süßwaren, Kartoffeln, brauwirtſchaftliche Erzeug⸗ 
niſſe uſw.). Vgl. auch oben IIIe. 

Die wichtigſte Form der auf dieſer Grundlage geſchaffenen Zuſammenſchlüſſe 
iſt der Zuſammenſchluß in Wirtſchaftlichen Vereinigungen oder 
Wirtſchaftsverbänden, die für alle an der Erzeugung, Verarbeitung 
und Weiterleitung einer Erzeugnisart beteiligten Kreiſe gebildet werden. Ein 
beſtimmtes Erzeugnis wird damit nicht nur auf einer Wirtſchaftsſtufe erfaßt, 
ſondern alle artgleichen, d. h. auf einem Urſprungszeugnis aufgebauten 
Wirtſchaftsſtufen bilden den Marktverband. Nach dieſem umfaſſenden 
Grundprinzip ſind u. a. die Getreidewirtſchaft, die Zuckerwirtſchaft, die Gartenbau⸗ 
wirtſchaft, die Fiſchwirtſchaft, die Kartoffelwirtſchaft und die Brauwirtſchaft auf⸗ 
gebaut. Zur Kennzeichnung der Entſtehung und Geſtaltung dieſer neuen Wirt⸗ 
ſchaftsrechtsformen iſt folgendes hervorzuheben: Der Staat führt durch geſetzliche 
Anordnung den Zuſammenſchluß aller beteiligten Wirtſchaftskreiſe herbei, be— 
ſtimmt durch Geſetz oder durch ermächtigte Stellen mit Geſetzeskraft durch den 
Erlaß von Satzungen die Gliederung, Verfaſſung und Rechte der Zuſammen⸗ 
ſchlüſſe, regelt allgemeine Fragen, wie Staatsaufſicht, Beitreibung von Gebühren, 
Beiträgen und Ordnungsſtrafen, Rechtsmittel (Schiedsgerichtsbarkeit) und gibt 
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auch, ſoweit erforderlich, einzelne Marktordnungsbeſtimmungen, wie z. B. über die 
Errichtung neuer Unternehmungen. Der Zuſammenſchluß erfolgt in Gebiets⸗ 
verbänden, Wirtſchaftlichen Vereinigungen oder Wirt⸗ 
ſchaftsverbänden, die ihrerſeits zu einer übergeordneten Hauptver⸗ 
einigung für das ganze Reichsgebiet zuſammengeſchloſſen ſind. Die für die 
Hauptvereinigung und die Gebietsverbände erlaſſenen Satzungen beſtimmen neben 
der inneren Organiſation (Vorſitzender, Verwaltungsrat, Vertreterverſammlung 
und deren Befugniſſe) im einzelnen die Aufgaben der Verbände und deren Rechte, 
die als Mittel zu einer wirkſamen Marktregelung erforderlich ſind (Anordnungen 
über Erzeugung, Ablieferung, Verteilung, Vorratsbildung, Abſatzwege, Preiſe 
und Preisſpannen, Entſchädigung, Zwangsmittel u. a.). 


Neben dieſer wichtigſten Rechtsform der artgleichen mehrſtufigen Zuſam⸗ 
menſchlüſſe ſind als marktordnende Einrichtungen zu erwähnen: Wirtſchaftliche 
Vereinigungen für einzelne Erzeugnisarten nur einer bzw. einzelner Wirt⸗ 
ſchaftsſtufen (3. B. für die Süßwarenwirtſchaft), ferner Markt beauftragte 
des Reichsnährſtandes, das ſind Stellen, die der Reichsminiſter für Ernährung 
und Landwirtſchaft gemäß §8S 2 RNStöG. mit den dort erwähnten Aufgaben für 
beſtimmte Erzeugniſſe betraut hat (z. B. für Wolle, Wein u. a.). Die Reichs⸗ 
kommiſſariate, die im weſentlichen für den Reichsminiſter für Ernährung 
und Landwirtſchaft die Aufficht über die wirtſchaftlichen Vereinigungen und Markt⸗ 
verbände ausübten und dafür Sorge trugen, daß die Belange des Gemeinwohls 
und der Geſamtwirtſchaft gewahrt blieben, ſind inzwiſchen in der Hauptſache auf⸗ 
gehoben. 


Durch das Geſetz über die Beſtellung eines Reichskommiſſars für 
Preisüberwachung vom 5. November 1934 — RGBl. 1 S. 1085 — wurden 
dem neubeſtellten Reichskommiſſar für Preisüberwachung Aufgaben und Befugniſſe 
übertragen, die ſich auch auf die Preisbildung durch Körperſchaften und Verbände 
des öffentlichen Rechts bezogen. Damit wurde dieſer auch an der Feſtſetzung von 
Preiſen durch den Reichsnährſtand oder durch die auf der Grundlage des $ 3 
ANSEG. gebildeten Zuſammenſchlüſſe beteiligt. 


Für das geſamte Gebiet der Marktordnung iſt durch Verordnung vom 26. 2. 1935 
— RGBl. I S. 293 — eine einheitliche Schiedsgerichts barkeit ge⸗ 
ſchaffen worden. Schiedsgerichte werden in der Regel für jedes Wirtſchaftsgebiet 
gebildet, für das auf der Grundlage der SS 2 oder 3 RN StG. durch Verbände oder 
durch Beauftragte des Reichsnährſtandes marktregelnde Maßnahmen getroffen 
werden. Über ſämtlichen Schiedsgerichten ſteht als Berufungsinſtanz ein bei dem 
Reichsnährſtand in Berlin gebildetes Oberſchiedsgericht. Die Schiedsgerichte ſind in 
der Hauptſache zuſtändig für Streitigkeiten über Entſchädigungen wegen markt⸗ 
regelnder Maßnahmen und Eingriffe, zur Entſcheidung über die Anfechtung von 
Ordnungsſtrafen und für Streitigkeiten zwiſchen Verbandsmitgliedern, die auf der 
Marktordnung und marktregelnden Maßnahmen beruhen. Jedes Schiedsgericht 
und das Oberſchiedsgericht beſteht aus dem Obmann und zwei Schiedsrichtern. Die 
Obmänner müſſen die Befähigung zum Richteramt haben und werden vom Reichs⸗ 
miniſter für Ernährung und Landwirtſchaft beſtellt. Die Beiſitzer werden von den 
Parteien benannt. 

Im Saarland ſind die geſetzlichen Beſtimmungen auf dem Gebiete der Markt— 
ordnung ebenfalls bereits im weſentlichen eingeführt worden. 

Beſondere, nicht aus dem Reichsnährſtandrecht entſtandene Organe der Markt— 
ordnung ſind die Reichsſtellen, die auf eigener rechtlicher Grundlage insbeſon— 
dere zur Regelung und Überwachung der Ein- und Ausfuhr landwirtſchaftlicher 
Erzeugniſſe geſchaffen wurden (ſo die Reichsſtelle für Milcherzeugniſſe, Ole und 
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Fette, die Reichsſtelle für Eier u. a.). Dieſe Marktſtellen ſind Übergangsformen und 
werden im Laufe der weiteren Entwicklung organiſch in die auf dem Reichsnähr⸗ 
ſtandgeſetz aufgebaute Marktordnung rechtlich eingefügt werden. 

Die Vielgeſtaltigkeit des Wirtſchaftslebens erfordert mannigfaltige Rechtsformen 
zum Aufbau und zur Durchführung der neuen Wirtſchaftsordnung, die nicht zu 
einer erſtarrten Bürokratie, ſondern zu einem lebendigen organiſchen Wirtſchafts⸗ 
leben führen ſoll und wird. 
i Johae 
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Das Agrarnotrecht 


81. 
Begriff und Aufgabe des Agrarnotrechts 


Bei der Übernahme der Macht fand die nationalſozialiſtiſche Regierung agrar⸗ 
politiſch ein Chaos vor. Die Verſchuldung der Landwirtſchaft hatte im Jahre 
1924/1925 ungefähr 9 Milliarden RM. betragen. Im Laufe von 6 Jahren über⸗ 
ſchritt ſie den Betrag von 12 Milliarden. Mehr als 14 vH. davon waren kurz⸗ 
friſtige Schulden. Während die Verſchuldung in dem Wirtſchaftsjahr 1924/1925 in 
Oſtdeutſchland 357 RM. je Hektar betragen hatte, ſtellte ſie ſich in dem Wirt⸗ 
ſchaftsjahr 1931/1932 auf 691 RM. je Hektar oder auf ungefähr 70 09. des 
Einheitswertes. Die Einkommensverhältniſſe der Landwirtſchaft hatten in den 
letzten Jahren faſt ununterbrochen eine ungünſtige Entwicklung genommen. Der 
Geſamtverkaufserlös der deutſchen Landwirtſchaft, der im Wirtſchaftsjahr 1928/1929 
noch 10,2 Milliarden RM. erreicht hatte, verringerte ſich im Wirtſchaftsjahr 
1931/1932 auf 6,5 Milliarden. Im Wirtſchaftsjahr 1931/1932 betrug der Index 
für induſtrielle Fertigwaren, wenn die Agrarſtoffe gleich 100 geſetzt werden, 130. 
Die Zinslaſt mußte bei dieſer Entwicklung ſich immer drückender geſtalten. Im 
Wirtſchaftsjahr 1924/1925 verzehrte ſie 6,2 vH. des Verkaufserlöſes, 7 Jahre ſpäter 
bereits das Dreifache. Während die Zinsrückſtände der Hypotheken der Oſtpreußi⸗ 
ſchen Landſchaft für 1930 und die Vorjahre ſich auf 119 503.70 RM. belaufen 
hatten, waren ſie für das Jahr 1932 allein auf 5 163 298.44 RM. angewachſen. 
Die Folge dieſer Wirtſchaftsentwicklung war ein lawinenartiges Anſchwellen der 
Zwangsverſteigerungen, die Vertreibung des deutſchen Bauern von Haus und 
Hof. Im Jahre 1924/1925 gelangten 4282 Betriebe mit einer Fläche von 37 754 ha 
zur Verſteigerung; im Jahre 1931/1932 wurde die Zwangsverſteigerung über 
18 393 Betriebe mit einer Fläche von 342 843 ha eingeleitet. 7060 Betriebe wurden 
verſteigert. Im Jahre 1928 waren von den von der Oſtpreußiſchen Landſchaft be⸗ 
liehenen Betrieben 67 mit 7525 ha verſteigert worden. Im Jahre 1932 ſtieg ihre 
Zahl auf 296 mit 28 773 ha an. Vielfach hatten die Betriebe zur Frühjahrs⸗ 
beſtellung 1933 keine Mittel. Bei den 154 Grundſtücken, welche die Oſtpreußiſche 
Landſchaft im Jahre 1933 neu in Zwangsverwaltung genommen hatte, lag der 
Grund hierfür vorwiegend in der Anfähigkeit der Betriebe, die Frühjahrsbeſtellung 
aus eigener Kraft durchzuführen. 

Die deutſche Landwirtſchaft war in ihren Grundfeſten erſchüttert; mit ihr war die 
Grundlage der Ernährung des deutſchen Volkes und damit ſeine ſtaatliche Selb⸗ 
ſtändigkeit in Frage geſtellt und mit dem Bauerntum der Lebensquell des 
völkiſchen Staates aufs ſchwerſte bedroht. Die agrarpolitiſchen Aufgaben der 
nationalſozialiſtiſchen Staatsführung ergeben ſich aus dieſer doppelten Bedeutung 
des Bauerntums für Volk und Staat als Ernährungsgrundlage und Quell der 
völkiſchen Erneuerung. Durch Laſtenſenkung und Erhöhung der Verkaufserlöſe 
muß die Rentabilität der Landwirtſchaft wiederhergeſtellt werden. Der Bauern⸗ 
hof darf nicht länger Handelsware ſein. Der Bauer muß wieder das werden, was 
er nach altem deutſchem Recht und alter deutſcher Sitte geweſen iſt: „der ſchaffende 
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deutſchblütige Menſch, der als Glied in der Kette ſeines Geſchlechts mit feiner 
Scholle blutmäßig verbunden iſt, ſeine Arbeit als Dienſt am Volksganzen und an 
der Sippe auffaßt und ſich nicht als ichſüchtiger Eigentümer eines toten Stoffes, 
ſondern als verantwortlicher Gebieter über den heiligen Boden der Sippe be⸗ 
trachtet.“ 

Um dieſe Ziele zu erreichen, bedarf es naturgemäß einer langen Entwicklung, 
zahlreicher geſetzgeberiſcher Maßnahmen, deren Auswirkung häufig erſt nach Jahren 
zu erwarten iſt. Insbeſondere muß auch bis zum Eintritt einer Feſtigung der 
Landwirtſchaft in wirtſchaftlicher Hinſicht mit einer Übergangszeit von einiger 
Dauer gerechnet werden. Während dieſer Übergangszeit, die als Notzeit anzuſehen 
iſt, bedarf die Landwirtſchaft beſonderer geſetzgeberiſcher Maßnahmen, unter deren 
Schutz das große Geſetzgebungswerk, durch das die Wirtſchaft und das völkiſche 
Daſein des deutſchen Volkes auf eine neue Grundlage geſtellt werden, planvoll 
und nicht überſtürzt vorbereitet und durchgeführt werden kann. Dieſe Aufgabe iſt 
dem Agrarnotrecht geſtellt. Es ſoll dem weiteren Zuſammenbruch der Land⸗ 
wirtſchaft durch hemmende Maßnahmen Einhalt tun, darüber hinaus aber die 
Landwirtſchaft ſanieren und dadurch die wirtſchaftlichen Vorausſetzungen für das 
Gelingen der agrarpolitiſchen Maßnahmen der NSDAP. von grundſätzlicher Be⸗ 
deutung ſchaffen. Das Agrarnotrecht zerfällt danach in zwei Teile, in den Voll⸗ 
ſtreckungsſchutz und die landwirtſchaftliche Entſchuldung. Neben den Vollſtreckungs⸗ 
ſchutz iſt der Pächterſchutz zu ſtellen, da er die wirtſchaftliche Exiſtenz der Pächter 
durch hemmende Maßnahmen zu ſchützen beſtrebt iſt. Der Vollſtreckungsſchutz wird 
im $ 2, der Pächterſchutz im § 3, die landwirtſchaftliche Entſchuldung im § A und 
ihre (bis zu einem gewiſſen Grade) Ergänzung, das Roggenſchuldengeſetz, im 8 5 
behandelt. 

82 


Der Zwangsvollſtreckungsſchutz 


Der dritte Teil der 4. NotVO. des Reichspräſidenten zur Sicherung von Wirtſchaft 
und Finanzen und zum Schutze des inneren Friedens vom 8. Dezember 1931 
(RG Bl. I S. 699) gewährte in einigen wichtigen Beſtimmungen der Landwirtſchaft 
einen Vollſtreckungsſchutz (vgl. 88 18—19a Not VO.), der durch die VO. des Reichs⸗ 
präſidenten über Maßnahmen auf dem Gebiete der Zwangsvollſtreckung vom 
17. Januar 1933 (RGBl. I ©. 19) erweitert worden war. Dieſe geſetzliche Regelung 
gewährte der Landwirtſchaft keinen genügenden Schutz. Ihre zeitliche Begrenzung 
war zu knapp. Vor allem aber machte die kataſtrophale Lage der Landwirtſchaft 
bei Beginn des Jahres 1933 eine allgemeine Einſtellung der Zwangsverſteige⸗ 
rungen kraft Geſetzes erforderlich, während die bisherige Regelung eine Einſtellung 
nur auf Antrag vorſah. 

I. Dieſen Erforderniſſen trug die VO. des Reichspräſidenten über den landwirt⸗ 
ſchaftlichen Vollſtreckungsſchutz vom 14. Februar 1933 (RGBl. I S. 63) Rechnung. 
Ihr Ziel umſchrieb Art. 18 1 dahin, daß der beſtehende Vollſtreckungsſchutz nach 
Maßgabe der folgenden Vorſchriften erweitert werde, um die zur Geſundung der 
deutſchen Landwirtſchaft eingeleiteten Maßnahmen auch den Inhabern und Gläu— 
bigern der Betriebe zugute kommen zu laſſen, deren Beſtand durch Zwangsvoll— 
ſtreckungsmaßnahmen gefährdet war. Der Grundſatz der VO. beſtand in der Ein⸗ 
ſtellung kraft Geſetzes ſämtlicher Zwangsverſteigerungen landwirtſchaft— 
licher, forſtwirtſchaftlicher und gärtneriſcher Grundſtücke bis zum 31. Oktober 1933 
und in der Einſtellung von Zwangsvollſtreckungen wegen Geldforderungen in 
Gegenſtände des beweglichen Vermögens, die einem landwirtſchaftlichen, forit: 
wirtſchaftlichen oder gärtneriſchen Betriebe dienten oder zum Hausrat des Betriebs— 
inhabers und ſeiner Familie gehörten, und zwar ebenfalls bis zum 31. Oktober 
1933 (Art. 1 8 1 Nr. 1 u. 2 O.). 
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Die nähere Ausgeſtaltung dieſes Vollſtreckungsſchutzes enthielten die vier Aus⸗ 
führungsverordnungen vom 14. Februar 1933 (RG Bl. 1 S. 64), vom 14. März 1933 
(RGBl. I S. 104), vom 27. April 1933 (RGBl. I S. 231) und vom 26. Mai 1933 
(RG Bl. I S. 309). Den Vollſtreckungsſchutz genoſſen nicht nur landwirtſchaftliche, 
forſtwirtſchaftliche und gärtneriſche Grundſtücke, ſondern auch ihre Nebenbetriebe 
und Fiſchereigrundſtücke (Art. 1 8 1 Abſ. 1 d. 1. Ausf VO.) und gemäß dem Be⸗ 
ſtreben der NSDAP., den ſeßhaften Stamm landwirtſchaftlicher Arbeitnehmer zu 
erhalten und zu vermehren, unter anderem auch Eigenheime der in Art. 2 81 d. 
3. AusfVO. angegebenen ländlichen Arbeitnehmer. Die geſetzliche Regelung bedeu⸗ 
tete keine einſeitige Bevorzugung der Schuldner. Sie diente auch dem wohlver⸗ 
ſtandenen Intereſſe der Gläubigergeſamtheit, der an einer Verſchleuderung der 
Grundſtücke, zu der eine Verſteigerung in der Regel führen mußte, nichts liegen 
konnte. Unter Umſtänden konnten Gläubiger als Inhaber von Forderungen beſon⸗ 
derer Art eine Fortſetzung der eingeſtellten Zwangsverſteigerung verlangen 
(privilegierte Gläubiger: Art. 1 88 2, 3 d. 1. Ausf VO.., Art. 1 Nr. 1 d. 3. Ausf VO .). 
Bei Schuldnern, die ſich eines Vollſtreckungsſchutzes unwürdig gemacht hatten, war 
auf Antrag das Verfahren ebenfalls fortzuſetzen (Art. 1 8 4 d. 1. AusfVO. i. d. 
F. d. Art. 1 Nr. 2 d. 3. AusfVO.). 

Die Vorſchriften über die Beſchränkung der Zwangsvollſtreckung in 
das bewegliche Vermögen verfolgten das Ziel, dem Schuldner die zur 
ordnungsmäßigen Fortführung des Betriebes erforderlichen Mittel im allgemeinen 
volkswirtſchaftlichen und nationalpolitiſchen Intereſſe und die Aufrechterhaltung 
eines angemeſſenen Hausſtandes zu ſichern (Art. 1 88 7 f. d. 1. AusfVO.). 

Beſondere Beſtimmungen zum Schutze derjenigen Siedler, die eine Siedler⸗ 
ſtelle im Sinne des Reichsſiedlungsgeſetzes vom 11. Auguſt 1919 innehatten, 
enthielt Art. 1 88 12 f. d. 1. Ausf VO. Die Lage zahlreicher Siedler war zum Teil 
infolge fehlerhafter Siedlungsmaßnahmen beſonders troſtlos. Andererſeits ſollten 
die Ergebniſſe der bisherigen Siedlungstätigkeit entſprechend den ſiedlungspoli⸗ 
tiſchen Grundſätzen der NSDAP. nach Möglichkeit erhalten bleiben. 

Die Geltung der VO. vom 14. Februar 1933 über den landwirtſchaftlichen Voll⸗ 
ſtreckungsſchutz und ihrer AusfVO. ſollte mit dem 31. Oktober 1933 ablaufen. 
Durch das Geſetz über den landwirtſchaftlichen Vollſtreckungsſchutz vom 25. Oktober 
1933 (RGBl. 1 S. 779) wurde fie bis zum 31. Dezember 1933 verlängert, weil die 
Lage der Landwirtſchaft ſich noch nicht genügend gebeſſert hatte. Mit dem Ablauf 
des 31. Dezember 1933 iſt die VO. vom 14. Februar 1933 nebſt ihren AusfVO. 
außer Kraft getreten. Nur die Vorſchriften der 4. AusfVO. vom 26. Mai 
1933 ſind nach Maßgabe des. Art. 3 des Zweiten Geſetzes über den landwirtſchaft⸗ 
lichen Vollſtreckungsſchutz vom 27. Dezember 1933 (RGBl. I S. 1115) weiter in 
Kraft geblieben. 

Der landwirtſchaftliche Vollſtreckungsſchutz hatte während der Geltung der Reichs⸗ 
präſidenten VO. v. 14. Februar 1933 und ihrer AusfVO. eine Erweiterung durch 
zwei Geſetze erfahren, durch das Geſetz zur Regelung der landwirtſchaftlichen 
Schuldverhältniſſe vom 1. Juni 1933 (RGBl. I S. 331) und das Reichserbhofgeſetz 
vom 29. September 1933 (RGBl. I S. 685). Bis zur Auswirkung des durch dieſe 
beiden Geſetze und die übrigen agrarpolitiſchen Maßnahmen eingeleiteten Werks 
zur Geſundung der Landwirtſchaft war es erforderlich, ihr einen noch umfaſſenderen 
Schutz zu gewähren. Beide Geſetze brachten daher eine erhebliche Erweiterung des 
beſtehenden Vollſtreckungsſchutzes. 

II. Für das Schuldenregelungsgeſetz geſchah das durch die Vorſchrift des § 26 
SchRG. In Anlehnung an $ 8a der BD. zur Sicherung der Ernte und der land- 
wirtſchaftlichen Entſchuldung im Oſthilfegebiet vom 17. November 1931 (Sich O., 
RGBl. I S. 675) beſtimmte er, daß mit der Erteilung der Ermächtigung zum Ab— 
ſchluß eines Zwangsvergleichs (vgl. 8 24 SchRGG.) alle Zwangsvollſtreckungen gegen 
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den Betriebsinhaber wegen Geldforderungen ſowie alle Zwangsvollſtreckungen zur 
Erwirkung der Herausgabe von Zubehör, Beſtandteilen oder Erzeugniſſen der dem 
Betriebe dienenden Grundſtücke unzuläſſig ſeien. Dasſelbe galt für die Vollziehung 
von Arreſten und einſtweiligen Verfügungen. Die Verwertung verpfändeter oder 
zur Sicherung übereigneter Gegenſtände durfte nur in der Weiſe erfolgen, daß der 
Erlös für die beteiligten Gläubiger nach den Vorſchriften des BGB. hinterlegt 
wurde. Endlich wurde ein Konkurs- und Vergleichsverfahrensſchutz angeordnet, 
jedoch mit der Maßgabe, daß ein bereits ſchwebendes Konkursverfahren eine Er⸗ 
öffnung des Entſchuldungsverfahrens überhaupt hinderte (vgl. $ 3 Abſ. 1 Nr. 1 
SHRG.). 


Dieſer Vollſtreckungsſchutz wurde zur Ermöglichung einer ordnungsmäßigen Prü⸗ 
fung der Vorausſetzungen für die Eröffnung des Entſchuldungs verfahrens ſowie im 
Intereſſe eines beſchleunigten und nachhaltigen Schutzes des Betriebsinhabers vor 
Zwangseingriffen durch Art. 4 der 2. DurchfVO. vom 5. Juli 1933 (RGBl. I 
S. 459) erweitert, und zwar durch die Ermächtigung des Entſchuldungsgerichts, 
auf Antrag des Betriebsinhabers, der einen Antrag auf Eröffnung des Entſchul⸗ 
dungsverfahrens geſtellt hatte, vor der Entſcheidung über ihn u. a. folgende Anord⸗ 
nungen zu erlaſſen: die einſtweilige Einſtellung der Zwangsverſteigerung eines 
zum Betriebe gehörenden Grundſtücks, die einſtweilige Einſtellung einer Zwangs⸗ 
vollſtreckung gegen den Betriebsinhaber wegen einer Geldforderung in ſein beweg⸗ 
liches Vermögen, ſoweit dies im Intereſſe einer geordneten Fortführung des Be⸗ 
triebes erforderlich erſchien, ferner die einſtweilige Einſtellung gewiſſer Heraus⸗ 
gabezwangsvollſtreckungen ſowie die Ausſetzung der Entſcheidung über einen An⸗ 
trag auf Eröffnung des Konkursverfahrens oder des gerichtlichen Vergleichsver⸗ 
fahrens. Eine Erweiterung des Zwangsvollſtreckungsſchutzes brachte Art. 4 der 3. 
DurchfVO. vom 15. September 1933 (RGBl. I S. 641) und Art. 6 eine Erweiterung 
des Konkursſchutzes. 

Der allgemeine Vollſtreckungsſchutz, wie er durch die oben behandelten Geſetze 
(VO. vom 14. Februar 1933 und ihre vier AusfVO.) feſtgeſetzt worden war, blieb 
neben dem Sondervollſtreckungsſchutz beſtehen, ſoweit er weiterreichte als dieſer 
(vgl. $ 26 Abſ. 3 SchRGG.). 

III. Den Sondervollſtreckungsſchutz des Reichserbhofgeſetzes brachten die SS 38, 
39, 59 RErbhofG., $ 65 der 1. DurchfVO. vom 19. Oktober 1933 (RGBl. I S. 749) 
und die SS 18—20 der 2. DurchfVO. vom 19. Dezember 1933 (RG Bl. I S. 1096). 
Nach ihnen iſt wegen einer Geldforderung eine Zwangsvollſtreckung in den Erbhof 
und grundſätzlich auch in die auf dem Erbhof gewonnenen land wirtſchaftlichen 
Erzeugniſſe unzuläſſig. Der Vollſtreckung in einen Erbhof ſteht eine Vollſtreckung 
in eine Eigentümergrundſchuld an dem Erbhof gleich. Neben dieſem Sondervoll⸗ 
ſtreckungsſchutz des Reichserbhofgeſetzes beſtand der allgemeine Vollſtreckungsſchutz 
fort, ſoweit er dem Schuldner einen weitergehenden Schutz gewährte. 

Als am 31. Dezember 1933 die Geltungsdauer der VO. des Reichspräſidenten 
über den landwirtſchaftlichen Vollſtreckungsſchutz vom 14. Februar 1933 mit dem 
in ihr enthaltenen Vollſtreckungsſchutz für die Landwirtſchaft ihr Ende erreichte, 
lag angeſichts des inzwiſchen erlaſſenen, neben ihr wirkſamen Sondervollſtreckungs⸗ 
ſchutzes des Schuldenregelungsgeſetzes und des Reichserbhofgeſetzes, zu dem der 
Vollſtreckungsſchutz des Sicherungsverfahrens (VO. vom 17. November 1931, 
RGBl. IS. 675) hinzukam, kein Anlaß vor, fie erneut zu verlängern. Andererſeits 
war die wirtſchaftliche Lage der Landwirtſchaft noch nicht ſo gefeſtigt, daß ihren 
Bedürfniſſen der Vollſtreckungsſchutz des Schuldenregelungsgeſetzes und des Reichs⸗ 
erbhofgeſetzes genügt hätte. Dieſer Sachlage wurde dadurch Rechnung getragen, 
daß das Zweite Geſetz über den landwirtſchaftlichen Vollſtreckungsſchutz vom 
27. Dezember 1933 (RGBl. I S. 1115) die Landwirtſchaft dem Schutze des allge⸗ 
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meinen Vollſtreckungsnotrechts der VO. über Maßnahmen auf dem Gebiete der 
Zwangsvollſtreckung vom 26. Mai 1933 (RGBl. I S. 3021) unterſtellte, zugleich 
aber einige Beſtimmungen dieſer VO. den beſonderen Bedürfniſſen der Landwirt⸗ 
ſchaft anpaßte. Daneben blieben die Vorſchriften der 4. AusfVO. vom 26. Mai 1933 
(. o.) nach Maßgabe des Art. 3 d. Gel. aufrechterhalten. Außerdem wurden 
die Beſtimmungen über den Vollſtreckungsſchutz im Entſchuldungsverfahren durch 
die VO. über den Vollſtreckungsſchutz im landwirtſchaftlichen Entſchuldungsver⸗ 
fahren vom 27. Dezember 1933 (RGBl. I S. 1119) zuſammengefaßt und erheblich 
erweitert. 

IV. Die Grundzüge des Zweiten Geſetzes über den landwirtſchaftlichen Voll⸗ 
ſtreckungsſchutz vom 27. Dezember 1933 ſind folgende: 

Das Geſetz gilt mit Wirkung vom 1. Januar 1934 für landwirtſchaftliche, forſt⸗ 
wirtſchaftliche und gärtneriſche Grundſtücke ſowie für Landarbeitereigenheime im 
Sinne des § 1 d. Geſ. über Zuſchüſſe aus Reichsmitteln für die Anſiedlung vom 
25. März 1930 (RGBl. I S. 95; vgl. auch Art. 2 § 1 d. 3. Ausf VO. v. 27. April 
1933) und Grundſtücke, die einem landwirtſchaftlichen, fortwirtſchaftlichen oder 
gärtneriſchen Nebenbetriebe oder der Fiſcherei dienen (Art. 1 d. Geſ.), ferner für 
landwirtſchaftliche (uſw.) und Fiſchereibetriebe. Der Begriff des Nebenbetriebes 
iſt derſelbe, wie er in den Richtlinien zur landwirtſchaftlichen Schuldenregelung 
vom 13. Juni 1934 (Amtl. Mitteil. Heft Nr. 66) Teil I Nr. 6, 7 dargelegt worden 
iſt. Gleichgültig iſt es, ob es ſich um einen Eigentümer⸗, Pächter⸗ oder ſonſtigen 
Betrieb handelt. | 

Eine Überſchneidung der in den verſchiedenen Vollſtreckungs⸗ 
ſchutzgeſetzen enthaltenen Schutzbeſtimmungen findet grundſätzlich nicht 
mehr ſtatt. Der Vollſtreckungsſchutz des Geſetzes vom 27. Dezember 1933 iſt der 
allgemeine. Er weicht grundſätzlich, ſoweit die Vorausſetzungen eines Sonder⸗ 
vollſtreckungsſchutzes erfüllt ſind. Nach Art. 18 5 d. Geſ. i. V. mit Art. 1 Abſ. 1 
der VO. über den Vollſtreckungsſchutz im landwirtſchaftlichen Entſchuldungsver⸗ 
fahren vom 27. Dezember 1933 greift für die Dauer des Entſchuldungs verfahrens, 
und zwar ſchon von der Stellung des Antrages auf Eröffnung eines ſolchen, aus⸗ 
ſchließlich der Vollſtreckungsſchutz der Verordnung Platz. Dasſelbe gilt, wenn ein 
Entſchuldungsverfahren nach der Oſthilfegeſetzgebung ſchwebt. Läuft neben dem 
Entſchuldungsverfahren ein Sicherungsverfahren gemäß der Sicherungsverordnung 
vom 17. November 1931 (RGBl. I ©. 675), jo kann der Betriebsinhaber ih nur 
auf den Vollſtreckungsſchutz dieſer Verordnung (8 8 Sich VO.) berufen (Art. 1 
Abſ. 2 VO. v. 27. Dezember 1933). Die Schutzbeſtimmungen des Geſetzes vom 
27. Dezember 1933 weichen ferner vor den Schutzbeſtimmungen des Reichserbhof⸗ 
geſetzes und ſeiner Durchführungsverordnungen (Art. 1 § 6 d. Geſ.). 

Die Bedeutung des Vollſtreckungsſchutzes des Geſetzes als ausſchließlicher bezieht 
fh nur auf die eigentlichen Vollſtreckungsſchutzvorſchriften. Daher ſteht der An⸗ 
wendung des $ 19 d. VO. v. 26. Mai 1933, durch den die Offenbarungseide ein⸗ 
geſchränkt werden ſollen, Art. 1 8 5 d. Geſ. nicht entgegen. Die allgemeinen Boll: 
ſtreckungsſchutzbeſtimmungen (z. B. 88 811, 850, 851 ZPO.) bleiben auch inſoweit 
anwendbar, wie das ausſchließliche Anwendungsgebiet des Geſetzes reicht. 

Soweit das Geſetz Platz greift, ſind die Beſtimmungen der VO. über Maß⸗ 
nahmen auf dem Gebiete der Zwangsvollſtreckung vom 26. Mai 1933 (RGBl. ] S. 302) 
mit den Anderungen des Geſetzes vom 22. März / 24. Okt. 1934 (RGBl. I S. 231, 1070) 


ı In dieſem Zuſammenhang iſt zu erwähnen das Geſetz zur Anderung des dritten 
Teiles der 4. Notverordnung des Reichspräſidenten zur Sicherung von Wirtſchaft und 
Finanzen und zum Schutze des inneren Friedens vom 8. Dezember 1931. Vom 4. Mai 
1933 (RGBl. I S. 241), durch das Erleichterungen in der Zwangsverwaltung von land— 
wirtſchaftlichen, forſtwirtſchaftlichen und gärtneriſchen Grundſtücken zugunſten des 
Schuldners angeordnet worden ſind (vgl. SS 12a, 12b VO. v. 26. Mai 1933). 
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anzuwenden. Jedoch find ihre Vorſchriften den beſonderen Bedürfniſſen 
der Landwirtſchaft angepaßt. So iſt gemäß Art. 1 § 1 d. Gel. die 
Zwangsverſteigerung eines Grundſtücks nach 8 5 Abſ. 1 d. VO. v. 26. Mai 1933 
auch dann einſtweilen einzuſtellen, wenn die Nichterfüllung der Verbindlichkeit 
auf außergewöhnlichen Verluſten durch Unwetter, Viehſeuchen und ähnlichen 
Ereigniſſen beruht. Das entſprechende gilt für die Zwangsvollſtreckung in das 
bewegliche Vermögen wegen eines Anſpruchs, der durch eine auf dem Grundſtück 
laſtende Hypothek oder Grundſchuld geſichert iſt; er unterliegt den im 8 19a BD. 
v. 26. Mai 1933 beſtimmten Beſchränkungen auch dann, wenn die Nichterfüllung 
der Verbindlichkeit auf außergewöhnlichen Verluſten durch Unwetter, Viehſeuchen 
oder ähnliche Ereigniſſe beruht (Art. 1 § 3 d. Geſ.). Die erneute Einſtellung einer 
Zwangsverſteigerung gemäß § 7 d. VO. v. 26. Mai 1933 greift auch dann Platz, 
wenn die Zwangsverſteigerung auf Grund der VO. des Reichspräſidenten über 
den landwirtſchaftlichen Vollſtreckungsſchutz v. 14. Februar 1933 und den dazu 
ergangenen Ausführungsverordnungen einſtweilen eingeſtellt war (Art. 1 8 2 
d. Geſ.). 

Es beſteht kein Anlaß, dem Vollſtreckungsſchutz des Geſetzes auch entſchul⸗ 
dungsunfähige und entſchuldungsunwürdige Betriebe zu unterſtellen; denn der 
Vollſtreckungsſchutz will der Landwirtſchaft lediglich geſtatten, die Auswirkung 
der zu ihrem Schutz getroffenen wirtſchaftlichen Maßnahmen abzuwarten, und 
verhindern, daß das Sanierungswerk durch vorzeitige Zwangseingriffe geſtört 
wird. Der Vollſtreckungsſchutz dient ſomit nicht ſo ſehr den Intereſſen des einzelnen 
Betriebsinhabers, ſondern dem allgemeinen Intereſſe an einer lebensfähigen, 
bodenſtändigen Landwirtſchaft. Daher bleiben die wichtigen Schutzvorſchriften der 
VO. vom 26. Mai 1933 über die einſtweilige Einſtellung gemäß den 88 5—7 und 
über die Beſchränkungen der Zwangsvollſtreckung in das bewegliche Vermögen 
(S8 18—19a) unanwendbar, wenn die Eröffnung des Entſchuldungs verfahrens ab⸗ 
gelehnt oder das Verfahren nach Art. 2 Abſ. 2 d. 2. DurchfVO. v. 5. Juli 1933 
(RGBl. I S. 451) deshalb aufgehoben worden iſt, weil der Betriebsinhaber ſich im 
Konkurſe befindet, oder weil er entſchuldungsunfähig oder entſchuldungsunwürdig 
iſt. Ahnliches gilt, wenn aus dieſen Gründen ein Oſthilfeentſchuldungs verfahren 
abgelehnt oder aufgehoben worden iſt (Art. 1 $ 4 d. Geſ.). Da für einen Boll: 
ſtreckungsſchutz auch in den Fällen kein Anlaß beſteht, in denen eine Oſthilfeent⸗ 
ſchuldung oder eine Entſchuldung nach dem Schuldenregelungsgeſetz erfolgreich 
durchgeführt oder ein Betrieb zum Entſchuldungsbetrieb (Selbſtentſchuldung) 
erklärt worden iſt oder der Betriebsinhaber gemäß § 105 SHRG. auf die Ent⸗ 
ſchuldung verzichtet hat, bleiben in dieſen Fällen die 88 5—7, 18—19a d. VO. 
v. 26. Mai 1933 ebenfalls außer Anwendung (Art. 1 8 4 d. Geſ.). 

Nach Art. 3 d. 6. VO. zur Durchführung der landwirtſchaftlichen Schulden⸗ 
regelung v. 7. Juli 1934 (RGBl. I ©. 609) ſteht die Ablehnung eines unter die 
SS 97—99 SHROG. fallenden Entſchuldungsantrages in Abweichung von $ 3 Abſ. 1 
Nr. 5 SHRE. der Eröffnung eines Entſchuldungsverfahrens nicht entgegen, ſofern 
die Ablehnung nicht wegen Entſchuldungsunfähigkeit oder Entſchuldungsunwür⸗ 
digkeit erfolgt iſt. Das bedeutet nicht, daß der Betriebsinhaber in dieſen Fällen 
bis zur Eröffnung des Entſchuldungsverfahrens auf ſeinen erneuten Antrag hin 
des Vollſtreckungsſchutzes der VO. v. 26. Mai 1933 in ihrem ganzen Umfange 
(alſo auch ſoweit es ſich um die 88 5—7, 18—19a handelt) teilhaftig geworden iſt. 
Es bleibt vielmehr bei der Regelung des Art. 1 8 4 Nr. 4 d. Gel. v. 27. Dezem⸗ 
ber 1933. Jedoch kann der Betriebsinhaber ſich den Vollſtreckungsſchutz der VO. 
über den Vollſtreckungsſchutz im landwirtſchaftlichen Entſchuldungsverfahren vom 
27. Dezember 1933 dadurch verſchaffen, daß er den nach dem angeführten Art. 3 
d. 6. DurchfVO. zuläſſigen Entſchuldungsantrag ſtellt. 
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Art. 2 d. Geſ. enthält eine Sondervorſchrift zugunſten der Siedler, die eine 
Siedlerſtelle i. S. des Reichsſiedlungsgeſetzes v. 11. Auguſt 1919 innehatten, 
ohne an ihr das Eigentum erworben zu haben. Im Intereſſe der Durchführung 
der Siedlungspolitik durfte ein Urteil auf Räumung der Siedlerſtelle bis zum 
30. Juni 1934 nur dann vollſtreckt werden, wenn das Vollſtreckungsgericht die 
Zwangsvollſtreckung zugelaſſen hatte; die Zulaſſung durfte nur dann erfolgen, 
wenn eine ordnungsmäßige Wirtſchaftsführung durch den Siedler nicht zu er⸗ 
warten war. 

V. Die Grundzüge der Verordnung über den Vollſtreckungsſchutz im landwirt⸗ 
ſchaftlichen Entſchuldungsverfahren vom 27. Dezember 1933 (RGBl. I S. 1119) 
ſind folgende: | 

Sie faßt den geſamten, bisher im Schuldenregelungsgeſetz und ſeinen Durch⸗ 
führungsverordnungen verſtreuten Vollſtreckungsſchutz im Entſchuldungsverfahren 
zuſammen und erhöht dadurch die Überſichtlichkeit der Materie. Außerdem regelt 
fie den Vollſtreckungsſchutz in der Oſthilfeentſchuldung (Art. 10 VO.), und zwar 
unter Angleichung an den Vollſtreckungsſchutz im gewöhnlichen Entſchuldungs⸗ 
verfahren. 

Der Vollſtreckungsſchutz der Verordnung hat ausſchließliche Bedeutung. 
Im gewöhnlichen Entſchuldungsverfahren und in dem Entſchuldungsverfahren der 
Oſthilfe gelten grundſätzlich lediglich ihre Vorſchriften (Art. 1 Abſ. 1 VO.), nicht 
die des Zweiten Geſetzes über den landwirtſchaftlichen Vollſtreckungsſchutz vom 
27. Dezember 1933. Soweit ein Sicherungsverfahren nach der Sicherungsverord⸗ 
nung ſchwebt, greift nur der Vollſtreckungsſchutz der Sicherungsverordnung (8 8 
Sich VO.) Platz. Die Erbhöfe im Entſchuldungsverfahren unterſtehen einem 
doppelten Vollſtreckungsſchutz; zunächſt dem der VO. v. 27. Dezember 1933, ſodann 
den Vorſchriften des Reichserbhofgeſetzes und ſeiner Durchführungsverordnungen, 
ſoweit dieſe einen weitergehenden Vollſtreckungsſchuz gewähren (Art. 1. 
Abi. 3 YO.) . 

Der Inhalt des Vollſtreckungsſchutzes geht im weſentlichen aus 
Art. 2 VO. hervor. Er beſteht zunächſt in der Einſtellung der in Art. 2 Abſ. 1 
Ziff. 1—3 angeführten Verfahren mit der Möglichkeit der Aufhebung der Voll⸗ 
ſtreckungsmaßnahmen nach Art. 3 und der Fortſetzung der Zwangsvollſtreckung 
gemäß Art. 4. Eine Aufhebung der Vollſtreckungsmaßnahmen (gegebenenfalls des 
durch die Vollſtreckung begründeten Pfandrechts) findet nur nach Maßgabe des 
Art. 3 ſtatt. Über die angegebene Einſtellungswirkung hinaus hat der Voll⸗ 
ſtreckungsſchutz des Art. 2 nach dem Schreiben des Reichsminiſters der Juſtiz vom 
8. Januar 1934 (DJ. 1934, 77) die Bedeutung eines allgemeinen Voll: 
ſtreckungsverbots mit der Wirkung, daß nach Eröffnung des Entſchul⸗ 
dungsverfahrens neue Zwangsvollſtreckungen nicht vorgenommen werden dürfen 
(beſtritten). Der Vollſtreckungsſchutz endet mit der rechtskräftigen Beendigung des 
Entſchuldungsverfahrens (mit der erfolgreichen oder erfolgloſen: SS 21, 22, 44 
bis 46 SchRG.). N 

Der Vollſtreckungsſchutz umfaßt grundſätzlich das geſamte Vermögen des Be⸗ 
triebsinhabers, z. B. auch ſein in Wertpapieren angelegtes Vermögen; nicht 
jedoch ſein Vermögen, das zu einem gegenüber dem landwirtſchaftlichen Betriebe 
ſelbſtändigen gewerblichen Betriebe gehört (ſtreitig). Der Vollſtreckungsſchutz bei 
Grundſtückszwangsverſteigerungen (Art. 2 Abſ. 1 Nr. 1 VO.) bezieht ſich kraft 
ausdrücklicher geſetzlicher Vorſchrift nur auf diejenigen Grundſtücke, die unter $ 1 
SHREG. fallen, nicht alſo z. B. auf das ſtädtiſche Hausgrundſtück des Betriebs- 
inhabers. Ahnlich iſt die Regelung des Art. 2 Ab}. 1 Nr. 3 BO. 

Der Vollſtreckungsſchutz greift grundſätzlich gegenüber 
allen Gläubigern des Betriebsinhabers Platz. Ausnahmen 
enthält Art. 5 VO. Ein Teil der Vollſtreckungsſchutzbeſtimmungen hat keine Gel— 
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tung gegenüber ſolchen Gläubigern, die nach $ 10 CHRG. nach Art. 6 d. 2. 
DurchfVO. zum SHRE. i. d. F. d. Art. 3 der 3., Art. 46 d. 6. u. Art. 38 Abſ. 1 
d. 7. DurchfVoO. oder nach Art. 25 Abſ. 3 S. 2 d. 3., Art. 6 d. 6., Art. 15. d. 
7. DurchfVO. und anderen Beſtimmungen an dem Entſchuldungsverfahren nicht 
beteiligt find. Ebenſo bevorzugt find die Früchtepfandrechtsgläu⸗ 
biger (Art. 5 Abſ. 2 VO.) . Allen dieſen Perſonen gegenüber können nur ge⸗ 
wiſſe Beſchränkungen der Zwangsvollſtreckung nicht geltend gemacht werden, vor 
allem ſind ſie bei der Vollſtreckung von Geldforderungen in das bewegliche Ver⸗ 
mögen des Betriebsinhabers nicht den Beſchränkungen des Art. 2 Abſ. 1 Nr. 2, 
3 VO. unterworfen. Dasſelbe gilt von der Vollſtreckung wegen Herausgabe⸗ 
anſprüchen. Dagegen iſt auch ihnen gegenüber die Fortſetzung einer auf ihren An⸗ 
trag eingeleiteten Zwangsverſteigerung eines Betriebsgrundſtücks unzuläſſig 
(Art. 2 Abſ. 1 Nr. 1 WO.) 

Der Vollſtreckungsſchutz iſt durch Art. 4 VO. weiter aufgelockert. Soweit er nach 
den bisherigen Darlegungen Platz greift, kann das Entſchuldungsamt auf Antrag 
des Gläubigers einzelnen nach Art. 2 Abſ. 1 Nr. 2 und 3 VO. (Zwangsvollſtreckung 
wegen Geldforderungen in das bewegliche Vermögen und Vollſtreckung von Heraus⸗ 
gabeanſprüchen) einſtweilen eingeſtellten Vollſtreckungsmaßnahmen Fortgang geben, 
ſofern die dafür in Art. 4 Abſ. 1 Buchſt. a u. b VO. aufgeſtellten Vorausſetzungen 
erfüllt ſind. Der erſte Fall iſt der, daß die Einſtellung der Zwangsvollſtreckung für 
den Gläubiger unter Abwägung ſeiner Belange mit denen der übrigen an dem 
Verfahren beteiligten Gläubigern und des Betriebsinhabers offenbar unbillig iſt. 


Gegenüber dieſer Auflockerung des Vollſtreckungsſchutzes ſchafft die Verordnung 
in Art. 3 eine Verſchärfung. Die einſtweilige Einſtellung der Zwangsvollſtreckung 
wegen einer Geldforderung in das bewegliche Vermögen des Betriebsinhabers, die 
nach Art. 2 Abſ. 1 Nr. 2 kraft Geſetzes eintritt, läßt das durch die Pfändung begrün⸗ 
dete Pfandrecht und die Verſtrickungswirkungen unberührt. Die durch ſie ent⸗ 
ſtandene Verfügungsbeſchränkung zuungunſten des Betriebsinhabers bleibt alſo 
beſtehen. Verhindert wird lediglich die Verſteigerung des Pfandgegenſtandes. Dieſe 
Regelung kann Schwierigkeiten für die Fortführung des Betriebes bringen. Des⸗ 
halb gibt Art. 3 die Möglichkeit, daß die Vollſtreckungsmaßnahme überhaupt auf⸗ 
gehoben wird, wodurch der Betriebsinhaber die freie Verfügung über den Pfand⸗ 
gegenſtand wiedererlangt. Vorausſetzung für die Aufhebung, die vom Entſchuldungs⸗ 
amt ausgeſprochen wird, iſt ein Antrag des Betriebsinhabers, ferner, daß die 
Aufhebung zur geordneten Fortführung des Betriebes erforderlich erſcheint. 

In Anlehnung an die Vorſchrift des Art. 4 der 2. DurchfVO. zum SHRG. ge⸗ 
währt Art. 7 VO. die Möglichkeit eines vorläufigen Vollſtreckungs⸗ 
ſchutzes von dem Eingang des Antrages auf Eröffnung des Entſchuldungs⸗ 
verfahrens an. Dieſer vorläufige Vollſtreckungsſchutz ſoll die Zeit bis zur Ent⸗ 
ſcheidung über den Eröffnungsantrag überbrücken und den Betrieb vor Zwangs⸗ 
eingriffen ſchützen, die ihn zum Erliegen bringen und damit das beabſichtigte 
Entſchuldungsverfahren vereiteln könnten. Dieſer vorläufige Vollſtreckungsſchutz 
tritt nicht kraft Geſetzes ein, ſondern nur auf Antrag des Betriebsinhabers. Er 
muß angeordnet werden, wenn das Entſchuldungsamt keinen Anlaß zu der 
Annahme hat, daß einer der im $ 3 Abſ. 1 Nr. 1, 5 u. 6 SchRG. genannten 
Hinderungsgründe (Konkursverfahren, Oſthilfeentſchuldung uſw., Entſchuldungs⸗ 
verzicht) vorliegt. Die Entſcheidung über die Gewährung des vorläufigen Voll⸗ 
ſtreckungsſchutzes darf hiernach grundſätzlich nicht von zeitraubenden Ermittlungen 
abhängig gemacht werden. Es ſoll ſchnell gehandelt werden. Der Umfang des vor⸗ 
läufigen Vollſtreckungsſchutzes entſpricht dem endgültigen Vollſtreckungsſchutz des 
Art. 2 Abſ. 1 YO. Gläubiger, die von dieſem nicht betroffen werden, werden von 
dem vorläufigen Vollſtreckungsſchutz ebenfalls nicht berührt. Auch iſt es ſtatthaft. 
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auf Antrag eines Gläubigers einzelnen eingeſtellten Vollſtreckungsmaßnahmen 
gemäß Art. 4 VO. Fortgang zu geben. 

Der Vollſtreckungsſchutz wird durch einen Konkurs⸗ und Vergleichs⸗ 
verfahrensſchutz ergänzt. Nach Art. 2 Abi. 1 Nr. 4 VO. iſt die Entſcheidung 
über einen Antrag auf Eröffnung des Konkursverfahrens oder des gerichtlichen 
Vergleichs verfahrens mit der Eröffnung des Entſchuldungs verfahrens ausgeſetzt. 
Ein ſchwebendes gerichtliches Vergleichsverfahren iſt eingeſtellt. 

Als Ausgleich für den Vollſtreckungsſchutz ordnet zugunſten der betroffenen 
Gläubiger Art. 2 Abſ. 3 VO. an, daß während der Dauer des Verfahrens die 
Verjährung des Anſpruchs eines an ihm beteiligten Gläubigers gehemmt 
iſt. Ebenſo wird die Zeit von der Eröffnung des Verfahrens bis zu ſeiner rechts⸗ 
kräftigen Beendigung in die im $ 10 3VG. und im $ 61 KO. bezeichneten Friſten 
nicht eingerechnet. Die im § 31 Abſ. 2 ZVG. vorgeſehene Friſt beginnt mit der 
techtskräftigen Beendigung des Entſchuldungsverfahrens. 

Dem vorläufigen Vollſtreckungsſchutz entſpricht ein vorläufiger Konkurs⸗ und 
Vergleichsverfahrensſchutz nach Maßgabe des Art. 2 Abſ. 1 Nr. 4 VO. Ebenſo find 
die Vorſchriften des Art. 2 Abſ. 3 über die Hemmung der Verjährung und die 
Berechnung der in den 88 10, 32 Abſ. 2 3BG., $ 61 KO. vorgeſehenen Friſten ſinn⸗ 
gemäß anzuwenden (Art. 7 Abs. 1 VO.) 

Für die Zwangsverwaltung iſt in den Art. 8, 9 VO. eine Sonder⸗ 
regelung getroffen. Sobald das Entſchuldungsverfahren eröffnet worden iſt, kann 
eine Zwangsverwaltung über ein zu dem Betrieb gehörendes Grundſtück des Be⸗ 
triebsinhabers nicht mehr angeordnet werden. Eine Zwangsverwaltung, die bei 
Eröffnung des Entſchuldungsverfahrens anhängig iſt, iſt aufzuheben. Die Zwangs⸗ 
verwaltung iſt danach im Entſchuldungsverfahren überhaupt unzuläſſig. Beſtim⸗ 
mungen über einen vorläufigen Vollſtreckungsſchutz fehlen. Sie ſind angeſichts des 
Inhalts der geſetzlichen Regelung und des Umſtandes, daß die Zwangsverwaltung 
die Fortführung des Betriebes in der Regel nicht gefährdet, unnötig. 

Wird eine Zwangsverwaltung nach Art. 8 VO. aufgehoben, jo find die Über⸗ 
ſchüſſe, welche die Verwaltung ergeben hat, von dem Zwangsverwalter an die 
Entſchuldungsſtelle abzuführen. Dieſe hat dafür zu ſorgen, daß der abgeführte 
Betrag nach Maßgabe eines von ihr aufgeſtellten Planes (Ver wendungs⸗ 
plan) verwendet wird. Bei der Aufſtellung dieſes Planes find die Richtlinien 
des Art. 9 Abſ. 2 VO. zu beachten. Sie find im Intereſſe einer geordneten Betriebs⸗ 
führung, alſo auch im Intereſſe der Betriebsgläubiger, für die übrigen Betriebs⸗ 
einnahmen und die ſonſtigen Einnahmen des Betriebsinhabers (auch die aus 
Wertpapieren, nicht jedoch die aus einem gewerblichen Betrieb ſtammenden, der 
mit dem Entſchuldungsbetrieb in keinem rechtlichen und wirtſchaftlichen Zuſammen⸗ 
hang ſteht: abweichend Harmening⸗Pätzold, Anm. III 1c zu Art. 9 VO.) ebenfalls 
einzuhalten (Art. 9 Abſ. 2 VO.). Dabei ſind auch ſoziale Geſichtspunkte berückſichtigt 
worden, indem beſtimmt iſt, daß die Einnahmen zunächſt für die laufenden Be⸗ 
triebsausgaben einſchließlich der Löhne, Gehälter und Sozialverſicherungsbeiträge 
verwendet werden ſollen. Abweichungen von dem Verwendungsplan ſind zuläſſig, 
ſofern dies die Verhältniſſe des Betriebes erforderlich machen oder eine geſetzlich 
zuläſſige Zwangsvollſtreckung abgewendet werden ſoll. Nach Art. 22 der 6. Durchf⸗ 
VO. vom 7. Juli 1934 zum Schuldenregelungsgeſetz (RG Bl. I S. 609) kann die 
Entſchuldungsſtelle die Einhaltung des Verwendungsplanes bereits von der Er⸗ 
öffnung des einfachen Entſchuldungsverfahrens ab, alſo in Abweichung von § 27 
Abſ. 2 SHRE. ſchon vor Erteilung der Ermächtigung zum Abſchluß eines Zwangs⸗ 
vergleichs beaufſichtigen und nach Maßgabe des Art. 22 S. 2 d. 6. DurchfVO. (durch 
Antrag auf Einſtellung des Entſchuldungsverfahrens) durchſetzen. 

Der Vollſtreckungsſchutz in einem Oſthilfeentſchuldungs⸗ 
verfahren, zu dem auch die Wiederaufnahmeverfahren der SS 98, 99 SchRG. 
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gehören, hat in Art. 10 VO. eine zuſammenfaſſende und einheitliche Regelung 
erhalten. Es greift grundſätzlich der Vollſtreckungsſchutz des gewöhnlichen Entſchul⸗ 
dungs verfahrens Platz. Es gelten alſo ſinngemäß u. a. die Vorſchriften über die 
einſtweilige Einſtellung von Zwangsvollſtreckungen, den Konkursſchutz, die Ver⸗ 
jährungshemmung (Art. 2 VO.), über die Aufhebung eingeſtellter Vollſtreckungs⸗ 
maßnahmen (Art. 3 BO.), über die Fortſetzung einzelner Vollſtreckungen (Art. 4 
WO.), über die Vollſtreckungsfreiheit der Früchtepfandrechtsgläubiger (Art. 5 
Abſ. 2 VO.) und über das Verbot der Zwangsverwaltungen (Art. 8 Abſ. 1, 2 VO.) 
Dagegen finden keine Anwendung die Vorſchriften des Art. 9 VO. über den Ver: 
wendungsplan. Jedoch beſtimmt Art. 10 Abſ. 4 VO., daß nach Aufhebung einer 
Zwangsverwaltung der Kommiſſar für die Oſthilfe dafür zu ſorgen hat, daß die 
vorhandenen Überſchüſſe nach Maßgabe eines von ihm auf Grund der Richtlinien 
des § 15 Sich VO. aufgeſtellten Planes verwendet werden. An Stelle des Art. 5 
Abſ. 1 VO. tritt Art. 10 Abſ. 2 VO. Er enthält Beſtimmungen über die Boll: 
ſtreckungsfreiheit der Neugläubiger (Gläubiger, deren Forderungen nach dem 
14. Juni 1933 oder nach dem 31. Auguſt 1933 entſtanden ſind). Schwebt ein 
Sicherungsverfahren, ſo beſtimmt ſich der Vollſtreckungsſchutz lediglich nach den 
Beſtimmungen der Sicherungsverordnung (8 8 Sich W O.). 

VI. Der Vollſtreckungsſchutz im Verwaltungszwangsver⸗ 
fahren beſtimmt ſich grundſätzlich nach den Vorſchriften der VO. vom 27. De⸗ 
zember 1933. Dies ſtellt Art. 1 der Verordnung über den Vollſtreckungsſchutz im 
Verwaltungszwangsverfahren und über landſchaftliche Zwangsverwaltung vom 
3. Februar 1934 (RGBl. I S. 84) ausdrücklich klar. Nach Art. 1 VO. greift er 
ferner gegenüber Vollſtreckungen Platz, die von landſchaftlichen oder ritterſchaft⸗ 
lichen Kreditanſtalten betrieben werden. Soweit nach der Verordnung vom 27. De⸗ 
zember 1933 das Vollſtreckungsgericht zu entſcheiden hat, tritt im Verwaltungs⸗ 
zwangsverfahren und in der landſchaftlichen Zwangsverwaltung an ſeine Stelle 
die Vollſtreckungsbehörde. Hat eine der in Art. 1 S. 1 VO. aufgeführten Kredit⸗ 
anſtalten auf Grund der ihr durch das preußiſche Geſetz vom 3. Auguſt 1897 
(GS. 388) beigelegten Befugnis das von ihr beliehene Grundſtück in Zwangsver⸗ 
waltung genommen, ſo muß ſie dieſe nach Eröffnung des Entſchuldungsverfahrens 
aufheben. Bei Weigerung kann ſich der Schuldner an ihre Aufſichtsbehörde wenden. 
Er kann aber auch, ſofern die Satzung nichts anderes beſtimmt, Beſchwerde beim 
Landgericht einlegen. 8 

3 


N Der Pächterſchutz | 

Die mangelnde Rentabilität der landwirtſchaftlichen Betriebe hatte auch die 
wirtſchaftliche Lage der Pächter landwirtſchaftlicher Grundſtücke erſchüttert. Sie 
waren häufig ohne ihr Verſchulden in die Unmöglichkeit verſetzt worden, ihren 
Pachtzinsverpflichtungen nachzukommen. Sie waren daher zum großen Teil der 
Gefahr einer Kündigung des Pachtverhältniſſes durch den Verpächter und damit 
dem Verluſt ihrer wirtſchaftlichen Exiſtenz ausgeſetzt. Insbeſondere wurden ſie 
durch die Unmöglichkeit bedroht, das ihnen gehörige Pachtinventar, das häufig den 
weſentlichen Teil ihres Vermögens darſtellte, nach Aufgabe der Pacht angemeſſen 
zu verwerten. Angeſichts dieſer Verhältniſſe hatte der Geſetzgeber bereits durch die 
Verordnung des Reichspräſidenten über landwirtſchaftliches Vermittlungsver⸗ 
fahren, Vollſtreckungsſchutz und Pächterſchutz vom 27. September 1932 (RGBl. I 
S. 473) ſchützend eingegriffen, indem er im Kapitel 3 den Pächtern landwirtſchaft⸗ 
licher Grundſtücke einen befriſteten Kündigungsſchutz gewährte. Neben dieſem 
Pächterſchutz blieb der der Reichspachtſchutzordnung vom 23. Juli 1925 beſtehen. 


Vorausſichtlich letztmalig verlängert durch das Geſetz zur Verlängerung der Pacht⸗ 
ſchutzordnung vom 9. Oktober 1934 (RGBl. I 913) bis zum 30. September 1936. 
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Beide Schutzgeſetze genügten jedoch nicht, den landwirtſchaftlichen Pächterſtand 
vor der Vernichtung zu bewahren. Daher wurden die Beſtimmungen des Kapitels 3 
der Verordnung über landwirtſchaftliches Vermittlungsverfahren, Vollſtreckungs⸗ 
ſchutz und Pächterſchutz vom 27. September 1932 durch das Geſetz über Pächterſchutz 
vom 22. April 1933 (RGBl. I S. 221) erſetzt. Die neue Regelung brachte eine 
erhebliche Erweiterung des Pächterſchutzes. Eine erneute Ausdehnung wurde durch 
das Geſetz zur Anderung des Geſetzes über Pächterſchuz vom 23. Juni 1933 
[RGBl. I S. 392) geſchaffen, und zwar zugunſten der Pächter gegenüber den 
Eigentümern, die ihre Grundſtücke in eigene Bewirtſchaftung nehmen wollten. 
Durch das Zweite Geſetz zur Anderung des Geſetzes über Pächterſchutz vom 
27. Oktober 1933 (RG Bl. I S. 780) und das Dritte und Vierte Geſetz zur Anderung 
des Geſetzes über Pächterſchutz vom 27. Juni 1934/28. Juni 1935 (RGBl. 1934 I 
S. 523 / 1935 I S. 810) wurde der Pächterſchutz verlängert“, und zwar zuletzt bis 
zum 30. September 1936. Die Gründe hierfür waren dieſelben, die zur Verlänge⸗ 
tung des Vollſtreckungsſchutzes durch das Geſetz über den landwirtſchaftlichen Voll⸗ 
ſtreckungsſchutz v. 25. Oktober 1933 (RG Bl. I S. 779; ſ. oben $ 2) geführt haben. 
Hinzu kam, daß die Möglichkeit einer Pächterentſchuldung im Gegenſatz zu der 
durch . Schuldenregelungsgeſetz gewährleiſteten Eigentümerentſchuldung noch 
ausſteht. 

Den Kündigungsſchutz der jetzt geltenden geſetzlichen Regelung genießt der Pächter 
eines zu landwirtſchaftlicher, obſtbaulicher oder gewerbsmäßiger gärtneriſcher 
Nutzung überlaſſenen Grundſtücks ($ 1 d. Geſ.). Die Aufnahme des Begriffes der 
gewerbsmäßigen Nutzung beim Gartenbau iſt deshalb erfolgt, weil ein 
Bedürfnis nach einem Kündigungsſchutz bei nicht gewerbsmäßiger Nutzung, z. B. 
bei der Verpachtung von Schrebergärten, nicht beſteht. Von dem Kündigungsſchutz 
des Geſetzes bleiben weiter unberührt forſtwirtſchaftliche Grundſtücke ſowie Jagd⸗ 
pachten. Dagegen unterſtehen ihm Fiſchereipachten und der Korbweidenbau ($ 3 
d. Ges.). In welcher Weiſe das Grundſtück von dem Pächter genutzt wird, iſt gleich⸗ 
gültig. Weſentlich iſt es allein, zu welcher Nutzung es überlaſſen worden iſt. 

Kündigt der Verpächter eines unter § 1 d. Geſ. fallenden Grundſtücks das Pacht⸗ 
verhältnis, ſo kann auf Antrag des Pächters das Pachteinigungsamt beſtimmen, 
daß die Kündigung als nicht erfolgt gilt. Das Pachteinigungsamt hat bei ſeiner 
Entſcheidung die Belange beider Beteiligten abzuwägen, vor allem aber auch die 
volkswirtſchaftliche Bedeutung des Kündigungsſchutzes ſich vor Augen zu halten. 
Es muß den Antrag ablehnen, wenn die ordnungsmäßige Fortführung des Be⸗ 
triebes durch den Pächter nicht geſichert erſcheint (8 1 Abſ. 1 S. 2 d. Geſ.). Weitere 
Ablehnungsgründe enthalten die SS 7 und 8 der Durchführungsverordnung zur 
Notverordnung über landwirtſchaftliches Vermittlungsverfahren, Vollſtreckungs⸗ 
ſchutz und Pächterſchutz v. 17. November 1932 (RGBl. I S. 529), die nach § 5 d. Geſ. 
entſprechend anwendbar iſt. §S 7 d. DurchfVO. iſt durch die Verordnung zur Durch⸗ 
führung des Geſetzes über Pächterſchutz v. 26. Januar 1934 (RGBl. I S. 77) ge⸗ 
ändert und den Beſtimmungen des Schuldenregelungsgeſetzes v. 1. Juni 1933 an⸗ 
gepaßt worden. Sofern auf Antrag des Pächters beſtimmt wird, daß die Kündigung 
als nicht erfolgt gilt, kann für einen früheren Zeitpunkt als den 30. September 1936 
das Pachtverhältnis nur unter den Vorausſetzungen des $ 1 Abſ. 2 d. Gef. ge: 
kündigt werden (Verzug des Pächters mit einer nach der Entſcheidung fällig ge⸗ 
wordenen Pachtzins rate, bei wichtigem Grunde). 

In Ergänzung des Kündigungsſchutzes gewähren die §§ 2 und 4 d. Gel. die Mög⸗ 
lichkeit, ein Pachtverhältnis, das bis zum 30. Juni 1935 ohne Kündigung abläuft, 
um ein Jahr zu verlängern. 


> Mit einer Ausnahme im Intereſſe der Neubildung deutſchen Bauerntums (S 2 d. Gef. 
v. 27. Juni 1934 / 28. Juni 1935). 
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Die Zuſtändigkeit und das Verfahren vor den Pachteinigungsämtern beſtimmen 
ſich nach den Vorſchriften für Pachtſchutzſachen ($ 7 d. Geſ.), d. h. nach Landesrecht, 
in Ermanglung eines ſolchen nach den Vorſchriften über das Verfahren der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit. 

Durch die Art. 8 bis 12 der Pächterentſchuldungsverordnung vom 12. März 1935 
(RGBl. I S. 360) iſt für den Pächter im Entſchuldungs verfahren 
ein beſonderer Vollſtreckungsſchutz geſchaffen worden, neben dem der allgemeine 
fortgilt (vgl. unten 8 4). 

84 
Die landwirtſchaftliche Entſchuldung 


Die früheren Verſuche zur Regelung der landwirtſchaftlichen Schuldverhältniſſe 
hatten zu dem erſtrebten Erfolge nicht geführt. Das Entſchuldungsverfahren der 
Oſthilfe war wegen des Nebeneinanderbeſtehens mehrerer an der Vorbereitung 
und Aufſtellung des Entſchuldungsplanes und der Ausſchüttung der Entſchuldungs⸗ 
mittel beteiligten Stellen zu ſchwerfällig. Die Kürzungsmöglichkeiten des § 18 
SichVO. waren hinſichtlich der erſtſtelligen Grundſtücksrechte in vielen Fällen 
zur Durchführung einer Sanierung des überſchuldeten Betriebes zu gering. Hinzu 
kam, daß im Laufe der Zeit die geſamte deutſche Landwirtſchaft notleidend 
geworden war. Man mußte alſo nach Wegen ſuchen, um der Landwirtſchaft auch 
über das Oſthilfegebiet hinaus Hilfe zu bringen. Die Verordnung des Reichs⸗ 
präſidenten über das landwirtſchaftliche Vermittlungsverfahren vom 27. Septem⸗ 
ber 1932 (RGBl. I S. 473) ſollte den Betriebsinhabern landwirtſchaftlicher Bes 
triebe des ganzen Deutſchen Reichs die Möglichkeit geben, zu einer Schuldenrege⸗ 
lung zu gelangen. Von dem Schuldenregelungsverfahren der Verordnung iſt 
jedoch außerordentlich wenig Gebrauch gemacht worden, weil die Möglichkeiten, 
die ſie zur Herabſetzung der Verbindlichkeiten des Betriebsinhabers zur Verfügung 
geſtellt hat, angefihts der Höhe der Verſchuldung noch weniger ausreichten als 
die im Entſchuldungs verfahren der Oſthilfe gebotenen. In nur wenigen Fällen 
find die eingeleiteten Vermittlungsverfahren zu einem ihrem Zweck entſprechenden 
Abſchluß geführt worden. In vielen Fällen hat der Betriebsinhaber in ihm nur 
ein Mittel geſehen, fi) vorübergehend einen Vollſtreckungsſchutz zu verſchaffen. 

So nahm die Zahl der notleidenden landwirtſchaftlichen Betriebe einen bedroh⸗ 
lichen Umfang an. Geſetzliche Zinsſenkungen und Vollſtreckungsſchutzmaßnahmen 
brachten keine Beſeitigung des beſtehenden Notftandes, ſondern nur einen Auf⸗ 
ſchub des Zuſammenbruchs. Bald nach der Übernahme der Macht durch die natio⸗ 
nalſozialiſtiſche Regierung iſt hierin ein grundſätzlicher Wandel eingetreten. Unter 
dem Schirm des Vollſtreckungsſchutzes, den die Verordnung des Reichspräſidenten 
über den landwirtſchaftlichen Vollſtreckungsſchutz vom 14. Februar 1933 mit ihren 
Ausführungsverordnungen (ſ. oben $ 2) für das geſamte Reichsgebiet gewährte, 
konnten die Maßnahmen zur Entſchuldung der Landwirtſchaft in Ruhe vor⸗ 
bereitet werden. Am 15. Juni 1933 trat das Geſetz zur Regelung der land⸗ 
wirtſchaftlichen Schuldverhältniſſe vom 1. Juni 1933 (RGBl. I S. 331) in Kraft. 
Es ſchuf die Grundſätze für die in Angriff zu nehmende Entſchuldung der Land⸗ 
wirtſchaft und den Rahmen für die Entſchuldungsarbeit. Ihre ſieben Durchfüh⸗ 
rungsverordnungen (vom 15. Juni 1933, RGBl. I S. 373; v. 5. Juli 1933, 
RGBl. J S. 459, v. 15. September 1933, RGBl. I S. 641; v. 5. Oktober 1933, 
RGBl. 1 S. 719; v. 27. Januar 1934, RGBl. I S. 71, v. 7. Juli 1934, RGBl. I 
S. 609 u. v. 30. April 1935, RGBl. I S. 572) enthalten nebſt der Pächterentſchul⸗ 
dungsverordnung vom 12. März 1935 (RGBl. I S. 360) und der Verordnung über 
die Ablöſungsſchuldverſchreibungen nach dem Geſetz zur Regelung der landmwirts 
ſchaftlichen Schuldverhältniſſe vom 12. März 1935 (RGBl. I S. 366) wichtige Er⸗ 
gänzungen, Klarſtellungen und teilweiſe auch Anderungen. Im Rahmen des Ent⸗ 
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ſchuldungsrechts ift von erheblicher Wichtigkeit ferner das Geſetz über die Umwand⸗ 
lung wertbeſtändiger Rechte und ihre Behandlung im landwirtſchaftlichen Ent⸗ 
ſchuldungsverfahren (Roggenſchuldengeſetz) vom 16. Mai 1934 (ſ. unten § 5) ſowie 
die Verordnungen zur Durchführung der Entſchuldung im Oſthilfegebiet vom 
20. Februar 1933 (RGBl. I S. 77: 5. Oſthilfedurchf VO .), v. 7. Juli 1933 (RG Bl. 
S. 464: 6. OſthilfedurchfVoO.), v. 12. Auguſt 1933 (RGBl. I S. 590: 7. Oſthilfe⸗ 
durchfVO.), vom 2. Februar 1934 (RG Bl. I S. 87: 8. Oſthilfedurchf VO.) u. vom 
29. März 1934 (RG Bl. I S. 297: 9. OſthilfedurchfVO.), deren Zweck zum Teil in 
der Angleichung der Vorſchriften über die Oſthilfeentſchuldung an das Schulden⸗ 
regelungsgeſetz beſteht, und endlich die die Oſthilfegeſetzgebung abſchließende Oſt⸗ 
hilfeabwicklungsverordnung vom 21. Dezember 1934 (RGBl. I S. 1280). Es liegt 
nunmehr eine im weſentlichen endgültige Regelung der geſamten Entſchuldung vor. 

J. Die Grundſätze der geſetzlichen Regelung ſind folgende: Das 
Entſchuldungsverfahren ſoll die Vorausſetzung für eine allmähliche Zurückführung 
der Verſchuldung bis auf die Grenze der Mündelſicherheit ſchaffen (§ 1 Abi. 2 
SchR GG.). Die Schuldverhältniſſe des Betriebes ſollen, wie dies $ 28 SchRG. für 
das Zwangsvergleichsverfahren ausdrückt, ſo geſtaltet werden, daß ſein Reinertrag 
bei ordnungsmäßiger Wirtſchaftsführung dem Betriebsinhaber die Beſtreitung 
einfacher Lebenshaltung und die Verzinſung und die Tilgung der Schulden ermög⸗ 
licht. Dieſes Ziel iſt in erſter Linie durch gütliche Einigung zwiſchen dem Betriebs⸗ 
inhaber und den Gläubigern zu erreichen (Art. 1, 3 d. 2. DurchfVO z. SchRG.). 
Erſt dann, wenn ein ſolcher Verſuch erfolglos geblieben iſt oder keinen Erfolg 
verſpricht, ſoll das Entſchuldungsverfahren in Frage kommen. Die Opfer, die im 
Intereſſe der Aufrechterhaltung und Sicherung des Betriebes von allen Beteiligten 
gebracht werden müſſen, ſollen nach Möglichkeit freiwillig ſein. Durch die Beſtim⸗ 
mungen über die Selbſtentſchuldung (88 81 f. SHRG.) erleichtert das Geſetz dem 
Betriebsinhaber die Möglichkeit, eine Sanierung ſeines Betriebes im weſentlichen 
durch gütliche Einigung mit ſeinen Gläubigern zu erreichen. 

Das Entſchuldungsverfahren wird auf Antrag des Betriebsinhabers eingeleitet. 
Über den Antrag entſcheidet das Entſchuldungsamt, in deſſen Bezirk der Ent⸗ 
ſchuldungsbetrieb liegt ($ 2 SHRG.). Vorausſetzung für den Antrag iſt, daß der 
Antragſteller Inhaber eines landwirtſchaftlichen, forſtwirtſchaftlichen oder gärt⸗ 
neriſchen Betriebes iſt (8 1 Abſ. 1 SHRG.). Unter 8 1 Abſ. 1 Sch. fallen 
auch Nebenbetriebe (Verarbeitungsbetriebe, Bedarfsbetriebe, Subſtanzbetriebe: 
rgl. die Amtl. Richtlinien v. 13. Juni 1934 Teil. 1 Nr. 6 Amtl. Mitt. Heft 141). 
Gemiſchte Betriebe, wie z. B. eine Landwirtſchaft mit Gaſtwirtſchaft, können 
Gegenſtand des Entſchuldungsverfahrens nur dann ſein, wenn der landwirt⸗ 
ſchaftliche Teil des Betriebes überwiegt (vgl. Amtl. Richtlinien Teil I Nr. 8). 
Doppelbetriebe, d. h. mehrere ſelbſtändige Betriebe in der Hand derſelben Perſon, 
rechtfertigen die Anwendung des $ 1 SHRE. jedenfalls dann, wenn jeder der meh⸗ 
reren Betriebe für ſich allein unter dieſe Beſtimmung fällt. Iſt einer von ihnen kein 
landwirtſchaftlicher, ſondern z. B. ein gewerblicher Betrieb, ſo kommt nach der in 
der Praxis überwiegenden, von den Amtl. Richtlinien Teil J Nr. 11 geteilten An: 
ſicht ein Entſchuldungsverfahren nur dann in Betracht, wenn der landwirtſchaftliche 
Betrieb gegenüber dem nichtlandwirtſchaftlichen überwiegt. 

Vorausſetzung für die Eröffnung des Entſchuldungsverfahrens iſt weiter, daß 
der Betriebsinhaber nicht in der Lage iſt, ſich mit ſeinen eigenen Mitteln zu ent⸗ 
ſchulden. Das bedeutet, daß er grundſätzlich ſein ganzes Vermögen, auch ſoweit 
es aus Wertpapieren oder gewerblichen Betrieben beſteht, für die Entſchuldung 
zur Verfügung ſtellen muß. In dieſer Hinſicht iſt das Vermögen ſeiner Ehefrau 
und ſeiner als Erben in Betracht kommenden Abkömmlinge wie ſein eigenes zu 
behandeln (Art. 7 d. 3. DurchfVoOO.). Auch die Möglichkeit eines Abverkaufs von 
Betriebsland iſt grundſätzlich in Erwägung zu ziehen. Auf dieſe Weiſe wird nach 
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Möglichkeit verhindert, daß das Entſchuldungsverfahren zur Beſchneidung der 
Gläubigerrechte mißbraucht wird und zu einer ungerechtfertigten Bereicherung des 
Betriebsinhabers führt. 

Liegen dieſe Entſchuldungsvorausſetzungen des 8 1 SchRG. vor und ift der An⸗ 
trag auf Eröffnung des Entſchuldungsverfahrens rechtzeitig, d. h. bis zum 3. Oktober 
1934 (vgl. Art. 1 Abſ. 1 d. 6., Art. 11 d. 7. Durchf VO.) geſtellt, jo darf er im weſent⸗ 
lichen nur dann abgelehnt werden, wenn einer der Ablehnungsgründe des $ 3 Abſ. 1 
Nr. 1—6 SHROG. gegeben iſt, wenn z. B. über das Vermögen des Betriebsinhabers 
das Konkursverfahren ſchwebt, wenn er entſchuldungsunwürdig iſt oder auf die 
Entſchuldung verzichtet hat. Nach der geſetzlichen Regelung iſt die Entſchuldungs⸗ 
unfähigkeit kein Ablehnungsgrund. Ihre Feſtſtellung iſt in der Regel ſo ſchwierig, 
daß fie nur im Entſchuldungs verfahren ſelbſt getroffen werden kann. Kein Ab⸗ 
lehnungsgrund iſt weiter der Umſtand, daß die geſamte Verſchuldung des Betriebes 
die Mündelſicherheitsgrenze nicht überſteigt (ſtreitig). Auch Betriebe mit einer 
geringen Verſchuldung können durch hohe Zinslaſten zum Erliegen gebracht werden. 
Das Entſchuldungsverfahren muß daher auch ihnen offenſtehen. 

II. Der eigentliche Träger der Entſchuldung iſt die Entſchul⸗ 
dungsſtelle. Sie wird vom Entſchuldungsamt bei Eröffnung des Entſchul⸗ 
dungs verfahrens oder ſpäter nach Maßgabe des § 6 SHROG. ernannt. Sie hat für 
die ordnungsmäßige Durchführung des Verfahrens, und wenn es ausſichtslos iſt, 
für ſeine Aufhebung zu ſorgen. Zugleich wirkt ſie bei der Finanzierung der Ent⸗ 
ſchuldung unter Einſatz eigener Mittel mit. Nach Art. 22 d. 6. DurchfVO. kann fie 
die Geſchäftsführung des Betriebsinhabers überwachen. Von der Erteilung der 
Ermächtigung zum Abſchluß eines Zwangsvergleichs ab iſt ſie zur Überwachung 
verpflichtet (8 27 Abſ. 1 SHRG.). Durch die SS 66 ff. SchRG. find ihr wichtige 
Aufgaben bei der Siedlung durch Landabgabe übertragen. 

Sie hat eine amtsähnliche Stellung. Sie iſt Vertreter weder des Schuldners 
noch der Gläubiger. Sie hat nicht die Intereſſen einzelner, ſondern die gemein⸗ 
ſamen Intereſſen aller Beteiligten und vor allem das öffentliche Intereſſe an der 
Schaffung und Erhaltung lebensfähiger Betriebe wahrzunehmen. Sie ſteht zu den 
Beteiligten nicht in Vertragsbeziehungen, iſt ihnen aber für die ordnungsmäßige 
und beſchleunigte Durchführung des Entſchuldungsverfahrens verantwortlich. Ihre 
Haftung beſchränkt ſich auf Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit (Art. 4 Abſ. 1 d. 6. 
DurchfVoO.). Im Rahmen ihrer Aufgaben tft fie grundſätzlich berechtigt, Anträge 
zu ſtellen und Rechtsmittel einzulegen. Nach § 59 SHRO. erhält fie aus der Reichs⸗ 
kaſſe einen Unkoſtenzuſchuß. Eine weitere Einnahmequelle kann ſie ſich aus gewiſſen 
Zinsunterſchieden verſchaffen (vgl. SS 15, 14 Nr. 3 SHRG.). 

Sie unterſteht der Aufſicht des Reichsminiſters für Ernährung und Landwirt⸗ 
ſchaft ($ 5 Abſ. 2 SHRG.). Dieſer kann für die Durchführung der Entſchuldung 
Richtlinien und Anweiſungen erlaſſen, an welche die Entſchuldungsſtellen ge⸗ 
bunden ſind. Neben dieſem Aufſichtsrecht unterlag die Entſchuldungsſtelle dem 
Aufſichtsrecht des Entſchuldungsgerichts. Dieſes beſchränkte ſich im weſentlichen auf 
die Überwachung der ordnungsmäßigen und beſchleunigten Durchführung des Ver⸗ 
fahrens (Art. 4 Abſ. 1 S. 1 d. 6. DurchfVO.). Seit dem 1. Juli 1935 (Art. 1 der 
7. DurchfVO.; Art. 3 VO. über Entſchuldungsämter uſw. vom 25. Juni 1935, 
RGBl. I S. 793) ſind die Aufgaben der Entſchuldungsgerichte auf die Entſchul⸗ 
dungsämter übergegangen. Dieſe haben gegenüber den Entſchuldungsgerichten 
erheblich weitgehendere Aufſichtsbefugniſſe, insbeſondere können ſie den Entſchul⸗ 
dungsſtellen ſachlichee Anweiſungen erteilen, auch die Aufgaben einer Entſchul⸗ 
dungsſtelle ſelbſt übernehmen (Art. 7, 8, 50 d. 7. Durchf VO .). Dem Leiter des Ent⸗ 
ſchuldungsamtes, der ein planmäßig angeſtellter Richter ſein muß, können zum 
Richteramt befähigte Beamte beigeordnet werden, die ſeinen Weiſungen Folge zu 


1084 


leiſten haben (Art. 2 d. 7. DurchfVO.). Damit iſt bei einer Gerichtsorganiſation 
zum erſten Male — verſuchsweiſe — das Führerprinzip eingeführt worden. 

II. Die Finanzierung der Entſchuldung iſt in ihren Grundzügen 
in den SS 60 f. Sch RG. geregelt. Der Reichsfinanzminiſter iſt ermächtigt, zur Durch⸗ 
führung der Entſchuldung und zwecks Auszahlung von Forderungen in bar in den 
Reichshaushaltplänen 1940 —1942 je 100 Millionen RM. bereitzuſtellen und bis 
dahin der Deutſchen Rentenbank⸗Kreditanſtalt verzinsliche Schatzanweiſungen 
auszuhändigen. Die Rentenbank⸗Kreditanſtalt hat im Rahmen der ihr gemäß 
$ 60 SHRG. zur Verfügung geſtellten Mittel den Entſchuldungsſtellen möglichſt 
unmittelbare Kredite zu gewähren. Die Deutſche Rentenbank iſt ermächtigt, Ab⸗ 
löſungsſchuldverſchreibungen bis zum Betrage von 300 Millionen RM. auszugeben 
und der Deutſchen Rentenbank⸗Kreditanſtalt zur Weitergabe an die Entſchuldungs⸗ 
ſtellen zwecks Ablöſung von Forderungen gemäß § 18 SchRG. zur Verfügung zu 
ſtellen. Vgl. dazu die VO. v. 12. März 1935 (RGBl. I S. 366) über die Ablöſungs⸗ 
ſchuldverſchreibungen uſw. 

IV. Die Eröffnung des Entſchuldungs verfahrens hat u. a. die 
Wirkung, daß während der Dauer des Verfahrens Belaſtungen der zum 
Betriebe gehörenden Grundſtücke mit Hypotheken, Grundſchulden, Rentenſchulden 
oder Reallaſten unzuläſſig find (§ 8 Abſ. 1 SchRG.; Belaſtungsſperre). 
Dieſe Beſtimmung ſoll die ungeſtörte Durchführung des Entſchuldungs verfahrens 
erleichtern. Zur Veräußerung der Betriebsgrundſtücke bleibt der Inhaber befugt, 
ebenſo zur Belaſtung derjenigen Grundſtücke, die nicht zu ſeinem Betriebe gehören, 
wie z. B. eines gewerblichen Grundſtücks. Durch die Beſtimmung des § 8 Ab]. 2 
SchRG., nach dem die Eröffnung des Entſchuldungsverfahrens auf Erſuchen des 
Entſchuldungsamts im Grundbuch des Betriebsgrundſtücks einzutragen iſt, iſt 
dafür Sorge getragen, daß ein Erwerb kraft guten Glaubens entgegen dem Be⸗ 
laſtungsverbot ausgeſchloſſen iſt. Das Belaſtungsverbot iſt durch die Verfügungs⸗ 
ſperre des Art. 12 d. 3. DurchfVO. für Eigentümergrundpfandrechte 
ergänzt. Andererſeits iſt es im Intereſſe der Durchführung der Anliegerſiedlung 
durch Art. 5 Abſ. 1 d. 6. u. Art. 36 d. 7. DurchfVO. durchbrochen. 

Eine weitere Wirkung der Eröffnung des Entſchuldungsverfahrens iſt der um⸗ 
fangreiche Vollſtreckungsſchutz ſowie der Konkurs⸗ und Vergleichsverfahrens⸗ 
ſchutz nach der Verordnung über den Vollſtreckungsſchutz im landwirtſchaftlichen 
Entſchuldungsverfahren vom 27. Dezember 1933 (ſ. darüber oben § 2). 

Endlich iſt die Eröffnung des Verfahrens von Bedeutung für die Frage, 
wer an ihm beteiligt iſt. Nach § 10 SHREG. find an ihm alle Gläubiger bes 
teiligt, die im Zeitpunkt der Eröffnung einen dinglichen oder perſönlichen Anſpruch 
gegen den Schuldner haben. Gewiſſe Anſprüche ſind dadurch bevorzugt, daß ſie von 
der Teilnahme an dem Verfahren befreit find. Sie find in Art. 6 d. 2. DurchfVO. 
i. d. F. d. Art. 3 d. 3., d. Art. 46 d. 6. u. d. Art. 38 d. 7. DurchfVO. aufgezählt. 
Nicht beteiligt ſind ferner gewiſſe Gläubiger bei Widerruf des Entſchuldungsver⸗ 
zichts nach Maßgabe des Art. 25 Abſ. 3 d. 3. DurchfVO., des Art. 6 Abſ. 2 d. 6. und 
des Art. 15 d. 7. DurchfVO. ſowie gewiſſe Gräſerkreditgläubiger (vgl. RGBl. 
1934 J S. 254; 1935 I S. 553) und Düngemittelgläubiger (vgl. RGBl. 1934 I 
S. 1161). Für dieſe nicht beteiligten Gläubiger iſt das Entſchuldungsverfahren 
rechtlich ohne Bedeutung. Sie brauchen ihre Rechte nicht anzumelden; dieſe werden 
nicht in unkündbare Tilgungsforderungen umgewandelt, können auch nicht gekürzt 
werden; ihre Zinsanſprüche bleiben in der bisherigen Höhe beſtehen. Die an dem 
Verfahren nicht beteiligten Gläubiger unterliegen ferner nicht einigen wichtigen 
Beſchränkungen der Zwangsvollſtreckung (ſ. oben $ 2). 

V. Die Entſchuldung kann erfolgen durch Schuldenregelung (Zinsſenkung, Um⸗ 
wandlung in Tilgungsforderungen, Kapitalkürzung), durch Ablöſung (in bar oder 
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durch Schuldverſchreibungen), durch Landabgabe (8 66 ff. SchRG.) oder durch eine 
Verbindung dieſer drei Arten ($ 9 SHRG.). Nach dem Geſetz tritt das Entſchul⸗ 
dungsverfahren in zweifacher Form auf: als einfaches Entſchuldungsverfahren 
ohne Zwangsvergleich, alſo nur mit den Mitteln der Schuldenregelung, ohne 
Forderungskürzung, der Ablöſung und der Landabgabe; oder als Zwangsvergleichs⸗ 
verfahren, d. h. als ein Entſchuldungsverfahren, in dem zu den übrigen Mitteln 
der Entſchuldung die Kapitalkürzung durch Zwangsvergleich hinzutritt. In erſter 
Linie iſt zu verſuchen, das Ziel des Entſchuldungs verfahrens im einfachen 
Entſchuldungs verfahren zu erreichen. In dieſem findet die Schulden⸗ 
regelung nach Maßgabe der 88 14, 84 SchRG. durch Senkung der Zinſen der Ver: 
bindlichkeiten des Betriebsinhabers auf 4 Prozent bei mündelſicheren Rechten und 
auf 4½ Prozent bei nicht mündelſicheren Rechten, und zwar vom Zeitpunkt der 
Eröffnung des Verfahrens ab (Art. 15 Abſ. 1 d. 3. DurchfVO.)“, und durch ihre 
Umwandlung in unkündbare Tilgungsforderungen ſtatt (SS 14, 16, 82 f. SchRG.) 
Das Geſetz bringt dies in der Weiſe zum Ausdruck, daß es die angegebene Regelung 
zunächſt für die nicht mündelſicheren Rechte anordnet (88 14, 15 SchRG.) und in 
den 88 80, 82 f. Sch R. erklärt, daß Betriebe, für die das Entſchuldungsverfahren 
bis zur Beſtätigung eines Entſchuldungsplans oder Zwangsvergleichs durchgeführt 
worden iſt, Entſchuldungsbetriebe ſeien und daß für dieſe die Zinsſenkungs⸗ und 
Forderungsumwandlungsvorſchriften der 88 83 f. SchRG. gelten. Für Renten: 
ſchulden, Reallaſten und Forderungen, bei denen in erſter Linie wiederkehrende 
Leiſtungen geſchuldet werden, iſt durch Art. 21 d. 3. Durchf VO. i. d. F. d. Art. 46 
ohne Zwangsvergleich, alſo nur mit den Mitteln der Schuldenregelung ohne 
d 6. und d. Art. 42 d. 7. DurchfVO. eine Sonderregelung getroffen worden. Sie 
werden insbeſondere nicht in unkündbare Tilgungsforderungen umgewandelt. Eine 
Ausnahme beſteht auf Grund des Art. 8 d. 2. DurchfVO. zum Roggenſchulden⸗ 
geſetz, der eine Umwandlung wertbeſtändiger Rentenſchulden und Reallaſten in 
unkündbare, auf RM. lautende Tilgungshypotheken vorfieht. Von der Anwendung 
des § 14 SHRO. find weiter befreit die in den SS 1, 4 des Geſetzes über Zins⸗ 
erleichterung für landwirtſchaftlichen Auslandskredit v. 20. Juli 19335 (RGBl. I 
S. 524) bezeichneten Forderungen. Zur Vermeidung von Härten iſt in gewiſſen 
Grenzen die Möglichkeit einer Barabfindung geſchaffen (vgl. SS 16 f., 
84 SchRG.). Lohn⸗ und Gehaltsforderungen ſowie vor dem 15. Juni 1933 ent: 
ſtandene Handwerker- und Lieferantenforderungen find ſtets bar zu begleichen. In 
einigen Fällen kann der Gläubiger mit Ablöſungsſchuldverſchreibungen abgefun⸗ 
den werden (vgl. §88 18, 85 SchRG.). Beſonderheiten beſtehen für die Entſchuldung 
von Kleinbetrieben (Art. 46 f. d. 7. Durchf VO.) und von Pachtbetrieben (Art. 15 f. 
PächtEntſch VO .). 

Sofern die Entſchuldungsſtelle die Entſchuldung für durchführbar erachtet, hat 
fie einen Entſchuldungsplan aufzuſtellen und vorzulegen (8 12 SHREG.). 
In den Entſchuldungsplan find ſämtliche Schulden des Betriebsinhabers auf⸗ 
zunehmen (§ 13 SchRG.). Ferner iſt die nach den SS 14 f. SHRG. eingetretene 
Regelung der Verzinſung und Tilgung vorzuſehen ($ 14 SchRG.); endlich find die 
nach den SS 82 ff. SchR. eintretenden Veränderungen der mündelſicheren Rechte 
erſichtlich zu machen (8 20 S. 3 Sch R.). 

Das einfache Entſchuldungsverfahren wird durch die Beſtätigung des Entſchul⸗ 


Eine Sonderregelung iſt durch Art. 7 d. 2. DurchfVO. zum en eſetz vom 
5. September 1934 für wertbeſtändige Rechte getroffen, für die wiederkehrende Leiſtungen 
an beſtimmten Fälligkeitszeitpunkten 0 entrichten ſind. Maßgebender Stichtag iſt hier 
der Beginn des erſten nach dem 20. Mai 1934 liegenden Zinsabſchnittes. 

5 An feine Stelle iſt mit Wirkung vom 1. Oktober 1934 das Geſetz über die 1 
terung für den landwirtſchaftlichen Realkredit vom 28. September 1934 (RGBI. I S. 860) 
getreten. 
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dungsplanes abgeſchloſſen. Die Beſtätigung wird vom Entſchuldungsamt aus⸗ 
geſprochen. Mit der Beſtätigung iſt das Verfahren aufzuheben. Das Entſchuldungs⸗ 
amt hat das Grundbuchamt um Löſchung des Vermerks über die Eröffnung des 
Verfahrens, ferner um Eintragung der auf Grund des Entſchuldungsplanes und 
der 88 83 f. Sch RG. eingetretenen Veränderungen der im Grundbuch eingetragenen 
Rechte zu erſuchen ($ 52 Sch R.). 

VI. In zahlreichen Fällen reichen die Sanierungsmittel, welche die 88 14 ff. Sch RG. 
im einfachen Entſchuldungsverfahren zur Verfügung ſtellen, nicht aus. In vielen 
Fällen iſt die Entſchuldung nur durch eine zwangsweiſe Kürzung der gegen den 
Betriebsinhaber gerichteten Forderungen zu erreichen. Die Möglichkeit einer 
Forderungskürzung gegen den Willen der betroffenen Gläubiger gewährt 
das Schuldenregelungsgeſetz in den 88 24 f. über den Zwangs vergleich. Wenn 
nach Anſicht der Entſchuldungsſtelle das Entſchuldungsverfahren nur bei Zuſtande⸗ 
kommen eines Zwangsvergleichs durchführbar iſt, ſo hat ſie mit Zuſtimmung des 
Betriebsinhabers beim Entſchuldungsamt um die Ermächtigung zum Abſchluß 
eines Zwangsvergleichs nachzuſuchen (S 24 SchRG.). Dieſe Ermächtigung iſt grund⸗ 
ſätzlich zu erteilen. Mit ihr iſt die Entſchuldungsſtelle zu beauftragen, einen Zwangs⸗ 
vergleichsvorſchlag vorzulegen. Dieſer tritt an die Stelle des Entſchuldungsplanes 
des einfachen Entſchuldungsverfahrens. Die Entſchuldungsſtelle hat dabei den 
Grundſatz des $ 28 S. 2 SHRG. zu beachten, d. h., fie hat von dem Reinertrage des 
Betriebes auszugehen und eine Regelung der Schulden anzuſtreben, die dem Be⸗ 
triebsinhaber bei ordnungsmäßiger Wirtſchaftsführung die Beſtreitung der Koſten 
einfacher Lebenshaltung und die Verzinſung und Tilgung der nach dem Vergleichs⸗ 
vorſchlage verbleibenden Schulden ermöglicht. Unter Reinertrag tft nicht der gegen» 
wärtige, durch die Ungunſt der wirtſchaftlichen Verhältniſſe gedrückte Reinertrag 
zu verſtehen; er iſt vielmehr ein fiktiver, die Zinsleiſtungsgrenze des 
Art. 2 d. 4. DurchfVO., die /0 des Betriebswertes (Art. 1 d. 4. DurchfVO.) aus» 
macht. Die Zinsleiſtungsgrenze wird mithin nicht für jeden einzelnen Betrieb von 
Fall zu Fall, ſondern ſchematiſch feſtgeſtellt. Jedoch kann von ihr auf Antrag des 
Betriebsinhabers um 25% nach oben und nach unten abgewichen werden, wenn 
die beſonderen Verhältniſſe des Betriebes es erforderlich machen. In der Entſchul⸗ 
dung von Pächtern und Kleinbetrieben gilt Abweichendes (Art. 13 f. PächtEntſch.⸗ 
VO., Art. 47—49 d. 7. DurchfVO.). 

Die Grundlage für die Kürzung der gegen den Betriebsinhaber gerichteten For⸗ 
derungen gibt § 29 SHRG. Danach iſt die Kürzung von Rechten, die in voller Höhe 
innerhalb der Mündelſicherheitsgrenze liegen, in der Regel nur mit Zuſtimmung 
des betroffenen Gläubigers zuläſſig. Andere Forderungen können ohne ſeine Zu⸗ 
ſtimmung grundſätzlich höchſtens um 50ë gekürzt werden. Forderungen, die teils 
weiſe innerhalb der Mündelſicherheitsgrenze liegen, können bis zur Hälfte des Be⸗ 
trages herabgeſetzt werden, welcher die innerhalb der Mündelſicherheitsgrenze lie⸗ 
gende Sicherheit überſteigt. 

Ergänzende Kürzungsvorſchriften enthalten die Art. 23 f. d. 6., Art. 14 d. 7. 
DurchfVoO. Von beſonderer Wichtigkeit find die Beſtimmungen über die Berech⸗ 
nung des mündelſicheren Betrages bei Geſamthypotheken (Art. 25 d. 6. DurchfVO.). 
Dieſe kann das Entſchuldungsgericht unter Amſtänden auf den einzelnen Betriebs» 
grundſtücken zu Einzelhypotheken verteilen. Vgl. aber Art. 31 d. 7. Durchf VO. 
Für die Kürzung wertbeſtändiger Rechte iſt eine Sonderregelung durch das Rog⸗ 
genſchuldengeſetz vom 16. Mai 1934 getroffen worden (ſ. unten $ 5). 

Eine Reihe von Forderungen wird dadurch bevorzugt behandelt, daß ſie einer 
Kürzung nicht unterworfen find (vgl. SS 10, 30 SchRG., Art. 6 d. 2. Durchf VO. i. d. 
F. d. Art. 2 d. 3. u. d. Art. 38 d. 7. Durchf VO. u. Art. 28 d. 6. DurchfVO.). 

Der Grundſatz, daß einer Kürzung nur Forderungen gegen den Betriebsinhaber 
unterliegen, iſt u. a. durch die Vorſchrift des 8 35 SHRG. durchbrochen. Nach ihr 
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wirkt die Herabſetzung der Forderung unter Umständen auch für einen Mitſchuld⸗ 
ner und einen Bürgen des Betriebsinhabers (vgl. auch Art. 27, 29 d. 6. Durchf VO. 
u. Art. 16, 17 d. 7. DurchfVO.). 

Den nach den dargelegten Grundſätzen aufgeſtellten Vergleichsvorſchlag hat die 
Entſchuldungsſtelle dem Entſchuldungsamt vorzulegen. Dieſes ſtellt ihn den 
beteiligten Gläubigern unter Beſtimmung einer Friſt zu, innerhalb der Wider⸗ 
ſpruch erhoben werden kann. Zum Zuſtandekommen des Vergleichs genügt es, wenn 
die Zahl der ihm widerſprechenden Gläubiger nicht mehr als die Hälfte der in 
Frage kommenden, die Mündelſicherheitsgrenze überſteigenden Forderungen be⸗ 
trägt. Wird der Vergleichsvorſchlag abgelehnt, jo gewährt $ 42 SchRG. die Mög⸗ 
lichkeit, eine Sanierung des Betriebes dennoch zu erreichen. Mit Genehmigung des 
Entſchuldungsamts kann die Entſchuldungsſtelle die Zwangsverſteigerung des 
Grundſtücks verlangen, und zwar ohne einen Vollſtreckungstitel und ohne Rück⸗ 
ſicht auf die Vollſtreckungsſchutzbeſtimmungen. Bleibt ſie Meiſtbietende, ſo iſt der 
Zuſchlag nicht ihr, ſondern dem bisherigen Eigentümer mit der Maßgabe zu er⸗ 
teilen, daß die Entſchuldung gemäß dem Zwangsvergleichsvorſchlage erfolgt. Unter 
Umſtänden kann der Zwangsvergleichsvorſchlag auch dann beſtätigt werden, wenn 
die Gläubiger ihn abgelehnt haben (Art. 57 Abſ. 3 d. 7. DurchfVO., Art. 22 
PächtEntſchVO.). 

Wird der Vergleich angenommen, ſo bedarf er zu ſeiner Wirkſamkeit der Be⸗ 
ſtätigung des Entſchuldungsamts. Sie darf grundſätzlich nicht verſagt werden 
(S 43 SHROG.). Mit der Beſtätigung iſt das Verfahren aufzuheben. Ferner hat das 
Entſchuldungsamt das Grundbuchamt um die Löſchung des Vermerks über die 
Eröffnung des Verfahrens zu erſuchen (88 44, 52 SchRG.). 

VII. Das Geſetz ſorgt dafür, daß die im einfachen Entſchuldungsverfahren oder 
im Zwangsvergleichsverfahren entſchuldeten Betriebe nicht erneut durch Verſchul⸗ 
dung zum Erliegen kommen, und zwar in folgender Weiſe: in Abſ. II der Grund⸗ 
bücher des entſchuldeten Betriebes, welcher die Bezeichnung Entſchuldungsbetrieb 
führt (8 80 SchRG.), wird eingetragen: „Das Grundftüd unterliegt der Entſchul⸗ 
dung.“ Eine Neubelaſtung iſt nur innerhalb der Mündelſicherheitsgrenze und 
nur mit unkündbaren Tilgungsforderungen (Hypotheken, Grundſchulden) zuläſſig. 
Das gilt auch für die Eintragungen im Wege der Zwangsvollſtreckung (8 91 
SHRO.). Im Intereſſe der Siedlung iſt jedoch eine erſtſtellige Beleihung mit einer 
Rentengutsrente ſtatthaft ($ 92 Abſ. 1 Sch R.). Vgl. auch Art. 36 d. 7. Durchf VO. 
Die Entſtehung von Eigentümergrundſchulden oder Eigentümerhypotheken iſt, ſo⸗ 
weit fie die Mündelſicherheitsgrenze überſteigen, ausgeſchloſſen (8 92 Abſ. 2 Sch R.). 
Nach § 93 SHRE. gilt der über die Mündelſicherheitsgrenze hinausgehende Wert 
des Grundſtücks, ſoweit er nicht durch beſtehende oder gemäß $ 15 SHRO. einzu⸗ 
tragende Hypotheken belegt iſt, als mit einer Sicherungshypothek zugunſten der 
Rentenbank⸗Kreditanſtalt belaſtet. Durch dieſe Regelung ſoll vor allem der Per⸗ 
ſonalkredit, der für die Entſchuldungsbetriebe von beſonderer Bedeutung 
werden dürfte, von der Rentenbank⸗Kreditanſtalt überwacht werden. Der 
Geſetzgeber geht hierbei davon aus, daß der geſamte Kreditapparat des landwirt⸗ 
ſchaftlichen Perſonalkredits der Aufſicht der Rentenbank⸗Kreditanſtalt als des zen⸗ 
tralen landwirtſchaftlichen Kreditinſtituts unterſtellt wird. 

VIII. Die O⁰ſthilfeentſchuldung iſt durch die SS 95 f. Sch RG. einer beſon⸗ 
deren Regelung unterzogen worden. Dieſe iſt durch die Oſthilfedurchführungs⸗ 
verordnungen (6.—9.; ſ. oben Abſ. 2 dieſes Paragraphen) und die Oſthilfeabwick⸗ 
lungsVO. vom 21. Dezember 1934 ergänzt worden (vgl. dazu auch Art. 3 d. 
6. Durchf VO. z. SchRGG.). Durch § 96 Sch R. iſt klargeſtellt, daß zum Geltungs⸗ 
bereich des Schuldenregelungsgeſetzes auch das Oſthilfegebiet gehört. Insbeſon⸗ 
dere können in dieſem Gebiet Entſchuldungsanträge nach den SS 1 ff. SchRG. 
geſtellt werden. Die am 15. Juni 1933 ſchwebenden Oſthilfeverfahren werden 
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grundſätzlich nach den bisher für das Oſthilfegebiet geltenden Vorſchriften 
weitergeführt. Im § 98 SHRG. gewährt das Geſetz die Möglichkeit, eine am 
15. Juni 1933 abgelehnte Oſthilfeentſchuldung auf Antrag des Betriebsinhabers, 
der vor dem 1. Juli 1933 zu ſtellen geweſen iſt, wieder aufzunehmen. Dieſes 
Wiederaufnahmeverfahren wird nach den Vorſchriften der Oſthilfeentſchuldung 
durchgeführt. Eine weitere Wiederaufnahme iſt nach $ 99 SHREG. in ſolchen Fällen 
zuläſſig, in denen ein nicht nach den Richtlinien vom 15. März 1932 (RGBl. I 
S. 143) aufgeſtellter Entſchuldungsplan am 15. Juni 1933 bereits genehmigt oder 
beſtätigt war, ſofern der Betrieb erneut entſchuldungsbedürftig geworden iſt. Die 
im Oſthilfeverfahren entſchuldeten Betriebe genießen gemäß § 100 SHRG. die 
größere Zahl der Vorteile, die das Geſetz den Entſchuldungsbetrieben im Sinne des 
§ 80 SHRG. gewährt hat (Zinsſenkung, Umwandlung in Tilgungsforderungen, 
Belaſtungsbeſchränkung, Kontrolle des Perſonalkredits nach Maßgabe des § 93 
Abſ. 1 u. 2 Buchſt. b SHRG.). Vgl. dazu die Oſthilfeabwicklungs VO. SS 1f., 
88 22 f. | | 

IX. In einem der erſten Abſchnitte dieſes Paragraphen (I.) iſt kurz darauf hin⸗ 
gewieſen worden, daß das Geſetz in erſter Linie eine Schuldenregelung durch 
gütliche Einigung des Betriebsinhabers mit ſeinen Gläubigern erſtrebt und daß 
es die Sanierung im Wege gütlicher Einigung durch die Beſtimmungen über die 
Selbſtentſchuldung zu erleichtern trachtet. Die Selbſtentſchuldung (8 81 
SHRG.), d. h. die Erklärung des Betriebes zum Entſchuldungsbetrieb ohne Durch⸗ 
führung eines Entſchuldungs⸗ oder Zwangsvergleichs verfahrens, ſetzt einen Antrag 
des Betriebsinhabers beim Entſchuldungsamt voraus, der nach Art. 1 Abſ. 3 
d. 6. Durchf VO. i. Verb. m. Art. 11 d. 7. Durchf VO. bis zum 3. Oktober 1934 zu 
ſtellen iſt. Vorausſetzung für ihn iſt, daß der Betriebsinhaber durch Einigung mit 
ſeinen Gläubigern die Verzinſung und Tilgung der nicht mündelfiheren Forderun⸗ 
gen nach Maßgabe des § 14 SHRO. geſtaltet hat. Die Erklärung des Betriebes 
zum Entſchuldungsbetrieb erfolgt durch Eintragung folgenden Vermerks in das 
Grundbuch: „Das Grundftüd unterliegt der Entſchuldung.“ Nach § 82 SHRG. 
gelten für einen ſolchen Betrieb dieſelben Vorſchriften wie für einen durch erfolg⸗ 
reiche Durchführung eines Entſchuldungsverfahrens zum Entſchuldungsbetrieb 
gewordenen Betrieb. 

X. Das Schuldenregelungsgeſetz hat beſondere Vorſchriften der ländlichen 
Siedlung gewidmet. Die Landabgabe als Entſchuldungsmittel ſoll dem großen 
Siedlungswerk, einem wichtigen Pfeiler in dem agrar⸗ und nationalpolitiſchen 
Geſetzgebungswerk der NSDAP., dienſtbar gemacht werden (vgl. 88 66 f. SchRG.). 
Der Betriebsinhaber, der zur Beſiedlung geeignete Landflächen mit oder ohne 
Gebäude aus ſeinem eigenen Beſitz oder im Wege der Vereinbarung mit anderen 
Eigentümern zur Verfügung ſtellt, kann beantragen, daß die Entſchuldungsſtelle 
dieſe Flächen zur Ablöſung von landwirtſchaftlichen Schulden übernimmt. Die Ent⸗ 
ſchuldungsſtelle kann im Entſchuldungsverfahren auch ganze Betriebe übernehmen 
(S 66 SHRG.). Für das übernommene Land ſoll nach Möglichkeit keine Bar⸗ 
zahlung ſtattfinden. Vielmehr ſoll der Kaufpreis durch Übernahme von Schulden 
beglichen werden. Durch die SS 75 f. SchRG. iſt die Möglichkeit geſchaffen, daß der 
Landlieferungsverband Betriebe, deren Entſchuldung wegen zu ſtarker Verſchul⸗ 
dung ausſichtslos iſt, im Wege der Zwangsverſteigerung der Siedlung zuführt. 
Art. 8 Abi. 2 d. 3. Durchf VO. i. d. F. d. Art. 45 d. 6. Durchf VO. erleichtert die 
Verwendung von Betrieben entſchuldungsunwürdiger Betriebsinhaber für die 
Siedlung. 

XI. Die Entſchuldung der Erbhöfe iſt bisher durch einzelne Bes 
ſtimmungen der 6. DurchfVOO., aber noch nicht abſchließend geregelt. Auf die Erb⸗ 
hofentſchuldung beziehen ſich ihre Art. 2, 21, 31, 33 und 43. Sie ſchaffen nichts 
grundſätzlich Neues. Sie ſtellen im weſentlichen klar, daß unter das Schulden⸗ 
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regelungsgeſetz auch die Erbhöfe fallen. Im einzelnen ſetzt die 6. DurchfVO. mit 
Rückſicht auf die Eigenart des Erbhofrechts Abweichungen von dem gewöhnlichen 
Entſchuldungsverfahren feſt. 

Auf Grund des $ 3 Abſ. 1 Nr. 4 Sch., alſo wegen Entſchuldungsunwürdigkeit 
des Betriebsinhabers, darf das Entſchuldungsamt die Eröffnung des Entſchul⸗ 
dungsverfahrens über das Vermögen eines Bauern oder die Erklärung ſeines 
Betriebes zum Entſchuldungsbetrieb (Selbſtentſchuldung) nur dann ablehnen, 
wenn das Anerbengericht dem Betriebsinhaber die Bauernfähigkeit aberkannt hat. 
Iſt eine ſolche Entſcheidung nicht ergangen, ſo darf das Entſchuldungsamt das 
Vorhandenſein des Ablehnungsgrundes des $ 3 Abſ. 1 Nr. 4 SchRG. überhaupt 
nicht prüfen, wenn der Bauernführer erklärt, er habe keinen Anlaß, eine Entſchei⸗ 
dung des Anerbengerichts über die Bauernfähigkeit des Betriebsinhabers herbei⸗ 
zuführen (Art. 2 Abſ. 1 d. 6. DurchfVO.). Den Antrag auf Eröffnung des Ent⸗ 
ſchuldungsverfahrens über das Vermögen eines Bauern kann auch der Kreis⸗ 
bauernführer ſtellen, ſofern ein Gläubiger das verlangt. Iſt das Verfahren auf 
Antrag des Kreisbauernführers eröffnet worden, jo iſt er im Verfahren zu Ans 
trägen und Rechtsmitteln befugt (Art. 2 Abſ. 2 d. 6. DurchfVO.). Das für einen 
Bauern anhängige Entſchuldungsverfahren darf nicht wegen Entſchuldungs⸗ 
unfähigkeit aufgehoben werden (Art. 21 d. 6. DurchfVO.). Gegen den Willen der 
Gläubiger kann ein Zwangsvergleich grundſätzlich nicht zuſtande kommen. Dem⸗ 
gegenüber ſchafft Art. 31 d. 6. DurchfVO. in dem für einen Bauern eröffneten 
Schuldenregelungsverfahren die Möglichkeit, daß das Entſchuldungsamt den von 
den Gläubigern abgelehnten Zwangsvergleich beſtätigt und damit wirkſam macht. 
Art. 33 Abſ. 2 d. 6. DurchfVO. erleichtert die Durchführung des Entſchuldungs⸗ 
verfahrens für einen Erbhof dadurch, daß er in dem dort angegebenen Umfange 
von der nach den Beſtimmungen des RErbhof®. erforderlichen Genehmigung des 
Anerbengerichts abſieht. Art. 43 zählt die Beſtimmungen des Schuldenregelungs⸗ 
geſetzes auf, die wegen der Eigenart des Erbhofs in dem Entſchuldungs verfahren 
über einen ſolchen nicht gelten. Es handelt ſich u. a. um Beſtimmungen über 
Zwangsverſteigerungen ſowie über Belaſtungen nach Durchführung der Ent⸗ 
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Das Noggenſchuldengeſetz vom 16. Mai 1934 


Die auf Roggen oder Weizen lautenden Grundpfandrechte find als wertbeſtändige 
Pfandrechte eine Folgeerſcheinung der deutſchen Geldentwertung. Sie haben ſich 
für die deutſche Wirtſchaft verhängnisvoll ausgewirkt. Die Grundkreditanſtalten, 
die das Roggen⸗ und Weizenbeleihungsgeſchäft beſonders gepflegt haben, zahlten 
den Gegenwert der Hypothek oder Reallaft auch nach Einführung der Reichsmark 
nicht in bar, ſondern in Roggen: oder Weizenpfandbriefen oder in Rentenbriefen 
aus. Die Kurſe dieſer Schuldverſchreibungen lagen in der Regel außerordentlich 
niedrig, ſo daß der Schuldner bei ihrer Verwertung einen erheblichen Verluſt erlitt. 
Bisweilen erhielt er nur die Hälfte des dem eingetragenen Betrage entſprechenden 
Gegenwertes. 

Dieſen Tatſachen hatte bereits das Schuldenregelungsgeſetz vom 1. Juni 1933 im 
S 29 Abſ. 4 Rechnung getragen, indem es bei wertbeſtändigen Rechten mit Aus⸗ 
nahme der auf Feingold oder eine ausländiſche Währung lautenden eine weit⸗ 
gehende Kürzungsmöglichkeit zuließ und ihre Umwandlung in RM. anordnete. 
Dieſe Regelung galt nur für das Zwangsvergleichsverfahren und das Oſthilfe⸗ 
verfahren (8 97 Abſ. 2 SchRG.), nicht aber im einfachen Entſchuldungsverfahren 
und für die Selbſtentſchuldung. Angeſichts der großen Verluſte, die alle Roggen⸗ 
und Weizenſchuldner durch die Eingehung ihrer auf Roggen oder Weizen lautenden 
Verbindlichkeiten erlitten hatten, genügte ſie nicht. 
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Daher ordnet das Geſetz über die Umwandlung wertbeſtändiger Rechte und ihre 
Behandlung im landwirtſchaftlichen Entſchuldungsverfahren (Roggenſchuldengeſetz) 
vom 16. Mai 1934 (RGBI. I S. 391) für alle Roggen⸗ und Weizenſchuldner, d. h. 
auch für ſolche, die ſich nicht in einem Entſchuldungsverfahren befinden, die Um⸗ 
wandlung ihrer auf Roggen oder Weizen lautenden, durch Hypotheken, Grund⸗ 
ſchulden, Rentenſchulden oder Reallaſten dinglich geſicherten Verbindlichkeiten 
(wertbeſtändige Rechte) und der über dieſelben Werte ausgeſtellten Inhaber⸗ 
ſchuldverſchreibungen in RM. an, mit der Maßgabe, daß mit dem Inkrafttreten 
des Geſetzes an die Stelle von einem Zentner Roggen der Betrag von 7.50 RM. 
und an die Stelle von einem Zentner Weizen der Betrag von 9.50 RM. tritt. Die 
Neubegründung der angegebenen wertbeſtändigen Rechte und Inhaberſchuld⸗ 
verſchreibungen iſt unzuläſſig ($ 1 d. Geſ.). 

Das Geſetz enthält nur die grundlegenden Vorſchriften und überträgt ihre nähere 
Ausgeſtaltung den Durchführungsverordnungen (bisher der DurchfVO. v. 25. Mai 
1934, RGBl. 1 S. 448, und 2. DurchfVO. vom 5. September 1934, RGBl. I S. 824). 
So beſtimmen die Art. 1—3 d. 1. DurchfVO. und Art. 1, 2 d. 2. DurchfVO. den 
Kreis der der Umwandlung unterliegenden Rechte näher. 

Neben den für alle Schuldner wertbeſtändiger Rechte geltenden Umwandlungs⸗ 
vorſchriften enthält das Roggenſchuldengeſetz Beſtimmungen, die eine weitgehendere 
Kürzung der wertbeſtändigen Rechte erlauben, als das nach dem 
durch § 2 Abſ. 3 Roggenſchuldengeſetz aufgehobenen $ 29 Abſ. 4 SHRG. möglich 
geweſen iſt. Das Geſetz trägt hierdurch den Verluſten Rechnung, welche die Roggen⸗ 
und Weizenſchuldner durch die Eingehung wertbeſtändiger Verbindlichkeiten er⸗ 
litten hatten. Nach § 2 d. Geſ. iſt die Kürzung des wertbeſtändigen Rechts bis auf 
einen Betrag zuläſſig, der dem Werte der Leiſtung oder Belaſtung bei der Über⸗ 
nahme der Verbindlichkeit durch den Betriebsinhaber (ÜUbernahmezeitpunkt) ent⸗ 
ſpricht (Ubernahmewert). Dieſe Kürzung iſt im Gegenſatz zu $ 29 Abſ. 1 Nr. I 
SHRG. auch bei mündelſicheren Rechten ſtatthaft (vgl. aber Art. 18 d. 1. DurchfVO .). 
Jedoch iſt eine Herabſetzung nur bis zu 50% des ſich aus $ 1 Abſ. 1 d. Gef. er: 
gebenden Umwandlungsbetrages (Jetztwert) zuläſſig. Nach Art. 9 d. 2. DurchfVO. 
bleibt eine Kürzung nach Maßgabe des $ 29 Abſ. 1, 2 SchRG. an Stelle der Kürzung 
nach dem Roggenſchuldengeſetz möglich, ſofern jene weitergeht als dieſe. Die nach 
dem Roggenſchuldengeſetz eintretenden Anderungen bei den wertbeſtändigen Rech⸗ 
ten hat im Entſchuldungsverfahren und in der Oſthilfe die Entſchuldungsſtelle 
feſtzuſtellen (Art. 17 d. 1. DurchfVO.). Dabei iſt Art. 7 der 2. Durchf VO. zu bes 
achten, der wertbeſtändige Rechte mit wiederkehrenden Leiſtungen (Zinſen, Til⸗ 
gungsbeträgen) zum Gegenſtand hat. Wenn der Übernahmezeitpunkt vor dem 
1. Januar 1924 liegt, jo gilt als Ubernahmewert die Hälfte des Jetztwertes. Fällt 
er in die Zeit nach dem 31. Dezember 1923, ſo iſt der Jetztwert den der erſten 
Durchführungsverordnung beigefügten Tabellen zu entnehmen. Hat der Betriebs⸗ 
inhaber als Gegenwert für die wertbeſtändige Belaſtung wertbeſtändige Schuld⸗ 
verſchreibungen erhalten und iſt der erzielte Erlös geringer als der Tabellenwert, 
ſo iſt als Jetztwert der Erlös einzuſetzen. 

Beſondere Vorſchriften für Ablöſungsrechte und damit in Zuſammenhang 
ſtehende Zwiſchenrechte enthält 8 2 Abſ. 2 d. Geſ. und Art. 11 d. 2. Durchf VO. 
Durch Art. 8 der 2. DurchfVO. iſt die Umwandlung ſolcher wertbeſtändigen Renten⸗ 
ſchulden und Reallaſten, bei denen ein Teil der Jahresleiſtung zur Tilgung des 
Kapitalwerts des Rechts dient, in unkündbare, auf Reichsmark lautende Til⸗ 
gungshypotheken angeordnet worden. 

Eine erweiterte Wiederaufnahmemöglichkeit für die Oſthilfe⸗ 
entſchuldung ſchafft Art. 22 Abſ. 1 d. 1. DurchfVO. Er will der Notlage 
ſolcher Betriebe Rechnung tragen, die durch die Aufnahme von Roggen⸗ und 
Weizenſchulden in beſondere Schwierigkeiten geraten ſind. Mit dem Wiederauf⸗ 
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nahmeantrage, der nach Art. 12 der 2. DurchfVO. bis zum 30. September 1934 
geſtellt werden konnte, iſt ein vorläufiger Vollſtreckungsſchutz nach Art. 10 
der Verordnung über den Vollſtreckungsſchutz im landwirtſchaftlichen Entſchul⸗ 
dungsverfahren vom 27. Dezember 1933 verbunden (Art. 22 Abſ. 2 d. 1. DurchfVO.). 
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Handelsrecht 


en Google 


Grundfragen zur Reform der Einzelunternehmung 
und der Perſonalgeſellſchaften 


Einleitung 


I. Der Nationalſozialismus erfaßt den Einzelmenſchen nicht in feiner Iſoliert⸗ 
heit und um ſeiner ſelbſt willen, ſondern als Glied der Geſamtheit, der er organiſch 
eingegliedert wird durch Dienſtbarmachung ſeiner produktiven Individualität 
gegenüber dem Volksganzen. Soweit ſich das Individuum in dieſem Sinne auszu⸗ 
wirken vermag, wird es durch Anerkennung eines ihm eigenen Herrſchaftsbereiches 
in ſeiner Eigenart gefördert und geſchützt, ſo daß dieſer Schutz als Kehrſeite der 
organiſchen Bindung gegenüber der Allgemeinheit erſcheint. Auf das Gebiet des 
Wirtſchaftslebens übertragen, bedeutet dieſe Grundanſchauung Gewährung freier 
Entfaltungsmöglichkeit der für die Geſamtwirtſchaft förderlichen ſchöpferiſchen Ini⸗ 
tiative des einzelnen Unternehmers, insbeſondere mittels Ausgeſtaltung des 
Führergedankens als rechtspolitiſches Formprinzip. Mit dieſer Betätigungsfreiheit 
verbindet ſich Verantwortung gegenüber der Geſamtwirtſchaft, die mit der wirt⸗ 
ſchaftlichen Herrſchaftsmacht in notwendiger Beziehung ſteht. Das Intereſſe der 
Geſamtwirtſchaft wird im Rahmen der allgemeinen Staatspolitik durch den Führer 
des Staates ſelbſt wahrgenommen. Das entſpricht dem Grundſatz des Primates 
des Staates gegenüber der Wirtſchaft, was nicht bedeutet, daß der Staat ſelbſt 
wirtſchaften will, ſondern im Verfolg der geſamten Staatspolitik die Wirtſchaft 
autoritativ leitet. 

II. Dieſer Grundauffaſſung iſt die Rechtsordnung anzupaſſen. Es gilt im einzel⸗ 
nen die Frage zu löſen, in welcher Weiſe ſich dieſe Aufgabe am wirkſamſten voll⸗ 
ziehen läßt. Es liegt in der Natur der Aufgabe, daß der Schwerpunkt der rechtlichen 
Ausgeſtaltung dem Gebiete des öffentlichen Wirtſchaftsrechts angehört. Hier gilt 
es jene Normen zu ſchaffen, welche im Sinne des heute anerkannten Rechtsſtaates 
die unmittelbare Verwirklichung wirtſchaftspolitiſcher Gebote für den Einzelfall 
ermöglichen. Soweit ſich die Intereſſen der Geſamtwirtſchaft für beſtimmte Wirt⸗ 
ſchaftszweige generell erfaſſen laſſen, wird ihnen durch entſprechende Einzelgeſetze 
und Verordnungen Rechnung getragen; ſo z. B. durch die geſetzliche Preisbeſtim⸗ 
mung für landwirtſchaftliche Produkte, durch die Regelung der Deviſenbewirtſchaf⸗ 
tung, durch die Bildung von Zwangskartellen, durch das Geſetz über Maßnahmen 
zur Förderung des Außenhandels u. a. m. Auf dieſe Weiſe iſt bereits der erſte 
große Schritt zu einem geſetzlichen Schutze der Geſamtwirtſchaft vollzogen, der 
namentlich in den Vorſchriften über den Verrat am Volksvermögen und über die 
Erhaltung der Arbeitskraft grundſätzlich verankert iſt. Und in der Anerkennung 
der Geſamtwirtſchaft als das oberſte zu ſchützende Rechtsgut unſerer Wirtſchafts⸗ 
rechtsordnung liegt der Gegenſatz unſeres heutigen Rechtsdenkens gegenüber der 
liberaliſtiſchen Wirtſchaft, bei der die Geſamtwirtſchaft nur als die Summe von 
frei ſchaltenden Einzelwirtſchaften erfaßt wurde. 

Soweit es ſich nun um die organiſche Eingliederung des einzelnen Unternehmens 
in die Geſamtwirtſchaft und um die Abgrenzung privatwirtſchaftlicher Intereſſen 
gegenüber den volkswirtſchaftlichen handelt, läßt ſich eine generelle Norm, welche 
jede auftauchende Einzelfrage mit zu umfaſſen oder zu löſen vermöchte, nicht 
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finden. Deshalb iſt einerjeits durch entſprechende Ausgeſtaltung der allgemeinen 
Staatsaufſicht über ſolche Unternehmungen, welche die Geſamtwirtſchaft unmittel⸗ 
bar beeinfluſſen, die rechtliche Grundlage zu ſchaffen, die die Durchſetzung ſtaat⸗ 
licher Wirtſchaftspolitik dieſen Unternehmungen gegenüber auch für den Einzel⸗ 
fall ermöglicht. Andererſeits iſt generell durch die Organiſation des ſtändiſchen 
Aufbaus die Eingliederung jedes einzelnen Unternehmers als Perſon in den ge⸗ 
ſamten Wirtſchaftsaufbau zu vollziehen. So ergänzen ſich Staatsaufſicht und ſtän⸗ 
diſcher Aufbau, indem erſtere ſich mehr auf das Unternehmen in ſeiner wirtſchaft⸗ 
lichen Funktion bezieht, letztere vor allem den verantwortlichen Unternehmens⸗ 
leiter als Perſon erfaßt. 

III. Auch das Wirtſchaftsprivatrecht, als deſſen Hauptquelle das Handelsgeſetz⸗ 
buch erſcheint, iſt unter den vorbezeichneten Geſichtspunkten einer Reviſion zu 
unterziehen. Es iſt im einzelnen zu prüfen, ob es den heutigen wirtſchaftspoli⸗ 
tiſchen Forderungen entſpricht. Das deutſche Handelsrecht beruht in weſentlichen 
Stücken auf dem Handelsgewohnheitsrecht, das ſich im Mittelalter in den ober⸗ 
italieniſchen Städten als dem Sitz des damaligen Welthandels auf internationaler 
Grundlage entwickelte und das mit Anſchluß des deutſchen Handels an dieſes 
Wirtſchaftsgebiet auch in Deutſchland Aufnahme und Weiterentwicklung fand. In 
ſeiner geltenden Geſtalt trägt es die Züge liberaler Wirtſchaftsauffaſſung, die in 
erſter Linie das einzelne Unternehmen als ſolches erfaßte, während die All⸗ 
gemeinintereſſen erſt durch die Rechtſprechung und Wiſſenſchaft zu ſtärkerer Betonung 
gelangten (vgl. z. B. die Rechtſprechung über die ſog. Knebelungsverträge oder 
diktierten Verträge, oder über den zu weit gehenden vertraglichen Haftungs⸗ 
ausſchluß beſtimmter Unternehmungen uſw.). 

Es beſteht demnach die Aufgabe, auch für das Wirtſchaftsprivatrecht aus der 
beſonderen Verantwortlichkeit eines jeden Unternehmers gegenüber der All⸗ 
gemeinheit die entſprechenden Konſequenzen zu ziehen, die ſich nach verſchiedenen 
Richtungen hin auswirken. Dieſe Verantwortlichkeit gebietet einerſeits ein ſtär⸗ 
keres Hervortreten der Perſönlichkeit im Wirtſchaftsleben, womit weitgehende 
Beſchränkung der Anonymität Hand in Hand zu gehen hat. Andererſeits iſt Ver⸗ 
antwortung und Herrſchaftsmacht in ein richtiges Verhältnis zu ſetzen, da Ver⸗ 
antwortung nur tragen kann, wer auch die entſprechende Handlungsfreiheit befitt. 
Aus der Verantwortlichkeit folgt weiter die beſondere rechtliche Betonung be⸗ 
ſtimmter charakterlicher Eigenſchaften, die die unerläßliche Vorausſetzung des Ver⸗ 
antwortungsbewußtſeins bilden, ſo vor allem die Ehrbarkeit. Aus der Erkenntnis 
endlich, daß jede Unternehmung zugleich einen wichtigen Beſtandteil des geſamten 
Nationalvermögens bildet, iſt noch zu prüfen, ob ſich die geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen, die der Erhaltung des Unternehmens dienen, noch wirkſamer ausge⸗ 
ſtalten laſſen, wobei vor allem die Frage des Unternehmensſchutzes gegenüber dem 
Unternehmer ſelbſt an Bedeutung gewinnt. 

Die nachfolgenden Unterſuchungen ſollen ſich mit dieſen Grundgedanken aus⸗ 
einanderſetzen und Hinweiſe einer möglichen geſetzlichen Verwirklichung geben. 
Zu endgültigen Ergebniſſen zu gelangen, war mit Rückſicht auf die Gedrängtheit 
der Unterſuchung und die Schwierigkeit des Themas, beſonders im Hinblick auf 
die heute ſchwer belaſtete Wirtſchaft, nicht möglich. 


L Der Kaufmannsbegriff 


J. Das geltende Recht geht aus von dem Begriff des Kaufmanns, iſt alſo inſo⸗ 
fern ein Standesrecht der Kaufleute. Deshalb iſt die Regelung über Erwerb der 
Kaufmannseigenſchaft in den 88 1—6 HGB. vorausgeſchickt. Auch nach der heutigen 


l. dazu H. Buchner, Recht und Wirtſchaft in der Zeitſchrift „Die nationale Wirt⸗ 
(art Jahrg. 2 842 ff. N ſchaf Zeitſchrif 
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Auffaſſung ſteht im Mittelpunkt der Wirtſchaft die Unternehmerperſönlichkeit, 
deren Rechte im einzelnen ſich aus den Pflichten gegenüber der Geſamtheit ab⸗ 
leiten. Deshalb wird die Frage, wer als Unternehmer (Kaufmann) im Sinne 
des Handelsrechts zu gelten habe, auch künftighin den Ausgangspunkt der Nor⸗ 
mierung zu bilden haben und jene Richtung abzulehnen ſein, die das kommende 
Handelsrecht auf dem Begriff der Unternehmung aufzubauen ſucht. Wenn 
Schreiber:, in einem Gutachten es als Konſequenz längſt getaner Arbeit bes 
zeichnet, „wenn man in einem künftigen deutſchen Handelsgeſetzbuch weder den 
Kaufmann, noch das Handelsgeſchäft, ſondern das Handelsunternehmen als Zentral⸗ 
begriff an die Spitze des ganzen Syſtems ſtellen würde“, ſo iſt ihm zwar inſo⸗ 
fern zuzuſtimmen, als das künftige Recht zu einer rechtlichen Erfaſſung des Unter⸗ 
nehmens als einheitlicher Organiſation wird kommen müſſen. Im Grunde aber 
muß der Charakter des Wirtſchaftsrechts als Standesrecht wohl gewahrt bleiben. 

II. Bildet aber die Perſönlichkeit den Ausgangspunkt der Normierung, ſo iſt 
eine klare und ſichere Abgrenzung des Kaufmannsbegriffs erſte Vorausſetzung. 

Das HGB. hat im 8 1 einen Katalog beſtimmter Geſchäftsarten aufgezählt, 
welche als ſog. Grundhandelsgeſchäfte dem Gewerbetreibenden ohne Rückſicht auf 
die Eintragung im Handelsregiſter die Kaufmannseigenſchaft verleihen. Da aber 
eine ſolche Aufzählung notwendig lückenhaft iſt und die Vielfalt der Lebensmög⸗ 
lichkeiten nicht zu erſchöpfen vermag, mußte als Ergänzung in $ 2 HGB. eine Art 
Generalklauſel geſchaffen werden, wonach außerdem jeder Gewerbetreibende Kauf⸗ 
mann ſein ſoll, deſſen Unternehmen nach Art und Umfang einen in kaufmänniſcher 
Weiſe eingerichteten Geſchäftsbetrieb erfordert. Zur Kenntlichmachung dieſer Unter⸗ 
nehmungen als Handelsgeſchäfte iſt Eintragung derſelben in das Handelsregiſter 
vorgeſchrieben, mit der konſtitutiv der Erwerb der Kaufmannseigenſchaft ver⸗ 
bunden iſt. Sowohl die Beurteilung der Frage aber, ob überhaupt ein Grund⸗ 
handelsgeſchäft vorliege (Baulieferanten?), als auch die Abgrenzung der nach 
§ 2 HGB. eintragungspflichtigen Gewerbetreibenden gibt zu verſchiedenen Zwei⸗ 
feln Anlaß. Deshalb war zur Korrektur beider Beſtimmungen — von $ 3 Abſ. 2 
HGB. zunächſt abgeſehen — die Sondervorſchrift des $ 5 über den Scheinkauf⸗ 
mann erforderlich. Dieſe Beſtimmung vermochte indes infolge ihres eng umgrenzten 
Wortlautes die Zweifelsfälle nicht alle zu beſeitigen, ſondern ließ daneben noch 
neue entſtehen. Nun gibt es aber Unternehmungen, die zwar ihrer Art nach zu 
den Grundhandelsgeſchäften gehören, infolge ihres geringen Umfanges jedoch es 
nicht rechtfertigen, daß der Inhaber in jeder Beziehung den erhöhten Kaufmanns⸗ 
verpflichtungen unterworfen ſei. So wurde als weitere Korrektur in 8 A HGB. 
die Sondergruppe der Minderkaufleute aufgeſtellt, eine Vorſchrift, die wegen ihrer 
unglücklichen Faſſung auch die Zurechnung der Großhandwerker zu den Vollkauf⸗ 
leuten ausſchloß. Iſt ſomit die Regelung der Kaufmannseigenſchaft ſchon hin⸗ 
reichend unüberſichtlich ausgefallen, ſo vermehren ſich die Schwierigkeiten noch da⸗ 
durch, als ſich gelegentlich Perſonen der Allgemeinheit gegenüber wie Kaufleute 
gerieren, ohne es zu ſein. Daher ſah ſich die Rechtſprechung genötigt, zum Schutze 
der Allgemeinheit auch dieſe Leute den kaufmänniſchen Verpflichtungen zu unter⸗ 
werfen. Als extremſte Auffaſſung in dieſer Hinſicht findet ſich bei Staubs der 
Satz aufgeſtellt, daß jeder als Kaufmann zu gelten habe, wer ſich als Kaufmann 
geriert. Zwar ſollte damit nicht geſagt ſein, daß der Betreffende tatſächlich Kauf⸗ 
mann im Rechtsſinne geworden ſei, wohl aber daß er ſich als ſolcher müſſe be⸗ 
handeln laſſen; ein Standpunkt, dem das RG. (Bd. 65, 412) einmal naheſtand, 
ihn aber in anderen Entſcheidungen (Bd. 98, 163) wieder verwarf. 


Vgl. Schreiber, Grundlagen zum Syſtem des künftigen Handelsrechts in Veröffent⸗ 


lichungen der Vereinigung der Handelsrechtslehrer deutſcher Hochſchulen, Heft 1 (1928) 
S. 54 ff.; dazu Eckhardt in Zentr. Bl. f. Handelsr. 1928 S. 346. 


s Komm. Anhang zu $ 5 Anm. 20. 
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Man kann demnach nicht jagen, daß das geltende Recht ſehr glücklich ſei. Eine 
derartige Vielgeſtaltigkeit von „Kaufleuten kraft Gewerbebetriebes“, „Kaufleuten 
kraft Eintragung“, „Kannkaufleuten“, „Scheinkaufleuten“ und Perſonen, die als 
Kaufleute behandelt werden, ohne es zu ſein, während andere Unternehmer, die 
hierher gehören ſollten, rechtlich keine Kaufleute find, entſpricht nicht der Forde⸗ 
rung nach Klarheit und Einfachheit der geſetzlichen Regelung. 

III. Die verſchiedenſten Vorſchläge find zur Beſeitigung dieſes Zuſtandes gemacht 
worden. 

1. Abzulehnen iſt jene Meinung, die eine Streichung des $ 2 befürwortet, da⸗ 
gegen eine Erweiterung der Grundhandelsgeſchäfte vorſchlägt unter Beifügung 
einer Generalklauſel, wonach alle nicht aufgezählten Großunternehmer durch Ein⸗ 
tragung die Kaufmannseigenſchaft zu erlangen berechtigt, aber nicht verpflichtet 
ſein ſollen. Es ſtünde mit unſerer heutigen Auffaſſung geradezu in Widerſpruch, 
bei den nicht aufgezählten Großbetrieben die Übernahme der beſonderen Verant⸗ 
wortung, die der Kaufmannsſtand mit ſich bringt, dem freien Willen des einzelnen 
Unternehmers anheimzuſtellen. 

2. Die einfachſte und klarſte Löſung brächte umgekehrt Verzicht auf die Sonder⸗ 
aufzählung der Grundhandelsgeſchäfte des 8 1 Abſ. 2 HGB., jo daß in allen Fällen 
die Kaufmannseigenſchaft nur durch konſtitutiven Eintrag erworben würde. Gleich⸗ 
gültig würde die Art des Betriebes bleiben; vielmehr wäre allein danach abzu⸗ 
ſtellen, ob Bedeutung und Größe der Unternehmung die Eintragung gebieten. Die 
Formel würde alsdann lauten: „Kaufmann iſt jeder eingetragene Gewerbetrei⸗ 
bende“, und umgekehrt: „aus dem Handelsregiſter find alle Kaufleute erſichtlich“. 
Nun würde es allerdings zu Schwierigkeiten führen, wenn jeder Unternehmer, 
ſolange er nicht im Regiſter eingetragen iſt, dem Handelsrecht nicht unterworfen 
wäre. Dieſe Schwierigkeit aber ließe ſich dadurch beſeitigen, daß bei Neugründun⸗ 
gen jeder Gewerbetreibende, gleichgültig welcher Art ſein Gewerbe iſt, zu Beginn 
ſeines Gewerbebetriebs der Regiſterbehörde Anzeige erſtattete (ähnlich dem 
8 14 RGewo.), und die Regiſterbehörde ihrerſeits über die Eintragungspflicht 
entſchiede. Mit der unten befürworteten Vereinheitlichung des Handelsregiſters 
würde ſo zugleich eine größere Einheitlichkeit der Beurteilung gewährleiſtet und 
weſentlich erhöhte Klarheit geſchaffen werden. Für die Fälle allerdings, wo ein 
urſprünglich Kleingewerbetreibender durch Vergrößerung ſeines Betriebes in die 
Reihe der eintragungspflichtigen Unternehmer aufrückte, würde ähnlich dem §S 2 
Satz 2 HGB. die Anmeldungspflicht begründet werden, wobei zweckmäßigerweiſe 
auch der Ständevertretung die Möglichkeit einzuräumen wäre, die Eintragung für 
ſolche Fälle anzuregen. 

Auf Grund dieſer Regelung würde auch der Großhandwerker einbezogen ſein, der 
bisher, mochte ſein Jahresumſatz eine halbe Million betragen, als „Minderkauf⸗ 
mann“ galt. Standesrechtlich allerdings müßte er der Handwerkskammer ein⸗ 
gegliedert bleiben, damit nicht dieſer und den Innungen gerade die leiſtungsfähig⸗ 
ſten Mitglieder entzogen werden. Weiter würde die Mißlichkeit beſeitigt fein, daß 
etwa ein Fabrikant, der ſelbſtgewonnene Rohſtoffe verarbeitet, z. B. ein Ziegelei⸗ 
beſitzer, ohne Eintragung nicht Kaufmann wäre, während dem Inhaber eines kleinen 
Ladens die Kaufmannseigenſchaft „kraft ſeines Gewerbebetriebes“ zuſteht. 

Der Eintragungspflicht wären auch die landwirtſchaftlichen Nebenbetriebe zu 
unterwerfen. Wenn ein Bauer neben ſeinem Erbhof ein gewerbliches Unternehmen 
betreibt, etwa ein Sägewerk, eine Brennerei uſw., das dem Erbhofrecht nicht unter: 
liegt, ſo iſt kein Grund erſichtlich, warum inſoweit das Handelsrecht nicht ſtets 
Anwendung finden ſoll. Die Sonderſtellung des Unternehmers als Bauer kann 
eine handelsrechtliche Ausnahmeſtellung nicht rechtfertigen. Für das Geſellſchafts⸗ 
recht endlich würde dieſe Regelung bedeuten, daß auch nichtige Geſellſchaften als 
gültig zu behandeln ſeien, ſolange nicht ihre Löſchung erfolgt iſt. Die Eintragung 
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ift demnach in jedem Falle konſtitutiv, jo daß es der beſonderen Fiktion des $ 5 
überhaupt nicht mehr bedürfte. 

3. Die durch Eintragung erworbene Kaufmannseigenſchaft müßte ſo lange dauern, 
als der Eintrag beſteht. Um aber dieſe formale Abgrenzung mit der Wirklichkeit in 
Uebereinſtimmung zu halten, iſt dafür zu ſorgen, daß die Einſtellung des Gewerbe⸗ 
betriebs angemeldet wird. Daneben wäre noch die Möglichkeit einer Löſchung 
von Amts wegen vorzuſehen, wobei auch der Ständevertretung ein Antragsrecht 
zugeſprochen werden könnte. Es ergeben ſich dabei allerdings ſchwierige Fragen. 
Die Eintragung ſetzt eine gewiſſe Mindeſtgröße des Unternehmens voraus. Wie 
aber, wenn ſich infolge wirtſchaftlicher Schrumpfung das Unternehmen verkleinert 
oder vorübergehend ganz zum Stillſtand kommt? Die verſchiedenſten Momente find 
hier zu beachten. Es kann ſein, daß ſolche Unternehmungen infolge wirtſchaftlicher 
Belebung wieder voll in Gang kommen. Wäre hier die Löſchung bereits erfolgt, 
ſo könnten daraus große Mißlichkeiten entſpringen. Denkbar wäre auch, daß die 
von Amts wegen zu früh vorgenommene Löſchung das vielleicht einer Wieder⸗ 
belebung fähige Unternehmen erſt voll zerſtörte. Andererſeits iſt es ebenſo unhaltbar, 
wenn heute in den Handelsregiſtern noch zahlreiche Firmen geführt werden, die 
längſt gelöſcht werden ſollten. Eine generelle Entſcheidung dieſer Fragen durch 
Geſetz iſt nicht möglich. Man wird ſie daher wohl dem pflichtgemäßen Ermeſſen der 
Regiſterbehörde anheimzuſtellen haben, die ihrerſeits in der Lage iſt, fi) mit der 
zuſtändigen Handelskammer in Verbindung zu ſetzen. 

IV. Beſonderer Erwähnung bedürfen noch die Minderkaufleute. Manche bezeich⸗ 
nen dieſe Gruppe als entbehrlich und wollen ſie als Rechtseinrichtung überhaupt 
beſeitigt wiſſen. Verſchiedene Gründe ſprechen indes für ihre Beibehaltung. Einmal 
wird die nähere Ausgeſtaltung des Unternehmensrechts Einrichtungen bringen, die 
auch auf die Geſchäftsbetriebe von Minderkaufleuten Anwendung finden können; 
ſo beſonders die Schutzrechte und die Anpaſſung des Zubehörbegriffs an die Unter⸗ 
nehmung. Aber auch ſonſt enthält das HGB. zahlreiche Grundſätze, die notwendig 
auf Minderkaufleute zu erſtrecken ſind; ſo beſonders die Vorſchriften über die Hand⸗ 
lungsvollmacht, über die Befugniſſe der Ladenangeſtellten, ferner eine Reihe von 
Normen über das Handelsgeſchäft im allgemeinen, wie über den Handelskauf im 
beſonderen. Man denke etwa an die Rügepflicht des 8 377 HGB. Es entſpricht dem 
Bedürfnis des Großhandels oder der Fabrikanten, alsbald nach Verkauf der einzel⸗ 
nen Warenpoſten Gewißheit darüber zu erlangen, ob ſie mit der Beanſtandung 
oder Zurverfügungſtellung derſelben rechnen müſſen. Dieſes Bedürfnis nach Klar⸗ 
heit im Intereſſe ſtörungsfreier und raſcher Geſchäftsabwicklung beſteht auch gegen⸗ 
über den Minderkaufleuten, die in ihrer Geſamtzahl einen beträchtlichen Abnehmer⸗ 
kreis bilden. Demgegenüber wird zum Schutze der Minderkaufleute ein begründetes 
Bedürfnis für das kaufmänniſche Zurückbehaltungs⸗ und Befriedigungsrecht anzu⸗ 
erkennen ſein. Fraglich dagegen iſt, ob im Intereſſe des Publikums etwa der 
erweiterte Schutz des guten Glaubens noch gerechtfertigt erſcheint, nachdem der 
Kreis der Vollkaufleute in der oben bezeichneten Weiſe eindeutig und für jeder⸗ 
mann feſtſtellbar umgrenzt iſt. 

Nicht beizutreten iſt jenen Vorſchlägen, die auch dem Minderkaufmann das 
Firmenrecht gewähren wollen“. Da ſich der Kundenkreis der Minderkaufleute im 
weſentlichen auf einen örtlich engumgrenzten Bezirk beſchränkt, beſteht für die 
Führung einer Firma kein dringendes Bedürfnis. Wo es einem Minderkaufmann 
gelingt, ſein Geſchäft zu einem größeren Unternehmen umzugeſtalten, da mag die 
nachträglich erfolgende Eintragung auch nach außen hin den Aufſtieg bekunden. 
Gegen die Firma und die notwendig damit verbundene Eintragung der Minder⸗ 


Vgl. z. B. Müller⸗Erzbach, Deutſches Handelsrecht S. 95 ff.; J. v. Gierke, 
Reform des deutſchen „ ©. 317; über das ſchweizeriſche Recht vgl. Wieland, 
Handelsrecht I ©. 99 Anm. 7. 
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kaufleute aber ſpricht vor allem der Umſtand, daß die eingetragenen Unternehmer 
beſonderen Pflichten unterworfen ſind, die gegenüber ſolchen Kleingewerbetreiben⸗ 
den gegenſtandslos wären. Wenngleich nun praktiſch eine ſcharfe Grenze zwiſchen 
dieſen und den Vollkaufleuten nicht gezogen werden kann, ſo iſt doch eine zu weit⸗ 
gehende rechtliche Annäherung beider Gruppen zu vermeiden, da ſie zu einer 
Verwäſſerung der beſonderen Stellung des Vollkaufmanns führen könnte. 

Wie aber läßt ſich der Kreis der Minderkaufleute rechtlich ziehen? Die Ab⸗ 
grenzung gegenüber den Vollkaufleuten iſt einfach. Sie liegt in der Eintragung 
letzterer im Handelsregiſter. Gegenüber den Nichtkaufleuten dagegen ließe ſich die 
Abgrenzung durch Einzelaufzählung der Betriebsarten im Sinne des $ 1 Ab). 2 
HGB. vornehmen, wobei praktiſch wohl nur Geſchäfte im Sinne der Ziff. 1 und 5 
bis 8 in Frage kommen. Eine Unſicherheit, wie ſie die geltende Regelung mit ſich 
bringt, iſt jetzt nicht mehr zu befürchten, da ſich ſyſtematiſch die Einteilung völlig 
verſchoben hat. Auf der einen Seite ſtehen als beſonderer Berufsſtand die ein⸗ 
getragenen Unternehmer, die als ſolche dem Wirtſchaftsprivatrecht unterworfen 
ſind. Dieſer Perſonenkreis iſt aus dem Handelsregiſter zu erſehen und in ſich ges 
ſchloſſen. Auf der anderen Seite ſtehen die Nichtkaufleute. Einige derſelben aller⸗ 
dings, nämlich jene Kleingewerbetreibenden, deren Geſchäft unter die erwähnte 
Sonderaufzählung fällt, unterliegen beſtimmten Vorſchriften des Handelsgeſetz⸗ 
buches, find aber im übrigen, d. h. berufsſtändiſch den Nichtkaufleuten gleichgeſtellt. 

V. Nunmehr wäre es auch möglich, auf den ſeit langem als zu eng erkannten 
Begriff „Kaufmann“ im Rechtsſinne zu verzichten und ihn in Anlehnung an das 
Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit durch den Rechtsbegriff „Unternehmer“ 
zu erſetzen. Ebenſo könnte ſtatt des im HGB. in verſchiedenem Sinne gebrauchten 
Begriffes „Handelsgeſchäft“ (vgl. 88 22 ff. mit 88 343 ff. HGB. in der Bedeutung 
von Geſchäftsorganiſation) der Begriff „Unternehmung“ eingeſetzt werden. Das 
würde nicht nur eine Vereinfachung der Geſetzesſprache ſelbſt, ſondern auch die 
beſſere Anpaſſung der rechtlichen Ausdrucksweiſe an die Vorſtellung der Praxis 
bewirken und gleichzeitig den Weg ebnen zur ſyſtematiſch zuſammenfaſſenden Er⸗ 
ſchließung des geſamten Unternehmensrechtes, in das ſich auch das Geſellſchaftsrecht 
als Recht der Unternehmensformen eingruppieren ließe. Weiter wäre es möglich, 
durch Einbeziehung der einſchlägigen Sondernormen ſtatt des bisherigen Handels⸗ 
geſetzbuches einen einheitlichen Kodex des Wirtſchaftsprivatrechts zu bilden, bei 
dem auch den beſonderen Bedürfniſſen der einzelnen Unternehmensarten beſondere 
Rechnung getragen und eine gegenſeitige Angleichung des Wirtſchaftsprivatrechts 
an das öffentliche Wirtſchaftsrecht bewirkt werden könnte, für welche in Anbetracht 
unſerer augenblicklichen Rechtszerſplitterung ein dringendes Bedürfnis beſteht. 

Einem derartigen Aufbau ſtünden auch nicht die „Formkaufleute“ entgegen. 
Dieſer merkwürdige Begriff könnte entbehrt werden, da die rechtsfähigen Geſell⸗ 
ſchaften eingetragen ſind und ſomit von ſelbſt dem Wirtſchaftsprivatrecht unter⸗ 
liegen. Wer allerdings hier im Rechtsſinne als Unternehmer zu bezeichnen ſei, iſt 
zweifelhaft. Jedoch, ob man die Unternehmereigenſchaft der theoretiſchen Auf⸗ 
faſſung gemäß etwa den Aktionären beilegen will oder, der praktiſchen Anſchauung 
folgend, dem Vorſtand, iſt privatrechtlich von nicht allzu großer Bedeutung, da das 
Aktienrecht immer eine entſprechende Verteilung des Aufgabenbereiches zwiſchen 
den einzelnen Organen vorzunehmen hat und danach ſich die beſonderen Unter⸗ 
nehmerrechte und -pflichten beurteilen. 

VI. Die ſtärkere Betonung der Perſönlichkeit und die erhöhte Verantwortung 
derſelben gebietet beſondere rechtliche Beachtung gewiſſer Perſönlichkeitswerte, die 
für das erforderliche Verantwortungsbewußtſein Vorausſetzung ſind, ſo vor allem 
Ehrfähigkeit. 

Während für die meiſten anderen Standesarten die Ehrfähigkeit zur rechtlichen 
Vorausſetzung der Standeszugehörigkeit erhoben wurde, ſteht die wirtſchaftliche 
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Unternehmertätigkeit grundſätzlich jedermann offen. Das geltende Recht kennt bis⸗ 
her keine allgemeine Möglichkeit, einem unehrenhaften Kaufmann die Weiter⸗ 
führung ſeines Betriebes zu unterſagen. Auch ein noch ſo ſchwer vorbeſtrafter 
Delinquent, mag er ſich ſelbſt eines Konkursverbrechens ſchuldig gemacht haben 
oder der bürgerlichen Ehrenrechte verluſtig erklärt worden ſein, iſt ſtets wieder in 
der Lage, ſich als kaufmänniſcher Unternehmer zu betätigen oder als Vorſtand oder 
Aufſichtsrat einer AG. zu amtieren. Nur in beſchränktem Maße find im geltenden 
Recht Nachteile mit dem Verluſt der Ehrenrechte verbunden. So kann ein Kauf⸗ 
mann, dem die bürgerlichen Ehrenrechte oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffent⸗ 
licher Amter aberkannt wurden, nicht mehr Handelsrichter ſein. Nach der RGewO. 
und ihren Nebengeſetzen bedürfen verſchiedene Gewerbetreibende einer beſonderen 
Genehmigung, die zu verſagen iſt, wenn der Bewerber unzuverläſſig erſcheint. 
Auch das HGB. kennt einzelne Beſtimmungen, die in dieſem Zuſammenhang zu 
erwähnen find. So kann z. B. bei einer Perſonalgeſellſchaft nach 88 117, 127 HGB. 
einem Geſellſchafter auf Antrag der übrigen Geſellſchafter durch gerichtliche Ent⸗ 
ſcheidung die Geſchäftsführungs⸗ und Vertretungsbefugnis entzogen werden, wenn 
ein wichtiger Grund vorliegt. Als ſolcher gelten auch entehrende Strafen. Aus 
demſelben Grunde kann nach $$ 133 mit 140 HGB. durch gerichtliche Entſcheidung 
ſchon vorzeitige Auflöſung der Geſellſchaft oder Ausſchluß eines Geſellſchafters 
herbeigeführt werden. Im einzelnen ſind jedoch dieſe Vorſchriften noch unzuläng⸗ 
lich, und der Geſetzgeber hat ſich in jüngſter Zeit in verſchiedenen Sondervor⸗ 
ſchriften zu weiterem Eingreifen veranlaßt geſehen. So wurde z. B. durch das 
Geſetz zum Schutze des Einzelhandels vom 13. 5. 1933 in Ergänzung der RGewoO. 
eine Vorſchrift dahin erlaſſen, daß die Ausübung des Handels mit Gegenſtänden 
des täglichen Bedarfs unterſagt werden kann, wenn ſich aus einer rechtskräftigen 
Verurteilung des Handeltreibenden wegen Betrugs oder einer anderen ſtrafbaren 
Verletzung fremden Vermögens oder wegen Wuchers oder aus wiederholter Ver⸗ 
urteilung des Handeltreibenden wegen ſchweren Verſtoßes gegen den unlauteren 
Wettbewerb ſeine Unzuverläſſigkeit in bezug auf den Gewerbebetrieb ergibt. Ahn⸗ 
liche Gedanken kehren auch in der DurchfVO. wieder. Weiter hat z. B. das 
Geſetz zur Beſeitigung der Mißſtände im Verſteigerergewerbe vom 7. 8. 1933 den 
Polizeibehörden eine beſondere Handhabe gegeben, ſolchen Perſonen die Ausübung 
des Verſteigerergewerbes zu unterſagen, bei denen eine unlautere Ausübung des 
Gewerbes zu befürchten iſt. Durch das Geſetz über die Anderung der Kartell VO. 
vom 15. 7. 1933 wurde beſtimmt, daß die Verhängung von Sperrmaßnahmen dann 
nicht als unbillige Einſchränkung der Bewegungsfreiheit des Betroffenen anzuſehen 
ſind, wenn ſie ſich gegen ein Unternehmen richten, deſſen Leitung in der Hand von 
geſchäftlich unzuverläſſigen Perſonen liegt. 

Einzelmaßnahmen ſolcher Art bringen jedoch keine grundſätzliche Löſung. Es iſt 
vielmehr eine generelle Norm geboten, welche den Ausſchluß unehrenhafter oder 
unzuverläſſiger Perſonen von der Wirtſchaftsführung ermöglicht. So ſchlägt Cri⸗ 
ſollib in feinem Entwurfe vor, daß zu beſtimmten Organſtellungen bei Aktien⸗ 
geſellſchaften keine Perſonen berufen werden dürfen, die in den letzten zehn Jahren 
wegen Betrugs, Untreue oder eines Konkursdelikts beſtraft worden find, daß 
ferner Perſonen, die während ihrer Tätigkeit ein derartiges Delikt begehen, aus 
ihrem Amte auszuſcheiden haben. Dem iſt zuzuſtimmen; jedoch wäre eine anologe 
Vorſchrift für jeden wirtſchaftlichen Unternehmer am Platze. Das Vorbild hierzu 
gibt S 366 R AO., wonach das Landesfinanzamt einem Unternehmer, der wegen 
Steuerhinterziehung bereits vorbeſtraft iſt, nach nochmaliger rechtskräftiger Ver⸗ 
urteilung wegen eines ſolchen Delikts auf Zeit oder auf die Dauer verbieten kann, 
daß der betreffende ſeinen Betrieb oder ſeinen Beruf fortſetzt oder durch andere zu 
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s Entwurf es ee zur Vereinheitlichung und Reinhaltung des Handelsregiſters. 
Berlin 1934, S. 
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ſeinem Vorteil fortjegen läßt. In Anlehnung an dieſe Maßnahme wäre daher auch 
für ehrloſe oder unzuverläſſige Unternehmer im Falle rechtskräftiger Verurteilung 
aus beſtimmten Delikten die Möglichkeit der Unterſagung der Wirtſchaftsführung 
auf Zeit oder auf die Dauer vorzuſehen, die etwa auch auf Anregung der Standes⸗ 
vertretung durch den Strafrichter verhängt werden könnte. Auf die Dauer des 
Verluſtes der bürgerlichen Ehrenrechte ſollte dieſes Verbot ipso jure eintreten. 


II. Das Handelsregiſter 


I. Das Handelsregiſter wird heute in Deutſchland bei den Amtsgerichten geführt. 
Das bedeutet, daß jeder Amtsrichter als Regiſterrichter für ſeinen Gerichtsbezirk 
ſelbſtändig die Entſcheidung trifft, ob eine Tatſache einzutragen oder der Ein⸗ 
tragungsantrag abzulehnen ſei. Dieſe Dezentraliſation der NRegifterführung brachte 
große Übelſtände mit ſich, die ſich beſonders aus der Uneinheitlichkeit der richter⸗ 
lichen Praxis ergeben. Mannigfache Umſtände haben zu dieſer verſchiedenen Art 
der Regiſterhandhabung beigetragen. So wird z. B. die Frage, inwieweit der 
Regiſterrichter eine Prüfung der Anmeldung vorzunehmen habe, rechtlich verſchie⸗ 
den beantwortet und demgemäß auch praktiſch uneinheitlich vorgenommen. Wäh⸗ 
rend nach der einen Meinung der Regiſterrichter lediglich die formalen Voraus⸗ 
ſetzungen des Antrags zu prüfen verpflichtet iſt, die materielle Richtigkeit der⸗ 
ſelben jedoch nur ausnahmsweiſe, wird von anderer Seite mit Rückſicht auf 8 12 
FGG. die Ausdehnung der Prüfung auch auf die materielle Seite der Anmeldung 
weitgehend befürwortet. Deshalb kommt es vor, daß Anmeldungen von dem 
einen Richter ohne Beanſtandung eingetragen, von einem anderen dagegen zurück⸗ 
gewieſen werden. Darauf hat beſonders auch Criſolli in ſeinem jüngſt er⸗ 
ſchienenen Entwurf eines Geſetzes zur Vereinheitlichung und Reinhaltung des 
Handelsregiſters S. 10 hingewieſen: „Ein Schulbeiſpiel iſt die Kapitalherab⸗ 
ſetzung in erleichterter Form. Wie oft geſchieht es, daß die Regiſtergerichte an die 
Vorausſetzungen der Kapitalherabſetzung völlig verſchiedene Anforderungen ſtellen. 
Wenn nun eine Geſellſchaft — wie es oft der Fall iſt — Tochtergeſellſchaften an 
verſchiedenen Orten beſitzt und bei allen Kapitalherabſetzungen in gleichmäßiger 
Weiſe beſchloſſen werden, ſo iſt dem Publikum einfach nicht verſtändlich, daß der 
eine Richter anſtandslos einträgt, und der andere eine große Reihe von Beanſtan⸗ 
dungen erhebt. Ebenſo ſteht es mit der Frage der Neueintragungen. Auch hier 
bekommt der Richter oft zu hören: ‚Bei uns in Itzehoe iſt das glatt durchgegangen.“ 
Die Praxis hat ſich dieſe Verſchiedenheit der Anforderungen, welche die Regiſter⸗ 
gerichte im Einzelfall ſtellen, zunutze gemacht und iſt der ſtrengen Prüfung des 
einen Regiſtergerichts dadurch ausgewichen, daß der Sitz des Unternehmens dorthin 
verlegt wurde, wo die geringſte Nachprüfung der Anmeldung zu erwarten und die 
Eintragung am leichteſten zu bewirken war, während nachher der Geſchäftsbetrieb 
evtl. in den Bezirk jenes Richters verlegt wurde, der vorher den Eintrag ver⸗ 
weigert hatte. Die Verſchiedenheit der Praxis iſt weiter darauf zurückzuführen, 
worauf ebenfalls Criſolli ſehr mit Recht aufmerkſam macht, daß der Amts⸗ 
richter im kleinen Orte in geſellſchaftsrechtlichen Fragen vielfach keine genügende 
Sachkenntnis hat, was bei der Schwierigkeit der Materie durchaus begreiflich iſt. 
Dieſe Fragen laſſen ſich nur beherrſchen von Juriſten, die Gelegenheit haben, die 
wirtſchaftlichen Zuſammenhänge und die Geſellſchaftspraxis bis in die Einzelheiten 
kennenzulernen und zu verfolgen. Dazu aber bietet ſich für die wenigſten Amts⸗ 
richter hinreichend Gelegenheit. 

Aneinheitliche Auffaſſungen der einzelnen Regiſtergerichte beſtehen auch in der 
Bewertung von Firmenzuſätzen. Zwar darf nach $ 18 Abſ. 2 HGB. der Firma 
kein Zuſatz beigefügt werden, der ein Geſellſchaftsverhältnis andeutet, das tatſäch⸗ 
lich nicht beſteht, oder der ſonſt geeignet iſt eine Täuſchung über Art und Umfang 
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des Unternehmens herbeizuführen. Jedoch die Beurteilung der Frage, wann eine 
ſolche Täuſchungsmöglichkeit gegeben ſei, kann durchaus verſchieden ſein. Dazu 
kommt, daß auch über die rechtliche Auslegung des 8 22 HGB., wonach der Ge» 
ſchäftsführer unter beſtimmten Vorausſetzungen die Firma des Vorgängers fort⸗ 
führen darf, zum Teil Unklarheiten herrſchen, die ebenfalls zu widerſprechender 
Handhabung dieſer Fragen in der Praxis führen können. Eine einheitliche Nach⸗ 
prüfung dieſer Fälle durch zentrale Rechtſprechung iſt aber nicht vorgeſehen. Ab⸗ 
geſehen davon gelangen gerade diejenigen unzuläſſigen Einträge, die der Richter 
in allzu großzügiger Weiſe oder mangels ſorgfältiger Nachprüfung zu unrecht 
vornahm, überhaupt nicht zur Kenntnis der höheren Gerichte. Die Dezentraliſation 
der Regiſterführung führte noch zu einer anderen Schwierigkeit, auf die Cri⸗ 
ſolli S. 11 ſeines Entwurfes hinweiſt: „Bei dem heutigen Rechtszuſtand wird 
nach §S 30 HGB. nur nachgeprüft, ob eine neu einzutragende Firma in dem 
Handelsregiſterbezirk des Amtsgerichts frei ift. Da eine Firma aber ſtets in ihren 
Geſchäftsbeziehungen weit über dieſen Bezirk hinausreicht, kommt es oft vor, daß 
ſie dann mit anderen in anderen Handelsregiſtern eingetragenen Firmen zu⸗ 
ſammenſtößt. Dann wird der Neueingetragene in der Regel durch den alten 
Firmenbeſitzer im Prozeßwege gezwungen, ſeine Firma zu ändern. Da die Kol⸗ 
liſion erſt einige Zeit nach Eröffnung der neu eingetragenen Firma eintritt, hat 
der Kaufmann in der Regel erhebliche Koſten für Druckſachen, Schilder und in⸗ 
ſonderheit in ſtarkem Maße für Reklame ausgegeben. Dieſe Koſten find dann zum 
Fenſter hinausgeworfen. Beſonders häufig iſt dieſe Lage bei Firmen mit Phantaſie⸗ 
bezeichnungen vorgekommen.“ Dieſer Zuſtand iſt in der Tat unhaltbar, da vielfach 
die Reichweite der Firma nicht hinter der des Warenzeichens zurückſteht'. 


II. Dieſe Umftände drängen notwendig zu einer Zentralifierung des Handels⸗ 
regiſters, die ſchon früher wiederholt angeregt wurde, jetzt aber beſonders von 
Criſolli in feinem erwähnten Entwurfe vorgeſehen iſt“. Er ſchlägt eine Ver⸗ 
einheitlichung des Handelsregiſters durch Einſetzung eines Reichshandelsregiſter⸗ 
gerichts vor, das ein für das ganze Reichsgebiet einheitliches Handelsregiſter führt, 
während die Amtsgerichte, in deren Bezirk das Unternehmen ſeinen Sitz oder 
Zweigniederlaſſungen hat, eine Abſchrift desſelben führen. Danach wird die Ein⸗ 
tragung nur beim Reichshandelsregiſter vorgenommen, das von beſonders geſchulten 
Richtern beſetzt iſt, und bei denen ſich dann auch die notwendigen Erfahrungen aus 
dem ganzen Reichsgebiet ſammeln. Dieſer Vorſchlag Criſollis, der auch die 
Billigung der Induſtrie⸗ und Handelskammer Berlin gefunden hat, bedeutet einen 
gewaltigen Fortſchritt im Sinne der erſtrebten Einheitlichkeit der Eintragungspraxis. 

Die Vereinheitlichung des Handelsregiſters und die Verſchärfung der richter⸗ 
lichen Prüfung bedingt nach Criſolli notwendig die gleichzeitige Bereinigung 
der eingetragenen Firmen, da ſonſt die ſtrengere Handhabung der Regiſterführung 
gegenüber Neuanmeldungen auch den bereits eingetragenen Firmen zugute käme. 
Dazu aber iſt es notwendig, das Löſchungsverfahren wirkſamer auszugeſtalten, 
und zwar in der Weiſe, daß der Regiſterrichter Löſchungen unmittelbar von Amts 
wegen vornehmen kann, wo der Eintrag nicht mehr zu Recht beſteht. Soweit nun 
die Löſchung von Amts wegen zur Korrektur unrichtig gewordener Firmenzuſätze 
vorgenommen werden ſoll, ergeben ſich ähnliche Schwierigkeiten, wie ſie bereits 


„Die Notwendigkeit der Ai der Firma innerhalb des ganzen Reichs⸗ 
Cv. kann aber nur für die Großunternehmungen in Frage kommen; vgl. dazu auch 

v. Gierke, Reform des Firmenrechts S. 352. 

7 Ebenſo tritt J. v. Gierke, Reform des Firmenrechts S. 319 ff. für ein Zentral⸗ 
. ein; über frühere Außerungen in demſelben Sinne vgl. die bei v. Gierke 
a. a. O. S. 319 Note 33 angeführte Literatur. Gegen die Bildung eines Reichshandels⸗ 
regiſtergerichts ſpricht ſich neueſtens Neukam p, Zur Umgeſtaltung des Handelsregiſters, 
aus. 


1113 


oben 8 1, IV bei der von Amts wegen erfolgenden Löſchung eingetragener Firmen 
angedeutet wurden. Es handelt ſich um die Fälle, daß ein groß angelegtes Unter⸗ 
nehmen urſprünglich den Firmenzuſatz voll rechtfertigte, aber durch nachträgliche 
Schrumpfung ſeine urſprüngliche Bedeutung verloren hat. Die Löſchung des Firmen⸗ 
zuſatzes von Amts wegen iſt zweifellos da durchaus berechtigt und geboten, wo 
etwa die Geſchäftsorganiſation nur im großen Stile aufgezogen wurde, um auf 
dieſe Weiſe einen entſprechenden Firmenzuſatz zu erſchleichen, während nach der 
Eintragung die Organiſation auf das geplante Maß reduziert wird. Sie iſt ferner 
da am Platze, wo der Firmenzuſatz durch neueintretende Verhältniſſe unrichtig 
wird, die von vornherein im Bereich der Möglichkeit lagen, ſo daß der Zuſatz von 
Anfang an nur bedingte Wahrheit beſaß; ſo etwa bei der Bezeichnung „einzige 
Fabrik“, wenn nachher ein weiteres Unternehmen derſelben Art entſtehts. 

Wenn aber infolge der wirtſchaftlichen Depreſſion ein Unternehmen ſchrumpft, 
ſo liegt der Fall weſentlich ſchwieriger. Zunächſt iſt fraglich, wann überhaupt ein 
Firmenzuſatz wie etwa „Werk“, „Fabrik“, „Groß“⸗Brauerei uſw. unrichtig wird. 
Einheitlich läßt ſich dieſe Frage nicht entſcheiden. Auch ein ſchlechtgehendes oder 
vorübergehend ſtillgelegtes Werk iſt eben noch ein „Werk“. Bei anderen Unter⸗ 
nehmungen dagegen, die keine Anlagen benötigen, wird die Größe des Betriebs 
weſentlich mit durch den Umjak beſtimmt. Das müßte dazu führen, daß bei einem 
Fabrikunternehmen, bei dem infolge des verringerten Umſatzes und der unwirt⸗ 
ſchaftlichen Ausnutzung der Betriebsanlagen die Selbſtkoſten un verhältnismäßig 
hoch werden und das Unternehmen gefährden, der Firmenzuſatz erhalten bleibt; 
bei anderen Unternehmungen dagegen, bei denen die geringen ſtehenden Koſten 
aus dem Umlaufsvermögen beſtritten werden und dieſem jederzeit angepaßt werden 
können, würde vielleicht der verringerte Umſatz und die rationelle Verkleinerung 
der Geſchäftsorganiſation zu einer zwangsweiſen Berichtigung der Firma führen. 

Es iſt klar, daß dieſe Fragen geſetzlich nicht einheitlich erfaßt werden können und 
auch nicht ſollen. Ihnen gerecht zu werden iſt vielmehr Aufgabe der Regiſterrichter, 
die im Einzelfall die Entſcheidung zu treffen haben. Deshalb iſt die Löſchungs⸗ 
frage, wie oben bereits erwähnt, dem pflichtgemäßen Ermeſſen der Regiſterrichter 
anheimzuſtellen. 

III. Das Handelsregiſter iſt ein öffentliches Verzeichnis. Nach 8 9 HGB. hat 
jedermann das unbeſchränkte Recht auf Einſicht in das Regiſter ſowie in die zum 
Handelsregiſter eingereichten Schriftſtücke. Ferner können bei Glaubhaftmachung 
eines berechtigten Intereſſes Abſchriften von den Einträgen und den eingereichten 
Schriftſtücken verlangt werden; endlich beſteht ein allgemeines Recht auf Erteilung 
von ſog. Negativatteſten. 

Dieſe weitgehende Offentlichkeit des Handelsregiſters hat ſich als bedenklich 
erwieſen, da fie zu unlauteren Zwecken mißbraucht wurde. Deshalb ſchlägt Cri⸗ 
ſolli vor, daß in ſolchen Fällen das Reichshandelsregiſtergericht bzw. die Amts⸗ 
gerichte die Möglichkeit haben ſollen, die Einſichtnahme zu unterſagen. Nun wird 
ſich allerdings im Einzelfalle ſchwerlich feſtſtellen laſſen, wann die Einſicht zu un⸗ 
lauteren Zwecken erfolgt. Es dürfte daher noch folgende Einſchränkung zweckmäßig 
ſein: Die Eintragungen in das Handelsregiſter (die regelmäßig durch die Ver⸗ 
öffentlichung jedermann zugänglich ſind) können grundſätzlich ohne weiteres ein⸗ 
geſehen werden. Die zum Handelsregiſter eingereichten Schriftſtücke dagegen nur 
bei Glaubhaftmachung eines rechtlichen Intereſſes. Regelmäßig ſind es dieſe Unter⸗ 
lagen, welche über die näheren Einzelheiten Aufſchluß geben, deren Kenntnis in 
unlauterer Weiſe verwertet werden kann. Deshalb erſcheint es gerechtfertigt, die 
Einſicht hier zu erſchweren. 

IV. Nach § 15 HGB. kann eine einzutragende (deklaratoriſche) Tatſache, ſolange 

Vgl. Staub, Komm. $ 18 Anm. 11. 
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Eintragung und Bekanntmachung noch nicht erfolgt iſt, von dem Beteiligten einem 
Dritten nur entgegengehalten werden, wenn er nachweiſt, daß ſie dem Dritten 
bekannt war. Nach Eintragung und Bekanntmachung aber muß der Dritte ſie auch 
dann gegen ſich gelten laſſen, wenn er ſie nicht kannte, es ſei denn, daß er ſeine 
Unkenntnis nicht zu vertreten hat. Dieſe letztere Ausnahme für den Fall ſchuld⸗ 
loſer Unkenntnis wäre zu ſtreichen; denn er wird praktiſch nur ſelten gegeben 
ſein. Außerdem kann derjenige, in deſſen Angelegenheit der Eintrag erfolgt, nicht 
mehr tun als die Eintragung und Bekanntmachung herbeizuführen, während die 
Möglichkeit der Kenntnisnahme allein in der Hand des Dritten liegt. Es iſt daher 
unrichtig, die Unkenntnis mit Verſchulden in Zuſammenhang zu bringen, vielmehr 
hat das Prinzip Platz zu greifen, daß der Dritte das Riſiko der Unkenntnis zu 
tragen hat, weil er allein in der Lage iſt, dieſes Riſiko zu beherrſchen. 

Andererſeits aber wäre es wohl zweckmäßig, auch die gewohnheitsrechtliche 
Erweiterung, welche das Publizitätsprinzip des 8 15 HGB. erfahren hat, geſetzlich 
feſtzulegen, was namentlich für die Fälle unrichtiger Einträge von Bedeutung iſt. 
Es handelt ſich um die Grundſätze, die allgemein für Erklärungen an die Offent⸗ 
lichkeit gelten, nämlich: Wer an die Allgemeinheit eine rechtserhebliche Erklärung 
abgibt, iſt an ſie gebunden, auch wenn ſie ſachlich unrichtig war. Der Betroffene 
kann ſeinerſeits nur rechtswirkſam einwenden, daß er entweder eine ſolche Erklärung 
überhaupt nicht abgegeben habe (z. B. ein Dritter hat ſeine Eintragung als 
Prokuriſt erſchlichen), oder nicht abgeben konnte (3.8. wegen mangelnder Geſchäfts⸗ 
fähigkeit)“. Der Betroffene iſt aber ſelbſt an einen Eintrag, der nicht von ihm 
ausgegangen war, gebunden, wenn er nach Kenntniserlangung es verſäumte, ihn 
löſchen zu laſſen b. Der Unterſchied der Publizitätswirkung gegenüber dem öffent⸗ 
lichen Glauben liegt ſomit klar auf der Hand. 


III. Die Firma 


I. Die Firma als Unternehmenskennzeichen iſt die ſinnbildliche Verkörperung des 
Unternehmens ſelbſt. Wohl und Wehe des Unternehmens werden daher unmittel⸗ 
bar beeinflußt von der firmenrechtlichen Normierung des Gejeßes!!. Zwei Grund⸗ 
gedanken ſind es, die einander widerſprechen und einen wohlerwogenen Ausgleich 
erheiſchen: Der Grundſatz der Firmenwahrheit zwecks Vermeidung der Anonymität, 
anderſeits die Notwendigkeit der Firmenfortführung bei Unternehmerwechſel im 
Intereſſe der Erhaltung des Unternehmens ſelbſt. 

1. Der Grundſatz der Firmenwahrheit bedeutet, daß die Firma übereinſtimmen 
ſoll mit dem Namen des Geſchäftsinhabers. Deshalb beſtimmt 8 18 HGB., daß 
die Firma des Einzelkaufmanns deſſen Familiennamen mit mindeſtens einem 
ausgeſchriebenen Vornamen enthalte, daß weiter die Firma einer Perſonalgeſell⸗ 
ſchaft die Namen aller oder doch wenigſtens den Namen eines perſönlich unbe⸗ 
ſchränkt haftenden Geſellſchafters zu enthalten habe. Dieſer Grundſatz entſpricht 
dem heutigen Beſtreben der Voranſtellung der Perſönlichkeit und der Kundbar⸗ 
machung des verantwortlichen Wirtſchaftsführers. Eine Reihe der hervorragend⸗ 
ſten deutſchen Unternehmungen — Krupp, Siemens, Schuckert, Zeiß, Thyſſen, um 
nur einige beliebige herauszugreifen — tragen den Namen ihres Schöpfers, durch 
den ſie gerade berühmt geworden ſind. Es will daher ſcheinen, daß es das Ver⸗ 
antwortungsbewußtſein und den Unternehmerehrgeiz beſonders fördern müßte, 
wenn in der Firma jeweils der Name des verantwortlichen Unternehmensleiters 
zum Ausdruck käme. 


Vgl. Staub, 8 123 Anm. 11; Müller⸗Erzbach, Deutſches Handelsrecht, S. 68. 

10 Vgl. J. v. Gierke, Handelsrecht (1933) S. 64. 

1 Vgl. dazu die zahlreichen ſehr beachtlichen Anregungen zu den in dieſem Zuſammen⸗ 
15 h Einzelfragen, die J. v. Gierke, Reform des deutſchen Firmen⸗ 
rechts, bietet. 
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Dieſer Gedanke ift da zutreffend, wo tatkräftiger Unternehmergeift ein Geſchäft 
begründet und jene werteſchaffende Organiſation, die wir als Unternehmung 
bezeichnen, neu erſtehen läßt. Hier wird vielleicht aus beſcheidenſten Anfängen 
heraus, vielfach unter Einſatz der ganzen Perſönlichkeit, jener Wert geſchaffen, der 
ſchließlich einen beträchtlichen Faktor des geſamten Volksvermögens bildet. Hier 
wird der Name des Unternehmers als Name des Werkes erhöhten Anreiz bieten, 
aber auch das Bewußtſein der Verantwortung wecken, die ſich mit ſolchem Be⸗ 
ginnen verbindet. 

2. Iſt aber einmal das Werk erſtanden, ſo kommt dem Namen des Unternehmers 
als Firma noch weitere Bedeutung zu. Unter ihm werden im Geſchäftsverkehr die 
Geſchäfte abgeſchloſſen und die Unterſchriften erteilt. Mit ihm verbindet ſich daher 
wirtſchaftlich der gute Ruf, das beſondere Geſchäftsvertrauen und das Kredit⸗ 
anſehen, welches die Allgemeinheit dem Unternehmen entgegenbringt. Unter der 
Firmenbezeichnung iſt alſo das Unternehmen als ſolches im Publikum eingeführt. 
So alſo iſt der Name des urſprünglichen Begründers des Unternehmens zum 
Kennzeichen dieſes Unternehmens ſelbſt geworden, und unter der Firmenbezeich⸗ 
nung tritt das Unternehmen als ſelbſtändiger Organismus der Allgemeinheit 
gegenüber. Dieſe Tatſache geſtaltet die Firma zu einem Faktor von allergrößtem 
Wert. Durch ſie lebt das Unternehmen im Bewußtſein des Volkes. Solange die 
Firma beſteht, ſolange verbindet ſich mit ihr die Vorſtellung von der Exiſtenz des 
Unternehmens, in der lebendige Kraft produktiv arbeitet und neue Werte ſchafft. 
So bewirkt die Firma Kontinuität des Unternehmens auch bei Wechſel des Unter⸗ 
nehmers. Deshalb hat ſich im deutſchen Recht die Fortführung der Firma durch den 
Nachfolger bei Veräußerung oder Vererbung des Unternehmens ſchon früh durch⸗ 
geſetzt und dazu geführt, daß die Firma vielfach der Stolz von Generationen wurde, 
in dem der Erwerber ebenſo wie der Begründer einer Unternehmung ſich für die 
Hochhaltung ihres Anſehens einſetzte. Ja es gibt Firmen, deren Weltruf ſelbſt den 
Stolz des ganzen Volkes und den Neid der Nachbarſtaaten erwecken. So beſteht an 
der Erhaltung der Firma nicht nur ein Intereſſe des einzelnen, ſondern vielfach 
auch ein Intereſſe der Geſamtheit. Würde bei jeweiligem Wechſel des Inhabers die 
Firma erlöſchen und der neue Name des Erwerbers an ihre Stelle treten, ſo wäre 
häufig ein Rieſenaufwand an finanziellen Kräften nötig, um im In⸗ und Ausland 
kundbar zu machen, daß ein neuer Name das alte eingeführte Unternehmen deckt. 
Es würde ein toter Punkt eintreten, bis der neue Name ſich dasſelbe Anſehen zu 
verſchaffen vermochte. Die Überwindung dieſes Zeitraumes aber würde vielfach 
ein großes Opfer an Kraft und Geld erfordern, das eventuell zur Schwächung des 
Unternehmens führen könnte. So dient alſo der Fortbeſtand der Firma unmittel⸗ 
bar der Erhaltung des Unternehmens, indem das in der Firma verkörperte Anſehen 
das Geſchäft bei Inhaberwechſel über den toten Punkt jener Übergangszeit hinweg⸗ 
führt, bis der neue Unternehmer das beſtehende Anſehen weiterhin zu rechtfertigen 
und zu erhalten Gelegenheit hatte. Zum anderen aber kommt dieſe Einrichtung, wie 
fie ſoll, nur den Tüchtigen zugute, da ſich in dem Ruf der Firma ja nur die 
Solidität des Unternehmers ſelbſt widerſpiegelt. 

Noch ein weiteres iſt zu beachten. In die Form juriſtiſcher Perſonen gekleidete 
Unternehmen bleiben konſtant, da die ſelbſtändige Rechtsperſon als Träger der 
Firma „unſterblich“ iſt. Unerheblich bleibt deshalb der Wechſel der Mitglieder 
und der Wechſel der Organe. Dieſe aber ſind es, durch welche das Unternehmen 
arbeitet und die den Ruf desſelben begründen. Wie rechtfertigte ſich nun hier die 
Fortdauer der Firma trotz Wechſel der arbeitenden Menſchen, wenn beim Einzel⸗ 
unternehmer ſie verſagt würde? Die eigene Rechtsfähigkeit der juriſtiſchen Perſon 
als rechtliche Konſtruktion vermöchte einen ſolchen Unterſchied nicht zu begründen. 


12 Vgl. Müller⸗Erzbach, Deutſches Handelsrecht, S. 75. 
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Mancher Einzelkaufmann würde ſich alsdann veranlaßt ſehen, im Intereſſe der 
Erhaltung der Firma die Form einer juriſtiſchen Perſon zu wählen, was heute 
gerade vermieden werden ſoll. 

II. Nach alldem muß die heute wiederholt geltend gemachte Forderung, die Fort⸗ 
führung der Firma im Falle eines Unternehmerwechſels zu verbieten, abgelehnt 
werden. Zum anderen aber iſt zuzugeben, daß die geltende Regelung einen ent⸗ 
ſprechenden Ausgleich zwiſchen den beiden ausgeführten Grundgedanken nicht zu 
bieten vermag, da ſie geeignet iſt, die Anonymität zu begünſtigen und Täuſchungen 
der Allgemeinheit zu ermöglichen. $ 22 HGB. beſtimmt, daß der Übernehmer eines 
Handelsgeſchäfts unter Lebenden oder von Todes wegen bei ausdrücklicher Ein⸗ 
willigung des bisherigen Geſchäftsinhabers oder deſſen Erben das Geſchäft unter 
der bisherigen Firma weiterführen darf, und zwar mit oder ohne Beifügung 
eines das Nachfolgeverhältnis andeutenden Zuſatzes. So kann ſich der Nachfolger 
hinter der übernommenen Firma verbergen, ohne mit ſeinem eigenen Namen 
nach außen bekannt zu werden. Lediglich für Inhaber eines Ladengeſchäftes iſt 
durch S 15a der RGewO. vorgeſchrieben, daß neben der Firma auch der Familien⸗ 
name anzubringen ſei, und durch das Geſetz vom 3. 7. 1934 zur Anderung der 
Reichsgewerbeordnung iſt in $ 566 die Kundbarmachung des Namens auch auf 
den Beförderungsmitteln angeordnet. Die Möglichkeit einer Täuſchung wird weiter 
durch § 24 HGB. eröffnet. Danach kann auch bei Ausſcheiden eines Geſellſchafters 
aus einer Perſonalgeſellſchaft die bisherige Firma fortgeführt werden; dies ſelbſt 
dann, wenn dadurch die Geſellſchaft zur Einzelunternehmung geworden iſt. Auch 
hier braucht nicht einmal ein Zuſatz beigefügt zu werden, welcher das Nachfolge⸗ 
verhältnis andeutet. Dazu bemerkt Rittern folgendes: „Im allgemeinen beſteht 
keine Täuſchungsgefahr, wenn ein Einzelkaufmann die Firma einer OHG. oder 
einer Ko. fortführt; jeder weiß, daß die Firma ‚Müller & Schulze“ auch einen 
Einzelkaufmann decken kann.“ Selbſt wenn man dieſe allgemeine Kenntnis zu⸗ 
geben wollte, ſo wäre das Ergebnis lediglich das Bewußtſein, daß möglicherweiſe 
hinter dieſer Firma ſich ein Einzelunternehmer verbirgt, deſſen Name in der 
Firma vielleicht gar nicht zum Ausdruck kommt. Die Beſeitigung der Anonymität 
fordert aber pofitin die Kundbarmachung, wer der Firmeninhaber ſei. Dasſelbe 
gilt, wenn etwa ein Einzelunternehmer den geſamten Betrieb einer AG. erwirbt. 
Da die Firma der AG. lediglich eine Sachfirma iſt, würde der Einzelunternehmer 
zur Fortführung dieſer unter Streichung des Geſellſchaftszuſatzes berechtigt ſein, 
ohne perſönlich ſelbſt hervorzutreten. Eine Sondervorſchrift hat lediglich das Geſetz 
vom 5. 7. 1934 über die erleichterte Umwandlung von Aktiengeſellſchaften in Per⸗ 
ſonalgeſellſchaften oder Einzelunternehmungen (S8 5 u. 10 Abſ. 3) gebracht, in denen 
der Grundſatz der Firmenwahrheit verwirklicht iſt. 

Die rechtspolitiſche Löſung dieſer Fragen geſchieht durch Erweiterung des 8 15a 
der RGewO., indem der Übernehmer des Unternehmens die bisherige Firma fort: 
zuführen berechtigt iſt, jedoch ſtets durch einen Zuſatz das Nachfolgeverhältnis zum 
Ausdruck zu bringen hat und gleichzeitig ſich ſelbſt als jetzigen Geſchäftsinhaber 
namentlich bekannt gibt. Die jo geſchaffene Firma iſt zur weiteren Kundbar⸗ 
machung aber auch auf allen Schriftſtücken, die im Geſchäftsverkehr verwendet 
werden, anzuwenden. Wir kommen damit zu demſelben Ergebnis, wie es Cri⸗ 
ſolli unter Nr. 32 ſeines Entwurfes vorgeſchlagen hat. Für die Perſonalgeſell⸗ 
ſchaften gilt das analog; doch iſt bei übergroßer Mitgliederzahl eine Ausnahme 
a (vgl. z. B. RG. 36, 60, wo eine OHG. mit 159 Mitgliedern verklagt 
wurde)! 


13 „Komm. 3 HGB. 8 22 Anm. 9. 


Val. a ch et Firmenänderung S. 48; gegen dieſen Regelungs: 
Brig we J. v. Gierke, Reform des deutſchen Firmenrechts S. 346 ff., mit 
nicht W Gründen. 
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III. Einer Verbeſſerung bedarf auch die Ausgeſtaltung des rechtlichen Firmen⸗ 
ſchutzes. Es iſt heute allgemein zugegeben, daß die Schutzbeſtimmung des 8 37 HGB. 
unzulänglich ſei (vgl. Müller⸗Erzbach, Deutſches Handelsrecht, S. 92 ff.), 
da ſie nicht erſchöpfend angibt, welche Rechte demjenigen zuſtehen, deſſen Firmen⸗ 
recht verletzt wird. Dieſe Rechtsbehelfe ſind vielmehr anderen Normen, insbeſondere 
dem § 16 UWG. zu entnehmen. Andererſeits iſt der Rahmen des 8 16 UW. 
wieder zu weit geſpannt, und das Ergebnis der Rechtsauslegung erſcheint wegen 
der vielen noch ungeklärten Streitfragen wenig erfreulich. Deshalb wäre es wün⸗ 
ſchenswert, durch eine entſprechende Neufaſſung des 8 37 HGB. ſowohl die regiſter⸗ 
gerichtliche Überwachung, als auch den Selbſtſchutz des Firmenberechtigten neu zu 
normieren, wobei wegen der damit zuſammenhängenden Einzelfragen auf J. v. 
Gierke, Reform des deutſchen Firmenrechts S. 355, verwieſen ſei. 

IV. Die Betonung der kaufmänniſchen Ehre gebietet beſondere Stellungnahme 
zu der Frage, ob der Veräußerer eines Unternehmens die Weiterführung der 
ſeinen Namen enthaltenden Firma dem Erwerber unterſagen könne, wenn letz⸗ 
terer durch unſolides Geſchäftsgebaren die Firma entehrt. Das OLG. Hamburg 
(Hanſ. G3. 1921, S. 90) hat dieſe Möglichkeit verneint. Die gegenteilige Auf: 
faſſung aber entſpricht unſerem heutigen Rechtsdenken. Wenn ein Unternehmer 
das ſeinen Namen tragende Unternehmen zum Anſehen gebracht hat, ſo erſcheint 
es als mit ſeinem Ehrgefühl unverträglich, wenn der Nachfolger dieſen Namen zu 
unſauberer Geſchäftsführung mißbraucht. Man wende nicht ein, daß der Ver⸗ 
äußerer in die Firmenfortführung ausdrücklich eingewilligt und dafür ein höheres 
Entgelt bekommen habe. Das höhere Entgelt, das für den guten Klang der Firma 
vom Erwerber entrichtet wird, kann mit Fug als wohlverdienter Lohn für die 
vorerbrachte Arbeitsleiſtung bezeichnet werden. Auch wird nicht allein der höhere 
Gegenwert den Anlaß zur Einwilligung in die Firmenfortführung gegeben haben; 
dieſe erfolgt zugleich im perſönlichen Vertrauen auf die Lauterkeit des Nach⸗ 
folgers. Schon nach geltendem Recht iſt es denkbar, daß das Recht zur Firmen⸗ 
fortführung unter der Bedingung ehrenhaften Verhaltens des Erwerbers erteilt 
wird, und dieſe Bedingung kann ſelbſt ſtillſchweigend vereinbart werden, wie bei 
Staub 8 22 Anm. 10a mit Recht bemerkt iſt. Die Annahme einer ſolchen ſtill⸗ 
ſchweigenden Bedingung muß aber unbeſchadet der Weiterhaftung des Erwerbes 
nach 8 25 HGB. für die Zukunft die Regel werden. Würde das Geſetz das Recht 
zur Unterſagung der Firmenweiterführung bei unehrenhaftem Verhalten des 
Nachfolgers lediglich aus dem Motive heraus, daß der Veräußerer ſeine Ein⸗ 
willigung erklärt habe, verſagen, ſo würde es damit implizite die Möglichkeit der 
Veräußerung der geſchäftlichen Ehre ſelbſt ſanktionieren. 

V. Aus der Tatſache, daß die Fortführung der Firma durch den Nachfolger 
Kontinuität des Unternehmens bedeutet, folgt logiſcherweiſe, daß der Erwerber für 
alle im Betrieb des Unternehmens begründeten Verbindlichkeiten des früheren 
Inhabers haftet, und daß gleichzeitig die im Betriebe begründeten Forderungen 
den Schuldnern gegenüber als auf den Erwerber übergegangen gelten (8 25 HGB.). 
Während aber das Geſetz theoretiſch von der Auffaſſung der Übertragung des 
Geſchäfts und der dazugehörenden Rechte unter gleichzeitiger Übernahme der 
Verbindlichkeiten ausgeht, lautet die angemeſſene Konſtruktion dahin, daß um⸗ 
gekehrt das Unternehmen mit allen zugehörenden Rechten und Verbindlichkeiten 
konſtant bleibt und nur der neue Inhaber in alle beſtehenden Rechtsverhältniſſe 
eintritt. Dieſe haften alſo ſozuſagen nicht an der Perſon des Inhabers, ſondern 
an dem Unternehmen ſelbſt. Den Intereſſen der Gläubiger iſt billigerweiſe 
dadurch Rechnung getragen, daß auch der ausſcheidende Inhaber innerhalb der 
im § 26 HGB. beſtimmten Friſt noch weiterhaftet. Die angeführte Konſtruktion 
würde de lege ferenda zwei Korrekturen erforderlich machen. Einmal wäre der 
Übergang der Geſchäftsaktiven auf den neuen Inhaber den Schuldnern gegenüber 


1118 


ftets anzunehmen und nicht nur dann, wenn Veräußerer in die Firmenfortführung 
eingewilligt hat. Das entſpricht der Vorſtellung des Eintrittes des Erwerbers in 
die geſamten Rechtsbeziehungen; das entſpricht aber auch den Intereſſen der 
Schuldner, die ihrerſeits nicht in der Lage ſind, das Vorliegen der ausdrücklichen 
Einwilligung in die Firmenfortführung feſtzuſtellen !. Inwieweit intern zwiſchen 
Erwerber und Veräußerer dieſe Rechte als übergegangen gelten ſollen, mögen dieſe 
unter ſich ausmachen. Andererſeits darf bei Firmenfortführung ein Haftungsaus⸗ 
ſchluß des Geſchäftserwerbers (vgl. $ 25 Abi. 2 HGB.) niemals ermöglicht fein. 
Denn auch das wäre mit der Auffaſſung der Kontinuität des Unternehmens 
unerträglich. 


IV. Das Unternehmen 


J. Das Unternehmen als die der gewerblichen Betätigung des Unternehmers 
dienende einheitlich zuſammengefaßte Wirtſchaftsorganiſation einſchließlich der 
dazugehörigen Sachen, Rechte und Verbindlichkeiten ſtellt in ihrem wirtſchaftlichen 
Funktionieren eine lebendige Energie dar, die als ſolche beſondere Werte in ſich 
verkörpert. Als privater Betätigungsbereich des Unternehmers bedeutet es für ihn 
die Grundlage zur Entfaltungsmöglichkeit ſeiner ſchöpferiſchen Initiative, die nicht 
nur als Einkommensquelle des Unternehmers zu werten iſt, ſondern in ihrer wei⸗ 
teren produktiven Auswirkung ſich unmittelbar als Quelle der Bereicherung des 
geſamten Volksvermögens ſelbſt erweiſt. Arbeitern und Angeſtellten bietet das 
Unternehmen Betätigungsmöglichkeit und wird damit zur Grundlage für deren 
Exiſtenz. Inſofern trägt es zugleich höchſte ſittliche Werte in ſich, deren Vernichtung 
mit ihren Folgeerſcheinungen letztlich ſogar zur Gefährdung des Staates und der 
Volksgemeinſchaft führen kann. Im Rahmen der Geſamtwirtſchaft endlich erſcheint 
das einzelne Unternehmen in ſeiner wirtſchaftlichen Verflechtung vielfach als un⸗ 
entbehrliches Glied, welches ſeinerſeits das Funktionieren anderer Unternehmungen 
weitgehend bedingt. Denn, „da der heutige Geſamtbedarf eines geſchloſſenen Wirt⸗ 
ſchaftsgebietes nicht mehr von einem einzigen Produktionszentrum aus beſtritten, 
vielmehr von unzähligen einzelnen Unternehmen in weit verzweigter Arbeits⸗ 
ſtellung bewältigt wird, kann die Schädigung oder Zerſtörung einzelner Unter⸗ 
nehmungen mit dem Ausbleiben ihrer Leiſtungen auch eine Gefährdung aller 
übrigen in derſelben Produktionsteilung ſich ergänzenden Unternehmungen nach 
ih ziehen!.“ Dieſe geſamtwirtſchaftliche Bedeutung einzelner Unternehmungen 
äußert ſich ſinnfällig in der Notwendigkeit ſtaatlicher Interventionen bei drohen⸗ 
dem oder erfolgtem Zuſammenbruch, für die die vergangenen Jahre manche Bei⸗ 
ſpiele aufzuweiſen haben. 

Mit dieſer tiefgreifenden Bedeutung des Unternehmens geht die rechtspolitiſche 
Hand in Hand. Neben dem Schutz der Geſamtwirtſchaft als das oberſte Gut darf 
daher der Schutz auch der einzelnen Unternehmung als Beſtandteil des Volksver⸗ 
mögens mit Fug zu den vornehmſten Aufgaben des Wirtſchaftsrechts gezählt wer⸗ 
den. Dabei gilt es nicht allein, das Unternehmen vor Eingriffen Dritter zu ſchützen, 
ſondern in mancher Hinſicht auch gegenüber dem Unternehmer ſelbſt. Ebenſo wie 
der Erbhof als Grundlage für die Exiſtenz des Volkes eines beſonderen Schutzes 
teilhaftig wurde, und der Bauer den Hof ſozuſagen als Treuhänder der Volks⸗ 
geſamtheit bewirtſchaftet, liegen auch dem Verhältnis des Unternehmers zum 
Unternehmen rechtspolitiſch geſehen treuhandähnliche Elemente zugrunde, die im 
einzelnen rechtlich auszugeſtalten ſind. 

II. Das geltende deutſche Recht kennt bisher kein einheitliches Unternehmensrecht 
in der Weiſe, daß etwa das Unternehmen als joldes auch der rechtlichen Betrach⸗ 


1s Vgl. dazu Düringer⸗Hachenburg⸗Lehmann, Komm. z. HGB. § 25 Anm. 22. 
“Bol. Oppikofer, Das Recht des Unternehmens, S. 2. 
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tung als einheitliches Rechtsprojekt zugänglich wäre. Das hat ſeinen Grund in der 
Syſtematik unſerer heutigen Rechtsordnung, welche auf der gemeinrechtlicher Vor⸗ 
ſtellung entſprechenden Individualität der Rechtsobjekte aufgebaut iſt. Danach 
knüpfen die Rechtsvorſchriften grundſätzlich nur an die einzelnen Gegenſtände, ſeien 
es Sachen oder Rechte, in ihrer Iſoliertheit an. Inbegriffe von Gegenſtänden, als 
welche auch die Unternehmungen erſcheinen, laſſen ſich dagegen einheitlich nicht 
erfaſſen. Sie erſcheinen unſerer heutigen gemeinrechtlichen Denkweiſe nur als 
Summe einzelner Objekte, deren innerer wirtſchaftlicher Zuſammenhang rechtlich 
grundſätzlich außer Betracht bleibt. Nur gelegentlich hat das Unternehmen als ein⸗ 
heitliche wirtſchaftliche Realität Erwähnung gefunden; ſo etwa wenn das Geſetz 
anerkennt, daß eine Veräußerung oder Verpachtung eines Handelsgeſchäfts im 
ganzen möglich ſei; oder wenn ein Nießgebrauch daran geſtellt werden kann; ferner, 
wenn das Unternehmen als Beſtandteil der Konkursmaſſe betrachtet wird; oder 
dem zu einem Nachlaß gehörenden Handelsgeſchäft gelegentlich Rechnung getragen 
wird. Weitere Konſequenzen aber hat das Geſetz daraus nicht gezogen, weshalb 
z. B. die Übereignung eines Unternehmens nur durch Einzelübertragung oder die 
Nießbrauchbeſtellung nur durch Einzelbelaſtung aller rechtlich erfaßbaren Einzel⸗ 
beſtandteile möglich iſt. Unſer auf dem dürren Boden ſcholaſtiſcher Doktrin ſtehendes 
Recht hat die wirtſchaftlichen Zuſammenhänge aber nicht nur ignoriert, ſondern 
ſogar zum Teil auseinandergeriſſen. Deshalb blieb auch die Tatſache ohne Be⸗ 
deutung, daß einem Unternehmen in ſeiner einheitlichen Funktion ein höherer Wert 
innewohnt, als etwa der Summe der einzelnen Beſtandteile. Der Geſetzgeber konnte 
ſomit auch nicht auf den Gedanken kommen, etwa zu verhindern, daß durch willkür⸗ 
liche Einzelvollſtreckung die wichtigſten Beſtandteile herausgeriſſen und der ganze 
Wert vernichtet werde, während andererſeits dieſer beſondere Organiſationswert 
für die Zwecke der Kreditbeſchaffung völlig brach liegt, weil die heutige Rechts⸗ 
ordnung keine geeignete Rechtsform zur Verfügung ſtellt, welche eine Ausnutzung 
dieſer Werte für ſolche Zwecke ermöglichte. 

Nun hat allerdings die Theorie ſich ſchon ſeit langem bemüht, den wirtſchaft⸗ 
lichen Zuſammenhängen, welche die einzelnen Elemente zu einem Unternehmen 
als einheitlichen Organismus verbinden, Rechnung zu tragen. Zahlreiche Theorien 
gelten dem Verſuch, ein geeignetes Unternehmensrecht zu ſchaffen. Indes mußten 
auch die ſcharfſinnigſten Konſtruktionen, wollten ſie auf dem Boden des geltenden 
Rechts ſtehen, ſchon an den fundamentalen Prinzipien des beſtehenden Rechts⸗ 
ſyſtems ſcheitern. Da das heutige Recht einmal nur die einzelnen Gegenſtände als 
ſolche erfaßt, iſt es nicht möglich, ein Unternehmen, das trotz Wechſels der zugehö⸗ 
renden Elemente ſeine Kontinuität bewahrt, den überkommenden RNechtsbegriffen 
einzuordnen. 

Die Individualität der Rechtsobjekte und die Vernachläſſigung wirtſchaftlicher 
Zuſammenhänge zeigt ſich beſonders bei der rechtlichen Ausgeſtaltung des Beſtand⸗ 
teil⸗ und Zugehörbegriffs. Das geltende Recht kennt nur Beſtandteile von Sachen 
und geht auch beim Zugehörbegriff von der Haupt⸗„ſache“ aus. So wird z. B. eine 
eingebaute Maſchine als weſentlicher Beſtandteil des Fabrikgebäudes angeſehen, in 
welchem ſie untergebracht iſt, während die Bedeutung der Maſchine für das Unter⸗ 
nehmen, in deſſen wirtſchaftlichen Organismus ſie eingeordnet wird, keine weitere 
Beachtung findet. Es mutet geradezu als Ironie des Rechtsdenkens an, wenn zur 
Begründung dieſer Konſequenz darauf verwieſen wird, daß im Falle einer Tren⸗ 
nung das Gebäude in ſeiner wirtſchaftlichen Beſtimmung eine weſentliche Einbuße 
erlitte. So hat das Geſetz die wirtſchaftlichen Zuſammenhänge auseinandergeriſſen 
und in Anlehnung an lebensfremde Dogmatik unhaltbare Zuſammenhänge kon⸗ 
ſtruiert und ſelbſt die Stürme von Widerſprüchen, die teils von ſeiten der Praxis, 
teils von ſeiten der Wiſſenſchaft erhoben wurden, vermochten bisher nichts daran 
zu ändern. 
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Es iſt alſo zunächſt ein Bruch mit der überkommenen Syſtematik geboten und die 
Anpaſſung der Normen an die wirtſchaftlichen Zuſammenhänge erfordert, wenn 
dieſe überhaupt jener rechtlichen Behandlung zugänglich gemacht werden ſollen, die 
unſeren heutigen wirtſchaftspolitiſchen Zielen entſpricht. 


III. Erſte Aufgabe iſt demnach die Ausgeſtaltung eines dem Unternehmen an⸗ 
gepaßten Beſtandteil⸗ und Zugehörbegriffs. Dabei vermögen ſowohl alte deutſche 
Rechtsanſchauungen als auch ausländiſche Rechtsſyſteme in mancher Hinſicht brauch⸗ 
bare Anregungen zu bieten. Aber auch die deutſche Rechtſprechung hat bereits den 
praktiſchen Bedürfniſſen folgend wertvolle Vorarbeit geleiſtet, indem ſie im Wege 
der Vertragsauslegung dem Käufer eines Unternehmens jene übertragbaren 
Organiſationswerte zuſprach, welche den Erwerber befähigen, das Unternehmen 
in derſelben Art weiterzuführen, wie es beim Veräußerer der Fall war. So ſagt 
z. B. RG. 55, 121: „Zu einem im Betrieb befindlichen Geſchäfte gehören nicht nur 
die dem Betriebe gewidmeten Gegenſtände und die im Gewerbe entſtehenden 
Forderungen, ſondern auch die auf den bisherigen Betrieb, auf die durch ihn 
geſchaffenen Verkehrsbeziehungen ſich ſtützenden Ausſichten für den weiteren Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb, und deshalb iſt anzunehmen ..., daß zur Ausnutzung der ſogenannten 
Chancen des Geſchäfts der Kläger imſtande ſein und bleiben ſollte.“ So iſt 
anerkannt, daß mit dem Unternehmen und den vorhandenen Warenvorräten auch 
etwa die Rechte des Unternehmers aus Konkurrenzenthaltungsverträgen ohne 
Zuſtimmung des Verpflichteten auf den Erwerber übergehen, ebenſo Telegramm⸗ 
adreſſen, die übertragbaren gewerblichen Auszeichnungen, das Recht auf Aus⸗ 
händigung der zugehörigen Poſtſachen uſw. In VVG. $ 151 iſt anerkannt, daß auf 
den Erwerber auch die geſamten Rechte und Pflichten aus einem Haftpflichtver⸗ 
ſicherungsvertrag mit übergehen. Bei Staub! wird ſogar der Eintritt des 
Erwerbers in die zur Fortführung des Betriebs notwendigen Lieferungsverträge 
auch ohne Zuſtimmung des Gläubigers für möglich erklärt. 

Hat ſich aber dieſer Gedanke in der Geſetzgebung einmal Bahn gebrochen, dann 
iſt zugleich der Weg geebnet, um auch neue Formen der Unternehmensveräußerung 
unter Ausſchaltung der lähmenden Einzelübertragung zu finden. Es wäre die 
Möglichkeit gegeben, die Unternehmensübertragung uno actu geſetzlich anzuerken⸗ 
nen. Im Hinblick auf das Publizitätserfordernis müßte die Übertragung durch 
konſtitutiven Eintrag im Handelsregiſter erfolgen. Dieſe Veräußerungsform würde 
beſonders begünſtigt durch die oben vorgeſchlagene Abgrenzung des kaufmänniſchen 
Unternehmens nach § 2 des HGB. Daneben wird allerdings, ſoweit es ſich um den 
Übergang obligatoriſcher Rechtsverhältniſſe handelt, das Intereſſe der Dritt⸗ 
gläubiger und Drittſchuldner gebührende Beachtung zu finden haben. 


1. Die Möglichkeit einheitlicher Übertragung eines Unternehmens nebſt allen 
Zugehörungen iſt aber nur da gerechtfertigt, wo der Erwerber das beſtehende 
Unternehmen als ſolches übernimmt, d. h. wo nach außen hin die Kontinuität des 
Unternehmens gewahrt bleibt. Sie kann nicht Platz greifen, wenn nur einzelne 
Geſchäftsteile, etwa unſelbſtändige Betriebsſtätten, veräußert werden. Sie iſt ferner 
nicht angängig, wenn es ſich ſozuſagen nur um einen Kauf „auf Abbruch“ handelt; 
denn auch hier kann nicht mehr von einer Kontinuität des Unternehmens geſprochen 
werden. Nun wird aber nach außen hin die Kontinuität allein vermittelt durch 
die Fortführung der bisherigen Firma. Daher iſt die einheitliche Ubertragungsform 
mittels Einigung und Eintragung auf jene Fälle zu beſchränken, wo Erwerber 
das Unternehmen unter der bisherigen Firma weiterführt. An dieſer Abgrenzung 
iſt trotz gelegentlich geäußerter gegenteiliger Auffaſſung feſtzuhalten. Sie entſpricht 
auch dem Grundgedanken, der im $ 25 HGB. zum Ausdruck kommt. Aus der oben 
dargelegten Bedeutung der Firma folgt, daß die Übernahme eines Unternehmens, 


7 Komm. Anhang zu § 374 Anm. 2a. 
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welches Erwerber unter neuer Firma erſt einzuführen hat, praktiſch als Neugrün⸗ 
dung erſcheint, mag auch die neue Organiſation noch ſo ſehr auf den bereits vor⸗ 
handenen Beſtandteilen des erworbenen Geſchäfts aufgebaut ſein. 

2. Mit ſolcher rechtlicher Umgeſtaltung wäre zugleich die Baſis geſchaffen, welche 
die Möglichkeit neuer Kreditſchöpfungsformen zuläßt und damit die gegenwärtig 
hauptſächlich verwendete Sicherungsübereignung entbehrlich machte. Die Mängel, 
um nicht zu ſagen die Gemeingefährlichkeit der Sicherungsübereignung, ſind heute 
wohl allgemein zugegeben. Sie bedeutet eine Umgehung des deutſch⸗ rechtlichen 
Fauſtpfandes des BGB. Dem Gläubiger ſoll einerſeits für den gewährten Kredit 
eine dingliche Sicherung verſchafft werden, andererſeits ſoll Schuldner die Möglich⸗ 
keit des Beſitzes und der weiteren Verwertung der übereigneten Sachen behalten. 
Im Wege des ſogenannten antezipierten Beſitzkonſtitutes wurde eine auch vom 
Reichsgericht anerkannte Konſtruktion geſchaffen, die es dem Unternehmer ermög⸗ 
licht, etwa fein ganzes Warenlager zu übereignen, das Verfügungsrecht über die 
einzelnen Poſten aber zu behalten, während die neuen Zugänge ipso jure von dem 
Eigentum des Gläubigers wieder ergriffen werden. Zur Verwertung der Forde⸗ 
rungen wurde in der Diskontierung von Buchforderungen ein ähnlicher Ausweg 
geſchaffen. „Die Bank (oder eine Kreditgenoſſenſchaft) räumt dem Kunden einen 
Kredit ein gegen Sicherungsabtretung gewiſſer (oder gar aller) Geſchäftsforde⸗ 
rungen des Kunden und meiſt gegen einen Wechſel des Diskontgebers in Höhe des 
Vorſchuſſes. Dabei iſt manchmal eine für den Schuldner drückende Vorausſetzung, 
daß deſſen Schuldner ihre Schulden zuvor anerkannt haben!s.“ 

Es bedarf keiner weiteren Begründung, daß dieſe Sicherungsformen unſerem 
heutigen Rechtsdenken nicht entſprechen. Einmal verſtoßen ſie gegen das Prinzip 
der Publizität und führten mehrfach zu ſchweren Vertrauenserſchütterungen. Man 
denke nur an den Fall, daß ein Möbelkäufer ſeinerſeits den Kaufpreis bereits zum 
größten Teil entrichtet hat, die gekauften Möbel aber noch beim Verkäufer zur 
Aufbewahrung ſtehen ließ. Als Beſtand des Lagers unterliegen ſie der zwiſchen 
dem Verkäufer und deſſen Kreditgeber vereinbarten Sicherungsübereignung. Macht 
hier der Kreditgeber von ſeinem dinglichen Rechte Gebrauch, ſo iſt der ahnungsloſe 
Käufer hereingefallen, wobei ihm ſelbſt Gutgläubigkeit bei der Übereignung mit 
Rückſicht auf 8933 BGB. nicht zu helfen vermag. Aber auch ſonſt iſt die Sicherungs⸗ 
übereignung geeignet, dem Geſchäftsinhaber auf Grund der vorhandenen Waren⸗ 
beſtände ein Kreditanſehen zu geben, das tatſächlich nicht gerechtfertigt iſt, eben 
weil das geſamte Inventar als ſcheinbarer Haftungsſtock einem Dritten bereits 
übereignet iſt. Es iſt bezeichnend, daß das im weſentlichen auf deutſcher Rechts⸗ 
anſchauung beruhende engliſche Recht in der Doktrin der ſogenannten reputed 
ownership gerade zur gegenſätzlichen Grundanſchauung gelangte. Hiernach gehören, 
obgleich nicht im Eigentum des Gemeinſchuldners ſtehend, alle jene Güter, welche 
ſich bei Konkursbeginn mit Einverſtändnis des Wareneigentümers in den gewerb⸗ 
lichen Unternehmen des Gemeinſchuldners unter ſolchen Umſtänden in deſſen Beſtitz 
befinden, daß der Gemeinſchuldner nach außen hin als deren Eigentümer erſcheint, 
ohne weiteres in die Konkursmaſſe, ſo daß eine Ausſonderung nicht mehr möglich 
iſt (vgl. The Bankrupty Act 1914 sect. 38). Der Grund dieſer Regelung liegt 
darin, daß Geſchäftskunden vielleicht im Hinblick auf dieſe vermeintlichen Werte 
Kredite gewährten und daher im Konkursfalle geſchädigt wären, wenn der Waren⸗ 
eigentümer fein Ausſonderungsrecht geltend machen könnte. 

Zum anderen iſt die Sicherungsübereignung als Kreditſchöpfungsmittel auch 
unwirtſchaftlich. Der Kreditgeber wird ſich regelmäßig ſo viele Werte übertragen 
laſſen, daß ſeine Forderung voll gedeckt erſcheint, wobei die Bewertung der über⸗ 


18 Vgl. Müller⸗Erzbach, Deutſches Handelsrecht, S. 421. 
1b Vgl. Würdinger, Geſchichte der Stellvertretung (agency) in England (1933) S. 411. 


1122 


eigneten Objekte vielfach nach dem zu erwartenden Verſteigerungserlös erfolgt. So 
bringt dieſe Sicherungsform eine übergroße Belaſtung des Schuldners mit ſich. 
Tritt der Fall der Realiſierung der dinglichen Sicherheit ein, dann führt ſie not⸗ 
wendig neben der Schädigung der nicht geſicherten Gläubiger noch zur Vernichtung 
des Unternehmens und der damit verbundenen Werte. Dieſe Erſcheinungen konnten 
auch nicht dadurch beſeitigt werden, daß die Rechtſprechung ſich bemühte, gewiſſe 
Auswüchſe ſolcher Übereignungen als ſittenwidrig zu erklären. Eine wirkſame 
Abhilfe vermag nur das vollſtändige Verbot zu bringen. 

Aus den obigen Darlegungen ergeben ſich aber Wege, welche andere Kredit⸗ 
ſchöpfungsformen ermöglichen, bei denen zugleich die nötige Publizität gewahrt wird, 
nämlich die Schaffung eines Regiſterpfandrechtes am ganzen Unternehmen in Form 
einer Unternehmenshypothek. Dieſe Hypothek geſtattet es dem Unternehmer, 
ſeinen Betrieb mit den zugehörenden Liegenſchaften, dem Inventar und Waren⸗ 
lager durch Eintragung zu verpfänden. „Dadurch wird das Unternehmen als ein⸗ 
heitlicher Wirtſchaftskörper in ſeinem Geſamtwerte dinglich, d. h. mit Wirkung 
gegenüber jedem ſpäteren Erwerber des Unternehmens verhaftet. Da nun die 
Organiſationswerte an einzelne Unternehmenszubehöre gebunden fein können und 
der Geſamtwert des Unternehmens durch den Beſtand an Unternehmenszubehör 
mit bedingt iſt, muß ſich das Pfandrecht am Unternehmen auch auf das Zubehör 
erſtrecken.“ Andererſeits iſt aber die Möglichkeit der Unternehmensfortführung zu 
ſchaffen, und das geſchieht dadurch, daß die zum Umlaufsvermögen gehörenden 
austauſchbedürftigen Zubehörungen aus der pfandrechtlichen Verſtrickung aus⸗ 
ſcheiden, wenn ſie im Wege ordnungsgemäßer Wirtſchaftsführung veräußert werden, 
während die Gegenwerte automatiſch der Haftung unterworfen ſind. Das Anlage⸗ 
vermögen dagegen darf nur mit Zuſtimmung des Gläubigers verändert werden. 
Das franzöſiſche Recht hat bereits in dem Geſetz vom 17. März 1909 relative à la 
vente et au nantissement des fonds de commerce einen beachtlichen Verſuch in 
dieſer Hinſicht gemacht und für das deutſche Recht wird dieſe Einrichtung de lege 
kerenda Beachtung verdienen. 

Damit wäre auch die Möglichkeit eines vernünftigen Ausgleiches zwiſchen den 
Intereſſen der Unternehmenshypothekare und denen der Maſchineninduſtrie hin⸗ 
ſichtlich der auf Kredit gelieferten Maſchinen eröffnet. Mit der Ausgeſtaltung des 
Unternehmensbeſtandteil⸗ und Zubehörbegriffs würde die eingebaute Maſchine 
nicht mehr als weſentlicher Beſtandteil des Gebäudes zu gelten haben, ſondern als 
Unternehmensbeſtandteil, und ſie wäre ſomit auch dem Eigentumsvorbehalt 
zugänglich. Dieſer Eigentumsvorbehalt wäre aber zur Kenntlichmachung ebenfalls 
im Regiſter einzutragen, ſofern etwa der geſchuldete Preis einen gewiſſen Mindeſt⸗ 
betrag überſteigt. Dadurch würde die Maſchine von der hypothekariſchen Verhaftung 
befreit, andererſeits den Kreditgebern über die Eigentumsverhältniſſe an den 
Maſchinen Klarheit verſchafft werden können. 

IV. Wenn vorſtehend das Unternehmen gekennzeichnet wurde als produktive 
werteſchaffende Energie, die in ihrer wirtſchaftlichen Funktion auch das Geſamt⸗ 
vermögen des Volkes bereichert und als Arbeitsſtätte für die im Unternehmen 
tätigen Perſonen ſittliche Werte in ſich verkörpert, ſo hat das Geſetz die Aufgabe, 
dieſe Werte vor Zerſtörung zu ſchützen. 

1. Eine beſondere Gefährdung vieler Unternehmungen liegt heute in der all⸗ 
gemeinen ſchwierigen Wirtſchaftslage, weshalb die nationale Regierung mit ver⸗ 
ſchiedenen Geſetzen zu Hilfe kam, welche ganze Wirtſchaftszweige als ſolche erfaſſen. 
So hat z. B. die wirtſchaftliche Schrumpfung zu einer beſonderen Kriſe derjenigen 
Unternehmungen geführt, deren Leiſtungsfähigkeit die gegenwärtige Abſatzmöglich⸗ 
keit weit überſteigt, indem der verſchärfte Wettbewerb und die damit verbundene 


20 Pgl. dazu beſ. Oppikofer a. a. O., S. 140 ff. und das dort angeführte Schrifttum. 
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unwirtſchaftliche Preisgeſtaltung für einzelne dieſer Wirtſchaftszweige die Gefahr 
der Vernichtung beſonders naherückte. Deshalb hat das Geſetz über die Errich⸗ 
tung von Zwangskartellen vom 15. 7. 1932 die Möglichkeit vorgeſehen, die be⸗ 
troffenen Unternehmungen zu marktregelnden Verbänden zuſammenzuſchließen 
— ohne ihre Selbſtändigkeit im übrigen einzuengen —, ſofern der Zuſammen⸗ 
ſchluß unter Würdigung der Intereſſen der Unternehmungen ſowie der Geſamt⸗ 
wirtſchaft und des Allgemeinwohls volkswirtſchaftlich geboten erſcheint. Weiter 
bringt das Geſetz über Maßnahmen zur Förderung des Außenhandels vom 
18. 10. 1933 die reichsrechtliche Grundlage für die bereits beſtehenden Organi⸗ 
ſationen zur Begünſtigung des Außenhandels und baut ſie im Sinne einer 
engen Verknüpfung mit der praktiſchen Wirtſchaft aus. Dieſe und ähnliche Ge⸗ 
ſetze ſind der Niederſchlag der allgemeinen Wirtſchaftspolitik, welche hier nicht 
weiter zu verfolgen iſt. ö 

2. Daneben ſtehen zahlreiche Schutzmaßnahmen zugunſten der einzelnen Unter: 
nehmungen als ſolcher, die teils früherer Zeit entſtammen, teils durch die neueſte 
Geſetzgebung erſt erlaſſen wurden. Da ſind zunächſt (abgeſehen von dem Firmenſchutz) 
zu erwähnen die Beſtimmungen des gewerblichen Rechtsſchutzes, nämlich des 
Warenzeichenrechts und des unlauteren Wettbewerbs'!, die zu verhindern ſuchen, 
daß die Freiheit des wirtſchaftlichen Konkurrenzkampfes zu einem die Grenzen 
eines geſunden Wettſtreites überſchreitenden gegenſeitigen Schädigungskriege führt. 
Der gewerbliche Rechtsſchutz erwies ſich aber in mancher Hinſicht als unzulänglich. 
weshalb in letzter Zeit verſchiedene Sonderſchutzgeſetze erlaſſen wurden; ſo z. B. 
das Geſetz vom 12. 5. 1933 zum Schutz des Einzelhandels, das Maßnahmen 
brachte, welche einerſeits den mittelſtändiſchen Betrieben eine Sicherung ihres 
Beſtandes gegenüber dem zunehmenden Wettbewerb der Großhandelsunterneh⸗ 
mungen gewähren, und ſie gegenüber der Gefahr einer weiteren Überſetzung des 
Einzelhandels ſchützen ſollen. Weiter begegnet das Geſetz über Preisnachläſſe 
(Rabattgeſetz) vom 25. 11. 1933 mit der DVD. den Mißſtänden, die im Laufe der 
letzten Jahre durch Rabattgewährung an den letzten Verbraucher immer ſtärker 
hervortraten. Dieſe Mißſtände lagen zum Teil darin, daß durch übertriebene Höhe 
der Rabattſätze die normale kaufmänniſche Betriebsrechnung gefährdet wurde; 
ferner, daß Rabatte oder Sonderpreiſe in immer ſtärkerem Umfange allen mög⸗ 
lichen Verbrauchergruppen gewährt und dadurch unſoziale Unterſchiede in der 
Behandlung der Kundſchaft herbeigeführt wurden; oder endlich, daß organiſierte, 
ſchwer überſichtliche Rabattſyſteme zweifelhafter Unternehmungen zur Schädigung 
der Kundſchaft ausgenützt wurden. 5 

3. Weiterer Beachtung bedarf das Verhältnis des einzelnen Unternehmens 
gegenüber den Gläubigern. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß ein Vollſtreckungsſchutz, 
wie er etwa im Reichserbhofgeſetz zum Schutze des Bauernhofes vorgeſehen iſt, 
nicht in Frage kommen kann, da er notwendig zu einer Zerſtörung des Kredites 
und damit zur Schädigung der Wirtſchaft ſelbſt führen müßte. Dagegen wäre zu 
fragen, ob nicht die Zwangsmaßnahmen der Gläubiger ſich im Intereſſe der Unter⸗ 
haltung des Unternehmens rationeller geſtalten ließen. 

a) Das gilt vor allem gegenüber dem Grundſatz der Spezialexekution unſeres 
Vollſtreckungsrechtes. Hiernach iſt es einem Gläubiger ermöglicht, durch beliebige 
Pfändung irgendwelcher Vermögenswerte das Unternehmen ſelbſt zu zerſtören. 
Das ließe ſich verbeſſern, wenn in Erweiterung des Grundgedankens des § 811 
Nr. 4 oder 9 und des $ 865 Abſ. 2 ZPO. die Einzelvollſtreckung in beſtimmte un: 
entbehrliche Zugehörungen erſchwert würde. Nun hat allerdings die VO. über 
Maßnahmen auf dem Gebiete der Zwangsvollſtreckung vom 26. 5. 1933 (in Ber: 


* Vgl. dazu beſonders F. Böhm, Wettbewerb und nale Wirtschaft (Berlin 1933), und 
Frieſe, Wende im Wettbewerbsrecht in Z. Die nationale Wirtſchaft, Jahrg. 2 S. 47 ff 
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bindung mit dem Gejeg vom 22. 3. 1934) einen vorübergehenden Vollſtreckungs⸗ 
ſchutz gebracht, der auch kaufmänniſchen Unternehmungen zugute kommt. $ 18 dieſer 
VO. beſtimmt, daß auf Antrag des Schuldners, bei dem Einrichtungsgegenſtände, 
Gerätſchaften oder Vorräte — mit Ausnahme von Fertigwaren — gepfändet 
wurden, die zu einem von dem Schuldner betriebenen gewerblichen Unternehmen 
gehören, die Zwangsvollſtreckung aufzuheben ſei, wenn Schuldner unverſchuldet 
ſeine Verbindlichkeiten nicht bezahlen kann und ihm durch Verluſt der gepfändeten 
Gegenſtände ein unverhältnismäßiger Nachteil erwachſen würde. Indes kann dieſer 
Schutz für eine künftige Regelung nicht als Vorbild bezeichnet werden. Denn nicht 
der Schuldner iſt ſeiner Verantwortung gegenüber den Gläubigern zu entheben, 
ſondern das Unternehmen vor wirtſchaftlicher Zerſtörung zu bewahren. Deshalb 
iſt auch nicht die generelle Vollſtreckungsmöglichkeit einzuſchränken, ſondern nur die 
Art ihrer Durchführung wirtſchaftlicher zu geſtalten. Wenn daher eine Beſchrän⸗ 
kung der Einzelvollſtreckung vorgeſehen wird, jo muß notwendig ein anderer Aus— 
gleich dafür gegeben werden. Schon die verſchiedenſten Vorſchläge wurden in dieſer 
Richtung gemacht, zumeiſt unter Hinweis auf die öſterreichiſche Exekutionsordnung, 
die in den § 341 ff. Zwangsverwaltung und Zwangsverpachtung des ganzen 
Unternehmens vorſieht. Über die Zweckmäßigkeit dieſer Normen ſind die Mei- 
nungen geteilt?2. Indes ſei zur Erwägung geitellt, ob vielleicht eine Zwangs— 
beteiligung einen Fortſchritt bringen könnte, zumal in der Praxis eine Beteiligung 
des Gläubigers zum Zwecke ſeiner Befriedigung zuweilen vertraglich vereinbart 
wird, und auch im Geſellſchaftsrecht bei der Pfändung der Mitgliedſchaft ein 
ähnlicher Geſichtspunkt wiederkehrt. 

b) Ein weiterer Schutz des Unternehmens gegenüber den Gläubigern iſt geſetzlich 
zum Ausdruck gebracht in der Vergleichsordnung vom 5. 7. 1927 zur Abwendung 
des Konkurſes. Während das Konkursverfahren regelmäßig zur Einſtellung des 
Unternehmens und zur unwirtſchaftlichen Verſchleuderung der vorhandenen Werte 
führt, beruht der Zweck des Vergleichsverfahrens in dem Verſuch der Sanierung 
eines würdigen Schuldners durch Ermöglichung eines ausſichtsreichen Vergleichs 
gegen den wirtſchaftlich und ſozial nicht gerechtfertigten Widerſtand einer unwil⸗ 
ligen Minderheit. Auch die Sanierung durch Zwangsvergleich ſoll das Unter— 
nehmen erhalten und dem Schuldner die Möglichkeit der Weiterführung ſeines 
Betriebs eröffnen, der ſo durch eigenes Emporarbeiten auch für die Gläubiger das 
Beſte herausholen ſoll können. 

Die Praxis des außerkonkurslichen Vergleiches lehrte indes, daß die Schuldner 
es vielfach verſtanden haben, dieſen Schutz in rein egoiſtiſcher Weiſe auszuwerten 
und damit gerade das Gegenteil von dem erreichten, was erſtrebenswert iſt. Es iſt 
ſtreng darauf zu achten, daß der Schutz des Unternehmens nicht gleichzeitig dazu 
führt, auch dem Unternehmer ſelbſt das Abſchütteln ſeiner Schulden zu erleichtern. 
Der Unternehmensſchutz erfolgt lediglich im Intereſſe der Geſamtwirtſchaft. Die 
Verantwortlichkeit des Unternehmers ſelbſt aber darf dadurch in keiner Weiſe ab: 
geſchwächt werden. Der Hauptmangel des geltenden Vergleichsrechts liegt darin, 
daß die Beſchränkung der zivilrechtlichen Haftung dem Schuldner zu leicht gemacht 
iſt. Ganz beſonders nachteilig aber wirkte ſich das Fehlen der Strafbarkeit eines 
allgemeinſchädlichen Verhaltens des Vergleichsſchuldners aus. Es muß die Mög: 
lichkeit vorgeſehen werden, den Schuldner im Falle zu großen perſönlichen Ver— 
brauches, ſchuldhafter Hinausſchiebung der Liquidation, irreführender Darſtellung 
der Vermögenslage und anderer Fälle der Krediterſchleichung ſtrafrechtlich zu be— 
langen. Es iſt mit der Verantwortlichkeit des Schuldners ſchlechthin unverträglich, 
„daß die Gemeinſchuldner bis zur Eröffnung des Vergleichsverfahrens luxuriöſe 
Haushaltungen führen, große Reiſen machen u. dgl. und daß ſie dann plötzlich 


"Bol. das von Pisko in Ehrenbergs de Bd. II S. 237 Note ! angeführte 
Schrifttum; Oppikofer, a. a. O., S. 146 ff. ; 
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erklären, die Gläubiger nicht befriedigen zu können. Durch weſentlich verſchärfte 
Strafen muß Kaufleuten und Induſtriellen wieder klargemacht werden, daß die 
Inanſpruchnahme von Kredit Verantwortungen in ſich ſchließt, denen man ſich 
nicht ohne ſtrafrechtliche Folgen entziehen kann:.“ 

c) Einen gewiſſen Schutz zur Erhaltung des Unternehmens enthält auch die 
Konkursordnung. Nach 8 129 KO. entſcheidet vorläufig der Konkursverwalter bzw. 
ein evtl. beſtellter Gläubigerausſchuß, ob das Unternehmen des Gemeinſchuldners 
fortzuführen oder zu ſchließen ſei. Im letzteren Falle würde das eine Zerſtörung 
des Unternehmens bedeuten. Deshalb kann das Gericht nach $ 130 Abſ. 2 KO. auf 
Antrag des Gemeinſchuldners, der einen Zwangsvergleichsvorſchlag eingereicht hat, 
die Einſtellung des Unternehmens unterſagen. Im übrigen kann die Verwertung 
eines noch lebensfähigen Unternehmens durch Fortführung desſelben ſeitens des 
Konkursverwalters oder durch Veräußerung im ganzen, wohl auch durch Ver⸗ 
pachten desſelben erfolgen. f | 

4. Wichtig ift Schließlich die Frage, inwieweit auch ein Unternehmensſchutz gegen: 
über dem Unternehmer ſelbſt geboten und rechtlich durchführbar erſcheint. Die Not⸗ 
wendigkeit eines ſolchen Schutzes beſteht vor allem da, wo infolge der Vielzahl 
beteiligter Intereſſenten die Möglichkeit unternehmensſchädlicher Beſtrebungen 
leichter gegeben iſt, ſo namentlich bei der Aktiengeſellſchaft. Wenn auch theoretiſch 
die Aktionäre als die eigentlichen Unternehmer erſcheinen mögen, ſo decken ſich doch 
praktiſch deren Intereſſen keineswegs immer mit denen des Unternehmens. Die 
daraus ſich ergebenden Mißſtände zu beſeitigen, und die bereits im geltenden Recht 
beſtehenden Schutzmaßnahmen weiter auszubauen, iſt eine der wichtigſten Auf⸗ 
gaben der Reform des Aktienrechts. 

In weitgehendem Maße iſt im geltenden Recht auch bereits der Schutz des 
Unternehmens gegenüber den Unternehmern bei den Perſonalgeſellſchaften ver⸗ 
wirklicht, worüber auf nachſtehend unter $ 5 verwieſen ſei. 

Hier bleibt die Frage, ob ſich ein derartiger Schutzgedanke auch beim Einzel⸗ 
unternehmen durchführen läßt. Da iſt zunächſt die Verpflichtung eines jeden 
Kaufmannes zur Führung von Geſchäftsbüchern und der Aufſtellung des In⸗ 
ventars und der Bilanz zu erwähnen. Es ſoll dadurch der Kaufmann gezwungen 
werden, ſich ſelbſt periodiſch über ſeine Vermögenslage Rechenſchaft abzulegen und 
ſich einen Überblick über den Erfolg ſeiner verfloſſenen Geſchäftstätigkeit zu ver⸗ 
ſchaffen. So wird ſich der Unternehmer klar über Aufſtieg oder Abfall ſeines 
Unternehmens und wird eine rechtzeitige Warnung aus ſich zeigenden Krankheits⸗ 
erſcheinungen erfahren. De lege ferenda wird zu prüfen ſein, ob dieſe Beſtim⸗ 
mungen wirkſam genug ausgeſtaltet ſind, was namentlich im Hinblick auf die 
Bewertungsfrage Bedeutung erlangt. Als Mangel iſt es zu bezeichnen, daß die 
Vorſchriften über die Buchführung leges imperfectae ſind, d. h. einer Sanktion 
entbehren. Erſt wenn der Fall des Konkurſes eingetreten iſt, ſehen die Bankerott⸗ 
delikte in den 88 239 ff. KO. eine Beſtrafungsmöglichkeit vor. Es wird ſich daher 
empfehlen, den Zeitpunkt der Strafbarkeit vorzulegen, wobei allerdings zuzugeben 
it, daß die Frage, wie hier das Vorliegen des ſtrafbaren Tatbeſtandes zur Kennt⸗ 
nis der Gerichte gelangt, Schwierigkeiten bereitet. 

Bei ſchlechter Geſchäftsführung greift die zivilrechtliche Haftung des Unter: 
nehmers Platz, der mit ſeinem geſamten Vermögen für die begründeten Schulden 
einzuſtehen hat. Dieſe perſönliche unbeſchränkte Haftung führt dazu, daß im 
allgemeinen bei der autokratiſch geleiteten Einzelunternehmung das Intereſſe 
des Unternehmers mit dem der Unternehmung zuſammenfließt. Allerdings muß 
verhütet werden, daß, wie oben dargeſtellt, der Unternehmer mit Hilfe des 


"Dal. Schmalenbach. Finanzierungen, S. 330; ferner Schuhmann in Magazin 
der Wirtſchaft. 1930 S. 786 ff. a : Hub n in gaz 
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Zwangsvergleichs zu leicht in die Lage kommt, ſich dieſer Verantwortung zu ent⸗ 
ziehen und von dieſer Möglichkeit ohne weitere Rechtsnachteile Gebrauch machen 
kann. In dieſem Sinne aber bringt die Strafdrohung nicht nur einen Schutz des 
Unternehmens mit ſich, ſondern würde zugleich dazu beitragen, das allgemeine 
Verantwortungsbewußtſein zu heben. 

Gewiſſe Schutzmaßnahmen im Intereſſe der in einem Unternehmen angeſtellten 
Arbeiter ſind endlich durch das Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit vor⸗ 
geſehen, ſo beſonders durch die Bildung eines Vertrauensrates und durch die 
Möglichkeit, einem Unternehmensführer die Befähigung zur Regelung der arbeits⸗ 
rechtlichen Fragen abzuerkennen. 

V. Das letzte Problem, das in dieſem Zuſammenhang zu erwähnen iſt, liegt in 
dem Verhältnis des einzelnen Unternehmens zur Geſamtheit. Der National⸗ 
ſozialismus gebietet Unterordnung des einzelnen Unternehmens unter die Intereſ⸗ 
ſen der Geſamtwirtſchaft. Während dieſes Prinzip als rechtspolitiſches Poſtulat 
eindeutig feſtſteht, bringt die praktiſche Durchführung im Einzelfall mancherlei 
Schwierigkeiten mit ſich. Man denke etwa an den Fall, daß ein Induſtrieunter⸗ 
nehmen eine größere Umſtellung ſeiner Produktion beabſichtigt, die zwar im In⸗ 
tereſſe des Unternehmens erforderlich iſt, in ihren Auswirkungen aber andere 
Unternehmungen nachteilig beeinfluſſen kann. Fälle ſolcher Art tauchen täglich 
in zahlloſen Erſcheinungsformen auf und bilden geradezu den Kern des geſamten 
Konkurrenzkampfes. Wann iſt in ſolchen Fällen eine Kolliſion des Einzelintereſſes 
mit dem geſamtwirtſchaftlichen Intereſſe gegeben? Wer entſcheidet über das Vor⸗ 
liegen eines derartigen Gegenſatzes? Welche Rechtsmittel ſind möglich, um ge⸗ 
gebenenfalls das einzelne Unternehmen zur Aufgabe oder Abänderung einer 
konkreten Wirtſchaftsmaßnahme zu zwingen? Wie verteilt ſich die Verantwortung, 
wenn ein ſolcher Eingriff gemacht wurde hinſichtlich der ſich jpäter für das Unter⸗ 
nehmen daraus ergebenden Konſequenzen? So ſchwierig dieſe Fragen auch ſind, 
ſo muß doch ihre Löſung in Angriff genommen werden. 

Da wird einmal darauf hinzuweiſen ſein, daß durch konkrete Einzelmaßnahmen 
eines beſtimmten einzelnen Unternehmens eine Kolliſion der Intereſſen dieſes 
Unternehmens mit der Geſamtwirtſchaft in dem Maße, daß ein ſtaatliches Ein: 
greifen erfordert wäre, wohl nur bei den Großunternehmungen praktiſch werden 
dürfte. Deshalb werden wohl die Einzelunternehmungen, wie auch die in Form 
einer Perſonalgeſellſchaft betriebenen für dieſe Fragen außer Betracht bleiben 
können. Eine weitgehende Überwachung dieſer Betriebe wird bereits durch den 
Treuhänder der Arbeit erfolgen. Zwar erſtreckt ſich deſſen Zuſtändigkeit auf die 
arbeitsrechtlichen Fragen. Jedoch in Anbetracht der engen Verquickung des Schid- 
ſals der Arbeiter mit dem Wohle des Unternehmens ſelbſt wird dieſer eine Ein— 
flußnahme auf wichtige Dispoſitionen zu erlangen ſuchen. Den Aktiengeſellſchaften 
gegenüber aber wird die Durchführung der geplanten ſtaatlichen Oberaufſicht die 
rechtliche Möglichkeit gewährleiſten, die wirtſchaftspolitiſchen Ziele auch für den 
konkreten Einzelfall der Unternehmung gegenüber durchzuſetzen. Soweit es ſich hin— 
gegen um Maßnahmen handelt, die alle Unternehmungen oder doch beſtimmte 
Wirtſchaftszweige in gleicher Weiſe berühren, greift der Staat durch Sondergeſetze 
ein. Als Beiſpiele dieſer Art ſei die Regelung der Deviſenbewirtſchaftung angeführt, 
oder etwa die VO. zur Verhinderung von Preisſteigerung auf dem Gebiete der 
Lederwirtſchaft uſw. Ein anderes Beiſpiel bietet das Geſetz über die Kartell-VO., 
wonach die Einſchränkung der wirtſchaftlichen Bewegungsfreiheit da nicht unbillig 
iſt, wenn in dem Geſchäftsbetrieb des Betroffenen Güter oder Leiſtungen, auf die 
ſich die Sperrmaßnahmen beziehen ſollen, zu Preiſen angeboten oder verkauft 
werden, die unter Würdigung der Belange des Betriebes ſowie der Geſamtwirt— 
ſchaft und des Gemeinwohles als volkswirtſchaftlich ungerechtfertigt anzuſehen ſind. 
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In jolden und anderen Sondervorſchriften hat der Geſetzgeber bereits Beſchrän⸗ 
kungen der Eigenintereſſen zugunſten der Geſamtwirtſchaft verfügt. Im übrigen 
aber wird man, ehe dieſe Probleme im einzelnen grundſätzlich normiert werden, 
die weitere Geſtaltung und die Erfahrungen der Praxis abwarten, aus denen ſich 
wohl jene Wege ergeben, die für eine generelle rechtliche Regelung geeignet 
erſcheinen. 


V. Die Perſonalgeſellſchaften 


Das Recht der Perſonalgeſellſchaften des HGB., nämlich der OHG. und der Ko. 
entſpricht bereits in ſeiner geltenden Regelung weitgehend den Anforderungen, 
denen ſie vom Standpunkt des nationalſozialiſtiſchen Rechtsdenkens aus zu ent⸗ 
ſprechen haben. 

I. Das gilt zunächſt in 8895 auf die Geſellſchaftsform ſelbſt. Trotz des Auf⸗ 
tretens der Geſellſchaft unter einheitlicher Firma ſind Träger aller Rechte und 
Verbindlichkeiten die einzelnen Geſellſchafter in Perſon. Inſofern iſt das Poſtulat 
des perſönlichen Hervortretens des Unternehmers unter eigener Verantwortung 
unmittelbar verwirklicht. Dadurch unterſcheidet ſich die Perſonalgeſellſchaft von den 
Kapitalgeſellſchaften mit eigener Rechtsperſönlichkeit, bei denen unmittelbare 
Rechtsbeziehungen zwiſchen den Geſellſchaftsgläubigern und den Geſellſchaftern 
nicht beſtehen, vielmehr das konſtruktive Gebilde der juriſtiſchen Perſon ſich als 
Endpunkt aller Rechtsbeziehungen dazwiſchenſchiebt. Der Kredit der Perſonalgeſell⸗ 
ſchaft iſt ein reiner Perſonalkredit, für welchen die geſamtſchuldneriſche und perſön⸗ 
liche Haftung der einzelnen Geſellſchafter die Grundlage bildet. Wirtſchaftlich iſt 
allerdings der Perſonalkredit Schranken unterworfen und die Form der Perſonal⸗ 
geſellſchaft grundſätzlich nur für Unternehmungen geeignet, bei denen der Bedarf 
an ſtehendem Kapital verhältnismäßig gering iſt. Wo dagegen, wie etwa bei 
großen Fabriken oder Transportunternehmungen uſw. der Betrieb großes Anlage⸗ 
kapital erfordert, drängen dieſe Bedürfniſſe von ſelbſt zur Aktiengeſellſchaft als 
jener Form, die es ermöglicht, durch Ausgabe zahlreicher Mitgliedſchaften die im 
Volksvermögen brachliegenden Kapitalteilchen zu erfaſſen und dem wirtſchaftlichen 
Produktionsprozeß zuzuführen. Immerhin gibt es heute zahlreiche Aktiengeſell⸗ 
ſchaften, deren Kapitalbedürfnis nicht jo groß iſt, als daß es nicht von einer klei⸗ 
neren Zahl von Teilhabern befriedigt werden könnte. Für ſolche Unternehmungen 
iſt die Form der Aktiengeſellſchaft nicht geboten, weshalb das Geſetz vom 5. 7. 1934 
die Möglichkeit erleichterter Umwandlung dieſer Geſellſchaften in Einzelunterneh⸗ 
mungen oder Perſonalgeſellſchaften geſchaffen hat. 

Im geltenden Recht wird die OHG. nach außen hin wirkſam, entweder durch 
Eintragung oder durch tatſächlichen Beginn des Geſchäftsbetriebs (S8 123 HGB.). 
Durch die oben vorgeſehene Regelung würde künftighin der § 123 Abſ. 2 in Weg⸗ 
fall kommen, d. h. die Perſonalgeſellſchaft entſteht nur durch Eintrag. Solange dieſer 
nicht erfolgt iſt, erſcheint ſie als Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts und kann nicht 
unter einheitlicher Firma auftreten. 

II. Der organiſatoriſche Aufbau der Perſonalgeſellſchaft, insbeſondere der OHG. 
entſpricht im weſentlichen dem Führerprinzip, verbunden mit der Führerverant⸗ 
wortung. Grundſätzlich ſind zur Führung der Geſchäfte alle Geſellſchafter berechtigt 
und verpflichtet, und zwar im Rahmen des gewöhnlichen Geſchäftsbetriebs jeder 
einzelne Geſellſchafter für ſich. Damit verbindet ſich die Vertretungsmacht, die jeden 
einzelnen Geſellſchafter ermächtigt, nach außen hin im Namen der Geſellſchaft zu 
handeln und damit auch die üblichen Geſellſchafter unmittelbar perſönlich zu ver— 
haften. Durch dieſe weitgehende geſetzliche Ermächtigung iſt einerjeits die Schlag⸗ 
kraft und raſche Anpaſſungsfähigkeit an die Konjunkturſchwankungen gewähr⸗— 
leiſtet, andererſeits wird durch den Grundſatz, daß die interne Geſchäftsbefugnis 
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nicht auf Subſtituten übertragbar ift*‘, die unmittelbar perſönliche Mitarbeit eines 
jeden Beteiligten gefördert. Mit Rüdfiht auf die perſönliche Mithaftung aller 
Geſellſchafter für die Verbindlichkeiten, die jeder einzelne Beteiligte allein im 
Namen der Geſellſchaft begründet, hat das Geſetz im § 115 Abſ. 2 ein beſonderes 
Widerſpruchsrecht eingeräumt. Die Geltendmachung des Widerſpruchs hat zwar 
zum Schutze der Allgemeinheit eine Beſchränkung der Vertretungsmacht nach außen 
hin nicht zur Folge, verpflichtet aber intern zur Unterlaſſung der widerſprochenen 
Handlung. Damit hat das Geſetz jedem Geſellſchafter maßgebenden Einfluß auf die 
Geſchäftsführung geſichert, gleichzeitig auch die Verantwortlichkeit aller Geſell⸗ 
ſchafter für den ganzen Geſchäftsbetrieb geſteigert. 

Die ſelbſtändige Geſchäftsführungsbefugnis eines jeden Geſellſchafters wird ſich 
nur bei Geſellſchaften mit wenig Mitgliedern oder bei ſolchen Betrieben be⸗ 
währen, wo der einzelne Beteiligte eine beſtimmte Abteilung oder Niederlaſſung 
zu leiten hat. Wo ſich aber aus der Vielzahl der Mitglieder Schwierigkeiten er⸗ 
geben, iſt im Geſetz noch die weitere Möglichkeit eröffnet, die Geſchäftsführung, und 
damit übereinſtimmend auch die Vertretungsmacht auf einen Geſellſchafter allein 
oder doch auf eine beſchränkte Anzahl derſelben zu übertragen. Von dieſer Mög⸗ 
lichkeit wird praktiſch häufig Gebrauch gemacht und damit der Führergedanke in 
reinſter Form verwirklicht. Es drängt ſich daher die Frage auf, ob dieſe Form der 
Alleinherrſchaft nicht überhaupt als geſetzliche Norm einzuführen ſei und die Ge⸗ 
ſchäftsführungsbefugnis aller Beteiligten als Ausnahme zu gelten habe. Indes 
eine ſolche Verallgemeinerung würde mit der beſchränkten unperſönlichen Haftung 
eines jeden Geſellſchafters ſchwer verträglich ſein. Denn es iſt nicht angängig, die 
Haftung für die geſamten Geſchäftsriſiken auch jenen Beteiligten unbegrenzt auf⸗ 
zubürden, die ihrerſeits keine Möglichkeit mehr haben, bei der Eingehung dieſer 
Riſiken entſcheidend mitzuwirken. Das folgt aus dem allgemeinen Grundſatz, daß 
mit Verantwortung, Haftung oder Gefahrtragung nur belaſtet werden kann, wem 
auch die Möglichkeit der Einwirkung auf jene Umſtände gegeben iſt, die er zu ver⸗ 
treten hat. Die Übertragung der Geſchäftsführung und Vertretung auf einen Ge⸗ 
ſellſchafter allein iſt außerdem im hohen Maße Sache des perſönlichen Vertrauens 
und auch aus dieſem Grunde iſt es richtiger, ſie der Beſtimmung der Geſellſchafter 
ſelbſt zu überlaſſen. Auch da, wo die Geſellſchafter von der unmittelbaren Mit⸗ 
beſtimmung in Geſellſchaftsangelegenheiten ausgeſchloſſen wurden, ſind ſie geſetz⸗ 
lich der Einwirkungsmöglichkeit nicht vollſtändig beraubt. Die $ 117 und 127 HGB. 
gewähren den Geſellſchaftern das Recht, die Geſchäftsführungs⸗ und Vertretungs⸗ 
befugnis einem handlungsberechtigten Geſellſchafter durch gerichtliche Entſcheidung 
entziehen zu laſſen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt, und als ſolcher wird be⸗ 
ſonders die Unfähigkeit zur ordentlichen Geſchäftsführung vom Geſetze hervor⸗ 
gehoben. So hat alſo das Geſetz einerſeits die Möglichkeit freier wirtſchaftlicher 
Entfaltung des Unternehmensführers in der Perſonalgeſellſchaft eröffnet, anderer⸗ 
ſeits dafür Sorge getragen, daß die damit gegebene Machtſtellung auch nicht einem 
unfähigen Teilnehmer zum Schaden der Geſellſchaft verbleibt. 

Die Verantwortlichkeit eines jeden Geſellſchafters äußert ſich rechtlich zunächſt in 
der aus dem Geſellſchaftsvertrag ſich ergebenden perſönlichen Verpflichtung zur 
Mitarbeit an dem gemeinſchaftlichen Unternehmen, die grundſätzlich nicht durch 
Vertreter wahrnehmbar iſt und durch das geſetzliche Wettbewerbsverbot des 8 112 
HGB. verſtärkt wird. Vor allem aber äußert fie ſich in der unbeſchränkt perſönlichen 
Haftung eines jeden Geſellſchafters bei der OHG. für die Geſellſchaftsſchulden, die 
auch bei nachträglichem Austritt noch fortbeſteht. Daneben hat Rechtſprechung und 
Wiſſenſchaft in Analogie zum § 31 BGB. noch eine Haftung der Geſellſchaft für 
allgemein ſchuldhaftes Handeln eines Geſellſchafters anerkannt, der in Ausführung 


— 
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der ihm zuſtehenden Verrichtung eine zum Schadenerſatz verpflichtende Handlung 
begeht. 

III. Während bei der OHG. alle Geſellſchafter unbeſchränkt einzuſtehen haben, iſt 
in der KoG. eine Beteiligungsform gegeben, in welcher der Kommanditiſt zwar 
durch ſeine Einlage oder durch Leiſtungen ſonſtiger Art an der Förderung des 
Unternehmens teilhat, ohne doch das ganze Unternehmerriſiko auf ſich zu nehmen, 
andererſeits aber ſteht er durch ſeine Beteiligung am Gewinn und Verluſt, durch 
die ihm verliehenen Kontrollrechte und durch das ihm zugeſprochene Widerſpruchs⸗ 
recht bei außergewöhnlichen Geſchäftsmaßnahmen nicht wie ein Darlehensgeber 
außerhalb des Unternehmens. Der Tatſache, daß der Kommanditiſt von der Ge⸗ 
ſchäftsführung und Vertretung ausgeſchloſſen iſt, entſpricht feine verminderte 
Haftung, die ziffernmäßig durch den Betrag feiner Einlage feſtgeſetzt iſt. umgekehrt 
entſpricht der Ausſchluß des Kommanditiſten von der Geſchäftsführung den Inter⸗ 
eſſen der Komplementäre, da vielleicht der Kommanditiſt geneigt ſein könnte, 
Riſiken einzugehen, die er bei perſönlich unbeſchränkter Haftung vermeiden würde. 
So ergänzen ſich beide Beſchränkungen in rechtspolitiſch gerechtfertigter Weiſe. Nun 
kann allerdings durch Vertrag vorgeſehen ſein, daß der Kommanditiſt ſich maß⸗ 
gebend an der Geſchäftsführung beteiligt und ſich ſogar die Alleinherrſchaft in dem 
Unternehmen ſichert. Damit verſchiebt ſich das Verhältnis zwiſchen Herrſchaft und 
Verantwortung, und für ſolche Fälle hat Müller⸗Erzbach' mehrfach betont, 
daß der Kommanditiſt unbeſchränkt perſönlich haften ſolle. Auf demſelben Stand⸗ 
punkt ſteht die Limited Partnership Act 1907 sect. 6, wonach der Limited partner 
für alle debts and obligations haftet, die während ſeiner Teilnahme an der Ge⸗ 
ſchäftsführung (management) entftanden find, gleichgültig, ob ihm auch Ver⸗ 
tretungsbefugnis erteilt war oder nicht?. Im einzelnen wird allerdings eine ſolche 
Regelung ſchwer abzugrenzen ſein und auch die Beweisfrage erheblichen Schwierig⸗ 
keiten begegnen, denn die Mitwirkung des Kommanditiſten kann die verſchiedenſten 
Abſtufungen aufweiſen. So kann ihm z. B. ein erweitertes Widerſpruchsrecht ein⸗ 
geräumt ſein, oder es kann für ganz beſtimmte Geſchäfte ſeine Zuſtimmung voraus⸗ 
geſetzt werden, oder es wird ihm zwar das Recht, nicht aber die Pflicht zur Mit⸗ 
wirkung zugeſprochen, oder er wird mit der aushilfsweiſen Geſchäftsführung betraut 
uſw. Dazu kommt, daß es häufig dem Kommanditiſten unerwünſcht ift, daß feine 
Perſon bekannt werde, ſo daß nach außen ein Treuhänder vorgeſchoben wird, der 
intern nur im Auftrage des „mittelbaren Kommanditiſten“ tätig wird. Bei aktiver 
Mitarbeit des Kommanditiſten iſt es auch nicht mehr gerechtfertigt, daß er dem 
Konkurrenzverbot nicht unterliegen ſolle, das für die Komplementäre beſteht. 

IV. Die weitgehende Handlungsbefugnis, die das Geſetz jedem einzelnen Ges 
ſellſchafter zuerkennt, und die Tatſache, daß das Unternehmen durch die gemein⸗ 
ſchaftliche Zuſammenarbeit der Beteiligten getragen wird, bedingen umgekehrt 
einen weitgehenden Schutz des gemeinſchaftlichen Unternehmens, der im Geſetz in 
folgender Weiſe vorgeſehen iſt. 

1. Das Recht der Perſonalgeſellſchaften hat ſeine charakteriſtiſche Ausgeſtaltung 
durch die Aufnahme des deutſchrechtlichen Geſamthandsprinzips erfahren, das an 
die Stelle der Bruchteilsgemeinſchaft getreten iſt, welche der Sozietät im gemeinen 
Rechte zugrunde lag. In dem Geſamthandsprinzip ſind jene rechtspolitiſchen Ge⸗ 
ſichtspunkte verwirklicht, die ſich aus einer auf perſoneller Grundlage errichteten 
Zweckgemeinſchaft ergeben. Ihm liegt das Streben des Geſetzgebers zugrunde, das 
gemeinſchaftliche Unternehmen zu unterſtützen und zu erhalten, indem die gegebenen 
Betriebsmittel einer weitgehenden Bindung unterworfen find”. Deshalb ſteht das 


s Deutſches Handelsrecht, S. 180; Leipz. Zeitſchr. 1932 Sp. 1 ff. 
26 na Schirrmeiſter⸗Prochownick, Das Bürgerliche Recht Englands, Bd. II 
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dem Geſellſchaftszweck dienende Vermögen nur allen Beteiligten gemeinſchaftlich 
zu, und zwar gilt das nicht nur für das Eigentum oder ſonſtige dinglichen Rechte, 
ſondern auch für Forderungen und Geſtaltungsrechte. Die Bindung kommt dadurch 
zum Ausdruck, daß die Anteile der einzelnen Geſellſchafter an den Vermögens⸗ 
gegenſtänden unübertragbar ſind, und daß über das Vermögen als ſolches, wie 
über die einzelnen Vermögensſtücke die Geſellſchafter nur in ihrer Geſamtheit ver⸗ 
fügen können. Allerdings iſt bei den Handelsgeſellſchaften im Gegenſatz zur bürger⸗ 
lich⸗rechtlichen Geſellſchaft jeder einzelne Beteiligte zur Vertretung befugt und daher 
in der Lage, allein Vermögensdispoſitionen mit Wirkſamkeit gegenüber allen 
anderen Geſellſchaftern vorzunehmen. Doch unterliegt er ſolchenfalls auch dem 
Widerſpruchsrecht der Mitbeteiligten. Die gleiche Tendenz der Erhaltung des 
Betriebsvermögens kommt zum Ausdruck in dem Ausſchluß der Teilung, die bei 
der Bruchteilsgemeinſchaft von jedem Teilhaber jederzeit verlangt werden kann. 
In konſequenter Weiterführung des Gedankens der Erhaltung des gemeinſchaftlichen 
Unternehmens durch Erhaltung des zweckdienlichen Vermögens iſt in $ 718 BGB. 
beſtimmt, daß auch die mit Geſellſchaftsmitteln erworbenen Gegenwerte und die 
Surrogate der geſamthänderiſchen Bindung unterworfen ſind, eine Beſtimmung, 
die auch auf andere Erwerbsgründe analog auszudehnen iſt. Dem rein internen 
Schutzzweck entſprechend, der das Geſamthandsprinzip beherrſcht, müßte die Ent⸗ 
ſtehung des Geſamthandseigentums davon unabhängig ſein, ob der rechtsgeſchäft⸗ 
liche Erwerb von dem Geſellſchafter dem Dritten gegenüber erkennbar für die 
Geſellſchaft vollzogen wurde (mittelbare Stellvertretung). Bisher iſt allerdings die 
herrſchende Lehre gegenteiliger Auffaſſung, doch fehlt es nicht an Meinungen, die 
ſich für das dingliche Surrogationsprinzip einſetzen“. Dem Schutz der auf perſön⸗ 
lichem Vertrauen aufgebauten Perſonalgeſellſchaft dient auch die im §S 717 BGB. 
vorgeſehene Unübertragbarkeit der einzelnen Geſellſchafterrechte, aus der die grund⸗ 
ſätzliche Unzuläſſigkeit der Vertretung und Legitimationszeſſion mit Recht gefolgert 
wird. Insbeſondere ſorgt das Geſetz für die Erhaltung des dem Unternehmen 
dienenden Vermögens noch dadurch, daß der bilanzmäßig ausgewieſene Gewinn den 
Geſellſchaftern nicht ohne weiteres ausgezahlt, ſondern zunächſt nur ihrem Kapital⸗ 
konto gutgeſchrieben wird. Nun kann zwar nach § 122 HGB. jeder Geſellſchafter 
Auszahlung ſeines Gewinnanteils verlangen, jedoch nur dann, wenn das nicht zum 
offenſichtlichen Schaden der Geſellſchaft gereicht. Eine ähnliche Beſtimmung wurde 
auch bereits für die Aktiengeſellſchaften vorgeſchlagen''. 

2. Dem Schutz des Unternehmens gegenüber unfähigen oder pflichtvergeſſenen 
Geſellſchaftern dienen weiter die bereits erwähnten 88 117 und 127, ferner die 
88 133 mit 140 HGB., wonach auf Antrag der übrigen Geſellſchafter dem unfähigen 
Beteiligten durch gerichtliche Entſcheidung die Mitwirkungsbefugnis entzogen oder 
dieſer Geſellſchafter überhaupt aus der Geſellſchaft ausgeſchloſſen werden kann. 

3. Der Schutzgedanke und die Sorge für die Erhaltung des Unternehmens iſt 
endlich noch in verſchiedenen Beſtimmungen über die Auflöſung der Geſellſchaft 
zum Ausdruck gebracht. So kann eine auf unbeſtimmte Zeit eingegangene Geſell⸗ 
ſchaft nur unter halbjähriger Kündigungsfriſt gekündigt werden, um die Möglich⸗ 
keit überraſchender Kündigung, wie ſie für die Geſellſchaft des BGB. angängig iſt, 
bei der Erwerbsgeſellſchaft auszuſchließen. 

Die Liquidation der Geſellſchaft tritt, abgeſehen von der Kündigung, ein bei 
Geſellſchaftsbeſchluß, Konkurs über das Geſellſchaftsvermögen oder über das Ber: 


u dazu Beyer, Gurrogation (1905) ©. 1 ff.; Oertmann, Komm. z. BGB. 
zu nm, 2; Enneccerus⸗Lehmann, Bd. II S. 574 Anm. 3; ROR. „Komm. S 718 
Schafheutle, Der Geſellſchaftsbegrijf und Erwerb in das Geſellſchaftsver— 
mon 1981] 
20 Vgl. A. en Schutz der Unternehmung in Die nationale Wirtſchaft, Jahrg. 2 
Heft 8 S. 302 f 
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mögen eines einzelnen Geſellſchafters, ſodann grundſätzlich durch Tod eines Be: 
teiligten. Der Konkurseröffnung iſt de lege ferenda in jedem Falle gleichzuſetzen 
der Abweiſung des Konkurseröffnungsantrags mangels Maſſe, die auch ſtets in das 
Handelsregiſter eingetragen werden müßte. Es iſt unverſtändlich, daß das geltende 
Recht dieſen Gedanken nicht ſchon längſt aufgegriffen hat. 

Im übrigen hat das Geſetz mit Rückſicht auf die Bedeutung des Unternehmens 
ſelbſt dieſen Auflöſungsgründen gegenüber in den $$ 138 bis 142 HGB. für die Er⸗ 
haltung des Unternehmens Sorge getragen, indem im Falle der Kündigung, des 
Todes oder gerichtlichen Ausſchluſſes eines Beteiligten oder der Eröffnung des 
Konkurſes über das Privatvermögen eines Geſellſchafters die Geſellſchaft von den 
übrigen fortgeſetzt werden kann. Das gilt ſogar im Fall eines Geſellſchaftskon⸗ 
kurſes, wenn dieſer durch Zwangsvergleich oder auf Antrag des Gemeinſchuldners 
eingeſtellt wurde. Zu dieſen Vorſchriften iſt jedoch folgendes zu bemerken. Die 
Auffaſſung unſeres Geſetzes ſteht grundſätzlich auf dem Standpunkt der römiſchen 
individualiſtiſchen Lehre, wonach jede Veränderung im Perſonenbeſtand mit Not⸗ 
wendigkeit zu einer Cäſur im Geſellſchaftsbeſtande führt. Nach römiſcher Auf⸗ 
faſſung bedeutet der nach Wegfall eines Geſellſchafters von den übrigen Beteilig⸗ 
ten gefällte Beſchluß in Geſellſchaft zu bleiben, Neubegründung einer Geſellſchaft, 
nicht Fortſetzung der alten“. Dieſer Theorie gegenüber, die noch das heutige Recht 
beherrſcht, haben ſich indes die wirtſchaftlichen Bedürfniſſe als ſtärker erwieſen. 
Wenngleich das heutige Geſellſchaftsrecht inſofern noch individualiſtiſchen Charakter 
trägt, als der Perſonenverband bei Perſonenwechſel der Auflöſung verfällt, ſo hat 
das Geſetz doch die Möglichkeit des Ausſcheidens aus der fortbeſtehenden Geſellſchaft 
anerkannt und damit den römiſch⸗ rechtlichen Standpunkt der abſoluten Unver⸗ 
änderlichkeit des Perſonenbeſtandes aufgegeben. „Das Fortbeſtehen der Geſellſchaft 
trotz Perſonenwechſels erſcheint jedenfalls der heutigen wirtſchaftsbedingten Auf⸗ 
faſſung als die natürliche Anſchauung, die römiſch⸗rechtliche Konſtruktion der 
Auflöſung und Neubegründung als gekünſtelt. Deshalb wäre es verfehlt, die 
Möglichkeit eines ſolchen Ausſcheidens auf die hier und ſonſt im Geſetz (z. B. § 140) 
erwähnten Fälle ausdrücklich zu beſchränken. Die SS 736 BGB., 138 HGB. haben 
nicht den Charakter von Ausnahmevorſchriften. Sie ſind Anwendungsfälle eines 
allgemein gültigen Prinzips.“ Die römiſch⸗theoretiſche Auffaſſung unſeres Ges 
ſetzes iſt de lege ferenda nicht mehr haltbar, und der Grundgedanke, der bereits in 
den geltenden Schutzbeſtimmungen zum Ausdruck gebracht iſt, zum Ausgangspunkt 
der Neuregelung zu machen. Da der Geſetzgeber bei dieſen Beſtimmungen auf 
halbem Wege ſtehen geblieben war, hat ſich die Praxis über die geſetzlichen 
Unzulänglichkeiten mit Hilfe der Gejellihaftsverträge hinweggeholfen !?. In den 
meiſten modernen Geſellſchaftsverträgen wird heute beſtimmt, daß ein Geſell⸗ 
ſchafter, der ausſcheiden will, zuerſt zu kündigen habe, daß aber dieſe Kündigung 
nicht notwendig zur Liquidation führe, ſondern die Geſellſchaft von den übrigen 
Mitgliedern weitergeführt werde. Entſprechendes gilt für den Fall des Konkurſes 
oder des Todes eines Geſellſchafters. Da aber bei Feſtſetzung des Geſellſchafts⸗ 
vertrages die Vermögensverhältniſſe ſich für dieſen Zeitpunkt zumeiſt nicht über⸗ 
ſehen laſſen, wird gewöhnlich noch vereinbart, daß die übrigbleibenden Mitglieder 
nun die Wahl haben, den ausſcheidenden Geſellſchafter abzufinden oder zu liqui⸗ 
dieren. Für den Fall endlich, daß einzelne Geſellſchafter nicht unter den über⸗ 
nehmenden verbleiben wollen, wird häufig auch noch das Recht einer Anſchluß⸗ 
kündigung innerhalb beſtimmter Friſt gewährt. Damit iſt durch die Praxis bereits 


30 Vgl. Windſcheid, Pandekten, $ 408,3. 
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der Weg gewieſen, den der Geſetzgeber im Intereſſe der Unternehmenserhaltung 
de lege ferenda zu gehen hat. 

Nach § 139 HGB. kann im Geſellſchaftsvertrag beſtimmt werden, daß beim Tod 
eines Geſellſchafters deſſen Erben an ſeine Stelle treten. Hier muß der Erbe, wenn 
er im Genuß auch der übrigen Erbſchaft verbleiben will, notwendig Mitglied 
werden. „So wird er in eine Stellung verſtrickt, die ſeine Perſönlichkeit in um⸗ 
faſſender Weiſe ſowohl in perſonenrechtlicher wie in vermögensrechtlicher Hinſicht 
ergreift. Er wird typiſch in einer Arbeitsgemeinſchaft, in eine beſtimmte Berufs⸗ 
ſtellung, in eine verantwortliche Führerſtellung hineingedrängt“ s. Das kann ſowohl 
für den Erben verhängnisvoll werden, inſofern ihn nunmehr als Geſellſchafter 
ſogar nach rückwärts die unbeſchränkte perſönliche Haftung für alle Geſellſchafts⸗ 
verbindlichkeiten trifft. Das kann andererſeits beſonders für das Unternehmen 
nachteilig fein, wenn etwa mehrere Erben vorhanden find, die den wirtſchaftlichen 
Anforderungen talentlos gegenüberſtehen. Hier verbleibt alsdann keine Möglich⸗ 
keit, den beherrſchenden Einfluß der mehreren Erben, den ſie jetzt als Geſell⸗ 
ſchafter auszuüben vermögen, gegen ihren Willen zurückzudrängen. Es bleibt 
lediglich der wohl nur ſelten durchführbare Weg gerichtlicher Entziehung der 
Geſchäftsführung und Vertretung. Ob eine ſo weitgehende Sicherung des Erb⸗ 
laſſers zugunſten ſeiner Erben gerechtfertigt iſt, muß mit Fug bezweifelt werden. 
Es ſcheint das Intereſſe an der Erhaltung des Unternehmens höher gewertet werden 
zu müſſen. Nun hat zwar das Geſetz die Möglichkeit vorgeſehen, daß der Erbe ſich 
von der unbeſchränkten Haftung befreie, indem er in die Stellung eines Komman⸗ 
ditiſten tritt und aus der Geſellſchaft ganz ausſcheiden kann, wenn die übrigen 
Mitglieder dieſem Antrag nicht ſtattgeben. Dieſes Recht aber dient allein dem 
Intereſſe des Erben. Die Intereſſen der Geſellſchaft dagegen kommen zu kurz. Des⸗ 
halb verſuchen auch hier die Geſellſchaftsverträge verſchiedene Löſungen, indem für 
den Fall einer Erbenmehrheit vorgeſehen wird, daß die Erben notwendig Kom⸗ 
manditiſten ſeien, aber zur Wahrung ihrer Intereſſen aus ihrer Mitte oder aus 
dem Kreiſe weiterer Abkömmlinge eine entſprechend vorgebildete Perſon zum 
geſchäftsführenden Geſellſchafter beſtimmen können oder wenigſtens geſteigerte 
Kontrollrechte erhalten. De lege ferenda dürfte daher richtiger von dem Eintritt 
der mehreren Erben als Kommanditiſten auszugehen ſein, deren Belange in der 
angedeuteten Weiſe geſchützt werden könnten“. 

4. Ein Schutz des Unternehmens iſt endlich noch für den Fall vorgeſehen, daß 
ein Gläubiger eines Geſellſchafters deſſen Anteil pfändet. Hier iſt der Gläubiger 
nach § 135 HGB. zur Kündigung der Geſellſchaft befugt, jedoch erſt nach vergeb⸗ 
licher Vollſtreckung in das übrige Vermögen ſeines Schuldners und für den Fall, 
daß die Überweiſung des Auseinanderſetzungsguthabens nicht zum Ziele führt. 
Wenn der Gläubiger aber die Kündigung vornimmt, können die übrigen Geſell⸗ 
ſchafter nach $ 141 HGB. die Geſellſchaft fortjegen. 

V. Als Ergebnis unſerer Betrachtungen kann feſtgeſtellt werden, daß die Aus⸗ 
geſtaltung der Perſonalgeſellſchaften im geltenden Recht bereits weitgehend den 
Forderungen entgegenkommt, die vom Standpunkt unſeres heutigen Rechtsdenkens 
aus für die künftige Regelung maßgebend find. Das liegt vor allem in der Tat⸗ 
ſache begründet, daß das Geſellſchaftsrecht auf dem deutſch⸗rechtlichen Geſamt⸗ 
handsprinzip aufgebaut iſt, und daß, ſoweit der Geſetzgeber noch von der ge⸗ 
meinrechtlichen Vorſtellung des reinen Vertragsverhältniſſes zwiſchen den Be⸗ 
teiligten befangen war, Wiſſenſchaft und Rechtſprechung bereits beachtliche An⸗ 
ſätze machten, die deutſch⸗rechtliche Auffaſſung zu vertiefen, und daß ſie die Geſell⸗ 


32 Vgl. J. v. Gierke (vgl. Note 28) S. 102. : 

“Bol. dazu J. Gierke, Die Fortſetzung der offenen Ba Det mit den 
Erben eines Geſellſchafters in der Feſtſchrift f. Wieland (1934) S. 115, Wieland, 
Handelsrecht, Bd. I S. 686 Anm. 20. 
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ſchaft nicht mehr als Summe vertraglich miteinander verbundener Einzelperſonen 
erfaßten, ſondern als Perſonenverband höherer Art. Deshalb verbleibt für dieſes 
Gebiet im weſentlichen nur die Aufgabe, das deutſche Ideengut weiter durchzu⸗ 
führen und in die entfernter liegenden Konſequenzen zu verfolgen. 


Schlußbemerkung 


Die bisherigen Ausführungen ſollten, ſoweit Raum und Zeit es ermöglichten, die 
grundſätzlichen rechtspolitiſchen Geſichtspunkte hervorheben, die einer Neugeſtaltung 
des Rechts der Einzelunternehmungen und der Perſonalgeſellſchaften Aufgabe und 
Richtung weiſen, und es wurde auch der Verſuch unternommen, für eine Reihe 
wichtiger Einzelfragen die entſprechenden Konſequenzen zu ziehen. Eine endgültige 
Klärung allerdings wird noch eindringlicher Sonderunterſuchungen bedürfen. 

Zwei Geſichtspunkte aber ſeien beſonders hervorgehoben: Einmal iſt dafür zu 
ſorgen, daß das neue Recht ein „lebendes“ Recht ſei. Gerade auf dem Gebiete des 
Wirtſchaftsrechts zeigt ſich heute in ſtarkem Maße das Auseinanderfallen von geſetz⸗ 
lichem und lebendem Recht, indem die Praxis ſich über die Unzulänglichkeiten, aber 
auch Unbequemlichkeiten des Geſetzes durch weitgehende vertragliche Normſetzung 
hinweghilft. Dieſe vertragliche Normſetzung aber entſpricht keineswegs immer den 
Anforderungen, die an eine verantwortliche und ſolide Wirtſchaftsführung zu 
ſtellen ſind. Deshalb iſt dafür zu ſorgen, daß die geſetzlichen Bindungen auch tat⸗ 
ſächlich in der Praxis ihre Gültigkeit behalten. Andererſeits iſt nachdrücklich darauf 
hinzuweiſen, daß die Tatbeſtände des Wirtſchaftsſtrafrechts, das in Zukunft erhöhte 
Bedeutung erlangt, nach Möglichkeit ſcharf und klar gefaßt werden. Gerade hier 
könnten allzu dehnbare Beſtimmungen verbunden mit der Tendenz analoger 
Erweiterung der Straftatbeſtände zur Lähmung der Initiative und damit zur 
Schädigung der Allgemeinheit führen. Es iſt nicht zu überſehen, daß das Element 
des Wagniſſes aus der Wirtſchaft nicht entfernt werden kann, daß aber darin 
immer die Möglichkeit und Gefahr einer Fehldispoſition beruht; Fehldispoſitionen 
aber erweiſen ſich als ſolche vielfach erſt an den urſprünglich nicht voll überſehbaren 
Konſequenzen. — 

Eine große Zahl der hier aufgeworfenen Gedanken find als Probleme nicht neu. 
Neu iſt dagegen der Geſichtspunkt, von dem aus ſie beurteilt werden, und die Wer⸗ 
tung, unter der ſie in Erwägung gezogen ſind. Die Aufgabe aber iſt noch nicht damit 
getan, ein neues Recht zu ſchaffen. Es gilt vielmehr auch, die übernommenen Vor⸗ 
ſchriften mit neuem Geiſte zu beſeelen und ihn bei jeder Einzelfrage der Rechts⸗ 
handhabung auswirken zu laſſen. Iſt das aber der Fall, dann wird auch aus den 
überkommenen Vorſchriften ein Syſtem erſtehen, das von einheitlichem Geiſte 
durchdrungen in ſeiner Geſchloſſenheit dem alten Rechtsſyſtem als völlige Neu: 
ſchöpfung gegenübertritt. 
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Die Aktiengeſellſchaft 
im nationalſozialiſtiſchen Staat 


Die erſten Aktiengeſellſchaften entſtanden im ſiebzehnten Jahrhundert, als es 
galt, die neuen Erdteile Oſtindien und Amerika zu erſchließen. In Deutſchland 
nahm dieſe Unternehmensform mit dem Bau der Eiſenbahnen in der Zeit nach 
1830 größere Verbreitung an. Im Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuch von 
1861 fand ſie, von einigen partikularrechtlichen Verſuchen abgeſehen, ihre erſte 
geſetzliche Regelung. Die Novelle von 1870 brachte den Übergang vom Konzeſſions⸗ 
zum Normativpſyſtem und gab damit die Möglichkeit, die Aktiengeſellſchaft all: 
gemein als Betriebsform zu benützen. In dem nach dem ſiegreichen Kriege mit 
Frankreich und der Gründung des Reichs durch Bismarck einſetzenden induſtriellen 
Aufſchwung wurde von ihr reichlich Gebrauch gemacht. Mißſtände blieben nicht aus. 
Unſolide Gründungen während dieſer „Gründerjahre“ ſchufen große Empörung. 
Die Novelle von 1884, die die Vorſchriften über die Gründung von Aktiengeſell⸗ 
ſchaften weſentlich verſchärfte, brachte Abhilfe. Der Erlaß des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches führte zu einer Überarbeitung des Handelsgeſetzbuches und damit auch des 
Aktienrechts. Das neue Geſetz vom 10. Mai 1897, das keine weſentlichen Neuerungen 
brachte, gilt, von einigen Anderungen durch Novellen abgeſehen, noch heute. Der 
Aufſtieg der deutſchen Volkswirtſchaft in der Vorkriegszeit, die Entwicklung der 
Verkehrsunternehmungen, der Montan⸗ und Maſchineninduſtrie, der Elektrizitäts⸗ 
wirtſchaft, der Schiffahrtsgeſellſchaften uſw. iſt ohne die Form der Aktiengeſellſchaft 
nicht denkbar. 

Nach dem Kriege ergaben ſich neue Schwierigkeiten. Die Aktiengeſellſchaft, die 
dann als die gegebene und unentbehrliche Betriebsform erſcheint, wenn es ſich 
darum handelt, für eine große Aufgabe große Mittel aus vielen Quellen zuſammen⸗ 
zufaſſen, wurde unter den Auswirkungen der Inflation in ſteigendem Maße auch 
für kleinere Betriebe gewählt. Die Zahl der Aktiengeſellſchaften im jetzigen 
Reichsgebiet ſtieg von 5139 im Jahre 1913 auf 17 074 im Jahre 1924. Dies ver⸗ 
ſtärkte das Element der Anonymität in der Wirtſchaft in ungerechtfertigtem und 
unſolidem Maße. Der zunehmende Pakethandel, den eine ungeſunde Kreditwirt⸗ 
ſchaft ermöglichte, beunruhigte die Wirtſchaft und erleichterte es in⸗ und auslän⸗ 
diſchen Spekulanten, in die Geſellſchaften einzudringen. Zur Abwehr und zum 
Schutze der beſtehenden Verwaltungen entſtanden Mehrſtimm⸗ und Vorratsaktien. 
Dieſe brachten aber keine organiſche Löſung und boten wieder ihrerſeits Möglich⸗ 
keiten zum Mißbrauch. Der Ruf nach einer Verſtärkung der Minderheitsrechte 
erhob ſich gerade ihnen gegenüber ſtärker als je. Unerfreuliche Erſcheinungen der 
verſchiedenſten Art zogen die öffentliche Aufmerkſamkeit auf ſich und ſtellten die 
Aktienrechtsreform geradezu in den Mittelpunkt der Erörterungen, auch wenn dieſe 
Mißſtände nur zum Teil auf Mängel im Recht zurückgingen und an ihnen der 
Niedergang der Moral die größere Schuld trug. Die Aktienrechtsnovelle vom 
19. September 1931 ſuchte in einer Reihe von Punkten abzuhelfen, regelte aber nur 
Teilgebiete. Der im gleichen Jahre veröffentlichte Entwurf des Reichsjuſtizmini— 
ſteriums für ein neues Aktiengeſetz ſah zwar eine völlige Neukodifikation vor, hielt 
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aber dem Grundſatze nach daran feſt, in der Aktiengeſellſchaft eine Zuſammen⸗ 
faſſung gleichberechtigter Aktionäre zu ſehen, die die Geſellſchaft nach demokratiſchen 
Grundſätzen beherrſchen. 
Ihm gegenüber ergeben ſich als nationalſozialiſtiſche Forderungen: 
die Beſchränkung der Anonymität, 
die Durchführung des Führerprinzips, 
der Schutz des Unternehmens und ſeiner Gefolgſchaft gegen ſpekulative Eingriffe. 

Sie finden in der nationalſozialiſtiſchen Staats⸗ und Wirtſchaftsauffaſſung ihre 
Begründung. Sie geben dem Unternehmen als Glied der Volkswirtſchaft und als 
Stätte deutſcher Arbeit ſelbſtändige Geltung neben dem in der Geſellſchaft angelegten 
Kapital und ſcheinen damit eine organiſche Löſung der oben angedeuteten Schwierig⸗ 
keiten im deutſchen Aktienweſen einleiten zu können, ſoweit dieſe im Recht ihre 
Urſache haben. 

Daß weiter in einer Abhandlung über die Aktiengeſellſchaft im national⸗ 
ſozialiſtiſchen Staat die Beziehungen zwiſchen Aktiengeſellſchaften und Staat einer 
beſonderen Würdigung bedürfen, bedarf keiner Erwähnung. Sie ſollen am Schluſſe 
zuſammenfaſſend dargeſtellt werden. 

Das Verhältnis zwiſchen Führer und Gefolgſchaft hat bereits durch das Geſetz 
zur Ordnung der nationalen Arbeit eine vorbildliche Regelung erfahren. 


A. Anonymität 


Die Fragen der Anonymität berühren nicht die Leitung der Geſellſchaft. 
Die Perſonen des Vorſtands und des Auffſichtsrats find bekannt; fie find im 
Handelsregiſter eingetragen und aus den Geſchäftsberichten erſichtlich. 

Vielmehr liegt das Problem der Anonymität in erſter Linie in dem Verhältnis 
des Aktionärs zur Geſellſchaft und damit in der Geſtaltung der General⸗ 
verſammlung. Nicht etwa in ihren Kompetenzen; dieſe werden im Zuſammenhang 
mit dem Führerprinzip zu erörtern ſein. 

Heute hat, wer an der Börſe eine Aktie kauft, ſei es auch nur um ſie morgen 
wieder zu verkaufen, das Recht, in der Generalverſammlung Fragen zu ſtellen, 
abzuſtimmen und eventuell die Beſchlüſſe anzufechten. Dieſer Zuſtand führt nicht 
nur zu Schikanen und Erpreſſungen; denn nicht jedem Aktionär iſt es bei ſeiner 
Frage, Abſtimmung und Anfechtung um das Wohl der Geſellſchaft zu tun; er führt 
auch zur Möglichkeit, daß eine anonyme und verantwortungsloſe Majorität auf 
die Geſchicke der Geſellſchaft, des Betriebs und ſeiner Gefolgſchaft Einfluß nimmt, 
was mit deren Intereſſen wie mit den Grundſätzen nationalſozialiſtiſcher Wirt⸗ 
ſchaftsführung in Widerſpruch ſteht. 

Es iſt deshalb zu prüfen, inwieweit für die deutſche Volkswirtſchaft die Betriebs- 
form der Aktiengeſellſchaft, mit der ihrem Weſen entſprechend ſtets eine gewiſſe 
Anonymität unvermeidlich verbunden ſein wird — in romaniſchen Ländern heißt 
ſie ja ſchlechtweg Société Anonyme —, zur Zeit entbehrlich iſt und inwieweit bei 
den verbleibenden Aktiengeſellſchaften die Nachteile der Anonymität durch eine 
ſtärkere Verperſönlichung eingeſchränkt werden können. Dabei find folgende Er⸗ 
wägungen grundſätzlicher Art vorauszuſchicken: 

Es handelt ſich nicht um einen Neuaufbau, ſondern um einen Umbau des 
beſtehenden Aktienweſens. Würde das Problem nur für Neugründungen gegeben 
ſein, ſo wären vielleicht neue Formen hierfür nicht allzuſchwer zu finden. Nach dem 
Statiſtiſchen Jahrbuch des Deutſchen Reichs beſtanden aber in Deutſchland im Jahre 
1932 nicht weniger als 9634 Aktiengeſellſchaften mit einem Grundkapital von 
22,264 Milliarden. Der Größe nach gliederten ſich dieſe wie folgt: 
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Grundkapital Anzahl Geſamtkapital 
von RM. bis RM. 
5 000 50 000 1252 = 13 % RM. 22,6 Millionen 
50 000 100 000 1221 — 12,7% RM. 71 Millionen = 0,3% 
100 000 500 000 3159 — 32, 8% RM. 721,4 Millionen 
500 000 1 000 000 1225 — 12,7% RM. 795 Millionen = 3,6% 
1000 000 3 000 000 1635 = 17 % RM. 2575 Millionen = 11,6% 
3 000 000 20 000 000 964 = 10 % RM. 6207 Millionen S 27,9% 
über 20 000 000 178 = 1,80% RM. 11872 Millionen = 53,3% 


9634 RM. 22.264 Millionen 


Es joll aljo ein Umbau von nahezu 10 000 ſelbſtändigen Wirtſchafts körpern durch⸗ 
geführt werden, die bei einem inveſtierten Kapital von zirka 22 Milliarden einen 
enormen Faktor in der deutſchen Volkswirtſchaft, nicht zum mindeſten auch in ihrer 
weltwirtſchaftlichen Verflechtung bilden. Millionen von Volksgenoſſen finden in 
ihnen Arbeit und Brot und find in ihrem Schickſal eng mit ihnen verbunden. Dieſe 
Erwägungen mahnen an ſich zu beſonderer Vorſicht; größer als beim Neubau iſt 
beim Umbau die Einſturzgefahr. Beſonders groß wird aber die Schwierigkeit für 
radikale Eingriffe dann, wenn es ſich um im Weſen der Sache Begründetes und um 
hiſtoriſch Gewordenes handelt. 

1. Die Aktiengeſellſchaft findet ihre wirtſchaftliche Rechtfertigung in der Notwen⸗ 
digkeit, für große Aufgaben große Kapitalien aus möglichſt vielen Quellen zu⸗ 
ſammenzufaſſen. Sie iſt in den Fällen unentbehrlich, bei denen das erforderliche 
Kapital oder das mit dem Unternehmen verbundene Riſiko ſo groß iſt, daß es von 
einem einzelnen oder von einer kleinen Anzahl von Teilhabern nicht aufgebracht 
werden kann. Es geht deshalb auch die amtliche Begründung des ſpäter noch ein⸗ 
mal zu erwähnenden Geſetzes über die Umwandlung von Kapitalgeſellſchaften vom 
5. Juli 1934 davon aus, daß eine Beſeitigung der Aktiengeſellſchaft nicht in Frage 
kommen könne, daß vielmehr die Rechtsform der Aktiengeſellſchaft nach wie vor 
in den Fällen als die zweckmäßigſte erſcheint, in denen es ſich darum handelt, ein 
Unternehmen auf breiter geldlicher Grundlage zu ſchaffen und zu dieſem Zwecke 
weite Teile des Volks zur Aufbringung der erforderlichen Mittel heranzuziehen. 

Für die Beſchaffung un verantwortlichen Kapitals über dieſe Fälle hinaus kann 
aber kein Bedürfnis anerkannt werden. In dieſer Richtung iſt gerade, wie ſchon in 
der Einleitung ausgeführt wurde, in der Inflationszeit viel gefehlt worden; es 
fanden zur Beſchaffung von Papiermarkkapital eine Unzahl von Umgründungen 
beſtehender Familienunternehmungen in Papiermarkgeſellſchaften ſtatt, die ſodann 
zum Schaden der Eigentümer und der Wirtſchaft vielfach zum Eindringen fremder 
Elemente in die Unternehmungen geführt haben. Der Ausſpruch des Führers: 
„Eine ſchwere wirtſchaftliche Verfallserſcheinung war das langſame Ausſcheiden 
des perſönlichen Beſitzrechtes und das allmähliche Übergehen der geſamten Wirt: 
ſchaft in das Eigentum von Aktiengeſellſchaften“ hat wohl in erſter Linie ſolche 
Fälle im Auge. Für kleinere Unternehmungen aber iſt die Form der anonymen 
Kapitalgeſellſchaft weder unbedingt notwendig noch wünſchenswert. Aus Abneigung 
gegen die Anonymität für kleinere Verhältniſſe find auch im Schweizer Aktienrecht 
für Geſellſchaften mit einem Kapital von weniger als Fr. 500 000 nur Namens⸗ 
aktien zugelaſſen. Kleinere Unternehmungen können ihrer Natur nach leicht in der 
Hand eines verantwortlichen Unternehmers und mit ihm eng verbunden bleiben. 
Für ſie iſt deshalb die Form der Aktiengeſellſchaft mit ihrer Vielzahl von Geſell⸗ 
ſchaftsorganen weder geeignet noch erforderlich. Soweit die eigenen Mittel nicht 
ausreichen, ſtehen neben der Form der offenen Handelsgeſellſchaft die des ſtillen 
Teilhabers und der Kommanditgeſellſchaft zur Verfügung. Dem Bedürfniſſe nach 
Beſchränkung der Haftung kann durch die Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
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Rechnung getragen werden, die, entſprechend umgeſtaltet, eine geeignete Grundlage 
für eine neue Unternehmensform bilden könnte. Bei größerem Kapitalbedarf 
erſcheint außerdem die Kommanditgeſellſchaft auf Aktien, bei der der perſönlich 
haftende Geſellſchafter der Leiter und die Seele des Unternehmens iſt, als geeig⸗ 
nete Form. 

Es wird deshalb richtig ſein, das geſetzlich zuläſſige Mindeſtkapital für die 
Gründung von Aktiengeſellſchaften von RM. 50 000 etwa auf RM. 500 000 zu 
erhöhen. Wäre dies von Anfang an der Fall geweſen, ſo beſtünden heute nach der 
oben gegebenen Aufſtellung in Deutſchland nur 4002 ſtatt 9634 Aktiengeſellſchaften 
mit einem Kapital von 21,449 Milliarden ſtatt bisher 22,264 Milliarden; weg⸗ 
fallen würde die Vielzahl von 5632 kleineren Geſellſchaften, das find 58,50 / der 
Geſellſchaften, die kapitalmäßig nur 815 Millionen S 3, 6% des in den Aktien⸗ 
geſellſchaften repräſentierten Geſamtkapitals von 22,264 Milliarden repräſentieren. 
Die Geſetzgebung bräuchte ſodann ihre Normen lediglich der Weſensart der größeren 
Aktiengeſellſchaften anzupaſſen und auch für eine ſtaatliche Überwachung wäre 
damit eine weſentliche Erleichterung geſchaffen. Für die Kommanditgeſellſchaft 
auf Aktien könnte das bisherige Mindeſtkapital verbleiben. Für die Überleitung 
der Geſellſchaften mit einem Grundkapital von unter RM. 500 000 in andere Unter⸗ 
nehmensformen wird eine fünf⸗ bis zehnjährige Friſt ausreichen. 

Außerdem wird die freiwillige Rückbildung von Kapitalgeſellſchaften in Perſonal⸗ 
geſellſchaften oder Einzelunternehmungen juriſtiſch und ſteuerlich nach Möglichkeit 
zu erleichtern ſein, um es der Wirtſchaft zu ermöglichen, von ſich aus, ohne Rückſicht 
auf die Höhe des Grundkapitals, in allen dafür geeigneten Fällen die Abkehr von 
der Rechtsform der anonymen Aktiengeſellſchaft zu vollziehen. Maßnahmen dieſer 
Art hat Staatsſekretär Reinhardt in ſeinem programmatiſchen Vortrag über die 
nationalſozialiſtiſche Steuerreform auf der erſten Jahrestagung der Akademie für 
Deutſches Recht am 26. Juni 1934 in München bereits angekündigt. Schon wenige 
Tage ſpäter erging das Reichsgeſetz vom 5. Juli 1934 über die Umwandlung von 
Kapitalgeſellſchaften, das Vorſchriften für die Rückbildung von Aktiengeſellſchaften 
in offene Handelsgeſellſchaften und Einzelunternehmen traf, die bis jetzt juriſtiſch 
nicht möglich war. Das Geſetz bezeichnet es einleitend in Ubereinſtimmung mit den 
hier vertretenen Gedankengängen als ſeinen Zweck, „in geeigneten Fällen die 
Abkehr von anonymen Kapitalformen zur Eigen verantwortung des Unternehmers 
zu erleichtern“. Ein Geſetz vom gleichen Tage ſtellt für dieſe Umwandlungen bedeu⸗ 
tende ſteuerliche Begünſtigungen in Ausſicht. 

2. Es bleibt zu prüfen, in welcher Weiſe bei den verbleibenden Aktiengeſell⸗ 
ſchaften die Anonymität ihrem Weſen und ihrer Wirkung nach gemildert werden 
kann. Dabei wird zu beachten fein, daß ſchon die unten zu erörternde Durchführung 
des Führerprinzips eine Beſchränkung der Anonymität mit ſich bringt, da dieſe die 
Rechte der bekannten und verantwortlichen Leitung ſtärkt und die des anonymen 
Kapitals vermindert. 

a) Der nächſtliegende Gedanke, um eine weitere Abſchwächung der Anonymität 
zu erzielen, iſt der der obligatoriſchen Umwandlung der Inhaberaktien in Namens⸗ 
aktien. Ein Blick auf die Länder, die die Namensaktie als alleinige Form zwingend 
vorſchreiben, zeigt aber, daß hierdurch wenig gewonnen wäre. Durch Strohmänner 
und Zertifikate wird dort die Vorſchrift umgangen, weil im Aktienweſen aller 
Länder der Geſichtspunkt der Fungibilität, der leichten Veräußerlichkeit der Aktie 
aus den Bedürfniſſen der Wirtſchaft heraus, herrſchend und jetzt nicht mehr aus⸗ 
ſchaltbar geworden iſt. Es iſt dies wohl der Grund, warum auch Italien nach einem 
vorübergehenden Verbot die Inhaberaktien wiederum zuließ. Daß die Führung des 
Aktienbuchs bei obligatoriſcher Einführung der Namensaktie bei großen Geſell⸗ 
ſchaften oder kleiner Stückelung mit einer ebenſo koſtſpieligen wie unproduktiven 
Arbeit verbunden wäre, ſei nur nebenher erwähnt. 
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Auch der andere Löſungsverſuch, das Stimmrecht dem fluktuierenden Aktienbeſitz 
zu nehmen und nur dem Dauerbeſfitz, alſo nur den Aktionären zuzubilligen, die 
eine beſtimmte Zeit lang, etwa ſechs Monate vor der Generalverſammlung, Eigen⸗ 
tümer der Aktien waren, führt zu keinen befriedigenden Ergebniſſen. Im Falle des 
Beſitzwechſels eines großen Aktienpaketes, der unter Umſtänden, z. B. wenn ſich der 
bisherige Eigentümer der Aktienmajorität der Beherrſchung des Unternehmens 
nicht mehr gewachſen fühlt und deshalb den Wunſch hat, gerade im Intereſſe des 
Unternehmens die Majorität in jüngere oder kapitalkräftigere Hände zu legen, 
wirtſchaftlich durchaus begrüßenswert ſein kann, würde dann eine Minorität die 
Generalverſammlung beherrſchen, wenn der Beſfitzwechſel in den letzten ſechs 
Monaten vor der Generalverſammlung erfolgte; denn in dieſer Zwiſchenzeit hat 
der neue Beſitzer kein Stimmrecht. Das erſcheint insbeſondere dann unbillig, wenn 
der neue Großaktionär die Aktien gerade in der Abſicht des Dauerbeſitzes erworben 
hat. Auch iſt es nicht unbedenklich, den Aktionären ihr erworbenes und in der 
Aktie verbrieftes Recht auf Mitwirkung bei der Geſellſchaft überhaupt zu ent⸗ 
ziehen; derartige Eingriffe ins beſtehende Recht find, ſoweit möglich, grundſätzlich 
zu vermeiden. | 

Dieſe Schwierigkeiten können dadurch vermieden werden, daß dem fluktuierenden 
Beſitz das Stimmrecht zwar nicht aberkannt, das der Daueraktionäre aber unter 
gleichzeitiger Schaffung eines fakultativen Aktienbuchs in folgender Weiſe ver⸗ 
ſtärkt wird: 

Das Syſtem der Inhaberaktien bleibt beſtehen. Jeder Aktionär iſt aber berechtigt, 
ſeine Aktien bei der Geſellſchaft einzuliefern. Er wird ſodann mit Namen, Anſchrift 
und Aktiennummer in ein Aktienbuch eingetragen. Den eingetragenen Aktionären 
hat die Geſellſchaft alljährlich den Geſchäftsbericht und die Einladung zur General⸗ 
verſammlung mit Stimmkarte und aufgedrudter Vollmacht zu überſenden. Sie hat 
die Dividenden⸗ und Erneuerungsſcheine und den Betrag der Dividende dem 
Aktionär an ſeine Anſchrift zu überſenden, ſoweit dieſer nicht eine andere Stelle 
angibt. Das Verhältnis iſt alſo ähnlich wie bei den Reichsſchuldbuchforderungen. 
Bei manchen Geſellſchaften mit Namensagktien beſteht Derartiges ſchon heute. Selbſt⸗ 
verſtändlich iſt die Geſellſchaft verpflichtet, für eine getreue Aufbewahrung der 
Aktien Sorge zu tragen. Über die Hinterlegung werden einfache Beſcheinigungen 
ausgeſtellt, die reine Beweisurkunden ſind. Ein Handel mit ihnen muß aus⸗ 
geſchloſſen ſein. Gehandelt werden darf nur mit den Stücken. Der Aktionär hat 
das Recht, jederzeit, insbeſondere wenn er verkaufen will, ſeine Aktien heraus⸗ 
zuverlangen; er wird ſodann im Aktienbuch geſtrichen und ſein Verhältnis zur 
Geſellſchaft iſt das des reinen Inhaberaktionärs wie vorher. 

Eine Verpfändung der bei der Geſellſchaft hinterlegten Aktien müßte dagegen 
zuläſſig ſein, um den Kreditverkehr nicht zu lähmen. Das Stimmrecht geht ja nicht 
auf den Pfandgläubiger über, ſondern verbleibt dem Aktionär. 

Auf dieſe Weiſe lernt die Geſellſchaft ihre Aktionäre kennen und es bildet ſich 
ein ihr bekannter Dauerbeſitz. Außerdem könnte den Aktionären, die eine gewiſſe 
Zeit im Aktienbuch eingetragen ſind oder die die Verpflichtung übernehmen, ihre 
Aktien während einer gewiſſen Sperrfriſt nicht zu veräußern, ein erhöhtes Stimm⸗ 
recht verliehen werden. Man könnte etwa daran denken, an eine zweijährige Ein⸗ 
tragung bzw. Sperrfriſt ein doppeltes Stimmrecht zu knüpfen; fraglicher iſt, ob man 
einen noch längeren, etwa einen ſechsjährigen Dauerbeſitz mit einem dreifachen 
Stimmrecht ausſtatten ſoll. Rückwirkend wird ſich eine ſolche Feſtſtellung des Dauer⸗ 
beſitzes allerdings nicht treffen laſſen, weil die Prüfung des Beſitznachweiſes allzu 
ſchwierig ſein wird. Die Geſellſchaft hätte aber ſodann nach einigen Jahren einen 
Stamm von Daueraktionären. Noch gefördert würde dieſe Entwicklung, wenn etwa 
die eingetragenen Aktionäre einen kleinen Steuervorzug erhalten würden. 

Dieſe Regelung hätte folgende Vorteile: 
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Die Anonymität würde gemildert. Die Aktionäre würden wieder mehr Fühlung 
mit der Geſellſchaft gewinnen; ſie erfahren von jeder Generalverſammlung und 
haben die Möglichkeit, ſie zu beſuchen oder ſich durch einen Bevollmächtigten ver⸗ 
treten zu laſſen. Die Geſellſchaft kennt andererſeits einen Stamm von Aktionären, 
an den ſie ſich wenden kann, wenn Einbrüche drohen; dieſer Stamm von Altaktio⸗ 
nären hat infolge ſeines erhöhten Stimmrechts eine größere Macht. Die ſeit Jahren 
mit dem Unternehmen verbundenen Daueraktionäre werden vor den Gelegenheits⸗ 
aktionären bevorzugt, was die Stabilität der Verwaltung im Intereſſe des 
Betriebs und der Gefolgſchaft erleichtert. Die Mehrſtimmrechtsaktien könnten ſodann 
abgeſchafft bzw. auf ein einfaches Stimmrecht beſchränkt werden, um ſo mehr, wenn 
gleichzeitig der Verwaltung in Durchführung des Führerprinzips ein Stimmrecht 
in Höhe von 10—20% des Grundkapitals gegeben wird, worauf noch beſonders 
zurückzukommen ſein wird. 

b) Außerdem erſcheint es zweckmäßig, fakultativ die Ausgabe ſtimmrechtsloſer 
Aktien zuzulaſſen, die das geltende Recht nicht kennt. Für den Entzug des Stimm⸗ 
rechts könnte ein Vorzug bei der Verteilung des Gewinnes und bei der Verteilung 
des Geſellſchaftsbermögens zugeſtanden werden, wie es auch der Entwurf des 
Keichsjuſtizminiſteriums von 1931 vorſieht. Dadurch würde derjenige, der eine 
Aktie lediglich ihrer Rente wegen erwerben will, angeregt, dieſe obligationsähnliche 
ſtimmrechtsloſe Aktie zu erwerben, die ſeine Rentenhoffnungen verſtärkt, ihm aber 
keine Mitbeſtimmungsrechte gibt, die er ja in der Regel weder beanſprucht noch 
ausübt. Die Zahl der ſtimmberechtigten Aktionäre könnte auf dieſe Weiſe allmählich 
weſentlich vermindert werden. 

c) Eine Verminderung der Zahl der ſtimmberechtigten Aktionäre und damit 
eine Vereinfachung aller auf Herſtellung einer größeren Verbundenheit zwiſchen 
den Aktionären und der Geſellſchaft gerichteten Beſtrebungen ließe ſich des weiteren 
dadurch erreichen, wenn an Stelle der derzeitigen kleinen Stückelung wiederum 
wie in Vorkriegszeiten 1000 Mark als Mindeſtnennbetrag der Aktie geſetzlich vor⸗ 
geſchrieben wäre. Das Für und Wider dieſer Maßnahme iſt bei Gelegenheit der 
Goldmarkbilanzverordnung eingehend erörtert worden. Heute, wo ein erheblicher 
Bedarf nach Neugründungen und Kapitalerhöhungen in abſehbarer Zeit nicht zu 
erwarten iſt, erſcheint es angezeigt, auch hier wieder zu den Grundſätzen der Vor⸗ 
kriegszeit zurückzukehren und den Geſichtspunkt ausſchlaggebend fein zu laſſen, daß 
für den kleinen Sparer, der nur über einige hundert Mark zu Anlagezwecken ver⸗ 
fügt, der Markt der feſtverzinslichen Papiere die geeignetere Kapitalsanlage bildet. 
Dieſe Erhöhung würde auf Neugründungen und Kapitalserhöhungen ſofort An⸗ 
wendung finden können, während für die Umſtellung der beſtehenden Aktien eine 
angemeſſene Friſt feſtzuſetzen wäre. 

d) Eine ſeit Jahren viel umſtrittene Frage iſt die des Depotſtimmrechts der 
Banken. Von einer eingehenden Darlegung der Gründe und Gegengründe darf 
hier abgeſehen werden. Zugunſten des Depotſtimmrechts wird vor allem angeführt, 
daß die Banken in der Ausübung des Depotſtimmrechts ſchon heute eine konſer⸗ 
vative Politik verfolgen und ſtets für die Anträge der Verwaltung ſtimmen, es ſei 
denn, daß ſie von ihren Kunden gegenteiligen Auftrag erhalten; daß ferner im 
Falle einer zu erwartenden Meinungsverſchiedenheit die Stellungnahme der 
Kunden jeweils eingeholt wird. Es mag davon abgeſehen werden, ob dieſe lediglich 
auf einem Beſchluß der Banken beruhende Praxis eine genügende Gewähr bietet. 
Entſcheidend iſt ein anderes. Eine Abſtimmung auf Grund einer Vollmacht doku⸗ 
mentiert nur dann den wirklichen Willen des Vollmachtgebers, wenn er ſich bewußt 
iſt, daß auf Grund einer von ihm erteilten Vollmacht eine Abſtimmung erfolgt. 
Das iſt bei den Abſtimmungen auf Grund einer bloßen Legitimationszeſſion oder 
auf Grund der allgemeinen Bankenbedingungen nicht der Fall. Es kann keinem 
Zweifel unterliegen, daß ein Großteil, vielleicht die Mehrzahl der Kunden, ſich gar 
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nicht bewußt iſt, daß in der Generalverſammlung jeweils auch ihre Stimmen zur 
Abſtimmung benützt werden. Die Bedingungen der Banken werden, wie die meiſten 
derartigen Formulare, nur von den wenigſten Kunden mit Aufmerkſamkeit geleſen, 
und ſelbſt wenn dies der Fall iſt, geraten ſie vielfach in Vergeſſenheit. In allen 
dieſen Fällen aber bedeutet die Abſtimmung durch die Bank die Kundgebung 
eines tatſächlich gar nicht vorhandenen Willens. Die Befürchtung mag zutreffen, 
daß im Falle der Abſchaffung des Depotſtimmrechts der Banken die Anzahl der 
in der Generalverſammlung abgegebenen Stimmen ſich erheblich vermindert; es 
liegt aber dann wenigſtens eine der Wahrheit entſprechende Willensbildung vor. 
Die oben angeregte Einführung eines fakultativen Aktienbuches wird hier zudem 
einen gewiſſen Ausgleich bringen. Dazu kommt ein Weiteres. Die Anmeldung 
großer Aktienpakete durch die Banken auf Grund des lediglich auf den allgemeinen 
Bedingungen beruhenden Stimmrechts gibt den Banken in der Generalverſamm⸗ 
lung eine Stellung, deſſen Gewicht ſich die Verwaltung der Geſellſchaft nur ſchwer 
entziehen kann. Vielfach wurde dieſer Einfluß zur Gewinnung von Bankkonten 
und ſelbſt von Stellen im Aufſichtsrat geltend gemacht, eine Möglichkeit, die um ſo 
weniger ausgeſchloſſen iſt, als ja außerhalb des Hauptſitzes der Bank die Anmel⸗ 
dung und Vertretung der Aktien in der Generalverſammlung in den Händen von 
Filialleitern liegt. Es unterliegt keinem Zweifel, daß die Zugehörigkeit von Bank⸗ 
leitern zum Aufſichtsrat für die Geſellſchaften wegen der gerade dem Bankleiter 
eigenen beſonderen Erfahrung in finanziellen und allgemeinen Fragen von Vorteil 
iſt. Die Verwaltung der Geſellſchaft ſoll ſich aber ihre Bankverbindung nach eigenem 
Ermeſſen wählen und die Mitglieder des Aufſichtsrats unbeeinflußt durch ſolche 
Nebenrückſichten vorſchlagen können. Es erſcheint deshalb richtig, das Stimmrecht 
der Banken auf die eigenen Aktien und auf ſolche Kundenaktien zu beſchränken, 
für welche eine ausdrücklich und ſchriftlich erteilte Spezialvollmacht vorliegt, die 
ſelbſtverſtändlich gebühren⸗ und ſtempelfrei geſtaltet werden muß. 

e) Wenn es auch utopiſch erſcheinen muß, unter den Aktionären von großen 
Geſellſchaften z. B. zwiſchen dem Münchener und Stettiner Aktionär der J. G. 
Farben oder der A. E. G. ein Gemeinſchaftsgefühl herzuſtellen, jo kann doch eine 
Treuepflicht vom Aktionär gegenüber der Geſellſchaft inſofern verlangt werden, 
als der Aktionär nicht verſuchen darf, durch Benutzung dieſer Stellung und ſeines 
Einfluſſes als Aktionär ſich geſellſchaftsſchädliche Vorteile zu verſchaffen in der 
Weiſe, daß er Mitglieder des Vorſtandes oder des Aufſichtsrats zu beſtimmen ſucht, 
zum Schaden der Geſellſchaft zu handeln. Der Entwurf eines neuen Aktiengeſetzes 
hat dieſen Fall in § 86 bereits vorgeſehen und bei Vorliegen dieſes Tatbeſtands 
die geſamtſchuldneriſche Haftung dieſes Aktionärs gemeinſam mit dem ſchuldigen 
Mitglied der Verwaltung ausgeſprochen. Es erſcheint angezeigt, dieſe Beſtimmung 
noch dahin zu ergänzen, daß, falls der Aktionär als Strohmann handelt, der 
eigentliche Machthaber gefaßt werden kann. Ein Beiſpiel: Der Beſitzer eines 
Werkes der verarbeitenden Induſtrie erwirbt durch einen Strohmann die Aktien⸗ 
mehrheit eines Werkes der Rohproduktion; dieſer nötigt in ſeinem Auftrag den 
Vorſtand und Aufſichtsrat zu einem Lieferungsvertrag, an dem ſein Machthaber 
ungemeſſen verdient und die Aktiengeſellſchaft zugrunde geht. Hier ſoll neben dem 
Vorſtand und dem Aufſichtsrat nicht nur der Strohmann, ſondern auch der eigent⸗ 
liche Machthaber verantwortlich gemacht werden können. 

Die Verwirklichung dieſer Anregungen (Erhöhung des Mindeſtkapitals für Aktien⸗ 
geſellſchaften auf RM. 500 000, Durchführung des Führerprinzips, Erleichterung 
der Rückbildung von Kapitalgeſellſchaften in Perſonalgeſellſchaften und Einzel: 
unternehmungen, Einführung eines fakultativen Namensbuchs mit ſtimmrechts⸗ 
mäßiger und ſteuerlicher Bevorzugung der Daueraktionäre, fakultative Zulaſſung 
ſtimmrechtsloſer Aktien und Erhöhung des Mindeſtnennbetrags der Aktien auf 
RM. 1000, Abſchaffung des Depotſtimmrechts der Banken und Verſtärkung der 
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Treuepflicht der Aktionäre) wird zwar nicht zu einer Beſeitigung der nun einmal 
mit dem Weſen der Aktiengeſellſchaft untrennbar verbundenen Anonymität, wohl 
aber zu einer ſehr ſpürbaren Milderung ihrer ideellen und praktiſchen Nachteile 


führen. 


B. Führerprinzip 

Das Führerprinzip bedeutet: An der Spitze des Unternehmens ſteht der Führer, 
deſſen Geiſt und Wille das Unternehmen beſeelen. Mit dem Begriffe des Führers 
ſind untrennbar verbunden die Gedanken der Autorität und der Verantwortung. 
„Der Staat muß in ſeiner Organiſation“ — ſagt der Führer in ſeinem Buche 
„Mein Kampf“ S. 501 —, „bei der kleinſten Zelle der Gemeinde angefangen bis zur 
oberſten Leitung des geſamten Reiches, das Perſönlichkeitsprinzip verankert haben. 
Es gibt keine Majoritätsentſcheidungen, ſondern nur verantwortliche Perſonen, 
und das Wort ‚Rat‘ wird wieder zurückgeführt auf ſeine urſprüngliche Bedeutung. 
Jedem Manne ſtehen wohl Berater zur Seite, allein die Entſcheidung trifft ein 
Mann. Der Grundſatz, der das preußiſche Heer ſeinerzeit zum wundervollſten 
Inſtrument des deutſchen Volkes machte, hat in übertragenem Sinne dereinſt der 
Grundſatz des Aufbaues unſerer ganzen Staatsauffaſſung zu ſein: Autorität jedes 
Führers nach unten und Verantwortlichkeit nach oben.“ Der Führergedanke bildet 
den Gegenſatz zu dem demokratiſchen Maſſe⸗ und Mehrheitsprinzip. Er darf nicht 
im Sinne einer ſchrankenloſen Willkürherrſchaft verſtanden werden; den größeren 
Rerchten entſprechen größere Pflichten. Der Führer muß vom Vertrauen des ihm 
anvertrauten Volkes getragen ſein. f 

Das Führerprinzip iſt nicht nur ein politiſcher Grundſatz; es gilt auch für die 
Wirtſchaft. Im Aktienrecht kommt ſeiner Durchführung noch die beſondere Bedeutung 
zu, die Stellung der bekannten und für den Betrieb und das Wohl der Gefolgſchaft 
verantwortlichen Betriebsführung gegenüber dem in der Geſellſchaft arbeitenden 
Kapital zu ſtärken. 

Die Anwendung des Führerprinzips auf die Wirtſchaft im allgemeinen und auf 
das Aktienweſen im beſonderen kann allerdings nicht bedeuten, daß nunmehr 
ſchematiſch alle für den politiſchen Führer geltenden Grundſätze auch für den Wirt⸗ 
ſchaftsführer angewandt werden können. Zwiſchen dem politiſchen Führer und dem 
Wirtſchaftsführer beſteht ein grundlegender Unterſchied. Beider Aufgabe iſt, dem 
Staat und Volk zu dienen. Während aber der politiſche Führer dieſe Aufgabe 
unmittelbar erfüllen kann, kann ihr der Wirtſchaftsführer nur mittelbar durch beſt⸗ 
mögliche Führung des ihm anvertrauten Betriebs zur Förderung der Betriebs⸗ 
zwecke und zum gemeinen Nutzen von Volk und Staat gerecht werden. Wohl müſſen 
manche Eigenſchaften, wie Entſchlußkraft und Verantwortungsbewußtſein, jedem 
Führer eigen ſein; beim politiſchen Führer muß aber der Sinn für Politik, beim 
Wirtſchaftsführer dagegen, außer den ſpeziellen Kenntniſſen und der Vorbildung 
für das Fach, der geſchäftliche Sinn und die Gabe, mit den vorhandenen Mitteln 
rechnen zu können, dazu kommen; letzteres insbeſondere bei der Aktiengeſellſchaft, 
deren Führer mit fremdem Geld zu wirtſchaften hat. Dazu kommt die größere 
Schwierigkeit in der Ausleſe des Wirtſchaftsführers; weniger als im politiſchen 
Kampfe lenkt ſich hier auf den einzelnen die Aufmerkſamkeit, ſo daß es vielfach gilt, 
den Führer erſt eine Zeitlang an ſeiner Aufgabe zu erproben und in ſeiner Auf⸗ 
gabe wachſen zu laſſen. 

Dieſe Geſichtspunkte haben in dem Aktienrecht faſt aller Länder zu einer ſtarken 
Einengung der Befugniſſe des leitenden Mannes geführt. Gerade das deutſche 
Aktienrecht hat aber die Stellung des Vorſtandes freier als andere Rechte geſtaltet. 
Im Gegenſatz zur engliſchen und amerikaniſchen Geſetzgebung werden in Deutſchland 
die Geſchäfte nicht von einem Board of Directors“ geführt. Im Gegenſatz zu einer 
Reihe von anderen Geſetzen iſt es nicht eine aus beamteten und nichtbeamteten 
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Mitgliedern beſtehende Direktion und nicht ein Verwaltungsrat, der die Geſchäfte 
führt oder an deſſen Mitzeichnung der Leiter gebunden wäre. Vielmehr wird im 
deutſchen Recht die Aktiengeſellſchaft ausſchließlich durch den Vorſtand gerichtlich 
und außergerichtlich vertreten. Der Auffihtsrat iſt nicht verwaltendes Organ; der 
Vorſtand hat allein die Geſellſchaft zu vertreten und allein die Geſchäfte zu führen. 
Das deutſche Aktienrecht vertraut dem Vorſtand der Aktiengeſellſchaft die Beſtim⸗ 
mung über deren Geſchicke an; die Auffiht des Aufſichtsrats bringt ihm nach der 
Struktur des geltenden Rechts wohl kritiſche Hilfe und ſachverſtändige Unterſtützung, 
aber keine Knebelung ſeines Schaffensdranges. 

Nach außen hin und grundſätzlich entſpricht deshalb die dem deutſchen Aktienrechte 
eigentümliche Geſtaltung der Befugniſſe und der Stellung des Vorſtands ſchon 
heute der nationalſozialiſtiſchen Forderung des Führerprinzips. Im einzelnen 
ergeben ſich jedoch aus der Stellung und Zuſtändigkeit der anderen Organe, des 
Aufſichtsrats und der Generalverſammlung ſowie aus dem Vorhandenſein eines 
mehrgliedrigen Vorſtandes Beſchränkungen und Hemmungen, die zum mindeſten 
teilweiſe vermeidbar erſcheinen. | 

1. Die Generalverſammlung iſt nach der heutigen Geſetzgebung Oberſtes 
Organ. Sie hat nach geltendem Recht nicht nur über die Rechte zu beſchließen, die 
unmittelbar den in der Aktie verkörperten Geſellſchaftsanteil betreffen, wie Satzungs⸗ 
änderungen, Kapitalserhöhung und Auflöſung der Geſellſchaft; ſie hat nicht nur 
den Aufſichtsrat zu wählen, ſondern ſie hat auch die Bilanz zu genehmigen, ſie kann 
die Befugniſſe des Vorſtands beſchränken und ſogar durch Spezialbeſchlüſſe in die 
einzelnen Akte der Geſchäftsführung eingreifen. 

Dieſe weitgehenden Befugniſſe ſtehen mit der Führerſtellung des Vorſtands nicht 
im Einklang. Die Generalverſammlung iſt zur Ausübung aller dieſer Funktionen 
auch nicht geeignet. Dazu iſt ſie zu wenig homogen, in ihrer Zuſammenſetzung zu 
ſehr dem Zufall ausgeliefert und ſie ſteht auch den Dingen zu fern. Sie iſt deshalb 
grundſätzlich ihrer Stellung als ſouveränes Oberſtes Organ zu entkleiden und auf 
beſtimmte Aufgaben zu beſchränken. Ihre Stellung zur Geſellſchaft iſt die des 
Volkes zum Staat; ihr werden deshalb die Aufgaben verbleiben müſſen, die ſich 
auf die Verfaſſung der Geſellſchaft und die Beſtellung der Leitung beziehen. Es ſind 
dies vor allem Beſchlüſſe über Satzungsänderungen, ſoweit dieſe nicht rein formeller 
Natur ſind. Das ergibt ſich aus dem Weſen der Sache; es erſcheint unmöglich, in 
einzelne Rechte ſo eingreifende Fragen wie etwa die Anderung des Zwecks der 
Geſellſchaft oder ihre Auflöſung oder die Beiziehung neuer Aktionäre in der Form 
der Kapitalserhöhung in das freie Ermeſſen der Verwaltungsorgane zu ſtellen. 
Dieſe Aufgaben müſſen deshalb der Generalverſammlung verbleiben. Ebenſo iſt ſie 
das berufene Organ für die Beſtellung und Abberufung des Auffſichtsrats, für die 
Billigung oder Mißbilligung der Geſchäftsführung und die Erteilung oder Bere 
ſagung der Entlaſtung. 

Dagegen werden der Entſcheidung der Generalverſammlung alle Fragen der 
Geſchäftsführung, insbeſondere auch die Beſchlußfaſſung über einzelne geſchäftliche 
Transaktionen, zu entziehen ſein. Auch die Beſchlußfaſſung über die Jahresbilanz, 
die Gewinn⸗ und Verluſtrechnung und die Gewinnverteilung können nach dem 
Vorbilde des amerikaniſchen Rechts dem Vorſtand und Aufſichtsrat überlaſſen 
werden. Es wird dies auch zu einer weſentlichen Geſchäftsvereinfachung innerhalb 
der Geſellſchaft führen; praktiſch ſtellen dieſe Organe ja heute ſchon die Bilanz und 
die Gewinn- und Verluſtrechnung feſt und es iſt nicht anzunehmen, daß der einzelne 
Aktionär über dieſe Fragen ein beſſeres Bild hat als die verantwortliche Leitung 
auf Grund ihres Einblicks in die Geſchäfte und in den Stand der Geſellſchaft ſowie 
auf Grund des Ergebniſſes des Berichtes der Bilanzprüfer. 

Die Notwendigkeit einer alljährlichen ordentlichen Generalverſammlung würde 
ſodann entfallen; eine ſolche hätte jeweils nur ſtattzufinden vor dem Ablauf der 
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Mandatsdauer der Aufſichtsratsmitglieder zum Zwecke der Beſchlußfaſſung über 
Billigung der Geſchäftsführung, Erteilung der Entlaſtung und Wahl des Auf⸗ 
ſichtsrats. Außerordentliche Generalverſammlungen müßten dagegen, und zwar 
auch auf Anrufen der Aktionäre, nach wie vor zuläſſig ſein; ebenſo eine vorzeitige 
Abberufung des Auffichtsrats, um die Möglichkeit einer Mißwirtſchaft zu verhüten. 

Abgeſehen von den angeführten Beſchränkungen der Zuſtändigkeit der General⸗ 
verſammlung erſcheint es richtig, der Verwaltung als ſolcher ein Stimmrecht etwa 
in Höhe von 10—20% des Grundkapitals einzuräumen. Unter Verwaltung iſt hier 
Vorſtand und Aufſichtsrat zu verſtehen; einigen ſich dieſe nicht auf die Art der 
Ausübung des Stimmrechts, ſo hätte das Stimmrecht zu entfallen. Eine ſolche 
Beſtimmung würde nicht nur die Stabilität der Verwaltung fördern, die im 
Intereſſe des Betriebes und der Gefolgſchaft liegt, ſondern auch bei den Abſtim⸗ 
mungen in der Generalverſammlung zum Ausdruck bringen, daß in der Aktien⸗ 
geſellſchaft Kapital und Arbeit verbunden find. Sie würde es zudem in Verbindung 
mit der oben angeregten Verſtärkung des Stimmrechts der Daueraktionäre ermög⸗ 
lichen, die Mehrſtimm⸗ und Vorratsaktien reſtlos zu beſeitigen, die bisher dieſen 
Zwecken dienen ſollten, die es aber, da ihre Schaffung willkürlich war, dem Mehr⸗ 
heitsaktionär geſtatteten, ſeine Stellung unter Umſtänden auch mißbräuchlich aus⸗ 
zunützen. 

Durch die vorgeſehene weſentliche Beſchränkung der Befugniſſe der General⸗ 
verſammlung und durch die Durchführung des Führerprinzips an Stelle des bisher 
fie beherrſchenden demokratiſchen Syſtems verliert aber. auch die Frage des Schutzes 
der Minderheitsaktionäre, die in der Vergangenheit die Erörterungen über eine 
Reform des Aktienrechts beherrſchte — ohne daß in ihnen Löſungen, die auch die 
Geſellſchaft ihrerſeits vor Einſprüchen und Anfechtungen eigennütziger Minderheits⸗ 
aktionäre genügend ſchützten, hätten gefunden werden können —, ſehr weſentlich 
an Bedeutung. 

2. Zu der Frage des Aufſichts rats find zunächſt einige grundfäglice 
Bemerkungen veranlaßt. 

Der Auffidtsrat iſt kein populäres Organ und es iſt deshalb zu prüfen, ob er 
nicht entbehrt werden könnte. Dies wird nur dann geſchehen können, wenn die 
Funktionen, die ihm jetzt im Rahmen der ST obliegen, anderen Stellen 
übertragen werden können. 

Die erſte dieſer Aufgaben iſt die Wahl des Vorſtandes. Im Staate iſt es möglich, 
daß der Führer vom Volke gewählt wird. In der Aktiengeſellſchaft geht dies nicht an. 
Die Maſſe der Aktionäre kann wohl angeſehene Männer ihres Vertrauens als Mit⸗ 
glieder des Aufſichtsrats wählen, aber nicht den Mann beſtimmen, der ſein ganzes 
Wirken der Geſellſchaft widmen und ihre Geſchicke leitend beſtimmen ſoll. Das 
kann nur ein kleines Gremium, das durch ſtändige Mitarbeit mit den Verhältniſſen 
der Geſellſchaft und mit den Perſonen vertraut iſt. Nur dieſes kann die Frage 
prüfen, ob innerhalb der Geſellſchaft ein entſprechender Erſatz vorhanden iſt oder 
wer auf Grund eingezogener Erkundigungen uſw. als geeignete Perſönlichkeit von 
außen in die Geſellſchaft hereingenommen werden ſoll. Auch liegen, im Gegenſatz 
zum politiſchen Führer, die Verhältniſſe nicht ſo, daß der Leiter einfach in eine in 
ihren Befugniſſen und Bezügen ein für allemal fixierte Stellung eintreten würde; 
es iſt mit ihm, insbeſondere wenn er von außerhalb gewählt wird, zu verhandeln 
und ein Dienſtvertrag abzuſchließen, was niemals durch die Generalverſammlung 
geſchehen kann. 

Ebenſowenig kann, gerade bei der vorgeſchlagenen Einſchränkung der Rechte der 
Generalverſammlung, die überwachende und mitleitende Funktion des Aufſichts— 
rats gegenüber dem Vorſtand entbehrt werden. Gewiß iſt der Aufſichtsrat nicht in 
der Lage, ſtändig mitzuarbeiten. Das würde aber auch den Vorſtand nur hemmen 
und mit dem Gedanken des Führerprinzips nicht vereinbar ſein. Gewiß iſt es ihm 
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nicht möglich, wie die alte, im neuen Entwurf gemilderte Faſſung des Geſetzes es 
verlangt, die Geſellſchaft in allen Zweigen der Verwaltung zu überwachen, gewiß 
find ſchwere Pflichtverletzungen von Aufſichtsratsmitgliedern in den letzten Jahren 
vorgekommen; ihnen ſtehen jedoch unendlich zahlreichere unbekannt bleibende Fälle 
gegenüber, in denen der Aufſichtsrat in ſtillem Wirken das Wohl der Geſellſchaft 
gefördert hat. 

Den weitgehenden Rechten des Führers ſteht eine ebenſo große Verantwortung 
gegenüber. Dieſe bedingt aber das Vorhandenſein eines Organs, dem der Führer 
verantwortlich iſt und das die Möglichkeit hat, ihn jederzeit abzuberufen, wenn es 
das Intereſſe des Unternehmens verlangt. Auch dieſes Organ kann nur der Auf⸗ 
ſichtsrat ſein. 

Tatſächlich finden ſich Kritiken an der Einrichtung des Aufſichtsrats oder an 
ähnlichen Organen in allen Ländern und gleichwohl hat ſich auf Grund des imma⸗ 
nenten Bedürfniſſes der Wirtſchaft der Auffihtsrat überall durchgeſetzt und er⸗ 
halten. Das ſchweizeriſche Aktienrecht enthält zwar theoretiſch die Einrichtung des 
Aufſichtsrats nicht; es ſieht lediglich die Gliederung in Generalverſammlung, Ver⸗ 
waltung und Kontrollſtelle vor und vermeidet auf dieſe Weiſe, wiederum theoretiſch, 
den Dualismus Vorſtand und Aufſichtsrat. Das Schweizer Recht gibt aber bezüglich 
der praktiſchen Ausgeſtaltung der „Verwaltung“ weitgehende Freiheiten; es iſt in 
der Tat möglich, daß die „Verwaltung“ nur aus einer Perſon beſteht, der ſodann 
die Generalverſammlung und die Kontrollſtelle gegenüberſtehen. Die Praxis hat 
ſich aber anders entwickelt. Man braucht nur einen beliebigen Geſchäftsbericht 
einer größeren ſchweizeriſchen Aktiengeſellſchaft aufzuſchlagen, um auch dort aus⸗ 
nahmslos die Organe Verwaltungsrat und Direktion zu finden. Die zwingenden 
Bedürfniſſe der Praxis haben zu dieſer Zweiteilung geführt, nur mit dem Unter⸗ 
ſchied, daß die Zuſtändigkeiten nicht geſetzlich, ſondern durch die Satzung geregelt 
ſind. Die Ausführungen von Rechtsanwalt Wieland in Baſel, die ſich unter dem 
Titel „Zu dem Geſetzentwurf zur Reviſion des ſchweizeriſchen Aktienrechts“ in 
Rabels Zeitſchrift, 1929, Heft 1 finden, geben ein anſchauliches Bild der dortigen 
Entwicklung: | 

„Schon heute ift der ſchweizeriſche Verwaltungsrat — außer bei kleinen Geſell⸗ 
ſchaften, für welche ſich zwei Organe gar nicht lohnen — tatſächlich nichts anderes 
als der deutſche Aufſichtsrat. Praktiſch entſpricht Ihrem Vorſtand die Direktion 
der ſchweizeriſchen Aktiengeſellſchaft, nur daß ſie vom Geſetz als fakultatives 

Organ vorgeſehen iſt. Auch die Geſchäftsführung konzentriert ſich in der Praxis 

mehr und mehr auf die Direktion. Wohl iſt theoretiſch eine Vermiſchung möglich, 

wenn z. B. ein Direktor in den Verwaltungsrat gewählt wird als Delegierter 
des Verwaltungsrats oder unter einem ähnlichen Titel. Praktiſch arbeitet er 
aber auch in dieſem Falle mit der Direktion, d. h. der geſchäftsführenden Behörde 
zuſammen. Somit beſteht im ſchweizeriſchen Recht derſelbe Dualismus wie bei 

Ihnen und wird offenbar nicht als ein Übelſtand, ſondern als ein Vorteil 

empfunden, denn ſchon das bisherige Recht hätte ihn ſo wenig verlangt wie der 

neue Entwurf.“ 

Auch in den meiſten anderen Ländern, die theoretiſch nur ein Verwaltungsorgan 
kennen, hat ſich in der Praxis in ſtändig ſteigendem Maße eine Teilung der Auf⸗ 
gaben zwiſchen dem die Geſchäfte hauptamtlich führenden Direktor und den übrigen 
Verwaltungsratsmitgliedern ergeben, die lediglich beratend und überwachend tätig 
werden. 

Dieſe Entwicklung zeigt, daß der Aufſichtsrat, wenn er nicht ſchon beſtünde, heute 
neu geſchaffen werden müßte. Es beſteht keine Veranlaſſung, eine Sonderheit des 
deutſchen Rechts zugunſten gegenteiliger ausländiſcher Beſtimmungen in einem 
Zeitpunkt aufzugeben, in dem ſich die ausländiſche Praxis mehr denn je dem 
deutſchen Vorbild nähert. 
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a) Eine andere Frage iſt freilich die der Zuſammenſetzung des Aufſichtsrates. 
Er ſoll ein überwachendes, beratendes und in manchen Dingen entſcheidendes, mit 
den Intereſſen der Geſellſchaft verbundenes Gremium ſein. In dieſen Funktionen 
ſoll er ſeine Aufgabe ſehen. Dazu eignet ſich ein vielköpfiger Auffichtsrat nicht. Je 
kleiner ein Gremium iſt, deſto häufiger kann es zuſammentreten, deſto ſchlagkräf⸗ 
tiger und harmoniſcher wird es zuſammenarbeiten; deſto leichter wird es ſein, in 
ihm auch intime Fragen zwanglos in vollſter Offenheit zu beſprechen. Dazu iſt 
eine Anzahl von drei bis ſieben, äußerſtenfalls neun Perſonen völlig genügend. 
Nein akquiſitoriſche Gründe, ſei es, um Perſonen mit großem Namen zu gewinnen, 
ſei es, um ſich durch die Hereinnahme in den Aufſichtsrat geſchäftliche Beziehungen 
zu verſchaffen, dürfen für die Zuſammenſetzung eines verantwortlichen Organes 
nicht maßgebend ſein. Solche Perſonen können, wenn nötig, in einem beſonderen 
un verantwortlichen Beirat zuſammengefaßt werden. Eine ſolche Regelung würde 
nichts weiter als eine Sanktionierung des Zuſtandes bedeuten, der ſich heute ſchon 
bei den meiſten Geſellſchaften mit großem Auffihtsrat herausgebildet hat, bei denen 
tatſächlich nur die Mitglieder eines kleineren Ausſchuſſes die Funktionen ausüben, 
die das Geſetz allen Auffichtsratsmitgliedern zugedacht hat. 

b) Es bleibt die Stellung des Aufſichtsrats zum Vorſtand der Geſellſchaft zu 
erörtern. 

Der Gedanke iſt naheliegend, dem Auffichtsrat die Stellung eines bloßen Führer⸗ 
tats zu geben. In dieſem Falle wäre er vom Vorſtand zu ernennen. Der Vorſtand 
könnte den Aufſichtsrat hören, bräuchte aber ſeiner Meinung nicht zu folgen, hätte 
vielmehr in allen Fragen die alleinige Entſcheidung und Verantwortung. Dieſe 
Löſung wäre die ideale, wenn der Vorſtand in allen Fällen eine Führernatur wäre. 
Das iſt indeſſen zum mindeſten heute noch nicht der Fall. Zum Wirtſchaftsführer 
gehören eine ganze Reihe von Eigenſchaften, die ſich im einzelnen Menſchen nur 
ausnahmsweiſe vereinigt finden. Der Eroberer hat ſelten auch zugleich die Eigen⸗ 
ſchaft eines Verwalters; der ſtarken Initiative fehlt oft die Selbſtbeherrſchung; zu 
welchen Folgen dieſer Mangel führen kann, haben gerade in den vergangenen 
Jahren die Fälle der Herrſchaft omnipotenter Generaldirektoren gezeigt. Die Ver⸗ 
hältniſſe liegen je nach den Geſellſchaften und nach den Zeiten allzu verſchieden; 
in dem einen Fall mag die eine, in dem anderen die andere Begabung den Vorzug 
verdienen. Die richtige Auswahl des Führers iſt deshalb für das Wohl und das 
Schickſal der Geſellſchaft entſcheidend; ſie bildet geradezu die vornehmlichſte Aufgabe 
des Aufſichtsrats. Sie kann aber deshalb nur einem Gremium zuſtehen, das von 
dem Vorſtande unabhängig iſt. Das gleiche gilt noch in geſteigertem Maße von der 
Überwachung. Würde der Vorſtand den Auffichtsrat ernennen, ſo wäre die Autorität 
des Auffichtsrats ausgeſchaltet. Die gerade dem deutſchen Aktienrechte eigentümliche 
ſtrenge Trennung der Organe Vorſtand, Aufſichtsrat und Generalverſammlung hat 
ſich eben bewährt, und wo man verſucht, an ihr zu rütteln, entſtehen unklare Ver⸗ 
hältniſſe und überwiegende Bedenken. 

Es iſt ein Vorzug des derzeitigen Aufbaus der deutſchen Aktiengeſellſchaft, daß 
der Führer ſich als ſolcher erſt durchſetzen muß. Die Machtbefugniſſe nach außen hat 
er ohne weiteres; die Beſchränkungen nach innen hängen von ſeiner Perſönlichkeit 
und ſeinen Leiſtungen ab. Wenn ein neuer Vorſtand beſtellt, insbeſondere von 
außen hereingenommen wird, wird der Werdegang immer der ſein, daß er anfangs 
einer ſtärkeren Aufſicht und ſtärkeren internen Beſchränkungen unterliegt. Bewährt 
er ſich, ſo fallen dieſe im Laufe der Zeit von ſelbſt; iſt der Vorſtand dagegen nicht 
geeignet, ſo wird er durch einen anderen erſetzt, inzwiſchen aber ſtärker überwacht 
werden. Dazwiſchen liegen die Fälle, in denen der Vorſtand vielleicht kein idealer 
Führer, aber bei einfachen Verhältniſſen doch ſeiner Aufgabe gewachſen iſt. Hier 
wird der Einfluß des Aufſichtsrats ein dauernder ſein; der Vorſtand wird in der 
Anlehnung an ihn ſeine Ergänzung finden. Die Menſchen und die Verhältniſſe 
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find zu verſchieden, als daß ſich hier in ſtarrem Feſthalten an einem Grundſatze 
ſchematiſieren ließe. In ſeinem Buche „Mein Kampf“ (S. 673) ſchreibt der Führer: 
„Es iſt der größte Fehler, zu glauben, daß man plötzlich aus dem Nichts, nur im 
Beſitze der Macht, eine beſtimmte Reorganiſation vornehmen kann, ohne ſchon 
vorher einen gewiſſen Grundſtock an Menſchen, die vor allem geſinnungsmäßig 
vorgebildet ſind, zu beſitzen. Auch hier gilt der Grundſatz, daß wichtiger als die 
äußere Form, die mechaniſch ſehr ſchnell zu ſchaffen iſt, immer der Geiſt bleibt, der 
eine ſolche Form erfüllt. Befehlsmäßig kann man zum Beiſpiel ſehr wohl das 
Führerprinzip diktatoriſch einem Staatsorganismus aufpfropfen. Lebendig wird 
dieſes aber nur dann ſein, wenn es in eigener Entwicklung aus Kleinſtem heraus 
ſich ſelbſt allmählich gebildet hat und durch die dauernde Auswahl, die die harte 
Wirklichkeit des Lebens ununterbrochen vornimmt, im Laufe von vielen Jahren 
das für die Durchführung dieſes Prinzips notwendige Führermaterial erhielt.“ 
Dieſe Leitſätze gelten erſt recht für die Wirtſchaft. 

Zu beſeitigen ſind deshalb zunächſt lediglich die geſetzlichen Beſtimmungen, die 
für einzelne Handlungen des Vorſtandes, wie etwa die Beſtellung von Prokuriſten, 
generell und ohne Berückſichtigung der beſonderen Verhältniſſe, die Zuſtimmung 
des Aufſichtsrats vorſchreiben. Ebenſo wird die mit dem $ 246 Abſatz 3 des 
Handelsgeſetzbuches identiſche Beſtimmung des $ 82 Abſatz 6 des Entwurfs, nach 
deſſen Wortlaut durch den Geſellſchaftsvertrag dem Aufſichtsrat über das Geſetz 
hinausgehende weitere Obliegenheiten und damit wohl auch Rechte übertragen 
werden können, zu ändern ſein. Es muß verhütet werden, daß auf Grund dieſer 
Beſtimmung dem Aufſichtsrat etwa durch die Satzung, alſo durch die General⸗ 
verſammlung, Rechte eingeräumt werden, die in die Führerſtellung des Vor⸗ 
ſtandes generell eingreifen. Es muß vielmehr dem Aufſichtsrat überlaſſen ſein, 
dem neu beſtellten Vorſtand individuell Schranken aufzuerlegen, die aber dann 
fallen können, wenn er ſich bewährt. 

Die beratende und unter Umſtänden mitbeſtimmende Funktion des Aufſichts⸗ 
rats kann den Vorſtand aber in keinem Fall von ſeiner Befugnis, die Geſellſchaft 
zu vertreten, und von ſeiner Aufgabe, unabhängig von Rat oder Weiſung jo zu 
handeln, wie es ihm ſeine Pflicht und ſein Gewiſſen vorſchreiben, befreien. Hält 
der Vorſtand eine Entſcheidung des Aufſichtsrats für falſch, ſo hat er ſich ihr nicht 
zu fügen, ſondern gegen ſie die Entſcheidung der Generalverſammlung anzurufen. 
Die Rückſicht auf ſeine perſönliche Stellung und ſeinen Dienſtvertrag darf ihn 
daran nicht hindern. 

Der bisher die Stellung des Vorſtandes in rein formaler Weiſe durch Ein⸗ 
räumung der Vertretungsbefugnis regelnden Beſtimmung des $ 61 des Entwurfs 
wird deshalb ein die Stellung und die Verantwortung des Führers betonender 
Inhalt zu geben ſein, etwa durch Einfügung eines erſten Abſatzes in dem Sinne: 

„Der Vorſtand iſt der Führer der Aktiengeſellſchaft. Er hat die Geſellſchaft 
ſo zu leiten, wie das Wohl des Betriebes und ſeiner Gefolgſchaft und der 
gemeine Nutzen von Volk und Staat es erfordern. Für ſeine Geſchäftsführung 
trägt er die ſelbſtändige Verantwortung.“ 

Mit einer ſolchen Faſſung würde ſeine Stellung geklärt und ſeine Haftung auch 
trotz eines ihn formell deckenden Beſchluſſes des Aufſichtsrats gegeben ſein. 

3. Der Vorſtand kann aus einer oder aus mehreren Perſonen beſtehen. 
Innerhalb eines mehrgliedrigen Vorſtandes bedingt die reſtloſe Durchführung 
des Führerprinzips die Schaffung einer Spitze, eines Vorſitzenden des Vorſtands, 
der der eigentliche Führer des Unternehmens iſt und dem die Alleinzeichnung 
zuſteht. Ergeben ſich im Einzelfall Bedenken gegen die unbeſchränkte Verleihung 
des Alleinzeichnungsrechts an den Vorſitzenden des Vorſtands, ſo kann dieſen in 
der Weiſe Rechnung getragen werden, daß der Aufſichtsrat den Führer des Unter⸗ 
nehmens anweiſt, in gewiſſen wichtigen Fragen die Meinung des reſſortmäßig 
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zuſtändigen anderen Vorſtandsmitgliedes einzuholen und, falls eine Übereinſtim⸗ 
mung nicht zuſtande kommt, ihm vor der endgültigen Entſcheidung zu berichten. 
Gewiß laſſen ſich gegen die Alleinzeichnungsbefugnis auch Bedenken geltend 
machen; praktiſch kann aber darauf hingewieſen werden, daß der Schutz, der in 
der zweiten Unterſchrift geſucht wird, doch nur gering iſt. Mit dem Führerprinzip 
iſt die zweite Unterſchrift jedenfalls nicht in Einklang zu bringen. 

4. Der ausſchlaggebenden Stellung des Vorſtandes muß eine ſtarke Verant⸗ 
wortung entſprechen. Insbeſondere erſcheint es notwendig, auch ſein materielles 
Schickſal noch ſtärker als bisher an das der Geſellſchaft zu binden. 

a) Als grundſätzlich angemeſſenſte Entlohnungsform für den Vorſtand erſcheinen 
ein verhältnismäßig niedriger Gehalt und eine hohe Gewinnbeteiligung. In eine 
geſetzliche Beſtimmung wird ſich dieſer Leitſatz allerdings nicht preſſen laſſen. 
Dazu ſind die Verhältniſſe bei den einzelnen Geſellſchaften zu verſchieden. Sache 
der Führung der Wirtſchaft wird es ſein, dieſem Grundſatz im Einzelfall Geltung 
zu verſchaffen. 

b) Nicht verträglich mit der Führerſtellung des Vorſtandes erſcheinen des weiteren 
ſehr langfriſtige oder gar lebenslängliche Dienſtverträge. Dem Führerprinzip ent⸗ 
ſpricht es, daß der Führer zwar weitgehende Vollmachten hat, andererſeits aber 
zurücktreten muß, wenn er das Vertrauen der Geſellſchaft nicht mehr beſitzt. Lang⸗ 
friſtige Dienſtverträge dürfen hier kein Hindernis fein. Es iſt deshalb eine zeitliche 
Grenze geſetzlich vorzuſehen. 

Außerdem wird aber eine Möglichkeit zu ſchaffen ſein, mehrjährige Dienſt⸗ 
verträge dann abzuändern, wenn die Verhältniſſe der Geſellſchaft ſich weſentlich 
verſchlechtern oder die Geſellſchaft in Konkurs kommt. Es iſt zwar ſchon jetzt im 
Falle eines Konkurſes dem Konkursverwalter möglich, das Dienſtverhältnis kurz⸗ 
friſtig zu kündigen (8 22 KO.). Das gleiche gilt nach der Vergleichsordnung. In 
beiden Fällen ſtehen dem gekündigten Vorſtandsmitglied aber Schadenerſatz⸗ 
anſprüche als einfache Konkurs⸗ bzw. Vergleichsforderungen zu. Es dürfte angezeigt 
erſcheinen, auch bei beſtehenden langjährigen Dienſtverträgen die zeitliche Dauer, 
für die die Schadenerſatzforderung verlangt werden kann, etwa auf zwei Jahre 
von dem auf die Konkurseröffnung folgenden Erſten des Kalendervierteljahres 
an geſetzlich zu beſchränken. 

Ebenſo wird der Geſellſchaft die Möglichkeit zu geben ſein, die Vorſtandsbezüge 
angemeſſen herabzuſetzen, wenn in den Verhältniſſen der Geſellſchaft eine weſent⸗ 
liche Verſchlechterung gegenüber der Zeit eintritt, in der der Dienſtvertrag ab⸗ 
geſchloſſen wurde. Es gehört dies ja heute ſchon zum nobile officium des Vorſtandes. 

c) Vielfach erörtert wurde die Frage der unbeſchränkten Haftung des Vorſtandes 
für ſeine Geſchäftsführung ähnlich der Haftung des Einzelkaufmanns. So wünſchens⸗ 
wert vom Geſichtspunkt der Verantwortung eine weitgehende Haftung des Vor⸗ 
ſtandes erſcheint, ſo ſprechen doch überwiegende Gründe dagegen. Es ſind Zu⸗ 
ſammenbrüche denkbar aus Urſachen, die außerhalb jeder Vorherſehbarkeit und 
Einwirkungsmöglichkeit des Vorſtandes liegen; ihn hierfür haften zu laſſen, 
erſcheint unbillig. Beim Einzelkaufmann liegt die Sache anders; er iſt mit ſeinem 
Vermögen engagiert und hat umgekehrt bei unvorherſehbarer günſtiger Entwicklung 
auch den ganzen Nutzen. Entſcheidend iſt aber die Schwierigkeit, bei geſetzlich 
unbeſchränkter Haftung für notleidende Geſellſchaften geeignete Leiter zu finden. 
Kein in einigermaßen geſicherter Poſition befindlicher Kaufmann wird ſich bereit 
finden laſſen, die Wiederaufrichtung eines ſchwach gewordenen Unternehmens zu 
übernehmen, wenn er damit rechnen muß, im Falle eines unverſchuldeten Miß⸗ 
erfolges nicht nur keinen Nutzen zu haben, ſondern perſönlich das Letzte zu ver⸗ 
lieren. Praktiſch ſpielt die Frage übrigens keine große Rolle, denn das Vorſtands⸗ 
1 iſt bei Mißerfolg auch heute durch den Verluſt ſeiner Stellung genügend 
eſtraft. 
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d) Ferner erſcheint erwägenswert, die Haftung des Vorſtands dadurch zu ver» 
ſtärken, daß er zwar grundſätzlich nur für die Sorgfalt des ordentlichen Geſchäfts⸗ 
manns haftet, ihm indeſſen im Falle des Zuſammenbruchs der Geſellſchaft die 
Beweislaſt dafür auferlegt wird, daß er dieſe angewendet hat. Mancher Regreß⸗ 
prozeß mag aus dem Grunde unterblieben ſein, weil das Material zur Begründung 
des Verſchuldens nicht zur Verfügung ſtand. Die Haftungserſchwerung durch Um⸗ 
kehrung der Beweislaſt wird dies erleichtern. 

e) Endlich wird die Frage einer Verſchärfung der ſtrafrechtlichen Beſtimmungen 
des Aktienrechtes nach italieniſchem Vorbild zu überprüfen ſein. Es ſteht außer 
Frage, daß aktienrechtliche Delikte bis vor kurzem vielfach — auch im Rahmen der 
geltenden Geſetze — zu mild geahndet wurden und daß deshalb unſere Recht⸗ 
ſprechung hierüber dem Volksempfinden nicht entſprach. 

5. Zuſammenfaſſung: Bei grundſätzlicher Aufrechterhaltung der bisherigen Drei⸗ 
teilung der Organe der Aktiengeſellſchaft in Generalverſammlung, Auffidtsrat und 
Vorſtand erſcheinen als geeignete Mittel zur Stärkung der Stellung des Vor⸗ 
ſtands im Sinne einer Durchführung des Führerprinzips: die Beſeitigung der 
Rechte der Generalverſammlung bezüglich der Geſchäftsführung und der Bilanz⸗ 
genehmigung, die Zuteilung eines Stimmrechts in Höhe von 10—20% des 
Grundkapitals an die Verwaltung, die klarere Hervorhebung der Führerſtellung 
des Vorſtands unter Beſeitigung einzelner hemmender Beſtimmungen, die Beſtel⸗ 
lung eines leitenden Vorſtandsmitglieds mit Einzelunterſchrift, die Begründung 
einer ſelbſtändigen Verantwortung des Vorſtands auch bei ihn deckenden Be⸗ 
ſchlüſſen des Aufſichtsrats, die Umgeſtaltung des Aufſichtsrats zu einem zur wirk⸗ 
lichen Beratung beſſer als bisher geeigneten Organ, die Beſchränkung langfriſtiger 
Dienſtverträge des Vorſtands, die Verſchärfung ſeiner zivilrechtlichen Verant⸗ 
wortlichkeit durch Umkehrung der Beweislaſt und die Erweiterung und Verſchärfung 
der Strafbeſtimmungen. 


C. Der Schutz gegen ſpekulative Eingriffe 


Eine der am meiſten kritiſierten Erſcheinungen im Aktienweſen der letzten 
Jahre war der Kauf und der Handel mit Aktienpaketen und ⸗majoritäten. Speku⸗ 
lative Köpfe verſetzten die Börſe, die Verwaltungen und die Aktionäre durch 
forcierte Käufe in Unruhe durch die Befürchtung, der neue, vielfach unbekannte 
Großaktionär könne in die Geſchicke der Geſellſchaft unheilvoll eingreifen. Tatſäch⸗ 
lich kamen auch einzelne Fälle der Ausnützung derart majoriſierter Geſellſchaften 
vor; in zahlreicheren Fällen verſuchte die Verwaltung, die drohende Gefahr durch 
Erwerbung der zuſammengekauften Aktien mit einem Opfer abzuwenden, in 
anderen ihr durch Kapitalserhöhungen und Ausgabe von Mehrſtimmrechtsaktien 
der verſchiedenſten Art zu begegnen; in wieder anderen ſchließlich kam es zum 
offenen Kampfe. 

Mit dem Umſchwung der Konjunktur hat dieſe Erſcheinung wieder aufgehört. 
Sie hatte ihren Grund in der auf der geborgten Kapitalfülle und der Scheinblüte 
unſerer Wirtſchaft fußenden Hauſſeſtimmung und war getragen von Elementen, 
die heute aus der Wirtſchaft verſchwunden ſind. Ihre baldige Wiederkehr iſt nicht 
anzunehmen. Immerhin erſcheint es angezeigt, im Rahmen der Möglichkeit gegen 
ſie Vorkehrungen zu treffen. 

a) Dazu gehören zunächſt alle zur Durchführung des Führerprinzips und gegen 
die Anonymität als ſolche gerichteten Vorſchläge. Die vorgeſehene Stärkung der 
Verwaltung wie auch die Bevorzugung der Daueraktionäre werden den Einbruch 
ſpekulativer Aktienpaketkäufer weſentlich erſchweren. 

b) Zu erwägen iſt aber auch die Frage beſonderer geſetzlicher Maßnahmen. 
Freilich iſt hier wie in allen derartigen Fällen mit beſonderer Vorſicht vorzugehen. 
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Nicht jeder Paketkauf, auch nicht jeder Majoritätswechſel ift wirtſchaftlich ungeſund 
und verwerflich, wie bereits auszuführen war. Verwerflich iſt nur der ſpekulative 
Paketkauf auf Kredit und hier müßte eingeſetzt werden, nicht etwa auf dem Wege 
der Aktiengeſetzgebung, ſondern durch ein Verbot des Paketkaufs auf Kredit ſeitens 
des Bankenkommiſſars oder durch ein fallweiſes Eingreifen der nach der künftigen 
Geſetzgebung mit der Überwachung der Wirtſchaft betrauten ſtaatlichen Organe. 


D. Aktiengeſellſchaft und Staat 


Der Staat ſoll die Wirtſchaft führen, nicht Wirtſchaft betreiben. „Die Regierung 
wird grundſätzlich“ — erklärte der Führer in der Reichstagsſitzung vom 23. März 
1933 — „die Wahrnehmung der wirtſchaftlichen Intereſſen des deutſchen Volkes 
nicht über den Umweg einer ſtaatlich zu organifierenden Wirtſchaftsbürokratie, 
ſondern durch ſtärkſte Förderung der Privatinitiative und durch Anerkennung des 
Eigentums betreiben.“ Und auf dem Zweiten Arbeitskongreß am 16. Mai 1934 
führte er aus: „Auf der einen Seite müſſe man dem freien Spiel der Kräfte einen 
möglichſt weiten und freien Spielraum gewähren, auf der anderen aber betonen, 
daß dieſes Spiel der Kräfte ſich im Rahmen der den Menſchen gegebenen Zmeck⸗ 
gemeinſchaft halten müſſe, die wir als Volk und als Volksgemeinſchaft bezeichnen. 
Nur auf dieſem Wege können wir erreichen, was wir erreichen müſſen, nämlich 
die höchſte Steigerung der menſchlichen Leiſtungen und damit der menſchlichen 
Produktion. Wir dürfen eines nie aus den Augen verlieren: Unſere geſamte 
Wirtſchaft iſt nicht aufgebaut worden nach den Prinzipien, die wir in unſerer 
Staatsverwaltung kennen, denn würde das der Fall ſein, dann wäre es gar keine 
Wirtſchaft. . .. Das freie Leben iſt jo natürlich wie der Kampf in der Natur 
draußen, der auch keine Rückſicht nimmt und viele Lebeweſen vernichtet, ſo daß 
nur das Geſunde übrigbleibt. Würde man dieſen Grundſatz durch die Sozia⸗ 
liſierung beſeitigen, ſo würde man die Prinzipien unſerer Staatsverwaltung auf 
den Aufgabenkreis unſeres ganzen Wirtſchaftslebens übertragen und wir würden 
damit jammervoll Schiffbruch leiden. Wir könnten in einer durchgehend büro⸗ 
kratiſierten Wirtſchaft überhaupt nicht einen menſchlichen Fortſchritt erzielen: denn 
es ſind zu einem Fortſchritt ungeheure Einſätze notwendig. Wenn heute beiſpiels⸗ 
weiſe eine Erfindung gemacht wird, die gelingt, ſo wollen wir nicht vergeſſen, daß 
für dieſe eine gelungene Erfindung vielleicht Zehntauſende von Unternehmungen 
ſich ruiniert haben, Zehntauſende ihr Kapital verloren haben, bis das eine endlich 
einem doch gelang. Wohin würden wir kommen, wenn der Staat mit ſeiner Büro⸗ 
kratie ſich auf dieſen Weg begeben würde, wohin würde da das Staatsbudget 
kommen?“ 

Von dieſen Grundſätzen iſt auszugehen. Es wird Aufgabe des Staats ſein, dafür 
zu ſorgen, daß ſich das einzelne Unternehmen bei ſeiner Tätigkeit im Rahmen der 
Volksgemeinſchaft hält und ſich nach Kräften bemüht, an ſeinem Platze zum Auf⸗ 
bau einer geſunden deutſchen Volkswirtſchaft beizutragen. Innerhalb dieſer Grenzen 
wird es aber gerade im Intereſſe einer ſtarken Volkswirtſchaft liegen, die Initiative 
und die Verantwortung der Unternehmungsleitung zu belaſſen, anſtatt ſie ganz 
oder teilweiſe auf den Staat abzuwälzen. | 

Wenn auch dieſe Fragen die ganze Wirtſchaft betreffen und deshalb ihre grund» 
ſätzliche Regelung nicht in der nur die Rechtsform der Aktiengeſellſchaft behandeln⸗ 
den Aktiengeſetzgebung, ſondern in den künftigen Geſetzen über den organiſchen 
Aufbau der Wirtſchaft finden werden, ſo waren ſie doch auch bei einer Abhandlung 
über das Aktienrecht wenigſtens kurz zu ſtreifen, denn erſt fie geben allen Er⸗ 
örterungen über eine Umgeſtaltung des Aktienrechts die Grundlage. Es handelt ſich 
ja nicht darum, die Aktiengeſellſchaft als abſtrakte juriſtiſche Konſtruktion weiter⸗ 
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zuentwickeln, ſondern fie als organiſches Glied unſerer Volkswirtſchaft dienſtbar zu 
machen, und dazu war es notwendig, kurz auch die grundſätzliche Stellung der 
Wirtſchaft im nationalſozialiſtiſchen Staate zu ſtreifen. Außerdem ergeben ſich aus 
dieſen allgemeinen Darlegungen über das Verhältnis von Staat und Wirtſchaft 
in einer Reihe von Punkten Sonderfragen des Aktienrechts. 

Zunächſt die der Konzeſſionspflicht. Die Konzeſſionspflicht der Aktiengeſellſchaften 
iſt im Laufe der Jahrzehnte in faſt allen Staaten in Wegfall gekommen; lediglich 
Sfterreich ſteht noch auf dieſem Standpunkt. Es kann keinem Zweifel unterliegen, 
daß für manche Art von Unternehmungen die Konzeſſionspflicht wünſchenswert ift; 
ſo beſteht ſie für Verſicherungsgeſellſchaften ſchon heute. Für die Frage aber, in 
welchen Fällen die Konzeſſionspflicht, zumal in Verbindung mit der Bedürfnis⸗ 
frage, eingeführt werden ſoll, kann niemals die Betriebsform, ſondern nur der 
Gegenſtand des Betriebes entſcheidend ſein. Es iſt nicht denkbar, für ein in der 
Form der Aktiengeſellſchaft betriebenes Unternehmen die Konzeſſionspflicht feſt⸗ 
zuſetzen, dagegen dann von ihr Umgang zu nehmen, wenn ein gleichgerichtetes 
Unternehmen ſich der Form der Genoſſenſchaft, der Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung uſw. bedient. Folgerichtig iſt deshalb auch im Verſicherungsweſen die 
Konzeſſionspflicht nicht nur für Aktiengeſellſchaften, ſondern auch für Verſicherungs⸗ 
geſellſchaften auf Gegenſeitigkeit eingeführt. 

Das Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit ſchuf bereits die ſoziale Ehren⸗ 
gerichtsbarkeit. Durch ſie kann Betriebsführern, die unter Mißbrauch ihrer Macht⸗ 
ſtellung im Betrieb böswillig die Arbeitskraft der Angehörigen der Gefolgſchaft 
ausnützen oder ihre Ehre kränken, die Befähigung, Führer des Betriebes zu ſein, 
aberkannt werden. 

Es wird Aufgabe der weiteren Geſetze über den organiſchen Aufbau der Wirtſchaft 
ſein, auch noch Standesehrengerichte zu ſchaffen, die über Verletzungen der Standes⸗ 
ehre und Verſtöße gegen den Gemeingeiſt zu entſcheiden haben. Sie werden in 
ſchweren Fällen dem Betriebsführer ebenfalls die Befähigung, als ſolcher weiterhin 
tätig zu ſein, abſprechen können. Für das Handwerk wurden ſolche Standesehren⸗ 
gerichte bereits durch die Erſte Verordnung über den vorläufigen Aufbau des 
deutſchen Handwerks vom 15. Juni 1934 errichtet. 

Dem Staat oder den ſtändiſchen Organiſationen darüber hinaus ſchlechthin ein 
Mitbeſtimmungsrecht bei der Beſtellung des Geſellſchaftsleiters zu geben, erſcheint 
dagegen nicht empfehlenswert. Der Staat oder Stand würde damit mit einer Ver⸗ 
antwortung beladen, die er nicht tragen kann. Für die Geſellſchaftsleitung eine 
nach jeder Hinſicht geeignete Perſönlichkeit zu finden, iſt die vornehmſte Aufgabe 
des Aufſichtsrats und muß innerhalb ſeiner unbeſchränkten und ausſchließlichen 
Verantwortung bleiben. Daß der Führer der Aktiengeſellſchaft grundſätzlich Deutſcher 
ſein muß, iſt ſelbſtverſtändlich. Ausnahmen können in beſonderen Fällen, wie bei 
einer volkswirtſchaftlich wünſchenswerten ausländiſchen Gründung oder im Intereſſe 
der Gewinnung eines hervorragenden ausländiſchen Technikers, erwünſcht ſein; ſie 
ſind von einer beſonderen Genehmigung des Reichswirtſchaftsminiſteriums ab⸗ 
hängig zu machen. 

Die eben ausgeführten Grundſätze über die Mitwirkung von Staat und Stand 
bei der Beſetzung der leitenden Stellen gelten auch für die Frage der Entſendung 
eines ſtändigen Vertreters des Staates oder des Standes in den Aufſichtsrat. Auch 
ſie würde dem Staate Aufgaben übertragen, die nicht die ſeinen ſind, und ſtatt der 
erſtrebten Klärung der Verantwortung eine neue Teilung der Verantwortung 
bringen. Die „Wirtſchaft führen“ heißt nicht, jeden einzelnen Betrieb mitleiten. 

Die Aktienrechtsnovelle vom 19. September 1931 brachte weitgehende Beſtim⸗ 
mungen über die Klarheit und Vollſtändigkeit der Bilanz und des Geſchäftsberichts. 
Außerdem ordnete fie die alljührige Prüfung der Bilanz durch unabhängige Nevis 
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ſoren an. Sie ließ es aber zweifelhaft, ob von der Pflichtprüfung Abſtand genommen 
werden könne, wenn alle Organe der Geſellſchaft hiermit einverſtanden find. Die 
Verordnung vom 8. Juni 1934 ſchuf hier Klarheit und legte den öffentlich⸗recht⸗ 
lichen Charakter der Pflichtprüfung eindeutig feſt. Die Prüfung iſt jetzt bei allen 
Geſellſchaften Pflicht. Dieſe Regelung iſt zu begrüßen. Inhalt der Pflichtprüfung 
iſt es, die Richtigkeit der Bilanz und der zu ihrer Erläuterung im Geſchäftsbericht 
mitgeteilten Tatſachen nachzuprüfen. Die Beurteilung der Zweckmäßigkeit der ein⸗ 
zelnen geſchäftlichen Maßnahmen des Vorſtands obliegt dagegen ausſchließlich dem 
Aufſichtsrat und der Generalverſammlung, indem dieſe die Entlaſtung erteilt oder 
verſagt. Dieſe klare Trennung der Zuſtändigkeit und damit der Verantwortung 
liegt auch hier im Intereſſe aller und des Ganzen. 

Durch das Geſetz über die Bildung eines Anleiheſtocks bei Kapitalgeſellſchaften 
(Kapitalanlagegeſetz) vom 29. März 1934 wurden die Kapitalgeſellſchaften, die 
einen höheren Gewinn als im Vorjahre ausſchütten, der 60 / des eingezahlten 
Kapitals überſteigt, verpflichtet, in Höhe der Mehrausſchüttung aus Anleihen des 
Reiches, der Länder und der Gemeinden einen Anleiheſtock zu bilden, über den 
bis zum 31. März 1936 nur unter gewiſſen Vorausſetzungen verfügt werden darf. 
Es ſollen dadurch die Unternehmungen, die aus den wirtſchaftspolitiſchen Maß⸗ 
nahmen der Reichsregierung im beſonderen Maß Nutzen ziehen konnten, veranlaßt 
werden, nunmehr auch ihrerſeits dieſe dadurch zu unterſtützen, daß ſie durch Über⸗ 
nahme öffentlicher Anleihen den Kapitalmarkt ſtärken und damit die angeſtrebte 
Senkung des Zinsfußes erleichtern. Das Geſetz über die Gewinnverteilung bei 
Kapitalgeſellſchaften (Anleiheſtockgeſetz)z vom 4. Dezember 1934 ordnet darüber 
hinausgehend aus denſelben Erwägungen an, daß von dem zur Verteilung ge⸗ 
langenden Reingewinn die Beträge, die eine 6prozentige, bei Geſellſchaften mit 
höherem Gewinn im Vorjahre eine Sprozentige Verzinſung des einbezahlten 
Kapitals überſteigen, auf die Dauer von drei Jahren an die Deutſche Golddiskont⸗ 
bank abzuführen ſind, die ſie zur Bildung eines Anleiheſtocks zu verwenden hat. 

Ob die Auflöſung einer Aktiengeſellſchaft durch behördliche Entziehung der 
Rechtsfähigkeit wegen Gefährdung des Gemeinwohls bereits nach geltendem Recht 
zuläſſig iſt, iſt beſtritten. Mit Recht ſieht hierüber der Entwurf des Reichsjuſtiz⸗ 
miniſteriums von 1931 eine klare Beſtimmung vor. Er ſetzt in § 178 feſt, daß eine 
Aktiengeſellſchaft, wenn ſie durch einen geſetzwidrigen Beſchluß der Hauptverſamm⸗ 
lung oder durch ein geſetzwidriges Verhalten des Vorſtandes oder des Aufſichts rates 
das Gemeinwohl gefährdet, nach den für ſtreitige Verwaltungsſachen geltenden 
Vorſchriften aufgelöſt werden kann. 


Der Grundſatz der Totalität des Staats beginnt bereits heute praktiſch die Wirt: 
ſchaft und das Aktienweſen in ſtarkem Maße zu durchdringen. Eine geeignete und 
von allſeitigem Vertrauen getragene ſtaatliche Leitung der Wirtſchaft übt zuneh⸗ 
menden Einfluß auch auf die in Aktienform gekleideten Unternehmungen aus. 
Freilich läßt ſich dies nicht in Paragraphen faſſen, am wenigſten in die eines die 
Rechtsform der Aktiengeſellſchaft regelnden Geſetzes. Die Durchdringung der Unter⸗ 
nehmungen, insbeſondere auch der Aktiengeſellſchaften, mit nationalſozialiſtiſchem 
Geiſte, ihre innerliche Umſtellung iſt eine Sache der Erziehung des Menſchen, einer 
geſchickten Wirtſchaftsleitung und ſchließlich auch eine Frage der Zeit. Unſere Wirt⸗ 
ſchaft iſt ein empfindliches Inſtrument, und die Bedeutung der Aktiengeſellſchaft 
innerhalb unſerer Wirtſchaft iſt zu groß, als daß nicht aus einer gewaltſamen 
Umgeſtaltung unüberſehbare ſchwerſte Nachteile befürchtet werden müßten. Unſer 
Aktienrecht in ſeiner gegenwärtigen Geſtalt iſt eine ſpezifiſch deutſche Schöpfung, 
die im Laufe der Jahre vielen anderen Geſetzgebungen zum Vorbild gedient hat. 
Seine Grundlagen ſind geſund und jahrzehntelang hat es ſich praktiſch bewährt. 
Wenn ſeit der Novemberrevolution die Kritik an ihm immer ſchärfer wurde, ſo 
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lag die Urſache weniger in feiner Form als in den Verſchiebungen in der Wirt- 
ſchaft infolge der Inflation und vor allem in den Menſchen, die die Form beherrſch⸗ 
ten. Nicht die Aktiengeſellſchaft, ſondern die geſchäftliche Moral hatte ſich ſeit der 
Novemberrevolution verändert. Ihre Auswirkung war es, die zu den Fällen 
führte, die in der Offentlichkeit mit Recht zu ſo ſtarker Kritik Anlaß gaben. In 
dieſem Punkte werden ſich alle Kenner der Wirtſchaft darüber einig ſein, daß 
dieſe Reinigung und Erneuerung mit dem Zuſammenbruch des Jahres 1931 begon⸗ 
nen, ſich ſodann nach der nationalen Revolution in ſtärkerem Tempo und Ausmaß 
fortgeſetzt hat und ſich weiter fortzuſetzen im Begriffe iſt. Die Denkweiſe über 
viele Dinge, die in der Inflationszeit und ſpäterhin toleriert wurden, iſt heute 
eine andere, ſtrengere geworden; die nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung wird 
dazu führen, ſie noch ſchärfer zu geſtalten. Die vorſtehenden Anregungen haben ſich 
zum Ziel geſetzt, den weltanſchaulichen Grundſätzen des Nationalſozialismus, ſoweit 
dies im Rahmen einer ruhigen Entwicklung möglich iſt, Geltung zu verſchaffen. 
Mehr noch aber als von der Veränderung der Formen werden wir von der Ver⸗ 
änderung des Menſchen für die Zukunft der deutſchen Wirtſchaft zum Nutzen von 
Staat und Volk erwarten können 
Kißkalt 


Das Recht der G. m. b. H. 


In den folgenden Ausführungen ſoll nur unterſucht werden, welche Ausgeſtal⸗ 
tung das Recht der G. m. b. H. nach der neuen Rechtsanſchauung zu erfahren hat. 
Dabei wird die Kenntnis des geltenden G. m. b. H.⸗Rechts als bekannt vorausgeſetzt. 
Für die bisherigen Reformgedanken über das G. m. b. H.⸗Recht ſei auf die Zu⸗ 
ſammenſtellung des Reformſchrifttums bei Feine! verwieſen. 

Bei der hiernach vorzunehmenden Betrachtung werden zunächſt in einem erſten 
Abſchnitt allgemeine Fragen erörtert und dann in einem zweiten Abſchnitt einige 
beſonders wichtige Einzelfragen behandelt:. 


I. Allgemeine Betrachtungen 


Es ſei in erſter Linie davor gewarnt, eine Reform des Aktienrechts vor: 
zunehmen, ohne gleichzeitig eine Reform des G. m. b. H.⸗Rechts in die Wege zu 
leiten. Es iſt wenig verſtändlich, daß die vergangene Zeit ſich immer wieder mit 
der Aktienreform beſchäftigt und Novellen zum Aktienrecht gebracht hat, aber dabei 
das G. m. b. H.⸗Recht faſt unberührt gelaſſen hat. Sind etwa die Verhältniſſe bei der 
G. m. b. H. irgendwie geſunder oder ſolider? Das gerade Gegenteil dürfte der Fall 
ſein. Ein Blick in die Handelsregiſter, in die Konkursabteilungen und Offen⸗ 
barungseidsliſten zeigt, daß gerade bei den G. m. b. H. die Unjolidität und Unreellität 
zum Schaden des ehrbaren Kaufmanns und der geſamten deutſchen Wirtſchaft häufig 
feſtzuſtellen ſind. Das Augenfälligſte iſt, daß gerade der geſchäftsungewandtere Volks⸗ 
genoſſe durch die G.m.b. H. am eheſten und leichteſten geſchädigt wird. Der geſchäfts⸗ 
gewandtere und gewitzigtere Volksgenoſſe wird ſich bei der beinahe ſprichwört⸗ 
lichen; Unſolidität der Verhältniſſe bei den G. m. b. H. zu ſchützen willen, indem er 
eine ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft der handelnden Perſonen fordert. 

Wie geradezu grotesk die Verhältniſſe bei den G. m. b. H. liegen, mag ein Beiſpiel 
der jüngſten Praxis zeigen. Das Kammergericht“ hält es jetzt noch für unverſtänd⸗ 
lich und irrig, daß ein Regiſterrichter es unternimmt, bei einer G.m.b. H.⸗ Gründung 
oder Kapitalserhöhung den Wert einer Sacheinlage nachzuprüfen und bei vor⸗ 
liegender Wertloſigkeit einer ſolchen die Eintragung zu verweigern! Zur Be⸗ 
gründung erklärt es, es beſtehe für die Bewertung der Sacheinlagen bei den 
G. m. b. H. völlige Vertragsfreiheit der Geſellſchafter. Während ſich der Geſetzgeber 
alſo bemüht, bei den Aktiengeſellſchaften das Vorhandenſein des Grundkapitals 
durch die eingehenden Gründungsvorſchriften möglichſt weitgehend zu garantieren, 
iſt bei den G.m. b. H. irgendeine Nachprüfung — geſchweige denn eine Garantie — 
bei einer Sachgründung nach Anſicht des Kammergerichts noch heute nicht gegeben. 


1Im Handbuch des geſamten Handelsrechts III, 3, Die G. m. b. H., S. 26 ff. Anm. 119. 

Bei den vorliegenden Darlegungen kann es [19 aber bei der Kürze des zur i 
ſtehenden Raumes ſtets nur um eine ſkizzierende Darſtellung handeln. Die tiefere Aus⸗ 
geſtaltung muß Sonderdarſtellungen vorbehalten bleiben. . 

So Klauſing ©. 49. 

In JW. 1934 S. 1124. 

s Die de des KG. dürfte ſchon nach geltendem G.m.5.9.:Redt bei ſinngemäßer 
Auslegung desſelben nicht haltbar erſcheinen. Die Gründung einer G.m.b. H. mit einer 
wertloſen Sacheinlage ſtellt eine 1 der Gründungsvorſchriften dar und iſt ſitten⸗ 
widrig (ſo Groſchuff in JW. 1934 S. 1124). 
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Falls man wider Erwarten, entgegen der vorſtehenden Anſicht, den bisherigen 
Weg der einſeitigen Reform des Aktienrechts gehen ſollte, wird die Folge die ſein, 
daß die unlauteren Elemente ſtatt der Aktiengeſellſchaft die G.m. b. H. wählen. 
Dadurch würde die in Ausſicht geſtellte Aktienreform ihrer Wirkung völlig beraubt. 
Die beſte Aktienreform erſcheint zwecklos, wenn der gewiſſenloſe Schieber weiter 
in der Lage iſt, die Volksgenoſſen und die deutſche Wirtſchaft im Wege der 
G. m. b. H. zu ſchädigen. 

Bei den vorliegenden allgemeinen Ausführungen ſei auf die Beantwortung der 
Vorfrage verzichtet, ob die G.m.b. H. überhaupt nach der neuen Rechtsanſchauung 
zu beſeitigen iſt oder nicht. Die Beantwortung dieſer Frage hat nämlich 
weniger von juriſtiſchen Gedankengängen als von wirtſchaftlichen Geſichtspunkten 
auszugehen und geht daher über den Rahmen der vorliegenden Ausführungen 
hinaus. Es ſei hier nur ſoviel hervorgehoben, daß die Grundeinſtellung der neuen 
Rechtsentwicklung mit ihrer Forderung der Beſeitigung der Anonymität des 
Kapitals, des Führerprinzips, der Verantwortlichkeit des Unternehmers und der 
Wahrheit und Klarheit der Rechtsbeziehungen der Volksgenoſſen gegen eine Bei⸗ 
behaltung der G. m. b. H. ſprechen muß. Nur eine Betrachtung vom wirtſchaftlichen 
Standpunkt aus kann eine Beibehaltung der G.m. b. H. rechtfertigen. Daraus iſt 
zu folgern, daß, wenn die G. m. b. H. überhaupt beibehalten werden ſoll, ihr „Lebens⸗ 
gebiet“ ſoweit als möglich einzuſchränken iſt und ihr Recht nach den national⸗ 
ſozialiſtiſchen Anſchauungen völlig umzugeſtalten iſt. 

Es iſt daher zu fordern, daß die überkommene Rechtsanſchauung, nach der jedes 
beliebige Geſchäftsvorhaben in die Form einer G. m. b. H. gekleidet werden kann, 
beſeitigt wird, und daß mit der früheren, allein von den Gedanken der liberaliſti⸗ 
ſchen Lebensanſchauung beherrſchten Betrachtung des G. m. b. H.⸗Rechts gebrochen 
wird. 

Bei den vorliegenden allgemeinen Betrachtungen ſoll noch unterſucht werden, 
ob es notwendig iſt, daß die G.m. b. H. in der Form der juriſtiſchen Perſon 
beizubehalten iſt. Dies dürfte zu verneinen fein. Die Anſchauung, daß die G. m. b. H. 
eine „juriſtiſche Perſon“ iſt, dürfte eine jedem einfach und klar denkenden Volks⸗ 
genoſſen wenig verſtändliche „Konſtruktion“ ſein, die eine Quelle für Entſcheidungen 
bildet, die mit der heutigen Rechtsanſchauung kaum verträglich erſcheinen. Ob die 
„Konſtruktion“ der G. m. b. H. als juriſtiſche Perſon bereits nach dem geltenden Recht 
notwendig iſt, erſcheint zweifelhaft, ſpielt aber für die vorliegenden Ausführungen 
keine Rolle. In dieſer Beziehung ſei nur hervorgehoben, daß die offene Handels⸗ 
geſellſchaft, die doch auch als ſolche Rechte und Pflichten beſitzen kann“, nicht als 
juriſtiſche Perſon angeſehen wird, und daß das Steuerrecht“ die Unterſcheidung 
zwiſchen Geſellſchaft und Geſellſchaftern nicht in ſo ſcharfer Weiſe wie das Bürger⸗ 
liche Recht macht. 

Die neue Rechtsanſchauung dürfte unter keinen Umſtänden die Betrachtungs⸗ 
weiſe der G. m. b. H. als „juriſtiſche Perſon“ gutheißen. Dieſe führt nämlich — wie 
weiter unten an 2 Beiſpielen gezeigt werden wird — zu einer unnatürlichen und 
ſpitzfindigen Unterſcheidung zwiſchen der Geſellſchaft als ſolcher und dem bzw. den 
Geſellſchaftern. Nach der neuen Rechtsanſchauung iſt die G. m. b. H. nur als zweck⸗ 
gebundenes Vermögen der Geſellſchafter anzuſehen, das eine unter beſtimmten Vor⸗ 


6 Erinnert ſei daran, daß die Einbringung eines Grundſtücks in die Geſellſchaft ſeitens 
der Geſellſchafter und umgekehrt der Auflaſſung bedarf, und daß die offene Handels⸗ 
geſellſchaft ſogar als erbjähig angejehen wird (vgl. Staudinger, Anm. 7 zu $ 1923). 

7 So iſt z. B. der Verkauf aller Geſchäftsanteile einer Einmann⸗Grundſtücksgeſellſchaft 
grunderwerbsſteuerpflichtig. Daß die Beſeitigung der „Divergenzen zwiſchen den zivil⸗ 
rechtlichen und ſteuerrechtlichen Inſtituten und Rechtsbeziehungen“ auch ein Ziel der 
Reform der Geſetzgebung ſein muß, verlangt bereits Klauſing S. 63 mit Recht. 


1156 


ausſetzungen gewährte Haftungsbeſchränkung genießt und Träger von Rechten und 
Pflichten ſein kann. Mit einer derartigen Betrachtungsweiſe wird die ſcharfe Tren⸗ 
nung zwiſchen der Geſellſchaft und den Geſellſchaftern vermieden, da damit die 
Geſellſchafter als Inhaber des Geſellſchaftsvermögens für die Beurteilung der Ver⸗ 
hältniſſe der Geſellſchaft maßgebend bleiben. 

Zwei Beiſpiele mögen die Unterſchiede der Betrachtungsweiſe klären. 

Das Reichsgerichts hat entſchieden, daß eine im Inland eingetragene G. m. b. H. 
als „deutſche Geſellſchaft“ auch dann die Rechte eines Inländers zu genießen hat, 
wenn ihre Anteile alsbald nach der Gründung in der Hand eines im Ausland 
lebenden Ausländers vereinigt find und der Ausländer den geſamten Geſchäfts⸗ 
betrieb vom Ausland aus verwaltet. Das Reichsgericht iſt der Anſicht, daß jede 
Geſellſchaft des deutſchen Handelsrechts mit ſelbſtändiger Rechtsperſönlichkeit als 
deutſche Geſellſchaft ins Leben träte. Die Staatsangehörigkeit ihrer Inhaber ſei 
daher ohne Einfluß. Dieſe mit dem Volksempfinden wohl ſchwer zu vereinbarende 
Entſcheidung beruht auf der nur aus der bisherigen Rechtsanſchauung zu erklärenden 
ſcharfen Trennung zwiſchen der juriſtiſchen Perſon und deren Geſellſchaftern. Sie 
würde bei der vorgeſchlagenen Betrachtungsweiſe nicht mehr möglich ſein, da bei 
dieſer die Frage der Staatsangehörigkeit der Geſellſchaft als zweckgebundenes Ver⸗ 
mögen der Geſellſchafter nach deren Staatsangehörigkeit zu entſcheiden ſein dürfte. 

Ferner hat das Landgericht Berlin' entſchieden, es ſei zuläſſig, daß jemand, 
der fünf Grundſtücksgeſellſchaften m. b. H. mit je 500.— RM. Stammkapital als 
Einmann⸗Geſellſchafter beſaß, eine nach Artikel II des Geſetzes vom 28. 6. 2619 
notwendige Kapitalserhöhung auf 20 000.— RM. in der Weiſe vollzog, daß er in 
das Vermögen der Geſellſchaft A eine Hypothek an dem bereits vorher überlaſteten 
Grundſtück der Geſellſchaft B, in die Geſellſchaft B eine Hypothek an dem Grundftüd 
der Geſellſchaft C, in C von D, in D von E und in E von A einbrachte. Es hat 
dabei ausgeführt, daß jede G.m.b. H. eine eigene juriſtiſche Perſon ſei, und daß 
deshalb gegen die Kapitalserhöhung im Wege der Hypothekeneinbringung aus dem 
Vermögen der einen Geſellſchaft in die andere Geſellſchaft nichts einzuwenden ſei. 
Dieſe Entſcheidung dürfte wenig befriedigen, da ſie einer „Schiebung“ rechtliche 
Anerkennung verleiht. Da alle Geſellſchaften demſelben Geſellſchafter gehören, wird 
durch die Einbringung der Hypotheken „im Kreiſe“ tatſächlich nichts eingebracht. 
Eine derartige Entſcheidung wird in Zukunft, wenn man die G.m.b. H. der Kon⸗ 
ſtruktion als juriſtiſche Perſon entkleidet, ausgeſchloſſen ſein. Sieht man die Geſell⸗ 
ſchaft nämlich nur als zweckgebundenes Vermögen des Geſellſchafter⸗ an, ſo wird 
aus den verſchiedenen Vermögen der einzelnen Geſellſchaften eine Einheit. Dieſe 
Zuſammenfaſſung der Vermögen der einzelnen G. m. b. H. ergibt aber dann, daß in 
dieſes zuſammengefaßte Vermögen nichts eingebracht iſt, ſo daß alſo eine Kapitals⸗ 
erhöhung nicht vorliegt. 

Bei den vorliegenden allgemeinen Betrachtungen iſt ſchließlich noch zu unter⸗ 
ſuchen, ob an dem jetzt geltenden ſog. Normativſyſtem für die G. m. b. H. 
feſtzuhalten iſt, oder ob die neue Rechtsanſchauung nicht eine — wenigſtens teil⸗ 
weile — Einführung des Konzeſſionsſyſtems erfordert. Dabei ſei darauf 
hingewieſen, daß die Einführung einer ſtaatlichen Genehmigung im Gebiete der 
Handelsgeſellſchaften nicht etwas völlig Neues wäre, da die Aktiengeſellſchaften in 
Preußen bekanntlich zur Zeit der Geltung des Allgemeinen Deutſchen Handels- 
geſetzbuchs von einer Genehmigung abhängig waren. Man wird mit Klaujing!! die 
Einführung der ſtaatlichen Genehmigung nach der neuen Rechtsanſchauung für die 


e In Deutſche Juſtiz 1934 S. 1490, JW. 1934 S. 2969. 

»In 408 T 17011/1933; dieſe Enticeidung ift bisher nicht veröffentlicht; vgl. aber 
Groſchuff in der Anm. JW. 1934 S. 1 

10 RGBl. 1 S. 315. 

11 S. 53. 
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G. m. b. H. in weitem Maße zu bejahen haben. Die Möglichkeit der Haftungsbeſchrän⸗ 
kung iſt vom nationalſozialiſtiſchen Standpunkt aus mit ſeiner Forderung der 
Klarheit der Rechtsbeziehungen und der Verantwortlichkeit des Unternehmers 
nicht „erträglich“. Sie wird es nur, wenn für ihre Gewährung wirklich aus⸗ 
reichende Sicherungen geſchaffen werden. Solche können aber nur darin beſtehen, 
daß es in Zukunft nicht mehr möglich iſt, daß jedermann — ſelbſt der ſchwer 
vorbeſtrafte Volksſchädling — durch Einhaltung von wenigen formalgeſetzlichen 
Vorſchriften die Haftungsbeſchränkung erlangen kann. Es iſt für die Erreichung 
der Ziele der neuen Rechtsanſchauung erforderlich, daß vor Gewährung der Haf⸗ 
tungsbeſchränkung nachgeprüft wird, ob der Unternehmer ſeiner Perſönlichkeit nach 
des Privilegs der Haftungsbeſchränkung würdig und ob ſie für das Unternehmen 
erforderlich iſt. Eine derartige Nachprüfung wird aber nur dann zu einem ent⸗ 
ſcheidenden Erfolge führen, wenn die Erlangung der Haftungsbeſchränkung nicht 
mehr jedermann freiſteht, ſondern einer ſtaatlichen Genehmigung bedarf. Eine 
Prüfung, von welchen Vorausſetzungen im einzelnen dieſe Genehmigung abhängig 
zu machen iſt, und wer fie zu erteilen hat!?, geht über den Rahmen der vorliegenden 
Ausführungen hinaus. Hier genügt es, feſtzuſtellen, daß die neue Rechtsanſchauung 
und der durch ſie zu erſtrebende Schutz der Allgemeinheit vor den beinahe ſprich⸗ 
wörtlichen Schädigungen durch die G.m.b. H. die Einführung der Genehmigung 
dringend erfordert. 


II. Die Anonymität des Stammkapitals 


Mit Recht hat der Ausſchuß für Aktienrecht der Akademie für Deutſches Recht!“ 
es als eine der vornehmlichſten Aufgaben der von der neuen Rechtsanſchauung 
beherrſchten Geſetzesreform bezeichnet, den Kampf gegen die Anonymität des Kapi⸗ 
tals aufzunehmen, da dieſe ſich mit den Anſchauungen des Nationalſozialismus 
nicht verträgt. Die Ausführungen des Ausſchuſſes über die Notwendigkeit der mög⸗ 
lichſt weitgehenden Beſeitigung der Anonymität find jo überzeugend, daß es hier 
keiner weiteren Erörterung bedarf. 

Der Anſicht Klauſings!s, daß bei der G.m. b. H. das Problem der Anonymität 
„nahezu vollkommen ausſcheidet“, weil die „Anteile nicht wertpapiermäßig in Form 
von Inhabern! verbrieft“ ſeien, kann in keiner Weiſe beigetreten werden. Sie 
dürfte dem Leben nicht entſprechen. Jeder G. m. b. H.⸗Regiſterrichter wird beſtätigen 
können, daß gerade die Entwicklung der jüngſten Zeit gezeigt hat, wie ſehr die 
Form der G. m. b. H. mit ihrer Sachfirma von gewiſſen Kapitalskreiſen zur „Tar⸗ 
nung“ aus verſtändlichen Gründen bevorzugt wird. Außerdem würde ein Kampf 
gegen die Anonymität bei den Aktiengeſellſchaften zwecklos ſein, wenn ein ſolcher 
nicht auch bei den G. m. b. H. durchgeführt würde, weil dann diejenigen, die das 
Licht der Offentlichkeit zu ſcheuen haben, durch die G. m. b. H. ihr Ziel der Tarnung 
ohne weiteres würden finden können. 

Da der Kreis der Geſellſchafter bei den G.m.b. H. meiſt weit geringer als bei 
den AG. zu ſein pflegt, und die einzelnen Geſellſchafter bei ihnen wegen der vom 
Gejeg!? verlangten öffentlich beurkundeten Übertragungsform nicht jo häufig zu 


12 Dies war ſie eigentlich auch ſchon vorher nur in beſchränktem Maße; vgl. KG. in 
Ning 10 S. 156. 


‚Am zweckmäßigſten erſcheint es, fie dem vom Verfaſſer in feiner Broſchüre „Entwurf 
eines Geſetzes zur Vereinheitlichung uſw. des Handelsregiſters“ geforderten Reichs⸗ 
handelsregiſtergericht zu übertragen. ö | 


1“ In der Zeitſchrift der Akademie für Deutſches Recht 1934 S. 22 ff. 
15 S. 49. 

16 Gemeint iſt wohl „Inhaberpapieren“. 

78 15 G. m. b. H.⸗Geſ. 
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wechſeln pflegen, dürfte bei den G.m.b.H. der Kampf gegen die Anonymität des 
Stammkapitals erheblich leichter zum Ziele führen als bei den AG. 

Es iſt als Ausfluß der Forderungen des Nationalſozialismus zu verlangen, daß 
die Anonymität des Stammkapitals bei den G. m. b. H. durch die künftige Geſetz⸗ 
gebung ſoweit als irgend möglich beſeitigt wird. Allerdings erſcheint es richtig, 
bei dieſer Beſeitigung jede Schädigung der im Aufbau befindlichen deutſchen Wirt⸗ 
ſchaft zu verhindern. Es muß daher vermieden werden, daß die Werte, die möglicher⸗ 
weiſe in alteingeſeſſenen Firmen enthalten ſind, dabei vernichtet werden. Viele 
deutſche Firmen haben Weltruf, ihre Abänderung würde daher eine Schädigung 
der geſamten deutſchen Wirtſchaft nach ſich ziehen. Die Beſeitigung der Anonymität 
muß daher den Beſtand der Firmen unberührt laſſen. Daher erſcheint nur der Weg 
der Bekanntgabe der Inhaber des Unternehmens neben der Firma gangbar. 
Dieſen Weg hat das Engliſche Rechtis durch die ſog. „Geſchäftsſchreiben⸗Kundgabe“ 
beſchritten. 

Dem Kampf gegen die Anonymität des Kapitals wird unter Berückſichtigung 

der Belange der Wirtſchaft daher am beiten gedient, wenn für das G. m. b. H.⸗ 
Recht in Weiterbildung des Engliſchen Rechts eine etwa dahingehende Regelung! 
getroffen würde, daß die G. m. b. H., falls ihre Firma nicht ſämtliche Namen ihrer 
Geſellſchafter enthielte, auf allen Geſchäftsbriefen, Geſchäftsrundſchreiben, Geſchäfts⸗ 
katalogen, Rechnungen uſw. in deutlich lesbaren Buchſtaben die Vornamen und 
Namen, gegebenenfalls die früheren Vornamen und Namen ihrer ſämtlichen Ge⸗ 
ſellſchafter mit dem Hinweis der Inhaberſchaft anzugeben hat. Iſt einer der Geſell⸗ 
ſchafter nicht Deutſcher oder war er es nicht, ſo iſt auch ſeine gegenwärtige bzw. 
frühere Staatsangehörigkeit aufzuführen. 
Iſt ein Kaufmann mit ſeiner Firma als Geſellſchafter der G.m.b. H. beigetreten — 
was von der Praxis im Durchſchnitt als zuläſſig angeſehen wird?“ —, fo iſt bei der 
„Geſchäftsſchreiben⸗Kundgabe“ die Firma unter Angabe ihres Sitzes als Geſell⸗ 
ſchafter aufzuführen. Daneben iſt in dieſem Falle der Vorname und Name des 
Kaufmanns, gegebenenfalls auch ſein früherer Vorname und Name evtl. auch ſeine 
Staatsangehörigkeit in Klammern hinter die Firma zu ſetzen ?!. Ebenſo iſt in 
entſprechender Weiſe zu verfahren, wenn eine offene Handelsgeſellſchaft oder 
Kommanditgeſellſchaft Geſellſchafter einer G.m.b. H. find, was ebenfalls non der 
Praxis als zuläſſig erachtet wird:. Hier iſt alſo die Firma der Geſellſchaft unter 
Angabe ihres Sitzes bei der „Geſchäftsſchreiben⸗Kundgabe“ als Geſellſchafter auf⸗ 
zuführen, ihre perſönlich haftenden Geſellſchafter find mit ihren Namen und Bor: 
namen, gegebenenfalls auch ihren früheren Namen und Vornamen und evtl. ihrer 
Staatsangehörigkeit in Klammern dahinterzuſetzen. 

Die Nichtbefolgung dieſer Vorſchrift iſt mit Gefängnis⸗ oder Geldſtrafe ſowie 
der Einleitung des Löſchungs verfahrens gegen die Geſellſchaft gemäß § 144 1 RF GG. 
zu bedrohen. Ein Ordnungsſtrafverfahren iſt nicht als ausreichend anzuſehen. 

Um unnötige etwaige Härten zu vermeiden, iſt vorzuſehen, daß eine Reichsſtelle:“ 
eine teilweiſe Befreiung von den Vorſchriften erteilen kann. 

Da der Kampf gegen die Anonymität des Kapitals nur im Intereſſe der deutſchen 
Wirtſchaft und der deutſchen Volksgenoſſen zu führen iſt, iſt die Vorſchrift — wie 


1 In f 145 der Companies Act vom 10. Mai 1929 nach Artur Curti „Die engliſche 
Aktiengeſellſchaft“ S. 164. 

Vol. im übrigen die bereits in Anm. 13 angegebene Broſchüre des Verfaſſers ©. 24 ff. 

6 OLGR. 34 S. 356. 

1 Dies hat der Verfaſſer in ſeiner in Anm. 13 genannten Broſchüre noch nicht erörtert. 

Bol. für alle übrigen Brodmann in Anm. 6 zu § 2 im G. m. b. H.⸗Kommentar. 

* Am zweckmäßigſten erſcheint es, auch dieſe Befreiungsbefugnis dem vom Verfaſſer in 
Ener in Anm. 13 angegebenen Broſchüre geforderten Reichshandelsregiſtergericht zu 
übertragen. 
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im Engliſchen Recht — dahin auszugeſtalten, daß fie ſich nur auf die Geſchäfts⸗ 
ſchreiben uſw. bezieht, die an einen Inländer im Inland gerichtet find?“ 

Mit einer derartigen Regelung wäre aber das Ziel der Beſeitigung der 
Anonymität des Stammkapitals bei den G.m. b. H. nur zu einem — wenn vielleicht 
auch erheblichen — Teil erreicht. Die Bekanntgabe der Geſellſchafter der G. m. b. H. 
im Wege der ſogenannten „Geſchäftsſchreiben⸗Kundgabe“ würde aber in den Fällen 
zu keinem Ergebnis führen, in denen der oder die Geſellſchafter nur Treuhänder 
der wirklichen Geſellſchafter ſind oder in denen der oder die Geſellſchafter andere 
anonyme Geſellſchaften find. Daher muß ſich die künftige Entwicklung der 
G. m. b. H.⸗Reform auch eingehend mit den „Treuhändern“ und ſogenannten 
„Verſchachtelungen“ auseinanderſetzen. Dieſe Auseinanderſetzung muß 
übrigens nicht nur wegen der Beſeitigung der Anonymität des Stammkapitals, 
ſondern auch aus ſonſtigen Gründen erfolgen, weil dieſe beiden Rechtseinrichtungen 
oft zu den allergrößten Geſetzesumgehungen — z. B. der Steuergeſetze — und 
ſonſtigen üblen Schiebungen verwandt werden. 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß die ſog. „Geſchäftsſchreiben⸗Kundgabe“ eine ſtumpfe 
Waffe im Kampf gegen die Anonymität iſt, wenn der in den Geſchäftsſchreiben 
uſw. anzugebende Geſellſchafter eine andere anonyme Geſellſchaft iſt. Wenn z. B. 
ein Berliner Volksſchädling eine nach Liechtenſteinſchem Recht ausdrücklich zu⸗ 
gelafjene?® Einmann⸗Geſellſchaft in Form einer AG. befißt?‘, jo kann er ſich in 
Deutſchland ſelbſt bei Einführung der vorgeſchlagenen Geſchäftsſchreiben⸗Kundgabe 
leicht dadurch tarnen, daß er ſich an deutſchen G.m. b. H. durch die Vaduzer Geſell⸗ 
ſchaft beteiligt. In der vorzunehmenden Geſchäftsſchreiben⸗Kundgabe wäre dann 
ja nur die Vaduzer Geſellſchaft als Geſellſchafterin anzuſehen. Da dieſe oft ſchöne 
deutſche Sachfirmen führen, würde kein Menſch auf den Gedanken kommen, daß die 
Geſellſchafterin eine liechtenſteinſche Geſellſchaft iſt, und daß ſich unter ihr der 
Berliner Volksſchädling verbirgt. 

Um den Kampf gegen die Anonymität des Stammkapitals auch im Falle der 
Verſchachtelung wirklich wirkſam zu geſtalten, iſt zunächſt zu fordern, daß in der 
einzuführenden „Geſchäftsſchreiben⸗Kundgabe“ neben der Firma der Geſellſchafterin 
auch deren Sitz anzugeben iſt, wenn die Geſellſchafterin eine andere anonyme 
Geſellſchaft iſt. 

Dies würde aber immer noch nicht zu einer wirklich erfolgreichen Beſeitigung der 
Anonymität des Stammkapitals im Fall der Verſchachtelung ausreichen, da damit 
der wirkliche Inhaber immer noch im Dunkel bleibt. Außerdem würden mit einer 
derartigen Vorſchrift auch weiter die übrigen leicht möglichen Schiebungen und 
Schädigungen durch die Verſchachtelungen nicht verhindert werden. 

Eine wirklich erfolgreiche Bekämpfung der häufig nur als Unweſen vor⸗ 
genommenen Verſchachtelungen erſcheint nur dadurch möglich, daß das oben in den 
allgemeinen Betrachtungen geforderte Konzeſſionsſyſtem auch für den Fall der 
Beteiligung von anderen anonymen Geſellſchaften an einer E. m. b. H. eingeführt 
wird. Nur wenn die Beteiligung ſeitens einer anonymen Geſellſchaft an einer 
anderen in Zukunft der ſtaatlichen Genehmigung bedarf, iſt dem häufig nur zu 
Verſchleierungen und Geſetzesumgehungen vorgenommenen Unweſen der Ver⸗ 
ſchachtelungen ein wirkſamer Riegel vorgeſchoben, und damit auch der Kampf gegen 
die Anonymität im Wege der Verſchachtelung in ſtichhaltiger Weiſe zum Ziele 
geführt. Hervorgehoben ſei, daß mit der Einführung einer derartigen Genehmigungs⸗ 
pflicht die Belange der Wirtſchaft nicht verletzt, ſondern nur geſchützt werden. Die 


2 fiber das Engliſche Recht vgl. Anm. 18. 

25 In Art. 637 ff., 834 ff. 

26 Dieſer 5 iſt nichts Seltenes. Ein Blick in die zum Berliner Handelsregiſter ein⸗ 
zureichende Geſellſchafterliſte zeigt des öfteren Vaduzer Geſellſchaften als Geſellſchafter an. 
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wirtſchaftlich notwendigen Veräſtelungen des einen Unternehmens in anderen 
brauchen die Vorausſetzung der ſtaatlichen Genehmigung nicht zu fürchten, ſondern 
nur diejenigen Verſchachtelungen, die eine ſtaatliche Nachprüfung ihrer Notwendig⸗ 
keit und Zweckmäßigkeit zu ſcheuen haben. Wenn derartigen unnötigen oder gar 
ſchädlichen Verſchachtelungen die Genehmigung verſagt wird, ſo wird dies nur den 
Belangen der ehrlichen Unternehmen und damit der geſamten Wirtſchaft nützen. 

Die Geſchäftsſchreiben⸗Kundgabe würde außer im Falle der Verſchachtelung 
weiter nicht zum Ziele führen, wenn das „‚Treuhandweſen“ in feiner bis⸗ 
herigen Form beibehalten würde. In den Angaben in den Geſchäftsſchreiben würde 
nämlich der Treuhänder als Geſellſchafter aufgeführt, der wirklich — wirtſchaftlich 
allein maßgebliche — Berechtigte, der Treuhandgeber, würde weiter im Hinter⸗ 
grunde, alſo anonym bleiben. Die künftige Geſetzesreform muß ſich daher auch mit 
dem Treuhandweſen in klarer Weiſe auseinanderſetzen. Dieſes hat gerade im 
G. m. b. H.⸗Recht in erheblichem Umfange — einem größeren jedenfalls, als meiſtens 
angenommen wird — Anwendung gefunden. 

Klaufing?” hält es zur Bekämpfung des von ihm ſelbſtꝛs als Unweſen bezeichneten 
Treuhandweſens für ausreichend, wenn unter Strafandrohung zwingend vor⸗ 
geſchrieben würde, daß die Geſchäftsführer und Geſellſchafter verpflichtet ſeien, 
jeweils anzugeben, ob der Geſellſchafter Eigeninhaber oder Treuhänder iſt. Er 
fährt dann fort: „Eine namentliche Angabe des Treugebers (Drittintereſſenten) 
ſcheidet ſelbſtverſtändlich für die Einreichung zum Handelsregiſter aus. Dagegen 
wäre zu erwägen, ob man nicht eine Verpflichtung der einzelnen Geſellſchafter 
gegenüber der Geſellſchaft ſtatuieren ſollte, auf Anfordern ſeitens der Geſchäfts⸗ 
führer oder vielleicht auch auf Verlangen der Mitgeſellſchafter den Namen oder die 
Firma des Treugebers mitzuteilen.“ Er iſt der Anſicht, daß dieſe „Ent⸗ 
ſchleierung“ dem Publizitätszwange zur vollen Wirkung verhülfe. 

Dieſer Anſicht Klauſings kann nicht zugeſtimmt werden. Die von ihm vor⸗ 
geſchlagenen Maßnahmen können in keiner Weiſe als ausreichend angeſehen 
werden. Durch ſie wird der Kampf gegen die Anonymität nicht genügend gefördert 
und nichts weſentlich Neues geſchaffen. Die Fälle, in denen die Geſchäftsführer 
und Mitgeſellſchafter über die Treuhandeigenſchaft eines Mitgeſellſchafters nicht im 
Bilde find, werden bei der meiſt nicht ſehr großen Zahl der G. m. b. H.⸗Geſellſchafter 
und der dadurch hervorgerufenen Bekanntſchaft derſelben untereinander keine Rolle 
ſpielen. 

Dem Treuhandunweſen kann in wirklich wirkſamer Weiſe nur begegnet werden, 
wenn der Treuhänder unter Androhung von erheblichen Strafen gezwungen wird, 
den Treugeber der Geſellſchaft anzuzeigen, und dieſe dann angehalten wird, in der 
Geſchäftsſchreiben⸗Kundgabe den Treuhänder als Geſellſchafter aufzuführen und 
neben ſeiner Angabe den Treugeber unter entſprechendem Hinweis in Klammern 
mitzuteilen. In den Fällen einer nur vorübergehenden Treuhandſchaft oder einer 
etwa wirtſchaftlich notwendigen Treuhandſchaft kann die Reichsſtelle eine Unter⸗ 
laſſung der Bekanntgaben geſtatten, weil darin ein Fall unnötiger Härte zu ſehen 
iſt, der die Reichsſtelle nach den obigen Ausführungen zu Befreiungen berechtigt. 

Hervorgehoben ſei, daß der Kampf gegen die Anonymität des Stammkapitals 
nur dann wirkſam geführt werden kann, wenn dabei die Fälle der Verſchachtelung 
und des Treuhandweſens eingehend berückſichtigt werden. Wird eine dieſer beiden 
Möglichkeiten nicht in den Kampf eingeſchloſſen, ſo iſt der ganze Kampf nicht wirk⸗ 
ſam, weil die unlauteren Elemente dann zwecks Tarnung einfach den unverſchloſ— 
ſenen Weg des Treuhandweſens oder der Verſchachtelung beſchreiten werden, um 
ihre mit guten Gründen gewählte Anonymität zu bewahren. 


1 S. 55. 
26 S. 35. 
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Man kann dem vorgeſchlagenen Weg der Bekämpfung der Anonymität durch die 
Geſchäftsſchreiben⸗Kundgabe natürlich entgegenhalten, daß durch ihn den Geſell⸗ 
ſchaften eine erhebliche Unbequemlichkeit und auch eventuell nicht unbedeutende 
Koſten entſtehen können. Dieſe Entgegnung kann aber im Sinne der neuen Rechts⸗ 
anſchauung nicht ſtichhaltig erſcheinen. Einmal hat der Nutzen der Allgemeinheit 
durch die Verdrängung der Anonymität des Grundkapitals vor den evtl. Schaden 
des einzelnen Unternehmens zu gehen. Ferner iſt zu beachten, daß es den G. m. b.. 
freiſteht, den als ſie bedrückend empfundenen Vorſchriften durch Umwandlung in 
eine nicht anonyme Unternehmungsform zu entgehen. Wenn die G. m. b. H. ſich 
durch die Maßnahmen zu einer Umwandlung veranlaßt ſehen würden, ſo wäre 
dies im Sinne der neuen Rechtsentwicklung nur zu begrüßen, wie dies aus dem 
Geſetz vom 5. 7. 1934 hervorgeht. 


III. Das Führerprinzip 


Die Frage des Führerprinzips, dem der Ausſchuß für Aktienrecht a. a. O. mit 
Recht als einem wichtigen Problem der Rechtserneuerung im Gebiete des Aktien⸗ 
rechts eine eingehendere Betrachtung gewidmet hat, ſpielt für den Fall der G. m. b. H. 
— wie Klauſingꝰ bereits feſtgeſtellt hat — eine praktiſch untergeordnetere Rolle, weil 
hier nach dem ganzen Aufbau des Geſetzes und der Geſellſchaftsorganiſation im 
Gegenſatz zu den Verhältniſſen bei der Aktiengeſellſchaft mit einem ſchnellen und 
häufigen Mitgliederwechſel und einer größeren Anzahl von Geſellſchaftern nicht 
zu rechnen iſt. Hier wird alſo die Gefahr, daß der Führer des Unternehmens in 
ſeinen wirtſchaftlichen oder ſozialen Maßnahmen durch eine zufällige Mitglieder⸗ 
mehrheit geſtört wird, nicht erheblich ſein. Die regelmäßig nicht zahlreichen und 
meiſt auf längere Dauer zuſammengeſchloſſenen Geſellſchafter einer G.m.b. H. werden 
in der Regel ſelbſt das Intereſſe haben, daß eine auf längere Sicht eingeſtellte 
Wirtſchaft geführt wird. 

Zu erwägen wäre daher nur, ob durch die Rechtserneuerung nicht zwingenden 
Rechtes vorgeſchrieben werden ſolle, daß die Geſellſchafterverſammlung ſich jeden 
Eingriffs in die Geſchäftsführung zu enthalten habe, und daß der einmal beſtellte 
Geſchäftsführer für einen beſtimmten Zeitraum — z. B. ein Jahr — nur aus 
wichtigen Gründen abberufbar ſei. Derartige geſetzliche Maßnahmen, die praktiſch 
im Regelfalle keine tatſächliche Rechtsveränderung hervorrufen würden, wären zu 
begrüßen, da durch ſie die Anſchauungen des Nationalſozialismus über den Begriff 
des Wirtſchaftsführers klar zum Ausdruck gebracht würden. 

Wichtiger als die vorſtehenden Darlegungen erſcheinen für die Fragen der 
Führung der G. m. b. 5. die Erwägungen über die Hervorrufung einer richtigen 
Führerauswahl und Führerüberwachung. Die bei den Handelsgeſellſchaften, nament⸗ 
lich bei den G. m. b. H., zum Teil herrſchende Unſolidität und Unreellität iſt nämlich 
nicht nur durch die teilweiſe unzulänglichen und nicht vom Volksempfinden 
getragenen Geſetze, ſondern vor allem auch — wie der Aktienrechtsausſchuß“ bereits 
mit Recht feſtgeſtellt hat — von der geſunkenen Moral der Leiter der Unter- 
nehmen hervorgerufen. Der Krieg, die Inflationszeit und namentlich die Auf⸗ 
faſſungen der vergangenen liberaliſtiſchen Zeitepoche haben in großer Menge 
unlautere Elemente in maßgebende Stellungen gerufen und die Moral ſo mancher 
früher ehrbarer Kaufleute in erſchreckendem Maße ins Wanken gebracht. 

Wenn es auch richtig iſt, daß das wiedererwachte Gewiſſen und die weltanſchau⸗ 
lichen Grundſätze des Nationalſozialismus eine Abkehr von derartigen Moral⸗ 
anſchauungen ausgelöſt haben, jo erſcheint es doch noch notwendig, daß der Geſetz⸗ 
geber an der moraliſchen Erziehung und Auswahl der Führer der wirtſchaftlichen 


25 S. 57. 
20 In der Zeitſchrift der Akademie für Deutſches Recht 1934 S. 22 ff. 
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Unternehmungen in einſchneidender Weiſe mitwirkt. Es iſt Aufgabe der Rechts⸗ 
erneuerung, im Gebiete des Handelsrechts dahin zu wirken, daß der „Kauf⸗ 
mann“ wieder ebenſo wie der „Bauer“ nach dem Erbhofgeſetz 
zu einem Ehrentitel wird. 

Der Erfüllung dieſer Aufgabe muß neben der berufsſtändiſchen Ehrengerichts⸗ 
barkeit in erſter Linie das Handelsregiſter dienen. Die Anſicht Kriegers“, das 
Handelsregiſter „dient nur dem Zweck, die Perſonen zu regiſtrieren, die Voll⸗ 
kaufmanns⸗Geſchäfte betreiben, um damit die Anwendung der für dieſe geltenden 
Vorſchriften zu erleichtern“, dürfte wohl ſchon nach dem bisherigen Rechtszuſtand 
wenig zutreffend ſein, da das Handelsregiſter mit ſeinem öffentlichen Glauben ſtets 
als Vertrauensunterlage zu dienen beſtimmt war und deshalb von Richtern und 
nicht von Regiſtrierungsbeamten geführt wurde. Sie dürfte jedenfalls der neuen 
Nechtsanſchauung in keiner Weiſe gerecht werden; denn nach dieſer ſoll das Handels⸗ 
tegilter das „Buch der ehrbaren Kaufleute“ ſein. 

Bei den Geſchäftsführern der G.m.b. H. kommt, um eine beſonders vorſichtige und 
vertrauenswürdige Auswahl zu rechtfertigen, hinzu, daß fie dazu beſtimmt find, 
fremdes Vermögen zu verwalten. Da es in Deutſchland zirka 38 000 G. m. b. H. gibts, 
befindet ſich ein erheblicher Teil des geſamten deutſchen Volksvermögens in den 
Händen dieſer Geſchäftsführer. Die Berückſichtigung der geſamten deutſchen Intereſſen 
erfordert es daher dringend, daß nur moraliſch einwandfreien Perſonen dieſer große 
Teil des Volksvermögens anvertraut wird. 


Es iſt daher Aufgabe der von der neuen Rechtsanſchauung beherrſchten 
Geſetzesreform, dafür Sorge zu tragen, daß moraliſch nicht einwandfreie Perſonen 
nicht zu Geſchäftsführern von G. m. b. H. beſtellt und ins Handelsregiſter eingetragen 
werden. Dieſer Aufgabe dürfte in klarer Weiſe eine in Weiterbildung des eng⸗ 
liſchen Rechts“ zu erlaſſende Vorſchriftss Rechnung tragen, nach der in Zukunft 
niemand zum Geſchäftsführer einer G. m. b. H. beſtellt werden darf, über deſſen 
eigenes oder von ihm vertretenes Vermögen einer juriſtiſchen Perſon in den letzten 
10 Jahren der Konkurs eröffnet oder mangels Maſſe abgelehnt iſt. Ebenſo ſind 
von der Beſtellung zum Geſchäftsführer einer G.m.b. H. diejenigen Perſonen aus⸗ 
geſchloſſen, die während dieſes Zeitraumes für ſich oder für eine von ihnen ver⸗ 
tretene juriſtiſche Perſon den Offenbarungseid geleiſtet haben oder die wegen 
Betruges, Untreue oder Konkursdeliktes beſtraft worden ſind. Perſonen, bei denen 
in Zukunft während ihrer Tätigkeit die aufgeführten Tatſachen eintreten, müſſen 
aus dem Amt als Geſchäftsführer ausſcheiden. 

Zur Durchführung dieſer Maßnahmen iſt vorzuſehen, daß bei der Anmeldung der 
Eintragung von Geſchäftsführern entſprechende Verſicherungen abzugeben ſind. 
Ferner iſt zur Verwirklichung dieſer Vorſchriften in § 82 G. m. b. H.⸗Geſetz ein beſon⸗ 
derer entſprechender Straftatbeſtand aufzunehmen. 

Um etwaige Härten zu vermeiden, iſt dem Regiſtergericht die Möglichkeit zu geben, 
von den Vorſchriften Befreiung zu erteilen. 

Die vorgeſchlagenen Maßnahmen erſcheinen erforderlich und geeignet, eine von 
der neuen Rechtsanſchauung geforderte Ausleſe der Geſchäftsführer der G. m. b. H. 
in wirkſamer Weiſe durchzuführen, da durch ſie verhindert wird, daß die unlauteren 
Elemente in Zukunft weiter fremde Vermögen verwalten und die Haftungsbeſchrän⸗ 
kung der G. m. b. H. zum Schaden der anderen Volksgenoſſen ausnutzen können. Eine 


21 In Deutſche Juſtiz 1934 S. 980. 

72 So die Induſtrie⸗ und Handelskammer zu Berlin in dem Vorwort zu der in Anm. 13 
genannten Broſchüre des Verfaſſers. 

Nach Zahn in „Wirtſchaftsring“ 1934 Heft 30. 

* Vgl. § 142 der Companies Act vom 10. Mai 1929 nach Artur Curti a. a. O. S. 162. 

Vgl. im übrigen die Ausführungen des Verfaſſers in ſeiner in Anm. 13 genannten 
Broſchüre S. 15. 
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weitergehende Ausleſe und Überwachung der Geſchäftsführer muß der ſtändiſchen 
Ehrengerichtsbarkeit überlaſſen bleiben, auf die näher einzugehen nicht die Aufgabe 
der vorliegenden Ausführungen iſt. 


IV. Firma, Sitz, Gegenſtand, Stammkapital 


1. Das bisherige Firmenrecht der G. m. b. H. dürfte, wenn es ſinngemäß und 
nicht zu laſch angewandt wird, im allgemeinen den Anforderungen der neuen 
Rechtsanſchauung genügen. 

Auf dem Gebiete des Firmenrechts iſt in erſter Linie erforderlich, daß die Necht⸗ 
ſprechung den Anſchauungen der neuen Rechtsentwicklung Rechnung trägt, da die 
geltenden geſetzlichen Beſtimmungen bei richtiger Auslegung im allgemeinen aus⸗ 
reichend erſcheinen. Die anzuſtrebende Reform hat hier im großen und ganzen nur 
eine Klarſtellung zur Aufgabe. 

Falls die Anonymität des Stammkapitals in der dargeſtellten Weiſe durch die 
Geſchäftsſchreiben⸗Kundgabe bekämpft wird, iſt gegen die bisherigen Beſtimmun⸗ 
gendes, daß die G.m. b. H. eine Perſonen⸗ oder Sachfirma haben darf, nichts einzu⸗ 
wenden. Neben der Scheingründung zum Zwecke der Namensleihe, die weiter 
unten in den Ausführungen zu V. behandelt wird, gibt der augenblickliche Rechts⸗ 
zuſtand nur bezüglich der Firmenzuſätze und bezüglich der unzuläſſig gewordenen 
Firmen zu Bedenken Veranlaſſung. 

Die Firmenzuſätze werden im geltenden Recht in § 18 II HGB. behandelt. 
Nach dieſer Vorſchrift ſind Firmenzuſätze nicht zuläſſig, wenn ſie zur Täuſchung ge⸗ 
eignet ſind. Die Rechtſprechung hat in der vergangenen Zeit dieſer Vorſchrift aber 
bedauerlicher Weiſe nicht in genügendem Maße Rechnung getragen. Man hat leider 
immer mehr Firmenzuſätze als „verblaßt“ allgemein zugelaſſen. Die Folge davon 
war, daß immer neue hochtrabende Firmenzuſätze aufkommen mußten, die dann 
wieder verblaßten?”. Als Beiſpiel ſei der Firmenzuſatz „Haus“ angeführt. Das 
Kammergericht's hat dieſen Firmenzuſatz auch für kleine Unternehmungen als 
„verblaßt“ ohne weiteres zugelaſſen. 

Die neue Rechtsentwicklung kann eine derartige Rechtsanſchauung nicht gut⸗ 
heißen. Nach der 2. Bekanntmachung des Werberats der deutſchen Wirtſchaft“ hat 
der „ehrbare Kaufmann“ in ſeinen Angaben in der Werbung — zu dieſer gehört 
auch die Firma mit ihren Firmenzuſätzen — „wahr und klar“ zu ſein. Dieſe An⸗ 
ſchauung, die allein der neuen Rechtsanſchauung mit ihrer Forderung auf Sauber⸗ 
keit und Wahrheit der Rechtsbeziehungen der Volksgenoſſen entſpricht, muß in 
Zukunft auch die Rechtſprechung über die Firmenzuſätze beherrſchen. Es muß durch 
ſie in Zukunft verhindert werden, daß ſich der Kaufmann mit Hilfe der Firmen⸗ 
zuſätze einer ihm nicht zukommenden aufgeblähten Firma bedienen darf. So darf 
z. B. der Firmenzuſatz „Haus“ nur einem Unternehmen zuſtehen, das wirklich 
ein „Haus“ innerhalb ſeiner Branche darſtellt, das alſo ein ſehr reich ausgeſtat⸗ 
tetes Lager mit großem Umſatz beſitzt““. 

Die Vorſchrift des § 18 II HGB. reicht an ſich aus, um die dargeſtellten Forde⸗ 
rungen der neuen Rechtsanſchauung zu verwirklichen. Nach dieſer Vorſchrift iſt 
nämlich ein Firmenzuſatz bereits dann unzuläſſig, der geeignet iſt, Täuſchungen 
hervorzurufen. Hiernach reicht die Möglichkeit einer Täuſchung bereits aus, eine 
Täuſchung ſelbſt iſt ebenſowenig wie eine auf ſie gerichtete Abſicht des Kaufmanns 


0 8 4 G. m. b. H.⸗Geſ. 

7 So Wilke in Rundſchau für G.m.b. H. 1934 S. 346. 

OLGR. 42 S. 209, neuerdings JW. 1934 S. 419. 

Vom 1. November 1933 (Reichsanzeiger Nr. 256). 

% So OLG. Karlsruhe in der Entſcheidung v. 12. 5. 1925 (G. m. b. H.⸗Rſpr. IV $ 4 Nr. 21). 
u Vgl. die Ausführungen des Verfaſſers in DIZ. 1934 S. 1031. 
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erforderlich. Wenn auch nur die Gefahr beiteht, daß ein Teil der Volksgenoſſen 
durch einen Firmenzuſatz über die Größe oder die Art des Unternehmens irre⸗ 
geführt wird, iſt die Firma bereits unzuläſſig. Da die geſchäftsungewandteren 
Volksgenoſſen ſich oft unter einer G. m. b. H.⸗Firma an ſich ſchon etwas beſonders 
Großes vorſtellen, wird an die Abwägung, ob eine ſolche zur Täuſchung geeignet 
iſt, ein beſonders ſtrenger Maßſtab anzulegen ſein. Nach der neuen Rechtsanſchauung 
iſt daher jeder nicht ganz „wahrer und klarer“ Firmenzuſatz bei einer G. m. b. .⸗ 
Firma als unzuläſſig nach § 18 II HGB. anzuſehen. 

Da hiernach der geltende Rechtszuſtand im § 18 II HGB. eine ausreichende Hand⸗ 
habe zur Verwirklichung der Forderung der neuen Rechtsanſchauung bietet, iſt eine 
Geſetzesreform nicht dringend erforderlich. Zu erwägen wäre nur, ob nicht eine geſetz⸗ 
liche Klarſtellung erwünſcht erſcheint, um dem Richter die neue Rechtsanſchauung 
gegenüber der augenblicklichen Rechtſprechung klar vor Augen zu führen“. 

Zwei Arten von Firmenzuſätzen verdienen noch eine kurze beſondere Betrachtung. 
Es handelt ſich um die ſog. „Doktorfirmen“ und um die Firmenzuſätze „deutſch“, 
„national“, „nationalſozialiſtiſch“ uſw. | | | 

Die ſog. „Doktorfirmen“ find die Perſonenfirmen, die mit dem Namen des Grün: 
ders, den ſie tragen, auch einen dem Gründer verliehenen Titel, z. B. den Doktor⸗ 
titel, führen. Nach dem geltenden Rechtszuſtand kann eine Perſonenfirma fort⸗ 
geführt werden, auch wenn der Gründer, auf deſſen Namen ſie aufbaut, aus⸗ 
geſchieden iſt. Wenn dieſe Regelung auch im Intereſſe der Erhaltung des in den 
älteren Firmen ſteckenden Wertes unter der Vorausſetzung der Beſeitigung der 
Anonymität durch die Einführung der Geſchäftsſchreibenkundgabe im allgemeinen 
beizubehalten ſein dürfte, ſo muß ſie für die Firmen, die mit dem Namen auch 
den Titel des ausgeſchiedenen Geſellſchafters beibehalten, in Zukunft beſeitigt wer⸗ 
den. Hier iſt nämlich die Gefahr der Täuſchung der Volksgenoſſen beſonders groß. 
Es iſt daher hier von der neuen Rechtsanſchauung eine Geſetzesreform dahin zu 
fordern, daß die G. m. b. H., die in ihrer Perſonenfirma einen Titel des Namens⸗ 
gebers führen, dieſen Titel aus der Firma bei Ausſcheiden des Namensgebers zu 
entfernen haben. Ä 

Die Firmenzuſätze „deutſch“, „national“, „nationalſozialiſtiſch“ uſw. find in 
Nechtſprechung und Schrifttum bereits des eingehenderen behandelt“, jo daß ſich 
hier eine genauere Darſtellung erübrigen dürfte. Hier ſei nur ſo viel hervor⸗ 
gehoben, daß die neue Rechtsanſchauung, die auch in dem Geſetz zum Schutze der 
nationalen Symbole vom 19. 5. 33“ zum Ausdruck kommt, ein möglichſt weit⸗ 
gehendes allgemeines Verbot dieſer Firmenzuſätze erfordert“. Dies erſcheint richtig, 
weil dieſe Firmenzuſätze!s“ nach dem Wiedererwachen des Raſſegefühls und des 
nationalen Bewußtſeins im deutſchen Volke eine ganz andere Bedeutung gefunden 
haben, als ſie vorher hatten. Dieſe auf den erſten Blick harte Maßnahme iſt tat⸗ 
ſächlich die mildeſte Regelung. Wenn die Firmenzuſätze niemandem mehr zuſtehen, 
ſo kann ſich niemand mehr benachteiligt fühlen. Es werden alle Intereſſenten 
gleichmäßig betroffen. Wenn man jetzt jemanden an dem weiteren Gebrauch des 
für ihn eingetragenen oder von ihm begehrten Zuſatzes hindern will, ſo wendet er 


„Einen dahingehenden Vorſchlag hat der Verfaſſer bereits in feiner in Anm. 13 an» 
geführten Broſchüre gemacht (vgl. dort Vorſchlag Nr. 31) 

Vgl. die Zuſammenſtellung des Verfaſſers in der Anm. in JW. 1934 S. 853; danach 
weitere Veröffentlichungen in JW. 1934 S. 1247, 2160; DI3. 1934 S. 693. 

„ RGBl. 1 S. 625. 

Einen dahingehenden Vorſchlag hat der Verfaſſer bereits in ſeiner in Anm. 13 ge⸗ 
nannten Broſchüre in Nr. 31 gemacht. 

Der Firmenzuſatz „Preußiſch“ iſt vom Landgericht Berlin in der Entſcheidung 
408 T 13862/1934 als im Durchſchnitt unzuläſſig erklärt worden. 
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ſofort ein: „Jetzt wird mich das Publikum als nichtariſch anſehen.“ Das fällt weg, 
wenn der Zuſatz allgemein geſtrichen wird. 

Es ſei auch darauf hingewieſen, daß ein weitgehendes allgemeines Verbot von 
nationalen Firmenzuſätzen im Rechte nichts abſolut Neues bedeuten würde. In der 
Schweiz dürfen nationale und territoriale Bezeichnungen in einer Firma im all⸗ 
gemeinen nicht enthalten ſein, nur bei einer überragenden Bedeutung des Unter⸗ 
nehmens in der Branche und bei beſonderer Bedeutung für die ſchweizeriſche Volks⸗ 
wirtſchaft darf das eidgenöſſiſche Amt für das Handelsregiſter eine Ausnahme 
zulaſſen. Die unbefugte Verwendung von nationalen uſw. Bezeichnungen iſt in der 
Schweiz ſogar ſtrafbar“. 

Die neue Rechtsanſchauung von der Wahrheit und Klarheit der Firmen muß 
natürlich nicht nur auf die neu zu gründenden, ſondern auch auf die bereits ein⸗ 
getragenen Firmen Anwendung finden. Hiernach iſt auch gegen eingetragene, 
unzuläſſig gewordene Firmen einzuſchreiten. Dies erſcheint notwendig, 
weil ſonſt die Gefahr der Täuſchung der Volksgenoſſen durch die alten Firmen 
aufrechterhalten bleiben würde. Es würde auch wenig der Gerechtigkeit ent⸗ 
ſprechen, bei den neuen Firmen die ſtrengen Anforderungen zu ſtellen, während 
man die eingetragenen Firmen im Beſitze ihrer täuſchenden aufgeblähten Zuſätze 
beließe. 

Auch hier dürfte die augenblickliche geſetzliche Regelung zur Verwirklichung der 
Forderung der neuen Rechtsanſchauung ausreichen, wenn die geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften in ſinngemäßer Weiſe richtig ausgelegt werden. Das Kammergericht hat 
in richtiger Erkenntnis bereits ausgeſprochen, daß § 18 II HGB. entgegen ſeinem 
Wortlaut ſich auch auf eingetragene Firmen zu beziehen habe“. 

Leider hat das Kammergericht aber bisher nur anerkannt“, daß gegen die 
eingetragenen Firmen im Wege des ſogen. Firmenmißbrauchverfahrens nach 
§ 140 RF GG. eingeſchritten werden kann. Dies erſcheint aber nicht ausreichend, 
weil das Firmenmißbrauchsverfahren im Durchſchnitt viel zu lange dauert“ und 
nur zu einer Geldſtrafe führt. Der wohlhabende Firmeninhaber kann alſo, wenn er 
die feſtgeſetzten — meiſt zunächſt geringen Strafen von 50 Reichsmark — Geld⸗ 
ſtrafen als Reklameſpeſen bezahlt, die unzuläſſig gewordene Firma ohne weiteres 
längere Zeit noch gebrauchen, und ein vermögensloſer Firmeninhaber ſieht dem 
Firmenmißbrauchsverfahren in Ruhe entgegen, da er die Geldſtrafen doch nicht 
bezahlen kann. Neben dem Firmenmißbrauchsverfahren muß daher dem Regiſter⸗ 
richter auch das Nichtigkeitsverfahren gemäß SS 75 G. m. b. H.⸗Geſ., 144 I R FGG. 
gegen die unzuläſſig gewordenen Firmen zur Verfügung ftehen’!. Auf dieſem Wege 
werden die unzuläſſig gewordenen Firmen, falls bei ihnen nicht eine andere, 
zuläſſige Firma angemeldet und dadurch der Mangel geheilt wird, gemäß § 77 
G. m. b. H.⸗Geſ. in Liquidation verſetzt. 

Nach der überkommenen Rechtsauffaſſung iſt es ſchließlich nicht klar, ob eine 
Firma nur durch Abänderung oder Schrumpfung ihres Unternehmens’! unzuläſſig 
werden kann, oder ob dies auch durch eine Anderung der Verkehrsanſchauung über 
die Bedeutung einer Firma bei gleichbleibendem Unternehmen vor ſich gehen kann. 


Vgl. Art. 5 der Verordnung II vom 16. Dezember 1918 ſowie das oldinggeſel vom 
6. Oktober 1923 Artikel 2 und 3 nach Artur Curti „Aktiengeſellſchaft und Holdinggeſellſchaft 
in der Schweiz“ S. 27. 


is In IM. 1932 S. 2622. N 
In JW. 1927 S. 720 und wohl auch in JW. 1932 S. 2622. 
> Zirka 7 Monate bis zur erſten Zwangsvollſtreckung. 


Vgl. im übrigen die Ausführungen m Groſchuff in JW. 1934 S. 948 und des Vers 
faſſers in IW. 1933 S. 2102, 1934 S. 6 


5 So in JW. 1932 S. 2622. 
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Die neue Rechtsanſchauung kann eine Unterjheidung nicht billigen. Nach ihr ift 
jede Täuſchungsmöglichkeit der Volksgenoſſen zu verhindern. | 

Da die augenblickliche Rechtslage bereits eine der neuen Rechtsanſchauung ent⸗ 
ſprechende Anſicht über die Behandlung der unzuläſſig gewordenen Firmen ermög⸗ 
licht, erfordert die Rechtserneuerung auch hier nur eine klarſtellende Geſetzes⸗ 
reform®3, | 

2. Im Gegenſatz zu dem Firmenrecht find die augenblicklichen Vorſchriften über 
den Sitz der G. m. b. H. völlig unbefriedigend. 

Nach der ziemlich einhelligen bisherigen Anſicht“ iſt es nur erforderlich, daß der 
Geſellſchaftsvertrag einen Ort im Inland als Sitz der G.m.b. H. angibt. Ob die 
G. m. b. H. an dieſem Ort einen Geſchäftsbetrieb ausübt oder auch nur ihre Ver⸗ 
waltung führt, erſcheint unerheblich. Die G.m. b. H. darf hiernach bei der Angabe 
des Sitzes im Geſellſchaftsvertrage den Ort „frei wählen“. An dem andern Ort, 
an dem die Geſellſchaft ihren Gewerbebetrieb tatſächlich ausübt, iſt nur eine Zweig⸗ 
niederlaſſung einzutragen. 

Dieſe Regelung, die der Unlauterkeit Tür und Tor öffnet, kann der neuen 
Nechtsanſchauung nicht entſprechen. Dies mögen zwei Beiſpiele klarlegen. 

Nach der augenblicklichen Rechtslage iſt es z. B. möglich?5, daß ein Volksſchädling, 
deſſen Scheingründungen von G.m.b. H. das Regiſtergericht Berlin erkannt hat 
und deſſen Treiben es infolgedeſſen einen Riegel vorſchiebt, ſeine Betrügereien 
in Berlin ruhig fortſetzen kann, indem er feine G.m. b. H.⸗Scheingründungen dadurch 
zur Eintragung bringt, daß er in den Gründungsverträgen einen anderen Ort als 
Sitz angibt und dort die Gründung durch Poſtzuſendung anmeldet. Da dem Re⸗ 
giſtergericht an dem anderen Ort die Perſönlichkeit des Gründers unbekannt iſt, 
nimmt es die Eintragung natürlich vor, und der Volksſchädling betreibt mit der 
an dem anderen Ort eingetragenen G. m. b. H. ſeine betrügeriſchen Geſchäfte in Ber: 
lin ruhig weiter. Wenn er ſogar die Kühnheit beſitzt, für die G.m.b. H. in Berlin 
eine Filiale zur Eintragung anzumelden, dann muß das Berliner Regiſtergericht 
in der Regel die Eintragung der Zweigniederlaſſung vornehmen, da es an die 
Eintragung der G.m. b. H. im Hauptregiſter gebunden iſt. 

Nach der überkommenen Rechtslage iſt es weiter als zuläſſig anzujehen?”, daß 
zwei Ausländer im Ausland eine „deutſche“ G. m. b. H. gründen, die jeder anderen 
Beziehung zu Deutſchland entbehrt, als der, daß die Ausländer einen Ort in 
Deutſchland im Geſellſchaftsvertrage als Sitz „frei wählen“. Der deutſche Regiſter⸗ 
richter muß dann die G. m. b. H. hier eintragen, und dieſe G. m. b. H. genießt dann 
nach der Nechtſprechung des Reichsgerichtsss die Rechte eines Inländers. 

Es iſt daher zu fordern, daß die anzuſtrebende Reform des G. m. b. H.⸗Rechts eine 
Beſtimmung dahin aufnimmt, daß der im Geſellſchaftsvertrag als Sitz angegebene 
Ort mit dem Ort, an dem die Geſellſchaft tatſächlich verwaltet wird, übereinſtimmt. 
Als Folge einer derartigen Regelung muß dann weiter beſtimmt werden, daß eine 
Neuanmeldung einer G. m. b. H. bei falſcher Angabe des Sitzes abzuweiſen iſt. Die 


es Eine ſolche iſt vom Verfaſſer in feiner in Anmerkung 13 genannten Broſchüre in den 
Vorſchlägen 15 und 17 vorgeſehen. 

‚Bol. für die übrigen Brodmann, G. m. b. H.⸗ Kommentar Anm. 3 zu $ 3, der Ehen 
eine etwas abweichende Anſicht vertritt; vgl. aber auch Lierſe, „Der Sitz der juriſtiſchen 
Perſon des Handelsrechts“. 

s Dieſer Fall iſt des öfteren beim Berliner Gericht vorgekommen. 

Das Regiſtergericht der Zweigniederlaſſung kann die Eintragung ins „ueigregifter 
evtl. mit der Begründung ablehnen, daß der Anmeldende infolge der Nichtigkeit der 
Gründung nicht gültig zum Geſchäftsführer beſtellt ift; denn das Zweigregiſter kann die 
Legitimation des Anmeldenden ſelbſtändig nachprüfen. 

* Vgl. Brodmann an dem in Anm. 54 angeführten Orte. 
zs In Deutſche Juſtiz 1934 S. 1490, IW. 1934 S. 2969. 
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Verlegung der Verwaltung der 6.m.b.H. an einen anderen Ort muß dann weiter 
als eine „Sitzverlegung“, d. h. als Satzungsänderung gemäß 8 53 G. m. b. H.⸗Geſetz, 
zur Eintragung angemeldet werden, was dann zur Löſchung der G. m. b. H. in dem 
bisherigen Regiſter und zur Eintragung im Regiſter des Verwaltungsorts führt. 
Falls die G. m. b. H. den Ort ihrer Verwaltung nach dem Auslande verlegt, muß 
ihre Liquidation eintreten“. Die Unterlaſſung der Anmeldung der Sitzverlegung 
muß ein Nichtigkeitsverfahren gegen die G.m. b. H. auf Grund der §8 75 G. m. b. H. ⸗ 
Geſ., 144 I RF GG. nach ſich ziehen, das dann, falls die Anmeldung der Sitzver⸗ 
legung nicht nachgeholt wird, zur Liquidation der G. m. b. H. führt. 

3. Die bisherigen Vorſchriften über den Gegenſtand des Unternehmens der 
G. m. b. H. find ebenſo unbefriedigend wie die Vorſchriften über ihren Sitz. 

Nach der übernommenen Redtsanihauung kann alles den Gegenſtand einer 
G. m. b. H. bilden, was nicht geſetzlich verboten iſt. Dieſer Rechtszuſtand hat dazu 
geführt, daß Tauſende von G. m. b. H. errichtet wurden, die keinerlei Handels⸗ 
gewerbe betrieben; jo wurde z. B. aus Steuergründen eine Unzahl von G. m. b. H. 
gegründet, die lediglich die Verwaltung eines der Geſellſchaft gehörigen Grund⸗ 
ſtücks zur Aufgabe hatten (ſog. Grundſtücksgeſellſchaften). 

Die neue Rechtsanſchauung kann dieſe Rechtslage nicht mehr gutheißen. Nach 
ihr iſt die mit der G.m. b. H. verbundene Haftungsbeſchränkung, wenn fie nach den 
allgemeinen Ausführungen in der Einleitung überhaupt noch zuzulaſſen iſt, nur 
dort noch beizubehalten, wo ſie wirtſchaftlich notwendig iſt. Eine wirtſchaftliche 
Notwendigkeit wird regelmäßig nur für diejenigen G. m. b. H. gegeben ſein, die ein 
Handelsgewerbe betreiben. 

Nach der nationalſozialiſtiſchen Rechtsanſchauung muß alſo der Gegenſtand der 
G. m. b. H., die doch Handelsgeſellſchaften ($ 6 HGB.) ſind, auf das Handelsgewerbe 
beſchränkt werden. Als Handelsgewerbe ſind nur diejenigen Gewerbe anzuſehen, 
die in § 1, 2 HGB. aufgeführt find. Danach find insbeſondere die Grundſtücks⸗ 
geſellſchaften nicht mehr zuzulaſſen. 

Die nach der neuen Rechtsanſchauung hiernach zu erſtrebende Einſchränkung der 
dem Gegenſtande nach zuläſſigen G. m. b. H. iſt aber nicht nur für die Neugrün⸗ 
dungen, ſondern auch für die eingetragenen G. m. b. H. zu treffen. Den hiernach un: 
zuläſſig gewordenen eingetragenen G. m. b. H. iſt bei der zu erſtrebenden Geſetzes⸗ 
reform eine Friſt zur freiwilligen Umwandlung unter möglichſt weitgehender 
Steuerbefreiung zu ſetzen, um wirtſchaftliche Nachteile größeren Umfanges zu ver⸗ 
hindern. Nach dem Ablauf dieſer Umſtellungsfriſt iſt auch gegen dieſe G. m. b. H. 
mit dem Nichtigkeitsverfahren gemäß §8 75 G. m. b. H.⸗Geſ., 144 I RFGG. einzu: 
ſchreiten. 

4. Eine Erhöhung des Stammkapitals, die der Ausſchuß für Aktienrecht 
der Akademie für Deutſches Recht für die Aktiengeſellſchaften für notwendig er⸗ 
achtet hat“, erſcheint für die G.m. b. H. nicht erforderliches. 

Der Aktienrechtsausſchuß hält die Stammkapitalserhöhung zur Durchführung 
des Kampfes gegen die Anonymität bei den Aktiengeſellſchaften für notwendig. 
Dies iſt bei den G. m. b. H. nicht der Fall, da die Anonymität bei ihnen durch die 
Geſchäftsſchreiben⸗Kundgabe in ausreichendem Maße beſeitigt wird. Eine Er: 
höhung des Stammkapitals für die G. m. b. H. erſcheint wirtſchaftlich nicht ohne Be⸗ 


50 Vgl. OLGR. 16 S. 121. 
v0 Für alle übrigen vgl. Brodmann, G. m. b. H.⸗Kommentar Anm. 4 zu 8 3. 

e In Berlin gibt es bei insgeſamt ca. 13 400 G.m. b. H. bei vorſichtiger Schätzung rund 
4000 Grundſtücksgeſellſchaften. 

o In der Zeitſchrift der Akademie für Deutſches Recht 1934 S. 22 ff. 

es Klauſing iſt auf Seite 56 anderer Anſicht. Er verlangt eine Heraufſetzung des Mindeſt⸗ 
kapitals auf 50 000 bzw. 100 000 RM. 
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denken, da dadurch die Ausnutzung von neuen Erfindungen, die gerade im Wege 
der G. m. b. H. vor ſich zu gehen pflegt, und die im Intereſſe der Befreiung unſerer 
Wirtſchaft vom Auslande dringend erforderlich iſt, in Frage geſtellt wird. Weiter 
dürfte eine Erhöhung des für die G.m. b. H. erforderlichen Stammkapitals nicht mit 
den Anſchauungen des Nationalſozialismus vereinbar ſein, da damit praktiſch das 
Privileg der Haftungsbeſchränkung in einſeitiger Weiſe dem Großkapital vorbe⸗ 
halten wird. Daß dies Privileg auch bei einem nicht großen Stammkapital in 
Zukunft nicht mehr in ſchädlicher Weiſe ausgenutzt werden kann, wird am beſten 
durch die in den allgemeinen Ausführungen in der Einleitung geforderten Ein⸗ 
führung des Konzeſfionsſyſtems gewährleiſtet. 

Viel wichtiger als eine Stammkapitalserhöhung erſcheint aber eine geſetzliche Ga⸗ 
rantie des tatſächlichen Vorhandenſeins des Stammkapitals. Es iſt daher von 
der zu erſtrebenden G. m. b. H.⸗Geſetzesreform auf das dringendſte zu fordern, daß 
ſie eine eingehende Nachprüfung der Einbringung des Stammkapitals bei der 
Gründung und bei einer Kapitalserhöhung einführt. Hier haben ſich die diesbe⸗ 
züglichen Vorſchriften des Aktienrechts im großen und ganzen gut bewährt, ſo daß 
hier nur eine entſprechende Regelung für die G. m. b. H. zu treffen iſt. Jeden⸗ 
falls muß mit der bisherigen Rechtslage, nach der die Einlagen faſt völlig der 
Nachprüfung entzogen ſind“, unter allen Umſtänden gebrochen werden. Die über⸗ 
kommene Rechtslage iſt in erſter Linie eine der Haupturſachen für die vielen 
Fälle der Unſolidität und Unreellität bei den G. m. b. H. 


V. Scheingründung, Einmanngeſellſchaft, Publizität 


1. Die überkommene Rechtsanſchauung über die Beurteilung der Schein⸗ 
gründungen iſt völlig unbefriedigend, trotzdem auch die augenblickliche Rechts⸗ 
lage bereits eine zutreffende Beurteilung rechtfertigen würde. 

Es gibt vier Arten der Scheingründungen. Die Mantelgründung, die ver⸗ 
ſchleierte Sachgründung, die Strohmännergründung zwecks Namenerwerbs und 
die Strohmännergründung zwecks Erlangung der Haftungsbeſchränkung für ein 
einzelkaufmänniſches Unternehmen (Einmanngeſellſchaft). . 

Eine Mantelgründung liegt bei einer Gründung vor, bei der nicht ein Unter⸗ 
nehmen mit dem in der Satzung feſtgeſetzten Zweck ins Leben gerufen, ſondern 
nur die Hülle für ein beliebiges anderes Unternehmen geſchaffen werden ſoll, 
das ſpäter einmal in der Rechtsform der G.m. b. H. ins Leben treten ſoll. Eine 
derartige Gründung iſt nach feſtſtehender Rechtſprechung's wegen Simulation 
(S 117 BGB.) nichtig. Gegen eingetragene G.m.b. H., die auf einer Mantel: 
gründung beruhen, iſt durch das Nichtigkeitsverfahren nach 88 117 BGB., 75 
G. m. b. H.⸗Geſ., 144 I RF EG. einzuſchreiten. 

Eine verſchleierte Sachgründung iſt gegeben, wenn die Form der Bargründung 
gewählt wird, während eine Sachgründung vorliegt. Die Beurteilung dieſer 
Scheingründung iſt nach der überkommenen Rechtsanſchauung ſehr ſtreitig. Auch 
hier dürfte die neue Rechtsanſchauung nach der eingehenderen Darſtellung des 
Verfaſſers in JW. 34, 936 ff. die Annahme der Nichtigkeit wegen Simulation ge⸗ 
mäß § 117 BGB. rechtfertigen, jo daß auch hier gegen eingetragene G.m. b. H. mit 
dem genannten Nichtigkeitsverfahren einzuſchreiten ſein dürfte. 

Eine Strohmännergründung liegt dann vor, wenn ein Geſellſchafter als Grün⸗ 
der nur zwecks Namenshergabe oder nur zwecks Erreichung der Haftungsbeſchrän⸗ 
kung für den anderen einzigen Mitgründer auftritt. Dieſe „Gründer“ treten dann 
ihre Anteile oft ſchon vor der Eintragung der G.m.b. H. an den anderen Gründer 


Vgl. KG. in JW. 1934 ©. 1124. 
es Vgl. KG. OLGR. 43 S. 296, 44 S. 224. 
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ab. Das Kammergericht“ hält dieſe Strohmännergründungen für gültig. Auch 
hier dürfte die neue Rechtsanſchauung, wie der Verfaſſer a. a. O. des näheren 
ausgeführt hat, bereits nach geltendem Recht bei deſſen richtiger Auslegung die 
Annahme der Nichtigkeit wegen Simulation gemäß § 117 BGB. rechtfertigen, weil 
dem Strohmann der zur Gründung einer G. m. b. H. notwendige, auf die Erreichung 
des Geſellſchaftszwecks gerichtete „Geſellſchafterwille“ fehlt. Er will ja gar keine 
Geſellſchaft gründen, wie er erklärt, ſondern er will nur ſeinen Namen hergeben 
oder dem anderen Mitgründer die Haftungsbeſchränkung verſchaffen. Bei ihm 
decken ſich alſo Wille und Erklärung nicht, deshalb iſt bei ſeiner Erklärung eine 
Simulation anzunehmen. Geradezu grotesk erſcheint es, daß das Reichsgericht“ 
bei der Gründung einer offenen Handelsgeſellſchaft im Wege der Strohmänner⸗ 
gründung zwecks Namensleihe eine Nichtigkeit wegen Simulation annimmt. Wenn 
alſo eine offene Handelsgeſellſchaft mit der unbeſchränkten Haftung im Wege der 
Namensleihe zwecks Tarnung gegründet wird, ſo iſt das nichtig; wird die Tarnung 
aber im Wege der G. m. b. H.⸗Gründung vorgenommen und erlangt man dabei neben 
der Tarnung noch die Haftungsbeſchränkung, ſo iſt das gültig. 

Wenn der geltende Rechtszuſtand hier auch bei richtiger Auslegung des gelten⸗ 
den Rechts eine Anſicht rechtfertigt, die die zu bekämpfenden Schiebungen durch 
die Scheingründungen für nichtig erklärt, ſo erfordert die neue Rechtsanſchauung 
doch dringendſt eine klare geſetzliche Regelung, nach der in offenkundiger Weiſe mit 
den überkommenen Rechtsanſichten in der Rechtſprechung gebrochen wird, damit 
den üblen Erſcheinungen der Scheingründung ein Ende bereitet wird. 

2. Nach den überkommenen Rechtsanſchauungen wird die Ein manngeſell⸗ 
ſchaft, d. h. die G. m. b. H., die nur einen Geſellſchafter beſitzt, als „gewohnheits⸗ 
rechtlich“ anerfannt®®, 

Mit dieſer überkommenen Anſchauung iſt nach der neuen Rechtsauffaſſung zu 

brechen, denn „die Einmanngeſellſchaft“ (eine contradictio in adjecto) „ſchlägt der 
Abſicht des Geſetzes ins Geſicht““s. Das Geſetz kennt, wie der Name der G. m. b. H. 
als „Geſellſchaft“ bereits zeigt, eine Haftungsbeſchränkung für eine Einzelperſon 
nicht. 
Zur Rechtfertigung der überkommenen Rechtsanſicht wird die wirtſchaftliche Not⸗ 
wendigkeit der Einmanngeſellſchaft angeführt. Ob eine ſolche wirklich vorliegt, 
entzieht ſich der Beurteilung des Verfaſſers. Es ſei aber darauf hingewieſen, daß 
faſt das geſamte ausländiſche Recht ohne Schädigung der ausländiſchen Wirt⸗ 
ſchaften die Einmanngeſellſchaften vollſtändig verbietet“. 

Wenn die Wirtſchaft tatſächlich die Beibehaltung der Einmanngeſellſchaft recht⸗ 
fertigen ſollte, jo verlangt die nationalſozialiſtiſche Rechtsanſchauung mit der von 
ihr geforderten Klarheit der geſetzlichen Vorſchriften, daß die Einmanngeſellſchaft 
ausdrücklich zugelaſſen wird. Es erſcheint nicht mehr zuläſſig, daß „gewohnheits⸗ 
rechtlich“ etwas eingeführt wird, was dem Geſetz „ins Geſicht ſchlägt“. Bei der 
dann notwendigen Regelung der Einmanngeſellſchaft muß dann auch die Frage 
eingehend behandelt werden, ob die Einmanngeſellſchaft auch bei der Gründung 
zuzulaſſen iſt. Wenn man nämlich die Notwendigkeit der Einmanngeſellſchaft aus 
wirtſchaftlichen Geſichtspunkten bejahen ſollte, ſo muß man ſie auch als Gründung 
zulaſſen. Jedenfalls erſcheint es nicht mehr zulällig, daß die Einmanngeſellſchaft 
als „Strohmännergründung“ ſtillſchweigend geduldet wird. 

Erfordert die Rückſichtnahme auf die Wirtſchaft die Beibehaltung der Einmann⸗ 


es Vgl. JW. 1927 S. 2934. Die übrige Literatur iſt vom Verfaſſer in JW. 1934 S. 938 
zuſammengeſtellt. 

7 In IW. 1930 S. 2655. 

es Vgl. Klauſing S. 48. 

eo Vgl. Brodmann, G. m. b. H.⸗Kommentar Anm. 8 zu 82 

7e Geſetzlich ausdrücklich zugelaſſen iſt die Einmanngeſellſchaft überhaupt — ſoweit be⸗ 
kannt — nur in Liechtenſtein (Art. 637 ff., 834 ff.). 
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geſellſchaft, jo iſt dringend erforderlich, daß eine eingehende und ſtark eindämmende 
geſetzliche Regelung ihrer Verhältniſſe erfolgt. Die Einmanngeſellſchaft wird näm⸗ 
lich nach den bisherigen Erfahrungen beſonders häufig in übelſter Weiſe miß⸗ 
braucht“!. Die Einmanngeſellſchaften find daher, wenn fie überhaupt zuzulaſſen 
ſind, einer ſcharfen Kontrolle zu unterwerfen. Es iſt daher zu fordern, daß die 
etwaige Zulaſſung der Einmanngeſellſchaft einer entziehbaren ſtaatlichen Genehmi⸗ 
gung unterworfen wird. Nur durch die Einführung einer ſolchen Genehmigung 
wird die Gewähr dafür geſchaffen, daß die Einmanngeſellſchaft nur in den wirt⸗ 
ſchaftlich notwendigen Fällen beibehalten wird. 

Jedenfalls iſt es dringend notwendig, daß ſich die zu erſtrebende Reform des 
G. m. b. H.⸗Rechts eingehend mit der Einmanngeſellſchaft beſchäftigt, da dieſe dem 
Aufbau des G. m. b. H.⸗Rechts nicht entſpricht und in der Praxis beſonders zu 
unreellen Zwecken benutzt worden iſt. 

3. Die Unſolidität der G. m. b. H. iſt in vielen Fällen auf die faſt völlig man⸗ 
gelnde Publizität! des Bilanz⸗ und Rechnungsweſens bei ihnen zurüds 
zuführen. 

Es erſcheint wenig verſtändlich, daß die letzte Aktiennovelle für die Aktien⸗ 
geſellſchaft eine erhöhte Publizität für das Bilanz⸗ und Rechnungsweſen eingeführt 
hat und dabei auf die G. m. b. H., bei denen doch die Verhältniſſe zum mindeſten 
nicht beſſer als bei den Aktiengeſellſchaften liegen, in keiner Weiſe Rückſicht ge⸗ 
nommen hat. 

Es iſt daher eine der dringlichſten Aufgaben der anzuſtrebenden G. m. b. H.⸗ 
Geſetzesreform, hier einen grundlegenden Wandel zu ſchaffen. Die G. m. b. H. find, 
um die unreellen Elemente in ihren ſchädlichen Machenſchaften in Zukunft mög⸗ 
lichſt weitgehend zu verhindern, ähnlichen Vorſchriften wie die Aktiengeſellſchaften 
zu unterwerfen. Auch ſie müſſen gezwungen werden, ihre Bilanzen eingehend klar⸗ 
zulegen; auch bei ihnen muß eine Prüfung durch Reviſionsgeſellſchaften oder durch 
die Organe des Handelsſtandes erfolgen. Bereits die Einführung einer derartigen 
Reviſion würde zu einer Säuberung in ungeahntem Maße beitragen. Es iſt in der 
Öffentlichkeit gar nicht bekannt, in welch zahlreichen Fällen der Regiſterrichter 
bei ſeinen Nachforſchungen über die Löſchungsreife einer G. m. b. H. erfährt, daß für 
dieſe bereits vor Jahren der Offenbarungseid geleiſtet iſt oder daß eine Konkurs⸗ 
ablehnung mangels Maſſe erfolgt iſt. 

Im einzelnen zu unterſuchen, welche Abänderungen der aktienrechtlichen Vor⸗ 
ſchriften für die G.m.b. H. vorzunehmen find, geht über den Rahmen der vor: 
liegenden Ausführungen hinaus. Es muß hier der Hinweis auf die Notwendigkeit 
der Einführung der Publizität genügen. 


VI. Geſellſchafterliſte, die Geſellſchafter untereinander und ihr Verhältnis 
zur Geſellſchaft 


1. Die Übertragung der Geſchäftsanteile einer G. m. b. H. unterliegt in der Praxis 
infolge der nicht einfachen Übertragungsvorſchriften einer kaum glaublichen Un⸗ 
klarheit. In der Praxis wird z. B. die Vorſchrift des S 17 G. m. b. H.⸗Geſ. allzu 
häufig überſehen. Nach dieſer Vorſchrift iſt jede Teilung eines G. m. b. H.⸗Anteils 
kraft zwingenden Rechts einer ſchriftlichen Genehmigung der Geſellſchaft unter⸗ 
worfen. Ferner wird oft überſehen, daß ein „Zuſammenwachſen“ von G. m. b. H.⸗ 
Anteilen in der Regel unzuläſſig iſt“s. Schließlich vergeſſen die Notare mitunter, 
daß viele Geſellſchaftsverträge recht eigenartige Vorſchriften für die Übertragung 
der Geſchäftsanteile enthalten. Die Folge von derartigen Verſtößen gegen das 


71 Vgl. dazu Reitberger in Deutſches Recht 1934 S. 261. 

72 Dies verlangt bereits mit Recht Klauſing S. 54. 

73 Vgl. dazu aber RG. in JW. 1933 S. 2833 und die Ausführungen von Scholz in 
JW. 1933 S. 2805. 
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Geſetz oder die Geſellſchaftsverträge iſt, daß die vorgenommenen Abtretungen zum 
mindeſten unwirkſam ſind. Die Heilung derartiger Unwirkſamkeiten iſt oft über⸗ 
haupt nicht möglich, meiſt aber mit großen Koſten verbunden. 

Wer einmal als Richter in einer G. m. b. H.⸗Abteilung gearbeitet hat, weiß, daß 
bei allen älteren Geſellſchaften etwa 70% der Übertragungen unwirkſam ſind. 
Dies haben in Berlin bereits geſchickte Leute zu einem Lebenszweck ausgenutzt“, 
indem ſie darauf ausgehen, dieſe Unwirkſamkeiten feſtzuſtellen, um ſie dann zu 
unlauteren Zwecken zu verwenden. Es iſt bekannt, daß z. B. eine dieſer Perſonen 
im vorletzten Jahre ein Vermögen damit erworben hat. 

Es iſt daher im Intereſſe der von der neuen Rechtsanſchauung verlangten 
Rechtsſicherheit unbedingt erforderlich, daß die anzuſtrebende Geſetzesreform dieſem 
großen Mangel des G. m. b. H.⸗Rechts abhilft. Eine ſolche Abhilfe erſcheint durch 
Einführung einer beim Regiſtergericht zu führenden öffentlichen Geſell⸗ 
ihafterlifte” möglich. Die Eintragungen in dieſe Liſte find mit rechts⸗ 
erzeugender Wirkung und öffentlichem Glauben“ auszugeſtalten. 

Durch die Einführung dieſer öffentlichen Geſellſchafterliſte wird auch der Kampf 
gegen die Anonymität des Stammlapitals verſchärft, da dadurch die Möglichkeit 
der Umgehung der Geſchäftsſchreiben⸗Kundgabe beſchränkt wird. 

2. Die Beurteilung der Rechtsverhältniſſe der Geſellſchafter unterein⸗ 
ander und zur Geſellſchaft muß nach der neuen Rechtsanſchauung eine 
grundlegende Wandlung erfahren. 

Nach der überkommenen Rechtsanſchauung ſtanden die Geſellſchafter unterein⸗ 
ander und zur Geſellſchaft in keinem Vertragsverhältnis. Es beſtand nur der ſog. 
Grundſatz der gleichmäßigen Behandlung der Geſellſchafter“. Hiernach waren die 
Geſellſchafter und die Geſellſchaft gegen eine Handlung eines Mitgeſellſchafters, 
der eine in ſeinem Beſitz befindliche Mehrheit des Stammkapitals zum Schaden 
ſeiner Mitgeſellſchafter oder der Geſellſchaft verwandte, nur durch $ 138 BGB. 
geſchützt und nur dann zu Schadenerſatzanſprüchen berechtigt, wenn ein Verſtoß 
gegen §8 226, 826 BGB. vorlag. 

Dieſe Rechtsanſchauung ſteht im ſtärkſten Widerſpruch zu den Grundanſchau⸗ 
ungen des Nationalſozialismus. Einer ſeiner Hauptgrundſätze iſt der Grundſatz der 
Treue. Daher iſt in Ausfluß dieſer Grundanſchauung von der neuen Rechtsentwick⸗ 
lung zu fordern, daß auch das Geſellſchaftsrecht von dem Grundſatz der gegen⸗ 
ſeitigen Treue beherrſcht wird. Zwiſchen den Geſellſchaftern der G.m.b. H. und zur 
Geſellſchaft beſteht daher nach der neuen Rechtsanſchauung ein Treueverhältnis's. 

Die Aufgabe der von der nationalſozialiſtiſchen Rechtsanſchauung beherrſchten 
Reform des G. m. b. 5.⸗Rechts muß es daher ſein, dieſem nach den Grundſätzen des 
Nationalſozialismus beſtehenden Treueverhältnis auch rechtliche Verwirklichung 
zu verleihen. | 

Es iſt daher zu fordern, daß in der neuen G.m.b.9.-Gefeßgebung zum Ausdruck 
kommt, daß zwiſchen den Geſellſchaftern und zwiſchen ihnen und der Geſellſchaft ein 
Bertragsverhältnis” beiteht, das feine der beiden Parteien ohne rechtliche Folgen 
verletzen darf. Die Prüfung dieſes Rechtverhältniſſes im einzelnen, insbeſondere 


70 Vgl. JW. 1932 S. 1661. 

> Einen dahingehenden Vorſchlag hat der le bereits in feiner in Anm. 13 ges 
nannten Broſchüre im Vorſchlag Nr. 101 gemacht. 

76 ee des öffentlichen Glaubens iſt in der Lifte auch eine Widerſpruchsmöglichkeit 
vorzuſehen 

* Vgl. im übrigen Feine im Danny des geſamten Handelsrechts III 3, Die G. m. b. H. 
S. 274 und Ritter in IW. 1934 

78 So auch ſchon Heyl zu 92 in Deutſches Recht 1934 S. 535. 

Mit der Durchführung einer derartigen Geſetzesreform würde ſich das Deutſche Recht 
dem amerikaniſchen Rechtszuſtande a vgl. Zahn, „Wirtihaftsführertum und Ber: 
tragsethik im neuen Aktienrecht“, S. 145. 
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die Prüfung, ob auch eine Haftung für geſellſchaftsſchädliche Handlungen Dritter 
unter Umſtänden zu ſchaffen ijt®‘, geht über den Rahmen der vorliegenden Aus⸗ 
führungen hinaus 


VII. Auflöſung, Umwandlung, Mantelverwertung 


Die Auflöſung und die Umwandlung haben durch die kürzlich erlaſſenen Geſetzes! 
eine erhebliche Abänderung erfahren. Bei den vorliegenden Ausführungen, die ſich 
nur mit Reformgedanken beſchäftigen ſollen, iſt ein Eingehen auf dieſe Geſetze nicht 
erforderlich. Es ſei nur in einigen kurzen Ausführungen unterſucht, ob nicht noch 
einige Reformvorſchläge wünſchenswert erſcheinen. 

1. Bezüglich der Auflöſung ſei nur auf zwei Reformgedanken hingewieſen. 
Das Geſetz vom 9. Oktober 1934 hat als Vorausſetzung einer geſetzlich erfolgenden 
Auflöſung die Konkursablehnung mangels Maſſe feſtgeſtellt. So begrüßenswert 
dieſe Vorſchrift iſt, jo iſt doch zu erwägen®, ob ſie nicht auch auf den Fall zu 
erweitern iſt, daß der oder die Geſchäftsführer den Offenbarungseid geleiſtet haben. 
Es dürfte nämlich nicht einzuſehen ſein, weshalb die Geſellſchaften, für die der 
Offenbarungseid geleiſtet iſt, noch als werbende im Handelsregiſter eingetragen 
bleiben ſollen. Dieſelben Gründe, die für die Auflöſung nach Konkursablehnung 
anzuführen ſind, dürften auch für den Fall der Offenbarungseidleiſtung zutreffen. 
Es dürfte ſich daher eine dem $ 1 des Geſ. vom 9. Oktober 1934 entſprechende 
Regelung auch für dieſen Fall empfehlen. 

Ferner erſcheint es erwägenswert, ob nicht die freiwillige Auflöſung durch Geſell⸗ 
ſchafterbeſchluß in Zukunft unter Umſtänden an eine ſtaatliche Genehmigung zu 
knüpfen iſt“. Es iſt nämlich in jüngſter Zeit mitunter vorgekommen, daß ein an ſich 
lebensfähiges Unternehmen gegen den Willen des Betriebsführers aus rein 
kapitaliſtiſchen Motiven, die auf Konjunkturſchwankungen zurückzuführen waren, 
aufgelöſt wurde. So haben z. B. Ausländer, die über die erforderliche Mehrheit des 
Stammkapitals verfügten, einzelne Unternehmungen zum Schaden der deutſchen 
Wirtſchaft aufgelöſt, nur um dadurch ein ihnen im Ausland gehöriges Konkurrenz⸗ 
unternehmen zum Schaden Deutſchlands zu ſtärken. Zur Verhinderung derartiger 
Mißſtände erſcheint die Einführung einer ſtaatlichen Genehmigung der frei⸗ 
willigen Auflöſung, die den Organen des Handelsſtandes zu übertragen wäre, 
begrüßenswert. ö 

2. Die Vorſchriften über die Umwandlung im Geſetz vom 5. Juli 1934 
dürften nicht als ausreichend anzuſehen ſein. Dies ergibt ſich bereits daraus, daß 
trotzdem beinahe / der Geltungsdauer des Geſetzess verfloſſen find, von den zirka 
13 400 im Berliner Regiſter eingetragenen G. m.b. H. nur zirka 30 Geſellſchaften ihre 
Umwandlung beſchloſſen haben. 

Der Mangel des Geſetzes dürfte darauf zurückzuführen ſein, daß es nur eine 


so Dieſe Prüfung hat vor allem Heymann in feinem Aufſatz in der Feſtſchrift zum 
70. Geburtstag von Carl Wieland S. 222 über „Die Haftung der Aktionäre und Dritter 
für geſellſchaftsſchädliche Handlungen“ in eingehender Weiſe vorgenommen. Es ſei auf 
ſeine Ausführungen verwieſen. 

1 Die Auflöſung wird durch das Geſetz vom 9. Oktober 1934 (RGBl. I S. 914), die 
Umwandlung durch das Geſetz vom 5. Juli 1934 (RGBl. I S. 569) geregelt. 

22 Als Schrifttum zu dieſen Geſetzen ſeien zum Geſetz über die Auflöſung und Löſchung 
die Ausführungen des Verfaſſers in IW. 1934 S. 2657, zum Umwandlungsgeſetz der 
Kommentar von Böttcher und Meilicke (Berlin 1934) ſowie die Aufſätze von Groſchuff 
in IW. 1934 S. 1824, 2661 und 3033 genannt. 

es Derartige Erwägungen hat der Verfaſſer bereits in feiner in Anmerkung 13 genannten 
Broſchüre auf S. 15 angeſtellt. 

“Mit der Einführung einer derartigen Genehmigung würde ſich das Deutſche Recht 
dem Amerikaniſchen Recht nähern; vgl. Zahn an dem in Anm. 79 angeführten Orte ©. 180. 

es Die Geltungsdauer des Umwandlungsgeſetzes iſt nämlich in 8 1 bis zum 31. Des 
zember 1936 beſchränkt. 
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freiwillige Umwandlung kennt. Es erſcheint erwägenswert, ob nicht für die Geſell⸗ 
ſchaften, für die nach den obigen Ausführungen die Rechtsform der G.m. b. H. über⸗ 
flüſſig iſt und deren Aufrechterhaltung nur einen Schaden für das Geſamtintereſſe 
hervorruftss — wie oben vorgeſchlagens? —, eine Friſt zur Umwandlung zu ſetzen 
iſt, nach deren ergebnisloſem Ablauf gegen die Geſellſchaften im Nichtigkeitsver⸗ 
fahren gemäß § 144 I RF GG. einzuſchreiten iſt. 

3. Die Mantel verwertung hat in der Rechtſprechung des Kammer⸗ 
gerichtsss eine vom Standpunkt der neuen Rechtsanſchauung begrüßenswerte Be⸗ 
urteilung erfahren. 

Das Kammergericht hat die Verwertung von G. m. b. H.⸗Anteilen erloſchener Geſell⸗ 
ſchaften als Verwertung eines leeren Geſellſchaftsmantels für ungültig erklärt. 
Es „verſteht unter einem leeren Geſellſchaftsmantel die durch die Geſchäftsanteile 
verkörperte äußere Rechtsform einer als juriſtiſche Perſon beſtehenden Kapitalgeſell⸗ 
ſchaft, die in Ermangelung eines von ihr noch betriebenen Unternehmens und 
eines zur Wiederaufnahme geeigneten Vermögens keine wirtſchaftliche Bedeutung 
mehr hat“ ®®, 

Das Kammergerichtee begründet ſeine Anſicht damit, daß die unzuläſſigen Mantel: 
verwertungen ſich als eine vom Geſetz nicht zugelaſſene Umgehung von zwingen⸗ 
den Geſetzesvorſchriften darſtellten. Es ſei zwingend vom Geſetz vorgeſchrieben, 
daß bei der Gründung einer G. m. b. H. ein in ſeiner Mindeſthöhe vorgeſchriebenes 
Kapital zum Betriebe des Unternehmens bereitgeſtellt werden müſſe, das zum 
vierten Teile vor der Anmeldung der Geſellſchaft zum Handelsregiſter eingezahlt 
ſein müſſe. Dazu käme noch, daß jeder Geſellſchafter für den nicht bezahlten Betrag 
der Stammeinlagen nach § 24 G. m. b. H.⸗Geſ. hilfsweiſe perſönlich haftbar ſei. Durch 
dieſe zwingenden Geſetzesvorſchriften ſolle nach Möglichkeit eine Gewähr dafür 
geſchaffen werden, daß das Kapital, auf deſſen Inanſpruchnahme die Gläubiger 
durch den Ausſchluß der unmittelbaren Haftung der Beteiligten beſchränkt würden, 
für das Unternehmen auch wirklich zur Verfügung ſtehe. Nur damit rechtfertige 
ſich vom Standpunkt des Geſetzgebers aus die Zulaſſung der Haftungsbeſchränkung. 
Nur dadurch ſei ſie erträglich. Die Vorſchriften würden ihren Zweck verfehlen, wenn 
ſie durch Einkleidung eines beliebigen Unternehmens in den bis dahin wirtſchaft⸗ 
lich inhaltsloſen Mantel einer nur der äußeren Form nach noch beſtehenden Geſell⸗ 
ſchaft umgangen werden könnten. Es ſei deshalb anzunehmen, daß das Geſetz eine 
ſolche Umgehung nicht zulaſſen wolle. 

Wenn die Mantelverwertung hiernach in der Rechtſprechung des Kammer⸗ 
gerichts auch — wie der Verfaſſer in JW. 1934, 936 ff. des näheren ausgeführt hat — 
eine der neuen Rechtsanſchauung entſprechende Behandlung erfahren hat, ſo 
erſcheint doch auch hier eine klarſtellende Geſetzesreform dringend erforderlich, weil 
gegen die Anſicht des Kammergerichts im Schrifttum die ſchärfſten Angriffe erhoben 
worden jind®!, Karl⸗Auguſt Criſolli 


3. B. die zahlreichen Grundſtücksgeſellſchaften. 

87 Vgl. die Ausführungen bei Anmerkung 61. 

ss Zuerſt in JW. 1924 S. 1535. 

so So das KG. in der bisher noch nicht veröffentlichten Entſcheidung 1b X 304/1932. 
"In Ring 10 S. 156. 

e Vgl. die Zuſammenſtellung des Verfaſſers in JW. 1934 S. 939. 


Schrifttum: 

Es ſei auf die zahlreichen Lehrbücher und Kommentare des Handels- und insbeſondere 
des G. m. b. H.⸗Rechts verwieſen, die jedoch auf der überkommenen Rechtsanſchauung beruhen 
und deshalb in weſentlichen Teilen veraltet ſein dürften. In neuerer Zeit iſt nur eine 
Textausgabe mit Einleitung über das nn von Klauſing (Berlin 1934) 
erſchienen; eine kurze Kommentierung des G.m.b.9.:bejetes vom Verfaſſer unter Mit⸗ 
wirkung von Groſchuff ſteht vor dem Abſchluß. 


1174 


Das Recht der Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften 
im nationalſozialiſtiſchen Staat 


A. Genoſſenſchaften und nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung 


J. Die Lage der Genoſſenſchaften. Der Genoſſenſchaften hat ſich nach 
der Übernahme der Macht durch die nationalſozialiſtiſche Regierung eine begreif⸗ 
liche Unſicherheit und Angſtlichkeit hinſichtlich ihres künftigen Schickſals bemächtigt. 
Der Platz, den die Genoſſenſchaften im Neubau der Wirtſchaft auf nationalſozia⸗ 
liſtiſcher Grundlage einzunehmen beſtimmt ſein ſollten, ſtand bei Übernahme der 
Macht durch die nationalſozialiſtiſche Regierung noch kaum feit!, noch weniger 
war klar erſichtlich, welche Veränderungen ihr Einbau in eine nationalſozialiſtiſche 
Wirtſchaftsordnung — ſofern dieſer überhaupt in Frage kam — für ihre wirt⸗ 
ſchaftliche Betätigung und innere Struktur zur Folge haben mußte. Man beeilte 
ih zwar, die Führung der Genoſſenſchaften gleichzuſchaltent. Daß es mit dieſer 
äußeren Gleichſchaltung nicht getan war und getan ſein konnte, daß Größeres, 
Umwälzendes von den Genoſſenſchaften zu verlangen ſei, war auf dieſem Gebiet 
des deutſchen Wirtſchaftslebens ebenſo ſicher wie auf jedem anderen. Die Unſicher⸗ 
heit in den bisher führenden Kreiſen des Genoſſenſchaftsweſens wurde erheblich 
geſteigert durch die alsbald einſetzenden Beſtrebungen derjenigen Wirtſchaftskreiſe, 
die von jeher in dem Daſein und der Ausbreitung der Genoſſenſchaften eine un⸗ 
liebſame Einengung oder gar Bedrohung der eigenen Unternehmung erblickten, 
mit dem Ziel, bei Gelegenheit des bevorſtehenden Neuaufbaues des deutſchen 
Wirtſchaftslebens ſich der unbequemen Konkurrenz der Genoſſenſchaften zu ent⸗ 
ledigen®?. Einzelhandel und Banken waren ſtets die ſchärfſten Gegner des Genoſſen⸗ 

1 Das Programm der NSDAP. (vgl. Gottfr. Feder, Nat.⸗ſoz. Bibl. H. 1) enthält in 
Pkt. 16 1 Hinweis auf die bern 585 gewerblichen Rittelſtandes die Andeu⸗ 
tung einer Stellungnahme auch zum Genoſſenſchaftsproblem. Feder bezeichnet die Genoſſen⸗ 
ſchaften nebſt anderen Vereinigungen des wirtſchaftlichen Lebens als „vernünftig im 
Grundgedanken — ſinnlos im Chaos des heutigen (d. h. 1932) wirtſchaftlichen Lebens“. 

n „Der deutſche Staat auf nat.⸗ſoz. Grundlage“ (Nat.⸗ſoz. Bibl. H. 35) S. 26/27 erkennt 

eder den r Gedanken durchaus an und weiſt ihm wichtige Funktionen 
in der ee irtſchaftsordnung zu. 

In den Mitteilungen des genoſſenſchaftlichen Giroverbandes der Dresdner Bank („Vers 
trauliche Berichte 15 . Genoſſenſchaften“) 1933 S. 242 wird als Ergebnis dieſer 
Gleichſchaltung berichtet, daß ſie „nicht zu ſehr grundlegenden perſonellen Anderungen 
eführt“ habe, weil „die Grundrichtung des de elch tlichen Denkens bereits engſte 
zerührungspunkte mit den nationalſozialiſtiſchen Wirtſchaftsanſchauungen beſitzt und weil 
dieſe Anſchauungen ſchon in früheren Jahren durch die Führer der Genoſſenſchaften und 
der geno ag ee Verbände betätigt wurden“. Das Letztere mag zutreffen, ſoweit 
etwa geno eee Geiſt in jenen Kreiſen lebendig war; gerade daran hat es 
mehr und en gefehlt (vgl. die weiteren Ausführungen des Textes), und er läßt ſich 
auch nicht einfach durch perſonelle Veränderungen erzielen. 

Der Kampf ging hauptſächlich gegen die Verbrauchergenoſſenſchaften, die allerdings 
als vielfach den marxiſtiſchen Parteien verfallene Staanitationen breite Angriffsflächen 
boten. Ein ene ild dieſes Kampfes enthält der Jahrgang 1933 der Rundſchau 
der Verbrauchergenoſſenſchaften in a jeder Einzelnunmer. Nachdem bereits ſeitens der 
verſchiedenen Länderregierungen Verbote der Vehelligun von Konſumvereinen ergangen 
waren (ſo insbeſondere Erlaß des preußiſchen Min iſterpräſidenten Hermann Göring vom 
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ſchaftsweſens, fo ſehr ſie ſich auch gelegentlich ſelbſt des Genoſſenſchaftsgedankens für 
ihre eigenen Zwecke zu bedienen wußten. Die Tarnung dieſer ganz und gar nicht 
gemeinnützig gerichteten Beſtrebungen durch mißverſtandene Schlagworte angeblich 
nationalſozialiſtiſcher Prägung und durch Berufung auf nationalſozialiſtiſche Pro⸗ 
grammpunkte vermochte kaum darüber hinwegzutäuſchen, daß hier insgeheim 
und in der Offentlichkeit vielfach Kräfte am Werk waren, die in der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Bewegung nicht viel mehr als die Gelegenheit zur eigenen Berei⸗ 
cherung ſahen. 

Auch ſtimmungsmäßig war die Lage im Jahr 1933 für die Genoſſenſchaften 
nicht günſtig. Zahlreiche Genoſſenſchaften, insbeſondere Konſumvereine ſchwammen 
im marxiſtiſchen Fahrwaſſer, waren zu Finanzierungsinſtrumenten politiſcher Be⸗ 
ſtrebungen geworden, während der Wirtſchaftszweck in den Hintergrund trat. Die 
Genoſſenſchaften des Bürgertums waren, wenngleich ſie grundſätzlich in Betonung 
der Ideen von Schulze⸗Delitzſch und Raiffeiſen die Politik als ſolche ablehnten, 
durchweg von dem liberaliſtiſchen Geiſt ihrer Zeit erfüllt. Soweit ſie von der 
Preußenkaſſe“ abhängig waren, ergab ſich ſchon dadurch eine gewiſſe Hörigkeit in 
Fragen der Politik. Staatliche Mittel, die für die Stärkung des Genoſſenſchafts⸗ 
weſens beſtimmt ſein ſollten, wurden für politiſche Zwecke verwandt, wie die in 
der Offentlichkeit ſtark erörterten Finanzgeſchäfte des ehemaligen Beherrſchers der 
Preußenkaſſe und ſpäteren preußiſchen Finanzminiſters Klepper zur Genüge er⸗ 
gaben. Die Genoſſenſchaften hatten ſich in der Vergangenheit gewiß nicht als För⸗ 
derer für den Durchbruch der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung erwieſen. Auch 
wirtſchaftlich verleugneten zahlreiche Genoſſenſchaften weitgehend die Ideale, mit 
denen die Väter des deutſchen Genoſſenſchaftsweſens Schulze⸗Delitzſch und Raiff⸗ 
eiſen ſie zu erfüllen getrachtet und die lange Zeit in der Entwicklung der Genoſſen⸗ 
ſchaften ſich erhalten hatten, auch im Jahr 1933 bei gut geleiteten Genoſſenſchaften 
durchaus noch nicht verſchwunden waren. Zum Teil herrſchte in den deutſchen Ge⸗ 
noſſenſchaften ein engherziger, kleinbürgerlicher Krämergeiſt, nur darauf bedacht, 
die Genoſſenſchaften ſelbſtſüchtig zum eigenen Nutzen auszubeuten. Zum Teil, ins⸗ 
beſondere in den größeren ſtädtiſchen Vorſchuß⸗ und Kreditvereinen (Volksbanken), 
hatte man ſich dem Kapitalismus ergeben, deſſen Bekämpfung gerade das Ziel 
der Genoſſenſchaften ſein ſollte, gefördert durch die Erfahrungen und Nachwirkun⸗ 
gen der geſchäftlichen Demoraliſation in der Inflationszeit und durch die Groß⸗ 
mannsſucht mancher mit genoſſenſchaftlicher Arbeit nicht mehr vertrauter Leiter. 
Ein beſonders trübes Bild boten die zumeiſt als Genoſſenſchaften organiſierten Bau⸗ 
ſparkaſſen und Zweckſparunternehmungen, die aus dieſem Grund durch die Novelle 
zum VAG. v. 6. Juni 1931 — viel zu ſpät — einer bejonderen Ordnung und 
ſtaatlicher Aufſicht unterſtellt werden mußten, womit zugleich das Verbot der 
Rechtsform der Genoſſenſchaft verbunden war. 

Es iſt verſtändlich, daß dieſer Zuſtand der Genoſſenſchaften, der hier nur in 
ſeinen gröbſten Umriſſen gekennzeichnet werden kann, nicht geeignet war, das Ber: 
trauen und die Zuneigung der nationalſozialiſtiſchen Regierung zu den Genoſſen— 
ſchaften zu erwecken, und keinen Anreiz bot, ſich energiſch für ihre Erhaltung und 


6. Juni 1933, vgl. Roi. 1933 ©. 381), hat der Führer der Deutſchen Arbeitsfront Dr. Ley 
in einer Verfügung Sept. 1933 (vgl. Roͤſch. 1933 S. 585) eingehend zur Frage der Vers 
brauchergenoſſenſchaften Stellung genommen und zur Ruhe gemahnt. Seitdem iſt eine 
Art Burgfrieden zwiſchen Handel und Verbrauchergenoſſenſchaften zu verzeichnen. Vgl. 
hierzu auch Schloeſſer „Wandlungen der deutſchen Verbrauchergenoſſenſchaftsbewegung“ 
in Vierteljahrsſchr. f. Gen. ⸗Weſen N. F. 1935, Heft 2 S. 54 ff. 


Durch VO. des Reichspräſidenten über die Deutſche Zentralgenoſſenſchaftskaſſe und das 
genoſſenſchaftliche Reviſionsweſen vom 21. Okt. 1932 (RG Bl. I 503) wurde die „Preußen⸗ 
kaſſe“ zur Reichsanſtalt umgewandelt („Deutiche Zentralgenoſſenſchaftskaſſe“) und der 
Aufſicht des Reichsfinanzminiſteriums unterſtellt. 
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Förderung einzuſetzen. Man ſtand in dieſer Hinfiht vor einem ziemlich neuen Pro⸗ 
blem. Die ſchon von dem Führer in „Mein Kampf“ (S. 680 ff.) im Hinblick auf die 
Gewerkſchaften geäußerten Bedenken gegen eine vorzeitige, die aktive Kampfkraft 
lähmende Beſchäftigung mit wirtſchaftlichen Problemen mag wohl der Grund dafür 
geweſen ſein, daß man in den Jahren des Aufbaues der nationalſozialiſtiſchen 
Bewegung die mit den Genoſſenſchaften zuſammenhängenden Fragen bewußt beiſeite 
geſchoben hattes. Die nationalſozialiſtiſche Regierung hat auch hier ſehr bald den 
richtigen Weg gefunden und eingeſchlagen. Der gewaltige Aufbau des deutſchen 
Genoſſenſchaftsweſens mit ſeinen vielen Millionen von Mitgliedern, die unge⸗ 
heuren, dort inveſtierten Werte des Volksvermögens ſowie die Tatſache, daß die 
Genoſſenſchaft hauptſächlich gerade nichtbeſitzende und nichtkapitaliſtiſche Kreiſe in 
ſich vereinigte, geboten von vornherein ein vorſichtiges Vorgehen. In neueſter Zeit 
hat nunmehr das Problem der Verbrauchergenoſſenſchaften ſeine geſetzliche Rege⸗ 
lung gefunden. Das „Geſetz über Verbrauchergenoſſenſchaften“ 
vom 21. Mai 1935 (RGBl. I, 681) ordnet die Auflöſung der bei Verbrauchergenoſ⸗ 
ſenſchaften beſtehenden Sparein richtungen bis ſpäteſtens 31. Dezember 1940 
an ($ 5). „Zur Erleichterung der Abwicklung, insbeſondere zur Sicherung der Spar⸗ 
einleger“ wird ein Betrag von 60 Millionen Mark aus Reichsmitteln zur Ver⸗ 
fügung geſtellt für lebensunfähige Verbrauchergenoſſenſchaften, die (mit Zuſtim⸗ 
mung des Reichswirtſchaftsminiſters) bis zum 31. Dezember 1935 ihre Auflöſung 
beſchließen (82). Die Auflöſung iſt vereinfacht: Es genügt übereinſtimmender 
Beſchluß von Vorſtand und Aufſichtsrat oder Mehrheitsbeſchluß der Generalver⸗ 
ſammlung, falls die Auflöſung vor dem 31. Dezember 1935 beſchloſſen wird (§ 3). 
Mit Zuſtimmung des Reichswirtſchaftsminiſters können Vorſtand (bzw. Liqui⸗ 
datoren) und Aufſichtsrat Auszahlungsfriſten beſtimmen für die Abwicklung ihrer 
bei Auflöſung beſtehenden Verbindlichkeiten (8 4). Damit wird deutlich zum Aus⸗ 
druck gebracht, daß lebensfähige Verbrauchergenoſſenſchaften erhalten bleiben 
ſollen. Die Neuerrichtung von Verbrauchergenoſſenſchaften bedarf jedoch in Zu⸗ 
kunft der Zuſtimmung des Reichswirtſchaftsminiſters (§ 1). Heute dürfte die Über⸗ 
zeugung wohl wieder feſtſtehen, daß die Genoſſenſchaften ein nicht mehr weg⸗ 
zudenkendes Glied des deutſchen Wirtſchaftskörpers ſind und bleiben werden, daß 
ſie im Gegenteil bei richtiger Leitung und nach Reinigung von allen ihr Weſen 
verfälſchenden Elementen, wieder zurückgeführt auf ihre urſprünglichen Prinzipien, 
geradezu unentbehrlich im Neubau des deutſchen Wirtſchaftslebens ſind. Dies nicht 
nur in Anbetracht der wirtſchaftlichen Funktionen, denen die Genoſſenſchaft zu 
dienen hat, ſondern noch mehr im Hinblick auf die in ihr lebendigen Triebkräfte. 

1. Dieideen mäßigen Grundlagen, auf denen die Genoſſenſchaft in 
teiner Ausprägung ruht, ſind beſtes deutſches Geiſtes⸗ und Rechtsgut, deſſen Er⸗ 
haltung gerade der nationalſozialiſtiſche Staat ſich angelegen fein läßt“. Es iſt vor 
allem der Gedanke der Selbſthilfe aus eigener Kraft und der Selbſtverantwort⸗ 
lichkeit, dem die Genoſſenſchaften ihre Entſtehung verdanken. Beſteht auch hiſtoriſch 
geſehen kein unmittelbarer Zuſammenhang zwiſchen den ſchon früher verſchwun⸗ 
denen oder wenigſtens innerlich abgeſtorbenen Genoſſenſchaften der deutſchen Rechts⸗ 
vergangenheit, von deren Werden und Weſen Otto v. Gierkes unvergängliches 


Neben den mehr beiläufigen Bemerkungen von Gottfried Feder (ſ. Anm. 1 oben) 
hat ſich nur Eugen Schach (Nat.⸗ſoz. Bibl. H. 32) eingehender mit dem Genoſſenſchafts⸗ 
problem — und zwar in einer von erfreulichem Verſtändnis für deren Weſen getragenen 
Weiſe — befaßt. 

»Das betont auch eine Abhandlung von Weber (Zeitſchrift für Wohnungsweſen 1933 
S. 383 ff.), die aber weder in ihren hiſtoriſchen e n iſt, noch das 
Weſen der Erwerbs⸗ und en ae e ee richtig kennzeichnet. Verfehlt iſt es 
insbeſondere, die Markgenoſſenſchaften des altdeutſchen Rechts als Ausgangspunkt der 
Entwicklung zu bezeichnen. Die Sippe als Urform aller genoſſenſchaftlichen Vereinigungen 
wird dabei völlig überſehen. 
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Buch jo beredtes Zeugnis ablegt, und andererfeits den Erwerbs: und Wirtſchafts⸗ 
genoſſenſchaften, wie ſie etwa ſeit 1850 in Deutſchland Eingang fanden, ſo iſt es 
doch immer wieder die gleiche Idee in dieſer oder jener Ausprägung und Ver⸗ 
wendung, die das Entſtehen von Genoſſenſchaften in älterer und neuerer Zeit her⸗ 
vorrief. Waren es in den Anfängen ſtaatlicher Bildung und noch mehr in vor⸗ 
ſtaatlichen Zeiten das Fehlen und die Unvollkommenheit ſtaatlicher Einrichtun⸗ 
gen, die den einzelnen das Bedürfnis zum Zuſammenſchluß mit Gleichgearteten 
empfinden ließen, ſo iſt in der Neuzeit wiederum das Verſagen des Staates, der 
mangelnde wirtſchaftliche Schutz der erwerbstätigen Volksgenoſſen der Antrieb zu 
genoſſenſchaftlichen Bildungen geworden. Einſtmals zwangen die unentwickelte Ar⸗ 
beitstechnik und die Gefahren der Umwelt den Naturmenſchen zur Vereinigung 
der Kräfte mit anderen. Inſtinktmäßig ſichere Verwendung ſtaatsbildender Ele⸗ 
mente ließ die Sippe, den Prototyp der germaniſchen Genoſſenſchaft im Staat, un⸗ 
berührt und beließ ihr die Aufgaben, deren Trägerin ſie ſchon in vorſtaatlicher 
Zeit geweſen war: als Heeres⸗, Agrar⸗, Liegenſchafts⸗, Rechtsſchutz⸗ und Unter⸗ 
ſtützungsverband, bedient ſich ſpäterhin der Gilden und Zünfte zur Förderung 
von Gewerbe und Handel in den mittelalterlichen Städten. Freilich führten gerade 
dieſe den Genoſſenſchaften belaſſene Freiheit in der Geſtaltung ihres inneren und 
äußeren Lebens, ihre Privilegien, die Autonomie und öffentlich⸗rechtliche Funk⸗ 
tionen, mit denen ſie der mittelalterliche Staat reichlich bedachte, ſowie der zu⸗ 
nehmende Wohlſtand ihrer Angehörigen zu unerfreulichen Erſcheinungen: Der le⸗ 
bendige genoſſenſchaftliche Gemeinſchaftsgeiſt erſtarrt in gleichem Maße, in dem 
der Antrieb zu genoſſenſchaftlicher Vereinigung mit dem Wegfall der ſie bedingen⸗ 
den Urſachen nicht mehr beſtand. Aus Vereinigungen zu gemeinſchaftlicher Ar⸗ 
beit werden allerwärts Kapital vereine, bedacht auf größtmögliche, ſelbſt⸗ 
ſüchtige Ausnutzung der mit der Zugehörigkeit verbundenen Vorrechte, ängſtlich 
verſchloſſen gegen jeden Zuzug aus anderen nichtbeſitzenden Kreiſen, nur noch offen 
den Angehörigen der gleichen Familie; ſo vornehmlich die Gewerkſchaften des 
Bergbaues, Münzergenoſſenſchaften, Gilden und Zünfte, vielfach auch die Mark⸗ 
genoſſenſchaften u. a. 

In der Neuzeit ſind es der Kapitalismus und deſſen Auswirkungen auf Geld⸗ 
markt, Induſtrie und Handel, zu deren Abwehr ſich die hierdurch mit Vernich⸗ 
tung bedrohten Bevölkerungsſchichten, vornehmlich Landwirtſchaft und gewerb⸗ 
licher Mittelſtand, zuſammenfanden. In der Vereinigung der Arbeitskräfte und 
Spargroſchen, in dem Einſtehen aller für einen und umgekehrt, ſucht man den 
Großbetrieben auf dem freien Markt zu begegnen und ſich die unentbehrlichen 
Kredite zu angemeſſenen Bedingungen zu beſchaffen. Die Genoſſenſchaften haben 
das große Verdienſt, zu ihrem Teil tatkräftig dem Verfall der Wirtſchaftsordnung 
und der Diktatur des Großkapitals entgegengewirkt zu haben. 

Ihre Aufgabe iſt auch heute noch nicht beendigt. Gewiß ſind die Genoſſenſchaften 
im Grunde, wenn auch nur mittelbar als Gegenſpieler, ein Produkt der libera⸗ 
liſtiſchen Wirtſchaftsordnung. Heute, da der Staat nicht mehr wie früher ſeine Auf⸗ 
gabe darin ſieht, dem Spiel der wirtſchaftlichen Kräfte freien Lauf zu laſſen, da 
vielmehr der nationalſozialiſtiſche Staat zielbewußt die Unterordnung der Wirt⸗ 
ſchaft unter die Bedürfniſſe des Geſamtvolkes vollzieht, läßt ſich die Frage nicht 
unterdrücken, ob die Genoſſenſchaften nunmehr als Kampforganiſation der land⸗ 
wirtſchaftlichen Erzeuger, der Handwerker, der Kleinhändler, der Konjumenten 
entbehrlich geworden ſind. Es ließe ſich erwägen, ob nicht den berufsſtändiſchen Or⸗ 
ganiſationen die Aufgaben zu übertragen wären, denen ſich bisher die Genoſſen⸗ 
ſchaften widmeten. Es mag ſein, und iſt ſogar wahrſcheinlich, daß die Genoſſen⸗ 
ſchaften von ſelbſt verſchwinden werden, wenn einmal die wahrhaft nationalſozia⸗ 
liſtiſche Wirtſchaftsgeſinnung Gemeingut aller Erzeuger und Händler geworden 
iſt. Bis dahin jedoch iſt noch ein weiter Weg. Eine ſolche innere Umwandlung 
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läßt ſich nicht in wenigen Jahren erzielen; fie erfordert zum mindeſten ein Men⸗ 
ſchenalter. Erſt unſere Jugend wird, unabläſſig dahin erzogen, vielleicht dieſe 
Geſinnung voll zur Durchſetzung bringen. Vorderhand ſtehen Partei und Staat 
noch mitten im Kampf gegen den materialiſtiſchen Geiſt, den das vorige Regime 
in dem Menſchen unſerer Tage und ganz beſonders in den im Wirtſchaftsleben 
ſtehenden Volksgenoſſen hat groß werden laſſen. Der Kampf dagegen verlangt ein 
zähes Ringen um jeden Fußbreit Boden auf wirtſchaftlichem Gebiet. Die Ge⸗ 
noſſenſchaften ſind hierbei wertvollſte Mitſtreiter. Solange es Aktiengeſellſchaften 
und Konzerne gibt, können auch die Genoſſenſchaften aus der Struktur des Wirt⸗ 
ſchaftslebens nicht geſtrichen werden. Sie verwirklichen, ſoweit ſie nicht der Ent⸗ 
artung anheimgefallen ſind, gerade jenen Gemeinſchaftsgeiſt, deſſen Belebung zu 
den wichtigſten Aufgaben des nationalſozialiſtiſchen Staats gehört. Sie verkörpern 
in ſich ungeheure ideelle und materielle Kräfte, deren zielbewußte Ausrichtung 
und Verwendung im Kampf gegen den Kapitalismus Wunder zu wirken vermag. 
Eine nationalſozialiſtiſche Regierung wird niemals in den Fehler der marxiſti⸗ 
ſchen Parteien verfallen, die — in blindem Glauben an das unſinnige „eherne 
Lohngeſetz“ — ſich keinerlei Beſſerung der Lage arbeitender Volksgenoſſen von der 
Aufnahme und Verwendung des Genoſſenſchaftsgedankens verſprachen und daher 
lange Zeit unterließen, ſich dieſes Hilfsmittels für ihre Beſtrebungen zu bedienen 
— nur zu gut begreiflich von Parteien, die in Wirklichkeit ſich zu Dienern des Ka⸗ 
pitalismus erniedrigten, deſſen Bekämpfung ſie vorgaben. 


B. Die Genoſſenſchaft als Glied der nationalſozialiſtiſchen 
Wirtſchaftsordnung 


Unumwunden iſt zuzugeben, daß die Genoſſenſchaft in ihrer gegenwärtigen 
Verfaſſung noch kein geeignetes Kampfinſtrument abzugeben vermag. Es wieder⸗ 
holt ſich bei der Genoſſenſchaft unſerer Zeit die gleiche Erſcheinung, die ſchon den 
mittelalterlichen Genoſſenſchaften zum Verderben wurde: Die Genoſſenſchaft fällt, 
wenn die eigentliche Not⸗ und Kampfzeit beendigt iſt, den gleichen Mißſtänden 
anheim, gegen die zu wirken ſie beſtimmt war. Wie aus den mittelalterlichen 
Genoſſenſchaften, nachdem ſie für ihre Mitglieder den erforderlichen Lebensraum 
geſchaffen hatten, monopoliſtiſche, ihre Machtſtellung rückſichtslos ausbeutende Organi⸗ 
ſationen wurden, ſo huldigen heute vielfach die Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſen⸗ 
ſchaften kapitaliſtiſchen Prinzipien, deren Bekämpfung gerade ihre Aufgabe iſt. Die 
Mängel der Genoſſenſchaft ſind z. T. begründet in dem Schwinden echt genoſſen⸗ 
n Geiſtes, z. T. auch, aber in weſentlich geringerem Maß, in ihrer Organi- 
ation. 

J. Die Aufgaben der Genoſſenſchaßft. Das genoſſenſchaftliche Leben 
bedarf neuer Befruchtung, um es aus der Erſtarrung, in die es vielfach ver⸗ 
fallen iſt, zu löſen. Es fehlt auch heute noch zu ſehr an einer klaren Erkenntnis 
genoſſenſchaftlicher Aufgaben, wie ſie das Geſetz in genügend deutlicher Weiſe um⸗ 
ſchrieben hat (8 1 GenG.). 

1. „Förderung des Erwerbs oder der Wirtſchaft ihrer Mit⸗ 
glieder mittels gemeinſchaftlichen Geſchäftsbetriebs“ be⸗ 
deutet nicht, daß die Genoſſenſchaft nur dazu da iſt, um ihren Mitgliedern ſo viel 
Vorteile wie möglich, geldlicher oder anderer Art, auf Koſten anderer Unter: 
nehmungen zuzuführen. Zunächſt beſagt dieſer Hinweis, daß der genoſſenſchaftliche 
Geſchäftsbetrieb nicht Selbſtzweck werden darf, ſondern lediglich Hilfs betrieb für 
die beſſere Nutzbarmachung ihres gewerblichen oder ſonſtigen Unternehmens durch 
die Mitglieder („Erwerb“) fein oder der Hauswirtſchaft ihrer Mitglieder, d. h. dem 
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Konſumenten durch Ausſchaltung verteuernden Zwiſchenhandels Leiſtungen gewähren 
ſoll, wie ſie der einzelne außerhalb der Genoſſenſchaft ſonſt nicht zu erlangen 
vermag. Mit dieſer unmittelbaren Förderung der Mitglieder, wie in Lite⸗ 
ratur und Rechtſprechung gemeinhin ſolche Zielſetzung bezeichnet wird, verträgt 
ſich die Erzielung von Überſchüſſen, die nicht der Stärkung des Geſchäftsbetriebs, 
ſondern der Verteilung von Kapitalerträgen an die Mitglieder dienen, 
überhaupt nicht. Wenn Barvergütungen an die Mitglieder in Frage kommen, dann 
darf dies nicht geſchehen in der Form von Dividenden, die nach der Höhe der 
Kapitaleinlage des Genoſſen, d. h. des Geſchäftsguthabens bemeſſen werden, ſondern 
lediglich in Geſtalt von Umſatzrückvergütungen, insbeſondere ſog. Waren divi⸗ 
denden“. Gerade dieſes Geſchäftsgebaren hebt die Genoſſenſchaft ſchärfer als irgend⸗ 
ein anderes Moment ab von ihrer Gegnerin, der Kapitalgeſellſchaft. In der Praxis 
wird aber darauf bei weitem nicht genügend Gewicht gelegt. Die herrſchende 
Meinung und die Rechtſprechung ſind in dieſem Punkt viel zu nachſichtig. Es muß 
ſich endlich die Erkenntnis Bahn brechen, daß eine Genoſſenſchaft, die Kapital⸗ 
dividenden verteilt, ihrem Zweck untreu wird und damit ihre Daſeinsberechtigung 
verliert. 

2. Andererſeits darf aber auch die Betonung dieſes Grundſatzes nicht zu der 
Auffaſſung verleiten, daß die Genoſſenſchaft dazu beſtimmt ſei, ihren Mitgliedern, 
ob Erzeuger, Gewerbetreibender, Händler oder Konſument, eine möglichſt weit⸗ 
gehende Vorzugsſtellung im Wirtſchaftsleben gegenüber anderen nicht genoſſen⸗ 
ſchaftlich organiſierten Volksgenoſſen zu verſchaffen. Die Genoſſenſchaft iſt eine 
typiſche Abwehrorganiſation. Sie iſt nur dazu da, um die Unterlegenheit aus⸗ 
zugleichen, die ihre Mitglieder ohne ſolche Unterſtützung in ihrer Vereinzelung 
zur Ohnmacht im Wirtſchafts⸗ oder Daſeinskampf verdammt. Sie hat nicht der 
Erwerbs-, ſondern der Bedarfs wirtſchaft zu dienen. Auch hier verläuft 
wiederum eine ſcharfe Grenze gegenüber dem Betätigungsgebiet der Kapitalgeſell⸗ 
ſchaft. Es liegt im Weſen der Kapitalgeſellſchaft, daß ſie die wirtſchaftliche Macht 
ihres Unternehmens unbegrenzt zu ſteigern ſucht. Gerade deshalb bedient ſie ſich 
des Mittels der Kapitalzuſammenballung, und nur dadurch hinwiederum iſt ſie in 
der Lage, dem Privatkapital genügenden Anreiz zur Anlage in Aktien, Kuxen, 
Geſchäftsanteilen zu bieten. Die Genoſſenſchaft iſt oder ſoll ſein das Sammel⸗ 
becken „der Mühſeligen und Beladenen“, derer, die aus eigener Kraft ſich nicht durch⸗ 
zuringen vermögen. Weitergehende Ziele, insbeſondere der Ehrgeiz, es den Kapital⸗ 


7 Es iſt „ uam in dieſer e gleichgültig, ob die Gegenleiſtung der Ge⸗ 
19 85 die ſie bei Inanſpruchnahme genoſſenſchaftlicher Einrichtungen regelmäßig zu ent⸗ 
richten haben — denn auch die Genoſſenſchaft kann ſchließlich ihr Betriebskapital 
nicht verſchenken —, von vornherein geringer bzw. in Höhe der Selbſtkoſten bemeſſen oder 
ob zunächſt der im freien Marktverkehr übliche Gegenwert verlangt, nach Abſ 11 des 
Geſchäftsjahrs aber die un wieder zurüdvergütet wird. Der letztere Weg iſt ſogar 
kaufmänniſch der richtigere. Denn die Höhe der Selbſtkoſten, zu denen Io auch die Generals» 
unkoſten und die 05 Erhaltung und Stärkung des Geſchäftskapitals erforderlichen Beträge 
einſchließlich der Deckung erlittener Verluſte gehören, läßt ſich erſt am Ende des Geſchäfts⸗ 
jahres genauer ermitteln. Über das Weſen der N bei Verbrauchergenoſſen⸗ 
ſchaften vgl. Rundſchau der Verbrauchergenoſſenſchaften 1933 S. 148 (Remmele), S. 478 
(Zätzſch), S. 750 (Grotkopp). Nach dem al vom 14. 11. 1933 (RGBl. I ©. 1011) 
iſt die Rückvergütung nunmehr auf 3% im Höchſtbetrag begrenzt, der gleiche Rabattſatz, 
wie er auch im Einzelhandel nicht mehr überſchritten werden darf. Damit iſt erfreulicher⸗ 
weiſe Ordnung auf einem Gebiet geſchaffen, das zu mancherlei unlauteren Erſcheinungen 
auch bei den Genoſſenſchaften geführt hat. Gerade die Rückvergütung der Genoſſenſchaften 
iſt vielfach vom Einzelhandel als unlauterer Wettbewerb bekämpft worden und hat zur 

einführung der Rabatte und Zugaben im Geſchäftsleben erheblich Anſtoß gegeben. Für 
die Genoſſenſchaften, die mitunter in der Tat durch überhöhte Rückvergütung eine bedent« 
liche Propaganda zu treiben ſuchten, kann dieſes Geſetz nur heilſam ſein. Es zwingt ſie, 
ſchärfer zu kalkulieren und den Vorteil der Mitglieder 11 in der Verbilligung der 
Preiſe bzw. Herabſetzung der Unkoſten zu ſuchen, wenn ſie ihre Anziehungskraft für die 
Mitglieder bewahren wollen. 


1180 


geſellſchaften gleichzutun, liegen völlig abjeits von ihrem Weg. Darum muß ſie 
die Tore offen halten für alle, die in jener unterſtützungsdürftigen Lage ſind, 
andererſeits ſich freihalten von Mitgliedern, die ohne dieſe Unterſtützung aus⸗ 
kommen können und mit ihrer Beteiligung an der Genoſſenſchaft ganz andere, 
genoſſenſchaftsfremde Zwecke verbinden. Das GenG. ($ 1) betont dieſes Weſen der 
Genoſſenſchaft durch das zwingend aufgeſtellte Merkmal „Geſellſchaft von 
nicht geſchloſſener Mitgliederzahl“. Leider zeigen auch in dieſem 
Punkt Praxis, wiſſenſchaftliche Lehre und Rechtſprechung eine geradezu verhängnis⸗ 
volle Nachgiebigkeit. Nach der jetzigen Rechtslage bleibt hiervon eigentlich nichts 
weiteres übrig, als daß ſatzungs mäßig die Mitgliederzahl nicht fixiert werden 
darf. Hingegen iſt die Genoſſenſchaft nicht gehindert, nur jeweils ſo viel Mitglieder 
aufzunehmen, als zum Erſatz ausſcheidender Mitglieder erforderlich iſt, oder gar ſich 
dem Zuzug neuer Mitglieder völlig zu verſchließen. Wenn man demgegenüber 
etwa darauf verweiſt, daß auch der Genoſſenſchaft nicht die freie Auswahl der 
Mitglieder im Intereſſe der Aufrechterhaltung ihres Geſchäftsbetriebs benommen 
werden dürfe, und daß die Genoſſenſchaft keine gemeinnützige Inſtitution ſei, ſo 
verkennt man nur gründlich das oben gekennzeichnete Weſen der Genoſſenſchaft. 
Um ſich gegen Mitglieder zu ſchützen, die ihr geſchäftlich zum Nachteil gereichen 
können, ſtehen der Genoſſenſchaft andere ſichere Wege zur Verfügung. Sie iſt keinem 
Genoſſen gegenüber genötigt, Kredit oder gar unbeſchränkten Kredit zu geben, 
wenn er deſſen nicht würdig iſt und keine Sicherheiten dafür zu ſtellen vermag. 
Und gemeinnützig — wenn man dieſen vielumſtrittenen Begriff richtig auffaßt — 
ſoll die Genoſſenſchaft durchaus ſein. Jedem Volksgenoſſen, der darum nachſucht 
und den Vorausſetzungen der Mitgliedſchaft entſprichts, muß die Förderung durch 
die Genoſſenſchaft zuteil werden. Ä 

Das geſetzliche Erfordernis „nichtgeſchloſſene Mitgliederzahl“ hat daher nur dann 
Wert, wenn es im Sinne eines Aufnahmezwangs, ſoweit die ſatzungs⸗ 
mäßigen Vorausſetzungen erfüllt ſind, gedeutet wird und wenn Beſtimmungen der 
Satzung, die dieſer Tendenz zuwiderlaufen, rückſichtslos als nichtig betrachtet werden. 
Wenn der Staat den Volksgenoſſen geſtattet, ſich zu eigenem Vorteil zu wirt⸗ 
ſchaftlichen Organiſationen zuſammenzuſchließen, und dieſen Zuſammenſchluß mit 
rechtlichen Vorteilen bedenkt, jo räumt er dieſer Vereinigung damit noch nicht die 
Macht ein, den Vorzug lediglich zur eigenen Bereicherung und zum Nachteil anderer 
bedürftiger Volksgenoſſen zu mißbrauchen. Dem liberaliſtiſchen Staat der Ver⸗ 
gangenheit mochte dies gleichgültig fein. Um jo mehr iſt die Herrſchaft dieſes Grund⸗ 
ſatzes im nationalſozialiſtiſchen Staat zu betonen und deſſen konzeſſionsloſe Durch⸗ 
führung, die ſich durchaus ſchon mit dem gegenwärtigen Geſetzeswortlaut verträgt, 
anzuſtreben. 

3. Eine weitere, dem ſo gekennzeichneten Weſen entſprechende Eigenſchaft der 
Genoſſenſchaft kommt weder in dem Geſetz deutlich zum Ausdruck noch iſt ſie in den 
Erörterungen von Literatur und Rechtſprechung bisher klar erkannt. Sie folgt 
aus der Eigenart ihres Geſchäftsunternehmens als Hilfsbetrieb für die Mit⸗ 
glieder. Iſt die Genoſſenſchaft nur um der Genoſſen willen da, ſo kann ſie an 
ihre Mitglieder fo weitgehende Anforderungen ſtellen, als 
es dem genoſſenſchaftlichen Zweck nur irgendwie entſpricht. 
Die Förderung, die ſie dem Erwerb oder der Wirtſchaft ihrer Mitglieder ange⸗ 
deihen läßt, verweiſt ſie auf den Geſchäftsverkehr hauptſächlich oder ausſchließlich 


s Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß einer e ie sgh cho die Auf⸗ 
nahme von Nichtlandwirten, einer Genoſſenſchaft von Tiſchlern, Bäckern oder ſonſtigen 
Handwerkern oder von Händlern nicht die Aufnahme von Perſonen, die dem betreffenden 
Beruf nicht angehören, zugemutet werden kann. Es bleibt alſo der Genoſſenſchaft unbenom⸗ 
men, ihre Ziele enger oder weiter zu ſtecken und danach den Kreis der aufnahmefähigen 
Perſonen zu bemeſſen. 
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mit den Genoſſen. Der freie Marktverkehr, ſoweit ein ſolcher nicht zur Durchführung 
ihrer genoſſenſchaftlichen Zwecke erforderlich iſt', bleibt ihr für die Regel ver⸗ 
ſchloſſen und muß ihr auch nach den ihr vom Geſetz zugewieſenen Aufgaben, die 
zugleich ihre Stellung in der ſtaatlichen Wirtſchaftsordnung zutreffend beſtimmen, 
verſchloſſen bleiben. Die Mitglieder ſtehen ihrer Genoſſenſchaft im Geſchäfts⸗ 
verkehr mit deren Unternehmen nicht — wie die Aktionäre, Gewerken, Geſellſchafter 
einer G. m. b. H. oder ſonſtiger rechtsfähiger, erwerbswirtſchaftlicher Vereinigung 
— als Dritte, d. h. wie jedes beliebige Nichtmitglied gegenüber. Vielmehr iſt die 
Stellung der Genoſſen in dieſer Beziehung gerade dadurch charakteriſiert, daß 
Mitgliedſchaft und Kundeneigenſchaft hier notwendig eins 
find. Erwarten die Genoſſen von dem gemeinſchaftlichen Geſchäftsbetrieb Förderung 
ihrer ſelbſtnützigen Belange, ſo müſſen ſie dieſen auch in den Stand ſetzen, ſolchem 
Zweck dienen zu können. 

Wiederum tritt eine ſcharfe Grenze gegenüber der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft 
hervor. Hier liegen aber zugleich auch die notwendigen Sicherungen des Einzel⸗ 
handels und der Geſamtwirtſchaft gegenüber Genoſſenſchaften, die unter Mißbrauch 
ihrer vom Geſetz mit Erleichterungen und Vorzügen ausgeſtatteten Vereinigungs⸗ 
form ſich anmaßen, in freie Konkurrenz mit anderen Unternehmungen auf den 
offenen Markt zu treten. Und ſchließlich bedeutet die Innehaltung dieſer Grenze 
auch die notwendige Sicherung für die Genoſſen ſelbſt, liegt alſo in deren ureigenem 
Intereſſe, da andernfalls die Mitglieder mit Riſiken belaſtet würden, die fie nie 
übernommen haben und niemals übernehmen wollten. 

Die Erkenntnis und die Einſchärfung dieſes Grundſatzes iſt um ſo wichtiger, weil 
das GenG. nur für Darlehenskaſſen und Konſumvereine das Prinzip einigermaßen 
ſtreng durchführt (8 8 Abſ. 2—4; SS 31, 32, 152—154), im übrigen aber der Ge⸗ 
noſſenſchaft geſtattet, durch die Satzung den Geſchäftsbetrieb auf Nichtmitglieder 
auszudehnen (8 8 Abſ. 1 Ziff. 5). Dieſe ſchon an ſich nicht unbedenkliche Ausnahme, 
die in einer nationalſozialiſtiſchen Wirtſchaftsordnung kaum noch Daſeinsberech⸗ 
tigung beanſpruchen kann, darf keinesfalls übermäßig erweitert werden, wie es 
leider durch die genoſſenſchaftliche Praxis vielfach geſchehen iſt und durch eine 
laxe Auffaſſung in Literatur und Rechtſprechunge allzuſehr geduldet wird. Eine 
Genoſſenſchaft, bei der der Geſchäftsverkehr mit Nichtmitgliedern den Geſchäfts⸗ 
verkehr mit den Genoſſen vollſtändig überwuchert, iſt keine Genoſſenſchaft im 
Rechtsſinn mehr. Es iſt völlig verfehlt, eine Genoſſenſchaft, die von ihren eigenen 
Mitgliedern nicht genügend geſchäftlich in Anſpruch genommen wird, dadurch 
künſtlich am Leben zu erhalten, daß man ihr geſtattet, ſich am Geſchäftsverkehr 
auf dem freien Markt zu beteiligen. Eine derartige Genoſſenſchaft hat ihren Zweck 


»Gewiß kann die Genoſſenſchaft zur Durchführung ihrer eigentlichen Zwecke auch mit 
Nichtmitgliedern Geſchäfte abſchließen und ſie muß dies ſogar. Nur die ſog. „Mitglieds⸗ 
geſchäfte“ oder (beſſer) „Nutzungsgeſchäfte“ (vgl. Rieß S. 16; Waldecker S. 63 nennt 
ſie „Aktivgeſchäfte“), d. h. diejenigen Geſchäfte, in denen die Inanſpruchnahme genoſſen⸗ 
ſchaftlicher Vorteile durch die Mitglieder zum Ausdruck kommt, müſſen auf den Kreis der 
Genoſſen beſchränkt bleiben. Unbenommen bleibt aber der Genoſſenſchaft, ſich ihre ſachlichen 
und perſönlichen Betriebsmittel auf dem offenen Markt zu beſchaffen wie alle zur Durch⸗ 
führung ihres Unternehmens mit Dritten notwendigen Geſchäfte zu tätigen (ſog. 
Gegengeſchäfte, vgl. Rieß S. 18, Paſſivgeſchäfte, vgl. Waldecker S. 63). Hierzu des 
näheren Bar. Cr. 12. Aufl. §S 1 Anm. 21 und Meyer in Bl. f. G. 1920 S. 251; 1923 S. 458. 

10 Dies zeigt ſich namentlich in der einſchränkenden Auslegung, die dem § 81 GenG. 
zuteil wird. Sie hat viel dazu beigetragen, daß $ 81 (ſ. darüber den folgenden Text) 
zu einem recht untauglichen Inſtrument geworden iſt. Vgl. die Kommentare und Lehr⸗ 
bücher zu $ 81 GenG. Daß eine Genoſſenſchaft durch übermäßige Steigerung ihres 
Geſchäftsverkehrs mit Nichtmitgliedern ihren genoſſenſchaftlichen Charakter völlig ein⸗ 
büßen kann, wird m. W. nirgends betont. 
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verloren und mag eingehen. Ein Verluſt für die Geſamtwirtſchaft iſt damit gewiß 
nicht verbunden. 

Die Genoſſenſchaft bedarf aber auch nicht der Erſtreckung des Geſchäftsbetriebs 
auf Nichtmitglieder, um ein für ihren Betrieb genügendes Geſchäftsvolumen zu 
erreichen und zu erhalten. Wo der genoſſenſchaftliche Geiſt der Mitglieder ſo 
gering entwickelt iſt, daß ſie die geſchäftlichen Einrichtungen der Genoſſenſchaft 
aus freien Stücken nicht genügend in Anſpruch nehmen, da bleibt ihr als äußerſtes 
Mittel — das freilich in der idealen Genoſſenſchaft überflüſſig ſein ſollte —, den 
Kundenzwangri als genoſſenſchaftliche Pflicht für die Mitglieder einzuführen. 
Das Geſetz hat von einer Beſtimmung dieſer Art, wie ſie ſich für den mit der 
Genoſſenſchaft nahe verwandten Verſicherungsverein auf Gegenſeitigkeit findet 
(VAG. § 20 S. 2), abgeſehen und abſehen können, weil in einer gut geleiteten 
Genoſſenſchaft die Vorteile, die die Genoſſenſchaft ihren Mitgliedern zu gewähren 
vermag, ſchon genügenden Anreiz bieten ſollten, ſich ihrer Einrichtungen zu bedienen. 
Aber es dürfte keinem Zweifel unterliegen, daß die Genoſſenſchaft von ihren 
Mitgliedern alle die Leiſtungen verlangen kann und darf, deren ſie zur Erfüllung 
ihres Zwecks, den Mitgliedern zu dienen, bedarf. Für alle rechtsfähigen Ver⸗ 
einigungen iſt es eine ſtreitige Frage, die bisher noch nicht in allgemein befriedi⸗ 
gender und anerkannter Weiſe gelöſt iſt, ob und inwieweit die Einführung von ſog. 
Nebenleiſtungspflichten, d. h. ſolchen, die nach der geſetzlichen Ordnung 
nicht zum Hauptinhalt der Mitgliederpflichten gehören, geſetzlich überhaupt zuläſſig 
iſt und ob, ſoweit dieſe Vorfrage bejaht werden kann, die Einführung neuer 
Nebenleiſtungspflichten mit Wirkung gegen alle — auch die nicht zuſtimmenden 
— Mitglieder als Satzungsänderung beſchloſſen werden kann. In letzterer Hinſicht 
bereitet die Grenze der ſog. Sonderrechte (S 35 BGB.) beträchtliche Schwierigkeiten. 
Für die Genoſſenſchaft hingegen kann dieſe Frage überhaupt nicht aufgeworfen 
werden. Ihr eigentliches Weſen, der Zweck, zu dem ſie ins Leben gerufen wird, 
verlangt gebieteriſch die Einengung der ſog. körperſchaftlichen Individualſphäre 
ihrer Mitglieder. Denn der eigentliche Grund, der bei ſonſtigen rechtsfähigen 
Vereinigungen den Schutz der Individualſphäre der Mitglieder unentbehrlich 
macht: das wirtſchaftlich über den Kreis der Mitglieder hinausgreifende Eigen⸗ 
leben der Körperſchaft, beſteht nicht für die Genoſſenſchaft, die ja nur Dienerin 
ihrer Mitglieder iſt und ſein darf. Hier verläuft die Grenze der körperſchaftlichen 


1 Auch die Steuergeſetz ge bung (vgl. hierzu Par.⸗Cr. 12. Aufl. S. 511 ff.) ſteht 
auf dem Standpunkt, daß eine Ausdehnung des Geſchäftsbetriebs auf Nichtmitglieder den 
Zweck der Genoſſenſchaft verfälſcht. Die Befreiung von der ee euer wird nur 
den Genoſſenſchaften zuteil, deren Geſchäftsbetrieb ſich auf den Kreis der Mitglieder 
beſchränkt (die außerdem einem genofieni aftlichen Reviſionsverband angeſchloſſen find), 
vgl. KörpſchStG. § 4 Abſ. 2 b und hierzu v. Loe venich in a der Verbraucher⸗ 
genoſſenſchaften 1933 S. 42 ff.; Pet 7 en ebenda S. 585/86, 417 ff. Der Reichsfinanzhof 
got em $ 4 Abi. 2b Körpih6t®. eine ſehr enge Auslegung (vgl. die in Rundſchau der Ver⸗ 
rauchergenoſſenſchaften 1933 S. 819 mitgeteilten bemerkenswerten Grundſätze). 

12 Der Einzelhandel wird gegen dieſe Sigerung wohl erhebliche Einwände anzumelden 
haben, da ſie für dieſen den Verluſt der Möglichkeit bedeutet, den Genoſſenſchaften unter 
ihren Mitgliedern erfolgreich Konkurrenz machen zu können. 19 5 möge man bedenken, 
auf das nur die Konſequenz der Auffaſſung iſt, die eine Ausdehnung des Ge ſenſchaft hält 
auf Nichtmitglieder für grundſätzlich unvereinbar mit dem Weſen der Genoſſenſchaft hält. 
Wird die ſtrenge Beſchränkung der Genoſſenſchaft auf den eigenen Mitgliederfreis im 
Rahmen einer nationalſozialiſtiſchen ee e wieder zum Prinzip erhoben, ſo 
find gerade damit die Belange des Einzelhandels genügend gewahrt, und er kann dann 
auf die Abnehmer aus den Mitgliedern der e ſoweit deren Geſchäftsbetrieb 
reicht, getroſt verzichten. Der Kampf um den Kunden hat keine innere Berechtigung mehr, 
wenn der Kunde ſich bereits einer Genoſſenſchaft e hat, damit alſo zu erkennen 

ibt, daß er ſeine Bedürfniſſe nicht im freien Handel zu decken gedenkt. Die Beſtrebungen 

es Handels können erfolgreich nur darauf gerichtet ſein, durch die eigenen Leiſtungen die 
Errichtung konkurrierender Genoſſenſchaften überflüſſig zu machen oder es bei den Kunden 
nicht zum Anſchluß an eine Genoſſenſchaft kommen zu laſſen. 
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Individualſphäre erſt da, wo der Zuſammenhang zwiſchen den erforderten Neben: 
leiſtungen und der dienenden Stellung des genoſſenſchaftlichen Geſchäftsbetriebs 
völlig verlaſſen wird. 

II. Die Durchführung der genoſſenſchaftlichen Aufgaben, 
wie ſie vorſtehend in ihren wichtigſten Zügen gekennzeichnet wurden, iſt in erſter 
Linie eine Perſonen frage. Es bedarf keiner umfaſſenden geſetzlichen Neuord⸗ 
nung, um die Durchführung ſicherzuſtellen, und dieſe würde auch ebenſowenig wie 
die gegenwärtige Regelung die erwünſchten Wirkungen erzielen, wenn es an dem 
dazu erforderlichen echt genoſſenſchaftlichen Geiſt der Mitglieder, vor allem aber 
der leitenden Perſonen fehlen würde. Den genoſſenſchaftlichen Geiſt wieder zu 
beleben und von den ihm anhaftenden Schlacken einer überwundenen Wirtſchafts⸗ 
geſinnung zu reinigen, iſt die wichtigſte Aufgabe des nationalſozialiſtiſchen Staats 
gegenüber den Genoſſenſchaften. In der im Entſtehen begriffenen berufsſtändiſchen 
Ordnung und in den Haupt: und Nebenorganiſationen der NSDAP. ift der 
gegebene Platz, wo die Pflege auch des genoſſenſchaftlichen Geiſtes unabläſſig 
erfolgen muß. 

Dieſe Eingliederung der Genoſſenſchaften iſt im weſentlichen bereits vollzogen. 
Das Geſetz vom 15. Juli 1933 (RGBl. I S. 495) übertrug die ausſchließliche 
Zuſtändigkeit für die Regelung des ſtändiſchen Aufbaues der Landwirtſchaft auf 
das Reich. Das „Geſetz über den vorläufigen Aufbau des Reichsnährſtandes und 
Maßnahmen zur Markt⸗ und Preisregelung für landwirtſchaftliche Erzeugniſſe“ 
vom 13. September 1933 (RGBl. I S. 626) erteilte dem Reichsminiſter für Ernäh⸗ 
rung und Landwirtſchaft eine entſprechende Ermächtigung zur Regelung des 
Aufbaues des Reichsnährſtandes. Das Geſetz ſah bereits die landwirtſchaftlichen 
Genoſſenſchaften als Glieder des Reichsnährſtandes vor. Nach der 1. Durchf VO. 
des RMin. für Ernährg. u. Landw. v. 8. Dezember 1933 § 1 Abſ. 1 (RGBl. I 
S. 1060) iſt der Reichsnährſtand nunmehr Körperſchaft des öffentlichen Rechts. 
Nach S 4 Ziff. 3 dieſer VO. bilden „die landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften ein⸗ 
ſchließlich ihrer Zuſammenſchlüſſe und ſonſtigen Einrichtungen“ eine der vier 
Gruppen des Reichsnährſtandes. Die 2. VO. über den vorläufigen Aufbau des 
Reichsnährſtandes v. 15. Januar 1934 (RGBl. I S. 32/33 — Abdr. auch in Bl. f. 
GenWeſen 1934 S. 86/87) beſtimmt das Nähere über die Art dieſer Eingliederung: 
Der Reichsverband der deutſchen landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften — Raiff⸗ 
eiſen — e. V., der nach Vereinigung der verſchiedenen früher beſtehenden land⸗ 
wirtſchaftlichen Genoſſenſchaftsverbände ſämtliche landwirtſchaftliche Genoſſen⸗ 
ſchaften, ſoweit in Zentralverbänden zuſammengeſchloſſen, umfaßt, bleibt beſtehen. 
Auch die Reviſionsverbände der landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften bleiben 
unberührt. Ihre Führung iſt jedoch auf den Reichsbauernführer oder deſſen 
Beauftragte übergegangen, die damit die Befugniſſe des bisherigen Präſidiums 
des Reichsverbandes und der leitenden Organe der Reviſionsverbände erhalten 
haben. Damit iſt die Einheitlichkeit der Leitung in dem geſamten landwirtſchaft⸗ 
lichen Organiſationsweſen hergeſtellt. 

Die Eingliederung der gewerblichen Genoſſenſchaften in den berufsſtändiſchen 
Aufbau iſt in der Durchführung begriffen. Der Spitzenverband dieſer Genoſſen⸗ 
ſchaften, der deutſche Genoſſenſchaftsverband, iſt, da dieſe Genoſſenſchaften ſowohl 
mit dem Handwerk wie mit dem Handel in Berührung ſtehen, in beide Reichs⸗ 
ſtände, Handwerk und Handel aufgenommen. Die Konſumvereine, die bisher in 
ihrem künftigen Schickſal am meiſten gefährdet waren, ſind unter der Schirmherr⸗ 
ſchaft der Deutſchen Arbeitsfront zu dem neuen „Reichsbund der Deutſchen Ber: 
brauchergenoſſenſchaften“, in dem die beiden bisher ſelbſtändigen Zentralverbände 
der Verbrauchergenoſſenſchaften aufgegangen find, zuſammengefaßt (vgl. Vertr. 
Ber. d. Dresd Bk. 1933 S. 243 ff. u. Rdſch. der VerbrGen. 1933 S. 381 ff.), die 
nähere Ordnung dieſer Eingliederung harrt noch der Regelung. 
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Darüber hinaus gilt es, auch für die Genoſſenſchaften Führer zu erziehen und 
auszubilden, die den genoſſenſchaftlichen Geiſt in ſich aufgenommen haben und die 
Garanten des Volks für den vorbildlichen Einſatz der Genoſſenſchaft im Wirtſchafts⸗ 
leben darſtellen. Wichtigſte Anſatzpunkte für dieſe Einflußnahme auf die genoſſen⸗ 
ſchaftliche Betätigung find einerſeits die Reviſionsverbände und Zentralgenoſſen⸗ 
ſchaften, andererſeits die genoſſenſchaftlichen Ausbildungsſtätten, wie ſie heute ſchon 
zahlreich von Genoſſenſchaftsverbänden entweder als Dauereinrichtung oder in 
Geſtalt von regelmäßig veranftalteten Fortbildungskurſen geſchaffen find. Sie 
bedürfen beſonderer Beachtung durch die zuſtändigen ſtaatlichen und Parteiſtellen. 

Von außerordentlicher Wichtigkeit in dieſer Beziehung iſt eine bereits im Rah⸗ 
men des Reichsnährſtandes getroffene, alſo für alle landwirtſchaftlichen Genoſſen⸗ 
ſchaften geltende Einrichtung: Die Standesgerichte zur Wahrung der 
Standesehre (vgl. 2. VO. z. Durchf. d. RNährſtGeſ. v. 15. Januar 1934 8 5). 
Dieſes durch die Satzung des Reichsnährſtandes einzuführende Ehrengericht kann 
durch ſeinen Spruch Mitgliedern des Vorſtandes und des Auſſichtsrates ſowie 
leitenden Geſchäftsführern eingetragener landwirtſchaftlicher Genoſſenſchaften die 
Fähigkeit aberkennen, Mitglied von Organen dieſer Genoſſenſchaft oder deren 
Geſchäftsführer zu ſein. Durch ein rechtskräftiges Urteil dieſer Art erwächſt dem 
Organ der Genoſſenſchaft, das für Abberufung des verurteilten Organmitglieds 
oder Geſchäftsführers nach Geſetz oder Satzung zuſtändig iſt, die öffentlich⸗rechtliche 
Pflicht, unverzüglich die Abberufung und anderweite Beſetzung der Stelle zu ver⸗ 
anlaſſen. Für die Einhaltung dieſer Verpflichtung hat der Reichsbauernführer zu 
ſorgen. Als Tatbeſtand, der eine ſolche Verurteilung rechtfertigt, wird ſchuldhafte 
„grobe Verletzung der den Organen und Geſchäftsführern landwirtſchaftlicher 
Genoſſenſchaften obliegenden Pflichten“ bezeichnet. 

Damit wird die Linie klar erſichtlich, die der nationalſozialiſtiſche Staat bei 
ſeiner Einflußnahme auf die Führung der Genoſſenſchaften allgemein zu beſchreiten 
gedenkt. Auswahl und Abberufung der leitenden Perſonen bleibt zwar vorläufig 
in der Hand der Genoſſenſchaft ſelbſt. Es wird aber hierbei erwartet, daß die 
zuſtändigen Organe ſich von wahrhaft genoſſenſchaftlichem Geiſt leiten laſſen und 
daß die erwählten Leiter ſtets von dieſem Geiſt erfüllt bleiben und ihre Funktionen 
in dieſem Sinn erfüllen. Entſcheidend für die Handhabung der dem Reichsnährſtand 
eingeräumten Oberaufſicht über die Tätigkeit der Genoſſenſchaftsorgane und Leiter 
iſt die richtige Erkenntnis deſſen, was unter den nunmehr auch öffentlich⸗rechtlich 
— nicht mehr bloß privatrechtlich, lediglich im Rechtsverhältnis zur Genoſſenſchaft 
ſelbſt — auferlegten Pflichten zu verſtehen iſt. Selbſtverſtändlich werden hierdurch 
die Pflichten der Organmitglieder gegenüber der Genoſſenſchaft und den Genoſſen, 
deren Intereſſe ja der genoſſenſchaftliche Geſchäftsbetrieb wahrnehmen ſoll, nicht 
verringert. Die Genoſſenſchaft bleibt ein Gebilde des Privatrechts, wird nicht ſelbſt 
zu einer öffentlich⸗ rechtlichen Korporation. Sie nimmt jedoch zugleich Pflichten 
gegenüber der Geſamtwirtſchaft und dem Gemeinwohl in ſich auf, und ihre Organe 
und Geſchäftsführer ſind dem Führer des Reichsnährſtandes verantwortlich für die 
richtige Erfüllung dieſer Pflichten. 

Es iſt kennzeichnend für die Entartung des Genoſſenſchaftsweſens in einem vom 
Wirtſchaftsliberalismus und von marxiſtiſchen Theorien beherrſchten Staat, daß es 
überhaupt notwendig wurde, derartige Pflichten gegenüber der Allgemeinheit 
geſetzlich erneut hervorzuheben. Richtiger Auffaſſung nach, die aber bisher in Lite⸗ 
ratur und Rechtſprechung kaum noch hervorgetreten iſt, war die Genoſſenſchaft 
ſchon nach der ihr zwingend geſetzlich auferlegten Zweckrichtung (vgl. oben zu J) 
keine nur dem Eigennutz der Mitglieder dienende Vereinigung, ſondern der Geſamt— 
heit für ihre Wirtſchaftsführung verantwortlich. Das betont auch, freilich in recht 
ſchwächlicher Weiſe und ohne daß jemals mit dieſem Grundſatz Ernſt gemacht 
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worden wäre, die Weimarer Verfaſſung: „Die Erwerbs: und Wirtſchaftsgenoſſen⸗ 
ſchaften und deren Vereinigungen find auf ihr Verlangen (1) unter Berückſichtigung 
ihrer Verfaſſung und Eigenart in die Gemeinwirtſchaft einzugliedern“ (RV. 
Art. 156 Abſ. 3). Schon § 81 GenG. bot aber bereits eine genügende geſetzliche 
Handhabe, um die Genoſſenſchaften an ihre Pflichten gegenüber der Allgemeinheit 
zu erinnern und Entartungen des genoſſenſchaftlichen Weſens zu verhindern. In 
außerordentlich weitgehender Faſſung räumt dieſe Beſtimmung den Verwaltungs⸗ 
behörden die Befugnis ein, Genoſſenſchaften aufzulöſen, die „ſich geſetzwidriger 
Handlungen oder Unterlaſſungen ſchuldig machen, durch welche das Gemeinwohl (1) 
gefährdet wird oder die andere als die geſetzlich geſtatteten ($ 1) geſchäftlichen 
Zwecke verfolgen“, alſo gerade ſolche Genoſſenſchaften, denen das Bewußtſein ihrer 
eigentlichen genoſſenſchaftlichen Aufgabe verlorengegangen iſt. Indes hat man von 
einem Eingreifen der Verwaltungsbehörden in dieſer Richtung kaum jemals etwas 
gehört. Die Beſtimmung iſt im weſentlichen auf dem Papier geblieben. Es wird 
Aufgabe des nationalſozialiſtiſchen Staates ſein, dieſe Vorſchrift zu wirklichem 
Leben zu erwecken. Freilich iſt die dort vorgeſehene Zuſtändigkeit der Verwaltungs⸗ 
behörden mit der Eingliederung der Genoſſenſchaften in die Reichsberufsſtände 
kaum mehr verträglich. Solche Befugniſſe dürften zweckmäßig gleichfalls dem Reichs» 
bauernführer bzw. den Führern der übrigen Berufsſtände zu übertragen ſein, da 
jede Zerſplitterung der Befugniſſe vom Übel iſt, Verwaltungsbehörden auch kaum 
die geeigneten Hüter genoſſenſchaftlichen Weſens ſein können. Ferner bedarf es 
einer zweckentſprechenden Inbeziehungſetzung dieſer Befugniſſe zu der bereits an⸗ 
geordneten Tätigkeit der Standesehrengerichte. Die Zwangsauflöſung der Genoſſen⸗ 
ſchaften iſt gegenüber der dem Ehrengericht vorbehaltenen Aberkennung der Fähig⸗ 
keit zur Leitung von Genoſſenſchaften zweifellos das ſtärker wirkende Mittel, ſollte 
alſo nur dann zur Anwendung kommen, wenn auch durch den erzwungenen per⸗ 
ſonellen Wechſel die Zuſtände in der Genoſſenſchaft ſich nicht beſſern. 

Die Verpflichtungen der Genoſſenſchaft gegenüber der Volksgemeinſchaft liegen 
in der Regel auch im richtig verſtandenen Intereſſe der Genoſſen ſelbſt. Wo aber 
doch eine Intereſſenkolliſion zwiſchen beiden Pflichtenkreiſen ſich ergeben würde, da 
gehen die öffentlichen Pflichten den Pflichten gegenüber der Genoſſenſchaft vor, 
da ja dieſe als dem Staat untergeordnete und eingeordnete Gemeinſchaft nicht den 
Vorrang beanſpruchen kann. Beide Pflichtenkreiſe laſſen ſich daher überhaupt nicht 
trennen und in einen Gegenſatz bringen. Zu eng faßt Meyer (Vertr. Ber. d. 
Dresd Bk. 1934 S. 141 ff.) den Aufgabenbereich des Standesehrengerichtes auf, 
wenn er ihm „in der Hauptſache die Überwachung der Vorſtandsmitglieder bei der 
Beachtung der Intereſſen des Gemeinwohls“ zuweiſt, im übrigen aber den privat⸗ 
wirtſchaftlichen Intereſſen bei der Auswahl und Abberufung leitender Perſonen 
freien Spielraum gewährt. Vielmehr wird allgemein die beſtimmende Mitwirkung 
der berufsſtändiſchen Organe auf die richtige Führerausleſe zum beherrſchenden 
Gedanken erhoben. Verletzt ein Genoſſenſchaftsleiter auch nur die privatwirtſchaft⸗ 
lichen Intereſſen der Genoſſenſchaft in gröblicher Weiſe, ſo zeigt er in der Regel, 
daß er zum Führer der Genoſſenſchaft überhaupt nicht taugt, daß ihm die erforder⸗ 
liche genoſſenſchaftliche Geſinnung, ohne die er auch den Intereſſen der Allgemein⸗ 
heit nicht gerecht zu werden vermag, abgeht, daß ihm ein bedenkliches charakter⸗ 
liches Manko anhaftet. Und gerade auf die Erziehung des Charakters wird heute 
mit Recht das größte Gewicht gelegt. Es wird dann in Zukunft nicht mehr vor⸗ 
kommen dürfen, daß eine allzu willfährige oder unintereſſierte Mitgliederverſamm⸗ 
lung, ſei es aus unangebrachtem Mitleid, ſei es zur Vertuſchung unliebſamer Vor⸗ 
gänge oder gar mit Rückſicht auf außergenoſſenſchaftliche Beziehungen über ſchwer— 
wiegende Mängel der Geſchäftsführung einfach zur Tagesordnung übergeht und 
davon abſieht, die erforderlichen Konſequenzen — Entlaſſung, Erhebung von 
Schadenserſatzanſprüchen — zu ziehen. 
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III. Die Kapitalgrundlage iſt für die Erfüllung genoſſenſchaftlicher 
Zwecke nicht von ausſchlaggebender Bedeutung. Die Genoſſenſchaft vermag einer 
feſten Kapitalbaſis zu entbehren, weil ihr in Geſtalt der Haftung ihrer Mitglieder 
Referven hinreichend zur Verfügung ſtehen. Weder tft, wie bei der Kapitalgeſell⸗ 
ſchaft, ein beſtimmter Grundſtock von Anfang an geſetzlich erforderlich, noch muß 
dieſer ſpäterhin auf der einmal fixierten Höhe erhalten bleiben. Die Kapital⸗ 
grundlage iſt variabel je nach den Bedürfniſſen der Genoſſenſchaft. Sie ſteigt und 
fällt automatiſch mit der Vermehrung und Verringerung der Mitgliederzahl. Die 
Beweglichkeit und Anpaſſungsfähigkeit der Kapitalbafis wird geſteigert durch das 
freie Selbſtbeſtimmungsrecht der Genoſſenſchaft hinſichtlich der feſtzuſetzenden Bei⸗ 
träge, die lediglich nach oben durch den ſatzungsmäßigen Geſchäftsanteil, nach unten 
in Höhe von 10 des Geſchäftsanteils geſetzlich begrenzt find (8 7 Ziff. 2). | 

Indeſſen ift die Kapitalbildung auf dieſem Weg praktiſch nur in beſcheidenem 
Umfang möglich. Die Höhe der Pflichtzahlungen muß in der Regel ſehr niedrig 
bemeſſen werden mit Rückſicht auf die durchſchnittlich geringe Lejiſtungsfähigkeit der 
Genoſſen. Jede Überſpannung der finanziellen Anforderungen führt zu Mitglieder⸗ 
ſchwund und damit wiederum, da die ausſcheidenden Genoſſen Anſpruch auf Aus⸗ 
zahlung ihres Geſchäftsguthabens haben, zur Verminderung der Kapitaldecke. In 
der Hauptſache iſt daher die Genoſſenſchaft auf Kapitalbildung aus den Erträg⸗ 
niſſen ihres Geſchäftsbetriebs angewieſen. Soweit die erzielten Überſchüſſe nicht zur 
Bildung von Reſerven verwendet werden (vgl. 8 7 Ziff. 4), iſt der jährliche Gewinn 
den Geſchäftsguthaben der Genoſſen zuzuſchreiben (§ 19 Abſ. 1). Solange durch 
Einzahlungen der Genoſſen und Gewinnzuſchreibungen nicht die Höhe des Geſchäfts⸗ 
anteils erreicht iſt, darf die Auszahlung des Gewinnanteils an die Genoſſen nur 
dann erfolgen, wenn dies ſatzungsgemäß geſtattet iſt. Sinken die Geſchäftsguthaben 
durch Verluſte der Genoſſenſchaft, die gleichfalls alljährlich auf die Geſchäftsguthaben 
zu verteilen find, unter den bisherigen Stand, ſo iſt bis zur Wiederauffüllung der 
Guthaben die Auszahlung von Gewinnen an die Genoſſen verboten (8 19 Abſ. 2). 


Der Geſamtbetrag der Geſchäftsguthaben in ſeiner wechſelnden Höhe ergibt alſo 
das jeweilige Grundkapital der Genoſſenſchaft. Dieſes iſt in der gleichen Weiſe 
zugunſten der Gläubiger gebunden wie das feſte Grundkapital der Kapitalgeſell⸗ 
ſchaften, ſowohl durch das Verbot feiner Auszahlung an die Genoſſen (S 22 Abſ. 2) 
wie durch feine bilanzmäßige Einſtellung unter den Paſſiven ($ 33 BI), die Gewinn⸗ 
verteilungen zu Laſten des Grundkapitals unzuläſſig macht. 


Indeſſen beſagt die Höhe der Geſchäftsguthaben nichts über den tatſächlichen 
Vermögensſtand der Genoſſenſchaft. Dieſer kann ebenſo wie bei Kapitalgeſellſchaften 
höher oder geringer ſein als das Grundkapital, je nachdem die in der Bilanz aus⸗ 
gewieſenen Aktiven nach Abzug der ſonſtigen Paſſiven die Geſchäftsguthaben und 
die gleichfalls unter den Paſſiven einzuſtellenden Reſervefonds überſteigen oder 
hinter ihnen zurückbleiben. Eine Unterbilanz in dieſem Sinn iſt daher noch 
keine Überſchuldung, löſt alſo noch nicht den Konkurs der Genoſſenſchaft und damit 
deren Beendigung (§ 101) aus. Konkursgrund iſt vielmehr, abgeſehen von der bei 
allen Gemeinſchuldnern ſtets zur Konkurseröffnung nötigenden Zahlungsunfähig⸗ 
keit, die Uberſchuldung der Genoſſenſchaft, die erſt dann vorliegt, wenn die 
Verbindlichkeiten der Genoſſenſchaft durch die vorhandenen Aktiven nicht mehr voll 
gedeckt werden. Eine Unterbilanz kann höchſtens Anlaß zu ernſten Erwägungen 
ſein, ob die Fortführung des Unternehmens noch lohnend erſcheint, ob nicht frei⸗ 
willige Auflöſung der Genoſſenſchaft und Liquidation geboten iſt, um weiterer 
bft drung des Grundkapitals und ſchließlich eintretender Überſchuldung vor⸗ 
zubeugen. 

Allerdings führt nicht ſtets finanzieller Niedergang eines geſellſchaftlich be⸗ 
triebenen Unternehmens zwangsläufig zur Auflöſung der Vereinigung, ſei es durch 
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Überſchuldung und Konkurseröffnung, ſei es im Wege freiwilliger Liquidation. 
Das Unternehmen kommt ganz von ſelbſt zum Erliegen, wenn das vorhandene 
Vermögen zur Befriedigung der Gläubiger im weſentlichen verbraucht iſt, ſo daß 
eine Fortſetzung des Betriebs nicht mehr möglich iſt. Eine ſolche nur noch formal 
fortbeſtehende Genoſſenſchaft hat keine Daſeinsberechtigung mehr. Sie wäre wohl 
in der Lage, durch Erhöhung der Pflichtbeiträge und evtl. des Geſchäftsanteils ſich 
weiteres Geſchäftskapital zu verſchaffen. Iſt aber das Intereſſe der verbliebenen 
Mitglieder ſo gering, daß ein Beſchluß dieſer Art in angemeſſener Zeit nicht zu⸗ 
ſtande kommt, ſo darf dies als Zeichen dafür gewertet werden, daß nicht nur das 
äußere, ſondern auch das innere Leben der Genoſſenſchaft erloſchen iſt. Es bedeutet 
deshalb die Ausfüllung einer weſentlichen bisher beſtehenden Geſetzeslücke, daß 
durch das Geſetz vom 9. Oktober 1934 (RGBl. S. 914) 58 2, 3 die Möglichkeit 
geſchaffen wurde, eine derartige Genoſſenſchaft von Amts wegen im Genoſſenſchafts⸗ 
regiſter zu löſchen und ihr damit die Rechtsfähigkeit zu entziehen. Die Löſchung 
gilt zugleich als Auflöſung der Genoſſenſchaft. Sie erfolgt auf Antrag der amtlichen 
Berufsvertretung, An deren Stelle der Reviſionsverband für die dieſem angeſchloſ⸗ 
ſenen Genoſſenſchaften tritt, oder der Steuerbehörde oder auch ohne ſolchen Antrag 
aus eigener Initiative des Gerichts. Vor der Löſchung iſt der Genoſſenſchaft unter 
Mitteilung des beabſichtigten Vorgehens Gelegenheit zur Erhebung von Wider⸗ 
ſpruch zu geben; auch iſt der zuſtändige Reviſionsverband bzw. die amtliche Berufs⸗ 
vertretung vorher anzuhören. Vorausſetzung für die Löſchung iſt lediglich Ver⸗ 
mögensloſigkeit der Genoſſenſchaft, nicht auch — wie die Rechtſprechung bisher 
für Kapitalgeſellſchaften verlangten? — dauernde Betriebseinſtellung, deren Nach⸗ 
weis, da er eine Ermittlung der inneren Abſichten der Beteiligten erfordert, viel⸗ 
fach kaum zu erbringen iſt. Der Begriff der „Vermögensloſigkeit“ iſt wirtſchaftlich 
zu deuten, d. h. im Sinn des Fehlens verwertbarer, einen Erlös verſprechender 
Vermögensgegenſtände !. Verbindlichkeiten der Genoſſenſchaft, die in der juriſtiſchen 
Begriffsbeſtimmung mitunter zum Beſtandteil des Vermögens gerechnet werden, 
hindern die Löſchung nicht. Den Gläubigern geſchieht durch den Wegfall des 
Schuldners kein Unrecht, da ſie offenbar den Konkursantrag ſcheuten und deshalb 
Befriedigung ohnehin nicht mehr erwarten konnten. Wenn demgegenüber geltend 
gemacht wirds, daß in ſolchem Fall bei der Genoſſenſchaft den Verbindlichkeiten 
zugleich Aktivvermögen in Geſtalt von Nachſchußanſprüchen gegenüberſteht, Ver: 
mögensloſigkeit alſo nicht beſtehe, ſo ſtützt ſich dieſe Anſicht auf eine verfehlte 
Anſchauung über den rechtlichen Charakter der Nachſchußanſprüche. Nachſchuß⸗ 
anſprüche beſtehen nicht ſchon vor der Konkurseröffnung als bedingte, exiſtieren 
vielmehr vor Ausbruch des Konkurſes überhaupt noch nicht!“. 


IV. Genoſſenſchaft und Aktiengeſellſchaft. Die Vorzüge, die der 
richtig verſtandenen Genoſſenſchaft für die Geſamtwirtſchaft und das Gemeinwohl 
eignen, laſſen die Frage nicht abwegig erſcheinen, ob etwa die Genoſſenſchaft 
berufen iſt, in größerem Umfang die Aktiengeſellſchaft als Vereinigungsform zu 
erſetzen. Es würde das im Zug jener, neuerdings beſonders zunächſt durch die 
GSteuergejeggebung!? geförderten Entwicklung liegen, das Kapital aus feiner Ans 
onymität in der AG. herauszuheben, die einflußreichen Aktionäre wieder zu ver⸗ 


1s Vgl. hierzu Criſolli IW. 1934 S. 2657 ff.; Groſchuff IW. 1934 S. 944. 

14 Ebenſo Criſolli a. a. O., v. Noſtitz in DJuſt. 1934 S. 1314. 

15 Vgl. v. Noſt itz S. 1315, auch Criſolli S. 2657 Anm. 2. 

16 So Rieß (Ehrbg. Hdb. III, 2) ©. 244, 252; Waldecker (Lehrb.) S. 155; R G. 85. 
213 ff.; 123, 248, A. M. nur Pariſius⸗Erüger (Komm.) § 105 Abſ. 2 und die 
Begr. des Gen. 

17 Vgl. Geſetz über die Umwandlung von Kapitalgeſellſchaften vom 5. Juli 1934 (RG Bl. I 
S. 569) und Geſetz über Steuererleichterungen bei der Umwandlung und Auflöſung von 
Kapitalgeſellſchaften vom 7. Juli 1934 (RGBl. I S. 572). 
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antwortlichen Teilhabern des Unternehmens zu machen. Wenn hierbei die Per: 
ſonalhandelsgeſellſchaften (off. HG. und Komm.) wieder mehr in den Border: 
grund treten, eine Umwandlung der AG. in dieſe Vereinigungsform ſteuerrechtlich 
und materiellrechtlich weſentlich begünſtigt wird, ſo ließe ſich denken, daß auch die 
Genoſſenſchaft, die ja erheblich mehr perſönlichen Charakter trägt als die AG., 
berufen wäre, die Rechtsform der AG. bei Neugründungen zu erſetzen oder das 
Ziel der Umwandlung beſtehender AG. zu bilden. Vielleicht auch könnten, ſoweit 
jenes nicht in Betracht kommen würde, wenigſtens die ideenmäßigen Grundlagen 
der Genoſſenſchaft in ſtärkerem Maß in die AG. bei der bevorſtehenden Neuordnung 
des Aktienrechts verpflanzt werden. 

Indes zeigt ſich bei genauer Abwägung, daß ſolche Gedanken kaum zu verwirk⸗ 
lichen, ja ſogar an ſich verfehlt ſind. Welche Rechtsform auch immer die AG. 
erhalten wird, fie wird ſtets Handels geſellſchaft bleiben und bleiben müſſen. 
Handelsgeſellſchaften können ihrem ganzen Weſen nach nur ſelbſtnützig fein. Sie. 
find nicht in der Lage, als ſelbſtloſe Dienerin der Intereſſen anderer zu fungieren 
oder gar gemeinnützige Zwecke zu verwirklichen. Handelsgeſellſchaften ſtellen doch 
nur eine Potenzierung der Arbeits⸗ und Kapitalkräfte des Einzelkaufmanns dar. 
Solange der Kaufmann als ſolcher im Wirtſchaftsgefüge einer Nation nicht ent⸗ 
behrlich iſt, ſolange muß es auch Handelsgeſellſchaften geben. Der Kaufmann ver⸗ 
körpert im wirtſchaftlichen Leben die private Initiative, deren Förderung ſich der 
nationalſozialiſtiſche Staat — bei allem Streben nach Unterordnung der Einzel⸗ 
wirtſchaft unter die Geſamtwirtſchaft und hierzu durchaus nicht im Widerſpruch 
ſtehend — zur Aufgabe geſetzt hat. 

Genoſſenſchaften einerſeits, kaufmänniſcheis Unternehmen andererſeits bilden 
klare Gegenſätze. Der Gegenſatz beruht in der grundverſchiedenen Anwendung des 
Erwerbsprinzips, dem an ſich beide Arten der Unternehmungen huldigen; zur 
näheren Erklärung genügt es, auf die Ausführungen oben unter I zu verweiſen. 
Dem entſprechen grundverſchiedene Aufgaben in der Geſamtwirtſchaft. Der Gegen⸗ 
ſatz zwiſchen beiden Unternehmensformen iſt deshalb nicht notwendig auch ein 
wirtſchaftlicher. Sind ſich ſämtliche Träger der Volkswirtſchaft ihrer eigenen Auf⸗ 
gabe bewußt und ihr gewachſen, ſo kann und darf es keinen Wirtſchaftskampf 
zwiſchen ihnen geben. Jeder erfüllt an ſeiner Stelle die ihm zukommende Aufgabe 
im Intereſſe des Volkes: Die Genoſſenſchaft bildet den notwendigen Stabiliſator 
im Wirtſchaftsleben, das automatiſch wirkſame Gegengewicht gegen eine allzu ſtarke 
Überwucherung erwerbswirtſchaftlicher ſelbſtnütziger Prinzipien. 

Ihre dieſer Abwehrſtellung entſprechende Betriebs⸗ und Organiſationsform läßt 
ſich für Handelsgeſellſchaften nicht verwenden. Will man die private Initiative auch 
in den geſellſchaftlich betriebenen Unternehmen erhalten und fördern, ſo muß den 
Beteiligten die Möglichkeit offengehalten werden, durch höhere Leiſtungen, auch 
wenn ſie nur in höherer Kapitalseinlage beſtehen, auch größeren Einfluß auf die 
Geſchäftsleitung und einen größeren Anteil am Geſchäftsertrag zu erlangen. Der 
erhöhte Einfluß iſt nur die Kehrſeite des erhöhten Riſikos. Für die Genoſſenſchaft 
iſt dieſer Grundſatz unverwendbar; ſie will und ſoll allen Mitgliedern gleichmäßig 
nützen. Niemand hat einen Anſpruch darauf, aus den genoſſenſchaftlichen Ein⸗ 
richtungen mehr Vorteile zu ziehen als die mit geringerer Einlage beteiligten 
Mitglieder — wobei es ſelbſtverſtändlich ohne Belang iſt, wenn die Genoſſenſchaft 
von ihren Mitgliedern je nach derem Intereſſe ungleich in Anſpruch genommen 


is Das Wort wird hier im Sinn der SS 1—3 HGB. gebraucht. Die Genoſſenſchaften 
„gelten“ zwar gleichfalls als Kaufleute im Sinne des HGB. (8 17 Abſ. 2 Gen.); aber 
dieſe Unterſtellung Er nur auch aus rechtstechniſchen Gründen. Durch das Wort „gelten“ 
bringt das Geſetz mit Recht zum deutlichen Ausdruck, daß es ſich hier nicht um innere 
Gleichheit handeln kann. Auf die zumeiſt theoretiſche Streitfrage, ob die Genoſſenſchaft 
Handelsgeſellſchaft und damit Kaufmann iſt, will ich hier nicht näher eingehen. 
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wird. Nirgends ift der Grundſatz der gleichmäßigen Behandlung 
aller Mitglieder, der das geſamte Körperſchaftsrecht durchzieht, ſchärfer in 
die Tat umgeſetzt wie in der rechtlichen Organiſation der Genoſſenſchaft. Er 
bedeutet hier nicht wie ſonſt nur einen Anſpruch auf proportionalen Anteil 
an den Erträgen, ſondern auf den abſolut gleichen Anteil am Ertrag. Un⸗ 
abhängig von der Höhe der Einlagen gewährt jede Mitgliedſchaft das gleiche 
Stimmrecht. Eine erhöhte Stimmrechtsmacht kann auch durch die Satzung nicht 
begründet werden. Die Erſetzung der allgemeinen Mitgliederverſammlung durch 
die Vertreterverſammlung bei großen Genoſſenſchaften ($ 43 a Gen.) enthält nicht 
eine erhöhte Stimmenmacht für die Vertreter, ſondern die Verſehung eines Amts?“, 
ähnlich dem Amt als Aufſichtsrat. Es iſt ſogar durch die Begrenzung des für alle 
gleich bemeſſenen Geſchäftsteils als Höch ft ſumme der Einlagen dafür geſorgt, daß 
auch ein wirtſchaftliches Übergewicht des einzelnen Genoſſen über die übrigen und 
ein damit erhöhter tatſächlicher Einfluß auf die Geſchäftsleitung nicht aufzukommen 
vermag?!. 

Dieſe Gleichheit der Rechtsſtellung der Genoſſen iſt die ſelbſtverſtändliche Fol⸗ 
gerung aus der abſolut gleichen Haftung aller Genoſſen. Die Beiträge, die der 
Genoſſe zur beſtehenden Genoſſenſchaft zu zahlen hat (8 7 Ziff. 2), die Minderung 
ſeines Guthabens durch Verluſte (8 19) find unweſentlich gegenüber dem durch die 
Haftung ausgelöſten Riſiko, das die Genoſſen übernehmen ($ 23). Und dieſe Haf⸗ 
tung iſt für alle Genoſſen dieſelbe, ob ſie unbegrenzt iſt (Gen. m. unbeſchr. H.) 
oder auf eine Höchſtſumme begrenzt (Gen. m. beſchr. H.). Nicht ins Gewicht fällt 
demgegenüber, daß dieſe Haftpflicht ſich für vermögende und unvermögende Ge⸗ 
noſſen ſehr ungleich auszuwirken vermag. Ein armer Genoſſe, der nur einen 
geringen Betrag im Konkursfall nachzuſchießen vermag, gibt für ſeine Verhältniſſe 
vielleicht mehr als der mit einem hohen Betrag herangezogene Genoſſe. Soweit 
wie die Leiſtungsfähigkeit der Haftpflichtigen reicht, dürfen Unterſchiede zwiſchen 
vermögenden und unvermögenden Genoſſen nicht gemacht werden. 

Alle dieſe Grundſätze ſind mit dem Weſen der Handelsgeſellſchaft ebenſo unverträg⸗ 
lich, wie ſie für die Genoſſenſchaft unentbehrlich ſind. Auf die wenigen Fälle, da 
eine Handelsgeſellſchaft geſonnen iſt, genoſſenſchaftliches Weſen oder gar Gemein⸗ 
nützigkeit zu pflegen, kann die Umformung des Aktienrechts nicht abgeſtellt werden. 
Solche Geſellſchaften mögen dann die ihnen angemeſſene Rechtsform der Genoſſen⸗ 
ſchaft annehmen oder ihre Satzung, wie es das zumeiſt nachgiebige Aktienrecht 
geſtattet, entſprechend geſtalten. 


1 Daß der Gewinn in der Regel nach der Höhe des Geſchäftsguthabens zu verteilen iſt 
(8 19 Gen.), ſpricht nicht gegen den vorgetragenen Grundſatz. Denn, wie oben ausgeführt, 
ſoll die Genoſſenſchaft, wenn ſie ihrem wahren Weſen getreu bleibt, Gewinne, die den Mit⸗ 
gliedern zufließen, nach Möglichkeit überhaupt nicht erzielen oder ſie höchſtens in Form 
der Rückvergütung zur Ausſchüttung bringen. Und ebenſowenig darf in dieſem Zuſammen⸗ 
hang der nach dem Geſchäftsguthaben verſchiedene Liquidationsanteil der Genoſſen an⸗ 
geführt werden. Damit wird dem Genoſſen ja nur zuteil, was er zum Genoſſenſchafts⸗ 
vermögen an Geld oder Geldeswert beigetragen hat. Die Vorteile der Genoſſen beſtehen 
in der Hauptſache nur in den unmittelbar aus dem Geſchäftsbetrieb gezogenen 
Nutzungen, und dieſe kommen allen Genoſſen in gleichem Maß zugute. Auch der den 
Satzungen in dieſer Beziehung gelaſſene Spielraum (8 19 Abi. 2, § 91 Abſ. 3) beſtätigt 
lediglich die Herrſchaft der Norm. 

20 So im Anſchluß an meine ſchon 1927 vertretene Auffaſſung (ZentrBl. f. Handelsr. 1927 
S. 82 ff.), jetzt die herrſchende Auffaſſung, vgl. Par.-C r. zu § 43 a. 

21 Eine unweſentliche Abweichung von dieſem Prinzip ſtellt dar die im Intereſſe ver» 
ſtärkter Kapitalbildung geſtattete Beteiligung auf mehrere Geſchäftsanteile bei der Ge— 
noſſenſchaft mit beſchränkter Haftung (8 134). Auch hierbei darf aber die Beteiligung nicht 
über die ſatzungsmäßig für alle Genoſſen gleichzubeſtimmende Höchſtgrenze hinausgehen. 
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C. Jahresabſchluß und Reviſion 


Ob im Verlauf des Geſchäftsbetriebs genoſſenſchaftliches Weſen bewahrt wurde, 
wird bei dem der Generalverſammlung alljährlich vorzulegenden Jahresabſchluß 
(Bilanz und Gewinn⸗ und Verluſtrechnung) und Geſchäftsbericht ſowie bei Gelegen⸗ 
heit der geſetzlich angeordneten Reviſion deutlich erkennbar. Hiervon iſt der Jahres⸗ 
abſchluß auch zur allgemeinen Veröffentlichung zu bringen. Der Geſchäftsbericht 
nebſt den Bemerkungen des Aufſichtsrats hierzu iſt wenigſtens dem Regiſtergericht 
zum Genoſſenſchaftsregiſter einzureichen (§ 33 Abſ. 3) 22. Hierin verkörpert ſich zu 
einem weſentlichen Teil die öffentliche Kontrolle, die Publizität, der die Genoſſen⸗ 
ſchaften unterliegen. Das Bild von der Tätigkeit der Genoſſenſchaft im abgelaufenen 
Geſchäftsjahr und von ihrer Lage zum Ausgang des Geſchäftsjahres hat freilich 
nur dann Wert, wenn Bilanz, Gewinn: und Verluſtrechnung und Geſchäftsbericht 
nichts verheimlichen und verſchleiern. 

J. Jahresabſchluß. Bilanzwahrheit und Bilanzklarheit ſind 
die beiden Hauptgrundſätze, denen die Bilanz jeder irgendwie gearteten Unter⸗ 
nehmung entſprechen muß, wenn ſie ihren eigentlichen Zweck — Rechenſchaftsablage 
gegenüber den Mitgliedern und allen ſonſtigen Intereſſenten ſowie gegenüber der 
Allgemeinheit über den Stand des Geſchäftsbetriebs — erfüllen ſoll. Sie liegen, 
wenn auch nicht ausdrücklich ausgeſprochen, den SS 38, 39 HGB. zugrunde, die gemäß 
$ 17 GenG. auch auf Genoſſenſchaften anzuwenden find. Indes find beide Begriffe 
ſehr dehnbar und die Wege, die zur Erfüllung dieſer Poſtulate eingeſchlagen werden 
können, ſehr verſchieden. Selbſt wenn nicht abſichtlich unwahre Angaben in der 
Bilanz gemacht oder für die Beurteilung wichtige Tatſachen verſchwiegen werden, 
ſo wirkt ſich doch ſchon jede bewußte oder unbewußte Unklarheit in der Aufſtellung 
objektiv als Irreführung derjenigen aus, die Intereſſe an der Kenntnisnahme 
haben. Auch eine objektiv wahre Bilanz bleibt ohne Wert für den Beurteiler, wenn 
ſie nicht mit den Bilanzen vergangener Geſchäftsjahre verglichen werden kann. 
Ein bloßer Wechſel in den Bilanzkonten zweier aufeinander folgender Geſchäfts⸗ 
jahre genügt, um die Bilanz undurchſichtig zu machen. Schließlich iſt darauf hin⸗ 
zuweiſen, daß es eine vom kaufmänniſchen Standpunkt aus abſolut wahre Bilanz 
überhaupt nicht geben kann, weil es kein abſolut richtiges und allgemein als ſolches 
anerkanntes Bewertungsprinzip gibt und weil alle Anſätze auf Schätzung der auf⸗ 
geführten Vermögensgegenſtände beruhen, die ſich auch bei größter Gewiſſenhaftig⸗ 
keit des Bilanzverfaſſers als verfehlt herausſtellen können. Schon dieſe kurzen Hin⸗ 
weiſe zeigen, daß nur bei ganz groben, bewußt vorgenommenen Bilanzverfälſchungen 
die für die Aufſtellung der Bilanz verantwortlichen Perſonen überhaupt ſtrafrecht⸗ 
liches belangt werden können. Zudem ſtellt das Geſetz (SS 239, 240 KO.) Bilanz⸗ 
fälſchungen nur dann unter Strafe, wenn es zum Konkurs des Unternehmens 
gekommen iſt, läßt alſo mittelbar, ſolange das Unternehmen zahlungsfähig bleibt, 
falſche Bilanzen geradezu unbeanſtandet paſſieren, ſoweit nicht in einem Sonder⸗ 
fall einmal der Tatbeſtand des Betrugs gegeben iſt. 


* Die Verpflichtung zur Einreichung des BR (8 iſt erſt durch die VO. vom 
30. 5. 1933 über die Bilanzierung von Genoſſenſchaften (RGBl. I S. 317) dem 8 33 Abi. 3 
(bisher Ya 5 b bloß . worden. Ebenſo iſt in § 48 durch die gleiche VO. beſtimmt 
worden, daß nicht bloß wie bisher der Jahresabſchluß, ſondern au der Geſchäftsbericht 
vor dem Termin der hierüber i Generalverſammlung zur Einſicht für die 
Mitglieder auszulegen N: Damit ſind ie Publizitätspflichten der Genoſſenſchaft weſent⸗ 
lich gegenüber dem früheren Rechtszuſtand erweitert. Gerade mit dem Geſchäftsbericht 
wurde vielfach eine unangebrachte Geheimniskrämerei getrieben. | 

22 Allein durch hohe Strafandrohungen können verwerfliche oder bedenkliche ie 
manipulationen einigermaßen wirkſam verhindert werden. Die daneben gegebene zivi 
rechtliche Haftung hat zumeiſt geringe Wirkung, da ſie vielfach an dem Erfordernis des 
Schadensnachweiſes ſcheitert, auch mangels zureichenden Vermögens des Beklagten nicht 
zum Ziele führt. 
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Mit dieſem Rechtszuſtand bezüglich des Jahresabſchluſſes kaufmänniſcher Unter: 
nehmungen kann man ſich noch abfinden — und das iſt ja auch der innere Grund 
für die geſetzliche Weitherzigkeit“ —, wenn und weil der oder die Inhaber des 
Unternehmens für die Verbindlichkeiten des Geſchäftsbetriebs mit ihrem Privat⸗ 
vermögen einzuſtehen haben. Wo hingegen die Gläubiger des Unternehmens aus⸗ 
ſchließlich oder in der Hauptſache auf die Haftung des Geſchäftsvermögens allein 
verwieſen ſind, wo deshalb auch vom Geſetz dafür Sorge getragen wird, daß das 
Geſchäftsvermögen nicht beliebig in das Privatvermögen der Geſchäftsinhaber 
fließen kann (Grundſatz der Erhaltung des Grundkapitals), da iſt mit der Auf⸗ 
ſtellung ſo allgemein gehaltener ethiſcher Forderungen nicht auszukommen. Darum 
enthielt ſchon frühzeitig das Recht der Aktiengeſellſchaft etwas eingehendere Grund⸗ 
ſätze darüber, wie jenen Erforderniſſen der Bilanzwahrheit und Bilanzklarheit 
zu genügen ſei ($ 260 5B.) s. Im weſentlichen handelt es ſich hierbei um 
Bewertungs grundſätze, die ja auch den Angelpunkt des geſamten Bilanzrechts 
bilden. Ferner enthält das Aktienrecht eine Strafvorſchrift (8 314 Ziff. 1 HGB.) 
für Vorſtands⸗ und Aufſichtsratsmitglieder und Liquidatoren, die wiſſentlich un⸗ 
richtige Jahresabſchlüſſe aufſtellen oder den wahren Stand verſchleiern. Es beſteht 
deshalb hier die Möglichkeit, dieſe Perſonen, auch ohne daß es zur Konkurs⸗ 
eröffnung gekommen iſt, zur Verantwortung zu ziehen?. Unwahre Gewinn⸗ und 
Verluſtrechnungen ſowie Geſchäftsberichte können gleichfalls den Tatbeſtand dieſes 
Deliktes bilden. Auch die Bewertungsgrundſätze reichten indes mangels genauerer 
Beſtimmungen über die Form der Bilanz nicht aus, um die Zuverläſſigkeit zu 
gewährleiſten. Durch die ſog. kleine Aktienreform vom 19. September 1931 wurden 
deshalb nicht nur die Bewertungsvorſchriften ergänzt, ſondern nunmehr auch ein⸗ 
gehende Vorſchriften über die Gliederung der Bilanz ſowie der Gewinn⸗ und 
Verluſtrechnung erlaſſen. 

Die Genoſſenſchaften zeichnen ſich zwar gegenüber der AG. durch die dort feh⸗ 
lende Mithaftung der Mitglieder für die Unterbilanz aus. Das rechtfertigt aber 
bei ihnen noch nicht die gleiche Freiheit in der Bilanzaufſtellung wie für alle 
nichtaktienrechtlich organiſierten Unternehmungen. Denn einmal iſt die Haftung 
der Genoſſen keine mitſchuldneriſche, ſondern eine ſubſidiäre Ausfallhaftung ledig⸗ 
lich für den Fall des Konkurſes. Zum anderen vermag dieſe Haftung ſchon deshalb 
vielfach eine genügende Deckung für die Verbindlichkeiten der Genoſſenſchaft nicht 
zu bieten, weil die zumeiſt aus den ärmeren Bevölkerungsſchichten ſtammenden 
Mitglieder für die volle Befriedigung der Gläubiger nicht aufzukommen ver⸗ 
mögen. Aber nicht nur das Intereſſe der Gläubiger, ſondern noch mehr das Intereſſe 
der Allgemeinheit erheiſcht zwingend, der Zuverläſſigkeit genoſſenſchaftlicher Jahres⸗ 
abſchlüſſe erhöhte Aufmerkſamkeit zuzuwenden und ihnen gegenüber zum mindeſten 
nicht weniger ſorgſam zu verfahren wie gegenüber den Aktiengeſellſchaften. Beide 
Formen des Unternehmens, AG. wie Genoſſenſchaft, haben die Eigenart und das 
Beſtreben, Mitglieder, die nicht ſelbſt kaufmänniſch tätig ſind, das Privatkapital 
in größerem Umfang anzuziehen und in die Schickſale des Unternehmens zu ver⸗ 


“Nicht zu verkennen iſt, daß gerade in dieſer Haltung des Geſetzgebers die frühere 
liberaliſtiſche Wirtſchaftsauffaſſung — möglichſt keine Störung der Wirtſchaftsbetriebe 
durch ſtaatliche Überwachung oder Eingriffe — zum Anc drug kommt. 

2s Dieſe Vorſchriften find faſt wörtlich in das GmbH.⸗Geſ. § 42 übernommen. Für die 
G. m. b. H. als Kapitalgefeiichaft rechtfertigen ſich aus den gleichen Gründen wie für AG. 
genauere geſetzliche Beſtimmungen in dieſer Bezishung. Dagegen ſind die Beſtimmungen 
in der Aktienrechtsnovelle (j. den folgenden Text) noch nicht auf G. m. b. H. ausgedehnt. 

ee Allerdings iſt die Tragweite auch dieſer Beſtimmung nicht ſehr erheblich, da der 
Nachweis der „Wiſſentlichkeit“ in der Regel große Schwierigkeiten macht. Es fehlt an einer 
Beſtimmung, die zum mindeſten auch grobfahrläſſige Bilanzfälſchung oder Bilanzverſchleie⸗ 
rung unter Re ſtellt. Im Iheienitiiben iſt alſo lediglich der Grundſatz der Bilanzwahr⸗ 
heit geſchützt, nicht dagegen das Prinzip der Bilanzklarheit, falls nicht im Einzelfall 
die Unklarheit der Bilanz zugleich Mittel zur Erzielung einer unwahren Bilanz war. 
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ſtricken. Sie bürden dieſen damit ein Riſiko auf, das die Mitglieder in der Regel 
nicht genügend überſehen können und dem fie nicht gewachſen find. Unrichtige 
Jahresabſchlüſſe, die den wahren Vermögensſtand der Körperſchaft zu günſtig 
darſtellen, können infolgedeſſen im Publikum großes Unheil anrichten. Die Neigung, 
die Bilanz in dieſem Sinne zu „friſieren“, erfährt bei Genoſſenſchaften, die ja, 
anders wie die AG., bei ſchlechtem Jahresabſchluß ſtets von dem Austritt ihrer 
Mitglieder bedroht ſind, einen noch erheblich größeren Antrieb als bereits bei 
Kapitalgeſellſchaften. Schließlich iſt aber bei der oben entwickelten, im national⸗ 
ſozialiſtiſchen Staat eher noch geſteigerten, allgemein volkswirtſchaftlichen Be⸗ 
deutung der Genoſſenſchaft überhaupt ein evidentes öffentliches Intereſſe an dem 
richtigen Ausweis des Vermögensſtandes und der erzielten geſchäftlichen Erfolge 
oder Mißerfolge gegeben. 

Um ſo verwunderlicher iſt es daher, daß man ſich bis zum Jahr 1933 mit den 
völlig unzureichenden Bilanzbeſtimmungen des nichtsſagenden § 33 GenGeſ. und 
der SS 38, 39 HGB. begnügte, daß man nicht einmal die für Aktiengeſellſchaften 
geltenden Bewertungsgrundſätze des $ 260 HGB. in früherer Faſſung, geſchweige 
denn die ausführlicheren durch die Aktiennovelle geänderten und neu eingefügten 
Bilanzvorſchriften der 88 260, 260a, 260b, 261, 261 bis 2616 HGB. auf die Ges 
noſſenſchaften entſprechend übertrug. Man überließ die Aufſtellung der Bilanz⸗ 
grundſätze der Satzung (vgl. die jetzt überflüſſig gewordene Ziff. 3 des $ 7 Gen.). 
Lediglich eine dem § 314 Ziff. 1 HGB. nachgebildete Strafvorſchrift iſt in das 
GenG. ($ 147) aufgenommen, die aber mangels ausreichender Anweiſungen für 
die richtige Aufſtellung des Jahresabſchluſſes noch weniger wirkungsvoll als im 
Aktienrecht iſt. Allerdings wurde in der Praxis von gut geleiteten Genoſſenſchaften 
bei der Aufſtellung des Jahresabſchluſſes ſchon vielfach nach jenen Beſtimmungen 
des Aktienrechts entſprechend verfahren. Die genoſſenſchaftlichen Verbände bemühten 
ſich mit Erfolg, durch Aufſtellung von Muſterformularen für Bilanzen ſowie 
Gewinn: und Verluſtrechnungen Ordnung und Zuverläſſigkeit in die Jahres⸗ 
abſchlüſſe zu bringen. Dies war um jo notwendiger, weil die aus den Mitglieder- 
kreiſen entnommenen, kaufmänniſch nicht genügend vorgebildeten und oft ehren⸗ 
amtlich tätigen Vorſtands⸗ und Aufſichtsratsmitglieder häufig dieſen Aufgaben 
hilflos gegenüberſtanden. Anzuerkennen iſt ſchließlich auch, daß die genoſſenſchafts⸗ 
rechtlichen Beſtimmungen über die Reviſion (88 53 ff. Gen.), zu denen das Aktien⸗ 
recht in früherer Faſſung keine Parallele aufweiſt, eine unparteiiſche Kontrolle der 
Jahresabſchlüſſe in höherem Grad als bei Kapitalgeſellſchaften gewährleiſtete. 
Aber alle dieſe Antriebsfaktoren erwieſen ſich, wie zahlreiche Zuſammenbrüche 
von Genoſſenſchaften zeigten, die jahrelang mit zufriedenſtellenden Jahresabſchlüſſen 
der Offentlichkeit aufgewartet hatten, als nicht ſtark genug, um die dürftige geſetz⸗ 
liche Regelung als ausreichend erſcheinen zu laſſen. Zudem gab es und gibt es 
noch heute ſog. wilde Genoſſenſchaften, die keinem Reviſionsverband angeſchloſſen 
find und deren Geſchäftsgebaren daher ſich dem zentralen Einfluß und der Kon⸗ 
trolle der Offentlichkeit allzuſehr entzieht. 

Die nationalſozialiſtiſche Regierung hat ſich beeilt, die Verſäumniſſe früherer 
Regierungen wieder gutzumachen. Schon die 4. VO. d. RPräſ. zur Sicherung von 
Wirtſchaft und Finanzen v. 8. 12. 1931 Tl. IV Kap. V Art. 1 (RGBl. I S. 715) 
erteilte der Reichsregierung zum Erlaß von Bilanzierungsvorſchriften eine allge⸗ 
meine Ermächtigung, die auch die Genoſſenſchaften mitumfaßte. In der VO. des 
RPräſ. über die Deutſche Zentralgenoſſenſchaftskaſſe und das genoſſenſchaftliche 
Reviſionsweſen vom 21. Okt. 1932 Kap. III $ 1 Ziff 8 (RGBl. I S. 503) wurde 
die Ermächtigung, „Vorſchriften über die Bilanz und die Gewinn⸗ und Verluſt⸗ 
rechnung ſowie über den Geſchäftsbericht der Genoſſenſchaften zu treffen“, ſpeziell 
auf Genoſſenſchaften erſtreckt und ſachlich erweitert. Nachdem mit der VO. über 
Bilanzierungserleichterungen für eingetragene Genoſſenſchaften vom 4. Mai 1933, 
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die Wirkung dieſer Verordnung wurde neuerdings (Zweite Verordnung zur Ande⸗ 
rung der Verordnung über Bilanzierungserleichterungen für eingetragene Gen. 
vom 21. Mai 1935, vgl. RGBl. I S. 693) erſtreckt bis zum Ende des Jahres 1936, 
(RGBl. I S. 244), erweitert durch die VO. v. 15. Mai 1934 (RGBl. I S. 389) 76a, 
zunächſt nur die richtige Bilanzierung der den Genoſſenſchaften bewilligten oder 
in Ausſicht ſtehenden Zuſchüſſe aus öffentlichen Mitteln geregelt worden war, 
brachte die „VO. über die Bilanzierung von Genoſſenſchaften“ v. 30. Mai 1933 
(RGBl. 1 S. 317) die endgültige Normierung bezüglich der Jahresabſchlüſſe der 
Genoſſenſchaften. Neben einer Anderung des bisherigen Inhalts von 8S 33, 48 
Abſ. 1 wurden die SS 33a bis 33h dem Gen. neu eingefügt. Damit iſt der geſetz⸗ 
liche Zuſtand nunmehr weitgehend an die für Aktiengeſellſchaften geltende Ordnung 
angeglichen, ſoweit nicht das Weſen der Genoſſenſchaft oder die Beſonderheit ihres 
Geſchäftsbetriebs Abweichungen erfordert“. Hervorzuheben find beſonders folgende 
Punkte: 

1. Die Bilanz ſowie die Gewinns und Verluſtrechnung iſt nunmehr genau nach 
dem in SS 33d bzw. 33f niedergelegten Schema aufzuſtellen, d. h. es ſind die 
dort im Intereſſe der Klarheit und Überſichtlichkeit bezeichneten Bilanzkonten auf⸗ 
zuweiſen. Soweit dieſe Gliederung für einzelne Arten von Genoſſenſchaften nicht 
geeignet iſt, kann der RJuſt Min. das geſetzliche Schema durch ein anderes in 
Geſtalt von „Formblättern“ erſetzen, das in gleicher Weiſe für die betroffenen 
Genoſſenſchaften verbindlich iſt (8 33g). 

Solche Formblätter find bisher eingeführt für gemeinnützige Baus 
genoſſenſchaften (vgl. die VO. d. Reichsreg. v. 7. Sept. 1933, RGBl. I 
S. 622). Für Bauſparkaſſen, die in der Rechtsform einer eingetragenen Genoſſen⸗ 
ſchaft betrieben werden und der Aufſicht des Reichsaufſichtsamts für Privat⸗ 
verſicherung unterliegen, ſind nach Art. 2 dieſer VO. die geſetzlichen Gliederungs⸗ 
vorſchriften nicht verbindlich. Bauſparkaſſen haben ſich in dieſer Beziehung nach 
den Anweiſungen des Reichsaufſichtsamts zu richten. 

Für Kreditgenoſſenſchaften find die geſetzlichen Gliederungsvorſchriften 
nicht ohne gewiſſe Abweichungen brauchbar. Die genoſſenſchaftlichen Verbände 
haben hierfür probeweiſe eigene Bilanzmuſter herausgegeben, deren Befolgung 
als genügende Beachtung der geſetzlichen Vorſchriften anzuſehen iſt, da die Reichs⸗ 
regierung hiermit einverſtanden iſt und ſogar (jo Meyer, Kommentar z. Gen. 
§ 33g Anm. 2) beabſichtigt, im Fall ihrer Bewährung dieſe Muſter als geſetzlich 
verbindlich zu erklären (vgl. den Abdr. der Muſter bei Meyer S. 62 bis 65). 

Eine Abweichung von der vorgeſchriebenen Gliederung iſt im allgemeinen nur 
zuläſſig, ſoweit dies durch ſachliche Bedürfniſſe unbedingt gerechtfertigt und die 
Klarheit und Überſichtlichkeit der Bilanz, die als oberſter Grundſatz ſtets voran⸗ 
geht (S 33b Abſ. 2) dadurch zum mindeſten nicht beeinträchtigt wirds. Indes iſt 


a Die Wirkung dieſer Verordnung wurde neuerdings en Verordnung zur Ande⸗ 
rung der Verordnung über Bilanzierungserleichterungen für eingetr. Gen. vom 20. Mai 
1935 — „gl. RGBl. I S. 693) erſtreckt bis zum Ende des Jahres 1936. i 

' Beachtlich iſt, daß im Gegenſatz zu $ 314 Ziff. 1 HGB. der $ 147 Gen. nur die 
unwahre Darſtellung, nicht die bloße Verſchleierung trifft, eine m. E. überflüſſige, nach 
Erlaß der genauen Gliederungsvorſchriften kaum mehr haltbare Konzeſſion, die man der 
geringeren geſchäftlichen Gewandtheit der leitenden Perſonen in der Genoſſenſchaft zu 
machen für nötig hielt. 

"Meyer, Anm. 1 zu § 33d hält eine Erweiterung des Bilanzſchemas. ſei es durch 
Hinzufügung neuer Bilanzpoſten, ſei es durch Unterteilung der in ihr 5175 vorgeſehenen 
Poſten allgemein für zuläſſig. Das iſt bedenklich, weil damit die Freiheit gegeben wird, 
in den an Jahren wieder auf die geſetzliche Gliederung zurückzugehen und dann 
die für den Vergleich notwendige Bilanzkontinuität völlig vernichtet werden kann. Wo 
nicht im Sinn des Textes eine unbedingte ſachliche Notwendigkeit zu ſolcher Erweiterung 
vorliegt, muß ſie als zum mindeſten in der Zukunft Unklarheiten erzeugend, als verboten 
angeſehen werden. Was für die AG. noch allenfalls als erlaubt gelten kann (vgl. Ruth 
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dafür Sorge getragen, daß die verlangte eingehende Aufgliederung der Bilanz 
nicht zu kleinlichen Mäkeleien der Mitglieder in der über den Jahresabſchluß be⸗ 
ſchließenden Generalverſammlung führen kann. Eine Anfechtung des Bilanz⸗ 
genehmigungsbeſchluſſes kann auf ſolche Abweichungen nicht geſtützt werden, ſelbſt 
wenn hierdurch die Klarheit des Jahresabſchluſſes beeinträchtigt wäre, es ſei denn, 
daß durch die veränderte Gliederung erhebliche Unklarheit hervorgerufen wird. 
Dieſer Schutz gegenüber Beanſtandungen des Jahresabſchluſſes von innen her 
entbindet jedoch die verantwortlichen Perſonen nicht von ihrer öffentlich⸗ rechtlichen 
Pflicht zur Einhaltung der geſetzlichen Gliederung. Eine Strafverfolgung aus 
$ 147 wird nunmehr erleichtert ſein, da aus jeder ſachlich nicht gerechtfertigten 
Abweichung von den geſetzlichen Vorſchriften auf „wiſſentlich unwahre Darſtellung“ 
geſchloſſen werden kann, wenn der wahre Vermögensſtand damit unwahr wieder⸗ 
gegeben wurde. 

2. Die geſetzliche Gliederung läßt auf der Aktivſeite (8 33d A) die 
Zuſammenſetzung des Genoſſenſchaftsvsermögens erkennen nach Anlagevermögen 
(Grundſtücke, maſchinelle Anlagen und Werkzeuge, Betriebs⸗ und Geſchäftsinven⸗ 
tar, gewerbliche Schutzrechte und ähnliche Befugniſſe von dauerndem Vermögens⸗ 
wert), Beteiligungen, insbeſondere hierzu dienender Beſitz an Wertpapieren, und 
Umlaufsvermögen (vorhandene Rohſtoffe, Halb⸗ und Fertigfabrikate, Wertpapiere, 
ſoweit nicht Beteiligung, Forderungen aus dem Geſchäftsbetrieb, bares Geld u. a.). 
Ein viertes Konto nimmt die ſog. Poſten, die der Rechnungsabgrenzung dienen, 
auf, insbeſondere Aufwendungen, die am Bilanzſtichtag ſchon für das nächſte 
Geſchäftsjahr gemacht find. Dieſe Einteilung empfiehlt ſich ſchon mit Rückſicht auf 
die für dieſe Gruppen von Vermögenswerten verſchiedene Bewertung von Anlage⸗ 
und Umlaufsvermögen (ſ. unten 4). Sie hat ferner den Vorzug, daß die Verflech⸗ 
tung der Genoſſenſchaft mit anderen Genoſſenſchaften oder Handelsgeſellſchaften, 
der allerdings nach 8 1 Abſ. 2 GenG. im Intereſſe der Wahrung ihrer Zwecke 
engere Grenzen als für AG. geſetzt ſind, erkennbar wird. Es fehlt in letzter Hin⸗ 
ſicht an einer geſetzlichen Definition der Beteiligung, wie fie in $ 261a A, III HGB. 
enthalten iſt (mindeſtens 25 vH. des Grundkapitals der betroffenen Geſellſchaft). 
Sie iſt aber einerſeits mit Rückſicht auf das grundſätzliche Verbot der Beteiligung 
an Erwerbsgeſellſchaften entbehrlich. Anderſeits wäre eine derartige Abgrenzung 
der Beteiligung von der ſonſtigen bernahme von Geſchäftsanteilen bei wirtſchaft⸗ 
lichen Vereinigungen ſchon deshalb unbrauchbar, weil die hauptſächlich für eine 
Beteiligung in Frage kommenden zentralen Genoſſenſchaftsverbände vielfach nicht 
ein feſtes Grundkapital aufweiſen, insbeſondere ſelbſt Genoſſenſchaften ſind, daher 
Er I eine Beteiligung vorauszuſetzende Kumulierung von Stimmrechten nicht 
zulaſſen. 

Unter dem Anlagevermögen fällt die Einteilung der Grundſtücke in unbebaute 
und bebaute und der letzteren in Geſchäfts⸗ und ſonſtige Grundſtücke auf. Der 
Beſitz an unbebauten Liegenſchaften, die nicht erkennbar dem eigentlichen Geſchäfts⸗ 
betrieb dienen, ſowie an reinen Wohngebäuden gibt in der Regel Anlaß, ſich 
Gedanken darüber zu machen, ob nicht vielleicht Grundſtücksgeſchäfte gemacht wur⸗ 
den, die nicht im Intereſſe des genoſſenſchaftlichen Zwecks liegen oder gar unzuläſ⸗ 
ſiger Begünſtigung leitender Perſonen (Wohngebäude) dienten. Dem gleichen 
Bedürfnis wie die Aufgliederung der Grundſtücke entſpringt die unter dem 
Umlaufsvermögen vorgeſchriebene Hervorhebung der Forderungen der Genoſſen⸗ 
ſchaft ſhaft gegen Vorſtands⸗ und Aufſichtsratsmitglieder und leitende Perſonen der 


in in d e „ Die neue Bilanz der AG. 1932 S. 60), kann nicht bedenkenlos 
auf die Bilanz einer Geno enſchaft übertragen werden. 

m Bemerkenswert iſt, daß der entſprechende §S 261 e HGB. einen viel weitergehenden 
Ausſchluß der Anfechtung enthält, auch die let erwähnte Ausnahme (erhebliche Unklar⸗ 
heit) nicht geſtattet. 
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Genoſſenſchaft, ſelbſt der Forderungen, die gegen einen Dritten, aber für Rechnung 
dieſer Perſonen gerichtet ſind (33d, Abſ. 4). Doch gilt dieſe Beſtimmung nur für 
Genoſſenſchaften, die mit einer Bilanz von mehr als RM. 100 000.— Geſamtbetrag 
abſchließen. 

Nicht berückſichtigt auf der Aktivfeite werden rückſtändige Pflichtzah⸗ 
lungen der Genoſſen, während bei der AG. rückſtändige Einlagen auf das 
Grundkapital unter den Aktiven beſonders zu verbuchen find (§ 261a AJ). Sie zu 
erwähnen, beſteht nur inſofern Bedürfnis, als immerhin die Höhe der rückſtändigen 
Einzahlungen gewiſſe Rückſchlüſſe auf die Gewiſſenhaftigkeit des Vorſtandes wie 
auf das genoſſenſchaftliche Intereſſe der Mitglieder und ihre Zahlungsfähigkeit 
geſtattet. Dagegen beſchwert die Nichterwähnung der rückſtändigen Einlagen die 
Bilanz der Genoſſenſchaft an ſich nicht, da ja dort nicht auf der Paſſipſeite ein 
Grundkapital ohne Rüdfiht auf die Höhe der Einzahlung einzuſetzen iſt, ſondern 
lediglich die Geſchäftsguthaben zu verbuchen ſind, die ſelbſtverſtändlich bei rück⸗ 
ſtändigen Einzahlungen entſprechend gemindert find. Trotzdem hat mit Recht $ 33e 
die bisherige Streitfrage in dem Sinn gelöſt, daß die rückſtändigen (nicht aber 
die noch nicht fälligen) Einzahlungen zum Nennwert zu vermerken ſind, und zwar 
entweder mit dem gleichen Betrag auf der Aktiv⸗ und der Paſſipſeite oder in 
einem beſonderen Vermerk zur Bilanz (ſo z. B. vor der Kolonne bei der Auffüh⸗ 
rung der Geſchäftsguthaben “. Wie bei der AG. dürfen unter den Aktiven, d. h. etwa 
in dem Anlagevermögen ($ 33d Abſ. 1 AI Ziff. 5) nicht die Gründungskoſten der 
Genoſſenſchaft (der durch die Gründung geſchaffene immaterielle Wert) und nicht 
der Geſchäfts⸗ oder Firmenwert — der ja für eine in der Hauptſache auf den 
Geſchäftsverkehr mit Mitgliedern angewieſene Genoſſenſchaft regelmäßig ein höchſt 
imaginärer iſt — ausgewieſen werden. Lediglich bei Übernahme anderer Unter: 
nehmungen darf ein Betrag, der den eigentlichen Unternehmenswert darſtellt 
(Überſchuß des Kaufpreiſes über den Wert der übernommenen Vermögensgegen⸗ 
ſtände), eine Zeitlang als Aktivum geführt werden; er muß jedoch durch regelmäßig 
vorzunehmende Abſchreibungen allmählich aus der Bilanz verſchwinden ($ 33d 
Ziff. 3 u. 4). In der gleichen Weiſe kann, wenn regelmäßige Abſchreibungen ſtatt⸗ 
finden, eine zuungunſten der Genoſſenſchaft beſtehende Differenz zwiſchen Aus⸗ 
gabe⸗ und Rückzahlungsbetrag aufgenommener Anleihen (ſog. Disagio) den 
Aktiven zugeſetzt werden. 

3. Auf der Paſſipſeite find vor allem die Geſchäftsguthaben der Genoſſen, 
die gewiſſermaßen das variable Grundkapital der Genoſſenſchaft darſtellen, auf⸗ 
zuführen, ferner der geſetzliche und die freiwilligen Reſervefonds. Dies entſprach 
ſchon bisher auch ohne geſetzliche Vorſchrift herrſchender Auffaſſung und Übung 
(S 330 Ziff. 6 u. S 33d Abſ. 1 B J). Damit wird wie auch bei Kapitalgeſellſchaften 
erreicht, daß Gewinn nur ausgewieſen werden kann, wenn der Vermögensſtand 
der Genoſſenſchaft über das Einlage- und Reſervekapital der Genoſſenſchaft hinaus⸗ 
geht. Eine Verteilung von Dividenden aus der Subſtanz des Vermögens wird 
damit verhindert. Die Geſchäftsguthaben der ausgeſchiedenen Genoſſen ſind geſon⸗ 
dert anzugeben. Denn ſie ſtellen ſchon nicht mehr Eigenkapital der Genoſſenſchaft, 
ſondern Verbindlichkeiten gegenüber den ausgeſchiedenen Mitgliedern (Ausein⸗ 
anderſetzungsguthaben § 73 GenG.) dar. Weiterhin iſt bemerkenswert, daß bei 
den Einlagen der Genoſſenſchaft nach ſolchen in laufender Rechnung und Spar: 
einlagen aufzugliedern iſt (8 33d Abſ. 1B Ziff. 3). Für die Verflechtung der 
Genoſſenſchaft mit anderen Unternehmungen iſt hier wiederum bedeutſam, daß 
„Verbindlichkeiten gegenüber abhängigen Unternehmungen und Konzernunter— 
nehmungen“ als Bilanzkonto geſondert unter den Paſſiven zu führen ſind (8 33d 
Abſ. 1B V Ziff. 7). 


30 Vgl. das Muſter für Kreditgenoſſenſchaften bei Meyer S. 63. 
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4. In den Wertanſätzen für die einzelnen Bilanzpoſten find die ſchon früher 
für AG. eingeführten, durch die Aktienrechtsnovelle nur genauer umſchriebenen 
Grundſätze auch für die Genoſſenſchaft zur geſetzlichen Richtſchnur erhoben worden. 
Sie wurden ſchon bisher in der ſoliden genoſſenſchaftlichen Finanzpraxis beachtet. 
Für Gegenſtände des Anlagevermögens, dem auch die Beteiligungen zuzurechnen 
find, gilt das ſog. Realiſationsprinzip, d. h. es wird der Wert bevorzugt, der bei 
dem Umſatz am Bilanzſtichtag zu erzielen wären. Dieſer wird gewahrt, indem ent⸗ 
weder die Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten ohne Rückſicht auf einen etwa 
niedrigeren gegenwärtigen Wert eingeſetzt, dann aber entſprechende Abſchreibun⸗ 
gen unter den Paſſiven vorgenommen werden, oder indem der gegenüber den An⸗ 
ſchaffungskoſten geminderte Zeitwert am Bilanzſtichtag gewählt wird. Für das 
Umlaufsvermögen hingegen, zu dem auch die nicht zur Anlage beſtimmten Effekten 
gehören, gilt das ſog. Niederſtwertprinzip':, d. h. es iſt zu wählen zwiſchen den 
Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten und dem Börſen⸗ oder Marktpreis am Bi⸗ 
lanzſtichtag, hierbei aber ſtets der niedere Wert von beiden einzuſetzen. Für die 
Bewertung der Debitoren find beſondere Vorſchriften nicht erlaſſen. Hier bleibt 
§ 40 HGB. (gemäß $ 17 GenG.) anwendbar; es iſt alſo in der Regel der Nominal⸗ 
wert aufzuführen, ſoweit nicht die Uneinbringlichkeit der Forderung oder ihr zwei⸗ 
felhafter Wert gewiſſe Abſchläge nach den Grundſätzen ordentlicher Buchführung 
erforderlich machen. Die Kreditoren auf der Paſſipſeite erſcheinen ebenfalls regel: 
mäßig mit dem Nominalwert. 

Ein Hinausgehen über die geſetzlich erlaubten Wertanſätze iſt verboten. Es macht 
dies nicht nur die Bilanz nichtig, ſondern bringt auch die verantwortlichen Per⸗ 
ſonen in die Gefahr der Strafverfolgung. Dagegen iſt es nach dem Geſetz an ſich 
nicht unzuläſſig, in den Wertanſätzen ſich unter dieſer Höchſtgrenze zu bewegen. 
Damit wird implizite die Schaffung ſtiller Reſerven geſtattet, die jedoch ihre 
Grenzen hat. 

5. Stille Reſerven, d. h. ſolche, die nicht in einem beſonderen Bilanz⸗ 
(Reſerve⸗) Konto zum Ausweis kommen, entſtehen entweder durch zu niedrige Be⸗ 
wertung der Aktiven oder durch zu hohe Bewertung der Paſſiven. Hierbei iſt es für 
die Aktivſeite der Bilanz gleichgültig, ob die zu niedrige Bewertung unmittelbar 
in dem Wertanſatz ſelbſt oder mittelbar in den Ausgleichskonten der Paſſiven 
(Wertberichtigungspoſten) zum Ausdruck kommt. Auch überſteigerte Rückſtellungen 
können zur Bildung ſtiller Reſerven führen. Schon das geſetzliche Niederſtwert⸗ 
prinzip (bei Umlaufsvermögen) hat zwangsläufig mitunter die Aufſpeicherung ſtiller 
Neſerven zur Folge. Das Geſetz geſtattet jedoch nur noch offene ſtille Reſerven, d. h. 
ſolche, die für den bilanzkundigen Leſer wenigſtens erkennbar ſind, verbietet jedoch 
log. ſchwarze Reſerven, etwa durch Einſetzung fiktiver Kreditoren oder Weg: 
laſſung von Aktiven? Auch für die an ſich erlaubten ſtillen Reſerven gibt es 
jedoch eine äußerſte — im Einzelfall allerdings ſchwer feſtzuſtellende — Grenze, 
deren Überſchreitung nicht mehr durch das Bedürfnis vorſichtiger kaufmänniſcher 
Bewertung gedeckt iſt, ſondern ſich als gewollte Verſchleierung des Vermögens⸗ 
ſtandes, als bewußt unwahre Bilanzierung darſtellt und deshalb auch zivilrechtlich 
als verboten zu betrachten iſt. Dieſe Grenze iſt bei Genoſſenſchaften angeſichts ihres 
beſonders gearteten Mitgliederkreiſes und der geſchilderten öffentlichrechtlichen 
Funktionen erheblich enger zu ziehen als für Kapitalgeſellſchaften. Insbeſondere 
können Rückſichten auf die Konkurrenz für eine Genoſſenſchaft, die es in der Haupt⸗ 


1 Vgl. hierzu die eingehenden Ausführungen von Schmaltz (Ruth⸗Schmaltz. 
Die neue Bilanz der AG.) S. 39 und 42 ff. vom Standpunkt der Betriebswirtſchaft aus. 

2 Vgl. Schmaltz a. a. O. S. 40 und 49 ff. 

3 Vgl. Ruth⸗Schmaltz S. 12 ff. Auch wenn eine noch wertvolle Anlage bereits auf 
Null abgeſchrieben iſt, läßt ſich für den bilanzkundigen Leſer durch Vergleich mit der Wirk⸗ 
lichkeit doch immer noch erkennen, daß hier ein Aktivwert als ſtille Reſerve geführt wird. 
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ſache 55 mit Mitgliedern als Kunden zu tun hat, in dieſer Hinſicht nicht beſtim⸗ 
mend ſein. 

Mit der grundſätzlichen Zuläſſigkeit ſtiller Reſerven iſt auch deren Wiederauf⸗ 
löſung geſtattet, ſei es automatiſch, z. B. im Gefolge der Erzielung eines den Buch⸗ 
wert überſteigenden Erlöſes bei Veräußerung des unterbewerteten Gegenſtandes, 
ſei es durch höheren Wertanſatz in einer ſpäteren Bilanz innerhalb der Grenze 
geſetzlicher Höchſtbewertung oder durch Unterlaſſung bzw. Verminderung der Ab⸗ 
ſchreibungen. Die Auflöſung und damit der Ausweis eines noch nicht realiſierten 
Buchgewinnes kann gleichfalls nur offen vor ſich gehen!“. Das Geſetz verlangt ſogar 
eine Erklärung hierüber in dem Geſchäftsbericht, da nach § 33a der Geſchäftsbericht 
weſentliche Abweichungen von dem früheren Jahresſchluß zu erörtern hat. 

6. Die Gewinn⸗ und Verluſtrechnung (8 331), die im Gegenſatz zur 
Bilanz nicht den Vermögensſtand zu einem beſtimmten Zeitpunkt, ſondern den 
Aufwand und Erlös des Geſchäftsbetriebs innerhalb der geſamten abgeſchloſſenen 
Geſchäftsperiode aufzuzeigen beſtimmt iſt, entſpricht in ihrem Muſter genau dem 
für AG. vorgeſchriebenen Schema, mit der einzigen Ausnahme, daß unter den 
Aufwendungen und den Erträgen alle Zinſen, auch ſoweit ſie reine Ertrags⸗ 
zinſen find, aufzuführen find. Die Verpflichtung zur Aufſtellung einer Gewinn⸗ 
und Verluſtrechnung, obwohl ſie praktiſch zumeiſt freiwillig erfüllt wurde, beſtand 
bisher für Genoſſenſchaften noch nicht und iſt durch die Bilanz⸗Verordnung neu 
eingeführt worden“. 

II. Geſchäfts bericht. Eine Neuerung der Bilanz⸗Verordnung iſt auch der 
für Genoſſenſchaften obligatoriſch gemachte Geſchäftsbericht. Sein allgemeiner In⸗ 
halt iſt in $ 33a in wörtlicher Übernahme der Faſſung des § 260a HGB. umſchrie⸗ 
ben; jedoch iſt von Einzelauflagen, wie ſie 8 260a Ab]. 2, 3 HGB. für AG. enthält, 
abgeſehen, da ſie auf die beſonderen, für Genoſſenſchaften zumeiſt nicht zutreffenden 
Verhältniſſe der AG. zugeſchnitten find. Der Geſchäftsbericht ift neben dem Jahres⸗ 
abſchluß gar nicht zu entbehren. Einmal weil dort die Entwicklung der Verhältniſſe 
der Genoſſenſchaft im abgelaufenen Geſchäftsjahr nicht erſichtlich iſt, noch weniger 
aber die Beurteilung der Entwicklung in der kommenden Zeit, oder — ſo in der 
Gewinn⸗ und Verluſtrechnung — nur unvollkommen zum Ausdruck gelangt. Weiter 
bedürfen auch die nackten Zahlen des Jahresabſchluſſes vielfach zum Verſtändnis 
einer Erläuterung durch die ſachkundige Geſchäftsleitung. Inſoweit iſt die Frage, 
ob der Jahresabſchluß im geſetzlichen Sinn klar und überſichtlich aufgeſtellt iſt und 
der Wahrheit entſpricht, nicht allein nach dem Inhalt der Bilanz ſowie der Ge⸗ 
winn⸗ und Verluſt rechnung zu beurteilen, ſondern unter Berückſichtigung auch der 
im Geſchäftsbericht weiter gegebenen Aufklärungen. Gerade für die wenig bilanz⸗ 
kundigen Mitglieder einer Genoſſenſchaft iſt der Geſchäftsbericht zum Verſtändnis 
des Jahresabſchluſſes noch viel unentbehrlicher als für die Aktionäre oder die Be⸗ 
teiligten einer ſonſtigen Handelsgeſellſchaft. Mag man der Geſchäftsleitung von 
Handelsgeſellſchaften allenfalls mit Rückſicht auf die Geheimhaltung wichtiger In⸗ 
terna eine gewiſſe Zurückhaltung und Vorſicht in ihrem Geſchäftsbericht geſtatten 
— für die Genoſſenſchaft und die ihr geſtellten Aufgaben iſt jedwede Geheimnis⸗ 
krämerei überflüſſig und unangebracht. Mit Recht hat man daher die der Verwal⸗ 
tung einer AG. zugebilligte Ausnahme von den „Grundſätzen getreuer und ge⸗ 
wiſſenhafter Berichterſtattung“ (S 260 a Abſ. 4) in das GenG. nicht übernommen. 

III. Die Reviſion. Die Publizität und damit die Kontrolle der Offentlich⸗ 
keit, der die Genoſſenſchaft in ſo weitgehendem Maße ſchon durch die Vorſchriften 
über Jahresabſchluß und Geſchäftsbericht unterliegt, würde unvollſtändig ſein, 


Vgl. Ruth a. a. O. S. 65/66. 


Vgl. den Unterſchied in der aſſung des bisherigen 8 33 Abſ. 2 („Bilanz“) und des 
neuen § 33 Abſ. 3 („Jahresabſchluß“) 
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wenn keine Möglichkeit objektiver Nachprüfung der von der Verwaltung der Ge⸗ 
noſſenſchaft der Mitgliederverſammlung unterbreiteten Vorlagen beſtünde. Wohl 
hat der Aufſichtsrat „die Jahresrechnung, die Bilanzen und die Vorſchläge zur Ver⸗ 
teilung von Gewinn und Verluſt zu prüfen und darüber der Generalverſammlung 
vor Genehmigung der Bilanz Bericht zu erſtatten“ (8 38 Abſ. 1 S. 3). Doch ift der 
Aufſichtsrat nicht als völlig unparteiiſches Organ anzuſprechen. Zufolge ſeiner Auf⸗ 
gabe zur laufenden Überwachung der Geſchäftsführung trifft ihn regelmäßig die 
Mitverantwortung für Mängel und Mißerfolge der Geſchäftsleitung. Sein Intereſſe 
an einer Vertuſchung irgendwelcher die Kritik herausfordernder Vorgänge in der 
Genoſſenſchaft iſt daher kaum geringer als bei dem Vorſtand, wenn einmal die Ver⸗ 
waltung ſich auf dieſen bedenklichen Weg zu begeben geneigt iſt. Zudem ſind die 
Klagen über ungenügende Überwachung des Vorſtandes durch den Auſfſichtsrat, 
wie ſie bei überraſchendem Zuſammenbruch einer Unternehmung beſonders laut zu 
werden pflegen, im Genoſſenſchaftsweſen ebenſo ſtark wie bei den Kapitalgeſell⸗ 
ſchaften. Wenn ſchon der zumeiſt aus geſchäftsgewandten und geſchäftskundigen Kauf⸗ 
leuten, vielfach ſogar ſog. Wirtſchaftsführern zuſammengeſetzte Aufſichtsrat einer 
AG. verſagt, ſo muß dies um ſo eher der Fall ſein für den Aufſichtsrat einer 
Genoſſenſchaft, der, aus den Kreiſen der Mitglieder nach geſetzlich zwingender Be⸗ 
ſtimmung (5 36) entnommen, zum mindeſten nicht die gleiche, häufig ſogar eine 
höchſt geringe Geſchäftserfahrung und geſchäftliche Einſicht beſitzt. Die Genoſſen 
ſelbſt ſchließlich ſind ſchon gar nicht in der Lage, ſich an Hand des Jahresabſchluſſes 
und des Geſchäftsberichts — wenn ſie überhaupt davon Kenntnis nehmen — ein 
Bild von der Lage der Genoſſenſchaft zu machen, Kritik zu üben und für Abhilfe 
zu ſorgen. Nicht nur um ihretwillen, die mangels ſachverſtändiger Beratung in der 
Regel blind den Jahresabſchluß zu genehmigen pflegen, ſondern vor allem auch im 
Intereſſe der an richtiger Informierung intereſſierten Offentlichkeit, im Intereſſe 
der geſamten Volkswirtſchaft an der richtigen Funktion des ſo wichtigen Genoſſen⸗ 
ſchaftsweſens iſt eine Überprüfung des Jahresabſchluſſes durch eine ſachverſtändige 
außerhalb des Genoſſenſchaftsorganismus ſtehende und von ihr unabhängige Stelle 
unentbehrlich. 

In richtiger Erkenntnis dieſer Grundſätze, zugleich aber auch um die Selbſtändig⸗ 
keit der Genoſſenſchaften vor drohenden ſtaatlichen Eingriffen zu bewahren, haben 
die Genoſſenſchaften ſchon zu einer Zeit, da die beſtehenden geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen über die Reviſion (88 53 ff.) noch nicht exiſtierten, unter energiſcher An⸗ 
tegung und Förderung durch Schulze⸗Delitzſch ſich freiwillig einer periodiſchen 
Revilion ihrer Einrichtungen und Geſchäftsführung unterworfen und die ſog. Ver⸗ 
bandsreviſion zur Ausbildung gebracht. Die mit der Verbandsreviſion ge⸗ 
machten günſtigen Erfahrungen beſtimmten das Reichsjuſtizamt, die Verbands⸗ 
reviſion als geſetzliche Einrichtung in dem Genoſſenſchaftsgeſetz vom 1. 5. 1889 zu 
verankern. Allerdings erlangte ſchließlich doch die geſetzlich eingeführte Zwangs⸗ 
reviſion, insbeſondere durch die vom Bundesrat eingeführten Anderungen, eine Ge⸗ 
ſtalt, die mit den Intentionen von Schulze⸗Delitzſch kaum mehr in Einklang ſtand. 
Die damals vielleicht bedenklich erſcheinende, dem Staat eingeräumte Einflußnahme 
auf die Reviſionsverbände, die zu Trägern der Zwangsreviſion für die ihnen 
angeſchloſſenen Genoſſenſchaften beſtimmt wurden, iſt heute als wichtiges Aktivum 
im nationalſozialiſtiſchen Einheitsſtaat zu buchen, weil ſie ein weiteres wertvolles 
Mittel zur Verwirklichung der nationalſozialiſtiſchen Wirtſchaftsordnung darbietet. 
Die Zwangsreviſion, die im Parteienſtaat der überwundenen Zeit eine gefährliche 
Einbruchsſtelle für gegenſätzlich gerichtete Intereſſentengruppen werden konnte — 
tatſächlich haben ſich ja die von den Genoſſenſchaften gehegten Befürchtungen infolge 
der Schwäche und Zurückhaltung des liberaliſtiſchen Staats nicht verwirklicht —, 
hat heute nach der errungenen Einheit von Staat und Volk, nach der Überwindung 
des wirtſchaftlichen Liberalismus ihren Stachel verloren. 
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Freilich paßte die bisher den Verwaltungsbehörden (Länderregierungen, höhere 
Verwaltungsbehörde, Regiſtergericht) übertragene Kontrolle der Reviſion nicht 
mehr in das Gefüge des nationalſozialiſtiſchen Wirtſchaftsaufbaus. Das neueſte 
„Geſetz zur Anderung des Genoſſenſchaftsgeſetzes“ vom 30. Oktober 1934 (RGBl. 
S. 1077 ff.) hat hier endlich Wandel geſchaffen. Das genoſſenſchaftliche Prüfungs⸗ 
weſen wird weſentlich vereinheitlicht und ſtraffer organiſiert. Verbandsfreie Genoſſen⸗ 
ſchaften, deren Prüfung bisher einem vom Gericht zu beſtellenden Reviſor oblag. 
wird es in Zukunft nicht mehr geben. Jede Genoſſenſchaft muß einem zur Prüfung 
zugelaſſenen Revilionsverband angehören (SS 54, 54a n. F.). Andernfalls verfällt 
ſie der Auflöſung oder gelangt überhaupt nicht zur Entſtehung. Die Verleihung 
des Prüfungsrechts an die Reviſionsverbände erfolgt nur noch durch die Reichs ⸗ 
regierung (SS 63, 63a n. F.), der auch allein die Aufſicht über die Tätigkeit der 
Prüfungsverbände obliegt (8 64 n. F.) und das Recht zur Entziehung des Prü⸗ 
fungsrechts zuſteht ($ 64a n. F.). Die Verbände, nicht wie bisher der beſtellte 
Reviſor, ſind Träger der Prüfung und tragen die Verantwortung für deren ord⸗ 
nungsmäßige Durchführung. Der einzelne Prüfer iſt nur noch Hilfsorgan des 
Verbands. 

Die geſetzliche Reviſion hat die Aufgabe, „die Einrichtungen, die Vermögenslage 
und die Geſchäftsführung der Genoſſenſchaft mindeſtens in jedem zweiten Jahr zu 
prüfen“ (§ 53 n. F.). Die Prüfung dient der „Feſtſtellung der wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe und der Ordnungsmäßigkeit der Geſchäftsführung“. Der Tätigkeitsbereich 
iſt alſo weſentlich weiter gezogen als für die, erſt neuerdings auferlegte Pflicht⸗ 
prüfung der Aktiengeſellſchaft ($ 2622 HGB.). Die Reviſion iſt nicht wie dort 
auf die — in der Hauptſache formale“ — Nachprüfung des Jahresabſchluſſes und 
der Geſchäftsbücher beſchränkt, wenngleich auch dieſe Seite der Prüfung keineswegs 
zu kurz kommen darf, ſondern ſie iſt zugleich eine materielle. Der Prüfer hat ſich 
einen Einblick in die geſamte Geſchäftsführung und die Tätigkeit der Genoſſen⸗ 
ſchaftsorgane zu verſchaffen und ſich hierüber, insbeſondere auch über die Zweck⸗ 
mäßigkeit der geſchäftlichen Maßnahmen ein Urteil zu bilden, er hat alſo keines⸗ 
wegs bloß den Jahresabſchluß und den Geſchäftsbericht zur Grundlage zu nehmen. 
Wohl mit Rückſicht auf dieſen großen Umfang der Reviſion hat man es auch bei der 
bisherigen Mindeſtfriſt von zwei Jahren für die Wiederholung der Prüfung grund⸗ 
ſätzlich belaſſen, obwohl zahlreiche Genoſſenſchaften, ſo insbeſondere die Konſum⸗ 
genoſſenſchaften““, ſchon ſeit längerer Zeit die einjährige Prüfung durchführen. 
Nur für größere Genoſſenſchaften — ſolche mit einer Bilanzſumme von mindeſtens 
350 000 M. — iſt nunmehr alljährliche Prüfung erforderlich. Innerhalb dieſer 
Reviſionsperiode iſt die Vornahme der Prüfung nicht an einen beſtimmten Zeit⸗ 
punkt gebunden. Insbeſondere muß nicht wie bei der Pflichtprüfung der AG. die 
Prüfung der Generalverſammlung, die über den Jahresabſchluß zu befinden hat, 
voraufgehen. Auf dieſe Weiſe werden techniſche Schwierigkeiten — infolge Zu⸗ 
ſammendrängung aller Prüfungen auf den gleichen Zeitraum — vermieden und 
es wird eine unvorhergeſehene Vornahme der Prüfung ermöglicht. 

Eine Verſchärfung der Reviſionsvorſchriften iſt ſchon vor dem Weltkrieg und 
iſt auch jpäterhin wiederholt vorgeſchlagen und erwogen worden. Vorſchläge dieſer 
Art pflegen ſtets anläßlich auffallender Zuſammenbrüche von Genoſſenſchaften auf⸗ 
zutreten s. Die großen Genoſſenſchaftsverbände haben ſich gegenüber ſolchen Be: 


»Das HGB. ($ 262 a Abſ. 2) zieht den Rahmen allerdings etwas weiter. Die Bilanz⸗ 
prüfer ſollen nicht bloß die übereinſtimmung der Vorlagen mit den Büchern und die for⸗ 
malrichtige Aufſtellung des Jahresabſchluſſes feſtſtellen, ſondern auch die Bewertung der 
Vermögensgegenſtände einer ace en unterziehen. e hat dieſe materielle 
Reviſion ſich auf die Beurteilung der Kalkulationsmethode zu beſchränken. 

37 Vgl. Zirwas in Rundſchau der Verbrauchergenoſſenſchaften 1933 S. 869. 

38 Pgl. die Überſicht bei Par.⸗Cr. (Komm.) Einl. S. 26) ſowie Jahrbuch des AI: 
gemeinen Verbandes für 1933 S. 33. 
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ſtrebungen meiſt ablehnend verhalten. Die ſtraffe Organiſation der Verbandsgewalt 
geſtattete, wo es notwendig erſchien, auch ohne geſetzliche Beſtimmungen das Er⸗ 
forderliche durch Satzungsänderung, Verbandsbeſchlüſſe und Dienſtanweiſungen 
anzuordnen. Tatſächlich wird praktiſch vielfach über die Anforderungen des Geſetzes 
hinausgegangen d. Indeſſen war bisher auf dieſem Weg den verbandsfreien 
Genoſſenſchaften nicht beizukommen. Und auch im Intereſſe der berufsſtändiſchen 
Organiſation, in die die Genoſſenſchaften eingegliedert werden, ſcheint es zu liegen, 
daß ſchon das Geſetz ſeine Mindeſtanforderungen an die genoſſenſchaftliche Organi⸗ 
ſation erhöht, da hierdurch die Aufgabe der zuſtändigen berufsſtändiſchen Organe 
erleichtert wird. Ganz beſonders, wenn etwa das Führerprinzip auch in der Leitung 
der Genoſſenſchaften zum Durchbruch kommt, entſpricht es deſſen Weſen, daß hiermit 
eine geſteigerte Verantwortung gegenüber dem eigenen Unternehmen und gegen⸗ 
über der Offentlichkeit verbunden iſt, alſo eine erhöhte Publizität der Genoſſen⸗ 
ſchaft die Folge ſein muß. 

Die parlamentariſchen früheren Regierungen vermochten ſich trotz wiederholter 
ihnen erteilter geſetzlicher Ermächtigungen ($ 64 in früherer Faſſung; VO. vom 
27. 12. 1923, RGBl. S. 1252; NotVO. vom 5. 6. 1931, RG Bl. S. 313; VO. vom 
21. 10. 1932, RGBl. S. 503) zu geſetzlichen Anderungen oder gar zu einer Ber: 
ſchärfung der Reviſionsvorſchriften nicht aufzuraffen. Erſt das Geſetz vom 30. 10. 
1934 bringt die längſt fällige Reform. Die Machtbefugniſſe der Reviſionsverbände 
find weſentlich erweitert, ihre Verantwortlichkeit erheblich erhöht. Immerhin hat 
man in weiſer Mäßigung davon abgeſehen, einem vielerörterten Vorſchlag ent⸗ 
ſprechend, den Verbänden die Befugnis zu Zwangsauflagen oder zu ſonſtigen Ein⸗ 
griffen in die Geſchäftsführung zuzugeſtehen. Es wird dem Verband lediglich das 
Recht zu beratender Teilnahme an der Generalverſammlung und zur mündlichen 
Vertretung ſeines Prüfungsberichts vor der Generalverſammlung ſowie unter 
beſtimmten Vorausſetzungen zur Einberufung und Leitung einer beſonders an⸗ 
beraumten Generalverſammlung verliehen (88 59, 60 n. F.). Das iſt eine durchaus 
begrüßenswerte Neuerung, die das Selbſtbeſtimmungsrecht der Genoſſenſchaften 
grundſätzlich nicht antaſtet. Würde man jedoch darüber hinaus dem Verband 
unmittelbare Eingriffe in die Geſchäftsführung eingeräumt haben, ſo wäre die 
Folge lediglich eine bedenkliche Verſchiebung der Befugniſſe und Verantwortlichkeit 
von den leitenden Organen der einzelnen Genoſſenſchaft auf den Reviſionsverband 
und deſſen Organe geweſen. Das verträgt ſich kaum mit der Einführung des 
Führerprinzips bei der Genoſſenſchaft. Das wirkſame Funktionieren der Reviſion 
iſt ebenſoſehr eine Perſonenfrage wie die Erhaltung genoſſenſchaftlichen Geiſtes 
überhaupt. Wenn aus der Erkenntnis geſchäftlicher Mißſtände, wie ſie eine in der 
ſachlichen Ausgeſtaltung jetzt durchaus hinreichende Reviſion vermittelt, nicht frei⸗ 
willig die entſprechenden Folgerungen für die Zukunft von den zuſtändigen Organen 
der Genoſſenſchaft gezogen werden, ſo können auch Zwangsmaßregeln, insbeſondere 
Zwangsauflagen für die Art der künftigen Geſchäftsführung keinen befriedigenden 
Erfolg verſprechen. Hier bleibt, wenn nicht innere Einkehr und Umkehr bei den 
verantwortlichen Perſonen gewiß iſt, nur eins: Erſetzung der ungeeigneten leiten⸗ 
den Perſonen durch andere, ſorgfältigſte Schulung und Auswahl der beteiligten 
Perſonen. Das für die landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften bereits eingeführte 
Standesehrengericht, richtig gehandhabt und als allgemeine Einrichtung auch für 
die übrigen Genoſſenſchaften, verbürgt hier allein durchgreifende Maßnahmen im 
Einzelfall, ohne daß es weiterer Anderungen der geſetzlichen Vorſchriften bedürfte. 


Vgl. Zirwas a. a. O. und Klauſing (Veröffentlichungen des genoſſenſchaftlichen 
Giroverbandes der Dresdner Bank Heft 10 1929) S. 96 ff. Auch Klauſing verhält ſich 
ablehnend gegenüber der Geſetzesreform. Doch beruhte dieſer Standpunkt auf ganz anderen 
politiſchen Vorausſetzungen, als ſie heute gegeben ſind. 
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Daneben und nicht zuletzt ift freilich Vorbedingung für die zuverläflige Erkennt⸗ 
nis abzuſtellender Mißſtände, daß eine genügende Zahl von Reviſoren vor⸗ 
handen iſt, die ihren ſchwierigen Aufgaben reſtlos gewachſen find. Es iſt anzu: 
erkennen, daß die großen Genoſſenſchafts⸗ und Reviſionsverbände in dieſer Beziehung 
durch Schulung und durch ſtändige Nutzbarmachung der im Genoſſenſchaftsleben 
und insbeſondere im Revifionswejen gemachten Erfahrungen viel zur Ausbildung 
eines Standes tüchtiger Genoſſenſchaftsprüfer beigetragen haben. Für die Pflicht⸗ 
prüfung der AG. hat das Aktienrecht ($ 262c u. II. DurchfVO. vom 15. 12. 1931 
Art. 5) die Anforderungen an die Qualifikation der Bilanzprüfer feſtgelegt. Der 
hierdurch neugeſchaffene Stand der Wirtſchaftsprüfer erſtrebt, auch die genoſſen⸗ 
ſchaftliche Reviſion in ſeinen Aufgabenbereich zu ziehen“. Die Eigenart der 
genoſſenſchaftlichen Reviſion erfordert Prüfer, die ſpeziell im Genoſſenſchaftsweſen 
erfahren find und über eine umfangreiche Praxis auf dieſem Gebiet verfügen. Das 
Geſ. vom 30. Oktober 1934 ſteht grundſätzlich auf dem gleichen Standpunkt. Nach 
$ 55 n. F. ſollen die von den Prüfungsverbänden verwendeten Prüfer „im 
genoſſenſchaftlichen Prüfungsweſen ausreichend vorgebildet und erfahren 
ſein“. Das Geſetz unterſcheidet zwiſchen öffentlich beſtellten Wirtſchaftsprüfern und 
öffentlich beſtellten genoſſenſchaftlichen Wirtſchaftsprüfern (Art. IV). Jedoch wird 
anderſeits die immerhin enge Verbundenheit zwiſchen beiden Berufszweigen betont 
durch die Ankündigung, daß ihre Beſtellung „auf gemeinſamer Grundlage“ durch 
miniſterielle Anordnung geregelt werden ſoll. Dieſe Regelung kann ſich nur nach 
der Richtung bewegen, daß an die Vorbildung beider Arten von Wirtſchaftsprüfern 
zwar im allgemeinen die gleichen Anforderungen geſtellt werden, jedoch die ge⸗ 
noſſenſchaftlichen Prüfer außerdem beſondere Vorbildung im Genoſſenſchaftsweſen 
aufzuweiſen haben. Der von ſeiten der Wirtſchaftsprüfer gelegentlich gemachte Vor⸗ 
ſchlag, den Genoſſenſchaften die freie Auswahl der Prüfer, damit alſo auch aus dem 
Kreis der allgemeinen Wirtſchaftsprüfer zu geſtatten, iſt durch die Übertragung des 
Rechts zur Beſtellung der Prüfer ausſchließlich auf die Prüfungs verbände erledigt. 
In der Hand der Generalverſammlung würde infolge des vorwaltenden ſtarken 
Einfluſſes von Vorſtand und Aufſichtsrat eine völlig unparteiiſche Auswahl der 
Prüfer kaum gewährleiſtet ſein. 


D. Die Haftung der Genoſſen 


Bei der Betrachtung des Jahresabſchluſſes nebſt Geſchäftsbericht und der Reviſion 
ſtanden die Aufgaben, die dieſe Einrichtungen innerhalb einer den Bedürfniſſen 
des geſamten Volkes dienenden Wirtſchaftsordnung zu erfüllen haben, im Vorder⸗ 
grund. Das entſprach der vollzogenen Abkehr von individualrechtlicher Ordnung 
und Denkweiſe, die den Organismus einer Unternehmung hauptſächlich nach ſeinem 
Nutzen für die unmittelbar Beteiligten bewertete. Indes geſtattet der national⸗ 
ſozialiſtiſche Staat durchaus auch die Berückſichtigung des privaten Nutzens, der als 
Anſporn der zu erhaltenden und zu fördernden privaten Initiative unentbehrlich 
iſt; er räumt lediglich den Belangen der nationalen Wirtſchaft den Vorrang vor 
den Bedürfniſſen der Privatwirtſchaft ein, deren Intereſſen ſich nach richtiger Auf⸗ 
faſſung letzten Endes ja mit den ſtaatlichen decken. Es wäre deshalb völlig verfehlt, 
wollte man die ſehr wichtigen Funktionen überſehen, die Jahresabſchluß und 
Reviſion gerade auch im Intereſſe der Mitglieder der Genoſſenſchaft zu erfüllen 
haben. Dieſe Bedeutung geht ſogar weit hinaus über das Intereſſe des Aktionärs 
an einer einwandfreien und zuverläſſigen Berichterſtattung und deren Nachprüfung 
zum Jahresſchluß. Denn während dieſer die Bilanz hauptſächlich unter dem Geſichts⸗ 
punkt der Kapitaldividende ſieht, fällt die Höhe der Dividende für die Genoſſen 


% gl. die Verbandszeitſchrift „Der Wirtſchaftsprüfer“ Jahrg. 1933 Heft 19 und die 
Erwiderung hierauf von Seibert in Bl. für Genoſſenſchaftsweſen 1934 S. 25. 
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nicht ins Gewicht, oder es jollte dies wenigſtens nicht der Fall fein. Für den 
Genoſſen hängt hingegen nicht bloß das Schickſal ſeiner Einlage, ſondern auch ſeines 
Privatvermögens weſentlich von dem Ausſehen und der Zuverläſſigkeit der Bilanz 
ab. Denn ihn trifft im Gegenſatz zum Aktionär die Haftung für die Überſchuldung 
der Genoſſenſchaft. Und dieſe Haftung belaſtet gerade den vertrauenden und treu 
gebliebenen Genoſſen um ſo ſtärker, falls der Jahresabſchluß ein zu günſtiges Bild 
von der Lage der Genoſſenſchaft entwirft. Die dem Genoſſen gewährleiſtete Möglich⸗ 
keit des Austritts und der Herausziehung ſeines Guthabens (55 65, 73 GenG.“) 
geſtattet den Genoſſen, die Einblick in den wahren Stand der Verhältniſſe haben, 
ſich noch rechtzeitig aus der Genoſſenſchaft in Zeiten herannahender Kriſe zu löſen 
und den übrigen Genoſſen die Deckung der Unterbilanz zu überlaſſen. 

Andererſeits iſt aber auch dieſe Haftung der Genoſſen für die Verbindlichkeiten 
der Genoſſenſchaft eine Frage, die der ſorgfältigſten Aufmerkſamkeit des Geſetz⸗ 
gebers und immer wieder erneuter Überprüfung bedarf. Sie ſtellt den tragenden 
Grundpfeiler des Genoſſenſchaftsweſens dar, deſſen Überſpannung durch eine zu 
tigoroſe Haftungsform ebenſoſehr zu Lähmung oder Untergang des Genoſſenſchafts⸗ 
weſens infolge eintretenden Mitgliederſchwunds führen kann, wie eine zu weit⸗ 
gehende Erleichterung durch ungünſtige Rückwirkungen auf die Kreditfähigkeit für 
das Genoſſenſchaftsweſen vernichtend zu wirken vermag. 

J. Haftungs formen. Die Entwicklung des Genoſſenſchaftsrechts verzeichnet 
eine zunehmende Milderung der Haftungsformen. Je mehr die Genoſſenſchaften als 
neue Unternehmungs⸗ und Verbandsform Vertrauen im Wirtſchaftsverkehr ſich 
erwarben, je ſtärker fie ihre Kapitalbaſis und Kreditorganijation auszubauen vers 
mochten, je mehr ſich auch durch Zuſammenſchluß der Genoſſenſchaften in Zentral⸗ 
verbänden eine ideelle und wirtſchaftliche Stärkung ihrer Poſition vollzog, um ſo 
mehr konnte die Geſetzgebung dazu übergehen, die Haftung der Genoſſen zu er⸗ 
leichtern. Das kam andererſeits den Genoſſenſchaften ſelbſt wieder durch Erhöhung 
des Mitgliederzuzugs zugute. Glaubte Schulze⸗Delitzſch in den Anfängen des 
Genoſſenſchaftsweſens noch, ohne die geſamtſchuldneriſche unmittelbare Haftung 
der Genoſſen neben der Genoſſenſchaft für deren Verbindlichkeiten nicht auskommen 
zu können, ſo vermochte bereits die im Jahre 1868 einſetzende Genoſſenſchaftsgeſetz⸗ 
gebung die Haftung zu einer ſubſidiären Ausfalls haftung, die nur noch im 
Fall des Konkurſes der Genoſſenſchaft Platz griff, überzugehen und die Gläubiger 
während des Beſtehens der Genoſſenſchaft auf deren Vermögen allein zu verweiſen. 
Das GenG. v. 1. Mai 1889 machte den geglückten Verſuch, neben der bisherigen 
Genoſſenſchaft mit unbeſchränkter Haftung wahlweiſe die Genoſſenſchaft mit be⸗ 
ſchränkter Haftung und die Genoſſenſchaft mit unbeſchränkter Nachſchußpflicht, von 
denen die letztere einen unmittelbaren Zugriff der Gläubiger auf die Genoſſen 
5 nicht mehr eröffnete, als Form der Genoſſenſchaft zur Verfügung zu 
tellen. 

Durch die neue Anderung des GenG. v. 20. Dezember 1933 hat die national: 
ſozialiſtiſche Regierung einen weiteren entſchloſſenen Schritt in dieſer Richtung 
unternommen. Sie hat den mit der Haftungsform der Genoſſenſchaft mit unbeſchränk⸗ 
ter und mit beſchränkter Haftpflicht verbundenen Einzelangriff der Gläubiger, 
denen die bisherige Regelung unter gewiſſen Vorausſetzungen im Konkursverfahren 
die unmittelbare Inanſpruchnahme der Genoſſen geſtattete, beſeitigt. Dabei blieben 
aber die bisher eingebürgerten Bezeichnungen trotz Wandlung des Inhalts — ledig⸗ 
lich Nachſchußpflicht ſtatt unmittelbarer Haftung — unverändert. Die Genoſſenſchaft 
mit unbeſchränkter Nachſchußpflicht, die nunmehr ihren rechtlichen Charakter an die 
Genoſſenſchaft mit unbeſchränkter Haftung abgegeben hatte, gelangte damit in 


an for ne ällen weiſt dann ſelbſtverſtändlich das Auseinanderſetzungsguthaben des 
ausſcheidenden Saen das ja gerade auf der zu günſtigen Bilanz beruht, einen zu 
hohen Betrag auf. 
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Wegfall, wodurch die grundlegende Beſtimmung des $ 2 GenG. äußerlich und 
innerlich weſentlich verändert wurde. Einerſeits zog die Geſetzgebung hiermit ledig⸗ 
lich die praktiſche Schlußfolgerung aus dem Wandel der Verhältniſſe, vor allem aus 
der Erfahrung, daß ſchon durch das Nachſchußverfahren des Konkursverwalters die 
Leiſtungsfähigkeit der Genoſſen zumeiſt völlig ausgeſchöpft wurde. Bedeutungsvoll 
iſt aber weiterhin die zugleich ſtattfindende Abkehr von „individualiſtiſchen Ten⸗ 
denzen“ (Begr.) der bisherigen Geſetzgebung, die den vermögenden und zahlungs⸗ 
fähigeren Genoſſen der Willkür der Gläubiger und der Überbelaſtung ausſetzte und 
dem Wettrennen der Gläubiger um beſſere Befriedigung Vorſchub leiſtete. 

II. Vorausſetzung und Durchführung des Nachſchußverfah⸗ 
rens. Die ſeit dem 30. Januar 1933 erfolgten Anderungen des Genoſſenſchafts⸗ 
geſetzes haben nicht bloß durch die Beſeitigung des Einzelangriffs der Gläubiger 
die Genoſſenſchaft auf eine völlig veränderte, den Genoſſen günſtigere Kreditbaſis 
geſtellt, ſondern auch im übrigen die „Haftung“ der Genoſſen weſentlich erleichtert. 

1. Die beſte Sicherung der Genoſſen gegen ihre Inanſpruchnahme im Nachſchuß⸗ 
verfahren iſt die Vermeidung eines Konkurſes überhaupt, der ja erſt 
die Nachſchußpflicht auslöſt. Einen weſentlichen Schritt in dieſer Richtung bedeutet 
die Novelle vom 20. Juli 1933 (RGBl. I S. 520), die die Sanierungsmöglichkeit 
erweitert. Sie geſtattet den Genoſſenſchaften auch noch nach vollzogener Auflöſung, 
im Liquidationsſtadium, das bekanntlich infolge unzulänglicher Verwertbarkeit 
des Genoſſenſchaftsvermögens die Konkursgefahr ſehr leicht heraufbeſchwört, den 
Geſchäftsanteil der Genoſſen zwecks Durchführung der Liquidation unter Abwen⸗ 
dung des Konkurſes zu erhöhen ($ 87a), und bereinigt damit eine alte Streitfrage. 
Es war in der Tat eine praktiſch nicht zu verantwortende Löſung, daß der Mit⸗ 
gliederverſammlung verwehrt wurde, während der Liquidation von den Genoſſen 
die zur Abwicklung erforderlichen Mittel zu erheben, die dann doch unter erheb⸗ 
lichen Mehrkoſten im Nachſchußverfahren durch die Genoſſen aufgebracht werden 
mußten. Damit dürfte denn jetzt auch die gleiche Maßnahme vor Auflöſung der 
Genoſſenſchaft als zuläſſig zu gelten haben. Freilich iſt ein Mißbrauch dieſer Er⸗ 
mächtigung nicht ausgeſchloſſen, insbeſondere wenn in dieſer Weiſe eine unzweck⸗ 
mäßige Sanierung verſucht wird. Daher iſt die Mitwirkung des zuſtändigen Re⸗ 
viſionsverbandes bei ſolchen Beſchlüſſen nach Auflöſung der Genoſſenſchaft einge: 
ſchaltet (§ 87a Abſ. 2—4). Für Genoſſenſchaften m. beſchr. H. wird die Erhöhung 
des Geſchäftsanteils im Ausmaß beſchränkt auf den Betrag der Haftſumme und 
eine Erhöhung der Haftſumme im Intereſſe der Gläubiger überhaupt verboten 
(S 139 a)“. Damit wird für dieſen Sonderfall auch von dem Grundſatz abgegangen, 
daß die Haftſumme nicht niedriger als der Geſchäftsanteil ſein darf (vgl. $ 131 in 
neuer Faſſung). 

2. In der gleichen Richtung bewegt ſich die — ebenfalls in Erledigung einer 
alten Streitfrage — durch die Novelle vom 20. Juli 1933 neu geſchaffene Möglich⸗ 
keit für die Genoſſenſchaft, ihren Geſchäfts betrieb im Liquidations⸗ 
ſt a dium erneut aufzunehmen, falls die Auflöſung auf freiem Entſchluß 

der Genoſſenſchaft beruhte, d. h. keine gerichtliche oder verwaltungsmäßige Zwangs⸗ 


Es geſchah dies deshalb, weil andernfalls die Genoſſen mit einem höheren Betrag 
als ſelbſt im Konkurſe der Genoſſenſchaft herangezogen werden könnten. Wie es in den 
Fällen, da der bisherige Geſchäftsanteil nicht voll eingefordert war, zu halten iſt, kann 
weifelhaft ſein. In den Vertr.⸗Berichten der Dresdner Bank 1933 S. 105 wird die 

nſicht vertreten, daß dann der Geſchäftsanteil nicht um die volle Haftſumme, ſondern 
nur abzüglich des nicht eingeforderten Betrags des 1 en Geſchäftsanteils erhöht 
werden dürfe, weil bisher die Liquidatoren den Reſt des Geſchäftsanteils nicht mehr ein⸗ 
fordern konnten. Dieſe Auffaſſung widerſpricht jedoch dem Zweck, den Konkurs zu ver» 
meiden. Den Genoſſen gegenüber erſcheint es nicht unbillig, wenn man ihnen den zufäl⸗ 
ligen Vorteil, den die Auflöſung mit ſich brachte und auf den ſie nach der Rechtslage zur 
Zeit ihres Eintritts keine Anwartſchaft hatten, wieder entzieht. 
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auflöſung war (§ 79a). Vorausſetzung für die Rückverwandlung der liquidierenden 
Genoſſenſchaft iſt allerdings, daß noch keine Verteilung von Genoſſenſchaftsver⸗ 
mögen unter die Genoſſen ſtattgefunden hat. Auch hier hat der Reviſionsverband 
maßgebliche Mitwirkung. Die Rückkehr in das werbende Stadium iſt mitunter die 
einzige erfolgverſprechende Möglichkeit, entſtandene Verluſte ohne Inanſpruch⸗ 
nahme der Genoſſen wieder einzubringen oder wenigſtens die Inanſpruchnahme 
auf einem erträglichen Stand zu halten. Der naheliegende Geſichtspunkt des allge⸗ 
meinen Intereſſes an der Erhaltung einer Genoſſenſchaft, wie er der Erſchwerung 
der Auflöſung von Kreditgenoſſenſchaften zugrunde liegt (SS 78a und 78b „im In⸗ 
tereſſe des Mittelſtandes“), iſt in 8 79a nicht berückſichtigt. Entſcheidend ſoll ledig⸗ 
lich ſein, ob die Fortſetzung der Genoſſenſchaft im Intereſſe der Genoſſen liegt. 
Die beſchloſſene Fortſetzung hat jedoch nicht die Wirkung, daß die Genoſſen, die vor 
der Auflöſung der Genoſſenſchaft ihren Austritt erklärt haben oder ſogar aus⸗ 
geſchieden, aber infolge der Auflöſung als Mitglieder weiterzuführen waren, 
wieder in der Genoſſenſchaft feſtgehalten würden. Mit dem Fortſetzungsbeſchluß 
gelangt ihr Austritt bzw. ihr Ausſcheiden wieder zur, wenn auch verſpäteten, Wir⸗ 
kung (58 65 Abſ. 3, $ 75 Abſ. 2 i. n. F.). 

3. Eine Herabſetzung des Geſchäftsanteils oder der Haft⸗ 
ſu mme bei der Genoſſenſchaft m. beſchr. H., wodurch eine Entlaſtung der Genoſſen 
vom übernommenen Riſiko und — bei bisher abſchreckender Höhe dieſer Betei⸗ 
ligung — ein vermehrter Mitgliederzuzug eröffnet werden könnte, begegnet der 
Schwierigkeit, daß in dieſem Fall die vorhandenen Gläubiger zunächſt befriedigt 
oder ſichergeſtellt werden müſſen. Durch ſolchen Zwang zu ſtoßweiſer Befriedigung, 
der die Genoſſenſchaft leicht in die Gefahr des Konkurſes bringt, kann die Durch⸗ 
führung ſolcher Maßnahmen ſehr in Frage geſtellt werden. Ein Anlaß zur vor⸗ 
gängigen Sicherung der Gläubiger beſteht jedoch dann nicht, wenn lediglich eine 
Zerlegung des Geſchäftsanteils und der Haftſumme vorgenommen wird, alſo 
nur für künftig eintretende Mitglieder eine Erleichterung geſchaffen wird, ohne 
daß das Genoſſenſchaftsvermögen und der Umfang der bisher übernommenen Haf⸗ 
tungen verändert würden. Für dieſen Fall beſeitigt daher die Novelle vom 20. De⸗ 
zember 1933 (8 133a) die Auffaſſung, daß in der Zerlegung des Geſchäftsanteils 
und der Haftſumme in gleiche Teile eine Herabſetzung des Geſchäftsanteils und 
der Haftſumme im Sinne der SS 22 Abſ. 1, 133 zu erblicken ſei; zur wirkſamen 
Beſchlußfaſſung iſt nicht mehr wie bisher die Zuſtimmung aller Genoſſen, ſondern 
nur noch eine Dreiviertelmehrheit erforderlich. 

4. Von ganz beſonderer Tragweite iſt der nunmehr (Novelle vom 20. Dezember 1933) 
zuläſſige Abſchluß eines Zwangsvergleichs im Konkurſe der Genoſſenſchaft 
($ 115e). Die früher geübte allzu ängſtliche Rückſicht auf die Gläubiger, denen man 
die Möglichkeit, auf dem Weg über den Einzelangriff der Genoſſen zur beſſeren 
Befriedigung zu gelangen, nicht entziehen wollte, hat ſich vielfach durch die allzu⸗ 
lange Ausdehnung des Konkursverfahrens als eine Schädigung der Gläubiger⸗ 
intereſſen ſelbſt erwieſen. Hinſichtlich der Mitglieder der Genoſſenſchaft bedeutet 
aber eine derartige Beendigung des Konkursverfahrens „unter Umſtänden das ein⸗ 
zige Mittel, um die Genoſſen vor wirtſchaftlicher Vernichtung zu ſchützen(Begr.) “. 
Aus dem gleichen Grund iſt auch jetzt der Abſchluß eines Vergleichs zwiſchen dem 
Konkursverwalter und einem einzelnen Genoſſen über die Höhe des vom Genoſſen 
zu zahlenden Nachſchuſſes geſtattet worden (8 112 a), womit der Konkursmaſſe 
vielfach durch den Beiſtand von dem Genoſſen naheſtehenden Perſonen Mittel zuge⸗ 


Schon die on vom 5. Juni 1927 hatte in $ 91 den Abſchluß eines Zwangs⸗ 
vergleichs im Vergleichsver fahren aus Abwendung des Konkurſes vor Auflöſung der Ge⸗ 
noſſenſchaft geſtattet. Nach der Mitteilung in Bl. für „ 1934 S. 7 ſoll 
beabſichtigt ein (Art. 10 des amtlichen Entwurfs zur Vergl. O.), in Zukunft die Zuläſſig⸗ 
keit des Zwangsvergleichs auf bereits aufgelöſte Genoſſenſchaften auszudehnen. 
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führt werden, die andernfalls bei ihm nicht zu erlangen wären, und langwierige 
Prozeſſe und Beitreibungen vermieden werden können. Dem Zweck der Erſparnis 
unnützer Koften dient ferner die neue Faſſung des § 116, der eine Einſtellung des 
Konkurſes auf Grund des Verzichts der Gläubiger nicht wie bisher erſt nach Vollzug 
der Schlußverteilung, ſondern ſchon nach Ablauf der Anmeldefriſt zuläßt. Daß der 
Konkursverwalter bereits durch die Novelle vom 18. Mai 1933 (RGBl. I S. 275) 
ermächtigt wurde, Abſchlagsverteilungen aus den eingezogenen Nachſchüſſen an die 
Gläubiger während des Konkurſes vorzunehmen ($ 115a), hat ebenfalls wohl eine 
ſchnellere Abwicklung des Konkurſes zur Folge“ und kommt damit nicht bloß den 
Gläubigern, ſondern mittelbar auch den Genoſſen zugute. 

5. Erleichtert wurde weiterhin in der Novelle vom 20. Dezember 1933 die Lage 
der aus der Genoſſenſchaft z. Z. der Konkurseröffnung bereits ausgeſchie⸗ 
denen Genoſſen. Liegt der Zeitpunkt ihres Ausſcheidens nicht länger als ſechs 
Monate zurück, ſo gelten dieſe Genoſſen weiterhin als Mitglieder und unterliegen 
der gleichen Belaſtung wie die übrigen Genoſſen (88 75, 76). Darüber hinaus 
trifft ſie aber noch eine ſubſidiäre Nachſchußpflicht, die, wie bisher nur für die Mit⸗ 
glieder der Genoſſenſchaft m. unbeſchr. H., auf die Genoſſen erſtreckt iſt, die inner⸗ 
halb der letzten 18 Monate vor Konkurseröffnung ausgeſchieden ſind. Dagegen ſind 
nunmehr die ausgeſchiedenen Genoſſen, da es eine unmittelbare Haftung der Ge⸗ 
noſſen gegenüber den Gläubigern neben der Nachſchußpflicht nicht mehr gibt, vor 
dem Einzelangriff der Gläubiger bewahrt, der den Genoſſen noch für einen Zeit⸗ 
raum von zwei Jahren nach Ausſcheiden drohte, falls in dieſe Friſt die Konkurs⸗ 
eröffnung fiel (8 115b bis 115d)“. 

6. Die ſo veränderte, aber genügend ſtrenge und weitgehende Haftung wird 
den Genoſſen bei Eintritt in die Genoſſenſchaft durch die zwingend erforderte 
Unterſchrift einer entſprechenden Erklärung nachdrücklichſt zur Kennt⸗ 
nis gebracht (8 120 i. n. F., $ 131a, eingefügt durch Nov. v. 20. Dezember 1933). 
Um jeden Zweifel über die Zugehörigkeit zur Genoſſenſchaft, die vielfach gerade 
bei Heranziehung zur Nachſchußpflicht beſtritten wurde, abzuſchneiden, iſt die 
gerichtliche Benachrichtigung von der Eintragung oder Löſchung in der Liſte zu 
einer unabdingbaren Pflicht erhoben (88 15, 72, i. n. F.; SS 76, 137). Ein Verzicht 
des ein⸗ oder austretenden Genoſſen auf Benachrichtigung iſt nicht mehr zuläſſig“. 


E. Die Organiſation der Genoſſenſchaft 


J. Genoſſenſchaft und Mitglieder. Die Struktur der Genoſſenſchaft 
entſpricht im weſentlichen mit ihrer Aufteilung der Funktionen unter Vorſtand, 
Aufſichtsrat und Mitgliederverſammlung der überkommenen allgemeinen Körper⸗ 
ſchaftsordnung. Die damit verbundene beträchtliche Zurückdrängung des unmittel⸗ 
baren Einfluſſes der Mitglieder als der wirtſchaftlichen Träger des Unternehmens 
auf die Geſchäftsleitung, die darin liegende Unperſönlichkeit der Vereinigungsform 
iſt bei den Genoſſenſchaften im Vergleich zu den Kapitalgeſellſchaften rechtlich eher 
noch verſtärkt. Einmal iſt es dem Genoſſen nicht wie dem Aktionär möglich, allein 


In Rundſchau der Verbrauchergenoſſenſchaften 1934 S. 14 wird freilich gerade dieſer 
Wert der Neuerung bezweifelt und ſogar angenommen, daß die Gläubiger nunmehr weniger 
Intereſſe an ſchnellerer Abwicklung des Konkurſes hätten. Ich glaube jedoch, daß durch 
ſolche Abſchlagsverteilungen unter den Gläubigern eher eine der vergleichsweiſen Erledi⸗ 
gung günſtige Stimmung erzeugt wird. 

Sie entſprechen den weggefallenen Sonderbeſtimmungen für die bisherige Genoſſen⸗ 
ſchaft mit unbeſchränkter Nachſchußpflicht. Die 88 122—127, die die unmittelbare Haftung 
der Genoſſen regelten, ſind geſtrichen. 

„Bezüglich der Frage, ob und inwieweit die Berufung des eingetragenen Genoſſen auf 
FW. 1 Beitrittserklärung oder erfolgte Austrittserklärung beachtlich iſt, vgl. Ruth in 

„W. 1934 S. 2106 ff. Auch die Unabdingbarkeit der gerichtlichen Benachrichtigung wird 
ſolche Bemängelungen nicht ganz beſeitigen können. 
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oder verbündet mit anderen Mitgliedern ſich zum Beherrſcher des Unternehmens 
aufzuſchwingen durch Hinzuerwerb weiterer Anteile und damit Verſtärkung ſeiner 
Stimmenmacht; jeder Genoſſe hat ftets nur eine Stimme. Weiterhin wird aber 
auch dieſe Mitwirkung des Genoſſen auf ein Minimum reduziert in Genoſſen⸗ 
ſchaften mit großer Mitgliederzahl, für die kraft Geſetzes die allgemeine Mit⸗ 
gliederverſammlung erſetzt iſt durch die ſog. Vertreterverſammlung (8 43a) und 
die Einflußnahme der Genoſſen auf die Wahl der Vertreter beſchränkt bleibt. Die 
tatſächliche Mitgliederſtellung bietet jedoch ein anderes Bild. Der Genoſſe kann 
nicht bloß mit dem Stimmzettel, ſondern auch durch ſeinen Austritt aus der 
Senoſſenſchaft ſeine Unzufriedenheit mit dieſer zum Ausdruck bringen. Die Genoſ⸗ 
ſenſchaft iſt deshalb genötigt, die Stimmung auch einzelner Genoſſen ſorgfältig zu 
beachten, nicht zum wenigſten auch deshalb, weil jeder Genoſſe in der Regel zugleich 
Kunde iſt. In der Vertreterverſammlung, ſoweit ſie durchgeführt iſt, und in dem 
Aufſichtsrat ſitzen nur Mitglieder der Genoſſenſchaft, alſo Perſonen, deren wirt⸗ 
ſchaftliche Intereſſen mit den übrigen Mitgliedern in der Regel völlig gleich⸗ 
gelagert ſind, zumal ja auch eine Vergütung in Form der Tantieme unterſagt iſt 
($ 36 Abſ. 2). Für den Vorſtand iſt die im Geſellſchaftsrecht ſonſt vorherrſchende 
Form der Einzel vertretung zwingend unterſagt. Prokuriſten oder Handlungs⸗ 
bevollmächtigte zum geſamten Geſchäftsbetrieb dürfen nicht beſtellt werden (8 42 
Abf. 2). Schließlich iſt da, wo genoſſenſchaftlicher Geiſt herrſcht, das Intereſſe und 
die Teilnahme der Mitglieder an der Organiſation der Genoſſenſchaft ſchon an 
ſich eine viel regere als in Kapitalgeſellſchaften, und die Einrichtung der Reviſion 
tut das ihrige, um das Intereſſe namentlich in Kriſenzeiten wach zu erhalten und 
zu ſchärfen. 

I. Das Führerprinzip in der Genoſſenſchaft. Unter dieſen 
Umſtänden bietet alſo das Genoſſenſchaftsrecht anſcheinend noch viel weniger als 
das Recht der Kapitalgeſellſchaften die Möglichkeit, die Rechtsſtellung des Vor⸗ 
ſtandes zu der eines Wirtſchaftsführers auszugeſtalten. Es darf aber nicht über⸗ 
ſehen werden, daß tatſächlich der Vorſtand in ſeinen Maßnahmen von der 
Einmiſchung des Aufſichtsrats und der Generalverſammlung viel weniger zu 
befürchten hat als der Vorſtand einer Aktiengeſellſchaft, der zumeiſt in der Hand 
des Aufſichtsrats oder der Mehrheitsaktionäre ſich befindet, falls er nicht etwa 
identiſch mit den Mehrheitsaktionären iſt. Den Genoſſen ſteht im allgemeinen 
keine genügende Sachkunde und Einſicht zur Verfügung, um wirkſame Kritik an 
der Geſchäftsführung üben zu können. Wenn dem Vorſtand einer Genoſſenſchaft 
und deren Aufſichtsrat in der Generalverſammlung der feſte Rückhalt abgeht, den 
eine geſchloſſene Mehrheit von Herrſchaftsaktionären gewährt, ſo iſt er doch 
auch wieder unabhängiger von dem damit verbundenen Wechſel der Mehrheits⸗ 
verhältniſſe, und vielfach erſetzt der Vorſtand, namentlich in kleinen ländlichen 
Genoſſenſchaften, die fehlende kapitaliſtiſch fundierte Herrſchaftsſtellung durch eine 
nicht weniger wirkſame Unterſtützung ſeiner Familie und ihres Anhangs. Die 
Geſamtvertretung mehrerer Vorſtandsmitglieder (8 25 Abſ. 1 S. 2) iſt kein wirk⸗ 
ſames Hindernis zur Ausbildung einer Führerſtellung. Denn nach der in dieſer 
Hinſicht bedenklich weitgehenden Rechtſprechung des RG. hindert das Kollektiv⸗ 
vertretungsprinzip nicht die Übertragung interner, ſelbſt ſtillſchweigender Ermäch⸗ 
tigungen auf ein einzelnes Vorſtandsmitglied. 

Trotzdem wäre es verfehlt, den gegenwärtigen Rechtszuſtand völlig befriedigend 
zu finden und ſich insbeſondere bei dem Gedanken zu beruhigen, daß der Tüchtige 
ſich von ſelbſt durchſetze und daß es nur gelte, die richtigen Männer auf den rich⸗ 
tigen Platz zu ſtellen “. Daß die Durchführung des Führerprinzips in erwerbs⸗ 


we laufen etwa die Vorſchläge von Grothe, Zeitihrift für Wohnungsweſen 
1934 S. 251 ff. und Meyer (Vertr.⸗Ber. der Dresdner Bank 1934 S. 141 f.) hinaus. 
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wirtſchaftlichen Vereinigungen erheblichen Schwierigkeiten begegnet, zeigt das 
Beiſpiel der Aktiengeſellſchaft. Was dort an Reformen vorgeſchlagen wird“, iſt 
nicht beſonders umwälzender Natur und offenbart das Beſtreben, möglichſt vor⸗ 
ſichtig zu Werke zu gehen. Das Problem iſt zwar für die Genoſſenſchaften in letzter 
Linie dasſelbe wie für die Aktiengeſellſchaft: Verhinderung und Beſeitigung ihrer 
Entperſönlichung. Die Wege, auf denen dieſes Ziel zu erreichen iſt, ſind jedoch für 
die Genoſſenſchaft ganz andere. Man muß ſich des grundverſchiedenen Charakters 
der Genoſſenſchaft bewußt bleiben. Ein anonymes Kapital gibt es bei der Ge⸗ 
noſſenſchaft nicht. Ein Höchſtmaß an finanzieller Verantwortung trifft jeden 
Genoſſen. Man braucht alſo nicht zu befürchten, daß das „Kapital“ durch allzu 
radikale Reformen verſcheucht und ſich andere Anlagen ſuchen werde. Der Genoſſe 
wird in der Regel gern bereit ſein, von den ihm gewährleiſteten Rechten einiges 
preiszugeben, wenn er die Überzeugung gewinnt, daß die Leitung der Genoſſen⸗ 
ſchaft ſich in beſten Händen befindet und zuverläſſig zu funktionieren vermag. Aber 
gerade dieſer Neigung der Genoſſen zur Paſſivität in genoſſenſchaftlichen Angelegen⸗ 
heiten, um ſo ſtärker hervortretend, je größer und ausgedehnter der Geſchäfts⸗ 
betrieb iſt, muß entgegengewirkt werden. Es iſt erforderlich, den genoſſenſchaftlichen 
Geiſt bei allen Genoſſen zu ſtärken, weil ohne dieſen Geiſt die Genoſſenſchaft 
als Gebilde des Wirtſchaftslebens Sinn und Zweck verliert. Erzeugt und auf die 
Dauer erhalten werden kann die ideale genoſſenſchaftliche Gefinnung nur in 
Genoſſenſchaften mit verhältnismäßig nicht zu großer Mitgliederzahl, deren 
Genoſſen ſich mehr oder weniger perſönlich kennen und möglichſt der gleichen 
wirtſchaftlichen und ſonſtigen Lebensſphäre angehören. Wo ſich Schäden im 
Genoſſenſchaftsweſen zeigten, da find es vornehmlich die großen, übermäßig auf⸗ 
geblähten Genoſſenſchaften geweſen, die davon ergriffen waren. Die erſte Vor⸗ 
bedingung für eine geſunde Reform des Genoſſenſchaftsweſens und des Genoſſen⸗ 
ſchaftsrechts iſt daher die Beſchränkung der Genoſſenſchaften mindeſtens in örtlicher 
Beziehung. Die großen Zentralverbände des Genoſſenſchaftsweſens ermöglichen 
heute durchaus eine ſolche Dezentralifierung. Die Tendenz zum Großbetrieb, wie 
ſie hauptſächlich in ſtädtiſchen Genoſſenſchaften ſich zeigt, muß verſchwinden. Wenn 
die Genoſſenſchaft zur Durchführung ihrer Zwecke, insbeſondere zur Stärkung ihrer 
Kapitalgrundlage größere Ausdehnung ihres Betriebs und größere Verbreitung 
nötig hat — jo namentlich die Verbraucher- und Kreditgenoſſenſchaften —, ſo 
ſollten ſolche Bedürfniſſe nur durch Bildung von Dachgenoſſenſchaften, die ſich 
ihrerſeits aus den beteiligten Genoſſenſchaften zuſammenſetzen, befriedigt werden, 
nicht aber auf dem Weg der Ausweitung einzelner Genoſſenſchaften. Überſteigt 
der Mitgliederzugang die erträgliche Grenze, ſo iſt nicht zur Einrichtung neuer 
Zweigſtellen, ſondern zur Gründung einer weiteren Genoſſenſchaft Anlaß gegeben. 
Nur ſo wird es gelingen, den Zuſammenhalt in der Genoſſenſchaft und die leben⸗ 
dige Mitarbeit aller Genoſſen zu erhalten und zu vertiefen und der Entperſön⸗ 
lichung des Genoſſenſchaftsweſens entgegenzuwirken. 

Auf dieſer Grundlage iſt es dann auch möglich, dem Geſchäftsführer der 
Genoſſenſchaft wirkliche Führerſtellung zu verleihen. Vor allem find es zwei Rechts⸗ 
einrichtungen, die zwar praktiſch überwindbar ſind, doch die Stellung des oder 
der Geſchäftsleiter — und zwar gerade der gewiſſenhaften und zuverläſſigen — 
beeinträchtigen: Das Kollektivvertretungsprinzip und der Einfluß des Aufſichts⸗ 
rats auf Beſtellung und Abberufung der Vorſtandsmitglieder. 

1. Für Genoſſenſchaften mit kleinem Mitgliederkreis und mit lediglich lokalem 
Geſchäftsbereich iſt die Vertretung durch mindeſtens zwei Vor⸗ 
ſtands mitglieder wie überhaupt die Beſtellung mehrerer Vorſtandsmit⸗ 


“Pal. den Bericht des 1 des „ e Ausſchuſſes in der Akademie für 
Deutſches Recht, Geh.-Rat Kißkalt (Zi d. EN 1) jowie die Kritik in Nr. 16 
der IZſchr. „Die Deutſche Volkswirt] VE) 1 1. rs 
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glieder entbehrlich, zumal ja die gedachte gegenſeitige Kontrolle mehrerer Vor. 
ſtandsmitglieder doch nicht fähig war, Mißſtände zu verhüten. Das Wirken eines 
ungeeigneten Geſchäftsführers wird hier ohnehin den Genoſſen nicht verborgen 
bleiben. Allenfalls ließe ſich daran denken, für Geſchäfte, die außerhalb des gewöhn⸗ 
lichen Geſchäftsbetriebs liegen, die Einholung der Zuſtimmung des Aufſichtsrats oder 
eines Führerbeirats vorzuſchreiben. Der Führerrat iſt zweifellos eine Inſtitution, 
die zu ſtärkerer Aktivierung der Genoſſen beitragen könnte. 

2. Dem Aufſichtsrat iſt zwar die Befugnis, Vorſtandsmitglieder vorläufig 
bis zur Entſcheidung der Generalverſammlung zu ſuspendieren (8 40), zu belaſſen. 
Das darüber hinausgehende Recht zur Berufung und Abberufung von Vorſtands⸗ 
mitgliedern, wie es ihm wenigſtens durch die Satzung eingeräumt werden kann 
und häufig eingeräumt wird, ſollte ihm zwingend entzogen werden. Es kann dies 
um ſo eher geſchehen, wenn die berufsſtändiſche Kontrolle wirkſam wird. Die Auf⸗ 
gaben des Aufſichtsrats im übrigen, insbeſondere die laufende Überwachung der 
Geſchäftsführung, dürfen keine Beſchränkungen erleiden. Jedoch empfiehlt es ſich, 
die Zahl der Aufſichtsratsmitglieder möglichſt klein zu halten; die geſetzliche Mindeſt⸗ 
ziffer von drei Mitgliedern ſollte zugleich auch die normale Höchſtziffer werden. 

3. Mit ſolchen Reformen rückt automatiſch das Schwergewicht des Geſchehens 
wieder mehr auf die Mitgliederverſammlung. Schon die Novelle vom 
20. 12. 1933 hat dieſe Richtung eingeſchlagen, indem fie einerſeits der Generalver⸗ 
ſammlung die Entlaſtung des Vorſtands und Aufſichtsrats ausdrücklich zuwies“ 
(8 48 Abſ. 1 i. n. F.), anderſeits für beſſere Bekanntmachung der Berufung der 
Generalverſammlung Sorge trug (8 6 Abſ. 3 i. n. F.) 9. Mit der Dezentraliſierung 
des Genoſſenſchaftsweſens wird auch die Vertreterverſammlung (5 43a) verſchwin⸗ 
den und die allgemeine Mitgliederverſammlung wieder in ihre Rechte eintreten 
können. Ihr vornehmſtes Recht muß die Beſtellung und Abberufung des Führers 
ſein und bleiben“ !. Doch ſollte man die Ausbildung der Genoſſenſchaftsleiter in ge⸗ 
noſſenſchaftlichen Führerſchulen zur Pflicht machen und die mitwirkende Beratung 
des Reviſionsverbands bei der Auswahl des Leiters ausdrücklich vorſchreiben. Im 
übrigen wäre mehr als bisher üblich darauf zu achten, daß die Mitgliederver⸗ 
ſammlung nicht zu einer rein formalen Angelegenheit erſtarrt und daß die Ge⸗ 
noſſen mehr zur aktiven Mitwirkung veranlaßt werden. Dieſem Zweck vermögen 
vor allem Ausſchüſſe der Mitglieder zu dienen, denen die Vorberatung wichtiger, 
in der Generalverſammlung zu erörternder Punkte der Tagesordnung aufgetragen 


wird, ebenſo der oben erwähnte Führerbeirat. 
Ruth 


1 Sachl ich ergab fs damit allerdings kaum eine Anderung, da dies ſchon bisher allgemein 
als zu den Aufgaben der Mitgliederverſammlung gehörig betrachtet und geübt wurde. 
»Die Bekanntmachung lediglich im Reichsanzeiger genügt nicht, fie muß nun in einem 
öffentlichen Blatt oder durch perjönlihe Benachrichtigung der enoſſen erfolgen. 
3 In dieſer Beziehung ſtimme ich mit Meyer (Vertr.⸗Ber. der Dresdner Bank 1934 
S. 142) durchaus überein. 
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Wechſelrecht 


Die Bedeutung des Wechſels im nationalſozialiſtiſchen Wirtſchaftsleben, die 
Klage auf Herausgabe des Wechſels und die Einwendungen 
gegenüber der Wechſelklage 


I. 1. Ju riſtiſch gehört der Wechſel zu den Wertpapieren, alſo zu den Urkunden 
des Privatrechts, bei denen die Geltendmachung des Rechts von der rechtmäßigen 
Innehabung des Papiers abhängig iſt. Denn der Wechſel iſt der Träger der 
Wechſelobligation, die ſich nach der Rechtsauffaſſung dort befindet, wo die Wechſel⸗ 
urkunde ift!. 

2. Die volkswirtſchaftliche Bedeutung des Wechſels ergibt ſich zum Teil 
aus feiner Entſtehung. 

Das Rechtsinſtitut des Wechſels iſt im frühen Mittelalter in Italien entſtanden. 
Der aufblühende Handelsverkehr verlangte nach einem Rechtsgebilde, durch das 
die Gefahren des Geldverkehrs nach anderen Orten verringert wurden. Es 
bildeten ſich daher überall Innungen, in denen Geldwechſler — „Campſores“ — zu⸗ 
ſammengeſchloſſen waren. Dieſe Wechſler nahmen von Handelsleuten und Reis 
ſenden Depoſiten entgegen und verpflichteten ſich in einer Urkunde — cambium —, 
eine durch entſprechende Speſen verringerte Geldſumme an einem anderen Orte 
zu zahlen oder durch eine Niederlaſſung — Commandite — oder auch durch einen 
anderen Campſor zahlen zu laſſen. Die Geldſumme konnte entweder der Ein⸗ 
zahlende ſelbſt oder aber ein „missus“ oder „nuntius“, ein Bote, in Empfang 
nehmen. Es handelte ſich ſomit bei der Urkunde um eine Art eigenen Wechſel mit 
Orderklauſel. Die Urkunde wurde regelmäßig durch einen Notarius errichtet. 
Gleichzeitig gab der Campſor der Auszahlungsſtelle in einem beſonderen Schreiben 
Nachricht mit der Aufforderung, den entſprechenden Betrag zu zahlen. Später 
wurde dieſer Brief dem Einzahlenden ſelbſt übergeben. Mit der Zeit erblickte 
man in dieſem Briefe ein ſelbſtändiges Regreßverſprechen. Die Entwicklung führte 
nun folgerichtig dahin, daß man das beſondere Schreiben wegfallen ließ und nur 
eine Tratte ausſtellte, in der man zumeiſt auch noch einen Präſentanten erwähnte. 

Anfangs bereitete die Übertragung des Wechſels Schwierigkeiten. Eine nach⸗ 
trägliche Übertragung ließ man lediglich durch Bevollmächtigung oder Zeſſion in 
einer beſonderen Urkunde zu. Im 17. Jahrhundert entwickelte ſich indeſſen in Süd⸗ 
italien die Übertragungsform der „Girata“ und in Frankreich die des „Endosse⸗ 
ment“. Man ſchrieb jetzt auf den Wechſel ſelbſt einen Übertragungsvermerk und 
ließ dann die Wechſelſumme an die im Vermerk genannte Perſon zahlen. 

Indoſſament und Giro wurden zunächſt ſtark bekämpft und zum Teil ſogar 
geſetzlich verboten (Neapel 1607; Nürnberg 1647; Frankfurt 1620 und 1635). 

Hiernach hatte der Wechſel, volkswirtſchaftlich betrachtet, eine Transport⸗ 
funktion des Geldes zu gewährleiſten. Dieſe Bedeutung hat der Wechſel aber 
mehr und mehr eingebüßt, insbeſondere durch den Scheck, den Kreditbrief, den 
Bank: und Poſtüberweiſungsverkehr uſw. 

Heute hat der Wechſel noch vorwiegend folgende volkswirtſchaftliche Bedeutung: 

Ihm wohnt einmal die wirtſchaftlich geſicherte Eignung als Kredit⸗ 


RG. 107, 45; Rilk Art. I Teil I Abſchn. I Anm. 1. 
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papier inne. Die Nichteinlöſung des Wechſels durch den Wechſelverpflichteten iſt 
nach allgemeiner Auffaſſung die Erklärung der eigenen Kreditunwürdigkeit. Eine 
Zentralſtelle der Banken ſorgt dafür, daß die Wechſelproteſte bekannt werden. 

Die Unterſchrift recht vieler Indoſſanten und Wechſelbürgen erhöht ſeine Sicher⸗ 
heit. Die Wechſelſtrenge und die Möglichkeit der beſchleunigten Geltendmachung 
des Wechſelanſpruches vergrößern ſeinen Wert. 

Weiterhin dient der Wechſel der Ausgleichung von Geldverbindlichkeiten von 
einem Lande zum anderen. 

Für den Ausgleich von Geldverbindlichkeiten von einem Lande zum anderen iſt 
die Zahlungsbilanz die Grundlage. Sie ſetzt ſich zuſammen aus den Ziffern der 
Handelsbilanz — den Werten der Warenein⸗ und ⸗ausfuhr —, den aktiven und 
paſſiven Dienſtleiſtungen, den Proviſionen, Frachtkoſten, Verſicherungsprämien 
um. Man vergegenwärtige ſich beiſpielsweiſe das Bild der deutſchen Außen⸗ 
handelsbilanz vom Mai 1934. Die Einfuhr ſchloß ab mit rund 756 900 000 RM., 
die Ausfuhr mit 674 500 000 RM.. 

Wichtiger als die Barzahlung iſt für den internationalen Forderungsausgleich 
die Bezahlung mit Wechſeln. Sehr häufig verlangen die Käufer ein möglichſt 
weites Ziel, weil es ihnen am Betriebskapital fehlt. Die Verkäufer aber werden, 
um die Geſchäfte tätigen zu können, dieſes Ziel bewilligen. Der Wechſel ift es 
nun, der hier im internationalen Verkehr zugleich Zahlungs⸗ und Kredit⸗ 
inſtrument iſt. Zwar kann nicht verkannt werden, daß die Deviſengeſetzgebung 
auf die Zahlung mit Wechſeln einen großen Einfluß hatte. Durch Runderlaß 
der Reichsſtelle für die Deviſenbewirtſchaftung Nr. 80/34 erfolgte ſogar der Aus⸗ 
ſchluß von Zahlungen durch im Inland einlösbare Wechſel und Schecks. Haupt⸗ 
zweck dieſes Runderlaſſes war, die Umgehung der Deviſenrepartierung durch 
Zahlungen mit dieſen Zahlungsmitteln nach Möglichkeit zu verhindern. Da jedoch 
Zahlungen im Wege der Verrechnungsabkommen nicht unter die Repartierung 
fallen, und da andererſeits die Ausnutzung von Akzeptkrediten für die Einfuhr 
aus Ländern, mit denen noch Verrechnungsabkommen beſtehen, im volkswirtſchaft⸗ 
lichen und deviſenpolitiſchen Intereſſe liegt, wurden durch Runderlaß der Reichs⸗ 
ſtelle für die Deviſenbewirtſchaftung Nr. 101/34 im Verrechnungswege Zahlungen 
durch Wechſelakzepte nach den Ländern wieder zugelaſſen, mit denen Verrechnungs⸗ 
abkommen beſtehen. Es find dies die Länder: Bulgarien, Dänemark, Eſtland, 
Frankreich, Griechenland, Jugoſlawien, Lettland, Oſterreich, Rumänien, Tſchecho⸗ 
ſlowakei, Türkei, Ungarn. 

Es können demnach Wechſeleinzelgenehmigungen zur Verſendung von Wechſeln 
nach dieſen Ländern oder zur Aushändigung von Wechſeln an Ausländer erteilt 
werden. Vorausſetzung iſt insbeſondere, daß auf dem Wechſel oder einem damit 
verbundenen Blatt Papier der Vermerk angebracht wird: „Zahlbar im Wege 
der Verrechnung“ (es folgt das Land, aus dem die Ware bezogen wird). Auch 
die Verſendung oder Aushändigung auf Grund von allgemeinen Genehmigungen 
iſt unter der gleichen Vorausſetzung wieder zuläſſig, ſoweit dieſe für die Be⸗ 
zahlung der Wareneinfuhr aus dem betreffenden Lande gelten. 

Die Bedeutung des Wechſels im internationalen Verkehr als Zahlungs- und 
Kreditinſtrument iſt daher auch heute noch eine große und wird ihm auch weiter 
die Beliebtheit ſichern. 

3. a) Der Nationalſozialismus konnte das, was bisher unter der planmäßigen 
Vorſtellung von Kapital gefaßt wurde — den Begriff des Kapitals — nicht 
ablehnen. Abgelehnt und bekämpft wird von ihm aber die liberaliſtiſch⸗ 
kapitaliſtiſche Wirtſchaftsordnung, alſo die Herrſchaft des Kapitals über das 


5 in und Statiſtik, herausgegeben vom Statiſtiſchen Reichsamt S. 379, 14. Jahr⸗ 
gang Nr. 12. 
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Leben des Volkes. Der Kampf gilt dem Mißbrauch des Kapitalbeſitzes und dem 
Mißbrauch ſogenannter Machtſtellungen auf Grund von Kapitalbefiß, ferner aber 
dem internationalen Finanz⸗ und Leihkapital. Daher ſtellt 
das Programm der NSDAP. zur Frage des Kapitals die hier intereſſierende 
Forderung in Theſe 11 auf: „Wir fordern Abſchaffung des arbeits⸗ und müheloſen 
Einkommens. Brechung der Zinsknechtſchaft.“⸗ 

Hiernach mußte es für den Nationalſozialismus eine Selbſtverſtändlichkeit 
bedeuten, die Finanzierung ſeiner großen Arbeitsvorhaben auf anderen als den 
bisher üblichen Wegen zu erreichen, auf Wegen alſo, die nicht außerhalb des 
Programms liegen konnten. 

Die Finanzierung der Arbeitsbeſchaffung durch das Finanz⸗ und Leihkapital 
hätte Deutſchland in eine weitere Zinsknechtſchaft getrieben. Feder, der Pro⸗ 
grammatiker der NSDAP., ſtellte den wirtſchaftspolitiſchen Grundſatz auf: „Die 
Aufgabe der Volkswirtſchaft iſt die Bedarfsdeckung und nicht eine möglichſt hohe 
Rentabilität für das Leihkapitals.“ Sein finanzpolitiſcher Grundſatz lautet: „Das 
Geldweſen ſteht im Dienſte des Staates, die Geldgewaltigen dürfen keinen Staat 
im Staate bilden; daher unſer Ziel: Brechung der Zinsknechtſchaft durch. 
Finanzierung aller großen öffentlichen Aufgaben (Ausbau der Waſſerkräfte, 
Verkehrswege uſw.) unter Vermeidung des Anleiheweges durch die Ausgabe 
zinsloſer Staatskaſſengutſcheine bzw. auf bargeldloſem Wege!.“ „Gewiß 
hat der Staat wie jeder Privatmann die weitere Möglichkeit, ſeinen Bedarf zu 
decken, indem er Schulden macht. Dies iſt aber ſchon für den Privatmann ein 
zweiſchneidiges Schwert, für den Staat iſt es aber offen und gut deutſch aus⸗ 
gedrückt das Dümmſte, was er überhaupt machen kann. Es iſt aber nicht nur das 
Dümmſte, ſondern es iſt geradezu verbrecheriſch im Hinblick auf die Aufgabe des 
Staats als Hüter der allgemeinen Intereſſen. 

Die Anleihewirtſchaft der Staaten hat die Staaten geradezu zugrunde gerichtet 
und in die Hände der Weltfinanz ausgeliefert, ſie hat die Reichtümer der Völker 
den Geldmächten ausgeliefert, und heute find die Staatsanleihen die fürchterlichen 
Blutegel, von denen ſich die Völker nicht zu befreien wiſſen und an denen ſie 
rettungslos zugrunde gehen werden .....“ „Schafft man Werte mit fremdem 
Geld, und man muß dafür jahraus, jahrein mit allem, was drum und dran 
hängt, nur 5 vH. Zinſen bezahlen, jo bezahlt man in 20 Jahren ſchon einmal die 
ganze Schuldſumme zurück, in 40 Jahren ſchon zweimal, und immer bleibt noch die 
gleiche urſprüngliche Schuld beſtehen. Dieſe außerordentlichen Beträge, die die 
urſprünglichen Anlagekoſten um das Vielfache überſteigen, müſſen aber doch 
indirekt vom Volke, von der Geſamtbevölkerung aufgebracht werden“.“ 

Daher forderte Feder die bargeldloſe Finanzierung der Staatsaufgaben. 

So ging man dazu über, für die produktiven Möglichkeiten in der Privat⸗ 
wirtſchaft neues Geld (Giralgeld) zu ſchaffen. Der Privatwirtſchaft und den 
privaten Banken konnte man dieſe Funktion der Neuſchaffung des Geldes nicht 
übertragen. Der Staat ſelbſt wollte und mußte daher dieſe Schaffung durch⸗ 
führen. Er mußte als Auftraggeber, gewiſſermaßen als Unternehmer auftreten 
und durch die Banken, die ſich in ſeiner Hand befanden, für die Finanzierung 
ſeiner Aufträge Sorge tragen. Damit wurde ſchon angedeutet, daß der Staat 
die Kreditſchöpfung auch überwacht und ſie nur gebraucht unter gleichzeitiger 
Schöpfung neuer Produktions möglichkeiten, nicht aber für ſeine Verbrauchszwecke. 
Durch Beobachtung dieſes Grundſatzes „werden auch jegliche ſchädliche, inflatoriſche 


Feder, Der a. a auf nationaler und ſozialer Grundlage, ©. 42. 
Feder, a. a. O. S 
1 a. a. O. 8 35 86. 
eder, a. a. O. S. 88. 
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Nachwirkungen vermieden werden?“. Die einzelnen Gruppen von Arbeiten für 
die Arbeitsbeſchaffungsmaßnahmen des Reiches, die mit den bereitgeſtellten 
Mitteln finanziert werden ſollen, find in den geſetzlichen Beſtimmungen feſtgelegts. 
Da die Reichsbank auf Grund des Bankgeſetzes und auf Grund internationaler 
Abmachungen dem Reich praktiſch Kredite nicht gewähren kann, müſſen die 
Arbeiten durch Obligationen finanziert werden, die auf den Namen öffentlicher 
Körperſchaften lauten. Dieſe öffentlichen Körperſchaften find dann gleichzeitig 
für die Arbeiten als Auftraggeber anzuſehen. 

b) Die Mittel, die für die Finanzierung der Arbeitsbeſchaffung benötigt werden, 
ſind zum größten Teil langfriſtig gegeben. Aus bereits dargelegten Gründen 
konnte der Bedarf der benötigten Mittel auf dem Kapitalmarkt nicht gedeckt 
werden. Als letzte Geldquelle kam für das Reich nur die Reichsbank in Betracht. 
Es mußte aber eine Form gefunden werden, die der Reichsbank die Mitwirkung 
bei der Finanzierung, der ſogenannten Vorfinanzierung, ermöglichte. Die In⸗ 
ſtitution des Wechſels bot die hierfür geeignete Grundlage. 
Das Reich ging davon aus, daß die Wiederbelebung der Wirtſchaft zu erhöhten 
Steuereinnahmen führen werde. Infolgedeſſen gab es die Erklärung, Wechſel 
innerhalb von ein bis fünf Jahren einzulöſen. Diskontſpeſen und Wechſelſtempel⸗ 
ſteuer wurden vom Reich getragen. Als öffentliche Körperſchaft' bediente ſich das 
Reich für die Arbeitsbeſchaffungsmaßnahmen insbeſondere der Deutſchen Geſell⸗ 
ſchaft für öffentliche Arbeiten AG., der Deutſchen Rentenbank Kredit⸗Anſtalt, 
der Deutſchen Bau: und Boden⸗Bank, der Deutſchen Bodenkultur AG., der 
Deutſchen Siedlungsbank, der Reichsbahn und der Reichspoſt. Durch dieſe wurden 
bis zum 31. Dezember 1933 in Millionen bereitgeſtellt 3539 RM., bewilligt 
23055 RM., ausgezahlt 1297,4 RM.!. 

Die Wechſelunterſchriften für Ausſteller, Annehmer und Girant werden von 
den genannten Stellen geleiſtet. Durch die Namen der die Arbeiten ausführenden 
Firmen, Banken und Hilfsgeſellſchaften werden die Wechſel vervollſtändigt. Der 
Arbeitsbeſchaffungswechſel wird üblicherweiſe alſo von derjenigen 
Firma ausgeſtellt, die die Arbeitsbeſchaffung durchzuführen hat. Nun girieren die 
„Träger der Arbeit“, z. B. die Gemeinden, den Wechſel. Ein Kreditinſtitut, an⸗ 
genommen die Offa, akzeptiert den Wechſel und läßt ihn bei einer Privatbank oder 
der Reichsbank diskontieren. Die Reichsbank erklärte ſich bereit, unmittelbar von 
den Kreditinſtituten die Wechſel hereinzunehmen und ferner auch für kleinere Be⸗ 
träge bis zu 5000 RM. im Einzelfalle die Ausſtellung durch „Träger der Arbeit“ 
zuzulaſſen. Im letzteren Falle erreichte man, daß auch kleinere Firmen beſchäftigt 
wurden, was bisher im allgemeinen nur auf dem Wege über einen Hauptunter⸗ 
nehmer oder eine Arbeitsgemeinſchaft möglich geweſen wart. 

Im einzelnen werden die Wechſel eine Laufzeit von 3 Monaten haben. Sie 


7 Dräger, Arbeitsbeſchaffung durch produktive Kreditſchöpfung S. 17. 

e Verordnung des Reichspräſidenten über finanzielle Maßnahmen auf dem Gebiete der 
Arbeitsbeſchaffung vom 28. Januar 1933 RGBl. 1 S. 31; Durchführungsbeſtimmung zur 
Arbeitsbeſchaffung vom 6. Januar 1933 RGB l. I S. 11; Verordnung über Maßnahmen zur 

örderung der Arbeitsbeſchaffung und der ländlichen Siedlung vom 15. Dezember 1932 

681.1 S. 543; Geſetze zur Verminderung der Arbeitsloſigkeit vom 1. Juni 1933 RGBl. I 
S. 323, Verordnung zur he lie der Arbeitsbeſchaffungsmaßnahmen auf Grund des 
Geſetzes zur Verminderung der Arbeitsloſigkeit vom 28. Juni 1933 RGBl. 1 S. 425; das 
zweite Geſetz zur Verminderung der Arbeitsloſigkeit vom 21. September 1933 RGBl. 1 S. 651; 
80 über die Errichtung eines Unternehmens „Reichsautobahnen“ vom 27. Juni 1933 
NGBl. II S. 509 u. a. 

»» Siehe S. 10. 

10 Aufſtellung ſ. Friedrichs: Die Finanzierung der Arbeitsbeſchaffung, Bank⸗Archiv 
XXXIII. Bahrgung S. 136. 

1 Friedrich a. a. O. S. 136. 
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werden jeweils auf einen beſtimmten Zeitraum, z. B. im Reinhardt⸗Programm 
auf einen Zeitraum von 5 Jahren, prolongiert. Das Reich iſt verpflichtet, je 
ein Fünftel der Papiere in den Jahren 1934 —1938 einzulöſen. Die Verpflichtung 
des Reichs tft entſprechend der Fälligkeit der Wechſel ſichergeſtellt, jo im Rein⸗ 
hardt⸗Programm durch Arbeitsſchatzanweiſungen. Dieſe find vierprozentige 
Schuldausſchreibungen des Reichs. Die Sicherheiten find bei der Reichsbank 
hinterlegt. Bis zum Beginn des Jahres 1934 waren für 1,1 Milliarden Reichs⸗ 
mark Arbeitsbeſchaffungswechſel begeben und in den Verkehr gebracht!. 

Dieſe Wechſel ſind ein beliebtes Anlagepapier für kurzfriſtige Gelder bis zu 
drei Monaten geworden und übernehmen im Geldmarkt in großem Umfange die 
Rolle der bankgirierten Warenwechſel. Sie find bei der Reichsbank rediskontierbar 
und jederzeit lombardfähig'!“. 

Direkte Eingriffe in die Zinsgeſtaltung hat die nationalſozialiſtiſche Regierung 
bisher abgelehnt, obwohl Schacht ausführt, die Zinsgeſtaltung kann ebenſowenig 
der freien Übereinkunft des Marktes überlaſſen bleiben, wie etwa der Brotpreis 
oder der Arbeitslohn. Wenn wir auf dem Gebiete der Lohnfeſtſetzung dem bloßen 
Verhältnis von Angebot und Nachfrage keinen Spielraum gelaſſen haben, wenn 
wir die Preisbildung des Brotpreiſes ſorgfältig zu begrenzen ſuchen, ſo iſt es ein 
Unding annehmen zu wollen, daß die Zinsſenkung für Leihkapital ein unantaſt⸗ 
bares Heiligtum bleiben kann. Wir brauchen nicht einen Eingriff in die 
Währungswirtſchaft, der nur allerſeits Unheil ſtiften würde, ſondern wir können 
mit einem Eingriff in die Zinswirtſchaft, der niemanden ſchädigen, ſondern allen 
zugute kommt, die dringendſte Sorge, insbeſondere auch auf dem Gebiete der 
Arbeitsbeſchaffung bannen“. 

Ob es zu einem direkten Eingriff in die Zinsgeſtaltung durch die Regierung 
kommen wird, bleibt abzuwarten. Der Verſuch der organiſchen Zinsſenkung hat 
auf dem Markt für kurzfriſtige Reichstitel begonnen und Erfolg gehabtis. 

c) Die Bedeutung der Inſtitution des Wechſels in unſerem ſonſtigen Wirt⸗ 
ſchaftsleben iſt nicht gering einzuſchätzen. Gerade der Umſtand, daß ſich das 
deutſche Volksvermögen in den Jahren vor der Machtübernahme durch den 
Nationalſozialismus ſo außerordentlich verringert hat, macht eine Kredit⸗ 
beſchaffung mehr denn je erforderlich. Nur ein Teil aller Warenkäufe wird durch 
Barzahlung getilgt werden können. So nimmt auch hier der Wechſel eine herr⸗ 
ſchende Stellung ein. Hinzutreten die vielen Fälle der Wechſelbegebung bei 
Kautionswechſeln und dergleichen. 

Hiernach wird es verſtändlich, daß die deutſche Reichsregierung alsbald nach 
der Machtübernahme durch Bekanntmachung über die Abkommen zur Vereinheit⸗ 
lichung des Wechſelrechts vom 22. Juni 1933 (RGBl. II S. 377) dem Wechſelrechts⸗ 
abkommen zuſtimmte, nachdem bereits am 21. Juni 1933 (RGBl. I S. 399) das 
Wechſelgeſetz veröffentlicht worden war. 

II. Das neue Wechſelgeſetz weiſt gegenüber der bisher geltenden Wechſelordnung 
erhebliche Anderungen auf. Hier ſollen uns jedoch nur zwei wichtige Gebiete, 
die Klage auf Herausgabe des Wechſels und die Einwendungen gegenüber der 
Wechſelklage, beſchäftigen. 

1. a) Die Klage auf Herausgabe des Wechſels iſt in Art. 16 Abſ. 2 geregelt. 
Dieſe Vorſchrift beſtimmt: „Iſt der Wechſel einem früheren Inhaber irgendwie 
abhanden gekommen, ſo iſt der neue Inhaber, der ſein Recht nach den Vorſchriften 
des vorſtehenden Abſatzes nachweiſt, zur Herausgabe des Wechſels nur verpflichtet, 


12 Friedrich a. a. O. S. 140. 

3 Friedrich a. a. O. S. 139. 

1 Schacht, Grundſätze deutſcher Wirtſchaftspolitik 1932 S. 51/55. 
1s Oberaſcher, Wirtſchaftsdienſt 1924 S. 203. 
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wenn er ihn in böſem Glauben erworben hat oder ihm beim Erwerb eine grobe 
Fahrläſſigkeit zur Laſt fällt.“ 

Dieſe Beſtimmung kann man als ſachenrechtliche Beſtimmung auffaſſen. Eine 
erſchöpfende ſachenrechtliche Regelung der Eigentumsverhältniſſe am Wechſel gibt 
ſie jedoch nicht. Somit überläßt das Wechſelgeſetz die Klärung dieſer Frage der 
Wiſſenſchaft. Der Streit der Meinungen hat bereits begonnen. Die eine Meinung 
beruft ſich auf die Auffaſſung des Reichsgerichts“, die noch unter der Herrſchaft 
der WO. erging und dahin geht, daß der Erwerb des Gutgläubigen finnlos wäre, 
wenn dieſer nicht alle Anſprüche aus dem Papier erwerben würde“. Die andere 
Auffaſſung geht dahin, daß ſich aus Art. 16 Abſ. 2 keinesfalls ergebe, daß den Vor⸗ 
männern oder dem Annehmer gegen den gutgläubigen Erwerber ſämtliche Ein⸗ 
wendungen abgeſchnitten ſind, weil der gutgläubige Erwerber „zur Herausgabe 
des Wechſels nicht verpflichtet iſt“. Die Frage der Einwendungen und die Frage 
des Eigentumserwerbs ſeien ſtreng voneinander zu ſcheiden!s. Dieſer Meinung 
mag zugegeben werden, daß die Frage der Einwendungen und die Frage des 
Eigentumserwerbs zwei verſchiedene find. Daraus kann man aber nicht herleiten, 
der gutgläubige Erwerber eines Wechſels werde zwar Berechtigter der Forderung, 
nicht aber Berechtigter des Wechſels. Es iſt unmöglich, für den Erwerb des Eigen⸗ 
tums am Wechſel allein das Bürgerliche Recht für anwendbar zu erklären. 
Zwar gelten auch hier die Beſtimmungen des BGB. für den Eigentumserwerb am 
Wechſel, jedoch mit der im Art. 16 Abſ. 2 WG. genannten Sonderregelung. Daraus 
folgt, daß zwar Art. 16 Abſ. 2 WG. keine Regelung über den Eigentumserwerb 
enthält, daß aber derjenige Wechſelinhaber, von dem eine Herausgabe nicht ver⸗ 
langt werden kann, die Stellung als Eigentümer in Anſehung des Wechſels haben 
muß. 

Die Klage des früheren Inhabers auf Herausgabe des Wechſels i. S. des 
Art. 16 Abſ. 2 W. ſtellt ſich ſomit als Eigentumsklage gemäß § 985 BGB. dar. 

b) Auf Grund des Wortlauts der Art. 16 Abſ. 2 und Abſ. 1 WG. muß der ehe⸗ 
malige Inhaber als Kläger dartun, daß er noch Eigentümer des Wechſels iſt. 
Er kann ſich alſo, da er den Wechſel nicht mehr in Händen hat, nicht auf die 
Legitimationswirkung des Art. 16 Abſ. 1 berufen. Beſtreitet daher der Beklagte 
ſein Eigentum, ſo muß der Kläger den Begebungsvertrag zwiſchen ihm und 
ſeinem Indoſſanten und ferner dartun, daß er ſein Eigentum noch nicht ver⸗ 
loren hat“. 

Weiterhin muß der frühere Inhaber dartun, daß ihm der Wechſel irgendwie 
abhanden gekommen iſt. Im Sinne der Vorſchriften der SS 932 ff. BGB. iſt eine 
Sache in Anſehung des Eigentums dann abhanden gekommen, wenn ſie dem 
unmittelbaren Beſitzer wider ſeinen Willen aus ſeinem Beſitz gelangte. Mithin 
gilt als abhanden gekommen eine Sache dann nicht, wenn der Eigentümer dieſe 
einem Dritten in Verwahrung gegeben hat und dieſer unmittelbare Beſitzer 
die Sache unterſchlägt, wohl aber, wenn dieſer die Sache verliert. 

Der Begriff „abhanden gekommen“ i. S. des Art. 16 Abſ. 2 iſt nicht mit der 
Begriffsbeſtimmung des BGB. gleichzuſtellen. Abhanden gekommen i. S. des 
Wechſelgeſetzes ſind Wechſel, die ohne materiell gültigen Begebungsvertrag den 
Inhaber wechſelten? !. Ein wirkſamer Begebungsvertrag liegt z. B. nicht vor, 


1 RG. 112, 202. 

7 So Müller⸗Erzbach S. 455. 

1s Jacobi in JW. 1932, 1652 o. a. 

* Rilk Art. 16 Teil II. 

20 Michaelis WR. Art. 74 Anm. 7. 

1 RG. 55, 49; 57, 391; 74, 185; 103, 87. Letztere Entſcheidung geht wohl infofern 
etwas zu weit, als ſie überſieht, daß $ 935 BGB. bei Inkrafttreten der WO. noch nicht 
exiſtierte. Michaelis WR. Art. 74 Anm. 10. 
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wenn der Vertrag wegen Diſſenſes oder Verſtoßes gegen die Norm des $ 181 BGB. 
nichtig ift, wenn er wegen Irrtums nach $ 119 BGB., Täuſchung oder Drohung 
nach S 123 BGB. angefochten wird, wenn ein Vertreter ohne Vertretungsmacht 
den Wechſel indoſſierte und eine Genehmigung durch den Berechtigten nicht er⸗ 
folgte oder wenn der Wechſel einem Dritten in Verwahrung gegeben wurde und 
dieſer den Wechſel weitergab uſw. 

Das WCG. läßt die hier vertretene Auffaſſung über den Begriff des Abhanden⸗ 
kommens noch dadurch beſonders gerechtfertigt erſcheinen, daß es zum Ausdruck 
bringt: „Iſt der Wechſel einem früheren Inhaber irgendwie abhanden ge⸗ 
kommen.“ 

Der Kläger muß ſchließlich noch vortragen, daß der Beklagte beim Erwerb des 
Wechſels bösgläubig war oder ihm eine grobe Fahrläſſigkeit zur Laſt fällt. 

Im böſen Glauben befindet ſich der Beklagte, wenn er die fehlende Verfügungs⸗ 
befugnis ſeines Vorgängers oder die Tatſachen kannte, deren Vorhandenſein einen 
gültigen Begebungsvertrag zwiſchen ihm und ſeinem Rechtsvorgänger nicht zur 
Entſtehung gelangen läßt??. Wenn dieſe Formulierung von der bisher gebräuch⸗ 
lichen abweicht, jo liegt dies daran, daß bisher immer die Frage geſtellt wurde, 
was iſt unter dem guten Glauben i. S. des WR. zu verſtehen? Ich habe aber, 
wie die Darſtellung ergibt, eingeteilt in die klagebegründenden Tatſachen und 
in das Vorbringen des Beklagten. Zu der obigen Formulierung des böſen 
Glaubens gelangt man, wenn man ſich vorſtellt, daß der Erwerb grundſätzlich 
vom Berechtigten erfolgt und daß hierfür Indoſſament und Begebungs vertrag 
erforderlich find. Ausnahmsweiſe läßt der Geſetzgeber den Erwerb vom Nicht⸗ 
berechtigten beim Wechſel dann zu, wenn der Erwerber ſich im guten Glauben 
befindet. Da ſowohl Art. 74 WO. als auch Art. 16 Abſ. 2 WG. die Tatſachen, in 
Anſehung deren der Erwerber des Wechſels gutgläubig ſein ſoll, im Gegenſatz zu 
den Beſtimmungen des BGB. 88 932 ff., 161 Abſ. 3, 135 Abſ. 2, 892, 1207 nicht 
weiter nennen, muß der Erwerber in Anſehung der Verfügungsbefugnis ſeines 
Vorgängers und in Anſehung aller der Tatſachen im guten Glauben ſein, die den 
Erwerb des Wechſels bedingen. Hiernach iſt der Erwerber bösgläubig, wenn 
er wußte, daß der Indoſſant ihm einen Wechſel überträgt, der dem Indoſſanten 
nicht gehörte, über den der Indoſſant nicht verfügen konnte:?, daß der Indoſſant 
beſchränkt geſchäftsfähig oder geſchäftsunfähig war?“, oder daß eine Veräußerung 
ohne Vertretungsbefugnis erfolgte uſw. 

Als bösgläubig iſt der Erwerber des Wechſels dagegen nicht anzuſehen, wenn 
er Einwendungen gegen das Wechſelrecht ſeines Vormanns kannte oder kennen 
mußte?5, oder wenn er wußte, daß ein Dritter einen obligatoriſchen Anſpruch 
auf Übergabe des Wechſels hatte“. 

Beim Erwerb eines Wechſels vom Gemeinſchuldner iſt gemäß $ 7 KO. i. V. mit 
dem Zuſatz der Novelle zur KO. die Frage nach dem „böſen Glauben“ nicht zu 
ſtellen. Denn auch wenn der „böſe Glaube“ verneint wird, tritt ein gutgläubiger 
Erwerb nicht ein. Die Konkurseröffnung verhindert daher die Übertragung von 
Wechſeln durch den Gemeinſchuldner. 

Bösgläubig iſt nicht nur der, der mit dem „dolus directus, ſondern auch der, 
der mit dem dolus eventualis“ handelt. 

Mit „grober Fahrläſſigkeit“ handelt beim Erwerb des Wechſels derjenige, der 
jede im Verkehr erforderliche Sorgfalt außer acht läßt. Wann dies vorliegt, wird 


22 Ritt Art. 16 Teil II Abſchn. 1 Anm. 3. 
22 RG. 55, 49; 53, 207. 

963. 57, 391; 74, 185. 

25 Daher bedenklich RG3. 103, 87. 

2s Rehbein WO. Art. 74 Anm. 2. 
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von Fall zu Fall zu entſcheiden fein. Bei der Entſcheidung find Gebräuche des 
Wechſelverkehrs und beſondere Handelsbräuche von großer Bedeutung. Fällt dem 
ehemaligen Inhaber beim Verluſt des Wechſels grobe Fahrläſſigkeit zur Laſt, ſo 
kann über den Weg des konkurrierenden Verſchuldens, $ 254 BGB., die grobe 
Fahrläſſigkeit des Erwerbers nicht beſeitigt werden:“. 

Die Beweislaſt für die klagebegründeten Tatſachen, nämlich für ſein Eigentum, 
für das Abhandenkommen und für den böſen Glauben des Erwerbers, trifft nach 
allgemeinen Rechtsgrundſätzen und nach der Vermutung, die die Legitimations⸗ 
wirkung des Art. 16 Abſ. 1 ſchafft, den Kläger. 

c) Der Beklagte kann ſich gegenüber der Herausgabeklage des ehemaligen 
Wechſelinhabers wie folgt verteidigen: 

Er kann beſtreiten, daß der Kläger noch Eigentümer des Wechſels iſt. Der Kläger 
hat dann nicht nur den Beweis dafür zu führen, daß er den Wechſel auf Grund 
eines Indoſſaments und eines gültigen Begebungsvertrages erworben hat, 
ſondern auch dafür, daß die Vormänner des Beklagten kein Eigentum an dem 
Wechſel erlangt haben und ſchließlich, daß der Beklagte beim Erwerb des Wechſels 
fich im böſen Glauben befand“. 

Gelingt es dem Kläger, den Beweis dafür zu erbringen, daß er Eigentümer des 
Wechſels war, daß ihm der Wechſel abhanden gekommen iſt, und daß er durch den 
Rechtserwerb der Vormänner des Beklagten ſein Eigentum an dem Wechſel noch 
nicht verloren hatte, ſo muß der Beklagte die ununterbrochene Reihe der Indoſſa⸗ 
mente auf ſich nachweiſen. Gelingt es dann dem Kläger nicht, nachzuweiſen, daß 
der Beklagte beim Erwerb des Wechſels bösgläubig war, ſo iſt die Klage ab⸗ 
zuweiſen. Gelingt dem Kläger der Beweis, daß der Beklagte bösgläubig war, ſo 
iſt ihr ſtattzugeben. 

2. a) Die Einwendungen regelt das WG. in Art. 17, indem es beſtimmt: „Wer 
aus dem Wechſel in Anſpruch genommen wird, kann dem Inhaber keine Ein⸗ 
wendungen entgegenſetzen, die ſich auf ſeine unmittelbaren Beziehungen zu dem 
Ausſteller oder zu einem früheren Inhaber gründen, es ſei denn, daß der Inhaber 
bei dem Erwerbe des Wechſels bewußt zum Nachteil des Schuldners gehandelt hat.“ 

Art. 82 WO. zählte die Einwendungen auf, deren ſich der Wechſelſchuldner 
bedienen konnte. Es waren dies die Einreden, die aus dem Wechſelrecht ſelbſt 
hervorgingen oder dem Wechſelſchuldner gegen den jedesmaligen Kläger zuſtanden. 
Dieſer Artikel war in der Literatur ſcharfer Kritik ausgeſetzt. Bis in die jüngſte 
Zeit beſtand über die Anwendung des Art. 82 MO. erheblicher Streit“. 

Art. 17 beſchränkt ſich nun darauf, umgekehrt die Einwendungen zu bezeichnen, 
die vom Geſetz nicht zugelaſſen ſind. 

Es iſt ohne weiteres einleuchtend, daß gegenüber den Anſprüchen aus dem 
Wechſel eine unbeſchränkte Zulaſſung von Einwendungen nicht möglich iſt. Die 
Wechſelurkunde ſoll ihrer Beſtimmung gemäß ein Zirkulationspapier ſein, aus 
dem die Übertragung der Rechte aus dem Wechſel in erleichterter Weiſe möglich 
iſt. Um dieſen Zweck zu erreichen, bedurfte es der Einſchränkung der Einwendungen 
gegen die Wechſelklage, die nach Art. 17 dahin geht, daß der Schuldner dem Inhaber 
keine Einwendungen entgegenſetzen kann, die ſich auf ſeine unmittelbaren Be⸗ 
ziehungen zu dem Ausſteller oder dem früheren Inhaber gründen. 

b) Derartige Einwendungen werden als perſönliche oder relative Einreden — 
exceptiones in personam — bezeichnet. 


7 RGZ. 103, 91. 

28 Rilk Art. 16 Teil II Abſchn. 1, 1. 

b Rilk Art. 16 Teil II Abſchn. 1, 1/3. 

0 Über die Begründung der einzelnen Anſichten Michaelis WR. Art. 82; Rilk, Blanko⸗ 
unterſchriften S. 69 ff. 
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Die Wechſelforderung iſt eine abſtrakte, alſo eine vom materiellen Schuldgrund 
losgelöſte Forderung. Damit iſt nun aber nicht gejagt, daß andere Beziehungen 
als die wechſelrechtlichen zwiſchen den im Wechſelverbande ſtehenden Perſonen 
nicht vorliegen. Man kann vielmehr ſagen, daß der Regelfall der iſt, daß der 
Wechſel auf Grund irgendeines Kauſalgeſchäfts hingegeben und weiter begeben 
wird. Aus derartigen Rechtsbeziehungen können nun Einwendungen beſtehen. 
Solche ſind aber nicht nur aus Grundgeſchäften der genannten Art denkbar. Per⸗ 
ſönliche Rechtsbeziehungen ergeben ſich auch in anderer Weiſe, wie durch Verein⸗ 
barung der Stundung, Erklärung der Aufrechnung uſw. Dieſes ſind die nach 
Art. 17 als nicht zugelaſſen bezeichneten Einwendungen. 

Die relativen oder perſönlichen Einwendungen muß ſich gemäß Art. 17 nicht nur 
der Gläubiger entgegenhalten laſſen, der zu dem Ausſteller oder einem früheren 
Inhaber in unmittelbaren Beziehungen ſteht, ſondern auch der anomale Wechſel⸗ 
ſukzeſſor. Dieſer iſt die Perſon, auf die der Wechſel auf anderem Wege als durch 
die wechſelrechtliche Übertragungsform übergegangen iſt. Die gewöhnliche Über⸗ 
tragungsform des Wechſels iſt das vorproteſtliche Indoſſament des Art. 11 und 
das vorproteſtliche Blankoindoſſament des Art. 13 Abi. 2. Alle anderen Über⸗ 
tragungsarten ſind als ungewöhnliche oder anomale anzuſehen. 

Als außerwechſelrechtliche Ubertragungsformen kommen in Betracht: das nach⸗ 
proteſtliche Indoſſament des Art. 20, das auch in der Form des Blankoindoſſaments 
zuläſſig iſt: Art. 13, weiterhin das Indoſſament zum Zweck des Inkaſſos. Zwar 
liegt beim verdeckten Inkaſſoindoſſament ein gültiger Begebungsvertrag vorn, 
das dem Inkaſſoindoſſatar durch Indoſſament und Begebungsvertrag über⸗ 
tragene Eigentum iſt aber ein fiduziariſches. Er ſoll es wirtſchaftlich nur im Inter⸗ 
eſſe des Inkaſſoindoſſanten geltend machen, indem er den Wechſel einzieht und 
evtl. einklagt und den Erlös an den Inkaſſoindoſſanten abführt. Als anomale 
Sukzeſſionen ſind ferner der Übergang infolge Ehrenzahlung und alle außer⸗ 
wechſelrechtlichen Ubergangsarten, wie Erbgang, Abtretung uſw. anzuſehen. 

Die hier genannten Erwerbsarten übertragen entweder das Wechſelrecht über⸗ 
haupt nicht, oder ſie übertragen es, wie beim fiduziariſchen Rechtsgeſchäft, zum 
Zwecke der Legitimation, ſo daß die äußere Form über den wirtſchaftlich gewollten 
Erfolg hinausgeht. Da aber ſchließlich die Leiſtung des Wechſelſchuldners aus 
dem Wechſel in das Vermögen des Inkaſſoindoſſanten fällt, iſt eine natürliche 
Folge, daß alle Einwendungen, die gegen dieſen beſtehen, auch gegenüber dem 
Inkaſſoindoſſatar gegeben ſind. 

Auf die anderen außerwechſel rechtlichen Rechtsnachfolger haben dieſe Grund» 
ſätze erſt recht Anwendung zu finden. 

Zu den anomalen Wechſelſukzeſſoren gehören nicht die Indoſſatare, denen der 
Wechſel auf Grund der Art. 18 und 19 alſo mit dem Vermerk „zur Einziehung, 
zum Inkaſſo, in Prokura“ übertragen wurde. Der Kommiſſionär, der den Wechſel 
auf ſeinen Kommittenten durch Indoſſament überträgt, überträgt ihn in der 
wechſelrechtlichen Form. Es iſt daher keine anomale Wechſelſukzeſſion gegeben. 

Am häufigſten wird gegenüber der Wechſelklage von dem Beklagten eingewendet 
werden, daß es an einem Begebungsvertrag fehle. In dieſem Zuſammenhang 
braucht nicht erörtert zu werden, ob das WG. auch für den Annehmer des Wechſels 
auf dem Boden der Vertragstheorie ſteht. Der Geſetzgeber entſcheidet dieſe Frage 
nicht. Das Reichsgericht nahm bisher an, daß die Verpflichtung für den Annehmer 
eines fertig ausgefüllten Wechſels mit der Annahme, alſo mit dem Skripturakt, 


1 Rilk Art. 1 Teil I Abſchn. 2, 2. 
2 Rilk Art. 11 Teil 1 Abſchn. 2, 5 Abſ. 6 und Siebert, Kann dem Inkaſſoindoſſatar 
ujw. in 39 R. 98 S. 344 ff. 
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jelbit entitand’. In allen anderen Fällen der wechſelmäßigen Verpflichtung galt 
die Vertragstheorie. Die Verpflichtung kam mit dem Vertrag, der im Geben und 
Nehmen des Wechſels zu erblicken iſt, zuſtande“. 

Fehlt es an einem Begebungsvertrag, jo hat dies Vorbringen grundſätzlich 
abſolute Wirkung. Dies iſt dann der Fall, wenn ein Übereinkommen, auf Grund 
deſſen der erſte Nehmer die Wechſelurkunde von dem Wetchſelſchuldner erhält, 
nicht vorliegt. Für die Verpflichtung des Akzeptanten beim fertig ausgeſtellten 
Wechſel iſt aber nach der bisher herrſchenden Meinung der Kreationstheorie das Er⸗ 
fordernis des Begebungsvertrages nicht aufgeſtellt. Daraus folgte, daß die Ein⸗ 
wendung des mangelnden Begebungsvertrages durch den Akzeptanten beim fertig 
ausgeſtellten Wechſel nicht ſeine Verpflichtung, den Skripturakt, erſchüttern konnte. 
Durch die Unterſchrift des Akzeptanten war eine wechſelmäßige Verpflichtung im 
Augenblick der Unterſchriftsleiſtung entſtanden. Fehlte daher der Begebungsver⸗ 
trag, durch den der Wechſel in den Verkehr gelangte, ſo konnte dies der Akzeptant 
nur gegenüber dem erſten Nehmer auf Grund ſeiner unmittelbaren Beziehungen 
zu dieſem einwenden. Inſoweit war alſo der Einwand des fehlenden Begebungs⸗ 
vertrages, der ſich in erſter Linie gegen die Entſtehung der Wechſelverpflichtung 
richtete und daher die Wirkung der abſoluten Einwendung hatte, auch als relative 
Einwendung aufzufaſſen. 

Fehlt der für die Entſtehung der Wechſelverbindlichkeit erforderliche Begebungs⸗ 
vertrag nicht, ſondern iſt er nichtig oder vernichtbar, ſo iſt die Wirkung dieſer 
Einwendung außerordentlich beſtritten. | 

Bei der Nichtigkeit des Begebungsvertrages infolge Wuchers gemäß § 138 
Abſ. 2 BGB. ſoll nach der einen Auffallung? eine abſolute, nach der anderen eine 
telative Einwendung gegeben ſein. Bei der Nichtigkeit infolge Anfechtung wegen 
argliſtiger Täuſchung oder Drohung — gemäß § 123 BGB. — wird ebenfalls die 
Auffaſſung vertreten, daß die daraus herzuleitenden Einwendungen perſönliche 
Wirkung haben’. Nach anderer Anſicht ſollen dieſe Einwendungen abſolut wirken. 
Wieder eine andere Meinung geht dahin, daß die argliſtige Täuſchung und wider⸗ 
rechtliche Drohung nur dann jedem Inhaber des Wechſels entgegengehalten werden 
könne, wenn infolge der Täuſchung oder Drohung dem Wechſelzeichner das Be⸗ 
wußtſein, eine Wechſelerklärung abzugeben oder den Wechſel zu begeben, über⸗ 
haupt gefehlt hat. War der Wille zur Wechſelzeichnung aber vorhanden, oder war 
er durch argliſtige Täuſchung oder Drohung verurſacht worden, ſo ſoll eine der⸗ 
artige Einwendung nur perſönliche Wirkung haben. Schließlich wird bei der 
Wirkung aus der Anfechtung wegen Drohung noch dahin unterſchieden, ob die 
Drohung leichter oder ſchwerer Natur war?. Hinſichtlich dieſer verſchiedenen An⸗ 
ſichten hat leider auch Art. 17 keine eindeutige Regelung getroffen. Es muß aber 
angeſtrebt werden, Einwendungen aus Tatbeſtänden, die rechtlich gleich liegen, 
auch rechtlich gleich zu beurteilen. Es iſt nicht angängig, die Wirkung der Ein⸗ 
wendung des Wuchers anders zu würdigen als die Wirkung der Einwendung aus 
der argliſtigen Täuſchung. 

It das dem Wechſel zugrunde liegende Rechtsgeſchäft gemäß § 138 BGB. wegen 
Verſtoßes gegen die guten Sitten nichtig, ſo hat dieſe Nichtigkeit keinen Einfluß 
auf die abſtrakte Verbindlichkeit, die durch die Begebung des Wechſels entſteht. 
Gleiches gilt grundſätzlich für die Anfechtung des Grundgeſchäfts nach $ 119 BGB. 
Das Grundgeſchäft iſt zwar in dieſen Fällen nichtig, aber die Nichtigkeit hat 


* RG. 77, 141; 70, 210, u.a. 

„ RG. in JW. 1934 S. 480; Rilk, in IM. 1933 S. 1811, u. a. 

5 RG. 57, 9; 75, 76; 93, 87; Michaelis WR. Art. 82 Anm. 23 für abſolute Wirkung; 
Art. 82 Anm. 66 für relative Wirkung. 

* Michaelis WR. Art. 82 Anm. 19, RG. 14, 23. 
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keinen Einfluß auf die Wechſelobligation, denn fie berührt den Begebungs⸗ 
vertrag nicht. Eine Verwechſlung des dem Wechſel zugrunde liegenden Vertrages 
mit dem Begebungsvertrag liegt alſo nicht vor. Daraus folgt, daß derartige, ledig⸗ 
lich das Grundgeſchäft berührende Einwendungen nur perſönliche Wirkung haben 
können. Außer den bereits genannten Gründen der Nichtigkeit oder Vernichtbar⸗ 
keit aus $ 138 Abſ. 1, 119 BGB. find hierzu noch zu rechnen die Nichtigkeit des 
Kauſalgeſchäfts wegen Scheins — 58 117, 405 BGB. —, wegen Nichternſtlichkeit 
§ 118 BGB., wegen Verſtoßes gegen das Verbot des $ 181 BGB. 

Die Nichtigkeit des Kauſalgeſchäfts kann aber auch auf das dingliche — ab⸗ 
ſtrakte — Erfüllungsgeſchäft von Einfluß ſein. 

Die Nichtigkeit des dem Wechſel zugrunde liegenden Rechtsgeſchäfts aus § 138 
Abſ. 2 BGB. — Wucher — hat auch für den Begebungsvertrag die Nichtigkeit 
zur Folge. Iſt ein Grundgeſchäft — Verpflichtungsgeſchäft — wegen Wuchers 
nichtig, ſo iſt auch das dingliche — abſtrakte — Erfüllungsgeſchäft nicht gültig. 
Hat K. von V. ein Grundſtück gekauft und iſt der Kaufvertrag wegen Wuchers 
nichtig, ſo iſt demzufolge auch die Auflaſſung nichtig. Dies wird nach der herr⸗ 
ſchenden Auffaſſung aus dem Worte „gewähren“ des § 138 Abſ. 2 BGB. ge⸗ 
folgert. Die gleiche Wirkung tritt grundſätzlich ein bei der Anfechtung aus § 123 
BGB. Hat in dem obigen Fall V. den K. über die Ertragsfähigkeit des Grund⸗ 
ſtücks argliſtig getäuſcht — betrogen —, ſo ergreift die Anfechtung nicht nur das 
obligatoriſche, ſondern auch das dingliche Geſchäft, die Auflaſſung. Dieſe Grund⸗ 
ſätze, im Wechſelrecht angewandt, ergeben, daß die Nichtigkeit wegen Wuders 
und die Anfechtbarkeit wegen argliſtiger Täuſchung und Drohung ihre Wirkung 
auch auf das dingliche Geſchäft erſtrecken. Als abſtraktes Erfüllungsgeſchäft kommt 
hier nur die Hingabe des Wechſels, alſo der Begebungs vertrag, in Frage. Bei 
Vorliegen dieſer Tatſachen tritt mithin die Nichtigkeit des Begebungs vertrages 
ein. Damit ſoll nun nicht geſagt werden, daß der Begebungsvertrag nur dann 
wegen Anfechtung infolge argliſtiger Täuſchung oder Drohung nichtig iſt, wenn 
die genannten Tatſachen die Nichtigkeit des Grundgeſchäfts zur Folge haben. 
Denn der Begebungsvertrag als abſtrakter Vertrag kann auf Grund argliſtiger 
Täuſchung oder Drohung anfechtbar ſein, ohne daß überhaupt ein Grundgeſchäft 
vorzuliegen braucht. Die Nichtigkeit des Begebungsvertrages wegen Wuchers iſt 
allerdings an die Vorausſetzungen eines der Wechſelbegebung zugrunde liegenden 
Kauſalgeſchäfts geknüpft. Denn ein wucheriſches Geſchäft läßt ſich beim abſtrakten 
Geſchäft allein nicht denken. | 

Aus dieſen Ausführungen könnte nun gefolgert werden, daß die Nichtigkeit des 
Begebungsvertrages ſeinem Fehlen gleichzuſtellen ſei und daß daher Nichtigkeit 
oder Anfechtbarkeit des Begebungsvertrages grundſätzlich abſolute Wirkung 
hätten. Dies deshalb, weil eine derartige Einwendung ſich gegen das Vorhanden⸗ 
ſein der Wechſelobligation richte. Denn es müſſe gleich ſein, ob eine Wechſel⸗ 
obligation nicht entſtanden war — beim Fehlen des Begebungsvertrages, ſoweit 
dieſer zur Entſtehung der Wechſelverpflichtung erforderlich iſt — oder ob dieſe 
infolge Wuchers nichtig oder infolge Anfechtung aus $ 123 BGB. vernichtet wurde. 
Nicht aber ſei es zuläſſig, daß die Nichtigkeit des Begebungsvertrages wegen 
Wuchers anders beurteilt werde als die Nichtigkeit auf Grund einer Anfechtung. 

Obige Folgerungen für die abſolute Wirkung der Einwendung des Wuchers 
und der Anfechtung laſſen aber zwei Momente außer Betracht: die Intereſſen⸗ 
abwägung und den Wortlaut des Art. 17. 

Ohne Intereſſenabwägung iſt hierbei nicht auszukommends. Auf der einen Seite 
ſteht das Intereſſe des Verpflichteten, auf der anderen das des gutgläubigen 
Erwerbers des Wechſels. Es wird oft hart erſcheinen, einen argliſtig Getäuſchten 
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oder einen Wechſelſchuldner, der einen Wechſel auf Grund einer Drohung hin— 
gegeben hat, haften zu laſſen?s?. Will man aber die Bedeutung des Wechſels er: 
halten, jo muß das Intereſſe des Wechſel verpflichteten in ſolchen Fällen dem des 
gutgläubigen Erwerbers des Wechſels nachſtehen. 

Aus Art. 17 kann die Begründung für dieſe Anſicht entnommen werden. Nur 
die Einwendungen kann man dem Inhaber entgegenhalten, die — poſitiv aus⸗ 
gedrückt — nicht auf unmittelbaren Beziehungen zu dem Schuldner, dem Aus⸗ 
ſteller oder einem früheren Inhaber des Wechſels beruhen. Perſönliche Beziehungen 
brauchen nicht allein ſolche rechtsgeſchäftlicher Art zu ſein. Dann beruhen aber auch 
die Tatſachen, daß ein Wechſelnehmer die Wechſelhingabe auf Grund Wuchers, 
argliſtiger Täuſchung, Drohung, Scheins, Nichternſtlichkeit uſw. erlangte, auf 
unmittelbaren perſönlichen Beziehungen. Hat alſo A. als Ausſteller auf Grund 
betrügeriſchen Verhaltens des B. dieſem einen Wechſel gegeben, und ficht A. 
wegen argliſtiger Täuſchung gemäß § 123 BGB. den Begebungsvertrag mit Er⸗ 
folg an, ſo kann er nach Art. 17 zwar dem B. die Nichtigkeit des Begebungs⸗ 
vertrags entgegenhalten, nicht aber einem ſpäteren gutgläubigen Erwerber. Das 
gleiche gilt, wenn A. den Wechſel auf Grund einer Drohung gegeben hatte und den 
Begebungsvertrag deswegen anficht, oder wenn der Begebungsvertrag infolge 
Wuchers beim Grundgeſchäft, der das dingliche Geſchäft ergreift — § 138 Abſ. 2 
BGB. —, nichtig iſt. Die Einwendungen des A. gegen ſeine Verpflichtung als 
Ausſteller auf Grund der genannten Tatbeſtände reſultieren im Sinne des Art. 17 
aus unmittelbaren Beziehungen zwiſchen dem B. als erſtem Nehmer des Wechſels 
und ihm. Es kann nun auch kein Unterſchied gemacht werden, ob die Drohung 
eine ſchwere oder leichte iſt, denn auch die ſchwere Drohung rührt aus unmittel⸗ 
baren Beziehungen des Begebenden zu dem Nehmer des Wechſels her. Auch bei 
ihr liegt die äußere Erſcheinungsform des, wenn auch gewaltſam erzwungenen, 
aber dennoch freiwilligen Gebens des Wechſels vor. Ihr Ausſchluß als Einwendung 
gegenüber dem gutgläubigen Erwerber des Wechſels iſt aus Art. 17 offenkundig“. 

Gegen dieſe Auffaſſung kann nun nicht eingewendet werden, daß damit das 
Vorliegen des Begebungsvertrages, ſoweit ein ſolcher für die Entſtehung der 
Wechſelobligation erforderlich iſt — nicht erforderlich für die Verpflichtung des 
Akzeptanten beim fertig ausgeſtellten Wechſel —, geleugnet wird. Es iſt zwar 
richtig, daß der Begebungsvertrag in den genannten Fällen nichtig oder vernicht⸗ 
bar iſt, aber die Wirkung des Begebungsvertrages iſt hier als auf Grund einer 
Fiktion des Geſetzes — Art. 17 und 16 — vorhanden anzuſehen. Dies iſt immer 
dann der Fall, wenn äußere Umſtände das Vorliegen eines Begebungsvertrags 
als gerechtfertigt erſcheinen laſſen. Hat der Ausſteller A. auf Grund einer arg: 
liſtigen Täuſchung, einer Drohung, eines wucheriſchen Geſchäfts des B. dieſem 
einen Wechſel gegeben, ſo ſind ſolche äußeren Momente in Erſcheinung getreten. 
Dieſen kommt zugunſten eines gutgläubigen Erwerbers eine Rechtsſcheinwirkung 
zu. Es iſt zwar infolge der Nichtigkeits⸗ und Vernichtbarkeitstatſachen ein Be⸗ 
gebungsvertrag nicht vorhanden, aber wegen der genannten geſetzlichen Fiktion 
als vorhanden anzuſehen, da äußere Umſtände das Vorhandenſein eines ſolchen 
als vorliegend erachten laſſen. 
sr der Wirkung und in der Begründung gleich find folgende Fälle zu be— 

andeln: 

Der Begebungsvertrag iſt wegen Verſtoßes gegen das Verbot des Selbſt— 
kontrahierens gemäß § 181 BGB., wegen Diſſenſes — $ 156 BGB. — nichtig, 
z. B. A. will dem B. eine Quittung übergeben und überreicht ihm verſehentlich 
einen Wechſel, der Begebungsvertrag iſt anfechtbar aus $ 119 BGB., die Par: 


„ wie 1. 
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teien haben auf Grund freier Vereinbarung den Begebungsvertrag aufgehoben“. 
Einwendungen, die nicht relative, ſondern abſolute Wirkung haben, find hier: 
nach aus allen den Tatſachen herzuleiten, die nicht aus unmittelbaren Beziehungen 
zwiſchen den in Art. 17 genannten Perſonen ſtammen; z. B. der Begebungs⸗ 
vertrag liegt nicht vor, oder er iſt wegen mangelnder Geſchäftsfähigkeit oder 
mangelnder Verfügungsfähigkeit nichtig. Auch der Fall des phyſiſchen Zwanges 
— vis absoluta — iſt hierunter zu rechnen. Hier iſt ebenfalls ein Begebungs⸗ 
vertrag nicht vorhanden. Dies nicht einmal in feiner äußeren Erſcheinungs form, 
wodurch eine Rechtsſcheinwirkung würde erzielt werden können. Denn, öffnet 
der dem Ausſteller körperlich überlegene B. dem A. gewaltſam die Hand, um den 
von A. feſtgehaltenen Wechſel auf dieſe Weiſe an ſich zu bringen, ſo kann von 
einer äußeren Erſcheinungsform des Begebungsvertrags keine Rede ſein. Nur 
durch die unmittelbare Wirkung des phyſiſchen Zwangs gelangt hier B. in den 
Befitz des Wechſels. 

Die bisherigen Ausführungen betrafen den Begebungsvertrag, ſoweit ein 
ſolcher für die Entſtehung der Wechſelobligation erforderlich iſt; nämlich für die 
Entſtehung der Verpflichtung des Ausſtellers und für die Verpflichtung des 
Blankoakzeptanten. Die Erörterungen bezogen ſich aber nicht auf den Begebungs⸗ 
vertrag, der für die Übertragung des Wechſelrechts außer dem Indoſſament er⸗ 
forderlich iſt ?. Der erſte Begebungsvertrag ſchafft die Wechſelobligation, der 
zweite überträgt ſie. Fehlt es an einem Begebungsvertrag zwiſchen einem In⸗ 
doſſanten und dem Indoſſatar, ſo kann der Wechſelſchuldner dieſen Mangel des 
Begebungsvertrags nicht einwenden, wenn ein ſpäterer Inhaber auf Grund des 
Art. 16 zur Geltendmachung des Wechſelrechts legitimiert iſt. Haftet A. aus 
einem Wechſel als Akzeptant, und wird er von J. in Anſpruch genommen, ſo kann 
er demnach nicht einwenden, daß der Begebungs vertrag zwiſchen dem Indoſſanten 
C. und dem Indoſſanten D. wegen Geſchäftsunfähigkeit des D. nichtig war. 

Hat der J. in dem genannten Fall den Wechſel auf Grund eines fiduziariſchen 
Indoſſaments — durch Vollindoſſament — von H. erlangt, z. B. zum Inkaſſo, zur 
Diskontierung uſw., ſo iſt J. nicht nur formell durch die ununterbrochene Reihe 
der Indoſſamente als legitimiert anzuſehen, er iſt auch materiell⸗rechtlich Berech⸗ 
tigter aus dem Wechſel. Er iſt nur auf Grund des zwiſchen ihm und H. vor⸗ 
liegenden Kauſalgeſchäfts verpflichtet, von dem Wechſel den entſprechenden 
Gebrauch zu machen. 

Klagt J. den Wechſel gegen H. ein, obwohl er ihn fiduziariſch durch Vollindoſſa⸗ 
ment zur Diskontierung erhalten hatte, ſo kann A. hieraus Rechte nicht herleiten, 
wohl aber H. Diele Einwendung ſtellt ſich aber nicht als Einwendung des man⸗ 
gelnden Begebungsvertrags zwiſchen H. und J. dar, ſondern ſie folgt als perſön⸗ 
liche Einwendung aus den unmittelbaren Beziehungen zwiſchen beiden, dem ver⸗ 
einbarten Rechtsverhältnis, wahrſcheinlich einem Auftrag“. 

Iſt der Begebungsvertrag zwiſchen dem letzten Inhaber und ſeinem Vormann 
infolge der Geſchäftsunfähigkeit des Vormanns nichtig, befand ſich J. aber beim 
Erwerb des Wechſels im guten Glauben, ſo kann aus dieſem Umſtand nicht etwa 
ein mangelnder Begebungsvertrag hergeleitet und aus der fehlenden Geſchäfts⸗ 
fähigkeit des V. die Wirkung der abſoluten Einwendung gefolgert werden“. 

Die Einwendung des mangelnden Grundgeſchäfts und die Einwendung des 
mangelnden Begebungsvertrags ſind ſtreng voneinander zu ſcheiden. Bei dem 
letzteren handelt es ſich um den Vertrag, der außer den ſonſtigen wechſelrechtlichen 


1 RGEZ. 87, 367. 

= RG 3. 117, 71. 
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Erforderniſſen für die Entſtehung der Wechſelobligation bei der Verpflichtung 
des Ausſtellers und des Akzeptanten eines Blankowechſels gefordert wird. Die 
Einwendung des mangelnden Grundgeſchäfts jedoch betrifft das dem Wechſel ſehr 
häufig zugrunde liegende Verpflichtungsgeſchäft. Z. B. K. kauft von V. eine 
Sache und gibt für den Kaufpreis ein Blankoakzept. Dies wird entſprechend den 
Vereinbarungen ausgefüllt und an den J. indoſſiert. Nach erfolgter Weitergabe 
erklärt K. die Wandlung und beruft ſich gegenüber der Wechſelklage des J. 
hierauf. Durch die Wandlung wird die Verpflichtung aus dem Kaufvertrag 
durch die Verpflichtung aus der Wandlung abgelöſt, SS 459, 465, 467, 346 ff. BGB. 
Das bedeutet, daß der K. verpflichtet iſt, an den V. die Sache herauszugeben, daß 
er andererſeits berechtigt iſt, den evtl. ſchon gezahlten Kaufpreis zurückzuverlangen 
und, wenn er dieſen noch nicht gezahlt hat, die Zahlung unter Berufung auf 
die Wandlung zu verweigern. Das kann er aber nur bei der Klage aus dem 
Grundgeſchäft, alſo aus dem Kaufvertrag, oder dann, wenn er wechſelmäßig nicht 
von J., ſondern von dem V. in Anſpruch genommen wird. Denn dies Vorbringen 
des K. betrifft unmittelbare Beziehungen, die zwiſchen ihm und dem V. beſtehen, 
nämlich die Beziehungen aus der erklärten Wandlung. 

Die gleiche Wirkung tritt ein, wenn der Beklagte gegenüber der Wechſelklage 

einwendet, 

a) der Wechſel ſei ohne Rechtsgrund in den Verkehr gelangt, z. B. das Grund⸗ 
geſchäft, ein Kaufvertrag über ein Grundſtück, ſei wegen Formmangels 
nichtig. Oder der Beklagte wendet ein, der der Wechſelſchuld zugrunde 
liegende Verpflichtungsvertrag ſei angefochten, er ſei wegen Diſſenſes oder 
Verſtoßes gegen SS 181 oder 138 Abſ. 1 BGB. oder gegen ein geſetzliches 
Veräußerungsverbot nach § 134 BGB. nichtig, 

b) der Vertrag ſei vom Wechſelnehmer nicht oder nicht gehörig erfüllt und der 
Wechſelnehmer habe daher kein Recht, einen Anſpruch aus dem Wechſel 
geltend zu machen, weil dieſer Anſpruch nur bei gehöriger Erfüllung hätte 
entſtehen ſollen, 

c) der dem Wechſel zugrunde liegende Vertrag ſei durch Rücktritt wegen nicht 
gehöriger Erfüllung oder auf Grund gegenſeitiger Übereinkunft aufgehoben 
worden, 

d) die dem Wechſel zugrunde liegende Forderung ſei durch Erlaß oder Vergleich 
erloſchen oder durch Verjährung uneinklagbar geworden. Eine derartige 
Einwendung betrifft ebenfalls nur unmittelbare Beziehungen zwiſchen den 
beteiligten Perſonen. Sie kann daher dem gutgläubigen Erwerber gegen⸗ 
über nicht vorgebracht werden. Aber auch dann, wenn die Parteien nicht 
nur die Forderung aus dem dem Wechſel zugrunde liegenden Ver⸗ 
pflichtungsgeſchäft, ſondern damit auch die Forderung aus dem Wechſel — 
die abſtrakte Wechſelobligation — beſeitigen wollten, kann ein Einwand 
hieraus einem gutgläubigen Dritten gegenüber nicht hergeleitet werden, 

e) der Wechſel ſei nur unter einer Bedingung gegeben, dieſe Bedingung ſei 
nicht eingetreten“, 

f) es ſei vereinbart, daß der Wechſelſchuldner aus dem Wechſel materiell nicht 
in Anſpruch genommen werden jollte*®, 

g) der Wechſel ſei in Erfüllung einer klagloſen Verbindlichkeit gegeben worden, 
z. B. in Erfüllung eines Spieles oder einer Wette, $ 762 BGB.“, oder aus 
einem Auftrag zum Spiels, oder aus Proviſionsanſprüchen für Ehever⸗ 


s ROH G. 25, 302. 
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mittlung, S 656 BGB.“, oder aus verbotenem Differenzgeſchäft, 8 764 
BGB., aus verbotenem Börſentermingeſchäft, SS 48, 66, 69 BörſG. und auf 
Grund der Börſennovelle vom 8. Mai 190851, aus nicht verbotenem bedingt 
wirkſamem Börſentermingeſchäft':. 

Hat der Nehmer des Wechſels dieſen aus den vorſtehend erörterten Gründen 
erhalten, ſo bedeutet die Hingabe des Wechſels keine Leiſtung. Der Wechſel kann 
daher, gleichgültig, ob er zur Sicherheit, vorſchußweiſe, zahlungshalber oder an 
Zahlungs Statt gegeben worden ijt?, aus den Grundſätzen der ungerechtfertigten 
Bereicherung — $ 812 ff. BGB. — zurückgefordert werden. 

Kommt der Nehmer des Wechſels ſeiner Verpflichtung zur Herausgabe nicht 
nach, ſondern klagt er im Gegenteil dieſen noch gegen den Geber ein, ſo kann der 
Geber dem Nehmer gegenüber außer den unmittelbaren Beziehungen, wie z. B. 
Wandlung und Rücktritt, noch einwenden, daß der Kläger den Wechſel ohne 
Rechtsgrund beſitzt. Aus § 821 BGB. iſt durch Umkehrſchluß zu folgern, daß der 
Nehmer des Wechſels, der zu deſſen Herausgabe verpflichtet iſt, aus der Urkunde 
keine Erfüllung verlangen kann. Dieſe Einwendung hat alſo relative Wirkung. 

Hat indeſſen der Nehmer des Wechſels dieſen an einen gutgläubigen Dritten 
weitergegeben, ſo muß unterſchieden werden, ob die Weiterbegebung entgeltlich 
oder unentgeltlich war. 

Die Weiterbegebung war entgeltlich, z. B. K. kauft von V. eine Sache. Zum 
Zwecke der Bezahlung der Kaufpreisſchuld gibt K. dem V. einen Wechſel. Nach⸗ 
dem er von ſeinem vereinbarten Rücktrittsrecht Gebrauch gemacht hatte, verlangt 
er von V. vergeblich die Rückgabe des Wechſels. Dieſer hat den Wechſel bereits 
an J. indoſſiert, der jetzt mit der Wechſelklage gegen K. vorgeht. Gegenüber 
dieſer Klage hat K. keine abſolut wirkende Einwendung, wenn der Empfang des 
Wechſels gegen Entgelt geſchah. 

Anders liegt der Fall, wenn die Hingabe des Wechſels unentgeltlich erfolgte. 
V. war im vorliegenden Falle, wie bereits feſtgeſtellt wurde, zur Herausgabe des 
Wechſels verpflichtet. Gab er den Wechſel ſchenkungshalber dem J., jo iſt $ 822 
BGB. anwendbar. | 

Da V. verpflichtet war, den Wechſel aus ungerechtfertigter Bereicherung heraus⸗ 
zugeben, trifft die gleiche Verpflichtung auch den J., weil durch die Weiter- 
begebung die ungerechtfertigte Bereicherung um den Beſitz des Wechſels bei V. 
weggefallen iſt und der Wegfall durch die ſchenkweiſe Übertragung des Wechſels 
erfolgte. Daraus iſt nun zu folgern, daß der J., der ſelbſtverſtändlich den Wechſel 
erworben hat, und zwar vom Berechtigten — nicht auf Grund gutgläubigen Er⸗ 
werbs —, ſich bei einer Klage aus dem Wechſel die Einwendung, er hafte eben⸗ 
falls aus ungerechtfertigter Bereicherung, entgegenhalten laſſen muß. Auch hier 
gilt gemäß $ 821 BGB., daß derjenige, der verpflichtet iſt, den Wechſel heraus⸗ 
zugeben, dies bei einer Klage aus dem Wechſel ſich entgegenhalten laſſen muß. 
Für den Wechſelſchuldner gilt alſo, daß das Recht der Kondiktion dem Gläubiger 
gegenüber einredeweiſe geltend gemacht werden kann, wenn er aus dem Wechſel 
in Anſpruch genommen wird. Man kann nun aber nicht ſagen, daß dieſe Ein⸗ 
wendung dadurch eine abſolute Wirkung erhielte, denn auch hier reſultiert die 
Einwendung des K. aus unmittelbaren Beziehungen zwiſchen ihm und 
dem J., nämlich aus den geſetzlichen Beziehungen, die durch die Beſtimmungen 
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des $ 822 BGB. hergeſtellt werden, derart, daß der K. berechtigt iſt, auch von 
dem J. die Herausgabe des Wechſels zu verlangen. 

Kann die Einwendung des mangelnden Kauſalgeſchäfts dem gutgläubigen 
Dritten dann entgegengehalten werden, wenn ihm zugleich mit der Übergabe des 
Wechſels die Forderung aus dem dem Wechſel zugrunde liegenden Rechtsgeſchäft 
von dem erſten Nehmer des Wechſels zediert worden iſt? 

War das einem Blankowechſel zugrunde liegende Rechtsgeſchäft zur Zeit der 
Zeſſion überhaupt nicht vorhanden, weil es wegen Unſittlichkeit, Wuchers, Ver: 
ſtoßes gegen ein geſetzliches Verbot nichtig oder infolge Anfechtung vernichtet war, 
ſo wird angenommen, daß die Übertragung der Forderung gegenſtandslos und 
daher rechtsungültig ſei. In dieſem Falle ſoll der gutgläubige Wechſelerwerber 
nicht Rechtsnachfolger des erſten Nehmers geworden ſein. Es fehle jede rechtliche 
Beziehung zwiſchen ihm und dem Wechſelſchuldner. Der Mangel des Kauſal⸗ 
geſchäfts berühre aber nicht die abſtrakte Wechſelforderung. 

War dagegen zur Zeit der Zeſſion eine Forderung vorhanden, die aber nicht 
klagbar war, weil ſie z. B. aus einem Ehemaklerlohn oder infolge Spiel, Wette, 
Differenzgeſchäft beſtand, ſo ſoll die mit der Übergabe des Blankowechſels erfolgte 
Abtretung der dem Wechſel zugrunde liegenden Forderung nicht ohne Einfluß 
ſein. Hier könne der Wechſelſchuldner auch dem gutgläubigen Erwerber der 
Blankourkunde die gegen den erſten Nehmer des Wechſels nach Art. 17 begründete 
Einwendung entgegenhalten, da zwiſchen ihm und dem Dritten als dem Wechſel⸗ 
nachfolger des erſten Nehmers ein unmittelbarer rechtlicher Zuſammenhang be⸗ 
ſtehe. Dies deshalb, weil die Parteien eine ganz beſtimmte Wirkung durch die 
Zeſſion hätten erzielen wollen. Durch die Übergabe des Blankowechſels erwachſe 
dem Zeſſionar der Vorteil, den Blankowechſel zu einem fertigen zu vervoll⸗ 
ſtändigen, um dadurch die Möglichkeit einer ſchnellen Einziehung der Forderung 
zu erreichen. Durch die Abtretung der Forderung erlange der Zeſſionar einen 
zweiten Klagegrund. Zwar mute es auf den erſten Blick ſonderbar an, daß der 
Kläger, der zwei Klagegründe, die Zeſſion und den Wechſel, zur Verfügung habe, 
ſchlechter geſtellt zu ſein ſcheine als derjenige, der ſich nur auf einen Wechſel 
ſtützen könne. 

Dieſer Auffaſſung iſt nicht zu folgen. Sie läßt ſich nicht, wie das RG.“ tut, 
aus dem Weſen der Blankounterſchrift beim Wechſel erklären. Es iſt nicht richtig, 
wenn ausgeführt wird, die Rechtslage ſei eine andere als in dem Fall, wo ein 
fertiger Wechſel durch Indoſſament weitergegeben und gleichzeitig die zugrunde 
liegende Forderung zediert wird, weil der fertige Wechſel von vornherein eine 
ſelbſtändige Verpflichtung, nämlich die Wechſelverpflichtung verkörpere, der 
Blankowechſel dagegen als ſelbſtändige Verpflichtung noch nicht angeſehen 
werden könne. 

Wird zugleich mit der Indoſſierung des Blankowechſels die dem Wechſel zu⸗ 
grunde liegende Forderung übertragen und iſt eine ſolche Forderung nicht vor⸗ 
handen, ſo kann dieſer Fall keine andere Behandlung erfahren als der, daß die 
Forderung nicht einklagbar iſt. Wie will man einem Nichtjuriſten die Über⸗ 
zeugung beibringen, daß in dieſen beiden Fällen verſchieden zu entſcheiden iſt? 

Erhält Z. eine Forderung, die gar nicht beſtand oder angefochten wird, über⸗ 
tragen und zugleich einen Blankowechſel übergeben, und erhält er im anderen 
Fall neben der Indoſſierung eines Blankowechſels noch eine Forderung abge⸗ 
treten, die nicht einklagbar iſt, ſo kann zwar geſagt werden, daß in beiden Fällen 
durch die Tatſache der Abtretung neben der Übergabe des Blankowechſels der 3. 
in die Rechtsſtellung ſeines Vormannes eingetreten iſt und ſich daher auch alle 
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die Einwendungen aus dem Kauſalgeſchäft entgegenhalten laſſen muß, wie ein 
anomaler Wechſelſukzeſſor: Es kann aber dabei kein Unterſchied gemacht werden, ob 
die Forderung aus dem Kauſalgeſchäft überhaupt nicht beſteht oder nur nicht er⸗ 
zwingbar iſt. Man darf aber nicht außer Betracht laſſen, daß die Abtretung der 
Forderung aus dem Grundgeſchäft ja auch dann wirkſam iſt, wenn die Forderung 
nicht beſtand — $ 437 BGB., als Ausnahme von der objektiven Unmöglichkeit 
des § 306 BGB. —. Auf dieſe Weiſe ließe ſich in den beiden genannten und 
m. E. gleichliegenden Fällen eine gleiche Begründung des Urteils erreichen. 

Aber auch bei dieſer Löſung würde Sinn und Zweck des Wechſelrechts nicht be⸗ 
rückſichtigt werden. Der Geſetzgeber war ſich darüber klar, daß ſehr häufig gerade 
vorſichtige Perſonen ſich nicht nur den Anſpruch aus dem Wechſel, ſondern auch 
den Anſpruch aus dem dem Wechſel zugrunde liegenden Kauſalgeſchäft werden 
nachweiſen und abtreten laſſen. Der Zweck wird beſonders offenkundig dadurch, 
daß häufig der Kläger mit der Wechſelklage nicht durchdringt und in das ordent⸗ 
liche Verfahren übergehen muß — 858 601 ff. ZPO. —, oder aber, daß der Beklagte 
zwar im Wechſelprozeß verurteilt wird, ihm aber die Rechte der Klage im ordent⸗ 
lichen Verfahren vorbehalten werden und er dann dieſe Rechte geltend macht. 
In einem derartigen Fall wird dem Inhaber dann zuſtatten kommen, daß er nicht 
nur den Wechſel hat, ſondern auch die Abtretungsurkunde bezüglich der Forderung 
aus dem Grundgeſchäft und gemäß § 402 BGB. auch die Urkunden, mit denen er 
dieſe Forderung belegen kann. Dadurch erſt erlangt ein Wechſel auch einen be⸗ 
ſonders hohen Wert im Geſchäftsverkehrss. In erſter Linie will daher der gut⸗ 
gläubige Erwerber eines Wechſels, der ſich neben dem Anſpruch aus dem Wechſel 
auch noch die Forderung aus dem Grundgeſchäft übertragen läßt, eine verſtärkende 
Sicherung für ſich erlangen. | 

Es iſt nicht möglich, ihm dann entgegenzuhalten, das Wechſelgeſetz gebe ihm 
nunmehr weniger Rechte als einem Gläubiger, der ſich nur die abſtrakte Forde⸗ 
rung hat übertragen laſſen. Ein ſolcher Wille des Geſetzgebers iſt nicht offen⸗ 
kundig. Das Wechſelrecht iſt lex specialis. Klagt daher ein Gläubiger, dem 
zwei Rechtsgründe zur Verfügung ſtehen, aus dem Rechtsgrund der gutgläubig 
erworbenen abſtrakten Forderung, jo findet die lex specialis, das Wechſelgeſetz, 
auf ihn Anwendung, und Einwendungen aus unmittelbaren Beziehungen ſeines 
Vormannes zum Wechſelſchuldner find ihm gegenüber unzuläſſig. Klagt er auf 
Erfüllung der Forderung aus dem Grundgeſchäft, ſo iſt die Rechtslage nach 
bürgerlich⸗ rechtlichen Grundſätzen, alſo gemäß § 404 BGB., zu beurteilen, und 
Einwendungen, die gegen den Rechtsvorgänger beſtanden, ſind auch ihm gegen⸗ 
über vorzubringen““. Hierbei macht es keinen Unterſchied, ob die Forderung aus 
dem Grundgeſchäft früher, zugleich mit dem Wechſel oder nach Übertragung des 
Wechſels zediert wurde”. Denn mit der Begebung eines Blankowechſels entſteht 
bereits die wechſelmäßige Haftung des Begebenden. Es iſt alſo nicht richtig, daß 
ein Blankowechſel noch keinen wechſelmäßigen Anſpruch überträgt. 

c) Im Gegenſatz zu den Einwendungen, die der Wechſelſchuldner grundſätzlich 
nicht vorbringen kann, weil ſie aus den unmittelbaren Beziehungen zu dem Aus⸗ 
ſteller oder zu einem früheren Inhaber herrühren, ſteht die andere Gruppe der 
Einwendungen, die von dem Schuldner gegen jeden Wechſelinhaber vorgebracht 
werden können. 

Es handelt ſich bei dieſer Gruppe der Einwendungen um die objektiven oder 


SNRGSL in IM. 1933, 1839; Rilk in JW. 1933, 1839. 

Dal. auch RG. 83, 102; RG. in JW. 1913, 1110. 

57 RG. im Recht 1914 Nr. 704 nimmt an, daß ſich der Indoſſatar, der ſich nachträglich 
die Rechte aus dem ee hat abtreten laſſen, Einwendungen nicht entgegen⸗ 
zuhalten laſſen brau 

5s Vgl. Rilk WG. Art 10 Teil 2 Abſchn. 1. 
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abſoluten — exceptiones in rem —. Der Geſetzgeber hat durch die Beſtimmung 
des Art. 17 zum Ausdruck gebracht, daß alle Einwendungen, die aus unmittel⸗ 
baren Nechtsbeziehungen zu dem Ausſteller oder zu einem früheren Inhaber des 
Wechſels rejultieren, perſönliche Einwendungen find, während alle anderen Eins 
wendungen zu den abſoluten Einwendungen gehören. 

Hierbei macht es keinen Unterſchied, ob dieſe Einwendungen aus dem Wedel: 
geſetz oder aus den ſonſtigen Vorſchriften des Rechts, aus dem HGB., dem BGB. 
uſw. hervorgehen. Die Geſamtheit der wechſel rechtlichen Normen iſt alſo für die 
Feſtſtellung, ob eine exceptio in rem vorliegt, maßgebend, mag ſich dieſe Vor⸗ 
ſchrift als ſpezielle wechſelrechtliche im Wechſelgeſetz oder als allgemeine für das 
geſamte Recht geltende Beſtimmungen in einem anderen Geſetz befindend“. 

Dieſe Einwendungen müſſen die formale Gültigkeit des Wechſels berühren, alſo 
die Exiſtenz des Rechtes aus dem Skripturakt ſelbſt erſchüttern“D. Die Wechſel⸗ 
verpflichtung desjenigen wird alſo durch ſie zerſtört, der ſich auf ſie beruft. 

Es iſt demnach hierbei gleich, gegen wen fie vorgeſchützt werden, denn „gegen: 
über jedem Kläger müſſen ſie, wenn ſie vorgeſchützt werden, zur Abweiſung der 
Klage führen". Sämtlichen Wechſelgläubigern gegenüber gelten fie, und zwar 
ohne Rückſicht darauf, ob dieſe beim Erwerb des Wechſels von ihrem Vorhanden⸗ 
ſein gewußt haben oder nicht. 

Zu den abſoluten Einwendungen iſt zu rechnen der mangelnde Begebungs⸗ 
vertrag“. 

Wendet der Schuldner des Wechſels ein, der Wechſel ſei ohne Begebungs⸗ 
vertrag in den Verkehr gelangt, ſo kann die Wirkung dieſer Einwendung ver⸗ 
ſchieden fein. 

Wird der Akzeptant aus einem fertig ausgeſtellten Wechſel in Anſpruch ge⸗ 
nommen und wendet er ein, es liege kein Begebungsvertrag dem erſten Nehmer 
gegenüber vor, ſo hat dieſe Einwendung nach der bisher h. M. der Kreations⸗ 
theorie die Wirkung der exceptio in personam““. 

Wendet der Akzeptant eines Blankowechſels ein, daß ein Begebungsvertrag 
nicht vorliege, ſo hat dieſe Einwendung die Wirkung der exceptio in rem“. Die 
Verpflichtung des Akzeptanten aus einem Blankowechſel entſteht erſt mit dem 
Begebungsvertrag. Mithin iſt der Begebungsvertrag weſentliche Vorausſetzung 
für die Entſtehung der wechſelmäßigen Verpflichtung. Jedem Inhaber gegenüber 
kann daher der Akzeptant aus einem Blankowechſel den mangelnden Begebungs⸗ 
vertrag einwenden. 

Das gleiche gilt, wenn ein Blankoindoſſant oder ein Ausſteller aus einem Wechſel 
in Anſpruch genommen wird und einwendet, ein Begebungsvertrag liege nicht vor. 
Auch deren Verpflichtungen entſtehen erſt durch den Begebungsvertrag zwiſchen ihnen 
und den Nehmern. Aus einem Wechſel, der alſo ohne Begebungsvertrag in den 
Verkehr gelangt, braucht der Ausſteller nicht zu leiſten, auch dann nicht, wenn der 
Wechſel in die Hände eines Gutgläubigen gelangt iſt“. 

Beruht die Nichtigkeit des Begebungsvertrags auf mangelnder Geſchäfts⸗ oder 
Verfügungsfähigkeit des Gebers, ſo hat auch dieſer Einwand abſolute Wirkung. 

Die Nichtigkeit des Begebungsvertrags beruht hier nicht auf unmittelbaren 
Beziehungen zwiſchen den beteiligten Perſonen, ſondern ſie tritt kraft Geſetzes ein. 


Michaelis WR. Art. 82 Anm. 3; Rilk, Blankounterſchriften S. 70. 

6% Rilk, Blankounterſchriften S. 70/71. 

1 Volckmar⸗Köwy WO. S. 291. . 

er Uber die relative Wirkung der Einrede des mangelnden Begebungsvertrages ſ. Rilk 
Art. 17 Teil 1 Abſchn. 1 c, 1. 

es Rilk Art. 17 Teil 1 Abſchn. 1 b, 1. 

4 Rilk Art. 10 Teil 2 Abſchn. 2. 

6s Anders jedoch RGZ 112, 202. 
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Z. B. A. ſtellt als Ausſteller einen Wechſel aus. Bei der Ausſtellung war er 
geſchäftsfähig. Nach erfolgter Ausſtellung wird er geiſteskrank und gibt den 
Wechſel weiter an den B.; B. gibt den Wechſel an C. Der gutgläubige C. kann A. 
nicht in Anſpruch nehmen, weil der Begebungsvertrag zwiſchen A. und B. wegen 
Geſchäftsunfähigkeit nichtig ift®®. 

Dasſelbe gilt, wenn der von A. ausgeſtellte, aber noch nicht begebene Wechſel 
durch einen Nicht⸗Verfügungsberechtigten begeben wird und A. die Verfügung 
des Nichtberechtigten nicht genehmigt. 

Haben Wechſelverpflichtete aus einem Blankowechſel — Akzeptant und Aus⸗ 
ſteller — oder auch ein Ausſteller eines fertig ausgefüllten Wechſels den Wechſel 
durch gültigen Begebungsvertrag an den erſten Nehmer übertragen, ſo iſt die 
wechſelmäßige Verpflichtung eingetreten. Der Wechſelſchuldner kann daher nicht 
einwenden, daß ein ſpäterer Nehmer den Wechſel ohne gültigen Begebungsvertrag 
erlangt hat, denn dieſer Vertrag überträgt ein ſchon entſtandenes Recht; der Be⸗ 
gebungs vertrag läßt es erſt entſtehen. 

Die Einwendung der Prolongation hat grundſätzlich perſönliche Wirkung. 

Die übrigen Wechſelverpflichteten können alſo die Prolongations vereinbarung 
regelmäßig nicht vorſchützen “. Iſt die Prolongationsvereinbarung auf dem 
Wechſel erfolgt, ſo folgt daraus noch nicht, daß eine derartige Vereinbarung 
jedem Wechſelinhaber entgegengehalten werden kann. Es wird dadurch auch 
nicht ohne weiteres eine Einwendung der Argliſt begründet, denn der Wechſel⸗ 
inhaber erwirbt ein ſelbſtändiges Wechſelrecht, und Einwendungen aus den un⸗ 
mittelbaren Beziehungen der die Prolongation vereinbarenden Perſonen können 
die Wirkung der Einrede der Argliſt nicht haben. Es ſei denn, daß er beim 
Erwerb des Wechſels bewußt zum Nachteil des Schuldners gehandelt hat. 

Die regreßpflichtigen Perſonen können einwenden, daß der Gläubiger die 
Nichtzahlung ſelbſt verſchuldet hat. Dieſe Einwendung hat die Wirkung der 
exceptio in rem. ö 

Die Einwendung der Hinterlegung gemäß Art. 42 hat die Wirkung der 
exceptio in rem, weil dieſe Hinterlegung für den Wechſelſchuldner zu er⸗ 
folgen hat. 

Die Einwendung der Fälſchunges. 

Die Verfälſchung des Wechſels iſt in verſchiedener Weiſe denkbar. Sie kann 
durch Streichungen, Raſuren, Korrekturen, Zuſätze uſw. erfolgen. Die Abände⸗ 
rung der Höhe der Wechſelſumme, des Zahlungsortes, des Verfalltages uſw. kann 
ihr Ziel ſein. 

Die Einwendung der Fälſchung hat abſolute Wirkung. Es iſt aber zu beachten, 
ob die Fälſchung nur einen unweſentlichen oder einen weſentlichen Beſtandteil 
des Wechſels betrifft. 

Hat die Fälſchung nur einen unweſentlichen Beſtandteil des Wechſels zum 
Gegenſtand, ſo haftet der Wechſelſchuldner auf Grund feiner abgegebenen Unter- 
ſchrift. Der Inhalt des Wechſels vor der Verfälſchung iſt maßgebend, Art. 69. 
Ein derartiger Fall liegt z. B. vor, wenn der Annahmevermerk des Akzeptanten 
geſtrichen wurde, wenn der Domizilvermerk ſpäter hinzugefügt oder geſtrichen 
wurde, oder wenn der Ausſteller dem Wechſel ſpäter hinzufügt, „die Haftung für 
die Annahme iſt ausgeſchloſſen“. 

Betrifft die Fälſchung einen weſentlichen Beſtandteil, des Wechſels, jo iſt hier 


se Michaelis WR. Art. 82 Anm. 15. 
7 RG. 107, 34 ff. 
ss Rilk Art. 7 Teil II Abſchn. 2; Art. 69. 
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noch zu unterſcheiden, ob der Wechſel einen weſentlichen Beſtandteil eingebüßt 
hat, oder ob er in ſeiner neuen Geſtalt noch alle Erforderniſſe beſitzt. Hat er nicht 
mehr ſämtliche Erforderniſſe des Art. 1, ſo folgt aus allgemeinen Grundſätzen, 
daß die Fälſchung die Nichtigkeit des Wechſels zur Folge hat““. Ein folder Fall 
würde dann vorliegen, wenn die Ausſtellerunterſchrift oder die Verfallzeit durch 
Zerreißen entfernt werden, oder wenn der Wechſel offenbar zum Zwecke der Ver⸗ 
nichtung zerriſſen iſt. Dies auch dann, wenn es aus Verſehen geſchehen iſt“. 

Das gilt aber dann nicht, wenn der Wechſel infolge des häufigen Weiter⸗ 
begebens an den Kniffſtellen auseinanderfällt“. 

Iſt aber die Veränderung derart, daß der Wechſel auch nach der Fälſchung alle 
weſentlichen Erforderniſſe eines Wechſels aufweiſt, ſo iſt der Wechſel nicht 
ungültig“. 

Dieſe bisher herrſchende Auffaſſung“ iſt durch Art. 69 noch beſonders feſtgelegt 
worden““. Die Veränderung des Zahlungsortes durch Hinzufügung oder Ent⸗ 
fernung des Domizilvermerks iſt nach der Rechtſprechung keine Verfälſchung eines 
weſentlichen Beſtandteils des Wechſels's. Mithin würde ein derartiger Wechſel 
entſprechend dem Art. 69 zu behandeln ſein. Und mit Recht, denn es iſt davon 
auszugehen, daß die Erforderniſſe des Art. 1 nur formell vorzuliegen brauchen, 
ſo daß eine Veränderung des Wechſels nur dann die Wechſelobligation vernichtet, 
wenn dadurch auch äußerlich der Wechſel ein weſentliches Erfordernis ein⸗ 
gebüßt hat. 

Die gleichen Grundſätze gelten auch bei der Fälſchung von Blankowechſeln. Der 
Inhaber eines Blankowechſels iſt berechtigt, die fehlenden Beſtandteile, die den 
Blankowechſel zu einem Wechſel machen ſollen, zu ergänzen“. 

Das Ausfüllungsrecht der Wechſelſumme erſtreckt ſich aber nur auf die nicht 
ausgefüllten Teile der Urkunde. Werden bereits ausgefüllte Teile durch den 
Nehmer des Blankowechſels oder den Nehmer eines ausgefüllten Wechſels ge⸗ 
ändert, ſo begeht er eine Fälſchung. Hierbei iſt es ohne Bedeutung, ob er auf 
dem Blankowechſel ein Wechſelerfordernis abändert, welches von dem die Blanko⸗ 
unterſchrift Abgebenden bereits ausgefüllt war, oder ob der Wechſel ſpäter von 
einem weiteren Nehmer oder gar von ihm ſelbſt gefertigt worden iſt“. 

Die Genehmigung des Verpflichteten zur Abänderung bewirkt den Verluſt der 
Einwendung der Fälſchung's. 

Die Frage der Beweislaſt kann nur dann auftauchen, wenn der Kläger einen 
Wechſel vorlegt, der äußerlich die Vorausſetzungen des Art. 1 aufweiſt. Be⸗ 
hauptet dann der Beklagte, es liege eine Fälſchung vor, ſo hat er ſeine Behauptung 
zu beweijen’®, 

Ergibt ſich eine Veränderung der früheren Geſtalt des Wechſels aus der vor⸗ 
gelegten Urkunde, ſo muß der Kläger beweiſen, warum der Beklagte aus dem 
veränderten Wechſel haftet, z. B., daß die Veränderung mit ſeiner Zuſtimmung 
erfolgte®", 


NDHG. 5, 248; an mug bei Soergel 1913, 977; ROHG. 7, 221; 23, 211; 
25, 237; 23, 5115 6169. 6 

70 N05. 5, 

71 ROH. 5, 27 

7: Rilk Art. 

2 ROH G. 24, 12 13, 155; RGZ. 32, 37, RG. in JW. 1911, 241. 

1 Rilk Art. 69. 

s ROG. 3, 53; 6, 24; 7, 88; R63. 32, 38. 

7s Rilk Art. 10 Teil II Abſchn. 2. 

7 Rilk, Blankounterſchriften S. 78. 

18 R62. 32, 38; ROG. 24, 264. 

ROG. 5, 374: RG. 47, 68. 

ROHG. 13, 254, RG3. 32, 38; RG. in JW. 1910, 759. 
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Der Einwand des Analphabeten, aljo der Einwand, daß der Wechſelver⸗ 
pflichtete nicht leſen und ſchreiben könne, hat abſolute Wirkung. Es fehlt das 
Erfordernis der Unterſchrift des Wechſelverpflichteten. 

Der Einwand der Verjährung hat abſolute Wirkung. Dies gilt aber nur für 
die Verjährung im Sinne des Art. 70. Alſo die Verjährung der wechſelmäßigen 
Anſprüche. Die Verjährung der dem Wechſel zugrunde liegenden Forderung hat 
nur relative Wirkung. 

Rilk 
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Scheck und Scheckgeſetz 


Vorbemerkung 


Das neue deutſche Scheckrecht, das im Scheckgeſetz vom 14. 8. 1933 (RGBl. I 
S. 597) niedergelegt iſt, beruht auf den in Genf am 19. 3. 1931 unterzeichneten 
Scheckrechtsabkommen, nämlich den Abkommen über das Einheitliche Scheckgeſetz, 
über Beſtimmungen auf dem Gebiet des Internationalen Scheckprivatrechts und 
über das Verhältnis der Stempelgeſetze zum Scheckrecht. Die Reichsregierung hat 
dieſen drei Abkommen zugeſtimmt (vgl. BM. über die Abkommen über die Vers 
einheitlichung des Scheckrechts vom 16. 8. 1933, RGBl. II S. 537) und zu ihrer 
Durchführung das neue Scheckgeſetz erlaſſen. Das Geſetz wurde, wie ſein Vorſpruch 
zeigt, als Regierungsgeſetz beſchloſſen und verkündet. Es fügt ſich ſo in die Reihe 
der auf Grund des Ermächtigungsgeſetzes vom 24. 3. 1933 ergangenen 
Geſetze ein, durch das die parlamentariſche Geſetzgebungsform beſeitigt und durch 
die nationalſozialiſtiſche Führungsgeſetzgebung erſetzt wurde. 


I. Wirtſchaftliche Bedeutung des Schecks 


über den Begriff des Wortes „Scheck“ gehen die Anſichten auseinander. 
Einigkeit beſteht aber darin, daß der Scheck eine beſondere Art der kaufmänniſchen 
Anweiſung iſt. Er lautet in der Regel auf eine Bank (Bankier) oder ein bank⸗ 
ähnliches Inſtitut (Poſt), bei dem der Anweiſende ein verfügbares Guthaben 
beſitzt. Der Scheck nimmt eine Mittelſtellung ein zwiſchen Wechſel und Banknote. 
Der Gebrauch ſcheckartiger Papiere reicht bis ins klaſſiſche Altertum zurück. Als 
Vorläufer unſerer heutigen Schecks ſind die im Mittelalter ſchon ziemlich häufig 
vorkommenden Zahlungsaufträge zu betrachten, die in Quittungs⸗ und An⸗ 
weiſungsform vom Hinterleger des Geldes auf denjenigen, bei dem es verwahrt 
war, gezogen wurden. Beſonders in den zur großen Blüte gelangten reichen 
italieniſchen Handelsplätzen entwickelte ſich auf dieſe Weiſe aus dem Depoſiten⸗ 
geſchäft der Scheckgebrauch. Einen größeren Umfang erreichte im 17. Jahrhundert 
der Scheckverkehr in Holland, während er zur vollen Blüte erſt in feiner eigent⸗ 
lichen Heimat, in England, gelangte. Dort iſt ſeine Ausdehnung derart, daß 
ſelbſt Zahlungen von kleinſten Beträgen durch Schecks, die der Engländer — wie 
wir das Portemonnaie — ſtets bei ſich trägt, beglichen werden. Noch ſchnellere 
Verbreitung, in noch größerem Umfange, fand der Scheck in den Vereinigten 
Staaten von Amerika. In Deutſchland hat ſich der Scheckgebrauch erſt ſpät ein⸗ 
gebürgert. Eine größere Ausdehnung erfuhr der Scheckverkehr, als 1883 Ab⸗ 
rechnungsſtellen durch die Reichsbank geſchaffen und einheitliche, den Verkehr 
verbilligende Scheckbedingungen durch die Privatbanken erlaſſen wurden, weiter 
ſeit 1908 infolge der geſetzlichen Regelung. 

Vor den Banknoten haben die Schecks voraus, daß ſie in beliebigen Beträgen 
ausgeſtellt werden können. Dagegen iſt das Sicherheitsmoment bei der Banknote 
größer, denn ſie enthält die Zuſage der Notenbank, daß ſie bei Vorlegung ein⸗ 
gelöſt wird. Beim Scheck dagegen erteilt der Ausſteller dem Bezogenen nur den 
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Auftrag, zu zahlen. Ob dieſer der Aufforderung Folge leiſten wird, iſt beim 
Empfang des Schecks, ſofern es ſich nicht um limitierte Schecks (ſ. unten) handelt, 
nicht unbedingt ſicher. 


In der äußeren Form hat der gezogene Wechſel mit dem Scheck große Ahnlichkeit. 
Beide enthalten eine unbedingte Anweiſung des Ausſtellers an den Bezogenen, 
eine beſtimmte Geldſumme zu zahlen. Der Wechſel kann angenommen werden; 
ein Annahmevermerk auf dem Scheck gilt als nicht geſchrieben. Im Gegenſatz zum 
Wechſel iſt der Scheck ſtempelfrei. „So iſt der Scheck,“ ſagte einmal der frühere 
Reichsbankpräſident Dr. Koch, „ein eigentümliches wirtſchaftliches Gebilde, das 
die Züge verſchiedener Rechtsformen an ſich trägt.“ 


Der Scheck iſt Zahlungsmittel und ſoll daher möglichſt raſch zur Einlöſung 
vorgelegt werden. Der Wechſel als Kredit mittel ſtrebt dagegen nach Umlauf: 
möglichſt viele Verbindlichkeiten ſollen durch ihn beglichen werden. Die wirt⸗ 
ſchaftlichen Funktionen von Wechſel und Scheck ſind grundverſchieden. Treffend 
charakteriſiert ſie Georg von Siemens: „Der Mann, der einen Wechſel verkauft, 
braucht Geld; der Mann, der einen Scheck ausſchreibt, hat Geld.“ 

Unter den vielen Problemen, die in der Bankenquete 1933/34 zur Erörterung 
ſtanden, befand ſich mit Recht auch das des bargeldloſen Zahlungsverkehrs. Sit 
doch ſein gutes Funktionieren ein Prüfſtein dafür, ob zweckentſprechende Bank⸗ 
einrichtungen geſchaffen ſind; und dieſe wieder ſind ein weſentlicher Faktor der 
wirtſchaftlichen Entwicklung. Volkswirtſchaftliche und betriebswirtſchaftliche 
Gründe laſſen daher eine weitere Ausgeſtaltung des bargeldloſen Zahlungsverkehrs 
wünſchenswert erſcheinen. Mit Hilfe des Scheck⸗ und Giroverkehrs werden 
Zahlungen ohne Barmittel geleiſtet. Unentbehrliche Grundlage für den Scheck⸗ 
wie den Giroverkehr iſt ein Bankguthaben. Während aber die Giroüberweiſung 
den geraden Weg vom Zahlungsleiſtenden zum Zahlungsempfänger über die ver⸗ 
mittelnde Bank geht, muß der Scheck, der nur eine Zahlungsan weiſung, aber 
noch keine Zahlung darſtellt, den Rückweg zur Bank des Zahlungsleiſtenden machen. 

Eine Rückentwicklung des bargeldloſen Zahlungsverkehrs 
(des Scheck⸗ und Giroverkehrs) würde — ſehr zum Schaden der Wirtſchaft — er⸗ 
folgen, wenn dem Kunden des Kreditinſtituts für das Ausſchreiben von Schecks 
und Geldüberweiſungen hohe Gebühren berechnet werden würden. Nach dem Reichs- 
geſetz über das Kreditweſen vom 5. Dezember 1934 iſt die Aufſichtsbehörde ermäch⸗ 
tigt, Gebühren für den bargeldloſen Zahlungsverkehr feſtzuſetzen. Man iſt dabei 
von dem Gedanken ausgegangen, daß der Kunde die Koſten des bargeldloſen Zah: 
lungsverkehrs, die durch ſeine Zahlungsaufträge verurſacht werden, ſelbſt zu tra— 
gen hat, und nicht, wie bisher zum großen Teil, diejenigen Wirtſchaftskreiſe, die bei 
den Banken Kredit in Anſpruch nehmen. 

Aufgabe der Kreditinſtitute wird es nun ſein müſſen, durch weitere we⸗ 
ſentliche Vereinfachung des bargeldloſen Zahlungsver⸗ 
kehrs (Einführung von Einheitsformularen im Giroverkehr auch ſeitens der Are: 
ditbanken) die bisherigen Koſten ſtark herabzudrücken. Ein Teil der Koſten wird, 
wie auch ſchon bisher, in dem Zinsgewinn Deckung finden, der den Kreditinſtituten 
aus den Guthaben-Konten erwächſt. 

Von einem wirtſchaftlichen Nutzen des Scheckverkehrs kann nur ge⸗ 
ſprochen werden, wenn der Scheck wirklich zu einer Erſparung von Barmitteln 
führt, d. h. wenn er nicht bar, ſondern im Wege des Abrechnungsverkehrs ein⸗ 
gelöſt wird, alſo wenn eine Umſchreibung in den Bankbüchern erfolgt. Nicht nur 
der Zahlende, auch der Scheckempfänger muß ein Bankkonto haben; ſonſt iſt der 
Scheck eine Plage, kein wirtſchaftlicher Vorteil. Steht der Scheckempfänger nicht 
mit der bezogenen, wohl aber mit einer anderen Bank in laufender Rechnung, ſo 
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wird er ſeiner Bank den Scheck zur Gutſchrift einreichen, und dieſe wird ihn 
dann mit der bezogenen Bank verrechnen. Dieſe Verrechnung erfolgt zum 
weſentlichen Teil in der am Ort befindlichen Abrechnungsſtelle (Clea⸗ 
ting). 

über die Ausdehnung des Scheckverkehrs in Deutſchland gibt es 
naturgemäß keine Statiſtik. Aus den Umſatzziffern der deutſchen Abrechnungsſtellen, 
in denen hauptſächlich Schecks zur Verrechnung kommen, kann man aber rohe 
Schätzungen vornehmen: Die 670 Teilnehmer der 75 deutſchen Abrechnungsſtellen 
verrechneten im Jahre 1934 41,6 Millionen Abrechnungspapiere im Betrage von 
58,2 Milliarden RM. Dabei iſt zu berückſichtigen, daß von den Banken — und je 
größer der Kundenkreis der Bank iſt, in deſto größerem Umfange — ein nicht un⸗ 
erheblicher Teil der bei ihnen eingehenden Schecks intern (durch Buchumſchrift) 
verrechnet wird. 

Soll der Schecks ſeine großen wirtſchaftlichen Aufgaben erfüllen, ſo muß er mit 
möglichſt großen Sicherheiten umgeben werden. Die Einrichtung als ſolche 
muß ſo großes Vertrauen genießen, daß der Scheck in weiteſten Kreiſen als 
Mittel der Zahlung angenommen wird. Breite Schichten der Bevölkerung ſollten 
aber auch mit der Technik des Scheckverkehrs und den geſetzlichen Beſtimmungen 
vertraut gemacht werden! 


II. Das Scheckgeſetz 
1. Vom Gewohnheitsrecht zum Scheckgeſetzund Weltſcheckrecht. 


Das Scheckweſen iſt heute in faſt allen Staaten geſetzlich geregelt. Dieſe ge⸗ 
ſetzliche Regelung iſt aber nicht dem Verkehr vorangeeilt, ſondern ihm nachgefolgt, 
was ſich überall als vorteilhaft erwieſen hat. 


Während in einigen Ländern, wie in Deutſchland und Frankreich, der Scheck 
ein ſelbſtändiges Rechtsgebilde iſt und ein eigenes Geſetz hat, iſt er in England 
nur eine Art des Wechſels und hat als ſolche im Wechſelgeſetz Behandlung ge⸗ 
funden. In den Vereinigten Staaten von Amerika blieb zunächſt lange Zeit der 
Handelsbrauch für die rechtliche Ausgeſtaltung des Schecks maßgebend; ſeit 1897 
begannen aber die Einzelſtaaten der Union, das Scheckrecht im Anſchluß an das 
Wechſelrecht geſetzlich zu regeln, wobei ſie weſentlich dem engliſchen Vorbild folgten. 

Das deutſche Scheckgeſetz vom 11. März 1908, das in der Hauptſache das be⸗ 
ſtehende Gewohnheitsrecht feſtlegte, brachte vor allem das Recht des Rückgriffs, 
d. h. die Rückleiſtungspflicht der Vormänner. 

Einige Lücken und Mängel wurden durch die Novelle zum Scheckgeſetz vom 
28. März 1930 beſeitigt. 

Die Verwendung des Schecks im internationalen Verkehr litt, in gleicher Weiſe 
wie die des Wechſels, unter der Mannigfaltigkeit der Geſetzgebung der einzelnen 
Staaten. So ging denn allgemein das Streben dahin, ein Weltſcheckrecht zu 
ſchaffen. Nachdem ſich in den Jahren 1885 und 1888 die internationalen Kongreſſe 
für Handelsrecht in Brüſſel ſchon mit der Vereinheitlichung des Scheckrechts befaßt 
hatten, gingen erneute Anregungen, ein Weltſcheckrecht zu ſchaffen, von den Alteſten 
der Kaufmannſchaft in Berlin aus. Die 1910 im Haag tagende Wechſelrechts⸗ 
konferenz gab dem Wunſche Ausdruck, die nächſte Konferenz möge ſich auch mit 
der Frage der Vereinheitlichung des Scheckrechts beſchäftigen. Die Wechſel⸗ und 
Scheckrechtskonferenz des Jahres 1912 führte auf dem Gebiete des Scheckrechts je- 
doch nur zur Aufſtellung von Beſchlüſſen in der Form von 34 Artikeln, die den 
Regierungen als Unterlage für die Vorbereitung einer neuen Konferenz über: 
mittelt wurden. Wie die Ratifikation des Wechſelrechtsabkommens, unterblieb 


1233 


jedoch, infolge des Kriegsausbruches, auch die Einberufung der Konferenz zur 
Ausarbeitung eines Scheckrechtsabkommens. 

Nach Beendigung des Krieges veranlaßte das große Intereſſe, das die Wirt⸗ 
ſchaftskreiſe der verſchiedenen Länder auch weiterhin der Vereinheitlichung des 
Rechts der Handelspapiere entgegenbrachten, die Internationale Handelskammer, 
ſich mit dieſen Beſtrebungen eingehend zu beſchäftigen. Auf den Kongreſſen der 
Internationalen Handelskammer in Rom (1923), Brüſſel (1925) und Stockholm 
(1927) wurde die Einberufung einer neuen Konferenz zur Vereinheitlichung des 
Wechſel⸗ und Scheckrechts gefordert. Eingehende Beſprechungen in Lauſanne, Genf 
und im Haag gingen der Genfer Scheckrechtskonferenz (Februar / März 1931) vor⸗ 
an, bei der 29 Staaten vertreten waren. Das hier getroffene Abkommen über ein 
einheitliches Scheckgeſetz, dem leider die Regierungen der angelſächſiſchen Länder 
nicht beigetreten ſind, enthält in 57 Artikeln eine erſchöpfende Regelung der darin 
behandelten Materie. Einige Gebiete, in denen ſich das Scheckrecht mit dem all⸗ 
gemeinen bürgerlichen Recht und dem Prozeßrecht berührt, und die daher für 
eine Vereinheitlichung nicht geeignet find, wurden von der internationalen 
Regelung ausgenommen. In mehreren wichtigen Punkten ſind Abweichungen 
Kirk die nationalen Geſetzgebungen der Vertragsſtaaten für zuläſſig erklärt 
worden. 

Die Bedeutung des im RGBl. von 1933 Teil I S. 597 veröffentlichten deutſchen 
Scheckgeſetzes vom 14. Auguſt 1933, das ſich ſehr eng an den international verein⸗ 
barten Text anſchließt, liegt weniger in den Verbeſſerungen gegenüber dem bis⸗ 
herigen Recht, als vielmehr darin, daß die Beſtimmungen im weſentlichen für 
eine große Zahl von Staaten gelten. In der Erkenntnis, daß Anderungen die er⸗ 
ſtrebte Einheitlichkeit beeinträchtigen, hat Deutſchland von der Ermächtigung, Ab⸗ 
weichungen vorzunehmen, nur wenig Gebrauch gemacht. 

Das neue, am 1. April 1934 in Kraft getretene Scheckgeſetz hat einen weſentlich 
größeren Umfang als das Geſetz von 1908: Statt der bisherigen 30 Paragraphen 
gibt es jetzt 66 Artikel, die in 12 Abſchnitten zuſammengefaßt ſind. Dazu treten 
noch die 11 Artikel des Einführungsgeſetzes (RG Bl. I S. 605). Die Vermehrung 
des Geſetzestextes hat zum Teil ſeine Urſache darin, daß die Verweiſungen auf das 
Wechſelgeſetz weggefallen und ſtatt deſſen die betr. Geſetzesbeſtimmungen, häufig 
wörtlich, wiederholt worden ſind. Weitgehender als bisher ſind wechſelrechtliche 
Vorſchriften auf den Scheck übertragen worden. So iſt entſprechend dem neuen 
Wechſelgeſetz geregelt worden: die Zuläſſigkeit von Einwendungen gegenüber den 
Anſprüchen des Scheckinhabers ($ 22 Sch.), die Benachrichtigungsfriſt beim Not⸗ 
leiden des Schecks ($ 42 SchG.), die Wirkungen der Klauſel „ohne Proteſt“, „ohne 
Koſten“ ($ 43 Sch.), die Haftung im Falle einer Anderung des Schecks (8 51 
SchG.), der Schutz des Berechtigten bei Verluſt der Proteſturkunde (§ 59 Sch.). 
Durch Verordnung vom 21. Februar 1935 (RGBl. 1935 I S. 251) iſt das Scheck⸗ 
geſetz vom 1. März 1935 ab im Saarland eingeführt. 


2. Beſtandteile des Schecks. — Der Einheitsſcheck. 


Art. 1 des Scheckgeſetzes zählt die Angaben auf, die der Scheck enthalten muß: 

1. die Scheckklauſel, d. h. die in den Text der Urkunde aufzunehmende Bezeich⸗ 
nung als Scheck, 

2. die Zahlungsklauſel (V.. wolle zahlen“, „zahlen Sie“); es muß die unbe⸗ 
dingte Anweiſung erteilt ſein, eine beſtimmte Geldſumme zu zahlen. Ein in den 
Scheck aufgenommener Zinsvermerk gilt als nicht geſchrieben (Art. 7). Quittungs⸗ 
ſchecks (von der .. .. Bank erhalten zu haben, beſcheinigt) oder Schecks, die auf 
eine beſtimmte Summe beſtimmter Effekten lauten, fallen nicht unter die Bes 
ſtimmungen des Scheckgeſetzes; 
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3. den Namen deſſen, der zahlen ſoll (des Bezogenen) ; 

4. den Zahlungsort, dieſe Angabe wurde im bisherigen Geſetz nicht gefordert; 
der Scheck würde auch jetzt nicht ungültig ſein, wenn ſie fortbleibt; es gilt dann, 
wie bisher, der bei dem Namen des Bezogenen angegebene Ort; 

5. Ausſtellungsort und Ausſtellungstag. Dieſe Angaben ſind nötig, um die Vor⸗ 
legungsfriſt zu berechnen. Die Ortsangabe iſt weiter weſentlich für die Beurteilung 
der Frage, ob deutſches oder ob ausländiſches Recht in Anwendung kommt. Eine 
Milderung aber bringt das neue Scheckgeſetz (Art. 2): Iſt ein Ausſtellungsort nicht 
angegeben, ſo gilt der Scheck als an dem Orte ausgeſtellt, der beim Namen des 
Ausſtellers angegeben iſt; 

6. die Unterſchrift des Ausſtellers. Eine Unter ſchrift muß es ſein, d. h. fie muß 
ſtehen, wo die Urkunde endet, auch eine Unter ſchrift, d. h. Unterſtempelung 
allein genügt nicht. 

Zu den formalen Erforderniſſen gehört nicht mehr die Guthabenklauſel. 
Das bedeutet aber nicht, daß hinfort ein verfügbares Guthaben nicht mehr vor⸗ 
handen zu ſein braucht, beſagt vielmehr nur, daß ein Scheck auch ohne ſolchen 
Vermerk („aus meinem [unferem] Guthaben“) gültig iſt. Art. 3 SchG. beſtimmt, 
daß der Scheck nur auf einen Bankier gezogen werden darf, bei dem der Aus⸗ 
ſteller ein Guthaben hat, und gemäß einer ausdrücklichen oder ſtillſchweigenden 
Vereinbarung, wonach der Ausſteller das Recht hat, über dieſes Guthaben mittels 
Schecks zu verfügen. Da die Guthabenklauſel nicht verboten iſt, werden die Banken 
ſie nach wie vor in die von ihnen ausgegebenen Scheckformulare aufnehmen. Sie 
ſoll auch weiterhin Mahnung ſein, daß ungedeckte Schecks, d. h. Schecks, die im 
Zeitpunkt der Begebung oder der Vorlegung eine Deckung nicht aufweiſen, rechts⸗ 
widrig find. Der Ausſteller des Schecks muß damit rechnen, daß die Vorlegung des 
Schecks während der Vorlegungsfriſt jederzeit erfolgen kann. 

Nicht erforderlich iſt alſo, im Gegenſatz zum Wechſel, der Name des Zahlungs⸗ 
empfängers (Remittenten) und der Zahlungszeit; erforderlich hingegen iſt die 
Zahlungsklauſel. Eine Milderung der ſtrengen Vorſchrift, daß eine Urkunde, in 
der eine der vorgeſchriebenen Angaben fehlt, nicht als Scheck gilt, bringen die 
neuen Vorſchriften hinſichtlich der Angabe des Ausſtellungsortes und des Zah: 
lungsortes (ſ. o.). Neben der Schecknummer enthalten die Schecks neuerdings 
oft auch die Kundennummer, d. h. die Nummer des Kontos des Kunden. 


Der Scheck darf, wie erwähnt, nur auf einen Bankier gezogen werden, bei dem 
der Ausſteller ein Guthaben befißt, über das er verfügen darf. Was das Scheck⸗ 
geſetz unter Bankier verſteht, jagt Art. 54 Sch.: Als Bankier im Sinne 
dieſes Geſetzes ſind anzuſehen: 

a) diejenigen Anſtalten des öffentlichen Rechts, diejenigen unter ſtaatlicher 
Aufſicht ſtehenden Anſtalten, ſowie diejenigen in das Genoſſenſchaftsregiſter ein⸗ 
getragenen Genoſſenſchaften, die ſich nach den für ihren Geſchäftsbetrieb maßgeben⸗ 
den Beſtimmungen mit der Annahme von Geld und der Leiſtung von Zahlungen 
für fremde Rechnung befaſſen, ferner die unter amtlicher Aufſicht ſtehenden Spar⸗ 
kaſſen, wenn ſie die nach Landesrecht für ſie geltenden Aufſichtsbeſtimmungen 
erfüllen; f | 

b) die in das Handelsregiſter eingetragenen Firmen, die 
gewerbsmäßig Bankiergeſchäfte betreiben. 

Die Scheckbücher verabfolgen die Banken, Bankiers und Genoſſenſchaften 
ihren Kunden zum Selbſtkoſtenpreiſe. Ein Scheckbuch enthält 25 oder 50 mit fort⸗ 
laufenden Nummern verjehene Scheckformulare. Auf dem im Scheckbuch verblei- 
benden Kontrollabſchnitt (Talon) notiert der Ausſteller den Scheckbetrag, den 
Namen des Empfängers (Remittenten) und den Ausſtellungstag. Bei einem 
etwaigen Verluſt des Schecks werden dieſe Notizen, wenn ſie der bezogenen Bank 
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rechtzeitig mitgeteilt werden, die Auszahlung des Schecks an einen Unberufenen 
verhindern: der Scheck wird geſperrt, d. h. nur der Inhaber, der ſich als recht⸗ 
mäßiger Eigentümer ausweiſen kann, erhält die Scheckſumme gezahlt. 


3. Ziehung von Schecks für Rechnung eines Dritten. 


Ein ſeit langem geübter Brauch hat nunmehr geſetzliche Regelung gefunden: 
das Ausſtellen von Schecks für Rechnung eines Dritten iſt (Art. 6) ausdrücklich 
für zuläſſig erklärt worden. Daß eine Ermächtigung des Dritten hierzu erteilt 
ſein muß, iſt, weil ſelbſtverſtändlich, im Scheckgeſetz nicht beſonders geſagt 
worden. — Ziehungen für dritte Rechnung ſind z. B. die Schecks von Bankiers 
und kleinen Banken, die einen Korreſpondenten an dem ausländiſchen Platze nicht 
beſitzen, auf größere Inſtitute im Auslande. 


| 4. Filialſchecks. 

Schecks, die auf den Ausſteller gezogen ſind (traſſiert — eigene Schecks), ſind 
nur dann zuläſſig, wenn ſie von einer Niederlaſſung (Filiale) des Ausſtellers 
auf eine andere gezogen find. Bei der großen Ausdehnung, den der Über⸗ 
weiſungs⸗(Giro⸗) Verkehr in Deutſchland erfreulicherweiſe genommen hat, iſt 
die Notwendigkeit für ſolche Filialſchecks nicht zu erkennen. 


5. Arten des Schecks. 

Man unterſcheidet: 

1. Nach der Art des Zahlungsempfängers: den Namens⸗ und den Inhaberſcheck 
(Art. 5). 

Der an eine beſtimmte Perſon (oder Firma) zahlbar geſtellte Scheck mit oder 
ohne den ausdrücklichen Vermerk „an Order“ kann durch Indoſſament übertragen 
werden, ſofern nicht der Ausſteller die Weitergabe (mit gleichen Folgen wie beim 
Wechſel) durch die Worte „nicht an Order“ oder durch einen gleichbedeutenden 
Vermerk unterſagt hat (Rektaſcheck). Die übliche Form des Namensſchecks lautet 
(unter Wegfall der Scheck⸗ und Kundennummer ſowie des Guthabenvermerks): 

Die . . . . Bank in B. wolle zahlen gegen dieſen Scheck an Herrn Karl Müller 
oder Order RM .... 


Der Inhaberſcheck iſt an den Inhaber zahlbar. Die Übertragung erfolgt durch 
Übergabe. Ein Indoſſament auf einem Inhaberſcheck macht den Indoſſanten nach 
den Vorſchriften über den Rückgriff haftbar. Jedoch wird, das betont ausdrücklich 
Art. 20, der Inhaberſcheck dadurch keineswegs in einen Orderſcheck, bei dem 
ſtrengere Legitimationsprüfung (Prüfung der Indoſſamente) vor der Zahlung 
erfolgen muß, verwandelt. Drei Formen des Inhaberſchecks ſind zu unterſcheiden: 


a) Inhaberſchecks mit der reinen Inhaberklauſel: 
Die . . . . Bank in B. wolle zahlen gegen dieſen Scheck dem Inhaber Rm. 


b) Inhaberſchecks mit der alternativen Inhaberklauſel: 
Die . . . . Bank in B. wolle zahlen gegen dieſen Scheck Herrn Karl Müller oder 
Überbringer RM.... 


c) Inhaberſchecks ohne Erwähnung des Zahlungsempfängers: 
Die . . . . Bank in B. wolle zahlen gegen dieſen Scheck aM. 


Der auf den Überbringerſchecks übliche Vermerk: „Schecks, in denen der Zuſatz ‚oder 
Überbringer durchſtrichen oder i angegeben iſt, werden nicht bezahlt“ 
findet ſeine rechtliche Grundlage nicht im Aub ae ſondern in den Beſtimmungen 
über den Scheckverkehr, die jeder Scheckkunde einer Bank bei Eröffnung eines Scheckkontos 
durch ſeine Unterſchrift anerkennen muß. Bei Überbringer ſchecks, die in der Regel 
ohne Abertragungsvermerk weitergegeben werden, wird die bezogene Bank von ihrer 
Prüfungspflicht befreit. 
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2. Nach dem Gegenſtand, den der Beauftragte zahlen (oder liefern) ſoll: den 
Geldſcheck und den Effektenſcheck. 

Der Effektenſcheck iſt in Deutſchland durch die „Bank des Berliner Kaſſen⸗ 
vereins“, in Oſterreich durch den „Wiener Giro: und Kaſſenverein“ eingeführt 
worden, kommt aber nur im Verkehr der Banken untereinander vor. Dieſe liefern, 
wenn ſie beim Kaſſenverein ein Effekten⸗Giro⸗Depot in den hierzu ausdrücklich 
zugelaſſenen Wertpapieren unterhalten, nicht die verkauften oder verpfändeten 
Effekten ſelbſt, ſondern ſtellen einen „Effektenſcheck“ aus. Dem Vorzeiger dieſes 
Schecks werden die in ihm genau bezeichneten Effekten aus dem Depot des Aus⸗ 
ſtellers ausgehändigt oder auf „Sammeldepot“ gutgeſchrieben. Durch dieſe Ver⸗ 
rechnung wird viel Mühe und Zeit gejpart!. 

3. Nach der äußeren Form: den Anweiſungsſcheck — die heute allgemein übliche 
Art des Schecks — und den Quittungsſcheck. 

4. Nach Art der Einlöſung: den Zahlungs: und den Überweiſungsſcheck. 

Die Überweiſungsaufträge, nach der Farbe des für das Formular verwendeten 
Papiers fälſchlich auch „rote Schecks“ genannt, dienen beim Giroverkehr mit 
der Reichsbank zur Übertragung auf andere Konten. Sie ſind keine Schecks. 

5. Nach der Bezeichnung der Zahlungszeit: den Scheck, der bei Vorzeigung 
(bei Sicht), und den Scheck, der eine gewiſſe Zeit nach der erſten Vorzeigung 
(z. B. „drei Tage nach Sicht“) fällig iſt. 

Nur für Anweisungs-, Geld-, Zahlungs- und Sichtschecks ( bei Sicht) gelten 
die Bestimmungen des Scheckgesetzes. 

6. Nach dem Zahlungsort: Pla tz ſchecks (Schecks, bei denen Ausſtellungs⸗ und 
Zahlungsort der gleiche iſt) und Diſt anz checks (Schecks, bei denen dies nicht 
der Fall iſt). 

7. Je nachdem die Höchſtſumme, über die der Scheck ausgeſtellt werden darf, im 
Scheckformular nicht angegeben iſt — wie es der Regelfall iſt — oder angegeben 
iſt, unterſcheidet man begrenzte (limitierte) und unbegrenzte Schecks. 

Schecks, auf denen der Betrag bereits vorgedruckt iſt oder die nur auf einen 
im Text des Formulars genannten Höchſtbetrag lauten dürfen, ſind auf engliſche, 
amerikaniſche, italieniſche (in geringem Umfange auch auf deutſche) Banken uſw. 
gezogen und werden für deren Rechnung u. a. auch in Deutſchland eingelöſt. Sie 
haben den Namen Money⸗Orders, Travelers⸗Schecks, Touriſt⸗Drafts, Zirkular⸗ 
Schecks uſw. und werden u. a. durch die American-Express- Company, die 
National-City-Bank of New York, die Banca Commerciale Italiana (Mailand) 
ausgegeben, kommen aber heute, infolge der größeren Valutaſchwankungen, nur 
inſoweit in Frage, als der Gegenwert in der fremden Valuta nicht aufgedruckt iſt, 
ſondern ſich nach dem jeweiligen Deviſenkurſe richtete. 

Da kein Scheckformular ausgehändigt wird, bevor nicht der Betrag, auf den 
der Scheck geſtellt werden darf, bei der bezogenen Bank hinterlegt iſt, beſteht 
volle Sicherheit für den Eingang der Schecks. Dieſe Schecks find daher für Ber: 
gnügungs⸗ und Geſchäftsreiſende gleichſam internationale Banknoten geworden, 
die in Geſchäften, Hotels, Reiſebüros uſw. in Zahlung genommen, ſowie von 
mehreren tauſend Banken und Agenten in der ganzen Welt eingelöſt werden. 


6. Übertragung der Schecks. 


Der Scheck kann durch Indoſſament (Giro) übertragen werden. Während beim 
Überbringerſcheck ein Indoſſament nicht erforderlich iſt, muß es beim Orderſcheck 
vorhanden fein. Bei einem Orderſcheck muß der Bezogene die Ordnungsmäßig⸗ 


1 Siehe Georg O bſt, Das Bankgeſchäft. I. Band 9. Aufl. S. 380 ff. und 592 ff. 
2 Siehe hierüber Georg Obſt, Geld-, Bank- und Börſenweſen. 29. Aufl. Stuttgart 
1935 S. 78 ff. 
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keit der Reihenfolge der Indoſſanten, nicht auch deren Unterſchrift prüfen. 
Die bezogene Bank kann, beim Orderſcheck muß fie Quittung auf dem Scheck 
verlangen. Bei Orderſchecks muß die bezogene Bank prüfen, ob der angegebene 
Nehmer auch tatſächlich der Geldempfänger iſt. Orderſchecks werden hauptſächlich 
im Verkehr mit dem Auslande oder als Poſtkartenſchecks verwendet. Der Order⸗ 
ſcheck ſoll möglichſt verhindern, daß ein Unberechtigter die Scheckſumme erhält. 
Nichtig iſt ein Teilindoſſament, nichtig ein Indoſſament des Bezogenen. Ein 
Indoſſament an den Inhaber gilt als Blankoindoſſament (Art. 15). 


7. Scheckbürgſchaft. 


Neu iſt die dem deutſchen Recht bisher unbekannte Scheckbürgſchaft. Art. 25—27 
Sch. jagen hierüber: Die Zahlung der Scheckſumme kann ganz oder teilweiſe 
durch Scheckbürgſchaft geſichert werden. Dieſe Sicherheit kann von einem Dritten, 
mit Ausnahme des Bezogenen, oder auch von einer Perſon geleiſtet werden, deren 
Unterſchrift ſich ſchon auf dem Scheck befindet. 

Die Bürgſchaftserklärung wird auf den Scheck oder auf einen Anhang geſetzt. 
Die bloße Unterſchrift auf der Vorderſeite des Schecks gilt als Bürgſchafts⸗ 
erklärung, ſoweit es ſich nicht um die Unterſchrift des Ausſtellers handelt. 

Der Scheckbürge haftet in der gleichen Weiſe wie derjenige, für den er ſich 
verbürgt hat. Hat der Scheckbürge den Scheck bezahlt, ſo erwirbt er die Rechte 
aus dem Scheck gegen denjenigen, für den er ſich verbürgt hat, und gegen alle, 
die dieſem ſcheckmäßig haften. 

Ein Bedürfnis für die Scheckbürgſchaft iſt für deutſche Verhältniſſe nicht recht 
erſichtlich; ſie iſt wohl hauptſächlich aus dem Wunſche heraus entſtanden, das 
Scheckrecht weitgehend dem Wechſelrecht anzugleichen. Die Gefahr der Scheck⸗ 
fälſchung wird durch die Scheckbürgſchaft jedenfalls vergrößert. 


8. Vorlegung, Zahlung, Teilzahlung und Verjährung. 

Der Scheck iſt bei Sicht zahlbar. Eine Vordatierung des Schecks iſt 
daher ſinnlos. Wird z. B. ein am 10. Februar mit dem Datum vom 15. Februar 
ausgeſtellter Scheck der bezogenen Bank bereits am 12. Februar vorgelegt, ſo 
wird dieſe ihn am 12. Februar einlöſen, ſofern das Konto des Ausſtellers das 
hierfür erforderliche Guthaben aufweiſt. Iſt Deckung nicht vorhanden — der 
Ausſteller rechnete vielleicht damit, daß der Scheck erſt am 15. Februar vorgelegt 
werden würde —, ſo wird die Bank den Scheck zurückgehen laſſen, und der Aus⸗ 
ſteller, der gegen die Grundſätze von Treu und Glauben verſtoßen hat, hat alle 
Folgen (Koſten und Kreditſchädigung) zu tragen. 

Der Scheck ſtrebt, im Gegenſatz zum Wechſel, nach baldiger Einlöſung. Um 
zu verhüten, daß Schecks wochen- und monatelang im Umlauf ſind, hat ſchon 
das Scheckgeſetz von 1908 Vorlegungsfriſten feſtgeſetzt. Das Scheckgeſetz von 1933 
verkürzt und vereinheitlicht dieſe Vorlegungsfriſten (Art. 29). Für Inland⸗ 
ſchecks iſt ſie von 10 auf 8 Tage herabgeſetzt worden, wobei Sſterreich dem 
Inlande gleichgeſtellt iſt. Die Vorlegungsfriſt im zwiſchenſtaatlichen 
Verkehr beträgt 20 Tage, wenn Ausſtellungs- und Zahlungsort ſich in Dem: 
ſelben Erdteil, 70 Tage, wenn ſie ſich in verſchiedenen Erdteilen befinden. Die 
Friſten laufen von dem Tage ab, den der Scheck als Ausſtellungstag angibt. Eine 
Friſtverlängerung im Falle höherer Gewalt ſieht Art. 48 vor (ſ. unten). 

Ein Widerruf des Schecks iſt erſt nach Ablauf der Vorlegungsfriſt ſtatthaft. 
Durch Abheben des Guthabens kann aber der Scheckkunde dieſe Maßnahmen 
durchkreuzen. 

Ein abhanden gekommener Scheck kann geſperrt werden, d. h. nur der Inhaber, 
der ſich als rechtmäßiger Eigentümer ausweiſt, erhält in dieſem Falle auch bei 
Inhaberſchecks den Scheckbetrag ausbezahlt. 
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Wird der Scheck nicht widerrufen, jo ſteht es dem Bezogenen frei, auch nach 
Ablauf der Vorlegungsfriſt den Scheck noch einzulöſen. — Ein Scheck wird nicht 
unwirkſam, wenn der Ausſteller ſtirbt oder handlungsunfähig wird. 

Eine Teilzahlung darf der Inhaber nicht zurückweiſen (Art. 34). Eine andere 
Frage freilich iſt, wie weit ſind die Banken verpflichtet, Teilzahlungen zu 
leiſten? Der Scheck lautet, nehmen wir an, über 400 RM. Das Guthaben 
des Kunden, von dem noch Proviſionen für Kontoführung und Porti zu kürzen 
ſind, ſoll 70 RM betragen. Der Bank muß es m. E. anheimgeſtellt werden, ob 
ſie in dieſem Falle Teilzahlung leiſtet oder ſich baldigſt mit ihrem Kunden behufs 
Auffüllung des Kontos in Verbindung ſetzt, damit ſie den Scheck in 
voller Höhe einlöſen kann. Kommen mehrfach ungedeckte Schecks vor, ſo wird ſie 
ſelbſtverſtändlich die Weiterführung eines ſolchen Kontos ablehnen und den Kun⸗ 
den erſuchen, ihr ſofort das in ſeinem Beſitz ſich befindende Scheckbuch einzuſenden. 


9. Verjährung. 


Rückgriffsanſprüche des Inhabers gegen die Indoſſanten, den Ausſteller und 
die anderen Scheck verpflichteten verjähren in 6 Monaten vom Ablauf der 
Vorlegungsfriſt. 


10. Rückgriff mangels Zahlung. 

Nachweis der rechtzeitigen Vorlegung iſt Vorausſetzung für Ausübung des 
Rückgriffs mangels Zahlung (Art. 40—48). 

Jeder, der einen Scheck ausſtellt, und jeder, der ein Indoſſament weiterbegibt, 
haftet für die Zahlung des Schecks. Alle Scheckverpflichteten haften als Geſamt⸗ 
ſchuldner dem Inhaber. Dieſer kann jeden einzelnen von ihnen oder alle Scheck⸗ 
verpflichteten zuſammen in Anſpruch nehmen, ohne an eine beſtimmte Reihen⸗ 
folge gebunden zu ſein (Art. 44). Nicht auf das der Scheckbegebung zugrunde 
liegende Rechtsverhältnis braucht zurückgegriffen zu werden, die Urkunde ſelbſt 
verleiht Rechte. 

Vorausſetzung des Rüdgriffs iſt rechtzeitige Vorlegung des Schecks und der Nach⸗ 
weis hierüber. Dieſer kann, wie beim Wechſel, durch einen vor Ablauf der Vor⸗ 
legungsfriſt (Art. 41) vorgenommenen Proteſt erfolgen. In der Regel aber ge⸗ 
ſchieht der Nachweis, um Koſten zu ſparen, durch einen entſprechenden Vermerk, 
den der Bezogene, mit Unterſchrift und Datum, auf den Scheck ſetzt, z. B.: 

Am 25. März 1935 vorgelegt und nicht bezahlt. 
Berlin, den 28. März 1935. 
Dresdner Bank 


Vielfach erfolgt der Nachweis auch durch eine ſchriftliche, datierte Erklärung 
einer Abrechnungsſtelle, die beſagt, daß der Scheck vor Ablauf der Vor⸗ 
legungsfriſt bei ihr eingeliefert und nicht eingelöſt worden iſt. 

0 Vermerke werden in der Regel auf der linken Vorderſeite des Schecks an⸗ 
gebracht. 


11. Benachrichtigungs pflicht. 

Art. 42 SchG. trifft über die Benachrichtigungspflicht des Scheckinhabers die⸗ 
ſelben Beſtimmungen wie das neue Wechſelgeſetz. Außer ſeinen unmittelbaren 
Vornamen muß der Inhaber auch den Ausſteller des Schecks von dem Unterbleiben 
der Zahlung benachrichtigen, und zwar innerhalb der vier Werktage, die auf den 
Tag der Proteſterhebung oder der Vornahme der gleichbedeutenden Feſtſtellung 
oder im Falle des Vermerks „ohne Koſten“ auf den Tag der Vorlegung folgen. 

Der Empfänger der Benachrichtigung hat ſeinen Vormännern die Namen und 
Adreſſen derjenigen mitzuteilen, die vorher Nachricht gegeben haben. Dieſe Be- 
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ſtimmung verfolgt den Zweck, den Rückgriffsſchuldner möglichſt raſch darüber zu 
unterrichten, wo ſich der Scheck befindet, und ihm die Ausübung ſeines Einlöſungs⸗ 
rechtes (Art. 47) zu ermöglichen. 

Die einfachſte Form der Benachrichtigung iſt die Rückſendung des Schecks ſelbſt; 
einer Mitteilung der Namen und der Adreſſen derjenigen, die vorher Nachricht 
gegeben haben, bedarf es in dieſem Falle nicht. 

Hinſichtlich des Zinsſatzes beim Rückgriff des Schecks ſoll es, nach dem Ein⸗ 
führungsgeſetz zum Scheckgeſetz, bei den bisher geltenden Beſtimmungen bleiben: 
1 2 vH. über den Diskontſatz der Reichsbank, mindeſtens jedoch 

v9. 


12. Höhere Gewalt. 


Den Einfluß der höheren Gewalt auf die Ausübung der Scheckrechte regelt 
Art. 48. Es werden Vorſchriften aufgeſtellt für Fälle, in denen der rechtzeitigen 
Vorlegung des Schecks oder der rechtzeitigen Erhebung des Proteſtes ein unüber⸗ 
windliches Hindernis entgegenſteht. 

Die Denkſchrift zum Scheckgeſetz ſagt (S. 119): „Das ältere deutſche Syſtem ent⸗ 
ſpricht dem Grundſatz der Wechſelſtrenge und hat die äußere Folgerichtigkeit für 
ſich; es ſchafft klare Rechtsverhältniſſe, während jede Regelung, die der höheren 
Gewalt Rechnung trägt, mehr oder minder ſchwankende Abgrenzungen nötig macht. 
Wenn die Gefahr der höheren Gewalt hierbei allein den Inhaber trifft, ſo kann 
hierfür geltend gemacht werden, daß die Gefahr des Schuldverhältniſſes in der 
Regel der Gläubiger zu tragen hat. Es hat ſich aber, wie das deutſche Geſetz von 
1914 beweiſt, die Überzeugung durchgeſetzt, daß die Gefahr der höheren Gewalt 
nicht allein dem Inhaber auferlegt werden darf, daß es vielmehr in erſter Reihe 
dem Ausſteller als dem Urheber des Schecks zukommt, die Gefahr der höheren 
Gewalt zu tragen.“ 

Art. 48 nimmt eine vermittelnde Löſung vor: Ereigniſſe höherer Gewalt ſollen, 
ſoweit es ſich nicht um Tatſachen handelt, die rein perſönlich den Scheckinhaber 
oder ſeinen Beauftragten betreffen, den Lauf der Friſten grundſätzlich verlängern. 
Der Inhaber kann jedoch Rückgriff nehmen, ohne die ſcheckmäßig vorgeſchriebene 
Handlung nachzuholen, wenn die höhere Gewalt mehr als 15 Tage dauert. 


13. Sorgfalt beim Scheckverkehr. 


Pflicht des Inhabers eines Bankkontos, der von ſeiner Bank ein Scheckbuch 
ausgehändigt erhalten hat, iſt es, das Scheckbuch ſorgfältig aufzubewahren. Nach 
dem Scheckvertrage, d. h. dem meiſt formlos abgeſchloſſenen Abkommen des Kunden 
mit ſeiner Bank, hat der Kunde alle Folgen und Nachteile, die durch abhanden 
gekommene oder geſtohlene Scheckformulare entſtehen, zu tragen, ſofern nicht die 
zur Zahlung beauftragte Bank von dem Verluſte rechtzeitig benachrichtigt wird, 
damit ſie die Zahlung an den unrechtmäßigen Inhaber verhindern kann. Trifft 
jedoch die Bank ein Mitverſchulden, indem ſie z. B. bei der Kontrolle der Unter⸗ 
ſchrift des Ausſtellers nicht ſorgfältig vorgegangen iſt, fo wird fie ſich nicht auf den 
Scheckvertrag berufen dürfen und wenigſtens einen Teil des entſtandenen Schadens 
mittragen müſſen. 

Hierbei iſt aber zu bemerken, daß eine gefälſchte Unterſchrift auf die Gültigkeit 
der übrigen Unterſchriften keinen Einfluß hat (Art. 10). 

Damit Scheckfälſchungen durch Erhöhung des Betrages oder durch andere Text⸗ 
änderungen nicht vorgenommen werden können, müſſen die in den Scheckformularen 
offengelaſſenen Stellen durch Striche ausgefüllt werden. Da das Abtrennen der 
an der rechten Seite des Schecks früher befindlichen Zahlenreihe ſich nicht immer 
bewährt hat, haben die Banken von der weiteren Durchführung dieſer Sicherheits⸗ 
maßnahme Abſtand genommen. Techniſche Hilfsmittel, die guten Scheckſchutz ge⸗ 
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währen, kommen in der Hauptſache nur den Banken bei ihren eigenen Scheck⸗ 
ausſchreibungen zugute. So wird ſich beiſpielsweiſe der Privat⸗ oder kleine 
Geſchäftsmann nicht entſchließen können, Stanz: und Prägeapparate oder eine 
moderne, bei richtiger Anwendung eine nachträgliche Scheckfälſchung ausſchließende 
Scheckſchreibemaſchine anzuſchaffen. Dieſe arbeitet ſo, daß die Zahlen und Buch⸗ 
ſtaben nicht nur mit ſäurebeſtändiger Farbe geſchrieben, ſondern durch die Eigen⸗ 
art der Maſchinenkonſtruktion und der Typen gewiſſermaßen in das Papier ein⸗ 
gepreßt werden. Erhöht wird der Scheckſchutz noch dadurch, daß man ein Kohle⸗ 
papier, mit der Farbſchicht nach oben, unter den Scheck legt, ſo daß auf deſſen 
Rückſeite eine Spiegelſchrift entſteht und die Farbe von beiden Seiten in das 
Papier eindringen kann. 

Einige Banken ſchreiben ihre Schecks im Durchſchreibeverfahren aus. Die Durch⸗ 
ſchrift geht als Benachrichtigung an die bezogene Bank, die hierdurch in der Lage 
iſt, bei Vorkommen des Schecks Urſchrift und Durchſchrift zu vergleichen und durch 
Übereinanderlegen und Gegen⸗das⸗Licht⸗ Halten die Übereinſtimmung feſtzuſtellen. 

Kommen auch für den Bankkunden ſolche koſtſpieligen Verfahren nicht in Frage, 
ſo ſollte der Kunde der Bank doch in ſeinem eigenen Intereſſe mehr Sorgfalt 
bei Ausſchreibung von Schecks anwenden. Der Betrag in Worten iſt z. B. oftmals 
ſo geſchrieben, daß es auch dem „Ungeübten“ leicht möglich wäre, die Scheckſumme 
von eintauſend auf elftauſend uſw. zu verfälſchen. 


14. Verrechnungsſchecks und gekreuzte Schecks. 


Um zu vermeiden, daß Schecks an Perſonen bezahlt werden, die auf unrecht⸗ 
mäßige Weiſe in ihren Beſitz gelangt ſind, kann man quer über die Vorderſeite 
den Vermerk ſetzen „Nur zur Verrechnung“ — Art. 39 läßt jetzt auch einen 
gleichbedeutenden Vermerk zu, wie z. B. „Nur zur Gutſchrift“ oder „Nur zur 
Überweiſung“. In dieſem Falle darf der Scheck nur mit dem Bezogenen oder 
einem ſeiner Girokunden oder einem Mitglied der am Zahlungsort beſtehenden 
Abrechnungsſtelle verrechnet, unter keinen Umſtänden aber darf der Betrag bar 
ausbezahlt werden. Ein Durchſtreichen des einmal angebrachten Verrechnungs⸗ 
vermerks iſt nicht ſtatthaft. Entſteht durch Nichtbeachtung dieſes Vermerks ein 
Schaden, ſo kann der Bezogene bis zur Höhe der Scheckſumme erſatzpflichtig gemacht 
werden. 

Nachgebildet iſt dieſer Verrechnungsvermerk dem engliſchen „crossing‘. Das 
Kreuzen erfolgt durch zwei gleichlaufende Striche auf der Vorderſeite des Schecks. 
Zwiſchen die beiden Striche ſchreibt man den Namen der Bank, an die gezahlt 
werden ſoll (specially crossed) oder nur „& Co.“ oder überhaupt nichts (generally 
crossed). Im Gegenſatz zum deutſchen Verrechnungsſcheck kann ein generally- 
crossed-Scheck nur an einen Bankier oder an einen Kunden des Bankiers, ein 
specially-crossed-Scheck nur an den bezeichneten Bankier oder, wenn dieſer ſelbſt 
der Bezogene iſt, an deſſen Kunden bezahlt werden. Entſtanden iſt dieſer Ver⸗ 
merk „& Co.“ dadurch, daß der zwiſchen die Querlinien geſetzte Name des Bankiers, 
der den Scheck beim Bezogenen einziehen ſollte, abgekürzt wurde, und da die eng⸗ 
liſchen Bankfirmen mit „& Co.“ zu enden pflegen, ſo blieb ſchließlich nur dieſes 
„& Co.“ übrig. Der gekreuzte Scheck hat in vielen Ländern Eingang gefunden. 

Die Sicherung wird bei dem gekreuzten Scheck alſo durch eine Beſchränkung des 
Kreiſes der Perſonen, an die gezahlt werden ſoll, bei dem Verrechnungsſcheck durch 
die Art der Einlöſung erreicht. Der gekreuzte Scheck darf nur an einen Bankier 
gezahlt, der Verrechnungsſcheck kann vom Bezogenen nur im Wege der Gutſchrift 
eingelöſt werden. 

Den Vertragsſtaaten wird es freigeſtellt, beide Syſteme oder nur den gekreuzten 
Scheck oder nur den Verrechnungsſcheck in ihrem Scheckgeſetz zuzulaſſen. Auf Grund 
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der Genfer Vereinbarung enthält das Scheckgeſetz noch die zuſätzliche Beltimmung, 
daß ein Bankier einen gekreuzten Scheck nur von einem ſeiner Kunden oder von 
einem anderen Bankier erwerben oder zum Einzug annehmen darf. Aus Sicher⸗ 
heitsgründen ſind dieſe Beſchränkungen erfolgt. Das deutſche Scheckgeſetz (Art. 37 
bis 39) läßt beide Syſteme nebeneinander beſtehen. Da dies verwirrend wirken 
muß, treten die Beſtimmungen über den gekreuzten Scheck erſt in einem ſpäteren 
Zeitpunkt in Kraft. Bis zu dieſem Termin werden die im Ausland ausgeſtellten 
gekreuzten Schecks in Deutſchland als Verrechnungsſchecks behandelt. Nach meinen 
Erfahrungen genügte der in Deutſchland eingebürgerte Verrechnungsſcheck den Be⸗ 
dürfniſſen des deutſchen Verkehrs vollkommen. 


15. Ausſtellung mehrerer Stücke eines Schecks. 


Ein Bedürfnis für die Zuläſſigkeit mehrerer Ausfertigungen eines Schecks beſteht 
nur für den ausländiſchen, insbeſondere den überſeeiſchen Verkehr. Die Vor⸗ 
ſchriften hierüber (Art. 49 u. 50) entſprechen in der Hauptſache den bisherigen Be⸗ 
ſtimmungen des Scheckgeſetzes. Darüber hinaus enthalten ſie eine Ergänzung wegen 
der überſeeiſchen Gebiete der Vertragsſtaaten. 

Dieſe Ausfertigungen müſſen im Texte der Urkunde mit fortlaufenden Nummern 
verſehen ſein; andernfalls gilt jede Ausfertigung als beſonderer Scheck. 

Wird eine Ausfertigung gezahlt, ſo erlöſchen die Rechte aus allen Ausferti⸗ 
gungen, auch wenn dieſe nicht den Vermerk tragen, daß durch die Zahlung auf eine 
Ausfertigung die anderen ihre Gültigkeit verlieren. 

Hat ein Indoſſant die Ausfertigungen an verſchiedene Perſonen übertragen, ſo 
haften er und ſeine Nachmänner aus allen Ausfertigungen, die ihre Unterſchrift 
tragen und nicht herausgegeben worden ſind. 


16. Annahmeverbot für Schecks. — Beſtätigte Reichsbank⸗ 

checks. 

Ein Scheck kann nicht, wie ein Wechſel, angenommen werden. Daher iſt es auch 
dem Bezogenen unterſagt, die Scheckbürgſchaft zu übernehmen. Lediglich die Deutſche 
Reichsbank iſt, auf Grund der Bundesratsverordnung vom 31. Auguſt 1916, er⸗ 
mächtigt, auf ihre (weißen) Schecks einen Beſtätigungsvermerk anzubringen, durch 
den ſie zur Einlöſung des Schecks innerhalb der achttägigen Vorlegungsfriſt ver⸗ 
pflichtet wird. 

Die Erklärung der Reichsbank, die ſie auf die Rückſeite des Schecks ſetzt, lautet: 

„Wir verpflichten uns, dieſen Scheck über... RM bis zum .ten.... 193. 
während der Geſchäftsſtunden einzulöſen. 


a ‚den....19. Reichsbank 
(Unterſchriften)“ 


Stellt der Girokonteninhaber einen diesbezüglichen Antrag bei derjenigen 
Reichsbankanſtalt, die ſein Konto führt, ſo bucht die Reichsbank die Scheckſumme 
vom Girokonto ab und wird damit zur Einlöſung verpflichtet, ſelbſt wenn der 
Ausſteller des Schecks inzwiſchen in Konkurs geht. 

Die diesbez. Beſtimmungen ſtehen, da ſie nicht das Scheckrecht im allgemeinen 
betreffen, ſondern nur eine Einrichtung der Deutſchen Reichsbank ſind, im Ein⸗ 
führungsgeſetz zum Scheckgeſetz (Art. 6 u. 7). Neu iſt die Beſtimmung — im In⸗ 
tereſſe der Förderung des bargeldloſen Zahlungsverkehrs iſt ſie zu begrüßen —, daß 
beſtätigte Reichsbankſchecks im Zwangsverſteigerungsverfahren zur Sicherheits⸗ 
leiſtung benutzt werden können. Damit den Verſteigerungsgerichten Zeit zur recht⸗ 
zeitigen Einlöſung der hinterlegten Schecks bleibt, darf die Vorlegungsfriſt nicht 
vor dem 4. Tage nach dem Verſteigerungstermin ablaufen. 
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17. Welches Recht iſt für Scheckerklärungen iminternatio⸗ 
nalen Verkehr maßgebend? 


Wenn auch die Beſtimmungen des Scheckgeſetzes ſehr weitgehend denen des 
Wechſelgeſetzes angepaßt ſind, ſo beſtimmt ſich, im Gegenſatz zu den Erklärungen 
auf dem Wechſel, die Wirkung von Erklärungen auf dem Scheck (Art. 60—66) all» 
gemein nach dem Recht des Landes, in deſſen Gebiet die Erklärung unterſchrieben 
worden iſt. Nach dem Wechſelgeſetz gilt dies nur für die Erklärungen des Aus» 
ſtellers eines gezogenen Wechſels und der Indoſſanten. 

Der Inhalt der Art. 60—66 entſpricht den Art. 2—8 des Abkommens über Be⸗ 
ſtimmungen auf dem Gebiete des internationalen Scheckprivatrechts. 

Das neue Scheckgeſetz unterſcheidet zwiſchen dem Heimatsrecht des Erklärenden, 
das für die Beurteilung der aktiven Scheckfähigkeit grundſätzlich zu gelten hat, dem 
Recht des Zahlungsortes, d. h. des Ortes, an dem der Scheck zahlbar iſt, das über 
die paſſive Scheckfähigkeit und die im Art. 65 aufgeführten Fälle entſcheidet, und 
dem Recht des Erklärungsortes, nach dem ſich grundſätzlich die Form der Scheck⸗ 
erklärungen und deren Wirkungen richten. 


18. Treu und Glauben im Scheckverkehr. 


Scheckkonten unter gleichzeitiger Aushändigung eines Scheckbuches werden in 
Deutſchland oft eröffnet, ohne daß man den Einleger kennt oder Erkundigungen 
über ihn einzieht. Die Folge iſt, daß eine kleine Einlage in betrügeriſcher Abſicht 
erfolgt. Es zahlt z. B. jemand 100 RM ein, hebt 95 RM am nächſten Tage ab 
und ſchreibt auf Grund feines jetzt noch vorhandenen Guthabens von 5 RM Schecks 
im Betrag von mehreren tauſend RM aus. Mit dieſen bezahlt er gekaufte Ware. 
Wenn die Inhaber der Schecks am nächſten Werktage von der Bank hören, daß Ein⸗ 
löſung der Schecks nicht erfolgen könne, da Deckung hierfür nicht vorhanden ſei, 
merken fie, daß fie einem Betrüger zum Opfer gefallen find, der nach raſcher Ver⸗ 
äußerung der Ware verſchwunden iſt. 

Solchen Kreditbetrug können die Banken bis zu einem gewiſſen Grade 
verhindern, wenn ſie es ſich zum Grundſatz machen, keinem Unbekannten ein 
Scheckbuch auszuhändigen, bevor ſie über ihn Auskunft eingeholt haben. Nur wenn 
fie alles tun, was in ihrer Macht liegt, das Publikum vor Betrügereien zu ſchützen, 
werden ſie gerecht ihrer großen Aufgabe: Dienſt an der Allgemeinheit. 
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Das Recht der Abzahlungsgeſchaͤfte 


I. Allgemeines 


Das Recht der Abzahlungsgeſchäfte unterliegt dem Reichsgeſetz betreffend die 
Abzahlungsgeſchäfte (AbzG.) vom 16. Mai 1894. Dieſes Geſetz verfolgt, wie ſeine 
Geſchichte und ſein Inhalt ergeben, in erſter Linie ſozialpolitiſche Zwecke. 

Bei dem Abſchluß von Abzahlungskäufen, d. h. Käufen, bei denen der Kauf⸗ 
preis in Raten zu zahlen iſt, waren vor dem Geſetz beſtimmte Parteiabreden 
Regel geworden, die der Billigkeit nicht entſprachen. Sie betrafen in der Haupt⸗ 
ſache den Fall, daß der Käufer ſeinen Verpflichtungen nicht nachkam. Dann ſollte 
dem Verkäufer das Recht zuſtehen, nicht bloß die dem Käufer übergebene Ware 
wieder an ſich zu nehmen, ſondern auch den bereits bezahlten Teil des Kauf⸗ 
preiſes zu behalten (ſog. Verwirkungsklauſel). 

Es widerſpricht jedoch dem natürlichen Gerechtigkeitsgefühl, daß bei Auflöſung 
eines mit der Verwirkungsklauſel geſchloſſenen Kaufs auf Abzahlung der eine 
Teil die Ware und die in der Hoffnung auf den Erwerb dieſer Ware geleiſteten 
Zahlungen verlieren ſoll. Dieſe Unbilligkeit war um ſo ſchwerer, als ſie gerade 
den wirtſchaftlich ſchwach daſtehenden Teil der Volksgenoſſen traf. Gerade die 
weniger bemittelten Volksgenoſſen müſſen ſich zum Kauf notwendiger Gegenſtände 
gegen Abzahlung verſtehen und können leicht ohne Schuld in Lagen kommen, in 
denen ſie ſelbſt beim beſten Willen nicht imſtande ſind, ihre Verpflichtungen zu 
erfüllen. Die offenbare Unbilligkeit der Verwirkungsklauſel zeigt das alltägliche 
Beiſpiel, daß eine arme Näherin gezwungen wurde, die auf Abzahlung gekaufte 
Nähmaſchine — vielleicht das einzige Mittel zu ihrem weiteren Fortkommen — 
herauszugeben, weil ſie zur Zahlung einer Rate an dem dazu beſtimmten Termin 
infolge von Krankheit unfähig war. Sie hatte dann das in der Hoffnung auf den 
Erwerb der Maſchine gezahlte Geld umſonſt ausgegeben. 

Der Sinn des Abz6. beſteht nun in erſter Linie darin, dieſe unbillige und ſozial 
nicht tragbare Verwirkungsklauſel auszuſchließen. Sein Inhalt bezweckt in der 
Hauptſache, zu verhindern, daß die gegenſeitigen Vertragspflichten trotz Befitz⸗ 
verluſtes durch den Käufer fortdauern!. Der Abzahlungsverkäufer ſoll nach dem 
Geſetz niemals die verkauften Sachen zurückerhalten, ohne daß die Rücknahme der 
Ware eine Auflöſung des Vertrages zur Folge hat und nachgeprüft wird, welche 
gegenſeitigen Anſprüche nach der Auflöſung zwiſchen den Parteien beſtehen. Das 
Geſetz ſchreibt insbeſondere die Höhe der Anſprüche des Verkäufers nach der Auf⸗ 
löſung des Vertrages genau vor. Hieraus ergibt ſich, daß der Sinn und Zweck des 
AbzG. in der Hauptſache darin beſtehen, daß bei Rücknahme der Sachen durch den 
Verkäufer genau feſtgeſtellt wird, ob und in welcher Höhe eine Rückzahlung eines 
Teiles der empfangenen Raten ſtattzufinden hat. So beſtimmt deshalb $ 1 AbzG. 
die gegenſeitige Rückgewährpflicht des Empfangenen bei Auflöſung des Kauf⸗ 
vertrages durch den Verkäufer, deshalb ſetzt $ 5 Abz6. die dingliche Rückforderung 
aus dem evtl. vereinbarten Eigentums vorbehalt der Auflöſung des Kaufvertrages 
gleich. 8 2 AbzG. beſtimmt dann die Anſprüche des Verkäufers nach Auflöſung des 


1 Lechner Anm. 130 zu 8 5. 
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Vertrages abſchließend:, indem er vorſchreibt, daß der Verkäufer bei Rücknahme 
der Ware nur die dort angegebenen Anſprüche dem Ratenrückzahlungsanſpruch 
des Käufers entgegenjegen kann. $ 3 AbzG. ſchreibt deshalb vor, daß die gegen⸗ 
ſeitigen Anſprüche bei Auflöſung des Vertrages Zug um Zug zu erfüllen find, und 
$ 6 endlich ſetzt die verhüllten Abzahlungsgeſchäfte (z. B. die Möbelleih⸗Verträge) 
den unverhüllten gleich. 

Von den neun Paragraphen des AbzG. beſchäftigen ſich alſo fünf mit der Ver⸗ 
wirkungsklauſel. Die übrigen vier Paragraphen enthalten bis auf 8 4, der die 
Vertragsſtrafe und die Verfallklauſel behandelt, nur nebenſächliche Vorſchriften. 
§9 betrifft nämlich jetzt nicht mehr intereſſierendes Übergangs recht, 8 7 ſtellt den 
ſeltenen Fall des Verkaufs von Lotterieloſen auf Abzahlung unter Strafe, und 
$ 8 endlich beſtimmt, daß das Geſetz auf die Abzahlungskäufe von eingetragenen 
Kaufleuten keine Anwendung findet. | 

Hieraus ergibt ſich, daß der Hauptinhalt des Geſetzes in der Verhinderung der 
Verwirkungsklauſel beſteht. 

Die Regelung der Vertragsſtrafe und der Verfallklauſel in $S 4 hat nun auch 
nur den Zweck, die zahlungsſchwachen Volksgenoſſen vor unbilligen Härten zu 
ſchützen, indem er vorſchreibt, daß eine unverhältnismäßige Vertragsſtrafe des 
Käufers durch Urteil herabgeſetzt werden kann und daß ein Verfall der Reſt⸗ 
ſchuld nur für den Fall vereinbart werden kann, daß der Käufer mit zwei auf⸗ 
einander folgenden Raten ganz oder teilweiſe im Verzuge iſt und dieſer Betrag 
10 vH. des Kaufpreiſes beträgt. 

Da hiernach faft der ganze Inhalt des AbzG. den Schutz des in der Regel ſozial 
ſchwächer daſtehenden Volksgenoſſen vor einer Ausnutzung betrifft, verfolgt es 
in erſter Linie — wie eingangs betont — ſozialpolitiſche Zweckes. Dieſe Zwecke 
haben daher allein bei der Auslegung des AbzéG. in Zweifelsfällen ausſchlag⸗ 
gebend zu ſein. Die Rechtſprechung hat daher jede Umgehung der ſozialpolitiſchen 
Vorſchriften des Geſetzes ſoweit als irgend möglich zu verhindern. Die neue Rechts⸗ 
entwicklung, die durch Verhinderung der Ausnutzung der ſozial ſchwächer daſtehen⸗ 
den Volksgenoſſen einen gerechten Ausgleich ſchaffen will, hat die Aufgabe, den 
1 N Inhalt des AbzG. weiter auszubauen und zur vollen Wirkung zu 
tingen. 

Die folgenden Ausführungen ſollen ſich neben den Fragen der etwaigen weiteren 
Ausgeſtaltung des Abzahlungsrechts mit den beiden die Praxis hauptſächlich inter⸗ 
eſſierenden Fragen der Höhe der Anſprüche des Verkäufers nach Auflöſung des 
en und der Umgehung des AbzG. durch die Zwangs vollſt reckung be⸗ 
chäftigen. 


II. Die Anſprüche des Verkäufers nach Auflöſung des Abzahlungsvertrages 


Die ſchwierigſte und einſchneidendſte Frage des Abzahlungsrechts betrifft die 
Regelung des Ausgleichs der beiderſeitigen Anſprüche der Parteien nach Auflöſung 
des Abzahlungs vertrages. Der in den Beſtimmungen des 8 2 AbzG. klar zum 
Ausdruck kommende Wille des Geſetzes, der allein der Gerechtigkeit entſpricht, 
geht dahin, daß keine der beiden Parteien aus der Auflöſung des Vertrages einen 
Nutzen auf Koſten der anderen Partei haben ſoll. Es ſoll nach Möglichkeit der Zu⸗ 
ſtand wiederhergeſtellt werden, der vor Abſchluß des Vertrages beſtanden hat. Der 
Käufer ſoll nach SS 1, 2 AbzG. einerfeits die gezahlten Raten zurückerhalten, 
andererſeits aber dem Verkäufer die Ware zurückgeben und die infolge des Ver⸗ 
trages gemachten Aufwendungen, den Gebrauch der Ware, deren Wertminderung 


N. 138, 32. 
Vgl. RG2. 138, 32. 
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und etwaige Beſchädigungen bezahlen. Der Verkäufer dagegen ſoll die gezahlten 
Raten zurückzahlen, andererſeits aber die Ware zurückerhalten und die infolge 
des Vertrages gemachten Aufwendungen erſetzt bekommen und für den Gebrauch 
der Ware, deren Wertminderung und etwaige Beſchädigungen entſchädigt werden. 

1. Neben der Unterſuchung des Aufwendungserſatzes, die weiter unten vor⸗ 
genommen wird, beſteht daher zur Herbeiführung des gerechten Ausgleichs der 
beiderſeitigen Anſprüche der Parteien vor allem die ſchwierige Frage, wie hoch 
die Anſprüche des Verkäufers für die Gebrauchsüberlaſſung und die Wertminde⸗ 
rung im Einzelfall zu veranſchlagen ſind. 

Soweit für die Ware ein Mietpreis üblich iſt, iſt dieſer als Grundlage für die 
Berechnung der Anſprüche des Verkäufers zugrunde zu legen, da in der Regel in 
dem Mietszins die Gebrauchsvergütung und die Wertverminderung enthalten zu 
ſein pflegt. Jedoch find bei Beantwortung der Frage, ob ein Mietszins üblich iſt, 
ſorgfältige Erwägungen anzuſtellen. Mit Recht hat z. B. die Rechtſprechung“ die 
Annahme eines Mietszinſes bei dem Abzahlungskauf fabrikneuer' Laſtkraftwagen 
abgelehnt. 

Iſt für eine Ware ein Mietszins nicht üblich, ſo iſt die Höhe der Anſprüche des 
Verkäufers unter Würdigung aller Umſtände nach freier Überzeugung des 
Gerichts zu beſtimmen (S 287 ZPO). Bei dieſer Beſtimmung der Anſprüche hat 
der Kaufpreis auszuſcheiden. Die früher übliche Berechnung der Anſprüche des 
Verkäufers als Prozentzahl des Kaufpreijes® hat nach der geläuterten Recht⸗ 
ſprechung“ nicht mehr ſtattzufinden. Dieſe Anſicht erſcheint richtig, da in dem 
Kaufpreis der Gewinn des Verkäufers enthalten iſt, er alſo bei Berechnung 
feiner Anſprüche auf Grund des Kaufpreiſes einen Teil feines Gewinnes erhält. 
Man hat daher bei Fehlen eines üblichen Mietszinſes bei der Berechnung der An⸗ 
ſprüche des Verkäufers von dem gemeinen Wert der Sache, d. h. ihrem allgemeinen 
Verkehrswert, auszugehen. 

Die Berechnung der Höhe der Anſprüche des Verkäufers darf niemals zu einer 
Überſchreitung des Kaufpreiſes führen“. Eine gegenteilige Anſicht würde zu einem 
Gewinn des Verkäufers aus der Auflöſung des Vertrages auf Koſten des Käufers 
führen und damit dem dargelegten Sinn und Zweck des $ 2 AbzG. widerſprechen. 
Wenn $ 2 Abz6. dies auch nicht ausdrücklich vorſchreibt, jo muß die Rechtſprechung 
dies doch aus dem Sinn des Geſetzes folgern. Eine Rechtſprechung, die aus dem 
lückenhaften Wortlaut des Geſetzes eine gegen ſeinen Sinn verſtoßende Anſicht 
zieht, wäre eine Buchſtabenjurisprudenz und würde der neuen Rechtsentwicklung 
widerſprechen. 

Man könnte der Anſicht entgegenhalten, daß es bei ihr möglich ſei, daß der 
Käufer dann einen Gewinn davontrüge, was auch dem $ 2 Abzé. widerſpräche, 
da dieſe Vorſchrift nach den obigen Ausführungen einen gerechten Ausgleich 
zwiſchen beiden Parteien ſchaffen will. Man könnte ausführen, daß es bei länge⸗ 
rem Beſitz der Ware durch den Käufer möglich ſei, daß er durch deren dauernden 
Gebrauch einen Gewinn erzielt, der den Kaufpreis überſchreiten kann. Dem iſt 
aber entgegenzuhalten, daß dieſem Gewinn des Käufers kein Verluſt des Ver⸗ 
käufers gegenüberſteht, mit dem dieſer entweder nicht von vornherein gerechnet 
hat, oder den er nicht hätte verhindern können. Beſitzt der Käufer die Ware 
nämlich nur für die Zeit des Laufes des Abzahlungsvertrages, ſo iſt von vorn⸗ 


Vgl. IW. 34, 2716. 

5 Für gebrauchte Laſtkraftwagen vgl. aber JW. 34, 307. 

s Vgl. z. B. Mitt. der Induſtr.-⸗ u. Handelsk. Berlin 32, 187. 
1 RGJ3. 138, 32. 

s Vgl. im übrigen zu der Frage Criſolli in IR. 32, 134 ff. 
a. A. OLG. Nürnberg in JW. 34, 2716. 
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herein klar, daß der Verkäufer, wenn er nach Rücknahme der Ware auf Grund 
ſeiner Anſprüche den vollen Kaufpreis abzüglich des Wertes der zurückgegebenen 
Sachen erhält, keinen Verluſt erleidet, mit dem er nicht von vornherein gerechnet 
hat, denn er hätte bei gleicher Zeit des Beſitzverluſtes, mit dem er ja rechnen 
mußte, bei voller Erfüllung des Kaufvertrages nicht mehr als den Kaufpreis er⸗ 
halten. Beſitzt der Käufer die Ware dagegen über die Dauer des Abzahlungs⸗ 
vertrages hinaus, ſo hat ſich der Verkäufer den ihm etwa durch die längere 
Dauer des Befitzverluſtes entſtehenden Verluſt ſelbſt zuzuſchreiben, weil er ja die 
Ware wegen Nichterfüllung zurückfordern und damit ſeinen Verluſt verhindern 
konnte. Der Verkäufer hat nämlich im Gegenſatz zum Käufer ein Rücktrittsrecht, 
während dem Käufer ein ſolches nicht zuſteht. 

Da hiernach einem evtl. Gewinn des Käufers niemals ein Verluſt des Ber: 
käufers gegenüberſteht, den dieſer nicht entweder von vornherein mitberechnet 
hat oder den er hätte verhindern können, verlangt der vom $ 2 Ab36. geforderte 
Ausgleich der Intereſſen beider Parteien niemals eine Überſchreitung des Kauf⸗ 
preiſes. 

Ein Beilpiel!! mag die Richtigkeit der vorſtehenden Ausführungen ergeben: 
Es werden zwei Laſtkraftwagen für 20 250.— RM. mit 27 Monatsraten von je 
750.— RM. verkauft. Bei ihrer Rücknahme beträgt ihr Wert 8250.— RM. Nach 
dem Sachverſtändigen⸗ Gutachten beträgt der Wert der Gebrauchsüberlaſſung 
500.— RM. pro Monat. Wenn der Verkäufer nun die Kraftwagen nach 20 Mo⸗ 
naten zurückfordert, jo hat der Käufer 10 000.— RM. für die Gebrauchsüber⸗ 
laſſung (20 Monate a 500.— RM.) plus 12 000.— RM. für die Wertminderung 
(20 250 — 8250) = 22 000.— RM. zu leiſten, wogegen ihm ſeine gezahlten Raten 
und der Wert der zurückgegebenen Wagen in Höhe von 8250.— RM. abzuziehen 
find. Hat er 10 000.— RM. in Raten gezahlt, jo muß er noch 3750.— RM. Hinzu: 
zahlen und hat den Wagen trotzdem verloren. Der Verkäufer dagegen erhält 
die Wagen im Werte von 8250.— RM., behält ferner die gezahlten Raten von 
10 000.— RM. und bekommt noch 3750.— RM. von dem Käufer. Der Verkäufer 
bekommt alſo im ganzen 22 000.— RM., trotzdem er die Wagen nicht einmal für 
die Dauer der Vertragszeit dem Käufer überlaſſen hatte. Dies erſcheint unbillig. 
Wenn der Käufer ſeine Raten voll bezahlt hätte, ſo hätte der Verkäufer im 
günſtigſten Falle nur 20 000.— RM. erhalten. 

Die gegenteilige Anfiht würde einer kraſſen Ausnutzung des Käufers Tür und 
Tor öffnen. Dies mag folgendes Beiſpiel ergeben: Der Käufer der Laſtkraft⸗ 
wagen in unſerem Beiſpiel hat ein dem Verkäufer bekanntes feſtes Einkommen 
von 300.— RM. monatlich. Er hat bei dem Ankauf der Laſtkraftwagen mit 
dauernden Fuhren für einen größeren Bau gerechnet, die ihm monatlich 800. — RM. 
eingebracht hätten, ſo daß er die Monatsraten von 750.— RM. ohne weiteres 
einhalten zu können glaubte. Der Bau wird nun nicht vorgenommen; er kann 
deshalb nur 100.— RM. abzahlen. Die Wagen dagegen kann er nicht zurückgeben, 
da er kein Rücktrittsrecht hat. Der Verkäufer fordert die Wagen erſt nach vier 
Jahren zurück. Jetzt hat der Käufer 24 000. — RM. (48 Monate aA 500.— RM.) 
für die Gebrauchsüberlaſſung, ſowie 12 000. — RM. für die Wertminderung — 
36 000.— RM. zu zahlen, wogegen ihm 4800.— RM. (48 Raten à 100.— RM.) für 
gezahlte Raten und der Wert der Wagen mit 8250.— RM. anzurechnen ſind, ſo 
daß er nach Rückgabe der Wagen noch 22 950.— RM. zu zahlen hat. Er muß 
alſo, trotzdem er die Wagen und die Raten nicht bekommt, noch mehr als den 
Kaufpreis bezahlen! Der Verkäufer macht aus ſeiner Gemeinheit, daß er die 
Wagen nicht früher zurückgerufen hat, folgendes Geſchäft: Er hat einerſeits den 


0 Dies Beiſpiel iſt nicht aus der Luft gegriffen, ſondern entſpricht ungefähr dem in 
JW. 34, 2716 entſchiedenen Fall. 
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Anſpruch auf 30 000.— RM. für die Gebrauchsüberlaſſung und 12 000.— RM. für 
die Wertminderung, er muß ſich andererſeits aber die gezahlten Raten von 
4800.— RM. und den Wert der zurückerhaltenen Laſtkraftwagen von 8250.— RM. 
anrechnen laſſen, ſo daß er trotz Rücklieferung der Wagen und Einbehaltung 
der Raten noch 22 950.— RM. zu fordern hat. Er kann alſo allein für die Zinſen 
dieſer Forderung das ganze Einkommen des Käufers, ſoweit es pfändbar iſt, 
pfänden und daneben auch die Laſtkraftwagen anderweitig für vielleicht noch 
10 000.— RM. verkaufen. Dies Beiſpiel dürfte die Richtigkeit der vorgetragenen 
Anſicht, daß eine Überſchreitung des Kaufpreiſes dem vom Geſetz geforderten Aus⸗ 
gleich der Intereſſen der beiden Parteien nicht entſprechen kann, klar beweiſen. 

Bei der Berechnung der Anſprüche des Verkäufers aus Wertminderung iſt noch 
zu beachten, daß bei dieſen Wertminderungen diejenigen auszuſcheiden haben, die 
auf Preisſtürzen, Konjunkturſchwankungen beruhen. 

Die vorſtehenden Ausführungen zeigen zur Genüge, daß die Berechnung der 
Anſprüche des Verkäufers aus Gebrauchsüberlaſſung und Wertminderung äußerſt 
ſchwierig iſt. Es iſt daher zur Verwirklichung der von der neuen Rechtsentwicke⸗ 
lung geforderten Klarheit der Rechtsbeziehungen der Volksgenoſſen zu verlangen, 
daß eine Reichsſtelle allgemeine Grundſätze für die Berechnung der Sätze für die 
landläufigen Abzahlungswaren für das geſamte Reich aufſtellt. Dieſe Auf⸗ 
ſtellung erſcheint nicht zu ſchwierig, da ſich einzelne Induſtrie⸗ und Handels⸗ 
kammern! bereits darum bemüht haben, derartige Grundſätze aufzuſtellen und 
damit Unterlagen geſchaffen haben. Dieſe Aufſtellung braucht auch nicht ſehr 
umfangreich zu ſein, da der Kreis der landläufigen Abzahlungswaren nicht ſehr 
umfangreich iſt. In der Regel handelt es ſich nur um Möbel, Kraftwagen, Radio⸗ 
Apparate, Nähmaſchinen, Regiſtrierkaſſen, Schnell⸗Waagen, Pianos, Fahrräder, 
Kleidung, Wäſche und Schreibmaſchinen. Dieſe Aufſtellung iſt aber dringendſt 
erforderlich, damit in den unklaren Verhältniſſen des Abzahlungsrechts, das doch 
eine ſehr große Zahl der Volksgenoſſen betrifft, endlich Klarheit geſchaffen wird. 
Wird eine derartige Aufſtellung für das ganze Reich vorgenommen, ſo weiß jeder 
Volksgenoſſe über ſeine Anſprüche, die jetzt völlig ungeklärt ſind, Beſcheid, falls 
dieſe Aufſtellung in den weiter unten geforderten Reichs⸗Einheits⸗Abzahlungs⸗ 
vertrag aufgenommen werden. Damit wird der von der neuen Rechtsentwicklung 
geforderte Rechtsfrieden auf dem Gebiete des Abzahlungsrechts außerordentlich 
gefördert, was gerade auf dem Gebiete des Abzahlungsrechts beſonders begrü⸗ 
Benswert erſcheint. 

2. Bei den Anſprüchen des Verkäufers auf Aufwendungserſatz iſt zu beachten, 
daß er nach §S 2 AbzG. nur diejenigen Aufwendungen erſetzt verlangen kann, die 
er infolge des Vertrages aufgewendet hat. Der Verkäufer muß alſo zu den Auf⸗ 
wendungen mit Rückſicht gerade auf den abgeſchloſſenen Vertrag veranlaßt ſein. 
Es ſcheiden daher alle diejenigen Ausgaben aus, die in keinem urſächlichen Zu⸗ 
ſammenhange mit dem Abſchluß gerade dieſes Vertrages und den dem Verkäufer 
daraus erwachſenen Verpflichtungen entſtehen. Der Käufer hat alſo mit anderen 
Worten alle die Aufwendungen zu erſetzen, die ohne den Abſchluß des Vertrages 
nicht entſtanden wären, von denen der Verkäufer zurückgetreten iſt. 

Daher kann der Verkäufer nicht einen Anteil an allgemeinen Produktions⸗ 
koſten (Koſten für Beſchaffung, Herſtellung und Aufbeſſerung der Ware) und an 
allgemeinen Geſchäftsunkoſten (Reklamekoſten, Ladenmiete, Steuern mit Aus⸗ 
nahme der Umſatzſteuer, Gehältern uſw.) erſetzt verlangen. Wohl aber kann er 
die Koſten für die im Einzelfalle verwendeten Stempel, Zölle, Porti uſw. fordern. 
Bei den Transportkoſten iſt je nachdem zu entſcheiden, ob es ſich um Koſten 


11 Vgl. ebenſo JW. 34, 307; Criſolli Anm. 51 zu § 2; a. A. Hausmann, Anm. 5 D zu S 2. 


12 Vgl. Induſtrie- u. Handelskammer Berlin in JW. 34, 1089. 
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handelt, die nur durch gerade den Transport der in Frage ſtehenden Abzahlungs⸗ 
ſachen entſtanden find. Hat der Verkäufer z. B. eine dauernd zum Transport bes 
ſtimmte Einrichtung, einen Laſtkraftwagen, ſo kann er einen Anteil an den durch 
dieſes allgemeine Transportmittel entſtehenden Koſten nicht erſetzt verlangen! . 


III. Die Umgehung des AbzG. durch die Zwangsvollſtreckung 


Nachdem durch 8 6 AbzG. die verhüllten Abzahlungsgeſchäfte den unverhüllten 
gleichgeſtellt find, und die Rechtſprechung die ſog. Abzahlungs⸗Finanzierungs⸗ 
geihäfte mit Recht als verhülltes Abzahlungsgeſchäft erkannt hat“, werden die 
Vorſchriften des AbzG. in der Praxis faſt nur durch die Zwangs vollſtreckung 
umgangen. 

Die Abzahlungsverkäufer verſuchen nämlich, das Abzé. dadurch zu umgehen, 
daß fte, falls es ſich um pfändbare Gegenſtände handelt, nicht mehr auf Heraus⸗ 
gabe klagen, ſondern nur die Kaufpreisklage erheben, um dann die Abzahlungs⸗ 
ſachen ſelbſt zu einem möglichſt geringen Preiſe zu erſteigern oder ſich im Wege 
des $ 825 ZPO. übereignen zu laſſen. 

Die Umgehung des A636. durch die Selbſterſteigerung oder die Übereignung 
nach $ 825 ZPO. beſteht darin, daß der Abzahlungsverkäufer auf dieſem Wege 
die verkauften Abzahlungsſachen zurückerhält, ohne daß feſtgeſtellt wird, ob er 
von den gezahlten Raten etwas zurückzahlen muß, und ohne daß nachgerechnet 
wird, wieviel er ſich für die zurückerhaltenen Sachen auf ſeine Forderung an⸗ 
rechnen laſſen muß. Dieſe Umgehung verſtößt alſo gegen den in den obigen Aus⸗ 
führungen zu I dargeſtellten Sinn und geſamten Zweck des AbzöG. 

Es iſt daher die Aufgabe der Rechtslehre und Rechtſprechung, zu unterſuchen, 
ob das geltende Recht nicht bei richtiger Auslegung bereits die Möglichkeit gibt, 
dieſe Umgehung des AbzG. zu verhindern. Dies iſt zu bejahen. 

Der Verkäufer, der ſich den Rücktritt für den Fall der nicht pünktlichen 
Zahlung vorbehalten hat, und der dann die Sachen ſelbſt erſteigert oder den 
Antrag auf ihre Übereignung nach 8 825 ZP. ſtellt, iſt, wie der Verfaſſer in 
IW. 34, 1817 ff. eingehender begründet hat, jo zu behandeln, als ob er den Rück⸗ 
tritt erklärt hätte. Es würde nämlich „der von der neuen Rechtsentwicklung ge⸗ 
forderten Klarheit der Rechtslage und der von ihr geforderten Auslegung des 
Geſetzes nach ihrem Sinn widerſprechen, wollte man in einem Verkäufer, der ſich 
für den Fall der nicht pünktlichen Zahlung ein Rücktrittsrecht vorbehalten hat und 
der die gepfändeten Sachen erſteigert oder ſich übereignen laſſen will, noch einen 
Willen auf Vertragserfüllung annehmen und trotz der Darlegung über den Sinn 
des AbzG. eine Fortdauer des Vertrages noch als vorliegend anſehen“. 

Hat der Verkäufer ſich aber den Rücktritt nicht vorbehalten, ſo iſt hierin, wie 
der Verfaſſer ebenfalls a. a. O. näher ausgeführt hat, regelmäßig ein zu 
Schadenserſatz verpflichtender Verſtoß gegen $ 826 BGB. anzunehmen. „Die von 
der neuen Rechtsentwicklung geforderte Auslegung des $ 826 BGB. verlangt, daß 
eine Handlung, die eine Umgehung eines auf ſozialpolitiſchen Erwägungen be⸗ 
ruhenden Geſetzes darſtellt, als wider die guten Sitten verſtoßend angeſehen 
werden muß. Es widerſpricht dem Anſtandsgefühl aller billig Denkenden, daß 
man durch die Selbſterſteigerung oder Antragſtellung gemäß $ 825 ZPO. eine 
ſcheinbare Lücke des AbzG., das den in der Regel wirtſchaftlich ſchwächeren Ab⸗ 
zahlungskäufer in der vom Geſetz verlangten Weiſe ſchützen will, dazu benutzt, um 
dem Abzahlungskäufer die Verfolgung ſeiner Ratenrückzahlungsanſprüche zu 


u Pgl. im übrigen Criſolli Anm. 7 . zu § 2. 
0 aft E. gl. jr 5 RG. 128, 25 Rühl: „Eigentumsvorbehalt und Abzahlungs⸗ 
ge d 46 
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nehmen. Eine derartige Handlungsweiſe entſpricht nicht der von der neuen 
Rechtsentwicklung in beſonderem Maße verlangten Anſtändigkeit des Verkehrs.“ 


IV. Die weitere Ausgeſtaltung des Abzahlungsrechts 


Die folgenden Ausführungen ſollen ſich mit den Fragen der weiteren Aus⸗ 
geſtaltung des Abzahlungsrechts auf Grund der Rechtsanſchauung der neuen 
Rechtsentwicklung beſchäftigen. 

Die weitere Ausgeſtaltung des Abzahlungsrechts kann auf dem Wege der 
Gejeßesänderung oder der Einführung eines Reichs⸗Einheits⸗Abzahlungsver⸗ 
trages vor ſich gehen. 

1. Die Frage, ob das Abzahlungsrecht ſpeziell einer Geſetzes reform bedarf, 
dürfte nur in ſechs weiter unten dargeſtellten Einzelregelungen zu bejahen ſein. 
Die allgemeinen Grundlinien des AbzG. dürften — wie unter I dargeſtellt — 
mit ihrem Anſtreben eines gerechten Ausgleichs zwiſchen den Intereſſen der beiden 
Parteien und ihrem ſozialpolitiſchen Zweck dem neuen Recht auf Grund der An⸗ 
ſchauungen des Nationalſozialismus entſprechen. 

Abzulehnen dürfte zunächſt eine — bisher nicht veröffentlichte — Anſicht ſein, 
die dahin geht, die Gültigkeit der Abzahlungsverträge von der Genehmigung 
einer dritten Stelle, z. B. des Ortsgruppenleiters der NSDAP., abhängig zu 
machen. Eine derartige Regelung dürfte eine große Rechtsunſicherheit hervor⸗ 
rufen und die Abzahlungskäufer zu einem nicht gut zu heißenden Leichtſinn im 
Abſchluß von Abzahlungsverträgen verführen. 


Zu erwägen wäre, ob nicht geſetzlich die Möglichkeit der Herabſetzung der ver⸗ 
einbarten Raten durch den Richter bei unverſchuldeter Unmöglichkeit der Ein⸗ 
haltung der Raten zu ſchaffen ſei. Jedoch geht dieſe Erwägung über den Rahmen 
der vorſtehenden Ausführungen hinaus, da es ſich um eine Frage des allgemeinen 
Bürgerlichen Rechts handeln dürfte. Denn die für eine derartige Regelung 
ſprechenden Gründe laſſen überhaupt eine Regelung dahin, daß der Richter bei 
unverſchuldeter Unmöglichkeit der Einhaltung einer Verpflichtung deren raten⸗ 
weiſe Abtragung beſtimmen kann, nicht unberechtigt erſcheinen. 

Ebenſo geht die Erwägung, ob im Abzahlungsrecht die Vereinbarung des 
Gerichtsſtandes gerichtlich verboten werden ſoll, über den Rahmen des ſpeziellen 
Abzahlungsrechts und damit der vorliegenden Ausführungen hinaus, da es ſich 
auch hier wieder um die allgemeine Frage der Zuſtändigkeit überhaupt handelt. 
Eine beſondere Regelung der Zuſtändigkeit im Gebiete des Abzahlungsrechts er⸗ 
ſcheint durch die weiter unten vorgeſchlagene (vgl. unten zu c) Anderung des 
AbzG. überflüſſig. 

Das ſpezielle Abzahlungsrecht erſcheint nur in ſechsfacher Hinſicht durch eine 
Geſetzesänderung bzw. eine Geſetzesergänzung reformbedürftig. Bei dieſen ſechs 
Tatbeſtänden handelt es ſich in fünf Fällen um ſolche, bei denen bereits die 
heutige Geſetzeslage eine der neuen Rechtsanſchauung entſprechende Löſung gibt, 
bei denen die Geſetzesreform nur eine Klärung der Rechtslage herbeiführen ſoll. 
Nur in einem Fall iſt die Geſetzesreform zur Schaffung neuen Rechts erforderlich. 
Die Begründung der einzelnen Vorſchläge der Geſetzesänderungen kann hier in⸗ 
1 9 des knapp zur Verfügung ſtehenden Raumes nur in nicht erſchöpfender Weiſe 
erfolgen. 

a) Zunächſt erſcheint es erwünſcht, daß die Streitfrage, ob bei der Berechnung 
der Anſprüche des Verkäufers nach §S 2 AbzG. vom Kaufpreis oder vom Verkehrs⸗ 
wert auszugehen iſt, geſetzlich klargeſtellt wird. Wenn hier auch die geläuterte 
Rechtſprechung bereits nach den obigen Ausführungen zu II in ſinngemäßer Aus— 
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legung des Geſetzes der neuen Rechtsanſchauung Rechnung trägt, erſcheint eine 
geſetzliche Klarſtellung notwendig, um jeden Zweifel zu beheben. 

b) Ferner erſcheint es notwendig, geſetzlich klarzuſtellen, daß die Anſprüche des 
Verkäufers nach 8 2 AbzG. niemals zu einer Überſchreitung des Kaufpreiſes 
führen können. Wenn auch hier nach den obigen Ausführungen zu II die bisherige 
Geſetzeslage bei ſinngemäßer Auslegung bereits eine den Anſchauungen der neuen 
Rechtsentwicklung entſprechende Entſcheidung rechtfertigt, jo erſcheint doch auch 
hier eine endgültig klarſtellende Geſetzesänderung begrüßenswert. 

c) Weiter erſcheint es erforderlich, geſetzlich feſtzuſtellen, daß die Vorſchrift des 
§ 3 AbzG., nach der die gegenſeitigen Anſprüche nach § 1, 2 AbzõG. (Rückgabe der 
Ware und Rückzahlung der Raten unter Aufrechnung der Anſprüche des Ver⸗ 
käufers aus Gebrauchsüberlaſſung und Wertminderung), Zug um Zug erfüllbar 
find, von Amts wegen zu beachten iſt. Auch hier hat das Schrifttum! bereits 
aus dem Sinn der Vorſchrift des 8 3 AbzG. in überwiegender Mehrheit die 
gleiche Anſicht gerechtfertigt. Um aber die gegenteilige Anſicht als völlig unbe⸗ 
gründet erſcheinen zu laſſen, iſt auch hier eine geſetzliche Klarſtellung erwünſcht. 

Die hier geforderte Geſetzesreform erſcheint gerade mit Rückſicht auf die Er⸗ 
forderniſſe der neuen Rechtsentwicklung notwendig. Durch die vorgeſchlagene 
Geſetzesänderung wird nämlich verhindert, daß ein rechtsunkundiger oder bei 
Gericht nicht vertretener Abzahlungskäufer feines ihm evtl. zuſtehenden Raten⸗ 
rückzahlungsanſpruchs verluſtig geht. Durch den Vorſchlag wird auch eine be⸗ 
ſondere Regelung der örtlichen Zuſtändigkeit in dem Abzahlungsrecht nicht mehr 
erforderlich ſein, da durch die vorgeſchlagene Beachtung von Amts wegen die 
Vorſchriften des AbzG. auch im Verſäumnisverfahren anzuwenden find. 

d) Weiter erſcheint es erwünſcht, geſetzlich auszuſprechen, daß eine Verbindung 
der Kaufpreisklage mit der Herausgabeklage unzuläſſig iſt. Wenn auch hier nur 
als zukünftige geſetzliche Regelung vorgeſchlagen wird, was bereits nach herr⸗ 
ſchender Anficht!® geltendes Recht iſt, jo iſt trotzdem auch hier eine geſetzliche Klar⸗ 
ſtellung dringendſt notwendig, weil ſonſt immer wieder dagegen verſtoßen wird. 

Nach dem AbzG. hat der Verkäufer entweder einen Anſpruch auf Kaufpreis⸗ 
zahlung oder nach erfolgtem Rücktritt einen Anſpruch auf Herausgabe der Ab⸗ 
zahlungsware; er hat alſo keinen alternativen Anſpruch. Deshalb kann er auch 
niemals eine Alternativ⸗Klage in ſchlüſſiger Weiſe erheben. Ein einem doppel⸗ 
ten Klagebegehren entſprechendes Urteil oder ein entſprechender gerichtlicher Ver⸗ 
gleich widerſprechen dem Sinn und Zweck des AbzG., da dann nicht in dem Titel 
feſtgeſtellt werden kann, ob und wieviel der Verkäufer bei der Herausgabe 
zurückzuzahlen hat. 

e) Weiter erſcheint es begrüßenswert, wenn die Umgehung des AbzG. durch die 
Zwangsvollſtreckung durch einen Zuſatz zum 8 5 Abzé. in klarer Weile verhindert 
wird. Wenn auch an dieſer Stelle wiederum als Geſetzesreform nur etwas vor⸗ 
geſchlagen wird, was nach den Ausführungen des Verfaſſers in JW. 34, 1817 
bereits im geltenden Recht enthalten iſt, ſo iſt trotzdem auch hier die geſetzliche 
Klarſtellung zu fordern, um die Umgehungsverſuche im Keime zu erſticken. 

) Schließlich iſt es dringend erforderlich, daß in Zukunft das Abzahlungs⸗ 
geſchäft im Umherziehen (als Wandergewerbe) und im ambulanten Gewerbe mit 
der Folge der Nichtigkeit der abgeſchloſſenen Verträge verboten wird. 

Nach dem augenblicklichen Rechtszuſtande find Abzahlungsgeſchäfte im Wander: 


15 So Hörle Gruchot 55, 220, Criſolli Anm. 2 zu §S 3 und 35 R. 95, 273; Berliner Pro: 
zeßrichtervereinigung in JW. 1929, 3142, Hans RGZ. 30, 623; a. A. Aubele Anm. 2 zu 
§ 3; Schmidt S. 34, Lechner S. 21; Vollrath S. 64. 

8 oe weiteren Nachweis des Schrifttums unter Rechtſprechung vgl. Erijolli Anm. 7 ff. 
zu 8 3. 
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gewerbe verboten und ſtrafbar (58 56a, 148 RGO.). Die unter Verſtoß gegen 
dieſe Geſetzesvorſchrift abgeſchloſſenen Geſchäfte werden nach der einhelligen 
Anſicht des Schrifttums! aber als gültig angeſehen. Im ambulanten Gewerbe 
unterliegen die Abzahlungsgeſchäfte nach der augenblicklichen Rechtslage über⸗ 
haupt keinen Beſchränkungen. 

Dieſer Rechtszuſtand erſcheint durchaus unbefriedigend und reformbedürftig. 
Nach dem jetzigen Rechtszuſtand iſt es nämlich möglich, daß die geſchäfts⸗ 
ungewandten und weniger Überblick beſitzenden Volksgenoſſen von gewiſſenloſen 
und redegewandten Reiſenden und Kaufleuten aufgeſucht und ihre Geſchäfts⸗ 
ungewandtheit unter Hinweis auf die „bequemen Teilzahlungen“ in einer kaum 
glaublichen Weiſe ausgenutzt wird. Durch dieſen Zuſtand wird es ermöglicht, daß 
die leichtgläubigen Volksgenoſſen, namentlich Frauen, zu den unüberlegteſten Ge⸗ 
ſchäften überredet werden, die ſie nachher bei ruhiger Beſinnung — oft ſchon bald 
nach Entfernung des redegewandten Geſchäftsmanns — bitter bereuen. Hier 
muß die Rechtserneuerung einen Wandel ſchaffen, da dieſe Ausbeutung der un: 
gewandten Volksgenoſſen nicht den Anſchauungen des Nationalſozialismus 
entſpricht. 

Es werden daher folgende Geſetzesänderungen vorgeſchlagen: 

1. (Vgl. oben zu a und b): 

§ 2 A636. erhält in Abſ. II folgenden Zuſatz: 

„Die Feſtſetzung darf in keinem Fall zu einer Überſchreitung des Kauf⸗ 
preiſes führen. Bei der Feſtſetzung iſt vom Verkehrswert der Ware aus⸗ 
zugehen.“ 

2. (Vgl. oben zu c und d): 

§ 3 Ab3®. erhält folgenden zweiten Abſatz: 

„Die Beſtimmung des $ 3 iſt von Amts wegen zu beachten. Eine Ber: 
bindung der Kaufpreisklage mit der Klage auf Herausgabe oder um⸗ 
gekehrt iſt unzuläſſig.“ 

3. (Vgl. oben zu e): 

§ 5 A636. erhält folgenden zweiten Abſatz: 

„Das gleiche gilt, wenn der Verkäufer die verkaufte Sache auf Grund 
eines Kaufpreisurteils pfändet.“ 

4. (Vgl. oben zu f): 

S 56a Ziffer 4 RG O. erhält folgenden Zuſatz: 

„Die entgegen dem vorſtehenden Verbot abgeſchloſſenen Verträge ſind 
nichtig.“ 

5. (Vgl. oben zu f): 

§ 42b Abſ. I RGO. erhält folgenden Zuſatz: 

„Das Feilbieten von Waren ſowie das Aufſuchen von Beſtellungen auf 
Waren, wenn ſolche gegen Teilzahlungen unter dem Vorbehalt veräußert 
werden, daß der Veräußerer wegen Nichterfüllung der dem Erwerber ob⸗ 
liegenden Verpflichtungen zurücktreten kann ($ 1 und 6 des Geſetzes, be⸗ 
treffend die Abzahlungsgeſchäfte, vom 16. Mai 1894), iſt verboten. Die 
entgegen dem vorſtehenden Verbot abgeſchloſſenen Geſchäfte ſind nichtig.“ 

2. Notwendiger als die Geſetzesänderungen erſcheint die Schaffung eines 
Reichs⸗Einheits⸗Abzahlungsvertrages. 

Mit der Schaffung eines ſolchen Einheitsvertrages wird die Gewähr geboten, 
daß alle Verſuche der Umgehung der ſozialpolitiſchen Vorſchriften des AbzG., die 
auch bei der ſchönſten geſetzlichen Regelung nicht ganz ausgeſchloſſen werden 
können, im Keime erſtickt werden. Ferner wird durch die Schaffung eines 


7 Staudinger Anm. 5 f. zu § 134; Soergel Anm. 3 zu $ 134. 
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ſolchen Vertrages erreicht, daß ſich der Abzahlungskäufer feiner Anſprüche voll: 
kommen bewußt wird. Dies iſt dringend erforderlich, da es ſich bei den Käufern 
meiſt um die in der Regel geſchäftsungewandteren und geſetzesunkundigeren 
Volksgenoſſen handelt. Schließlich wird durch die Schaffung eines ſolchen Ver⸗ 
trages die von der neuen Rechtsentwicklung geforderte Klarheit. der Rechts⸗ 
beziehungen in hohem Maße gefördert und damit dem vom Nationalſozialismus 
geforderten Rechtsfrieden gedient. Deshalb iſt die baldigſte Einführung eines 
Einheits⸗Abzahlungsvertrages dringendſt erforderlich. 

Der Reichs⸗Einheits⸗Abzahlungsvertrag muß den vom Abzé. geforderten ges 
rechten Ausgleich der Intereſſen beider Parteien enthalten. Er muß einerſeits 
jede Ausnutzung des Käufers verhindern; er muß andererſeits aber auch dem 
Verkäufer Mittel in die Hand geben, ſich vor unlauteren Käufern ſchützen zu 
können. 

Der einzuführende Einheitsvertrag muß vor allem aber Klarheit ſchaffen. Des⸗ 
halb iſt zu fordern, daß der Verkäufer in dem Einheitsvertrage den Verkehrs⸗ 
wert der Ware angibt, daß ſein Rücktritt nur ſchriftlich unter der Angabe erklärt 
werden kann, ob und gegebenenfalls wieviel von den Raten zurückzuzahlen iſt. 
Ferner muß der Vertrag — vielleicht in einem Anhang — die von einer Reichs⸗ 
ſtelle aufzuſtellende Feſtſetzung der Anſprüche des Verkäufers im Falle des Rück⸗ 
tritts angeben. Wenn dies eingeführt wird, wiſſen beide Parteien mit einem 
Blick in den Vertrag, ob und evtl. wieviel von den gezahlten Raten zurückzu⸗ 
zahlen iſt. 

Schließlich erſcheint beim Abzahlungs vertrage über mehrere Sachen ein Recht 
des Käufers dahin erwünſcht, daß er ſtatt der Ratenrückzahlung die Reſtbezahlung 
von einzelnen Sachen wählen kann. Mit dieſer Möglichkeit werden irgendwelche 
Rechte des Verkäufers nicht verletzt, dem Käufer aber ein großer Vorteil ein⸗ 
geräumt. Ein Beiſpiel mag das zeigen. Es ſind ein Bett für 60 RM. und ein 
Schreibtiſch für 100 RM. verkauft. Es find in Raten 90 RM. bezahlt. Die An⸗ 
ſprüche des Verkäufers aus Gebrauchsüberlaſſung und Wertminderung betragen 
für das leichter verbrauchbare Bett 45 RM., für den Tiſch 25 RM. Mithin hat 
der Verkäufer das Bett und den Tiſch gegen Rückzahlung von 20 RM. herauszu⸗ 
verlangen. Nach der erwünſchten Regelung ſoll nun der Käufer das Recht haben, 
ſtatt der 20 RM. Rückzahlung die Reſtzahlung in Höhe von 15 RM. auf das Bett 
und nur noch eine Rückzahlung von 5 RM. zu wählen. Dann behält er das voll 
bezahlte Bett und 5 RM. Ratenrückzahlung. Der Verkäufer bekommt das Bett 
voll bezahlt, er erhält ferner den Tiſch ſowie die für deſſen Gebrauch und Wert⸗ 
minderung feſtgeſetzten 25 RM., ſo daß er nur noch 5 RM. zurückzuzahlen hat. 
Hieraus ergibt ſich, daß der Verkäufer keinerlei Nachteile hat, während der 
Käufer einen erheblichen Vorteil genießt; denn für 15 RM. bekommt er kein 
anderes Bett und braucht außerdem nicht das Bett, an das er ſich vielleicht 
gewöhnt hat, herauszugeben. 

In den Einheitsvertrag dürfen von den bisher üblichen Klauſeln in Ab⸗ 
zahlungsverträgen folgende nicht aufgenommen werden: 

a) Die Beſtimmung, daß die Zahlungen zunächſt auf die ſchneller verbrauch⸗ 
baren Waren zu verrechnen ſeien. Denn dieſe Klauſel enthält eine dem Sinn des 
A356. widerſprechende einſeitige Belaſtung des Käufers. 

b) Die Beſtimmung, daß der Verkäufer ohne Feſtſetzung zurücktreten kann, 
wenn der Beſteller kreditunwürdig iſt oder wird. Denn dieſe Beſtimmung wider⸗ 
ſpricht ebenfalls dem Sinn des AbzG. und ruft eine große Rechtsunſicherheit her⸗ 
vor, weil nicht klar iſt, was unter Kreditunwürdigkeit zu verſtehen iſt. 

c) Die Beſtimmung, daß der Verkäufer den Rücktritt nach ſeiner Wahl auf 
einzelne Sachen beſchränken kann. Dieſe Beſtimmung gibt dem Verkäufer vom 
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Geſetz nicht gerechtfertigte Rechte. Außerdem wird durch dieſe Beſtimmung eine 
der neuen Rechtsanſchauung widerſprechende Knebelung des Abzahlungskäufers 
hervorgerufen. | 
Für den Reichs⸗Einheits⸗Abzahlungsvertrag wird folgender Wortlaut vor: 
geſchlagen:!s 
Deutſcher Einheits⸗Abzahlungs vertrag. 


Der Unter ihge nnn 
Wohne n Straße Nr. 
beſchäftigt ſeit denn ))n)ö»ͤ»’ . 
JJ ͤ KT Straße Nr. ...... 018 nee 
betet bee CCC Straße Nr.. 
gende ge. 


zu den von ihm genau durchgeleſenen nachſtehenden Bedingungen. 


81. 

Der Verkäufer hat binnen zwei Wochen nach Ausſtellung dieſes Beſtellſcheins 
durch den Käufer die Ware zu liefern oder die Annahme der Beſtellung ſchriftlich 
zu beſtätigen. Geſchieht dies nicht, ſo gilt der Vertragsantrag dieſes Beſtell⸗ 
ſcheins, an den der Käufer bis zum Ablauf der zwei Wochen gebunden iſt, als 
abgelehnt. 


82. i 

Die Lieferung erfolgt amm frei Haus. Das Amtsgericht iſt ohne 
Rückſicht auf den Streitwert zuſtändig. 

8 3. 

Der Kaufpreis der beſtellten Ware beträgt RM. In ihm iſt ein Teil⸗ 
zahlungszuſchlag von vom Hundert des Verkehrswertes der Ware ent⸗ 
halten. N 

Die Anzahlung von... RM. erfolgt am . ... Der Reit iſt in... Raten 
von je. . . RM., jeweils am... fällig, zu zahlen. 


Die jeweiligen Zahlungen find auf die jeweils am längſten rückſtändigen 
Raten zu verrechnen. 

Bleibt der Beſteller mit zwei aufeinander folgenden Raten ganz oder teilweiſe 
derart im Rückſtand, daß dieſer Rückſtand mindeſtens ein Zehntel des Geſamt⸗ 
preiſes ausmacht, ſo iſt der ganze Reſt auf einmal fällig. 


| 8 4. 

Bis zur völligen Bezahlung aller Anſprüche des Verkäufers aus dieſer Be⸗ 
ſtellung behält ſich der Verkäufer das Eigentum an allen in dieſem Schein be⸗ 
ſtellten Sachen vor. Der Beſteller darf über die Sachen nicht verfügen, ſie alſo 
z. B. weder veräußern, noch verpfänden, noch verſchenken. Die Verfügungen über 
die Sachen durch den Beſteller find als Unterſchlagung durch $ 246 StGB. mit 
Strafe bedroht. 

Der Beſteller hat die Vernichtung, Beſchädigung, Pfändung und Einbehaltung 
der Sachen ſowie jeden Wohnungswechſel dem Verkäufer unverzüglich anzuzeigen. 


§ 8. 

Der Verkäufer kann nach zweimaliger Mahnung mit je einer Friſt von einer 
Woche in ſchriftlicher Erklärung vom Vertrage zurücktreten unter folgenden Vor⸗ 
ausſetzungen: 

a) Wenn der Beſteller falſche Angaben über ſeine Perſon gemacht hat; 


e Eine eingehende Begründung der einzelnen Beſtimmungen des vorgeſchlagenen Eins» 
heitsvertrags muß aus Raummangel unterbleiben. 
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b) wenn er die in § 4 Abſ. II vereinbarte Anzeigepflicht verletzt, 

c) wenn er mit zwei aufeinanderfolgenden Raten ganz oder teilweiſe derart 
im Rückſtand bleibt, daß dieſer Rückſtand mindeſtens ein Zehntel 8 Kauf⸗ 
preiſes ausmacht. 

86. 

Der Beſteller kann vom Vertrage zurücktreten, wenn die Angabe des Ver⸗ 

käufers gemäß § 3 Abſ. 1 Satz 2 nicht der Wahrheit entſpricht. | 


8 7. 

Im Falle des Rücktritts find die gegenſeitigen bereits erfolgten Leiſtungen Zug 
um Zug zurückzugewähren; d. h. inſonderheit ſind die gezahlten Raten nach Maß⸗ 
gabe der Vorſchrift dieſes Paragraphen zurückzuzahlen. Der Verkäufer darf ſich 
auf die gezahlten Raten nur die infolge des Vertrags gemachten Aufwendungen 
ſowie den Erſatz für alle nicht durch den vertragsmäßigen Gebrauch hervor⸗ 
gerufenen Beſchädigungen und ſchließlich eine Vergütung für die Gebrauchsüber⸗ 
laſſung und die inzwiſchen eingetretene Wertminderung anrechnen. Für die Ver⸗ 
gütung der Gebrauchsüberlaſſung und Wertminderung ſollen die vom Reichs⸗ 
wirtſchaftsminiſterium — dem Deutſchen Induſtrie⸗ und Handelstag — feſt⸗ 
geſetzten Wertſätze, die im Anhang dieſes Beſtellſcheins abgedruckt ſind, maß⸗ 
gebend ſein. 

88. 

Sind mehrere Sachen verkauft und im Falle des Rücktritts gezahlte Raten an 
den Beſteller zurückzuzahlen, ſo hat dieſer das Recht, ſtatt der Rückzahlung die 
Reftzahlung von einzelnen Sachen zu wählen. 


8 9. 

Der Verkäufer hat die Verpflichtung, bei einer etwaigen Rücktrittserklärung 
(8 5 dieſes Beſtellſcheins) anzugeben, ob und wieviel er von den gezahlten Raten 
gegebenenfalls bei ſofortiger Herausgabe der Sachen zuückzahlen will. Er hat 
dabei eine Aufſtellung feiner Aufrechnungsanſprüche nach § 7 dieſes Beſtellſcheins 
vorzunehmen. 

Eine Rücktrittserklärung des Verkäufers, die ohne eine ſolche Angabe N 
gilt als nicht erfolgt. 

8 10. 

Verlangt der Verkäufer die Herausgabe der Sachen oder lußt er ſie pfänben, jo 

gilt das als Rücktritt von dieſem Vertrage. 


8 11. 

Der Beſteller hat die Sachen nach ihrer Lieferung ſofort zu untersuchen und 
vorhandene Mängel unverzüglich, d. h. ſpäteſtens binnen zwei Wochen, zu rügen. 
Verſteckte Mängel ſind unverzüglich, d. h. ſpäteſtens binnen zwei Wochen nach 
ihrer Entdeckung, zu rügen. Die Verletzung dieſer Rügepflicht nimmt dem Be⸗ 
ſteller alle Gewährleiſtungsanſprüche. 

8 12. 

Von dieſem Vertrage abweichende Beſtimmungen bedürfen zu ihrer Gültigkeit 

der Schriftform. Karl⸗Auguſt Criſolli 


Schrifttum: 


Aubele, Kommentar zum AbzG. München 1911; Criſolli, Kommentar zum AbzG. Berlin 
1931: Lechner, Kommentar zum A636. München 1932; Schmidt, Das Reichsgeſetz be⸗ 
treffend die Abzahlungsgeſchäfte und ſeine ſozialpolitiſche Bedeutung Leipzig 1918; 
Vollrath, Das Abzahlungsgeſchäft, insbeſondere das Rücktrittsrecht des le: 
uſw. Marburg 1913. 
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Die deutſche Privatverſicherung in Wirtſchaft und Recht 


I. Die Verſicherung in ihren Grundgedanken und in ihrer Bedeutung 
für die deutsche Voltswirtſchaft 


Grundlegend für die Geſtaltung der ganzen deutſchen Privatverſicherung war 
das ſchöpferiſche Gedankengut ihrer beiden großen Gründerperſönlichkeiten Ernſt 
Wilhelm Arnoldi, Gotha, und Karl Gottlob Molt, Stuttgart:. Ihr Geiſt wirkt 
bis heute im deutſchen Verſicherungsweſen fort. Gedanken der Gemeinnützigkeit 
und der Gemeinſchaft, der Gegenſeitigkeit und der nationalen und ſozialen Be⸗ 
tätigung beſeelten dieſe Männer und ſtanden damit an der Wiege der deutſchen 
Privatverſicherung. Denn der Grundgedanke der Verſicherung iſt der Zuſammen⸗ 
ſchluß vieler zur gemeinſamen Gefahrtragung. Sie baut ſich alſo auf dem Ge⸗ 
danken der Gemeinſchaft und der gegenſeitigen Hilfe auf unter dem Wahlſpruch: 
„Einer für alle, alle für einen“. So trägt die Verſicherung ſchon ihrem Weſen 
nach einen ſtark gemeinnützigen Charakter und ſteht damit nach Wurzel und Ziel⸗ 
ſetzung im vollen Einklang mit der nationalſozialiſtiſchen Rechts⸗ und Wirtſchafts⸗ 
auffaſſung, die in dem Grundſatz „Gemeinnutz geht vor Eigennutz“ ihren volkstüm⸗ 
lichen Ausdruck findet. 

Die Grundſätze der Gemeinnützigkeit und der nationalen und ſozialen Be⸗ 
tätigung der Verſicherungsunternehmungen wurden aber auch ſpäter, als neben 
die auf reiner Gegenſeitigkeit aufgebauten Anſtalten in verſtärktem Maße Aktien⸗ 
geſellſchaften traten, in Deutſchland — vielfach im Gegenſatz zu den Verhältniſſen 
im Auslande — in der Privatverſicherung hochgehalten. Bei den Gegenſeitigkeits⸗ 
anſtalten fließt der Überſchuß aus den Rechnungsabſchlüſſen unverkürzt den Ber: 
ſicherten zu. Aber auch innerhalb der Aktiengeſellſchaften ſchließen ſich Arbeit für 
die Allgemeinheit und Erwerbsintereſſe nicht aus, wenn die Leiter von volks⸗ 
wirtſchaftlichem Verantwortungsgefühl durchdrungen find. Und erfreulicherweiſe 
können wir feſtſtellen, daß Verſicherungsunternehmungen, in denen ein über⸗ 
ſteigertes Streben nach Gewinn die gemeinnützige Tätigkeit überwucherte und die 
Intereſſen der Verſicherten nicht immer in vorbildlicher Weiſe gewahrt wurden, 
Einzelerſcheinungen geblieben ſind. And da, wo im Ausnahmefall ein eigen⸗ 
ſüchtiger Geiſt und eine dem Gemeinwohl ſchädliche Geſchäftsgebarung einziehen 
ſollte, wird der kraftvolle autoritäre nationalſozialiſtiſche Staat ſchnell Abhilfe 
ſchaffen. Die deutſche Privatverfſicherung wird ihm dabei tätig zur Seite ſtehen. 

Die praktiſche Bedeutung des Verſicherungsrechts bemißt ſich nach der Stellung 
der deutſchen Privatverſicherung innerhalb der deutſchen Wirtſchaft. Ihre Be⸗ 
ſonderheit innerhalb der deutſchen Volkswirtſchaft beſteht darin, daß die Privat⸗ 
verſicherung und insbeſondere die Lebensverſicherung einen erheblichen Teil des 
deutſchen Volksvermögens zu betreuen hat. Die Verſicherungsgeſellſchaften find 
treuhänderiſche Verwalter rieſiger Vermögensbeſtände, und in ihre Kapital⸗ 


1 Gründer der Gothaer Feuerverſicherungsbank und der Gothaer Lebensverſicherungs⸗ 
bank auf Gegenſeitigkeit. 
15 Gründer des urſprünglich als Gegenſeitigkeitsanſtalt ins Leben gerufenen Stuttgarter 
ereins. 
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ſammelbecken ſtrömen unaufhörlich und von allen Seiten neue Gelder, die befruch⸗ 
tend und belebend in die deutſche Wirtſchaft weitergeleitet werden. Einige Zahlen 
mögen das veranſchaulichen. Dabei müſſen wir zunächſt einen kurzen Rückblick auf 
den Stand der Privatverſicherung im Jahre 1913 werfen, um uns einen Begriff 
davon zu machen, was die deutſche Währungskataſtrophe zerſtört hat, und um 
ermeſſen zu können, welche beiſpielloſe Wiederaufbauarbeit ſeitdem privater 
Unternehmergeiſt geleiſtet hat. 

Mit Vermögenswerten von mehr als 7 / Milliarden M. und damit als eine 
achtunggebietende Kapitalmacht traten die deutſchen Verſicherungsgeſellſchaften in 
das Kriegsjahr 1914 ein. Von dieſen 7 / Milliarden M. entfiel der Hauptanteil, 
nämlich mehr als 6 Milliarden M., auf die Lebensverſicherung. 

In hundertjähriger glanzvoller Entwicklung des deutſchen Verſicherungsweſens 
inmitten eines aufblühenden Wirtſchaftslebens waren dieſe gewaltigen Ver⸗ 
mögensbeſtände angeſammelt worden. Sie waren aufgebaut nach Grundſätzen, 
die nach dem wohlbegründeten Urteil erſter Fachleute geeignet erſchienen, den Be⸗ 
dürfniſſen der Verſicherungsgeſellſchaften im Hinblick auf erſtklaſſige Sicherheit, 
ausreichende Liquidität und angemeſſene Rente der einzelnen Kapitalanlagen im 
vollen Umfange zu entſprechen?. Das wirtſchaftliche Rüſtzeug trotzte auch erfolg⸗ 
reich den Stürmen des großen Krieges. Aber der kataſtrophale Währungszerfall 
der Nachkriegszeit mußte den deutſchen Verſicherungsgeſellſchaften und unter ihnen 
ganz beſonders den Lebensverſicherungsgeſellſchaften mit ihren Rieſenvermögen 
ſchwerſte Wunden ſchlagen. Denn dieſe waren im Gegenſatz zu den Sachverſiche⸗ 
tungsgeſellſchaften verhältnismäßig arm an hochwertigen Mitteln in fremder 
Währung und an Sachwerten, dagegen nach Maßgabe der geſetzlichen Beſtimmungen 
vorwiegend ausgeſtattet mit ſogenannten mündelſicheren deutſchen Werten, wie 
Mark⸗ Hypotheken, Reichs⸗, Staats⸗ und Gemeindeanleihen. Als Ende 1923 die 
Inflationszeit mit ihren ſchwindelhaft hohen Papiermark⸗Milliarden⸗ und 
Billionen⸗Ziffern ihr Ende erreichte und für den 1. Januar 1924 die Goldmark⸗ 
bilanzen aufgeſtellt wurden, zeigte ſich die Vermögenszertrümmerung in ihrem 
ganzen Ausmaße. Von dem Geſamtvermögen der deutſchen Privatverſicherung von 
7 Milliarden M. waren noch 933 Millionen GM., alſo nur noch ein Achtel oder 
etwa 12 vH. vorhanden“. 

Mit der Währungsbefeſtigung um die Wende 1923/24 kehrte das Vertrauen zur 
deutſchen Verſicherung allmählich, jedoch in ſtändig ſteigendem Maße zurück. Ein 
zäher und kraftvoller, von Jahr zu Jahr fortſchreitender Wiederaufbau von bei⸗ 
ſpielloſem Ausmaße ſetzte ein'. Bis Ende 1933 hatte ſich die deutſche Privat: 
verſicherung wieder Vermögenswerte in der gewaltigen Höhe von rund 6,3 Milli⸗ 
arden RM. geſchaffen. Davon entfallen allein rund 4,2 Milliarden RM. auf die 
Lebensverſicherung. Die Geſamtbeitragseinnahme der deutſchen Privatverſicherung 
hat ſich ſogar gegenüber 1913 um mehr als / Milliarde RM. erhöht. Sie ſtellt 
ſich für 1933 auf 2 Milliarden RM. Einige Zahlen der Statiſtik mögen den mit 
überraſchender Schnelligkeit fortſchreitenden Wiederaufbau veranſchaulichen: 

Es beliefen ſich bei allen privaten deutſchen Verſicherungsgeſellſchaften 


Ende 1913 Ende 1933 
die Geſamtbeitragseinnahme auf 1,5 Milliarden M. 2,0 Milliarden RM. 
das Vermögen auf 7,7 u 6,3 „ 1 


Bol. Rudolf Mueller a. a. O. S. 149 ff. | 

Die privaten Lebensverſicherungsgeſellſchaften hatten von ihren 1913 ſich auf 6 Milli: 
arden M. belaufenden Vermögenswerten nur noch etwa 148 Millionen GM., die Sach⸗ 
verſicherungsgeſellſchaften dagegen von 1,6 Milliarden M. noch etwa die Hälfte, nämlich 
785 Millionen GM., aufzuweiſen. N 

s Ullrich, Die Kapitalanlagepolitik der deutſchen Verſicherungsgeſellſchaften in den 
Wiederaufbaujahren 1924—1928 ©. 4 ff. 
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Bei der privaten deutſchen Lebensverſicherung beliefen ſich 
| | Ende 1913 Ende 1933 


der Geſamtverſicherungsbeſtand auf 16,2 Milliarden M. 15,9 Milliarden RM. 
(einſchl. übern. Rückverſicherungen) “ 


die Beitragseinnahme auf 740 Millionen M. 773 Millionen RM. 
das Vermögen auf | 6 Milliarden M. 4,24 Milliarden AM. 
davon die Kapitalanlagen auf 5,7 5 en 3,7 1 8 
davon Hypotheken | 4,7 5 4 2,2 5 1 


Sämtliche Ziffern ſind abgerundet gegeben. 

So hat die deutſche Privatverſicherung in neun Jahren unermüdlicher Arbeit 
mehr als drei Viertel ihres Vermögensbeſtandes von 1913 wiederaufgebaut. Für⸗ 
wahr, eine unerhörte Leiſtung! Dieſer Wiederaufbau iſt im allgemeinen nach 
geſunden Geſchäftsgrundſätzen durchgeführt worden. Das beweiſt wohl die Tat⸗ 
ſache, daß ſich die Verſicherungsgeſellſchaften inmitten der brandenden deutſchen 
Wirtſchaftsnot der Jahre 1930 / 32 und in den Stürmen der allgemeinen weltwirt⸗ 
ſchaftlichen Kriſe als feſte und ſichere Bollwerke bewährt haben. Ihre geſchäftliche 
Verfaſſung und ihre finanzielle Lage ſetzten ſie in den Stand, ſich den Nöten der 
Zeit gegenüber mit Erfolg zu behaupten. Das Wenige, was an der Privat⸗ 
verſicherung nicht recht lebensfähig, was faul und krank war, iſt hauptſächlich in 
den Jahren 1929 und 1930 der großen Reinigungskriſe im Verſicherungsweſen 
zum Opfer gefallen. Lebenskräftig und in ſich gefeſtigt, bildet die deutſche Privat⸗ 
verſicherung heute wieder einen wichtigen und machtvollen Zweig der deutſchen 
Volkswirtſchaft, hochangeſehen nicht nur in Deutſchland, ſondern in ganz Europa 
und darüber hinaus in Überſee. Sie iſt allgemein anerkannt wegen verſicherungs⸗ 
techniſcher und verſicherungswiſſenſchaftlicher Höchſtleiſtungen auf dem Gebiete der 
Verſicherungsmathematik, der Verſicherungsmedizin und der Statiſtik, wegen ihrer 
ſegensreichen ſozialen Leiſtungen, ausgezeichnet durch ſparſamſte Verwaltung und 
nicht zuletzt geachtet wegen ihrer Kapitalmacht, die es ihr ermöglicht und ſie ver⸗ 
pflichtet, in hervorragendem Maße der deutſchen Volkswirtſchaft durch Befriedigung 
des allgemeinen Kreditbedürfniſſes zu dienen. 

Die innere Befriedigung an ihrer Arbeit findet die deutſche Privatverſicherung 
aber nicht zuerſt und allein in der Erkenntnis, daß ſie ein bedeutender Faktor 
innerhalb der deutſchen Wirtſchaft iſt. Ihre Kraft zu immer neuem Schaffen ent⸗ 
ſpringt vielmehr dem Bewußtſein, daß ſie berufen iſt, Millionen deutſcher Volks⸗ 
genoſſen das Gefühl der Sicherheit zu geben und von ihnen wenigſtens die 
wirtſchaftliche Sorge abzuwenden, wenn ſie der vernichtende Schlag des Zufalls 
trifft. Stirbt der Ernährer einer Familie, bevor er den notwendigen Unter: 
halt für Frau und Kinder ſich hat erarbeiten können, ſo hilft die beim Tode 
fällig werdende Lebensverſicherungsſumme. Ein Unfall, der nur zu oft eine 
Exiſtenz zu vernichten imſtande iſt, wird in ſeiner Wirkung gemildert durch den 
Erſatz, den die Unfallverfiherung bietet. Wird eine Fabrik oder ein Haus 
durch Feuer oder Exploſion zerſtört, eine Ernte durch Blitz und Hagel 
vernichtet, das Vermögen durch Diebe, Krankheit oder Schiffskataſtrophen ge⸗ 
ſchädigt, ſo hilft die Schadenverſicherung und ſchafft den Geſchädigten Erſatz. 
Aufgabe der Verſicherung iſt aber nicht, wie viele irrig meinen, nur Schäden zu 
zahlen. Volkswirtſchaftlich bedeutungsvoll iſt auch ihre kapitalerhaltende Kraft. 
Denn durch Vorkehrungen mannigfachſter Art trägt ſie weſentlich zu der Ver⸗ 


Davon entfallen auf Groß leben (1000 RM. Verſicherungsſumme und mehr) Ende 
1913 14,1 Milliarden M. (3,1 Millionen Verſicherungsſcheine), Ende 1933 10,9 Milli⸗ 
arden RM. (3,2 Millionen Verſicherungsſcheine). Auf Klein leben (unter 1000 RM. 
Verſicherungsſumme) ohne Abonnentenverſicherung Ende 1913 21 Milliarden M. 
(9,1. Millionen Verſicherungsſcheine). Ende 1933 5,04 Milliarden RM. (17,3 Millionen 
Verſicherungsſcheine). 


1258 


hütung von Schäden bei. Ferner wird die Preiskalkulation durch den Verſiche⸗ 
rungsſchutz maßgebend beeinflußt. Der Kaufmann kann die in ihrer Höhe feſt⸗ 
ſtehenden Verſicherungsbeiträge, deren Zahlung ihm gegen alle Wagniſſe Schutz 
gewährt, in ſeinen Koſtenanſchlag einſetzen, während er ohne Verſicherung eine 
hohe Riſikoprämie aufſchlagen müßte. So fördert die Verſicherung die für die 
Wirtſchaft ſo wichtige Stetigkeit der Preisbildung. Auf vieles könnte man in 
dieſem Zuſammenhang noch hinweiſen; ich erinnere nur an die Bedeutung des 
Verſicherungsweſens als Förderer des Kredits, an den Sparcharakter der Lebens⸗ 
verſicherung und an die Armee von Hunderttauſenden, denen die Privatverſicherung 
Arbeit und Brot gibt. Die Verſicherung erzeugt zwar keine Sachgüter, keine 
Ware, aber ſie ſchafft ideelle Werte, nämlich die für Handel und Wandel not⸗ 
wendige Sicherheit. Bereits die Gefahr, daß Werte beſchädigt oder zerſtört werden 
können, erzeugt nicht bloß eine pſychiſche, ſondern eine empfindliche wirtſchaftliche 
Belaſtung des Gefährdeten. Die Verſicherung bringt die notwendige Entlaſtung. 
Sie ſchafft damit die weſentliche Vorausſetzung für die unbedingt erforderliche 
Handlungsfreiheit des Wirtſchaftenden. Damit fördert die deutſche Privatverſiche⸗ 
tung in hervorragendem Maße die Entſchlußkraft und die Entfaltung der privaten 
Unternehmerinitiative, die ein Grundpfeiler nationalſozialiſtiſcher Wirtſchafts⸗ 
auffaſſung und zum Wiederaufbau unſerer Wirtſchaft unentbehrlich iſt. So iſt die 
deutſche Privatverſicherung im wahrſten Sinne des Wortes Dienerin der Wirt⸗ 
ſchaft und damit Dienerin am deutſchen Volke. 


II. Grundfragen des Rechts der Privatverſicherung 


1. Überblick über den Bereich des Verſicherungsrechts 


Das Verſicherungsrecht iſt ein Sonderrecht, das die Betätigung der Volksgemein⸗ 
ſchaft und ihrer einzelnen Glieder auf dem Gebiete des Verſicherungsweſens regelt. 
Es zerfällt in zwei Hauptgruppen: 

1. das öffentliche, 

2. das private Verſicherungsrecht. 

Zum öffentlichen Verſicherungsrecht gehören: 

a) Das Verſicherungsverwaltungsrecht, deſſen Hauptquelle das Verſicherungs⸗ 
auffichtsgeſetz (VA.) vom 12. 5. 1901 (Neufaſſung und Erweiterung vom 
6. 6. 1931) bildet. 

b) Das Verſicherungsſteuerrecht, das zum größten Teile im Verſicherungsſteuer⸗ 
geſetz vom 8. 4. 1922 (Ergänzungen vom 28. 1. 1924 und 30. 4. 1925) geregelt iſt. 

c) Das Verſicherungsſtrafrecht, enthalten im BAG., im Aktienrecht, im Steuer: 
recht, im Deviſenrecht, im Strafgeſetzbuch uſw.“ 


Die Hauptquellen des privaten Verſicherungs rechts find: 

a) Das Verſicherungsvertragsgeſetz (VVG.) vom 30. 5. 1908. 

b) Das Handelsgeſetzbuch (HGB.), namentlich für die en 

c) Das Bürgerliche Geſetzbuch (BGB.); es enthält z. B. Vorſchriften über den 
Bezugsberechtigten in der Lebensverſicherung, über die Pflicht des Nießbrauchers 
zur Verſicherung der ſeinem Nießbrauch unterliegenden Sache, über die Stellung 
des Hypothekengläubigers zum verſicherten Pfandgrundſtück, und ergänzend kommt 
es neben dem VVG. zur Anwendung: 

d) Das VAG.; es enthält auch privatrechtliche Vorſchriften, z. B. über den 
Verſicherungsverein auf Gegenſeitigkeit und über den Konkurs des Verſicherers. 

e) Landesrecht, z. B. hinſichtlich der Verſicherungsverhältniſſe bei Hilfskaſſen 


Zum 5 Verſicherungsrecht gehört auch das Recht der Sozialverſicherung. Es 
a wo es ſich nur um das Recht der Privatverſicherung handelt, außer Be: 
racht bleiben 
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(8 191 VVG.) und über die Verpflichtung des Verſicherers, die Verſicherungsſumme 

nur zur Wiederherſtellung des verſicherten Gegenſtandes zu zahlen ($ 193 VVG.) . 
f) Die Verſicherungsbedingungen. Sie find neben dem VVG. die wichtigſte 

Rechtsquelle. Zu unterſcheiden find: N 

1. Die Allgemeinen Verſicherungsbedingungen. Sie bilden in den auffſichts⸗ 
pflichtigen Verſicherungszweigen einen Beſtandteil des Geſchäftsplanes. In der 
Seeverſicherung find fie beſonders wichtig. Hier regeln fie nämlich unter Ausſchal⸗ 
tung der geſetzlichen Vorſchriften die geſamte Seeverſtcherung erſchöpfend. 

2. Die beſonderen Verſicherungsbedingungen, die von Fall zu Fall vereinbart 
werden. Stehen ſie mit den Allgemeinen Verſicherungsbedingungen in Wider⸗ 
ſpruch, ſo gehen ſie ihnen vor. 

g) Gewohnheitsrecht, Rechtſprechung und Verkehrsſitte in demſelben Umfange 
wie auf anderen Rechtsgebieten. 

h) Endlich iſt noch das internationale private Verſicherungsrecht zu erwähnen. 

Auch das ausländiſche Verſicherungsrecht iſt für das international beſonders ſtark 
verflochtene Verſicherungsweſen von Bedeutung. 

Dieſer Überblick zeigt, daß das Verſicherungsrecht in viele andere Rechtsgebiete 
hinübergreift. Infolgedeſſen iſt ſeine Stellung im Rechtsſyſtem umſtritten. 
Dieſer Streit ſoll hier nur vermerkt werden, ohne daß auf ihn näher eingegangen 
werden kann. 


2. Das Verſicherungsvertragsrecht 

Im Mittelpunkt des geſamten Privatverſicherungsrechts ſteht der Verſiche⸗ 
rungs vertrag. Für ihn eine einheitliche Begriffsbeſtimmung zu geben, iſt 
bis jetzt trotz mehrfacher Verſuche nicht gelungen?. Bei dieſen Verſuchen ſteht der 
Zwieſpalt zwiſchen Deckung von Schaden und Deckung von Vermögensbedarf im 
Bordergrunde?. Aber keine der aufgeſtellten Theorien hat ſich durchzuſetzen ver⸗ 
mocht. Man muß ſich daher wohl, wie Hagen ſagt, damit abfinden, „in dem Ver⸗ 
ſicherungsweſen nicht nur etwas geſchichtlich Gewordenes, ſondern auch etwas ge⸗ 
ſchichtlich Wechſelndes zu ſehen, deſſen Entwicklung noch heute in vollem Fluſſe be⸗ 
griffen iſt und auch aus dieſem Grunde alle Feſſeln einer ſtarren Formel ſtetig 
ſprengen würde“ !. Auch das Geſetz iſt über den Theorienſtaat hinweggegangen. 
Weder das Verſicherungsaufſichtsgeſetz noch das Verſicherungsvertragsgeſetz geben 
eine Begriffsbeſtimmung des Verſicherungsvertrages. Der $ 1 VV. beſchränkt ſich 
darauf, zwei große Gruppen zu unterſcheiden, nämlich die Schadens ver⸗ 
ſicherung und die Perſonenverſicherung. Dieſe Anterſcheidung iſt von 
dem Inhalt der von dem Verſicherer zu machenden Leiſtung hergenommen. Bei 
der Schadensverſicherung verſpricht der Verſicherer dem Verſicherungsnehmer, einen 
näher beſtimmten Vermögensſchaden zu erſetzen. Bei der Perſonenverſicherung, 
deren Hauptfall die Lebensverſicherung iſt, verſpricht der Verſicherer, beim Eintritt 
eines beſtimmten Ereigniſſes eine in ihrer Höhe feſtſtehende Geldſumme zu zahlen. 
Jede Schadensverſicherung ſetzt voraus, daß ein Ereignis droht, an deſſen Aus⸗ 
bleiben der Verſicherungsnehmer ein Intereſſe hat. Die Erſatzpflicht des Verſicherers 
aber tritt erſt ein, wenn dieſes Ereignis einen Schaden herbeigeführt hat. Sie 
richtet ſich nach der Höhe des entſtandenen Schadens, der alſo erſt feſtgeſtellt 
werden muß. Alles dieſes fällt bei der Perſonenverſicherung fort. Die Leiſtungs⸗ 
pflicht des Verſicherers iſt hier ſchon mit dem Eintritt des verſicherten Ereigniſſes 
entſtanden und ſteht dann nach der Höhe feſt. Im übrigen unterſcheiden ſich die 


s Hagen, Handbuch S. 9 ff. 

»Eine Zuſammenſtellung findet 185 bei Kroſta, Über den Begriff der Verſicherung, 
Münchener Diſſertation, Berlin 191 

10 Hagen, Handbuch S. 10. 
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einzelnen Verſicherungsverträge nach Vorausſetzung, Inhalt und Wirkungen mit 
Rückſicht auf die Art der Gefahr, denen das verſicherte Objekt (Perſon oder 
Sache) ausgeſetzt iſt. Meiſt tragen ſie auch danach ihre verſchiedenen Namen als 
Sees, Transports, Feuer⸗, Hagel⸗, Unfalls, Haftpflicht⸗, Lebensverſicherungsverträge. 

Das VVG. bringt zunächſt Vorſchriften für ſämtliche Verſicherungszweige 
(88 1-48), dann Vorſchriften für alle Arten der Schadensverſicherung (88 49—80), 
darauf werden einige Arten der Schadensverſicherung beſonders geregelt, nämlich 
die Feuerverſicherung (88 81—107), die Hagelverſicherung (88 108 —115), die Vieh⸗ 
verſicherung (88 116—128), die Transportverſicherung (88 129—148) und endlich 
die Haftpflichtverſicherung (88 149—158). Von der Perſonenverſicherung find ſelb⸗ 
ſtändig geregelt die Lebensverſicherung (88 159—178) und die Unfallverſicherung 
($$ 179—185). Ausgeſchloſſen iſt, außer der Seeverſicherung, die dem Handelsgeſetz⸗ 
buch vorbehalten blieb, aber tatſächlich nur nach den Allgemeinen Seeverſicherungs⸗ 
bedingungen von 1919 abgeſchloſſen wird, die Rüdverfiherung (5 186). 

Bei dieſer Mannigfaltigkeit des Stoffes muß ſich feine Darſtellung im Rahmen 
eines Aufſatzes auf die wichtigſten, für alle Verſicherungszweige geltenden Grund⸗ 
fragen beſchränken. Auch iſt es nicht möglich, alle die ſchwierigen juriſtiſchen 
Probleme zu erörtern oder auch nur zuſammenzuſtellen, die das Verſicherungs⸗ 
vertragsrecht bietet. 

Trotz einer großen Zahl von Vorſchriften zum Schutze der Verſicherungsnehmer, 
die zwingenden Charakters ſind und deshalb nicht zum Nachteil der Verſicherungs⸗ 
nehmer abgeändert werden dürfen, beruht das Verſicherungsvertragsrecht auf dem 
Grundſatz der Vertragsfreiheit. Dieſer Grundſatz beſagt einmal, daß 
jeder ſich feinen Verſicherer ſelbſt ausſuchen darf, und zum anderen beſtimmt er, 
daß die Parteien des Verſicherungsvertrages in der vertragsmäßigen Regelung 
des Wagniſſes, d. h. der Gefahr nach Art und Höhe, in der Beſtimmung der Bei⸗ 
träge und der ſonſtigen weſentlichen Vertragsbeſtandteile durchaus frei find!:. 
Ausnahmen von dieſem Grundſatz ſind vorhanden. Die wichtigſten bilden die Vor⸗ 
rechte der öffentlichen Feuerſozietäten auf dem Gebiete der Immobiliar⸗ 
Feuerverſicherung. Man ſpricht in dieſen Fällen von Verſicherungszwang. 

Innerhalb der Grenzen, die das VV. in feinen Vorſchriften für die freie 
Regelung der Vertragsbeziehungen zieht, haben die Geſellſchaften die Allgemeinen 
Verſicherungsbedingungen (AV B.) geſchaffen. Dieſe AVB. find nun keineswegs 
eine einſeitige Willensäußerung der Verſicherungsgeſellſchaften; vielmehr ſind fie 
entſtanden im vollen Einvernehmen mit dem Reichsaufſichtsamt für Privatver⸗ 
ſicherung, deſſen Genehmigung fie bedürfen ($ 5, Abſ. 3 Nr. 2, 13 VAG.). Damit 
iſt dafür geſorgt, daß auch die berechtigten Belange der Verſicherungsnehmer voll 
gewahrt werden. Daran haben die Geſellſchaften ſelbſt ein erhebliches Intereſſe. 
Denn als wirtſchaftliche Unternehmungen wiſſen ſie, daß ſie auf die Dauer nur 
dann Vertrauen genießen können, wenn fie den Verſtcherungsſchutz jo vollkommen 
geſtalten wie nur möglich. So enthalten denn auch die AVB. zahlreiche Bes 
ſtimmungen, durch die die nachgiebigen Vorſchriften des VVG. zum Vorteil des 
Verſicherungsnehmers abgeändert werden. Abweichungen von den AVB. zu⸗ 
ungunſten des Verſicherungsnehmers auf Grund beſonderer Vertragsabrede find 
nur aus beſonderen Gründen und nur mit ſchriftlicher Zuſtimmung des Ver⸗ 
ſicherungsnehmers zuläſſig (§ 10 Abſ. 3 VAG.) 

Der Verſicherungsvertrag kommt, wie jeder andere Vertrag, durch einen Antrag 
und durch ſeine Annahme zuſtande. Er iſt nach juriſtiſchem Sprachgebrauch ein 
teiner Konſenſualvertrag und an eine Form nicht gebunden. Trotzdem kommt aber 


u So ſchon das Preußiſche Allgemeine Landrecht von 1794, 8 1943 II 8: „Einem jeden 
ſteht frei, Verſicherungen da zu nehmen, wo er es am ratſamſten findet.“ 
n Hagen, Grundzüge S. 31. 


1261 


ein Abſchluß des Verſicherungsvertrages durch mündliche Verabredung kaum vor. 
Beſonders für den Antrag iſt die ſchriftliche Form aus praktiſchen Gründen 
unerläßlich. Denn bei faſt allen Verſicherungsarten muß der Verſicherer, bevor er 
ſich zum Abſchluß des Vertrages entſchließt, ſich erſt volle Klarheit verſchaffen über 
den Charakter und die Bedeutung des ihm zur Deckung angebotenen Wagniſſes. 
Zu dieſem Zweck werden dem Antragſteller Fragebogen vorgelegt, deren wohl⸗ 
überlegte und wahrheitsgemäße Ausfüllung von grundlegender Bedeutung für das 
Verſicherungsverhältnis iſt. Gefragt wird nach Tatſachen, von denen der Ver⸗ 
ſicherer regelmäßig keine Kenntnis haben kann, z. B. nach früheren Krankheiten 
des Verſicherungsnehmers, nach den Todesurſachen der Eltern, nach der baulichen 
Beſchaffenheit eines Hauſes, nach Art und Klaſſe des Schiffes, in dem die ver⸗ 
ſicherten Waren transportiert werden ſollen uſw. Ihre Kenntnis iſt für die 
richtige Bewertung der Gefahrenumſtände unerläßlich. In zahlreichen Fällen ſind 
die Angaben des Antragſtellers die einzige Grundlage, auf der die Geſellſchaft den 
Verſicherungsvertrag aufbaut. Deshalb verpflichtet das Geſetz den Ber: 
ſicherungsnehmer, alle ihm bekannten Umſtände, die für die Übernahme der Ge⸗ 
fahr erheblich find, dem Verſicherer bei der Antragſtellung anzuzeigen (88 16 ff. 
und 40 ff. VVG., SS 806 ff. HGB.). Als erheblich gilt aber im Zweifel jede Frage 
im Antragsvordruck ($ 18 VVG.). Verletzt der Verſicherungsnehmer dieſe An = 
zeigepflicht durch Verſchweigen oder durch unrichtige Mitteilung, ſo iſt der 
Verſicherer zum Rücktritt vom Vertrage berechtigt, während ihm der Beitrag für 
das laufende Jahr dennoch zuſteht. Trifft den Verſicherungsnehmer dabei aber 
kein Verſchulden oder hat er einen erheblichen Umſtand nicht gekannt, ſo hat der 
Verſicherer nur einen Anſpruch auf entſprechende Beitragserhöhung; unter Um⸗ 
ſtänden iſt er befugt, den Vertrag unter Einhaltung einer Friſt von einem Monat 
zu kündigen (SS 40, 41 VVG.) . Erklärt der Verſicherer feinen Rücktritt er ſt un ach 
Eintritt des Verſicherungsfalles, ſo bleibt er doch erſatzpflichtig, wenn die Ver⸗ 
letzung der Anzeigepflicht keinen Einfluß auf den Eintritt des Verſicherungsfalls 
und auf den Umfang der Leiſtung gehabt hat ($ 21 VVG.). Eine weitere 
Abſchwächung der verletzten Anzeigepflicht bedeutet bei der Lebensverſicherung die 
ſog. Unanfechtbarkeit der Verſicherung. Darunter verſteht man die 
im Intereſſe des Verſicherungsnehmers getroffene Beſtimmung, daß der Rücktritt 
des Verſicherers trotz Verletzung der Anzeigepflicht mit Ablauf von 10 Jahren aus⸗ 
geſchloſſen iſt (8 163 VVG.). Die Geſellſchaften haben dieſe geſetzliche Friſt ſogar 
meiſt auf 3 Jahre und weniger abgekürzt. Hat der Verſicherungsnehmer jedoch 
argliſtig gehandelt, ſo bleibt dem Verſicherer ſtets die Befugnis, den Vertrag nach 
den allgemeinen Grundſätzen des Bürgerlichen Rechts wegen argliftiger Täuſchung 
anzufechten (§ 22 VVG., 88 123 ff. BGB.). Eine Pflicht zur unverzüglichen Anzeige 
an den Verſicherer wird für den Verſicherungsnehmer auch durch eine nachträg⸗ 
liche Gefahrenänderung begründet. Ihre Vorausſetzungen und Rechts⸗ 
wirkungen find in den 88 23—31, 40, 42 VVG. und in den 88 813, 814, 816 HGB. 
geregelt (vgl. ferner 88 23—27 der Allgemeinen Seeverſicherungsbedingungen). 

Die Beſtimmungen über die Verletzung der Anzeigepflicht ſind ſcharf, aber un⸗ 
erläßlich. Denn die Vertrauensgrundlage des Verſicherungsvertrages kann nur 
dann ſichergeſtellt werden, wenn ſowohl bei ſeinem Abſchluß wie auch ſpäter die 
Grundſätze von Treu und Glauben ſorgfältig gewahrt werden. 

Nach moderner und deutſchrechtlicher Anſchauung iſt der Antragſteller an ſeinen 
Antrag eine gewiſſe Friſt gebunden, bis zu deren Ablauf der Vertragsgegner die 
Annahme erklärt haben muß. Die Beſtimmung des $ 147 Abſ. 2 BGB. erſtreckt 
dieſe Gebundenheit bis zu dem Zeitpunkt, in welchem der Antragſteller den Ein⸗ 
gang der Antwort unter regelmäßigen Umſtänden erwarten darf. Da es ſchwierig 
iſt, dieſen Zeitpunkt ſicher feſtzuſtellen, und da im Verſicherungsweſen wegen der 
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Notwendigkeit eingehender Prüfung der Gefahrenumſtände längere Gebunden: 
heitsfriſten als ſonſt nicht entbehrt werden können, hat das VVG. in $ 81 wenig» 
ſtens für die Feuerverſicherung eine feſte Friſt, und zwar von zwei Wochen, vor⸗ 
geſehen. Durch Parteiabrede kann eine längere Friſt vereinbart . was be⸗ 
ſonders in der Lebensverſicherung üblich iſt. 

Der Vertragsabſchluß vollzieht ſich mit der Annahme des Antrages durch die 
Verſicherungsgeſellſchaft. Der Vermittlungsagent, der in den Regelfällen den An⸗ 
trag entgegennimmt, iſt zum Abſchluß des Vertrages nicht berechtigt (SS 43 ff. 
LVO.) Um rechtliche Wirkungen auszulöſen, muß die Annahmeerklärung dem 
Verſicherungsnehmer rechtzeitig zugehen; fie iſt eine empfangsbedürftige Willens⸗ 
erklärung. Es genügt aber auch die Bekundung des Annahmewillens in ſchlüſſiger 
Form, z. B. durch Zuſtellung der Beitragsrechnung oder durch Übergabe des Ver⸗ 
ſicherungsſcheins !. 

Notwendig für das Zuſtandekommen eines Verſicherungsvertrages iſt die Eini⸗ 
gung der Parteien über folgende Punkte: Zunächſt muß das Ereignis genau be⸗ 
zeichnet werden, gegen welches Sicherung geſucht und gewährt wird, und bei deſſen 
Eintritt die Pflicht des Verſicherers zur Leiſtung ausgelöſt wird. Man nennt es 
kurz die Gefahr. Dieſe kann der verſchiedenſten Art ſein, z. B. Naturgefahr 
(Feuer, Hagelſchlag, Tod), Gefahr durch menſchliche Handlungen (Diebſtahl) oder 
durch Wirkungen menſchlicher Einrichtungen (Betriebsunfall, Haftpflicht, Krieg) 
u. a. mehr!. 

Ferner iſt die Angabe des Gegenſtandes der Verſicherung erforderlich. 
Man muß ſich alſo über die Perſon oder das wirtſchaftliche Gut (Sache) geeinigt 
haben, woran ſich jene Gefahr betätigen muß, um den Verſicherungsfall hervor⸗ 
zurufen. Bei der Schadensverſicherung muß auch die Art des Intereſſes ver⸗ 
einbart werden. Das VVG. geht nämlich davon aus, daß Gegenſtand der Schadens⸗ 
verſicherung nicht die verſicherte Sache, ſondern das Intereſſe des Verſicherungs⸗ 
nehmers an der verſicherten Sache iſt. Man verſteht unter dem Intereſſe die Ber: 
mögensbeziehung zwiſchen einer Perſon und einem Gut. Dieſe Vermögensbeziehung 
braucht keineswegs auf einem dinglichen Rechtsverhältnis zu beruhen. Auch der 
Nichteigentümer lann Eigentumsintereſſe verſichern. Es genügt auch eine obliga⸗ 
toriſche Beziehung, z. B. beim Lagerhalter und beim Spediteur. Auch ein Amt, 
z. B. das des Konlursverwalters oder des Zwangsverwalters, iſt als eine hin⸗ 
reichende Grundlage für das Verſicherungsintereſſe angenommen worden (vgl. 
NGZ. 86 S. 392). Schließlich genügt auch ein tatſächliches Intereſſe. Denn der 
Intereſſenbegriff iſt im höchſten Maße ein wirtſchaftlicher Begriff. Nur wenn er 
ſo verſtanden wird, kommt man zu befriedigenden Ergebniſſen. Andererſeits hat 
die Aufſtellung des Intereſſenerforderniſſes aber einen guten Sinn. Dadurch ſoll, 
worauf insbeſondere Ehrenberg hinweiſt, den Wett: und Überverſicherungen ent⸗ 
gegengetreten werden, die mit dem Zwecke der Verſicherung nicht vereinbar ſind. 
Es kann nicht zweifelhaft fein, daß durch eine genaue Prüfung des Intereſſes oft 
Unlauterkeiten aufgedeckt werden können. 

Der Wert des verſicherten Intereſſes heißt Verſicherungswert (8 51 
VVG.) . Als ſolcher gilt, ſoweit ſich nicht aus den Umſtänden ein anderes ergibt, 
der gemeine Wert der Sache, alſo der Kaufwert, den die Sache auf dem Markt 
hat, im Gegenſatz zu dem ſubjektiven Wert, d. i. der Wert, den die Sache gerade 
für dieſen beſtimmten Verſicherungsnehmer hat. 

Hat der Verſicherungsnehmer dasſelbe Intereſſe mehrfach verſichert, ſo beſteht 
für ihn die Verpflichtung, jedem Verſicherer von der anderen Verſicherung un: 


8 Hagen, Handbuch S. 321 u. die dort angegebene Rechtſprechung. 
4 Ehrenberg, a. a. O. S. 639. 
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verzüglich Mitteilung zu machen ($ 58 Abi. 1 VVG., S 789 HGB.), ja in der 
Feuerverſicherung iſt ſelbſt dann Anzeige erforderlich, wenn es ſich um verſchieden⸗ 
artige Intereſſen an demſelben wirtſchaftlichen Gute handelt (§ 90 VV. ). 

Weſentlich iſt ferner eine Einigung der Parteien über die Dauer des Ver⸗ 
ſicherungsverhältniſſes, über die ſog. Verſicherungszeit. Dies geſchieht 
entweder nach Zeitabſchnitten oder nach der Dauer eines Unternehmens oder 
eines Zuſtandes. Schließlich iſt noch eine Vereinbarung über die Art und den 
Umfang der Leiſtung des Verſicherers ($ 1 VVG.) und über die Höhe 
der Gegenleiſtung des Verſicherungsnehmers, den Beitrag, notwendig. Regel⸗ 
mäßig hat der Verſicherer den Schadenserſatz in Geld zu leiſten, doch kann auch 
etwas anderes, z. B. Wiederherſtellung, Lieferung einer Erſatzſache, Ernährung 
und Behandlung in einem Krankenhauſe, verabredet ſein. Der Umfang der 
Leiſtung des Verſicherers richtet ſich bei der Schadensverſicherung nach der Höhe 
des entitandenen Schadens und iſt notwendig begrenzt durch den Verſicherungs⸗ 
wert, der immer den geſetzlichen Höchſtbetrag der Leiſtung darſtellt. Bei der 
. muß der Umfang der Leiſtung ſtets ausdrücklich vereinbart 
werden. 

Damit ſind die Fragen erſchöpft, über die ſich die Parteien notwendigerweiſe 
geeinigt haben müſſen, wenn ein Verſicherungsvertrag zuſtande kommen ſoll. Von 
den freiwilligen Abreden ſind am wichtigſten die Obliegenheiten zum 
Zwecke der Verminderung der Gefahr oder zum Zwecke der Verhütung einer 
Gefahrerhöhung (S8 32 VVG., S 7 Allg. Feuer⸗Verſ.⸗ Bedingungen), die der Ber: 
ſicherungsnehmer zu erfüllen hat. Es fallen darunter nicht nur Zahlungen, 
Anzeigen, Pflicht zur Schadenfeſtſtellung, ſondern z. B. auch die Unterwerfung 
unter eine ärztliche Unterſuchung, die Unterlaſſung von Eingriffen bei Hagel⸗ 
ſchaden, Klageerhebung uſw. Wenn im Vertrage beſtimmt iſt, daß bei Verletzung 
einer Obliegenheit der Verſicherer zum Rücktritt berechtigt oder von der Ver⸗ 
pflichtung zur Leiſtung frei ſein ſoll, ſo tritt die vereinbarte Rechtsfolge nicht ein 
bei unverſchuldeter Pflichtverletzung (8 6 1 VVG.) und für den Fall, daß ihre 
Verletzung erſt nach Eintritt des Verſicherungsfalls erfolgte, ſogar nur bei vorſätz⸗ 
licher oder grobfahrläſſiger Pflichtverletzung (8 6 II VVG.) 

Mit der Einigung über den Inhalt des Verſicherungsvertrages kommt das 
Verſicherungs verhältnis zuſtande. Aus ihm ergibt ſich für den Ber: 
ſicherungsnehmer vor allem die Verpflichtung, den vereinbarten Beitrag zu zahlen 
(S 35 VVG.). Von dem Abſchluß des Verſicherungsvertrages und der Entſtehung 
des Verſicherungsverhältniſſes zu trennen iſt der Beginn der Verſiche⸗ 
rung oder des Verſicherungsſchutzes. Man verſteht darunter 
den Zeitpunkt, von dem an der Verſicherer, falls der Verſicherungs fall 
eintritt, haftbar iſt. Dieſer Zeitpunkt kann ſowohl zurückbezogen als 
auch hinausgeſchoben ſein, ſo daß der Verſicherer ſchon von einem gewiſſen 
Zeitpunkt vor oder erſt von einem gewiſſen Zeitpunkt nach Abſchluß des Ver⸗ 
trages haftet!5. In dieſem Zuſammenhang iſt auch die ſog. Deckungszuſage 
zu nennen. Sie iſt vielfach üblich geworden, wenn zwiſchen Antrag und Annahme 
eine längere Zeitſpanne liegt, und fie ſtellt einen ſelbſtändigen Vertrag mit dem 
Inhalt des ſpäteren, einſtweilen noch nicht fertigen Verſicherungsvertrages dar“. 

Eine Hinausſchiebung des Beginns des Verſicherungsſchutzes tritt kraft Geſetzes 
ein, wenn der erſte Beitrag nicht rechtzeitig gezahlt wird ($ 38 VVG.) . Er 
iſt ſofort nach Abſchluß des Vertrages zu leiſten. Ein geordneter Verſicherungs⸗ 
betrieb iſt nur dann möglich, wenn die Beiträge pünktlich eingehen. Dieſem 
Umſtand trägt auch das VVG. Rechnung. Seine Vorſchriften unterſcheiden zwiſchen 


—— 
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dem erſten und einem ſpäteren Beitrag, wobei die Nichtzahlung des erſten Bei⸗ 
trages naturgemäß mit ſchwereren Nachteilen bedroht wird. Tritt der Verſiche⸗ 
tungsfall vor deſſen Zahlung ein, jo wird der Verſicherer von der Verpflichtung 
zur Leiſtung frei ($ 38 I VVG.) . Dieſe Rechtsfolge tritt dagegen bei Nichtzahlung 
eines Folge beitrages nur dann ein, wenn der Verſicherungsnehmer auch noch 
eine ihm zu ſetzende Nachfriſt von mindeſtens zwei Wochen nutzlos verſtreichen 
läßt und er ſich im Verzuge befindet (8 39 VVG.) . Im übrigen kann der Ber: 
ſicherer in beiden Fällen kündigen (8 38 II, $ 39 VVG.). Eine vertragliche Abs 
änderung der geſetzlichen Beſtimmungen zum Nachteile des Verſicherungsnehmers 
iſt rechtlich ohne Bedeutung ($ 42 VVG.) 

Zug um Zug gegen Zahlung des erſten Beitrages iſt dem Verſicherungsnehmer 
der vom Verſicherer unterſchriebene Verſicherungsſchein auszuhändigen (8 35 III 
VVG.). Dem Verſicherungsſchein kommt eine große Bedeutung zu, denn 
er bildet die urkundliche Grundlage für die beiderſeitigen Rechte und Pflichten 
aus dem Verſicherungsvertrag. Grundſätzlich iſt er zwar nur eine ſchlichte Beweis» 
urkunde, und er könnte, da er ja nur vom Verſicherer unterſchrieben iſt, nur als 
Beweismittel gegen dieſen verwertet werden. Das VVG. hat jedoch durch die 
in $ 5 enthaltene Klauſel die Bedeutung des Verſicherungsſcheins für den 
Inhalt des Vertrages weſentlich erweitert. Dort iſt die Vereinbarung für zuläſſig 
erklärt, daß der Verſicherungsnehmer durch die Annahme des Verſticherungsſcheins 
ſeinen geſamten Inhalt genehmigt. Dem Verſicherungsnehmer muß aber für einen 
Widerſpruch eine angemeſſene Friſt gelaſſen werden, die allgemein auf mindeſtens 
einen Monat, bei der Hagelverſicherung durch 8 109 VVG. auf mindeſtens eine 
Woche, bemeſſen wird. Natürlich darf der Widerſpruch nur die Richtigkeit des 
Verſicherungsſcheins betreffen, alſo eine Abweichung von dem Vereinbarten 
rügen !7. Erfolgt kein Widerſpruch, jo bildet der Verſicherungsſchein nun 
mehr die einzige und ausſchließliche Grundlage des Vertrages. Sorg⸗ 
fältigſte Prüfung feines Inhalts durch den Verſtcherungsnehmer iſt deshalb am 
Platze. Leider wird aber in dieſer Beziehung arg geſündigt. Meiſt beſchränkt 
ih die Prüfung der Verſticherungsſcheine auf die Beitragsberechnung, und der 
ſonſtige Inhalt wird erſt dann beachtet, wenn ein Schadensfall eingetreten iſt. 
Hier liegt die Urſache für manche Enttäuſchungen, die die Verſicherungsnehmer 
in Schadensfällen erleiden. Deshalb kann nicht eindringlich genug auf die Be⸗ 
deutung des Verſicherungsſcheins hingewieſen und den Verſicherungsnehmern ſeine 
ſorgfältige Prüfung, wofür ja ein voller Monat Zeit iſt, anempfohlen werden. 
Wer es verabſäumt, darf ſich nicht wundern, daß das Geſetz ihn auch die Folgen 
ſeiner Unterlaſſung tragen läßt. 

Charakteriſtiſch für die Geſchmeidigkeit des Privatverſicherungsrechts und für 
ſeine Fähigkeit, ſich den Bedürfniſſen des Lebens anzupaſſen, iſt die wirtſchaftliche 
Sicherung Dritter, die es durch die Einrichtungen der „Verſicherung für 
fremde Rechnung“ und der „Verſicherung für Rechnung wen es 
angeht“ gewährt (SS 74-80 VVG., SS 781, 886891 HGB., 88 52—57 Allg. 
Seeverſ. B.). In dieſen Fällen verfihert der Verſicherungsnehmer ein fremdes 
Intereſſe. Anders iſt es bei der Lebensverſicherung zugunſten eines 
Dritten (SS 166—168 VVG.), obwohl auch fie der wirtſchaftlichen Sicherung 
Dritter dient. Ihr Tatbeſtand liegt vor, wenn der Verſicherungsnehmer bei 
Abſchluß des Lebensverſicherungsvertrages eine oder mehrere Perſonen, z. B. die 
Ehefrau, Kinder, die Hinterbliebenen oder auch einen beſtimmten Gläubiger, als 
Bezugsberechtigten bezeichnet und er dadurch mit der Geſellſchaft einen 
Vertrag zugunſten eines Dritten abſchließt (SS 328, 330 BGB.). Das Intereſſe im 
verſicherungsrechtlichen Sinne iſt hier aber mit der Perſon des Verſicherungs— 
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nehmers ſelbſt verknüpft. „Der Dritte iſt hier im Gegenſatz zur Verſicherung für 
fremde Rechnung nicht Inhaber (Subjekt), ſondern Gegenſtand (Objekt) des ver⸗ 
ſicherten Intereſſes!s.“ Die Bezeichnung des Bezugsberechtigten kann auch noch 
nach Vertragsſchluß ohne Zuſtimmung des Verſicherers (8 166 VVG.) geſchehen. 
Im Zweifel iſt jede derartige Begünſtigung widerruflich ($ 328 II BGB.), 
und ein Anſpruch daraus wird erſt mit dem Tode des Verſicherungsnehmers 
erworben ($ 331 BGB.), dann aber unmittelbar aus dem Vertrage. Die Folge 
davon iſt, daß der Anſpruch auf die Verſicherungsleiſtung nicht in den Nachlaß 
fällt. Deshalb haben auch die Nachlaßgläubiger ſelbſt bei überſchuldetem Nachlaß 
höchſtens ein Anfechtungsrecht bezüglich der letzten Beitragszahlungen oder unter 
Umſtänden die Möglichkeit, die Bezugsberechtigung ſelbſt außerhalb oder innerhalb 
des Konkurſes anzufechten. 

Bis zum Eintritt des Verſicherungsfalles bildet bei der widerruflichen Be⸗ 
günſtigung der Anſpruch aus dem Lebensverſicherungsvertrage einen Beſtandteil 
des Vermögens des Verſicherungsnehmers. Er kann alſo bis dahin frei über ihn 
verfügen, aber auch jedem Gläubiger des Verſicherungsnehmers ſteht der Zugriff 
auf die Verſicherungsforderung offen. Erſt durch die Bezeichnung eines un⸗ 
widerruflich Begünſtigten ändert ſich die Rechtslage. Damit wird die Ver⸗ 
ſicherungsforderung zwar dem Zugriff der Gläubiger des Verſicherungsnehmers 
entzogen, aber nur um den Preis des Verzichts auf ſeine eigene Verfügungsmacht. 

Das VVG. hat ſich den wechſelvollen Anforderungen des lebendigen Lebens 
während der 24 Jahre, die es nunmehr in Kraft iſt, gewachſen gezeigt, und ſeine 
Beſtimmungen führen zu befriedigenden Ergebniſſen. Man muß nur die alte, vom 
Nationalſozialismus wieder zu voller Geltung gebrachte Wahrheit beherzigen, daß 
Recht nur derjenige findet, der hinter dem Buchſtaben des Geſetzes deſſen wirt⸗ 
ſchaftlichen Kern zu erkennen weiß. Dieſe Mahnung richtet ſich in demſelben 
Maße an die Geſellſchaftsleiter, wie ſie für die Verſicherungsnehmer und die 
Gerichte gilt. So wichtig es iſt, daß die Belange des einzelnen Verſicherungs⸗ 
nehmers ſorgfältig gewahrt werden, ſo darf doch über dieſer Sorge nicht ver⸗ 
geſſen werden, daß der Verſicherungsnehmer ſich durch den Abſchluß des Ver⸗ 
ſicherungsvertrages einer Gefahrengemeinſchaft eingegliedert hat und daß 
die Belange dieſer Gemeinſchaft gleichfalls weiteſtgehende Berückſichtigung ver⸗ 
langen. In Zweifelsfällen darf deshalb nicht gefragt werden: Wie verhelfen wir 
dem einzelnen am beſten zu ſeinem erhobenen Anſpruch? Die Frage muß vielmehr 
lauten: Kann es der Gemeinſchaft gegenüber verantwortet werden, die Anſprüche 
des einzelnen aus ihren Mitteln zu befriedigen??? Ganz abwegig iſt die Anſicht, 
die man oft hört, daß dem „armen Verſicherungsnehmer“ die „reiche Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft“ gegenüberſtehe, der ein Aderlaß nichts ſchaden könne. Denn 
die im richtigen Geiſte geführten Verſicherungsunternehmungen ſind keine von 
einem überſteigerten Gewinnſtreben beſeſſenen Kapitalgeſellſchaften, ſondern ſie 
verwalten als Treuhänder die ihnen anvertrauten Gelder ihrer Mitglieder. Die 
Verſicherungsleiſtungen werden alſo bewirkt aus dem Vermögen der auf Gedeih 
und Verderb verbundenen Gemeinſchaft der Verſicherten. Als Glied dieſer Gemein⸗ 
ſchaft iſt der einzelne auch verpflichtet, in allen den Verſicherungsvertrag 
betreffenden Fragen ſo zu handeln, daß dadurch die wohlbegründeten Belange der 
Gemeinſchaft nicht beeinträchtigt werden. Darüber mit beſonderer Sorgfalt zu 
wachen, iſt eine in der nationalſozialiſtiſchen Rechts- und Wirtſchaftsauffaſſung 
begründete Pflicht der Verſicherungsgeſellſchaften und der Gerichte. 
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3. Das Verſicherungs⸗Aufſichtsrecht. 

Aus der Eigenart des Verſicherungsweſens, das ein ganz beſonders hohes Maß 
von Vertrauen und Zuverläſſigkeit vorausſetzt, erwachſen naturgemäß bei einem 
Mißbrauch dieſes Vertrauens auch ganz beſonders ſchwere Gefahren für weite 
Kreiſe des Volkes. Privatrechtliche Vorſchriften über die Geſchäftsführung und 
die Vermögensverwaltung und auch Strafvorſchriften können hier allein keinen 
genügenden Schutz für die Verſichertengemeinſchaft bieten. Mit Gewiſſenhaftigkeit 
und Strenge, aber frei von jeder Engherzigkeit und jedem Formalismus, muß 
vielmehr darüber gewacht werden, daß die für alle Verſicherungszweige gleich⸗ 
mäßig geltenden Forderungen nach einem techniſch einwandfreien Betriebe und 
nach einer verantwortungsbewußten wirtſchaftlichen Geſchäftsführung erfüllt 
werden. Unſere deutſche Aufſichtsgeſetzgebung ſucht dieſes Ziel durch den Grundſatz 
der Staatsaufſicht mit Konzeſſionspflicht zu erreichen. Nach der 
Begründung zum BAG. iſt hierfür nicht nur die Gefahr ſchwerſter Schädigung des 
Volkswohls maßgebend, die von einem Mißbrauch des Verſicherungsweſens droht, 
ſondern auch die große volkswirtſchaftliche, ſoziale und ethiſche Bedeutung des 
Verſicherungsweſens. Niemand wird ſich dieſen Gründen verſchließen können. 

Die Zulaſſung zum Verſicherungsbetrieb (58 5—14 BAG.) wird 
deshalb nur ſolchen Unternehmen erteilt, die die Garantie eines zuverläſſigen, 
techniſch einwandfreien und finanziell geſicherten Betriebes bieten. Liegen dieſe 
Vorausſetzungen vor, dann wird nach geltendem Recht die Erlaubnis unabhängig 
von dem Nachweis eines Bedürfniſſes erteilt, und zwar, ſofern nicht der Geſchäfts⸗ 
plan den Wirkungskreis der Unternehmung auf eine beſtimmte Zeit oder auf ein 
kleineres Gebiet beſchränkt, ohne Zeitbeſchränkung und für den Umfang des 
Reichs (S 6 VAG.) 

Über die zugelaſſenen Privatverſicherungsunternehmungen wird eine fortlaufende 
Aufſicht ausgeübt. Ausgenommen ſind nur die Verſicherung gegen Kursverluſt, 
die Transportverſicherung und die Rückverſicherung, ſofern ſie nicht durch einen 
Verſicherungsverein auf Gegenſeitigkeit betrieben werden (8 148 VAG.) . Die 
Aufſichtsführung liegt nach geltendem Recht nicht in einer Hand. Sie iſt 
zwiſchen dem Reich und den Ländern in der Weiſe geteilt, daß Verſicherungs⸗ 
unternehmungen, deren Geſchäftsbetrieb durch die Satzung oder durch andere 
Geſchäftsunterlagen auf ein Land beſchränkt iſt, von den Landesbehörden 
beauſſichtigt werden ($ 3 VAG.). Die Reichsaufſicht wird durch das 
Reichsaufſichtsamt für Privatverſicherung ausgeübt, dem ein 
aus Sachverſtändigen des Verſicherungsweſens beſtehender Verſicherungs⸗ 
beirat zur Seite ſteht. Die Tätigkeit der Aufſichtsbehörde iſt in Ubereinſtimmung 
mit dem weſentlich volkswirtſchaftlichen und ſozialen Inhalt des angenommenen 
Aufſichtsſyſtems mehr verwaltender als rechtſprechender Natur. Beſondere 
Beſtimmungen über die Aufgaben und die Befugniſſe, die Verfaſſung und das 
Verfahren der Auffichtsbehörden enthalten die SS 81—104 VA. Daneben gibt das 
Geſetz Einzelvorſchriften für die Geſchäſtsführung der Verſicherungsunternehmungen 
(58 54—64) und insbeſondere für die Anlage der Deckungsſtöcke bei der 
Lebensverſicherung (88 65—81 VAG.) und bei der Kranken⸗ und Unfallverſicherung, 
ſoweit dieſe Verſicherungen nach Art der Lebensverſicherung auf Grund beſtimmter 
Wahrſcheinlichkeitstafeln betreiben (88 79, 12 VAG.) . Der Deckungsſtock iſt eine 
Rücklage, die erforderlich iſt, um zuſammen mit den rechnungsmäßig zu erwartenden 
weiteren Beiträgen den künftigen Verſicherungsanſpruch zu decken. Wirtſchaftlich 
gehört ſie anteilig den einzelnen Verſicherungsnehmern. Hier offenbart ſich die 
Lebensverſicherung in ihrer Eigenſchaft als Sparkaſſe. Da die Deckungsrücklage 
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das Rückgrat der Lebensverſicherung bildet und in ihr die Erſparniſſe weiter 
Schichten des Volkes angehäuft ſind, iſt ihre ſichere Anlage und ihre ſachgemäße 
Verwaltung eine beſonders ſchwierige und verantwortungsvolle Aufgabe der 
Geſellſchaftsleiter. Deshalb ſtellt auch das Geſetz für die Anlage der Deckungsſtöcke 
beſtimmte Grundſätze auf, die zwingenden Charakters ſind, und deren Beachtung 
von der Aufſichtsbehörde und dem Treuhänder des Deckungsſtocks überwacht wird. 
(SS 65—79, im beſonderen $ 68 VAG.) 

Zur Erfüllung ihrer Pflichten find der Aufſichtsbehörde weitreichende Macht⸗ 
befugniſſe zugeteilt worden. Sie beſitzt nicht nur das Recht des Einblicks 
und der Einwirkung auf alle Verhältniſſe und ausreichende Strafbefugniſſe 
zur Erzwingung ihrer Anordnungen, ſondern ſie kann auch den Abſchluß 
neuer und die Verlängerung oder Erhöhung alter Verſicherungen unter⸗ 
ſagen, mit Ausſchluß aller anderen Beteiligten allein den Konkurs be⸗ 
antragen, andererſeits aber auch alle Maßregeln zur Geſundung einer 
ins Wanken geratenen Geſellſchaft ergreifen (SS 81 ff. VAG.). So iſt die im 
rechten Sinne geübte Staatsaufſicht ein geeignetes Mittel, das allgemeine Ver⸗ 
trauen zu ſtärken und immer weitere Volkskreiſe von der Notwendigkeit der 
Verſicherung zu überzeugen. 


III. Neform⸗Probleme 


Der innerhalb der Akademie für Deutſches Recht gebildete Reichsausſchuß für 
Verſicherungsweſen, deſſen Leitung mir anvertraut iſt, unterzieht ſich zur Zeit der 
Aufgabe, das geſamte deutſche Privatverſicherungsrecht zu überprüfen, inwieweit 
es der nationalſozialiſtiſchen Rechts⸗ und Wirtſchaftsauffaſſung entſpricht, und die 
Vorarbeiten für die Reform des Verſicherungsrechts zu leiſten. In der erſten 
Sitzung dieſes Reichsausſchuſſes vom 22. März 1934 wies der Vizepräſident der 
Akademie, Geheimrat Profeſſor Dr. Kiſch, den Weg für die Erfüllung dieſer 
Aufgabe. An die Spitze ſeiner Ausführungen ſtellte er den Satz: Die Mitglieder 
dieſes Ausſchuſſes brauchten ſich nicht erſt umzuſtellen, um das Verſicherungsrecht 
dem Ideengut des Nationalſozialismus anzupaſſen. Denn die Verſicherung diene 
von jeher dem großen Gedanken, der einer der Leitſätze der nationalſozialiſtiſchen 
Welt⸗ und Rechtsauffaſſung ſei, nämlich dem Gedanken, daß das Wohl des Volkes, 
das Wohl der Geſamtheit den unbedingten Vorrang vor den eigennützigen Belangen 
des einzelnen beanſpruchen müſſe. Jenes Wohl und dieſe Belange brauchten ſich 
— richtig verſtanden — keineswegs gegenſätzlich gegenüberzuſtehen. Es diene auch 
dem gemeinen Wohle, wenn der einzelne beſtrebt ſei, ſich und ſeine Familie und 
ſeine Güter gegen die Wechſelfälle des Lebens und gegen die feindlichen Mächte 
der Natur vorſorglich zu ſchützen. Indem die Verſicherung ſich auf der Grundlage 
des Gedankens der Schickſalsgemeinſchaft möglichſt vieler von den gleichen Gefahren 
bedrohter Volksgenoſſen verwirkliche, diene fie wiederum einem weiteren Leitſatz 
der neuen Staatsidee, nämlich dem Gedanken der genoſſenſchaftlichen gegenſeitigen 
Hilfe, der Kameradſchaft und der Volksverbundenheit. Dieſem Gedanken ſolle das 
Verſicherungsrecht nur noch reſtloſer und vollkommener angepaßt werden, als es 
vielleicht bisher geſchehen ſei. 

Dieſe Worte aus berufenem Munde geben die Erklärung dafür, daß das deutſche 
Verſicherungsrecht in jüngſter Zeit weniger als viele andere Gebiete des deutſchen 
Rechts Anlaß zu berechtigter Kritik gegeben hat. Sie ſchaffen aber auch darüber 
Klarheit, daß die Grundſätze des deutſchen Privatverſicherungsrechts geſund find, 
daß alſo nicht etwas Neues an ſich, ſondern nur etwas Beſſeres geſchaffen 
werden ſoll. Das führt von ſelbſt dazu, daß an Vorſchriften, die ſich in lang⸗ 
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jähriger Praxis bewährt haben und mit der neuen Rechts⸗ und Wirtſchafts⸗ 
auffaſſung in Einklang ſtehen, nicht gerüttelt werden ſollte “!. 

Die Beſchränkung des Raumes läßt es nicht zu, die einzelnen Reformfragen 
anſchaulich darzuſtellen und die bereits vorliegenden Vorſchläge des Ausſchuſſes 
näher zu begründen. 


Notwendigkeit der Vereinheitlichung, d. h. der Verreichlichung der 
Verſicherungsaufſicht 


Wie wir bereits ſahen, herrſcht in der Verſicherungsaufſicht heute noch große 
Zerſplitterung und Buntſcheckigkeit. Das VAG. wird teils vom Reichsaufſichtsamt, 
teils ſelbſtändig von Landesbehörden gehandhabt, auf die öffentlich⸗ rechtlichen 
Anſtalten, die ſich in der Individualverſicherung betätigen, erſtreckt es ſich über⸗ 
haupt nicht. Auch eine Unzahl von kleineren privaten Verſicherungsbetrieben 
unterſteht ihm nicht. Dieſe Zuſtände beruhen zu einem weſentlichen Teil auf 
früheren Zugeſtändniſſen an den Partikularis mus. Sie ſind nach Anſicht 
des Ausſchuſſes fir den neuen totalen Staat untragbar. Der Grundſatz „Ein 
Volk, ein Reich, ein Recht“ verlangt für ſeine Verwirklichung im Verſicherungs⸗ 
weſen die ſtraffe Zuſammenfaſſung der geſamten Verſicherungsaufſicht 
in einer Hand, und zwar in der Hand des Reiches. Aber nur über die größeren 
Unternehmen wird die Reichszentralbehörde die Aufſicht unmittelbar führen, im 
übrigen wird ſie von ihrem Rechte der Delegation der Aufſichtsbefugniſſe 
auf nachgeordnete Behörden weitgehend Gebrauch machen. Aber auch in dieſen 
Fällen muß der Zentralbehörde die nach ihrem Ermeſſen auszuübende Oberaufſicht 
17 ſo daß ſie ihren Grundſätzen bis zum kleinſten Verein Geltung verſchaffen 
ann. 


Neform der Verwaltungsgerichtsbarkeit des Aufſichtsamtes 


Es erſcheint bedenklich, daß über die Berufung, die gegen gewiſſe richterliche 
Entſcheidungen des Auffidtsamtes eingelegt werden kann, durch ein anderes 
Kollegium des Aufſichtsamtes, alſo derſelben Behörde, entſchieden wird, ſodaß das 
Auffichtsamt in gewiſſem Sinne Richter in eigener Sache iſt. 


Soll die Zulaſſung von Verſicherungsunternehmungen von der Bedürfnisfrage 
| abhängig gemacht werden? 


Nach geltendem Rechte wird die Erlaubnis zum Betriebe des Verſicherungs⸗ 
gewerbes ohne den Nachweis eines Bedürfniſſes erteilt. Dem Ausſchuß erſcheint es 
jedoch ratſam, daß die Bejahung der Bedürfnisfrage in wirtſchaftlichen Notzeiten 
wenigſtens vorübergehend mit zu den Vorausſetzungen der Betriebszulaſſung ge⸗ 
macht wird ($ 6 und 8 VAG.). Das tft in Danzig, wo bisher das VAG. unver⸗ 
ändert galt, durch Verordnung vom 5. Juni 1935 bereits geſchehen. Auch die neueſte 


u Hinzukommt, daß wichtige verſicherungsrechtliche Beſtimmungen erſt vor einigen 
Jahren Anderungen und Ergänzungen erfahren haben, die überwiegend dem Intereſſe 
der Allgemeinheit dienen, infolgedeſſen auch vom Standpunkt nationalſozialiſtiſcher Wirt⸗ 
ſchaftsauffaſſung aus wertvoll find und deshalb die Zahl der jetzt erforderlichen Reformen 
vermindern. 80h verweiſe nur auf die Novelle zum Verſicherungsaufſichtsgeſetz vom 
30. März 1931, die im Anſchluß an den Zuſammenbruch der Frankfurter Allgemeinen Ver⸗ 
cherungsgeſellſchaft (an den ſog. Favagſkandal) erlaſſen wurde und eine Reihe tief ein⸗ 

neidender Neuerungen brachte (Pflichtprüfung, Treuhänder für das Deckungskapital, 
ufſicht über Bauſparkaſſen, Wahrung der Belange der Angeſtellten bei Beſtandsüber⸗ 
tragungen, Konkursvorrecht in der Schadensverſicherung, Prüfung der Geſellſchaften alle 
5 Jahre durch das Aufſichtsamt, Verſchärfung der Strafbeſtimmungen uſw.); ferner gehört 
hierher die Aktiennovelle vom 19. September 1931 (eingehendere Rechnungslegung, Er⸗ 
weiterung der Publizität!). 
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Wirtſchaftsgeſchichte im Reich kennt bereits ähnliche Fälle der Einſchränkung von 
Betriebsneugründungen und -ausdehnung (z. B. im Einzelhandel, in der Stick⸗ 
ſtoff⸗ und Zementwirtſchaft, bei den Banken). 


Rechtsform der Verſicherungsträger 


Auf dem Gebiete der Individualverſicherung betätigen ſich Aktiengeſellſchaften, 
Verſicherungsvereine auf Gegenſeitigkeit und öffentlich⸗rechtliche Anſtalten. Die 
geſamte Fachwelt iſt ſich im weſentlichen darüber einig, daß ſich das Nebeneinander 
dieſer Formen zum Wohle der Verſicherungsnehmer ausgewirkt hat. Erörterungen 
darüber, ob hier irgendwelche Anderungen angebracht ſind, werden zweckmäßig 
zurückgeſtellt, bis die Reform des Aktienrechts endgültige Geſtalt angenommen hat. 


Gruppenverſicherung und Empfehlungsverträge und in Verbindung damit die 
Frage der berufsſtändiſchen Verſicherung 


Der Vorſchlag des Ausſchuſſes zu dieſer Frage geht dahin, die Gruppenverſiche⸗ 
rung mit Vereinen, Verbänden und Organiſationen zwecks Beſeitigung der Rieſen⸗ 
verträge, der ſog. Mammutverträge uſw., grundſätzlich zu verbieten. Dagegen ſoll 
die Fir men gruppenverſicherung aus ſozialen Gründen weiter zuläſſig ſein, 
natürlich unter geſunden Bedingungen. Ferner hält der Ausſchuß durchgreifende 
Maßnahmen gegen die Neugründung berufsſtändiſcher Verſicherungs⸗ 
unternehmungen und gegen den Ausbau beſtehender Geſellſchaften zu ſolchen für 
unerläßlich. Wenn ein Berufsſtand nach dem anderen durch berufsſtändiſche Ver⸗ 
ſicherungseinrichtungen für den freien Wettbewerb ausfallen würde, wäre den 
anderen Verſicherungsunternehmungen in Kürze das Arbeitsfeld abgegraben, und 
der Berufsſtand der Verſicherung würde zerſchlagen werden. Hinzu kommt, daß es 
vom fachmänniſchen Standpunkt aus ſehr bedenklich iſt, die Angehörigen beſtimmter 
Berufsſtände zwangsmäßig eigenen Sonderverſicherungseinrichtungen zuzuführen, 
weil das gegen einen Hauptgrundſatz jeder Verſicherung, nämlich den des möglichſt 
großen Riſikenausgleichs innerhalb der Gefahrengemeinſchaft, verſtößt. 
Auch das Reichswirtſchafts⸗ und das Reichsernährungsminiſterium haben ſich Ende 
des Jahres 1933 mit gutem Recht in einer gemeinſamen Verlautbarung entſchieden 
gegen die berufsſtändiſche Verſicherung ausgeſprochen. 


Abonnenten: und Zeitſchriften⸗Verſicherung 


Zu dieſer Frage, die vor allem die Intereſſen wirtſchaftlich ſchwacher Volkskreiſe 
berührt, hat der Ausſchuß bereits in einer eingehend begründeten Denkſchrift nebſt 
Reformvorſchlägen Stellung genommen und dieſe im Einvernehmen mit dem 
Präſidenten der Akademie den zuſtändigen Miniſterien und dem Reichsaufſſichts⸗ 
amte zugeleitet. Bei dieſem Gutachten hat ſich der Ausſchuß vom verſicherungs⸗ 
rechtlichen Standpunkt aus mit der Empfehlung einer tiefgreifenden Re⸗ 
form dieſes Wirtſchaftszweiges begnügt, während die Entſcheidung der grund— 
ſätzlichen Frage bei der Abonnenten-Verſicherung, ob die Verbindung zweier völlig 
jremdartiger Leiſtungen, nämlich einer Preſſe- und einer Verſicherungsleiſtung, die 
aus Gründen des Wettbewerbs erfolgte, für die kultur- und preſſepolitiſche ſowie 
die wettbewerbs- rechtliche Auffaſſung im neuen Staate tragbar iſt, anderen Stellen 
vorbehalten bleiben muß. 


Bewertungsvorſchriften für den Nechnungsabſchluß 


Hier ſchlägt der Ausſchuß die Streichung des ſchon wiederholt auf je 1 Jahr 
außer Kraft geſetzten $ 56 VAG. vor. Er ſoll durch die Beſtimmungen der Novelle 
zum HGB. erſetzt werden, nach denen Dauer anlagen zum Anſchaffungswerte 
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bilanziert werden können, auch wenn dieſer höher iſt als der Börſenwert am 
Bilanzſtichtag. Daneben ſoll in der Lebensverſicherung für die als Daueranlage 
dienenden Wertpapiere die Zulaſſung einer Bewertung nach mathematiſchen 
Kurſen angeſtrebt werden. 


Fremdwährungsverſicherungen 


Hier iſt u. a. zu unterſuchen, ob in Deutſchland der Abſchluß von Verſicherungs⸗ 
verträgen in anderer Währung als der Reichswährung geſetzlich verboten werden 
ſoll, abgeſehen von der beſonders international eingeſtellten Transportverſicherung 
und Rückverſicherung. | 


Berfiherungsbetrug 


Es handelt ſich hauptſächlich um Vorſchläge für eine ſchärfere Beſtrafung ($$ 263, 
265 StGB., ferner SS 306 ff., 310 StGB.; §8§ 139 StGB. uſw.). 


Zwangshaftpflichtverſicherung für Kraftfahrzenghalter 


Dieſem ſchwierigen und umſtrittenen Problem kommt mit der zunehmenden 
Motorifierung des Verkehrs und auch im Hinblick auf den vom Führer und Reichs⸗ 
kanzler angeſtrebten „Volkswagen“ eine beſondere Bedeutung zu. Bei den bis⸗ 
herigen Beratungen des Ausſchuſſes war die Feſtſtellung von beſonderem Intereſſe, 
daß man in einigen Staaten des Auslandes mit der Einführung der Zwangs⸗ 
haftpflichtverſicherung ungünſtige Erfahrungen gemacht hat und dort auch keine 
Senkung der Verſicherungsprämien möglich war, ſondern ſich vielmehr eine Er⸗ 
höhung notwendig machte. Auch tauchten Zweifel auf, ob durch die Einführung der 
Zwangshaftpflichtverſicherung tatſächlich die von ihren Befürwortern erſtrebten 
Ziele zu erreichen ſind. Die Unterſuchungen des Ausſchuſſes ſollen durch weitere 
Ermittlung im In⸗ und Auslande noch vertieft werden. 


Neuordnung des Agenten: und Maklerrechts 


Hier handelt es ſich um einen großen Fragenkomplex. Bereits endgültig beraten 
hat der Ausſchuß einen Geſetzentwurf betr. Regiſtrierung der hauptberuf⸗ 
lichen Verſicherungsvertreter und Verſicherungsmakler. Der Entwurf, der der 
Säuberung und Reinerhaltung dieſes Berufsſtandes dienen ſoll, will die Aus⸗ 
übung des Bermittlerberufes an beſtimmte Vorausſetzungen knüpfen. Ein weiterer 
Geſetzentwurf behandelt Maßnahmen gegen die Proviſionsabgabe im 
Verſicherungsweſen. Ferner hat ſich der Ausſchuß mit dem Begriff, der Ver⸗ 
tretungsmacht, dem Nachinkaſſo, dem Delkrede re des Verſicherungs⸗ 
agenten und dem Titelweſen im Verſicherungsaußendienſt eingehend be— 
ſchäftigt. Schließlich gehört hierher die notwendige Beſeitigung anonymer Ver⸗ 
ſicherungsagenten⸗ und Makler⸗Firmen, die als Treuhand⸗ und Beratungs⸗ 
geſellſchaften, als Verſicherungsſchutzgeſellſchaften u. ä. auftreten, obwohl ſie in 
Wirklichkeit nichts anderes als die Verſicherungsvermittlung betreiben. Irre: 
führung des Publikums und damit eine bedenkliche Unſicherheit im Verkehr ſind 
die Folgen dieſer unrichtigen Firmierung, und der Ausſchuß iſt deshalb der An⸗ 
ſicht, daß auch auf dieſem Teilgebiet der Kampf gegen die Anonymität 
und für die Firmen wahrheit und Firmenklarheit mit Nachdruck 
durchgeführt werden muß. ö 


Seeverſicherung 


Bekanntlich wird zurzeit der größte Teil des geſetzlichen Seeverſicherungsrechts, 
das völlig überaltert iſt und noch aus den Zeiten der Segelſchiffahrt ſtammt, 
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praktiſch nicht angewendet, ſondern durch abweichende Beſtimmungen der Allge- 
meinen Deutſchen Seeverſicherungsbedingungen erſetzt, die jedoch der heutigen 
Rechtsauffaſſung und den neuzeitlichen techniſchen und wirtſchaftlichen Erforder⸗ 
niſſen auch nicht mehr entſprechen. Der Ausſchuß hofft, bereits im nächſten Jahre 
der Reichsregierung einen vollſtändigen Geſetzentwurf für ein neues deutſches See⸗ 
recht vorlegen zu können. 


FJamilienfürſorge in der Lebensverſicherung 


Der nationalſozialiſtiſche Staat ſchützt und fördert die Familie als die Keimzelle 
des Staates. Die Notwendigkeit der Familienfürſorge und ihrer Förderung muß 
vom künftigen Verſicherungsrecht noch in ſtärkerem Maße beachtet werden. Zurzeit 
kann das Ziel, die Lebensverſicherung vor dem Zugriff der Gläubiger des Ver⸗ 
ſicherungsnehmers zu ſchützen und ſie ihrem Fürſorgezweck für die Hinterbliebenen 
zu erhalten, nur durch eine unwiderrufliche Bezugsberechtigung erreicht 
werden. Dieſe hat für den Verſicherungsnehmer den Nachteil des völligen Ver⸗ 
zichts auf ſeine Verfügungsmacht. Anzuſtreben wäre deshalb die geſetzliche Sicher⸗ 
ſtellung des Fürſorgezweckes der Lebensverſicherung zugunſten der Ehefrau und der 
Kinder des Verſicherungsnehmers. 

Hinzu kommt noch eine ganze Reihe anderer Probleme, deren Beſprechung hier 
aber zu weit führen würde. Beiſpiele ſind: Die Beſtimmungen über die vorvertrag⸗ 
liche Anzeigepflicht, SS 16 ff. VVG. und namentlich der viel umſtrittene § 21 
VVG.; das Mahnverfahren des 8 39 VVG., insbeſondere im Hinblick auf die für 
die Lebensverſicherung geltenden 88 173 ff. VVG.; eine zeitgemäße Anderung des 
§ 64 VVG. betr. das Sachverſtändigenweſen; die Frage der Einführung einer 
Wiederaufbauverpflichtung in der Feuerverſicherung; die Überprüfung des Hagel⸗ 
verſicherungsrechts, wobei es ſich beſonders um die 88 114 und 115 VVG. handelt, 
die den Beſitzwechſel regeln; die Frage der Zuſtimmung des Verſicherten bei der 
Fremdlebensverſicherung, $ 159 VVG., Selbſtmord und Lebensverſicherung, § 169 
VVG.,; der Einbau des Rechts der privaten Krankenverſicherung in das VVG.; 
Treuhänder, $ 70 VAGG.; Konkursprivileg des $ 80 VAG.; ſteuerrechtliche Fragen 
und vieles mehr. 

Wie auch unſer künftiges Verſicherungsrecht im einzelnen ausſehen mag: Selbſt 
mit den beſten geſetzlichen Beſtimmungen, mit den ſchönſten Paragraphen allein iſt 
es nicht getan. Auf ihre Handhabung in dem rechten Geiſte, im Sinne der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Weltanſchauung kommt es entſcheidend an. Darum möge das ſchöpfe⸗ 
riſche Gedankengut, das an der Wiege der deutſchen Verſicherung geſtanden hat, 
und das ſich verkörpert in der Gemeinnützigkeit, der Gemeinſchaftsidee, der gegen⸗ 
ſeitigen Hilfe, in der nationalen und ſozialen Einſtellung das ganze deutſche Ver⸗ 
ſicherungsweſen ſtets maßgebend beherrſchen! Im wohlverſtandenen Intereſſe der 
Verſicherten und der Verſicherer — zum Beſten von Volk und Staat! 


Hans Ullrich 
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Rechtspolitiſche Geſichtspunkte zur Erneuerung des 
deutſchen Seerechts 


Die moderne Seeſchiffahrt und die deutſche Seeſchiffahrt im beſonderen iſt groß 
geworden im Zeitalter des Hochkapitalismus und der „Weltwirtſchaft“. Kaum ein 
anderer Wirtſchaftszweig iſt durch ſeine Betriebsbedingungen in dem Umfange 
genötigt, ſich internationalen kommerziellen Bedingungen einzufügen wie die See⸗ 
ſchiffahrt. Infolgedeſſen war das deutſche Seerecht in der Ausgeſtaltung, welche es 
in der Blütezeit der hochkapitaliſtiſchen Entwicklung vor dem Kriege genommen 
hatte, in mancherlei Hinſicht, insbeſondere auf dem Gebiete des Seefrachtrechts, 
vorwiegend international ausgerichtet. Der Gedanke eines einheitlichen inter⸗ 
nationalen Seerechts war für viele das angeſtrebte Ideal, an deſſen Verwirklichung 
gerade auch unter Mitwirkung führender deutſcher Seerechtsjuriſten gearbeitet 
wurde. Auf gewiſſen Teilgebieten war eine Vereinheitlichung durch internationale 
Vereinbarungen ſchon vor dem Kriege erreicht, auf anderen Gebieten waren die 
Vorarbeiten weit gefördert. 

Die Kriſe des Hochkapitalismus durch den Weltkrieg und ſeine Folgen hat die 
zwiſchenſtaatlichen Handelsbeziehungen, deren früheres ſtändiges Anwachſen zur 
Illuſion der „Weltwirtſchaft“ geführt hatte, ſchwer betroffen. Die Seeſchiffahrt 
aller Völker befindet ſich ſeitdem in einer ſtändig ſchwierigen Lage, da ja ihre 
Dienſtleiſtungen von dem Umfang der zwiſchenſtaatlichen Handelsbeziehungen über 
See unmittelbar abhängen. Zwar gelang es, die deutſche Handelsſchiffahrt trotz 
ihrer faſt völligen Vernichtung durch die uns im Verſailler Vertrag aufgezwun⸗ 
gene Ablieferung der deutſchen Handelsflotte zu etwa zwei Drittel ihrer Vorkriegs⸗ 
größe wieder aufzubauen. Aber nur im ſtändigen Kampf um ihre Exiſtenz kann 
die deutſche Seeſchiffahrt ſich aufrecht erhalten. 

In der Entwicklung des Seerechts nach dem Kriege ſpiegelt ſich die Struktur⸗ 
änderung des Überſeehandels und damit der Seeſchiffahrt unverkennbar wieder. 
Die Beſtrebungen auf internationale Vereinheitlichung des Seerechts begegneten 
weſentlich größeren Widerſtänden als früher. Der jahrelange Kampf um die inter⸗ 
nationale Vereinheitlichung der Konnoſſementsbeſtimmungen (ſogen. Haager 
Regeln) iſt ein deutlicher Beweis für dieſe gegenläufige Tendenz. Andererſeits 
verſtärkte ſich in dem Maße, wie die Schwierigkeiten, international weiterzu⸗ 
kommen, ſich vermehrten, die Neigung, die nationalen Seegeſetzgebungen zu 
erneuern. So iſt Holland im Jahre 1924 mit einem neuen Seegeſetzbuch hervor⸗ 
getreten, in Italien und bei den ſkandinaviſchen Staaten liegen weit geförderte 
Entwürfe für ein neues nationales Seerecht vor. 

Vom nationalſozialiſtiſchen Standpunkt iſt zu ſagen, daß der Entwicklungsgang 
der Nachkriegszeit klar aufgezeigt hat, daß der internationalen Entwicklungslinie 
des Seerechts Grenzen geſetzt ſind, und daß der alte liberale Gedanke eines ein⸗ 
heitlichen Rechts auf den Ozeanen weder ideologiſch noch praktiſch aufrecht erhalten 
werden kann. Ideologiſch betrachtet teilt der Gedanke einer grundſätzlichen inter⸗ 
nationalen Vereinheitlichung des Seerechts das Schickſal aller liberalen Ideologien, 
daß nämlich ein durchaus zeitbedingter und damit vorübergehender Tatbeſtand der 
kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsform — in dieſem Falle die praktiſch zunehmende inter⸗ 
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nationale Vereinheitlichung des Seerechts infolge der immer engeren Verflechtung 
des überſeeiſchen Handelsverkehrs und damit der internationalen Seeſchiffahrt vor 
dem Kriege — zum Ausgangspunkt einer als dauernd gültig gedachten abſtrakten 
Theſe genommen wurde. Vom Standpunkt der juriſtiſchen Praxis liegt die 
Schwäche dieſes liberalen Ideals der internationalen Vereinheitlichung des See⸗ 
rechts vor allen Dingen darin, daß, ſelbſt wenn es gelänge, die nationalen Normen 
international zu vereinheitlichen, doch immer noch übrigbleiben würde, daß dieſe 
internationalen Normen von den Gerichten des Staates, in dem jeweilig im 
Einzelfall Recht geſprochen wird, auszulegen ſein würden. Da nun die zivil⸗ 
prozeſſualen Grundſätze in den einzelnen Schiffahrtsländern weitgehend vonein⸗ 
ander abweichen, und da darüber hinaus auch die materielle Anwendung der 
gegebenen Normen weitgehend durch die geſamte Rechtsauffaſſung des betreffenden 
Staates und Volkes beſtimmt iſt, ſo ergibt ſich, daß in der Anwendung eines 
ſolchen internationalen Rechts immer noch weſentliche nationale Verſchiedenheiten 
offen bleiben oder ſich neu entwickeln würden. Wenn ſomit alſo die Möglichkeit 
der Internationaliſierung des Seerechts, losgelöſt von der liberaliſtiſchen Ideo⸗ 
logie und geſtützt auf die Erfahrungen der Nachkriegszeit, ganz nüchtern aus dem 
Geſichtspunkt der praktiſchen Zweckmäßigkeit betrachtet werden muß, wobei als 
ſelbſtverſtändlich unterſtellt wird, daß die Zweckmäßigkeit innerhalb der Grenzen 
der nationalſozialiſtiſchen Geſamthaltung bleibt, ſo wäre es andererſeits falſch, 
eine Internationalifierung des Seerechts in beſtimmten feſten Grenzen aus dem 
Geſichtspunkt eines einſeitigen und letzten Endes auch im Kern liberalen Nationa⸗ 
lismus abzulehnen. Überall da, wo ideelle Grundforderungen der deutſchen Rechts⸗ 
geſtaltung nicht berührt werden, wo es ſich vielmehr um die international einheit⸗ 
liche juriſtiſche Ausgeſtaltung international einheitlich gegebener Tatbeſtände des 
Schiffahrtsverkehrs als ſolchen handelt, wird man die internationale Vereinheit⸗ 
lichung der betreffenden Seerechtsnormen als zweckmäßig anerkennen. Genau ſo 
wie es nicht als das Vorrecht einer einzelnen Nation betrachtet wird, die Ver⸗ 
beſſerungen der Schiffsformen, der Schiffsausrüſtung, der techniſchen Einrichtungen 
des Löſch⸗ und Lade⸗Betriebes für ſich allein in Anſpruch zu nehmen, hierin viel⸗ 
mehr ſich jeweilig ein friedlicher Wettbewerb der Nationen im internationalen 
Standard entwickelt, würde es nicht zweckmäßig ſein, in Materien des Seerechts, 
welche mit den international einheitlichen Betriebsformen der Seeſchiffahrt eng 
verbunden ſind, wie z. B. der Vereinheitlichung der Konnoſſementsbedingungen, 
der Beſtimmungen über Schiffspfandrechte und Schiffsgläubigerrechte und der Be⸗ 
ſtimmungen über die beſchränkte Reederhaftung, ſich der internationalen Verein⸗ 
heitlichung grundſätzlich zu widerſetzen. Dagegen iſt vom nationalſozialiſtiſchen 
Standpunkt für die Vereinheitlichung überall da die Grenze gezogen, wo Geſichts⸗ 
punkte und Gedanken typiſch deutſcher Rechtsgeſtaltung auftauchen, bei denen 
abwägende Prüfung zu dem Ergebnis kommt, daß die Internationaliſierung der 
betreffenden Normen zur Verflachung dieſes deutſchen Rechtsgutes führen müßte. 

Wenn ſomit auch in nationalſozialiſtiſcher Betrachtungsweiſe eine internationale 
Tendenz des Seerechts in beſtimmten Grenzen und losgelöſt von der liberalen 
Ideologie als vorhanden und berechtigt anzuerkennen iſt, ſo tritt auf der anderen 
Seite die beſondere nationale Bedeutung dieſes Rechtsgebietes um ſo deutlicher 
hervor. Das Seeſchiff mit ſeiner Beſatzung iſt, ſobald es den Heimathafen ver⸗ 
laſſen hat, ganz auf ſich allein geſtellt. Sein Führer, der Kapitän, und ſeine Be⸗ 
ſatzung vertreten in ausländiſchen Häfen die deutſche Flagge ihres Schiffes. Sie 
ſelbſt ſtellen für das Ausland einen Teil der deutſchen Volksgemeinſchaft dar, und 
zwar, was beſonders weſentlich iſt, auch für die breiten Schichten der arbeitenden 
Bevölkerung des Auslandes. Das Urteil des Auslandes über deutſche Art und 
Verhältniſſe wird alſo nicht zum geringſten Teil mitbeſtimmt durch den Eindruck, 
welchen die Beſatzungen der deutſchen Seeſchiffe im Ausland machen und durch die 
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Vorſtellung, welche dadurch auch die breiteren Schichten des Auslandes über 
deutſche Verhältniſſe gewinnen. Wenn die deutſchen Seeleute im Auslande ſich ſtets 
als Vertreter der deutſchen Volksgemeinſchaft fühlen, ſo wird ihre Haltung als 
eine vor Augen ſtehende Tatſache wirkſam der papiernen Propaganda entgegen⸗ 
treten können, welche viele ausländiſche Zeitungen gegen den Nationalſozialismus 
und damit gegen das deutſche Volk entfalten. Hieraus ergibt ſich ohne weiteres, 
daß es erforderlich iſt, die Gebiete des Seerechts, welche die Vorausſetzungen 
regeln, unter denen ein Seeſchiff unter deutſcher Handelsflagge fahren darf (ins⸗ 
beſondere das Flaggengeſetz) und ferner, welche die Rechtsſtellung der Beſatzung 
regeln (insbeſondere die Seemannsordnung), ſo umzugeſtalten, daß ſie ein Muſter 
der praktiſchen Anwendung nationalſozialiſtiſchen Rechtsdenkens werden, da dieſe 
Beſtimmungen die rechtliche Grundlage für die nationalſozialiſtiſche Haltung von 
e und Schiffsbeſatzung im Ausland und dem Auslande gegenüber 


Aus Vorſtehendem ergibt ſich, daß das deutſche Seerecht als Teilgebiet des 
deutſchen Rechts die geſamte Sphäre möglicher Rechtsgeſtaltung umſpannt. Die 
beiden Pole ſind einerſeits die typiſch nationalſozialiſtiſche Geſtaltung da, wo das 
Seerecht als Repräſentant deutſchen Rechtsdenkens dem Auslande gegenüber auf: 
tritt und die farblos internationale Geſtaltung da, wo weſentliches deutſches 
Rechtsgut nicht auf dem Spiele ſteht, andererſeits die Zweckmäßigkeit für eine 
internationale geſetzestechniſche Ausgeſtaltung entſprechend der vorhandenen inter⸗ 
nationalen betriebstechniſchen Einheitlichkeit auf dem betreffenden Gebiet ſpricht. 

Wenn vorſtehender Gedankengang die weltanſchauliche Ausrichtung der Neu⸗ 
geſtaltung des deutſchen Seerechts andeutet, ſo muß, um das Bild abzurunden, 
hinzugefügt werden, daß unabhängig hiervon noch ein rein praktiſcher, tatſächlicher 
Geſichtspunkt bei der Erneuerung mit zu berückſichtigen iſt. Unſer geltendes See⸗ 
recht ſtammt aus dem Anfang der 60er Jahre des 19. Jahrhunderts und iſt erwachſen 
aus den betriebstechniſch und wirtſchaftlich völlig überholten Formen der damals 
herrſchenden Segelſchiffahrt. Eine ganze Reihe ſeiner Beſtimmungen zielen auf 
Tatbeſtände ab, die in der Praxis entweder überhaupt nicht mehr vorkommen 
oder zur Bedeutungsloſigkeit herabgeſunken ſind. Andererſeits ſind zahlreiche recht⸗ 
liche Neubildungen im Geſetz entweder nur andeutungsweiſe (z. B. der Stückgüter⸗ 
frachtvertrag) oder überhaupt nicht (3. B. das ſogen. Durchkonnoſſement) geregelt. 
Daß es ſolange möglich war, mit einem techniſch durchaus veralteten Seerecht aus⸗ 
zukommen, iſt nur dadurch zu erklären, daß es ſich bei den meiſten Beſtimmungen 
nicht um zwingendes Recht handelt, ſo daß abweichende Vereinbarungen und damit 
die Einführung abweichender Beſtimmungen durch Vertrag in großem Umfange 
möglich ſind, ferner dadurch, daß die Rechtſprechung, insbeſondere des Hanſea⸗ 
tiſchen Oberlandesgerichts, das Seerecht in vielen Punkten über ſeinen urſprüng⸗ 
lichen Geſetzesinhalt hinaus weiterentwickelt hat. Es liegt aber auf der Hand, 
daß ſchließlich einmal der Zeitpunkt kommen muß, in dem ein ſeiner Verantwor⸗ 
tung bewußter Geſetzgeber die Folgerungen aus der völligen Veränderung der 
betriebstechniſchen und wirtſchaftlichen Vorausſetzungen zieht. Unter Bezugnahme 
auf das oben einleitend Ausgeführte kann geſagt werden, daß ſchon vor dem 
Kriege die Neugeſtaltung des deutſchen Seerechts lediglich aus dem Geſichtspunkt 
ſeiner zeitgemäßen Moderniſierung wohl nur deshalb nicht ſtärker in den Vorder⸗ 
grund getreten iſt, weil damals der Gedanke der internationalen Vereinheitlichung 
im Vordergrunde ſtand. Oben wurde bereits darauf hingewieſen, daß, als nach 
dem Kriege die Internationaliſierung des Seerechts ins Stocken kam, die nationale 
Reformarbeit aus dem Geſichtspunkt der Moderniſierung des Seerechts in ver⸗ 
ſchiedenen Ländern eingeleitet wurde. Die Notwendigkeit völliger Neugeſtaltung 
gewiſſer Gebiete des Seerechts nach den Forderungen nationalſozialiſtiſcher Rechts⸗ 
geſtaltung und die Notwendigkeit der Überprüfung anderer Teile daraufhin, ob 
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fie international vereinheitlicht werden können, trifft alſo zuſammen mit dem 
Bedürfnis, das Kernſtück des deutſchen Seerechts, nämlich das 4. Buch des Handels⸗ 
geſetzbuches, unter Berückſichtigung der ſeit dem Übergang von der Segelſchiffahrt 
zur modernen Dampfer⸗ und Motorſchiffahrt völlig veränderten betriebstechniſchen 
und wirtſchaftlichen Vorausſetzungen durchgreifend zu moderniſieren. Es iſt hierbei 
als eine glückliche Fügung zu bezeichnen, daß in Deutſchland bis zur Macht⸗ 
ergreifung durch den Nationalſozialismus in dieſer Richtung noch keine nennens⸗ 
werten Vorarbeiten eingeleitet waren, und daß es infolgedeſſen der Akademie für 
Deutſches Recht durch ihren Seerechtsausſchuß möglich geworden iſt, die Arbeit 
der Erneuerung des Seerechts im ganzen und unbeſchwert durch etwaige unzu⸗ 
reichende Vorarbeiten in Angriff zu nehmen. 

Es wird im Rahmen dieſer Ausführungen bewußt davon abgeſehen, auf die 
Ergebniſſe der bisherigen Arbeiten des Seerechtsausſchuſſes einzugehen (inſofern 
wird verwieſen auf die Veröffentlichungen des Vorſitzenden des Seerechtsausſchuſſes, 
Profeſſor Dr. Wüſtendörfer, Hamburg, im Jahrbuch der Akademie für Deutſches 
Recht 1933/1934, S. 56 ff., und in der Zeitſchrift der Akademie für Deutſches Recht, 
Dezember⸗Nummer 1934), vielmehr ſoll nur die vorſtehend gezeichnete allgemeine 
Problemſtellung an einigen Einzelproblemen anſchaulicher geſtaltet werden. 

Das geltende Flaggengeſetz, welches das Recht eines Seeſchiffes zur Führung der 
deutſchen Handelsflagge regelt, geht von dem Grundſatz aus, daß Seeſchiffe im 
üblichen Sinne zur Führung der Reichsflagge nur dann berechtigt ſind, wenn ſie 
im ausſchließlichen Eigentum von Reichsangehörigen ſtehen. Dieſer lapidare 
Grundſatz ſcheint auf den erſten Blick ſicherzuſtellen, daß kein Mißbrauch mit der 
deutſchen Flagge getrieben werden kann, daß es alſo insbeſondere einem Ausländer 
nicht möglich ſein wird, Seeſchiffahrt unter deutſcher Flagge zu betreiben. Auf 
dieſen Grundſatz folgt aber eine Beſtimmung, nach der Reichsangehörige juriſtiſchen 
Perſonen gleichzuachten find, wenn ſie ihren Sitz im Inland haben. Es iſt alſo 
für den Ausländer ohne weiteres möglich, den vorliegenden Grundſatz tatſächlich 
dadurch außer Kraft zu ſetzen, daß er eine deutſche Aktiengeſellſchaft oder G. m. b. H. 
gründet, deren Schiffe dann ohne weiteres unter deutſcher Flagge fahren können. 
Der Grundſatz, daß nur ein Deutſcher ein Seeſchiff unter deutſcher Flagge fahren 
laſſen darf, wird alſo durch die formal ,⸗juriſtiſche Gleichſtellung des deutſchen 
Reichsangehörigen mit der inländiſchen juriſtiſchen Perſon in Wirklichkeit völlig 
durchbrochen und außer Kraft geſetzt. Auf der anderen Seite führen die juriſtiſchen 
Konſequenzen des Grundſatzes dazu, daß unter Umftänden eine ausländiſche Bes 
teiligung an einer inländiſchen Reedereiunternehmung auch in maßvollen Grenzen, 
welche an ſich ganz unbedenklich wäre, nicht möglich iſt. Dies gilt z. B. für die 
Partenreederei, die zur Zeit juriſtiſch ſo konſtruiert iſt, daß jeder Partenreeder 
Miteigentümer des Schiffes iſt. Infolgedeſſen können nach geltendem Recht Aus⸗ 
länder an einer Partenreederei auch nicht einmal zu einem beſcheidenen Anteil 
beteiligt ſein. Es ergibt ſich alſo auf der einen Seite eine den wirtſchaftlichen 
Verhältniſſen nicht gerecht werdende Überſpitzung des Grundſatzes, auf der anderen 
Seite feine völlige Vernachläſſigung wegen der formal ,⸗juriſtiſchen Gleichſtellung 
des deutſchen Reichsangehörigen mit der juriſtiſchen Perſon. Sache der Neugeſtal⸗ 
tung des Flaggenrechts wird es ſein, dafür zu ſorgen, daß, wie auch immer die 
Rechtsform und die juriſtiſche Ausgeſtaltung des betreffenden Reedereiunter⸗ 
nehmens im einzelnen iſt, die Schiffe des Unternehmens nur dann die deutſche 
Flagge führen dürfen, wenn die Leitung des Unternehmens im Ergebnis ſicher 
in deutſchen Händen liegt. Hierbei wird auf der anderen Seite darauf zu achten 
ſein, daß eine unter Umſtänden zweckmäßige ausländiſche Beteiligung in ver⸗ 
nünftigen Grenzen auch da zugelaſſen wird, wo fie aus formal,-juriſtiſchen Gründen 
im Augenblick nicht möglich iſt. 
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Die geltende Seemannsordnung aus dem Jahre 1902 ift ein typiſches Kind ihrer 
Zeit. Auf der einen Seite hält ſie in Anlehnung an altes Herkommen die Befehls⸗ 
gewalt und überragende Machtſtellung des Kapitäns als Führer des Schiffes hoch, 
welche fie durch Diſziplinar⸗ und Straf⸗Beſtimmungen unterbaut, auf der anderen 
Seite gibt fie in einer Fülle ſehr ſorgfältig ausgearbeiteter Beſtimmungen, unter 
teilweiſer Mitwirkung von Behörden an Land (Seemannsämter), den Angehörigen 
der Schiffsbeſatzung ſehr genau umgrenzte ſozialpolitiſche Rechte. Es werden alſo 
Rechte und Pflichten der Beſatzungsmitglieder mit äußerſter Genauigkeit gegen⸗ 
einander abgegrenzt und mit den entſprechenden Rechtsgarantien verſehen, da⸗ 
gegen fehlt es an der poſitiven Erfaſſung der Beſatzung einſchließlich des Kapitäns 
als einer Gemeinſchaft, die zunächſt einmal in der Hauptſache in treuer Verbunden⸗ 
heit miteinander auszukommen hat. Sache einer neuen Seemannsordnung wird 
es ſein, dieſen poſitiven Gedanken des Vertrauensverhältniſſes zwiſchen Führer 
und Gefolgſchaft in den Mittelpunkt des Geſetzes zu ſtellen und immer davon aus⸗ 
zugehen, daß die Rechtsgarantien nur als Sicherheit für die ſeltenen Fälle anzu⸗ 
ſehen ſind, in denen einmal dieſes Treueverhältnis Belaſtungsproben irgendwelcher 
Art ausgeſetzt wird. Es kommt alſo nicht ſo ſehr darauf an, die Rechtsgarantien 
als ſolche zu ändern — dieſes iſt eine mehr techniſche Frage, bei der der Entwick⸗ 
lung der ſeit Erlaß des Geſetzes etwa verfloſſenen 30 Jahre Rechnung zu tragen 
ſein wird —, als vielmehr ſie in Beziehung zu ſetzen zu dem neu zu ſchaffenden 
Kernſtück des Geſetzes, nämlich der rechtlichen Feſtlegung des Gefolgſchafts⸗ 
verhältniſſes entſprechend den Grundſätzen des Geſetzes zur Ordnung der nationalen 
Arbeit. 

Wurden vorſtehend Beiſpiele dafür gegeben, daß gewiſſe Teilgebiete des See⸗ 
rechts den Forderungen des Nationalſozialismus entſprechend in der grundlegenden 
Geſamthaltung geändert werden müſſen, ſo daß alſo hier die Erneuerung in erſter 
Linie weltanſchaulich bedingt iſt, ſo ſei weiter ein Beiſpiel dafür gegeben, daß 
die Moderniſierung des Seerechts erforderlich iſt. Das Beiſpiel iſt ſo gewählt, daß 
hierbei auch eine Forderung der nationalſozialiſtiſchen Gedankenwelt berückſichtigt 
wird. Das geltende Seerecht ($ 484 HGB.) definiert den Reeder, alſo den See⸗ 
ſchiffahrtsunternehmer, als den Eigentümer eines ihm zum Erwerb durch die 
Seefahrt dienenden Schiffes. Dieſe Begrenzung des Reederbegriffes auf den Eigen⸗ 
tümer des Schiffes iſt durch die wirtſchaftliche Entwicklung überholt. Der moderne 
Seeſchiffahrtsunternehmer arbeitet je nach Lage mit eigenen Schiffen, mit Parten⸗ 
reedereien als deren Korreſpondentreeder oder auch mit gemieteten oder gechar⸗ 
terten Schiffen. Für dieſe Vielgeſtalt der praktiſchen Handhabung des Seeſchiff⸗ 
fahrtsunternehmens gibt das geltende Seerecht keine einheitliche rechtliche Grund⸗ 
lage. Die Gleichbehandlung des ſogen. Ausrüſters mit dem Reeder ($ 510 HGB.) 
reicht nicht aus, um alle vorkommenden Fälle zu erfaſſen. Hieraus ergeben ſich 
rechtliche Rückwirkungen insbeſondere hinſichtlich der Haftung aus dem Seefracht⸗ 
vertrage und auf dem Gebiete des Konnoſſementsrechts. Wüſtendörfer hat als 
Vorkämpfer der Erneuerung des deutſchen Seerechts ſchon ſeit Jahrzehnten ge⸗ 
fordert, daß der Reederbegriff des deutſchen Seerechts dahin zu erneuern ſei, daß 
der Seeſchiffahrtsunternehmer als ſolcher losgelöſt von den Eigentumsverhältniſſen 
des Schiffes zum Träger der kommerziellen Rechte und Pflichten gemacht werde. 
Dieſer den herrſchenden Betriebsverhältniſſen der Seeſchiffahrt entſprechende und 
darum moderne Gedanke entſpricht zugleich der nationalſozialiſtiſchen Grund⸗ 
auffaſſung, daß der ſchöpferiſche Unternehmer der Träger der Rechte und Pflichten 
ſein ſoll. 

Endlich ſei noch ein Beiſpiel für einen Fall gegeben, in dem die national⸗ 
ſozialiſtiſche Forderung des billigen Intereſſenausgleiches, das praktiſche Bedürfnis 
der Moderniſierung und die Zweckmäßigkeit der internationalen Vereinheitlichung 
in einem Teilgebiet des Seerechts zuſammentreffen. Gedacht iſt an die geſetzliche 
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Begrenzung der jogen. Freizeichnungsklauſeln der Konnoſſemente durch das Brüſſeler 
Abkommen über die Konnoſſementsklauſeln, die ſogen. Haager Regeln. Das deutſche 
Recht ſieht an ſich eine äußerſt ſtrenge ſogen. Skripturhaftung des Reeders für 
Ladungsſchäden und ⸗Verluſte vor. Da es ſich aber um nachgiebiges Recht handelt, 
können die Reeder durch Einfügung von Freizeichnungsklauſeln in die Konnoſſe⸗ 
mente ſich von dieſer Haftung in weitem Umfange freizeichnen. Ahnlich lagen die 
Verhältniſſe in den übrigen ſchiffahrttreibenden Ländern. Das nach dem Kriege 
zuſtande gekommene Brüſſeler Abkommen ſieht nun vor, daß die Freizeichnungs⸗ 
möglichkeiten beſchränkt werden und ſtrebt einen billigen Intereſſenausgleich 
zwiſchen Reedern und Kaufleuten an. Die Erreichung eines ſolchen Intereſſen⸗ 
ausgleiches an ſich entſpricht den nationalſozialiſtiſchen Grundauffaſſungen. Ihn 
nur national zu erſtreben, würde der Sachlage nicht gerecht werden, weil — wie 
wohl nicht näher ausgeführt zu werden braucht — eine durchgreifende Wirkung 
eines ſolchen Intereſſenausgleiches nur zu erzielen iſt, wenn ſich alle weſentlich 
ſchiffahrttreibenden Länder ihm anſchließen. Daß die in dem Brüſſeler Abkommen 
gefundene internationale Löſung vom deutſchen Standpunkt nicht in allen Punkten 
glücklich iſt, wird von allen Beteiligten anerkannt. Sieht man aber von den ſich 
daraus ergebenden Vorbehalten ab, ſo iſt feſtzuſtellen, daß andererſeits von allen 
Beteiligten die Notwendigkeit eines billigen Intereſſenausgleiches und die Zweck⸗ 
mäßigkeit ſeiner internationalen Ausgeſtaltung bejaht wird. 

Dieſe Beiſpiele zeigen zugleich, daß die bei der Neugeſtaltung des Seerechts im 
einzelnen zu überwindenden Schwierigkeiten recht erheblich ſind. Es iſt kaum anzu⸗ 
nehmen, daß es ohne die Gründung der Akademie für Deutſches Recht in abſeh⸗ 
barer Zeit möglich geweſen wäre, das große Werk der Neugeſtaltung des deutſchen 
Seerechts, wie nunmehr durch den Seerechtsausſchuß der Akademie geſchehen, auf 
der ganzen Linie in Angriff zu nehmen. 8 
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Binnenſchiffahrtsrecht 


Binnenſchiffahrt iſt die Schiffahrtauf natürlichen undkünſt⸗ 
lichen ſchiffbaren Binnengewäſſern, alſo auf Flüſſen, Kanälen und 
Seen. Binnenſchiffahrtsrecht iſt die Geſamtheit der Rechts⸗ 
normen, die beſonders aufdie Binnenſchiffahrt Bezug haben. 
Das Binnenſchiffahrtsrecht iſt dem Seeſchiffahrtsrecht, dem 
„Seerecht“ nahe verwandt, ohne jedoch vollkommen mit ihm übereinzuſtim⸗ 
men. Gerade deshalb aber und weil die Mündungsſtrecken der Binnenwaſſerſtraßen 
ins Meer als Zugangswege zu dieſem häufig auch von Seeſchiffen befahren werden 
und dieſe außerdem, ſoweit die Tiefgangsverhältniſſe es geſtatten, vielfach weit 
ſtromauf ins Binnenland hineinfahren, iſt eine Abgrenzung zwiſchen 
Binnen⸗ und Seeſchiffahrtsrecht unbedingt notwendig, wegen der 
Abweichungen beider aber auch beſonders ſchwierig. Grundſätzlich ſollte jedoch 
auf jeder Waſſerſtraße für alle Schiffe, gleichgültig, ob es ih um 
See⸗ oder um Binnenſchiffe handelt, gleiches Recht gelten, grundſätzlich freilich 
auch ein Schiff in allen ſeinen Rechtsbeziehungen ſtets dem gleichen Recht unter⸗ 
fallen und auf ein und derſelben Reiſe nur ein Recht zur Anwendung gelangen, 
auch wenn teils eine Binnenwaſſerſtraße, teils die See befahren wird, da ſonſt 
Rechtsunſicherheit unvermeidlich iſt. Das führt zu der Forderung, Binnen» 
und Seeſchiffahrtsrecht ſoweit als möglich ein ander anzugleichen. 
Bis aber dieſes Ziel erreicht iſt, find bei der Überſchneidung und teilweiſe auch 
Verbindung des Binnen⸗ und des Seeſchiffahrtsverkehrs Sonderregelungen nicht 
zu entbehren, die dann aber regelmäßig nur für den Geltungsbereich eines beſtimm⸗ 
ten Geſetzes gelten. Solche Sonderregelungen gibt es z. B. im Seeſtraßenrecht und 
im Flaggenrecht; ebenſo hat ſich im Schiffsfrachtrecht in einheitlicher Rechtſprechung 
der Grundſatz durchgeſetzt, daß für die Frage, ob Binnen⸗ oder Seeſchiffahrtsrecht 
anzuwenden iſt, als entſcheidend angeſehen wird, ob ein Schiff regel⸗ 
mäßig als Binnen⸗oderals Seeſchiff verwendet wird, wobei ſich, 
da Seeſchiffe, ſoweit es der Tiefgang erlaubt, wohl Binnengewäſſer befahren kön⸗ 
nen, Binnenſchiffe dagegen infolge ihrer ſchwächeren Bauart nur ausnahmsweiſe 
die See, das Seerecht als das ſtärkere erweiſt. Auch das deutſche BSHG. trägt die⸗ 
ſem Umſtand bereits teilweiſe Rechnung, indem es mehrfach (jo $ 85 und 92) aus⸗ 
drücklich auf Vorſchriften des Seerechts verweiſt und dieſe für anwendbar erklärt. 
Das Binnenſchiffahrtsrecht iſt teils öffentlich⸗ rechtlicher, 
teils privatrechtlicher Natur. 


A. Das öffentliche Binnenſchiffahrtsrecht iſt teils innerſtaatliches, teils zwiſchen⸗ 
ſtaatliches Recht 
1. Das innerſtaatliche öffentliche Binnenſchiffahrtsrecht 
Im alten deutſchen Recht galt die volksrechtliche Auffaſſung der öffentlichen Flüſſe 
als Sachen, die der gemeinen Benutzung offenſtehen (jo Sſp. II, 28, 8 4: „Swilch 
wazzer strämes vlüzet, daz ist gemeine zu varende und zu vischende inne”; 
ähnl. Dſp. Art. 138, Schwſp. Art. 197). Dieſer Auffaſſung gegenüber vertrat das 
Königtum jedoch ſchon früh den Anſpruch, die Nutzungen der Flüſſe als „Rechtſame“ 
zu verwerten, ſie in königliche Gewere und königliches Eigentum zu ziehen. Dieſer 
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Grundſatz der Regalität der öffentlichen Flüſſe, der „schifriche wazzer“, gewann 
ſeit der Karolingerzeit ſtändig an Bedeutung und hat ſich zur Hohenſtaufenzeit ſchon 
nahezu durchgeſetzt; deshalb konnte er auch von den Volksrechtsbüchern nicht völlig 
übergangen werden, ſo daß wir in ihnen für die der Schiffahrt dienenden Flüſſe auch 
die Bezeichnung „des küniges“ oder „des Riches sträzen“ finden. Sie unterſtanden 
der königlichen Gewalt, ihrem Schutz, und der königlichen Gerichtsbarkeit. Der König 
konnte ſie öffnen und ſchließen laſſen, ſie waren Gegenſtand von Landfrieden, die 
das Fehdeweſen von ihnen fernhielten; auf ihnen herrſchte „Gottesfriede“ (Sſp. II, 
66, $ 1, Dip. Art. 187, Schwſp. Art. 248). Nur dem König ſtanden an ihnen die 
Regalien, das Recht auf Abgabeerhebung jeder Art, das ſeit dem 13. Jahrhundert 
aufgekommene Geleitsrecht und das Leinpfadsrecht zu. Dieſe Rechte verlieh der 
König allerdings vielfach an andere Perſonen. Mit dem Erſtarken der Macht der 
geiſtlichen und weltlichen Territorial⸗ und Grundherren im ſpäteren Mittelalter 
ging auch die Stromhoheit mehr und mehr vom König auf dieſe über. Da⸗ 
durch aber entſtand eine ſtarke Behinderung des Schiffahrtsverkehrs, die mit Ein⸗ 
führung der Stapel⸗, Umſchlags⸗ und Niederlagerechte noch weit drückender wurde. 
Schließlich ging im weiteren Verlauf der Entwicklung die Stromhoheit überhaupt 
vollkommen auf die Territorialherren über: die beiden Weſtfäliſchen Frieden 
ſicherten ſie ihnen zu eigenem Recht. Erſt das Aufkommen der naturrechtlichen 
Schule führte zu einem Wandel der Anſchauungen. Jetzt entwickelten Hugo Grotius 
(Jus belli ac pacis II c. II S XIII), Vattel (Droit des gens II ch. IX $S$ 126-130 und 
132—134) und Pufendorf (De jure naturae et gentium III c. III 8 36) den Gedanken 
der Freiheit der Schiffahrt mit der Begründung, daß innerhalb der Gebietshoheit 
die Mittel des allgemeinen menſchlichen Verkehrs der Allgemeinheit zugänglich zu 
machen ſeien, um die Menſchheitskräfte möglichſt vollkommen zu geſtalten. Der erſte 
Verſuch, dieſe Grundſätze in die Praxis umzuſetzen, wurde von Joſef II. von Sſter⸗ 
teich unternommen, der ſeinen neuen belgiſchen Untertanen die Freiheit der Schiff⸗ 
fahrt auf der Schelde ſichern wollte und deshalb 1785 in Verhandlungen mit den 
Niederlanden eintrat; jedoch vermochte er in dem unter Frankreichs Vermittlung 
abgeſchloſſenen Vertrag von Fontainebleau nicht, dieſes Ziel zu erreichen. Wenige 
Jahre ſpäter jedoch trat infolge der Franzöſiſchen Revolution ein Wandel ein. 
Das Conseil exécutif provisoire verkündete mit Dekret vom 16. November 1792, 
qu'une nation ne saurait sans injustice pr&tendre au droit d' occuper exclu- 
sivement le canal d'une rivière et d’empöcher que les peuples voisins qui 
bordent les rivages superieurs ne joissent du méme avantage». Im erſten 
Pariſer Frieden vom 30. Mai 1814 (Art. 5) wurde dann die Freiheit der Rhein⸗ 
ſchiffahrt feſtgelegt. La navigation sur le Rhin du point oü il devient navi- 
gable jusqu'à la mer et reciproquement sera libre de telle sorte qu'elle ne 
puisse &tre interdite à personne et l'on s’occupera au futur Congrès des 
principes d' après lesquels on pourra régler les droits à lever par les Etats 
riverains de la manière la plus égale et la plus favorable au commerce de 
toutes les nations. Il sera examiné et decide de méme dans le futur Con- 
gres de quelle maniere pour faciliter les communications entre les peuples 
et les rendre toujours moins &trangers les uns aux autres, la disposition 
ci-dessus pourra &tre également étendue ä tous les autres fleuves qui dans 
leur cours navigable separent ou traversent différents Etats.» 

Die Schiffahrt ſollte demnach vollkommen frei fein; zwiſchen Ufer⸗ und Nicht⸗ 
uferſtaaten wurde kein Unterſchied gemacht. Hiermit wurde der natürlichen 
Beſtimmung der Flüſſe als wahre Verbindungen zwiſchen den verſchiedenen 
Völkern und den Tendenzen, die das Naturrecht und die Franzöſiſche Revolution 
in der öffentlichen Meinung angeregt hatten, Rechnung getragen. Der Pariſer 
Friede vom 30. Mai 1814 ſtellte die oberſte Norm auf, dem in Ausſicht ſtehenden 
Wiener Kongreß blieb die Ausarbeitung der zur praktiſchen Verwirklichung des 
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Gedankens der freien Schiffahrt nötigen Einzelregelungen vorbehalten. Um dieſer 
Aufgabe zu genügen, ſetzte der Wiener Kongreß eine beſondere Kommiſſion ein, 
die ſich vom 2. Februar 1815 ab ausſchließlich mit der Frage der freien Flußſchiff⸗ 
fahrt beſchäftigte. Den Beratungen dieſer Kommiſſion wohnten auf Grund beſon⸗ 
derer Einladung gleichberechtigt auch die Vertreter der kleineren Uferſtaaten Hol⸗ 
land, Bayern, Baden, Heſſen⸗Darmſtadt und Naſſau bei. Das Ergebnis dieſer 
Beratungen iſt in den Art. 108—117 der Wiener Schlußakte niedergelegt. Der 
Grundſatz der Freiheit der Schiffahrt hat nochmals in Art. 109 Aufnahme gefunden. 
Die Schiffahrt auf dem ganzen Laufe der Flüſſe, die mehrere Staaten durchfließen 
oder zwiſchen ihnen die Grenze bilden, ſoll von dem Punkte ab, an dem der Fluß 
ſchiffbar wird, bis zu der Mündung vollkommen frei ſein und darf «sous le 
rapport de commerce» niemandem unterſagt werden. In den Worten «sous le 
rapport de commerce, liegt allerdings eine Einſchränkung des Grundſatzes der 
Freiheit der Binnenſchiffahrt, die mit Art. 5 des erſten Pariſer Vertrages von 1814 
in Widerſpruch ſteht, gleichwohl aber als gültig angeſehen werden muß. Ebenſo 
hat die Bedeutung der Worte «jusqu'à la mer» zu Auslegungszweifeln geführt, 
indem die Niederlande geltend machten, daß die Freiheit der Rheinſchiffahrt alſo 
nicht «jusque dans la mer» feſtgelegt ſei, woraus die Niederlande die Berechti⸗ 
gung herleiteten, Umſchlagszölle beim Übergang von der See auf den Rhein zu 
erheben. Erſt ſpäter iſt dieſe Frage durch ein zwiſchenſtaatliches Abkommen — die 
Rheinſchiffahrtsakte von 1831 — geregelt worden. Im ganzen iſt aber der Wiener 
Kongreß der Ausgangspunkt des jetzt allgemein anerkannten Grundſatzes der Frei⸗ 
heit der Binnenſchiffahrt. Innerdeutſch wurde er durch die verſchiedenen Zoll⸗ 
vereinsverträge mehr und mehr vertieft. Mit der Gründung des Norddeutſchen 
Bundes wurde durch die Bundesverfaſſung (Art. 54) beſtimmt, daß auf allen 
natürlichen und künſtlichen Waſſerſtraßen der einzelnen Bundesſtaaten die Kauf: 
fahrteiſchiffe ſämtlicher Bundesſtaaten gleichmäßig zugelaſſen und behandelt wer⸗ 
den, und daß Abgaben auf natürlichen Waſſerſtraßen nur für die Benutzung beſon⸗ 
derer Anſtalten, die zur Erleichterung des Verkehrs beſtimmt ſind, erhoben werden 
dürfen; dieſe Abgaben ſowie die Abgaben für die Befahrung ſolcher künſtlicher 
Waſſerſtraßen, die Staatseigentum find, dürfen die zur Unterhaltung und gewöhn⸗ 
lichen Herſtellung der Anſtalten und Anlagen erforderlichen Koſten nicht über⸗ 
ſteigen. Dieſe Beſtimmung ging dann auch in die Verfaſſung des Deutſchen Reiches 
vom 16. April 1871 über. Nach ihr unterlagen der Beaufſichtigung des Reichs und 
der Geſetzgebung desſelben „die Herſtellung von Waſſerſtraßen im Intereſſe der 
Landesverteidigung und des allgemeinen Verkehrs“ (Art. 4 Ziff. 8) und „der 
Flößerei⸗ und Schiffahrtsbetrieb auf den mehreren Staaten gemeinſamen Waſſer⸗ 
ſtraßen und der Zuſtand der letzteren ſowie die Fluß⸗ und Waſſerzölle“ (Art. 4 
Ziff. 9). Die Verfaſſung des Deutſchen Reiches vom 11. Auguſt 1919 ging dem⸗ 
gegenüber erheblich weiter. Allerdings hatte der erſte (amtlich nicht veröffentlichte) 
Vorentwurf, der ſonſt ſtark unitariſchen Charakter trug, ſich noch eng an die Bis⸗ 
marckſche Reichsverfaſſung angelehnt, indem in ihm die Zuſtändigkeit des Reichs 
zur Geſetzgebung und Verwaltung nur inſoweit vorgeſehen war, als bei mehreren 
deutſchen Ländern gemeinſame Waſſerſtraßen in Betracht kamen. Während aber 
auf anderen Gebieten während der Verfaſſungsberatungen im Staatenausſchuß 
und in der Nationalverſammlung der Einfluß der Länder wieder ſtärker und 
ſtärker zum Ausdruck kam und die Verfaſſung ein immer föderaliſtiſcheres Geſicht 
erhielt, trat hier das Gegenteil ein, wurde unter dem Einfluß einer Denkſchrift 
des preußiſchen Waſſerſtraßenminiſters Oeſer — in der dieſer betonte, daß für die 
Geſtaltung der Verfaſſungsvorſchriften über die Waſſerſtraßen der enge Zuſam⸗ 
menhang zwiſchen dieſen und den Eiſenbahnen in erſter Linie maßgebend ſein 
müſſe, da zwiſchen beiden ein Verhältnis gegenſeitiger Abhängigkeit und Bedingt⸗ 
heit beſtehe und das Zuſammenarbeiten beider nicht gewährleiſtet ſei, wenn die 
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Aufgaben und Machtbefugniſſe des Reichs hinſichtlich des Verkehrsweſens nicht 
gleichmäßig auf Eiſenbahnen und Waſſerſtraßen ſich erſtreckten — beſtimmt 
(Art. 97), daß es Aufgabe des Reiches ſei, die dem allgemeinen Verkehr dienenden 
Waſſerſtraßen in ſein Eigentum und ſeine Verwaltung zu übernehmen, und weiter 
(Art. 171), daß der Übergang ſpäteſtens am 1. April 1920 erfolgen ſolle, wobei, 
ſoweit bis zum 1. Oktober 1920 noch keine Verſtändigung über die Bedingungen 
der Übernahme erzielt ſein ſollte, der Staatsgerichtshof zur Entſcheidung hierüber 
berufen wurde. Alſo Übergang in Eigentum und Verwaltung des Reichs wurde 
ausdrücklich beſtimmt und nur inſofern eine Einſchränkung gemacht, als das Reich 
verpflichtet wurde, bei der Verwaltung, dem Ausbau oder dem Neubau von Waſ⸗ 
ſerſtraßen die Bedürfniſſe der Landeskultur und der Waſſerwirtſchaft im Ein⸗ 
vernehmen mit den Ländern zu wahren und auf deren Förderung Rückſicht zu 
nehmen. Infolge des zunehmenden partikulariſtiſchen Einfluſſes der Länder gelang 
es indes nicht, bis zu dem vorgeſehenen Zeitpunkte eine dem klaren Wortlaut der 
Verfaſſung entſprechende Verſtändigung mit den Ländern zu erzielen, ſo daß 
ſchließzlich das Reich fi) gezwungen ſah, bei dem Vorläufigen Staatsgerichtshofe 
eine Klage mit dem Antrage einzubringen, daß die im einzelnen näher bezeichneten 
Waſſerſtraßen nebſt ihrem Zubehör am 1. April 1921 in das Eigentum und die 
Verwaltung des Reiches übergehen, ferner daß die Zuſtändigkeit von den Landes⸗ 
zentralbehörden hinſichtlich des Baus, der Unterhaltung uſw. der Waſſerſtraßen 
zum gleichen Zeitpunkte auf das Reichsverkehrsminiſterium übergehen, und endlich 
daß es hierbei nach dem 1. April 1921 Aufgabe und Recht der Reichsregie⸗ 
tung ſei, die Einrichtung eigener Reichsbehörden vorzunehmen, ohne dabei an 
Bedingungen der Länder gebunden zu ſein. Noch ehe es zu einer Verhandlung 
über dieſe Klage kam, gelang es jedoch, wenigſtens eine vorläufige Vereinbarung 
zu treffen, die allerdings keine vollbefriedigende Löſung brachte: durch das Geſetz 
über den Staatsvertrag betr. den Übergang der Waſſerſtraßen von den Ländern 
auf das Reich, vom 29. Juli 1921 (RG Bl. S. 961), erhielt das Reich das Eigentum 
an den dem allgemeinen Verkehr dienenden Waſſerſtraßen und auch die Verwaltung 
in der oberſten Spitze, im Reichsverkehrsminiſterium, mußte aber den Ländern in⸗ 
ſoweit entgegenkommen, als im übrigen die einſtweilige Verwaltung der Reichs⸗ 
waſſerſt aßen den mittleren und unteren Behörden der Länder, aber auf Koſten des 
Reichs weiter überlaſſen wurde. Weitere Bemühungen des Reichs, eine günſtigere 
Löſung zu erzielen, blieben erfolglos. Auch eine neue Klage beim Staatsgerichtshof 
brachte dem Reiche nur einen Teilerfolg; wohl ſtellte dieſer in ſeinem Urteil vom 
12. Dezember 1925 (RG3. 112 Anh. S. 33) feſt, daß das Reich zwar berechtigt 
aber nicht verpflichtet ſei, durch ſelbſtgeſchaffene Behörden die Verwaltung der 
Keichswaſſerſtraßen durchzuführen, aber gerade auf die Stelle im Arteil, die be⸗ 
ſagte, daß das Neich nicht verpflichtet ſei, ſtützten ſich die Länder bei ihrer fort⸗ 
dauernden Weigerung, der Übernahme der Waſſerſtraßen in unmittelbare Reichs⸗ 
verwaltung zuzuſtimmen. Hieraus ergaben ſich fortdauernd die größten Schwierig⸗ 
keiten in der Verwaltungspraxis (vgl. hierzu meinen Aufſatz „Die Verwaltung 
der Reichswaſſerſtraßen als Teilproblem der Verfaſſungs⸗ und Verwaltungs⸗ 
reform“ im Beamten⸗Jahrb. 1930 S. 520). Die Reichsregierung hat deshalb im 
Dezember 1931 von dem in dem Staatsvertrage vorgeſehenen Kündigungsrecht 
zum 1. April 1932 Gebrauch gemacht. Sie verfolgte damit das offen ausgeſprochene 
Ziel, für die Verwaltung der Reichswaſſerſtraßen eigene reichsunmittelbare Waſſer⸗ 
ſtraßenbehörden zu errichten — unbeſtreitbar die vom Verkehrsſtandpunkte aus 
einzig mögliche, befriedigende Löſung. Vorgeſehen war dabei die Errichtung von 
Keichswaſſerſtraßendirektionen — für jedes Stromgebiet eine (zuſammen zehn) — 
und Reichswaſſerſtraßenämtern. Jetzt, im einheitlichen Reiche, wird ſich dieſer Plan 
leicht verwirklichen laſſen. Vorerſt allerdings find die Mittel- und Lokalbehörden 
noch Länderbehörden, alſo nur mittelbare Reichsbehörden. An Mittelbehörden be— 
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ſtehen die Waſſerbaudirektion Königsberg, die Waſſerbaudirektion Kurmark in Ber: 
lin, die Waſſerbaudirektion Stettin, die Oderſtrombauverwaltung in Breslau, die 
Elbſtrombauverwaltung in Magdeburg, die Waſſerſtraßendirektion Hannover, die 
Waſſerbaudirektion Münſter und die Rheinſtrombauverwaltung in Koblenz ſowie 
entſprechende Behörden in den übrigen Ländern. Lediglich eine reichsunmittelbare 
Lokalbehörde beſteht: das Reichswaſſerſtraßenamt Lübeck, dazu die — ebenfalls 
reichsunmittelbare — Neckarbaudirektion in Stuttgart. 


Die berufsſtändiſche Gliederung der Binnenſchiffahrttreibenden muß beſonders 
berückſichtigen, daß mehr als die Hälfte aller Binnenſchiffe ſich im Eigentum ſog. 
Klein⸗, Partikular⸗ oder Privatſchiffer befindet, deren einheitliche Führung große 
Schwierigkeiten bereitet. Deshalb iſt bereits während des Weltkrieges durch eine 
Bekanntmachung des Bundesrates über die Errichtung von Betriebsverbänden in 
der Binnenſchiffahrt vom 18. Auguſt 1917 verſucht worden, die Kleinſchiffer ſtrom⸗ 
gebietsweiſe zuſammenzuſchließen. Die meiſten der ſo gebildeten Verbände ver⸗ 
ſchwanden jedoch nach dem Kriege wieder; nur einer blieb als öffentlich⸗ rechtlicher, 
ein anderer als Verband auf vereinsrechtlicher Grundlage erhalten. Die Regierung 
hat, um der Kleinſchiffahrt zu helfen, ſie zuſammenzuſchließen und die im Binnen⸗ 
ſchiffahrtsverkehr anfallenden Beförderungen gleichmäßig und gerecht auf alle 
Binnenſchiffahrttreibenden zu verteilen, auf Grund der Verordnung zur Anpaſſung 
einiger Geſetze und Verordnungen an die veränderte Lage der Wirtſchaft und 
Finanzen vom 23. Dezember 1931 (RGBl. I S. 779) — dritter Teil: Bekämpfung 
der Notlage der Binnenſchiffahrt —, durch die Verordnung zur Errichtung von 
Körperſchaften des öffentlichen Rechts (Schiffer⸗Betriebsverbänden), vom 23. März 
1932, zunächſt für das Stromgebiet der Oder (in Breslau), das Stromgebiet der 
Waſſerſtraßen zwiſchen Elbe und Oder (in Berlin) und das Stromgebiet der Elbe 
(in Magdeburg) je einen Schiffer⸗Betriebsverband errichtet, dem die Kleinſchiffer, 
die in dieſem Gebiet ihren Wohnſitz haben, anzugehören verpflichtet ſind. Die 
Zahl dieſer Verbände iſt ſpäter vermehrt worden, auch wurden inzwiſchen die 
Satzungen der Verbände durch Verordnung im nationalſozialiſtiſchen Geiſte um⸗ 
geändert. Neben den drei genannten Verbänden beſtehen jetzt noch je ein Schiffer⸗ 
Betriebsverband für die oſtdeutſchen Waſſerſtraßen (in Königsberg), ein Schiffer⸗ 
Betriebsverband für die Unterelbe (in Hamburg) und ein Schiffer⸗Betriebs⸗ 
verband für den Rhein (in Duisburg⸗Ruhrort). Die Verbände haben zu⸗ 
nächſt den Zweck, alle Kleinſchiffer ihres Bezirkes zuſammenzufaſſen und den 
Schiffahrtsbetrieb einheitlich zu regeln; zu dieſem Zwecke haben die Verbände 
Meldeſtellen eingerichtet, durch deren Vermittlung die einzelnen Schiffseigner ihre 
Fracht⸗ und Schleppverträge abzuſchließen verpflichtet find. Außerdem wirken die 
Verbände mit bei der Feſtſetzung von Beförderungsentgelten durch Frachten⸗ 
ausſchüſſe, die auf der gleichen geſetzlichen Grundlage durch die Verordnung zur 
Errichtung von Frachtenausſchüſſen, vom 23. März 1932, errichtet worden ſind. 
Endlich ſind die auf der Elbe als Frachtführer oder im Schleppgeſchäft gewerbs⸗ 
mäßig tätigen Binnenſchiffahrtsunternehmungen, die nicht den Schiffer⸗Betriebs⸗ 
verbänden als Mitglieder angehören müſſen, durch Verordnung vom 12. Januar 
1934 zu einer „Elbe⸗Reedereien⸗Vereinigung“ zuſammengeſchloſſen worden, die 
Körperſchaft des öffentlichen Rechts iſt, und mit der wiederum die Schiffer⸗Betriebs⸗ 
verbände Abkommen über die Ladungsverteilung und die Durchführung aller in 
einem Stromgebiete anfallenden Beförderungen getroffen haben. So iſt eine gleiche 
Beſchäftigung aller Binnenſchiffahrttreibenden gewährleiſtet und gleichzeitig eine 
berufsſtändiſche Organiſation angebahnt, die allerdings noch weiteren Ausbaus, 
etwa in Binnenſchiffahrtskammern, bedarf (der zweckmäßig gleichzeitig mit der 
Neuordnung der Reichswaſſerſtraßenverwaltung erfolgt). Bemerkenswert iſt auch. 
daß aus dem gleichen Grunde die Vermehrung des Schiffsparks nahezu in allen 
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Stromgebieten nur mit ausdrücklicher Genehmigung geftattet iſt, ebenjo neuer: 
dings auch an der Saar. (VO. v. 1. Auguſt 1935). 

Das Binnenſchiffahrtsverkehrsrecht iſt, ſoweit die Binnenwaſſerſtraßen im 
engeren Sinne in Betracht kommen, durch „Strom⸗ und Schiffahrtspolizei⸗Verord⸗ 
nungen“ geregelt, die voneinander ſtark abweichen. Für die Mündungsſtrecken der 
Binnenwaſſerſtraßen gilt dagegen eine einheitliche Norm, die Seewaſſerſtraßen⸗ 
ordnung, vom 31. März 1927 (RG Bl. II S. 157), die alle wichtigeren Beſtimmungen 
für alle Seewaſſerſtraßen gemeinſam trifft und nur wenige Sonderregelungen für 
die einzelnen Mündungsſtrecken in ihrem zweiten Teil enthält. Eine ähnliche 
Regelung iſt, namentlich angeſichts der immer ſtärker werdenden Verbindung der 
verſchiedenen Binnenwaſſerſtraßen miteinander (Mittellandkanal), unbedingt auch 
für die Binnenwaſſerſtraßen anzuſtreben. In einer ſolchen wären zu regeln die 
Vorausſetzungen für die Zulaſſung zur Fahrt, die an Schiff und Schiffsbeſatzung 
zu ſtellen ſind, das Verhalten während der Fahrt (Lichter⸗, Zeichen⸗ und Schall⸗ 
ſignalführung, Fahr⸗ und Ausweichregeln, Vorſchriften über das Anhalten, Ankern 
und Wenden, das Verhalten an und in Schleuſen und in Häfen), die Ordnung auf 
dem Schiff, der Schutz der Waſſerſtraßen und ihrer Einrichtungen gegen Ein⸗ 
wirkungen, die zu einer Störung oder Verhinderung des öffentlichen Verkehrs 
führen, und endlich Vorſchriften zum Schutz des öffentlichen Verkehrs gegen Ein⸗ 
wirkungen durch ſonſtigen Gemeingebrauch. Das letztere gilt beſonders gegenüber 
Behinderungen durch die Fiſcherei und zur Sicherſtellung eines ungehinderten 
Waſſerſportverkehrs, der für die körperliche Ertüchtigung von ganz beſonderer Be⸗ 
deutung iſt. Deshalb muß die Neuregelung gleichzeitig in engem Zuſammenhang 
mit der Reform des Waſſerrechts erfolgen, die zur Zeit vom Waſſerrechtsausſchuß 
der Akademie für Deutſches Recht vorbereitet wird. 


2. Zwiſchenſtaatliches öffentliches Binnenſchiffahrtsrecht 

Das zwiſchenſtaatliche öffentliche Binnenſchiffahrtsrecht geht in ſeinem Urſprung 
zurück auf die bereits unter A 1 eingangs erwähnten Beſchlüſſe des erſten Pariſer 
Friedens und des Wiener Kongreſſes. Auf Grund dieſer wurden zunächſt für Rhein 
und Elbe zwiſchenſtaatliche Verträge zwiſchen den Uferſtaaten abgeſchloſſen — ſog. 
„Schiffahrtsakten“ —, um die Schiffahrt auf dieſen in ihrem Laufe mehrere Staa⸗ 
ten berührenden oder trennenden Strömen zu regeln. Man bezeichnete mit Rüds 
ſicht auf dieſe zwiſchenſtaatlichen Abmachungen die von ſolchen berührten Waſſer⸗ 
ſtraßen als „konventionelle Ströme“, und erſt ſpäter bürgerte ſich hierfür die 
Bezeichnung „international“ ein, die allerdings inſofern irreführend iſt, als 
durch ſolche Abkommen an dem Grundſatz der Staatshoheit auch über das Strom⸗ 
gebiet nichts geändert wird. Denn der Inhalt der Schiffahrtsakten beſchränkt 
ſich regelmäßig darauf, die Freiheit der Schiffahrt entweder nur für die Angehörigen 
der Uferſtaaten oder auch aller Staaten feſtzuſtellen; im übrigen regeln ſolche 
Schiffahrtsakten meiſt, aber nicht notwendig die Unterhaltung der Schiffahrts⸗ 
ſtraße, ſoweit es hierüber einer Einigung unter den Beteiligten bedarf. Erſt das 
Verſailler Diktat hat auch hierin eine Anderung gebracht. Es hat den Rhein, die 
Elbe, die Oder und die Donau zu „internationaliſierten Strömen“ gemacht, indem 
es auch Nicht⸗Uferſtaaten an ihrer Verwaltung beteiligt hat. Dies kannte man vor 
dem Weltkriege nur für das Mündungsgebiet der Donau, der „Danube maritime“. 
Auf der Verkehrskonferenz von Barcelona iſt der Unterſchied zwiſchen „internatio⸗ 
nalem“ und „internationaliſiertem“ Waſſerlauf ſehr richtig dahin gekennzeichnet 
worden: Spricht man von einem „internationalen“ Fluſſe, ſo denkt man an das 
„régime“, d. h. namentlich an die Schiffahrtsfreiheit und was damit zuſammen⸗ 
hängt; ſpricht man aber von „Internationaliſierung“, ſo hat man die „admini⸗ 
stration“ im Auge. Die Verwaltung dieſer internationaliſierten Ströme erfolgt 
durch eine Stromkommiſſion, an der neben Vertretern der Uferſtaaten auch ſolche 
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von Nicht⸗Uferſtaaten Sitz und Stimme haben, jo in der Rhein⸗Kommiſſion neben 
vier Vertretern Deutſchlands, vier Vertretern Frankreichs, zwei Vertretern der 
Niederlande und zwei Vertretern der Schweiz auch zwei Vertreter Großbritanniens, 
zwei Vertreter Italiens und zwei Vertreter Belgiens; in der Elbe⸗Kommiſſion 
neben vier Vertretern Deutſchlands und zwei Vertretern der Tſchechoſlowakei auch 
je ein Vertreter Belgiens, Frankreichs, Großbritanniens und Italiens, und in der 
Oder⸗Kommiſſion neben drei Vertretern Deutſchlands je ein Vertreter Dänemarks, 
Frankreichs, Großbritanniens, Polens, Schwedens und der Tſchechoſlowakei. Dieſe 
Zuziehung von Vertretern der Nicht⸗Uferſtaaten zur Verwaltung im engeren Sinne 
bedeutet einen ſchweren Eingriff in die Staatshoheit der Uferſtaaten. Die Kom⸗ 
miſſionen, denen die Verwaltung obliegt, ſind internationale Verwaltungskommiſ⸗ 
ſionen im völkerrechtlichen Sinne. Das Verſailler Diktat hat weiter beſtimmt 
(Art. 338) — und Deutſchland iſt gezwungen worden, dies im voraus anzuer⸗ 
kennen —, daß dieſe Beſtimmungen durch ein Abkommen erſetzt werden ſollen, das 
der Völkerbund erlaſſen ſoll. Die Verkehrskonferenz des Völkerbundes in Barcelona 
im März und April 1921 hat ſich mit dieſer Frage beſchäftigt und eine Konvention über 
die Verwaltung der Waſſerſtraßen „von internationalem Intereſſe“ aufgeſtellt 
(Convention et Statut sur le régime des voies navigables d' interèt international, 
20. 4. 1921), die bisher von etwa 30 Staaten angenommen worden iſt. Dieſes Ab⸗ 
kommen ſchafft eine völlig neue Begriffsbeſtimmung der internationalen Waſſer⸗ 
ſtraßen, indem es zu dieſen außer den vertragsgemäß dazu erklärten „alle von 
Natur ſchiffbaren Teile einer Waſſerſtraße — ſtromab bis ins Meer und ſtrom⸗ 
auf —, die in ihrem ſchiffbaren Lauf mehrere Staaten trennt oder durchfließt, und 
alle Teile einer Waſſerſtraße, die eine andere, die mehrere Staaten trennt oder 
durchfließt, mit dem Meere verbindet“, für international erklärt. Auf dieſen Waſſer⸗ 
ſtraßen ſoll die Schiffahrt den Angehörigen aller Staaten offenſtehen, allen Flaggen 
gleiche Behandlung gewährleiſtet ſein, die Verwaltung aber — und das iſt das 
Wichtige — in Händen der Uferſtaaten verbleiben. Das Barcelona⸗Abkommen iſt 
aber noch nicht ratifiziert, jo daß es nicht Anwendung findet. Immerhin iſt es — 
namentlich in bezug auf die Oder — außerordentlich bedeutſam; nach ſeinen Grund⸗ 
ſätzen nämlich iſt die Oder lediglich bis zur Warthemündung, nicht bis zur Oppa 
als international anzuſehen (die Einbeziehung der oberen Oder von Küſtrin bis 
Oberſchleſien beruhte nur auf der Hoffnung auf einen anderen Ausgang der Volks⸗ 
abſtimmung in Oberſchleſien). Andererſeits iſt aus dem gleichen Grunde die Warthe 
und Netze in ihrem ganzen ſchiffbaren Laufe als international anzuſehen, obwohl 
dies im Verſailler Diktat nicht vorgeſehen iſt und Polen den internationalen 
Charakter dieſer Waſſerſtraßen verneint. 


B. Das Binnenſchiffahrts⸗ Privatrecht 


Ein beſonderes Binnenſchiffahrts⸗Privatrecht iſt erſt ſpät entſtanden, vielmehr 
galt hier früher im weſentlichen Fuhrmannsrecht. Ein Verſuch, gelegentlich der Ein⸗ 
führung des Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuches auch das Binnenſchiffahrts⸗ 
recht (im Anſchluß an das Seerecht) zu regeln, ſcheiterte, „weil die tatſächlichen Ver⸗ 
hältniſſe auf dieſem Gebiete zu verſchieden lägen und ihre Regelung keine hervor⸗ 
ragende Bedeutung habe“ (Prot. d. Komm. z. Beratung d. AD HGB. ©. 5126). Jedoch 
war nunmehr das Intereſſe an einer Regelung des Binnenſchiffahrtsrechts jo weit 
geweckt, daß am 22. Juni 1874 der Bundesrat den Vorſchlag der von ihm zur Ent⸗ 
werfung eines Planes für die Aufſtellung des Entwurfs eines Bürgerlichen Geſetz— 
buches eingeſetzten Kommiſſion billigte, der dahin ging, daß der Entwurf eines im 
Anſchluß an das neue Bürgerliche Geſetzbuch zu erlaſſenden neuen HGB. auch einen 
das Binnenſchiffahrtsrecht enthaltenden Teil umfaſſen ſolle. Es entſtanden nun zu⸗ 
nächſt eine Reihe privater Entwürfe; im Jahre 1893 legte dann aber auch das 
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Reichsjuſtizamt „Grundzüge eines Geſetzes betr. die privatrechtlichen Verhältniſſe 
der Binnenſchiffahrt“ vor, die nach nochmaliger Überarbeitung am 13. 12. 1894 
dem Reichstage zugingen und von dieſem am 4. 5. 1895 verabſchiedet wurden. Es 
erging als Geſetz betr. die privatrechtlichen Verhältniſſe der Binnenſchiffahrt, vom 
15. 6. 1895 (RG Bl. S. 301), und trat als ſolches am 1. 1. 1896 in Kraft. Infolge 
Einführung des neuen BGB. und der dadurch bedingten Anderungen des HGB. 
erfuhr auch das Binnenſchiffahrtsgeſetz (BSHG.) ſehr bald Anderungen. Durch 
Art. 12 des Einführungsgeſetzes zum HGB. vom 10. 5. 1897 (RG Bl. S. 435) wurde 
auch das BSchG. weſentlich geändert und am 20. 5. 1898 neu verkündet (RGBl. 
S. 369); in dieſer Faſſung trat es am 1. 1. 1900 in Kraft. Es umfaßt 133 Para⸗ 
graphen, die in zehn Abſchnitte gegliedert ſind. Inhaltlich deckt es ſich in weſent⸗ 
lichen Punkten mit dem Seerecht, in einzelnen Abſchnitten dagegen weicht es auch 
weſentlich von dieſem ab. Hierhin gehört vor allem die Verweiſung hinſichtlich 
des Frachtgeſchäfts auf die meiſten der für das Landfrachtgeſchäft gegebenen Vor⸗ 
ſchriften des HGB. (BSHG. § 26); daneben find dem Binnenſchiffahrtsrecht die 
Rechtsinſtitute der Bodmerei und der Reederei ſowie die Vorſchriften über die 
Schiffsparten unbekannt, auch gilt für die Binnenſchiffahrtsverſicherung nicht ein 
1 wie für das Seerecht, ſondern das Verſicherungsvertragsgeſetz 

129 ff.). | 

Die wichtigſten Grundſätze des Binnenſchiffahrtsrechts find: Schiffseigner (der 
Reeder des Seerechts) iſt der Eigentümer eines zur Schiffahrt auf Binnengewäſſern 
beſtimmten und hierzu (wenngleich nicht zum Erwerb) von ihm verwendeten 
Schiffes (BSchG. § 1). Ihm gleich ſteht im Verhältnis zu Dritten, wer ein ihm 
nicht gehöriges Schiff zur Binnenſchiffahrt verwendet und es entweder ſelbſt führt 
oder die Führung einem Schiffer anvertraut (BSchG. $ 2; der Ausrüſter des See⸗ 
rechts). Der Führer des Schiffs, der Schiffer, ſteht dem Seeſchiffer gleich und iſt — 
im Vergleich zum Seeſchiffer freilich nur in beſchränktem Maße — zur Vertretung 
des Schiffseigners befugt. Der Schiffseigner haftet in der Regel perſönlich, 
in den im BSchG. § 4 aufgeführten Fällen jedoch nur mit Schiff und Fracht. Die 
Dienſtverhältniſſe der Schiffsmannſchaft — zu der alle zum eigentlichen Schiff⸗ 
fahrtsdienſt angeſtellten Perſonen außer dem Schiffer gehören — iſt teils im An⸗ 
ſchluß an die Gewerbeordnung, teils im Anſchluß an die Seemannsordnung ge⸗ 
regelt. Das Schiff muß, wenn es ein ſolches mit eigener Triebkraft iſt, bei einer 
Tragfähigkeit von 15 t, ſonſt bei einer Tragfähigkeit von 20 t in das Schiffs⸗ 
regiſter eingetragen ſein, es kann jedoch auch ein im Bau befindliches Schiff — ein 
„Schiffsbauwerk“ — bereits in ein für dieſes beſtimmte Regiſter eingetragen 
werden; die Eintragung hat bei der Regiſterbehörde des Heimatortes zu erfolgen. 
Als ſolcher gilt der Ort, von dem aus die Schiffahrt mit dem Schiffe betrieben 
wird; an dieſem iſt ein beſonderer Gerichtsſtand begründet (BSHG. § 6). Bei 
Einzelſchiffern, die keinen feſten Wohnſitz haben, ergeben ſich hieraus in der Praxis 
mancherlei Schwierigkeiten. Über die Eintragung wird ein Schiffsbrief (das 
Schiffszertifikat des Seerechts) erteilt. Für das Binnenſchiffahrtsfrachtgeſchäft iſt 
charakteriſtiſch, daß die meiſten der hierfür geltenden Beſtimmungen nicht zwingen⸗ 
des Recht ſind, vielmehr treten hier in der Regel „Verfrachtungsbedingungen“ an 
deren Stelle. Bei einer Reform des Binnenſchiffahrtsrechts wäre eine Anderung 
dahin erwünſcht, daß die Möglichkeit freier Vereinbarung eingeſchränkt wird. Das 
gleiche gilt von den Handelsbräuchen, die vielfach das BSchG. ergänzen oder 
abändern. 

Für die Verpfändung und die Zwangsverſteigerung regiſtrierter Binnenſchiffe 
gilt das gleiche wie für Seeſchiffe (BGB. SS 1299 ff., FGG. §8§ 100 ff., ZUG. 
§§ 162 ff.). Der Vollſtreckungsſchutz iſt für die Binnenſchiffahrt beſonders geregelt 
durch das Geſetz vom 24. 5. 1933 (RGBl. I S. 289). Bei Veräußerung kann die 
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Übergabe nicht durch dinglichen Vertrag geregelt werden, vielmehr ſetzt die Über⸗ 
eignung ſtets Übergabe oder einen Übergabeerſatz voraus. 

Eine ſtärkere Angleichung des Binnenſchiffahrts⸗Privatrechts an das Seerecht 
erſcheint erwünſcht, vor allem eine Ausgeſtaltung des Schiffsregiſterrechts nach dem 
Vorbild des Grund buchrechts. 

Die Frage der zwiſchenſtaatlichen Vereinheitlichung des Binnen⸗ 
ſchiffahrtsrechts iſt auch auf dem Gebiete des Binnenſchiffahrts⸗Privatrechts be⸗ 
deutſam, überſchreitet doch etwa die Hälfte aller Binnenſchiffahrtstransporte die 
Grenze. Hier beſtehen aber beinahe noch größere Schwierigkeiten als auf dem Ge⸗ 
biete der zwiſchenſtaatlichen Vereinheitlichung des öffentlichen Binnenſchiffahrts⸗ 
rechts, da die meiſten Staaten ein beſonderes Binnenſchiffahrts⸗ Privatrecht über: 
haupt nicht kennen. 
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Außenhandelsrecht 


A. Stellung des Außenhandelsrechts 
im Recht und im Neubau des deutſchen Rechts 


Das Außenhandelsrecht umfaßt diejenigen völkerrechtlichen, ſtaats⸗ und privat⸗ 
rechtlichen Rechtsvorgänge, die im Bereiche des Handelsverkehrs mit dem Aus⸗ 
lande liegen. Der Außenhandel iſt ein Teil der Volkswirtſchaft, ragt aber über 
dieſe hinaus, inſoweit er in die Volkswirtſchaft des Auslandes ausſtrahlt. Die 
für das Wirtſchaftsrecht geltenden Grundſätze müſſen ſich folgerichtig auch auf das 
Außenhandelsrecht auswirken, ſoweit dieſes nicht infolge ſeines zwiſchenſtaatlichen 
Charakters Beſonderheiten verlangt. Im ſelben Verhältnis ſteht die Wirtſchafts⸗ 
politik zur Außenhandelspolitik. Ein Wirtſchaftsrecht im nationalſozialiſtiſchen 
Sinne findet naturgemäß ſeine tiefſte Quelle in den Grundmauern eines neuzu⸗ 
ſchaffenden deutſchen Rechtest, das ſeinerſeits wiederum in dem Programm der 
Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiterpartei fundamentale Leitſätze erhalten 
hat, die auch in einer nationalſozialiſtiſchen Geſtaltung des Außenhandelsrechts 
Geltung finden müſſen. 

Es lautet Punkt 10 des Programms der NSDAP.: 

„Erſte Pflicht jedes Staatsbürgers muß ſein, geiſtig oder körperlich zu u schaffen. 
Die Tätigkeit des einzelnen darf nicht gegen die Intereſſen der Allgemeinheit 
verſtoßen, ſondern muß im Rahmen des Geſamten zum Nutzen aller erfolgen.“ 

Ergänzend tritt zu dieſem Leitſatz der Punkt 24 des Programms, in dem es 
u. a. heißt: 

„Sie (die NSDAP.) bekämpft den jüdiſch⸗materialiſtiſchen Geiſt in und außer 
uns und iſt überzeugt, daß eine dauernde Geneſung unſeres Volkes nur erfolgen 
kann von innen heraus auf der Grundlage: Gemeinnutz geht vor 
Eigennutz.“ 

Durch dieſe Leitſätze iſt dem neuen deutſchen Recht ebenſo wie der wirtſchaft⸗ 
lichen Betätigung des einzelnen, der deutſchen Volkswirtſchaft und demgemäß 
auch dem deutſchen Außenhandel im nationalſozialiſtiſchen Sinne im weſentlichen 
Ziel und Richtung gegeben. Hierin beruht die ethiſche Grundlage des national⸗ 
ſozialiſtiſchen Staats⸗ und Wirtſchaftslebens. 

Weitere wirtſchaftliche Forderungen des Programms erſtrecken ſich auf konkrete 
Einzelfragen. Punkt 10 fordert die Sorge des Staates in erſter Linie für die 
Erwerbs⸗ und Lebensmöglichkeit der Staatsbürger. Punkt 11 des Programms 
fordert: „Abſchaffung des arbeits⸗ und müheloſen Einkommens, Brechung der Zins⸗ 
knechtſchaft.“ Punkt 13 fordert die Verſtaatlichung der Truſts, Punkt 14 Gewinn⸗ 
beteiligung an Großbetrieben, Punkt 16 die Schaffung eines geſunden Mittel⸗ 
ſtandes, Punkt 17 eine den nationalen Bedürfniſſen angepaßte Bodenreform und 
Bekämpfung der Bodenſpekulation, Punkt 18 ſchwere Beſtrafung der Wucherer 
und Schieber. 


1 Vgl. Punkt 19 des Programms der NSDAP. 
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B. Nationalſozialiſtiſche Staats: und Wirtſchaftsauffaſſung 
als Grundlage für das Außenhandelsrecht 


1. Das Verhältnis zwiſchen Staat und Wirtſchaft 


Bedingt durch die ethiſche Grundlage der nationalſozialiſtiſchen Staats⸗ und 
Wirtſchaftsauffaſſung erfährt vor allem das Verhältnis zwiſchen Staat und Wirt⸗ 
ſchaft eine weſentliche Umgeſtaltung. 

Dieſes Verhältnis findet durch Adolf Hitler? folgende Erläuterung: 

„Der Staat iſt nicht eine Zuſammenfaſſung wirtſchaftlicher Kontrahenten in 
einem beſtimmt umgrenzten Lebensraum zur Erfüllung wirtſchaftlicher Aufgaben, 
ſondern die Organiſation einer Gemeinſchaft phyſiſch und ſeeliſch gleicher Lebe⸗ 
weſen zur beſſeren Ermöglichung der Forterhaltung ihrer Art ſowie der Erreichung 
des dieſer von der Vorſehung vorgezeichneten Zieles ihres Daſeins. Dies und 
nichts anderes iſt der Zweck und Sinn eines Staates. Die Wirtſchaft iſt dabei 
nur eines der vielen Hilfsmittel, die zur Erreichung dieſes Zieles eben erforderlich 
ſind. Sie iſt aber niemals Urſache oder Zweck eines Staates, ſofern eben dieſer 
nicht von vornherein auf falſcher, weil unnatürlicher Grundlage beruht.“ 

Und weiter erklärt Hitlers: 

„Wie wenig die ſtaatsbildenden und ſtaatserhaltenden Eigenſchaften mit Wirt⸗ 
ſchaft im Zuſammenhang ſtehen, zeigt am klarſten die Tatſache, daß die innere 
Stärke eines Staates nur in den ſeltenſten Fällen mit der ſogenannten wirtſchaft⸗ 
lichen Blüte zuſammenfällt, wohl aber dieſe in unendlich vielen Beiſpielen den 
bereits nahenden Verfall des Staates anzuzeigen ſcheint. Würde nun aber die 
Bildung menſchlicher Gemeinweſen in erſter Linie wirtſchaftlichen Kräften oder 
auch Antrieben zuzuſchreiben ſein, dann müßte die höchſte wirtſchaftliche Entfaltung 
auch zugleich die gewaltigſte Stärke des Staates bedeuten und nicht umgekehrt. 
Der Glaube an die ſtaatsbildende oder ſtaatserhaltende Kraft der Wirtſchaft mutet 
beſonders unverſtändlich an, wenn er in einem Lande Geltung hat, das in allem 
und jedem das geſchichtliche Gegenteil klar und eindringlich aufzeigt. Gerade 
Preußen erweiſt in wundervoller Schärfe, daß nicht materielle Eigenſchaften, 
ſondern ideelle Tugenden allein zur Bildung eines Staates befähigen. Erſt unter 
ihrem Schutze vermag dann auch die Wirtſchaft emporzublühen, ſolange, bis mit 
dem Zuſammenbruche der reinen ſtaatsbildenden Fähigkeiten auch die Wirtſchaft 
wieder zuſammenbricht. Immer vermögen die materiellen Intereſſen der Menſchen 
ſo lange am beſten zu gedeihen, als ſie im Schatten heldiſcher Tugenden bleiben; 
ſowie ſie aber in den erſten Kreis des Daſeins zu treten verſuchen, zerſtören ſie 
ſich die Vorausſetzungen zum eigenen Beſtand. Stets, wenn in Deutſchland ein 
Aufſchwung machtpolitiſcher Art ſtattfand, begann ſich auch die Wirtſchaft zu 
heben; immer aber, wenn die Wirtſchaft zum einzigen Inhalt des Lebens unſeres 
Volkes wurde und darunter die ideellen Tugenden erſtickte, brach der Staat wieder 
zuſammen und riß in einiger Zeit die Wirtſchaft mit ſich.“ 

Gemäß dieſer Unterſtellung der Wirtſchaft unter die höheren Aufgaben des 
Staates definiert auch Frank“: 

„Das Leben ſoll nicht beherrſcht werden von der Materie; es hat, auf die 
Dauer geſehen, keinen tieferen Sinn, den materiellen Ertrag der Arbeit des 
Lebens als Triebfeder voranzuſtellen. Gerade der Wirtſchaftserfahrene iſt aber 


2 Adolf Hitler, „Mein Kampf“, 38. Auflage, München 1933, S. 164 ff. 
3 Adolf Hitler, a. a. O. S. 166 ff. 


Reichsjuriſtenführer Dr. Hans Frank in feiner Rede auf der 4. Reichstagung des 
Bundes Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher Juriſten. Vgl. „Deutſcher Juriſtentag 1933“, 
Anſprachen und Fachvorträge, zuſammengeſtellt und bearbeitet von Rudolf Schraut, 
Berlin 1933, S. 78 ff. | 
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in der Regel geneigt, die objektiven Mächte des Lebens zu überſchätzen gegenüber 
den unwägbaren und ſozuſagen unſichtbaren Strömungen der Seele. In der Wirt⸗ 
ſchaft war es hohe Zeit, daß die ideale Tendenz zum Durchbruch kam, es war nicht 
mehr zu rechtfertigen, daß auf der einen Seite eine ſozial⸗ethiſch nicht mehr halt⸗ 
bare Anhäufung von Wirtſchaftsgütern ſtattfand, während auf der anderen Seite 
ſich akkumulierte die überſteigerte Verachtung des Eigentums. Es war keine Er⸗ 
ziehung zur Wirtſchaft, die wir in den letzten Jahrzehnten erlebten, ſondern nur 
eine Erziehung dazu, wie man den Begriff der Wirtſchaft anwenden könne. Der 
liberaliſtiſche Zuſtand iſt nichts als eine unentwegte Zerſetzung wirklicher Wirt⸗ 
ſchaft geweſen. Für mich iſt Wirtſchaftswiſſenſchaft nichts anderes als die Natur⸗ 
wiſſenſchaft des Rechtes. So leben wir nicht mehr in einem abſtrakten und lediglich 
objektiv ſich darſtellenden Staate, ſondern in einer Führergemeinſchaft und Volks⸗ 
gemeinſchaft. So braucht heute der Kampf zwiſchen Recht und Wirtſchaft nicht 
mehr zu herrſchen, heute herrſcht das Prinzip, daß Gemeinnutz vor Eigennutz geht, 
und es gilt, ihm mit allem Nachdruck baldige Wirkſamkeit zu verſchaffen.“ 

Eine weitere Ergänzung des Bildes einer nationalſozialiſtiſchen Wirtſchafts⸗ 
auffaſſung gibt Buchners: 

„Dieſe Wirtſchaftsanſchauung fordert nicht Zerſtörung von Hab und Gut, von 
Eigentum und Beſitz, ſondern ihre Begründung und ſittliche Verankerung im Be⸗ 
griff der Dienftleiftung an der Allgemeinheit, der Beziehungsſetzung zu öffent⸗ 
lichen Intereſſen, bedeutet nicht Diktatur einer künſtlich gruppierten Bevölkerungs⸗ 
ſchicht oder Berufsklaſſe über die anderen, ſondern organiſche Einfügung aller 
Volksgenoſſen in die Arbeitsgemeinſchaft nach leiſtungswertiger Staffelordnung, 
bedeutet den beginnenden Ausgleich zwiſchen Kapital und Arbeit, Veredelung, Er⸗ 
hebung der letzteren zu berechtigten Teilhabern und verpflichteten Mithelfern am 
Wertgewinnungsvorgang, bedeutet Schaffen, Leiſten ſamt einem aus dem Wert⸗ 
gefälle der Verrichtungsbeteiligung ſich ergebenden Anſpruch auf Eigentum, Beſtitz, 
Lohn und Entgelt, Ertrag und Gewinn. Es verſteht ſich, daß damit Begriffe der 
marxiſtiſchen Wertlehre, der Klaſſentheorie nicht vereinbar find; etwa ein Glied⸗ 
ſtück des Ablaufs von der Erzeugung zum Verbrauch herauszureißen und zum 
Begriff an ſich zu erheben; oder eine Klaſſe der Geſellſchaftsgliederung beſonders 
zu begünſtigen. Es verſteht ſich, daß damit aber auch die Vorſtellungen von 
Kapitalertrag, Zins, Dividende eine Wandlung durchmachen; daß auf eine gerechte 
Verteilung des Ergebniſſes der Arbeitsleiſtung abzuzielen iſt, welche durch den 
Grad und die Art der Leiſtungsanteilnahme an der Wertgewinnung beſtimmt 
wird. Im Willen zur Selbſterhaltung und artgemäßen Höherentwicklung liegt 
Ziel und Sinn des Lebens. Wirtſchaft ſoll nicht als Selbſtzweck, ſondern muß vor 
allem als Mittel zur Förderung des Gemeinwohles des Volkes betrachtet wer⸗ 
den... Es handelt fi bei ihr nicht bloß um eine ſtoffliche Welt der Güter, um 
Fragen des Austauſches, der Koſten und Arbeitsmengen, der Preisbildung, des 
Nutzens und Profits, ſondern vor allem darum, daß auch die Wirtſchaft ein Stück 
Geiſtesleben und Willensverwirklichung iſt, daß in ihr nicht das Ungeiſtige der 
Ware als ſolcher, ihres Umlaufs und ihrer Umlaufsmittel, ſondern auch das 
Geiſtige des Menſchen Erkenntnis und Wille darſtellt, daß die Wirtſchaft alſo 
Mittel für Ziele iſt, daß dieſe Ziele auch auf fittlihes Gebiet hinüberreichen und 
ſomit die Wirtſchaft zu einer ſittlichen Verrichtung werden kann. In ihrem Mittel⸗ 
punkt ſteht weder Gold noch Ware, ſondern der Menſch. Sie bedeutet Mittel für 
völkiſche Ziele, nicht zur Erreichung der höchſten Verdienſtkonjunktur, ſondern zur 
Förderung der Geſundheit, Erhaltung und Weiterentwicklung des Volkstums. Der 


Dr. ans Buchner in ſeinem Referat über die Einflüſſe der deutſchen 9 8 5 
auf 75 f irtſchaftstheorie der Gegenwart. Vgl. „Deutſcher Juriſtentag 1933“ a. a. O 
275 ff. 
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tiefere Sinn völkiſcher Bedingtheit der Wirtſchaft beſteht darin, daß die Rechte 
des einzelnen aus den Pflichten gegen die Geſamtheit erſtehen. Der ſittlichen Zweck⸗ 
ſetzung der volksgenoſſenſchaftlich begrenzten Geſellſchaftsordnung und Wirtſchafts⸗ 
gemeinſchaft liegt die Ablehnung und Ausſchaltung der Ausbeutungsabſicht, liegt 
die Abſtellung des Entgelts auf Leiſtung, die ſoziale und rechtliche Verpflichtung 
des einzelnen gegen die Geſamtheit der Volksgenoſſen zugrunde. Wirtſchafts⸗ 
geſtaltung und ⸗verrichtung iſt alſo als Ausdruck der Denk⸗ und Urteilsweiſe eines 
Volkes zu werten, Wirtſchaft macht einen Teil des Volkstums aus... Es gibt 
keine Wirtſchaftsgewalt an ſich, keine Wirtſchaftsfreiheit an ſich. Der Staat ſteht 
wie zu allen geſellſchaftlichen Erſcheinungsformen der Volksgemeinſchaft auch zur 
Wirtſchaft in engſter Verbindung. Wo Wirtſchaftsgewalt vorhanden iſt und als 
ſolche auftritt, leitet ſie ſich vom Staate her. Wo keine Staatsgewalt, keine Staats⸗ 
hoheit, da keine Wirtſchaftsgewalt, keine Wirtſchaftsfreiheit. Wirtſchaft iſt eine 
der Staatsverrichtung untergeordnete Teilverrichtung der Volksgemeinſchaft, Staat 
und Wirtſchaft ſind nicht gleichgeordnete Organe des volksgemeinſchaftlichen Ge⸗ 
ſamtlebensprozeſſes. Politiſche Werte müſſen wirtſchaftlichen Werten übergeordnet 
bleiben, die Wirtſchaft gewinnt Zwecke und Ziele aus dieſer Unterordnung“ unter 
die der Erhaltung, Sicherung und Förderung des Volkstums dienenden Staats⸗ 
verrichtungen. Der Staat erſcheint uns ſozuſagen als Beauftragter der Volks⸗ 
geſamtheit. Staatsformen und Staatsgeſetze ändern ſich, das Volk bleibt. Der 
Führergedanke, die Bedeutung der Perſönlichkeit verlangt auch im Rahmen der 
Volkswirtſchaft die Anerkennung des Leiſtungsgrundſatzes, der zu einem organiſch 
geſtaffelten Aufbau der geſamten Lebenstätigung hinleitet. Die daran an⸗ 
ſchließende Arbeitswertlehre ſteht der marxiſtiſchen Theorie ſcharf gegenüber, welche 
die überragende Bedeutung der Perſönlichkeit auszuſchalten und durch Zahl, Maſſe 
und Menge zu erſetzen ſucht. Auch im Geſamtverrichtungsvorgang der Volkswirt⸗ 
ſchaft ſpielt der Wert der Perſönlichkeit die größte Rolle, die Leiſtungslehre be⸗ 
einflußt die geſamte Wertlehre. Wird ſie durch Einflüſſe und Einwirkungen eines 
Schemas erſetzt, ſo muß die Hochwertigkeit der Leiſtungsenergie im einzelnen und 
im geſamten zurückgehen, da die Geſamtleiſtung deſto höher erſcheint, je mehr 
die Einzelfaktoren in voller Teilauswirkung zu abgeſtufter Gemeinſchaftsarbeit 
zuſammengeführt werden können ... So iſt ſchließlich auch die Wirtſchaft als 
ein Gemeinſchaftsorganismus ſchöpferiſcher, leitender, ſchaffender Perſönlichkeiten 
zu erkennen, als ein Teil des Lebensorganismus, in der der einzelne als ſelbſt⸗ 
5 Glied des Ganzen Daſeinsbedingung, Daſeinswert und Daſeinszweck 
indet.“ 

Die nationalſozialiſtiſche Auffaſſung ſteht alſo einerſeits im Gegenſatz zur libe⸗ 
raliſtiſchen Einſtellung und deren Theorie von einer übertriebenen Perſönlichkeits⸗ 
freiheit, andererſeits aber auch im Gegenſatz zu der materialiſtiſch⸗kommuniſtiſchen 
Weltanſchauung, die Menſch gleich Maſſe ſetzt. Gerade darin, daß gegenüber dem 
Materialismus ein ſtarker Damm aufgeworfen wird, liegt die außerordentliche 
reformatoriſche Bedeutung des Nationalſozialismus. Der Materialismus iſt es, 
mit dem ſich auch die Wirtſchaft ſchließlich ſelbſt erſchlagen hat. Die materialiſtiſche 
Auffaſſung war es, die zu der unerhörten Entwertung des Menſchen, der menſch⸗ 


° Durch dieſe Formulierung Buchners ſollen die Wirtſchaft und ihre Träger keineswegs 
eine unangemeſſene Herabdrückung erfahren. nalſozie elbſt erklärt an anderer Stelle 
(nal. Dr. Hans Buchner, „Grundriß einer nationalſozialiſtiſchen Volkswirtſchaftstheorie“, 
München 1934, S. 30): Weder die Ganzheit noch der einzelne erſcheint der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Staats- und Wirtſchaftsauffaſſung als „abgeleitet, zweitrangig, abhängig, 
nachträglich“. Sondern die wechſelſeitige Durchdringung, Erfüllung und Ergänzung 
beider ſchafft den lebendigen Organismus artverwandter und arteigener Gemeinſchafts⸗ 
verrichtungen, an dem nicht ein einziges Glied fehlen kann, ohne daß die Geſamt⸗ 
wohlfahrt irgendwie in Mitleidenſchaft gezogen wird.“ 
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lichen Leiſtung und Arbeitskraft geführt hat. Macht vor Recht, Geld vor Willen 
und innerem Wert mußten die Folgen und ſchlechten Früchte des Materialismus 
werden, der in der Wirtſchaft ſein Inſtrument ſah. Die ethiſche Wiederaufwertung 
des Menſchen erfordert daher auch eine Zurückdrängung der Wirtſchaft in ihre 
geſunden Schranken. 


2. Wirtſchafts⸗ und finanzpolitiſche Grundſätze 


Die in weitem Maße auf ethiſcher Grundlage beruhende Wirtſchaftsauffaſſung 
des Nationalſozialismus muß ſich deshalb dahin auswirken“, eine grundſätzlich 
falſche Einſtellung der Wirtſchaft auf eine möglichſt hohe Rentabilität für das Leih⸗ 
kapital zu beſeitigen und dafür die Volkswirtſchaft in ihrer Zielſetzung zurück⸗ 
zuführen auf die in der geſunden Bedarfsdeckung liegende richtige und vernünftige 
Grundlage. Bedarfsdeckung iſt daher in erſter Linie die Aufgabe, die der Volks⸗ 
wirtſchaft als wirtſchaftspolitiſcher Grundſatz des Nationalſozialismus zugewieſen 
wird. Dieſe Aufgabe iſt durchaus keine geringe. Zudem aber bildet ſie 
die geſunde Grundlage der Volkswirtſchaft, denn Bedarf iſt die Grundlage des 
Abſatzes. Nur wo Bedarf im Markte lebendig iſt oder werden kann, hat die Wirt⸗ 
ſchaft Sinn. Jede Wirtſchaftsführung muß überdies, ſofern ſie auf die Dauer 
erfolgreich ſein will, dem Bedarf des Marktes ſich anpaſſen'. 

SHauptbeteiligte an jeder Wirtſchaft und ſomit auch an der Bedarfsdeckung find 

Produzent und Konſument. Produktion und Konſumtion ſind weſentlich individuell. 
Sie widerſtreben daher einer Sozialifierung. Die nationalſozialiſtiſche Wirtſchafts⸗ 
auffaſſung trägt dieſem Charakter grundſätzlich Rechnung!. Sie ſteht daher auch 
in dieſem Punkt im Gegenſatz zu der marxiſtiſch⸗kommuniſtiſchen Lehre. 

Als Bindeglieder zwiſchen Erzeugung und Verbrauch ſtehen Handel, Verkehr und 
Geldweſen. Dieſe berühren das gemeinſame Intereſſe der Volksgemeinſchaft und 
fallen daher nach nationalſozialiſtiſcher Auffaſſung zum Teil ſtark in den Auf⸗ 
gabenbereich des Staates. 

Weitgehend trifft dies für den Verkehr zu. Von Schiffahrts⸗, Eiſenbahn⸗, Poſt⸗ 
und Telegraphenverwaltungen hat ſich bei letzteren in den meiſten Ländern die 
Verſtaatlichung bewährt bzw. notwendig erwieſen. Dasſelbe galt für die Deutſche 
Reichsbahn, und in der Schiffahrt iſt die Entwicklung der letzten Zeit immer mehr 
auf eine Anlehnung an den Staat hinausgegangen. 

Auf dem Gebiete des Handels liegen die Dinge weſentlich anders. Für eine 
ſtaatliche Regelung, wie Federn ausdrücklich betont, kommt von vornherein nur 
eine gewiſſe Art von Gütern in Betracht: die Maſſenkonſumgüter, und zwar 
die wichtigſten Volksnahrungsmittel. Genoſſenſchaftliche Verwertung landwirt⸗ 
ſchaftlicher Produkte, Zuführung der Verbrauchsprodukte an den Konſumenten 
ſeitens der Verbraucherorganiſationen unter Ausſchaltung eines Zwiſchenhandels, 


' Vgl. Gottfried Feder, „Der deutſche Staat auf nationaler und ſozialer Grundlage“, 
9. Auflage, München 1932, S. 67 und 42. 

e Das ſchließt, wie Feder, a. a. O. S. 67, ausdrücklich betont, keineswegs Ertrag und 
Gewinn für die Gewerbetreibenden, Fabrikanten und ehrlichen Kaufleute aus, im Gegen⸗ 
teil werden und ſollen dem berechtigten Streben nach Erwerb, ſolange ſich dieſes Streben 
im Rahmen der Geſamtintereſſen hält, in keiner Weiſe Erſchwerungen gemacht werden. 

»Der Bedarfsforſchung bietet ſich hier ein beſonders ae Arbeitsfeld. Verwieſen 
lei hier auf die neuerdings erſchienene Arbeit von Curt Sandig, „Bedarfsforſchung“, 
Stuttgart 1934. Eine kurze kritiſche Stellungnahme hierzu findet ſich in Heft 52 der 
Nationalſozialiſtiſchen Monatshefte, München 1934, Seite 702 f. 

10 Vgl. Feder, a. a. O. S. 25. 

11 Bol. Feder, a. a. O. S. 25 ff. 

12 a. a. O. S. 26. 
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wo er volkswirtſchaftlich nicht notwendig ift, find nationalſozialiſtiſche Voraus⸗ 
ſetzungen für die Regelung dieſes Problems. Zu den Staatsaufgaben ſoll auch 
die Durchführung von großen wirtſchaftlichen Unternehmen, welche die Kapital⸗ 
kraft privater Unternehmer überſteigt und bei welchen erhebliche öffentlich⸗ 
rechtliche Intereſſen berührt werden, gehören. Dem privaten Handel bleibt ſomit 
immer noch ein großes Tätigkeitsfeld, beſonders auf den Gebieten, wo das per⸗ 
ſönliche Moment des Riſikos in Frage kommt. Aber auch für den Handel ſoll 
Bedarfsdeckung und nicht Rentabilität an erſter Stelle ſtehen!“. 

Die Regelung des Geldweſens iſt nach nationalſozialiſtiſcher Auffaſſung als ein 
beſonders wichtiges Gebiet des öffentlichen Lebens ausſchließlich Aufgabe des 
Staates“. Der Staat allein übt die Münzhoheit aus. Die „ſtaatliche Theorie 
des Geldes“ (Geld iſt, was der Staat zu Geld erklärt), iſt, wie Feder“ zugibt, 
in der Tat Wirklichkeit geworden. Seinem Weſen nach aber ſoll das Geld nach 
nationalſozialiſtiſcher Auffaſſung eine „Anweiſung auf geleiſtete Arbeit“!“ fein, 
indem es ſelbſtverſtändlich auch Tauſchmittel iſt. Unter „geleiſteter Arbeit“ iſt 
ganz umfaſſend, wie Feder! ſagt, jedes wirtſchaftliche Gut zu verſtehen, alſo auch 
Rohmaterialien, wenn fie gefördert und auf den Markt gebracht find. Zwar 
erfolgt die Annahme des Geldes „für“ geleiſtete Arbeit, aber nicht weil damit 
ein wirtſchaftlicher Kreislauf ſchon beendet wäre, ſondern weil dieſes Geld eine 
Anweiſung „auf“ irgendeine von anderen geleiſtete Arbeit iſt. Erſt wenn durch 
Bedarfsdeckung das Geld wieder der Wirtſchaft zugeführt iſt, hat es ſeinen ein⸗ 
fachen Kreislauf vollendet. Dem Weſen des Geldes entſpricht demnach die Aus⸗ 
gabepflicht, d. h. die Pflicht, vereinnahmtes Geld wieder in den Verkehr zu 
bringen!. Die geſunde Spartätigkeit ſoll dadurch nicht geſchmälert werden!“. 
Das Privateigentum erkennt der Nationalſozialismus grundſätzlich an! und ftellt 
es unter ſtaatlichen Schutzis. Der maßloſen Reichtumsanhäufung in den Händen 
einzelner zieht aber das Wohl des Volkes eine Grenze. 

Auf der anderen Seite hat ſich der Nationalſozialismus zu einem ſeiner wich⸗ 
tigſten finanzpolitiſchen Ziele geſetzt: Die Brechung der Zinsknechtſchaft durch Be⸗ 
freiung des Staates und damit des Volkes aus ſeiner zinspflichtigen Verſchuldung 
gegenüber dem Großleihlapital?®. Unter Zinsknechtſchaft in dieſem Sinne iſt die 
zinspflichtige Verſchuldung von Staat und Volk gegenüber den überſtaatlichen 
Geldmächten zu verſtehen?t. Verzinsliche Anleihen und Darlehen bringen den 
Staat in die Abhängigkeit der zumeiſt jüdiſchen Weltfinanz, während die großen 
Zinslaſten der Volkswirtſchaft große Werte entziehen und die Völker zu Zins⸗ 
knechten herabdrücken. Die Volkswirtſchaft und darunter vor allem die Pro⸗ 
duktion darf nicht unter der Macht der Großfinanz ſtehen derart, daß es von ihr 
abhängt, ob die Arbeit ſtillſteht oder der Markt mit Produktion überſchüttet 
wird, die in erſter Linie der Profitgier des Leihkapitals und nicht der geſunden 


13 Vgl. Feder, a. a. O. S. 27. 

14 Vgl. Feder, a. a. O. S. 27. 

15 Vgl. Feder, a. a. O. S. 71. 

16 Feder, a. a. O. S. 73. 

17 Bol. die Anmerkung Adolf Hitlers vom 13. April 1928 zum Programm der NSDAP. 


1s Vgl. Punkt 8 des Staats: und Wirtſchaftsprogramms der NSDAP. bei Feder, 
a. a. O. S. 42. 


12 Vgl. Punkt 9 des Staats: und Wirtſchaftsprogramms der NSDAP. bei Feder. 
a. a. O. S. 42. 


. 11 des Programms der NSDAP. Vgl. Feder, a. a. O. S. 43, 69 ff., 74 ff., 
„ 96. 


11 Feder, a. a. O. S. 70. 
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Bedarfsdeckung dienen foll®. Im nationalſozialiſtiſchen Staat kann daher nicht 
die Großfinanz, ſondern muß der Staat Herr des Geldweſens ſein. Die Verſtaat⸗ 
lichung des Geldweſens und der Notenbanken und die Vermeidung verzinslicher 
Staatsanleihen wird daher angeſtrebt. 

Der Nationalſozialismus wendet ſich damit nicht ohne weiteres gegen die privat⸗ 
wirtſchaftliche Zinswirtſchaft, ſoweit dieſe einen volks⸗ und wirtſchaftsſchädigenden 
Charakter nicht trägt. Feder wendet ſich daher in ſeinen Darlegungen über die 
Anleihewirtſchaft des Staates und die Brechung der Zinsknechtſchaft auch vor 
allem gegen den Umſtand, daß die privatwirtſchaftliche Denkweiſe ungeprüft auf 
die Staatswirtſchaft im kapitaliſtiſchen Syſtem übertragen worden iſt??. Wörtlich 
heißt es bei Feder? !: „Der Staat mit feinen Machtmitteln, mit ſeinen ſouveränen 
Machtvollkommenheiten iſt eben nicht gleichzuſetzen mit jedem beliebigen Privat⸗ 
mann. Drei gewaltige Möglichkeiten beſitzt der Staat, daraus er kraft ſeiner 
Souveränität ſeinen Bedarf decken kann zur Durchführung ſeiner Aufgaben. Es 
find ſeine Leiſtungshoheit, ſeine Münzhoheit und ſeine Finanzhoheit?“.“ 

Mit dieſen Mitteln wird der nationalſozialiſtiſche Staat unter möglichſter Ver⸗ 
meidung zinsfreſſender Anleihen die Finanzgebarung durchzuführen haben. — 

Die allerweſentlichſten wirtſchafts⸗ und finanzpolitiſchen Grundſätze des natio⸗ 
nalſozialiſtiſchen Staates können nun folgendermaßen zuſammengefaßt werden: 

1. Gemeinnutz geht vor Eigennutz. Das allgemeine Wohl iſt daher oberſtes 
Geſetz. Alle Deutſchen bilden eine Werkgemeinſchaft zur Förderung der Kultur 
und allgemeinen Wohlfahrt. 

2. Aufgabe der Volkswirtſchaft iſt in erſter Linie die Bedarfsdeckung. Das 
Privateigentum genießt grundſätzliche Anerkennung und ſtaatlichen Schutz. Der 
maßloſen Reichtumsanhäufung in den Händen einzelner zieht aber das Wohl des 
Volkes eine Grenze. Im Rahmen des Allgemeinwohls ſteht jedem Deutſchen freie 
Erwerbsmöglichkeit und Verfügung über ſeinen Arbeitsertrag zu. 

3. Der Staat muß Herr des Geldweſens und darum auch der Notenbanken 
ſein. Die Zinsknechtſchaft iſt durch Befreiung des Staates und damit des Volkes 
aus ſeiner zinspflichtigen Verſchuldung gegenüber dem Großleihkapital zu be⸗ 
ſeitigen. Die Miſchung von Klein⸗, Mittel⸗ und Großbetrieben auf allen Gebieten 
des wirtſchaftlichen Lebens bleibt aufrechterhalten, ſoweit dieſe Betriebe (ins⸗ 
beſondere Rieſenbetriebe) nicht das Wirtſchaftsleben beeinträchtigen. 

Damit zeigt ſich das nationalſozialiſtiſche Wirtſchaftsprogramm in ſeiner Schlicht⸗ 
heit und Arwüchſigkeit, aber auch dadurch in feiner geſunden Kraft und Größe — 
Merkmale, die dem Führer Adolf Hitler ſelbſt zu eigen ſind. Mit geſundem 
Empfinden wandte er ſich an das geſunde Empfinden des deutſchen Volkes. Er 
erhielt vom deutſchen Volke — beiden zu Ehren — ſo die totale Macht im Staate. 

Das nationalſozialiſtiſche Programm geht, beſonders in feinen wirtſchaftspoli⸗ 
tiſchen Forderungen, auf eine Reinigungsaktion großen Stils hinaus. Hals⸗ 
brecheriſche, ungeſunde Abwege kapitaliſtiſcher, liberaliſtiſcher und marxiſtiſcher 
Spekulation und Verirrung wurden — kurz vor dem rettungsloſen Abgrund — 
a und naturgegebene — und darum alte — Wege zu neuem Aufbau bes 

ritten. 


* Ohnehin hat die Entwicklung der deutſchen Zahlungsbilanz ſeit 1924 durch den 
zwingenden Gang der Ereigniſſe zu einer Entflechtung aus der Weltfinanz geführt und 
zegleich auch deutlich genug die verheerenden Wirkungen einer Verſchuldung gegenüber 
em internationalen Leihkapital enthüllt. 

23 Feder, a. a. O. S. 84. 

2“ Unter Leiſtungshoheit iſt das ſouveräne Recht des Staates zu verſtehen, feine Bürger 
u ganz oder teilweiſe koſtenloſen Leiſtungen heranzuziehen, wie z. B. Militärdienſt, 

riegsdienſt, Arbeitsdienſt. Die Münzhoheit iſt diejenige Kraftquelle des Staates, aus 
welcher er feinen Geldbedarf unmittelbar decken kann. Die Finanz- oder Steuerhoheit 
iſt das Recht des Staates, ſeine Bürger zu geldlichen Leiſtungen heranzuziehen. 
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3. Durchführung des Wirtſchaftsprogramms 


In Ausführung des Programms ſind ſeither zahlreiche Geſetze erlaſſen?s. Die 
Lage der deutſchen Wirtſchaft bei Antritt der nationalſozialiſtiſchen Regierung am 
30. Januar 1933 erforderte vor allem zunächſt die Bekämpfung der Arbeitsloſig⸗ 
keit. Durch Aufruf vom 1. Februar 1933 verkündete die Reichsregierung neben 
dem Kampf zur Rettung des deutſchen Bauern zur Erhaltung der Ernährungs⸗ 
und damit der Lebensgrundlage der Nation den Kampf zur Rettung des deutſchen 
Arbeiters durch einen gewaltigen und umfaſſenden Angriff gegen die Arbeits⸗ 
lofigfeit?®. Dieſer Aufgabe dienen denn auch u. a. folgende Reichsgeſetze: 

Die Geſetze zur Verminderung der Arbeitsloſigkeit vom 1. Juni und 21. Sep⸗ 
tember 1933, 

Geſetz über die Errichtung eines Unternehmens „Reichsautobahnen“ vom 
27. Juni 1933, 

Verordnung zur Durchführung der Befreiung neuer Perſonenkraftfahrzeuge von 
der Kraftfahrzeugſteuer vom 10. Mai 1933, 

Geſetz über die Ablöſung der Kraftfahrzeugſteuer für die alten Kraftfahrzeuge 
vom 31. Mai 1933, 

Geſetz über Steuererleichterungen vom 15. Juli 1933, 

Geſetz über die Einſchränkung der Maſchinenarbeit in der Zigarreninduſtrie 
vom 15. Juli 1933. 

Zur Sicherung des Beſtandes des deutſchen Handels, Handwerks und Gewerbes 
ergingen: 

Geſetz zum Schutz des Einzelhandels vom 12. Mai 1933, 

Ergänzungsgeſetz vom 15. Juli 1933, 

Geſetz über das Zugabeweſen vom 12. Mai 1933. 

Von weiteren Reichsgeſetzen ſind zu nennen: 

Geſetz über die Bildung eines Werberates der deutſchen Wirtſchaft vom 12. Sep⸗ 
tember 1933, 

Geſetz zur Milderung der Notlage der Binnenſchiffahrt vom 24. Mai 1933, 

Geſetz zur Regelung der landwirtſchaftlichen Schuldverhältniſſe vom 1. Juni 1933, 

Geſetze über Pächterſchutz vom 22. April und 27. Oktober 1933, 

Geſetz betreffend den Hopfenanbau vom 15. Juli 1933 ſowie die 2. Verordnung 
über die Regelung der Erzeugung und des Abſatzes von Hopfen vom 8. 2. 1935. 

Das für die Lebensfähigkeit der deutſchen Landwirtſchaft 
wichtige Geſetz zur Sicherung der Getreidepreiſe vom 26. Se p⸗ 
tember 1933 verhindert das Abgleiten der Getreidepreiſe 
und wo dem deutſchen Bauern Feſtpreiſe für fein Ge⸗ 
treide. 

In einer weiteren Verordnung vom 29. September 1933 
über Getreidepreiſe wird das Reich in 11 Preisgebiete ein⸗ 
geteilt. Für jedes Preisgebiet ſind die Preiſe für Weizen 
und Roggen feſtgelegt. 

Über die Beſtellung eines Reichskommiſſars für Preisüberwachung erging das 
Geſetz vom 5. 11. 34 (RGBl. 1934, Teil I S. 1085) in Verbindung mit dem Geſetz 
über die Übertragung der Aufgaben und Befugniſſe des Reichskommiſſars für 
Preisüberwachung vom 15. 7. 33 (RGBl. 1933, Teil I S. 490). Erwähnt ſei auch 
die Verordnung zur Förderung ſelbſtändiger Koſtenberechnung in der Wirtſchaft 
vom 15. 11. 34 (RGBl. 1934, Teil I S. 1186). 


Im einzelnen muß hier in dieſem Rahmen auf die Veröffentlichungen im Reichs⸗ 
eſetzblatt und, ſoweit es ſich um geſetzliche Maßnahmen der Länder handelt, auf die ent⸗ 
prechenden Geſetzesſammlungen verwieſen werden. 

26 Vgl. Punkt 7 des Programms der NSDAP. 
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Am 14. 7. 34 erging die Verordnung zur Ordnung der Getreidewirtſchaft 
(RG Bl. 1934, Teil I S. 629). 

Beachtlich iſt ferner die Verordnung über die äußere Kennzeichnung von Lebens⸗ 
mitteln vom 8. 5. 35 (RGBl. 1935, Teil I S. 590), ebenſo das Geſetz über die Über⸗ 
nahme von Garantien zum Ausbau der Rohſtoffwirtſchaft vom 13. 12. 34 RGBl. 
Teil J S. 1253). | 

Am 30. 1. 35 erging die Deutſche Gemeindeordnung (RGBl. I S. 49). Deren 
6. Teil regelt die Gemeindewirtſchaft, die wirtſchaftliche Betätigung der Gemeinde, 
Schulden und Haushalt. Die Deutſche Gemeindeordnung iſt ein Grundgeſetz des 
nationalſozialiſtiſchen Staates. Auf dem von ihr bereiteten Boden ſoll ſich der Neu⸗ 
bau des Reiches vollenden. 

Das Reichserbhofgeſetz vom 29. September 1933 ſchützt die Bauernhöfe vor 
Überſchuldung und Zerſplitterung im Erbgang. 

Die Ermächtigung zum Aufbau des Reichsnährſtandes wurde dem Reichs⸗ 
miniſter für Ernährung und Landwirtſchaft am 13. September 1933 erteilt:. 
Dieſe Regelung iſt durch die Verordnungen über den vorläufigen Aufbau des Reichs⸗ 
nährſtandes erfolgt”. Danach iſt der Reichsnährſtand die Vertretung der deutſchen 
Bauernſchaft und der deutſchen Landwirtſchaft. Der Reichsnährſtand hat ins⸗ 
beſondere die Aufgabe, das deutſche Bauerntum und die Landwirtſchaft, die 
landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften und den Landhandel ſowie die Be⸗ und Ver⸗ 
arbeiter der landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe zu fördern, die wirtſchaftlichen und 
geſellſchaſtlichen Angelegenheiten zwiſchen ſeinen Mitgliedern zu regeln, die Be⸗ 
hörden bei allen den Reichsnährſtand betreffenden Fragen zu unterſtützen und über 
die Standesehre ſeiner Mitglieder zu wachen. Zum Reichsnährſtand gehören auch 
die Forſtwirtſchaft, der Gartenbau, der Weinbau, die Fiſcherei, Imkerei und Jagd. 
Neben der Deutſchen Arbeitsfront, die eine Zuſammenfaſſung aller in der In⸗ 
duſtrie, im Handel, im Handwerk und Gewerbe ſchaffenden Volksgenoſſen iſt, wurde 
ſo im Reichsnährſtand eine Zuſammenfaſſung aller der geſchaffen, die für die 
Ernährung des Volkes und für ſeine Verſorgung mit den ſonſtigen Erzeugniſſen 
der Landwirtſchaft und Fiſcherei tätig find. 

Von großer Bedeutung iſt ebenſo das Geſetz zur Vorbereitung des organiſchen 
Aufbaus der deutſchen Wirtſchaft vom 27. Februar 19342. Durch dieſes Geſetz 
wurde der Aufbau der deutſchen Wirtſchaftsführung organiſatoriſch geregelts“. 

Beſondere Erwähnung verdient ſchließlich das Geſetz zur Ordnung der natio⸗ 
nalen Arbeit vom 20. Januar 193431 nebſt einem entſprechenden Geſetz zur Ord⸗ 
nung der Arbeit in öffentlichen Verwaltungen und Betrieben vom 23. März 1934. 
Durch dieſe Geſetze wird erſtrebt, die ſoziale Sphäre zu befrieden und das Ar⸗ 


7 Bol. Reichsnährſtandsgeſetz in RGBl. 1933 Teil I S. 626; ſiehe ferner un 
über den vorläufigen Aufbau des Reichsnährſtandes vom 4. 2. 1935 in RGBl. 1935 Teil 
S. 170 ſowie die Verordnung über 1 Schiedsgerichten für die landwirtſchaft⸗ 
liche Marktregelung vom 26. 2. 1935 in RGBl. 1935 Teil I S. 293. 

2s Pgl. RGBl. 1934 Teil I S. 100 ſowie RGBl. 1935 Teil I S. 582. 

w Vgl. RGBl. 1934 Teil I vom 13. 3. 1934. 

30 Hierzu ſei beſonders hingewieſen auf die erläuternden 5 des Reichs⸗ 
wirtſchaftsminiſters Dr. Schmitt im Plenarſaal des Reichswirtſchaftsrats vom 13. 3. 1934 
über den Um⸗ und Neubau der deutſchen Wirtſchaft in 12 neue Wirtſchaftsgruppen mi 
14 Haupt⸗ und 32 Untergruppenführern. Vgl. „Der Angriff“, Berlin, vom 14. 3. 1934. 
In der Beſetzung der Stellen ſind ſeitdem noch einige perſonelle Anderungen eingetreten. 

21 Zur Durchführung des Geſetzes ergingen bisher mehrere Verordnungen (ſiehe u. a. 
RG Bl. 1934 Teil I S. 174, 187 und 255). Eine Textausgabe des Geſetzes zur Ordnung der 
nationalen Arbeit mit ſämtlichen in den Geſetzestext eingearbeiteten Ausführungsvor⸗ 
Ihriften iſt bei W. Kohlhammer, Verlag, Stuttgart, erſchienen. Vgl. im übrigen „Die 

rbeitsverfaſſung im neuen Reich“ von Dr. A. B. Krauſe, Stuttgart, 1934, ferner „Der 
Treuhänder der Arbeit“ von Alfred Himmel, Heidelberg, 1934. 
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beitsverhältnis aus der bisherigen kapitaliſtiſchen Marktwirtſchaft grundſätzlich 
herauszulöſen. 

In dieſen und zahlreichen weiteren Geſetzen hat ſomit die nationalſozialiſtiſche 
Wirtſchaftsauffaſſung bereits Geſtalt und Auswirkung gefunden. Wenn auch die 
nationalſozialiſtiſche Wirtſchaftspolitik zunächſt den Kampf gegen die Arbeitsloſig⸗ 
keit in den Vordergrund treten laſſen mußte und dadurch manche anderen Auf⸗ 
gaben, z. B. auf finanzwirtſchaftlichem und außenpolitiſchem Gebiete, vorläufig 
in den Hintergrund treten mußten, ſo wird doch das Organiſche des neuen wirt⸗ 
ſchaftsrechtlichen Aufbaus bereits deutlich erkennbar. Vor allem hat die Nah⸗ 
rungsfreiheit des Volkes und die Marktregelung für die landwirtſchaftlichen Er⸗ 
zeugniſſe ihre geſetzliche Verankerung gefunden. Auch die fortſchreitende Ent⸗ 
fapitalifierung der gewerblichen Produktion, des Verkehrs und Handels erfolgt 
durch Marktregelung über Mindeſtpreiſe und den Numerus clausus. Jedenfalls 
wird ſowohl in der Landwirtſchaft wie der gewerblichen Binnenwirtſchaft das 
liberaliſtiſche Durcheinander durch eine organiſche Ordnung erſetzt und damit 
Recht an die Stelle blinder Kräfte geſetzt. Der Leiſtungsaustauſch der Binnen⸗ 
wirtſchaft wird wieder ein möglichſt gerechter. Er darf nicht mehr, wie es die 
liberaliſtiſche Weltanſchauung erlaubte, durch Gewaltanwendung (Streik, Aus⸗ 
ſperrung, monopoliſtiſche oder kapitaliſtiſche Gewaltanwendung) verfälſcht werden. 
Der gerechte Preis tritt an die Stelle des Marktpreiſes, der volkswirtſchaft⸗ 
liche Wert der Produktionsmittel an die Stelle des Verkehrswertes“. Durch die 
Einführung des gerechten Preiſes, durch Erbgeſundheitspflege und ſozialiſtiſche 
Arbeitsordnung wird ſomit überall der gerechte, unverfälſchte Leiſtungsaustauſch 
und damit ein Maximum der Produktivität und des allgemeinen Wohlſtandes 
geſichert. Damit wird der innere Stoffwechſel der Volkswirtſchaft wieder auf eine 
ſolche Baſis gebracht, daß er die Sicherheit und das Wachstum der Nation garan⸗ 
tiert. Ehre, Freiheit, Kameradſchaftlichkeit und Leiſtung treten an die Stelle 
von Unfrieden, Klaſſenhaß und Profitgier. 


C. Nationalſozialiſtiſche Grund forderungen für das Außenhandelsrecht 


Die nationalſozialiſtiſche Wirtſchaftsauffaſſung muß folgerichtig auch ihre Aus⸗ 
wirkung auf das außenhandelsrechtliche Gebiet ausüben, denn der Außenhandel 
ergänzt die innere Wirtſchaft als Teil derſelben, auch wenn er, wie anſangs geſagt, 
über dieſe hinausragt, inſoweit er in die Volkswirtſchaft des Auslandes ausſtrahlt. 
Inſofern hat jede Volkswirtſchaft durch den Außenhandel auch ihre Auswirkungen 
auf die Wirtſchaft und Souveränitätsſphäre des Auslandes. Andererſeits iſt aber 


22 In feiner Rede vom 24. 9. 1934 erklärte der Reichsminiſter für Ernährung und 
Landwirtſchaft, Darré, daß die ihm vom Führer vor Jahresfriſt geſtellte Aufgabe die 
Rettung des deutſchen Bauern geweſen ſei, ohne dem Verbraucher. beſonders dem 
deutſchen Arbeiter, nennenswerte 19 5 aufzuerlegen. Mit der neuen Marktordnung 
ſei es möglich geweſen, die Preiskataſtrophe in der Landwirtſchaft aufzuhalten und eine 
entſcheidende Beſſerung der Erlöſe herbeizuführen, ohne den Verbrauch fühlbar zu be⸗ 
laſten. Dabei konnte auch die Stellung der Landwirtſchaft gehoben und geſtärkt werden, 
ohne daß es, wie früher, zu Konflikten mit den außenwirtſchaftlichen Beziehungen und 
Intereſſen kam, im Gegenteil, die Ausgeſtaltung beſtimmter Handelsbeziehungen auf 
ganz neuer Grundlage wurde dadurch erſt möglich. Die Zahl der Zwangsverſteigerungen 
lei Ar 1932 mit 7060 bereits 1933 auf 1662 zurückgegangen. Dies entſpreche der Fläche 
nach einem Rückgang von 153 770 auf 27 451 Hektar. Die Großhandelspreiſe hätten ſich 
auguniten der deutſchen Landwirtſchaft verſchoben. So koſte z. B. in Deutſchland eine 

onne Roggen 159 RM. (in Rotterdam 56 RM.), en 199 (in Liverpool 69), ein 
Sn Schweine 47 (in Chikago 12), ein Doppelzentner Butter 254 (in Kopenhagen 0 

peck 184 (in Kopenhagen 107) und Eier je Stück 8 Pfg. (in Kopenhagen 3˙½ Pfg.). 
Trotzdem ſei die Steigerung der Koſten für Ernährun dank der Marktordnung nicht 
größer geweſen als etwa für die meiſten Textilerzeugniſſe und bewege ſich durchaus im 
ahmen der Erhöhung des Volkseinkommens. 
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auch das Umgekehrte der Fall, jo daß hier Wechſelbeziehungen und ⸗wirkungen 
entſtehen. Dieſe treten in zahlreichen Varianten auf und haben inſolge ihres 
zwiſchenſtaatlichen Charakters ihre beſonderen wirtſchaftlichen und rechtlichen For⸗ 
men. Die Außenhandelspolitik bildet daher in gewiſſem Umfange auch einen Teil 
der Außenpolitik. Dieſe iſt alſo ebenfalls auf ſie von Einfluß. 

Im Hinblick auf dieſes vielſeitige Ineinandergreifen ergeben ſich, vom heutigen 
deutſchen Standpunkt aus geſehen, folgende Weſensmomente: 

1. Der Außenhandel findet Wurzel und Ausgangspunkt in der Volkswirtſchaft 
des eigenen Staates. Hier liegt er innerhalb der Wirtſchaftspolitik des Staates 
und erhält durch dieſe grundlegend Charakter und Ziel, zum Teil auch Geſtalt 
und Umfang. 

2. Durch die Ausſtrahlungen des Außenhandels auf die ausländiſche Volks⸗ 
wirtſchaft (Noſtro⸗Beziehungen) wirkt er auf dieſe ein und findet hier definitiv 
Geſtalt und Umfang. 

3. Die Volkswirtſchaft des Auslandes wirkt durch den Außenhandel ihrerſeits 
(Loro⸗Beziehungen) auf unſere Volkswirtſchaft ein und bedingt damit gewiſſe 
Momente unſerer Wirtſchafts⸗ und Außenhandelspolitik. 

4. Durch den zwiſchenſtaatlichen Charakter des Außenhandels fällt die Außen: 
handelspolitik letzten Endes in das Gebiet der Außenpolitik, die für den Außen⸗ 
handel auch die völkerrechtliche Grundlage ſchafft und betreut. 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß im Gegenſatz zum Novemberſtaat das 
nationalſozialiſtiſche Deutſche Reich — wenn auch noch im Aufbau begriffen — 
heute bereits eine geſchloſſene Einheit ſtaatlich und wirtſchaſtlich darſtellt. Dem 
Mit⸗, Gegen⸗ und Durcheinander in der Politik, Wirtſchaft und Recht iſt ein 
Ende geſetzt. Volk, Staat und Wirtſchaft unterſtehen organiſch einer einheitlichen, 
zielſicheren Führung. Die Wirtſchaft findet, wie eingangs gezeigt, ihre Aufgabe 
im Geſamtrahmen des Volkswohls. Dieſer Geſchloſſenheit hat daher auch das Ziel 
der deutſchen Außenpolitik zu dienen: Stärkung und Sicherung der Nation. Wird 
der Außenhandel auf dieſe Grundlage geſtellt, und zwar nicht nur für Deutſchland, 
ſondern für jedes Volk, daß er die Sicherheit der Volkswirtſchaften erhöht und ſich 
der Verfälſchung des Leiſtungsaustauſches zwiſchen den Völkern durch Valuta⸗ 
dumping enthält, kann eine neue Befriedung der wirtſchaftspolitiſchen und poli- 
tiſchen Verhältniſſe eintreten und ein Maximum des Warenaustauſches und da⸗ 
mit des Weltwohlſtandes wieder erreicht werden. 

Weil heute die Außenhandelspolitik der übrigen Welt nach faſt entgegengeſetzten 
Prinzipien geführt wird, herrſcht überall Unfrieden und ein Minimum des 
Welthandels und ⸗verkehrs und damit des allgemeinen Weltwohlſtandes. Alle 
Verhältniſſe ſind unſicher geworden dadurch, daß es nach der kapitaliſtiſch⸗libera⸗ 
liſtiſchen Anordnung der Dinge dem Kaufmann der einzelnen Länder erlaubt war, 
wirtſchaftlich zu verfahren, wie ihm gutdünkte. Man ging hier von der falſchen 
Vorſtellung aus, daß man für die Stärkung und Sicherheit der Nation genug 
getan habe, wenn man ein möglichſt großes Heer und eine möglichſt große Flotte 
unterhielt. Da man den Kaufmann nicht beaufſichtigte und der Freiheit ſeines 
Handels keine Richtung gab, ſo hat er Produktionsmittel und Produktionsgüter 
nicht nach ihrem volkswirtſchaftlichen, ſondern nur nach ihrem Verkehrswert, der 
je nach Angebot und Nachfrage ſchwankt, bewertet und damit alles zu Ware 
gemacht. Alles wurde dadurch ſchwimmend, und die Grundlage der Volkswirt⸗ 
ſchaften wurden außerhalb des militäriſchen und maritimen Machtbereiches der 
Völker verlagert. Die dadurch eintretende Unficherheit wurde dann verſucht, durch 
immer erhöhtere Rüſtungen auszugleichen, jedoch ohne Erfolg. Es tritt eben hier 
naturnotwendig dieſelbe Unfriedlichkeit auf im Verkehr der Völker untereinander, 
wie der Unfriede innerhalb jedes Volkes zunahm, weil auch hier durch das 
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Prinzip der liberaliſtiſch⸗ kapitaliſtiſchen „Freiheit“ alles zu Ware gemacht und 
alles käuflich wurde, Arbeitskraft, Grund und Boden uſw. 

Der ſoziale Krieg und der Wirtſchaftskrieg aller gegen alle innerhalb jedes 
Volkes ſtellt ſein getreues Spiegelbild im Außenhandel und außenpolitiſchen 
Verkehr aller Völker dar. Genau fo wie Deutſchland durch feine grundſätzliche 
Abkehr von der liberaliſtiſch⸗kapitaliſtiſchen Weltanſchauung eine neue Organi⸗ 
ſation des inneren Friedens, neues Wachstum und neue Sicherheit der Nation 
garantiert hat, ſo kann naturgemäß eine neue Sicherheit, ein neues Wachstum 
und eine neue Befriedung des Außenhandels und des außenpolitiſchen Verkehrs 
der Völker erſt eintreten, wenn auch dieſe ſich entſchieden von der liberaliſtiſch⸗ 
kapitaliſtiſchen Weltanſchauung abwenden. An allen Orten der Welt treten die 
Zeichen hierſür zutage. In Italien, in der Türkei haben ſie ähnlich wie in 
Deutſchland bereits feſte Formen angenommen. 

Dieſer Strukturwechſel Deutſchlands, hervorgerufen durch den Sieg der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Weltanſchauung, hat auch einen völlig neuen Geiſt erzeugt. Der 
Geiſt des Dritten Reiches iſt ein grundſätzlich anderer als der des Erſten und 
Zweiten. Der Geiſt des Erſten Reiches war ein univerſaliſtiſcher und damit 
imperialiſtiſcher: Das Heilige Römiſche Reich Deutſcher Nation wollte das Reich 
Gottes auf Erden gründen. Es nahm ſeine Legitimation aus einer theokratiſchen 
Idee und wollte dieſe Idee auch nach außen zur Geltung bringen. 

Das Zweite Reich: Das Bismarck⸗Reich vom Jahre 1871 bis 1918, hatte ſeiner 
inneren Struktur nach hegemoniale Tendenzen. Preußen führte das Reich 
hegemonial, und dieſer Geiſt mußte dann auch nach außen wirken; denn Außen⸗ 
politik und Außenverkehr eines Volkes entſprechen in der Regel ſeiner inneren 
Struktur. Sie find zumeiſt das Spiegelbild ſeines inneren Weſens. 

Das Dritte Reich, das nationalſozialiſtiſche Reich, dagegen bedeutet etwas völlig 
Neues. Es iſt nicht univerſaliſtiſch⸗imperialiſtiſch. Es iſt nicht hegemonial, ſondern 
völkiſch. Der völkiſche Gedanke richtet ſich auf die eigene Volksgemeinſchaft. Das 
völkiſche Grundprinzip iſt exkluſiv und defenſiv. Es erklärt die Kameradſchaft⸗ 
lichkeit nach innen und nach außen, erklärt die Reſpektierung von Ehre, Freiheit, 
Leiſtung und Sicherheit des eigenen Volkes wie für jedes andere. Die völkiſche 
Struktur kennt nicht nur Rechte, ſondern auch gleich große Pflichten. Das national⸗ 
ſozialiſtiſche Deutſchland billigt jedem anderen Land dieſelben Rechte zu, die es 
für ſich ſelbſt beanſprucht. Es wünſcht jedem Land dieſelbe Freiheit, die es ſelbſt 
beſitzt, und es will einen gerechten Leiſtungsaustauſch, unverfälſcht durch Gewalt⸗ 
oder betrügeriſche Maßnahmen, wie ſie Valuta⸗Dumping und Waren⸗Dumping 
darſtellen, d. h. billigerer Verkauf, als ihr Herſtellungswert, und verwirft alle 
finanzkapitaliſtiſchen Manöver. Es will für jedes Volk die gleiche Sicherheit 
in der Neulagerung im Außenhandel, die es ſelbſt beanſprucht, und wünſcht, 
niemand von fi) abhängig zu machen“. 

Wie durch den Führer und Reichskanzler des deutſchen Volkes, Adolf Hitler, in 
zahlreichen Reden und Außerungen vor aller Welt ausdrücklich und nachdrücklich 
betont wurde“, wird ſich das Ziel der deutſchen Außenpolitik auf die Erhaltung 
des Friedens richten. Nichts anderes kann deshalb auch für die im deutſchen 
Außenhandelsrecht zu verankernde Handelspolitik in Betracht kommen. Wie die 
Außenpolitik, trägt auch ſie in ihrer nationalſozialiſtiſchen Grundeinſtellung keine 


3 Vgl. Werner Daitz, „Neue Handelspolitik“ in Nr. 30 des „Völkiſchen Beobachter“, 
Berlin, vom 30. Januar 1934. 

34 Vg l. z. B. die Rede vom 14. Oktober 1933 in Nr. 243 des „Angriff“, Berlin. vom 
16. 10. 1933, ferner die Rede vom 24. Oktober 1933 in Nr. 251 des „Angriff“, Berlin, 
vom 25. 10. 1933, ferner die Reichstagsrede vom 30. Januar 1934 in r. 26 des 

„Angriff“, Berlin, vom 31. 1. 1934, ferner die Reichstagsrede vom 13. Juli 1934 in 
Nr. 195 des „Völkiſchen Beobachter“, Berliner Ausgabe, vom 14. 7. 1934 uſw. 
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Spitze gegen irgendein Land. Nur Selbſtſchutz der deutſchen Wirtſchaft diktiert 
ihre Handlungen”. Die Wirtſchaftsſünden der Vergangenheit, die beſonderen 
Folgeerſcheinungen der Wirtſchaftskriſe, die markt⸗ und raummäßigen Struktur⸗ 
wandlungen, die Umlagerungen der Produktions⸗ und Abſatzverhältniſſe u. a. 
ſind dabei zu berückſichtigen. Die Geſundung und Sicherung der nationalen 
Geſamtwirtſchaft iſt deshalb das Ziel. Nichts anderes will das neue Deutſchland, 
als politiſch und wirtſchaſtlich ein geſundes Glied in der Gemeinſchaft der 
Nationen zu werden. Deshalb richtet ſich weder das Beſtreben zur Stärkung des 
deutſchen Binnenmarktes, noch die zeitweilig notwendig gebotene vermehrte Selbſt⸗ 
verſorgung, noch irgendeine Einzelmaßnahme der deutſchen Handelspolitik aggreſſiv 
gegen einen fremden Staat“. Eine Verkennung des Geſamtzieles der deutſchen 
Wirtſchaftspolitik muß aber zu einer Verkennung der handelsrechtlichen Einzel⸗ 
maßnahmen führen. Nur das Verſtändnis für das defenſive Geſamtziel bietet den 
Schlüſſel für die Bewertung der handelsrechtlichen Einzelmaßnahmen. Gewiß 
würde die Wirtſchaft des Auslandes manchen Augenblicksgewinn aus einem plan⸗ 
und tatenloſen Zerfall der deutſchen Wirtſchaft ziehen können. Letzten Endes aber 
müßte der Schaden größer als der Nutzen ſein. Gerade der Außenhandel bedingt 
geſunde und ſtarke Kontrahenten. Das ſtarke Gewicht der Wirtſchaft liegt eben 
in ihrem Innenbereich“. Daran kann keine Außenhandelspolitik ungeſtraft 
vorübergehen. 

Binnenwirtſchaft vor Außenhandel lautet daher die 
nationalſozialiſtiſche erſte Grund forderung für das Außen 
handelsrecht. Den Lebensnotwendigkeiten der inneren deutſchen Volks⸗ 
wirtſchaft hat der Außenhandel zu folgen. Die nationalſozialiſtiſche Außenhandels⸗ 
politik muß daher Wurzel und Ausgangspunkt des Außenhandels in der Binnen⸗ 
wirtſchaft ſehen und ſich von deren Erforderniſſen in erſter Linie leiten laſſen. — 

Den Zweck und Sinn des Außenhandels kann die nationalſozialiſtiſche Auſ⸗ 
faſſung im Gegenſatz zu der kapitaliſtiſch⸗liberaliſtiſchen Auffaſſung nicht in 
der Rentabilität für das Leihkapital erblicken, ſondern wiederum primär 
nur in der Bedarfsdeckung. Alles übrige iſt, wie Feder“ ſagt, nur 
Beiwerk und Hilſsmittel. Aber auch hier, im Welthandel, ſpielt, wie Feder 
weiter ausführt, die internationale Geldwirtſchaft verhängnisvoll die Hauptrolle. 
Die internationale Finanz kontrolliere in Rieſentruſts Produktion und Welt⸗ 
handel, ſie finanziere Kriege und Kriegslieferungen, ſie hätte aus allem und 
jedem Nutzen gezogen. Jede Arbeit der ſchaffenden Völker bringe der Welt⸗ 
finanz Zins, ſo daß auch in der Weltwirtſchaft eine vollſtändige Umkehrung des 
richtigen und vernünftigen Verhältniſſes zwiſchen Kapital und Arbeit eingetreten 
ſei. Ureigentlicher Sinn des Welthandels ſei nicht Aufſpeicherung fremder Geld⸗ 
ſorten und Deviſen, ſondern Austauſch der Arbeitsprodukte. Wie im Inneren 
einer Volkswirtſchaft der Sinn der Gütererzeugung nicht darin beſtände, Geld 
einzuhandeln und dann auf dem Gelde gewiſſermaßen figenzubleiben und es 


5 Vol. Dr. Edmund Marhefka, „Defenſive Handelspolitik“ in Nr. 84 des „Angriff“, 
Berlin, vom 8. April 1933. 

»Mit Recht betont daher Daitz („Berliner e Nr. 469 vom 6. 10. 1934): 
„Jede Volksgemeinſchaft muß ihre d rung ſo diſziplinieren, daß ſie die 
eiſerne Ration an Nahrungsmitteln und gewerblichen Rohſtoffen 17707 innerhalb ihrer 

auern hat. Denn nur der Freie kann friedlich fein. Erſt die Nahrungs⸗ und Roh⸗ 
ſtofffreiheit erlaubt es jedem Volke, nicht jede handels⸗ und außenpolitiſche Verwicklung 
als Bedrohung ſeiner Exiſtenz aufzufaſſen, der mit Waffengewalt begegnet werden 
muß. Heer und Flotte ſind die ultima ratio, die erſt dann eingeſetzt werden dürfen, 
wenn es um die letzten und höchſten Güter, die Ehre und Freiheit der Nation, geht.“ 

7 Bol. Dr. H. Nickliſch. „Aufwärts! Volk, Wirtſchaft, Erziehung“, Heft 1 der Schriften 
der Handelshochſchule Königsberg, 1934. 

8 g. a. O. S. 106 ff. 
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der Wirtſchaft vorzuenthalten, jo ſei auch der weltwirtſchaftliche Güteraustauſch 
erſt dann vollendet, wenn mit der Ausfuhr die Einfuhr bezahlt würde. Wörtlich 
führt Feder weiter aus: 

„Der theoretiſche Idealzuſtand wäre nun, daß jedes Land ſeinen Einfuhrbedarf 
genau mit ſeiner Ausfuhr decken und damit bezahlen könnte. Dann und nur 
dann könnte von einer abſoluten Stabilität der Valuten die Rede ſein. Nun 
geht begreiflicherweiſe das Beſtreben jeder aufwärtsſtrebenden Volkswirtſchaft 
dahin, einen Ausfuhrüberſchuß über den Einſuhrbedarf zu erzielen. Dies erſt 
bedeutet Reichtumsmehrung. Man ſpricht dann von einer aktiven Handelsbilanz. 
Bleibt aber der Einfuhrbedarf über der Ausfuhr, ſo müſſen zum Ausgleich dieſes 
Fehlbetrages inländiſche Vermögensbeſtandteile an das Ausland abgeliefert 
werden. Dieſe Abgaben müſſen aber, da ſie eben nicht aus dem Arbeitsertrag 
entnommen werden können, wieder nur vom Vermögen weggenommen werden. 
Dies geſchieht entweder durch die Ausfuhr von Gold oder 
von Wertpapieren. Beſonders die letzte „Ausfuhr“ iſt aber 
nichts anderes als der Beginn der internationalen Zins» 
knechtſchaft. Ob dieſe „Ausfuhr von Wertpapieren“ ſich auf vorhandene 
inländiſche Wertpapiere erſtreckt oder ſich in die Form der ausländiſchen „Anleihe“ 
hüllt, iſt im Effekt für die davon betroffenen Völker gleichgültig. Seitdem aber 
auch im internationalen wirtſchaftlichen Denken nur noch der Rentabilitäts⸗ 
wahnſinn zugunſten des Großleihkapitals herrſcht, werden alle vernünftigen Be⸗ 
denken ehrlicher Volkswirte mit den Mitteln der Preſſe und der Parlamente 
niedergetreten, und die internationale Verſklavung aller Völker gegenüber der 
dieſe Anleihe machenden Weltfinanz nimmt in erſchreckendem Umfange zu.“ 

Eine paſſive Handelsbilanz muß deshalb auf die Dauer für die deutſche Volks⸗ 
wirtſchaft Gefahren der genannten Art mit ſich bringen, das um ſo mehr, als 
die deutſche Zahlungsbilanz noch durch große widerrechtliche“? Laſten aus der 
Zeit des Reparationsrummels beſchwert iſt. 

Anſtrebung einer aktiven, zumindeſt aber ausgeglichenen 
Handelsbilanz — nötigenfalls durch Einfuhreinſchränkung 
— iſt daher eine weitere nationalſozialiſtiſche Grund: 
forderung für das Außenhandelsrecht. 

Dies aber nicht, um der internationalen Finanz eine 
möglichſt hohe Rentabilität für das Leihkapital zu ver⸗ 
ſchaffen, ſondern gerade umihrerknechtenden Macht zu ent⸗ 
gehen, alſo durch geſunde Bedarſsdeckung in ehrlichem Wett⸗ 
bewerb auf dem Weltmarkte“. — 


30 Vgl. Dr. Edmund Marhefka, „Die Rechtsgrundlage des Voung-Planes“, Ferd. Dümm: 
lers Verlag, Bonn und Berlin, 1929. 

© Vgl. die ee ee des Reichswirtſchaftsminiſters Dr. Schmitt vom 13. 3. 1931 
über den Um⸗ und Neubau der deutſchen Wirtſchaft, wiedergegeben im „Angriff“ vom 
14. 3. 1934: „Auch in Zukunft ſoll wirtſchaftlich weitergekämpft werden. Ohne ehr: 
lichen Konkurrenzkampf geht es nicht. ... Das entſpricht dem national⸗ 
ſozialiſtiſchen Leiſtungsprinzip und iſt Vorausſetzung für die Wiedergewinnung unſeres 
Wohlſtandes, $ es auf dem Binnenmarkt oder au em Weltmarkt, auf den wir als 
hochinduſtrialiſiertes Land angewieſen ſind. Gerade das Ausmaß unſeres Auslands⸗ 
abſatzes wird immer abhängig ſein von der Qualität der Waren, von ihrem Preis, aber 
auch von der Tüchtigkeit 185 Außenhandelskaufleute.“ 

Daß auch bei der Ausfuhr, insbeſondere der Ausfuhr von Spezial-Maſchinen, Rüdjicht 
auf das Geſamtintereſſe im Hinblick auf die etwa entſtehende Konkurrenz zu nehmen iſt, 
iſt überzeugend von Danielcik hervorgehoben worden. 2 Dr. Hans Peter Danielcik, 
„Neuaufbau des deutſchen Außenhandels“, Berlin 1934, S. 30 f. Im allgemeinen vgl. 
. . Induſtrialiſierung anderer Länder durch Induſtrieländer Nickliſch, 
a. a. O. 24 f. 
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Wie in den vorhergehenden Ausführungen bereits angedeutet“, wendet ſich 
die nationalſozialiſtiſche Wirtſchaftsauffaſſung gegen Mittel der Wirtſchafts⸗ 
führung, die auf eine Verfälſchung des Leiſtungsaustauſches zwiſchen den Völkern 
hinauslaufen. Dies führt zu den Fragen der Differentialkalkulation, des Dumping 
und des unlauteren Wettbewerbs. Die Differentialkalkulation fällt hierher, 
inſoweit, als ſie für die ausländiſchen Abnehmer andere Angebotspreiſe kalkuliert 
als die gewöhnlichen inländiſchen. Nickliſch!? hat auf die Minderungen und 
Störungen, die durch Differentialkalkulation ſowohl in der inländiſchen Geſamt⸗ 
wirtſchaft als auch im Abnehmerland entſtehen können, hingewieſen. Im einzelnen 
muß auf ſeine Darlegungen verwieſen werden. Soweit ſolche Störungen durch 
Differentialkalkulation in der inländiſchen Geſamtwirtſchaft eintreten, ſindet ſie 
ihre Beurteilung bereits nach der oben entwickelten erſten Forderung einer 
nationalſozialiſtiſchen Außenhandelspolitik: Binnenwirtſchaft vor Außenhandel. 

Soweit ſich aber andererſeits die Differentialkalkulation in Wirtſchaftsſtörungen 
der Abnehmerländer auswirkt, wird ſie nach den Geſichtspunkten des Dumping 
beurteilt werden müſſen, denn das Problem des Dumping iſt mit dem des Ein⸗ 
fluſſes nationaler Zuſammenhänge auf die Anwendung der Maſſenproduktion mit 
dem der Differentialkalkulation im Außenhandel aufs engſte verbunden. Auch 
beim Dumping zeigt ſich das zweiſchneidige Schwert in den Wirtſchaftsſtörungen, 
die es ſowohl im eigenen wie im Abnehmerland ausüben kann“. Und was für 
das Waren⸗Dumping gilt, kommt analog auch für das Valutadumping durch 
Währungsdevalvation in Betracht, inſofern dieſe auf eine allgemeine indirekte 
Subvention des Ausfuhrhandels verſchleierter Form hinausläuft. Daß gerade 
durch Valutadumping die umfaſſendſte Verfälſchung des Leiſtungsaustauſches 
zwiſchen den Völkern entſtehen muß, kann keinem Zweifel unterliegen. Eine 
geſunde Wirtſchaft kann darauf nicht aufgebaut werden. | 

Ebenſowenig kann dies durch unlauteren Wettbewerb geſchehen. Ziel jedes 
geſunden Wettbewerbs muß ſein, die Untüchtigen auszuſchalten“. Durch den 
unlauteren Wettbewerb verſucht gerade der Untüchtige ſich einzuſchalten. Zu 
dieſer Frage erklärte Reichswirtſchaftsminiſter Schmitt bei Erläuterung des 
Geſetzes zum Aufbau der Wirtſchaft: 

„Die guten Taten ſollen ſich auch für den auswirken, der ſie vollbrachte, und 
die ſchlechten ſollen nicht auf dem Rücken anderer ausgetragen werden können. 
Auch in Zukunft ſoll wirtſchaftlich weitergekämpft werden. Ohne ehrlichen 
Konkurrenzkampf geht es nicht. Wenn die Form der privaten Wirtſchaft ihre 
Daſeins berechtigung hat, jo vor allen Dingen deshalb, weil fie in ihrem immer 
wieder jungen Ringen um die beſſere Leiſtung alle Kräfte der Wirtſchaft friſch 
erhält und zu Höchſtleiſtungen anſpornt. Das entſpricht dem Wenns 
Leiſtungsprinzip.“ 

Das Leiſtungsprinzip, das hier angerufen wird, iſt, wie Nickliſch“ betont, ein 
Prinzip der arbeitsteiligen Wirtſchaft, das Prinzip einer Wirtſchaft, die auf die 
Dauer nur in Gemeinſchaft mit ausreichendem Erfolge durchgeführt werden kann. 
Es enthält die Forderung des Ausſchluſſes der Untüchtigen, insbeſondere auch der 
Nuregoiſten, ſowie die Berückſichtigung der Berufseignung der Menſchen. 

Wenn demgemäß die nationalſozialiſtiſche Wirtſchafts⸗ und außenhandelsrecht⸗ 
liche Auffaſſung ſich grundſätzlich gegen Mittel der Wirtſchaftsführung wendet, die 
auf eine Verfälſchung des Leiſtungsaustauſches zwiſchen den Völkern hinaus⸗ 


1 Vgl. auch Daitz, „Neue Handelspolitik“, a. a. O. 

4 a. a. O. S. 19 ff. 

4 Pgl. über die Wirkungen des Dumping im einzelnen Nickliſch, a. a. O. S. 22 ff. 
4 Vgl. Nickliſch, a. a. O. S. 31 

5 a. a. O. . Angriff vom 14. 3. 1934). 

4 g. a. O. S 
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laufen, und fie dieſe Mittel auszuſchalten ſucht, jo wird ſie gleiches auch von den 
Kontrahenten des Auslandes wenigſtens in deren Beziehungen zur deutſchen 
Wirtſchaſt zu verlangen anſtreben müſſen. 

Abwehr von Mitteln der Verfälſchung des Leiſtungs⸗ 
austauſches zwiſchen den Völkern — in nöglichſter Gemein⸗ 
ſchaft mit dem Ausland zumindeſt in deſſen Beziehungen 
zur deutſchen Wirtſchaft — iſt daher eine weitere national⸗ 
ſozialiſtiſche Grundforderung für das Außenhandelsrecht. 
Bei Handelsvertragsverhandlungen wird dies beſonders zu berückſichtigen ſein. — 

Es iſt bereits oben geſagt worden, daß die Volkswirtſchaft des Auslandes durch 
den Außenhandel ihrerſeits auf unſere Volkswirtſchaft einwirkt und damit gewiſſe 
Momente unſerer Wirtſchafts⸗ und Außenhandelspolitik bedingt. Produktions⸗ 
und Bedarfsverhältniſſe auf einzelnen Wirtſchaſtsgebieten, die Geſamtwirtſchafts⸗ 
lage, Wirtſchaftsmethoden, Wirtſchafts⸗, Zoll⸗ und Außenhandelspolitik des Aus⸗ 
landes müſſen oder können durch den Außenhandel zu Rückwirkungen auf unſere 
eigene Wirtſchaſt führen. Das erfordert deren Berückſichtigung in unſerer Wirt: 
ſchafts⸗ und Außenhandelspolitik. Hier hinein ſallen auch die Bindungen aus 
beſtehenden Handelsverträgen, Clearings⸗ und anderen Wirtſchaftsabkommen, 
unmittelbare Vertragsbindungen des Handels und Verkehrs uſw., die ebenfalls 
Berückſichtigung erfordern. Dadurch müſſen ſich demgemäß zeitweilig Maß⸗ 
nahmen ergeben, die nicht eine ausſchließliche Berückſichtigung der Erforderniſſe 
der Binnenwirtſchaft darſtellen können. Vernunft, Loyalität und Vertragstreue 
erfordern auch im Rahmen der Völkergemeinſchaft das ihrige. Sie erfordern 
dies aber auch auf beiden Seiten der Auslandsbeziehungen. Verletzungen 
in dieſer Hinſicht kann auch das deutſche Außenhandelsrecht nicht ſchutzlos 
gegenüberſtehen. Es wird daher nicht auf die wirtſchaftlichen und recht⸗ 
lichen — insbeſondere völkerrechtlichen — Maßnahmen und Mittel verzichten 
können, die zum Schutze ſeiner berechtigten Außenhandelsbeziehungen gegebenen⸗ 
falls erforderlich ſein werden““. 

Schutz des Außenhandels durch die vertretbaren uſance⸗ 
mäßigen wirtſchaftlichen und rechtlichen Mittel iſt daher 
eine weitere nationalſozialiſtiſche Grund forderung für 
das Außenhandelsrecht. — 

Aus den nationalſozialiſtiſchen Grundforderungen für das Außenhandelsrecht 
in Verbindung mit der nationalſozialiſtiſchen Grundauffaſſung von Volk, Staat 
und Wirtſchaft muß ſich auch die nationalſozialiſtiſche Haltung zu einzelnen 
Problemen des Außenhandelsrechts ergeben. 


D. Einzelprobleme des Außenhandelsrechts 


Unter dieſen Problemen tritt vor allem die Frage einer Verſtaatlichung des 
Außenhandels in der Form eines ſtaatlichen Außenhandels mono⸗ 
pols in den Vordergrund. Weltkrieg, Verſailler Diktat, widerrechtliche Re⸗ 
parationsforderungen, Weltwirtſchaftskriſe, Wirtſchaftsmaßnahmen des Aus⸗ 


* Vgl. hierzu die Rede des Reichsbankpräſidenten Dr. Schacht bei Eröffnung der 
Leipziger Herbſtmeſſe in Nr. 198 des „Eildienſt für Außenhandel und Auslands wirt⸗ 
ſchaft“ vom 27. 8. 1934. 

1s Vol. hier z. B. auch Art. 31 EGBGB. Ferner § 10 des Zolltarifgeſetzes vom 
25. 12. 1902 und neuerdings ganz beſonders das Geſetz über die 5 wirtſchaft⸗ 
licher Vergeltungsmaßnahmen gegenüber dem Auslande vom 3. 7. 1934, RGBl. 1934 
Teil I S. 565 f. Außerdem das Geſetz zum Schutze der deutſchen Warenausfuhr vom 
22. 9. 1933, RG Bl. 1933 Teil I S. 667 ſowie die Verordnungen über die Einfuhr fran⸗ 
zöſiſcher Waren vom 12. 1. 34, vom 19. 2. 35 und 30. 4. 35 (RGBl. 1934 Teil I ©. 26 und 
1935 Teil I S. 207 und 571). 
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landes mußten in Deutſchland Staat und Wirtſchaft einander jo nahebringen, 
daß auch der Weg zum ſtaatlichen Außenhandelsmonopol nicht allzu abſeits 
gelegen erſcheinen könnte. Grundſätzlich iſt dieſer Weg auch vom nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Standpunkt nicht ohne weiteres verſchloſſen. Die Stellung des Geſamt⸗ 
wohls über die Einzelintereſſen, die Stellung des Staates über die Wirtſchaft, 
der Vorrang der Binnenwirtſchaft vor dem Außenhandel würden ſchließlich auch 
die grundſätzliche Selbſtändigkeit und Privatinitiative des deutſchen Außenhandels 
zurücktreten laſſen müſſen — wenn höheres Geſamtwohl es notgedrungen er⸗ 
fordert. Ob allerdings dem Geſamtwohl mit einem ſtaatlichen Außenhandels⸗ 
monopol mehr als durch Selbſtändigkeit und Privatinitiative im Außenhandel 
gedient werden könnte, iſt vor allem zumindeſt zweifelhaft. Sichere Berechnungen 
laſſen ſich in dieſer Hinſicht ſehr ſchwer im voraus anſtellen. Vergleiche mit der 
Sowjetunion find hier um jo weniger am Platze, als dort die Vorausſetzungen 
ganz andere und die Verhältniſſe, vom Auslande geſehen, mehr oder minder 
undurchſichtig find. An zuverläſſigen Vorbildern und Erfahrungen auf dem Ge⸗ 
biete ſtaatlicher Außenhandelsmonopole fehlt es für die heutigen Verhältniſſe 
ſo gut wie ganz. Hingegen iſt zu berückſichtigen, daß nicht nur allgemeinhin in 
der Wirtſchaft, ſondern hier ganz beſonders bei den vielen Schattierungen des 
Außenhandels Perſönlichkeit, perſönlicher Unternehmergeiſt, Geſchick, Erſahrung 
und Spezialiſierung eine ſehr weſentliche Rolle ſpielen. Zu allem aber kommt, 
daß im Auslande als Kontrahenten dem deutſchen Kaufmann nicht Staats⸗ 
koloſſe und ſtaatliche Außenhandelsmonopole — von Rußland abgeſehen — 
gegenüberſtehen, ſondern wiederum private Perſönlichkeiten. Eine Einſchiebung 
des Staates in dieſes auf privaten Perſönlichkeiten beruhende Kontrahenten⸗ 
feld muß eine grundlegende Inkongruenz in dem Kontrahentenverhältnis her⸗ 
beiführen. Man ſchießt nicht mit Kanonen auf Spatzen. Anders läge daher das 
Problem ſchon, wenn auch der Auslandskontrahent als Staat oder ſtaatliches 
Außenhandelsmonopol auftritt. Für den Wirtſchaftsverkehr mit der Sowjetunion 
würde demnach wenigſtens ſolche Vorausſetzung gegeben ſein. Generell aber 
kann auch unter Berückſichtigung aller etwa anzuſührenden Vorteile ein ſtaat⸗ 
liches Außenhandelsmonopol höchſtens als ultima ratio — und ſelbſt kaum als 
dieſe im Hinblick auf den zweifelhaften Ausgang des Experimentes — angeſehen 
werden““. Eine Sozialiſierung des Außenhandels in Form eines Staatsmonopols 
würde aber entweder unorganiſch zur übrigen freien Wirtſchaft ſtehen oder zu 
einer weiteren Sozialiſierung der Geſamtwirtſchaft führen. 

Weſentlich anders liegen die Dinge bei den Reichsgarantien für 
Ausfuhrgeſchäſte und den Exportkreditverſicherungen. Hier 
liegt der Antrieb für die Hilfe des Reiches bei der Wirtſchaft ſelbſt. In Betracht 
kommen hierbei Verſicherungen für den Ausfall, den der deutſche Exporteur 
infolge Uneinbringlichkeit von Warenforderungen (kommerzieller und politiſcher 
Verſicherungsfall) erleidet, ſerner Finanzierung von Ausfuhrgeſchäften, Reichs⸗ 
ausfallbürgſchaften für langfriſtige Ruſſengeſchäfte, Garantien für größere Auf⸗ 
träge ausländiſcher Regierungen, Provinzen oder Städte. Laut dem Reichshaus⸗ 


4 So erklärte auch Reichswirtſchaftsminiſter Dr. Schmitt am 13. 3. 1934, a. a. O. 
(„Angriff“ vom 14. 3. 1934): „Auf keinen Fall wollen wir das tauſendfältige Eigen⸗ 
leben der Wirtſchaft zerſtören. Wir brauchen auch in Zukunft den ſelbſtändigen Unter⸗ 
nehmer, der mit ſeinem Unternehmen auf Gedeih und Verderben verbunden iſt.“ Vgl. 
auch Hermann Haemmerle, „Gegenwartsprobleme des deutſchen Wirtſchaftsrechts“, 
Königsberg 1934, S. 10. 

30 Im einzelnen muß Bezug genommen werden auf die Darſtellung der Exportver⸗ 
ſicherung vom Reichsverband der Deutſchen Induſtrie, Berlin, unter Mitwirkung der 
maßgebenden Stellen, ſowie auf das Merkbuch für den deutſchen Außenhandel, heraus⸗ 
gegeben von der Zentralſtelle für Außenhandel, Berlin 1933, ferner auf den Aufſatz 
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haltsplan 1933 diente der Deckung von Inanſpruchnahme aus Bürgſchaften für 
Exportkredite das Garantieſondervermögen für Exportkredite, in dem ſich neben 
40 Millionen RM. Vorzugsaktien der Deutſchen Reichsbahn⸗Geſellſchaft rund 
9 Millionen RM. befanden. Bei der Exportkreditverſicherung könnte natürlich 
das Problem letzten Endes darin erblickt werden, die Rückverſicherungsinanſpruch⸗ 
nahme des Fiskus abzubauen und die Verſicherungen finanziell privatwirtſchaft⸗ 
lich durchzuführen. Praktiſch erſcheint dies jedoch vorerſt inſofern nicht angängig, 
als ohne eine Beteiligung des Reichs die Verſicherungsprämien ſich zu hoch ſtellen 
würden, ſo daß dadurch das ganze Syſtem gefährdet würde. Vielmehr erſcheint 
dagegen ein weiterer Ausbau der Exportkreditverſicherung im Intereſſe der Außen⸗ 
handelsförderung zu liegen. An eine zweckentſprechende Berückſichtigung der ge⸗ 
ſunden Klein⸗ und Mittelbetriebe bei den Staatsgarantien und Exportkredit⸗ 
verſicherungen wird auch weiterhin gedacht werden müſſen. 

Das Syſtem der Ausfuhrprämien kann nur inſoweit mit der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Wirtſchaftsauffaſſung in Einklang gebracht werden, als nicht durch 
ſolche Ausfuhrprämien die nachteiligen Wirkungen des Dumping entſtehen, es ſei 
denn, daß es ſich um eine Schutznotmaßnahme handelt. 

Der nationalſozialiſtiſche Standpunkt gegenüber den Kartellen, Privat⸗ 
monopolen, Rieſenſyndikaten, Truſts und Ringen iſt oft genug 
ausgeſprochen worden!. Durch fie wird die nationale Wirtſchaftsführung zumindeſt 
ſtark erſchwert. Hier wird jedoch nach Lage der Verhältniſſe erſt auf lange Sicht 
Wandel geſchaffen werden können. Beachtlich iſt dazu die Erklärung des Reichs⸗ 
wirtſchaftsminiſters Dr. Schmitts? anläßlich der Erläuterung des ehe zum 
Aufbau der Wirtſchaft: 

„Aus meiner Grundeinſtellung halte ich Kartelle wie überhaupt Preisbin⸗ 
dungen für unerwünſcht. Wenn wir trotzdem nicht nur eine leider ſehr große 
Zahl von Kartellen gebilligt, ja ſogar ſelbſt ſolche zwangsweiſe gebildet haben, 
ſo deshalb, weil in wirtſchaftlich ſchweren Zeiten in einzelnen Teilen der Wirt⸗ 
ſchaft ſchwere Störungen eingetreten waren, auf die ich im einzelnen hier nicht 
einzugehen brauche. Wir werden auch in Zukunft nicht ohne Preisbindungen, ja 
ſogar in einzelnen beſonders gelegenen Wirtſchaftszweigen nicht ohne Quoten⸗ 
bindungen auskommen können. Aber das ſcheint mir ſicher, daß durch die Möglich⸗ 
keiten, die das neue Geſetz' uns gibt, ein tüchtiger Führer viel eher als bisher 
auch ohne Preisbindung die erwünſchte Ordnung wird durchſetzen können.“ 

Die Frage einer rechtlichen Reform der Aktiengeſellſchaſten, die in der 
Regel die rechtliche Form der Rieſenbetriebe bilden, iſt auch vom Standpunkte 
des Außenhandelsrechtes nicht ohne Bedeutung. Entperſönlichung und Aktien⸗ 
erwerb unterwerfen gerade die Aktiengeſellſchaften leicht ausländiſchen Wirtſchafts⸗ 
intereſſen und der Weltfinanz. Die dadurch entſtehenden Gefahren der Zinsknecht⸗ 
ſchaft ſind bereits oben behandelt worden. Aber darüber hinaus muß auch der 
kleinere und mittlere Außenhandelskaufmann den übertriebenen Aufwand an 
Repräſentation“ und Werbungsmitteln der Aktiengeſellſchaften oft als unlauteren 


„Die Neugeſtaltung 1 Ausfuhrkreditverſicherung“ in der Zeitſchrift „Wirtſchaftsdienſt“, 
Heft 2 vom 12. 1. 

51 Vgl. u. a. 1 1 10 e und Ziele der NSDAP.“, München 1930, S. 26 f., 
ferner Nickliſch, a. a. O. S. 3 

52 g. a. O. (vgl. 1 5 14. 3. 1934). 

53 Geſetz zur Vorbereitung des organiſchen N der deutſchen Wirtſchaft vom 
27. 2. 1934 (RGBl. 1934 Teil I vom 13. 3. 1934). 

5 Von den Filmgeſellſchaften ſagte man einmal, an ihnen verdienten alle, nur nicht 
die Aktionäre. Auch bei anderen Aktiengeſellſchaften liegt leider vielfach der Krebs⸗ 
ſchaden nicht allein in der Rentabilitätsſucht. Die Verſchleuderung großer Summen für 
Rieſengehälter, Prunkbauten, Luxusein richtungen. „Reiſen“ und „Repräſentation“ der 
Direktoren und Aufſichtsräte, während aus „Sparſamkeitsgründen“ der kleine Arbeiter 
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Wettbewerb empfinden. Wenn auch die Großbetriebe im Außenhandel ſicherlich 
nicht entbehrt werden können, ſo wird doch auch hier der Stand der kleineren und 
mittleren Außenhandelskaufleute, die oft gerade durch ihre Perſönlichkeit die wert⸗ 
vollſten Bindeglieder von Land zu Land darſtellen, im nationalſozialiſtiſchen 
Außenhandelsrecht entſprechende Berückſichtigung finden müſſen. 


E. Außenhandelspolitik 


Wie die Außenpolitik iſt die Außenhandelspolitik nicht allein von Momenten 
abhängig, die innerhalb des eigenen Landes liegen, ſondern oft in ſehr erheblichem 
Maße auch von Faktoren des Auslandes. Die Beweglichkeit des Objektes der 
Außenpolitik und Außenhandelspolitik bedingt auch ihre eigene Veränderlichkeit 
und Anpaſſungsfähigkeit im Hinblick auf gegebene Tatſachen. Hieran kann auch 
eine nationalſozialiſtiſche Außen⸗ und Außenhandelspolitik nicht vorübergehen. 
Dennoch wird ſie logiſcherweiſe in ihrer Grundrichtung, ſoweit dieſe ſelbſt⸗ 
beſtimmend ſein kann, von Ideen getragen ſein müſſen, die an national⸗ 
ſozialiſtiſches Gedankengut anknüpfen. 

Unter den Anſichten über die in der Außenhandelspolitik einzuſchlagende große 
Linie tritt die u. a. von Dait55 vertretene Strömung zumindeſt theoretiſch 
hervor. Daitz geht hierbei von den unbeſtreitbaren Tatſachen aus, daß ein 
geſunder Außenhandel an eine geſunde Binnenwirtſchaft gebunden iſt, und im 
Grunde Scholle, Wirtſchaft und Handel im organiſchen, ja biologiſchen Zuſammen⸗ 
hang ſtehen. Wenn im Laufe der Zeit durch die weltwirtſchaftliche Entwicklung 
hier eine Verzerrung oder Auseinanderreißung erfolgte, bis ſie durch die große 
Weltwirtſchaftskriſe in ein akutes Stadium trat, ſo kann der Weg zur Geſundung 
eben nur wieder in der Beſinnung und Zurückführung der Wirtſchaft auf den 
organiſch⸗biologiſchen Zuſammenhang liegen. Dieſer Weg iſt überdies um ſo 
deutlicher dadurch vorgezeichnet, daß mehrere große Wirtſchaftsblocks mehr oder 
weniger organiſch⸗biologiſchen Zuſammenhangs hervortreten: der amerilaniſche, 
der britiſche — beſonders feit der British Empire Conference von Ottawa — und 
im gewiſſen Grade auch der oftafiatiiches®. Will Europa dieſem Wege folgen, jo 
kann er nur in Richtung eines kontinental⸗europäiſchen Wirtſchaftsblocks liegen. 
Seine nächſtliegende Hauptaufgabe findet ſich damit in der kontinental⸗europäiſchen 
Großraumwirtſchaft. „Wenn deshalb Deutſchland“, jo betont Dait’”, „als nächſtes 
handelspolitiſches Ziel die große europäiſche Aufgabe, die ihm geſtellt iſt, auf⸗ 
greift: die kontinental⸗europäiſche Großraumwirtſchaft zu organifteren, den 
Warenaustauſch zunächſt in Kontinentaleuropa durch Deutſchlands geographiſche 
Lage als Mittler zu belaſſen, auszuweiten und geſchickt zu kombinieren, ſo will 
es damit nur den gerechten Leiſtungsaustauſch fördern, das Außenhandelsvolumen 
zunächſt auf dem europäiſchen Kontinent möglichſt ausweiten und eine kamerad⸗ 
ſchaftliche Zuſammenarbeit und Ergänzung erzielen, ohne jedoch auch nur eines 
der am kontinental⸗europäiſchen Austauſch beteiligten Völker abhängig von ſich 
oder anderen zu machen, und damit in ſeiner nationalen Sicherheit zu ge⸗ 
fährden ... Erſt auf konſolidierten Großraumwirtſchaften, die wiederum als 
Zellen konſolidierter Volkswirtſchaften den völkiſchen Aufbau zur Vorausſetzung 
haben, kann ſich eine neue Weltwirtſchaft, deren Außenhandel größer iſt als 
der liberaliſtiſch⸗kapitaliſtiſche, und geſicherter und friedfertiger als dieſer, wieder 


oder Angeſtellte bei der erſten beſten Gelegenheit auf die Straße flog, hat auch in ſo⸗ 
ger Beziehung verheerend gewirkt. Das neue Aktienrecht wird auch hierauf jein 
ugenmerk richten müſſen. 
5 Vol. Werner Daitz, a. a. O. 
9 Beachtlich iſt die Gründung der Großaſiatiſchen Liga in Tokio. 
” „Neue Handelspolitik“, a. a. O 
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aufbauen. Ein Maximum des Welthandels und Weltwohlſtandes ſowie des 
Weltfriedens iſt eben nur durch einen Weltanſchauungswechſel an allen Orten zu 
erzielen. Und dieſer iſt auf dem Marſch. Denn was heute vor ſich geht, iſt ein 
großer weltanſchaulicher Umbruch, wie er alle 500 Jahre auftritt und damit allen 
lebenskräftigen Völkern eine neue Chance gibt zu einem neuen Aufſchwung und 
einer neuen Blüte.“ 

Gewiß iſt dieſer auf europäiſche Großraumwirtſchaft abgeſtellte Plan nicht dahin 
zu verſtehen, daß dadurch eine Vernachläſſigung oder Beiſeiteſchiebung des Überſee⸗ 
handels mittelbar oder unmittelbar angeſtrebt würde. Vielmehr geht der Plan 
gerade von der beſtehenden Tatſache aus, daß die deutſche Ausfuhr nach den 
Überſeeländern im Durchſchnitt der letzten Jahre ſtark rückgängig geweſen iſt. 
während die europäiſchen Länder den größten Teil der deutſchen Ausfuhr auf⸗ 
genommen haben. Uhnliches trifft auch für zahlreiche andere europäiſche Kon: 
tinentalſtaaten zu. Keineswegs ſoll die europäiſche Großraumwirtſchaft ein 
Hindernis für einen Handel mit den Überſeeländern bilden, ſondern eher als 
Mittel für ſeine Kräftigung dienen, indem beiſpielsweiſe die paſſive Handels⸗ 
bilanz mit Ländern wie den Vereinigten Staaten durch Austauſchverträge einer 
möglichſten Ausbalancierung entgegengeführt werden ſollte, was immerhin durch 
europäiſche Großraumwirtſchaft als Rückhalt leichter vollzogen werden könnte“. 

Andererſeits ſind jedoch auch die Schwierigkeiten, die ſich der Verwirklichung 
des europäiſchen Großraumgedankens entgegenſtellen können, nicht zu unter⸗ 
ſchätzen. Eigenbrötelei, Kurzſicht und Mißverſtändnis können hier in einzelnen 
Ländern hemmend im Wege ſtehen. Erſt die Erkenntnis wird ſich durchſetzen 
müſſen, daß europäiſche Uneinigkeit den Abſtieg Europas, ein wirtſchaftliches 
Zuſammengehen aber zumindeſt eine europäiſche Wirtſchaftskräftigung herbei⸗ 
führen muß“. 


880 Beer Bedeutung der europäiſchen Großraumwirtſchaft vgl. Danielcik, 
a. a. O. S. . 

Nicht unintereſſant find in dieſem Zuſammenhange die bejonders von Belgien be: 
fürworteten Pläne eines Handelsabkommens der oitandarblänber untereinander, das 
eine gegenſeitige Unterſtützung dieſer Länder zum Ziele hätte, um ſicherer die Gold⸗ 
währungen verteidigen zu können. Laut der Genfer Erklärung des franzöfiihen Handels⸗ 
miniſters Lamoureux (vgl. „Eildienſt für Außenhandel und Auslandswirtſchaft“ Nr. 221 
vom 22. September 1934) würde Frankreich die Idee eines ſolchen Länderblocks nicht 
a priori ablehnen. In der Tat iſt es auch auf der in Genf am 25. September 1934 ſtatt⸗ 
gefundenen Konferenz der Vertreter Belgiens, Frankreichs, Hollands, Luxemburgs. 
Italiens und der Schweiz zu einem gemeinſamen Kommuniqué gekommen, worin dieſe 
ſechs Länder erklären, die Parität ihrer Goldwährung autem und den Außen⸗ 
handel untereinander zu fördern. Ein gemeinſames Komitee wurde eingeſetzt. Es liegt 
aber auf der Hand, daß eine ſolche mehr oder weniger finanztechniſche Grundlage viel 
ir ſchwach und künſtlich für eine geſunde, naturgemäße Entfaltung der großen Wirt⸗ 
chaftslebenserforderniſſe ſein muß, auch wenn nicht verkannt werden kann, daß ein ſolcher 
Block wenigſtens einen gewiſſen Zuſammenhalt derjenigen Länder erkennen läßt, die es 
ablehnen, die Weltwirtſchaftskriſe durch Währungsmanöver zu verlängern. Bedeutungs⸗ 
voller erſcheint hingegen die durch außenpolitiſche Vernachläſſt ng in den letzten Jahren 
zugenommene Entfremdung der 1 Länder gegenüber Deutſchland zugunſten Eng⸗ 
lands. Beachtlich war in dieſem Zuſammenhang der Beſuch des engliſchen Lordfiegels 
bewahrers Eden in Oslo, Stockholm und Kopenhagen im Oktober 1934. Die aus dieſem 
Anlaß in der engliſchen Zeitſchrift „Economiſt“ gemachten Ausführungen fanden bereit⸗ 
willigſten Widerhall auch in der norwegiſchen Preſſe (vgl. „Aftenpoſten“ vom 9. Oktober 
1934). Beachtlich ſind auch die Leitartikel der engliſchen „Times“ vom 13. Oktober 1934 
ſowie in „Tidens Tegn“ vom 18. Oktober 1934 und in „Aftenpoſten“ vom 19. Oktober 1931. 
Zu der politiſchen kommt überdies die wirtſchaftliche und währungsmäßige Anlehnung 
an England. (Vgl. den Vortrag des ſchwediſchen ar ll Caffel in Oslo, wiedergegeben 
in „Aftenpoſten“ Nr. 501 vom 5. Oktober 1934). enn allerdings Taſſel fordert, daß 
auch weiterhin die Währungen der nordiſchen Länder dem engliſchen Pfund unterworfen 
werden ſollen, ſo paßt das recht ſchlecht zu dem erbitterten Kampf, den er für die libe⸗ 
raliſtiſche Wirtſchaftsfreiheit gegen die ſtaatlichen Wirtſchaftseingriffe führt. Auf die 
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F. Inſtrumente der Außenhandelspolitik 


Zu immer wichtigerem Inſtrument der Außenhandelspolitik iſt im Laufe der 
Zeit in den Händen des Staates das Schutzzollſyſtem, gewollt oder un» 
gewollt, geworden. Wirtſchaftskrieg, Weltwirtſchaftskriſe, mit allen Begleit⸗ 
erſcheinungen von Inflation, Devalvation und Dumping, haben es zu einem 
unentbehrlichen Werkzeug für den Schutz der heimiſchen Wirtſchaft gemacht. Beſſer 
allerdings als der Novemberſtaat hat der nationalſozialiſtiſche Staat es anzu⸗ 
wenden verſtanden. Der Schutz und die Erhaltung des deutſchen Bauernſtandes 
als der Grundlage eines kraftvollen Volkstums und der Volksernährung iſt im 
nationalſozialiſtiſchen Staat in den Vordergrund getreten‘. Die deutſche Land: 
wirtſchaft iſt nicht mehr ein Wirtſchaftszweig wie andere. Ihre Erhaltung iſt 
eine nationale Aufgabe. Ihr Schutz iſt nicht mehr ein Verhandlungsgegenſtand 
für Handelsverträge, ſondern er wird zur Vorausſetzung ſchlechthin. Zum Schutz 
und zur Förderung des Abſatzes von deutſchen landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen 
wurde eine Reihe von Maßnahmen durchgeführt. Zollerhöhungen und Einfuhr⸗ 
beſtimmungen für ausländiſche landwirtſchaftliche Erzeugniſſe, die auch im 
Inlande hergeſtellt werden können, und Beſtimmungen über die Verwendung von 
deutſchen landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen bei der Weiterverarbeitung von 
Nahrungsmitteln wurden vorgenommen. Für eine rentable Bauernwirtſchaft iſt 
dadurch in Verbindung mit einer landwirtſchaſtlichen Markt⸗ und Preisregelung, 
die die deutſche landwirtſchaftliche Produktion von den Preisſchwankungen des 
Weltmarktes unabhängig macht, der Grund gelegt worden. Darüber hinaus aber 
findet auch die deutſche Arbeit in Gewerbe und Induſtrie durch die Zollpolitik des 
nationalſozialiſtiſchen Staates ihren berechtigten Schutz. Das Abgehen der für 
die Weltwirtſchaft wichtigſten Währungen vom Goldſtandard, die Beſtrebungen 
zum wirtſchaftlichen Zuſammenſchluß des engliſchen Weltreichs, das Hervortreten 
ſtarker Ausfuhrinduſtrien im Fernen Oſten werden unter Berückſichtigung der 
deutſchen Handelsbilanz zum Schutze der Binnenwirtſchaft weiterhin Richtmaß 
für die deutſche Zollgeſetzgebung bilden müſſens!. 

Die Wirtſchaftsforſchung und die für die Außenhandels⸗ und Zollpolitik äußerſt 
wichtige Wirtſchaftsſtatiſtik': bedarf weiteren Ausbaus. Eine genaue 
zahlenmäßige Erfaſſung des Tranſitverkehrs, durch den das Außenhandelsbild noch 
immer häufig Unzulänglichkeiten aufweiſt, iſt anzuſtreben?“. In der deutſchen 


Gefahren der Caſſelſchen Theorien, die auch bereits die Vereinigten Staaten zu ſpüren 
bekommen haben, weiſt der in, die ſich Nationalökonom Trygve J. B. Hoff in ſehr eins 
1 unen Ausführungen hin, die ſich in „Aftenpoſten“ Nr. 520 vom 13. Oktober 1934 

nden. Ä 

“Bol. Feder, a. a. O. S. 67, ferner die obenerwähnten diesbezüglichen Geſetze. 

1 Über die amtlichen Veröffentlichungen der EM und ſonſtigen Außenhandelsgeſetz⸗ 
gebung des Auslandes findet 1 beachtliche Zuſammenſtellung und Überſicht in dem 
Merkbuch ar den ne ußenhandel“, herausgegeben von der Reichsſtelle für 
Außenhande „Berlin 1933. 

Berner ei auf die in dem genannten Merkbuch für den deutſchen Außenhandel ent» 
haltenen Darlegungen über Ein⸗ Aus» und urchfuhrvorſchriften nebſt 
Beſtimmungen über Herkunfts bezeichnungen hin onen 

as Geſetz über den Verkehr mit induſtrielle ohſtoffen und Halbfabrikaten vom 
22. März 1934 vgl. im RGBl. 1934 Teil I Nr. 32. 

Die Neuregelung der deutſchen Einfuhr durch Geſamtüberwachung und organiſatoriſche 
Zuſammenfaſſung iſt durch amtliche Erklärung dargeſtellt im „Eildienſt für Außenhandel 
und Auslands wirtſchaft“, Berlin, Nr. 211 vom 11. September 1934. 

* Eine I He: der Geſetze über die Statiſtik des deutſchen Warenverkehrs 
mit dem Auslande ſowie eine Zuſammenſtellung der Publikationen über Wirtſchafts⸗ 
ſtatiſtik findet ſich im „Merkbuch für den deutſchen Außenhandel“, a. a. O 

es Beachtlich iſt hierzu die Veröffentlichung „Internationales Zolltarifſchema“, 

deutſche Bearbeitung des Sachverſtändigenvorſchlages für ein einheitliches Zolltarifſchema. 
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Außenhandelsſtatiſtik müßte bei den Einzelländeraufſtellungen die Überſicht nicht 
nur nach dem Brüſſeler Internationalen Warenverzeichnis, ſondern vor allem auch 
nach dem deutſchen ſtatiſtiſchen Warenverzeichnis gegeben werden, da die hierin an⸗ 
gewandte Einteilung dem Syſtem des deutſchen Zolltarifs entſpricht. Dadurch 
würde den Unterhändlern bei den Handelsvertragsverhandlungen die Aushand⸗ 
lung der einzelnen Zolltarifſätze weſentlich erleichtert werden. 

Als Inſtrument der deutſchen Handelspolitik grundſätzlicher Art wird häufig 
irrtümlich die deutſche Deviſenbewirtſchaftung, d. h. die geſetzliche Regelung des 
Zahlungsverkehrs mit dem Auslande, angeſehen““. Sie war jedoch lediglich aus 
der wachſenden Deviſenknappheit, die ſich bereits im Jahre 1931 ergab, und 
demgemäß aus der Notwendigkeit geboren, die Höchſtbeträge der den deutſchen 
Importeuren zu erteilenden Genehmigungen für die Bezahlungen der Einfuhr 
mit der Zeit immer mehr einzuſchränken. Daß dieſe Deviſennot und damit auch 
die Deviſenbewirtſchaftung Einfluß auf den deutſchen Außenhandel ausüben mußte, 
hat die Entwicklung allerdings gezeigt“. Ihrem Urſprunge nach iſt aber dieſe 
geſetzliche Regelung des Zahlungsverkehrs mit dem Auslande nicht gedacht als 
Druckmittel bei den Verhandlungen mit anderen Staaten oder als Regelung der 
Wareneinfuhr. Sie ſoll, auch wenn vorerſt noch weitere Verſchärfungen eintreten 
müllen“, keinen Dauerzuſtand ſchaffen. Um die für den Warenverkehr ſich er: 
gebenden Hemmniſſe zu lockern, wurden mit zahlreichen Ländern Zahlungs⸗ und 
Verrechnungsabkommen (Deviſen⸗ und Clearingabkommen) geſchloſſen. Bei den 
Zahlungsabkommen find bisher zwei Hauptgruppen zu unterſcheiden: Abkommen, 
die zwiſchen den Regierungen in Form von Protokollen abgeſchloſſen werden 
(ſtaatliche Abkommen), und ſolche, die zwiſchen der Reichsbank und der Zentral⸗ 
notenbank eines anderen Landes vereinbart werden (Bankenabkommen) ““. Eine 
Veröffentlichung des Textes beider Arten von Abkommen hat nicht ſtattgefunden“. 


Herausgegeben auf Grund der Völkerbunddruckſache von Geh. Ob.⸗Reg.⸗Rat Flach. Min.s 

Dir. im Vÿ⸗f·̃ (Verlag Eildienſt für amtliche und private Handels⸗ 
nachrichten G. m. b Berlin) 

6 Die grundlegenden Beſtimmungen hierfür enthalten die Verordnungen über die 
Deviſenbewirtſchaftung vom 23. Mai 1932 (RGBl. 1932 Teil IT S. 231) nebft der Durch⸗ 
führungsverordnung vom gleichen Tage (RG Bl. 1932 Teil I S. 238) ſowie die Richt⸗ 
linien für die Deviſenbewirtſchaftung vom 23. Juni 1932 (RGBl. 1932 Teil I S. 317, 
346). Die Beſtimmungen ſind auch abgedruckt in der Druckſchrift „Das Deviſenrecht der 
Welt“, zuſammengeſtellt und als Sonderveröffentlichung herausgegeben von der Reichs⸗ 
ſtelle für den Außenhandel, Berlin. Die Druckſchrift nebſt deren Ergänzungsheften 
enthält die amtlichen Beſtimmungen aller Länder der Welt im Wortlaut, ſowie den 
Wortlaut der deutſchen Deviſengeſetzgebung nach dem neueſten Stande. Im übrigen unter⸗ 
richtet fortlaufend über deutſches und ausländiſches Deviſenrecht u. a. die tägliche Korre⸗ 
ſpondenz „Eildienſt für Außenhandel und Auslandswirtſchaft“, Berlin. Das Geſetz über 
die Errichtung einer deutſchen Verrechnungskaſſe vom 16. 10. 34 zur Durchführung von 
getroffenen Verrechnungsabkommen vgl. in RGBl. 1934 Teil I S. 997. Die Bekannt⸗ 
machung des Geſetzes über die nn e und der Durchführungsverordnung 
zum Geſetze über die Deviſenbewirtſchaftung vom 4. 2. 1935 ſiehe in RGBl. 1935 Teil I 
S. 105. Die Verordnung zur Deviſenbewirtſchaftung cen für die Deviſenbewirt⸗ 
ſchaftung) vom 4. 2. 1935 ſiehe in RGBl. 1935 Teil I S. 119. 

63 Val. die Rede des Reichsbankpräſidenten Dr. Schacht zur Eröffnung der Leipziger 
Herbſtmeſſe 1934, a. a. O. 

6s Vgl. die Neuregelung der deutſchen Einfuhr durch Geſamtüberwachung und organi⸗ 
ſatoriſche Zuſammenfaſſung im „Eildienſt für Außenhandel und Auslandswirtſchaft“, 
Berlin, Nr. 211 vom 11. September 1934. 

67 Das Geſetz über die Errichtung einer deutſchen Verrechnungskaſſe vom 16. 10. 1934 
(RG Bl. 1934 Teil I S. 997) dient der Durchführung der Verrechnungsabkommen. 

6s Näheres hierzu findet ſich jedoch in der jährlich in der zweiten Dezemberhälfte vom 
Reichswirtſchaftsminiſterium herausgegebenen „Überſicht über den Stand der wirtſchafts⸗ 
politiſchen Beziehungen Deutſchlands“, Verlag Eildienſt für amtliche und private Handels⸗ 
nachrichten G. m. b. H., Berlin. Vgl. ferner die Druckſchrift „Deviſenpraxis im Aus» 
fuhrgeſchäft“, herausgegeben von der Reichsſtelle für den Außenhandel gemeinſam mit 
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Ob trotz des proviſoriſchen Charakters, den alle dieſe Zahlungsregelungen tragen, 
die Verrechnungsabkommen vielleicht einmal eine gewiſſe Grundlage für die von 
Feder“ gedachte Regelung des internationalen Geldverkehrs bilden können, wird 
immerhin im Auge behalten werden können. 

Ein bedeutendes völkerrechtliches Inſtrument der Außenhandelspolitik und des 
Außenhandelsrechtes bilden ſchließlich die Handelsverträge“. Die meiſten der heute 
in Kraft befindlichen Handelsverträge des Deutſchen Reiches mit auswärtigen 
Staaten beruhen noch auf dem Meiſtbegünſtigungsprinzip. Immer weniger aber 
kann dieſes aus einer ganz anderen Zeit ſtammende Prinzip den heutigen Anfor⸗ 
derungen der Wirtſchaft gerecht werden. Trotz formellen Feſthaltens an der 
Meiſtbegünſtigungsklauſel ergaben ſich in der Praxis immer mehr Einſchrän⸗ 
kungen und Durchbrechungen, ſo vor allem durch die Kontingentierungen, die die 
Meiſtbegünſtigungsklauſel entwerten. Durch das Geſetz zum Schutze der deutſchen 
ende | vom 22. September 1933 hat ſich die deutſche Regierung eine 
Grundlage fük wirkſame Abwehrmaßnahmen gegen die in dieſer Kontingentie⸗ 
rungspolitik liegenden Bedrohung der deutſchen Ausfuhr geſchaffen. Danach kann 
die Einfuhr von Erzeugniſſen ſolcher Länder, die deutſche Erzeugniſſe 
Einfuhrbeſchränkungen unterwerfen, ebenfalls beſchränkt werden. Bei den häufigen 
Durchbrechungen und Zolländerungen iſt die Handhabung der durch Meiſtbegünſti⸗ 
gungsverträge beſtehenden Bindungen im Sinne des binnenwirtſchaftlichen 
Schutzes oft ſehr erſchwert. Nicht ſelten führt dies auch zu einer nicht unerheblichen 
Unüberſichtlichkeit und Erſchwerung für den Handelsverkehr. Wenn der Meiſt⸗ 
begünſtigungsvertrag unter Umſtänden einzelnen Ländern gegenüber gewiß manche 
Vorzüge bietet, ſo drängt doch die Entwicklung mehr und mehr auf andere Wege. 
Soweit Meiſtbegünſtigung vertraglich oder de facto heute noch beſteht, gilt ſie 
praktiſch nur noch für die Zollſätze. In den Vordergrund treten wieder Gegen⸗ 
ſeitigkeitsverträge“!. Daß allerdings auch durch dieſe nicht immer ohne weiteres 
eine Ideallöſung erreicht werden kann, iſt nicht zu überſehen, beſonders dann, 
wenn ſich Kolliſionen mit noch beſtehenden Meiſtbegünſtigungsverträgen ergeben, 
oder die Handelsbilanz eine Reziprozität nicht zuläßt. Auch die häufiger auftretenden 
Kompenſationsverträge und Kompenſationsgeſchäfte find nicht immer unbedenk⸗ 
lich, ganz beſonders, wenn die dadurch erzielte Ausfuhr auf Koſten einer nicht un⸗ 
bedingt notwendigen oder einer zu verhältnismäßig ungünſtigen Bedingungen 
erfolgenden Einfuhr erfolgt. Die Praxis wird daher auf dem Gebiete der Han⸗ 
delsverträge vorerſt einen verhältnismäßig großen Spielraum bedürfen, um den 
jeweils beſtehenden Verhältniſſen gerecht zu werden. Deutſchland wünſcht kame⸗ 
radſchaftliche Ergänzung, ohne die Sicherheit ſeiner Vertragskontrahenten anzu⸗ 
taſten?'. Deshalb wird immerhin der Geiſt, in dem die Handelsverträge abzu⸗ 


der Schriftleitung der Korreſpondenz „Eildienſt“, Berlin. Seiten werden vom Deutſchen 
Wirtſchaftsdienſt, Berlin, ſtändig Merkblätter über Möglichkeiten für die Bezahlung der 
aus ee bezogenen Waren en für amtliche und private Handelsnachrichten, 
Berlin) herausgegeben. Vgl. ſchließlich auch die „Merkblätter für den deutſchen Außen⸗ 
handel“, herausgegeben von der Reichsſtelle für den Außenhandel, Berlin. 

e g. a. O. S. 109. 

0 Die alljährlich vom Reichswirtſchaftsminiſterium in der zweiten Dale des De⸗ 
ember herausgegebene „Überſicht über den Stand der wirtſchaftspolitiſchen Beziehungen 
om bringt jeweils ein vollitändiges ne der deutſchen Handels⸗ 
verträge mit dem Auslande mit Angabe der Veröffentlichungsſtelle (die Veröffent- 
lichung des Wortlautes der Verträge erfolgt zumeiſt im en Handels⸗Archiv“ und 
zum Teil auch im Reichsgeſetzblatt Teil II), ferner der Abkommen über den kleinen 
Grenzverkehr, der Clearing⸗Abkommen, der Abkommen zur Vermeidung der Doppel: 
beſteuerung und der Kollektivverträge, die für das Deutſche Reich wirkſam ſind. 

N Vgl. aa die mehrfachen Erörterungen in der wöchentlichen Rubrik „Die Wirt— 
ſchaft des Auslandes“ im „Angriff“, Berlin 1932 und 1933 von Dr. Edmund Marhefka. 

7 Daitz, „Neue Handelspolitik“, a. a. O. 
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ſchließen find, ein anderer werden müllen als bisher. Nationalſozia⸗ 
liſtiſche Staats⸗, Wirtſchafts⸗ und Außenhandelsrechtsauf⸗ 
faſſung werden bei dem Abſchluß neuer Handels- und Wirt: 
ſchafts abkommen Ausdruckund Geltung zu finden haben. Das 
ſetzt in perſoneller Hinſicht auf deutſcher Seite ausgezeichnete Träger national⸗ 
ſozialiſtiſcher Staats⸗ und Wirtſchaftsauffaſſung voraus, da nur ſie als vollwertige 
Vertreter des nationalſozialiſtiſchen Staats gelten und angeſehen werden können. 
Dahin wird die Perſonalpolitik nicht zuletzt auch des Auswärtigen Amtes zu richten 
ſein. Mit dem Abſterben ungangbarer Ideen und dem Anbruch einer neuen 
Geiſtesſtrömung wird auch die Diplomatie auf neue Wege gewieſen. Die feminine 
Methode einer iſolierten, ſterilen bürokratiſchen Diplomatie und Phraſeologie 
wird zurücktreten müſſen hinter einer mannhaften Diplomatie völkiſch aufrechter 
und produktiver Art. Die außenpolitiſchen Auslaſſungen Adolf Hitlers als des 
großen Führers einer neuen Zeit find auch hier ein gigantiſches Vorbild. Immer 
mehr find ohnehin im Laufe der Zeit die Aufgaben der Diplomckten gewachſen. 
Sie müſſen nicht nur Politiker, ſondern auch Wirtſchaftler ſein. Und nicht nur das. 
Sie müſſen in noch höherem Grade gefeſtigte Träger einer gemeinſamen Welt⸗ 
anſchauung ſein, da der große Kampf im Völkerringen heute auf drei Gebieten 
zugleich, dem weltanſchaulichen, dem wirtſchaftlichen und dem politiſchen, ausge⸗ 
tragen wird. Die ſich aus der Erneuerung Deutſchlands und dem Neubau des 
Reichs ergebenden Folgerungen für die bereits eingeleitete neue deutſche Außen⸗ 
politik geſtatten nicht eine Vertretung im Auslande durch Leute, die ablehnend 
oder gleichgültig dem Nationalſozialismus gegenüberſtehen oder ihn gezwungen 
nur äußerlich zu vertreten verſuchen. Nur Männer, die nicht als Überläufer nach 
der Machtübernahme, ſondern im Kampfe um den nationalfozialiftiihen Sieg als 
unermüdliche Kämpfer in Lauterkeit und Selbſtloſigkeit erprobt und nicht nur 
äußerlich, ſondern in ganzer Tiefe durchdrungen find von der geiſtigen und fee: 
liſchen Erneuerung des deutſchen Volkes, können heute ein geeignetes Sprachrohr 
des deutſchen Volkes und ſeines wahrhaften Volkskanzlers gegenüber dem Aus⸗ 
lande ſein. Selbſtverſtändlich kann damit nicht auf eine fachliche Berufseignung 
verzichtet werden. Neben einer hervorragend akademiſchen Schulung wird eine 
weitreichend praktiſche Erfahrung insbeſondere auch auf wirtſchaftlichem Gebiete 
unerläßlich ſein, um auf dem außenpolitiſchen Kampffeld erfolgreich den Anfor⸗ 
derungen gewachſen zu ſein. Die Schaffung eines zentralen Perſonalamtes für die 
Reichsminiſterien, das auch mit den Ungeheuerlichkeiten in der Perſonalpolitik 
des Auswärtigen Amtes aufzuräumen hätte, wäre zweckmäßig. 

Daß der Neubau des deutſchen Rechts ſeine günſtigen Auswirkungen im Völker⸗ 
recht wie im internationalen Privatrecht und fremden Recht finden kann, ſei in 
dieſem Rahmen wenigſtens andeutungsweiſe geftreift”?. Der Außenhandelsverkehr 
bildet hierbei ſelbſt eine reiche Quelle für die Schöpfung des Rechtes. 


G. Organiſation des Außenhandels 


Die Bedeutung des Außenhandels für die deutſche Wirtſchaft hat auch in organi⸗ 
ſatoriſcher Hinſicht geſetzliche Würdigung durch die Reichsregierung erhalten. Das 
Geſetz über Maßnahmen zur Förderung des Außenhandels nebſt Durchführungs⸗ 


73 Das von der Außenhandelsſtelle für Niederſchleſten in Breslau im Auftrage der 
Reichsſtelle für den Außenhandel, Berlin, herausgegebene Werk „Prozeßführung und 
Gerichtsſtand im Auslandsgeſchäft“ enthält eine Zuſammenſtellung aller bei der Prozeß⸗ 
führung gegen ausländiſche Firmen zu beachtenden wichtigen Geſichtspunkte. Eingehend 
behandelt wird dort auch die Frage der Prozeßkoſten und des N Einen 
beſonderen Raum nimmt die Behandlung der für die deutſchen Exportkreiſe wichtigen 
Frage der Vereinbarung des zweckmäßigſten Gerichtsſtandes und der Form einer ſolchen 
Vereinbarung bei Geſchäftsabſchlüſſen in den einzelnen Ländern ein. 
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verordnung vom 18. Oktober 1933“ M ſchuf bei der Reichsſtelle für den Außen⸗ 
handel'?, durch die im Auswärtigen Amt und im Reichswirtſchaftsminiſterium 
die Bearbeitung von Aufgaben der beiden Miniſterien auf dem Gebiete der Außen⸗ 
handelsförderung zu einem gemeinſchaftlichen Arbeitsgebiet zuſammengefaßt iſt, 
die Einrichtung eines Außenhandelsrates. Dieſer ſoll das Auswärtige Amt, das 
Reichswirtſchaftsminiſterium und die Reichsſtelle für den Außenhandel in allen 
Außenhandelsfragen beraten und kann ihnen Vorſchläge für geſetzliche oder Ver⸗ 
waltungsmaßnahmen unterbreiten. Die Mitglieder des Außenhandelsrates wer⸗ 
den vom Reichsminiſter des Auswärtigen und Reichswirtſchaftsminiſter gemein⸗ 
ſam berufen, die Mitglieder aus der Landwirtſchaft im Einvernehmen mit dem 
Reichsminiſter für Ernährung und Landwirtſchaft“. In dem Geſetz erhält außer⸗ 
dem die Stellung und Organiſation der Außenhandelsſtellen ihre Verankerung. 
Solche über das ganze Reich verteilten Außenhandelsſtellen befinden ſich in 
Königsberg, Oppeln, Breslau, Berlin, Leipzig, Halle, Nürnberg, München, Stutt⸗ 
gart, Mannheim, Frankfurt, Köln, Wuppertal, Düſſeldorf, Duisburg, Eſſen, Han⸗ 
nover, Bremen, Hamburg. 

Als Publikationsorgan dient der Reichsſtelle für Außenhandel, aber zugleich auch 
dem Auswärtigen Amt, für die leider mit der Zeit immer geringer gewordenen 
Wirtſchaftsberichte der deutſchen Geſandtſchaften und Konſulate ſowie dem Reichs⸗ 
wirtſchaftsminiſterium die tägliche Korreſpondenz „Eildienſt für Außenhandel und 
Auslandswirtſchaft“7. Sie unterhält in ungefähr 36 Ländern eigene Korreſpon⸗ 
denten, die eine weſentliche Unterſtützung der deutſchen Geſandtſchaften und Kon⸗ 
ſulate darſtellen können. 

Den Charakter der Notmaßnahme hingegen trägt die Neuregelung der deutſchen 
Einfuhr durch Geſamtüberwachung und organiſatoriſche Zuſammenfaſſung auf 
Grund der im September 1934 ergangenen Verordnungen und Erlaſſe's. Für die 
Erteilung der Einfuhrgenehmigungen wurden beſondere Überwachungsſtellen ge⸗ 
7 Und zwar dienen als Einfuhrüberwachungsſtellen für ihren Bereich“: 

1. Die Reichsſtelle für Getreide, Futtermittel und ſonſtige landwirtſchaftliche 

Erzeugniſſe, Berlin, 
die Reichsſtelle für Tiere und tieriſche Erzeugniſſe, Berlin, 
die Reichsſtelle für Milcherzeugniſſe, Ole und Fette, Berlin, 
die Reichsſtelle für Eier, Berlin, 
die Überwachungsſtelle für Holz, Berlin, 
die Überwachungsſtelle für Gartenbauerzeugniſſe, Getränke und ſonſtige 

Lebensmittel, Berlin, 

7. die Überwachungsſtelle für Wolle und andere Tierhaare, Berlin, 
8. die Überwachungsſtelle für Lederwirtſchaft, Berlin, 
9. die Überwachungsſtelle für Rauchwaren, Leipzig, 


— . — 

„ RGBl. 1933 Teil I Nr. 116 vom 19. Oktober 1933, S. 743 und 744. 

Näheres über deren een und Tätigkeit ſiehe in dem „Merkbuch für den deut⸗ 
chen Außenhandel“, a. a. O. 

Eine 1 raktiſche Bedeutung hat der Außenhandelsrat bisher allerdings 
bat nicht erlangt. Auf zwei sebieten wurden Arbeiten von ihm abgeſchloſſen, und zwar 
hat er 1. Sicher inien aufgeſtellt für die Gründung von deutſchen Hande skammern im 
Auslande, 2. einen Bericht fertiggeſtellt über Maßnahmen zur Verhinderung der Ab⸗ 
wanderung deutſcher Betriebe, Betriebsmethoden und -geheimniſſe ſowie von Fach⸗ 
arbeitern ins Ausland. 

6 1 5 im Verlag Eildienſt für amtliche und private Handelsnachrichten 

erlin, und bildet die neue Folge der früheren Korreſpondenz „Induſtrie 
un 1 (J. & 9.) Vgl. hierzu „Merkbuch für den Außenhandel“, a. a. O. 
„Eildienſt für Außenhandel und Auslandswirtſchaft“, Berlin, Nr. 211 vom 
u. Scheer 1934. 
» Vgl. die entſprechenden Bekanntmachungen vom 12. und 14. September 1934. 
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10. die Überwadungsitelle für Kautſchuk und Aſbeſt, Berlin, 

11. die Uberwachungsſtelle für Ruß, Berlin, 

12. die Überwachungsſtelle für Papier, Berlin, 

13. die Uberwachungsſtelle für techniſche Erzeugniſſe, Berlin, 

14. die Überwachungsſtelle für Waren verſchiedener Art, Berlin, 

15. die Überwachungsſtelle für unedle Metalle, Berlin, 

16. die Überwachungsſtelle für Eiſen und Stahl, Berlin, 

17. die Überwachungsſtelle für Baumwolle, Bremen, 

18. die Überwachungsſtelle für Baumwollgarne und ⸗gewebe, Berlin, 

19. die Überwachungsſtelle für Baſtfaſern, Berlin, 

20. die Überwadungsitelle für Seide, Kunſtſeide, Kleidung und verwandte Ge: 
biete, Berlin, 

21. die Überwachungsſtelle für Tabak, Bremen, 

22. die Überwachungsſtelle für induſtrielle Fettverſorgung, Berlin, 

23. die Überwachungsſtelle für Kohle und Salz, Berlin, 

24. die Überwadungsitelle für Mineralöl, Berlin, 

25. die Überwachungsſtelle „Chemie“, Berlin. 


Allgemein find reſſortmäßig das Reichswirtſchaftsminiſterium in Gemeinſchaft 
mit dem Auswärtigen Amt für die Fragen der Außenhandelspolitik und ihrer 
Durchführung zuſtändig, während korreferierend vor allem das Reichsminiſterium 
für Ernährung und Landwirtſchaft und das Reichsfinanzminiſterium beteiligt find. 

Einer weſentlichen Anderung bedarf jedoch im Etat des Auswärtigen Amtes 
die Stellung der deutſchen Handelsattachéss. Die Nachteile der bisherigen Be⸗ 
handlung dieſer Frage haben ſich am deutſchen Außenhandel leider ſtark aus⸗ 
gewirkt. Vor allem iſt es bei den Geſandtſchaften in Europa mit ziellos 
fluktuierenden Angeſtelltenſtellen nicht getan, ganz abgeſehen von der ſozialen 
Seite der Sache. Es liegt auf der Hand, daß die Bearbeitung der wirtſchaftlichen 
Belange bei den deutſchen Auslandsſtellen nicht davon abhängig ſein kann, ob für 
die Beſoldung der Bearbeiter Mittel zeitweilig für verfügbar und zeitweilig 
wiederum nicht verfügbar erachtet werden. Wie für alle, die am Aufbau des 
nationalſozialiſtiſchen Staates beteiligt ſind, ſind naturgemäß auch die Aufgaben 
der Sachbearbeiter für Außenhandel bei den deutſchen Geſandtſchaften im Aus⸗ 
lande gewachſen. Sie ſind als Vorpoſten wichtige Glieder in der Geſamtorgani⸗ 
ſation des deutſchen Außenhandels. Daß ſie erfahrene Träger nationalſozialiſtiſcher 
Wirtſchaftsauffaſſung ſein müſſen, verſteht ſich von ſelbſt. 

Zugleich bilden die deutſchen Handelskammern im Auslande, ſoweit ſie dort be⸗ 
ſtehen, wichtige Stützpunktes!. Ihre Förderung und ihr Ausbau liegt daher im 
Intereſſe des Außenhandels. 

Bei aller Organiſierung, Planlegung und Formaliſierung wird jedoch nie zu 
vergeſſen ſein, daß die dynamiſche Weſensart des Nationalſozialismus auch in der 
nationalſozialiſtiſchen Wirtſchaftsauffaſſung ſtändigen Beſtandteil bilden muß. 
Dann kann ſie ſchöpferiſch geſtaltend fortleben und die Klippen der Erſtarrung und 
Verſteinerung überwinden. Der Außenhandel kann hierbei eine regſame Quelle 


so Für die Beibehaltung dieſer Amtsbezeichnung beſteht kein zwingender Grund, da 
auch die übrigen Sachbearbeiter der Botſchaften und Geſandtſchaften keine Amtsbezeich⸗ 
nung nach Referaten (Politik, Repräſentation, Emigrantenweſen, Rechtsfragen uſw.) 
tragen, ſondern fi mit der Einheitsbezeichnung des Geſandtſchaftsrats bzw. Legations⸗ 
ſekretärs begnügen müſſen. Ganz anders iſt demgegenüber die Funktion der ruſſiſchen 
Handelsdelegationen, die infolge der Verſtaatlichung des ruſſiſchen Außenhandels tat: 
ſächlich Handelsgeſchäfte zu tätigen haben. 

sı Ein Verzeichnis der deutſchen Handelskammern im Auslande findet ſich im „Merk: 
buch für den Außenhandel“, a. a. O. S. 135 f. 
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für Wirtſchaft und Recht bilden im organiſchen Zuſammenhang zwiſchen Volk 
und Staat. 5 
Für die den Außenhandel beherrſchenden Rechtsgebiete gilt dasſelbe, was na 
nationalſozialiſtiſcher Auffaſſung allgemein als Aufgabe des Rechtslebens zu gelten 
hat?: nicht die Sicherung der Paragraphenanwendung, ſondern vor allem Siche⸗ 
rung des Volkslebens. 
Marhefka 


e Neichsjuriſtenführer Dr. Frank in feiner Rede vom 9. September 1934 auf dem 
Nürnberger Parteitag. Vgl. das n des BN SD., „Deutſches Recht“, Berlin, 
Nr. 18 vom 25. September 1934, S. 425 ff. 


Schrifttum: 


Buchner Hans, Grundriß einer nationalſozialiſtiſchen ſohie auf die eorie, München 
1934. Referat über die Einflüſſe der ger Vr 159855 auf die Wirtſchaftstheorie 
der Gegenwart (abgedruckt in „Deutſcher Juriſtentag 1933“, Anſprachen und Fachvor⸗ 
träge, zuſammengeſtellt und bearbeitet von Rudolf Schraut, Berlin 1933). 

Caſſe Guſtav, Vortrag (abgedruckt in „Aftenpoſten“, Oslo, Nr. 501 vom 5. 10. 1934). 

Daitz Werner, Neue Handelspolitik (in Nr. 30 des weltiſchen Beobachters“, Berlin,, vom 
30. 1. 1934). Vortrag vom 5. Oktober 1934 (abgedruckt n der „Berliner Börjenzeitung“ 
Nr. 469 vom 6. 10. 1934). 

Danielcik Hans Peter, Neuaufbau des Pen Außenhandels, Berlin 1934. 

Darre Walter, Rede vom 24. September 1934. 

0 9 Der deutſche Staat auf nationaler und ſozialer Grundlage, 9. Aufl., 

nchen 5 
Frank Hans, Rede auf der 4. Reichstagung des BNSDT. abe end in „Deutſcher 
uriſtentag 1933“, Anſprachen und Fach verkräge zuſammengeſtellt und bearbeitet von 
udolf Schraut Berlin 1933). 

—, Rede vom 9. September 1934 auf dem Nürnberger Parteitag (abgedruckt im Zentral⸗ 
„organ des BD SJ. „Deutſches Recht“, Berlin, Nr. 18 vom 25. 9. 1934). 

e Gegenwartspro leme des deutſchen Wirtſchaftsrechts, Königs⸗ 

erg 5 

düler Alfred, Der Treuhänder der Arbeit, Heidelberg 1934. 
itler Adolf, Mein Kampf, 38. Auflage, München 1933. Rede vom 14. Oktober 1933 
(abgedruckt im „Angriff“, Berlin, vom 16. 10. 1933). Rede vom 24. Oktober 1933 (ab⸗ 

edruckt im Fange erlin, vom 25. 10. 1933). Reichstagsrede vom 30. Januar 1934 
(gehend im „ nei “, Berlin, vom 31. 1. 1934). Reichstagsrede vom 13. Juli 1934 
ene im „Völkiſchen Beobachter“, Berliner Ausgabe, vom 14. 7. 1934). 

Hoff e J. B., in „Aftenpoſten“, Oslo, Nr. 250 vom 13. 10. 1934. 

Krauſe A. B., Die Arbeitsverfaſſung im neuen Reich, Stuttgart 1934. 

Marhefka Edmund, Defenſive Handelspolitik Pla Nr. 84 des „Angriff“, Berlin, vom 
8. 4. 1933). Die a ee des Young⸗Planes, Bonn und Berlin 1929. Die Wirt⸗ 
ſchaft des Auslandes, wöchentlich im „Angriff“, Berlin 1932 und 1933. 

age H., Aufwärts! Volk Wirtſchaft, rziehung, Heft 1 der Schriften der Handels⸗ 
hochſchule, Königsberg 1934. 

Scha Curt, Be arfsſorſchung, Stuttgart 1934. 

Schacht Hjalmar, Rede bei Eröffnung der Leipziger Herbſtmeſſe (abgedruckt in Nr. 198 
des „Eildienft für Außenhandel und Auslandswirtſchaft“ vom 27. 8. 1934). 

er 199705 Rede vom 13. März 1934 (abgedruckt im „Angriff“, Berlin, vom 

. 3. 1934). 

Schraut Rudolf, „Deutſcher Juriſtentag 1933“, Anſprachen und Fachvorträge, zuſammen⸗ 

geſtellt und bearbeitet von, Berlin 1933. 


Bfelenmachungen vom 12. und 14. September 1934, betreffend die Einfuhrüberwachungs⸗ 
ellen 


Das Deviſenrecht der Welt, zuſammengeſtellt und als Sonderveröffentlichung heraus⸗ 
gegeben von der Reichsſtelle 18 den Außenhandel, Berlin. 
eviſenpraxis im Ausfuhrgeſchäft, herausgegeben von der Reichsſtelle für den Außen» 
handel gemeinſam mit der Schriftleitung der Korreſpondenz „Eildienſt“, Berlin. 
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EG. BGB. (Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch). 

„Eildienſt 55 Au penhaubel und Auslandswiriſchuft⸗ Berlin. 

85 zur Ordnung der nationalen Arbeit vom 20. 1. 1934. 

Geſetz über die Anwendung wirtſchaftlicher e gegenüber dem 
Auslande vom 3. 7. 1934 

von wer „ des organiſchen Aufbaues der deutſchen Wirtſchaft vom 


Geſetz über er Verkehr mit induſtriellen Rohſtoffen und Halbfabrikaten vom 22. 3. 1934. 

Internationales Zolltarifſchema, deutſche Bearbeitung des Sachverſtändigenvorſchlages 
ür ein einheitliches Zolltarifſchema. „ auf Grund der Völkerbunddruck⸗ 
ache von Geh. Ob.⸗Reg.⸗Rat Flach, Min.⸗Dir. im FFH (Ver⸗ 
lag Eildienſt für amtliche und private Handelsnachrichten G. m. b. H., Berlin). 

Merkblätter für den deutſchen Außenhandel, herausgegeben von der Reichsſtelle für den 
Außenhandel, Berlin. 

Merkbuch für den Denen Außenhandel, herausgegeben von der Reichsſtelle für den 
Außenhandel, Berlin 1933. 

Neuregelun der euch Einfuhr durch dier fir au und organiſatoriſche Zu⸗ 
ſammenfaffung Amtliche ng N im 30 en für Außenhandel und Auslands⸗ 
wirtſchaft“, Berlin, Nr. 211 vom 1 

ln der NSDA 

PBeogebt ührung und Gerichtsſtand im Auslandsgeſchäft, aeg von der Außen: 

5 7 55 für Niederſchleſien in Breslau, im Auftrage er Reichsſtelle für den 
ußenhandel, Berlin. 

Richtlinien für die Deviſenbewirtſchaftung vom 23. 6. 1932. 

Überſicht über den Stand der wirtſchaftspolitiſchen Beziehungen Deutſchlands, jährlich 
herausgegeben vom achten G. in. b. 5. Hertie (Verlag ildienſt für amtliche und 
private Handelsnachrichten G. m. b. erlin) 

Veröffentlichung des Reichsverbandes der eng Induſtrie uber die Exportverſicherung. 

Verordnung über die een vom 23. 5. 1932 nebſt Durchführungsver⸗ 
ordnung vom gleichen Tag 

Weſen, Grundſätze und Ziele der NSDAP., München 1930. 

Zentralorgan des Bundes nationalſozialiſtiſcher deutſcher Juriſten „Deutſches Recht“, 
Berlin 1934. 

Zolltarifgejeg vom 25. 12. 1902. 
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Strafrecht 
und Strafprozeßrecht 


eh Google 


Grundprobleme 
der nationalſozialiſtiſchen Strafrechtsreform 


Strafgrund und Strafzweck 


Die lapidaren Sätze des nationalſozialiſtiſchen Programms find nicht wiſſen⸗ 
ſchaftliche Theſen, die logiſch oder experimentell beweisbar oder widerlegbar 
wären, ſondern Maximen völkiſchen Handelns unter der berufenen Führung zur 
Beſeitigung der ſchweren ſozialen und nationalen Schäden, die unſer Staatsweſen 
belaſten. Einmalige, wenn auch noch ſo eingreifende Kur würde nicht dauernd 
fruchten. Es bedarf der fortgeſetzten Bekämpfung der Krankheitsurſachen, die 
in ihren verderblichen Auswirkungen Volk und Staat an den Rand des Abgrundes 
gebracht hatten. Die Führung zeigt den Weg, das Heer der Kämpfer muß die 
Volksgemeinſchaft ſtellen. Die Parole „Gemeinnutz geht vor Eigennutz“, Punkt 24 
des Programms, fordert von jedem Volksgenoſſen, daß er Herr werde der eigenen 
volksſchädlichen egoiſtiſchen Antriebe, und von der Geſamtheit, daß ſie das Volkswohl 
ſchütze durch ſcharfe Ahndung egoiſtiſcher Übergriffe. Der nahe Zuſammenhang 
der Strafrechtspflege mit der Wohlfahrtspflege iſt einleuchtend, und die Unent⸗ 
behrlichkeit der Strafe als ſozialer Funktion ſchon durch die Tatſache gegeben, daß 
der Kampf zwiſchen Neigung und Pflicht ſich in jedem einzelnen täglich erneuert 
und durchaus nicht immer mit dem Siege der Pflicht abſchließt. Zumal dem 
Nationalſozialismus iſt zur Erreichung ſeines hohen Zieles, die kranke Zeit zu 
heilen, unſerem Volke Geneſung zu bringen, die Bundesgenoſſenſchaft der Straf⸗ 
juſtiz unentbehrlich. Niemandem iſt verwehrt, ein Zeitalter zu erträumen, in 
dem zwanglos die Liebe zur Pflicht führt, aber in die harte Wirklichkeit ſind 
dieſe Phantaſien nicht übertragbar. 

Belangreich für die Strafrechtsgeſtaltung iſt in ganz beſonderem Maße auch 
das autoritäre Prinzip? des Nationalſozialismus, das im Punkt 25 des 
Programms „Schaffung einer ſtarken Zentralgewalt des Reiches“ gipfelt. Nicht 
nur, wer egoiſtiſch eingreift in die Sphäre eines Volksgenoſſen, ihm die Lebens⸗ 
notwendigkeiten verkümmernd, ihn behindernd in der Erreichung berechtigter 
Lebensziele, auch wer ſeine Gliedſtellung vergißt, ſich an der Gemeinſchaft ver⸗ 
greift, ihr den Gehorſam verſagt, iſt Volksfeind. 

Dieſe beiden Grundpflichten in ihrem untrennbaren Zuſammenhang führen 
zurück auf den einen kategoriſchen Imperativ an jeden Volksgenoſſen, ſich der 
Geſamtheit einzuordnen und unterzuordnen, dienſtbereit nach beſtem Vermögen 
das Volkswohl zu fördern, zu ſeinem Teile an der Macht und Größe des Vater⸗ 
landes bauen zu helfen. Schwerwiegender Verſtoß gegen die eine oder die andere 
oder gegen dieſe beiden Pflichten iſt das „Verbrechen“ in ſeinem materiellen 


1 Das Arbeitsziel iſt klare Herausſtellung der Grundideen nationalſozialiſtiſcher Straf⸗ 
rechtsreform, nicht eine erſchöpfende Würdigung des Entwurfs des amtlichen Strafrechts— 
Ausſchuſſes („Entw.“). Aber das gewonnene Geſamtbild war durch gedrängte Erörterung 
der wichtigſten Stücke des allgem. Teils, ohne Anſpruch auf Vollſtändigkeit, zu ergänzen. 
Die im Frühjahr 1935 erſchienenen „Nationalſozialiſtiſchen Leitſätze für ein neues deutſches 
Strafre t“ 1. Teil, herausgegeben vom Reichs rechtsamt der NSDAP., 2. Aufl., find als 
„Leitſätze“ mit Angabe der Seitenzahl in Bezug genommen. 

Oetker, Gerichtssaal 104,2 fg. (u. in einer Reihe früherer Schriften); Dahm-Schaffſtein, 
Liberales oder autoritäres Strafrecht, insbeſondere S. 40 fg. 


1319 


Gehalte. Das StGB. liefert in bedachtſamer Abgrenzung und möglichſt unzwei⸗ 
deutiger Beſtimmung den Katalog der pflichtwidrigen Handlungen und Unter⸗ 
laſſungen, deren gemeinſchädlicher Charakter zu ſtrafendem Eingriffe nötigt. 

Das Gute kann nur im Kampfe gedeihen, auch die nationalſozialiſtiſche Rechts⸗ 
und Staatsordnung mußte im harten Ringen mit widerſtrebenden Gewalten 
erkämpft werden und läßt ſich nicht behaupten allein durch Volksbelehrung und 
Volkserziehung, ſo unentbehrlich dieſes nie raſtende Bemühen iſt, ſondern nur in 
Verbindung mit der ſteten, ſcharfen Bekämpfung unbotmäßiger Elemente. Eine 
ſchwächliche, immer nach Milderungs⸗, Entſchuldigungsgründen ausſchauende 
Rechtspflege, die in Verkennung der menſchlichen Natur, der Macht des Böſen, 
der geſchichtlichen Erfahrung auf den Strafernſt verzichtet, den Vergeltungs⸗ 
gedanken, wie eine ſtrafrechtsfeindliche Richtung es gefordert hat, in die hinterſte 
Ecke treten läßt, untergräbt die Volksmoral und führt zum Staatsuntergang. 
In klarer Erkenntnis der unbedingten Notwendigkeit eines leiſtungsfähigen 
StGB. hat unſere Staatsführung in ſeiner Schaffung eine ihrer erſten Aufgaben 
erblickt. 

Von einem ſolchen Geſetz iſt zu verlangen, daß Weſen, Grund, Zweck der Strafe 
nach den Anſchauungen ſeines Urhebers in den allgemeinen Beſtimmungen über 
Zurechnungsfähigkeit, Schuld, Irrtum, über die Stufen der Handlung, die Formen 
der Beteiligung am Verbrechen, über Schuld⸗ und Strafausſchließungsgründe, 
in den Tatbeſtänden, den Strafrahmen für die Einzelverbrechen, den Grundſätzen 
der Strafbemeſſung klar zum Ausdruck kommen. Dagegen wäre mit abſtrakten 
Strafdefinitionen, mit einer formulierten „Strafrechtstheorie“ durchaus nicht 
gedient. Fehlgriffe und dem Mißverſtändnis ausgeſetzte Faſſungen, ſehr nahe⸗ 
liegend gerade dieſen Grundideen gegenüber, könnten der Rechtsübung ſchweren 
Schaden bringen, während Irrungen eines Geſetzesinterpreten Privatſache bleiben 
und in der wiſſenſchaftlichen Diskuſſion bald ihre Berichtigung finden. 

Strafrechtstheorien ſind ſeit den Zeiten der griechiſchen Philoſophen bis auf die 
Gegenwart in faſt unüberſehbarer Zahl aufgeſtellt worden. Kein Verſtändiger 
wird erwartet haben, daß der Nationalſozialismus eine dieſer Theorien als die 
ſeinige proklamieren werde. Der Philoſoph ſucht zu erklären und zu überzeugen, 
der Geſetzgeber ordnet an. Wie die Staatsführung ſich die Strafrechtsordnung 
denkt, darüber laſſen die nationalſozialiſtiſche Staatsauffaſſung, das Programm, 
die preußiſche Denkſchrift wirklich keinen Zweifel. Das nationalſozialiſtiſche 
Strafrecht iſt gegeben mit den beſtimmenden Gedanken der Staatsautorität, des 
Führerprinzips, der Volksverbundenheit, des Gemeinwohls. 

Der Verbrecher hat das Staatsgebot mißachtet, der Staat gibt ſeine Autorität 
preis, wenn er dies ruhig hinnimmt. Keine Macht der Welt kann das Geſchehene 
ungeſchehen machen. Vielleicht laſſen ſich einzelne Wirkungen des Verbrechens 
wieder aufheben (Rückgabe der geſtohlenen Sachen, Erſatz erlittenen Schadens uſw.). 
Aber bei dem Bruche der öffentlichen Rechtsordnung behält es ſein Bewenden. 
Es bleibt nur übrig zwangsweiſe Unterwerfung des Verbrechers unter die Rechts- 
herrlichkeit, damit er und alle anderen erkennen, daß das Recht ſeiner nicht ſpotten 
läßt. Auf den Schlag den Gegenſchlag. Die Strafe iſt Vergeltung des Rechts— 
bruchs durch ein dem Täter auferlegtes Übels. Es gehörte einſt, in der Periode 
der Auflöſung von Staat und Sitte, in weiten Kreiſen zum guten Ton, die Ver— 
geltungsidee in voller Verkennung ihres religiöſen, ethiſchen Gehalts und der 
Selbſterhaltungspflicht des Staates als rückſtändig abzutun, ja als barbariſch 
zu brandmarken. Dieſe Stimmen ſind verſtummt, die ſiegende Kraft der national: 
ſozialiſtiſchen Ideen hat ſie zum Schweigen gebracht. 


8 1 15 = Schrifttum zur Vergeltungsſtrafe vgl. Allfeld, Lehrbuch allgem. Teil 9. Aufl. 
. 4 Anm. 6. 
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Der Grund der Strafe iſt die im Verbrechen fih äußernde Verletzung der 
Staatsautorität, ihr Weſen die Autoritätswahrung. Die Staatsſtrafe, welchen 
Charakter ſie immer haben mag, Freiheitsſtrafe, Ehrenſtrafe, Geldſtrafe ff., geht 
niemals in der Erziehung auf. Dieſe gründet in der Erziehungsbedürftigkeit, 
jene im Bruche der öffentlichen Rechtsordnung, und beide arbeiten mit ver⸗ 
ſchiedenen Mitteln. 

Durch Weſen und Grund der Strafe iſt auch ihr Zweck beſtimmt. Das Straf⸗ 
inſtitut in ſeiner konſequenten Handhabung iſt die fortgeſetzte Gegenwirkung 
gegen die im Verbrechen ſich äußernden rechtsfeindlichen Faktoren. Die Krimi⸗ 
nalität wird nicht ausſterben, ſolange der Egoismus und die Leidenſchaften der 
Menſchen ihr Spiel treiben. Man denke ſich die Gegenwirkung fort, und die 
Staatsordnung müßte in ſich zuſammenfallen. Nicht lediglich erziehlich, 
kämpferiſch muß die Einſtellung gegen das Verbrechen ſein. Das hat der 
Nationalſozialismus klar erkannt und mit aller Entſchiedenheit betont. 

Dem Gemeinwohle dient die Strafe — in der üblich gewordenen kurzen 
Zuſammenfaſſung und Zweiteilung ihrer Wirkungen — als General: und als 
Spezialprävention. 

Den Zweck der Generalprävention erfüllt die Strafe durch ihre pflichtbekräf⸗ 
tigende, belehrende, warnende Funktion. Sie will im Volke Abneigung ſchaffen 
vor dem Delikt, nicht nur, wie man in einſeitiger Betonung des Furchtmotivs 
geſagt hat, vom Verbrechen „abſchrecken“. 

Die Maßregeln der Generalprävention ſind ſo gewählt, daß ſie dem Täter 
gegenüber vorzugsweiſe zur Prävention, zur Abhaltung von erneutem Verbrechen 
ſich eignen. Denn was die andern nur wahrnehmen, hat er an ſeiner Perſon 
zu fühlen. Die Spezialprävention äußert ſich nach herkömmlicher Unterſcheidung 
in Beſſerung, Abſchreckung, Unſchädlichmachung. Ofters hat man hiernach die 
Strafen eingeteilt, ja zuweilen aus dieſer vermeintlichen Strafentrias gefolgert, 
daß eine ihr entſprechende Scheidung der Verbrecher in drei Klaſſen beſtehen 
müſſe, eine Theſe, die wohl als Höchſtleiſtung der Begriffsjurisprudenz anzu⸗ 
ſprechen war. In Wahrheit kann ganz dasſelbe Strafmittel, eine Geld⸗, Ehren⸗, 
zeitige Freiheitsſtrafe, den einen beſſern, den andern abſchrecken, während es an 
einem Dritten jpurlos vorübergeht. Die Radikalkur der dauernden Unſchädlich⸗ 
machung (Hinrichtung, lebenslange Freiheitsſtrafe) iſt bei ſchwerſten, eine 
beſonders kräftige Generalprävention erfordernden Verbrechen berechtigt. Der 
Nationalſozialismus ſcheut vor der Verhängung dieſer Höchſtſtrafen nach Bedarf 
nicht zurück, wie denn in einer Periode des Übergangs zu einer neuen Staats⸗ 
und Wirtſchaftsordnung dazu vermehrter Anlaß beſtehen mag, aber Übermaß 
iſt zu vermeiden, ſchon nach der alten Wahrheit „allzu ſcharf macht ſchartig“. Zur 
Beſſerung vorzugsweiſe geeignet ſind längere Freiheitsſtrafen. Im übrigen 
können Strafarten nur nach ihrer mutmaßlichen und gewünſchten Wirkung, alſo 
in durchaus unſicherer Weiſe, beſſernd oder abſchreckend genannt werden. 

Die beiden Gruppen von Strafwirkungen ſind nicht auf gleiche Stufe zu ſtellen. 
Die Spezialprävention iſt nur im Rahmen der Generalprävention, nicht auf deren 
Koſten anzuſtreben“, insbeſondere durch die Geſtaltung des Strafvollzugs. Die 
Generalprävention in ihrer für die Autoritätswahrung unentbehrlichen Bedeutung 
wird durch prompte, gerechte, von Schwäche und unnützer Härte ſich freihaltende 
Strafjuſtiz ſicher erreicht, die Beeinfluſſung des einzelnen zum Beſſern hingegen, 
alſo die Spezialprävention, oft genug verfehlts. Die Stellungnahme des National⸗ 


Vgl. auch Dahm⸗Schaffſtein, Liberales oder autoritäres Strafrecht S. 43 ff. 

„Sehr viel wertvoller für die Gemeinſchaft als bloßer Straf vol [zug iſt Straf ver⸗ 
büßung in dem von Stock, Strafe als Dienſt am Volke tung“ verdlenſtlich dargelegten 
a 0 iſchen Ausgleichsverhaltens, aber eine Strafleiſtung dieſer Art iſt eben nicht 

ingbar. 
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ſozialismus zum Strafproblem dürfte damit gekennzeichnet fein. Er übt die Ver⸗ 
geltung nicht um ihrer ſelbſt willen, ſondern zum Zwecke des Rechtsgüterſchutzes 
in Wahrung der Staatsautoritäté. 

Dieſem Strafrechtsprinzip gehört die Zukunft. Verbrechensbekämpfung nur 
durch Erziehung uſw., mag ſie auch unter dem Namen der Strafe laufen, unter 
Ablehnung von Vergeltung und Generalprävention, muß, ſolange die menſchliche 
Natur ſich nicht wandelt, zur Verwüſtung von Recht und Sitte führen. Wer etwa 
die nationalſozialiſtiſche Strafauffaſſung nur temporis ratione habita gelten läßt, 
in der Hoffnung, daß die Strafe demnächſt wieder der Erziehung weichen werde, 
irrt gewaltig, es gibt nicht eine Rückkehr in das aus der Verfallzeit nur zu wohl⸗ 
bekannte „alte romantiſche Land“. 

Beſſerung, Nacherziehung, einſt von Röder als das Strafziel geprieſen, 
iſt gewiß im Vollzuge nach Bedarf und Möglichkeit anzuſtreben, im Sinne 
nationalſozialiſtiſcher Pädagogik. Viel zu weit geht es, eine ſolche Beeinfluſſung 
überhaupt zu verwerfen, weil eine fehlerhafte Anlage ſich nicht verbeſſern laſſe'. 

Ein geſchloſſenes nationalſozialiſtiſches Strafrechtsſyſtem im Wegelogiſcher 
Schlußfolgerung aus den weltanſchaulichen und völkiſchen Grundideen des 
Nationalſozialismus abzuleiten, iſt unmöglich. Denn die ſo gegebenen Prämiſſen 
ſind nicht logiſche Kategorien; ſie wollen und können nur Wertmaßſtäbe liefern. 
Geſchützt wird, was des Schutzes wert und bedürftig iſt, und es geſchieht dies nach 
dem Grade ſeiner Unentbehrlichkeit, Nützlichkeit für das Volkswohl. 

Entſprechend beſtimmt ſich die Gegenwirkung gegen das Verbrechen nach der 
Bedeutung des Geſchehenen für die Rechtsordnung, insbeſondere nach dem Maße 
des ihr erwachſenen Schadens, und nach der Willensſchuld und ihren Abſtufungen, 
gemeſſen vor allem an der Art des Beweggrundes. Das objektive Moment hat 
die Unrechtsbekämpfung von jeher, in primitiven Zuſtänden ſogar ausſchließlich, 
beeinflußt. Volle Beachtung des Motivs, ſeiner mehr oder minder großen Ver⸗ 
werflichkeit, ſeines entlaſtenden ſchuldmindernden Charakters wird weſentliche 
Aufgabe der nationalſozialiſtiſchen Rechtslehre ſein, denn die Konkordanz von 
Recht und Sittlichkeit im Umfange des Erreichbaren iſt ein Hauptſtück der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Ideenwelt. Die Leitſätze 12, 13, 20 legen darauf volles Gewicht. Die 
Beſeitigung des Gegenſatzes von formellem Recht und materieller Gerechtigkeit iſt 
ein immer aufs neue anzuſtrebendes, wenn auch nie reſtlos zu verwirklichendes 
Ideal. 

Auch das beſte Strafgeſetzbuch verfehlt ſeine Wirkung, wenn es nicht in dem 
Geiſte angewandt wird, aus dem es geſchaffen worden iſt. Gutes Recht iſt nicht 
das Geſchenk einer höheren Macht, es wird den Menſchen zuteil als Lohn der 


s Dieſen Standpunkt habe ich von jeher, ſchon Zeitſchr. f. Strafrechtswiſſ. 17 (1897), 
539 fg. vertreten. Auch Siegert Grundzüge des Strafrechts im neuen Staate S. 11 fg. 
kommt ſachlich zum gleichen Ergebnis, doch gibt es nicht, wie er meint, ein Nebenein⸗ 
ander von Schutzzweck und Vergeltungszweck. Zutreffend Erik Wolf, Kriſis und Neubau 
des Strafrechts S. 41: Vergeltung iſt nicht Zweck, ſondern Idee der Strafe. 

Mit den neuerdings beliebten Einteilungen der Kriminaliſten in Alt⸗, Neuklaſſiker, 
Einſt⸗ und Jetztmoderne uſw. iſt wenig gewonnen. Selbſtändige Köpfe, die des Schulen⸗ 
zwangs nicht bedürfen, werden es ablehnen, ſich in dieſer Weiſe einſchachteln zu laſſen. 

Daß das StGB. von 1871 nicht „nationalſozialiſtiſch“ fein konnte, verſteht ſich. Dieſe 
Entwicklung war erſt möglich auf Grund der ſozialen Umſchichtung in den folgenden 
Dezennien und unſerer nationalen Wiedergeburt aus Unheil und Schmach durch ge⸗ 
waltige, in höchſter Not uns erſtandene Führerkraft. Das 71er Geſetzeswerk als „national⸗ 
liberal“ abzutun (Radbruch), iſt im gleichen Maße a und ungerecht. Das 
Geſetzbuch war im Grunde nur eine verbeſſerte neue Auflage des preuß. StGB., das 
„nationalliberal“ zu nennen ſinnlos wäre. Die Vorlage ſollte der ſchnellen Feſtigung 
der eben angebahnten nationalen Einheit dienen. Aus dem Eingehen auf dieſe Intention 
Bismarcks kann nationale Geſchichtsauffaſſung gewiß nicht einen Vorwurf entnehmen. 

7 Gegen Schopenhauer bemerkt Binding treffend: N der Charakter hat den Menſchen 
ſondern der Menſch hat einen — bildungsfähigen — Charakter. 
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eigenen Pflichterfüllung. Nationalſozialiſtiſches Recht beſteht nicht ſchon mit den 
Satzungen, die es nur ermöglichen, nicht verwirklichen können, es will täglich 
von neuem erarbeitet ſein, in ſtetem Rückgriff auf die das Geſetz tragende und 
belebende nationalſozialiſtiſche Ideenwelts. Jede Verfehlung, mag ſie ſtrafbar ſein 
oder nicht, ſchließt ein Verſagen an der vollen Treue ein, die wir dem Rechts⸗, 
dem Sittengeſetze ſchulden. Aber nicht jede Pflichtverletzung iſt im Sinne der her⸗ 
gebrachten ethiſchen Wertung ein „Treubruch“. Fehlbar find alle Menſchen, „treu⸗ 
los“ nach der Volksauffaſſung aber auch die Rechtsbrecher doch nur zu kleinerem 
Teile. „Treubruch“, ſo verſtanden, iſt qualifizierte, durch erhöhtes Schuldmaß (be⸗ 
ſondere Heiligkeit der verletzten Pflicht, Verwerflichkeit des Beweggrundes uſw.) 
charakteriſierte Pflichtwidrigkeit. Es iſt eine neue, überaus fruchtbare Rechtswahr⸗ 
heit, daß der Nationalſozialismus ſeinen Pflichtenkomplex aus der Volksverbun⸗ 
denheit herleitet und von jedem Volksgenoſſen weitgehende Annäherung an das 
nie ganz zu erreichende Ideal der vollen Pflichttreue fordert, Leitſätze S. 11, 
12, 20, 21. Auch von dieſem Standpunkte aus knüpfen „Treubruch“ und „Treu⸗ 
loſigkeit“, wenn der Volksbegriff feſtgehalten wird, an quantitative (nicht nur 
qualitative), im Rechtsgefühl wurzelnde, nicht rein verſtandesmäßig erfaßbare 
Schuldwertungen an. Es iſt unverwehrt, mit den Leitſätzen in jeder zurechenbaren 
Verletzung der ſozialen Pflichten, unter Ausſchluß der bloßen Ordnungswidrigkeit, 
einen Treubruch und in der Strafe deſſen Bekämpfung zu finden. Aber man muß 
ſich bewußt bleiben, daß man dann mit einem doppelten Begriffe des Treubruchs 
rechnet, im Sinne der einfachen und einer qualifizierten Verfehlung, und es darf 
nicht unter Gleichſtellung beider Gruppen von Straftaten dem Fehlbaren in jedem 
Falle ein „ehrloſes“ Verhalten zur Laſt gelegt werden. Auf dem Boden dieſer 
Unterſcheidung gewinnt das Wort der Leitſätze „Die Ehre kommt von der Treue“, 
S. 28, 11, 16, vollen Wahrheitsgehalt. Die Treuloſigkeit im ſpezifiſchen Sinne muß 
als ſchwerſtes Verbrechen gebrandmarkt werden, S. 23, der Verrat an der Volks⸗ 
gemeinſchaft begründet volle Ehrloſigkeit, vgl. noch Leitſätze 41. 

Auch iſt nicht zu überſehen, daß der Staat aus der Treueverpflichtung heraus, 
die er den Volksgenoſſen ſchuldet, ſich genötigt ſieht, gewiſſe im Auslande bes 
gangene ſchadenbringende Handlungen auch dann zu ſtrafen, wenn ſie in der Per⸗ 
ſon des ausländiſchen, dem Inlande nicht verpflichteten Täters einen Treubruch 
gegen den inländiſchen Staat nicht enthalten. Neben dem Treubruch ergibt das 
Schutzprinzip einen Strafgrund. Dazu treten noch beſondere, aus der völkerrecht⸗ 
lichen Gebundenheit entſpringende Strafpflichten. 

Gegenſtand des kommenden Strafgeſetzbuches wird nur das kriminelle Un⸗ 
recht ſein. Das polizeiliche Strafrecht bedarf beſonderer Normierung. An Treubruch 
und Ordnungswidrigkeit kann nicht der gleiche Maßſtab angelegt werden. Die Leit⸗ 
ſätze S. 26, 27 bringen Anregungen zur Behandlung des Ordnungsſtrafrechts. 
Leider fehlt es nahezu ganz an brauchbaren Vorarbeiten. Mit dem „Verwaltungs⸗ 
ſtrafrechte“ Goldſchmidts war es nicht getan. Die Theorien Feuerbachs, Köſtlins, 
Stahls uſw. verſagen. Der Gegenſatz iſt rein logiſch überhaupt nicht, vielmehr nur 
an der Hand der geſchichtlichen Entwicklung zu gewinnen. Die Theorie hat die 
Quellen, die reichen Aufſchluß gewährt hätten, d. ſ. die deutſchen Landesordnungen 
ſeit Ausgang des Mittelalters, nahezu ganz beiſeite gelaſſen (verdienſtlich Gierke). 
Statt den Gegenſatz zu vertiefen, wurde er durch Aufnahme einer Reihe von 
Übertretungen in das geltende Strafgeſetzbuch vielmehr verwiſcht. 


Das Strafgeſetz 


Legis virtus haec est, imperare, vetare, permittere, punire (1. 7. D. de 
leg. I 3). Die Staatsautorität, in deren Dienſt die Beſtrafung ſteht, kommt grund⸗ 


° Gut Dahm⸗Schaffſtein S. 55 fg. 8 
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legend in den Verboten und Geboten des Rechtes zum Ausdruck. Unentbehrliche 
Vorbedingung für autoritäres Strafrecht iſt ein autoritäres verbietendes und 
gebietendes Befehlsrecht. Wer die Strafgeſetze für nur hypothetiſche Sätze hält, 
nicht den autoritären Befehl zum Handeln, Unterlaſſen heraushört, ver⸗ 
ſchließt ſich jedes tiefere Rechtsverſtändnis. Geht das Geſetz wirklich in der Forde⸗ 
rung auf, es ſolle Strafe eintreten, wenn etwas getan oder unterlaſſen ſei, ohne 
dieſes Verhalten anzubefehlen? Dann war der römiſche Ritter, von dem Aulus 
Gellius erzählt (noct. Att. 20, 13) ein tadelloſer Rechtsgenoſſe: ihm diente es 
des öfteren zur Beluſtigung, begleitet von einem Sklaven mit gefülltem Geldſack, 
jeden, der ihm in den Wurf kam und deſſen Geſicht ihm mißfiel, hinter die 
Ohren zu ſchlagen, worauf alsbald die Auszahlung der geſetzlichen Buße folgte. 
Die Begehung wäre bedingt erlaubt, wenn die Strafe nur den für die Tat 
geſchuldeten Preis bedeutete. 

Die Strafe verliert ihren Sinn, wenn ſie aus der Verbindung mit ver⸗ 
botenem, rechts⸗ und ſittenwidrigem Tun gelöſt wird. Strafen heißt ver⸗ 
werfliches Tun ahnden, nicht eine bloße Aufrechnung zwiſchen Schadenſtiften und 
Schadenleiden vollziehen. Strafgrund iſt die Mißachtung autoritären Gebots. 
Die Strafgeſetze verſtehen, heißt vor allem ihren imperativen, verpflichtenden 
Gehalt erfennen?®. 

Um über die Strafbarkeit eines Tuns oder Unterlaſſens zu urteilen, muß man 
wiſſen, was befohlen war. Inſofern hat gerade das autoritäre nationalſozialiſtiſche 
Strafrecht allen Anlaß, Binding, dem Begründer der Normentheorie, dankbar zu 
jein!®. Denn in der „Norm“ liegt doch ganz vorwiegend die vis ac potestas legis, 
und der Normerlaß geht im nationalſozialiſtiſchen Staat aus von der Staats⸗ 
führung, die das Recht ſetzt und feſtſtellt. 

Grundfragen des Strafrechts, die Lehren von Schuld und Irrtum insbeſondere, 
find ohne die Scheidung von Norm und Strafgeſetz, Normwidrigkeit und Straf⸗ 
barkeit nicht zu löſen. Ein Beiſpiel: Der Entwurf $ 17 nimmt Vorſatz an, wenn 
der Täter bei der Begehung ſich bewußt war, Unrecht zu tun oder gegen ein 
Geſetz zu verſtoßen (dieſe Alternative ſei hier beiſeite gelaſſen). Es genügt alſo 
das Bewußtſein der Rechtswidrigkeit, während es auf Kenntnis der Strafbarkeit 
nicht ankommt. Im § 21 aber heißt es, der Täter begehe die Tat nicht vorſätzlich, 
wenn er irrtümlich einen Umſtand annehme, der nach dem Geſetz Strafloſigkeit 
begründe. X. glaubt den Ehegatten zu beſtehlen, wärend die Sache einem Dritten 
gehört, $ 247 Abſ. 2 StGB. 11. Nach S 17 Vorſatz, nach § 21 Nicht⸗Vorſatz. Der 
Widerſpruch iſt unverkennbar. 

Die Schuld liegt in der Verbotsverletzung. Sonach iſt klare Herausſtellung der 
Norm Grundbedingung befriedigender Schuldlehre. Der Katalog der Normen 
als elementarer Gebilde deckt ſich nicht mit der Summe der Strafgeſetze. Es gibt 
nicht ſoviel Tötungsnormen, als Strafgeſetze wider die Tötung aufgeſtellt find. 
Wenn die Tötung überhaupt verboten iſt, ſo ſelbſtverſtändlich auch die Tötung 


' Henkel, Strafrichter und Geſetz im neuen Staat S. 49: „Die Organiſationsſorm des 
autoritären Staates beruht in der befehlsförmigen Gliederung; Ausdruck der eigen⸗ 
ſtändigen, verantwortlichen Staatstätigkeit iſt der Befehl“ — Alſo! 

10 Vgl. auch Siegert, Grundzüge des Strafrechts S. 6. Daß in jedem Verbrechen ein 
Ungehorſam gegenüber dem Rechtsgebot liegt, 95 ſelbſtverſtändlich. In der Bezeichnung 
dieſer Feſtſtellung als „wirklichkeitsfremd“ iſt Unbegreifliches nr Ereignis geworden. 
„Formaliſtiſch“ (preuß. Denkſchrift S. 118) wäre die Normenlehre nur, wenn über der 
Gleichheit des Ungehorſamsmoments der ganz verſchiedene Schuldgehalt der Verbrechen 
verkannt würde, was doch wahrlich nicht im Sinne dieſer Theorie wäre. 

1 Die Denkſchrift will allerdings dieſen Strafloſigkeitsgrund beſeitigen (bedenklich!) 
S. 106. Ein Beiſpiel nach der Denkſchrift wäre gegeben mit einfacher Beleidigung, die 
kriminell ſtrafbar nur ſein ſoll, wenn Dritte den Vorgang wahrgenommen haben, S. 81 
(der Täter hatte das verkannt fg.). Vgl. dazu unten S. 1329 ff. 
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des neugeborenen unehelichen Kindes uſw. Die Spezies fällt unter das Genus, 
gegen dieſe Logik gibt's keine Einwendung. Eine andere Frage iſt, ob die An⸗ 
wendung eines die Tötungsſtrafe erhöhenden oder mildernden Geſetzes von der 
Kenntnis der dafür maßgebenden Tatumſtände abhängt. Von bloßer Strafloſig⸗ 
feitserflärung iſt die Zurücknahme des Verbots zu unterſcheiden. Wer in der 
Notwehr tötet, verletzt nicht die Tötungsnorm. Der Mann, der ſeine Frau be⸗ 
ſtiehlt, bleibt ein Dieb, wenn ihn auch das Geſetz mit Strafe verſchont. Somit 
hebt die Annahme, die entwendete Sache gehöre der Frau, während ſie einem 
Dritten zuſteht, den Diebſtahlsvorſatz zweifellos nicht auf, wie immer die Frage 
der Strafbarkeit beurteilt wird. | 

Die Norm bleibt bloßes Dekorationsſtück, wenn man fie zwar — mit v. Liſzt — 
für einen Grundbegriff des Strafrechts erklärt, aber bei Herausarbeitung des 
äußern und innern Verbrechenstatbeſtandes völlig unberückſichtigt läßt. 

Der Normentheorie wäre durchſchlagender Erfolg ſicher geweſen, wenn ſich ihr 
Begründer von zwei Fehlern freigehalten hätte. Die Normen ſind nicht ſelbſt⸗ 
ſtändige Rechtsſätze neben den Strafgeſetzen, ergeben ſich vielmehr im Wege der 
Geſetzesauslegung und durch Abſtraktion von der Spezies zum Genus. Das elemen⸗ 
tare Verbot „Du ſollſt nicht töten!“ klingt aus allen Strafgeſetzen wider die 
Tötung heraus. Schädlicher hat ſich noch ein anderer Mangel erwieſen. Binding 
iſt den ethiſchen Werten des Strafrechts nicht gerecht geworden. Er hat, wie einſt 
Feuerbach, über der begrifflichen Selbſtändigkeit von Recht und Sittlichkeit ihre 
kauſalen Zuſammenhänge verkannt. Dieſer Auffaſſung iſt nun der Boden ent⸗ 
zogen. Zu durchgreifender Reformierung der Normentheorie wäre gerade die 
nationalſozialiſtiſche Rechtslehre berufen. Daß auf beſtimmte, klare, möglichſt 
volkstümliche Faſſung der Strafgeſetze volles Gewicht zu legen iſt, verſteht ſich; 
ogl. Leitſätze 25. Ohne Kunſtausdrücke freilich kann die Rechtswiſſenſchaft nicht 
auskommen, und nicht ſelten hat ein Wort in der Rechtsſprache einen andern 
Sinn als in der Umgangsſprache. 

Ein Blick in die Lehre von der zeitlichen Geltung der Strafgeſetze zeigt, 
welche Verwirrung die Nichtbeachtung der Norm, die Gleichſetzung von Rechts⸗ 
widrigkeit (Normwidrigkeit) und Strafbarkeit angerichtet hat. Wie oft hat man 
nicht gehört, es ſei eine ſchwere Ungerechtigkeit, eine Tat zu ſtrafen nach einem 
Geſetz, das zur Zeit ihrer Begehung noch nicht in Kraft ſtand. Auch wenn ſie 
ſchon damals verboten war, den Anforderungen der Sozialethik widerſprach? 
Sind nicht gerade die ſchlechthin unerläßlichen Verbote („Du ſollſt nicht töten“ 
uſw.) einſt ohne Hinzufügung einer Strafdrohung ins Leben getreten? Die 
Staatsautorität fordert Gehorſam für ihre Verbote, auch wenn ſie nicht mit Straf⸗ 
folgen ausgeſtattet find. „Nullum crimen sine lege” — „lex“ gleich Gebot, Norm 
verſtanden — iſt inſofern eine unanfechtbare Wahrheit, als Verbrecher nur 
iſt, wer dem Gemeinwillen zuwiderhandelt. Es kann nicht eine Verantwortlich⸗ 
keit beſtehen für die Nichtbefolgung eines Befehls, der zur Zeit der Tat (Unter⸗ 
laſſung) noch gar nicht erlaſſen war. „Nulla poena sine lege” in dem Sinne, 
daß zur Zeit der Tat eine auf ſie bezügliche geſetzliche Strafbarkeitserklärung 
beſtanden haben müſſe, ſcheidet — ſelbſtverſtändlich — für die Periode gewohn⸗ 
heitsrechtlicher Rechtsbildung aus und iſt jedenfalls nicht, wie jener Satz, ſchlecht⸗ 
weg ein Poſtulat der Gerechtigkeit, denn wer Verbotenes tut, hat die Folgen 
hinzunehmen. Die Vergeltungsidee iſt unabhängig von nulla poena sine lege'>. 
Aber ſicher iſt die Hinzufügung einer Strafdrohung mit dazu beſtimmt, die 
abhaltende Kraft des Verbotes zu erhöhen, und ſo erſcheint es moderner Auf⸗ 
faſſung als eine Härte, als unbillig, zu ſtrafen, obwohl die Warnungstafel 


* Scheidung von Norm und Strafgeſetz hätte für Henkel (Strafrichter und Geſetz fe.) 
ſehr nahegelegen. Es iſt aber nicht geſchehen. 
1 Richtig Goetzeler, Gerichtsſaal 104, 343 fg., insbeſondere 358. 
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fehlte. Auf die Entſtehung dieſes Prinzips, woran die Erklärung der Menſchen⸗ 
rechte zur Zeit der Franzöſiſchen Revolution weſentlich beteiligt war, iſt nicht 
einzugehen, nur ſei erwähnt, daß es ſich damals, wie Taine nachweiſt, in der 
konſtituierenden Nationalverſammlung nur ſchwer durchzuſetzen vermocht hat. 

Der Entwurf hat ſich im § 1 auf dieſen Boden geſtellt, doch mit der Abweichung 
von $ 2 Abſ. 1 StGB., daß vorgängige Strafbarkeitserklärung auch ohne Auf: 
ſtellung eines beſtimmt begrenzten Strafrahmens genügt l(lentſprechend der 
Weimarer Verfaſſung). Ob ſolche „unbeſtimmte“ Strafgeſetze an ſich zu empfehlen 
ſind, ſei dahingeſtellt. Mit dem Gebote der Rückwirkung hat ihre Zulaſſung jeden⸗ 
falls nichts zu tun. 

Bei einem Wechſel der Strafgeſetze zwiſchen Begehung und Aburteilung gibt 
§ 3 des Entwurfs grundſätzlich dem Begangenſchaftsgeſetz den Vorzug, während 
eine verbreitete Meinung vielmehr für Anwendung des Aburteilungsgeſetzes ein⸗ 
tritt (ſo auch Binding; hiernach hätte es ſeinerzeit einer „rückwirkenden“ lex 
Lubbe überhaupt nicht bedurft). Dem Entwurf iſt beizuſtimmen aus der Er⸗ 
wägung heraus, daß durch die Begehung die Strafe des mißachteten Begangen⸗ 
ſchaftsgeſetzes verwirkt iſt und auf dieſe Strafe daher der Strafanſpruch des 
Staates geht. Das ſo begründete Strafrechtsverhältnis bleibt unberührt vom 
Geſetzeswechſel, es müßte denn poſitivrechtlich anders beſtimmt fein. Das iſt in 
§ 2 Abſ. 2 StGB. und in $ 4 des Entwurfs geſchehen, indem das mildere Ab⸗ 
urteilungsgeſetz bevorzugt wird. Eine Billigkeitserwägung zweifelhafter Art, 
unter der die Gleichheit vor dem Geſetze leiden kann, denn es verſchafft ſich ſo der 
eine von zwei Mittätern, der es verſtanden hat, das Strafverfahren in die Länge 
zu ziehen, die mildere Strafe fg. 

Wohl zu unterſcheiden vom Wechſel der Strafgeſetze in dieſem Sinne iſt der 
Normenwechſel. Hat die Norm nach dem ſpäteren Geſetz einen weiteren Umfang. 
ſo kann ſelbſtverſtändlich nicht eine früher geſchehene, damals von der Norm nicht 
erfaßte Tat nunmehr geſtraft werden — andererſeits verliert eine Tat nicht durch 
ſpätere Einſchränkung der Norm ihre Normwidrigkeit. Immer iſt nur durch klare 
Herausſtellung der Normen die zutreffende Beurteilung geſichert. 

Ein „Zeitgeſetz“ bleibt nach § 4a des Entwurfs auf die während feiner 
Geltung begangene Tat auch dann anwendbar, wenn es außer Kraft getreten iſt. 
Gewiß richtig. Aber wie im Falle des nicht⸗temporären Strafgeſetzes? Straf⸗ 
loſigkeit noch nicht abgeurteilter Handlungen nach Aufhebung eines ſolchen Ge- 
ſetzes, weil das Strafbedürfnis als erledigt anzuſehen wäre? Ein ſolches kann 
doch zur Zeit der Begehung im vollen Maße beſtanden haben. Eine nichts weniger 
als einfache Frage. Auch dabei ſpielt der Gegenſatz von Norm und Strafgeſetz eine 
Rolle. Das Strafgeſetz kann unter Mißbilligung der Norm oder unter deren 
Aufrechterhaltung weggefallen ſein. 

Durchaus richtig läßt $ 4b des Entwurfs über Maßregeln der Sicherung und 
Beſſerung das zur Zeit der Entſcheidung geltende Geſetz den Ausſchlag geben. 

Quelle für Normen und Strafbarkeitserklärungen iſt heute allein das Geſetz. 
Daran hält der Entwurf in S 1 feſt. Für entſprechende gewohnheitsrechtliche 
Bildungen fehlt es auch in einer Periode regſter Geſetzgebung am Bedürfnis, ſo 
daß ihrer Ausſchließung durch den Geſetzgeber die Geltung geſichert iſt. Bei 
einer Stagnation der Geſetzgebung aber würde trotz aller geſetzlichen Verbote das 
Gewohnheitsrecht mit innerer Notwendigkeit auch normierend und pönaliſierend 
auf den Plan treten. Lücken der einſtigen gemeinrechtlichen Entwicklung ſind auch 
inſofern durch (partikulären) Gerichtsgebrauch ausgefüllt worden. Es hat ungeſetzte 
Normen gegeben, und auch in Zukunft wäre ihre Entſtehung denkbar, aber es iſt 
nicht, wie Binding meint, jede Norm ein Satz des ungeſetzten Rechts. Gerade 
dieſe Gleichſtellung hat den Erfolg der Normenlehre beeinträchtigt. 
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Der Entſtehung von Strafausſchließungs⸗ und Strafmilderungsgründen durch 
Gerichtsgebrauch in Ergänzung des Geſetzes, insbeſondere auf der Grundlage von 
Analogieſchlüſſen, ſetzt $ 1 kein Hindernis entgegen. 

Werden die Normen an der Hand der Einzelgeſetze und der Geſamtrechtsordnung 
in zutreffender Allgemeinheit abſtrahiert, ſo dürfte für ihre analoge Erweite⸗ 
rung kaum jemals ein Anlaß beſtehen. Davon wohl zu ſcheiden iſt die Frage der 
analogen Strafgeſetzanwendung. 

Der Ausſchluß der Analogie ſichert, wie ſelbſtverſtändlich, gegen falſche Analogie 
und dient inſofern der Rechtsſicherheit. Ahnlich und unähnlich iſt ein lange nicht 
ſo ſcharf ausgeprägter Gegenſatz, wie der von gleich und ungleich, ſo daß wohl 
der eine Richter Ahnlichkeit noch annimmt, wo der andere ſie verneint. Dem 
Richter unbewußt mögen bei dieſer Abwägung gelegentlich Affekte, politiſche Ten⸗ 
denzen mitſpielen. Auch fehlte für den Täter die Warnungstafel, wie ſie in 
ausdrücklicher Strafbarkeitserklärung liegt. Andererſeits entſpricht es ſicher 
geſundem Volksverlangen, daß der geriebene Gauner, der mit dem Armel das 
Zuchthaus ſtreift, auch wirklich hineinkommt!“ Zudem beſteht eine ſcharfe Grenze 
zwiſchen analoger Anwendung und ausdehnender Auslegung eines Geſetzes, wie 
fie auch das geltende Recht zuläßt, nicht's. Über die verunglückte Wendung, das 
Strafgeſetz ſei die magna charta des Verbrechers, braucht heute kein Wort mehr 
verloren zu werden. 

Angeſichts des pro und contra begreift ſich, daß in verſchiedenen Epochen der 
Rechtsgeſtaltung die Frage der Analogie verſchieden beurteilt wird. Die vermeint⸗ 
liche Prinzipienfrage gehört in das Gebiet rechtspolitiſcher Erwägung. Die Ver⸗ 
ſagung der Analogie iſt insbeſondere dann geboten, wenn durch fehlerhafte Rechts⸗ 
bildung richterliche Willkür eingeriſſen war und dieſes Übel ausgetilgt werden muß. 
Andererſeits drängt ſie ſich auf, um einer ins Wanken geratenen Moral, für die 
nur der Buchſtabe des Geſetzes noch Kraft hat, die Schleichwege zu verſperren, um 
eine ſich anbahnende ſoziale, politiſche Neuordnung im Sinne des Gemeinſchafts⸗ 
gedankens und der Förderung des Volksganzen nachdrücklichſt durchzuſetzen. Dieſe 
Gründe ſtützen zurzeit die Gewährung der Analogie im § 2 des Entwurfs. Sie iſt, 
vorſichtig bemeſſen, nur die Geſetzesanalogie; nicht die Rechtsanalogie iſt zu⸗ 
gelaſſen, jene, wenn der einem beſtimmten Geſetz zugrunde liegende Rechtsgedanke 
und die geſunde Volksanſchauung Beſtrafung fordern. Auch die Leitſätze S. 38 
ſpr N nur von Geſetzesanalogie, haben aber wohl die Rechtsanalogie mit 
im Auge. 

Die Rechtsanalogie hat nicht einen einzelnen Rechtsſatz zum Ausgangspunkt, ſie 
fußt auf dem Geiſte des Rechts, gelangt zur Strafbarkeitsannahme insbeſondere 
aus der nationalſozialiſtiſchen Grundanſchauung heraus, wie ſie in einem zu⸗ 
ſammengehörigen Komplex von Strafrechtsſatzungen ſich ausprägt. Die Grenze 
gegenüber der Geſetzesanalogie iſt inſofern eine flüſſige, als auch dieſe öfters neben 
dem richtunggebenden weitere Rechtssätze zu Hilfe nimmt, aber unverkennbar 
unterliegt die Operation der Rechtsanalogie im höheren Maße der Gefahr des Irr⸗ 
tums. Soll auch ſie einbezogen werden, ſo empfiehlt ſich die Schaffung einer Kon⸗ 
trollinſtanz, indem z. B. Billigung ſeitens des Führers der Akademie für Deutſches 
Recht zur Vorausſetzung einer ſolchen analogen Strafbarkeitserklärung gemacht 
würden. Anderenfalls könnten, zumal bei den Untergerichten, gelegentlich ſehr be» 
denkliche Anwendungen von Rechtsanalogie zutage treten. 

Hingegen findet im Hinblick auf Strafausſchließungs⸗ und Milderungsgründe 
die Analogie an nulla poena sine lege keine Schranke. 


— 
5 Ben Denkſchrift S. 116, 127. 
eiſpiele bei Schäfer in „Das kommende deutſche Strafrecht“ S. 130. 
Näheres hierüber bei Freisler, Grundzüge eines allgemein. deutſch. Strafrechts, 
Denkſchrift der Akademie S. 12. 
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Der Text des Entwurfes der 88 1, 2 kann unmöglich jo bleiben. Nach 8 1: 
„Eine Tat kann nur dann mit Strafe belegt werden, wenn ſie im Geſetz ausdrück⸗ 
lich für ſtrafbar erklärt war, bevor ſie begangen wurde“ wäre nicht nur die 
Analogie, ſondern auch die ausdehnende Auslegung ausgeſchloſſen. Dann läßt 
$ 2 „Iſt die Tat nicht ausdrücklich für ſtrafbar erklärt, aber eine ähnliche Tat in 
einem Geſetze mit Strafe bedroht, uſw.“ die Analogie zu. Das find zwei im 
Wortlaut einander widerſprechende Beſtimmungen. Es wäre ein Paragraph zu 
bilden etwa in folgender Faſſung: „Eine Tat kann nur auf Grund eines vor 
ihrer Begehung erlaſſenen, ihre Strafbarkeit ergebenden Geſetzes mit Strafe be⸗ 
legt werden. Es genügt, daß eine ähnliche Tat geſetzlich mit Strafe bedroht iſt, 
wenn der ihm zugrunde liegende Rechtsgedanke und die geſunde Volksanſchauung 
Beſtrafung fordern.“ 

Alle Verſuche, das räumliche Geltungsgebiet der Strafgeſetze 
(uneigentlich unter „internationalem“ Strafrecht mit begriffen) aus einem einheit⸗ 
lichen Geſichtspunkt heraus zu beſtimmen, ſind geſcheitert. Die Illuſion eines in 
weitem Ausmaße geforderten Univerſalitätsprinzips, das Unzureichen des bloßen 
Territorialitätsprinzips, die beſchränkte Anwendbarkeit des Perſonalitätsprinzips 
ſind außer Streit. Das ſog. Schutz⸗ oder Realprinzip leidet in der ihm öfters ge⸗ 
gebenen Geſtalt — Pflicht des Staates, auch die im Ausland begangene Verletzung 
ſeiner in das Ausland gelangten Rechtsgüter zu ahnden — an einem falſchen 
Rechtsgutbegriff. Denn inländiſche Rechtsgüter können wohl vom Auslande her 
angegriffen werden, aber ſich nicht ſelbſt im Auslande befinden. Rechtsgüter, 
Güter des Rechts ſind ſoziale Zuſtände (Unverletztbleiben des Menſchenlebens, des 
Eigentums uſw.), Rechtsgüter eines beſtimmten Gemeinweſens ſolche, die dieſes für 
ſeinen Machtbereich als ſchutzwürdig und ſchutzbedürftig anerkannt hat. Einem 
Transport in das Ausland unterliegen wohl Deutſche und ihre Güter, aber nicht 
deutſche Rechtsgüter. Wird einem Deutſchen im Ausland der Koffer geſtohlen, ſo 
iſt nicht ein deutſches Rechtsgut dort verletzt worden. Aber es begreift ſich, daß der 
inländiſche Staat dazu neigt, ſeinen Angehörigen nach Kräften auch im Ausland 
gegen verbrecheriſche Angriffe zu ſchützen, indem er gegebenenfalls den in ſeine 
Gewalt geratenen Täter beſtraft. Gerade dem nationalſozialiſtiſchen Gemeinweſen 
iſt dazu durch die Idee der Volksverbundenheit und durch die Treuepflicht, die es 
dem Volksgenoſſen ebenſo ſchuldet, wie dieſer ſie ihm, ein ſtarker Impuls gegeben. 

Der Volksgenoſſe hat ſich auch im Auslande ſeiner Volkszugehörigkeit würdig zu 
erweiſen, er verſtößt gegen die Treuepflicht, wenn er durch das Verhalten in der 
Fremde ſeinem Volke Unehre macht“. Damit iſt dem Inlande, wieder gerade vom 
nationalſozialiſtiſchen Geſichtspunkt aus, ein Strafgrund geliefert. — Unterſtützend, 
zugleich aber auch einſchränkend, tritt eine andere Erwägung hinzu: der inländiſche 
Staat muß Rechtsgütern anderer Staaten Wert und Schutzbedürftigkeit zubilligen, 
ähnlich wie den eigenen, ſollen nicht internationale Konflikte ohne Not herauf⸗ 
beſchworen werden. Alſo im weiten Maße Beſtrafung der eigenen Angehörigen 
auch wegen Verletzung fremder Rechtsgüter. Doch in bedachtſamer Begrenzung 
— hier unter dem Geſichtspunkte der Treuepflicht — kommt Beſtrafung des In⸗ 
länders auch in Betracht wegen ſolcher nach ſeinem Rechte ſtrafbarer Handlungen, 
die es nach den Geſetzen des Auslandes nicht find. Hier aber ſpricht die Rückſicht 
auf den ausländiſchen Staat nicht mit, ſomit Beſtrafungen nur wegen ſchwerer 
Verfehlungen gegen Recht und Sitte nach den Anſchauungen des Inlands (man 
denke etwa an Doppelehe, Fälle der Blutſchande, der widernatürlichen Unzucht ff., 
ſtraflos im Lande der Begehung). Hiernach verdient § 5 des Entwurfs Billigung. 

Unter Hinzunahme des § 6 des Entw. — Strafbarkeit des im Inland delin⸗ 


17 Preuß. Denkſchrift = 116. 
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quierenden Ausländers nach deutſchem Recht — ergibt ſich für alle Verletzungen 
inländiſcher Rechtsgüter durch Inländer oder Ausländer die inſofern zweifelsfrei 
gebotene Geltung des Territorialitätsprinzips. 

Das Univerſalitätsprinzip iſt am Platze und anerkannt für Falſchmünzerei, 
Frauenhandel, § 7 Ziff. 6 u. 7, Erweiterungen bleiben vorbehalten. (Erſtreckung 
auf Sprengſtoffverbrechen, Sklavenraub ff., wie bisher, ſelbſtverſtändlich uſw.) 

Insbeſondere der Schutzgedanke wirkt ſich aus in § 7 Ziff. 1—5 und in § 7a 
des Entw. — Straftaten eines Ausländers im Auslande —, Beſtimmungen, für 
deren Tragweite und Wertung erſt der beſondere Teil die Grundlagen liefern 
wird (zu § 7 Ziff. 1 insbeſondere drängt ſich die Frage auf, ob die hier in Be⸗ 
tracht kommenden, gegen das Reich gerichteten Handlungen eines Ausländers im 
Auslande wirklich als „Landesverrat“ zu erachten ſind; energiſche Beſtrafung mag 
am Platze ſein, aber der Täter „verrät“ doch weder ſein Land, noch das Reich, dem 
er zur Treue nicht verpflichtet iſt). 


Die Rechtsgüter als Gegenſtand des Strafſchutzes 

Daß der deutſche Strafgeſetzgeber ſeine Münzen aus dem Gedankengute des Natio⸗ 
nalſozialismus zu prägen hat, iſt heute ſelbſtverſtändlich. Aber mit dem Stoffe iſt 
noch nicht die brauchbare Rechtsgeſtalt gegeben. Dazu bedarf es ernſten Nach⸗ 
denkens und techniſchen Geſchicks. | 

Schutzobjekte der Strafgeſetze find die Rechtsgüter. Nur auf dieſer Grundlage 
kann ein leiſtungsfähiges Strafgeſetzbuch geſchaffen werden. Damit war der preu⸗ 
ßiſchen Denkſchrift der Weg gewieſen. Ihr Hauptverdienſt liegt in der klaren Er⸗ 
kenntnis dieſes Sachverhalts und in der Erweiterung des Rechtsgüterbeſtandes 
gemäß dem nationalſozialiſtiſchen Programm!. Die neuen Rechtsgedanken: Führer⸗ 
ſchaft, Volksverbundenheit, Schutz des deutſchen Vollstums!?, unſerer nationalen 
Kultur, unſerer großen geſchichtlichen Überlieferungen, auskömmliche Exiſtenz 
aller Volksgenoſſen, Arbeitspflicht jedes Arbeitsfähigen, gliedſchaftliche Stellung 
des einzelnen, Ethiſierung des Rechts, Niederhaltung des Egoismus, Unter⸗ 
werfung des Einzelbeſitzes unter das Volkswohl, Pflege der Wehrhaftigkeit, Volks⸗ 
erziehung, Ertüchtigung der Jugend, Sorge für geſunden Nachwuchs, Schutz der 
Familie, des Volksguts, der nationalen Arbeit, Erhaltung der Raſſenreinheit, 
Hebung des Bauernſtandes, der Arbeiterſchaft uſw., ergeben teils Umbildung, 
Fortbildung beſtehender, teils neue Rechtsgüter, denen es bisher an der geſetzlichen 
Grundlage fehlte, oder die doch unerkannt geblieben waren. 

Abzulehnen iſt die Annahme eines beſonderen, den anderen Rechtsgütern gleich⸗ 
geordneten Rechtsgutes der Staatsautorität. Vielmehr enthält der Angriff auf ein 
jedes Rechtsgut eine Verletzung der Staatsautorität, die Strafe iſt immer eine 
Funktion zu ihrer Erhaltung. 

Nur ein werktätiges Volk hat Exiſtenzrecht, nur ein kraftvolles Volk behauptet 
ſich in der Völkerfamilie. Die Erhaltung der Volkskraft, die gebunden iſt an den 
Heimatboden, die abhängt von der Zeugungskraft des Volkes, von der Geſundheit, 
Wehrtüchtigkeit ſeiner Glieder, ihrem ſittlichen Werte und ihrer vaterländiſchen 
Geſinnung iſt vornehmſtes Geſetz im nationalſozialiſtiſchen Gemeinweſen. Aus dem 
Komplex der damit gegebenen ſozialen Pflichten treten bedeutſam hervor der 
Mutterſchutz, die körperliche, geiſtige, ſittliche Ertüchtigung der Jugend, ihre Heran⸗ 
bildung zu echtem Deutſchtum. 

Die Arbeitskraft des Volkes und der einzelnen Volksglieder iſt ein Rechtsgut 
überragenden Wertes, deſſen Verletzung ſtrenge Ahndung erheiſcht. 


1s Denkſchrift S. 19, Sauer, Wendung zum nationalen Strafrecht S. 1, 18 fg. uſw. 
u Führend Freisler, preuß. Denkſchrift S. 6 fg. Dazu Thierack, Denkſchrift der Akademie 
S. 25 fg. und Strauß dal. S. 31 fg. 
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Eine nicht lediglich deutſche, aber im deutſchen Empfinden beſonders hoch⸗ 
gewertete Tugend iſt die Treue. Der Treubruch gegen das Gemeinweſen, der 
Landesverrat, den in der Zeit der Zerſetzung vaterlandsloſe Denkart nicht nur 
entſchuldigt, ſondern gerühmt hat, gilt uns als das ſchmählichſte, als todeswürdiges 
Verbrechen. 


Ein geſundes Staatsweſen kann ſich nur entfalten, wenn in den Keimzellen, in 
Ehe und Familie, die ihnen gegebene ethiſche Beſtimmung ſich erfüllt und ſie da⸗ 
durch ihren Wert und ihre Beſtandkraft erweiſen. Mit dem Schwinden der ehe⸗ 
lichen Treue und dem Verfall des Familienlebens beginnt der Staatsuntergang. 
Das hat Roms Beiſpiel gezeigt. 


Diaaß es bei der Strafbarkeit des Ehebruchs, der Abtreibung bewenden muß, iſt 
vollends ſelbſtverſtändlich. Mit welchen Scheingründen hat man nicht im Intereſſe 
des Sichauslebens die Strafloſigkeit gefordert! 


Ethik und Rechtslehre find gewiß wiſſenſchaftlich ſelbſtändig. Aber das Leben 
beherrſchen Recht und Sittlichkeit in vielfach nicht trennbarem Zuſammenhange. 
Eine wahrhaft geſetzestreue Geſinnung abſeits moraliſcher Impulſe iſt undenkbar. 
Es kann nicht einen Seelenzuſtand geben, gerichtet auf die Vermeidung alles 
Rechtswidrigen, eben dieſer Eigenſchaft eines Tuns halber, nicht wegen drohender 
Rechtsnachteile, während das Unmoraliſche nicht abgelehnt würde. Beſonders 
im Strafrecht beſteht der urſächliche Zuſammenhang von Recht und Ethik. Daß 
es heute noch an einer brauchbaren Strafzumeſſungslehre fehlt, hat zum guten 
Teile in der Nichtbeachtung des ſtarken ethiſchen Einſchlags im ſtrafrechtlichen 
Schuldbegriffe ſeinen Grund. Ohne eingreifende Mitberückſichtigung des ethiſchen 
Elements können wir die Schuld nicht meſſen und folglich auch nicht die gerechte 
Strafe des Einzelfalles finden. Der nationalſozialiſtiſche Geſetzgeber ſteht auf dem 
Boden der Wirklichkeit, in der das logiſch Getrennte praktiſch vereinigt iſt, und des 
Volksrechtsbewußtſeins, das nicht aufhören wird, bei der rechtlichen Bewertung des 
Tuns und Laſſens die Beziehungen zu den ethiſchen Forderungen voll in Anſchlag 
zu bringen?. Aber eine Identifizierung von Recht und Ethik liegt dem National⸗ 
ſozialismus fern. Nicht alles Unſittliche kann vom Strafgeſetz erfaßt werden. 
Zudem würde durch übertriebenen Zwang der ethiſche Wert unſeres Tuns und 
Laſſens gemindert oder aufgehoben. 

Die Reinerhaltung der deutſchen Blutsgemeinſchaft iſt erſt vom National: 
ſozialismus als eine der wichtigſten Staatsaufgaben erkannt worden, aber es 
läßt ſich nicht lediglich auf dem Raſſegedanken das Strafrecht aufbauen. Die 
Denkſchrift S. 119 ſieht mit Recht in den Rechtsgütern „innerhalb einer Volks⸗ 
gemeinſchaft im weſentlichen gleichbleibende Größen“. Damit hängt zuſammen, daß 
die zum Schutze der Rechtsgüter dienenden Normen, in zutreffender Allgemeinheit 
erfaßt, anders als die Strafgeſetze, kaum jemals einer analogen Erweiterung 
bedürfen werden!!. 


Für die ſo gegebene Güterordnung in ihren ſtrafrechtlichen Auswirkungen die 
ſachgemäße, würdige, volkstümliche Geſetzesform zu finden, iſt ganz überwiegend 
Aufgabe des beſonderen Teils des neuen StGB. 

Über den Satzungen aber, die das vielgeſtaltige Leben nie in lückenloſer Voll⸗ 
ſtändigkeit zu erfaſſen vermögen, die bei allem Bemühen um Klarheit und Be⸗ 
ſtimmtheit doch gelegentlich mißverſtändlich ausfallen, ſteht ergänzend und weg⸗ 
weiſend der Geiſt des Rechts, wie er aus den Exiſtenzbedingungen der Gemein⸗ 
ſchaft, der beherrſchenden Weltanſchauung, dem nationalſozialiſtiſchen Gedanken⸗ 


ro Vgl. auch Siegert, Grundzüge S. 18. Beſonders aber Sauer, Gerichtsſaal 103 S. 22. 
21 Vgl. oben S. 1326. 
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gut ſich ergibt. Paragraphenkunde und Geſetzeskenntnis find nicht gleichbedeutend. 
Wohin die Annahme des Gegenteils führt, haben einſt die „Feme“⸗Prozeſſe be⸗ 
trübend ans Licht gebracht. 

Bei der Fülle des Stoffes wäre eine auch nur einigermaßen erſchöpfende 
Stellungnahme zu den Problemen des beſonderen Teils im Rahmen dieſer Studie 
untunlich, zumal es noch nahebei ganz an zu beſprechenden Entwürfen fehlt. 
Auf einen ſchwachen Punkt der Denkſchrift aber, die inſofern für ein bedeutſamſtes 
Rechtsgut nur einen durchaus unzureichenden Schutz vorſieht, ſei bei aller Aner⸗ 
kennung der verdienſtlichen Arbeit im übrigen der Finger gelegt. Die preußiſche 
Denkſchrift verſagt richterlichen Strafſchutz für Ehrenkränkungen unter vier Augen, 
mögen ſie im „Beſchimpfen“ oder in „Aufſtellung ehrenrühriger Behauptungen“ 
beſtehen. S. 81. Solche Beleidigungen ſeien zwar nicht „ungeſühnt“ zu laſſen, 
aber dem Richter zu entziehen und einer anderen Stelle, etwa dem Schiedsmann, 
zur alleinigen Erledigung zu überweiſen. Worin die „Sühne“ beſtehen ſoll, iſt 
nicht geſagt. Weil die Beleidigung nicht zur Kenntnis Dritter gelangt ſei, beſtehe 
nicht das Bedürfnis richterlichen Schutzes. Aber wenn der Verletzte den Schieds⸗ 
mann angeht, kommt ja der Vorgang zur Kenntnis Dritter. So wäre mit dem 
Anrufe des Schiedsmannes deſſen Unzuſtändigkeit gegeben? Räumt der Angreifer 
vor dem Schiedsmann die Tat ein, ſo hätte auch er, trotz etwaigen Widerrufs, die 
Kenntnis Dritter mit verurſacht. Das erhöhte Reaktionsbedürfnis beſtände doch 
nicht nur, wenn die Beleidigung alsbald vom Dritten wahrgenommen wäre, 
ſondern auch, wenn nachträglich andere davon Kenntnis erlangt hätten. Steckt der 
Beleidigte den Schimpf ruhig ein, ſo kommt es freilich zu gar keiner Reaktion, 
nicht nur zu geminderter. Die Denkſchrift legt auf die bloße Tatſache, daß der 
Vorgang von Dritten wahrgenommen wurde, ein übertriebenes Gewicht. 

Die Eigenart der Ehrverletzungen als einer praktiſch ſehr bedeutſamen Form 
der Gedankenäußerungsdelikte iſt in der Denkſchrift nicht zu ihrem Rechte ge⸗ 
kommen. Das Verſtändnis dieſer Tatbeſtände beruht auf der Scheidung des An⸗ 
gegriſfenen, hier des Trägers der verletzten Ehre, und des Deſtinatärs, d. i. der» 
jenigen Perſon, für welche die Außerung beſtimmt iſt, die von ihr Kenntnis 
nehmen ſoll. Bei der einfachen Beleidigung, zurzeit 8 185 StGB., können 
Angegriffene und Deſtinatäre zuſammenfallen oder verſchiedene Perſonen ſein. 
A. beleidigt den B., wenn er ihm Schimpfworte ins Geſicht ſagt, aber auch, wenn 
er dem C. gegenüber den B. einen Schuft nennt (alſo ein Unwerturteil über B. 
fällt, ohne eine beſtimmte für B. ehrenrührige Behauptung aufzuſtellen). Bei der 
üblen Nachrede hingegen und der Verleumdung, die durch Tatſachenbehauptung 
in Beziehung auf einen anderen begangen werden, §8 186, 187 StGB., iſt die 
Verſchiedenheit des Angegriffenen und des Deſtinatärs Begriffserfordernis. Die 
Denkſchrift ſtellt hier der Begehung Dritten gegenüber die Wahrnehmung ſeitens 
Dritter gleich und ſchafft damit eine neue, ſchlechthin abzulehnende Art von 
Erfolgshaftung. Daß, wie man zu ſagen pflegt, die Wände Ohren haben, macht 
Lauſcher nicht zu Deſtinatären. Wenn ohne Wiſſen des A. ein Dritter es hört, 
daß jener den B. eines Diebſtahls bezichtigt, ſo iſt A. deshalb weder übler Nach⸗ 
rede noch einer Verleumdung ſchuldig. Schon im ſprachlichen Sinne fehlt es an 
einer „Nach rede“, und die Verleumdung iſt ja nichts anderes als qualifizierte 
„üble Nachrede“. Von entſprechendem Vorſatz iſt hier nicht die Rede. A. hat 
nicht andern verſichern wollen, B. habe geſtohlen. 

Die Denkſchrift läßt ſelbſt ſchwerſte Schmähungen, nicht ausgenommen den Vor⸗ 
wurf ehrloſen Verhaltens, von krimineller Strafe frei, wenn ſie nur dem Be⸗ 
leidigten gegenüber mündlich oder in Briefform zum Ausdruck kamen, ſtraft 
hingegen auch relativ geringfügige Beleidigungen, die ohne Vorwiſſen des Täters 
von dritten Perſonen zufällig wahrgenommen wurden. 
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Diefer Regelung muß beſtimmt widerſprochen werden, denn fie ſteht in un⸗ 
verſöhnlichem Gegenſatz zu Grundforderungen des Nationalſozialismus. 

Es iſt nicht „Willensſtrafrecht“, wenn kriminelle Verantwortlichkeit ſich an⸗ 
knüpft an ungewollten Erfolg. Soll wirklich dem Geſchmähten, dem der Schimpf 
in einer von Dritten nicht wahrgenommenen Weiſe ins Geſicht geſchleudert wurde, 
der kriminelle Strafſchutz verſagt ſein? Iſt nicht die Ehre das höchſte Gut des 
Volksgenoſſen? Steht etwa die Volksehre unabhängig von dem ſittlichen Werte 
der einzelnen? Ergibt nicht gerade die nationalſozialiſtiſche Volktsverbundenheit 
eine Geſamtbürgſchaft aller für die Ehre jedes Volksgliedes? Betont doch die 
Denkſchrift S. 80 jelbit??, daß die Verletzung der Einzelehre ein Angriff auf die 
Ehre des Volkstums ſei! Die „Leitſätze“ ſtellen, wie es ſich gehört, „die Ehre 
in den Mittelpunkt des deutſchen Mannesbewußtſeins und des deutſchen Volks⸗ 
lebens“: Miniſter Dr. Frank im Geleitwort S. 6. 

Ein befriedigendes Ehrenſchutzrecht läßt ſich nur auf dem Boden des autoritären 
Prinzips und der Gemeinſchaftsidee gewinnen, und ſo iſt recht eigentlich der 
Nationalſozialismus zu dieſer Reform berufen. 

Die Erkenntnis konnte nicht ausbleiben, daß bei Vorwürfen tatſächlicher Art 
der Wahrheitsbeweis Beſchränkungen erfahren muß. „Was dich nicht brennt, das 
blaſe nicht“ iſt, richtig verſtanden, eine unentbehrliche Verhaltensnorm. Gewiß, die 
Lüge iſt verwerflich (ſie müßte denn durch echte Not entſchuldigt ſein), aber es 
gibt nicht ein Recht, alles zu ſagen, was wahr iſt (geſchweige denn alles, was man 
für wahr hält). Auf Schweigepflichten kann das Recht, wie im Intereſſe der 
Staatsſicherheit — hier liegt das Bedürfnis klar zutage —, ſo auch gedeihlichen 
Gemeinſchaftslebens halber nicht verzichten. Die Bibel lehrt die Sündhaftigkeit 
aller Menſchen, nimmt alſo an, daß auch der Tugendhafte gelegentlich einmal vom 
geraden Weg abweicht. Wäre es nun mit einer Friedensordnung, deren Be⸗ 
wahrung klar erkannte Aufgabe des Nationalſozialismus iſt, verträglich, wenn 
jeder unbeſchränkt und ganz nach Gefallen dem lieben Nächſten deſſen (wirkliche 
oder vermeintliche) Abirrungen vorrücken, ſie anderen mitteilen und, von ihm ver⸗ 
klagt, Beweiserhebungen darüber erzwingen könnte? 

Die Denkſchrift erwähnt S. 82 bei einfacher Beleidigung (Identität des An⸗ 
gegriffenen und des Deſtinatärs) den Wahrheitsbeweis nicht, ſchließt ihn aus 
bei Verleumdung und läßt ihn bei übler Nachrede nur gelten, wenn der Täter 
in Wahrnehmung berechtigten Intereſſes gehandelt habe. Indes: feſtſtehende Ver⸗ 
leumdung und Wahrheitsbeweis vertragen ſich freilich nicht miteinander, es war 
eben nach der Zulaſſung bei Verle um dungsklage zu fragen; einfache Be⸗ 
leidigung wird in der Denkſchrift vor den Schiedsmann verwieſen, ohne daß über 
deſſen Verfahren und ſomit insbeſondere über Beweiserhebung etwas beſtimmt 
iſt; Zulaſſung nur unter der Vorausſetzung der Intereſſenwahrung, worin immer 
die Nachrede beſtanden haben mag, ſetzt der Beweiserhebung eine viel zu weit 
gehende Schranke. Nach der Denkſchrift darf A, wenn ihn B beſtohlen hat, dies 
weiter ſagen nur zur Intereſſenwahrung und auch nur in der Form eines , geſetz⸗ 
lich geregelten Verfahrens“. Im übrigen muß er reinen Mund halten, der Dieb 
hat ihm das Papagenoſchloß angehängt. 

Weit beſſer der Entwurf 1927 im $ 317 Abi. 4: Ausſchluß des Wahrheits⸗ 
beweiſes, wenn die Behauptung Angelegenheiten des Privat: oder Familien⸗ 
lebens betrifft, die das öffentliche Intereſſe nicht berühren. Aber es ſollte nicht 
mit dieſem Entwurf die Verſagung noch weiter geknüpft ſein an die Abſicht, zu 
ſchmähen oder an einen ſonſtigen niedrigen Beweggrund des Täters. Denn übelſter 
Klatſch bliebe dann unberührt, und es könnte ein ſolches Gerede nach Umſtänden 


22 Dem Vorſchlag 15 1 ſtimmt zu E. Wolf, Kriſis und Neubau ©. 34. Dagegen 
mit Recht Siegert ©. 1 
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den Richter zu weitausholenden Beweiserhebungen nötigen. Das richtige dürfte 
ſein, dem Täter im Rahmen des $ 317 den Wahrheitsbeweis zu verjagen, wenn 
die Bezichtigung des andern ihn ſelbſt ſittlich belaſtet. Möglichſte Konkordanz 
von Recht und Sittlichkeit iſt ja nationalſozialiſtiſches Ziel. Hier wäre ein 
Anwendungsfall gegeben. 

Die Einſicht, daß die Ehre des Volksgenoſſen Volksehre iſt, fordert Strafrechts⸗ 
ſchutz auch für Ehrverletzungen unter vier Augen oder, beſſer gejagt, da dem Worte 
der Brief uſw. gleichſteht, für interne, für „Geheim“⸗Beleidigungen. Der Betrof⸗ 
fene braucht ſie gewiß nicht geheimzuhalten, ihm muß der Rechtsweg offenſtehen. 

Das Geſetz und der Richter haben ſich gleichmäßig zu hüten, wie vor über⸗ 
ſpannten Forderungen krankhafter Empfindlichkeit, ſo noch mehr vor Nichtachtung 
berechtigten Ehrgefühls. Was vor Dritten ausgeſprochen uſw., üble Nachrede oder 
Verleumdung wäre, hat ganz gewiß auch in der Form der internen Beleidigung 
ſtrafrechtliche Ahndung verdient. 

Minder ſchwer wiegen vielfach, nicht immer, wörtliche uſw. Angriffe, die einen 
tatſächlichen Vorwurf nicht enthalten. Hier gewinnt auch der Unterſchied von 
interner Beleidigung und einer Nichtachtung vor Dritten für das Strafrecht Be⸗ 
deutung. Daß die Gerichte vor einer Überſchwemmung mit Beleidigungsklagen zu 
bewahren find, verſteht ſich. Die dazu dienlichen Wege ſind hier nicht zu erörtern. 
Noch weniger wäre eine Abgrenzung wirklicher Beleidigung von bloßer Unhöflich⸗ 
keit, Taktloſigkeit, Grobheit uſw. in dieſem Zuſammenhang am Platze. 

Mit aller Entſchiedenheit aber ſind die „Geheim“⸗Beleidigungen grundſätzlich in 
den Strafrechtsſchutz einzubeziehen. Nimmermehr kann ein nationalſozialiſtiſcher 
Richter einem Kläger antworten: „Was geht mich Deine Ehre an, da ja niemand 
gehört hat, wie fie mißachtet wurde.“ 

Zu der neuerdings öfters erörterten Frage des Feſtſtellungsſchutzes bei 
Beleidigungsklagen muß, da fie mit dem Beleidigungs⸗Strafrecht in nächſter 
Verbindung ſteht und, was bisher nicht beachtet worden iſt, an das Autori⸗ 
täts⸗ und Führer prinzip rührt, kurz Stellung genommen werden. 

Der Anſpruch auf Beſtrafung ſchließt den Anſpruch auf Feſtſtellung des ſtraf⸗ 
begründenden Tatbeſtandes als Vorausſetzung der Beſtrafung ein. Aber in Be⸗ 
leidigungsſachen muß dem Kläger (vielleicht auch dem Beklagten — eine hier aus⸗ 
ſcheidende Frage) in einer Reihe von Beziehungen ein Anſpruch auf ſelb⸗ 
ſt ändige Tatbeſtandsfeſtſtellung zugebilligt werden. Es genügt, auf 
einen Anwendungsfall hinzuweiſen. Ein Prozeß wegen übler Nachrede oder ent⸗ 
ſprechender Geheimbeleidigung hat zur Freiſprechung geführt, indem dem Be⸗ 
ſchuldigten für ſeinen Vorwurf die Wahrung berechtigter Intereſſen zugeſprochen 
wurde. Im Intereſſe wirkſamen Ehrenſchutzes kann in ſolchen Fällen dem Kläger 
ein Anſpruch auf Feſtſtellung der Unwahrheit oder doch des Unerwieſenſeins des 
gegen ihn erhobenen, nach Anſicht des Gerichts durch Intereſſenwahrung gedeckten 
ehrenrührigen Vorwurfs nicht verſagt ſein. Mit der Strafloſigkeit des Beſchul⸗ 
digten aus dieſem Grunde darf nicht eine Unbill gegen den Kläger ſich verbinden, 
nicht in den Augen der Genoſſen der Anſchein erweckt werden, als habe ſich der 
Beleidigte des ihm zur Laſt gelegten Verhaltens wirklich ſchuldig gemacht. 

Dieſe dem Kläger gebührende Klarſtellung iſt in Wahrheit mehr als bloße Feſt⸗ 
ſtellung. Nur in rechtsgeſtaltender Funktion kommt ſie zur vollen Wirkung. 
Auch in dieſem Betracht ſollte das nationalſozialiſtiſche Strafrecht an alte deutſche 
Rechtsſitte wieder anknüpfen. Ehrenrührige Bezichtigung haftet nach deutſcher 
Auffaſſung dem Beleidigten einen Makel an, der ſeine Rechtsfähigkeit ſchädigt. 
Ihm den ungerechten Vorwurf wieder abzunehmen, ihn autoritativ als voll ehren: 
haft anzuerkennen, liegt im Berufe des Richters. In Gerichtsbüchern des 16., 
17. Jahrhunderts finden ſich zahlreiche Belege ſolcher richterlicher, für jeder⸗ 
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mann verbindlicher Ehrenerklärungen. Das Gericht — der Zentgraf mit den 
Schöffen —, entſchlägt durch ſein Erkenntnis den fälſchlich Bezichtigten des 
Makels, ſetzt ihn in ſein Landrecht wieder ein. Der Vorwurf wird für tot und 
ab erklärt und niemand darf darauf zurückkommen. Dieſes „Mortifikationsver⸗ 
fahren“, nachgewieſen von Stölzel in ſeinem verdienſtlichen Werke: „Entwicklung 
des rechtsgelehrten Richtertums in deutſchen Territorien“, iſt in einer Reihe von 
Schweizer Kantonen (Neuenburg, Glarus, Wallis, St. Gallen, Luzern, Ober⸗ 
walden) heute noch in Übung. 

Geſchwunden iſt in unſerem Rechtsleben die Vorſtellung, als werde durch er⸗ 
littenen Schimpf bis zu deſſen richterlicher Entkräftung die Rechtsfähigkeit des 
Geſcholtenen betroffen. Aber ſolange er unter dem Vorwurfe ſteht, kann eine 
mehr oder minder weitgehende tatſächliche Ehrenminderung ſich ergeben, und 
jedenfalls iſt ſein Achtungsanſpruch verletzt. Bloße Rücknahme läßt einen ſichern 
Schluß auf die Unwahrheit des Vorwurfs nicht zu. Auch könnte jeder Dritte ihn 
wieder aufnehmen. Selbſt eine Feſtſtellung durch den Richter ohne geſtaltende 
Kraft bietet ausreichende Abhilfe nicht. Denn nur unter den Parteien beſtände 
die Rechtskraft. Einer Wiederholung des Vorwurfs von anderer Seite ließe ſich 
nur durch neue Klage, neue Feſtſtellung begegnen. Es wäre beſchwerend und 
herabwürdigend für das Richteramt, wenn nach eingehender Prüfung der Be⸗ 
zichtigung, die ſich ſo als grundlos erwieſen hat, dieſelbe Frage immer von neuem 
aufgeworfen werden könnte, und der Angegriffene muß auf Grund des erwirkten 
rechtskräftigen Urteils Frieden und Ruhe haben. Ein neuer Widerſacher wird 
mit der gleichen Behauptung nicht mehr gehört und verfällt wegen Mißachtung 
des Richterſpruchs ſcharfer Strafe (vor der nur erwieſene Unkenntnis des Urteils 
ihn ſchützen könnte). Rechtskraft inter omnes, Bekanntgabe des Urteils, Zulaſſung 
nur der Wiederaufnahme unter den dafür beſtehenden Vorausſetzungen wären 
die charakteriſtiſchen Züge des neuen Rechtsbehelfs. Die Ausgeſtaltung im ein⸗ 
zelnen iſt Sache der StPO.; als Ehrenſchutzmittel gehört die Feſtſtellung zugleich 
dem materiellen Recht an. Die richterliche Erklärung der Unwahrheit ſetzt einem 
rechtswidrigen Zuſtande, dem ungerechten, auf dem Bezichtigten ruhenden Vor⸗ 
wurfe ſamt den etwa damit verbundenen tatſächlichen Folgen ein Ziel und iſt 
daher recht eigentlich ein rechtsgeſtaltender Akt. Deutlich klingt heraus das 
Verbot für jeden, ſich zu dieſem Urteil in Widerſpruch zu ſetzen. Durch den Mund 
des Richters hat die Staatsautorität geſprochen. Ihr Organ bewährt 
ſich als Führer im Rechtsverbande, indem es ſchützend vor den Gekränkten tritt, 
ungerechte Bezichtigung zum Schweigen bringt, den Widerſachern Frieden gebietet. 
In dieſem Zuſammenhange erfaßt, gehört die Geſtaltung des Ehrenſchutzes zu den 
Grundproblemen der nationalſozialiſtiſchen Strafrechtsreform. Dem fälſchlich 
Bezichtigten über den erhobenen Vorwurf hinaus die volle Ehrenhaftigkeit zu 
bezeugen, wie es der ältere deutſche Rechtsbrauch tat, iſt freilich nach unſern 
Anſchauungen nicht veranlaßt. 

Anzuerkennen iſt die Stellungnahme der Denkſchrift zur Frage der berech- 
tigten Intereſſen inſofern, als dieſe Berufung verſagt wird der wiſſent⸗ 
lichen Unwahrheit und dem leichtfertigen, ohne gehörige Prüfung erhobenen un⸗ 
zutreffenden Vorwurf. Nur die berechtigte Wahrnehmung berechtigter 
Intereſſen entſchuldigt. Im gleichen Sinne habe ich den Intereſſenſchutz von jeher 
verſtanden. 

Noch auf eine weitere, im neueren Reformſchrifttum bisher nicht erörterte be— 
deutſame Frage des Rechtsgüterſchutzes ſei kurz hingewieſen. Die Denkſchrift 
S. 101 fg. verlangt mit vollem Recht ausreichenden Schutz von Treu und 
Glauben im Verkehr. Die ſchlimmen Erſcheinungen der Verfallzeit ſind 
ja noch in friſcher Erinnerung. Es iſt dringend geboten, betrügeriſchen Machen⸗ 
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ſchaften mit aller Energie entgegenzutreten. Die Auslegung aber, die das Merk⸗ 
mal der Vermögensſchädigung im Betrugsparagraphen durch die Rechtſprechung 
des Reichsgerichts erfahren hat, führt zur Strafloſigkeit ſtrafwürdigen Tuns. 
Dieſem Mißſtande zu ſteuern, liegt bei der Häufigkeit und beſonderen Verwerf⸗ 
lichkeit gerade des Betrugsdeliktsss im Bereiche der Grundprobleme national⸗ 
ſozialiſtiſcher Strafrechtsreform. 

Die Volksſtimme wird ganz gewiß immer den einen Betrüger nennen, der in 
der Abſicht, ſich oder einem Dritten einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu 
verſchaffen, einen andern durch das Mittel der Lüge ſchädigt. Die Schädigung 
des andern ſoll dem Betrüger den Vermögensvorteil vermitteln. Muß die 
Schädigung eine materielle ſein? In dem Sinne ſicher nicht, daß der Betrogene 
auf einen materiellen Gegenwert gerechnet haben müßte, der ſich als illu⸗ 
ſoriſch erwies. A. zahlt, durch die Vorſpiegelungen des B. getäuſcht, dieſem 20 M. 
in der Meinung, einen Hilfsbedürftigen zu unterſtützen. Das iſt ſicher Betrug, 
zwiſchen dem Ausbleiben materiellen und ideellen Gegenwerts kann im Ergebniſſe 
nicht geſchieden werden. Von einem „materiellen“ Nachteil des A. kann hier doch 
nur geſprochen werden, weil er ideell geſchädigt worden iſt. Alſo betrachten wir 
den Schaden des A. nicht unter wirtſchaftlichem Geſichtspunkt. Und nicht anders 
iſt es, wenn A. etwas Materielles erlangte, das ohne wirtſchaftlichen Wert iſt. 
Er hat einen angeblichen Brief ſeines Vaters von B. um 20 M. gekauft. Betrogen 
iſt er um deswillen nicht weniger, weil auch ein echter Brief ohne wirtſchaftlichen 
Wert geweſen wäre. 

Die einfachen Beiſpiele zeigen?“, daß es verfehlt iſt, an die Schadensfrage 
beim Betrug den wirtſchaftlichen Maßſtab anzulegen. Dazu lag eine ſtarke Ver⸗ 
ſuchung in dem geſetzlichen Erforderniſſe eines eingetretenen „Vermögensſchadens“, 
S 263 StGB. Die Rechtſprechung des Reichsgerichts iſt dieſem Fehler verfallen. 
Ob ein Vermögensſchaden eingetreten iſt, ſoll nach wirtſchaftlichen Geſichtspunkten 
bemeſſen werden. Auf dieſem Wege werden zahlreiche Schwindeleien ſtraflos, die 
ein unverbildetes Volksrechtsbewußtſein immer als das bezeichnen wird, was 
ſie ſind: als Betrügereien. Es genügt, an Reichsgerichtsentſcheidung 12, 392 fg. 
anzuknüpfen. Ein Landwirt will ſeine Felder gegen Hagel auf eine einmal im 
Jahre zu zahlende feſte Prämie verſichern, er wird durch Täuſchung ſeitens des 
Agenten bewogen, einer Geſellſchaft auf Gegenſeitigkeit beizutreten, die außer 
Prämien Nachſchüſſe fordert. Das „Reichsgericht“ läßt einen „Vermögensſchaden“ 
des Verſicherten nicht gelten, da die Verſicherung gegen Hagel wirtſchaftlich geboten 
geweſen und dem Verſicherten trotz der verübten Täuſchung nicht ein Übermaß an 
Leiſtungen auferlegt worden ſei. Allein Hagelſchlag bleibt zweifelhaft, unzweifel⸗ 
haft aber iſt, daß der Landwirt nach Treu und Glauben zu Nachſchüſſen nicht ver⸗ 
pflichtet werden durfte. Derartige Machenſchaften müſſen im Intereſſe der Sauber⸗ 
keit des Verkehrs unterbunden werden. Anfechtbarkeit nach bürgerlichem Recht 
kann auf ſich beruhen. 

Binding, Lehrbuch I 356 fg., faßt das „Vermögen“ im Rechtsſinne auf als die 
Geſamtheit der Vermögensrechte und ⸗ pflichten einer Perſon. Danach 
war der Verſicherte durch das Hinzutreten der Nachſchußpflicht entgegen der vor⸗ 
gängigen Abrede geſchädigt. Allein dieſe rechtlich⸗ſittliche Würdigung hat ſich nicht 
durchgeſetzt. Das neue Strafgeſetzbuch aber ſollte ihr zum Siege verhelfen. I ſt 
doch die Schaffung ethiſch einwandfreien Rechts weſentliche 
Aufgabe des Nationalſozialismus. 

Wird, wie bisher, im Betrugsparagraphen „Vermögens-⸗Beſchädi⸗ 
gung“ gefordert, ſo iſt Feſthalten an der reichsgerichtlichen Praxis zu beſorgen. 


23 Gut darüber Sauer, Gerichtsſaal 103, 31 fg. 
21 Vgl. dazu Binding, Lehrbuch I 356 fg. 
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Wer bei einem Vertragsſchluſſe dem andern Teil durch Täuſchung eine Vers 
pflichtungserklärung entlockt, hat ihn jedenfalls ideell geſchädigt. Der Betrugs⸗ 
begriff muß von der materialiſtiſchen Auffaſſung der Schadenszufügung befreit 
werden. Würde der Betrugstatbeſtand unter Beibehaltung ſeiner ſonſtigen Er⸗ 
forderniſſe, ſtatt nur von Vermögensbeſchädigung zu ſprechen, eine ideelle der 
materiellen Schädigung gleichſtellen, ſo wäre dem Strafrichter die nötige freie Be⸗ 
wegung geſichert. Die Denkſchrift hat die Mängel des beſtehenden Rechtszuſtandes 
klar erkannt, vgl. S. 98 und den Geſetzesvorſchlag S. 103. 

Eine befreiende Tat der Denkſchrift iſt die Beſchränkung des Urkundenbegriffs 
auf rechtserhebliche Schriftſtücke unter Ausſcheidung bloßer Beweiszeichen, wie 
Stempelabdrucke, Waldhammerzeichen, Zollplomben uſw., S. 103. Die gegen⸗ 
teilige Praxis des Reichsgerichts wird als „volksfremd“ bezeichnet. Sie ſteht in 
der Tat in vollem Widerſpruch zur geſchichtlichen Entwicklung, zum gemeinen 
Sprachgebrauch und zu geſunder Volksauffaſſung. Die Fälſchung bloßer Beweis⸗ 
zeichen mag ſtrafbar ſein unter anderem Geſichtspunkte. Urkundenfälſchung iſt ſie 
nicht?s. Wer ein Schaf rot zeichnet, ſtatt blau, um jo den Irrtum zu erregen, es 
gehöre ihm, mag Betrüger uſw. ſein, aber die Annahme einer Urkundenfälſchung 
iſt ganz gewiß nicht „volkstümlich“. 


Die Verbrechensſchuld? „ 


Nur die Tat eines Zurechnungsfähigen kann ſchuldhafte, kann verbrecheriſche 
Handlung ſein. Zurechnungsfähigkeit iſt die Fähigkeit, die Anforde⸗ 
rungen des Rechtes an das menſchliche Tun und Laſſen zu verſtehen und dieſer 
Einſicht gemäß zu leben. Sie iſt nicht nur Sache des Intellekts, ſondern ſetzt 
weiter ein ſolches Maß von Willenskraft voraus, daß der Menſch ſeine Triebe dem 
Intellekt unterzuordnen vermag. 

Geſetzliche Begriffsbeſtimmung, die doch unentbehrlich iſt, ſtößt auf beſondere 
Schwierigkeit. Das Geſetz vom 24. 11. 1933 Art. 3 Nr. 4 nimmt Wegfall der 
Zurechnungsfähigkeit an, wenn der Täter zur Zeit der Tat wegen Bewußtſeins⸗ 
ſtörung, wegen krankhafter Störung der Geiſtestätigkeit oder wegen Geiſtesſchwäche 
unfähig iſt, das Unerlaubte der Tat einzuſehen oder nach dieſer Einſicht zu handeln. 
Der Entwurf $ 14 ſchließt ſich im weſentlichen an, doch unter Ausſcheidung der 
„Geiſtesſchwäche“. Allein der Begriff „krankhafte Störung“ uſw. iſt nicht ein⸗ 
deutig genug, um die Geiſtesſchwäche immer mitzudecken; es empfiehlt ſich daher 
die Beibehaltung der — hochgradigen — Geiſtesſchwäche, deren beſondere An⸗ 
führung auf keinen Fall ſchaden kann. Im Hinblick auf Taubſtumme trägt 8 15 
zurückgebliebener geiſtiger Entwicklung ausdrücklich Rechnung. Weshalb blieb der 
gleiche Grund unerwähnt, wenn er bei einem Nicht-Taubſtummen vorliegt? 
Gewiß find „zurückgebliebene geiſtige Entwicklung“ und „Geiſtesſchwäche“ nicht 
gleichbedeutend; jener Defekt mag ſich beheben laſſen, aber bis dahin iſt die 
Geiſtesſchwäche vorhanden. § 15 des Entwurfs (Taubſtumme) entſpricht weſentlich 
dem $ 58 des StGB. in der Faſſung des obengenannten Geſetzes Art. 3 Nr. 5. 
Eine bejondere Beſtimmung über die Taubſtummen wäre erübrigt, wenn S 14 
neben krankhafter Störung der Geiſtestätigkeit Bewußtſeinsſtörung nennen würde 
„Geiſtesſchwäche, insbeſondere aus dem Grund zurüdgebliebener geiſtiger Ent: 
wicklung“. Soll aber der Taubſtummen gedacht werden, ſo formuliere man in 
§ 14: „wegen krankhafter Störung uſw., Bewußtſeinsſtörung, zurückgebliebener 
geiſtiger Entwicklung, insbeſondere wegen Taubſtummheit oder wegen ſonſt be⸗ 


25 Binding, Lehrbuch II 1, 179 fg.; Oetker, Zur Urkundenlehre im Strafrecht S. 17 fg. 


9 em Denkſchrift der Akademie ©. 76 fg.; Schäfer, Das kommende deutſche Straf⸗ 
recht 
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gründeter Geiſtesſchwäche“. Jedenfalls jollte die anfechtbare Faſſung des Entwurfs 
behoben werden, denn ſie kann zu Irrungen in der Rechtsanwendung führen. 

Die Zurechnungsfähigkeit iſt in jedem gegebenen Fall zu prüfen, denn fie 
bedeutet eine die Zurechnung eines beſtimmten Tuns (Erfolges, was im Grunde 
dasſelbe iſt) zur Schuld ermöglichende ſeeliſche Qualifikation. Aber ſie hängt 
ab nicht nur von dem ſeeliſchen Zuſtand im Einzelfalle, ſondern weiter von 
ſeeliſchen Momenten dauernder Bedeutung, pſychiſchen Eigenſchaften, die teils der 
Sphäre des Intellekts, teils der des Willens angehören. Es iſt üblich, das Wort 
Zurechnungsfähigkeit auch auf den Beſitz dieſer ſeeliſchen Eigenſchaften zu beziehen. 
So entſteht ein doppelter Begriff von Zurechnungsfähigkeit: konkrete Zurechnungs⸗ 
fähigkeit (fehlt im Schlafe uſw.), abſtrakte Zurechnungsfähigkeit (durch Schlaf, 
ſonſtige Bewußtſeinsſtörung nicht aufgehoben). Im abſtrakten Sinne umſchließt 
der Begriff die Fähigkeit, zutreffende Rechts⸗ und Kauſalitätsvorſtellungen zu 
gewinnen und — um mit von Liſzt zu ſprechen — die normale Beſtimmbarkeit 
durch Motive, gedacht als bleibende, wenn auch vielleicht im Einzelfalle nicht 
wirkſam gewordene Eigenſchaft (eine richtig verſtanden zutreffende Faſſung). 

Mit der abſtrakten Zurechnungsfähigkeit wird ſehr häufig, zumal bei Er- 
wachſenen, auch die konkrete Zurechnungsfähigkeit, ohne daß es noch einer be⸗ 
ſonderen Prüfung bedürfte, gegeben ſein. 

Bei Jugendlichen erforderte das frühere Recht, einſeitig das intellektuelle 
Moment betonend, die zur Erkenntnis der Strafbarkeit erforderliche Einſicht. Eine 
mißverſtändliche Faſſung, da es auf Kenntnis der Strafbarkeit überall nicht 
ankommt und, wie beim Erwachſenen nicht, ſo erſt recht nicht beim Jugendlichen 
verlangt werden kann, daß er die gleichen Erwägungen anzuſtellen vermochte, 
die den Geſetzgeber beſtimmt hatten, die Strafbarkeit eines Tuns auszuſprechen. 
Die gleiche Beſtimmung für Taubſtumme war bis zum Geſetz vom 24. 11. 1933 
in Kraft. 

Das frühere Recht hatte den Jugendlichen verfahrensrechtlich dahin privilegiert, 
daß er nur unter ausdrücklicher Feſtſtellung der Einſicht uſw. verurteilt werden durfte. 
Dieſes formelle Erfordernis beſteht nicht mehr, aber ſorgſamſte Prüfung der Zu⸗ 
rechnungsfähigkeit iſt geboten, zumal die nötige Einſicht für beſtimmte Verbrechens⸗ 
arten noch fehlen kann, während ſie bei anderen zweifelsfrei vorliegt (Urkunden⸗ 
fälſchung — Diebſtahl). 

Das „Kind“ wird im $ 13 Abſ. 1 des Entwurfs für nicht zurechnungsfähig 
erklärt. Das Geſetz iſt, um verhängnisvollen Irrtum zu verhüten, veranlaßt, die 
kriminelle Verantwortlichkeit an die Erreichung eines beſtimmten Alters zu 
knüpfen, ſie beim Kinde ohne Berückſichtigung individueller Verſchiedenheit zu ver⸗ 
neinen, mit anderen Worten die Zurechnungsunfähigkeit unwiderleglich zu ver⸗ 
muten. Dieſe Beſtimmung gehörte in den Entwurf, während ſie zurzeit im 
Jugendgerichtsgeſetz ausgeſprochen iſt. 

Das gleiche gilt für die Zurechnungsfähigkeit Jugendlicher. Auch ſie iſt im StGB. 
zu normieren. Aber zu beanſtanden iſt, daß die beſondere Beſtimmung über 
Jugendliche im § 13 Abſ. 2 der Regelvorſchrift des § 14 vorangeſtellt iſt, ſtatt ihr 
nachzufolgen. Neben dem beſondern für Jugendliche in ungenügender geiſtiger 
oder ſittlicher Entwicklung gegebenen Unfähigkeitsgrunde gelten ja die eee 
Ausſchließungsgründe (Bewußtſeinsſtörung uſw.). 

Sonach empfiehlt ſich die Folge: $ 13 (Zurechnungsunfähigkeit des Kindes), § 14 
(die Regel), dann § 15: „Ein Jugendlicher iſt auch dann unzurechnungsfähig, 
wenn er zur Zeit der Tat nach ſeiner geiſtigen oder ſittlichen Entwicklung unfähig 
iſt, das Unrecht der Tat einzuſehen oder nach dieſer Einſicht zu handeln.“ 

Zu beſeitigen iſt die durchaus mißverſtändliche Beſtimmung des $ 6 Jugend⸗ 
gerichtsgeſetzes: Bedingtheit der Beſtrafung Jugendlicher durch ein weiteres 
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Moment neben der Zurechnungsfähigkeit. Strafe ſoll danach nur eintreten, wenn 
nicht Erziehungsmaßregeln ausreichen. Hier tritt eine grundſätzlich unrichtige 
Strafauffaſſung hervor. Rechtsſtrafe und Erziehung ſind nicht Mittel zu demſelben 
Zweck, ſie dienen verſchiedenen Zwecken. Erziehung wird durch Erziehungsbedürftig⸗ 
keit, Rechtsſtrafe durch den Bruch der öffentlichen Rechtsordnung bedingt. Das 
Grundweſen der Strafe iſt gerechte Vergeltung zum Schutze der Rechtsgüter, im 
Intereſſe der Autoritätswahrung, nicht Spezialprävention dieſem Täter gegenüber 
durch den Verſuch erziehlicher, beſſernder Umbildung. Eine individualiſtiſch ge⸗ 
richtete Strafauffaſſung ſteht im unverſöhnlichen Widerſpruch zum Geiſte des 
Nationalſozialismus. Gerade dem jugendlichen Miſſetäter muß eindrücklich zum 
Bewußtſein gebracht werden, daß er ſich am Gemeinweſen vergangen und dafür zu 
büßen hat. Nur auf dieſer Grundlage iſt die neben der Strafe bezweckte erzieh⸗ 
liche Entwicklung, die den Fehlbaren zu einem wertvollen Volksgenoſſen heran⸗ 
bilden will, möglich. Das JugGGerGeſ. hingegen macht in 8 6 die Rechtsſtrafe 
ſelbſt zu einem bloßen Erziehungsmittel, das für wirkſamer erachtet wird als 
andere Erziehungsmaßregeln. Denn andernfalls könnte die Strafe nicht eintreten, 
wenn dieſe nicht ausreichten. Ein ſolches Eventualverhältnis iſt auch unter dem 
Erziehungsgeſichtspunkte verfehlt. Wie kann, wenn mehrjährige ſtrenge Fürſorge⸗ 
erziehung einen Erfolg nicht verſpricht, ein ſolcher von einer kurzen Gefängnis⸗ 
ſtrafe erwartet werden? Das richtige iſt, in Berückſichtigung der Eigenart des 
Jugendlichen, der noch ein Werdender iſt, geringfügiges Verſchulden 
(gemeſſen nicht ſowohl an der äußern, als an der inneren Tatſeite) mit Strafe 
zu verſchonen, während Erziehungsmaßregeln am Platze ſind. Nur ſo verſtanden, 
wegen geringen Schuldmaßes, iſt das Abſehen von Strafe gerechtfertigt. 

Das Umbiegen von Strafe in Erziehung ſollte nach den Tendenzen der radikalen 
Strafrechtsgegner bei den Jugendlichen einſetzen, um dann auf die Erwachſenen 
übertragen zu werden. Für ein nationalſozialiſtiſches Strafrecht darf es Zugeſtänd⸗ 
niſſe an ſtrafrechtsfeindliche Beſtrebungen nicht geben. 

Der hergebrachte Ausdruck „geminderte Zurechnungs fähigkeit“ iſt 
mißverſtändlich und würde beſſer vermieden, denn auf die Frage, ob jemand für 
ſein Tun verantwortlich zu machen, ob es ihm zur Schuld zuzurechnen iſt, kann nur 
mit Ja oder Nein geantwortet werden. Es gibt nicht Grade der Zurechnung, wohl 
der Schuld. So ſollte beſſer von geminderter Schuldfähigkeit geſprochen werden. 

Der Entw. $ 15a Abf. 2 erachtet für gemindert zurechnungsfähig (gemindert 
ſchuldfähig) den Täter, deſſen Fähigkeit, das Unrecht der Tat einzuſehen oder nach 
dieſer Einſicht zu handeln, zur Zeit der Tat erheblich vermindert iſt. Der ſo gefaßte 
Begriff iſt öfters angefochten worden. Gewiß handelt es ſich um einen Gradunter⸗ 
ſchied. Aber quantitative Schätzungen gewinnen im Rechte oft genug qualitative 
Bedeutung. Es braucht nur an die Begriffe „Bewußtſeinsſtörung“, „Not“ (bei 
Notwehr, Notſtand), des „Bewirkens“ (für Kauſalitätsprüfung unentbehrlich) er⸗ 
innert zu werden. Ohne Aufnahme der geminderten Zurechnungsfähigkeit könnte 
allenfalls ein Geſetzbuch auskommen, das bei allen Verbrechen „mildernde Um⸗ 
ſtände“ zuläßt (doch keineswegs voll befriedigend, ſchon wegen der Unbeſtimmtheit 
der mildernden Umſtände nicht). Allein ſchon das geltende Recht berückſichtigt 
mildernde Umſtände keineswegs durchgängig, und in Zukunft werden ſie aus gutem 
Grunde überhaupt wegfallen. Daher iſt die gem. Zurechnungsfähigkeit unentbehr⸗ 
lich. Richter von der Qualität, wie der nationalſozialiſtiſche Staat ſie braucht, 
werden ſchon mit ihr fertig werden. Bedenken aber erregt die Angabe der Gründe 
geminderter Zurechnungsfähigkeit im Abſ. 2. Krankhafte Störung der Geiſtestätig⸗ 
keit und Bewußtſeinsſtörung ſollen allgemein wirkſam ſein, zurückgebliebene geiſtige 
Entwicklung aber nur bei Taubſtummen. Indes dieſer letztere Grund oder, wie 
beſſer geſagt würde, die Geiſtesſchwäche, kann bei einem Vollſinnigen in demſelben, 
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ja in höherem Maße beitehen als bei einem Taubſtummen. Das richtige iſt doch 
volle Anpaſſung an die Gründe fehlender Zurechnungsfähigkeit. 

Ein weiterer Einwand erhebt ſich gegen Abſ. 3 des § 15a. Die Einſicht, die 
Widerſtandskraft gegenüber dem Antrieb zum Verbrechen können in den Fällen 
der geminderten Schuldfähigkeit dauernd oder zeitweiſe herabgeſetzt ſein. Als Bei⸗ 
ſpiele dienen: einerſeits Schwachſinn, Hyſterie höheren Grades, anderſeits hoch⸗ 
gradiger Affekt (nach vorangegangener Reizung insbeſondere). Der geminderten 
Schuldfähigkeit entſpricht gerechterweiſe geringere Strafwürdigkeit ohne Rückſicht 
auf chroniſchen oder akuten Minderungsgrund. Zutreffend Leitſätze 34. Während 
früher die Strafbarkeitsfrage vorzugsweiſe im Hinblick auf chroniſche Zuſtände be⸗ 
handelt wurde (von der internationalen kriminaliſtiſchen Vereinigung, Mittei⸗ 
lungen Bd. 13 S. 546 — Hamburger Tagung — ſogar ausſchließlich), berückſichtigt 
jetzt der Entw. weſentlich nur die akute Minderung. Für dieſe unterſchiedliche Be⸗ 
handlung fehlt der innere Grund. Zudem iſt die Grenze zwiſchen chroniſcher und 
akuter Minderung oft genug flüſſig. Für die Taubſtummen aber macht der Entw. 
eine Ausnahme von der Nichtberückſichtigung chroniſcher Minderung. Weshalb ſoll 
ſie nur inſofern wirkſam ſein? Einem Sicherungsbedürfnis gegenüber Minder⸗ 
wertigen iſt nicht durch Strafdauer über das Schuldmaß hinaus, ſondern durch 
anſchließende Sicherungsmaßnahme zu genügen?”. | 

Dem Entw. iſt zuzuſtimmen, wenn er in 8 19b Abſ. 3 die Strafmilderung verjagt 
wegen geminderter Zurechnungsfähigkeit, die auf ſelbſtverſchuldetem Rauſch beruht. 
Auch laſterhafte Gewohnheit verringert die Widerſtandskraft. Aber es verſteht ſich, 
daß man nicht Gewohnheitsverbrecher durch Strafmilderung prämiiert. Im Gegen⸗ 
teil. In beiden Fällen hat der Täter die Nichtberückſichtigung ſelbſt verſchuldet. 
Ausnahmen alſo ſind unentbehrlich für akute und chroniſche Minderung. Die Regel 
ſollte beide Gruppen umfaſſen. 

Unzurechnungsfähige und gemindert Zurechnungsfähige mit anomalen Trieben 
bedeuten leicht eine Gefahr für die Mitwelt, ſo daß ſie zum Schutze der Volks⸗ 
gemeinſchaft beſonderen Maßregeln unterworfen werden müſſen. Der Entw. weiſt 
in den 88 12 und 15a auf dieſes Bedürfnis hin. 

Anders als das bisherige Recht hat der Entw. im § 19b Abſ. 1 eine Beſtimmung 
über actiolibera in causa für angezeigt gehalten: „Wer im Zuſtande der 
Zurechnungsunfähigkeit eine Tat begeht und ſich durch den Genuß geiſtiger Ges 
tränke oder durch andere berauſchende Mittel in dieſen Zuſtand verſetzt hat, um die 
Tat zu begehen, wird wegen vorſätzlicher Begehung der Tat beſtraft.“ Das iſt 
zweifellos richtig, denn im Zuſtande der Zurechnungs fähigkeit war die Verbrechens⸗ 
urſache vorſätzlich geſetzt worden. Schwer denkbar iſt, daß zu gleichem Zwecke und 
mit gleichem Erfolg die Zurechnungs unfähigkeit durch andere als die genannten 
Mittel herbeigeführt werden könnte. Die Abhilfe läge dann in analoger An⸗ 
wendung des Geſetzes. Mitberückſichtigung eines ſolchen Falles in der Geſetzes⸗ 
faſſung käme nicht in Frage. 

Fahrläſſige actio libera in causa iſt als ſolche im Entw. nicht erwähnt. Wird 
von Abſ. 2 des § 19b zunächſt abgejehen, jo ergibt ſich Verantwortlichkeit unter dem 
Geſichtspunkte fahrlälliger Herbeiführung des Erfolgs. In dieſem Sinne z. B. die 
bekannte Entſcheidung des Reichsgerichts Bd. 22 S. 413 fg. Hier gewinnen neben 
dem Sichbetrinken uſw. auch andere Begehungsweiſen praktiſche Bedeutung: 
X. hat ſich ſorglos dem Schlafe überlaſſen, ohne die Gefahr zu bedenken, daß er in 
dieſem Zuſtande Schaden ſtiften, die Zeit zu gebotenem Handeln verſäumen könnte 
uſw. Nun ſieht Abſ. 2 des Paragraphen, wie bereits $ 330 a StGB., Beſtrafung mit 


27 A. A. Freisler, Denkſchrift der Akademie S. 16. Ein alter Streitpunkt! Nach Feuer- 
bach (Reviſ. II 421) iſt Geiſtesſchwäche Grund geſteigerter Strafbarkeit, wogegen Thibaut 
(Beiträge zur Kritik der Feuerbachſchen Theorie S. 99) heftig polemiſierte. 
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Gefängnis oder mit Geldſtrafe vor, wenn fi jemand vorſätzlich oder fahrläſſig 
durch den Genuß geiſtiger Getränke oder durch andere berauſchende Mittel in 
einen die Zurechnungsfähigkeit ausſchließenden Zuſtand verſetzt und in dieſem 
Zuſtande eine mit Strafe bedrohte Handlung begeht. War die Begehung bezweckt, 
fo tritt Beſtrafung nach Abf. 1 ein. Aber es iſt auch nicht Vorausſehbarkeit der 
Begehung vorausgeſetzt, es genügt das Setzen des objektiven Tatbeſtandes. Alſo 
enthält die Beſtimmung eine Erfolgshaftung, denn ſchuldhaftes Sichbetrinken iſt 
an ſich nicht ſtrafbar, es iſt ſomit ein ſonſt eingehaltener Strafrechtsgrundſatz 
durchbrochen (ähnlich etwa dem § 240 Ziff. 1. KO.: verſchwenderiſche Lebensweiſe 
hat zum Konkurſe geführt). Die Strafgefahr, die ſich ſo mit verſchuldeter Trunken⸗ 
heit verknüpft, hat den Charakter einer ſichernden Maßnahme im Dienſte des 
Rechtsgüterſchutzes. Die Strafe darf nach Abſ. 2 der Art und dem Maße nach nicht 
ſchwerer ſein, als die der vorſätzlichen Begehung angedrohte Strafe, wohl kann ſie 
die entſprechende Fahrläſſigkeitsſtrafe überſteigen. Die fahrläſſige actio libera in 
causa iſt durch die Sondervorſchrift mitbetroffen. War die Zurechnungsunfähigkeit 
durch andere Gründe bedingt (Schlaf uſw. ſtatt Sichbetrinkens), ſo bleibt es bei 
der Regel. 

Mißlich aber iſt dieſe Durchbrechung des Schuldprinzips. Energiſch durchgeführte 
Fahrläſſigkeitshaftung, etwa geſtützt durch eine Schuldvermutung ($ 827 Satz 2 
BGB.), würde auf minder anfechtbarem Wege im weſentlichen das gleiche Ziel 
erreichen. 

Vorbehaltlich dieſer Beſonderheit, die zu wirkſamer Bekämpfung des Alkoholis⸗ 
mus für erforderlich erachtet wurde, räumt der Entw. mit der Erfolgshaf⸗ 
tung auf. Ein bedeutſamer Rechtsfortſchritt, der freudig zu begrüßen iſt. Das 
geltende Recht läßt in einer ganzen Reihe von Beziehungen — es braucht nur an 
die Körperverletzung mit Todesfolge erinnert zu werden — härtere Ahndung ein⸗ 
treten, wenn die Tat einen nicht gewollten ſchlimmen Erfolg gehabt hat, einerlei 
ob der Täter ihn vorauszuſehen in der Lage war oder nicht. Es reicht alſo inſofern 
der objektive Kauſalzuſammenhang zwiſchen Tat und Erfolg aus. In Fortbildung 
des Grundſatzes „keine Strafe ohne Schuld“ ſollte auch ſchwerere Beſtrafung nach 
ſchärfendem Geſetz nicht eintreten, ohne entſprechend geſteigerte Schuld. Daher gibt 
S 20 des Entw. der verſchärften Haftung nur Raum, wenn der Täter die beſondere 
Tatfolge wenigſtens fahrläſſig herbeigeführt hatte. Für die Strafzumeſſung aber 
in Anwendung des einfachen, nicht verſchärfenden Geſetzes kommt die Tatfolge 
immer mit in Betracht. 

Eine allgemeine, die Schuldarten ungeſchieden erfaſſende Schuld definition, die 
auf kaum überwindbare Schwierigkeiten ſtoßen würde und jedenfalls ohne prak⸗ 
tiſchen Wert wäre, iſt im Entw. mit Recht vermieden worden. Wird doch auch der 
Strafbegriff aus gutem Grunde nicht geſetzlich beſtimmt. Das geltende Recht hat 
auch die Schuldarten, Vorſatz und Fahrläſſigkeit, undefiniert gelaſſen. 
Allerdings wird die eingehende Herausarbeitung beider Begriffe immer der 
Strafrechtstheorie, die auf dieſem Gebiet weitgehend in die Schickſale der Pſycho⸗ 
logie verflochten bleibt, und der Rechtsübung zufallen. Aber ein volksnahes Geſetz 
konnte nicht darauf verzichten, die Schuldarten in ihren Umriſſen erkennbar zu 
machen. 

Jeder vorſätzlichen Handlung läßt ſich ein fahrläſſiges Gegenſtück zur Seite ſtellen: 
die Wegnahme einer fremden beweglichen Sache aus fremdem Gewahrſam uſw. 
kann, wie voxſätzlich, jo auch fahrläſſig geſchehen ſein uſw. Aber ſchon dieſes Bei: 
ſpiel (fahrläſſiger Diebſtahl) zeigt, daß die durchgängige Beſtrafung auch der Fahr: 
läſſigkeit die Bedürfnisgrenze überſchreiten würde. Nach dem Entw. § 16 iſt fahr⸗ 
läſſiges Handeln nur ſtrafbar, wenn es das Geſetz ausdrücklich mit Strafe bedroht 
hat, ſonſt nur vorſätzliche Begehung. Für die Auswahl der Fahrläſſigkeitsvergehen 
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fällt neben der Bedeutung des angegriffenen Rechtsguts beſonders die Gefahrfrage 
(Gemeingefährlichkeit) uſw. ins Gewicht. 

Ein Strafgeſetzbuch ſollte von „Vorſatz“ nur im techniſchen Sinne des Straf⸗ 
rechts ſprechen, alſo bezogen auf ein verbotenes Tun (Unterlaſſen), das der Täter 
als ſolches erkannt und gewollt hatte, nicht allgemein zur Bezeichnung der auf ein 
Tun irgendwelcher Art (rechtsmäßig, rechtswidrig, rechtsunerheblich) gerichteten 
Entſchließung. Dieſe weitere Bedeutung tritt z. B. in $ 15b Abſ. 2 auf (vorſätz⸗ 
liches Sichbetrinken, die Frage des Vorſatzes im Rechtsſinne beſteht nur für die 
in dieſem Zuſtand begangene, mit Strafe bedrohte Handlung). Sachlich iſt die Vor⸗ 
ſatzdefinition des 8 17 Abſ. 1, wobei zunächſt vom Eventualvorſatze abgeſehen wird, 
zu billigen. Sie enthält einen weſentlichen Fortſchritt gegenüber früher üblichen 
Faſſungen (Vorſatz — Wiſſen und Wollen aller Deliktsmerkmale; der auf die Vers 
wirklichung ſämtlicher geſetzlichen Tatbeſtandsmerkmale gerichtete Wille: ein in 
dieſer Ausdehnung ſchlechthin unmögliches Wollen) beſonders auch deshalb, weil 
dieſe das Unrechtsbewußtſein nicht zum Ausdruck bringen. „Vorſätzlich handelt, 
wer die Tat mit Wiſſen und Willen begeht und ſich dabei bewußt iſt, Unrecht zu 
tun oder gegen ein Geſetz zu verſtoßen.“ Dieſer Alternative hätte es nicht bedurft, 
denn wer bewußt gegen ein Geſetz verſtößt, hat in dem maßgebenden Sinne des 
StGB. auch das Bewußtſein, Unrecht zu tun. Kürzer ausgedrückt: Vorſatz iſt das 
bewußte Wollen einer verbotenen Tat. Damit iſt das Bewußtſein ſowohl der 
Kauſalität als des Verbotenſeins, der Rechtswidrigkeit, verlangt. 

Über den Begriff und die Verwertbarkeit des ſogen. Eventualvorſatzes 
hat man viel geſtritten. Dieſe Vorſatzform iſt eine Lebenserſcheinung, nicht eine 
Erfindung der Doktrin. Durch ihre Ausſchaltung würde öfters frivolſtem Handeln 
zu voller Strafloſigkeit oder doch zu bloßer Fahrläſſigkeitsſtrafe ſtatt der verdienten 
Vorſatzſtrafe verholfen. Der Entwurf hat erkannt, daß ein nationalſozialiſtiſches 
Strafgeſetzbuch im Intereſſe wirkſamer Verbrechensbekämpfung an dieſer Bildung 
nicht vorbeigehen kann, und ſetzt ſich mit ihr, von einem Faſſungsbedenken ab⸗ 
geſehen (auch die Begehung mit Eventualvorſatz iſt Begehung der — verbotenen — 
Tat mit Wiſſen und Willen, ſteht nicht nur, wie $ 17 Abſ. 2 ſich ausdrückt, einer 
ſolchen Begehung gleich), zutreffend auseinander. Der Täter nimmt den ſchlimmen 
Ausgang „in Kauf“, handelt auf dieſe Gefahr hin, alſo mit bewußtem Gefahr⸗ 
riſiko. Damit iſt die Haftung für vorſätzliche Herbeiführung des Erfolges gegeben, 
es müßte denn das Handeln durch berechtigtes Intereſſe (nicht ganz genau, aber 
hier ausreichend) legitimiert geweſen ſein. Zu billigen iſt insbeſondere, daß der 
Entw. die bekannte Breidenbach⸗Frankſche Formel (evtl. Vorſatz liege vor, wenn die 
ſichere Ausſicht auf den Eintritt des ſchlimmen Erfolgs den Täter von der Hand⸗ 
lung nicht zurückgehalten haben würde; eine Faſſung, die den evtl. Vorſatz zum 
guten Teile in bewußte Fahrläſſigkeit verwandelt) nicht aufgenommen hat, denn es 
kommt nicht darauf an, ob ein evtl. Vorſatz auch als prinzipaler gefaßt worden 
wäre, es iſt vielmehr das pſychiſche Verhalten des Täters gegenüber dem er: 
kannten Eventualverhältnis zweier Erfolge zu analyſieren. 

Weiter iſt zu loben, daß der Entw. im $ 17 auf erſchöpfende Regelung des 
Eventualvorſatzes ausgeht. Dieſe Vorſatzform liegt nicht nur bei Kauſalitätszweifel 
des Täters vor, ſondern auch, wenn dieſer die Rechtswidrigkeit des bei Eintritt der 
Eventualität gegebenen Tuns, das Beſtehen eines bezüglichen Verbots, als mög⸗ 
lich erkannt und in Kauf genommen hatte. Die Faſſung in Abſ. 1 trägt dem 
Rechnung. 

Die Begriffsbeſtimmung der Fahrläſſigkeit in S 19 iſt inſofern zu be⸗ 
richtigen, als der Fahrläſſige die Tat nicht „aus Mangel an Sorgfalt“ begehi. 
Das iſt doch nicht der Beweggrund ſeines Handelns. Er begeht, welches Motiv ihn 
immer leitet, die verbotene Tat ohne das Bewußtſein, Unrecht zu tun, mit der zu 
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dieſer Erkenntnis genügenden Einſicht. Richtig verlangt der Entw. zur Vermeidung 
von Fahrläſſigkeit die Aufwendung der Sorgfalt, zu der dieſer Menſch nach den 
Umftänden verpflichtet und nach feinen perſönlichen Verhältniſſen fähig iſt. Die 
Fahrläſſigkeit führt auf einen vermeidlichen Tat» (insbeſondere Kauſalitäts⸗) oder 
Rechtsirrtum zurück. In beiden Fällen, nicht nur bei Verbotsirrtum, hatte der 
Täter nicht erkannt, daß er Unrecht tat. Ob es ſich empfiehlt, der ſog. be⸗ 
wußten Fahrläſſigkeit beſonders zu gedenken, mag dahingeſtellt fein. $ 19 des 
Entw. in der zweiten Faſſung hat ſie zutreffend beſtimmt. Die Möglichkeit 
ſchlimmen Ausgangs war erkannt, aber der Täter hatte leichtfertigerweiſe darauf 
vertraut, daß es dazu nicht kommen werde. Ein Gradmeſſer der Strafbarkeit iſt 
mit der Scheidung von bewußter und unbewußter Fahrläſſigkeit an ſich nicht ge⸗ 
geben, kann doch die Fahrläſſigkeit gerade dann am ſchwerſten wiegen, wenn ein 
naheliegender Erfolg unerwogen geblieben war. Bewußte Fahrläſſigkeit liegt im 
Handeln mit gewonnener, aber leichtſinnig — gebotener Sorgfalt zuwider — in 
den Wind geſchlagener, alſo unterdrückter Vorſtellung der Gefahr ſchlimmen Aus⸗ 
gangs. Der evtl. Vorſatz hingegen ſchließt ein bedingtes Wollen ein. 

Das Anſehen der Rechtsordnung und die Staatsautorität leiden, das Weſen der 
Strafe wird im Kern getroffen, wenn ſie auch den Schuldloſen erfaßt. Daß unver⸗ 
ſchuldeter tatſächlicher Irrtum, in deſſen Banne der Täter ſtand, von 
Strafe befreit, wird allgemein anerkannt. Die einſt verbreitete, vom Reichsgericht 
in nahebei konſtanter Rechtſprechung vertretene, im Schrifttum ſeit geraumer Zeit 
bekämpfte Lehre, daß ſchuldloſe Unkenntnis der Norm unbeachtlich ſei, widerſpricht 
der Gerechtigkeit. Mit voller Genugtuung lieſt man in den 88 17, 19 des Entw., daß 
mit der Schuld die Strafbarkeit als ausgeſchloſſen erachtet wird, wenn der Täter 
weder erkannt hatte, noch hätte erkennen können, daß er Unrecht tat, einerlei ob 
Tatſachen⸗ oder Rechtsirrtum bei ihm vorlag. Das iſt ganz im Sinne der 
nationalſozialiſtiſchen Rechtsreform ein entſchloſſener Bruch mit lange gehegtem 
Vorurteil. Gewiß, nicht darauf kommt es an, daß der Täter die von ihm über⸗ 
tretene Norm als ſolche ſich hätte vorſtellen, ſie richtig zu formulieren vermocht 
hätte. Gehen doch über den Inhalt, die Tragweite der Normen die Anſichten auch 
der Juriſten oft genug auseinander. Das Bewußtſein, Unrecht zu tun, gegen die 
Anforderungen der ſozialen Ethik zu verſtoßen, reicht aus. Übereinſtimmend Leit⸗ 
ſätze S. 14, 15. Bleibt auch gar manches Unſittliche ſtraflos, ſo decken ſich doch im 
weiten Umfange die von der Norm verbotenen mit den ethiſch mißbilligten Hand⸗ 
lungen, und nach dem Entw. iſt mit der Freigabe der Analogie auch der Kreis 
des ſtrafbaren Tuns erweitert. Hatte der Täter das Verwerfliche ſeines Tuns er⸗ 
kannt oder hätte er es doch nach ſeiner intellektuellen, moraliſchen Ausbildung er⸗ 
kennen können, ſo muß er die Rechtsfolgen, auch die Straffolgen ſeiner Tat tragen. 
Daß die Maſſe der Rechtsgenoſſen zwiſchen rechtlich und nur ſittlich verbotenen 
Handlungen immer ſcharf zu ſcheiden vermöchte, wäre in der Tat eine reine Fik⸗ 
tion. Auf zutreffende Bewertung der Tat kann es inſofern nicht ankommen, noch 
weniger auf die Kenntnis des Strafgeſetzes als ſolchen. Das iſt ſelbſtverſtändlich 
vom nationalſozialiſtiſchen Standpunkte aus, der weitgehende Konkordanz von 
Recht und Ethik anſtrebt. 

In jeder entwickelten Gemeinſchaft gibt es aber auch eine erhebliche, mit den 
Fortſchritten der Kultur ſtetig wachſende Zahl poſitiver Rechtsvorſchriften, zu deren 
Erkenntnis geläutertes Rechtsgefühl und ſicheres ſittliches Empfinden keineswegs 
immer hinreichen. Die Rechtskunde iſt hier vielfach nur auf Grund beſonderer 
(beruflicher uſw.) Sachkunde zu erwarten und zu verlangen. Oder es iſt, wie wir es 
ja während des Krieges und nachher zur Genüge erleben mußten, unter dem Ein⸗ 
fluß wirtſchaftlicher uſw. Notlage, verbunden mit Ungeſchick der Geſetzgebung, zu 
einer kaum noch überſehbaren Maſſe ſich vielfach durchkreuzender und widerſprechen⸗ 
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der Anordnungen gekommen ufw. In ſolchen Verhältniſſen iſt es ſchlechthin unmög⸗ 
lich, die Berufung auf Rechtsirrtum unbeſehen zu verſagen. 


Die bekannte „Rechtsirrtums“⸗Verordnung des Bundesrats vom 18. 1. 1917 hat 
nicht, wie zu hoffen war, zu der gebotenen vollen Umkehr in der Rechtsirrtums⸗ 
frage geführt. Es hätte wirklich nahegelegen, nunmehr endlich anzuerkennen, daß 
Nichtſchuld an einem Irrtum, mag er Rechtsſätze oder Tatſachen betreffen, eben 
Schuld nicht iſt und folgeweiſe in beiden Fällen die Annahme der Schuld, nicht 
nur der Strafbarkeit ſich verbietet, daß verſchuldeter Irrtum, einerlei ob Rechts⸗ 
oder Tatirrtum, immer den Vorſatz ausſchließt und lediglich Fahrläſſigkeit beſtehen 
läßt. Die Annahme, verſchuldeter Rechtsirrtum ſei in jedem Falle ſchuldhafter und 
ſomit ſtrafwürdiger als verſchuldeter Tatirrtum, wäre zweifellos falſch. Der Satz 
der preußiſchen Denkſchrift S. 137: „Handelt der Täter vorſätzlich, aber in einem 
entſchuldbaren Irrtum, der ihn ſein Unrecht nicht erkennen läßt, ſo iſt er ſtraflos“, 
iſt mindeſtens in der Faſſung bedenklich. Denn die Deutung liegt nahe, es ſolle ein 
ſolcher Täter bei verſchuldetem Rechtsirrtum wegen vorſätzlicher Begehung ſtrafbar 
bleiben, während doch nur Fahrläſſigkeit gegeben iſt. Irrung iſt zu beſorgen, wenn 
ein Geſetz, wie es hier in der Denkſchrift geſchieht, Willen und Vorſatz gleich⸗ 
bedeutend gebraucht: Der Bauarbeiter, der leichtfertigerweiſe einen Balken auf die 
Straße wirft und dadurch einen Paſſanten verletzt, handelt mit Willen, aber nicht 
mit Vorſatz. Die 88 17, 19 des Entw. bringen die richtige Entſcheidung, daß unver⸗ 
ſchuldeter und verſchuldeter Rechts⸗ und Tatirrtum gleichmäßig den Vorſatz aus⸗ 
ſchließen. Doch wurde aus volkserziehlichem Grunde, um den Volksgenoſſen die 
Achtſamkeit auf Rechtsvorſchriften einzuſchärfen, eine Sonderbeſtimmung über ver⸗ 
ſchuldeten Rechtsirrtum für angezeigt erachtet. Iſt die fahrläſſige Begehung der 
Tat nicht ſtrafbar, ſo ſoll nach § 19 Abſ. 3 nicht deshalb verſchuldeter Rechts⸗ 
irrtum ſtraflos bleiben, vielmehr mit Gefängnis oder Geldſtrafe beſtraft werden. 
Aber es dürfte dann jedenfalls nicht die Strafe vorſätzlicher Begehung eintreten, 
denn bei Bedrohung der fahrläſſigen Verübung im Geſetz käme ja nur dieſe Strafe 
in Betracht. Sonach iſt Satz 2 des Abſ. 3: „Die Strafe darf jedoch nach Art und 
Maß nicht ſchwerer ſein, als die für die vorſätzliche Begehung der Tat angedrohte 
Strafe“, dahin zu ändern, daß ſie dieſe Strafe nicht erreichen darf. 


Von grundſätzlicher Bedeutung iſt 8 17 Abſ. 3 des Entw.: „Unbeachtlich iſt ein 
Irrtum, der auf einer Einſtellung des Täters beruht, die mit der geſunden Volks⸗ 
anſchauung über Recht und Unrecht unvereinbar iſt.“ Hier hat ein richtiger Ge⸗ 
danke eine nicht glückliche Faſſung gefunden, die erheblichen Schaden anrichten 
konnte. Denn es iſt, gewiß nicht beabſichtigt, ſo doch außerordentlich nahegelegt das 
arg. e contrario: „Beachtlich iſt ein Irrtum, der auf einer Einſtellung beruht, die 
mit der geſunden Volksanſchauung uſw. ſich deckt oder doch mit ihr vereinbar iſt.“ 
Aber weder den Handelnden, noch dem Richter kann ein Prüfungsrecht über die 
Vereinbarkeit des in Betracht kommenden Geſetzes mit der geſunden Volksanſchau⸗ 
ung eingeräumt werden. Es entſteht leicht weit größerer Schaden, wenn man dem 
Richter derartige Werturteile freigibt, als mit der Anwendung einer fehlgehenden 
Geſetzesbeſtimmung gelegentlich ſich verknüpfen möchte. Denn hinter dem Geſetze 
ſteht die Staatsautorität, und es iſt Auflehnung gegen die Autorität der Staats⸗ 
führung, wenn man dem Geſetze die Folge verſagt. So könnte am wenigſten der 
Nationalſozialismus ein ſolches Verhalten gutheißen. An der Beſeitigung volks⸗ 
ſchädlicher Geſetze wird es die Führung ſchon nicht fehlen laſſen. 


Gemeint im Entwurfe iſt, daß Rechtswahn und verſtiegene Überzeugung des Ver— 
brechers die Zurechnung nicht ausſchließen. Will man das im Geſetze ausſprechen, 
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ſo etwa in der Form: für die Zurechnung unerheblich iſt die Anſchauung des Täters 
über den rechtlichen, ſittlichen, ſozialen, religiöſen Wert der von ihm übertretenen 
Vorſchrift. | 


Wegfall der Rechtswidrigkeit“ 


Das Verbrechen iſt weſentlich rechtswidrige Tat. Die Gründe wegfallender 
Rechtswidrigkeit entziehen der Tat notwendig den Verbrechens⸗Tharakter. Die 
Norm, das Verbot, Gebot iſt niemals ausnahmslos. Nur die der Regel, nicht 
auch die der Ausnahme entſprechende Tat iſt Verbrechen. Dieſe Ausnahmen ver⸗ 
teilen ſich auf die verſchiedenſten Rechtsgebiete, es ſei nur erinnert an erlaubte 
Selbſthilfe, pflichtgemäße Amtsausübung, beſondere durch das Geſetz gegebene 
Befugniſſe (vorläufige Feſtnahme eines auf friſcher Tat betroffenen oder ver⸗ 
folgten Verbrechers ſteht jedermann zu) uſw. Alle dieſe Durchbrechungen der Ver⸗ 
bote in das StGB. aufzunehmen, wäre rein unmöglich” und iſt im Entw. mit 
Recht nicht verſucht worden. Längſt abgetan iſt der kaum begreifliche Irrtum, 
es könne eine bürgerlich⸗rechtlich uſw. erlaubte Handlung ſtrafrechtlich verboten 
ſein. Das war ſchlimmſte Verkennung der Rechtseinheitlichkeit. 

Der Entwurf hatte guten Grund, ſich auf Notwehr und Notſtand zu bes 
ſchränken. Auch das Bürgerliche Geſetzbuch uſw. bringt darüber Beſtimmungen. 
Dieſes Nebeneinander, eine reichlich fließende Quelle von Irrung und Wider⸗ 
ſpruch, darf in einer voll befriedigenden nationalſozialiſtiſchen Rechtsordnung nicht 
bleiben. Bereits 1908 (Juriſtenzeitung 13, 615 fg.) hatte ich den Entwurf einer 
einheitlichen Regelung aufgeſtellt. Zur Zeit aber konnte im Intereſſe baldigen Ab⸗ 
ſchluſſes der Strafrechtsreform dieſer Weg nicht beſchritten werden. 

Der Notwehr paragraph des Entw., 24, iſt in Abſ. 1 und 2 ohne weiteres 
zu billigen. Das Notwehr: und Nothilferecht des Volksgenoſſen dient nicht nur 
der individuellen Rechtsſphäre, ſondern auch dem Rechte als wertvollſtem Gute 
der Volksgemeinſchaft. Auch Abſ. 3 des $ 24 — Einhaltung „der nach geſunder 
Volksanſchauung der Notwehr gezogenen Grenzen“ — berührt inſofern durchaus 
ſympathiſch, als entſprechend der nationalſozialiſtiſchen Grundauffaſſung ethiſche 
Schranken der Notwehr anerkannt werdend. Aber erwägt man die Geſchichte der 
Notwehr und insbeſondere das häufig hervorgetretene Schwanken der Rechts⸗ 
übung, ſo wäre doch eine Wegleitung wünſchenswert durch Aufnahme des Be⸗ 
griffes bloßer „Anfug“⸗Abwehr im Gegenſatze zu eigentlicher „Not“⸗Wehr (Juriſt.⸗ 
Zeitung a. a. O. S. 617), durch Regelung der Notwehr gegenüber Unzurechnungs⸗ 
fähigen uſw. | 

Den Begriff der „Sachnot wehr“ im § 24a des Entw. aber muß ich ab- 
lehnen. Notwehr iſt nach zweifelsfrei feſtſtehender und zutreffender Volksauf⸗ 
ſaſſung Verteidigung gegen einen „Angriff“ im Sinne einer vom Verletzungs⸗ 
trieb eingegebenen (oder doch Verletzungsgefahr ergebenden) Aktion eines Lebe⸗ 
weſens. Eine gefahrdrohende Sache „greift“ nicht „an“: hier Notwehr anzu⸗ 
nehmen, iſt nicht volksmäßig, ſondern eine Erfindung abirrenden Juriſtenrechts. 
Notſtand nach den hierfür beſtehenden Vorausſetzungen, nicht Notwehr, die 
unter andern Grundſätzen ſteht, kommt in Frage. Der biſſige Hund aber „greift 
an“. Der Entw. will hier in Anwendung ſeiner Sachnotwehr die Verletzung des 
„Angreifers“ nur zulaſſen, wenn der ſo angerichtete Schaden „nicht außer Ver⸗ 


8 a Denkſchrift der Akademie S. 85 fg.; Klee, Das kommende deutſche Strafrecht 
9 


20 Thierack S. 88. 
Pal. dazu Thierack S. 86, Klee S. 58, 59. 
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hältnis zu der Gefahr fteht“. Ein Beiſpiel zeigt, wohin das führt. Der koſtbare 
Luxushund des K. greift den geringwertigen Hund des P. an. Muß P., weil er 
durch Verletzung des fremden Hundes unverhältnismäßigen Schaden ſtiften würde, 
es mit anſehen, wie ſein Hund verbiſſen wird? Soll — in Verallgemeinerung 
des Beiſpiels — ein Hund oder ein ſonſtiges gefahrdrohendes Tier wirklich ge⸗ 
ſchützt ſein bei der Verwüſtung alles deſſen, was erheblich weniger wert iſt als 
es ſelbſt? Es gibt doch eine Treue auch gegen Tiere, wie denn der Herr eines 
Hundes deſſen Nothilfe gegebenenfalls gern hinnimmt, und dieſe Treuepflicht wird 
verletzt, wenn nicht auch der Herr ſeinem bedrohten Hunde zu Hilfe kommt, ohne 
Rückſicht darauf, wieviel der angreifende Hund wert iſt. Dieſe Beſchränkung muß 
fallen, nationalſozialiſtiſch iſt ſie gewiß nicht. 

Man hat gegen die Erſtreckung der Notwehr auf Tierangriffe eingewandt, ein 
Tier ſei doch nicht durch die Rechtsnorm gebunden, greife alſo nicht „rechtswidrig“ 
an. Aber „nicht berechtigt“, nicht durch ſubjektives Recht geſtützt, iſt doch der An⸗ 
griff, und einen andern Sinn kann im Notwehrrechte die „Rechtswidrigkeit“ des 
Angriffs nicht haben. Nimmt man etwa im Hinblick auf einen Tierangriff auch 
an der Negative „nicht berechtigt“ Anſtoß, ſo ſetze man einfach in den Notwehr⸗ 
parag raphen neben den gegenwärtigen „nicht berechtigten“ Angriff eines Menſchen 
den gegenwärtigen Angriff eines Tieres ein. 

Auch inſofern paßt auf den Tierangriſf nicht der Notſtandsgeſichtspunkt, als 
Notſtandsverletzung nur ſubſidiär, bei anders nicht abwendbarer Gefahr, zuſteht, 
was doch für Notwehr nicht gilt. Dem Angriff eines Menſchen darf man ſtehen. 
Soll man verpflichtet ſein, ſich tieriſchem Angriffe zu entziehen? 

Eine befriedigende Normierung des Notſtands iſt nur erreichbar unter voller 
Mitberückſichtigung des bürgerlichen Rechts. Die Gewährung ſubjektiver Notſtands⸗ 
rechte kann nicht Sache des Strafrechts ſein, wie ja auch die Entſcheidung der 
Schadenserſatzfrage dem bürgerlichen Recht zufällt. Folglich ſollte zur Zeit der Ge⸗ 
ſetzgeber ſich darauf beſchränken, unter Aufrechterhaltung des außerſtrafgeſetzlichen 
Notſtands rechts, insbeſondere der Beſtimmungen in den § 228, 903 BGB. über 
Einwirkungen auf fremde Sachen in Notlagen, den Notſtand auf der ver⸗ 
beſſerten Grundlage des $ 54 StGB. zu normieren. 

Der Verſuch einheitlicher Regelung von Perſonennotſtand und Sachnotſtand im 
8 25 des Entw. konnte nicht gelingen. Es iſt ein vergebenes Bemühen, alle dieſe 
Notſtandsfälle in einer Formel zu erfaſſen. Eine Reihe von Bedenken drängt ſich 
auf. Im Abſ. 2 des § 25 wird ein Notſtandsakt zwar für rechtswidrig, aber für 
entſchuldigt erklärt. Was bedeutet aber die verbleibende Rechtswidrigkeit? Etwa, 
daß die Entſchuldigung nur für den Täter, nicht für einen Teilnehmer gilt? Aber 
§ 25 läßt ja — anfechtbarerweiſe — Notſtandshilfe immer für jeden Dritten 
zu (ſind A. und B. in Gefahrgemeinſchaft, ſo kann C. nach ſeinem Belieben dem 
einen oder andern beiſpringen, alſo die Not des einen oder andern erhöhen). 
Zudem ſollen nach dem Entw. Beihilfe und Täterſchaft als „Mitwirkung“ in Zu⸗ 
kunft gleichgeſtellt ſein. Geht es nicht andererſeits zu weit, in Abſ. 2 die Zer⸗ 
ſtörung einer un verhältnismäßig wertvolleren fremden Sache zur Erhaltung einer 
eigenen ſchlechtweg für „entſchuldigt“ zu erklären? Iſt die volle Gleichſtellung von 
verſchuldetem und unverſchuldetem Notſtand in $ 25 wirklich am Platze? 

Der Notwehrakt iſt in dem Sinne nicht rechtswidrig, daß der von ihm Be⸗ 
troffene, alſo der Angreifer, ihn zu dulden, nicht Notwehr dagegen hat. Die Ver⸗ 
neinung der Rechtswidrigkeit des Notſtandsakts im § 25 Abſ. 2 des Entw. hin⸗ 
gegen kann unmöglich allgemein den Ausſchluß der Notwehr des Betroffenen bes 
deuten. Sonſt ſtände es ja dem in Not Befindlichen immer frei, die Not auf einen 
unbeteiligten andern abzuwerfen. Wann eine Duldungspflicht für den vom Not⸗ 
ſtandsakt Betroffenen beſteht, iſt aus § 25 nicht zu entnehmen. „Nicht rechtswidrig“ 
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im Entw. hat alſo einen Doppelſinn: „durch ſubjektives Recht“ — Notrecht — 
„geſtützt“ oder nur „nicht verboten“. 

Der Entw. hat ſich im § 25 ein nicht erreichbares Ziel geſteckt. 

Daß es auch eine Staats notwehr gibt, war trotz der eindringlichen Lehren 
des Weltkrieges unbegreiflicherweiſe bei uns in Vergeſſenheit geraten. So kam 
es, daß die Strafbehörden in den ſogenannten Femeprozeſſen nahebei ganz ver⸗ 
ſagten. Es hat Mühe gekoſtet, dieſe Notwehr wieder in Erinnerung zu bringen. 
Heute zweifelt wohl niemand mehr an dieſem Verteidigungsrechte des Staates 
und zugunſten des Staates. Es wäre ja der Gipfel des Unverſtands, wenn 
den Volksgenoſſen Nothilfe zwar freiſtände zum Schutze einzelner, ihnen dagegen 
verſagt wäre, wenn der Beſtand der Staatsordnung, das Volkswohl auf dem 
Spiele ſtehe. Kann doch die Staatsgewalt nicht allgegenwärtig ſein, nicht immer 
da zur Abwehr bereitſtehen, wo verräteriſcher Angriff uſw. droht. Neben dem 
Selbſtſchutz hingegen, den der Staat in genügendem Maße übt, iſt Eingreifen 
Unberufener nicht zu dulden. 

Auch die Abwehr von Staats not in Notſtandslagen iſt im Bedarfs⸗ 
falle gutes Recht des Volksgenoſſen. 

Gerade in ſolchen Lagen muß die Volksverbundenheit im nationalſozialiſtiſchen 
Sinne ſich bewähren. Mit paragraphenmäßiger Feſtlegung aber wäre nicht ge⸗ 
dient. Mit Recht hat der Entw. davon Abſtand genommen. 


Die verbrecheriſche Handlung“ 


Der Entw. hat darauf verzichtet, ſich für eine der üblichen Kauſalitäts⸗ 
theorien zu entſcheiden. Mit gutem Grunde, denn unbefriedigend ſind ſie ſämtlich. 
Sie alle laſſen die für die ſtrafrechtliche Verurſachungslehre unentbehrliche qu al i⸗ 
tative Scheidung von Urſache und bloßer Bedingung vermiſſen. 

Kauſale Betätigung iſt dem Menſchen nicht nur durch eigenes phyſiſches Tun, 
ſondern auch „intellektuell“ möglich, indem er andere zum Handeln motiviert. Die 
preußiſche Denkſchrift S. 131 wollte das neue Strafrecht nicht mit dem Begriffe 
der „Anſtiftung“ beſchwert wiſſen. Der Entw. $ 28 aber hat ihn beibehalten trotz 
ſeiner Zwitternatur. Dagegen hat weder in der Denkſchrift noch im Entw. der 
unentbehrliche Begriff der „Urheberſchaft“ Aufnahme gefunden. 

Wenn A. den B. beſtimmt, ſeinen, des A. Willen zu verwirklichen, indem er deſſen 
Feind töte, ſo iſt A. Täter — neben dem B. — genau ſo, als ob er ſelbſt phyſiſch 
gehandelt hätte. Dagegen iſt A. Täter nicht geworden, wenn er dem B., dieſem 
den Entſchluß ganz überlaſſend, mit Erfolg geraten hat, ſeinen, des B., Feind C. 
zu töten. In beiden Fällen ſpricht das Geſetz und leider auch der Entw. von „An⸗ 
ſtiftung“. Der zweite Fall ergibt „Urheberſchaft“ des A., denn „Urheber“ iſt, wer, 
ohne Täter zu ſein, einen andern zu deſſen ſtrafgeſetzwidrigem Tun beſtimmt hat. 
Die Unentbehrlichkeit des Urheberſchaftsbegriffs leuchtet insbeſondere dann ein, 
wenn der Beſtimmende aus phyſiſchem oder rechtlichem Grunde Täter nicht ſein 
konnte. Ein Nicht⸗Beamter führt vorſätzlich die Verfolgung eines Unſchuldigen, 


zi Die Abgrenzung gegenüber der Staatsnotwehr muß hier auf ſich beruhen. 


32 Freisler, Willensſtrafrecht, Verſuch und Vollendung, in „Kommendes deutſches Straf: 
recht“ S. 9 fg.; v. Dohnanyi, Täterſchaft und Teilnahme, daſelbſt S. 73 fg.; Grau, Tat: 
einheit und Tatmehrheit, daſelbſt S. 147 fg.; Oetker, Gefährdungs- oder Verletzungsſtraf⸗ 
recht?, Denkſchrift der Akad. S. 46 fg.; Schoetenjad, Verſuch, daſelbſt S. 624% Freisler, 
Verſuch, daſelbſt S. 70 fg.; Oetker, Die Teilnahme, daſelbſt S. 116 fg.; Mayer, Kon: 
kurrenzfragen, daſelbſt S. 135 fg. 
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$ 344 StGB., oder unzuläſſige Strafverfolgung, § 345, dadurch herbei, daß er in 
dem zuſtändigen Beamten einen den Vorſatz ausſchließenden Irrtum erzeugt. Er 
hat die hier gedrohte Strafe voll verdient, aber nicht als Täter, ſondern als Ur⸗ 
heber. Hiernach wären unter Mitheranziehung der Beihilfe, § 28 Abſ. 2 des Entw., 
die drei Formen der Teilnahme als Täterſchaft, Urheberſchaft, Beihilfe, nicht mit 
dem Entw. als Täterſchaft, Anſtiftung, Beihilfe zu beſtimmen. 

Da ich in meinem Referat, Denkſchrift der Akademie S. 116 fg., zur Teil⸗ 
nahmelehre der preußiſchen Denkſchrift bereits eingehend Stellung genommen 
habe, ſo genügt kurze Hervorhebung der hauptſächlichſten Vorſchläge des Entw. 

Der Gegenſatz von Täterſchaft und Beihilfe ſoll ſeiner praktiſchen 
Wirkung weitgehend entkleidet werden. Der Entw. faßt beides als „Mitwirkung“ 
zuſammen, ohne grundſätzlich in der Strafbarkeit zu unterſcheiden. Nur nach Er⸗ 
meſſen kann die Beihilfe milder beſtraft werden. Die begriffliche 
Trennung zu verwerfen, konnte dem Entw. nicht in den Sinn kommen, denn 
Gehilfen⸗ und Täterwille, Begehen der Tat und ihre Unterftüßung find und 
bleiben verſchieden. Auch die geſunde Volksanſchauung denkt ſo. Es ſchießt nicht 
mit, wer die Büchſe nur geſpannt hat; Reiten und Satteln eines Pferdes ſind 
nicht gleichwertige Tätigkeiten. Der Gehilfe will weniger und tut weniger als der 
Täter. Da Wille und Tat die Komponenten der Strafbarkeit ſind, ſo hätte ſich 
empfohlen, im Sinne des geltenden Rechtes und alter Rechtstradition zwiſchen 
Beihilfe und Täterſchaft im geſetzlichen Strafſatze zu ſcheiden. Gewiß kann im 
Einzelfalle der Gehilfe ebenſo, ja in höherem Grade, ſtrafbar ſein als der Täter; 
genügend weite Strafrahmen geſtatten dem Richter, demgemäß die Strafe zu nor⸗ 
mieren. Die Denkſchrift irrt auch, wenn ſie Seite 131 meint, für die Praxis ſei 
die Scheidung bei allen Delikten entbehrlich. Es braucht nur an Ehebruch und 
Meineid und andere nach dem üblichen Ausdruck nur „eigenhändig“ begehbare 
Verbrechen erinnert zu werden. 

In andern Punkten iſt dem Entw. beizuſtimmen. An Stelle des unvollſtändigen 
und Mißverſtändniſſen ausgeſetzten 8 50 StGB. über die Zurechnung bejonderer 
Tatumſtände im Verhältnis mehrerer Deliktsbeteiligten ſollen die weit beſſer ge⸗ 
faßten 8 28 Abſ. 3 und § 29 des Entw. treten. Demgemäß beſtimmt ſich die Straf⸗ 
barkeit jedes Teilnehmers an einer ſtrafbaren Handlung nach Art und Maß ſeines 
Verſchuldens. Es gehen insbeſondere ſtrafſchärfende, ſtrafmildernde, ſtrafaus⸗ 
ſchließende Eigenſchaften oder Verhältniſſe bei der Strafgeſetzanwendung zu Laſten 
und zugunſten nur des Beteiligten, in deſſen Perſon ſie vorliegen. 

Über das Ziel hinaus ſchießt § 31, der die Verabredung von Verbrechen 
grundſätzlich mit der Strafe der Begehung bedroht, was nur bei beſonders 
ſchweren Delikten am Platze iſt, während ſonſt ein Sondergeſetz gegen die Ver⸗ 
abredung genügt. Zu loben aber iſt, daß damit ſchlüſſig anerkannt iſt die Straf⸗ 
barkeit aller Beteiligten wegen Mittäterſchaft, wenn der kollektive Entſchluß einer 
Perſonenmehrheit nach der Abrede durch einen oder einige von ihnen zur Aus⸗ 
führung kommen ſollte und gekommen iſt (Entſcheidung über die Ausführung 
durchs Los uſw.) Der, die Ausführenden find dann tätig geworden in Verwirk⸗ 
lichung des Willens aller für alle. Vgl. auch Leitſätze S. 15. Es würde ſich empfeh⸗ 
len, dieſen Grundſatz? ausdrücklich zu ſanktionieren. Der geeignetſte Weg dazu 
wäre eine allgemeine, alle Formen der Mittäterſchaft deckende Beſtimmung des 
Inhalts: „Wenn eine ſtrafbare Handlung in Ausführung eines darauf gerichte⸗ 
ten gemeinſamen Entſchluſſes begangen wird, ſo iſt jeder an dem Entſchluß Be⸗ 
teiligte als Täter ſtrafbar.“ Rechtzeitiger Rücktritt eines Genoſſen unter den dafür 
beſtehenden Vorausſetzungen ſchließt dieſe Haftung aus. 


u Von mir wiederholt vertreten, Gerichtsſaal Bd. 89 S. 191 fg. Bd. 94 S. 14 fg. 
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Zu den Streitfragen des Strafrechts, an die lange Zeit hindurch in ſtets er⸗ 
neutem Bemühen ein Übermaß von Kraft geſetzt — und vergeudet — worden 
iſt, gehört beſonders das berüchtigte Problem der Kauſalität von Anter⸗ 
laſſungen. In Wahrheit kommt es nur darauf an, feſtzuſtellen, wann eine Pflicht 
zur Verhinderung eines Erfolges beſteht. So denn auch nach ſeinem Inhalte § 11a 
des Entw., dem weſentlich beizuſtimmen iſt. Aber weshalb wurde in der Über⸗ 
ſchrift „Begehung der Tat durch Unterlaſſen“ verjährtem Irrtum der Anſchein von 
Wahrheit gegeben? Zudem kann unterlaſſene Verhinderung auch bloße Beihilfe 
ſtatt Täterſchaft begründen, wozu denn die Überſchrift vollends nicht ſtimmt. Der 
Schutzmann, der einem Einbruch untätig zuſieht, iſt nicht deshalb Mittäter, viel⸗ 
mehr wegen negativer Beihilfe verantwortlich,; der Bahnwärter hingegen wird 
Täter aus 8 315 StGB. (Eiſenbahntransportgefährdung), wenn er die ihm ob» 
liegende Hinderungspflicht vorſätzlich verletzt uſw. 

Der 4. Abſchnitt des Entw., 88 32a und 32b, betrachtet als Regelform der ſtraf⸗ 
baren Handlung in Zuſammenfaſſung von Verſuch und Vollendung das 
„Unternehmen“. Die preußiſche Denkſchrift S. 134 ſieht im Unternehmen 
eines Verbrechens die Betätigung des Vorſatzes der Begehung durch Handlungen, 
die auf unmittelbare Gefährdung eines Rechtsgutes abzielen. Auch die unmittel⸗ 
bare Vorbereitung ſoll beſtraft werden, doch milder als das Unternehmen, 
Denkſchrift S. 135. 

Die Überſchrift zum 4. Abſchnitt des Entw. „Unternehmen und Vorbereitung 
ſtrafbarer Handlungen“ paßt inſoſern nicht zum Inhalte, als zwar im Unter⸗ 
nehmen die Vorbereitung nicht einbegriffen iſt, pofitiv aber über Vorbereitung 
und deren Strafbarkeit nichts geſagt wird. Erſt der beſondere Teil wird den 
Kreis ſtrafbarer Vorbereitung normieren. Von der Linie der Denkſchrift, die 
weitgehend generelle Strafbarkeit der unmittelbaren Vorbereitung annimmt, rückt 
der Entw. ab. Die Frage ſoll für die einzelnen Verbrechen beſonders geprüft 
werden. Das iſt zu billigen, denn die Bedürfnisfrage richtet ſich nach Art und 
Schwere des Verbrechens (Hochverrat uſw.). Auch iſt zu bedenken, daß vor⸗ 
bereitendes Tun, auch wenn Unmittelbarkeit gefordert wird, von noch unver⸗ 
fänglichem zuweilen ſchwer abzugrenzen iſt. Ein Geſichtspunkt, der freilich zurück⸗ 
treten muß hinter den Intereſſen des Staates, des Volkswohls uſw. Jedenfalls, 
auch nach der Denkſchrift, würden entfernte Vorbereitungsakte ausſcheiden, es 
müßten denn beſtimmte zur Vorbereitung dienliche Akte als ſolche, weil fie Ge⸗ 
legenheiten ſchaffen oder fördern, unter beſondere Strafſatzung geſtellt werden. 

Die Definition des Unternehmens im Entw. ſteht in weſentlicher Überein⸗ 
ſtimmung mit der Denkſchrift. Charakteriſtiſcher aber für die Verſuchs handlung 
als die „Unmittelbarkeit“ der Gutsgefährdung nach Denkſchrift und Entw. iſt der 
„Anfang der Ausführung“, wie ihn das geltende Recht verlangt“. 

Zum Verſuche gehört ein dem Tatbeſtand des Verbrechens entſprechendes, ein 
vom Begriff des Tötens, Stehlens, Brandſtiftens uſw. bereits erfaßtes, damit be⸗ 
ginnendes, es nicht abſchließendes Tun. Die „Unmittelbarkeit“ könnte bei un⸗ 
beendigtem Verſuch zu Mißverſtändnis führen, und eine „Gefährdung“ ergäbe bei 
Tatbeſtänden, die auf Gefährdung, nicht Verletzung abgeſtellt find, bereits Voll: 
endung. 

Über den Umfang, in dem eine Wandlung der bisher auf Begehung abge— 
ſtellten Tatbeſtände in Unternehmenstatbeſtände eintreten ſoll, kann erſt der be= 
ſondere Teil Aufſchluß geben. 


a Auch Freisler, Kommendes deutſches Strafrecht S. 9 fg. ſieht im „Anfang der Aus⸗ 
führung“ den Verſuch (S. 21. 22 ujw.). 
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In dem Beſtreben, die Rechtsgüter weitgehend bereits gegen Gefährdung, nicht 
erſt gegen Verletzung zu ſchützen, hat die preußiſche Denkſchrift die Bedürfnis⸗ 
grenze überſchritten. Ein Übermaß von Beſtrafungen, wie es z. B. mit einem 
generellen Tatbeſtand der Sachgefährdung ſtatt der Sachbeſchädigung ſich ver⸗ 
binden müßte, würde verbitternd wirken und dem Anſehen der Strafjuſtiz ab⸗ 
träglich ſein. Es klingt beſtechend, wenn aus der kämpferiſchen Einſtellung heraus, 
die mit dem Weſen des Nationalſozialismus gegeben iſt, einem Strafrecht, das 
die Verbote und Strafſatzungen grundſätzlich bereits auf die bloße Gutsgefährdung 
zurückverlegt, im Intereſſe wirkſamſter Verbrechensbekämpfung der unbedingte 
Vorzug vor einem Verletzungsſtrafrecht gegeben wird. Aber man überſehe nicht 
die Kehrſeite, verſchließe nicht die Augen vor den Nachteilen, die bei einer ſolchen 
Strafrechtsgeſtaltung in Kauf genommen werden müßten. Der Begriff der Ge⸗ 
fährdung ſchließt ein nicht zu bannendes Element der Ungewißheit ein, ſo daß 
nicht ſelten der eine Beurteiler Gefahr annimmt, wo der andere ſie ver⸗ 
neint, ohne daß ſich ausmachen läßt, wer recht hat. So würden nicht nur die 
ängſtlichen, ſondern auch wertvolle, geſetzestreue Rechtsgenoſſen oft genug mit 
dem Zweifel geplagt ſein, ob ein Tun noch zu verantworten wäre oder bereits 
das Gefährdungsverbot verletzte. Das träfe, wie nicht weiter ausgeführt zu werden 
braucht, gerade in den modernen Wirtſchafts⸗, Arbeits⸗, Verkehrsverhältniſſen auf 
eine ſehr große Zahl von Betätigungen zu. Eine Hemmung des Tätigkeitstriebes, 
der Entſchlußkraft aber wirkt nichts weniger als volkserziehlich. Hand in Hand 
mit dieſem Übermaße von Strafgefahr ginge ein viel zu weit getriebener rechts⸗ 
polizeilicher Gefährdungsſchutz auf Koſten des Selbſtſchutzes und des Selbſtver⸗ 
trauens, alſo eine Fürſorge, die mehr Schaden als Nutzen brächte. Es mag ge⸗ 
nügen, auf dieſe Bedenken hinzuweiſen, unter ergänzender Bezugnahme auf den 
Bericht in der Denkſchrift der Akademie S. 46 ff. | 

Ein anderes Geſicht gewinnt das Problem, wenn wichtigſte Staatsintereſſen 
auf dem Spiele ſtehen, die Volkswohlfahrt, die Abwehr von Gemeingefahr zu 
durchgreifenden Maßnahmen nötigt. Alle Gegengründe, möchten ſie auch an ſich 
volle Beachtung erfordern, müſſen ſchweigen gegenüber dem beſtimmenden Zweck, 
ſoweit nur möglich die Geſamtheit vor Schaden zu bewahren. Dann tritt das 
Gefährdungsſtrafrecht auf den Plan, ſei's neben gleichgerichtetem Verletzungsſtraf⸗ 
recht, ſei's in deſſen Umwandlung mit ausſchließlicher Geltung. In dem Neben⸗ 
einander von Verletzungs⸗ und Gefährdungsſtrafrecht, nach Verbrechensgebieten 
geſchieden, liegt die Löſung der Streitfrage. Dieſen Weg wird der Entwurf ein⸗ 
ſchlagen. Daß, wie bisher ſchon, ſo auch in Zukunft, an die Seite des Verletzungs⸗ 
ſtrafrechts manche polizeiliche Strafbeſtimmungen gegen gewiſſe, zumeiſt unnötige, 
für andere bedenkliche Betätigungen uſw. treten werden, verſteht ſich. 

Wenn das Gefährdungsſtrafrecht auch „Willensſtrafrecht“ genannt wird, ſo iſt 
mit dieſer Gleichſetzung nur ein Teil der Strafrechtsgeſtaltungen wiedergegeben, 
wie ſie der neuern ethiſierenden Rechtserfaſſung entſprechen. 

Es verdient Beifall, daß der Verſuch der Verbrechen allgemein mit Einſchluß 
der bisher als „Vergehen“ charakteriſierten Delikte, für ſtrafwürdig erklärt wird. 
Die Auswahl der ſtrafbaren und der ſtrafloſen Vergehensverſuche im StGB. 
iſt willkürlich. Es ſollte an ſich niemals freiſtehen, einen Rechtsbruch ſtraflos 
zu verſuchen. Abhilfe gegen zu weitgehende Strafverfolgungen wegen Verſuchs 
bei Deliktsgruppen mit bisher ſtrafloſem Verſuch bietet das Opportunitätsprinzip 
der Strafprozeßordnungss. 


s Freisler a. a. O. S. 23 wünſcht für gewiſſe Fälle eine Ausnahme von der Strafbar⸗ 
keit des Verſuchs, jo für einfache Beleidigung. Es iſt zuzugeben, daß bei manchen De: 
likten nur ſehr ſelten ein Bedürfnis, Verſuchsakte zu ſtrafen, beſtehen mag. 


1349 


Ein Bedürfnis grundſätzlicher Gleichbeſtrafung aber von Verſuch und Vollendung 
im Sinne der Denkſchrift kann nicht anerkannt werden. Das Strafrecht iſt nicht 
lediglich Willens ſtrafrecht. Die Strafe gilt der Tat und dem Willen. Das 
Volksrechtsbewußtſein, das auf Gehör doch vollen Anſpruch hat, verlangt nicht 
— von beſonders ſchweren Verbrechen abgeſehen — die Gleichbehandlung des 
nur verſuchten und des vollendeten Delikts. Der Berufung auf den „Zufall“, 
an dem der Erfolgseintritt geſcheitert ſei, ſteht die religiöſe Auffaſſung entgegen, 
die in allem menſchlichen Geſchehen das Walten höherer Macht ſieht. Das Ver⸗ 
geltungsverlangen hat dem vollendeten Delikt gegenüber die größere Kraft. Durch 
alte deutſche Rechtstradition, die zu verletzen nicht wohlgetan wäre, iſt die mildere 
Verſuchsſtrafe ſanktioniert. Bei unbeendetem Verſuch ſpricht auch das Willens⸗ 
moment gegen die Gleichbeſtrafung, denn erſt im beendigten Verſuch hat der Tat⸗ 
wille ſeine volle Energie entfaltet. 

Nach dem Entw. beiteht res integra. Denn der $ 73 mit dem Titel: „Beſondere 
geſetzliche Milderungsgründe“ ordnet nur deren Wirkung und behält die Ent⸗ 
ſcheidung, ob und wann bei einem Unternehmen, das nicht zum Erfolg geführt 
hat, eine Strafmilderung eintreten ſoll, noch vor. Für Verſagung der Milderung 
wird beſonders (nicht gerade ausſchließlich) die Schwere der Verbrechensart ins 
Gewicht fallen. Gelten gewiſſe Formen von Staats⸗, Tötungs⸗ und gemeingefähr⸗ 
lichen uſw. Verbrechen in dem Maße als verwerflich, daß bereits der Verſuch die 
Höchſtſtrafe des Geſetzes (Todesſtrafe, lebenslange Zuchthausſtrafe) verdiene, ſo 
fällt notgedrungen die Strafſchärfung für die Vollendung fort und es kommt 
deshalb zur Gleichbeſtrafung des Verſuchs. 

In der Konſequenz des Willensſtrafrechts würde die generelle Strafbarkeit des 
ſogenannten untauglichen Verſuchs liegen. Aber ſtrenge Folgerichtigkeit 
iſt keineswegs immer im Rechtsleben anzuſtreben. Der Geſetzesgeber ſteht öfters 
vor gleichbeachtenswerten, ſich durchkreuzenden und beſchränkenden Erwägungen 
und hat zwiſchen ihnen die rechte Mitte zu ſuchen. Strafendes Einſchreiten gegen 
ein naturgeſetzlich ſchlechthin unmögliches Beginnen fiele aus der Sphäre des 
Rechtes heraus und wäre geeignet, die Juſtiz aufs ſchwerſte zu kompromittieren. 
Mit dem Hexenwahn haben die Hexenprozeſſe aufgehört. Nicht anders kann es 
ſein bei allen ſonſtigen Formen des Aberglaubens. Das Rechtsgeſetz gilt nur 
für die Welt des naturgeſetzlichen Geſchehens; Anrufung göttlicher, dämoniſcher 
Gewalten, zu welchem Ziele immer, können die Geſetze gar nicht verbieten“. In⸗ 
ſofern iſt an der objektiven Verſuchtstheorie feſtzuhalten. Bewieſene rechtsfeind⸗ 
liche Geſinnung mag vollen Anlaß zu Sicherungs maßnahmen geben. Dagegen 
iſt für die Verwechſelungsfälle (A. wollte durch Arſenik vergiften, griff ver⸗ 
ſehentlich zu Zucker uſw.) der ſubjektiven Theorie der Vorzug zu gebend, und es 
liegt bei ſolchem Vergreifen auch nicht Anlaß zu Strafmilderung oder gar Straf⸗ 
verzicht vor. Die Regelung in § 32a Abſ. 2 des Entw. kann nicht gebilligt 
werden. 

Völlig ſcharf läßt ſich die Scheidung zwiſchen „abſolut“ und nur nach den 
Umſtänden des Einzelfalles untauglichen Verſuchsakten nicht durchführen. Für 
die Grenzfälle muß das richterliche Ermeſſen den Ausſchlag geben. 

Die ſcholaſtiſche, an Außerlichkeiten haftende, volksfremde Entgegenſtellung von 
idealer und realer Konkurrenz mit weſentlich verſchiedenen daran ans 
geknüpften Straffolgen?® paßt nicht in ein nationalſozialiſtiſches Strafrecht, 8 65 
des Entw. räumt damit auf. Vgl. auch Leitſätze S. 16. 


30 Oetker, Zeitſchrift für Strafrechtw. 17/60 fg. 
37 So auch Schoetenſack, Denkſchrift der Akademie S. 65. 
zs Mayer, Denkſchrift der Akademie S. 135 fg. 
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Strafarten und Strafbemeffung” 


Der Rechtsſtrafe ift höchſtperſönlicher Charakter weſentlich. Der Grundſatz „keine 
Strafe ohne Schuld“ verbietet Mitübertragung der Strafe auf dritte, am Ver⸗ 
brechen unbeteiligte Perſonen. In derſelben Richtung wirkt mit verſtärktem Ge⸗ 
wicht die Volksverbundenheit des nationalſozialiſtiſchen Gemeinweſens, die eine 
Gleichbehandlung des nichtſchuldigen mit dem fehlbaren Genoſſen ausſchließt. Daß 
unter der Beſtrafung des Schuldigen ſeine Angehörigen mit leiden, iſt freilich 
nie ganz zu verhindern. Aber, ſoweit angängig, ſind Strafmittel zu vermeiden, 
die ihrer Natur nach eine ſchwere Belaſtung der Familie des Sträflings ergeben. 
Aus dieſer Erwägung heraus war die Vermögenseinziehung in unſerm 
Rechte abgeſchafft. Der Entw. will ſie für gewiſſe, beſonders ſchwere Verbrechen 
wieder einführen. Das darf aber unbedingt nur unter voller Wahrung der 
Vollſtreckungsſchranken geſchehen, wie fie zur Fernhaltung ſchwerſter Schädigung 
Dritter geboten ſind (in Analogie und in Erweiterung der Sachbehandlung im 
Zivilprozeſſe und im Konkurs). Auch kann je nach den Umſtänden die Billig⸗ 
keit dafür ſprechen, noch über die ſo ſich ergebende Grenze hinaus der Familie 
des Verurteilten einiges zu belaſſen. Es verſteht ſich, daß der Fiskus das Vermö⸗ 
gen übernimmt mit allen Verbindlichkeiten, die darauf laſten. 
Vermeidbare Schädigung dritter, an der Straftat unbeteiligter Perſonen, muß in 
dieſer, wie in allen anderen Beziehungen, ganz beſonders in einer nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Geſetzgebung, vermieden werden. Es wird daher zur gerechten Durchfüh⸗ 
rung der Vermögenseinziehung eines Konkurs- oder doch konkursähnlichen Verfah⸗ 
rens bedürfen. Iſt doch für die Entwicklung des römiſchen Konkursverfahrens ein 
Konfiskationsverfahren vorbildlich geweſen (die prätoriſche missio in bona knüpft 
an das Verfahren gegen den damnatus et proscriptus an, v. Bethmann⸗Hollweg 
Zivilprozeß des gemeinen Rechts in geſchichtlicher Entwicklung II S 114; Mommſen 
Römiſches Strafrecht S. 1024). Auch an die Verteilung der Güter des Friedloſen 
im altnorwegiſchen Vollſtreckungsverfahren (v. Amira S. 106 fg.) ſei erinnert. Nach 
gemeinem Recht erhielten die Kinder des Verurteilten die Hälfte des Vermögens 
als Pflichtteil (außer im Falle des Hochverrats, I. 10 c. de bonis proscriptorum IX, 49). 
Es müſſen einerſeits Ausſonderungs⸗, Abſonderungsrechte anerkannt, andererſeits, 
um den Erfolg der Einziehung ſicherzuſtellen, Anfechtungsrechte nach Analogie der 
K. O. geſchaffen werden. Unentbehrlich ſind eine geordnete Maſſeverwaltung, Be⸗ 
ſtimmungen über den Neuerwerb des Verurteilten, ein Anmeldungs⸗, Feſtſtellungs⸗, 
Verteilungsverfahren uſw. 

Die Leitſätze S. 41 betonen ſehr mit Recht die Berückſichtigung Dritter, ins⸗ 
beſondere der Arbeiter in einem Betriebe, der nach Möglichkeit weiterzuführen iſt. 

Eine Grenzberichtigung zwiſchen Strafen und ſichernden Maßnahmen iſt dem 
Entwurf gegenüber im Hinblick auf die Einziehung geboten. 

Die Einziehung, im weiteren Sinne verſtanden, iſt Aneignung durch den Staat 
in bezug auf Gegenſtände, die aus Gründen der öffentlichen Sicherheit, zum Zwecke 
ziviler Sicherung, in Ausübung eines Strafanſpruches dem Privateigentum ent⸗ 
zogen werden. Die Einziehung verdorbener Nahrungsmittel z. B., wo immer ſie 
gefunden werden, ohne daß irgendwelches ſtrafbare Verhalten des Inhabers uſw. 
vorausgeſetzt wird, iſt rein verwaltungsrechtlich. Belege für zivile Einziehung 
bietet das Urheberrecht zur Genüge. Die Einziehung der instrumenta sceleris, 


9 Rietzſch, Strafenſyſtem in „Kommendes Strafrecht“ S. 85 fg.; Schäfer (Leopold), Straf: 
bemeſſung, daſelbſt S. 106 fg. Grau, Verwarnung mit Strafvorbehalt, daſelbſt S. 117 fg., 
Freisler, Strafenſyſtem Denkſchr. d. Akad. S. 109 fg.; Siegert, Grundzüge des Straf— 
rechts i. neuen Staate S. 61 fg., S. 75; Dahm, Erneuerung der Ehrenſtrafe, Juriſt. 
6014 0 39, 821 fg.; Schaffſtein, Nationalſozial. Strafrecht, Zeitſchr. f. Strafrechtswiſſ. 53, 

14 fg. 
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beim Wilderer z. B., hat den Charakter einer Nebenſtrafe, die für den Betroffenen 
empfindlicher ſein kann als die Hauptſtrafe. Der Entw. läßt dieſe gebotene 
Scheidung der Einziehung nicht gelten und identifiziert (Niſſen, Köbner uſw. 
folgend) die ſtrafrechtliche mit der verwaltungsrechtlichen Einziehung. Die Leit⸗ 
ſätze S. 43 verſehen dieſe Gleichſtellung mit einem Fragezeichen. 

Zu loben tft an der Einziehungsvorſchrift des $ 64a des Entw., daß Eigentum 
uſw. des Täters zur Zeit der Tat (nicht des Urteils) vorausgeſetzt wird. Der 
öffentlich⸗ rechtliche Anſpruch des Fiskus auf den Einziehungsgegenſtand kann 
nicht an privaten Verfügungen des Täters nach der Tat ſcheitern. Damit iſt 
feſtgeſtellt rückwirkende Kraft des durch die rechtskräftige Entſcheidung begründeten 
Eigentumsübergangs uſw. auf den Fiskus vom Zeitpunkte der Begehung an (ſo 
§ 64a Abſ. 3 zu verſtehen). Die zur Zeit noch herrſchende Anſicht verneint dieſe 
Rückwirkung; das iſt nicht ſtaatsautoritär, nicht nationalſozialiſtiſch gedacht. 

Aber unter die ſichernden Maßnahmen gehört dieſe Einziehung nicht. Im 
Strafgeſetz als Rechtsfolge des Delikts, als Reaktion gegen den Bruch der öffent⸗ 
lichen Rechtsordnung verhängt, iſt ſie Strafe, mag immerhin öfters eine polizei⸗ 
liche Sicherungstendenz, die Abſicht, Gegenſtände, die zu weiterer Deliktsverübung 
geeignet find, dem Täter zu entziehen, dabei mitſprechen. Widerlegt ſich nicht auch 
der Entw. ſelbſt, indem er in Abſ. 4 Verwandlung der Einziehung in Erlegung 
des Geldwerts, alſo doch eine „Straf“⸗Verwandlung vorſieht, ſowie durch Ab⸗ 
ſtellung der Eigentumsfrage auf den Zeitpunkt der Tat, während für ein Siche⸗ 
rungsbedürfnis doch die Zeit des Urteils entſcheiden müßte (alſo keine Einziehung, 
wenn ſich der Täter des gefährlichen Gegenſtandes entäußert hätte)? Die Ein⸗ 
ziehung kann Gegenſtände betreffen, die in keinem Betracht „gefährlich“ ſind, 
z. B. Fiſche, die während der Schonzeit gefangen wurden. Mit der „Gefährlich⸗ 
keit“ von Sachen iſt im Schrifttum großer Mißbrauch getrieben worden. Abſolut 
gefährliche Sachen gibt es überhaupt nicht, eine Sache kann Gefahr immer nur 
bringen unter Vorausſetzung eines gewiſſen Zuſammenhangs, in dem ſie ſteht. 
Die „Gefährlichkeit“ der Sache als Einziehungsgrund in den Strafgeſetzen wäre 
bei Licht beſehen Gefährlichkeit der Perſon, die ſie beſitzt. Wird bei einem Hand⸗ 
werksmann ein Werkzeug, mit dem er einen andern verletzt hat, eingezogen, ſo 
muß er ſich, will er ſeinen Beruf ferner ausüben, baldigſt einen gleichen Gegen⸗ 
ſtand beſchaffen; worin liegt denn nun die Sicherung? 

Die alle Fälle ſtrafgeſetzlicher Einziehung deckende Erklärung des Inſtituts 
iſt Unwürdigkeit des Täters, eine Sache ferner zu behalten, mit der er ver⸗ 
brecheriſch manipuliert hat. 

Die Annahme bloßer Sicherungsmaßregel kann, was der Entw. überſieht, zu 
unbilliger Schädigung Dritter führen. Die aushilflich eintretende Verpflichtung 
zur Erlegung des Geldwertes wäre dann im Konkurs des Schuldners verfolgbar, 
der Fiskus alſo in der Lage, den Konkursgläubigern des Täters, notleidenden 
Volksgenoſſen die Konkursrate zu ſchmälern. Das iſt gewiß nicht nationalſoziali⸗ 
ſtiſch gedacht. In Wahrheit iſt, wie es ſich gehört, dieſe Forderung, die ebenſo wie 
die Einziehung ſelbſt, den Charakter einer Strafe hat, als Strafforderung gemäß 
§ 63, 3 KO. von der Befriedigung im Konkurſe ausgeſchloſſen. 

Die Einziehung geht nach geltendem Recht und wird auch nach dem Entw. 
vielfach über den Kreis der instrumenta und producta hinausgehen. „Wenn es 
das Geſetz vorſieht“, jagt Abſ. 2 des § 64a, „darf auch in anderen Fällen auf 
Einziehung erkannt werden“. Es braucht nur an die Einziehungsvorſchriften 
des Finanzſtrafrechts erinnert zu werden. Dabei handelt es ſich vielfach um 
Gegenſtände, die in jedem Betracht ungefährlich ſind, Objekte einer Zolldefraude 
und dergleichen. Maßgebend iſt doch dann offenſichtlich der Strafgedanke. 

Die Einziehung in anderen Fällen als nach Abſ. 1 deckt auch die ſogenannte 
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unterſchiedsloſe Einziehung, alſo eine Einziehung, die eintritt ohne Rückſicht 
darauf, ob die Sachen einem Täter, Teilnehmer oder dritten Perſonen gehören. 
Ein Anwendungsfall iſt $ 295 StGB.: Einziehung des Gewehrs, des Jagdgeräts, 
der Hunde uſw., die bei unberechtigtem Jagen der Täter bei ſich geführt hat. In 
wörtlicher Auslegung müßte auch das Gewehr eingezogen werden, das zuvor der 
Wilderer dem Jagdberechtigten geſtohlen hatte. Das Reichsgericht hat für dieſen 
Fall eine Ausnahme zugeſtanden. Ein unzureichender Notbehelf! Die Einziehung 
müßte immer dann unzuläſſig ſein, wenn die deliktiſche Verwendung der Sache 
ohne jede Schuld des Eigentümers geſchehen war“. Im neuen Geſetzbuche darf 
dieſe Einſchränkung nicht fehlen. Der nationalſozialiſtiſche Staat bereichert ſich 
nicht auf Koſten eines Volksgenoſſen, der an dem Mißbrauch ſeines Eigentums 
völlig ſchuldlos war. Nur eine widerlegbare Vermutung der Schuld käme allen⸗ 
falls in Betracht. Die Alternative Nebenſtrafe oder Sicherungsmaßregel be⸗ 
gründet inſofern keinen Unterſchied. 

Die Einziehung im ſogenannten objektiven Strafverfahren, $ 640 des Entw., iſt 
nicht Strafe, ſondern polizeiliche Maßregel, deren Anordnung in die Hand des 
Strafrichters gelegt iſt. 

Die bloße Unbrauchbarmachung iſt nicht, wie die Einziehung, eine Ent⸗ 
eignung; dieſe Maßregel will einer Sache die „gefährliche“ Eigenſchaft oder die 
objektiv widerrechtliche Beſchaffenheit nehmen unter möglichſter Schonung der 
Sachintegrität und des Sachwertes. Sie findet ſich häufig in den Verwaltungs⸗ 
geſetzen. Das Strafgeſetzbuch 8 41 und der Entw. $ 64b handeln davon im 
Hinblick auf ſtrafbare Schriften uſw. und die zu ihrer Herſtellung beſtimmten 
Platten und Formen. Meines Ermeſſens hat der Verfaſſer einer nach ihrem 
Geſamtcharakter, nicht nur in einzelnen Stellen, unzüchtigen uſw. Schrift die Ein⸗ 
ziehung ſtatt bloßer Unbrauchbarmachung“ verdient und ſollte fie nicht dadurch 
vermeiden können, daß er einigen unverfänglichen Inhalt einmiſcht (was ja ganz 
überwiegend der Fall iſt). Der Entw. § 64b Abſ. 1 u. 3 begnügt ſich mit der 
Unbrauchbarmachung. 

Wie die Einziehung, jo iſt auch die Unterjagung der Berufsaus⸗ 
übung ſtrafrechtlich und verwaltungsrechtlich verwendbar. Die 88 319 u. 320 
des geltenden StGB. ſehen neben der Verurteilung von Eiſenbahn⸗ und Tele- 
graphenbeamten zu Freiheitsſtrafe uſw. wegen Gefährdung des Eiſenbahntrans⸗ 
ports, des Telegraphenbetriebs die Erklärung der Unfähigkeit zur Beſchäftigung 
im Eiſenbahn⸗, Telegraphendienſte vor. Die Maßnahme iſt zweifellos als Neben⸗ 
ſtrafe gedacht, wobei für die Wahl gerade dieſes Strafmittels eben der Sicherungs⸗ 
zweck den Ausſchlag gegeben hat. Die Unterſagung der Berufsausübung hin⸗ 
gegen nach § 421 des StGB., eingefügt durch Geſetz vom 24. 11. 1933, und 
damit übereinſtimmend $ 63b des Entw. iſt nicht als Nebenſtrafe zu erachten, 
denn dem Gericht ſteht die Wiederaufhebung frei, wenn der Zweck der Maßregel 
ihre Fortdauer nicht mehr erforderlich erſcheinen läßt, $ 63b Abſ. 4. Dieſe Sach⸗ 
behandlung verträgt ſich ſchlechterdings nicht mit dem Strafbegriff. Immerhin 
hat die Unterſagung für den Betroffenen ſtrafähnliche Wirkung, und daraus 
erklärt ſich, daß nach §S 456d StPO. (durch das AG. zu dem Geſetz vom 24. 11. 1933 
in die StPO. eingefügt) das Gericht beim Erlaſſe des Urteils auf Antrag oder 
mit Einwilligung des Verurteilten das Inkrafttreten der Unterſagung durch Be⸗ 
ſchluß aufſchieben kann, wenn das ſofortige Inkrafttreten für den Verurteilten 


% So mein Vorſchlag, Strafen und ſichernde Maßnahmen nach dem Vorentwurf 1910 S 23. 

41 So frühere Entwürfe des StGB. 

e Ergänzt durch $ 1450 StGB. (Übertretung des 1939 0 und S 260 Abi. 2 StPO. 
in Faſſung des Art. 2 des AG. zum Geſetz vom 24. 11. 1933 (Beruf uſw., deſſen Ausübung 
unterſagt wird, im Urteil genau zu bezeichnen). 
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uſw. eine erhebliche, außerhalb des Zwecks liegende Härte bedeuten würde. Darin 
liegt eine Anleihe beim Strafbegriff aus Billigkeitsgründen, nicht eine Preisgabe 
des verwaltungsrechtlichen Charakters. Gegen die jo modifizierte Sicherungs⸗ 
maßnahme beſteht kein Bedenken. Die Überweiſung an den Strafrichter erklärt 
ſich aus dem Zuſammenhange mit ſtrafbaren Handlungen, die einen Mißbrauch 
des Berufs, Gewerbes ergeben. Aber neben dieſer durchgreifenden Berufsſperre 
können nicht die zahlreichen, in Einzelgeſetzen (Steuer⸗, Gewerbegeſetzen) ent⸗ 
haltenen ähnlichen Bildungen unverändert fortbeſtehen, ſollen nicht ärgerliche 
Konkurrenzen und Kolliſionen die Rechtsübung belaſten. 

Für Beamte bleibt es bei den beſonderen Vorſchriften des StGB. (SS 31, 34, 
35, 359) uſw. und der Diſziplinargeſetze. Hier hat die entſprechende Maßnahme 
ſtrafrechtlichen, diſziplinären Charakter. Dieſer Hinweis zeigt klar, daß der gleiche 
Rechtszweck der Unterſagung, Aberkennung, ſich auf verwaltungsrechtlichem und 
ſtrafrechtlichem Wege erreichen läßt. Die Konſequenzen, insbeſondere der Einfluß 
einer Begnadigung, ſind in beiden Fällen verſchieden. Nach Möglichkeit aber 
ſollte einheitliches Recht geſchaffen werden. Immer iſt der Zweck, die Allgemein⸗ 
heit vor Gefährdung, weiterer Gefährdung zu ſchützen, für die Wahl dieſer Straf⸗ 
maßnahme und der nicht ſtrafartig geſtalteten Unterſagung uſw. beſtimmend. 
Strafe und Sicherung grenzen hier in der Tat nahe aneinander. Strafgeſetzliche 
Regelung bleibt notwendig lückenhaft und kann nicht ebenſo elaſtiſch ſein wie das 
Verwaltungsermeſſen. 

Wie immer die Strafarten gewählt und ausgeſtaltet werden, mit Vor⸗ 
zügen verbinden ſich Mängel. In der Aufklärungsperiode hielten es die Wort⸗ 
führer der neuen Ideen allen Ernſtes für möglich, vollkommene Strafgeſetze 
zu ſchaffen. Gerade an die Adreſſe der Strafgeſetzgeber ging das Wort Friedrichs 
des Großen: „Les choses parfaites ne sont pas du ressort de l'humanité.“ Be⸗ 
denkt man die Abſtufungen der Schuld, wie ſie auch bei den ſchwerſten Verbrechen 
beſtehen, und die Fehlbarkeit menſchlicher Richter, die immer bleiben wird, trotz 
ſorgſamſter Prozeßeinrichtungen, ſo begreift ſich, daß öfters in Teilbarkeit (alſo 
nicht Freiheitsſtrafe auf Lebenszeit) und Unwiderruflichkeit (alſo nicht Todes⸗ 
ſtrafe) unentbehrliche Strafeigenſchaften gefunden wurden. Aber an den Staats⸗ 
notwendigkeiten, unbeirrbar feſtgehalten von unſerer autoritären Staatsführung, 
ſcheitert dieſes Verlangen. 

Über die Frage der Todesſtrafe ſind die Akten geſchloſſen. Ihre Unent⸗ 
behrlichkeit in einem nationalſozialiſtiſchen Gemeinweſen, das frei von ſentimen⸗ 
talen Anwandlungen im Volks wohle den Leitſtern findet, ſteht für jeden 
Verſtändigen feſt, an Unbelehrbaren ſcheitern Belehrungsverſuche. Die zutreffende 
Beſtimmung der todeswürdigen Verbrechen (Mord, ſchwere Fälle des Hochverrats, 
Landesverrats uſw.) iſt Sache des beſonderen Teils. 

Die Gliederung der Freiheitsſtrafen in Zuchthaus, Gefängnis, Feſtungs⸗ 
haft und Haft, § 34 Entw., entſpricht geſundem Rechtsgefühl. Der ehrloſen (oder 
doch in erhöhtem Maße ehrenrührigen) Tat gebührt das Zuchthaus; rechtlich⸗ 
ſittliche Mißbilligung drückt die Gefängnisſtrafe aus; die Ehrenhaftigkeit des 
Täters iſt vorausgeſetzt, wenn er zur Feſtungsſtrafe verurteilt wird; der Haft⸗ 
ſtrafen bedürfen wir vorzugsweiſe im Polizeirecht, für leichtere fahrläſſige Ver⸗ 
gehen uſw. 

Die Beibehaltung der lebenslangen Zuchthausſtrafe iſt zuweilen angefochten 
worden. Mit Unrecht. Es mag in Frage kommen, dem Mörder in minderſchweren 
Fällen (die hier nicht zu erörternde Abgrenzung gegenüber dem Totſchlage fällt 
dabei ins Gewichts) die Todesitrafe zu erſparen, aber bloße zeitige Zuchthaus— 
ſtrafe würde nicht hinreichen. Auch für ſchwere Formen des Raubes, der Brand: 


13 Darüber Oetker, Deutſchlands Erneuerung 17. Ihrg. S. 604 fg. 
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ſtiftung uſw. kann lebenslange Zuchthausſtrafe am Platze fein. Als Zwiſchenſtufe 
zwiſchen Todesſtrafe und zeitiger Zuchthausſtrafe iſt ſie nicht zu entbehren. 

Die verſchiedene Schwere der Freiheitsſtrafen muß im Vollzuge zum Ausdruck 
kommen. Dieſe Regelung iſt nicht Sache des StGB., ſondern eines ergänzenden 
Vollzugsgeſetzes. Eine Feſtſtellung und Forderung aber, die mit dem Weſen des 
Nationalſozialismus gegeben iſt, darf an dieſer Stelle nicht fehlen. Niemand hat 
den Anſpruch, als Gefangener — auch nicht als Feſtungsgefangener — auf Staats⸗ 
koſten beſchaulich zu leben, und das Vorurteil, daß es dem „Gebildeten“ — abge⸗ 
ſehen von ehrenrühriger Verfehlung — nicht zugemutet werden dürfe, in der Ge⸗ 
fangenſchaft körperlich zu arbeiten, muß abgetan ſein bei der Gleichachtung jeder 
Art von Arbeit im nationalſozialiſtiſchen Staate“. 

Auf ſtarker Übertreibung beruht es, wenn vielfach Kriminal politiker alle kür⸗ 
zeren Freiheitsſtrafen für nutzlos und verderblich erklärt und einen Mindeſtſatz 
von ſechs Wochen (oder gar drei Monaten) Gefängnis verlangt haben. Eine 
kürzere Strafe iſt, wenn bei geeigneter Ausgeſtaltung der Strafzweck (hinreichende 
Sühne des Rechtsbruchs uſw.) auch durch ſie erreicht werden kann, gewiß nicht von 
Übel, vielmehr ein Vorzug. Bei energiſcher Vollitredung in Einzelhaft mit Ars 
beitszwang kann von einer verſchlechternden Wirkung kurzer Freiheitsſtrafe nicht 
die Rede ſein. Für leichtere Vergehungen würden mehrmonatige Gefängnisſtrafen 
(von Rückfall uſw. natürlich abgeſehen) zu hart ſein, während Geldſtrafe keines⸗ 
wegs immer ausreichte (oder an der Vermögenslage des Täters ſcheiterte). Das 
Mindeſtmaß der Gefängnisſtrafe wäre m. E. auf zehn Tage anzuſetzen (Zwerg⸗ 
ſtrafen von zwei, drei uſw. Tagen find natürlich verkehrt). Der Entw. $ 35 hat 
eine Woche. Von der Dauer der Monate ſollte die Strafe unabhängig ſein, indem 
ſtatt der „Monate“ 30tägige Zeiträume gewählt würden; ein Mehr oder Minder 
von drei Tagen — Februar, März — fällt doch ins Gewicht. 

In Übereinſtimmung mit früheren Entwürfen, § 18 des Vor⸗Entw. 1909 uſw., 
fieht $ 36a des Entw. Schärfungen der Zuchthaus⸗ und Gefängnisſtrafen (gemin⸗ 
derte Koſt, harte Lagerſtätte, verringerte Beleuchtung, zu beſtimmten Zeiten 
wiederkehrend) vor, wenn die Tat von beſonderer Roheit, Bosheit, Grauſamkeit 
oder Verworfenheit zeugt oder nach der Perſönlichkeit des Täters (zu eng Vor⸗ 
Entw.: „nach den Vorbeſtrafungen“) anzunehmen iſt, daß der gewöhnliche Straf⸗ 
vollzug auf ihn nicht die erforderliche Wirkung ausüben werde. Ein national⸗ 
ſozialiſtiſches Strafrecht hält ſich von übel angebrachter „Humanität“ fern und 
ſorgt dafür, daß dem Rohling uſw. unter den Geſichtspunkten der Vergeltung und 
der Vorbeugung die Strafe körperlich fühlbar wird. Noch wirkſamer wäre 
gewiß manchen dieſer Elemente gegenüber die körperliche Züchtigung. 
Aber der Entw. hat ſie mit Recht nicht aufgenommen. Wer vom „Büttel“ ge⸗ 
prügelt worden iſt, bleibt, ſolange die Erinnerung an den Vorgang währt, miß⸗ 
achtet, und auch den Gefangenwärter, der zu prügeln hat, trifft — ſchon die Be⸗ 
zeichnung „Büttel“ zeigt es an — ein Teil der Geringſchätzung mit. Eine Auf⸗ 
faſſung von Manneswürde, die zu verleugnen, einem nationalſozialiſtiſchen Ge⸗ 
meinweſen am allerwenigſten in den Sinn kommen wird. 

Nach den Erfahrungen, die zur Genüge gemacht worden ſind, braucht vor einer 
Überſchätzung von Vollzugsſyſtemen kaum noch gewarnt zu werden. Der ſtufen⸗ 
weiſe Strafvollzug insbeſondere, der bei langdauernden Zudthaus: und Gefäng⸗ 
nisſtrafen zur Vermeidung übermäßiger Härten und des unvermittelten Über: 
gangs aus dem Kerker in die Freiheit mit ihren Verſuchungen ſeine Be— 
rechtigung hat, wird übertragen auf kürzere Strafen zu einer Preisgabe der un: 
entbehrlichen Strafſtrenge, ja zur vollen Karrikatur. 


An dieſem Prinzip iſt feſtzuhalten, Rückſichtnahme auf die Geſundheit, die Fähig⸗ 
keiten, den Beruf des Gefangenen aber ſelbſtverſtändlich nicht ausgeſchloſſen. Das Nähere 
gehört in die Vollzugsordnung. 
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Die Verwendbarkeit der Yeftungshaft hängt ab von der Stellungnahme 
des Entw. zum Zweikampfe und zu den Staatsverbrechen. Jedenfalls aber muß 
ſie, wenn auch in anderem Sinne als die Zuchthaus⸗ und Gefängnisſtrafe, wirk⸗ 
liche Strafe, alſo ein fühlbares Übel ſein. 

Privilegierung der Überzeugungsverbrecher als ſolcher iſt indiskutabel. Der 
nationalſozialiſtiſche Staat ſtreckt nicht die Waffen vor ſeinen erklärten Feinden. 

Eine Gemeinſchaft kann nicht Ehre genießen, wenn ſie nicht bei ihren Gliedern 
auf Ehre hält. Das gilt für alle Körperſchaften von ſozialem Werte, einerlei, ob 
das Geſetz eine beſondere Verbandsehre annimmt oder Ehrenſchutz für alle Mit⸗ 
glieder als ausreichend erachtet, es gilt nach nationalſozialiſtiſcher Auffaſſung im 
beſonderen Maße für die Geſamtheit der Volksgenoſſen, für das im Staat organi⸗ 
ſierte Volk. Das deutſche Volk iſt Ehrenträger, und der einzelne Genoſſe verwirkt 
den Mitgenuß dieſer Ehre durch ehrwidriges Verhalten. Das iſt heute der Aus⸗ 
gangspunkt für die Ehrenſtrafen, deren Unentbehrlichkeit gerade im Lichte 
des Nationalſozialismus ohne weiteres einleuchtet. Es iſt zutreffend, daß der 
Entw. § 46 fg. fie als Verluſt von Ehrenrechten geſtaltet. Aber zu beanſtanden 
iſt, daß nur, und zwar geſondert, vom Verluſt der Amtsfähigkeit und des Wahl⸗ 
und Stimmrechts, gehandelt wird. Damit iſt nicht der ganze Komplex der Ehren⸗ 
rechte erfaßt, und das ſollte doch, ſoweit angängig, im Strafgeſetzbuch ſelbſt 
geihehen®. 

Aus dem Ganzen des Ehrenrechtsverluſtes laſſen ſich dann einzelne Stücke 
herausnehmen und als beſchränkte Ehrenſtrafen verwenden. So der Verluſt der 
Amtsfähigkeit, indem dieſe gegenüber der Wahlfähigkeit ein erhöhtes Maß von 
Würdigkeit ihres Trägers vorausſetzt. 

Bedenken erweckt die Achtung nach § 45a des Entw., deren Tragweite nicht 
genügend geklärt iſt und die, was in keinem Falle tragbar iſt, auch neben zeitiger 
Zuchthausſtrafe zugelaſſen wird. Die Vorausſetzung iſt, daß ſich der Täter durch 
ſeine Tat für immer außerhalb der Volksgemeinſchaft geſtellt hat. Es genügt nicht 
ein „beſonders ſchwerer Fall“ (S 72a des Entw.) der in Betracht kommenden Ber: 
brechensart, die Tat muß von ſolcher Verworfenheit zeugen, daß das Band zwiſchen 
Täter und Volk zerriſſen iſt und der Gemeinſchaft nicht zugemutet werden kann, 
ihn noch als Genoſſen gelten zu laſſen (Landesverrat, Hochverrat, Tötungs⸗ und 
gemeingefährliche uſw. Verbrechen ſchlimmſter Art). Die Achtung wird öffentlich 
bekanntgemacht und bewirkt den dauernden Verluſt der deutſchen Staatsangehö— 
rigkeit, der Amtsfähigkeit, des Wahl: und Stimmrechts, und hat bei Zuchthausſtrafe 
die Strafſchärfungen des $ 36a des Entw. zur Folge uſw. 

Die preuß. Denkſchrift S. 32, 115 ſpricht nur von Achtung „durch Reichsverwei⸗ 
ſung“. Im Entw. iſt von Reichsverweiſung nicht die Rede. Ausgeſchloſſen ſoll 
ſie gewiß nicht ſein, aber ſie iſt mit der Achtung nicht notwendig verbunden. 

Freisler“ ſieht in der Achtung an ſich volle Rechtsvernichtung, insbeſondere den 
Verluſt von Penſions⸗, Unterſtützungsanſprüchen uſw., des Rechts, ſich Arbeiter zu 
nennen, überhaupt irgendwelche Berufsbezeichnung zu führen, der Fähigkeit, Vor— 
mund, Zeuge uſw. zu ſein, doch bedürfte es der Einzelprüfung, ob der Verluſt 
aller Rechte reſtlos durchgeführt werden könne, es entſtehe z. B. die Frage, ob etwa 
auch das Eheband zu löſen ſei uſw. Eine Achtung mit dieſen Wirkungen würde an 
den „bürgerlichen Tod“, wie ihn das bayer. StZ. von 1813 Art. 7 nach dem 
Muſter der römiſchen cap. deminutio magna und des code pénal Art. 18 kannte, 
ſehr nahe anſtreifen. Eine Wiederbelebung dieſes Inſtituts aber (aufgehoben in 


. In der Spaltung und Unvollſtändigkeit wirkt nach die Verkehrung der Ehrenſtrafen 
in zwei ſichernde Maßnahmen nach d. früh. Entw. (Fernhaltung „unzuverläſſiger“ Per: 
ſonen von Amt, Wahl uſw.). Vgl. Gerichtsſaal Bd. 104 S. 17 fg. 

1 d. Akad. S. 113 uſw. Vgl. auch Rietzſch, Kommendes deutſches Straf— 
recht S. 99. 
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Frankreich durch Geſetz vom 31. Mai 1854, in Bayern durch Geſetz vom 18. No: 
vember 1849) wäre dringend zu widerraten?”. 

Man wird vielmehr die Achtung auf der Grundlage des Entw. zu würdigen 
haben. Hiernach beſteht die Möglichkeit, daß der Geächtete nach der Entlaſſung aus 
dem Zuchthaus im Inland verbleibt. Den Anſpruch, als Volksgenoſſe anerkannt zu 
werden, hat er verwirkt. Er gilt als Fremdling, dem ein Stigma aufgedrückt iſt. 
Aber was ſoll nun werden? Sich redlich durchzubringen, wird ihm ſo gut wie un⸗ 
möglich ſein. Sieht er ſich nicht dem Verbrechen in die Arme getrieben? Ver⸗ 
hungern will er nicht. Man kann ihn auch nicht verhungern laſſen. Wird er Objekt 
der Armenpflege, ſo muß er auch zur Arbeit angehalten werden. Geſchieht das 
nicht viel beſſer im Zuchthaus? Wird nicht auch der Geächtete, wenn noch ein Reſt 
von Ehrgefühl in ihm iſt, ſelbſt den dringenden Wunſch haben, zeitlebens im Zucht⸗ 
hauſe belaſſen zu werden? In Kolonien deportieren können wir nicht. Für Ver⸗ 
brechergebiete im Heimatlande hat, von andern Gegengründen abgeſehen, ein Volk 
ohne Raum nicht Platz. N 

Alſo bleibt nur übrig, die Achtung außer an die Todesſtrafe, an lebenslanges 
Zuchthaus zu knüpfen und das Gericht geſetzlich zu ermächtigen, in Fällen, wo die 
Achtung geboten iſt, an Stelle an ſich verwirkter zeitiger, lebenslange Zuchthaus⸗ 
ſtrafe zu ſetzen. In der Regel aber wird das ächtungswürdige Verbrechen ohnehin 
lebenslanges Zuchthaus (oder den Tod) verdient haben. 

Die Achtung wird ſo zu einer qualifizierten Verſchärfung ſchwerſter Strafen. 
Aber die Möglichkeit der Reichsverweiſung unter Verzicht auf weiteren Vollzug 
der Zuchthausſtrafe (von vornherein doch wohl nicht!) würde nach dem Grund⸗ 
gedanken der Achtung bleiben. Damit iſt eine Frage berührt, die noch der Klä⸗ 
rung bedürfte. Unter kriminalpolitiſchem Geſichtspunkt ſind Verbrecher⸗ 
Verweiſungen entſchieden bedenklich, ſchon weil das Nachbarland ſich einer ſolchen 
Einfuhr widerſetzen, Eindringlinge möglichſt bald wieder los zu werden bemüht 
ſein wird (weſentlich dieſer Grund hat die einſt ſo häufigen Landesverweiſungs⸗ 
ſtrafen zu Fall gebracht). Als ſtaatspolitiſche Maßnahme zeigt freilich 
die Verweiſung ein anderes Geſicht. 

Sicher, daß in einem nationalſozialiſtiſchen Gemeinweſen die Volksverbundenheit 
mit dem Verbrecher ihren Sinn verloren hat, wenn dieſer durch ſeine Miſſetat der 
Volkszugehörigkeit verluſtig geworden iſt. Aber ein abſchließendes Urteil über die 
Achtung des Entw. wird erſt möglich nach zweifelsfreier Ausgeſtaltung der Maß⸗ 
regel. 

Ein ſehr ſchwieriges und nur annähernd lösbares Problem iſt eine der ſozialen 
Gerechtigkeit entſprechende Geſtaltung der Geldſtrafen. Auch der Geſetzgeber 
kann hier zur Zeit nur Abſchlags zahlungen leiſten. Aber viel bleibt zu tun 
übrig. 

Das geltende Recht, $ 30 StGB., läßt Vollſtreckung der Geldſtrafe in den Nach⸗ 
laß zu, wenn das Urteil bei Lebzeiten des Verurteilten rechtskräftig geworden 
war. Eine oft, aber ſehr mit Unrecht angefochtene Beſtimmung. Es iſt richtig, 
daß Strafen unvererblich ſind. Aber die Vollſtreckung in den Nachlaß iſt eben 
nicht Stra f vollſtreckung, vielmehr Beitreibung der dem Staate aus dem rechts⸗ 
kräftigen Urteil erwachſenen öffentlich-rechtlichen Forderung als ſolcher, nicht zum 
Zwecke der Beſtrafung des Erben. Welcher ſtichhaltige Grund ſpräche dafür, dem 
Erben den Vorteil zu belaſſen, der ihm daraus erwachſen würde, daß der Ber: 
urteilte nach Rechtskraft des Urteils nicht gezahlt hat? Der nationalſozialiſtiſche 
Staat hat wirklich nicht Anlaß, eine ſolche ungerechtfertigte Bereicherung des Erben 
hinzunehmen. In das Vollſtreckungsgeſetz iſt daher eine dem $ 30 StGB. ent⸗ 


S Wen noch das Gutachten Biſchoffs bei Goltd. Materialien zum preuß. 
t 1 S 
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ſprechende Beſtimmung einzuftellen. Es denkt ja auch niemand daran, die Voll⸗ 
ſtreckung auszuſchließen, wenn der Verurteilte in Geiſteskrankheit verfallen iſt. 
Auch das iſt nicht Stra fvollſtreckung. 

Schon im Hinblick auf die unvermeidlich verſchiedene Wirkung der Freiheits⸗ 
ſtrafe nach Alter, Beruf, Geſundheitszuſtand uſw. des Verurteilten hat der Geſetz⸗ 
geber guten Grund, in Vermeidung entbehrlicher Freiheitsentziehung zu Geld⸗ 
ſtrafen zu greifen. Aber ein großer Kreis von Vergehungen erheiſcht nach ge⸗ 
ſunder Volksauffaſſung, daß der Täter mit ſeiner Perſon büße. 

Vielfach empfiehlt ſich, beide Strafarten zu verbinden. Sehr richtig § 38 des 
Entw.: „Hat der Täter in der Abſicht gehandelt, ſich zu bereichern, ſo kann Geld⸗ 
ſtrafe neben Freiheitsſtrafe auch dann verhängt werden, wenn das Geſetz Geld⸗ 
ſtrafe nicht oder nur wahlweiſe neben Freiheitsſtrafe zuläßt.“ Eine Kombination, 
die unter den Geſichtspunkten der Vergeltung und der Prävention begründet iſt. 

Der Entw. iſt bemüht Erſatzfreiheitsſtrafe, $ 39, möglichſt zu vermeiden, ſieht 
daher vor Gewährung von Zahlungsfriſten, Entrichtung in Teilzahlungen, $ 37 
Abſ. 2, Tilgung der Geldſtrafe durch freie Arbeit, § 39, dies ein Ausweg, der in 
der Periode der Arbeitsloſigkeit nahezu ganz verſperrt war, jetzt in weiteſtem 
Maße ſich eröffnet. Das ſoziale Empfinden iſt ſchwer verletzt, wenn der Wohl⸗ 
habende zahlt, der Arme im Gefängnis zu büßen hat. Ganz zu vermeiden ſind 
aber ſolche Ungleichheiten nicht. Denn es darf nicht wegen Verſagens der Erſatz⸗ 
mittel zur Strafloſigkeit kommen. 

Das Prinzip der Opfergleichheit muß Leitmotiv des Geſetzgebers ſein. „Die 
Geldſtrafe iſt der Lebenshaltung und den wirtſchaftlichen Verhältniſſen des Täters 
anzupaſſen“, § 70 Abſ. 1 des Entw. Eine voll befriedigende Durchführung dieſer 
Forderung aber muß ſchon an der gebotenen Promptheit der Rechtspflege, der 
Antunlichkeit weitausſehender Erhebungen ſcheitern. Immer beſteht bei der Geld: 
ſtrafe die Schwierigkeit, daß zwei Gruppen von Bemeſſungsgründen, nach der 
Tatbeſchaffenheit und nach der wirtſchaftlichen Lage des Täters, Beachtung fordern 
und nicht ſelten in Widerſtreit geraten werden, ſo daß ein reines Ergebnis nicht 
zu erzielen iſt. 

Der Entw. § 37 Abſ. 2 läßt dem Richter die Wahl zwiſchen Geldſtrafen in 
feſtem Betrag und nach Teilen des Einkommens. Aber wird nicht die Opfergleich⸗ 
heit verletzt, indem § 37 Abſ. 1 den Mindeſtbetrag der Geldſtrafe nach dem Durch⸗ 
ſchnittseinkommen des Verurteilten an einem Tage beſtimmt? Alſo einerlei, ob 
er Familienvater iſt oder nur für ſich zu ſorgen hat, ohne Rückſicht darauf, welche 
Zahlungspflichten uſw. ihm obliegen? Vgl. dagegen Leitſätze 17, 41. 

Das Ideal iſt auch in dieſem Betracht nicht erreichbar. Aber man muß doch 
bemüht jein, ihm näherzukommen“s. Das iſt auch der Standpunkt der Leitſätze 
S. 17, 18. 

Daß die Geldſtrafe den aus der Tat bezogenen Nutzen überſteigen muß, $ 70 
Abſ. 2 des Entw., iſt ſelbſtverſtändlich und war doch einſt zum Frommen der 
Wucherer und Schieber unbeachtet geblieben. 

An Stelle des viel zu weitgehenden Verzichts auf Freiheitsſtrafe zugunſten von 
Geldſtrafe in 8 27b StGB., tritt $ 73 Ziff. 2 Schlußſatz des Entw.: Wandlung 
an ſich verwirkter Freiheitsſtrafe unter einem Monat in Geldſtrafe, wenn ein 
geſetzlicher Strafmilderungsgrund vorliegt und die Geldſtrafe genügt, um den 
Strafzweck zu erreichen. Durchaus zu billigen iſt die Wiederaufnahme des Ver— 
weiſes in Leitſätze 17. 

Die Bemeſſung der Freiheitsſtrafen iſt im Vergleich zu Geldſtrafen 
inſofern erleichtert, als nicht einander durchkreuzende Rückſichten — auf Tat— 
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geſtaltung und Vermögenslage — in Betracht kommen. Dafür macht ſich mit ver⸗ 
ſtärktem Gewicht der ungenügende Ausbau der Strafzumeſſungslehre fühlbar. Der 
Nationalſozialismus verlangt, daß beim Meſſen der Schuld weitgehend ethiſche 
Maßſtäbe angelegt werden“. Wie wenig iſt aber bisher für dieſe Angleichung 
von Strafrecht und Ethik geſchehen! 

Die dem Einzelfalle angemeſſene Strafe läßt ſich nicht errechnen, ſie beruht auf 
Wertungen der Tat und der Schuld. Daß die Gefahr und der Schaden, die der 
Täter verurſacht hat, voll zu beachten find, jagt der Entw. § 69a im Hinblick auf 
Fahrläſſigkeitsdelikte ausdrücklich. Die vorſätzliche Tat inſofern anders zu beurteilen, 
wäre ein handgreiflicher Widerſpruch. Jede vom Vorſatz umfaßte Gutsgefährdung 
und Gutsſchädigung hat der Täter zu verantworten. Der zutreffend beſtimmte 
Vorſatzbegriff lehrt, in welchem Maße Abweichungen der wirklichen Tatgeſtaltung 
von dem Tatbilde, das ſich der Täter entworfen hatte, für die Vorſatzfrage erheblich 
find. Aufgegeben iſt die Erfolgshaftung, $ 20 des Entw. Der Strafbeſtimmungs⸗ 
grund der Schuld ſteht nicht unabhängig neben dem Maßſtabe der Tat, ſondern 
iſt untrennbar mit ihm verbunden. Wie könnte es in einem Willens⸗, alſo 
Schuldſtrafrecht anders ſein? Im Strafgrunde nach nationalſozialiſtiſcher Auf⸗ 
faſſung ſind der Sühne⸗ und der Schutzgedanke gleichmäßig enthalten. Zu voller 
Wirkung kommen beide in dem Leitſatze für Strafbemeſſung, $ 69 des Entw. 
Aus der Art des Angriffes auf Volkswohlfahrt und Volks frieden, aus den ver⸗ 
ſchuldeten Folgen der Tat und auch aus dem Verhalten des Täters nach der Tat 
ergibt ſich das Maß des verbrecheriſchen Willens, § 69 Schlußſatz. Vgl. auch Leit⸗ 
ſätze 32. 

Voll gerechte, in jedem Betracht der Verfehlung gemäße Strafbemeſſung iſt auch 
für den erfahrenſten und weiſeſten Richter nur annähernd erreichbar. Aufgabe 
der Strafſanktionen des beſonderen Teils iſt es, dem Richter unter Vermeidung 
von Übermaß, das zu Abirrungen in Strenge, Milde führen würde, ein aus⸗ 
reichendes Ermeſſen ſicherzuſtellen. 

Die „mildernden Umſtände“, unbenannte Strafmilderungsgründe, die zur Ver⸗ 
weichlichung der Strafrechtspflege ihr volles Maß beigetragen haben, hat der 
Entwurf geſtrichen. Sie verdankten ihre Aufnahme in unſer Recht einer geſchicht⸗ 
lichen Zufälligkeit, den übermäßig harten Strafdrohungen des code pénal, die 
dann in dieſer ſachwidrigen Weiſe korrigiert wurden. Durch wohlbedachte Straf⸗ 
grenzen ſind mit den ſchwereren auch die leichteren Fälle berückſichtigt. Die 
mildernden Umſtände in den deutſchen Strafgeſetzen waren ein übles Beiſpiel 
ſklaviſcher Rechtsentleihung. 

Aber es gibt Milderungsgründe, die in der ordentlichen Strafſatzung, weil ſie 
ſonſt des gebotenen Nachdruckes entbehren würde, nicht mit berüdjihtigt werden 
können. Daher läßt der Entw. 8 73 Milderung der Normalſtrafe zu an der Hand 
geſetzlich anerkannter Gründe (im Falle der Beihilfe z. B.), nicht, wie es bei den 
mildernden Umſtänden zutraf, nach freiem Ermeſſen des Richters. 

Indem ferner der Entw. in beſon ders ſchweren und außergewöhn⸗ 
lichleichten Fällen, die den ordentlichen Strafrahmen nach oben oder unten 
hin ſprengen würden, Strafänderungsgründe gegenüber der Normalſatzung ſieht, 
§ 72a und S 74, iſt er bemüht, allen Tatgeſtaltungen weitgehend gerecht zu werden. 
Ein beſonders ſchwerer Fall liegt namentlich vor bei ſchwerer Schädigung oder 
Gefährdung des Volkswohls und bei beſonderer Verwerflichkeit des verbrecheriſchen 
Willens. Wiegt umgekehrt die Verſchuldung ſo leicht, daß auch die mildeſte ordent⸗ 
liche Strafe noch zu hart wäre, ſo erhält der Richter die Vollmacht, auf eine 
noch mildere Strafe zu erkennen, § 74. Die preuß. Denkſchrift S. 121 wollte in 
ſolchen Fällen auch vollen Strafverzicht mit Zuſtimmung der Staatsanwaltſchaft 
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geſtatten. In der Tat kann, obwohl formell das Geſetz verletzt iſt, die Schuld auf 
ein Nichts reduziert ſein. Aber es begreift ſich, nach einer Periode der Strafrechts⸗ 
zerrüttung, daß der Entwurf es der Zukunft überlaſſen hat, hier das Fazit der 
Strafloſigkeit zu ziehen. 

Mit einem auf ganz anderem Grunde beruhenden Strafloſigkeitsprivilegium 
mußte gebrochen werden: ein zu lebenslangem Zuchthaus Verurteilter begeht wie⸗ 
derum ein mit der gleichen Strafe bedrohtes Verbrechen. In dieſen und ähnlichen 
Fällen greift der Entw. $ 72c zur wohlverdienten Todesitrafe. 

Scharfe Bekämpfung des Gewohnheitsverbrechertums war längſt Bedürfnis. Der 
Entw. $ 72b (im Anſchluß an § 20a StGB.) macht Ernſt damit. Der National⸗ 
ſozialismus kennt nicht Verbrecherſchonung auf Koſten des Volkswohls. 

Eine wünſchenswerte Ergänzung wären Rückfallſtrafen für ſolche Vergehungen, 
die erfahrungsmäßig die Tendenz der Wiederholung ergeben. Dieſes Vorſtadium 
der Gewohnheit zu treffen, ſollte der beſondere Teil ſich angelegen ſein laſſen. 

Das ſchöne Vorrecht des Starken, des nationalſozialiſtiſchen Staates, iſt, daß er, 
wo Nachſicht am Platze iſt, milde ſein kann, ohne ſchwach zu erſcheinen. Der Miß⸗ 
brauch, der mit der bedingten Verurteilung getrieben worden iſt, ge⸗ 
reichte dieſer Einrichtung wahrlich nicht zur Empfehlung. Aber der Entw. § 64a fg. 
hat ihren berechtigten Grundgedanken erkannt und in der Geſtalt der Verwar⸗ 
nung mit Strafpvorbehalt bedachtſam verwirklicht. Wird es mit der Prü⸗ 
fung der Vorausſetzungen (Tatumſtände, Perſönlichkeit des Täters, ſein Vorleben, 
ſein Verhalten nach der Tat uſw.) und der Führung des Täters in der Probezeit 
ernſt genommen, ſo darf auf wohltätige Wirkungen ſicher gerechnet werden. 


Die Verjährung“ 


Ein Strafurteil auf unzureichender Beweisgrundlage iſt, auch wenn es im Er⸗ 
gebnis richtig ſein ſollte, doch ein Fehlurteil. Das Nicht⸗Erwieſene darf der 
Richter nicht als wahr behandeln. Zu den Rechtseinrichtungen, die vor Fehlur⸗ 
teilen bewahren ſollen, gehört insbeſondere die Verjährung der Straf⸗ 
verfolgung. Die Beweiſe ſind vergänglich und das Verhältnis zwiſchen Be⸗ 
laſtungs⸗ und Entlaſtungsbeweiſen kann ſich im ur der Zeit verhängnisvoll 
verſchieben. 

Aber die Vermeidung von Fehlurteilen aus dieſem Grunde iſt nicht die 
alleinige Stütze des Verjährungsinſtituts. Die Strafbehörden, die mit 
den Aufgaben der Gegenwart reichlichſt zu tun haben, ſollen nicht ohne Not mit 
weit zurückliegenden Vorgängen befaßt werden. Die Vergangenheit muß auf ſich 
beruhen, wenn durch den Verſuch, das Dunkel zu lichten, aller Vorausſicht nach 
Zeit und Kraft unnütz vertan würden und den Betroffenen dadurch Übel erwüchſen 
außer Verhältnis zu den etwa erreichten Erfolgen. 

Die geſchichtliche Würdigung menſchlichen Tuns und Laſſens erfaßt es im 
Zuſammenhange der ganzen Lebenshaltung und des Lebenswerkes, überſieht gern 
eine minder erhebliche Einzelverfehlung angeſichts überragender Vorzüge und iſt 
immer geneigt, Verdienſt gegen Schuld aufzurechnen. Gerechte ethiſche Beur- 
teilung muß, wie die geſchichtliche, vom Teil auf das Ganze gehen. 

Indem der Nationalſozialismus die Harmonie von Recht und Ethik weitgehend 
erſtrebt, muß er auf ſtrafrechtliche Beurteilung verzichten, wenn dieſe wegen erheb⸗ 
lichen Zeitablaufs nach der Tat leicht ungerecht aus dem Grunde der Beweis: 
vergänglichkeit ausfallen würde und ein weit zurückliegendes Einzelgeſchehnis in 
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Verkennung der ethiſchen Maßſtäbe aus dem Ganzen wertvoller oder doch einwand⸗ 
freier Lebensführung herausreißen würde. 

Zu dieſem Standpunkte ſcheint der Eingangsſatz des 11. Abſchnitts des Entw. 
§ 79: „Die Strafbarkeit einer Tat erliſcht nicht durch Zeitablauf“ im Widerſpruche 
zu ſtehen. Indeſſen ſollen nach den Kommiſſionsberatungen, Anm. 2 zu 8 79, die 
mittlere und kleine Kriminalität von einem beſtimmten Zeitpunkte an einem 
Verfolgungsverbot unterliegen. Dann wäre aber von da ab die Strafbarkeit prak⸗ 
tiſch erloſchen, und die Annahme einer trotzdem noch fortbeſtehenden, nicht realiſier⸗ 
baren Strafbarkeit hätte nur akademiſche Bedeutung. Der innere Grund für 
Strafverzicht des Geſetzgebers infolge Zeitablaufs liegt doch in der Annahme, 
daß ein Strafbedürfnis nicht mehr beſtehe, alſo im Wegfalle der Strafbarkeit. 
Darüber aber hat das StGB., nicht die Strafprozeßordnung Aufſchluß zu geben. 

Die beiden Gründe der Verjährbarkeit, Beweisvergänglichkeit und mangelndes 
Strafbedürfnis, würden, einſeitig verfolgt, zu ſehr verſchiedenen Ergebniſſen führen. 
Fortbeſtehen, Vergehen der Beweiſe, Verſchiebungen der Beweislage hängen von 
hundert Bedingungen ab und ſpotten der Vorausberechnung, ſo daß es unter dieſem 
Geſichtspunkte eine Stufenfolge von Verjährungsfriſten nicht geben könnte. Da⸗ 
gegen zeigt das Strafbedürfnis je nach der Schwere des Delikts größere oder ge⸗ 
ringere Widerſtandskraft gegen zeitliche Einflüſſe. Inſofern liegt eine Abſtufung 
von Friſten nahe. Man entſchließt ſich leichter zum Strafverzicht aus beweis⸗ 
rechtlichem Grunde bei mindererheblicher Verfehlung uſw. 

Der Sache nach ſteht auch die Kommiſſion auf dieſem Boden, aber gegen die 
von ihr gewünſchte Dreiteilung nach Verfolgungszwang, Verfolgungsmöglichkeit, 
Verfolgungsverbot ergeben ſich Bedenken. Es iſt wohl verſtändlich, daß man ſich 
gegen die Verjährbarkeit todeswürdiger Verbrechen ſträubt. Immerhin wäre zu 
erwägen, ob nicht nach Ablauf von 30, 40 uſw. Jahren die Verfolgung an Er⸗ 
mächtigung nach einer Vorprüfung durch eine beſonders berufene Inſtanz geknüpft 
ſein ſollte. Die Mittelſtufe „Verfolgungsmöglichkeit“ läßt eine ungleichmäßige 
Praxis beſorgen und iſt geeignet, wegen der Unkontrollierbarkeit der im weiteſten 
Maße freigegebenen Ermeſſenserwägungen, Mißtrauen gegen die Unparteilichkeit 
der Rechtspflege zu begründen. Opportunität im Rahmen der $$ 153 ff. StPO. 
hat guten Grund, aber in der Ausdehnung auf alle zuchthauswürdigen Verbrechen 
nach Ablauf von fünf uſw. Jahren, wie die Kommiſſion fie in Ausfiht nimmt, 
iſt ſie hochbedenklich. So dürfte richtiger ſein die Folge: unbedingter, bedingter 
(von Ermächtigung abhängiger) Verfolgungszwang, Verfolgungsverbot. Mit 
dem Eintritt des Verfolgungsverbots iſt die Verjährung gegeben. Die Dauer 
des Verfolgungszwanges wäre nach der Deliktsſchwere abzuſtufen. 

Soweit die Verjährung wirkſam bleibt, tilgt ſie den Strafanſpruch, wie auch 
im bürgerlichen Recht der Anſpruch durch Zeitablauf erliſcht. Daher Freiſprechung, 
nicht bloß Einſtellung des Verfahrens, die nur am Platze wäre, wenn das Un⸗ 
verjährtſein eine Prozeß vorausſetzung ergäbe‘!. Das Urteil wird öfters alter⸗ 
nativen Charakter haben, indem Freiſprechung geboten iſt — wegen Ablaufs 
der Verjährungsfriſt —, mag die Tat geſchehen ſein oder nicht. Für den Straf⸗ 
prozeß iſt Ausgangspunkt die Beſchuldigung wegen Verbrechens uſw., während 
die ſtrafgeſetzliche Regelung an wirklich begangene Tat anknüpft. 

Für die Verjährung rechtskräftig erkannter Strafen läßt ſich 
geltend machen, daß auch die Maßregel der Straf vollſtreckung, wenn fie zu 
ſpät kommt, den Strafzweck nicht oder nur noch unvollkommen erreicht. Aber die 
eine weſentliche Verjährungsſtütze (Wandel der Beweislage) hat ſich erledigt. 
Daher liegt, ſoweit man an der Verjährung feſthält, Friſt verlängerung nahe, ins 
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dem zu der Deliktsſchuld noch die Nichterfüllung der Strafduldungspflicht hinzu⸗ 
getreten iſt. Friſtablauf allein dürfte für Übertretungen genügen. Bei Verbrechen 
und Vergehen wäre außerdem gute Führung in dem Sinne zu fordern, daß die 
Vollſtreckung eintritt, wenn die angeſtellten Ermittlungen Gegenteiliges ergeben 
haben. Todesurteile ſollten eine Sonderſtellung inſofern haben, als ihre Voll⸗ 
ſtreckung trotz Erfüllung der allgemeinen Verjährungsbedingungen auf Grund 
Entſcheids einer beſonders berufenen Inſtanz zuläſſig wäre (Begnadigung bliebe 
vorbehalten). Teilweiſe ſtimmen hiermit die von der Kommiſſion aufgeſtellten 
Richtlinien überein. 


Rehabilitation 


Im Volksbewußtſein ſpielen die Idee und das Streben nach lohnender 
Vergeltung, welche Geſtalt dieſe immer haben möchte, ob ſie rein ideell oder mehr 
oder minder materiell gedacht würde, eine kaum minder bedeutſame Rolle als 
die Verknüpfung der Strafe mit dem Verbrechen. — Der Lohngedanke zieht ſich 
in den verſchiedenſten Anwendungen und Verzweigungen durch das ganze Rechts⸗ 
gebiet hindurch und auch in der Strafgeſetzgebung muß er ſeine Stelle finden. 
Die pflichtmäßige Befolgung der Rechtsnormen hat freilich auf Belohnung nicht 
Anſpruch. Aber unentbehrlich und feſt begründet in den ethiſchen Volksvor⸗ 
ſtellungen, denen der Nationalſozialismus die rechtliche Sanktion ſchafft, iſt die 
lohnweiſe Aufrechnung von Verdienſt gegen Schuld mit dem Fazit der Straf⸗ 
tilgung, der Strafmilderung, des Wegfalls von Strafwirkungen. Einſtige Ver⸗ 
fehlung gilt als getilgt oder doch abgeſchwächt durch dauerndes tatkräftiges Wohl⸗ 
verhalten. Es entſpricht durchaus dem Willen des Führers, daß dem geſtrauchelten, 
gefallenen Volksgenoſſen, der redlich bemüht iſt, ſich aufzurichten, die helfende 
Hand geboten wird. 

Die wichtigſten Verkörperungen des Lohngedankens im Strafrecht ſind die tätige 
Reue, die bedingte Entlaſſung von Sträflingen vor Ablauf der urteilsmäßigen 
Strafzeit, die bedingte Verurteilung, die Rehabilitation Beſtrafter. Auf die tätige 
Reue, SS 30 Abſ. 3, 31 Abſ. 2, 32b des Entw. ſei nur hingewieſen, ohne Hinzunahme 
des beſonderen Teils läßt ſich dieſe Auswirkung des Prinzips nicht ausreichend 
erfaſſen. Kriminal politiſch ſehr bedeutſam ſind die drei andern Anwendungen lohn⸗ 
weiſer Strafbeeinfluſſung. Die bedingte Entlaſſung wird im Strafvollzugsgeſetz 
ihre Regelung finden. Die „bedingte Verurteilung“ hat in weſentlich verbeſſerter 
Geſtalt als „Verwarnung mit Strafvorbehalt“, § 64a fg., Aufnahme gefunden. 

Die Grundidee der Rehabilitation iſt, daß auch der vollſtreckten Strafe 
gegenüber ſpätere ehrenhafte Führung ſich noch als wirkſam zu erweiſen vermag. 
Dauernde, durch tadelfreie Lebenshaltung bewieſene Beſſerung hat Kompen⸗ 
ſationskraft gegenüber der Tatſache erlittener Beſtrafung. Aus dieſer geſunden 
Volksanſchauung hatten ſich insbeſondere in ſchweizeriſchen Geſetzen charakteriſtiſche 
Rechtsbildungen entwickelt, während in Deutſchland die gleiche Rechtsidee ſtark 
in Vergeſſenheit geraten war. Die Rehabilitation äußert ſich in Wiederverleihung 
von Ehrenrechten, die infolge der Verurteilung verlorengegangen waren, und 
in Löſchung der Strafe im Strafregiſter. 

Der Entw. hat die Beſtimmung der RT.⸗Vorlage von 1927 850 über die ge⸗ 
richtliche Wiedereinſetzung in Ehrenrechte nicht aufgenommen, es ſoll inſofern 
nur gnadenweiſe Rehabilitation geben. Damit iſt der billigenswerte Grund— 
gedanke, die Anerkennung einer Selbſt rehabilitation des Beſtraften, aufgegeben. 
Die Gnadengewalt wird durch dieſe Rechtsgeſtaltung nicht geſchmälert, ſie behält 
in demſelben Umfang, wie bisher, der erkannten Haupt- und Nebenſtrafe gegen⸗ 
über Raum aus Gründen höherer Gerechtigkeit, überwiegender Zweckmäßigkeit. 
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Was aber der Beſtrafte ſich erarbeitet, verdient hat durch ſtreng ehrenhaftes Ber: 
halten im ſpäteren Leben, ſollte ihm nicht durch Verſagung der Gnade genommen, 
durch deren Gewährung erſt gegeben werden. 

Das Straftilgungsgeſetz vom 9. April 1920, das in entgegengeſetzter 
Richtung, durch unverdiente und das Maß überſchreitende Rehabilitierungen, viel 
zu weit gegangen iſt, bedürfte dringend der Reviſion. Dieſes Geſetz hat die grund⸗ 
verkehrte franzöfiſche Rehabilitations⸗Geſetzgebung von 1899 und 1900 zum Muſter 
genommen, wonach die Rehabilitation rein automatiſch, durch bloßen Zeitablauf 
unter Vermeidung von Neubeſtrafung, eintritt. Danach ſteht die niederträchtigſte 
Lebensführung nicht im Wege, wenn nur dieſer Ehrenmann es verſtanden hat, 
nicht wieder dem Strafrichter zu verfallen. Das deutſche Geſetz kennt zwei Etappen 
der Rehabilitation: es wird nach Ablauf einer beſtimmten Zeit über Einträge im 
Regiſter nur noch beſchränkt Auskunft erteilt, nach Ablauf einer weiteren Friſt 
der Eintrag getilgt, es müßte denn zu neuen Einträgen im Strafregiſter gekommen 
ſein. Allein richtig wäre die Anordnung beſchränkter Auskunftserteilung und der 
Löſchung durch Gerichtsausſpruch auf Grund feſtgeſtellter ehrenhafter Führung. 
Vollends die Austilgung, Unkenntlichmachung des Eintrages iſt nichts anderes als 
Tatſachen⸗ Unterdrückung unter Schädigung öffentlicher (und leicht auch privater) 
Intereſſen, nicht zum mindeſten zum Nachteil der erbbiologiſchen Forſchung, der auf 
dieſem Wege ſchlechthin unerſetzliche Materialien entzogen werden?. 

Mit der lohnweiſen Vergeltung verbindet ſich ein präventiver, ſichernder Geſichts⸗ 
punkt. Es iſt ein kräftiger Antrieb für den Täter gegeben, ſchlimme Folgen ſeines 
Verbrechens zu verhindern, Schädigungen wieder gutzumachen, ſich in der Straf⸗ 
anſtalt gut zu führen, ſich nach der Entlaſſung eines ſtreng rechtlichen, ehrenhaften 
Wandels zu befleißigen, wenn ihm dieſes Verhalten durch ganzen oder teilweiſen 
Straferlaß, Tilgung des Ehrenmakels, der an erlittene Beſtrafung ſich anknüpft, 
prämiiert wird. 


Sichernde Maßnahmen 


Das Bedürfnis, zur wirkſamen Bekämpfung der Kriminalität mit den Strafen 
ſichernde Maßnahmen zu verbinden, ſteht ſeit dem völligen Verſagen der indi⸗ 
vidualiſtiſchen Epoche, die im Freiſein des einzelnen vom Staatszwange das Heil 
ſah, unbeſtritten feſt. Leitſtern der nationalſozialiſtiſchen Rechtsgeſtaltung iſt die 
Volkswohlfahrt, zu deren Wahrung die Glieder der Gemeinſchaft mannigfache 
Beſchränkungen ihrer Bewegungsfreiheit hinnehmen müſſen. 

Es iſt unverſtändig, Übel heranwachſen zu laſſen, die durch rechtzeitiges Ein⸗ 
greifen im Keime erſtickt, durch geeignete Gegenwirkungen in Schranken gehalten 
werden können. Wie wenig aber iſt dieſe handgreifliche Wahrheit im Strafrecht 
der nun abgeſchloſſenen Periode beherzigt worden! Der Strafapparat war ja im 
Gange, wenn er auch nichts weniger als prompt und energiſch arbeitete, aber die 
Vorbeugung überließ man der Polizei, die wohl gelegentlich Einzelverbrechen ver: 
hindern kann, aber nicht die Quellen der Kriminalität zu verſchütten vermag. 
Perſönlichkeiten, die nach ihrer Veranlagung, ihrem Verhalten, mit oder ohne ihre 
Schuld, Schädigungen der Mitmenſchen, der Gemeinſchaft beſorgen laſſen, müſſen, 
ſolange der Gefahrenzuſtand dauert, ſequeſtriert werden. Gelingt eine Heilung, 


52 Im übrigen mag auf die Kritiken im Gerichtsſaal Bd. 87 S. 161 fg. (zum öſterreich. 
Rehabilitationsgeſetz vom 21. 3. 1918) und Bd. 89 ©. 161 (zum deutſchen Geſetz von 1920) 
verwieſen werden. 

ss Exner, Syſtem der ſichernden u. beſſernden Maßregeln nach dem Geſetz v. 24. 11. 1933, 
Zeitſchr. f. Strafrechtsw. 53 S. 629 fg. Mezger, Täterſtrafrecht. Deutſch. Strafrecht Folge! 
125 fg. 145 fg. one m Zeitung 39, 43 fg.; Schoetenjad, Strafe u. fihernde Maß— 
nahme, Dentihr, d Akad. S. 90 fg.; Siegert, Grundzüge d. Strafrechts S. 71 fg. 
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Beſſerung, jo iſt ja auch ihnen ſelbſt eine Wohltat erwieſen. Jedenfalls find fie, 
ſolange es not tut, unſchädlich zu machen. 

Der Nationalſozialismus hat mit voller Energie zugegriffen. Durch das Geſetz 
vom 24. November 1933 werden gefährliche Gewohnheits verbrecher, die man bis 
dahin oft genug nach milden und kurzen Strafen zu neuen Taten freigegeben 
hatte, mit der gebührenden Schärfe angefaßt und zugleich wohlbedachte Maß⸗ 
nahmen der Sicherung und Beſſerung getroffen. Verbrecheriſche Geiſteskranke und 
gemindert Zurechnungsfähige ſind, falls es die öffentliche Sicherheit erfordert, in 
einer Heil⸗ oder Pflegeanſtalt unterzubringen. Trunkſüchtige bilden in ihren un⸗ 
gehemmten Trieben eine Gefahr für die Umwelt; kommt hinzu, daß ſie ſich gegen 
das Strafgeſetz vergangen haben, ſo erfolgt, falls es erforderlich iſt, um ſie an ein 
geſetzmäßiges und geordnetes Leben zu gewöhnen, ihre Unterbringung in einer 
Trinkerheilanſtalt oder einer Entziehungsanſtalt. An Stelle der Uberweiſung von 
Landſtreichern, Bettlern uſw. an die Landespolizeibehörde mit der Vollmacht zur 
Unterbringung in einem Arbeitshaus tritt zweckmäßig alsbald die Einweiſung. 
Wird jemand als gefährlicher Gewohnheitsverbrecher verurteilt, ſo hat das Gericht 
neben der Strafe die Sicherungsverwahrung anzuordnen, wenn die öffentliche 
Sicherheit es erfordert. Der Entw. des 5 hatte ſelbſtverſtänd⸗ 
lich dieſe Maßregel zu übernehmen, § 55 Ziff. 1 

Dazu tritt die Entmannung gefährlicher Ar neben der Strafe 
zur Sicherung der Allgemeinheit vor den verderblichen Trieben der Täter, § 42k 
des StGB. (eingeſtellt durch das Geſetz vom 24. November 1933) und entſprechend 
der Entw. § 63a. In dieſem Zuſammenhange ſei auch des Geſetzes über die Ver⸗ 
hütung erbkranken Nachwuchſes vom 14. Juli 1933 gedacht. 

Dieſen Schutzmaßnahmen, die wir ſolange hatten entbehren müſſen, mit ihren 
wohltätigen Wirkungen iſt der Dank des deutſchen Volkes geſichert. Unſere Gerichte 
werden ſie im Geiſte des Nationalſozialismus handhaben und zwiſchen Strafe und 
Sicherung wohl zu ſcheiden wiſſen. Die Gefahr einer Gleichſetzung dieſer Funktionen 
zum Schaden beider war in der Verfallzeit, als immer aufs neue die „Sicherungs⸗ 
ſtrafe“ geprieſen wurde, ein Miſchmaſch, von dem die radikalen Strafrechtsgegner 
die Verdrängung der Strafe durch Sicherung erhofften, ernſt genug zu nehmen. 
Daher das Verlangen des Getrennthaltens in ausſchließlichen Straf⸗ und beſon⸗ 
deren Sicherungsgeſetzen““. Heute beſteht dieſe Beſorgnis, die noch in der preu— 
Bilden Denkſchrift S. 138 anklingt, nicht mehr, und die verfahrensrechtlichen Schwie⸗ 
rigkeiten, die mit der Verbindung der gegenſätzlichen Maßnahmen im Rechtsgange 
unverkennbar gegeben ſind, müſſen eben überwunden werden. 

Nicht lediglich zur Fernhaltung von Schädigungen dienen die Sicherungen, die 
wir nun haben werden, ein Teil davon iſt auch mitbedingt durch die ſittliche 
Pflicht des Gemeinweſens zur Fürſorge für heilungs-, pflegebedürftige uſw. 
Perſonen. N 
Oetker 


Oetker, Maßregeln der Beſſerung und Sicherung, Gerichtsſaal 92 1 fg.; Beſchluß der 
deutſch. ſtrafrechtl. Geſellſchaft, Gerichtsſaal 95, 104. 
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Das Geſetz gegen gefährliche Sermohnheitönerbrecher und 
über Maßregeln zur Sicherung und Beſſerung 


vom 24. November 1933 (NR GBl. I S. 995)! 


I. Der neue Blickpunkt: Der wirkſame Schutz der Volksgemeinſchaft gegen 

den Verbrecher wird zielbewußt in den Vordergrund gerückt. Statt Ein⸗ 

ſpurigkeit in der Verbrechensbekämpfung künftig Zweiſpurigkeit, neben der 
Strafe künftig Maßregeln der Sicherung und Beſſerung 


Das Geſetz gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecher und über Maßregeln der 
Sicherung und Beſſerung vom 24. November 1933 bedeutet einen Wendepunkt in 
der Entwicklung des deutſchen Strafrechts. Kein anderes Geſetz hat ſo einſchneidend 
und ſo grundſätzlich in das Gefüge des Strafgeſetzbuches ſeit ſeinem Entſtehen ein⸗ 
gegriffen wie dieſes Geſetz. Das Problem, deſſen endliche Löſung es bringt, iſt alt. 
Schon vor mehr als 40 Jahren hat die Internationale Kriminaliſtiſche Vereini⸗ 
gung, die lange Zeit die Führung in der Strafrechtsreform für ſich beanſpruchen 
konnte, die Frage, um die es ſich handelt, als eins der Grundprobleme des künf⸗ 
tigen Strafrechtes erkannt, indem ſie in ihrer Satzung die Theſe aufſtellte: „Die 
Unterſcheidung der Gelegenheitsverbrecher und der Gewohnheitsverbrecher iſt von 
grundlegender Bedeutung in theoretiſcher wie in praktiſcher Beziehung; ſie hat 
daher als Grundlage für die Beſtimmungen der Strafgeſetzgebung zu dienen.“ 
Brauchbare Vorſchläge für die Löſung des Problems, das ſie im Lauf der letzten 
Jahrzehnte wiederholt auf ihren Tagungen zur Erörterung geſtellt hat, ſind frei⸗ 
lich der IRB. nicht gelungen, konnten ihr auch nicht gelingen, weil in das Problem 
weltanſchauliche Gegenſätze hineinſpielen, bezüglich deren von der damaligen Zeit 
eine befriedigende Löſung, eine klare Entſcheidung nicht zu erwarten war. Wie 
hätte eine Zeit, in der individualiſtiſche Gedanken vorherrſchten und die Scheu 
vor tieferen Eingriffen in die Freiheit des Individuums übergroß war, zu klaren 
Entſcheidungen kommen können, wenn es ſich darum handelte, zu entſcheiden, ob 
der Schutz des einzelnen gegenüber dem Staat oder der Schutz der Gemeinſchaft 
gegenüber dem einzelnen wichtiger ſei, ob Grund und Rechtfertigung und Grenzen 
der ſtrafrechtlichen Reaktion des Staates durch die „Schuld“ oder durch die „Ge— 
fährlichkeit“ des Rechtsbrechers beſtimmt würden! 

Die früheren Entwürfe für ein Allgemeines Deutſches StGB. hatten wirkſame 
Maßnahmen gegen Gewohnheitsverbrecher vorgeſehen. Bei den Beratungen in 
den parlamentariſchen Ausſchüſſen fanden jedoch entſprechend dem damaligen 
Zeitgeiſt diejenigen Teile der Reform ſtärkere Betonung, die ſich zugunſten des 
einzelnen Rechtsbrechers auswirkten, während diejenigen Beſtimmungen, die auf 
eine ſtärkere Sicherung der Volksgemeinſchaft gegen den Rechtsbrecher abzielten, 
eine erhebliche Abſchwächung erfuhren. Auch in dieſer abgeſchwächten Form ſchei— 


85 Die Ergänzung bildet das Ausführungsgeſetz vom 24. November 1933 (RGBl. I 
S. 1000). Die amtliche Begründung zu beiden Geſetzen iſt im Deutſchen Reichsanzeiger 
Nr. 277 vom 27. November 1933 abgedruckt. 
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terten die Entwürfe an den Gegenſätzen der Parteien und der Arbeitsunfähigkeit 
des Parlaments. An die wertvolle Vorarbeit der früheren Entwürfe knüpft das 
Geſetz vom 24. November 1933 an, geht aber mit dem Ziel einer wirkſamen Ver⸗ 
brechensbekämpfung weit über ſie hinaus. Das große Neue, das es bringt, liegt 
darin, daß hier zum erſtenmal auf dem Gebiet des deutſchen Strafrechts, ent⸗ 
ſprechend dem Geiſt des neuen Staates, die Sicherung der Volksgemeinſchaft 
gegenüber dem Rechtsbrecher in den Vordergrund gerückt und der Kreis der zur 
Bekämpfung der Rechtsbrecher zur Verfügung ſtehenden Mittel des Strafrechts 
bedeutend erweitert wird. f 

Den Ausgangspunkt für den neuen Weg, den der Geſetzgeber in dem Geſetz vom 
24. November 1933 zielſicher beſchreitet, bildet die aus der Erfahrung geſchöpfte 
klare Erkenntnis, daß die Strafen im herkömmlichen Sinne, die nach Art und 
Umfang auf den Durchſchnittsverbrecher zugeſchnitten find, gegenüber gewiſſen 
Verbrechergruppen, und zwar gerade denjenigen, die für den Rechts⸗ und Arbeits⸗ 
frieden der Volksgemeinſchaft die ſchwerſte Gefahr bedeuten, nicht ausreichen. In 
den Fällen, in denen der durch wiederholte Begehung von Straftaten entſtandene 
oder durch eine gewiſſe Veranlagung geförderte verbrecheriſche Hang auf die in 
der Androhung und dem Vollzug der Strafen liegende Abſchreckung nicht mehr 
genügend reagiert, oder in denen wegen des Geiſteszuſtandes oder der aſozialen 
Veranlagung des Rechtsbrechers entweder eine Strafe ſich ganz verbietet oder die 
erziehliche Einwirkung des Strafvollzuges verſagt und dieſer eine innere Um⸗ 
wandlung nicht zu erreichen vermag, kann ein einſpurig auf der Strafe als ſtaat⸗ 
licher Reaktion gegen das Verbrechen aufgebautes Strafrecht keine genügende 
Sicherung der Volksgemeinſchaft gewährleiſten. Hier verſpricht nur ein anderer 
Weg Erfolg, der den Gedanken von Schuld und Sühne, den Grundſatz der Pro⸗ 
portionalität zwiſchen Tat und Strafübel gegenüber gewiſſen Rechtsbrechergruppen 
zurücktreten läßt und das Intereſſe der Allgemeinheit, das Bedürfnis der Volks⸗ 
gemeinſchaft nach wirkſamer Sicherung rückſichtslos in den Vordergrund rückt. 
Dieſen Schritt von der — lediglich auf der Strafe aufgebauten — ſog. Einſpurig⸗ 
keit des bisherigen Strafrechts zur ſog. Zweiſpurigkeit tut das Geſetz vom 24. No⸗ 
vember 1933, indem es neben das Strafenſyſtem ein Syſtem von Maßregeln der 
Sicherung und Beſſerung ſetzt. Damit iſt ein wichtiges Stück der im Gange befind⸗ 
lichen allgemeinen Strafrechtserneuerung vorweggenommen und einer befrie⸗ 
digenden Löſung zugeführt. 


II. Weſen und Arten der Maßregeln der Sicherung und Beſſerung im 
allgemeinen 


Die Maßregeln der Sicherung und Beſſerung ſind nach Weſen und Ziel anders 
geartet als die Strafen, die fie in der künftigen Strafrechtspflege zu ergänzen be⸗ 
ſtimmt ſind. Die mit dem Schuldſpruch verbundene Verhängung der Strafe iſt in 
erſter Linie ſtaatliches Unwerturteil, autoritäre Mißbilligung einer beſtimmten 
Tat und zielt ab auf die Zufügung eines Übels wegen ſchuldhafter Tat. Ver⸗ 
ſchulden des Täters iſt Vorausſetzung und Maß der Strafe, keine Strafe ohne 
Schuld, Strafe nach dem Maß der Schuld, nach der Stärke des verbrecheriſchen 
Willens! Demgegenüber tritt bei den Maßregeln der Sicherung und Beſſerung 
die Frage der Schuld des Täters völlig zurück. Sie zielen nach dem ihnen zu— 
grunde liegenden geſetzgeberiſchen Gedanken gar nicht darauf ab, einen Schuldigen 
leiden zu laſſen; wenn durch ihren Vollzug der Betroffene leidet, ſo iſt dies eine 
nicht gewollte Begleiterſcheinung. Sie richten ihren Blick weniger rückwärts auf 
die begangene Tat als vielmehr vorwärts auf den durch die Tat zutage getre— 
tenen gefährlichen Zuſtand des Täters und die in ihm liegende Gefahrenquelle 
für die Zukunft. Ihr Ziel iſt lediglich die Sicherung der Volksgemeinſchaft, aus 
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dieſem Zweck leiten fie ihre Berechtigung und ihren Inhalt ab, ihn ſuchen fie 
auf die wirkſamſte Art zu erreichen, ſei es dadurch, daß durch heilende Maßnahmen 
die in dem Täter bisher wirkende Gefahrenquelle beſeitigt wird, ſei es in der 
Weiſe, daß ihm die praktiſche Möglichkeit zur Begehung weiterer Straftaten ge⸗ 
nommen und er für die Zukunft unſchädlich gemacht wird, ſo daß der Volksge⸗ 
meinſchaft keine Gefahren mehr von ihm drohen. Man kann den Unterſchied in 
dem Weſen und in der Zielrichtung der beiden Wege der ſtaatlichen Gegen⸗ 
wirkung gegen das Verbrechen auch durch folgende — natürlich nur relativ zu 
verſtehende — Antitheſen kennzeichnen: hier Schuld, dort Gefährlichkeit; hier 
Verdammung und Sühne wegen der Vergangenheit, dort Sicherung für die Zu⸗ 
kunft; hier mehr Generalprävention, dort mehr Spezialprävention; hier mehr 
Tat ſtrafrecht, dort mehr Täter ſtrafrecht. 

Aus dem Weſen und dem Zweck der Maßregeln der Sicherung und Beſſerung 
ergibt ſich ohne weiteres, daß dies gar nicht lediglich in den Bereich der Strafrechts⸗ 
pflege fallende Maßnahmen ſind, ſondern ſie ſind grundſätzlich ebenſo berechtigt in 
der Hand der Verwaltungsbehörden, der Polizei, der dieſe Aufgaben ſchon bisher 
wenigſtens teilweiſe oblagen (der gemeingefährliche Geiſteskranke, Aſoziale, Be⸗ 
rufsbeſchränkungen) und auch in Zukunft obliegen werden. Wenn das Geſetz vom 
24. November 1933 künftig die Befugnis zu Maßnahmen der Sicherung und Beſſe⸗ 
rung auch in die Hand des Strafrichters und vornehmlich in deſſen Hand legt, ſo 
ſprechen dafür verſchiedene Erwägungen: zunächſt die grundſätzliche Wandlung in 
der Auffaſſung über die Aufgabe des Strafrechts und der Strafrechtspflege, das 
In⸗den⸗Vordergrund⸗Rücken der Intereſſen der Volksgemeinſchaft gegenüber dem 
Sühne⸗ und Schutzbedürfnis des einzelnen und die Erkenntnis, daß die Strafrechts⸗ 
pflege den Intereſſen der Volksgemeinſchaft nur unvollkommen dienen und nur halbe 
Arbeit leiſten würde, wenn ſie ſich weiterhin auf die Beſtrafung ſchuldhaften Ver⸗ 
haltens beſchränken würde. Daneben der ſtaatsökonomiſche Geſichtspunkt, daß es 
eine Vergeudung von Zeit und Geld wäre, wollte man die Verhängung der Strafe 
und die ergänzende Anordnung von Maßregeln der Sicherung und Beſſerung grund⸗ 
ſätzlich verſchiedenen Organen des Staates anvertrauen und in getrennten Ver⸗ 
fahren durchführen und die vom Strafrichter bei der Feſtſtellung der Tat und der 
Feſtſetzung der Strafe angeſtellten Ermittlungen über die Perſönlichkeit des Täters 
nicht zugleich nutzbar machen für die Feſtſtellung des Maßes ſeiner künftigen Ge⸗ 
fährlichkeit und der mit Rückſicht auf dieſe gebotenen Vorbeugungsmaßregeln. Dieſe 
Maßregeln ſind ferner überwiegend ſo einſchneidend, daß aus rechtsſtaatlichen Ge⸗ 
ſichtspunkten Wert darauf gelegt werden muß, ihre Anordnung möglichſt in die 
Hand des unabhängigen Richters zu legen. Die gleichzeitige Entſcheidung über 
Strafen und Maßregeln der Sicherung und Beſſerung durch dasſelbe Organ bietet 
auch den Vorteil, beide aufeinander abzuſtimmen und zu verhindern, daß ſie ſich 
gegenſeitig hemmen und nicht voll zur Entfaltung gelangen, was um ſo nötiger ift, 
weil beide Arten von Maßregeln einander zu ergänzen, zum Teil ſogar zu erſetzen 
beſtimmt ſind. In die konkurrierende Zuſtändigkeit der Verwaltungsbehörden hat 
das Geſetz nicht eingegriffen, wenn es auch im Sinne der geſetzlichen Neuregelung 
liegt, daß die Strafrechtspflege künftig an erſter Stelle berufen iſt, Maßregeln der 
Sicherung und Beſſerung gegen den gemeingefährlichen Rechtsbrecher zu verhängen. 

Die Weſensverſchiedenheit der Maßregeln der Sicherung und Beſſerung von 
den Strafen wirkt ſich dahin aus, daß ſie in mehrfacher Hinſicht grundſätzlich anders 
behandelt werden als die Strafen: 

1. Der für die Verhängung von Strafen geltende wichtige Grundſatz des § 2a 
StGB. in der Faſſung des Nov. v. 28. 6. 1935, wonach die Strafbarkeit einer Tat 
und die Strafe ſich nach dem Recht beſtimmen, das zur Zeit der Tat gilt (in dieſem 
Sinn „nulla poena sine lege“), findet auf Maßregeln der Sicherung und Beſſe⸗ 
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rung keine Anwendung. Art. 3 Z. 1 hat vielmehr als S 2a folgende Beſtimmung, die 
die Nov. vom 28. 6. 1935 als vierten Abſatz des $ 2a übernommen hat, in das 
StGB. eingefügt: „Über Maßregeln der Sicherung und Beſſerung iſt nach dem 
Geſetz zu entſcheiden, das zur Zeit der Entſcheidung gilt.“ Sie können alſo 
(und müſſen eventuell) auch angeordnet werden, wenn die Tat vor dem Inkraft⸗ 
treten des Geſetzes begangen iſt. Aus dem Wunſche heraus, die neu geſchaffenen ; 
Möglichkeiten der Sicherung ſobald wie möglich ſich voll auswirken zu laſſen, hat 
das Geſetz bei den wichtigſten Sicherungsmaßregeln gegen das gefährliche Ge⸗ 
wohnheitsverbrechertum, nämlich bei der Sicherungsverwahrung und der Ent⸗ 
mannung, für die Übergangszeit ſogar ſich zu einer Durchbrechung des für die 
Strafen ſtets ſtreng feſtgehaltenen Grundſatzes der Rechtskraft, des Verbotes „ne 
bis in idem“ entſchloſſen, indem es im Art. 5 die nachträgliche Anordnung der 
Sicherungsverwahrung und der Entmannung in gewiſſem Umfang in einem be⸗ 
ſonderen Ergänzungsverfahren auch dann zuläßt, wenn der Täter wegen der Tat 
ſchon vor dem Inkrafttreten des Geſetzes rechtskräftig abgeurteilt worden war, 
aber die Verbüßung der Freiheitsſtrafe beim Inkrafttreten noch nicht erledigt war. 

2. Bei Idealkonkurrenz abſorbiert die ſtrengere Strafe zwar die mildere Strafe, 
aber nicht die bei Anwendung des milderen Strafrahmens zuläſſige Maßregel 
der Sicherung und Beſſerung. Bei Realkonkurrenz müſſen oder können Maßregeln 
der Sicherung und Beſſerung angeordnet oder für zuläſſig erklärt werden, wenn 
dies auch nur wegen einer der Geſetzes verletzungen vorgeſchrieben oder zugelaſſen 
iſt (Art. 3 Z. 11). 

3. Die gegen die Vereitelung der Strafvollſtreckung gerichteten Strafvorſchriften 
ſind auf die Vereitelung der Vollſtreckung von Maßregeln der Sicherung und 
Beſſerung nicht anwendbar. Da aber bei ihnen ein ähnliches Bedürfnis nach 
Strafſchutz beſteht wie bei den Strafen, ſind entſprechend den für Strafgefangene 
geltenden Vorſchriften über Gefangenenbefreiung, Gefangenenmeuterei, Vollſtrek⸗ 
kungsvereitelung und falſche Vollſtreckung im Art. 3 Z. 12, 15, 18 und 20 beſondere 
parallel geſtaltete Strafvorſchriften bezüglich derjenigen geſchaffen, an denen eine 
Maßregel der Sicherung und Beſſerung vollzogen wird. Ebenſo iſt die Voll⸗ 
ſtreckungsverjährung von Maßregeln der Sicherung und Beſſerung beſonders 
geregelt (Art. 3 Z. 8). 

4. Zweifelhaft könnte ſein, inwieweit das für die Strafen geltende Gnadenrecht 
auch bei Maßregeln der Sicherung und Beſſerung Platz greift. Die Frage hat nur 
geringe praktiſche Bedeutung, da das Sicherungsbedürfnis der Volksgemeinſchaft, 
das überall Vorausſetzung für die Anordnung der Maßregeln der Sicherung und 
Beſſerung iſt, allen individuellen Rückſichten vorgeht und praktiſch in aller Regel 
einen Gnadenakt verbietet, bei den mit Freiheitsentziehung verbundenen Maß⸗ 
regeln und beim Berufsverbot außerdem die nach $ 42f und nach § 421 Abſ. 4 dem 
Richter zuſtehende Aufhebungsbefugnis-Abhilfe gegen etwaige Fehlgriffe ermög⸗ 
licht. Praktiſch kann darnach nur bei der Entmannung in ſeltenen Ausnahmefällen 
(Fehlurteil, nachträglicher Wegfall des Sicherungsbedürfniſſes) ein Bedürfnis für 
einen Gnadenakt auftreten können. Inſoweit hat die neue Gnadenordnung des 
RIM. vom 6. 2. 1935 (D. J. S. 203) im $ 3 Abſ. 2 die Zuläſſigkeit der Begnadi⸗ 
gung grundſätzlich bejaht. 


* 


Faßt man die Neuerungen des Geſetzes im einzelnen ins Auge, ſo können wir 
5 Gruppen unterſcheiden: a) die Bekämpfung des gefährlichen Gewohnheitsverbrechers 
in der doppelten Form der Verſchärfung des Strafmaßes und der Unſchädlichmachung 
durch Sicherungsverwahrung (III); b) die Bekämpfung des gefährlichen Sittlichkeits⸗ 
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verbrechers (IV); c) die Bekämpfung des gemeingefährlichen Geiſteskranken und des 
vermindert Zurechnungsfähigen (V); d) die Bekämpfung des Trinkers und des Aſozia⸗ 
len (VI); und e) die Berufsverbote gegen kriminelle beruflich Unzuverläſſige (VII). 


III. Die Bekämpfung des gefährlichen Gewohnheitsverbrechers 


Wie ſchon die Überſchrift des Geſetzes zum Ausdruck bringt, ſteht der Kampf gegen 
den gefährlichen Gewohnheitsverbrecher im Mittelpunkt. Das Geſetz führt ihn auf 
doppelte Weiſe: einerſeits durch erhebliche Verſchärfung der bisherigen Straf⸗ 
drohungen und — gegenüber dem wichtigſten Typ des Gewohnheitsverbrechers, dem 
gefährlichen Einbrecher — durch wirkſame Vorverlegung der Angriffsfront, anderer⸗ 
ſeits durch die Zulaſſung der Sicherungsverwahrung im Sinne einer dauernden 
Unſchädlichmachung. 


1. Die Strafſchärfung für gefährliche Gewohnheits verbrecher, Beitrafung des Bes 
ſitzes von Diebeswerkzeug (Art. 1) 


Art. 1 des Geſetzes ſieht durch Einfügung eines $S 20a in das StGB. für den 
gefährlichen Gewohnheits verbrecher eine ſtarke Verſchärfung der für den Normal⸗ 
fall angedrohten Strafen — nämlich Zuchthaus bis zu 5 Jahren, bei Verbrechen 
Zuchthaus bis zu 15 Jahren — vor, um die abſchreckende Wirkung der Straf⸗ 
beſtimmungen zu erhöhen. Dieſe Verſchärfung der normalen Strafrahmen hat die 
Bedeutung eines allgemeinen Strafſchärfungsgrundes, der bei jedem Verbrechen 
und vorſätzlichen Vergehen des StGB. oder eines anderen Strafgeſetzes zur An⸗ 
wendung kommen kann. Die Vorausſetzungen für die Strafſchärfung find zweierlei 
Art: eine rein objektive, nämlich mindeſtens 3 Straftaten müſſen vorliegen, und 
eine mehr ſubjektive, die Perſönlichkeit des Täters, den Tätertyp berückſichtigende, 
nämlich die 3 Taten müſſen den Täter zum gefährlichen Gewohnheitsverbrecher 
ſtempeln. 


A. Erſte Vorausſetzung: Mindeſtens 3 nn müſſen vorliegen. 
Dabei unterſcheidet das Geſetz 2 Fälle: 

a) S 20 a A bſ. 1: Der Täter iſt vor Begehung der neuen Tat ſchon zweimal 
rechtskräftig wegen eines Verbrechens oder vorſätzlichen Vergehens zu Todesſtrafe, 
Zuchthaus oder Gefängnis von mindeſtens 6 Monaten verurteilt und hat durch 
eine neue vorſätzliche Tat (Verbrechen oder Vergehen) eine Freiheitsſtrafe ver⸗ 
wirkt. Für dieſen Fall iſt, ſofern auch die zweite Vorausſetzung (B) vorliegt, die 
Anordnung des verſchärften Strafrahmens zwingend vorgeſchrieben. Die drei 
Taten müſſen rechtlich ſelbſtändige Taten ſein, alſo nicht im Verhältnis zueinander 
eine fortgeſetzte Handlung oder eine gewerbsmäßige Sammeltat bilden oder unter⸗ 
einander einer Geſamtſtrafenbildung unterworfen ſein (RG. Bd. 68 S. 149, 296). 
Verſuch, Anſtiftung und Beihilfe genügen (RG. Bd. 68 S. 169). Die einzelnen 
Taten brauchen nicht gleichartig zu ſein. Eine frühere Verurteilung kommt unter 
dem Geſichtspunkt der Rückfallverjährung nicht mehr in Betracht, wenn zwiſchen 
dem Eintritt ihrer Rechtskraft und der folgenden Tat mehr als 5 Jahre liegen, 
wobei die Zeit nicht eingerechnet wird, in der der Täter eine Freiheitsſtrafe vers 
büßt oder auf behördliche Anordnung in einer Anſtalt verwahrt wird (Abſ. 3). Da 
in den Reihen der gefährlichen Gewohnheitsverbrecher häufig auch internationale 
Verbrecher zu finden ſind, die ihre verbrecheriſche Betätigung bald in dieſes, bald 
in jenes Land verlegen, ſtellt das Geſetz der inländiſchen Verurteilung die aus— 
ländiſche gleich, ſofern die geahndete Tat auch nach deutſchem Recht ein Verbrechen 
oder vorſätzliches Vergehen wäre (Abſ. 4). 
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b) S 20a Abſ. 2: Die Vorausſetzung der zweimaligen Vorbeſtrafung fehlt. 
Auch hier läßt das Geſetz, wenn der Täter mindeſtens drei vorſätzliche Taten 
— Verbrechen oder Vergehen — begangen hat und die zweite Vorausſetzung (B) 
vorliegt, die Strafſchärfung zu, ſchreibt ſie aber nicht zwingend vor, ſondern ſtellt 
fie in das Ermeſſen des Gerichts. Das Geſetz trägt mit dieſer Auflockerung der 
Vorausſetzungen der Erfahrungstatſache Rechnung, daß es mitunter Verbrechern 
gelingt, lange Zeit unentdeckt in regelmäßiger Wiederkehr Verbrechen zu verüben 
und ſich zu einem gefährlichen Gewohnheits verbrecher zu entwickeln, bevor fie 
wegen ihrer Taten zur gerichtlichen Verantwortung gezogen werden. Zwiſchen den 
einzelnen Taten dürfen auch hier nicht mehr als 5 Jahre liegen. 

B. Die zweite Vorausſetzung für die Anwendung des verſchärften 
Strafrahmens, ſowohl im Falle des Abſ. 1 wie des Abſ. 2, iſt, daß die Geſamt⸗ 
würdigung der 3 Taten ergibt, daß der Täter „ein gefährlicher Ge⸗ 
wohnheits verbrecher“ iſt. Auf dieſem die Perſönlichkeit des Täters ins 
Auge faſſenden Erforderniſſe liegt der Schwerpunkt. Eine Begriffsbeſtimmung des 
Gewohnheitsverbrechers gibt das Geſetz nicht. Die amtliche Begründung erläutert 
den Begriff dahin, daß er „negativ durch den Gegenſatz zu den ſog. Zufalls⸗ oder 
Gelegenheitsverbrechern beſtimmt werde, die, bisher unbeſcholten, im Affekt oder 
durch Notlage zu einer ſtrafbaren Handlung hingeriſſen würden, die ihrer Eigen⸗ 
art fremd bliebe und eine bitter bereute Epiſode ihres Lebens bilde. Poſitiv 
werde er durch den Hang zum Verbrechen gekennzeichnet, gegen den ſich die Allge⸗ 
meinheit in ſchweren Fällen nur durch eine Verwahrung des Verbrechers ſichern 
könne“. In Anlehnung an die amtliche Begründung definiert das RE. den Ges 
wohnheitsverbrecher „als eine Perſönlichkeit, die infolge eines auf Grund charak⸗ 
terlicher Anlage beſtehenden oder durch Übung erworbenen inneren Hanges wieder⸗ 
holt Rechtsbrüche begehe und zur Wiederholung von Rechtsbrüchen neige“ (RG. 
Bd. 68 S. 154; ähnlich RG. Bd. 69 S. 129 und in JW. 34 S. 3281). Gewohnheits⸗ 
verbrecher im Sinne des S 20a iſt danach ſowohl der aus Willensſchwäche, aus 
Haltloſigkeit immer wieder ſtraffällig werdende Verbrecher als auch insbeſondere 
der ſog. Berufsverbrecher, der gewerbsmäßig Straftaten begeht, bei dem alſo der 
Wille bewußt auf das Ziel, ſich durch Begehung von ſtrafbaren Handlungen eine 
Einnahmequelle von einer gewiſſen Dauer zu verſchaffen, gerichtet iſt. Der Berufs⸗ 
verbrecher bildet die wichtigſte Art des Gewohnheitsverbrechers im Sinne des § 20a. 
Auf welche Art von Verbrechen der Hang oder der Beruf des Gewohnheitsver⸗ 
brechers gerichtet iſt, iſt gleichgültig. Alle Verbrechensarten können in Frage 
kommen. Praktiſch wird der Gewohnheitsverbrecher hauptſächlich in den Reihen 
der Diebe aller Art (insbeſondere der Einbrecher, der Taſchendiebe, Warenhaus⸗ 
diebe uſw.), der Räuber, Erpreſſer, Zuhälter, Betrüger und Hehler zu ſuchen ſein, 
weil bei dieſen Verbrechen in erſter Linie ſich die Möglichkeit zum Gelderwerb ohne 
ehrliche Arbeit bietet. 

Da das Geſetz die Charakteriſierung als „gefährlicher“ Gewohnheitsverbrecher 
verlangt, iſt ferner erforderlich, daß die weiteren Straftaten, die von dem Täter 
nach ſeiner Perſönlichkeit zu befürchten ſind, nicht geringfügiger Art ſind, wie 
z. B. bei dem Morphiniſten, der aus ſeinem Hang heraus immer wieder kleine 
Morphiummengen entwendet. Mit Recht verlangt die Rechtſprechung einen beſon⸗ 
deren Grad der Gefährlichkeit (RGBl. 68, S. 155.) Freilich hat das RG. in einer 
anderen Entſcheidung ſchon die Gefahr ſtändiger kleiner Betrügereien (Zechprel⸗ 
lereien) für genügend erklärt (RG. Bd. 68 S. 98). 

Die Eigenſchaft des Verurteilten als gefährlicher Gewohnheitsverbrecher muß ſich, 
wie das Geſetz jagt, aus der „Geſamtwürdigung“ der mindeſtens drei er: 
heblichen Straftaten, die nach dem Geſetz vorliegen müſſen, ergeben. Die Recht⸗ 
ſprechung verlangt danach, daß in mindeſtens drei Straftaten „eine gleichgeartete 
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innere Beziehung zu dem Weſen des Täters nachgewieſen wird, die dieſe Taten, 
und zwar jede von ihnen, als Ausfluß eines und desſelben Weſenszuges des Täters, 
nämlich des ihm innewohnenden verbrecheriſchen Hanges, als ein eigentümliches 
Kennzeichen hierfür und für ſeine Gefährlichkeit erſcheinen läßt, ſo daß durch die 
einheitliche Zuſammenfaſſung in der Geſamtwürdigung das Bild des gefährlichen 
Gewohnheitsverbrechers entſteht“ (RG. Bd. 68 S. 156). Die drei Taten müſſen 
alſo ſog. Symptomtaten ſein. Straftaten, die nicht als Anzeichen für die dem Täter 
eigentümliche Art und Richtung des verbrecheriſchen Hanges angeſehen werden 
können und die ausſchließlich oder doch überwiegend anderen Urſachen als dieſem 
Hang entſpringen, ſcheiden als Urteilsgrundlage aus (RG. Bd. 68 S. 157; ähnlich 
RG. Bd. 68 ©. 174, 358 und zahlreiche andere Entſcheidungen). Die Gefährlichkeit 
muß zur Zeit des Urteils vorliegen (jo mit Recht Kohlrauſch, §S 20 a, Anm. III: 
„der Faſſadenkletterer, der blind und lahm geſchoſſen wurde, iſt nicht mehr ge⸗ 
fährlich“). 

Neben der Verſchärfung der normalen Strafrahmen ſchafft das Geſetz als wirk⸗ 
ſame Waffe gegen den praktiſch wichtigſten Typ des Gewohnheitsverbrechers, näm⸗ 
lich den Einbrecher, einen neuen Straftatbeſtand, das in das StGB. als $ 245 a 
eingefügte Delikt des „Beſitzes von Diebswerkzeugen“. Schon lange iſt 
kriminalpolitiſch das Problem erörtert worden, inwieweit die Vorbereitung ſtraf⸗ 
barer Angriffe auf fremde Rechtsgüter mit den Mitteln des Strafrechts bekämpft 
werden könne. Das modernſte Diebeswerkzeug in der Hand des Berufsverbrechers, 
das dieſem jederzeit die Begehung neuer Diebſtähle ermöglicht und in ſeiner Hand 
eine ſtändige Gefahr für die Volksgemeinſchaft bedeutet, war bisher dem Arm des 
Strafrichters erſt zugänglich, wenn mit ihm die Ausführung einer beſtimmten Ein⸗ 
zeltat begonnen worden war. Zwecks wirkſamer Bekämpfung des Berufsverbrechers 
verlegt das Geſetz nunmehr im $ 245 a die ſtrafrechtliche Angriffsfront ein gutes 
Stück nach vorne, indem es den Beſitz und die Verwahrung von Diebswerkzeug 
ſchon als ſolche als delictum sui generis mit ſchwerer Strafe bedroht. Die Vorauss 
ſetzungen ſind verſchieden geſtaltet, je nachdem der Beſitzer des Diebswerkzeuges zu 
den beſonders verdächtigen Perſonen gehört, nämlich ſchon rechtskräftig wegen 
ſchweren Diebſtahls, Rückfalldiebſtahls, Raubes, gewerbs⸗ oder gewohnheitsmäßi⸗ 
ger Hehlerei oder Rückfallhehlerei innerhalb der letzten fünf Jahre vorbeſtraft iſt 
— hier wird geſetzlich vermutet, daß das, was objektiv als Diebswerkzeug geeignet 
iſt, auch ſubjektiv dazu beſtimmt iſt — oder ob der Beſitzer nicht zu dieſem ver⸗ 
dächtigen Kreis gehört; in letzterem Falle muß die konkrete Beſtimmung des Werk⸗ 
zeugs zur Verwendung bei ſtrafbaren Handlungen poſitiv feſtſtehen. 


2. Die Sicherungsverwahrung 


Mit ihrer Einführung zieht das Geſetz die unerbittliche Folgerung aus der 
klaren Erkenntnis, daß die Strafe allein, ſofern man ſie nicht unter Aufgabe des 
Sühnegedankens und des Schuldprinzips ins Ungemeſſene ausdehnen und zum 
ſog. „unbeſtimmten Strafurteil“ übergehen will, nicht ausreicht, um die Volks— 
gemeinſchaft gegen den Gewohnheitsverbrecher wirkſam zu ſchützen. Denn auch eine 
lange Freiheitsſtrafe geht einmal zu Ende, und der Verbrecher müßte dann ent⸗ 
laſſen werden, auch wenn offenſichtlich die Strafe nicht die genügende abſchreckende 
und beſſernde Wirkung auf den Täter ausgeübt hat. Hier greift als wirkſame 
Sicherung die an die Strafverbüßung ſich anſchließende Internierung des Ver⸗ 
brechers auf unbeſtimmte Zeit ein, die das Geſetz, darin dem Beiſpiel anderer 
Länder, wie z. B. England, Frankreich, Norwegen, Belgien folgend, nunmehr auch 
in unſer deutſches Strafrecht einführt. 

Vorausſetzung für die Anordnung der Sicherungsverwahrung iſt, daß jemand 
als ein gefährlicher Gewohnheitsverbrecher nach 8 20a StGB. verurteilt wird und 
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die öffentliche Sicherheit ſeine Verwahrung erfordert (Art. 2, § 42a). Liegen dieſe 
Vorausſetzungen vor, jo iſt die Anordnung der Sicherungsverwahrung für das 
Gericht zwingend vorgeſchrieben. Entſprechend der Schwere des Eingriffs ſtellt die 
Rechtſprechung an die Prüfung der Vorausſetzungen ſtrenge Anforderungen. „Es 
muß“, ſagt z. B. das RG. in der grundlegenden Entſcheidung Bd. 67 S. 157, „ein 
ſolches Maß von Gefahr von dem Verurteilten ausgehen, daß dadurch der Beſtand 
der die öffentliche Sicherheit gewährleiſtenden Rechtsordnung unmittelbar bedroht 
und eine wirkſame Abhilfe für die Zukunft im Intereſſe ſeiner Aufrechterhaltung 
geboten und auf andere Weiſe als durch die Sicherungsverwahrung nicht zu 
erreichen iſt. Sie kommt daher nicht in Betracht, wenn durch andere Mittel für die 
erforderliche Sicherheit geſorgt werden kann. Aber auch ſonſt muß der Richter 
ſorgfältig prüfen, ob zur Anwendung dieſes letzten Mittels zu ſchreiten iſt, und im 
Urteil deutlich zum Ausdruck bringen, aus welchen Gründen er ſie für geboten 
hält. Bei ſeiner Unterſuchung kann nicht außer Betracht bleiben, ob die Gefähr⸗ 
lichkeit des Verurteilten im Zeitpunkt ſeiner Entlaſſung aus der Strafhaft voraus⸗ 
ſichtlich noch beſtehen wird. Inſoweit kann auf eine gewiſſenhafte Beobachtung der 
inneren Entwicklung des Verurteilten, wie ſie etwa durch den erkennbar ſittlich 
beſſernden Einfluß der Strafverbüßzung bedingt ſein kann, aber auch auf die 
Berückſichtigung der äußeren Verhältniſſe nicht verzichtet werden, die der Ver⸗ 
urteilte im Falle ſeiner Entlaſſung vorfinden wird.“ Doch dürfen, wie das RG. 
in einer anderen Entſcheidung (Bd. 68 S. 271) betont, „die Anforderungen in die⸗ 
ſer Hinſicht auch nicht überſpannt werden, da ſonſt der Geſetzeszweck vereitelt 
werden könnte“. ü 

Die Anordnung der Sicherungsverwahrung erfolgt im gewöhnlichen Strafver⸗ 
fahren im Urteil zugleich mit der Straffeſtſetzung. Zweidrittelmehrheit iſt erfor⸗ 
derlich. Gegen Deutſche, die im Ausland verurteilt worden find und in die Heimat 
zurückkehren, iſt die Anordnung in einem beſonderen nachträglichen Sicherungs⸗ 
verfahren zuläſſig, für das im allgemeinen die gleichen Vorſchriften wie für ein 
Hauptverfahren gelten (AG. vom 24. November 1933, 3. 37, $ 429e StPO.) — 
alſo die Notwendigkeit einer an die Stelle der Anklageſchrift tretenden Antrags⸗ 
ſchrift und eines beſonderen Eröffnungsbeſchluſſes (RG. Bd. 68 S. 291). Ein ſolches 
ſelbſtändiges nachträgliches Sicherungsverfahren iſt ferner zugelaſſen in der Über⸗ 
gangszeit, um — entſprechend der oben erwähnten Rückwirkung des Geſetzes — die 
Sicherungsverwahrung auch wegen ſolcher Taten anzuordnen, die vor dem 1. Ja⸗ 
nuar 1934 begangen worden ſind, ſelbſt dann, wenn die Tat ſchon vor dem 
1. Januar 1934 rechtskräftig abgeurteilt worden iſt, ſofern nur die Verbüßung 
der Freiheitsſtrafe am 1. Januar 1934 noch nicht erledigt war (Art. 5). 

Der Vollzug der Sicherungsverwahrung ſchließt ſich zeitlich an den Vollzug der 
Strafe an (AG. 3. 39 § 456b StPO.). Sache des Vollzugs iſt es, der Weſensver⸗ 
ſchiedenheit der Sicherungsverwahrung von der Freiheitsſtrafe durch die Art der 
Vollziehung nach Möglichkeit Rechnung zu tragen. Die Verordnung über den Voll⸗ 
zug von Freiheitsſtrafen und von Maßregeln der Sicherung und Beſſerung vom 
14. Mai 1934 (RGBl. I S. 383) hebt im Art. 3 $ 16 ausdrücklich hervor, daß „die 
Sicherungsverwahrung den Zweck habe, den Verurteilten, nachdem er durch die 
Verbüßung der Freiheitsſtrafe ſeine Tat geſühnt habe, durch die Verwahrung 
unſchädlich zu machen, damit ſo die Volksgemeinſchaft vor weiteren ſtrafbaren 
Handlungen geſchützt werde. Das Ziel der unbedingten Sicherheit der Verwahrung 
und der Verhütung des Entweichens ſei unter Berückſichtigung der beſonderen Ge⸗ 
fährlichkeit des Verurteilten rückſichtslos durchzuführen.“ Die Dauer der Sicherungs— 
verwahrung iſt an keine Friſt gebunden, weder an eine Mindeſtfriſt noch an eine 
Höchſtfriſt, ſie dauert nach § 42 fk jo lange, als ihr Zweck es erfordert, nötigen: 
falls alſo lebenslänglich. Mit Rückſicht auf dieſe unbeſtimmte Dauer ſchreibt das 
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Geſetz die periodiſche Nachprüfung von 3 zu 3 Jahren durch das Gericht vor, um 
feſtzuſtellen, ob inzwiſchen der Zweck erreicht iſt. Nur wenn ſich bei dieſer Prüfung 
poſitiv ergibt, daß der Zweck der Unterbringung erreicht iſt, darf das Gericht die 
Entlaſſung anordnen; iſt es dagegen dem Gericht zweifelhaft, ob der Zweck erreicht 
iſt, ſo darf die Entlaſſung nicht angeordnet werden, der Satz „in dubio pro reo“ 
iſt alſo hier im Intereſſe der unbedingten Sicherung der Volksgemeinſchaft in den 
Satz „in dubio contra reum“ umgekehrt. Iſt der Zweck erreicht und erfolgt die Ent⸗ 
laſſung, fo gilt ſie nach § 42 h ſtets nur als bedingte Ausſetzung der Verwahrung, 
derart, daß das Gericht die Entlaſſung jederzeit widerrufen kann, wenn der Ent⸗ 
laſſene durch ſein Verhalten in der Freiheit zeigt, daß der Zweck der Maßregel 
ſeine erneute Unterbringung erfordert. 


IV. Die Bekämpfung des gefährlichen Sittlichkeitsverbrechers 


Der gefährliche Sittlichkeitsverbrecher iſt eine Abart des gefährlichen Gewohnheits⸗ 
verbrechers. Zur Sicherung der Volksgemeinſchaft gegen ihn gibt das Geſetz neben 
der Sicherungsverwahrung, die auch gegen den gefährlichen Sittlichkeits verbrecher, 
ſofern ihre Vorausſetzungen erfüllt ſind, Platz greifen kann, als weitere, im all⸗ 
gemeinen ebenſo wirkſame, aber einfachere und weniger koſtſpielige Sicherungs⸗ 
maßnahme die Entmannung, die zwar einen nicht wieder rückgängig zu machenden, 
ernſten Eingriff in die Integrität des Betroffenen bedeutet, aber ihn doch vor dem 
völligen Verluſt der Freiheit bewahrt. 

Die Entmannung erſtrebt die Unſchädlichmachung des gefährlichen Sittlichkeits⸗ 
verbrechers durch einen operativen Eingriff, nämlich durch die Entfernung der 
Keimdrüſen, wodurch die geſchlechtliche Potenz, d. h. die Fähigkeit, den Geſchlechts⸗ 
akt auszuüben, und die Libido, d. i. der Trieb nach geſchlechtlicher Befriedigung, 
zum völligen Erlöſchen gebracht oder doch ſo abgeſchwächt wird, daß die aus dem 
entarteten oder überſteigerten Geſchlechtstrieb bisher drohende Gefahrenquelle 
künftig beſeitigt wird. Nach Zweck und Art des Eingriffs unterſcheidet ſich die 
Entmannung (oder Kaſtration) weſentlich von der in dem Reichsgeſetz zur Verhütung 
erbkranken Nachwuchſes vom 14. 7. 1933 geregelten Unfruchtbarmachung oder 
Steriliſierung Erbkranker (Steriliſierung im engeren Sinne; vielfach, insbeſondere 
in einigen ausländiſchen Geſetzen, wird das Wort „Steriliſierung“ auch in einem 
weiteren, die Entmannung mitumfaſſenden Sinne gebraucht). Die Steriliſierung 
im engeren Sinne verfolgt rein eugeniſche Zwecke und beſchränkt ſich daher auf 
die Vernichtung der Fortpflanzungsfähigkeit durch einen leichteren Eingriff (näm⸗ 
lich durch Unterbindung des männlichen Samenſtranges). Wenn durch die Ent⸗ 
mannung gleichzeitig die Fortpflanzungsfähigkeit des Sittlichkeitsverbrechers ver⸗ 
nichtet wird, ſo iſt dies nicht Selbſtzweck, ſondern nur unvermeidliche (freilich nicht 
unerwünſchte) Folgeerſcheinung. 

Mit der Einführung der Entmannung als Sicherungszwangsmaßnahme betritt 
das Geſetz im weſentlichen Neuland. Die Entmannung iſt bisher der ausländiſchen 
Geſetzgebung nur wenig bekannt. Die Geſetze einiger nordamerikaniſcher Staaten 
enthalten ſie ſchon ſeit längerer Zeit, aber teils als rein eugeniſche Maßnahme, 
teils als wirkliche Strafe. In Dänemark iſt ſie ſeit 1929 eingeführt, aber nicht 
als Zwangsmaßnahme, ſondern nur auf Antrag des zu Entmannenden oder ſeines 
Vormundes zuläſſig. 

Vorausſetzung für die Entmannung iſt nach § 42 K: 

1. Männliches Geſchlecht und vollendetes 18. Lebensjahr bei Begehung der 
Taten, auf die ihre Anordnung geſtützt wird, ſowie vollendetes 21. Lebensjahr 
zur Zeit der Anordnung. Der innere Grund für dieſe Alterserforderniſſe liegt 
darin, daß bei den noch nicht 18jährigen die Pubertät noch nicht oder eben erſt 
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abgeſchloſſen iſt und darum die Tat noch keinen ſicheren Schluß auf eine gefähr⸗ 
liche Triebrichtung zuläßt, und daß ferner vor Vollendung des 21. Lebensjahres 
der Vollzug des ſchweren Eingriffs den körperlichen Reifungsprozeß zu ſtark 
beeinträchtigen könnte. 

2. Zwei Sittlichkeitsdelikte beſtimmter Art oder ein Luſtmord. 

Der Katalog der in Betracht kommenden Sittlichkeitsdelikte iſt im $ 42 Kk Z. 1 
und 2 erſchöpfend aufgeſtellt. In Betracht kommen nur Nötigung zur Unzucht, 
Schändung, Unzucht mit Kindern, Notzucht (58 176 bis 178 StGB.), die zur 
Erregung oder Befriedigung des Geſchlechtstriebes begangene öffentliche Vornahme 
unzüchtiger Handlungen (8 183 StGB., insbeſondere das ſog. Exhibieren) oder 
von Körperverletzungen (88 123 bis 126 StGB., insbeſondere ſadiſtiſche Hand: 
lungen). Es ſcheiden danach aus Blutſchande, Verführung und widernatürliche 
Unzucht, letztere weil, wie die amtliche Begründung bemerkt, „die Erfahrungen 
mit der an Homoſexuellen vorgenommenen Entmannung nicht günſtig ſeien und 
der Eingriff zum Zwecke der Heilung der perverſen Triebrichtung in den meiſten 
Fällen wirkungslos geblieben ſei“. Zwei unter den Katalog fallende Taten ſind 
Vorausſetzung für die Zuläſſigkeit der Entmannung, und zwar muß entweder eine 
Tat ſchon vor der Begehung der zweiten Tat rechtskräftig abgeurteilt ſein — in 
dieſem Fall genügt es, wenn wegen der neuen Tat mindeſtens auf 6 Monate 
Freiheitsſtrafe erkannt wird —, oder wenn es an einer einſchlägigen Vorſtrafe 
fehlt, müſſen die beiden zur Aburteilung ſtehenden Taten ſo ſchwer ſein, daß das 
Gericht ſie mit mindeſtens einem Jahr Freiheitsſtrafe ahndet. Eine einzige Tat 
genügt, wenn es ein zur Erregung oder Befriedigung des Geſchlechtstriebes be⸗ 
gangener Mord oder Totſchlag iſt. | 

3. Vorausſetzung iſt ferner jtets, daß gleichzeitig auf eine Strafe erkannt wird. 
Wird der Täter wegen Zurechnungsunfähigkeit freigeſprochen, ſo kann die Ent⸗ 
mannung nicht angeordnet werden, auch wenn etwa die Unterbringung in einer 
Heil⸗ oder Pflegeanſtalt angeordnet wird; dieſe letztere Maßnahme muß dann 
die Funktion der Sicherung der Volksgemeinſchaft übernehmen. Wohl aber iſt die 
Entmannung bei verminderter Zurechnungsfähigkeit zuläſſig (RG. in JW. 1934 
S. 2914). Vorausſetzung iſt ferner, ſofern nicht ein Luſtmord (8 42 Kk Z. 3) vor: 
liegt, die beſondere Feſtſtellung, daß „die Geſamtwürdigung der Taten ergibt, daß 
der Täter ein gefährlicher Sittlichkeits verbrecher iſt.“ 

Für alle Fälle der Entmannung iſt zu beachten, daß für keine der 3 Ziffern 
des § 42 k die Anordnung der Entmannung zwingend vorgeſchrieben, ſondern ſtets 
in das Ermeſſen des Gerichts geſtellt iſt. Für dieſe Art der Regelung ſind, wie 
die amtliche Begründung hervorhebt, verſchiedene Erwägungen maßgebend ge⸗ 
weſen. Zunächſt die ärztliche Erfahrungstatſache, daß die Keimdrüſen, die entfernt 
werden, nicht nur für die Fortpflanzung unentbehrlich ſind, ſondern auch inner⸗ 
ſekretoriſche Funktionen haben und der Fortfall der letzteren das Zuſammenſpiel 
der übrigen innerſekretoriſchen Drüſen ſtört und ſo mitunter zu weiteren empfind⸗ 
lichen Schädigungen des Körpers und der Pſyche führt, die ungewollt ſind und 
außerhalb des Zweckes der Anordnung liegen, aber um der höherwertigen Intereſſen 
der Allgemeinheit willen in Kauf genommen werden müſſen (vgl. hierzu Lange: 
Die Folgen der Entmannung Erwachſener, 1934 Heft 24 der Schriftenreihe Arbeit 
und Geſundheit, und Hackfield in der Monatsſchrift für Pſychiatrie und Neurologie 
1934 S. 1 ff.). Ferner die weitere ärztliche Erfahrungstatſache, daß die Ent: 
mannung nicht bei jedem Sittlichkeitsverbrecher den gewollten Erfolg hat, ſeinen 
überſteigerten oder entarteten Geſchlechtstrieb zu vernichten oder genügend ab— 
zuſchwächen, daß vielmehr die Erfolgsfrage in jedem einzelnen Fall einer ſorg— 
fältigen ärztlichen Nachprüfung bedarf. Aus dieſen Gründen machen die amtliche 
Begründung und ihr folgend das Reichsgericht den Gerichten zur Pflicht, vor 
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der Entſcheidung über die Anordnung der Entmannung die Erfolgsausſichten 
eingehend zu prüfen und abzuwägen, ob der dem Verbrecher zugefügte Schaden 
wenig bedeutet gegenüber der Gefahr, die der Verbrecher bei Unterlaſſung des 
Eingriffs für die Allgemeinheit bedeuten würde, und ob letztere nicht durch eine 
andere, weniger einſchneidende Maßnahme ebenſo wirkſam geſchützt werden kann. 
Das Reichsgericht hat in ſtändiger Rechtſprechung auf die Beachtung dieſer Geſichts⸗ 
punkte beſonderes Gewicht gelegt (RG. Bd. 68 S. 165, 292; Bd. 69 S. 129 und in 
Deutſche Juſtiz 1934 S. 1154, 1155, 1156 und in JW. 1934 S. 1574; vgl. ferner 
Komm. von Schäfer⸗Wagner⸗Schafheutle zu § 42 Kk Anm. 9). Aus den gleichen Er⸗ 
wägungen hat das AG. vom 24. 11. 1933 für das Verfahren eine Reihe von Son⸗ 
dervorſchriften getroffen, z. B. bezüglich der Anhörung der Sachverſtändigen, der 
Pflichtverteidigung uſw. Von beſonderer praktiſcher Bedeutung iſt die ſtarke Rück⸗ 
wirkung, die das Geſetz für die Anordnung der Entmannung ähnlich wie bei der 
Sicherungsverwahrung vorſieht. Sie iſt zuläſſig, auch wenn die Tat ſchon vor dem 
Inkrafttreten des Geſetzes begangen iſt, ja ſelbſt dann, wenn ſie vor dem Inkraft⸗ 
treten ſchon rechtskräftig abgeurteilt, aber die Verbüßung der Strafe am 1. 1. 1934 
noch nicht beendet war. In letzterem Fall und zur Ergänzung ausländiſcher Ab⸗ 
urteilungen iſt die Anordnung in einem beſonderen nachträglichen Sicherungsver⸗ 
fahren ähnlich wie bei der Sicherungsverwahrung vorgeſehen (vgl. Art. 5 Z. 3; 
AG. 3. 37 8 429 e StPO.). 


V. Die Bekämpfung der gemeingefährlichen Geiſteskranken und vermindert 
Zurechnungsfähigen 


Nach dem bis zum 1. 1. 1934 geltenden Recht war der Strafrichter nicht in der 
Lage, die Sicherung der Volksgemeinſchaft gegen den gemeingefährlichen Geiſtes⸗ 
kranken anzuordnen. Wenn ein Geiſteskranker eine an ſich ſtrafbare Handlung 
begangen hatte, ſo wurde der Strafrichter mit ihm überhaupt nur befaßt, wenn 
ſeine Zurechnungsunfähigkeit zunächſt nicht feſtſtand. Stellte ſich die Zurech⸗ 
nungsunfähigkeit im Laufe des Verfahrens heraus, ſo mußte das Verfahren 
eingeſtellt oder in der Hauptverhandlung der Angeklagte freigeſprochen und aus 
einer etwa beſtehenden Unterſuchungshaft entlaſſen werden, ohne daß der Straf⸗ 
richter oder die Staatsanwaltſchaft zu entſcheiden hatte, wie die Volksgemeinſchaft 
vor dem gemeingefährlichen Geiſteskranken zu ſchützen ſei. Dies mußte ſie dem 
Ermeſſen der Verwaltungsbehörde überlaſſen. Eine ſolche Verfahrenseinſtellung 
oder Freiſprechung ohne gleichzeitige Sicherungsmaßregel mußte die Volksgemein⸗ 
ſchaft in ihrem berechtigten Sicherheitsbedürfnis beunruhigen, die Verzettelung 
der ſtaatlichen Gegenwirkung auf verſchiedene Behörden war unpraktiſch und 
unökonomiſch. 

Dieſen unbefriedigenden Zuſtand beſeitigt das Geſetz, indem es durch Einfügung 
des § 42 b in das StGB. dem Strafrichter die Aufgabe zuweiſt, wenn es die öffent⸗ 
liche Sicherheit erfordert, die Unterbringung eines kriminell gewordenen Zu⸗ 
rechnungsunfähigen oder vermindert Zurechnungsfähigen in einer Heil⸗ oder 
Pflegeanſtalt auf unbeſtimmte Zeit anzuordnen, und zwar nicht nur in einem 
gegen ihn anhängigen Strafverfahren, ſondern nötigenfalls nach Ermeſſen der 
Staatsanwaltſchaft in einem eigens zu dieſem Zweck durchzuführenden ſelbſtändigen 
Sicherungsverfahren (AG. Art. 2 3. 37 SS 429 ff. StPO.). 

Die Anordnung der Unterbringung hat drei Vorausſetzungen: 

1. Der Unterzubringende muß den äußeren Tatbeſtand eines beſtimmten Ver⸗ 
brechens oder Vergehens verwirklicht haben, derart, daß er zu beſtrafen wäre, 
wenn er zur Zeit der Tat zurechnungsfähig geweſen wäre. 
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2. Er muß bei Begehung der Tat zurechnungsunfähig oder vermindert zurechnungs⸗ 
fähig im Sinne der 88 51, 58 StGB. geweſen fein. Zurechnungsunfähigkeit liegt 
nach der neuen Faſſung des 8 51 dann vor, „wenn der Täter zur Zeit der Tat 
wegen Bewußtſeinsſtörung, wegen krankhafter Störung der Geiſtestätigkeit oder 
wegen Geiſtesſchwäche unfähig iſt, das Unerlaubte der Tat einzuſehen oder nach 
dieſer Einſicht zu handeln“. Der Begriff der verminderten Zurechnungsfähigkeit 
iſt in das Strafrecht neu eingeführt durch Einfügung eines zweiten Abſatzes in 
den § 51, wonach dann, wenn die Fähigkeit des Täters, das Unerlaubte eins 
zuſehen oder nach dieſer Einſicht zu handeln, zur Zeit der Tat aus einem der 
erwähnten Gründe erheblich vermindert war, die Strafe nach den Vorſchriften 
über die Beſtrafung des Verſuchs gemildert werden kann (fakultative Milderung, 
nicht obligatoriſche). 

3. Der Geiſteszuſtand des Täters muß derart ſein, daß die öffentliche Sicherheit 
ſeine Verwahrung in einer Heil⸗ oder Pflegeanſtalt erfordert. 

Bei vermindert Zurechnungsfähigen tritt die Unterbringung neben die Strafe, 
die als die ſchwerere Maßnahme und wegen ihrer Sühnefunktion grundſätzlich 
zuerſt zu vollziehen iſt. Ausnahmsweiſe kann, wenn der Zuſtand des Verurteil⸗ 
ten dies notwendig macht, die Unterbringung ganz oder teilweiſe vor der Frei⸗ 
heitsſtrafe vollzogen werden (Art. 2 3. 39 § 456 b StPO.). Die Unterbringung 
in der Heilanſtalt dauert ſo lange, als ihr Zweck es erfordert, nötigenfalls lebens⸗ 
länglich. Ahnlich wie bei der Sicherungsverwahtung iſt eine periodiſche richterliche 
Nachprüfung von 3 zu 3 Jahren vorgeſchrieben, derart, daß die Entlaſſung nur 
erfolgen darf, wenn poſitiv feſtſteht, daß der Zweck der Unterbringung erreicht 
iſt (in dubio contra reum); die Entlaſſung erfolgt ſtets nur bedingt auf jeder⸗ 
zeitigen Widerruf (8 42 f, 42 h). Über den Vollzug der Unterbringung find in der 
Vollzugsordnung vom 14. Mai 1934 Art. 3 88 5 ff. (RGBl. 1 S. 383) reichsrechtliche 
Grundſätze aufgeſtellt. Der Vollzug liegt in Preußen den Landesfürſorgeverbänden 
ob (Gef. vom 16. 10. 1934, GeſS. S. 403). 

In das Recht und die Pflicht der Verwaltungsbehörden, im Rahmen ihrer nad) 
dem Landesrecht ſich beſtimmenden Zuſtändigkeit ihrerſeits Sicherheitsmaßregeln 
zu treffen, iſt durch die neu geſchaffenen Befugniſſe der Organe der Strafrechtspflege 
grundſätzlich nicht eingegriffen. 


VI. Die Bekämpfung der gemeingefährlichen Trinker und Aſozialen 


1. Die Beſtrafung des Vollrauſches. Trinkerheilanſtalt für den gemein⸗ 
gefährlichen Trinker 


Die Kriminalſtatiſtik lehrt, daß der gewohnheitsmäßige Trinker und Rauſch⸗ 
mittelſüchtige zur Begehung ſtrafbarer Handlungen beſonders neigt und oft eine 
ſtändige Gefahrenquelle für die Volksgemeinſchaft iſt. Zur Bekämpfung dieſer 
Gefahrenquelle ſtanden bisher dem Strafrichter Mittel des Strafrechts nicht zur 
Verfügung. War eine Straftat im Vollrauſch begangen, ſo kam es überhaupt nicht 
zur Einleitung eines Strafverfahrens, oder dieſes endete mit Einſtellung oder 
Freiſprechung. Hatte der Rauſch die Zurechnungsfähigkeit des Täters nicht aus⸗ 
geſchloſſen, ſo fand der Rauſch nur bei der Strafzumeſſung und meiſt als Milde— 
rungsgrund Berückſichtigung. Die Volksgemeinſchaft vor künftigen kriminellen 
Rauſchexzeſſen des Täters zu ſchützen, war nicht Aufgabe der Organe der Straf— 
rechtspflege, ſondern blieb den Verwaltungsbehörden überlaſſen. 

Das Geſetz vom 24. 11. 1933 ſchafft hier zweiſpurig Abhilfe durch einen neuen 
Straftatbeſtand und durch eine Maßregel der Beſſerung und Sicherung. Neu ge— 
ſchaffen iſt der Tatbeſtand der ſtrafbaren Volltrunkenheit. Nach dem in das StGB. 
neu eingefügten § 330 a wird künftig, wer ſich vorſätzlich oder fahrläſſig durch den 
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Genuß geiftiger Getränke oder durch andere Rauſchmittel (Kokain, Morphium, 
Opium u. a.) in einen die Zurechnungsfähigkeit ausſchließenden Rauſch verſetzt 
und in dieſem Zuſtand den äußeren Tatbeſtand einer mit Strafe bedrohten Hand⸗ 
lung verwirklicht, mit Gefängnis bis zu zwei Jahren oder Geldſtrafe bis zu 10 000 
Mark beſtraft, nicht wegen der im Rauſch begangenen Tat als ſolcher, ſondern 
wegen Volltrunkenheit. 

Wichtiger und wirkſamer iſt die neu geſchaffene Befugnis zur Anordnung der 
Unterbringung in einer Trinkerheilanſtalt oder Entziehungsanſtalt. Sie hat nach 
§ 42 c zur Vorausſetzung: 

a) Der Täter muß eine Perſon ſein, die „gewohnheitsmäßig im Übermaß gei⸗ 
ſtige Getränke oder andere berauſchende Mittel zu ſich nimmt“, alſo an einem durch 
häufigen Genuß entſtandenen, krankhaften Hang leiden. 

b) Er muß wegen eines „im Rauſch begangenen oder mit einer ſolchen Ge: 
wöhnung im urſächlichen Zuſammenhang ſtehenden Tat (z. B. Rezeptfälſchung, 
um ſich Rauſchmittel zu verſchaffen) oder wegen Volltrunkenheit“ zu einer Strafe 
verurteilt werden. 

c) Seine Unterbringung in einer Trinkerheilanſtalt oder Entziehungsanſtalt 
muß erforderlich ſein, „um ihn an ein geſetzmäßiges und geordnetes Leben zu 
gewöhnen“. 

Liegen dieſe Vorausſetzungen vor, ſo muß der Richter die Unterbringung an⸗ 
ordnen. Die Unterbringung dauert ſo lange, als ihr Zweck es erfordert, jedoch 
höchſtens 2 Jahre, entſprechend der ärztlichen Erfahrung, daß die Entwöhnung, 
wenn ſie überhaupt Erfolg verſpricht, in längſtens 2 Jahren erreicht wird. Über 
ihren Vollzug find in der Vollzugsverordnung vom 14. Mai 1934 (RGBl. 1 S. 383) 
reichsrechtliche Grundſätze aufgeſtellt. Der Vollzug liegt in Preußen den Landes⸗ 
fürſorgeverbänden ob. Die konkurrierende Zuſtändigkeit der Verwaltungsbehör⸗ 
den zu ähnlichen Maßnahmen iſt grundſätzlich unberührt gelaſſen. 


2. Arbeitshaus für die aſozialen Rechtsbrecher 


Das Arbeitshaus als eine Art beſſernde Maßnahme für Aſoziale kannte auch 
ſchon das frühere Recht in der Form, daß das Gericht ſeine Zuläſſigkeit ausſprechen 
konnte und es der Verwaltungsbehörde überlaſſen blieb, den ihr Überwieſenen 
bis zur Dauer von 2 Jahren in einem Arbeitshaus unterzubringen oder zu ge⸗ 
meinnützigen Arbeiten zu verwenden. Dieſe Befugnis hatte der Strafrichter gegen⸗ 
über zwei Gruppen von Aſozialen, gegenüber den Willensſchwachen und Halt⸗ 
loſen (Bettler, Landſtreicher, Arbeitsſcheue, Dirnen) und gegenüber Zuhältern 
und Spielern. Das Neue, was auf dieſem Gebiet das Geſetz bringt, iſt im weſent⸗ 
lichen dreierlei: | 

a) Die Zuhälter und Spieler werden künftig lediglich der Ahndung durch Strafe 
und der Behandlung im Strafvollzug überlaſſen, weil das Arbeitshaus mit der in 
ihm üblichen Gemeinſchaftshaft und Lockerung der Abſperrung und Überwachung 
für die Zuhälter, häufig gefährliche Verbrechernaturen, und für Spieler ſich nicht 
bewährt hat. Dafür wird für Zuhälter durch Anderung des $ 181 a künftig Zucht⸗ 
haus bis zu 5 Jahren als Regelſtrafe angedroht. 

b) Der Strafrichter bleibt künftig nicht mehr auf den Ausſpruch der Zuläſſig⸗ 
keit der Unterbringung beſchränkt, ſondern ordnet ſie bindend für die Verwah⸗ 
rungsbehörde an. 

c) Unterſchieden wird künftig zwiſchen erſtmaliger Unterbringung — fie 
dauert bis höchſtens 2 Jahre — und der wiederholten Unterbringung. Letz⸗ 
tere erfolgt auf unbeſtimmte Zeit, ſo lange, als ihr Zweck es erfordert, mit periodi— 
ſcher richterlicher Nachprüfung von 2 zu 2 Jahren und (bedingter) Entlaſſung nur, 
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wenn poſitiv feſtſteht, daß der Zweck erreicht ift, und nur mit jederzeitiger Wider⸗ 
rufsmöglichkeit ($ 42 d, f, h). 

Vorausſetzung für die Anordnung iſt, daß die Unterbringung erforderlich iſt, um 
den Täter zur Arbeit anzuhalten und an ein geſetzmäßiges und geordnetes Leben 
zu gewöhnen. Dieſer Zweck beſtimmt auch die Art des Vollzugs, für den in der 
Vollzugsverordnung vom 14. Mai 1934 reichsrechtliche Grundſätze aufgeſtellt find. 


VII. Berufsverbot gegen beruflich Unzuverläſſige 


Aus dem Gedanken heraus, daß derjenige, der ſich als beruflich unzuverläſſig 
erwieſen hat und dabei ſchwer ſtraffällig geworden iſt, das Recht auf unbehelligte 
Berufsausübung verwirkt und die Volksgemeinſchaft ein Recht darauf hat, vor 
der aus der beruflichen Unzuverläſſigkeit fließenden Gefahrenquelle künftig geſchützt 
zu werden, hat das Geſetz zu den ſchon bisher in einer Reihe von Sondergeſetzen 
(z. B. Gewerbeordnung, Reichsabgabenordnung, Lebensmittelgeſetz, Verordnung 
über Handelsbeſchränkungen u. a.) ſich findenden Beſchränkungsmöglichkeiten als 
allgemeine Sicherungsmaßnahme dem Strafrichter nunmehr die Befugnis zur 
Unterfagung der Berufsausübung gegeben. Ahnliche Maßnahmen find einigen 
ausländiſchen Geſetzen bekannt, z. B. dem italieniſchen StGB. von 1930 und dem 
polniſchen StGB. von 1932. Das Verbot kann ausgeſprochen werden, gleichviel ob 
der Beruf oder das Gewerbe nach dem Gewerberecht jedem freiſteht oder nur mit 
beſonderer Erlaubnis oder Zulaſſung ausgeübt werden darf. 

Vorausſetzungen für die Unterſagung der Berufsausübung nach S 421: 

1. Verurteilung zu einer Freiheitsſtrafe von mindeſtens 3 Monaten wegen eines 
Verbrechens oder (vorſätzlichen oder fahrläſſigen) Vergehens, das der Täter unter 
„Mißbrauch“ ſeines Berufes oder Gewerbes (z. B. Abſteigequartier des Gaſt⸗ 
ſtättenbeſitzers, Schmuggelfahrten des Chauffeurs, unſittliche Berührung des Arz⸗ 
tes) oder „unter grober Verletzung der ihm kraft ſeines Berufes oder Gewerbes 
obliegenden beſonderen Pflichten“ (z. B. Geheimnisbruch des Arztes oder An⸗ 
waltes) begangen hat. 

2. Die Unterſagung muß erforderlich ſein, um die Allgemeinheit vor weiterer 
Gefährdung zu ſchützen. An dieſer Vorausſetzung fehlt es z. B., wenn die Ent⸗ 
ziehung der Wirtſchaftskonzeſſion oder der Approbation oder des Führerſcheines 
im Verwaltungsweg erfolgt und genügt, oder eine Diſziplinarmaßnahme der zu⸗ 
ſtändigen Stelle genügend Abhilfe ſchafft. 

Die Unterjagung der Berufsausübung iſt in das al, des Gerichts geftellt, 
ihre Dauer kann von dem Gericht zwiſchen mindeſtens 1 Jahr bis höchſtens 5 
Jahren bemeſſen werden. Das Verbot wird wirkſam mit der Rechtskraft, die Friſt 
beginnt aber erſt nach Verbüßung, Verjährung oder Erlaß der Strafe zu laufen. 
Die Nov. v. 28. 6. 1935 (RGBl. 1 S. 839) hat, früheſtens nach einjähriger Dauer 
des Verbots, ſeine bedingte vorzeitige Wiederaufhebung zugelaſſen. Solange die 
Unterſagung wirkſam iſt, darf der Verurteilte weder ſelbſt den Beruf, das Gewerbe 
oder den Gewerbezweig für ſich oder für andere ausüben, noch durch eine andere 
von ſeinen Weiſungen abhängige Perſon für ſich ausüben laſſen. Zuwiderhand⸗ 
lungen find in dem neu eingeführten $ 145 a StGB. mit Strafe bedroht. 


VIII. Statiſtiſche Angaben 


Zum Schluß noch einige ſtatiſtiſche Angaben über die bisherigen Aus: 
wirkungen des Geſetzes. Es liegen bisher vor die vorläufigen Ergebniſſe der 
ſtatiſtiſchen Erhebung über die neu eingeführten Maßregeln der Sicherung und 
Beſſerung für das Jahr 1934 und das 1. Vierteljahr 1935. Bei den nachſtehend 
mitgeteilten Zahlen iſt zu beachten, daß im erſten Kalendervierteljahr 1934 alle 
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gerichtlichen Entſcheidungen, auch die nicht rechtskräftig gewordenen, gezählt find, 

während ab 1. 4. 1934 nur noch die rechtskräftig gewordenen Entſcheidungen ge⸗ 
zählt werden. Im einzelnen ergibt ſich folgendes Bild: 

1. Auf Sicherungsverwahrung iſt erkannt: 

a) im regelmäßigen Strafverfahren im 1. Vierteljahr 1934 in 344 Fällen, 

im 2. Vierteljahr 1934 in 561 Fällen, 

im 3. Vierteljahr 1934 in 403 Fällen, 

im 4. Vierteljahr 1934 in 322 Fällen, 

im 1. Vierteljahr 1935 in 227 Fällen; 

b) im nachträglichen Sicherungsverfahren im 1. Vierteljahr 1934 in 281 Fällen, 

im 2. Vierteljahr 1934 in 902 Fällen, 

im 3. Vierteljahr 1934 in 621 Fällen, 

im 4. Vierteljahr 1934 in 501 Fällen, 

im 1. Vierteljahr 1935 in 211 Fällen. 


Nach einer am 1. Januar 1935 vorgenommenen Beſtandszählung betrug die Zahl 
der in dieſem Zeitpunkt tatſächlich in Sicherungsverwahrung einſitzenden Per⸗ 
ſonen 1394 Männer und 46 Frauen. 

2. Die Entmannung iſt angeordnet: 

a) im ordentlichen Strafverfahren im 1. Vierteljahr 1934 in 70 Fällen, 
im 2. Vierteljahr 1934 in 82 Fällen, 
im 3. Vierteljahr 1934 in 72 Fällen, 
im 4. Vierteljahr 1934 in 83 Fällen, 
im 1. Vierteljahr 1935 in 62 Fällen; 
b) im nachträglichen Sicherungsverfahren im 1. Vierteljahr 1934 in 54 Fällen, 
im 2. Vierteljahr 1934 in 167 Fällen, 
im 3. Vierteljahr 1934 in 69 Fällen, 
im 4. Vierteljahr 1934 in 85 Fällen, 
im 1. Vierteljahr 1935 in 32 Fällen. 


3. Auf Unterbringung in einer Heil» oder Pflegeanſtalt iſt erkannt: 
im Jahr 1934 in 506 Fällen, 
im 1. Vierteljahr 1935 in 151 Fällen. 

4. Auf Unterbringung in einer Trinkerheilanſtalt oder Entziehungsanſtalt iſt 

erkannt: 
im Jahr 1934 in 106 Fällen, 
im 1. Vierteljahr 1935 in 66 Fällen. 

5. Berufsverbote ſind ausgeſprochen: 

im Jahr 1934: 124, 
im 1. Vierteljahr 1935: 25. 

Dieſe Zahlen zeigen, daß die Gerichte der ihnen durch das Geſetz vom 24. 11. 
1933 neu zugeteilten Aufgabe volles Verſtändnis entgegenbringen und von den 
ihnen verliehenen Befugniſſen ſtarken Gebrauch machen, zugleich aber auch, daß 
die Neuerungen offenſichtlich einem erheblichen praktiſchen Bedürfnis entſprechen. 


Schäfer 
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Aus dem Schrifttum der neueſten Zeit ſeien erwähnt: 

Exner, Das Syſtem der beſſernden Maßregeln nach dem G. vom 24. 11. 1993, 
3StW. 53, 629 ff.; Amerikaniſche Strafgeſetzgebung gegen das Gewohnheitsverbrecher⸗ 
tum, Monatsſchrift für Kriminalpſych. 1934 S. 436 ff. 

Finger, Geſetz gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecher, in Gerichtsſaal Bd. 104 S. 176 ff. 

Finke, Die erſten 50 Entmannungen gefährlicher Sittlichkeitsverbrecher im Amtsg.⸗Bezirk 
Dresden, Deutſches Strafrecht 1935 S. 186 ff. 

Frank, Komm. zum StGB., Nachtrag zur 18. Auflage, herausgegeben von Schäfer und 
Dohnany 1935. 

Heindl, Der Berufsverbrecher, 1927. 

Kohlrauſch, StGB., 31. Aufl., 1934. 

Lobe, Nachtrag zum Leipz. Komm., 1934. 

Mezger: Die Behandlung der gefährlichen Gewohnheitsverbrecher, Monatsſchrift für 
Kriminalpſych. 1923 S. 135 ff.; Sicherungsverwahrung u. Entmannung in der Praxis, 
DIZ. 1935 S. 131 ff. 

Mezger, Täterſtrafrecht, Deutſches Strafrecht 1934 S. 125 ff., 145 ff. 

Schäfer⸗Wagner⸗Schafheutle, Geſetz gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecher und über 
Maßregeln der Sicherung und Beſſerung, Berlin 1934. 

Schäfer⸗Richter⸗Schafheutle, Die Strafgeſetznovellen von 1933 und 1934, Berlin 1994. 

Schoetenſack, Strafe und ſichernde Maßnahme, in der Denkſchrift der Akademie für 
Deutſches Recht 1934 S. 90 ff. 

Schultze, Gedanken eines Pſychiaters zu dem Gewohnheitsverbrechergeſetz uſw., DStrR. 
1935 S. 33 ff. N 

Schwanhäuſer, Die Strafſchärfung für Gewohnheitsverbrecher ff., StrRPfl. in Bayern 
1934 S. 18 ff., 54 ff. 
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Der ſtrafrechtliche Schutz von Staat, Partei und Volk 


Staat, Partei und Volk ſind die drei gewaltigen Säulen, auf denen die 
nationalſozialiſtiſche deutſche Gegenwart ruht. Sie ſind es nicht erſt durch den ſtraf⸗ 
rechtlichen Schutz, den ſie im derzeitigen deutſchen Recht genießen. Sie ſind es 
vielmehr als urſprüngliche, organiſche und weſentliche Gebilde, geſchaffen und ge⸗ 
tragen von der machtvollen Idee der ſie geſtaltenden nationalſozialiſtiſchen Bewe⸗ 
gung. Sie ſind dem unmittelbaren Leben der Nation entſprungen. Indem der 
Staat aber ſeit der Machtübernahme durch den Nationalſozialis mus dieſer lebens⸗ 
vollen Wirklichkeit ſeinen ſtrafrechtlichen Schutz in zunehmendem Maße zuteil 
werden läßt, erhebt er ſie in das Bewußtſein der Nation und geſtaltet ſie zu einer 
Dreiheit grundlegender Rechtsgüter in der gegenwärtigen Ordnung des deutſchen 
Lebens. 

Aufgabe des Folgenden iſt, Staat, Partei und Volk als grundlegende 
Stützen des völkiſchen Lebens zu erfaſſen und die Entwicklung des ſtrafrechtlichen 
Schutzes, der ihnen ſeit der Machtübernahme durch den Nationalſozialismus vom 
30. Januar 1933 verliehen worden iſt, im einzelnen zu ſchildern. Wenn wir 
dabei die Reihenfolge: Staat — Partei — Volk innehalten, ſo folgen wir dem 
geſchichtlichen Werdegang dieſes Schutzes, ohne daß in dieſer Reihenfolge ein Wert⸗ 
urteil über das gegenſeitige Verhältnis der drei Rechtsgüter zum Ausdruck käme. 


A. Die Geſetzgebung des nationalſozialiſtiſchen Staates 
ſeit dem 30. Januar 1933 


Bei der Mannigfaltigkeit und Verzweigtheit der für unſer Thema bedeutſamen 
Strafbeſtimmungen dürfte ſich zunächſt eine UÜberſicht in zeitlicher 
Reihenfolge über die ſeit der Machtübernahme durch den Nationalſozia⸗ 
lismus erlaſſenen wichtigſten Geſetze und Verordnungen, die für die Geſtaltung 
und für den ſtrafrechtlichen Schutz von Staat, Partei und Volk von beſonderer 
Bedeutung ſind, empfehlen. Wir führen im einzelnen an: 

1. Die Vo. des RPräſ. zum Schutze des deutſchen Volkes vom 
4. Febr. 1933 (RGBl. I 35) bringt neben Vorſchriften über Verſammlungen, 
Aufzüge, Druckſchriften und Sammlungen zu politiſchen Zwecken die wichtige 
Strafbeſtimmung des § 15 gegen öffentliche Aufforderung und Anreizung zu 
Gewalttätigkeiten und in $ 22 Maßnahmen bei Hocverrats: und Geheimnis» 
verratsverdacht u. a. Wichtig find auch die Druckſchriftenverbote in §8 9, 13 mit der 
Strafdrohung des $ 18. Anderungen bringt § 17 des Geſetzes vom 5. Nov. 1934 
(RGBl. 1 1086). 

2. Die Vo. des RPräſ. zum Schutz von Volk und Staat vom 
28. Febr. 1933 (RGBl. I 83) ſetzt „zur Abwehr kommuniſtiſcher ſtaatsgefähr⸗ 
dender Gewaltakte“ in $ 1 eine Reihe von Grundrechten außer Kraft und droht 
in § 5 Todesſtrafe und hohe Zuchthausſtrafen bei ſchweren Verbrechen, ſowie bei 
dem Unternehmen, der Aufforderung, dem Sicherbieten und der Verabredung 
einer Tötung des Reichspräſidenten, der Mitglieder oder der Kommiſſare der Re— 
gierung an. Eine teilweiſe Anderung gibt Art. VI des Geſetzes vom 24. April 
1934 (RGBl. 1341) und Art. 4 Nr. 4 des Geſetzes vom 28. Juni 1935 (RGBl. 1 839). 
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3. Die Vo. des RPräſ. gegen Verrat am deutſchen Volke und 
hochverräteriſche Umtriebe vom 28. Febr. 1933 (RGBl. I 85) bahnt 
eine Neuregelung des Landesverrats, des Verrats militäriſcher Geheimniſſe und 
des Hochverrats an; fie iſt durch das Geſetz vom 24. April 1934 (RGBl. I 341) 
erſetzt und durch deſſen Art. VIII Nr. 4 ausdrücklich aufgehoben. 

4. Die Vo. des RPräſ. zur Abwehr heimtückiſcher Angriffe 
gegen die Regierung der nationalen Erhebung vom 
21. März 1933 (RGBl. I 135) ſchützte die Uniform und die Abzeichen der hinter 
der Regierung der nationalen Erhebung ſtehenden Verbände. Zu dieſen gehörte 
auch der Deutſche Luftſportverband und der Reichsluftſchutzbund (Geſetz vom 
15. Dez. 1933 RGBl. 1 1077). Für Taten, die in der Abſicht begangen werden, 
einen Aufruhr oder in der Bevölkerung Angſt oder Schrecken zu erregen oder dem 
Deutſchen Reich außerpolitiſche Schwierigkeiten zu bereiten, waren in $ 2 Abſ. 2 
ſchwere Zuchthausſtrafen, in beſonders ſchweren Fällen die Todesſtrafe angedroht. 
Der S 3 enthielt die für das vorliegende Thema beſonders wichtige Straf⸗ 
beſtimmung gegen die Greuelpropaganda. Durch die Vo. der Reichsregierung 
vom gleichen Tag (RGBl. I 136) wurden für jeden Oberlandesgerichtsbezirk 
Sondergerichte zur Aburteilung der Verbrechen und Vergehen der Vo. vom 
28. Februar 1933 (RGBl. I 83) und vom 21. März 1933 (RGBl. I 135) gebildet. 

Die Vo. vom 21. März 1933 (RGBl. I 135) iſt nunmehr erſetzt durch das 
Geſetz gegen heimtückiſche Angriffe auf Staat und Partei 
und zum Schutz der Parteiuniformen vom 20. Dezember 1934 
(RGBl. 1 1269). Seine Vorſchriften gelten finngemäß für den Reichsluftſchutzbund, 
den Deutſchen Luftſportverband, den Freiwilligen Arbeitsdienſt und die Techniſche 
Nothilfe; daher iſt Art. 4 des Geſetzes vom 15. Dezember 1933 (RGBl. I 1077) 
aufgehoben. 

5. Das Geſetz zur Behebung der Not von Volk und Reich vom 
24. März 1933 (RGBl. I 141) gibt der Reichs regierung die Ermächtigung zur 
Reichsgeſetzgebung, ſoweit ſie nicht die Einrichtung des Reichstags und Reichsrats 
als ſolche oder die Rechte des Reichspräſidenten berührt. 

6. Das Geſetz über Verhängung und Vollzug der Todesſtrafe 
vom 29. März 1933 (RGBl. I 151) dehnt rückwirkend den $ 5 der Vo. vom 
28. Febr. 1933 (RGBl. I 83) auf Taten, die in der Zeit zwiſchen dem 31. Januar 
und dem 28. Februar 1933 (Reichstagsbrand) begangen wurden, aus und ſieht 
bei Verbrechen, die gegen die öffentliche Sicherheit gerichtet waren, die Voll⸗ 
ſtreckung der Todesſtrafe durch Erhängen vor. 

7. Das Geſetz zur Abwehr politiſcher Gewalttaten vom 
4. April 1933 (RGBl. I 162) bedroht, ähnlich wie die Vo. vom 28. Febr. 1933 
(I 83), beſtimmte Verbrechen des Sprengſtoffgeſetzes, der Inbrandſetzung, der 
Transportgefährdung u. ähnl. mit dem Tode oder mit lebenslangem oder 
zeitigem Zuchthaus und unterſtellt die Aburteilung den Sondergerichten. Eine 
Anderung bringt Art. 4 Nr. 5 des Geſetzes vom 28. Juni 1935 (RGBl. I 893). 

8. Das ſog. Reichsſtatthaltergeſetz vom 7. April 1933 (RG Bl. 

1173) ſtärkt die zentrale Reichsgewalt. 

9. Das Geſetz zum Schutze der nationalen Symbole vom 
19. Mai 1933 (RGBl. I 285) ſchützt die Symbole der deutſchen Geſchichte, des 
deutſchen Staates und der nationalen Erhebung in Deutſchland gegen eine Ver⸗ 
wendung, die geeignet iſt, das Empfinden von der Würde dieſer Symbole zu 
verletzen. 

10. Das Geſetz zur Abänderung ſtrafrechtlicher Vorſchriften 
vom 26. Mai 1933 (RGBl. I 295) beginnt mit der praktiſchen Verwirklichung 
der Reform des Strafgeſetzbuches im nationalſozialiſtiſchen Geiſt. Es ſchließt in 
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S 20 StGB. die Feſtungshaft aus bei Taten, die ſich „gegen das Wohl des 
Volkes“ gerichtet haben, läßt in 8 210a StGB. die Schlägermenſur frei, verſchärft 
in § 219 bis 220 StGB. den Kampf gegen die Abtreibung, ſchützt in § 223b 
StGB. Jugendliche und Wehrloſe vor Mißhandlungen, faßt die Beſtimmung 
gegen Untreue in $ 226 StGB. neu ujw. Neuerdings iſt als bedeutſamer weiterer 
Schritt in der Strafrechtsreform hinzugetreten das Geſetzzur Anderung des 
Strafgeſetzbuches vom 28. Juni 1935 (RGBl. I 839). 

11. Das Geſetz gegen die Neubildung von Parteien vom 
14. Juli 1933 (RG Bl. I 479) anerkennt in Deutſchland als einzige politiſche 
Partei die Nationalſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterpartei (NSDAP.). Wer es 
unternimmt, den organiſchen Zuſammenhalt einer anderen politiſchen Partei 
aufrechtzuerhalten oder eine neue politiſche Partei zu bilden, wird mit Zuchthaus 
bis zu drei Jahren oder mit Gefängnis von ſechs Monaten bis zu drei Jahren 
bedroht. 

12. Das Geſetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes vom 
14. Juli 1933 (RGBl. 529) — das fog. Steriliſierungsgeſetz — bringt einen 
Markſtein im Gebiete geſetzgeberiſcher Maßnahmen zur Volksaufartung. Dazu tritt 
jetzt das Anderungsgeſetz vom 26. Juni 1935 (RGBl. I 773). 

13. Das Geſetz zur Gewährleiſtung des Rechtsfriedens vom 
13. Oktober 1933 (RGBl. 1 723) bedroht ſtaatsgefährliche Taten, insbeſondere 
gegen Richter, gegen Staatsanwälte, gegen Polizeibeamte, gegen Angehörige der 
Wehrmacht, der SA., der SS., des Deutſchen Luftſportverbandes, gegen Amts⸗ 
walter der NSDAP. uſw. mit ſchwerſten Strafen und unterſtellt die Aburteilung 
den Sondergerichten. Art. VII des Geſetzes vom 24. April 1934 (RGBl. I 341) 
dehnt den § 1 Abſ. Nr. 1 auf Strafvollzugsbeamte uſw. aus; die Nr. 3 und 4 
werden geſtrichen. 

14. Das Geſetz gegen gefährliche Gewohnheits verbrecher 
und über Maßregeln der Sicherung und Beſſerung vom 
24. November 1933 (RGBl. I 995) bringt grundlegende Neuerungen im Ge⸗ 
biete nationalſozialiſtiſcher Kriminalpolitik und in der Bekämpfung des Gewohn⸗ 
heitsverbrechertums. 

15. Das Geſetz zur Sicherung der Einheit von Partei und 
Staat vom 1. Dezember 1933 (RG Bl. I 1016) erhebt die NSDAP. zur 
Körperſchaft des öffentlichen Rechts und erklärt ſie zur Trägerin des deutſchen 
Staatsgedankens und mit dem Staat als unlöslich verbunden. Der Stellvertreter 
des Führers und der Chef des Stabes der SA. werden Mitglieder der Reichs: 
regierung. Die Mitglieder der NSDAP. und der SA. werden einer beſonderen 
Partei: und SA.⸗ Gerichtsbarkeit unterſtellt. Das Anderungsgeſetz vom 3. Juli 
1934 (RGBl. 1529) beſchränkt die Mitgliedſchaft in der Reichsregierung auf den 
Stellvertreter des Führers. 

16. Das Geſetz über den Neuaufbau des Reichs vom 30. Januar 
1934 (RGBl. 1 75) feſtigt den Bau des Reichs, nachdem die Volksabſtimmung und 
die Reichstagswahl vom 12. November 1933 bewieſen haben, daß „das deutſche 
Volk über alle innenpolitiſchen Grenzen und Gegenſätze hinweg zu einer unlös: 
lichen, inneren Einheit verſchmolzen iſt“. Die Hoheitsrechte der Länder werden 
auf das Reich übertragen, die Volks vertretungen der Länder aufgehoben, die 
Landesregierungen der Reichsregierung, die Reichsſtatthalter dem Reichsminiſter 
des Innern unterſtellt. Der Reichsregierung wird die Befugnis verliehen, neues 
Verfaſſungsrecht zu ſetzen. 

17. Das Geſetz zur Anderung von Vorſchriften des Straf⸗ 
rechts und des Strafverfahrens vom 24. April 1934 (RGBl. I 341) 
regelt den Hochverrat § 80 ff. StGB. und den Landesverrat $ 88 ff. StGB. neu, 
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bringt weitere Anderungen des Strafgeſetzbuchs und bildet den Volksgerichtshof 
zur Aburteilung von Hochverrats⸗ und Landes verratsſachen. Das Geſetz gegen 
den Verrat militäriſcher Geheimniſſe (ſog. Spionagegeſetz) vom 3. Juli 1914 
(RGBl. 195), die Vo. vom 28. Februar 1933 (RG Bl. I 85) und vom 18. März 
1933 (RG Bl. I 131) u. a. werden in Art. VIII außer Kraft geſetzt. 

18. Das Geſetz über das Staatsoberhaupt des Deutſchen 
Reichs vom 1. Auguſt 1934 (RGBl. I 747) endlich vereinigt das Amt des 
Reichspräfidenten mit dem des Reichskanzlers. Es überträgt infolgedeſſen die bis⸗ 
herigen Befugniſſe des Reichspräſidenten auf den Führer und Reichskanz⸗ 
ler Adolf Hitler. 


B. Der ſtrafrechtliche Schutz des Staates 


Der Staat iſt ſtrafrechtlich geſchütztes Rechtsgut nicht erſt im Dritten Reich. 
Er war es, wie früher, auch ſchon im Bismarckſchen Reich und in der Übergangs⸗ 
zeit. Dem entſprechend ſieht ſchon das Strafgeſetzbuch aus den Tagen der Reichs⸗ 
gründung des 19. Jahrhunderts einen ausgedehnten ſtraftrechtlichen Schutz des 
Staats und ſeiner Lebensbetätigungen vor. Die Beſtimmungen der 88 80 ff. 
StGB. über Hochverrat und Landesverrat ſchützen den Staat als ſolchen, die 
Strafdrohungen gegenüber dem Widerſtand gegen die Staatsgewalt 88 110 ff. 
StGB. und gegenüber den Verbrechen und Vergehen wider die öffentliche Ordnung 
85 123 ff. StGB. gewährleiſten den geordneten Gang der Verwaltung, Meineid 
88 153 ff. StGB. und falſche Anſchuldigung 88 164 ff. StGB. wehren Angriffe gegen 
die Rechtspflege ab, und $ 331 ff. StGB. ſuchen die Reinheit der Amtsführung 
wirkſam ſicherzuſtellen. Das alles iſt alter Beſtandteil unſerer Rechtsordnung. 
„Die Staatsverbrechen im engen Sinne find der älteſte Typus des politiſchen 
Delikts, doch auch ſie haben in der Geſetzgebung des letzten Jahres einen grund⸗ 
legenden Wandel durchgemacht“! 

Unſere beſondere Aufmerkſamkeit wendet ſich demgemäß den geſetzgeberiſchen 
Maßnahmen ſeit der Machtübernahme durch den Nationalſozialismus zu, in denen 
das Streben nach einem verſtärkten ſtraf rechtlichen Schutz des 
Staats und ſeiner Lebensſphäre zum Ausdruck gelangt. Wir verfolgen dieſen 
Gedanken in zweifacher Richtung: in dem unmittelbaren Schutz des 
Staats und ſeiner Betätigungsformen und in der geſteigerten Abwehr des 
Verbrechertums überhaupt, ſoweit es mittelbar an die Grundlagen der 
ſtaatlichen Ordnung rührt. Dabei kann freilich das folgende nur eine gedrängte 
Überſicht über den Staatsſchutz geben, den das geltende Strafrecht gewährt. Denn 
dieſer Staatsſchutz greift weit hinein in alle Einzelheiten des Beſonderen Teils 
des geſamten Strafrechts. Dies erklärt ſich daraus, daß dem Begriff des Staats 
eine doppelte Bedeutung zukommt: Staat als Rechtsbegriff bedeutet einmal den 
bloßen Staatsapparat, zugleich aber auch die organiſierte Volks⸗ 
gemeinſchaft jelbit?. Carl Schmitt' gibt dieſem Gedanken Ausdruck in den 
Worten: „Jedes einzelne der drei Worte, Staat, Bewegung und Volk kann für 
das Ganze der politiſchen Einheit gebraucht werden. Es bezeichnet aber gleich⸗ 
zeitig auch eine beſondere Seite und ein ſpezifiſches Element dieſes Ganzen.“ In⸗ 
dem das geltende Strafrecht den „Staat“ ſchützt, ſchützt es alſo in ihm gleichzeitig 
das ganze „Volk“ als ſolches. 

I. Im Vordergrunde des Intereſſes ſteht das Geſetz zur Anderung von 
Vorſchriften des Strafrechts und des Strafverfahrens vom 
24. April 1934 (RGBl. I 341), durch welches die Beſtimmungen über Hoch⸗ 


1 Ritter, Jur Wo. 1934 S. 2221. 
2 Höhn, Deutſches Recht 1934 S. 324. 
3 Staat, Bewegung, Volk 1934 S. 12. 
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verrat in den 88 80 bis 87 StGB. und über Landesverrat in den 88 88 bis 
93a StGB. eine grundlegende Neufaſſung erfahren haben. Die Rechtsquellen der 
Materien des Hochverrats und Landesverrats waren bisher ſehr zerſtreut. Dieſem 
Mißſtand ſucht das neue Geſetz abzuhelfen, indem es die bisherigen Vorſchriften 
zuſammenfaßt, ergänzt, weſentlich verſchärft und in zwei Abſchnitte zerlegt. Dies 
erforderte zugleich eine Anderung der SS 4, 102 und 329 StGB.; die Gelegenheit 
der Anderung des Strafgeſetzbuches wurde ferner zu einer Anpaſſung des § 16 
StGB. an die heutigen Bedürfniſſe benützt“. 

Nach dem Vorgang des nunmehr aufgehobenen Geſetzes vom 28. Februar 1933 
(RGBl. I 85) beim Hochverrat und des Geſetzes vom 26. Mai 1933 (RGBl. I 295) 
beim Landesverrat iſt jetzt die Feſtungshaft ganz aus dem Gebiete des Hoch⸗ 
verrats⸗ und Landesverratsrechts verſchwunden. Die Strafen find durch weit⸗ 
gehende Verwendung der Todesſtrafe und durch Zulaſſung der Vermögenskonfis⸗ 
kation in den 88 86, 93 StGB. weſentlich verſchärft. Dem Geſetz über den Neuaufbau 
des Reichs vom 30. Januar 1934 (RG Bl. I 75) entſprechend erſcheinen die Länder 
nicht mehr als geſchützte Subjekte neben dem Reich; ihre gewaltſame Wieder⸗ 
errichtung wäre Hochverrat nach $ 80 Abſ. 2 StGB.. 

Dem Übergang des kommenden nationalſozialiſtiſchen Strafrechts zum ſo⸗ 
genannten Willensſtrafrecht' entſprechend iſt in 8 87 StGB. das „Unternehmen“ 
als Grundtypus der Angriffshandlung feſtgehalten und als „Vollendung und Ver: 
ſuch“ definiert. Soweit das Unternehmen als ſolches ſtrafbar iſt, entfällt alſo die 
Sonderregelung des Verſuchs in 88 43 ff. StGB. Dagegen iſt nachdrücklich dem 
dann und wann zutage gelangenden Mißverſtändnis entgegenzutreten, als bedinge 
der Übergang zum Willensſtrafrecht eine Anderung des ſonſt erforderlichen Vor⸗ 
ſatzes und mache aus einem Verletzungsvorſatz überall einen bloßen Gefährdungs⸗ 
vorſatz: wo im Tatbeſtand des Geſetzes ein beſtimmter Erfolg bezeichnet iſt, wie 
etwa in $ 80 Abi. 1 und 2, 81 uſw. StGB., da muß vielmehr der Vorſatz des 
Täters ſtets auf die Herbeiführung dieſes Erfolges gerichtet ſein; nur dort, wo 
ſchon der Tatbeſtand des Geſetzes ſich mit einer bloßen Gefährdung begnügt, 
genügt auch inſoweit ein dementſprechender Gefährdungs vorſatz. Dies trifft aller: 
dings nach § 88 Abſ. 2 StGB. für das weite Gebiet des „Verrats“ hinſichtlich der 
Gefährdung des Reichs zu. Neben dem Unternehmen (Vollendung und Verſuch) 
ſind in weitem Umfang bloße Vorbereitungshandlungen beſonders unter Strafe 
geſtellt (ſiehe etwa 88 82, 83 StGB.). Der ſogenannte Zerſetzungshochverrat des 
§ 83 Abſ. 3 Nr. 2 StGB. geht auf $ 5 der Vo. vom 28. Febr. 1933 (J 85) zurück. 

1. Der Hochverrat 8880 — 87 StGB. iſt nunmehr in dreifacher Form in 
das Geſetz aufgenommen, nämlich als: 

a) Gebietshochverrat 8 80 Abſ. 1 StG B. Hier wird mit dem Tode 
beſtraft, wer es unternimmt, mit Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt das 
Reichsgebiet ganz oder teilweiſe einem fremden Staat einzuverleiben oder ein 
zum Reiche gehöriges Gebiet vom Reiche loszureißen. „Dem Boden, deſſen Verluſt 
nicht nur eine Minderung der Grundlagen räumlicher Staatsgewalt, ſondern Ver⸗ 
luſt von deutſchen Volksgenoſſen als Staatsangehörigen bedeutet, räumt eine 
Staatsauffaſſung, die in Blut und Boden den Quell völkiſchen Daſeins ſieht, als 
dem Elemente der Staatsgewalt, das die Zukunft des Volkes am nachdrücklichſten 


Nach Schäfer, StGB. 3. Aufl. S. 10—11. 

s Ritter, Jur Wo. 1934 S. 2221. 

s Preußiſche Denkſchrißft über ein nationalſozialiſtiſches Strafrecht von 1933 
S. 123/24, 133/34, Mezger, DJurztg. 1934 S. 97; Klee, DJurztg. 1934 S. 33, Deut: 
ſches Strafr. 1934 ©. 113, 190; Freisler in der Denkſchrift der Akademie für Deutſches 
Recht 1934 S. 70 ff. und bei Gürtner, Das kommende Strafrecht 1934 S. 9 ff.; 
Ritter, Jur Wo. 1934 S. 2221. Jetzt insbeſondere Leitſätze des Reichsrechtsamts der 
NSDAP. vom Mai 1935 S. 30—31. 
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verbürgt, die erſte Stelle im Strafſchutze ein“). Das „vom Reiche los reißen“ 
erfaßt neben dem Einverleiben in einen anderen Staat auch Handlungen des 
Separatismus. 

b) Verfaſſungshochverrat 8 80 Abſ. 2 StGB. Hier wird mit 
gleicher Strafe belegt, wer es unternimmt, mit Gewalt oder durch Drohung mit 
Gewalt die Verfaſſung des Reichs zu ändern. Dieſe Beſtimmung ſtellt die Aus⸗ 
legung vor ganz beſondere Schwierigkeiten, iſt aber zugleich auch für die Geſtalt 
des neuen Staates und für die Formen ſeines ſtrafrechtlichen Schutzes von be⸗ 
ſonderem Intereſſe. 

Unter „Verfaſſung“ im Sinne das alten $ 81 Abſ. 1 Nr. 2 StGB. verſtand 
ſchon die bisherige Lehres alle fundamentalen Staatseinrichtungen, alſo die Grund⸗ 
lagen des politiſchen Staatslebens?, auch wenn fie in den Verfaſſungsgeſetzen nicht 
genannt waren, wie umgekehrt auch nicht alles „Verfaſſung“ war, was in der 
Reichsverfaſſung ſtand (z. B. nicht Preſſefreiheit, freie Religionsübung, allgemeine 
Schulpflicht). Schon E. 4 1, 138 RG. II. und III. Strafſenat vom 27. Februar 1908 
rechnet auch die Wehrverfaſſung hierher. Jedenfalls bedeutet alſo „Verfaſſung“ im 
heutigen $ 80 Abſ. 2 StGB. nicht die Weimarer Verfaſſung des Deutſchen Reichs 
vom 11. Auguſt 1919 (RGBl. 1383 ff.) als ſolche, wobei die Frage hier dahin: 
geſtellt bleiben kann, ob die Weimarer Verfaſſung überhaupt noch in Kraft ſteht. 
Sehr viel wichtiger für die Umgrenzung des Begriffs find jedenfalls für die 
Gegenwart das Ermächtigungsgeſetz vom 24. März 1933 (RG Bl. I 141), das 
Reichsſtatthaltergeſetz vom 7. April 1933 (RGBl. I 173), das Parteiengeſetz vom 
14. Juli 1933 (RGBl. I 479), das Einheitsgeſetz vom 1. Dezember 1933 (RGBl. I 
1016), das Reichsaufbaugeſetz vom 30. Januar 1934 (RG Bl. 175) und das Staats⸗ 
oberhauptsgeſetz vom 1. Auguſt 1934 (RG Bl. 1 747). Sie find es, die heute in ihrer 
Geſamtheit die eigentliche „Verfaſſung“ des Deutſchen Reichs ergeben. 


Verfaſſung im Sinne des $ 80 Abſ. 2 StGB. bedeutet dementſprechend die 
rechtliche Grundordnung des öffentlichen Lebens. So hat auch 
die Strafrechtskommiſſion in ihrer erſten Leſung des künftigen Strafgeſetzbuchs 
den Hochverrat auf dieſer „rechtlichen Grundordnung der Volksgemeinſchaft“ auf⸗ 
gebaut. Das will beſagen: Schutzobjekt der Beſtimmungen über den Verfaſſungs⸗ 
hochverrat iſt kein totes Schriftſtück, keine Sammlung von Paragraphen, ſondern 
die blutvolle, wirklichkeits verbundene Lebens⸗ und Grundordnung des deutſchen 
Volkes. Nur darf dabei nicht verkannt werden, daß die Lebensordnung, gerade 
weil ſie Leben und Wirklichkeit iſt, ſich ſtets und immer im Fluſſe befindet. Dieſes 
erſt Werdende, dieſes erſt nach neuen Formen Ringende zu ſchützen, iſt aber nicht 
die Aufgabe des § 80 Abſ. 2 StGB. Erſt wo dieſe Grundordnung durch den Führer 
zum gefügten Recht erhoben iſt, iſt ſie Gegenſtand des Hochverrats. Treffend ſagt 
Ritter JurWo. 1934 S. 2222: „daß als Verfaſſung nur die Rechtsordnung als 
geſtaltgewordener Ausdruck politiſchen Gerechtigkeitsſtrebens der deutſchen 
Lebensgemeinſchaft, nicht aber ein (nur) tatſächlicher Zuſtand zu verſtehen 
iſt.“ Dies alles liegt ſchon in dem Worte Grund,,ordn ung“ des deutſchen Volkes; 
der Zuſatz „rechtliche“ Grundordnung ſtellt dieſen Gedanken nur noch klarer und 
deutlicher heraus, ohne ſelbſt etwas Neues hinzuzufügen, alles liegt in Wahrheit 
ſchon im Worte: „Grundordnung“ und im Worte: „Verfaſſung“, die das „recht⸗ 
lich“ ſchon mit enthalten. Der Zuſatz iſt aber der Klarheit wegen erwünſcht. Im 
übrigen meint § 80 Abſ. 2 StGB. nur die Reichsverfaſſungie. 


7 Ritter, JurWo. 1934 S. 2221. 

s Frank, StGB. Komm. 18. Aufl. 1931 $ 82 II. 

9 v. Calker, WDB. I. 19. 

io Schwarz, StGB. 2. Aufl. 1934 § 80 N. 1 und 2 B. 
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Sier ergibt ſich nun eine im Hinblick auf Späteres bemerkenswerte Tatſache. 
Das Parteiengeſetz vom 14. Juli 1933 und das Einheitsgeſetz vom 1. Dezember 
1933 ergeben unmißverſtändlich, daß ein Beſtandteil der „Grundordnung“ des 
deutſchen Volkes heute auch die NSDAP. iſt. Auch fie gehört heute zur „politiſchen 
Subſtanz“ des Staates n. Nur iſt ſelbſtverſtändlich, daß die Neubildung von Par: 
teien nur dann als Hochverrat gelten könnte, wenn fie ſich der Mittel des § 80 
Abſ. 2 StGB., d. h. der Gewalt oder der Drohung mit Gewalt bedienen würde!?. 

c) Führerhochverrat 8 81 StGB. Mit dem Tode oder mit lebens» 
langem Zuchthaus oder mit Zuchthaus nicht unter fünf Jahren wird hiernach be⸗ 
ſtraft, wer es unternimmt, den Reichspräfidenten oder den Reichskanzler oder ein 
anderes Mitglied der Reichsregierung ſeiner verfaſſungsmäßigen Gewalt zu be⸗ 
rauben oder mit Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt oder mit einem Ver⸗ 
brechen oder Vergehen zu nötigen oder zu hindern, ſeine verfaſſungsmäßigen Be⸗ 
fugniſſe überhaupt oder in einem beſtimmten Sinne auszuüben. Die Reichsſtatt⸗ 
halter find nicht mehr genannt. 8 5 Abſ. 2 Nr. 1 (Unternehmen der Tötung u. a.) 
der Vo. vom 28. Februar 1933 (RG Bl. I 83) bleibt neben § 81 StGB. beſtehen. 

Mit S 81 StGB. wird „neben dem Recht und den Rechtsgrundſätzen des poli⸗ 
tiſchen Lebens als den vorausbeſtimmten Ordnungswerten des Gemeinſchafts⸗ 
lebens die Selbſtſicherheit der Führung ſtrafrechtlich gewährleiſtet“ !. 

Fahrläſſige Handlungen im Gebiete des Hochverrats kennt $ 85 StGB. Er⸗ 
gänzend hat die Vo. vom 19. Dezember 1932 (RG Bl. I 548) zum Schutze des 
Reichspräſidenten den § 94 StGB. eingefügt. Zu fragen iſt, ob nach dem Geſetz 
über das Staatsoberhaupt des Deutſchen Reichs vom 1. Auguſt 1934 (RG Bl. I 
747) dieſe Beſtimmung nunmehr auch auf die Perſon des Führers Anwendung 
findet; der Erlaß vom 2. Auguſt 1934 (RG Bl. I 751) ſpricht eher gegen einen 
dahin gerichteten Willen des Führers, dem übrigens auch § 94 Abſ. 2 Satz 2 StGB. 
Ausdruck verleihen könnte. Die Beziehungen zu befreundeten Staaten ſchützen die 
8$ 102—104 StGB. | 

2. Der Landesverrat SS 88— 93a StGB. als beſonders ſchimpfliches 
und ſtrafwürdiges Delikt hat in dem Gele vom 24. April 1934 ebenfalls eine 
grundlegende Neuordnung erfahren, deren Erörterung in allen techniſchen Einzel⸗ 
heiten hier zu weit führen würde. Das Spionagegeſetz vom 3. Juli 1914 (RG Bl. 
195) iſt eingearbeitet und daher als ſelbſtändiges Geſetz aufgehoben. 

An erſter Stelle ſteht der Verrat von Staatsgeheimniſſen SS 88, 
89 StGB., der mit dem Tode, bei Ausländern wahlweiſe mit lebenslangem Zucht⸗ 
haus bedroht iſt. Verrat ſetzt den Vorſatz voraus, das Wohl des Reiches zu ge⸗ 
fährden. Was Staatsgeheimnis iſt, jagt $ 88 Abſ. 1 StGB. Damit iſt die bis⸗ 
herige Unterſcheidung von diplomatiſchen und militäriſchen Geheimniſſen und die 
verſchiedene Behandlung von Gegenſtänden und bloßen Nachrichten weggefallen. 
Was zur Geheimhaltung „erforderlich“ iſt, bedarf der Beurteilung aus der je⸗ 
weiligen politiſch⸗militäriſchen Geſamtſituation !“. 

Beſonders wichtig für die Neuordnung der Materie des Landesverrats iſt ferner 
die neu eingefügte Beſtimmung gegen Volks verrat durch Lügenhetze 
in $ 90 f StGB., wonach mit Zuchthaus beſtraft wird, wer öffentlich oder als 
Deutſcher im Ausland durch eine unwahre oder gröblich entſtellte Behauptung 
tatſächlicher Art eine ſchwere Gefahr für das Anſehen des deutſchen Volkes herbei⸗ 
führt. Der Vorſatz muß ſich auch hier auf die Gefährdung beziehen, bloß fahr⸗ 


a 5 r, Staatsverbrechen und Staatsverfaſſung. Strafrechtl. Abh. Heft 339, 
12 Darauf macht auch Ritter, Jur Wo. 1934 S. 2217, mit Recht aufmerkſam. 
12 Ritter, Jur Wo. 1934 S. 2223. 
1% E. 61, 150 und Ritter, Jur Wo. 1934 S. 2223 — 2224. 
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läſſige Gefährdung durch unwahre Behauptungen trifft $ 90 f StGB. nicht. Täter 
kann, auch wenn die Tat im Ausland begangen wird, ein Ausländer ſein, ſofern 
er nämlich dort die Tat öffentlich begeht. Ein Deutſcher kann die Tat im Ausland 
dagegen auch durch bloß private Geſpräche begehen. Zur Strafbarkeit nach 8 90 f 
StGB. fordert das Geſetz ausdrücklich „Behauptungen tatſächlicher Art“; bloße 
abfällige Werturteile über deutſche Zuſtände genügen alſo nicht. Die Folge der 
Tat muß „eine ſchwere Gefahr für das Anſehen des deutſchen Volkes“ in ideeller 
oder in wirtſchaftlicher Beziehung ſein. Ein wirklich eingetretener „Schaden“ iſt 
nicht erfordert, wie andererſeits durch das Verlangen einer „ſchweren“ Gefahr 
der Richter gehalten iſt, nicht jedes bedeutungsloſe Geſchwätz unter die ſchwere 
. des § 90 f StGB. zu bringen. Doch genügt Verſuch zur Straf⸗ 
arkeit!s. 

Im übrigen enthält der neue Abſchnitt über Landesverrat noch folgende be⸗ 
ſonders zu erwähnende Beſtimmungen: nicht nur das Unternehmen des Verrats, 
ſondern ſchon das Unternehmen der Ausſpähung eines Staatsgeheimniſſes 
in Verratsabſicht iſt nach S 90 StGB. mit dem Tode oder mit lebenslangem Zucht⸗ 
haus ftrafbar. Wie in 8 89 Abſ. 3 StGB. iſt auch in S 90 Abſ. 2 StGB. eine 
Kann⸗Milderung beim untauglichen Verſuch vorgeſehen. Intereſſante neue Delikts⸗ 
formen in Beziehung auf „falſche“ und „frühere“ Staatsgeheim⸗ 
niſſe ſchaffen die 8 90 a und 90 b StGB. Über das bisherige Recht hinaus 
kennen die 8 90 d und 90e StGB. ferner beſtimmte Fahrläſſigkeits⸗ 
delikte ſowohl in der Ausſpähung wie in der Preisgabe von Staatsgeheim⸗ 
niſſen. $ 90 d betrifft dabei jedermann: er verlangt zwar ein vorſätzliches Unter: 
nehmen, das Staatsgeheimnis an einen andern gelangen zu laſſen, begnügt ſich 
aber dabei mit einer fahrläſſigen Gefährdung des Wohles des Reichs. Nach Ab⸗ 
ſatz 2 wird ſchon beſtraft, wer es unternimmt, ſich ein Staatsgeheimnis zu ver⸗ 
ſchaffen und dadurch fahrläſſig das Wohl des Reiches gefährdet; wer ſich alſo auf 
eigene Fauſt in den Befig von Staatsgeheimniſſen ſetzt, tut dies auf eigene Ge⸗ 
fahr. § 90 e beſchränkt ſich auf die kraft Amtes, dienſtlicher Stellung oder amt⸗ 
lichen Auftrags zugänglichen Staatsgeheimniſſe; hier genügt zur Strafbarkeit ſchon 
die nur fahrläſſige Preisgabe. Es beſteht für den Wiſſenden eine Verbergungs⸗ 
pflicht; Ritter Jur Wo. 1934 S. 2224 ſpricht deshalb mit Recht von der „Ver⸗ 
ſchwiegenheitspflicht des politiſchen Soldaten“, die nicht nur zum Schweigen, 
ſondern auch zum poſitiven Tun verpflichtet. Landesverräteriſche Untreue, 
Beweisvernichtung und Beſtechung behandeln die 88 908 ff. StGB., 
Kriegsverbrechen die 88 91 ff. StB. Weitgeſpannte Tatbeſtände des U n⸗ 
gehorſams, der falſchen Namensangabe, der unbefugten Auf⸗ 
nahmen u. ähnl. endlich finden ſich in den 88 92 b, 92 d, 92 e, 92 f uſw. StGB. 

3. Über Hoch⸗, Landes⸗ und Volksverrat im Entwurf 1934 berichtet nun⸗ 
mehr Nagler bei Gürtner, Das kommende deutſche Strafrecht. Beſonderer Teil 
S. 67—90. Wer dem eigenen Volke die Treue bricht, iſt ehrlos und aus der Volks⸗ 
gemeinſchaft ausgeſtoßen. Er verliert mit der Ehre ſein Recht (Leitſätze S. 23 f., 41). 

II. Der Schutz gegen Staatsverleumdung und Staats: 
beſchimpfung. Wir heben hier folgendes hervor: 

1. Was zunächſt die Staatsverleumdung betrifft, jo bedroht das Reichs⸗ 
ſtrafgeſetzbuch in $ 131 St G—B. mit Geldſtrafe oder mit Gefängnis bis zu zwei 
Jahren denjenigen, der erdichtete oder entſtellte Tatſachen, wiſſend, daß ſie er⸗ 
dichtet oder entſtellt ſind, öffentlich behauptet oder verbreitet, um dadurch Staats⸗ 
einrichtungen oder Anordnungen der Obrigkeit verächtlich zu machen. Die Be⸗ 
ſtimmung iſt früher zeitweilig weitgehenden Bedenken begegnet; man hat in ihr 
eine allzu weitgehende und unzuläſſige Einſchränkung der Kritik an geſellſchaft⸗ 
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lichen und ſtaatlichen Zuſtänden geſehen. Sie hat ſich aber in Wahrheit nicht nur 
als ein unentbehrlicher, ſondern als ein unzureichender Schutz gegen Staats⸗ 
verleumdung erwieſen. Von Klee iſt daher ſchon DIZ. 1924 S. 359 eine Straf⸗ 
beſtimmung zur Erfaſſung auch fahrläſſiger oder gutgläubiger Verbreitung falſcher 
ſchädlicher Nachrichten gefordert worden. 

Eine wichtige Ergänzung geben nunmehr die SS 1 und 2 des Geſetzes gegen 
heimtückiſche Angriffe auf Staat und Partei und zum Schutz 
der Barteiuniformen vom 20. Dezember 1934 (RGBl. I 1269). 
Näheres zu dem Geſetz iſt unten S. 1392 erwähnt. Es lauten, ſoweit hier von Be⸗ 
deutung: 

§ 1. (1) Wer vorſätzlich eine unwahre oder gröblich entſtellte Behauptung tat⸗ 
ſächlicher Art aufſtellt oder verbeitet, die geeignet iſt, das Wohl des Reichs oder 
der Reichsregierung oder das der Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiterpartei 
oder ihrer Gliederungen ſchwer zu ſchädigen, wird, ſoweit nicht in anderen Vor⸗ 
ſchriften eine ſchwerere Strafe angedroht iſt, mit Gefängnis bis zu zwei Jahren 
und, wenn er die Behauptung öffentlich aufſtellt oder verbreitet, mit Gefängnis 
nicht unter drei Monaten beſtraft. 

(2) Wer die Tat grob fahrläſſig begeht, wird mit Gefängnis bis zu drei Monaten 
oder mit Geldſtrafe beſtraft. 

§ 2. (1) Wer öffentlich gehäflige, hetzeriſche oder von niedriger Geſinnung 
zeugende Außerungen über leitende Perſönlichkeiten des Staates oder der NSDAP., 
über ihre Anordnungen oder die von ihnen geſchaffenen Einrichtungen macht, die 
geeignet ſind, das Vertrauen des Volkes zur politiſchen Führung zu untergraben, 
wird mit Gefängnis beſtraft. 

(2) Den öffentlichen Außerungen ſtehen nichtöffentliche böswillige Außerungen 
gleich, wenn der Täter damit rechnet oder damit rechnen muß, daß die Außerung 
in die Offentlichkeit dringen werde. 

Die Beziehungen zum Landesverrat find durch den bereits beſprochenen § 90f 
StGB. gegeben. Er geht, wenn ſeine Vorausſetzungen vorliegen, als Spezial⸗ 
beſtimmung vor!“. 

Wie ſchon § 3 der Vo. vom 21. März 1933 (RGBl. I 135), fordert auch S 1 des 
neuen Geſetzes vom 20. Dezember 1934 „Behauptungen tatſächlicher Art“. Wenn 
auch der Wortlaut nicht vollkommen mit dem der Beleidigungstatbeſtände der 
SS 186, 187 StGB. übereinſtimmt, jo find doch im großen ganzen die dort 
entwickelten Grundſätze auch hier maßgebend. Bloße Werturteile ſcheiden aus, 
doch kann die ſtrafbare Angabe von Tatſachen auch in verſchleierter Form (RG. 
E. 41. 286) oder als Beleg von Werturteilen erfolgen (RG. E. 6 4. 12). Zum 
Verbreiten genügt die Mitteilung auch nur einer einzigen Perſon gegenüber: 
demgemäß hat der IV. Strafſenat des Reichsgerichts in einem Urteil vom 16. Ja⸗ 
nuar 1934 (Deutſches Strafrecht 1934 S. 60) auch die bloß vertrauliche Mittei⸗ 
lung an einen andern zur Strafbarkeit nach $ 3 Vo. 21. März 1933 genügen 
laſſen. Daß in Fällen der Beleidigung des § 186 StGB. der Zuſatz, das Mit: 
geteilte bedürfe noch der Beſtätigung oder es erſcheine als unglaubwürdig, ein 
ſtrafbares Verbreiten nicht ausſchließt, hat das Reichsgericht in E. 38. 368 aus⸗ 
geſprochen; denn ſonſt „würde es in der Hand des Täters liegen, in der Form 
der Mitteilung von Gerüchten ſtraffrei die Ehre eines andern aufs empfindlichſte 
zu verletzen, ſofern er nur der Kundgebung den Zuſatz beifügt, er glaube ſelbſt 
nicht an die Wahrheit des Gerüchts“. Demgegenüber forderte aber ſchon § 3 der Vo. 
vom 21. März 1933 und fordert nunmehr auch $ 1 des Geſetzes vom 20. Dezember 
1934 eine „Behauptung“, alſo ein Hinſtellen als wahr; doch ſind Zuſätze, welche 
die Tatſache der Behauptung nur verſchleiern wollen, unbeachtlich. Selbſt eine 
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bloße Frage kann unter beſonderen Umſtänden, aber auch nur unter ſolchen 
beſonderen, genau zu prüfenden Umſtänden, eine Behauptung in ſich ſchließen 
(E. 6 0, 37). Die Tat ift „öffentlich“ (erſchwerter Fall) begangen, wenn (E. 6 5, 112) 
die Behauptung in einer Art und Weiſe aufgeſtellt oder verbreitet wurde, daß ſie 
unbeſtimmt von welchen und wievielen Perſonen wahrgenommen werden konnte. 
Das liegt nicht vor, wenn ſich die Handlung tatſächlich oder nach dem Willen des 
Täters auf die Wahrnehmung einer einzelnen Perſon oder eines engeren, vermöge 
der beſonderen Umſtände des Falles in ſich abgeſchloſſenen Kreiſes von Perſonen 
beſchränkt. Daß die Behauptung an einem öffentlichen Ort geſchah, genügt allein 
noch nicht (E. 6 3, 431). Zu beachten iſt, daß Abſatz 2 auch bei bloßer Fahrläſſigkeit 
ſtraft; doch muß die Fahrläſſigkeit eine „grobe“ ſein, was jeweils der richterlichen 
Würdigung des Einzelfalles unterliegt. Bedenklich iſt, daß nach dieſer Beſtimmung 
auch eine in beſter Abſicht erfolgte Behauptung, die dem Intereſſe von Staat und 
Volk dienen will, ſtrafbar ſein kann. 

In der Praxis einzelner Sondergerichte iſt dann und wann die Meinung zutage 
getreten, als ſei in 8 3 Vo. vom 21. März 1933 mit den Worten: „Behauptung 
tatſächlicher Art aufſtellt oder verbreitet“, etwas anderes gemeint als in den 
entſprechenden 88 186, 187 StGB. Dieſe Meinung findet in dem Wortlaut der 
Verordnung, mag ji dieſer auch mit den SS 186, 187 StGB. nicht vollkommen 
decken, keinen Anhalt und iſt abzulehnen. Es gilt alſo auch für § 3 der Ver⸗ 
ordnung und für § 1 des jetzigen Geſetzes die vom Reichsgericht im einzelnen 
klargeſtellte Grenze zwiſchen Tatſachenbehauptung und Werturteil. 

Zu beachten iſt, daß das „rechnen muß“ in § 2 Abſ. 2 — das dem $ 259 StGB. 
entnommen iſt — nicht die fahrläſſige Begehung meint, ſondern nur eine geſetz⸗ 
liche Beweisvermutung aufſtellen will. Dies hebt Schäfer bei Pfundtner⸗Neubert 
mit Recht ausdrücklich hervor. Ein tatſächliches An⸗die⸗Offentlichkeit⸗Dringen iſt nicht 
gefordert. 

Zur Ergänzung des $ 1 des Geſetzes vom 20. Dezember 1934 ſei noch hingewieſen 
auf 89 Nr. 7, 13, 18 der Verordnung zum Schutze des deutſchen Volkes vom 4. Februar 
1933 (RG Bl. I 35), wonach unter Strafſanktion periodiſche Druckſchriften ver: 
boten werden können, wenn in ihnen offenſichtlich unrichtige Nachrichten enthalten 
find, deren Verbreitung geeignet iſt, lebenswichtige Intereſſen des Staates zu 
gefährden. Ahnliche Handhaben gewährt freilich ſchon der Ausnahmezuſtand der 
Verordnung vom 28. Februar 1933 (RGBl. I 83). Endlich beſtraft $ 2 Nr. 3 des 
Geſetzes zur Gewährleiſtung des Rechtsfriedens vom 13. Oktober 1933 (RGBl. I 
723) mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren denjenigen, der es unternimmt, in das 
Inland in der Abſicht der Verbreitung zu ſtaatsgefährdenden Zwecken eine Druck- 
ſchrift einzuführen, durch die der äußere Tatbeſtand einer nach $ 3 der Vo. vom 
21. März 1933 ſtrafbaren Lügenmeldung begründet wird. 


Zum Schluſſe noch ein kurzer Blick auf die Reformbeſtrebungen. Der Entwurf 
1930 $ 101 beſchränkte ſich auf die Erwähnung der öffentlichen Beſchimpfung der 
verfaſſungsmäßig feſtgeſtellten republikaniſchen Staatsform des Reichs oder eines 
Landes. Demgegenüber ſieht der Ref.⸗Entwurf von 1933 in $ 101d einen beſon⸗ 
deren Paragraphen über Staatsverleumdung vor: der Grundtatbeſtand fordert 
Handeln wider beſſeres Willen und ſieht für beſonders ſchwere Fälle Zuchthaus⸗ 
ſtrafe bis zu fünf Jahren vor; die vorſätzliche oder leichtfertige Begehung wird 
daneben mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder mit Geldſtrafe bedroht. Die 
Preußiſche Denkſchrift von 1933 S. 33 hält ihrerſeits den $ 131 StGB. für unzu⸗ 
reichend: er bedürfe einer Ausdehnung der Strafbarkeit auf den Täter, deſſen 
Unkenntnis von der entſtellten oder erdichteten Natur der Tatſachenbehauptungen 
auf grober Fahrläſſigkeit beruht; damit ſoll einer unſachlichen Kritik Unberufener 
an den Einrichtungen des Staates entgegengetreten werden. Den Tatbeſtand des 
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§ 3 der Vo. vom 21. März 1933 ſtellt die Denkſchrift zum § 134a StGB. und 
fordert die Ergänzung des letzteren durch entſprechende Beſtimmungen gegen 
Greuelpropaganda. Der Entwurf der Strafrechtskommiſſion I. Leſung endlich 
kennt einen beſonderen 3. Abſchnitt: „Angriffe gegen die politiſche Führung. 
Verunglimpfung von Reich und Volk“ (SS 98a —102). Nach $ 100 fol mit Gefängnis 
nicht unter einem Jahr oder mit Zuchthaus beſtraft werden, wer öffentlich den 
Reichspräſidenten, den Reichskanzler oder ein Mitglied der Reichsregierung, den 
Führer der NSDAP. oder ſeinen Stellvertreter oder den Chef des Stabes der 
SA. beleidigt, ihm die Ehre abſchneidet oder ihn verleumdet und dadurch das 
Anſehen von Volk und Reich herabwürdigt. Abgeſehen davon ſoll ferner nach 
$ 102 mit Gefängnis oder mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren beſtraft werden, wer 
eine unwahre oder gröblich entſtellte Behauptung tatſächlicher Art aufitellt oder 
verbreitet und dadurch das Wohl oder Anſehen des deutſchen Volkes oder das 
Anſehen der Reichsregierung oder der NSDAP. einſchließlich ihrer Untergliede⸗ 
rungen gefährdet; bei einer Behauptung wider beſſeres Wiſſen oder als Deutſcher 
im Ausland ſoll Gefängnis nicht unter ſechs Monaten oder Zuchthaus eintreten, 
bei grobfahrläſſiger Begehung Gefängnis bis zu drei Jahren oder Geldſtrafe. 
Genaueres über Angriffe auf die politiſche Führung und Schutz der Bewegung 
im Entwurf 1934 bringt nunmehr Ernſt Schäfer bei Gürtner, Das kommende 
deutſche Strafr. Beſ. Teil. S 130—138. Die Tendenz nach ſcharfen Strafbeſtim⸗ 
mungen gegen Staatsverleumdung iſt auch hier unverkennbar. 


2. Staatsverleumdung und Staatsbeſchimpfung gehen vielfach ohne ſcharfe 
Unterſcheidung in den Geſetzen und Vorſchlägen ineinander über. So werden 
beiſpielsweiſe in der Preußiſchen Denkſchrift (S. 33) beide weitgehend miteinander 
verbunden. Wir halten die Trennung gleichwohl für angezeigt. Mit der 
Staatsbeſchimpfung im beſonderen beſchäftigt ſich im geltenden Recht 
der durch die Vo. vom 19. Dezember 1932 (RGBl. I 548) neu eingefügte 8 134 a 
StGB. Nach ihm wird mit Gefängnis beſtraft, wer öffentlich das Reich oder 
eines der Länder, ihre Verfaſſung, ihre Farben oder Flaggen oder die deutſche 
Wehrmacht beſchimpft oder böswillig und mit Überlegung verächtlich macht. Er⸗ 
gänzend greift $ 135 StGB. ein, der denjenigen beſtraft, welcher ein öffent⸗ 
liches Zeichen der Autorität des Reichs böswillig wegnimmt, zerſtört oder 
beſchädigt oder beſchimpfenden Unfug daran verübt. 


Bemerkenswert in dieſem Zuſammenhang iſt auch das Geſetz zum Schutze 
der nationalen Symbole vom 19. Mai 1933 (RGBl. I 285). Nach 
ihm iſt verboten, die Symbole der deutſchen Geſchichte, des deutſchen Staates und 
der nationalen Erhebung in Deutſchland öffentlich in einer Weiſe zu verwenden, 
die geeignet iſt, das Empfinden von der Würde dieſer Symbole zu verletzen. Die 
Entſcheidung hierüber trifft die höhere Verwaltungsbehörde des Herſtellungs⸗ 
ortes, auf Beſchwerde die oberſte Landesbehörde. Beſtehende Beſtimmungen über 
Symbole oder Hoheitszeichen des Deutſchen Reichs und der deutſchen Länder — 
insbeſondere alſo die erwähnten SS 134a, 135 StB. — bleiben nach § 10 des 
Geſetzes unberührt, ſie gelten demnach nach wie vor weiter. Vor allem geſchützt 
ſind die ſchwarzweißrote Fahne und die Hakenkreuzflagge, die nach dem Erlaß 
des RPräſ. über die vorläufige Regelung der Flaggenhiſſung vom 12. März 1933 
(RGBl. 1103) gemeinſam zu hiſſen find und jo die ruhmreiche Vergangenheit des 
Deutſchen Reichs und die kraftvolle Wiedergeburt der Deutſchen Nation verbinden. 
Doch beſchränkt ſich der Schutz nicht darauf allein. 


Von der früher erwähnten Vo. vom 4. Februar 1933 (RGBl. 1 35) gehören in 
den Abſchnitt über Staatsbeſchimpfung $ 9 Nr. 5, 13, 18, in denen von perio⸗ 
diſchen Druckſchriften die Rede iſt, durch welche Organe, Einrichtungen, Behörden 
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oder leitende Beamte des Staates beſchimpft oder böswillig verächtlich gemacht 
werden. 

Was die Reformwünſche auf dem vorliegenden Gebiet anlangt, jo fordert die 
Preußiſche Denkſchrift (S. 32 bis 36) gegen Angriffe auf Reich, Länder, ihre 
Symbole und höchſte Staatsorgane wirkſamen Schutz. Sie betont, daß nicht die 
Form des Staates das Entſcheidende iſt, ſondern ſein Inhalt, die politiſch, wirt⸗ 
ſchaftlich und geſellſchaftlich zuſammengefaßte, auf Gedeih und Verderb mit⸗ 
einander verbundene Volksgemeinſchaft und deren Wohl. Geſchützt werden ſollen 
deshalb auch unſere vaterländiſchen Weihegeſänge (Deutſchlandlied, Horſt⸗Weſſel⸗ 
Lied) gegen Unterlegen verunglimpfender oder ſonſt unziemlicher Texte und gegen 
Herabwürdigung durch anſtoßerregenden Vortrag (S. 33); ferner ſoll die Auf⸗ 
ſtellung oder Verbreitung vorſätzlicher oder grobfahrläſſiger unwahrer oder gröb⸗ 
lich entſtellter Behauptungen tatſächlicher Art, die das Anſehen der hinter den 
Regierungen ſtehenden nationalſozialiſtiſchen Volksbewegung und ihrer Forma⸗ 
tionen und Organiſationen ſowie ſonſtiger gleichgeſtellter Verbände ſchwer zu 
ſchädigen geeignet find, beſtraft werden. Der Kommiſſionsentwurf von 1934 ſieht 
entſprechend in ſeinem erwähnten 3. Abſchnitt 88 98a ff. ſcharfe Strafbeſtimmungen 
gegen die Beſchimpfung des Deutſchen Volkes, des Reichs, ſeiner Farben oder 
Flaggen, der NSDAP. einſchließlich ihrer Untergliederungen, insbeſondere bei 
Begehung der Tat durch einen Deutſchen im Ausland, ſowie gegen Verletzung 
von Hoheitszeichen des Reichs oder der NSDAP. vor. Genaueres gibt nunmehr 
Ernſt Schäfer a. a. O., S. 130 —138. 

III. Der Schutz gegen Störung der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung ſowie der Schutz einzelner ſtaatlicher Be⸗ 
tätigungen, von dem des weiteren beim ſtrafrechtlichen Schutz des heutigen 
Staates die Rede ſein muß, greift tief hinein in die Einzelfragen des geltenden 
Rechts. Wir beſchränken uns auf einige Hinweiſe, insbeſondere ſoweit es ſich um 
Ergänzungen dieſes Schutzes ſeit der Machtübernahme durch den National⸗ 
ſozialismus handelt. 

Das überkommene Strafgeſetzbuch widmet dieſem Schutz insbeſondere ſeine Be⸗ 
ſtimmungen der 88 110 bis 112 St GB. Ergänzend iſt auf die Vo. zum Schutze 
des deutſchen Volkes vom 4. Februar 1933 (RGBl. 135) § 20 Nr. 3, 21 hinzu⸗ 
weiſen: hier iſt von Druckſchriften die Rede, durch welche eine nach den SS 110 bis 
112 StB. ſtrafbare Aufforderung oder Anreizung begründet wird. Ferner wird 
nach dem Geſetz zur Gewährleiſtung des Rechtsfriedens vom 13. Oktober 1933 
(RGBl. 1 723) § 2 Nr. 2 mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren beſtraft, wer es 
unternimmt, in das Inland in der Abſicht der Verbreitung zu ſtaatsgefährdenden 
Zwecken eine Druckſchrift einzuführen, durch die der äußere Tatbeſtand einer nach 
den 88 110 bis 112 StGB. ſtrafbaren Aufforderung oder Anreizung begründet wird. 

Von ganz beſonderer Bedeutung iſt im vorliegenden Zuſammenhang der 8 1 
des Geſetzes vom 13. Oktober 1933 (RGBl. 1 723). Er ſchützt in ſeiner 
Faſſung vom 24. April 1934 (RGBl. I 341) mit feſter Hand die im Dienſte des 
Staates, insbeſondere im Dienſte der Rechtspflege, ſtehenden Perſonen. Mit dem 
Tode, mit lebenslangem Zuchthaus oder mit Zuchthaus bis zu fünfzehn Jahren 
wird bedroht, wer es unternimmt, eine ſolche Perſon zu töten oder wer zu einer 
ſolchen Tötung auffordert, ſich erbietet, ein ſolches Erbieten annimmt oder eine 
ſolche Tötung mit einem anderen verabredet. Die Tat kann ſich richten gegen 
einen Richter oder einen Staatsanwalt oder einen mit Aufgaben der politiſchen, 
Kriminal⸗, Bahn⸗, Forſt⸗, Zoll⸗, Schutz⸗ oder Sicherheitspolizei oder des Vollzugs 
von Strafen oder Maßregeln der Sicherung und Beſſerung betrauten Beamten 
oder einen Angehörigen der Wehrmacht oder der Sturmabteilungen leinſchließ⸗ 
lich des Stahlhelms) oder der Schutzſtaffeln der NSDAP., einen Amtswalter der 
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NSDAP. oder einen Angehörigen des Deutſchen Luftſportverbandes; fie muß 
geſchehen aus politiſchen Beweggründen oder wegen der amtlichen oder dienſt⸗ 
lichen Tätigkeit der genannten Perſonen. Die Tat kann ſich ferner richten gegen 
einen Schöffen oder Geſchworenen wegen ſeiner Tätigkeit als Schöffe oder Ge⸗ 
ſchworener oder gegen einen Zeugen oder Sachverſtändigen wegen einer von ihm 
in Erfüllung ſeiner Zeugen⸗ oder Sachverſtändigenpflicht gemachten Bekundung. 


Aus der Vo. vom 4. Februar 1933 (RG Bl. I 35) find endlich zu erwähnen der 
§ 15 (wer öffentlich zu einer Gewalttat gegen eine beſtimmte Perſon oder all: 
gemein zu Gewalttätigkeiten gegen Perſonen oder Sachen auffordert oder anreizt) 
ſowie $ 9 Nr. 2 bis 4, 13, 18 und aus der Vo. vom 28. Februar 1933 (RGBl. I 
83) der 8 4 (Zuwiderhandlung gegen Anordnungen uſw.). 


IV. Der Schutz gegen das Verbrechertum überhaupt betrifft 
mittelbar ebenfalls den Schutz des Staates. Denn das Verbrechen, auch wo es ſich 
gegen einen einzelnen wendet, berührt ſtets zugleich auch öffentliche Intereſſen. 
Da das Geſetz vom 24. April 1934 (RG Bl. I 341) mit feiner Neuregelung von 
Hochverrat und Landesverrat ſchon oben behandelt worden iſt, bleiben hier noch 
zwei Geſetze zu nennen, die beide einen Markſtein ſtrafrechtlicher Entwicklung im 
nationalſozialiſtiſchen Staat der deutſchen Gegenwart darſtellen. Es find dies 
folgende Geſetze: 

1. Die Strafrechtsnovelle vom 26. Mai 1933 (RGBl. I 295) bringt, 
wie bereits erwähnt, eine Reihe zeitgemäßer Anderungen des Strafgeſetzbuchs. 
Es ſei inſoweit auf die allgemeine Überſicht verwieſen. Die Neufaſſung des 
S 164 StGB. (falſche Anſchuldigung) zeigt den tatkräftigen Willen, üblem 
Denunziantentum zu Leibe zu rücken. Die Freigabe der Schlägermenſur in $ 210a 
StGB. bekundet das Beſtreben des neuen Staates, den Geiſt der Wehrhaftigkeit 
in allen ſeinen Außerungsformen zu achten und zu fördern. Die Erweiterung des 
Tierſchutzes in $ 145b StGB. und der verſtärkte Schutz von Kindern, Jugendlichen, 
Wehrloſen und Hilfsbedürftigen gegen Mißhandlungen in § 223b StGB. verpönt 
feiges und unbeherrſchtes Handeln. Die 88 361, 362 StGB. wollen Mißſtände im 
Gebiet der Gewerbsunzucht ſchärfer bekämpfen, ohne an der bisherigen grund⸗ 
ſätzlichen Einſtellung des Strafrechts in dieſem Punkte etwas zu ändern. Ins⸗ 
beſondere aber nimmt die Neufaſſung des Betrugs- und Untreueparagraphen 
88 263, 266 StGB. den Abwehrkampf gegen Korruption und Veruntreuung im 
wirtſchaftlichen Verkehr mit neuen verſchärften Mitteln auf!?. Das wichtige Geſetz 
vom 28. Juni 1935 (RGBl. 1 839) kann hier nur noch erwähnt, aber nicht in 
Kürze näher behandelt werden; es iſt von grundſätzlicher Bedeutung (DIZtg. 1935 
S. 872). Die in dem neugefaßten $ 2 StGB. und in den ergänzenden SS 170a, 
267 a StPO. geforderte Rechtsſchöpfung durch entſprechende Anwendung der Straf⸗ 
geſetze ſtellt ſich in den Dienſt der nationalſozialiſtiſchen Forderung (Leitſätze 
S. 27 ff.), daß nicht das formelle Recht, ſondern der Gedanke der materiellen Ge: 
rechtigkeit das Strafrecht der Zukunft beherrſcht (ZStrW. Bd. 55 S. 1 ff., 18 ff.). 
Jeder ſchwere Verſtoß gegen volksgenöſſiſche Pflichten ſoll ſeine ſtrafrechtliche Sühne 
finden (Leitſätze S. 28). Maßgebend iſt der im „Grundgedanken eines Strafgeſetzes“ 
verkündete Führerwille. Nicht jede bloße Ordnungswidrigkeit iſt damit in falſch— 
verſtandener Ausweitung des Strafrechts krimineller Sühne unterſtellt worden 
(Leitſätze S. 26, 37). Aber das wirkliche Verbrechen darf nicht weiterhin die Mög⸗ 
lichkeit beſitzen, ſtraflos durch die Maſchen des Geſetzes zu ſchlüpfen. Auch die zeit⸗ 
liche Wirkſamkeit der Strafgeſetze unterſteht nicht mehr unbedingt dem Grundſatz 
der Anwendung des mildeſten Rechts (Leitſätze S. 29, ZStrW. Bd. 55 S. 249 ff.). 


17 Zum neuen Untreuerecht ſiehe: Schwinge-Siebert, Das neue Untreueſtraf⸗ 
recht. 1933. 
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2. Neuland ſtrafrichterlicher Arbeit erſchließt das Geſetz gegen gefährliche 
Gewohnheits verbrecher und über Maßregeln der Sicherung 
und Beſſerung vom 24. November 1933 (RGBl. I 995) mit ſeinem 
Ausführungsgeſetz vom gleichen Tag (RGBl. 11000). Im Vordergrund des Inter: 
eſſes ſtehen die 88 2a, 20a (gefährliche Gewohnheitsverbrecher), 42a bis 42n (Maß⸗ 
regeln der Sicherung und Beſſerung), $ 51 Abſ. 1 und Abſ. 2 (Zurechnungs⸗ 
unfähigkeit und verminderte Zurechnungsfähigkeit), 8 245a (Beſitz von Diebes⸗ 
werkzeug), 88 330a und 330b (Alkoholismus). Zuſammen mit dem Geſetz zur er: 
hütung erbkranken Nachwuchſes vom 14. Juli 1933 (RG Bl. I 529) und ſeiner 
Ausführungsverordnung vom 5. Dezember 1933 (RGBl. I 1021) bildet das Ge⸗ 
wohnheitsverbrechergeſetz vom 24. November 1933 den bedeutſamen Vorſtoß des 
neuen Geſetzgebers in dem Bemühen um die Aufartung des deutſchen Volkes und 
um die Ausſcheidung volks⸗ und raſſeſchädlicher Teile aus deſſen Beſtandis. 

Das Gewohnheitsverbrechergeſetz vom 24. November 1933 macht Ernſt mit der 
Forderung, daß eine wirkſame Strafrechtspflege nicht nur die Tat, ſondern auch 
die Perſönlichkeit des Täters entſcheidend berückſichtigen muß. Es faßt in $ 51 
Abſ. 1 StGB. den Begriff der Zurechnungsunfähigkeit, die den Ausſchluß der 
Strafe zur Folge hat, neu und führt in S 51 Abſ. 2 StGB. den geſetzlichen 
Begriff der verminderten Zurechnungsfähigkeit mit einer Kann⸗ Milderung der 
Strafe ein. Umgekehrt fieht es in §S 20a StGB. weſentliche Strafſchärfungen beim 
gefährlichen Gewohnheits verbrecher vor. Aber es begnügt ſich nicht mit dieſer Neu⸗ 
regelung der Strafe im engeren Sinne des Wortes. Vielmehr ſtellt es der Strafe 
ſelbſtändig nach den Grundſätzen der ſog. Zweiſpurigkeit ein Syſtem von Maß⸗ 
regeln der Sicherung und Beſſerung gegenüber. Mit andern Worten: 
es faßt den ſozialſchädlichen Verbrecher künftig von zwei Seiten her und ver⸗ 
hindert damit, daß der Kriminelle durch bloße Abſtriche an der Strafe einer 
ſachgemäßen, von den Intereſſen der Volksgemeinſchaft geforderten Behandlung 
entrinne. Mit dieſem zweiſeitigen Syſtem von Maßnahmen ſichert es die volle 
Erfaſſung aller ſozialſchädlichen Elemente, auch und insbeſondere wenn ihre 
Sozialſchädlichkeit auf krankhafter und damit oft nur um ſo gefährlicherer Grund⸗ 
lage ruht. Für Zurechnungsunfähige und vermindert Zurechnungsfähige iſt die 
Unterbringung in der Heilanſtalt, für Trinker die Trinkerheilanſtalt, für gefähr⸗ 
liche Gewohnheitsverbrecher die nötigenfalls lebenslängliche Sicherungsverwah⸗ 
rung, für gefährliche Sittlichkeitsverbrecher zur Bekämpfung ihres entarteten 
Triebs die Entmannung vorgeſehen. So ſtellt das neue „Täterſtrafrecht“ einen 
wichtigen und bedeutſamen Schritt auf dem Wege zur Verwirklichung eines wahr⸗ 
haften und wehrhaften nationalſozialiſtiſchen Strafrechts dar. Es ſteht im Ein⸗ 
klang mit den Leitſätzen des Reichsrechtsamts der NSDAP. vom Mai 1935 (S. 15 
Nr. 22, S. 33 bis 34). Es dient in durchgreifender Weiſe der Verwirklichung der 
Verantwortlichkeit des einzelnen gegenüber dem Ganzen 
und der Ausſcheidungvolks⸗ und raſſeſchädlicher Beſtandteile 
aus der Volksgemeinſchaft. 

Der Vollſtändigkeit halber ſeien noch als weitere ſtrafrechtliche NMaß⸗ 
nahmen des neuen Staates diejenigen des Geſetzes über Verhängung und Voll⸗ 


1s Siehe dazu näher: Schäfer⸗Wagner⸗Schafheutle, Kommentar zum Geſetz 
vom 24. 11. 33 (1934). Gütt⸗Rüdin⸗Ruttke, Kommentar zum Geſetz vom 14. 7. 33. 
a 1 Exner, 3Str. W. Bd. 53 S. 629. v. Hippel, Bl. für gar niskunde 
1. Finger, GerSaal Bd. 104 S. 176. Mezger, Täterſt trafrecht (Deutſches 

Strafreit 1934 ©. 125, 145). Der Aſoziale im nationalſozialiſtiſ a taat (50. Jahrbuch 
der n caffe I Sachſen⸗Anhalt 1934). Aus der chtſprechung ins 
beſondere E. Bd. 6 8 149, 169, 174, 176 und Jur Wo. 1934 S5 2. Nr. 18—20 mit 
Anmerkungen. 1 Bericht über die bisherige Anwendung des Geſetzes 
jetzt: Mezger, Ein Jahr Geſetz gegen Gewohnheitsverbrecher. DJurztg. 1935 S. 131. 
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zug der Todesftrafe vom 29. März 1933 (RGBT. I 151), der Vo. vom 28. Februar 
1933 (RGBl. I 83) und des Geſetzes vom 4. April 1933 (RGBl. I 162) angeführt. 
Das Nähere ergibt ſchon die allgemeine Überſicht. Alle Einzelheiten dieſer ſtraf⸗ 
rechtlichen Erneuerung ſind nur der Ausdruck des Gedankens, den Reichsminiſter 
Dr. Hans Frank in den Leitſätzen der NSDAP. vom Mai 1935 dahin richtung⸗ 
gebend formuliert hat: es gilt zu brechen mit dem Primat des einzelnen zugunſten 
des Vorrangs der Gemeinſchaft und die Forderung zu verwirklichen, daß die Ehre 
im Mittelpunkt des deutſchen Mannesbewußtſeins und des deutſchen Volkslebens 
ſteht und daß der Verbrecher um ſo ſchärfer zu beſtrafen iſt, je ſtärker das Pflicht⸗ 
5 war, das ihn an die Allgemeinheit oder an einen engeren Pflichtenkreis 
nüpfte. 

V. Der Staat als ſtrafrechtliches Schutzobjekt, als Rechts⸗ 
gut eigner Art, erfährt im Strafrecht des neuen Staates eingehende Berück⸗ 
ſichtigung. Eine Fülle von Strafbeſtimmungen ſichert ſeinen Beſtand und zeigt, 
welch entſcheidenden Wert der Nationalſozialismus auf einen ſtarken, in ſich 
gefeſtigten und von außen geſicherten autoritären Staat legt. Die weſent⸗ 
lichen Grundlinien ſeines ſtrafrechtlichen Schutzes liegen im Bisherigen feſt und 
werden auch in Zukunft einen unverlierbaren Beſtandteil unſeres Strafrechts 
bilden. 

Man hat im Anfang der Bewegung dann und wann vom „totalen“ Staat des 
Dritten Reiches geſprochen. Dieſe Bezeichnung aber trifft nicht vollkommen das 
Weſen der Sachen. Denn über dem Staat ſteht, wie die weitere Darſtellung zeigen 
wird, die Volksgemeinſchaft in ihrem lebensvollen Daſein. „Der Staat 
führt nach der nationalſozialiſtiſchen Auffaſſung kein Eigenleben als Macht⸗ und 
Ordnungsapparat, ſondern geſtaltet ſich immer neu aus dem Volke heraus und 
unterliegt damit der Dynamik des politiſchen Geſchehens“ (Koellreutter). 
Aber er bringt die Volksgemeinſchaft in „Form“, und er iſt damit, wo er ſeine 
Aufgabe richtig erfaßt, dieſe Volksgemeinſchaft ſelbſt von einer beſtimmten Seite 
her geſehen. Deshalb ſichert ihm das Strafrecht mit ſtarker Hand ſeinen Beſtand. 


C. Der ſtrafrechtliche Schutz der NS DAP 


. I. Die Partei als Nationalſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterpartei (NSDAP.) 

iſt, anders als der Staat, erſt im Dritten Reich des Nationalſozialismus ſeit der 
Machtübernahme vom 30. Januar 1933 zum ſtrafrechtlich geſchützten Rechtsgut 
geworden. In dem Geſetz gegen die Neubildung von Parteien vom 14. Juli 1933 
(RGBl. 1479) § 1 iſt fie als einzige politiſche Partei in Deutſchland anerkannt; 
jede Aufrechterhaltung oder Neubildung einer anderen politiſchen Partei iſt in 
S 2 bei Strafe verboten. Das Geſetz zur Sicherung der Einheit von Partei und 
Staat vom 1. Dezember 1933 (RGBl. I 1016) erhebt fie zu einer Körperſchaft des 
öffentlichen Rechts, deren Satzung vom Führer beſtimmt wird. Sie iſt nach dem 
Siege der nationalſozialiſtiſchen Revolution „die Trägerin des deutſchen Staats⸗ 
gedankens und mit dem Staat unlöslich verbunden“. 

Den Mitgliedern der NSDAP. und der SA. einſchließlich der ihr unterſtellten 
Gliederungen „als der führenden und bewegenden Kraft des nationalſozialiſtiſchen 
Staates“ obliegen erhöhte Pflichten gegenüber Führer, Volk und Staat. Zur 
Gewährleiſtung engſter Zuſammenarbeit der Dienſtſtellen der Partei und der 
SA. mit den öffentlichen Behörden ſind der Stellvertreter des Führers und der 
Chef des Stabes der SA., ſeit dem Anderungsgeſetz vom 3. Juli 1934 (RG Bl. I 


a e insbeſondere Koellreutter, Der Deutſche Führerſtaat 
19. 7. 11, 15. 
20 Siehe dazu Koellreutter, Der Deutſche Führerſtaat 1934 S. 11. 


1396 


529) der Stellvertreter des Führers Mitglied der Reichsregierung. Als Reichs⸗ 
miniſter ohne Geſchäftsbereich ſoll dieſer letztere zwar die Verbundenheit der 
Partei mit dem Staat in der Reichsregierung dokumentieren, aber dadurch nicht 
gehindert ſein, ſich weiterhin ausſchließlich dem Parteileben widmen zu können, 
damit ſich „die Partei ſamt ihrer Kerntruppe in ununterbrochenem Fluſſe als 
führende und bewegende Kraft des Staates auswirken kann“ (Fabricius bei 
Pfundtner⸗Neubert). Die Partei in der Hand des Führers iſt damit und ver⸗ 
körpert zugleich di e politiſche „Bewegung“ i. 

Die innere Organiſation der Partei, die Verantwortlichkeit des 
Stellvertreters des Führers gegenüber dem Führer für Tätigkeit und Entwick⸗ 
lung der politiſchen Parteiorganiſation (PO.) und des Chefs des Stabes der Sturm⸗ 
Abteilungen (SA.), die Entwicklung der Schutzſtaffeln (SS.) und des Freiwilligen 
Arbeitsdienſtes (J AD.) uſw. find im vorliegenden Zuſammenhang nicht Gegen: 
ſtand näherer Betrachtung. Auch auf die im Geſetz vom 1. Dezember 1933 8 3 
geſchaffene beſondere Partei: und SA.⸗Gerichtsbarkeit iſt nicht weiter einzugehen. 
Die „Partei“ mit allen ihren mannigfachen Auswirkungen wird vielmehr hier 
als eine gegebene Größe im gegenwärtigen politiſchen Leben der deutſchen Nation 
vorausgeſetzt::. 

Gegenſtand der nachfolgenden Unterſuchung iſt der ſtrafrechtliche Schutz 
der Partei in der derzeitigen Reichsgeſetzgebung und im kommenden Straf: 
recht. Wir beſchäftigen uns zunächſt mit den unmittelbar und beſonders 
zum Schutz der Partei und ihrer Lebensbetätigung erlaſſenen Strafgeſetzen, um 
alsdann weiterhin die mittelbare Rückwirkung der allgemeinen Strafgeſetze 
auf dieſen Schutz einer näheren Prüfung zu unterziehen. 

II. Das derzeit geltende Strafrecht kennt drei Gruppen von Beſtimmungen, die 
ih unmittelbar auf die Partei und ihre Lebensbetätigung beziehen. 

1. Das Geſetz gegen heimtückiſche Angriffe auf Staat und 
Partei und zum Schutz von Parteiuniformen vom 20. Dezem⸗ 
ber 1934 (RGBl. J 1269) ift zunächſt für den Schutz der Ehre der NSDAP. und 
ihrer Gliederungen von Bedeutung. Die hierfür maßgebenden 88 1 und 2 find 
ſchon oben beim Schutze des Staates erwähnt worden; es iſt im einzelnen auf das 
dort Ausgeführte zu verweilen. Der Tatbeſtand des § 3 der Vo. vom 21. März 1933 
nannte neben der Schädigung des Wohles des Reichs oder eines Landes, des An⸗ 
ſehens der Reichsregierung oder einer Landesregierung auch die Schädigung des 
Anſehens „der hinter dieſen Regierungen ſtehenden Parteien oder Verbände“. 
Darunter war ſchon dort die nationalſozialiſtiſche Einheitsfront zu verſtehen. In 
E. 68, 33 und E. 68, 120 hat das Reichsgericht ſich mit Fällen zugehöriger Art 
beſchäftigt. 8 1 des Geſetzes vom 20. Dezember 1934 ſpricht im Hinblick auf die 


21 Koellreutter, Der Deutſche Führerſtaat 1934 S. 16 und 23. 

22 Über innere Parteiorganiſation, Partei und Staat, Parteigerichtsbarkeit ſiehe: 
Pu Juſtiz 1934 S. 1149 Bericht über den e zu Nürnberg. 

22 Die amtliche Begründung zu dem Geſetz bringt die „Deutſche Juſtiz“ 1935 
S. 42. Bei Pfundtner⸗Neubert iſt das Geſetz von OLGRat Schäfer erläutert. Auf 
beides ſei hier verwieſen. Als Verordnungen zur Durchführung des Geſetzes 
find ergangen: Erſte Verordnung vom 15. Febr. 1935 (RGBl. I 204) mit techniſchen 
Einzelheiten; Zweite Verordnung vom 22. Febr. 1935 (RGBl. I 276), durch welche 
als leitende Perſönlichkeiten des Staates und der NSDAP. im Sinne von $ 2 Abſ. 1 
des Geſetzes der Führer und Reichskanzler, die Reichsminiſter, die Reichsſtatthalter, die 
Vorſitzenden und Mitglieder der Landes regierungen, die Staatsſekretäre des Reichs und 
der Länder, die preußiſchen Oberpräſidenten einſchließlich des Staatskommiſſars der 
. Berlin, die Reichsleiter (Nationalſozialiſtiſches Jahrbuch 1935 S. 131) und 
die Gauleiter der NSDAP. bezeichnet werden; Dritte Verordnung vom 16. März 1935 
(RG Bl. 1387) über Uniformen, Fahnen, Abzeichen uſw. Über „Gliederungen“ der NSDAP. 
und deren „angeſchloſſene Verbände“ ſiehe die Vo. vom 29. März 1935 (RGBl. I 502). 

24 Schwarz, StGB. 2. Aufl. 1934 S. 568. 
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zwiſchenzeitlich eingetretenen Anderungen der Verhältniſſe (Deut. Juſtiz 1935 
S. 42) von der „NSDAP. und ihren Gliederungen“. § 2 will ferner dem Mangel 
abhelfen, daß $ 3 der Vo. vom 21. März 1933 auf Behauptungen tatſächlicher Art 
beſchränkt war und böswillige Schmähungen, hetzeriſche Außerungen und ähnliches, 
die von gleich gefährlicher Wirkung ſein können, ſtraflos ließ. Eine Strafbeſtim⸗ 
mung nach dem Vorbilde des § 134 a StGB., in welchem (Vo. vom 19. Dezember 
1932, RGBl. I 548) die Beſchimpfung des Staates unter Strafe geſtellt wird, iſt 
zum Schutz der NSDAP. durch das Geſetz vom 28. Juni 1935 als $ 134 b StGB. 
eingefügt. 

Wichtig für den Schutz der Uniformen, Fahnen, Abzeichen uſw. der 
Partei find nach den 88 1, 2 der Vo. vom 21. März 1933 (RGBl. I 135) die 
erweiterten Beſtimmungen der 88 3 bis 5 des Geſetzes vom 20. Dezember 1934. 
In ihnen iſt gejagt: (§ 3) Wer bei der Begehung oder Androhung einer ſtrafbaren 
Handlung eine Uniform oder ein Abzeichen der NSDAP. oder ihrer Gliederungen 
trägt oder mit ſich führt, ohne dazu als Mitglied der NSDAP. oder ihrer Gliede⸗ 
rungen berechtigt zu ſein, wird mit Zuchthaus, in leichteren Fällen mit Gefängnis 
nicht unter ſechs Monaten beſtraft. Wer die Tat in der Abſicht begeht, einen Auf⸗ 
ruhr oder in der Bevölkerung Angſt oder Schrecken zu erregen, oder dem Deutſchen 
Reich außenpolitiſche Schwierigkeiten zu bereiten, wird mit Zuchthaus nicht unter 
drei Jahren oder mit lebenslangem Zuchthaus beſtraft; in beſonders ſchweren Fällen 
kann auf Todesſtrafe erkannt werden. Auch Auslandstaten Deutſcher können nach 
dieſen Vorſchriften verfolgt werden. ($ 4) Wer ſeines Vorteils wegen oder in der 
Abſicht, einen politiſchen Zweck zu erreichen, ſich als Mitglied der NSDAP. oder 
ihrer Gliederungen ausgibt, ohne es zu ſein, wird mit Gefängnis bis zu einem 
Jahr und mit Geldſtrafe oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. (8 5) Endlich iſt 
das gewerbsmäßige Herſtellen, Vorrätighalten, Freihalten oder ſonſt In⸗Verkehr⸗ 
Bringen von parteiamtlichen Uniformen, Fahnen, Abzeichen uſw. der NSDAP. 
ohne Erlaubnis des Reichsſchatzmeiſters mit Gefängnis bis zu zwei Jahren, ferner 
der unbefugte Beſitz von parteiamtlichen Uniformen und Abzeichen mit Gefängnis 
bis zu einem Jahre, und wenn die Gegenſtände getragen werden, mit Gefängnis 
nicht unter einem Monat bedroht. 

In 8 6 des Geſetzes vom 20. Dezember 1934 iſt, dem $ 4 der Vo. vom 21. März 1933 
entſprechend, geſagt, daß für die Anwendung dieſer Vorſchriften auch derjenige 
nicht als Mitglied der NSDAP., ihrer Gliederungen oder der ihr angeſchloſſenen 
Verbände gilt, der die Mitgliedſchaft erſchlichen hat. Dieſe Feſtſtellung iſt für die 
Frage des ſtrafrechtlichen Schutzes der NSDAP. um des willen bemerkenswert, weil 
die Beſtimmung damit mittelbar einen Schutz gegen die Zerſetzung der Bewegung 
durch Spitzel und Provokateure gewährleiſtetes. 

2. Das Geſetz gegen die Neubildung von Parteien vom 
14. Juli 1933 (RGBl. 1 479) ſchützt ferner den unangefochtenen Beſtand der 
NSDAP. Es bedroht in S 2 denjenigen, der es unternimmt (wie in 8 87 StGB.: 
verſucht oder vollendet), den organiſatoriſchen Zuſammenhalt einer anderen 
Partei als der NSDAP. aufrechtzuerhalten oder eine neue politiſche Partei zu 
bilden, mit Zuchthaus bis zu drei Jahren oder mit Gefängnis von 6 Monaten 
bis zu drei Jahren. Der VI. Strafſenat des Reichsgerichts hat in einem Urteil 
vom 23. Januar 1934 E. 68, 15 ausgeſprochen, daß nach dieſer Beſtimmung nicht 
jede Unterſtützung einer der früher beſtehenden politiſchen Parteien die Straf⸗ 
barkeit begründe; auch ſonſt iſt das Urteil für die Auslegung von Bedeutung. In 
dem Geſetz vom 13. Oktober 1933 (RGBl. I 723) $ 2 Nr. 1 iſt ergänzend mit 
Zuchthaus bis zu fünf Jahren bedroht, wer es unternimmt, in das Inland in der 


25 Siehe darüber näher in der 1. Aufl. S. 1391. 
2s Ritter, Jur Wo. 1933 S. 2633 ff. 
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Abficht der Verbreitung zu ſtaatsgefährdenden Zwecken eine Druckſchrift einzuführen, 
durch die der äußere Tatbeſtand eines nach dem vorhin genannten Geſetz vom 
14. Juli 1933 ſtrafbaren Verbrechens begründet wird. „Staatsgefährdender 
Zweck“ kann dabei vermöge der engen Verbundenheit von Partei und Staat auch 
ein gegen die NSDAP. gerichteter Zweck ſein; es gelten hier ähnliche Geſichts⸗ 
punkte wie beim Hochverrat. 

3. Das Geſetz zur Gewährleiſtung des Rechtsfriedens vom 
13. Oktober 1933 (RGBl. I 723) endlich bedroht in S 1 A b ſ. 1 Nr. 1 mit 
dem Tode, mit lebenslangem Zuchthaus oder mit Zuchthaus bis zu 15 Jahren den⸗ 
jenigen, der es unternimmt, einen Angehörigen der Sturmabteilungen (ein⸗ 
ſchließlich des Stahlhelms) oder der Schutzſtaffeln der NSDAP., einen Amts⸗ 
walter der NSDAP. oder einen Angehörigen des Deutſchen Luftſportverbandes 
aus politiſchen Beweggründen oder wegen ihrer dienſtlichen Tätigkeit zu töten, 
oder der zu einer ſolchen Tötung auffordert, ſich erbietet, ein ſolches Erbieten an⸗ 
nimmt oder eine ſolche Tötung mit einem anderen verabredet. Einzelne Partei⸗ 
mitglieder (Pg.) find als ſolche nicht geſchützt. Auch von dieſer Beſtimmung war 
in Anwendung auf ſtaatliche Organe ſchon oben die Rede; das dort Ausgeführte 
gilt entſprechend auch hier. 

III. Beſtand und Ehre der Partei als Weltanſchauung, als körperſchaftliche 
Einheit und als eine Vielheit der Mitglieder?“ genießen neben dem bisher 
beſprochenen unmittelbaren Schutz des weiteren einen umfaſſenden mittel⸗ 
baren ſtrafrechtlichen Schutz. Vermöge der engen Verbundenheit von Partei 
und Staat und vermöge der beſtehenden Perſonalunion von Führer und Reichs⸗ 
kanzler?s iſt Parteiſchutz ſtets gleichzeitig auch Staatsſchutz (LG. Dresden Deutſche 
Juſtiz 1934 S. 1033), aber ebenſo auch umgekehrt Staatsſchutz ſtets gleichzeitig 
auch Parteiſchutz. Mit anderen Worten: der im einzelnen beſprochene ſtrafrecht⸗ 
liche Schutz des Staates wirkt ſich in mannigfacher Beziehung auch als ſtrafrecht⸗ 
licher Schutz der Partei aus. Davon iſt hier noch näher zu behandeln. 

1. Die Verbundenheit der beiden Schutzobjekte wirkt ſich ſchon in den Be⸗ 
ſtimmungen gegen Hochverrat SS 80 bis 87 StGB. und gegen Landes⸗ 
verrat 8 88 bis 93a StGB. aus. In der „Verfaſſung“ des § 80 Abi. 2 StGB. 
als der rechtlichen Grundordnung des deutſchen Volkes iſt vermöge der Einheit 
von Partei und Staat auch die NSDAP. einbezogen. Ferner gewähren infolge 
der Perſonalunion von Reichskanzler (Reichspräſident) und Führer die zum 
Schutze der Staatsämter des Reichskanzlers und des Reichspräſidenten beſtimmten 
Strafbeſtimmungen zugleich auch dem Führer der NSDAP. ſtrafrechtlichen Schutz. 
Zu den „Staatsgeheimniſſen“ des $ 88 Abſ. 1 StGB. können auch Geheimniſſe der 
Partei gehören; ebenſo können die Behauptungen des $ 90 f. StGB. der Lebens⸗ 
ſphäre der Partei entnommen ſein. All dies ergeben ſchon die früheren Dar⸗ 
legungen über den Schutz des Staates gegen Hoch- und Landesverrat, die hier ent⸗ 
ſprechend gelten. 

2. Daß der Staatsverleumdung in § 1 des Geſetzes vom 20. Dezember 1934 die 
Verleumdung der Parte i entſpricht, iſt bereits dargetan. Ebenſo war ſchon 
von der Ergänzung des § 134a StGB. durch die neue Strafbeſtimmung des S 134b 
StGB. gegen die Beſchimpfung der Partei die Rede. Ferner fällt nach 
dem Erlaß des RPräſ. vom 12. März 1933 (RGBl. 1 103) unter die „Flaggen“ des 
Reichs unmittelbar auch die Hakenkreuzflagge, alſo die Flagge der NSDAP. Das 
Geſetz zum Schutze der nationalen Symbole vom 19. Mai 1933 (RGBl. 1285) ſchützt 
ſelbſtverſtändlich ebenfalls das Hakenkreuz in jeder Form, darüber hinaus aber auch 
jedes andere „Symbol der nationalen Erhebung in Deutſchland“. Daß endlich das 


27 Ritter, Jur Wo. 1933 S. 2633 ff.; 1934 S. 2213 ff., 2216. 
28 Carl Schmitt, Staat, Bewegung, Volk 1934 ©. 20. 
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Geſetz vom 13. Oktober 1933 (RGBl. I 723) § 1 unmittelbar und mittelbar 
ein Schutzgeſetz für die Partei iſt, ergibt ſchon das Bisherige. 

Von beſonderem Intereſſe ſind die Reformbeſtrebungen im Hinblick 
auf den Parteiſchutz. Die Preußiſche Denkſchrift (S. 36) iſt der Anſicht, daß gegen 
Beſchimpfung und Verleumdung der den Staat heute allein tragenden national⸗ 
ſozialiſtiſchen Volksbewegung und ihrer Formationen und Organiſationen der 
Tatbeſtand des § 3 der Vo. vom 21. März 1933 einen brauchbaren ſtrafrechtlichen 
Schutz gewährt. Sie fordert demgemäß Aufnahme in das Strafgeſetzbuch unter 
nur geringfügiger Verbeſſerung der textlichen Faſſung, die die zwiſchenzeitlich 
durchgeführte Totalität der nationalſozialiſtiſchen Staatsführung berückſichtigt. 
Sie möchte dabei (S. 33) auf die bisherige unterſchiedliche Behandlung der vor⸗ 
ſätzlichen und grob⸗fahrläſſigen Begehung der Tat verzichten, da das Ausmaß der 
Tat bei beiden Begehungsformen das gleiche und der Unterſchied in der Ein⸗ 
ſtellung des Täters nur gering iſt. Gegen dieſen Vorſchlag dürften Bedenken be⸗ 
ſtehen. Der Kommiſſionsentwurf von 1934 hat deshalb mit Recht von ſolcher 
Gleichſtellung abgeſehen. Daß er im übrigen in umfaſſender Weiſe auf ſtrafrecht⸗ 
lichen Schutz der Partei (der NSDAP. ſelbſt, ihrer Untergliederungen, ihres 
Führers, ſeines Stellvertreters, des Chefs des Stabes der SA.) bedacht iſt, iſt 
früher ſchon hervorgehoben worden. 

3. Eine beſonders ſchwierige und weittragende Frage des mittelbaren Partei⸗ 
ſchutzes geht ſchließlich dahin, ob und inwieweit die Funktionäre der NSDAP. als 
Beamte im Sinne des 8 359 StGB. anzuſehen find und welche Wirkungen 
ſich hieraus etwa für die Behördeneigenſchaft der Dienſtſtellen der 
NSDAP. ergeben. Der III. Strafienat des Reichsgerichts hat in einem 
Urteil vom 18. Januar 1934 (E. 68, 20), in welchem ein Bannführer der Hitler: 
Jugend wegen unzüchtiger Handlungen mit minderjährigen Knaben nach S 174 
Abſ. 1 Nr. 1 StGB. als „Erzieher“ verurteilt worden iſt, nebenbei ausgeſprochen 
(S. 21 bis 22), daß der Angeklagte zugleich auch als „Beamter“ im ſtrafrechtlichen 
Sinne ($ 359 StGB.) tätig geworden ſei. Ein Urteil des II. Strafſenats vom 
12. April 1934 (E. 68, 131) beſchränkt ſich demgegenüber auf die Feſtſtellung, daß 
der Leiter eines Arbeitslagers des Freiwilligen Arbeitsdienſtes (F AD.), der ſich 
in gleichem Sinne an einem Arbeitsdienſtwilligen vergangen hatte, als „Er⸗ 
zieher“ im Sinne des $ 174 Abſ. 1 Nr. 1 StGB. anzuſehen und zu beſtrafen jei. 
Ein Beſchluß des Landgerichts Dresden vom 13. Juli 193429 wendet 
ferner im Hinblick auf das Geſetz zur Sicherung der Einheit von Partei und 
Staat vom 1. Dezember 1933 (RGBl. I 1016) den $ 811 Nr. 7 ZPO. „ent⸗ 
ſprechend“ an und bezeichnet hiernach eine Schreibmaſchine als pfändungsfrei, die 
der Schuldner zwar nicht in ſeiner Eigenſchaft als Amtswalter der NSDAP. 
(Schulungsleiter einer Ortsgruppe), wohl aber als ein direkt dem Reichsſport⸗ 
führer unterſtellter Bezirksſportführer der NSDAP. benötigte; denn die Ver⸗ 
bundenheit von Staat und Partei zwinge dazu, der Partei keinen geringeren 
Schutz zuteil werden zu laſſen als dem Staate. Eine Anmerkung zu dieſem Be⸗ 
ſchluß von Gruſſendorf tritt dieſem Ergebnis bei, weiſt aber mit Recht 
darauf hin, daß eine entſprechende Anwendung des $ 811 Nr. 7 ZPO. ſchon da⸗ 
durch nahegelegt werde, daß hier neben den „Beamten“ auch andere Perſonen⸗ 
kategorien ſtehen, die nicht zu den Beamten des 8359 StGB. gehören. In einem 
Aufſatz in der „Deutſchen Richterzeitung“ 1934 S. 166 über: „Parteidienſtſtellen 
und Parteimitglieder als Behörden und Beamte im Sinne des Strafrechts“ be: 
handelt ferner Dietze die Frage, ob Dienſtſtellen der SS., SA., PO. ſowie des 
Arbeitsdienſtes als „Behörden“ im Sinne des S 164 (falſche Anſchuldung) und 
des § 196 StGB. (Antragsrecht bei Beleidigungen) anzuſehen find: er bejaht die 


s Deutſche Juſtiz 1934 S. 1033. 
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Frage im Verhältnis der Partei zu ihren Mitgliedern nach innen, verneint 
ſie dagegen im Verhältnis zur Volksgeſamtheit nach außen, in welch letzterer 
Hinſicht die Partei ſeiner Meinung nach nicht in das „kleinliche Behörden⸗ und 
Verwaltungsgetriebe hinabſteigen“ ſoll. Eingehend befaßt ſich endlich Ritter 
Jur Wo. 1934 S. 2213 ff. (2218 bis 2221) mit dem ganzen Problem und löſt, 
indem er mit Recht die gekünſtelte Unterſcheidung von Dietze verwirft, die Frage 
einheitlich, und zwar von ſeinem Standpunkt aus in einem den § 359 StGB. be⸗ 
jahenden Sinne. 

So beſtechend nun aber dieſer Standpunkt des RG. in E. 68. 20, des L G. 
Dresden und des Aufſatzes von Ritter auf den erſten Anblick auch ſein mag, 
ſo hält er doch einer eingehenderen Prüfung nicht ſtand. Er bedeutet im Grunde 
genommen eine rein formale Geſetzesanwendung, die das Weſen der Sache ſelbſt 
verkennt und die deshalb den Grundſätzen einer materiellen Geſetzesauslegung, 
wie ſie allein für das Recht des nationalſozialiſtiſchen Staates maßgebend ſein 
darf, nicht gerecht wird. Er verkennt das Weſen und die Bedeutung der NSDAP. 
im heutigen Staat und ſucht mit veralteten Denkformen dieſe in geſetzliche Kate⸗ 
gorien einzuzwängen, die ihre freie Entfaltung als einer den Staat tragenden 
„Bewegung“ in einer unerträglichen Weiſe hemmen. 

Das Reichsgericht E. 68, 20 bezieht ſich zur Begründung ſeiner Anſicht auf 
ſeine ſchon früher vertretene Auffallung?, wonach die Beamteneigenſchaft im 
Sinne des $ 359 StGB. entſcheidend ſein ſoll, daß die Führer der Hitler⸗Jugend 
ſtaatliche Aufgaben erfüllen, die ſie „aus der Staatsgewalt herleiten und die der 
Verwirklichung ſtaatlicher Zwecke dienen“. Dieſe Auffaſſung, wonach zur An⸗ 
wendung des § 359 StGB. auch ohne Anſtellung die Vornahme öffentlich⸗rechtlicher 
Funktionen allein genügen ſoll, iſt mit Recht im Schrifttum angegriffen und als 
irrig dargetan worden!. Aber ganz abgeſehen davon wird es dem Weſen der 
„Bewegung“ nicht gerecht, wenn das Reichsgericht in E. 68, 20 ff. (21) die Auf⸗ 
gaben der im Dienſte der Bewegung Stehenden als „ſtaatliche Aufgaben, die ſie 
aus der Staatsgewalt herleiten“, bezeichnet. Ebenſowenig wenn 
Ritter JurWo. 1934 St. 2213 ff. (2218) es der Rechtſprechung des RG. nach⸗ 
rühmt, daß ſie „den Typus des ſtrafbaren Amtsträgers der NSDAP. auf den Typus 
des ſtrafbaren Beamten zurückführt“. Ein ſolcher „Einbau der Partei in den Staat“, 
gegen den ſich beiſpielsweiſe Freiherr du Prel im „Deutſchen Recht“ 1934 
S. 429 ff. (430) mit großer Schärfe wendet, entſpricht nicht dem Sinn und dem 
Geiſt des Geſetzes zur Sicherung der Einheit von Partei und Staat vom 1. De⸗ 
zember 1933 (RG Bl. I 1016). Hier wird vielmehr der NSDAP. die Aufgabe zu⸗ 
geſprochen, „Trägerin des deutſchen Staatsgedankens“ zu ſein. 
Damit ſie dieſe Aufgaben richtig erfüllen kann, bedarf ſie einer freieren 
Stellung; dieſe Aufgabe duldet es nicht, daß die NSDAP. und die in ihrem 
Dienſte ſtehenden Perſonen rechtlich in den Beamten: und Behördenapparat des 
Staates eingeſpannt werden. Dies hat das Geſetz nicht gemeint, wenn es in 
8 1 Abſ. 1 die unlösliche Verbundenheit der Partei mit dem Staate betont. Auch 
Koellreutter? weiſt mit Recht darauf hin, daß die „Partei“ im national⸗ 
ſozialiſtiſchen Staate eine ihr ſelbſtändig zugewieſene einheitsbildende Aufgabe 
hat: ſie iſt die politiſche „Bewegung“, welcher unter dem Führer die Verant⸗ 
wortung für den Aufbau, Beſtand und die Sicherung der politiſchen Geſtaltung 
des deutſchen Volkes obliegt. Sie bildet?! „das politiſche Inſtrument des Führers 


0 Es werden zitiert: E 56, 366. 367; 6 0, 139, 141; 6 2, 337, 338. 

21 Siehe etwa Binding, Lehrbuch. Beſonderer Teil Bd. II 2. Aufl. 1905 S. 388. 
i Vergl. Darſt. Beſ. Teil Bd. 9 S. 239; Frank Komm. StGB. 18. Aufl. 
1931 

32 Der us, ee 1934 S. 16. 

33 a. a. O. S 
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genau jo, wie Heer und Beamtentum ein ſolches Inſtrument auf dem Gebiete der 
Landesverteidigung und der Erfüllung öffentlicher Aufgaben ſind“, und ſie vertritt 
damit dieſen gegenüber und in voller Selbſtändigkeit „das dynamiſche Element“. 

Greift man tiefer, ſo erheben ſich noch weitere Bedenken. Nachdrücklich warnt 
beiſpielsweiſe in dieſer Hinſicht Carl Schmitt!“ vor einer „Einmiſchung der 
Gerichte in die Angelegenheiten von Staat und Partei“. Dieſer Einwand iſt zwar 
auch Ritter Jur Wo. S. 2220 nicht entgangen; auch er verkennt nicht, daß das 
heutige politiſche Recht im Gegenſatz zum Liberalismus „die juſtizförmige Übers 
wachung der politiſchen Gewalt und die Einmiſchung der Gerichte in den Bereich 
des Politiſchen ablehnt“. Aber es iſt ihm nicht gelungen, dieſen in Wahrheit 
durchſchlagenden Einwand gegen ſeine Auffaſſung und gegen diejenige des Reichs⸗ 
gerichts, die eine Einſpannung der Partei und ihrer Diener in den ſtaatlichen 
Beamten: und Behördenbegriff bedeuten, wirkſam zu widerlegen. Der Verſuch 
der Gegner würde in der Tat zu einer unleidlichen juſtizförmigen Überwachung 
des Politiſchen ſeitens der Gerichte führen. Solche Überwachung aber gehört 
der Vergangenheit an und iſt mit der heutigen Struktur des Staates und des 
politiſchen Lebens unvereinbar. 

Die Anwendung des $ 359 StGB. in dem Urteil hes RG. III. Sen. vom 
18. Januar 1934 (E. 68, 20) iſt, wie auch das Urteil nicht verkennt, kein weſent⸗ 
licher Beſtandteil der Entſcheidung; denn das auf Grund des § 174 Abſ. 1 Nr. 1 
StGB. verurteilende Erkenntnis wird ſchon durch die zutreffende Anwendung des 
Begriffs „Erzieher“ getragen. Die verfehlte Anſicht von E. 68, 20 bindet alſo 
die künftige Rechtſprechung des RO. nicht. 

Die notwendige Folgerung aus dem von uns vertretenen Standpunkt iſt, daß 
auch die SS 331 ff. StGB. (Verbrechen und Vergehen im Amte) auf die Diener 
der Partei als ſolche nicht anwendbar ſind. Daß damit auch die Anwendbarkeit 
des 8113 StG B. auf fie entfällt, iſt unſeres Erachtens unbedenklich; denn die 
Anwendbarkeit dieſer Beſtimmung würde ſchon deshalb ausſcheiden, weil in 
§ 113 StGB. ausdrücklich von Beamten der „Vollſtreckung“ von „Verwaltungs⸗ 
behörden“ und von „Gerichten“ die Rede iſt. Gerade $ 113 StGB., der dem ur: 
teilenden Gericht in jedem Einzelfall die Nachprüfung der „rechtmäßigen Aus⸗ 
übung des Amtes“ auferlegen und ermöglichen würde, zeigt, daß die Unterſtellung 
der NSDAP. und ihrer Diener unter den Beamten⸗ und Behördenbegriff zu 
einer heute unerträglichen „Einmiſchung“ der Gerichte in die politiſche Dynamik 
führen würde. Etwaigen beſonderen Strafſchutz zu gewähren iſt, wenn hierzu ein 
Bedürfnis beſteht, Sache künftiger Geſetzgebung. 

Die im Vorſtehenden von uns vertretene Anſicht findet ihre volle Beſtätigung 
in der Denkſchrift des Preußiſchen Juſtizminiſters über ein 
„Nationalſozialiſtiſches Strafrecht“ (1933). Dieſe verneint S. 35 ſogar für die 
künftige Geſetzgebung die Frage, ob beſondere Schutzbeſtimmungen zur Verhinde⸗ 
rung von Gewalttaten von Staatsfeinden gegen Angehörige der SA. leinſchließ⸗ 
lich Stahlhelm) und SS. in das Strafgeſetzbuch aufzunehmen ſeien. Gegen Be⸗ 
ſchimpfungen und Verleumdungen, Mißbrauch von Uniform und Abzeichen uſw. 
gewähren ſchon die Grundgedanken der Verordnung vom 21. März 1933 aus⸗ 
reichenden und wirkſamen Schutz. S. 38 fordert zwar Strafbeſtimmungen gegen 
die Aufwiegelung von S A.- und SS.-Angehörigen, ſtellt letztere dabei aber aus: 
drücklich den Polizei-„Beamten“ gegenüber, ſieht fie alſo nicht ſelbſt als Beamte 
an. Ebenſo denkt S. 45 bei den „Amtsverbrechen“ erſichtlich nicht an bloße 
Parteifunktionäre. Beim ſog. Führertreubrauch iſt wiederum ausdrücklich das „hohe 
Führeramt im Staate“ demjenigen „in der Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen 
Arbeiter partei“ gegenübergeſtellt und von ihm ausdrücklich unterſchieden. 


34 „Staat, Bewegung, Volk“ 1934 S. 21. 
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In die gleiche Richtung bewegen ſich endlich auch die Beſchlüſſe der amtlichen 
Strafrechtskommiſſion des Reichs juſtizminiſteriums bei der 1. Leſung eines neuen 
Strafgeſetzbuchsss. Weder die Vorſchriften des 7. Abſchnitts über Angriffe auf 
die Reinheit der Amtsführung durch Amtsträger, noch diejenigen des 8. Ab⸗ 
ſchnitts über Auflehnung gegen die Staatsgewalt (Behörden, Amtsträger, Sol⸗ 
daten) gelten als ſolche für die Amtsträger der NSDAP. Ob beſondere ent⸗ 
ſprechende Vorſchriften für dieſe Amtswalter zu geben ſein werden, iſt ſpäterer 
Erwägung vorbehalten, und es iſt dabei ausdrücklich vorheriges Benehmen mit 
der politiſchen Führung der NSDAP. ins Auge gefaßt. Auch der in der Überſicht 
des Beſonderen Teils vorgeſehene beſondere „Schutz der Bewegung“ ſoll zuvor 
nach Anordnung und Inhalt mit leitenden Stellen der Partei beſprochen werden. 
Denn all das ſind politiſche Fragen, die im Geiſte der heutigen Zeit nicht einfach 
mit juriſtiſchen Erwägungen beantwortet werden dürfen. 


Nach all dem iſt feſtzuſtellen, daß der 8 359 StGB. die Amtswalter uſw. der 
NSDAP. nicht mit umfaßt?‘ Aber: in den nationalſozialiſtiſchen Leitſätzen von 
1935 kommt immer wieder zum Ausdruck (S. 6, 21 bis 22), daß erhöhte Pflichten 
eine erhöhte ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit bedingen. Dies gilt auch gegenüber 
den Pflichten innerhalb der Partei als der den Staat tragenden und das politiſche 
Wollen des Volkes formenden Bewegung. Demgemäß wird das künftige Straf⸗ 
recht auch für den Walter der Partei, gleichwie für den Beamten des Staats, 
ſolche beſondere ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit auszuarbeiten und auszugeſtalten 
haben. Die gehobene Stellung, die der NSDAP. im Leben des deutſchen Volkes 
zukommt, fordert auch inſoweit ihren Ausdruck im Strafrecht der Zukunft. 

IV. Die bisherigen Ausführungen ergeben, daß nach geltendem Recht die 
Partei (N SD AP.) ein beſonderes Schutzobjekt, ein Rechtsgut 
im ſtrafrechtlichen Sinne darſtellt. Die Partei iſt nach 8 1 Abſ. 2 des Geſetzes 
vom 1. Dezember 1933 eine Körperſchaft des öffentlichen Rechts. Aber nicht 
ſowohl als ſolche, ſondern vielmehr als „Trägerin des deutſchen Staatsgedankens“ 
(S 1 Abſ. 1), als „führende und bewegende Kraft des nationalſozialiſtiſchen 
Staates“ ($ 3 Abſ. 1) iſt ſie und find ihre Diener — Mitglieder, Amtswalter, 
SA.⸗ und SS.⸗Angehörige uſw. —, ihre Betätigung, ihre Uniform, ihre Ab⸗ 
zeichen, ihr Beſtand und ihre Ehre Gegenſtand ſtrafrechtlichen Schutzes. In welch 
mannigfachen Formen dieſer Schutz ſich auswirkt, iſt im vorangegangenen im 
einzelnen dargeſtellt worden. Dieſe Ausführungen laſſen zugleich erkennen, in 
welcher Weiſe die Partei im Rahmen der ſtaatlichen Geſetzgebung als eine „dy⸗ 
namiſche“ Kraft, als vornehmſte Verkörperung der nationalſozialiſtiſchen „Be⸗ 
wegung“ und als ein Werkzeug des Führers im heutigen politiſchen Leben der 
Nation und damit im nationalſozialiſtiſchen Staate der deutſchen Gegenwart in 
die Erſcheinung tritt. 


Das kommende deutſche Strafrecht wird dieſen Schutz in manchen 
Beziehungen noch weiter auszubauen haben. Aber es kann ſchon heute geſagt 
werden, daß die weſentlichen Grundlinien dieſes Schutzes ſchon im geltenden Recht 
zutage treten und in ihm bereits verwirklicht ſind. Die entſcheidenden Ausgangs⸗ 
punkte ſind ſchon hier geſchaffen und bedürfen nicht erſt künftig der rechtlichen 
Feſtlegung. Ihre Einzelausgeſtaltung aber iſt nicht jo ſehr ein juriſtiſch⸗techniſches 
Problem als vielmehr eine Frage nach dem politiſchen Weſen der Sache. Die 
„Partei“ iſt ein politiſches Werkzeug in der Hand des Führers, und als 
ſolches bedarf ſie und genießt ſie ſtrafrechtlichen Schutz ſeitens des Staates. 

35 Genaueres darüber jetzt bei: Gürtner, Das kommende Strafrecht 1934/35. 
35 Dazu zu vergleichen jetzt das vielbeſprochene Urt. des RG. vom 17. Juni 1935. 
2 D 1486/34 (DJur tg. 1935 S. 977). 
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D. Der ſtrafrechtliche Schutz des Volkes 


Das Volk als Rechtsgut eigener Art iſt in ſeiner weſentlichen Beziehung 
ebenfalls erſt im Dritten Reich erkannt worden. „Der Nationalſozialismus erſt 
ſieht im Volke eine eigenſtändige Weſenheit und die entſcheidende politiſche 
Größe“ 7. Das Volk in ſeinen raſſiſchen, räumlichen, geſchichtlichen und kulturellen 
Beſtandteilen iſt die wichtigſte Grundlage des nationalſozialiſtiſchen Denkens. Im 
Gegenſatz zum „Staat“ und zur „Partei“, den feſten Formen völkiſcher Ordnung 
und Führung, tritt freilich das „Volk“ ſelbſt in der ſtaatlichen Rechtsordnung in 
einer ſehr viel weniger gefeſtigten Form in die äußere Erſcheinung. Denn das 
Volk iſt der lebendige Urgrund und Urquell des politiſchen Daſeins und wider: 
ſtrebt als ſolcher zunächſt einer ſtarren und feſten Form. 

Dem entſpricht auch eine ſehr viel größere Un beſtimmtheit des ſtraf⸗ 
rechtlichen Schutzes im Vergleich mit demjenigen von Staat und Partei. 
Immerhin läßt die Geſetzgebung des Dritten Reichs ſeit der Machtübernahme 
durch den Nationalſozialismus auch in dieſer Hinſicht deutliche Anſätze einer 
ſtrafrechtlichen Entwicklung erkennen, die unmittelbar das „Volk“ und das 
„Wohl des Volkes“ zum Gegenſtand haben. Auch hier tritt ferner, wie bei der 
Partei, neben den unmittelbaren Schutz der mittelbare ſtrafrechtliche Schutz 
des Volkes an Hand der allgemeinen Strafbeſtimmungen. Mehr als ſonſtwo führt 
aber die Betrachtung hier auf vieles erſt Werdende und damit auf bedeutſame 
Keime einer künftigen Entwicklung. Das neue deutſche Strafrecht 
muß, heißt es in den Leitſätzen der NSDAP. von 1935 S. 19, Volksrecht, um des 
Volkes willen geſchaffen und aus ſeiner Seele geſchöpft ſein. Es ſteht ausſchließlich 
im Dienſte der Volksgemeinſchaft. Es wird „ein deutſches Volksrecht ſein, das von 
deutſchem Rechtsempfinden, Rechtsdenken und Rechtswollen beherrſcht iſt“. 

I. Wenn in dieſer Weile „das Volk“ ſelbſt zum Gegenſtand ſtrafrechtlichen 
Schutzes werden und damit in die juriſtiſche Betrachtung eingehen ſoll, ſo iſt eine 
klare und ſcharfe Umſchreibung des Begriffs ein unabweisbares Erfordernis. 
Mit Wittichds müſſen wir deshalb das „Volk als Rechtsbegriff“ zu erfaſſen 
ſuchen. Auf dieſen Gedanken des Volkes ſtützt ſich die Treupflicht des einzelnen, 
deren Verletzung die Ehre des Verbrechers zerbricht (dazu die Leitſätze der NS⸗ 
DAP. S. 21 bis 23). 

Volk iſt dabei zunächſt? Blutsgemeinſchaft und Bodengemein⸗ 
ſchaf t. Als Blutsgemeinſchaft iſt das deutſche Volk die Reihenfolge der deutſchen 
Geſchlechter, keineswegs nur der gegenwärtigen, ſondern der deutſchen Ge⸗ 
ſchlechter in Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft. So gehört zum deutſchen 
Volk nicht bloß das gegenwärtig lebende Geſchlecht, ſondern auch „die unendliche 
Reihe der Geſchlechter der Vergangenheit, die, weil ſie gelebt, gekämpft, gelitten 
und geſiegt haben, und weil ſie geſtorben ſind, mit uns weiterleben, und die Reihe 
der Geſchlechter nach uns, die, weil ſie geboren werden ſollen, leben, arbeiten, 
leiden, ſiegen und ſterben werden, mit uns leben““. Hier berührt ſich der Rechts⸗ 
begriff des „Volkes“ aufs innigſte mit dem Rechtsbegriff der „Raſſe“. Zu dieſen 
raſſiſchen Bedingtheiten aber treten die räumlichen Bedingtheiten hinzu; die 
Blutsgemeinſchaft verbindet ſich alſo notwendig mit dem Gedanken der Boden⸗ 
gemeinſchaft “!. 

Volk iſt ſodann Schickſallsgemeinſchaft und damit Kulturgemein⸗ 
ſchaft. Es iſt der Einfluß des geſchichtlichen Werdens und der geſchichtlichen Er⸗ 


37 Koellreutter, Der ae Führerſtaat 1934 S. 8. 
2s „Deutſches Recht“ 1934 S. 3 

„ Ritter, Jur Wo. 1934 S. 2213 ff. 

0 Freisler, Deutſche Juſtiz 1933 8.0 

i Koellreutter, Der Deutſche Führerſtaat 1934 S. 7 
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innerung, der damit geftaltende Bedeutung für den Begriff des Volkes gewinnt. 
Auch das traditionelle Moment iſt ein weſentliches Moment in der Idee des 
Volkes. Das Volk ift hiſtoriſche Kultur: und Schickſalsgemeinſchaft“. 

Volk iſt endlich Willensgemeinſchaft. Aus raſſiſch und räumlich be⸗ 
dingter Weſensart und geſchichtlich gewordenem Schickſal entſteht der bewußte 
Wille zur „völkiſchen“ Einheit und Lebensgeſtaltung und damit zu einer aus 
Weſen und Werden lebendig zu ſchaffenden Kultur. In dieſem Sinne nennt 
Koellreutter eine „Nation“ das „Volk, das als natürliche und kulturelle 
Weſensgemeinſchaft bewußt zur politiſchen Willensgemeinſchaft wird“. 

Volk als Rechtsbegriff ſoll nach Wittich“ der Zentralausgangspunkt für ein 
neues Staatsrecht und eine neue Staatslehre werden. Aber auch in ſtrafrechtlicher 
Beziehung bedarf der Begriff genau ſo der ſorgfältigen wiſſenſchaftlichen Klar⸗ 
ſtellung, ſoll das in ihm geſchützte und zu ſchützende Rechtsgut faßbare Geſtalt 
gewinnen. In der dreifachen Beziehung des Begriffs treten zugleich ſeine ſchutz⸗ 
fähigen und ſchutzwürdigen Seiten klar und ſcharf zutage: als ſchutzfähig er⸗ 
ſcheinen die raſſenmäßig bedingte Blutsgemeinſchaft und der Boden als Grund⸗ 
lagen des Volkstums, die Werte deutſcher Geſchichte und endlich der auf ſolcher 
Grundlage ſich erhebende Kulturwille. Dieſe Kulturgemeinſchaft des deutſchen 
Volkes wird angegriffen durch Verletzung der Ehre des Volkes und ſeiner Ge⸗ 
ſchichte, die ſich offenbart in Überlieferung und Brauchtum des deutſchen Volkes, 
durch Verletzung des Volksfriedens in verhetzenden und zerſetzenden Angriffen 
auf ſeine einheitliche Geſchloſſenheit und endlich durch Verletzung ſeines auf die 
Geſtaltung der Zukunft gerichteten Kulturwillens“. 

II. „Das bisherige Recht und die Entwürfe ſchützen zwar die Staatsform und 
die Staatseinrichtungen, ſie überſehen aber, daß höher als die äußere Staats⸗ 
form das Volkstum als Träger und Inhalt des Staates ſteht.“ In dieſen 
Worten der Preußiſchen Denkſchrift (S. 60) kommt deutlich zum Ausdruck, daß der 
unmittelbare ſtrafrechtliche Schutz des Volkes im geltenden Recht ſich auf 
wenige, vereinzelte und daher ungenügende Anſätze beſchränkt. Immerhin ſind 
ſolche Anſätze da und dort erkennbar. 

Beachtenswert in dieſer Hinſicht iſt, daß die neuere Strafgeſetzgebung ſichtlich 
bemüht iſt, wenigſtens die Schwere einer beſtimmten Straftat durch ihre Be⸗ 
ziehung auf das „Volk“ näher zu kennzeichnen. So ſchließt die Neufaſſung des 
8 20 St G—B. in der Novelle vom 26. Mai 1933 (RGBl. I 295) die Feſtungshaft 
bei wahlweiſer Androhung neben Zuchthaus oder Gefängnis dort aus, wo die Tat 
ſich „gegen das Wohl des Volkes“ richtet. Dasſelbe Geſetz nimmt in 
§ 263 Abſ. 4 und § 266 Abſ. 2 StGB. einen beſonders ſchweren, mit Zuchthaus 
bedrohten Fall des Betrugs und der Untreue an, wo „die Tat das Wohl des 
Volkes geſchädigt“ hat. Während ferner SS 88 Abſ. 2, 90b, 90d, 90g uſw. 
(Landesverrat ujw.) und S 3 des Geſetzes vom 21. März 1933 vom „Wohl des 
Reichs“, vom „Nachteil des Reichs“ und vom „Schaden für das Reich“ ſprechen, 
ſtellt der Volksverrat durch Lügenhetze in 8 90 f. StGB. der Novelle vom 
24. April 1934 (RGBl. I 341) ausdrücklich auf die „Gefahr für das Anſehen des 
deutſchen Volkes“ ab. Das Geſetz vom 19. Mai 1933 (RGBl. I 285) ſchützt 
ſodann ausdrücklich die Symbole der deutſchen Geſchichte. Bemerkenswert 
iſt endlich, daß zahlreiche Geſetze und Verordnungen wenigſtens in der Über⸗ 
ſchrift ausdrücklich vom „Volk“ ſprechen, wenn ſie auch damit in ihren Be⸗ 
ſtimmungen ſelbſt dieſen Begriff nicht weiter verfolgen: ſo ſprechen die Vo. vom 
4. Februar 1933 vom „Schutze des deutſchen Volkes“, die erſte Vo. vom 28. Fe⸗ 


12 Koellreutter S. 9-10. 
0 g. a. O. S. 327. i 
„Ritter, Jur Wo. 1934 S. 2215. 
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bruar 1933 vom „Schutz von Volk und Staat“, die zweite Vo. vom 28. Februar 
1933 vom „Verrat am deutſchen Volke“ und das Geſetz vom 24. März 1933 von 
der „Not von Volk und Reich“. 


III. Die letzten Andeutungen zeigen, daß trotz der nicht häufigen ausdrücklichen 
Erwähnung des „Volkes“ in den Beſtimmungen des geltenden Rechts der 
mittelbare Strafſchutz des deutſchen Volkes in Wirklichkeit ſehr viel weiter 
geht, als es zunächſt ſcheinen mag. Indem das Strafrecht den Organiſations⸗ 
formen des Staates, den ſtaatlichen Betätigungsweiſen, der Partei, den öffent⸗ 
lichen Intereſſen und ſchließlich auch den perſönlichen Intereſſen der Volksgenoſſen 
ſeinen ſchützenden Arm leiht, will es in Wahrheit überall auch den ſachlichen 
Inhalt, das aber iſt das deutſche Volk ſelbſt, in ſeinen mannigfachen 
lebensvollen Beziehungen unter ſeinen Schutz ſtellen. 

Im Gebiete des Hochverrats iſt wichtig insbeſondere die neue Beſtimmung 
über den ſog. Gebietshochverrat, die in 8 80 Abſ. 1 StGB. an der Spitze ſteht. 
Das „Reichsgebiet“ iſt der dem deutſchen Volke zur Verfügung ſtehende Lebens⸗ 
raum und damit ein weſentlicher Beſtandteil des Volkstums ſelbſt. Wer ſich mit 
Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt am deutſchen „Boden“ vergreift, ſei es 
um ihn einem fremden Staat einzuverleiben, ſei es um ihn in ſeparatiſtiſchem 
Sinne vom Reiche loszureißen, vergreift ſich unmittelbar am Volke ſelbſt. Mit 
dem Boden entfremdet er in aller Regel zugleich auch deutſche Volksgenoſſen aus 
der ſtaatlich⸗völkiſchen Einheit. Solches Unternehmen iſt nicht nur vom Stand» 
punkt ſtaatlich geformter Ordnung, ſondern auch vom Standpunkt völkiſcher Le⸗ 
bensgemeinſchaft aus todeswürdig. Dem trägt § 80 Abſ. 1 StGB. Rechnung. Eine 
Reihe der in § 83 Abſ. 3 StGB. beſonders hervorgehobenen ſchweren Fälle von 
Hochverrats vorbereitung weiſt gleichfalls beſonders enge Beziehungen zu den 
Lebensintereſſen des Volkes, nicht nur zu ſeiner rechtlich und ſtaatlich gefeſtigten 
Ordnung auf: ſo in Nr. 1 die Herſtellung oder Aufrechterhaltung eines organi⸗ 
ſatoriſchen Zuſammenhangs zu hochverräteriſchen Zwecken, alſo die damit bedingte 
innere Spaltung des Volkes; ſo der ſog. Zerſetzungshochverrat der Nr. 2, weil das 
Untauglichmachen der Reichswehr oder der Polizei nicht nur die formale Ord⸗ 
nung des Staates ſtört, ſondern den äußern und inneren Lebensbeſtand des Reiches, 
das heißt des deutſchen Volkes, gegen Angriffe ſchutzlos zu machen droht; ſo die in 
Nr. 3 genannte Beeinfluſſung der Maſſen des Volkes; ſo endlich in Nr. 4 die zer⸗ 
ſetzende Tätigkeit vom Ausland her. 

Nicht minder bedeutet der Landesverrat in allen ſeinen Formen einen 
unmittelbaren Angriff auf den Lebensbeſtand der deutſchen Nation. Denn das 
„Staatsgeheimnis“ des $ 88 Abſ. 1 StGB. iſt nicht nur ein Geheimnis des 
Staates oder der militäriſchen Organiſation des Heeres, ſondern ein Geheimnis, 
deſſen Preisgabe die Exiſtenz des Volkes und ſeiner Verteidigung berührt. Die 
Lügenhetze des § 90 f. StGB. endlich gefährdet ſchon nach dem Wortlaut des Ge: 
ſetzes „das Anſehen des deutſchen Volkes“. 

Staatsverleum dung und Staats beſchimpfung treffen gleicher: 
maßen unmittelbar das deutſche Volk. Denn der Staat iſt das Volk in Form. In 
ſeiner Ehre wird auch die Ehre des Volkes gekränkt. Das „Wohl des Reiches“, 
das ſchon die Vo. vom 21. März 1933 in S 3 nannte und nunmehr das Geſetz vom 
20. Dezember 1934 in $ 1 wieder nennt, iſt nichts anderes als das Wohl des 
deutſchen Volkes. So ſpricht der Kommiſſionsentwurf von 1934 mit Recht in 
ſeinen 88 100, 102 vom unzertrennlichen „Wohl oder Anſehen von Volk und 
Reich“. Das Geſetz vom 19. Mai 1933 (RG Bl. I 285) erwähnt in dieſem Sinne 
beſonders „die Symbole der deutſchen Geſchichte“. 

Daß endlich die Geſetze vom 14. Juli 1933 (RGBl. IT 529) und vom 
24. November 1933 (RGBl. I 995) mit ihren Maßnahmen zur raſſiſchen Auf: 
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artung des deutſchen Volkes und zur Ausmerzung raſſeſchädlicher Beſtandteile in 
ganz hervorragendem Maße die Raſſegeſundung im deutſchen Volk und auf 
deutſchem Lebensraum zum Ziele haben, bedarf keiner weiteren Darlegung. In 
ihnen gewinnen die leitenden Grundgedanken nationalſozialiſtiſcher Weltan⸗ 
ſchauung greifbarſte Geſtalt. 

IV. Das Volk als beſonderes Rechtsgut, als beſonderes 
ſtrafrechtliches Schutzobjekt iſt in feinem Beſtand, in ſeiner geſchichtlich 
begründeten Ehre, in ſeinem gegen Verhetzung und Zerſetzung geſicherten Frieden 
und in ſeinem die Zukunft geſtaltenden Kulturwillen in den Strafbeſtimmungen 
des geltenden Rechts nur in verhältnismäßig geringem Umfang ausdrücklich und 
beſonders genannt. In Wahrheit greifen freilich, wie ſich gezeigt hat, auch ohne 
ausdrückliche Erwähnung in erheblichem Umfang ergänzend die allgemeinen 
Strafbeſtimmungen ein. Von beſonderem Intereſſe ſind aber gerade hier die auf 
einen bewußten Schutz des Volkes im nationalſozialiſtiſchen Sinne gerichteten 
Beſtrebungen im Hinblick auf das kommende Strafrecht des national⸗ 
ſozialiſtiſchen Staates. 

Die Preußiſche Denkſchrift (1933) unternimmt in dieſer Richtung 
einen umfaſſenden und energiſchen Vorſtoß gegen die ſtrafrechtlichen Anſchauungen 
der jüngſten Vergangenheit. So betont Freisler in ſeinen Eingangsworten 
zu dieſer Denkſchrift: „Noch offenbarer wird dieſer der bisherigen Haltung des 
Ddeutſchen Volkes entſprechende materiell⸗individualiſtiſche Charakter des deutſchen 
Strafrechts, wenn man einmal an all das denkt, was wir in dieſem Strafrecht 
überhaupt nicht finden, oder was lediglich in unzulänglichen Einzelbeſtimmungen, 
gewiſſermaßen nebenbei, als ſchutzbedürftig angedeutet iſt, oder was in Neben⸗ 
geſetze verbannt wurde. Ich denke da an den Schutz des Volkes ſelbſt, ſeiner 
Bluts⸗ und Schickſalsgemeinſchaft, wie ſie in Jahrtauſenden gewachſen iſt. Der 
Schutz dieſer Blutsgemeinſchaft — der Raſſe — iſt dem jetzigen Strafrecht fremd. 
Der Schutz dieſer durch Ströme von Blut geheiligten Schickſalsgemeinſchaft iſt 
dem deutſchen Strafrecht unbekannt. Die Grabſtätten der Helden des Volkes, die 
Taten der deutſchen Heere und ihrer Führer, ihr Andenken und ihre Ehre wurden 
im bisherigen Strafrecht ſo gut wie vogelfrei gelaſſen. Volk als ein lebendiges 
Geſamtweſen kannte die Zeit nicht, die hinter uns liegt, Volk, ſeine Raſſe, ſeine 
Geſchichte, ſeine Helden konnten daher auch nicht beſonders ſchutzwürdig erſcheinen.“ 

Demgemäß regelt die Preußiſche Denkſchrift ſelbſt (S. 28 ff.) in ihrer erſten 
Hauptgruppe den „Schutz der Volksgemeinſchaft“ (der Staatsordnung, der Raſſe 
und des Volkstums, der Familie, des Volksguts). Der zweite Abſchnitt dieſer 
Gruppe, der den „Schutz von Raſſe und Volkstum“ betrifft, umfaßt den „Angriff 
auf die Raſſe“ als Raſſeverrat im Sinne ſtrafbarer geſchlechtlicher Vermiſchung 
zwiſchen einem Deutſchen und einem Fremdraſſigen, als Verletzung der Raſſen⸗ 
ehre und als Raſſengefährdung im Sinne insbeſondere der Verletzung der zur 
Reinhaltung und Veredelung der deutſchen Blutsgemeinſchaft ergangenen 
einzelnen geſetzlichen Vorſchriften. Sodann folgen die „Angriffe auf 
Volksbeſtand und Volksgeſundheit“ in der Form des Auswanderungsbetrugs, der 
Gefährdung der Volksgeſundheit durch Brunnenvergiftung, durch Seuchen, durch 
Geſchlechtskrankheiten uſw., der Lebensgefährdung, insbeſondere bei gemeiner 
Not, der Trunkenheit. Endlich werden genannt die „Angriffe auf Religion und 
Sitte“ als Angriffe auf die Religion, auf die Totenehre und auf Leichen, auf die 
moraliſche Volkskraft (Wehrwillen, Fruchtbarkeit, unzüchtige Schriften uſw.), auf 
die ſexuelle Sittlichkeit, auf das Gefühlsleben (Tierſchutz) und die „Angriffe auf 
Volksehre und Volksfrieden“ durch Herabwürdigung des Volkstums, ſeiner Na⸗ 
tionalhelden, ſeiner Kriegsgefallenen, ſeiner verſtorbenen nationalen Freiheits— 
kämpfer uſw. oder durch eine den Volksfrieden gefährdende Volksverhetzung. Der 
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dritte Abſchnitt betrifft den „Schutz der Familie“ (Ehe, Zeugungskraft, Kind, 
Familie im engeren Sinne, Perſonenſtand), der vierte Abſchnitt den „Schutz des 
Volksgutes“, insbeſondere der nationalen Arbeitskraft, der ſachgebundenen 
Volksgüter, der Verkehrsſicherheit und des Vertrauens in die deutſche Wirtſchaft. 
Aber auch die zweite Hauptgruppe, die im weſentlichen die bisherigen Delikte 
gegen den einzelnen umfaßt, hält die Beziehung auf das Volk aufrecht, indem ſie 
von dem „Schutz der Volksgenoſſen“ ſpricht. In dieſem Sinne umfaßt ſie den 
Schutz der Einzelperſon (ihrer Ehre, ihres Leibes und Lebens, ihrer Freiheit, 
ihrer Geiſteswerke, ihrer Geheimniſſe), den Schutz der Arbeitskraft und den 
Schutz der wirtſchaftlichen Betätigung (Wucher, Untreue, Betrug, Diebſtahl ujw.). 

Geht man von dem oben entwickelten engeren Rechtsbegriff des Volkes aus, der 
den Nachdruck auf die Geſichtspunkte der Blutsgemeinſchaft, der Bodengemeinſchaft, 
der Schickſalsgemeinſchaft und der Kulturgemeinſchaft des deutſchen Volkes legt, 
ſo erſcheinen aus der Preußiſchen Denkſchrift als beſonders bemerkenswert etwa 
die Vorſchläge über Angriffe auf die Raſſe (S. 47 ff.), auf den Wehrwillen und 
den Zeugungswillen (S. 56), auf Volksehre und Volksfrieden (S. 60—61), auf die 
Zeugungskraft (S. 64), auf die nationale Arbeitskraft (S. 70 ff., 91 ff.)“ und auf 
die ſachgebundenen Volksgüter (S. 74 ff.). In ihnen erſcheint im beſonderen Sinne 
das „Volk“ als geſchütztes Rechtsgut“. 

Auch die vorläufigen Vorſchläge der amtlichen Strafrechtskommiſ⸗ 
ſion des Reichs juſtizminiſteriums ordnen den Aufbau des Beſon⸗ 
deren Teils des Strafgeſetzbuchs völlig dem Geſichtspunkt des „Volkes“ als dem 
eigentlichen Schutzobjekt des Strafrechts unter. Der Begriff des Volkes bildet die 
alles beherrſchende Leitlinie. Demgemäß werden im einzelnen folgende Gruppen 
von Strafbeſtimmungen unterſchieden: Strafbeſtimmungen zum Schutz des Volkes 
(neben dem Landesverrat, dem Hochverrat und den Angriffen auf die Wehrmacht, 
auf die geiſtige und ſeeliſche Haltung des Volkes, auf die Wirtſchaftskraft erſcheint 
hier als beſonderer Abſchnitt der „Volksverrat“), zum Schutz der Volksführung, 
zum Schutz des Volksguts, zum Schutz der Familien⸗ und anderer völkiſcher Ge⸗ 
meinſchaften und zum Schutz des Volksgenoſſen. Hier iſt der engere Begriff des 
Volkes ganz zugunſten eines allumfaſſenden Begriffs zurückgetreten. Über die 
Einzelheiten, wie dieſe Gedanken im Entwurf 1934 verwirklicht worden ſind, gibt 
nunmehr Gürtner, Das kommende deutſche Strafrecht. Beſonderer Teil (1935) 
Auskunft. Das „Volk“ wird zum Angelpunkt des geſamten Strafrechts. 

Überblickt man zum Schluß die Geſamtentwicklung der Vorſchrif⸗ 
ten über den ſtraf rechtlichen Schutz von Staat, Partei und 
Volk, ſo ergibt ſich eine höchſt bemerkenswerte und intereſſante Beobachtung. 
Das in einer vergangenen Zeit wurzelnde geltende Strafrecht legt den entſchei⸗ 
denden Nachdruck auf den Schutz des Staates und ſeiner gefeſtigten Organiſations⸗ 
formen. Zu dieſen Vorſchriften treten ſeit der Machtübernahme durch den National» 
ſozialismus beſondere Strafvorſchriften zum Schutze der Partei. Rechtsgüter, die 
heute im beſonderen als ſolche des Volkes anerkannt werden, finden ſich daneben 
zwar da und dort in ausgeſprochener oder unausgeſprochener Form an zahlreichen 
einzelnen Stellen des geltenden Rechts; aber es fehlt ihnen die einheitliche innere 
Zuſammenfaſſung unter einem einheitlichen leitenden Grundgedanken. Auch im 
neueſten Recht dringt nur ganz vereinzelt der Gedanke des Volksſchutzes an die 
Oberfläche. Aber er wirkt um ſo mächtiger in der Tiefe. Und die neueſten Arbeiten 
im Gebiete der Neugeſtaltung des Strafrechts zeigen, daß dieſer Gedanke unauf— 
haltſam vordringt, daß er ſich mehr und mehr das geſamte Gebiet des Strafrechts 
unterwirft und daß er unwiderſtehlich für ſich die Totalität des kommen⸗ 


s Mit den grundlegenden Vorſchlägen von Grau, Deutſche Juſtiz 1934 S. 536. 
“ Ahnlich auch die Ausführungen von Ritter, Jur Wo. 1934 S. 2215-2216. 
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den Strafrechts in Anſpruch nimmt. Das kommende Strafrecht wird fi ganz 
und vollkommen dem „Volk“ als dem leitenden Geſichtspunkt unterordnen. So wird 
dieſes Strafrecht allein und ausſchließlich nur noch ein Schutzrecht für das 
deutſche Volk und die deutſche Nation ſein. Damit ſoll ſich der Ge⸗ 
danke verwirklichen, den Reichsminiſter Dr. Hans Frank richtungweiſend den Leit⸗ 
ſätzen vom Mai 1935 für eine neues nationalſozialiſtiſches Strafrecht vorangeſtellt 
hat: „Im Strafrecht erkennt man den Willen eines Volkes zur Selbſtbehaup⸗ 
tung und den Willen eines Staates, dem Volk die Sicherung für die Zukunft 
aufzubauen.“ 


Mezger 


Schrifttum: 


Hitler: Mein Kampf. 127./128. Auflage 1934. 

Rofenberg: Der re des XX. Jahrhunderts. 39./40. Auflage 1934. 

—: Blut und Ehre. 3. Auflage 1934 

NCC Leit ür ein neues 5 iin Sean Teil. Herausg. vom 
Reichsrechtsamt der N „Reichsleiter Dr. Hans Frank. 2 Auflage. 1935. 

Koellreutter: Der Deut ische Süßrerfant 1934. 

Carl Schmitt: Staat, Bewegung, Volk. 1933. ſenialift 1934. 

v. S. 220 mie Staatsverbrechen im nationalſoziali tiſchen Staat. Gerichtsſaal Bd. 104 

Die Verbrechen gegen den Staat in der Rechtſprechung des Reichsgerichts. Reichs: 

gerichtsfeſtgabe 1929 Bd. V S. 173 

65500 Staatsverbrechen und Sg e Strafrechtliche Abhandlungen Heft 339 


Bemerkungen zum Wandel des politiſchen Deliktes und der Stra gelebe 1 75 Schutze 
von Volk, 15 und Staat in Recht und Rechtspolitik. Juriſtiſche Wochenſchrift 
1934 Heft 36/37 S. 2213 ff. 

—: Schutz der 9 1 der Staatsgrundordnung im Strafrecht der totalen 
Staaten. Jur Wo. 1933 S. 2633. 

Die: deen de und Parteimitglieder als Behörden und Beamte im Sinne des 

trafrechts. Deutſche Richterzeitung 1934 S. 166 

Schwarz: Die jüngfte Strafrechtsnovelle. Gerichtsſaal Bd. 104 S. 360 ff. 

Strafg gejeh! uch. 1. Aufl. 1923 mit vier 17 2. Aufl. 1934. 

National ozia u = Strafrecht. Denkſchrift des Preußif en Juſtizminiſters 1933. 
Grundzüge eines Allgemeinen Deutſchen Strafrechts. Den Dr 15 Zentralausſchuſſes 
der Str . der Akademie für Deutſches Recht. 1 

Gürtner: Das kommende deutſche Strafrecht. Allgemeiner Teil (1954. Beſonderer Teil 
(1935). Hier wird über den im September 1934 abgeſchloſſenen „ ntwurf 1934“ der 
amtlichen 1035 im Gung beſidl. des Reichsjuſtizminiſteriums ausführlich berichtet. Die 
ſeit März 1935 im Gang befindliche 2. Leſung iſt noch nicht abgeſchloſſen und hier außer 

Deutsche Justiz. geblieben. 
eu 

Deniſches Ne Recht, insbeſondere 1934 Heft Nr. 14 mit Aufſätzen von Höhn, Wittich u. a. 

Entſcheidungen des Reichsgerichts in Strafſachen. 

Kommentare zum Strafgeſetzbuch von: Frank 18. Aufl. 1931; Olshauſen 11. Aufl. 1927; 
Leipziger Kommentar 4. Aufl. 1929. 5. Aufl. Allg. Teil 1933 mit Nachtrag 1934. 

Lehrbücher und Handbücher von: v. Hippel; Deutſches Strafrecht Bd. I 1925, 68d. II 1930, 
> Ei ee 25. Aufl. 1927, 26. Aufl. Allg. Teil 1932; Mezger, Strafrecht 

u 
Mezger: Kriminalpolitik, 1934. 
Ferner die im Text zitierte Einzelliteratur. 
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Die Bildung der Sondergerichte 


Zu den ſchon bisher beſtehenden „beſonderen Gerichten“ (GVG. SS 13 f.) — ſei 
es für beſtimmte Perſonengruppen (z. B. Militärperſonen: Militärgerichte), für 
beſtimmte Straftaten (3. B. Stromſtrafſachen: ſog. Rhein⸗ und Elbſchiffahrts⸗ 
gerichte) oder für beſtimmte Zeiten (z. B. Kriegs⸗ oder Belagerungszuſtand: Feld⸗ 
gerichte, außerordentliche Kriegsgerichte) — ſind durch die VO. der Reichsregierung 
über die Bildung von Sondergerichten vom 21. März 1933 (ergänzt durch VO. 
vom 6. Mai 1933), die auf Grund der Dritten Notverordnung des Reichs⸗ 
präſidenten vom 6. Oktober 1931 (Teil VI Kapitel II) erging, die „Sonder⸗ 
gerichte“ (ſchlechthin) und kraft des Reichsgeſetzes zur Anderung von Vor⸗ 
ſchriften des Strafrechts und Strafverfahrens vom 24. April 1934 der Volks⸗ 
gerichtshof (mit dem Sitz in Berlin) hinzugetreten. 


1. Das Weſen der Sondergerichte. 


Jede Sondergerichtsbarkeit durchbricht die normale („ordentliche“) Gerichts⸗ 
organiſation und tut der Zuſtändigkeit der ordentlichen Gerichte (GVG. § 12) 
dadurch Abbruch, daß von dieſer ein Teil abgezweigt und als Geſchäftsbereich 
(„Kompetenz“) den beſonderen Spruchſtellen zugewieſen wird. Dieſe Zuſtändig⸗ 
keitsverlagerung iſt dann geboten, wenn die ordentlichen Gerichte ſich mangels 
genügender Spezialiſierung der Gerichtsperſonen, wegen des ſchleppenden Ganges 
des (notgedrungen auf die verſchiedenartigſten Strafſachen zugeſchnittenen 
und daher nivellierenden) Ordinarverfahrens und vielleicht auch infolge der 
verzögerlich wirkenden Geſchäftsüberlaſtung für die Aburteilung beſtimmter Ver⸗ 
brechensgruppen als unzulänglich erweiſen. Die Bildung der Sondergerichte iſt 
mithin eine einfache Frage der Zweckmäßigkeit. Sie erfolgt im Intereſſe einer 
ebenſo ſchleunigen wie ſachgemäßen Juſtiz. Jede Sondergerichtsbarkeit ſoll einem 
Zeitbedürfnis genügen (ſiehe Dritte Notverordnung Teil VI Kap. II Abſ. 1), alſo 
für gewiſſe (näher bezeichnete) Kriminalitätsformen die beſte, ihrer Eigenart 
genau angepaßte Rechtſprechung nach Spruchſtelle wie Verfahren gewährleiſten. 
Aus ſolchen rechtspolitiſchen Erwägungen heraus ſind auch die neuen Sonder⸗ 
gerichte ins Leben gerufen worden. Auch ſie verbürgen für ihren (im weſentlichen 
politiſchen) Zuſtändigkeitskreis die Schlagkraft, Sachgemäßheit und Gleichmäßigkeit 
der Rechtſprechung, da mit höchſter Sachkunde ausgeſtattete Gerichtskörper ent⸗ 
ſcheiden, zugleich aber dem Bedürfnis, im Intereſſe der Staatsſicherheit und der 
öffentlichen Ordnung eine prompte, die Sühne unmittelbar anſchließende Juſtiz 
zu üben, genügt wird. Dient dem erſten, gerichtsorganiſatoriſchen Moment die 
Beſetzung der Sondergerichte mit einer für ihre Sonderaufgaben ausgeleſenen 
Richterelite, ſo der zweiten, prozeßpolitiſchen Forderung die Bereitſtellung eines 
Sonder⸗Verfahrens, das die möglichſte Beſchleunigung der Aburteilung (im An⸗ 
ſchluß an eine frühere Beſchleunigungs-VO.) ohne Gefährdung der Gerechtigkeit der 
Entſcheidung zu erzielen geſtattet. Beide Zielſetzungen entſprechen der Prägung 
des Dritten Reichs, das die im engeren Lebenskreis wurzelnde Sachkunde der 
Volksgemeinſchaft wieder nutzbar zu machen weiß und andererſeits durch eine 
prompte, eindrucksvolle Sacherledigung erzieheriſch auf die breite Maſſe der 
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Volksgenoſſen zu wirken beſtrebt iſt. Wie die bisherigen Erfahrungen lehren, 
erfreuen ſich die neuen Sondergerichte denn auch des vollen Vertrauens der Volks⸗ 
gemeinſchaft. Sie erhärten immer wieder von neuem die Tatſache, daß die 
Schnelligkeit des Verfahrens und die unbeſtechliche Gerechtigkeit der Entſcheidung 
keine unvermittelbaren Gegenſätze find. Etwa aus früheren Zeiten noch datie⸗ 
rende Bedenken gegen die Sondergerichtsbarkeit ſind längſt zerſtreut. Wenn der 
Liberalismus einſt aus feiner Stimmung des Kampfes gegen die Kabinettsjuſt iz 
und die Verwaltungspraxis des Abſolutismus heraus, um die „Freiheit“ der 
einzelnen beſorgt, unter dem Schlagwort „Gleichheit vor dem Geſetz“ und 
„Niemand darf ſeinem geſetzlichen Richter entzogen werden“ auch die Sonder⸗ 
gerichte ſcheel anſah und beargwöhnte, ſie daher auf ein möglichſt geringes 
Tätigkeitsgebiet beſchränkt wiſſen wollte, ſo war offenſichtlich doktrinäre Nivel⸗ 
lierungsſucht am Werke, die an der praktiſchen Notwendigkeit zu zerſchellen be⸗ 
ſtimmt war. Die Befürchtung einer Willkürjuſtiz iſt bei den neuen Sonder⸗ 
gerichten um ſo weniger gerechtfertigt, als ihre Organiſation wie ihr Verfahren 
geſetzlich feſtgelegt find, ein Elite⸗Perſonal die Richterbank bezieht und die 
Unabhängigkeit der Rechtſprechung in demſelben Umfange wie bei den ordent⸗ 
lichen Gerichten verbrieft und gewahrt bleibt. Das aber iſt für die objektive 
Rechtſprechung entſcheidend. | 


2. Die Rechtsgrundlagen. 


Die früher ernſthaft und eifrig behandelte Frage, ob und unter welchen Vor⸗ 
ausſetzungen Sondergerichte errichtet und ob ihnen Strafſachen zugewieſen werden 
können, zu deren Aburteilung zur Zeit, wo die Straftat begangen wurde, die 
ordentlichen Gerichte zuſtändig waren, iſt gegenwärtig gegenſtandslos. Denn 
verfaſſungsmäßige Schranken konnten wegen der Sondergerichte nur für die Landes⸗ 
geſetzgebung beſtehen. Für einfache Reichsgeſetze konnte es ſich nur darum handeln, 
ob die Grenze zwiſchen Sonder⸗ und Ausnahmegerichten gewahrt ſei (Art. 105 
der Weimarer Verfaſſung). Mit dem Übergang zum Einheitsſtaat iſt das erſte 
Problem gegenſtandslos geworden. Zudem traten die Sondergerichte kraft einer 
Reichsverordnung vom 21. März 1933 ins Leben, waren alſo auch für die Bundes⸗ 
ſtaats⸗Zeit reichsrechtlich beſtellt. Mit dem Wegfall der Weimarer Verfaſſung 
aber hat die zweite Frage ihre Bedeutung überhaupt verloren. 

Die Sondergerichte nach der VO. vom 21. März 1933 find gemäß dem Abſ. 2 
der Dritten Notverordnung vom 6. Oktober 1931 Teil VI Kap. II (8 1 Abſ. 2 
der BO. vom 21. März 1933) als Gerichte der einzelnen Länder gebildet worden. 
Sie ſind aber heute ebenſo Reichsgerichte wie der Volksgerichtshof (Art. 2 des 
Geſetzes über den Neuaufbau des Reiches vom 30. Januar 1934). Ihre Zahl liegt 
nach $ 1 Abſ. 1 feſt, da für jeden Oberlandesgerichtsbezirk ein Sondergericht 
beſtehen muß. 

Miniſterielle Ausführungs⸗VO. find in Preußen unter dem 23. März 1933, in 
Bayern unter dem 24. März 1933 ergangen und zunächſt noch in Kraft geblieben. 


Die Sondergerichte nach der VO. der Reichsregierung 
vom 21. März 1933. 

1. Ihre Beſetzung. 

Die Sondergerichte find als ſtändige, gelehrte Gerichte (8 4) eingeſetzt worden; 
eine Mitwirkung von Laien iſt alſo nicht vorgeſehen. Sie ſind mit einem Vor⸗ 
ſitzenden und zwei Beiſitzern beſetzt, die aus den ſtändig angeſtellten Richtern des 
Oberlandesgerichtsbezirks ausgewählt werden, für den das Sondergericht berufen 
iſt. Für jedes Mitglied wird für den Behinderungsfall je ein Vertreter beſtellt, 
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der den gleichen Anforderungen wie das ordentliche Mitglied genügen muß. Da 
mithin die Zahl der verfügbaren Mitglieder beſchränkt iſt, mußte das Recht der 
Prozeßparteien zur Richterablehnung (StPO. 88 24 ff.) begrenzt werden, wollte 
man nicht Gefahr laufen, das Gericht durch gehäufte Ablehnungen aktionsunfähig 
zu machen: nur die ordentlichen Mitglieder ſind ablehnbar, keinesfalls ihre 
Vertreter (§ 8). Über das Ablehnungsgeſuch entſcheidet natürlich das Sonder⸗ 
gericht endgültig. 

Die Auswahl der Richter und — bei Mehrheit von Sondergerichts⸗ 
Abteilungen — die Geſchäftsverteilung liegt dem Präſidium des Landgerichts ob, 
in deſſen Bezirk das Landgericht ſeinen Sitz hat (8 4 Ab]. 3). 

Die Anklagebehörde wird von der Juſtizverwaltung nach freiem Er⸗ 
meſſen aus den zum Richteramt befähigten Mitgliedern der Staatsanwaltſchaft 
(in Preußen der Staatsanwaltſchaft des Landgerichts) beſetzt (8 5). Nach § 21 
Abſ. 2 der Durchführungs⸗VO. zum Geſetz gegen den Verrat der deutſchen Volks⸗ 
wirtſchaft vom 28. Juni 1933 wird ſie vom Finanzamt unterſtützt, das auch als 
Nebenkläger auftreten kann. 


2. Die ſachliche Zuſtändigkeit. 


Urſprünglich umfaßte der Geſchäftsbereich der Sondergerichte nur die in $ 2 
aufgezählten Strafſachen, nämlich — ſoweit nicht die Zuſtändigkeit des Reichs⸗ 
gerichts (jetzt Volksgerichtshofs) oder der Oberlandesgerichte begründet iſt — die 
Verbrechen oder Vergehen der VO. des Reichspräſidenten zum Schutz von Volk 
und Staat vom 28. Februar 1933 (zur Abwehr kommuniſtiſcher ſtaatsgefährlicher 
Gewaltakte), in der Faſſung des Art. VI des Reichsgeſetzes vom 24. April 1934, 
und die in Art. 1 und 2 bezeichneten Verbrechen und Vergehen des (an Stelle 
der VO. des Reichspräſidenten zur Abwehr heimtückiſcher Angriffe gegen die 
Regierung der nationalen Erhebung vom 21. März 1933 getretenen) Geſetzes gegen 
heimtückiſche Angriffe auf Staat und Partei und zum Schutz der Parteiuniformen 
vom 20. Dezember 1934. Zuſtändig ſind die Sondergerichte daher insbeſondere für 
die jetzt todeswürdigen Verbrechen, die das StGB. in SS 229 (Vergiftung), 307 
(beſonders ſchwere Brandſtiftung), 311 (Exploſion), 312 (Überſchwemmung), 315 
Abſ. 2 (Beſchädigung von Eiſenbahnanlagen), 324 (gemeingefährliche Vergiftung) 
mit lebenslänglichem Zuchthaus bedroht; ſodann für die waffenmäßige Begehung 
des ſchweren Aufruhrs ($ 115 Abf. 2 StGB.) und des ſchweren Landfriedensbruches 
(§ 125 Abſ. 2), weiter für die Freiheitsberaubung (8 293), wenn fie in der Abſicht 
geſchieht, ſich des der Freiheit Beraubten als Geiſel im politiſchen Kampfe zu be⸗ 
dienen; endlich für die ſog. Greuelhetze (Art. 1: gegen Reich, Reichsregierung oder 
NSDAP.; Art. 2: gegen leitende Perſönlichkeiten des Staats oder der NSDAP., 
ihre Anordnungen oder die von ihnen geſchaffenen Einrichtungen). 

Die ſachliche Zuſtändigkeit der Sondergerichte erfuhr im Lauf der Zeit noch 
weſentliche Erweiterungen, nämlich 

a) durch S 2 des Geſetzes zur Abwehr politiſcher Gewalttaten vom 4. April 1933 
(Verbrechen nach $ 5 Abſ. 13, SS 6—8 des Sprengſtoffgeſetzes, nach SS 306-308, 
311 StB. — Inbrandſetzung oder Sprengung eines öffentlichen Zwecken 
dienenden Bauwerkes oder die gleichen Straftaten, begangen in der Abſicht, in 
der Bevölkerung Angſt und Schrecken zu erregen —, nach §§ 229 Abſ. 2, 312, 
315 Abſ. 2, 324 StGB. — Giftbeibringung, Überſchwemmung, Beſchädigung von 
Eiſenbahnanlagen, gemeingefährliche Vergiftung), ſoweit nicht die Zuſtändigkeit 
des Volksgerichtshof oder der Oberlandesgerichte begründet iſt; 

b) durch § 9 des Geſetzes gegen den Verrat der deutſchen Volkswirtſchaft vom 
12. Juni 1933 in der Faſſung des Steueranpaſſungsgeſetzes vom 16. Oktober 
1934 (S 8: vorſätzliche oder fahrläſſige Nichterfüllung der Anzeigepflicht); 
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ce) durch 8 3 des Geſetzes zur Gewährleiſtung des Rechtsfriedens vom 13. Oktober 
1933 (88 1 und 2: Unternehmen der Tötung eines Richters, Staatsanwalts, 
Polizeibeamten, Soldaten, S. A.⸗ oder S. S.⸗ oder Deutſchen Luftſportverbands⸗ 
Angehörigen oder Amtswalters der NSDAP. aus politiſchen Beweggründen oder 
dienſtlichem Anlaß, eines Schöffen, Geſchworenen, Zeugen oder Sachverſtändigen 
wegen der Erfüllung der Prozeßpflicht — dazu die Vorbereitungshandlungen 
der Aufforderung, des Erbietens, der Annahme eines ſolchen, der Abrede — ſowie 
das Unternehmen der Einfuhr von quaſi hochverräteriſchen Schriften in der Abſicht 
der Verbreitung zu ſtaatsgefährdenden Zwecken). 

d) durch Art. 8 Nr. 4 des Geſetzes zur Anderung von Vorſchriften des Straf⸗ 
verfahrens und des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes vom 28. Juni 1935 für die in § 315 
Abi. 1 Satz 2 StGB. bezeichneten Verbrechen (beſonders ſchwere Fälle der Gefähr⸗ 
dung des Eiſenbahnverkehrs, der Schiffahrt und der Luftfahrt), ſoweit nicht die 
Zuſtändigkeit des Volksgerichtshofs oder der Oberlandesgerichte begründet iſt. 


Das Verhältnis der Sondergerichts⸗Zuſtändigkeit zu der 
der ordentlichen Gerichte ſtellt ſich dahin: 


A. Die ordentlichen Gerichte darben der Zuſtändigkeit, ſoweit die Sondergerichte 
kompetent ſind. Beider Zuſtändigkeit iſt ausſchließlich (RG. 59 S. 36 ff.). Infolge⸗ 
deſſen hat das zu Unrecht mit der Sache befaßte Gericht mangels der eine Prozeß⸗ 
vorausſetzung bildenden Gerichtsbarkeit das Verfahren einzuſtellen. Ein Verwei⸗ 
ſungsbeſchluß gemäß $$ 270, 328 Abſ. 3, 355 StPO. iſt (unbeſchadet der nicht aus⸗ 
dehnungsfähigen Sondervorſchrift in $ 14 Satz 2) unſtatthaft: RG. 59, S. 36, 69 
S. 156 und JW. 1935 S. 128 — a. A.: Kriler in JW. 1935 ©. 707, der in dem 
an ſich anſprechenden Beſtreben, das Hin⸗ und Herſchieben der Sache zu vermeiden, 
§ 14 S. 2 analog anwenden, alſo verallgemeinern will; jedoch läßt § 14 Satz 2 
ebenjo wie § 209 Abj. 1 Satz 2 StPO. nur das argumentum e contrario zu. 


B. Von dieſer Regel macht die VO. Ausnahmen, ſo daß ſich Zuſtändigkeits⸗ 
verſchiebungen nach beiden Seiten hin ergeben. 


a) Der Geſchäftsbereich der Sondergerichte erſtreckt ſich auch auf die zur ordent⸗ 
lichen Gerichtsbarkeit gehörigen Strafſachen: 

aa) im Falle der Idealkonkurrenz ($ 73 StGB.) — und zwar ohne weiteres 
(obligatoriſch), $ 3 Ab}. 1; 

bb) im Falle der Konnexität („tatſächlicher Zuſammenhang“) — hier fakultativ 
nach dem Ermeſſen der Anklagebehörde, deren Anklageverfügung die Zuſtändigkeit 
kraft Verbindung begründet ($ 3 Abſ. 2); 

cc) im Falle der irrtümlichen Anhängigmachung einer vor die ordentlichen 
Gerichte gehörigen Sache, wenn ſich erſt nach dem Ergebnis der Hauptverhandlung 
die dem Angeklagten zur Laſt gelegte Tat als eine ſolche darſtellt, für welche die 
Sondergerichts⸗Zuſtändigkeit nicht begründet iſt ($ 14). Das Sondergericht müßte 
ſich nach der Regel A an ſich für unzuſtändig erklären; nach § 14 iſt es aber 
gehalten, in der Sache zu erkennen l(obligatoriſch). 


b) Andererſeits wächſt den ordentlichen Gerichten die Sondergerichts⸗Zuſtändig⸗ 
keit zu, wenn — abgeſehen von Wirtſchafts⸗-Verrats⸗Sachen (8 21 Abſ. 2 der BO. 
vom 28. Juni 1933) — die alsbaldige Aburteilung einer zur Sondergerichtsbarkeit 
gehörigen Straftat für die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung oder für 
die Staatsſicherheit von minderer Bedeutung oder der Täter ein Jugendlicher iſt 
und die Anklagebehörde oder (nach Klageannahme) auf deren Antrag das Sonder: 
gericht die Sache zum ordentlichen Verfahren verweiſt (8 3a). Dieſer Ver⸗ 
weiſungsbeſchluß (Delegation) begründet die Zuſtändigkeit der ordentlichen Ge- 
richte. Die Sache wird ſtets (auch bei Gerichtsbeſchluß: keine Analogie nach 
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§ 270 StPO.) in das ſtaatsanwaltſchaftliche Crmittlungsverfahren überführt; 
die beim Sondergericht eingereichte Anklageſchrift und das bei dieſem gepflogene 
Verfahren verlieren ihre Wirkſamkeit. 

Vollends bei der Wiederaufnahme (unten 4g) löſt die ordentliche Gerichtsbarkeit 
das Sondergericht ganz ab. 

Für das Verhältnis der Sondergerichtsbarkeit zur Zu⸗ 
ſtän digkeit des Volksgerichtshofs und der Oberlandes⸗ 
gerichte gilt: jede dieſer Gerichtsbarkeiten iſt zwingenden Rechts; hier wird 
die Regel der Ausſchließlichkeit (oben A) der Zuſtändigkeit nicht durchbrochen 
(S 3 Abſ. 2). Weder ein Behördenakt noch die Parteiunterwerfung (Prorogation) 
kann zu einer Zuſtändigkeitsverlagerung führen. Daher muß bei Idealkonkurrenz 
mehrerer Sachen verſchiedener Zuſtändigkeit unbeſchadet des 8 73 StGB. jedes 
der beteiligten Gerichte ſich auf die rechtliche Würdigung der Tat, ſoweit ſeine 
Kompetenz reicht, beſchränken (8 264 StPO. ſteht nicht entgegen: RG. 33 S. 405 ff.); 
ebenſowenig iſt die Verbindung konnexer Sachen zuläſſig (RG. 39 S. 132 f.). 
Stellt ſich nachträglich die Unzuſtändigkeit des Sondergerichts heraus, ſo findet 
§ 270 Abſ. 1 und 2 StPO. nach § 14 a E ausnahmsweiſe Anwendung, jo daß das 
Sondergericht durch ſeinen Unzuſtändigkeits⸗ und Verweiſungsbeſchluß die Sache 
endgültig beim Volksgerichtshof oder Oberlandesgericht anhängig macht (ſog. 
translatio judicii), womit (unlösbare) negative Kompetenzkonflikte glücklich ver⸗ 
mieden werden. 

3. Zur örtlichen Zuſtändigkeit bringt 8 7 der VO. die Beſonderheit, daß 
der nach S 9 StPO. ſubſidiäre Gerichtsſtand der Ergreifung zum ordentlichen 
Forum erhoben iſt und daher mit dem Gerichtsſtand der Begangenſchaft (S 7 
StPO.) oder des Wohnſitzes (8 8 StPO.) gleichwertig konkurriert. Der Ergreifung 
ſteht die Hafthaltung gleich. 

4. Das Verfahren der Sondergerichte baut ſich nach dem Grundſatz auf, 
daß die Vorſchriften der StPO. und des GVG. (nicht dagegen des Jugendgerichts⸗ 
geſetzes!) nach $ 6 ergänzende Bedeutung haben („entſprechende Anwendung“). 
Infolgedeſſen iſt das Ordinarverfahren maßgeblich, ſoweit nicht die VO. Sonder⸗ 
beſtimmungen enthält, d. h. jenes ausdrücklich oder ſinngemäß abwandelt. Dieſe 
Abweichungen von der Regelform des Verfahrens ſind tiefeinſchneidend, aber 
zweck⸗ und ſachgemäß. Sie haben ſich bewährt und eine reibungsloſe, ſchnelle 
Sacherledigung gewährleiſtet. Sie betreffen: 

a) Das Ermittelungs verfahren. Es liegt in den Händen der Anklage⸗ 
behörde. Die Haftentſcheidungen (8 9 Abſ. 1 iſt durch Artikel V des Geſetzes 
vom 24. April 1934 gegenſtandslos geworden) fällt der Vorſitzende des Sonder⸗ 
gerichts, der einen Beiſitzer mit ſeiner Vertretung beauftragen kann. Der Amts⸗ 
richter konkurriert mit ihm in den Fällen der SS 125, 128 StPO. Beſchwerdegericht 
iſt ſtets das Sondergericht (8 9). 

b) Die meiſt ſtark verzögerliche Vorunterſuchung iſt beſeitigt ($ 11). 

e) Die Anklageſchrift, die dem Angeklagten nicht zugeſtellt wird, aber 
zur Vorbereitung ſeiner Verteidigung zweckmäßigerweiſe mitgeteilt werden ſollte, 
muß nach $ 12 Abſ. 1 dem 8 200 Abſ. 2 StPO. (Notwendigkeit der Subſtantiierung 
oder Tatbeſtandszergliederung) entſprechen; der Prozeßantrag lautet nicht auf 
Hauptverfahrenseröffnung, ſondern auf Anordnung der Hauptverhandlung (8 12 
Abſ. 3). Mit der Klageerhebung ſind nicht bloß die Wirkungen der Rechts⸗ 
hängigkeit (Beſtimmung der Identität der Tat, perpetuatio fori, Prozeßhindernis 
der Rechtshängigkeit, Entſcheidungspflicht und Prozeßherrſchaft des Gerichts), 
ſondern auch die der Klageannahme verknüpft (Notwendigkeit der Durchführung 
der Hauptverhandlung, ſoweit nicht Einſtellung geboten iſt). 
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d) Das Zwiſchen verfahren läuft in der vereinfachten Form des 
§ 212 StPO. (Schnellverfahren) ab, d. h., es ruht in den Händen des Vorſitzenden 
allein, der zu prüfen hat, ob die geſetzlichen Vorausſetzungen der Hauptverhand⸗ 
lung vorliegen. Bejaht er, jo ordnet er nach $ 12 Abſ. 2 die Hauptverhandlung 
an (ſog. latentes Dekret der Klageannahme oder Eröffnung des Hauptverfahrens). 
Doch iſt er nicht gehindert, einen förmlichen Eröffnungsbeſchluß zu erlaſſen 
(S 12 Abſ. 2: „bedarf es nicht“). Da die Verteidigung vor dem Sonder⸗ 
gericht notwendig iſt, muß dem Angeſchuldigten zugleich ein Amtsverteidiger 
beſtellt werden, falls er ſich nicht ſchon einen Wahlverteidiger geſichert hat ($ 10). 
Vermißt der Vorſitzende dagegen eine geſetzliche Vorausſetzung des Hauptver⸗ 
fahrens, jo führt er einen Beſchluß des Sondergerichts herbei (§ 12 Abſ. 2), das 
die Klageannahme ablehnen oder verfügen kann. Die Ablehnung hat die Rechts⸗ 
kraftwirkung des 8 211 StPO. 


e) Die Vorbereitung der Hauptverhandlung kann die Juſtiz⸗ 
verwaltung oder die von ihr ermächtigte Stelle (z. B. in Preußen der Land⸗ 
gerichts⸗Präſident) nach § 12 Abſ. 3 dadurch vereinfachen, daß fie die Ladungen 
und die ſonſtige Herbeiſchaffung der Beweismittel der Geſchäftsſtelle überträgt, alſo 
die Anklagebehörde davon entlaſtet. 

Die Ladungsfriſt beträgt drei Tage, kann aber auf 24 Stunden verkürzt 
werden ($ 12 Abſ. 4). 


f) Die Hauptverhandlung weiſt drei Beſonderheiten auf. 

aa) Die Wirkungen der Verleſung des Eröffnungsbeſchluſſes (StPO. SS 16, 25) 
verbinden ſich mit dem Beginn der Sachvernehmung des Angeklagten ($ 12 Abſ. 5). 

bb) Der Umfang der Beweisaufnahme ſteht — wie in $ 245 Abſ. 1 
StPO. — im Ermeſſen des Sondergerichts, da dieſes jede Beweiserhebung ab⸗ 
lehnen kann, wenn es die Überzeugung gewinnt, daß ſie für die Aufklärung der 
Sache nicht erforderlich iſt (8 13). 

g) Die Entſcheidungen des Sondergerichts erwachſen mit der Kundgabe zur 
Rechtskraft, da es dagegen kein ordentliches Rechtsmittel gibt ($ 16 Abſ. 1). 
Daraus erklärt ſich ohne weiteres auch die Protokollvorſchrift des § 15. 

Der Ausſchluß jeden Rechtszugs erſtreckt ſich auf alle am Sondergerichts⸗ 
verfahren beteiligten Perſonen (z. B. den Anzeigeerſtatter nach S 469 StPO.), da 
das Sondergericht ausſchließlich zuſtändig iſt (oben 2 A). Die Frage iſt für die 
Koſtenbeſchwerde (Zeugen: oder Verteidigungsgebühr) bedeutungsvoll geworden. 
Mit Recht hat das OLG. Karlsruhe (JW. 1933 S. 1962) die Beſchwerde als unzu⸗ 
läſſig verworfen (a. A.: Grebe in JW. 1934 S. 729 ff., das KG. in JW. 1933 
S. 559, OLG. Hamm in JW. 1933 S. 1671, OL G. Kiel in DRZ. 1933 S. 572 f. 
ſowie IW. 1934 S. 2938 f. und OLG. Darmſtadt in JW. 1934 S. 57 ff.). Nur 
einem am Sondergerichts-Verfahren gänzlich Unbeteiligten, der durch eine Ent⸗ 
ſcheidung des Sondergerichts betroffen wird, muß entgegen dem Wortlaut des 
§ 16 Abſ. 1 die Beſchwerde an das OLG. i. S. des $ 304 Abſ. 2 StPO. zugeſtanden 
werden, weil ihm ſonſt überhaupt keine Gelegenheit zum gerichtlichen Gehör 
geboten würde. 

Nur die Wiederaufnahme des Verfahrens iſt gemäß § 16 Abſ. 2 
möglich. Dieſe erfüllt — wenigſtens zugunſten des Verurteilten — zum Teil 
auch die Aufgaben der ordentlichen Rechtsmittel inſofern, als ſie — unbeſchadet 
des § 363 StPO. (Ausſchluß zwecks Herbeiführung einer anderen Strafzumeſſung 
oder anderen ſichernden Maßnahmen auf Grund desſelben Strafgeſetzes oder zur 
Strafmilderung wegen verminderter Zurechnungsfähigkeit) — ſchon erfolgt, wenn 
Umſtände vorliegen, die es notwendig erſcheinen laſſen, die Sache im ordentlichen 
Strafverfahren nachzuprüfen: Die Beſorgnis eines weſentlichen Tatſachen- oder 
Rechtsirrtums genügt alſo ſchon als Wiederaufnahmegrund. Damit wirkt die 
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Wiederaufnahme in weitem Umfang als Sicherheitsventil gegen übereilte oder 
unrichtige Entſcheidungen. Vor allem aber fällt die Wiederaufnahme ganz aus 
der Sondergerichtsbarkeit heraus; ſie leitet das ganze Verfahren endgültig zu 
den ordentlichen Gerichten über. Denn die Erledigung des Wiederaufnahme⸗ 
Antrags gehört zur Zuſtändigkeit der Strafkammer (GVG. SS 73, 76) am 
Sitze des Sondergerichts (Bayr. Oberſtes LG. in BZ. 1933 S. 1269), ebenſo 
wird die erneuerte Hauptverhandlung vor dem ordentlichen Gerichte normaler 
Zuſtändigkeit geführt. Die ordentliche Gerichtsbarkeit ſpricht ſonach das letzte 
Wort. 

h) Die Koſten werden nach dem einfachen Satz der RAGebO. berechnet 
(OL G. Kiel in DIZ. 1933 S. 1272, a. A. KG. in JW. 1933 S. 559). 

i) Ubergangsvorſchriften enthalten die SS 17 ff. Danach werden bei 
Aufhebung der Sondergerichtsbarkeit begonnene Hauptverhandlungen noch nach 
der VO. zu Ende geführt; alle ſonſtigen Verfahren werden in den Ordinarprozeß 
übergeleitet, wobei die eingereichten Anklageſchriften wirkungslos werden. Für 
die Strafvollſtreckung tritt die Strafkammer des Landgerichts an Stelle des 
Sondergerichts. 

Nagler 
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Der Volksgerichtshof 


Entſtehung 


Das Geſetz zur Abänderung von Vorſchriften des Strafrechts und des Straf⸗ 
verfahrens vom 24. April 1934 beſtimmt im Artikel III § 1, daß zur Aburteilung 
von Hochverrats⸗ und Landesverratsſachen ein Volksgerichtshof gebildet wird. 
Der Reichsminiſter der Juſtiz hat entſprechend der ihm in dieſem Geſetz übertra⸗ 
genen Befugnis als Zeitpunkt des Zuſammentritts des Volksgerichtshofs den 
14. Juli 1934 feſtgeſetzt. Sitz des Gerichts iſt Berlin. (Verordnungen über den 
Volksgerichtshof vom 12. und 29. Juni 1934.) 


Charakter des Volksgerichtshofs 


Der Volksgerichtshof iſt mit der Ausübung ordentlicher ſtreitiger Gerichtsbar⸗ 
keit befaßt, gehört aber nicht zu den in § 12 GVG. bezeichneten Gerichten oder 
zu den in 8 13 GVG. genannten Verwaltungsbehörden oder Verwaltungsgerichten. 
Er iſt alſo ein Sondergericht. Er iſt aber kein Ausnahmegericht. Seine Errichtung 
beruht auf reichsgeſetzlicher Grundlage und ſtellt eine allgemeine Maßregel der 
Gerichtseinrichtung dar, die beſtimmte Arten von ſtrafbaren Handlungen ohne 
Rückſicht auf die Zeit ihrer Begehung trifft. Auf das Verfahren vor dem Volks⸗ 
gerichtshof finden grundſätzlich die Vorſchriften des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes 
und der Strafprozeßordnung über das Verfahren vor dem Reichsgericht in erſter 
Inſtanz Anwendung. Der Beſchuldigte hat deshalb vor dem Volksgerichtshof 
dieſelben Rechtsgarantien wie vor jedem anderen deutſchen Gericht. Insbeſondere 
ſtehen ihm ungeſchmälert die Rechte der Verteidigung und alle anderen Rechte zu, 
die die Prozeßgeſetze dem Beſchuldigten zur Wahrnehmung ſeiner Belange vor 
den ordentlichen Gerichten gewähren. Die Vorſchriften des Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetzes über die grundſätzliche Offentlichkeit der Hauptverhandlung gelten unein⸗ 
geſchränkt auch für den Volksgerichtshof. Seine Mitglieder ſind Richter und des⸗ 
halb in ihrer richterlichen Tätigkeit nur dem Geſetz unterworfen und an keinerlei 
Weiſungen gebunden. Sie haben ebenſo wie die Richter der ordentlichen Gerichte 
ihre Entſcheidung nach ihrer freien, aus dem Inbegriff der Verhandlung geſchöpften 
Überzeugung zu treffen. 


Zweck der Errichtung 


Der Volksgerichtshof löſt das Reichsgericht in ſeiner Tätigkeit als Gericht erſter 
Inſtanz ab. Daß das nichts mit Beſtrebungen nach Anderung der auf den bis⸗ 
herigen Geſetzen beruhenden Methoden der Rechtsfindung zu tun hat, ergibt ſich 
aus dem Vorausgeſagten ohne weiteres. Über den Zweck der Errichtung des 
Volksgerichtshofs jagt die amtliche Begründung zu Artikel III § 1 des Geſetzes, 
daß zwar die beim Reichsgericht bisher beſtehende Vereinigung erſtinſtanzlicher 
Rechtſprechung mit der Aufgabe, als höchſtes Reviſionsgericht Hüter der Rechts⸗ 
einheit im Reiche zu ſein, aufgehoben werde, weil beide Aufgaben ihre Beſonder⸗ 
heiten und nur wenig Berührungspunkte haben, die Zuſammenfaſſung der Straf— 
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verfolgung und Rechtſprechung in Hoch⸗ und Landesverratsſachen bei wenigen 
hohen Gerichtshöfen aber beibehalten werden ſolle. Als das Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetz die Aburteilung von Hoch⸗ und Landesverratsſachen dem höchſten deutſchen 
Gericht übertrug, war dafür die Erwägung maßgebend, daß eine Zuſammenfaſſung 
der Verfolgung der ſchwerſten, gegen den Beſtand des Reiches gerichteten Ver⸗ 
brechen im Intereſſe einer einheitlichen und achtunggebietenden Rechtſprechung 
bei einem einzigen, und zwar gerade bei dem höchſten Gericht geboten ſei. Dieſe 
Regelung konnte damals unbedenklich getroffen werden, da mit Hochverrats⸗ 
verfahren in größerer Menge nicht zu rechnen war und auch Landesverrats⸗ 
verfahren zu den Seltenheiten gehörten. Als ſich nach 1918 die Verhältniſſe in 
dieſer Beziehung vollkommen änderten und die Zunahme der Hoch⸗ und Landes⸗ 
verratsſachen ein unerhörtes Maß annahm, wurde das Reichsgericht durch ſeine 
erſtinſtanzliche Tätigkeit ſo ſtark in Anſpruch genommen, daß ſeine eigentliche 
Aufgabe, als höchſtes Reviſionsgericht Hüterin der Rechtseinheit zu ſein, zu kurz 
zu kommen drohte. Dieſer Gefahr mußte um ſo mehr vorgebeugt werden, als dem 
Reichsgericht auf ſeinem ureigenſten Gebiet nach Abſchluß der im Gang befindlichen 
Neuordnung des Strafrechts und des Strafprozeßrechts neue und verantwortungs⸗ 
volle Arbeit erwachſen wird. Der nach wie vor Geltung beanſpruchende Gedanke 
der Notwendigkeit einer Zuſammenfaſſung der Verfolgung und Aburteilung der 
Hoch⸗ und Landesverratsſachen bei nur wenigen hohen Gerichten mußte deshalb 
zur Schaffung eines neuen hohen Gerichtshofs an Stelle der erſtinſtanzlichen 
Senate des Reichsgerichts führen. 


Organiſation des Volksgerichtshofs 


Der Volksgerichtshof ſetzt ſich zuſammen aus Mitgliedern, die die Befähigung 
zum Richteramt haben, und ſolchen, die dieſe Befähigung nicht beſitzen oder doch 
nicht zu beſitzen brauchen. Durch die Zuziehung von Laienrichtern zur Recht⸗ 
ſprechung des Volksgerichtshofs wird die Möglichkeit eröffnet, zur Aburteilung 
der ſchwerſten Verbrechen gegen Volk und Staat auch außerhalb des Kreiſes der 
Berufsrichter ſolche Perſonen heranzuziehen, die über beſondere Erfahrungen 
tatſächlicher Art auf dem Gebiete der Abwehr ſtaatsfeindlicher Angriffe verfügen 
und durch beſondere vertrauensmäßige Verbundenheit mit den politiſch auf⸗ 
bauenden Kräften des Volkes deſſen geſunde Rechtsauffaſſung zur Geltung zu 
bringen geeignet ſind. Die Ernennung der Mitglieder und ihrer Stellvertreter 
erfolgt durch den Reichskanzler auf Vorſchlag des Reichsminiſters der Juſtiz für 
die Dauer von fünf Jahren. Die Mitglieder und die Stellvertreter werden durch 
ihre Ernennung für die Dauer ihres Amtes Reichsbeamte. Für dieſe Dauer 
gelten deshalb für ſie die Vorſchriften des Reichsbeamtengeſetzes, insbeſondere 
auch deſſen Diſziplinarvorſchriften. Sie find Richter und können während der 
Dauer ihrer Ernennung nur unter denſelben Vorausſetzungen wie andere Richter 
aus ihrem Amt entfernt werden. Vor ihrer erſten Dienſtleiſtung haben ſie einen 
Richtereid dahin zu leiſten, daß ſie die Pflichten eines Richters getreulich erfüllen 
und ihre Stimme nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen abgeben werden. 

Der Volksgerichtshof entſcheidet in der Hauptverhandlung in der Beſetzung von 
fünf, außerhalb der Hauptverhandlung in der Beſetzung von drei Mitgliedern 
einſchließlich des Vorſitzenden. In beiden Fällen müſſen der Vorſitzende und ein 
weiteres Mitglied die Befähigung zum Richteramt haben. Nach dem Wortlaut 
des Geſetzes ſtände der Mitwirkung weiterer Berufsrichter ſowohl in als auch 
außerhalb der Hauptverhandlung nichts im Wege. Dem Sinn und Zweck des 
Geſetzes wird indeſſen nur die Auslegung entſprechen, daß über das im Geſetz 
als zwingend vorgeſchriebene Maß hinaus an der Entſcheidung weitere Mit⸗ 
glieder, die die Befähigung zum Richteramt beſitzen müſſen, nicht mitwirken ſollen. 
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Beim Volksgerichtshof können mehrere Senate gebildet werden. Ihre Zahl 
beſtimmt der Reichsminiſter der Juſtiz, der auch ihre Vorſitzenden und einen von 
dieſen als Präſidenten des Volksgerichtshofs zu ernennen hat. Die Verteilung 
der Geſchäfte unter die Senate iſt einer von dem Präſidenten des Gerichtshofs 
zu erlaſſenden und der Genehmigung durch den Reichsminiſter der Juſtiz unter⸗ 
liegenden Geſchäftsordnung vorbehalten. Dieſe beſtimmt auch, in welcher Reihen⸗ 
folge die Mitglieder zu den Hauptverhandlungen und zu den Entſcheidungen 
außerhalb der Hauptverhandlung heranzuziehen ſind, und regelt die Form der 
Abſtimmung bei den Entſcheidungen. 

Anklagebehörde iſt der Oberreichsanwalt. Ihm ſteht nach 88 146 Abſ. 2, 152 GVG. 
in Verbindung mit Artikel III S 5 des Geſetzes vom 24. April 1934 in den zur 
Zuſtändigkeit des Volksgerichtshofs gehörenden Sachen die Anweiſungsbefugnis 
gegenüber allen Beamten der Staatsanwaltſchaft und den zu Hilfsbeamten der 
Staatsanwaltſchaft beſtellten Polizei⸗ und Sicherheitsbeamten zu. 


Zuſtändigkeit des Volksgerichtshofs 


Der Volksgerichtshof iſt zuſtändig für die Unterſuchung und Entſcheidung in 
erſter und letzter Inſtanz in den Fällen des Hochverrats nach 88 80—84, des 
Landesverrats nach 88 89—92, des Angriffs gegen den Reichspräſtdenten nach 
§ 94 Abſ. 1 StGB. und der Verbrechen nach $ 5 Abſ. 2 Nr. 1 der Verordnung 
des Reichspräſidenten zum Schutz von Volk und Staat vom 28. Februar 1933. 
Danach iſt die geſamte bisherige erſtinſtanzliche Zuſtändigkeit des Reichsgerichts 
auf den Volksgerichtshof übergegangen. Dieſe umfaßte die Verfolgung der Ver⸗ 
brechen des Hochverrats und ſeiner Vorbereitung, des Verrats und der Aus⸗ 
ſpähung von Staatsgeheimniſſen, der Fälſchung oder Verfälſchung von Gegen⸗ 
ſtänden, die im Falle ihrer Echtheit Staatsgeheimniſſe fein würden, des Sich⸗ 
verſchaffens ſolcher Gegenſtände zum Zwecke des Verrats, des bewußten Verrats 
ſolcher falſchen, verfälſchten oder unwahren Gegenſtände, Tatſachen oder Nach⸗ 
richten, der landesverräteriſchen Untreue, Beweisvernichtung, Konſpiration, 
Waffenhilfe und Begünſtigung, ſowie der Vergehen der Gefährdung des Wohles 
des Reiches durch öffentliche Mitteilung oder Erörterung früherer Staatsgeheim⸗ 
niſſe und der Anknüpfung und Unterhaltung von Beziehungen zu ausländiſchen 
Regierungen oder deren Agenten, die die Mitteilung ſogenannter diplomatiſcher 
Geheimniſſe zum Gegenſtand haben. Darüber hinaus erſtreckt ſich die Zuſtändigkeit 
des Volksgerichtshofs auf eine Reihe von Tatbeſtänden, die bisher entweder 
überhaupt nicht unter Strafe geſtellt waren oder zur Zuſtändigkeit anderer 
Gerichte als des Reichsgerichts gehörten. Hier find zu nennen die Verbrechen 
der ſchweren Gefährdung des Anſehens des deutſchen Volkes durch eine öffentlich 
oder durch einen Deutſchen im Ausland aufgeſtellte unwahre oder gröblich ent⸗ 
ſtellte Behauptung tatſächlicher Art, des Forderns, Sichverſprechenlaſſens oder 
Annehmens eines Entgelts einer ausländiſchen Regierung für eine das Wohl 
des Reichs gefährdende Handlung, des landesverräteriſchen Komplotts, des Unter⸗ 
nehmens der Tötung des Reichspräſidenten oder eines Mitglieds oder Kommiſſars 
der Reichsregierung oder einer Landesregierung, der Aufforderung oder des 
„Sicherbietens zu einer ſolchen Tötung, der Annahme eines ſolchen Erbietens oder 
der Verabredung einer ſolchen Tötung ſowie die Vergehen der Anknüpfung oder 
Unterhaltung landesverräteriſcher Beziehungen zwiſchen ausländiſchen Regierungen 
und ihren Agenten einerſeits und anderen Perſonen andererſeits, die den Verrat 
von Staatsgeheimniſſen oder falſchen, verfälſchten oder unwahren Gegenſtänden, 
Tatſachen oder Nachrichten, die im Falle der Echtheit oder Wahrheit Staats— 
geheimniſſe wären, zum Gegenſtand haben, der fahrläſſigen Gefährdung des 
Reichswohls durch das Unternehmen, ſich ein Staatsgeheimnis zu verſchaffen oder 
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es an einen anderen gelangen zu laſſen, der Gefährdung des Reichswohls durch 
fahrläſſige Preisgabe eines Staatsgeheimniſſes, das dem Täter kraft ſeines Amtes 
oder ſeiner dienſtlichen Stellung oder eines von amtlicher Seite erteilten Auftrags 
zugänglich war, und endlich des Angriffs auf Leib und Leben des Reichs⸗ 
präfidenten. 

Die Zahl der zur Zuſtändigkeit des Volksgerichtshofs gehörenden Straftaten 
iſt zur Zeit noch zu groß, als daß ihre Aburteilung durch einen einzigen Gerichtshof 
möglich wäre. Die Zuſtändigkeit des Volksgerichtshofs iſt deshalb eine ausſchließ⸗ 
liche nur in den Fällen des vollendeten Hochverrats (88 80 und 81 StGB.), 
der Verbrechen des Landesverrats (88 89 bis 90 a, 90 f bis 92 StGB.), der 
Verbrechen gegen 8 5 Abſ. 2 Nr. 1 der Verordnung des Reichspräſidenten vom 
28. Februar 1933 und des Vergehens gegen 8 94 Abſ. 1 StGB. Für die Verbrechen 
der Vorbereitung des Hochverrats und die obengenannten Vergehen des 
Landesverrats kann ähnlich der durch die Verordnung über Gerichtsverfaſſung 
und Strafrechtspflege vom 4. Januar 1924 und die Verordnung zur Beſchleunigung 
des Verfahrens in Hochverrats⸗ und Landesverratsſachen vom 18. März 1933 
getroffenen Regelung eine Zuſtändigkeit bei den Oberlandesgerichten dadurch be⸗ 
gründet werden, daß der Oberreichsanwalt vor Erhebung der öffentlichen Klage 
die Strafverfolgung an die Staatsanwaltſchaft beim Oberlandesgericht abgibt 
oder der Volksgerichtshof auf einen bei Einreichung der Anklageſchrift geſtellten 
entſprechenden Antrag des Oberreichsanwalts die Verhandlung und Entſcheidung 
dem Oberlandesgericht überweiſt. Der Reichsminiſter der Juſtiz kann anordnen, 
daß die den Oberlandesgerichten hiernach obliegenden Aufgaben nur von beſtimm⸗ 
ten Oberlandesgerichten wahrzunehmen ſind und regelt in dieſem Falle deren 
örtliche Zuſtändigkeit ohne dabei an die Ländergrenzen gebunden zu ſein. Der Ober⸗ 
reichsanwalt kann ſeine Abgabe an die Staatsanwaltſchaft beim Oberlandesgericht 
bis zur Eröffnung der Vorunterſuchung oder einer Entſcheidung des Oberlandes⸗ 
gerichts über die Anordnung der Hauptverhandlung zurücknehmen. Eine ſpätere 
Zurücknahme durch den Oberreichsanwalt oder eine Aufhebung des die Über⸗ 
weiſung ausſprechenden Beſchluſſes des Volksgerichtshofs iſt unzuläſſig. Ergibt 
ih im Laufe der vom Unterſuchungsrichter des Oberlandesgerichts geführten 
Vorunterſuchung oder in der Hauptverhandlung vor dem Oberlandesgericht, daß 
dem Beſchuldigten eine Tat zur Laſt fällt, deren Verfolgung nicht hätte abgegeben 
oder überwieſen werden dürfen, jo iſt nach $ 209 oder § 270 StPO. zu verfahren. 
Der Anwendung dieſer Vorſchriften ſteht der Umitand, daß der Volksgerichtshof 
ein Sondergericht iſt, nicht im Wege. Denn das Geſetz vom 24. April 1934 läßt 
deutlich erkennen, daß der Volksgerichtshof im Rahmen ſeiner Zuſtändigkeit voll⸗ 
kommen an die Stelle des Reichsgerichts treten ſoll, und daß auf ſein Verfahren 
grundſätzlich die Vorſchriften des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes und der Strafprozeß⸗ 
ordnung über das Verfahren vor dem Reichsgericht in erſter Inſtanz Anwendung 
finden ſollen. Der Volksgerichtshof iſt deshalb auch zu den ordentlichen Gerichten, 
ſoweit fie mit erſtinſtanzlichen Strafſachen befaßt find, in ein Rangverhältnis 
geſetzt worden. Er iſt, wie ſich aus Artikel IV Abſ. 5 des Geſetzes vom 24. April 1934 
ergibt, gegenüber dieſen Gerichten als Gericht höherer Ordnung anzuſehen. 

Neben der primären Zuſtändigkeit iſt eine Zuſtändigkeit des Volksgerichtshofs 
begründet für Straftaten, die rechtlich mit einer zu deſſen Zuſtändigkeit gehörenden 
Straftat zuſammentreffen oder mit ihr in tatſächlichem Zuſammenhang ſtehen. 
Unter letzterem iſt der Zuſammenhang des § 3 StPO. zu verſtehen. Einer aus⸗ 
drücklichen Begründung dieſer Zuſtändigkeit bedurfte es im Geſetz mit Rückſicht 
auf den Charakter des Volksgerichtshofs als Sondergericht. 

In den zur Zuſtändigkeit des Volksgerichtshofs gehörenden Sachen trifft dieſer 
auch die die Vorunterſuchung und ihre Ergebniſſe betreffenden Entſcheidungen 
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ſowie die Entſcheidungen über Beſchwerden gegen Verfügungen des Unterſuchungs⸗ 
richters, des Amtsrichters und des Ermittelungsrichters des Volksgerichtshofs. 

Abweichend von den Vorſchriften des Jugendgerichtsgeſetzes iſt der Volksgerichts⸗ 
hof auch bei Jugendlichen zuſtändig, ſoweit es ſich um die Aburteilung von Straf⸗ 
taten handelt, die zur primären Zuſtändigkeit des Volksgerichtshofs gehören. 
Dieſe Zuſtändigkeit erſtreckt ſich indeſſen nach der Einleitung des Artikels IV nicht 
auf die Zuſammenhangstaten. 


Verfahren vor dem Volksgerichtshof 


Auf das Verfahren vor dem Volksgerichtshof finden, ſoweit das Geſetz vom 
24. April 1934 und der Reichsminiſter der Juſtiz nichts anderes beſtimmen, die 
Vorſchriften des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes und der Strafprozeßordnung über das 
Verfahren vor dem Reichsgericht in erſter Inſtanz Anwendung. Danach gelten 
nachſtehende Beſonderheiten. In den vor dem Volksgerichtshof zu verhandelnden 
Sachen iſt die Verteidigung notwendig. Die Wahl des Verteidigers bedarf 
indeſſen der Genehmigung durch den Vorſfitzenden des Gerichts, die jederzeit, 
auch noch in der Hauptverhandlung, zurückgezogen werden kann. Der Volks⸗ 
gerichtshof hat in den vor ihn gehörenden Sachen über den Antrag eines 
Verletzten auf gerichtliche Entſcheidung gemäß § 172 StPO. zu befinden. Der 
Unterſuchungsrichter wird für jede Strafſache durch den Präfidenten des Volks⸗ 
gerichtshofs aus der Zahl ſeiner zum Richteramt befähigten Mitglieder oder der 
Mitglieder eines anderen deutſchen Gerichts (mit Ausnahme des Reichsgerichts) 
oder der Amtsrichter beſtellt. Die Anklagebehörde kann aber vor dem Volks⸗ 
gerichtshof auch ohne vorausgegangene Vorunterſuchung Anklage erheben, wenn 
ſie die Vorunterſuchung für die Vorbereitung der Hauptverhandlung nicht für 
erforderlich hält. In dieſem Falle kann der Volksgerichtshof nach der Einreichung 
der Anklageſchrift die nachträgliche Eröffnung der Borunterfuhung zur beſſeren 
Aufklärung des Sachverhalts oder zur Vorbereitung der Verteidigung des Ange⸗ 
ſchuldigten anordnen. In den vor dem Volksgerichtshof zu verhandelnden Sachen 
muß die Anklageſchrift außer dem auch bei anderen Anklagen erforderlichen Inhalt 
die weſentlichen Ergebniſſe der ſtattgehabten Ermittelungen enthalten. Eines 
Beſchluſſes über die Eröffnung des Hauptverfahrens bedarf es nicht. Vielmehr 
hat der Vorſitzende nach Einreichung der Anklageſchrift und nach Ablauf der 
gemäß $ 201 StPO. beſtimmten Friſt aus eigener Entſchließung die Haupt: 
verhandlung anzuordnen und über Anordnung oder Fortdauer der Unterſuchungs⸗ 
haft zu befinden. Nur wenn er Bedenken gegen die Anordnung der Haupt⸗ 
verhandlung hat, insbeſondere wenn ihm die nachträgliche Eröffnung einer Vor⸗ 
unterſuchung geboten erſcheint oder der Angeſchuldigte eine ſolche beantragt, hat 
er eine Entſcheidung des Gerichts herbeizuführen. Einer ſolchen bedarf es auch, 
wenn der Oberreichsanwalt die Überweilung an das Oberlandesgericht beantragt. 
In dieſem Fall ordnet der Volksgerichtshof zugleich mit der Überweiſung die 
Hauptverhandlung vor dem Oberlandesgericht an. Ein Eröffnungsbeſchluß ergeht 
durch den Volksgerichtshof nur dann, wenn er die Zuſtändigkeit eines Gerichts 
niederer Ordnung (Schwurgericht, Strafkammer, Schöffengericht, Amtsrichter) 
für gegeben erachtet. In dieſem Fall eröffnet er das Hauptverfahren vor dieſem 
Gericht. Wenn kein Eröffnungsbeſchluß ergeht, treten die in der Strafprozeß— 
ordnung an die Eröffnung des Hauptverfahrens geknüpften Wirkungen (z. B. 
der uneingeſchränkte Verkehr zwiſchen dem Angeſchuldigten und ſeinem Verteidiger) 
mit der Einreichung der Anklageſchrift bei Gericht ein, auch wenn das Gericht 
die nachträgliche Anordnung der Vorunterſuchung beſchließt. Die nach der Straf— 
prozeßordnung an die Verleſung des Eröffnungsbeſchluſſes in der Hauptverhand— 
lung geknüpften Wirkungen (Ausſchluß des Einwands der Unzuſtändigkeit des 
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Gerichts, des Rechts der Richterablehnung, der Befugnis, wegen Nichteinhaltung 
der Ladungsfriſt Ausſetzung der Verhandlung zu verlangen) treten beim Volks⸗ 
gerichtshof mit dem Beginn der Vernehmung des Angeklagten zur Sache ein. 
Gegen die Entſcheidungen des Volksgerichtshofs iſt kein Rechtsmittel zuläſſig. 
In den an ſich zur Zuſtändigkeit des Volksgerichtshofs gehörenden Sachen iſt an 
Stelle des Volksgerichtshofs die Große Strafkammer zuſtändig für die Entſchei⸗ 
dung über die Unterbringung in einer Heil⸗ und Pflegeanſtalt gegenüber einem 
Beſchuldigten, gegen den der Oberreichsanwalt das Strafverfahren wegen 
Unzurechnungsfähigkeit nicht durchführt. Die für das Reichsgericht geltenden und 
mit deſſen Aufgabe der Wahrung der Rechtseinheit eng verbundenen Vorſchriften 
der 88 136, 138 GVG., die das Verfahren bei Meinungsverſchiedenheiten der 
Senate über eine zur Entſcheidung ſtehende Rechtsfrage regeln, finden auf den 
Volksgerichtshof keine Anwendung. 

Da nach dem Geſetz vom 24. April 1934 der Volksgerichtshof vollkommen an 
die Stelle der erſtinſtanzlichen Senate des Reichsgerichts treten ſoll und gegen⸗ 
über den erſtinſtanzlichen ordentlichen Gerichten als Gericht höherer Ordnung 
zu gelten hat, iſt er trotz ſeiner Eigenſchaft als Sondergericht berufen, in der 
Sache auch dann zu entſcheiden, wenn ſich in der Hauptverhandlung ergibt, daß 
der Angeklagte nur einer Straftat ſchuldig iſt, die zur Zuſtändigkeit eines ordent⸗ 
lichen Gerichts gehört ($ 269 StPO.). Gehört aber die Straftat zur Zuſtändig⸗ 
keit eines anderen Sondergerichts, ſo wird, da ein Rangverhältnis zwiſchen 
Sondergerichten nicht beſteht, der Volksgerichtshof das Verfahren bei ſich einzu⸗ 
ſtellen haben und der Anklagebehörde bei dem zuſtändigen Sondergericht die 
Einleitung eines neuen Verfahrens überlaſſen müſſen. 


Ermittelungsrichter 


In den zur Zuſtändigkeit des Volksgerichtshofs gehörenden Sachen kann die 
Staatsanwaltſchaft ebenſo wie in allen anderen Sachen, wenn ſie im vorberei⸗ 
tenden Verfahren die Vornahme einer richterlichen Unterſuchungshandlung für 
erforderlich erachtet, ihre Anträge bei dem Amtsrichter des Bezirks ſtellen, in 
welchem dieſe Handlung vorzunehmen iſt. Da aber die ſachgemäße Behandlung 
der Hoch⸗ und Landesverratsſachen oft ſchon beim erſten Zugriff die Kenntnis 
politiſcher Zuſammenhänge und den Überblick über das weitverzweigte Netz hoch⸗ 
und landesverräteriſcher Beziehungen und Verbindungen erfordert, iſt ſchon durch 
die Verordnung gegen Verrat am deutſchen Volk und hochverräteriſche Umtriebe 
vom 28. Februar 1933 für das Reichsgericht zur Erledigung dieſer richterlichen 
Aufgaben die Einrichtung eines beſonderen Ermittelungsrichters getroffen worden. 
Dieſe Einrichtung iſt auch für den Volksgerichtshof beibehalten worden. Es 
können ein oder mehrere Ermittelungsrichter des Volksgerichtshofs beſtellt 
werden. Die Ernennung aus der Zahl der Amtsrichter oder der Mitglieder eines 
deutſchen Gerichts ſowie die Verteilung der Geſchäfte unter mehrere Ermittelungs⸗ 
richter erfolgt durch den Reichsminiſter der Juſtiz auf die Dauer eines Geſchäfts⸗ 
jahres. Die Zuſtändigkeit des beſonderen Ermittelungsrichters zur Vornahme 
richterlicher Unterſuchungshandlungen im vorbereitenden Verfahren beſteht neben 
der Zuſtändigkeit des örtlich zuſtändigen Amtsrichters. Es bleibt in der Regel dem 
Ermeſſen des Oberreichsanwalts überlaſſen, ob er ſich mit ſeinen Anträgen an den 
Amtsrichter oder an den zuſtändigen beſonderen Ermittelungsrichter wenden will. 
Die Tätigkeit des Ermittelungsrichters des Volksgerichtshofs wird außer in den 
Fällen, die eine beſondere Sachkunde bei dem Richter erfordern, beſonders dann 
in Anſpruch genommen werden, wenn nach Lage der Verhältniſſe eine gebotene 
ſchnelle richterliche Handlung wegen der örtlich weiten Entfernung des zuſtän— 
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digen Amtsrichters von dieſem nicht zu erreichen iſt. Nur in einem Falle iſt mit 
Rückſicht auf die Eilbedürftigkeit und die Einheitlichkeit der Handhabung der 
Ermittelungsrichter unter Ausſchluß der Zuſtändigkeit des örtlichen Amtsrichters 
zur Entſcheidung allein berufen. Er hat an Stelle des Amtsrichters zu ent⸗ 
ſcheiden über die Beſtätigung oder Aufhebung einer nach § 23 des Geſetzes über 
die Preſſe oder nach 8 8 der Verordnung zum Schutz des deutſchen Volkes vom 
4. Februar 1933 erfolgten vorläufigen Beſchlagnahme einer Druckſchrift, deren 
Inhalt den Tatbeſtand einer zur Zuſtändigkeit des Volksgerichtshofs gehörenden 
ſtrafbaren Handlung begründet. Das Verfahren über dieſe Beſtätigung iſt 
abweichend von den Vorſchriften des Preßgeſetzes geregelt und bezweckt die Ver⸗ 
meidung der Schwierigkeiten, die mit Rückſicht auf die oft weiten Entfernungen 
zwiſchen dem Sitz des Oberreichsanwalts und dem Sitz der die vorläufige Beſchlag⸗ 
nahme anordnenden Stelle wegen Einhaltung der im Preßgeſetz vorgeſehenen 
kurzen Friſten entſtanden ſind. Hat der Oberreichsanwalt die Beſchlagnahme 
ſelbſt angeordnet, ſo muß er, wenn er nicht die Wiederaufhebung der Beſchlag⸗ 
nahme durch eine ſofort vollſtreckbare Verfügung anordnet, den Antrag auf 
gerichtliche Beſtätigung binnen vierundzwanzig Stunden nach der Anordnung 
der Beſchlagnahme an den Ermittelungsrichter des Volksgerichtshofs abſenden. 
Iſt die Beſchlagnahme durch eine andere Stelle erfolgt, ſo muß dieſe die Abſendung 
der Verhandlungen an den Oberreichsanwalt binnen zwölf Stunden bewirken. 
Der Oberreichsanwalt hat, ſofern er nicht die Wiederaufhebung ſofort verfügt, 
den Antrag an den Ermittelungsrichter innerhalb von vierundzwanzig Stunden 
nach Empfang der Verhandlungen abzuſenden. Der Ermittelungsrichter hat in 
allen Fällen ſeine Entſcheidung binnen vierundzwanzig Stunden nach Empfang 
des Antrags zu treffen. Grundſatz iſt, daß alle Entſcheidungen ohne Verzug herbei⸗ 
geführt werden müſſen. Wenn nicht bis zum Ablauf von ſieben Tagen nach 
Anordnung der Beſchlagnahme der beſtätigende Gerichtsbeſchluß der Behörde, die 
die Beſchlagnahme angeordnet hat, zugegangen iſt, erliſcht die Beſchlagnahme mit 
der Wirkung, daß die beſchlagnahmten Stücke freigegeben werden müſſen. Gegen 
den die vorläufige Beſchlagnahme aufhebenden Beſchluß des Ermittelungsrichters 
ſteht dem Oberreichsanwalt die ſofortige Beſchwerde mit aufſchiebender Wirkung 
zu. Die Vorſchrift des Preßgeſetzes, wonach die vom Ermittelungsrichter beſtätigte 
vorläufige Beſchlagnahme wieder aufzuheben iſt, wenn nicht binnen zwei Wochen 
nach der Beſtätigung die Strafverfolgung in der Hauptſache eingeleitet, d. h. 
die Vorunterſuchung oder das Hauptverfahren eröffnet worden iſt, findet in den 
zur Zuſtändigkeit des Volksgerichtshofs gehörenden Sachen keine Anwendung. 
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Der ſtrafrechtliche Schutz der Wirtfchaft 
im Dritten Reich 


Bei Übernahme der Regierung durch den Führer Adolf Hitler am 30. Ja⸗ 
nuar 1933 befand ſich die deutſche Wirtſchaft in einem Zuſtand vollſtändiger Zer⸗ 
rüttung. Handel und Induſtrie lagen darnieder, Abſatz und Erzeugung ſtockten. 
Die Bodenernte der Landwirtſchaft ſank immer mehr unter dem Preisdruck der 
Auslandsware. Das Heer der Arbeitsloſen war auf 6 014 011 angewachſen, Kon⸗ 
kurſe und Vergleichsverfahren hatten eine ungeheure Höhe erreicht. Unternehmer 
und Arbeiter ſtanden ſich im erbitterten Klaſſenkampf gegenüber. Das gegenſeitige 
Verhältnis wurde fortgeſetzt vergiftet durch Kampfmaßnahmen: Streik, Boykott, 
Ausſperrung. Hierdurch wurde der Produktionsprozeß in ſeiner ſachgemäßen 
Entwicklung geſtört und zugleich mit Ausgaben belaſtet, welche außerhalb des 
Betriebes lagen. Daneben traten im öffentlichen Leben wie in der Wirtſchaft 
bedenkliche Korruptionserſcheinungen zutage. Die innere Zerſetzung, beſtehend 
in Unterſchlagungen, Veruntreuungen und Beſtechungen hatte nach den durch⸗ 
geführten Strafverfahren ſchon ſehr weit um ſich gegriffen. 

Die neue Reichsregierung nahm ſofort neben dem gigantiſchen nationalen 
Arbeitsbeſchaffungsprogramm den vollſtändigen Neuaufbau der Wirtſchaft nach 
nationalſozialiſtiſchen Grundſätzen in Angriff. Im Vordergrund ſteht das Geſe tz 
zur Ordnung der nationalen Arbeit vom 20. Januar 1934 (RGBl. I 
S. 45), welches als ein Markſtein in der Wirtſchaftsgeſchichte zu bezeichnen iſt. 
„Der Unternehmer als Führer des Betriebs, die Angeſtellten und Arbeiter als 
Gefolgſchaft arbeiten gemeinſam zur Förderung der Betriebszwecke und zum 
gemeinen Nutzen von Volk und Staat. Der Führer entſcheidet der Gefolgſchaft 
gegenüber in allen betrieblichen Angelegenheiten und ſorgt für deren Wohl, die 
Gefolgſchaft hält ihm die in der Betriebsgemeinſchaft begründete Treue“ (8 1, 2). 
Das ganze Arbeitsverhältnis iſt damit in den Dienſt des Volksganzen geſtellt. 
Daneben hat der Vertrauensrat das gegenſeitige Vertrauen innerhalb der 
Betriebsgemeinſchaft aufrechtzuerhalten und zu vertiefen (8 6). Die Überwachung 
des Ar beitsfriedenss obliegt den Treuhändern, welche für größere 
Wirtſchaftsgebiete aufgeſtellt ſind (SS 18, 19). Mit dem Grundſatz der ſozialen 
Ehre, beſtehend in der gewiſſenhaften Erfüllung der aus dem Betrieb ſich 
ergebenden Pflichten ($ 35), iſt das Hauptgewicht auf die Erziehung aller Be⸗ 
teiligten zum Gemeinſinn gelegt. Alle Verhältniſſe, auch Gegenſätze und Streitig⸗ 
keiten, werden nunmehr durch die zuſtändigen Organe innerhalb des Betriebes 
geordnet, ſo daß in Zukunft Arbeitskämpfe ausgeſchaltet ſind. Aus dieſem Grunde 
verzichtet das Geſetz auf Strafbeſtimmungen gegen Streik, Boykott und Aus⸗ 
ſperrung. Das Geſetz gilt für alle privatwirtſchaftlichen Betriebe mit Ausnahme 
der Schiffahrt. Für die öffentlichen Verwaltungen und Betriebe iſt eine gleich: 
artige Ordnung getroffen. (Geſetz vom 23. März 1934, RGBl. I S. 220.) 

Bis zur Einführung der berufsſtändiſchen Geſamtgliederung 
wurde einſtweilen für zwei Wirtſchaftszweige eine Regelung getroffen. 

Der Aufbau der gewerblichen Wirtſchaft, welche Induſtrie, Handwerk, 
Banken, Verſicherungen und Energiewirtſchaft umfaßt, erfolgte durch Geſetz vom 
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27. November 1934 (RGBl. 1 ©. 1194). Daneben wurden für das Handwerk 
durch Geſetz vom 29. November 1933 (RGBl. 1 1015) und V. vom 15. Juni 1934 
(RGBl. S. 493) beſondere Beſtimmungen getroffen. 

Der vorläufige Aufbau der Landwirtſchaft (Reichs nährſtand) iſt dem 
Reichsminiſter für Ernährung und Landwirtſchaft übertragen. Die Landwirt⸗ 
ſchaft umfaßt auch die Forſtwirtſchaft, Fiſcherei, Jagd und den Gartenbau; zum 
Reichsnährſtand gehören ferner die landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften, der 
Landhandel, die Be⸗ und Verarbeiter landwirtſchaftlicher Erzeugniſſe. (Geſetz 
vom 13. September 1933, § 1, RGBl. I S. 626.) An der Spitze ſteht der Reichs⸗ 
bauernführer als Führer und geſetzlicher Vertreter. (V. vom 8. Dezember 1933, 
§ 10, RGBl. I S. 1060.) Die Standesehre beſteht auch hier als beſondere Pflicht 
der Angehörigen (V. § 3). Durch das Erbhofgeſetz vom 29. September 1933 
(RGBl. I S. 685) wurde der größte Teil des landwirtſchaftlichen Bodens dem 
Verkehr entzogen, vor Überſchuldung und Zerſplitterung geſchützt und der Bauern⸗ 
ſtand ſelbſt in einer geſunden Entwicklung geſichert. 

Die Organiſationsgeſetze befaſſen ſich mit dem inneren Aufbau der einzelnen 
Stände und ſuchen die Verwirklichung der Grundſätze hauptſächlich durch die 
Ehrengerichtsbarkeit zu erreichen, weshalb von Strafvorſchriften abgeſehen wird. 

Im Gegenſatz hierzu kann die Handhabe der ſtaatlichen Strafgewalt nicht ent⸗ 
behrt werden, wenn es ſich um ſchwere Verfehlungen gegen die Volksgemeinſchaft 
handelt, wodurch zugleich die Wirtſchaft betroffen und gefährdet wird. 


A. Allgemeine Geſetze 


1. Die deutſche Wirtſchaft leidet zur Zeit an einer weitgehenden Überorganiſation. 
In den einzelnen Wirtſchaftszweigen beſtehen häufig mehrere Verbände mit den 
gleichen Zielen nebeneinander. Hierdurch entſteht eine ungeſunde Rivalität, welche 
eine ſichere und ruhige Wirtſchaftsführung nicht aufkommen läßt. Eine große 
Anzahl von Außenſtehenden lehnt den Anſchluß an die Organiſation überhaupt ab. 
Zum Zwecke der Vorbereitung des organiſatoriſchen Aufbaues der deutſchen Wirt⸗ 
ſchaft erhielt der Reichswirtſchaftsminiſter die Ermächtigung, Wirtſchaftsverbände 
unter Androhung von Strafen anzuerkennen, zu errichten, aufzulöſen, zu vereinigen, 
Führer zu beſtellen und Unternehmungen anzuſchließen. (Geſetz vom 27. Februar 
1934, 88 1, 3, RGBl. 1 S. 185.) 

2. Aus dem Führertum in der Wirtſchaft ergibt ſich die Notwendigkeit, die 
ſchöpferiſche Initiative der Leiter großer Unternehmungen von den verhängnis⸗ 
vollen Wirkungen der Mehrheitsbeſchlüſſe zu befreien. (Adolf Hitler, Rede vom 
1. Mai 1933.) Das Geſetz vom 5. Juli 1934, 8 1 (RGBl. I S. 569) erleichtert 
daher beſonders die Umwandlung von anonymen Kapitalgeſellſchaften in eine 
Rechtsform, bei welcher der Unternehmer auch nach außen die perſönliche Ver⸗ 
antwortung trägt. Unlautere Machenſchaften bei Durchführung dieſer Umwand⸗ 
lung führen zur Beſtrafung ($ 15). 

3. Die Zahl der Arbeitsloſen hat ſich bis 1. Mai 1934 um etwa 3,5 Millionen ge⸗ 
mindert. Die Abminderung verteilt ſich jedoch ungleichmäßig auf die einzelnen 
Landesteile. In den Großſtädten iſt der Hundertſatz der Arbeitsloſen immer noch 
verhältnismäßig hoch und erheblich größer als in mittleren und kleineren Ge⸗ 
meinden. In landwirtſchaftlichen Betrieben beſteht ſogar Mangel an geeigneten 
Arbeitskräften. Der Präſident der Reichsanſtalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitsloſenverſicherung iſt daher ermächtigt, durch entſprechende Maßnahmen 
einen Ausgleich zu ſchaffen und die Arbeitskräfte zu verteilen, unter Androhung 
von Strafe bei Zuwiderhandlungen gegen die getroffenen Anordnungen. (Geſetz 
vom 15. Mai 1934 über die Regelung des Arbeitseinſatzes, S 13, 
RGBl. 1 S. 381, und vom 10. Auguſt 1934, RGBl. I S. 786.) 
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4. Der bisherige Begriff der Untreue nach $ 266 StGB. erwies ſich nach 
den Erfahrungen des Verkehrs wegen des kaſuiſtiſchen Aufbaues des Tat⸗ 
beſtands nicht mehr als ausreichend, um alle ſtrafwürdigen Fälle zu erfaſſen. 
Demgemäß wurde allgemein der Mißbrauch einer Vertretungsmacht und die 
Verlegung einer Treuepflicht entſprechend einem in Bayern erlaſſenen Geſetz 
vom 26. April 1933, welches inzwiſchen wieder außer Kraft geſetzt wurde (GVBl. 
S. 123, 150), als Vorausſetzung für Strafbarkeit aufgeſtellt. (Geſetz vom 26. Mai 
1933, Art. I Ziff. 18, RG Bl. I S. 295.) Zur wirkſamen Bekämpfung der Kor⸗ 
ruption wurde ferner für die beſonders ſchweren Fälle des Betrugs und der Un⸗ 
treue einſchließlich der Nebengeſetze der Strafrahmen auf Zuchthaus erhöht (Art. I 
Ziff. 17, 18, Art. III, IV, V). 

5. Das Geſetz vom 12. Juni 1933 gegen Verrat der deutſchen Volks⸗ 
wirtſchaft (88 1—6, RGBl. I S. 360) begegnete im Zuſammenhang mit den 
Vorſchriften über Deviſenbewirtſchaftung den gewiſſenloſen Schiebungen von 
deutſchen Vermögen nach dem Auslande und führte demnach für alle im Aus⸗ 
land befindlichen Vermögensſtücke und alle Deviſen die Anzeigepflicht bis 
31. Auguſt 1933 ein. Zuwiderhandlungen ſind mit Zuchthaus nicht unter 3 Jahren 
bedroht und den Sondergerichten zur Aburteilung überwieſen ($ 9). 


B. Handel 


1. Der Warenverkehr ſowie die Preisfeſtſetzung für ausländiſche Waren wurde 
der Beaufſichtigung und Regelung des Reichswirtſchaftsminiſters unter Straf⸗ 
androhung für Zuwiderhandlungen unterſtellt. (V. vom 4. September 1934, 
RGBl. I S. 816, vom 22. September 1934, RGBl. I S. 843.) 

2. Der Einzelhandel iſt durch das Aufkommen der Einzelhandelsgroßunter⸗ 
nehmungen und die zunehmenden Geſchäftsneugründungen in ſchwere Bedrängnis 
geraten, infolgedeſſen ſich ein ungeſunder Wettbewerb entwickelte und die be⸗ 
ſtehenden ſoliden Geſchäfte in ihrem Beſtand ſtark gefährdet wurden. Durch Geſetz 
vom 12. Mai 1933 (RGBl. 1 S. 262) nebſt Anderungen nach Geſetz vom 15. Juli 
1933 (RGBl. I S. 493, vom 27. Juni 1934, RGBl. I S. 523), vom 13. Dezember 
1934 (RGBl. 1 S. 1241), vom 9. Mai 1935 (RGBl. S. 589) ſowie nach DFV. vom 
28. November 1933 (RGBl. I S. 1014) wurde daher zum Schutze des Einzelhandels 
Werkkonſumvereine unter Strafandrohung geſperrt (8$ 2, 3, 4, 9). 

3. Von den Vorteilen, welche den Kunden bisher im geſchäftlichen Verkehr 
gewährt wurden, iſt die ſogenannte Zugabe nunmehr vollſtändig beſeitigt. 
(V. des Reichspräſidenten vom 9. März 1932, 1. Teil, RGBl. I S. 121, Geſetz 
vom 12. Mai 1933, RGBl. I S. 264). Dagegen wird der Bar za hlungs⸗ 
rabatt bis zur Höchſtgrenze von 3 vH. und der Mengenrabatt bei 
Waren des täglichen Bedarfs und gewerblichen Leiſtungen als gerechtfertigt an⸗ 
erkannt (Geſetz vom 25. November 1933, Rabattgeſetz, §§ 1, 2, 7, RGBl. IJ S. 1011), 
da hier der Preisnachlaß eine Gegenleiſtung für die Art und Erfüllung des Kauf⸗ 
vertrags enthält, wirtſchaftlich üblich und berechtigt iſt. Warenhäuſern, Einheits⸗, 
Klein- oder Serienpreisgeſchäften oder ähnlichen Geſchäften, Konſum⸗ oder Werts 
konſumanſtalten iſt die Zubilligung von Barzahlungsnachläſſen verboten ($ 6). 
Jede andere und weitere Gewährung von Rabatt iſt unter Strafe geſtellt, bei 
Rückfall unter Gefängnisſtrafe ($ 11). 

4. Die infolge der Maßnahmen der Reichsregierung erzielte Hebung der Wirt⸗ 
ſchaft wurde vielfach zu Preisſteigerungen ausgenutzt, welche nach der Marktlage 
und im Hinblick auf den Mehrumſatz durchaus ungerechtfertigt waren. Da hier⸗ 
durch zugleich die Lebenshaltung weiter Volkskreiſe beeinträchtigt wurde, wurden 
durch $ 1 V. vom 16. Mai 1934 mit V. vom 7. Auguſt 1934 (RGBl. I S. 389, 
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771) für alle Güter und gewerblichen Leiſtungen neue Preisfeſtſetzungen in 
jeder Form ($ 3) ohne Genehmigung des zuſtändigen Reichskommiſſars unter 
Strafe (8 6) verboten. Für den Handel mit Lebensmitteln wurde eine ähnliche 
Vorſchrift mit Strafandrohung erlaſſen. (V. vom 13. Juni 1933, 12. Dezember 
1933, 88 1—3, RGBl. I S. 370, 1064.) Endlich wurde im Handel mit Papier⸗ 
tapeten der Bruttohandelszuſchlag neu feſtgeſetzt und die Gewährung von 
Rabatten verboten, jeweils unter Androhung von Geldſtrafe. (V. vom 13. Novem⸗ 
ber 1934, 88 1, 6, RGBl. I S. 1190.) Die Verordnung gilt zunächſt nur bis 31. Juli 
1936 (S 7). 

5. Der Rückgang des Außenhandels hatte eine erhebliche Minderung der 
deutſchen Deviſenbeſtände zur Folge. Durch Geſetz vom 22. März 1934 (RGBl. I 
S. 212) mit V. vom 13. Juli 1934 (RGBl. I S. 709) wurde dem Reichswirt⸗ 
ſchaftsminiſter die Überwachung und Regelung des Verkehrs mit induſtriel⸗ 
len Rohſtoffen und Erzeugniſſen übertragen. Er kann die Einfuhr 
auf das unbedingt notwendige Maß beſchränken, hat den Bedarf der Induſtrie 
an lebenswichtigen Rohſtoffen und induſtriellen Erzeugniſſen ſicherzuſtellen und die 
eingeführten Waren wirtſchaftlich gerecht zu verteilen, infolgedeſſen der Beſtand 
der Beſchäftigten aufrecht erhalten werden kann und die Zahl der Arbeitsloſen 
nicht vermehrt wird. In Verbindung mit dieſen Maßnahmen wurde jede Preis⸗ 
ſteigerung auf dem Gebiete der Faſerſtoffwirtſchaft (V. vom 19. Juli 1934, RGBl. I 
S. 819, vom 21. April 1935, RGBl. I ©. 561), der Lederwirtſchaft (V. vom 
20. April 1934, RGBl. 1 S. 318, vom 4. April 1935, RGBl. 1 S. 505), der Textil⸗ 
wirtſchaft (V. vom 19. April 1934, RGBl. I S. 317) ſowie der Kauf von auslän⸗ 
diſchen Tabakblättern und Tabakerzeugniſſen (V. vom 27. Auguſt 1934, RGBl. I 
S. 801) bei Strafe verboten. 

6. Endlich iſt zum Schutz des Natur bernſte 8 ns für den geſchäftlichen Ver⸗ 
kehr eine beſondere Kennzeichnung zum Unterſchied gegenüber dem künſtlichen 
Bernſtein unter Strafandrohung vorgeſchrieben. (Geſetz vom 3. Mai 1934, 88 1—3, 
RGBl. I S. 355.) 


C. Gewerbe und Handwerk 

1. In Anlehnung an das Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit regelt das 
Geſetz über Heimarbeit vom 23. März 1934 (RGBl. I S. 214) die Rechtsver⸗ 
hältniſſe der Heimarbeiter in allgemeinen Schutzvorſchriften (S8 4—8), im Arbeits⸗ 
zeitſchutzgeſetz (SS 9—11), im Gefahrenſchutz (SS 12—18) und im Entgeltſchutz 
(S8 19—33). Neben Übertretungsſtrafen für kleinere Verſtöße iſt weiter unter 
Strafe geſtellt die vorſchriftswidrige Beſchäftigung von Kindern, die Zuwider⸗ 
handlung gegen den Betriebs- oder öffentlichen Geſundheitsſchutz, endlich die Aus⸗ 
gabe oder Verrichtung einer verbotenen Heimarbeit ($ 35). 
2. Eine beſonders wirkſame Maßregel gegen gemeinſchädliche Glieder der Wirt⸗ 
ſchaft iſt die Unterſagung des Gewerbebetriebes. Neuerdings wurde eine der⸗ 
artige Anordnung mit Strafandrohung für zuläſſig erklärt im Verſteigerungs⸗ 
gewerbe (Geſetz vom 7. Auguſt 1933, $$ 1, 5, RGBl. I S. 578), ferner im Anſchluß 
an eine Beſtrafung wegen Zuwiderhandlung gegen die Faſerſtoffverordnung vom 
19. Juli 1934, 8$ 14, 16 (RGBl. I S. 713). Außerdem gibt 8 42e StGB. in der 
Faſſung des Geſetzes vom 24. November 1933 (RGBl. I S. 995) die Möglichkeit, 
in Beziehung auf jeden Beruf und jedes Gewerbe für die Höchſtdauer von 
5 Jahren die gleiche Anordnung zu erlaſſen, ſofern wegen Mißbrauchs des Berufs 
oder Gewerbes oder wegen grober Verletzung beruflicher oder gewerblicher 
Pflichten auf eine Freiheitsſtrafe von mindeſtens 3 Monaten erkannt wurde und 
die Allgemeinheit vor weiterer Gefährdung geſchützt werden muß. Auf die Zu— 
widerhandlung iſt ein erhöhter Strafrahmen von Gefängnis bis zu zwei Jahren 
und Geldſtrafe oder eine dieſer Strafen feſtgeſetzt. 
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3. Bankweſen. Durch die Aufbaupolitik der Reichsregierung ſtrömten dem 
Geldmarkt und damit den Kapitalanlagegeſellſchaften erhebliche Mittel zu. Zum 
Ausgleich hierfür werden Geſellſchaften, deren Gewinnausſchüttung beſonders 
günſtig iſt, verpflichtet, einen Anleiheſtock aus Anleihen des Reichs, der Länder 
und der Gemeinden zu bilden und nicht über 6e /o Gewinn zu verteilen (Kapital⸗ 
anlagegeſetz vom 29. März 1934, SS 1—4, RGBl. I S. 295, Geſetz vom 
4. Dezember 1934, RGBl. 1 S. 1222), ſo daß dem Kapitalmarkt wieder neue 
Quellen erſchloſſen werden. Zuwiderhandlungen ſind unter Strafe geſtellt. 

Unternehmungen, welche zum Zweck der Einräumung von Krediten im weſent⸗ 
lichen auf unbarem Wege Guthaben ſchaffen, über die nach geſchäftlicher Ge⸗ 
pflogenheit auf gleiche Weiſe verfügt werden ſoll, wurden wegen der Nachteile, 
welche ſich aus dem Geſchäftsbetrieb für die geſamte Wirtſchaft ergeben, bei Strafe 
verboten. (Geſetz gegen Mißbrauch des bargeldloſen Zahlungs: 
verkehrs vom 3. Juli 1934, SS 1, 2, 5, RGBl. I S. 593.) 

Die Rechtsverhältniſſe von Unternehmungen, deren Gegenſtand in der Gewäh⸗ 
rung von Darlehen gegen Beſtellung eines Schiffspfandrechts und in der Ausgabe 

von Schuldverſchreibungen auf Grund der erworbenen Pfandrechte beſteht 
(Schiffspfandbrief banken), wurden durch Geſetz vom 14. Auguſt 1933 
(RGBl. I S. 583) entſprechend den Vorſchriften des Hypothekenbankgeſetzes vom 
13. Juli 1899 (RG Bl. S. 375) näher geregelt. Hierbei wurden zugleich Verſtöße 
gegen die Deckungsvorſchriften unter Strafe geſtellt (SS 38—40). 

Zum Zwecke der Geſundung des Kapitalmarktes wurde eine Gründungs⸗ 

ſperre für Kreditinſtitute angeordnet. (V. vom 4. September 1934, RGBl. I 
S. 815.) 
4. Das Arbeitsbeſchaffungsprogramm der Reichsregierung hat das Baugewerbe 
im beſonderen Maße gefördert und geſtärkt. Die günſtige Lage gab vielfach zu 
ungerechtfertigten Preisſteigerungen Anlaß; zugleich bildeten ſich Verdin⸗ 
gungskartelle mit dem Zweck, ſich gegen Preisdrückerei und Preisſchleuderei 
zu ſchützen. Für ſolche Verbände beſteht kein Bedürfnis gegenüber öffentlichen 
Behörden, wenn für das Vergebungsverfahren das Verdingungsverfahren für 
Bauluſtige (VOB.) maßgebend iſt, da hier der freie Wettbewerb eintreten ſoll 
und eine Preisbindung überflüſſig iſt. Nach V. vom 9. Mai 1934 (RGBl. I 
S. 376) und V. vom 29. März 1935 (RGBl. I S. 488) find daher bei Vergebung 
öffentlicher Arbeiten Preisbindungen jeder Art unter Strafe geſtellt. 

Für das Verſteigerungsgewerbe wurde eine grundlegende Regelung 
getroffen durch Geſetz vom 16. Oktober 1934 (RGBl. I S. 974), vom 27. Februar 
1935 (RGBl. J S. 289), vom 31. Mai 1935 (RGBl. I S. 1073). 

Im Schiffahrts verkehr iſt zur zweckmäßigen Abwicklung des Fracht⸗ 
geſchäfts dem Abſender auferlegt, an zur Beförderung aufgegebenen Gegenſtänden 
von mindeſtens 1000 kg Rohgewicht die Gewichtsbezeichnung ſichtbar unter Straf⸗ 
androhung anzubringen. Geſetz vom 28. Juni 1933. §§ 1, 3. (RGBl. I S. 412.) 

5. Bei Meidung von Geldſtrafe dürfen zum Schutz des Handwerks ſel bſtän⸗ 
dige Handwerksbetriebe im Betrieb eines Warenhauſes, Einheitspreis⸗ 
geſchäfts oder ähnlicher Unternehmungen nicht mehr errichtet werden. (Geſetz zum 
Schutz des Einzelhandels vom 12. Mai 1933, § 7, RGBl. I S. 262) und find ſolche 
Betriebe nach näherer Anordnung der Reichsregierung zu ſchließen. (V. vom 
11. Juli 1933, 88 1, 3, RGBl. I S. 648.) 


D. Induſtrie 


1. Zwecks Regelung der Erzeugung, des Abſatzes, der Preiſe und Preisſpannen 
wurden nachſtehende Induſtrien unter Strafandrohung für Zuwiderhandlungen 
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gegen die hierwegen erlaſſenen Anordnungen zu „Wirtſchaftlichen Ver⸗ 
einigungen“ zuſammengeſchloſſen: 

die Brauwirtſchaft (V. vom 18. April 1935, RGBl. 1 S. 556), 

die Braunkohlenwirtſchaft (V. vom 28. September 1934, RGBl. I 
S. 863, vom 23. Oktober 1934, RGBl. S. 1068), 

die Fiſchwirtſchaft (V. vom 1. April 1935, RGBl. 1 S. 542), 

die Garten bauwirtſchaft (V. vom 27. Februar 1935, RGBl. I S. 343, 
vom 30. Juni 1935, RGBl. I S. 905), 

die Kartoffelwirtſchaft (V. vom 18. April 1935, RGBl. I S. 550, vom 
2. Juli 1935, RGBl. I S. 905), 

die Kartoffelflockenherſtellung (V. vom 18. Oktober 1934, RGBl. I 
S. 1073), 

die Margarine: und Kunſtſpeiſefettinduſtrie (V. vom 23. Juli 
1934, RGBl. 1 S. 720), 

die Herſtellung von Miſchfutter (V. vom 21. Auguſt 1934, RG Bl. 1 S. 795), 

die Obſt⸗ und Gemüſeverwertungsinduſtrie (V. vom 5. Novem⸗ 
ber 1933, RGBl. 1 S. 813), 

die Schlachtviehwirtſchaft (V. vom 27. Februar 1935, RGBl. S. 301, 
vom 4. Juli 1935, RGBl. I S. 1045, vom 13. Oktober 1934, RGBl. I S. 976), 

die Stärkeinduſtrie (V. vom 30. April 1934, RGBl. 1 S. 366), 

die Süß warenwirtſchaft (V. vom 7. Juni 1935, RGBl. I S. 742). 

2. In der Zigarreninduſtrie waren bisher überwiegend Handarbeiter 
beſchäftigt, welche daneben zugleich in der Landwirtſchaft verwendet wurden. 
Durch die Einführung von Maſchinen würden nach den angeſtellten Berechnungen 
fünf Sechſtel der bisherigen Arbeitskräfte ausgeſchaltet werden. Durch Geſetz 
vom 15. Juli 1933 (RG Bl. I S. 493) wird daher die Verwendung von Maſchinen 
zur Anfertigung des Wickels und zum Überrollen mit dem Deckblatt unter Straf⸗ 
androhung eingeſchränkt. Das Geſetz hat nach dem Vorwort nur vorübergehende 
Bedeutung „mit Rückſicht auf die beſonderen Verhältniſſe der Zigarreninduſtrie 
und als einſtweilige Übergangsmaßnahme zur Eindämmung der vorhandenen 
Arbeitsloſigkeit“. 


E. Landwirtſchaft 


1. Der vollſtändig daniederliegenden Landwirtſchaft konnte auch der im weiten 
Umfang gewährte Vollſtreckungsſchutz auf die Dauer keine Abhilfe bringen, da er 
nur eine Stundung der Gläubigerforderungen bedeutete. Die Verſchuldung wurde 
erſt wirkſam bekämpft durch das Geſetz vom 1. Juli 1933 zur Regelung der 
landwirtſchaftlichen Schuldverhältniſſe (RGBl. I S. 331). Hier: 
nach ſoll die Verſchuldung des landwirtſchaftlichen Grundbeſitzes zurückgeführt 
werden bis zur Grenze der Mündelſicherheit (§ 1), d. h. bis zu zwei Dritteilen des 
nach Hundertſätzen des ſteuerlichen Einheitswertes berechneten Betriebswertes. 
(4. DurchfV. vom 5. Oktober 1933 Art. 1, RGBl. 1 S. 719). Unter Strafe geſtellt 
find vorſätzlich unrichtige oder unvollſtändige Angaben gegenüber dem Amtsgericht 
oder der Entſchuldungsſtelle (SS 102, 103), ferner Erſchleichung eines Vorteils 
unter Ausnutzung des Geſetzes, um ſich oder einen andern zu bereichern. 

2. Über die Art der Verwendung von hochgiftigen Stoffen (arſenhaltigen Ver⸗ 
bindungen) und deren Zubereitungen zur Bekämpfung tieriſcher und pflanzlicher 
Schädlinge ſowie den Verkauf wurden durch V. vom 17. Juli 1934 (RGBl. S. 712), 
vom 24. April 1935 (RGBl. I S. 571) Vorbeugungsvorſchriften mit Strafſchutz 
(8 5) getroffen. 

3. Die durchgreifende Geſundung der geſamten Landwirtſchaft hängt davon ab, 
daß dem Bauernſtand im Marktverkehr ein ausreichender Erlös geſichert 
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wird. Durch Geſetz vom 13. September 1933 (RGBl. I S. 626) wurde der Reichs⸗ 
miniſter für Ernährung und Landwirtſchaft ermächtigt, die Erzeugung, den Abſatz 
ſowie die Preiſe und Preisſpannen von landwirtſchaftlichen Erzeug⸗ 
niſſen zu regeln unter Würdigung der Belange der Geſamtwirtſchaft und des 
Gemeinwohles. Hierauf iſt die bäuerliche Marktordnung aufgebaut. 

a) Auf dem Eiermarkt ergaben ſich infolge des unregelmäßigen Angebots 
an Inlandserzeugniſſen, teils infolge der Einfuhr erhebliche Preisſchwankungen. 
Das Geſetz über den Verkehr mit Eiern vom 20. Dezember 1933, 8 1 (RGBl. 1 
S. 1094) ordnet daher an, daß die geſamte Inlandserzeugung und die Einfuhr 
einheitlich erfaßt und in Verkehr gebracht wird. Der Reichsnährſtand iſt befugt, 
Preiſe und Preisſpannen unter Strafandrohung feſtzuſetzen. (V. vom 21. Dezember 
1933, § 4, RGBl. I S. 1103.) 

b) Zwecks Förderung der einheimiſchen Fetterzeugung trifft die Ver⸗ 
ordnung des Reichspräfidenten vom 23. März 1933 (RGBl. I S. 143) die gleiche 
Regelung für die Inlandsware und Einfuhr (8 1). Auf der einen Seite wurde 
durch die V. vom 23. März 1933 (RGBl. 1 S. 145), vom 21. Juni 1933 (RGBl. I 
S. 376), vom 23. September 1933 (RG Bl. I S. 662), vom 23. Oktober 1934 
(RGBl. I S. 1066) die gewerbsmäßige Herſtellung von Erzeugniſſen der Margarine⸗ 
fabriken und Olmühlen auf 50 Prozent der Erzeugung des letzten Vierteljahrs 
1932 beſchränkt. Andererſeits iſt nach der V. vom 13. April 1933 (RGBl. I S. 201) 
für die Verbraucher die Verwendung von Margarine und Kunſtſpeiſefett in Gaſt⸗ 
wirtſchaften, Schank⸗ und Speiſewirtſchaften, Bäckereien und Konditoreien, ebenſo 
das Feilhalten und der Verkauf in Gefäßen, Behältniſſen und Amhüllungen be: 
kanntzugeben. Außerdem wurde der Hundertſatz des zu verwendenden inländiſchen 
neutralen Schweineſchmalzes bei der Herſtellung von Margarine und Kunſt⸗ 
ſpeiſefett feſtgeſetzt. (V. vom 27. September 1934, RGBl. I S. 867.) 

c) Für die Getreidewirtſchaft wurde nach der Regelung durch Geſetz 
vom 26. September 1933 (RG Bl. I S. 667) und V. vom 29. September 1933 
(RGBl. I S. 701) vom Erntejahr 1934 an eine grundlegende Ordnung auf Grund 
des Geſetzes v. 27. Juni 1934 (RGBl. I S. 527) eingeführt. Nach V. vom 
10. Juli 1935 (RGBl. 1 S. 1005) wurden zur Verſorgung der Bevölkerung, des 
Abſatzes und der Verwertung von Getreide nach Gebieten abgegrenzte Getreide⸗ 
wirtſchaftsverbände gebildet (SS 1, 3) und die Verkaufspreiſe des Erzeugers, ebenſo 
der Einkaufspreis der Mühlen für ſämtliche Getreidearten feſtgeſetzt (SS 30, 31, 
46—71, Anl. IV VII). Zuwiderhandlungen unterliegen der Beſtrafung; für 
beſonders ſchwere Fälle beträgt der Strafrahmen Zuchthaus und Geldſtrafe in 
unbeſchränkter Höhe (8 86). Neben der Strafe kann auf öffentliche Bekannt⸗ 
machung der Verurteilung, Einziehung und Unterſagung des Erzeugungs⸗ und 
Verteilungsbetriebes ſowie des Betriebes zur Herſtellung des Brotes erkannt 
werden (8 88). Ergänzend wurde der Zuſammenſchluß der Roggen und 
Weizen verarbeitenden Mühlen durch Geſetz vom 15. September 1933 (RGBl. I 
S. 627) verfügt. Die V. vom 10. Juli 1935 (RGBl. 1 S. 915) trifft nähere 
Beſtimmungen über die Fortſetzung der Betriebe, Ausnutzung der Leiſtungsfähig⸗ 
keit, die Errichtung neuer Mühlen, die Erweiterung des Geſchäftsbetriebes und der 
Leiſtungsfähigkeit einer beſtehenden Mühle und ſtellt Zuwiderhandlungen unter 
Strafe (§ 28). Zwecks Streckung der Mehlvorräte wurden durch Geſetz vom 12. Sep⸗ 
tember 1933, vom 14. November 1933 (RGBl. I S. 619, 972) über die Verwendung 
von Kartoffelmehl und Magermilch unter Strafandrohung Beſtimmun— 
gen getroffen. 

d) Die außerordentlichen Preisſchwankungen auf dem Hopfenmarkte führten zu 
einer einheitlichen Begrenzung der Erzeugung. Zu dieſem Zweck wurde jeweils 
unter Strafandrohung die Hopfenanbaufläche feſtgeſetzt und verteilt, 
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ferner die Errichtung neuer Hopfenanlagen von einer Erlaubnis abhängig 
gemacht. (V. des Reichspräfidenten vom 23. Februar 1933 Kap. III S 1, RGBl. I 
S. 80; V. vom 5. Juli 1933, vom 7. Juni 1934, RGBl. I 1933 S. 453, 1934 S. 477.) 

e) Der Abſatz und die Preiſe von Kartoffeln wurden der Marktregelung 
unterſtellt. (V. vom 31. Juli 1934, RGBl. 1 S. 743.) 

f) Auf dem Gebiet der Milchwirtſchaft wurden die Milch erzeugenden, 
verarbeitenden, verteilenden ſowie die mit Milcherzeugniſſen handelnden Betriebe 
zu Milchverſorgungsverbänden, Milchwirtſchaftsverbänden und endlich zur Deuts 
ſchen Milchwirtſchaftlichen Vereinigung zuſammengeſchloſſen. (V. vom 27. März 
1934, $ 1, RGBl. I S. 259.) Zwecks einheitlicher Geſtaltung der Marktlage wur⸗ 
den durch Geſetz vom 20. Dezember 1933 (RG Bl. I S. 1093) über den Verkehr 
mit Milcherzeugniſſen inländiſcher und ausländiſcher Herkunft Vorſchriften er⸗ 
laſſen, ferner wurde durch V. vom 21. Dezember 1933 Art. 2 (RGBl. I S. 1109) 
der Reichsnährſtand ermächtigt, für den Verkehr mit Butter und Käſe Preiſe 
und Preisſpannen feſtzuſetzen. Im Zuſammenhang damit wurden jeweils für 
Butter und Käſe einheitliche Sorten und Bezeichnungen eingeführt. (Butter⸗ 
verordnung vom 20. Februar 1934, RGBl. 1 S. 117; Käſeverordnung vom 
20. Februar 1934, RGBl. I S. 114.) Endlich iſt den Schmelzkäſebetrieben auf: 
erlegt, zu 95 vH. inländiſchen Käſe zu verarbeiten. (V. des Reichspräſidenten 
vom 23. Februar 1933, Kap. II; V. vom 24. Februar 1933, RGBl. I S. 80, 81.) 
Zuwiderhandlungen gegen die einſchlägigen Vorſchriften unterliegen der Be⸗ 
ſtrafung. 

g) In ähnlicher Weiſe wie bei der Fett⸗, Milch⸗ und Eierwirtſchaft iſt der Ver⸗ 
kehr mit Tieren und tieriſchen Erzeugniſſen durch Geſetz vom 
23. März 1934 (RGBl. I S. 224), 

h) ſowie die Erzeugung, Verwertung und der Abſatz von Weinbauerzeugniſſen 
(V. vom 3. November 1934, RGBl. I S. 1225) unter Strafandrohung (S8 12) 
geregelt. 

i) Zur Vermeidung eines Preisverfalls wurde der Reichsnährſtand ermächtigt, 
für die Frühjahrsvorräte an Speiſezwiebeln auf die Zeit vom 1. April 
bis 10. Mai 1934 unter Berückſichtigung der Geſamtwirtſchaft und des Gemein⸗ 
wohls Preiſe und Preisſpannen mit Strafandrohung feſtzuſetzen. (V. vom 29. März 
1934, RGBl. I S. 298.) 

4. Die zuſtändigen Reichsminiſter ſind ermächtigt, über die Hebung der Be⸗ 
ſchaffenheit und den Verwendungszwang der inländiſchen Schafwolle bei 
Vermeidung von Strafe Anordnungen zu erlaſſen. (Geſetz vom 16. Mai 1933, 88 1, 
2, RGBl. I S. 359.) 

5. Zur Erhaltung des Waldbeſtandes und Sicherung der Holz⸗ 
erzeugung wurde für die nichtſtaatlichen Waldungen die Abholzung hiebunreifer 
Nadelhochwaldbeſtände und die übermäßige Abholzung unter Strafe verboten. 
(Geſetz vom 18. Januar 1934, 88 1—4, RGBl. I S. 37.) 

6. Zum Schutz der Seefiſcherei dürfen in den deutſchen Nordſeeküſtengewäſſern 
Schollen nur mit einem beſtimmten Mindeſtmaß eingeführt und weiter in 
Verkehr gebracht werden (Geſetz vom 30. April 1934, § 1, RGBl. I S. 353), und 
iſt für den Flundern⸗- und Sprottenfang in der Oſtſee eine Schonzeit feſtgeſetzt. 
(Geſetz vom 30. April 1934, $ 1, RGBl. I S. 353, vom 14. Auguſt 1934, RGBl. I 
S. 773.) 

Soweit der Strafrahmen nicht beſonders hervorgehoben iſt, beſteht die im Geſetz 
angedrohte Strafe jeweils in Geldſtrafe bis zum geſetzlichen Höchſtbetrag und 
Gefängnisſtrafe, ſei es bis zu 5 Jahren oder bis zu einem Jahr oder 6 Monaten, 
oder in einer dieſer Strafen. 

Vorſtehende Darſtellung erſtreckt ſich auf den Stand vom 1. Auguſt 1935. 
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III. Die weitſpannenden Geſetze tragen deutlich das Gepräge nationalſozialiſtiſcher 
Weltanſchauung. Die geſamte Wirtſchaft ſteht nicht etwa als ein ſelbſtändiger 
Körper dem Staat gegenüber, ſondern ſie hat ſich als Teil des Volksganzen der 
Allgemeinheit einzufügen. Nur in dieſem Rahmen iſt eine nationale Wirtſchaft 
möglich und anzuerkennen. 

In der früheren Zeit begnügte man ſich, einige Wirtſchaftszweige und Unter⸗ 
nehmungen zu ſtützen, wobei jeweils Partei⸗ und ſonſtige politiſche Einflüſſe 
ausſchlaggebend waren. Ein derartiges Flickwerk konnte auf die Dauer weder den 
bedachten Beteiligten noch weniger der Allgemeinheit eine Abhilfe bringen. 
Vielmehr nahm der Verfall der Wirtſchaft unaufhaltſam ſeinen weiteren Lauf. 

Im Gegenſatz hierzu ging die neue Regierung von einem einheitlichen Geſamt⸗ 
plan aus, in deſſen Mittelpunkt das Wohl der Volksgemeinſchaft ſtand. Als 
beſonders vordringlich wurde Hebung des Arbeiterſtandes und die Rettung des 
Bauernſtandes in Angriff genommen. Aber die Maßnahmen ſelbſt wurden nur 
im Hinblick auf den einheitlichen Plan getroffen, wobei zugleich die Belange der 
einzelnen Gruppen dem Wohl der Allgemeinheit untergeordnet wurden. 

Die wohltätigen Wirkungen der Wirtſchaftsgeſetze würden vielfach durchkreuzt 
werden, wenn es gewiſſenloſen Elementen gelingen ſollte, in eigennütziger Weiſe 
die Wirtſchaftslage für ſich auszubeuten oder ſich der Befolgung der Vorſchriften 
zu entziehen. Denn jede wirtſchaftliche Betätigung findet ihre Grenze in dem 
nationalſozialiſtiſchen Gebot: Gemeinnutz geht vor Eigennutz. Die Gtrafs 
androhungen bezwecken daher in erſter Linie den Schutz der Wirtſchaft im allge⸗ 
meinen und richten ſich gegen das gemeinſchädliche, aſoziale Verhalten des Täters, 
wogegen die Schädigung des einzelnen und ſeiner Vermögensrechte in den Hinter⸗ 
grund tritt. Inſofern weiſt die neue Geſetzgebung bereits die Grundzüge des 
künftigen allgemeinen Strafrechts auf. Die Rechtsanwendung wird dieſe Geſichts⸗ 
punkte in den Vordergrund ſtellen. Im Strafverfahren ſind die wirtſchaftlichen 
Zuſammenhänge und die perſönliche Einſtellung des Täters aufzudecken. Es wäre 
ferner verfehlt, die Auslegung des Geſetzes auf den Wortlaut abzuſtellen; vielmehr 
wird beſonders dem wirtſchaftlichen Zweck der Vorſchriften eine ausſchlaggebende 
Bedeutung einzuräumen ſein. Hierdurch fallen ſpitzfindige, ausgeklügelte Aus⸗ 
deutungs⸗ und Umgehungsverſuche zumeiſt ſchon in ſich zuſammen. Gegebenenfalls 
kann nach $ 2 StGB. in der Faſſung des Geſetzes vom 28. Juni 1935 (RGBl. I 
S. 839) eine etwaige Geſetzeslücke ergänzt und eine ſtrafwürdige Tat der Strafe 
entgegengeführt werden. Eine verſtändnisvolle, zielbewußte Rechtſprechung wird 
die Durchführung der getroffenen Maßnahmen ſichern und die Wirtſchaftsmoral 
feſtigen. In dieſer Form wird das neue Wirtſchaftsrecht ſich als wirkſamer Schutz 


der deutſchen Wirtſchaft bewähren. 
Steinert 
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Adolf Hitler: „Mein Kampf“; Reden vom 1. Mai 1933, 21. März 1934 (Unterhaching), 
1. Mai 1934, 16. Mai 1934 (2. Deutſcher Arbeiterkongreß), 17. Auguſt 1934 (Hamburg). 
Deutſches Recht: Nr. 6/1933: Dr. Fritzſche: „Gedanken über Nationalſozialismus und Straf⸗ 
recht.“ Dr. Häusler: „Zur Erneuerung des Strafrechts.“ 
Nr. 7/1933: Dr. Zahn: „Kapitalgeſellſchaften, Wirtſchaftsführertum und Staat.“ 
Nr. 3/1934: Reichs juſtizkommiſſar Dr. Frank: „Zur Strafrechtsreform.“ Nagler: „Die 
Grundlagen der Strafrechtserneuerung.“ 
Nr. 6/1934: Reichsjuſtizkommiſſar Dr. Frank: „Der deutſche Rechtsſtaat Adolf Hitlers.“ 
Nr. 13 / 1934: Dr. Höhn: „Gemeinſchaft als Rechtsprinzip“. Roger Diener: „Gemeinſchaft 
und Strafrecht.“ 
Nr. 14/1934: Dr. Höhn: „Staat als Rechtsbegriff.“ Dr. Wittich: „Volk als Rechtsbegriff.“ 
Dr. Mansfeld: „Die ſoziale Ehre“. 
Dr. Schwarz und Dr. Noack: „Die Geſetzgebung des Dritten Reiches“, Grundriß. 
Hans Pfundtner und Dr. Reinhard Neubert: „Das neue Deutſche Reichsrecht“ nebſt Er⸗ 
läuterungen zu den einzelnen Wirtſchaftsgeſetzen. 2 Bände. 
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Ehrenſtrafen der Berufsſtaͤnde 


I. Berufsſtändiſches Ehrenſtrafrecht 

Nach Punkt 25 des Parteiprogramms (Ppr.) ſind im nationalſozialiſtiſchen Staat 
Berufsſtände zu bilden. Der ſtändiſche Aufbau des Reiches geht darauf hinaus, eine 
reinliche Scheidung zwiſchen der politiſchen und wirtſchaftlichen Tätigkeit der Volks⸗ 
genoſſen vorzunehmen. Im Wirtſchaftsleben ſtehen die Belange häufig gegenüber 
und ſtreiten miteinander. Dieſe Reibungsflächen müſſen aus der politiſchen Arbeit 
entfernt werden. Die wirtſchaftliche Betätigung iſt in ein Sondergebiet zu ver⸗ 
weiſen. Danach iſt Stand das unter wirtſchaftlichem Geſichtspunkt organiſierte Volk. 
Als weſentliche Punkte für den ſtändiſchen Aufbau ſind hervorzuheben: 

a) Die Selbſtverwaltung bedeutet, daß die Angelegenheiten von den Mitgliedern 
des Standes ſelbſt wahrgenommen werden. Da auch das Wirtſchaftsleben eine 
Erſcheinungsform des Staates iſt, ſo hat er die Aufſicht und Kontrolle über die 
Geſchäftsführung und Maßnahmen. Er darf gegebenenfalls Anordnungen der 
Selbſt verwaltung aufheben und ändern. 

b) Die Aufgaben des Standes ſind in erſter Linie darauf gerichtet, die wider⸗ 
ſtreitenden Intereſſen der Mitglieder auszugleichen. Sie ſollen gemeinſchaftlich zum 
Wohle der Geſamtheit miteinander arbeiten. Klaſſenkampf und Konkurrenz⸗ 
ſchädigung ſind auszumerzen. Die Verwaltung hat für die Hebung des Standes⸗ 
anſehens zu ſorgen. Beim einzelnen Mitglied iſt die Standesehre zu pflegen. Er 
iſt zur anſtändigen Berufsausübung anzuhalten. Dazu kommen ſozialpolitiſche 
Aufgaben, wie Unfallverhütung, Arbeitsvermittlung, Sozialverſicherung. 

c) Die Zugehörigkeit des Volksgenoſſen zu einem Stande ergibt ſich aus ſeinen 
wirtſchaftlichen Intereſſen. Danach gehört er dem Stand an, für deſſen Wirt⸗ 
ſchaftsgebiet er wirkt. Daher tritt ſeine ſpezielle Berufstätigkeit zurück hinter dem 
größeren Kreis des Standes, in dem der Beruf nur ein Glied iſt. Um Intereſſen⸗ 
widerſtreit zu vermeiden, unterſteht der Volksgenoſſe ausſchließlich einer Organi⸗ 
ſation. 

Die Richtpunkte des ſtändiſchen Lebens ſind ſomit Trennung von Wirtſchaft und 
Politik, Selbſtverwaltung des Standes unter Staatsaufſicht, Standes reinigung, 
Erziehung des Mitgliedes zu ehrhaftem und anſtändigem Verhalten, ſozialpolitiſche 
Förderung, Zuſammenfaſſung aller Standesfräfte zum Gemeinwohl. Dieſe we⸗ 
ſentlichen Merkmale ſind auch für die rechtliche Ausgeſtaltung des berufsſtändiſchen 
Ehrenſtrafrechts maßgebend. 

1. Weſen des Ehrenſtrafrechts. Das kriminelle Strafrecht iſt eine Folge der all⸗ 
gemeinen Staatsgewalt, die alle Volksgenoſſen gleichmäßig erfaßt. Inhaltlich iſt 
es auf Sühne für eine in der Vergangenheit liegende Verletzung von Rechts⸗ 
gütern gerichtet. Das Ehrenſtrafrecht erfaßt den einzelnen nicht als Volks-, ſondern 
als Berufsgenoſſen. Er unterſteht als Mitglied des Standes einem beſonderen 
Unterwerfungsverhältnis. Seine Zuwiderhandlung richtet ſich gegen die Standes⸗ 
pflichten. Inhaltlich verwirklicht das Ehrenſtrafrecht zwei nationalſozialiſtiſche 
Forderungen, nämlich Erziehung des Berufsgenoſſen zu anſtändigem Verhalten 
und Reinigung des Standes durch Ausmerzung unverbeſſerlicher Glieder. Das 
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Ehrenſtrafrecht ift auf die Zukunft gerichtet. Das Vergehen iſt ein Erkennungs⸗ 
mittel für die Strafbedürftigkeit des Berufsgenoſſen. 

Die Ausübung der Ehrengerichtsbarkeit liegt entſprechend dem Grundſatz der 
Selbſt verwaltung nicht ſtaatlichen Behörden ob, ſondern dem Stande ſelbſt. 

Die Tatbeſtände ſind meiſtens nicht ſpeziell formuliert wie im Kriminalſtraf⸗ 
recht. Vielmehr werden Generalklauſeln gegeben, welche die Verletzung der Standes⸗ 

pflichten betreffen. Die allgemeinen Lehren des Ehrenſtrafrechts ſind in den Ge⸗ 
ſetzen und Satzungen nicht behandelt. Sie müſſen aus dem Standesaufbau und 
dem Zweck der Ehrenſtrafe entnommen werden. Eine beſondere Stellung nimmt 
die Ehrbarkeit im Reichserbhofgeſetz ein. Die Abmeierung nach § 15 Abi. 2 iſt 
keine Strafe, ſondern eine Reinigungsmaßnahme für den Reichsnährſtand. In 
ihrem Zweck ähnelt fie aber der Ehrengerichtsbarkeit der ſonſtigen Berufsſtände, 
ſo daß ſie mitbehandelt wird. 

2. Täter und Teilnehmer ſtehen im Ehrenſtrafrecht gleich. Alle Ausführungs⸗ 
arten (Mittäterſchaft, mittelbare Täterſchaft, Anſtiftung, Beihilfe) laſſen er⸗ 
kennen, daß die Beſſerung des Mitgliedes oder die Reinigung des Standes er⸗ 
forderlich iſt. Es genügt, daß in dem Verhalten eine Strafbedürftigkeit des Täters 
hervortritt. Es gilt alſo der extenfive Täterbegriff, nach dem Verurſachung des 
ſtandeswidrigen Erfolges ausreicht. Jeder Beteiligte muß aber in dem beſonderen 
Unterwerfungsverhältnis ſtehen. Umſtände, welche die Strafe begründen, ſind 
anderen Volksgenoſſen nicht anzurechnen, wie $ 50 StGB. es für das kriminelle 
Strafrecht anordnet. 

3. Opportunität und Legalität. Aus der Rechtsnatur als Beſſerungs⸗ und 
Reinigungsitrafe folgt, daß es im Ermeſſen der Verfolgungsbehörde liegt, ob fie 
das Verfahren einleitet. Wenn der Berufsgenoſſe nicht ſtrafbedürftig erſcheint, 
ſo kann von der Strafe abgeſehen werden. Verfolgungszwang herrſcht aber, wenn 
nur gröbliche oder ſchwere Verletzung der Berufspflichten geahndet wird. Sie 
offenbart immer eine Strafbedürftigkeit. Dasſelbe gilt, wenn der Berufsſtand die 
Befugnis hat, im Aufſichtswege die Pflichterfüllung des einzelnen Mitgliedes zu 
überwachen und Anordnungen zu erlaſſen. Der Auffiht unterſtehen leichtere Zu⸗ 
widerhandlungen. Für die Ehrengerichtsbarkeit verbleiben die ſchweren Über⸗ 
tretungen. 

Gröbliche Verſtöße erfordert $ 36 AO. Ein Auffſichtsrecht iſt vorhanden in 
§ 49 Nr. 1 Rechtsanwaltsordnung, § 22 PatentanwGeſ. vom 28. September 1933, 
§ 22 Schriftleitergeſ. vom 4. Oktober 1933. Nach § 11 Börſeſ. beſteht ein Ver⸗ 
folgungszwang nur, wenn der Staatskommiſſar die Einleitung des Verfahrens 
verlangt. Im Erbhofrecht herrſcht Legalität. Denn es werden nur die ſchwerſten 
Verſtöße beſtraft, was aus der einſchneidenden Wirkung der Abmeierung folgt. 
Die Entſetzung von der Führung des Hofes kann nur bei gröblicher Ehrverletzung 
ausgeſprochen werden. Solche Fälle erfordern im Intereſſe des Standes ein Ein⸗ 
greifen. 

4. Begnadigung iſt bei allen Ehrenſtrafen zuläſſig. Zur Anwendung kommen 
die Beſtimmungen über die Begnadigung wegen krimineller Strafen. Da das zu⸗ 
ſtändige Staatsorgan die Strafe erlaſſen kann, jo iſt es auch befugt, bedingt den 
ſtaatlichen Strafanſpruch aufzuheben, indem es die Vollziehung der Strafe von 
beſtimmten Vorausſetzungen abhängig macht. Daneben ſteht das Aufſichts recht des 
Staates. Er iſt berechtigt, die Entſcheidung zu ändern oder aufzuheben, ſofern 
ihm das Geſetz die Befugnis eingeräumt hat. Dies iſt im preußiſchen (§8 87) und 
Reichsjagdgeſetz (59) vorgeſehen. Ausdrücklich iſt die Begnadigung im $ 73 des 
preuß. Tierärztekammer⸗Geſ. vom 13. April 1928 anerkannt. Nach dem Reichs⸗ 
erbhofgeſetz iſt eine Aufhebung der Abmeierung im Gnadenwege nicht möglich. 
Denn ſie bewirkt den Verluſt einer öffentlich-rechtlichen Fähigkeit. Sonſt iſt die 
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Begnadigung anerkannt in den Erlaſſen des Führers vom 1. Februar 1935 (RGBl. 
1935 J, 74) und 27. Februar 1935 (Deutſche Juſtiz 1935, 356). 

5. Für eine Verſuchsbeſtrafung iſt im Ehrenſtrafrecht kein Bedürfnis vor⸗ 
handen. Sind die Zuwiderhandlungen in einer Generalklauſel zuſammengefaßt, 
ſo iſt im Einzelfall zu entſcheiden, ob die Handlung als Verletzung der berufs⸗ 
ſtändiſchen Pflichten anzuſehen iſt. Wenn das Geſetz beſondere Verletzungen her⸗ 
vorhebt, ſo iſt der Verſuch nicht ſtrafbar. Denn dadurch iſt in bewußter Abweichung 
von der ſonſtigen Normierung die Allgemeinklauſel aufgegeben und die Straf⸗ 
barkeit eingeſchränkt. Im § 36 des Geſetzes zur Ordnung der nationalen Arbeit 
vom 20. Januar 1934 iſt dieſe Form gewählt worden. Einzelne Tatbeſtände ent⸗ 
hält lediglich 8 36 AO. Alle anderen Gelege haben Generalklauſeln, jo $ 3 
Arzte⸗Ehrengereſ. vom 25. November 1899 in Preußen, § 62 Rechtsanwalts⸗ 
ordnung, § 37 PatentanwGeſ. vom 28. September 1933, § 8 preuß. Apotheker- 
kammer⸗Geſ. vom 21. April 1923, $ 8 preuß. Zahnärztekammer⸗Geſ. vom 17. April 
1923, $ 38 preuß. Tierärztekammer⸗Geſ. vom 13. April 1928, § 82 preuß. Jagd⸗ 
geſetz vom 18. Januar 1934, § 57 Reichsjagdgeſetz vom 3. Juli 1934. Einige Ge⸗ 
ſetze bringen neben der Generalklauſel noch beſondere Tatbeſtände, jo $ 31 Schrift⸗ 
leitergeſ. vom 4. Oktober 1933, $ 60 vorl. HandwVerord. vom 15. Juni 1934. 

6. Ein Verſchulden iſt zur ehrengerichtlichen Beſtrafung erforderlich. Denn ſie 
dient der Reinigung des Standes und der Beſſerung des Mitglieds. Im Ungefähr⸗ 
werk äußert ſich keine Strafbedürftigkeit. Zur Beſtrafung genügt leichte Fahr⸗ 
läſſigkeit. Dies folgt daraus, daß ſchon die Nichtachtung einen Mangel an Sorg⸗ 
falt gegenüber berufsſtändiſchen Pflichten erkennen läßt. In einzelnen Geſetzen iſt 
das Verſchulden angedeutet, jo durch Bezeichnung als Vergehen ($ 31 Schrift⸗ 
leitergeſ.), durch den Zuſatz böswillig, bewußt, leichtfertig (§ 36 AOG.). Im 
Reichserbhofgeſetz folgt das Verſchulden aus dem Begriff der Ehrbarkeit. Eine 
Zufallshandlung entehrt niemals, auch nicht Fahrläſſigkeit. Für das Schulden⸗ 
machen nach $ 15 Abſ. 2 iſt eine Abmeierung nur vorgeſchrieben, wenn der Bauer 
bei ordnungsmäßiger Wirtſchaft zur Erfüllung imſtande geweſen wäre. Wegen 
der weitreichenden Wirkung wird mindeſtens grobe Fahrläſſigkeit zu fordern ſein. 

7. Die kriminelle Verantwortlichkeit gilt nicht unverändert im Ehrenſtrafrecht 
der Berufsſtände. Der $ 2 JGG. iſt nicht anwendbar. Dies folgt daraus, daß das 
Unterwerfungs verhältnis im Regelfall von einem beſtimmten Alter des Pflichtigen 
unabhängig iſt. Da jedes berufsſtändiſche Verhältnis im nationalſozialiſtiſchen 
Staat einen ſtrafrechtlich geſchützten Ehrbegriff hat, ſo kann nicht eine Gruppe 
von Perſonen bis zu einem gewiſſen Alter von der ehrengerichtlichen Verfolgung 
befreit ſein. Daher gilt die Altersgrenze von 14 Jahren nicht. Es iſt in jedem 
Fall zu prüfen, ob der Täter die erforderliche Einſichts⸗ und Hemmungsfähigleit 
hatte (S 3 JGGG.). Dagegen iſt der $ 51 StGB. anzuwenden. Wenn der Täter 
ſich in einem die freie Willensbeſtimmung ausſchließenden Zuſtand befindet, ſo 
ergibt ſich aus ſeinem Verhalten keine Beſſerungsbedürftigkeit. 

8. Ein Irrtum des Täters kann ſich auf das Vorhandenſein des Unterwerfungs⸗ 
verhältniſſes beziehen. Wenn er unverſchuldet iſt, jo bleibt er ſtraffrei. Denn das 
Zuwiderhandeln iſt nicht gegen Berufspflichten gerichtet. Beim Irrtum über die 
Standespflichten liegt meiſtens Fahrläſſigkeit vor, weil der Unterworfene ſich bei 
dem Führer des Standes über den Umfang unterrichten kann. Wenn er ſchuldlos 
geirrt hat, ſo iſt er nicht zu beſtrafen; denn eine Mißachtung der Berufspflichten 
liegt in dem Verhalten nicht. Es fehlt an einem widerſtreitenden Willen. Der 
Täter iſt nicht ſtrafbedürftig. 

9. Eine Verjährung iſt in den meiſten Diſziplinargeſetzen nicht zugelaſſen. Die 
Reinhaltung des Berufsſtandes erfordert, daß nach längerer Zeit noch eine Fahn⸗ 
dung der Zuwiderhandlung möglich iſt. Nur vereinzelt kommt die Verjährung 
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vor, jo im bay. Beamt.⸗Geſ. vom 16. Auguſt 1808 Art. 113. Aus Billigkeits⸗ 
gründen iſt jedoch in neueren Geſetzen davon abgewichen worden. Die Stellung 
des Volksgenoſſen im Berufsſtand iſt von ſo großer Bedeutung, daß ſie nicht 
dauernd in der Schwebe ſein kann. So ordnen Verfolgungsverjährungen an $ 63 
vorl. HandwVerord. vom 15. Juni 1934, $ 37 AO., § 10 VerfOrd. z. Schrift: 
leitergeſ. vom 18. Januar 1934. Für Rechtsanwälte, Arzte, Apotheker, Börſen⸗ 
beſucher, Jäger, Bauern fehlt eine Verjährung. Eine Vollſtreckungsverjährung iſt 
in keinem Geſetz vorgeſehen. Die Berufs reinigung verlangt eine unbefriſtete 
Vollziehung. 

10. Rückwirkung. Da die Strafe auf den Täter motivierend wirken ſoll, jo ift 
die Rückwirkung ſchwererer Strafgeſetze zu verneinen. Ebenſo kann ſie nicht ver⸗ 
hängt werden, wenn die Zuwiderhandlung vor Begründung des Unterwerfungs⸗ 
verhältniſſes liegt. Die Standes reinigung erfordert aber eine Beſtrafung, wenn 
nach der Standesanſchauung die Handlung ſittlich verwerflich iſt. Einige Geſetze 
beſtimmen dies, wenn das Vergehen zu einer Verſagung der Berufsausübung 
geführt hätte (S 64 Rechtsanw.⸗Ordnung, § 2 Nr. 5, 12 PatentanwGeſ., § 9 
VerfOrd. z. Schriftleitergeſ.). Dies iſt auf andere Berufe zu übertragen, ſofern 
ſie den Verluſt einer Befähigung kennen. Da im Reichserbhofgeſetz die öffentlich⸗ 
rechtliche Eigenſchaft des Bauern in Frage ſteht, jo wirkt § 15 zurück. Bauer kann 
nur werden, wer bei Erlaß des Geſetzes ehrbar iſt. 

11. Ideal⸗ und Realkonkurrenz gleichartiger Strafen. Wenn der Täter durch 
eine Handlung mehrere Berufspflichten verletzt oder mehrmals durch ſelbſtändige 
Taten zuwiderhandelt, ſo iſt nur eine Strafe zu verhängen. Denn der Zweck der 
Ehrenſtrafe iſt einheitlich auf die Zukunft gerichtet. Der Stand ſoll gereinigt 
werden. Mehrfache Verletzung iſt ein Zeichen für höhere Strafbedürftigkeit. Sie 
wirkt ſich bei der Strafzumeſſung aus. Eine mehrfache Straffeſtſetzung findet 
nicht ſtatt. 

12. Konkurrenz verſchiedener Standespflichten. Dieſelbe Perſon kann in ihrer 
Tätigkeit mehrfachen Berufskreiſen unterſtehen. Dann iſt bei ehrenwidrigem 
Verhalten die Strafe nicht wiederholt zu verhängen. Vielmehr iſt im Wege der 
Auslegung zu ermitteln, welcher Kreis den Vorzug hat. Die von M. Frauen⸗ 
dorfer (Der ſtändiſche Gedanke im Nationalſozialismus 4. Aufl. 1933 S. 25, 36) 
entwickelten Gedanken über den perſönlichen Geltungsbereich des Standes ſind 
auf das Recht zu übertragen. Wenn der Pflichtige einem rechtlich organiſierten 
Stand unterſteht (Landwirtſchaft, Induſtrie, Handel, Beamtenſchaft, Handwerk, 
freie Berufe), ſo wird er nur von deſſen Ehrenſtrafrecht betroffen und nicht von 
dem des einzelnen Berufs, der dem Stand eingegliedert iſt. So gilt für beamtete 
Arzte, Apotheker, Ingenieure das Beamten-⸗Diſziplinarrecht, nicht das Ehren: 
ſtrafrecht des freien Berufs. Dies iſt bereits anerkannt im § 8 Abſ. 3 des Zahn⸗ 
ärztekammer⸗Geſ. vom 17. April 1923, $ 8 Abſ. 3 Apothekerkammer⸗Geſ. vom 
21. April 1923 für Preußen. Gehört der Volksgenoſſe mehreren Berufen an, ohne 
ſtändiſch organiſiert zu ſein, ſo entſcheidet das ſpeziellere Geſetz. Die Strafen des 
Schriftleitergeſetzes, das Beamten- und Militärdienſtſtrafrecht, das Strafrecht 
der Beſatzung von See-, Binnenſchiffen und Luftfahrzeugen gehen dem AO. 
vor ($ 4 Abi. 3, § 36 Abſ. 2 AO.). 

13. Idealkonkurrenz ungleichartiger Strafen. Beim Zuſammentreffen von 
Ehren⸗ mit kriminellen Strafen ſind im allgemeinen beide nebeneinander zu ver— 
hängen. Denn die Zwecke beider Strafen ſind verſchieden. Davon iſt aber eine 
Ausnahme zu machen, wenn im kriminellen Strafrecht die Verletzung der berufs— 
ſtändiſchen Pflichten berückſichtigt iſt. (Amts- und Berufsverbrechen.) Dann ent⸗ 
fällt die Ehrenſtrafe. Jedoch kann ſtets auf Verluſt der Berufsfähigkeit erkannt 
werden, weil er im kriminellen Strafrecht nur beſchränkt vorkommt. Dieſe Rege— 
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lung iſt getroffen im Artikel 43 des oldenburgiſchen Staatsdienergeſetzes vom 
28. März 1867 und in S 110 der Seemannsordnung. 

14. Notwehr und Notſtand. Gemeinſam iſt den Notlagen aus 88 52, 53, 54 
StGB., 88 228, 904 BGB., daß der Täter nicht freiwillig, ſondern unter dem Druck 
der Zwangslage handelt. Es fehlt an einem widerſtrebenden Willen. Eine 
Beſſerung und Standesreinigung iſt nicht erforderlich. Dies iſt im $ 36 AO. 
beſonders hervorgehoben. Nach $ 36 Nr. 1, 2 muß die Handlung böswillig, d. h. 
ohne rechtfertigenden Grund vorgenommen ſein. Dasſelbe bedeuten die Aus⸗ 
drücke unzuläſſig, unbegründet, unbefugt im § 36 Nr. 2, 3, 4 AO. Die Zuwider⸗ 
handlung iſt daher ſtraffrei. 

Ebenſo rechtfertigt der Befehl einer vorgeſetzten Stelle das Vergehen, wenn er 
bindend iſt. Denn der Täter handelt nicht freiwillig. Nach der berufsſtändiſchen 
Arbeitsverfaſſung können ſolche bindenden Weiſungen nicht erteilt werden. 

15. Ortlicher Geltungsbereich. Während das kriminelle Strafrecht regelmäßig 
nur Handlungen verfolgt, die auf deutſchem Staatsgebiet begangen ſind (Terri⸗ 
torialprinzip), gilt für das Ehrenſtrafrecht der Satz, daß nicht der Ort ausſchlag⸗ 
gebend iſt, ſondern das geſchützte Intereſſe (Schutzprinzip). Denn die Zuwider⸗ 
handlung iſt nur Erkennungsmittel der Strafbedürftigkeit. Auch Verſtöße gegen 
die Ehrenpflichten, die im Auslande oder ſtaatenloſen Gebiete begangen werden, 
unterliegen der ehrengerichtlichen Verfolgung. 

16. Nulla poena sine lege beherrſcht das geltende Ehrenſtrafrecht. Eine 
Fahndung ſtandeswidrigen Verhaltens kann nur im Rahmen geſetzlicher Vor⸗ 
ſchriften erfolgen. 

Im Regelfall beſteht kein Bedürfnis für eine Erweiterung. Denn die meiſten 
Beſtimmungen enthalten die Generalklauſel, daß unanſtändiges Verhalten in 
und außerhalb des Standes ſowie mangelhafte Berufsausübung zur Straf⸗ 
verfolgung führen. Spezielle Tatbeſtände enthalten nur das Arbeitsordnungs⸗ 
geſetz ($ 36) und die vorl. HandwVerordn. (S 60). Dem nationalſozialiſtiſchen 
Satze nullum crimen sine poena entſpricht es, hier eine Analogie zuzulaſſen, wenn 
die Handlung ſtandeswidrig iſt und einem beſtimmten Rechtsgedanken zuwider⸗ 
läuft. Dies entſpricht dem $ 2 StGB. in der Faſſung des Geſ. vom 28. Juni 1935. 

17. Strafarten. Die meiſten Geſetze kennen verſchiedenartige Strafen, nämlich 
Verwarnung, Verweis, Geldſtrafen oder Verluſt der Berufsfähigkeit. Es fragt ſich, 
ob mehrere Strafarten nebeneinander verhängt werden können. Die Warnung iſt 
die leichteſte Strafart. Sie hat die Bedeutung einer Erinnerung an die Berufs⸗ 
pflichten. Der Verweis geht darüber hinaus. Er enthält nicht eine Mahnung zur 
Selbſtbeſinnung über den Pflichtenkreis (Warnung), ſondern ein fremdes Wert⸗ 
urteil über die Ehrenpflicht. Beide ſchließen ſich gegenſeitig aus. Ebenſowenig kann 
die Warnung mit einer anderen Strafe verbunden werden, weil ſie alle eine mit 
ihr unvereinbare fremde Wertung der Anſtandsgrenzen aufweiſen. Neben dem 
Verweis darf ohne geſetzliche Beſtimmung auf Geldſtrafe erkannt werden, wenn 
noch eine ſchwerere Strafart (Verluſt der Befähigung) vorkommt. Denn im Inter⸗ 
eſſe des Täters und der richtigen Strafzumeſſung liegt es, dem Richter die Mög⸗ 
lichkeit zu geben, ſtatt der ſchwerſten Strafe ein Mittelmaß durch Häufung zweier 
leichterer zu bilden. Dies iſt ausdrücklich anerkannt in § 63 Abſ. 2 Rechtsanwalts⸗ 
ordnung, § 15 Abſ. 2 preuß. Arzte-EhrengerGeſ. vom 25. November 1899, $ 38 
PatentannGeſ., § 40 Abſ. 2 Tierärztekammer-Geſ. in Preußen vom 13. April 1928. 
Neben der ſchwerſten Strafart kann mangels einer geſetzlichen Vorſchrift keine 
andere Strafe verhängt werden. Denn ſonſt würde das Höchſtmaß des Strafrahmens 
überſchritten. Eine Häufung iſt zugelaſſen in $ 40 Abſ. 2 Tierärztekammer-Geſ., 
8 15 Arzte⸗EhrengerGeſ. in Preußen, § 84 des preuß. Jagdgeſetzes vom 18. Januar 
1934. In der vorl. Verord. vom 15. Juni 1934 ſind die Strafarten nach der Schwere 
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der Zuwiderhandlung abgeſtuft. Bei ſchwereren Verfehlungen kann neben Wars 
nung, Verweis, Geldſtrafe die Befähigung zum Amt des Innungswartes oder zum 
Halten von Lehrlingen abgeſprochen werden. In beſonders ſchweren Fällen kann 
der Meiſtertitel aberkannt werden (§ 61). Nach zweimaligem ſchweren Rückfall 
darf das Gericht die Veröffentlichung des Urteils anordnen (8 62). 

18. Nachwirkungen. Wenn der Volksgenoſſe aus dem Berufsſtand freiwillig aus⸗ 
ſcheidet, ſo erliſcht damit das Unterwerfungsverhältnis und die Grundlage für eine 
ehrengerichtliche Verfolgung. Dies ordnet $ 45 PatentanwGeſ. an. Dasſelbe kehrt 
wieder in faſt allen Beamten⸗Diſziplinargeſetzen. Davon iſt eine Ausnahme zu 
machen, wenn freie Zulaſſung zur Berufsausübung beſteht und deren Erteilung 
bei ehrengerichtlicher Beſtrafung verſagt werden kann. Um zu verhindern, daß der 
Täter ſich durch Aufgabe des Berufs der Beſtrafung entzieht und ſpäter eine neue 
Zulaſſung beantragt, iſt eine Verfolgung nach dem Ausſcheiden erforderlich. (So 
auch Ehrengerichtshof für Rechtsanwälte EGH. 5, 10; 13, 52; 22, 116.) 

19. Die Immunität der Abgeordneten erſtreckt ſich nach Art. 36 RV. auf die 
dienſtliche Strafverfolgung. Außerungen in Ausübung des Berufs bleiben ſtraffrei. 
Die prozeſſuale Immunität des Artikels 37 RV. umfaßt auch die Ehrenſtrafen. 
Dafür ſpricht die Gleichſtellung im Artikel 36. Das Verfahren kann dieſelbe Be⸗ 
läſtigung mit ſich bringen wie ein kriminelles. Das SHLG. lehnt im § 44 die 
Immunität ab. 


II. Der beſondere Teil der berufsſtändiſchen Ehrengerichtsbarkeit 


Der Stand iſt die Zuſammenfaſſung des deutſchen Volkes von der wirtſchaftlichen 
Seite aus. Als Volksgenoſſe wird der einzelne politiſch erfaßt. Seine wirtſchaftliche 
Tätigkeit ſoll von dieſen politiſchen Aufgaben getrennt werden. Der ſtändiſche Auf⸗ 
bau verfolgt gleichfalls Staatsaufgaben. Die politiſchen Forderungen, die ihren 
Niederſchlag in dem nationalſozialiſtiſchen Parteiprogramm (Ppr.) und in den 
neueren Geſetzen gefunden haben, gelten auch innerhalb des Berufsſtandes. Seine 
beſonderen Aufgaben beſtehen in der Pflege des Gemeinſchaftsgeiſtes unter den 
Berufsgenoſſen, in der Zuſammenarbeit aller im Intereſſe des Gemeinwohles, in 
der Ausſchaltung der Klaſſenkämpfe und in der Hebung der Standesehre (vgl. 
M. Frauendorfer, a. a. O. S. 24, 26, 28—30). Dieſe politiſchen und ſtändiſchen 
Grundſätze ſind meiſtens in Generalklauſeln zuſammengefaßt. Nur vereinzelt finden 
ſich auch beſondere Tatbeſtände. 

a) Die Berufsausübung jedes Standesgenoſſen ſoll anſtändig ſein. Er hat dabei 
die oberſten Richtlinien der Staatsführung zu wahren. Seine Tätigkeit darf nicht 
gegen die Intereſſen der Allgemeinheit verſtoßen (Ppr. Nr. 10), ſein Streben darf 
nicht ausſchließlich auf Gewinn gerichtet ſein, ſo daß der Gemeinnutz übermäßig 
hinter dem Eigennutz zurücktritt (Ppr. Nr. 24). Insbeſondere iſt bei den freien Be⸗ 
rufen zu beachten, daß ihre Tätigkeit kulturſchöpfend iſt und deshalb nicht wie ein 
Gewerbe lediglich auf Gewinn abgeſtellt iſt. Verwerflich iſt eine Berufsausübung, 
welche das Verbot der Zinsknechtſchaft verletzt (Ppr. Nr. 11). Übermäßiger Zins, 
der nicht durch Riſiko oder Gegenleiſtungen gerechtfertigt iſt, iſt ſtandeswidrig. Die 
Ausnutzung von Monopolen, allgemeinen Notlagen verſtößt gegen Ppr. Nr. 18. 
Müheloſes Einkommen unter Ausnutzung von Gemeinnot (Wucherer, Schieber) iſt 
unanſtändig erworben. Wer in ſeiner beruflichen und gewerblichen Tätigkeit der 
Bodenſpekulation Vorſchub leiſtet, der gemeinnützigen Verwendung des Bodens 
für Siedlungszwecke entgegenarbeitet, verletzt die Ehrenpflicht (Ppr. Nr. 17). Die 
Berufsausübung hat zu berückſichtigen, daß jeder Volksgenoſſe die Möglichkeit 
haben muß, geiſtig oder körperlich zu ſchaffen (Ppr. Nr. 10). Deshalb ſind Maß⸗ 
nahmen, die gegen den Beſchäftigungsſchutz verſtoßen (Ppr. Nr. 8), ſtandeswidrig. 
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Deutſche Volksgenoſſen find gegenüber Ausländern und blutsfremden Perſonen 
im Berufs⸗ und Geſchäftsleben vorzugsweiſe zu bedenken (Ppr. Nr. 4, 5, 9). Auch 
ſozialpolitiſche Aufgaben hat der Stand wahrzunehmen. Verletzungen des Beſchäf⸗ 
tigten⸗Schutzrechts (Perſonenſchutz, Vertragsſchutz, Invaliditätsſchutz) ſind ehren⸗ 
widrig (Ppr. Nr. 15, $ 36 Nr. 1 AO.). Der Berufstätige darf durch ſeine Be⸗ 
triebsführung nicht die Volksgeſundheit und Volksertüchtigung beeinträchtigen 
(Ppr. Nr. 21). Bekämpfung des ſtändiſchen Aufbaus und ſeiner Organiſationen 
(Ppr. Nr. 25) iſt mit dem Ehrbegriff unvereinbar. 

b) Anſtändiges Verhalten in⸗ und außerhalb des Berufs wird bei vielen Ständen 
in der Generalklauſel aufgeführt. Beſeitigt ſind die in älteren Geſetzen enthaltenen 
Freiklauſeln. Danach konnte politiſche Betätigung nicht Gegenſtand einer ehren⸗ 
gerichtlichen Verfolgung ſein, jo z. B. § 26 Tierärztekammer⸗Geſ., $ 3 Abſ. 3 
Arzte⸗Ehrenger Geſ. vom 25. November 1899 in Preußen. Denn mit dem Verbot 
der Parteibildung und der Beſeitigung ſtaatsfeindlicher Organiſationen ſind gleich⸗ 
zeitig auch Handlungen für dieſe verboten. Im übrigen iſt auch privates Verhalten 
an den politiſchen Zwecken des nationalſozialiſtiſchen Staates zu meſſen. Ein 
Arzt, der mit ſeinem Geldkapital Wucherzinſen erzielt, handelt ſtandeswidrig 
(Ppr. Nr. 11). Bewußte Verletzung des Gemeinwohls ſtellt ein unanſtändiges Ver⸗ 
halten dar (Ppr. Nr. 24). Dasſelbe gilt von Maßnahmen, die gegen ſonſtige Ziele 
der nationalſozialiſtiſchen Bewegung gerichtet ſind. 

c) Beſondere Tatbeſtände. In wenigen Geſetzen kommen ſtatt oder neben der 
Generalklauſel einzelne Fälle vor, jo z. B. im § 60 vorl. HandwVerord. vom 
15. Juni 1934, $ 36 AO., § 31 Schriftleitergeſetz. Der Sinn der Beſtimmungen 
iſt, daß derartige Zuwiderhandlungen immer ſtandeswidrig find. Die Wertung des 
Einzelfalles iſt dem Dienſtſtrafrichter entzogen. Im AO. find vier Tatbeſtände 
aufgeführt, die ausſchließlich ſind. Die 88 35, 36 Abſ. 1 Satz 1 AO. enthalten all: 
gemeine Richtlinien. Die Faſſung: „Derartige Verſtöße liegen vor“ zeigt, daß nicht 
nur Beiſpiele gegeben werden, ſondern eine abſchließende Aufzählung. Dieſe Ein⸗ 
ſchränkung iſt dadurch gerechtfertigt, daß die Beſchäftigung der Arbeiter und An⸗ 
geſtellten nicht allzuſehr eingeengt werden kann. Das Vergehen des $ 36 Nr. 1 AO., 
böswillige Ausnutzung der Arbeitskraft verſtößt gegen Ppr. Nr. 21. Störung des 
Arbeitsfriedens, Verletzung der Gefolgſchaft, Eingriffe in die Betriebsführung, 
Störung des Gemeingeiſtes, Offenbarung von Betriebs: und Geſchäftsgeheimniſſen 
(S 36 Nr. 2, 4 AO.) richten ſich gegen Ppr. Nr. 10. Daß Ehrenkränkungen der 
Strafverfolgung unterliegen, iſt eine Selbſtverſtändlichkeit des Ehrenſtrafrechts 
(S 36 Nr. 1 AO.). Der Mißbrauch von Behörden der Arbeitsverfaſſung durch 
leichtfertige Anzeigen und Beſchwerden ($ 36 Nr. 3 AO.) wendet ſich gegen den 
Staat und iſt deshalb wie die falſche Anſchuldigung des $ 164 StGB. zu fahnden. 
Erforderlich iſt dafür grobe Fahrläſſigkeit. Denn der Täter muß ſich leicht über vor⸗ 
handene Bedenken und Erkenntnismittel hinweggeſetzt haben („leichtfertig“). In der 
HandwVerord. vom 15. Juni 1934 find im $ 60 beſondere Tatbeſtände aufgeführt. 
Sie ſtehen in den Punkten 11, 18 Ppr. Verletzung des Gemeinintereſſes, müheloſes 
Einkommen ſind die verwerflichen Folgen von unlauterem Verhalten und Über⸗ 
vorteilung der Volksgenoſſen. Daneben iſt durch eine Generalklauſel ($ 59) die Er: 
faſſung anderer Standeswidrigkeiten möglich. Denſelben Aufbau weiſt das Schrift⸗ 
leitergeſetz auf. Die 88 31, 15 enthalten eine Generalklauſel. Die beſonderen For⸗ 
derungen an den Schriftleiter folgen Ppr. Nr. 23, wahrhafte Darſtellung, Wahrung 
deutſcher Intereſſen, Gemeinnutz vor Eigennutz, Achtung der Ehre anderer Volks⸗ 
genoſſen (§ 13, 14). Dem ſchließt ſich die Generalklauſel an, daß der Schriftleiter 
alles zu unterlaſſen hat, was ſittenwidrig iſt ($ 14 Nr. 5). 


Hubernagel 
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Militaͤrſtrafrecht 


I. Gründe und Zweck 


1. Das Recht 


Das Militärſtrafrecht iſt nicht Klaſſenjuſtiz, ſondern ein für den Beſtand eines 
ſelbſtändigen Staates notwendiges Sonderrecht. Selbſtändige Staaten entſtehen 
und erhalten ſich regelmäßig nur durch Kampf, und eine ausreichende Wehrmacht 
iſt die Grundlage der ſtaatlichen Selbſtändigkeit. Die Wehrhaftigkeit des ein⸗ 
zelnen iſt aber nutzlos, nur die Zuſammenfaſſung und das geordnete Zuſammen⸗ 
wirken unter einheitlicher Leitung ergeben eine Macht. Führer und Gefolgſchaft 
müſſen voll ihre Pflicht tun, und dieſe ſoldatiſche Pflichterfüllung oben und unten, 
die Diſziplin, zu ſichern iſt Pflicht des auf ſeine Erhaltung bedachten Staates, denn 
nur ein diſzipliniertes Heer iſt Stütze des Staates, ein undiſzipliniertes dagegen 
höchſte Gefahr für feinen Beſtand. Dieſen Zwecken dient das Militärſtrafrecht; 
die allgemeingültigen Strafbeſtimmungen reichen dazu nicht aus, weil der Soldat 
weit mehr Pflichten hat als die übrigen Angehörigen des Staates. Schon allein 
der Umſtand, daß der Soldat Waffenträger iſt, erweiſt die Notwendigkeit von 
Sonderbeſtimmungen, einmal um die nichtwaffentragenden Volksgenoſſen vor dem 
Mißbrauch und dem rechtswidrigen Gebrauch der Waffen zu ſchützen, andererſeits 
die Gebrauchsfähigkeit und den guten Zuſtand der Waffen zu erhalten, denn ohne 
gute Waffen regelmäßig keine guten kriegeriſchen Erfolge. Vor allem aber erfor⸗ 
dert die Aufrechterhaltung eines geordneten Dienſtbetriebes in Krieg und Frieden, 
ſowie die gewiſſenhafte Erfüllung der ſich aus dem Übers und Unterordnungs⸗ 
verhältnis ergebenden Pflichten entſprechende Sonderbeſtimmungen. Auch die Aus⸗ 
wahl der anzudrohenden Strafen erfordert ein Abgehen von dem allgemeinen Straf⸗ 
recht. Es iſt darauf Rückſicht zu nehmen, daß der Soldat, der ſich vergangen hat, 
möglichſt kurze Zeit dem Dienſte entzogen wird, ſofern er noch würdig bleibt, Sol⸗ 
dat zu ſein. Die Strafen müſſen daher bei möglichſter Kürze möglichſt wirkungs⸗ 
voll ſein; die Grenze der Härte der Strafe hat der Geſundheitszuſtand zu bilden. 
Geldſtrafen grundſätzlich auszuſchließen, erſcheint nicht nötig. Der Soldat iſt, wie 
die Geſchichte des deutſchen Heeresweſen beweiſt, im Geldpunkt immer ſehr emp⸗ 
findlich geweſen und Löhnungskürzungen, Gehaltsherabſetzungen und Geldſtrafen 
können ſehr wohl abſchreckende und erzieheriſche Wirkung haben. Sie würden auch 
deutſchem Empfinden nicht widerſprechen und nur ein Zurückgreifen auf frühere 
Verhältniſſe bedeuten (Wergeld, Buße, Geldſtrafen). Da vom Soldaten verlangt 
wird, daß er ehrliebend iſt, werden Ehrenſtrafen beſonders wirkſam ſein. Es emp⸗ 
fiehlt ſich daher, nicht nur gegen Unteroffiziere Degradation zuzulaſſen, ſondern 
allgemein Dienſtgradherabſetzungen, die um ſo wirkſamer ſein müſſen, weil ſie mit 
Einkommensminderungen verbunden ſein werden. Jedoch darf es ſich nur um ſolche 
Ehrenſtrafen handeln, die eine Minderung in der eigenen Ehrauffaſſung und der 
der Kameraden bedeuten. Bei Verfehlungen, die allgemein den Soldaten unwürdig 
erſcheinen laſſen, Angehöriger der Wehrmacht zu ſein, muß dieſe Folgerung durch 
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Dienſtentlaſſung und Entfernung aus dem Heere gezogen werden. Soldaten zweiter 
Klaſſe oder Arbeiterabteilungen als Strafabteilungen zu ſchaffen, verbietet die 
Wertſchätzung, die der Soldatenſtand und die Arbeit genießen ſollen. 


2. Das Verfahren 


Aber mit dem Erlaß ſolcher Sonderbeſtimmungen für die Soldaten iſt es nicht 
getan, der Staat hat auch für eine ſchnelle und richtige Anwendung dieſer Straf⸗ 
beſtimmungen in den gegebenen Fällen Sorge zu tragen. Nur die ſchnelle und 
richtige Ahndung ſoldatiſcher Pflichtverletzungen erfüllen voll ihren Zweck, ab⸗ 
ſchreckend, vorbeugend und erzieheriſch zu wirken. Strafen, die erſt erfolgen, wenn 
der Anlaß längſt vergeſſen iſt, bleiben ohne Wirkung oder werden, wenn der Zu⸗ 
ſammenhang dem Gedächtnis entſchwunden iſt, als Härte und Unrecht empfunden. 
Daher muß auch ein Weg geſchaffen werden, ſchnelle Ahndung zu ermöglichen. Der 
allgemeine Strafgerichtsgang iſt hierfür nicht geeignet, da er der erforderlichen 
Schnelligkeit ermangelt, dann aber auch die mit ſoldatiſchem Weſen vertrauten 
Richter nicht ausreichend zur Verfügung ſtehen. Ohne Kenntnis des ſoldatiſchen 
Weſens und der beſonderen ſoldatiſchen Belange iſt jedoch eine gerechte und zweck⸗ 
entſprechende Ahndung nicht möglich. Der allgemeine Gerichtsweg verſagt ſofort 
bei Ortsveränderungen des Heeres, namentlich alſo in Kriegszeiten, wo es am 
dringendſten iſt, für Aufrechterhaltung der Diſziplin zu ſorgen. Je beweglicher die 
Heere werden, um ſo zwingender ſtellt ſich die Notwendigkeit ein, ihr Gericht bei 
ſich zu haben. Da nun die neuzeitliche Kriegführung die Beweglichkeit der Heere 
außerordentlich geſteigert hat und weiter ſteigert, ſo ergibt ſich für die Gegenwart 
mehr denn je dieſe Notwendigkeit. Und dies um ſo mehr, als ſich der Kreis der⸗ 
jenigen Perſonen, die zum Wehrdienſt gebraucht werden, urplötzlich an den ver⸗ 
ſchiedenſten Stellen des Landes erheblich ausdehnen kann. Im Zeitalter der Luft⸗ 
waffen beſchränkt ſich die Abwehr feindlicher Angriffe nicht auf die Grenzgebiete, 
ſondern die grenzfernſten Gegenden des Reiches können in wenigen Stunden Kriegs⸗ 
ſchauplatz werden. Hier kann ſich die Gegenwehr nicht auf die geringen, dort vor⸗ 
handenen Streitkräfte beſchränken, ſondern jeder Volksgenoſſe, der noch nicht oder 
nicht mehr wehrfähig iſt, wird mithelfen müſſen, ſei es auch nicht mit den Waffen, 
ſo doch bei Löſch⸗ und Entgaſungsarbeiten oder ſonſtigen Abwehrmaßnahmen. Dabei 
wird es ohne Zwang nicht abgehen, und dieſer Zwang kann nur durch ſchnellſte, 
entſprechende Mithilfe der Militärſtrafgerichtsbarkeit verwirklicht werden. 


3. Die Faſſung 


Soll ein Militärſtrafgeſetz voll ſeinen Zweck erfüllen, ſo muß es einfach, klar und 
allgemeinverſtändlich abgefaßt ſein und einer verſchiedenartigen Auslegung keinen 
Raum bieten. Man kann nicht umfangreiche Kommentare und die Bände der ober⸗ 
ſten Gerichte ins Feld mitnehmen. Das Geſetz muß ſo gefaßt ſein, daß auch ohne 
ſolche Auslegungsmittel die nicht rechtsgelehrten Standesgenoſſen, die als Beiſitzer 
mitwirken, befähigt ſind, den Inhalt der Strafgeſetze richtig zu erkennen und anzu⸗ 
wenden. Ohne Mitwirkung dieſer Standesgenoſſen im Gericht kommt man nicht 
aus; auf ihr beruht das Vertrauen der Soldaten zu ihren Gerichten. Dies hat zur 
notwendigen Folge, daß auch das allgemeine Strafgeſetz entſprechend gefaßt ſein 
muß, denn bei allen Verfehlungen nicht rein militäriſcher Art muß darauf zurück⸗ 
gegriffen werden. Eine Trennung beider Geſetze aber empfiehlt ſich mit Rückſicht 
auf die Überſichtlichkeit. Im übrigen aber muß das Militärſtrafgeſetz allen Anforder⸗ 
niſſen entſprechen, die man an ein gutes, dem Volksempfinden genügendes, allge⸗ 
meines Strafgeſetz ſtellt. 
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II. Geſchichtlicher Rückblick 


Das Deutſche Militärſtrafrecht iſt eng verbunden mit der Geſchichte des deutſchen 
Heerweſens. | 


1. Urzeit bis Nitterzeit 


Als die Germanen in die Geſchichte eintraten, war das ganze Volk das Heer. 
Dem entſprach das allgemein geltende Gewohnheitsrecht. Da die geordnete Durch⸗ 
führung der Kriegszüge einen höheren Frieden erforderte, war ſeine Verletzung 
der Blutrache und den ſpäter fie ablöſenden Sühne vereinbarungen (Kompoſitionen⸗ 
ſyſtem) entzogen und unter öffentliche Strafen geſtellt. Ebenſo einige andere Ver⸗ 
fehlungen militäriſcher Natur, z. B. Feigheit, Überlaufen, Verrat; fie wurden mit 
dem Tode beſtraft (Erhängen, Verſenken im Sumpf, vgl. Tacitus, Germania. cap. 
12). Man muß annehmen, daß dieſe Strafen ſakraler Natur waren. Tacitus deutet 
dies an, indem er in cap. 7 ſagt, daß ſie nicht als Strafe oder auf Befehl des Füh⸗ 
rers, ſondern auf Geheiß des Kriegsgottes zuerkannt wurden, und die Unterſuchung 
von Amiras (Die germaniſchen Todesſtrafen; Unterſuchungen zur Rechts⸗ und Res 
ligionsgeſchichte, 1922) laſſen es als ſicher erſcheinen. Er iſt der Meinung, die öffent⸗ 
liche Todesſtrafe ſei dem Trieb zur Reinhaltung der Raſſe entſprungen und habe 
die Ausmerzung der Entarteten aus der Geſellſchaft bezweckt (v. Liſzt⸗Schmidt, 
Lehrbuch 26. Aufl. 1932, S. 42, Anm. 1). Die Verhängung und Vollſtreckung der 
Strafe erfolgte in der öffentlichen Volksverſammlung, denn alle wichtigen Ange⸗ 
legenheiten wurden öffentlich unter freiem Himmel unter Leitung des Prieſters 
(Tacitus cap. 11) verhandelt. Bei dieſen ſakralen Todesſtrafen ſprach alſo nach 
der damaligen Auffaſſung der Kriegsgott durch den Mund der Prieſter das Urteil 
ohne Mitwirkung der Volksgemeinde. Später entſchied die Volksgemeinde allein 
in den Hundertſchaftsgerichten, das Volksheer beſtand aus den zu Hundertſchaften 
zuſammengeſchloſſenen Sippen als Einheiten (Tacitus cap. 7). Vorfitz und Lei⸗ 
tung hatte der Fürſt. 

Verſammlungsort (Malſtätte) war gewöhnlich eine ſich in der Natur von der 
Umgebung abhebende Stelle, z. B. ein ſchöner Baum, eine kahle Anhöhe. Mit der 
Hegung durch Prieſter oder Fürſt wurde die Gerichtsgemeinde gebannt, d. h. gehei⸗ 
ligt, unter den Kriegsgott Ziu geſtellt. Solange die Volksmeinung in dem Arteils⸗ 
ſpruch des Prieſters die Strafe des Gottes ſah, entfiel wohl die eigene Stellung⸗ 
nahme der Gerichtsgemeinde. Später aber gab ſie ſelbſt die Entſcheidung, indem ſie 
den Urteilsvorſchlag des Fürſten durch Beifallsäußerungen billigte oder durch Ver⸗ 
ſagung des Beifalls (Murren) zu Fall brachte (Tacitus cap. 11). 

Dieſer Hergang hielt ſich zunächſt auch noch, als die Völkerſchaften ſich zu Groß⸗ 
völkern zuſammengeſchloſſen und Herzöge für die Kriegszüge aus den Führerſippen 
der einzelnen Völkerſchaften gewählt wurden. Der Herzog war für ihre Dauer 
in allen oberſter Leiter und häufig auch eigener Vollſtrecker des Urteils. Er gebot 
den Heeresfrieden und wahrte ihn durch ſeine Banngewalt, ſo lange er nicht abge⸗ 
ſetzt wurde, denn auch er unterſtand der oberſten Verfügungsmacht der Heeres⸗ 
gemeinde. 

Als ſich ein feſtes Königstum gebildet hatte, ſtand die Heerſchau des aufgebotenen 
Großvolkes unter ſeiner Leitung und er hielt hier ſelbſt Gericht ab. In den ein⸗ 
zelnen Gauen aber nahmen ſeine Beamten als Gaugrafen alle militäriſchen Ange⸗ 
legenheiten einſchließlich der Gerichtsbarkeit wahr. Auch in dieſer Zeit gab es noch 
keine einheitlichen militärgerichtlichen Beſtimmungen, ſondern man kam mit dem 
allgemeinen Gewohnheitsrecht der einzelnen Gaue aus und vergrößerte nur nach 
und nach die Zahl der mit öffentlichen Strafen belegten Verfehlungen. 

Für die nicht unter öffentlicher Strafe ſtehenden Verfehlungen blieb es bei dem 
volksrechtlichen Kompoſitionenſyſtem (Feſtſetzung von Sühnegeldern als Wergeld 
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bei Tötungen und gleichſtehenden Fällen und als Buße bei geringeren Rechts⸗ 
verftößen). 
2. Lehns⸗ und Nitterzeit 

Seit der Umbildung der Volksheere in ritterliche Lehnsheere gewinnt der Eid 
eine beſondere Bedeutung für die Beſtrafung. Verletzte der ritterliche Lehnsmann 
die beſchworenen ritterlichen Pflichten, ſo drohte ihm die Entziehung des Lehns 
wegen Eidbruchs. Auch bürgerte es ſich jetzt ein, für die einzelnen kriegerischen 
Unternehmungen Geſetze zur Aufrechterhaltung der Kriegszucht zu erlaſſen, die zu 
beſchwören waren. Sie enthielten beſtimmte Verbote und die für ihre Übertretung 
angedrohten Strafen (z. B. wurden Streitigkeiten, Verurſachung eines Kampfes 
im Lager durch Erhebung des Feldgeſchreis an dem Ritter mit Ausſtoßung aus 
dem Heere und dem Verluſt der Rüſtung, an dem Gefolgsmann eines Ritters mit 
Stockſchlägen und Brandmarkung beſtraft, ſein Herr konnte ihn aber durch Hin⸗ 
gabe der Rüſtung loskaufen). 

Die Gerichtsbarkeit übte in dieſer Zeit der Kaiſer ſelbſt aus oder beauftragte 
damit ſeinen Feldmarſchall, aber auch die einzelnen Heerführer hatten ſie über 
ihre Leute. 

Der Hergang bei der Aburteilung war der gleiche wie früher, nur war es nun⸗ 
mehr ſelbſtverſtändlich, daß bei Urteilen über Ritter nicht die Ritterknechte die 
Gerichtsgemeinde mit bilden durften, ſondern nur Standesgenoſſen waren taug⸗ 
liche Richter. 


3. Söldnerzeit 

Die beſchworenen Kriegsgeſetze der Lehns⸗ und Ritterzeit bilden den Übergang 
zu den beſchworenen Artikelsbriefen des Fußvolkes und der Reiterbeſtallungen für 
Reiſige der nun folgenden Söldnerzeit. In ihr erhielt der mit der Anwerbung 
beauftragte Söldnerführer (Feldoberſt) neben ſeiner die Stärke der Söldnerſchar, 
ihren Sold uſw. enthaltenden Beſtallung einen Artikelsbrief mit rechtlichen Sat⸗ 
zungen. Dieſe Satzungen, den Artikelsbrief, mußten die Angemuſterten beſchwören. 
Sie bildeten die Grundlage für die Beſtrafung und enthielten manche ſehr harte 
Strafbeſtimmungen. Dies war häufig Anlaß, ſie nicht anzuwenden, ſo daß zum 
Schaden der Diſziplin grobe Verfehlungen oft ganz ungeahndet blieben. Soweit 
die Artikelsbriefe keine Beſtimmungen enthielten, fanden Gewohnheitsrecht und 
ſpäter die Strafbeſtimmungen der Karolina Anwendung. 

Das Verfahren war öffentlich und entſprach dem allgemeinen Strafverfahren. 
Vorfig und Leitung hatte grundſätzlich der Oberſt des Regiments, der aber bald 
dazu einen Schultheißen anſtellte, als ihn dies Amt zu ſehr ſeinen ſonſtigen Auf⸗ 
gaben entzog. Er behielt ſich nur alle wichtigen Entſcheidungen und das Begnadi⸗ 
gungsrecht vor, das ihm bei Abweſenheit des Landesfürſten zuſtand. Das Urteil 
fand aber nicht mehr die ganze Gerichtsgemeinde, der Umſtand, ſondern an ſeine 
Stelle war ſeit der fränkiſchen Zeit allmählich ein engerer Ausſchuß, die Schöffen, 
getreten. In der Regel waren es 12 Mann. In ſchwereren Strafſachen und wohl 
auch, weil man ihnen die rechte Urteilsfindung nicht immer zutrauen mochte, wur⸗ 
den ihnen noch eine Anzahl Offiziere zugeſellt, die im Laufe der Zeit ganz an die 
Stelle des gemeinen Mannes traten. 

Die große Gerichtsgemeinde, der Umſtand, hatte keinerlei Rechte mehr, er bildete 
gewiſſermaßen nur die Offentlichkeit der Hauptverhandlung. Dieſe vollzog ſich in 
ſtrenger, feierlicher Form unter Mitwirkung eines Gerichtsſchreibers, des Gerichts⸗ 
webels und des Profoß. Ein ſolcher wurde in jedem Regiment für den Polizeidienſt 
im Lager angeſtellt und war in der Gerichtsverhandlung der öffentliche Ankläger. 

Unter den Artikelsbriefen der Söldnerzeit waren die Artikel des Schwedenkönigs 
Guſtar Adolfs am bemerkenswerteſten, da fie nicht einſeitig nur die Pflichten der 
Untergebenen, ſondern auch die der Vorgeſetzten aufzählten und keine Prügel— 
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ſtrafen androhten. Sie wurden für das deutſche Militärſtrafrecht dadurch bedeut⸗ 
ſam, daß ſie der Große Kurfürſt für Brandenburg⸗Preußen übernahm und ſie ſpäter 
die Grundlage für die Militärſtrafgeſetzgebung Preußens wurden, als dort die 
Söldner dem ſtehenden Heere wichen. 


4. Zeit der ſtehenden Heere bis zur allgemeinen Wehrpflicht 


Mit der Einrichtung der ſtehenden Heere verlor das Heerweſen ſeinen privat⸗ 
rechtlichen Charakter und erfolgte die Verſtaatlichung der Regimenter. Der Oberſt, 
der früher ſelbſt das Regiment geſchaffen und mit allen Hoheitsrechten auch die 
Gerichtsgewalt gehabt hatte, war nicht mehr deſſen unumſchränkter Herr, ſondern 
ſelbſt nur oberſter Offizier im Regiment des Landesherrn. Obwohl es Regel blieb, 
daß jedes Regiment ſeinen Schultheißen (Regimentsſchulze) hatte, konnte jetzt auch 
die Gerichtsgewalt losgelöſt und für ſämtliche Truppen ein Feldgerichtsſchultheiß 
beſtellt werden, der bei den einzelnen Truppen herumreiſte und zu prüfen hatte, 
ob den Artikelsbriefen gemäß gelebt und gute Diſziplin gehalten werde. Traf er 
Zuwiderhandlungen an, ſo ſollte er Gericht darüber halten und, was darin erkannt 
wurde, vollſtrecken laſſen, damit dem beſchworenen Artikelsbrief Genüge geſchehe 
und gute Diſziplin gehalten werde. Nur bei Todesſtrafe hatte er vor der Boll: 
ſtreckung die Entſcheidung des Landesherrn einzuholen. 

Dieſe Artikelsbriefe, die in der Söldnerzeit rechtlich Vertragsurkunden geweſen 

waren, verloren dieſe Eigenſchaft und wurden zu obrigkeitlichen Verordnungen, 
zu Kriegsartikeln. Auch ſtand es nun dem Landesherrn frei, die Gerichte nach 
ſeinem Belieben zu geſtellen und von den alten Formen und Zuſammenſetzungen 
abzuweichen. Nur daran wurde feſtgehalten, daß die Aburteilung immer durch 
Standesgenoſſen erfolgte. Nach dieſem Grundſatz war von jeher verfahren worden, 
ſelbſt dann, wenn es an der nötigen Zahl zur Bildung des Gerichts fehlte; man fand 
nichts dabei, in ſolchen Fällen ſich von einem fremden Truppenführer die fehlenden 
Richter zu erbitten. So lieh ſich im Jahre 1627 der Markgraf Sigismund von Bran⸗ 
denburg zur Abhaltung eines Kriegsgerichts über einen NRittmeifter mehrere Offi⸗ 
ziere von Wallenſtein (v. Bonin, Entwicklung des deutſchen Kriegsgerichtsweſens, 
S. 19). 
Solange Artikelsbriefe, Gewohnheitsrecht und Karolina der Urteilsfindung dien⸗ 
ten, behalf man ſich ohne rechtsgelehrte Gerichtsperſonen. Als aber mehr und mehr 
römiſches Recht eindrang, konnte man nicht umhin, von den Schultheißen eine juri⸗ 
ſtiſche Vorbildung zu verlangen. Der Einfluß des römiſchen Rechts mag auch be⸗ 
wirkt haben, daß ſich in der Folgezeit der Titel „Schultheiß“, der auf die zum 
Hundertſchaftsrichter gewordenen Schultheißen der fränkiſchen Zeit zurückgeht, in 
den des „Auditor“ umwandelte. 

Wo es ſich um höhere Offiziere handelte, genügte das Regimentsgericht nicht, und 
es mußte für dieſen Fall ein Generalauditor ernannt werden. Als feſte Einrich⸗ 
tung ſchuf der Große Kurfürſt ein Generalauditoriat, das er einem Feldmarſchall 
unterſtellte, der die Generalauditoren beeidigte und über alle Beſchwerden ent⸗ 
ſchied, die die militäriſche Rechtspflege betrafen. Sein Nachfolger erließ im Jahre 
1712 eine Kriegsgerichtsordnung und Auditeur⸗Inſtruktion, nach der ein Obergericht 
mit Feldmarſchall und Generalauditeur in Strafverfahren gegen Stabsoffiziere, 
in Landesverrats⸗ und anderen ſchweren Sachen zuſtändig war, und ein Unter⸗ 
gericht (Regiments⸗, Garniſonsgericht) gegen die Regimentsangehörigen und die 
keinem Regimentsverbande angehörigen Perſonen einer Garniſon. 

Friedrich Wilhelm J. ordnete dann eine Reviſion aller kriegsgerichtlichen Urteile 
durch den Generalauditor an und geſtattete ihm einen unmittelbaren Vortrag beim 
König. Auch die Kriegsartikel erfuhren unter ihm eine bedeutſame Anderung, 
indem eine Trennung eintrat und Kriegsartikel nur für Unteroffiziere und Mann⸗ 
ſchaften erlaſſen wurden und ein beſonderes Dienſtreglement für Offiziere. Dieſe 
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Trennung erhielt ſich auch weiterhin bei den mehrfachen Abänderungen, denen 
Kriegsartikel und Reglement in der Folgezeit unterlagen. 

Die Einführung des allgemeinen Landrechts in Preußen brachte weiterhin die 
Neuerung, daß an Stelle des Gewohnheitsrechts und der Karolina die Strafbeſtim⸗ 
mungen in Teil II Tit. 20 des allgemeinen Landrechts traten, ſonſtige bemerkens⸗ 
werte Anderungen erfuhren die Kriegsartikel aber nicht. Sie verloren ganz ihre 
ſtrafrechtliche Bedeutung und wurden zu einer allgemeinen Pflichtenlehre des Sol⸗ 
datenſtandes, als nach Einführung der allgemeinen Wehrpflicht die militäriſchen 
Strafbeſtimmungen in beſondere Militärgeſetzbücher zuſammengefaßt wurden. 

Dies geſchah in Württemberg im Jahre 1818 (M StGB. v. 20. 7. 1818), in Preu⸗ 
zen im Jahre 1845 (M StGB. v. 3. 4. 1845), in Sachſen im Jahre 1855 und 1867 
(M StGB. v. 4. 11. 1867), in Bayern (bereits im Verordnungswege 1813 und 
1823) im Jahre 1869 (M StGB. v. 29. 4. 1869) und im Reich 1872 (MStGB. 
v. 20. 6. 1872). 

5. Nebenarten und Diſziplinarbeſtrafung 

Außer den oben geſchilderten Beſtrafungen gab es für kürzere Zeit unter den 
Landsknechten ein „Recht vor dem gemeinen Mann“. Bei dieſem Recht „wie es 
die Landsknechte führen mit langen Spießen“ erhielt der Profoß vom Oberſt die 
Ermächtigung, die Kriegsgemeinde zu verſammeln. Nachdem vor ihr Profoß und 
Angeklagter durch Fürſprecher dreimal Rede und Gegenrede gewechſelt hatten, 
bildete ein Feldwebel einen Rat von 40 Mann, der in dreimaliger Erwägung 
ſeine Auffaſſung kundgab, worauf die ganze Kriegsgemeinde das Urteil ſprach. 
Ein Todesurteil wurde ſofort in der Weiſe vollſtreckt, daß die Landsknechte eine 
Gaſſe bildeten, die der Verurteilte durchlaufen mußte, wobei jeder Landsknecht 
einen Stich nach ihm zu führen hatte, bis jener zuſammenbrach. 

Das Verfahren war namentlich in den Albaſchen Fußknechtshaufen üblich, 
ſcheint aber nicht deutſchem Empfinden entſprochen zu haben und verſchwand 
wieder. 

Sodann fand namentlich auf Märſchen auch ein „Standrecht“ ſtatt, wobei unter 
Weglaſſung der meiſten Förmlichkeiten des ordentlichen Verfahrens ein Kriegsrat 
aus Offizieren zuſammentrat und das Urteil fällte. 

In beiden Fällen wurde das Recht aus den Artikelsbriefen und dem Gewohn⸗ 
heitsrecht geſchöpft. 

Neben dem Gerichts verfahren hatten aber bei allen Verfehlungen rein militäri⸗ 
ſcher Natur die oberen Vorgeſetzten ein uneingeſchränktes Diſziplinarſtrafrecht. 
Sie hatten alſo die Wahl, auf dem Befehlswege diſziplinare Strafen zu verhängen 
oder zur Aburteilung ein Gericht zuſammenzutreten zu laſſen. 


III. Das geltende Reichsrecht 
Das Militaͤrſtrafgeſetzbuch 


Das am 20. 6. 1872 ergangene Geſetz trat am 1. 10. 1872 im Reiche in Kraft 
und unterlag in den Jahren 1913, 1914, 1917 und 1918 mehrfachen Anderungen, 
die durchweg Strafmilderungen enthielten. Die geltende Faſſung vom 16. 6. 1926 
(RGBl. I S. 275) brachte das Geſetz zur Vereinfachung des Militärſtrafrechts vom 
30. 4. 1926 (RGBl. I S. 197). Dieſe letzte Anderung war beſonders deshalb von 
Bedeutung, weil es eine Reihe geringfügiger Verfehlungen als nur diſziplinar 
ahndbar ausſchied und damit eine klare Scheidung zwiſchen militäriſchem Straf⸗ 
recht und militäriſchem Diſziplinarrecht herbeiführte. Bis dahin konnten dieſe 
Verfehlungen ſowohl auf dem gerichtlichen wie auf dem Diſziplinarwege geahndet 
werden, indes war der beſtrafende Diſziplinarvorgeſetzte an die Strafbeſtimmungen 
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des Militärſtrafgeſetzbuches gebunden. Nunmehr unterliegen alle Verſtöße, die 
nicht den Tatbeſtand eines Strafgeſetzes erfüllen, ſeiner Diſziplinargewalt. 

Daneben hatte das Vereinfachungsgeſetz aber auch für Soldaten die Strafbeſtim⸗ 
mungen über den Zweikampf erheblich verſchärft, z. B. an Stelle der Feſtungshaft 
des Reichsſtrafgeſetzbuchs gegen Soldaten allgemein Freiheitsſtrafe — alſo auch 
Gefängnis bis zu 15 Jahren — angedroht. Dies Ausnahmerecht gegen 
Soldaten iſt durch das Geſetz zur Abänderung ſtrafrechtlicher Vorſchriften vom 
26. 5. 1933 (RGBl. I S. 295) beſeitigt und der frühere Zuſtand, der nur die Her: 
ausforderung und Zweikampf aus dienſtlicher Veranlaſſung unter Sonder⸗ 
ſtrafe ſtellte, wiederhergeſtellt worden. Auch das Geſetz zur Anderung von Vor⸗ 
ſchriften des Strafrechts und des Strafverfahrens vom 24. 4. 1934 (RG Bl. 1 S. 341) 
ſowie das Geſetz gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecher und über Maßregeln der 
Sicherung und Beſſerung vom 24. 11. 1933 (RG Bl. I S. 995) erforderten eine ent⸗ 
ſprechende Berückſichtigung und Ergänzung. Dies iſt geſchehen durch Artikel 1 des 
Geſetzes zur Anderung des Militärſtrafgeſetzbuchs und der Militärſtrafgerichts⸗ 
ordnung vom 23. 11. 1934 (RG Bl. I S. 1165). 


a) Erſter Teil. Einleitende und allgemeine Beſtimmungen: 

Das Militärſtrafgeſetzbuch entſpricht der Einteilung des Reichsſtrafgeſetzbuchs; es 
bringt nach einleitenden Beſtimmungen (88 1—13) in Teil 1 (von der Beſtrafung 
im allgemeinen, 88 14—55) und Teil II (von den einzelnen Verbrechen und Ver⸗ 
gehen und ihrer Beſtrafung, 88 56—166) den geſamten Rechtsſtoff. Es kennt nur 
Vergehen (alle mit Freiheitsſtrafen bis zu 5 Jahren bedrohten Verfehlungen) und 
Verbrechen (alle härter bedrohten) und verweiſt alsbald ($ 3) darauf, daß alle nicht 
in ihm unter Strafe geſtellten Straftaten nach den allgemeinen Strafgeſetzen zu 
beurteilen find, aber mit der Einſchränkung (8 29), daß auf Geldſtrafe, wo dieſe 
wahlweiſe neben Freiheitsſtrafen angedroht iſt, dann nicht erkannt werden darf, 
wenn zugleich eine militäriſche Dienſtpflicht verletzt wurde. Die herrſchende Lehre 
und Rechtsſprechung gibt dieſer Vorſchrift eine ſehr weitgehende Auslegung und 
verſteht unter Verletzung der Dienſtpflicht auch die Verletzung der Berufspflichten. 
Dieſe aber begründen keine Dienſtpflichten, ſind eine reine Standeslehre und klären 
den Soldaten nur über die Pflichten ſeines Standes auf. Darüber zu wachen, iſt 
Sache des Diſziplinarvorgeſetzten; das Recht und die Pflicht dazu geben ihm ſeine 
Diſziplinargewalt und die Diſziplinarſtrafordnung. Daß es ſich bei dieſen Berufs⸗ 
pflichten nur um eine Standeslehre handelt, ergibt klar die letzte Faſſung vom 
25. 5. 1934, „Die Pflichten des deutſchen Soldaten“. Standespflichten entſtehen 
durch die bloße Zugehörigkeit zu dem Stande, Dienſtpflichten im Sinne des § 29 
dagegen nur durch Befehle, Anordnungen, Dienſtvorſchriften, und es iſt im ein⸗ 
zelnen zu prüfen, ob eine Beziehung zu einer ſolchermaßen begründeten Dienſt⸗ 
pflicht vorliegt oder nur eine Standes pflicht verletzt wurde (vgl. Handwörter⸗ 
buch des Militärrechts von Dietz unter Kriegsartikel Abſ. 2). 

Die wichtigſte Verbindung mit dem Reichsſtrafgeſetzbuch wird aber durch die 
Vorſchrift (8 2) hergeſtellt, daß die allgemein geltenden Beſtimmungen des Straf⸗ 
geſetzbuches, auch die des Teil II, auf die militäriſchen Verbrechen und Vergehen 
entſprechend Anwendung finden. Jedoch mit den Einſchränkungen, daß bei 
militäriſchen Verbrechen und Vergehen jugendliches Alter keine Rolle ſpielt 
(S 50), bei Verletzung einer Dienſtpflicht die Furcht vor perſönlicher Gefahr 
unbeachtlich und ſelbſtverſchuldete Trunkenheit bei Verſtößen gegen die militäriſche 
Unterordnung oder bei Ausübung des Dienſtes begangen zur Annahme eines 
minderſchweren Falles oder mildernder Umſtände ungeeignet iſt (S 49), ſchließlich 
daß der Befehl in Dienſtſachen einen Strafausſchließungsgrund für den Unter: 
gebenen bildet, wenn durch Ausführung eines Befehls ein Strafgeſetz verletzt wurde 
(S 47). Er wird nur dann als Teilnehmer beſtraft, wenn er den Befehl übers 
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ſchritten oder gewußt hat, daß der Befehl ein Verbrechen oder Vergehen bezweckte. 
Die allgemeinen Beſtimmungen ſtellen Anwendungskreis und Geltungsdauer der 
Kriegsgeſetze, d. h. der für ſtrafbare Handlungen im Felde gegebenen Vorſchriften 
feſt und erläutern alle anderen im Teil II wiederkehrenden, ſtraferhöhenden Tat⸗ 
beſtandsmerkmale, „vor dem Feind“, „vor verſammelter Mannſchaft“, „unter den 
Waffen“ und „Rückfall“. Zu beachten iſt die Abweichung von dem Strafſyſtem des 
Reichsſtrafgeſetzbuchs. Es gibt keine Geld» und Haftſtrafen, ſondern an ihre Stelle 
treten Arreſtſtrafen (gelinder, geſchärfter und Stubenarreſt) von 1 Tag bis zu 
6 Wochen, wenn Freiheitsſtrafen unter 43 Tagen dem Militärſtrafgeſetzbuch zu 
entnehmen ſind. Freiheitsſtrafen von 43 Tagen an bis 15 Jahre ſind Feſtungshaft, 
aber auch Gefängnis, die beide auch als lebenslängliche Strafen verhängt werden 
können. Auf Gefängnis oder Feſtungshaft unter 43 Tagen kann alſo nur bei Ver⸗ 
fehlungen gegen die allgemeinen Strafgeſetze erkannt werden. Arreſt iſt hier nicht 
zuläſſig, auch dort nicht, wo Freiheitsſtrafen auf Grund der oben erwähnten Vor⸗ 
ſchrift des § 29 eintreten, denn trotz Annahme, daß hier Verletzung einer militäri⸗ 
ſchen Dienſtpflicht vorliegt, ſollen nach der herrſchenden Lehre dieſe Verfehlungen 
nicht zu militäriſchen werden. Ebenſowenig nach dieſer Lehre, wenn Straferhöhungen 
auf Grund der 88 53 und 55 ausgeſprochen ſind. Dieſe Vorſchriften geben zu mehr⸗ 
fachem Zweifel Anlaß. Er kann wegen der unklaren Faſſung des Geſetzes aus dem 
Wortlaut nicht behoben werden, man muß aber nach dem offenſichtlichen Zweck 
dieſer Straferhöhungsgründe annehmen, daß ſie auch auf alle gegen allgemeine 
Strafgeſetze verſtoßenden Verfehlungen anzuwenden ſind und dieſe dadurch zu 
militäriſchen werden. Die herrſchende Lehre läßt dieſe Erhöhung bei allgemeinen 
Straftaten zwar zu, verneint aber, daß ſie zu militäriſchen werden, ſo daß alſo die 
militäriſchen Strafarten des Arreſtes nicht Anwendung finden können. Mithin 
auch nicht die Ehrenſtrafen des Militärſtrafgeſetzbuches, nämlich Degradation, Dienſt⸗ 
entlaſſung, Entfernung aus dem Heere oder der Marine, Amtsverluſt (gegen 
Militärbeamte und gegen penfionierte Offiziere), Verluſt des Offizierstitels und 
des Rechtes, die Offiziersuniform zu tragen. Überflüſſig in den allgemeinen Beſtim⸗ 
mungen find die verſchiedenen Vorſchriften über die Strafvollſtreckung, ihr Platz iſt 
in der Militärſtrafgerichtsordnung und in der Strafvollſtreckungsvorſchrift; zu be⸗ 
merken iſt hier nur, daß die Todesſtrafe im Feld immer durch Erſchießen zu voll⸗ 
ſtrecken iſt, ſonſt nur bei Verurteilung wegen eines militäriſchen Verbrechens. 


b) Zweiter Teil. Von den einzelnen Verbrechen und Vergehen 


Die in ihm mit Strafe bedrohten militäriſchen Verbrechen und Vergehen laſſen 
ſich folgendermaßen gliedern: 


J. Schwächung der Wehrmacht 

1. Durch Kriegsverrat. Das iſt der im Felde begangene Landesverrat; er wird, 
wenn er mit dem Vorſatz einer feindlichen Macht Vorſchub zu leiſten oder den 
deutſchen oder verbündeten Truppen Nachteil zuzufügen, begangen iſt, mit dem 
Tode beſtraft, ſonſt mit Zuchthaus über 10 Jahre oder lebenslänglichem Zuchthaus. 
Der Hochverrat, auch wenn er im Felde begangen wurde, gilt nicht als Kriegs⸗ 
verrat, ſondern er und der nicht im Felde begangene Landesverrat unterfallen dem 
Reichsſtrafgeſetzbuch, jo daß eine Todesſtrafe außer bei Mord und Mordverſuch an 
dem Landesherrn hier nicht verhängt werden konnte. Dieſe Lücke iſt jetzt durch das 
Geſetz zur Anderung von Vorſchriften des Strafrechts und des Strafverfahrens 
v. 24. 4. 1934 (RGBl. J S. 341) geſchloſſen worden. 

2. Durch grobe Dienſtpflichtverletzungen im Feld, die dem Feinde nützen oder den 
eigenen oder verbündeten Truppen ſchaden. Die Strafe iſt Zuchthaus oder Freiheits⸗ 
ſtrafe bis 10 Jahre, die der Kommandanten oder Befehlshaber, wenn ſie nicht alle 
Verteidigungs möglichkeiten erſchöpft haben, Todesſtrafe. 
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3. Durch unerlaubte Entfernung und Fahnenflucht. Erſtere liegt dann vor, wenn 
ſie länger als 7, im Felde länger als 3 Tage dauert. Bei der Fahnenflucht kommt 
es nicht auf die Zeitdauer der Entfernung an, ſondern auf die Abſicht, ſich der 
Dienſtverpflichtung dauernd zu entziehen. 

4. Durch Selbſtbeſchädigung oder Vortäuſchung von Gebrechen. Hier muß der 
Wille darauf gerichtet ſein, eine Dienſtentziehung für längere unbeſtimmte Zeit 
herbeizuführen. Die Abſicht einer einzelnen Dienſtleiſtung zu entgehen genügt nicht. 

5. Durch Feigheit. Durch Flucht während des Gefechts in der Weiſe begangen, 
daß andere Kameraden mit zur Flucht verleitet werden, wird Feigheit mit dem 
Tode beſtraft, in minderen Fällen mit Zuchthaus. Doch kann ſich der Feigling in 
dieſen minderen Fällen durch ſpätere hervorragende Beweiſe von Mut Straf⸗ 
ermäßigung oder, wenn kein erheblicher Nachteil oder Tod eines Menſchen verur⸗ 
ſacht wurde, ſogar Strafloſigkeit ſichern. 


II. Verletzung der Unterordnungspflicht 


1. Durch Bedrohung, üble Nachrede oder verleumderiſche Beleidigung des Vor⸗ 
geſetzten. Wer Vorgeſetzter iſt, beſtimmt nicht das Strafgeſetz, ſondern ergeben die 
Dienſtvorſchriften. Soweit nicht ein allgemeines Vorgeſetztenverhältnis nach Rang⸗ 
klaſſe beſteht, iſt im einzelnen Falle zu prüfen, ob der Verletzte einen Befehl 
erteilen konnte, denn Vorgeſetzter iſt nur, wer berechtigt iſt, Befehle zu erteilen. 

2. Durch vorſätzlichen oder fahrläſſigen Ungehorſam, durch Gehorſamsverweigerung 
oder Beharren im Ungehorſam auf einen Befehl in Dienſtſachen, wenn dadurch 
vorſätzlich oder fahrläſſig erhebliche Folgen (z. B. Gefahr für Menſchenleben, für 
Schlagfertigkeit oder Ausbildung der Truppe, für die Sicherheit des Reiches) 
herbeigeführt werden. Ohne dieſe Folgen ſind derartige Vergehungen reine Diſzi⸗ 
plinarübertretungen und werden Gehorſamsverweigerung und Beharren im Un⸗ 
gehorſam gerichtlich dann ſtrafbar, wenn ſie vor verſammelter Mannſchaft oder 
unter den Waffen oder gegen den Befehl, unter die Waffen zu treten oder in der 
Abficht der Dienſtpflichtentziehung begangen werden. 

3. Durch Widerſetzung. Sie beſteht in dem Unternehmen, die Dienſthandlung 
eines Vorgeſetzten durch Gewalt oder Drohung zu verhindern oder zu erzwingen. 

4. Durch Tätlichkeiten oder tätlichen Angriff gegen einen Vorgeſetzten. 

5. Durch Aufforderung eines Soldaten zur Gehorſamsverweigerung, zur Wider⸗ 
ſetzung oder Tätlichkeiten; ſie wird zur Aufwiegelung, wenn mehrere Soldaten zu 
gemeinſchaftlichem Handeln aufgefordert werden. 

6. Durch Meuterei, d. i. Verabredung mehrerer zu gemeinſchaftlicher Gehorſams⸗ 
verweigerung, Widerſetzung oder Tätlichkeit. 

7. Durch Aufruhr, wenn mehrere ſich zuſammenrotten und mit vereinten Kräften 
derartige Handlungen unternehmen. 

8. Durch das Unternehmen, ſeine Kameraden in Beziehung auf den Dienſt 
mißvergnügt zu machen. 

Die Freiheitsſtrafen ſteigern ſich in den vorgenannten Fällen mit der Schwere 
des Falles bis 10 und 15 Jahre, im Felde bis zur lebenslänglichen Freiheitsſtrafe 
und vor dem Feind zur Todesſtrafe. 

9. Durch Herausforderung zum Zweikampf aus dienſtlichem Anlaß. 


III. Verletzung der Pflichten eines Vorgeſetzten 
1. Durch Mißbrauch der Dienſtgewalt: a) zu Privatzwecken, b) zur Anſtiftung 
ſtrafbarer Handlungen, c) zur Unterdrückung oder Abhaltung von Beſchwerden. 
2. Durch Mißbrauch der Strafgewalt. 
3. Durch geſetzwidrigen Einfluß auf die Rechtspflege (z. B. auf die militäriſchen 
Beiſitzer der Kriegs- und Oberkriegsgerichte). 
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4. Durch üble Nachrede oder tätliche oder verleumderiſche Beleidigung 

5. Durch Mißhandlung oder ſchikanöſe, quäleriſche Behandlung eines Unter» 
gebenen. 

6. Durch mangelhafte Beauffſichtigung. 

7. Durch Verſtoß gegen die Melde⸗ oder Strafverfolgungspflicht. 


IV. Verletzung der dienſtlichen Treu verpflichtung 

1. Durch Beſchädigung, Zerftörung oder Preisgabe eines Dienſtgegenſtandes aus 
den oben II 2 bezeichneten erheblichen Folgen. 

2. Durch Beſtechlichkeit. 

3. Durch dienſtliche Falſchmeldung mit den vorſtehend bezeichneten Folgen. 

4. Durch Nachteil verurſachende Pflichtverſäumnis als Wachpoſten oder Befehls⸗ 
haber eines Kommandos. 

5. Durch unvorſichtige Behandlung von Waffen oder Munition, die Körper⸗ 
verletzung oder Tod eines Menſchen zur Folge hat. 

6. Durch rechtswidrigen Waffengebrauch. 

7. Durch Verheiratung ohne dienſtliche Genehmigung. 

8. Durch Diebſtahl oder Unterſchlagung bei Ausübung des Dienſtes, an dienſtlich 
zugänglichen Sachen ſowie gegen Kameraden, Vorgeſetzte und Quartierwirt. 


V. Verletzung der Kameradſchaftspflicht durch Anmaßung einer 
Befehlsbefugnis oder Strafgewalt 


VI. Schädigung des Anſehens der deutſchen Wehrmacht 

1. Durch eigenmächtiges Beutemachen, Bedrückung der Landeseinwohner (Maro⸗ 
dieren) oder boshafte oder mutwillige Verheerung oder Verwüſtung fremder Sachen 
im Felde. 

2. Durch Plünderung. Sie liegt vor, wenn im Felde unter Ausnützung des Kriegs⸗ 
ſchreckens oder der militäriſchen Überlegenheit den Landeseinwohnern Sachen weg⸗ 
genommen oder abgenötigt oder Kriegsſchatzungen, Zwangslieferungen oder über⸗ 
mäßige Beitreibungen des eigenen Vorteils wegen auferlegt werden. 

Beſchränkt ſich die Wegnahme auf Lebensmittel, Heilmittel, Bekleidung, Feuerung 
uſw. lediglich zur Deckung des eigenen notwendigen Bedarfs, ſo liegt Plünderung 
nicht vor. 

Erfolgt die Plünderung oder Verheerung oder Verwüſtung unter Gewalttätig⸗ 
keit gegen Perſonen, ſo iſt die Strafe Zuchthaus bis 15 Jahre, und Todesſtrafe 
dann, wenn die Gewalttätigkeit den Tod eines Menſchen verurſacht hat. 

3. Durch Beraubung Gefallener, Verwundeter oder Kriegsgefangener. 


c) Beſchränkte Anwendung des Militärſtrafgeſetzbuches 

Unbeſchränkt unterſtehen dieſen Strafvorſchriften nur die Soldaten, dagegen 
findet das Militärſtrafgeſetzbuch nur beſchränkte Anwendung auf folgende Perſonen: 

1. Auf Militärbeamte. Sie unterliegen ſeinen Vorſchriften nur im Felde und 
nur wegen der oben zu J 1—3, II und VI bezeichneten Vergehungen. 

2. Auf das Heeresgefolge, d. h. alle im Kriege in einem Dienſt⸗ oder Vertrags⸗ 
verhältnis oder aus ſonſtigem Grunde dem Kriegsheer folgenden Perſonen. Hier 
kann bei Verurteilung zugleich das Dienſt- oder Vertragsverhältnis aufgelöft 
werden. 

3. Auf das Gefolge zum Kriegsheer zugelaſſener ausländiſcher Offiztere. Dieſe 
ſelbſt werden, wenn keine beſonderen Beſtimmungen des Reichspräſidenten vor⸗ 
liegen, wie deutſche Offiziere beurteilt. 

4. Auf Kriegsgefangene nach Maßgabe ihres Militärranges. 

5. Auf ſonſtige Perſonen, die auf dem Kriegsſchauplatz ſich eines Kriegsverrats 
oder eines Verbrechens nach VI 3 ſchuldig machen. Mewes 
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Die Militaͤrſtrafgerichtsordnung 


A. Geſchichtliche Grundlagen 


Die deutſche Heeresgerichtsbarkeit entſtammt dem Mittelalter. Kaiſer Maxi⸗ 
milian ſchuf im Jahre 1499 in der Tiroler Miliz, ſpäter im ganzen Heere Kriegs⸗ 
gerichte. Die Ausübung der Gerichtsbarkeit übertrug er kraft ſeiner kriegsherr⸗ 
lichen Befehlsgewalt hohen Führern, den ſogenannten Gerichtsherren. Der Oberſt 
des Regiments war der Richter. Im Schultheiß, einem alten Kriegsmann, der ſeit 
der peinlichen Gerichtsordnung Karls V. von 1532 rechtskundig ſein mußte, fand 
er ſeinen ausführenden Helfer. Die Formen des Verfahrens änderten ſich im 
Laufe der Jahrhunderte. Das ältere deutſche Recht kannte das Schöffenſyſtem. 
Soldaten urteilten in mündlicher und öffentlicher Verhandlung über den Ange⸗ 
klagten. Die Kriegsleute des Regiments bildeten den Umſtand, jedoch ohne Ding⸗ 
pflicht. Es galt der Anklagegrundſatz. Neben und an Stelle der Schöffen traten 
ſpäter Gerichtsoffiziere. Dem Eindringen des römiſchen und kanoniſchen Rechtes 
in Deutſchland konnte ſich auch die Heeresgerichtsbarkeit auf die Dauer nicht ent⸗ 
ziehen. Das Verfahren nahm immer mehr den Charakter des Inquiſitionsprozeſſes 
an. Es wurde von Wallenſtein und Guſtav Adolf, den großen Heerführern des 
Mittelalters in dieſem Sinne ausgebaut und vom Großen Kurfürſt übernommen. 

Die preuß. MStGO. vom 3. 4. 1845 und die bayer. vom 29. 4. 1869 waren die 
unmittelbaren Vorläufer der MStéO. vom 1. 12. 1898. Beide beruhten auf gegen⸗ 
ſätzlichen Syſtemen: die preußiſche mit ihrer engen Anlehnung der Gerichtsbarkeit 
an die Kommandogewalt kannte ein geheimes, ſchriftliches Unterſuchungs verfahren, 
das durch den Auditeur (Juriſt) geleitet wurde. Das Spruchgericht verhandelte in 
nichtöffentlicher Sitzung. Es beſtand aus 5 Richterklaſſen und dem Auditeur als 
Referenten ohne Stimmrecht. Er hatte die Ergebniſſe der Unterſuchung dem Gericht 
durch Verleſen der Akten bekanntzugeben und ſeinen Antrag zu ſtellen, „wie nach 
ſeiner rechtlichen Überzeugung zu erkennen ſei“. Der Angeklagte wurde nach der 
Verleſung lediglich befragt, ob er zur Sache noch etwas anzuführen habe, und dann 
entlaſſen. Die Richter waren an beſtimmte Beweisregeln gebunden. Ihr Spruch be⸗ 
durfte der Beſtätigung durch den Gerichtsherrn. Er war der eigentliche Richter. 
Die Grundſätze des gemeinrechtlichen Unterſuchungsverfahrens beherrſchten weit⸗ 
gehend die preußiſche MStGD. Die bayeriſche dagegen ging unter Zurückdrän⸗ 
gung des militäriſchen Elementes und im engen Anſchluß an die Entwicklung des 
bürgerlichen Strafprozeſſes von dem mündlichen und öffentlichen Anklageverfahren 
und der freien Würdigung der Beweiſe aus. Die Stellung des Gerichtsherrn war 
weniger ausgeprägt. 

Die MESLGD. vom 1. Dezember 1898, die am 1. Oktober 1900 in Kraft trat, hat 
die ſchwierige Aufgabe gelöſt, aus beiden Syſtemen ein neues Verfahrensrecht zu 
geſtalten, deſſen Grundſätze ſich in zwei Jahrzehnten militärgerichtlicher Praxis 
ſtets bewährt haben. Will man ſie kurz zuſammenfaſſen, ſo gehören dazu vor allem: 
die organiſch geſtaltete Verbindung von militäriſcher Befehlsgewalt und Gerichts⸗ 
barkeit in der Perſon des Gerichtsherrn; fein Zuſammenwirken mit den richterlichen 
Militärjuſtizbeamten als den Anwälten des Rechtes; die Beſetzung der erkennenden 
Gerichte in den Tatſacheninſtanzen mit Juriſten und Laien, von denen die letzteren 
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Kenner des militäriſchen Lebens fein müſſen und ftets die Mehrheit darftellen; 
Strafverfolgungszwang; Anklageverfahren; Hauptverhandlung mit Mündlichkeit 
und Unmittelbarkeit, Offentlichkeit und freier Beweiswürdigung; Verteidigerrechte 
des Beſchuldigten; Zulaſſung von Rechtsanwälten; Rechtsmittel außer im mobilen 
Verfahren; Möglichkeit der Wiederaufnahme des Verfahrens; Koſtenfreiheit. 

Durch das Geſetz vom 17. Auguſt 1920 (RG Bl. S. 1579), abgeändert durch Geſetz 
vom 11. März 1921 (RGBl. S. 229) und durch Verordnung vom 27. Oktober 1923 
(RGBl. 1 S. 999), wurde die Militärgerichtsbarkeit im allgemeinen aufgehoben. 
Die MESLGO. galt nur noch für das Verfahren in Kriegszeiten und die an Bord 
von Kriegsſchiffen eingeſchifften Angehörigen der Reichsmarine (8 434 StPO.). Sie 
wurde abgeändert und ergänzt durch die Verordnung vom 5. Dezember 1918 (RG Bl. 
S. 1422) und das Geſetz vom 22. Februar 1926 (RG Bl. I S. 103). 

Die nationalſozialiſtiſche Revolution gab der Wehrmacht binnen 
kurzem das zurück, was blinder Haß und Unverſtand ihr geraubt hatten. Das Geſetz 
vom 12. Mai 1933 (RGBl. 1 S. 264) beſtimmte, daß die Militärgerichtsbarkeit auf 
der Grundlage der MStéGO. vom 1. 12. 1898 allgemein wieder einzuführen ſei, daß 
aber an die Stelle des Reichsmilitärgerichtes das Reichsgericht zu treten habe. 
Damit war zum Ausdruck gebracht, daß die Grundſätze, auf denen die alte MStéGdO. 
aufgebaut war, auch bei der Neufaſſung des Geſetzes unberührt bleiben ſollten. 
Gleichzeitig wurde der Reichswehrminiſter ermächtigt, im Einvernehmen mit dem 
Reichsjuſtizminiſter die MStéGO. mit ihren Nebengeſetzen (Einführungsgeſetz, 
Militärrichterdienſtſtrafordnung) unter Anpaſſung an die Wehrverfaſſung, das 
GVG. und die StPO. zu ändern. In Ausführung dieſes Geſetzes iſt der Wortlaut 
der neuen MStGO. und des EG. vom 4. November 1933 im RGBl. I S. 921 
bekanntgegeben worden. Die AB. vom 21. November 1930 find im RGBl. I S. 989 
veröffentlicht. Mit dem 1. Januar 1934 hat die Wehrmacht die eigene Gerichts⸗ 
barkeit im vollen Umfange zurückerhalten. Das Geſetz vom 23. November 1934 
(RGBl. I, S. 1165) brachte einige das Syſtem nicht berührende Anderungen, die 
die Entwicklung des materiellen Rechtes erforderlich machte. 


B. Die Verfaſſung der Militärgerichtsbarkeit 
IJ. Ihre Träger 

Die Militärgerichtsbarkeit üben die Gerichtsherren mit den ihnen zugeordneten 
richterlichen Militärjuſtizbeamten (Kriegsgerichtsräten, Oberkriegsgerichtsräten) 
und die erkennenden Gerichte aus. 

a) Der Gerichts herr (88 9ff.): Die Einrichtung des Gerichtsherrn iſt zu 
allen Zeiten das Merkmal geweſen, das der Militärgerichtsbarkeit ihr eigenartiges 
Gepräge gegeben hat. Sie beruht auf der Erkenntnis, daß die militäriſche Befehls⸗ 
gewalt ihrer alles umfaſſenden Natur nach unteilbar iſt. Bei der durch nichts 
begrenzten Verantwortung des Befehlshabers für die Aufrechterhaltung der Diſziplin 
und dem unlösbaren Zuſammenhang zwiſchen dieſer und der Militärgerichtsbarkeit, 
erſcheint ſie ihrem Weſen nach als ein Ausfluß der Kommandogewalt, nicht als 
eine ihr aus Gründen der Zweckmäßigkeit äußerlich angefügte Einrichtung. Die all⸗ 
gemeine geſchichtliche Entwicklung, die zu einer völligen Trennung von Verwaltung 
und Rechtſprechung führte, hat das Heerweſen in dem Umfange nicht mitgemacht. 
Die verwaltende Tätigkeit der Kommandogewalt und die Gerichtsbarkeit ruhen 
auch heute noch in einer Hand. Die Befehlsgewalt kann auf die Gerichtsbarkeit, 
die letzte Garantin der Mannszucht, ebenſowenig verzichten, wie dieſe ohne jene 
wirkſam geſtaltet werden kann. In folgerichtiger Durchführung dieſes Gedankens 
ſteht der Gerichtsherr im Mittelpunkt des militärgerichtlichen Verfahrens. 

Gerichtsherren ſind die Befehlshaber und Kommandeure, die der Reichskriegs⸗ 
miniſter dazu beſtimmt. Im Heere ſind im allgemeinen die Diviſionskommandeure 
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Gerichtsherren eriter, die Befehlshaber in den Wehrkreiſen ſolche zweiter Inſtanz. 
Die letzteren und deren militäriſche Vorgeſetzte find befugt, die ihnen untergebenen 
Gerichtsherren anzuweiſen, eine Unterſuchung einzuleiten oder fortzuſetzen oder 
eine Anklageverfügung zu erlaſſen ſowie ein Rechtsmittel einzulegen oder zurück⸗ 
zunehmen. Sonſt dürfen ſie in den Gang eines Verfahrens nicht eingreifen. In 
Ausübung der Militärgerichtsbarkeit führen die Gerichtsherren mit den ihnen 
zugeordneten richterlichen Militärjuſtizbeamten die Bezeichnung „Gericht“ mit An⸗ 
gabe der militäriſchen Dienſtſtelle oder des Befehlsbereichs des Gerichtsherrn zum 
Unterſchied vom erkennenden Gericht, dem Kriegsgericht. 

Die ſachliche Zuſtändigkeit des Gerichtsherrn iſt ebenſo umfaſſend wie ſeine 
Befehlsgewalt. Die Selbſtändigkeit ſeiner richterlichen Entſchließung iſt lediglich 
durch das Geſetz begrenzt. Er ordnet das Ermittelungsverfahren an und beauftragt 
mit deſſen Führung einen Kriegsgerichtsrat (8 79), er verfügt nach Abſchluß der 
Ermittlungen die Einſtellung oder die Anklage ($ 168), erläßt die Strafverfügung 
($ 268), er beruft das Kriegsgericht und die Richter ($ 183), er entſcheidet über die 
Einlegung von Rechtsmitteln ($ 284) und vollſtreckt die Strafe (8 365). Im ſteht 
das Recht zu, den Beſchuldigten ohne Ladung vorführen zu laſſen ($ 93), die Unter: 
ſuchungshaft zu verhängen (§ 95), ihn in einer Irrenanſtalt zwecks Feſtſtellung 
ſeines Geiſteszuſtandes unterzubringen (8 138) und das Vermögen zu beſchlag⸗ 
nahmen ($ 161). Dagegen iſt der Gerichtsherr nicht befugt, an den Unterſuchungs⸗ 
handlungen oder der Hauptverhandlung teilzunehmen oder ſelbſt militärpolizeiliche 
Nachforſchungen anzuſtellen. Die erkennenden Gerichte find an ſeine Anweiſungen 
nicht gebunden. Sie find unabhängig und nur dem Geſetz unterworfen (S 20). Die 
gerichtsherrlichen Verfügungen ſind keine Befehle in Dienſtſachen. Sie haben öffent⸗ 
rechtlichen Charakter; denn ſie dienen dem ſtaatlichen Zwecke einer geordneten 
Strafrechtspflege der Wehrmacht. 

b) Richterliche Militärjuſtizbeamte (88 13 ff.): Es ſind dies die 
Kriegsgerichtsräte und Oberkriegsgerichtsräte, die zum Richteramt befähigt ſein 
müſſen und vom Führer ernannt werden. Die Beſtimmungen des GVG. über 
lebenslange Anſtellung, feſtes Gehalt, Unabſetzbarkeit und Unverſetzbarkeit, Nicht⸗ 
ausſchluß des Rechtswegs bei vermögensrechtlichen Anſprüchen aus dem Dienſtver⸗ 
hältnis gelten für ſie entſprechend. Gegen ihren Willen kann ſie der Reichskriegs⸗ 
miniſter nur während eines mobilen Zuſtandes oder bei Veränderungen in der 
Organiſation der Wehrmacht in eine andere Stelle verſetzen. Sie dürfen nur durch 
zum Richteramt befähigte Perſonen, die Oberkriegsgerichtsräte als Richter in den 
Oberkriegsgerichten nur durch ſtändig angeſtellte richterliche Beamte erſetzt oder 
vertreten werden. Als Militärbeamte unterſtehen ſie dem vorgeſetzten Befehlshaber, 
ſoweit es ſich um diſziplinare Ahndung von Verſtößen gegen die militäriſche Zucht 
und Ordnung handelt. Im übrigen richtet ſich die Diſziplinarſtrafgewalt nach der 
Militärrichterdienſtſtrafordnung vom 14. März 1934 (RGBl. I S. 207). 

Der Bereich ihrer Tätigkeit im Rahmen der MSLGO. iſt durch ihr Amt als 
Unterſuchungsführer, Vertreter der Anklage, Verhandlungsleiter oder zweiter Richter 
im erweiterten Gericht umſchrieben. Soweit ſie nicht als Richter in den erkennen⸗ 
den Gerichten mitwirken, müſſen ſie den Weiſungen des Gerichtsherrn Folge leiſten. 
Sie haben alle verfahrensrechtlichen Entſcheidungen und Verfügungen mit Aus⸗ 
nahme der Rechtsmittelerklärung mit zu unterzeichnen. Dadurch übernehmen ſie 
die Mitverantwortung für die Geſetzlichkeit der Maßnahme, während der Ge— 
richtsherr ihre Zweckmäßigkeit allein zu vertreten hat. Die Mitunterſchrift iſt zwar 
kein organiſcher Beſtandteil der Entſcheidung, doch iſt deren Rechtsgültigkeit von 
ihr abhängig. Vornehmſte Aufgabe des richterlichen Militärjuſtizbeamten im Ver⸗ 
hältnis zu ſeinem Gerichtsherrn iſt es, dafür zu ſorgen, daß nach Recht und Geſetz 
verfahren wird. Hält er eine Anordnung oder Entſcheidung ſeines Gerichtsherrn 
rechtlich nicht für haltbar, ſo iſt er nicht nur berechtigt, ſondern auch verpflichtet, 


1454 


dagegen Vorſtellung zu erheben (8 17). Dieſe Prüfungspflicht erſtreckt fih nicht 
nur auf Fragen rechtlicher Art, ſondern auch auf ſolche tatſächlicher Natur, ſofern 
von ihnen beſtimmte geſetzliche Folgen abhängen (z. B. dringender Tatverdacht). 
Bleibt ſeine Vorſtellung erfolglos, ſo hat der Gerichtsherr erſter Inſtanz die Sache 
dem Gerichtsherrn zweiter Inſtanz zur Entſcheidung vorzulegen. Beſtehen auch 
zwiſchen dieſem und dem ihm zugeordneten richterlichen Militärjuſtizbeamten Mei⸗ 
nungsverſchiedenheiten der angegebenen Art, jo entſcheidet der Reichskriegsminiſter. 
Der Antrag auf höhere Entſcheidung hat außer bei Haftbefehlen aufſchiebende 
Wirkung. 

c) Die erkennenden Gerichte (SS 20 ff.): Erkennende Gerichte ſind die 
Kriegsgerichte, die Oberkriegsgerichte und das Reichsgericht. Sie ſind Kollegial⸗ 
gerichte, unabhängig und nur dem Geſetz unterworfen. Während das Reichsgericht 
ein ſtändiges Gericht iſt, treten die beiden anderen Inſtanzen nur auf Berufung des 
Gerichtsherrn für den einzelnen Fall an dem von ihm beſtimmten Ort und zu der 
von ihm feſtgeſetzten Zeit zuſammen. Die Kriegsgerichte beſtehen im Heere bei den 
Divifionen, die Oberkriegsgerichte bei den Wehrkreiſen. 

1. Das Kriegsgericht iſt die erſte Inſtanz. Es ſetzt ſich zuſammen aus drei 
Richtern, und zwar: einem Kriegsgerichtsrat als Verhandlungsleiter, einem Stabs⸗ 
offizier und einem Soldaten im Range des Angeklagten. Iſt Gegenſtand der 
Aburteilung ein mit dem Tode, mit lebenslangem Zuchthaus oder mit zeitigem 
Zuchthaus bis zu 15 Jahren bedrohtes Verbrechen oder ein Verbrechen des Meineids, 
ſo beſteht das Kriegsgericht aus fünf Richtern (zwei Räten und drei Beiſitzern). 
Der Gerichtsherr beruft ſie in der Terminsverfügung. Die Beiſitzer müſſen min⸗ 
deſtens drei Jahre der Wehrmacht angehören. Im Verfahren gegen Soldaten bis 
zum Hauptmann werden ſie der Reihe nach einer Liſte entnommen, die die voraus⸗ 
ſichtlich erforderliche Anzahl der Angehörigen der einzelnen Rangklaſſen für jedes 
Geſchäftsjahr enthält und von der nur aus dringenden Gründen abgewichen werden 
darf. Für das Verfahren vom Stabsoffizier aufwärts werden die Beiſitzer für den 
Einzelfall ausgeloſt. 

2. Das Oberkriegsgericht iſt als erkennendes Gericht zweiter Inſtanz 
zuſtändig für die Verhandlung und Entſcheidung über das Rechtsmittel der Be⸗ 
rufung. Es beſteht aus fünf Richtern: zwei Oberräten, von denen der dienſtältere 
die Verhandlung leitet, und drei Beiſitzern, von denen zwei Kameradſchaftsrichter 
find. Iſt Berufung gegen das Urteil eines mit fünf Richtern beſetzten Kriegsgerichtes 
eingelegt, ſo bilden ſieben Richter das Oberkriegsgericht (drei Oberräte und vier 
Beiſitzer, darunter zwei Kameradſchaftsrichter). Die Beiſitzer werden im Verfahren 
gegen Soldaten bis zum Hauptmann für die Dauer des Geſchäftsjahres als ſtändige 
Richter beſtellt, im übrigen auch hier für den Einzelfall ausgeloſt. Als beſchließende 
Inſtanz tagt das Oberkriegsgericht in Beſchwerdeſachen und im Wiederaufnahme⸗ 
verfahren. 

3. Das Reichsgericht erkennt an Stelle des früheren Reichsmilitärgerichtes 
über das Rechtsmittel der Reviſion. Dem Senat, der beſonders gebildet worden 
iſt, ſollen zwei aus der Laufbahn der richterlichen Militärjuſtizbeamten hervor⸗ 
gegangene Mitglieder angehören, die der Reichswehrminiſter dem Reichs miniſter 
der Juſtiz zur Ernennung durch den Führer vorſchlägt. Gleichwohl iſt der Umbruch 
des militärgerichtlichen Inſtanzenweges in die bürgerliche Gerichtsbarkeit auf die 
Dauer ein mit den Belangen der Wehrmacht unvereinbarlicher Zuſtand. 

Die niedere Gerichtsbarkeit, die bereits durch die Verordnung vom 
5. Dezember 1918 aufgehoben wurde, iſt nicht wieder eingeführt worden. Sie er⸗ 
ſtreckte ſich auf die Perſonen, welche keinen Offiziersrang hatten, und war ſachlich 
auf die nur mit Arreſt bedrohten militäriſchen Vergehen und die Übertretungen 
begrenzt. Für Wiedereinſetzung der vielfach angefeindeten Standgerichte, die aus⸗ 
ſchließlich aus Offizieren beſtanden und daher der juriſtiſchen Betreuung entbehr⸗ 


1455 


ten, lag ſchon deshalb kein Bedürfnis vor, weil durch das Geſetz zur Vereinfachung 
des Militärſtrafrechtes vom 30. April 1926 (RG Bl. I S. 197) die leichteren mili⸗ 
täriſchen Vergehen aus dem MStGBB. herausgenommen und der Diſziplinarbe⸗ 
ſtrafung überwieſen wurden. Sie unterfallen mithin nicht mehr dem gerichtlichen 
Verfahren. 

II. Ihr Umfang 

Die Gerichtsbarkeit als Gewalt, eine Strafſache abzuurteilen, iſt Vorausſetzung 
der perſönlichen, ſachlichen und zeitlichen Zuſtändigkeit der Militärgerichte. Ihr 
Vorhandenſein iſt von ihnen in jeder Lage des Verfahrens von Amts wegen 
zu prüfen. Die Einleitung von Ermittelungen iſt unzuläſſig, wenn von vorn⸗ 
herein feſtſteht, daß der Beſchuldigte wegen der Tat der Militärgerichtsbarkeit 
nicht unterworfen iſt. Ergibt ſich dies erſt im Laufe der Unterſuchungen, ſo muß 
unter Einſtellung des Verfahrens die Sache an die bürgerliche Strafverfolgungs⸗ 
behörde abgegeben werden. Dasſelbe iſt zu beachten in Fällen, in denen infolge 
perſönlicher Veränderungen die Militärgerichtsbarkeit ſpäter wieder erliſcht. Wenn 
ſich erſt nach Anklageerhebung, aber vor der Hauptverhandlung auf Grund neuer 
Tatſachen (nicht anderweitiger Beurteilung der Rechtslage) herausſtellt, daß die 
Zuſtändigkeit des Militärgerichtes nicht begründet war oder nicht mehr gegeben iſt, 
jo muß die Anklage nach $ 194 zurückgenommen werden. Findet das Gericht in der 
Hauptverhandlung, daß der Angeklagte ſeiner Gewalt nicht unterworfen iſt, ſo hat 
es durch Beſchluß feine Unzuſtändigkeit auszuſprechen (SS 248, 314). Gegen dieſen 
Beſchluß ſteht dem Gerichtsherrn wie dem Angeklagten binnen einer Woche nach 
Verkündung die Rechtsbeſchwerde an das Reichsgericht zu. Iſt in einer bei einem 
militäriſchen Gericht anhängigen Unterſuchung durch nicht mehr anfechtbare Ent⸗ 
ſcheidung die Unzuſtändigkeit der militäriſchen Gerichte ausgeſprochen worden, weil 
die Sache zur Zuſtändigkeit der allgemeinen Gerichte gehöre, ſo dürfen ſich dieſe 
in der Sache nicht mehr deshalb für unzuſtändig erklären, weil die Militär⸗ 
gerichtsbarkeit Platz greife. Das Entſprechende gilt für die militäriſchen Gerichte. 
Von zwei in einer denſelben Gegenſtand betreffenden Strafſache ergangenen Ur⸗ 
teilen gilt das, welches zuerſt die Rechtskraft erlangt hat ($ 17 EG.). 

Unterſuchungshandlungen und Zwangsmaßnahmen eines Militärgerichtes, deſſen 
Zuſtändigkeit nie gegeben war, ſind nichtig. Ein ſpäteres Erlöſchen ſeiner Zuſtändig⸗ 
keit vermag die Rechtsbeſtändigkeit der von ihm bereits getroffenen Maßnahmen 
nicht in Frage zu ſtellen, beendet aber den Zuſtand ihrer weiteren Wirkſamkeit. 

a) Zuſtändigkeit: Die Militärgerichtsbarkeit hat ihrem Weſen nach eine 
perſönliche Grundlage. Ihr ſind unterworfen die Soldaten (Offiziere, Unteroffi⸗ 
ziere, Mannſchaften) und Wehrmachtsbeamten (d. h. Militär- und Zivilbeamte), 
die Schiffsangeſtellten und die an Bord eines Schiffes dienſtlich eingeſchifften Per⸗ 
ſonen, ſolange ſich das Schiff im Kriegszuſtand befindet. In Kriegszeiten erſtreckt 
ſie ſich ferner auf die Angehörigen des Heeresgefolges, die zum kriegführenden Heer 
zugelaſſenen ausländiſchen Offiziere, wenn der Führer und Reichskanzler nichts an⸗ 
deres beſtimmt, und die Kriegsgefangenen. Sachlich zuſtändig ſind die Militär⸗ 
gerichte grundſätzlich für ſämtliche ſtrafbaren Handlungen der genannten Perſonen 
mit Ausnahme der Strafſachen, die dem Volksgerichtshof in erſter und zweiter 
Inſtanz überwieſen ſind; im mobilen Verfahren erfaßt die Militärgerichtsbarkeit 
auch dieſe. Den allgemeinen Behörden bleibt ferner überlaſſen die Aburteilung 
der Steuerzuwiderhandlungen (einihl. Zollzuwiderhandlungen) und der mit ihnen 
rechtlich zuſammentreffenden ſtrafbaren Handlungen gegen die allgemeinen Straf⸗ 
geſetze und der Zuwiderhandlungen gegen ſonſtige Finanzgeſetze, gegen Polizei-, 
Jagd- und Fiſchereigeſetze, wenn ſie nur mit Geldſtrafe und Einziehung oder mit 
einer dieſer Strafen bedroht ſind. Der Vollzug von Freiheitsſtrafen iſt jedoch Sache 
der Militärbehörden, die darum zu erſuchen ſind, während die erkennenden In⸗ 
ſtanzen Geldſtrafen und Einziehung ſelbſt vollſtrecken. Eine an ſich der Militär⸗ 
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gerichtsbarkeit unterworfene Perſon kann den allgemeinen Gerichten zur Abs 
urteilung übergeben werden, wenn ſich bei einer Zuwiderhandlung gegen die all⸗ 
gemeinen Strafgeſetze mehrere Perſonen, von denen die eine der militäriſchen, die 
andere der bürgerlichen Gerichtsbarkeit unterſtellt iſt, als Täter, Teilnehmer, 
Begünſtiger oder Hehler beteiligt haben oder zwiſchen ſolchen Perſonen wechſel⸗ 
ſeitige Beleidigungen oder Körperverletzungen vorgekommen find. Die Übergabe, 
die bis zur Anklageerhebung möglich iſt, enthält einen Verzicht des Gerichtsherrn 
auf die Ausübung der eigenen Gerichtsbarkeit und bedarf als eine einſeitige 
Willenserklärung nicht der Annahme durch die Staatsanwaltſchaft. 

Ebenſo umfaſſend wie die perſönliche und ſachliche Geltung iſt auch die zeitliche; 
denn die Militärgerichte haben auch über ſolche ſtrafbaren Handlungen zu ent⸗ 
ſcheiden, die Soldaten und Wehrmachtsbeamte (nicht auch die anderen Perſonen) 
vor Eintritt des Dienſtverhältniſſes begangen haben, ſofern nicht bereits ein amts⸗ 
richterlicher Strafbefehl, eine polizeiliche Strafverfügung oder ein Urteil ergangen 
war. Die Militärgerichtsbarkeit endet mit dem ſie begründenden Dienſtverhältnis, 
es ſei denn, daß wegen einer vorher begangenen Straftat bereits Anklage erhoben 
oder eine Strafverfügung erlaſſen war oder daß Gegenſtand des Strafverfahrens 
militäriſche Verbrechen oder Vergehen allein oder im rechtlichen oder ſachlichen 
Zuſammentreffen mit ſtrafbaren Handlungen gegen die allgemeinen Strafgeſetze ſind. 

b) Gerichtsſtand (858 11 ff.): Bei dem Aufbau und der Gliederung der 
Wehrmacht in territoriale Befehlsbereiche erſchien es zweckmäßig, den Militär⸗ 
gerichtsſtand einer Perſon in erſter Linie an den örtlichen Befehlsbereich des 
Gerichtsherrn erſter Inſtanz zu binden. Seiner Gerichtsbarkeit find demgemäß die 
Angehörigen aller militäriſchen Verbände unterworfen, die in dieſem Befehlsbereich 
ihren Standort haben, ſoweit nicht der Reichskriegsminiſter anders beſtimmt. Ver⸗ 
läßt ein Verband ihn vorübergehend für kürzere oder längere Zeit (z. B. zu 
Übungen), jo wird dadurch am Gerichtsſtand auch dann nichts geändert, wenn 
ſich der Verband im örtlichen Befehlsbereich eines anderen Gerichtsherrn befindet. 
Nur ein Wechſel des Standorts ſelbſt würde auch einen Wechſel der örtlichen 
Gerichtsbarkeit nach ſich ziehen, wenn die neue Garniſon in dem örtlichen Be⸗ 
fehlsbereich eines anderen Gerichtsherrn liegt. Erſt in zweiter Linie greift das 
Geſetz auf den Grundſatz der reinen Befehlsgewalt zurück. Es beſtimmt, daß der 
Gerichtsherr erſter Inſtanz, wenn ihm ein örtlicher Befehlsbereich fehlt, die Gerichts⸗ 
barkeit über die Angehörigen der ſeiner Befehlsgewalt unterworfenen militäriſchen 
Verbände hat. In dieſem Fall geht dann ſeine Gerichtsbarkeit der eines Gerichts⸗ 
herrn des örtlichen Befehlsbereiches vor, ſo daß er auch für die Angehörigen der 
Verbände zuſtändig iſt, deren Standort in einem ſolchen Befehlsbereich liegt. Die 
einem Gerichtsherrn erſter Inſtanz übergeordneten Befehlshaber regeln für die 
ihnen unmittelbar unterſtellten militäriſchen Verbände und Einzelperſonen, ſoweit 
ſie nicht zum örtlichen Befehlsbereich eines Gerichtsherrn gehören, den Gerichts⸗ 
ſtand innerhalb ihres Befehlsbereiches ſelbſt. Als Angehörige eines Verbandes 
gelten ſtets auch die ihm vorübergehend überwieſenen Perſonen. Wer keinem 
militäriſchen Verband angehört oder weſſen militäriſcher Verband ſich nicht alsbald 
ermitteln läßt, wie dies im Weltkrieg nicht ſelten vorgekommen iſt, unterſteht der 
Gerichtsbarkeit desjenigen Gerichtsherrn, in deſſen örtlichem Befehlsbereich die Tat 
begangen wurde oder ſich der Täter befindet. 

Unter mehreren zuſtändigen Gerichtsherren hat derjenige den Vorzug, der den 
Beſchuldigten verhaftet oder zuerſt das Ermittelungsverfahren angeordnet hat. 
Bei Kompetenzkonflikten entſcheidet der gemeinſame übergeordnete Gerichtsherr 
zweiter Inſtanz, im mobilen Verfahren, das einen ſolchen nicht kennt, der gemein⸗ 
ſam abgeordnete Befehlshaber. Fehlen ſie, ſo entſcheidet der Reichskriegsminiſter. 

Strafſachen, die einen perſönlichen oder ſachlichen Zuſammenhang haben, aber 
einzeln zur Zuſtändigkeit verſchiedener Gerichtsherren gehören, können durch Ver: 
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einbarung dieſer miteinander verbunden werden. Es wird durchaus die Regel 
bilden, daß eine ſolche Vereinbarung aus Gründen der Zweckmäßigkeit zuſtande 
kommt. Sollte dies ausnahmsweiſe nicht geſchehen, ſo ſollen auf den Antrag eines 
der beteiligten Gerichtsherren dieſelben übergeordneten Gerichtsherren oder Be⸗ 
fehlshaber entſcheiden wie in den Fällen des Zuſtändigkeitsſtreites. Die Verbindung 
kann auf dieſelbe Weiſe, wie ſie hergeſtellt wurde, auch wieder gelöſt werden. 


C. Grundzüge des ordentlichen Verfahrens 


Das ordentliche Verfahren ſtimmt weitgehend mit dem der StPO. überein. Zahl⸗ 
reiche Vorſchriften aus dieſem Geſetz find faſt wörtlich übernommen. Abweichungen 
ergeben ſich aus den militäriſchen Intereſſen, die die Sondergerichtsbarkeit der 
Wehrmacht auch verfahrensrechtlich zu beachten hat. Die auffälligſte beſteht darin, 
daß der MSLtGO. das Zwiſchenverfahren der StPO., das mit der Einreichung der 
Anklageſchrift bei Gericht beginnt und mit dem Erlaß eines Eröffnungsbeſchluſſes 
endet, unbekannt ift. Dies folgt zwangsläufig aus der Verfaſſung der Militär: 
gerichte. 

J. Der Tatbericht (8 76) 


Erhält ein Vorgeſetzter durch eine Anzeige oder auf einem anderen Wege 
Kenntnis von einer militärgerichtlich zu verfolgenden ſtrafbaren Handlung ſeiner 
Untergebenen, ſo hat er unmittelbar an den Gerichtsherrn unter gleichzeitiger 
Vorlage eines Durchſchlages an ſeine vorgeſetzte Dienſtſtelle einen Tatbericht ein⸗ 
zuſenden. Ein ſolcher Bericht obliegt in der Regel dem mit Diſziplinargewalt 
verſehenen Vorgeſetzten, jedoch können die Umſtände, z. B. ein Kommando, den 
Beſchuldigten auch zu einem anderen in derartig nahe Beziehungen ſetzen, daß ihm 
die Einreichung des Tatberichtes zufällt. Die Kenntnis des Vorgeſetzten muß eine 
dienſtlich erlangte ſein. Es hängt in erſter Linie von ſeinem Willen ab, ob er eine 
Angelegenheit als eine dienſtliche oder private behandeln will, ſofern keine bin⸗ 
dende Vorſchrift für ihn beſteht. Doch können die militäriſchen Intereſſen, deren 
Wahrung im Rahmen der ihm unterſtellten Einheit jedem Vorgeſetzten obliegt, 
hier nur einen engen Spielraum zulaſſen. Der bequeme Grundſatz: „Was ich nicht 
weiß, macht mich nicht heiß“ darf nicht in einer Einrichtung gelten, der die Sicher⸗ 
heit der Nation anvertraut iſt. Inwiefern lediglich Gerüchte ein Einſchreiten er⸗ 
forderlich machen, wird der Vorgeſetzte ſtets pflichtgemäß zu prüfen haben. 

Der Tatbericht ſoll die dem Beſchuldigten zur Laſt gelegte Tat in gedrängter 
Kürze darſtellen und die Verdachtsgründe ſowie die Beweismittel angeben. Aus 
dieſem Grunde und zur Klärung der Frage, ob militärgerichtlich und nicht nur 
diſziplinariſch einzuſchreiten iſt, muß der Diſziplinarvorgeſetzte, ſofern nicht ſchon 
die Anzeige die benötigten Angaben enthält, Ermittelungen anſtellen, deren Um⸗ 
fang ſich aus dem bezeichneten Zweck ergibt. Weitere Maßnahmen zu treffen, iſt er 
an ſich nicht verpflichtet, ſofern nicht Gefahr im Verzuge iſt. Gerade die erſten 
Ermittelungen können aber von beſonderem Wert ſein. Geben ſie doch bisweilen 
dem Gericht ein wertvolles Mittel in die Hand, ſpätere Ausflüchte des Angeklagten 
in der Hauptverhandlung als unglaubwürdig zu widerlegen. Bei einfach liegenden 
Sachen kann zudem die Genauigkeit der erſten Feſtſtellung durch den Diſziplinar⸗ 
vorgeſetzten das Ermittelungsverfahren erübrigen und ſo zu einer ſchnelleren 
Aburteilung des Beſchuldigten führen. Das liegt nicht zuletzt im Intereſſe einer 
eindrucksvolleren Wirkung auf ſeine Kameraden. 


II. Das Ermittelungs verfahren (88 74 ff.) 


Das Ermittelungsverfahren der MStGO. iſt ein ſchriftliches Vorverfahren, das 
regelmäßig den erſten Abſchnitt der erſten Inſtanz bildet und die Erforſchung des 
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Sachverhaltes einer ſtrafbar erſcheinenden Handlung bezweckt. Die Unterſcheidung 
der StPO. zwiſchen Ermittelungsverfahren und Vorunterſuchung tft in die MStGO. 
nicht übernommen. Das Ermittelungsverfahren iſt nicht öffentlich und beginnt mit 
einer förmlichen Verfügung des Gerichtsherrn, durch die er einen Kriegsgerichtsrat 
mit der Erforſchung des Sachverhaltes beauftragt. Dieſer hat bei Aufklärung des 
Tatbeſtandes nicht nur die zur Belaſtung, ſondern auch die zur Entlaſtung dienenden 
Umſtände zu ermitteln und die Erhebung aller Beweiſe herbeizuführen, deren 
Verluſt zu beſorgen iſt oder deren Aufnahme zur Vorbereitung der Verteidigung 
des Beſchuldigten erforderlich erſcheint. Auch ſoll er die Umſtände feſtſtellen, die 
für die Strafbemeſſung und für die Anordnung von Maßregeln der Sicherung und 
Beſſerung von Bedeutung ſind. Eine mit ſelbſtändigen Aufgaben ausgeſtattete 
militäriſche Staatsanwaltſchaft iſt der MSIGD. fremd. 

Der Unterſuchungsführer genießt im Rahmen ſeines Auftrages weit⸗ 
gehende Selbſtändigkeit. Er kann Ermittelungen jeder Art einſchließlich richterlicher 
Unterſuchungshandlungen vornehmen, insbeſondere von allen öffentlichen Behörden 
Auskunft verlangen und andere Gerichtsherren, die Amtsgerichte ſowie die Be⸗ 
hörden und Beamten des Polizei⸗ und Sicherheitsdienſtes um Ausführung einzelner 
Maßregeln erſuchen. Dem Unterſuchungsführer ſteht ferner die Befugnis zu, bei 
Gefahr im Verzuge die Vorführung des Beſchuldigten anzuordnen (8 93) und ihn 
vorläufig feſtzunehmen ($ 101) ſowie Zeugen zu vereidigen, wenn Gefahr im Ver⸗ 
zug oder der Eid zur Herbeiführung einer wahrheitsgetreuen Ausſage über eine 
erhebliche Tatſache erforderlich iſt, oder wenn der Zeuge am Erſcheinen in der 
Hauptverhandlung vorausſichtlich verhindert iſt oder ihm das Erſcheinen wegen 
des Zeitverluſtes oder der Schwierigkeit nicht zugemutet werden kann (8 116). Er 
ordnet bei Gefahr im Verzuge Beſchlagnahmen und Durchſuchungen an (8 161). 
Er leitet die Tätigkeit der Sachverſtändigen, trifft in dringenden Fällen ihre Aus⸗ 
wahl ($ 130) und beeidigt fie notfalls ſchon im Vorverfahren (8 125). Er kann 
im Falle dringenden Bedürfniſſes für einzelne Unterſuchungshandlungen jede 
geeignete Perſon als Protokollführer zuziehen und verpflichten (§ 84). Er ent⸗ 
ſcheidet über Ausſchließung und Ablehnung des Urkundenbeamten ($ 54) und kann 
ein während der Unterſuchungshandlung gegen ihn ſelbſt vorgebrachtes Ableh⸗ 
nungsgeſuch unter Umſtänden als unzuläſſig zurückweiſen (8 52). Ergibt ſich im 
Laufe des Ermittlungsverfahrens der Verdacht weiterer militärgerichtlich zu verfol⸗ 
genden ſtrafbaren Handlungen, ſo hat der Unterſuchungsrichter in dringenden Fällen 
die hierzu erforderlichen Unterſuchungshandlungen von Amts wegen vorzunehmen. 

Der AUnterſuchungsführer muß alle die Unterſuchung berührenden Vorgänge und 
Tatſachen, namentlich alle von ihm vorgenommenen oder veranlaßten Ermitte⸗ 
lungen, aktenkundig machen. Über jede Unterſuchungshandlung iſt ein Protokoll 
aufzunehmen. Bei minder wichtigen Sachen genügt ein Aktenvermerk. 

Das Ermittelungsverfahren ſoll die Entſcheidung darüber ermöglichen, ob Anklage 
zu erheben oder die ſtrafgerichtliche Verfolgung einzuſtellen iſt. Es iſt daher nicht 
weiter auszudehnen. Der Gerichtsherr kann ſich jederzeit durch Einſicht in die 
Akten von dem Stande des Verfahrens überzeugen, um die ihm zur Aufklärung 
der Sache geeignet erſcheinenden Verfügungen zu treffen. Den Abſchluß des Ver⸗ 
fahrens bildet die Vernehmung des Beſchuldigten über das Ergebnis der Ermitte⸗ 
lungen. Alsdann erſtattet der Unterſuchungsführer dem Gerichtsherrn unter Vor⸗ 
lage der Akten mündlich oder ſchriftlich Bericht. Seinen Antrag bringt er zu den 
Akten. Hält der Gerichtsherr eine Vervollſtändigung des Verfahrens nicht für 
erforderlich, ſo befindet er, ob der Beſchuldigte außer Verfolgung zu ſetzen oder ob 
gegen ihn einzuſchreiten iſt. 

In einfach liegenden Sachen iſt ein förmliches Ermittelungsverfahren nicht 
erforderlich. Das find ſolche, bei denen es ſich um einen im engen Rahmen ver⸗ 
laufenden Vorgang handelt, der durch Zeugen oder Geſtändnis alsbald völlig 
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klargeſtellt werden kann. In dieſen Fällen kann ſich der Gerichtsherr vielmehr mit 
den Ermittelungen des Diſziplinarvorgeſetzten begnügen, die dieſer dem Tatbericht 
beizufügen pflegt, und ſie zur Grundlage ſeiner Entſcheidung machen. 


III. Die Einſtellung (88 169 ff.) 


Liegt gegen den Beſchuldigten ein hinreichender Verdacht einer ſtrafbaren und 
militärgerichtlich zu verfolgenden Handlung nicht vor, ſo wird das Verfahren durch 
Verfügung des Gerichtsherrn eingeſtellt. Der Beſchuldigte erhält hiervon Kenntnis, 
wenn er im Laufe des Verfahrens unter der Anſchuldigung einer beſtimmten ſtraf⸗ 
baren Handlung verantwortlich vernommen oder gegen ihn ein Steckbrief ver⸗ 
öffentlicht war. Auch der Antragſteller wird unter Angabe von Gründen beſchieden. 
Iſt er zugleich der Verletzte, ſo ſteht ihm innerhalb 14 Tagen nach Zuſtellung des 
Beſcheides die Rechtsbeſchwerde an das Oberkriegsgericht zu, die unter Angabe der 
Gründe und der Beweismittel beim Gerichtsherrn erſter Inſtanz anzubringen iſt. 
Die Schrift muß von einem Anwalt unterzeichnet ſein. Das Oberkriegsgericht, das 
in einer Beſetzung von drei Richtern entſcheidet, kann ſeinerſeits weitere Ermitte⸗ 
lungen anſtellen. Ergibt ſich kein genügender Anlaß zum ſtrafrechtlichen Einſchreiten, 
ſo verwirft es die Rechtsbeſchwerde und ſetzt den Gerichtsherrn, deſſen Beſcheid 
angefochten worden iſt, den Beſchwerdeführer und den Beſchuldigten von der Ver⸗ 
werfung in Kenntnis. Gegen den Beſchuldigten kann nur auf Grund neuer Tat⸗ 
ſachen oder Beweismittel erneut eingeſchritten werden. Erklärt dagegen das Ober⸗ 

kriegsgericht die Rechtsbeſchwerde für begründet, jo hat der Gerichtsherr, wenn er 
nicht eine Strafverfügung erläßt, die Anklage zu erheben. 

Durch die Einlegung der Rechtsbeſchwerde wird das Anweiſungsrecht des Gerichts⸗ 
herrn zweiter Inſtanz und ſeiner militäriſchen Vorgeſetzten nicht berührt. Es 
erliſcht aber mit der Entſcheidung des Oberkriegsgerichtes, die endgültig iſt. 

Übertretungen werden nur verfolgt, wenn das öffentliche Intereſſe es erfordert. 
Iſt bei einem Vergehen gegen die allgemeinen Strafgeſetze die Schuld des Täters 
gering und find die Folgen der Tat unbedeutend, jo kann der Gerichtsherr von der 
Anklage abſehen. | 


IV. Die Anklageverfügung und die Anklageſchrift (88 173, 177) 


Die Anklageverfüg ung enthält die Entſcheidung des Gerichtsherrn, daß 
nach dem Ergebnis des Ermittelungsverfahrens ein hinreichender Verdacht einer 
ſtrafbaren und militärgerichtlich verfolgbaren Handlung vorliegt. Sie iſt nur 
mittelbar ein Ausfluß der Befehlsgewalt des Gerichtsherrn; in erſter Linie iſt ſie 
ein Rechtspflegeakt, der dem Zwang zur Strafverfolgung entſpringt, ſobald deren 
Vorausſetzungen gegeben ſind (Legalitätsprinzip). Sie bildet die maßgebliche 
Grundlage für das weitere Verfahren, indem ſie ſeine Grenzen in tatſächlicher 
Hinſicht umſchreibt. Beſtimmtheit und Klarheit find daher ihre unentbehrlichen 
Erforderniſſe. Im weſentlichen entſpricht ſie dem Eröffnungsbeſchluß der StPO. 

Die Anklageverfügung hat außer den Angaben zur Perſon des Beſchuldigten die 
ihm zur Laſt gelegte Tat unter Hervorhebung ihrer geſetzlichen Merkmale und des 
anzuwendenden Strafgeſetzes zu bezeichnen. Das Verhalten des Beſchuldigten, das 
den Gegenſtand der Aburteilung bilden ſoll, muß ſo genau angegeben werden, daß 
es von anderen Taten unſchwer zu unterſcheiden iſt. Die Anklageverfügung wird 
vom Gerichtsherrn und ſeinem Kriegsgerichtsrat unterzeichnet und muß dem 
Beſchuldigten gleichzeitig mit der Anklageſchrift bekanntgemacht werden. Iſt er 
Soldat oder Wehrmachtsbeamter oder befindet er ſich in Haft, ſo wird ſie ihm durch 
einen Kriegsgerichtsrat oder auf Erſuchen durch einen Offizier oder Amtsrichter 
mündlich bekanntgegeben. Dabei wird der Beſchuldigte aufgefordert, ſich rechtzeitig 
zu erklären, ob und was er für ſeine Verteidigung zu beantragen habe. Hierüber 
wird ein Protokoll aufgenommen. In anderen Fällen können Bekanntgabe und 
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Aufforderung im Wege der Zuftellung erfolgen. Mit der Bekanntmachung der 
Anklageverfügung an den Beſchuldigten iſt die Anklage erhoben. Der Beſchuldigte 
wird von dieſem Zeitpunkt an als Angeklagter bezeichnet. 

Die Erhebung der Anklage begründet ohne Rückſficht auf nachträgliche Anderungen 
in den perſönlichen Verhältniſſen des Beſchuldigten den Gerichtsſtand bei dem 
Gerichtsherrn, der ſie verfügt hat. Das gilt ſelbſt für den Fall, daß der Beſchuldigte 
aus der Wehrmacht ausſcheidet. Nach erhobener Anklage muß ferner über die in 
ihr bezeichnete Tat in einer Hauptverhandlung entſchieden werden. Sie begründet 
gleichzeitig die Zuſtändigkeit des Gerichtsherrn für die Vollſtreckung. Eine Beſon⸗ 
derheit der MStGO. beſteht darin, daß der Gerichtsherr vor der Hauptverhandlung 
auf Grund neuer Tatſachen zugunſten des Angeklagten die Anklageverfügung ab⸗ 
ändern oder zurücknehmen kann. Neue Tatſachen find ſolche Umſtände, die dem 
Gerichtsherrn bei Verfügung der Anklage nicht bekannt waren. Anderungen in der 
Rechtsauffaſſung verleihen jenes Recht nicht. 

Statt der Anklageverfügung kann der Gerichtsherr auch eine Strafverfügung 
(S 268) erlaſſen, ſofern es ſich lediglich um Übertretungen und Vergehen handelt 
und gegen den Beſchuldigten keine andere Strafe als Geldſtrafe oder Freiheitsſtrafe 
von höchſtens drei Monaten ſowie eine etwa verwirkte Einziehung oder die Bekannt⸗ 
machung der Entſcheidung feſtgeſetzt werden ſoll. Legt er friſt⸗ und formgerecht 
Einſpruch ein, ſo tritt die Strafverfügung für das weitere Verfahren an die Stelle 
der Anklageverfügung. 

Die Anklageſchrift der MESLGD. unterſcheidet ſich weſentlich von der der 
StPO. Die letztere iſt dazu berufen, dem für die Eröffnung des Hauptverfahrens 
zuſtändigen Gerichte die tatſächliche und rechtliche Würdigung der Straftat durch 
die Staatsanwaltſchaft zu unterbreiten mit dem Ziele, die gerichtliche Verfolgung 
prozeſſual auszulöſen. Die Aufgabe der erſteren erſchöpft ſich darin, die Anklage⸗ 
verfügung, die die Tat lediglich nach ihren geſetzlichen Merkmalen kennzeichnet, zu 
erläutern. Sie ſoll den Beſchuldigten zur Vorbereitung ſeiner Verteidigung im 
einzelnen darüber unterrichten, inwiefern das Ergebnis der Ermittelungen ihn im 
Sinne der Anklageverfügung hinreichend verdächtigt und mit welchen Mitteln man 
ihn in der Hauptverhandlung der Tat zu überführen gedenkt. Die Anklageſchrift 
hat ein Kriegsgerichtsrat anzufertigen und zu unterzeichnen, und zwar in der Regel 
der mit Vertretung der Anklage Beauftragte. Sie enthält eine Schilderung des 
weſentlichen Ergebniſſes der Ermittlungen und die Angabe der Beweismittel. Die 
Sachdarſtellung hat über die dem Beſchuldigten in der Anklageverfügung zur Laſt 
gelegte Tat in gedrängter Form zu berichten und die Verwertung der Beweiſe zu 
erläutern. Auch rechtliche Ausführungen ſind bisweilen erforderlich. Bei der Auf⸗ 
zählung der Beweismittel iſt ſtets zu prüfen, ob ſie nach den geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen auch verwertbar ſind. Sie müſſen ferner ſo genau bezeichnet werden, daß 
der Angeklagte über ſie nicht im Zweifel ſein kann. Etwaige Mängel ſind jedoch 
ohne unmittelbare prozeſſuale Wirkung. Die Anklageſchrift wird in der Hauptver⸗ 
handlung nicht verleſen, doch beſtehen keine Bedenken, aus ihrem Inhalt eine 
mangelhafte Anklageverfügung zur Klarſtellung der Prozeßlage zu vervollſtändigen. 


V. Die Hauptverhandlung (88 195 ff.) 


a) Ihre Grundſätze und ihr Verlauf: Die Hauptverhandlung vor 
den Militärgerichten, die in Abweſenheit des Gerichtsherrn ſtattfindet, iſt mit 
jenen Bürgſchaften ausgeſtattet, die mit dem Begriff einer modernen Verfahrens⸗ 
ordnung verbunden ſind. Die MStGD. bekennt ſich zum Anklagegrundſatz: über 
Ankläger und Angeklagtem ſteht das erkennende Gericht, das unabhängig und nur 
dem Geſetz unterworfen iſt. Die Beiſitzer bekräftigen ihre Verpflichtungen, nach 
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beſtem Wiſſen und Gewiſſen das Recht zu ſuchen, zu Beginn der Sitzung durch 
einen feierlichen Eid. Die Hauptverhandlung iſt, ſoweit ſie nicht eine Gefährdung 
der öffentlichen Ordnung oder Sicherheit beſorgen läßt, jedermann zugänglich; 
denn die Rechtſprechung der Militärgerichte ſoll vom Vertrauen des ganzen Volkes 
getragen ſein. Der Grundſatz der Offentlichkeit mußte aber im Intereſſe der Mannes⸗ 
zucht dahin eingeſchränkt werden, daß den Soldaten der Zutritt zur Verhandlung 
nur inſoweit geſtattet iſt, als ſie im Range nicht unter dem Angeklagten und, wenn 
mehrere Perſonen verſchiedenen militäriſchen Ranges angeklagt find, nicht unter 
dem Range des höchſtgeſtellten Mitangeklagten ſtehen. Die Hauptverhandlung 
findet in ununterbrochener Gegenwart der zur Urteilsfindung berufenen Perſonen, 
des Vertreters der Anklage und eines Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle des 
Militärgerichts ſtatt. Um die Unmittelbarkeit ihrer Eindrücke zu gewährleiſten, 
muß ſie im Falle einer Unterbrechung ſpäteſtens am 4. Tage fortgeſetzt werden; 
denn das Gericht darf ſeine Überzeugung von Schuld und Nichtſchuld des An⸗ 
geklagten nur aus dem Inbegriff der Verhandlung ſelbſt ſchöpfen, nicht aus den 
Akten oder ſonſtigen außerhalb der Hauptverhandlung liegenden Erkenntnisquellen. 
Beruht der Beweis einer Tatſache auf der Wahrnehmung einer Perſon, ſo iſt dieſe 
in der Hauptverhandlung zu vernehmen. Die Vernehmung darf grundſätzlich nicht 
durch Verleſen des über eine frühere Vernehmung aufgenommenen Protokolls oder 
einer ſchriftlichen Erklärung erſetzt werden. Gegenſtand der Urteilsfindung iſt nur 
die in der Anklageführung bezeichnete Tat, wie ſie ſich nach dem Ergebnis der 
Verhandlung darſtellt. Jedoch iſt das Gericht an die ihr zugrunde liegende rechtliche 
Beurteilung nicht gebunden. Es hat aber den Angeklagten auf die Veränderung 
des rechtlichen Geſichtspunktes und ſolche vom Geſetz beſonders vorgeſehenen Um⸗ 
ſtände, welche die Strafbarkeit erhöhen, ausdrücklich hinzuweiſen und ihm Gelegen⸗ 
heit zur Verteidigung zu geben. Über das Ergebnis der Beweisaufnahme entſcheidet 
es nach freiem Ermeſſen. 

Die Leitung der Hauptverhandlung liegt in der Hand des Verhandlungsleiters 
(Kriegs⸗ bzw. Oberkriegsgerichtsrat), der den Angeklagten vernimmt und die 
Beweiſe erhebt. Ihm obliegt die Aufrechterhaltung der Ordnung, während die 
Manneszucht der Soldaten der dienſtälteſte beiſitzende Offizier wahrt. Die Haupt⸗ 
verhandlung beginnt mit dem Aufruf des Angeklagten, des Verteidigers, der 
Zeugen und der Sachverſtändigen. Dann wird das Gericht gebildet: der Verhand⸗ 
lungsleiter verlieſt die Namen der berufenen Richter, belehrt den Angeklagten über 
ſein befriſtetes Ablehnungsrecht und beeidigt die Beiſitzer. Hierauf läßt er die 
Zeugen abtreten. Nach der Vernehmung des Angeklagten zur Perſon verlieſt der 
Vertreter der Anklage die Anklageverfügung des Gerichtsherrn, um das Gericht 
in Kenntnis zu ſetzen, worüber es zu verhandeln und zu urteilen hat. Es folgt 
die Einlaſſung des Angeklagten auf die Beſchuldigung und anſchließend die 
Beweisaufnahme. Dieſe erſtreckt ſich auf alle herbeigeſchafften Beweismittel, es 
ſei denn, daß der Vertreter der Anklage und der Angeklagte mit der Nichterhebung 
der Beweiſe einverſtanden ſind oder daß das Gericht einſtimmig den Beweis 
zugunſten des Angeklagten als geführt anſieht oder die zu beweiſenden Angaben 
für unerheblich erachtet. Die Herbeiſchaffung iſt an keine Form gebunden. Es 
genügt, daß die Perſon oder Sache ſofort greifbar iſt und als Beweismittel bezeich⸗ 
net wird. Im übrigen beſtimmt das Gericht den Umfang der Beweisaufnahme nach 
freiem Ermeſſen, ohne hierbei durch Anträge, Verzichte oder frühere Beſchlüſſe 
gebunden zu ſein. Nach Schluß der Beweisaufnahme erhalten die Parteien Gelegen⸗ 
heit zur Stellung und Begründung ihrer Anträge. Die Verhandlung ſchließt mit 
dem Erlaß des Urteils, deſſen Tenor zu verleſen iſt und deſſen Gründe ihrem weſent⸗ 
lichen Inhalt nach dem Angeklagten eröffnet werden. Es kann nur auf Freiſpre⸗ 
chung, Verurteilung oder Einſtellung des Verfahrens lauten. 
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b) Ihre Parteien: 

1. Der Vertreter der Anklage iſt der vom Gerichtsherrn für die Haupt⸗ 
verhandlung zu dieſem Amte im Einzelfall berufene richterliche Militärjuſtizbeamte. 
In erſter Inſtanz iſt es in der Regel der Kriegsgerichtsrat, der auch die Unter⸗ 
ſuchung in der Sache geführt hat und daher von der Ausübung des Richteramtes 
kraft Geſetzes ausgeſchloſſen iſt. Er vertritt als ein Organ des Gerichtsherrn die 
Anklage, nicht etwa ihn ſelbſt. Seine Stellung hat mit der des Staatsanwalts nur 
die Parteifunktion gemein, die durch das Recht, gehört zu werden und Anträge 
zu ſtellen, gekennzeichnet iſt. Das Geſetz hat ihm vor allem die Aufgabe zuge⸗ 
wieſen, das Ergebnis der Hauptverhandlung in der Schuld⸗ und Straffrage 
in dem Sinne zu würdigen, wie er es nach pflichtgemäßer Prüfung glaubt ver⸗ 
antworten zu können, und die dementſprechenden Anträge ſtellen. Im übrigen iſt 
er aber in den Grenzen des 8 17 den Anweiſungen des Gerichtsherrn unterworfen. 
Auf die Erhebung einzelner Beweiſe kann er zwar verzichten, zu einer ſelbſtändigen 
Verfügung über die Anklage iſt er aber nicht berechtigt. Sie erweitern kann er 
nur, wenn der Angeklagte im Laufe der Hauptverhandlung noch einer anderen 
Tat, die jedoch kein Verbrechen fein darf, beſchuldigt wird. Über das Ergebnis der 
Hauptverhandlung erſtattet er dem Gerichtsherrn Bericht. Er unterbreitet ihm 
ſeinen Vorſchlag über Einlegung oder Verzicht von Rechtsmitteln. 

2. Der Angeklagte nimmt in der Hauptverhandlung dieſelbe Stellung ein 
wie in der ordentlichen Gerichtsbarkeit. Er hat die Pflicht, vor Gericht zu erſcheinen, 
falls er nicht auf ſeinen Antrag von ihr entbunden wird (§ 202). Sie kann durch 
militäriſchen Befehl, ſoweit Geſtellung erfolgt, oder durch Vorführung erzwungen 
werden. Zur Außerung auf die Beſchuldigung iſt er nicht gehalten. Dieſe ſteht ihm 
frei. Ebenſowenig kann er gezwungen werden, durch pofitive Tätigkeit Beweis⸗ 
mittel zu feiner Überführung zu liefern (z. B. Anfertigung von Schriftproben). 
Dagegen hat er die Entnahme von Blutproben und andere Eingriffe, die nach 
den Regeln der ärztlichen Kunſt zu Unterſuchungszwecken vorgenommen werden, 
zu dulden, wenn kein Nachteil für ſeine Geſundheit zu beſorgen iſt. Seine Rechte 
find in erſter Linie das auf Gehör und auf Anweſenheit in der Hauptverhandlung. 
Er iſt zu vernehmen und nach der Bekundung eines jeden Zeugen, Sachverſtändigen 
oder Mitangeklagten ſowie nach Verleſen eines jeden Schriftſtückes zu befragen, ob 
er etwas zu erklären habe. Ihm iſt auf Verlangen zu geſtatten, Fragen an die 
Zeugen und Sachverſtändigen zu richten. Er kann Beweisanträge ſtellen und hat 
in jedem Falle das letzte Wort. Er hat Anſpruch auf Wahrung der geſetzlichen 
Friſten und der vorgeſchriebenen verfahrensrechtlichen Formen, ſoweit deren Ver⸗ 
letzung durch Rechtsmittel geltend gemacht werden kann, und das Recht, über ſeine 
wichtigſten prozeſſualen Befugniſſe, z. B. die Rechtsmitteleinlegung, belehrt zu 
werden. a 


VI. Die Verteidigung (88 256 ff.) 

Der Beſchuldigte kann ſich in jeder Lage des Verfahrens des Beiſtandes eines 
Verteidigers bedienen. Das Geſetz kennt gewählte und beſtellte Verteidiger. Bei 
den letzteren unterſcheidet es zwiſchen ſolchen, die wegen der abzuurteilenden Tat 
dem Angeklagten, nicht dem Beſchuldigten vom Gerichtsherrn oder in der Haupt⸗ 
verhandlung vom erkennenden Gericht beſtellt werden müſſen (notwendige Ver⸗ 
teidigung), und ſolchen, die in jeder Lage des Verfahrens beizuordnen ſind, wenn 
der Gerichtsherr oder das erkennende Gericht die Verteidigung wegen der tat⸗ 
ſächlichen oder rechtlichen Schwierigkeiten des Falles oder aus anderen Gründen 
für angebracht halten (ſachgemäße Verteidigung). Als Verbrechen im Sinne einer 
notwendigen Verteidigung gelten nicht ſolche ſtrafbaren Handlungen, die ſich nach 
den Beſtimmungen der Strafgeſetze nur deshalb als Verbrechen darſtellen, weil 
die Vorausſetzungen des Rückfalls oder der erhöhten Strafdrohung nach § 53 
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MESLGB. vorliegen. Die Beſtellung eines Verteidigers iſt auch für die höhere 
Inſtanz wirkſam, ſchließt aber eine Anderung in feiner Perſon nicht aus. Zu Ver⸗ 
teidigern können gewählt oder beſtellt werden: Offiziere, richterliche Militärjuſtiz⸗ 
beamte und bei den Militärgerichten beſchäftigte Aſſeſſoren und Referendare, 
nichtrichterliche Wehrmachtsbeamte im Offizierrang und alle bei einem deutſchen 
Gericht zugelaſſenen Rechtsanwälte. Der Verteidiger vor den Militärgerichten muß 
ſich in Ausübung ſeiner Befugniſſe ſtets bewußt bleiben, daß er nicht nur die 
Intereſſen ſeines Mandanten zu wahren, ſondern auch den militärdienſtlichen 
Belangen, insbeſondere dem Anſehen der Vorgeſetzten und den Erforderniſſen der 
Mannszucht, Rechnung zu tragen hat. Daraus können ſich gewiſſe Beſchränkungen 
ergeben. 

Das Recht der Akteneinſicht ſteht dem Verteidiger im Ermittelungsverfahren nur 
inſoweit zu, als es ohne Gefährdung des Anterſuchungszweckes geſchehen kann. Nach 
Abſchluß der Ermittelungen müſſen ihm die Akten auf Verlangen vorgelegt werden. 
Ihm iſt ſchriftlicher und mündlicher Verkehr mit dem nicht auf freiem Fuß befind⸗ 
lichen Beſchuldigten geſtattet. Solange die Anklage nicht erhoben iſt, kann der 
Gerichtsherr ſchriftliche Mitteilungen zurückweiſen, falls ihm ihre Einſicht ver⸗ 
weigert wird. Auch kann er bis zu demſelben Zeitpunkt anordnen, daß den Unter⸗ 
redungen mit dem Verteidiger ein richterlicher Militärjuſtizbeamter beiwohnt, wenn 
die Verhaftung nicht lediglich wegen Verdachts der Flucht gerechtfertigt iſt. Der 
Verteidiger hat das unmittelbare Fragerecht an Zeugen und Sachverſtändige. 

Gebühren für ſeine Tätigkeit erhält lediglich der Rechtsanwalt. Maßgebend ſind 
die SS 63 ff. RAO. ($ 12 EHGMSLGED.). Eine Rechtsbeſchwerde gegen die Feſt⸗ 
ſetzung der Gebühren iſt nicht gegeben. Meinungsverſchiedenheiten hierüber müſſen 
im Wege der Dienitauffiht oder der Klage erledigt werden. Den übrigen Ber: 
teidigern ſtehen lediglich die vorgeſehenen Reiſekoſten und Tagegelder zu. 


VII. Die Rechtsmittel (88 282 ff.) 


Ordentliche Rechtsmittel find die Rechtsbeſchwerde, die Berufung und die Reviſton. 
Sie hemmen, ſoweit ſie rechtzeitig angebracht werden, die Rechtskraft der Entſcheidung. 
Der Gerichtsherr hat die Rechtsmittelerklärungen, die er auch zugunſten des An⸗ 
geklagten abgeben kann, ſchriftlich oder mündlich gegenüber einem richterlichen 
Militärjuſtizbeamten abzugeben. Die Rechtsmittelfriſt iſt bei ſchriftlicher Erklärung, 
die der Gerichtsherr allein unterſchreibt, gewahrt, wenn ſie innerhalb der Friſt 
bei dem richterlichen Militärjuſtizbeamten oder bei der Geſchäftsſtelle des Militär⸗ 
gerichtes eingeht, bei der mündlichen, wenn ſie der richterliche Militärjuſtizbeamte 
innerhalb der Friſt beurkundet. Der Beſchuldigte muß ſeine Erklärungen bei dem 
Gerichtsherrn anbringen, der die angefochtene Verfügung erlaſſen oder die Berufung 
des Gerichtes herbeigeführt hat, deſſen Entſcheidung angefochten wird. Er kann ſie 
ſchriftlich einreichen oder ſie zu Protokoll eines richterlichen Militärjuſtizbeamten 
oder eines Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle des Militärgerichtes oder des 
nächſten mit Diſziplinarſtrafgewalt verſehenen Vorgeſetzten abgeben; bei Haft 
außerdem zu Protokoll des Offiziers oder Beamten, der die Aufſicht über die 
Anſtalt führt, oder der Geſchäftsſtelle des Amtsgerichtes, in deſſen Bezirk dieſe 
Anſtalt liegt. Die Friſt iſt gewahrt, wenn das Protokoll innerhalb der Friſt auf: 
genommen wird. Eine Zurücknahme des Rechtsmittels iſt bis zu Beginn der Haupt⸗ 
verhandlung ſtatthaft. Auf ſeine Einlegung kann vor Ablauf der Rechtsmittelfriſt 
verzichtet werden. 

1. Die Rechtsbeſchwerde (88 292 ff.) iſt lediglich gegen Verfügungen und 
Beſchlüſſe und nur in den im Geſetz ausdrücklich zugelaſſenen Fällen gegeben. Hilft 
die Stelle, welche die angefochtene Entſcheidung erlaſſen hat, nicht ab, ſo wird durch 
die höhere über die Rechtsbeſchwerde nach Vorlage der Akten ohne mündliche 
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Verhandlung entſchieden. Bis dahin können beide Inſtanzen den Vollzug der ange⸗ 

fochtenen Maßnahme ausſetzen. Iſt die Nechtsbeſchwerde begründet, jo iſt zugleich 

die in der Sache erforderliche Anordnung zu treffen. Die Entſcheidung iſt end⸗ 

no An weitere Beſchwerde gibt es nur bei verweigerter Rechtshilfe ($ 16 
ſ. 4 EG.). 

2. Die Berufung (88 297 ff.) iſt zuläſſig gegen die Urteile der Kriegsgerichte, 
die durch ſie in tatſächlicher wie rechtlicher Beziehung angefochten werden können. 
Sie muß binnen einer Woche nach Verkündung des Erkenntniſſes und, falls dieſe 
in Abweſenheit des Angeklagten erfolgt iſt, nach deſſen Zuſtellung eingelegt wer⸗ 
den. Der Gerichtsherr, der von dem Recht der Berufung Gebrauch macht, muß 
zugleich erklären, weshalb und wieweit er das Urteil anficht. Hat der Angeklagte 
das Rechtsmittel eingelegt und dabei beſtimmte Beſchwerdepunkte nicht aufgeſtellt, 
insbeſondere nicht erkennbar gemacht, ob er die Entſcheidung über die Schuldfrage 
oder welchen anderen Teil des Urteils er anfechten will, ſo wird er durch einen 
richterlichen Militärjuſtizbeamten darüber vernommen, weshalb und wieweit er 
das Urteil anficht. Durch rechtzeitige Einlegung der Berufung wird die Rechtskraft 
des Urteils, ſoweit es angefochten iſt, gehemmt. Der Gerichtsherr zweiter Inſtanz 
veranlaßt den Zuſammentritt des Oberkriegsgerichtes und beauftragt mit der Ver⸗ 
tretung der Anklage in der Hauptverhandlung einen Oberkriegsgerichtsrat. Das 
Berufungsgericht prüft das Urteil erſter Inſtanz nur, ſoweit es angefochten iſt. So⸗ 
weit es das Rechtsmittel für begründet hält, entſcheidet es unter Aufhebung des 
Urteils in der Sache ſelbſt. War dieſes nur vom Angeklagten oder zu ſeinen Gunſten 
angefochten, ſo darf eine härtere Strafe als die in erſter Inſtanz erkannte nicht 
verhängt werden. Die einer Geſamtſtrafe zugrunde liegenden Einzelſtrafen dürfen 
nicht höher als in dem angefochtenen Urteil bemeſſen werden. 

3. Die Reviſion (88 316 ff.) iſt zuläſſig gegen die Urteile der Oberkriegs⸗ 
gerichte, ſofern Gegenſtand der Anklageverfügung oder Aburteilung waren: 
Verbrechen, die nicht nur wegen Rückfalls oder der erhöhten Strafdrohung nach 
§ 53 MStGGB. Verbrechen find, oder Vergehen gegen die Pflichten der militäriſchen 
Unterordnung (S 89 ff. MStGB.) oder Vergehen des Mißbrauchs der Dienſtgewalt 
(SS 114 ff. MStGB.), es ſei denn, daß das Berufungsgericht in dieſen Fällen mit 
der Schuldfrage nicht befaßt worden iſt. Die Reviſion kann nur darauf geſtützt 
werden, daß das Urteil auf einer Geſetzesverletzung beruhe, die ſtets dann vorliegt, 
wenn eine geſetzliche Vorſchrift, ein Rechtsgrundſatz, eine militäriſche Dienſt⸗ 
vorſchrift oder ein militärdienſtlicher Grundſatz nicht oder nicht richtig angewandt 
worden iſt. Dienſtvorſchriften ſind geſchriebene, militärdienſtliche Grundſätze unge⸗ 
ſchriebene Verwaltungsanordnungen, alſo Sätze, die ſich aus dem Sinn und Zuſam⸗ 
menhang der Dienſtvorſchriften ergeben oder ſich neben dieſen durch Übung im 
militäriſchen Leben eine gewohnheitsrechtliche Geltung verſchafft haben. Die Friſt 
zur Einlegung des Rechtsmittels beträgt eine Woche. Der Beſchwerdeführer muß 
binnen einer weiteren Woche nach Ablauf der Rechts mittelfriſt erklären, wie weit 
er das Urteil anfechte und ſeine Aufhebung beantrage, und die Anträge begrün⸗ 
den. Die Begründung muß erkennen laſſen, ob das Urteil wegen Verletzung einer 
Verfahrensvorſchrift oder eines Verfahrensgrundſatzes oder ob es aus anderen 
Gründen angefochten wird, und im erſteren Falle die den Mangel enthaltenden 
Tatſachen angeben. Der Angeklagte kann die Erklärung nur in einer Schrift 
anbringen, die ſein Verteidiger oder ein bei einem deutſchen Gericht zugelaſ— 
ſener Rechtsanwalt unterzeichnet hat, oder zu Protokoll eines richterlichen Mili— 
tärjuſtizbeamten. Der Prüfung des Reichsgerichtes unterliegen nur die geſtell— 
ten Reviſionsanträge und, ſoweit die Reviſion auf Mängel des Verfahrens 
geſtützt wird, nur die Tatſachen, die bei Anbringung der Reviſionsanträge bezeichnet 
worden ſind. Hält es die Reviſion für begründet, ſo hebt es das Urteil mit den 
ihm zugrunde liegenden Feſtſtellungen auf, ſofern ſie durch die Geſetzes verletzung 
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betroffen werden. Das Reichsgericht kann in der Sache ſelbſt dann entſcheiden, 
wenn es ſich nur um ſachliche Verſtöße handelt und ohne weitere tatſächliche Er⸗ 
örterungen nur auf Einſtellung des Verfahrens oder auf Freiſprechung oder auf 
eine abſolut beſtimmte Strafe zu erkennen iſt. In anderen Fällen iſt die Sache zur 
anderweitigen Verhandlung und Entſcheidung an das Gericht, deſſen Urteil auf⸗ 
gehoben iſt, zurückzuverweiſen. Auch hier gilt das Verbot der Verſchlechterung 
entſprechend. 


D. Das mobile Verfahren 


Die beſonderen Verhältniſſe in Kriegszeiten und an Bord vertragen keine mit 
Förmlichkeiten belaſtete und daher ſchleppende Strafrechtspflege. Die MStGO. hat 
dem dadurch Rechnung getragen, daß ſie für das mobile Verfahren über das ganze 
Geſetz verſtreut beſondere Vorſchriften gegeben hat. Sie gelten für die Perſonen, 
welche einem mobilen Teil der Wehrmacht angehören oder ſich bei ihm befinden 
oder an Bord eines zum Dienſt in außerheimiſchen Gewäſſern beſtimmten Schiffes 
eingeſchifft ſind, wenn und ſoweit die Marineleitung die Geltung angeordnet hat. 

Im mobilen Verfahren gibt es keine Gerichtsherren zweiter Inſtanz und keinen 
Antrag auf höhere Entſcheidung bei Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen Gerichts⸗ 
herrn und Kriegsgerichtsrat. Vielmehr trägt jener bei Erfolgloſigkeit der Vorſtellung 
allein die Verantwortung. Von einem ſchriftlichen Ermittelungsverfahren und der 
Anfertigung einer beſonderen Anklageſchrift kann abgeſehen werden. 

Die bei weitem einſchneidendſte Beſtimmung iſt, daß es gegen die in dieſem Ver⸗ 
fahren ergangenen Urteile der Feld⸗ oder Bordkriegsgerichte 
(SS 336 ff.) keine Rechtsmittel gibt. Sie unterliegen vielmehr einer Nachprüfung. Diele 
führt entweder zur Beſtätigung, welche die Urteile rechtskräftig und vollſtreckbar 
werden läßt, oder zur Aufhebung. Der Führer und Reichskanzler beſtimmt, wem das 
Beſtätigungsrecht und das Aufhebungsrecht zuſteht und inwieweit er es ſich ſelbſt 
vorbehält. Die letzteren Urteile hat ihm der Reichskriegsminiſter mit einem Rechts⸗ 
gutachten eines richterlichen Militärjuſtizbeamten vorzulegen. Im übrigen dürfen 
Urteile, die auf Tod, auf Zuchthaus, Gefängnis oder Feſtungshaft von mehr als 
einem Jahre lauten, nur auf Grund des ſchriftlichen Rechtsgutachtens eines richter⸗ 
lichen Militärjuſtizbeamten oder, in Ermangelung eines ſolchen, eines zum Richter⸗ 
amt befähigten Beamten oder Offiziers beſtätigt werden. Lautet das Urteil auf 
geringere Strafe oder auf Freiſpruch, ſo hat der Befehlshaber, dem die Beſtätigung 
zuſteht, eine Begutachtung nur dann anzuordnen, wenn die Entſcheidung des Kriegs⸗ 
gerichtes vom Antrag des Anklagevertreters weſentlich abweicht, oder wenn ihm die 
Entſcheidung aus ſonſtigen Gründen bedenklich erſcheint. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß 
Beamte oder Offiziere, die in der Hauptverhandlung mitgewirkt haben, von der 
Erſtattung des Rechtsgutachtens ausgeſchloſſen ſind. Der Befehlshaber kann eine 
Vervollſtändigung der Unterſuchung anordnen. Werden in dem Rechtsgutachten 
gegen die Geſetzlichkeit des Urteils oder gegen die tatſächlichen Feſtſtellungen 
weſentliche Bedenken erhoben, ſo muß er, wenn er nicht ſelbſt über die Aufhebung 
des Urteils befinden kann, die Entſcheidung des hierfür zuſtändigen Befehlshabers 
herbeiführen. Ebenſo iſt zu verfahren, wenn der zur Beſtätigung berechtigte Befehls⸗ 
haber entgegen dem Rechtsgutachten die beantragte Beſtätigung nicht erteilen will. 
Die Gründe ſind aktenkundig zu machen. Der zur Aufhebung berechtigte Befehls⸗ 
haber entſcheidet nach Einholen des Gutachtens eines ihm zugeordneten richterlichen 
Militärjuſtizbeamten darüber, ob das Urteil dem Gerichtsherrn zur Erteilung der 
Beſtätigung zurückzuſenden oder ob es aufzuheben iſt. Die erteilte Beſtätigung wird 
auf der Urſchrift des Urteils vermerkt und dem Angeklagten in derſelben Art 
bekanntgegeben wie eine Anklageverfügung. Wird das Urteil aufgehoben, ſo iſt die 
Berufung eines neuen erkennenden Gerichtes zu veranlaſſen. Soweit es erforderlich 
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oder ſachgemäß erſcheint, iſt mit dieſer Berufung ein anderer Gerichtsherr als der 
zuerſt mit der Sache befaßte zu betrauen. Zu dem neu zu berufenden Gericht dürfen 
nicht Perſonen als Richter zugezogen werden, die bei der früheren Hauptverhand⸗ 
lung mitgewirkt haben. Auch deſſen Erkenntnis unterliegt wiederum der Nach⸗ 
prüfung. Die gerichtlichen Entſcheidungen find demnach im mobilen Verfahren 
lediglich Gutachten. Der Gerichtsherr iſt demnach im mobilen Verfahren der eigent⸗ 
liche Richter. 


E. Die Wiederaufnahme des Verfahrens (S$ 350 ff.) 


Die Wiederaufnahme eines durch rechtskräftiges Urteil abgeſchloſſenen Verfahrens 
iſt zugunſten wie zuungunſten des Verurteilten im allgemeinen unter denſelben Vor⸗ 
ausſetzungen ſtatthaft, in denen ſie nach der StPO. zuläſſig iſt. Der Antrag wird weder 
durch die Strafvollſtreckung noch durch den Tod des Verurteilten, noch durch die Be⸗ 
endigung des die Militärgerichtsbarkeit begründenden Verhältniſſes ausgeſchloſſen. Be⸗ 
rechtigt zur Stellung des Antrages find der Gerichtsherr erſter Inſtanz und der Ver⸗ 
urteilte, ſofern das Verfahren zu ſeinen Gunſten wieder aufgenommen werden ſoll, 
der Gerichtsherr erſter Inſtanz jedoch allein bei Wiederaufnahme zuungunſten des 
Täters. Iſt der Verurteilte verſtorben, ſo ſind ſein Ehegatte, ſeine Verwandten auf⸗ 
und abſteigender Linie und ſeine Geſchwiſter zur Stellung des Antrages befugt. 
Dieſer muß den geſetzlichen Grund und die Beweismittel angeben. Der Gerichts⸗ 
herr ſtellt ihn ſchriftlich bei dem übergeordneten Gerichtsherrn. Die Schrift hat ein 
richterlicher Militärjuſtizbeamter mit zu unterzeichnen. Der Verurteilte oder ſeine 
Angehörigen haben den Antrag beim Gerichtsherrn erſter Inſtanz anzubringen, und 
zwar nur durch eine Schrift, die der Verteidiger oder ein Rechtsanwalt unterzeichnet 
hat, oder zu Protokoll eines richterlichen Militärjuſtizbeamten oder eines Urkunds⸗ 
beamten. Über die Zulaſſung des Antrages entſcheidet das Oberkriegsgericht in der 
Beſetzung von drei Richtern nach Anhörung des Anklagevertreters ohne mündliche 
Verhandlung. Iſt der Antrag nicht in der vorgeſchriebenen Form angebracht oder 
iſt darin kein geſetzlicher Grund der Wiederaufnahme geltend gemacht oder kein 
geeignetes Beweismittel angeführt, ſo wird er als unzuverläſſig verworfen, anderen⸗ 
falls, wenn er von dem Verurteilten geſtellt war, dem Vertreter der Anklage, wenn 
er zuungunſten des Verurteilten geſtellt war, dieſem unter Beſtimmung einer 
Friſt zur Erklärung mitgeteilt. Alsdann veranlaßt das Gericht in einem Vorver⸗ 
fahren die Aufnahme der angetretenen Beweiſe, ſoweit dies erforderlich iſt. Zeugen 
und Sachverſtändige können eidlich vernommen werden. Nach Schluß der Beweis⸗ 
aufnahme fordert das Oberkriegsgericht unter Friſtſetzung zur weiteren Erklärung 
auf und entſcheidet nach Anhören des Anklagevertreters über den zugelaſſenen Antrag. 
Er wird als unbegründet verworfen, wenn die darin aufgeſtellten Behauptungen keine 
genügende Beſtätigung gefunden haben, oder wenn die Annahme ausgeſchloſſen iſt, 
daß die falſche Urkunde oder das falſche Zeugnis die Entſcheidung beeinflußt hat. 
Anderenfalls verordnet das Oberkriegsgericht die Erneuerung der Hauptverhand⸗ 
lung unter Bezeichnung des Gerichtes, bei dem ſie ſtattfinden ſoll. Dieſes hat in der 
erneuten Hauptverhandlung entweder das frühere Urteil aufrechtzuerhalten oder 
aufzuheben und in dieſem Fall anderweit in der Sache zu erkennen. Es darf jedoch 
im neuen Urteil eine härtere Strafe als die in dem früher erkannten nicht verhängen, 
wenn die Wiederaufnahme nur von dem Verurteilten oder zu ſeinen Gunſten vom 
Gerichtsherrn beantragt war. Bei Freiſpruch iſt die Aufhebung des früheren Urteils 
auf Verlangen durch den Deutſchen Reichsanzeiger bekanntzumachen. 

Schwierigkeiten bereitet bisweilen die Frage der Zuſtändigkeit. Nach $ 3 EG. 
gelten für die Wiederaufnahme eines vor dem Inkrafttreten der MStGD. (1. 1. 
1934) rechtskräftig geſchloſſenen Verfahrens deren Vorſchriften nur, wenn das 
Urteil von Militärgerichten erlaſſen war. Es muß ſich alſo um die Erkenntnis 
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eines Kriegsgerichts des alten Heeres oder der alten Marine bis zur Aufhebung 
der Militärgerichtsbarkeit (1. 10. 1920) oder der Reichsmarine handeln (vgl. 8 434 
StPO.). Grundſätzlich prüft alſo jede Gerichtsbarkeit ihre Urteile ſelbſt nach. Da⸗ 
her ſind bürgerliche Gerichte für die Wiederaufnahme auch dann noch zuständig, 
wenn ſie nach dem 1. 1. 1934 entſchieden haben. 


F. Die Strafvollftrecfung (SS 364 ff.) 


Die Vollſtreckung gerichtlicher Strafen gegen Soldaten und Wehrmachtsbeamte 
ordnet an: bei militärgerichtlichen Urteilen der Gerichtsherr, der die Anklage 
erhoben, die Strafverfügung erlaſſen oder die Strafe feſtgeſetzt hat; bei Urteilen 
und Strafbefehlen allgemeiner Gerichte, bei polizeilichen Strafverfügungen und 
bei Strafbeſcheiden der Verwaltungsbehörden der Gerichtsherr, dem der Beſtrafte 
militärgerichtlich unterſteht. Bürgerliche Behörden vollziehen ſelber die von ihnen 
gegen Wehrmachtsangehörige feſtgeſetzten Geldſtrafen und Einziehungen. Ebenſo 
verhält es ſich mit den von den allgemeinen Gerichten nach SS 177 ff. GVG. ver⸗ 
hängten Ordnungsſtrafen, ſelbſt wenn ſie in Haft beſtehen. Grundlage der Voll⸗ 
ſtreckung iſt eine mit der Beſcheinigung der Vollſtreckbarkeit verſehene beglaubigte 
Abſchrift der Urteilsformel oder der Strafverfügung. Im mobilen Verfahren tritt 
an die Stelle der Vollſtreckbarkeitsbeſcheinigung eine vom Urkundsbeamten zu 
beglaubigende Abſchrift der Beſtätigungsverfügung. 

Militäriſche Strafanſtalten find die Standortarreſtanſtalten und die Arreſträume 
in Kaſernen oder Lazaretten, für den Vollzug von Feſtungshaft die beſonders 
hierzu eingerichteten Räume einer Feſtung. Gefängnis, Arreſt und Haft bis zu 
ſechs Wochen werden in einer Standortarreſtanſtalt oder im Arreſtraum verbüßt, 
Freiheitsſtrafen von mehr als ſechs Wochen in der Standortarreſtanſtalt zu 
Hannover, ſoweit ſie nicht in Feſtungen zu vollziehen ſind. Iſt Zuchthaus verhängt 
oder wird auf Entfernung aus dem Heer oder der Marine oder auf Dienſtentlaſſung 
erkannt oder wird das militäriſche Dienſtverhältnis aus einem anderen Grunde 
aufgelöſt, ſo geht die Vollſtreckung auf die bürgerlichen Behörden über. Damit 
erliſcht die Zuſtändigkeit des Gerichtsherrn für alle Entſcheidungen in der Straf⸗ 
vollſtreckung. Die bürgerlichen Behörden ſind vom Zeitpunkt des Überganges ab 
für alle Vollſtreckungsmaßnahmen zuſtändig, auch für die Kontrolle von Be⸗ 
währungsfriſten und für das Herbeiführen eines etwaigen Widerrufes oder des 
endgültigen Straferlaſſes. Mit dem Erſuchen um Übernahme der Vollſtreckung 
überſendet der Gerichtsherr die Strafvollſtreckungspapiere, d. h. einen Stammrollen⸗ 
auszug, eine Beſchreibung des Verurteilten und eine beglaubigte Abſchrift der 
Urteilsformel mit Vollſtreckbarkeitsbeſcheinigung. Die Verurteilten find auf Erſuchen 
der Staatsanwaltſchaft der von dieſer beſtimmten Strafanſtalt zuzuführen. Auch 
der militäriſche Arreſt wird in den bürgerlichen Strafanſtalten gemäß § 195 der 
Grundſätze für den Vollzug von Freiheitsſtrafen vom 7. 6. 1923 (RGBl. II, S. 263) 
vollzogen. 

Die Todesſtrafe wird durch Erſchießen vollſtreckt, wenn ſie wegen eines militä⸗ 
riſchen Verbrechens erkannt worden iſt. Im übrigen iſt ſie auf Erſuchen des Ge⸗ 
richtsherrn von den bürgerlichen Behörden durch Enthaupten zu vollziehen. Todes⸗ 
ſtrafe durch Erſchießen vollzieht die Militärbehörde. 


G. Koſten ($$ 380 ff.) 


Die Koſten des militärgerichtlichen Verfahrens — mit Ausnahme der durch die 
Wahl eines Verteidigers entſtandenen — und der durch die Militärbehörden 
bewirkten Strafvollſtreckung fallen der Militärjuftizverwaltung zur Laſt. Wird die 
Strafe durch die allgemeinen Behörden us jo hat der Verurteilte die Koſten 
zu tragen. 
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H. Schlußbemerkung 


Die Sondergerichtsbarkeit der Wehrmacht braucht, wie Riſſom einmal treffend 
ſchrieb, eine Offenlegung ihrer dem militäriſchen Organismus und ſeinen Lebens⸗ 
bedingungen entnommenen, geſchichtlich gerechtfertigten Grundlagen nicht zu ſcheuen. 
Wer eine militäriſche Einrichtung kritiſch prüft, muß dies in erſter Linie vom mili⸗ 
täriſchen Standpunkt tun. Die oft mißverſtandene Gerichtsherrlichkeit hat durch die 
nationalſozialiſtiſche Forderung der Autorität nach unten und der Verantwortung 
nach oben ihre maßgebliche Rechtfertigung erfahren. Der Führer hat ſich in einer 
geſchichtlichen Stunde ſelbſt als des Deutſchen Volkes oberſten Gerichtsherrn be⸗ 
zeichnet. Die Einrichtung muß für alle Zeiten den unerläßlichen Beſtandteil der 
militärgerichtlichen Verfahrensordnung bilden, weil nur dadurch der Rechtspflege 
die reichen Erfahrungen und die Führerbegabung hochſtehender Befehlshaber ge⸗ 
ſichert wird. Gerechtigkeit iſt das ſittliche Fundament jeder Strafrechtspflege. Der 
Boden der Militärgerichtsbarkeit wird und darf kein anderer ſein; denn Unge⸗ 
rechtigkeit ſchädigt die Manneszucht. Die Diſziplin iſt aber die Seele der Armee 
und damit das Unterpfand für die Kampfkraft des Heeres. Die Exiſtenz der Na⸗ 
tion ruht auf der Feſtigkeit ihres Gefüges. Sie als letzter Garant zu wahren, iſt 
die vornehme und verantwortungsvolle Aufgabe aller militärgerichtlichen Inſtan⸗ 
zen. Justitia et disciplinal 
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Der nationalſozialiſtiſche Strafprozeß 


Das Ziel eines guten Strafprozeſſes muß es ſein, zum Zwecke der Aburteilung 
einer Straftat möglichſt gründlich, möglichſt ſchnell und mit geringſtem Koſten⸗ 
aufwande den wahren Sachverhalt aufzudecken. Das Gericht hat zu ermitteln, ob 
der Angeklagte ſchuldig iſt, und bejahendenfalls ihn zu verurteilen; oder, wenn 
er nicht ſchuldig erſcheint, ihn freizuſprechen. Das iſt das einzige Ziel; andere 
Rüdfihten müſſen demgegenüber zurücktreten. Es iſt gleichgültig, ob es dem Ans 
geklagten bei dem Verfahren zur Wahrheitsermittlung gut oder ſchlecht geht. Es 
iſt weder die Aufgabe des Strafprozeſſes, den Angeklagten zu vernichten, noch iſt 
es ſeine Aufgabe, den Angeklagten in übertriebener Weiſe zu bevorzugen und zu 
ſchonen. Gerade in dieſer Hinſicht muß man dem bisherigen Geſetz den Vorwurf 
machen, daß es im Intereſſe des Angeklagten zu deſſen Schutz, aber ſehr zum 
Schaden der Wahrheit, viel zu weit gegangen iſt, teilweiſe ſogar bis zur Selbſt⸗ 
vernichtung. 

Dieſen Zug der bisherigen Geſetzgebung kann man unſchwer mit Beiſpielen be⸗ 
legen. Ich erinnere an § 274 der Reichsſtrafprozeßordnung, der für die Ein⸗ 
haltung der Förmlichkeiten des Verfahrens Beweis liefert. Steht in dem Protokoll 
der Hauptverhandlung: „Der Zeuge Müller wurde vernommen“, und es iſt ver⸗ 
ſehentlich nicht geſagt worden, daß er eidlich vernommen iſt, ſo braucht der Ver⸗ 
teidiger in ſeiner Reviſionsbegründung nur zu rügen, es hätte der Zeuge be» 
eidigt werden müſſen; dies ſei nicht geſchehen. Dann iſt die Sache zugunſten des 
Angeklagten erledigt, ſelbſt wenn der Vorſitzende und ſein Protokollführer nach⸗ 
träglich beſcheinigen, daß der Zeuge beeidigt iſt; ja ſogar, wenn der Zeuge ſelbſt 
erklärt, daß er beeidigt worden iſt. Es wird der Nachweis der Beeidigung nicht 
mehr zugelaſſen; und zwar lediglich im Intereſſe des Angeklagten, der ſeine durch 
die Reviſionsrüge gewonnene günſtige Stellung nicht mehr verlieren ſoll. Die 
Folge iſt: aus übertriebener Rückſicht auf die Intereſſen des Angeklagten muß 
vom Reviſionsgericht das Urteil nebſt ſeinen Feſtſtellungen aufgehoben und die 
Sache an die frühere Inſtanz zurückverwieſen werden, die dann den Zeugen noch⸗ 
mals vereidigen wird. Es iſt unverſtändlich, weshalb hier das Geſetz ſich nicht mit 
dem Nachweis begnügt, daß das Verfahren richtig geweſen iſt. Aus übertriebener 
Fürſorge für den Angeklagten zwingt man das Gericht, das ganze Verfahren von 
neuem zu beginnen. 

Dann ein zweiter Fall, in dem ebenfalls einſeitig das Intereſſe des Angeklagten 
berückſichtigt wurde und nicht die Intereſſen der Rechtspflege und der Wahrheits⸗ 
ermittlung. Nach S$ 331, 358 Ab}. 2 StPO. durfte, falls das Urteil nur vom Ange: 
klagten (mit der Berufung oder der Reviſion) angefochten worden war, das neue 
Urteil eine härtere Strafe als die in dem erſten erkannte nicht verhängen. Eine 
entſprechende Vorſchrift war für die Wiederaufnahme des Verfahrens erlaſſen 
worden (8 373 Abſ. 2). Es war alſo für den Angeklagten völlig gefahrlos, von 
dieſen Rechtsbehelfen Gebrauch zu machen. Eine härtere Strafe als früher konnte 
ihn niemals treffen. So nicht, wenn ſich ſein angeblicher Falſcheid als Meineid 
erwies. Desgleichen, wenn ſtatt der früher angenommenen fahrläſſigen Tötung 
nachträglich ein (an ſich mit dem Tode zu beſtrafender) Mord als vorliegend dar⸗ 
getan wurde. Ein ſolcher Rechtszuſtand widerſprach jedem Rechtsgefühl. Er war 


1470 


außerdem der Hauptanlaß für das Überſchwemmen der Strafgerichte mit Rechts⸗ 
mitteln und Wiederaufnahmen. Erſt der nationalſozialiſtiſchen Geſetzgebung blieb 
es vorbehalten, dieſen Stein des Anſtoßes aus unſerem Strafprozeß zu entfernen. 
Ab 1. September 1935 kann bei einer Berufung, Reviſion oder Wiederaufnahme 
des Verfahrens, die vom Angeklagten oder ſeinem geſetzlichen Vertreter veranlaßt 
find, das angefochtene Urteil auch zum Nachteil des Angeklagten geändert werden 
(Reichsgeſetz vom 28. Juni 1935 Art. 1 Nr. 4). 

Ein dritter Fall, der faſt grotesk anmutet. In 8 263 der heutigen StPO. heißt 
es: „Zu einer jeden dem Angeklagten nachteiligen Entſcheidung, welche die Schuld⸗ 
frage oder die Bemeſſung der Strafe betrifft, iſt eine Mehrheit von zwei Dritt⸗ 
teilen der Stimmen erforderlich.“ Dies führt zu der merkwürdigen Folge, daß bei 
fünf Richtern zwei von ihnen in der Lage find, auch im Strafausſpruch die anderen 
zu minorifieren. Waren alſo bei einer Anklage wegen des jo gefährlichen Zerſetzungs⸗ 
hochverrats zwei Richter im Zweifel, ob der Angeklagte aus ehrloſer Geſinnung 
gehandelt habe, jo mußte nach der bisherigen Geſetzgebung (8 86, 20 a. F. StGB.) 
gegen einen Mann, der den Staat vernichten wollte, die Feſtungshaft als custodia 
honesta erkannt werden. 

Schon die in dieſen Beiſpielen ſich zeigende weichliche Milde zugunſten des An⸗ 
geklagten und zum Schaden der Wahrheit müßte den Geſetzgeber veranlaſſen, 
unter allen Umſtänden das Prozeßrecht zu ändern, um dieſe übertriebene Berück⸗ 
ſichtigung der Intereſſen des Angeklagten zu beſeitigen. Darüber hinaus zwingt 
uns der Anbruch einer neuen Zeit mit ihrer umwälzenden Weltanſchauung, neben 
der Neuregelung des materiellen Strafrechts auch den Strafprozeß völlig neu zu ge⸗ 
ſtalten. Über die Grundlagen des nationalſozialiſtiſchen Strafverfahrens 
haben die Mitglieder des Strafprozeßausſchuſſes der Akademie für Deutſches Recht 
eingehende Berichte erſtattet, die dann Gegenſtand eindringlicher Beratung ge⸗ 
weſen find. Die Ergebniſſe dieſer Vorarbeiten für die Geſetzgebung habe ich in der 
vorliegenden Arbeit mehrfach verwerten können. 


IJ. Das Vorverfahren. 


Das Vorverfahren zerfällt in das vorbereitende (auch genannt Ermittlungs⸗) 
Verfahren und in die ſog. Vorunterſuchung. Jenes ſteht heute völlig in der 
Gewalt des Staatsanwalts; dieſe iſt ein gerichtliches Verfahren, das der Unter⸗ 
ſuchungsrichter ſelbſtändig führt, aber nur auf Antrag der Staatsanwaltſchaft 
einleiten darf. Dieſe behält in der Vorunterſuchung nur das Recht, vom Stande 
der Vorunterſuchung durch Einſicht der Akten Kenntnis zu nehmen und die ihr 
geeignet ſcheinenden Anträge zu ſtellen; aber auch dies nur unter der Voraus⸗ 
ſetzung, daß dadurch das Verfahren nicht aufgehalten wird (8 196 StPO.). 
Danach iſt der Staatsanwalt während der Vorunterſuchung in die Rolle eines 
abwartenden Zuſchauers gedrängt; entſcheidende Eingriffe in den Lauf der Unter⸗ 
ſuchung ſind ihm verſagt. Trotzdem muß die Staatsanwaltſchaft auf Grund 
der Ergebniſſe der von ihr gar nicht geführten Vorunterſuchung ihre Anträge 
auf Eröffnung des Hauptverfahrens oder auf Außerverfolgungsſetzung des An⸗ 
geklagten ſtellen. Sie entſcheidet auch über die Einſtellung des Verfahrens nicht 
ſelbſt, ſondern iſt hier der Entſchließung des Gerichts unterworfen (88 198, 203, 
204 StPO.). Dieſe Regelung iſt weder folgerichtig noch praktiſch brauchbar. 
Zweifellos iſt der Staatsanwalt Herr des Ermittlungsverfahrens. Es ſteht bei 
ihm, ob er es überhaupt zur Vorunterſuchung kommen laſſen will. Dann iſt es 
aber nicht einzuſehen, weshalb nach eingeleiteter Vorunterſuchung das Gericht in 
der Lage ſein ſoll, ihn zu zwingen, die Anklage zu erheben. Es muß eine klare 
Scheidung eintreten, wonach die Unterſuchung und Anklageerhebung lediglich dem 
Staatsanwalt obliegt, die Aburteilung dagegen allein dem Gericht. Danach muß 
man dem Staatsanwalt die Selbſtändigkeit ſeiner Stellung dort gewährleiſten, 
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wo es ſich noch um die Aufklärung des Sachverhaltes handelt, alſo im ſog. Vor⸗ 
verfahren. Dies würde in ſich ſchließen, daß die Einrichtungen der Vorunter⸗ 
ſuchung und damit des Unterſuchungsrichters ganz beſeitigt oder höchſtens nur für 
Ausnahmefälle zugelaſſen werden. Der Staatsanwalt muß Herr des 
Verfahrens bleiben, das der Ermittlung des Sachverhalts dient. In dieſem 
Stadium des Verfahrens iſt er der Führer. Daraus würde ſich ferner er⸗ 
geben, daß die Einſtellung des Verfahrens (aus rechtlichen Gründen oder mangels 
ausreichender Beweiſe) ſtets in der Hand des Staatsanwalts zu liegen hätte. Es 
iſt alſo kein Raum mehr für eine Vorſchrift entſprechend den heutigen § 198 und 
§ 204 Abſ. 2 StPO., wonach das Gericht auch darüber zu entſcheiden hat, ob der 
Angeklagte außer Verfolgung zu ſetzen oder das Verfahren endgültig einzuſtellen 
iſt. Dieſe Entſchlüſſe muß der Staatsanwalt ſelbſt faſſen, falls er ſie nach Lage 
der Sache für geboten hält. Ebenſo erſcheint es als unbegründetes Mißtrauen 
gegenüber dem Staatsanwalt, wenn nach $ 205 es dem Gericht vorbehalten wird, 
die vorläufige Einſtellung des Verfahrens zu beſchließen, falls ſeiner Fortführung 
die Abweſenheit des Angeſchuldigten oder der Umſtand entgegenſteht, daß er nach 
der Tat in Geiſteskrankheit verfallen iſt. Es iſt kein ſachlicher Grund vorhanden, 
dieſe Entſchlüſſe dem Staatsanwalt zu entziehen, vielleicht aus Mißtrauen gegen⸗ 
über ſeiner Unparteilichkeit, und ſie dem Gericht zu übertragen. Derartige Be⸗ 
ſchlüſſe ſoll künftig der Staatsanwalt in allen Fällen ſelbſt faſſen; alſo auch dann, 
wenn die Vorunterſuchung durch den Unterſuchungsrichter noch beibehalten 
werden ſollte. Stets muß es aber dem Gericht vorbehalten bleiben, über die Akte 
zu entſcheiden, die in das Leben des Beſchuldigten oder dritter Perſonen tief ein⸗ 
greifen; insbeſondere bei Verhaftungen, Beſchlagnahme und Durchſuchungen. Un⸗ 
bedenklich wäre es aber auch, innerhalb eines noch begrenzten Zeitraums (z. B. 
eines Monats) nur die förmliche Haftbeſchwerde an den Generalſtaatsanwalt zu⸗ 
zulaſſen. Erſt nach Ablauf dieſer Friſt könnte dann der Beſchuldigte das Gericht 
anrufen. 

Überträgt man aber die ganze Vorunterſuchung dem Staatsanwalt, jo muß 
man ſie von dem rein vorbereitenden Verfahren ſcheiden. Dieſes letztere 
muß, wie heute, ohne jede Bindung geführt werden können. Insbeſondere 
muß es dem Staatsanwalt freiſtehen, auch das von ihm bereits eingeſtellte Ver⸗ 
fahren jederzeit wieder aufnehmen zu dürfen. Anders bei einer vom Staats⸗ 
anwalt eingehend unterſuchten Strafſache. Hier erfordern es das Wohl des 
Staates und das Intereſſe des Angeklagten gebieteriſch, daß entſprechend dem 
heutigen $ 211 StPO. das einmal eingeſtellte Verfahren nur auf Grund neuer 
Tatſachen oder Beweismittel wieder aufgenommen werden kann. Dann ergibt ſich 
aber die Notwendigkeit für den Staatsanwalt, äußerlich kenntlich zu 
machen, wann das bloß vorbereitende Verfahren in die „ſtaatsanwaltſchaftliche 
Vorunterſuchung“ übergeht. Hier würde entſprechend § 441 Abſ. 2 RAbgO. der 
bloße (dem Beſchuldigten mitzuteilende) Aktenvermerk des Staatsanwalts ge⸗ 
nügen: „Hiermit wird die förmliche Unterſuchung eingeleitet.“ 

Von Intereſſe wird die Feſtſtellung ſein, daß die oben erwähnte Novelle vom 
28. Juni 1935 den erſten bedeutſamen Schritt in der Richtung getan hat, den 
Staatsanwalt zum Herrn des Vorverfahrens zu machen. Fortan kann nur er (nicht 
auch der Angeklagte, noch das Gericht) die Eröffnung oder Ergänzung einer Vor⸗ 
unterſuchung beantragen. Dem Antrag auf Eröffnung muß der Unter: 
ſuchungsrichter ſtattgeben, alſo ſelbſt dann, wenn er die angebliche 
Straftat für ſtraflos oder für unzweifelhaft verjährt hält (S 179 S. 2 StPO.). 

II. Das Zwiſchen verfahren. 


Mit dieſem Ausdruck pflegt man das Verfahren zu bezeichnen, das Platz greift, 
ſobald das geſamte Material zuſammengetragen iſt, das ein Urteil darüber zuläßt, 
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ob eine Strafſache vor dem erkennenden Gericht zur Aburteilung kommen joll oder 
ob der Angeklagte aus rechtlichen oder tatſächlichen Gründen außer Verfolgung zu 
ſetzen iſt. Es iſt alſo der Verfahrensabſchnitt, der in der heutigen StPO. (88 198 
bis 212) mit den Worten überjchrieben iſt: „Entſcheidung über die Eröffnung des 
Hauptverfahrens.“ 

Schon oben zu J iſt geſagt worden, daß in bedeutſamer Abweichung vom heu⸗ 
tigen Rechtszuſtand eine erhebliche Beſchränkung des im Zwiſchenverfahren zu 
erledigenden Prozeßſtoffes eintreten muß. Es muß ausnahmslos dem Staats⸗ 
anwalt als ſelbſtändigem Führer des Vorverfahrens überlaſſen bleiben, ſeinerſeits 
zu entſcheiden, ob der Beſchuldigte außer Verfolgung zu ſetzen iſt oder ob das Ver⸗ 
fahren einſtweilen (wegen Geiſteskrankheit oder Abweſenheit des Beſchuldigten) 
einzuſtellen iſt. 

Eine weitere Frage iſt es, ob man das Zwiſchenverfahren in der heutigen Ge⸗ 
ſtalt überhaupt noch beibehalten kann. Es wäre die Anregung denkbar, daß man 
dem Staatsanwalt auch die ſelbſtändige Entſcheidung darüber überlaſſen ſolle, ob 
der Angeklagte vor den Schranken des erkennenden Gerichts zu erſcheinen hat. 
Bejaht man dies, ſo wäre das Gericht verpflichtet, dem Erſuchen des Staats⸗ 
anwalts, eine Sache zur Hauptverhandlung zu bringen, ohne eigene Prüfung der 
Sach⸗ und Rechtslage nachzukommen. Damit wäre dann der Staatsanwalt nicht 
nur Herr des Vorverfahrens, ſondern auch Führer des Zwiſchenverfahrens. Eine 
derartige Regelung, die das Gericht zwingt, über eine Sache ſtets in der Haupt⸗ 
verhandlung zu entſcheiden, ſelbſt dann, wenn es ihm von vornherein klar iſt, daß 
der Angeklagte freigeſprochen werden muß, halte ich nicht für angängig. Drei 
Gründe ſprechen zwingend dagegen. Der autoritäre Staat hat ein dringendes 
Intereſſe daran, daß nicht Sachen zur Hauptverhandlung vor das erkennende 
Gericht gebracht werden, bei denen ſich nachher aus dem Urteil des Gerichts 
ergibt, daß ſchon zur Zeit des Antrags des Staatsanwalts auf Anberaumung 
eines Hauptverhandlungstermins feſtſtand, der Angeklagte ſei aus tatſächlichen 
oder rechtlichen Gründen als nicht ſchuldig anzuſehen. Solche Freiſprüche, die er⸗ 
kennen laſſen, daß der Anwalt des Staates ſich bei ſeinem Antrag auf Anordnung 
der Hauptverhandlung ſchwer geirrt hat, mindern die Autorität des Staates in 
den Augen des Volkes; und ſie mindern das Anſehen der Gerichte, die doch be⸗ 
rufen find, Recht zu ſprechen im Namen des Volkes. Eine Hauptverhandlung wegen 
eines Verbrechens hat ferner erfahrungsgemäß meiſtens einen dauernden Schaden 
ſelbſt für ſolche Angeklagte zur Folge, die in ihr freigeſprochen worden ſind. Die 
Vernehmungen des Beſchuldigten und der Zeugen im Vorverfahren ſpielen ſich 
hinter geſchloſſenen Türen ab; ihr Ergebnis geht zum papiernen Protokoll und 
bleibt bei den Akten, falls es nicht zur Hauptverhandlung kommt. Ganz anders 
aber bei einer Hauptverhandlung in breiteſter Offentlichkeit, vor gefülltem Zu⸗ 
hörerraum, vor der Preſſe, die über das Ergebnis der Verhandlung alle Volks⸗ 
genoſſen unterrichtet. Hier bleibt meiſtens auch an dem freigeſprochenen Ange⸗ 
klagten etwas hängen; vor allem in den Fällen, in denen der einfache Mann aus 
dem Volke, ja vielfach auch die Preſſe, nicht imſtande ſind, das ganze Material zu 
verſtehen. So z. B. oft beim betrügeriſchen Bankrott oder bei einer verwickelten 
Brandſtiftungsſache. Hier kann ſchon die bloße Tatſache, daß eine Hauptverhand⸗ 
lung ſtattgefunden hat und daß jemand in der Hauptverhandlung als vermutlicher 
Täter hingeſtellt worden iſt, zur moraliſchen Vernichtung ſeiner ſelbſt und oft auch 
ſeiner Angehörigen führen. Auf Jahre hinaus wird ihm nachgeſagt, er habe ja 
wegen betrügeriſchem Bankrott ſich vor den Schranken des Gerichts zu verant— 
worten gehabt. 
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Endlich iſt es auch mit dem Führerprinzip des Richtertums nicht vereinbar, 
wenn man den Richter zwingt, ſeinen Spruch, daß der Angeklagte nach ſeiner 
Überzeugung unſchuldig iſt, nur deshalb bis zur Hauptverhandlung hinauszu⸗ 
ſchieben, weil der Ankläger es verlangt. Die Entſcheidung, daß der Angeklagte 
ſchuldig iſt, kommt allein dem Gericht zu. Der königliche Richter kann 
nicht Diener des Staatsanwalts ſein. Es wäre gewiß eine Be⸗ 
ſtimmung abwegig, nach welcher das Gericht in der Entſcheidung der Schuldfrage 
an die Anträge des Staatsanwalts gebunden iſt. Dann iſt es aber auch nicht 
möglich, es dem Ermeſſen des Staatsanwalts zu überlaſſen, wann das Gericht 
feine Anfiht von der Unſchuld des Angeklagten kundgeben dürfe. Ob das Ge- 
richt dies ſchon bei Beginn ſeiner Beſchäftigung mit der Sache tut, alſo in dem 
Augenblick, in dem der Staatsanwalt die abgeſchloſſenen Unterſuchungen vorlegt, 
oder ob die Unſchuld des Angeklagten erſt in der Hauptverhandlung ausgeſprochen 
wird: in beiden Fällen bleibt es doch eine richterliche Entſcheidung. Und es iſt ein 
Eingreifen in die richterliche Unabhängigkeit bei der Entſcheidung des Richters, 
falls ihm der Staatsanwalt ſeinen Willen aufzwingt, wann er den richterlichen 
Ausſpruch tun darf. Macht man den Staatsanwalt zum uneingeſchränkten Herrn 
des Vorverfahrens, ſo daß ihm dort kein Gericht hineinreden darf, ſo muß man 
das gleiche auch zugunſten des Richters gelten laſſen, ſobald der Staatsanwalt 
ſein Verfahren abgeſchloſſen hat und die Sache an das Gericht zum Erkenntnis⸗ 
verfahren weitergibt. Trifft man eine andere Regelung, ſo wird ein Konflikt 
zwiſchen dem Staatsanwalt und einem ſolchen Richter, der ein wahrer Richter 
iſt, unvermeidlich ſein; und zwar ein Konflikt ſachlicher Art, der ſich oft nach 
außen, für die Allgemeinheit erkennbar, auswirken wird. Unmöglich kann man 
das Gericht zwingen, den Angeklagten (vielleicht noch viele Wochen lang) in 
Unterſuchungshaft zu behalten, wenn es entgegen der Anſicht des Staatsanwalts 
ihn für nicht dringend verdächtig oder ſogar für unſchuldig hält. So wird das 
Gericht den Angeklagten dann entgegen den Wünſchen des Staatsanwalts aus 
der Unterſuchungshaft entlaſſen, weil ſich aus dem Ergebnis der Ermittlungen er⸗ 
geben habe, daß er die Tat nicht begangen habe. Trotzdem müßte die Sache noch 
zur Hauptverhandlung gebracht werden, obwohl ſich das Gericht klar iſt, wie es zu 
erkennen hat. Ahnliche Schwierigkeiten werden ſich bei der Beweisaufnahme er⸗ 
geben. Abgeſehen davon, daß unnötigerweiſe durch eine überflüſſige Hauptver⸗ 
handlung große Koſten für Zeugen und Sachverſtändige entſtehen können, ſo kann 
auch hier der Gegenſatz zwiſchen Gericht und dem Staatsanwalt ſich zum Schaden 
der Rechtspflege auswirken. So, wenn das Gericht aus der Überzeugung von der 
Unſchuld des Angeklagten heraus die Ladung aller Zeugen und Sachverſtändigen 
„als unerheblich“ ablehnt. Dann könnte freilich der Staatsanwalt die Ladung 
von ſich aus veranlaſſen. Doch kann, wie unten noch näher darzulegen ſein wird, 
das Gericht auch die Vernehmung von Zeugen, die in der Hauptverhandlung an⸗ 
weſend ſind, durch Gerichtsbeſchluß ablehnen, wenn ihm deren etwaige Ausſage für 
die Sache als unerheblich erſcheint. 

Somit komme ich zu dem Ergebnis, daß man die Entſcheidung, ob ein vom 
Staatsanwalt für ſchuldig befundener Beſchuldigter zur Hauptverhandlung vor 
das erkennende Gericht zu ſtellen iſt, dem Gericht ſelbſt überlaſſen muß. Es fragt 
ſich aber, welche Gerichtsperſonen dieſe Entſcheidung zu treffen haben. Nach der 
geltenden StPO. geſchieht dies durch das Gericht in der Dreimännerbeſetzung (fo 
wenigſtens bei der großen Strafkammer und dem Schwurgericht) durch einen förm⸗ 
lichen Gerichtsbeſchluß. Für die Hauptverhandlung erſter Inſtanz vor dem Reichs⸗ 
gericht und dem Oberlandesgericht brachte aber die Notverordnung vom 18. März 
1933 (RGBl. I S. 131) Art. 3 den Wegfall des Eröffnungsbeſchluſſes (ein Artikel, 
der freilich durch die Schaffung des Volksgerichtshofs inzwiſchen hinfällig ge⸗ 
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worden tft). Nach deſſen 8 1 Abi. 1 bedarf es in den zur Zuſtändigkeit des Reichs⸗ 
gerichts oder der Oberlandesgerichte gehörenden Strafſachen keines Beſchluſſes 
über die Eröffnung des Hauptverfahrens. An die Stelle des Antrags der Staats⸗ 
anwaltſchaft auf Eröffnung des Hauptverfahrens in der Anklageſchrift tritt der 
Antrag auf Anordnung der Hauptverhandlung. Der Abſ. 2 ſchreibt vor, daß nach 
Ablauf der gemäß § 201 StPO. beſtimmten Friſt der Vorſitzende, wenn er die 
geſetzlichen Vorausſetzungen für gegeben erachtet, die Hauptverhandlung anordnet. 
Er beſchließt zugleich über die Anordnung oder Fortdauer der Unterſuchungshaft. 
Trägt der Vorſitzende Bedenken gegen die Anordnung der Hauptverhandlung, er⸗ 
ſcheint ihm insbeſondere die nachträgliche Eröffnung einer Vorunterſuchung ge⸗ 
boten oder hat der Angeſchuldigte die nachträgliche Eröffnung einer Vorunterſuchung 
beantragt, ſo iſt eine Entſcheidung des Gerichts herbeizuführen. Nach Abſ. 4 treten 
die in der StPO. an die Eröffnung des Hauptverfahrens geknüpften Wirkungen 
mit der Einreichung der Anklageſchrift ein. Die Wirkungen, die nach der StPO. 
an die Verleſung des Eröffnungsbeſchluſſes geknüpft find, treten mit dem Beginn 
der Vernehmung des Angeklagten zur Sache ein. N 

Den Grundgedanken dieſer Neuerung, die Entſcheidung im Zwiſchenverfahren 
grundſätzlich der Kollegialentſcheidung zu entziehen und dem Vorſttzenden allein 
zu übertragen, wird man zuſtimmen müſſen. Dies nicht nur wegen der ſo ge⸗ 
ſchaffenen Vereinfachung des Verfahrens und der Arbeitserſparnis für die beiden 
Beiſitzer. Es bietet ſich auf dieſem Wege auch die Möglichkeit, die Stellung des 
Vorſitzenden als eines Führers des Gerichts weiter herauszuarbeiten. Dieſe 
Neuerung war ſchon im Entwurf eines EG. AD StGB. von 1929 in deſſen SS 204, 
205 StPO. vorgeſehen. Aus dem Geiſte der damaligen liberaliſtiſchen Zeit heraus, 
den Angeklagten möglichſt nicht zu hart anzufaſſen, ſah man aber in deſſen Inter⸗ 
eſſe einige Einſchränkungen vor. Hierüber äußert ſich die Begründung zu jenem 
Entwurf wie folgt: „Selbſtverſtändlich hat der Entwurf bei ſeinen Anderungs⸗ 
vorſchlägen ſtets darauf Rückſicht genommen, daß die Lage des Angeſchuldigten 
durch die Anderungen nicht verſchlechtert wird. Entſcheidungen, die für den An⸗ 
geſchuldigten ungünſtig find, muß man daher nach wie vor regelmäßig dem Gericht 
überlaſſen. Von dieſen Geſichtspunkten ausgehend überträgt der Entwurf dem 
Vorſitzenden folgende Befugniſſe: Er kann allein einzelnen Beweisanträgen des 
Beſchuldigten ſtattgeben (zur Ablehnung iſt ein Beſchluß des Gerichts erforder: 
lich); er kann allein in Übereinftimmung mit dem Antrag der Staatsanwaltſchaft 
die Hauptverhandlung anordnen, wenn er hinreichenden Verdacht für vorliegend 
erachtet. Eine Ausnahme beſteht für den Fall, daß der Angeſchuldigte in Unter⸗ 
ſuchungshaft iſt. Hier hat ſtets das Gericht über die Anträge der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft zu entſcheiden, weil mit der Entſcheidung zugleich der Beſchluß über die 
Fortdauer der Unterſuchungshaft zu faſſen iſt und für dieſen Beſchluß wegen ſeiner 
ſchwerwiegenden Folgen für den Angeſchuldigten das Gericht als ſolches, nicht der 
Vorſitzende allein die Verantwortung übernehmen muß.“ Etwas weiter in der Um⸗ 
grenzung der Befugniſſe des Vorſitzenden nach jenem Entwurf geht ſchon die 
obige Notverordnung, indem ſie dem Vorſitzenden allein auch die Entſcheidung 
über die Fortdauer der Unterſuchungshaft zuweiſt. Es iſt aber nicht einzuſehen, 
weshalb man die Führerſtellung des Vorſitzenden nicht noch weiter ſtärken ſoll. 
Man müßte ihm allein auch im Zwiſchenverfahren die ſelbſtändige Entſcheidung 
überlaſſen, ob von Amts wegen oder auf Antrag des Beſchuldigten noch weitere 
Beweiſe zu erheben ſind. Ebenſo müßte er in dieſem Stadium der Verfahrens 
ſolche Anträge des Beſchuldigten auch ſelbſtändig ablehnen dürfen. Dem Be⸗ 
ſchuldigten bleibt es ja unbenommen, ſeine Anträge in der Hauptverhandlung zu 
wiederholen. 

Andererſeits widerſtrebt es dem Führerprinzip nicht, wenn man dem Bors 
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ſitzenden geſtattet, in Zweifelsfällen des Zwiſchenverfahrens die Entſcheidung 
des Kollegiums einzuholen. Ausnahmslos erforderlich iſt eine ſolche aber dann, 
wenn der Vorſitzende den Beſchuldigten entgegen dem Antrage des Staatsanwalts 
aus rechtlichen oder tatſächlichen Gründen außer Verfolgung ſetzen will. Denn hier 
handelt es ſich um eine endgültige, dem Urteil verwandte Entſcheidung, die bei 
dem Gegenſatz zwiſchen Staatsanwalt und Gerichts vorſitzendem von dem Gericht 
getroffen werden muß. 

Kommt es zur Anordnung der Hauptverhandlung, ſo müßte dieſe Anordnung 
für den Angeklagten überhaupt nicht anfechtbar ſein. Für den Staatsanwalt aber 
nur inſoweit, als abweichend von ſeinem Antrage das Gericht die Verweiſung 
an ein Gericht niederer Ordnung ausgeſprochen hat. Hier muß ihm die ſofortige 
Beſchwerde gegen den Gerichtsbeſchluß zuſtehen; ebenſo aber dann, wenn das 
Kollegium entgegen dem Antrage des Staatsanwalts die Anordnung der Haupt⸗ 
verhandlung gänzlich ablehnt. 


Il. Die Hauptverhandlung. 


Aus der Fülle von Fragen, die ſich anläßlich der Erneuerung der Vorſchriften 
über die Hauptverhandlung ergeben, ſcheinen mir folgende Punkte von beſonderer 
Bedeutung zu ſein: 

Zur Hauptverhandlung iſt auch der durch die Tat Verletzte zuzulaſſen. Er 
iſt von dem angeſetzten Termin zu benachrichtigen. Hierdurch erhält er nicht nur 
die Möglichkeit, ſich über die Sach⸗ und Beweislage für einen gegen den Täter 
anzujtrengenden Zivilprozeß zu unterrichten. Er wird auch in die Lage verſetzt, 
ſeine zivilrechtlichen Anſprüche auf einfache und billige Weiſe ſchon im Straf⸗ 
prozeß durchzuſetzen; ſo durch die Beanſpruchung einer Buße oder durch die Be⸗ 
nutzung eines vielleicht im künftigen Strafprozeß zuzulaſſenden Adhäſionsprozeſſes. 
Die Zuziehung des Verletzten zur Hauptverhandlung wie auch den Adhäſions⸗ 
prozeß ſieht übrigens ſchon der Entwurf zum EG. ADStGB. von 1929 im 
8 225 a vor. 

Nach § 226 der heutigen StPO. erfolgt die Hauptverhandlung in ununter⸗ 
brochener Gegenwart der zur Urteilsfindung berufenen Perſonen. Einen Teil der 
Hauptverhandlung bildet aber auch die Urteilsverkündung. Denn in § 260 Satz 1 
heißt es: „Die Hauptverhandlung ſchließt mit der Erlaſſung des Arteils.“ 
Wegen dieſer Vorſchrift muß das Gericht nicht nur bei der Beratung, ſondern auch 
bei der Urteilsverkündung, die ja bis zu einer Woche nach Schluß der eigentlichen 
Verhandlung erfolgen kann ($ 268 S. 1), mit denſelben Richtern beſetzt ſein. Es 
iſt dies ein den Geſchäftsbetrieb erſchwerender und ſachlich ganz unnötiger und 
wertloſer Formalismus; daher empfiehlt es ſich (wie heute ſchon in Zivilprozeſſen), 
es zuzulaſſen, daß bei der Urteilsverkündung auch andere Richter mitſitzen dürfen, 
als bei der Hauptverhandlung, oder daß ſie allein vom Vorſitzenden vorgenommen 
wird. Freilich wird die frühere Beſetzung erforderlich, falls der Angeklagte vor 
Beginn der Verkündung noch neue Beweisanträge ſtellt. Um Schwierigkeiten zu 
entgehen, wäre eine Vorſchrift wünſchenswert, wonach das Gericht zum Eingehen 
auf ſolche Beweisanträge nicht verpflichtet iſt, die nicht ſpäteſtens 24 Stunden vor 
dem Verkündungstermin bei Gericht eingegangen ſind. 

Bei der Leitung der Hauptverhandlung muß das Führerprinzip 
zugunſten des Vorſitzenden noch mehr ausgebaut werden. Dies hat nicht nur (wie 
heute ſchon) für die formelle Prozeßleitung zu gelten, alſo z. B. für die Er: 
öffnung und den Schluß der Sitzung, für die Anordnung kürzerer Unterbrechung 
(S 223 Satz 2), für das Feſthaltenlaſſen des Angeklagten (8 231 Abſ. 1) und für 
die Genehmigung von kurzfriſtigen Entfernungen der Zeugen (8 248). Es muß 
darüber hinaus im künftigen Strafprozeß auch bei der Sachleitung dem Vor— 


1476 


ſitzenden die Führerſchaft verbleiben. Die heutige StPO. ſteht auf dem entgegen: 
geſetzten Standpunkt. Denn $ 238 Abſ. 2 ordnet an, daß eine auf die Sachleitung 
bezügliche Anordnung des Vorſitzenden von einer bei der Verhandlung beteiligten 
Perſon als unzuläſſig beanſtandet werden kann. Alsdann entſcheidet das geſamte 
Gericht. Zu dieſer Sachleitung gehören z. B. die Entſcheidung über die Verleſung 
von Schriftſtücken ($ 249), über die Zuläſſigkeit von Fragen der Prozeßbeteiligten. 
Der Vorſitzende muß fernerhin in der Lage ſein, von ſich aus die Zuziehung neuer 
Beweismittel dann zu beſtimmen, wenn ſie ohne Vertagung der Haupt⸗ 
verhandlung erreichbar ſind; desgleichen (entgegen dem heutigen $ 242) ſelbſtändig 
Zweifel über die Zuläſſigkeit einer Frage zu entſcheiden. 

Drei Schranken möchte ich dieſer Herrſchaft des Vorſitzenden ſetzen: Ein⸗ 
mal muß über die Ablehnung geſtellter Beweisanträge regelmäßig das Kollegium 
entſcheiden. Dies iſt die zwingende Folgerung daraus, daß dem Kollegium ja auch 
die endgültige Sachentſcheidung zukommt, die von dem Umfang und dem Ergebnis 
der Beweisaufnahme abhängt. Die Ablehnung von Beweisanträgen iſt nur ein 
Stück vorweggenommener Urteilsfällung. Ferner iſt dem Bor: 
ſitzenden die Befugnis zu geben, von ſich aus oder auf Antrag eines Beteiligten 
die Entſcheidung über eine Frage durch das Kollegium herbeizuführen. Drittens 
muß das Gericht bei der Urteils beratung in der Lage ſein, ſeinerſeits eine 
etwa erforderliche weitere Aufklärung zu verlangen. Gegenüber Mißbräuchen 
dieſes Rechts durch das Kollegium bleibt es dem Vorſitzenden dann unbenommen, 
dieſen Gerichtsbeſchluß ſeinerſeits zu beanſtanden und damit die Sache zur neuen 
Verhandlung, zur Vertagung zu bringen (vgl. unten). Zu vermeiden iſt aber ſtets 
die Abſtimmung durch bloße Verſtändigung in der Offentlichkeit, um den mit dem 
Führerprinzip unvereinbaren Eindruck nach außen zu vermeiden, daß der Vor⸗ 
ſitzende von den Beiſitzern abhängig iſt (Vorſchlag des Herrn Juſtizminiſters 
Dr. Thierack im Strafprozeßausſchuß der Akademie). 

Die Sitzungspolizei im weiteſten Umfange muß dem Vorſitzenden allein 
zuſtehen. Insbeſondere muß er, falls erforderlich, gegenüber Perſonen, die ſeinen 
Anordnungen nicht gehorchen, Ordnungsſtrafen verhängen können und nötigen⸗ 
falls ſie auch aus dem Sitzungsſaal entfernen laſſen können. Nach heutigem Recht 
(vgl. SS 177, 178 GVG.) iſt für dieſe beiden Anordnungen noch ein Gerichts⸗ 
beſchluß erforderlich. Will man die Führerſchaft des Vorſitzenden folgerichtig durch⸗ 
führen, ſo muß auch der Vertreter der Staatsanwaltſchaft ſeiner Anordnungs⸗ 
gewalt unterworfen werden. Heute bleibt dem Vorſitzenden gegenüber einem un⸗ 
gehorſamen Staatsanwalt nur das ſchwerwiegende Mittel, die Verhandlung auf 
kurze Zeit zu vertagen, um ſich beſchwerdeführend an den Vorgeſetzten des Staats⸗ 
anwalts zu wenden. 

Von größter Bedeutung für eine geſunde Strafrechtspflege, insbeſondere für 
eine ſchnelle Juſtiz iſt es, daß der Geſetzgeber Mittel und Wege wird finden, um 
die Dauer der Rieſenprozeſſe vor dem Schwurgericht und der großen Straf⸗ 
kammer auf ein erträgliches Maß zu beſchränken“). Mit Monſterprozeſſen haben 
gerade die deutſchen Gerichte in den letzten Jahren viel zu tun gehabt. Ich erwähne 
hier nur die Prozeſſe gegen Barmat, Kutisker, die Sklareks, den Devaheim-, den 
FJavag⸗, den Calmette- und den Lahuſen⸗Prozeß ſowie den Reichstagsbrandprozeß 
(van der Lubbe). Am umfangreichſten war der Favagprozeß. Zweieinhalb Jahre 
nach dem Zuſammenbruch der Frankfurter Allgemeinen Verſicherungs-Aktiengeſell⸗ 
ſchaft und nach mehr als zweijähriger Vorunterſuchung ſowie nach mehr als vier 
Monaten Prozeßdauer kam das Gericht zum Urteilsſpruch. Die Anklageſchrift in 


*) Vgl. dazu Näheres in meinem Bericht für den Internationalen Strafrechtskongreß 1935 
in Berlin: Quelles mesures sont recommandables pour abréger les procès dit „proces 
mons tres“? 
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dieſem Prozeß umfaßte allein 400 Drudfeiten großen Formats; die mündliche 
Urteilsverkündung nahm vier Stunden in Anſpruch. Solche Monſterprozeſſe, mit 
denen gerade die deutſchen Gerichte im Übermaß belaſtet wurden, bedeuten einen 
Krebsſchaden für die Rechtspflege. Ziel des Strafverfahrens iſt es, der Untat die 
Sühne folgen zu laſſen. Soll ſie dieſen Zweck erreichen und den Bruch des Rechts⸗ 
friedens ſoweit möglich wiedergutmachen, ſo muß die Strafe ſobald wie möglich nach 
Begehung des Verbrechens verhängt werden. Dieſer Erfolg wird aber bei den 
Monſterprozeſſen meiſtens nicht erreicht. Oft jahrelang zieht ſich die Vorunter⸗ 
ſuchung hin. Kommt die Sache dann vor das erkennende Gericht, ſo erhält dieſes 
unzählige dicke Aktenbündel vorgelegt, zu deren Aufbewahrung manchmal das 
ganze Zimmer des Gerichts vorſitzenden nicht ausreicht. Dieſes ungeheure Material 
muß nun mindeſtens vom Vorſitzenden und dem Berichterſtatter durchgearbeitet 
werden. Dieſe Rieſenarbeit bedeutet nicht nur einen großen Zeitverbrauch; ſie 
nimmt auch die Geſundheit, insbeſondere die Nerven der Beteiligten ſchwer mit. 
Kommt es endlich zur Anklage, jo find oft Jahre ſeit der Untat vergangen. 
Weitere Monate der Hauptverhandlung kommen hinzu. Schleppend zieht ſich die 
mündliche Verhandlung hin. Zahlreiche Zeugen und Sachverſtändige werden ver⸗ 
nommen, lange Schriftſtücke verleſen. Störende Zwiſchenfälle ereignen ſich. Der 
eine oder andere Angeklagte erkrankt; gegen ihn kann die Verhandlung nicht 
weitergehen. Das Intereſſe des Volkes an den Vorgängen im Gerichtsſaal er⸗ 
lahmt immer mehr. Auch die beteiligten Richter, insbeſondere die Schöffen, ver⸗ 
mögen die bisherigen Ergebniſſe des Prozeſſes kaum im Gedächtnis zu behalten. 
Solche endloſen Verhandlungen in einer einzigen Strafſache, die mehrere Monate 
fortdauern, ſind nicht nur eine Marter für den Angeklagten. Sie ſind auch ein 
Hohn auf den Grundſatz der Unmittelbarkeit des Verhandlungsergebniſſes. Für 
den Laienrichter aber, der das Unglück hat, zu ſolch einem Senſationsprozeß als 
Beiſitzer zugezogen zu werden, kann ſein Ehrenamt leicht eine ſchwerere Strafe dar⸗ 
ſtellen als das ſchließliche Urteil für den Angeklagten. 

Dazu kommen die hohen Koſten, die ein ſolcher Prozeß an Gebühren für 
Zeugen und Sachverſtändige, für Lokaltermine, Pflichtverteidiger uſw. verſchlingt. 
Viel ſchwerer noch wiegt der Schaden, den das Anſehen der Rechtspflege durch 
derartige Verzögerungen der Beſtrafung des Verbrechers im In⸗ und Ausland 
erleidet. Darum muß man danach trachten, den Grundſatz „Schnelle Juſtiz, 
gute Juſtiz“ auch bei den Rieſenprozeſſen zur Geltung zu bringen. 

Geht man auf die einzelnen Mittel ein, welche die Beſchleunigung von Monſter⸗ 
prozeſſen fördern könnten, ſo wäre zunächſt der jüngſte Vorſchlag von Oetker im 
„Gerichtsſaal“ Bd. 105 S. 22 zu f zu erwähnen. Er führt dort aus: Bei dem 
Rieſenmaterial in Monſterſtrafſachen müſſe man zum ſchriftlichen Verfahren zurück⸗ 
kehren. Dadurch werde der Prozeßſtoff für alle Beteiligten feſtgelegt. Es müſſe alſo 
die Unterſuchung nicht eine bloße Vorunterſuchung zur Vorbereitung der dem⸗ 
nächſtigen Beweisaufnahme vor dem erkennenden Gericht ſein; ſie liefere viel⸗ 
mehr ſelbſt Urteilsgrundlagen. Daher eingehende Beweiserhebung leidliche 
Zeugenvernehmung uſw.). Die Hauptverhandlung beginne mit einem Referat 
über das Unterſuchungsergebnis, an das ſich nach Bedarf ergänzende oder auf 
Antrag (nach Ermeſſen) angeordnete Beweiserhebungen anzuſchließen hätten. 
Dann folge ein mündliches Deduktionsverfahren in Geſtalt von Vorträgen der 
Staatsanwaltſchaft und der Verteidigung zur Schuld- und Straffrage; ſchließlich 
das Urteil auf Grund der Unterſuchungsakten und der weiter aufgenommenen 
Beweiſe. 

Dieſer Vorſchlag Oetkers verdient m. E. keine Billigung. Einmal würde ſeine 
Durchführung die Rieſenſtrafprozeſſe, an denen das Volk das größte Intereſſe zu 
haben pflegt, ihm geradezu entfremden und die Volksgemeinſchaft mit Mißtrauen. 
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gegen ſolche papierne Rechtſprechung erfüllen. Es gibt kein beſſeres Mittel zur 
Kontrolle einer Gerichtsverhandlung durch Außenſtehende als die Mündlichkeit 
und Unmittelbarkeit der Verhandlung. Außerdem aber erblicke ich in den vor⸗ 
geſchlagenen Neuerungen auch keinen Vorteil für die Beſchleunigung der Prozeſſe. 
Einmal würden ſie die Dauer des Vorverfahrens erheblich verlängern, da es ja 
viel eingehender als im gewöhnlichen Verfahren geführt werden ſoll. Sodann ift 
nicht erſichtlich, wie ein bloßes Referat in der Hauptverhandlung das ganze un⸗ 
geheure Material in einem Prozeß über Untreue, Betrug, betrügeriſchen Bankrott 
u. dgl. den Beiſitzern klarmachen ſoll. Es würde doch nötig ſein, das Material zu 
verleſen; dies ſchon zur Entlaſtung des Referenten, der andernfalls allein zu ent⸗ 
ſcheiden hätte, was er für vortragswert hält und was er bei ſeinem Vortrag aus⸗ 
laſſen ſoll. 

Ein anderer Vorſchlag geht dahin, ſolche Rieſenprozeſſe n nur auf eine einzige 
Tatſacheninſtanz zu beſchränken, indem gegen das Urteil nur die Reviſton, 
nicht auch die Berufung zugelaſſen wird. Dieſes Verlangen nach Beſeitigung der 
zweiten Tatſacheninſtanz erſcheint begründet. Einmal ſchon wegen des rieſenhaften 
Prozeßapparates, den man zum zweiten Male aufziehen müßte. Sodann aber ver⸗ 
blaſſen erfahrungsgemäß bis zur neuen Hauptverhandlung die Erinnerungs⸗ 
bilder der Zeugen; ihre Ausſagen werden unbeſtimmt. Manches wertvolle Be⸗ 
weisſtück geht verloren. Es wird das zweite Urteil der Gerechtigkeit gewiß nicht 
näherkommen als die Entſcheidung erſter Inſtanz. Wir deutſchen Richter haben mit 
dieſem Rechtszuſtand die beſten Erfahrungen gemacht. Seit zwei Jahren, nämlich 
ſeit der Novelle vom 14. Juni 1932, gehen die ſchweren Vergehen und Verbrechen 
bei uns an die Große Strafkammer oder an das Schwurgericht. Gegen die Urteile 
beider Gerichte gibt es nur die Reviſion an das Reichsgericht. Mir hat eine Fülle 
ſolcher Urteile aus allen Gauen Deutſchlands vorgelegen. Ich habe aber niemals 
den Eindruck gehabt, daß bei Zulaſſung der Berufung in zweiter Inſtanz ein 
beſſeres Urteil gefällt worden wäre. Dazu kommt der weitere Vorteil der erheb⸗ 
lichen Beſchleunigung und Verbilligung des Verfahrens. 

Ein drittes Mittel zur Eindämmung der Monſterprozeſſe gibt heute ſchon 8 154 
StPO. Nach ihm kann, falls ein Angeklagter mehrerer Straftaten verdächtig iſt, 
die Strafverfolgung wegen einiger wenigen wichtigen Straftaten unterbleiben, wenn 
die hierfür zu erwartende Strafe gegenüber der Strafe wegen der anderen Straf⸗ 
taten nicht ins Gewicht fällt. Dieſe Vorſchrift gibt damit zwei Möglichkeiten 
zur Eindämmung der Rieſenprozeſſe. Vor Erhebung der öffentlichen Klage ge⸗ 
bührt die Entſcheidung gemäß § 154 der Staatsanwaltſchaft; nach Erhebung der 
Klage aber dem Gericht, allerdings nur auf Antrag der Staatsanwaltſchaft. 

Von größter Bedeutung iſt es nun, daß die Beſchränkung möglichſt ſchon 
im Vorverfahren vorgenommen wird. Denn es ſollen ja die Monſterprozeſſe 
nicht nur in der Hauptverhandlung beſchränkt werden. Sie dürfen auch bis zu ihr 
nur kurze Zeit dauern, damit die Strafe dem Verbrechen auf dem Fuße folgt, und 
damit auch das für die Hauptverhandlung vorbereitete Material nicht zu umfang⸗ 
reich wird. Die Staatsanwaltſchaft muß daher, falls der Beſchuldigte eine Reihe 
von Straftaten begangen hat, nur einige beſonders ſchwere Fälle herausgreifen, 
bei denen eine Verurteilung zu einer gebührenden Strafe zu erwarten iſt. Dieſe 
Fälle muß ſie möglichſt raſch zur Aburteilung bringen, ſo daß die übrigen Fälle 
beiſeite gelaſſen werden können. Wenn der Beſchuldigte wegen dieſer Haupt⸗ 
ſtraftaten mit möglichſter Beſchleunigung eine empfindliche Strafe bekommt, ſo iſt 
es ganz unerheblich, ob weitere Straftaten nicht mit abgeurteilt werden. 

Die Vorſchrift des S 154 bedarf aber der Ergänzung in zwei Punkten. Sie be⸗ 
trifft heute nur den Fall, daß der Täter mehrerer ſelbſtändiger Taten 
verdächtig iſt. Dagegen gilt fie nicht für den Fall, daß für eine einheitliche Straf: 
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tat (jo für eine fortgeſetzte Handlung) ein gewaltiger Prozeßſtoff in Betracht 
kommt. Hier kann zur Zeit die Staatsanwaltſchaft nur bei ihren Ermittlungen 
nach $ 160 StPO. ſich gewiſſe Schranken auferlegen. Erforderlich iſt es aber, 
auch für ſolche Fälle eine geſetzliche Erleichterung zu ſchaffen; etwa da⸗ 
hin, daß die Staatsanwaltſchaft eine Verfolgung und das Gericht die Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung auf einzelne abtrennbare Teile einer 
Straftat entſprechend dem $ 154 beſchränken darf; doch mit der Möglichkeit, 
im weiteren Verlauf des Verfahrens auf die abgetrennten Teile wieder zurück⸗ 
greifen zu können. Ebenſo muß der Geſetzgeber es dem Gericht ermöglichen, weniger 
wichtige mit der Haupttat in Tateinheit ſtehende Verfehlungen abzutrennen 
(Vorſchlag des Herrn Landgerichtsdirektors Dr. Töwe, Bremen, im Strafprozeß⸗ 
ausſchuß der Akademie). 

Eine weitere Anderung iſt gerade für Monſterprozeſſe am Platze. Für ſie muß 
aus der bisherigen Befugnis der Staatsanwaltſchaft und des Gerichts eine 
Pflicht gemacht werden, von den gebotenen Erleichterungen Gebrauch zu machen. 
Es wäre alſo eine Beſtimmung erforderlich, dahin, daß bei Rieſenſtoffſachen, z. B. 
Prozeſſen, deren Verhandlung und Entſcheidung nach der Fülle des Stoffes vor⸗ 
ausfihtli mehr als ſechs Sitzungstage erfordern wird, die Staatsanwaltſchaft 
und das Gericht von den obigen fakultativen Befugniſſen des gewöhnlichen Ver⸗ 
fahrens Gebrauch machen müſſen. 

Aber nicht nur gegen den Rieſenſtoff gilt es bei den Monſterprozeſſen an⸗ 
zukämpfen, ſondern auchgegen die Rieſenbeweis aufnahme. Für den 
Umfang der zu erhebenden Beweiſe ſind heute in Deutſchland zwei voneinander 
abweichende Vorſchriften maßgebend. Hierbei iſt es, abgeſehen von einer unten 
näher darzulegenden Anderung, auch noch nach der Novelle vom 28. Juni 1935 
geblieben. Bei den Sachen, die vor den Amtsgerichten (Amtsrichter oder Schöffen⸗ 
gericht) oder bei den Landgerichten in zweiter Inſtanz verhandelt werden, beſtimmt 
nach der Notverordnung vom 14. Juni 1932 (jetzt $ 245 Abi. 1 S. 1 StPO.) das 
Gericht nach freiem Ermeſſen den Umfang der Beweisaufnahme, ohne hierbei 
durch Anträge, Verzicht oder frühere Beſchlüſſe gebunden zu ſein. Hier kann alſo 
das Gericht von weiterer Beweisaufnahme abſehen, wenn ihm die Sache genügend 
geklärt erſcheint. Man rechtfertigt dieſe Einſchränkung damit, daß in dieſen Fällen 
gegen das erſtinſtanzliche Urteil die Berufung und damit eine zweite Tatſachen⸗ 
inſtanz offenſtehe. Dagegen gibt es gegen die Urteile der Schwurgerichte und der 
großen Strafkammern erſter Inſtanz nur die Reviſion. Dieſe Gerichte müſſen, ab⸗ 
geſehen von den Beweismitteln des Augenſcheines und der Sachverſtändigenver⸗ 
nehmung ($ 245 Abſ. 1 S. 2), den Beweisanträgen der Staatsanwaltſchaft und des 
Angeklagten in weitem Maße ſtattgeben. Vor allem galt dies bisher für die her⸗ 
beigeſchafften (jog. präſenten) Beweismittel. Dieſe mußte das Gericht 
gemäß § 245 Abſ. 1 StPO. a. F. ſämtlich zur Beweisaufnahme verwenden. Dies 
ſelbſt dann, wenn es die angebotenen Beweiſe für ganz unerheblich hielt. Nur in 
den ſelten nachweisbaren Fällen der Verſchleppungsabſicht des Antragſtellers 
konnte von der Beweisaufnahme abgeſehen werden. Aber auch für die nicht prä⸗ 
ſenten Beweismittel gibt die Praxis des Reichsgerichts und jetzt ihr folgend § 245 
Abſ. 2 n. F. dem Angeklagten einen Rechtsanſpruch auf weiteſtgehende Beweis⸗ 
erhebung. Insbeſondere darf der Beweisantrag, einen Zeugen zu vernehmen, nicht 
mit der Begründung abgelehnt werden, die Sache ſei ſchon genügend geklärt; 
oder: das Gegenteil der zu beweiſenden Tatſache ſtehe feſt; oder: der angebotene 
Zeuge ſei unglaubwürdig. Bei dieſem Standpunkt des Geſetzgebers und des 
Reichsgerichts war das Inſtanzgericht im Monſterprozeß völlig machtlos gegen⸗ 
über etwaigen uferloſen Beweisanträgen des Angeklagten. Je wohlhabender er 
war, um ſo mehr konnte er das Gericht zwingen, ſich ſeinen Anträgen zu fügen. Er 
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brauchte ja nur ein Heer von ihm geladener Zeugen (turba testium) und ein paar 
Dutzend geladener Sachverſtändigen dem Gericht zu ſtellen. Dann mußte es ſie als 
präſente Beweismittel ſämtlich vernehmen, obwohl das Gericht wußte, daß es auf 
dieſe offenſichtlich für den Angeklagten eingeſtellten Zeugen und Sachverſtändigen 
gar nicht mehr ankomme, und daß ſchon das bisherige erdrückende Beweisergebnis 
die Schuld des Angeklagten ſonnenklar ergebe. So wurde durch dieſe übertriebene 
deutſche Gründlichkeit Vernunft zum Unſinn. Der Angeklagte war in der Lage, dem 
Gericht die Zügel der Beweisführung aus der Hand zu nehmen. Er konnte die Ver⸗ 
hängung der Strafe auf Wochen hinauszögern, oft auch die ſchon geklärte Sach⸗ 
lage völlig wieder verwirren. Dieſe Unvollkommenheit des deutſchen Geſetzes iſt 
der Hauptnährboden für die lange Dauer unſerer Strafverhandlungen, ins⸗ 
beſondere der Monſterprozeſſe geweſen. Eine einſchneidende Beſſerung brachte auch 
hier die Novelle vom 28. Juni 1935 durch den $ 245 n. F. Dadurch wurde die 
ſachlich ganz unbegründete Bevorzugung der präſenten Beweismittel völlig beſeitigt. 
Aber auch darüber hinaus muß für die Monſterprozeſſe radikal Wandel geſchaffen 
werden; und zwar in einer Weiſe, daß ſich die Schutzintereſſen des Angeklagten mit den 
Erforderniſſen einer geſunden Rechtspflege vereinigen laſſen. Man braucht nur dem 
Gericht die Möglichkeit zu geben, nach Anhörung des Staatsanwalts, durch ein: 
ſt immigen Beſchluß weitere Beweiserhebungen abzulehnen, 
weil die Sachlage genügend geklärt ſei. Hier ſichert den Angeklagten einmal das 
Erfordernis der Einſtimmigkeit. Ferner ſteht es ihm frei, bei willkürlicher Ab⸗ 
lehnung feiner Beweisanträge die Reviſionsrüge zu erheben, das Gericht habe die 
ihm obliegende Aufklärungspflicht nicht erfüllt, alſo den § 244 Abſ. II StPO. n. F. 
verletzt. Daß dieſe Anderung von großem Nutzen für die Strafrechtspflege ſein wird, 
ohne daß ſie andererſeits fühlbare Mißſtände mit ſich bringt, beſtätigt ausdrücklich 
ein Aufſatz des Landgerichtspräſidenten Dr. Schäfer in der Deutſchen Richter⸗ 
zeitung von 1933 S. 106 für das Saargebiet, wo die entſprechenden Vorſchriften 
ſchon ſeit vielen Jahren gelten. 

Endlich iſt aber eine weitere Maßnahme unumgänglich, um den Rieſenprozeſſen 
den Garaus zu machen, nämlich die ſachgemäße Beſetzung der Gerichte. Für die 
Strafrechtspflege ſollten die beſten Richter und Staatsanwälte gerade gut genug 
ſein. Es kommt hierbei nicht auf die bloßen Rechtskenntniſſe des Richters an. 
Gerade die Monſterprozeſſe verlangen von ihm auch beſondere Kenntniſſe in 
Fragen der Wirtſchaft, der Finanz, des Handels und des ſonſtigen Geſchäftslebens. 
Hierauf iſt bei der Auswahl der Strafrichter, insbeſondere in größeren Städten 
Rückſicht zu nehmen. Sehr bedeutſam iſt hierbei die Beſtellung eines geeigneten 
Vorſitzenden. Er muß eine überragende Perſönlichkeit ſein. Jemand kann die tief⸗ 
gründigſten juriſtiſchen Abhandlungen geſchrieben und die beſten Rechtskenntniſſe 
ſich angeeignet haben. Und doch kann er als Vorſitzender, beſonders in großen Pro⸗ 
zeſſen, völlig unbrauchbar ſein und verſagen, falls ihm nämlich die Kunſt der 
Verhandlungsleitung fehlt. Dieſe Gefahr iſt gerade bei den Richtern nicht 
von der Hand zu weiſen, da ihnen ſelten berufliche Gelegenheit geboten iſt, ſich an 
das Auftreten in der Offentlichkeit zu gewöhnen. Daher iſt bei Ernennung von Vor⸗ 
ſitzenden beſonderer Wert darauf zu legen, daß ſie neben guten Rechtskenntniſſen 
die Fähigkeit beſitzen, eine Verhandlung in geſchickter, würdiger Form und in 
klarem Aufbau durchzuführen: Männer brauchen die Gerichte und nicht bloß 
Geſetze. 

Dringend reformbedürftig ſind auch die Vorſchriften der heutigen StPO. über 
das Urteil und die Urteilsfällung. Über die Minoriſierung durch die Minderheit 
bei der Abſtimmung über die Schuld und die Straffrage iſt ſchon eingangs (S. 1461) 
geſprochen. 

Nach heutigem Recht iſt ferner bei der Beratung der Vorſitzende nur primus 
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inter pares, jo daß er von den Beiſitzern überſtimmt werden kann. Es fragt ſich, 
ob man auch hier das Führerprinzip durchführen ſoll, indem man dem Vor⸗ 
ſitzenden allein die endgültige Entſcheidung über Schuld und Strafe einräumt. 
Dies möchte ich verneinen. Es gehört zum Weſen eines Richters, daß er ſelbſt 
urteilt, alſo an der Entſcheidung mindeſtens mitbeteiligt iſt. Die Beiſitzer mit bloß 
beratender Stimme wären daher keine Richter mehr, ſondern nur Rat⸗ 
geber. Gerade die beiten Richterperſönlichkeiten würden es aber ablehnen, ſich 
mit der Rolle eines bloßen Ratgebers zu begnügen. Doch könnte man das Führer⸗ 
prinzip zugunſten des Vorſitzenden auch hier auf einem anderen Wege durchſetzen. 
Man könnte ihm das Recht geben, die Beſchlüſſe und Urteile des Gerichts zu „be⸗ 
anſt anden“ und dadurch die Sache zur neuen Verhandlung an ein anderes 
Kollegium zu bringen. So würde der Vorſitzende dem Übelſtande entgehen, ein 
Urteil verkünden zu müſſen, das nach feiner Überzeugung untragbar iſt. Eine 
ähnliche Befugnis hat übrigens das Kollegium der Berufsrichter zur Zeit des 
alten Schwurgerichts gehabt, wenn nach feiner Überzeugung die Geſchworenen ſich 
in ihrem Spruch zuungunſten des Angeklagten geirrt hatten ($ 317 a. F. StPO.). 

Völlig dem Ermeſſen des Vorſitzenden muß es auch überlaſſen bleiben, in welcher 
Form und Reihenfolge er die Teile des Urteils verkünden will. Heute zwingt ihn 
§ 268 Abſ. 1 S. 3 StPO., die Verleſung der Urteilsformel vor Verkündung der 
Urteilsgründe vorzunehmen. Auch hier wieder handelt es ſich um eine über⸗ 
triebene und manchmal ganz verkehrte Rückſichtnahme auf den Angeklagten. Wie 
oft ſchon hat die Mitteilung der hohen Strafe bei Beginn der Verkündung den 
Angeklagten zu heftigen Wutausbrüchen hingeriſſen, ſehr zum Schaden der Würde 
der förmlichen Urteilsverkündung. 

Zuſammenfaſſend ſei bemerkt: 

Das Führerprinzip i ſt im Strafprozeß in folgender Weiſe zu verankern: 

Alle Befugniſſe nach außen, ſo die formelle und ſachliche Leitung der Verhand⸗ 
lung, die Wahrnehmung der Sitzungspolizei, die Verkündung der Entſcheidungen 
gebühren dem Vorſitzenden als dem Führer der Richterbank. Die Entſcheidung 
über das „Schuldig“ und über die Straffrage erfolgt auf Grund geheimer Ab⸗ 
ſtimmung im Beratungszimmer. Wird der Vorſitzende dabei überſtimmt und er⸗ 
ſcheint ihm die Entſcheidung untragbar, ſo hat er die Möglichkeit, den 
Gerichtsſpruch zu beanſtanden und ihn dadurch hinfällig zu machen. 
Andernfalls vollzieht er die feierliche Verkündung des Urteils; über die Art und 
Reihenfolge der Verkündung hat er allein zu beſtimmen. — Ein Zugeſtändnis an 
das Führerprinzip beim Vorſitzenden bringt übrigens ſchon die Novelle vom 28. Juni 
1935, freilich nur dem geſchulten Auge erkennbar. Nach § 245 Abſ. 3 StPO. n. F. 
iſt ein Beſchluß des Kollegiums nur nötig zur Ablehnung eines Beweis⸗ 
antrags. Dagegen kann die Erhebung des beantragten Beweiſes der Vorſitzende 
ſtets ſelbſtändig vornehmen, dies ſelbſt dann, wenn die Vornahme der Beweis⸗ 
handlung eine Ausſetzung der Hauptverhandlung erforderlich macht (anders bisher 
§ 244 Abſ. 2 a. F.). 

Beſonders reformbedürftig iſt endlich der heutige § 274, wie ſchon eingangs er⸗ 
wähnt wurde. Nach § 261 StPO. entſcheidet das Gericht über das Ergebnis der 
Beweisaufnahme nach ſeiner freien, aus dem Inbegriff der Verhandlung ge⸗ 
ſchöpften Überzeugung. Die bedeutſamſte Durchbrechung dieſes Grundſatzes bringt 
§ 274 StPO. Nach ihm kann die Beobachtung der für die Hauptverhandlung vor⸗ 
geſchriebenen Förmlichkeiten nur durch das Protokoll bewieſen werden; und es iſt 
gegen den dieſe Förmlichkeiten betreffenden Inhalt des Protokolls nur der Nach⸗ 
weis der Fälſchung zuläſſig. Hier handelt es ſich nicht bloß um Förmlichkeiten im 
engeren Sinne, ſondern um alle Vorgänge in der Hauptverhandlung, die für die 
Rechtsbeſtändigkeit des Verfahrens von Bedeutung ſein können, alſo z. B. um die 
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Stellung von Anträgen ſeitens der Prozeßbeteiligten und um den Inhalt und die 
Begründung der Entſcheidungen im Laufe der Verhandlung. Die Beweiskraft 
nach § 274 hat eine doppelte Tragweite: poſitiv gilt das im Protokoll Ver: 
merkte als geſchehen, und zwar ſo, wie es vermerkt iſt; dies ſelbſt dann, wenn es 
überhaupt nicht geſchehen iſt. Andererſeits gilt negativ als nicht geſchehen, 
was im Protokoll nicht beurkundet iſt. Gerade die negative Wirkung der Beweis⸗ 
kraft des Protokolls kann zu ſchweren Mißhelligkeiten führen, da der Inhalt der 
Niederſchrift durch keine anderen Beweiſe widerlegt oder ergänzt werden kann; 
fogar der Inhalt des Urteils iſt hierzu nicht geeignet. Einen Ausweg bietet die 
Berichtigung oder Ergänzung des Protokolls durch die beiden beurkundenden 
Beamten. Die Berichtigung wird aber von der Praxis ſeit dem Plenarbeſchluß des 
Reichsgerichts in RGSt. Bd. 43 S. 9 nicht mehr zugelaſſen, ſobald gerade wegen 
des Mangels, der durch die Berichtigung beſeitigt werden ſoll, ſchon eine Reviſtons⸗ 
rüge erhoben worden iſt, vgl. z. B. RGSt. Bd. 53 S. 410. Es tft dann vom Re: 
viſionsgericht das alte, unberichtigte Protokoll zugrundezulegen. Dies ſelbſt dann, 
wenn ſämtliche Beteiligten (die Richter, der Staatsanwalt, der Urkundsbeamte 
und auch der Angeklagte) davon überzeugt find, daß der betreffende Fehler (z. B. 
das Unterlaſſen der Beeidigung) in Wahrheit nicht begangen worden iſt (vgl. 
S. 1460). Es liegt im heutigen $ 274 ein ebenſolcher lebensfremder Formalismus 
verkörpert, wie in dem bisherigen Parteieide des Zivilprozeſſes. Um ihn zu be⸗ 
ſeitigen, empfehle ich den § 274 Satz 2 fo zu faſſen: „Gegen den dieſe Förmlich⸗ 
keiten betreffenden Inhalt des Protokolls iſt nur der Nachweis der Fälſchung 
oder der zweifelloſen Unrichtigkeit zuläſſig.“ 


IV. Rechtsmittel. 


Das bisherige Rechtsmittelſyſtem, das die Beſchwerde, die Berufung und die 
Reviſion kennt, iſt beizubehalten. Nur wäre die heutige „ſofortige Beſchwerde“ 
klarer als „befriſtete Beſchwerde“ zu bezeichnen (Vorſchlag des Herrn Juſtiz⸗ 
miniſters Dr. Thierack im Strafprozeßausſchuß der Akademie). Feſtzuhalten iſt 
an dem Grundſatz der Notverordnung vom 14. Juni 1932, daß jedem Prozeß⸗ 
beteiligten nur zwei Inſtanzen zu Gebote ſtehen. Bei den ſchweren Strafſachen, 
die vor das Schwurgericht oder die Große Strafkammer erſter Inſtanz kommen, 
darf als einziges Rechtsmittel nur die Reviſion gegeben ſein, jo daß eine neue 
Tatſachenverhandlung im Wege der Berufung ausgeſchloſſen iſt. Ließe man eine 
ſolche zu, ſo wäre nicht nur eine Verlängerung der Prozeßdauer die Folge. Es 
würde auch das Berufungsurteil kein beſſeres Bild der Tat ergeben, da infolge 
Zeitablaufs das Tatſachenmaterial zuſammengeſchrumpft und das Erinnerungs⸗ 
bild der Zeugen verblaßt ſein wird. 

Aber auch bei den geringeren Delikten, die vor die Amtsrichter oder das 
Schöffengericht kommen, iſt der heutige Rechtszuſtand beizubehalten, der dem das 
Urteil Anfechtenden nur die Wahl zwiſchen Berufung oder Reviſion läßt. Dieſe 
Beſchränkung hat ſich während ihrer zweijährigen Geltungsdauer bewährt. 

Eine Anderung des heutigen Rechtsmittelrechts iſt aber für den Fall am Platze, 
daß man das Urteil nur in Nebenpunkten anfidt, jo wegen der Koſten⸗ 
entſcheidung, wegen des Anſpruchs über die Urteilsbekanntmachung, die Ein⸗ 
ziehung, die Verfallerklärung, Vernichtung oder Unbrauchbarmachung oder über 
die Anrechnung der Unterſuchungshaft oder einer im Ausland erlittenen Strafe. 
Hier wird man mit dem S 305a des Entwurfs von 1929 an Stelle der ſonſt 
gegebenen Berufung oder Reviſion die befriſtete Beſchwerde zur Verfügung 
ſtellen. Es muß dann der auf die Beſchwerde ergehende Beſchluß die Wirkung 
eines rechtskräftigen Urteils haben, ſo daß bei ihm auch die Möglichkeit der 
Wiederaufnahme des Verfahrens gegeben iſt. 
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In der Hauptverhandlung der höheren Inſtanz muß der Staatsanwalt als 
Vertreter des Staates ſtets das erſte Wort erhalten, auch wenn es ſich um ein 
Rechtsmittel des Angeklagten handelt. Dies ſchon wegen der oben erwähnten 
Beſeitigung des Verbotes der reformatio in pejus. 

Bei der Berufung iſt entſprechend dem heutigen Recht und abweichend 
von der Reviſion von jedem Formerfordernis, insbeſondere von der Einführung 
eines Begründungszwanges abzuſehen, da es ſich hier meiſtens um rechtsunkundige 
Angeklagte handelt. In der Hauptverhandlung der Berufungsinſtanz muß die 
Pflicht zur Verleſung des Urteils erſter Inſtanz beſeitigt werden; doch unter 
Zulaſſung der Teilverleſung oder der Wiedergabe eines Auszuges; ſo ſchon der 
Entwurf von 1929 in ſeinem $ 324 Abi. 1. 

In der Reviſionsinſtanz hat ſich die Beſtimmung des § 349 Abſ. 1 
Satz 2 StPO. ſehr ſegensreich ausgewirkt. Nach ihm kann das Reichsgericht eine 
Reviſion durch Beſchluß verwerfen, falls es ſie einſtimmig für offenſichtlich unbe⸗ 
gründet erklärt. Dieſelbe Erleichterung brachte die Notverordnung vom 6. Oktober 
1931 VI Kap. 1 (RGBl. I S. 563) $ 6 für die Oberlandesgerichte. Dieſe Neuerung 
hat den Reviſionsgerichten eine Fülle überflüſſiger Arbeit erſpart. Doch möchte 
ich hier noch zwei Anderungen vorſchlagen: einmal iſt die Kannvorſchrift zur 
Mußvorſchrift auszugeſtalten. Es iſt kein ſachlicher Grund vorhanden, eine 
offenſichtlich unbegründete Revifion noch zur Hauptverhandlung zu bringen. So⸗ 
dann muß dem Reviſionsgericht auch geſtattet werden, in dem Beſchluß gering⸗ 
fügige Berichtigungen des Vorderurteils vorzunehmen, falls in allen übrigen 
Punkten die Reviſion offenſichtlich unbegründet iſt. So, wenn der Vorderrichter 
zwar in den Gründen geſagt hat, in einem Falle ſei der Angeklagte der Tat 
nicht überführt, dann aber vergißt, die teilweiſe Freiſprechung in der Formel 
auszuſprechen. Desgleichen, wenn bei teilweiſem Freiſpruch überſehen iſt, den 
Angeklagten im Tenor von der Koſtenlaſt teilweiſe freizuſtellen. Hier mußte 
bisher die Sache wegen des geringfügigen Mangels zur Hauptverhandlung 
gebracht werden. 


V. Die Wiederaufnahme des Verfahrens. 


Auch der gewiſſenhafteſte Richter kann in ſeinem Urteil irren. Dann wird 
durch ſeinen Spruch das Unrecht zum Recht erhoben, indem ein Unſchuldiger 
beſtraft oder ein Schuldiger der wohlverdienten Strafe entzogen wird. In einem 
ſolchen Fall hat der Staat ein Intereſſe daran, das Unrecht zu beſeitigen. 
Andererſeits würde die Häufung der Wiederaufnahmeverfahren gegen rechtskräftig 
erledigte Prozeſſe mit dem Erfordernis einer geſunden Rechtspflege unvereinbar 
ſein. Daher darf ſich für den Verurteilten nur ausnahmsweiſe die Pforte der 
Wiederaufnahme öffnen. Ebenſo muß auch der rechtskräftig Freigeſprochene 
darauf vertrauen dürfen, daß für ihn das Strafverfahren endgültig erledigt iſt. 
Die Wiederaufnahme darf nicht zum regelmäßigen Rechtsmittel werden; ſie muß 
ein außerordentlicher Rechtsbefehl für Ausnahmefälle bleiben. Dies ſchon deshalb, 
weil hier noch viel mehr als bei der Berufung (vgl. S. 1468) eine Menge Beweis⸗ 
material verlorengegangen ſein wird und das Erinnerungsbild der Zeugen ver⸗ 
blaſſen wird. 

Ein wirkſames Mittel zur Einſchränkung der Wiederaufnahmeverfahren wäre 
die Setzung einer Friſt, binnen deren nach Urteilskraft der Wiederaufnahme⸗ 
antrag zuläſſig wäre. Dieſer Weg iſt aber nicht zu empfehlen, weil er vielfach 
zu unnötigen Härten führen würde. Man denke, daß jemand wegen Brandſtiftung 
verurteilt worden iſt und nach 30 Jahren ein anderer auf dem Sterbebett glaub— 
würdig geſteht, daß er der Täter iſt. (Beiſpiel von Herrn Geheimrat Dr. Oetker 
in der Sitzung des Strafprozeßausſchuſſes der Akademie.) Oder man ſtelle ſich 
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die Lage der Kinder eines wegen Mordes Verurteilten vor; fie find durch die 
Verurteilung des Vaters für ihr ganzes Leben als Mörderkinder abgeſtempelt. 
Es würde den Erforderniſſen der Gerechtigkeit widerſprechen, es bei dieſem Fluch 
trotz Aufklärung der Unſchuld des angeblichen Täters nur deshalb zu belaſſen, 
weil die geſetzliche Friſt (vielleicht nur um einen Tag) überſchritten iſt. Hier 
müßten andere Sicherungen genügen. Es müßte der Richter um ſo ſtrenger das 
Wiederaufnahmegeſetz prüfen, je weiter die Untat zurückliegt. 

Beſeitigt wurde durch die Novelle vom 28. Juni 1935 freilich (vgl. oben) der 
Hauptanreiz zur Beantragung der Wiederaufnahme, nämlich die Vorſchrift des 
§ 373 Abſ. 2 StPO., wonach, falls die Wiederaufnahme des Verfahrens nur von 
dem Verurteilten oder zu ſeinen Gunſten von der Staatsanwaltſchaft beantragt 
worden iſt, das neue Urteil keine härtere Strafe ausſprechen darf als die in dem 
früheren Urteil erkannte Strafe. 

Ferner muß ein Damm dagegen errichtet werden, daß der Angeklagte bloß deshalb 
freigeſprochen wird, weil durch Zeitablauf der Prozeßſtoff ſich verflüchtigt hat. Es 
darf daher nicht genügen, daß die neue Hauptverhandlung nicht die volle Schuld 
des Angeklagten ergeben hat, ſondern es muß gefordert werden (Vorſchlag des 
Herrn Juſtizminiſters Dr. Thierack im Strafprozeßausſchuß der Akademie), daß 
die Unſchuld des Angeklagten feſtgeſtellt worden iſt, oder daß gegen 
ihn kein genügender Verdacht mehr beſteht. Dieſe Faſſung brachten ſchon je in 
ihrem $ 1 die Entſchädigungsgeſetze vom 20. Mai 1898 und 14. Juli 1904. Poſitiv 
gefaßt muß es zur Aufrechterhaltung der früheren Verurteilung genügen, daß der 
Angeklagte der Tat noch hinreichend verdächtig erſcheint. Hierbei wird der 
Wiederaufnahmerichter zu beachten haben, daß in der Zwiſchenzeit viel Be⸗ 
laſtungsmaterial verlorengegangen ſein kann. Daher wird er um ſo zurück⸗ 
haltender in der Verneinung des „hinreichend verdächtig“ ſein, je länger die 
Straftat zurückliegt. Der grundlegende Unterſchied des Urteils auf Grund einer 
gewöhnlichen Hauptverhandlung von dem Urteil im Wiederaufnahmeverfahren 
beſteht alſo darin, daß es bei dieſem zur Aufrechterhaltung der Verurteilung ſchon 
genügt, wenn das Gericht den Angeklagten der Tat für hinreichend verdächtig 
hält, während es ſonſt zur Verurteilung nur kommt, wenn das Gericht von der 
Täterſchaft des Angeklagten voll überzeugt iſt. 

Eine weitere Einſchränkung der Überhandnahme von Wiederaufnahme⸗ 
verfahren bildet die auf $ 359 Nr. 2 rückwirkende Vorſchrift des § 364, wonach 
ein Antrag auf Wiederaufnahme, welcher auf die Behauptung einer ſtrafbaren 
Handlung gegründet werden ſoll, nur dann zuläſſig iſt, wenn wegen dieſer 
Handlung eine rechtskräftige Verurteilung ergangen iſt, oder wenn die Ein⸗ 
leitung zu der Durchführung eines Strafverfahrens aus anderen Gründen als 
wegen Mangels an Beweis erfolgen kann. Bei dieſer Beſtimmung muß es ſein 
Bewenden haben. Andererſeits iſt als Wiederaufnahmegrund nach § 359 Nr. 2 
auch die uneidliche Zeugenausſage zuzulaſſen, zumal die uneidliche falſche Ausſage 
nach den neugefaßten 88 59 ff. StPO. oft vorkommt; jo ſchon der Entwurf des 
EG. ADStGB. 1929 in ſeinem § 362 Nr. 2 (allerdings nur für die Wieder⸗ 
aufnahme zuungunſten des Angeklagten). 

Die Wiederaufnahme zuungunſten des Angeklagten bedarf ferner einer 
doppelten Ergänzung des heutigen Rechts (Vorſchlag des Herrn Juſtizminiſters 
Dr. Thierack im Strafprozeßausſchuß der Akademie). Einmal muß ſtatt des Ge⸗ 
ſtändniſſes ſchon jede Außerung des Angeklagten (ſo zu einem Mittäter) genügen, 
deren Inhalt glaubhaft ſeine Schuld ergibt. Sodann muß eine ſolche Außerung 
(insbeſondere das Geſtändnis) auch dann zur Wiederaufnahme benutzt werden 
können, wenn „eine Verurteilung“ (nicht bloß eine Freiſprechung) des Ange⸗ 
klagten erfolgt iſt; falls nämlich der Angeklagte auf Grund eines anderen Geſetzes 
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(3. B. wegen fahrläſſiger Tötung) verurteilt iſt und fih nachher ergibt, daß er 
eine ſchwerere Tat (z. B. einen Mord) begangen hat. 

Beibehalten werden muß § 367 S. 1 StPO., wonach über die Zulaſſung des 
Antrags auf Wiederaufnahme des Verfahrens das frühere Gericht zu entſcheiden 
hat. Die mehrfach aufgeſtellte Forderung, daß kein Richter des früheren Ver⸗ 
fahrens an der neuen Hauptverhandlung teilnehmen dürfe, iſt unbegründet. Es 
iſt ſachlich nicht gerechtfertigt, gerade di e Richter vom neuen Verfahren auszu⸗ 
ſchließen, die mit der Sache am beiten vertraut find. Andererſeits wäre es für 
völlig neue Richter eine unnötige Belaſtung, wenn fie ſich in den umfangreichen, 
ihnen völlig fremden Stoff einarbeiten müßten. 

Die Vorſchrift des heutigen $ 371 Abſ. 1 und 2, daß die Freiſprechung eines 
Verurteilten auch ohne Hauptverhandlung erfolgen kann, iſt beizubehalten, doch 
dahin zu ergänzen, daß dies nur mit ausdrücklicher Zuſtimmung des Antrag⸗ 
ſtellers geſchehen darf. Denn für ihn bildet die Klarlegung der Unſchuld des Ver⸗ 
urteilten im Wege der Hauptverhandlung die beſte Rehabilitierung des Ver⸗ 
urteilten. Der Verzicht auf ſie, der z. B. im Falle der Geiſteskrankheit des Ver⸗ 
urteilten bei der Tat am Platz iſt, muß daher ausdrücklich ausgeſprochen werden. 
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Der Übergang der Juſtizhoheit auf das Reich 


Durch das Neuaufbaugeſetz vom 30. Januar 1934 (RGBl. I S. 75) find 
die Hoheitsrechte der Länder auf das Reich übergegangen. Damit haben die Länder 
den letzten Teil ihrer beſchränkten Souveränität verloren; ſie üben fortan die 
ihnen verbliebene Gewalt nur noch vom Reich abgeleitet als ſelbſtverwaltende 
Gebietskörperſchaften aus. Es iſt dies der ſiegreiche Abſchluß eines tauſendjährigen 
Ringens zwiſchen Zentral⸗ und Landesgewalt. Wenn auch die Linie ſeit mehr als 
einem Jahrhundert klar vorgezeichnet war, ſo war doch der Weg mühſam: Zoll⸗ 
verein — Norddeutſcher Bund — Kaiſerreich — Weimarer Reich ſind die Etappen 
einer langſamen, lahmen Entwicklung, der mangelnder Geſtaltungswille und ver⸗ 
paßte Gelegenheiten leider nur gar zu oft den Stempel aufgedrückt haben. Die 
Zuſammenfaſſung der geſamten Souveränität in der Reichsgewalt iſt eine der 
größten Taten des jungen nationalſozialiſtiſchen Reiches. Wenn das Geſchehen vom 
30. Januar 1934 von der Maſſe der Volksgenoſſen in ſeiner geſchichtlichen Größe 
kaum gebührend erfaßt wurde, ſo war der Grund letzten Endes der, daß es den 
meiſten nur als ſelbſtverſtändliche Nachholung deſſen erſchien, was das Weimarer 
Zwiſchenreich nach dem Abtreten der Länderdynaſtien fünfzehn Jahre lang ver⸗ 
ſäumt hatte. 

Was in der großen Linie Abſchluß und Erfüllung war, war im Rahmen eines 
engeren Entwicklungskreiſes Beginn und Programm — die Einleitung des letzten 
Abwicklungsſtadiums, in dem die Länder mit allem, was an ihnen hängt 
und ſich von ihnen ableitet, im Reiche aufzugehen haben. Es iſt ſelbſtverſtändlich, 
daß ſich dieſer Überleitungsprozeß auf den verſchiedenen Gebieten ſtaatlicher Be⸗ 
tätigung in verſchiedenem Tempo vollziehen muß. Die Juſtiz hat dieſe Umgrup⸗ 
pierung in der erſtaunlich kurzen Zeit von wenig mehr als einem Jahre durch⸗ 
geführt: ſeit dem 1. April 1935 gibt es in Deutſchland nur noch eine von Reichs⸗ 
beamten ausgeübte, reichseigene Rechtspflege. Wenn auch ohne weiteres zugegeben 
iſt, daß für die Verreichlichung die Verhältniſſe auf dem Gebiete der Juſtiz von 
vornherein ungleich einfacher und günſtiger lagen als z. B. auf dem Gebiete der 
inneren Verwaltung, jo muß doch die raſche Durchführung der Verreichlichungs— 
aktion als eine geſetzgeberiſche und organiſatoriſche Leiſtung allergrößten Stiles 
gewürdigt werden. Sie war nur möglich dank der zielſicheren, von echt national⸗ 
ſozialiſtiſchem Geiſte getragenen Zuſammenarbeit der Reichsjuſtizgewalt und der 
ſcheidenden Landesjuſtizgewalten. 

Der Übergang der Juſtiz auf das Reich, ehedem, ſchon vor Jahrhunderten, ein 
fernes Wunſchbild, im letzten Jahrzehnt ein vielfach diskutiertes Zukunftsproblem, 
gehört jetzt der Vergangenheit an; das Geſchehen liegt aber noch ſo nahe zurück, 
daß es ſich verlohnt, die einzelnen Phaſen dieſes großen Umſtellungsprozeſſes rück— 
ſchauend näher zu betrachten. 

I. Das Dritte Reich fand auf dem Gebiete der Juſtiz eine eigentümlich z wie 
ſpältige Lage vor. Die Juſtizhoheit — die Staatsgewalt in ihrer Richtung 
auf die Verwirklichung des Rechts — war in den drei Sparten ihrer Betätigung, 
der Geſetzgebung, der Sujtizverwaltung und der Rechtſprechung zwiſchen den Län: 
dern und dem Reiche, geteilt. Im Laufe der letzten 50 Jahre hatte ſich der Teilungs— 
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ſtrich zwar ſtändig zugunſten des Reiches verſchoben; die Entwicklung entbehrte 
aber der klaren Linie; ſie war mehr oder weniger zufällig, und das Ergebnis war 
eine Buntſcheckigkeit, deren Kraßheit erſt in dem Augenblicke voll in die Erſcheinung 
trat, wo es galt, mit der Vereinheitlichung zu beginnen. 

1. Zunächſt die Juſtizgeſetzgebung. Die Reichsverfaſſung vom 16. April 
1871 hatte der Neichsgeſetzgebung zunächſt nur das Obligationenrecht, das Straf⸗ 
recht, das Handels- und Wechſelrecht und das gerichtliche Verfahren zugewieſen. 
Das Anderungsgeſetz vom 20. Dezember 1873 erweiterte dann die Zuſtändigkeit 
des Reiches u. a. auf das geſamte bürgerliche Recht. Die Weimarer Verfaſſung von 
1919 ſtellte dann daneben die Materien der Art. 9—11, für die dem Reich eine 
beſchränkte Geſetzgebungsgewalt, die ſog. Grundſatzgeſetzgebung, zugewieſen wurde. 

Zeitlich kann man die Entwicklung in vier Abſchnitte ſcheiden: die Zeit bis zum 
Inkrafttreten der Reichsjuſtizgeſetze, bis zum BGB., bis zum Kriege und dann die 
Folgezeit. In der erſten Periode gab es auf dem Gebiet der Juſtiz praktiſch nur 
Länderhoheit und Landesrecht. Der 1. Oktober 1879 brachte die einheitliche Ge⸗ 
richtsorganiſation und das einheitliche Verfahren — damals ein gewaltiger Fort⸗ 
ſchritt. Dabei blieb es über zwei Jahrzehnte. Es war eine Periode allmählichen, 
bedächtigen Ineinanderwachſens. Dem Rückblickenden erſcheint es eigentlich kaum 
faßbar, daß man ſich mit der Schaffung des einheitlichen Bürgerlichen Rechts noch 
weitere zwei Jahrzehnte Zeit ließ; aber es war jene Periode glücklicher, nie ge⸗ 
ahnter wirtſchaftlicher Entfaltung, die die Intereſſen des Staates und des Volkes 
ſo völlig auf anderen Gebieten feſthielt. Die Juſtiz lag abſeits. Es liegt eine tiefe 
Tragik darin, daß das Bürgerliche Geſetzbuch, eben weil die Wirtſchaft ſich nicht 
ernſtlich dafür intereſſierte, außerhalb des Lichtkegels der allgemeinen Entwicklung, 
abſeits in den Gelehrtenſtuben entſtanden und ſo ſchließlich nicht das Geſetzgebungs⸗ 
werk geworden iſt, das man dem großen deutſchen Wirtſchaftskörper gewünſcht 
hätte. Die dritte Periode bis zum Kriege war dann ein ſich in verhältnismäßig 
ruhigem Tempo vollziehender weiterer Ausbau der Reichsgeſetzgebung ohne grund⸗ 
ſätzliche Schwergewichtsverſchiebung zwiſchen Reich und Ländern. Dieſe brachte erſt 
die Kriegszeit mit ihrer nahezu alle Gebiete umfaſſenden Ermächtigungsgeſetz⸗ 
gebung und dann vor allem die Nachkriegszeit. Das Reich hatte praktiſch, trotz der 
einſchränkenden Kataloge der Weimarer Verfaſſung, die plenitudo potestatis, denn 
die Form fog. verfaſſungsändernder Geſetze geſtattete jederzeit, dieſe Schranken 
wegzuräumen. So war das Charakteriſtiſche dieſer letzten Periode zwar eine außer: 
ordentliche Erweiterung der Reichsgeſetzgebung, gleichzeitig aber ein ziemlich 
ſyſtemloſes Nebeneinander zweier Geſetzgebungsgewalten. 

Die Mannigfaltigkeit der bisherigen Geſetzeslage auf dem Gebiete der Juſtiz⸗ 
geſetzgebung vergegenwärtigt man ſich am beſten durch folgenden Überblick: 

a) Materiellrechtliche Geſetze. Hier iſt zu ſcheiden: Auch dort, wo das 
Reich die volle ausſchließliche Geſetzgebungsgewalt ſeit längerer oder kürzerer Zeit 
beſaß, beſtanden umfangreiche Rückverweiſungen auf das Landesrecht und 
ausdrückliche Vorbehalte. Es braucht hier nur auf die zahlreichen, im 3. Ab⸗ 
ſchnitt der EGzBGB. aufgeführten Gebiete, namentlich ſachen- und familienrecht⸗ 
licher Art, hingewieſen zu werden. Auf der anderen Seite die Materien der Grund⸗ 
ſatzgeſetzgebung: neben das mehr oder weniger detailliert die grundſätzlichen 
Normen ausſprechende Reichsgeſetz traten die Landes ausführungsgeſetze. 
Für die Nachkriegszeit war endlich typiſch eine dritte Form: die Reichsgeſetzgebung 
ermächtigte auf einem ſeiner Geſetzgebungsgewalt unterſtehenden Gebiet den 
Landesgeſetzgeber oder, wie es in den letzten Jahren in ſteigendem Maße geſchah, 
Landeszentralbehörden zu Sondermaßnahmen, ſei es allgemein, ſei es zur näheren 
Geſtaltung der reichsrechtlichen Normen. So ergab ſich das Bild: Reichsgeſetze mit 
landesrechtlichen Vorbehalten, Reichsgeſetze mit landesrechtlichen Ausführungs— 
geſetzen oder -verordnungen und endlich ſolche mit landesrechtlichen ſog. Durch⸗ 
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führungsverordnungen. Die weit überwiegende Mehrzahl der Reichsgeſetze war 
umrankt mit einer Fülle verſchiedenartiger landesrechtlicher Normen. 

b) Auf dem Gebiete des Verfahrens hatte das Reichsrecht bereits 1879 
die prozeßrechtlichen Vorſchriften der Landesgeſetze bis auf ziemlich geringfügige 
Ausnahmen außer Kraft geſetzt; die Entwicklung iſt daher klarer verlaufen, immer⸗ 
hin hatten ſich aber auch hier manche tiefeinſchneidende Verſchiedenheiten erhalten, 
z. B. Organiſation des Gerichtsvollzieherweſens, Immobiliarzwangsvollſtreckung 
u. ä. 

c) Auf dem Gebiete der Gerichtsverfaſſung war die Reichsgeſetz⸗ 
gebung dagegen niemals ſo weit gegangen. Es war bei der Regel, daß das Reichs⸗ 
recht dem Landesrecht vorgeht, verblieben: ſoweit reichsrechtliche Normen nicht 
erlaſſen waren, bewendete es nach wie vor beim Landesrecht. Abgeſehen von den 
verhältnismäßig wenigen Vorſchriften des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes beſtimmten 
ſich Gerichtsorganiſationen, insbeſondere die Bezirksgliederung der Gerichte, und 
ebenſo die Dienſtverhältniſſe der richterlichen und nichtrichterlichen Juſtizbeamten 
uſw. faſt ausſchließlich nach Landesrecht. 

d) Am eigentümlichſten war die Entwicklung auf dem Gebiete der freiwil⸗ 
ligen Gerichtsbarkeit, einſchließlich des Grundbuchweſens, verlaufen. Bei 
dem großen Anlauf, den der Reichsgeſetzgeber in den neunziger Jahren des vorigen 
Jahrhunderts bei der Vereinheitlichung des bürgerlichen Rechts unternommen 
hatte, war es geblieben: FGG. und GBO. waren kaum mehr als Grundſatzgeſetze, und 
auf dieſer Grundlage hatte ſich in den verſchiedenen Rechtsgebieten des Reiches ein 
eigentümliches Sonderleben wie nirgend anderswo erhalten — ſo z. B. auf dem 
Gebiet des Beurkundungsweſens faſt alle nur denkbaren Spielarten der Geſtal⸗ 
tung, von der ausſchließlichen Zuſtändigkeit der Gerichte an bis zur ausſchließlichen 
Zuſtändigkeit des Notars, und in der Organiſation des Notariats von dem mit 
dem Anwaltsberufe verbundenen freiberuflichen Notariat über die verſchiedenſten 
Zwiſchenformen bis zum reinen Beamtennotariat. Ahnlich die Buntſcheckigkeit auf 
dem Gebiete des formellen Liegenſchaftsrechts, ferner im Gebührenweſen und der 
damit im engen Zuſammenhang ſtehenden Stempelgeſetzgebung. 


2. Eine ähnliche Zwieſpältigkeit wie auf dem Gebiete der Juſtizgeſetzgebung wies 
ſeit jeher die zweite Sparte der Juſtizhoheit, die Rechtſprechung i. w. S., auf. 
Hierher gehören außer der eigentlichen Rechtſprechung die Akte der Rechtsgeſtal⸗ 
tung. Die Länder übten die Gerichtsbarkeit bis zum Neuaufbaugeſetz in eigenem 
Namen und kraft eigenen Rechts aus, aber beſchränkt durch die vom Reiche ſelbſt 
ausgeübte Gerichtsbarkeit und der reichsrechtlichen höchſten Inſtanz untergeordnet. 
Gleichſam das Gegengewicht dieſer Unterordnung war, daß jedes Land ſeine Ge⸗ 
richtsbarkeit ſo ausüben durfte, wie wenn das ganze Reichsgebiet den eigenen 
Gerichten unterſtand. Dies galt aber im weſentlichen nur im Bereich der ordent⸗ 
lichen Gerichtsbarkeit. So das merkwürdige Ergebnis, daß das Urteil eines würt⸗ 
tembergiſchen Amtsgerichts in Preußen ohne weiteres vollſtreckt wurde, das des 
Gemeindegerichts dagegen, um in Preußen Vollſtreckungstitel zu werden, den Weg 
über das alte Rechtshilfegeſetz vom 21. Juni 1869 laufen mußte. 


Die notariellen Urkunden waren zwar — weil vom Reichsrecht vor: 
geſehen, S 794 Nr. 5 ZPO. — ebenſo wie die Urteile der ordentlichen Gerichte im 
ganzen Reich als Vollſtreckungstitel anerkannt, aber die Urkunden ſchöpften ihre 
Kraft aus der landesrechtlichen Stellung des Notars und jede Überſchreitung der 
ſich hieraus ergebenden Grenzen nahm den Urkunden ihre Wirkſamkeit; ſo war 
z. B. die von einem preußiſchen Notar in Hamburg aufgenommene Urkunde kein 
gültiger Vollſtreckungstitel. Anders wieder die nichtreichsrechtlich vorgeſehenen, 
ausſchließlich auf Landesrecht beruhenden Vollſtreckungstitel — bei ihnen fand die 
Wirkſamkeit überhaupt ihr Ende an den Landesgrenzen. 
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3. Die Juſtizverwaltung endlich, die ſtaatliche Betätigung, die die ſäch⸗ 
lichen und perſonellen Bedingungen für die Ausübung der Rechtspflege zu ſetzen 
hat, insbeſondere die Richter ernennt, den Geſchäftsgang regelt, Aufſicht und 
Diſziplin übt uſw., lag von jeher bei den Ländern und war, abgeſehen vom Reichs⸗ 
gericht, bis zum Schluß dieſer Periode bei ihnen geblieben. Das Reichsjuſtiz⸗ 
miniſterium war im weſentlichen nur Geſetzgebungsbehörde. 

II. Das Kernſtück bei der Überführung der Rechtspflege auf das Reich bildete die 
Schaffung einer einheitlichen Reichs juſtizver waltung. Sach⸗ 
lich handelte es ſich dabei, im großen geſehen, um drei Dinge: einmal waren die 
16 oberſten Landes juſtizbehörden mit dem Reichs juſtizmini⸗ 
ſterium zu vereinigen, weiter waren die Gerichte, Staatsanwaltſchaften 
und Strafvollzugsanſtalten in den Behördenapparat des Reiches zu 
überführen, und endlich galt es die Schaffung eines einheitlichen 
Juſtizverwaltungsrechts. 

Die dritte Aufgabe wurde zuerſt in Angriff genommen. Die Grundlage bildete 
die dem Reichsminiſter der Juſtiz in dem 1. RPflüberleitungs G. vom 
16. Febr. 1934 (RGBl. I S. 91) erteilte weitgehende Ermächtigung, „alle Beſtim⸗ 
mungen zu treffen, die durch den Übergang der Juſtizhoheit auf das Reich erforder⸗ 
lich werden“. Das bedeutete eine weſentliche Vereinfachung der Geſetzgebung. Unter 
die Ermächtigung fällt nicht nur die Schaffung eines einheitlichen Juſtizver⸗ 
waltungsrechts im engeren Sinne (Beſoldungs⸗, Etatsrecht uſw.), ſondern auch die 
Vereinheitlichung bisher landesrechtlich geordneter Rechtsgebiete (freiwillige Ge⸗ 
richtsbarkeit, Grundbuchweſen uſw.). Soweit dabei die Anderung von Reichsgeſetzen 
erforderlich iſt, können jetzt auch hier Anderungen im Verordnungswege ergehen. 
Urſprünglich (vgl. die Kundmachung des RM. d. Juſtiz v. 9. Febr. 1934, Dtſch. 
Juſtiz S. 173) war in Ausſicht genommen, die Schaffung des einheitlichen Juſtiz⸗ 
verwaltungsrechts in der Hauptſache durchzuführen und erſt im Anſchluß daran 
auf Grund des neuen Reichsjuſtizverwaltungsrechts den Behördenumbau zu volls 
ziehen. 

Im Laufe der Entwicklung hat ſich der andere Weg als der zweckmäßigere 
erwieſen; daneben waren es im weſentlichen auch politiſche Geſichtspunkte, die die 
alsbaldige Zuſammenfaſſung der Juſtizorganiſation als geboten erſcheinen ließen. 
Das 2. RPflüberleitungs G. v. 5. Dez. 1934 (RGBl. S. 1214) übertrug, 
nachdem die Amter des Reichs- und des Preußiſchen Juſtizminiſters bereits längere 
Zeit im Wege der Perſonalunion in einer Perſon vereinigt und ſodann auch die 
beiden Miniſterien durch Erlaß vom 16. Oktober 1934 (Dtſch. Juſtiz S. 1295) zu 
einer einheitlichen Behörde vereinigt worden waren, die Befugniſſe der oberſten 
Landesjuſtizbehörden auf den Reichsminiſter der Juſtiz. Die Führung der Verwal⸗ 
tung lag in dieſer — von vornherein als kurze Zwiſchenperiode gedachten — 
Übergangszeit für die außerpreußiſchen Länder in der Hand mehrerer Zweigſtellen 
des Reichsjuſtizminiſteriums, die beſonderen Beauftragten unterſtellt waren. 

Den Abſchluß der geſetzgeberiſchen Entwicklung bildete dann das 3. RPfluber⸗ 
leitungs G. v. 24. Jan. 1935 (RGBl. I S. 68), das mit Wirkung vom 1. April 
1935 die Juſtizbehörden der Länder zu ſolchen des Reiches 
und die Landes juſtizbeamten zu unmittelbaren Reichs beam⸗ 
ten machte. Fiskaliſch trat das Reich auf dem Gebiete der Juſtiz in jeder Hinſicht 
an die Stelle der Länder. Andererſeits blieben die Juſtizbehörden und ebenſo die 
Juſtizbedienſteten, ſoweit es an reichsrechtlichen Normen noch fehlte, für die Über— 
gangszeit bis zur Vollendung des einheitlichen Reichsjuſtizverwaltungsrechts den 
für ſie bisher in Geltung geweſenen landesrechtlichen Normen weiterhin unterſtellt. 

Die Arbeiten am einheitlichen Juſtizverwaltungsrecht haben durch die Umgrup— 
pierung der Behördenorganiſation keine Verzögerung erfahren; ſie nehmen ihren 
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Fortgang und führen fortlaufend zur Veröffentlichung mehr oder weniger bedeut⸗ 
ſamer und umfangreicher Beſtimmungen. Eine Aufzählung der zahlreichen, auf 
Grund des 1. oder 3. RPflüberleitungsG. erlaſſenen Verordnungen dürfte ſich 
erübrigen. Die Juſtizausbildungsordnung, die Laufbahnvorſchriften, die Über⸗ 
führung der Beamten in die Reichsbeſoldungsordnung, die einheitliche Regelung 
der bisher in den Ausführungsgejegen zum GV. geregelten Fragen, die vorläus 
fige Regelung des Dienſtſtrafrechts, die Zuſtändigkeitsabgrenzung in Perſonen⸗ 
ſtands⸗, Namens⸗ uſw.⸗Sachen ſeien als einige der wichtigſten Verordnungen 
genannt. 

Bei der unendlichen Fülle des Stoffes wird es immerhin noch eine gewiſſe Zeit 
dauern, bis das geſamte Juſtizverwaltungsrecht im weiteren Sinne bis hinab zu 
den rein techniſchen Dienſtanweiſungen, den zu verwendenden Vordrucken uſw. uſw., 
im ganzen Reiche einheitlich geſtaltet iſt. 

Schon jetzt läßt ſich ſagen, daß die ehedem verſchiedentlich geäußerte Befürchtung, 
die Vereinheitlichung der Juſtizberwaltung im ganzen Reiche werde zu einem 
ſeelenloſen Großbetriebe führen, irrig war. Das Gegenteil iſt der Fall: je einheit⸗ 
licher die Verwaltung, je gleichmäßiger und kongenialer die Grundeinſtellung und 
Arbeitsmethode aller Stellen der Verwaltung, deſto leichter durchführbar eine weit⸗ 
gehende Dezentraliſation und Delegation auf Zwiſchenſtellen, für die in erſter 
Linie die Oberlandesgerichtspräſidenten und Generalſtaatsanwälte in Betracht 
kommen. Mit der Delegation hat ſelbſtverſtändlich eine ſcharfe Abgrenzung der 
Verantwortlichkeit Hand in Hand zu gehen. 


III. Rechtspflegeakte. Ehedem ſchöpften die Rechtspflegeorgane, vom 
Reichsgericht abgeſehen, ihre Kraft aus der Juſtizhoheit der Länder, jetzt aus der 
des Reiches. Das bedeutet eine grundſätzliche, nicht nur theoretiſch, ſondern auch 
praktiſch außerordentlich wichtige Verſchiebung. Außerlich hat dieſe Verſchiebung 
darin ihren Ausdruck gefunden, daß nach Art. 1 des 1. RPflüberleitungs. vom 
16. Februar 1934 ſämtliche Gerichte „im Namen des Deutſchen Volkes“ 
Recht ſprechen — ohne Unterſchied zwiſchen den unmittelbaren Gerichten des 
Reiches, ſolchen der im Auftrage des Reichs weiterhin handelnden Länder (insbeſ. 
den Verwaltungsgerichten) und ſolchen, die bei Gemeinden beſtellt ſind. Alle Urteile, 
auch z. B. die der ſüddeutſchen Gemeindegerichte, ſind nunmehr im geſamten Reichs⸗ 
gebiet ohne weiteres vollſtreckbar. 

Mit den Hoheitsrechten der Länder iſt auch das Gnadenrecht, einſchließlich 
des Niederſchlagungsrechts (d. h. des Rechts, anhängige Verfahren zu 
ſiſtieren), auf die Reichsgewalt übergegangen. Dieſer Übergang vollzog ſich in ver⸗ 
ſchiedenen Etappen: das G. v. 7. April 1933 (RGBl. I S. 173) beließ es noch 
rechtlich bei dem Landesgnadenrecht und übertrug nur die Ausübung auf die 
Reichsſtatthalter, alſo auf Reichsorgane, das 1. RPflüberleitungsgeſetz v. 16. Fe⸗ 
bruar 1934 (RGBl. I S. 91) wies die Gnadenbefugniſſe, einſchließlich der Nieder⸗ 
ſchlagung, dem Reichsoberhaupt zu. Verſchiedene Erlaſſe vom 3. und 7. Februar, 
vom 21. März und vom 16. April 1934 (RGBl. I S. 82, 87, 211, 338) enthielten 
im weſentlichen Zuſtändigkeitsvorſchriften. Nunmehr iſt in dem Erlaß des Führers 
und Reichskanzlers vom 1. Februar 1935 (RGBl. I S. 74) eine abſchließende ein⸗ 
heitliche Regelung dahin getroffen, daß der Führer und Reichskanzler ſich für 
gewiſſe Fälle, insbeſondere bei Todesſtrafen, Hoch- und Landesverratsſachen, Stra⸗ 
fen gegen Wehrmachtsangehörige, ſoweit auf mehr als 6 Monate Freiheitsſtrafe 
erkannt iſt, die Ausübung des Gnadenrechts und ganz allgemein die Niederſchla— 
gung von Strafverfahren vorbehalten hat, und daß im übrigen die Befugnis zur 
Erteilung von Gnadenerweiſen den zuſtändigen Reichsminiſtern mit der Befugnis 
der Weiterübertragung überlaſſen iſt. S. dazu für den Bereich der Juſtiz die 
Gnadenordnung v. 6. Februar 1935 (Dtſch. Juſtiz S. 203). 
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Die Frage, inwieweit bei anderen Rechtspflegeakten, insbe. ſolchen der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit, durch das Aufgehen der Landesjuſtizhoheit 
in der des Reichs der Wirkſamkeitsbereich eine Erweiterung erfahren hat, läßt ſich 
bei der Verſchiedenartigkeit der in Betracht kommenden Akte und dem Ineinander⸗ 
greifen prozeſſualer und materiellrechtlicher Normen nicht allgemein beantworten. 
Zum Teil bedarf es der Bereinigung durch den Geſetzgeber. In einem Einzelpunkte 
hatte das 1. RPflüberleitungsgeſetz Veranlaſſung genommen, ſofort einzugreifen: 
es hat im Art. 4 die von der Wirtſchaft ſeit langem vermißte ſog. Freizügig⸗ 
keit notarieller Urkunden eingeführt. Notarielle Urkunden haben ſeit⸗ 
dem im ganzen Reichsgebiet dieſelbe Wirkſamkeit, und die landesrechtlichen Vor⸗ 
ſchriften, die die Wirkſamkeit einer Beurkundung oder Beglaubigung davon ab⸗ 
hängig machten, daß ſie vor einem Notar des eigenen Landes oder eines beſtimmten 
Landesteiles vorgenommen war, ſind außer Kraft geſetzt. Dieſe Regelung hat durch 
die VO. über die Amtsbezirke der Notare vom 17. Juni 1934 (RGBl. I S. 514) 
noch eine klarſtellende Ergänzung dahin erfahren, daß die Überſchreitung der 
örtlichen Zuſtändigkeitsgrenzen bei Errichtung der Urkunde — und zwar ſelbſt der 
Ländergrenzen — die Unwirkſamkeit der Urkunde nicht zur Folge hat. Hand in 
Hand mit der auf formellem Gebiet liegenden Freizügigkeit der notariellen Urkunde 
geht die in der VO. über Auflaſſungen uſw. vom 11. Mai 1934 (RGBl. I S. 378) 
getroffene Regelung, daß überall im Reiche Auflaſſungen außer vor dem Grund⸗ 
buchamt oder einer ſonſtigen nach Landesrecht zuſtändigen Stelle auch vor einem 
Notar erklärt werden können, und zwar ohne Rückſicht darauf, ob ſich das Grund⸗ 
ſtück im Amtsbezirk oder Lande des Notars befindet oder nicht. 

IV. Die Aufgaben, die ſich auf dem Gebiete der Geſetzgebung aus der Ver⸗ 
einheitlichung der Juſtiz ergeben, ſind ungleich umfangreicher und weitſchichtiger 
als auf dem Gebiet der Verwaltung. Man muß hier mit erheblich größeren Zeit⸗ 
ſpannen rechnen. Die Neugeſtaltung der reſſortmäßig vom Reichsjuſtizminiſterium 
betreuten materiellen (bürgerlichrechtlichen und ſtrafrechtlichen) und verfahrens⸗ 
rechtlichen Geſetzgebung ſteht nicht nur unter dem Geſichtspunkt der Verein: 
heitlichung, jondern ebenſo unter dem der Vereinfachung und allge⸗ 
meinen Verbeſſerung. Über allem ſteht aber der große Geſichtspunkt der 
Eingliederung unſeres geſamten poſitiven Rechts in die 
Weltanſchauung und Staatsauffaſſung des Nationalſozia⸗ 
lis mus. Dazu gehört weſentlich auch die Abſtoßung der vielen weſensfremden 
Elemente unſeres Rechts und die Wiederbelebung alten deutſchrechtlichen Gedanken⸗ 
gutes. Strafrecht und Bürgerliches Recht, materielles wie Verwaltungsrecht — alle 
Sparten der Rechtsordnung bedürfen weitgehend der Wiedergeburt im Geiſte deut⸗ 
ſcher nationalſozialiſtiſcher Anſchauung. Wenn das Neue aber von Beſtand ſein ſoll, 
ſo muß es in enger Anknüpfung an das geſchichtlich Gewordene und aufbauend auf 
den Errungenſchaften vergangener Generationen aus der neuen Zeit heraus wach⸗ 
ſen. Alles Wachſen erfordert aber gewiſſe Entwicklungszeiten. Nichts wäre gefähr⸗ 
licher als eine unorganiſche, ungeſchichtliche und dem Nationalſozialismus durchaus 
weſensfremde überſtürzt dilettantiſche Geſetzesreform. 

Unter dem bei der vorſtehenden Betrachtung in erſter Linie zur Erörterung 
ſtehenden Vereinheitlichungsgeſichtspunkt ſtellt ſich das Bild wie folgt dar: 

Es gibt immerhin nicht wenige Rechtsgebiete, bei denen die beſtehenden Ver⸗ 
ſchiedenheiten mit geſchichtlich gewordenen Stammeseigentümlichkeiten und dergl. 
nichts zu tun haben und die auch fernab von allem Weltanſchaulichen und Grund⸗ 
ſätzlichen liegen, Gebiete, auf denen die Verſchiedenheiten, rückſchauend geſehen, im 
Grunde nichts als Zufälligkeiten ſind — derartige Dinge bald beſeitigen, iſt ver⸗ 
hältnismäßig einfach und auch unbedingt erforderlich. Zu nennen iſt hier z. B. 
die Vereinheitlichung des Gebühren- und Stempelweſens. 
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Andere Dinge können wiederum getroft bis zur Neugeſtaltung des geſamten ein⸗ 
ſchlägigen Rechtsgebiets zurückgeſtellt bleiben. Der Umftand, daß es im größten 
Teile des Reichs z. B. ein Stockwerkseigentum nicht gibt, rechtfertigt es nicht im 
geringſten, es dort, wo es beſteht, etwa jetzt zu beſeitigen. Das gleiche gilt z. B. von 
all den verſchiedenen, hiſtoriſch gewordenen Formen dinglicher Nutzungsrechte, Erb⸗ 
pachtverhältniſſe uſw. 

Wieder anders gewiſſe an ſich unter dem Vereinheitlichungsgefichtspunkt dring⸗ 
liche Fragen, die aber wegen der gegenwärtigen Ungeklärtheit der die geſetzliche 
Regelung bedingenden wirtſchaftlichen Verhältniſſe noch nicht alsbald ausgetragen 
werden können. So würde es z. B. kaum zweckmäßig ſein, alsbald das Gerichts⸗ 
vollzieherweſen, ſei es nach preußiſchem oder bayeriſchem Vorbild, zu vereinheit⸗ 
lichen, ſolange die endgültige Neugeſtaltung der — zur Zeit von notrechtlichen Vor⸗ 
ſchriften mehr oder weniger überwucherten — Zwangsvollſtreckung noch nicht 
durchführbar iſt. — 

Wann die ſich aus der Vereinheitlichung der Juſtiz ergebenden geſetzgeberiſchen 
Aufgaben ſämtlich erfüllt ſein mögen, läßt ſich jetzt noch nicht überſehen. Jahre 
werden darüber vergehen. Der Zeitpunkt iſt aber auch nicht das Entſcheidende. In 
dem Jahrzehnt der parlamentariſchen Staatsform war im Volke und vor allem 
auch in der Juriſtenſchaft ſelbſt faſt jeder Glaube an den Beruf unſerer Zeit zur 
Geſetzgebung geſchwunden. Das neue Reich hat hierin völligen Wandel geſchaffen: 
In der Überleitung der Juſtizhoheit auf das Reich hat es unter zielſicherer Füh⸗ 
rung den Willen zum Neuaufbau unſerer geſamten Rechtsordnung klar zum Aus⸗ 
druck gebracht. Damit hat es dem Volke und beſonders dem deutſchen Juriſtenſtande 
auch das Vertrauen in unſeren Beruf zur Geſetzgebung wiedergegeben, und das 
iſt für die geſamte geſetzgeberiſche Entwicklung der kommenden Jahre von unſchätz⸗ 
barem Werte. 

‘ Jonas 


Schrifttum: 


Schlegelberger: Was erwarten das deutſche Volk und der deutſche Juriſt von 
der Vereinheitlichung der deutſchen Juſtiz? Berlin 1934. 

Sauer: Die Erläuterungen zu den Rechtspflege⸗Überleitungsgeſetzen bei Pfundtner⸗ 
Neubert, Das neue Deutſche Reichsrecht. 

S. auch die Reden des MinPräſ. Göring, des RM. d. Juſtiz Dr. Gürtner und des 
2 5185 N Dr. Frick bei dem Staatsakt am 2. April 1935, Deutſche Juſtiz 1935 
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Die Neugeſtaltung des Zivilprozeßrechts im Geiſte 
nationalſozialiſtiſcher Rechtsauffaſſung 


Erſter Teil 
Weſen und Bedeutung des Zivilprozeßrechts 
Grundprobleme ſeiner Reform 


J. 


Zivilprozeß iſt das vom Staate zur Durchführung der bürgerlichen Rechtsordnung 
eingerichtete Verfahren. Freilich iſt dieſe Abgrenzung nur grundſätzlich richtig. 
Denn einmal hat unſere Rechtsordnung auch für einige öffentlich⸗rechtliche An⸗ 
ſprüche, wie z. B. die Gehaltsanſprüche der Beamten, ihre Verfolgung im Zivil⸗ 
prozeßwege vorgeſehen, andererſeits ſind vereinzelt auch rein bürgerlich⸗rechtliche 
Anſprüche dem Rechtsweg entzogen worden. 

In dieſer ſeiner grundſätzlichen Zweckbeſtimmung hat der Zivilprozeß die doppelte 
Aufgabe, die Durchſetzung unſerer Privatrechtsordnung zu gewährleiſten und den 
Rechtsfrieden zu ſichern, insbeſondere die Austragung von Streitigkeiten im Wege 
der Selbſthilfe zu verhindern. Denn es liegt im Weſen des autoritären Staates, 
daß er den Rechtsſchutz der Volksgenoſſen übernimmt und die Selbſthilfe nur in 
ſeltenen Ausnahmefällen (vgl. z. B. S 229 BGB.) zuläßt. Zu dieſem Zweck ſetzt der 
Staat, genau wie im Strafprozeß auch, im Zivilprozeß ſeine ſämtlichen Machtmittel 
ein. Hinter dem Urteil der Gerichte ſteht der Gerichtsvollzieher und wo ſeine Macht 
nicht ausreicht, wird polizeiliche Hilfe, im Notfalle ſogar militäriſche Hilfe heran⸗ 
gezogen (8 758 ZPO.). 


II. 


Ein derartig ſtaatlich geregelter Rechtsgang bedarf, wenn er einen vollkommenen, 
von den Parteien und Gerichten ſicher zu handhabenden Rechtsſchutz darſtellen ſoll, 
ſehr eingehender Vorſchriften über alle Einzelheiten des Verfahrens. Schon eine 
kurze Aufzählung der wichtigſten in einer Prozeßordnung zu regelnden Punkte 
zeigt, wie verwickelt ſich das Prozeßrecht naturgemäß geſtalten muß. Zu erwähnen 
ſind insbeſondere: Zuſtändigkeit der Gerichte, die Art, wie ſie anzurufen ſind; 
Form, Inhalt und Zuſtellung der Klageſchrift; Vorausſetzungen und Wirkung 
der Rechtshängigkeit; die Fähigkeit zur Anrufung der Gerichte (Parteifähigkeit, 
Prozeßfähigkeit); die Vertretung im Prozeſſe, ferner die Anberaumung und Bor: 
bereitung des Verhandlungstermins, Verlauf der Verhandlung, die Wirkungen des 
Ausbleibens einer Partei, die Beweiserhebung, das Urteil (Form, Inhalt und 
Rechtskraftwirkung), die Rechtsmittel, die Vollſtreckung uſw. Dieſe Fülle der im 
Prozeßrecht enthaltenen, meiſt ſehr feinen und ſchwierigen Rechtsfragen hat der 
Auffaſſung Vorſchub geleiſtet, als ſei das Prozeßrecht eine rein techniſche Ein: 
richtung, und ſoweit man ſich eingehender in ſie vertiefen wolle, eine Angelegenheit 
abſtrakteſter Wiſſenſchaft, bei der Fragen, wie die richtige Erkenntnis des Weſens 
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des Prozeßverhältniſſes, der rechtlichen Beſtandteile einer Klage, der Streit⸗ 
genoſſenſchaft, der Prozeßvorausſetzungen, der Rechtskraft u. dgl., die allerweit⸗ 
tragendſte Bedeutung haben, ja den wichtigſten Inhalt des Prozeßrechts ausmachen. 

In der Tat haben denn auch für die Prozeßrechtswiſſenſchaft dieſe Fragen im 
Vordergrund des Intereſſes geſtanden. Es wurden immer feinere und geiſtvollere 
Löſungen gefunden und die deutſche Prozeßrechtswiſſenſchaft gelangte auf dieſen 
Gebieten zu einer allgemein bewunderten Blüte. Dabei gaben ihre bedeutendſten 
Vertreter reſigniert zu, daß das Prozeßrecht in ſeiner abſtrakt techniſchen Weſensart, 
jeglicher Ewigkeitswerte bar‘, mit den großen politiſchen und Weltanſchauungs⸗ 
fragen, die auf anderen Rechtsgebieten eine Rolle ſpielten, nichts zu tun habe. Wie 
wenig man aber doch mit dieſer Selbſtbeſcheidung in den innerſten Kern des 
Prozeßweſens eingedrungen war, zeigte allein praktiſch ſchon die erſtaunliche Tat⸗ 
ſache, daß gerade in der Zeit der Blüte der Wiſſenſchaft der deutſche Prozeß in 
ſeinen praktiſchen Ergebniſſen immer weniger befriedigte, daß vor allem die 
ſchlimmſte Krankheit des Prozeßweſens, die Prozeßverſchleppung ſtändig zunahm 
und unſere Zivilrechtspflege immer mehr ihres Anſehens bei den Volksgenoſſen 
und ihres Wertes als Rechtsſchutz beraubte. Während ferner die Vertreter der 
Prozeßrechtswiſſenſchaft Weſen und Wert der Mündlichkeit immer feiner wiſſen⸗ 
ſchaftlich unterſuchten, wurde ſie im praktiſchen Leben ebenſo wie die Unmittelbar⸗ 
keit der Beweisaufnahme immer mehr zur Attrappe und durch ein in Wahrheit 
ſchriftliches Verfahren erſetzt. 

Aber auch eine einfache gedankliche Überlegung zeigt, daß 
das Prozeßrecht ſich nicht in techniſchtheoretiſchen Fragen 
erſchöpfen kann, daß bei ihm vielmehr rechtspolitiſch welt⸗ 
anſchauliche Fragen mindeſtens im gleichen Maße wie auf 
irgendeinem Gebiete des materiellen Rechts im Vorder⸗ 
grunde ſtehen. Da das Prozeßrecht eine ſtaatliche Einrichtung iſt, dazu 
beſtimmt, dem vom Staate geſetzten materiellen Recht zur Durchführung zu ver⸗ 
helfen, den Rechtsfrieden zu ſichern, die Selbſthilfe zu erſetzen, muß die Grund ⸗ 
frage dieſes Rechts, deren richtige Löſung Vorbedingung 
jeden Erfolges iſt, die ſein, wie die Macht der Parteiengegen⸗ 
über der des Gerichts abzugrenzen iſt, inwieweit die Parteien, inwie⸗ 
weit das Gericht den Prozeßverlauf zu beeinfluſſen haben. Daß aber die Löſung 
dieſer Frage nicht allein techniſch theoretiſch zu finden iſt, daß ſie abhängt von der 
weltanſchaulichen Grundauffaſſung eines Volkes, davon, wie im allgemeinen das 
Verhältnis des einzelnen zum Staate angeſehen wird, liegt auf der Hand. So zeigt 
denn auch die Geſchichte, daß der abſolute Polizeiſtaat das Verhältnis von Gericht 
und Partei völlig anders regelte als der liberaliſt iſche Staat, man ſtelle hier nur 
die Preußiſche Allgemeine Gerichtsordnung der deutſchen Zivilprozeßordnung vom 
Jahre 1877 gegenüber (vgl. hierzu die näheren Angaben unter IV). Und ebenſo 
ſelbſtverſtändlich iſt es, ſo betrachtet, daß der nationalſozialiſtiſche Staat zu jenen 
Grundfragen des Prozeßrechts wiederum eine völlig andere Einſtellung gewinnen muß. 


III. 


Am deutlichſten wird der entſcheidende Einfluß rechtspolitiſch⸗weltanſchaulicher 
Geſichtspunkte für das Prozeßrecht, wenn man ſich Art und Urſachen der Mängel 
unſeres früheren Prozeßrechts vergegenwärtigt. Der Hauptmangel, die Prozeß⸗ 
verſchleppung, iſt ſchon erwähnt. Er iſt für den Prozeß um ſo lebensgefährdender, 
als dieſer ſeine Rechtsſchutzaufgabe nur erfüllen kann, wenn die Entſcheidung 
ſchnell erfolgt. Das gilt für alle Rechtsgebiete. Lange Verzögerung des Rechts— 
ſchutzes kommt nur zu häufig ſeiner Verſagung bedenklich nahe. Was nützt es einem 
Kaufmann, der auf ſchnelle Einziehung ſeiner Außenſtände angewieſen iſt, wenn ihm 
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eine größere Forderung erſt nach Jahren zugeſprochen wird. Welche Marter iſt es 
für einen Unfallgeſchädigten, wenn er erſt nach vielen Jahren erfährt, ob ihm ein 
Erſatzanſpruch zuſteht. Wie furchtbar iſt die Lage von Ehegatten, wenn ihr Ehe⸗ 
ſcheidungsprozeß ſich Jahre hindurch hinſchleppt! Wie muß die Schuldnermoral 
leiden, wenn jedem faulen Zahler die Möglichkeit winkt, ſich durch raffinierte Ver⸗ 
teidigung in einem Prozeß einen langen Zahlungsaufſchub zu ſichern und vielleicht 
den mürbe gemachten Gegner zu einem ſachlich ungerechtfertigten Nachlaß zu be⸗ 
wegen! Welches Ausmaß die Prozeßverſchleppung angenommen hatte, beweiſt, daß 
Unfallprozeſſe nicht ſelten zehn Jahre und länger dauerten. So hörte der Verfaſſer 
dieſer Darſtellung zufällig als junger Aſſeſſor von der Einleitung eines Prozeſſes, 
bei dem es ſich nur darum handelte, ob der Fiskus für einen nächtlichen Autounfall 
deshalb zu haften habe, weil Straßenarbeiter einen Teerofen bei Beendigung ihrer 
Arbeit nicht genügend weit von der Fahrbahn entfernt, auch keine Lampen an ihm 
angebracht hatten. Als Kammergerichtsrat ſah er die Akten dieſes Prozeſſes, der 
ſich damals in der Berufungsinſtanz im Stadium eines Sachverſtändigen⸗Beweis⸗ 
verfahrens befand, deſſen Ende nicht abzuſehen war. 

Nicht minder gefährlich ſind die Nebenwirkungen der Prozeßverſchleppung. Wäh⸗ 
rend man auf anderen Lebensgebieten vielleicht ſagen kann, was ſehr lange währt, 
wird gut, gilt für den Zivilprozeß das Gegenteil. Denn in einem über eine Fülle 
von Terminen Jahre hindurch fortgeſchleppten Prozeß müſſen, wie ſpäter noch 
näher darzulegen ſein wird, die Hauptgarantien jedes geſunden Zivilprozeſſes 
Mündlichkeit und Unmittelbarkeit verlorengehen. Die Entſcheidung ergeht nur for⸗ 
mell in einem mündlichen Verfahren, in Wahrheit aber allein an der Hand von 
Schriftſätzen und Beweisprotokollen. Die klärende Kraft lebendiger mündlicher 
Verhandlung und unmittelbarer Anhörung von Zeugen und Sachverſtändigen 
durch das erkennende Gericht geht verloren, und damit müſſen ſich notwendig die 
Entſcheidungen vom praktiſchen Leben entfernen und an Volkstümlichkeit verlieren. 


IV. 


Welches waren nun die Urſachen für dieſe Entwicklung unſeres Prozeßweſens? 
Hier ſteht obenan die Herrſchaft der Parteien über den Prozeß, die ihnen das Recht 
gab, auch gegen den Willen des Gerichts jeden Termin durch Vereinbarung oder 
übereinſtimmendes Ausbleiben zu vereiteln. Schon das mußte die Zahl der Ver⸗ 
tagungen weſentlich vermehren. Noch wichtiger war aber, daß ſich dem Gericht nur 
geringe Möglichkeit bot, für rechtzeitige Vorbereitung der Verhandlungstermine zu 
ſorgen. Denn obenan ſtand im alten Prozeßrecht der Grundſatz der ſogenannten 
freien Geſtaltung des Streitſtoffes, wonach die Parteien in jedem Stadium des Ver⸗ 
fahrens, ſogar noch in der Berufungsinſtanz faſt unbeſchränkt immer neue Tatſachen 
und Beweismittel nachbringen konnten. Das führte dazu, daß die Parteien ſich 
nicht genügend bemühten, ihr Vorbringen an Behauptungen und Beweismitteln 
rechtzeitig bereitzuſtellen. Sie machten ihre Angaben bruchſtückweiſe, Fragen des 
Gerichts konnten mangels genügender Information meiſt nicht ſofort beantwortet 
werden und führten zur Vertagung, nach Beweiserhebungen wurden meiſt neue 
Tatſachen und Beweismittel vorgebracht, was zu neuen Beweiserhebungen führte 
uſw. So verwickelte ſich der Streitſtoff, wurde immer unüberſichtlicher und eine raſche 
Beendigung der Prozeſſe für das Gericht immer ſchwieriger, wobei die mit der hohen 
Zahl der in jeder Sache anſtehenden Termine notwendig verbundene Überlaſtung 
der Gerichte auf deren Energie lähmend wirkte, ſo daß ſie ſchließlich die wenigen 
Mittel, die ihnen zur Förderung des Prozeßganges zu Gebote ſtanden, nicht einmal 
hinreichend ausnützten. Wenn trotz dieſer offenbaren Gefahren, die von einſichtigen 
Männern, wie Otto Bähr, frühzeitig genug aufgedeckt wurden, die alte Prozeß⸗ 
ordnung die Parteien in dem angegebenen, faſt unbeſchränkten Umfang zu Herren 
des Prozeſſes machte, ſo iſt der tiefſte Grund hierfür nicht in verfehlten, techniſch 
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praktiſchen Erwägungen, ſondern in den Zeitanſchauungen zu finden. Nach der 
Überwindung des Polizeiſtaats, der im Prozeß dem Gericht eine inquiſttoriſche Stel⸗ 
lung einräumte und die für einen geſunden Prozeßverlauf ſo wichtige Partei⸗ 
initiative ganz verkümmern ließ, wollte man das entgegengeſetzte liberaliſtiſch 
mancheſterliche Ideal des Laissez faire laissez aller möglichſt reſtlos durchführen. 
Man ſtellte den einzelnen im Gegenſatz zum Staat, wollte ihn von deſſen Macht 
möglichſt wenig beeinträchtigen laſſen. So glaubte man das Wirtſchaftsleben um ſo 
beſſer zu fördern, je freier man ſich den Einzelwillen betätigen ließ, hoffend, daß 
der Egoismus des einzelnen in dem ebenſo frei betätigten Willen der Gegeninter⸗ 
eſſenten ſein natürliches Gegengewicht finden werde. Ebenſo meinte man auch im 
Prozeß die beſten Ergebniſſe zu erzielen, wenn man die Parteien von gerichtlicher 
„Bevormundung“ völlig freiſtellte, es ihrer Willkür überließ, ob ſie die vom Gericht 
anberaumten Termine wahrnehmen und wann ſie die zur Rechtfertigung ihrer 
Anträge nötigen Behauptungen und Beweismittel vorbringen wollten. Auch hier 
vertraute man darauf, daß bei dem Intereſſengegenſatz der Parteien das „freie 
Wechſelſpiel der Kräfte“ den Prozeß von ſelbſt in die richtige Bahn lenken werde, 
wobei ſich das Gericht darauf zu beſchränken habe, die Einhaltung der Prozeßregeln 
zu überwachen und über den von den Parteien frei geſtalteten Prozeßſtoff zu ent⸗ 
ſcheiden. Hierin ſah man, den Prozeß im weſentlichen als reine Privatangelegen⸗ 
heit der Parteien betrachtend, die gerechteſte „Verteilung von Richter⸗ und Partei⸗ 
macht“, man nannte dieſes Syſtem „Reinhaltung des Richteramts“ von Aufgaben, 
die naturgemäß den Parteien ſelbſt zu überlaſſen ſeien. Es iſt nur zu bekannt, wie 
bald ſich auf politiſchem und wirtſchaftlichem Gebiete die Hoffnungen, die ſich an die 
reſtloſe Durchführung der liberaliſtiſchen Ideen knüpften, als Illuſionen erwieſen, 
da dieſe Ideen nicht zum Siege der Beſten und Tüchtigſten, ſondern der Skrupel⸗ 
loſen und Schieber führten. Kein Wunder, daß auch im Prozeß ſtatt des erwarteten 
lebendigen und gerechten Verlaufs, Prozeßverſchleppung und Überlaſtung der Ge⸗ 
richte eintrat und die mit bedenkenloſem Raffinement kämpfende Partei dem ehr⸗ 
lichen Gegner überlegen war. Nicht ſo ſehr die Gerechtigkeit der Sache, als die 
Beherrſchung der Prozeßkniffe beſtimmte in vielen Fällen den Erfolg. Beſonders 
bezeichnend für den engen urſächlichen Zuſammenhang dieſer Mißſtände mit der 
Grundeinſtellung der alten Zivilprozeßordnung iſt der Umſtand, daß in einem 
Lande, das unſere Prozeßordnung im weſentlichen übernommen hatte, nämlich 
in Japan, trotz der völligen Verſchiedenheit hinſichtlich der raſſiſchen Eigenart 
und der wirtſchaftlichen Gliederung der Bevölkerung genau die gleichen praktiſchen 
Unzuträglichkeiten eintraten wie bei uns. Und wiederum iſt es nur zu begreif⸗ 
lich, daß dort, wo man trotz ſtarker Anlehnung an das deutſche Prozeßrecht einen 
von deſſen ſchweren Mängeln freien Prozeß ins Leben gerufen hatte, man dies 
nur in bewußter Abkehr von den liberaliſtiſchen Grundſätzen der deutſchen ZPO. 
erreichen konnte. Franz Klein, der Schöpfer des öſterreichiſchen Prozeßrechts, hat 
das große Verdienſt, nicht nur klar erkannt zu haben, daß der Prozeß in erſter 
Linie dem Wohl der Volksgeſamtheit durch Verwirklichung eines ſicheren und 
energiſchen Rechtsſchutzes dienen müſſe, ſondern auch den Mut beſeſſen zu haben, 
dieſer Erkenntnis gemäß das Prozeßrecht aufzubauen. Das öſterreichiſche Geſetz 
hat die Parteimacht unter entſprechender Erweiterung der richterlichen Prozeß⸗ 
leitungsmacht inſoweit gebrochen, als die freie Betätigung der Parteiwillkür die 
Erreichung der hohen ſtaatlichen Rechtsſchutzziele gefährden konnte. So enthält die 
öſterreichiſche Zivilprozeßordnung eine bewußte Abkehr von der liberaliſtiſchen 
Welt⸗ und Staatsanſchauung. Ging die deutſche ZPO. vom einzelnen Rechtsſtreit 
aus, in dem ſie in erſter Linie eine Privatangelegenheit der Parteien ſah, ſo ſtellte 
die öſterreichiſche in den Vordergrund den Charakter des Prozeſſes als eine der 
Volksgeſamtheit dienende Rechtsſchutzeinrichtung, berückſichtigte vor allem auch, daß 
der Prozeß eine Maſſenerſcheinung iſt und deshalb die läſſige oder böswillig ver⸗ 
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ſchleppende Prozeßführung einzelner Parteien nicht nur ihre Gegner, ſondern wegen 
der mit jeder Prozeßverſchleppung eintretenden Überlaſtung der Gerichte auch die 
Rechtspflege im allgemeinen gefährdet. An die Stelle der liberaliſtiſchen trat alſo 
in Oſterreich die ſoziale Prozeßgeſtaltung. 

In Deutſchland war eine derartig entſchloſſene Abkehr von überlebten Anſchau⸗ 
ungen lange Zeit nicht zu erreichen. Zwar hatte die Wiſſenſchaft theoretiſch den 
öffentlich⸗ rechtlichen Charakter und damit auch die Wohlfahrtsaufgaben des Zivil⸗ 
prozeßrechts ſchon frühzeitig erkannt, aber man zog daraus nicht die entſcheidenden 
Folgerungen. Man wurde ſich der Zeitgebundenheit der in dem Geſetz von 1877 
gegebenen Abgrenzung von Richter⸗ und Parteimacht nicht genügend bewußt, ſah 
darin vielmehr den Ausdruck einer aus der Natur des Zivilprozeſſes als einer 
Privatſtreitigkeit ſich ergebenden unverrückbaren Weisheit. Zwar veranſtaltete 
man über Urſachen und Ausmaß der Prozeßverſchleppung lange Enqueten, beklagte 
auf vielen Juriſtentagen die Mißbräuche des freien Vertagungsrechts der Parteien 
und ihres Rechts zu freier Geſtaltung des Streitſtoffes, d. h. ihres Rechts, immer 
neue Behauptungen und Beweisanträge ſogar noch in der Berufungsinſtanz nach⸗ 
zubringen. Aber kein Juriſtentag wagte, den Schluß zu ziehen, daß durch grundſätz⸗ 
liche Umſtellung der Prozeßmaximen mit dieſen Mißbräuchen aufgeräumt werden 
müßte. Es waren immer nur kleine Mittel und Mittelchen, gewiſſermaßen eine 
homöopathiſche Kur, die man vorſchlug. Dieſer Stimmung entſprach die Geſetz⸗ 
gebung, ſo daß keine der bis zum Kriegsende erlaſſenen Novellen zur ZPO. wirk⸗ 
lich durchgreifende Anderungen verſuchte. 


V. 


Den erſten entſcheidenden Schritt wagte die Novelle vom 13. Februar 1924, die, 
durch ein Ermächtigungsgeſetz ermöglicht, das freie Vertagungsrecht der Parteien 
beſeitigte, die Prozeßleitungsmacht und Pflicht des Gerichts weſentlich erweiterte, 
dabei auch mit dem Ziel ſtraffer Konzentrierung des Verfahrens das Recht der 
Parteien zum willkürlichen Nachbringen immer neuer Behauptungen und Beweiſe 
weſentlich beſchränkte. 

Bei der Auswirkung dieſer Neuerungen zeigte ſich wieder die entſcheidende Be⸗ 
deutung, die rechtspolitiſche und weltanſchauliche Einſtellung für das Prozeßweſen 
hat. Die Wirkung der Novelle war zwar keineswegs völlig negativ. Eine Be⸗ 
lebung des Prozeßbetriebs war unverkennbar, vor allem nahm die Zahl der Ver⸗ 
tagungen erheblich ab. Gleichwohl war die Wirkung nicht ſo ſtark, wie man gehofft 
hatte und ließ im Lauf der Jahre merklich nach. Weſentlich beſtimmend hierfür war 
zwar der Umſtand, daß in der Inflationszeit, in der aus begreiflichen Gründen die 
Zahl der Prozeſſe erheblich abnahm, die Zahl der Richterkräfte ſehr ſtark ver⸗ 
mindert war und durch die nach der Stabiliſierung der Mark ſchlagartig einſetzende 
Vermehrung der Prozeſſe ſtark überlajtet wurde. Dazu aber kam, daß ſich ein großer 
Teil der Juriſten auf die Grundgedanken der Novelle innerlich nicht einzuſtellen 
vermochte. Ein großer Teil der Anwaltſchaft war noch ſo feſt in der liberaliſtiſchen 
Anſchauung befangen, daß er den hohen ethiſchen und praktiſchen Wert der von der 
Novelle durch die ſtarke Erweiterung der richterlichen Prozeßleitungsbefugnis an⸗ 
geſtrebten Arbeitsgemeinſchaft zwiſchen Gericht und Parteien verkannte, und in allem 
nur eine Bevormundung der Parteien und eine Verkümmerung der Anwaltsrechte 
erblickte. Das wurde bejonders deutlich bei dem im Jahre 1925 in Berlin abgehal⸗ 
tenen „Notanwaltstag“, an dem gerade die Elemente die Führung hatten, deren 
Einfluß inzwiſchen durch das Geſetz vom 7. April 1933 ausgeſchaltet wurde. Die 
Richterſchaft hatte ſich zwar der neuen Gedanken mit Verſtändnis angenommen, die 
fehlende Unterſtützung eines beträchtlichen Teiles der Anwaltſchaft wirkte aber 
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um jo hemmender, als auch die Richter gegenüber dem Rechtsſchutzintereſſe der 
Volksgeſamtheit die Rückſicht auf die einzelnen Parteien noch zu ſtark in den Vor⸗ 
dergrund ſtellten und vielfach aus Furcht, im Einzelfalle das materielle Recht einer 
Partei zu gefährden, zögerten, von ihren neuen Befugniſſen ſo energiſchen Gebrauch 
zu machen, wie es zu einer entſcheidenden Beſſerung der Prozeßſitten erforderlich 
geweſen wäre. Auch von den politiſchen Parteien wurde das neue Prozeßrecht mehr 
bekämpft als unterſtützt, und zwar mit am meiſten von den marxiſtiſchen Parteien, 
die ſich nicht dazu verſtehen konnten, die offenſichtliche ſoziale Grundrichtung der 
Reform anzuerkennen. Auch hier ſtanden politiſche Erwägungen im Hintergrund, 
weil die Grundanſchauungen der marxiſtiſchen Parteien nicht ſozial im Sinne einer 
Volksgemeinſchaft, ſondern liberaliſtiſch waren, wobei ſie ſich von dem Liberalis⸗ 
mus der fiebenziger Jahre nur dadurch unterſchieden, daß fie an Stelle des Einzel⸗ 
egoismus den Egoismus einer kollektiv zuſammengeſchloſſenen Klaſſe ſetzten. Des⸗ 
halb mußte auch ihnen eine Prozeßpolitik, die den Egoismus der Parteien dem 
Rechtsſchutzbedürfnis der Volksgemeinſchaft unter autoritativer gerichtlicher Füh⸗ 
rung unterordnete, verdächtig ſein. 


VI. 


Ebenſo ſelbſtverſtändlich, wie die Schwierigkeiten waren, die man im Staat des 
vergangenen Syſtems der Prozeßnovelle machte, ebenſo begreiflich iſt es, daß der 
neue, den Liberalismus reſtlos überwindende Staat ſich ihrer Durchführung mit 
aller Energie annahm. Vor allem mußte ſich hier der hohe Wert des Reichs⸗ und 
Länderregierungen beſeelenden einheitlichen Geiſtes zeigen. Jetzt erhielt vor allem 
das Reich für ſeine Beſtrebungen die zu ihrer praktiſchen Durchführung unentbehr⸗ 
liche Unterſtützung der Landesjuſtizverwaltungen, die, voran die preußiſche, mit 
allem Nachdruck die Gerichte auf die Notwendigkeit hinwieſen, unter Ausnutzung 
der in der Prozeßnovelle 24 ihnen gebotenen Möglichkeiten alles zu tun, um durch 
ſtraffe Prozeßleitung einen lebendigen und ſchleunigen Verlauf der Prozeſſe zu 
ſichern und Wert und Anſehen der Zivilrechtspflege zu erhöhen. Gleichzeitig be⸗ 
währte ſich auch die Zuſammenfaſſung aller in der Rechtspflege beteiligten Kräfte 
im Nationalſozialiſtiſchen Juriſtenbund, der die großen rechtspolitiſchen und welt⸗ 
anſchaulichen Gedanken in machtvollen, fortreißenden Kundgebungen allen Juriſten 
vermittelte, die Lauen, Zögernden und Bedenklichen mitriß und es ſo erreichte, daß 
nicht nur die Richter, ſondern auch die völlig neuorganiſierte Anwaltſchaft freudig 
bereit waren, der Rechtspflege im neuen Geiſte zu dienen. 

Nach Schaffung dieſer pſychologiſchen Vorausſetzungen konnte auch die Reichs⸗ 
regierung daran gehen, in der weiteren Prozeßnovelle vom 27. Oktober 1933 zur 
Ergänzung und Vollendung des 1924 erſtrebten, aus den Reformvorſchlägen des im 
Reichsjuſtizminiſterium hergeſtellten Entwurfs von 1931 die wichtigſten und drin⸗ 
gendſten, vor allem die der Wiederherſtellung der Unmittelbarkeit des Beweis⸗ 
verfahrens und der Eidesreform dienenden, in Kraft zu ſetzen. 

Mit alledem dürfte die weitverbreitete, noch kürzlich in einem Gutachten des 
Privatdozenten Dr. Schima, Wien, (über den ZPO.⸗Entwurf 1931) vertretene 
Anſicht, daß das Zivilprozeßrecht eine verwickelte techniſche und abſtrakt wiſſenſchaft⸗ 
liche, kurz eine trockene, tieferer Gemüt und Seele berührender Gedanken leere 
Sache ſei, widerlegt fein. Es dürfte gezeigt ſein, daß die techniſchen 
und abſtraktwiſſenſchaftlichen Fragen eine Nebenrolle 
ſpielen gegenüber den großen politiſch weltanſchaulichen 
Grundfragen, die erſt den eigentlichen Sinn des Prozeß- 
rechts erſchließen und von deren richtigen Löſung es entſchei⸗ 
dend abhängt, ob der Prozeß ſeine hohe Rechtsſchutzaufgabe 
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ſo erfüllt, daß die Rechtspflege im Volke mit Vertrauen und 
Verſtändnis betrachtet wird. 

So kann es in der heutigen Zeit der deutſchen Rechtserneuerung für die bürger⸗ 
liche Rechtspflege keine wichtigere Frage geben als die, welche Folgerungen aus 
der neuen deutſchen Staatsauffaſſung für das Prozeßrecht zu ziehen ſind. Ihre 
erſchöpfende Beantwortung würde ein ganzes Buch erfordern. Die vorliegende 
Abhandlung muß ſich damit begnügen, die geſtellte Frage an Hand der wichtigſten 
prozeſſualen Probleme zu erörtern. 


Zweiter Teil 
Die einzelnen Reformprobleme 


I. Die Gerichtsorganiſation 


1. Das geltende Recht geht für die bürgerliche Rechtspflege von einer großen 
Zweiteilung der erſten Inſtanz aus. Neben den mit Einzelrichtern beſetzten Amts⸗ 
gerichten ſtehen als erſtinſtanzielle Gerichte die Landgerichte mit einer kollegialen 
Verfaſſung. Die Arbeitsgebiete ſind in der Weiſe geteilt, daß den Amtsgerichten 
außer einzelnen beſonderer Beſchleunigung bedürftigen Sachen, wie z. B. Räumungs⸗ 
klagen, Unterhaltsklagen, Klagen aus Viehmängeln, grundſätzlich nur Sachen von 
geringerer Bedeutung, bedeutendere Sachen dagegen den Landgerichten zufallen 
ſollen. Die Abgrenzung freilich wurde, abgeſehen davon, daß nichtvermögensrecht⸗ 
liche Streitigkeiten, wie z. B. Eheſachen, Kindſchaftsſachen, Namensrechtsſachen, ſtets 
den Landgerichten zugewieſen find und die ſchon erwähnten Klagen wegen Vieh⸗ 
mängel, Räumungsklagen, Unterhaltsklagen ſtets an die Amtsgerichte gelangen, 
in ſchematiſcher Weiſe dadurch gefunden, daß man den Streitwert entſcheiden ließ, 
nämlich zur Zeit Sachen mit einem Streitwert bis zu RM. 1000.— den Amts⸗ 
gerichten, darüber hinaus aber den Landgerichten zuwies. Dieſer Zweiteilung der 
erſten Inſtanz entſprach auch eine Gabelung des Berufungsrechtswegs. Die Be⸗ 
rufungen gegen amtsgerichtliche Urteile gehen an die Zivilkammern oder Kammern 
für Handelsſachen der Landgerichte, gegen deren Berufungsentſcheidungen ein wei⸗ 
teres Rechtsmittel nicht ſtattfindet, während gegen erſtinſtanzliche landgerichtliche 
Urteile die Berufung an die Oberlandesgerichte geleitet wird, gegen deren Urteile 
bei Erreichung der Reviſionsſumme (über RM. 6000.—) noch die Reviſion zuläſſig iſt. 

2. Dieſe Gerichtseinrichtung wurde ſchon in früheren Zeiten vielfach als zu ver⸗ 
wickelt und unüberſichtlich bemängelt. Man ſchlug vor, den viergliedrigen In⸗ 
ſtanzenaufbau durch einen dreigliedrigen zu erſetzen. Es ſollte, was namentlich 
Eugen Schiffer lebhaft verfocht, nur Bezirksgerichte (als erſte Inſtanz für alle 
Sachen), Obergerichte (als einheitliche Berufungsgerichte für alle erſtinſtanzlichen 
Sachen) und das Reichsgericht (als Reviſionsgericht) geben. 


Im Augenblick des Abſchluſſes dieſer Darſtellung iſt dem Verfaſſer der b von 
Blomeyer im Deutſchen Recht 1934 bekanntgeworden, der Seite 473 ff. zeigt, daß die 
hier vertretene Grundeinſtellung zum Zivilprozeßrecht jetzt auch in der Wiſſenſchaft Boden 
gewinnt. Wenn aber dort gefolgert wird, mit Rückſicht auf die neue Bahnen ſot dürfe 
die vor mehr als 15 Jahren begonnene Reform nicht mehr in alten Bahnen fortgeſetzt 
werden, jo darf nicht überſehen werden, daß, wie hier dargelegt wurde, die Reform⸗ 
arbeiten des Reichsjuſtizminiſteriums von jeher von der hier vertretenen Grundanſchauung 
ausgegangen ſind, die ſich ns in der Novelle 1924, namentlich aber in der un 
des Entwurfs von 1931 klar genug ausdrückt. Auch von dem Verfaſſer dieſer Arbeit ift 
dieſe Prozeßauffaſſung ſeit einer Reihe von Jahren in Vorträgen und Schriften unent⸗ 
wegt vertreten. Geändert hat ſich hier nur die communis opinio, die ihn früher bekämpfte 
und erſt unter dem Einfluß der nationalſozialiſtiſchen Gedanken eine die herkömmliche 
liberaliſtiſche und techniſch abſtrakte Prozeßauffaſſung bekämpfende ethiſch-ſtaatspolitiſche 
Einſtellung zum Prozeßrecht anerkennt. 
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Vom Standpunkt unferer heutigen Staatsauffaſſung könnten dieſe Bedenken 
gegen unſere Gerichtsorganiſation durch zwei Erwägungen unterſtützt werden: man 
könnte einmal ſagen, dem Gedanken des Führerprinzips, dem Beſtreben, Männer 
mit vollem Verantwortungsbewußtſein zu erziehen, widerſpreche das kollegiale 
Gericht mit ſeiner kollegialen Abſtimmung und Verantwortungsteilung. Sodann 
könnte man ferner einwenden, wenn man ſchon einmal das kollegiale Gericht für 
das beſſere halte, dem man wichtigere Sachen nicht vorenthalten wolle, ſo ſei es 
unſozial, die Abgrenzung nach dem Werte des Streitgegenſtandes vorzunehmen, 
da ſonſt dem Armen, der in der Regel nie über Gegenſtände von hohem Werte 
ſtreiten werde, der Segen des beſſerbeſetzten Gerichts verſchloſſen bleibe; wobei noch 
berückſichtigt werden müſſe, daß Streitigkeiten bis zu RM. 1000.—, die z. Zt. den 
Amtsgerichten zugewieſen werden, für die meiſten Volksgenoſſen heute eine 
Exiſtenzfrage bedeuten. 

3. So zwingend dieſe Bedenken auf den erſten Blick erſcheinen, ſo zweifelhaft iſt es 
doch, ob ſie in der Tat durchgreifen: was zunächſt das Führerprinzip betrifft, ſo hat 
es ſeine volle Berechtigung nur dort, wo es ſich um reine Willensentſchlie⸗ 
zungen handelt, alſo um politiſche oder Verwaltungsentſcheidungen, um lebens⸗ 
geſtaltende Entſcheidungen, bei denen es darauf ankommt, von verſchiedenen an ſich 
möglichen Wegen den nach Lage aller Umftände zweckmäßigſten zu wählen. Eine 
ſolche Willensentſchließung kann nicht durch Mehrheitsbildung, ſondern am beſten 
nur von einem getroffen werden, der die alleinige Verantwortung trägt und deſſen 
Mitarbeiter auf die Tätigkeit von Beratern zu beſchränken ſind. Anders liegt dies 
bei gerichtlichen Urteilen. Hier handelt es ſich vorwiegend um Erkenntnisakte, bei 
denen es grundſätzlich nicht darauf ankommt, von mehreren möglichen Entſcheidun⸗ 
gen die im Augenblick zweckmäßigſte, ſondern die allein richtige Löſung zu finden. 
Das iſt völlig klar bei der wichtigſten richterlichen Tätigkeit, der Tatſachenfeſtſtel⸗ 
lung. In der Frage, ob der Beklagte einen Unfall herbeigeführt, ob der Unfall die 
vom Kläger behaupteten Folgen gehabt hat, kann nur eine Antwort die richtige 
ſein, die unter ſorgfältiger ſachgemäßer Würdigung des geſamten Beweismaterials 
gefunden werden muß. Ebenſo iſt es mit der rechtlichen Beurteilung. In der Frage, 
ob der Kläger oder der Beklagte Eigentümer der Streitſache iſt, ob eine Bürg⸗ 
ſchaftsübernahme wirkſam zuſtandegekommen, eine Verbindlichkeit richtig erfüllt iſt, 
kann nur eine Antwort richtig ſein, die durch richtige Würdigung aller aus dem 
geltenden Recht zu entnehmenden Geſichtspunkte gefunden werden muß. Das gilt 
grundſätzlich auch von Entſcheidungen, bei denen dem richterlichen Ermeſſen weiter 
Spielraum gegeben iſt. Freilich iſt hier die Entſcheidung keine einfache Anwendung 
eines klaren Rechtsſatzes auf einen beſtimmten Tatbeſtand, ſondern es ſpielen 
bei ihr Willensmomente, rechtspolitiſche und Zweckmäßigkeitserwägungen oft eine 
ausſchlaggebende Rolle. Trotzdem liegen auch dieſe Willensentſchließungen, wie 
Heintzeler, Deutſche Juſtiz 1934, S. 1439, treffend hervorhebt, in einer ganz anderen 
Ebene als Verwaltungsentſcheidungen. Ahnliche Erwägungen gelten ferner auch 
für Rechtsgeſtaltungsurteile. Denn ob ein Richter einer Eheſcheidungsklage, einem 
Antrag auf Kündigungswiderruf ſtattgibt, liegt nicht in ſeinem Belieben, ſondern 
hängt nur davon ab, ob die geſetzlichen Vorausſetzungen für die beantragte Ent⸗ 
ſcheidung gegeben ſind. Daß bei ſolcher Rechtsfindung das Zuſammenwirken von 
mehreren Richterperſönlichkeiten die Garantien für die Findung des richtigen 
Rechts erhöht, iſt offenſichtlich und hat dazu geführt, daß in allen Kulturſtaaten von 
jeher die bedeutenderen Sachen und vor allem die Berufungs⸗ und Reviſtonsent⸗ 
ſcheidungen Kollegialgerichten übertragen wurden. Denn einmal zeigt die tägliche 
Erfahrung, daß jeder Juriſt das Bedürfnis hat, ſich über ſchwierige Fragen mit 
Berufsgenoſſen auszuſprechen. Dadurch lernt er neue Geſichtspunkte kennen, hört 
die Einwendungen, die gegen ſeine Auffaſſung möglich ſind, und kann ſelbſt dann, 
wenn ſie ihn nicht überzeugen, durch ihre Erörterung ſeine eigene Erkenntnis ab⸗ 
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runden und vertiefen. Ferner iſt jedes Menſchen Lebenserfahrung beſchränkt und 
irgendwie ſpezialiſiert; hier können ſich die Mitglieder eines Kollegialgerichts 
wirkſam unterſtützen. Gerade auf dieſem Gedanken beruht es ja auch, daß man in 
den Arbeitsgerichten und Kammern für Handelsſachen dem Vorſitzenden Laien⸗ 
beiſitzer zur Seite geſtellt hat. Iſt ſomit die Mitwirkung wehrerer Richter an der 
Entſcheidung ein Gewinn für die Rechtſprechung, ſo beantwortet ſich aus der Eigen⸗ 
art der richterlichen Tätigkeit zugleich auch die Frage, ob die Beiſitzer neben dem 
Vorſitzenden nur beratende oder auch entſcheidende Stimmen haben ſollen. Denn 
die eben geſchilderten Vorteile kollegialgerichtlicher Rechtſprechung können ſich voll 
nur auswirken, wenn die neben dem Vorſitzenden mitwirkenden Richter mitent⸗ 
ſcheidende Stimme haben, alſo für die Entſcheidung mitverantwortlich ſind. Nur 
beratende Beiſitzer würden ſich nicht zu vollen Richterperſönlichkeiten ausbilden 
können und in ihren Leiſtungen verkümmern. Wie ſehr das Bewußtſein der Mit⸗ 
verantwortlichkeit die Leiſtung erhöht, lehrt die häufig beobachtete Tatſache, daß 
Perſonen, die in der unſelbſtändigen Tätigkeit des Referendars nur unvoll⸗ 
kommene Leiſtungen hervorbrachten, kurze Zeit ſpäter, als Aſſeſſoren mit eigener 
Verantwortung durchaus Brauchbares leiſteten. Wie ſollte man auch z. B. für den 
höchſten deutſchen Gerichtshof Beiſitzer von hervorragender Bedeutung gewinnen, 
wenn man ihnen keinen entſcheidenden Einfluß auf die Rechtſprechung einräumen, 
die Entſcheidung vielmehr allein in die Hand des Präfidenten jedes Senats legen 
wollte. Läßt ſich aber gerade an der höchſten richterlichen Stelle das Führerprinzip 
nicht erfolgreich durchführen, ſo iſt damit der Nachweis erbracht, daß die Eigenart 
der richterlichen Erkenntnistätigkeit ſeine Anwendung nicht erfordert. 

Andererſeits darf nicht überſehen werden, daß ſich die Arbeit der Gerichte, 
namentlich auch im Zivilprozeſſe, nicht auf die eigentliche Erkenntnistätigkeit be⸗ 
ſchränkt. Voran geht ihr die Vorbereitung der Termine und die Leitung der Ver⸗ 
handlung; Maßnahmen, die in der neueren Prozeßrechtsentwicklung, wie ſchon 
angedeutet wurde, eine überragende, für den Ausgang des Prozeſſes oft entſchei⸗ 
dende Bedeutung gewonnen haben. Bei allen dieſen richterlichen Handlungen, die 
Willensakte und Zweckmäßigkeitsmaßnahmen darſtellen, iſt das Führerprinzip 
vollauf am Platze und ſchon heute durchgeführt, da die Prozeßleitung in der Hand 
des Vorſitzenden liegt. Schon dadurch gewinnt der Vorſitzende eine unbedingt 
führende Bedeutung, die es ihm, wenn er eine ſtarke Perſönlichkeit iſt, leicht macht, 
auch bei der eigentlichen Rechtsfindung ausſchlaggebend zu wirken. Iſt aber der 
Vorſitzende eine ſolche Perſönlichkeit nicht oder ſind unter ſeinen Beiſitzern ſolche 
von beſonderer Begabung, ſo iſt es nur heilſam, daß die Meinung der Beiſitzer 
durch das ihnen gewährte Stimmrecht genügend zur Geltung gebracht werden kann. 

In ganz gleichartigem Sinne hat ſich inzwiſchen auch Lent in der Zeitſchrift der 
Akademie für Deutſches Recht, Heft 4, S. 141, geäußert. Wenn ihm Sell, „Deutſches 
Recht“ 1934, S. 495, entgegenhält, er falle in liberaliſtiſche Ideen zurück, ſo iſt da⸗ 
mit der eigentliche Kern der Frage verkannt und ganz überſehen, daß im alten 
deutſchen Recht der Vorſitzende nur Verhandlungsleiter war, der lediglich das von 
den Schöffen gefundene Recht verkündete, und daß erſt nach der Rezeption unter 
dem Einfluß römiſchen Rechts die Schöffen fortfielen oder zu nur beratenden Bei⸗ 
ſitzern herabgedrückt wurden. 

4. Wenn trotzdem der Vorzug kollegialer Bearbeitung nicht allen Prozeßſachen 
zuteil wird, ſo liegt das daran, daß es wirtſchaftlich unverantwortlich wäre, auch 
bei kleineren und kleinſten Sachen ſchon in erſter Inſtanz den Aufwand der Be⸗ 
teiligung von mehreren Richtern eintreten zu laſſen. So ergibt ſich zwangsläufig 
die Notwendigkeit, in erſter Inſtanz den größten Teil der Sachen durch Einzel⸗ 
richter erledigen zu laſſen, die wichtigſten aber kollegialer Behandlung zuzuführen. 
Die Abgrenzung iſt, wie oben dargelegt wurde, ſchon heute nicht allein unter dem 
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Gefihtspunft des Streitwertes gezogen, vielmehr iſt ſowohl den Amtsgerichten wie 
den Landgerichten ein großer Kreis von Sachen ohne Rückſicht auf die Höhe des 
Streitwertes zugewieſen worden. 

Daß man bisher bei den übrigen Sachen die Höhe des Streitwertes darüber 
entſcheiden läßt, ob ſie dem Amts⸗ oder Landgericht zufallen ſollen, iſt gewiß keine 
ideale Löſung, aber doch dadurch gerechtfertigt, daß bei kleinen Streitwerten ein 
offenſichtliches Mißverhältnis zwiſchen dem Gegenſtand und dem für ſeine Be⸗ 
handlung nötigen Aufwand beſtünde, wenn man auch ſie den Landgerichten zu⸗ 
wieſe. Außerdem iſt die rohe zahlenmäßige Abgrenzung die einzige ſicher und klar 
durchführbare, während die Prüfung jeder Einzelſache daraufhin, ob ſie nach ihrer 
Art und nach der Bedeutung, die ſie für die Parteien hat, kollegialer Behand⸗ 
lung bedarf, unverhältnismäßigen praktiſchen Schwierigkeiten begegnen würde. 
Man könnte einen ſolchen Gedanken höchſtens ſo durchführen, daß man alle Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten ans Amtsgericht gelangen ließe, das zuerſt die gütliche Einigung 
zu verſuchen, und dann nach deren Mißlingen darüber zu befinden hätte, ob es 
ſelbſt entſcheiden oder die Sache als kollegialer Behandlung bedürftig an das Land⸗ 
gericht verweiſen will. Es liegt auf der Hand, daß hierbei eine einheitliche Be⸗ 
handlung bei der großen Zahl der Amtsgerichte nicht zu erreichen wäre, alſo völlig 
gleichwertige Sachen der eine Richter ſelbſt behandeln, der andere an das Land⸗ 
gericht verweiſen würde. Ferner würde in den Sachen, die an das Landgericht 
verwieſen werden, unnötige Doppelarbeit und eine große Verzögerung eintreten, 
auch würde der rechtſuchenden Bevölkerung durch die Notwendigkeit, in erſter 
Inſtanz zwei Gerichte anrufen zu müſſen, die Rechtsverfolgung weſentlich erſchwert 
werden. 

5. Nach alledem wird ſich die ziffernmäßige Abgrenzung der Zuſtändigkeit der 
Amts⸗ und Landgerichte nicht völlig umgehen laſſen und es kann nur noch die Frage 
ſein, ob nicht die gegenwärtige Zuſtändigkeitsgrenze zu hoch gegriffen iſt. Das iſt 
aber eine mehr techniſche als grundſätzliche Frage, die unter Berückſichtigung der 
geſamten wirtſchaftlichen Verhältniſſe einſchließlich der Lage der öffentlichen 
Finanzen praktiſch zu löſen fein wird. Ebenſowenig grundſätzlich iſt die Frage, 
ob man im Falle einer erheblichen Senkung der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeits⸗ 
grenze die finanziellen Bedenken, die einer ſtarken Vermehrung der landgericht⸗ 
lichen Geſchäftsbelaſtung entgegenſtehen, dadurch beſeitigen kann, daß man bis zu 
einer nicht zu hoch zu bemeſſenden Wertgrenze an den Landgerichten Einzelrichter 
entſcheiden ließe. Zu der praktiſchen Seite dieſer Frage ſei nur kurz erwähnt, daß 
die durch die einzelrichterliche Behandlung am Landgericht entſtehende Erſparnis 
nicht überſchätzt werden darf, da ſelbſtverſtändlich ein Einzelrichter noch nicht ein⸗ 
mal die Hälfte der Sachen bewältigen kann, die eine Kammer mit 3 Richtern 
erledigt. Jedenfalls wird die Erſparnis weit geringer ſein als die Steigerung 
der ſtaatlichen Armenanwaltslaſten, die allein ſchon durch die mit der Verminde⸗ 
rung der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit eintretende Erweiterung des Anwalts⸗ 
zwangs eintreten muß. Auch die an ſich wünſchenswerte Verbeſſerung der ſchwer 
bedrohten Lage des Anwaltsſtandes würde bei einer derartigen Regelung nicht 
ſo erheblich ſein, wie es auf den erſten Blick erſcheinen könnte. Denn der Beſſerung 
der Lage der Landgerichtsanwälte würde eine Verſchlechterung der zur Zeit 
beſonders bedrohten Lage der Amtsgerichtsanwaltſchaft gegenüberſtehen. 

Man wird nach alledem auch künftig daran feſthalten müſſen, daß für die erſte 
Inſtanz ein Unterſchied gemacht wird zwiſchen ſolchen Sachen, die dem Amts— 
gericht, und ſolchen, die dem Landgericht zugewieſen werden. Die kritiſche Be⸗ 
merkung von dem viergliedrigen Inſtanzenaufbau iſt inſofern irreführend, als 
ſie den Anſchein erweckt, daß ein Prozeß vier Inſtanzen durchlaufe, während es 
für Landgerichtsprozeſſe nur drei, für Amtsgerichtsprozeſſe ſogar nur zwei In⸗ 
ſtanzen gibt. Noch weniger kann es erſchrecken, daß wir zwei Arten von Berufungs- 
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gerichten haben, nämlich die Landgerichte, welche neben erſtinſtanzlichen Sachen 
auch die Berufungen gegen amtsgerichtliche Urteile erledigen, während für die 
erſtinſtanzlichen Urteile der Landgerichte die Oberlandesgerichte die Berufungs⸗ 
inſtanz bilden. Dieſe Gabelung des Berufungsrechtsweges iſt das Ergebnis einer 
geſunden geſchichtlichen Entwicklung und enthält viel praktiſche Weisheit. Denn 
ſie entlaſtet die Oberlandesgerichte erheblich, beſchränkt ſie auf Sachen von größter 
Bedeutung und ermöglicht ſo, daß wir in Deutſchland mit einer ſehr kleinen Zahl 
von Oberlandesgerichten auskommen, die deshalb mit beſonders befähigten Richtern 
beſetzt werden können, mit ihrer Rechtſprechung für das Reichsgericht eine unſchätz⸗ 
bare Vorarbeit leiſten und für die nicht an das Reichsgericht gelangenden Rechts⸗ 
fragen in einem verhältnismäßig großen Bezirk für Rechtseinheit ſorgen. Alle dieſe 
hohen Werte würde man aufgeben, wenn man dem Schifferſchen Vorſchlage folgte 
und, ſtatt wie heute die Berufungen auf Landgerichte und 25 Oberlandesgerichte 
zu verteilen, etwa 100 einheitliche Obergerichte ſchüfe, die alle auch die kleinen 
Berufungen miterledigen müßten und an Bedeutung und Wert nicht entfernt an 
die heutigen Oberlandesgerichte heranreichten. Und das alles, um unter Miß⸗ 
achtung des hiſtoriſch Gewordenen und der Gründe dieſer Entwicklung eine „Ver⸗ 
einfachung des Inſtanzenzuges“ zu erreichen, die doch nur auf dem Papier als 
ſolche erſcheint, da praktiſch durch eine ſolche Neueinteilung der Gerichte zwar die 
allererheblichſten Organiſationskoſten und eine empfindliche Verſchlechterung der 
Rechtspflege eintreten würden, aber nicht abzuſehen iſt, inwieweit ſich die Behand⸗ 
lung der einzelnen Sache gegen heute irgendwie vereinfachen könnte. 


II. Das Verfahrensrecht ſelbſt 


1. Kann ſo der Einfluß unſerer neuen Staats⸗ und Weltauffaſſung für das 
Recht der Gerichtsverfaſſung nicht zu tief einſchneidenden Anderungen führen, ſo 
mußte er auf dem Gebiete des Verfahrensrechts um ſo durchgreifender ſein. Denn 
das Weſen des neuen Geiſtes iſt Bewegung, mutige Aktivität, iſt alſo dynamiſcher 
Art. Das dynamiſche Element des Prozeßrechts liegt aber allein im Verfahrens⸗ 
recht, während das Recht der Gerichtsverfaſſung die Statik des Prozeßrechts dar⸗ 
ſtellt. 

2. Wie der Nationalſozialismus Deutſchlands Erneuerung in erſter Linie nicht 
von äußerlichen Maßnahmen, ſondern von der inneren ſeeliſchen Umſtellung des 
Volkes erwartete, ſo muß auch im Zivilprozeßrecht im Mittelpunkt eine völlige 
innere Neueinſtellung bei allen am Verfahren Beteiligten, bei Richtern und 
Anwälten ebenſo wie bei den Parteien ſelbſt, ſtehen. Schon in der Einleitung 
wurde betont, daß es die notwendige Auswirkung nationalſozialiſtiſcher An⸗ 
ſchauung iſt, den Zivilprozeß nicht mehr unter dem Geſichts⸗ 
punkt der eigennützigen Intereſſen der Einzelparteien, 
ſondern als eine dem Rechtsfrieden und Schutz der Volks⸗ 
geſamtheit dienende Einrichtung zu betrachten. Ebenſo muß 
auch die perſönliche Einſtellung des Richters zu ſeiner Auf⸗ 
gabe von dem gleichen Gemeinſchaftsgedanken beſeelt ſein. 
Man hat oft den Richterberuf mit dem eines Arztes verglichen. In beiden Berufen 
ſind zwei Auffaſſungen möglich, nämlich die des einen, der in der ſorgfältigen, 
genauen Anwendung ſeines Wiſſens und Könnens ſchon allein ſein Genügen 
findet, und die des anderen, der den Wert ſeiner Tätigkeit nur nach dem bemißt, 
was er in ſeinem Wirken für ſeine Volksgenoſſen leiſtet, und ſich nur befriedigt 
fühlt, wenn er das frohe Bewußtſein haben kann, denen, die ihn aufſuchen, ein 
verſtehender Helfer und Förderer zu fein. Am eindrucksvollſten iſt dieſer Unter⸗ 
ſchied zwiſchen ſubaltern handwerksmäßiger und großzügig menſchlicher Berufs— 
auffaſſung von Goethe im Geſpräch zwiſchen Fauſt und Wagner dargeſtellt. 
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Während Fauſt nur fieht, wie wenig er mit ſeinem Vater trotz grillenhaft mühe⸗ 
voller Ausübung ihrer ärztlichen Kunſt den leidenden Volksgenoſſen wahre Hilfe 
brachte und ſchmerzvoll ausruft: „Der Menge Beifall tönt mir nun wie Hohn“, 
tröſtet ihn Wagner mit den für den geborenen Philiſter ewig bezeichnenden Worten: 

„Tut nicht ein braver Mann genug, 

die Kunſt, die man ihm übertrug, 

gewiſſenhaft und pünktlich auszuüben.“ 

Es kann kein Zweifel ſein, daß der Richter des Dritten Reichs ſich mit Abſcheu 
von der philiſtröſen Auffaſſung, nach der er mit der ſorgfältigen Abarbeitung 
ſeiner Akten genug getan hat, abwenden und mit Fauſt heilig überzeugt ſein wird, 
daß ſein ganzes Tun Wert und Sinn erſt erhält durch den Dienſt, den er damit 
ſeinem Volke und der Verwirklichung des Rechts leiſtet. 

3. Gewiß enthalten dieſe Gedanken nichts völlig Neues. Die beſten Richter haben 
ihren Beruf immer in dieſem Sinne aufgefaßt, ebenſo wie der Gedanke, daß der 
Prozeß als eine dem öffentlichen Wohle dienende Rechtsſchutzeinrichtung zu be⸗ 
trachten ſei, von namhaften Theoretikern durchaus anerkannt wurde. Aber dieſe 
Anſchauungen waren nicht Allgemeingut und es fehlten Mut und Entſchloſſenheit, 
aus ihnen die letzten praktiſchen Folgerungen zu ziehen. Wie wäre es ſonſt denk⸗ 
bar geweſen, daß die Prozeßverzögerung zu einem die Bevölkerung aufs tiefſte 
gegen die Rechtspflege verſtimmenden allgemeinen Übel wurde, ſo viele Prozeſſe 
ſich unnötig verwickelten und verzögerten, bis, wie Jockiſch „Die neue Zeit und 
die Zivilprozeßreform“ Seite 6 richtig ſagt, an ihrem Schluſſe „der Zeitablauf 
— nicht das ſorgfältige Urteil — den von den Parteien erſtrebten Intereſſen⸗ 
ausgleich bewirkt hatte“ und ſomit alle auf die Herbeiführung der Entſcheidung 
verwendete Mühe nutzlos vertan war. Es ging mit dieſen Idealen nicht anders 
wie mit der Mündlichkeit und Unmittelbarkeit. Auch deren Wert für eine lebens⸗ 
nahe gerechte Urteilsbildung hat theoretiſch niemand bezweifelt, und doch ließ es 
die Praxis geſchehen, daß die Mündlichkeit zur Farce wurde, die Unmittelbarkeit 
verſchwand und Akten⸗ und Protokolljuſtiz die Regel bildeten. Man reſignierte 
eben in dem ſchwächlichen Gedanken, daß es ausſichtslos ſei, gegen die menſchlichen 
Schwächen, die der Verwirklichung der Ideale der Mündlichkeit und Unmittelbar⸗ 
keit entgegenſtanden, anzukämpfen. | 

Hier iſt es die Aufgabe des Nationalſozialismus, nicht nur die richtige Ein⸗ 
ſtellung zu den Pflichten, die ſich für die Rechtſuchenden und Rechtſprechenden aus 
der verſtändnisvollen Erfaſſung der Aufgaben des Zivilprozeſſes ergeben, zum 
Allgemeingut zu machen, ſondern zugleich den zähen, zu jedem Opfer bereiten 
Willen zu ihrer Erfüllung zu entfachen, vor allem an die Stelle des früheren 
Kleinmuts die zuverſichtliche Überzeugung treten zu laſſen, daß ein für das Wohl 
der Volksgeſamtheit lebenswichtiges Ziel, wenn es nur mit ganzem ſittlichem 
Ernſt hartnäckig verfolgt wird, unter allen Umſtänden erreicht werden muß. 
War es anders auf dem Gebiet der hohen Politik? Welcher echte Deutſche ſehnte 
nicht das Ende der Parteienzerklüftung herbei, aber die große Mehrheit war feſt 
von der Unerreichbarkeit dieſes Ideals überzeugt. Und doch erlebten wir alle das 
Wunder, daß ein unbeugſamer heroiſcher Wille in einem durch keine Enttäuſchung 
zu ermüdenden Kampfe das unmöglich Scheinende möglich machen konnte. So muß 
auch der Richter des Dritten Reiches ein Kämpfer ſein, der das herrliche Ideal 
einer volksnahen Rechtspflege, die ein wirklicher Schutz des Rechtes iſt, nicht nur 
erkennt, ſondern ſich opferwillig mit aller ſeeliſchen Kraft für ſeine Verwirklichung 
einſetzt. Von dieſem Gedanken ausgehend, hat die letzte Prozeßnovelle vom 
27. Oktober 1933 ihren Einzelvorſchriften den folgenden Vorſpruch vorausgeſchickt: 

„Eine volkstümliche Rechtspflege iſt nur in einem Verfahren möglich, das dem 

Volke verſtändlich iſt und einen ebenſo ſicher wie ſchleunig wirkenden Rechtsſchutz 

verbürgt. 
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Die Parteien und ihre Vertreter müſſen ſich bewußt fein, daß die Rechts⸗ 
pflege nicht nur ihnen, ſondern zugleich und vornehmlich der Rechtsſicherheit des 
Volksganzen dient. 

Keiner Partei kann geſtattet werden, das Gericht durch Unwahrheiten irre⸗ 
zuführen oder ſeine Arbeitskraft durch böswillige oder nachläſſige Prozeßver⸗ 
ſchleppung zu mißbrauchen. Dem Rechtsſchutz, auf den jeder Anrecht hat, ent⸗ 
ſpricht die Pflicht, durch redliche und ſorgfältige Prozeßführung dem Richter die 
Findung des Rechts zu erleichtern. 

Aufgabe des Richters iſt es, durch ſtraffe Leitung des Verfahrens und in 
enger Fühlung mit den Parteien dahin zu wirken, daß jede Streitſache nach 
gründlicher Vorbereitung möglichſt in einer einzigen Verhandlung aufgeklärt 
und entſchieden wird. Er hat Vertagungen, die nicht ſachlich dringend geboten 
ſind, zu vermeiden und zu verhindern, daß ein Verfahren durch verſpätetes 
Vorbringen verſchleppt wird. 

Nur ſo gelangt man zu einem lebendigen Verfahren mit voller Mündlichkeit 
und Unmittelbarkeit, das dem Richter eine ſichere Findung der Wahrheit er⸗ 
möglicht und deſſen Verlauf die Parteien mit Verſtändnis und Vertrauen folgen 
können.“ g 
4. Die Folgerungen, die ſich aus der hier geſchilderten Neueinſtellung zum Zivil⸗ 

prozeſſe ergeben, gruppieren ſich in der Hauptſache um das Kernproblem 
des Verhältniſſes zwiſchen Gericht und Parteien. 

Hier iſt im neuen Staate ein Gericht, das ohne engſte Fühlung mit den Par⸗ 
teien, ohne verſtändnisvolles Eingehen auf ihre berechtigten Wünſche das Ver⸗ 
fahren bürokratiſch durchführt, ebenſo unmöglich wie ein Gericht, das ſich zum 
Spielball der Parteien macht und ihnen überläßt, in welchem Tempo und in 
welcher Art und Weiſe ſie ihre Sache führen. Das Gericht hat vielmehr von vorn⸗ 
herein die Leitung des Prozeſſes tatkräftig in die Hand zu nehmen, aber nicht im 
Sinne bürokratiſcher Bevormundung der Parteien, ſondern im Geiſte verſtändnis⸗ 
voller Arbeitsgemeinſchaft, um die Parteien durch Fragen und Hinweiſe ſo früh 
wie möglich zu einem vollſtändigen, auf das Weſentliche beſchränkten Sachvortrag 
zu veranlaſſen, damit zur entſcheidenden Streitverhandlung der rechtlich erheb⸗ 
liche Streitſtoff lückenlos bereitſteht. Ferner hat es unter entſprechender Aus⸗ 
nützung der durch $ 272 b ZPO. ihm zur Verfügung geſtellten Mittel aus eigener 
Initiative ſelbſt alle Maßnahmen zu treffen, die zur Sicherung des Erfolges der 
Streitverhandlung erforderlich find. 

Dabei iſt ſelbſtverſtändlich, daß das Gericht die zur Beſeitigung der 
früheren Herrſchaft der Parteien über Friſten und Termine 
von der Novelle 1924 geſchaffenen Vorſchriften über Vertagungen und Termins⸗ 
verlegungen mit aller Strenge anwendet. Vertagungen können daher ſelbſt auf über⸗ 
einſtimmenden Antrag beider Parteien nicht aus Entgegenkommen gegenüber deren 
Bequemlichkeit, ſondern nur aus zwingenden, in der Sache liegenden Gründen 
angeordnet werden. Ein ſolcher Grund wäre in erſter Linie, daß die Sache noch 
weiterer Vorbereitung bedarf, wenn der anſtehende Termin mit Erfolg abgehalten 
werden ſoll. Dabei iſt aber zu beachten, daß, wenn das Gericht ſeiner Frage- und 
Aufklärungspflicht voll genügt, dieſer Vertagungsgrund meiſt verhütet werden 
kann. Vor allem iſt zu beachten: Im amtsgerichtlichen Prozeß ermöglicht das Güte⸗ 
verfahren dem Richter, wenn der Güteverſuch mißlingt, den Sachverhalt mit den 
Parteien ſo genau durchzuſprechen, daß zum Streittermin das geſamte notwendige 
Material einſchließlich der Beweismittel bereitſtehen kann. Im landgerichtlichen 
Verfahren aber kann in verwickelten Fällen der Einzelrichter die erforderlichen 
vorbereitenden Erörterungen mit den Parteien pflegen. Kommt trotzdem eine 
Partei dann in der Verhandlung überraſchend mit neuem Vorbringen, das, ſei 
es, weil der Gegner ſich nicht darauf erklären kann, ſei es, weil die erforderlichen 
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Beweismittel nicht zur Stelle find, einen Vertagungsantrag zur Folge hat, jo 
wird zu prüfen fein, ob nicht die Vertagung auf dem Wege des § 272 a (Anberau⸗ 
mung eines Verkündigungstermins, bis zu dem ſich der Gegner auf das neue Vor⸗ 
bringen ſchriftlich erklären kann) vermeidbar iſt, oder ob nicht von den Vorſchriften 
Gebrauch zu machen iſt, die die Zurückweiſung eines grobnachläſſig verſpäteten 
Vorbringens ermöglichen (8 279 Abi. 1 ZPO.). In der landgerichtlichen Verhand⸗ 
lung kann ſogar allein der Umſtand, daß ein neues Vorbringen dem Gegner nicht 
rechtzeitig durch einen Schriftſatz mitgeteilt iſt, die Zurückweiſung rechtfertigen 
(S 279 Abſ. 2 ZPO.) Auch wenn beide Parteien ausbleiben oder die allein 
erſchienene Partei keine Anträge gegen ihren Gegner ſtellt, iſt das Gericht nicht 
mehr machtlos, es kann vielmehr in geeigneten Fällen den Nechtsſtreit aus eigenem 
Antrieb dadurch fördern, daß es eine Entſcheidung nach Lage der Akten fällt. (S 251 
ZPO.) Wird von dieſer Möglichkeit entſchloſſen Gebrauch gemacht, jo bedeutet 
dies für die Parteien ein ſtarkes Druckmittel, in allen Sachen, in denen ſie noch 
Wichtiges vorzutragen haben, auch dann zu erſcheinen, wenn ſie einen Antrag auf 
Verſäumnisurteil von ihrem Gegner nicht zu befürchten brauchen. Denn ein Akten⸗ 
lageurteil kann nicht wie ein Verſäumnisurteil mit dem eine neue Verhandlung 
in der gleichen Inſtanz eröffnenden Einſpruch, ſondern nur durch ein ordentliches 
Rechtsmittel (Berufung oder Reviſion) angefochten werden, beendet alſo den Rechts⸗ 
ſtreit für die Inſtanz, in der es ergeht, endgültig. 

5. Die ſtrengſte Befolgung aller dieſer Grundſätze iſt des halb von ſo entſcheiden⸗ 
der Bedeutung, weil erfahrungsgemäß jede Schwäche und Gut⸗ 
mütigkeit des Gerichts ſofort von den Parteien ausgenützt 
wird und ſichalsbald die Vertagungen häufen. Die völlige Aus⸗ 
rottung des Vertagungsunweſens iſt aber die Vorausſetzung für einen geordneten, 
ſeine hohe Aufgabe erfüllenden Rechtsgang. Denn die Vertagungen verzögern 
nicht nur die einzelnen Sachen, in denen die Parteien ihren Prozeß nachläſſig 
betreiben, ſondern ſie führen durch die mit der Häufung der Termine eintretende 
Überlaſtung der Gerichte auch dazu, daß in anderen an ſich ordnungsgemäß vor⸗ 
bereiteten Prozeſſen den Gerichten die Zeit fehlt, die nötig iſt, wenn die Verhand⸗ 
lungen mit der zu einer ſchnellen Prozeßabwicklung erforderlichen Gründlichkeit 
geführt werden ſollen. 

6. Vor allem aber iſt die Konzentrierung des geſamten Prozeß⸗ 
ſtoffes in eine einzige, Parteivortrag und Beweiserhebung 
zugleich umfaſſende Streitverhandlung deshalb die unerläßliche 
Vorbedingung für eine geſunde Rechtſprechung, weil ſich nur in einem ſo gehand⸗ 
habten Verfahren Mündlichkeit und Unmittelbarkeit, die Haupt⸗ 
garantien einer wirklichkeitsnahen und volkstümlichen 
Urteilsfindung, voll entwickeln können. Die alte ZPO. ging noch von dem 
lange Zeit von der Prozeßwiſſenſchaft geteilten Irrtum aus, daß die Mündlichkeit 
ſchon dann voll gewahrt ſei, wenn geſetzlich vorgeſchrieben wurde, daß Tatſachen, 
um vom Gericht bei ſeinen Entſcheidungen berückſichtigt werden zu können, münd⸗ 
lich vorgetragen ſein müßten. Käme es darauf allein an, ſo hätte die alte Zivil⸗ 
prozeßordnung das Ideal an Mündlichkeit erreicht, da ſie in viel weiterem Umfange 
als unſer geltendes Recht den mündlichen Vortrag jedes Parteivorbringens ver⸗ 
langte. Die Praxis hat ſehr bald gelehrt, daß beim Fehlen aller Impulſe für eine 
Konzentrierung des Prozeßſtoffes ſolche Vorſchriften die Mündlichkeit nicht nur 
nicht ſtärkten, ſondern ihre völlige Verkümmerung begünſtigten. Wird der Prozeß— 
ſtoff über eine ganze Kette von Verhandlungs- und Beweisterminen verzettelt, ſo 
kann ſich wahre Mündlichkeit nicht entwickeln. Wiſſen die Parteien im voraus, daß 
die Verhandlung nicht zum Ziele führt, daß ſie nur die Einleitung zu weiterem iſt, 
ſo hat es keinen Sinn, ausführlich vorzutragen. Die Bezugnahme auf Schriftſätze 
tritt naturgemäß an die Stelle der anſchaulichen mündlichen Sachdarſtellung. Selbſt 
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wenn fie in ſolchen, mit Vertagung endenden Terminen wirklich vortragen würden, 
verlöre ihr Vortrag ſeinen eigentlichen Zweck, weil ſich ja der Richter ſeiner bei der 
erſt viele Monate ſpäter zuſtande kommenden Entſcheidung nicht mehr erinnern 
könnte, ſondern doch die vorbereitenden Schriftſätze zugrunde legen müßte. So war 
es kein Wunder, daß die Mündlichkeit in unſerem alten Prozeß mehr und mehr 
verkümmerte, durch eine Scheinmündlichkeit erſetzt wurde, hinter der ſich ein in 
Wahrheit ſchriftliches Verfahren verbarg. Daß damit die Wahrheitsfindung dem 
Gericht erheblich erſchwert wurde, iſt ohne weiteres klar; nicht gering war auch die 
Gefahr, daß bei einem ſolchen ſchriftlichen Verfahren die Parteien aneinander und 
am Gericht vorbeiredeten und das Gericht das, was rein tatſächlich den Hauptſtreit⸗ 
punkt der Parteien ausmachte, gar nicht erkannte, alſo ſtatt über den wahren 
Streit der Parteien gewiſſermaßen über ein Phantom entſchied'. 

Solche Rechtspflege kann bei allem guten Willen der Richter niemals volks⸗ 
tümlich werden; vor allem werden die Parteien, wenn ſie einer Verhandlung bei⸗ 
wohnen, die nur aus der Bezugnahme auf Schriftſätze und einzelnen nur dem 
Kenner dieſer Schriftſätze verſtändlichen Fragen des Gerichts beſteht, ſolchem 
Gerichtsbetrieb verſtändnislos und mit Mißtrauen gegenüberſtehen. Iſt es doch 
oft genug vorgekommen, daß Parteien, die im Sitzungszimmer anweſend waren, 
es gar nicht merkten, wenn ihre Sache verhandelt wurde, ſondern nach Beendigung 
des Termins noch immer geduldig weiter warteten. 


7. Genau ſo wichtig wie die lebendige mündliche Verhandlung iſt für die richter⸗ 
liche Wahrheitsfindung und für die Volkstümlichkeit eines Prozeßverfahrens die 
Anmittelbarkeit der Beweisaufnahme. Auch hier tft der Irrtum 
weit verbreitet, daß eine Beweisaufnahme ſchon dann unmittelbar ſei, wenn der 
erkennende Richter die Zeugen und Sachverſtändigen ſelbſt vernehme. Doch das 
allein genügt nicht, es muß vielmehr hinzukommen, daß ſich die 
Beweisaufnahme ſofort an den Parteivortrag anſchließt 
und ihr die weitere Verhandlung über das Ergebnis der 
Beweisaufnahme unmittelbar folgt. Denn nur ſo wird erreicht, 
daß ſich der eigentliche Sinn der Unmittelbarkeit erfüllt, daß unter dem 
friſchen Eindruck des Beweisergebniſſes verhandelt und entſchieden wird. Vergeht 
ſtatt deſſen ſeit der Beweiserhebung längere Zeit, wird erſt in einem ſpäteren 
Termine zu Ende verhandelt, ſo iſt der unmittelbare Eindruck des Zeugen längſt 
verblaßt, das Protokoll, das niemals die lebendige Ausſage erſetzen kann, tritt an 
ſeine Stelle. Es kommt hinzu, daß ſich an dieſen Verluſt der Unmittelbarkeit, der 
die richtige Beweiswürdigung weſentlich erſchweren muß, ſehr bedeutſame weitere 
Nachteile anſchließen. Wird über das Beweisergebnis ſtatt in Anweſenheit der 
Zeugen nur auf der Grundlage von Beweisprotokollen verhandelt, ſo wird es der 
Partei, die die Entſcheidung hinauszögern will, oder die hofft, daß bei Fortſetzung 
der Beweisaufnahme doch noch irgendein Vorteil für ſie herauskomme, leicht, am 
Wortlaut des Protokolls herumzudeuteln, mit Einwendungen, die der noch an⸗ 
weſende Zeuge vielleicht mit einem Wort erledigen könnte, den Wert ſeiner Aus⸗ 


2 Zur Verdeutlichung ein typiſches Beiſpiel: Vater und Sohn werden aus der Lieferung 
eines Fahrrads von einer Fahrradfirma auf Bezahlung eines Reſtbetrages von RM. 40.— 
als Geſamtſchuldner verklagt. Der Vater wendet ein, ihn gehe die von feinem groß⸗ 
jährigen Sohne ſelbſtändig eingegangene Schuld nichts an. Die Firma legt einen von 
Vater und Sohn gemeinſam unterſchriebenen Abzahlungsvertrag vor, deſſen Echtheit der 
auswärts wohnende Vater, als ihm die Urkunde durch einen erſuchten Richter vorgelegt 
wurde, anerkennen mußte. Nunmehr wird der Vater verurteilt; erſt nachträglich ſtellt 
ſich heraus, daß der Sohn unabhängig von dem Fahrradkauf nachträglich noch eine Laterne 
für RM. 40.— ohne Mitwirkung des Vaters gekauft hatte, und daß dieſe RM. 40.— 
von der Firma der an ſich voll abgezahlten Fahrradrechnung zugeſchrieben waren. Der 
eigentliche Streit der Parteien, der bei lebendiger unmittelbarer Verhandlung ſicher 
erkannt worden wäre, iſt ſomit gar nicht entſchieden worden. 
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ſage abzuſchwächen und dadurch beim Gericht den Boden für weitere Beweis⸗ 
erhebungen zu bereiten, die dann häufig ſtatt zur Klärung der Sache beizutragen, 
den Streitſtoff nur unnötig verwickeln und unüberſichtlich machen. So hat ſich ſtets 
gezeigt, daß der Verluſt der Unmittelbarkeit bei der Beweiserhebung dem Beweis⸗ 
verfahren ſeine klärende Kraft und Wucht nimmt und zur Vermehrung der 
Beweiserhebungen beiträgt. Ein ſolches Verfahren ſchädigt das Anſehen der 
Rechtspflege vor allem auch deshalb aufs ſchwerſte, weil es dem wirtſchaftlich 
Stärkeren die Möglichkeit eröffnet, durch eine Art Zermürbungsſtrategie den 
Gegner lahmzulegen und ſchließlich zu einem nach Lage der Sache ungerecht⸗ 
fertigten Nachgeben zu nötigen. Es gibt vom Standpunkt einer geſunden Rechts⸗ 
pflege aus nichts Kläglicheres als den Erſchöpfungsvergleich, den die dadurch 
benachteiligte Partei nur ſchließt, weil ſie daran verzweifelt, ihr Recht in abſeh⸗ 
barer Zeit beim Gericht finden zu können. 

Wird dagegen das Verfahren nach hinreichender Vorbereitung ſo konzentriert, 
daß ſich vor dem Gericht in einem einzigen Termin die Verhandlung, Beweis⸗ 
erhebung und Schlußverhandlung abſpielt, ſo kann jeder Zweifel, der gegenüber ein⸗ 
zelnen Zeugen auftaucht, ſofort durch Rückfragen geklärt werden. Nicht die dialek⸗ 
tiſchen Künſte der Parteivertreter, ſondern der friſche Eindruck der Zeugenausſagen 
find entſcheidend; das Gericht wird der Wahrheit jo nahe als möglich gebracht, und 
ein ſolcher Termin drängt zur abſchließenden Entſcheidung. Dem Gericht wird der 
Entſchluß, überflüſſigen oder zu Verſchleppungszwecken vorgebrachten Beweis⸗ 
anträgen mit der nötigen Energie entgegenzutreten, weſentlich erleichtert. Einer 
ſolchen Verhandlung wird auch die einfachſte Partei mit lebhaftem Verſtändnis 
folgen; ſie wird ſich bei einer ihr ungünſtigen Wendung des Rechtsſtreits dem 
Eindruck von dem klaren Ergebnis der Beweisaufnahme nicht entziehen können, 
die Neigung zu unberechtigten Bekrittelungen der Zeugenausſagen und zur Häu⸗ 
fung neuer Beweisanträge wird weſentlich abnehmen. Dem Ideal, einen Prozeß 
ſo verlaufen zu laſſen, daß die unterliegende Partei die Notwendigkeit des Prozeß⸗ 
verluſtes ſelbſt einſieht, kommt man auf dieſem Wege weſentlich näher als mit 
einer auf Schriftſätzen und Protokollen aufgebauten papierenen Juſtiz. | 

8. Überhaupt kann man die Parteien zur Wahrheit nicht beſſer erziehen, als 
wenn man auf ihre Behauptungen die Beweiserhebung möglichſt unmittelbar fol⸗ 
gen läßt, denn in ſolchem Falle hat die der Lüge auf dem Fuß folgende Aufdeckung 
durch die Beweisaufnahme eine viel peinlichere, die unredliche Partei weit mehr 
bloßſtellende Wirkung, als die einer Beweiserhebung ſein kann, die erſt Wochen 
nach der Verhandlung ſtattfindet, und bei der womöglich die Verhandlung über die 
Beweiserhebung wiederum weitere Wochen ſpäter und nur auf Grund von Beweis⸗ 
protokollen, an denen ſich „trefflich deuten“ läßt, ſtattfindet. 

Es iſt bezeichnend für die vergangene Epoche, daß einſichtige Juriſten die hier 
geſchilderten hohen Werte wahrer Mündlichkeit und Unmittelbarkeit ſtets an⸗ 
erkannt haben, daß ſie aber gleichwohl die Entartung des Prozeſſes zu volksfremder 
Akten⸗ und Protokolljuſtiz als ein Schickſal hinnahmen, dem man ſich in fata⸗ 
liſtiſcher Gleichgültigkeit unterwerfen müſſe. Immer wieder hörte man, die Ver⸗ 
wirklichung des hier geſchilderten Ideals einer Prozeßführung ſei ohne eine Ver⸗ 
mehrung der Richterkräfte auf ein Vielfaches nicht durchführbar. Aber darin beſteht 
ja gerade, wie bereits betont wurde, das Weſen der nationalſozialiſtiſchen Be⸗ 
wegung, daß ſie den deutſchen Menſchen aus ſeiner Gleichgültigkeit aufrüttelt und 
zeigt, daß ein als richtig und für die deutſche Volksgemeinſchaft lebenswichtig 
erkanntes Ziel durch heroiſche Tatkraft und vollen Einſatz der Perſönlichkeit jedes 
einzelnen unter allen Umſtänden erreicht werden muß, daß wir vor allem 
auch mit brennender Scham das Unwürdige einer Rechts⸗ 
pflege empfinden, die ſich dem Volke nicht verſtändlich 
macht und das Recht gegen Verſchleppungsmanöver und 
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ſonſtige unredliche Kniffe und Schliche böswilliger Par⸗ 
teien nicht zu ſchützen vermag. So hat das Ideal wahrer Mündlichkeit 
und Unmittelbarkeit bereits begonnen, ſich in der Praxis unſerer Zivilgerichte 
durchzuſetzen und wird im Laufe der Zeit noch ganz verwirklicht werden. Ein ſehr 
anſchaulicher Beleg ſind hierfür die Aufſätze von Staud „Zahlen beweiſen“ und 
„Feſtſtellungen über die Prozeßdauer“ in der Deutſchen Juſtiz 1935 S. 371 und 737. 
Praktiſch darf dabei auch das eine nicht vergeſſen werden: Große Opfer fordert 
die Durchführung der Mündlichkeit und Unmittelbarkeit im Zivilprozeß nur für 
die Übergangszeit, in der aus früherer Zeit noch zahlreiche Termine anſtehen. Im 
Laufe der Zeit aber muß die entſchloſſene Konzentrierung der Verfahren auf eine 
nach gründlicher Vorbereitung einſetzende, den geſamten Prozeßſtoff einſchließlich 
der Beweiserhebung erſchöpfende Verhandlung zu einer ſtarken Ent⸗ 
laſtung der Gerichte führen, was ſchon jetzt in zahlreichen Berichten 
aus der Praxis beſtätigt worden iſt. Denn mit dem Fortfall der Vertagungen 
und der mit ihnen verbundenen unnötigen Komplizierung des Prozeßſtoffes wird 
die Zahl der in jeder Sitzung anſtehenden Termine ſo klein, daß für ihre 
volle Ausnützung Zeit genug iſt. Vor allem aber iſt die zu gründlichen lebendigen 
Verhandlungen nötige Zeit geringer als das Übermaß der Arbeit, die früher 
bei einem über zahlloſe Termine hingeſchleppten Prozeß von den Gerichten durch 
immer erneutes Studium endloſer Schriftſätze und Protokolle zu leiſten war. Am 
wenigſten hat ſich bisher noch die Erkenntnis durchgeſetzt, daß auch bei größeren 
Beweisaufnahmen, von ganz ſeltenen Ausnahmefällen abgeſehen, die Schluß⸗ 
verhandlung der Beweisaufnahme noch im gleichen Termin anzuſchließen iſt. 
Will man hier den Parteivertretern erſt Gelegenheit geben, das Beweisergebnis 
an der Hand der Protokolle mit den Parteien durchzuſprechen, um in einem 
ſpäteren Termin ſtatt über die lebendigen Zeugenworte über die Protokolle zu 
verhandeln, ſo wird ja, wie die vorſtehenden Ausführungen zu 7 ergeben, das 
eigentliche Weſen der Unmittelbarkeit preisgegeben. In wichtigen Fällen müſſen 
eben die Parteien, um ſofort zu den Zeugenausſagen Stellung nehmen zu können, 
den Verhandlungen beiwohnen, was ihnen auch ohne weiteres zugemutet werden 
kann, wenn ſie nicht in zahlloſen Terminen zu erſcheinen brauchen, ſondern in der 
Regel eine einzige große zuſammenfaſſende Verhandlung den Prozeß entſcheidet. 

Die größten Schwierigkeiten bereiten der Durchführung 
einer einheitlichen und voll unmittelbaren Beweisauf⸗ 
nahme Unfall⸗ und ſonſtige Schadenserſatzprozeſſe wegen 
Verletzungen des Körpers. Hier ſpielen immer noch die langen ſchrift⸗ 
lichen Gutachten der Sachverſtändigen die Hauptrolle. Die dagegen von den 
Parteien vorgebrachten Bemängelungen führen zur Vernehmung weiterer Sach— 
verſtändiger, unter Umſtänden auch zur Wiedereröffnung des Zeugenbeweiſes. 
Da bei ſolchen Verfahren die einzelnen Beweiserhebungen zeitlich weit aus= 
einanderliegen, kann ſich am Schluß das Kollegium, ſelbſt wenn es alle Zeugen 
und Sachverſtändigen ſelbſt gehört hat, ſein endgültiges Urteil nicht auf Grund 
des unmittelbaren Eindrucks von dieſen Vernehmungen, ſondern nur durch ge— 
naues Studium der ſchriftlichen Gutachten und Protokolle bilden. Zwar entſpringt 
dieſes Verfahren dem löblichen Beſtreben der Gerichte, den Sachverhalt möglichſt 
gründlich zu erforſchen. Dennoch dürften ſeine Nachteile die Vorteile weit über— 
wiegen. Nicht nur wird die endgültige Erledigung ſolcher an ſich beſonderer Beſchleu— 
nigung bedürftiger Prozeſſe (vgl. die Bem. S. 1498 oben!) ungewöhnlich lange 
verzögert, es geht auch die Unmittelbarkeit von Verhandlung und Beweis— 
erhebung verloren, was die Wahrheitsfindung erheblich erſchwert; vor allem min- 
dert ſich ſtets der Wert von Zeugenausſagen, häufig aber auch der von Feſt— 
ſtellungen der Sachverſtändigen ganz weſentlich mit dem Wachſen des zeitlichen 
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Abſtandes von den Ereigniſſen, um deren Wiedergabe und Beurteilung es ſich 
handelt. Es iſt auch ein Trugſchluß, daß man die Einwirkung eines Unfalls auf 
die Geſundheit eines Menſchen um jo genauer und ſicherer feſtſtellen kann, je 
länger man durch Vernehmung immer neuer Zeugen und Sachverſtändigen die 
Beweisaufnahme ausdehnt. Eine mathematiſche Gewißheit läßt ſich hier nicht er⸗ 
zielen. Das Gericht muß in allen Zweifelsfällen ſchließlich doch an der Hand der 
Bekundungen von Zeugen und Sachverſtändigen ſelbſt entſcheiden, welche der von 
den Parteien gegebenen widerſprechenden Darſtellungen ihm die überzeugendſte 
erſcheint. Am beſten wird das Gericht nach hinreichender Vorbereitung, zu der 
häufig das Einzelrichterverfahren unentbehrlich ſein wird, die danach geeignet er⸗ 
ſcheinenden Sachverſtändigen mit den Zeugen zur entſcheidenden mündlichen Ver⸗ 
handlung laden. Die Sachverſtändigen, die Gelegenheit gehabt haben, vorher die 
erforderlichen Unterſuchungen vorzunehmen und ihre Gutachten ſchriftlich vor⸗ 
zubereiten, werden in dieſer Verhandlung ihre Hauptaufgabe darin zu ſehen 
haben, daß fie ihr Gutachten eingehend und anſchaulich in Gegenwart der Parteien 
mündlich begründen und auf alle Bedenken alsbald eingehen. Wenn ſich das 
Gericht unter dem friſchen Eindruck ſolcher Beweiserhebung alsbald ſein Urteil 
bildet, wird es meiſt der Wahrheit viel näher kommen als bei einer allzu ängſt⸗ 
lichen Häufung von Sachverſtändigenvernehmungen, deren Würdigung ſchließlich 
im Studium langer, verwickelter ſchriftlicher Gutachten beſteht. Es wird auch die 
Gefahr vermieden, daß der Unfallverletzte, dem als eigentlicher Gegner meiſt eine 
in der Taktik ſolcher Prozeſſe beſonders erfahrene Verſicherungsgeſellſchaft gegen⸗ 
überſteht, den Prozeß nur deshalb verliert, weil mit der allzulangen Dauer das 
Beweisverfahren zu verwickelt wurde, ſein Ergebnis an Schärfe verlor, und das 
Gericht zu einem non liquet gelangte, das bei einer ſtraffen, konzentrierten voll 
unmittelbaren Beweiserhebung vermieden worden wäre. Dieſe Gefahr hatte 
ſchon die alte ZPO. erkannt und offenbar deshalb in ihrem viel zu wenig beach⸗ 
teten $ 287 ZPO. beſtimmt, das Gericht habe darüber, ob und in welcher Höhe 
ein Schaden entſtanden ſei „unter Würdigung aller Umſtände nach freier Über⸗ 
zeugung“ zu entſcheiden und den Satz angefügt: „Ob und inwieweit eine beantragte 
Beweisaufnahme oder von Amts wegen die Begutachtung durch Sachverſtändige 
anzuordnen ſei, bleibt dem Ermeſſen des Gerichts überlaſſen.“ 


9. In den vorſtehenden Ausführungen iſt bereits eines der Themen berührt, die 
für die Neugeſtaltung unſeres Prozeßverfahrens in nationalſozialiſtiſchem Geiſte 
von grundlegender Bedeutung ſind, nämlich die Frage, ob die Parteien 
berechtigt ſind, im Prozeßkampf zu lügen, alſo berechtigt ſind, be⸗ 
wußt unrichtige Behauptungen aufzuſtellen oder ihnen ungünſtige Behauptungen 
des Gegners ſelbſt dann zu beſtreiten, wenn ihnen ihre Richtigkeit bekannt iſt. 
Nichts zeigt deutlicher die falſche Grundeinſtellung des alten Prozeßrechts, als daß 
unter ſeiner Herrſchaft die Frage des Rechts zur Lüge mit allem Ernſt diskutiert 
und ſogar von bedeutenden Prozeſſualiſten bejaht werden konnte. 

In dem Augenblick, in dem man in den Mittelpunkt des Zivilprozeßrechts nicht 
mehr den Egoismus der Parteien, ſondern die Rechtsſchutzaufgabe des Staates 
ſtellt, deren Ziel die Verwirklichung der Gerechtigkeit iſt, hört das Problem auf, 
ein ſolches zu ſein. Es iſt nur die ſelbſtverſtändliche Folgerung aus unſerer neuen 
Staatsauffaſſung, wenn im Vorſpruch zu der Prozeßnovelle vom 27. Oktober 1933 
geſagt wird: 


„Keiner Partei kann geſtattet werden, das Gericht durch Unwahrheiten irre- 
zuführen... Dem Rechtsſchutz, auf den jeder Anrecht hat, entſpricht die Pflicht, 
durch redliche und ſorgfältige Prozeßführung dem Richter die Findung des Rechts 
zu erleichtern.“ 
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Dieſem Grundſatz gemäß iſt in 8 138 3PO. die Wahrheitspflicht der Parteien 
klar ausgeſprochen. 


10. Dem neuen Geiſte entſpricht es auch, daß man die hohe ethiſche Forderung der 
Wahrheitspflicht nicht durch Hinzufügung der Möglichkeit einer Verhängung von 
Ordnungsſtrafen gegen lügenhafte Parteien verkleinlicht hat. Die freiwillige ſee⸗ 
liſche Umſtellung des deutſchen Menſchen auf die neue Anſchauungsweiſe iſt das, 
was der neue Staat anſtrebt. Hinzukommt, daß infolge der im Geſetz ($ 138 Ab}. 1) 
klar ausgeſprochenen Forderung der Wahrheitspflicht die Rechtsanwälte ſchon durch 
ihre Standespflicht genötigt ſind, ihr zu genügen und die Parteien ſelbſt zu ihrer 
Erfüllung anzuhalten, auch iſt ſchon erwähnt, daß ein wahrhaft mündliches und 
unmittelbares Verfahren die Durchſetzung der Wahrheitspflicht noch bedeutſam 
fördern wird. 

Weſentlich zur Durchſetzung der Wahrheit im Zivilprozeß muß endlich auch die 
Umgeſtaltung des alten Eidesbeweis verfahrens zur Partei⸗ 
vernehmung beitragen. Auch bei dieſer wichtigen Anderung der Novelle vom 
27. Oktober 1933 handelt es ſich um eine aus unſeren neuen Anſchauungen ſich 
zwangsläufig ergebende Folgerung. Denn der alte Eidesbeweis, bei dem das 
Beweisthema in eine knappe, von dem Schwurpflichtigen zu bekräftigende Formel 
zuſammengefaßt wurde, Eideszuſchiebung, Zurückſchiebung und Eidesverweigerung 
mit einem ganzen Geſtrüpp von Formalien umgeben waren und die freie Beweis⸗ 
würdigung zugunſten formeller Bindungen des Gerichts ganz ausgeſchaltet wurde, 
war ein foſſiler Überreſt mittelalterlicher Anſchauungen. Dieſe Beweisform ließ 
ſich nur zu leicht von geriſſenen und gewiſſenloſen Parteien mißbrauchen. Will 
man Ernſt damit machen, daß Wahrheit und Ehrlichkeit in den Prozeß einziehen, dag 
Richter und Parteien in gemeinſamer Arbeit zur vollen Sachaufklärung mitwirken 
ſollen, ſo muß die freie Beweiswürdigung reſtlos durchgeführt werden. Es darf nicht 
mehr jein, daß durch Abſchwören einer kurzen Eidesformel eine Partei den Prozeß 
gewinnt, obwohl ihr, wenn ſie ausführlich wie ein Zeuge vernommen worden wäre, 
das Gericht niemals Glauben geſchenkt hätte. Die Wiſſenſchaft der Parteien von 
dem ſtreitigen Sachverhalt iſt deshalb ſeit dem 1. Januar 1934 im Prozeß nur 
noch in der Weiſe zu verwerten, daß ſie wie Zeugen eingehend zur Sache vernom⸗ 
men werden, wobei ähnlich wie es jetzt auch Zeugen gegenüber vorgeſehen iſt, das 
Gericht nach eigenem Ermeſſen darüber befindet, ob es die Beeidigung der Aus⸗ 
ſagen für erforderlich erachtet. Es ordnet nämlich die Beeidigung der Parteiaus⸗ 
ſagen nur an, wenn das Ergebnis der unbeeidigten Ausſage einer Partei nicht 
ausreicht, um das Gericht von der Wahrheit oder Unwahrheit der zu erweiſenden 
Tatſache zu überzeugen. In jedem Fall wird nicht nur das Ergebnis der Ausſage 
vom Gericht frei gewürdigt, ſondern auch die Bewertung der Weigerung einer Partei. 
ſich vernehmen zu laſſen, oder ihres Ausbleibens im Vernehmungstermin unterliegt 
freier Beweiswürdigung. Alle dieſe Vorſchriften enthalten eine ſtarke Annäherung 
an die öſterreichiſche Prozeßordnung, die von vornherein die Parteivernehmung 
eingeführt hatte. Der Hauptunterſchied des neuen deutſchen vom öſterreichiſchen 
Recht beſteht darin, daß das deutſche Recht im Gegenſatz zum öſterreichiſchen die 
Parteivernehmung als Beweismittel in der Hand der Parteien betrachtet, derart, 
daß die beweispflichtige Partei nicht ihre eigene Vernehmung, ſondern nur die 
Vernehmung ihres Gegners beantragen kann, während die öſterreichiſche Partei⸗ 
vernehmung von der Beweislaſtfrage unabhängig iſt und in aller Regel zur Ver⸗ 
nehmung beider Parteien führt. Im neuen deutſchen Recht kann freilich das Gericht 
auch unabhängig von Parteianträgen unter denſelben Vorausſetzungen, unter 
denen früher der richterliche Eid in Frage kam (nämlich wenn das Ergebnis der 
Verhandlungen und einer etwaigen Beweisaufnahme nicht ausreicht, um ſeine 
Überzeugung von der Wahrheit oder Unwahrheit einer zu erweiſenden Tatſache zu 
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begründen) die Vernehmung einer Partei oder beider Parteien über die Tatſache 
anordnen (8 448 ZPO.). Dadurch iſt das Gericht in allen Fällen, in denen eine 
Partei auf Verlangen ihres Gegners vernommen wird, in der Lage, auch dieſen 
Gegner zu vernehmen, ſofern ihm die Vernehmung nur der einen Partei zur 
Bildung ſeiner Überzeugung nicht auszureichen ſcheint. Immer wenn es zur Ver⸗ 
nehmung beider Parteien kommt und das Gericht eine Beeidigung für erforderlich 
erachtet, darf — wie auch im öſterreichiſchen Recht — die Beeidigung nur von einer 
Partei gefordert werden. 

11. Mit der vorſtehenden Darſtellung dürften die wichtigſten Verfahrenspro⸗ 
bleme, deren Löſung durch unſere neue Staatsauffaſſung entſcheidend beeinflußt 
wird, erſchöpft ſein. Es bleibt nur noch übrig, zu drei wichtigen Fragen Stellung 
zu nehmen: 

Die erſte Frage iſt das Güteproblem. Auf den erſten Blick könnte die 
Meinung entſtehen, als ſei der Gütegedanke ein Ausdruck ſchwächlicher Rechtsauf⸗ 
faſſung, geeignet, den hohen ethiſchen Wert des Kampfes um das Recht in den 
Hintergrund zu drängen und als ſei er deshalb von unſerer neuen Weltanſchauung 
abzulehnen. Gegen eine ſolche Annahme ſpricht aber ſchon die Tatſache, daß es fi 
beim Gütegedanken um altes deutſches Rechtsgut handelt; war doch im alten 
deutſchen Recht das „Verfahren mit Minne“ die regelmäßige Prozeßeinleitung und 
war ferner nach Brunners Forſchungen das Urteil urſprünglich nicht anderes als 
ein den Parteien aufgezwungener Sühnevertrag. In den auf deutſchrechtlicher 
Grundlage aufgebauten Landesgeſetzen hatte ſich der Gütegedanke auch bis zur 
neueren Zeit erhalten und iſt erſt durch die viel zu ſtark von fremdländiſchen Ge⸗ 
danken beherrſchte ZPO. von 1877 völlig verſchüttet worden. (Näheres hierüber bei 
Schwartz: 400 Jahre deutſcher Zivilprozeßgeſetzgebung, S. 389 ff.) Der wertvolle 
Gedanke des Kampfes ums Recht wird durch den Gütegedanken auch in keiner Weiſe 
beeinträchtigt, denn beide liegen auf zwei verſchiedenen Ebenen. Der Kampf iſt 
überall angezeigt, wo mit dem Recht des Verletzten auch ſeine Perſon angegriffen 
wird, insbeſondere wo ſein Recht grundſätzlich beſtritten oder gar böswillig verletzt 
wird. Hier kann ſchon nach geltendem Recht vom Güteverfahren abgeſehen werden. 
So liegt aber nur ein kleiner Teil der bürgerlichen Streitigkeiten, bei den meiſten 
handelt es ſich darum, daß die an ſich berechtigten Intereſſen beider Parteien in 
Widerſpruch geraten. Hier iſt oft ein verſtändiger Ausgleich die weit beſſere Löſung 
als eine nach erbittertem Kampfe getroffene gerichtliche Entſcheidung. Hier ſetzt 
die Güte Rechtshygiene an Stelle von Rechtschirurgie und iſt die zweckmäßigſte, ein⸗ 
fachſte, am eheſten beide Streitteile befriedigende Löſung. Das gute alte deutſche 
Wort: „Vergleich ſühnt, Urteil ſcheidet“, hat auch heute ſeinen vollen Wert. 

Hält man am Gütegedanken feſt, ſo iſt es auch angebracht, das Güteverfahren bei 
den Gerichten zu belaſſen, da ein geſundes Güteverfahren nicht darauf hinaus⸗ 
laufen darf, daß durch gutes Zureden beide Parteien bewogen werden, möglichſt 
gleichviel nachzugeben, vielmehr der Gütevorſchlag nur von dem erfahrenen Richter 
nach ſorgfältiger Erörterung und Prüfung der geſamten Sachlage und nur im 
Sinne der wirklich gerechten Löſung gemacht werden darf. Vor allem ſpricht für 
das gerichtliche Güteverfahren, daß es auch beim Mißlingen des Güteverſuchs nicht 
zu einer Prozeßverzögerung werden darf, ſondern in dieſem Falle zu einer gründe 
lichen Vorbereitung der Streitverhandlung und ſomit zur Sicherung einer be- 
ſchleunigten Prozeßerledigung verwertet werden muß. 5 

Das ſchließt natürlich nicht aus, daß ſtändiſche Gliederungen auch ihrerfeits . 
bemüht ſind, für die gütliche Erledigung von Streitigkeiten der Standesgenoſſen 
zu ſorgen. Solche ſtändiſche Güteeinrichtungen können aber, wenn nicht die ftaat- 
liche Rechtspflege unterhöhlt und damit die ſtaatliche Autorität beeinträchtigt 
werden ſoll, das gerichtliche Güteverfahren nicht verdrängen. Es empfiehlt ſich be— 
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ſonders, bei ihnen von jedem Erſcheinenszwang abzuſehen und ebenfo wie im 
gerichtlichen Güteverfahren jeden Druck auf die Parteien zum Abſchluß eines Ver⸗ 
gleichs, den ſie nicht ſelbſt als angemeſſene Löſung empfinden, ſtreng zu vermeiden. 
Eine Löſung von Streitigkeiten, der ſich die Parteien nicht in voller Freiheit unter⸗ 
werfen, ſollte nur durch gerichtliches Urteil gegeben werden. 

12. Die zweite noch zu behandelnde Frage betrifft: Die Geſtaltung des 
Berufungs verfahrens. Hier find zwei extreme Löſungen möglich, die aus 
der hiſtoriſchen Entwicklung des römiſchen Prozeſſes zu erklärende, in unſere alte 
Zivilprozeßordnung übernommene freie Berufung, die zu einem ganz neuen Ver⸗ 
fahren (novum judicium) führt und den Parteien geſtattet, in beliebigem Umfang 
neue Tatſachen und Beweismittel anzuführen. Die entgegengeſetzte Löſung iſt die 
aus germaniſcher Rechtsquelle erwachſene beſchränkte Berufung (Urteilsſchelte), die 
in einzelnen ſchweizeriſchen Kantonen und in voller Reinheit in Sſterreich gilt, fie 
bedeutet nur eine Nachprüfung der erſten Entſcheidung nach der tatſächlichen und 
rechtlichen Seite und ſchließt das Vorbringen neuer Tatſachen und Beweismittel 
aus. Dem Ziele nach unterſcheiden ſich beide Berufungsarten darin, daß die freie 
Berufung nicht nur Fehler, die das Gericht erſter Inſtanz gemacht hat, verbeſſern, 
ſondern zugleich auch den Parteien Gelegenheit geben ſoll, die eigenen Fehler, die 
fie im erſtinſtanzlichen Verfahren, insbeſondere durch nachläſſige Vorbereitung, 
unvollſtändiges oder mangelhaftes Vorbringen ihrer Behauptungen und Beweis⸗ 
mittel, begangen haben, wiedergutzumachen. 

Der Anterſchied in der praktiſchen Wirkung der beiden Berufungsarten liegt auf 
der Hand. Die freie Berufung muß allen Beſtrebungen nach ſtraffer Konzentrie⸗ 
rung des Verfahrens und nach der allein damit zu erreichenden lebendigen Münd⸗ 
lichkeit und Unmittelbarkeit entgegenwirken. Denn die umſichtige, entſchloſſene 
und erſchöpfende Vorbereitung der mündlichen Verhandlung erfordert eine ſtarke, 
hingebende Willensanſpannung, bei der die Parteien und ihre Vertreter nur zu 
leicht verſagen, wenn ſie die Gewähr haben, daß ſie das in erſter Inſtanz Verſäumte 
in der Berufungsinſtanz jederzeit nachholen können. Ja, eine Partei hebt ſich 
unter ſolchem Recht gern beſtimmte Behauptungen aus prozeßtaktiſchen Gründen 
für die Berufungsinſtanz auf. So hat ſich in der Prozeßgeſchichte ſtets gezeigt, daß 
unter der Herrſchaft der freien Berufung der Schwerpunkt des Prozeſſes in die 
zweite Inſtanz verlegt und der erſte Rechtszug vielfach zu einer bloßen Verſuchs⸗ 
ſtation herabgewürdigt wurde. 

Daß ſolche Zuſtände alles andere als geſund und mit den Zielen, die ſich der 
neue Staat für die Geſtaltung ſeiner bürgerlichen Rechtspflege ſtecken muß, unver⸗ 
einbar ſind, bedarf keiner Erörterung. Die für eine volksnahe Rechtspflege unerläß⸗ 
liche Mündlichkeit und Unmittelbarkeit und die mit ihnen erſtrebte umfaſſende 
Sachaufklärung ſind in vollem Umfang nur in der erſten Inſtanz zu erzielen, die 
den Vorgängen räumlich und zeitlich weit näher ſteht als die zweite, und auch hier 
ſetzt ein voller Erfolg ſelbſtverſtändlich voraus, daß die Parteien mit allem Eifer um 
eine gründliche, erſchöpfende Sachaufklärung bemüht ſind. Dieſe Mühe werden ſie 
um ſo williger aufwenden, je geringer die Ausſicht iſt, daß ſie Verſäumtes in der 
zweiten Inſtanz nachholen können. Von dieſem Geſichtspunkt aus wäre die beſchränkte 
Berufung der öſterreichiſchen Prozeßordnung, die neues Vorbringen in der 
Berufungsinſtanz ſchlechthin ausſchließt, die beſte Löſung. Denn dieſe Maßnahme 
trägt den Hauptanteil an der in Sſterreich erreichten ſtarken Prozeßbeſchleunigung, 
nötigt fie doch die Parteien, die nicht wiſſen können, wann das Gericht zum Spruch 
kommt, ſchon in erſter Inſtanz alle Behauptungen und Beweismittel ſo ſchnell als 
möglich dem Gericht erſchöpfend zu unterbreiten. Gleichwohl hat ſich die deutſche 
Geſetzgebung zur Einführung der freien Berufung deshalb nicht entſchließen können, 
weil die geſchichtliche Entwicklung bei uns den Gedanken der freien Berufung im 
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Volksbewußtſein jo feſt eingebürgert hat, daß ſeine völlige Preisgabe auch heute noch 
bedenklich erſcheint. Um ſo mehr iſt bei der Novellengeſetzgebung Bedacht genommen, 
mißbräuchlicher Anwendung des Rechts zum Vorbringen neuer Tatſachen entgegen⸗ 
zutreten. Dies geſchah in der Novelle von 1924 einmal dadurch, daß das Berufungs⸗ 
gericht neues Vorbringen einer Partei, das aus Verſchleppungsabſicht oder grober 
Nachläſſigkeit nicht ſchon in erſter Inſtanz gebracht war, zurückweiſen konnte. Ferner 
aber wurde die Berufungsbegründung eingeführt, in der der Berufungskläger alle 
neuen Tatſachen und Beweismittel, deren er ji zur Stützung feiner Berufung 
bedienen wollte, bei Gefahr des Ausſchluſſes vollſtändig anzuführen hatte. Die 
letzte Verfahrensnovelle vom 27. Oktober 1933 hat dieſe Maßnahmen noch erheb⸗ 
lich verſchärft. Die Zurückweiſung des aus Böswilligkeit oder grober Nachläſſigkeit 
in zweiter Inſtanz nachgeſchleppten neuen Vorbringens ſteht nicht mehr im freien 
Ermeſſen des Berufungsgerichts. Dieſes darf vielmehr neues Vorbringen nur 
zulaſſen, wenn es die Überzeugung gewinnt, daß die Unterlaſſung dieſes Vor⸗ 
bringens in erſter Inſtanz weder auf Verſchleppungsabſicht noch auf grober Nach⸗ 
läſſigkeit beruht. 

13. In Zuſammenhang hiermit ſteht noch eine Verſchärfung der Berufungs⸗ 
begründungspflicht. In die Berufungsbegründung ſind jetzt nicht nur die etwa 
zuläſſigerweiſe noch vorzubringenden neuen Tatſachen und Beweismittel bei Strafe 
des Ausſchluſſes aufzunehmen, ſondern auch wenn neue Tatſachen und Beweis⸗ 
mittel nicht vorgebracht werden ſollen, muß die Berufungsbegründung im einzelnen 
hervorheben, aus welchen Gründen das erſte Urteil angefochten wird. Sogenannte 
Formalbegründungen, die ſich auf die allgemeine Redensart, die Rechtsauffaſſung 
des erſten Urteils iſt verfehlt, oder die Beweiswürdigung iſt unrichtig, beſchränken, 
genügen nicht, es muß im einzelnen dargelegt werden, worin der Redtsirrtum 
beſteht, oder in welchen Punkten und aus welchen Erwägungen die Beweiswürdi⸗ 
gung bemängelt wird. 

Früher haben ſich die Richter aus Scheu, daß im Einzelfalle das materielle 
Recht der Partei verletzt werden könnte, nur ungern entſchloſſen, von dem Recht, 
grob ſchuldhaft nachgeſchlepptes Vorbringen zurückzuweiſen, Gebrauch zu machen. 
Das zeigte ſich namentlich auch im Berufsverfahren. Im Sinne unſerer neuen 
grundſätzlichen Anſchauungen wird aber eine ſtrenge Praxis am Platze ſein. Denn 
wichtiger als das Individualintereſſe der einzelnen nachläſſigen Partei iſt das 
Intereſſe an der Geſundung unſeres Prozeßweſens, zu der die Ausrottung jeder 
Art von Prozeßverſchleppung unerläßlich iſt. Redliche Parteien werden ſich auf 
eine ſtrenge Handhabung der Zurückweiſungsvorſchriften auch ohne weiteres ein⸗ 
ſtellen und durch die ja nur gegen böswillige oder grob nachläſſige Elemente ge⸗ 
richteten Zurückweiſungsmaßnahmen keinen Schaden erleiden. 

14. Eine dritte, nicht minder wichtige Frage betrifft das Problem der 
Schiedsgerichte. Einem autoritären Staat kann eine ſolche Privatgerichts⸗ 
barkeit, deren Sprüche er unter Einſatz ſeiner Machtmittel zu vollſtrecken hat, nicht 
erwünſcht ſein. Aber an eine Abſchaffung der Schiedsgerichtsbarkeit wird man ſchon 
unſerer internationalen Beziehungen wegen nicht denken können. Denn manchen 
Ländern gegenüber erſcheint die Einrichtung internationaler Schiedsgerichte 
unentbehrlich, es ſei nur an das in den deutſch-ruſſiſchen Verträgen vom 12. Oktober 
1925 enthaltene „Abkommen über Schiedsgerichte in Handelsſachen und anderen 
bürgerlichen Angelegenheiten“ erinnert. Auf der anderen Seite mußte aber miß— 
bräuchlicher Anwendung der Schiedsgerichte mit aller Energie entgegengetreten 
werden. Vor allem mußte verhütet werden, daß der wirtſchaftlich Schwächere von 
dem Stärkeren unter Ausnützung ſeiner Überlegenheit zur Unterwerfung unter 
ein Schiedsgericht genötigt wird, das nach ſeiner Einrichtung und Zuſammenſetzung 
keine Sicherheit für volle Unparteilichkeit bietet. Derartige unter Druck abgeſchloſ— 
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jene Schiedsverträge find deshalb nichtig, ihren Sprüchen iſt von Amts wegen die 
Vollſtreckung zu verſagen ($ 1025 Abſ. 2, 1042 Ab. 2 ZPO. in neueſter Faſſung). 
Aus ähnlichen Erwägungen ſind Schiedsverträge nichtig, die nicht in einer nur die 
Schiedsabrede enthaltenden beſonderen Urkunde niedergelegt, ſondern in die Be⸗ 
dingungen eines anderen Vertrags, z. B. Kauf-, Geſellſchaftsvertrags uſw. auf⸗ 
genommen jind; eine Ausnahme gilt hier nur für Verträge unter Vollkaufleuten 
(S 1027). Aus dieſen Grundgedanken ergibt ſich auch die Stellungnahme zu den 
von ſtändiſchen Gliederungen oder ähnlichen Organiſationen eingerichteten Schieds⸗ 
gerichten. Solche Gerichte gefährden die Autorität des Staates, wenn ſie beſtimmt 
ſind, ganze Rechtsgebiete den ſtaatlichen Gerichten zu entziehen. Sie ſind dagegen 
zweckmäßig, wenn ſie ſich auf beſtimmte wirtſchaftliche Sonderfragen beſchränken, 
die nur von Richtern mit Spezialſachkunde richtig entſchieden werden können und 
anderſeits nicht ſo häufig und allgemein vorkommen, daß bei den Gerichten die 
Errichtung von Spezialabteilungen oder Kammern für ſolche Fragen in Erwägung 
gezogen werden könnte. Vor allem muß aber bei ſolchen ſchiedsgerichtlichen Ein⸗ 
richtungen ebenſo wie bei gewöhnlichen Schiedsgerichten ſtreng vermieden werden, 
daß den Parteien der Zugang zu den ſtaatlichen Gerichten wider ihren Willen 
verſperrt wird, ſie nämlich unter dem Zwang der Standesdiſziplin oder einem 
ſonſtigen Druck zum Abſchluß von Schiedsverträgen veranlaßt werden. 


III. Das Vollſtreckungs verfahren 


1. Iſt im vorhergehenden gezeigt, wie ſtark die Weltanſchauung und die aus ihr 
hervorgehende rechts⸗ und wirtſchaftspolitiſche Anſchauung einer Zeit auf die 
Geſtaltung des Verfahrensrechts im Zivilprozeß einwirken muß, ſo iſt es nicht 
anders mit dem Recht der Zwangsvollſtreckung. Auch dieſes iſt weit mehr als eine 
rein techniſche formale Ordnung, auch hier iſt die weltanſchauliche und ſtaats⸗ 
politiſche Einſtellung des Geſetzgebers von entſcheidender Bedeutung. 

Das zeigte ſich deutlich an dem unbeſtreitbaren Verſagen unſeres alten Voll⸗ 
ſtreckungsrechts in allen Zeiten wirtſchaftlicher Not, die ja gerade der Prüfſtein 
für den Wert einer Vollſtreckungsordnung ſind. Das Vollſtreckungsrecht der alten 
ZPO. war genau wie das Verfahrensrecht egozentriſch ausgerichtet. Die Durch- 
führung der Vollſtreckung war reine Partei angelegenheit. 
Die Rechte des Gläubigers und die Gegenrechte des Schuldners waren genau ab» 
gegrenzt; das Gericht konnte nur eingreifen, wo eine Partei dieſe Rechte verletzte. 
Innerhalb der geſetzlichen Grenzen aber konnte jede Partei ihre Befugniſſe rück- 
ſichtslos ausnützen, ohne daß das Gericht die Möglichkeit hatte, regelnd und 
ordnend einzugreifen. Schuldnerſchutz z. B. wurde nur dadurch gewährt, daß ein 
kleiner Kreis völlig unentbehrlicher Gegenſtände dem Schuldner belaſſen werden 
mußte, ein beſtimmter Minimalbetrag des Arbeitslohnes oder Gehalts des 
Schuldners der Pfändung entzogen war. Wurden dieſe Grenzen eingehalten, ſo war 
es gleichgültig, ob der Vollſtreckungszugriff die wirtſchaftliche Exiſtenz des 
Schuldners vernichtete. Selbſt wenn klar war, daß der Schuldner bei Bewilligung 
angemeſſener Raten den Gläubiger voll befriedigen konnte, hing es ganz vom guten 
Willen des Gläubigers ab, ob er ſich auf dieſe Regelung einließ oder ſtatt deſſen 
durch ſofortige Durchführung der Vollſtreckung den Schuldner zum Bettler machte. 
Einige für den Geiſt des alten Vollſtreckungsrechts beſonders bezeichnende Bei— 
ſpiele ſeien hier hervorgehoben. Bei der Lohnpfändung wurde die Pfändungs⸗ 
grenze von RM. 125 ganz ſtarr feſtgeſetzt ohne Rückſicht darauf, ob der Schuldner 
nur für ſich ſelbſt oder für eine große Familie zu ſorgen hatte, ſo daß ein Ange— 
ſtellter mit höherem Einkommen, der Frau und Kinder zu ernähren hatte, im 
Falle einer Gehaltspfändung jo gut wie vor dem Nichts ſtand. (Nur für Beamte 
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war vorgeſehen, daß von dem die Pfändungsgrenze überſteigenden Gehaltsteil 
noch zwei Drittel dem Schuldner zu belaſſen waren.) Bei der Pfändung auf Grund 
von Unterhaltsforderungen einer Ehefrau oder eines Verwandten konnte das 
Gehalt ſogar reſtlos gepfändet werden, und zwar galt das auch für Rückſtände, jo 
daß ein längere Zeit arbeitsloſer Schuldner, wenn er endlich Arbeit erlangt hatte; 
ſelbſt bei hohem Gehalt zunächſt nur für den Unterhaltsgläubiger arbeitete, bis 
alle Rückſtände getilgt waren. — Wurde ein Grundſtück wegen einer auf ihm ein⸗ 
getragenen Forderung zur Verſteigerung gebracht und erwarb es der Gläubiger 
wegen der gerade herrſchenden ungünſtigen Konjunktur für ein Gebot, das nur 
die vorgehenden Laſten deckte, obwohl der Wert des Grundſtücks weit höher war, 
ſo verblieb ihm die durch den Verſteigerungserlös ungedeckt gebliebene perſönliche 
Forderung gegen den Schuldner und er konnte ſie von ihm, ſobald er wieder zu 
Geld kam, beitreiben. Das galt ſelbſt dann, wenn es dem Gläubiger inzwiſchen 
gelungen war, das Grundſtück zu einem Preiſe zu verkaufen, der den ehemals von 
ihm gebotenen Betrag ſo weit überſtieg, daß ſeine Forderung nachträglich voll 
gedeckt wurde. — Der Gläubiger, für deſſen Forderung der Verſuch der Mobiliar⸗ 
vollſtreckung erfolglos verlaufen war, hatte das ſchrankenloſe Recht, vom Schuldner 
die mit ſtärkſter diffamierender Wirkung verbundene Leiſtung des Offenbarungs⸗ 
eides zu fordern, ohne Rückſicht darauf, ob es ſich um einen böswilligen Schuldner 
handelte, bei dem damit gerechnet werden konnte, daß er Vermögensſtücke ver⸗ 
heimlichte, oder um einen armen Teufel, von dem ohne weiteres erwartet werden 
konnte, daß er bei Beſſerung ſeiner Lage freiwillig bezahlen würde. Mit anderen 
Worten, für das Recht des Gläubigers, den Offenbarungseid zu fordern, war es 
völlig gleichgültig, ob er mit dieſem Antrag berechtigte Intereſſen wahren oder 
nur für den Verluſt ſeines Geldes Rache üben wollte. 


2. Die Folge dieſes zwiſchen gutwilligen und böswilligen Schuldnern, zwiſchen 
unnötig rückſichtsloſen und um ihr gutes Recht kämpfenden Gläubigern in keiner 
Weiſe unterſcheidenden, alſo Ethik und wirtſchaftliche Vernunft in den Hinter⸗ 
grund drängenden Vollſtreckungsrechts war nun keineswegs ein ſicherer Erfolg 
der Vollſtreckung. Böswilligen und geriſſenen Schuldnern gegenüber verſagte ſie 
vielmehr völlig. Dieſe verſtanden es, den fehlenden legalen Vollſtreckungsſchutz 
durch geſchickte Ausnutzung aller Behelfe zu erſetzen. Sie zogen zunächſt den Pro⸗ 
seh durch die im alten Prozeßrecht ihnen zahlreich zu Gebote ſtehenden Ver⸗ 
ſchleppungsmanöver endlos hin, und wenn endlich die Vollſtreckung beginnen konnte, 
wurde der Gläubiger zunächſt durch Interventionsprozeſſe Dritter, an die ſie ihre 
Habe verſchoben hatten, mürbe gemacht, da regelmäßig bis zum rechtskräftigen 
Abſchluß ſolcher Prozeſſe die Vollſtreckung eingeſtellt wurde. Auch dem Offen⸗ 
barungseid verſtanden ſich böswillige Schuldner durch Ausnützung des ihnen ein⸗ 
geräumten Widerſpruchsrechts, ferner durch andere Mittel, z. B. Wohnungswechſel, 
Krankheitsatteſte u. dgl. ſolange als möglich zu entziehen, und kam es doch zum 
Eide, ſo hatten ſie bis dahin etwa noch vorhanden geweſene Forderungen längſt 
eingezogen. Der Härte des Lohnpfändungsrechts fielen ebenfalls nur ehrliche 
Schuldner zum Opfer, böswillige entzogen ſich ihr durch die bekannten Lohn⸗ 
ſchiebungen, denen die Gerichte, insbeſondere das Reichsgericht nur völlig unzu⸗ 
reichend zu begegnen wußten: Entweder vereinbarten ſie, was das Reichsgericht 
und das Reichsarbeitsgericht bis in die neueſte Zeit grundſätzlich für zuläſſig 
hielten, mit ihrem Arbeitgeber, daß ihnen nur ein die Pfändungsgrenze nicht über⸗ 
ſteigender Teil perſönlich ausgezahlt wurde, der Reſt aber ihrer Frau unmittelbar 
zuſtehen ſollte, oder der Schuldner arbeitete bei einem Angehörigen, ohne einen 
Arbeitsvertrag abzuſchließen „rein familienrechtlich“ nur für Gewährung freien 
Unterhalts. Solche Schiebernaturen machten Schule und wurden beſtimmend für 
die Schuldnermoral, ſo daß die Schiebungen mit der Zeit immer gebräuchlicher 
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wurden. Die Vollſtreckung wurde damit zu einem Geſchicklichkeitskampf zwiſchen 
Gläubiger und Schuldner, in dem nicht Recht und wirtſchaftliche Vernunft, ſondern 
ſkrupelloſe Ausnutzung aller juriſtiſchen Kniffe und Schliche den Sieg entſchieden. 

3. Soll all dies grundlegend anders werden, ſoll auch in der Zwangsvollſtreckung 
Recht und Ehrlichkeit walten, ſo muß auch im Vollſtreckungsrecht das 
Intereſſe der Volksgemeinſchaft und der Rechtsſchutzgedanke 
im Vordergrund ſtehen. Der Staat hat dafür zu ſorgen, daß die Urteile 
ſeiner Gerichte zur Ausführung gelangen. Dabei muß aber zwiſchen gutwilligen 
und böswilligen Schuldnern unterſchieden werden. Wie es einerſeits die Würde 
des Rechts erfordert, daß ihm ein böswilliger Schuldner nicht ein Schnippchen 
ſchlagen kann, vielmehr mit aller Schnelligkeit und Strenge gegen ihn durch⸗ 
gegriffen wird, ſo iſt es andererſeits mit dem Gedanken der Volksgemeinſchaft unver⸗ 
einbar, daß ein unverſchuldet in Not geratener Volksgenoſſe durch einen hart⸗ 
herzigen Gläubiger, der bei verſtändiger Nachſicht in abſehbarer Zeit in Güte 
befriedigt werden könnte, zum Zuſammenbruch getrieben wird und ſeine Habe zu 
einem Preiſe verſchleudert ſehen muß, der die Forderung des Gläubigers unter 
Umſtänden nicht entfernt deckt, ſo daß er, wenn es ihm gelingen ſollte, wieder zu 
Erwerb zu kommen, immer neuen Vollſtreckungen ausgeſetzt ſein würde. 

Daraus ergibt ſich zugleich, daß für den neuen Staat das Problem nicht ſo 
lautet, wie es früher oft geſtellt war: Gläubigerſchutz oder Schuldnerihug? Man 
muß die Aufgabe vielmehr, beide Ziele zuſammenfaſſend, ſo ſtellen: Wie kann die 
Vollſtreckung geſtaltet werden, um mit der für die. Würde und Sicherheit des Rechts 
notwendigen Strenge und Energie die im Intereſſe unſerer Volkswirtſchaft not⸗ 
wendige Rückſicht auf gutwillige, einer wirtſchaftlichen Wiederaufrichtung fähige 
und würdige Schuldner zu verbinden? 

In dieſer Richtung hat ſich die neuere Vollſtreckungsgeſetzgebung planmäßig 
bewegt, und zwar finden wir die erſten Anſätze ähnlich wie bei der Verfahrens⸗ 
reform ſchon in früherer Zeit. So hat z. B. die VO. über Lohnpfändung vom 
25. Juni 1919 (RGBl. S. 589) in der Faſſung des Geſetzes vom 10. Auguſt 1920 
(RGBl. S. 1572) bereits dafür Sorge getragen, daß dem Lohnempfänger außer 
ſeinem abſolut unpfändbaren Gehaltsteil noch ein Drittel des Mehrbetrages pfand⸗ 
frei blieb, und daß ſich dieſer Freiteil für jeden Angehörigen, dem der Schuldner 
Unterhalt zu gewähren hat, noch um ein Sechſtel bis zum Höchſtbetrage von zwei 
Drittel erhöht. Damit wurde nicht nur im Gegenſatz zum alten Recht die ſoziale 
Lage des Schuldners berückſichtigt, ſondern ihm auch das niederdrückende Bewußt⸗ 
ſein genommen, ſoweit er über die Pfändungsgrenze hinaus verdiente, nur noch 
für den Gläubiger zu arbeiten. 

Weſentlich weitergreifend ſind ſchon die in der Reichspräſidentenverordnung vom 
8. Dezember 1931 (RGBl. I S. 699) angebahnten, im Dritten Reich weſentlich 
weiter⸗ und umgebildeten Vollſtreckungsſchutzmaßnahmen, deren wichtigſte in der 
Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiete der Zwangsvollſtreckung vom 
26. Mai 1933 zuſammengefaßt ſind, neben der (von den Oſthilfemaßnahmen und 
dem Geſetz über Vollſtreckungsſchutz für die Binnenſchiffahrt abgeſehen) haupt⸗ 
ſächlich noch das Geſetz zur Regelung der landwirtſchaftlichen Schuldverhältniſſe 
vom 1. Juni 1933 (RGBl. I S. 331) nebſt feinen Durchführungsverordnungen 
zu erwähnen iſt. Auf das Erbhofgeſetz iſt in dieſem Zuſammenhang nicht näher 
einzugehen, da das in ihm enthaltene Verbot der Verſteigerung von Erbhöfen 
nicht ſo ſehr den einzelnen Schuldner ſchützen, als vielmehr der beſonderen ethiſchen 
und volkswirtſchaftlichen Bedeutung des Erbhofs, der auch zu ſeiner grundſätzlichen 
Unveräußerlichkeit geführt hat, gerecht werden will. 

Als beſonders wichtig iſt aus dieſen Geſetzen hervorzuheben, daß fie Grund: 
ſtückseigentümer, die ſanierungsfähig und ſanierungswürdig ſind, in den Grenzen 
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des dem Gläubiger vernünftigerweiſe Zumutbaren gegen Zwangsverſteigerung 
ſichern. Ferner wurde durch Einführung eines Mindeſtgebots in der Zwangs⸗ 
verſteigerung der Verſchleuderung von Grundſtücken entgegengewirkt und vor allem 
zur Beſeitigung des zuvor geſchilderten Unrechts vorgeſehen, daß ein Gläubiger, 
der das Grundſtück für ein das Mindeſtgebot von 10 des Grundſtückswerts nicht 
erreichendes Gebot erworben hat, inſoweit aus dem Grundſtück befriedigt gilt, als 
ſein Anſpruch bei einem das Mindeſtgebot erreichenden Gebot zur Hebung gelangt 
wäre. $ 19 d der VO. vom 26. Mai 1933 legt ferner die Entſcheidung darüber, ob 
ein Schuldner den Offenbarungseid mit ſeinen entehrenden Folgen zu leiſten hat, 
aus der Hand des Gläubigers in die des Gerichts. In der Regel kann der Schuldner 
die Eidesleiſtung abwenden, wenn er ein Vermögensverzeichnis mit der Ver⸗ 
ſicherung einreicht, daß er nach beſtem Wiſſen ſein Vermögen ſo vollſtändig an⸗ 
gegeben habe, als er dazu imſtande ſei. Dem Antrag des Gläubigers auf Eides⸗ 
leiſtung iſt ſolcher Vermögenserklärung des Schuldners gegenüber nur ſtattzugeben, 
wenn ein berechtigter Grund zu einem derartigen Verlangen beſteht, nämlich die 
Eidesleiſtung „zur Herbeiführung einer wahrheitsgemäßen Angabe des Vermögens 
notwendig erſcheint“. Daneben enthielt die VO. vom 26. Mai 1933 noch Schutz⸗ 
vorſchriften gegen Mobiliarpfändung, die indeſſen durch das neueſte Zwangs⸗ 
vollſtreckungsteilgeſetz (vom 24. Oktober 1934, RGBl. I S. 1070) überholt find. 

4. Dieſes Geſetz hat in weit höherem Maße als die erwähnten früheren Maß⸗ 
nahmen über ſeinen nächſten Zweck, der gegenwärtigen Wirtſchaftsnot gerecht zu 
werden, hinaus eine für unſere zukünftige Rechtsgeſtaltung programmatiſche Be⸗ 
deutung. Es geſtattet im Falle der Mobiliarpfändung allgemein eine Hinaus⸗ 
ſchiebung der Pfandverwertung, um „dem Schuldner Gelegenheit zu 
geben, ſeine Schuld durch freiwillige Leiſtungen zu tilgen“. Bei der Entſcheidung 
darüber, ob zu ſolchem Zweck die Vollſtreckung zeitweilig auszuſetzen ſei, hat das 
Gericht auf die wirtſchaftlichen Verhältniſſe des Schuldners, ſeine Perſönlichkeit, 
auch auf die Art der Schuld Rückſicht zu nehmen und zugleich zu prüfen, ob etwa 
der Ausſetzung überwiegende Belange des Gläubigers entgegenſtehen. Mit anderen 
Worten, die Frage, ob gegen den Schuldner mit voller Härte oder mit Nachſicht 
vorzugehen iſt, beſtimmt nicht mehr der Gläubiger vom einſeitigen egoiſtiſchen 
Standpunkt, ſondern das Gericht nach den Grundſätzen der Billigkeit und der 
wirtſchaftlichen Vernunft, wobei es in erſter Linie eine Einigung der Parteien 
über die Abwicklung des Schuldverhältniſſes herbeizuführen und nur beim Miß⸗ 
lingen ſolcher Einigung autoritativ einzugreifen hat. 

5. Auch bei der Amgeſtaltung des Lohnpfändungsrechts hat das 
neue Geſetz den Schuldnerſchutzgedanken planvoller als bisher ausgebaut. Es be⸗ 
ſeitigt vor allem die Einſeitigkeit, die darin lag, daß den Pfändungsſchutz der 
früheren Lohnpfändungsgeſetze nur Arbeiter und Angeſtellte genoſſen, die in einem 
Arbeitsvertragsverhältnis im eigentlichen Sinne, alſo in einem Abhängigkeits⸗ 
verhältnis zu ihrem Arbeitgeber ſtanden. Der Krankenkaſſenarzt, der im freien 
Dienſtvertragsverhältnis zur Krankenkaſſe ſteht, war früher nicht geſchützt, auch 
wenn ſeine ſoziale Lage der des Lohnangeſtellten wirtſchaftlich gleichſtand. Noch 
weniger geſchützt waren diejenigen, die, wie Agenten, Rechtsanwälte, Makler, freie 
Schriftſteller u. a., aus der vertragsmäßigen Verwertung ihrer Arbeitskraft un⸗ 
regelmäßig fließende Einkünfte hatten, auch wenn ihr Geſamtverdienſt ſo klein 
war, daß ihnen die einzelnen Vergütungen zur Befriedigung ihrer notwendigſten 
Lebensbedürfniſſe unentbehrlich waren. Hier ſchafft das neue Geſetz die Möglich⸗ 
keit, daß auch diejenigen, die Einkünfte aus freier Arbeit haben, den gleichen 
Pfändungsſchutz wie Lohnempfänger genießen, und daß, wo dies die Gleichartigkeit 
der wirtſchaftlichen Umſtände erheiſcht, auch diejenigen, die ein unregelmäßiges, 
nicht auf einem Dauervertragsverhältnis beruhendes Arbeitseinkommen haben, einen 
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angemeſſenen Pfändungsſchutz beanſpruchen können. Endlich ſchützt das neue Recht 
das Arbeitseinkommen des Schuldners nunmehr auch gegenüber allen Unterhalts⸗ 
forderungen gegen Kahlpfändung. Auch ſolchen Forderungen gegenüber iſt dem 
Schuldner ſo viel zu belaſſen, als er für ſeinen notwendigen Unterhalt und zur Er⸗ 
füllung ſeiner laufenden geſetzlichen Verpflichtungen gegenüber den dem Gläubiger 
vorgehenden Unterhaltsberechtigten oder zur gleichmäßigen Befriedigung der dem 
Gläubiger gleichſtehenden Unterhaltsberechtigten bedarf. Vor allem läßt aber das 
neue Recht mehr als ein Jahr zurückliegenden Unterhaltsrückſtänden ein Pfän⸗ 
dungsvorrecht nur inſoweit zukommen, als ſich der Schuldner ſeiner Zahlungs⸗ 
pflicht abfichtlich entzogen hat. Der unverſchuldet in Zahlungsſchwierigkeiten 
geratene Schuldner hat alſo künftig gegenüber alten Rückſtänden von Unterhalts⸗ 
forderungen denſelben Pfändungsſchutz wie gegen gewöhnliche Forderungen. 


6. Der wichtigſte Schritt, den das neue Geſetz im Sinne der hier näher dar⸗ 
gelegten Grundanſchauung tut, iſt aber eine entſcheidende Gläubigerſchutzmaßnahme, 
nämlich die energiſche und durchgreifende Bekämpfung der Lohn⸗ 
ſchiebungen, die mit einem Male einen Übelſtand beſeitigt, der ſeit vielen 
Jahrzehnten allen denen, die Lüge und Hinterliſt im Recht verabſcheuten, ein mit 
allen Mitteln, aber meiſt ohne genügenden Erfolg bekämpftes Argernis waren. 
Nach der neuen Regelung verfehlt der ſogenannte 1500⸗Mark⸗Vertrag den bisher 
mit ihm meiſt ſicher erreichten Zweck. Denn die Pfändung der Gehaltsanſprüche 
eines Schuldners umfaßt ohne weiteres auch die Beträge, die zur Abgeltung ſeiner 
Arbeit von vornherein einem Dritten, z. B. ſeiner Ehefrau, zugewendet werden. 
Es macht auch keinen AUnterſchied, ob die zwiſchen dem Schuldner, ſeinem Arbeits 
geber und dem Dritten getroffene Vereinbarung offen erkennen läßt, daß die an 
den Dritten zu bewirkende Leiſtung die Arbeit des Schuldners entgelten ſoll, oder 
ob dies in irgendeiner Form, z. B. unter der Bezeichnung als Gewinnanteil oder 
Vergütung für eigene Tätigkeit des Dritten verſchleiert wird. Es genügt, daß die 
dem Dritten zugewendeten Bezüge nach Lage der Umſtände tatſächlich eine 
Vergütung für die Arbeit des Schuldners darſtellen. Ferner gilt künftig, wenn die 
Lohnanſprüche des bei einem Angehörigen ohne Vereinbarung einer Vergütung 
oder gegen unverhältnismäßig niedrige Vergütung beſchäftigten Schuldners ge⸗ 
pfändet werden, im Verhältnis zum pfändenden Gläubiger eine angemeſſene Ver⸗ 
gütung als geſchuldet, ſofern dies nach Lage der Umſtände gerechtfertigt erſcheint. 
Das auf die Klage des Pfändungsgläubigers mit der Sache befaßte Prozeßgericht 
hat dabei alle Umſtände, die Art und den Umfang der Arbeitsleiſtung, die zwiſchen 
dem Schuldner und dem Dienſtberechtigten beſtehenden perſönlichen und verwandt⸗ 
ſchaftlichen Beziehungen, die Verkehrsübung und die wirtſchaftliche Leiſtungs⸗ 
fähigkeit des Dienſtberechtigten zu prüfen, um zu einer wirklich ſachgemäßen Ent⸗ 
ſcheidung zu gelangen. Überall da, wo die unentgeltliche oder minimal entlohnte 
Tätigkeit des Schuldners bei Angehörigen nicht als eine die Schädigung der 
Gläubiger bezweckende Machenſchaft, ſondern als durch die Umſtände ſachlich geboten 
erſcheint, wie z. B. wenn der Anerbe auf ſeinem künftigen Hofe nur gegen Unters 
halt und Taſchengeld arbeitet, oder wenn der Mann der Frau in einem Betriebe 
hilft, der viel zu klein iſt, um die Koſten für eine bezahlte Arbeitskraft auf⸗ 
zubringen, wird die neue Vorſchrift nicht durchgreifen. Um ſo ſtrenger iſt ſie aber 
da anzuwenden, wo die Arbeit des Schuldners bei Angehörigen dazu dient, den 
Gläubigern ſeine Arbeitseinkünfte zu entziehen. Die formale Frage, ob überhaupt 
ein Arbeitsvertragsverhältnis und eine Lohnvereinbarung zuſtande gekommen iſt, 
die bisher in der Rechtſprechung die entſcheidende Rolle ſpielte, iſt dabei ohne 
Bedeutung. Der zum Schutze böswilliger Schuldner ſo oft an⸗ 
gewandte Satz, daß der Schuldner nicht verpflichtet ſei, ſeine 
Arbeitskraft zugunſten ſeiner Gläubiger zu verwerten, daß 
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manihm das Rechtein räumen müſſe, mitallen Mitteln zuerſt 
ih und feinen Angehörigen eine ſtandesgemäße Lebens⸗ 
haltung zu ſichern, muß vom Dritten Reich als Ausdruck 
volksſchädlichen Eigennutzes vom Grund aus verworfen 
werden. Ein Recht, das den Schuldner gegen unbillige Härte des Gläubigers 
ſchützt und ſein Arbeitseinkommen in angemeſſenen Grenzen gegen Pfändung 
ſichert, kann verlangen, daß der Schuldner den wohlabgewogenen geſetzlichen 
Pfändungsſchutz nicht willkürlich erweitert und nicht für die Verwertung ſeiner 
Arbeitskraft liſtig Formen erſinnt, die es ihm ermöglichen, vom Ertrage ſeiner 
Arbeit behaglich zu leben, während ſeine Gläubiger Not leiden müſſen. 

7. Die nach alledem ſchon im neueſten geltenden Recht vorhandenen Anſätze einer 
planvollen, die Bedürfniſſe der Volksgemeinſchaft ſowie Ethik und wirtſchaftliche 
Vernunft in den Vordergrund ſtellenden, Gläubiger: und Schuldnerſchutz in gleicher 
Weiſe anſtrebenden Vollſtreckungsregelung ſind zugleich Weiſer in die Zukunft. 
Der Gedanke, daß der Einfluß der ſtaatlichen Vollſtreckungsorgane zu ſtärken iſt, 
um dem Gläubiger in ſeinem berechtigten Verlangen nach baldiger Befriedigung 
gegen alle Verſchleppungsmanöver und Schiebungsverſuche unzuverläſſiger Schuld⸗ 
ner tatkräftig zu unterſtützen, andererſeits aber den gutwilligen und ſchutzwürdigen 
Schuldner vor unbilligen Härten zu bewahren, wird ſich in allen Einzelheiten des 
Vollſtreckungsrechts durchſetzen müſſen. Wir brauchen auch über die einzelnen 
Schuldnerſchutzmaßnahmen, die notwendig Lücken laſſen müſſen, hinaus eine 
Generalklauſel, die es dem Vollſtreckungsgericht ermöglicht, Vollſtreckungen Einhalt 
zu gebieten, wenn ſie infolge ganz beſonderer Umſtände als ein jedem geſunden 
Volksempfinden gröblich widerſprechender Mißbrauch formalen Rechts erſcheinen, 
z. B. wenn von der Verfallklauſel eines vom Schuldner lange Zeit pünklich erfüllten 
Ratenvergleichs wegen eines geringfügigen, durch unverſchuldetes Unglück des 
Schuldners hervorgerufenen Rückſtands, Gebrauch gemacht wird, obwohl der dem 
Schuldner damit zugefügte ſchwere Schaden in keinem Verhältnis zu der mit einer 
weiteren Friſtgewährung verbundenen geringen Beeinträchtigung der Rechte des 
Gläubigers ſtehts. 

Auch ſonſt werden ſich aus der folgerichtigen Durchführung der neuen Grund⸗ 
einſtellung zum Vollſtreckungsrecht noch mancherlei Umgeſtaltungen ergeben. So 
liegt es z. B. nahe, das Offenbarungseidverfahren ſeines heutigen diffamierenden 
Charakters zu entkleiden und an ſeine Stelle eine vom Gericht ſelbſt einzuleitende 
Aufklärung der Vermögenslage zu ſetzen, die dann ſo früh beginnen kann, daß ihr 
Erfolg weit größer ſein muß als im früheren Verfahren, wobei noch hinzukommen 
würde, daß der Schuldner nicht nur ſein vorhandenes Vermögen offenlegen, ſon— 
dern auch angeben muß, welche unter Umſtänden anfechtbaren Veräußerungs⸗ 
geſchäfte er in den letzten Jahren vorgenommen hat. Die Eintragung in die 
Schuldnerliſte müßte bei ſolcher Regelung nicht die Folge der Vermögensoffenbarung, 
ſondern der Einſtellung der Vollſtreckung wegen Erfolgloſigkeit ſein. Außerdem wäre 
zur Sicherung eines vollen Erfolges auch noch die Möglichkeit zu eröffnen, daß das 
Gericht die bei der Vermögensoffenlegung ermittelten pfändbaren Vermögenswerte 
ohne neuen Antrag des Gläubigers alsbald pfänden und in anfechtbarer Weiſe 
veräußerte Vermögenswerte zur Verhütung weiterer Beiſeiteſchaffung von Amts 
wegen zum mindeſten ſicherſtellen kann. Von beſonderer Wichtigkeit wird es ferner 
ſein, daß künftig nicht mehr Interventionsanſprüche Dritter in einem beſonderen, 
regelmäßig zur langdauernden vorläufigen Einſtellung der Zwangsvollſtreckung 
führenden Prozeß behandelt, ſondern zunächſt vom Vollſtreckungsgericht ſelbſt beſchie— 
den werden. Anſchließend erhebt ſich dann die weitere Frage, wie das neue Voll— 
ſtreckungsrecht alle dieſe Aufgaben organiſatoriſch am beſten löſt. Es liegt nahe, mit 
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dem bisherigen Syſtem, das in der Vollſtreckung Richter, Gerichtsvollzieher und 
Rechtspfleger nebeneinander arbeiten ließ, derart, daß gegenüber Maßnahmen des 
Gerichtsvollziehers das Gericht immer nur in einer beſtimmten Einzelfrage auf Er⸗ 
innerung der Partei eingreifen konnte, ganz zu brechen. Die Vollſtreckung wird, nach⸗ 
dem ſie vom Gläubiger beantragt iſt, vom Vollſtreckungsgericht einheitlich zu leiten 
ſein, was nicht ausſchließt, daß einerſeits Anregungen des Gläubigers weitgehend 
beachtet werden und andererſeits, unbeſchadet der Leitungsbefugniſſe des Vollſtrek⸗ 
kungsgerichtes, den Gerichtsvollziehern möglichſte Selbſtändigkeit eingeräumt wird. 

Abſchließend ergibt ſich, daß man bei voller Durchführung der neuen Gedanken, 
unter denen im Dritten Reich das Zivilprozeßrecht zu betrachten iſt, ſein Weſen in 
allen grundſätzlich entſcheidenden Fragen vollſtändig neu geſtalten muß, wenn auch 
in der großen Maſſe der rein techniſchen Einzelfragen ein erheblicher Teil des inſo⸗ 
weit durchaus bewährten alten Rechts erhalten bleiben kann. 


Volkmar 
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Die Stellung 
des Rechtsanwalts im nationalſozialiſtiſchen Staat 


1. Im allgemeinen 


Seiner geſchichtlichen Entwickelung nach iſt der Rechtsanwalt kein Beamter wie 
der Notar, ſondern Angehöriger der freien Berufe. 

Zum Weſen des freien Berufes gehört die Leiſtung unabhängiger Arbeit, in 
unſerem Falle geiſtiger Arbeit, einer produktiven Tätigkeit auf dem Gebiete der 
Kultur. Sie ſoll nicht geſchehen zum Zwecke des Erwerbs, ſondern um ihrer ſelbſt 
willen. Wenn auch die Geſetzgebung nirgends eine Begriffsbeſtimmung darüber 
gibt, was eigentlich der freie Beruf des Anwalts bedeutet, ſo unterliegt es doch 
keinem Zweifel, daß ſeine Leiſtungen nicht gewerbliche Leiſtungen ſind, für die das 
Streben nach Ertrag beſtimmend iſt, ſondern ſchöpferiſche Tätigkeit wie die des 
Künſtlers, Schriftſtellers, Arztes. Gerade darin liegt die Bedeutung des Anwalts⸗ 
berufes. 

Das Recht eines Volkes iſt eines ſeiner wertvollſten Kulturgüter. Die Rechts⸗ 
pflege dient ſeiner Erhaltung und Förderung. Deshalb verdient die Anwaltſchaft 
die Bezeichnung eines „Organes der Rechtspflege“. Sie ſteht im Dienſte der Volks⸗ 
gemeinſchaft. Der Geiſt, in dem ſie ſchafft, iſt der Geiſt der Volksgemeinſchaft, der 
ſich im Recht ausdrückt. Damit übernimmt die Rechtsanwaltſchaft und der einzelne 
Rechtsanwalt eine verantwortungsvolle Aufgabe. Dieſer Aufgabe kann er jedoch 
im nationalſozialiſtiſchen Staatsweſen nur gerecht werden, wenn er ſeine Tätigkeit 
dem Dienſt am Volke unterordnet. Das iſt wiederum nur möglich, wenn er die 
Grundſätze der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung anerkennt. Denn das Recht 
des deutſchen Volkes muß der Ausdruck des Volkswillens ſein und dieſer wiederum 
ergibt ſich aus der Weltanſchauung, in der das deutſche Volk lebt, dem National⸗ 
ſozialismus. Folglich kann der Pflege des Rechts nur dienen, wer den national⸗ 
ſozialiſtiſchen Geiſt dieſes Rechts erkennt und in ihm lebt. 

Es ergeben ſich daraus folgende Forderungen: 

a) Die Forderung der Blutsverbundenheit. 

Dieſer Forderung wurde Rechnung getragen durch das Geſetz über die Zulaſſung 
zur Rechtsanwaltſchaft vom 7. April 1933 (RGBl. I S. 188). Danach konnte bei 
bereits zugelaſſenen Rechtsanwälten, die nicht ariſcher Abſtammung find, bis zu 
einem beſtimmten Zeitpunkt die Zulaſſung zurückgenommen werden mit Ausnahme 
derjenigen Anwälte, die bereits ſeit dem 1. Auguſt 1914 zugelaſſen waren oder die 
im Weltkrieg an der Front für das Deutſche Reich oder ſeine Verbündeten gekämpft 
haben oder deren Väter und Söhne im Weltkrieg gefallen ſind. Den neu die 
Zulaſſung Beantragenden kann nach $ 2 dortſelbſt die Zulaſſung verſagt werden, 
wenn fie nicht ariſcher Abſtammung im Sinne des vorgenannten Geſetzes find, auch 
wenn die in der Rechtsanwaltsordnung hierfür vorgeſehenen Gründe nicht vor— 
liegen. Das gleiche gilt für die Zulaſſung von Rechtsanwälten bei einem anderen 
Gericht. Dieſe Reinigung der deutſchen Anwaltſchaft von raſſefremden Mitgliedern 
war einmal notwendig, weil die volksfremde Durchſeuchung in dieſem Stande eine 
beſonders große war, zum anderen, weil der Anwalt ähnlich wie der Arzt in einer 
beſonderen Vertrauensſtellung zum Volksgenoſſen ſteht, der in ſeiner Not zu ihm 
kommt und ihm ſein Herz öffnet. Volksfremden Elementen darf aber nicht die 
Möglichkeit gegeben werden, mittels einer ſolchen Vertrauensſtellung die Volks— 
ſeele zu vergiften. 
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b) Nicht Rechthaberei zu treiben und nicht Paragraphen: 
kult, ſondern der Wahrheit zu dienen und das Recht zu ſuchen, 
das den Grundſätzen der nationalſozialiſtiſchen Welt⸗ 
anſchauung entſpricht. 

Dieſe Forderung ergibt ſich zwangsläufig aus dem Grundſatz: „Gemeinwohl geht 
vor Eigennutz.“ 

c) Die Forderung, vornehmlich Berater zu ſein und nicht 
Förderer von Streit. 

Die Voranſtellung der Belange der Volksgemeinſchaft verbietet den Streit um 
eigennütziger Intereſſen willen. Deshalb ſoll der Anwalt ſich der Aufgabe bewußt 
ſein, da aufzuklären, vorzubeugen und zu vermitteln, wo „der einzelne und ſein 
Eigentum“ mit den Forderungen des allgemeinen Wohles in nicht gerechtfertigten 
Widerſpruch geraten. 

Andererſeits verlangt die Vertretung der im wahren Volksrecht begründeten 
Belange den Kampfeseinſatz der vollen Perſönlichkeit. 

d) Die Beteiligung an der Rechtsbetreuung minderbemit⸗ 
telter Volksgenoſſen. 

Die unentgeltliche Rechtsbetreuung der minderbemittelten Volksgenoſſen iſt eine 
Ehrenpflicht des Rechtsanwalts als eines Organs der Rechtspflege. 

Was nun weiter die Stellung des Anwalts betrifft, ſo nähert ſich dieſe, wenn 
ſie auch im freien Beruf wurzelt, doch ſtark der des Beamten. Denn ſeine Pflichten 
gegen die Volksgeſamtheit beſtimmen heute die Richtung der Pflichten gegen den 
Klienten. Man kann faſt ſagen, daß ihm ein Amt anvertraut iſt zu treuen Händen. 
Deshalb iſt ſeine Weltanſchauung und ſeine Staatsauffaſſung nicht gleichgültig. 
Deshalb iſt ſeine Tätigkeit Dienſt, wie die des Beamten, des Soldaten; nur, daß 
die Anweiſungen dafür nicht im einzelnen niedergeſchrieben worden ſind und 
niedergeſchrieben werden können, ſondern von ihm ſelbſt zu entnehmen ſind aus 
dem Geiſte der Geſetze und dem Willen der Führung. Aus dieſem Grunde kommt 
es inſonderheit auf den Charakter an und die Perſönlichkeit. Hier wird der 
Erziehung des Nachwuchſes eine wichtige Aufgabe anvertraut. 


2. Die Rechtsanwaltsordnung als Aufbau und Standesgeſetz 


Die Rechtsanwaltsordnung, die (ſeit ihrem Inkrafttreten am 1. Oktober 1879 
mehrfach geändert) nach der Machtübernahme am 30. Januar 1933 den ver⸗ 
änderten Verhältniſſen angepaßt worden iſt durch 

a) die Verordnung des Reichspräſidenten über Maßnahmen auf dem Gebiete 
der Finanzen, der Wirtſchaft und der Rechtspflege vom 18. März 1933 
(RGBl. I S. 109/119), 

b) das Geſetz zur Anderung einiger Vorſchriften der Rechtsanwaltsordnung, der 
Zivilprozeßordnung und des Arbeitsgerichtsgeſetzes vom 20. Juli 1933 
(RGBl. I S. 522), 

c) das Erſte Geſetz zur Überleitung der Rechtspflege auf das Reich vom 16. Fe⸗ 
bruar 1934 (RGBl. I S. 91) und 

d) das Geſetz zur Anderung der Vorſchriften über die Ehrengerichtsbarkeit der 
Rechtsanwaltſchaft vom 28. März 1934 (RGBl. I S. 252), 

enthält Beſtimmungen über die Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft, die Rechte und 
Pflichten der Rechtsanwälte, die Anwaltskammer leinſchließlich der Reichsrechts⸗ 
anwaltskammer), das ehrengerichtliche Verfahren und die Rechtsanwaltſchaft beim 
Reichsgericht. 

a) Die Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft. 

Die Beſtimmungen über die Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft gehen von der 
Vorausſetzung aus, daß zur Rechtsanwaltſchaft nur zugelaſſen werden kann, wer 
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die Fähigkeit zum Richteramt erlangt hat; daß der jo Befähigte aber auch nach 
Maßgabe der geltenden reichsgeſetzlichen Vorſchriften in jedem Falle zur Rechts⸗ 
anwaltſchaft zugelaſſen werden muß (dieſe Beſtimmung iſt neu); daß über den 
Antrag auf Zulaſſung die Landesjuſtizverwaltung entſcheidet und vor der Ent⸗ 
ſcheidung der Vorſtand der Anwaltskammer gutachtlich zu hören iſt. Das Geſetz 
unterſcheidet die Fälle, in denen die Zulaſſung a) verſagt werden „muß“, b) ver⸗ 
ſagt werden „kann“. 


Die Zulaſſung muß verſagt werden (85 RAO.): 


1. wenn der Antragſteller infolge ſtrafgerichtlichen Urteils die Fähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Amter dauernd verloren hat oder zur Zeit nicht beſitzt; 


2. wenn der Antragſteller infolge ehrengerichtlichen Urteils von der Rechts- 
anwaltſchaft ausgeſchloſſen iſt; 

3. wenn der Antragſteller infolge gerichtlicher Anordnung in der Verfügung über 
ſein Vermögen beſchränkt iſt; 

4. wenn der Antragſteller ein Amt bekleidet oder eine Beſchäftigung betreibt, 
welche nach den Geſetzen oder nach dem Gutachten des Vorſtandes der Anwalts⸗ 
kammer mit dem Beruf oder der Würde des Rechtsanwalts nicht vereinbar iſt; 


5. wenn der Antragſteller nach dem Gutachten des Vorſtandes der Anwalts⸗ 
kammer ſich eines Verhaltens ſchuldig gemacht hat, welches die Ausſchließung 
von der Rechtsanwaltſchaft bedingen würde; 

6. wenn der Antragſteller nach dem Gutachten des Vorſtandes der Anwalts⸗ 
kammer infolge eines körperlichen Gebrechens oder wegen eingetretener 
Schwäche ſeiner körperlichen oder geiſtigen Kräfte zur Erfüllung der Pflichten 
eines Rechtsanwaltes dauernd unfähig iſt; 

7. wenn der Antragſteller aus dem Dienſte als Beamter des Reiches, eines 
Landes, einer Gemeinde, eines Gemeindeverbandes oder einer ſonſtigen 
Körperſchaft des öffentlichen Rechts nach Erreichung der Altersgrenze, von der 
an die Verſetzung in den Ruheſtand ohne Zuſtimmung des Beamten zuläſſig 
iſt, ausgeſchieden iſt. (Die Beſtimmung zu 7. iſt neu.) 


Hierbei iſt zu bemerken, daß in den vorgenannten Fällen zu 4., 5. und 6. die 
Möglichkeit des ehrengerichtlichen Zulaſſungsverfahrens nach $ 16 RAO. gegeben 
iſt, d. h.: wenn die Zulaſſung nach dem Gutachten des Vorſtandes der Anwalts— 
kammer aus den in den Ziffern 4, 5 und 6 bezeichneten Gründen verſagt wird, iſt 
auf Verlangen des Antragſtellers über den Grund der Verſagung im ehrengericht— 
lichen Zulaſſungsverfahren zu entſcheiden. 

Die Zulaſſung kann verſagt werden: 

1. wenn der Antragſteller, nachdem er die Fähigkeit zur Rechtsanwaltſchaft 

erlangt hatte, während eines Zeitraumes von drei Jahren weder als Rechts— 

anwalt zugelaſſen iſt, noch ein Reichs-, Staats⸗ oder Gemeindeamt bekleidet 
hat, noch im Juſtizdienſt oder als Lehrer des Rechts an einer deutſchen 

Univerſität tätig geweſen iſt; 

. wenn der Antragſteller infolge ſtrafgerichtlichen Urteils die Fähigkeit zur 

Bekleidung öffentlicher Amter auf Zeit verloren hatte; 

3. wenn gegen den Antragſteller, welcher früher Rechtsanwalt geweſen iſt, inner— 
halb der letzten zwei Jahre im ehrengerichtlichen Verfahren auf Verweis oder 
auf Geldſtrafe von mehr als RM. 50.— erkannt worden iſt; 

4. wenn der Antragſteller als Beamter des Reiches, eines Landes, einer Gemeinde 
oder einer ſonſtigen Körperſchaft des öffentlichen Rechts wegen mangelnder 
Dienſtfähigkeit vor Erreichung der Altersgrenze in den Ruheſtand verſetzt iſt; 

5. wenn der Antragſteller auf Grund des § 2a oder des § 4 des Geſetzes zur 
Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums vom 7. April 1933 (RGBl. I 
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S. 175) aus dem Dienſte entlaſſen iſt. Der Entlaſſung auf Grund einer dieſer 
Vorſchriften ſteht ein nach Inkrafttreten des genannten Geſetzes, jedoch vor 
dem 1. Oktober 1933 erfolgtes anderweites Ausſcheiden aus dem Dienſte gleich, 
wenn die nach §7 daſelbſt zuſtändige Stelle erklärt, daß bei dem Antragſteller 
die Vorausſetzungen für die Entlaſſung nach § 2a oder § 4 daſelbſt vorgelegen 
hätten. 

Die Beſtimmungen zu § 6 Nr. 4 und 5 find neu. Bei den Beſtimmungen zu 
Nr. 5 (S 2a und 8 4 des Geſetzes zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums) 
handelt es ſich um die frühere Zugehörigkeit zur Kommuniſtiſchen Partei, frühere 
Betätigung in kommuniſtiſchem Sinne oder zukünftige Betätigung in marxiſtiſchem 
(kommuniſtiſchem oder ſozialdemokratiſchem) Sinne, mangelnde Gewähr für jeder⸗ 
zeitiges rückhaltloſes Eintreten für den nationalſozialiſtiſchen Staat. 

Nach dem vorliegenden Entwurf eines Geſetz zur Anderung der Rechts⸗ 
anwaltsordnung ſollen die Zulaſſungsvorausſetzungen, wie folgt, geändert bzw. 
ergänzt werden: 

a) die Muß verſagung: 

An Stelle der Ziffern 4, 5 und 6 der RAO. treten folgende Ziffern 4 bis 7 
(während die bisherige Ziffer 7 Nr. 8 wird): 

4. wenn die Perſönlichkeit des Antragſtellers nach ſeinem bisherigen Verhalten 
keine Gewähr für zuverläſſige Berufsausübung und gewiſſenhafte Erfüllung 
der anwaltlichen Standespflichten bietet; 

5. wenn mit Rückſicht auf die Verhältniſſe des Antragſtellers und die Art ſeiner 
Wirtſchaftsführung durch ſeine Zulaſſung die Belange der Rechtſuchenden 
gefährdet werden würden; 

6. wenn der Antragſteller ein Amt bekleidet oder zu einem Dritten in einem 
ſtändigen Dienſt⸗ oder ſonſtigen Geſchäftsverhältnis ſteht und dieſe Betätigung 
wegen der ſich daraus ergebenden wirtſchaftlichen oder ſonſtigen Bindungen 
mit der Ausübung des Rechtsanwaltsberufs nicht vereinbar iſt; ferner, wenn 
der Antragſteller ſonſt eine Beſchäftigung betreibt, die mit dem Beruf des 
Rechtsanwalts nicht vereinbar iſt, oder wenn er einer Tätigkeit nachgeht, die 
der Würde der Anwaltſchaft widerſpricht; 

7. wenn der Antragſteller infolge eines körperlichen Gebrechens oder wegen 
Schwäche ſeiner körperlichen oder geiſtigen Kräfte zur ordnungsmäßigen 
Ausübung des Rechtsanwaltsberufs dauernd unfähig iſt. 

In dieſen Fällen iſt Antrag auf ehrengerichtliches Zulaſſungsverfahren zuläſſig. 

b) Die Kann verſagung: 

Als Ziffer 6 wird den Ziffern 1 bis 5 des § 6 folgende neue Vorſchrift hinzu⸗ 
gefügt: 

6. wenn der Antragſteller als früherer Beamter des Reichs, eines Landes, einer 
Gemeinde, eines Gemeindeverbandes oder einer ſonſtigen Körperſchaft des 
öffentlichen Rechts ein Ruhe- oder Wartegeld bezieht, das ihm und ſeiner 
Familie eine angemeſſene Lebenshaltung ſicherſtellt. 

Die beabſichtigten Anderungen ſind offenſichtlich begründet. Es entſcheidet zunächſt 
Perſönlichkeit und Charakter und das hierdurch bedingte bisherige Verhalten. Wer 
fremde Belange vertritt, muß in ſeinen eigenen Ordnung halten. Bindungen durch 
Abhängigkeitsverhältniſſe widerſprechen der freien Ausübung des Berufes. In der 
weiteren Forderung, daß der die Zulaſſung Betreibende auch ſonſt keine Beſchäf— 
tigung betreiben darf, die mit dem Beruf des Rechtsanwalts nicht vereinbar iſt, 
oder einer Betätigung nachgeht, die der Würde der Anwaltſchaft widerſpricht, zeigt 
ſich deutlich die ſtarke Annäherung an den amtlichen Charakter der Tätigkeit und 
an die Aufgabe, die der Anwalt im öffentlichen Intereſſe treuhänderiſch zu erfüllen 
hat. — Die Nichtzulaſſung der bereits verſorgten früheren öffentlichen Beamten 
entſpricht der ausgleichenden Gerechtigkeit. 
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Die Zulaſſung erfolgt bei einem beſtimmten Gericht. Nach den Grundſätzen der 
Simultanzulaſſung können jedoch die bei einem Amtsgericht zugelaſſenen Rechts⸗ 
anwälte zugleich bei dem Landgericht zugelaſſen werden, in deſſen Bezirk das 
Amtsgericht ſeinen Sitz hat, ſowie bei den Kammern für Handelsſachen, die für den 
Bezirk des Amtsgerichts zuſtändig find, bei dem der Rechtsanwalt zugelaſſen ift. 
Die Zulaſſung unterbleibt jedoch, wenn das Präſidium des Oberlandesgerichts der 
Simultanzulaſſung im Intereſſe der Rechtspflege widerſpricht. Die Landesjuſtiz⸗ 
verwaltungen ſind geſetzlich ermächtigt worden, Vorſchriften zu erlaſſen, nach denen 
mit Wirkung bis zum 31. Dezember 1935 die Geltung des $ 9 auf einen Teil der 
bei den Amtsgerichten zugelaſſenen Rechtsanwälte beſchränkt wird. 

Noch gilt für die Zulaſſung kein Numerus clausus. 8 13 ſagt, daß die Zulaſſung 
bei dem im Antrage bezeichneten Gerichte wegen mangelnden Bedürfniſſes zur 
Vermehrung der Zahl der bei demſelben zugelaſſenen Rechtsanwälte nicht verſagt 
werden darf. Trotz des unvermindert ſtarken Zudranges zur Rechtsanwaltſchaft 
hatte ſich dieſe Beſtimmung bisher behauptet. 

Nach dem vorliegenden Entwurf iſt jedoch eine gewiſſe Einſchränkung beab⸗ 
ſichtigt: 

Bei Gerichten in Großſtädten, deren Einwohnerzahl nach der letzten amtlichen 
Zählung 150 000 überſteigt, kann die Zulaſſung nicht bezirkseingeſeſſenen Antrag⸗ 
ſtellern verſagt werden. Der Reichsminiſter der Juſtiz kann dieſen Großſtadt⸗ 
gerichten andere Gerichte gleichſtellen, wenn bei dieſen die Zahl der zugelaſſenen 
Rechtsanwälte unverhältnismäßig groß iſt. 

Als bezirkseingeſeſſen im Sinne des Abſ. 1 ſind Antragſteller anzuſehen, die 
innerhalb der letzten fünf Jahre drei Jahre lang an einem ganz oder teilweiſe 
zum Gerichtsbezirk gehörenden Ort ihren Wohnſitz gehabt haben. Inwieweit 
hierbei Nachbar⸗ und Vororte als ein Ort zu behandeln ſind, beſtimmt der 
Reichsminiſter der Juſtiz. Hat der Antragſteller während ſeiner beruflichen 
Ausbildung oder als nichtplanmäßiger Beamter ſeinen Wohnſitz zeitweilig an 
einem anderen Orte gehabt, ſo wird dieſer Zeitraum nicht mit angerechnet. 

Die weitere Zulaſſung bereits zugelaſſener Rechtsanwälte gemäß § 8 Abſ. 2 
(Kammern für Handelsſachen mit Sitz an anderem Orte als dem des Land⸗ 
gerichts), 88 9 bis 12 (Simultanzulaſſung, Zulaſſung bei Kollegialgerichten, 
Landgericht und gemeinſchaftlichem Oberlandesgericht, benachbarten Landgerichten 
uſw.) wird durch die Vorſchriften der Abſ. 1 und 2 nicht berührt. 

Es gilt nach wie vor die Reſidenzpflicht. 

Fälle, in denen die Zulaſſung zurückgenommen werden muß, ſind folgende: 
n a rn S2INR 

1. wenn a Rechtsanwalt ſeinen Wohnſitz binnen 3 Monaten ſeit Mitteilung 
des die Zulaſſung ausſprechenden Beſcheides nicht genommen hat; 

2. wenn der Rechtsanwalt den Wohnſitz aufgibt; 

3. wenn nach der Zulaſſung ſich ergibt, daß ſie in Gemäßheit des § 5 Nr. 1 

und 2 hätte verſagt werden müſſen. 

Nach § 21a R A O. (neu): 

Die Zulaſſung muß ferner zurückgenommen werden, wenn der Rechtsanwalt 
infolge eines körperlichen Gebrechens oder wegen Schwäche ſeiner körperlichen 
oder geiſtigen Kräfte zur Erfüllung der Pflichten eines Rechtsanwalts dauernd 
unfähig iſt. Die Feſtſtellung, ob die im Satz 1 bezeichnete Vorausſetzung vorliegt, 
wird im ehrengerichtlichen Verfahren getroffen. Die Zurücknahme der Zulaſſung 
erfolgt nach Rechtskraft der Entſcheidung. 

Der bereits erwähnte Entwurf beabſichtigt, den $ 21a zu ändern durch eine 
präziſere Formulierung. 

Die Zulaſſung kann nach $ 22 RAO. zurückgenommen werden, wenn der An⸗ 
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walt zufolge gerichtlicher Anordnung in der Verfügung über ſein Vermögen 
beſchränkt iſt. 

Für die Zulaſſung beim Reichsgericht gelten noch einige Sonderbeſtimmungen, 
die im fünften Abſchnitt der Rechtsanwaltsordnung behandelt find. 

b) Die Rechte und Pflichten der Rechtsanwälte. 

Hier gilt der Grundſatz der Vertretungsbefugnis. Danach iſt der Rechtsanwalt 
auf Grund der Zulaſſung bei einem Gericht befugt, in den Sachen, auf welche die 
Strafprozeßordnung, die Zivilprozeßordnung und die Konkursordnung Anwen⸗ 
dung finden, vor jedem Gericht innerhalb des Reichs Verteidigungen zu führen, 
als Beiſtand aufzutreten und, inſoweit eine Vertretung durch Anwälte nicht 
geboten iſt, die Vertretung zu übernehmen. 

Die Vertretung durch Anwälte iſt geboten bei den Landgerichten und allen 
Gerichten höherer Inſtanz, in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten (8 78 ZPO.), fiehe 
ferner für Strafſachen 88 172, 345, 390 StPO., für Angelegenheiten der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit (8 29 GG.), für Grundbuchſachen ($ 80 GBO.) . 

Inſoweit kann nur ein bei dem Prozeßgericht zugelaſſener Rechtsanwalt die 
Vertretung als Prozeßbevollmächtigter übernehmen. Jedoch kann in der münd⸗ 
lichen Verhandlung, einſchließlich der vor dem Prozeßgericht erfolgenden Beweis⸗ 
aufnahme, jeder Rechtsanwalt die Ausführung der Parteirechte und für den Fall, 
daß der bei dem Prozeßgericht zum Prozeßbevollmächtigten beſtellte Rechtsanwalt 
ihm die Vertretung überträgt, auch dieſe übernehmen. 

Über die Pflichten des Rechtsanwalts beſtimmt der §S 28 RA0O., daß der 
Rechtsanwalt verpflichtet iſt, ſeine Berufstätigkeit gewiſſenhaft auszuüben und 
durch ſein Verhalten in Ausübung ſeines Berufs ſowie außerhalb desſelben ſich 
der Achtung würdig zu zeigen, die ſein Beruf erfordert. 

Dieſe Beſtimmung iſt gewiſſermaßen die Generalklauſel, die Richtlinie für das 
Verhalten überhaupt. Zu dieſen Verpflichtungen des Anwalts gehören insbeſon⸗ 
dere die Verſchwiegenheitspflicht, die Treuepflicht, die Pflicht zur Wahrhaftigkeit. 

Daneben find noch einzelne Pflichten vom Geſetz beſonders behandelt: z. B. die 
Pflicht zur Ablehnung eines Auftrages, wenn die Berufstätigkeit für eine pflicht⸗ 
widrige Handlung in Anſpruch genommen wird, wenn ſie in derſelben Rechts⸗ 
ſache von dem Rechtsanwalt bereits einer anderen Partei im entgegengeſetzten 
Intereſſe gewährt worden iſt; wenn er ſie in einer ſtreitigen Angelegenheit 
gewähren ſoll, an deren Entſcheidung er als Richter teilgenommen hat. 

Im übrigen iſt zu verweiſen auf die ſpäter noch zu behandelnden Richtlinien 
55 die Ausübung des Anwaltsberufes, aufgeſtellt von der Reichs⸗Rechtsanwalts⸗ 
ammer. 

c) Die Anwalts kammern. 

Die Rechtsanwälte bedürfen einer Standesorganiſation. Zu dieſem Zwecke bilden 
die innerhalb des Bezirkes eines Oberlandesgerichts zugelaſſenen Rechtsanwälte 
eine Anwaltskammer, die ihren Sitz am Ort des Oberlandesgerichts hat. Die 
Kammern haben einen Vorſtand, der durch die Kammer gewählt wird. Für die 
Wählbarkeit ſind beſtimmte Vorausſetzungen vom Geſetz beſtimmt. Es kann der 
z. B. nicht Vorſtandsmitglied werden, gegen den im ehrengerichtlichen Verfahren 
auf Verweis oder auf Geldſtrafe von mehr als RM. 50.— erkannt iſt, auf die 
Dauer von 5 Jahren nach der Rechtskraft des Urteils, oder derjenige, gegen den 
im ehrengerichtlichen Verfahren die öffentliche Klage erhoben iſt. 

Zu den Aufgaben der Anwaltskammern gehören u. a. die Feſtſtellung der 
Geſchäftsordnung für Kammer und Vorſtand, Bewilligung der Mittel zur Be— 
ſtreitung des für die gemeinſchaftlichen Angelegenheiten erforderlichen Aufwandes 
und die Beſtimmung der Beiträge für die Mitglieder uſw. 

Dem Vorſtand obliegt die Aufſicht über die Erfüllung der den Mitgliedern der 
Kammer obliegenden Pflichten und die Handhabung der ehrengerichtlichen Straf— 
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gewalt, die Vermittelung von Streitigkeiten unter Kammermitgliedern und mit 
Auftraggebern, die Erſtattung von Gutachten für die Landesjuſtizverwaltung und 
die Gerichte in den letztgenannten Streitigkeiten; ſchließlich die Verwaltung des 
Kammervermögens und die Rechnungslegung. 

Im Rahmen feiner Auſſichtstätigkeit iſt der Vorſtand befugt, die ſogenannten 
„kleinen Diſziplinarſtrafen“ zu verhängen, nämlich die Erteilung einer „Rüge“ 
oder einer „Mißbilligung“. Das Geſetz regelt im einzelnen weiter die Tätigkeit 
des Vorſtandes und ſeine Organiſation, insbeſondere die Gliederung in Ab⸗ 
teilungen, die nach Maßgabe der Geſchäftsordnung zu erfolgen hat. 

Die Aufſicht über den Geſchäftsbetrieb des Vorſtandes ſteht dem Präſidenten des 
Oberlandesgerichtes zu, der über Beſchwerden, die den Geſchäftsbetrieb des Vor⸗ 
ſtandes betreffen, entſcheidet. Ihm ſteht eine ſachliche Prüfung der durch den Vor⸗ 
ſtand der Anwaltskammer im Auſſichtswege getroffenen Entſcheidungen nicht zu. 
Geſetzwidrige Beſchlüſſe oder Wahlen der Kammer oder des Vorſtandes kann er 
aufheben. 

Zur Förderung der Intereſſen der Rechtsanwaltſchaft iſt durch Verordnung vom 
18. März 1933 (RG Bl. I S. 109 / 120) Kap. XIII Art. I Nr. 2 eine Reichs⸗ 
Rechtsanwaltskammer errichtet worden. Ihre beſondere Aufgabe iſt, eine 
ſtändige Verbindung unter den Vorſtänden der Anwaltskammern, deren Zu⸗ 
ſtändigkeit unberührt bleibt, herzuſtellen. Sie iſt verpflichtet, Gutachten, die von 
einer der an der Geſetzgebung des Reiches beteiligten Körperſchaften oder ihrer 
Ausſchüſſe, von einer oberſten Reichsbehörde oder dem Ehrengerichtshof erfordert 
werden, zu erſtatten. Sie iſt rechtsfähig, hat ihren Sitz in Berlin und wird gericht⸗ 
lich und außergerichtlich durch ihren Vorſtand vertreten ($ 61 a RA.). | 

Die Schaffung der einheitlichen Reichs⸗-Rechtsanwaltskammer gibt dem Berufs: 
ſtand erſt die notwendige einheitliche Führung und Geſchloſſenheit im Aufbau. 
Die frühere Vereinigung der Kammervorſtände war lediglich ein Verein des 
bürgerlichen Rechts. i 

d) Das ehrengerichtliche Verfahren. | 

Der Vorſtand der Anwaltskammer entſcheidet im ehrengerichtlichen Verfahren 
in der Beſetzung von 5 Mitgliedern. Das Nähere wird in den $S 67 ff. RAO. 
beſtimmt. 

Das ehrengerichtliche Verfahren findet ſtatt gegen einen Rechtsanwalt, der die 
ihm nach § 28 RAD. obliegenden Pflichten verletzt hat. Die ehrengerichtlichen 
Strafen ſind: Warnung, Verweis, Geldſtrafe bis zu RM. 5000.—, Ausſchließung 
aus der Rechtsanwaltſchaft. Grundſätzlich gelten für das Verfahren die Vor⸗ 
ſchriften der Strafprozeß-Ordnung über das Verfahren in den zur Zuſtändigkeit 
der Landgerichte gehörenden Strafſachen und beſtimmte Vorſchriften des Gerichts⸗ 
Verfaſſungsgeſetzes. Zuſtändig iſt das Ehrengericht der Anwaltskammer, der der 
Angeſchuldigte zur Zeit der Erhebung der Klage angehört. 

Der Generalſtaatsanwalt erhebt die Anklage auf Grund eines Beſchluſſes des 
Vorſtandes. Der Anklageerhebung kann ein Ermittlungs- oder ein Vorunter⸗ 
ſuchungsverfahren vorangehen. Die Eröffnung des Hauptverfahrens wird vom 
Ehrengericht beſchloſſen. Die Hauptverhandlung iſt nicht öffentlich. Die Mitglieder 
der Kammer ſind als Zuhörer zugelaſſen. Das Ehrengericht beſtimmt den Umfang 
der Beweisaufnahme, ohne durch Anträge gebunden zu ſein. 

Gegen das Urteil des Ehrengerichts iſt die Berufung an den Ehrengerichtshof 
zuläſſig. Dieſer wird nunmehr bei der Reichs-Rechtsanwaltskammer gebildet. Er 
beſteht aus Mitgliedern der Reichs-Rechtsanwaltskammer und des Reichsgerichts. 
Die Zahl der Senate beſtimmt der Reichsminiſter der Juſtiz nach Anhörung des 
Präſidiums der Reichs-Rechtsanwaltskammer. Jeder Senat entſcheidet in der Be 
ſetzung von vier anwaltlichen und drei richterlichen Mitgliedern. Den Vorſitz in 
den Senaten führen der Präſident der Reichs-Rechtsanwaltskammer und die vom 
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Präſidium der Reichs⸗Rechtsanwaltskammer zu Vorſitzenden beſtellten anwaltlichen 
Mitglieder als Senatspräſidenten. 

Eine wichtige Neuerung des Ehrengerichtsverfahrens iſt die Verhängung des 
Vertretungsverbotes gegen einen Rechtsanwalt, wenn zu erwarten iſt, daß gegen 
ihn auf Ausſchließung aus der Rechtsanwaltſchaft erkannt werden wird (8 91a 
RAD.) Der Beſchluß ergeht auf Grund mündlicher Verhandlung. Es iſt eine 
Mehrheit von zwei Drittel der Stimmen erforderlich. Das Ehrengericht kann, wenn 
es auf Ausſchließung aus der Rechtsanwaltſchaft erkannt hat, im unmittelbaren 
Anſchluß an die Hauptverwaltung über das Vertretungsverbot verhandeln und 
entſcheiden. Der Beſchluß wird mit der Verkündung wirkſam. 

Dem Betroffenen iſt verboten, vor einem Gericht, einer ſonſtigen Behörde oder 
einem Schiedsgericht aufzutreten, Vollmachten oder Untervollmachten zu erteilen, 
mit Gerichten, ſonſtigen Behörden, Schiedsgerichten oder Rechtsanwälten ſchrift⸗ 
lichen Verkehr zu pflegen, außer in eigenen Angelegenheiten oder in denen ſeiner 
Ehefrau oder ſeiner minderjährigen Kinder. Handelt er dem Verbot wiſſentlich 
zuwider, ſo wird er mit Ausſchluß beſtraft. 

Die weiteren Vorſchriften regeln das Beſchwerderecht, die Beſtellung eines Ver⸗ 
treters und die Erledigung des Vertretungs verbotes. 


3. Das Gebührenweſen 


Die Tätigkeit des Anwalts wird abgegolten nach Maßgabe geſetzlicher Gebühren⸗ 
ordnungen. Hervorzuheben iſt, daß im Zivilprozeßverfahren für den zum Prozeß⸗ 
bevollmächtigten beſtellten Anwalt im höchſten Falle vier volle Gebühren entſtehen 
können, wobei die Gebühr ſich nach dem Wert des Streitgegenſtandes bemißt. Es 
ſind dies: 

a) die Prozeßgebühr für die geſamte Geſchäftstätigkeit, 

b) die Verhandlungsgebühr für das ſtreitige Verhandeln überhaupt, 

c) die Beweisgebühr ( /́ Gebühr) für die Beweisaufnahme, 

d) die weitere Verhandlungsgebühr (/ Gebühr) für das ſtreitige Verhandeln 

auf Grund einer Beweisaufnahme, 

e) die Vergleichsgebühr (falls der Anwalt bei einem Vergleich mitwirkt). 

Die Dauer des Prozeſſes und die Zahl der Termine ſind hierbei gleichgültig. 

Die Gebühren des im Armenrecht beigeordneten Pflichtanwalts werden von der 
Staatskaſſe erſtattet. Der Tarif enthält eine Streitwerthöchſtgrenze von RM. 2000.— 
und einen beſonders niedrigen Tarif. 

In Strafſachen pflegen bei freien Aufträgen Honorare vereinbart zu werden, 
je nach Bedeutung der Sache und der aufzuwendenden Arbeit, weil die geſetzlichen 
Gebühren ſehr niedrig bemeſſen ſind. Der in den geſetzlichen Fällen beigeordnete 
Pflichtanwalt erhält die geſetzlichen Gebühren aus der Staatskaſſe. 

Die Gebühren im nicht ſtreitigen Verfahren ſowie auf den Gebieten der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit richten ſich nach den Beſtimmungen der Landesgebühren⸗ 
ordnungen. 

Honorarvereinbarungen bei freien Mandaten ſind zuläſſig. Es iſt jedoch ſtandes⸗ 
widrig, niedrigere Gebühren, als die Gebührenordnung ſie vorſchreibt, zu verein⸗ 
baren, es ſei denn, daß im Einzelfalle beſonderen Umſtänden, wie namentlich der 
Bedürftigkeit eines Auftraggebers, Rechnung getragen wird, ſofern nicht darin ein 
Unterbieten gegenüber den Kollegen liegt und der Verdacht unzuläſſigen Werbens 
um Praxis hervorgerufen wird. Honorarvereinbarungen haben ſich in den Grenzen 
des Angemeſſenen zu halten unter Hinweis auf die Abweichung von den geſetzlichen 
Gebühren. Intereſſant iſt dabei, daß das Geſetz über das Verfahren in Verſorgungs⸗ 
ſachen (RGBl. 1934 I S. 1113 vom 2. November 1934) im $ 145 Ziff. 5 eine geſetz⸗ 
liche Höchſtgrenze für die Honorarvereinbarungen eines Anwalts mit ſeinem Auf— 
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traggeber für nichtig erklärt, ſoweit ſie über die im Geſetz feſtgelegten Sätze hinaus» 
gehen. 

Vereinbarungen, durch die ſich der Anwalt eine Quote des zu erſtreitenden 
Betrages als Honorar ausbedingt, ſind grundſätzlich unzuläſſig, ebenſo das Erfolgs⸗ 
honorar, es ſei denn, daß die Partei erſt durch den Erfolg in die Lage kommt, ein 
angemeſſenes Honorar zu entrichten. Bei derartigen Vereinbarungen iſt mit beſon⸗ 
derer Sorgfalt und Gewiſſenhaftigkeit zu prüfen, ob der Anwalt nicht Gefahr läuft, 
dadurch in eine Intereſſengemeinſchaft mit der Partei oder auch nur in den 
Verdacht einer ſolchen zu geraten, die ſich mit ſeiner Stellung als Rechtspflegeorgan 
nicht verträgt. 


4. Die Richtlinien für die Ausübung des Anwaltsberufs 


Die von der Reichs⸗Rechtsanwaltskammer neu aufgeſtellten „Richtlinien für die 

Ausübung des Anwaltsberufs“ behandeln: 

. Die Stellung des Anwalts zu Volk und Staat. 

Die Stellung des Anwalts zu Gericht und Behörden. 

Verhältnis zu den Standesgenoſſen. 

Verhältnis zu den Rechtſuchenden. | 
. Gebührenfragen. * 5 
Armenſachen. 

Beſonderheiten für Strafſachen. 

Einrichtung der Praxis. 

Verhältnis zur Kanzlei. 

Verkehr mit Prozeßagenten, Rechtsbeiſtänden und anderen nichtanwaltlichen 

Rechtsvertretern. 

Von Bedeutung find die Ausführungen über die Stellung des Anwalts zu Volk 
und Staat. Aus ihnen iſt hervorzuheben, daß der Anwalt deutſchen Blutes im 
Sinne der NSDAP., als Trägerin des deutſchen Staats: und Rechtsgedankens, an 
den großen Aufgaben des Volkes mitarbeiten und in der nationalſozialiſtiſchen 
Bewegung und ihren Organiſationen nach Kräften ſich betätigen ſoll. 


5. Tätigkeitsgebiete 


Es wurde ſchon ausgeführt, daß die Zivilprozeßordnung und die Strafprozeß⸗ 
ordnung, die Konkursordnung und das Geſetz über die Angelegenheiten der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit die Gebiete beſtimmen, auf denen der Anwalt ſeine Tätig⸗ 
keit auszuüben bzw. einzuſetzen hat. 

Daneben finden ſich noch in einer Reihe von Sondergeſetzen Beſtimmungen über 
die Mitwirkung von Rechtsanwälten. Während bei den Arbeitsgerichten Anwälte 
früher überhaupt nicht zugelaſſen waren, kann jetzt die Zulaſſung mit Ermächtigung 
der Deutſchen Arbeitsfront in Fällen erfolgen, die infolge beſonders ſchwieriger 
Rechtsgeſtaltung die Hinzuziehung zweckmäßig erſcheinen laſſen. Im Verfahren vor 
den Finanzgerichten kann der Anwalt von Fall zu Fall zugelaſſen werden. Eine 
Sondervorſchrift enthält jetzt der §S 1034 ZPO. Er beſtimmt, daß vor — verein⸗ 
barten — Schiedsgerichten Rechtsanwälte als Prozeßbevollmächtigte nicht zurück⸗ 
gewieſen werden dürfen und entgegenſtehende Vereinbarungen unwirkſam ſind. 

War bisher ſchon die Einrichtung des „Armenanwalts“ eine Maßnahme, die 
dem Anwalt beſondere Pflichten auferlegt zur Wahrnehmung der Rechte der armen 
Partei im Prozeß gegen geringere Gebühren (Armenrechtsgebühren, ſiehe oben), 
ſo iſt nunmehr die unentgeltliche Rechtsberatung minderbemittelter Volksgenoſſen 
(nachdem ſchon einige örtliche Anwaltsvereine vor der Machtübernahme einen 
Anlauf in dieſer Richtung gemacht hatten) durch die Rechtsbetreuungsſtellen jedem 
deutſchen Rechtsanwalt, als dem berufenen Organ der Rechtspflege, zur Pflicht 
gemacht worden. Die Durchführung liegt in den Händen der Gau-Rechtsſtellen der 
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NSDAP. in Verbindung mit dem Bund Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher Juriſten. 
Die Tätigkeit iſt eine ehrenamtliche. Die Leitung der Rechtsbetreuung liegt in der 
Hand des Reichsrechtsamts der NSDAP. 


6. Die Eingliederung in die Rechtsfront 


Mit der Übernahme der Macht durch Adolf Hitler iſt im Zuge des ſtändiſchen 
Aufbaus die „Rechtsfront“ geſchaffen worden. Eine ihrer wichtigſten Organiſationen 
iſt der „Bund Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher Juriſten“ (BNSDI.) unter Führung 
des Reichsjuriſtenführers Dr. Frank. In ihm bilden die Rechtsanwälte eine beſon⸗ 
dere Fachgruppe, ebenſo wie die Richter und Staatsanwälte, die Notare, die Hoch⸗ 
ſchullehrer, die Verwaltungsjuriſten, die Wirtſchaftsrechtler, die Jungjuriſten, die 
Rechtspfleger. Die Fachgruppen teilen ſich ein in Bezirksfachgruppen, Gaufach⸗ 
gruppen und die Reichsfachgruppen unter Führung der Reichsfachgruppenleiter. Ihr 
Organ iſt die „Juriſtiſche Wochenſchrift“. Die Aufgabe des BNESDI. iſt die Zuſam⸗ 
menfaſſung aller derjenigen, die berufen ſind, mitzuwirken an der Ausgeſtaltung 
und Pflege des deutſchen Rechts in gemeinſchaftlicher Arbeit. Damit iſt dem deut⸗ 
ſchen Rechtswahrer überhaupt ſein Platz im ſtändiſchen Aufbau gegeben, der deut⸗ 
ſchen Anwaltſchaft im beſonderen aber der lebendige Zuſammenhang mit allen 
Dienern am Recht. 

a Noack 


Schrifttum: 


Entwurf eines Geſetzes zur Anderung der Rechtsanwaltsordnung, ausgearbeitet im 
Reichsjuſtizminiſterium. 
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Das Recht der Patentanwälte im neuen Staat 


I. Entwicklung der Patentanwaltſchaft 


1. Geſetz, betreffend die Patentanwälte vom 1. Mai 1900 


Das erſte Geſetz, das die geſetzliche Regelung der Berufsverhältniſſe derjenigen 
Perſonen, die ſich mit der Erlangung von Schutzrechten für andere berufsmäßig 
befaßten, herbeiführte, war das „Geſetz, betreffend die Patentanwälte“ vom 
1. Mai 1900 (RGBl. 1900 S. 233), das am 1. Oktober 1900 in Kraft getreten iſt. 
Mit ihm wurde die deutſche Patentanwaltſchaft ins Leben gerufen, die ſich „ſeit⸗ 
dem als ein wichtiges Organ der Rechtspflege auf dem Gebiete des gewerblichen 
Rechtsſchutzes bewährt und über ſeine engeren Berufspflichten hinaus an der Fort⸗ 
bildung des Rechts erfolgreich mitgearbeitet“ hat (Klauer, Patentanwaltsgeſetz 
vom 28. 9. 1933). 


2. Mängel des Geſetzes 


Das Geſetz von 1900 hat zwar einen zuverläſſigen Stand von Beratern auf dem 
Gebiete des gewerblichen Rechtsſchutzes geſchaffen, jedoch ſind die Hoffnungen, ſo⸗ 
weit es ſich um den Schutz des rechtſuchenden Publikums vor unlauteren und un⸗ 
geeigneten Perſonen handelte, nicht in Erfüllung gegangen. Vielmehr wies dieſes 
Geſetz eine Reihe von Mängeln auf, die in der amtlichen Begründung zu dem 
neuen Geſetz vom 28. September 1933 (Reichsanzeiger Nr. 231 vom 3. 10. 1933) 
ausführlich beſchrieben ſind. Sie beſtanden darin, daß einerſeits das alte Geſetz 
nicht verhindern konnte, daß dem Publikum durch nicht zuverläſſige und markt⸗ 
ſchreieriſche Patentagenten empfindliche Rechts⸗ und Geldverluſte zugefügt wurden, 
und andererſeits, daß es die berufsmäßige Vertretung beim Reichspatentamt nicht 
den allein zweckmäßig vorgebildeten Patentanwälten und Rechtsanwälten vor⸗ 
behalten hat. 

Endlich war in dem alten Geſetz nur die Vertretung vor dem Reichspatentamt 
geregelt worden, während die Tätigkeit des Patentanwalts auf den übrigen Ge⸗ 
bieten des gewerblichen Rechtsſchutzes, insbeſondere in Streitigkeiten vor den 
ordentlichen Gerichten, unberückſichtigt geblieben iſt. In der amtlichen Begründung 
zum neuen Geſetz iſt vor allem noch hervorgehoben, daß gerade auf dem Spezial⸗ 
gebiet des gewerblichen Rechtsſchutzes es mehr als bei anderen Rechtsgebieten auf 
die unbedingte Zuverläſſigkeit und Sachkunde des Beraters ankommt, da be⸗ 
kanntlich die meiſten Erfinder, infolge ihrer falſchen Vorſtellung von dem Wert 
ihrer Erfindungen, leicht geneigt ſind, den eigennützigen Ratſchlägen von Be⸗ 
ratern zu folgen, Patente im Inlande und in möglichſt vielen ausländiſchen 
Staaten nachzuſuchen. 

Die Mängel des alten Geſetzes ſind bald erkannt worden, jedoch iſt es trotz 
vieler Verſuche nicht gelungen, eine Beſeitigung dieſer Mißſtände zu erreichen. 
Der geſetzgeberiſche Apparat des alten Syſtems war viel zu ſchwerfällig, um hier 
durchgreifende Anderungen zu ſchaffen. 
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II. Patentanwaltgeſetz vom 28. September 1933 


Ein neues Geſetz, an deſſen Entwurf die Patentanwaltſchaft in hervorragendem 
Maße mitgearbeitet hat, iſt dank der Entſchlußkraft und der Handlungsfreiheit 
der nationalſozialiſtiſchen Regierung in ganz kurzer Zeit entſtanden und am 
28. September 1933 von der Reichsregierung beſchloſſen worden. 


1. Amtliche Begründung zum neuen Geſetz 


In der amtlichen Begründung zum neuen Geſetz heißt es u. a., daß zur Herbei⸗ 
führung geordneter Verhältniſſe in Zukunft nur ein einheitlicher Vertreterſtand 
beſtehen darf, und daß darüber hinaus auch die berufsmäßige Beratung auf dem 
Gebiete des gewerblichen Rechtsſchutzes — abgeſehen von den Rechtsanwälten — 
nur den Patentanwälten geſtattet ſein darf. Beſonders ſollte bei der Schaffung 
des einheitlichen Vertreterſtandes an der im Geſetz von 1900 vorgeſehenen 
Forderung einer abgeſchloſſenen akademiſchen Bildung feſtgehalten werden. „Aka⸗ 
demiſche Bildung und Ablegung der Rechtsprüfung ſind, wie die Erfahrung ge⸗ 
lehrt hat, die geeigneten und notwendigen Vorausſetzungen, um einen Patent⸗ 
anwaltsſtand zu ſchaffen und zu erhalten, der ſeine Aufgabe im Dienſt für Technik 
und Induſtrie und in der Mitwirkung bei der Rechtsfindung und Rechtsfort⸗ 
bildung zu erfüllen vermag.“ (Amtliche Begründung zum neuen Geſetz, abgedruckt 
im Reichsanzeiger Nr. 231 vom 3. 10. 1933.) 

Und endlich heißt es in der amtlichen Begründung weiter, daß es erforderlich 
iſt, Gefahren für das rechtſuchende Publikum abzuwenden, und daß ſolche Gefahren 
auf dem Gebiete des gewerblichen Rechtsſchutzes größer ſind als in anderen Fällen, 
in denen Rechtskonſulenten für andere tätig werden. Um jedoch wirtſchaftliche 
Exiſtenzen, deren Erhaltung mit dem öffentlichen Intereſſe vereinbar iſt, nicht zu 
zerſtören, find weitgefaßte Übergangsvorſchriften in dem neuen Geſetz vorgeſehen, 
die den bisher auf dem Gebiete des gewerblichen Rechtsſchutzes tätig geweſenen 
Perſonen die Fortſetzung ihrer Tätigkeit ſichern. Nach dem Vorbild der Rechts⸗ 
anwaltsordnung iſt in dem neuen Geſetz die Gründung einer Patentanwalts⸗ 
kammer vorgeſehen, und das ehrengerichtliche Verfahren iſt, wie bei den Rechts⸗ 
anwälten, weitgehend der Handhabung durch die Patentanwälte ſelbſt überlaſſen. 
Über allen dieſen Berufsintereſſen aber ſtand bei der Schaffung des neuen Ge⸗ 
ſetzes das Intereſſe der Allgemeinheit, nämlich der Schutz dieſer Allgemeinheit 
vor unlauteren ſkrupelloſen Beratern auf dem Gebiete des gewerblichen Rechts⸗ 
ſchutzes. 

2. Inhalt des Geſetzes 


a) Zulaſſung zur Patentanwaltſchaft 


Der erſte Abſchnitt des Geſetzes (8 1—8) betrifft die Zulaſſung zur Patent: 
anwaltſchaft. Danach können nach § 1 in die beim Reichspatentamt geführte Liſte 
der Patentanwälte nur Perſonen eingetragen werden, die andere vor dem Reichs 
patentamt in Angelegenheiten ihres Geſchäftskreiſes für eigene Rechnung berufs- 
mäßig vertreten wollen. 

Die Eintragung ſetzt voraus, daß der Antragſteller im Inland als ordentlicher 
Studierender einer Univerſität, einer techniſchen Hochſchule oder einer Berg— 
akademie ſich dem Studium naturwiſſenſchaftlicher und techniſcher Fächer gewidmet, 
alsdann eine ſtaatliche oder akademiſche Abſchlußprüfung beſtanden, danach 
mindeſtens ein Jahr in praktiſcher, techniſcher Tätigkeit gearbeitet und hierauf 
mindeſtens drei Jahre hindurch mit Erfolg eine praktiſche Tätigkeit auf dem 
Gebiete des gewerblichen Rechtsſchutzes ausgeübt hat, und zwar wenigſtens 
18 Monate bei einem deutſchen Patentanwalt und ſechs Monate beim Reichs⸗ 
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patentamt (8 4). Die Eintragung iſt nur zuläſſig für Perſonen, die im Inland 
wohnen, die deutſche Reichsangehörigkeit beſitzen, über 25 Jahre alt find, über ihr 
Vermögen, ohne durch gerichtliche Anordnungen gehindert zu ſein, verfügen können 
und fi keines unwürdigen Verhaltens ſchuldig gemacht haben (§ 2). Ferner kann 
die Eintragung Perſonen verſagt werden, die im Sinne der für Reichsbeamte gel⸗ 
tenden entſprechenden Beſtimmungen nichtariſcher Abkunft find (§ 3). 

Die in 8 5 vorgeſehene Prüfung erſtreckt ſich, in Anlehnung an die Beſtimmungen 
des alten Geſetzes, auf den Nachweis der erforderlichen Rechtskenntniſſe. Die 
Prüfung zerfällt in eine ſchriftliche und eine mündliche. Vor der Zulaſſung zur 
Prüfung ſoll die Anwaltskammer gehört werden. Die Prüfung iſt vor einer 
Brüfungstommiffion abzulegen, die aus Mitgliedern des Reichspatentamts und 
aus Patentanwälten beſteht. Die Mitglieder des Reichspatentamtes und die 
Patentanwälte werden durch den Reichsminiſter der Juſtiz in die Prüfungs⸗ 
fommilfion berufen, nachdem vor der Berufung der Patentanwälte der Vorſtand 
der Anwaltskammer gehört worden iſt. Die Prüfung kann im Falle des Nicht⸗ 
beſtehens nach Ablauf einer Friſt von mindeſtens ſechs Monaten einmal wieder⸗ 
holt werden. 

Die Löſchung aus der Lifte der Patentanwälte ($ 6) erfolgt durch das Reichs» 
patentamt auf Antrag, wenn der Eingetragene geſtorben iſt, wenn er im Inland 
keinen Wohnſitz hat, wenn er die deutſche Reichsangehörigkeit verliert, wenn er 
in der Verfügung über ſein Vermögen durch gerichtliche Anordnung beſchränkt 
iſt, oder wenn er infolge eines körperlichen Gebrechens oder wegen eingetretener 
Schwäche ſeiner körperlichen oder geiſtigen Kräfte zur Erfüllung der Pflichten 
eines Patentanwalts dauernd unfähig wird. 

Außerdem erfolgt die Löſchung auf Grund einer ehrengerichtlichen Verurteilung 
(88 38, 42—44), eines Strafurteils, durch das die Fähigkeit zum Bekleiden öffent: 
licher Amter aberkannt oder der Verluſt der bekleideten öffentlichen Amter aus⸗ 
geſprochen iſt (SS 31, 33—35, 81, 83, 87, 88 uſw. des StGB.), beim nachträglichen 
Bekanntwerden eines. unwürdigen Verhaltens des Patentanwalts, das der Ein⸗ 
tragung vorausging (8 12) und endlich bei nachträglicher Feſtſtellung, daß der 
Eintragung ein Verſehen zugrunde lag. 

Die Eintragungen und Löſchungen in der Liſte der Patentanwälte werden ver⸗ 
öffentlicht in dem vom Reichspatentamt herausgegebenen „Blatt für Patent-, 
Muſter⸗ und Zeichenweſen“. 

Der § 8 regelt die ſtändige Vertretung eines Patentanwalts durch einen im 
Vorbereitungsdienſt bei einem Patentanwalt beſchäftigten Anwärter auf die 
Patentanwaltſchaft. 


b) Rechte und Pflichten des Patentanwalts 


Die Rechte und Pflichten des Patentanwalts ſind im zweiten Abſchnitt, in den 
ss 9—13, feſtgelegt. Hier iſt neu, daß das Recht, andere für eigene Rechnung vor 
dem Reichspatentamt berufsmäßig zu vertreten, ausſchließlich den Patentanwälten 
und nur den bei einem deutſchen Gericht zugelaſſenen Rechtsanwälten vor⸗ 
behalten iſt. | 

In Rechtsſtreitigkeiten, in denen ein Anſpruch aus einem der im Patentgeſetz, 
im Geſetz betreffend den Schutz von Gebrauchsmuſtern und im Geſetz zum Schutz 
der Warenbezeichnungen, geregelten Rechtsverhältniſſe geltend gemacht wird 
— alſo in Verfahren vor den ordentlichen Gerichten —, iſt dem Patentanwalt 
auf Antrag ſeiner Partei das Wort zu erteilen, dasſelbe gilt auch im Berufungs⸗ 
verfahren vor dem Reichsgericht. Die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung, § 157 
Abſ. 1 und 2, gelten inſoweit für Patentanwälte nicht. 

Die Aufnahme dieſer Vorſchrift in das Geſetz entſprach dem ſtarken Bedürfnis 
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der Parteien, ihren Patentanwalt in den Prozeſſen auf dem Gebiete des gewerb⸗ 
lichen Rechtsſchutzes zu Worte kommen zu laſſen. 

Ferner iſt von Bedeutung, daß nach S 10 als Vertreter für Perſonen, die nicht 
im Inland wohnen, als Vertreter im Sinne des § 12 des Patentgeſetzes, des 8 13 
des Geſetzes zum Schutze von Gebrauchsmuſtern und des § 23 des Geſetzes zum 
Schutze der Warenbezeichnungen nur eingetragene Patentanwälte oder bei einem 
deutſchen Gericht zugelaſſene Rechtsanwälte beſtellt werden dürfen. Hinſichtlich 
der Reklame gilt dasſelbe wie bei Rechtsanwälten. Der Patentanwalt hat ſeine 
Berufstätigkeit gewiſſenhaft auszuüben und ſich durch ſein Verhalten der Achtung 
würdig zu zeigen, die ſein Beruf erfordert. Hierzu wird er durch Handſchlag vom 
Präſidenten des Reichspatentamts verpflichtet (8 11). 8 12 behandelt die Gründe, 
die zur Löſchung eines Patentanwalts führen. 


c) Patentanwaltskammer 
Der dritte Abſchnitt hat die Einrichtung der Patentanwaltskammer zum Gegen⸗ 
ſtand; ſeine Vorſchriften lehnen ſich eng an die entſprechenden Vorſchriften der 
Rechtsanwaltsordnung an. Der Vorſtand der Kammer, der durch die Kammer 
gewählt wird und vom RNeichsjuſtizminiſter beſtätigt werden muß, hat u. a. die 
ehrengerichtliche Strafgewalt zu handhaben. 


d) Ehrengerichtsbarkeit 

Im vierten Abſchnitt iſt die Ehrengerichtsbarkeit geregelt. In der erſten Inſtanz 
im ehrengerichtlichen Verfahren entſcheidet der Vorſtand der Anwaltskammer in 
der Beſetzung von fünf Mitgliedern. Das ehrengerichtliche Verfahren wird auf 
Antrag des Präfidenten des Reichspatentamts eingeleitet. In der zweiten, der 
Berufungsinſtanz, entſcheidet der Ehrengerichtshof. Er beſteht aus drei Mit⸗ 
gliedern des Reichspatentamts, von denen der Vorſitzende und ein Mitglied rechts⸗ 
kundig fein müſſen, und aus vier Patentanwälten (S 44). 


e) Strafbeſtimmungen 

Der fünfte Abſchnitt behandelt die Strafbeſtimmungen, und zwar wird nach 
8 52 mit Geldſtrafe beſtraft, wer, ohne als Patentanwalt eingetragen zu ſein, ſich 
als Patentanwalt oder ähnlich bezeichnet oder ſonſt durch ſein Verhalten den 
Glauben erweckt, er ſei als Patentanwalt eingetragen. Ebenſo verfällt derjenige 
der Strafe, der die den Patentanwälten und Rechtsanwälten vorbehaltene Tätig⸗ 
keit auf dem Gebiete des gewerblichen Rechtsſchutzes ausübt oder ſich zu ihrer 
Übernahme ſchriftlich oder mündlich oder in ſonſtigen Kundgebungen anbietet ($ 52). 


f) Übergangs: und Schlußbeſtimmungen 
Der ſechſte Abſchnitt enthält die Übergangs⸗ und Schlußbeſtimmungen: fie haben 
den Zweck, Perſonen, die bisher auf dem Gebiete des gewerblichen Rechtsſchutzes 
tätig waren, die Fortſetzung ihrer Tätigkeit zu geſtatten. 


III. Schluß 


1. Geſchäftsſtelle und Armen beratung 

Die Patentanwaltskammer hat ihre Geſchäftsſtelle im Reichspatentamt, in der 
auch arme Volksgenoſſen koſtenlos beraten und in der die Verteilung von Armen⸗ 
mandaten an die Mitglieder der Anwaltskammer erfolgt. 
2. Eingliederung der Patentanwälte im N. S.⸗Juriſtenbund. 

Die Patentanwälte gehören im N.S.-Juriſtenbund zu der Reichsfachgruppe 
Rechtsanwälte und ſind durch einen Reichsfachgruppenrat in dieſer Gruppe ver⸗ 
treten. 
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3. Amtstracht der Patentanwälte 
Die durch eine Verordnung des Reichspräfidenten vom 28. 6. 1933 (Bl. 1933, 
S. 176 und 284) geregelte Amtstracht der Patentanwälte beſteht aus einer ſchwarzen 
Robe mit blauem Beſatz aus Seide und einem Barett. Sie iſt bei den Sitzungen 
des Reichspatentamts und in öffentlichen Sitzungen der ordentlichen Gerichte, 
ſoweit Patentanwälte dort als Parteibeiſtände auftreten, zu tragen. 


Arthur Ullrich 


Schrifttum: 
Klauer, Patentanwaltsgeſetz vom 28. 9. 1933. Reichsanzeiger Nr. 231 vom 3. 10. 1933. 


Reichsgeſetzblatt, 1900, Seite 233. Blatt für Patents, Mufters und Zeichenweſen, 1933, 
Seite 176 und 284. 


49° 1539 


Das Notariatsrecht 


I. Geſchichtliche Entwicklung 


Die erſten Anfänge des Notariats finden ſich in den Urkundsſchreibern des 
griechiſch⸗ägyptiſchen Rechtsweſens, in den wegen der Abkürzungen (notae) notarii, 
in der nachklaſſiſchen Zeit auch tabelliones, genannten Privatſchreibern des alten 
Roms und in den notarii der kirchlichen Behörden und des fränkiſchen Reichs, 
die zugleich den Dienſt als Gerichtsſchreiber erfüllten. Ihre Urkunden hatten 
lediglich privaten Charakter. 

Auch in der Frühzeit germaniſcher Geſchichte tritt die Urkunde auf, brachte aber 
bei dem altdeutſchen Beweisrecht des Eides nicht ſelbſt Beweis, ſondern gab das 
Beweisrecht durch die ihr nie fehlenden Zeugen. Sie ſtand unter dem Siegelrecht; 
das Siegel, das auch die Gerichtsurkunden erforderten, erſetzte die Unterſchrift. 

Erſt auf dem Rechtsboden des kanoniſchen Rechts erhielt der Notar die Be⸗ 
fugnis, Urkunden mit öffentlichem Glauben anzufertigen, und in der Weiter⸗ 
entwicklung wurde in Italien, wo das Notariat ſeit dem 13. Jahrhundert zu hoher 
Blüte gelangte, den Urkunden der Notare auch die Vollſtreckbarkeit beigelegt (die 
älteſte bekannte Urkunde dieſer Art iſt 1251 in Florenz errichtet). Kaiſer und 
Papſt behielten ſich das Recht der Ernennung der Notare vor, die in der Form 
der Investitur per pennam et calamarium (mit Feder und Tintenfaß) erfolgte. 
„Accipe potestatem condendi chartas publicas secundum leges et bonos mores“ 
lauteten die feierlichen Einſetzungsworte. Die Reichsnotariatsordnung Kaiſer 
Maximilians I. vom 8. Oktober 1512 regelte zuerſt das notarielle Urkundsweſen. 
Die Ernennung der Notare blieb kaiſerliches Reſervatrecht, das vom Kaiſer aber 
auf die Hofpfalzgrafen übertragen und mit dem Recht der Weiterübertragung 
auch den Landesherren verliehen wurde. Mit wachſender Territorialmacht verlor 
ſich die Ernennung im Namen des Kaiſers immer mehr, und allmählich wurden 
nur die vom Landesherrn ernannten oder beſtätigten Notare anerkannt, auch 
beſondere Landesgeſetze zur Verbeſſerung des Notariats erlaſſen; zu den älteſten 
gehört das Edikt des Herzogs Johann von Jülich, Cleve und Berg von 1528 und 
die Kammergerichtsordnung in der Chur und Mark Brandenburg von 1709. 

In Frankreich war die Entwicklung des Notariats ebenfalls von Italien be⸗ 
einflußt und fand ihren Abſchluß in dem Geſetz vom 25. Ventöſe XI (16. März 
1803), dem ſogenannten Ventöſegeſetz, das auch in den der franzöſiſchen Fremd⸗ 
herrſchaft unterworfenen deutſchen Landen eingeführt wurde und das Notariat als 
„le type par excellence de l'institution“ ſchuf, die Notariatsordnung des auf⸗ 
gehenden Kaiſerreichs von Spanien bis zum Rhein, von der Nordſee nach Italien 
wurde, nach Beſeitigung der franzöſiſchen Fremdherrſchaft z. B. in Belgien, Hol⸗ 
land, Italien, in Kraft blieb und ihren Einfluß auch auf andere Notariate, z. B. 
das polniſche und ruſſiſche, ausübte. 

Bei der Auflöſung des Deutſchen Reichs (6. Auguſt 1806) zerfielen die deutſchen 
Länder nach der Verſchiedenheit der Notariatsgeſetzgebung in ſolche 

1. des gemeinrechtlichen Notariats mit der Reichsnotariatsord⸗ 
nung von 1512 als Grundgeſetz (von Preußen der Appellationsgerichtsbezirk 
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Greifswald und der Bezirk des Juſtizſenats Ehrenbreitſtein; Königreich Sachſen; 
Sachſen⸗Altenburg⸗Coburg,⸗Gotha, ⸗Meiningen⸗Hildburghauſen; beide Mecklen⸗ 
burg; Kurfürſtentum Heſſen; beide Reuß; Holſtein⸗Lauenburg; Frankfurt), 

2. des franzöſiſchen Rechts mit dem Ventoſegeſetz als Grundlage 
(Rheinbayern; Rheinheſſen; Königreich Weſtfalen; der ſpätere Appellations⸗ 
gerichtsbezirk Köln, außer dem Großherzogtum Berg), 

3. mit eigener Notariatsordnung (Preußen; Hannover; Braun⸗ 
ſchweig; Württemberg; Hamburg; Bremen; Lübeck; Großherzogtum Berg; Sſter⸗ 
reich), 

4. ohne Notariat (Bayern rechts des Rheins; Starkenburg; Oberheſſen; 
Sachſen⸗Weimar, ⸗Eiſenach,⸗Schwarzburg⸗Rudolſtadt⸗Sondershauſen; Oldenburg; 
5 ⸗Cöthen,⸗Bernburg; Naſſau; beide Lippe; Waldeck; Heſſen⸗Hom⸗ 

urg). 5 ö 

Im Laufe der weiteren Entwicklung wurden in allen Ländern beſondere Nota⸗ 
riatsordnungen eingeführt, mit Ausnahme beider Lippe ſowie des oldenburgiſchen 
Landesteils Birkenfeld, und beſtehen heute noch. Ihre ſehr verſchiedenartige Ge⸗ 
ſtaltung läßt drei Hauptgruppen unterſcheiden: | 

a) Das freiberufliche Nurnotariat (Bayern; Hamburg, außer Cux⸗ 
haven und Bergedorf; Heſſen in Rheinheſſen, Preußen im früheren rheiniſchen 
Rechtsgebiet). 

Ernennung: auf Lebenszeit, in Bayern Altersgrenze. 

Volljuriſt, in Bayern außerdem zweijährige Vorbereitungszeit. 

Verbindung mit der Anwaltſchaft: in Bayern und Hamburg un⸗ 
zuläſſig, in Heſſen zuläſſig, aber in Rheinheſſen nur teilweiſe vorhanden; im 
früheren rheiniſchen Rechtsgebiet nur ausnahmsweiſe im Bedürfnisfalle zuläſſig. 

Amtsbezirk: in Bayern und Heſſen der Landesgerichtsbezirk; in Hamburg 
das ganze Gebiet; im früheren rheiniſchen Rechtsgebiet der Oberlandesgerichts⸗ 
bezirk. 

Sachliche Zuſtändigkeit: in Bayern und Hamburg im weſentlichen unter 
Ausſchluß der Gerichte (in Bayern auch für Grundſtückszwangsverſteigerungen und 
verwaltungen); in Heſſen und im früheren rheiniſchen Rechtsgebiet neben den 
Gerichten. 

Titel: in Bayern Juſtizrat und Geheimer Juſtizrat. 

Notarkammern: in Bayern (auch Vereinigte Notariatskammern), Ham⸗ 
burg und Heſſen. 

In Bayern iſt das Notariat eine vom Wechſel ihres Inhabers unabhängige 
ſtaatliche Behörde; die Notare müſſen einen Teil ihrer Gebühren an die Nota⸗ 
riatskaſſe, eine Anſtalt des öffentlichen Rechts, abliefern, aus der die Gehälter 
der Notariatsaſſeſſoren und der Notariatsgehilfen (Beamte der Notariatskaſſe), 
die Ruhegehälter und Hinterbliebenenbezüge der Notariatsgehilfen und gemein⸗ 
ſame Standeseinrichtungen beſtritten werden, auch das Einkommen der Notare 
auf das Richtereinkommen ergänzt wird. Die Penſionen der Notare ſowie ihrer 
Witwen und Waiſen zahlt der ebenfalls aus den Gebühren der Notare geſpeiſte 
Penſionsverein der Notare, gleichfalls eine Anſtalt des öffentlichen Rechts. 

b) Das beamtete Nurnotariat oder Richternotariat (Baden und die 
Bezirksnotare in Württemberg, die auch zugleich die Stellung eines öffentlichen 
Notars haben — ſiehe zu c). 

Ernennung: auf Lebenszeit; Altersgrenze. 

Volljuriſt in Baden; mittlere Beamte in Württemberg. 

Verbindung mit der Rechtsanwaltſchaft unzuläſſig. 

Amtsbezirk: in Baden der Amtsgerichtsbezirk, in Württemberg das ganze 
Land. 
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Sachliche Zuſtändigkeit im weſentlichen unter Ausſchluß der Gerichte, 
daneben die Verrichtungen einer Grundbuch⸗, Nachlaß⸗ und vollſtreckungsrichter⸗ 
lichen Behörde, in Württemberg auch Vormundſchaftsſachen. 

Amtsbezeichnung: in Baden Juſtizrat und Oberjuſtizrat. 

c) Das freiberufliche Anwaltsnotariat (Anhalt, Braunſchweig; 
Bremen; von Hamburg in Cuxhaven und Bergedorf; von Heſſen überall in Starken⸗ 
burg, faſt überall in Oberheſſen, teilweiſe in Rheinheſſen; Lübeck; Mecklenburg; 
Oldenburg, außer dem Landesteile Birkenfeld; Preußen, außer dem früheren 
rheiniſchen Rechtsgebiet; Sachſen; Thüringen und in Württemberg die öffentlichen 
Notare). 


Ernennung, Volljuriſt, Verbindung mit der 
Rechtsanwaltſchaft 

Anhalt: geſetzlich Rechtsanwalt auf Lebenszeit. 

Braunſchweig: Volljuriſt, üblich Rechtsanwalt nach vollendetem 25. Lebensjahr 
auf Lebenszeit. 

Bremen: Volljuriſt, üblich Rechtsanwalt nach achtjähriger Tätigkeit auf 
Lebenszeit. 

Cuxhaven und Bergedorf: Volljuriſt, üblich Rechtsanwalt auf Lebenszeit. 

Heſſen: desgl., außerdem einjährige Vorbereitungszeit. 

Lübeck: Volljuriſt, üblich Rechtsanwalt auf Lebenszeit. 

Mecklenburg: desgl., auch Bürgermeiſter, Bankdirektoren. 

Oldenburg: Volljuriſt, üblich Rechtsanwalt für die Dauer der Zulaſſung. 

Preußen: desgl. und nach zehnjähriger Tätigkeit am Ort. 

Sachſen: geſetzlich Rechtsanwalt auf Lebenszeit. 

Thüringen: desgl. aber widerruflich nach dreijähriger Tätigkeit. 

Württemberg: Volljuriſt, üblich Rechtsanwalt auf Lebenszeit; aber auch 
Bezirksnotare (ſiehe zu b). 

Amtsbezirk: Anhalt: das ganze Land. 

Braunſchweig: desgl. 

Bremen: desgl. für vor 1900 ernannte, ſonſt Amtsgerichtsbezirk. 

Cuxhaven und Bergedorf: Amtsgerichtsbezirk. 

Heſſen: Landgerichtsbezirk. 

Lübeck: das ganze Gebiet. 

Mecklenburg: das ganze Land. 

Oldenburg: desgl. 

Preußen: Oberlandesgerichtsbezirk. 

Sachſen: das ganze Land. 

Thüringen: desgl. 

Württemberg: desgl. 

Sachliche Zuſtändigkeit: in Bremen unter Ausſchluß der Gerichte, 
ſonſt neben dieſen. 

In Thüringen gilt der Notar als öffentliche Behörde. 


II. Nationalſozialiſtiſche Geſtaltung 
1. Der Notar als Rechtswahrer 


Die nationalſozialiſtiſche Geſtaltung des Notariats läßt ſich nur aus der 
Erkenntnis ſeines Weſens und ſeiner Aufgaben innerhalb der Volksgeſamtheit 
und des ſtaatlichen Aufbaues finden. Für den Staat iſt das Notariat eine Hilfs: 
einrichtung als Teil der freiwilligen Gerichtsbarkeit. Seine Notwendigkeit folgt aus 
der Tatſache, daß das Geſetz verſchiedene Rechtsgeſchäfte an die Einhaltung einer 
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beſtimmten Form knüpft. Die Hauptbedeutung der Form liegt darin, den Beweis 
eines Rechtsgeſchäftes ſeinem Beſtande und Inhalte nach für alle Zeiten ſicher⸗ 
zuſtellen. Dieſer Beweiszweck erfordert die Verkörperung des Vorganges durch 
das Mittel der Schriftform, alſo durch die Niederſchrift, die Urkunde über den 
Vorgang. Die Urkunde iſt das Rückgrat des Rechts⸗ und Wirtſchaftsverkehrs, 
namentlich in der Geſtalt der von einem zuſtändigen Notar abgefaßten öffentlichen 
Urkunde gerade mit Rückſicht auf ihre Beweiskraft, aber auch wegen ihrer Voll⸗ 
ſtreckbarkeit. Dieſen Zuwachs an Bedeutung und Kraft ſchöpft die Beurkundung 
des Notars aus den ihm vom Staat verliehenen öffentlichen Befugniſſen. 

Daneben dient die Form dem Zweck, die Beteiligten zur beſonnenen Überlegung 
zu mahnen, ihnen Schutz vor Übereilung zu geben und die Ernſtlichkeit der 
gefaßten Entſchließung zu gewährleiſten, auch ſoll ſie die Vollendung des Rechts⸗ 
vorganges außer Zweifel ſtellen und den Geſchäftswillen unzweideutig zum Aus⸗ 
druck bringen. Die Erfüllung dieſer Aufgabe der Urkunde iſt ebenfalls in die 
Hand des Notars gelegt. Er iſt ſomit der Hauptträger der vorbeugenden Rechts⸗ 
pflege durch Fertigung vollkommener Urkunden, d. h. Urkunden, deren Tragweite 
die Beteiligten völlig erfaßt haben, und die ihren wirklichen Willen wiedergeben, 
der durch Aufklärung über Zweifel und Hinweis auf Bedenken ſowie durch 
zweckentſprechende Belehrung tatſächlich und rechtlich einwandfrei feſtgelegt wird. 
Darin gipfelt die Kunſt des Notars. 

Nationalſozialiſtiſcher Auffaſſung würde es aber widerſprechen, den Notar bei 
Ausübung dieſer Tätigkeit zu einem bloßen Werkzeug der das Rechtsgeſchäft 
ſchließenden Perſonen zu machen, das nur in der obigen Weiſe niederzuſchreiben 
hat, was die Parteien vereinbaren. Gerade wegen der ihm verliehenen öffent⸗ 
lichen Befugniſſe hat der Notar ſtets und in erſter Linie darüber zu wachen, daß die 
Geſtaltung der Rechtsverhältniſſe der Beteiligten den Erforderniſſen der All⸗ 
gemeinheit nicht zuwiderläuft. Dieſe Belange des Volksganzen hat er durch Ein⸗ 
flußnahme auf die Beurkundung der privaten Rechtsbeziehungen der Beteiligten 
zu ſchirmen und ſomit das Recht als eines der höchſten Güter der Nation zu hüten. 
Die Erfüllung dieſer Aufgaben macht den Notar zum Rechtswahrer im bedeutungs⸗ 
vollſten Sinne dieſes Wortes. Der Begriff des Rechtswahrers drückt zweierlei aus: 
Er weiſt zunächſt darauf hin, daß der Rechtswahrer ein Treuhänder des Volks⸗ 
ganzen iſt; Unparteilichkeit und Sauberkeit in der Ausübung feines Berufs find 
als die Hauptelemente der Berufsauffaſſung zu betonen. Der Begriff des Rechts⸗ 
wahrers drückt weiter das Ordnungsdenken aus, das dem neuen Recht zugrunde 
liegt, und in der Gemeinſchaft all derer, die dies gemeinſame Ziel der Ordnungs⸗ 
gründung und Ordnungsverwirklichung im Rechte erſtreben, fügt ſich der Notar 
in die deutſche Rechtsfront ein, als der Verkörperung der deutſchen Rechtswahrer. 


2. Der Notar als Vertrauensperſon des Volkes 

Wie der Notar des Vertrauens des Staates bedarf, der ihn durch ſeine Er⸗ 
nennung mit der bedeutſamen Befugnis zur Errichtung öffentlicher Urkunden 
ausſtattet, ſo bedarf er in gleicher Weiſe des Vertrauens der Allgemeinheit, jedes 
einzelnen Volksgenoſſen. Es genügt nicht, daß dieſes Vertrauen der Notariats⸗ 
einrichtung ganz allgemein entgegengebracht wird, es muß auch dem einzelnen 
Notar von den ihn um eine Beurkundung erſuchenden Perſonen geſchenkt werden. 
Nur wenn dieſes perſönliche Vertrauensverhältnis beſteht, werden die Beteiligten 
dem Notar ihre letzten und geheimſten, mit der Beurkundung beabſichtigten 
Zwecke anvertrauen und feine Belehrung und ſeinen Rat willig und in der Ilber: 
zeugung entgegennehmen, daß er das gemeine Beſte will und ihre perſönlichen 
Belange unter gegenſeitiger verſtändiger Abwägung ſchützt. Wie der Kranke 
nur dem Arzt ſeines perſönlichen Vertrauens über ſeine Empfindungen und 
Leiden rückhaltlos Aufſchluß gibt, ſo offenbart der an einer rechtsgeſchäftlichen 
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Beurkundung Beteiligte die letzten von ihm an das Zuſtandekommen des Rechts⸗ 
geſchäfts geknüpften Wünſche und Ziele nur dem von feinem perſönlichen Ber: 
trauen gewählten und von dieſem Vertrauen getragenen Notar. Nur ein ſolcher 
Einblick in die letzten Abſichten der Urkundsbeteiligten ermöglicht aber eine wirk⸗ 
ſame Wahrnehmung etwa hereinſpielender öffentlicher Belange und einen wirk⸗ 
lichen Schutz für die Beteiligten durch eine dem Sachverhalt entſprechende Geſtal⸗ 
tung von Form und Inhalt der Urkunde. Man wende nicht ein, daß es viele 
Geſchäfte gibt, deren Erledigung ein ſolches beſonderes perſönliches Vertrauen nicht 
vorausſetzt. Es gibt auch viele Krankheiten, bei denen man unbedenklich jeden 
Arzt heranziehen kann; wie man aber auch in dieſen Fällen lieber zum Arzt 
des perſönlichen Vertrauens geht, ſo ſucht man auch für unbedeutende Beurkun⸗ 
dungen lieber den Notar des perſönlichen Vertrauens auf. 

So iſt die Berufsſtellung des Notars innerhalb der Volksgeſamtheit doppelt 
gebunden: einerſeits gebunden an das Vertrauen des die Volksgeſamtheit verkör⸗ 
pernden Staates, der mit Recht verlangt, daß der Notar bei der Ausübung ſeines 
Amtes in erſter Linie das Allgemeinintereſſe an gerechter Geſtaltung der Rechts⸗ 
verhältniſſe und an der Rechtsſicherheit wahrnimmt, andererſeits gebunden an 
das Vertrauen des einzelnen die Tätigkeit des Notars in Anſpruch nehmenden 
Volksgenoſſen, der im Notar den rechtlichen und wirtſchaftlichen Berater in den 
wichtigſten von ihm abzuſchließenden Rechtsverhältniſſen ſucht. 

Die notarielle Urkunde, z. B. über die Übergabe eines Hofes, iſt als ein vom 
Staat mit öffentlichem Glauben ausgeſtattetes Schriftſtück über den Inhalt der 
Vereinbarungen ein Beweis der Macht und der Befugnille, die der Staat dem 
Notar vertrauensvoll verleiht. Sie iſt aber auch das Inſtrument, das die recht⸗ 
lichen Beziehungen zwiſchen einer Bauerngeneration und der anderen regelt, 
Friedensurkunde für die Schickſale der Menſchen und des Hofes durch ein ganzes 
Zeitgeſchlecht, die in ihrem Inhalt ſich als das Ergebnis vertrauensvoller Be⸗ 
ratung mit dem Notar darſtellt und ihre letzte Weihe und Bedeutung in den 
Augen der Beteiligten durch das Anſehen und das Vertrauen erhält, das ihr als 
Abglanz der Perſönlichkeit des Notars und ſeiner vertrauensvollen Beziehungen 
zu den Beteiligten anhaftet. 

Die Worte des Reichsjuriſtenführers in ſeiner bedeutſamen, für die Neuge⸗ 
ſtaltung des Notariats grundlegenden Rede auf dem Deutſchen Notartage am 
28. Mai 1934 in München treffen den Kern der Sache: „Es gibt da Dinge, wo die 
Leute ſich ſagen, ja, das kann mir der Rechtsanwalt ſagen, aber das muß ich 
ſchriftlich haben, da muß ich zum Notar gehen. Und in dem Gang zum Notar liegt 
der Hang zu einem ſtets unberührt Bleibenden und unberührt Gebliebenen; da iſt 
noch einer vorhanden, der ſich zwiſchen den Staat und den Bereich des Egoismus 
auf der anderen Seite ſtellt, und der ſagt, ich werde dich beraten, um deine Worte 
aus dem kleinen Tag hinüber auf deine Nachkommen, auf deine Kinder zu retten. 
Das iſt es, was wir als eine eigenartige Kulturerſcheinung unter allen Umſtänden 
bewahren müſſen. Und ich werde meine ganze Kraft dafür einſetzen, um in jeder 
Weiſe dieſes Vertrauen des Volksganzen und des Volkseinzelnen zum Notariat 
unter allen Umſtänden als Kulturgut des deutſchen Rechtslebens zu ſichern und zu 
fördern.“ 

3. Der Aufbau der Notariatsverfaſſung 
Reichsnotariat 

Es bedarf keiner näheren Begründung, daß das Notariatsweſen als ein bedeut⸗ 
ſamer Teil der Rechtspflege künftig nicht mehr der Regelung durch Landesrecht 
überlaſſen bleiben kann, und daß die Zerſplitterung in den Vorſchriften über die 
Geſtaltung des Notariatsweſens und über das Beurkundungsverfahren einer ein— 
heitlichen reichsrechtlichen Regelung weichen muß. Eine notwendige und ſelbſt— 
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verſtändliche Auswirkung der Vereinheitlichung und Überführung der Rechtspflege 
auf das Reich wird es auch ſein, daß der Notar ſeine Befugniſſe nicht mehr vom 
einzelnen Lande, ſondern vom Reich herleitet. Ein Reich, ein Recht hat auch auf 
dem Gebiete des Notariats zu gelten. Reichsrecht muß die Begriffsbeſtimmung der 
Notare geben und ihre Zuſtändigkeiten ordnen, muß ihre amtliche und privatrecht⸗ 
liche Stellung, ihr Vertragsverhältnis zu ihren Auftraggebern regeln, muß die 
Notariatsurkunde ihrer Form, ihrem allgemeinen Inhalt und ihrer Wirkſamkeit 
nach beſtimmen. 

Bedeutſame Anfänge find ſchon vorhanden. So verlieh der Artikel 4 des Erſten 
Geſetzes zur Überleitung der Rechtspflege auf das Reich vom 16. Februar 1934 (RG Bl. 
S. 91) der notariellen Urkunde im geſamten Reichsgebiete dieſelbe Wirkung unter 
Beſeitigung der entgegenſtehenden landesrechtlichen Vorſchriften, und in ſeiner 
Ergänzung beſeitigte die Verordnung vom 17. Juni 1934 (RGBl. J S. 67) die Un⸗ 
wirkſamkeit einer außerhalb des landesrechtlichen Amtsbezirks des Notars auf⸗ 
genommenen Urkunde; fo gab ferner der $ 1 der Verordnung vom 11. Mai 1934 
(RG Bl. I S. 378) jedem deutſchen Notar die Befugnis, Auflaſſungen über jedes 
deutſche Grundſtück zu beurkunden, und ſo wurde durch die Verordnung vom 
17. Juli 1934 (RGBl. J S. 712) zur Förderung des deutſchen Notariatsweſens, ins» 
beſondere ſeiner Vereinheitlichung, ſowie zur Wahrnehmung gemeinſamer Berufs⸗ 
aufgaben der deutſchen Notare eine Reichs notarkammer errichtet, die dem 
Verreichlichungsgedanken des Notariats machtvollen Antrieb geben wird. Ihre 
Satzung iſt veröffentlicht im Reichsanzeiger vom 22. November 1934 und in der 
Dot Z. 1934 S. 886. 


Freiberufliche Amtsausübung 


Die oben gegebene Darſtellung des Notars als Rechtswahrer und als Ver⸗ 
trauensperſon des Volkes gibt die Löſung für die organiſche Stellung des Notars 
innerhalb der Volksgeſamtheit. Die Aufgabe als Rechtswahrer in dem geſchil⸗ 
derten Sinne verlangt, daß die Ernennung des Notars nicht nur vom Beſitz be⸗ 
ſtimmter Befähigungsnachweiſe abhängt, ſondern als Ausdruck des beſonderen 
Vertrauens der Staatsgewalt von dieſer abhängt und nach ihrem Ermeſſen und 
nach den von ihr aufgeſtellten Grundſätzen erfolgt. Der Notar übt aber nach ſeiner 
Ernennung ſein Amt freiberuflich aus. Nur die Unabhängigkeit freiberuflicher 
Tätigkeit iſt geeignet, ihm das Vertrauen der Volksgenoſſen zu ſichern, das er 
als Rechtsberater und Geſtalter ihrer privatrechtlichen Rechtsbeziehungen braucht. 
Denn wenn auch dem Beamten ſicherlich hohe und höchſte Eigenſchaften nicht abzu⸗ 
ſtreiten find, fo erſpart ihm doch die Sicherheit ſeiner Lebensbedingungen einen 
großen Teil der Erlebniſſe, die der erfährt, der für ſeine wirtſchaftliche Daſeins⸗ 
grundlage ſelbſt verantwortlich iſt, und läßt ihn nicht die daraus ſich ergebenden 
Erfahrungen machen. Dieſe Nöte dienen mit dazu, einen Charakter zu bilden 
und zu ſtählen und die gleichen Sorgen der ſelbſtwirtſchaftenden Bevölkerung mit⸗ 
zufühlen. Um deswillen vertraut ſich der einzelne Volksgenoſſe ungern einer 
beamteten Stelle an, ſondern ſucht in der Mehrzahl der Fälle den freiberuflichen 
Notar auf, wie ja auch die Statiſtik über die Geſchäfte auf dem Urkundsgebiete 
aller der Länder zeigt, in denen die Gerichte dieſelben Befugniſſe haben wie die 
Notare. Die freiberufliche Tätigkeit ſichert dem Notar in höherem Maße als dem 
Beamten das Verſtändnis für die wirtſchaftlichen Vorgänge, bei denen er durch 
ſeine Beurkundung mithilft. Nicht als Inhaber einer obrigkeitlichen Macht, als 
Träger befehlender Staatsgewalt tritt der freiberufliche Notar den Urkundsbetei⸗ 
ligten gegenüber, ſondern als der wirtſchaftlich gleichſtehende Helfer und Berater. 
So iſt ihm die Wahrung der Belange der Allgemeinheit gerade bei freiberuflicher 
Amtsausübung am beſten möglich. Durch die freiberufliche Tätigkeit wird der 
ganzen Einrichtung des Notariats aber auch die Beweglichkeit in der Amtsaus⸗ 
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übung und die Anpaſſungsfähigkeit geſichert, die es als ſegensreiches Hilfswerk⸗ 
zeug des Staates und des einzelnen Volksgenoſſen braucht. 


Trennung von der Rechtsanwaltſchaft 

Der künftige Notar wird nur Notar ſein und daneben einen anderen Beruf 
nicht ausüben dürfen. Sein Sondergebiet, auf dem er ſich bis ins einzelnſte aus⸗ 
kennen ſoll, iſt ſo umfangreich, daß es eine berufliche Betätigung auf anderen Ge⸗ 
bieten nicht zuläßt. Eine ſolche ſchädigt auch das Vertrauen in die Unabhängigkeit 
des Notars und bringt ihn ſelbſt in Gewiſſenskonflikte. Dies alles gilt insbe⸗ 
ſondere für die gleichzeitige Ausübung der Rechtsanwaltſchaft. Zur Erleichterung 
des Übergangs zum Nurnotariat in den heutigen Gebieten des Anwaltsnotartats 
wird aber die Einſchaltung einer längeren Übergangszeit notwendig ſein, um die 
Umſtellung ohne Schwierigkeiten für die Juſtizverwaltung und ohne Härten für 
den einzelnen durchzuführen. Denn es ſoll nicht ſchädigend in beſtehende Zuſtände 
eingegriffen werden. Was für die Jahrhunderte gelten ſoll, erfordert eine allmäh⸗ 
liche Einführung und Gewöhnung und muß ſich Zeit laſſen; jede Übereilung der 
Durchführung würde von Nachteil für die Sache ſelbſt ſein. Deshalb muß die 
Juſtizverwaltung auch die Möglichkeit haben, in Ausnahmefällen die Verbindung 
im Intereſſe der Rechtspflege weiterhin zuzulaſſen. f 

Die Trennung von Notariat und Rechtsanwaltſchaft iſt keineswegs neu. In 
Deutſchland beſteht die Trennung in den ſüddeutſchen Staaten, Bayern, Baden 
und Württemberg, im früheren rheiniſchen Rechtsgebiet Preußens, in Hamburg 
und zum Teil in Heſſen. Daß man im übrigen Reich nicht zu dieſer Trennung 
gekommen iſt, beruht auf der geſchichtlichen Entwicklung des Notariats in Preußen, 
deſſen Einrichtung andere Länder gefolgt ſind. Die Verbindung bedeutet aber 
die Vereinigung zweier in ihrem Weſen vollkommen verſchiedener Tätigkeiten. 
Während der Rechtsanwalt ſtets Helfer und Rechtsberater einer Partei in 
ihren Meinungsverſchiedenheiten gegenüber einer anderen iſt, übt der Notar 
öffentlich⸗ rechtliche Befugniſſe aus, die eine gleichmäßige Wahrung der Intereſſen 
aller an einer Urkunde förmlich oder wirtſchaftlich Beteiligten erfordern. Eine 
Partei, die einen Rechtsanwalt regelmäßig mit der Führung ihrer Prozeſſe beauf⸗ 
tragt und als Berater in ihren Rechtsangelegenheiten in Anſpruch nimmt, ſieht 
in ihm den Vertreter allein ihrer Intereſſen auch dann, wenn er in ſeiner Eigen⸗ 
ſchaft als Notar einmal von ihr mit einer Beurkundung betraut wird. Häufig 
wird der Anwaltsnotar aber bei Beurkundungen von einer Partei zugleich als 
Anwalt und als Notar in Anſpruch genommen. Die Konflikte, in die er dabei 
kommen kann und muß, zeigen, daß hier zwei weſensfremde Dinge miteinander 
verbunden ſind. 

Es darf hier an das Gutachten der Preußiſchen Juſtiz⸗Immediat⸗Kommiſſion 
von 1817, die umfangreichſte und tiefgründigſte Abhandlung über die Frage der 
Trennung der ſtreitigen und der freiwilligen Gerichtsbarkeit und der Trennung 
des Notariats von der Anwaltſchaft, erinnert werden. Wie ihre Beweisführung 
allein das Nurnotariat im früheren rheiniſchen Rechtsgebiete Preußens erhielt, 
ſo iſt ſie auch heute noch unwiderlegt und unwiderlegbar. Das Gutachten ſagt: 
„die ſtreitige und die ſogenannte freiwillige Gerichtsbarkeit haben ihrer Natur 
nach nichts Gemeinſames weder in ihrem Begriffe noch in ihrer formellen Be⸗ 
handlungsweiſe, noch endlich in ihrem ſonſtigen weſentlichen oder zufälligen 
Zwecke, wohl aber ſtehen beide in wichtigen Punkten dergeſtalt einander ver⸗ 
ſchiedenartig gegenüber, daß ſchon um deswillen eine Vereinigung derſelben in 
legislativer und rechtlicher Hinſicht unmöglich erſcheinen muß, daß, auch von dieſen 
allgemeinen Grundſätzen abgeſehen, die Praxis durch die heterogene Verbindung 
mehr leidet als durch die natürliche Trennung.“ Das Gutachten kommt zu dem 
Schluß, daß Preußen gefehlt hat, als es dem Richter die ſogenannte freiwillige 
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Gerichtsbarkeit übertrug und den Reſt des Notariats mit der Rechtsanwaltſchaft 
verband. Die Verbindung iſt ein unnatürlicher Zuſtand, der die Entwicklung der 
Rechtsanwaltſchaft hindert und die freie Rechtsanwaltſchaft in Wahrheit zu einer 
im höchſten Grade abhängigen macht. 

Gründe ſachlicher Art für das Anwaltsnotariat und gegen das Nurnotariat 
laſſen ſich ſchlechterdings nicht finden oder halten doch ernſtlicher Prüfung nicht 
ſtand. Alles, was da vorgebracht wird, ſind nur auf der Suche nach Rechtfertigungs⸗ 
gründen künſtlich konſtruierte Dinge, die in den Gebieten des Nurnotariats nie⸗ 
mals in Erſcheinung getreten, und über die dort ſeitens des Publikums niemals 
Klagen laut geworden ſind. Sie ſind aus der Befürchtung des Anwaltsnotariats 
entſtanden, die Einnahmequelle des Notariats zu verlieren. Nur dieſe Befürchtung 
und nichts anderes iſt die Urſache des immer erneuten, aber immer wieder vergeb⸗ 
lichen Suchens nach ſachlichen Gründen für die Beibehaltung der Vereinigung, eine 
an ſich beſonders in dieſer wirtſchaftlichen Notzeit durchaus verſtändliche Befürch⸗ 
tung, die aber durch die obigen Übergangsvorſchriften zerſtreut wird. 

Zu dieſen Gründen gehört insbeſondere die angeblich größere Verbundenheit 
des Anwalts und damit des Anwaltsnotars mit dem Volke, dem Rechtsleben 
und der Wirtſchaft. Volksverbundener im weiteſten Sinne des Wortes und mit 
dem Rechtsleben und der Wirtſchaft in allen ihren Erſcheinungsformen vertrauter 
als ein vielbeſchäftigter, im Sinne dieſer Ausführungen vorgebildeter Nurnotar 
kann der Anwalt nicht ſein. Ein ſolcher Nurnotar iſt der geborene Berater des 
Publikums auf dem Gebiete des Urkundenweſens und nicht der Anwalt. Mag 
das Anwaltsnotariat ſich im allgemeinen noch ſo gut bewährt haben, ſo iſt doch 
auch hier das Beſſere der Feind des Guten, und die Aufgaben des Notars ver⸗ 
langen nun einmal mit Notwendigkeit die volle Hingabe der ganzen Arbeitskraft, 
alſo die Ausübung im Hauptamte und nicht neben einem anderen Berufe. Es 
beſteht auch keine innere Berechtigung dafür, das im Anwaltsnotariat liegende 
Doppelverdienertum entgegen den nationalſozialiſtiſchen Grundſätzen noch länger 
aufrechtzuerhalten und ſo zahlreichen jüngeren Juriſten den Weg zum Notariat 
zu verſchließen. 

Schließlich iſt es kein Zufall, daß das Urkundsweſen auch in allen außerdeutſchen 
Kulturſtaaten von der Ausübung der Rechtsanwaltſchaft getrennt iſt. Insbeſondere 
hat ſich das Notariat in Frankreich und Italien in jahrhundertelanger Rechts⸗ 
entwicklung als Muſter für die meiſten anderen Staaten ſo herausgebildet und 
iſt neuerdings gerade in Italien auf Grund der faſchiſtiſchen Staatsidee vorbildlich 
und in vielen Punkten nachahmenswert geſtaltet. 

Zuletzt iſt nicht zu überſehen, daß die praktiſche Erfahrung auf dem Gebiete 
des Beurkundungsweſens bei den der Zahl nach den Bedürfniſſen der Bevölkerung 
angepaßten Nurnotaren eine ganz andere ſein muß als bei den nach perſönlichen 
Geſichtspunkten und daher ſehr zahlreich ernannten Anwaltsnotaren. Für die 
erſteren iſt die Vornahme von Beurkundungen der ausſchließliche Beruf, für die 
letzteren iſt die Notartätigkeit aber nur ein Nebenamt, das in der Mehrzahl der 
Fälle dem Umfange nach recht unbedeutend iſt und daher trotz beſten Willens 
gar nicht ſo verſehen werden kann, wie das Volksganze es erwarten muß. Wo es 
größeren Umfang annimmt, leidet es aber unter der gleichzeitigen Verſehung der 
Rechtsanwaltſchaft oder drückt dieſe tatſächlich auf ein ſolches Minimum herab, 
daß eine Berechtigung zur Belaſſung der Anwaltsbefugniſſe nicht anerkannt 
werden kann. 

Ausſchließliche Zuſtändigkeit 

Die Notare als Träger des Nurnotariats ſollen den Berufsſtand bilden, der 
allein für Beurkundungen beſtimmt iſt und für dieſe Zwecke auch eine beſondere 
Ausbildung genießt. Das verlangt auch, daß ſie für dieſe Beurkundungen aus⸗ 
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ſchließlich zuſtändig find. Nur wenn dies der Fall ift, find die in der Schaffung 
eines eigenen Berufsſtandes liegenden Vorteile voll ausgenutzt. Die Begründung 
der ausſchließlichen Zuſtändigkeit hat auch zur Folge, daß eine entſprechende 
größere Zahl von Notaren beſtellt werden kann. 

Es müſſen alſo in erfter Linie alle Eingriffe von Rechtsbeiſtänden, Auktio⸗ 
natoren, wirtſchaftlichen Verbänden und Vereinen, Treuhändern, Wirtſchafts⸗ 
beratern uſw. fallen. Es iſt auch nicht zu rechtfertigen, daß Perſonen ohne 
genügende Vorbildung eine auch nur beratende Tätigkeit bei Rechtsgeſchäften ent⸗ 
falten, für die der Geſetzgeber wegen ihrer Tragweite und Bedeutung öffentliche 
Beurkundung für erforderlich gehalten hat. Aber auch die durch die Enteignungs⸗ 
geſetze, die Siedlungsgeſetzgebung und die im Zuſammenlegungsverfahren für die 
Kulturämter gegebenen Zuſtändigkeiten auf dem Beurkundungsgebiete laſſen ſich 
als ſachſchädlich und überflüſſig nicht rechtfertigen. Das gleiche gilt für die 
Zuſtändigkeit der kommunalen Verbände, wo der Grundſatz, daß die beurkundende 
Stelle der unparteiiſche Berater beider Vertragsteile ſein ſoll, ganz ad absurdum 
geführt iſt. Das alles entſpringt auch dem Gedanken, daß der für Beurkundungen 
beſonders ausgebildete Berufsſtand der Notare nicht durch die Zuſtändigkeit 
anderer Stellen beeinträchtigt ſein ſoll, ein Gedanke, der gerade dem national⸗ 
ſozialiſtiſchen Staate entſpricht. In dieſem hat jeder ſeinen Platz voll auszufüllen; 
Halbheiten ſind ihm fremd. Es iſt aber auch eine Halbheit, wenn neben der 
notariellen die gerichtliche Beurkundung nur vorgeſehen iſt, um zwei verſchiedene 
Beurkundungsmöglichkeiten gleichſam konkurrenzweiſe zu bieten. Aus Rückſichten 
auf die Staatseinnahmen iſt die Erhaltung der gerichtlichen Beurkundung weder 
geboten noch empfehlenswert. Die Überſchüſſe des Staates aus ſeinen Beurkun⸗ 
dungen find feine Einnahmen aus Stempeln, die ihm bei der Beurkundung durch 
die Notare ebenſo und ohne Koſten der Einziehung zufallen. Durch Wegfall der 
Beurkundungszuſtändigkeit der Gerichte kann der Perſonalſtand, abgeſehen, von 
einer Übergangszeit, die jede Neuregelung braucht, entſprechend vermindert 
werden. Der Umfang der Juſtizverwaltung wird damit etwas kleiner. Der 
Staat gibt ein für die beamtenmäßige Erledigung ungeeignetes Tätigkeitsfeld 
an den freien Beruf zurück und ſchafft dort Arbeit für die Perſonen, die er ſelbſt 
infolge der Einſchränkung ſeiner Zuſtändigkeit in Zukunft nicht mehr aufnimmt. 
Hier ſind die Worte von Bedeutung, die der Vorſitzende des bei der Akademie 
für Deutſches Recht gebildeten Ausſchuſſes für Immobiliarkredit, der Präfident 
Gelpke der Berliner Induſtrie⸗ und Handelskammer, in der Vollſitzung der 
Akademie am 18. März 1934 ſprach: „Der Ausſchuß iſt ſich darüber klargeworden, 
daß auch bei den Notaren in ihrer Wirkſamkeit und in der Ausübung ihres Amts 
eine Anderung eintreten, und daß alle Urkunden, die für das Grundbuch auf⸗ 
zunehmen ſind, ausſchließlich ſpäter den Notaren zu überweiſen und nicht mehr 
beim Amtsgericht aufzunehmen ſind, vielleicht mit der einzigen Ausnahme, daß 
für Auflaſſungen neben den Notaren auch die Gerichte ihre Zuſtändigkeit behalten. 
Selbſtverſtändlich müßte eine Reichsnotariatsordnung für den Fall Vorkehrungen 
treffen, daß diejenigen Akte, die bisher von den Gerichten, namentlich bei Sied⸗ 
lungsſachen, unentgeltlich ausgeführt wurden, durch die Notare ebenſo ausgeführt 
werden.“ 

Vorbildung 


Notar ſoll nur werden können, wer nach der ſelbſtverſtändlichen Schulung durch 
Arbeitsdienſt und SA. oder SS. die Befähigung zur Bekleidung des Richteramts 
erlangt und nach Erlangung dieſer Befähigung eine mindeſtens zweijährige Vor⸗ 
bereitungszeit bei einem deutſchen Notar abgeleiſtet hat. Jede Abweichung 
hiervon fördert den Dilettantismus, die Halbwiſſerei und Pfuſcherei, dieſe nach 
den Worten des Reichsjuriſtenführers auf dem Parteitage 1933 größten Feinde 
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der nationalſozialiſtiſchen Entwicklung. Die Vielgeſtaltigkeit des heutigen Wirt⸗ 
ſchaftslebens und im Gefolge davon die Vielfältigkeit und Unüberſichtlichkeit 
unſeres Geſetzesweſens verlangen eine vollkommene und gründliche fachwiſſen⸗ 
ſchaftliche Ausbildung für den, der rechtlicher und wirtſchaftlicher Berater und 
formeller Geſtalter der wichtigſten und bedeutſamſten Rechtsgeſchäfte fein Toll. 
Er muß einen möglichſt lückenloſen Überblick über alle Zuſammenhänge in der 
Rechtsordnung beſitzen, die aber nur durch das erfolgreiche Rechtsſtudium nahe⸗ 
gebracht und vermittelt werden können. Darüber hinaus muß er in den formellen 
Dingen des Beurkundungsverfahrens durch praktiſche Anſchauung und Tätigkeit 
vorgebildet ſein, ehe ihm das wichtige Amt, öffentliche Beurkundungen vor⸗ 
zunehmen, übertragen werden kann. Das Vertrauen, deſſen er als rechtlicher 
Berater in den wichtigſten Rechtsgeſchäften bedarf, muß er neben ſeiner charakter⸗ 
lichen Untadelhaftigkeit durch reiches Wiſſen und Können und das Beſtreben nach 
immer weiterer Vertiefung rechtfertigen, damit er auch den ſchwierigſten Auf⸗ 
gaben ſeines Amts gerecht werden kann. Es iſt ein Irrtum, wenn man in den 
Ländern mit Anwaltsnotariat dieſe Vorbildung durch eine längere Wartezeit 
erſetzen zu können glaubt. Wenn auch hier durch die Ausübung des Anwalts⸗ 
berufs und das reifere und abgeklärtere Alter des zum Notariat Zugelaſſenen eine 
gewiſſe Gewähr gegeben wird, ſo bleibt doch ſtets und auf Jahre hinaus der 
Mangel der praktiſchen Vorbildung in einem Notariat bemerkbar. 


Kollegiale Dienſtaufſicht 


Als Beamter unterſteht der Notar der ſtaatlichen Dienſtaufſicht. Neben dieſer 
muß aber als weiterer Garant für die gewiſſenhafte und unantaſtbare Amts⸗ 
ausübung die kollegiale Dienftauffiht treten. Nur die berufliche Aufficht vermag 
alle Mängel aufzudecken, denn jeder Berufsangehörige findet 
ſtets in feinen Berufsgenoſſen fo aufgeklärte und Jo 
unfehlbare Nichter, als fein Bewußtſein von ihnen 
Strafen erwartet. Sie iſt daher eine Erziehungsangelegenheit, die nicht 
entbehrt werden kann, wenn die höchſten Anforderungen geſtellt und die beſten 
Leiſtungen erreicht werden ſollen. Dieſe Auſſicht iſt auszuüben von den Beſten 
des Berufs, den Vorſtänden der aus den Notaren der einzelnen Oberlandes⸗ 
gerichtsbezirke zu bildenden Notarkammern, wie ſie heute ſchon in Bayern, Ham⸗ 
burg und Rheinheſſen beftehen, jedoch unter Erweiterung ihrer Befugniſſe, ähnlich 
den Anwaltskammern, und unter ihrer Zuſammenſchließung in einer Reichsnotar⸗ 
kammer. Der jetzt neu gebildeten Reichsnotarkammer ſind zur Zeit Befugniſſe 
wegen der Dienſtgerichtsbarkeit noch nicht übertragen worden. Dieſe ihre endgültige 
Zuſtändigkeit wird ihr aber vielleicht doch ſchon bald als ein weiterer Teil der Ver⸗ 
reichlichung gegeben und damit ihre völlige Eingliederung in die Geſtaltung des 
deutſchen Notariats der Verwirklichung nähergeführt werden. 


Selbſt verwaltung 


Dem freiberuflichen Gepräge des Reichsnotariats entſpricht eine weitgehende 
Selbſtverwaltung. Die Erfahrungen der gegenwärtigen und der vergangenen 
Zeit ſprechen laut für die Güte und Wirkſamkeit dieſer berufsſtändiſchen Selbſt⸗ 
verwaltung, wie ſie in den bereits vorhandenen obenerwähnten Notarkammern 
und in denen des mittelalterlichen und jetzigen Italiens, Frankreichs, Sſterreichs 
beſtand und beſteht. Sie wird ſich darin äußern, daß den Notarkammern und 
der Reichsnotarkammer weitgehende Zuſtändigkeiten in der Notariatsverwaltung 
eingeräumt werden. Dies wird von beſonderer Bedeutung ſein bei der Ab⸗ 
grenzung der Amtsbezirke, bei der Feſtſetzung der Zahl der Amtsſitze, bei der 
Beſchäftigung der Notaranwärter, bei der Beurlaubung von Notaren, bei der 
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Beſtellung von Notarvertretern, bei der Verwahrung der Amtsbeftände und in 
ähnlichen Angelegenheiten, beſonders, wie oben bereits geſagt, bei der Ausübung 
der Dienſtſtrafgewalt. Die Regelung wird für einen Teil dieſer Angelegenheiten 
durch die Juſtizverwaltung nach vorheriger Anhörung der Notarkammern oder 
der Reichsnotarkammer geſchehen. Für einen anderen Teil der Angelegenheiten 
wird auch die Zuſtändigkeit der Notarkammern bzw. der Reichsnotarkammer ſelbſt 
begründet werden können. Dieſe üben inſoweit ihre Tätigkeit unter Aufſicht der 
Juſtizverwaltung aus. 


Selbſtverſorgung 

Mit dieſer organiſatoriſchen Selbſtverwaltung muß aus dem Gemeinſchafts⸗ 
gedanken heraus die ſoziale Betreuung der einzelnen Notare durch ihre Geſamtheit 
Hand in Hand gehen. Dieſe Aufgaben haben Verſorgungskaſſen zu übernehmen, 
in welche die Notare einen Teil der bei ihnen anfallenden Gebühren abzuführen 
haben. Aus ihren Einnahmen werden die Verſorgungskaſſen die Aufwendungen 
für eine umfaſſende Berufshaftpflichtverſicherung leiſten. Sie werden aber auch 
einen Ausgleichsſtock für das Berufseinkommen der Notare bilden und werden 
die Gewährleiſtung einer ausreichenden Alters⸗ und Hinterbliebenenverſorgung 
bieten. Auf dieſe Weiſe werden ſie die wirtſchaftliche Sicherſtellung des Notars 
und damit ſeine völlige Unabhängigkeit begründen und ſich dadurch als eine wahr⸗ 
haft ſoziale Einrichtung im Dienſt der Unabhängigkeit der Rechtspflege des 
Dritten Reichs erweiſen. 

Das find die Fundamentalſätzen, nach denen allein das Notariat in der vor 
uns liegenden Epoche nationalſozialiſtiſcher Rechtsordnung ſo geſtaltet werden 
kann, daß es ſich organiſch dem ganzen künftigen Rechtsaufbau einfügt und dem 
Notar ermöglicht, ſeine Aufgabe als Rechtswahrer und Rechtsdiener dem Staat 
und dem Volke gegenüber reſtlos zu erfüllen, wie er ſelbſt es wünſcht und das 
Volksganze es beanſpruchen kann. Berufsfreudig wird dann jeder Angehörige 
dieſer Facharbeiterſchaft am Recht in der Reſtloſigkeit feines Schaffens nicht nach⸗ 
laſſen, wird ſich nicht genug tun können in der eigenen Leiſtung, ſondern wird 
aus dem gelungenen Werk immer wieder den Antrieb zu einem beſſeren emp⸗ 
fangen, ſtatt auszuruhen und Lohn zu ernten. Helfer und Förderer werden ihm 
ſeine eigene Kraft und ſein eigenes Können ſein und ſein eigenes Gewiſſen wird 
er zum höchſten Richter über ſeine Handlungen ſetzen. Treu der Deutſchen Rechts⸗ 
front als der machtvollen Verkörperung aller Rechtswahrer, wird er ſeine erſte 
Pflicht in der Treue zum Führer, zum nationalſozialiſtiſchen Gedanken und zum 
deutſchen Vaterlande ſehen und mit ſeiner ganzen Perſönlichkeit ſo dienen, wie 
der Führer ſelbſt es tut, in Treue, Gehorſam, Diſziplin, Opferwilligkeit, Kamerad⸗ 
ſchaft und Beſcheidenheit. 

Wolpers 


1 Die Reichsfachgruppe Notare im BNSDI. hat bereits im Januar 1934 dem Reichs⸗ 
e e einen dementſprechenden Entwurf einer Reichsnotariatsordnung vorgelegt, 
er auch dem Herrn Reichsjuſtizminiſter zugegangen iſt. In ihren gutachtlichen Auße⸗ 
rungen haben u. a. der Zentralverband des Deutſchen Bank⸗ und Bankiergewerbes und 
die Deutſche Bank für Induſtrieobligationen dieſem Entwurfe zugeſtimmt, insbeſondere 
die Notwendigkeit der alsbaldigen Vereinheitlichung des Deutſchen Notariats, ſeiner 
Trennung von der Anwaltſchaft, ſeiner Geſtaltung als freier Beruf betont und ſeine 
ausſchließliche Zuſtändigkeit als erheblichen Fortſchritt gegenüber dem jetzigen Rechts⸗ 
e bezeichnet. Das Gutachten Lent (DNLZ. 1934 S. 637) kommt zu demſelben Cr: 
gebnis. 


1550 


Schrifttum: 


Briegleb, 5 des Exekutiv⸗Prozeſſes, Stuttgart 1845. 
Euler, Handbuch des Notariats in eie Düſſeldorf 1858. 
Jad, as deutſche Notariat nach Rei Hg eipzig 1907. 
aſtrow, Deutſch⸗Preußiſches Notariatsrecht, Berlin 1903. 
Merkel, Das Notariat, Leipzig 1860. 
Oeſterley, Das Deutſche Notariat, Göttingen 1842, 1845. 
ze und Siefert, Das badiſche Fr. 6.6., Karlsruhe 1933. 
Schlegelberger, Freiw. Gerichtsbarkeit, Berlin 1927. 
Weißweiler, Geſchichte des r ein.⸗preußiſchen Notariats, Eſſen 1916, 1925. 
Wolpers in DNZ. 1933, 320, 675. 


1551 


1 1 Google 


Organe 
nationalſozialiſtiſcher Rechtsreform 


ee Google 


Das Reichsrechtsamt der NSDAP. 


J. 7 


Das Reichsrechtsamt der NSDAP. iſt wie alle Reichsleitungsſtellen der NSDAP. 
eine Gründung des Führers. Im Oktober 1930 erhielt der Reichsleiter Dr. Hans 
Frank vom Führer den Auftrag, zur zentralen Bearbeitung aller rechtlichen 
Angelegenheiten der Bewegung eine eigene Abteilung bei der Reichsleitung, die 
Rechtsabteilung — Reichsleitung, zu errichten. 

Die Aufgaben, die ſich der neugegründeten Abteilung. boten, waren mannig⸗ 
faltig. Sie lagen zunächſt überwiegend auf dem Gebiete der Rechtsverwaltung. 
Die Partei befand ſich in Auswirkung der berühmten Septemberwahlen 1930 im 
Zeichen einer ſtürmiſchen Vorwärtsentwicklung, die zahlloſen Neueintritte machten 
den Ausbau und die Feſtigung der inneren Organiſation notwendig, es galt, 
Klarheit zu ſchaffen über die Rechtsbefugniſſe der einzelnen Parteigliederungen 
gegenüber Dritten. Der immer ſchärfer werdende politiſche Kampf machte die 
Einrichtung eines Rechtsſchutzes für diejenigen Volksgenoſſen, die ſich im Dienſte 
der Bewegung und im Kampfe gegen das Syſtem irgendwie im Sinne der da⸗ 
maligen Geſetzgebung ſtrafbar gemacht hatten, notwendig. Die einzelnen Dienſt⸗ 
ſtellen der Partei mußten beraten und die gegen die Führer der Bewegung in 
immer größerem Maße anhängig gemachten Strafverfahren bearbeitet werden. 
Mit dem allmählich nach Fertigſtellung des Braunen Hauſes im März 1931 er⸗ 
folgten Ausbau der Organiſation der jungen Abteilung wurde auch ihre Unter⸗ 
gliederung vorgenommen. Bei allen politiſchen Gauen der NSDAP. wurden 
Rechtsſtellen errichtet, die für ihren Gaubereich die gleichen Aufgaben zu erfüllen 
hatten, wie die Rechtsabteilung der Reichsleitung für das geſamte Reichsgebiet. 

Zu ganz beſonderer Bedeutung gelangte in den folgenden Jahren des Kampfes 
der Rechtsſchutz. Allen Parteimitgliedern wurden koſtenlos Verteidiger in den 
ſich aus ihrer Tätigkeit für die Bewegung ergebenden Straf⸗ und Zivilverfahren 
geſtellt. Die verhältnismäßig wenigen damals der Bewegung angehörenden 
Rechtsanwälte haben ſich mit der zum größten Teil ehrenamtlich erfolgenden 
Durchführung des Rechtsſchutzes bleibende Verdienſte um die Bewegung erworben. 
In den Jahren 1931 bis 1933 wurden Zehntauſende von Verteidigungen über⸗ 
wiegend koſtenlos durchgeführt, trotzdem wurden von der Reichsleitung der 
NSDAP. für die Verteidiger in den Kampfjahren 1930 bis 1933 ungefähr zwei⸗ 
hunderttauſend Reichsmark ausgeworfen. 

Im Spätſommer 1932 wurde die bisher der Reichsorganiſationsleitung unter⸗ 
ſtehende rechtspolitiſche Abteilung der Rechtsabteilung — RL. als Abteilung II 
eingegliedert. 

Nach der Machtübernahme änderte ſich das Aufgabengebiet der Rechtsabteilung 
— NL. Der Rechtsſchutz ging beträchtlich zurück. Dafür wurden der Abteilung neue 
Aufgaben geſtellt: die rechtspolitiſche Abteilung erlangte größere Bedeutung, neue 
Abteilungen wurden errichtet. Die Untergliederung der Rechtsabteilung wurde 
weiter durchgeführt bis in die Kreiſe. Im Frühjahr 1934 wurden bei allen poli⸗ 
tiſchen Kreiſen Kreisrechtsſtellen errichtet. Die Dienſtbezeichnung „Rechtsabteilung 
— R.“ wurde geändert in „Reichsrechtsamt der NSDAP.“. Die Gaurechtsſtellen 
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erhielten die Dienſtbezeichnung Gaurechtsamt und die Kreisrechtsſtellen die 
Dienſtbezeichnung Kreisrechtsamt. Die ganze Abteilung iſt unlösbar verbunden 
mit der Perſon ihres Leiters Dr. Hans Frank. 


Gliederung des Neichsrechtsamtes 


J. Das RNeichsrechtsamt der N SD AP. 
1. Amt für Rechtsverwaltung, 
2. Amt für Rechtspolitik, 
3. Amt für Rechtsbetreuung des deutſchen Volkes, 
4. Amt für NS.⸗Juriſten, 
5. Amt für Schulung, 
6. Amt für Rechtsſchrifttum, 


II. Gaurechts amt. 


1. Abteilung für Rechts verwaltung, 

2. Abteilung für Rechtspolitik, 

3. Abteilung für Rechtsbetreuung des deutſchen Volkes, 
4. Abteilung für Schulung, 


III. Kreisrechts amt. 


1. Abteilung für Rechts verwaltung, 
2. Abteilung für Rechtspolitik, 
3. die Abteilung für Schulung beim Kreisrechtsamt iſt im Aufbau begriffen. 


Die Gau⸗ und Kreisrechtsämter unterſtehen in politiſcher und diſziplinärer Be⸗ 
ziehung den zuſtändigen Hoheitsträgern, alſo den Gau» und Kreisleitern, in fach ⸗ 
licher Beziehung dem Reichsleiter des Reichsrechtsamtes der NSDAP. 


II 


Das Reichsrechtsamt iſt eine Parteidienſtſtelle. Demgemäß liegen ſeine Aufgaben 
überwiegend auf innerparteilichem Gebiet. 


1. Das Amt für RNechtsverwaltung 


Es bearbeitet alle innerhalb der Partei und aus dem Verkehr der Partei mit 
Dritten ſich ergebenden Rechtsfragen. So werden alle Prozeſſe der Partei von dem 
Reichsrechtsamt mit Hilfe der Gau: und Kreisrechtsämter geführt, Verträge, ſoweit 
Rechtsfragen in ihnen enthalten ſind, geprüft und die einzelnen Parteidienſtſtellen 
beraten. Für Mitglieder der NSDAP. wird, wenn der Sachverhalt bewegungs⸗ 
wichtig und bewegungsbedingt iſt, Rechtsſchutz vermittelt, die Anfragen der Partei⸗ 
mitglieder an die Oberſten Parteiſtellen, ſoweit ſie rechtlicher Natur ſind, von 
dem Amt bearbeitet und die Rechtsbelange der Bewegung wahrgenommen. 

Das Amt für Rechtsverwaltung iſt ferner zuſtändig für die Erteilung der Er⸗ 
mächtigung gemäß § 197 RStGB. und für die Erteilung von Beſtätigungen für 
die bevorzugte Beförderung und Prüfungsvergünſtigungen derjenigen Beamten, 
die ſich für die nationale Revolution beſonders verdient gemacht haben. 

Die Tätigkeit des Amtes für Rechts verwaltung iſt außerordentlich vielſeitig und 
umfangreich, da ſich ſeine Zuſtändigkeit nicht nur auf die zivile Parteiorganiſation 
ſondern auch auf die übrigen Gliederungen, wie SA., SS., HJ. uſw. erſtreckt. 


2. Das Amt für Rechtspolitik 
Dem Amt für Rechtspolitik im Reichsrechtsamt obliegt die parteiamtliche Mit⸗ 
wirkung bei der Neugeſtaltung des deutſchen Rechts nach nationalſozialiſtiſchen 
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Grundſätzen. Es wird von dem Stellvertreter des Führers, Reichsminiſter Rudolf 
Heß, und von Reichsminiſter Dr. Hans Frank mit der Bearbeitung von Geſetzes⸗ 
entwürfen und Gutachten beauftragt. Zur Bearbeitung der dem Amt erteilten Auf⸗ 
träge gehört auch die Führung von Verhandlungen und Beſprechungen mit den 
zuſtändigen Reichs⸗ nud Landesbehörden, beſonders auch die Vertretung der beiden 
Miniſterien in den amtlichen Reſſortbeſprechungen. 

Aus dem Grundſatz heraus, daß das neue deutſche Recht ein Volksrecht ſein muß, 
wenn es ſeinen Dienſt am deutſchen Volke erfüllen ſoll, iſt das Amt bemüht, bei 
allen ſeinen Bearbeitungen einen möglichſt großen Kreis von Partei⸗ und Volks⸗ 
genoſſen zu hören und die dabei erzielten Erfahrungen bei ſeinen Ausarbeitungen 
zu verwerten. So werden insbejondere die Gaurechtsämter in ſteigendem Maße zur 
rechtspolitiſchen Mitarbeit herangezogen. Hervorzuheben iſt ferner die enge Zu⸗ 
ſammenarbeit mit den übrigen Parteiſtellen in rechtspolitiſchen Fragen. 

Die Arbeit des Amtes iſt ſo umfangreich und vielgeſtaltig, daß hier nur in ganz 
kurzen Zügen angedeutet werden kann, welche Gebiete und Probleme von ihm bis 
jetzt behandelt und zum Teil abgeſchloſſen wurden. Es wurden und werden u. a. 
behandelt: Arbeitsvertragsrecht, Strafrecht, Patentrecht, Rechtsanwaltsordnung, 
Depotgeſetz, Genoſſenſchaftsgeſetz, Vergleichsordnung, Reichsenteignungsgeſetz, Nota⸗ 
riatsordnung, Reichspolizeiverwaltungsgeſetz, Reichsſachverſtändigenordnung, Be: 
amtengeſetz, Geſetz über die Deutſche Arbeitsfront, Eheſcheidungsrecht. 

Auf dem Gebiete des Strafrechts veröffentlichte das Reichsrechtsamt am 1. 5. 
1935 das Ergebnis einer vom Reichsleiter Reichsminiſter Dr. Hans Frank in Fiſch⸗ 
bachau einberufenen Strafrechtstagung in Form einer Broſchüre: „Nationalſozia⸗ 
liſtiſche Leitſätze für ein neues deutſches Strafrecht“. Der weſentlichſte Punkt in 
dieſen Leitſätzen iſt wohl die klare Hervorhebung des Umſtandes, daß unſer 
geſamtes Strafrecht ſich auf die Treuepflicht und ihre Verletzung gründet. 

Auch auf faſt allen anderen Rechtsgebieten werden rechtspolitiſche Wünſche und 
Anregungen und ſonſtiges Material geſammelt, ſofort verarbeitet oder zur ſpäteren 
Verwertung zuſammengeſtellt. 


3. Amt für NS.⸗Rechts betreuung. 


Die NS.⸗Rechtsbetreuung iſt Ehren⸗ und Berufspflicht der im BNSDI. zu: 
ſammengeſchloſſenen deutſchen Anwaltſchaft als der berufenen Beraterin und Ver⸗ 
treterin des Deutſchen Volkes in den Belangen des Rechts. 

Alle minderbemittelten deutſchen (und auslandsdeutſchen) Volksgenoſſen ohne 
Unterſchied des Standes und des Berufes haben Anſpruch auf unentgeltliche 
Rechtsbetreuung. Die Bedürftigkeit iſt glaubhaft zu machen; ſie wird grundſätzlich 
in allen Fällen anerkannt, in denen die Vorausſetzungen für die Bewilligung des 
Armenrechts vorliegen, insbeſondere bei Arbeitsloſen⸗, Kriſen⸗, Wohlfahrts⸗ 
unterſtützungsempfängern ſowie bei Schwerkriegsbeſchädigten. 

Die NS.⸗Rechtsbetreuung umfaßt die Erteilung von Rechtsauskunft, die An: 
fertigung von Schriftſätzen, Urkunden, Eingaben, Anträgen uſw., ehrenamtliche 
Vertretung bei der Durchführung von Rechtsſtreitigkeiten vor Gerichten und an⸗ 
deren Spruchſtellen; dagegen grundſätzlich nicht das Auftreten als Verteidiger vor 
Gericht in Straf⸗ und Privatklageſachen. 

Grundſätzlich befindet ſich an jedem Amtsgericht, bei welchem mindeſtens drei 
der Reichsfachgruppe Rechtsanwälte angehörende Rechtsanwälte zugelaſſen find, 
eine NS.⸗Rechtsbetreuungsſtelle; wo weniger als drei Rechtsanwälte zugelaſſen 
find, kann die NS.⸗Rechtsbetreuung in den Kanzleien der einzelnen Anwälte ſtatt⸗ 
finden. 

Dem Amt für Rechtsbetreuung des deutſchen Volkes im Reichsrechtsamt der 
NSDAP. obliegt die fachliche Überwachung der NS.-Rechtsbetreuung im ganzen 
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Reichsgebiet ſowie die Aufſficht über die nachgeordneten Dienſtſtellen. Dem Leiter 
der Abteilung NS.⸗Rechtsbetreuung bei jedem Gaurechtsamt unterſtehen unmit⸗ 
telbar die zu ſeinem Gaubereich gehörenden NS.⸗Rechtsbetreuungsſtellenleiter. 
Die Leiter der Abteilung NS.⸗Rechtsbetreuung bei den Gaurechtsämtern find po⸗ 
litiſche Leiter und werden von dem zuſtändigen Gauleiter auf Vorſchlag des 
Reichsrechtsamtes ernannt. Der Reichsleiter des Reichsrechtsamts der NSDAP. 
ernennt die NS.⸗Rechtsbetreuungsſtellenleiter; fie find keine politiſchen Leiter. 

Neben den NS.⸗Rechtsbetreuungsſtellen beſtehen gemäß ſog. Abgrenzungsver⸗ 
einbarungen mit dem Reichsrechtsamt der NSDAP. bei einzelnen Gliederungen 
der NSDAP. und deren angeſchloſſenen Verbänden und bei einigen Organiſationen 
beſondere Rechtsberatungsſtellen, deren Tätigkeit auf beſtimmte Perſonenkreiſe 
und auf beſondere Rechtsgebiete beſchränkt iſt: Bei der DAF. für ihre Mitglieder 
auf dem Gebiete des Arbeits: und Sozialverſicherungsrechts; bei dem Hauptamt für 
NS.⸗Volkswohlfahrt auf dem Gebiet des Wohlfahrts- und Fürſorgerechts, bei dem 
Reichsnährſtand auf dem Gebiet des Bauern⸗ und Landwirtſchaftsrechts; bei den 
Handwerkerſchaften und Innungen für ihre Mitglieder in rein handwerklichen 
Rechtsfragen; bei den Mieter⸗ und Vermieterorganiſationen (Bund Deutſcher Mie⸗ 
tervereine e. V. und Zentralverband Deutſcher Haus: und Grund beſitzervereine) für 
ihre Mitglieder auf dem Gebiet der Wohnwirtſchaft einſchließlich des Realkredits; 
bei dem Reichsbund der Kleingärtner und Kleinſiedler Deutſchlands e. V. für ſeine 
Mitglieder auf dem Sondergebiet des Kleingarten⸗ und Siedlungsweſens; endlich 
bei dem Reichsverband der Deutſchen Kaufleute des Kolonialwaren-, Feinkoſt⸗ 
und Lebensmittel⸗Einzelhandels e. V. (Rekofei) für feine Mitglieder in Bran⸗ 
chenfragen und den einſchlägigen Steuerangelegenheiten. 

Durch Verfügung des Reichsminiſters der Juſtiz vom 26. 5. 1934 ſind die NO.: 
Rechtsbetreuungsſtellen (nicht dagegen die vorbezeichneten beſonderen Rechts⸗ 
beratungsſtellen) als Güteſtellen im Sinne des 8 495 a Abſ. 1 Nr. 1 der ZPO. an⸗ 
erkannt. Die NS.⸗Rechtsbetreuungsſtellenleiter ſind ermächtigt, für Vergleiche, die 
vor den NS.⸗Rechtsbetreuungsſtellen abgeſchloſſen werden, die Vollſtreckungsklauſel 
zu erteilen. 


4. Amt für NS.⸗Juriſten 


Das Amt für NS.⸗Juriſten hat zur Aufgabe die dienſtaufſichtliche Uberwachung 
des Bundes Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher Juriſten e. V. in organiſatoriſcher und 
perſoneller Beziehung. Die Leitung dieſes Amtes hat der Reichsleiter des Reichs⸗ 
rechtsamtes ſelbſt übernommen. Der Bund Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher Juriſten 
e. V. iſt ein angeſchloſſener Verband der NSDAP. Er iſt ein ſelbſtändiger, ein⸗ 
getragener Verein und wird, wie alle der Partei angeſchloſſenen Verbände, durch 
die Partei in politiſcher und finanzieller Beziehung überwacht. Das Amt für NS.⸗ 
Juriſten iſt die Vertretung des BNSDJ. gegenüber der Partei. Die Führer des 
BNS”. find zum großen Teil gleichzeitig politiſche Leiter des Reichsrechtsamtes 
der NSDAP. 


5. Amt für Schulung 


Aufgabe des Schulungsamtes iſt die Durchführung der weltanſchaulichen Schu: 
lung aller in der Deutſchen Rechtsfront zuſammengeſchloſſenen Rechtswahrer. Es 
arbeitet im engſten Einvernehmen mit dem Reichsſchulungsamt der NSDAP. Sinn 
und Zweck der weltanſchaulichen Schulung iſt die Beſeitigung der, durch die in 
dem früheren Syſtem erfolgten rein verſtandesmäßigen Ausbildung im Geiſte eines 
abſtrakten Rechtspoſitivismus, zwiſchen den Rechtswahrern und dem Volk ent⸗ 
ſtandenen Kluft. Es iſt leider Tatſache, daß die anderen Kreiſe des Volkes viel 
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früher den Weg zum Nationalſozialismus und zum Führer gefunden haben, wäh⸗ 
rend ſich der Rechtswahrer aus tauſenderlei Bedenken abſeits hielt. 

Aus dem nationalſozialiſtiſchen Raſſenbekenntnis folgt als tragendes Prinzip 
unſeres ganzen völkiſchen Lebens und damit auch unſeres Rechtslebens der Gemein⸗ 
ſchaftsgedanke. Die Gemeinſchaft ſoll nicht nur Ziel, ſondern auch Methode der poli⸗ 
tiſchen Schulung ſein, denn nur in der Gemeinſchaft bildet ſich die Kameradſchaft, 
die die ſozialiſtiſchen Forderungen des Nationalſozialismus verkörpert. Zu dieſem 
Zweck wird den Schulungsteilnehmern nicht nur in Form von Vorträgen und Dis⸗ 
kuſſionen Wiſſen vermittelt, ſondern auch durch das das Kameradſchaftsgefühl för⸗ 
dernde Lagerleben und durch Leibesübungen verſucht, den Charakter zu ‚bilden, 
denn die politiſche Gefinnung iſt nicht jo ſehr eine Sache des Verſtandes und Wiſ⸗ 
ſens als des Charakters. Die Schulungsteilnehmer müſſen deshalb längere Zeit 
in der Erziehungsgemeinſchaft beiſammen bleiben, unter Ausſchluß aller Standes⸗ 
und Rangesunterſchiede. 

Dieſe Charakterſchulung iſt ſchon um deswillen notwendig, weil es leider nicht 
möglich iſt, die im liberaliſtiſchen Zeitalter entſtandenen Geſetze über Nacht durch 
nationalſozialiſtiſche Geſetze zu erſetzen. Deshalb ſoll die Schulung die geiſtige 
Grundhaltung der Rechtswahrer beeinfluſſen, damit von ihr aus die national⸗ 
ſozialiſtiſche Rechtsanwendung und Rechtswiſſenſchaft geſtaltet wird. Der National⸗ 
ſozialismus, der politiſche Wille unſeres Volkes, muß auch den Ausgangspunkt 
unſerer Rechtserneuerung bilden. 
˖ Aus dieſen Überlegungen ergeben ſich für die politiſche Schulung folgende Grund⸗ 
ätze: 


1. Den Mittelpunkt der Schulung bildet der Raſſengedanke. 

2. Die Schulung hat ſämtliche Diener am Recht zu umfaſſen, Parteigenoſſen und 
Nichtparteigenoſſen, ſie muß in einer Gemeinſchaft der Rechtswahrer aller 
Rangſtufen und Arbeitsgebiete durchgeführt werden. 

3. Auf die Pflege der Kameradſchaft und des Gemeinſchaftsſinnes iſt das größte 
Gewicht zu legen. 

4. Die Schulung iſt im weſentlichen auf weltanſchauliche, allgemein politiſche 
Fragen und die daraus entſpringenden rechtlichen Probleme zu beſchränken. 

5. Die Schulung ſoll ohne Zwang durchgeführt werden. 


Die Methode der Schulung iſt die Gemeinſchaftsſchulung. Deshalb werden zu⸗ 
nächſt für die Dauer eines Tages, ſpäter auf längere Dauer, jeweils etwa 50 
Rechtswahrer zu Schulungstagungen zuſammengezogen. Die Tagung beginnt mit 
Freiübungen, ſodann ſchließen ſich als Kernpunkt der Tagung Vorträge über 
politiſche Themen an. An jeden Vortrag wird eine Ausſprache unter der Leitung 
des Schulungsleiters oder des Vortragenden angeknüpft. Dabei dürfen nicht die 
aufgeſtellten politiſchen Grundſätze angefochten, ſondern es ſollen einzelne ent⸗ 
ſtandene Zweifelsfragen geklärt und das Verſtändnis vertieft werden. Die Mahl⸗ 
zeiten müſſen gemeinſam eingenommen werden. Die eintägigen Schulungskurſe 
bilden nur ein Proviſorium. Sie werden ſpäter in Lager ausgebaut. 


6. Amt. für Nechtsſchrifttum 
Die Aufgabe des Amtes für Rechtsſchrifttum iſt die wiſſenſchaftliche Bearbeitung 
des deutſchen Rechtsſchrifttums vom nationalſozialiſtiſchen Standpunkt aus. Dieſe 


Aufgabe umfaßt u. a. die Wahrung der politiſchen Belange der NSDAP. auf dem 
Gebiete des juriſtiſchen Schrifttums. 


Zur Zuſtändigkeit des Amtes gehört insbeſondere: 


1. Die Prüfung der von der parteiamtlichen Prüfungskommiſſion zum Schutze 
des nationalſozialiſtiſchen Schrifttums dem Reichsleiter oder dem ſtellver⸗ 


1559 


tretenden Leiter des Reichsrechtsamts vorgelegten rechtswiſſenſchaftlichen 
Werke. Dieſe Begutachtungen bilden die Grundlage für die Erteilung oder 
Verſagung des Unbedenklichkeitsvermerks durch die parteiamtliche Prüfungs⸗ 
kommiſſion zum Schutze des NS.⸗Schrifttums. 

2. Sammlung und Verwertung von parteiwichtigen gerichtlichen Entſcheidungen. 
Darunter fallen alle wichtigeren Entſcheidungen, die nach der Machtüber⸗ 
nahme von der nationalſozialiſtiſchen Geſetzgebung geſchaffene Geſetze, in 
denen nationalſozialiſtiſches weltanſchauliches Gedankengut Ausdruck gefunden 
hat, zur Grundlage haben. Es gehören dazu vor allem ſtrafrechtliche Erkennt⸗ 
niſſe über Delikte gegen die Parteiſchutzgeſetzgebung, gegen die Raſſeſchutz⸗ 
gefetzgebung, ferner Urteile in parteiwichtigen politiſchen Prozeſſen ſowie die⸗ 
jenigen, die ſich mit der Arierſchutzgeſetzgebung befaſſen. Entſcheidungen grund⸗ 
ſätzlichen Inhalts werden vom Reichsrechtsamt jeweils veröffentlicht ſowie 
der Rechtspolitik und der praktiſchen Rechtspflege zugänglich gemacht. 

3. Vorbereitung des für die Veröffentlichungen im Mitteilungsblatt des 
BNSDI. und des Reichsrechtsamts beſtimmten Materials. 

4. Die Leitung der Bibliothek des Reichs rechtsamts. 


7. Hauptſtelle für die Preſſe 
Zu ihrer Zuſtändigkeit gehört die Wahrnehmung ſämtlicher Preſſeobliegenheiten 
des Reichsrechtsamts der NSDAP., insbeſondere die Aufrechterhaltung der Ver⸗ 
bindung zur Reichspreſſeſtelle. 


III. 


Um das Reichsrechtsamt als der Zentralſtelle des nationalſozialiſtiſchen Rechts⸗ 
wollens gruppieren ſich die anderen Schöpfungen Dr. Franks auf dem Gebiete 
des Rechts: der Bund Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher Juriſten e. V. und die 
Akademie für Deutſches Recht. 

Zu dem Bund Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher Juriſten beſtehen die engſten Ver⸗ 
bindungen. Er iſt das Perſonalreſervoir des Reichsrechtsamtes und ſeiner Glie⸗ 
derungen, deſſen politiſche Leiter ſtets den Reihen des BNSDI. entnommen wer: 
den. Beſonders eng iſt die Verbindung auf dem Gebiete der Rechtspolitik. Hier 
iſt jedoch eine Trennung der Arbeitsweiſe vorgenommen, dadurch daß das Reichs⸗ 
rechtsamt überwiegend den Rechtswillen des Volkes erforſcht und daraus ſeine 
Schlüſſe zieht, während im BNESDI. die Praktiker auf Grund ihrer Erfahrung 
an der Geſtaltung des neuen deutſchen Rechts arbeiten. Die Zeitſchriften des 
BNEDI. find gleichzeitig die Verlautbarungsorgane des Reichsrechtsamtes. 

Die rechtspolitiſchen Arbeiten des Reichsrechtsamtes und des BN SD. werden 
ergänzt durch die Arbeiten der Akademie für Deutſches Recht, zu der das Reichs⸗ 
rechtsamt die freundſchaftlichſten Beziehungen unterhält. Arbeitet das Reichs⸗ 
rechtsamt rechtspolitiſch auf Grund des Volkswillens, der BNSDI. auf Grund 
des Rechtswollens der Praktiker, ſo arbeitet die Akademie an dem Recht des 
Dritten Reiches auf rein wiſſenſchaftlicher Grundlage. 


Fiſcher 
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Der Bund Nationalfozialiftifcher Deutſcher Juriſten 
und die Deutſche Rechtsfront 


Wie jede große geſchichtliche Strömung, die gegen eine herrſchende Weltanſchau⸗ 
ung Sturm läuft, hat auch die nationalſozialiſtiſche Bewegung als Hauptfaktoren 
ihres Kampfes zu bezeichnen: Widerwärtigkeiten, Haß, Ablehnung und gemeinen 
Terror. Unſere Kampfgemeinſchaft der nationalſozialiſtiſchen Juriſten hat ein gut 
Teil dieſer Widerwärtigkeiten mitgetragen. 

Eine „Tradition“ im Sinne einer liberaliſtiſchen und reaktionären Begriffs⸗ 
deutung hat der BNS DJ. nicht. Seine Geburtsſtunde fällt im eigentlichſten Sinne 
mit der der Bewegung zuſammen: Das iſt uns Tradition genug. Sie hat geſchlagen 
an jenem 24. Februar 1920 in dem Saale einer Münchener Brauerei, in dem ein 
unbekannter Weltkriegsgefreiter in dem Programm ſeiner neuen Bewegung ver⸗ 
kündete: 

„Wir fordern Erſatz für das der materialiſtiſchen Weltordnung dienende 
römiſche Recht durch ein deutſches Gemeinrecht.“ 

Mit dem Verrat vom 9. November 1923 wurde auch dieſer Anſatz einer neuen 
Rechtsgeſtaltung zunächſt zunichte. Einen der beiten und früheſten nationalſozia⸗ 
liſtiſchen deutſchen Juriſten nahm das Maſchinengewehrfeuer vor der Feldherrn⸗ 
halle hinweg: Theodor von der Pfordten. 

In den kommenden Jahren der Kampfzeit der Bewegung hat auch die Juſtiz des 
Syſtems ſich ſehr oft dieſem Syſtem ſelbſt würdig gezeigt. Ihre Repräſentanten, 
von denen eine erſchreckend große Zahl Juden und Baſtarde waren, wüteten gegen 
die Bewegung in toller Form. „Rechtsſicherheit“, „Richterliche Unabhängigkeit“, 
„Unantaſtbarkeit der Verfaſſung“ waren die Schlagworte, mit denen ſie ihren 
fanatiſchen Haß zu legitimieren verſuchten. „Gefeſſelte Juſtiz“ — ein tragiſches 
Moment deutſcher Geſchichte. So konnte mit Recht ein bekannter Juriſt jener Zeit 
ſagen: „Die Juſtiz iſt zur Dirne der Politik geworden.“ Auch die raſſiſch geſunden 
deutſchen Juriſten dieſer Zeit waren zum überwiegenden Teil nur pedantiſche 
Wahrer einer Paragraphenautorität. So mußten wir in dieſen Jahren den 
Glauben an ein königliches Richtertum in ſeiner Geſamtheit verzweifelnd begraben. 

Der Weitblick des Führers erkannte die Notwendigkeit eines organiſatoriſchen 
Zuſammenſchluſſes derjenigen nationalſozialiſtiſchen Juriſten, die man als Spezial⸗ 
kampftruppe zum Einſatz gegen dieſes morſche volksfremde Rechtsſyſtem verwenden 
konnte. In einem Aufruf vom 11. Oktober 1928 rief er alle der NSDAP. an⸗ 
gehörigen Juriſten auf, ſich dem Bund Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher Juriſten 
anzuſchließen zur Förderung der allgemeinen Ziele der NSDAP. Der Führer 
wies dieſem Bund die Aufgabe zu, zu allen Fragen rechtlicher Art, die die Partei 
und ihre Idee oder Angehörige derſelben betreffen, Stellung zu nehmen und die 
Entwicklung des deutſchen Rechtslebens vom nationalſozialiſtiſchen Standpunkt aus 
ideell und praktiſch zu beeinfluſſen (VB. Nr. 237, 1928). Der BNSDI. wurde 
dadurch zur älteſten Fachorganiſation der Bewegung. 

Als Führer dieſes Bundes Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher Juriſten wurde der 
Mann beſtimmt, der in Dutzenden von Monſterprozeſſen die Ehre des Führers und 
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die Ehre der Bewegung reinwuſch, der ſtändige Rechtsberater des Führers, 
Dr. Hans Frank. 

Rein zahlenmäßig ſtellt ſich die Entwicklung des BNSDI. folgendermaßen dar: 
Zunächſt waren es nur wenige Mitglieder, die zu dem Bunde ſtießen. Am Partei⸗ 
tag 1929 waren es bereits 30 Mann. Auf der erſten Reichstagung 1930 verſammelte 
ſich ſchon eine erheblich größere Gemeinſchaft. Am 31. Dezember 1930 waren es 
233 eingeſchriebene Mitglieder. Ende 1931 waren es 701 Mitglieder. Bei der 
Reichstagung in Leipzig im Jahre 1932 verſammelten ſich wiederum in Anbetracht 
der verſchiedenen inzwiſchen ergangenen Verbote nur etwa 135 Mitglieder. Der 
eiſerne Beſtand um die Jahreswende 1932/33 waren 1374 deutſche Juriſten aus 
dem Reich und aus Öfterreih. Die Berufung des Führers zum Reichskanzler übte 
zunächſt keine in der Höhe der Mitgliederzahl erſichtliche Wirkung aus: Im April 
1933 betrug unſer Mitgliederbeſtand 1614 Mitglieder. 

Dieſe relativ geringe Zahl deutſcher Juriſten, die bereits in der Kampfzeit der 

Bewegung mit uns marſchierten, hatte eine ungeheure Aufgabe. Der geſamte 
Rechtsſchutz der Kämpfer der Bewegung, der von der Rechtsabteilung — Reichs⸗ 
leitung der NSDAP. eingerichtet und geleitet wurde, ruhte faſt ausſchließlich auf 
ihren Schultern. Aber voll Stolz können wir heute ſagen, daß in den Zehn⸗ 
tauſenden von Prozeſſen, die in der Kampfzeit um die Ehre und die Freiheit von 
unſeren Kameraden der SA. uſw. geführt wurden, immer ein deutſcher Juriſt als 
Verteidiger hinter der Anklagebank ſtand, der den Anklagen des Staatsanwaltes 
entgegentrat. Gerade die Sammlung geſchichtlicher Unterlagen aus der Kampfzeit 
hat uns bewieſen, in wieviel unzähligen Fällen nationalſozialiſtiſche Anwälte ohne 
das geringſte Honorar ſich mittelloſen Parteigenoſſen zur Verfügung ſtellten und 
in wieviel unzähligen anderen Fällen Verteidiger, auch ohne daß ſie Mitglied der 
NSDAP. oder des BNESDI. waren, nur gegen Erſatz ihrer baren Auslagen, die 
Vertretung verfolgter Kameraden unſerer Bewegung übernahmen. Wir zählen 
heute im BNSDI. Dutzende und aber Dutzende von Rechtsanwälten, bei denen die 
Zahl der Verteidigungen nationalſozialiſtiſcher Angeklagter in die Hunderte geht. 
Viele von ihnen garantieren uns heute als Gauführer des BNSDI. die Aktivität 
und Zielſicherheit unſeres Bundes. 
Der Reichsjuriſtenführer war ſich ſeit der Gründung des Bundes darüber im 
klaren, daß die von ihm geführte Organiſation die Grundlage zur künftigen 
ſtändiſchen Zuſammenfaſſung aller Arbeiter am Recht ſein müſſe. Die Weltan⸗ 
ſchauung des Nationalſozialismus, deren hervorſtechendes Prinzip die Gemeinſchaft 
iſt, mußte daher auch gerade in unſerer Organiſation ohne alle Kompromiſſe 
durchgeführt werden. Dr. Frank führte ſie auch allen Widerſtänden zum Trotz 
kompromißlos durch. 

Bereits im Mai 1933 ſtießen die bedeutendſten Juriſten⸗Organiſationen zu uns. 
(Deutſcher Richter⸗Bund, Bund Deutſcher Rechtspfleger, Deutſcher Anwalt⸗Verein, 
Inſtitut der Wirtſchaftsprüfer uſw.). Es war kein Zwang und keine Nötigung; in 
der jeweils letzten Tagung dieſer Bünde bekannten ſich deren Mitglieder in ſtür⸗ 
miſchen Kundgebungen zu der neuen Gemeinſchaft des deutſchen Rechtsſtandes. 
Ohne irgendwelche Opportunitätserwägungen wurden dieſe neu zu uns geſtoßenen 
Mitglieder in ſelbſtverſtändlicher Ritterlichkeit und Kameradſchaft aufgenommen. 

Der Reichsjuriſtenführer teilte nun den BNS DJ. als ſolchen in acht große Fach⸗ 
gruppen: f 

Richter und Staatsanwälte 
Rechtspfleger 

Jungjuriſten 
Wirtſchaftsrechtler 
Verwaltungsjuriſten 
Rechtsanwälte 
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Notare und Rechtsanwaltsnotare 
Hochſchullehrer. | 

Da in der Gruppe Jungjuriſten nicht nur die Referendare zuſammengeſchloſſen 
wurden, ſondern auch der Nachwuchs der übrigen Juriſtengruppen, bilden dieſe 
keine „Fachgruppe“ im allgemeinen Sinne, ſondern eine Gruppe. 

Die Stärke der Fachgruppen iſt heute folgende: 

16 384 Richter und Staatsanwälte 

14 575 Rechtspfleger 

11774 Jungjuriſten 

11 452 Wirtſchaftsrechtler 

10 385 Verwaltungsjuriſten 

9 886 Rechtsanwälte 

5 828 Notare und Rechtsanwaltsnotare 
409 Hochſchullehrer. 

Von dieſen über 80 000 Einzelmitgliedern des BN SDS. ſind 17 970 Mitglieder 
der NSDAP. Jeder dieſer acht Fachgruppen ſteht ein Reichsfachgruppenrat zur 
Seite, dem die Aufgabe obliegt, alle dieſe Berufsgruppen berührenden beruflichen 
und fachlichen Fragen in ſorgfältigſter Weiſe nach nationalſozialiſtiſchen Geſichts⸗ 
punkten zu bearbeiten. Im Intereſſe der Zuſammenarbeit der verſchiedenen, im 
BNEDI. vereinigten Berufsgruppen find weiter auch bei der Reichsführung 
beſondere Arbeitsgemeinſchaften gebildet. 

Nachdem der Führer am 30. Mai 1933 unſerem Reichsjuriſtenführer die Aner⸗ 
kennung für ſeine Arbeit ausgeſprochen hatte, wurde am 1. Juni 1933 in Hamburg 
in feierlicher Form die Gründung der Deutſchen Rechtsfront durch Dr. Frank 
vorgenommen. Sie ſollte die ſtändiſche Zuſammenfaſſung aller deutſchen Rechts⸗ 
wahrer ſein. Zu ihr gehören nicht nur die Juriſten in dem Sinne einer bisherigen 
Begriffsauslegung, ſondern alle diejenigen, die die Aufgabe der Wahrung des 
Rechtes haben. 

In Arbeitsgemeinſchaften, Fachſchaften oder Sondervereinigungen ſind ſo in 
dieſer Deutſchen Rechtsfront zuſammengeſchloſſen auch die übrigen Gruppen der 
Arbeiter am Recht: Die Sachverſtändigen, Zwangsverwalter, Gerichtsvollzieher, 
Friedensrichter, Rechtsbeiſtände, Dolmetſcher und Buchprüfer. Organiſatoriſche Trä⸗ 
ger dieſer Deutſchen Rechtsfront konnte nur der BNS DJ. werden. Die Zahl der 
Mitglieder dieſer Deutſchen Rechtsfront einſchließlich der Einzelmitglieder des 
BNSDI. beträgt nahezu 140 000. 

Die Grundlage des inneren Aufbaues des BNESDI. wie der Deutſchen Rechts⸗ 
front bildet ſomit weder die Art der Berufsausübung noch irgendeine Berück⸗ 
ſichtigung gewiſſer geſellſchaftlicher Schichtung oder ſonſtwie gearteter Sonder⸗ 
intereſſen. Nach den großen Ordnungsbereichen jedes völkiſchen Lebens, der Rechts⸗ 
pflege, der Verwaltung und der Wirtſchaft ſteht neben dem beamteten Rechts⸗ 
diener der angeſtellte wiſſenſchaftliche Hilfsarbeiter ebenſo wie derjenige, der 
wirtſchaftlich frei auf ſich und ſein Können geſtellt in ſeinem Beruf der Geſamtheit 
dient. Maßgebend iſt demnach allein die Funktion des einzelnen, die Aufgabe, die 
dem einzelnen im Rahmen der Volksgeſamtheit geſtellt iſt und die auf Grund der 
Verantwortung gegenüber dieſer Geſamtheit zu fordernde Leiſtung. Aus dieſer 
Grundlage heraus erwächſt auch die beſondere Bedeutung des BNSDI. und der 
Deutſchen Rechtsfront im Verhältnis zur Volksgemeinſchaft wie für die deutſche 
Rechtsordnung und deren Neugeſtaltung als Ausdruck eines zu neuem Bewußtſein 
erwachten völkiſchen Lebens. 

Gewiß finden ſich in anderen Kulturländern äußerlich ähnliche Zuſammenſchlüſſe, 
die in bezug auf ihre Mitgliederſtärke beſondere Beachtung gefunden haben. So 
iſt z. B. innerhalb des engliſch-amerikaniſchen Lebensraumes die American Bar 
Association, Chicago, mit allein 30 000 Einzelmitgliedern nicht nur als die 
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Geſamtintereſſenvertretung der amerikaniſchen Anwälte anzuſehen, ſondern wohl 
auch als die größte Standesvertretung der Rechtsanwälte überhaupt zu bezeichnen. 
Auch Deutſchland hatte vor der Gründung der Deutſchen Rechtsfront in dem 
Deutſchen Richterbund, dem Deutſchen Anwalt⸗Verein, dem Bund Deutſcher Rechts⸗ 
pfleger, dem Reichsverband Deutſcher Volkswirte (RDV.) uſw. eine Reihe Vereini⸗ 
gungen von am Recht oder an der Wirtſchaft orientierten Berufsgruppen. Mögen 
dieſe Vereine und Verbände teilweiſe auch vorwiegend fachwiſſenſchaftlichen 
Intereſſen gedient oder mehr oder weniger ſich auch der Pflege materieller 
Standesintereſſen gewidmet haben, in jedem Falle war ihre innere Haltung durch 
den Individualismus der liberaliſtiſchen Weltanſchauung gebunden. Sie ſtanden 
nebeneinander als Einzelorganismen innerhalb einer Gemeinſchaft hineingeſtellt, 
ausgerichtet nach dem materiellen Geſichtspunkt der unterſchiedlichen Berufsaus⸗ 
übung. So wird es dann möglich, nicht den Anwalt als Rechtswahrer, ſondern 
in erſter Linie die Kanzlei, den Geſchäftsbetrieb und damit ſeine Verwandtſchaft 
mit dem Wirtſchaftsbetrieb zu ſehen. Es gibt jedoch keinen „Rechtsbetrieb“ wie 
es etwa einen Kleineiſenbetrieb als Wirtſchaftsunternehmen geben mag. Es gibt 
für den Arbeiter am Recht keine Scheidung in Angeſtellte oder Arbeiter, Beamte 
oder freie Berufe. Diener und Wahrer der Rechtsordnung können nicht nach dem 
Geſichtspunkt materieller Intereſſen, nach Erforderniſſen wirtſchaftlicher Bedarfs⸗ 
deckung ausgerichtet werden. Die Zeit des liberaliſtiſchen Individualismus und 
des Materialismus mag allerdings auch den Juriſten nur unter den Geſichts⸗ 
punkten gewertet haben, unter denen ſie ſich ſelbſt, der einzelne ſeine Stellung 
in der Gemeinſchaft ſehen konnte. 

Die wertvollſte Gemeinſchaft bedarf aber auch einer ſtraffen äußeren Organiſation. 
So haben wir uns nach Aufgabe einer bisherigen Regelung, die eine Anlehnung 
an die Einteilung der Suftizverwaltungen zum Inhalt hatte, auch mit unſerer 
Gliederung an die Gebietseinteilung der NSDAP. gehalten. Die Ortsgruppen, 
Bezirksgruppen und Gaugruppen des BNSDI. lehnen ſich nun entſprechend an die 
NSDAP. an, wobei natürlich auch hier die beſonderen Verhältniſſe der Juſtiz⸗ 
einheiten berückſichtigt werden müſſen. Dieſe Gau⸗, Bezirks⸗ und Ortsgruppen ſind 
natürlich in ihrer Geſamtheit der Reichsführung unterſtellt, die ſowohl für die 
gebietsmäßige Gliederung wie für die fachliche Arbeit nach dem in unſerer Be⸗ 
wegung geltenden Führerprinzip allein verantwortlich iſt. 

Mit berechtigtem Stolz haben wir vernommen, daß der Führer die Organiſation 
des BNSDI. und der Deutſchen Rechtsfront erſt wieder in neueſter Zeit als muſter⸗ 
gültig bezeichnet hat. Zur Magna Charta des Juriſtenbundes wurde auch die Er⸗ 
klärung des Führers vom 30. Mai 1933, mit der er auf den Bericht des Reichs⸗ 
juriſtenführers über den erfolgten ſtändiſchen Zuſammenſchluß der Juriſten 
antwortete: 

„. . . Zu dieſem Erfolge der Bewegung möchte ich Sie aufrichtig beglück⸗ 
wünſchen! .. . Alle mit dem Recht verwurzelten Berufsſtände und Amtsträger 
werden daher in der Front des Deutſchen Rechtes des Bundes Nationalſozia⸗ 
liſtiſcher Deutſcher Juriſten als Standesgruppe in den kommenden ſtändiſchen 
Aufbau überführt werden können. Ihre Ihnen diesbezüglich erteilten Voll⸗ 
machten beſtätige ich hiermit vollinhaltlich. 


Mit deutſchem Gruß! 
Adolf Hitler.“ 


Die große hiſtoriſche Aufgabe, die nun die Bewegung und ihr Führer dem 
BN SDI. geſtellt hat, iſt, die nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung gerade auf dem 
Gebiete des Rechts durchzuſetzen. Es gilt, für uns ein wahres deutſches Recht zu 
ſchaffen, das der blutmäßig gebundenen Vorſtellung von dem, was recht — gerecht 
— und richtig iſt, entſpricht. Die fremden Rechtsgrundſätze, die auch heute noch in 
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unſeren Geſetzbüchern dominieren, gilt es zu erjegen durch artgemäße Rechts⸗ 
grundſätze. 

Ein großer Anfang iſt bereits gemacht. Auf dem Gebiete des Arbeitsrechts, des 
Bauernrechts, des Raſſe⸗ und Geſundheitsrechts uſw. durften wir in kurzer Zeit 
geſchichtliche Reformen erleben. Träger der revolutionären Rechtsidee zu fein, iſt 
daher unſere große Aufgabe. Mit einfachen ſchlichten Worten drückt dies die Satzung 
des BNEDI. in 8 3 aus: 

„Zweck des BN SD. iſt die Verwirklichung des nationalſozialiſtiſchen Pros 
grammes auf dem geſamten Gebiete des Rechtslebens, insbeſondere die Wieder⸗ 
erweckung und Neugeſtaltung eines deutſchen Rechtes als Mittel zur Sicherung 
des nationalſozialiſtiſchen Staates, Kultur⸗ und Wirtſchaftslebens.“ 

Dieſe Revolutionierung des Rechts bedingt natürlich auch einen neuen Juriſten⸗ 
typ. Mit Menſchen, die ſich kaſtenmäßig abſchließen und denen die Paragraphen 
als blutleere Gebilde das Primäre ſind, läßt ſich keine nationalſozialiſtiſche Rechts⸗ 
erneuerung betreiben. Bezeichnend iſt, daß Dr. Frank in ſeinen unzähligen Volks⸗ 
verſammlungen den ſtürmiſchſten Jubel gerade der einfachen Volksgenoſſen an der 
ar erhielt, an der er von dem königlichen Richter ſprach, der geſchaffen werden 
müſſe. 

Dieſe Forderung nach dem Richterkönig iſt eine der wichtigſten und notwen⸗ 
digſten, die wir erheben. Wir dürfen heute ſchon mit Stolz feſtſtellen, daß aus dem 
Sieg der Weltanſchauung der volks⸗ und blutgebundenen Schickſalsgemeinſchaft des 
Nationalſozialismus dieſer neue Typ des Juriſten ſchon in großer Zahl hervor⸗ 
gegangen iſt. In den unzähligen Kundgebungen, in denen die deutſchen Juriſten 
allet Grade für das Lebensrecht der Nation und die Gemeinſchaft aller Schaffenden 
demonſtrierten, iſt auch dem Volke der Beweis dafür erbracht worden. 

Daneben hat der BN SDI. auch die aus feiner ſtändiſchen Eigenart ſich ergebenden 
ſozialen Verpflichtungen. Ein eigenes Sozialamt bemüht ſich, die Notlage des 
arbeitsloſen deutſchen Juriſten zu beheben. Eine großzügige Stellenvermittlung 
verſucht arbeitsloſen Berufskameraden wieder zu Arbeit und Brot zu verhelfen. 

Auch auf dem publiziſtiſchen Gebiet erwuchs eine Reihe von Notwendigkeiten. 
So wie die Vielzahl der Verbände unter ſtraffer Führung in einer Hand vereinigt 
wurde, ſo wurden auch ihre Zeitſchriften durch ihre Zuſammenfaſſung und Unter⸗ 
ſtellung unter den Bund einer einheitlichen Leitung und Überwachung in fachlicher 
und politiſcher Hinſicht unterworfen. 

Zur Beſtätigung der Richtigkeit der Organiſation des BNSDDJ. und der bis 
dahin geleiſteten Arbeit wurde der große deutſche Juriſtentag vom 30. September 
bis 3. Oktober 1933 in Leipzig. Hier erwies ſich die Durchſchlagskraft des BNSDI. 
in einer ungeahnten Weiſe. Über 12 000 deutſche Juriſten bekannten ſich in mäch⸗ 
tigen Kundgebungen für die Gemeinſchaft aller Arbeiter am Recht. Auch im Aus⸗ 
land war der Eindruck ungeheuer. 80 Auslandsvertreter aus allen Ländern der 
Welt nahmen daran teil. 

Neben dem deutſchen Menſchen, der in der Arbeitsfront ſich um die Sicherung 
der wirtſchaftlichen Lebensbedürfniſſe des deutſchen Volkes müht, neben dem 
deutſchen Bauern, der auf deutſchem Boden um die Nahrung ringt, kämpfen ſo 
heute die nationalſozialiſtiſchen Juriſten, ſteht Schulter an Schulter der deutſche 
Rechtswahrer für die Geſtaltung eines deutſchen Rechtes zur Sicherung unſeres 
Volkes, ſeines ſtaatlichen, kulturellen und wirtſchaftlichen Lebens. 

Als älteſte Fachorganiſation der Bewegung, die dazu noch die Ehre hat, eine 
Spezialtruppe des Führers zu ſein, ſtehen wir heute als geſchloſſene, ſelbſtändige 
Gruppe im ſtändiſchen Aufbau unſeres Volkes. Neben der Arbeitsfront, dem Reichs⸗ 
nährſtand und den anderen ſtändiſchen Gliederungen ſteht der Rechtsſtand. 

Der nationalſozialiſtiſche Juriſt, zu dem endlich auch heute wieder der Wirt: 
ſchaftsrechtler gehört, iſt Kamerad zu den Kameraden aus allen Schichten unſeres 
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Volkes. Seine ſoziale Aufgabe, innerhalb der Erſchwerniſſe des ſozialen Lebens, 
innerhalb der Zerreißungen des Alltags durch Intereſſenkämpfe, wie ſie eben 
ein blutvolles Leben mit ſich bringt, den Ausgleichsfaktor darzuſtellen, iſt die 
Grundlage ſeines Verantwortungsgefühls. Mit dieſer Zielweiſung des Reichs⸗ 
juriſtenführers Dr. Frank iſt der neue deutſche Juriſt, der deutſche Rechtswahrer, 
der berufene Künder des ſozialen Friedens und des Fortſchritts, der deutſche Rechts⸗ 
ſtand der Sozialſtand des deutſchen Volkes. 

Wir wollen uns fürwahr nicht auf den Lorbeeren unſeres Erfolges erholen. 
Auch für uns gilt der Befehl des Führers: Bindet den Helm feſter; denn unſere 
Aufgabe iſt erſt zum Anfang erfüllt: Die Schaffung eines wahrhaft königlichen 
Rechtes und eines königlichen Wahrers dieſes Rechtes. Über unſerem bisherigen 
und unſerem weiteren Kampfe ſteht ſo di e Parole: 


„Nichts für uns, alles für unſer Volk.“ 
Heuber 
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Die Akademie für Deutſches Recht 


Der Nationalſozialismus iſt eine politiſche Bewegung, er wirkt ſich daher ent⸗ 
ſcheidend in rechtlichen Dingen aus. Es iſt ſeinem Sinne entſprechend, daß er welt⸗ 
anſchauliche Vertiefung gerade auf dem Gebiete in Anſpruch nimmt, auf dem ſeine 
ſpürbarſten und charakteriſtiſchſten Auswirkungen liegen, eben dem des Rechts. Denn 
das Recht iſt die Grundlage alles ſtaatlichen Lebens, der feſte Grund, auf dem ſich 
das Wohl aller Gemeinſchaft aufbaut. Das Recht iſt die notwendigſte und voll⸗ 
endetſte Form, in der ein Volk ſeinen Willen zum Leben in Ordnung und Frieden, 
in Ehre und Freiheit offenbart. So mußte mit einer Revolution, die es ſich zur 
Aufgabe gemacht hat, das Leben des deutſchen Volkes völlig neu zu geſtalten, auch 
eine neue Rechtsgeſchichte beginnen. 

Recht im Sinne einer vollkommenen Gerechtigkeit gibt es auf Erden nicht. Jedes 
von Menſchen geſetzte und für Menſchen geltende Recht iſt raum⸗ und zeitgebunden. 
Während das nordiſch⸗germaniſche Recht, mit Sitte und Religion eng verwurzelt, 
von dem ureigenſten Gefühl für Ehre, Treue und Freiheit und einem ausgeſprochenen 
Sinn für Blutsverbundenheit und Gemeinſchaftsgeiſt beſtimmt iſt und rein gefühls⸗ 
mäßig unter dieſen Geſichtspunkten gehandhabt wird, treten in der Folgezeit 
der deutſchen Geſchichte Ereigniſſe ein, welche ſich einer natürlichen Weiterentwick⸗ 
lung bodenſtändiger deutſcher Kultur hemmend in den Weg ſtellen und fremden 
Rechtsanſchauungen zum Siege verhelfen. Aus dem urſprünglich primitiven Gefühls⸗ 
recht, welches dem Germanen im Herzen geſchrieben ſteht, wird im Lauf der 
Jahrhunderte ein vom Verſtand diktiertes und in Büchern aufgezeichnetes Begriffs⸗ 
recht. Da die Römer bereits eine durchgebildete Rechtsordnung beſaßen, als die 
germaniſchen Volksſtämme noch im Anfang einer Rechtsentwicklung ſtanden, iſt es 
allzu erklärlich, daß unter dem Einfluß, den Italien durch das ganze Mittelalter 
ausgeübt hat, das römiſche Recht auch in Deutſchland Eingang fand, zumal es durch 
ſeinen logiſch umfaſſenden und glänzenden Aufbau geradezu prädeſtiniert war, 
Allgemeinrecht zu werden. Die Übernahme des römiſchen Rechts, welche als die 
gewaltſamſte Rechtsüberfremdung in der deutſchen Rechtsgeſchichte anzuſehen iſt, 
ging nicht ohne Kampf vonſtatten. Im erſten Stadium wurde dieſer als Ver⸗ 
teidigungskampf geführt, zu welchem ſich die verſchiedenſten Volksſchichten zur 
Verfügung ſtellten, die nicht ſelten zur Gewalt ihre Zuflucht nahmen. Da jedoch 
nicht auf breiter Grundlage gegen das fremde Recht Stellung genommen wurde, 
blieb der Erfolg des Abwehrkampfes aus. Man fand ſich allmählich mit den Ver⸗ 
hältniſſen ab, ja begrüßte ſogar in weiten Kreiſen das neue Recht, von dem man 
die Befreiung aus den unſicheren Verhältniſſen der damals herrſchenden Rechts⸗ 
zerſplitterung erwartete. Sollte das deutſche Recht wieder Einfluß bekommen, ſo 
mußte es wiſſenſchaftlich durchdrungen werden, um mit dem römiſchen Recht — 
welches im übrigen durch jahrhundertelange Anwendung einen nicht wieder ein⸗ 
zuholenden Vorſprung hatte — in Wettbewerb treten zu können. Das 17. Jahr⸗ 
hundert machte hierin den Anfang, und im ausgehenden 18. Jahrhundert trug der 
Kampf um deutſches Recht bereits die erſten Siege davon. Das ALR. iſt bereits 
in volkstümlicher, juriſtiſch wertvoller Sprache gehalten. Aber noch iſt der Einfluß 
des römiſchen Rechtsempfindens überragend. Zu Beginn des 19. Jahrhunderts 
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erhebt ſich, getragen von den Wellen nationaler Begeiſterung, mächtig die For⸗ 
derung nach Beſeitigung des Gegenſatzes zwiſchen dem im Volk ſchlummernden 
geſunden Rechtsempfinden und dem künſtlich gewordenen Juriſtenrecht und der 
Wunſch nach einem echten nationalen Geſetzgebungswerk für alle deutſchen Lande. 
Ein einheitliches Bürgerliches Geſetzbuch tritt mit dem 1. Januar 1900 für alle 
Länder in Kraft. Das deutſche Recht hat ſich damit zwar in weſentlichen Punkten 
durchgeſetzt, aber das römiſche Recht in vielem nicht verdrängen können. Dieſer 
ausgeſprochene Kompromißcharakter des geltenden Rechts konnte natürlich den 
Kampf um ein deutſches Recht nicht zum Stillſtand kommen laſſen. Dieſer richtet 
ſich heute nicht allein gegen die Überreſte objektiven römiſchen Rechts, ſondern in 
erſter Linie gegen den durch jahrhundertelange Beſchäftigung mit dem römiſchen 
Recht geſchaffenen Geiſt des kraſſen Individualismus, der in ſchrankenloſen Egois⸗ 
mus und Materialismus ausgeartet iſt. Er wird in erſter Linie vom National⸗ 
ſozialismus bekämpft, der ſeit ſeinem Beſtehen die Schaffung eines deutſcher Art 
entſprechenden Volksrechts unter Ausſcheidung fremdblütiger Einflüſſe und An⸗ 
ſchauungen als weſentliche Aufgabe betrachtet. 


Gründung der Akademie für Deutſches Recht 


Reichsleiter Dr. Hans Frank, durch das Vertrauen des Führers zur Verwirk⸗ 
lichung dieſer großen Aufgabe berufen, lud am 26. Juni 1933 eine Reihe namhafter 
Perſönlichkeiten aus Recht und Wirtſchaft in das Bayer. Juſtizminiſterium und 
machte ſie mit einem langgehegten Plan bekannt, eine Organiſation zu ſchaffen, 
welche die hohe Aufgabe erfüllen ſolle, die Erneuerung des deutſchen Rechts im Sinne 
der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung nach den Grundſätzen ſtreng wiſſenſchaft⸗ 
licher Methode vorzubereiten. Dieſer Plan fand bei den Verſammelten begeiſterte 
Aufnahme, und ſo fand noch am gleichen Tage die Gründung der Akademie für 
Deutſches Recht ſtatt. Nach umfangreichen Vorarbeiten konnte bereits am 2. Oktober 
1933 anläßlich des deutſchen Juriſtentages in Leipzig in der Aula der dortigen Uni⸗ 
verſität in feierlichem Rahmen und in Anweſenheit zahlreicher Reichs⸗ und Länder⸗ 
miniſter, ſämtlicher Dekane der rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftlichen Fakultäten und 
prominenter deutſcher und ausländiſcher Gäſte die Proklamation der Akademie erfol⸗ 
gen und die Verpflichtung der erſten Mitglieder vorgenommen werden. Durch Geſetz 
vom 19. September 1933 war die Akademie öffentlich⸗ rechtliche Körperſchaft in Bayern 
geworden, und nachdem der Reichsjuſtizkommiſſar Dr. Hans Frank am 6. Dezem⸗ 
ber 1933 in Berlin den Mitgliedern des Führerrats und den Vorſitzenden der 
einzelnen Ausſchüſſe ſein Programm verkündet hatte, konnte die Akademie für 
Deutſches Recht ihre ſachliche Arbeit aufnehmen. Daß ſie die auf ſie geſetzten 
Hoffnungen nicht enttäuſcht, ſondern bereits im erſten Jahre ihres Beſtehens ſich 
die Anerkennung des Führers und der Regierung errungen hat, dafür zeugt die 
Tatſache, daß durch Beſchluß des Reichskabinetts vom 3. Juli 1934 die Akademie 
für Deutſches Recht zur öffentlich⸗ rechtlichen Körperſchaft des 
Reichs erhoben worden iſt. 


Organiſation 


Der Sitz der Akademie für Deutſches Recht iſt München, die Hauptgeſchäftsſtelle 
befindet ſich in Berlin. An der Spitze der Akademie ſteht der Präſident, welcher 
vom Führer und Reichskanzler berufen wird. Mit dieſem Ehrenamt iſt der geiſtige 
Schöpfer und Gründer der Akademie, Dr. Hans Frank, betraut. Ihm obliegt die 
Vertretung der Akademie nach außen und die innere Leitung, insbeſondere die 
Feſtſetzung und Verteilung der einzelnen Aufgaben, die Einſetzung von Ausſchüſſen 
und die Berufung der Ausſchußvorſitzenden ſowie die Ernennung der Akademie⸗ 
mitglieder. Er beſtellt ſeinen Vertreter, das Präſidium und den Schatzmeiſter aus 
der Zahl der Mitglieder. 
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Aufgabe des Präſidiums, welches fi) aus hervorragenden Perſönlichkeiten der 
Reichsregierung und Parteiführung, aus Wiſſenſchaft und Praxis zuſammenſetzt, 
iſt es, den Präſidenten bei ſeinen vielfachen Aufgaben zu unterſtützen und ihn in 
allen wichtigen Angelegenheiten zu beraten. 

Die Führung der geſamten Verwaltungsgeſchäfte obliegt dem Direktor der 
Akademie, zu welchem der Präfident Dr. Fr. Karl Laſch, München, beſtellt hat. 

Die Mitglieder der Akademie für Deutſches Recht gliedern ſich in ordentliche, 
außerordentliche, fördernde und korreſpondierende. Ihre Zahl iſt begrenzt und ſoll 
300 nicht überſteigen. Ihre Ernennung erfolgt auf die Dauer von 4 Jahren. Die 
ordentlichen Mitglieder insbeſondere ſind berufen, nach näherer Beſtimmung des 
Präſidenten an der Verfolgung der Ziele der Akademie mitzuwirken. 


Zweckund Aufgaben 


Die nationale Erhebung hat dem deutſchen Volke zu der äußeren Einheit in der 
Erneuerung ſeines Volkstums auch die innere Einheit wiedergegeben. Aufgabe der 
nationalſozialiſtiſchen Rechtsbewegung iſt es, dieſe neu gewonnene innere Einheit 
zu untermauern und zu feſtigen, indem ſie dem deutſchen Volke ein rein deutſches 
Recht, frei von Einflüſſen fremder Art, bereitet: Ein Recht, welches im Volke 
wurzelt, ſeinen Lebensforderungen gerecht wird und ſeinen Anſchauungen, dem 
echten Rechtsempfinden des Volkes entſpricht. Auf dem Wege zu dieſem Ziele iſt 
die Gründung der Akademie für Deutſches Recht ein weithin ſichtbarer Markſtein. 
Denn es handelte ſich bei ihrer Schaffung nicht darum, die Zahl der altehrwürdigen 
deutſchen Forſchungsſtätten zu vermehren oder lediglich eine organiſatoriſche Zu⸗ 
ſammenfaſſung der bisher in ihrer Lehr⸗ und Forſchungsarbeit getrennt vorgehen⸗ 
den rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftlichen Fakultäten zu erzielen, ſondern um weit 
mehr und Größeres. Indem die Akademie für Deutſches Recht ſich mitten hineinſtellt 
in den lebendigen Strom des deutſchen Volks⸗ und Staatslebens und daran mit⸗ 
arbeitet, die Errungenſchaften des Nationalſozialismus in die geſetzgeberiſche Form 
zu bringen und damit auf Jahrhunderte hinaus zu ſichern, übernimmt ſie ihren 
vollen Anteil an den großen Aufgaben, die der neue Staat dem deutſchen Volke 
geſtellt hat. Aufgabe der Akademie für Deutſches Recht iſt es, die 
Vorarbeiten für die Schaffung eines neuen deutſchen Rechts 
zu unterſtützen und in engſter Verbindung mit den für die 
Geſetzgebung zuſtändigen Stellen auf dem Gebiete des Rechts 
und der Wirtſchaft das nationalſozialiſtiſche Programm zu 
verwirklichen. Der Staat entſcheidet autoritär, was Geſetz wird; die Akademie 
aber unterſtützt ihn in ſachlicher, geiſtig durchdrungener und verantwortungsbewußter 
Arbeit. Ihr Anteil am Erneuerungswerk iſt die Inangriffnahme der grundlegenden 
Probleme des Rechtslebens, der Geſetzgebung, der Verwaltung und Rechtspflege von 
der höheren Warte allgemeiner Betrachtung und wiſſenſchaftlicher Methode. Von den 
Akademien älteren Stils hat die Akademie für Deutſches Recht das hohe geiſtige 
Niveau, die ſtrengen Anforderungen an die Qualität der Leiſtung und den unbe⸗ 
ſtechlichen Drang zur Erkenntnis der Wahrheit übernommen, und ſie arbeitet mit 
größter Gewiſſenhaftigkeit und letzter Sachkenntnis daran, feſtzuſtellen, was aus 
altem deutſchem Rechtsgut wert iſt, der Gegenwart erhalten zu bleiben oder wieder⸗ 
gegeben zu werden, und was als art⸗ und weſensfremd aus dem geltenden Recht 
entfernt werden muß. Nicht weniger eingehend wird hier unterſucht, in welcher 
Weiſe die Erfahrungen fremder Völker unſerem Recht nutzbar gemacht werden 
können. Und nicht zuletzt will die Akademie darüber wachen, daß wieder auf die 
Einfachheit, Lebensnähe und Volksverbundenheit Bedacht genommen wird und für 
die klaren und großlinigen Gedanken des Gemeinwohles und der Gerechtigkeit 
ein ebenſo klarer und volkstümlicher Ausdruck in Wiſſenſchaft und Geſetz gefunden 
wird. Bei aller Wiſſenſchaftlichkeit ihrer Methode iſt die Akademie aber auch ein 
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rechtspolitiſcher Faktor. Als Vorkämpferin für ein arteigenes und volksnahes Recht 
ſoll ſie nach dem Willen ihres Schöpfers auf allen Gebieten des Rechts die großen 
weltanſchaulichen Zielpunkte aufweiſen und dem Geſetzgeber helfen, unſer Rechts⸗ 
leben weltanſchaulich zu untermauern, indem ſie in dem Durcheinander von 
Ideenäußerungen und mannigfachen Darſtellungen gedanklicher und weltanſchau⸗ 
licher Art die klare, arbeitsbewußte Linie wahrt. 

Ein Hauptmittel zur Erledigung dieſer großen Aufgaben erblickt die Akademie 
für Deutſches Recht darin, daß ſie den geſetzgebenden Faktoren mit der Bereit⸗ 
ſtellung von tatſächlichem und rechtlichem Material dient. Als Sammelſtelle für 
Wünſche und Fragen aus dem Volke, für die Kritik am Rechtsleben aus den ver⸗ 
ſchiedenſten Kreiſen und für Eingaben bezüglich der Abſtellung von Mißſtänden 
bildet ſie die Verbindungsſtelle zu weiteſten Volksſchichten. Durch Anregung, 
Begutachtung, Vorbereitung und Ausarbeitung von Geſetz⸗ 
entwürfen, Verwaltungs⸗ und ſonſtigen Maßnahmen auf 
den verſchiedenſten Gebieten des öffentlichen Lebens bietet 
die Akademie einen beſſeren Erſatz für die rechtsſchöpferiſchen Funktionen der 
Parlamente im liberaliſtiſchen Parteienſtaat, welcher auf dieſem wichtigſten Lebens⸗ 
gebiete ein reiches Betätigungsfeld für wirtſchaftliche und politiſche Machtkämpfe 
ſuchte und fand. Die beratende Mitwirkung der Akademie, deren Mitglieder ſich 
durch größte Sachkenntnis, methodiſche Schulung und Erfahrung des Lebens und 
der Praxis auszeichnen, iſt den Leitern des neuen Staates bei ihrem Reformwerk 
willkommene Stütze. 

Dem Studierenden als dem künftigen Träger des Rechts⸗ 
und Wirtſchaftslebens gilt die zweite Sorge der Akademie 
für Deutſches Recht. Die grundlegende Reform und Verein⸗ 
heitlichung der Ausbildung des Nachwuchſesſtehtebenſo auf 
ihrem Programm wie diegeiſtige und materielle Förderung 
würdiger junger Begabungen. Bewilligung von Stipendien und Über⸗ 
tragung dankbarer Fachaufgaben, insbeſondere die jährliche Ausſchreibung eines 
Wettbewerbs zur Löſung grundſätzlicher Probleme der wichtigſten Rechtsgebiete 
ſollen beiden Zwecken dienen. Das Preisausſchreiben, an welchem ſich übrigens alle 
deutſchen Volksgenoſſen beteiligen dürfen, bietet den Teilnehmern die Möglichkeit, 
ſelbſtändig Stellung zu aktuellſten Gegenwartsfragen zu nehmen und ihre eigenſten 
Gedanken und Ideen hierzu zu äußern, ihren Geiſt zu ſchulen und ihre Verſtandes⸗ 
kräfte zu erproben. Der Erziehung der künftigen Juriſten zu wirk⸗ 
lichkeits nahen Willensmenſchen, die nicht blaſſe Theore⸗ 
tiker ſind, ſondern mit offenem Blick in das pulſierende Le⸗ 
ben der Wirtſchaft und Kultur ſchauen, will die Akademie durch Ver⸗ 
anſtaltung von wiſſenſchaftlichen Tagungen und Einrichtung von Lehrkurſen dienen. 

Den Aufgaben, welche ſich die Akademie für Deutſches Recht geſetzt hat, muß 
auch die Zuſammenſetzung der Mitglieder entſprechen. Neben den Männern der 
reinen Wiſſenſchaft arbeiten hier hervorragende Vertreter der Praxis, ohne deren 
Mitwirkung die theoretiſchen Betrachtungen praktiſch nicht fruchtbar werden können. 
Um von vornherein einer vielleicht lebensfremden Arbeit großer Gelehrter vor⸗ 
zubeugen und der Forderung nach einem volksnahen Recht nachzukommen, welches 
den Belangen und Erforderniſſen des täglichen Lebens gerecht werden kann, hat die 
Akademie zur Mitarbeit nicht nur Profeſſoren der Jurisprudenz, ſondern auch 
bedeutende Richter, Anwälte und Verwaltungsbeamte berufen. Um der Gefahr der 
Einſeitigkeit durch die Betrachtung des Rechtslebens aus dem Geſichtswinkel des 
reinen Juriſten zu begegnen, ſind auch diejenigen Kreiſe in der Akademie vertreten, 
deren Lebensverhältniſſe Gegenſtand der rechtlichen Regelung ſein ſollen, ſo vor 
allem hervorragende Kenner der Wirtſchaft und bewährte Perſönlichkeiten aus dem 
Gebiet des geiſtigen Lebens. Zu Mitgliedern der Akademie für Deutſches Recht 
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bekennen ſich ſchließlich eine ganze Reihe von Führern des Staates und der ihn 
untermauernden Partei, durch deren maßgebende Beteiligung die denkbar engſte 
Verbindung zum völkiſchen Erneuerungswerk Adolf Hitlers ſichergeſtellt iſt. 

Die Reformarbeit auf den einzelnen Rechtsgebieten iſt beſonderen Arbeitsaus⸗ 
ſchüſſen vorbehalten. In dieſen Gremien herrſcht ſtriktes Führerprinzip. Der Vor⸗ 
ſitzende hat den Ausſchuß ſo zuſammenzuſtellen, daß er fruchtbare Arbeit leiſten 
kann. Es bleibt ihm überlaſſen, was er an das Ziel ſeiner Arbeit ſetzt — etwa 
einen ausgearbeiteten Geſetzentwurf, Formulierungsvorſchläge oder eine Denk⸗ 
ſchrift — und ebenſo, wie er dieſes Ziel erreichen will. Den Ausſchüſſen gehören 
auch Nichtmitglieder an, außerdem können zu Einzelfragen Sachverſtändige heran⸗ 
gezogen werden. Es beſtehen zur Zeit Ausſchüſſe für: 

Bürgerliches Recht. Vorſitzender: Prof. Dr. Hedemann, Jena. 

Die Abgrenzung zwiſchen dem bürgerlichen und dem öffentlichen Recht und die 
Eingliederung der Standesrechte, wie das Recht der Kaufleute, Beamten und Bauern, 
ſind die Fragen, mit denen ſich der Ausſchuß zunächſt beſchäftigt hat. Es folgten die 
Arbeiten am Mietrecht, deren Ergebniſſe bereits in einer Denkſchrift niedergelegt 
ſind. Vom Sachenrecht wurde zunächſt die Frage der Sicherungsübereignung und 
des Regiſterpfandrechts einer Bearbeitung unterzogen. Vom Erbrecht wird das 
Problem der Teſtierfreiheit eingehend behandelt; danach ſoll das internationale 
Privatrecht den Ausſchuß beſchäftigen. 

Immobiliarkredit. Vorſitzender: Dr. K. Gelpke, Präſident der Indu⸗ 
ſtrie⸗ und Handelskammer, Berlin. 

Der Ausſchuß iſt auf Grund ſeiner Beratungen zu dem Ergebnis gekommen, daß 
der Immobiliarkredit nicht durch ein beſonderes Geſetz zu regeln, ſondern wie 
bisher in das allgemeine bürgerliche Recht einzuordnen iſt. Die Fragen, welche 
hier augenblicklich zur Diskuſſion ſtehen, ſind die Beibehaltung des Grundbuches, 
die Außerkraftſetzung der heutigen Notverordnungen und das Wiederinkrafttreten 
eines die ganze Materie erſchöpfend regelnden Geſetzes, die Eigentümerhypothek und 
Eigentümergrundſchuld und die Einführung eines Laſtenbuches als Auskunfts⸗ 
mittel für öffentliche Laſten. 

Familien⸗ und Eherecht. Vorſitzender: Rechtsanwalt Dr. Möß mer, 
München. 

Das Arbeitsprogramm enthält vorerſt die Klärung der drei vordringlichſten 
Fragen: Eheſcheidung, uneheliche Kindſchaft, eheliches Güterrecht. Der Ausſchuß 
hofft, nach Abſchluß dieſer Teilgebiete eine möglichſt ſchnelle Umſetzung in das Recht 
erwirken zu können. 

Erbhofrecht. Vorſitzender: Landgerichtsdirektor Dr. Saure, Berlin. 

Der Ausſchuß fand bei ſeiner Konftituierung das Reichserbhofgeſetz bereits vor, 
konnte alſo nur noch an den Durchführungsbeſtimmungen mitarbeiten. Die Mit⸗ 
glieder haben im übrigen in Vorträgen und Veröffentlichungen wichtige Auf⸗ 
klärungsarbeit der am Erbhofrecht intereſſierten Kreiſe geleiſtet und eine umfang⸗ 
reiche Schulung der bäuerlichen Anerbenrichter durchgeführt. Neue Aufgaben werden 
dem Ausſchuß in Kürze übertragen. 

Bürgerliche Rechtspflege. Vorſitzender: Geheimrat Prof. Dr. Kiſch, 
München. 

Behandelt werden die Fragen, welche ſich aus der Organiſation der Gerichte 
ergeben. Das Problem der Herabſetzung der Zuſtändigkeitsgrenze der Amtsgerichte 
und der Stellung des Alleinrichters beim Landgericht, ferner die Schaffung von 
Rechtspflegeämtern für die erſtmalige Behandlung aller Zivilrechtsſtreitigkeiten, 
die Beſchleunigung des Verfahrens und das wichtige Kapitel der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung ſind zum Teil ſchon zum Abſchluß gebracht worden. Ein beſonderer 
Unterausſchuß beſchäftigt ſich zur Zeit mit dem Entwurf einer Vergleichsordnung 
zur Abwendung des Konkurſes. 
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Aktienrecht. Vorſitzender: Geheimer Juſtizrat Generaldirektor Dr. Kißkalt, 
München. 

Der Ausſchuß hat ſeine bisherigen Arbeiten in einem Bericht der Offentlichkeit 
übergeben, welcher deutlich zeigt, wie der Nationalſozialismus auch im Wirtſchafts⸗ 
leben durchgeführt werden kann. 

Bank⸗ und Börſenrecht. Vorſitzender: Bankier Auguſt von Fink, 
München. 

Zunächſt wurde der Entwurf eines Depotgeſetzes in Angriff genommen, welches 
den Schutz der Depotkunden weſentlich verſtärken ſoll. Außerdem wird zur Zeit 
die Börſenreform behandelt und die Frage des ſtändiſchen Aufbaus des Bank⸗ 
und Kreditgewerbes. 

Kartellrecht. Vorſitzender: Staatsminiſter Prof. Dr. Lehnich, Stuttgart. 

Der Ausſchuß iſt mit der Ausarbeitung eines Geſetzentwurfes für ein neues 
Kartellgeſetz, welches der nationalſozialiſtiſchen Wirtſchaftsauffaſſung entſpricht, 
befaßt. 

Sparkaſſenweſen. Vorſitzender: Präſident Dr. Kleiner, Berlin. 

Auch dieſer Ausſchuß arbeitet an einem Geſetzentwurf für die Sparkaſſen. In der 
Begründung hierzu wird die Notwendigkeit einer Vereinheitlichung des Spar⸗ 
kaſſenrechts dargelegt. Im Zuſammenhang damit ſoll eine reichsrechtliche Regelung 
des Reviſionsweſens und eine Muſterſatzung für die Sparkaſſenverbände vor⸗ 
bereitet werden. 

Bauſparkaſſenweſen. Vorſitzender: Reichsminiſter H. Kerrl, Berlin. 

Aufgabe dieſes Ausſchuſſes iſt die grundſätzliche Neuregelung des Bauſparweſens 
und die Ausarbeitung eines einheitlichen Bauſparkaſſenrechts. 

Urheber: und Verlags recht. Vorſitzender: Generaldirektor Dr. Kilpper, 
Stuttgart. 

Der bereits früher begonnene Regierungsentwurf eines neuen Urheberrechts⸗ 
geſetzes wurde begutachtet und einer eingehenden Prüfung unterzogen, ob er mit 
der Rechtsauffaſſung des neuen Staates in Einklang oder Widerſpruch ſteht. 
Daneben wurde zu der Frage des Einbaus der Reichskulturkammer als der 
öffentlich⸗ rechtlichen Vertretung der bei der Erzeugung und Verbreitung von 
Kulturgut Tätigen Stellung genommen. Es folgt die Bearbeitung der Beſtimmun⸗ 
gen über den Schutz national wertvoller Werke. 

Gewerblicher Rechtsſchutz. Vorſitzender: Geheimrat Prof. Dr. Duis⸗ 
berg, Leverkuſen bei Köln. 

Der Ausſchuß hat ſeine Arbeiten bereits zu einem vorläufigen Abſchluß gebracht 
und unter Zugrundelegung des Entwurfs des Reichsjuſtizminiſteriums ein neues 
Patentrechtgeſetz ausgearbeitet, in welchem beſonders die Stellung des Erfinders, 
die Organiſation der Gerichte für Patentſtreitigkeiten und die Frage der Nichtig⸗ 
keitserklärung neu geregelt werden. 

Strafrecht und Strafprozeßrecht. Vorſitzender: Staatsſekretär 
Dr. R. Freiſler, Berlin. 

Die Beratungen ſind bereits zu einem gewiſſen Abſchluß gebracht und eine Denk⸗ 
ſchrift zum Allgemeinen Teil des allgemeinen Strafrechts herausgegeben worden. 
Unterausſchüſſe für Strafprozeßrecht und Strafvollzug werden ebenfalls in Kürze 
ihre Arbeiten zum Abſchluß bringen und das Ergebnis in Form einer Denkſchrift 
niederlegen. 

Staats- und Verwaltungsrecht. Vorſitzender: Staatsrat Profeſſor 
Dr. C. Schmitt, Berlin. 

Der erſte Teil der Arbeit wird demnächſt mit einer Denkſchrift über die Geſamt⸗ 
lage der Körperſchaften des öffentlichen Rechts und mit dem Entwurf eines Reichs⸗ 
verwaltungsgerichtsgeſetzes abgeſchloſſen werden. 
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Finanz⸗ und Steuerrecht. Vorſitzender: Staatsſekretär F. Reinhardt, 
Berlin. 

Der Ausſchuß iſt zur Zeit mit der Bearbeitung der neuen Finanz⸗ und Steuer⸗ 
geſetze beſchäftigt, die der Vorſitzende auf der Jahrestagung der Akademie für 
Deutſches Recht im Juni 1934 in München bereits angekündigt hat. 

Sozialverſicherung. Vorſitzender: Direktor Anders, Berlin. 

Der Ausſchuß, der in Verbindung mit dem Reichsarbeitsminiſterium an der 
Umgeſtaltung der Sozialverſicherungsgeſetze arbeitet, hat in eingehenden Beratun⸗ 
gen die Fragen: Verſicherung oder Verſorgung, Selbſtverwaltung oder ſtaatliche 
Verwaltung, Zuſammenlegung der Sozialverſicherungszweige, Staatsaufſicht, Ver⸗ 
einfachung und Verbilligung der Verwaltung uſw. geklärt. Seine nächſte Aufgabe 
wird ſein, die Ausführungsbeſtimmungen zum Geſetz über den Aufbau der Sozial⸗ 
verſicherung vom 5. Juli 1934 vorzubereiten. 

Wehrrecht. Vorſitzender: Hauptmann Böhme, Dresden. 

Der Ausſchuß hat ſich mit einem vollkommen neuen Gebiet zu befaſſen. Das 
Wehrrecht umfaßt einmal das Wehrſtaatsrecht und dann das Wehrſtrafrecht. Unter 
Wehrſtaatsrecht fallen das Wehrverfaſſungsrecht und das Wehrverwaltungsrecht, 
weiterhin die geſamte Kriegsopfergeſetzgebung, die Rechtsvorſchriften über den 
Einbau der Jugenderziehung, des Luftſchutzes, des Arbeitsdienſtes uſw. in das 
Staatsgefüge. Das Wehrſtrafrecht umſchließt das Strafrecht der Wehrmacht zur 
Sicherung der Manneszucht und den ſtrafrechtlichen Wehrſchutz, d. h. den Inbegriff 
der juriſtiſchen Maßnahmen, die notwendig find zur Abwehr und Vernichtung der 
Wehrfeinde als der Träger des materiellen und geiſtigen Wehrverrats. 

Kommunalrecht und Kommunalverfaſſung. Vorſitzender: Ober⸗ 
bürgermeiſter Dr. Dr. Weidemann, Halle. 

Die Schaffung einer Reichsgemeindeordnung als der Grundlage für die kom⸗ 
mende Neugeſtaltung des Reiches iſt das Arbeitsziel dieſes Ausſchuſſes. Er wird in 
kürzeſter Zeit einen Entwurf vorlegen. 

Verſicherungsrecht. Vorſitzender: Generaldirektor Dr. Ullrich, Gotha. 

Bisher wurde die Notwendigkeit der Verreichlichung der Verſicherungsaufſicht 
und der Reform der Verwaltungsgerichtsbarkeit des Aufſichtsamtes geprüft, ferner 
die Reform der Gruppenverſicherungen, die Neuordnung des Agenten⸗ und Makler⸗ 
rechts, die Frage der Bewertungsvorſchriften, der Fremdwährungs verſicherungen, 
des Verſicherungsbetrugs, der Seeverſicherung und eine ganze Reihe weiterer 
Probleme der Bearbeitung unterzogen. 

Seerecht. Vorſitzender: Profeſſor Dr. Wüſtendörfer, Hamburg. 

Der Ausſchuß hat zu Beginn ſeiner Arbeiten die drei großen Brüſſeler inter⸗ 
nationalen Abkommen über beſchränkte Reederhaftung, Schiffsgläubigerrechte und 
Beſchränkung der Freizeichnungsklauſeln der Konnoſſemente (ſog. Haager Regeln) 
bearbeitet. Anſchließend wandte ſich der Ausſchuß der Neugeſtaltung der deutſchen 
Seemannsordnung zu. Zum Abſchluß gebracht wurden die Beratungen über die 
neue vom Reichsverkehrsminiſterium vorgelegte Formulierung des Seeunfall⸗ 
unterſuchungsgeſetzes. Die nächſte Aufgabe dieſes Ausſchuſſes iſt es, das geſamte 
übrige Seerecht im neuen Geiſte aufzubauen. 

Waſſerrecht. Vorſitzender: Vizepräſident Schlegelberger, Berlin. 

Die Ausarbeitung eines Entwurfes eines Reichswaſſergeſetzes iſt das Ziel dieſes 
Ausſchuſſes. Grundlage für dieſes für das ganze Reichsgebiet einheitliche Waller: 
recht ſoll das Recht des Reiches an der freien Benutzung aller Gewäſſer ſein. Dem 
Reich müſſen die Gewäſſer freiſtehen, und Privateigentum daran ſoll nur dann 
beſtehen, wenn die Volksgemeinſchaft kein Intereſſe daran hat. 

Arbeitsrecht. Vorſitzender: Profeſſor Dr. Derſch, Berlin. 

Der Ausſchuß behandelte bereits abſchließend das Gebiet des Einzelarbeitsver— 
tragsrechtes. 
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Völkerrecht. Vorſitzender: Profeſſor Dr. Bruns, Berlin. 

Da das Recht im politiſchen Kampf die ſtärkſte Waffe bedeutet, hat dieſer Aus⸗ 
ſchuß wichtigſte Aufgaben zu erfüllen. Er beſchäftigte ſich zu Beginn ſeiner Arbeit 
mit den dringendſten Fragen unſerer Außenpolitik, Saargebiet und Völkerbund⸗ 
problem. Weiter mit der Frage, ob die Aberkennung der Staatsangehörigkeit 
völkerrechtlich zuläſſig iſt oder nicht. 

Rechtsphiloſophie. Vorſitzender: Reichsminiſter Dr. H. Frank, ſtellver⸗ 
tretender Vorſitzender: Profeſſor Dr. Emge, wiſſenſchaftlicher Leiter des Nietzſche⸗ 
Archivs, Weimar. 

Der Ausſchuß ſoll eine Sammlung der allgemeinen ſozialen Lehre des National⸗ 
ſozialismus durchführen, in der Form, daß die Begriffe Blut, Boden, Raſſe, 
Glauben, Idealismus, Wehr, Autorität, Staatsführung und alle die Bauſteine des 
nationalſozialiſtiſchen Werdens dem deutſchen Recht als Unterlagen vermittelt 
werden. f 

Ferner haben ihre Arbeit bereits aufgenommen die Ausſchüſſe für: Beamten⸗ 
recht, Vorſitzender: H. Neef, Berlin. Polizeirecht, Vorſitzender: Staatsſekretär 
Grauert, Berlin. Rechtsfragen der Bevölkerungspolitik, Vorſitzender: Geheim⸗ 
rat Profeſſor Dr. van Calker, München. Jugendrecht, Vorſitzender: Reichsminiſter 
Hanns Kerrl, Berlin. Filmrecht, Vorſitzender: Oberregierungsrat Raether, 
Berlin. Luftrecht, Vorſitzender: Profeſſor Dr. Oppikofer, Königsberg. Kraft⸗ 
verkehrsrecht, Vorſitzender: Rechtsanwalt Dr. Lechner, München. 

Für die nächſte Zeit iſt die Konſtituierung weiterer Ausſchüſſe, unter anderem 
für Bodenrecht, Genoſſenſchaftsrecht, ſtändiſchen Aufbau und freiwillige Gerichts⸗ 
barkeit in Ausſicht genommen. 

Die Ausſchüſſe der Akademie für Deutſches Recht, welche in engſter Verbindung 
mit den Miniſterien und den übrigen maßgeblichen Behörden zuſammenarbeiten, 
haben zur Zeit ſchon Beträchtliches geleiſtet; aber viel mehr Arbeit wartet noch 
auf ſie. Daß ſie nicht in falſcher Vehemenz und überſteigertem Tempo, ſondern mit 
höchſter Gründlichkeit und Wiſſenſchaftlichkeit an die Erledigung der ihnen ge⸗ 
ſtellten Aufgaben herangehen, verſteht ſich bei dem Niveau dieſer Gremien von ſelbſt. 

Während in den Ausſchüſſen die unendlich verantwortungsvolle wiſſenſchaftliche 
Kleinarbeit für die Schöpfung eines volksnahen deutſchen Rechts geleiſtet wird, 
von der die Offentlichkeit nur wenig erfährt, dienen repräſentative Vollſitzungen 
der Mitglieder und Freunde der Akademie dazu, den deutſchen Volksgenoſſen 
Kunde zu geben von dem Fortſchritt der Arbeiten der Akademie und ihnen zu 
zeigen, daß es im neuen Staate, im Dritten Reich Adolf Hitlers, eine Stelle gibt, 
der ſie ihre Wünſche und ihr Rechtsverlangen vortragen können, und die ihnen die 
Garantie dafür gibt, daß die Parole unſeres Führers und Reichskanzlers „Recht 
gleich Moral!“ in den neuen Geſetzen verwirklicht werden wird. Dem Ausland 
gegenüber aber zeigen dieſe Veranſtaltungen mit ſchlagender Beweiskraft, daß das 
heutige Deutſchland und der Nationalſozialismus nicht, wie ihm vielfach von un⸗ 
kundiger oder übelwollender Seite vorgeworfen wird, der Wiſſenſchaft gleichgültig 
oder gar ablehnend gegenüberſteht, ſondern daß er ihr im Gegenteil viel bedeut⸗ 
ſamere Aufgaben und eine unvergleichlich höhere Haltung zuweiſt als der Intellek⸗ 
tualismus der vergangenen Epoche. Die wiſſenſchaftliche Perſönlichkeit ſoll wieder⸗ 
um die Führung auf geiſtigem Gebiete erlangen, und die Fülle der Einzel⸗ 
forſchungen ſoll durch das einigende Band einheitlicher und ganzheitlicher welt- 
anſchaulicher Betrachtung in einen höheren und weiteren Zuſammenhang gerückt 
werden. Um außerdem mit dem Rechtsleben anderer Nationen, vor allem der 
Nationen, die uns in Staatsaufbau und Geiſteshaltung nahe kommen, in Ver⸗ 
bindung zu bleiben, läßt die Akademie bei ſolchen Gelegenheiten bedeutende Ju⸗ 
riſten des Auslands zu Worte kommen. Welche Sympathien die Akademie auf 
ſolche Weiſe ſich und dem ganzen deutſchen Volke bereits erworben hat, davon 
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zeugen zahlreiche Dankesſchreiben führender ausländiſcher Perſönlichkeiten, welche 
mit Begeiſterung an der Jahrestagung der Akademie für Deutſches Recht vom 
25.—28. Juni d. J. in München teilgenommen haben. Die Vertreter von 14 ver⸗ 
ſchiedenen Ländern konnten ſich hier von der ernſten und friedlichen kulturellen 
Arbeit der deutſchen Juriſten überzeugen und damit wirkſam dazu beitragen, in 
der Welt Verſtändnis für das neue Deutſchland zu erwecken. Die Geſellſchaft 
der Freunde der Akademie für Deutſches Recht im Ausland, 
deren Grundſtein in München gelegt wurde, und an deren Aufbau bereits in zahl⸗ 
reichen Ländern gearbeitet wird, ſoll in Zukunft beſonders gepflegt und zu einem 
wirkungsvollen Inſtrument der Völkerverſöhnung ausge⸗ 
ſtaltet werden. 

Aus Anlaß der erſten Jahrestagung hat die Akademie eine eigene Zeitſchrift 
herausgebracht, welche einmal den Zuſammenhalt unter den Mitgliedern durch 
Gedankenaustauſch inniger geſtalten, darüber hinaus aber weiteſte Kreiſe des 
deutſchen Volkes über den Stand der Reformarbeiten auf dem Gebiete des Rechts 
und der Wirtſchaft unterrichten ſoll. Die Zeitſchrift der Akademie für Deutſches 
Recht behandelt die aktuellen Rechts⸗ und Wirtſchaftsprobleme aus berufenſter 
Feder und berichtet fortlaufend über die Ausſchußarbeiten. Sie iſt der Akademie 
ein wichtiges Hilfsmittel, der Rechtsentwicklung in Deutſchland neue Impulſe zu 
geben. 

Literariſch tritt die Akademie außerdem noch durch die Herausgabe verſchiedener 
Schriftenreihen, in denen Forſchungen ihrer Mitglieder und die Arbeitsergebniſſe 
ihrer Ausſchüſſe dargeſtellt werden, in Erſcheinung. 

In der kurzen Zeit ihres Beſtehens hat die Akademie für Deutſches Recht bereits 
bewieſen, daß ſie gewillt und auch befähigt iſt, dem Ideengut des Nationalſozialis⸗ 
mus auf allen Gebieten des Rechts zum Durchbruch zu verhelfen. Ihre Beſtre⸗ 
bungen und Ziele werden ſie nach den Worten ihres Präſidenten ſtets als In⸗ 
ſtrument der großen Friedenspolitik unſeres Führers erſcheinen laſſen. Und wenn 
einſt die Geſchichte der nationalſozialiſtiſchen Erhebung geſchrieben werden wird, 
dann wird ein nicht unweſentlicher Teil des Kapitels „Rechtserneuerung“ der 
Akademie für Deutſches Recht und ihrer ſegensvollen Aufbauarbeit im Dienſte 
Adolf Hitlers zu widmen ſein. 


Laſch 
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Das Reichsjuſtizkommiſſariat 


Zur Zeit der Machtübernahme durch die nationalſozialiſtiſche Bewegung galt in 
Deutſchland ein Recht, das die Verbundenheit mit dem arteigenen Rechtsempfinden 
des Volkes verloren hatte. Dieſes Recht war das Ergebnis einer Wiſſenſchaft, die, 
begünſtigt durch die Jahrhunderte dauernde Zerriſſenheit der deutſchen Volksſtämme, 
die deutſche Rechtskultur verfälſcht hatte und ſchließlich das willige Inſtrument mate⸗ 
rialiſtiſcher Machtgier geworden war. Syſtematik und Ausbildung der techniſchen 
Begriffe dieſes Geſetzesrechts beruhen im Geiſte einer fremden Rechtsanſchauung, 
nämlich der römiſch⸗ rechtlichen. Das römiſche Recht war das Recht eines aus den ver⸗ 
ſchiedenſten Völkern zuſammengeſetzten Reiches, gegründet auf ganz andere ſittliche 
Anſchauungen und Wertungen als die germaniſchen. Mittelpunkt der alten ger⸗ 
maniſchen Rechtsanſchauung war die Wertung der Ehreals des höchſten 
Gutes,; Inhaber der Rechte und Pflichten war für dieſe Anſchauung die Familie 
und die Sippe als Trägerin der Raſſe. Den einzelnen behandelte dieſes Recht nicht 
für ſich allein, ſondern als Mitglied ſeiner Sippe nach ſeinem Wert für die Gemein⸗ 
ſchaft. Das römiſche Recht ſtellte dagegen die Einzelperſon in den Vordergrund als 
Trägerin ſubjektiver Rechte. Aus ſeinem materialiſtiſchen Geiſte heraus wertete 
es den Schutz der Ehre nicht anders als den Schutz einer beliebigen Sache. Das 
römiſche Recht kannte auch nicht den germaniſchen Begriff der Gefolgſchaftstreue, 
dagegen das Inſtitut der Sklaverei, das den Menſchen tatſächlich und rechtlich zu 
einer Ware herabwürdigte. 

Die Rezeption eines ſolchen Rechts zerſtörte naturnotwendig das deutſche volks⸗ 
tümliche Recht und erſetzte es durch ein volksfremdes Recht. Die natürliche Folge 
war, daß die Volksſeele inſtinktiv den Glauben und das Vertrauen auf ein ſolches 
Recht verlor. 

Die Zeit des Liberalismus verſchärfte noch den Gegenſatz zwiſchen Volk und 
Recht. Grund und Boden — die Lebensgrundlage jeder Nation — wurde von den 
Geſetzen zur Handelsware geſtempelt und dem Zugriff des Großleihkapitals aus⸗ 
geſetzt. Die kapitaliſtiſche Tendenz dieſer Epoche begünſtigte das immer ſtärkere 
Hervortreten einer Geſetzgebung und Rechtſprechung, die den wirtſchaftlich Schwachen 
oft ſchutzlos dem wirtſchaftlich Stärkeren auslieferte. 

Die Rechtsſetzung und Rechtsanwendung in den Jahren der November⸗ Republik 
erſchütterten dann vollends das Gerechtigkeitsempfinden des Volkes in ſeinen 
Grundtiefen. Die Geſetze waren nur mehr das Produkt des Feilſchens und Han⸗ 
delns der jeweiligen Vertreter der verſchiedenſten Intereſſentengruppen und 
Parteien. Bezeichnend für den damaligen Tiefſtand des deutſchen Rechtslebens 
iſt die Tatſache, daß die „Staatsführung“ das höchſte deutſche Gericht nötigte, in 
den ſogenannten Kriegsverbrecherprozeſſen deutſche Offiziere und Männer, die nur 
ihre harte Pflicht getan hatten, wie gemeine Verbrecher zu verurteilen — jedem 
geſunden Rechtsempfinden ins Geſicht ſchlagend. Die Juſtiz war, wie ein hoher 
Richter treffend ausſprechen mußte, zur Dirne der Politik geworden. 

Dieſer ſo bis zur Unerträglichkeit geſteigerten Rechtsnot, die zu einer Volksnot 
geworden war, ſagte die Nationalſozialiſtiſche Partei in ihrem totalen Er: 
neuerungswillen von Anfang an den ſchärfſten Kampf an. Erſtmalig und un⸗ 
zweideutig fordert das Programm der Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiter— 
partei vom 25. Februar 1920 „Erſatz für das der materialiſtiſchen Rechtsordnung 
dienende römiſche Recht durch ein deutſches Gemeinrecht“. 
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Durch die nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung iſt ſich das deutſche Volk feines 
Volkstums und ſeiner Volksſeele wieder bewußt geworden. Damit war die Vor⸗ 
ausſetzung für einen erfolgreichen Kampf um ein volkstümliches deutſches Recht 
geſchaffen. 

Nach dem Durchbruch des Nationalſozialismus wurde daher in konſequenter 
Verfolgung des geſteckten Zieles am 22. April 1933 vom Reichspräſidenten auf 
Vorſchlag des Führers und Reichskanzlers ein Reichskommiſſar „für die 
Gleichſchaltung der Juſtizin den Ländern und für die Erneue⸗ 
rung der Rechtsordnung“ ernannt. Es iſt verſtändlich, daß dieſe verant⸗ 
wortungsvolle Aufgabe der Beſeitigung der Rechtsnot unſeres Volkes durch eine 
vollſtändige weltanſchauliche Erneuerung des deutſchen Rechtslebens in die Hand 
eines in der Weltanſchauung des Nationalſozialismus erprobten Mannes gelegt 
werden mußte. Daß die Wahl gerade auf Parteigenoſſen Dr. Frank II fiel, iſt 
ſeiner führenden Tätigkeit als Rechtsberater des Führers und der nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Bewegung ſowie als Leiter ihrer Rechtsabteilung zuzuſchreiben. Während 


der ganzen Kampfjahre der nationalſozialiſtiſchen Bewegung um die Macht im, 


Staate war Dr. Frank als erbitterter Gegner der, Korruption im Rechtsleben 
hervorgetreten und hat, ſei es in den Gerichtsſälen als Rechtsbeiſtand verfolgter 
Parteigenoſſen, ſei es in unermüdlicher Aufklärungsarbeit in Volksverſammlungen 
oder im Rechtsausſchuß des Reichstags, die neuen Grundſätze für ein deutſches 
Gemeinrecht verkündet. So prägte er ſchon im Jahre 1926 den als Aus⸗ 
gangspunkt nationalſozialiſtiſcher Rechtsgeſtaltung zu wertenden Satz: „Recht iſt 
alles, was dem Volke nützt, Unrecht iſt alles, was dem Volke ſchadet.“ Auf Befehl 
des Führers hatte Dr. Frank ſodann im Jahre 1928 den Nationalſozialiſtiſchen 
Deutſchen Juriſtenbund als die Urzelle eines künftigen Juriſtenverbandes gegründet. 

Die Faſſung des Auftrags des Führers an Dr. Frank ergibt einen doppelten 
Inhalt und Sinn ſeiner Aufgabe: Einmal die Gleichſchaltung der Juſtiz in den 
Ländern, alſo die Vereinigung und Erneuerung des deutſchen Juſtizkörpers im 
nationalſozialiſtiſchen Geiſte, verbunden mit der Beſeitigung der bisherigen länder⸗ 
mäßigen Zerriſſenheit der Rechtspflege. Dann aber auch die Sicherſtellung der 
nationalſozialiſtiſchen Grundſätze bei den kommenden großen Geſetzesreformen. 

Die durch die Totalität des Nationalſozialismus bedingte Gleichſchaltung der 
Juſtiz hat — organiſatoriſch geſehen — ſchon weſentliche Fortſchritte gemacht. 
Wichtige Etappen in dieſer Hinſicht waren der Übergang der Juſtizhoheit von den 
Ländern auf das Reich und die Vereinigung des Reichs⸗ und Preußiſchen Juſtiz⸗ 
miniſteriums. Der Vereinigung der Spitzen der Juſtiz muß aber die organiſche 
Vereinheitlichung des Unterbaus folgen. Weil das Recht aus der einheitlichen 
Wurzel des deutſchen Volksgemüts kommt, verträgt es nicht noch irgendwie 
ſtammesmäßige Verſchiedenheiten in ſeiner Handhabung. Es darf daher auch nicht 
mehr verſchiedene organiſatoriſche oder ſyſtematiſche Aufbauten des Juſtizapparates 
als ſolchen geben. Dieſer Erkenntnis entſpringt die alte Forderung des Reichs⸗ 
juſtizkommiſſars, den einheitlichen Stand des Reichsrichters, des Reichsreferendars, 
des Reichsnotars und des Reichsrechtsanwalts zu ſchaffen. Die Gründung der 
Reichsrechtsanwaltskammer und der Reichsnotariatskammer, beides Schöpfungen, 
an denen das Reichsjuſtizkommiſſariat weſentlich mitbeteiligt war, haben dieſes 
Ziel wenigſtens teilweiſe erreichen laſſen. Nächſte Zukunftsarbeit muß die Schaffung 
eines entſprechenden Reichsrichtergeſetzes und eines Jungjuriſtengeſetzes ſein. 

Mit dieſer Art der Gleichſchaltung iſt aber erſt die äußere Form für eine 
nationalſozialiſtiſche Juſtiz gegeben. Dieſe genügt für ſich allein noch nicht. Sie 
muß vielmehr durch den echt nationalſozialiſtiſchen Geiſt aller Rechtswahrer aus⸗ 
gefüllt werden. Denn die beiten organiſatoriſchen Formen und die beiten national⸗ 
ſozialiſtiſchen Geſetze nützen nichts, wenn nicht auch die Menſchen, denen die 
Ausübung der Rechtspflege anvertraut iſt, von der nationalſozialiſtiſchen Welt⸗ 
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anſchauung erfaßt und durchdrungen find. Aus dieſem Grunde war die Schulung 
und Erziehung der deutſchen Rechtswahrer in nationalſozialiſtiſchem Geiſt mit eine 
der voruehmſten Aufgaben des Reichsjuſtizkommiſſars. 


Um dieſe „ideelle Gleichſchaltung“ in wirkſamer Weiſe zu ermöglichen, hat Dr. 
Frank unter Bejeitigung der Vielzahl der Juriſtenverbände und Intereſſenten⸗ 
gruppen aller Art, der Anwälte, Richter, höheren, mittleren und unteren Beamten, 
Rechtskonſulenten, Volkswirte uſw. auf Grund der Vollmacht des Führers in dem 
Bund Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher Juriſten eine geſchloſſene Front aller mit dem 
Rechte verwurzelten Berufsſtände geſchaffen. In dieſer Gemeinſchaft wird heute 
unter Ausſchluß jeglichen Kaſtengeiſtes in intenſiver Schulung und Propaganda⸗ 
arbeit der vom Reichsjuſtizkommiſſar erſehnte neue Typ des Juriſten, „der Rechts⸗ 
wahrer“, herangebildet, deſſen höchſte Pflicht der Dienſt am Volke auf der Grund⸗ 
lage der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung zu ſein hat. 


In der Erkenntnis, daß das Ideal nationalſozialiſtiſcher Rechtsgeſtaltung erſt 
von einer Generation erfüllt werden kann, die unbelaſtet von der Vergangenheit 
in der Weltanſchauung des Nationalſozialismus erwachſen, und welcher der Natio⸗ 
nalſozialismus zum täglichen Erlebnis geworden iſt, wandte der Reichsjuſtizkom⸗ 
miſſar der Erziehung des Juriſtennachwuchſes, wenn möglich, noch größere Auf⸗ 
merkſamkeit und Energie zu, als der inneren und äußeren Umformung der heute 
vorhandenen Juriſtengeneration. Grundlage der Erziehung der Jungjuriſten muß, 
wie in der geſamten Erziehungstätigkeit des Nationalſozialismus, der Gemein⸗ 
ſchaftsgedanke ſein, praktiſch vorgelebt im Arbeitsdienſt. Die Juſtizausbildungs⸗ 
ordnung vom 22. Juli 1934 trägt den nationalſozialiſtiſchen Forderungen inſoweit 
Rechnung, als ſie die politiſche Erziehung der angehenden Juriſten im Arbeits⸗ 
dienſt und in weltanſchaulichen Arbeitsgemeinſchaflen vorſieht. Als ſelbſtverſtänd⸗ 
licher Auswirkung des Primats der Partei auf dem Gebiete der weltanſchaulichen 
Erziehung muß aber an der Forderung feſtgehalten werden, daß dieſe Schulungs⸗ 
arbeit nur durch erprobte nationalſozialiſtiſche Kämpfer vorgenommen werden 
darf. Denn das, was Nationalſozialismus iſt, wird auch der ſtaatliche Nachwuchs 
nur von Nationalſozialiſten erfahren können, nicht aber von gleichgeſchalteten und 
nicht aus dem wahren Kämpfertum hervorgegangenen, wenn auch fachlich oft recht 
hervorragenden Staatsdienern. 

Neben der Gleichſchaltung iſt der Reichsjuſtizkommiſſar auch „zur Erneuerung 
der Rechtsordnung“ berufen. 

Dieſer Neubau eines Rechts, das dem deutſchen Volk auf Jahrhunderte hinaus 
die Erhaltung ſeiner Raſſe und den Schutz ſeiner Gemeinſchaft ſichern ſoll, kann 
ſich begreiflicherweiſe nicht in einem revolutionären Akt vollziehen. Unbeſchadet 
des friſchen Rhythmus nationalſozialiſtiſcher Führerarbeit erfordert Verantwortung 
und Größe der geſtellten Aufgabe ein ſtetes organiſches Vorwärtsſchreiten der 
Erneuerung, getragen von tiefgründiger Sachlichkeit. 

Ebenſo hat die Rechtserneuerung in innigem Kontakt mit Volk und Bewegung 
zu erfolgen. Dieſem Zweck diente unter anderem das Rundſchreiben des Reichsjuſtiz⸗ 
kommiſſars an die Parteigliederungen vom 15. Okt. 1934, in dem ausgeführt iſt: 

„Das unverrückbare Ziel der deutſchen Rechtserneuerung iſt die Schaffung eines 
nationalſozialiſtiſchen, volksnahen Rechts. Dieſes Recht muß dem lebendigen Rechts⸗ 
empfinden und den raſſiſchen Notwendigkeiten des deutſchen Volkes gerecht werden. 

Die Nationalſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterpartei mit ihren Untergliederungen 
hat durch ihre jahrzehntelange Arbeit im Volk tiefe Einblicke in die Rechtsnot 
weiter Kreiſe gewonnen. Sie iſt vorzugsweiſe in der Lage, die ſchädlichen Aus⸗ 
wirkungen unſeres Rechtsſyſtems klar zu erkennen und aufzuzeigen. Dieſe reichen 
Erfahrungen der verſchiedenen Parteigliederungen müſſen bei der Erneuerung des 
deutſchen Rechts mitverwertet werden, ſoll nicht dieſes wichtige Reformwerk büro⸗ 
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kratiſcher Volksfremdheit anheimfallen. Dieſes das ganze deutſche Volk gleichmäßig 
erfaſſende Lebensgebiet kann und darf nicht vom grünen Tiſch aus geregelt werden. 

Eine fruchtbare Auswertung der Erfahrungen der Partei iſt aber nur möglich, 
wenn dabei grundſätzlich jede der Sache ſchädliche Zerſplitterung, Doppelarbeit und 
Überſchneidung der einzelnen Tätigkeiten vermieden wird. Ein erfolgreiches Ar⸗ 
beiten ſetzt vielmehr voraus, daß das bei den verſchiedenen Parteigliederungen 
bereits vorhandene und künftig anfallende Material in zweckentſprechender Weiſe 
zuſammengefaßt, einheitlich ausgerichtet und planvoll bei den zuſtändigen Stellen 
verwertet wird. 

Ich bitte daher, alle Anregungen, Wünſche und Vorſchläge auf dem Gebiet der 
deutſchen Rechtserneuerung dem Reichsjuſtizkommiſſariat zu übermitteln.“ 

Die weltanſchauliche Durchdringung und Sichtung des ſo unmittelbar aus der 
Bewegung und dem Volke gewonnenen Gedankenguts war durch die Zuſammen⸗ 
arbeit des Reichsjuſtizkommiſſariats mit der Rechtsabteilung Reichsleitung der 
Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiterpartei, jetzt Reichsrechtsamt der NSDAP., 
als der berufenen Hüterin nationalſozialiſtiſcher Rechtserkenntniſſe, gewährleiſtet. 

Zur wiſſenſchaftlichen Bearbeitung der einzelnen Gebiete der Rechtserneuerung 
bediente ſich der Reichsjuſtizkommiſſar ſodann der wertvollen Arbeit der von ihm 
gegründeten Akademie für Deutſches Recht, während die ebenſo wichtigen prak⸗ 
tiſchen Erfahrungen der mit der Rechtsausübung befaßten Berufsſtände durch den 
Bund Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher Juriſten für die Neugeſtaltung des Rechts⸗ 
lebens nutzbar gemacht wurden. | 

Mit diefen Inftitutionen ideenmäßig eng verbunden und in der Spitze durch 
die Perſon Dr. Franks vereint, ſtellte das Reichsjuſtizkommiſſariat als die amtliche 
Stelle der Rechtserneuerung die notwendige Verbindung zu den Geſetzgebungs⸗ 
organen des Reiches her. In den Beſprechungen und Sitzungen der Miniſterien, 
die den verſchiedenen Kabinettsvorlagen der Geſetzesentwürfe vorauszugehen 
pflegen, vertrat das Reichsjuſtizkommiſſariat den Standpunkt des Reichsjuſtiz⸗ 
kommiſſars zu den einzelnen Vorſchlägen. 

Ferner trug das Reichsjuſtizkommiſſariat in eigener Initiative die rechts⸗ 
ſchöpferiſchen Gedanken und geſetzgeberiſchen Pläne des Reichsjuſtizkommiſſars an 
die für die Geſetzgebung zuſtändigen Stellen heran und ſetzte ſich für deren Ver⸗ 
wirklichung ein. 

Daneben hatte das Reichsjuſtizkommiſſariat jährlich an 6000 Eingaben und Be⸗ 
ſchwerden von Parteidienſtſtellen und Volksgenoſſen, die ſich vertrauensvoll in 
ihren rechtlichen Nöten an Dr. Frank als den Reichsjuſtizkommiſſar wandten, zu 
behandeln und zu prüfen. Die Kanzlei des Führers und die Kanzlei des Stell⸗ 
vertreters des Führers leiteten gleichfalls viele Beſchwerden und Eingaben in 
Rechtsangelegenheiten an das Reichsjuſtizkommiſſariat weiter, das einerſeits be⸗ 
müht war, in den Grenzen ſeiner Zuſtändigkeit jedem Volksgenoſſen zu helfen, 
andererſeits aus den ungeſchminkten Worten vieler Volksgenoſſen manches Mate⸗ 
rial über notwendige Reformen erhielt. 

Durch Verfügung des Führers wurde das Reichsjuſtizkommiſſariat, nachdem ſeine 
Aufgabe der Gleichſchaltung der Juſtiz in den Ländern mit dem Erlaſſe des zweiten 
Geſetzes zur Überleitung der Rechtspflege von den Ländern auf das Reich vom 
5. Dezember 1934 erledigt war, aufgelöſt unter der gleichzeitigen Ernennung des 
Reichsjuſtizkommiſſars Dr. Frank zum Reichsminiſter ohne Geſchäftsbereich. Im 
alten kämpferiſchen Geiſte des Nationalſozialismus wird der große geiſtige Kampf 
um die Erneuerung des deutſchen Rechtslebens fortgeführt unter dem Leitwort: 
„Durch Nationalſozialismus dem deutſchen Volk das deutſche Recht.“ 
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riedloſigkeit 60 
rüchtepfandrecht 1061, 1088 
ührerausleſe 39 
gi rerbefehl 20, 32, 316, 434, 439, 1394 
05 rundſatz g, 9 
rbeitsrecht 694, 696, 712, 718 
— im bürgerlichen Recht 959, 964 
— im Gemeinderecht 454, 458, 462 
— 15 . „1143 f., 1152 f., 
— im Handwerksſtand 584 f., 556 f. 
— in der Reichsſchuldenverwaltun 678 
— 118 „rraiptögentent 1333, 1472 f. 1476, 
— im Verfa 7, 32, 314 f., 432, 
ir Der Wirtſchaft 1292, 1424 
— im nr recht 1503 f. 
Fünf. aat 7, 32, 39, 309, 316 318, 434 
ächte⸗ Erklärung vom 11 Dez em⸗ 
ber 1932 1 15 l. Gleichberechtigung e 105, 
138, 175 
ürſorge 545, 192 f 
ür orgegeleßgebun 793, 795 ff. 
ürſorgere b ee 178 


ürſorgeverbände 797, 816 
unkrecht (ſ. a. Rundfunk) 497 ff. 


G 


Garantie, i 320, 326 f. 
Gattun sihuld 942 

Gauredtsämter der NSDAP. 1556 
Gesieishehei 10 1386 


Gebietshoheit 130, 309, 374, 447 f. 

Gebiets örperidaften, Länder 5 337, 451 

— Gemeinden als 453, 460 

Geb rauchsmuſterrecht 1047 

ee im Rundfunkrecht 

Gebührenweſen in der Juſtiz 1491 

— der Rechtsanwälte 1532 

Gebundenheit des Richters an das Geſetz 
21, 30, 1004, 9 1 5 455, 1461 

Geburtenüberſchuß 

Geſo bang im Strafrecht 1348 
olgſchaft 40, 432, 959 

— im Arbeitsrecht 559, 694 

— im Handwerkerrecht 557 

Gegenausleſe 45 

Gegenzeichnung, miniſterielle 29, 317 

Geheimer a 1333 

Geheimer Vorbehalt 938 

Gee 1382, 1388 f. 

Gehorſamspflicht des Beamten 478, 488 

Geiſteskranke, Behandlung im Strafrecht 
437, 1336, 1376, 1395 

Geiſtesſchwäche. Behandlung im Straf⸗ 
recht 437, 1336, 1376, 1395 

Geiſtliche 413 f. 

Gel un 942 

Gelditrafen 1357 

Geldwejen 592, 1294 

Gelegenheitsverbrecher 1366 f. 

Geltung der Weimarer RV. 308 f., 427 

Heſſage 308 105 früherer Rechts⸗ 
ätze 
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Gemeinde 452 f., 458 ff. 
— Auftragsangelegenheiten 460 
— Beauftragter der NSDAP. 458, 461f. 
— Beigeordnete 461 f. 
— Beiräte 462 
— Bürger 462 
— Bürgermeiſter 188 ih 
— Darlehen 463 ff., 
— — Einwohner 462 
inanzen 463 . 
eldbedarf 46 
— — Gemeinderäte 468 461 f. 
— e 461. 
atsherren 462 
— Steuern 463, 659 
— Umſchuldung 470 ff. 
— Verbände 452 ff. 
— Verfa ung 458 ff. 
— Ver ungsgejeß, preußiſches 458 
— Vermögen 463 
— Vertretung 326, 332, 461 f 
e deut 5 1 0 1190 
„ de f es 3f. 


Gemein licher A 517 
Gemein 5 tsbegriff 34f. 
Gemeinſchaftsdenken, rechtswiſſenſchaft⸗ 


liches 491 ff. 
Gemeinjgaftsgedante im Arbeitsrecht 693, 


— im Durgerl den: Recht 941, 955, 971 
— im Erbredt 9 
— im Familienrecht 951 

— im germaniſchen Recht 5 
— 1175 eſellſchaftsrecht 1128 f., 1136 f., 


— im Schuldrecht 943 
— im Strafrecht 1319, 1366, 1395 f., 1432 
— im Verfaſſungsrecht 431 ff. 
— im Wirtſchaftsrecht 545, 561 f. 
Gemeinſchaftsperſönlichkeit, Recht der 
freien 434 ff 
Geminderte Jurechnungsfähigleit 473, 
1336, 1376, 1395 
Generalklauſeln 31 964, 970 f. 
Generalprävention 1321 
Generalrat der Wirtſchaft 563 
cn Generalafte 291 
Genfer Protokolle 124, 203, 278 
Genfer Scheckrechtskonferenz 1234 
n landwirtſchaftliche 1072, 
184 
Genoſſenſ leer 1175 ff. 
— Geſchichte 61, 1177 f. 
an Ss Genoſſen 1202 
1 ation der Genoſſenſchaften 1206 
Reform des 1175, 1179 
Gerechtigkeit 21 
Gerichtsorganiſation im Zivilprozeßrecht 
1491, 1502 
Germaniſches Recht 54f. 
Geſamthandsprinzip 935, 949, 1130 
Geſandtſchaften der Länder bei der Reichs— 
regierung 344 
Geſchlechtsleite 57 
Geſchlechtsverkehr zwiſchen Angehörigen 
verſchiedener Raſſen 10, 42, 996 
Geſchmacksmuſterſchutz 1047 
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Gelee Gejellenbeirat, «wart, 558 
Ge 1190 f. mit beſchränkter Haftung 


— Anonymität des n 1158 
— Einmanngeſellſchaft 1170 
— Reform 1155 
— Treuhandſchaft 1161 
— elch achtelung 1160 
aftsrecht 8 a. fie“ K. dor, 
und Kapitalgeſ en 
1128 ff., 1136 f 
Geſeg 1 ht 8 
cf 823187 ältnis zum Recht) 28, 434, 


Ge gef 1570 

Geſetzesbegriff 30, 32, 430, 434 

Ge etzespoſitivismus 28, 429 f. 

Geſetzesſtaat 28, 429 f. 

Ge 75217320338. der Reichsregierung 7, 

320, 338, 4 4, 1383 

g äßigteit der Verwaltung 30, 430 

er das Staatsoberhaupt 6, 316, 


Geſetz über 11 105 Aufbau der Wehrmacht 
Geſetz über den Neuaufbau des Reiches 
6, 315, 331, 336, 449, 487, 1394, 1489 
Geſetz zum Sohne des beutichen Blutes 

und der deutſchen Ehre 1 
Hide zur 195 des "Strafgefepsude 
vom 28 14, 32, 438, 
1368, 1394, 1438, 1471 1481 
Geſetz zur Behebung der Not von Volk 
und 1 312 3320 f., 449, 1383 
Geſsg 1 nung der nationalen Arbeit 


bach. een Ar r Neich 4518 der Rechts⸗ 
lege au 92 
Geſund 7 979 796 805 ff. 
Geſundheitsweſen 71, 798, 805 ff. 
Getreidewirtſchaft (f. a. Marktordnung) 


Gewährleiitung bes des F Geſetz 
zur 
Gewalt, elterliche 57 561 1008 f. 
Gewaltenteilung 30, 430, 435 
Se oberirdiſche 872 
ſicht 880 
— Benutzung 75 
— Reinhaltung 87 
— Unterhaltung u Yusbau 877 f, 
Gewerbe 553 f. 
— ſtrafrechtlicher Schutz des 1427 
Gewerbeverzeichnis 555 
Gewerbsunzucht 1394 
Gewerkſchaften 692 f. 
Gewinn (Einkommenſteuerrecht) 648 
Gewohnheitsrecht 54, 114, 430, 970 
Gewohnheitsverbrecher 14, 437, 1364 ‚1366 ff., 
1384, 1395 
Gierke 14 
Gläubigerſchutz 1518 f. 
Gleichartigkeit der Staaten 83, 429 
— faſſiſche — des deutſchen Volkes 9, 33, 


Ste deren der Staaten als Völ⸗ 
kerrechtsprinzip 99 f., 159, 264, 284 


reg: (Fortſ.) 

Deutſchlands 99, 113, 125, 137, 158, 175, 

207, 211 

— in der Luftfahrt 862, 868 
Gleichgewicht der Mächte 109 
Glei e 99, 105, 919 
Glei alan der Juſtiz 1577 
Gleichſchaltung Preußens 330, 445 
Gleichſchaltungsgeſetze 323 f., 336 448 f. 
e raſſiſche — des deutſchen Vol⸗ 


Gnadenrecht 334, 1369, 1435, 1493 

Gneiſt 24 

Gottesurteil 59 

Grenzen in Eingriffe 482 

See F ingriffe in Freiheits— 
rechte 4 

ee ee Strafbeſtimmungen 
gegen 1383 

Großmacht, wg er zeug 100 f. 

Gro raumwirtſchaft 570, 1308 

Großſt 7 572, 624 f. 

Gro abtauflöderung 86, 572, 624 f. 

Grundbuch 945, 1 

Grundeigentum 56 64 

Grundgeſetze des nationalfoziafiftiichen 
Staates 312 f., 1387 

Grundhandels Teak 1107 

Grundpfandrecht 947, 1571 

ei Di der Staaten 99 f, 159, 280 

Grundrechte der Weimarer Reichsver— 
faſſung 311, 382 f., 427 f., 1382 

l e des deutſchen Volkes“ (1848) 


Grundrechte im bürgerlichen Rechtsſtaat 


BR; nationalfogiafiftifcen Gemein: 
Apefer 431 ff. 
Grundwaſſer 872, 876 
Güteklauſel im arbeitsgerichtlichen Ver⸗ 
fahren 729 
Güterſtände, eheliche 951 
Güteverfahren im Zivilprozeß 1515 
Guthabenklauſel im Scheckrecht 1235 


H 


Me: Abkommen von 1907, 123, 278, 


afen 574 
aft, polizeiliche 385, 439 ff. 
aftpflicht der Reichsbahn 846 ff. 
1 389 f., 396 
akenkreuzflagge 8, 389, 865, 1392, 1398 
Handel, ſtrafrechtlicher Sch des 1426 f. 
andelsabkommen 564 f., 5 1311 
andelsbeziehungen Hedi tobe nach 
dem Verſailler Vertrag 113 f., 169 
Handelsflagge 389 
Bade (J. e 
andelsregiſter 1112f 
Öffentlichkeit des 1114 
— Regiſterpfandrecht 1123 
— Vereinheitlichung des 1112 
— Zentraliſierun 1109 f 
9 942 , 1103 
andelsverträge 115 f., 


40. 169, 564 f., 
578 f., 1311 


a He lands 10k völkerrechtliche 
Deutſe lands 101, 113, 125, 134 
Handwerk 12, 553 5 
— ſtrafrechtlicher chutz des 1427 
andwerkskammer 556 f. 
andwerksrolle 556 f. 
anſe, Deutſche 115 
auptſchriftleiter 539 
een Reform der ſtraf⸗ 
prozeſſualen 14 
Saupiperhandlung im Militärftrafgerichts- 
verfahren 1 
Hausbeſitz und Arbeitsbeſchaffung 612, 
616 f., 619, 622, 642 f. 
aus enoſſen chaft 57 
aushaltsrecht der Gemeinden 458, 463 
aus 1 des Reiches 320, 662 f. 
ausſuchung 386 
Heger 27, 84, 112 
egemonie 108 
ER 724, 1427 
eimatrecht 90 
Se de im Erbhofrecht 1060 
errſchaft u: Parteien im Zivilprozeß 
errſchaftsrechte über e 945, 967 
ilfsbedürftigkeit 797, 
„ ki SOANEBEHNGE 
e 750 
itler⸗Jugend 1400 
ochſchule für Politik 493 
a 708, 711 f. 
ochverrat 14, 20, 346, 384 f., 1354, 1356, 
1382, 1385 f., 1399, 1405, 1418 f. 
ochwaſſerſchu 879 
en 105 
ſtelle 1051 
Hoheitsrechte der Länder 315, 317, 327, 
337 f., 447 f., 914, 1384 
Hoheitszeichen 389, 437, 1392, 1397 
Höhere Gewalt im Eiſenbahnrecht 847 
— im Scheckrecht 1240 
Hygieneorganiſation des Völkerbundes 269 


Ok 

=) 
Idealismus 931 f. 
Idealkonkurrenz 1350, 1369, 1437 
Imperialismus 15 41, 113 
Import 564 f., 583 
Impreſſum 385, 539 
Individualismus 427 fh, 931, 949, 956 
Individualrechte 88, er 11 
In dubio contra reum 
Induſtrie im Wirkſchaftsſtrafrecht 1428 
Jaduftrie- und 20 572 
Induſtrie- und Handelskammergeſetz 560 
ee t des Reichsſtatthalters 


Inkrafttreten der Geſetze 321, 338 
Innungen 556 ff. 

Innungsbeirat 556 
Innungskrankenkaſſen 736 
Innungswarte 556 

Inſtitutionelle Garantien 320, 326 f. 
Interdependenz der Staaten 100 
Internationale Handelskammern 1234 
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Internationales Eiſenbahnrecht 850 I 
e Ständiger Gerichts 


f fl. e bez der Waſſerſtrazen 
e aiterreätige 83, 100, 276 
Invalidenverſicherung (f entenverfiche: 


Auel b eite 750, 752 
Invalidität 750 
. des Völkerbundes 168, 


Irak 104 
Irrtum im Strafrecht 1324, 1342, 1436 


3 


Jagdausübungsrecht 916 f. 
Jagdbare Tiere 920 
Saad ee 919 
e Des 

Jagdgau 
Jagdgenoſſenſchaft 918 
Jagdpacht 918 

Jagdrecht 914 ff. 
Jagdregal 915 
Jagdſchaden 923 

Jagdſchein 916 

Jagd aß 925 

Jagd rafrecht 926 

Jagdverwaltung 916 

Jägernotweg 921 

Sournali er 

Juden 9. 257 

529 ee im Strafrecht 


Jugendor Alain 424 
Jugendrecht 1007 
Jura I re alena 840 1000 
Jura in re aliena 94 
Juriſtiſche Perſon 62, 429, 935, 957 
Juſtizausbi dungsordnung 1578 
Ju 1000 eit, Übergang auf das Reich 451, 


ute 30, 435 
Juſtizverwaltung 1492 


K 


e e Reform 1136 f., 1572 
— Aktienbuch 1139 
— Depotſtimmrecht 1141 
— Inhaberaktien 1139 
— Namensaktien 1139 
— Stimmrecht 1141 
— Umbildung in Perſonalgeſellſchaften 
13, 1139 
Kapitalismus 544 ff., 1211 
Kapital politik 574 (f. a. Bankweſen) 
Kapitalverkehrsſteuer 658 
Kapitulanten 403 
Kartellpreisbindung 552 
Kartellrecht 546, 552, 1124, 1572 
rue 738 
Katholiſche Kirche 407 f. 
Kauf (als Grundform des Vertrages) 56 
„Kauf bricht nicht Miete“ 978, 980 
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a 1 ft 5 11 3 
raft 571, 


a mannsbeg rf 1106 
au 1 re im bürgerlichen Recht 


— i Strafrecht 1346 f. 
1 939 


Kellogg⸗Pakt 124, 143, 276 
Kinder eſchäftigungsverbot 708, 713, 


— trafrechtlicher Schuß 5 1384, 1394 


— uneheliche 66, 95 
5 (Steuer) 651 


Ainberermähigui 
Kindererziehun 11150 1009 


Kirche und Staat 51 „422 f. 
Kirchenämter 415 f. 

Klaſſenkampf 545, 692 f., 956 
Kleinbahnen 823, 825 f. 

Kleinrentnerfürſor e 798 
Kleinwohnungen 617, 619, 622, 643 
Kleriker 413. 

Knappſchaftsverſicherung 735 
Kollegialgerichte 1502 f. 
Kollektivindividualismus 939 
Kollektivismus 956 

Kollektivrechte 822 

Koloniale Schuldlüge 242 

Kolonien (|. Schutzgebiete) 

0 8 1362 der Regierung, ſtrafrechtlicher 


Kommiſſionsverlag 195 
Kommunalrecht 452 ff., 
8 325 332, 452 ff., 


45 
Kommuni 15 als Beamte 480 
Kommuniſti de Partei 345, 480 
Om es Vermögen, Einziehung 
es 
Kompenſations eſchäfte 567, 585 f. 
Kompromißklauſel, i 287 
Königtum im germaniſchen Re 
Konkordat 407 
Konkurs 984, 1126, 1173 
Konſervativismus 931 
Kon nie 702 167 
Konſularverträge 115, 
an der ad e des Reiches 


Konvikte 420 
Konzentrierung des Prozeßſtoffes 1511 
Körperliche Integrität 428, 436 f. 
Körperliche Züchtigung 1355 
46 8e it deutſch rechtliche 62 
Körper ff. des chſfentlichen Rechts 347, 
f., 472, 513, 529, 539, 560, 
797 627 f 868, 916, 1284, 1567 
Körperſchaftsſteuergeſetz 653 
Korporationsgedanke 936 
Korreſpondenzbüros 533 
Kraftfahrzeugſteuer 620 f., 640 f., 659 
Krankengeld 747 f., 
Krankenhäuſer Seelſorge in 410, 423 
Krankenhilfe 747 ff. 
Krankenkaſſen 736 ff. 
Krankenkaſſenarzt 738 
Krankenverſicherung 732 ff., 816 
— Beiträge 757 f. 


ae (Fortſ.) 
— — Site daft, a 7 


— — Ber ren 1 74, 761 
— 1 Hane 105 744 


— Verſicherungspflicht 

141783651 81170 1 ber Geiſtestätigkeit 
e 978. 5 590 

e e des Reichs 324, 595 f., 


— * 2güänder 384 

— der Gemeinden 463 ff. 
Kreditgenoſſenſchaften 1182, 1194 
Kreditgeſetze 320, 467 f., 595 f. 
Kreditpapier 1210 

reg 09 ff! zur e ec 618, 


Kreditſicherun 1368. 1122 

Kreishandwer erſchaften 556 
Kreistehtsämter der NSDAP. 1556 
Krieg als i Mittel 143, 276 
Kriegsanleihe 681 

Kriegsausbruch von 1914, 182 

ie ee Deutſchlands von 1914, 


e orge 798 
Kriegsopferverſorgung 766 ff. 
„ chädengeſetz 769, 788 f. 
Bar Te (. a. Kriegsſchuldtheſe) 
Kriegs üronschlubgee 665, 683 
Kriegsſchuldfrage 2 f 
Kriegs utiefe 1 158 182 8 
Kriegstribute e enweſen 664 f. 
e 4.0 = "is 
tiegsverhütun riedensſicherun 
Kriminalſtatiſtik 7 15 1975 : 
Kundennummer des S 5 1235 
au völkerrechtlicher Verträge 


124 
Rn ungsfeiten im Mietrecht 983 f., 


Kündigungsrecht, außerordentliches — auf 
Grund der Ariergeſetzgebung 984 
Kundigungsſcug bi Schriftleiter 535, 539 
Kündigungs m sent 705, 730 
ren 91 f., 
ie raftechtlicher Schutz 


Kultur olitik 490 ff. 
Kulturſchutz im = DE ICHErgeleR 539 
— im Strafrecht 
Kunſtſchutz 40, 490 1011 1022 
Kurorte 888 
L 


2 der öffentlichen Hand 11 
—5 VV 310 f., 323 f., 


oheitsrechte 315 f., 327 f., 337, 1489 

eutige Rechtsitellung 5 451 

taatsgewalt 315, 337, 447 
— — Verfaſſun 336 f., ir 
Länderkonkordate 409 
Landesbauernführer 1055, 1075 


Landesbeamten 450 
Landesfinanzen 447, 449 
Landesgeſetzgebung 332, 338, 447 
andes eg 90 2 555 
Landesrecht 310, 
— bürgerliches 1490 
Landesrechtspflege 448, 450 
Lange 1 317, 330, 334, 341, 451 
Landesverrat 1 18 1854, 1382 f., 1385 f., 
1399, 1405 
Lande e 374 
Landhandel 1069 
Landſtreicherei = 
Landtag 325, 336, 449 
Sanbwirtihaft, Kin Aufbau 11, 1065 
Zanfing 
Lauſanner ER vom 9. Juli 1932 


168 
Lautſpre 1 ee 509 
Lederwirtſchaft 1 
Legalität 22, 321 
Legitimität 81 
ebene 61 
Lehrlingsweſen 557 
Leihe 978 
Lei 2 Chuineeöt 2 22, 38, 544 


Leiſtu Kunde ohn arbeltsrechtlicher 703 

Leitſätze ie re S5 151 11 Reichsrechts⸗ 
amts der 9, 1322 f., 1404 
1342, 1347, 8360 1380 1394 f., 1 
1409, 1557 

lex Köppen 986 

i ismus 39, 142 429 ff., 931, 945, 


1 veto 107, 2 

e 494, 2512 ff. 

Lizenz 1044 

Locarno 124, 138, 204, 279, 285 

Lohn jündungen 1521 

Lohn 10 iebungen 1522 

Lohnſteuer 652 

N Vertrag vom 22. 4. 1930, 196, 


Lotſen 15 Be 392 
Luft fahrt me 393, 865 
tfa rtverwaltung 862 ff. 
Luftkreiskommando 869 
Luftprivatrechtsabkommen 866 
Luftrecht 861 ff. 
5 170, 862, 866 
chutz 639. 867 f. 
Luft tſport 867, 869 
Quftitreitfräfte 443, 868 
Lu „ 862 
Luftverkehrsgeſetz 861, 865 
Luftwaffe 868 f. 


Macchiavelli 112 

Macdonald: zn 208 f. 

Machtſtaat 

Majoriſterung 107, 265 

Mancini 84 

Mandatsgebiet 100, 104, 242 f., 274 
Mandatstommillion des Völterbunds 259, 
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Mandatsordnung 104, 242 f., 274 

Mandatsvertrag 247 

Mängelhaftung des Bermieters 979 

Mantelverwerkung bei G. m. b. H.s 1174 

Markanleihen des Reiches 682 

Marktordnung 1066, 1078, 1430 

Marktregelung 547, 1078 

Marktverband 1070, 1078 

ie en als Beamte 480 | 

Marxiſtiſches Vermögen, Einziehung 882 f. 
Maßregeln der Sicherung und Be Beſferung 
14, 437, 1363, 1366 ff., 1384, 1395 

Materialismus 544 f., 932, 948, 1292 

Medizinalſtatiſtik 73 

Mediziniſche Indikation 807, 818 

Meeresgewäſſer 874 

Meeresſtrand 874 

Mehrheiten uläſſigkeit 709, 712 f. 

Mehrheitsverfahren 107 

Meintat 57 

Meinungsfreiheit 534 

Meiſtbegünſtigung 116 f., 564 f., 1311 

Meldepolizeivorſchriften 379 

Memelgebiet 93, 129, 166 

Memelkonvention 93, 166 

Memelſtatut 93 

e e 91, 428 f., 432, 1326 

Meſſeweſen 548 

Miete 883, 940, 978 f., 991, 8 

Mieteinigungsamt 993, 997 

Mieterſchutzgeſetz 986, 991 

Mietnotrecht 986, 991 

Mietſtreitigkeiten 997 

Mietvertrag 940, 978 

Mietzins 979 

Mildernde Umſtände 1338, 1359 

e (ſ. a. Abrüſtung) 168, 


1, 209 
Mi gegart (ſ. a. Abrüſtung) 201, 


Militärrecht 339 f. 

Militärſeelſorge 422 

Militärſt LO Ber nung 1452 ff. 
Militärſtrafrecht 1442 ff 

Militärweſen 339 f 

dt (völkische Begriff 35, 81 f., 


wide henenres: 88 f., 129, 162, 262 f., 
274, 423 


Minderung 942 

Mindeſtpreiſe 552 

Miniſteranklage 30, 311 

Miniſterielle Gegenzeichnung 30, 317 

Miniſterverantwortlichkeit 311, 316 f. 

e (ſ. a. Geſetz zur Wiederherſtellun 
des Berufsbeamtentums) 10, 48. 48 

e von Vollſtreckungsmöglichkeiten 


Mißbräuche bei der Annahme an Kindes 
Statt 10, 48, 964, 1008 
Mißtzäuche bei der Eheſchließung 10, 48, 
) 
e der nationalen Symbole 395, 


Mißhandlun von Tieren 902 
Mißtrauensbeſchluß 30, 310, 318, 327 
Miterben 948 
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ne Dr ei 18955 regierung. Schutz der 


mittelinftang Be N 933 

Mittel tanz D Induftrie 55 

Mittelſtandspolitik 549 f. 

Mobilmachung 1914 182 

17 ungsmaßnahmen 404 

Mohl Robert 25 

Monarchie 82 

Mono . 421 

Moral und Recht 958 f., 1574 

Müller Adam 24 

Mündlichkeit dſatz im Prozeß 1511 
ündlichkeitsgrundſatz im Prozeß 1511, 
721, 731, 1508 

Munt 57 

Mün een 592 f. 
Muſikaufführungs recht 1013 

Mutwillige Tötung von Tieren 902 


N 


N tbackverbot 711, 714 
0 barrecht 964 
laßfürſorge In ne freiwilligen Ge⸗ 


0 sbarkeit 1 
e ung beamtenrechtlicher Eingriffe 


Na e 533 

Nachſchußpflicht der Genoſſen 1203 f. 

Nachwuchs, 5 für, durch Strafrechts 
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